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Im Rampfe für das Vaterland find folgende Rechtsanwälte gefallen: 


Fortſetung der Lifte von Nr. 10, 1916.) 


8 Dr. Johann Eichinger aus München. Bickes aus Seeſen. 
Wiltzelm Fuchs aus Kronach. Arnold Heßler aus Lüneburg. 


Friedrich Kloeppel f. 


Am 27. April iſt Friedrich Kloeppel, Rechtsanwalt am Oberlandesgericht Dresden, im ſiebenundvierzigſten Lebensjahre an den Folgen 
eines Schlaganfalles plötzlich verſtorben. Mit ihm tft einer der ehrlichſten und beſten Streiter für das Recht in viel zu frühen Jahren 
dahingegangen. Ausgezeichnet in gleicher Weiſe als Juriſt, als Anwalt und als Menſch. 

Er entſtammt bereits einer angeſehenen Juriſtenfamilie. Sein Vater, Dr. Paul Kloeppel, war Rechtsanwalt am Reichsgericht und 
zudem Prwatdozent an der Univerſität Leipzig. In ſeinen zahlreichen Schriften ſpiegelt ſich ein Mann von univerſalem Wiſſen wider. 

Im Gegenſatz zum Vater iſt der Sohn, der ihm ſonſt in vieler Hinſicht ähnlich war, auf juriſtiſchem Gebiete niemals im eigentlichen 
Sinne ſchriftſtelleriſch hervorgetreten. Für ihn gewann die Rechtsnorm Leben erſt in ihrer Anwendung, erſt im Nichterſpruch, den ſchon 
der Bater in klarer Erkenntnis der Tatſachen als Rechtsquelle neben Geſetz und Gewohnheitsrecht anerkannt hatte. Mit feinem Ber 
ſtändnis wußte er aus den zahlreichen Erkenntniſſen des Reichsgerichts in Strafſachen diejenigen auszuwählen, die ſich zum Abdruck in unſerer 
Wochenſchrift eigneten. 

Als Anwalt erfreute ſich Kloeppel großer Beliebtheit und allgemeinen Anſehens. Er war nicht der kühle — vielleicht beneidens⸗ 
werte — Anwalt, dem ein Rechtsſtreit um die Gültigkeit eines Pferdekaufs ebenſoviel bedeutet, wie ein Kampf, den ein Menſch vor Gericht 
um ſeine moraliſche und finanzielle Exiſtenz auskämpft. 

In einem ſolchen Kampfe eines Menſchen um Sein oder Nichtſein ſetzte er ſeine ganze kraftvolle Perſönlichkeit ein. Und ſein Herz 
hing an den großen Erlebniſſen ſeiner Praxis. 

Warmes Intereſſe brachte er auch den Fragen unſeres Standes entgegen: Auf keinem Anwaltstage der letzten Friedensjahre hat er 
gefehlt. Und manchem jungen Kollegen hat er mit Rat und Tat in uneigennützigſter Weiſe beigeſtanden. Nicht nur dankbare Klienten, auch 
dankbare Kollegen ſtehen trauernd an ſeiner Bahre. 

Kloeppel iſt auch politiſch hervorgetreten. Er war wiederholt Kandidat der liberalen Parteien für den Reichstag. Die Kandidaturen 
waren von vornherein ausſichtslos. Trotzdem ſtellte er ſich ohne Zögern ſeinen politiſchen Freunden zur Verfügung. Opferte Zeit, Arbeit, 
Geld und Geſundheit. Wie nirgends im Leben, hat er auch hier nicht danach gefragt, ob ihm ein greifbarer Erfolg ſeiner Tätigkeit winkt. 
Ihm genügte, für eine Sache, die er als gut erkannt und daher zu der ſeinigen gemacht hatte, gewirkt zu haben. 

Und ſo wird er in den Herzen ſeiner Klienten und Kollegen nnd ſeiner vielen Freunde als einer der edelſten und ſelbfoſeſten 
Anwälte weiter leben. 


Rechtsanwalt Dr. James Breit, Dresden. 
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Die Wiener Advokatenkammer über die Rechts⸗ 
annäherung. 
Von Hof⸗ und Gerichtsadvokat Dr. Julius Ofner, Wien. 


Die Annäherung des Rechtes in den verbündeten Staaten 
Deutſchland, Oſterreich und Ungarn iſt beſtimmt, den Zuſammen⸗ 
ſchluß, der ſich durch den gemeinſamen Exiſtenzkampf der beiden 
Reiche gebildet hat, für die Zeit des Friedens feſtzuhalten und 
zu vertiefen. Schon an ſich, weil nach der Einheit des Staates 
und der Sprache die Gleichheit des Rechtes wohl das kräftigſte 
Mittel iſt, um das Gefühl der Zuſammengehörigkeit zu wecken. 
Zunächſt aber als Vorausſetzung für einen regen Verkehr, als 
Mittel für das wirtſchaftliche Bündnis, das angeſtrebt wird. 
Denn die Anforderungen eines fremden Rechtes ſind ebenſo viele 
Unklarheiten des Vertragsinhaltes, Unſicherheiten ſeines wirt⸗ 
ſchaftlichen Erfolgs. Das gleiche Recht beſeitigt Zweifel und 
Gefahr, es wirkt wie ein Verkehrsſtrang, der raſch und ſicher 
verbindet. Wie für das jetzige Mitteleuropa berechnet, lieſt ſich 
die Einleitung zu dem Vorhaben Maria Thereſias, ein gleiches 
Landrecht in ihren deutſchen Erblanden einzuführen. Es heißt 
dort: „Durch eben dieſe Gleichheit des Rechtens würde auch 
denen ſammentlichen Erblanden ſelbſt gegen einander der größte 
Nutzen zufließen, auch Handel und Wandel aller Orten in 
beſſeren Flor gebracht werden. Indeme nicht anzuſtehen, daß 
derzeit die Einwohnern eines Landes von darumen Bedenken 
tragen, Verkehrungen mit eines anderen Landes Inwohnern zu 
machen und Gelder dahin zu leihen oder ſich daſelbſt Realien 
anzukaufen, weilen ſelbe wegen Unterſchiedenheit deren ihnen un⸗ 
bekannten fremden Rechten in Sorgen ſtehen, in Rechtsführungen 
verflochten zu werden oder ihre ausleihende Kapitalien ſchwer⸗ 
licher herinbringen zu können. Dahingegen bei obwaltend 
gleichen Recht und zu erwarten habend gleicher Juſtiz⸗ 
adminiſtration vorgedachte Beſorgung von ſelbſt hinwegfallen 
und beſſeres Zutrauen zwiſchen denen Einwohnern deren ver⸗ 
ſchiedenen Ländern eingepflanzet wurde.“ (Cod. Theresianus I 
S. 15.) 

Die Rechtsannäherung zwiſchen Deutſchland und Oſterreich 
insbeſondere ſtrebt nichts Neues an, ſie knüpft nur an das Band, 
das lange beſtanden hatte, das die Politik zerriſſen, die Wiſſen⸗ 
ſchaft aber ſtets feſtgehalten hat, wieder an. Das Rechtsdenken 
in beiden Staaten ruht auf derſelben gemeinrechtlichen Grund⸗ 
lage, und das bis zur neuen Geſetzgebung des Deutſchen Reiches 
einheitliche Wechſel⸗ und Handelsrecht liefert vollen Beweis, 
daß die Verſchiedenheit der Wirtſchaft und Kultur in den beiden 
Staaten durchaus nicht ſo bedeutend iſt, um das gleiche Recht 
zu hindern. Die Annäherung findet denn auch bei uns lebhafte 
Zuſtimmung. 

In der letzten Plenarverſammlung der Wiener Advokaten⸗ 
kammer berichtete Dr. Paul Abel namens des Ausſchuſſes über 
die bisherigen Beſtrebungen, und während er mit nüchternem 
Sinn auf Rechtsgebiete wies, bei denen die hiſtoriſche Ent⸗ 
wicklung und die verſchiedenen ſozialen Vorausſetzungen vor⸗ 
läufig die einheitliche Regelung hindern, betonte er die Rechts⸗ 
gebiete, in welchen die Unterſchiede nur auf den Zufälligkeiten 
der Geſetzgebung beruhen: das Handelsrecht, das Recht der 
Geſellſchaften m. b. H., das Scheckrecht, Genoſſenſchaftsrecht, das 
Recht der Verkehrsanſtalten, das Gebiet des gewerblichen Rechts⸗ 
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ſchutzes, Konkurs⸗ und Anfechtungsrecht, Verſicherungsrecht, auch 
viele Teile des Strafrechtes. Die Strafrechtsentwürfe in beiden 
Staaten geben ein zutreffendes Bild der vorhandenen gleichen 
Rechtsauffaſſung. Sie ſind unabhängig voneinander entſtanden 
und zeigen dennoch eine merkwürdige Ahnlichkeit; ihre Aus⸗ 
gleichung bietet nicht die mindeſte Schwierigkeit. Der Ausſchuß 
ſtellte den Antrag auf die Entſchließung: „Die Vollverſammlung 
der Niederöſterreichiſchen Advokatenkammer begrüßt auf das 
lebhafteſte die Beſtrebungen, auf dem Rechtsgebiet eine An⸗ 
näherung zwiſchen Oſterreich⸗Ungarn und dem Deutſchen Reiche 
herbeizuführen und erwartet, daß alle maßgebenden Faktoren 
in Oſterreich dieſen Beſtrebungen tunlichſte Beförderung werden 
angedeihen laſſen.“ 

Der Vorſchlag wurde mit allgemeinem Beifall aufgenommen 
und ihm einmütig zugeſtimmt. 

Vor demſelben hatte die Verſammlung über einen anderen 
Punkt beraten. Während im Deutſchen Reich der Staatsſekretär 
des Reichsjuſtizamts ſofort bei Anfang des Krieges erklärt hatte, 
er halte es für bedenklich, einen Gegenſtand normaler Geſetz⸗ 
gebung durch Kriegsverordnung zu erledigen, hat die öſterreichiſche 
Regierung eine Reihe großer Geſetzesarbeiten, eine Konkurs-, 
Ausgleichs⸗ und Anfechtungsordnung, eine Verſicherungsordnung, 
eine umfaſſende Novelle zu den Zivilprozeßgeſetzen, drei Teil⸗ 
novellen zum ABGB. im Wege des $ 14 des Staatsgrund⸗ 
geſetzes veröffentlicht, des ſogenannten Notparagraphen, der die 
Regierung ermächtigt, Gegenſtände des parlamentariſchen 
Wirkungskreiſes, wenn ſich ihre dringende Notwendigkeit zu 
einer Zeit herausſtellt, wo das Parlament nicht verſammelt iſt, 
durch kaiſerliche Verordnung mit proviſoriſcher Geſetzeskraft zu 
erledigen. 

Dieſe Vorausſetzungen beſtehen für große allgemeine 
Geſetzeswerke nicht und die Kammer erhob auf Antrag des 
Ausſchuſſes (Ber. Baron Haerdtl) Proteſt, daß der Paragraph 
mißbraucht werde, wobei ſie zugleich der Maſſe von Advokaten 
gedachte, die im Felde find und neben den Schwierigkeiten, 
welche ihnen die Wiedergewinnung der verlorenen Klientel 
verurſachen wird, nun auch noch ein in großen Gebieten völlig 
verändertes Recht finden, das zu erlernen ſie keine Ruhe und 
keine Gelegenheit hatten. 

Seit der Vollverſammlung der Kammer hat das Streben 
nach Rechtsannäherung einen weiteren Ausdruck gefunden. 
Unter Vorſitz des früheren Juſtizminiſters Dr. Franz Klein fand 
eine Verſammlung juriſtiſcher Körperſchaften ſtatt, um die Frage 
ihrer Mitwirkung zu beraten. Dieſelbe wurde im Grundſatz 
einmütig beſchloſſen und ein Komitee eingeſetzt, um Norſchläge für 
die Form der Mitwirkung zu erſtatten. 


Die ungariſche Rechtsauwaltſchaft. 


Von Hofrat Illés Pollak, Präſident des ungariſchen Landes⸗ 
Advokatenbundes, Budapeſt. 


Zu der großen Frage der deutſch⸗ungariſchen Verbrüderung 
wird auch die ungariſche Rechtsanwaltſchaft Stellung nehmen, 
und wer das politiſche Ungarn der neuern Zeit recht verſtehen 
und die tektoniſchen Geſetze ſeiner inneren Verſchiebungen er⸗ 
kennen will, wird dieſes Verſtändnis ohne einen Einblick in die 


1 


＋ * 


f. 


® 
U 


5 
; 


een 5 


45. Jahrgang. 


Bedeutung des ungarischen Advokatenſtandes für dieſe kaum 
zuſtande bringen. Es zeugt daher für die richtige Witterung, 
wenn man ſich gleich zu Beginn des Intereſſes für das ungariſche 
Weſen auch für die Rechtsanwaltſchaft dieſes Landes zu inter⸗ 
eſſieren anfängt. Weiß man doch auch in Deutſchland, welche 
Summe nationaler Intelligenz und Tatkraft in dieſem Stande 
angehäuft iſt und welche Energiemengen derſelbe in geſellſchaft⸗ 
liche Tätigkeit umzuſetzen in der Lage if. In Ungarn kommt 
nun aber dem Anwaltſtande eine viel größere Bedeutung zu, 
als dies in den weſtlichen Staaten der Fall iſt, wo der Rechts⸗ 
anwalt in dem Getriebe der Weltinduſtrien zum Schwungrad 
geworden und politiſch bloß mehr in einzelnen ſeiner Individuen 
tätig iſt. In Ungarn, wo Handel und Gewerbe noch im Aufbau 
find, iſt der Rechtsanwalt Führer und Fahnenträger des poli⸗ 
tiſchen und ſozialen Getriebes, Rufer im Streit, wozu ihn ſeine 
Kenntnis der Bedürfniſſe des öffentlichen Lebens, ganz beſonders 
aber die Gewandtheit in der Handhabung der Sprache in geradezu 
wringender Weiſe berufen. 

Es würde ſich lohnen, einmal den Einfluß auch der Sprache 
auf die Entwicklung des öffentlichen Geiſtes einer Nation zum 
Gegenſtande einer Unterſuchung zu machen. Sicher iſt, daß die 
Sonorität und der Vokabelreichtum des alten Lateins Forum 
und Senat des alten Rom in ganz mächtiger Weiſe beeinflußten 
und die Geſchicke des Reiches beſtimmen halfen. Auch die 
magvariſche Sprache hat ſolche Klangfülle und edle Männlichkeit 
und auch ihren Vokabeln können Ungewitter entſtrömen. Nirgend 
ſonſt, Italien etwa ausgenommen, berauſcht ſich das Volk ſo 
leicht und gern an den Schönheiten ſeiner Sprache, als hierzu⸗ 
lande, und ſo erklärt ſich auch die Führerſchaft jener, die dieſer 
Schönheiten Meiſter find. So erklärt ſich auch das Zuſtrömen 
u den politiſchen Karrieren, und da hier jedermann Redner iſt, 
das Inſtrument macht den Meiſter, ſo will jedermann zu poli⸗ 
tiſchen Ehren gelangen; das Sprungbrett aber hiezu iſt die 
Advokatur, als die Hochſchule des ausübenden Könnens. Was 
in Ungarn führend wirken will, wird darum ſeine juriſtiſchen 
Studien machen und ſodann auf Stadt und Land ziehen, um 
ſich möglichſt raſch am öffentlichen Leben zu beteiligen, welches 
mit wenigen Ausnahmen von den Advokaten geführt und be⸗ 
raten if. 

Nicht ohne Grund konnten wir ſomit die Behauptung auf- 
ftellen, daß, wer das neue Ungarn verſtehen wolle, auch das 
Beſen der ungariſchen Anwaltſchaft ſtudieren müſſe, ein Kapitel, 
welches freilich weit über den Rahmen eines kurzen Aufſatzes 
hinausreicht, aber es genügt dieſer Hinweis, um zu begreifen, 
welche Rolle im öffentlichen Leben Ungarns der Anwaltſchaft 
wmkommt. Wohl führt noch immer, wie vor dem Revolutions⸗ 
jahre 1848, der Adel, doch mit der Einſchränkung, daß er jetzt 
feinen Einfluß mit den Wortführern des inzwiſchen großgewordenen 
demokratiſchen Ungartums teilen muß. Dieſes demokratiſche Ungarn 
hielt aber mit einer Schaar glänzender Rechtsanwälte, welche die 
Revolution in die Höhe brachte und — brachten, ſeinen Einzug, 
und man kann füglich ſagen, Ungarns Geſchichte, welche bis zur 
Revolution eine Geſchichte des Adels war, welcher die Juriſten, 
wie überall, Heeresfolge leiſteten, könne von da an eine Geſchichte 
der Juriſten heißen, welchen nun der Adel Heeresfolge leiſtet, 
und man darf dies um fo mehr ſagen, als ja doch der Über⸗ 
gang vom Feudalſtaat zum Wirtſchaftsſtaat ſeit jeher von den 
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Juriſten, welche beider Geſchäfte machten, beſorgt wurde. Um 
genau zu ſein, ſoll dieſer Satz dahin ergänzt werden, daß die 
Erhebung des neuen Maſſivs unter den Auſpizien des Kapitals 
vor ſich geht und die Heeresfolge des Adels dieſem gilt, aber 
ein Kapitalismus ohne Schildträger iſt ein Blinder ohne Führer. 
Die Schildträger ſind die Juriſten. 

Das Aberwiegen des Politiſchen und Sozialen in dem 
Berufe hatte nun aber ein Zuſtrömen zur Folge, welches keine 
Grenzen hatte. Wir zählen heute im eigentlichen Ungarn, ohne 
Kroatien und Slawonien, über 8500 Rechtsanwälte.“) Nun kann 
die Politik wohl ihren Mann ernähren, achttauſend Männer 
niemals; die Induſtrie iſt aber vorderhand noch im Werden. 
Die Hochflut der Anwälte iſt aus dieſem Grunde zur öffentlichen 
Sorge geworden, welche nach Hilfe ruft. ÜUbergangszeiten, wie 
ſie jetzt die ungariſche Geſellſchaft durchmacht, zwiſchen Nieder⸗ 
gang einer alten und Aufſtieg einer neuen Zeit, haben wenig 
Raum fürs Recht übrig. Was an Energie vorhanden, findet 
ſeine Betätigung in Ab⸗ und Aufbau, und da gehen die Ellbogen 
vor. Mit einem Male hat es ſich herausgeſtellt, daß die Politik 
nicht mehr, Handel und Gewerbe noch nicht nähren, und ſo 
ſieht ſich unſere Geſellſchaft der Anwaltshypertrophie gegenüber 
in einer Lage, ähnlich einem zum Induſtrieſtaat gewordenen 
Agrarſtaat mit deſſen Tauſenden von Mühlen, welche nun mangels 
Brotfrucht ins Leere klappern. 

Zum Glück geht ein ritterlicher Zug durch die ungariſche 
Rechtsanwaltſchaft, welche ſie vor Niedergang bewahrt. Ohne 
eine eigene Geſchichte gehabt zu haben, hat ſie trotzdem eine 
Tradition, die des politiſchen Ungarn: Nobleſſe und Ehrgefühl. 
Der ungariſche Anwalt ſetzt, wenn es ſein muß, ſeinen Standard 
herunter, doch nicht ſich ſelbſt, ſondern wartet in Ergebung 
auf beſſere Zeiten, in welchen es weniger zu politiſieren und 
mehr zu arbeiten gibt. Inzwiſchen gibt es freilich viel 
Kümmernis und Entſagung, welchen man mit allerlei Mitteln 
begegnen möchte, ohne daß man ſich zu einem Schnitt an der 
Wurzel zu entſcheiden wagte. Die öffentliche Meinung iſt in 
Ungarn im allgemeinen nicht zum Radikalismus geneigt; die 
große Maſſe der Advokaten konnte es nach den bereits erfolgten 
Andeutungen ebenſowenig ſein. Eine Bewegung, welche zum 
numerus clausus führen follte, ſcheiterte an einem mißverſtandenen 
Liberalismus, der vielmehr ein Hängen am Hergebrachten war. 
Ein Verſuch, die Anwaltſchaft in eine Zweiteilung zu ſpalten, 
welchen Schreiber dieſes Aufſatzes über Auftrag des damaligen 
Juſtizminiſters Dr. Alexander Plöſz, den Entwurf einer neuen 
Advokatenordnung auszuarbeiten, unternahm, hatte dasſelbe 
Schickſal. Lange fehlte es auch an Wohlwollen von ſeiten der 
Regierungen, welchen der politiſche Einfluß der Anwälte oft 
genug unangenehm wurde. Daß aber auch die Hilfe von oben 
nicht mehr viel nütze, das beweiſt das wohlwollende Zugreifen 
des gegenwärtigen Juſtizminiſters, Dr. Eugen Balogh, welcher 
die Hochflut durch Ernennungen in die Magiſtratur abzuleiten 
und der Not ſelbſt durch werktätige Unterſtützung beizukommen, 
vergeblich trachtet. Ausblicke auf eine beſſere Zukunft kommen 
eben nicht von Hintertüren her. 

Trotz ſeiner mißlichen Lage ſteht der ungariſche Anwalt 
auf der Höhe feiner Zeit. Es wird viel gelernt und geleſen. 


1) 19 000 000 Einwohner. 
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Der ungariſche Advokat iſt Schriftſteller, Literat, Publiziſt, 
Redakteur und Zeitungsſchreiber. Der größere Teil aller rechts⸗ 
und ſtaatswiſſenſchaftlichen Bücher und Aufſätze hat Advokaten 
zum Verfaſſer, ſogar eine Serie bedeutender philoſophiſcher 
Werke kamen aus ſeinen Reihen. Die ſoziologiſchen und 
juriſtiſchen Vereinigungen aller Art erhalten aus dem friſch 
ſprudelnden Brunnen der Anwälte Leben und Impulſe, und an 
den Fronten ſämtlicher induſtrieller und kaufmänniſcher Ver⸗ 
einigungen des Landes ſtehen ſie als Organiſatoren und geiſtige 
Leiter obenan. Dieſe innere Währung fand auch ſeitens des 
Staates die entſprechende Würdigung, welche in der nahezu 
vollen Autonomie der Kammern, in der Zuziehung der An⸗ 
waltſchaft als Referenten mit Sitz und Stimme in dem Oberſten 
Dilziplinargericht, dem Anwaltſenat der Königl. Kurie, in der 
Beſetzung einiger Präſidentenſtellen der Richteramts⸗ und 
Advokatenprüfungs⸗Kommiſſion, und in dem geſetzlich gewähr⸗ 
leiſteten Rechte der Kammern, in ihren Vollverſammlungen die 
ihnen von Amts wegen zugehenden Geſetzentwürfe einer öffent⸗ 
lichen Kritik zu unterziehen, in welchen ſehr oft hochgehende 
Oppoſitionswellen branden, zum Ausdrucke gelangte. 

Die ungariſche Advokatur beruht auf dem Prinzip der 
vollen Freizügigkeit mit der Beſchränkung einer Eintragung in 
die Kammerliſte des Wohnortes. Wir werden über Struktur 
und Bedingungen der Advokatur in einem ſpäteren Aufſatze 
ſprechen. Außer den 27 Kammern beſtehen noch zwei auf 
das ganze Land ſich erſtreckende ſoziale Vereinigungen, von 
welchen die eine, das Penſionsinſtitut, im Jahre 1908 durch 
ein Geſetz geſchaffen wurde, die andere, der Landesadvokaten⸗ 
bund, eine freie Vereinigung iſt, welcher ſich bereits in den 
erſten Jahren ihres Beſtehens nahezu alles anſchloß, was der 
Stand an ſozialem Empfinden und Verſtändnis in ſich birgt. 
Im Penſionsverein kommt die Sorge für die Zukunft, im 
Landesbunde die der Gegenwart zu Worte. Mit gutem Gewiſſen 
kann geſagt werden, daß die ungariſche Anwaltſchaft im einzelnen 
ſowohl als auch in ihrer Gänze ehrlich beſtrebt iſt, es den 
beſten der weſtlichen Anwaltſchaften gleichzutun und in bezug 
auf allgemeine Bildung und juriſtiſches Wiſſen auf der Höhe 
Europas ſteht. Hat fie auch zufolge ihrer Mberfülle — weniger 
wäre mehr! — in den letzten Jahren an politiſchem Einfluſſe 
verloren, fo hat fie doch infolge ihrer Bildung und Kenntniſſe 
die Führung der Geſellſchaft behalten und bleibt darum ein 
bedeutſamer Faktor aller Bewegungen, welche die Zukunft vor⸗ 
bereiten. Alle Zeichen deuten darauf hin, daß auch die Idee 
der Waffenbrüderſchaft Deutſchlands und Ungarns in den 
ungariſchen Anwälten die erſten Adepten finden wird. 


Korporationsverhältniſſe der öſterreichiſchen 
Anwaltſchaft. 
Vom Geheimen Juſtizrat, k. k. Regierungsrat Dr. Adolf Edler 
von Bachrach, Hof- und Gerichtsadvokat, Wien. 


Jeder Freier ſoll das Haus kennen, zu dem er in Ge⸗ 
meinſchaft treten will. Auch Berufsſtände, die eine Annäherung 
planen, werden mit Fug über ihre wechſelſeitigen Organiſationen 
unterrichtet ſein wollen. Dieſer Grund und Anlaß mögen 


folgende knappe Darſtellung der zur Zeit in Oſterreich be⸗ 
ſtehenden offiziellen und privaten Gliederung der Rechts⸗ 
anwaltſchaft rechtfertigen. 

Die Advokatenordnung vom 6. Juli 1868 brachte haupt⸗ 
ſächlich drei weſentliche Errungenſchaften: die Freiheit und Frei⸗ 
zügigkeit der Advokatur, die ausdrücklich (8 33) ausgeſprochene 
Unabhängigkeit des Anwaltſtandes von den Gerichten und die 
autonome Standesverfaſſung. 

Der Verſuch, an dem erſten Grundſatze zu rütteln, iſt 
bisher mißlungen und wird hoffentlich, zumal nach den Er⸗ 
fahrungen und Folgen des Weltkrieges, auch in aller Zukunft 
ſcheitern. Der vor fünf Jahren dem Abgeordnetenhauſe vor⸗ 
gelegte Entwurf einer neuen Advokatenordnung (XXI. Seſſion 
Nr. 1046 der Beilagen zu den ſtenographiſchen Protokollen des 
Abgeordnetenhauſes) lehnte denn auch mit ſüßſaurer Miene die 
Wiedereinführung der beſchränkten Zahl ab.) Parallele 
Beſtrebungen im Deutſchen Reiche dürften wohl auch nicht zum 
numerus clausus führen. Eine weſentliche, die Unabhängigkeit 
des Advokatenſtandes und ſeiner Mitglieder gewährleiſtende 
Frage iſt damit in beiden Staaten in der Hauptſache gleich⸗ 
artig entſchieden. 

Die Handhabung der Diſziplinargewalt üder Advokaten 
und Advakaturskandidaten iſt durch das Geſetz vom 1. April 1872, 
ſoweit nicht das bloße, dem Ausſchuſſe der Advokatenkammer 
und in letzter Reihe dem Juſtizminiſter zuſtehende Aufſichtsrecht 


in Betracht kommt, dem Diſziplinarrate eingeräumt, der von 


der Plenarverſammlung frei gewählt wird und dem ein eigener, 
in gleicher Weiſe frei gewählter Kammeranwalt (nicht Staats⸗ 
anwalt, wie im Deutſchen Reiche) beigeſellt iſt. Allerdings 
ſteht aber dem Oberſtaatsanwalte bei dem Oberlandsgerichte, 
in deſſen Sprengel der Diſziplinarrat feinen Sitz hat, das 
Rechtsmittel der Berufung gegen Freiſprüche zu, jedoch nur, 
inſoweit es ſich um ein Diſziplinarvergehen handelt, durch 
welches die Berufspflichten verletzt wurden. Daß die Grenzen 
zwiſchen dieſer Verfehlung und jener gegen Ehre und Anſehen 
des Standes nicht immer leicht zu ziehen ſind und daß damit 
auch das oberſtaatsanwaltſchaftliche Berufungsrecht mitunter 
beſtritten wird, lehrt die Erfahrung. 

Aber alle Berufungen entſcheidet der Oberſte Gerichtshof 
in einem Senate, dem Mitglieder des Anwaltſtandes nicht an⸗ 
gehören. Hier findet alſo die Autonomie ihre Grenze. Der 
erwähnte Entwurf fieht (88 92 ff.) Advokaten⸗Diſziplinarſenate 
beim Oberſten Gerichtshofe vor, deren vier Beifitzer zur einen 
Hälfte den hierfür jährlich im vorhinein beſtimmten Räten des 
Oberſten Gerichtshofes, zur anderen Hälfte den von den 
Advokatenkammern frei gewählten Advokatenrichtern entnommen 
werden. Den Vorfitz führt der Präſident des Oberſten Gerichts⸗ 
hofes oder ſein von ihm beſtimmter Stellvertreter. Die in 
Deutſchland angeſtrebte Beſetzung dieſer Senate nur durch 
Rechtsanwälte gelangte in Oſterreich nicht zur Erörterung. 

Sämtliche in die Liſte eingetragenen Advokaten eines 
Kammerſprengels bilden die Advokatenkammern. Ihrer 
zählen wir 24. Die Anderung dieſer Sprengel und Bildung 
neuer Kammern ſteht dem Juſtizminiſter nach Einvernehmen 
der derzeit beſtehenden Kammern zu. 


1) Vgl. meine Ausführungen in der DIZ. 1912, 1019 f. 
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Von den Angelegenheiten, die das Geſetz der Advokaten⸗ 
kammer zuweiſt, dürfte hier die Erſtattung von Geſetzvorſchlägen 
und Gutachten über Geſetzentwürfe, von Berichten über den 
Zuſtand der Rechtöpflege ſowie von Mitteilungen über wahr⸗ 
genommene Mängel und Wünſche in derſelben, am meiſten 
intereſſieren. Die Kammern und zumal die Nieder⸗Oſterreichiſche 
Advokatenkammer (mit dem Sitze in Wien) machen von dieſem 
Rechte, das richtig auch als Pflicht aufgefaßt wird, häufig 
Gebrauch, und der Niederſchlag dieſer oft wertvollen Anregungen 
findet ſich in mehr als einem Geſetzes werke. 

Die Behörde, durch die die Advokatenkammer ihre Geſchäfte, 
wie ſich das Geſetz ausdrückt, „mittelbar“ beſorgt — unmittels 
bar geſchieht dies in den Plenarverſammlungen — iſt der 
Ausſchuß, deſſen Präfidenten, Präfidentenſtellvertreter und 
Mitglieder die Vollverſammlung wählt. 

Der Ausſchuß führt die Advokatenliſte und entſcheidet 
insbeſondere über die Eintragung in dieſe. Er iſt dadurch in 
der Lage, bei mangelnder Vertrauenswürdigkeit die Eintragung 
zu verweigern, was allerdings in der Rechtſprechung des 
Oberſten Gerichtshofes nicht bedingungslos anerkannt wird. Er 
führt ebenſo die Liſte der Advokaturskandidaten, denen er die 
Advokaturspraxis zu beſtätigen und die Legitimation zur Sub: 
ſtituierung der Anwälte auszufertigen hat. Er vollzieht die 
Beſchlüſſe der Advokatenkammer, vermittelt Irrungen zwiſchen 
Kammermitgliedern in dienſtlicher Beziehung, beruft die Plenar⸗ 
verſammlungen und verkehrt namens der Kammer mit den Behörden 
und mit den außerhalb der Kammer ſtehenden Perſonen uſw. 

Einer organiſchen Verbindung untereinander entrieten die 
Advokatenkammern. Dieſem Bedürfniſſe entſprachen, nachdem 
die vorher außerhalb der Standesverfaſſung einberufenen 
„Advokatentage“ hiezu mit der Zeit weniger geeignet ſchienen, 
„Delegiertentage der Advokatenkammern“. Auch ſie 
waren im Geſetze nicht vorgeſehen und wurden nach eigenem 
Ermeſſen der einzelnen Kammern — urſprünglich nach den 
jeweiligen Beſchlüſſen der einzelnen Ausſchüſſe periodiſch, dann 
ſeit März 1900 ſtändig — beſetzt und beſchickt. 

Der Motivenbericht zum 5 36 des Entwurfes einer neuen 
Advokatenordnung hebt hervor, daß dieſer Geſamtausſchuß aller 
Advokatenlammern wiederholt in erſprießlicher Weiſe tätig ge⸗ 
worden ſei. Insbeſondere ſeien ſeine Eignung und Beruf 
hervorgetreten, die vielfältigen, auseinanderſtrebenden und ſich 
widerſprechenden Anſichten der Kammern und Kammermitglieder 
auf ein durchſchnittliches Ergebnis zu vereinigen und An⸗ 
ſchauungen, die Ziel und Maß überſchritten, auszuſcheiden. 

So fand ſich denn die Regierung beſtimmt, die aus prak⸗ 
tiſchen Bedürfniſſen entſtandene „ſtändige Delegation der 
öſterreichiſchen Advokatenkammern“ in ihrem Entwurfe 
zu einem geſetzlich geregelten Gliede der Organiſation des 
Advokatenſtandes zu erheben und ihr die gemeinſame Wahrung 
der Rechte und Intereſſen des Advokatenſtandes (ohne weitere 
Umſchreibung des Wirkungskreiſes) anzuvertrauen. Der Krieg 
und das ſeither eingetretene Ruhen des parlamentariſchen 
Lebens haben auch dieſe Entwicklung zunächſt unterbrochen. 
Es unterliegt aber keinem Zweifel, daß das neue Geſetz dieſe 
notwendige Einrichtung ſchaffen wird. 

Neben den amtlichen Vertretungen unſeres Standes bil⸗ 
deten ſich zahlreiche, zum Teil recht angeſehene Advokaten⸗ 
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vereinigungen in den verſchiedenen Städten des Reiches, zumal 
in Wien, und nehmen oft maßgebenden Einfluß auf die Ge⸗ 
ſtaltung des advokatoriſchen und des Rechtslebens überhaupt. 
Auch die Wahlen in Ausſchuß und Diſziplinarrat ſowie der 
Prüfungskommiſſäre für die Advokaten⸗ und Richteramts⸗ 
prüfungen werden von ihnen vorbereitet und beeinflußt. 

Eine freie Geſamtvereinigung, etwa als Korrelat der 
ſtändigen Delegation, entſtand bisher ebenſowenig wie ein 
Verein, der z. B. dem Deutſchen Anwaltsverein gleichwertig zur 
Seite ſtehen könnte. 

Die Geſchichte unſerer „ſtändigen Delegation“ belegt 
neuerlich den alten Erfahrungsſatz, daß das natürliche 
Wachstum auf dem Boden tatſächlicher Bedürfniſſe und Ver⸗ 
hältniſſe die beſte Gewähr für erſprießliche und dauerhafte 
Schöpfungen bildet. So dürfte es denn nicht unzweckmäßig 
erſcheinen, ſoweit die öſterreichiſche Anwaltſchaft in Frage 
kommt, von der Inſtitution der ſtändigen Delegation auszugehen. 
Ihr Präſidium könnte als Repräſentant der öſterreichiſchen 
Rechtsanwaltſchaft gelten. Ihm wäre im Deutſchen Reiche 
wohl zunächſt der Anwaltsverein durch ſein Organ gegenüber⸗ 
zuſtellen. 

Dieſe beiden Vertretungen würden ſicher eine breite Grund⸗ 
lage für den Ausbau einer ſchönen Arbeits⸗ und Inter⸗ 
eſſengemeinſchaft der beiden Rechtsanwaltſchaften 
ſowie der ungariſchen Advokatur finden. Sollte dieſe 
beſcheidene Anregung aufgenommen werden, ſo böte ſie den 
Vorteil, daß an Beſtehendes angeknüpft und eine raſche Ver⸗ 
wirklichung der Einheitsbeſtrebungen ermöglicht würde. Die 
weitere Entwicklung mag getroſt der Zukunft überlaſſen werden. 
Denn der Gedanke gemeinſamer Tätigkeit der Advo⸗ 
katur Deutſchlands, Oſterreichs und Ungarns iſt ſo 
ſelbſtverſtändlich geworden), trägt jo ſehr das Ge: 
präge innerer unerläßlicher Notwendigkeit, daß er in 
der einen oder anderen Form unbedingt ſiegreich 
durchdringen und zur Tat werden muß und wird. 
Daß dies eheſtens geſchehe, ſei noch als ehrlicher 
Wunſch ausgeſprochen! 


Die öſterreichiſche Ausgleichsordnung — ein 
ſchweſterliches Vorbild. 
Von Juſtizrat Dr. Hugo Cahn, Nürnberg. 
(Fortſetzung aus Nr. 10, 1916.) 
Forderungen, welche zur Zeit der Eröffnung des Ausgleichs⸗ 
verfahrens zur Aufrechnung ſich eigneten, müſſen im Ausgleichs⸗ 
verfahren nicht geltend gemacht werden ($ 19). Es kann auch 


I) Vgl. Baron Mayr, „Rechtsgemeinſchaft“, JurBl. 1915, 
326 f.; Schiffer, „Mitteleuropäifche Rechtsannäherung“, DIZ. 1916, 
457 ff. und „Rechtsannäherung und Anwaltſchaft“, IW. 1916, 691; 
Adler, „Das Streben nach Rechtsgemeinſchaft“, Recht und Wirtſchaft 
1916, 111 ff.; Sternberg, „Die öſterreichiſch⸗ungariſche und deutſche 
Rechtsgemeinſchaft“, Gerichtshalle 1916, 249 f.; Baron Call, „Die 
Rechtsannäherung zwiſchen Oſterreich⸗ Ungarn und dem Deutſchen 
Reiche“, N. Fr. Pr. vom 28. Mai 1916 und die JW. 1916, 729 f. 
zitierten. 
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aufgerechnet werden, wenn der Anſpruch des Gläubigers oder 
Schuldners im Augenblick der Eröffnung des Ausgleichs⸗ 
verfahrens ein betagter iſt. Iſt er ein bedingter, ſo kann ſeitens 
des Ausgleichsgerichts die Zuläſſigkeit der Kompenſation an 
eine Sicherheitsleiſtung geknüpft werden. Iſt der Gläubiger 
erſt nach Eröffnung des Ausgleichsverfahrens Schuldner des 
Ausgleichs ſchuldners geworden, fo iſt die Aufrechnung aus⸗ 
geſchloſſen. Das nämliche gilt gegenüber Guthaben, welche 
aus der Fortſetzung des ſchuldneriſchen Geſchäftsbetriebes ent⸗ 
ſtanden find. Sind natürlich der Aktiv⸗ und Paſſivanſpruch 
nach der Eröffnung des Ausgleichsverfahrens erwachſen, ſo ſteht 
der Aufrechnung kein Hindernis im Wege. Unzuläſſig iſt die 
Aufrechnung, wenn der Schuldner des Ausgleichsſchuldners im 
Augenblick des Erwerbs des Gegenanſpruchs von der Zahlungs⸗ 
unfähigkeit des Ausgleichs ſchuldners unterrichtet war. Dies 
trifft nicht zu, wenn der Schuldner des Ausgleichsſchuldners 
den Gegenanſpruch eher, wie ein halbes Jahr vor Eröffnung 
des Ausgleichsverfahrens, erworben hatte. 

Das Prinzip der gleichmäßigen Abgeltung aller Gläubiger 
wird auch zugunſten der bevorrechtigten Gläubiger im Sinne 
der 88 23 und 46 AusglO. unterbrochen. Dieſelben ſetzen ſich, 
was den erſten dieſer zwei Paragraphen anlangt, aus Perſonen 
zuſammen, welche im Konkursverfahren Maſſegläubiger genannt 
werden. (Koſten des Ausgleichs verfahrens, Auslagen, die mit 
der Prüfung und Beaufſichtigung im Zuſammenhange ſtehen, 
Gebühren, Steuern, Verſicherungsbeiträge.) In gleicher Weiſe 
rangieren: Begräbniskoſten, Krankenkaſſen, Medizinalperſonen 
(letztere, was das letzte Jahr anlangt). Durch den $ 46 find 
die Konkursgläubiger I. Klaſſe geſchützt. Die Gläubiger der 
zwei Gruppen find nach § 40 AusglO. voll zu befriedigen. 
Sie dürfen vollſtrecken, aber nicht die Konkurseröffnung be⸗ 
wirken ($ 10). Ein Vorrecht für die Forderungen der Dienſt⸗ 
nehmer iſt feſtgelegt für das letzte Jahr vor Eröffnung des 
Verfahrens oder vor Ableben des Schuldners. Gegenüber 
dieſem Novum „vor Ableben des Schuldners“ ſind Bedenken 
laut geworden.!) Originell iſt die Beſtimmung des Begrenzungs⸗ 
betrages von 2400 Kronen. Für die nichtbevorrechtigten 
Forderungen der Dienſtnehmer iſt nämlich beſtimmt, daß ſie 
jeweils nur für dieſe Höchſtſumme bezüglich des einzelnen 
Anſpruchsberechtigten Geltung haben, während der Reſt als 
gewöhnliches Ausgleichsguthaben rangiert. Ausgeſchloſſen 
von der Beteiligung im Ausgleichsverfahren find nach § 27 
AusglO. die ſeit Eröffnung des Verfahrens laufenden Zinſen 
von perſönlichen Forderungen und Koſten, die den einzelnen 
Gläubigern aus ihrer Teilnahme am Verfahren erwachſen, dann 
Geldſtrafen wegen ſtrafbarer Handlungen, endlich Anſprüche aus 
Schenkungen und im Ausgleichsverfahren über eine Verlaſſen⸗ 
ſchaft, auch Anſprüche aus Vermächtniſſen. Gemäß 8 18 
AusglO. darf der Gläubiger, welchem mehrere Schuldner für 
die nämliche Forderung zur ungeteilten Hand haftbar ſind, den 
vollen Betrag der im Augenblick der Eröffnung des Verfahrens 
rückſtändigen Forderung gegen jeden Schuldner geltend machen, 
welcher im Ausgleichsverfahren ſich befindet. 

Gemäß 8 25 AusglO. kann die Ehefrau nur inſoweit 
Rechte aus Abergabe des Heiratsgutes ableiten, als dieſelbe 


18) Beißer, a. a. O. S. 199. 
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den Empfang des Heiratsgutes mittels einer in geſetzlicher 
Form errichteten Urkunde, die zur Zeit der Empfangnahme 
oder ſpäteſtens 2 Jahre vor Eröffnung des Ausgleichsverfahrens 
gefertigt worden iſt, zu beweiſen vermag. Für ausländiſche 
Gläubiger und für Guthaben, welche nach Eröffnung des Aus⸗ 
gleichsverfahrens durch Ausländer an Inländer übertragen 
wurden, iſt der Grundſatz der Gegenſeitigkeit maßgebend. 

Das Ausgleichsgericht hat nur im Falle der Beſtreitung 
des einzelnen Stimmrechtes, ſowie wenn dieſes einen Ausſchlag 
gibt, über das Stimmrecht zu entſcheiden. Die AusglO. hat 
nämlich eine Prüfung von Amts wegen nicht vorgeſchrieben. 15) 
Gläubiger, deren Stimmenberechtigung beſtritten iſt, ſtimmen 
gleichwohl zunächſt mit. Iſt ihre Stimme für das Ergebnis 
bedeutungslos, ſo iſt eine Entſcheidung nicht veranlaßt. Iſt 
alſo z. B. das Stimmrecht verſchiedener Forderungen beſtritten, 
ſo brauchen nur ſo viele Forderungen, und zwar — durch den 
Kommiſſär — geprüft zu werden, als dies durch die Ent⸗ 
ſcheidung bedingt iſt. Naturgemäß wird er zunächſt diejenigen 
Stimmrechte ins Auge faſſen, welche leichter zu prüfen ſind. 
Nötigenfalls muß er die Beteiligten abhören und Erhebungen 
über Beſtand ſowie Höhe einer Forderung beziehungsweiſe eines 
Ausfalles veranſtalten. Man kann nicht ſagen, daß dieſes 
Problem glücklich gelöſt iſt. Denn wenn auch ein eigentlicher 
Prüfungstermin nach franzöſiſchem Vorbild und demjenigen des 
öſterreichiſchen Geſetzentwurfes von 1910 vermieden iſt, ſo iſt 
doch erſt recht unter Umſtänden durch die fakultative Prüfung, 
zumal im Rekursfalle, die Sachlage erſchwert. ?“) Nach einer 
anderen Meinung ſoll übrigens der Ausgleichkommiſſär das 
Stimmrecht aller bedenklichen Forderungen prüfen.“ !) De lege 
lata (S 44) ſcheint mir dieſe Meinung verfehlt, de lege ferenda 
dieſes Erfordernis erwünſcht zu ſein. 

Wenig befriedigend iſt auch der Paſſus bezüglich der nahen 
Angehörigen des Schuldners und ihrer Rechtsnachfolger, welche 
die Forderungen nicht früher als 6 Monate vor der Eröffnung 
des Ausgleichsverfahrens erwarben ($ 43). Dieſe werden bei 
den beiden Mehrheiten, von denen ſofort zu ſprechen iſt, nur 
mitgerechnet, wenn ſie gegen den Ausgleichsantrag ihre Stimmen 
abgeben. [Der hier durchgedrungene Gedanke Bernickens u. a.), 
daß Verwandtenforderungen denen anderer Gläubiger nicht 
ebenbürtig ſind, bedeutet einen nicht zu billigenden Eingriff in 
meiſt wohlerworbene Rechte.] Wenn ein Gläubiger mehrere 
Forderungen angemeldet hat, kommt ihm nur eine Stimme zu. 
Das nämliche gilt für mehrere Korrealgläubiger und für 
Forderungen, an welchen Pfandrechte begründet ſind. 

Den Zeſſionaren ſteht das Stimmrecht uneingeſchränkt zu, 
falls ſie die Forderung vor Zahlungsunfähigkeit des Schuldners 
oder auf Grund eines vor Eintritt derſelben eingegangenen 
Verpflichtungsverhältniſſes übernommen haben. Auch die⸗ 
jenigen Zeſſionare ſtimmen uneingeſchränkt mit, die nach dem 
Eintritt der Zahlungsunfähigkeit des Schuldners die Forderung 
übernommen haben, wenn die Gläubigerſchaft der Ausübung 


19) Argumento: Denkſchrift S. 24. 

20) Beißer, AllgOſtGer Z. S. 202; Rintelen, a. a. O. S. 557. 

21) Siehe Rudolf Pollak, a. a. O. S. 51. 

22) ſiehe mein Gutachten S. 780 ff., insbeſondere auch S. 790 
meiner Meinung ferner: Benedikt S. 32 und Bovenſiepen, JW. 1915, 
1152; a. M.: Freiesleben, JW. 1915, 1153. 
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des Stimmrechtes nicht widerſpricht. Den Widerſpruch kann 
der die Stimme Beanſpruchende durch den Beweis gegenſtandslos 
machen, daß dem Widerſprechenden die Einlöſung ſeines Gut⸗ 
habens unter gleich günſtigen Bedingungen, wie ſie dem 
Zedenten gewährt wurden, vor dem Ausgleichstermine unter 
Setzung einer Stägigen Friſt ſchriftlich angeboten worden iſt 
(S 41 Audgld.). Dieſer Schutz des die wirtſchaftliche Lage 
des Schuldners dem außergerichtlichen Abkommen zugrunde 
legenden Zedenten und des Zeſſionars, der ſein Stimmrecht 
nicht verliert, wenn ihm obiger Nachweis glückt, iſt ein voll⸗ 
kommenes Novum im Gantrecht; über ſeine Bewährung iſt 
noch nichts zu ſagen. Doch mutet es als künſtliche Struktur 
und Riſiko gegenüber Schieberkreiſen an, ſo daß man das 
Wagnis nicht wohl anempfehlen möchte. 

Es iſt vielfach darauf hingewieſen worden, daß die (in der 
oſterreichiſchen Praxis beſtehende) Gefahr gewiſſenloſer Schiebungen 
durch die geſetzliche Löſung des Abtretungsproblems nicht be: 
ftiedigend hintangehalten worden ſei. Die Ausgleichskommiſſäre 
ſind jedenfalls nicht wenig in Anſpruch genommen, wenn Wider⸗ 
ſprüche gegen das Stimmrecht erfolgen. Ihre Entſcheidung iſt 
aber von Belang, weil unreelle Sonderbegünſtigungen oft durch 
die Abtretungsform verdeckt werden. Wenn man im allgemeinen 
m dem Ausgleichsverfahren eine geſunde Neuerung erblickt, 
deren grundſätzliche Nachahmung unſeren Zentralbehörden immer 
wieder wärmſtens anempfohlen werden muß, ſo iſt doch im 
beſonderen eine vorſichtige Prüfung der öſterreichiſchen 88 41 
und 47 Ausgld. nicht zu umgehen. Letzterer Paragraph bes 
zeichnet nämlich nicht als beſonderen Vorteil die Gewährung 
desjenigen Entgelts an einen Gläubiger für die Abrechnung 
ſeiner Forderung, welches der ſchuldneriſchen Lage unmittelbar 
vor Eröffnung des Verfahrens oder, falls die Forderung früher 
abzutreten iſt, der Lage zur Abrechnungszeit entſprochen hatte. 
Bei der nämlichen Gelegenheit wird die oberſte deutſche Behörde 
das vorhin berührte Problem ſcharf unter die Lupe zu nehmen 
haben, ob es nicht beſſer wäre, den Beſtand der Forderungen 
(ſtatt nur dem Stimmrecht im Falle des Beſtreitens und 
Ausſchlags) nach Art des Konkurſes prüfen zu laſſen. Letzterer 
liefert ein verläſſiges Ergebnis und erſpart Rechtsſtreite, 
während die fakultative Prüfung der Stimmberechtigung im 
normalen und Abtretungsfalle das Durchdringen fiktiver Werte 
ermoglicht. Wenn auch gegen beſonders ſtarke Mißbräuche die 
Möglichkeit beſteht, dem bereits angenommenen gerichtlichen 
Ausgleiche die gerichtliche Beſtätigung zu verſagen, weil er, 
wie der § 51 AusgloO. ſich ausdrückt, der Wirtſchaftslage des 
Schuldners oder den gemeinſamen Intereſſen der Gläubiger 
widerſpricht, ſo iſt doch für gewöhnlich die Gefahr des un⸗ 
beanſtandeten Mitſtimmens von Nichtgläubigern naheliegend. 
Auch der Schuldner kann mit Pſeudogläubigern, die ihm oder 
einer Gläubigergruppe naheſtehen, unter dem Schutze des 8 41 
unſaubere Machenſchaften vornehmen. Die 85 41 ff. Ausgld. 
bilden daher die Achillesferſe der öſterreichiſchen Ausgleichs⸗ 
ordnung, die nach meinem Dafürhalten (ſo ſehr ich einem 
einfachen, internen und geräuſchloſen Ausgleichsverfahren das 
Wort rede) in einer künftigen reichsdeutſchen Ausgleichsordnung 
durch ein genaueres, obligatoriſches Feſtſtellungs⸗ und Prüfungs⸗ 
verfahren erſetzt werden mögen. Verſchiedene öſterreichiſche 
Schriftſteller haben bereits ausgeſprochen, daß die neue Aus⸗ 
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gleichsordnung hauptſächlich an dem Unweſen leidet, welches 
mit der von ihnen gerügten Beſtimmung des § 41 in ber 
Praxis getrieben wird.“) Andere freilich ſprechen ſich gegen 
ein dem konkursrechtlichen ebenbürtiges Prüfungsverfahren aus, 
weil es das Ausgleichsverfahren zu ſehr hinausziehe und doch 
nicht, wie jenes, nützen würde, weil die Ausgleichsprozedur 
bloß dem Abſchluſſe, die Konkursprozedur der Erfüllung 
des Vergleichs diene und ſomit bloß das Stimmrecht, nicht die 
Exiſtenz der Forderungen, feſtzulegen habe. — f 

Bei der Ausgleichstagfahrt muß der Schuldner perſönlich 
erſcheinen. Läßt er ſich vertreten, ſo muß er gewichtige Gründe 
für ſeine Verhinderung vorbringen, die nach Anſchauung des 
Kommiſſärs ſein Nichterſcheinen rechtfertigen. Fällt dieſe Ent⸗ 
ſcheidung negativ aus, fo gilt der Ausgleichsantrag als zurück⸗ 
genommen. Der Ausgleichsverwalter hat Bericht zu erſtatten. 
Der Kommiſſär kann verfügen, daß Gebarungsprüfer auf⸗ 
geſtellt werden. Es find dies Perſonen aus dem Berufe des 
Schuldners, welche der Vorbereitung der Ausgleichstagſatzung 
ſich zu widmen haben. Die Gebarungsprüfer find nicht 
obligatoriſch. So hat das Ausgleichsverfahren alle möglichen 
Spezialämter eingeführt. Mit ſolchen neuen Etiketten, die 
eine moraliſche Höherwertung des Ausgleichs ſchuldners (gegens 
über dem Konkursſchuldner) erleichtern ſollen, iſt es aber nicht 
getan. Einerſeits wäre auch ohne dies gerüttelt Maß von 
obligatoriſchen und fakultativen Organen — die ſchon quantitativ 
den ihnen anheimgegebenen Schuldner einſchüchtern könnten — 
der Zweck zu erreichen. Andererſeits müßte durch manchen 
ſachlichen Vorteil (unbeſchränktere ſchuldneriſche Verfügungs⸗ 
befugnis — geringere gläubigeriſche Vollſtreckungsbefugnis — 
möglichſte Geheimhaltung) das Ausgleichs verfahren ſich beim 
Schuldner einſchmeicheln. — Doch ich will zunächſt de lege lata 
weiter berichten. 

Der Kommiſſär kann verfügen, daß der Ausgleichsverwalter 
über die von ihm erhobenen Umſtände vor der Tagſatzung ſchrift⸗ 
lichen Bericht einreiche, den er abſchriftlich den einzelnen Gläubigern 
zuzuſtellen hat. Auf Antrag des Ausgleichsverwalters oder eines 
Gläubigers hat der Schuldner den Offenbarungseid abzulegen. 
Der Kommiſſär kann von Amts wegen die Ablegung des Offen⸗ 
barungseids anordnen. Wie der öſterreichiſche Apparat zu ſchwer⸗ 
fällig iſt, ſo iſt auch (abgeſehen von den ungeſunden Freiheiten 
der 85 41 und 44) der ſchuldneriſche Eid rigoros.“ ) Erforderlich 
iſt zur Annahme des Ausgleichsantrags einerſeits die Kopf⸗ 
mehrheit, das iſt die Mehrheit der anweſenden oder vertretenen 
Gläubiger mit Stimmrecht, andererſeits die Stimmenmehrheit. 
Die Summe der Forderungen der Zuſtimmenden muß mindeſtens 
der Summe aller zur Abſtimmung berechtigten Forderungen 
ausmachen. Der Ausgleich gilt als abgelehnt, wenn weder die 
eine noch die andere Mehrheit erreicht iſt. Iſt nur eine der 
Mehrheiten erreicht, ſo kann der Schuldner bis zum Schluß der 
Tagſatzung die Anſetzung einer neuerlichen behufs wiederholter 
Abſtimmung beantragen, welche dann der Kommiſſär feſtzuſetzen 


23) Ullmann, Allg OſtGer Z. S. 215; Beißer, a. a. O. S. 201. 

20) Siehe mein Gutachten S. 788. Nahrath iſt nur für eides⸗ 
ſtattliche Verſicherung, während der Entwurf Wagner ebenfalls den 
Offenbarungseid vorgeſehen hatte und Bovenſiepen, a. a. O. S. 1151, 
meine Bekämpfung des Eides als Ausfluß eines zu großen Opti⸗ 
mismus erklärt. 
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und mündlich bekanntzugeben hat. Zu laden find bloß die⸗ 
jenigen Gläubiger, die bei dem Termin nicht anweſend waren. 
Die Gläubiger find an ihre Abſtimmungen des erſten Termins 
nicht gebunden. Wird der Ausgleichsantrag modifiziert, ſo iſt 
ebenfalls eine weitere Tagfahrt zuläſſig. 

Liegt einer der Gründe vor, welche die Eröffnung des Aus⸗ 
gleichsverſahrens unzuläſſig geſtalten, ſind die für den Ausgleich 
geltenden Vorſchriften nicht berüdfichtigt, find einem Gläubiger 
beſondere Vorteile eingeräumt, find die Koſten des Ausgleichs⸗ 
verfahrens nicht berückſichtigt oder ſichergeſtellt, ſo muß die 
gerichtliche Beſtätigung, welche das ganze Ausgleichsverfahren 
umſpannt, verweigert werden (8 50). Eine Kannvorſchrift ent⸗ 
hält der § 51: wenn die dem Schuldner im Ausgleich gewährten 
Begünſtigungen im Widerſpruch mit ſeinen Verhältniſſen ſtehen, 
wenn der Ausgleich dem gemeinſamen Intereſſe der Gläubiger 
zuwiderläuft, wenn ein genügender Überblick über die ſchuldneriſche 
Vermögenslage nicht gewonnen werden kann, wenn während 
eines Jahres vor Einbringung des Ausgleichsantrags ein Aus⸗ 
gleichsverfahren eingeſtellt wurde, wenn während der nämlichen 
Zeit in einem über das Vermögen des Schuldners verhängten Kon⸗ 
kurſe ein Zwangsvergleichsantrag abgelehnt oder vom Schuldner 
nach der öffentlichen Bekanntmachung der Ausgleichstagfahrt 
zurückgezogen wurde, oder wenn dem Zwangsvergleich vom 
Gerichte rechtskräftig die Beſtätigung verſagt wurde, dann kann 
die Beſtätigung des Ausgleichs verſagt werden. Die gerichtliche 
Entſcheidung iſt öffentlich bekanntzumachen und den Gläubigern 
ſowie ſonſtigen Beteiligten (Bürgen uſw.) mitzuteilen. Gegen 
die Beſtätigung oder Verſagung des Ausgleichs iſt Rekurs 
zuläſſig. (Fortfegung folgt.) 


Die ungariſche Ausgleichsordnung. 
Von Geh. Hofrat Profeſſor Dr. Ernſt Jaeger, Leipzig. 
(Fortſetzung und Schluß aus Nr. 10, 1918.) 

4. Nicht nur vom Schuldner, auch von den Gläubigern 
erwartet das ungariſche Recht Selbſtbetätigung. Der ver⸗ 
öffentlichte Einleitungsbeſchluß fordert die Gläubiger auf, binnen 
beſtimmter Friſt ihre Anſprüche beim Gerichtshof anzumelden 
($ 10 Nr. 2 mit § 28). Wer durch Abſonderungsrecht oder 
perſönliche Mithaftung (eines Bürgen, Geſamtſchuldners, Wechſel⸗ 
verpflichteten) geſichert iſt, hat bei der Anmeldung die voraus⸗ 
ſichtliche Höhe der Deckung anzugeben ($ 28 Abf. 2, 3). Sogar 
Vorrechtsanſprüche ſind, obwohl ſie der Ausgleich unberührt 
läßt, anzumelden, damit auch ihnen die Feſtſtellung zugute 
komme (55 28 Abſ. 4, 30 f., 62). Auch der nichtbevorrechtigte 
Gläubiger verwirkt zwar durch das Unterlaſſen der Anmeldung 
keineswegs ſein Gläubigerrecht. Allein abſtimmen darf er im 
Ausgleichstermin nur, wenn er rechtzeitig angemeldet hat oder 
ſeine Säumnis alsbald entſchuldigt ($ 43). Vor den Wirkungen 
des Ausgleichs ſchützt das Fernbleiben den teilnahmeberechtigten 
Gläubiger nicht (8 61 Abſ. 1). 

Die angemeldeten Forderungen werden in eine Tabelle 
eingetragen, die eine Anlage zum Protokoll Über den Ausgleichs⸗ 
termin bildet und nach deſſen Schluß vom Richter und vom 
Schuldner zu unterzeichnen iſt (S 72 mit AusfBD. § 4). In 
bemerkenswertem Gegenſatze zum öſterreichiſchen Rechte findet 
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auf Grund einer Ausfertigung des rechtskräftig beſtätigten Aus⸗ 
gleichs und eines Tabellauszugs in den Grenzen des Ausgleichs 
die Zwangsvollſtreckung gegen den Schuldner wegen der 
nicht von ihm beſtrittenen Anſprüche ſtatt (8 62). Einer 
beſonderen Einklagung der Vergleichsraten nach Eintritt der 
Fälligkeit bedarf es inſoweit nicht. Wer dem Schuldner die 
Hälfte oder Dreiviertel einer unſtreitigen Forderung erlaſſen 
hat, braucht ſich nicht erſt noch einen Prozeß aufhalſen zu 
laſſen, der ihm auch die rechtzeitige Reſtbefriedigung verkümmert. 
Dieſem Standpunkte müſſen wir den Vorzug geben, wenn auch 
die poſitivrechtliche Ausgeſtaltung noch unſere beſondere Sorg⸗ 
falt erfordern wird. 18) Die bereits erwähnte Erſtreckung der 
Vollſtreckbarkeit zugunſten der Vorrechtsanſprüche hat manches 
für ſich. Wie gegen den Schuldner ſollte aber die Ausgleichs⸗ 
feſtſtellung gegen die Garanten wirken, was auch Ungarn nicht 
anerkennt. 

Nachdrücklich wird der Gedanke der Gleichbehandlung 
aller teilnahmeberechtigten Gläubiger zur Geltung gebracht. 
Sondervollſtreckungen find während des Ausgleichs verfahrens 
unterbunden ($ 18). Ja es werden nach öſterreichiſchem Vor: 
bild (das Gelingen des Ausgleichs vorausgeſetzt) auch diejenigen 
Beſchlagnahmen von Rechts wegen hinfällig, die in den letzten 
zwei Monaten vor dem Ausgleichsantrag oder während des 
Eröffnungsverſahrens erwirkt worden find (§ 19 mit 88 55, 57), 
ein Grundſatz, der überall unerläßlich erſcheint, wo die Zwangs⸗ 
vollſtreckung wie in Deutſchland, Oſterreich und Ungarn vom 
Präventionsprinzip beherrſcht ift.!%) Der Ausgleich ſelber muß 
alle teilnahmeberechtigten Gläubiger gleich behandeln, widrigen⸗ 
falls ihm die Beſtätigung zu verſagen wäre (88 49 Abſ. 1, 53 
Nr. 3). Nicht einmal mit Einwilligung der Zurückgeſetzten 
fol eine ungleiche Behandlung ſtatthaft ſein. 7) Sonder⸗ 
begünſtigungen find, ſoweit die AusglO. nichts anderes be⸗ 
ſtimmt, nichtig ($ 50 Abſ. 1). Der geleiſtete Sondervorteil 
unterliegt einer kurzverjährenden Kondiktion ($ 50 Abſ. 2: 
zwei Jahre; Oſterr. AusglO. 5 47 Satz 2, KO. § 150 Abſ. 5 
Satz 2: drei Jahre). 18) Eigenartig iſt die Ausſchaltung des 


15) Leipz 3. 1916, 121 f.; dazu nun Meßleny S. 15 f., anderer: 
ſeits v. Rechfelden S. 29 f. — Durch die Anmeldung wird wie in 


Oſterreich die Verjährung gehemmt (§ 29), nicht unterbrochen (ſiehe 


dagegen Leipzg. 1916, 122). 

16) Siehe Leipz3. 1916 S. 112, 125 (S. 125 Zeile 6 von oben 
iſt ſinnſtörenderweiſe vor „ſtatthaft“ das Wörtchen „nicht“ ausge⸗ 
laſſen). Ungarn geht in der Ausmeſſung der kritiſchen Friſt über 
das öſterreichiſche Vorbild hinaus, da die zwei Monate ſchon ſeit 
der Anbringung des Antrags auf den Ausgleich zurückberechnet werden 
(Oſterreich: 60 Tage vor Eröffnung). Übergangsvorſchrift: § 71 
Abſ. 4 (beachtenswerte Erſtreckung bis zum 15. Auguſt 1914, dem 
Tage der Verhängung des Moratoriums). 

17) Das geht doch wohl zu weit (anders für Oſterreich AusglDO. 
§ 46 Abſ. 3, KO. § 150 Abſ. 2 entſprechend unſerer KO. 8 181 
Sat 2). Andererſeits fol nach ungariſchem Recht im Ausgleichs⸗ 
verfahren von Sparkaſſen eine bevorzugte Behandlung ſolcher Spar⸗ 
einleger, die nicht nach § 31 bevorrechtet (Sparkaſſenguthaben bis 
100 Kronen) und deshalb dem Ausgleich unterworfen ſind, durch 
einfachen Kapitalmehrheitsbeſchluß der übrigen Gläubiger verſtattet 
werden dürfen (S 47 Abſ. 2 AusglD.). Weshalb dieſe Milde? 

18) Der Rückgewähranſpruch wird nach öſterreichiſchem Vorbild 
auch bei verſchleierter Erfüllung (z. B. Wechſelzahlung) anerkannt. 
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Verbots der Sonderbegünſtigung für „die angemeſſene Ents 
lobnung der die Vorbereitung oder den Abſchluß eines 
außergerichtlichen (alſo freiwilligen und darum nur bei 
Stimmeneinheit zu erzielenden) Vergleichs oder eines Zwangs⸗ 
ausgleichs bezweckenden berufsmäßigen Tätigkeit“ (8 50 Abſ. 3). 
Dieſe Eigentümlichkeit gilt namentlich der ſatzungsgemäßen 
Vergütung an Gläubigerſchutzverbände oder Treuhandgeſellſchaften, 
aber auch der Honorierung von Einzelperſonen, die gewerbe⸗ 
mäßig Ausgleiche vermitteln. Sie kommen als Gläubiger, die 
nun vom gerichtlichen Ausgleiche betroffen werden, in Betracht, 
ſoweit ibre Anſprüche wegen früherer Bemühungen um ein 
Arrangement noch nicht rechtsbeſtändig erfüllt ſind. Vielleicht 
baben ſie zur Vorbereitung des Ausgleichs wertvolle Dienſte 
geleiſtet und damit den Koſtenaufwand des gerichtlichen Ver⸗ 
fabtens vermindert. Alsdann hat es guten Sinn, ihre Proviſion 
in den Grenzen der Angemeſſenheit ebenſo wie den Koſten⸗ 
aufwand des Ausgleichs ſelber (8 31 Nr. 1 mit 8 30 Abſ. I) 
zu begünſtigen. ?) Eigentümlich iſt dem ungariſchen Recht auch 
der Satz, daß der Richter bei rechtzeitiger Aufdeckung einer 
verbotenen Sonderbegünſtigung (oder ſonſt einer betrüglichen 
Einwirkung des Schuldners) die Beſtätigung zwar verſagen 
kann, aber nicht verſagen muß, was im Gegenſatze ſteht zum 
öſterreichiſchen (AusglO. § 50 Nr. 3, KO. § 153 Nr. 3) wie 
zum deutſchen Zwangs vergleichsrechte (KO. § 186 Nr. 1). Dieſer 
Standpunkt iſt lebhaft bekämpft worden, weil er das Fundament 
einer gerechten Ausgleichsordnung, die Gleichbehandlung der 
Gläubiger, erſchüttere. ““) Indeſſen darf man doch darauf ver⸗ 
trauen, daß der Richter, der irgendeine erhebliche Sonder⸗ 
begünſtigung zweifelsfrei als ſolche feſtſtellt, ſein Veto einlegen 
wird. Oft iſt es ſehr fraglich, ob eine Nebenabrede wirklich 
einen „beſonderen Vorteil“ einräumt. Unſichere oder für die 
Allgemeinheit belangloſe Einzelbevorzugungen aber ſind in der 
Tat nicht geeignet, zwingende Verſagungsgründe abzugeben. 
Beifall verdient ferner das Bemühen der Ausgleichs⸗ 
ordnung, die Stimmberechtigung der Gläubiger auf deren 
Intereſſe am Ausgleich zu beſchränken. Unter dieſem Geſichts⸗ 
punkt verſagt ſie das Stimmrecht nicht nur den Vorrechts⸗ 
gläubigern, !) die zwar anmelden und ſo die Vollſtreckbarkeit 
ihrer Anſprüche erwirken ſollen (§ 28 Abſ. 4), aber kraft des 
Geſetzes (auch ohne beſonderen Vorbehalt) vom Ausgleich un⸗ 
berübrt bleiben (§ 30 Abſ. 1), ſowie anderen Anſprüchen, denen 
der Ausgleich keinen Abbruch tut (S 42 Abſ. 1), wie Forde⸗ 
rungen aus Miet-, Pacht⸗ und Dienſtverhältniſſen für die Zeit 


Er widerſpricht dem allgemeinen bürgerlichen Recht (unſeren § 817 
Satz 2 BGB. wie dem § 1147 Oſterr A8 GB., ſiehe Jaeger KO [5] 
§ 181 Anm. 8). Ein ausreichender Grund für die Ausnahme ſcheint 
mir nicht vorzuliegen. 

19), Anders v. Rechfelden S. 23. 

0 So v. Rechfelden S. 23 f. 

21) Den Kreis der Vorrechte begrenzt der 8 81 dahin, daß 
er den erſten vier Klaſſen der Konkursvorrechte (Lidlohn, Kurkoſten, 
Abgaben, Mündelanſprüche) die kleinen Sparer der Einlagegeſchäfte 
bis zu 100 Kronen Kapitalguthaben) und (entfprechend dem § 28 
Nr. 1 Oſter AusglD.) den geſamten Koſtenaufwand des Ausgleichs⸗ 
verfahrens einreiht. Die beſondere konkursrechtliche Kategorie der 
Maſſekoſten erübrigt ſich, da alle Vorrechtsanſprüche unterſchiedslos 
voll zu befriedigen find. 
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des Ausgleichsverfahrens, Geldſtrafen und Bußen (5 30 
Abſ. 2, 3). Vielmehr wird auch ſolchen Gläubigern, die durch 
Aufrechenbarkeit, Sachhaftung oder perſönliche Mitverpflichtung 
gedeckt ſind, in Höhe der (nicht etwa freiwillig aufgegebenen) 
Deckung das Stimmrecht verweigert (SS 35, 42 Abſ. 2 bis 4, 
67 Abſ. 1). Als Ausfallgläubiger werden alſo nicht nur 
die durch Pfandrecht oder pfandrechtsähnliche Sicherung geſchützten 
Gläubiger behandelt, ſondern auch ſolche, denen eine weitere 
ſchuldrechtliche Haftung, z. B. die eines Bürgen oder eines 
Wechſelregreßſchuldners, Deckung gewährt. Auch ihr Einfluß 
auf den Ausgleich wird inſoweit ausgeſchaltet, als ihm die 
Güte der Sicherheit vorausſichtlich einen Ausfall erſpart. Das 
konkursrechtliche Prinzip der Doppelhaftung, wie es unſer 
Reichsrecht im § 68 KO. (Oſterreich: 8 18 KD. von 1914, 
Ungarn: S 70 KD. von 1881) anerkannt hat, wird damit für 
das Ausgleichsverfahren geopfert, im Intereſſe namentlich nicht⸗ 
gedeckter Warengläubiger, zu deren Nachteil ein auf perſönliche 
Sicherheit pochender Geldgeber den Ausgleich hintertreiben 
könnte. Mag auch die Bewertung der ſchuldrechtlichen Mithaft 
im Einzelfall auf Schwierigkeiten ſtoßen, ſo wird doch kaum zu 
leugnen ſein, daß die ſozialiſtiſch angehauchte Neuerung des 
ungariſchen Rechts im Sinne der Billigkeit einen Fortſchritt 
bedeutet.) 

Minder gerecht erſcheint die Zurückſetzung der Angehörigen 
des Schuldners. In Verallgemeinerung der bedenklichen Vorſchriften 
unſeres $ 183 KO. hat das neue öſterreichiſche Recht dem Miß⸗ 
trauen gegen einen weitabgeſteckten Kreis von „nahen Angehörigen“ 
(S 32 KO.) dahin Ausdruck verliehen, daß ihre Stimmen (auch 
in der Perſon von Rechtsnachfolgern der jüngſten Zeit) nur 
zählen, wenn ſie gegen, nicht auch wenn ſie für den Vergleichs⸗ 
antrag abgegeben werden (8 148 KD., 8 43 AusglO.). Ausſchlag⸗ 
gebend war die Sorge, daß die Abſtimmung für den Antrag 
einer perſönlichen Begünſtigung des Schuldners entſpringen 
könne. Ungarn (S 45) ſchließt ſich an und verdoppelt fogar 
die Wartefriſt der Rechtsnachfolger. Es fügt die weitere Vor⸗ 
ſchrift hinzu, daß dieſe Stimmen auch dann bei Berechnung 
des ſtimmberechtigten Kapitals außer Anſatz bleiben, wenn der 
verdachtbelaſtete Gläubiger überhaupt nicht abſtimmt (8 48 
Abf. 1 Satz 2). Solchenfalls wäre er an ſich als ablehnend 


37) Meßleny S. 16 f., ſiehe auch v. Rechfelden S. 18 ſſ., der 
treffend bemerkt, daß dem Wechſelgläubiger die Wechſelvorlage nicht 
erlaſſen werden darf, wenn der beim raſchen Umlauf des Wechſels 
drohende ſchwere Mißſtand mehrfacher Abſtimmung auf Grund des⸗ 
ſelben Anſpruchs verhindert werden ſoll. Die vom Schuldner ſelbſt 
erfüllungshalber (4. B. für eine Kaufpreis: oder Darlehensverbindlichkeit) 
übernommene Wechſel verpflichtung verdoppelt feine Zahlungspflicht 
nicht: der Gläubiger hat nur eine Stimme (Jaeger, KD. [5] § 3 
Anm. 12). Daß im Ausgleichsverfahren alle diejenigen, die zum 
Konkurſe nur als Ausſallgläubiger zugelaſſen werden (Neichsrecht: 
88 212 Abſ. 3, 234, 236 KO., § 35 Abſ. 2 HypBankG., 8 61 Abſ. 8 
VBA.), lediglich in Höhe des vermutlichen Ausfallbetrags abſtimmen 
dürfen, verſteht ſich von ſelbſt (vgl. $ 39 Abſ. 2 OſterAusglD.). 
Der durch Sicherungsübereignung oder cessio in securitatem (be⸗ 
ſonders Abtretung von Buchforderungen) gedeckte Gläubiger iſt auch 
konkursrechtlich nur Ausfallgläubiger (fiehe Jaeger, KD. [5] § 48 
Anm. 13, § 64 Anm. 6, für Oſterreich jetzt ausdrücklich 8 10 Abf. 3 
KO. von 1914). — Eventualgläubiger: § 83 UngarAusglO. 
entſprechend dem $ 17 Oſter AusglD. ($ 17 KO. von 1014). 
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zu zählen und würde deshalb (trotz der Stimmenthaltung) den 
von den übrigen Gläubigern angenommenen Ausgleich vielleicht 
ganz wider den eigenen Willen zu Fall bringen. Nur durch 
Abſtimmung für den Ausgleich könnte er dieſem Ergebniſſe 
vorbeugen.?) Da die Forderungen der Angehörigen oft auf 
einem völlig einwandfreien Eintreten für den notleidenden 
und anderen Kredits ermangelnden Schuldner beruhen, muß die 
bedingungsloſe Rechtskränkung mißbilligt werden. Schutz gegen 
unlautere Machenſchaften iſt in der dem Richter einzuräumenden 
allgemeinen Ermächtigung zu ſuchen, einem dem Geſamtwohle 
widerſtreitenden oder durch betrügliche Mittel erſchlichenen Aus⸗ 
gleich die Beſtätigung zu verſagen. 

In Ungarn hat der Richter nach der das ganze Verfahren 
beherrſchenden Offizialmaxime (8 14), ſobald Zweifel über Zu⸗ 
ſtändigkeit und Umfang eines Stimmrechts auftauchen, von 
Amts wegen zu klären und zu entſcheiden. Die Entſcheidung 
aber fällt er, auch wenn ein Stimmrecht im Termine beſtritten 
worden iſt, erſt im Beſchluß über die Beſtätigung des Ausgleichs 
(8 46; Rechtsmittel: § 60), nicht ſchon im Ausgleichstermine 
ſelbſt. Kommt es auf die zweifelhafte Stimme überhaupt nicht 
an, dann wird er die Feſtſtellung als unerheblich unterlaſſen 
dürfen. So wird auch nach ungariſchem Recht die überflüſſige 
Stimmrechtsentſcheidung erſpart.?“) Beſtreiten kann der Schuldner 
und jeder konkurrierende Gläubiger; die richterliche Amtsprüfung 
anregen kann auch der Sachwalter, der ja in erſter Linie dazu 
da iſt, den wahren Stand der Aktiven und Paſſiven aufzudecken. 
Die beſonderen Stimmrechtsbeſchränkungen, die das öſterreichiſche 
Recht für Fälle des Aufkaufs von Forderungen während der 
Kriſis aufſtellt, um der Vergewaltigung einer Minderheit durch 
die zuſammengebrachte Mehrheit vorzubeugen,) ſind jedenfalls 
in ihrer allgemeinen Faſſung bedenklich und daher in der 
ungariſchen AusglO. mit Recht nicht übernommen. Dieſe begnügt 
ſich damit, den Richter zur Verſagung der Beſtätigung zu er⸗ 
mächtigen, wenn der Schuldner vor Eintritt der Kriſis einzelnen 
Gläubigern übermäßige Deckung gewährt hat ($ 54 Nr. 2). 
Ein eigenes Verfahren zur Prüfung der angemeldeten Anſprüche 
wie im Konkurſe findet nicht ſtatt (vgl. übrigens § 41 Abſ. 1: 
richterliche Aufforderung an die im Ausgleichstermine Er⸗ 
ſchienenen, ſich über Anmeldungen, beanſpruchte Vorrechte und 
Stimmrechte zu äußern). Allein die tabellariſche Beurkundung 
der Nichtbeſtreitung durch den Schuldner löſt, wie ſchon er⸗ 
wähnt, die Folge der Vollſtreckbarkeit aus ($ 62 Abſ. 1). Der 
Gläubiger einer vom Schuldner beſtrittenen Forderung kann, 
auch wenn dieſe noch nicht fällig iſt, ohne weiteres die Feſt⸗ 
ſtellungsklage erheben (8 62 Abſ. 3). 

5. Den Inhalt des Ausgleichs überläßt das ungariſche 
Recht freier Selbſtbeſtimmung der Beteiligten. Jede den Konkurs 


23) Siehe das Beiſpiel Jaeger, KO. (5) § 183 Anm. 3 und 
Bedenken gegen die ganze Regelung daſelbſt Anm. 2. 

24) In Oſterreich (3 44 AudglO., Leipz 3. 1916 S. 115) hat der 
Ausgleichskommiſſär noch während der Tagfahrt zu entſcheiden, aber 
nur, wenn die Stimme das Ergebnis beeinflußt. Für Ungarn kann 
ein Zweifel über die Anfechtbarkeit der Stimmrechtsentſcheidung wohl 
nicht beſtehen (§ 60). 

2) KO. von 1914 88 143 Abſ. 3, 4, 150 Abſ. 5, AusglO. 
58 41, 47 Satz 3; öſterr. Denkſchrift S. 122 ff. (ſehr beachtenswert); 
fiche aber Leipz 3. 1916 S. 122 Nr. 33. 
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abwendende Art der Schuldenbereinigung, die nicht gegen ein 
geſetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten verſtößt, kann ver⸗ 
einbart werden: bloße Stundung, bloßer Teilerlaß, Verbindung 
von Stundung und Erlaß, Vermögensübertragung an Treu⸗ 
händer zwecks allmählicher Befriedigung der Gläubiger, Liqui⸗ 
dation des Unternehmens mit wiederkehrender oder einmaliger 
Einnahmenverteilung u. a. m.“) Mit Rückſicht auf den Inhalt 
des Ausgleichs wird dem Richter die Verwerfung geboten nur 
bei ungleicher Behandlung der Gläubiger im Ausgleiche ſelbſt 
(S 53 Nr. 3) und geſtattet nur bei auffallendem Mißverhältniſſe 
zwiſchen dem Verſprechen und der Leiſtungsfähigkeit des Schuldners 
(8 54 Nr. 4). Sonderbegünſtigung außerhalb des Ausgleichs 
iſt freigeſtellter Verwerfungsgrund ($ 54 Nr. 1). Einen Rechtsſatz 
des Inhalts, daß der Richter die Beſtätigung des Ausgleichs 
verlangen könne, wenn deſſen Inhalt „dem gemeinſamen Intereſſe 
der Gläubiger widerſpricht“ (vgl. unſere KD. 8 188 Nr. 2), 
kennt die ungariſche AusglO. nicht, während die öſterreichiſche 
(8 51 Nr. 1, KO. $ 154 Nr. 1) dieſen Grund neben dem des 
Widerſpruchs mit den Verhältniſſen des Schuldners anerkennt 
und inſofern dem Richter eine weitergehende ſachliche Prüfung 
der inhaltlichen Angemeſſenheit einzuräumen ſcheint. Da aber ein 
Verſprechen, das im auffallenden Mißverhältniſſe zur Leiſtungs⸗ 
fähigkeit des Schuldners ſteht, doch offenbar auch dem gemein⸗ 
ſamen Wohle der Gläubiger widerſpricht, iſt die deutſche Schutz⸗ 
vorſchrift vollkommen ausreichend. Nur muß das Gericht (dem 
8 188 unſerer KO. entgegen) auch ohne Gläubigerantrag zur 
Verwerfung ermächtigt werden. a 

Die Sicherung der Ausgleichszuſagen regelt das ungariſche 
Es geht davon aus, daß 
belaſtungsfähiges liegenſchaftliches Vermögen des Schuldners 
ſowohl zur unmittelbaren Sicherung der Ausgleichsgläubiger als 
zum Erwerb eines Garanten (etwa einer Bank) ausgenutzt 
werden kann, der ſo gedeckt baldige und glatte Zahlungen ver⸗ 
bürgt. Die hypothekariſche Sicherung von Ausgleichsforderungen 
wird in zweckmäßiger Weiſe erleichtert durch Zulaſſung einer 
Treuhänderhypothek, die im Grundbuch auf den Namen des 
Pflegers unter einer bloß allgemeinen Bezeichnung der geſchützten 
Gläubiger einzutragen iſt ($ 51), eine auch unſerm Reichsrechte 
geläufige Vorſtellung (vgl. 88 14 ff. SchuldverſchrG. i. F. vom 
14. Mai 1914 mit 8 1189 BGB.). Weiter aber ſollen Voll⸗ 
ſtreckungspfandrechte, die in den kritiſchen zwei Monaten des 
§ 19 erworben und deshalb hinfällig find, dadurch zur Schaffung 
neuen Immobiliarkredits ausgebeutet werden können, daß die 
Rangſtelle auf Grund des Ausgleichs einem neuen Kreditgeber 
oder einer Mehrheit von ſolchen (auch als Treuhänderhypothek) 
zugeteilt wird ($ 49 Abſ. 3, § 55 Abſ. 2 Satz 3). Nur fo 
werde das Aufrücken etwaiger Nachmänner in den Rang der 
unwirkſamen Beſchlagnahmerechte verhütet.) Allein dieſe Un⸗ 
wirkſamkeit iſt, wenn ſie ihren Zweck erreichen ſoll, keinesfalls 
ſo zu geſtalten, daß die Buchſtelle frei wird, ſondern vielmehr 
ſo, daß die Belaſtung als Eigentümergrundpfandrecht dem 
Schuldnervermögen, im Konkurſe der Konkursmaſſe, zufällt 
(vgl. $ 868 unſerer 3P0O.). 28) Alsdann verſteht ſich die Zu⸗ 

26) Leipz3. 1916, 125; Meßléeny S. 18f. 

27) Meßlény S. 24 f., v. Rechfelden S. 24f. 

28) Für Oſterreich ſiehe O. Frankl, Zur Einführung in die 
neue KO. (Wien 1915) ©. 6. 


45. Jahrgang. 


laſſigkeit einer Verwertbarkeit zugunſten der Gläubiger von ſelbſt. 
Eigenartig iſt endlich der Satz, daß der Gläubiger eines vom 
Schuldner beſtrittenen und nach Inhalt des Ausgleichs nicht 
ſichergeſtellten Anſpruchs (§ 49 Abſ. 2) auf Grund bloßer Glaub: 
baftmachung dieſes Anſpruchs (nicht notwendig auch ſeiner Ge⸗ 
jährdung), aber erft nach Eintritt der ausgleichsmäßigen Fälligkeit 
Arreſt erwirken kann ($ 62 Abſ. 2). Ob die Glaubhaftmachung 
des bestrittenen Anſpruchs gelingt, fragt ſich freilich ſehr. Darum 
dürfte die Vorſchrift, die in Parallele ſteht zur ausgleichsmäßigen 
Vollſtreckbarkeit unbeſtrittener Anſprüche (S8 62 Abſ. 1), kaum 
von erheblicher Tragweite ſein. 

6. Eigene Bahnen ſchlägt die ungariſche AusglO. auch 
bei Beſtimmung der zur Ausgleichsannahme erforderlichen 
Gläubigermehrheit ein. Es bedarf nur einer Zweidrittel⸗ 
mehrheit des angemeldeten ſtimmberechtigten Kapitals, nicht 
einer Dreiviertelmehrheit des Kapitals und nicht zugleich ein⸗ 
ſacher Kopfmehrheit der abſtimmenden Stimmberechtigten (8 48; 
anders entſprechend unſerer KO. 5 182 Oſter KO. 8 147, 
AusglO. 8 42). Die Neuerung hat Beifall gefunden, da einer: 
ſeits die Kopfmehrheit ganz überflüſſig ſei und keinen wirkſamen 
Schutz für den kleinen Gläubiger bilde („denn auf ſeine Stimme 
kommt es erfahrungsgemäß nie an“), andererſeits eine Zwei⸗ 
drittelmehrheit der Forderungen genüge und „jedenfalls leichter 
mit anſtändigen Mitteln zu erreichen“ ſei als die vom öſter⸗ 
reichiſchen und deutſchen Recht geforderte Majorität.2%) Indeſſen 
will das Erfordernis der Perſonenmehrheit nicht einzelne kleine 
Gläubiger, ſondern eine Vielheit von ſolchen gegen Ver⸗ 
gewaltigung durch die Macht des Kapitals ſchützen, ein Ziel, das 
doch ſehr erſtrebenswert und bis zu einem gewiſſen Grade 
unleugbar auch geſichert iſt. Eine Summenmehrheit von nur 
zwei Dritteilen der geſamten Forderungen laſſen auch andere 
Geſetze der neueren Zeit genügen, aber doch nur in Verbindung 
mit beſtimmten Perſonenmehrheiten?“), die Schweiz z. B. nur 
zuſammen mit einer Zweidrittelkopfmehrheit (Art. 305, 317 
SchuldbetreibG.). Gewiß fördert die Milde des ungariſchen 
Rechts das Gelingen der Ausgleiche. Deren Tragweite iſt aber 
ſo groß, daß der Zwang nur mit einer ſehr erheblichen Majorität 
zugelaſſen werden ſollte. Zwei Dritteile ſind eben nicht nur 
mit anſtändigen, ſondern auch mit unanſtändigen Mitteln 
„leichter“ zu erreichen als drei Vierteile. Im Zuſammen⸗ 
hange mit der Aufgabe des Erforderniſſes der perſönlichen 
Mehrheit aller im Termin anweſenden Stimmberechtigten 
ſteht die Zulaſſung ſchriftlicher Einreichung der Abſtimmungs⸗ 
erklärung (8 41 Abſ. 3). Auch fie erweckt Bedenken, zumal 
die mündlich oder ſchriftlich abgegebene Stimme im Falle einer 
Terminsvertagung für die neue Abſtimmung maßgebend bleibt, 
wenn der Gläubiger nicht ausdrücklich das Gegenteil erklärt 
(S 48 Abſ. 4). Der Schuldner darf zwar den urſprünglichen 
Antrag nicht „zum Nachteile der Gläubiger“ abändern (8 5). 
Ob aber eine ſpätere „Verbeſſerung“ des Antrags von jedem 


20 So v. Nechfelden, S. 16. 

00 Jaeger, KO. (5) 8 182 Anm. 9. Die für das Erfordernis 
der Doppelmehrheit vorbildliche Norm des Code de commerce (art. 
507) hat urſprünglich Dreiviertel des Kapitals verlangt; ſeit dem 
Geſetze vom 4. März 1889 (Art. 15, 20) genügt eine Zweidrittel⸗ 
ſummenmehrheit, aber nach wie vor nur verbunden mit einfacher 


Kopfmehrheit. 
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Gläubiger als ſolche empfunden wird, kann im Einzelfalle recht 
fraglich fein.) Mehr noch fällt ins Gewicht, daß die Not⸗ 
wendigkeit einer erſt im Termine ſelbſt auf Grund wechſel⸗ 
ſeitiger Ausſprachen (perſönlich oder durch einen Vertreter) zu 
erklärenden Stellungnahme unlauteren außergerichtlichen Be⸗ 
einfluſſungen entgegenwirkt. Auch dieſe Gewähr ſollte nicht 
leichten Herzens aufgeopfert werden. Perſönliche Anweſenheit 
des Schuldners bei der Ausgleichsverhandlung bildet auch nach 
ungariſchem Rechte die Regel (88 37, 38). Bleibt er ohne 
triftigen Grund aus, ſo „kann“ der Richter das Verfahren 
einſtellen (S 37 Abſ. 2), aber auch über den bindend bleibenden 
Antrag ($ 5) abſtimmen laſſen. Der Antrag gilt nicht etwa 
bei unentſchuldbarer Säumnis als zurückgenommen (anders § 37 
Abi. 1 Satz 3 OſterrAusglDO.). Nach der Berichterſtattung 
des Sachwalters und eines etwaigen Kontrollorgans hat der 
Schuldner den Offenbarungseid zu leiſten, es ſei denn, daß ihn 
der Richter dieſer Verbindlichkeit enthebt (SS 39, 40, 56 Abſ. 1 
Nr. 4, Abſ. 2). Die Dispenſationsermächtigung kann ſich 
namentlich während des Krieges, zumal bei Kriegsgefangenſchaft 
des Schuldners, als vorteilhaft erweiſen.“ ) 

7. Beſtätigung des Ausgleichs ſowie Beendigung und Ein⸗ 
ſtellung des Verfahrens ſind im Anſchluß an das öſterreichiſche 
Recht geregelt (SS 52— 59), wenn auch in manchen Einzelheiten 
Abweichungen beſtehen. Wie in Oſterreich ſtellt die Beendigung 
den förmlichen Abſchluß des gelungenen Ausgleichsverfahrens 
dar (§ 55), während die Einſtellung in beſtimmten Fällen des 
Mißlingens erfolgt (§ 56) und zumeiſt den Konkurs nach ſich 
zieht. In letzterer Hinſicht beſtehen, weil das ungariſche Konkurs⸗ 
recht den Gegenſatz des kaufmänniſchen und des gemeinen 
Konkurſes noch nicht überwunden hat, ſachlich unangemeſſene 
Unterſcheidungen (8 57 Abſ. 3). Für die Überleitung in den 
Konkursbeſchlag und für die Friſtenerſtreckung war wiederum 
das öſterreichiſche Recht vorbildlich (8 58). Desgleichen für die 
Begrenzung der Teilnahme von Ausgleichsgläubigern an einem 
nach dem Zuſtandekommen des Ausgleichs eröffneten Konkurſe 
(S 63 Abſ. 3). Dagegen lehnt Ungarn eine feſte zeitliche 
Begrenzung des Verfahrens nach öſterreichiſchem Muſter ab. 
Um nämlich zu verhüten, daß der Schuldner das Ausgleichs 
verfahren zum Zwecke der Erſchleichung eines Zahlungsaufſchubs 
verſchleppe, muß dieſes in Oſterreich ($ 56 Nr. 1 AusglO.) für 
die Regel eingeſtellt werden, wenn es nicht binnen 90 Tagen ſeit 
ſeiner Eröffnung zum Ziele führt. In ſolcher Befriſtung liegt ein 
wirkſamer Schutz gegen mißbräuchliche Hinhaltung der Gläubiger. 
Der 8 69 Ungar AusglO., der die Gerichte ermahnt, das ganze 
Ausgleichsverfahren dringlich zu behandeln und für möglichſt raſche 
Beendigung zu ſorgen, wird einen weit geringeren Erfolg haben. 

8. Wie das ungariſche Recht den betrügeriſchen Bankbruch 
nicht als ſolchen zum Grunde der Unzuläſſigkeit eines Ausgleichs⸗ 
verfahrens geſtempelt hat, ſo lehnt es entgegen dem deutſchen 
(8 197 KO.) und öſterreichiſchen Rechte (8 158 KO., $ 57 
AusglO.) bei nachträglicher Verurteilung eine von Rechts wegen 
und mit Wirkſamkeit für alle Gläubiger eintretende Vernichtung 
der dem Schuldner im Ausgleiche bewilligten Vergünſtigungen 
ab. Es kennt nur eine individuell wirkende Anfechtung für 


3) Treffend v. Rechſelden S. 17. 
2) Siehe für Oſterreich v. Nechfelden S. 15. 
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den Fall, daß außerhalb des Ausgleichs einzelnen Gläubigern 
eine verbotswidrige Sonderbegünſtigung gewährt oder der 
Ausgleich durch Betrug des Schuldners erwirkt worden iſt 
(8 64; Deutſchland: 8 196 KO., Oſterreich: 8 161 KD., § 58 
Ausgld.). Auch hier dürfte die ſtrengere Anſchauung grund⸗ 
ſätzlich vorzuziehen ſein. 


Kriegsgewiunſtener und Tantieme. 
A. 
Von Syndikus Guſtav Korſch, Frankfurt a. M. 


Ein alter, faſt vergeſſener Streit iſt von neuem entbrannt. 
Er betrifft die 88 237 und 245 unſeres HGB., die alsbald 
nach dem Inkrafttreten des Geſetzes eine ganze Literatur zutage 
gefördert und angeſichts der durch das neue Reichsgeſetz zwangs⸗ 
weiſe angeordneten Gewinnſteuerrücklagen eine beſondere praktiſche 
Bedeutung erlangt haben. Iſt dieſe Gewinnſteuerrücklage tantieme⸗ 
pflichtig oder nicht? In einem früheren Aufſatze n) hatte ich 
dieſe Frage nur kurz erörtern können und ſie, vor allem unter 
Ableitung aus der rechtlichen Natur der Gewinnſteuerrücklage, 
bejahend beantwortet. Inzwiſchen iſt, namentlich in den Handels⸗ 
zeitungen, “) über dieſen Gegenſtand ausführlich verhandelt und 
geſtritten worden, und es iſt dabei eine gewiſſe Scheidung der 
Geiſter zu beobachten geweſen. Von kaufmänniſcher Seite wird 
ſcheinbar ganz überwiegend die Tantiemepflicht verneint, während 
die Anſchauung der Juriſten offenkundigerweiſe vollkommen 
geteilt if. Es ſtehen fich hier die Meinungen haarſcharf gegen⸗ 
über. Im Nachfolgenden ſoll verſucht werden, die Grundlinien 
des Streitfalls klarzulegen und ſo die Frage der Löſung näher⸗ 
zubringen. 

I. Das bezüglich der Tantiemepflicht herrſchende, leidige 
Wirrſal beruht einzig und allein auf einem zweifellos gutgemeinten, 
in Faſſung und möglicher Wirkung aber verfehlten Kommiſſions⸗ 
beſchluſſe, auf einem „Reichstags⸗Paragraphen “,) der in die 
bisherige, klare und geſunde Rechtsentwicklung ſtörend und ab⸗ 
lenkend eingriff. Ebenſowenig wie das alte DHGB. enthielt 
der Entwurf zu unſerm jetzigen HGB. eine Beſtimmung über 
die Höhe und Berechnung der dem Vorſtande und Aufſichtsrat 
einer Aktiengeſellſchaft im allgemeinen eingeräumten Gewinn⸗ 
anteilvergütung. Es beſtand alſo eine Beſchränkung in dieſer 
Beziehung bis dahin nicht, und insbeſondere war ein Streit 
darüber, ob die Tantieme auch von Reſerven zu gewähren ſei, 
vom Standpunkt des damals geltenden geſetzlichen Rechts 
aus nicht möglich und nicht vorhanden. Wie Pinner“) zu⸗ 
treffend hervorhebt, war dieſer Rechtszuſtand im allgemeinen 
richtig und ſachgemäß, indem hierdurch Intereſſenkonflikte bei 
den beteiligten Geſellſchaftsorganen ſelbſt, Gegenſätzlichkeiten 
zwiſchen der Verwaltung und den Aktionären vermieden wurden 


1) Vgl. JW. 628. 

7) S. Berliner Tageblatt vom 6. März 1916 Nr. 121 abends, 
vom 8. März 1916 Nr. 125 abends, ſ. auch Kölniſche Zeitung vom 
22. Dezember 1915 Nr. 1298. 

3) Bol. Pinner bei Gruchot 44, 646 ff. 

9) a. a. O. S. 655. 
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und fo die allgemeine Parallelität der Intereſſen dem Wohl⸗ 
ergehen der Geſellſchaft nur zugute kam. 

In dieſe ruhige Entwicklung trieb die Reichstagskommiſſion 
einen Keil, inſofern ſie einen Antrag annahm, der inhaltlich 
dem Wortlaut unſeres jetzigen 8 237 HGB. entſpricht, beim 
Plenum keinerlei Widerſpruch erfuhr und ſo zum Geſetz erhoben 
wurde. Danach ſoll alſo der Gewinnanteil der Vorſtands⸗ 
mitglieder, wenn er vom Jahresgewinn berechnet wird, nur 
von dem nach Vornahme ſämtlicher Abſchreibungen und Rück⸗ 
lagen verbleibenden Reingewinn gezahlt werden. Es iſt heute 
nicht mehr beſtritten, daß es ſich hier um eine zwingende 
Geſetzesbeſtimmung handelt — ſoweit überhaupt die Tantieme 
nach dem Gewinn und nicht etwa nach anderen Faktoren, 
z. B. dem Umſatz, zu gewähren iſt, — und es iſt weiter klar, 
daß hier ein ganz ungewöhnlicher, die Vertragsfreiheit in ſehr 
einſchneidender Weiſe durchbrechender Rechtsvorgang geſchaffen 
iſt, wie er z. B. dem Recht der G. m. b. H. fremd iſt. 

Die bei dieſem Vorgehen zugrunde liegende Abſicht iſt 
leicht erkennbar. Man wollte übermäßigen Bezügen vorbeugen 
und glaubte ſo, indem man die Tantiemen beſchnitt, die Legung 
von Reſerven begünſtigen und dem Wohle der Geſellſchaften 
dienen zu können. „Wohl ſelten mag es vorkommen,“ führt 
Pinner aus, „daß ein Geſetz, das ausgeſprochenermaßen 
den Zweck hat, eine Benachteiligung zu verhindern und 
den einen gegen den anderen zu ſchützen, ſo ſeinen Zweck ver⸗ 
fehlt und in das Gegenteil verkehrt hat.“ Ein Mann der 
Praxis vertritt ſogar den — ſicherlich zu weit gehenden — 
Standpunkt, es werde hier eine „Prämie auf unſolide Bi⸗ 
lanzierungsweiſe“ 5) gewährt. Jedenfalls kann dadurch, daß die 
aus dem Reingewinn zu dotierenden Reſerven tantiemefrei 
bleiben müſſen, den Geſellſchaftsorganen ein eventuell weſent⸗ 
licher Teil des erarbeiteten Erträgniſſes als Einkommens⸗ 
quelle entzogen und damit unter Umſtänden der Anreiz zur 
Bildung von Reſerven nicht nur nicht gefördert, ſondern 
geradezu unterdrückt werden. Es herrſcht denn auch wohl nur 
eine Stimme darüber, und zwar bei Kaufleuten und Juriſten, 
daß die bezügliche Vorſchrift des Geſetzes, einen an ſich richtigen 
Gedanken auf falſchem Wege verfolgend und mit Übereilung in 
das HGB. hineingetragen, einen geſetzgeberiſchen Fehler bedeutet. 
Daß er praktiſch und wirtſchaftlich wohl kaum zu Mißſtänden 
und Unzuträglichkeiten geführt hat, zeugt von der Geſundheit 
und Sachlichkeit des Denkens unſerer Verantwortlichen und der 
Geradheit unſerer Wirtſchaftsmethoden. 

Simon“) vertritt den Standpunkt, daß es ſich hier um 
ein Verſehen bei der Redaktion des Kommiſſionsbeſchluſſes 
gehandelt hat und die Berückſichtigung der Rücklagen bei der 
Berechnung der Tantiemen nach dem Beſchluß der Kommiſſion 
gar nicht verboten werden ſollte. Indeſſen kann man ſo weit 
ſchwerlich gehen. Wenigſtens bieten die Materialien, ſoweit 
ſie die Tantieme der Vorſtandsmitglieder betreffen, hierfür keinen 
Anhalt.?) Auch das NG. will an dem oben gekennzeichneten 


5) So Dr. Schön, Direktor der „RNeviſion“ Treuhand⸗Aktiengeſell⸗ 
ſchaft, vgl. Berliner Tageblatt Nr. 162 vom 28. März 1912. 

6) Bilanzen S. 147. 

7) Bei der Beratung der Beſtimmungen über die Tantieme des 
Auffichtsrats ſcheint allerdings ein Verſehen vorgekommen zu fein. 
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Standpunkt des Geſetzes nicht gerüttelt wiſſen, nimmt alſo mit 
der allgemeinen Anſicht an, daß Tantiemen von den Reſerven 
nicht gewährt werden dürfen.“) 

II. Wenn ſonach kein Zweifel über den Grundſatz ſelbſt 
beſtehen kann, ſo iſt damit noch nicht darüber befunden, welche 
Objekte dieſer, nun einmal beſtehende Grundſatz betrifft und 
was denn unter den Rücklagen zu verſtehen iſt, die der Geſetz⸗ 
geber von der Tantiemevergütung ausgeſchloſſen wiſſen wollte. 
Und dies ſcheint mir angeſichts der beſtehenden Rechtslage der 
eigentliche Kernpunkt der Frage zu ſein, über den man aller⸗ 
dings bisher meift mehr oder weniger hinweggegangen iſt.“) 

1. Begrifflich find Rücklagen oder Reſerven nichts anderes 
als die Erſparniſſe des verſtändigen Familienvaters, die dieſer 
für den Fall der Not oder der bloßen Vermögensmehrung halber 
ebenfalls zurück- oder, um einmal vulgär zu ſprechen, auf die 
hohe Kante legt. Im natürlichen und landläuſigen Sinne 
handelt es ſich alſo um Vermögensanſammlungen, die einen Teil 
des Ertrages der Arbeit des einzelnen oder einer Erwerbs⸗ 
geſellſchaft, einen Miberfchußteil der Einnahmen über die laufenden 
Ausgaben darſtellen und ſomit der Entſtehungsurſache nach zum 
Reingewinn gehören. Dem Verwendungszwecke nach find fie 
dazu beſtimmt, nicht verausgabt zu werden. Es ſollen Auf⸗ 
ſpeicherungen, Schatzanſammlungen ſein, die, der wahren Okonomie 
entſprechend, im Vermögen und in der freien Verfügung des 
Sammelnden verbleiben. 

Nichts anderes iſt es mit den Reſerven der groß⸗ 
kapitaliſtiſchen Erwerbsunternehmungen, der Aktiengeſellſchaften. 
Ja, bei dieſer Form der Vergeſellſchaftung iſt eine gewiſſe 
Rücklehr zu den einfachſten Formen der Erſparniswirtſchaft zu 
beobachten, indem hier die Theſaurierung meiſt mit Rückſicht 
auf etwaige Rückſchläge, alſo für die mageren Jahre, vor⸗ 
genommen wird, während der größere Kapitaliſt ſchon nicht 
mehr für den Fall der Not, ſondern für die Kapitalvermehrung 
an ſich ſpart. Gewiß gibt es auch Aktiengeſellſchaften, die eine 
Theſaurierungspolitik katexochen treiben, bei denen alſo jener 
allgemeinere Zweck der Reſerveſtellungen nicht mehr verfolgt 
oder immer weniger erkennbar wird: aber die Zahl dieſer, in 
ſo günſtiger Lage befindlichen Geſellſchaften iſt doch verhältnis⸗ 
mäßig beſchränkt, und ſie kommen für die generelle Beurteilung 
der Frage nicht in Betracht. Die Zweckbeſtimmung der Reſerve 
iſt alſo auch bei der Aktiengeſellſchaft die Zurückbehaltung eines 


beftimmten, an ſich als Teil des Reingewinns zu betrachtenden 


Kapitals im Vermögen und zur freien Verfügung der Geſellſchaft 
ſelbſt zwecks Vorforge für die Wechſelfälle der Zeiten, 
Konjunkturen und ſonſtigen Schwankungen in den Erwerbs⸗ 
verhältniſſen. Nach Urſache und Wirkung handelt es ſich um 
die Stärkung der inneren wirtſchaftlichen Kraft des Unter⸗ 
nehmens. 

Nur in einem Punkte beſteht ein Unterſchied zwiſchen dem 
Privaten und der Aktiengeſellſchaft. Erſterer iſt ſtets frei in 


8) Bol. insbeſ. 88, 319 ff. 

I) Dieſes eben zitierte Urteil des RG. ſpricht ſich nicht zu der 
Frage aus, welche Rücklagen vom Geſetz gemeint find, ſondern nur 
darüber, daß, wenn der geſamte Reingewinn in Kücklage geſtellt iſt 
und die Generalverſammlung einen dementſprechenden Beſchluß gefaßt 
hat, die Borſtandsmitglieder hiergegen kein Nemonſtrationsrecht haben. 
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ſeinen Entſchließungen, die Aktiengeſellſchaft dagegen iſt geſetzlich 
gehalten, einen Teil ihres Erträgniſſes in den Zwangs⸗ 
reſervefonds einzuſtellen, bis er eine gewiſſe Höhe erreicht hat 
(8 262 HGB.). Der Zweck iſt aber auch bei dieſer Zwangs⸗ 
rücklage genau der gleiche wie bei den freiwilligen Reſerven; 
man ſieht hier ſogar mit beſonderer Deutlichkeit diejenigen 
Geſichtspunkte, von denen das Geſetz bei ſeinen Beſtimmungen 
über den Reſervefonds ausgegangen iſt. Denn gerade dieſer 
Zwangsreſervefonds iſt ja lediglich zur Deckung von Bilanz⸗ 
verluſten, alſo für Vorſorgezwecke und zum Verbleib im Ver⸗ 
mögen der Geſellſchaft beſtimmt. 

Nun gibt es zweifellos Fälle, in denen die Erſparnis oder 
Rücklage gemacht wird nicht für allgemeine, im Nebel der 
Zukunft liegende und inſofern noch ganz unüberſehbare Ereigniſſe 
und Zeitläufte, ſondern für konkret umriſſene und beſtimmte 
Aufgaben und Zwecke. So ſpart der einzelne für eine Ver⸗ 
gnügungsreiſe, den Erwerb eines Grundſtücks, Ankauf von 
Aktien und dergl., und hier erfolgt ſchließlich ebenſo eine Rück⸗ 
lage, als wenn die Aktiengeſellſchaft einen Fonds zur Er⸗ 
weiterung von Werkanlagen, zur Abſtoßung von Hypotheken⸗ 
ſchulden oder zur Gründung einer Wohlfahrtsanſtalt bildet und 
jeweils vermehrt. Sind nun auch dieſe Kapitalien Vermögens⸗ 
vorräte, die unter den geſetzlichen Begriff der Rücklagen fallen? 
Im Grunde genommen beſteht irgend ein Unterſchied zwiſchen 
den Reſervefonds im allgemeinen und dieſen Rücklagen im be⸗ 
ſonderen nicht. Insbeſondere iſt die vollkommene Aberein⸗ 
ftimmung darin zu ſehen, daß die Geſellſchaft Herrin ihrer 
Entſchließungen und dieſer Vermögensteile iſt und bleibt, daß 
ſie den Dotierungszweck aufheben oder verändern, im Not⸗ 
jahre einen Ausfall decken, kurz alles dasjenige vornehmen 
kann, was man unter der freien Verfügung über ein ſolches 
Vermögen zu verſtehen hat. 

Der Unterſchied beginnt erſt da, wo dieſe Verfügungsfreiheit 
aufhört, alſo eine wirkliche Bindung in irgendeinem Sinne ein⸗ 
tritt. (Hierüber fiehe unter Nr. III, 2.) 

Zimmermann, Die Jahresbilanz der Aktiengeſellſchaften nach 
deutſchem und ſchweizeriſchem Recht (S. 144), gibt dieſen 
Fundamentalgrundſätzen folgenden, ſehr zutreffenden Ausdruck: 
„Es gehört zum Weſen eines echten Reſervefonds, daß die 
Aktivſeite der Bilanz in Höhe des auf der Paſſipſeite befind⸗ 
lichen Reſervefondspoſtens ohne Einſchränkung der Aktien⸗ 
geſellſchaft freies Eigentum aufweiſen muß. So ſieht auch 
Reiſch nur dasjenige als Reinvermögen an — und Reſerve⸗ 
fonds find ja begrifflich Beſtandteile des Reinvermögens —, 
was durch keinerlei rechtliche oder wirtſchaftliche Verpflichtungen 
belaſtet ift‘.“ 

2. Daß ſich unſer Handelsgeſetz, was die Tantieme im 
Verhältnis zu den Rücklagen anbetrifft, auf eben dieſer Linie 
bewegt, die man vielleicht als die Linie der entweder freien 
oder zwar programmatiſch vorgeſehenen, aber nicht gebundenen 
Zweckbeſtimmung bezeichnen kann, ergibt ſich aus der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte der Vorſchrift. Dem Kommiſſionsantrage, 
der die Geſetzesbeſtimmung geſchaffen hat, war eine Begründung 
beigegeben, in der es hieß, der Gewinnanteil müſſe aus dem 
„tatſächlichen Gewinn“ berechnet werden, weil es zur ordnungs⸗ 
mäßigen Verwaltung gehöre, Abſchreibungen und Rücklagen zu 
machen, letztere, „um darauf in künftigen mageren Jahren zu 
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greifen“. Hier klingt alſo dasſelbe Motiv durch, welches nach 
unſern obigen Darlegungen das ganze Inſtitut der Reſervefonds 
beſtimmend und beherrſchend durchzieht. — Die Begründung 
fährt dann fort: „Soweit hierdurch Vorſtandsmitglieder in 
einem Jahre geſchädigt werden, finden ſie den Ausgleich durch 
die ſpätere Einſtellung ſolcher Rücklagefonds in die Aktiva, aller⸗ 
dings nur, ſofern ſie in dieſem ſpäteren Jahre noch im Amte 
ſind.“ 10) Dieſe zuſätzliche Bemerkung ſcheint mir von be⸗ 
ſonderer, bisher meines Wiſſens nicht genügend gewürdigter 
Wichtigkeit. 

Es geht daraus hervor, in welchem Sinne die ganze Be⸗ 
ſtimmung überhaupt gedacht war. Auf der einen Seite wollte 
man zwar die übermäßige Gewinnbeteiligung einſchränken, aber 
andererſeits eine Schädigung der beteiligten Geſellſchaftsorgane 
möglichſt vermieden wiſſen. Man war ſich alſo darüber klar, 
daß die Beſchneidung der Vergütung, dieſes eigentlichen Arbeits⸗ 
erfolges, unter Umſtänden unbillig ſein, entmutigend und 
ſchädigend wirken könnte, und man beſchwichtigte dieſes Be⸗ 
denken damit, daß man ſich ſagte, es würde ja doch in längerer 
oder kürzerer Zeit zur Liquidierung ſolcher Fonds in irgendeiner 
Form kommen und dann das ehemalige Mißverhältnis wieder 
ausgeglichen werden. Es iſt das derſelbe Gedanke, den Staub !) 
mit den Worten ausdrückt: „Solche Beträge“ — von Reſerve⸗ 
fonds, die aufgelöſt werden — „gehen tantiemefrei in den 
Reſervefonds, verlaſſen ihn tantiemepflichtig“. 

Es iſt nun gewiß richtig, daß auch bezüglich dieſer Wieder⸗ 
herſtellung in den früheren Zuſtand das Verhältnis nicht 
genügend durchdacht iſt, inſofern ja z. B. Zwangsreſervefonds 
nur zur Deckung von bilanzmäßigen Verluſten verwendet werden 
dürfen; auch die Verjährungsfrage könnte hier mithineinſpielen. 
Allein der Kern des Gedankens wird hierdurch nicht berührt. 
Er beſteht darin, daß auch hiernach das zur Rücklage ver⸗ 
wendete Kapital im Vermögen der Geſellſchaft und zu deren 
freier Verfügung bleiben muß, da nur alsdann von der Ein⸗ 
ſtellung ſolcher Rücklagen in die Aktiva die Rede ſein kann. 

Der geſetzgeberiſche Gedanke deckt ſich alſo inſofern mit 
dem Inhalt des Rechtsbegriffs der Rücklage. Unſere geſetzliche 
Beſtimmung, die ſchon als eine die Vertragsfreiheit einengende 
kaum ausdehnend interpretiert werden darf, übrigens auch von 
der Regierung ſehr energiſch bekämpft wurde, bezieht ſich kraft 
der ausgeſprochenermaßen zugrunde gelegten Begründung auf 
die Rücklagen im oben erörterten, einſchränkenden und eigent⸗ 
lichen Sinne. 


III. Von ganz anderer Art ſind nämlich diejenigen, 
gemeinhin auch als Rücklagen bezeichneten Kapitalien, die im 
rechtlichen oder wirtſchaftlichen Sinne gebunden ſind. Daneben 
wäre der über einen angemeſſenen Ausgleich von Wert⸗ 
verminderungen hinausgehenden Abſchreibungen kurz zu ge⸗ 
denken. 

1. Um letztere vorwegzunehmen, fo find fie als die „ſtillen 
Reſerven“ der Aktiengeſellſchaften allgemein bekannt. Sie 
werden insbeſondere bei uns in Deutſchland immer mehr üblich, 
wie die in den Bilanzen ſtets häufiger vorkommenden Promemoria⸗ 
poſten von 1 & erweiſen, und find als Mittel für die innere 


10) Vgl. Staub HGB. 8 237 Anm. 2. 
11) HGV. $ 237 Anm. 12. 
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Stärkung der Geſellſchaft, zur Stabilifierung der Dividenden⸗ 
politik und aus ſonſtigen Gründen ſehr beliebt. „Solche Minder⸗ 
bewertungen bilden geradezu den Stolz der Aktiengeſellſchaft.“ 1%) 
Die rechtliche Natur dieſer ſtillen Reſerven, die durch außer⸗ 
ordentliche Abſchreibungen auf unbewegliche Werte oder auf 
Waren und ſonſtige Werte, Betriebsgegenſtände oder Außen⸗ 
ſtände gelegt werden und durch direkte Unterbewertungen der 
Aktiva oder durch Einſtellung eines Ausgleichs⸗ oder Bewertungs⸗ 
poſtens in die Paſſiva oder durch Überbewertung von Paſſiven 
mehr oder weniger deutlich zum Ausdruck kommen, iſt beſtritten. 
Die Meinungen darüber, ob es ſich hier um Reſervefonds 
handelt oder nicht, gehen auseinander. Ein gewiſſer Unterſchied 
liegt darin, daß die ſtillen Reſerven nicht wie die Reſervefonds 
augenblickliche Vermögensanſammlungen darſtellen, ſondern Ver⸗ 
mögensbewertungen, die der wahren Sachlage nicht entſprechen 
und deren wirtſchaftliche Auswirkung im allgemeinen erſt der 
ſpäteren Realiſierung, wenn eine ſolche überhaupt ſtattfindet, 
vorbehalten iſt. Im übrigen berühren ſich allerdings die ſtillen 
Reſerven mit den Reſervefonds ſehr nahe. Scheinbar wird all⸗ 
gemein die Anſchauung vertreten, daß die Tantiemeberechtigten 
ihre Anſprüche auf dieſe ſtillen Reſerven geltend machen können. 
Ob dieſe Rechtsauffaſſung zutreffend iſt, kann hier nicht erörtert 
werden. 13) 

2. Ebenſo wie man landläufig die ſtillen Reſerven als 
Reſervefonds bezeichnet, ſo faßt auch ſonſt der Sprachgebrauch 
dieſen Begriff im weiteſten Sinne. Man pflegt von Reſerve⸗ 
fonds ſogar da zu ſprechen, wo in Wahrheit eine Reſerve 
uͤberhaupt nicht gelegt, ſondern nur bilanzmäßig zum Ausdruck 
gebracht wird, was tatſächlich und wirtſchaftlich rechtens und 
als bereits erkennbares Ponderabile rechtzeitig zu berückſichtigen, 
alſo dem jeweiligen Bilanzjahre anzulaſten iſt. Hier kann 
weder materiell noch formell von einem Reſervefonds die Rede 
ſein. Entweder wird hierbei ein Aktivum auf den richtigen 
Wert zurückgeführt, dann liegt ein bloßes Ausgleichs⸗ oder 
Bewertungskonto vor; oder man ſchafft einen Fonds, der bereits 
beſtehenden Verbindlichkeiten gerecht werden ſoll, ohne daß 
es ſich um die Bewertung von körperlichen Gegenſtänden oder 
Forderungen handelt oder zu handeln braucht. Es kommt 
dann eine Vorausmaßnahme infolge beſtehender, aber aus 
irgend einem Gru de noch nicht zur Löſung gekommener 
Schuldverhältniſſe in Frage. Solche Poſten werden den ſoge⸗ 
nannten Antizipationen einzureihen ſein. Es ſind Beträge, 
die bei der Aufſtellung der Bilanz noch nicht verausgabt 
wurden, aber die Rechnungsperiode, für welche die Bilanz auf⸗ 
geſtellt wird, wirtſchaftlich treffen.“) Gegen die hierfür übliche 
Bezeichnung „unechte Reſervekonten“ macht ſich mit Recht die 
Oppoſition geltend. Nur irrtümlich werden ſie als Reſerve⸗ 
fonds bezeichnet. „Eine ſtatutariſche Beſtimmung, ſolche unechte 


19), Staub, HGB. § 261, Anm. 2. 

13) Simon, Bilanzen S. 229, hält die ſtillen Reſerven nicht für 
Reſervefonds, weil ſie keinen Teil des bilanzmäßigen Reingewinns 
darſtellen. Zimmermann a. a. O. S. 301 und 818 ſieht in der Nicht⸗ 
zugehörigkeit zum bilanzmäßigen Reingewinn nur ein formales, buch⸗ 
techniſches Moment und erachtet die ſtillen Reſerven für Reſervefonds. 
Siehe die hier angezogene Literatur. 

14) Zimmermann a. a. O. S. 71. 
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Reſervekonten nicht zu bilden, würde unzuläſſig ſein.“ “) Tat⸗ 
ſächlich ſind dieſe Fonds überhaupt keine Reſerven, indem ſie 
weder auf dem freien Entſchluß der Geſellſchaft beruhen, noch 
eine Vermögensvermehrung bedeuten, noch in der Art der Ver⸗ 
wendung ungebunden find. 

Bei der ungeklärten rechtlichen Natur der Kriegsgewinn⸗ 
ſteuerrücklage mag es fraglich ſein, ob es ſich hier um eine 
eigentliche Antizipation handelt. Nimmt man an, daß die 
Gewinnſteuerrücklage im Eigentum der Geſellſchaft verblieben 
iſt, dann iſt dieſes Kapital noch nicht verausgabt; es wird 
dann durch Schaffung eines beſonderen Fonds dasjenige 
Geſchäftsjahr in Leidenſchaft gezogen, aus dem die Laſt ent⸗ 
jeringt und das dieſe Laſt daher zu tragen hat. Hier haben 
wir dann den Schulfall einer Paſſivantizipation. 
Hält man dagegen dafür — und auf dieſem Standpunkt ſtehe 
ich noch heute —, daß es ſich nicht mehr um Eigentum der 
Geſellſchaft oder höchſtens um dinglich belaſtetes Eigentum 
handelt, dann iſt das Antizipationsverhältnis nicht mehr ganz 
ſo klar durchleuchtend. Immerhin bleibt auch dann die Geſell⸗ 
ſchaft unmittelbare Beſitzerin des Geldes, und in anbetracht der 
noch vorbehaltenen Auseinanderſetzung handelt es ſich mindeſtens 
um eine Quaſiantizipation.““) 

3. Es fragt fich nun, wie ſich die Tantiemepflicht hin⸗ 
ſichtlich der Bewertungspoſten im obigen Sinne bzw. Antizi⸗ 
pationen verhält. In Ermangelung ſonſtiger, materieller Unter⸗ 
ſcheidungsmerkmale wird man unterſuchen müſſen, ob die 
Aufnahme eines ſolchen Poſtens aus dem Reingewinn erfolgt 
oder nicht. Eine „Prozeßreſerve“ z. B., die ein Aktivum be⸗ 
trifft, ein erworbenes Grundſtück, Forderungsrecht oder dergl., 
mindert deſſen Aktivwert von ſelbſt; ein Reingewinn iſt erſt 
vorhanden, nachdem die entſprechende Bewertung durchgeführt 
iſt. Eine Reſerve liegt nicht vor. 
Verbindlichkeiten anderer Art, z. B. bei Garantieverpflichtungen, 
Bürgſchaften oder dergl., die ja auch ihre Entſtehungsurſache 
in dem für die Übernahme der Verbindlichkeit maßgebenden 
Bilanzjahr haben, ſpäter jedoch erſt zur Realiſierung kommen, 
bat nichts anderes zu gelten. So hat das preußiſche OVG. 15) 
bei einer, die Ausführung von Arbeiten ſeitens eines Unter⸗ 
nehmers betreffenden Garantieverpflichtung die entſcheidende 
Bedeutung auf die Zeit der Abnahme der Arbeiten und der 
damit verwirklichten Entſtehung der Schuld gelegt und betont, 
daß die Einſtellung eines Garantiefonds in die Bilanz des 
Schuldgrundjahres nicht nur berechtigt, ſondern für die 
zutreffende Bewertung des Vermögensſtandes geboten iſt. Die 
hiernach erfahrungsgemäß anzuſetzende Haftungsſumme be⸗ 
deutet eine ſchwebende Schuld, und ſelbſt wenn es ſich um 
vollkommen unüberſehbare Verhältniſſe und Entwicklungen 
(+ B. Bürgſchaften) handelt, beſteht immer eine gewiſſe Ge⸗ 
bundenheit und Unfreiheit, welcher der vorſichtige Kaufmann 
Rechnung tragen muß. 18) In allen dieſen Fällen muß den 


15) Simon, Bilanzen S. 228, Zimmermann S. 124. 

16) Simon, Bilanzen S. 229, gibt ein anſchauliches Beiſpiel für 
Antizipationen und deren Variationsmöglichkeit, vgl. auch Gerſtner, 
Vilanz⸗Analyſe 1915, S. 148 und 104. 

17) Entſcheidungen in Staatsſteuerſachen 14, 230 ff. 

18) Val. z. B. die Ausführungen der Frankf. Zeitung in Nr. 75 
vom 16. März d. J., 1. Morgenblatt, zu der Frage der von der 
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beſtehenden oder wenigſtens möglicherweiſe eintretenden Be⸗ 
laſtungen Rechnung getragen werden, ehe man zu der wahren 
Errechnung des Reingewinns kommt; es wird alſo nicht etwa 
aus dem Reingewinn ein Reſervefonds gebildet, ſondern erſt 
die Baſis zwecks Errechnung des Reingewinns geſucht. Eine 
Tantiemepflicht kann hiernach und inſoweit nicht anerkannt 

werben. !9) 

Dagegen liegen die Verhältniſſe anders, wenn es fid um 
eine Laſt handelt, die von dem Reinertrage ſelbſt abhängig, die 
geradezu bedingt iſt von dem Vorhandenſein eines Reingewimi⸗ 
betrages, der alſo zuvörderſt feſtgeſtellt ſein muß. Hier iſt und 
bleibt der Subtrahend ein Teil des Reingewinns, aus dem er 
ja erſt ſeine Exiſtenz empfängt. So liegt der Fall bei der 
Gewinnſteuerrücklage. Denn hier muß zunächſt der Bilanz⸗ 
reingewinn des jeweiligen Kriegsgeſchäftsjahres feſtgeſtellt, 
dieſer dem Durchſchnitt der Friedensjahre gegenübergeſtellt und 
von dem Mehrgewinn die Hälfte abgeſondert werden. Es 
handelt ſich demzufolge um eine aus dem Reingewinn zu 
leiſtende Antizipation. Eine ſolche wird als Beſtandteil 
des Reingewinns der Tantiemepflicht unmittelbar zu unter⸗ 
ſtellen ſein. 0) 

4. Von einer Reihe Schriftſteller ?!) wird als Gegenwehr 
das wirtſchaftliche Moment ins Feld geführt, daß es ſich bei 
der Rücklage der Kriegsgewinnſteuer um eine in abſehbarer Zeit 
fällige Steuerverpflichtung handelt, für welche rechtzeitig Vorſorge 
getroffen werden müſſe, da dieſe Steuer ſonſt die kommenden 
Jahre ungebührlich beeinfluſſen und zu Verlegenheiten führen 
würde. Das iſt an ſich vollkommen richtig, aber es wird dabei 
zweierlei überſehen. Zunächſt liegt der Fall doch nicht ſo, daß 
das Reich eine bloße Warnung hat ergehen laſſen, daß nur ein 
Signal, eine Warnungstafel, wie es der Abgeordnete Dr. Südekum 
ausdrückte, errichtet iſt. Hätte man ſich darauf beſchränkt, auf 
das künftige Geſetz hinzuweiſen und die entſprechende Vorſorge 
zu empfehlen, dann wäre vielleicht der Sachverhalt ein 
anderer. Zwar wäre auch dann die etwa gemachte Rücklage 
nicht als eine Reſerve im Rechtsſinne anzuſehen geweſen, da es 
fich ja um die Deckung kommender Verpflichtungen, alſo um 
gebundene Kapitalien, handelt; aber alsdann wäre es tatſächlich 
ſtreitig, ob dieſe Rücklage aus dem bilanzmäßigen Reingewinn 
als deſſen Teil und Frucht herausgeſchöpft worden, oder ob ſie 
nicht vielleicht abzuſetzen wäre, um erſt zu dem richtigen Rein⸗ 
gewinn zu gelangen. Es kommt ferner hinzu, daß in unſerem 
Falle den Geſellſchaften das freie Verfügungsrecht über den 
betreffenden Teil ihres Vermögens entzogen und die wirt⸗ 
ſchaftliche Mitarbeit dieſes Kapitals im Schoße des Unter⸗ 
nehmens zum überwiegendſten Teile unterbunden iſt. Es handelt 
ſich alſo um eine Vermögensentziehung infolge der Bereicherung 
der Beteiligten in Kriegszeiten, und der Disponierende, letzten 
Endes Vorſorgetreffende iſt gar nicht der Geſellſchafts⸗ 
organismus, ſondern der Staat. Dieſer fragt, wie hoch der 


Firma Aktiengeſellſchaft für Maſchinenpapierfabrikation in Aſchaffen⸗ 
burg übernommenen Bürgſchaften. 

19) So auch Simon, Bilanzen S. 189, teilweiſe anderer Meinung 
Zimmermann S. 136. 

0) Vgl. auch Staub, HGB. § 261 Anm. 12. 

a1), Bol. insbeſendere Berliner Tageblatt vom 6. März 1916, 
abends. 
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Reingewinn, welches davon der Mehrgewinn iſt, und 50 Prozent 
dieſes Teiles des Reingewinns werden der Verfügungsmacht 
der produzierenden Geſellſchaft entzogen. Von einer Vorſorge 
dieſer Stelle iſt alſo nicht die Rede. Auch um eine bloße 
Unkoſtendeckung handelt es ſich nicht. Gewöhnliche Steuern 
ſchmälern allerdings den Reingewinn; ein ſolcher iſt erſt vor⸗ 
handen, nachdem die ſteuerlichen Laſten berückſichtigt ſind; aber 
das kann doch nur inſoweit gelten, als es ſich um regelmäßige 
und im herkömmlichen Gleiſe ſich bewegende Aufwendungen 
handelt. Ganz unvorhergeſehene, beim Vertragsſchluß auch 
nicht annähernd einſchätzbare und anſetzbare Verhältniſſe der 
vorliegenden Art werden nicht als Handlungsunkoſten im 
gewöhnlichen Sinne betrachtet werden können. Die Abgabe 
ſelbſt ſteht übrigens noch nicht einmal feſt. — Der häufig zu 
hörende Einwand, auch die Talonſteuerreſerven würden ja 
ſteuerrechtlich als Reſervefonds behandelt, iſt nicht ſtichhaltig. 
Der Anſpruch des Staates auf dieſe Stempelabgabe entſteht 
erſt in demjenigen Jahre, in welchem die neuen Gewinn⸗ 
anteilſcheinbogen ausgegeben werden. Auch handelt es ſich bei 
der Bildung dieſes Fonds um einen ganz freiwilligen Akt, frei⸗ 
willig in Schaffung und Verwendung des Kapitals. Die Ver⸗ 
hältniſſe liegen alſo anders als bei der Kriegsgewinnſteuer. 

Dr. Hachenburg⸗Mannheim meint“), daß, wenn man die 
Gewinnſteuerrücklage als einen ausgeſchiedenen Teil des Ge⸗ 
ſellſchaftsvermögens betrachtet, dieſer Teil ſchon um deswillen 
nicht tantiemepflichtig ſein könnte. Hier iſt entgegenzuhalten, 
daß der Anſpruch auf die Tantieme mit dem Augenblick der 
Genehmigung der Bilanz entſteht und es daher nicht darauf 
ankommt, in weſſen Eigentum ſich ſpäter die ſtrittige Summe 
befindet und ob die Auszahlung des Gewinnanteils erſt erfolgt, 
nachdem der Vermögenswechſel — falls man einen ſolchen an⸗ 
nimmt — ſich vollzogen hat. 


IV. Die rechts⸗ und handelswiſſenſchaftliche Literatur zu 
dieſer Frage iſt bereits mehrfach herangezogen. Aus Staubs 
Ausführungen!) geht hervor, daß er den hier vertretenen 
Standpunkt teilt. Denn wenn er denjenigen ÜUberweiſungen an 
Penſions⸗ und Unterſtützungsfonds, welche zwecks Befriedigung 
übernommener Verpflichtungen gemacht werden, den Charakter 
als Rücklagen abſpricht, obwohl ja auch ſie an die Aktionäre 
nicht verteilt werden, ſo iſt das derſelbe Fall wie bei unſerer 
Gewinnſteuer. Es handelt ſich auch dort um Antizipationen. 
Weitere Literatur findet ſich bei Zimmermann a. a. O. S. 17 
Anm. 31 angeführt. Vgl. auch Pinner in JW. 1916, 25. 

Was die Praxis angeht, ſo deckt ſich die hier vertretene 
Rechtsauffaſſung mit der grundſätzlichen Stellungnahme des 
PrOVG. zu der Frage des Begriffs der Reſervefonds. ?“) 
Charakteriſtiſch iſt, daß Talonſteuerreſerven in Baden und 
Bayern nicht einkommenſteuerpflichtig ſind. In dem bekannten 
Prozeß van der Zypen hat das Kölner LG. als erſte Inſtanz 
die Entſcheidung ebenfalls darauf abgeſtellt, über welche als 
Reſervefonds ausgewieſene Poſten die Geſellſchaft verfügen 


m JW. 632. 
2) HGB. 8 237 Anm. 16, 17. 


A) Entſcheidung in Staatsſteuerſ. 13, 267; 
S. 721 fl., 726. 
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könne; bei freier Verfügungsmacht ſeien die Zuwendungen 
Reſervefonds, andernfalls dagegen nicht.“) 

Zum Schluß wäre auf eine merkwürdige Folgerung hin⸗ 
zuweiſen, die einträte, wenn man die Gewinnſteuerrücklage als 
einen wirklichen Reſervefonds im Sinne des Geſetzes erachtet. 
Wir haben geſehen, daß nach der Abſicht des Geſetzes und 
nach Staubs Erläuterungen den Rücklagefonds die Tantieme⸗ 
pflichtigkeit ex post, bei ihrer Auflöſung zukommt. Folgerichtig 
träte alſo auch für die Gewinnſteuerrücklage bei der tatſächlichen 
Zahlung der Steuer die Tantiemepflichtigkeit ein, ſo daß es ſich 
nur um zeitliche und unerhebliche Verſchiebungen handeln, die 
Geſellſchaft aber vorſorglicherweiſe in die Lage kommen würde, 
auch für dieſe Tantiemebeträge eine Reſerve zu ſtellen. Das 
käme auf nichts anderes heraus als auf eine Art Verſteckens⸗ 
ſpielen. — — 

Das Ergebnis läßt ſich dahin zuſammenfaſſen: Eine Rücklage 
im Sinne des Geſetzes iſt gemäß allgemeiner Begriffsbeſtimmung 
und angeſichts des Sinnes der 88 237 und 245 HGB. nur 
dann und inſoweit vorhanden, als es ſich um eine Vermögens⸗ 
vermehrung der Geſellſchaft handelt. Dieſe Vermögensvermehrung 
muß auf der freien Entſchließung der Geſellſchaft beruhen und 
unterliegt auch hinſichtlich der Verwendung lediglich deren freier 
Beſtimmung. Eine Ausnahme macht nur der handelsgeſetzliche 
Zwangsreſervefonds, der gebildet und zur Deckung bilanz⸗ 
mäßiger Verluſte angeſammelt werden muß. Im übrigen ſind 
Kapitalanſammlungen mit rechtlich oder wirtſchaftlich gebundener, 
alſo meiſt unwiderruflicher, rechtlich oder wirtſchaftlich im Bilanz⸗ 
jahr begründeter Zweckbeſtimmung nicht als Rücklagen an⸗ 
zuſehen, da ſie Vermögensverminderungen ſind und der freien 
Verfügungsgewalt der Geſellſchaft nicht unterſtehen. Hierzu 
gehört auch die Kriegsgewinnſteuerſonderrücklage. Sie iſt eine 
aus dem Reingewinn reſultierende und daraus zu entnehmende 
Antizipation, die als Teil dieſes Reingewinnes deſſen tantieme⸗ 
rechtliches Schickſal teilt. 


B. 
Von Geh. Juſtizrat Robert Eſſer, Cöln. 


Nach meiner Auffaſſung iſt der Gewinnvortrag für Vor⸗ 
ſtand und Aufſichtsrat in dem Jahre ſeiner Entſtehung tantieme⸗ 
pflichtig; die Gegner dieſer Auffaſſung, insbeſondere Staub, 
erachten ihn erſt in dem folgenden Jahre, auf das er als Ge⸗ 
winn übertragen wird, als der Tantiemepflicht unterworfen. 
Nach beiden Anſichten iſt er in jedem Jahre nur einmal tantieme⸗ 
pflichtig. Die frühere Anſicht Rehms, es ſei in jedem Jahre 
ſowohl der übernommene, wie auch der erzielte Gewinnvortrag 
tantiemepflichtig, hat derſelbe als unhaltbar ſelbſt fallen gelaſſen. 

Für meine Anſicht habe ich in meiner, zu Ende des Jahres 
1915 erſchienenen kleinen Druckſchrift, Berechnung der Tantiemen, 
Verlag Marcus & Weber, Bonn, geltend gemacht und näher 
ausgeführt, daß der Gewinnvortrag im Jahre ſeiner Entſtehung 
keine Rücklage, ſondern einen Teil des nach Vornahme ſämtlicher 
Abſchreibungen und Rücklagen verbliebenen Reingewinnes bilde; 
als Rücklage (Reſervefonds) müßte er gemäß 8 261 HGB. 


25) Frankf. Zeitung vom 17. Februar 1916 Nr. 47 abends; 
Berliner Tageblatt Nr. 88 vom gleichen Tage. 
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in die Paſſivſeite der Bilanz des folgenden Jahres eingeſtellt 
werden, alſo wie das Aktienkapital, der geſetzliche Reſervefonds 
und ſonſüge Rüdlagen als eigentlicher Kapitalfonds der Geſell⸗ 
ſchaft behandelt werden. Statt deſſen wird er als unverteilt 
gebliebener Gewinn, als ein Überſchuß, auf die Gewinns und 
Verluſtrechnung des folgenden Jahres übertragen, in der er 
den ersten Gewinnpoſten bildet und ſomit der Verteilung im 
neuen Sabre unterworfen wird; er ſtellt alfo kein Vermögens⸗ 
oder Kapitalkonto dar; er kann nicht zur Bindung eines im 
Akniv der Bilanz befindlichen Vermögenswerts unter die Paſſiva 
der Bilanz eingeſtellt werden; er iſt vielmehr Gewinn verblieben 
und als ſolcher in die Gewinn⸗ und Verluſtrechnung des 
folgenden Geſchäftsjahres eingeſtellt worden. Das iſt zutreffend 
in dem Urteile des RG. vom 5. Juli 1911 dargelegt, auf das ich 
in meiner vorerwähnten Schrift Bezug genommen habe. Das RG. 
iſt dabei davon ausgegangen, daß es ſich beim Gewinnvortrage 
um reſervierten, zurückgeſtellten Gewinn handle und man ihn 
daber als Reſerve bezeichnen könne, in Wirklichkeit ſei er 
aber kein auf bie Dauer berechneter Betriebsfonds, ſondern 
er belaſſe der Geſellſchaft die Freiheit, ihn im folgenden Jahre 
als Gewim zu verteilen. 

Wirkl. Geh. Rat Dr. Hamm (DIZ. v. 1. Februar 1916) 
ſazt: „Der Gewinnvortrag unterſcheidet ſich von einer Rück⸗ 
lage (Reſewefonds) dadurch, daß die Rücklage, ſei es nun in 
effektiven Werten oder als mitwerbendes Kapital, dauernd 
referviert, dauernd von der Verteilung als Gewinn ausgeſchloſſen, 
dagegen der vorgetragene Gewinnteil nur von der Verteilung 
für das verfloſſene Jahr abgeſetzt und auf das nächſte Jahr 
übertragen wird.“ Hamm erklärt alſo den Gewinnvortrag für 
keine Rücklage, keinen Reſervefonds. 

Profeſſor K Lehmann, der in ſeinem bekannten Kommentar 
zum HGB., den Gewinnvortrag für das nächſte Jahr als eine 
tantiemefreie, „wahre Rücklage“ bezeichnet, erklärt bei einer 
Beſprechung meiner kleinen Broſchüre, in dem JurLit Bl. vom 
18. Januar 1916, daß die Frage, ob der Gewinnvortrag eine 
Rücklage ſei, „dubios“ bleibe. 

Zahlreiche Kommentatoren behaupten mit mir, daß der Ge⸗ 
winnvortrag leine Rücklage ſei, wie z. B. Rehm, Bilanzen 
544, 655, und ZHR. 75, 68; Makomer, 8 237 II b; Rieſen⸗ 
feld, Einfluß des neuen Aktienrechts S. 101; Steiner bei Hold⸗ 
heim 10, 217; Baumer, Fuld, Z. f. d. geſamte A.⸗Weſen 
12, 4 u. a. | 

Auch aus dem Formularbuch für die freiwillige Gerichts⸗ 
barkeit (Berlin 1901, Heymanns Verlag), das auf Veranlaſſung 
des Berliner Anwaltsvereins von 13 Berliner Rechtsanwälten, 
darunter Staub und Veit⸗Simon, verfaßt iſt, ergibt ſich, 
daß die Verfaſſer den Gewinnvortrag nicht für eine Rücklage ers 
achtet, vielmehr ſeine Tantiemepflicht in dem Jahre ſeines Entſtehens 
anerkannt haben. Das darin enthaltene Normalſtatut für die 
Aktiengeſellſchaft enthält nämlich im § 41 die Beſtimmung, daß, 
nachdem die Rücklagen vorgenommen und die Vorſtands⸗ 
und Aufſichtsratstantiemen berechnet worden, der ver⸗ 
bleibende Reſt des Reingewinnes an die Aktionäre als Dividende 
verteilt werden ſolle, ſoweit die Generalverſammlung nicht eine 
andere Verteilung beſchließe. Ferner iſt am Schluſſe einer Note 
zu dieſem § 41 bezüglich der Verteilung des Reingewinnes 
folgendes beſtimmt: 


„1. an den geſetzlichen Reſerveſonds werden 5 Prozent 
ſo lange abgeführt, als derſelbe den zehnten Teil des 
Grundkapitals nicht überſchreitet; 

2. von dem alsdann verbleibenden Reingewinn er⸗ 

halten: N 

a) die Mitglieder des Vorſtandes die ihnen vertrags⸗ 
mäßig zuſtehende Tantieme, 

b) die Mitglieder des Aufſichtsrats eine Tantieme von 
zuſammen 8 Prozent. 

Bei der Berechnung dieſer Tantiemen kommen jedoch 
ſämtliche von der Generalverſammlung beſchloſſenen 
Rücklagen in Abzug; bei der Berechnung der Tantieme des 

Aufſichtsrats kommt außerdem noch ein für die Aktionäre 
beſtimmter Betrag von 4 Prozent des Aktienkapitals in Abzug; 
alsdann erhalten die Aktionäre eine Dividende von 5 Prozent, 
über den Reſt des Reingewinns kann die Generalverſammlung 
in der Weiſe verfügen, daß ſie ihn zu Rücklagen oder 
zu Gratifikationen an Beamte beſtimmt oder ihn auf 
neue Rechnung vorträgt.“ 

Der Gewinnvortrag wird alſo hier nicht als Rücklage be⸗ 
handelt. Die Tantiemen werden berechnet aus dem verbleibenden 
Reingewinne, von dem nur die Rücklagen und bei der 
Aufſichtsratstantieme die mehrgedachten 4 Prozent in Abzug 
kommen. Der Gewinnvortrag bleibt wie die Gratifikationen an 
Beamte tantiemepflichtig. 

Nun gewähren aber auch die SS 237 und 245 HGB. 
die Gewinnanteile des Vorſtandes und des Aufſichtsrats aus⸗ 
drücklich nur vom Jahresgewinne, mithin von dem Gewinne, 
der in dem betreffenden Geſchäftsjahre erzielt worden iſt, 
ſchließen alſo den aus dem Vorjahre übernommenen Gewinn⸗ 
vortrag von der Tantiemeberechnung mit Recht aus, denn er 
iſt ja ſchon im alten Jahre als Teil des verbliebenen Rein⸗ 
gewinns tantiemepflichtig geweſen, und es iſt nicht mehr als 
recht und billig, daß nur diejenigen Perſonen an der Tantieme 
teilnehmen, die an der Erzielung des Gewinnes mittätig geweſen 
ſind. — Dr. Simon, Die Bilanzen, 2. Aufl., S. 11 ſagt, daß 
man es als feſtſtehende Abung ſogar als Handelsgewohnheitsrecht 
anſehen könne, daß die Tantiemen des Vorſtandes und Aufſichts⸗ 
rats nur auf Grund des bilanzmäßigen Reingewinns abzüglich 
des etwaigen Gewinnvortrags des Vorjahres berechnet werden. 
So auch Makower, § 237 IIb. 

Wie entſteht nun der Gewinnvortrag? Zunächſt erfolgt 
die Vornahme der Abſchreibungen aus dem Rohgewinne; aus 
dem alsdann verbleibenden Reingewinne iſt vor allem in 
Gemäßheit des $ 262 HGB. der geſetzliche Reſervefonds gleich⸗ 
falls nur aus dem Jahresgewinne, dem „jährlichen“ Rein⸗ 
gewinne, zu dotieren, ſo lange, als er nicht die vorgeſchriebene 
Höhe erreicht hat; ferner können auch noch ſonſtige freiwillige 
Rücklagen bedacht werden. Alles dies hat der Vorſtand bei 
Aufſtellung der Bilanz pflichtmäßig zu beſorgen. Aus dem nach 
Vornahme ſämtlicher Abſchreibungen und Rücklagen ver⸗ 
bleibenden Reingewinne, abzüglich des aus dem Vorjahre über⸗ 
nommenen Gewinnvortrags, ſind nunmehr die vertraglichen 
Tantiemen des Vorſtandes und des Aufſichtsrats zu berechnen, 
letztere unter Abzug eines für die Aktionäre beſtimmten 
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Nach Ermittlung dieſer Tantiemen wird dem alsdann noch 
verbleibenden Reingewinne der Gewinnvortrag aus dem 
Vorjahre wieder zugerechnet und der Geſamtbetrag der 
Generalverſammlung bei der Genehmigung bzw. Feſtſtellung 
der Bilanz zur Verfügung geſtellt. Dieſer General⸗ 
verſammlung ſteht das Recht zu, an der Bilanz, vor ihrer 
Genehmigung, Anderungen durch Erhöhung oder Verminderung 
der Abſchreibungen und Rücklagen, oder ſonſtwie vorzunehmen. 
Geſchieht dies, ſo wird eine Anderung der ganzen Bilanz und 
aller damit zuſammenhängenden Berechnungen notwendig, und 
eventuell die Berufung einer neuen Verſammlung erforderlich. 
Wird die Bilanz unverändert genehmigt, ſo braucht deshalb 
noch nicht die Genehmigung der vom Vorſtande vorgeſchlagenen 
Gewinnverteilung unverändert zu erfolgen. Die Art der 
Gewinnverteilung bleibt aber ohne Einfluß auf die dem Vor⸗ 
ſtande und dem Aufſichtsrate vertraglich zuſtehenden, dem Geſetze 
entſprechenden Tantiemen. Die Generalverſammlung kann aber 
jedenfalls einen kleineren oder größeren Teil des Gewinnes 
unverteilt laſſen, der dann auf die neue Rechnung als Ge⸗ 
winn übergeht. Der etwaige Gewinnvortrag entſteht in jedem 
Jahre in einem höheren oder geringeren Betrage von neuem. 
Er ſcheidet für die Folge aus den Aktiven der Bilanz als 
Vermögenswert aus, kann daher auch nicht durch Einſtellung 
einer gleichhohen Rücklage (Reſervefonds) in die Paſſiven der 
Bilanz des folgenden Jahres gebunden werden, wie das bei 
dem geſetzlichen Reſervefonds und freiwilligen Rücklagen, ähnlich 
wie bei dem Grundkapitale der Fall iſt; allerdings iſt er in 
dem am Schluſſe der Paſſivpſeite der Bilanz eingeſtellten Gewinne 
enthalten, der aber keine Rücklage, ſondern lediglich einen Aus⸗ 
gleichungspoſten bildet. 

Sieht man den Gewinnvortrag als eine tantiemefreie 
Rücklage an, ſo iſt die Berechnung der Tantiemen des Vor⸗ 
ſtandes und Aufſichtsrats mit faſt unüberwindlichen Schwierig⸗ 
keiten verbunden. Zufolge der geſetzlichen Beſtimmungen ſollen 
die Tantiemen nach Vornahme ſämtlicher Abſchreibungen und 
Rücklagen berechnet werden. Das tut denn auch der Vorſtand 
mit der ihm obliegenden Sorgfalt, aber er weiß ja nicht, ob 
und welchen Betrag die Generalverſammlung als Gewinn⸗ 
vortrag beſchließt; die Höhe des Gewinnvortrages läßt ſich aber 
wiederum nicht feſtſtellen, bevor man die Höhe der Tantiemen 
kennt; das eine hängt von dem anderen ab. Selbſt einem 
Mathematiker dürfte die Berechnung kaum gelingen; jedenfalls 
erſt nach der Generalverſammlung, die den Gewinnvortrag be⸗ 
ſchließt, ſo daß ſtets eine zweite Generalverſammlung ſtattfinden 
müßte. Der Geſetzgeber hat gewiß derartige Berechnungen 
nicht beabſichtigt. Preiſche will zwar eine ſolche Formel ge⸗ 
funden haben, ihre Richtigkeit wird aber beſtritten. Er ſoll 
bei ſeiner Formel den Fehler begangen haben, daß er der 
Tantiemeberechnung nur die zur Verteilung kommende Divi⸗ 
dende zugrunde gelegt hat. Von der Höhe der beſchloſſenen 
Dividenden hängen jedoch die Tantiemen nicht ab. Der nach 
den 88 237 und 245 HGB. dem Vorſtande und Aufſichts rate 
gewährte Anteil am Jahresgewinn richtet ſich nicht nach den 
zur Verteilung an die Aktionäre gelangenden Beträgen, ſondern 
berechnet ſich aus dem ganzen, nach Vornahme aller Ab⸗ 
ſchreibungen und Rücklagen verbleibenden Reingewinn des 
Jahres. 
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Die hin und wieder ausgeſprochene Meinung, auch wenn 
der Gewinnvortrag in dem Jahre ſeiner Entſtehung keine 
Rücklage bilde, müſſe er doch tantiemefrei behandelt werden, 
iſt unhaltbar. Zur Rechtfertigung dieſer Anſicht ſagt man, 
die Generalverſammlung könne ja auf die Verteilung eines 
Teiles des Gewinnes verzichten und dieſen Teil auf die 
Rechnung des neuen Jahres als Gewinn vortragen. Dieſer 
Verzicht gelte dann ſelbſtredend für alle am Gewinn Beteiligten, 
nicht bloß für die Aktionäre. Entſcheidend ſei für die Frage, 
daß nach dem Geſetze der gleiche Betrag als Gewinn unter 
die Tantiemeberechtigten und die Aktionäre verteilt werden 
müfle. — Das iſt jedoch nicht richtig. Schon vorher habe ich 
darauf hingewieſen, daß nach dem Geſetze die Gewinnanteile 
der Aktionäre und die der Tantiemeberechtigten aus verſchiedenen 
Beträgen berechnet werden, daß auch die Grundlagen der 
Berechnungen verſchieden ſind. Die Sachlage iſt die, daß die 
Gewährung von Gewinnanteilen an Vorſtand und Auffichtsrat 
ſtets auf einer vertraglichen Grundlage beruht, entweder auf 
dem Geſellſchaftsvertrage oder einem Anſtellungsvertrag; die 
Gewinnanteile ſelbſt ſind Quoten von dem Reingewinne, der 
zufolge der geſetzlichen Vorſchriften beim Vorſtand nach Vor⸗ 
nahme ſämtlicher Abſchreibungen und Rücklagen, ſowie abzüglich 
des aus dem Vorjahre übernommenen Vortrags, und beim 
Aufſichtsrate nach weiterem Abzuge von 4 Prozent Dividende 
auf das eingezahlte Grundkapital verbleibt. 

An dieſem verbleibenden Reingewinne beſitzen die Tantiemes 
berechtigten ihre ihnen vertraglich zugeſicherten Gewinnanteile, 
die ihnen durch einen Beſchluß der Aktionäre, auf die Ver⸗ 
teilung einer höheren Dividende zugunſten eines größeren 
Gewinnvortrages zu verzichten, nicht entzogen oder vermindert 
werden können, wenn der Gewinnvortrag keine Rücklage bildet. 
Die Höhe der Tantiemen richtet ſich nicht nach dem verteilten, 
ſondern nach dem verteilbaren Gewinne; dieſer kann durch die 
Generalverſammlung nur bei der Feſtſtellung der Bilanz, nicht 
aber noch nachher durch weitere als die vom Vorſtande vor⸗ 
geſchlagenen Abſchreibungen und Rücklagen vermindert werden. 

Das Ergebnis dieſer Ausführungen iſt, daß der Gewinn⸗ 
vortrag keine Rücklage (Reſervefonds) bildet, ſeiner Natur nach 
keine Rücklage bilden kann; bei ſeiner Entſtehung iſt er aller⸗ 
dings in dem Ausgleichungspoſten, dem Überſchuſſe der Aktiva 
über die Paſſiva der Bilanz, auf deren Paſſipſeite enthalten. 
Infolge der Abertragung des Gewinnſaldos auf die neue 
Rechnung des folgenden Jahres kann aber von der Einſtellung 
eines gleich hohen Reſervefonds in die Paſſiva der Bilanz keine 
Rede mehr fein; die bezügliche Beſtimmung des § 261 HGB., 
wonach jeder Reſervefonds ſeinen Platz in den Paſſiven der 
Bilanz erhalten muß, iſt keine bloße Formvorſchrift, ſondern 
eine abſolute Notwendigkeit. Ein Reſervefonds (Rücklage) iſt 
ohne Einſtellung unter die Paſſiva der Bilanz undenkbar; er 
kann aber nur in die Bilanz als Paſſiwpoſten eingeſtellt werden, 
wenn ein gleich hoher Wert in den Aktiven ihm gegenüber⸗ 
geſtellt wird; er bindet dann dieſen Wert als Kapitalvermögen. 
Was als Gewinn in die neue Rechnung eingeſtellt wird, kann 
nicht gebunden werden, und ſoll auch als Gewinn nicht ge⸗ 
bunden werden; die Geſellſchaft behält darüber die Freiheit des 
Verfügungsrechtes. Wenn der unverteilt gebliebene Reingewinn, 
der Gewinnſaldo, eine Rücklage bildete, ſo würde er im folgenden 


45. Jahrgang. 


Jahre als Neſervefonds unter die Paſſiva der Bilanz eingeftellt 
werden müſſen, könnte dann aber nicht als Gewinn in der 
neuen Rechnung erſcheinen. 

Die Tantiemenberechnung und Gewinnverteilung geſtaltet 
fich demnach in folgender Weiſe: 

Angenommen, das volleingezahlte Grundkapital be⸗ 
))VVVFFF!!ftf!f EAEREEREERTONSREETT 1000 000 # 
eingeteilt in 1000 Aktien zu je 1000 &; Vorſtand und Auf 
ſichts tat erhalten gemäß Geſellſchafts⸗ bzw. Anſtellungs vertrag 
von dem geſetzlich beſtimmten Reingewinn Gewinnanteile von 
je einem Zehntel; 


der Gewinnvortrag aus dem Vorjahre beträgt 10 000 4 


der Jahresgewinnsnssnss 200 000 „ 
alſo Rohgewii“n“n“ns 210 000 4 
davon ab Abſchreibungen (fpezialifiert) ins⸗ 

... sen 50 000 „ 
mithin Reingewinin nd 160 000 # 
daraus für Rücklagen (geſetzliche Reſerve, zu 

berechnen abzügl. des Gewinnvortrages, alſo 

aus 150000 &), und h (ſpezialiſiert) 

WONNIEN 30 000 „ 
leben 130 000 # 
ab Gewinnvortrag aus dem Vorjahre 10 000 „ 
Tantiemepflichtiger Reingewinn........ 120 000 4 

Hiervon erhält bei der Gewinnverteilung 
durch die Generalverſammlung: 
der Vorſtand Yıo mit 12 000 & 
der Auſſichtsrat (nach Abzug 
von 4 Prozent des Grund⸗ 
kapitals = 40 000 4) !/ıo von 
80 000 Æ mitt 8 000 „ 20 000 „ 
bleiben zur weiteren Verfügung der General⸗ 

Lerſamm uns 100 000 & 
wozu noch der vorher abgeſetzte Gewinnvortrag | 

/. ³ð³6A ³ ³ 8 10 000 „ 

Summa 110000 A 
Die Generalverſammlung beſchließt, aus 
dieſen zu verwenden: = 
für eine Dividende von 9 Prozent 90 000 & 
für Gratifikationen an Beamte 
der Geſellſch afl 7 000 K* 

für das Note Kreuz 2000 # 99.000 „ 

ſo daß ein Betrag vo˖ed nun 11000 # 


unverteilt bleibt und auf die Gewinns und Verluſtrechnung des 
neuen Jahres als Gewinn vorgetragen wird. 


Der Entwurf des Schätzungsamtsgeſetzes nach den 
Beſchlüſſen der Kommiſſion des Abgeorduetenhauſes. 
Von Juſtizrat Dr. Fritz Meyer, Frankfurt a. M. 

Schneller als allgemein erwartet wurde, hat die nach der 
erſten Leſung des Schätzungsamtsgeſetzes im preußiſchen Ab⸗ 
geordnetenhauſe, von dem letzteren eingeſetzte Kommiſſion, welcher 
auch gleichzeitig die Prüfung des Geſetzes zur Förderung der 
Stadtſchaften übertragen war, ihre Beratungen beendet. Die 
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jetzt vorliegenden Beſchlüſſe der Kommiſſion haben zu einer 
gründlichen und weſentlich verbeſſerten Umgeſtaltung des Res 
gierungsentwurfes — im folgenden zur Abkürzung immer der 
Entwurf genannt — geführt, wie dies nach der zum Teil 
ſcharfen, aber durchaus berechtigten Kritik, welche der Entwurf 
und vor allem ſeine Begründung ſofort nach ihrem Erſcheinen 
hervorriefen, allerdings mit aller Beſtimmtheit erwartet werden 
mußte. Eine nochmalige Darlegung der Mängel und Un⸗ 
zulänglichkeiten des urſprünglichen Entwurfs und ſeiner Be⸗ 
gründung kann ſchon deshalb unterbleiben, weil ſich die Be⸗ 
anſtandungen aus der Beſprechung der jetzt getroffenen Ab⸗ 
änderungen ergeben. Die meiſten Beſchlüſſe der Kommiſſion 
entſprechen auch den Vorſchlägen, welche u. a. der Verfaſſer 
dieſes Aufſatzes gemacht hat, und auf welche hier verwieſen 
werden kann. 

Die Anfechtungen des Entwurfes hatten ſich nicht nur 
gegen die in denſelben vorgeſehenen Beſtimmungen, ſondern 
namentlich gegen die Weglaſſung ſehr weſentlicher Anordnungen 
in dem außerordentlich knapp gefaßten Entwurfe gerichtet. Eine 
gründliche parlamentariſche Durcharbeitung war auch deshalb 
erforderlich, weil die vielfach unzutreffenden Ausführungen der 
Begründung, beſonders die mehrfach wiederholte Hervorhebung, 
daß die bisher geltende Privatſchätzung zu einer „ſyſtematiſchen 
Uberſchätzung des Grundbeſitzes“ geführt hätte, die Befürchtung 
wachrufen mußte, daß die neuen geſetzlichen Beſtimmungen nicht 
eine gerechte Schätzung, ſondern eine weitgehende und gefahr⸗ 
volle Unterſchätzung zur Folge haben könnten. Die Autorität 
der Kommiſſionsbeſchlüſſe wird dadurch weſentlich geſteigert, 
daß zahlreiche derſelben einſtimmig oder doch mit einer über⸗ 
wiegenden Mehrheit gefaßt ſind. Nur einzelne Beſchlüſſe haben 
zu Streitigkeiten innerhalb der Kommiſſion geführt. Auch die 
Regierung hat ſich noch nicht mit allen beſchloſſenen Ab⸗ 
änderungen einverſtanden erklärt. Die wichtigſten Beſchlüſſe 
der Kommiſſion ſind folgende: 

1. Während der Entwurf — 8 1 — für jeden Stadt⸗ 
und Landkreis die Errichtung eines Schätzungsamtes vorgeſehen 
hatte, worin mit Recht eine Schädigung der kreisangehörigen 
Gemeinden erblickt wurde, hat die Kommiſſion dieſe Befugnis 
auch den Landgemeinden mit mehr als 25 000 und den in 
dieſen gelegenen Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern 
zuerkannt. 

Die Satzung, durch welche nach dem Entwurf das Schätzungs⸗ 
amt errichtet wird, bedarf der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes. 
Die Kommiſſion hat gegen einen ablehnenden Beſcheid desſelben 
eine Beſchwerde an den Provinzialrat zugelaſſen. Auf den, mehr 
auf kommunalpolitiſchem Gebiete liegenden Streit über die Vor⸗ 
ſchläge des Entwurfs hinſichtlich der Schätzungen in Berlin ſoll 
hier nicht näher eingegangen werden. In der Übertragung der 
Schätzung auf den Zweckverband Groß-Berlin war von vielen 
Seiten ein Eingriff in die Selbſtverwaltung der Stadt Berlin 
erblickt worden. Durch einen einſtimmigen Beſchluß der Kom⸗ 
miſſion iſt nun der ſtreitige $ 13 des Entwurfs in der Weiſe 
umgeſtaltet worden, daß für den Bezirk des Verbandes Groß⸗ 
Berlin ein Oberſchätzungsamt unter Anwendung des Zweck⸗ 
verbandsgeſetzes durch Satzung errichtet wird. Ob damit der 
heftige Widerſtand der Stadt Berlin und der Berliner Vorort⸗ 
gemeinden beſeitigt iſt, mag hier dahingeſtellt bleiben. 
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2. Hinſichtlich der Perſonen der Schätzer hatte der Ent⸗ 
wurf — 8 7 — um die Unparteilichkeit derſelben zu ſichern, 
alle am Grundſtücksweſen und Realkredit irgendwie Beteiligten 
von dem Amte als Schätzer ausgeſchloſſen, wiewohl gerade 
dieſe Ausgeſchloſſenen nicht nur die eigentlichen Sachverſtändigen 
auf dieſem Gebiete ſind, ſondern auch das Bedenken beſtehen 
mußte, daß dann namentlich in kleineren Städten geeignete 
Perſonen für das Schätzungsamt überhaupt nicht aufgefunden 
werden können. Es war deshalb von vielen Seiten die 
Streichung dieſes über das Ziel weit hinaus ſchießenden Para⸗ 
graphen beantragt. Die Kommiſſion hat dieſen Wünſchen nicht 
volle Rechnung getragen, wohl aber die an der Beleihung inter⸗ 
eſſierten Kreiſe, Makler Bauunternehmer, Vorſtände und An⸗ 
geitellte von Hypothekenbanken uſw. als Schätzer zugelaſſen, aber 
nur nach Anhörung der zuſtändigen Handels⸗, Landwirtſchafts⸗ 
und Handwerkerkammern und mit Zuſtimmung des Regierungs⸗ 
präſidenten. Mit dieſer Umgeſtaltung, durch welche eine Aus⸗ 
wahl unter den zur Verfügung ſtehenden Perſonen ermöglicht 
iſt, wird man ſich in jeder Weiſe zufriedengeſtellt erklären 
können. 

3. Eines der ſchwerſten Bedenken gegen den Entwurf, in 
welchem jedes Rechtsmittel gegen die Schätzungen der Schätzungs⸗ 
ämter fehlte, während doch bei gerichtlichen Streitigkeiten von 
unvergleichlich geringerer Bedeutung ein ausgedehntes Rechts⸗ 
mittelverfahren zuläſſig iſt, wurde durch die Kommiſſion be⸗ 
ſeitigt. Innerhalb vier Wochen nach Zuſtellung der Schätzung 
kann der Antragſteller und der Grundſtückseigentümer Beſchwerde 
einlegen. Über dieſelbe entſcheidet ein aus fünf Milgliedern des 
Schätzungsamts gebildeter Beſchwerdeausſchuß, welchem nur ein 
Mitglied angehören darf, welches bei der angefochtenen Schätzung 
mitgewirkt hat. Dieſe Beſtimmung, welche eine materielle Nach⸗ 
prüfung der erfolgten Schätzung ermöglicht, und eine Berufungs⸗ 
inſtanz am Ort der belegenen Sache ſchafft, läßt nur das eine 
Bedenken zurück, daß ein Mitglied des Schätzungsamts, welches 
bei der angefochtenen Schätzung mitgewirkt hat, auch bei der 
Berufungsentſcheidung zugezogen werden darf. Es iſt zu 
befürchten, daß dieſes eine Mitglied der unteren Inſtanz einen 
ſehr ſtarken Einfluß auf die übrigen Beſchwerderichter aus⸗ 
üben kann. Aus dieſem Grunde hat man z. B. in dem ſonſt 
hiermit natürlich nicht zu vergleichenden Strafprozeßverfahren 
die Mitwirkung des Unterſuchungsrichters bei dem Dreimänner⸗ 
gericht ausgeſchloſſen, welches über die Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens entſcheidet. Immerhin aber enthält auch dieſe Be⸗ 
ſtimmung eine weſentliche und ganz notwendige Verbeſſerung 
des Entwurfs. 

4. Bezüglich der Beſtellung der Mitglieder des Schätzungs⸗ 
amts und des Widerrufs derſelben ſind von der Kommiſſion 
ebenſo Abänderungen getroffen, wie bezüglich der viel an⸗ 
gefochtenen Beamteneigenſchaft der Mitglieder des Schätzungs⸗ 
amts, durch welche nach dem Entwurf „das Verantwortlichkeits⸗ 
gefühl“ der Schätzer verſtärkt werden ſollte. Nach den Kom⸗ 
miſſionsbeſchlüſſen ſollen nur die Vorſteher des Schätzungsamts 
und deren Stellvertreter Kommunalbeamte ſein, während die 
Schätzer ſelbſt nur in Ausübung ihrer Schätzertätigkeit als 
Beamte gelten und durch den Vorſitzenden des zuſtändigen Kom⸗ 
munalverbandes durch Handſchlag an Eides Statt verpflichtet 
werden. Die Dienſtaufſicht über die Schätzer führt der Vor⸗ 
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ſteher des Schätzungsamtes. Der Vorſitzende des Kommunal⸗ 
verbandes kann nach vorheriger Androhung Ordnungsſtrafen 
bis 9 &, der Regierungspräſident ſolche bis zu 90 & feſt⸗ 
ſetzen. Gegen Androhung und Feſtſetzung iſt Beſchwerde an 
den Regierungspräſidenten reſp. an den Oberpräſidenten zuläſſig, 
welche endgültig entſcheiden. 

5. Die allergrößten Befürchtungen hinſichtlich einer wohl⸗ 
tätigen Wirkung des Schätzungsamtsgeſetzes knüpften ſich an 
den Umſtand an, daß in dem Geſetze jeder Schutz des be⸗ 
ſtehenden Grundſtücksbeſitzes und Realkredits gegen die von 
der Anwendung des Geſetzes zu erwartende niedrigere Wert⸗ 
beſtimmung des beſtehenden Grundbeſitzes fehlten. Dieſer 
Mangel hätte in der Tat zu den größten Kataſtrophen des 
Grundbeſitzes führen und aus der beabſichtigten ſegensreichen 
Wirkung der öffentlichen Schätzung geradezu einen Notſtand 
für den beſtehenden Grundbeſitz hervorrufen können. Die unter 
Reichsrecht ſtehenden Hypothekenbanken und Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften dürfen bekanntlich nur bis zu 60 Prozent des 
Grundſtückswerts beleihen und die Beleihung auch nur in dieſer 
Höhe aufrechterhalten. Eine Minderſchätzung des Grundſtücks⸗ 
wertes durch die öffentliche Schätzung um nur 10 Prozent 
würde die Zurückforderung von Kapitalbeträgen in Höhe 
von ungefähr 5 Milliarden Mark zur Folge gehabt haben. 
Eine wirtſchaftliche Gefahr von unabſehbarer Tragweite war 
hiermit herauſbeſchworen, und wurde auch als ſolche in den 
weiteſten Kreiſen der Beteiligten empfunden. Die Kommiſſion 
hat dieſe Gefahr zwar nicht vollſtändig beſeitigt, aber doch 
weſentlich abgemildert durch folgenden zum § 20 des Entwurfes 
beſchloſſenen Zuſatz: „Vor dem 1. Juli 1921 finden die Vor⸗ 
ſchriften des Schätzungsgeſetzes nur Anwendung für Neu⸗ 
bauten von Grundſtücken und bei Neubeleihungen, für 
welche eine Hypothekenbeleihung noch nicht ſtattgefunden hat.“ 
Ob der bloß fünfjährige Zeitraum genügen wird, um den durch 
den Krieg ſo ſehr geſchwächten ſtädtiſchen Grundbeſitzern die 
Möglichkeit zu geben, ſich auf die Folgen einer Wertverminderung 
ihres Grundbeſitzes einzurichten, muß allerdings ſehr bezweifelt 
werden. Eine durchgreifende Hilfe für den beſtehenden Beſitz 
enthält auch dieſe Beſtimmung nicht. 

Allerdings kommen noch zwei weitere Beſtimmungen hinzu, 
deren Bedeutung nicht unterſchätzt werden darf, — einmal die 
ſo oft vergeblich verlangte und nun von der Kommiſſion be⸗ 
ſchloſſene Erhöhung der Grenze für die Mündelſicherheit und 
die Hypothekenbeleihung ſelbſt und dann eine Begünſtigung der 
Tilgungshypothek. Hinſichtlich der Beleihungsgrenze beſchloß 
die Kommiſſion im Art. 73 § 1 Abſ. 1 AGBGB. ſtatt der 
Worte „innerhalb der erſten Hälfte des Wertes“ „innerhalb 
der erſten / des Wertes“ zu ſetzen, und außerdem in dieſem 
Artikel des AGBGB. die Worte hinzuzufügen: „Letzteres jedoch 
nur, falls das Grundſtück bei ordnungsmäßiger Wirtſchaft jedem 
Beſitzer nachhaltig einen Ertrag gewähren kann, der die Zinſen 
des beliehenen Kapitals um mindeſtens ¼ überſteigt“. Mit 
dieſem Zuſatz zum § 18 des Entwurfs iſt die langumſtrittene 
Frage der Erhöhung der Mündelſicherheit und Beleihungsgrenze 
in zufriedenſtellender Weiſe gelöſt. 

Dieſe Verbeſſerung dient ſelbſtverſtändlich gleichzeitig zu 
einer Milderung der Gefahren, welche dem beſtehenden Beſitz 
durch eine Minderſchätzung drohen. 


45. Jahrgang. 


Zum 8 20 des Entwurfs iſt dann noch hinzugefügt, daß 
die Einholung einer Schätzung nicht erforderlich ſei bei Be⸗ 
leihungen, welche nach dem eben behandelten 8 73 AG BGB. 
ohnehin als mündelſicher gelten. 

Dieſe Beſtimmungen gelten aber nach den Beſchlüſſen der 
Kommiſſion nicht für die Fälle, in denen es ſich in den nächſten 
10 Jahren nach Inkrafttreten des Geſetzes um Beleihungen 
durch Tilgungshypotheken⸗ und Grundſchulden mit einem 
jährlichen Tilgungsbeitrag von mindeſtens ½ Prozent handelt, 
die an Stelle von bereits vorhandenen Beleihungen treten 
Die Begünſtigung der Tilgungshypothek als Erſatz feſtverzins⸗ 
icher Beleihungen wird bei allen Anhängern der unkündbaren 
Amortiſationshypothek Befriedigung hervorrufen. 

6. Die Kommiſſion hat auch in das Geſetz als be⸗ 
ſonderen 8 3a Schätzungsgrundſätze aufgenommen, deren 
Aufzählung im einzelnen für den Zweck dieſer Beſprechung 
nicht erforderlich erſcheint. Die weſentliche Verbeſſerung des 
Entwurfs in dieſem Punkte ergibt ſich daraus, daß der letztere 
überhaupt keine S chätzungsregeln enthielt, ſondern dieſelben den 
zu errichtenden Satzungen und miniſteriellen Ausführungs⸗ 
beitimmungen überlaſſen wollte. Eine beſondere Unterkom⸗ 
miſſion hat die Schätzungsgrundſätze, welche nunmehr als geſetz⸗ 
liche Beſtimmungen zu gelten haben, ausgearbeitet, und es iſt 
wohl zweifellos, daß dieſelben auch bei der endgültigen Verab⸗ 
ſchiedung angenommen werden. Allerdings hat die Regierung 
bis jetzt dem widerſprochen. Auch werden von vielen Seiten 
die von der Kommiſſion aufgeſtellten Schätzungsgrundſätze für 
ungenügend erachtet, weil keine ausreichenden Grundregeln für 
die Wertfeſtſtellung gegeben find, als ſolche ſollte ausſchließlich 
der Reinertrag des Grundſtückes maßgebend ſein. Der von 
der Kommiſſion konſtruierte, der Schätzung zugrunde zu legende 
„Wert“ iſt eine Zuſammenſetzung aus Boden⸗, Bau⸗, Ertrags⸗ 
und Verkaufswert. Ahnlich dem bei der Grundwertſteuer zur 
Anwendung gekommenen gemeinen Werte, der ſo ſchwere 
Benachteiligungen der Hausbeſitzer zur Folge hat (vgl. beſonders 
Bredt a. a. O. S. 20, Kraus a. a. O. 

7. Beſſer als in dem Entwurfe iſt auch das Inkrafttreten 
des Geſetzes geregelt. Der Entwurf wollte dieſen Zeitpunkt 
einer Königl. Verordnung vorbehalten. Die Kommiſſion hat 
dagegen folgende Beſtimmung beſchloſſen: 

„Das Geſetz tritt früheſtens zwei Jahre nach dem Friedens⸗ 
ſchluß, ſpäteſtens am 1. Juli 1921 in Kraft. Jedoch 
kann die Inkraftſetzung provinzweiſe früher erfolgen, ſo⸗ 
weit in der betreffenden Provinz eine Stadtſchaft in 
Wirkſamkeit getreten iſt.“ 

Auch dieſe Beſtimmung ſteht in Beziehung zu dem Schutze 
des beſtehenden Beſitzes und der beſtehenden Beleihungen gegen 
eine etwaige Minderſchätzung der öffentlichen Tarämter. Denn 
wenn durch eine Stadtſchaft, welche nicht nur errichtet, ſondern 
ſchon in Wirkſamkeit getreten fein muß, die Kreditnot beſeitigt 
oder gemildert iſt, dann find die Gefahren einer Wertminderung 
durch die öffentliche Schätzung ebenfalls nicht mehr ſo furchtbar, 
wie dieſelben ohne eine derartige Schutzmaßregel ſein würden. 

8. Sehr zu bedauern iſt, daß die Wirkſamkeit der 
Schätzungsämter nicht auch auf das Steuerweſen ausgedehnt 
worden iſt, ſondern die Kommiſſion es bei der Beſtimmung des 
Entwurfs, daß die Schätzung für dieſes „Sondergebiet“ nicht 
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gelten ſoll, belaſſen hat. Dieſer Beſchluß erſcheint um ſo auf⸗ 
fallender, als hierdurch der Hauptzweck der öffentlichen Schätzung, 
eine wirkliche Einheitlichkeit des Taxweſens bei Grundſtücken 
herbeizuführen, durchbrochen wird. Nach der Begründung des 
Entwurfs ſollen die Schätzungsämter „die völlig unparteiiſche 
und zuverläſſige, den wirklichen Grundſtückswert darſtellende 
Schätzung“ gewährleiſten. Unter dieſen Umſtänden iſt es 
eigentlich undenkbar, daß daneben noch eine andere Schätzung 
ſtattfinden kann, und daß dieſelbe, obwohl ſie den wirklichen 
Wert darſtellt, für die Beſteuerung ausgeſchloſſen fein fol, 
Denn die Beſteuerung muß ſich den wirklichen Verhältniſſen 
ſoweit als nur möglich anſchließen. Die Ausſchließung des 
Steuerweſens von der Schätzung muß außerdem den Verdacht 
erregen, daß der Hauseigentümer für die Beleihung auf eine 
Schätzung angewieſen iſt, welche für die Beſteuerung zu niedrig 
iſt. Beſteuerung nach einer höheren und Beleihung nach einer 
niedrigeren Taxe aber muß nicht nur die größte Verwirrung 
hervorrufen, ſondern in zahlreichen Fällen den größten Schaden 
in dem Grundſtücksweſen anrichten. Es iſt auch zu hoffen, 
daß dieſer Beſchluß der Kommiſſion bei einer nochmaligen 
Leſung oder bei der Schlußberatung nicht aufrechterhalten bleibt. 
Daß der von der Kommiſſion hinzugefügte 8 3b eine Aus⸗ 
dehnung der Schätzungen der Schätzungsämter auf die Be⸗ 
ſteuerung nicht ficherftellt, wurde beſonders in den Verhandlungen 
des Brandenburgiſchen Provinzialverbandes (vgl. die Aus⸗ 
führungen von Steiniger daſelbſt) hervorgehoben. 

Die Neuregelung des Schätzungsweſens auf der Grundlage 
der öffentlichen Schätzung, welche ſicherlich in einem ſehr un⸗ 
glücklichen Augenblicke mitten im Krieg begonnen wurde, muß 
nunmehr, um nicht noch weitere Beunruhigung hervorzurufen, 
auch zu Ende geführt werden. Das Schätzungsweſen greift ſo 
tief in alle Verhältniſſe des Realkredits ein, und bildet ſo ſehr 
die Grundlage aller für den Grundbeſitz und das Beleihungs⸗ 
weſen beſtehenden und noch in Ausſicht genommenen Ver⸗ 
beſſerungen, daß ein Fehlgriff auf dieſem Gebiete ungemein 
verhängnisvoll wäre. Ein ſolcher würde aber zweifellos vor⸗ 
liegen, wenn nicht mindeſtens dasjenige, was die Kommiſſion 
des Abgeordnetenhauſes beſchloſſen hat, aufrechterhalten und 
der Entwurf ſo in Geſetzeskraft übergehen könnte, wie er nach 
den Beſchlüſſen der Kommiſſion umgeſtaltet worden iſt. Bei 
energiſchem Feſthalten an den einmal für richtig erkannten 
Abänderungen iſt an der ſchließlichen Zuſtimmung der Re⸗ 
gierung zu dem ſo veränderten Geſetzeswerk nicht zu zweifeln, 
welches dann, aber auch nur dam, dem notleidenden Grund⸗ 
ſtücks⸗ und Beleihungsweſen zum Segen gereichen wird. Bis 
jetzt hat allerdings — vgl. Kraus a. a. O. — die Regierung 
in einer Beſprechung zwiſchen den Vertretern der beteiligten 
Reſſorts und den Fraktionen des Abgeordnetenhauſes fich mit 
den Kommiſſionsbeſchlüſſen nicht einverftanden erklärt. Dieſelben 
müflen aber als das Mindeſtmaß desjenigen gelten, womit der 
ſtädtiſche Hausbeſitz ſich in der Frage der Grundſtücksſchätzungen 
einverſtanden erklären könnte. 
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Nach Abſchluß des vorſtehenden Aufſatzes ſind noch folgende, den 
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„Hausbeſiz und Schätzungsamt“ 1916, 


Die Zuläſſigkeit des Rechtswegs hinſichtlich der 
Vergütung und Entſchädigung bei Kriegsleiſtungen. 
Von Rechtsanwalt Dr. Bruno Beyer, Pr. Eylau. 


»Die Frage der Zuläſſigkeit des Rechtswegs rückſichtlich 
der Art und Höhe der Entſchädigung, die dem einzelnen bei 
beſonderen Leiſtungen und Opfern im Intereſſe der Geſamtheit 
auf Erfordern zuſtändiger Organe gewährt wird, iſt bisher 
allgemein kaum wiſſenſchaftlich behandelt worden. Selbſt die 
treffliche Abhandlung von Anſchütz „Der Erſatzanſpruch aus 
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Vermögensbeſchädigungen durch rechtmäßige Handhabung der 
Staatsgewalt“ (im VerwArch. 5, 1 ff.) ſtreift dieſe Frage nicht, 
obwohl gerade die Behandlung der fiskaliſchen Kriegsſchäden⸗ 
prozeſſe im Anfang des 19. Jahrhunderts (S. 73 ff.) Anlaß 
dazu bot. 

Man hat die Frage der ſtaatlichen Entſchädigungspflicht 
und die Frage der verbindlichen Feſtſtellung der Art und des 
Umfanges dieſer Pflicht zum Teil vermiſcht. Nach früherem 
preußiſchen Recht waren die Fragen der Rechtmäßigkeit von 
Akten der Souveränetät dem Rechtswege entzogen. Hieraus 
konnte aber nicht gefolgert werden, daß der Rechtsweg überall 
da ausgeſchloſſen ſei, wo öffentlich⸗rechtliche Pflichten, z. B. die 
ſtaatliche Pflicht zur Entſchädigung von Kriegsleiſtungen, in 
Frage ſtehen, zumal die Gerichte für zuſtändig zu erachten 
waren, über Fragen des öffentlichen Rechts zu entſcheiden, 
ſoweit dieſe Entſcheidungen zur Beurteilung der vor ibnen an⸗ 
hängigen Rechtsfälle erforderlich waren. 

Andererſeits kann daraus, daß die Gerichte nach gegen⸗ 
wärtigem Recht für zuſtändig erachtet werden, über gewiſſe 
Pflichten der Staatsorgane zu materiellen Leiſtungen an die 
Staatsglieder verbindlich zu entſcheiden, nicht gefolgert werden, 
daß ſie die Zuſtändigkeit allgemein, z. B. auch in den Kriegs⸗ 
leiſtungsentſchädigungsfragen, haben. Dieſe Zuſtändigkeit iſt 
vielmehr, wie noch zu erörtern iſt, eine eng begrenzte. 

Es hat ſich freilich in der Theorie und in der Praxis 
eine gewiſſe communis opinio gebildet, nach der beſtimmte 
Pflichten der Staatsorgane zur Vergütung oder Entſchädigung 
der Staatsglieder für beſondere Leiſtungen oder Opfer der 
zivilrichterlichen Feſtſtellung unterliegen. Das Reichsgericht hat 
in einer Entſcheidung dieſe communis opinio dahin präziſiert, 
daß eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit dann vorliege, wenn der 
Anſpruch auf einem privatrechtlichen Titel beruhe, ſelbſt wenn 
eine öffentlich⸗rechtliche Leiſtung in Frage ſtehe (vgl. die in der 
JW. 1897, 1 ff. zitierte Entſcheidung). Was als privatrecht⸗ 
licher Titel aufzufaſſen iſt, wird ſich allgemein kaum ſagen 
laſſen. Die Behandlung dieſer Frage läßt ein Syſtem ver⸗ 
miſſen. Man kann nicht einmal behaupten, daß in allen Fällen, 
in denen der Staat auf Grund freiwilligen Erbietens einer 
Privatperſon und der Annahmeerklärung des zuſtändigen Staats⸗ 
organs ſich eine Leiſtung ſichert, in denen alſo nach Art des 
Vertragsſchluſſes unter Privaten verfahren wird, ein privat⸗ 
rechtlicher Titel vorliege. Denn es gibt auch „öffentlich⸗xecht⸗ 
liche Verträge“, z. B. den Staatsdienervertrag, aus denen 
Pflichten von Staatsorganen entſtehen, die nur inſoweit der 
Feſtſtellung durch die Zivilgerichte unterliegen, als dies beſonders 
beſtimmt iſt (z. B. hinſichtlich des Gehalts uſw.). Aber auch 
abgeſehen vom Staatsdienervertrage, durch den dem Staats⸗ 
diener die öffentlich⸗rechtlichen Pflichten feines Amtes erwachſen, 
gibt es Verträge, die man dem öffentlichen Recht zuweiſt. 
Andererſeits wird ein privatrechtlicher Titel und damit die 
Zuſtändigkeit der Gerichte, über die Verpflichtung der Staats⸗ 
organe zu Zahlungen uſw. zu entſcheiden, auch in Fällen an⸗ 
erkannt, in denen übereinſtimmende Willenserklärungen eines 
Privaten und eines dazu zuſtändigen Staatsorgans nicht vor⸗ 
liegen, in denen aber der Staat die Vorſchriften des Privat⸗ 
rechts zum Beſtandteil der Entſchädigungs⸗ und Vergütungs⸗ 
pflichten ſeiner Organe macht. So haftet er als Eigentümer 
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von Gebäuden, als Tierhalter uſw. nach Maßgabe der Vor⸗ 
Khriften der SS 31, 89 BGB., ſoweit nicht die Ausübung der 
„offentlich⸗rechtlichen Gewalt“ in Frage kommt. Dieſe läßt fi 
aber nicht zweifelsfrei von der „privatrechtlichen“ Tätigkeit des 
Ehaates trennen. Es handelt ſich bei allen Staats funktionen 
um die Verpflichtung von Staatsorganen zu gewiſſen Hand⸗ 
lungen, und dieſe Verpflichtung iſt als ſolche als eine Pflicht 
des öffentlichen Rechts im Gegenſatze zu allen Pflichten der 
Trivatperfonen anzuſehen. Wenn man nun als Staatsorgan 
jede Perſon auffaßt, die individuell dazu beſtimmt iſt, 
namens des Staates gewiſſe Handlungen vorzunehmen, ſo erhält 
man damit eine ſcharfe Scheidung zwiſchen öffentlichem und 
privatem Recht, die allerdings mit den herkömmlichen Unter⸗ 
ſcheidungen, deren Einfluß auf die Faſſung der Rechtsnormen 
nicht zu verkennen iſt, nicht übereinftimmt. Jedenfalls muß 
man aber auch bei der Erforſchung des poſitiven Rechts einen 
beſonderen Nachweis der Zuſtändigkeit der Zivilgerichte zur 
Beurteilung irgendwelcher Pflichten von Staatsorganen ver⸗ 
langen, wenn man dieſe Zuſtändigkeit annehmen will. 

Nicht zu verwechſeln mit der hier behandelten Frage iſt 
die Frage der Zuſtändigkeit der Gerichte in ſolchen Fällen, in 
denen gegen einen Beamten perſönlich wegen Überſchreitung 
ſeiner Amtsbefugniſſe oder wegen Unterlaſſung einer Amts⸗ 
handlung zivilrechtliche Anſprüche erhoben werden. Hier handelt 
es ſich nicht um die Feſtſtellung, welche Entſchädigungspflichten 
einem Staatsorgan als Amtspflichten obliegen, ſondern welche 
Pflichten den Beamten als Privatperſon treffen, wenn er eine 
Amtspflihtverlegung begangen hat. Dieſe Entſchädigungs⸗ 
pflicht erfüllt er nicht namens des Staates, alſo als Staats⸗ 
organ, ſondern als Privatperſon. Bei ihnen hat man von 
jebet (ſchon im 8 40 VO. wegen verbeſſerter Einrichtung der 
Provinzial, Polizei⸗ und Finanzbehörden, GS. 1817 S. 284) 
eine mehr allgemeine Zuſtändigkeit der Gerichte angenommen 
und fie nur nach einzelnen ſpeziellen Geſichtspunkten beſchränkt. 

Ob und in welchen Grenzen in bezug auf Anſprüche nach dem 
Kriegsleiſtungsgeſetz der Rechtsweg zuläſſig iſt, wird durch die 
Verweiſung des S 34 des Geſetzes beſtimmt: bis zu ander⸗ 
weiter geſetzlicher Regelung gelten in bezug auf die Zuläſſigkeit 

des Rechtswegs und den Gerichtsſtand für Klagen aus An⸗ 
ſprüchen, welche wider das Reich auf Grund dieſes Geſetzes 
erhoben werden, dieſelben Vorſchriften, welche für den Bundes⸗ 
ſtaat, in deſſen Gebiet dieſe Anſprüche zu erfüllen ſind, maß⸗ 
zebend ſein würden, wenn die nämlichen Anſprüche gegen ihn 
zu richten wären. Die Frage iſt alſo durch eine Verweiſung 
auf das Landesrecht entſchieden. Dieſe Verweiſung enthält aber 
inſofern eine Unklarheit, als die Anſprüche, um die es ſich hier 
handelt, eben ihrer Natur nach, nach beſtehendem Rechtszuſtande 
niemals gegen einen Bundesſtaat gerichtet werden können. 
Das Analogon, auf das Bezug genommen wird, muß alſo ein 
anderer Anſpruch fein, der aber mit dem auf Grund des Kriegs⸗ 
leiſtungsgeſetzes erhobenen Anſpruche in eine Kategorie fällt. 
Es ſcheint nahe zu liegen, die Beſtimmungen der landesrecht⸗ 
lichen Enteignungsgeſetze als dieſes Analogon anzuſehen. Durch 
§ 30 in Verbindung mit 88 29 und 7 bis 13 des preußiſchen 
Geſetzes über die Enteignung von Grundeigentum iſt der Rechts⸗ 
weg gegen die Entſcheidung der Verwaltungsbehörde über die 
Entſchädigung, die zu beſtellende Kaution und ſonſtige Ent⸗ 
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ſchädigungspflichten des Unternehmers (SS 9 bis 13) für zuläſſig 
erklärt. Er muß innerhalb ſechs Monaten nach Zuſtellung des 
Beſchluſſes dieſer Behörden beſchritten werden. Ein Streit 
über das Anteilsverhältnis eines Nebenberechtigten an der für 
das Eigentum feſtgeſtellten Entſchädigungsſumme iſt lediglich 
zwiſchen dem Nebenberechtigten und dem Eigentümer auszu⸗ 
tragen. Zuſtändig iſt das Gericht, in deſſen Bezirk das be⸗ 
treffende Grundſtück belegen iſt. Wird von dem Unternehmer 
auf richterliche Entſcheidung angetragen, ſo fallen ihm jeden⸗ 
falls die Koſten der erſten Inſtanz zur Laſt. Alle dieſe Be⸗ 
ſtimmungen ſind aber Konſequenzen des ſpeziellen landesrechtlichen 
Enteignungsverfahrens und daher auf die militäriſchen Re⸗ 
quiſitionen nicht anwendbar. 

Andererſeits zeigen ſie aber auch die Notwendigkeit der 
Regelung gewiſſer Fragen, wenn der Rechtsweg über die Recht⸗ 
mäßigkeit beſtimmter Staatsakte für zuläſſig erklärt werden ſoll. 
Notwendig iſt z. B. die Beſtimmung einer mit der Zuſtellung 
der anzufechtenden Entſcheidung beginnenden Friſt, innerhalb 
welcher die Klage erhoben werden muß, ferner iſt erforderlich 
eine Beſtimmung über die Beteiligung bzw. Nichtbeteiligung 
des Reichsmilitärfiskus bei Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen dem 
Eigentümer und Nebenberechtigten über die Höhe der Anteile 
und über die Zuſtändigkeit des Gerichts. Letztere wäre z. B. 
für die Requiſitionen gemäß § 3 Ziff. 6 KG. erforderlich, 
weil nach der Ausführungsverordnung Ziff. 11 zum KG. 
ſowohl der Truppenteil als auch die Intendantur, zu deren 
Geſchäftsbereich die entſchädigungsberechtigte Gemeinde gehört, 
in Anſpruch genommen werden kann, falls der Truppenteil zu 
ſofortiger Bezahlung der Kriegsleiſtung außerſtande iſt. Gerade 
hieran zeigt ſich, daß ein allgemeiner Rechtsſatz des Inhalts, 
daß über die Entſcheidungen der Verwaltungsbehörden, welche 
die Vergütung für beſondere Leiſtungen und Opfer der Staats⸗ 
untertanen oder anderer Perſonen feſtſtellen, der Rechtsweg 
zuläſſig ſei, im preußiſchen Recht nicht exiſtiert. Freilich iſt die 
Tendenz der Geſetzgebung der Bundesſtaaten und auch des 
Reiches nicht zu verkennen, über dieſe Fragen, ſobald ſie bei 
Spezialbeſtimmungen auftauchen, den Rechtsweg für zuläſſig 
zu erklären. Dies geſchieht dann aber immer durch eine die 
Modalitäten regelnde Spezialbeſtimmung, ohne welche der 
Rechtsweg nicht gegeben iſt. Die Verweiſung des 8 34 KLG. 
kann alſo eine Zuſtändigkeit der Gerichte zur Beurteilung der 
Entſchädigungsfeſtſtellungsbeſchlüſſe uſw. nach preußiſchem Recht 
nicht ſchaffen. 

Für das preußiſche Recht kommt außer SS 34 ff. VO. 
wegen verbeſſerter Einrichtung der Provinzial⸗, Polizei⸗ und 
Finanzbehörden vom 26. Dezember 1808 (GS. 1817 S. 
282 ff.), in der der Gerichtsſtand des Fiskus feſtgelegt wird, 
in Frage: 

1. Die Allerhöchſte Kabinettsorder vom 4. Dezember 1831, 
betreffend die genauere Beobachtung der Grenzen zwiſchen 
landes hoheitlichen und fiskaliſchen Rechtsverhältniſſen. Dieſe 
beſtimmt ausdrücklich: Es iſt „darüber kein Zweifel angeregt, daß 
ein privatrechtlicher Widerſpruch gegen den Akt des Hoheits⸗ 
rechts ſelbſt nicht ſtattfinde, wohl aber iſt behauptet worden, 
daß ein Anſpruch aus den Folgen und Wirkungen dieſes 
Aktes nicht wider die Perſon des Landesherrn, ſondern wider 
das Staatsvermögen, behufs der Entſchädigung, zuläſſig ſei. 
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Aus dieſer irrtümlichen Anſicht iſt, beiſpielsweiſe, das Ver⸗ 
fahren der Gerichte hervorgegangen, die ſich für kompetent 
hielten, eine Klage wider den Fiskus auf Grund erlittener 
Kriegsbeſchädigungen anzunehmen und über den Anſpruch zu 
entſcheiden. Allein, ſo wenig der Souverän, in Ausübung 
ſeiner Hoheitsrechte ſelbſt, von der Einwirkung irgendeiner 
Gerichtsbarkeit abhängt, ſo wenig hat derſelbe die Folgen dieſes 
Gebrauchs ſeiner Rechte in einem gerichtlichen Verfahren zu 
verantworten, und die Meinung, als ob in ſolchen Fällen der 
Anſpruch nicht wider den Souverän, ſondern wider den Fiskus 
gerichtet ſei, beruht auf einer gänzlichen Verwechſlung der 
Rechtsverhältniſſe; denn teils kann eine rechtliche Verbindlich⸗ 
keit des durch die fiskaliſche Behörde vertretenen Staatsver⸗ 
mögens, die aus einem Akte des Souveräns abgeleitet wird, 
nicht anders erörtert und entſchieden werden, als daß das 
Recht des Souveräns, dieſen Akt vermöge ſeiner Landeshoheit 
auszuüben, der gerichtlichen Kognition unterworfen wird, welches 
als unſtatthaft anerkannt iſt, und bei der Unabhängigkeit des 
Souveräns, der, als ſolcher, keinen Gerichtsſtand vor den 
Landesgerichten hat, unausführbar ſein würde, teils iſt weder 
der Fiskus verpflichtet, weil er die Handlung des Souveräns 
nicht zu verantworten hat, noch die fiskaliſche Behörde zur 
. Einlaffung auf den Prozeß legitimiert, weil fie nicht zur Ver⸗ 
tretung der Hoheitsrechte des Souveräns beſtellt iſt.. ..“ 

Das letzte Bedenken fällt für den gegenwärtigen Rechts⸗ 
zuſtand allerdings fort. Man ſieht in fiskaliſchen Angelegen⸗ 
heiten den Reichsmilitärfiskus als Subjekt des Privatrechts an 
und erkennt auch die Zuſtändigkeit der Gerichte an, in Zivil⸗ 
prozeſſen, bei denen die Rechtmäßigkeit von Staatsakten in 
Frage geſtellt iſt, in gewiſſem Grade darüber zu entſcheiden 
(vgl. RG. 14, 263; 22, 288; 33, 37 u. a.). Daß der 
Staat als Fiskus juriſtiſche Perſon des Privatrechts iſt 
(Hatſchek, Rechtliche Stellung des Fiskus im BGB., im 
VerwArch. 7, 427), iſt aber kein Argument dafür, daß er in 
allen fiskaliſchen Angelegenheiten auch vor den bürgerlichen 
Gerichten Recht nimmt. Dieſer theoretiſche Grundſatz ſagt 
vielmehr nur, daß die Möglichkeit beſteht, daß der Staat als 
Fiskus, vertreten durch eine beſtimmte Behörde, vor den Ge⸗ 
richten gleich einer natürlichen Perſon klagen und verklagt 
werden kann. Er bedeutet, daß die Gerichte in fiskaliſchen 
Angelegenheiten auch auf Anrufen der zuſtändigen Behörde 
einen Zivilprozeß einzuleiten und in dieſem ſowie in einem auf 
Antrag von Privaten eingeleiteten Prozeß über die Pflichten, 
welche Privatperſonen oder den Staatsorganen obliegen, zu 
urteilen verpflichtet ſind. Aus der zitierten Kabinettsorder ergibt 
ſich aber, daß man, auch in den fiskaliſchen Entſchädigungs⸗ 
fragen, zu jener Zeit durchaus den Standpunkt einnahm, daß 
es ſich hier um öffentlich⸗ rechtliche Pflichten der Staatsorgane 
zu Gegenleiſtungen handle, über deren Beſtehen und Umfang 
zu urteilen die Zivilgerichte an ſich nicht zuſtändig ſind, und 
deren Feſtſtellung durch die Zivilgerichte nur auf Grund ſpezieller 
dieſe Zuſtändigkeit begründender Normen erfolgen darf. 

Man hat die Rechtsgültigkeit der erwähnten Kabinetts⸗ 
order mit Rückſicht auf S 75 ALR. in Zweifel gezogen. 

Der durch die Kabinettsorder vom 4. Dezember 1831 ver⸗ 
öffentlichte Bericht des Staatsminiſteriums vom 16. November 
1831 iſt aber als verbindliche Rechtsnorm aufzufaſſen, da er 
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durch die Geſetzſammlung „zur öffentlichen Kenntnis und zur 
Befolgung durch die Gerichte“ veröffentlicht worden iſt, und 
da die Prüfung gehörig verkündeter königlicher Verordnungen 
ſchon vor dem Inkraftreten des Art. 106 der preußiſchen Ver⸗ 
faſſung den Gerichten unterfagt war (vgl. Anſchütz, a. a. O. 
S. 80 ff.). Daß der Staatsrat beim Erlaſſe dieſer Verord⸗ 
nung nicht gehört wurde, ändert an ihrer Rechtsgültigkeit nichts. 
Selbſt wenn man alſo den § 75 Einl ALR. anders auslegen 
könnte, als der publizierte ſtaatsminiſterielle Erlaß es tut, ſo 
würde doch zum mindeſten durch dieſe Publikation eine Rechts⸗ 
änderung eingetreten ſein, durch die die Feſtſtellung der Höhe 
von Kriegsvergütungen und eentſchädigungen der richterlichen 
Zuſtändigkeit entzogen wird. 

2. Auch durch die Allerhöchſte Kabinettsorder vom 8. Sep⸗ 
tember 1841 wird der Rechtsweg in bezug auf die Kriegsleiſtungs⸗ 
entſchädigungen ausdrücklich ausgeſchloſſen. „Da Kriegslieferungen 
als Leiſtungen anzuſehen ſind, welche vermöge des Beſteuerungs⸗ 
rechts von den Untertanen erfordert werden, das Verhältnis 
des Staates zum Leiſtenden mithin kein privatrechtliches iſt, ſo 
kann die Erörterung über die Verbindlichkeit des Staates zum 
Erſatze ſolcher Leiſtungen nicht im Wege des Prozeſſes erfolgen; 
vielmehr muß die Erfüllung der etwa erteilten Zuſagen wie 
die Verteilung der Kriegslaſten überhaupt den Beſchlüſſen der 
Staatsverwaltung vorbehalten bleiben“. 

Alle dieſe Beſtimmungen ſind auch nach dem Erlaſſe des 
Reichskriegsleiſtungsgeſetzes für Preußen in Kraft geblieben, da 
durch 8 34 KLG. in bezug auf die Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges gerade auf die landesrechtlichen Beſtimmungen ver⸗ 
wieſen wurde. 

Es würde ſich nun noch darum handeln, ob dieſes Landes⸗ 
recht nicht durch ſpäter erlaſſenes Reichsrecht gebrochen iſt. 

Bei den Beratungen über den Kriegsleiſtungsgeſetzentwurf 
im Reichstage wurde hervorgehoben, daß die Frage, inwieweit 
gegen Entſcheidungen der Verwaltungsbehörden der Rechtsweg 
zuläſſig ſei, generell durch die damals in Ausſicht ſtehenden 
Prozeßordnungen und das Gerichtsverfaſſungsgeſetz geregelt 
werden werde. Durch dieſe Regelung iſt nun aber die Zu⸗ 
ſtändigkeit der Gerichte in Kriegsleiſtungsentſchädigungs⸗ und 
⸗vergütungsanſprüchen reichsrechtlich nicht begründet worden. 
Es wäre insbeſondere verfehlt, aus 8 13 GVG. dieſe Zu: 
ſtändigkeit zu folgern. § 13 a. a. O. beſtimmt, daß alle bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreitigkeiten, für welche nicht entweder die Zu⸗ 
ſtändigkeit von Verwaltungsbehörden oder von Verwaltungs⸗ 
gerichten begründet iſt, vor den ordentlichen Gerichten ent⸗ 
ſchieden werden. Es wird freilich in der ſtaatsrechtlichen 
Literatur ſehr häufig die Meinung vertreten, daß der Ver⸗ 
gütungsanſpruch für gewiſſe beſondere Leiſtungen und Opfer, 
die der einzelne dem Staate bringt, privatrechtlicher Natur 
ſei. Mit Rückſicht auf dieſe Auffaſſung ziehen z. B. Heilberg 
und Schaeffer in ihrem Kommentar zum Kriegsleiſtungsgeſetze 
(Berlin 1915, Guttentag, S. 147) den oben erwähnten Schluß. 
In Wahrheit handelt es ſich bei dieſen „privatrechtlichen“ 
Anſprüchen lediglich um Pflichten der Staatsorgane zur Ge⸗ 
währung von beſtimmten Vergütungen, alſo um Pflichten des 
öffentlichen Rechts, über die die ordentlichen Gerichte im all⸗ 
gemeinen nicht zu entſcheiden haben. Daher hat man ſie auch 
den einzelnen Bundesſtaaten ausdrücklich und ſpeziell z. B. 
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für die Entſcheidung der Gehaltsfragen bezüglich öffentlicher 
Beamter für zuſtändig erklärt. Freilich iſt der Begriff der 
bürgerlich rechtlichen Angelegenheiten ein ſchwankender. Man 
iſt in der Theorie geneigt, Vergütungsanſprüche für beſondere 
Leiſtunzen und Opfer, die dem einzelnen auferlegt find, ſchlecht⸗ 
hin dazu zu rechnen und würde auch die Kriegsleiſtungsent⸗ 
ſchädigungsanſprüche dahin rechnen müſſen. Aber dieſe 
ſpſtematſche Frage iſt von jeher äußerſt beſtritten geweſen. 
Wenn es gilt, den beſtehenden Rechtszuſtand zu ergründen, 
wird man bei der Interpretation des geſchriebenen Rechts 
immer nur diejenige, durch die Theorie allerdings beeinflußte 
Auffaſſung über den Kreis der privatrechtlichen Anſprüche berück⸗ 
ſichtigen können, die der Geſetzgeber gehabt hat (vgl. Hart⸗ 
mann, die Zuläſſigkeit des Rechtsweges nach dem Kriegs⸗ 
leiſtungsgeſez, im PrVerwBl. 1915 Nr. 27 S. 422). Daß 
§ 13 GVG. die Streitfragen über Vergütungen und Ent: 
ſchädigungen für Kriegsleiſtungen zu den bürgerlichen Rechts⸗ 
freitigleiten hat rechnen wollen, läßt ſich aber keinesfalls 
nachweiſen. 

§ 13 GVG. beſtimmt aber vor allem, daß die bürger⸗ 

lichen Rechtsſtreitigkeiten der Beurteilung durch die Zivilgerichte 
nur unterliegen, ſoweit weder reichsgeſetzlich beſondere Gerichte 
beſtellt oder zugelaſſen noch die Zuſtändigkeit von Verwaltungs⸗ 
bebörden oder Verwaltungsgerichten begründet iſt. Selbſt 
wenn man ſich alſo auf den Standpunkt des RG. ſtellt, daß 
Streitigkeiten über vermögensrechtliche Angelegenheiten ſtets 
zu den bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten zu rechnen und deshalb 
dem ordentlichen Rechtswege unterworfen ſind (RG. 70, 81), 
iſt in der Frage der Kriegsentſchädigungen durch $ 20 KLG. 
und die reichsrechtlichen Ausführungsverordnungen eben die 
Zuſtändigkeit von Verwaltungsbehörden begründet. Hiernach 
ft durch 8 13 GVG. an dem bisherigen Rechtszuſtande in 
Preußen, nach dem die Zuſtändigkeit der Gerichte in der Frage 
der Kriegsleiſtungsentſchädigungen nicht gegeben iſt, nichts ge: 
ändert (vgl. RG. 79, 430). | 

Die Zuſtändigkeit eines Verwaltungsgerichts iſt auch in 
den Fällen als gegeben anzuſehen, in denen im gegenwärtigen 
Kriege die Kriegsminiſterien oder das Reichsmarineamt oder 
die von ihnen bezeichneten Behörden Gegenſtände requirieren, 
die bei der Herſtellung und dem Betriebe von Kriegsbedarfs⸗ 
artileln zur Verwendung gelangen können (Bekanntmachung 
des Bundesrats über die Sicherſtellung von Kriegsbedarf vom 
24. Juni 1915, RGBl. S. 357 ff.). Nach SS 2 und 3 der 
genannten Verordnung wird der Abernahmepreis unter Berück⸗ 
ſichtigung des Friedenspreiſes zuzüglich eines nach den Ver⸗ 
bältniſſen des Einzelfalles angemeſſenen Gewinns durch ein 
Schiedsgericht endgültig ſeſtgeſtellt, deſſen Vorſitzenden der 
Reichskanzler ernennt, und deſſen Beiſitzer auf Vorſchlag des 
deutſchen Handelstages und derjenigen amtlichen Vertretung des 
Handels, in deren Bezirk ſich die Gegenſtände ganz oder zum 
Teil befinden, der Vorſitzende beruft. 

Soweit gelegentlich einer Kriegsleiſtung auch ein Anſpruch 
auf Grund des Geſetzes über die Haftung des Reiches für ſeine 
Beamten vom 22. Mai 1910 wegen Überfchreitung der öffent⸗ 
lichen Gewalt entſtanden iſt, iſt für dieſen Anſpruch der Rechts⸗ 
weg für zuläffig zu erachten. Zwar kann die Ausübung öffent⸗ 
licher Rechte des Staates nicht einfach dadurch, daß eine Ver⸗ 
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letzung behauptet und Schadenserſatz gefordert wird, dem Rechts⸗ 
wege zugänglich gemacht werden (RG. 70, 398). Aber ſoweit 
„ſich für das Entſchädigungsverlangen eine beſtimmte Grund⸗ 
lage in der Geſetzgebung finden läßt“, iſt der Rechtsweg nach 
jener Auffaſſung zuläſſig (vgl. RG. 1, 427 ff.). Da das ge⸗ 
nannte Reichsgeſetz dieſen Entſchädigungsanſpruch anerkennt, 
iſt der Rechtsweg bezüglich ſeiner für gegeben zu erachten. 


Die Verpflichtungen der Gemeinden zu Kriegs⸗ 
leiſtungen. 


Von Rechtsanwalt v. Loßberg, Berlin, 
zur Zeit Kriegsgerichtsrat in Allenſtein. 


Die grundlegenden Beſtimmungen ſind zu finden im Geſetz 
über die Kriegsleiſtungen !) vom 13. VI. 1873 (RGBl. S. 129 ff.) 
und in der Ausführungsverordnung zu dieſem Geſetz vom 
1. IV. 1876 (RGBl. S. 137 ff.); daneben weiter auch in den 
einzelnen Verordnungen betreffend Abänderung und Ergänzung 
der Ausführungsbeſtimmungen zum KG.; vgl. RGBl. 1885, 
197; 1888, 142; 1890, 75; 1907, 5. Man unterſcheidet im 
einzelnen bezüglich der Kriegsleiſtungen: Einmal die Ver⸗ 
pflichtungen der Gemeinden gegenüber dem Reiche (SS 3 ff. KG.); 
dann die Verpflichtungen von Lieferungsverbänden (SS 16 ff.); 
ferner die Verpflichtungen Privater (SS 23 ff.) und endlich die 
Verpflichtungen der Eiſenbahnverwaltung (88 28 ff. und 
MileEiſenbO. II. Teil). 

Hier intereſſieren nur die Verpflichtungen der Gemeinden. 
§ 3 KG. zählt im einzelnen die Leiſtungen auf, zu welchen 
die Gemeinden dem Reiche gegenüber verpflichtet ſind, und zwar: 

a) Gewährung des Naturalquartiers für die bewaffnete 
Macht, ſowie der Stallungen für die zugehörigen Pferde. Die 
Quartiergewährung hat zu erfolgen, „ſoweit Räumlichkeiten 
vorhanden ſind“. Auf die eigenen Wohnungs-, Wirtſchafts⸗ 
und Gewerbebetriebsbedürfniſſe des Quartiergebers kann daher 
nur in beſchränktem Umfange Rückſicht genommen werden. 

b) Gewährung der Naturalverpflegung für die auf 
Märſchen und in Ortsunterkunft befindlichen Teile der be⸗ 
waffneten Macht, ſowie der Furage für die zugehörigen Pferde. 
In welchem Umfange die Leiſtung in Anſpruch genommen wird, 
hängt vom Ermeſſen der Militärbehörde ab. Zu gewähren iſt, 
ebenſo wie im Frieden, die regelmäßige Koſt des Quartiergebers. 
Bei Streitigkeiten ſind die Verpflegungsgebühren der Kriegs⸗ 
verpflegungsvorſchrift maßgebend (§S 10 Abſ. 2 KLG.). Bezüglich 
der Furage gilt der Grundſatz, daß das Futter in guter Be⸗ 
ſchaffenheit und nach Gewicht nach Maßgabe der Kriegsrations⸗ 
ſätze zu verabreichen iſt. 

c) Vorſpann, d. h. Überlaſſung der im Gemeindebezirk 
vorhandenen Transportmittel und Geſpanne für militäriſche 
Zwecke. Der Umfang der Verpflichtung iſt auch hier nicht auf 
beſtimmte Einzelfälle beſchränkt; maßgebend iſt lediglich die 
jeweilige Requiſition der Militärbehörde. Es kommt alſo hier 
nur immer der requirierte Vorſpann, niemals aber der 
vertraglich ſichergeſtellte in Frage. 


1) Abgekürzt: KeG. 
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d) Arbeitsleiſtungen der Gemeindemitglieder, wie 
Stellung zum Dienſte als Geſpannführer, Wegweiſer oder Bote, 
auch als Arbeiter zum Wege⸗, Eiſenbahn⸗ und Brückenbau, zu 
jortifikatoriſchen Arbeiten, Fluß⸗ und Hafenſperren u. a. m. 

e) Überweiſung der für den Kriegsbedarf erforderlichen 
Grundſtücke und Gebäude. Auch hier entſcheidet über den 
Umfang der Verpflichtung lediglich das Ermeſſen der Militär⸗ 
behörde. Der Verpflichtung zur Überlaſſung der Grundſtücke uſw. 
können naturgemäß keine Grenzen gezogen werden. Es kann ſich 
einmal handeln um unmittelbare Verwendung zu kriegeriſchen 
Maßnahmen auf dem Kriegsſchauplatze, z. B. Einrichtung von 
Gebäuden zu Verteidigungszwecken, Anlage von Schützen⸗ 
gräben uſw., ferner auch um irgendwelche andere Dienſtbar⸗ 
machung für militäriſche Zwecke, wie Einrichtung zu Lazaretten, 
Magazinen uſw. 

f) Überweiſung der im Gemeindebezirk vorhandenen 
Materialien zur Anlegung von Wegen, Eiſenbahnen, Brücken, 
Lagern, Ubungsplätzen, fortifikatoriſchen Anlagen uſw. 

g) Gewährung des im Gemeindebezirk vorhandenen 
Feuerungsmaterials und Lagerſtrohs für Lager und Biwaks. 

h) Gewährung der ſonſtigen Dienſte und Gegen⸗ 
ſtände, deren Leiſtung bzw. Lieferung das militäriſche Intereſſe 
ausnahmsweiſe erforderlich machen könnte, insbeſondere von 
Bewaffnungs⸗ und Ausrüſtungsgegenſtänden, Arznei⸗ und Ver⸗ 
bandmitteln uſw. 

Damit die Gemeinden dieſen Verpflichtungen nachkommen 
können, gibt ihnen 8 6 KLG. das Recht, die zur Teilnahme 
an den Gemeindelaſten Verpflichteten, ſowie die ſonſt in der 
Gemeinde ſich aufhaltenden oder Eigentum in derfelben beſitzenden 
Angehörigen des Reichs zu Naturalleiſtungen und Dienſten aller 
Art heranzuziehen, insbeſondere auch die in den Gemeinde⸗ 
bezirken gelegenen Grundſtücke und Gebäude (mit Ausnahme der 
landesherrlichen Schlöſſer und der unmittelbar zu Staatszwecken 
dienenden Gebäude oder Gebäudeteile) zu benutzen und ſich 
nötigenfalls zwangsweiſe in deren Beſitz zu ſetzen. Natürlich 
iſt dieſes umfangreiche Recht den Gemeinden nur „behufs Er⸗ 
füllung der geforderten Leiſtungen“ eingeräumt (8 6 KG.); erſt 
zur Erfüllung eines an ſie ergangenen Auftrages und lediglich 
zu dieſem Zwecke ſind demnach die Gemeinden berechtigt, die 
einzelnen Pflichtigen nach Maßgabe des § 6 zur Ausführung 
des Auftrages heranzuziehen. 

Ein ſolcher Auftrag ergeht an die Gemeinden (vgl. 8 4 
KG.) auf Requifition der Militärbehörde durch die nach den 
Landesgeſetzen zuſtändige Zivilbehörde; in Stadtkreiſen oder in 
Städten von mehr als 25 000 Einwohnern werden in der Regel 
die Requiſitionen ſeitens der Militärbehörde direkt an den 
Magiſtrat gerichtet. In dringenden Fällen erfordert die Militär⸗ 
behörde die Leiſtungen auch unmittelbar von der Gemeinde unter 
Umgehung der übergeordneten Zivilbehörde und, falls die 
Gemeindebehörde nicht rechtzeitig zu erreichen iſt, von den 
Leiſtungspflichtigen direkt. 

In den ſchriftlichen Requifitionen der Militärbehörden find 
die auf Grund des §S 3 KLG. (vgl. oben a bis h) in Anſpruch 
zu nehmenden Leiſtungen nach Gegenſtand, Umfang, Ort und 
Zeit, ſowie Name, Charge, Truppenteil oder Behörde des 
Requirierenden genau zu bezeichnen. Für die Weitergabe der 
Requiſition der Militärbehörde an die einzelnen Gemeinden ſind 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


1 11. 1916. 


in Preußen die Landräte als zuftändige Ziwilbehörde (§S 4) an⸗ 
zuſehen. Haben ſie — wie es zuweilen geſchieht — für das 
Kriegsleiſtungsweſen beſondere Kommiſſare beſtellt, ſo treten 
dieſe, innerhalb der Grenzen der ihnen erteilten Befugniſſe, an 
die Stelle der Landräte. Die requirierte Zivilbehörde hat die 
zur Sicherſtellung der rechtzeitigen Leiſtung erforderlichen An⸗ 
ordnungen ſchleunigſt zu erlaſſen, nötigenfalls auch Kommiſſare 
an Ort und Stelle zu ſenden, welche mit den Vertretern der 
Militärbehörden im Einvernehmen zu handeln haben (vgl. Ziff. I 
der AusfVO. vom 1. IV. 1876). Bei etwaiger Verteilung der 
geforderten Leiſtungen auf eine Mehrzahl von Gemeinden iſt 
darauf Rückſicht zu nehmen, daß zu den einzelnen Leiſtungen 
ſolche Gemeinden vorzugsweiſe herangezogen werden, welche zu 
deren Übernahme vor anderen geeignet und imſtande find; dies 
gilt jedoch nur immer inſoweit, als es ohne Gefährdung der 
militäriſchen Intereſſen und ohne erhebliche Steigerung des Koſten⸗ 
aufwandes geſchehen kann. 

Aber die erfolgten Leiſtungen ſind von den Militärbehörden 
Beſcheinigungen zu erteilen. Auch dieſe Beſcheinigungen haben, 
ähnlich wie die Requiſitionsſchreiben, die genaue Bezeichnung des 
Truppenteils, für den die Leiſtung erfolgt iſt, ferner der Gemeinde, 
welche geleiſtet hat, ſowie des Gegenſtandes, Zwecks, Umfangs 
und der Zeit der Leiſtung zu enthalten. 

Für die vollſtändige und rechtzeitige Erfüllung der ge⸗ 
forderten Leiſtungen ſind die Gemeinden verantwortlich. Die 
Weigerung oder Säumnis derſelben berechtigt die Zivilbehörde, 
die Leiſtung zwangsweiſe herbeizuführen. Bei Gefahr im Ver⸗ 
zuge iſt hierzu auch die Militärbehörde befugt ($ 5 a. a. O.). 
Über den Begriff der „zwangsweiſen“ Herbeiführung der 
Leiſtung, wie er ſich auch im 8 6 KG. wiederholt (daß ſich 
die Gemeinden nötigenfalls „zwangsweiſe“ in den Beſitz der 
in Frage kommenden Grundſtücke und Gebäude ſetzen können), 
enthält das Geſetz ſelbſt keine nähere Erklärung. Meines Erachtens 
iſt der Ausdruck „zwangsweiſe“ im weiteſten Sinne aus— 
zulegen; 

1. daß bei Weigerung des Leiſtungspflichtigen 
von der übergeordneten Zivilbehörde (Landrat) die 
Ausführung der Leiſtung durch einen Dritten auf 
Koſten des Pflichtigen angeordnet werden kann, 

2. daß Zwangsſtrafen durch die übergeordnete Zöil⸗ 
behörde feſtgeſetzt werden können, oder 

3. daß unmittelbarer körperlicher Zwang zur Durch⸗ 
führung der Leiſtung angeordnet werden kann. 


Die Gemeinden haben den mit Naturalleiſtungen oder 
Dienſten in Anſpruch Genommenen Vergütung in dem Um⸗ 
fange zu gewähren, in welchem eine ſolche vom Reiche gewährt 
wird ($ 7 KLG.). Und zwar iſt die Gemeinde in der Regel erſt 
dann zur Auszahlung der Vergütung verpflichtet, wenn dieſe 
ihr vom Reiche zur Verfügung geſtellt wird. In den Fällen 
beſonderer Bedürftigkeit oder unverhältnismäßiger Belaſtung 
einzelner Leiſtungspflichtiger iſt die Vergütung auf Wunſch 
vorſchußweiſe von der Gemeinde zu zahlen. Jeder von der 
Gemeinde in Anſpruch Genommene kann über die von ihm 
bewirkte Leiſtung eine Beſcheinigung von der Gemeinde fordern. 

Die vom Reiche gewährte Vergütung iſt für jeden einzelnen 
Verpflichtungsfall geſetzlich beſonders geregelt. ö 


45. Jahrgang. 


a) Bezüglich des Naturalquartiers und der Stallungen 
fur die zugehörigen Pferde wird Vergütung gewährt einmal 
für dit in dem betreffenden Orte garniſonierenden Truppen⸗ 
weile und deren Erſatztruppenteile, bis zu ihrem Ausmarſch; 
mer auch für alle nach der Mobilmachung in den betreffenden 
Ort einrückenden Truppenteile, die ſogenannten Beſatzungstruppen. 
— Val. hierüber näheres in der AusfVO. vom 1. IV. 1876 
1 Nr. 2, Bl. S. 139. — Die Höhe der Vergütung be⸗ 
Aımmt fib nach den für den Friedenszuſtand geltenden Sätzen; 
GIRO. 

b) Ebenſo gelten dieſe Sätze bezüglich der zu gewährenden 
Naturalverpflegung, hier jedoch mit der Maßgabe, daß 
nur die Hälfte der Sätze gewährt wird, wenn bei eiligen 
Narſchen, bei Benutzung der Eiſenbahn oder ähnlichen Der: 
anlaſſungen nur ein Teil der Verpflegung verabreicht werden 
lann. Für Offiziere uſw. ſind die gleichen Vergütungsſätze wie 
tur Mannſchaften maßgebend. Bei Gewährung der Furage 
in natura werden die Durchſchnittspreiſe der letzten zehn 
Friedenejahre bewilligt. Soweit aber fie erſt durch Ankauf 
berbeigeſchafft werden mußte, erfolgt die Vergütung nach dem 
jeweiligen Stand des Marktpreiſes. — Vgl. SS 10, 11 KLG. 
und Ausf VO. I Nr. 3 und 4, ſowie Art. I der VO. vom 
14. IV. 1888 (RG Bl. S. 142). 

e) Die Höhe der Vergütung für geleiſteten Vorſpann 
richtet ſich nach den vom Bundesrat von Zeit zu Zeit für 
jeden Bezirk eines Lieferungsverbandes endgültig feſtzuſtellenden 
Vergütungsſätzen. — Aber „Lieferungsverbände“ vgl. § 17 KG. 

Für die Berechnung ſind ähnliche Grundſätze wie bei den 
Friedensleiſtungen maßgebend; doch mußte hierbei insbeſondere 
dem Umſtande Rechnung getragen werden, daß eine mindeſtens 
mehrtägige Inanſpruchnahme des Vorſpannes die Regel bilden 

wird. Für ſolche Fälle iſt neben den unverkürzten Fuhrpreiſen 
freie Verpflegung und freies Quartier (Stallung) für Führer 
und Zugtiere vorgeſehen, daneben ferner auch ein täglicher 
Barzuſchuß in Höhe der Gemeinenlöhnung der Infanterie 
(GBl. 1885 S. 197). Wird der Vorſpann länger als 
48 Stunden benötigt, ſo ſind Zugtiere, Wagen und Geſchirr 
vor dem Abgange durch Sachverſtändige zu taxieren; derartige 
Kequiſitionen find daher fo frühzeitig zu erlaſſen, daß das Ab: 
tarieren noch geſchehen kann. Auf Grund der Taxe iſt alsdann 
dem Eigentümer voller Erſatz für Verluſte, Beſchädigung und 
außergewöhnliche Abnutzung zu gewähren. — Vgl. im übrigen 
§ 12 KLG. 

d) Für Gewährung von Arbeitsleiftungen der Gemeinde: 
mitglieder, ſowie für die Lieferung des Feuerungsmaterials 
und des Lagerſtrohs wird die Vergütung nach den für Friedens⸗ 
zeiten ortsüblichen Preiſen bemeſſen. Näheres in der AusfVO. I 
Nr. 6 — NGBl. 1876, 142. 

e) Die Entſchädigung für die zu Kriegszwecken über⸗ 
wieſenen Grundſtücke und Gebäude iſt verſchieden geregelt, 
je nachdem es ſich um Inanſpruchnahme zu kriegeriſchen Maß⸗ 
nahmen unmittelbar auf dem Kriegsſchauplatze handelt, oder 
um anderweitige Dienſtbarmachung zu ſonſtigen militäriſchen 
Zwecken. 

In erſterem Falle wird Umfang und Höhe der zu ge⸗ 
währenden Entſchädigung durch jeweiliges Reichs⸗Spezialgeſetz 
beſtimmt. — Vgl. 8 35 KLG. und AusfVoO. I Nr. 7. — Die 
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Feſtſtellung der Entſchädigung erfolgt in einem geſonderten, 
gleichfalls durch ein ſolches Geſetz anzuordnenden Verfahren. 

Im zweiten Falle iſt die Entſchädigung folgendermaßen 
geregelt: 

1. Bei Einräumung der erforderlichen leerſtehenden oder 
verfügbaren eigenen Gebäude ſeitens der Gemeinde zu militäriſchen 
Zwecken, ferner bei Überlaſſung freier Plätze, Odungen und 
unbeſtellter Acker wird lediglich Vergütung für die durch die 
militäriſche Benutzung herbeigeführte Beſchädigung und außer⸗ 
ordentliche Abnutzung gewährt. 

2. Bei Überlaſſung ſonſtiger Gebäude und Grundjtüde 
dagegen wird auch für die entzogene Nutzung Vergütung ge⸗ 
währt. Ausgenommen hiervon ſind nur die Grundſtücke im 
Feſtungsrayon und diejenigen, welche zur Armierung von 
Feſtungen herangezogen und dauernd benötigt find ($ 14 KG.). 

In den Fällen 1 und 2 erfolgt die Feſtſtellung der Ver⸗ 
gütung auf Grund ſachverſtändiger Abſchätzung gemäß S 33 
KLG. und AusfVO. VII Nr. 16, RGBl. 1876, 147. 

f) Die Entſchädigung für alle ſonſtigen Kriegsleiſtungen 
der Gemeinden erfolgt nach den am Orte und zur Zeit der 
Leiſtung beſtehenden Durchſchnittspreiſen; $ 15 KG. Hierfür 
kommen einmal die Überweiſung von Materialien zu Wege⸗ 
bauten uſw., ferner die Gewährung der ſonſtigen Dienſte und 
Gegenſtände, deren Leiſtung bzw. Lieferung das militäriſche 
Intereſſe ausnahmsweiſe erforderlich machen könnte, in 
Betracht. 

Bis auf den Vergütungsanſpruch zu f, der aus der Kriegs⸗ 
kaſſe bar zu zahlen iſt, werden über alle Kriegsleiſtungsanſprüche 
auf Grund der feſtgeſtellten Liquidation Anerkenntniſſe aus⸗ 
gefertigt, welche auf den Namen desjenigen lauten, der die 
Vergütung zu beanſpruchen hat. Die Einlöſung dieſer An⸗ 
erkenntniſſe erfolgt nach Maßgabe der verfügbaren Mittel gemäß 
55 20, 21 KG. Nach Wiedereintritt des Friedenszuſtandes 
haben die oberen Verwaltungsbehörden durch Bekanntmachung 
in den amtlichen Anzeigeblättern zur Anmeldung aller von den 
Gemeindemitgliedern noch nicht angemeldeten Vergütungsanſprüche 
für erfolgte Kriegsleiſtungen aufzufordern. In dieſer Auf⸗ 
forderung iſt eine mit dem Tage der Ausgabe des Anzeige: 
blattes beginnende Präkluſivfriſt von einem Jahre zur An⸗ 
meldung der Anſprüche bei den Gemeinden zu ſtellen. Mit 
dem Ablaufe dieſer Friſt erlöſchen die nicht angemeldeten 
Anſprüche. 


Die Zuläſſigkeit des Rechtsweges für Anſprüche 

aus dem Kriegsleiſtungsgeſetz vom 13. Juni 1873 

und den auf Grund desſelben erlaſſenen Kriegs- 
verord nungen. 


Von Reichsgerichtsrat Dr. Neukamp, Leipzig. 
(Fortſetzung und Schluß aus Nr. 10, 1916.) 


Dieſe ganzen Gedankengänge enthalten Wahres und 
Falſches in kaum trennbarer Miſchung und ziehen irrige 
Schlußfolgerungen. Namentlich halte ich die Polemik gegen 
die Rechtſprechung des RG. für verfehlt. Gewiß gibt 
es öffentliches Vermögen und öffentliches Vermögensrecht: 
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Ich erinnere hier an die Anſprüche des Staates gegen feine 
Bürger auf Steuerzahlung. Dieſe ſind zweifellos öffentlich⸗ 
rechtlicher Natur, was auch vom RG. keineswegs verkannt 
wird. Aber in allen denjenigen Fällen, die den oben erwähnten 
Entſcheidungen des RG. zugrunde liegen, handelte es ſich 
nicht um Streitigkeiten über „öffentliches Vermögen“ oder über 
„Staatsvermögen“, ſondern lediglich um Streitigkeiten über 
Vermögensanſprüche von Privatperſonen gegen den Staat, die 
allerdings im öffentlichen Rechte ihre Quelle, ihren Rechtsgrund 
haben. Es iſt nicht einzuſehen, weshalb ſolche rein privat- 
rechtlichen Anſprüche lediglich um deswillen von der Verfolgung 
im Rechtswege ausgeſchloſſen ſein ſollten, weil ſie „im öffent⸗ 
lichen Rechte wurzeln und öffentlich⸗ rechtlichen Vorgängen ihre 
Entſtehung verdanken“ (E. 70, 81). Wenn das RG. hier 
ausführt, daß dieſe Anſprüche dem Rechtswege zugänglich ſind, 
„wenn ſie dem Vermögensrecht angehören“, ſo iſt dieſer Satz 
keineswegs, wie Stein meint, zu beanſtanden, da es ſich hier 
gar nicht um ein „öffentliches“, ein „Staatsvermögen“, 
ſondern um einen rein privatrechtlichen Vermögensanſpruch, 
d. h. einen einer Privatperſon zuſtehenden vermögensrecht⸗ 
lichen Anſpruch handelt, der dieſen Charakter auch um des⸗ 
willen nicht verliert, weil ſeine causa, ſeine Grundlage, ſein 
Entſtehungsgrund dem öffentlichen Rechte angehört. Denn für 
die Frage, ob ein vermögensrechtlicher Anſpruch öffentlich⸗ 
rechtlicher oder privatrechtlicher Natur iſt, fällt auch ins Ge⸗ 
wicht, wer der Träger, das Subjekt des Anſpruches iſt: 
Steht ein auf öffentlich⸗ rechtlicher Grundlage beruhender Ans 
ſpruch dem Staate zu, ſo z. B. das Recht auf Zahlung von 
Steuern, ſo iſt dieſer Anſpruch zweifellos öffentlich⸗ rechtlicher 
Natur und darum dem Rechtswege entzogen. Handelt es ſich 
dagegen um einen Entſchädigungs⸗ oder ſonſtigen vermögens⸗ 
rechtlichen Anſpruch, der dem einzelnen kraft öffentlich⸗xechtlicher 
Vorſchrift gebührt, ſo kann er die Natur eines Privatrechtes 
haben und es muß deshalb auch der Rechtsweg für zuläſſig 
erachtet werden, ſofern nicht das Geſetz dieſen ausdrücklich aus⸗ 
ſchließt (3. B. hinſichtlich der Anſprüche aus der Verſicherungs⸗ 
geſetzgebung, weil für dieſe Anſprüche reichsrechtlich beſondere 
Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte als zuſtändige 
Behörden eingeſetzt ſind). Ebenſo E. 57, 350; 68, 26; 76, 121; 
77, 229; 78, 418; 79, 427; JW. 1912, 64721. 

Der hier bekämpften Anſicht haben ſich neueſtens auch 
Helms (PrVerwBl. 36 S. 418 und 419), Beyer („Zum 
Begriff und zur Abſchätzung der Kriegsleiſtungen“, daſelbſt 
S. 659 ff.) und Hartmann („Die Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges nach dem Kriegsleiſtungsgeſetz“, daſelbſt S. 421 ff.) an⸗ 
geſchloſſen. 

Während aber Helms und Beyer keine ſelbſtändige Be⸗ 
gründung für ihre Anſicht aufſtellen, hat dagegen Hartmann 
die von ihm vertretene Meinung ausführlich begründet, weshalb 
es eines näheren Eingehens auf deſſen Darlegungen bedarf. 

Hartmann ſtellt (a. a. O. S. 422) den lapidaren Satz an 
die Spitze: „Literatur und Praxis erklären jetzt für die Be⸗ 
griffsbeſtimmung einer Streitſache als öffentlich⸗ rechtlichen oder 
bürgerlichen entſcheidend, ob das Rechtsverhältnis, aus dem 
der Anſpruch oder die ſonſtige Rechtsfolge abgeleitet wird, dem 
öffentlichen oder privaten Recht angehört, und bezeichnet es 
demnach für irrelevant, ob nach der äußeren Geſtaltung des 
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Streites der Antrag auf Leiſtung eines Vermögens wertes 
gerichtet ſei.“ 

Daß die Praxis, insbeſondere die des höchſten deutſchen 
Gerichtshofes dieſen Standpunkt nicht vertritt, geht ſchon aus 
den oben mitgeteilten Entſcheidungen des RG. hervor. Wenn 
Hartmann ſich demgegenüber auf die Entſcheidung des RG. 
vom 5. März 1912, VII 320/11 (JW. 1912, 6472) beruft 
ſo hat er die entſcheidenden Sätze dieſes Urteils nicht genügend 
beachtet und insbeſondere nicht berückſichtigt, daß es ſich in dem 
der Beurteilung unterliegenden Falle ebenſo wie in der E. 76, 121 
lediglich um die Prüfung der Frage handelte, ob der beklagte 
Fiskus zur Erhebung eines Steuerbetrages berechtigt war, 
deſſen Rückzahlung vom Kläger gefordert wurde. Dagegen war 
nicht Gegenſtand des Streites, ob „einer Privatperſon ein 
beſtimmter vermögensrechtlicher Anſpruch“ zuſtand, in 
welchem Falle auch die hier in Betracht kommende Entſcheidung 
des RG. vom 5. März 1912 den Rechtsweg ausdrücklich für 
zuläſſig erklärt. Daß aber über die Anſprüche des Staates 
oder der Gemeinden auf Zahlung von Steuern auch dann nicht 
von den ordentlichen Gerichten entſchieden werden kann, wenn 
eine Privatperſon einen gezahlten Steuerbetrag als „zu Unrecht“ 
erhoben zurückfordert, das verſteht ſich von ſelbſt. 

Aber ſelbſt wenn man ſich auf den hier bekämpften Stand⸗ 
punkt ſtellt, ſo iſt das für unſere Frage nicht von ausſchlag⸗ 
gebender Bedeutung. Denn, wie ſchon oben hervorgehoben, 
erkennen auch die Gegner der hier vertretenen Anſicht (mit 
Ausnahme von Hartmann) an, daß die Landesgeſetzgebung auf 
Grund des § 13 GWG. in der Lage iſt, ſelbſt Streitigkeiten 
über ſolche Anſprüche, die an ſich dem öffentlichen Rechte an⸗ 
gehören, den ordentlichen Gerichten zur Entſcheidung als 
„bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten nach Maßgabe der ZPO. zu⸗ 
zuweiſen, auch wenn ſie ihrer Natur nach nicht dazu gehören“. 
(So Stein: Grenzen und Beziehungen uſw. S. 24; ähnlich 
O. Mayer: Deutſches Verwaltungsrecht Bd. 2, § 53 S. 357.) 

Es iſt alſo lediglich nach den Vorſchriften des Landes⸗ 
rechts zu entſcheiden, ob — abgeſehen von der kraft Reichs⸗ 
rechts dem Rechtswege entzogenen Entſcheidung über die 
Höhe der Vergütung — dieſe letztere ſelbſt im Rechtswege ge⸗ 
fordert werden kann oder nicht. 

Für das preußiſche Recht kann es keinem Zweifel unter⸗ 
liegen, daß die der Höhe nach unſtreitige Vergütung für eine 
Kriegsleiſtung im Rechtswege geltend gemacht werden kann. 

Für die Frage, ob und in welchem Umfange das preußiſche 
Recht für Anſprüche, die durch Lieferungen auf Grund des 
KLG. entſtanden ſind, den Rechtsweg zuläßt, kommt das in⸗ 
ſoweit noch jetzt maßgebende preußiſche Geſetz vom 11. Mai 
1851 (GS. S. 362) wegen Kriegsleiſtungen und deren Ver⸗ 
gütung zur Anwendung, das dem Reichsgeſetz vom 13. Juni 
1873 offenſichtlich zum Vorbild gedient hat. Dieſes Geſetz 
beſtimmt lediglich im 8 18, daß für die dort erwähnten Streitig⸗ 
keiten der Rechtsweg ausgeſchloſſen iſt. Daraus folgert das 
Urteil des preußiſchen Kompetenz⸗Konfliktsgerichtshofes vom 
11. Mai 1861 (PrJMBl. 1862 S. 44) mit Recht, daß in allen 
übrigen Fällen, in denen auf Grund jenes Geſetzes eine Ver⸗ 
gütung aus der Staatskaſſe gefordert wird, der Rechtsweg zu⸗ 
läſſig iſt. Auf demſelben Standpunkt ſteht offenbar auch das 
preußiſche Obertribunal, das in der Entſcheidung vom 14. Ja⸗ 
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nuar 1864 (E. 52, 363) unbedenklich von der Zuläſſigkeit des 
Rechtsweges in ſolchen Fällen ausgeht. (Ebenſo Stölzel: 
Rechtsweg und Kompetenzkonflikt in Preußen [Berlin 1901] 
S. 97, der aus der — freilich vor Erlaß des Geſetzes vom 
11. Mai 1851 liegenden — preußiſchen Kabinettsorder vom 
4. Dezember 1831 [GS. S. 233] betreffend die genauere Beob⸗ 
achtung der Grenzen zwiſchen landeshoheitlichen und fiskaliſchen 
Rechtsverhältniſſen und dem darin bezeichneten ſtaatsminiſteriellen 
Bericht vom 16. November 1831 die Folgerung zieht, „daß 
alle Forderungen aus den auf Grund des KLG. zu leiſtenden 
Vergütungen im Rechtswege geltend gemacht werden können“.) 

Endlich hat auch das Urteil des Kompetenzgerichtshofes 
vom 13. Oktober 1873 (JM Bl. 1873 S. 325) die Zuläſſigkeit 
des Rechtsweges über Streitigkeiten aus Anlaß des KLG. vom 
11. Mai 1851 ausgeſprochen. 

Wenn Hirſch a. a. O. S. 223 der Anſicht iſt, daß aus 
dem preußiſchen Geſetz vom 11. Mai 1851 für die Zuläſſigkeit 
des Rechtsweges nichts zu entnehmen ſei, ſo liegt dies offenbar 
daran, daß er mit den für das preußiſche Recht in Betracht 
kommenden Beſtimmungen und insbeſondere mit der Recht⸗ 
ſprechung der höchſten preußiſchen Gerichte nicht bekannt iſt. 

Iſt alſo daran feſtzuhalten, daß die der Höhe nach feſt⸗ 
fiebenden Vergütungsanſprüche nach preußiſchem Recht im 
Rechtswege verfolgt werden können, fo vermag dieſe Anſicht 
auch durch die Ausführungen von Hartmann (a. a. O. S. 422 ff.) 
nicht in Frage geſtellt zu werden. Vielmehr iſt ſein Verſuch, 
den Nachweis zu erbringen, daß auch nach dem preußiſchen 
Geſetz vom 11. Mai 1851 (GS. S. 362) wegen Kriegs⸗ 
leiſtungen und deren Vergütung der Rechtsweg in vollem Um⸗ 
fang ausgeſchloſſen ſei, als mißglückt zu bezeichnen. H. verkennt 
zwar nicht, daß der preußiſche Kompetenzkonfliktsgerichtshof in 
ſtändiger Rechtſprechung, beſonders ausführlich in dem Urteil vom 
11. Mai 1861 (PrJMBl. 1862 S. 44), mit Bezug auf die 
gleichartigen Entſchädigungsanſprüche aus dem preußiſchen KG. 
vom 11. Mai 1851 den Standpunkt eingenommen hat, „daß 
die auf Grund dieſes Geſetzes in Anſpruch genommene Ver⸗ 
gütung nichts anderes iſt, als eine wenn auch nur partielle 
Entſchädigung derjenigen, die zum Wohle des gemeinen Weſens 
eine Laſt übernehmen, mit der ‚eine Aufopferung beſonderer 
Rechte und Vorteile des Belaſteten im Sinne des 8 75 der 
Einl. zum ALR. verbunden iſt“. Dieſe Auffaſſung, aus der 
mit Notwendigkeit die Zulaſſung des Rechtsweges für den 
Streit über Vergütungsanſprüche auf Grund des KLG. nach 
preußiſchem Recht folgt, glaubt aber H. mit der vom 
„Kompetenzgerichtshof ganz unberückſichtigt gelaſſenen Aller⸗ 
böchſten Kabinettsorder vom 8. September 1841“ bekämpfen zu 
können, weil ſie mit dieſer in Widerſpruch ſtehe. Dieſe 
Kabinettsorder lautet: 

„Da Kriegslieferungen als Leiſtungen anzuſehen ſind, 
welche vermöge des Beſteuerungsrechts von den Untertanen er⸗ 
fordert werden, das Verhältnis des Leiſtenden zum Staate 
mithin kein privatrechtliches iſt, ſo kann die Erörterung über 
die Verbindlichkeit des Staats zum Erſatze ſolcher Leiſtungen 
nicht im Wege des Prozeſſes erfolgen; vielmehr muß die Er⸗ 
füllung der wegen des Erſatzes etwa erteilten Zuſagen, wie 
die Verteilung der Kriegslaſten überhaupt, den Beſchlüſſen der 
Staatsverwaltung vorbehalten bleiben.“ 
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Bei der Berufung auf dieſe Kabinettsorder hat aber H. 
mehrere entſcheidende Geſichtspunkte überſehen. 

Einmal iſt dieſe Kabinettsorder lediglich in den von Kamptz⸗ 
ſchen Jahrbüchern für die preußiſche Geſetzgebung uſw. (Bd. 58 


S. 119), nicht aber in der preußiſchen Geſetzſammlung ver⸗ 


öffentlicht. Schon aus dieſem Grunde muß — und zwar be⸗ 
reits mit Rückſicht auf § 10 der Einl. zum ALR. — ihre 
verbindliche Kraft als „Geſetz“ beanſtandet werden. Dazu 
kommt aber ferner, daß jene im Jahre 1841 erlaſſene Kabinetts⸗ 
order zur Auslegung des hier allein in Betracht kommenden 
preußiſchen Geſetzes vom 11. Mai 1851 nicht verwertet werden 
kann, fo daß der Kompetenzkonfliktsgerichtshof mit Recht davon 
abgeſehen hat, jene Kabinettsorder bei ſeiner Entſcheidung über⸗ 
haupt zu erwähnen. Oppenhoff ſelbſt, aus deſſen 1. Auflage 
ſeines Buches: „Die Reſſortverhältniſſe in Preußen“ (S. 67 
Nr. 190) Hartmann jene Kabinettsorder entnommen hat, er⸗ 
wähnt ihrer in der 2. Auflage überhaupt nicht mehr, äußert 
ſich vielmehr über die uns hier beſchäftigende Frage auf S. 97 
Nr. 273 vollſtändig in dem hier vertretenen Sinne. 

Endlich ergibt aber auch die Entſtehungsgeſchichte des 
Geſetzes vom 11. Mai 1851, daß der von dem preußiſchen 
Kompetenzkonfliktsgerichtshof aus der Faſſung des § 18 des 
Geſetzes gezogene Schluß keineswegs ein ſo „gewagter“ iſt, wie 
H. (a. a. O. S. 423 Anm. 12) meint. 

Dieſer § 18 verdankt feine Entſtehung erſt einem Beſchluſſe 
der Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes, die mit der Beratung 
der Notverordnung vom 12. November 1850 betraut war. 
(Vgl. Sammlung ſämtlicher Druckſachen der II. Kammer aus 
der 2. Seſſion der II. LP. 1850 — 1851, Nr. 148, Bd. II 
Nr. 101—160 [Berlin 1851]. 

Der Wortlaut des Geſetzes ſtimmt völlig mit der von der 
Kommiſſion vorgeſchlagenen Faſſung überein, die folgendermaßen 
lautet: 

„Sollten in Ausführung vorſtehender Beſtimmungen einzelne 
Gemeinden oder Kreiſe im Verhältniſſe ihrer Leiſtungsfähigkeit 
zu hart betroffen werden, ſo iſt eine Ausgleichung eintreten zu 
laſſen Sache der Kreis: reſp. Provinzialvertretungen, gegen 
deren Entſcheidung der Rechtsweg nicht ſtattfindet.“ 

Hierzu bemerkt der Kommiſſionsbericht S. 30: 

„Wenn nun ſolche Ausgleichungsanſprüche nur auf tat⸗ 
ſächliche Verhältniſſe gegründet werden können, die für ſich 
allein für eine richterliche Entſcheidung keine Grundlage bieten, 
und es ſich daher nicht um die Beſtimmung der Folgen eines 
Rechtsverhältniſſes, ſondern weſentlich der Intereſſen der Billig⸗ 
keit handelt, ſo iſt es gerechtfertigt, daß den Kreis⸗ reſp. 
Provinzialvertretungen die endgültige Entſcheidung über ſolche 
Anſprüche, mit Ausſchluß des Rechtsweges, zugewieſen worden iſt.“ 

Aus dieſer Begründung ergibt ſich zweifelsfrei, daß man 
nur aus ganz beſonderen Gründen für den Fall des § 18 den 
Rechtsweg ausſchließen wollte, den man offenbar im übrigen 
für zuläſſig erachtet hat. 

Demnach erſcheint die Schlußfolgerung des mit der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des preußiſchen KLG. naturgemäß genau und 
jedenfalls beſſer, als H. vertrauten Kompetenzkonfliktsgerichtshofs 
durchaus gerechtfertigt. 

Es dürfte deshalb keinem Bedenken unterliegen, bei der 
Auslegung des Geſetzes vom 11. Mai 1851 derjenigen Auf⸗ 
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faſſung den Vorzug zu geben, die der alsbald nach Erlaß dieſes 
Geſetzes mit deſſen Auslegung und Anwendung betraute höchſte 
preußiſche Gerichtshof, dem man wohl auch im übrigen die 
genaue Kenntnis des preußiſchen Rechts zutrauen darf, in 
ſtändiger Rechtſprechung vertreten hat. 

Können demnach die Bedenken Hartmanns gegen die hier 
vertretene Anſicht nicht als durchſchlagend anerkannt werden, 
ſo kommt andererſeits noch in Betracht, daß auch Laband, 
auf den H. ſich gleichfalls für ſeine grundſätzliche Stellungnahme 
beruft, ſowohl in der 3., wie in der 4. und 5. Auflage ſeines 
„Staatsrechts des Deutſchen Reichs“ — in letzterer Bd. 4 
8 111 S. 282 Anm. 3 — mit Bezug auf die der hier in 
Betracht kommenden Vorſchrift des KLG. entſprechende Be⸗ 
ſtimmung des Art. 2 8 7 der Novelle zum Friedensleiſtungs⸗ 
geſetz vom 21. Juni 1887 (RGBl. S. 245) lehrt: 

„Ausgeſchloſſen iſt der Rechtsweg nur über die Höhe der 
Vergütung und demgemäß über die Frage, ob überhaupt ein 
vergütungsfähiger Schaden entſtanden iſt, dagegen nicht über 
andere ſtreitige Rechtsfragen, namentlich darüber, wem der 
Schadenserſatzanſpruch zuſteht.“ 

In ähnlichem Sinne haben ſich auch noch ausgeſprochen 
das Urteil des Kompetenzkonfliktsgerichtshofs vom 9. Dezember 
1865 (PrJMBl. 1866 S. 98) und das Urteil des RG. vom 
8. Dezember 1881 (daſ. 1882 S. 316), ſowie Meyer⸗Dochow: 
Lehrbuch des deutſchen Verwaltungsrechts (3. Aufl. 1910) Bd. 1 
§ 210 S. 599, wo es heißt: 

„Über die Zuläſſigkeit des Rechtsweges in bezug auf Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche gegen das Reich ſind reichsrechtliche Vor⸗ 
ſchriften nicht gegeben. Vielmehr ſoll in dieſer Beziehung das 
Landesrecht maßgebend ſein. Da die Verpflichtung zur Zahlung 
der Entſchädigung den Charakter einer vermögensrechtlichen 
Verbindlichkeit des Reichsfiskus hat, welche den gleichartigen 
Verpflichtungen bei Enteignungen entſpricht, ſo muß, wenn das be⸗ 
treffende Landesrecht nicht ausdrücklich entgegengeſetzte Vorſchriften 
enthält, die Zuläſſigkeit des Rechtsweges angenommen werden.“ 

Nach alledem kann auch die in der JW. 1915, 1487 
unter d aufgeſtellte Behauptung, daß „überwiegend die grund⸗ 
ſätzliche Zuläſſigkeit des Rechtsweges verneint werde“, nicht 
als zutreffend bezeichnet werden. Vielmehr iſt das Ergebnis 
vorſtehender Ausführungen dahin zuſammenzufaſſen, daß nach der 
herrſchenden und in der Praxis ausſchließlich vertretenen, 
meines Erachtens zutreffenden Anſicht zwar ein Streit über 
die Höhe des Übernahmepreiſes nach dem KLG. vom Rechts⸗ 
wege ausgeſchloſſen iſt, daß aber im übrigen der Rechtsweg 
für den Vergütungsanſpruch in vollem Umfange offenſteht. 

Zu den gleichen Ergebniſſen gelangt man, wenn die 
Leiſtungen zu Zwecken des Kriegsbedarfs auf Grund des 
Höchſtpreisgeſetzes erfolgen. 

Ein Streit über die Höhe der Vergütungsanſprüche kann 
in dieſem Falle nicht entſtehen, da nach 8 4 dieſes Geſetzes für 
deren Höhe die behördlich feſtgeſetzten Höchſtpreiſe ohne weiteres 
maßgebend ſind. Soweit aber eine Enteignung auf Grund des 
5 2 HöchſtprG. ſtattfindet, ſetzt die höhere Verwaltungsbehörde 
den Abernahmepreis endgültig feſt [S 2 Abf. 4 des Geſetzes!]. ) 


N 1) Im 8 2 dieſes Aufſatzes (S. 627 unter 3) iſt der § 2 
Höchſtprö. in der urſprünglichen Faſſung des Geſetzes vom 
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Für den Anſpruch auf Auszahlung des Höͤchſtpreiſes 
ſelbſt iſt aber nach preußiſchem Recht ohne weiteres der Rechts⸗ 
weg gegeben. Denn die auf Grund der 88 2 und 4 Hödftpr@. 
getroffene Anordnung ſtellt ſich als eine „Enteignung“ dar. 
Daß aber ein Anſpruch auf die Zahlung der Enteignungsſumme 
im Rechtswege verfolgt werden kann, iſt nach den hier maß⸗ 
gebenden Vorſchriften der 88 74, 75 der Einleitung zum ALR. 
und der SS 3, 4, 11, I 11 ALR. unzweifelhaft. 

Für das Gebiet des bayeriſchen und württembergiſchen 
Rechts muß ich mich auf folgende kurze Sätze beſchränken: 

Soweit es ſich um Kriegsleiſtungen auf Grund des . 
handelt, muß der Rechtsweg in vollem Umfang für aus⸗ 
geſchloſſen erachtet werden. Wenigſtens lehrt Matthäus: 
„Die Grenzen der zivilrechtlichen und adminiſtrativen Zuſtändig⸗ 
keit“ (Nördlingen 1878) S. 59 Nr. 4, daß der Kompetenz⸗ 
konfliktsſenat am oberſten Gerichtshof in Bayern durch Urteil 
vom 15. Dezember 1856 (Reg Bl. 1857 S. 15 ff.) dahin 
entſchieden hat: | 

„Streitigkeiten über Auferlegung und Verteilung von 
Kriegslaſten, ſowie über zu gewährende Entſchädigungsanſprüche 
gehören nach der beſtehenden Geſetzgebung (Verordnung vom 
3. Januar 1807, RegBl. S. 53; vom 13. April 1811, 
Reg Bl. S. 490 und vom 17. Dezember 1825 f 28 RegBl. 
S. 1066) in der Regel vor die adminiſtrativen Behörden.“ 

Soweit aber die Kriegsleiſtungen auf Grund einer eigent⸗ 
lichen Enteignung, z. B. auf Grund des Höchſtpreisgeſetzes 
erfolgen, wird man auch nach bayeriſchem Recht für den Anſpruch 
auf Zahlung der Vergütung den Rechtsweg als zuläſſig 
erachten müſſen. In dieſer Hinſicht heißt es nämlich bei 
Matthäus a. a. O. S. 169 und 170: 

„Nach dem Zwangsabtretungsgeſetz vom 17. November 
1837 iſt die Frage, ob ein Zwang ausgeübt werden ſoll, den 
adminiſtrativen Behörden überwieſen, während die preisrechtliche 
Entſchädigungsfrage in ihrem vollen Umfang der zivilrechtlichen 
Zuſtändigkeit verbleibt. Erkenntnis vom 18. November 1861 
(Reg Bl. S. 957); ebenſo vom 30. Dezember 1861 (Reg Bl. 
1862 S. 90).“ 

Durch das württembergiſche Geſetz über die Ver⸗ 
waltungsrechtspflege vom 16. Dezember 1876 (Reg Bl. S. 485) 
ſind in Art. 10 Nr. 8 die Vergütungsanſprüche einzelner aus 
§ 7 KLG. und in Art. 11 Nr. 2 die Vergütungsanſprüche der 
Gemeinden auf Grund des KLG. der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
überwieſen. 

2. An den hier dargelegten Ergebniſſen iſt auch durch die 
BO. des Bundesrats vom 24. Juni 1915 (RGBl. S. 357) 
über die Sicherſtellung von Kriegsbedarf nichts geändert worden. 
Nach dieſer BD. wird bei Gegenſtänden des Kriegsbedarfs, 


4. Auguſt 1914 (RGBl. S. 339) wiedergegeben. An Stelle des 
8 2 iſt jetzt laut Bekanntmachung vom 17. Dezember 1914 (RGBl. 
S. 516) der inhaltlich gleiche § 4 mit folgendem Wortlaut getreten: 
„Die zuſtändige Behörde kann den Beſitzer von Gegenſtänden, für 
die Höchſtpreiſe feſtgeſetzt ſind, auffordern, die Gegenſtände zu den 
feſtgeſetzten Höchſtpreiſen zu verkaufen. Weigert ſich ein Beſitzer, der 
Aufforderung nachzukommen, ſo kann die zuſtändige Behörde die 
Gegenſtände übernehmen und auf Rechnung und Koſten des Beſitzers 
zu den feſtgeſetzten Höchſtpreiſen verkaufen, ſoweit ſie nicht für deſſen 
eigenen Bedarf nötig ſind.“ 
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für welche nicht Höchſtpreiſe feſtgeſetzt find (8 7 VO.), der Aber⸗ 
nahmepreis der Gegenftände des Kriegsbedarfs durch das im 
3220. erwähnte Schiedsgericht feſtgeſetzt. Handelt es ſich 
dagegen um ſolche Gegenſtände, für die Höchſtpreiſe feſtgeſetzt 
find, fo iſt für dieſe der Höchſtpreis zu entrichten. 

Daß auch in dieſen Fällen die Entſcheidung des Schieds⸗ 
gerichts ſich lediglich auf die Feſtſetzung des Abernahme⸗ 
preiſes beſchränkt, während über alle ſonſtigen Streitfragen, 
die ſich aus Anlaß von Leiſtungen des Kriegsbedarfs ergeben, 
ſoweit in dieſer Hinſicht nach den unter 1 gemachten Aus⸗ 
führungen überhaupt der Rechtsweg zuläſſig iſt, die ordentlichen 
Gerichte entſcheiden, ergibt ſich zweifelsfrei aus der auf Grund 
des § 3 WD. vom Reichskanzler erlaſſenen „Anordnung für 
das Verfahren vor dem Reichsſchiedsgericht für Kriegsbedarf“ 
vom 22. Juli 1915 (RGBl. S. 469). In dieſer Anordnung 
heißt es nämlich im § 18: 

„Der Vorſitzende hat die Aberweiſung des feſtgeſtellten 
lbernahmepreiſes an den Empfangsberechtigten binnen zwei 
Vochen nach Ergehen der Entſcheidung zu veranlaſſeãe n 

Beſtehen Zweifel über die Perſon des berechtigten Empfängers, 
fo darf der Vorſitzende anordnen, daß der Übernahmepreis ganz 
oder teilweiſe unter Verzicht auf das Recht der Rücknahme bei 
der Reichsbank hinterlegt wird.“ 

Aus dieſer Vorſchrift ergibt ſich, daß das Schiedsgericht 
ſich auf die Feſtſetzung des Übernahmepreiſes zu beſchränken 
hat, während im übrigen etwaige Streitigkeiten über die Perſon 
des Empfangsberechtigten uſw. im ordentlichen Rechtswege zum 
Austrag zu bringen ſind. 

3. In einem weiteren Umfange, als dies durch das 
KG., das Höchſtpreisgeſetz oder die BRVᷣO. vom 24. Juni 
1915 geſchehen, können auch die Militärbefehlshaber durch ihre 
Verordnungen den Rechtsweg über Vergütungsanſprüche für 

Leiſtungen zu Zwecken des Kriegsbedarfs nicht ausſchließen. 

Denn ſoweit ihnen auf Grund des §8 4 B3G. oder der 
Kgl. Bavyeriſchen Verordnung vom 31. Juli 1914 (GuV Bl. 
S. 329) die „vollziehende Gewalt“ eingeräumt iſt, ſind ſie eben 
nur zum „Vollzuge“, nicht aber zur Abänderung der be⸗ 
ſtehenden Geſetze befugt. 

Aber auch der 8 9b BZG. und der entſprechende Art. 4 
Ziff. 2 des bayeriſchen Geſetzes über den Kriegszuſtand vom 5. No⸗ 
vember 1912 (GuV Bl. 1161) räumt den Militärbefehlshabern 
bochſtens eine Art geſetzgeberiſcher Gewalt nur inſoweit ein, als ſie 
im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit Verbote erlaſſen dürfen. 

Ein Verbot, das den Rechtsweg über zivilrechtliche Streitig⸗ 
keiten ausſchließen würde, läßt ſich aber in keinem Betracht als 
eine Maßregel bezeichnen, die ein im Intereſſe der öffentlichen 
Sicherheit erlaſſenes Verbot darſtellt. Abgeſehen davon ſcheint 
mir aber auch die Auffaſſung des Bayr Obs G. zutreffend zu 
ſein, das für den Art. 4 Ziff. 2 des bayeriſchen Geſetzes über 
den Kriegszuſtand in zwei Beſchlüſſen vom 5. und 10. Oktober 
1915 (DIZ. 1915 Sp. 1204 u. 1205) ausgeſprochen hat, 
dieſer verleihe den Militärbefehlshabern nur die Befugnis zum 
Erlaß von Vorſchriften materiellrechtlichen Inhalts. Zu 
derartigen Vorſchriften kann man aber Beſtimmungen über die 
Zuläſſigkeit oder den Ausſchluß des Rechtsweges unter keinen 
Umſtänden zählen. 
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Zur Frage des richterlichen Prüfungsrechts 

bei Geſetzen. 

Von Geh. Bergrat Prof. Dr. Adolf Arndt, Berlin. 

Die Frage, ob die Gerichte befugt oder ſogar verpflichtet 
find zu prüfen, ob ein Geſetz verfaſſungsmäßig zuſtande ge⸗ 
kommen iſt, hat einſt ſehr oft die Juriſtenwelt beſchäftigt. Nach⸗ 
dem in jüngſter Zeit aus Anlaß des Zuwachsſteuergeſetzes 
ſowohl das Oberverwaltungsgericht (OVG. 63, 169) wie das 
Reichsgericht (JW. 1916, 596) ſich dahin ausgeſprochen haben, 
daß die Gerichte nicht berechtigt find, die Rechtsverbindlichkeit 
eines Reichsgeſetzes zu prüfen (ſiehe auch ebenſo RGZ. 9, 235; 
43, 420; 77, 29; 48, 84; ſiehe auch RG. vom 29. Juni 1908 
bei Goltdammer 55, 325), könnte man meinen, daß die Frage 
vom praktiſchen Standpunkte erledigt ſei. Dies trifft jedoch 
nicht zu, weil noch damit nicht entſchieden iſt, ob das Gericht 
Lan desgeſetze anwenden muß, die mit Reichsgeſetzen in 
Widerſpruch ſtehen, und ob die Gerichte Kirchengeſetze darauf 
zu prüfen haben, daß ſie nicht mit Staatsgeſetzen in Widerſpruch 
ſtehen. Das RG. gründet ſeine Anſicht, daß ein Reichsgeſetz 
ohne Prüfung vom Richter anzuerkennen iſt, darauf, daß es, 
wenn es im Reichsgeſetzblatt verkündet iſt, die Unterſchrift des 
Kaiſers und die Gegenzeichnung des Reichskanzlers trägt. 
Durch ſeine Gegenzeichnung habe der Reichskanzler die Verant⸗ 
wortlichkeit auch für das verfaſſungsmäßige Zuſtandekommen 
des Geſetzes übernommen. Dies deckt ſich mit der Anſicht 
Labands, daß die Ausfertigung des Kaiſers für den Richter 
zwingend feſtſtelle, das Geſetz ſei verfaſſungsmäßig zuſtande 
gekommen, woraus die Schlußfolgerung zu ziehen ſei, Richter 
und andere Behörden haben die Gültigkeit vom Kaiſer aus⸗ 
gefertigter Geſetze nicht zu prüfen. Der Kaiſer iſt nun mit 
dem König von Preußen identiſch, meiſt auch der Reichskanzler 
mit dem preußiſchen Miniſterpräſidenten. Wäre alſo die 
Argumentation des RG. richtig, fo dürfte das Gericht auch 
nicht prüfen, ob ein vom König von Preußen ausgefertigtes und 
verkündetes, von ſämtlichen preußiſchen Miniſtern unterzeichnetes 
preußiſches Staatsgeſetz mit einem Reichsgeſetz in Widerſpruch 
ſteht. Der König hätte ja dann durch ſeine Ausfertigung und 
die Miniſter durch ihre Gegenzeichnung die Gültigkeit des 
Staatsgeſetzes feſtgeſtellt und garantiert. Eine ſolche Schluß⸗ 
folgerung würde aber der Sache nicht gerecht. Vielmehr 
herrſcht allgemeine ÜUbereinſtimmung darüber, daß die Gerichte 
Staatsgeſetze nicht anwenden dürfen, welche mit dem Reichs⸗ 
recht (Reichsgeſetzen wie Reichsverordnungen) in Widerſpruch 
ſtehen; ſiehe hierzu OVG. 35, 422; 37, 433; 48, 205; 
RG. 51, 63; 55, 252; 61, 13; 64, 201. Dies iſt auch die 
allgemeine Anſicht der Staatsrechtslehrer, die in dem Satze 
einig ſind, daß Art. 106 Abſ. 2 der preußiſchen Verfaſſung, der 
den Behörden die Prüfung der Rechtsgültigkeit gehörig ver⸗ 
kündeter Königlicher Verordnungen (und Geſetze) verbietet, ſich 
nicht auf das Verhältnis der Landesgeſetze zu Reichsgeſetzen und 
Reichsverordnungen bezieht; ſiehe Laband, Reichsſtaatsrecht 
Bd. 2 S. 112; Dambitſch, Reichsverfaſſung S. 65; Löning 
im Verwaltungsarchiv Bd. 8 S. 164; Arndt, Reichsverfaſſung, 
Anm. zu Art. 17, ferner Anm. 9 zu Art. 2, ſiehe auch Erkenntnis 
des KG., Jahrb. 15 S. 306, Erkenntnis des RGSt. 34, 121; 
Olshauſen, A. 18 zu $ 18 EG StGB., Binding, Handbuch I 
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S. 286. Was für das Verhältnis zwiſchen Staatsgeſetz und 
Reichsrecht gilt, gilt ebenſo für das Verhältnis von Kirchen⸗ 
gelegen zu Geſetzen und Verordnungen des Staates, obwohl 
vor der Publikation jedes Kirchengeſetzes vom Kultusminiſter 
zu prüfen und zu beſcheinigen iſt, daß es mit den Geſetzen des 
Staates nicht im Widerspruch ſteht. Dieſe Beſcheinigung mußte 
ſogar früher in den Geſetzestert mitaufgenommen werden. Es 
ſteht feſt, daß die preußiſchen Gerichte die Gültigkeit von 
Kirchengeſetzen und königlichen Verordnungen auf dem Gebiete 
des Kirchenweſens inſoweit, aber auch nur inſoweit prüfen müſſen, 
ob ſie mit Staatsgeſetzen in Widerſpruch ſtehen, da, ſoweit 
Kirchengeſetze mit Staatsgeſetzen in Widerſpruch ſtehen, ſie rechts⸗ 
ungültig find, Art. 13—17 des Geſetzes vom 3. Juni 1876 
(GS. S. 125), Schön, Ev. Kirchenrecht 1 S. 176; Arndt, 
Preuß. Verfaſſungsurkunde Anm. 3 zu Art. 16. 

Aus dieſen Gründen kann der Umſtand, daß ein Geſetz 
vom Landesherrn ausgefertigt und von den Miniſtern gegen⸗ 
gezeichnet iſt, für ſich allein noch nicht hinreichend fein, dem 
Gericht die Prüfungspflicht und das Prüfungsrecht zu entziehen. 
Zudem unterliegt es keinem Zweifel, daß, wenn die Reichs⸗ 
verfaſſung in Art. 17 dem Kaiſer die Ausfertigung und Ver⸗ 
kündung der Reichsgeſetze überträgt, ſie ihm damit nur ein 
Ehrenrecht hat übertragen wollen. Die Abſicht, dem Kaiſer 
das Recht beizulegen, darüber zu entſcheiden, ob ein Reichsgeſetz 
gültig zuſtande gekommen, z. B. ob die Vorſchriften in Art. 5 
Abſ. 2 und Art. 78 Abſ. 1 und 2 beobachtet find, hat der 
Reichsverfaſſung ferngelegen; denn über Fragen dieſer Art hat 
gemäß Art. 7 Ziff. 3 der Bundesrat zu entſcheiden; ſiehe Laband, 
I S. 284, II S. 38; Meyer⸗Anſchütz, 8 163 Anm. 10; Arndt, 
Anm. 9 zu Art. 7 RV.; ſiehe auch Art. 19 RV., wonach der 
Bundesrat, und nicht der Kaiſer, zu entſcheiden hat, ob etwas 
verfaſſungsmäßig oder verfaſſungswidrig iſt. Daß in Art. 17 
RV. dem Kaiſer nur ein Ehrenrecht übertragen iſt, nehmen auch 
an Seydel, Kom. S. 174; Haenel, Studien I S. 262; Dyroff, 
S. 852. Die Argumentation des RG. reicht aus dieſen Gründen 
nicht hin, um den Ausſchluß des richterlichen Prüfungsrechts zu 
begründen. Eher gilt dies ſchon von der Begründung, die das 
OVG. ausführt. Dieſes ſagt nämlich (OVG. 63, 169), daß 
nach Art. 2 RV. Reichsgeſetze ihre verbindliche Kraft durch ihre 
Verkündigung von Reichs wegen vermittels des Reichsgeſetzblattes 
erhalten, woraus zu folgern ſei, daß dieſe Verkündigung allein 
tzenüge, um die Verbindlichkeit des Geſetzes zu bewirken. Allein 
auch dieſe Schlußfolgerung iſt bedenklich; denn die Reichsverfaſſung 
hat damit nur ſagen wollen, daß zur Gültigkeit von Reichs⸗ 
geſetzen im Unterſchiede von den Geſetzen des ehemaligen deutſchen 
Bundes nicht noch die Verkündigung von Landes wegen nötig ſei. 
Man wird alſo ſich nach einer anderen Argumentation umſehen 
müſſen und zugleich nach einer ſolchen, welche erklärlich macht, 
daß die Gerichte zwar nicht Reichsgeſetze, wohl aber im gewiſſen 
Umfgnge Landes⸗ und Kirchengeſetze, Landes⸗ und Kirchen⸗ 
verordnungen, auch königliche, auf ihre Gültigkeit zu prüfen 
haben. Es gehörte früher zu den Lieblingsſätzen des deutſchen 
Liberalismus, daß die Gerichte alle Geſetze und Verordnungen 
auf ihre Gültigkeit zu prüfen haben. Gemeinrechtlich gilt das 
richterliche Prüfungsrecht als communis opinio (Linde, 
Arch ZivPrax. 16, 305; Zöpfel, Staatsrecht, Bd. 2 8 451; 
v. Held, Bd. 2 S. 95; Zachariä, Arch ZivPrax. 16, 142; 
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Windſcheid, Pandekten Bd. 1 8 14; Stobbe, Bd. 1 8 18; 
Beſeler, Syſtem des gemeinen deutſchen Privatrechts Bd. 1 
8 19; Bluntſchli, Allgemeines Staatsrecht (2) Bd. 1 S. 488; 
R. v. Mohl, Staatsrecht I S. 66; v. Gerber, Grundzüge des 
deutſchen Staatsrechts 8 49; H. Schulze, Preuß. Staatsrecht 
Bd. 1 $ 175; Gierke, Privatrecht Bd. 1 S. 135; v. Rönne, 
Preuß. Staatsr. (4) I S. 185, 408; Hänel, Studien I S. 262; 
E. v. Meier in v. Holtzendorffs Rechtslexikon (3) Bd. 3 S. 225. 
Der Deutſche Juriſtentag hat ſich im Jahre 1863 eingehend mit 
der Frage beſchäftigt und auf Grund der Gutachten von Gneiſt, 
v. Stubenrauch und Dr. Jaques am 25. Auguſt 1863 beſchloſſen: 
„der Richter hat im gegebenen Falle über das verfaſſungsmäßige 
Zuſtandekommen der Geſetze und Verordnungen zu entſcheiden“. 
Die Richtigkeit dieſes Beſchluſſes hat auch noch ſpäter Planck 
in den Jahrbüchern für die Dogmatik des heutigen römiſchen 
und deutſchen Privatrechts Bd. 9 S. 288 eingehend verteidigt. 
Trotzdem hat ſich inzwiſchen ein merkbarer Wandel in den An⸗ 
ſichten vollzogen. Dieſer erklärt ſich einmal aus der beſſeren 
Kenntnis des fremdländiſchen Rechts, insbeſondere aus dem 
Verſtändnis für die Unterordnung, in der bei allen modernen 
Verfaſſungen der Richter zum Geſetz als der höchſten Staats⸗ 
autorität ſteht, und ſodann aus dem Umſtande, daß dem Gericht, 
da die Bundesratsverhandlungen geheim ſind, die tatſächliche 
Möglichkeit fehlt, zu prüfen, ob der Bundesrat bei ſeinen 
Beſchlüſſen die Vorſchriften der Reichsverfaſſung, namentlich 
Art. 78, verfolgt hat (ſ. auch RG. 48, 84). Bereits Gneiſt 
hatte in ſeinem Gutachten 1863 das richterliche Prüfungsrecht 
in bezug auf die ſogenannten interna corporis ausſchließen 
wollen, aber nicht weiter. 

Staatsrechtliche Probleme müſſen nicht allein logiſch und 
dogmatiſch, ſondern auch politiſch und hiſtoriſch erfaßt werden. Der 
Satz, daß die Gerichte nicht die Verfaſſungsmäßigkeit der Geſetze zu 
prüfen haben, iſt nicht, wie früher geglaubt wurde, eine preußiſche 
Eigentümlichkeit, auch nicht ein Erzeugnis der Reaktion, ſondern 
ein Kind der großen franzöſiſchen Revolution oder noch genauer 
der modernen Idee von der Souveränität der Staatsgewalt, 
wie ſie zuerſt folgerichtig der franzöſiſche Staatsrechtslehrer 
Bodinus gelehrt hat. Man mag den Richter noch ſo hoch 
ſtellen und ihm auch nicht mit Montesquieu die Rolle eines 
„etre unanimé“ oder eines bloßen „Subſumtionsapparates“ 
beilegen, man mag ihn noch ſo hoch einſchätzen, immerhin iſt er 
nicht die höchſte Staatsgewalt ſelbſt und ſind ſeine Handlungen 
nicht „actes de souverainete* ſondern nur „actes de 
magistrature*. Der Richter hat dem höchſten Staatswillen zu 
gehorchen. Dieſer wird in Republiken und Demokratien durch 
die volonté générale (die Volksvertretung), in konſtitutionellen 
Monarchien durch Monarch und Volksvertretung und im 
Deutſchen Reiche durch Fürſten und Volk, d. i. durch Bundes⸗ 
rat und Reichstag repräſentiert. Die franzöſiſche National⸗ 
verſammlung von 1789 ſprach durch Dekrete vom 6. Auguſt 1790 
und vom Jahre 1791 aus: „Les tribuneaux ne pourront pas 
empeècher ou suspendre l'exécution des decrets du corps 
legislatif“. Der gleiche Satz findet ſich im belgiſchen Recht, 
la constitution belgique annotee par Beltgens p. 540: „Le 
pouvoir judiciaire ne peut juger de la constitutionalité des 
lois; une loi inconstitutionelle doit &tre appliquee*. Der 
gleiche Satz gilt für England (Blackſtone, Comm. I p. 41), für 
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die Schweiz (Schollenberger, S. 32), Holland uſw. Man kann 
hiergegen nicht mit E. von Meier einwenden, das Gericht müſſe 
doch erit prüfen, ob das, was ſich als Geſetz bezeichnet, mit 
Recht ein ſolches ſei; denn ſelbſt wenn es zu Unrecht zuſtande 
gekommen wäre, ſo bleibt es immer ein Akt der geſetzgebenden 
Korperſchaften, alſo der höchſten Autoritäten im Staate. Im Ber: 
hälmis zum Landesrecht iſt das Reichsgeſetz die höhere Autorität 
und der Souverän. Folglich haben die Gerichte nicht die 
Beſugniz, den Reichsgeſetzen widerſprechende Landesgeſetze ans 
zuwenden. Im Verhältnis zum Kirchengeſetz iſt das Staats⸗ 
geſetz die höhere Autorität, folglich muß der Richter prüfen, 
ob die Souveränität des Staates nicht durch eine kirchliche 
Anordnung verletzt iſt. 

Die vorſtehenden Ausführungen laſſen ſich dahin zuſammen⸗ 
faſſen: der Richter hat dem Souverän, und nur dem Souverän 
zu gehorchen und deſſen ſouveränen Akte, das ſind die legis⸗ 
lativen Alte, zu befolgen. Danach darf er Reichsgeſetze nicht 
auf ihr verfaſſungsmäßiges Zuſtandekommen prüfen, wohl aber 
muß er prüfen, ob Landesgeſetze dem Reichsrecht und ob 
Kirchengeſetze dem Landesſtaatsrecht widerſprechen. 


Rückforderung zu Unrecht gewährter Krankenkaſſen⸗ 
leiſtungen. 
Von Wirkl. Geh. Oberregierungsrat Dr. Hoffmann, Berlin. 


Unter der Herrſchaft des Krankenverſicherungsgeſetzes war 
es lein ungewöhnlicher Vorgang, daß Krankenkaſſen Perſonen 
Krankenunterſtützung gewährten, die nicht ihre Mitglieder waren, 
ſei es, weil ſie überhaupt weder verſicherungspflichtig noch ver⸗ 
ſicherungsberechtigt waren, ſei es, weil ſie einer andern Kranken⸗ 
kaſſe angehören mußten. Das hatte ſeinen Grund darin, daß 
eine verhältnismäßig große Zahl von gegen Entgelt beſchäftigten 
Verfonen nicht dem Verſicherungszwang unterworfen war und 
daß die Zahl der Verſicherungsträger außerordentlich groß war. 
Beſtanden doch im Jahre 1913 unmittelbar vor dem Inkraft⸗ 
treten der Reichsverſicherungsordnung nicht weniger als 8033 
Gemeindekrankenverſicherungen, 4678 Ortskrankenkaſſen, 7699 

Betriebskrankenkaſſen, 26 Baukrankenkaſſen und 906 Innungs⸗ 
krankenkaſſen, im ganzen alſo 21 342 Verſicherungsträger mit 
13 566 473 Mitgliedern, ſo daß im Durchſchnitt nur 643 Mit⸗ 
glieder auf einen Verſicherungsträger entfielen. Mit dem In⸗ 
krafttreten der Reichsverſicherungsordnung iſt in beiden Richtungen 
eine weſentliche Anderung eingetreten. Die Verſicherungspflicht 
iſt auf alle gegen Entgelt beſchäftigte Perſonen ausgedehnt und 
die Zahl der Verſicherungsträger iſt insbeſondere durch den 
Fortfall der Gemeindekrankenverſicherungen und die Beſeitigung 
der kleineren Kaſſen erheblich verringert worden. Iſt damit die 
Gefahr, daß zu Unrecht Kaſſenleiſtungen gewährt werden, ſchon 
weſentlich eingeſchränkt, ſo kommt hinzu, daß die Rückforderung 
der Kaſſenleiſtungen durch Einführung der formalen Verſicherung 
und der formalen Kaſſenmitgliedſchaft eine Einſchränkung er⸗ 
jahren hat. Die formale Verſicherung beſteht darin, daß die 
Kaſſe einer Perſon, für die fie nach vorſchriftsmäßiger und nicht 
vorſätzlich unrichtiger Anmeldung drei Monate ununterbrochen 
und unbeanſtandet die Beiträge angenommen hat, die ſatzungs⸗ 
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mäßigen Leiſtungen gewähren muß, auch wenn ſich herausſtellt, 
daß die Perſon weder verſicherungspflichtig noch verſicherungs⸗ 
berechtigt war ($ 213 RVO.). Die formale Kaſſenmitglied⸗ 
ſchaft kann nur bei an ſich verſicherungspflichtigen Perſonen 
dadurch begründet werden, daß eine Kaſſe nach vorſchriftsmäßiger 
Anmeldung drei Monate ununterbrochen und unbeanſtandet die 
Beiträge angenommen hat; die Kaſſe iſt dann bis zu dem Tage, 
an dem der Kaſſenvorſtand das Mitglied oder ſeinen Arbeitgeber 
an die zuſtändige Kaſſe verweiſt, zur Gewährung der ſatzungs⸗ 
mäßigen Kaſſenleiſtungen verpflichtet (88 315, 316 NBO.). 
Hiernach kann von zu Unrecht gewährten Kaſſenleiſtungen nur 
noch die Rede ſein, wenn die Vorausſetzungen für die formale 
Verſicherung oder für die formale Kaſſenmitgliedſchaft noch nicht 
vorliegen oder wenn die Kaſſe dem Mitgliede höhere Kaſſen⸗ 
leiſtungen gewährt, als es nach der Satzung zu beanſpruchen hat. 

Der Grundſatz, daß zu Unrecht gewährte Kaſſenleiſtungen 
zurückgefordert werden können, war weder im Krankenverſicherungs⸗ 
geſetz enthalten, noch findet er ſich in der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung. Die Rückforderung kann daher nur aus dem Geſichts⸗ 
punkte der ungerechtfertigten Bereicherung ($ 812 BGB.) geltend 
gemacht werden. Bereichert iſt ſowohl der Unterſtützte, dem zu 
Unrecht die Kaſſenleiſtungen gewährt ſind, als auch die Kaſſe, 
der der Unterſtötzte auf Grund feiner Beſchäftigung als Mit⸗ 
glied angehört. Iſt der Unterſtützte weder verſicherungspflichtig 
noch verſicherungsberechtigt und noch nicht formal verſichert, ſo 
iſt naturgemäß nur er bereichert. Die zu Unrecht gewährte 
Unterſtützung kann daher in allen Fällen von dem Unterſtützten, 
ſoweit eine Bereicherung der Krankenkaſſe vorliegt, auch von dieſer 
zurückgefordert werden. Die Bereicherung der Kaſſe beſteht in 
der Erſparung der Ausgaben, die ſie gehabt haben würde, wenn 
das Mitglied nach Maßgabe ihrer Satzung von ihr unterſtützt 
worden wäre. Auf die Höhe der Ausgaben der forderungs⸗ 
berechtigten Kaſſe kommt es alſo nicht an. Das Rückforderungs⸗ 
recht erſtreckt ſich auf alle Leiſtungen, insbeſondere auch auf den 
Erſatz der Koſten für ärztliche Behandlung. Der Unterſtützte wird 
den Wert aller erhaltenen Leiſtungen zu erſetzen haben, denn um 
dieſe iſt er bereichert. Im allgemeinen wird aber nur die Rück⸗ 
zahlung der erhaltenen Barleiſtungen gefordert werden. Daß 
der Kaſſe bei Gewährung der Leiſtungen ein Irrtum unterlaufen 
ſei, wird nicht verlangt; es genügt die tatſächliche Gewährung 
der Leiſtung ohne rechtlichen Grund. 

Anſprüche auf Rückgabe des ohne rechtlichen Grund auf 
Koſten eines anderen Empfangenen, ſind Anſprüche, die aus 
dem bürgerlichen Rechte hergeleitet werden; Streitigkeiten darüber 
gehören daher nach §S 13 GVG. vor die ordentlichen Gerichte, 
ſoweit nicht durch eine beſondere geſetzliche Vorſchrift die Zu⸗ 
ſtändigkeit anderweit geregelt iſt. Hinſichtlich der Streitigkeiten 
wegen Erſatzes irrtümlich geleiſteter Unterſtützungen zwiſchen 
Trägern der Krankenverſicherung hat die Novelle zum Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetz vom 10. April 1892 (RGBl. S. 379) im 
§ 58 Abſ. 2 das Verwaltungsſtreitverfahren eingeführt. Die 
Reichsverſicherungsordnung iſt dieſem Beiſpiele gefolgt und hat 
im $ 224 Nr. 2 vorgeſchrieben, daß das Verſicherungsamt im 
Spruchverfahren bei Streit über Erſatz zu Unrecht gewährter 
Leiſtungen zwiſchen Kaſſen entſcheidet. Das gleiche gilt nach 
S 500 RWO. für ſolche Streitigkeiten zwiſchen Krankenkaſſen 
und knappſchaftlichen Krankenkaſſen und zwiſchen knappſchaftlichen 
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Krankenkaſſen unter ſich ſowie nach 8 525 RWO. für ſolche 
Streitigkeiten zwiſchen Krankenkaſſen und Erſatzkaſſen. Das 
Verfahren richtet ſich alſo nach den Vorſchriften in den 88 1771 
bis 1779 RWO. Die Beſchränkung des Rechtsweges reicht 
aber nicht weiter, als es der Wortlaut der geſetzlichen Vorſchrift 
zuläßt, es muß ſich daher immer um die Gewährung einer 
Unterſtützung im Rahmen der Krankenverſicherung handeln. 
Trifft das nicht zu, ſo kann der Streit nur von den ordentlichen 
Gerichten entſchieden werden. Iſt alſo die unterſtützte Perſon 
weder verſicherungspflichtig noch verſicherungsberechtigt, ſo handelt 
es ſich nicht um die Gewährung einer Krankenunterſtützung, ſo 
daß die Spruchbehörden der Reichsverſicherung nicht zuſtändig 
find. In Übereinſtimmung mit der Rechtſprechung des PrOVG. 
wird aber davon auszugehen ſein, daß es ſich auch dann um 
den Erſatz einer zu Unrecht gewährten Leiſtung handelt, wenn 
die eine Kaſſe irrtümlich die geforderten Auslagen der anderen 
Kaſſe erſtattet hat und nun den Betrag wegen Irrtums zurück⸗ 
fordert, weil der Verſicherte von der anderen Kaſſe zu unter⸗ 
ſtützen war, vgl. PrOVG. Entſch. vom 23. September 1901 
(Bd. 40 S. 355), oder wenn die Kaſſe irrtümlich dem Armen⸗ 
verbande die Auslagen erſtattet hat und nunmehr Erſatz von 
der eigentlich leiſtungspflichtigen Kaſſe fordert, vgl. PrOVG. 
Entſch. vom 8. Oktober 1898 (Bd. 34 S. 367). Fälle, in denen 
eine Kaſſe zu Unrecht Leiſtungen gewährt, kommen nicht ſelten 
bei der aushilfsweiſen Gewährung der Krankenhilfe auf Grund 
des 8 219 RVO. vor. Danach erhalten Kranke, die außerhalb 
des Bezirks ihrer Kaſſe wohnen, auf Erfordern ihrer Kaſſe die 
ihnen zuſtehenden Leiſtungen von der Allgemeinen Ortskranken⸗ 
kaſſe, von der beſonderen Ortskrankenkaſſe ihres Gewerbzweiges 
oder von der Landkrankenkaſſe, je nachdem ſie einer dieſer Kaſſen 
angehören und eine ſolche Kaſſe an ihrem Wohnort beſteht. 
Hat nun eine Kaſſe eine andere Kaſſe um aushilfsweiſe Gewährung 
der Unterſtützungen erſucht und ſtellt ſich nachträglich heraus, 
daß die unterſtützte Perſon nicht Mitglied der erſuchenden Kaſſe, 
ſondern Mitglied der erſuchten Kaſſe iſt, ſo liegt eine zu Unrecht 
gewährte Unterſtützung nicht vor. Für den Mehrbetrag, der 
die erſuchte Kaſſe infolge Gewährung der Krankenhilfe nach 
Maßgabe der Beſtimmungen der Satzung der erſuchenden Kaſſe, 
ausgegeben hat, beſteht ein Erſtattungsanſpruch aus dem Geſichts⸗ 
punkt der Bereicherung nicht, weil die erſuchende Kaſſe nicht 
bereichert iſt. Nur wenn ihr bei dem Erſuchen ein Verſchulden 
zur Laſt fällt, hat die erſuchte Kaſſe einen im ordentlichen 
Rechtsweg verfolgbaren Anſpruch auf Schadenserſatz, vgl. 
PrOVG. Entſch. vom 4. Dezember 1902 (PrVerwBl. 26, 457). 
Iſt die unterſtützte Perſon weder Mitglied der erſuchenden Kaſſe 
noch Mitglied der erſuchten Kaſſe, ſo entſteht der letzteren für 
die auf Grund des Erſuchens geleiſteten Unterſtützungen ein 
Anſpruch auf Erſatz der zu Unrecht gewährten Leiſtungen 
gegenüber der Kaſſe, der der Unterſtützte als Mitglied an⸗ 
gehört und die auch bereichert iſt; denn es macht keinen 
Unterſchied, ob die Leiſtungen aus freiem Antrieb oder auf 
Erſuchen einer unbeteiligten Kaſſe gewährt worden ſind. Soweit 
von dieſer Kaſſe nicht voller Erſatz zu verlangen iſt, wird die 
erſuchende Kaſſe für den fehlenden Betrag nur dann im ordentlichen 
Rechtsweg in Anſpruch genommen werden können, wenn ein 
Verſchulden vorliegt, alſo ein Anſpruch auf Schadenserſatz 
begründet iſt. Ein Anſpruch auf Erſtattung der Auslagen 
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gegen die erſuchende Kaſſe nach Maßgabe des S 222 RWO. 
wird nicht anzunehmen ſein, weil dieſer vorausſetzt, daß der 
Unterſtützte Mitglied der erſuchenden Kaſſe iſt; zu vgl. PrOVG. 
Entſch. vom 23. September 1901 (Bd. 40 S. 355). 

Die Zuſtändigkeit der Spruchbehörden der Reichsverſiche⸗ 
rung für die Entſcheidung der Streitigkeiten wegen Rück⸗ 
forderung zu Unrecht gewährter Kaſſenleiſtungen von dem 
Unterſtützten ſelbſt, iſt durch keine beſondere Vorſchrift der 
Reichsverſicherungsordnung begründet. Es kann daher nur in 
Frage kommen, ob dieſer Streitfall durch eine allgemein gefaßte 
Vorſchrift gedeckt wird. Als eine ſolche Vorſchrift kann nur 
der 8 1636 RVO. in Betracht kommen, wonach bei Streit 
über die Leiſtungen aus der Krankenverſicherung auf Antrag in 
erſter Inſtanz das Verſicherungsamt (Spruchausſchuß) entſcheidet. 
Aus dem Zuſammenhang geriſſen und für ſich allein betrachtet, 
würde wohl angenommen werden können, daß das Verſicherungs⸗ 
amt auch dann zuſtändig iſt, wenn die Krankenkaſſe von dem 
Unterſtützten die zu Unrecht gewährten Leiſtungen zurückfordern 
will, denn es liegt dann immer ein Streit über Leiſtungen aus 
der Krankenverſicherung vor, wobei es gleichgültig ſein könnte, 
ob die Krankenkaſſe Kläger oder Beklagte iſt, und daß es ſich 
eigentlich nicht immer um den Anſpruch auf Gewährung der 
Leiſtungen, ſondern auch um eine ungerechtfertigte Bereicherung 
handelt. Allein eine ſolche Auslegung erſcheint nicht angängig, 
weil der $ 1636 RVO. eine Teilvorſchrift im Verfahren bei 
Feſtſtellung der Leiſtungen der Krankenkaſſe darſtellt. Wenn 
der Paragraph angewendet werden ſoll, ſo muß, wie ſich aus 
der erſten Vorſchrift in dem Verfahren bei Feſtſtellung der 
Leiſtungen, dem 8 1545 RVO., ergibt, das Verfahren durch 
einen Antrag „eingeleitet“ fein. Der Antrag iſt nach § 1551 
RVO. bei dem Kaſſenvorſtand zu ſtellen. Erſt wenn dieſer 
entſchieden hat, kann ein Streit vor dem Verſicherungsamt zur 
„Feſtſtellung“ der beantragten Leiſtung „im Spruchverfahren“ 
beginnen. Daraus folgt, daß der Streit immer nur vom 
Anſpruchberechtigten ausgehen und nur die Krankenkaſſe die 
Rolle der Beklagten übernehmen kann. Für eine Umkehrung 
der Parteirollen, die ſonſt im Prozeßverfahren keinen Einfluß 
auf die Zuſtändigkeit hat, bleibt alſo keine Möglichkeit, und 
darum fallen auch Streitigkeiten wegen Rückgewähr empfangener 
Leiſtungen nicht unter den 8 1636 RVO. Auf den gleichen 
Standpunkt hat ſich das Reichsverſicherungsamt in der Ent⸗ 
ſcheidung vom 23. November 1914 (Amtl. Nachr. 1915 S. 764) 
geſtellt. 

Durch dieſe Auffaſſung des Reichsverſicherungsamts wird 
ſelbſtredend die Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte noch 
nicht begründet. Wenn dieſe ihre Zuſtändigkeit ſelbſtändig 
prüfen, ſo iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß ein anderes Ergebnis 
erzielt wird und damit ein negativer Kompetenzkonflikt entſteht; 
dies um ſo mehr, als die ordentlichen Gerichte wenig Neigung 
zeigen werden, ſich in dieſem vereinzelten Falle mit der überaus 
ſchwierigen Regelung der Krankenverficherung zu befaſſen. Die 
Gefahr, daß es dahin kommen wird, iſt aber aus dem Grunde 
nicht groß, weil die Krankenkaſſen bei der mangelhaften Zahlungs⸗ 
fähigkeit der meiſten Kaſſenmitglieder von einer Rückforderung 
zu Unrecht gewährter Kaſſenleiſtungen abſehen und es vorziehen 
werden, entweder die zuviel gezahlten Leiſtungen bei ſpäteren 
Verſicherungsfällen aufzurechnen ($ 223 Abſ. 2 RWO.), oder 
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von der Krankenkaſſe, die leiſtungspflichtig war, Erſatz zu bean⸗ 
ſpruchen. Trotzdem wird es unvermeidlich ſein, daß bei der 
obnehin notwendigen Anderung der Vorſchriften der RVO. 
über die Krankenverſicherung Klarheit über die Zuſtändigkeit 
der Sprucbbehörden geſchaffen wird. Das läßt ſich am ein⸗ 
fachſten dadurch erreichen, daß die Entſcheidung von Streitigkeiten 
über die Rückforderung zu Unrecht gewährter Unterſtützungen 
zwiſchen Krankenkaſſen und Verſicherten den Verſicherungs⸗ 
bebörten im Spruchverfahren überwieſen wird. Eine ſolche 
Regelung erſcheint auch um deswillen notwendig, weil die Auf⸗ 
rechnung zu Unrecht gewährter Unterſtützungen auf laufende 
Unterſtützungen nur zuläſſig iſt, wenn der Anſpruch auf Rück⸗ 
forderung der zu Unrecht gewährten Leiſtungen rechtskräftig 
feſtſteht; vgl. RB A., Entſch. vom 9. Oktober 1915 (Amtl. Nachr. 
S. 777). Unter dieſen Umſtänden müſſen alſo die Kaſſen immer 
erſt den Klageweg vor den ordentlichen Gerichten beſchreiten, 
ehe fie aufrechnen dürfen. 


Schrifttum. 

KW. 5. Altrock: Der landwirtſchaftliche Kredit in Preußen. 
Band I: Die oſtpreußiſche Landſchaft. Band II: Kurs und 
Neumärkiſches (Ritterſchaftliches) Kreditinſtitut und Neues 
Brandenburgiſches Kreditinſtitut. (Veröffentlichungen des 
Königl. Preußiſchen Landes Okonomiekollegiums.) 1914 und 
1915. 


Wenn die angeſehenſte landwirtſchaftswiſſenſchaftliche Be⸗ 

hörde Preußens ein Werk über die preußiſchen Landſchaften er- 
ſcheinen läßt, ſo muß dies auch das Intereſſe der Juriſten erregen. 
Es iſt allzu wenig bekannt, daß das Sonderrecht der Land⸗ 
ſchaften nicht nur gegenüber dem BGB. und deſſen Nebengeſetzen 
aufrechterhalten iſt (vgl. EGBGB. Art. 167, EG ZVG. 8 2), 
ſondern daß dieſer Vorbehalt auch erhebliche praktiſche Bedeutung 
beſitzt. 
das Pfandbriefweſen ſowie die mannigfachen Vorrechte der 
Landſchaften bei der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche 
Vermögen. Leider ſind die einſchlagenden Vorſchriften ſo gut 
wie unzugänglich, da ſie nicht in der preußiſchen Geſetzſammlung, 
ſondern nur in den lokalen Amtsblättern zum Abdruck gelangt 
ind: im Buchhandel erſchienen find nur die „Statutariſchen Be⸗ 
timmungen des Kur⸗ und Neumärkiſchen (Ritterſchaftlichen) 
Kleditinſtituts“ ſowie eine Schrift über „Die Verfaſſung und Ver— 
waltung der Schleſiſchen Landſchaft“ von v. Görtz (1886). Die 
letztere Schrift iſt aber bereits zum Teil veraltet. 

Die neue Veröffentlichung des Landes⸗Okonomie⸗ 
lollegiums iſt, wie der Titel zeigt, weſentlich wirtſchaftswiſſen⸗ 
ſchaftlicher Art. Aber Wirtſchaftliches und Rechtliches durch⸗ 
dringen ſich hier ſo innig, daß das eine nicht ohne das andere dar⸗ 
geſtellt werden kann. Das zeigt ſich auch in dem vorliegenden 
Werk. Freilich treten hier die rechtlichen Geſichtspunkte meines 
Erachtens mehr zurück, als wünſchenswert iſt. Streitfragen 
werden überhaupt nicht berückſichtigt; der Verf. gibt grundſätzlich 
nur Material. Immerhin ſind aus ſeinem Werke zahlreiche Auf⸗ 
ſchlüſſe zu gewinnen, die man aus der Literatur bisher nicht er⸗ 
halten konnte, und die vor allem den Vorzug der höchſten erreich- 
baren Zuverläſſigkeit bieten. 


Rechtsanwalt und Privatdozent Dr. A. Nußbaum, Berlin. 
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Die Reichsgerichtsentſcheidungen in Zivilſachen. 85. Band 
der amtlichen Sammlung nach dem Zuſammenhang mit 
der übrigen Rechtſprechung und in gekürzter Faſſung be⸗ 
arbeitet von Dr. B. Noeſt, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim 
Amtsgericht in Solingen, und E. Plum, Rechtsanwalt beim 
Oberlandesgericht in Cöln. Berlin, Carl Heymann, 1915. 
W und 217 Seiten. Preis geh. 2 4, geb. 2,50 &. 


Bekanntlich geben die Verfaſſer ſeit Jahren die in der 
amtlichen Sammlung veröffentlichten Reichsgerichtsentſcheidungen 
in gedrängter Überarbeitung heraus. Die Vorzüge dieſer Aus⸗ 
gaben ſind allſeitig anerkannt. Es würde genügen, darauf hinzu⸗ 
weiſen, daß dem Erſcheinen des 85. Bandes der amtlichen Samm⸗ 
lung alsbald die Noeſt⸗Plum'ſche Bearbeitung gefolgt iſt, wenn 
nicht in der neueſten Zeit beſtritten worden wäre, daß ein be⸗ 
rechtigtes Bedürfnis für eine ſolche Ausgabe beſteht. In Nr. 19 
des X. Ihrg. des „Sächſiſchen Archivs für Rechtspflege“ vom 
1. Oktober 1915 S. 403 hat Dr. König dieſe Behauptung auf⸗ 
geſtellt. Er meint, die eigene Nachprüfung der Richtigkeit des der 
Entſcheidung vorangeſchickten Leitſatzes würde beeinträchtigt, 
wenn man die Entſcheidung nur in einer fremden Bearbeitung 
vorliegen hat, und dieſer Nachteil werde keineswegs durch den 
vermeintlichen Vorteil ausgeglichen, daß man der Mühe überhoben 
ſei, die manchmal recht umfangreiche Entſcheidung ſelbſt in ihrer 
vollen Länge durchzuleſen und nachzuprüfen. Es iſt nicht zu be⸗ 
zweifeln, daß Dr. König inſofern recht hat, als er behauptet, daß 
es für die Nachprüfung der Richtigkeit des Leitſatzes, welcher bei 
Noeſt⸗Plum der Entſcheidung vorangeſtellt iſt, beſſer iſt, wenn man 
nicht nur die abgekürzte, ſondern die ganze Entſcheidung vor ſich 
liegen hat. Es iſt aber zu berückſichtigen, daß auch in der amt⸗ 
lichen Sammlung die Urteile des RG. nicht in ungekürzter Form, 
ſondern in einer gewiſſen Bearbeitung dargeboten werden. Die 
von Noeſt⸗Plum vorgenommene Zuſammendrängung des Urteils 
wird wohl faſt immer zu einer ſelbſtändigen Nachprüſung der 
Richtigkeit des Leitſatzes genügen, da dieſer in der amtlichen 
Sammlung in einem Frageſatze meiſt in ausreichender Weiſe an⸗ 
gedeutet iſt. Sollte die an der Hand der Noeſt⸗Plum'ſchen Aus⸗ 
gabe erfolgende Prüfung im Einzelfalle ein Bedenken an der 
Richtigkeit des Leitſatzes laſſen, ſo iſt es ein Leichtes, durch Heran⸗ 
ziehung der amtlichen Sammlung den Zweifel zu löſen. Bei der 
allſeitig anerkannten Brauchbarkeit der Noeſt⸗Plumſchen Aus⸗ 
gabe iſt die Möglichkeit des Vorkommens eines Falles, wie er vor⸗ 
ſtehend unterſtellt iſt, eine ſo fernliegende, daß es nicht angeht, aus 
dieſem Grunde die Nützlichkeit der ganzen Bearbeitung in Frage 
zu ftellen, zumal dieſe Bearbeitung die von Dr. König ſelbſt her⸗ 
vorgehobenen Vorzüge hat. Der Praktiker wird ſich daher ſeine 
Freude an der Noeſt⸗Plum'ſchen Zuſammenſtellung der Reichs⸗ 
gerichtsentſcheidungen nicht nehmen laſſen. 


Landgerichtsrat Alfons Hackenberger, Schweidnitz. 
— 


Dr. Auguſt Sturm: Die Unfruchtbarkeit des Unwahren. 
Eine rechtsphiloſophiſche Erörterung im Weltkrieg. Heft 13 
der Beiträge zur ſtaats⸗ und rechtswiſſenſchaftlichen Fort⸗ 
bildung. Hannover 1915. Helwingſche Buchhandlung. 
Preis 0,80 &. 32 Seiten. 

Sturm ſagt im Vorwort zu dieſem feinem in der Literaria 
zu Naumburg gehaltenen Vortrage: „Der wiſſenſchaftlichen 
Fachkritik gegenüber, die allein das Recht hat, eigne und neue 
Ideen anzugreifen, betone ich, daß dieſelbe den kurzen Vortrag 
und auch dieſen Beitrag nur auf Grund meines fünfbändigen 
Syſtems kritiſieren wird.“ Ich muß geſtehen, ich habe mich ſofort 
auf die Suche nach dem fünfbändigen Syſtem gemacht und bin 
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in Verlegenheit geweſen, welche fünf Bände gemeint waren. 
S. 12 finden ſie ſich endlich aufgezählt in Widerſpruch mit S. 207 
des Werkes: die Materie des Rechts, wo Sturm ſelbſt als 
fünftes Werk an Stelle ſeiner „Einteilung des Rechts“ ſein Buch: 
Die Reviſton der Lehre von Gewohnheitsrecht und an Stelle feiner 
noch nicht erſchienenen „Reaktion des Rechts“ „Die Mehrheit im 
Recht“ aufführt. 

Sturm hat recht gehabt: ſein Vortrag iſt in der Tat 
ſchwer verſtändlich, ja vielleicht unverſtändlich für den, der die 
verhältnismäßig wenigen Grundgedanken ſeiner, wie er es nennt, 
rechtspſychologiſchen Anſchauung nicht kennt. Er hat unrecht, 
wenn er meint, man müſſe alle ſeine fünf oder ſechs oder ſieben 
Werke ſtudiert haben. Bei den vielen Wiederholungen der 
gleichen Gedanken, häufig mit denſelben Redewendungen, iſt es 
wirklich mit der Lektüre eines oder zweier Bände der fünf oder 
ſechs Bände des Syſtems auch getan. Ich empfehle in erſter Linie 
ſein an vielen Stellen wirklich ausgezeichnetes Buch über die 
Mehrheit im Recht. 

Aber dieſe merkwürdige, ſicher viele abſchreckende Eigen⸗ 
tümlichkeit Sturms, die Kenntnis aller ſeiner früheren Werke 
beim Leſer einfach vorauszuſetzen, in Verbindung mit der leiden⸗ 
ſchaftlich und ſelbſtſicher vorgetragenen Art ſeiner Anſichten und 
der Unerſchütterlichkeit ſeiner offenbar von einer eigenartigen und 
inſoweit ſtarken Perſönlichkeit getragenen Überzeugung feſſelt 
ſchließlich und zwingt geradezu zu einem näheren Studium der 
vielfach als unerörterbare, methodiſch unhaltbare Verranntheiten 
anmutenden Anſichten. Da zeigt ſich dann, daß die Ergebniſſe, 
zu denen Sturm gelangt und gelangen will, von ihm im Tief⸗ 
ſten erlebt und mit ſeiner Perſönlichkeit unlösbar innerlich ver⸗ 
bunden ſind, daß auch viele, ja vielleicht die meiſten von ihnen 
einen vollſtändig richtigen Kern haben, und daß dieſe Ergebniſſe 
von ihm in der Tat, wenn auch nicht zum erſten Male (Ben⸗ 
Akiba), fo doch mit einer vor ihm kaum dageweſenen Heftigkeit 
und ſittlichen Üiberzcugtheit vertreten werden. Aber dieſer Kern, 
daß ein Irrationales im Recht ſtecke (Sturms Rechtsgefühl 
und Übung) wird leider von einer unhaltbaren, ja unmöglichen 
Methode und einer ſchwierigen, vielfach unklaren und unlogiſchen 
Schreibweiſe bis zur Unerkennbarkeit zugedeckt und dahin über⸗ 
trieben, daß dies Irrationale das Recht allein und überhaupt 
ausmache. Es wäre wirklich eine dankbare Aufgabe für eine 
Doktorarbeit, die verſchlungenen Gedankengänge Sturms 
rechtspſychologiſch zu entwirren, alje ein vollſtändiges literar⸗ 
geſchichtliches und ⸗kritiſches Bild feiner Werke zu geben und 
damit einen wertvollen Beitrag zur Irrationalität des Rechts zu 
liefern. | 

Der hier in erſter Linie zu beſprechende Vortrag Sturms 
gibt ein getreues Abbild ſeiner übrigen Schriften, wie ich ſie an⸗ 
deutungsweiſe zu charakteriſieren verſucht habe. Von der Über⸗ 
ſchrift des Vortrages wird der Leſer im Text ſelbſt wenig finden, 
als allgemeine Redewendungen und unbewieſene, aus den übrigen 
Schriften z. T. wörtlich übernommene Theſen. Die Richtigkeit 
des Themas ſelbſt wird nicht unterſucht, ſondern als unbeſtreitbar 
zugrunde gelegt. Und trotz aller, ich muß den Ausdruck wählen, 
abſtruſer Wirrheiten weht in dem Vortrag wie in den anderen 
Schriften eine faſt ſeheriſche Mberzeugtheit, deren Bann man ſich 
nicht entziehen kann, und deren wildſprudelnden und über⸗ 
ſprudelnden Waſſern man nachgehen möchte, wenn die Zeit es zu— 
ließe. Sturm gehört nun einmal zu den Wenigen, die von den 
allgemeineren Problemen, die das Recht als ſolche ſtellt, gepackt 
werden und ernſtlich mit ihnen ringen. Sturms Lebenswerk 
hängt mit der Friedensbewegung eng zuſammen. Nach ſeinen 
umfangreichen Darlegungen zu dieſer Frage führt die ort: 
entwicklung des Rechtsgefühls der Rationen durch die Übung 


im völkerechtlichen Verkehr notwendig, Sturm würde in feiner 
eigentümlichen Ausdrucksweiſe ſagen, „exakt“ oder auch 
„biologiſch“ notwendig ſchließlich zum Völkerfrieden. Sollte der 
Vortrag über die Unfruchtbarkeit des Unwahren wirklich die 
einzige Auseinanderſetzung dieſes fruchtbar⸗ unfruchtbaren Schrift: 
ſtellers mit dem Weltkrieg ſein? Wird ihm dadurch nicht doch die 
„Exaktheit“ der Grundlagen ſeines Syſtems zweifelhaft? Kann 
und wird er es zugeben, daß ſie erſchüttert worden und unhaltbar 
ſind, weil es auf dem Gebiete des Rechts, wie aller geſchichtlichen 
Erſcheinungen, keine Exaktheit im naturwiſſenſchaftlichen Sinne 
gibt und geben kann? 
Rechtsanwalt Dr. Ludwig Bendix, Berlin. 


Victor Szezesny, Regierungsrat a. D. in Berlin⸗Halenſee: 
Ergänzungsband Lieferung 2 zu den Kriegsgeſetzen und 
Verordnungen über die Höchſtpreiſe und Sicherſtellung 
der Volksernührung mit den Ausführungsbeſtimmungen 
von Preußen, Bayern, Sachſen, Württemberg und Baden 
(Mitarbeiter Rechtsanwalt Dr. H. Neumann, Berlin). 
Stuttgart. J. Heß. 1915. 192 Seiten. 

Victor Szcezesny hat hinſichtlich feines Werkes „Die Kriegs⸗ 
geſetze und Verordnungen über die Höchſtpreiſe, Sicherſtellung der 
Volksernährung, Rohſtoffe, Metalle uſw.“ die Einrichtung ge- 
troffen, daß, um dem Werke ſeine aktuelle Bedeutung zu erhalten, 
die Herausgabe eines Ergänzungsbandes ins Auge gefaßt worden 
iſt. Hiervon war bereits bei der Beſprechung dieſes Werks in 
dieſer Zeitſchrift (1915, 1461) die Rede. Auch iſt damals bereits 
berichtet worden, daß die erſte Lieferung des Ergänzungsbandes 
ſchon erſchienen war. Nunmehr liegt die 2. Lieferung des Er⸗ 
gänzungsbandes vor. Sie umfaßt die Bekanntmachungen über 
den Verkehr mit Brotgetreide und Mehl vom 28. Juni, 23. Juli 
und 19. Auguſt 1915, die Bekanntmachung betreffend den Handel 
mit Mehl vom 27. Juli 1915, die Bekanntmachung betreffend die 
Einfuhr von Getreide, Hülſenfrüchten, Mehl und Futtermitteln 
vom 11. September 1915 nebſt den einzelſtaatlichen Ausführungs- 
beſtimmungen, die Bekanntmachung über Höchſtpreiſe von Brot⸗ 
getreide vom 23. Juli 1915, die Bekanntmachung über die 


Regelung des Verkehrs mit Hafer vom 28. Juni 1915 nebft 


den einzelſtaatlichen Ausführungsbeſtimmungen, die Belannt- 
machung betreffend Haferverarbeitung in Nährmittelfabriken vom 
30. Oktober 1915, die Bekanntmachung über Vornahme einer 
Erhebung der Vorräte von Brotgetreide, Hafer und Mehl am 
16. November 1915 vom 22. Oktober 1915, die Bekanntmachung 
über Höchſtpreiſe für Hafer vom 23. Juli 1915 und die Bekannt⸗ 
machung über den Verkehr mit Gerſte vom 28. Juni 1915 mit den 
Ausführungsbeſtimmungen der Bundesſtaaten. 
Landgerichtsrat Alfons Hackenberger, Schweidnitz. 


Hofrat Dr. Stefan Koczyöski: Über Weſen und Bedeutung 
der jüngſten Verkehrsſtenerreform. Nach einem in der 
Wiener Juriſtiſchen Geſellſchaft gehaltenen Vortrage. Wien 
1916. Manzſche k. u. k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitäts⸗ 
buchhandlung. 54 Seiten. 

Verfaſſer vergleicht das öſterreichiſche Gebührenweſen den 
alten Einkehrhäuſern auf dem Lande, die Dickens ſo trefflich zu 
beſchreiben weiß, Gebäuden, an denen Generationen auf 
Generationen Anderungen und Erweiterungen vorgenommen 
haben, bis daraus ein Labyrinth von Stockwerken, Korridoren, 
Hallen und Zimmern wurde, in dem ſich der Fremde ohne Führer 
unfehlbar verirren muß. Mögen auch ſolche Baulichkeiten dem 
Techniker ein Greuel ſein, ſo ſind ſie doch wohnlich und dienen 
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trefflich ihrem Zweck. Ein ſolches Bauwerk ift in der Tat auch 
das öſterreichiſche Gebührenrecht. Dabei iſt zu beachten, daß 
„Gebühr“ in Oſterreich ein Sammelnamen iſt für eine Reihe von 
Abgaben, von denen nur ein Teil Gebühren im finanzwiſſenſchaft⸗ 
lichen Sinne ſind. Denn die öſterreichiſchen Gebühren um⸗ 
ſaſſen außer den Rechtstaxen, alſo den eigentlichen Gebühren 
im Sinne der Wiſſenſchaft, noch die Immobilargebühren, 
die Stempelpapierabgaben und die Bereiche⸗ 
tungsgebühren, ſomit auch eine Reihe von Verkehrs⸗ 
ſteu ern. An dieſen Gebühren find ſeit Erlaſſung des 
grundlegenden Gebührengeſetzes von 1850 immer wieder Ab⸗ 
änderungen vorgenommen worden, die letzte große Um⸗ 
wäl zung erfolgte durch drei kaiſerl. VO. vom 15. September 
1915 über die Erb- und Schenkungsgebühren, über die Aſſekuranz⸗ 
acbübren und über die Gerichtsgebühren, von denen die letzt⸗ 
cenannte außerhalb des Gegenſtandes dieſes Vortrages liegt. 
Verfaſſer ſtellt nun die Grundzüge ſowohl unſeres ganzen 
Gebührentechtes als auch der durch die erſtgenannten beiden 
Verordnungen hervorgerufenen Neuerungen in gefälliger Form 
klar und überſichtlich dar. Namentlich dem Ausländer bietet 
die kurze Abhandlung die Möglichkeit, von dem einſchlägigen auch 
yrakiih fo wichtigen Rechtszuſtand eine wenigſtens oberflächliche 
Lentnis mühelos und angenehm zu erlangen, aber auch für den; 
dei eingebendere Kenntnis dieſer Vorſchriften anſtrebt, wird fie 
cine gute Einführung fein. 
Prof. Dr. E. Adler, Wien. 


Alb. Ehrenzweig: Kommentar zur Aufechtungsordunng und 
zu den Anfechtungsnormen der Konkursordunng, verfaßt 
auf der Grundlage des Steinbachſchen Kommentars. 
576 Seiten. Wien, Manzſche k. u. k. Hof⸗Verlags⸗Buch⸗ 
handlung, 1916. 

Die öſterreichiſche Konkursrechtsreform von 1914, die einſtweilen 

im Notverordnungswege zur Geltung gelangt iſt, führte auch zu 

einer Umgeſtaltung und Fortbildung des Anfechtungsrechtes. Das 

öſterreichiſche Anſechtungsgeſetz vom 16. März 1884 hatte, in ſeinen 

Grundgedanken unſerm Keichsrechte folgend, Konkursanfechtung und 

Einzelanfechtung zuſammen geregelt. Jetzt iſt wie bei uns eine 

äußere Trennung durchgeführt, die Konkursanfechtung in die Konkurs⸗ 

ordnung (88 27— 43), die Einzelanfechtung in eine beſondere An: 
ſechtungsordnung verwieſen worden, letztere gleich der neuen RD. 
durch kaiſerl. BO. vom 10. Dezember 1914, mit Wirkſamkeit ſeit 

1. Januar 1915, erlaſſen. Das Reformwerk war gründlich vor⸗ 

bereitet. Beim Ausbruch des Krieges lagen bereits fertige Entwürfe 

vor, die von einem aus den ſachverſtändigſten Praktikern und Theo⸗ 
retilern gebildeten Ausſchuſſe begutachtet waren. Der Eintritt des 

Kriegszuſtandes hat lediglich den Abſchluß des großen Werkes beſchleunigt. 

Einen auf der Höhe der Wiſſenſchaft ſtehenden Kommentar hatte 
die alte öſterreichiſche KD. nicht aufzuweiſen. Das Anfechtungsgeſetz 
dagegen war von ſeinem Schöpfer Emil Steinbach meiſterhaft 
kommentiert worden. Das Werk wurde dreimal aufgelegt, zuletzt 

1905 in einer gemeinſam von den Gebrüdern Ehrenzweig beſorgten 

Auflage. Auf ihm beruht der uns vorliegende Kommentar zur neuen 

Anf O. und zu den Anfechtungsvorſchriften der neuen KD ., ausſchließlich 

bearbeitet von Albert Ehrenzweig, Bezirksrichter in Wien. Mit 

größter Gewiſſenhaftigkeit hat der Verfaſſer Steinbachs Ausführungen 
über all als ſolche kenntlich gemacht. Er hat auch die Grundanlage 
des Kommentars, ſoweit möglich, aufrechtzuerhalten verſucht. 

Trotzdem iſt ein völlig neues Werk erſtanden, wie das auch ganz 

undermeidlich war, wenn ein Schriftſteller von fo ſelbſtändigem und 

reifem Urteil den vielfach umgewandelten Rechtsſtoff erläuterte. 

Schon der Vergleich des äußeren Umfangs der Auflage von 1905 
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und des neuen Werkes läßt die Größe der Anderungen erkennen: ein 
Anwachſen von 212 auf 576 Seiten. Die innere Neugeſtaltung iſt 
nicht minder erheblich. Sie beſchränkt ſich keineswegs auf die Ein⸗ 
arbeitung des neuen Rechts und die Berückſichtigung der Necht- 
ſprechung ſeit 1905. Sie hat ſich vielmehr ſehr erfolgreich bemüht, 
mit den Fortſchritten der Wiſſenſchaft Schritt zu halten, und hat 
dementſprechend auch der theoretiſchen Forſchung, beſonders der 
reichsdeutſchen, alle Beachtung angedeihen laſſen. So wird Ehren⸗ 
zweig die Führerrolle behaupten, die Steinbach errungen hat. Rechts 
ſprechung und Rechtslehre werden in Oſterreich und in Deutſchland 
aus dieſem Werke eine nachhaltige Förderung ſchöpfen. Nuch außer 
halb ſeines unmittelbaren Anwendungsgebietes darf er dankbarer 
Aufnahme gewiß ſein. 

Ehrenzweig hat fein Vorwort ſchon im Juli 1915 geſchrieben, 
aber erſt im April 1916 iſt das Buch in meine Hand gelangt. 
Darum war es mir leider unmöglich, in der jetzt vollendeten fünften 
Auflage meines Kommentars zur KD. zu den vielfach eigenartigen 
Ausführungen des Verfaſſers Stellung zu nehmen. Ich hoffe, nun 
endlich meine ſeit mehr als zehn Jahren vergriffene „Gläubiger⸗ 
anfechtung“ neu bearbeiten zu können und gedenke dabei das Ver⸗ 
ſäumte nachzuholen. Hier möchte ich nur zwei Fragen von allge⸗ 
meiner Bedeutung ſtreifen: Zum Streite über die Wirkſamkeit der 
Anfechtung lehrt Ehrenzweig (S. 82 ff.), eine einheitliche Formel 
laſſe ſich nicht geben, der „Obligationstheorie mache beſonders die 
Behandlung der Anfechtungseinrede Schwierigkeiten“ (S. 84), aber 
auch die Dinglichkeitslehre ſei außerſtande, „ſich glatt mit ihr abzu⸗ 
finden“ (S. 85 N. 40). In der Zulaſſung der Anfechtungseinrede 
liege die Beſonderheit, daß eine Nechtshandlung „nicht als unwirkſam 
Mir will es 
ſcheinen, daß zwiſchen dieſer Auffaſſung vom Weſen der Anfechtungs⸗ 
einrede und der meinigen (Leipzg. 1918 S. 28 ff.) keine gar fo große 
Kluft liege. Hätte der Verfaſſer beachtet, daß ich die ſchuldrechtliche 
Rückgewährpflicht unmittelbar in der „Anfechtbarkeit“ erblicke, nicht 
im Ergebnis privater oder richterlicher „Anfechtung“ oder „Anfechtungs⸗ 
erklärung“, dann würde feine Kritik (S. 84 f. N. 89) vielleicht etwas 
anders ausgefallen ſein. Auch ſeine ſcharfen Angriffe gegen die 
Aufſtellung eines allgemeinen Benachteiligungserforderniſſes (S. 67 ff.) 
führen letzten Endes kaum zu einem ſachlichen Unterſchiede von meiner 
Auffaſſung. Er will dem Erforderniſſe nur „die rein negative Be⸗ 
deutung“ zuerkennen, daß „die Befriedigungsuntauglichkeit die An⸗ 
fechtung ausſchließe“ (S. 75). Iſt das wirklich nur eine „rein 
negative“ Voraus ſetzung? S. 71 wird fie dahin gefaßt, daß „die 
Anfechtung für den Befriedigungszweck auch tauglich fein müſſe“. 
Das iſt doch ein poſitives Requiſtt, und zwar eines, das vom richtig 
verſtandenen (d. h. nicht überſpannten) Benachteiligungserforderniſſe 
nicht allzuweit entfernt ſein dürfte. Immerhin wird die herrſchende 
Lehre zur Nachprüfung und genaueren Formulierung ihres Stand⸗ 
punktes genötigt. Schon deshalb iſt die Auseinanderſetzung förderlich. 

Geh. Hofrat Prof. Dr. Ernſt Jaeger, Leipzig. 


Eutſcheidungen des k. k. Oberſten Gerichtshofes in Zivil⸗ 
und Juſtizverwaltungsſachen, veröffentlicht von dieſem 
Gerichtshofe. Fortſetzung der von Dr. Rudolf Nowak 
begründeten Sammlung von Entſcheidungen des k. k. Oberſten 
Gerichtshofes in Zivilſachen. Neue Folge, XVI. Band. 
Wien 1916. Manzſche k. u. k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerfitäts⸗ 
buchhandlung. 351 Seiten. 

Der vorliegende XVI. Bd. der Entſcheidungen des Oberſten 
Gerichtshofes in Zivilſachen enthält die Entſcheidungen 
Nr. 1604 —1662, die aus der Zeit vom Nov. 1914 bis Juli 1915 
herrühren. Aus ihnen ſollen hier vor allem auf die Kriegslage 
bezügliche herausgegriffen werden. Da hat beſondere praktiſche 
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Bedeutung die Frage, ob ein Mieter, der die Mieträume infolge 
drohenden feindlichen Ginfalls oder über behördliche Anordnung 
beim Herannahen des Feindes verließ, den Mietzins zu ent⸗ 


richten hat. Der Oberſte Gerichtshof entſchied dieſe ſehr ſtrittige 


Frage in einem in das Judikatenbuch eingetragenen Spruche 
(Entſch. Nr. 1658) dahin, daß der Mieter für die Zeit bis zu 
ſeiner wirklichen oder doch möglich gewordenen Rückkehr keinen 
Mietzins zu entrichten hat; hat er aber notgedrungen ſeine 
Wohnungs- oder Geſchäftseinrichtung zurückgelaſſen, fo iſt ihm 
unter Berückſichtigung aller Umſtände des einzelnen Falles nur 
ein verhältnismäßiger Teil des Mietzinſes zu erlaſſen. Die 
Anwendbarkeit des 8 1107 ABGB. (= 8 552, 1. Satz BGB.), 
der den Zinsnachlaß verſagt, wenn der Gebrauch oder Genuß der 
Mieträume infolge eines dem Mieter zugeſtoßenen Hinderniſſes 
oder Unglücksfalles vereitelt wird, wurde abgelehnt und der Fall 
dem 8 1104 ABGB. unterſtellt, der einen Zinserlaß gewährt, 
wenn die Mietſache infolge außerordentlicher Zufälle, wie z. B. 
Krieg, „gar nicht gebraucht oder benützt werden kann“. Da bei 
teilweiſer Entziehung der Mietſache nur ein entſprechender Teil 
der Miete zu erlaſſen iſt, ergibt ſich, daß bei ihrer Benützung zur 
Aufbewahrung der Einrichtung der Zinsnachlaß nicht zur Gänze 
einzutreten hat. 

Nach 8 6 kaiſerl. VO. vom 29. Juli 1914 können gegen eine 
Militärperſon wegen Geldforderungen derzeit nur Exekutions⸗ 
handlungen zur Sicherung und einſtweilige Verfügungen ſtatt⸗ 
finden. Die Entſch. 1268 ſpricht aus, daß in dieſem Falle die 
ſicherſtellungsweiſe Exekution, die auf Grund eines Exekutions⸗ 
titels (8 1 EO.) begehrt wird, auch ohne Gefahrsbeſcheinigung 
zuläſſig iſt. Die Entſch. 1659 geht dahin, daß bei Anſprüchen auf 
Leiſtung des aus dem Geſetz gebührenden Unterhalts der an⸗ 
geführte 8 6 überhaupt nicht Anwendung finde, für ſolche An⸗ 
ſprüche vielmehr die Exekution zur Hereinbringung der Forderung 
zuläſſig ſei. 

Bemerkenswert iſt die Entſch. 1654 (Judikat 231) über eine 
Frage des Firmenrechts. Hier wird ausgeſprochen: Wird das 
Handelsgeſchäft eines Vollkaufmannes durch Vertrag oder Erb⸗ 
gang erworben, ſo iſt die Fortführung der Firma nach Art. 22 
HGB. zuläſſig, mag auch die Firma entgegen der Vorſchrift des 
Art. 19 HGB. nicht regiſtriert oder trotz Fortbeſtandes des Unter⸗ 
nehmens gelöſcht worden fein.) 

Erwähnt ſei ſchließlich noch die auf das Seerecht bezügliche 
Entſch. Nr. 1661. Es handelte ſich dabei um die Anwendung 
des Geſetzes vom 29. Juli 1912, betr. die Haftung für den 
Zuſammenſtoß von Schiffen und die Anſprüche für Hilfeleiſtung 
und Bergung in Seenot, eines Geſetzes, das die Beſtimmungen 
der beiden Internationalen Übereinkommen vom 23. September 
1910 über die genannten Gegenſtände im weſentlichen wieder⸗ 
holt. Ein öſterreichiſches Schiff hatte nämlich ein italieniſches, 
das infolge Zuſammenſtoßes in Not geraten war, in einen öſter⸗ 
reichiſchen Hafen geſchleppt und verlangte den Lohn für die 
Hilfeleiſtung, während das geklagte Schiff unter Berufung auf 
Art. 12 des genannten Geſetzes nur die Schleppgebühr leiſten 
wollte, weil ihm Kläger außergewöhnliche Dienſte nicht geleiſtet 
habe. Art. 12 beſtimmt nämlich (übereinſtimmend mit Art. 4 
des Übereinkommens zur einheitlichen Feſtſtellung beſtimmter 
Regeln über Hilfeleiſtung und Bergung in Seenot), daß der 
Schlepper für die Hilfeleiſtungs- und Bergungsdienſte, die er 
einem von ihm geſchleppten Schiffe erweiſt, eine Belohnung nur 
beanſpruchen kann, wenn er außergewöhnliche Dienſte geleiſtet 
hat, die nicht zur Erfüllung des Schleppvertrages gehören. Der 
Oberſte Gerichtshof erklärte aber Art. 12 nicht für anwendbar, 


1) S. hierzu den Aufſatz von Mittelſte in, JW. 1915, S. 1327. 
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meil ſich das geſchleppte Schiff im vorliegenden Falle bereits in 
Seenot befunden hatte, als es die vom Kläger angebotene Hilfe 
annahm. Daß dieſe nur im Schleppen beſtand, bedeute nicht, 
daß ihm nicht Hilfe in Seenot geleiſtet wurde. Art. 12 beziehe 
ſich nur auf den Fall, daß das Schiff erſt während des Schleppens 
oder doch erſt nach Abſchluß des Schleppvertrags in Seenot gerät. 
Prof. Dr. E. Adler, Wien. 


Dr. Fritz Norden, Advokat am Appellationsgericht zu Brüſſel: 
Handbuch der Rechtsverfolgung in Belgien. Berlin 1916, 
Vahlen. 

Der Verfaſſer, der ſchon durch ſein intereſſantes und mit muſter⸗ 
hafter Objektivität geſchriebenes Buch: „La Belgique neutre et 
l’Allemagne, d’apres les hommes d'Etat et les juristes belges“ 
bekannt geworden iſt, hat in ſeinem Kohler zugeeigneten Buche den 
Verſuch unternommen, in zuſammenfaſſender Weife über das Gerichts⸗ 
Verfaſſungsrecht und Prozeßverfahren, den Aufbau der Geſetzgebung 
und den Stand der Rechtſprechung in deutſch⸗belgiſchen Rechtsſachen 
zu orientieren ſowie der Praxis alle zweckdienlichen Aufklärungen zu 
gewähren. Dieſem Zwecke iſt der Verfaſſer in ſeinem Buche vollauf 
gerecht geworden. Er gibt im erſten allgemeinen Teil einen Über⸗ 
blick über die belgiſchen Gerichte, die Perſonen der Rechtspflege und 
die Parteien und ſchildert dann das Prozeßverfahren, die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das be⸗ und unbewegliche Vermögen, den Konkurs⸗ 
prozeß (dieſen beſonders eingehend) und das Koſtenweſen. Die Dar⸗ 
ſtellung, die zahlreiche Verweiſungen auf Literatur und Rechtſprechung 
enthält, insbeſondere auch das mit dem belgischen übereinſtimmende 
franzöſiſche Recht berückſichtigt, iſt außerordentlich klar und verſtänd⸗ 
lich. Der deutſche Juriſt wird mit beſonderem Intereſſe die zahl⸗ 
reichen Berührungspunkte feſtſtellen, die ſich zwiſchen dem deutſchen 
und dem belgiſchen Prozeßverfahren finden. Sie werden auch von 
Norden hervorgehoben, der das deutſche Prozeßverfahren vollſtändig 
beherrſcht, die Abweichungen hervorhebt und vom praktiſchen und 
legislatoriſchen Standpunkte aus prüft. 

Bei Prüfung der Frage, inwieweit die deutſche Zivilprozeß⸗ 
ordnung umgeſtaltet werden fol, iſt es außerordentlich wertvoll, die 
praktiſche Anwendung einzelner Vorſchriften in unſerem Nachbarlande 
kennenzulernen. Schon jetzt ift die praktiſche Bedeutung des Nordenſchen 
Werkes unbeſtreitbar. Es wird bei der Begutachtung militäriſcher, 
in das belgiſche Gerichtsverfahren eingreifender Maßnahmen, bei der 
Bearbeitung von Rechtsanſprüchen zwiſchen Deutſchen und Belgiern, 
die bei der fortdauernden Okkupation häufig vorkommen, und bei 
ſonſtigen Fragen gute Dienſte leiſten. 

Den gegenwärtigen Okkupationszuſtand berückſichtigt das Werk 
naturgemäß nur in ganz geringem Maße. Da die belgiſchen Gerichte 
fortbeſtehen, iſt ein Eingreifen der deutſchen Militärgerichtsbarkeit 
kaum bemerkbar. Hervorzuheben iſt die Verordnung des General⸗ 
gouverneurs vom 10. Juli 1915 — Geſetz⸗ und Verordnungsblatt 
Nr. 95 S. 776 —, wonach Pfändungen oder Zahlungsverbote deutſchen 
Behörden gegenüber nicht vorgenommen werden dürfen. Will ein 
Gläubiger eine ſeinem Schuldner gegen eine deutſche Behörde angeblich 
zuſtehende Forderung mit Beſchlag belegen, ſo hat er auf Grund einer 
beſonderen, von dem Präſidenten des Gerichts 1. Inſtanz des Wohn⸗ 
ortes des Schuldners nach Prüfung der Rechtslage zu erteilenden 
Erlaubnis, ein Geſuch an dieſe Behörde zu richten, die dann den 
Betrag der Forderung bei der Hinterlegungskaſſe zu hinterlegen hat. 
Für die Pfändung ſelbſt find die Vorſchriften der Art. 557 Belg 3pPO. 
maßgebend. ö 

Die Frage, inwieweit die belgiſchen Gerichte für Anſprüche, die 
von deutſchen Militärperſonen gegen Belgien erhoben werden, zuſtändig 
ſind, wird, ſoweit ich ſehe, in dem Nordenſchen Buche nicht behandelt. 
Durch Verfügung des Generalgouverneurs vom 4. Oktober 1915 — 
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RiltlärsBerordnungsblatt Nr. 25 S. 549 — iſt ausgeſprochen, daß 
Heeres angehörige nicht auf den Weg der Klage vor den belgiſchen 
Gerichten zu verweiſen ſind, da das dem Heeresintereſſe widerſpricht, 
vielmehr werden ſolche Anſprüche unter Berückſichtigung des Art. 43 
des Haager Landkriegs⸗Abkommens nach ſorgfältiger Prüfung ohne 
gerichtliches Urteil zwangsweiſe befriedigt werden, wenn ihre Be⸗ 
rechtigung zweifelsfrei iſt. Für Klagen gegen Heeresangehörige iſt 
gemäß § 9 BGB. 88 12 bis 16 ZPO. ausſchließlich der allgemeine 
Gerichts ſtand des Inlandes geblieben. 

Die fremden Staaten ſind auch nach belgiſchem Recht exterritorial, 
konnen alſo nicht vor die belgiſchen Gerichte geſtellt werden (Norden 
S. 68, 69). 

Von den vielen intereſſanten Einzelausführungen mag hervor⸗ 
gehoben werden die Schilderung über das Inſtitut der Friedensgerichte 
(S. 28 bis 32). Während in Frankreich die Friedensrichter Laien⸗ 
richter ſind, wird das Amt in Belgien von ſtudierten, auf Lebenszeit 
ernannten Richtern wahrgenommen. 

Die Urteile werden auch jetzt während des Olkupationszuſtandes 
im Namen des Staatsoberhauptes ausgefertigt und vollſtreckt (Art. 30 
Abſ. 2 BelgVerf.), gefällt werden fie im Namen der Nation (a. a. O. 
S. 11). Dies iſt vom Staatsſekretär des Innern durch Schreiben 
vom 8. April 1915 ausdrücklich anerkannt worden. 

Die Berufung iſt ausgeſchloſſen bei Urteilen der Friedensgerichte 
dei Anſprüchen bis 100 Fr. (S. 33), bei Urteilen der Zivil⸗ und 
Handelsgerichte bei Anſprüchen bis 2500 Fr. (S. 33, 87), bei Urteilen 
der Arbeitsgerichte, die im weſentlichen unſeren Gewerbes und Kauf⸗ 
mannsgerichten entſprechen, bei Anſprüchen bis 400 Fr. (S. 48). 

Die Handelsgerichte find nicht wie die deutſchen Kammern für 
Handelsſachen Kammern des Landgerichts, ſondern ſelbſtändige Sonder⸗ 
gerichte, die unter dem Vorſitz eines Laienrichters tagen, der ebenſo 
wie ſeine Beiſitzer dem Kaufmannsſtande angehört. 

Ein weiterer Gegenſatz zwiſchen deutſchem und belgiſchem Recht 
beſteht darin, daß die Handelsgerichte in allen Handels ſachen ohne 
Rudfiht auf den Wert des Streitgegenſtandes (alſo auch unter 
600 Fr.) zuſtändig find. Hervorzuheben iſt ferner die Nefere 
gerichtsbarkeit des Zivil⸗ und Handelsgerichtspräſidenten, die der 
Tätigkeit des Vorſitzenden nach $ 944 3p O. ähnlich iſt, aber in der 
Praxis viel häufiger vorkommt (S. 34, 44, 266 ff.). 

Der belgiſche Kaſſationshof bildet keine dritte Inſtanz; er beſteht 
im öffentlichen Intereſſe, und ſeiner Nachprüfung unterliegen auch 
diejenigen Urteile, gegen die eine Berufung an ſich nicht möglich 
iſt (S. 51). 

Im 8 17 (S. 63—69) behandelt Norden die Regeln hinſichtlich 
ausländiſcher Prozeßparteien. Nach Art. 52 des Zuſtändigkeitsgeſetzes 
vom 25. März 1876 kann die Klage in 10 Fällen vor belgiſchen 
Gerichten anhängig gemacht werden. Nach Art. 53 kann der Kläger 
aber auch ſonſt ſeinen Anſpruch vor dem Richter ſeines eigenen Wohn⸗ 
ſizes anbringen; der Ausländer darf aber die Zuſtändigkeit der 
belgiſchen Gerichte ablehnen, falls den Belgiern vor den Gerichten des 
Landes, dem der Ausländer angehört, das gleiche Recht zuſteht (S. 67). 

Die Befähigung zum Richteramt ſetzt eine mindeſtens zweijährige 
Ausübung des Anwaltsberufs voraus. Das Inſtitut der Hilfsrichter 
weicht von dem deutſchen erheblich ab; denn die Stellen der Hilfe: 
trichter werden gewöhnlich von Advokaten beſetzt. 

Bemerkenswert ſind die Ausführungen von Norden über das 
Ferhältnis zwiſchen Nichter und Anwalt (S. 78, 79, 99). 

Die Zuſtändigkeit der Staatsanwaltſchaft im Zivilverfahren iſt 
richt auf Ehe⸗ und Entmündigungsſachen beſchränkt, der Staats⸗ 
anwalt ift vielmehr Organ der Ziviljuſtiz wie das Gericht ſelbſt 
(S. 8387). 

Daß die belgiſche Gerichtsverfaſſung zwiſchen Advokaten und 
Avoués unterſcheidet, dürfte allgemein bekannt fein, ein Anwalts: 
zwang beſteht nicht. Während die Advokaten in allen Inſtanzen 
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plädieren können, beſchränkt ſich die Tätigkeit der Avouss auf ein 
einzelnes Gericht beſtimmter Ordnung. 

Das Prinzip der Mündlichkeit iſt auf das ſtrengſte durchgeführt. 
Auf die hier beſonders intereſſanten Schilderungen Nordens, der eine 
genaue Kenntnis deutſcher Verhältniſſe verrät, wird beſonders hin⸗ 
gewieſen (S. 130 fl.). 

Sehr intereſſant iſt auch die Darſtellung über Beweis⸗ und 
Beweismittel (S8 87—45 S. 163 —211). Hervorzuheben if, daß 
im belgiſchen Zivilprozeß an erſter Stelle der Beweis durch Urkunden 
in Betracht kommt und dem Zeugenbeweis eine untergeordnete Be⸗ 
deutung beigemeſſen wird. Ein Rechtsanſpruch, deſſen Wert den 
Betrag von 150 Fr. überſteigt, darf nicht durch Zeugen nachgewieſen 
werden; nur in Handelsſachen iſt der Zeugenbeweis jederzeit zuläſſig 
(S. 183). Gegen die Vernehmung gewiſſer, zum Gegner in naher 
Beziehung ſtehender Perſonen kann jede Partei Einſpruch erheben. 

Der Parteieid iſt als Beweismittel zwar vorgeſehen, aber im 
wirklichen Prozeſſe fo gut wie verſchwunden. Ii allgemeinen ent: 
ſpricht hier das belgiſche Geſetz dem deutſchen mit der Maßgabe, daß 
ihm Editions⸗ und Offenbarungseid völlig unbekannt ſind. 

Das Verfahren vor den Arbeitsgerichten iſt dem vor den Ge⸗ 
werbe⸗ uſw. Gerichten ähnlich. 

Das Koſtenweſen iſt völlig abweichend von dem deutſchen geſtaltet. 
Im Prinzip iſt die Rechtſprechung unentgeltlich. Mit wenigen Aus⸗ 
nahmen werden die Koſten in Form von Stempel⸗ und Regiſter⸗ 
ſteuern durch die obligatoriſche Verwendung von Stempelpapier und 
durch die Regiſtrierung der gerichtlichen Urkunden erhoben. 

Ein Anſpruch auf Erſtattung der außergerichtlichen Anwalts⸗ 
koſten beſteht nicht, weil kein Anwaltszwang beſteht. 

Norden begrüßt die Beſtimmung des 8 19 BRVoO vom 9. Sep: 
tember 1915 und erhofft eine allmähliche Ausdehnung des dort aus⸗ 
geſprochenen Prinzips auch auf höhere Objekte. 

Das Nordenſche Buch, deſſen Benutzung durch ein ausführliches 
und überſichtliches Sachregiſter erleichtert wird, kann hiernach aufs 
wärmſte empfohlen werden. 

Landgerichtsrat Dr. Meigert, Berlin, 
z. St. Kriegsgerichtsrat am Kaiſerl. Gouvernementsgericht Namur. 


Reinhard Frank: Das Seekriegsrecht in gemeinverſtändlichen 
Vorträgen. Tübingen 1916. Verlag von J. C. B. Mohr 
(Paul Siebeck). 100 Seiten. 

Die kleine Schrift enthält den Abdruck der Vorträge, die 
der Verf. im Herbſt 1915 im Münchener Vollshochſchulverein 
gehalten hat. In durchaus gemeinverſtändlicher Faſſung be⸗ 
handelt ſie, die oberſten Grundbegriffe und Grundſätze überall 
ſcharf heraushebend, das Geſamtgebiet des Seekriegsrechts. Ein 
erſter Vortrag beſpricht das Seekriegsrecht als Teil des 
Völkerrechts (Weſen des Völkerrechts, ſeine Quellen, Grund⸗ 
ſätze, die dem Landkrieg und dem Seekrieg gemeinſam ſind). Der 
zweite Vortrag iſt den Seeſtreitkräften gewidmet. Ein⸗ 
gehend wird hier die Kaperei und ihr Erſatz durch die modernen 
Hilfskreuzer beſprochen. Wenn gerade in dieſem Zuſammen⸗ 
hang auf den berühmten Vertrag zwiſchen Preußen und den 
Vereinigten Staaten von 1785 hingewieſen wird, ſo kann der 
Eindruck erweckt werden, als gehöre die Ausſchaltung der Kaperei 
zu den grundlegenden Beſtimmungen dieſes Vertrages. In 
Wahrheit liegt das Schwergewicht der Vereinbarungen in dem 
grundſätzlichen Verzicht auf das Seebeuterecht überhaupt 
(Art. XXIII); iſt die Wegnahme feindlicher Handelsſchiffe den 
Kriegsſchiffen unterſagt, ſo kann ſie den Kaperſchiffen unmöglich 
gewährt werden. Bedenklich ſind die Ausführungen (S. 28) 
über das Recht des Kriegführenden, neutrale Handelsſchiffe für 
ſeine Zwecke zu verwenden. Frank leitet dieſes jus angariae 
aus dem Hoheitsrecht des Staates an ſeinen Küſtengewäſſern ab. 
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Dann wäre aber nicht einzuſehen, warum nicht auch der neutrale 
Staat berechtigt ſein ſollte, die in ſeinen Küſtengewäſſern liegen⸗ 
den Schiffe eines Kriegführenden (man denke an die deutſchen 
Schiffe in Braſilien) feinen Zwecken dienſtbar zu machen. Im 
dritten Vortrag iſt vom Kriegs ſchauplatz die Rede. Be⸗ 
züglich des Suezkanals ſcheint der Verf. überſehen zu haben 
(S. 33), daß Großbritannien auf den 1888 gemachten Vorbehalt 
in dem Abkommen mit Frankreich 1904 (II, Art. 6) ausdrücklich 
verzichtet hat. Die Erklärung Englands, daß die Nordſee Kriegs⸗ 
ſchauplatz ſei, hält Frank (S. 34) für einen völkerrechtlich zu⸗ 
läſſigen „Akt der Aushungerungspolitik“; ich kann darin nur 
eine völkerrechtlich unzuläſſige Ausdehnung der Blockade 
(papierene Blockade gegen die neutralen Nordſee⸗ 
ſtaaten) erblicken. Drei weitere Vorträge beſchäftigen ſich mit den 
Kriegsmitteln, unter Trennung der militäriſchen und der 
wirtſchaftlichen Kriegsmittel. Von den erſteren beſpricht der 
Verf. die Beſchießung, die Minen und Torpedos ſowie die Ver⸗ 
hinderung der Kriegskonterbande. Über dieſe ſyſtematiſche 
Stellung kann man verſchiedener Anſicht ſein. Unmöglich aber 
ſcheint mir die (auch ſonſt in der Literatur vielfach vertretene) 
Anſicht, die in der Zufuhr von Bannware einen rechtswidrigen 
Angriff auf den Kriegsgegner erblickt und dieſem das Recht der 
Notwehr zuſpricht (Frank S. 46). Welcher Rechtsſatz ſollte ſolche 
Zufuhr verbieten? Zu den wirtſchaftlichen Kriegsmitteln rechnet 
der Verf. die Blockade und das Seebeuterecht; auffallend iſt 
(S. 64) die Ablehnung der Forderung nach der Unverletzlichkeit 
des Privateigentums im Seekrieg. In dieſem Zuſammenhang 
wird auch noch „Die Flagge und der Grundſatz der Meeres: 
freiheit“ beſprochen. Die beiden letzten Vorträge behandeln das 
„formelle Priſenrecht“ und die „Stellung der 
neutralen Staaten“. In einem kurzen Schlußwort 
ſpricht Frank die Hoffnung aus, daß nach dem Krieg eine 
Organiſation der völkerrechtlichen Gemeinſchaft „zunächſt in der 
Form eines internationalen Gerichts“ gelingen könne. Dieſes 
Gericht ſolle zuſtändig fein für die Erlaſſung eines Feſt⸗ 
ſtellungsurteils darüber, ob beſtimmte Akte der Krieg— 
führung ſich im Rahmen des Völkerrechtes gehalten haben oder 
nicht. Es iſt aus den kurzen Ausführungen des Verf. nicht zu 
entnehmen, ob ſolche Urteile während eines ausgebrochenen 
Krieges oder nach deſſen Beendigung ergehen ſollen. Das letztere 
halte ich für ſehr gefährlich, weil jede Unterſuchung und Ber: 
handlung die eben beruhigten Leidenſchaſten aufs neue ent— 
flammen müßte. Denkt Frank aber an künftige Kriege, ſo kommt 
ſein Vorſchlag wohl noch etwas zu früh. 

Meine Überſicht ſollte ein ungefähres Bild von der Reich— 
haltigkeit des Inhaltes geben, den die kleine Schrift dem Leſer 
bietet; auch ohne juriſtiſche Kenntniſſe wird er dem Gedanken— 
gange des Verf. überall folgen und Belehrung wie Anregung 
ſchöpfen können. Als beſonders anerkennenswert, gerade in 
dieſen Monaten der Erregung, möchte ich eines hervorheben: 
das iſt die vornehme Ruhe, die ſtrenge Sachlichkeit, die alle Aus— 
ſührungen leitet und den Verf. in den Stand ſetzt, auch den 
Rechtsanſchauungen unſerer Kriegsgegner gerecht zu werden. 

Geh. Juſtizrat Prof. Dr. Franz v. Liſzt, Berlin. 


Profeſſor Dr. Stier-Somlo: Kommentar zur Reichsverſiche⸗ 
rungsordnung und ihrem Einführungsgeſetz. Bd. II 
Unfallverſicherung. Verlag von Franz Vahlen. Berlin 1916. 
Geh. 26 &, geb. 29 M. 

Mit der Erſtreckung der reichsgeſetzlichen Unfallverſicherung auf 
immer weitere Kreiſe der Bevölkerung wächſt die Bedeutung dieſes 
Rechtsgebiets im allgemeinen und damit auch für den deutſchen 
Anwalt und Richter. 


Allerdings liegt die Vertretung der Verſicherten im Feſtſtellungs⸗ 
verfahren der Unfallverſicherung, wie der Arbeiterverſicherung über: 
haupt, faſt ausſchließlich in den Händen von Arbeiterſekretären. Das 
Abſeitsſtehen der Anwaltſchaft iſt offenbar eine Teilerſcheinung der 
auf S. 608 in der Anmerkung beklagten Abneigung der Anwaltſchaft 
gegen eine Betätigung auf anderen Gebieten, als denen des Privat⸗ 
rechts und Strafrechts. Daneben mögen allerdings die niedrigen 
Gebührenſätze mitwirken. Selbſt wenn aber dem Anwalt eine Betäti⸗ 
gung im Feſtſtellungsverfahren der Unfallverſicherung im allgemeinen 
nicht lockend erſcheinen ſollte, fo muß er und der Richter, beſonders 
der Vormundſchaftsrichter, doch in der Lage ſein, ſich ſofort über 
Fragen der reichsgeſetzlichen Unfallverſicherung unterrichten zu können. 
Beſondere Bedeutung für den Anwalt haben die §8 898 ff. RVO. 
über die Haftung von Unternehmern und Angeſtellten gegenüber 
Verletzten und Hinterbliebenen und gegenüber Genoſſenſchaften, 
Krankenkaſſen uſw. Hier handelt es ſich um Streitigkeiten über oft 
recht erhebliche Summen, und betroffen wird ein wichtiger Teil der 
Klientel eines Anwalts, die Unternehmer und die beſſer bezahlten 
Angeſtellten. Der Verletzte hat bei Leiſtungsfähigkeit des Haftpflichtigen 
oft ein Intereſſe daran, im Feſtſtellungsverfahren der Unfallverſiche⸗ 
rung zu unterliegen. Dann muß der Anwalt des Haftpflichtigen oder 
der Geſellſchaft, bei welcher dieſer verſichert iſt, das Verfahren nach 
§ 902 RVO. betreiben. Der Anwalt wird ferner oft um Rat an: 
gegangen werden, wenn Betriebsunternehmer Tier⸗ oder Fahrzeug: 
halter zur Unfallverſicherung herangezogen oder von den Verſicherungs⸗ 
trägern mit Strafe bedacht werden. 

Wichtig für den Vormundſchafts⸗ und Pflegſchaftsrichter iſt die 
Möglichkeit der Geltendmachung von Anſprüchen der Verletzten und 
ihrer Hinterbliebenen. 

Für die Prüfung der meiſten den Anwalt und Richter berührenden 
Fragen werden die grundlegenden Begriffe des Betriebs, des Betriebs⸗ 
unfalls von größter Bedeutung ſein. 

In allen Fällen wird der Stier⸗Somloſche Kommentar ein wert⸗ 
voller Ratgeber ſein. Er enthält, ſoweit ich prüfen konnte, die 
Rechtſprechung und Literatur vollſtändig und nimmt zu allen weſent⸗ 
lichen Fragen Stellung. Für Leſer, welche der Reichsverſicherung 
fernerſtehen, bietet einen weſentlichen Vorteil, daß die Entſcheidungen 
ſo vollſtändig mitgeteilt ſind, um auch ohne Umſchlagen in den oft 
nicht zur Hand liegenden Sammlungen verſtändlich zu ſein, und daß 
die zur Ausführung der Reichsverſicherungs ordnung erlaſſenen Ber: 
ordnungen im weiteſten Umfang wörtlich wiedergegeben ſind. Eine 
ſyſtematiſche Darſtellung des Unfallverſicherungsrechts und ein aus⸗ 
führliches Sachregiſter erleichtern die Überſicht und das Auffinden. 

Die Vorzüge des Werks bedingen ſeinen erheblichen Umfang. 
Immerhin glaube ich, daß an manchen Stellen Kürzungen von 
Vorteil geweſen wären. So wären z. B. die Wiederholungen S. 118 
und 34 vermeidbar geweſen. Auch ſcheint mir die Entſtehungs⸗ 
geſchichte zu breit wiedergegeben. Der doppelte Abdruck längerer 
Ausführungsbeſtimmungen (S. 74 und 11, S. 75 und 12) beruht 
wohl nur auf einem Verſehen. Kleine Mängel, wie Verweiſungen 
ohne Angabe der Seitenzahl (S. 18, 28), ſind bei einem ſo großen 
Werk ſchließlich kaum vermeidbar. 

Auf die Stellungnahme zu einzelnen Streitfragen einzugehen, 
würde hier zu weit führen. Die ausführlichen Literaturangaben ver⸗ 
mitteln faſt immer auch die Kenntnis des gegenteiligen Standpunkts. 

Regierungsrat Dr. H. Schulz, Berlin. 


Dr. jur. et med. h. c. Kaufmann: Krieg, Geſchlechtskrauk⸗ 
heiten und Arbeiterverſicherung. Berlin 1916, Franz 
Vahlen, 62 Seiten. 214. 

Der verdienſtvolle Präſident des Reichsverſicherungsamts ſchildert 
in vorliegender Schrift mit muſterhaft klarer überzeugender Dar⸗ 
ſtellung die Schäden der Geſchlechtskrankheiten für das Volkswohl 
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und die Notwendigkeit ihrer Bekämpfung, insbeſondere auch für die 
Arbeiterverſicherungsanſtalten. Er berichtet über die Beratungsſtellen 
für Geſchlechtskranke, die die deutſchen Verſicherungsanſtalten ſchaffen 
wollen, und erläutert im einzelnen ihre geplanten Einrichtungen. Die 
Anregung zu dieſem Vorgehen gab dem Keichsverſicherungsamt der 
derzeitige Generaͤlgouverneur in Belgien; unterſtützend und beratend 
ſind dabei der Feldſanitätschef und die Medizinalabteilung des 
preußiſchen Kriegsminiſteriums, die deutſche Geſellſchaft zur Bes 
kämpfung der Geſchlechtskrankheiten, Vertreter der Krankenkaſſen und 
der Arzteſchaft tätig geweſen. Mit dem Gefühl ſtolzer Freude erfährt 
man durch Kaufmanns Schrift, wie alle Beteiligten durch ihr ver⸗ 
ſtenbnisvolles, von Vorurteilen freies Zuſammenarbeiten beigetragen 
baben zu einem Werke, das, wie zu hofſſen ſteht, unſerer Volks⸗ 
geſundheit reichen Segen bringen wird. Für die Leſer dieſer Zeit⸗ 
ſchrift wird vielleicht ein Punkt noch von beſonderem Intereſſe ſein: 
Es ſollen am Kriegsende alle geſchlechtskrank geweſenen Feldzugs⸗ 
teilnehmer mit ihrem Einverſtändnis den Fürſorgeſtellen namhaft 
gemacht werden. Der Verfaſſer hatte den Wunſch, daß dieſe Meldung 
ſtets, auch ohne daß jene Bedingung erfüllt iſt, gemacht wird, er hält 
das zum Zwecke eines durchgreifenden Vorgehens für geboten und 
auch rechtlich für unbedenklich, da es ſich hier nicht um eine un⸗ 
betuate Preisgabe des Berufsgeheimniſſes handelt. Man wird ihm 
most bierin beiſtimmen können, aber man wird auch dem Standpunkt 
der Nilitärverwaltung, die das Vertrauensverhältnis der Militärärzte 
zur Mannſchaft gegen die Erfüllung dieſes Wunſches geltend machte, 
ſeine Anerkennung nicht verſagen. 
Gtrichtsarzt Geh. Medizinalrat Prof. Dr. F. Straßmann, Berlin. 


Arbeitsrecht. Jahrbuch für das geſamte Dienſtrecht der 
Arbeiter, Angeſtellten und Beamten. Herausgegeben von 
Dr. Heinz Potthoff und Dr. Hugo Sinzheimer. Jahr⸗ 
gang I und II, 1914/15. Stuttgart, Heß. Zuſammen 
336 Seiten. 

Die neue Zeitſchrift dient, wie mir ſcheint, einem entſchiedenen 
Bedürfnis. Denn die bisherigen, auf den erſten Blick ähnlichen 
Organe ſind, wie z. B. die „Soziale Praxis“, weſentlich volkswirtſchaftlich 
oder haben doch einen anderen literariſchen Charakter als den eines 
gelehrten Jahrbuchs; das „Gewerbe⸗ und Kaufmannsgericht“ ins⸗ 
deſondere muß nach ſeiner ganzen Eigenart ſich weſentlich auf die 
Beſprechung arbeitsrechtlicher Tagesfragen und ſonſtige kurze Aufſätze 
beſchränken. Dagegen das „Arbeitsrecht“ will als eine Art von 
Archio den geſamten einſchlägigen Rechtsſtoff dogmatiſch wie rechts⸗ 
politiſch einbeziehen, ſich dabei auch nicht auf Deutſchland beſchränken 
— ſchon der bisher vorliegende Doppelband bringt uns daher Auffäße 
über Arbeitsrechtsfragen aus der Schweiz, Kanada, Italien, Oſterreich⸗ 
Ungarn, Belgien, Holland, nicht minder einen intereſſanten Beitrag 
über „Die Anfänge eines internationalen Arbeitsrechtes“ aus der 
Feder von E. Francke. 

Den breiteren Naum aber nehmen natürlich Abhandlungen ein, 
die Fragen des deutſchen Rechts oder ſeiner Reform mehr oder minder 
ausſchließend und mehr oder minder ausführlich zum Gegenſtand 
daden. Eine Reihe klangvoller Namen find dabei vertreten: von 
den leider noch nicht ſehr zahlreichen Theoretikern und Praktikern, 
die ſich des Stiefkindes älterer Rechtsforſchung bisher angenommen 
haben, fehlt kaum einer im Inhaltsverzeichnis; ich nenne außer 
Francke und den beiden Herausgebern: G. Baum, Frhr. v. Ber⸗ 
lepſch, v. Frankenberg, Grünberg, H. Lehmann, Lotmar, 
Stier⸗Somlo, ohne den anderen nichtgenannten damit zu nahe 
treten zu wollen. 

Neben den Abhandlungen findet man eine Anzahl von Bes 
richten, vor allem ſolche aus der Feder von Erich Warſchauer über 
die einſchlägige Rechtſprechung, dann allerlei Notizen und ſonſtige 
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Varia. Auffälligerweiſe fehlt dagegen eine beſondere kritiſche oder 
wenigſtens berichtende Abteilung über andere literariſche Erſcheinungen 
des Arbeitsrechtes. Eine ſolche ſcheint mir, wenn das Jahrbuch 
ſeinen Zweck voll erfüllen ſoll, unbedingt notwendig. Gerade die 
größeren und kleineren Publikationen arbeitsrechtlicher Natur ſind ſo 
zer ſtreut und unüberſichtlich, daß ein zentraliſierender Überblick über 
das darin Gebotene einfach unerläßlich geworden iſt. Ich ſelbſt 
befinde mich, wenn ich mich mit einem arbeitsrechtlichen Problem 
beſchäftigen möchte, zunächſt faſt ſtets in Verlegenheit nach der 
Zuſammenſtellunz des literariſchen Materials. Es iſt um fo ſchwerer 
zu beſchaffen, als die mangelnde geſetzliche Einheitlichkeit des geltenden 
Arbeitsrechts auch die ſonſt ſo nützlichen Jahrbücher von Neumann, 
Sörgel, Warneyer hier zum Schweigen oder doch zur Unvoll⸗ 
ſtändigkeit, mindeſtens Unüberſichtlichkeit zwingt. 

Ich würde mir die Einfügung einer beſonderen Literatur⸗Ab⸗ 
teilung im „Arbeitsrecht“ etwa ſo denken, daß man einen geeigneten 
Mitarbeiter zur jährlichen Abfaſſung einer „arbeitsrechtlichen Rund⸗ 
ſchau“ zu gewinnen ſucht, in der nach einem beſtimmten Syſtem alle 
einſchlägigen Erſcheinungen, einſchließlich der Zeitſchriftenaufſätze und 
womöglich auch der Diſſertationen — die hie und da recht beachtens⸗ 
wertes Material darbieten — zu verzeichnen und knapp zu beſprechen 
wären. Eine ausführlichere kritiſche Würdigung wichtiger Er⸗ 
ſcheinungen in Form ſelbſtändiger Anzeigen brauchte und ſollte dadurch 
nicht ausgeſchloſſen werden. 


Im übrigen habe ich an Inhalt und Ausgeſtaltung des 
„Arbeitsrechts“ nichts auszuſetzen, finde jenen vielmehr äußerſt reich⸗ 
haltig und förderlich; der Doppelband erweckt die beſten Erwartungen 
für die weitere Entwicklung des neuen Organs. Nur eins iſt mir 
unliebſam aufgefallen: die gelegentliche Verwendung von Kleindruck 
mitten im Text einzelner Abhandlungen. Solche Zweiteilung 
des Drucks macht ſich nicht nur äußerlich unſchön, ſondern bietet 
auch den Anſchein, als ob es ſich bei den davon betroffenen Aus⸗ 
führungen um ſolche zweiter Güte handle, was die Verfaſſer leicht 
verletzen und bei den Leſern ſchiefe Vorſtellungen erwecken kann. 

Dann noch ein ſachlicher Wunſch für die Zukunft: die Heraus⸗ 
geber gehören, wie bekannt, rechtspolitiſch zur entſchiedenen „Linken“, 
und es iſt wohl ſelbſtverſtändlich, daß zu den Leſern, Gönnern und 
Mitarbeitern eines modernen „Arbeitsrechtes“ in erſter Linie reformeriſch 
gerichtete Kräfte berufen ſein werden. Sie walten daher mit Fug 
auch unter den Mitarbeitern der erſten Bände vor. Es iſt aber weder 
zu vermuten noch zu wünſchen, daß Vertreter einer mehr zurückhaltenden 
Richtung den Herausgebern als Mitarbeiter minder willkommen ſein 
ſollten. Ein „Arbeitsrecht“ wird immer in Gefahr ſchweben, ſozial⸗ 
politiſch einer gewiſſen Einſeitigkeit zu verfallen oder doch in den Ruf 
einer ſolchen zu geraten. Ich würde es beklagen, wenn das auch bei 
dieſer Zeitſchrift eintreten ſollte. Es ſcheint mir hocherfreulich, daß 
ihre bisherigen Anfänge ſolche Gefahr nicht als dringlich erſcheinen 
laſſen. Prof. Dr. P. Dertmann, Erlangen. 


Dr. R. Deumer: Der private Kriegskredit und ſeine 
Orgauiſation (Staats⸗ und ſozialwiſſenſchaftliche Forſchungen, 
herausgegeben von Schmoller und Sehring, Heft 186). Verlag 
Duncker & Humblot, 1916. 


Die endgültige Geſtaltung des privaten Kriegskredits läßt 
ſich heute noch nicht überſehen, eine abſchließende Darſtellung iſt 
daher vorerſt unmöglich. Im Bewußtſein dieſer Beſchränkung 
umſchreibt der Verf. in dem Vorwort ſeine Aufgabe dahin, die 
akute Kriegskreditkriſis in den erſten Kriegswochen zu ſchildern, 
die Urſachen des beſonderen Kriegskreditbedürfniſſes aufzudecken, 
das Entſtehen des Kriegskredits nachzuweiſen und die Mittel 
und Wege der Behandlung eines ſolchen abnormen Kredits zu 
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zeigen. Den Anſtoß zu der Arbeit, deren Manuſkript mit dem 
1. Juli 1915 abgeſchloſſen Hit, hat der Verf. wohl aus ſeiner 
praktiſchen und wiſſenſchaftlichen Beſchäftigung mit dem Genoſſen⸗ 
ſchaftsweſen empfangen. Die Genoſſenſchaſten ſind durch den 
Krieg ſtark in Mitleidenſchaft gezogen worden, ſie haben aber auch 
andererſeits viel zur Überwindung der wittſchaftlichen Kriegs⸗ 
not getan — bereits im Jahre 1914 hat der Verf. eine anregende 
programmatiſche Vortragsreihe über „genoſſenſchaftliche Kriegs- 
hilfe“ erſcheinen laſſen —; zugleich ſind die genoſſenſchafts⸗ 
theoretiſchen Eröterungen über das Verhältnis von Selbſthilfe 
und Staatshilfe durch die Hilfsmaßnahmen der preußiſchen 
Zentral⸗Genoſſenſchaftskaſſe und die gegenſätzliche Stellung der 
verſchiedenen Genoſſenſchaftsgruppen zu dieſen Maßnahmen von 
neuem angefacht worden. 

Doch beſchränkt ſich der Verf. keineswegs auf die genoſſen⸗ 
ſchaftliche Seite des Kriegskreditweſens. Die Darſtellung des 
Verſ. will in ihrem Rahmen erſchöpfend ſein. Im erſten Teil 
(S. 1 bis 102) enthält ſie eine umfaſſende Erörterung des 
Kriegskreditbegriffs und der Urſachen, der Notwendigkeit und 
der Befriedigung des Kriegskreditbedürfniſſes. Der zweite Teil 
(S. 103 bis 195) bringt die Lehre von der Organiſation des 
Kriegskredits, wobei außer den Kriegskreditbanken die Darlehns⸗ 
kaſſen, die genoſſenſchaftlichen Hilfsmaßnahmen und die Kredit⸗ 
verhältniſſe des ſtädtiſchen Grundbeſitzes beleuchtet werden. Es 
iſt dem Verf. gelungen, ein reichhaltiges, zum großen Teil neues 
Material zuſammenzutragen. Namentlich hat er von Regierungs- 
behörden und Kriegskreditbanken wertvolle Auskünfte erhalten, 
die ihn u. a. in den Stand geſetzt haben, eine zuverläſſige Tiber- 
ſicht über die geſamten deutſchen Kriegsorganiſationen aufzuſtellen. 
Schon durch die Materialfülle iſt ſeiner Arbeit ein bleibender 
Wert geſichert. Ein empfindlicher Mangel liegt leider darin, daß 
der Verf. es meiſt unterläßt, hinſichtlich ſolcher Tatſachen, die 
anſcheinend aus der Fach-, Tagespreſſe und dergl. geſammelt find, 
die Belege mitzuteilen. Insbeſondere wird in der Arbeit oft 
auf Erklärungen von Wirtſchaftsverbänden, Behörden uſw. Bezug 
genommen, ohne daß die Fundſtelle angegeben und damit dem 
Leſer die Möglichkeit eröffnet wird, den Wortlaut der betreffenden 
Erklärungen kennen zu lernen. Die wiſſenſchaftliche Benutzung 
der Arbeit wird dadurch weſentlich erſchwert. 

Seachlich drängt der Verf. den ihm naheliegenden genoffen- 
ſchaftstheoretiſchen Geſichtspunkt dem Gegenſtande vielleicht etwas 
zu ſehr auf. Wenn er z. B. für die Kriegskreditbanken die 
Genoſſenſchaftsform grundſätzlich für die geeignete hält, ſo laſſen 
ſich dagegen doch recht erhebliche Bedenken geltend machen. Aber 
im ganzen hat der Verf. ſeine ſchwierige Aufgabe unzweifelhaft 
vortrefflich gelöſt. Man empfängt aus ſeinem Buche ein über— 
wältigendes, wahrheitsgetreues Bild von der Leiſtungsfähigkeit 
deutſcher Wirtſchaftsorganiſation. Faſt durchweg verfährt der 
Verf. nicht nur berichtend, ſondern wertend. Seine vorſichtig 
begründeten Urteile wirken meiſt überzeugend, und wo er ſich gegen 
abweichende Meinungen wendet, ſo insbeſondere gegenüber 
Stillich und Crüger, wird er die Zuſtimmung der Leſer wohl 
ganz überwiegend auf ſeiner Seite haben. Beſonders förderlich 
ſind die Abſchnitte über die Kriegskreditbanken und über die 
Moratoriumsfrage. Man kann — darin wird man durch die 
Ausführungen des Verf. von neuem beſtärkt — der Regierung 
nicht Dank genug dafür wiſſen, daß ſie bei Ausbruch des Krieges 
den ſtürmiſchen Rufen nach einem allgemeinen Moratorium ziel- 
bewußten und unerſchütterlichen Widerſtand entgegengeſetzt hat, 
denn nur ſo konnte ein innerlich geſunder Kriegskredit aufgebaut 
werden. Intereſſant iſt der Nachweis des Verf., daß nicht einmal 
das Teilmoratorium ſich praktiſch hat durchſetzen können, das 
aus der durch die Börſenvorſtände verfügten Stundung der ſo— 


genannten Ultimo ⸗Gelder entſprang. Dieſer Nachweis iſt um 
ſo höher zu veranſchlagen, als entgegen der Meinung des Verf. 
die Börſenvorſtände zur Regelung der Ultimogelderfrage ebenſo 
befugt geweſen ſind wie zum Erlaß der anderen nach Kriegs⸗ 
ausbruch von ihnen getroffenen Beſtimmungen. (Vgl. für Berlin 
die Bedingungen für die Geſchäfte an der Berliner Fondsboͤrſe 
von 1914 $ 26 Albſ. 3 und 4.) Durch die tatſächliche Entwicklung 
dieſer Frage iſt ſozuſagen ein experimenteller Beweis für die 
Undurchführbarkeit eines Teilmoratoriums erbracht, wie es auf 
anderem Gebiete jetzt noch von mancher Seite angeſtrebt wird. 
Weniger gelungen ſind die Ausführungen des Verf. über die 
Kreditverhältniſſe des ſtädtiſchen Grundbeſitzes. Das Problem 
wird hier weder in ſeiner Bedeutung — es iſt vielleicht das 
wichtigſte Kriegsproblem des Privatkredits — noch in ſeiner tat⸗ 
ſächlichen Entwicklung aufgezeigt. Über die Stellung der Hypo⸗ 
thekeninſtitute zu ihren Schuldnern, bekanntlich eine viel erörterte 
und heißumſtrittene Frage, bringt der Verf. nur einen kurzen 
allgemeingehaltenen Satz von 5 Zeilen (S. 185); auch laſſen 
ſeine Ausführungen hier die Sachkunde vermiſſen, die ihn 
anderwärts auszeichnet. Offenbar hat ſich der Verf. hauptſächlich 
an die Hamburger Verhältniſſe gehalten, die jedoch ſowohl an fi 
(vgl. mein „Deutſches Hypothekenweſen“ S. 201) als auch wegen 
der beſonderen ſtaatlichen Kriegshilfe weſentlich anders, und zwar 
günſtiger, geartet find als in anderen Großſtädten. Indeſſen darf 
man dem Verf. wohl nicht allzuſehr zum Vorwurf machen, daß er 
den territorialen Verſchiedenheiten nicht gerecht geworden iſt. 
Bei einem ſo weit geſpannten Thema wie dem ſeinigen, iſt es 
kaum möglich, alle Gebiete zu bemeiſtern, und es wi'd ſchließlich 
immer von der perſönlichen Arbeitsrichtung des einzelnen Ber: 
faſſers abhängen, welche Gegenſtände zur vollkommeneren Dar⸗ 
ſtellung gelangen. 
Rechtsanwalt und Privatdozent Dr. A. Nuß baum, Berlin. 


Dr. Hans Holbein, Rechtsanwalt in Apolda: Geſetzliche 
Geburtsfolgen oder: Welche Rechte und Pflichten erwirbt 
und verliert Mann und Frau im Frieden und Kriege 
nach privatem und öffentlichem Reichsrechte und Groß⸗ 
herzoglich Sächſiſchem Landesrechte vom 1. bis 80. Geburts⸗ 
tage? Jena 1915. Frommannſche Buchdruckerei (Hermann 
Pohle). 

Der Verfaſſer hat ſich der dankenswerten Mühe unlerzogen, 
an der Hand der Reichsgeſetzgebung und der Geſetze und einzelner 
Verordnungen ſeiner engeren Heimat (Sachſen-Weimar) darzu— 
ſtellen, welche Rechte und Pflichten einem Deutſchen und im 
beſonderen einem Angehörigen Sachſen-Weimars mit der 
Vollendung jedes Lebensjahrs von ſeiner Geburt bis zu ſeinem 
d0. Geburtstage zuſtehen und obliegen. Die Einbeziehung der 
andren Landesrechte erſchien dem Verfaſſer als zu weit führend, 
hälte aber ſicherlich, wenigſtens in Beſchränkung auf die Geſetz⸗ 
gebung der größeren Bundesſtaaten, einer weiteren Verbreitung 
des Buches genutzt. Die Nachweiſe aus der Reichsgeſetzgebung 
ſind zuverläſſig und wohl auch erſchöpſend. Die flottgeſchriebene 
Arbeit, die ſich nicht auf eine trockene Zuſammenſtellung be— 
ſchränkt, ſondern an geeigneter Stelle auch allgemeine Erörte— 
rungen und kritiſche Bemeckungen einflicht, verdient auch über 
den Kreis der Berufsjuriſten hinaus als ein geeignetes Mittel 
zu ſtaatsbürgerlicher Belehrung und Verbreitung von Rechts— 
kenntniſſen geleſen und benutzt zu werden. 


Kammergerichtsrat Boſchan, Verlin. 


—— — 
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Erbſchaftsſtensr. Nundſchreiben des Reichskamler⸗ 
Aach ſchahamt) vom 4. Juni 1915. (Mitteil. des 
Yızsiankamtes 1915, 170.) Über die Zuſtändigkeit im 
ume dei 8 83 EinkStG. zur ſteuerlichen Erledigung von Nachläſſen, 
iu denen ein Anteil des Erblaſſers an einem Geſamthandsvermögen 
gehört, das auch ein in einem anderen Bundes ſtaat als in dem des 
Wohnſcheh dez Erblaſſers belegenes Grundſtück umfaßt, oder von 
Nachläſſen, die aus einem Anteil des Erblaſſers an einem im 

Geſamthandseigentum einer Erbengemeinſchaft, offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft uſw. befindlichen Grundſtück allein beſtehen, find Meinungs⸗ 
verſchiebenheiten zutage getreten. 

Einer ſeitz wird die Zuſtändigkeit des Bundesſtaats für gegeben 
erachtet, in dem der Erblaſſer zur Zeit ſeines Todes feinen Wohnſitz 
gehabt hat, d. h. desjenigen Bundesſtaats, dem nach 8 33 Abſ. 1 
a. 4. O. die allgemeine Beſteuerung des Nachlaſſes obliegt, da der 
Erblaſſer kein Miteigentumsrecht an den einzelnen Stücken des 
Geſamthandsvermögens beſeſſen habe, derartige Anteile vielmehr als 
Forderungsrechte im ganzen Umfang demnach auch, ſoweit Grunbbefik 
vorhanden ſei, zum beweglichen Vermögen zu rechnen ſeien. Ander⸗ 
ſeits wird es für zuläſſig erachtet, den durch den Grundbeſitz 
verkörperten Teil des Geſamthands vermögens ſteuerrechtlich als Bruch: 
teilseigentum am Grundbeſitze zu behandeln, fo daß in ſinngemäßer 
Anwendung des 8 33 Abſ. 2 EinkStG. der Bundesſtaat für die 
Befteuerung der Anteile zuſtändig fein würde, in dem der Grund⸗ 
befig liegt. 

Tiefer letzteren Auffaffung wird beizutreten fein. Sie entſpricht 
dem § 4a des dem Reichstag vorgelegt geweſenen Entwurfs eines 
Gefeged wegen Anderung des Erbſchaftsſteuergeſetzes (Druckſ. des 
RT. 12. LP., I. Seſſ. 1907/09 Nr. 999), der nur aus formalen 
Gründen nicht Geſetz geworden iſt, und trägt dem Grundgedanken 
des Erbſchaftsſteuergeſetzes Rechnung, daß die Erbſchaftsſteuer, ſoweit 
fie für die Vererbung von Grundbeſitz fällig wird, in dem Bundes⸗ 
ſtaat erhoben werden ſoll, in dem das Grunbftüd gelegen iſt. 

Die allgemeinen Grundſätze über die Beteiligung der Bundes⸗ 
faaten am Aufkommen an Erbſchaſtsſteuer werden nicht deshalb zu 
verlaſſen fein, weil das erworbene Recht ſich gegebenenfalls nicht auf 
den Eigentumsübergang des ganzen Grundſtücks erſtreckt. 


Kleinere Aufſätze. 


Zum Aufſatze von Abel, JW. 1916, 731 f., iſt hinzuzufügen, 
daß zwiſchen Ungarn und dem Deutſchen Reiche eine Vollſtreckungs⸗ 
rechtshilfe (abgeſehen von Zuſtellungsvermittlungen) leider noch nicht 
beſteht. Laut einer Mitteilung des Kaiſerl. Deutſchen Generalkonſulats 
für Ungarn zu Budapeſt vom 10. April 1916 lehnt das Königl. 
Ungar. Juſtizminiſterium ſeine Vermittlung in Angelegenheit von 
Erſuchen um Exekutionsbewilligungen ab, da Urteile deutſcher Gerichte 
in Ungarn in Ermangelung der Gegenſeitigkeit nicht vollſtreckbar ſind. 


Rechtsanwalt J. Schmidtmüller, Paſſau. 


Nechtsaunäherung! Die Beſtrebungen um Förderung der 
Wirtſchafts⸗ und Rechtsannäherung zwiſchen den verbündeten Mächten 
haden kraftvoll eingeſetzt; ſie laſſen den nahenden Aufſchwung des 
internationalen gewerblichen und damit auch des internationalen 
Nechtsverkehrs vorausſchauen. 

Oberverwaltungsgerichtsrat Schiffer hat in Nr. 10 der JW. 
ſchon treffend auf die bedeutungsvollen Aufgaben hingewieſen, die 
den Nechtsanwälten aus der Fülle der erwachenden neuen und ſich 
verſtärkenden alten Nechtsbeziehungen zwiſchen den beſreundeten 
Staaten erwachſen werden. Das Bedürfnis der Inanſpruchnahme 
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von Anwälten im verbündeten Auslande wird damit ſich weſentlich 
ſteigern und legt darum nahe, dem im Auslande rechtſuchenden 
Publikum die Möglichkeit zu bieten, ſich einen geeigneten, für die 
betreffende Sache ſachkundigen und nach jeder Richtung zuverläſſigen 
Vertreter zu nehmen. Das jetzt gewählte Aushilfsmittel, die Kon⸗ 
ſulate um Empfehlung eines geeigneten Anwalts anzugehen, kann 
nicht in allen Fällen zum Erfolge führen, da die Konſulate unmöglich 
alle geeigneten Anwälte ihres Amtsſitzes, geſchweige denn die außer: 
halb ihres Amtsſitzes wohnenden Anwälte kennen können. Seit Jahren 
iſt deshalb dieſe Frage in den einſchlägigen Kreiſen, namentlich auch 
vom Handelsvertragsverein, erörtert worden, ohne zu einer allſeitig 
befriedigenden Löſung geführt zu haben. Meines Erachtens kann das 
geeignete Mittel zur Vermeidung dieſes den internationalen Nechts⸗ 
verkehr unzweifelhaft beeinträchtigenden bels eine von den Anwälten 
ſelbſt, ohne Eingriff des Staates, zu treffende Einrichtung abgeben. 

Am Sitze eines Bezirksgerichts, in Deutſchland des Landgerichts, 
bildet ſich ein von den Anwälten des Bezirks durch Wahl zu bildender 
Ausſchuß, welchem diejenigen Ausländer, die von der Einrichtung 
Gebrauch machen wollen, ihre Mandate zuweiſen. Dieſer Ausſchuß 
verteilt ſie ſachgemäß und der Eigenart der Sache entſprechend an 
die Anwälte des Bezirks, wobei er auch die finanzielle Bedeutung 
der Sache und die Vermögenslage des bearbeitenden Anwalts zu 
würdigen hat. Die Gebühren aus dieſen Mandaten, abzüglich eines 
von den Ausſchüſſen feſtzuſetzenden Teiles, der auf den bearbeitenden 
Anwalt entfällt, ſollen der Geſamtheit der Anwälte zugute kommen. 
Sie fließen daher einem gemeinſamen Fonds zu, aus dem erſtens die 
Koſten und Aufwendungen aller Einrichtungen der Anwaltſchaft — 
ſozialen und organiſatoriſchen — beſtritten werden; andererſeits 
ſollen ſie die Mittel liefern, um im Wege der Verſicherung die ſoli⸗ 
dariſche Haftung der Anwälte für Schäden aus Veruntreuungen un⸗ 
zuverläſſiger Kollegen zu ermöglichen. Die Unbekanntſchaft der 
Ausländer mit den Perſönlichkeiten der Anwälte rechtfertigt die 
Einrichtung ebenſo, wie ſie unzweifelhaft dazu beitragen wird, dem 
Publikum bei Verfolgung ſeiner internationalen Anſprüche Beruhigung 
und Sicherheit zu gewähren. 

So wird der internationale Rechtsverkehr ſelbſt hierdurch an 
Sicherheit gewinnen. 

Es ſei noch zum Schluß darauf hingewieſen, daß die hier vor⸗ 
geſchlagene Einrichtung auch anderen Zwecken dienftbar gemacht 
werden müſſe, die zum Nutzen der Anwaltsgemeinſchaft deren Fonds 
beträchtlich ſtärken können. Hierüber ein andermal! 


Juftizrat Dr. Felix Steinitz, Berlin. 


Mülfen die Gefhäftsführer einer in öerreich ge- 
gründeten G. m. b. 9. in Oſterreich wohnen? In einem 
“m: zen Reichsdeutſchen in Oſterreich abgeſchloſſenen Geſellſchafts⸗ 
vertrag waren zur alleinigen Geſchäftsſührung zwei im Deutſchen 
Reiche wohnhafte Geſellſchafter bzw. deren Vertreter beſtellt. 


Das k. k. Landesgericht als Handelsgericht zu Innsbruck hat 
die Eintragung der G. m. b. H. ins Handelsregiſter abgelehnt und 
den Geſellſchaftern aufgegeben, Geſchäftsführer zu beſtellen, die ihren 
Wohnſitz im Inland haben. Das Gericht begründete ſeine Stellung⸗ 
nahme damit, daß nach 8 5 Oſt GmbHG. die Geſellſchaft ihren Sitz 
im Inland haben müſſe. Dieſer Beſtimmung ſei zwar im vorliegen⸗ 
den Fall Genüge geſchehen, indem im Geſellſchaſtsvertrag J. als Sitz 
der Geſellſchaft genannt ſei. Tatſächlich ſei dies ganz wertlos, da 
die Geſchäftsführer im Ausland wohnen. Dieſe erſcheinen nicht nur 
dem Handelsgerichte gegenüber für die vorgeſchriebenen Anmeldungen, 
Anzeigen und Mitteilungen verpflichtet (§ 102 des Geſetzes), ſondern 
auch ſtrafrechtlich verantwortlich. Eine ſtrafrechtliche Amtshandlung bzw. 
eine Ordnungsſtraſe könne aber von der inländiſchen Behörde gegen 
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den im Ausland befindlichen Geſchäftsführer nicht erwirkt werden. 
Das Moment der perſönlichen Verantwortlichkeit der Geſchäftsführer 
dürfe nicht durch eine ſolche vertragsmäßige Beſtimmung ausgeſchaltet 
werden. Die Erfüllung der Beſtimmung, daß der Sitz der Geſell⸗ 
ſchaft im Inland ſein müſſe, wäre unausführbar, wenn die Geſchäfts⸗ 
führer ihren Aufenthalt im Ausland behalten könnten. Auch beftimme 
8 108 des Geſetzes ausdrücklich, daß eine ausländiſche Geſellſchaft 
für die inländiſche Niederlaſſung eine Vertretung zu beſtellen habe, 
deren Mitglieder ihren Wohnſitz im Inland haben müſſen. 

Da die Beteiligten in Oſterreich wohnende Geſchäftsführer weder 
ernennen wollten noch konnten und dadurch die Entſtehung des ganzen 
Unternehmens in Frage geſtellt war, legten ſie beim k. k. OLG. 
Innsbruck Rekurs ein. Das Oberlandesgericht hob durch Beſchluß 
vom 11. März 1914 die Entſcheidung des Landesgerichts auf. Die 
Gründe wieſen darauf hin, daß 8 108 des Geſetzes lediglich für 
ausländiſche Geſellſchaften Geltung habe, nicht aber auf öſterreichiſche 
— und als ſolche habe die in Frage ſtehende Geſellſchaft zu gelten — 
angewendet werden könne. Dadurch, daß die Geſellſchaft ihren 
Sitz in J. habe, was zweifellos nicht als Scheinbeſtimmung aufzu⸗ 
faſſen ſei, ſei der Sitz der Geſchäftsführer im Inland entbehrlich. 
Denn da die Geſellſchaft ohnehin inländiſchen Geſetzen unterworfen 
ſei und der Mittelpunkt der geſchäftlichen Unternehmung ſich im In⸗ 
land befinde, ſei auch die Möglichkeit gegeben, die Geſellſchaft in 
zivilrechtlicher wie in prozeßrechtlicher Beziehung zur Verantwortung 
zu ziehen. 

Die Entſcheidung beſtätigt die im deutſchen Rechte in dieſer 
Sonderfrage herrſchende Meinung (vgl. Staub⸗ Hachenburg, 4. A. 8 85 
Anm. 38). Der in dem Beſchluß ausgeſprochene Rechtsgrundſatz 
dürfte beſonders in der jetzigen Zeit der Rechtsannäherung und im 
Hinblick auf den nach dem Krieg zu erhoffenden wirtſchaftlichen Auf? 
ſchwung und die damit verbundenen Gründungen intereſſant ſein. 

Rechtsbeirat r. Gauß, Darmſtadt. 


Zn der Übergangsvorſchrift in Art. 4 des Reichs 
geſetzes zur Einſchränkung der Verfügungen über Miet- 
und Pachtzins forderungen vom 8. Juni 1915 hat das 
LG. III Berlin, 3K. 1a, in einem Urteile vom 16. Februar 1916 
(JW. 1916, 521) Stellung: genommen. In dem dort entſchiedenen 
Falle war die Abtretung der Mietzins forderungen durch den Grund⸗ 
ſtückseigentümer an die Klägerin am 29. Mai 1915 und die Zwangs⸗ 
verwaltungsbeſchlagnahme des Mietgrundſtücks im Juli 1915 
erfolgt. Das Urteil ſprach die Mietzinſen für das 4. Kalenders 
vierteljahr 1915 der Klägerin, nicht der Zwangsverwaltungsmaſſe zu, 
da die Abtretung für das im Zeitpunkte der Beſchlagnahme laufende 
und das folgende Vierteljahr ihre Wirkung behalten habe. Dieſer 
Entſcheidung wird nicht allſeits beigepflichtet werden können, es ſei 
daher eine kurze Beleuchtung ihrer Gründe geſtattet. 

Über die Auslegung der Übergangsvorſchrift in Art. 4 des neuen 
Geſetzes — das übrigens nicht bloß ſogenanntes Kriegsrecht ſchafft, 
ſondern unbeſchränkte Geltung hat — herrſcht bekanntlich ſeit An⸗ 
beginn Streit. Die urſprünglichen Vertreter der beiden entgegen⸗ 
geſetzten Anſichten find von Stillſchweig in JW. 1915, 1461 ff. an⸗ 
geführt, inzwiſchen habe ich in der Bay Rpfl. 1915 S. 841 ff., 
361 ff. auf Grund der Faſſung, des Geiſtes und des Zweckes des neuen 
Geſetzes die Gründe gegen die zuerſt von Stillſchweig vertretene 
weitere Auslegung der Übergangsvorſchrift eingehend darzulegen 
verſucht. Nach dieſer engeren Auslegung endet die Wirkung der vor 
dem 20. Juni 1915 (Inkrafttreten des neuen Geſetzes) getroffenen 
Vorausverſügung, ſofern das ſogenannte „kritiſche“ Ereignis 
(Eigentumsübergang, Beſchlagnahme u. a.) in der Zeit vom 1. Juli 


1) f. OLG. Dresden unten S. 867. 
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bis 15. September 1915, alſo nicht im letzten halben Monat?) des 
zunächſt vom Übergang betroffenen 3. Kalendervierteljahres ſtattfand, 
ſchon mit dieſem Vierteljahr, alſo mit dem 30. September 1915. 
In dem obigen Falle würden hiernach die Mietzinſen für die 
ſpätere Zeit nicht dem aus der Abtretung berechtigten Gläubiger, 
ſondern der Zwangsverwaltungsmaſſe gebühren. 

Obiges Urteil geht für ſeine entgegengeſetzte Entſcheidung davon 
aus, daß nach Art. 4 „die bisherigen Vorſchriften bis zum Ab⸗ 
laufe des dem Inkrafttreten des Geſetzes folgenden Kalenderviertel⸗ 
jahres, alſo bis zum 30. September 1915 Anwendung finden 
ſollen“. Schon dieſer Ausgangspunkt läßt ſich aus der Faſſung des 
Geſetzes nicht gewinnen; danach ſollen die einſchlägigen Vorſchriften 
in der bisherigen Faſſung nicht für die Vorausverfügungen 
ſchlechthin bis zum 30. September 1915, ſondern nur für ihre 
Wirkung auf die Zeit bis zum Ablaufe des bezeichneten folgenden 
Vierteljahres maßgebend fein (näheres Bay 3Rpfl. a. a. O. S. 845 
Sp. 1). Andrerſeits lehnt das beſprochene Urteil mit Recht die 
Schlußfolgerung ab, die vor dem Inkrafttreten des Geſetzes getroffenen 
Verfügungen ſollten mit dem 30. September 1915 allgemein ihre 
Wirkſamkeit verlieren; das verlangt auch die engere Auslegung 
des Geſetzes nicht (a. a. O. S. 881 ff.). Die Worte des Urteils, 
Art. 4 entſcheide nicht darüber, daß die Wirkung einer Voraus“ 
verfügung mit einem beſtimmten Zeitpunkt ihr Ende erreiche, 
ſondern nur darüber, nach welchen Vorſchriſten die Wirkung einer 
ſolchen Verfügung bis zu einem beſtimmten Zeitpunkte zu be⸗ 
urteilen ſei, ſind im erſten Teile, wie ſchon erwähnt, zweifellos zu 
billigen, in ihrem zweiten Teile aber doppelſinnig, ebenſo wie die 
weitere Folgerung des Urteils, die ÜUbergangsvorſchrift laſſe ſich nur 
dahin verſtehen, daß Vorausverfügungen ihre Wirkung inſoweit 
haben und behalten ſollen, als ſie ihnen nach den bisherigen Vor⸗ 
ſchriften bis zum 80. September 1915 zukommt. Aus der 
Entſcheidung des Urteils geht nun hervor, daß auf Vorausverfügungen 
bis zum 30. September 1915 ſchlechthin das frühere Recht an⸗ 
gewendet werden ſoll; dieſe mit Wortlaut, Sinn und Zweck des 
Geſetzes in Widerſpruch ſtehende Auslegung wurde oben ſchon ab⸗ 
gelehnt. Es erſcheint vielmehr nur die Auslegung annehmbar, nach 
der die Wirkung der Vorausverfügung ſich dann bis zum 30. Sep⸗ 
tember 1915 erſtreckt, wenn ſie nach früherem Rechte bis dahin 
dauern würde. Dieſer Gedanke drängt ſich zunächſt auch als Auf⸗ 
faſſung des Urteils auf, wenn man den Satz lieſt, „die Voraus⸗ 
verfügungen ſollen ihre Wirkung inſoweit haben und behalten⸗ 
als ſie ihnen nach den bisherigen Vorſchriften bis zum 30. Sep⸗ 
tember 1915 zukommt“. Im ſchroffen Gegenſatze dazu ſteht dann 
freilich die Entſcheidung, nach der die Wirkung dennoch bis zum 
81. Dezember 1915 erſtreckt wird, obwohl für den ſtreitigen Fall die 
Vorausſetzung nicht zutrifft, daß bisheriges Recht nur anwendbar 
iſt, wenn danach die Wirkungsdauer mit dem 30. September 1915 
endet. 


Es iſt — wie ich a. a. O. S. 364 dargelegt habe — in jedem 
Falle vor allem nach Art. 4 zu prüfen, über welchen Zeitraum nach 
dem früheren Rechte die Wirkung der Verfügung ſich erſtrecken 
würde, das wäre hier bis zum 31. Dezember 1915. Da hiernach 
die Dauer über den 30. September 1915 hinaus reichen würde, 
ſo kann nach Art. 4 nicht das frühere Recht, ſondern nach der 
Regel des Art. 2 nur das neue Recht angewandt und damit das 
Ende der Wirkung nur auf den 30. September 1915 angeſetzt werden. 
Es handelt ſich alſo bei der Übergangsvorſchriſt nicht darum, „den 
Vorausverfügungen nur bis zu einem im Geſetze beſtimmten Termin 


2) Daß unter dem „letzten halben Monat“ ſtets nur die letzten 
15 Tage zu verſtehen, alſo der 16. März und der 16. Dezember nicht 
einbegriffen ſind, habe ich a. a. O. S. 341 Anm. 1 erwähnt und hat 
Konietzko⸗Frankfurt a. M. in JW. 1916, 567 überzeugend dargelegt. 


45. Jahrgang. 


die Wirkſamkeit zu belaſſen“ und ihre etwa an ſich begründete Weiters 
wirkung vorzeitig abzuſchneiden; eine ſolche Abſicht geht auch nicht 
aus der Begründung des Geſetzentwurfs hervor, wie das beſprochene 
Urteil andeutet. Es handelt ſich vielmehr um die Regelung der 
Frage, bis zu welchem Endpunkte die längere Wirkungsdauer des 
fruheren Rechts Platz greifen fol. Nach Art. 4 ſoll das frühere 
Recht dann maßgebend bleiben, wenn und ſoweit hiernach 
die Wirkungsdauer vor oder mit dem 30. September 1915 
endet; in allen anderen Fällen trifft die Abergangsvorſchrift des 
Art. 4 nicht zu und iſt daher die Hauptvorſchrift in Art. 2 des ſeit 
20. Juni 1915 herrſchenden Geſetzes anzuwenden. 

Dieſe Auslegung führt nicht zu den von der gegenteiligen 
Meinung daran gelnüpften Sonderbarkeiten, entſpricht dem Wortlaute 
des Geſetzes und wird ſeinem Sinn und ſeinem wirtſchaftlichen Ziele 
gerecht, möglichſt bald, aber unter Wahrung wohlerworbener Rechte, 
den gefährlichen Mietzinsſchiebungen einen Riegel vorzuſchieben. Das 
war und blieb von Anfang an die einheitliche und einzige Abſicht 
des Geſetgebers; fie tft in der Begründung zum Entwurf deutlich 
dargelegt und bei der — abgeſehen von der Vorſchrift über die Be⸗ 
lehrung der Mieter — unveränderten Erhebung des Entwurfes zum 
Geſetz nicht aufgegeben worden, ſondern in der Faſſung des Art. 4 
ausgedrückt geblieben (vgl. Sten®. vom 18. und vom 29. Mai 1915 
S. 139, 146 ff., 170 ff.). Die Erzielung einer einheitlichen Rechts 
ſprechung im Sinne der engeren Auslegung des Art. 4 wäre ſehr 
wünſchenswert. Oberlandesgerichtsrat N. Bauer, Nürnberg. 


Porficht bei der Abgabe von Teilurteilen! In einem 
vor den Hamburger Gerichten verhandelten Rechtsſtreit hatte das 
AG. vor der BRVO. zur Entlaſtung der Gerichte vom 9. Sept. 1915 
zugunſten des Klägers ein Teilurteil erlaſſen und dann nach dem 
1. Oktober 1915 ein Endurteil bezüglich der Reſtforderung und der 
Koſten ebenfalls zugunſten des Klägers abgegeben. 

Gegen beide Urteile hatte der Beklagte Berufung eingelegt. Die 
Berufung gegen das Endurteil mußte aber als unzuläſſig verworfen 
werden, da der Beſchwerdegegenſtand 50 & nicht überſtieg. 

Die Folge iſt, daß, wenn der Beklagte in zweiter Inſtanz hin⸗ 
ſichtlich des Teilurteils Erfolg hat, er doch die Koſten der erſten In⸗ 
ſtanz auch bezüglich des ganzen Anſpruchs tragen muß. 

Das iſt in dieſem Fall zweifellos für den Beklagten eine Härte, 
zumal bei Abgabe des Teilurteils nicht mit der Unzuläſſigkeit der 
Berufung gegen das Endurteil gerechnet werden konnte. 

Die Veröffentlichung dieſes Falls ſoll als Warnung dienen, 
Vorſicht bei der von Teilurteilen walten zu laſſen. 

Landgerichtsdirektor Dr. Craſemann, Hamburg. 


Anter welchen Amſtänden iſt ein Schaden zu erſetzen, 
den nicht der Pertragſchließende, ſondern ein Dritter 
erleidet? (Eine Studie unter Mitberückſichtigung des Römifchen 
Kechts.) Die vorſtehende Frage iſt in RG., JW. 1916, 259, ſowie 
in einer Fußnote zu dieſem Erkenntnis behandelt. — RG. kommt 
zu einem anderen Ergebnis als das OLG. Stuttgart. Die Fußnote 
(von Landsberg⸗Poſen) weicht wieder in gewiſſer Beziehung von dem 
Keichsgerichtsurteil ab. 

Ein Kloſter lud einen Arzt zwecks Behandlung eines Zöglings 
ein, dorthin zu kommen, und vereinbarte mit einem Fuhrunternehmer, 
daß dieſer den Arzt in einem Schlitten nach dem Kloſter befördern 
ſelle. Den durch Umfallen des Schlittens dem Arzt zugefügten 
Schaden machte dieſer — zugleich als Zeſſionar des Kloſters — 
gegen den Fuhrunternehmer auf Grund einer Verſchuldung des 
Kuiſckers geltend. Das OL. hatte die Klage u. a. deshalb ab⸗ 
gewieſen, weil einesteils kein Vertragsnexus zwiſchen dem Kläger 
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ſelber und dem Beklagten beſtanden habe und andernteils das Kloſter 
die bezüglichen Schadenserſatzrechte nicht geltend zu machen in der 
Lage ſei, da es ſich um den Schaden eines Dritten handle. Auch 
das Vorhandenſein eines Vertrages zugunſten eines Dritten wurde 
nicht angenommen, weil das Kloſter in ſeinem eigenen Intereſſe 
dem Arzte den Schlitten zur Verfügung geſtellt habe. — Das G. 
hat dagegen angenommen: daß insbeſondere bei Beförderungs⸗ 
verträgen der Fall vorkommen könne, daß der Fuhrunternehmer 
einen Schaden zu erſetzen habe, den nicht der Vertragſchließende, 
ſondern der Fahrgaſt erleide, indem nach dem Rechte des BGB. für 
die Begründung eines Schuldverhältniſſes ein vermögensrechtliches 
Intereſſe nicht erforderlich ſei, welcher Grundſatz auch bei der Aus⸗ 
bedingung einer Leiſtung an einen Dritten zu beachten ſei. Ferner 
ſei es auch fraglich, ob nicht das Kloſter nach der Sachlage dem 
Arzte gegenüber verpflichtet geweſen ſei, ſeinerſeits dafür zu ſorgen, 
daß er unverſehrt an das Reiſeziel gelange. — Die Fußnote ſchließt 
ſich dem Standpunkt des RG. — welcher im Refultate auch dem 
des Os G. Hamburg im „Recht“ entſpreche — an, fügt aber die 
Schlußbemerkung hinzu: daß ſie aus prinzipiellen Gründen lieber 
geſehen hätte, daß der Kläger aus eigenem Rechte (ſtatt als 
Rechtsnachfolger des Kloſters) als anſpruchsberechtigt angeſehen 
worden wäre. 

Der Verfaſſer iſt nun der Anſicht, daß dem letztgeäußerten 
Wunſche der Fußnote auf Grund allgemeiner RNechtserwägungen 
Rechnung getragen werden kann. Die Gründe hierfür fußen zwar 
auf Beſtimmungen des Römiſchen Rechts, aber auf ſolchen, welche 
ihrer Natur nach auch für das jetzige Recht ihre Geltung be⸗ 
halten haben. 

In dem „Neuen Archiv für Handelsrecht“ von Voigt und 
Heinichen von 1858 Bd. 1 S. 48 ff. findet ſich eine insbeſondere den 
älteren Juriſten wohlbekannte Abhandlung von Zimmermann: 

„Über die Verbindlichkeit desjenigen, der mit einem Kom⸗ 
miſſionär, ohne daß dabei des Kommiſſionsverhältniſſes Er⸗ 
wähnung geſchah, kontrahiert hat, zum Erſatze des aus ſeiner 
Vertragswidrigkeit dem Kommittenten erwachſenen Schadens.“ 

Dieſe Abhandlung ſchloß ſich an ein Erkenntnis des Lübecker 
OG. vom 20. Januar 1855 — welches im Auszug in S. A. XI, 47 ff. 
abgedruckt iſt — an, hat aber die Entſcheidungsgründe dieſes Er⸗ 
kenntniſſes in eingehender Weiſe durch Bezugnahme auf eine Reihe 
von Stellen in den Pandekten uſw. theoretiſch weiter begründet. 

Man kann wohl ſagen, daß dieſe Abhandlung die Baſis zu einer 
Praxis gelegt hat, welche über ein halbes Jahrhundert hindurch von 
den deutſchen Gerichten befolgt worden iſt, und zwar auch nach 
Einführung des BGB. (vgl. hierzu RG. 40, 187; 58, 43 und 
JW. 1910, 10005). 

Wenn auch dieſe Praxis ſich lediglich bei Streitigkeiten zwiſchen 
einem Kommiſſionär und dem dritten Kontrahenten äußerte, ſo 
ergibt ſich doch aus den Ausführungen Zimmermanns, daß dies nur 
zufällig geſchah. Grundſätzlich ſollte dasſelbe in allen Fällen 
gelten, in welchen jemand „in eigenem Namen für Rechnung eines 
andern“ mit einem Dritten Geſchäfte abſchloß, mochte dies nun 
Handels⸗ oder andere Geſchäfte betreffen. Demgemäß iſt dieſe Praxis 
auch als eine ſolche anzuſehen, welche für die Entſcheidung des 
gegenwärtigen Falles maßgebend iſt. Es handelt ſich hier ja 
darum, ob — in Abweichung von dem Reichögerichtäurteil, welches 
nur von den Rechten des Kloſters ſpricht — aus dem eigenen Rechte 
des Arztes gegen den Fuhrherrn geklagt werden konnte (wobei es 
als rechtlich gleichgültig erſcheint, ob dieſes Recht durch ihn ſelbſt 
oder nur durch das Kloſter reſp. durch ihn als Zeſſionar des Kloſters 
geltend zu machen war). 

Daß in der Tat ſowohl nach Theorie als Praxis das eigene 
Recht des Arztes anzuerkennen iſt, ergibt ſich u. a. aus der klaſſiſchen 
Stelle in 1.8 53 DD. mand. (von Ulpian), lautend wie folgt: 
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„Si quis mandaverit alicui gerenda negotia ejus, qui ipse 
sibi mandaverat, habebit mandati actionem, quia et ipse 
tenetur. Tenetur autem, quia agere potest.“ 

Nach Zimmermann iſt dieſe Stelle wie folgt zu überſetzen: 
„Der Prokurator haftet dem Dominus, weil er ein Klagerecht 
gegen ſeinen Mandatar hat, und er hat dieſes Klagerecht, weil 
er dem Dominus haftet.“ 

Er gibt ſelbſt zu, daß dieſes eine Art „Zirkelſchluß“ bilde, führt 
aber in geradezu muſtergültiger Weiſe des weiteren aus, daß ein 
ähnliches Verhältnis in einer Reihe anderer Stellen der Pandekten 
ſich finde, und zwar nicht nur ſolchen, welche von Ulpian, ſondern 
auch in ſolchen, welche von anderen hervorragenden Mitarbeitern 
an dem Corpus juris herrühren. Es wird dabei auseinandergeſetzt: 
daß dieſer Grundſatz einem geradezu notwendigen Bedürfnis des 
praktiſchen Lebens entſpreche. Dabei iſt noch beſonders hervorzuheben: 
daß dem Römifchen Necht der Fall: daß A. in eigenem Namen 
für Rechnung des B. mit C. kontrahiert (alſo ein den Kommiſſions⸗ 
vertrag auf Nichthandelsgeſchäfte erweiterndes Verhältnis) überhaupt 
nicht bekannt war, ſondern daß B. immer nur als Prokurator des 
A. in Betracht kam. Demgemäß handelte es ſich dabei um eine zu 
dem Inſtitute des allgemeinen Mandatum gehörige juriftifche 
Konſtruktion. N 

Legt man nun das Vorſtehende zugrunde, ſo gelangt man — wie 
ſchon erwähnt — in dem obenerörterten Fall zu dem Reſultat, daß 
der Arzt eigene Rechte gegen den Fuhrherrn beſaß, obwohl er dieſe 
Rechte nur indirekt (durch die Perſönlichkeit des Kloſters hindurch) 
einklagen konnte. 

Geht man nämlich — wie dies bei der gegenwärtigen Er⸗ 
örterung notwendig iſt — davon aus: daß das Kloſter ſeinerſeits 
nicht die Verpflichtung übernommen hatte, den Arzt unverſehrt zu 
dem Kranken zu bringen, fo würde doch unter allen Umfländen ein 
Vertragsverhältnis zwiſchen dem Kloſter und dem Arzte des Inhalts 
beſtanden haben: daß das Kloſter ſich verpflichtet halten mußte, alle 
der Sachlage nach angemeſſen erſcheinenden Vorkehrungen zu treffen, 
um dem Arzt eine ungefährdete Fahrt zu ermöglichen. Dazu gehörte 
natürlich in erſter Linie — außer der Übernahme der Koſten — die 
Auswahl eines geeigneten Fuhrunternehmers. Aber darauf beſchränkte 
ſich die Verpflichtung nicht; das Kloſter mußte vielmehr außerdem 
ſoweit, wie dies der Sachlage nach tunlich war, dafür ſorgen, daß 
dem Arzt auch eine Sicherheit nach der Richtung hin gewährt wurde, 
daß bei einem durch Verſchulden des Unternehmers oder deſſen 
Erfüllungsgehilfen eintretenden Unfall der Arzt die entſprechende 
Entſchädigung erhalten würde. Es kann dabei keinen Unterſchied 
machen, ob das dieſer Verpflichtung zugrundeliegende Vertrags⸗ 
verhältnis als ein ſtillſchweigend übernommenes „Mandat“ oder 
eine „Geſchäſtsführung ohne Antrag“ (vgl. hierzu das in der Fuß⸗ 
note angeführte Beiſpiel einer Wagenbeſtellung durch ein Vereins⸗ 
mitglied zu gemeinſamer Ausfahrt) oder als ein mandatsähnlicher 
Innominatskontrakt anzuſehen iſt. Denn in allen drei Fällen 
bleibt eine der oben zitierten L. 8 mindeſtens analog entſprechende 
Verbindlichkeit beſtehen. Dieſe Verpflichtung hat aber — um mit 
den auf S. 78 ff. der Zimmermannſchen Abhandlung enthaltenen 
Worten zu ſprechen — den nachſtehenden Inhalt: 

„Der Kommiſſionär (reſp. Mandatar) haſtet dem Kommittenten 
(Mandanten) für den infolge der nicht gehörigen Ausführung 
des übernommenen Geſchäfts erlittenen Schaden, wenn dem 
Mandatar kein Verſchulden zur Laſt fällt, mit der Be⸗ 
ſchränkung, daß er nicht mehr zu erſetzen hat, als er von 
ſeinem vertragsbrüchigen Kontrahenten erhalten kann. Das 
Klagerecht gegen den letzteren aber iſt ein unbeſchränktes, 
und er darf ihm gegenüber den geſamten Schaden des 
dominus als den ſeinigen behandeln und deſſen Erſatz 
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Die ganze Abweichung zwiſchen dem derzeit von dem DAG. 
Lübeck und dem jetzt vom RG. abgeurteilten Fall beſteht lediglich 
darin, daß nach der poſitiven Vorſchrift des HGB. gegenwärtig 
der Kommittent unter ganz beſonderen Vorausſetzungen ohne 
weitere Zeſſion direkt gegen den Dritten klagen kann, während der 
gewöhnliche Mandant reſp. „dominus“ zunächſt des Dazwiſchentretens 
des „procurator“ bedarf, weil dem dominus die formelle Aktiv⸗ 
legitimation fehlen würde. Das macht aber materiell keinerlei 
Unterſchied, da es ſich ja ſowohl bei der direkten als auch der 
indirekten Klage um das eigene Recht des dominus handelt, der 
von ſeinem procurator (mit der actio mandati directa) verlangen 
kann, daß er die Rechte des dominus gegen den Dritten zur 
Geltung bringe. , 

Der materielle Vorteil dieſer juriftifchen Konſtruktion gegenüber 
derjenigen, welche vom RG. der zweiten Inſtanz an die Hand 
gegeben iſt, liegt erſtens darin, daß der dominus nicht dem guten 
Willen des procurator ausgeſetzt iſt, weil er ja ein eigenes Recht 
beſitzt, zu deſſen Geltendmachung der procurator verpflichtet iſt; 
zweitens darin, daß bei etwaiger Inſolvenz des procurator (auch 
ohne die Hilſe der dem Kommittenten poſitivrechtlich eingeräumten 
Stellung) die Forderung des dominus den Gläubigern des procurator 
gegenüber eine „ausſonderungsartige“ Stellung einnimmt. Dies 
gilt nicht nur für den Fall des Konkurſes des letzteren, ſondern 
auch außerhalb desſelben, weil die Stellung des procurator hier 
juriſtiſch derjenigen eines Treuhänders gleichkommt. 

Es könnte vielleicht noch eingewandt werden, daß, falls die 
Analogie mit dem Auftrag nicht anerkannt werden ſollte, das neue 
deutſche Recht keine rechtliche Handhabe für den dominus, der nicht 
Kommittent im techniſchen Sinn ſei, biete. Dieſer Einwand würde 
ſich jedoch dadurch erledigen, daß es nach dem BGB. auch ſolche 
„Geſchäfts führer ohne Auftrag” gibt, welche gar nicht das Recht auf 
eine actio mandati contraria beſitzen, indem ja 8 685 ib. aus⸗ 
drücklich auch von ſolchen auftragloſen Geſchäftsführern ſpricht, 
welche nicht die Abſicht haben, von dem Geſchäftsherrn Erſatz zu 
verlangen. Daß aber das Kloſter im obigen Fall den Vertrag mit 
dem Fuhrherrn jedenfalls auch im Intereſſe des Arztes abſchließen, 
alſo unter die Vorſchriften der 88 677 bis 686 überhaupt fallen 
wollte, kann einem Bedenken nicht unterliegen. 

Rechtsanwalt Dr. Max Cohen, Hamburg. 


Zur Frage der Fälligkeit betagter Hypotheken, für 
die der Gemeinſchuldner als Grundſtücks eigentümer per- 
ſönlich haftet, durch die Eröffnung des Konkurſes. Nach 
der zwingenden!) Vorſchrift des $ 64 KO. können Gläubiger, die an 
einem dem Gemeinſchuldner gehörigen beweglichen oder unbeweglichen 
Gegenſtande ein Abſonderungsrecht wegen einer gegen ihn perſönlich 
beſtehenden Forderung geltend machen, Befriedigung aus der Kon⸗ 
kursmaſſe nur für den Betrag erlangen, zu dem ſie auf ihr Ab⸗ 
ſonderungsrecht verzichten oder mit dem ſie bei der Verwertung des 
Abſonderungsgegenſtandes ausgefallen find. Insbeſondere gilt dies 
auch für Hypothekenfor derungen, die gemäß 5 47 KO. zu den Ab⸗ 
ſonderungsanſprüchen gehören. Während alſo außerhalb des Kon⸗ 
kurſes für Hypotheken und andere auf Befriedigung aus dem Grund⸗ 
ſtück gerichtete Belaſtungen das Recht des Schuldners auf Pfand⸗ 
verweiſung des Gläubigers nicht beſteht,?) regelt die KD. im 8 64 
— ähnlich wie außerhalb des Konkurſes für Mobiliarpfandrechte der 
8 777 EBD. — ein beſonderes benef. exc. real für bewegliche und 
unbewegliche Pfänder. Der Grund hierfür iſt einleuchtend. Die 
KO. ſteht auf dem Standpunkt, „daß die Abſonderungsberechtigten 


1) Jaeger, Komm. zur KO., Aufl. 8/4, Anm. 10 zu § 64. 
) KGJ. 27 A 141. 


45. Jahrgang. 


aus dem Konkurſe ausgeſchieden werden ſollen“; 3) „wer aus dem 
zur gemeinſchaftlichen Befriedigung aller Gläubiger dienenden Ver⸗ 
mögen für ſich und zu feiner vorzugsweiſen Befriedigung ein Deckungs⸗ 
mittel erhalten hat, ſoll ſich auch vorzugsweiſe an dieſes Deckungs⸗ 
mittel halten und an dem übrigen Vermögen nur inſoweit teilnehmen, 
als er aus ſeinem Sonderobjekt keine Befriedigung erhalten hat. 
Inſoweit aber iſt er voller Konkursgläubiger. Dies iſt das Prinzip 
des Geſezes“. ) 

Den Hypothekengläubigern des Gemeinſchuldners, beſonders den 
nachſtehenden, denen das Grundſtück allein nicht genügende Sicherheit 
bietet, können dadurch erhebliche Schwierigkeiten entſtehen. Sie 
muſſen, wenn fie auf die Haftung des Grundſtücks nicht verzichten 
wollen, warten, bis ihr Ausfall feſtgeſtellt iſt; denn ſie können zwar 
ihre vollen Hypothekenforderungen anmelden, wegen des glaubhaft 
zu machenden mutmaßlichen Ausfalls bei der bereits — von ihnen 
oder einem anderen Realgläubiger oder dem Verwalter) — bes 
triebenen Verwertung des Grundſtücks auch bei Abſchlags zahlungen 
durch Zurückbehaltung der Quote auf den glaubhaft gemachten Ausfall 
zeſichert, bei der Schluß verteilung aber nur befriedigt werden, wenn 
fie den Nachweis des wirklichen Ausfallbetrages bis zum Ablauf 
der Ausſchlußfriſt des 8 15 KO. geführt haben. )) Bis zur Erlangung 
eines dinglichen Schuldtitels und der daraufhin erfolgten Zwangs⸗ 
verſteigerung des Grundſtücks, durch die allein der wirkliche Ausfall 
feſtſtellbar iſt, kann die Ausſchlußfriſt des § 152 abgelaufen fein, 
und in dieſem Falle beſteht keine Möglichkeit für den Hypotheken⸗ 
gläubiger, ſeinen Ausfall geltend zu machen und an der konkurs⸗ 
mäßigen Befriedigung teilzunehmen. Die Erlangung des Schuldtitels 
zwecks Zwangsverſteigerung des Grundſtücks ſetzt aber die Fälligkeit 
der Forderung voraus. Wenn dieſe, ſei es weil die Hypothek noch 
nicht gekündigt oder der vereinbarte feſte Rückzahlungstermin nicht 
eingetreten iſt, während Schwebens des Konkursverfahrens nicht 
herbeigeführt werden kann,) fo find die Hypothekengläubiger darauf 
angewieſen, ſich an den nach Ausſchüttung der Maſſe im Regelfalle 
mutmaßlich für alle Zeiten vermögensloſen Gemeinſchuldner ſelbſt 
zu halten und damit, wenn die Zwangsverſteigerung nach Konkurs⸗ 
beendigung erfolgt, wegen eines dann eintretenden Ausfalls gänzlich 
leer auszugehen. Geholfen wäre ihnen nur, wenn das Geſetz ſelbſt 
ein Mittel an die Hand gäbe, die Fälligkeit der Hypothekenforderungen 
in ihrer Eigenſchaft als Abſonderungsrechte als durch die Konkurs⸗ 
eröffnung bewirkt anzunehmen. Dies iſt nicht der Fall. 


Die SS 65 Abſ. 1 KO. und 111 83G. enthalten zwar die Be⸗ 
ſtimmung, daß betagte Anſprüche als fällig gelten. Sie ſtehen aber 
den Hyppothekengläubigern als Abſonderungsberechtigten nicht zur 
Seite. 

Der § 111 3G. hat mit unſerer Frage trotz feiner ſcheinbar 
ganz allgemeinen Faſſung nichts zu tun. Er will nur ſagen, daß 
die bei der Zwangsverſteigerung nicht beſtehenbleibenden, ſondern 
aus dem Bargebot zur Hebung gelangenden betagten Rechte auf 
Kapitalzahlung zum Zwecke der Verteilung des Erlöſes nach ihrer 
dinglichen Seite als fällig behandelt werden.?) Nicht die Konkurs⸗ 
eröffnung macht alſo dieſe Anſprüche fällig, ſondern der Zuſchlag 
und das ſich daranſchließende Verteilungsverfſahren; ſolche im 


5) Komm.⸗Prot. I. bei Hahn, Materialien Bd. 4 S. 600. 

) Komm.⸗Prot. II., Reg.⸗Vertr. Hagens bei Hahn, a. a. O. S. 678. 

5) Jaeger, a. a. O. Anm. 5 zu 8 153 KO.; a. M. Wilmowski⸗ 
Kurlbaum, Anm. 5 zu § 153 KO. 

6) 83 64 Satz 1, 152 Abſ. 2, 168 Nr. 3, 153 Abſ. 1 Satz 2 KO. 

7) Das Fälligwerden der Hypothek durch Nichtzahlung der Zinſen 
uſw. gehört nicht hierher, ebenſowenig die Vollſtreckungs möglichkeit in 
das Grundſtück durch Erlangung eines Schuldtitels wegen nicht ent⸗ 
richteter Zinſen allein. 

) Güthe, Komm. zum 886. Anm. 1 und 2 zu 9 111. 
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Zwangsverſteigerungsverfahren von ſelbſt fällig gewordenen 
betagten Forderungen müſſen ſelbſtverſtändlich, wenn fie einen Aus fall 
erleiden, inſoweit als Konkursforderungen aus der Maſſe befriedigt 
werden; befinden ſich aber die Hypotheken im geringſten Gebot, ſo 
hat das Zwangsverſteigerungsverfahren auf ihre Fälligkeit keinen 
Einfluß. ö 
Bezüglich des § 65 Abſ. 1 KO. ſteht allerdings Jaeger auf 
dem Standpunkt,?) daß die Vorſchriſt die Hypothekenforderungen, 
für die der Gemeinſchuldner perfönlich hafte, durch die bloße Kon⸗ 
kurseröffnung über ſein Vermögen fällig werden laſſe. Jaeger macht 
nur einen Unterſchied zwiſchen reinen Abſonderungsrechten, d. h. 
ſolchen, die nicht eine Konkurs forderung ſichern, 10) und Abſonderungs⸗ 
rechten, die der Sicherung einer Konkursforderung dienen. Nur den 
erſteren verſagt ex die Unterſtellung unter 8 65, den andern billigt 
er ſie zu. „Unbedenklich“, ſagt er, „müſſe die durch ein Abſonderungs⸗ 
recht gedeckte Konkursſorderung, alſo z. B. eine noch auf fünf 
Jahre unkündbare, durch Hypothek an einem Maſſegrund⸗ 
ſtück geſicherte Darlehns⸗ oder Kaufpreisforderung auch 
für die Verwertung des Abſonderungsgegenſtandes als fällig gelten.“ 
„Die ratio legis,“ führt er aus, „gehe dahin, einerſeits zu verhüten, 
daß den Gläubigern betagter Forderungen alle Mittel vorweg⸗ 
genommen würden, andererſeits aber auch die unzweckmäßige Zurück⸗ 
haltung von Beträgen bis zur Fälligkeit zu erübrigen; ſo werde eine 
raſche Erledigung des geſamten Schuldenweſens angeſtrebt, aber auch 
nur der Verbindlichkeiten des Gemeinſchuldners ſelbſt. Zu eng ſei 
ts, zu ſagen, die Fiktion des 8 65 gelte nur für die Rechtsverfolgung 
‚innerhalb des Konkursverfahrens .... Die Ausfallsermittlung (§ 64) 
liege im Zweckbereich unſerer Vorſchrift. Der Ausſchluß nach Maß⸗ 
gabe der SS 153/155 KO. ſei eine unverſtändliche Härte, wenn nicht 
auch zum Behufe der Ausfallsermittelung der § 65 auf die geſicherte 
Konkurs forderung Anwendung fände.“ Man kann Jaeger in feinen 
letzterwähnten Erwägungen zuſtimmen, muß aber trotzdem ſein Er⸗ 
gebnis ablehnen. Schon die von Jaeger zur Begründung ſeiner 
Anſicht herangezogenen Geſetzesmaterialien ſprechen gegen ihn. 
Zunächſt heißt es in der Begründung 11) zu dem mit § 65 Abſ. 1 
wörtlich übereinſtimmenden 8 58 Abſ. 1 des Entwurfs zur KD.: 
„der Entwurf beſtimme nur für die Konkurs forderungen die 
Fälligkeit betagter Anſprüche“. Bei der Beratung des Entwurfs 
ſetzten ſich mehrere Stimmen dafür ein, auch die Abſonderungs⸗ 
forderungen als ſolche durch die Konkurseröffnung fällig 
werden zu laſſen, fie alſo der Vorſchrift des 8 58 zu 
unterwerfen. Der Abgeordnete Dr. von Sarwey machte geltend, 12) 
daß nach dem Entwurf, „wenn der Pfandgläubiger außerſtande 
ſei, den Zwangsverkauf der Unterpfänder bis zur Schlußverteilung 
durchzuſetzen, auch zur Zeit der Schlußverteilung nicht zu überſehen 
vermöge, hinſichtlich welchen Betrages er ohne Gefahr auf abgeſon⸗ 
derte Befriedigung verzichten könne, ihm jeder Weg, wegen ſeines 
Ausfalls bei der gemeinen Maſſe Befriedigung zu erlangen, abge⸗ 
ſchnitten ſei; er erhalte nicht einmal die Dividende, die auf ſeinen 
Ausfall entfalle“. Der Regierungsvertreter Hagens 1) berief ſich, 
indem er den Sarweyſchen Abänderungsantrag bekämpfte, auf das 
Prinzip des Entwurfs, „nur Konkursforderungen zur Teilnahme 
an der Maſſe zuzulaſſen“. „Auch von Sarwey werde vorausgeſetzt, 
daß die Subhaſtation betrieben werde; aber die Mehrzahl der 
Gläubiger, nämlich alle, deren Forderungen betagt ſeien, 


die vinkulierten Hypokhekengläubiger, würden dieſe Bes 


9) A. a. O. Anm. 3 und 4 zu 8 65. 

10) Weil ein Dritter der perſönliche Schuldner ſei, oder wie bei 
Grundſchulden eine perſönliche Forderung überhaupt nicht beſtehe uſw. 

11) Hahn, a. a. O. S. 257. 

12) Komm. ⸗Prot. II. bei Hahn, a. a. O. S. 672. 

13) A. a. O. S. 678. 
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dingung nicht erfüllen können; denn die Annahme, daß 
mit der Konkurseröffnung die Forderung auch für das 
Subhaſtations verfahren fällig werde, ſei an ſich nicht 
begründet: der Entwurf ſtelle dieſen Satz nicht einmal für die 
Mobiliarpfandgläubiger auf.“ Bei der Abſtimmung wurde die Sarwey⸗ 
ſche Anſicht mit allen gegen drei Stimmen verworfen und der § 58 
(jetzt 65) unverändert angenommen. 

Dem entſpricht auch die Stellung des 8 65 im achten Titel: 
„Konkursgläubiger“, was der Syſtematik des Geſetzes zuwider⸗ 
liefe, wenn die Beſtimmung auch für die im fünften Titel be⸗ 
handelten „Abſonderungsrechte“ gelten ſollte. Hätte der Geſetz⸗ 
geber, wofür ſich aus den Vorarbeiten kein Anhaltspunkt ergibt, ſeine 
Anſicht geändert, ſo hätte er dies durch eine beſondere Vorſchrift zum 
Ausdruck bringen müſſen und dies auch ſicher nicht unterlaſſen. Es 
findet ſich aber in der KO. nirgends eine Erſtreckung des Grundſatzes 
des 8 65 auf die Abſonderungsberechtigten und damit die Hypotheken⸗ 
gläubiger. Hätte die Geſetzgebung darin ſpäter eine Anderung ein⸗ 
treten und die Hypotheken zwecks Geltendmachung eines Ausfalls 
durch die Zwangsverſteigerung zur Fälligkeit bringen wollen, fo hätte 
ſich dazu bei Erlaß des R3VG. vom 24. März 1897 / 20. Mai 1898 
Gelegenheit geboten, zumal dort der Zwangsverſteigerung im Kon⸗ 
kurſe im dritten Abſchnitt „Zwangsverſteigerung und Zwangsverwal⸗ 
tung in beſonderen Fällen“ ein eigener Teil gewidmet iſt. Aber auch 
hier wird man nach einer ſolchen Vorſchrift vergebens ſuchen. 

Soviel überſehen werden kann, ſteht denn auch Jaeger mit ſeiner 
Anſicht allein. Sogar Sarwey, der doch nach obigen Darlegungen 
aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes als in der Minderheit ge⸗ 
bliebener Antragſteller die beſte Auskunft geben könnte, ſagt in ſeinem 
Kommentar 10): „Der im 8 65 aufgeſtellte Grundſatz tft auf das 
Konkursverſahren beſchränkt. Außerhalb des Konkurſes wird die be⸗ 
tagte Forderung nicht als fällig betrachtet, alſo weder gegen den 
Gemeinſchuldner nach aufgehobenem Konkurſe, wenn die Forderung 
bis dahin noch nicht fällig geworden iſt, noch bezüglich der ab⸗ 
ſonderungsberechtigten Gläubiger.“ Auf dem gleichen Stand⸗ 
punkt ſtehen auch Wilmowski⸗ Kurlbaum 15) und Güthe 16). Auch 
Güthe beſonders verkennt nicht das Mißliche dieſes Zuſtandes für 
die Hypothekengläubiger, muß ſich aber angeſichts der deutlich in der 
auch von ihm verwerteten Entſtehungsgeſchichte zum Ausdruck ge⸗ 
langten Geſetzesabſicht bei dem Ergebnis beſcheiden. Auch er kommt 
zu dem Schluſſe, daß, „wenn der Konkursverwalter die Zwangs⸗ 
verſteigerung nicht beantrage, weil ſie nicht im Intereſſe der Konkurs⸗ 
maſſe liege, die Abſonderungsberechtigten kein Mittel hätten, um den 
Ausfall gemäß 88 64 / 153 KO. feſtſtellen zu laſſen und fi dadurch 
die Konkursquote zu ſichern. Die 88 66/67 fänden für den Anſpruch 
auf abgeſonderte Befriedigung keine Anwendung, da ſie ſich nur auf 
die Geltendmachung einer Forderung als Konkurs forderung bezögen“. 

Beſonders häufig trifft die von Jaeger und Güthe in den 
Motiven hervorgehobene Härte die ſchon an ſich nicht in beneidens⸗ 
werter Lage befindlichen Bauhandwerker. Dieſe müſſen gewöhnlich 
einen erheblichen Teil ihrer Bauforderungen mit ſchlechtem Range 
eintragen laſſen, und es wird ihnen Befriedigung erſt bei end⸗ 
gültiger Regulierung der Hypotheken zugeſagt. Gerät der Bauherr 
alsbald in Konkurs, ſo treffen die Handwerker alle die oben geſchil⸗ 
derten Nachteile. Nach Lage des jetzigen Geſetzes iſt aber darüber 
nicht hinwegzukommen. Zu helfen wäre nur durch eine Geſetzes⸗ 
änderung, die den § 65 KO. auch bei Hypotheken ausdrücklich für 
anwendbar erklärt. Bis dahin wird wenigſtens dadurch Abhilfe ge⸗ 
Thaffen werden können, daß die Notare bei allen oder wenigſtens bei 
nachſtehenden Hypotheken in der Schuldurkunde die Fälligkeit bei 


14) Anm. 1 zu 8 65. 
15) Komm. Anm. 7 zu 8 64, Anm. 2 zu 865 KO. 
16) A. a. O. Anm. 11 zu 5 174. 


Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen des Eigentümers oder 
des etwa von ihm verſchiedenen perſönlichen Schuldners vereinbaren 
laſſen. Juſtizrat Carſtens, Cottbus. 


Zur Frage der Ginkommenſtenerpflicht der Talon⸗ 
ſteuerrücklagen in Baden. In JW. 1916 S. 605 Ziff. 2 
tft die Entſcheidung des PrOBG. vom 8. November 1913 angeführt, 
durch welche die Talonſteuerrücklagen in Preußen für einkommen⸗ 
ſteuerpflichtig erklärt worden ſind. Es wird vielleicht demgegenüber 
von Intereſſe ſein, feſtzuſtellen, daß die gleiche Frage, welche auch 
bei der Kriegsgewinnſteuerrücklage wiederkehren wird, falls 
nicht eine reichsgeſetzliche Regelung erfolgt, von dem badiſchen 
Verwaltungsgerichtshof durch Urteil vom 11. Juni 1918 (ab⸗ 
gedruckt Bad pr. 1913 S. 201 Nr. 109) für das Gebiet des badiſchen 
Einkommenſteuergeſetzes verneint worden iſt. Der badiſche Ver, 
waltungsgerichtshof ſpricht ſich über den rechtlichen und ſteuerlichen 
Charakter der Talonſteuerrücklagen in dieſem Urteil dahin aus: 

„Durch die Rücklagen wird ein fog. unechter Reſervefonds ges 
ſchaffen, wodurch das ſteuerbare Jahreserträgnis um den Betrag der 
Rücklage gemindert wird; eine ſolche Rücklage iſt nicht ein Stück im 
Geſchäft zurückgehaltener Reingewinn, dem kein Verluſt gegenüber: 
ſteht, vielmehr eine vom Einkommen der Geſellſchaft von vorneherein 
abzugsfähige Schuld, zu deren ſeinerzeitigen Bezahlung ſie kraft 
eines Steuergeſetzes verpflichtet iſt.“ 

Rechtsanwalt Dr. Dietz, Karlsruhe. 


Leſtellung mehrerer Generalvertreter für einen ein- 
gezogenen Rechtsanwalt.) In Bayern hat das Juſtizmini⸗ 
ſterium mit Entſchließung vom 1. Februar 1907 (JMBl. S. 48) 
die Präſidenten des Oberſten Landesgerichts und bzw. die Präſidenten 
der Oberlandesgerichte ermächtigt, für den Fall, daß die Stell⸗ 
vertretung nicht länger als 2 Monate dauern ſoll, „den Stellvertreter 
des verhinderten Rechtsanwalts zu beſtellen“. Zu Beginn des Krieges 
wurde von einem oder mehreren Präſidenten dem Antrage ſtatt⸗ 
gegeben, für einen zum Heeresdienſt eingezogenen Rechtsanwalt zwei 
im Geſuch benannte Rechtsanwälte als Vertreter zu beſtellen. Das 
Juſtizminiſterium hat aber dann zum Ausdruck gebracht, daß es die 
Beſtellung von mehreren Vertretern für einen Rechtsanwalt nicht für 
zuläffig erachte. 


Entgegnungen. 

Koſten verteilung im Beweisverfahren. Unter dieſer 
Aberſchrift bringt R. Th. Wertheimer auf S. 657 der JW. kritiſche Be: 
merkungen zum Koſtenrechte der ZPO. und macht den Vorſchlag, dem 
§ 91 einen Zuſatz zu geben, wonach unter gewiſſen Umſtänden der 
obſiegenden Partei diejenigen Koſten auferlegt werden können, die ſie 
durch unnütze Beweisanträge verurſacht hat. 

Bei ſeinem Vorſchlag geht Wertheimer inſofern von einer falſchen 
Vorausſetzung aus, als dem Richter nach § 96 ZPO. die Befugnis 
bereits zuſteht, die er ihm erſt im Wege der Geſetzesänderung ver⸗ 
leihen will. | 

Das Geſetz kann alfo wohl in diefer Frage fo bleiben, wie es ift. 

Gerichtsaſſeſſor Dr. Fritz, Frankfurt a. M. 


Zur Notlage der Anwaltſchaft! Es iſt außerordentlich 
zu begrüßen, daß auch in Richterkreiſen die Notwendigkeit, der 
Anwaltſchaft ein Aquivalent für ihre pekuniäre Einbuße infolge des 
Krieges und der Kriegsnotgeſetze zu gewähren, anerkannt wird. Zu 
dem Vorſchlag, den in dieſer Hinſicht Amtsgerichtsrat Volkmar in der 
DI zZ. Nr. 7/8 macht, ſeien jedoch einige kritiſche Bemerkungen geſtattet. 


1) Vgl. v. Daſſel, IW. 1916, 655. 
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Wenn Volkmar vorſchlägt, daß den Amtsgerichtsanwälten geſtattet 
fein ſolle, für alle Objekte die Zuſtändigkeit des AG. mit der Maß⸗ 
gabe zu vereinbaren, daß in II. Inſtanz das OLG. zuſtändig bleibt, 
fo würde dies für die Amtsgerichtsanwälte zwar einen erheblichen Ein⸗ 
kommens zuwachs zur Folge haben, für die Landgerichtsanwälte aber 
von unbeilvolem Einfluß fen. Schon jetzt haben die Anwalts⸗ 
kammern den Amtsgerichtsanwälten vielfach zur Pflicht gemacht, 
ihrerſeits das AG. für landgerichtliche Objekte nicht zu prorogieren. 
Die pekuniären Nachteile, die durch dieſe Maßregel von den Land⸗ 
gerichtsanwälten ferngehalten werden ſollten, würden, wenn der 
Volkmarſche Vorſchlag Geſetz würde, mit ganzer Macht zur Geltung 
kommen und geradezu verheerend wirken. Dies um ſo mehr, wenn 
noch als beſonderer Anreiz für die Prorogation die Ermäßigung der 
Gerichtsgebühren bei dem AG. durchgeführt werden ſollte. Wenn 
auch den Landgerichtsanwälten geſtattet wäre, ſelbſt bei allen Amts⸗ 
gerichten aufzutreten, fo würde doch von dieſer Befugnis nicht häufiger 
als jetzt Gebrauch gemacht werden, da die entflehenden Mehrkoſten 
nicht erſtattungsſähig ſein würden. Wenn nun noch, wie Volkmar 
vorſchlägt, die amtsgerichtliche Zuſtändigkeit auf 1200 & erhöht und 
auch die Eheſachen den Landgerichten entzogen werden würden, ſo 
würde dies den Landgerichtsanwälten vollends den Garaus machen; 
denn wenn auch in Eheſachen das LG. als Berufungsinſtanz beſtehen 
dleiben ſoll, ſo würde doch nur ein Teil der Eheſachen in die 
Berufungsinſtanz gehen und den Landgerichtsanwälten zugute kommen, 
da in den meiſten Fällen bei Eheſachen das Sach⸗ und Rechts⸗ 
verhältnis einfach liegt. Dazu kommt noch folgende Erwägung: 

Wenn man davon ausgeht, daß das LG. in höherem Maße zur 
Kechts findung berufen und geeignet zſt als das AG., fo muß die 
erhöhte Zuſtändigkeit des AG. ein Anſchwellen der Berufungsſachen 
und mithin eine Verteuerung und Verlangſamung der Rechtspflege 
zur Folge haben. So dankenswert das in dem Volkmarſchen Aufſatz 
für die Anwaltſchaft bekundete Intereſſe iſt, ſo wenig iſt von der 
Durchführung der vorgeſchlagenen Maßnahmen ein gerechter Ausgleich 
der pekuniären Schädigungen der Anwälte zu erwarten. 

Rechtsanwalt Dr. Pfeiffer, Hirſchberg i. Schl. 


Zum Poſtſcheckkonts. “) 

A. Eine Gefahr des Poſtſcheckkontos. Auf S. 470 der 
IB. 1916 empſiehlt Rechtsanwalt Dr. Eyck die Einrichtung des 
Poſtſcheckkontos. Seine Gründe find ſehr zu billigen; gerade deshalb 
iſt es angebracht, auf eine Eigenart des Poſtſcheckverkehrs hinzuweiſen, 
die Schwierigkeiten bereitet, ohne daß ſie bisher allgemein erörtert 
worden iſt. Die auf das Konto erfolgenden Zahlungen werden vom 
Poſtſcheckamt dem Empfänger gutgeſchrieben und ihm mitgeteilt. Er 
erhält dieſe Nachricht in der Regel erſt einen Tag nach der geleiſteten 
Zahlung und ſomit ſpäter, als wenn der Betrag mit Poſtanweiſung 
bei ihm eingetroffen wäre. Es iſt aber häufig von entſcheidender 
Wichtigkeit, daß der Empfänger mit dem Eingang der Zahlung 
erfährt, daß ſie geleiſtet iſt, um ſogleich zu beurteilen, ob die Zahlung 
rechtzeitig oder verſpätet iſt. Die Zahlung iſt an ſich mit dem 
Augenblick bewirkt, in dem ſie für die Rechnung des Empfängers 
beim Poſtſcheckamt eingeht, nicht erſt dann, wenn er es erfährt. 
Bezahlt nun ein Schuldner in einer gegen ihn anhängigen Klageſache 
die Forderung nebſt Koſten am Tage des Termins und wird der 
Betrag durch Poſtanweiſung ausgezahlt, ſo weiß der Gläubiger, daß 
die Angelegenheit erledigt iſt, er kann ſeinen Anwalt benachrichtigen 
und verhindern, daß ein Berfäumnisurteil gegen den Schuldner ergeht. 
Wird die Zahlung durch Poſtſcheckkonto bewirkt, fo erfährt der Inhaber 
dies einen Tag ſpäter. Das Verſäumnisurteil iſt gegen den Schuldner 
ergangen, unnütze Koſten find entſtanden, obendrein müſſen dieſe vom 

1) Pgl. auch Helbing: Zum bargeldloſen Zahlungsverkehr. 
N. u. W. 1916 S. 118 —122. 


Gläubiger getragen werden, da der Schuldner ſeine Verpflichtung mit 
der Zahlung erfüllt hatte und die Unkenntnis des Gläubigers von 
der Zahlung mit dem Schuldnerverzuge urſächlich nicht zuſammenhängt. 
Hier zeigt ſich der Poſtſcheckverkehr als ſchädlich für den Konto⸗ 
inhaber. 

Um dieſe Unannehmlichkeit zu vermeiden, würde es einer geſetz⸗ 
lichen Beſtimmung bedürfen, die anordnet, daß die Zahlung auf das 
Poſtſcheckkonto zuungunſten des Kontoinhabers erſt dann eingewendet 
werden kann, wenn er die Nachricht vom Eingang der Zahlung 
erhalten hat. Eine ſolche Vorſchrift empfiehlt ſich jedoch nicht, ſie 
belaſtet den Verkehr und iſt beſonders wegen der mit ihr verbundenen 
Unſicherheit nicht durchführbar. Ein anderes Mittel wäre, wenn dem 
Schuldner aufgegeben würde, die Zahlung durch Poſtſcheckkonto ſofort 
dem Gläubiger durch eine beſondere Nachricht anzuzeigen, dies wäre 
aber ebenſo unſicher wie der erſte Vorſchlag und geeignet, eine Ab⸗ 
neigung gegen den Poſtſcheckverkehr zu ſchaffen und ihm jedenſalls 
neue Anhänger fernzuhalten. Es iſt auch zu befürchten, daß die 
Nachricht ſich verzögert oder nicht eintrifft, wobei man allerdings die 
Gefahr dafür dem Schuldner auferlegen könnte. Hierbei iſt noch zu 
berückſichtigen, daß eine ſolche Anordnung dann verſagen würde, 
wenn der Schuldner den Betrag nicht mittels Zahlkarte, ſondern 
durch Poſtanweiſung abſchickt, wenn der Betrag von der Poſtbehörde 
alsdann auf das Konto überſchrieben wird. Hier würde die be⸗ 
treffende Beſtimmung gegen den Schuldner nicht wirken können, zur 
Vermeidung dafür würde es andererſeits ausreichen, wenn der Konto⸗ 
inhaber die Poſtbehörde anweiſt, Poſtanweiſungen ihm unmittelbar zu 
beſtellen. 

Der Zahlung auf das Poſtſcheckkonto iſt nicht gleichzuſtellen 
die Zahlung oder Überweiſung auf ein Bankkonto. Die regelrechte 
Art der Zahlung iſt die Abſendung des geſchuldeten Betrages an den 
Forderungsberechtigten durch die Poſt, und zwar durch Poſtanweiſung. 
Wird davon abweichend auf ein Bankkonto gezahlt, ſo muß der 
Schuldner dies dem Gläubiger mitteilen, auch wenn dieſer ihn durch 
einen Vermerk, ſein Bankkonto dazu zu wählen, darauf hingewieſen 
hat. Der Gläubiger muß erfahren, ob der Schuldner, abweichend 
von der geſetzlichen Art, zahlt und ihm den Betrag auf ſein Bank⸗ 
konto überweiſt. Iſt Gefahr im Verzuge, dann kann der Schuldner 
dieſe Art der Zahlung nicht wählen, er muß das Geld abſenden oder 
rechtzeitig den Gläubiger benachrichtigen, daß er es auf das Bank⸗ 
konto gezahlt hat. Tut er dies nicht, ſo muß er die Folgen gegen 
ſich gelten laſſen, ein etwa gegen ihn erwirktes Verfäumnisurteil iſt 
damit rechtmäßig erlangt, er muß die entſtandenen Koſten tragen. 

Die Auszahlung der baren Beträge bei den Poſtanweiſungen 
kann übrigens dadurch vermieden werden, daß man beim Poſtamt 
den Antrag ſtellt, alle eingehenden Geldbeträge der mitzuteilenden 
Bankverbindung zu überweiſen. Iſt eine derartige Anordnung ge⸗ 
troffen, die von der Poſt gern beachtet wird, ſo erſcheint der Geld⸗ 
briefträger mit den Poſtanweiſungen zu demſelben Zeitpunkt, in dem 
er ſonſt die eingezahlten Beträge in bar abliefert, er übergibt aber 
nicht das Geld. Die Beträge werden vielmehr von der Poſt durch 
die Vermittlung der Reichsbank auf die Bankverbindung umgeſchrieben, 
der Empfänger weiß hier ſofort, daß die auf die Anweiſungen ein⸗ 
gezahlten Beträge an ihn abgeführt ſind. 

Für denjenigen, der trotz der Bedenken ein Poſtſcheckkonto wählen 
möchte, feinen Geldverkehr aber nicht für fo bedeutend hält, um ein 
eigenes Konto anzulegen, gibt es noch das Mittel, daß er das Poſt⸗ 
ſcheckkonto ſeiner Bank benutzt und Zahlungen auf dieſes vornehmen 
läßt. Im Verkehr mit Anwälten kann überdies der Bankverkehr 
weit mehr gehoben werden, indem die einzelnen Beträge von Bank 
zu Bank überwieſen werden, ein Verfahren, an das ſich noch nicht 
viele Kreiſe gewöhnt haben. Trotzdem faſt jeder Geſchäſtsdruckbogen 
ein Bankkonto aufführt, iſt eine Überweifung der Beträge im Gelb: 
verkehr des Anwalts durch derartige Geſchäfte höchſt ſelten. Sie 
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ſchicken das Geld in bar an ihn, er ſendet es ebenfalls ſo an ſie ab, 
in gleicher Weiſe wird der Verkehr unter den Berufsgenoſſen ſelbſt 
gehandhabt. Rechtsanwalt Dr. Hawlitzky, Forſt i. L. 


B. Nach meiner Auffaſſung iſt der Ausgangspunkt des Verfaſſers 
vorſtehenden Aufſatzes unrichtig: Es ſind zwei Fälle zu unterſcheiden: 
Der erſte Fall iſt der, daß der Schuldner mittels Poſtanweiſung an 
den Gläubiger, der ein Poſtſcheckkonto hat, einzahlt. In dieſem Falle 
wird der bare Betrag nicht an den Gläubiger ausgezahlt, ſondern 
auf ſein Poſtſcheckkonto abgeführt; aber zu derſelben Zeit, zu der er 
ſonſt das bare Geld erhalten würde, geht bei dem Gläubiger ein 
Brief des Poſtamts ein, auf deſſen Umſchlag die Worte ſtehen: 
„Inliegend die Abſchnitte von .. .. Poſtanweiſungen, deren Geſamt⸗ 
betrag von auf Ihr Poſtſcheckkonto abgeführt werden wird.“ In 
dem Umſchlag befindet ſich der Poſtanweiſungsabſchnitt, aus welchem der 
Abſender erſichtlich iſt. Der Gläubiger iſt alſo von der Zahlung genau 
fo ſchnell in Kenntnis geſetzt, wie wenn er kein Poſtſcheckkonto hat. 

Der zweite Fall iſt der, daß die Zahlung durch Zahlkarte oder 
Poſtſcheck erfolgt. Dann geht ſie zunächſt an das Poſtſcheckamt und 
wird von dieſem am nächſten Tage dem Kontoinhaber mitgeteilt. 
Eine ſolche Zahlung iſt aber genau ebenſo zu behandeln, wie wenn 
ſie auf ein Bankkonto des Gläubigers erfolgt wäre. Auch hier weiß 
der Schuldner, daß der Gläubiger erſt einen Tag ſpäter von der 
Zahlung benachrichtigt wird. Beim Poſtſcheckkonto liegt die Sache 
nicht anders; es iſt kein Grund erſichtlich, warum die Zahlung hier 
anders behandelt werden ſollte. Wer von den Vergünſtigungen des 
Poſtſcheckverkehrs Gebrauch machen will, muß mit der in der Natur 
der Sache liegenden Verzögerung rechnen. Iſt der Schuldner alſo 
verklagt und will er rechtzeitig vor dem Verhandlungstermin zahlen, 
fo wird er eben einen Tag früher zahlen müſſen, als es bei der Be⸗ 
nutzung der teureren Poſtanweiſung möglich iſt. Die Zahlung mittels 
Poſtanweiſung dauert ja auch einen Tag länger, als wenn der 
Schuldner das Geld perſönlich oder durch Boten in die Wohnung 
des Gläubigers bringt. Gebraucht er dieſe ſelbſtverſtändliche Vorſichts⸗ 
maßregel nicht, ſo hat er eben nicht rechtzeitig gezahlt und 
wird die Koſten eines gegen ihn ergehenden Verſäumnisurteils zu 
tragen haben. Rechtsanwalt Dr. Eyck, Berlin. 


C. Den vorſtehenden Darlegungen des Kollegen Eyck ſchließe 
ich mich vollinhaltlich an: Es wäre ſehr bedauerlich, wenn irgendein 
Rechtsanwalt oder Notar ſich durch die Ausführungen des Herrn 
Kollegen Hawlitzky veranlaßt fühlen würde, von ſeinem guten Vorſatze, 
einen Poſtſcheckanſchluß zu beantragen, Abſtand zu nehmen. Gegenüber 
kleinen Unzuträglichkeiten, wie fie jeglichem Menſchenwerk anhaſten, 
find die Vorteile für den einzelnen Poſtſcheckkunden, wie für das Reich 
ſo überwiegend, daß es auffallend erſcheint, wie nach 7 jähriger Wirk⸗ 
ſamkeit des Poſtſcheckgeſetzes erſt 1558 von etwa 12 000 Rechtsanwälten 
angeſchloſſen ſind. Die viel größere Billigkeit, Sicherheit 
vor Verluſten, Zeiterſparnis für Anwalt und Angeſtellte müſſen 
jeden denkenden Inhaber eines Kanzleibetriebes dazu zwingen, einen 
Anſchluß zu nehmen, will er nicht den Vorwurf ſchlechten Wirtſchaftens 
auf ſich laden. Seit dem erſten Monat des Beſtehens der Einrichtung 
iſt in den mir tagtäglich zukommenden Auszügen noch nie ein Rechen⸗ 
fehler vorgekommen. Die Poſtſcheckabteilung arbeitet mit tadelloſem 
Perſonal und mit untrüglichen Rechenmaſchinen. Für das Reich liegt 
der Hauptvorteil der Einrichtung in der Erſparnis von Banknoten. 
Bargeldlos wurden im Jahre 1915 faſt 80 Milliarden Mark oder 
62,47 v. H. des Geſamtumſatzes beglichen. Dadurch wird die vor⸗ 
handene Golddeckung für die im Umlauf verbleibenden Banknoten 
verhältnismäßig ſtärker, das Anſehen der deutſchen Banknote im 
In- und Ausland gehoben und der Gewinn der Reichspoſtverwaltung 
erhöht. Sie erhält die Möglichkeit, auf den Kurs der Reichs und 
Staatsanleihen durch Ankäufe aus den Hinterlegungen der Poſtſcheck⸗ 
kunden günſtig einzuwirken. Nach den Geſchäftsberichten der Reichs: 


poftverwaltung zu ſchließen, ſtehen noch 120 Milliarden Mark Umſätze 
aus, die für den bargeldloſen Verkehr zu erobern ſind: wahrlich 
ein Ziel, deſſen Erreichung im Intereſſe des Reichswohles aufs 
innigſte zu wünſchen. Ich habe im April durch eine Denkſchrift an 
das Reichsſchatzamt den Weg einer Notverordnung des Bundesrats 
empfohlen, um vor allem diejenigen, die kraft ihres Amtes oder Berufes 
geordnete Akten oder Buchführung haben (Behörden, Gemeinden, Spar⸗ 
kaſſen, Beamte, Kaufleute, Rechtsanwälte uſw.) zu zwingen, Poſtſcheck⸗ 
anſchluß zu nehmen. Ein Zwang, der nur Vorteile bringt, iſt keiner. 
Die Gefahr der immer näher rüdenden Geldvertruſtung infolge 
Verſchmelzung der Großbanken kann das Reich nur beſtehen, wenn 
es ſelbſt Großbankier iſt. Auch dazu verhilft ihm der Poſtſcheck⸗ 
anſchluß ſeiner Bürger. Juſtizrat Dr. Görres, Verlin. 


Ortlicher Anwaltverein. 


Im Berliner Anwalt-Perein (Verſammlung vom 18. April 
1916). Vortrag des Vorſitzenden Juſtizrat Goldmann: „Der Ein: 
fluß der Höchſtpreiſe auf laufende Verträge “.!) Aus den ſehr 
anregenden und mit lebhaften Beifall aufgenommenen Ausführungen fei 
hier folgendes wiedergegeben: Die der Gewerbeordnung widerſprechende 
Befugnis zur Feſtſetzung von Höchſtpreiſen gründet ſich auf das Geſetz 
vom 4. Auguſt 1914, das ſich zunächſt auf Gegenſtände des täglichen 
Bedarfs beſchränkte, in der Faſſung vom 17. Dezember 1914 Höchſt⸗ 
preiſe aber auch für andere Gegenſtände zuließ. Auch wurde nun die 
urſprünglich beabſichtigte Begrenzung auf den Kleinhandel aufgegeben. 
Die Ausgeſtaltung iſt dem Bundesrat überlaſſen. Auch die Militär⸗ 
behörde kann, nach Entſcheidungen des RG, Höchſtpreiſe feſtſetzen. 
Bei Gegenſtänden des Großhandels wurde die Enteignung für zuläſſig 
erklärt und Strafvorſchriften wurden eingeführt. Für das Recht der 
Schuldverhältniſſe zeigt ſich die Wirkung der Feſtſetzung von Höchſt⸗ 
preiſen zunächſt bei Verträgen, die nach der Feſtſetzung unter Verſtoß 
gegen ihre Beſtimmungen geſchloſſen ſind, richtiger Anſicht nach 
darin, daß der Vertrag, trotzdem Verkäufer ſich durch ihn ſtrafbar 
macht, gültig bleibt, aber nur zum Höchſtpreiſe. Wie aber iſt der 
Einfluß der Höchſtpreiſe auf Verträge, die vor der Feſtſetzung ab⸗ 
geſchloſſen, aber zur Zeit des Inkrafttretens der Höchſtpreiſe noch 
nicht vollſtändig durch Lieferung erfüllt ſind? Für dieſe laufenden 
Verträge ſind die Fälle, in denen poſitive Beſtimmungen durch die 
Verordnung vom 11. November 1915 für gewiſſe Gegenſtände, wie 
Butter uſw., getroffen ſind, von den Fällen zu unterſcheiden, wo es 
an ſolchen Beſtimmungen, z. B. für Getreide, Metalle, Wolle, Pe⸗ 
troleum, fehlt. Für die Entſcheidung der letzteren Fälle iſt das BGB. 
maßgebend. Unter Ablehnung der Anſicht, daß Verträge über Gegen⸗ 
ſtände, für die ſpäter Höchſtpreiſe feſtgeſetzt werden, nicht mehr erfüllt 
werden dürfen, iſt anzunehmen, daß ſolche Verträge, die vorher zu 
höheren Preiſen geſchloſſen find, beſtehen bleiben, wenngleich dadurch 
Härten für den Käufer, der zu höheren Preiſen eingekauft und nun 
zu den niedrigeren Höchſtpreiſen verkaufen muß, entſtehen können. 
In beſonders kraſſen Fällen dieſer Art wird man ihm ein Rücktritts⸗ 
recht wegen veränderter Umſtände einräumen oder den Vertrag nach 
dem Vorbild der Bekanntmachung gegen übermäßige Preisſteigerung 
vom 23. Juli 1915 für nichtig wegen Verſtoßes gegen die guten 
Sitten erklären können. In den regelmäßigen Fällen aber muß der 
Käufer den vereinbarten, die Höchſtpreiſe überſchreitenden Preis 
zahlen. Erfolgt eine Enteignung, ſo iſt der Verkäufer beim Spezies⸗ 
kauf von der Erfüllung wegen Unmöglichkeit befreit, der Käufer hat 
die Rechte aus 88 287, 323 BGB., er kann namentlich den Unter⸗ 
ſchied zwiſchen dem vereinbarten Kaufpreis und dem höheren von der 
Behörde feſtgeſetzten Ubernahmepreis verlangen. Beim Gattungskauf 


1) Siehe Oertmann, IW. 1915, 1510 fl.; Vondi, JW. 191, 8 ff. 
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muß der Käufer trotz der Enteignung leiften, ſolange Waren ber 
gleichen Gattung überhaupt zu beſchaffen ſind. Um eine Gattungs⸗ 
ſchuld aber handelt es ſich nicht mehr, wenn das Veräußerungsverbot 
zu einer Zeit ergeht, wo der Schuldner das zur Leiſtung Erforderliche 
bereits getan, die Schuld damit auf eine beſtimmte Sache konzen⸗ 
triert hat. Bei der poſitiven Regelung durch die Verordnung vom 
11. November 1915 handelt es ſich um Gegenſtände des täglichen 
Bedarfs. Um die durch Erfüllung früher geſchloſſener Verträge zu 
den Bertragdbedingungen eintretende Schädigung der Parteien zu 
verhüten, hätte man die Verträge als mit dem Inkrafttreten der 
Hochſtpreiſe aufgehoben erklären können, was ſpäter bei Saatkartoffeln 
auch geſchehen iſt. Damit wären aber Stockungen in der Ver⸗ 
ſorgung der Bevölkerung erfolgt, und deswegen ſtellt die Verordnung 
nur die Fiktion auf, daß laufende Verträge als zum Höchſtpreis ab⸗ 
geſchloſſen gelten. Dabei kommt es auf den Zeitpunkt der Lieferung 
an. Iſt bei Inkrafttreten der Höchſtpreiſe bereits geliefert, ſo iſt der 
vereinbarte höhere Preis zu zahlen, andernfalls der Höchſtpreis. Die 
Verordnung hat aber keine rückwirkende Kraft; iſt der Höchſtpreis vor 
dem 11. November 1915 feſtgeſetzt, ſo kommt es darauf an, ob an 
dieſem Tage bereits die Lieferung erfolgt iſt. Die Fiktion greift 
nur inſoweit ein, als die Lieferung noch nicht erfolgt iſt; für den 
gelieferten Teil bleibt der höhere Preis maßgebend, für den nicht 
gelieferten tritt der Höchſtpreis an Stelle des Vertragspreiſes. 
Unter Lieferung im Sinne der Verordnung iſt die „Andienung“ der 
Ware zu verſtehen, fo z. B. genügt Vorlegung der Frachtbriefduplikate. 
Der Abi. 2 des 8 1 BD., der die Rückforderung eines vorher 
bezahlten, die Höchſtpreiſe überſteigenden Preiſes ausſchließt, kann 
ſich nur beziehen auf eine Zahlung, die vor dem 11. November 1915 
geleiſtet worden iſt, und zwar für eine ſpätere Lieferung, für die 
infolge der Berordnung die niedrigeren Höchſtpreiſe maßgebend wurden. 
Die Entſcheidung der Streitigkeiten aus § 1 BO., aber nur aus 
dieſem, iſt einem beſonderen Schiedsgericht übertragen, deſſen Ent⸗ 
ſcheidung ſoll darüber ergehen, zu welchen Bedingungen der Vertrag 
zu erfüllen iſt, und es ſetzt die Vertragsbedingungen nach freiem 
Ermefien feſt. Der Schiedsſpruch geht alſo hier nicht auf Verurteilung 
oder Abweiſung. Nur die Lieferungsfriſten kann das Schiedsgericht 
nicht ändern, wenn die Parteien nicht zuſtimmen. Seine Entſcheidung 
iſt endgültig und für die Gerichte bindend. Seine Anrufung iſt nicht 
obligatoriſch. Bei Anrufung des ordentlichen Gerichts kann nicht die 
Einrede des ſchieds gerichtlichen Verfahrens erhoben werden, weil das 
Schiedsgericht ja nicht den vor dem ordentlichen Gericht anhängigen 
Streit zu entſcheiden, ſondern die Vertragsbedingungen feſtzuſetzen 
hat. Das ordentliche Gericht muß, wenn auch das Schiedsgericht 
angerufen iſt, allerdings ausſetzen, da feine Entſcheidung von der 
Feſtſetzung der Bedingungen abhängig iſt. Der Käufer kann nach 
8 2 das Schiedsgericht auch mit der Behauptung anrufen, daß ihm 
mit RNückſicht auf die veränderten wirtſchaftlichen Verhältniſſe die 
Erfüllung zu den vereinbarten Bedingungen nicht zugemutet werden 
tonne. Das trifft namentlich zu, wenn Höchſtpreiſe vom Bundesrat 
für zuläſſig erklärt, aber noch nicht feſtgeſetzt find. Wenn in der 
Zwiſchenzeit geliefert wird, müßte Käufer den hohen Vertragspreis 
zahlen und bei Eintritt der niedrigeren Höchſtpreiſe zu dieſem vers 
kaufen. In ſolchen Fällen kann das Schiedsgericht die Vertrags⸗ 
bedingungen — bis auf die Lieferungsfriſt — nach freiem Ermeſſen 
ändern. Aufheben kann es den Vertrag nicht, auch nicht das Quantum 
der zu liefernden Ware ändern. Preis und Zahlungstermin unter⸗ 
liegen hauptſächlich ſeinem Ermeſſen. Es anzurufen, ſteht grund⸗ 
ſätzlich dem Käufer, aber bei Lieferungen von Milch und Butter, 
nach ſpäterer Beſtimmung auch Käſe, auch dem Verkäufer zu. Das 
Schiedsgericht iſt bei dieſen Gegenſtänden nicht einmal an die Höchſt⸗ 
preiſe gebunden. Um eine Stockung im Umſatz zu verhindern, iſt 
beſtimmt, daß der Verkäufer ohne Nückſicht auf die Anrufung des 
Schiedsgerichts zu liefern, der Käufer zunächft den von ihm für an: 
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gemeſſen erachteten Preis zu zahlen hat — eine ſehr bedenkliche 
Beſtimmung, die den Verkäufer nötigt, ſofort auf Zahlung des reſt⸗ 
lichen Kaufpreiſes zu klagen. Dann muß der Käufer, wenn er nicht 
verurteilt werden will, das Schiedsgericht anrufen, das allein den 
Preis herabſetzen kann, und deſſen Entſcheidung für das Gericht 
bindend iſt. Der Vorſitzende des Schiedsgerichts kann vorläufige 
Anordnungen über die Verpflichtungen der Parteien erlaſſen und ihre 
Vollſtreckung herbeiführen, er kann alſo den Verkäufer zur Lieferung 
zwingen und dem Käufer die Zahlung eines höheren Betrages, als 
dieſer für angemeſſen hält, aufgeben. Das Schiedsgericht hat einen 
angeſtellten Richter als Vorſitzenden und zwei Beiſitzer. Das Ver⸗ 
fahren iſt gebührenfrei. Über die Zuſammenſetzung des Schiedsgerichts 
iſt im übrigen die Juſtizminiſterialverfügung vom 12. November 
und über das Verfahren die Verfügung des Reichskanzlers vom 
15. November 1915 ergangen. Bei jedem Oberlandesgericht iſt ein 
Schiedsgericht einzurichten,“) das Verfahren iſt möglichſt einfach. Der 
Vorſitzende beſtimmt, ob mündliche Verhandlung oder nicht, die 
Sitzungen ſind nicht öffentlich. Die Ladung kann auf jede Weiſe 
erfolgen. Begründung der in Beſchlußform ergehenden Entſcheidung 
erfolgt nicht. Die Parteien können ſich durch Bevollmächtigte vertreten 
laſſen, die Auslagen können fie nicht erſtattet verlangen. 


Reichsgericht.“ 
a) Zivil ſachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Lehmann. 


[Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. — * Wird in 


der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts 
abgedruckt. — + Anmerkung.] 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 5 157 BGB. Die Aufkündigung, zu der die 
Kriegsklauſel das Recht gibt, kann nicht beliebig hinaus⸗ 
geſchoben werden.] 

Ein Lieferungsvertrag enthielt folgende Beſtimmung: 
„Wagenmangel, höhere Gewalt, Mobilmachung, Krieg, Streik, 
Ausſperrungen, Betriebsſtörung, Ein- oder Ausfuhrverbote, 
ſoweit wir dadurch betroffen werden, befreien uns von der 
Lieferung.“ Hinſichtlich der Zeit, zu der gegebenenfalls von 
dem Rücktrittsrechte Gebrauch gemacht werden muß, erklärt 
das RG.: „Nach Treu und Glauben kann dem Verkäufer 
das Recht der Losſagung vom Vertrage nur binnen derjenigen 
Frift zugeſtanden fein, deren er bedarf, um nach Eintritt des 
vorbehaltenen Falles feine Lage zu überblicken.“ W. c. 
Th. H. & Co., U. v 29. Febr. 16, 417/15 II. — Naum⸗ 
burg. [L.] ö 

2. 5 241 BGB. Ausſchluß des Erfüllungsanſpruchs, 
wenn deſſen Geltendmachung mit den Grundſätzen von Treu und 
Glauben unvereinbar iſt. ] 1) 

Die Klägerin kaufte Ende Juni oder Anfang Juli 1914 
von dem Beklagten 2000 Zentner Roggen und 2000 Zentner 


7) Aber die Rechtſprechung dieſer Schiedsgerichte wird künftig 
ſtändig berichtet werden. D. S. 
Zu 2. Neue rechtliche Grundſätze enthält das Urteil nicht. 
Es iſt feſtſtehende Praxis, daß in dem Stillſchweigen auf die Erklärung 
des einen Kontrahenten eine Willenserklärung liegen kann. Es 
muß jeweils nach den Umſtänden des Falles deurteilt werden, 
105 * 
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Weizen, lieferbar nach der Ernte waggonfrei Pleſchen. Am 
1. Auguſt 1914 ſchrieb der Beklagte der Klägerin, daß er in 
Anbetracht der Kriegslage von dem Vertrage zurücktrete, worauf 
die Klägerin ihm telegraphiſch erklärte, daß ſie Lieferung 
verlange. Nach weiterem Briefwechſel, in dem die Klägerin 
den Beklagten im Hinblick auf die Verzögerung der Lieferung 
um einſtweilige Rückerſtattung des von ihr auf den Kaufpreis 
Angezahlten gebeten hatte, telegraphierte der Beklagte am 
14. Auguſt 1914, es würden ihm heute die reſtlichen Pferde 
genommen, er habe keine Kohlen, könne nichts dreſchen, werde 
nichts liefern und zahle das Geld zurück. Die Klägerin ant⸗ 
wortete am 15. Auguſt, daß ſie auf der Vertragserfüllung 
beſtehe und um Lieferung bitte, ſobald der Beklagte in der 
Lage ſei, zu dreſchen. An demſelben Tage ſchrieb der Beklagte, 
der dieſen Brief noch nicht erhalten hatte, er werde das Geld 
auszahlen und das Getreide ſpäter liefern. Zwei Tage nachher, 
am 17. Auguſt, ſchrieb er: „Soeben wurde mir mein ganzes 
Benzol, letztes halbes Faß, mit Beſchlag belegt. Kann nicht 
einmal Waſſer pumpen und ſitze im Finſtern. Es iſt mir nicht 
möglich, ohne Pferde, Benzol, Kohlen etwas zu dreſchen oder 
zu liefern. Bank Wloſianski ift angewieſen, an Sie 5400 & 
zu zahlen. Fragen Sie dort an.“ Am 19. Oktober 1914 
erſuchte die Klägerin den Beklagten um Mitteilung, wann ſie 
nunmehr auf Lieferung rechnen könne. Auf eine Wiederholung 
der Anfrage erwiderte der Beklagte, daß er inzwiſchen das 
Getreide anderwärts verkauft habe. Mit der vorliegenden 
Klage verlangt die Klägerin Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
in Höhe von 13165 nebſt Zinſen. Der Beklagte machte 
neben ſonſtigen Einwendungen geltend, daß die Klägerin, 
nachdem ſie auf ſein Schreiben vom 17. Auguſt bis in den 
Oktober hinein geſchwiegen gehabt habe, Lieferung nicht mehr habe 
verlangen können. Das LG. wies die Klage ab. Berufung 
und Reviſion der Klägerin ſind zurückgewieſen. Gründe: 
Das BG. faßt das Schreiben des Beklagten vom 17. Auguſt 
1914 dahin auf, daß der Beklagte — im Gegenſatz zu ſeinem 
Briefe vom 15. Auguſt, worin er ſpätere Lieferung in Ausſicht 
geſtellt hatte und in Beantwortung des Briefes der Klägerin 
von demſelben Tage — erklärt habe, er werde nunmehr über⸗ 


ob die Nichtbeantwortung als Zuſtimmung zu deuten iſt. Das be⸗ 
ſondere des vorliegenden Falles beſteht aber darin, daß es ſich um 
eine Würdigung der kriegeriſchen Ereigniſſe handelt. Wären dieſe 
nicht, ſo hätte wohl auch das RG. in dem Schweigen des Käufers 
auf das Schreiben des Verkäufers, nicht mehr zu lieſern, keine 
Genehmigung dieſes Verlangens geſehen. Kein Kontrahent iſt nach 
der Auffaſſung des Verkehrs auch in Handelsangelegenheiten ver⸗ 
pflichtet, einer Erfüllungsweigerung des andern Teiles zu wider⸗ 
ſprechen. Nur bei ganz beſonderen Momenten kann eine ſolche Pflicht 
zum Reden angenommen werden. Dieſe werden nun aber durch die 
Bedrohung des Wohnortes des Verkäufers mit einem feindlichen Einfall 
als gegeben angeſehen. Das hat eine ſchwere allgemeine Störung der 
geſchäftlichen Verhältniſſe zur Folge. Deshalb erſchien das Verlangen 
des Verkäufers berechtigt, von dem Käufer, wenn er an dem Vertrag 
feſthalten will, ſofort Beſcheid zu erhalten. In dieſem Punkte wird 
das Urteil auch für andere ähnlich gelagerte Fälle von Bedeutung 
ſein. Die wirtſchaftliche Lage, die der Krieg gebracht hat, kann dem 
Stillſchweigen des Empfängers einer Erklärung die Antwort zur Pflicht 
machen, zu der er zur Friedenszeit keine Veranlaſſung hätte. 
Hachenburg. 
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M 11. 1916. 
haupt nicht liefern. Daß das Schreiben in dieſem Sinne zu 
verſtehen ſei, folgert es nicht nur aus ſeinem Inhalte, ſondern 
auch aus den Verhältniſſen, unter denen es verfaßt iſt. In 
letzterer Beziehung weiſt es auf die damalige für die Provinz 
Poſen bedrohliche Kriegslage und auf die Tatſache hin, daß 
Vorbereitungen für die Räumung der an der Grenze gelegenen 
Teile der Provinz hätten eingeleitet werden müſſen. Sodann 
geht es — zutreffend — davon aus, daß die Klägerin an ſich 
nicht verpflichtet geweſen ſei, der Anzeige, daß die Lieferung 
unterbleiben werde, zu widerſprechen. Unter den beſonderen Um⸗ 
ſtänden des Falles erblickt es aber darin, daß die Klägerin bis 
zum 19. Oktober 1914 geſchwiegen hat, ein Verhalten, das nach 
den Grundſätzen von Treu und Glauben die weitere Geltend⸗ 
machung des Lieferungsanſpruchs ausſchloß. Hierzu iſt dar⸗ 
gelegt, die kriegeriſchen Ereigniſſe hätten für den in Betracht 
kommenden Landesteil bis Ende September 1914 eine ſchwere 
allgemeine Störung der geſchäftlichen Verhältniſſe zur Folge 
gehabt, auch habe die Klägerin nicht erwarten können, daß der 
Beklagte trotz der Bedrohung mit feindlichem Einfall ſeine Ge⸗ 
treidevorräte, die er mit der Bahn nur ſchwer und zeitweiſe 
überhaupt nicht habe fortſchaffen können, zu ihrer Verfügung 
werde lagern laſſen. Daraus und aus dem weiteren Umſtande, 
daß zu der fraglichen Zeit ein Steigen der Getreidepreiſe ein⸗ 
getreten ſei, entnimmt das BG., daß die Klägerin, wenn ſie 
den Beklagten am Vertrage feſthalten wollte, nicht bis zum 
19. Oktober 1914 mit dem Erfüllungsverlangen habe zuwarten 
dürfen und daß ſie, nachdem Ende September die durch die 
Kriegswirren geſtörten Verhältniſſe der Gegend wieder über⸗ 
ſehbar geworden ſeien, zum mindeſten damals unverzüglich etwas 
von ſich hätte hören laſſen müſſen. Die Reviſion wendet ſich 
gegen die Meinung des BG., daß das Schreiben des Beklagten 
vom 17. Auguſt 1914 ſo zu verſtehen ſei ſund auch von der 
Klägerin habe verſtanden werden müſſen], daß der Beklagte 
nunmehr überhaupt nicht liefern werde. Sie führt aus, die 
Klägerin habe das Schreiben nach feinem Inhalte und im Zu⸗ 
ſammenhang mit den vorhergehenden Briefen der Parteien nur 
in dem Sinne auffaſſen können, daß der Beklagte, wie auch in 
ſeinem Briefe vom 15. Auguſt, erklärt habe, er könne jetzt kein 
Getreide liefern. Ein Irrtum rechtlicher Art iſt jedoch nicht 
darin zu erkennen, daß das BG., ebenfalls unter Würdigung des 
Briefwechſels und außerdem unter Heranziehung der begleitenden 
Umſtände, in dem Schreiben jene weitergehende Erklärung 
und nicht bloß eine Wiederholung des zwei Tage vorher Mit⸗ 
geteilten findet. Ebenſowenig kann es als rechtsirrig an⸗ 
geſehen werden, wenn das BG., ausgehend von dem ſeiner 
Meinung nach dem Schreiben vom 17. Auguſt beizulegenden 
Sinne, weiter der Anſicht iſt, daß die Klägerin unter den dar⸗ 
gelegten beſonderen Verhältniſſen nicht erſt am 19. Oktober 
1914 auf das Lieferungsverlangen hätte zurückkommen dürfen. 
K. c. S., U. v. 28. März 16, 49/16 II. — Poſen. [L.] 

** 3. 85 275, 279, 242 BGB. Die Anſicht, daß, wenn 
der Marktpreis einer Ware gewiſſe Grenzen überſteigt, dem 
Verkäufer der Deckungskauf billigerweiſe nicht mehr zugemutet 


Zu 3. Bald nach Kriegsausbruch wurde die Frage lebendig, 
welchen Einfluß die durch den Krieg geſchaffene wirtſchaftliche Um⸗ 
wälzung auf die Verträge hat. Auf der einen Seite ſtanden die 
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werden könne, iſt — jedenfalls in der Anwendung auf ben 
Großbandel — zu verwerfen.] +) 

Für die Frage, ob im Sinne des $ 279 die Leiſtung aus 
der Gattung möglich iſt, kommt es darauf an, ob die Ware 
durch Mittel, mit deren Anwendung nach Treu und Glauben 
zu rechnen iſt, beſchafft werden kann. Beim Großhandel in 
Waren iſt es aber das Gegebene, daß der Verkäufer die ver⸗ 
kaufte Ware, wenn er fie bei Vertragsſchluß nicht ſchon beſitzt, 
im Markte ankauft. Es wird allgemein damit gerechnet, daß 
der Verkäufer dieſen gewöhnlichſten Weg, um ſich die Ware zu 
verſchaffen, beſchreitet, ſolange er gangbar iſt. Dabei macht 


Intereſſen des Verkäufers. Sie wurden durch die täglich ſteigenden 
Mehrausgaben ihres Betriebes in eine ſchwierige Lage gebracht. Das 
Rohmaterial wurde teurer. Die Arbeitslöhne wuchſen. Der Abſatz 
verringerte ſich. Die Geſchäfte erſchienen nicht mehr rentabel. Auf 
der andern Seite ſtanden die Käufer. Sie hatten ſich auf die Ab⸗ 
ſchlüfſſe verlaſſen. Ihr Betrieb war danach eingerichtet. Sie bes 
ſtanden auf der Erfüllung. Man knüpfte bei der Löſung dieſes 
Konfliktes vielfach an das vom RG. früher ausgeſprochene Prinzip 
der Unerſchwinglichkeit an (RG. 57, 119 = JW. 1904, 200). Dort 
war, obwohl die Leiſtung aus der Gattung nicht abſolut unmöglich 
erſchien, doch das Unvermögen der Erfüllung der Unmöglichkeit gleich: 
geſtellt worden. Man leitete daraus den allgemeinen Gedanken ab, 
daß die Verpflichtung zur Erfüllung ihre Grenzen in der Zumutbar⸗ 
keit habe. Auch die Erfüllung ſelbſt unterſtehe der Auslegung nach 
Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte (§S 242 BGB.). 
Wo die Grenze zu finden ſei, wäre dann im einzelnen Falle feſtzu⸗ 
ſtellen. Mit dem oben abgedruckten Nechtsgrundſatze hat aber das 
RE. dieſe Auslegung feines früheren Urteils abgelehnt. Es verweiſt 
auf die Verkehrsübung und den gewöhnlichen Weg, ſich die Ware zu 
beſchaffen. Solange dieſer offen iſt, muß der Verkäufer erfüllen. Die 
außerordentliche Höhe ſeiner eigenen Geſtehungskoſten iſt gleichgültig. 
Damit beſchränkt das NG. die Bedeutung feiner früheren Entſcheidung 
auf die Fälle, in denen eine Erfüllung nur auf einem ganz un⸗ 
gewöhnlichen Wege denkbar wäre. Es iſt der Nachdruck nicht auf 
das Außergewöhnliche des Aufwandes, ſondern des Weges der An⸗ 
ſchaffung der Ware gelegt. Damit iſt zugunſten der Käufer ent⸗ 
ſchieden. Die ſchweren Verluſte, welche die Erfüllung der alten Ab⸗ 
ſchlüſſe nach ſich zieht, müſſen die Verkäufer tragen. Das NG. läßt, 
ſolange überhaupt die Ware auf dem Markte zu befchaffen tft, keinen 
Einwand zu. Es könnte nicht einmal der Verkäufer nachweiſen, daß 
die Erfüllung all ſeiner Verpflichtungen ihn zugrunde richten würde. 
Er hat die Gefahr der wechſelnden Konjunktur übernommen. Er 
müßte ſie auch tragen, wenn ſie ihn wirtſchaftlich vernichtet. Dieſes 
Ergebnis würde nicht befriedigen. Es ſchmeckt etwas nach fiat justitia, 
pereat mundus. Der eingangs geſchilderten Auffaſſung lag das 
Empfinden zugrunde, daß der Käufer keinen wirtſchaftlichen Selbſt⸗ 
motd des Verkäufers verlangen dürfe. Man wird nicht jede, wenn 
auch ſtarke Preisſteigerung als Entſchuldigung des Verkäufers gelten 
laſſen dürfen. Es wird aber ſchließlich doch ein Moment kommen, 
bei welchem es dem Nechtsempfinden widerſtrebt, auf der Erfüllung 
zu beharren. Der Käufer ſelbſt wird in gleicher Weiſe wie der Ver⸗ 
käufer ſeinem Abnehmer wieder dieſe Unmöglichkeit entgegenhalten 
dürfen. Die endgültige Folge hätte in einem ſolchen Falle der Kon⸗ 
ſument zu tragen. Man wird hieran um ſo weniger Anſtoß nehmen, 
als das NG. bei feiner Auslegung der Kriegsklauſel ja auch den 
Verkäufer von ſeiner Lieferpflicht befreit, auch wenn es ihm aus 
ſeinen Vorräten möglich wäre. Auch hier hat in letzter Linie der 
Konſument die Folgen zu ſpüren. Man wird daher trotz der all⸗ 
gemeinen Ausdrucksweiſe des Erkenntniſſes abzuwarten haben, wie 
ſich das RG. zu dem äußerſten Falle ſtellt. Hachenburg. 
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eine außerordentliche Höhe des Marktpreiſes keinen Unterſchied, 
ſolange ein ſolcher überhaupt beſteht. Das Beſtehen eines 
Marktpreiſes ergibt, daß eine Mehrheit von Kaufleuten die 
Ware zu dieſem Preiſe kauft. Solange dies geſchieht, kann 
nicht die Rede davon ſein, daß der Ankauf zu ſolchem Preiſe 
niemand zuzumuten wäre. Ebenſolange iſt alſo auch die Leiſtung 
aus der Gattung nicht unmöglich. C. & M. c. L., U. v. 
21. März 16, 473/15 II. — Darmſtadt. [L.] 

4. 8 283 BGB. Rechtskraft der Entſcheidungsgründe. 
Inwieweit kann einem aus $ 283 BGB. erhobenen Schadens⸗ 
erſatzanſpruch der im Vorprozeſſe geltend gemachte Einwand 
eigenen Verſchuldens entgegengehalten werden?] 17) 

Durch Vertrag vom 9. Auguſt / 8. September 1896 hat 
der Beklagte an die Klägerin von einem ihm gehörigen Grund⸗ 
ſtücke eine Parzelle verkauft und ihr das Recht eingeräumt, auf 
ſeinem Grundbeſitze nach Waſſer zu ſuchen, das Waſſer nach 
Belieben zu entnehmen, auch aus offenen Waſſerläufen, 
Bächen, Privatflüſſen, und es auf beliebigem Wege nach der 
gekauften Parzelle zu leiten, ſowie die dazu erforderlichen 
Anlagen herzuſtellen. Ferner iſt in § 5 des Vertrages be⸗ 
ſtimmt, daß falls das für die Fabrik der Klägerin notwendige 
Waſſer aus offenen Waſſerläufen entnommen werden ſollte, 
der Beklagte von ſeinem Rittergute und von dem Reſtgrund⸗ 
ſtücke, von dem er die Parzelle verkauft hatte, einen 8 bis 
10 Meter breiten Streifen Land, welches die 
Verbindung der Entnahmeſtelle mit dem Fabrikgrundſtücke 
herſtelle, mit einem Flächeninhalt bis 4 Hektar gegen einen 
Kaufpreis von 600 & pro Hektor käuflichüberlaſſen, 
entpfänden und laſtenfrei auflaſſen werde. 


Zu 4. Die Entſcheidung ſpricht nur den Grundſatz aus, daß 
der Einwand eigenen Verſchuldens nach 8 254 dem aus § 283 BGB. 
erhobenen Schadensanſpruche dann nicht entgegengeſetzt werden kann, 
wenn in dem Vorprozeſſe über dieſen Einwand eigenen Verſchuldens 
rechtskräftig entſchieden war. 

Dagegen enthält ſich das RG. einer Stellungnahme zu der 
Frage, ob in jeder Zuerkennung des Hauptanſpruchs ſchon eine Ver⸗ 
werfung des Einwands eigenen Verſchuldens in Anſehung des Erfah 
anſpruchs zu ſinden ſei. Ebenſowenig wird die Verneinung des 
eigenen Verſchuldens im gegebenen Falle, wie ſie in dem Vorurteil 
ausgeſprochen war, vom NG. ſachlich gebilligt. 

Der vom NG. ausgeſprochene Grundſatz ergibt ſich aus dem 
Weſen der Rechtskraft und iſt ſicher zu billigen. Aber die Anwend⸗ 
barkeit auf den vorliegenden Rechtsſtreit wird durch den angeführten 
Sachverhalt noch nicht gerechtfertigt. In dem Vorprozeſſe war der 
Beklagte zu der Hauptleiſtung verurteilt worden. Das Gericht hatte 
anſcheinend die Unmöglichkeit der Leiſtung verneint. Wenn trotzdem in den 
Gründen bemerkt wird, daß die „etwa herbeigeführte Unmöglichkeit 
der Leiſtung auch nicht auf ein mitwirkendes Verſchulden des Klägers 
zurückzuführen ſei“, ſo kann nur eine ſolche Ausführung vorliegen, 
welche die Entſcheidung nicht trägt und die deshalb nicht in Kechts⸗ 
kraft erwachſen kann. 

Die von dem RG. offengelaffene Frage iſt ſicher zu verneinen. 
Sonſt würde dem Schuldner in ſolchen Fällen die Berufung auf das 
Verſchulden des Gläubigers überhaupt verſagt werden. Die Beurs 
teilung des gegebenen Falles durch das Vorgericht beruht auf der 
früher wohl vertretenen Meinung, daß das Verſchulden des Gläubigers, 
das für § 254 in Betracht komme, in der Nichterfüllung einer Rechts⸗ 
pflicht beſtehen müſſe. Dieſe Meinung iſt ſicher unrichtig und heute 
wohl allgemein aufgegeben. Prof. Dr. Ph. v. Heck, Tübingen. 
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§ 14 des Vertrages lautet wie folgt: „Der Rittergutsbeſitzer 
v. D. bewilligt und beantragt zur Erhaltung des 
Rechts auf Auflaffung der nach $ 5 des vorliegenden Vertrags 
eventuell zu verkaufenden Parzelle mit einem Flächeninhalt 
bis zu 4 Hektar die Eintragung einer Vormerkung für 
die Geſellſchaft Zuckerfabrik J. G. m. b. H. (d. i. 
die Klägerin) im Grundbuche des Rittergutes W. 


und des Reſtgrundſtückes W. Nr. 35“. Die Ein⸗ 
tragung der Vormerkung iſt unterblieben. Ende 1909 
hat der Beklagte ſein Gut an die Anſiedlungs⸗ 


kommiſſion verkauft und es ihr am 24. November 1909 auf⸗ 
gelaſſen. In einem Vorprozeſſe iſt er auf die von der 
Klägerin erhobene Klage durch ein rechtskräftig ge⸗ 
wordenes Urteil des OLS G. Poſen vom 19. Mai 
1911 verurteilt worden, die Eintragung der Vormerkung hin⸗ 
ſichtlich eines beſtimmt bezeichneten Streifens Land zu be⸗ 
wirken. Die Klägerin iſt ſodann auf ihren Antrag auf 
Grund dieſes Urteils durch Beſchluß des Prozeßgerichts er⸗ 
mächtigt worden, die Eintragung der Vormerkung auf Koſten 
des Beklagten zu bewirken und der Beklagte iſt verurteilt 
worden, der Klägerin hierzu 100 * zu bezahlen. Mit der 
Behauptung, die Bewirkung der Eintragung ſei durch das 
Verſchulden des Beklagten unmöglich geworden, hat ſie als⸗ 
dann Klage auf Schadenserſatz erhoben. Das LG. hat die 
Klage abgewieſen. In der Berufungsinſtanz hat die Klägerin 
noch geltend gemacht, ſie habe dem Beklagten durch Schreiben 
vom 9. Oktober 1913 eine Friſt von zwei Wochen gemäß 
§ 283 BGB. mit der Erklärung geſetzt, daß fie die Annahme 
der Leiſtung nach Friſtablauf ablehne; dieſe Friſt habe der 
Beklagte verſtreichen laſſen ohne die Eintragung der Vor⸗ 
merkung zu bewirken; deswegen ſei ſie des Nachweiſes der 
nachträglich eingetretenen Unmöglichkeit der Leiſtung enthoben 
und könne ohne weiteres Schadenserſatz verlangen. Der 
Beklagte hat die Tatſache der Friſtſetzung nicht beſtritten. 
Das BG. hat unter Abänderung des landgerichtlichen Urteils 
den Schadenserſatzanſpruch der Klägerin dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt, aber ausgeſprochen, daß der Beklagte 
nur in Höhe von einem Drittel des entſtandenen 
Schadens erſatzpflichtig ſei. Auf die Reviſion der Klägerin 
iſt der Schadenserſatzanſpruch ganz dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt. Gründe: Der Klagantrag auf Ver⸗ 
urteilung zur Zahlung eines nach richterlichem Ermeſſen feſt⸗ 
zuſetzenden Betrages, mindeſtens aber 5000 /, als Schadens⸗ 
erſatz, war in erſter Inſtanz auf die Behauptung gegründet, 
daß die Erfüllung der dem Beklagten gegenüber der Klägerin 
obliegenden Verpflichtung, die Eintragung einer Vormerkung 
zur Sicherung des Anſpruchs der Klägerin auf Auflaſſung 
eines Grundſtücks in Gemäßheit der 88 5 und 14 des Ver⸗ 
trages vom 9. Auguſt / 8. September 1896 zu bewirken, 
wozu er durch Urteil des OLG. Poſen vom 19. Mai 1911 ver: 
urteilt worden iſt, unmöglich geworden ſei, und zwar 
durch einen Umſtand, den der Beklagte zu vertreten habe, 
nämlich durch den Verkauf und die Auflaſſung des Grund⸗ 
ſtücks an die Anſiedlungskommiſſion. In der Berufungs⸗ 
inſtanz dagegen hat die Klägerin den Anſpruch in erſter Linie 
auf 8 283 BGB. geſtützt, indem ſie behauptet, daß ſie dem 
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Beklagten durch Schreiben vom 9. Oktober 1913 — alſo 
während des jetzt anhängigen Rechtsſtreits, und zwar nach 
Erlaß des erſtinſtanzlichen Urteils in dieſem — eine Friſt von 
zwei Wochen geſetzt habe mit der Erklärung, daß ſie die An⸗ 
nahme der Leiſtung nach dem Ablaufe der Friſt ablehne, und 
weiter, daß der Beklagte dieſe Friſt habe verſtreichen laſſen, 
ohne die Eintragung der Vormerkung zu bewirken. Der 
BerR. hat feſtgeſtellt, daß die Klägerin dem Beklagten eine 


den Erforderniſſen des 8 283 entſprechende Friſtſetzung von 


zwei Wochen hat zukommen laſſen und daß dieſe Friſt an⸗ 
gemeſſen geweſen iſt zur Bewirkung der Eintragung einer 
Vormerkung, zumal das Urteil ſchon im Jahre 1911 ergangen 
ſei. Er hat ferner feſtgeſtellt, daß die rechtskräftige Ver⸗ 
urteilung des Beklagten ſich aus den Akten des Vorprozeſſes 
ergebe und daß der Beklagte die ihm geſetzte Friſt fruchtlos 
habe verſtreichen laſſen. Demgemäß geht er davon aus, es ſei 
nicht zu prüfen, ob die Eintragung der Vormerkung für den 
Beklagten oder allgemein möglich geweſen; vielmehr ſei die 
Sachlage nach 8 283 BGB. ſo zu beurteilen, daß nach frucht⸗ 
loſem Ablaufe der Friſt Unmöglichkeit der zu bewirkenden 
Leiſtung zu unterſtellen ſei. Daß etwa eine Unmöglichkeit 
nach dem Urteile ohne ſein Verſchulden eingetreten ſei, habe 
der Beklagte nicht behauptet; der unſtreitige Sachverhalt 
ergebe das Gegenteil. Der Beklagte ſei hiernach der Klägerin 
an ſich zum Erſatze des ihr durch die Nichterfüllung der frag⸗ 
lichen Verpflichtung entſtandenen Schadens verpflichtet. Daß 
ihr ein Schaden entſtanden jet, führt der Ber R. unter näherer 
Darlegung des Sachverhältniſſes aus. Er nimmt auch an, 
daß durch ſchuldhaftes Verhalten des Be- 
klagten der Schaden entſtanden ſei. Dieſes findet er 
darin, daß der Beklagte den fraglichen Streifen Landes, den 
er vertragsmäßig der Klägerin auflaſſen ſollte, bei dem Ver⸗ 
kaufe ſeines Rittergutes an die Anſiedlungskommiſſion dieſer 
mit aufgelaſſen hat. Er nimmt aber ferner an, daß bei der 
Entſtehung des Schadens ein Verſchulden der 
Klägerin mitgewirkt habe. Dabei hebt er hervor, 
daß er in dieſer Beziehung nicht an die Beurteilung 
der Rechtslage in den Gründen des Urteils 
in dem Vorprozeſſe gebunden ſei, weil die 
Gründe der Rechtskraft nicht fähig ſeien. Er 
führt ſodann weiter aus, der Schaden ſei durch den Verkauf 
und die Auflaſſung des fraglichen Landſtreifens an die An⸗ 
ſiedlungskommiſſion entſtanden; das mitwirkende Verſchulden 
der Klägerin aber beſtehe darin, daß ſie ſich 13 Jahre lang 
nicht um die Eintragung der Vormerkung gekümmert habe. 
Die Röhrenleitung ſei inzwiſchen gelegt geweſen; es habe 
daher feſtgeſtanden, um welchen Streifen Landes es ſich 
handle; es wäre ſonach für Klägerin ein Leichtes geweſen, die 
Auflaſſung des Landes an ſie oder die Eintragung einer dies⸗ 
bezüglichen Vormerkung rechtzeitig herbeizuführen, da in 
§ 14 des Vertrages der Beklagte die Eintragung bereits 
notariell bewilligt und beantragt hatte. Während ſonach die 
vom Beklagten für den Eintritt des Schadens gegebene Urſache 
lediglich darin beſtanden habe, daß er das Land an die An⸗ 
ſiedlungskommiſſion verkaufte, ohne ihr die Eintragung zur 
Pflicht zu machen, ſei die von der Klägerin gegebene Urſache 


45. Jahrgang. 


ein Tauerzuſtand von 13 Jahren, ein 13 Jahre lang durch: 
geführtes Unterlaſſen. Aus dieſem Grunde und auch weil die 
Klägerin das größere Intereſſe an der Eintragung der Vor⸗ 
mertung gehabt habe, ſei das Verſchulden der Klägerin als 
das bei weitem größere anzuſehen. Deshalb ſei der Beklagte, 
unter Beachtung der ſonſtigen Umſtände des Falles, in An⸗ 
wendung des $ 254 BGB. nur in Höhe von einem Drittel 
des entſtandenen Schadens für erſatzpflichtig zu erachten. 
Es kann unerörtert bleiben, ob die Annahme eines mit⸗ 
wirkenden Verſchuldens der Klägerin eine Verletzung des 
5 2541 BGB. in den von der Revifion bezeichneten Richtungen 
erkennen läßt. Denn die Anwendung des $ 254 BGB. auf 
den in dem gegenwärtigen Rechtsſtreite geltend gemachten, aus 
5 283 BGB. hergeleiteten Schadenserſatzanſpruch erweiſt ſich 
in einer anderen, gemäß $ 559 Satz 2 ZPO. von Amts 
wegen zu beachtenden Richtung als rechtsirrig. Der er⸗ 
fennende Senat hat in dem Urteile vom 30. November 
1907 V 136/07 ausgeſprochen, daß angeſichts der Vorſchrift 
des 8 283 BGB. alle Geſchehniſſe, die an ſich ge⸗ 
eignet wären, die Schadenserſatzforderung rechtlich zu beein⸗ 
fluſſen, inſoweit außer Betracht bleiben müſſen, als ſie in die 
Zeit vor Erlaß des rechtskräftig gewordenen Urteils in dem 
Vorptozeſſe, oder richtiger vor Schluß der letzten mündlichen 
Tatſachenverhandlung, auf welche dieſes Urteil ergangen iſt 
"vgl. $ 767 ZPO.], fallen. Es bedarf für den vorliegenden 
Fall keiner Entſcheidung, ob an dieſem Rechtsſatze auch für 
ſolche Geſchehniſſe feſtzuhalten iſt, welche lediglich den 
Schadenserſatzanſpruch berühren, dem Anſpruche auf die 
Prinzipalleiſtung aber nicht entgegengeſetzt werden konnten 
und deshalb auch nicht den Gegenſtand der Entſcheidung in 
dem Vorprozeſſe haben bilden können, was bei der Frage des 
Mitverſchuldens an der Entſtehung des durch die Nicht⸗ 
erfüllung der urſprünglichen Verpflichtung entſtandenen 
Schadens [S 254 BGB.] in der Regel der Fall fein wird. 
Im vorliegenden Falle aber hatte der Beklagte bereits den 
im Vorprozeſſe erhobenen Anſpruch auf Bewirkung der Ein⸗ 
tragung einer Vormerkung den Einwand entgegengeſetzt, daß 
ihm infolge der Veräußerung und Auflafiung des Landes 
an die Anſiedlungskommiſſion die Leiſtung unmöglich 
ceworden ſei. Der damalige Ber R. hat in dem rechtskräftig 
gewordenen Urteile vom 19. Mai 1911 dieſen Einwand ver⸗ 
worfen, indem er angenommen hat, daß der Beklagte in dem 
Vertrage vom Jahre 1896 die Verpflichtung übernommen 
hatte, der Klägerin die Eintragung der Vormerkung und die 
Auflaſſung des Landes zu gewähren und daß er des⸗ 
wegen das Land nicht habe an einen Dritten veräußern und 
cuflaſſen dürfen, ohne dem Erwerber die Übernahme dieſer 
Verpflichtung gegenüber der Klägerin auſzuerlegen. Dieſe 
Verpflichtung habe [fo iſt in dem Urteile ausgeführt! der Be⸗ 
klagte ſchuldhafterweiſe dadurch verletzt, daß er das Land ohne 
ſolchen Vorbehalt an die Anſiedlungskommiſſion verkauft und 
aufgelaſſen habe. In dem Urteile iſt aber weiter ausgeführt, 
daß die dadurch etwa herbeigeführte Unmöglichkeit der Er⸗ 
föllung auch nicht auf ein mitwirkendes Ver⸗ 
ſchulden der Klägerin zurückzuführen und deshalb 8 254 
GB. nicht anwendbar ſei; denn die Klägerin habe 
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zwar ein Recht, aber nicht die Pflicht gehabt, auf Grund der 
ihr von dem Beklagten in 8 14 des Vertrags bereits erteilten 
Bewilligung die Eintragung der Vormerkung herbeizuführen. 
Somit iſt der jetzt wieder erhobene und auf den gleichen Tat⸗ 
beſtand gegründete Einwand des mitwirkenden Verſchuldens 
der Klägerin an den durch den Verkauf des Landes an die 
Anſiedlungskommiſſion eingetretenen Folgen bereits dem im 
Vorprozeſſe geltend gemachten Anſpruche entgegengeſetzt und 
für unbegründet erklärt worden. Die Erwägung des Berg., 
daß die Gründe des Urteils der Rechtskraft nicht fähig ſind, 
iſt an ſich richtig, hindert aber nicht, daß ſie zur Feſtſtellung 
der Tragweite der in dem verfügenden Teile enthaltenen 
Entſcheidung herangezogen werden. [Vgl. RG. 47, 370 und 
fonft.] Dieſe ging dahin, daß der Beklagte die Folgen des 
von ihm bewirkten Verkaufes des Landes an die Anſiedlungs⸗ 
kommiſſion allein zu vertreten hat. Die dadurch geſchaffene 
Rechtskraft erftreckt fi) auch auf den jetzt gemäß 8 283 BGB. 
an die Stelle des Anſpruchs auf die urſprüngliche Leiſtung 
getretenen Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung. 
[Vgl. Planck⸗Siber, BGB. 4. Aufl. zu 8 283 Erl. 1a „ 
S. 252f.] Dadurch war aber der BerR. in dem gegen⸗ 
wärtigen Rechtsſtreite rechtlich behindert, in Anwendung des 
$ 254 BGB. den Beklagten nicht für den ganzen, ſondern nur 
für einen Teil des der Klägerin entſtandenen Schadens als 
er ſatzpflichtig zu erklären. — Die ſonach vorliegende Geſetzes⸗ 
verletzung muß, da auf ihr die Entſcheidung, ſoweit ſie über 
den Klageanſpruch zuungunſten der Klägerin ergangen iſt, 
beruht, zur Aufhebung des angefochtenen Urteils inſoweit 
führen. Zugleich ſtellt ſich die Sache auf Grund des feſt⸗ 
geſtellten Sachverhältniſſes als reif zur Entſcheidung in dem 
Sinne dar, daß dieſer Klageanſpruch nicht nur zu 5, ſondern 
ganz für dem Grunde nach gerechtfertigt erklärt wird. Ein 
Hindernis, ſo zu entſcheiden, würde auch dann nicht beſtehen, 
wenn man annehmen wollte, daß das hier in Frage ſtehende 
ſchuldrechtliche Verhältnis unter der Herrſchaft des früheren 
Rechts entſtanden ſei und deshalb $ 283 BGB. darauf keine 
[Vgl. darüber das Urteil des 
II. ZS. vom 29. Mai 1908, II. 24/08; ferner das Urteil des 
erkennenden Senats vom 12. Juni 1912 V 46/12 (Warneyer 
1912 Nr. 375); ſowie den RGRKom. Ben. 5 zu 8 2883.) 
Denn auch im Gebiete des als früher in Geltung geweſenes 
Recht hier in Betracht kommenden PrA LR. iſt in Fällen, wie 
der vorliegende, angenommen worden, daß die Erzwingung 
der gefchuldeten Naturalleiſtung im Wege der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung nicht durchführbar iſt und daß deshalb die Judikats⸗ 
klage auf das Intereſſe ohne vorherigen Verſuch einer ſolchen 
Zwangsvollſtreckung erhoben werden kann. [Vgl. RG. 22, 
255.] Auch einer ſolchen Klage aber kann ein Einwand, über 
welchen bereits in dem Vorprozeſſe rechtskräftig entſchieden 
iſt, nicht mit Erfolg entgegengeſetzt werden. Zuckerfabrik J., 
G. m. b. H. c. v. D., U. v. 19. Febr. 16, 309/14 V. — 
Poſen. [2.] 

5. § 530 BGB. Zum Begriffe des groben Undanks als 
Vorausſetzung des Widerrufs einer Schenkung.!] 

Im Jahre 1910 ließ der Kläger für den Beklagten, ſeinen 
Sohn, ſchenkungshalber eine Grundſchuld von 17 000 & ein⸗ 
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tragen. Im Januar 1912 übergab er ihm ſodann eine Reihe 
von Wertpapieren, und zwar nach der Darſtellung des Beklagten 
unter Vorbehalt des Zinsgenuſſes wiederum ſchenkungshalber 
zu Eigentum. Von dieſen Wertpapieren erbat ſich der Kläger 
durch Schreiben vom 11. Mai 1913 ſolche im Werte von rund 
15 000 & unter dem Vorwande zurück, daß er ſie gegen andere 
Papiere, die ihm ein Berufsgenoſſe angeboten habe, umtauſchen 
wolle. Der Beklagte überſandte die gewünſchten Papiere. Später 
erfuhr er, daß der Kläger ſie in Wahrheit zu dem Zwecke ver⸗ 
langt hatte, um einen Ausgleich zwiſchen dem Beklagten und 
deſſen Bruder herzuſtellen. Er machte deshalb dem Kläger und 
dem Bruder Vorwürfe, insbeſondere bezeichnete er in einem 
Briefe an den Bruder vom 25. September 1913 die Handlungs⸗ 
weiſe des Klägers als „unehrlich und ſelbſt unter Nichtver⸗ 
wandten als Gemeinheit“. Das hatte zur Folge, daß der Kläger 
die Schenkung wegen groben Undanks widerrief. Seine Klage 
auf Herausgabe des Grundſchuldbriefs und des Reſtes der Wert⸗ 
papiere wurde indes in allen Inſtanzen abgewieſen. Aus den 
Gründen: Die Frage, ob der Kläger berechtigt war, die 
Schenkung der Grundſchuld und der im Klagantrag erwähnten 
Wertpapiere wegen groben Undanks des Beklagten zu wider⸗ 
rufen, verneint das OLG. ebenſo, wie fie das LG. verneint 
hatte. Das OLG. erwägt: Tatſächlich habe der Kläger dem 
Beklagten die Wertpapiere, wie man im gewöhnlichen Leben zu 
ſagen pflege „abgeſchwindelt“; dieſes Verfahren ſei um ſo mehr 
zu verurteilen, als es der Vater geweſen ſei, auf deſſen Glaub⸗ 
würdigkeit der Beklagte vertraut habe, und als andererſeits der 
Kläger das Zutrauen ſeines eigenen Sohnes zu einer argen 
Tauſchung benutzt habe; die Kritik des Beklagten in dem an 
ſeinen Bruder gerichteten Briefe vom 25. September 1913 möge 
man als recht ſcharf anſehen, im Grunde ſei ſie aber gerecht⸗ 
fertigt geweſen; ſelbſt wenn man in ihr objektiv eine ſchwere 
Verfehlung finden ſollte, ſo komme doch in ſubjektiver Beziehung 
die Geſinnung in Betracht, von der ſich der Beklagte habe 
leiten laſſen, und da ſei zu berückſichtigen, daß er ſich nicht ohne 
Veranlaſſung lieblos gezeigt, ſondern daß er bei der Nieder⸗ 
ſchrift des Briefes unter dem Eindrucke des unväterlichen Ver⸗ 
haltens des Klägers geſtanden habe und deshalb ſchwer gereizt 
geweſen ſei; grober Undank im Sinne des § 530 BGB. liege 
daher keinesfalls vor. Die Reviſion bekämpft dieſe Erwägung. 
Die Ausführungen des OLG. laſſen aber einen Rechtsirrtum 
nirgends erkennen, ſtimmen vielmehr rechtlich durchaus mit dem 
überein, was das RG. bereits wiederholt vgl. Gruchot 52, 985; 
IW. 1907, 74412 und Bayr. 1, 213] über die Notwendigkeit 
ausgeſprochen hat, im Falle des 8 530 BGB. bei der Frage 
nach dem Vorliegen groben Undanks die Verfehlung des Be: 
ſchenkten auch nach der ſubjektiven Seite hin zu würdigen. 
Darüber, ob ſich im einzelnen Falle die Handlungsweiſe des 
Beſchenkten als grober Undank darſtellt, hat das Gericht unter 
Berückſichtigung aller erheblichen Umſtände nach ſeinem Ermeſſen 
zu befinden. Dieſe Frage iſt in der Hauptſache Tatfrage und 
dementſprechend auch hier vom OLG. aus Gründen beantwortet, 
die im weſentlichen auf tatſächlichem Gebiete liegen und daher 
im Rechtszuge der Reviſion nicht nachgeprüft werden können. 
Dafür, daß das OLG. irgendeinen erheblichen Umſtand un— 
beachtet gelaſſen hätte, liegt nichts vor. [Wird dargelegt.] 
A. c. A., U. v. 27. Marz 16, 429/15 IV. — Königsberg. [L.] 


6. 5 1526 BGB. Durch Ehevertrag kann auch ein 
Inbegriff von Gegenſtänden zum Vorbehaltsgut erklärt 
werden. 7) 


Die Parteien waren miteinander verheiratet. Am Tage, 
bevor ihre Ehe geſchloſſen wurde, haben ſie durch notariellen 
Ehevertrag vom 8. Mai 1908 beſtimmt, daß in ihrer Ehe Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft nach 88 1519 ff. BGB. gelten ſolle. 
Es wurde jedoch in dem Ehevertrage weiter vereinbart, daß 
Vorbehaltsgut der Frau bleiben ſolle: 1. die von ihr in die 
Ehe einzubringende Ausſtattung; 2. eine Anzahl Wertpapiere 
im Nominalwert von etwa 25 000 A, welche die Ehefrau 
ebenfalls in die Ehe einbringen werde; 3. alle übrigen Ver⸗ 
mögensobjekte, die nach den gejetlichen Beſtimmungen zum 
eingebrachten Gute gehören würden. Über die unter 1 und 2 
bezeichneten Gegenſtände ſollte nach fernerer Beſtimmung des 
Ehevertrages ein ſpezielles Verzeichnis gemäß § 1528 BGB. 
aufgenommen werden. Dieſes Verzeichnis haben die Parteien 
am 5. November 1908 aufgeſtellt und ihre hinuntergeſetzten 
Unterſchriſten durch das Ortsgericht I in Darmſtadt beglau⸗ 
bigen laſſen. Die Klägerin hat im Jahre 1910, nachdem ſie 
ihren Ehemann vorher verlaſſen hatte und zu ihrer Mutter 
nach Berlin zurückgekehrt war, die Eheſcheidungsklage erhoben, 
und hat im gegenwärtigen Prozeſſe gegen den Ehemann auf 
Herausgabe ihres Vorbehaltsguts geklagt. LG. und OLG. 
erkannten zugunſten der Klägerin. Im Laufe des Prozeſſes 
iſt die Ehe der Parteien aus beiderſeitigem Verſchulden 
geſchieden und die Scheidung während der Berufungsinſtanz 
rechtskräftig geworden. Die Reviſion des Beklagten blieb er⸗ 
folglos. Aus den Gründen: Der Beklagte hatte den in 
der erſten Inſtanz geſtellten und im weiteren Verlaufe des 
Prozeſſes unverändert feſtgehaltenen Antrag auf Abweiſung 
der Klage an erſter Stelle mit der Behauptung begründet, der 
Ehevertrag vom 8. Mai 1908 ſei nur zum Schein geſchloſſen; 
die von der Klägerin eingebrachte Ausſtattung ſei daher nicht 
Vorbehaltsgut der Klägerin geworden, namentlich könne auch 
das Vermögensverzeichnis vom 5. November 1908 nicht als 
Grundlage für den Herausgabeanſpruch gelten. Der Einwand 
hatte eine rechtliche Bedeutung nur für die Entſcheidung der 
erſten Inſtanz , weil damals die Eheſcheidung noch nicht 


Zu 6. Das Urteil ſtellt die Bedeutung des Sachinbegriffs 
auf dem Gebiete der Eheverträge ins Licht. Daß durch einen Ehe⸗ 
vertrag als Vorbehaltsgut ein Sachinbegriff „ohne Aufreihung deſſen, 
woraus er ſich im einzelnen zuſammenſetzt“, beſtimmt werden kann, 
folgt aus dem Begriffe des Sachinbegriffs als der ſprachlichen 
Zuſammenfaſſung einer Mehrzahl gleich⸗ oder verſchiedengearteter, 
einem einheitlichen. Zwecke dienender Sachen unter einem gemein⸗ 
ſamen Namen. Ob ein beſtimmtes Stück im Einzelfalle zum Sach⸗ 
inbegriff gehört, iſt dann Frage der tatſächlichen Feſtſtellung. Daß 
in dieſer Hinſicht, ſoweit es ſich um einen ſür Vorbehaltsgut erklärten 
Sachinbegriff handelt, ein nach der Anleitung des § 1528 errichtetes 
Verzeichnis von Bedeutung iſt, liegt auf der Hand. Ebenſo iſt auch 
z. B. RG. 53, 220 = JW. 1903 Beil. 20 4 hinſichtlich der Der: 
pfändung der zu einer Sachgefamtheit gehörigen Einzelſachen ange⸗ 
nommen worden, daß „grundſätzlich nichts im Wege ſteht, daß dies 
unter der zuſammenfaſſenden Benennung, welche der Verkehr für den 
Inbegriff anwendet, geſchieht“, wobei ſelbſtverſtändlich Übergabe an 
den Pfandgläubiger oder der hierfür zugelaſſene Erſatz nötig iſt 
(S8 1205 BGB. f.). Rechtsanwalt Plum, Cöln. 


45. Jahrgang. 


rechtskräftig geworden war, während die Verurteilung zur 
Herausgabe in zweiter Inſtanz jedenfalls auch unter der Vor⸗ 
ausſetzung aufrechterhalten werden mußte, daß etwa wirklich 
infolge der behaupteten Nichternſtlichkeit des Ehevertrages in 
der Ehe der Parteien der geſetzliche Güterſtand beſtanden 
hätte und daher das in die Ehe gebrachte Vermögen der Klä⸗ 
gerin eingebrachtes Gut im Sinne des Geſetzes geworden 
wäre [s 1421 Satz 1 BGB.; vgl. 8 1546 Abi. 3J. Im 
übrigen hat aber auch der Ber. R aus tatſächlichen Gründen, 
namentlich geſtützt auf das eidliche Zeugnis der Mutter der 
Klägerin die behauptete Simulation verneint und von der 
Reviſion iſt gegen dieſe tatſächliche Feſtſtellung ein Angriff 
nicht erhoben worden. Dagegen wendet ſich die Reviſion jetzt 
von neuem gegen die Annahme, daß die ſtreitigen Sachen 
Vorbehaltsgut geworden ſeien, und zwar unter dem rechtlichen 
Eieſichtspunkte, daß in dem Ehevertrage ſelbſt es an einer Be⸗ 
zeichnung der zum Vorbehaltsgut erklärten Sachen im ein⸗ 
zelnen fehle, und daß die Zuläſſigkeit einer nachträglichen 
Veſtandsaufnahme gemäß 8 1528 BGB. ſich nur auf das ein⸗ 
gebrachte Gut beziehe. Die damit erhobene Rüge, daß 88 1526, 
158 BGB. verletzt ſeien, iſt verfehlt. Denn abgeſehen davon, 
daß aus dem ſchon angegebenen Grunde dieſes Verteidigungs⸗ 
vorbringen des Beklagten in dem ihm günjtigen Falle nur für 
die Entſcheidung über die Koſten der erſten Inſtanz von Be⸗ 
deutung ſein würde, iſt auch ein Grund, weshalb ein In⸗ 
begriff von Gegenſtänden ohne Aufreihung deſſen, woraus 
et ſich im einzelnen zuſammenſetzt, durch den Ehevertrag nicht 
zum Vorbehaltsgut beſtimmt werden könnte, nicht erſichtlich. 
Eine nachträgliche Aufzeichnung der einzelnen darunter fal⸗ 
lenden Vermögensſtücke, wie ſie hier in dem gemeinſchaftlich 
errichteten Verzeichnis vom 5. November 1908 vorliegt, hat 
alsdann jedenfalls ihre Bedeutung für die Tatfrage, welches 
die einzelnen zu dem Inbegriffe gehörigen Gegenſtände ſind. 
F. e. F., U. v. 13. März 16, 196/15 IV. — Darmſtadt. (L.] 

7. 5 1567 BGB. Bösliche Verlaſſung liegt nur vor, 
wenn der Ehegatte das Herſtellungsurteil kennt; ein Kennen⸗ 
müſſen genügt im allgemeinen nicht.] 

Die Parteien haben am 24. November 1906 miteinander 
die Ehe geſchloſſen, aus der ein Kind am Leben iſt. Seit dem 
7. Juli 1908 leben ſie getrennt voneinander. Durch Urteil 
des KG. vom 14. April 1913 wurde die Frau auf Antrag des 
Mannes zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft ver⸗ 
urteilt. Dieſes Urteil wurde am 11. Juni 1913 rechtskräftig. 
Im folgenden Jahre erhob der Mann ſodann die gegen⸗ 
wärtig zur Entſcheidung ſtehende, am 4. September 1914 
zugeſtellte, Klage auf Scheidung der Ehe aus 8 1567 Abſ. 2 
Nr. 1 BGB. Im erſten Rechtszuge ließ ſich die Frau nicht 
vertreten, ſie erſchien auch nicht perſönlich. Ohne Beweis⸗ 
aufnahme erkannte das LG. nach dem Klageantrage. Nachdem 
das Urteil der Frau am 14. Dezember 1914 zugeſtellt war, 
legte ſie Berufung ein. Sie machte geltend, daß ſie von dem 
im Vorprozeß ergangenen Urteile, durch das ſie zur Her⸗ 
ſtellung der häuslichen Gemeinſchaft verurteilt war, keine 
Kenntnis erlangt habe. Das KG. erhob hierüber Beweis und 
erließ dann am 10. Juni 1915 ein Verſäumnisurteil gegen 
den Mann, durch das es ſeine Klage abwies. Der Mann 
legte Einſpruch ein. Ohne neue Beweisaufnahme erkannte 
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darauf das KG. durch Urteil vom 24. September 1915 dahin, 
daß es das Verſäumnisurteil aufhob und die Beruſung der 
Frau gegen das landgerichtliche Urteil als unbegründet zurück⸗ 
wies. Die Reviſion der Beklagten iſt zurückgewieſen. Aus 
den Gründen: Das KG. geht davon aus, daß das in 
§ 1567 Ab. 2 Nr. 1 BGB. erforderte Jahr erſt von dem Zeit⸗ 
punkt an lauſe, zu dem der zur Herſtellung der häuslichen 
Gemeinſchaft verurteilte Ehegatte von dem Herſtellungsurteile 
Kenntnis erlangt habe, meint aber, der Kenntnis ſei das 
Kennenmüſſen gleichzuſtellen. Es läßt deshalb dahingeſtellt, 
wann die Beklagte von ihrer Verurteilung zur Herſtellung der 
häuslichen Gemeinſchaft Kenntnis erlangthabe. Denn es 
nimmt an, daß ſie dieſe Kenntnis bei Aufwendung der Sorg⸗ 
ſalt, die ihr nach Treu und Glauben obgelegen habe, ſpäte⸗ 
ſtens bis zum 14. September 1914 hättehaben müſſen, 
fe daß das Jahr zur Zeit der dem Erlaſſe feines Urteils vorauſ⸗ 
gegangenen mündlichen Verhandlung [24. September 1915] 
in jedem Falle abgelaufen geweſen ſei. Durch die ihr am 
4. September 1914 zugeſtellte Scheidungsklage, ſo wird aus⸗ 
geführt, ſei die Beklagte mit aller Deutlichkeit und in nach⸗ 
drücklichſter Weiſe auf das Ergebnis des Herſtellungsſtreits 
hingewieſen worden. Habe ſie auch dieſem Hinweiſe nicht 
trauen mögen, wozu allerdings kaum ein begründeter Anlaß 
vorgelegen habe, ſo ſei es doch keinesfalls angängig geweſen, 
daß ſie ihn einſach unbeachtet gelaſſen habe, vielmehr ſei ſie, 
habe ſie nicht jede nach Treu und Glauben geboten geweſene 
Sorgſalt beiſeiteſetzen wollen, gehalten geweſen, ſich unverzüg⸗ 
lich Aufklärung über den Ausgang des Herſtellungsſtreits zu 
vekſchaffen, eine ſolche habe fie in längſtens zehn Tagen, alſo 
ſpäteſtens am 14. September 1914, erlangen können. Dieſe 
Erwägungen des KG. bezeichnet die Reviſion als rechtsirrig, 
indem ſie geltend macht, einer böslichen Verlaſſung im Sinne 
des § 1567 Abf. 2 Nr. 1 BGB. könne ſich nur derjenige Ehe⸗ 
gatte ſchuldig machen, der ſich der die Verlaſſung zu einer 
böslichen ſtempelnden Umſtände bewußt ſei, eine bösliche 
Verlaſſung aus Fahrläſſigkeit gebe es nicht. Die 
Rüge entbehrt zwar nicht einer gewiſſen Berechtigung, Erfolg 
kann ſie aber nicht haben. Bösliche Verlaſſung liegt nach 
§ 1567 Abſ. 2 Nr. 1 nur vor, wenn ein Ehegatte, nachdem 
er zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft rechtskräftig 
verurteilt worden iſt, ein Jahr lang gegen den Willen des 
andern Ehegatten in böslicher Abſicht dem Urteile nicht Folge 
geleiſtet hat. Daß er in böslicher Abſicht „dem Urieile“ nicht 
Folge geleiſtet habe, wird ſich der Regel nach von dem ver⸗ 
urteilten Ehegatten nur jagen laſſen, wenn er von feiner Ver- 
urteilung Kenntnis erlangt hat, wobei die Zuſtellung des 
Urteils an den Prozeßbevollmächtigten die eigene Kenntnis 
nicht erſetzen kann. Daraus folgt ohne weiteres, daß auch die 
Jahresfriſt regelmäßig nicht beginnen kann, ſolange der zur 
Herſtellung verurteilte Ehegatte von ſeiner Verurteilung noch 
keine Kenntnis hat. In den bei weitem meiſten Fällen hat 
der verurteilte Ehegatte zur Zeit des Eintritts der Rechts— 
kraft des Herſtellungsurteils von ſeiner Verurteilung 
Kenntnis. Regelmäßig beginnt daher die Jahresfriſt mit dem 
Zeitpunkt, in dem das Herſtellungsurteil rechtskräftig wird. 
In den Ausnahmefällen aber, in denen der verurteilte Ehe— 
gatte in dieſem Zeitpunkte von ſeiner Verurteilung noch keine 
106 
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Kenntnis hat, wird unter gewöhnlichen Umſtänden zur Rechts⸗ 
kraft des Herſtellungsurteils Kenntnis des verurteilten Ehe⸗ 
gatten von ſeiner Verurteilung hinzukommen müſſen, wenn die 
Friſt ſoll in Lauf kommen können. Der Kenntnis des ver⸗ 
urteilten Ehegatten Kennenmüſſen gleichzuſtellen, geht in der 
Allgemeinheit, in der das KG. die Gleichſtellung für zuläſſig 
zu erachten ſcheint, nicht an. Der Ehegatte, der eine Ver⸗ 
urteilung nicht kennt, die er bei Anwendung der im Verkehr 
erforderlichen Sorgfalt kennen müßte, mag fahrläſſig handeln, 
wenn er das Urteil nicht beachtet, nicht ohne weiteres läßt ſich 
jedoch ſagen, daß er ihm „in böslicher Abſicht“ keine Folge 
leiſte. Inſoweit hat die Reviſion recht. Auf der anderen 
Seite aber find ſehr wohl Fälle denkbar, in denen die An⸗ 
nahme, der verurteilte Ehegatte habe „in böslicher Abſicht“ 
dem Herſtellungsurteile keine Folge geleiſtet, auch dann be- 
gründet erſcheint, wenn er von ſeiner Verurteilung keine 
Kenntnis hatte, ſo z. B., wenn er in böslicher Abſicht die 
Kenntnisnahme vereitelt hatte. Ob dies zutrifft, iſt im 
weſentlichen Tatfrage. Wenn daher das KG. unter den von 
ihm hervorgehobenen beſonderen Umſtänden im Streitfalle der 
Anſicht iſt, die Beklagte habe „in böslicher Abſicht“ dem 
Urteil ein Jahr lang keine Folge geleiſtet, ſo läßt ſich das 
nach der Sachlage rechtlich um ſo weniger beanſtanden, als 
die Beklagte nicht einmal behauptet hatte, daß ſie die in der 
Scheidungsklage enthaltene beſtimmte Angabe, ſie ſei durch 
rechtskräftiges Urteil des KG. vom 14. April 1913 zur Her⸗ 
ſtellung der häuslichen Gemeinſchaft verurteilt, nicht für wahr 
gehalten habe. M. c. M., U. v. 30. März 16, 389/15 IV. — 
Berlin. [L.] 

8. 88 1601 ff. BGB., § 323 ZPO. Darf eine Unterhalts⸗ 
rente ohne zeitliche Begrenzung zugeſprochen werden?! 

Die Kläger, die Kinder des im Jahre 1902 verſtorbenen 
Sohnes des Beklagten, haben den Beklagten auf Gewährung 
von Unterhalt in Anſpruch genommen. Durch das Urteil 
des LG. iſt der Beklagte zur Zahlung vierteljährlicher 
Unterhaltsrenten an jeden der Kläger verurteilt; wegen 
eines geforderten Mehrbetrages iſt die Klage abgewieſen 
worden. Beide Parteien legten Berufung ein. Das DRG. 
wies die Berufung des Beklagten, mit der eine zeitliche Be⸗ 
grenzung ſeiner Zahlungspflicht äußerſtenfalls auf die Dauer 
der Minderjährigkeit der Kläger beantragt war, als unbegründet 
zurück und erhöhte auf die Berufung der Kläger die ihnen 
zuerkannte Rente. Der Beklagte hat mit Erfolg Reviſion ein⸗ 
gelegt. Aus den Gründen: Das BG. geht ohne Rechts: 
irrtum davon aus, daß bei Knaben beſſerer Herkunft, wie es 
die Kläger ſind, der Unterhalt nicht nur die Koſten des Beſuchs 
höherer Schulen, ſondern auch diejenigen der Vorbildung zu 
einem ihrer Entwicklung und ihrer Veranlagung entſprechenden 
Berufe umfaßt und daß ſich daher die Unterhaltspflicht des 
Beklagten nicht ſchlechthin auf die Zeit bis zur Erreichung des 
achtzehnten Lebensjahres oder bis zum Eintritt der Volljährigkeit 
der Kläger begrenzen läßt. Daraus folgt aber nicht, daß den 
Klägern die Unterhaltsrente ohne jede zeitliche Begrenzung 
zuzuſprechen und dem Beklagten zu überlaſſen iſt, nach Eintritt 
der Erwerbsfähigkeit der Kläger einer Ausbeutung feiner Unter: 
haltspflicht auf Grund der unbegrenzten Verurteilung durch 
eine Klage aus § 323 ZPO. entgegenzutreten. Die Kläger 


haben die Vorausſetzungen eines ihnen zuſtehenden Unterhalts⸗ 
anſpruches gegen den Beklagten nicht nur nach der Richtung zu 
beweiſen daß fie zur Zeit außerſtande find, ſich ſelbſt zu unters 
halten, ſondern ſie trifft auch die Beweislaſt dafür, daß dieſe 
Vorausſetzung während des ganzen Zeitraumes, für welchen 
ſie auf künftige Leiſtung klagen, gegeben ſind. Dieſer Beweis 
läßt ſich freilich bei der Ungewißheit der Geftaltung künftiger 
Dinge nicht mit völliger Sicherheit erbringen, und es kann daher 
von dem Unterhaltsberechtigten nur verlangt werden, daß er 
beweiſt, ſein Unvermögen zur eigenen Beſchaffung des Unter⸗ 
halts werde nach der Geſtaltung der gegenwärtigen konkreten 
Verhältniſſe bei einem gewöhnlichen, der Erfahrung entſprechenden 
Verlaufe der Dinge während eines beſtimmten Zeitraumes oder 


gegebenenfalls dauernd fortbeſtehen. Wenn auch das Geſetz 


den Unterhaltsanſpruch der Kinder gegenüber den Verwandten 
aufſteigender Linie nicht an eine beſtimmte Altersgrenze gebunden 
hat, ſo kann doch mangels beſonderer, eine andere Annahme 
rechtfertigender Umſtände ein Unterhaltsanſpruch zunächſt nur 
bis zu dem Zeitpunkt als begründet angeſehen werden, in 
welchem unter Berückſichtigung der Lebensſtellung der Kinder 
bei einem normalen Verlaufe deren Erziehung und Vorbildung 
zu einem ihren Verhältniſſen entſprechenden Beruf abgeſchloſſen 
iſt. Auf den ſich danach ergebenden Zeitraum muß demnach 
der Regel nach die auf eine Unterhaltsklage der Kinder aus⸗ 
zuſprechende Verurteilung des unterhaltspflichtigen Verwandten 
beſchränkt werden. Es mag Fälle geben, in denen aus be: 
ſonderen Gründen ſich nicht mit annähernder Beſtimmtheit 
vorausſagen läßt, ob ein Kind überhaupt jemals erwerbsfähig 
werden wird, und daher die Zuerkennung des Unterhalts ohne 
zeitliche Begrenzung geboten ſein kann. Ein derartiger Fall 
liegt aber hier nach den Parteibehauptungen nicht vor, insbe⸗ 
ſondere iſt von den Klägern nichts nach der Richtung hin 
vorgebracht worden, daß ſie oder auch nur einer von ihnen mit 
einem Gebrechen behaftet ſei, das vorausſichtlich eine dauernde 
Erwerbsunfähigkeit zur Folge haben würde. Das BG. hat 
von einer zeitlichen Begrenzung der Zahlungspflicht des Beklagten 
auch nur aus dem Grunde abgeſehen, weil ſich bei dem Alter 
der Kläger, von denen der älteſte erſt gerade 16 Jahre alt ſei, 
ein beſtimmter Zeitpunkt für das Ende ihres Unterhalts⸗ 
anſpruchs nicht angeben laſſe, es vielmehr ihrer weiteren Ent⸗ 
wicklung und Veranlagung überlaſſen bleiben müſſe, welchem 
Berufe ſie ſich ſpäter zuwenden dürften und wann ſie ſelbſt im⸗ 
ſtande ſein würden, ihren Unterhalt zu verdienen. Dieſe Er⸗ 
wägung vermag die Zuerkennung zeitlich unbegrenzter Unter⸗ 
haltsrenten nicht zu rechtfertigen. Eine derartige Verurteilung 
des Beklagten bedeutet inhaltlich den Ausſpruch einer lebens⸗ 
länglichen Zahlungspflicht, und eine ſolche iſt nach den vor⸗ 
liegenden Verhältniſſen nicht begründet, da das BG. felbft 
annimmt, daß die Kläger im Laufe der Zeit erwerbsfähig 
werden und damit aufhören werden, unterhaltsberechtigt zu ſein. 
Es iſt auch nicht einzuſehen, weshalb es nicht möglich ſein 
ſollte, unter Zuhilfenahme allgemeiner Erfahrungsgrundſätze mit 
annähernder Sicherheit den Zeitpunkt zu beſtimmen, bis zu dem 
vorausſichtlich die Ausbildung der Kläger zu einem ihren Ver⸗ 
hältniſſen entſprechenden Beruf abgeſchloſſen ſein wird. Sollte 
ſich der danach beſtimmte Zeitpunkt zufolge des Eintritts jetzt 
nicht vorausſehbarer ungewöhnlicher Umſtände als unrichtig 
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erweiſen und ſich ein weiterer Unterhaltsanſpruch der Kläger 
als begründet herausſtellen, ſo muß den Klägern deſſen ſpätere 
Geltendmachung in einem neuen Rechtsſtreit überlaſſen bleiben. 
Jedenfalls kann eine in dieſer Hinſicht etwa beſtehende Un⸗ 
ſicherheit nicht dazu führen, die Zahlungspflicht des Beklagten 
ſchon jetzt über den nach der Lebenserfahrung bei einem ge⸗ 
wöhnlichen Laufe der Dinge anzunehmenden Zeitpunkt hinaus 
auszudehnen, vielmehr kann den Klägern als der beweispflichtigen 
Partei der Unterhalt nur auf ſo lange zuerkannt werden, als 
ſich ihr Anſpruch nach den von ihnen nachgewieſenen gegen⸗ 
wärtigen Umſtänden als berechtigt vorausſehen läßt. Die 
Annahme des BG., daß es dem Beklagten überlaſſen bleiben 
müfle, bei Eintritt der Erwerbsfähigkeit der Kläger einer weiteren 
Inanſpruchnahme aus dem Urteil im Wege der Klage aus 
8 323 ZPO. entgegenzutreten, iſt rechtsirrig. Einerſeits würde 
die Verweiſung auf $ 323 ZPO. eine Umkehrung der Beweis⸗ 
laſt zuungunſten des Beklagten bedeuten, da bei der Klage 
aus 8 323 ZPO. der Beklagte den Beweis erbringen müßte, 
daß die Kläger erwerbsfähig geworden ſind, während die Kläger 
nur berechtigt find, Unterhalt zu fordern, ſolange fie ihre 
Erwerbsunfähigkeit nachzuweiſen vermögen. Andererſeits iſt eine 
Kage aus 5 323 ZPO. überhaupt nur zuläſſig, wenn nach⸗ 
träglich eine weſentliche Anderung in den Verhältniſſen eingetreten 
iſt, welche bei dem Erlaß des früheren Urteils nach Maßgabe des 
bürgerlichen Rechts in Betracht zu ziehen waren, und zwar 
nicht nur für die Beſtimmung der Höhe der Renten, ſondern 
auch für die Bemeſſung der Dauer ihrer Entrichtung. Der 
Einfluß, den erfahrungsgemäß das zunehmende Lebensalter auf 
die Erwerbsfähigkeit eines Kindes ausübt, gehört aber der 
Regel nach zu den Verhältniſſen, die für die Bemeſſung der Höhe 
und der Dauer der Unterhaltsrenten von vornherein zu berück⸗ 
fichtigen find, und es kann deshalb zweifelhaft fein, ob er, 
ſoweit er nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge vorausſehbar 
geweſen iſt, als nachträglicher Eintritt einer weſentlichen 
Anderung in den bei Erlaß des früheren Urteils maßgebenden 
Verhältniſſen anzuſehen und zur Begründung einer Klage aus 
8 323 ZPO. geeignet iſt. Der Standpunkt des BG. würde 
aber auch der Abſicht des Geſetzgebers widerſprechen, Prozeſſe, 
ſoweit möglich, zu vermeiden und in zahlreichen Fällen an ſich 
vermeidbare nachträgliche Streitigkeiten hervorzurufen geeignet 
ſein. Die vorſtehend entwickelten Grundſätze ſind vom RG. 
bereits in zahlreichen Entſcheidungen ausgeſprochen [vgl. z. B. 
JW. 1905 S. 143, 15238, 283 “] und ſeitdem in ſtändiger 
Kechtſprechung feſtgehalten worden. Auch bei erneuter Prüfung 
aus Anlaß des vorliegenden Falles ergibt ſich kein Grund, 
von dieſer Rechtſprechung abzuweichen. Danach iſt die zeitlich 
unbegrenzte Verurteilung des Beklagten nicht gerechtfertigt, 
vielmehr muß in dem Urteil die Dauer der den Klägern zuge⸗ 
ſprochenen Rente näher beſtimmt werden. Das angefochtene 
Urteil iſt deshalb aufzuheben und die Sache zur anderweiten 
Verhandlung und Entſcheidung an das BG. zurückzuverweiſen. 
Sch. c. Sch., U. v. 20. März 16, 410/15 IV. — Kiel. B.) 


Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 
9. Art. 11 Abſ. 1 Satz 2 EGBGB. Es läßt ſich aus 


Art. 13 Abſ. 1 EGBGB. nicht entnehmen, daß die Beobachtung 
der Geſetze des Orts, an welchem die Ehe geſchloſſen wird, 
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nur dann genügen fol, wenn auch das ausländiſche Eherecht 
eine entſprechende Vorſchrift enthält.] 

Der Kläger iſt türkiſcher Staatsangehöriger und gehört 
der armeniſch⸗katholiſchen Religion an. Er hat am 8. Juli 
1908 in Rio de Janeiro vor dem dortigen Standesbeamten 
mit der Beklagten, die jedenfalls früher preußiſche Staats⸗ 
angehörige war, die Ehe geſchloſſen. Der Kläger macht geltend, 
die Ehe der Parteien ſei nichtig. Als Türke armeniſch⸗katho⸗ 
liſchen Bekenntniſſes könne er eine gültige Ehe nur vor dem 
armeniſchen Patriarchen in Konſtantinopel ſchließen. Auch 
ſtaatlich werde eine anderweit geſchloſſene Ehe in der Türkei 
als gültig nicht anerkannt. Das RG. hat angenommen, daß 
die Ehe gemäß Art. 11 Abſ. 1 Satz 2 EGBGB. gültig iſt. 
Aus den Gründen: Unſtreitig haben die Parteien ihre Ehe 
in Braſilien unter Beobachtung der dort vorgeſchriebenen Formen 
vor einem Standesbeamten geſchloſſen. Die Ehe iſt alſo gültig, 
wenn Art. 11 Abſ. 1 Satz 2 EGBGB. anwendbar iſt. An 
ſich findet dieſe Vorſchrift auch auf die Eheſchließung An⸗ 
wendung. Denn auch ſie iſt vom Standpunkte des bürger⸗ 
lichen Rechts aus als ein Rechtsgeſchäft anzuſehen. Es kann 
ſich nur fragen, ob jene Vorſchrift etwa durch Art. 13 EGBGB. 
eine Einſchränkung erfahren hat. Der Art. 13 Abf. 1 hat, 
ſoweit ſein Verhältnis zu Art. 11 Abſ. 1 in Frage kommt, 
lediglich die Bedeutung, daß er die Geſetze bezeichnet, welche 
im Sinne des Art. 11 Abſ. 1 Satz 1 für das Rechtsgeſchäft 
der Eheſchließung maßgebend ſein ſollen. Er ergänzt 
alſo den Art. 11 dahin, daß, wenn die Eheſchließung nach 
Art. 11 Abſ. 1 Satz 1 gültig ſein ſoll, die Formerforderniſſe 
des Heimatsrechts beider Verlobten beobachtet werden müſſen. 
Der Art. 11 Abſ. 1 Satz 2 ift eine ganz ſelbſtändige, für alle 
Rechtsgeſchäfte geltende Vorſchrift, in deren Bereich der Art. 13 
Abſ. 1 nicht eingreift. D. c. D., U. v. 6. April 16, 420/15 IV. 
— Hamburg. (B.) 

Handelsrecht. 


10. Der Satz, daß der Teilhaber einer offenen Handels: 
geſellſchaft nicht im eigenen Namen eine an die Geſellſchaft zu 
bewirkende Leiſtung einklagen kann, findet auch bei der Kom⸗ 
manditgeſellſchaft Anwendung. 7 

Aus den Gründen: Die Klage war urſprünglich auf die 
Behauptung geſtützt, daß der Beklagte den Klägern zugeſagt 


Zu 10. Die Entſcheidung führt folgerichtig den in RG. 86, 66 ff., 
IW. 1915, 273, für die offene Handelsgeſellſchaft eingehend entwickelten 
Grundſatz auch für die Kommanditgeſellſchaft durch. Dieſe Rechtſprechung 
hat vor allem den großen Vorzug, klare Rechtsverhältniſſe zu ſchaffen. 
Der einzelne Geſellſchafter kann eine zum Geſellſchaftsvermögen ge⸗ 
hörende Forderung im eigenen Namen nicht geltend machen, auch 
nicht mit dem Antrag auf Zahlung an die Geſellſchaft (vgl. Flechtheim 
in LZ. 1914, 1264). Iſt er vertretungsberechtigt, ſo mag er namens 
der Geſellſchaft klagen. Sonſt muß er auf Grund der ihm aus dem 
Geſellſchaftsverhältnis zuſtehenden Befugniſſe den zur Geſchäftsführung 
und zur Vertretung berechtigten Geſellſchafter zur Erhebung der Klage 
anhalten. Das gilt auch im Stadium der Liquidation. Dieſe Grund⸗ 
ſätze find nicht neu. Das RG. (Recht 1914 Nr. 2311) hat bereits 
früher entſchieden, daß die Klage eines Liquidators auf Leiſtung an 
ihn und an feinen Mitliquidator nicht zuzulaſſen iſt. In einem 
anderen Falle, in dem das KG. dem perſönlich haftenden Teilhaber 
einer liquidierenden Kommanditgeſellſchaft die Sachlegitimation für 
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habe, ihnen ein Darlehen von 60 000 & zu gewähren, wenn 
ihm eine Hypothek von 70 000 & auf gewiſſen in E. gelegenen 
Grundſtücken eingetragen werde. Die Auszahlung ſollte bei 
Übergabe des Hypothekenbriefes erfolgen. Das LG. kam zu 
dem Ergebnis, daß die behauptete Vereinbarung abgeſchloſſen 
ſei, die verſchiedenen von dem Beklagten erhobenen Einwendungen 
aber unbegründet ſeien und entſprach daher der Klage. Auch 
das KG. hält es für erwieſen, daß ein Vertrag über die Ge⸗ 
währung des Darlehens bei einer Anweſenheit der Streitteile 
in E. am 28. Auguſt 1914 verabredet wurde, nimmt aber an, 
daß die Kläger das Darlehen nicht für ihre Perſon erhalten 
ſollten, daß es vielmehr an die Kommanditgeſellſchaft R. & Co. 
gegeben werden und dieſe Schuldnerin des Beklagten ſein ſollte. 
Die Kommanditgeſellſchaſt R. & Co. war im Jahre 1913 haupt⸗ 
ſächlich zu dem Zwecke gegründet worden, ein dem Friſeur S. 
in E. gehöriges Grundſtück zu erwerben und zu verwerten, ſie 
hat auch mit S. einen Kaufvertrag abgeſchloſſen, die Auflaſſung 
des Grundſtücks an die Käuferin war aber zur Zeit der Ver⸗ 
handlungen in E. noch nicht erfolgt. Perſönlich haftender Ge⸗ 
ſellſchafter der Kommanditgeſellſchaft war der Kaufmann R., 
die beiden alleinigen Kommanditiſten waren die Kläger, denen 
zufolge eines Vertrages vom 10. März 1914 Einzelprokura 


eine im eigenen Namen erhobene Klage auf Zahlung an beide 
Geſellſchafter zugebilligt hatte, ſcheint das RG. dieſen Standpunkt 
gleichfalls abgelehnt zu haben (Recht 1914 Nr. 966). 

Es iſt aber wohl zu beachten, daß ſich dieſe Rechtſprechung nur 
auf die Geltendmachung der zum Geſellſchaftsvermögen gehörenden 
Forderungen bezieht. Ganz anders geartet ſind die den Teilhabern 
der offenen Handelsgeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft untereinander 
auf Grund des Geſellſchaftsverhältniſſes zuſtehenden Anſprüche. Auch 
dieſe können in der Regel durch die Geſellſchaft geltend gemacht 
werden, wie z. B. der Anſpruch auf Bewirkung der zugeſagten Ein⸗ 
lagen. Daneben beſteht aber der Anſpruch des einen Teilhabers 
gegen den anderen aus eigenem Recht, die actio pro socio (vgl. das 
Nähere bei Düringer⸗ Hachenburg, Vorbem. vor 8 109 Anm. 2, 
Flechtheim, 23. 1914, 1265). Es kann alſo hier jeder Geſellſchafter 
im eigenen Namen gegen den anderen auf Leiſtung zum Geſellſchafts- 
vermögen klagen. 

Die vorliegende Entſcheidung gewährt einen intereſſanten Beitrag 
zu einer anderen zweifelhaften Frage des Geſellſchaftsrechts: Es iſt 
äußerſt beſtritten, ob die Auflöſung einer offenen Handelsgeſellſchaft 
oder Kommanditgeſellſchaft auf Antrag eines Geſellſchafters durch 
eine einſtweilige Verfügung ausgeſprochen werden kann (dafür ins⸗ 
beſondere Staub, 8 133 HGB. Anm. 10; Makower, § 133 HGB. 
Anm. Ic; Ritter, Anm. III; dagegen Lehmann-Ring Nr. 2; Alexander⸗ 
Katz in 3H R. 70, 91). Das RG. ſtand hier vor einem rechtskräftigen 
Urteil, hatte alſo keine Gelegenheit, zu dieſer Frage ſelbſtändig 
Stellung zu nehmen. Die Auflöſung und die Liquidation der 
Geſellſchaft ſind keine Maßregeln, die einen bedingten Charakter 
tragen können. Es würde ein unleidlicher Schwebezuſtand geſchaffen. 
Im vorliegenden Falle iſt die Hauptklage liegengeblieben. Das Ende 
des Schwebezuſtandes iſt alſo gar nicht abzuſehen. Vielleicht wird 
nach Jahr und Tag die einſtweilige Verfügung aufgehoben. Inzwiſchen 
iſt die Liquidation ſchon weit vorgeſchritten, vielleicht durchgeführt. 
Die Intereſſen des die Auflöſung betreibenden Geſellſchafters können 
genügend durch vorläufige Entziehung der Geſchäftsführung und 
Vertretungsbefugnis, ſowie durch die Übertragung der Geſchäftsführung 
an einen Scqueſter geſchützt werden. 

Prof. Dr. Flechtheim, JBerlin. 
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erteilt war. Als Vertreter der Geſellſchaft haben ſie nach der 
Feſtſtellung des Vorderrichters für dieſe den Vertrag mit dem 
Beklagten geſchloſſen. Hieraus ergibt ſich ohne weiteres, daß 
das urſprüngliche Klageverlangen unbegründet war. Da aber 
die Kläger in II. Inſtanz nach dem Tatbeſtande des an⸗ 
gegriffenen Urteils anheimgegeben hatten, den Beklagten nach 
Maßgabe einer den Parteiabreden entſprechenden Vereinbarung 
zu verurteilen, an fie oder an die Kommanditgeſellſchaft oder 
an dieſe in Liquidation zu zahlen, ſo hat das BG. den Be⸗ 
klagten zur Zahlung an die Kommanditgeſellſchaft verurteilt, 
wobei es die Frage, ob eine Klageänderung vorliege, verneinte 
und den Klägern die Befugnis zuſprach, die Rechte aus dem 
Vertrage in dem Rechtsſtreite geltend zu machen. Gegen dieſe 
Ausführungen erhebt die Reviſion Bedenken, denen die Er⸗ 
heblichkeit nicht abgeſprochen werden kann. Auch dann, wenn 
die durch die Kläger vertretene Geſellſchaft durch die Ver⸗ 
einbarungen in E. Anſprüche gegen den Beklagten erworben 
hat, bleibt noch die weitere Frage übrig, ob die Kläger befugt 
ſind, dieſe Anſprüche im eigenen Namen geltend zu machen. 
Zwar iſt an der RG. 70, 32,1) im Anſchluß an 8 432 BGB. 
entwickelten Anſicht feſtzuhalten, daß bei Geſellſchaften, für die 
die Vorſchrift des S 709 BGB. ſchlechthin maßgebend iſt, jeder 
Geſellſchafter die Leiſtung an alle Geſellſchafter fordern kann, 
ſofern ſich die Leiſtung, auch wenn ihr Gegenſtand an ſich 
teilbar iſt, wegen ihres Zweckes rechtlich als eine unteilbare 
darſtellt. Mit Recht iſt aber in einer neueren Entſcheidung, 
RG. 86, 66 ff,“) darauf hingewieſen worden, daß dieſer Satz 
auf anders geartete Geſellſchaften, insbeſondere auf die offene 
Handelsgeſellſchaft, nicht ausgedehnt werden darf, daß vielmehr 
der Teilhaber einer offenen Handelsgeſellſchaft nicht im eigenen 
Namen auf Leiſtung an die Geſellſchaft klagen kann, a. a. O. 
S. 71. Für die Kommanditgefellſchaft, deren rechtliche Natur 
im Grundſatze mit der der offenen Handelsgeſellſchaft überein⸗ 
ſtimmt, RG. 32, 399, muß das gleiche gelten. Nun wären 
zwar die Kläger kraft der ihnen erteilten Vertretungsbefugnis 
berechtigt geweſen, im Namen der Geſellſchaft gegen den Be⸗ 
klagten Klage zu erheben, aber eine ſolche Klage iſt weder er⸗ 
hoben, noch ſind die Kläger zu ihr übergegangen, auch nicht 
dadurch, daß ſie in II. Inſtanz hilfsweiſe die Verurteilung des 
Beklagten zur Zahlung an die Geſellſchaft anheimgegeben haben. 
Durch die Verneinung einer Klageänderung iſt ſomit der er⸗ 
wähnte Mangel nicht behoben. Wie zu entſcheiden wäre, wenn 
die Kläger tatſächlich, wie fie in I. Inſtanz behauptet hatten, 
die alleinigen Geſellſchafter geweſen wären, kann auf ſich 
beruhen. Weitere Bedenken ergeben ſich daraus, daß die Kom⸗ 
manditgeſellſchaft durch eine in Form eines Urteils ergangene 
einſtweilige Verfügung vom 11. Auguſt 1914 aufgelöſt worden 
iſt, daß dieſes Urteil rechtskräftig wurde und die von den 
Klägern erhobene Hauptklage beruhen geblieben iſt. Wenn nun 
auch hierdurch noch keine endgültigen Verhältniſſe geſchaffen 
ſind, weil die Hauptklage abweichend entſchieden werden kann, 
ſo darf andererſeits auch die Tatſache, daß die einſtweilige 
Verfügung ergangen iſt, nicht unbeachtet bleiben, und daher 
muß die Geſellſchaft den Klägern gegenüber, ſolange die einſt— 


1) JW. 1909, 49; Neumann, Rſpr. IS 705 Erk. b. 
2) JW. 1915, 273. 
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weilige Verfügung in Kraft ift, als aufgelöft gelten. Die Ver⸗ 
tretungsbefugnis der Kläger beſtimmt ſich für dieſe Zeit im 
Zweifel nach Maßgabe der 88 145 ff. HGB. und zwar nicht 
nur in formeller, ſondern auch in ſachlicher Hinſicht. Auf 
dieſen letzteren Punkt einzugehen, liegt indeſſen keine Ver⸗ 
anlaſſung vor, weil die Liquidatoren nach 8 150 HGB. im 
Zweifel nur gemeinſchaftlich handeln können, außer den Klägern 
aber auch R. nach 5 146 HGB. als Liquidator in Betracht 
kommt. Ob die einſtweilige Verfügung ſachlich den Ausſchluß 
von R. bezweckte, muß in Abweichung von Auffaſſung des BG. 
gegenüber der Tatſache, daß die Auflöſung der Geſellſchaft durch 
die gerichtliche Entſcheidung angeordnet iſt, für unerheblich an⸗ 
geſehen werden. Fehlt hiernach aber den Klägern die Be⸗ 
fugnis, die der Kommanditgeſellſchaft etwa durch die Ver⸗ 
handlungen mit dem Beklagten erworbenen Rechte im eigenen 
Namen geltend zu machen und haben ſie auch keinen Anſpruch 
auf ein ihnen perſönlich zu gewährendes Darlehen, ſo iſt die 
Klage unbegründet und war unter Aufhebung des angefochtenen 
Urteils ſowie des Verſäumnisurteils vom 4. Mai 1915 auf 
die Berufung des Beklagten und unter Zurückweiſung der An⸗ 
ſchlußberufung der Kläger abzuweiſen. K. c. P. u. Gen., 
U v. 28. Febr. 16, 416/15 VI. — Berlin. [B.) 


Haftpflichtgeſetz. 
11. 58 1 Haftpfl®. Zum Begriff der höheren Gewalt.] }) 
Der Kaufmann Ernſt M. in Halle, der bei der Klägerin 


gegen Unfall verſichert war, iſt am 16. Oktober 1913 dadurch 


zu Schaden gekommen, daß er, auf dem Zweirad fahrend, auf 
dem Wege von Dölau nach Halle, neben welchem das Gleife 
der von der Beklagten betriebenen Halle —Hettſtädter Eiſenbahn 
einherläuft, geſtürzt iſt und ſich die rechte Hand verletzt hat. 
M. ſtellt den Vorgang ſo dar, daß er im Augenblick, als er 
an der Lokomotive eines ihm begegnenden Zuges vorbeigefahren 


Zu 11. Kläger iſt auf einem neben dem Bahnkörper liegenden 
Wege in dem Augenblick mit ſeinem Fahrrad geſtürzt, als ein Eiſen⸗ 
bahnzug entgegenkam. Er hat ſich dabei die Hand verletzt und be: 
hauptet, der Unfall ſei beim Betriebe der Eiſenbahn (Funkenauswurf 
aus der Lokomotive, Überfahren der Hand durch die Räder des Zuges) 
entſtanden. Dieſe Behauptung iſt nicht erwieſen und ſein Anſpruch 
iſt zurückgewieſen, weil die Gerichte höhere Gewalt als Urſache des 
Unfalles angenommen haben. In der Begründung ſind folgende — 
übrigens nicht durchweg neue — Ausführungen zu beachten. Zunächſt 
ſtellen die Gerichte übereinſtimmend feſt, daß die Eiſenbahn nicht ver⸗ 
pflichtet iſt, zur Verhütung ſolcher Unfälle den Bahnkörper von dem 
danebenliegenden Wege durch eine Mauer oder einen Zaun zu trennen. 
Man könne nicht verlangen, daß ſie zur Erhöhung der Betriebs⸗ 
ſicherheit Maßregeln treffe, „die den wirtſchaftlichen Erfolg 
des Unternehmens überhaupt ausſchließen.“ Sodann führt 
das RG. aus, daß bei der rechtlichen Beurteilung eines ſolchen 
Unfalles ein Unterſchied zwiſchen einer auf eigenem Bahnkörper 
zusenden Eiſenbahn und einer Straßenbahn zu machen ſei, deren 
Gleiſe auf der Landſtraße liegen. Die Straßenbahn müſſe bei ihren 
Einrichtungen, ihrem Betriebe, auf den Straßenverkehr Rückſicht 
nehmen. Bei ihr könne ein ähnlicher Unfall unter Umſtänden als 
Betriebsunfall angeſehen werden. Bei der Eiſenbahn ſei der Bahn⸗ 
körper von der Straße äußerlich völlig getrennt, und fie brauche daher 
bei ihren Einrichtungen auf die Sicherheit des Straßenverkehrs 
keine Rüdjicht zu nehmen. 

Wirkl. Geh. Rat Prof. Dr. A. v. der Leyen, Berlin. 
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war, einen ſtechenden, wie von einem fliegenden Funken her⸗ 
rührenden Schmerz im Auge empfunden habe, daß er unwill⸗ 
kürlich mit der Hand nach dem Auge fahrend die Gewalt über 
das in ziemlich ſchneller Fahrt befindliche Rad verloren habe 
und dadurch in den neben der Straße herlaufenden Graben 
und ſtürzend mit der rechten Hand unter die Räder des Zuges 
geraten ſei. Den ihm nach ſeiner Anſicht zuſtehenden Anſpruch 
auf Schadenserſatz hat M. an die Klägerin abgetreten, den 
dieſe hier geltend macht. Nach den Feſtſtellungen des Vorder⸗ 
richters iſt an der Unfallſtelle der Eiſenbahnkörper von dem 
Wege zunächſt durch einen ſchmalen, zirka 25 em tiefen Graben, 
ſodann durch eine Reihe — auf 9 bis 9½ m Abſtand ſtehender — 
Bäume getrennt. Die Entfernung der nächſten Schiene von 
den Bäumen iſt 2,80 m. Der Vorderrichter errachtet nicht für 
erwieſen, daß der Gegenſtand, der dem M. in das Auge 
geflogen iſt, vom Funkenflug aus der Lokomotive hergerührt 
habe; er unterſtellt dagegen als möglich, daß die Verletzung der 
Hand durch Überfahren, nicht lediglich durch Auſſchlagen auf 
den Erdboden verurſacht ſei. Er verneint die Haftung der 
Eiſenbahn, weil der Unfall durch höhere Gewalt herbeigeführt 
ſei. Die Entſcheidung beruht auf zutreffender Rechtsanwendung. 
Die Angriffe der Reviſion ſind nicht begründet. In der Frage, 
ob M. „bei dem Betriebe“ der Eiſenbahn verletzt ſei, ſind die 
Ausführungen des Vorderrichters nicht mißzuverſtehen, der 
erklärt, daß er es angenommen haben würde, wenn erwieſen 
wäre, daß Funkenflug oder Aſchenflug aus der Lokomotive mit 
im Spiele ſtände, daß er es ferner annehmen würde, wenn — 
was offengelaſſen wird — die Verletzung dadurch verurſacht 
ſein ſollte, daß M. mit der Hand unter die Räder des Zuges 
geraten iſt. Der Vorderrichter hat höhere Gewalt angenommen. 
Er gibt zu, daß der Unfall nicht eingetreten wäre, wenn der 
Eiſenbahnkörper an der betreffenden Stelle durch Mauer oder 


Zaun gegen den Weg getrennt geweſen wäre; eine ſolche Maß— 


regel ſei aber unter den obwaltenden Verhältniſſen der Be⸗ 
klagten nicht zuzumuten; es ſei auf das Verhältnis zwiſchen 
dem angeſtrebten Erfolge und den aufzuwendenden Mitteln 
Rückſicht zu nehmen; Maßregeln, welche den wirtſchaſtlichen 
Erfolg des Unternehmens überhaupt ausſchließen, ſeien nicht zu 
fordern. Im vorliegenden Falle hätte die Beklagte den Bahn⸗ 
körper vom Weg hinlänglich zweckmäßig und vorſichtig getrennt 
gehabt; es verhalte ſich hier weſentlich anders, als wenn die 
Schienen auf den Weg ſelbſt gelegt werden, wie bei der 
Straßenbahn, nnd wo dann durch einen ſolchen Fall des Rad⸗ 
fahrers nur die in dem Betriebe liegende und mit ihm gegebene 
Gefahr ausgelöſt werde, während es ſich hier um ein ganz 
ungewöhnliches, mit dem Betriebe keineswegs ſchon ſeiner Natur 
nach verknüpftes Ereignis handle, durch das die Gefahr erſt 
geſchaffen worden ſei. Die Reviſion beruft ſich demgegenüber 
auf die abweichende Beurteilung, welche in der Rechtſprechung 
Fälle gleicher Art finden, die ſich im Betriebe einer Straßen⸗ 
bahn ereignen. Die Tatſache iſt richtig. Aber dabei wird das 
entſcheidende Gewicht darauf gelegt, daß dort Fälle dieſer Art 
nicht ſelten ſind, daß unter den dort obwaltenden Verhältniſſen 
mit ihnen allermaßen zu rechnen iſt, ſo daß es ſich um eine 
mit dem Betrieb unzertrennlich verbundene Gefahr handelt, die 
der Unternehmer dadurch auf ſich nimmt, daß er den Betrieb 
eröffnet. Es kommt dabei in Betracht, daß die Straßenbahn 
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nach ihrer Zweckbeſtimmung ſich für ihren Betrieb derſelben 
öffentlichen Straße bedienen muß, auf der ſich auch der allgemeine 
Verkehr bewegt, wobei dann die Vorgänge jenes Betriebes und 
dieſes Verkehrs derartig ineinandergreifen, daß eine ſtändige 
gegenſeitige Rückſichtnahme ſtattfinden muß, ſo daß ſich kaum 
noch ſagen läßt, daß die Ereigniſſe des allgemeinen Verkehrs 
als von außerhalb des Betriebes eingreifende Vorkommniſſe 
anzuſehen ſeien. Das liegt bei einer Eiſenbahn ganz anders, 
die ihren eigenen Bahnkörper beſitzt, von dem jeder andere 
Verkehr ferngehalten wird. Wieweit man in der Anordnung 
von Sicherungsmaßregeln hier zu gehen hat, läßt ſich nicht 
wohl grundſätzlich beſtimmen, ſondern iſt von der Lage des 
einzelnen Falles, insbeſondere von den örtlichen Verhältniſſen, 
von der Art des Bahnbetriebes und dem Grade ſeiner Gefähr⸗ 
lichkeit, die verſchieden ſein können, abhängig. Daß der Vorder⸗ 
richter hier unter den oben angegebenen Verhältniſſen weitere 
beſondere Vorſichtsmaßregeln nicht für erforderlich erachtet hat, 
iſt rechtlich nicht zu beanſtanden, wie der Unfall denn auch, der 
eigenen Darſtellung des Verletzten entſprechend, nur in einer 
unglücklichen Verkettung der Umſtände und des Verlaufs der 
Dinge ſeine Erklärung findet. Die Reviſion vermißt den Nachweis, 
daß die Schutzmaßregeln, welche erforderlich geweſen wären, 
die Wirtſchaftlichkeit des ganzen Unternehmens in Frage geſtellt 
hätten. Das iſt indeſſen nicht unerläßliche Vorausſetzung. 
Nach den obwaltenden Umſtänden konnte der Vorderrichter auch 
ohne das den Unfall auf höhere Gewalt zurückführen. Daß 
der Unternehmer unbedingt wirkungsvolle Vorkehrungen gegen 
ſolche Unglücksfälle trifft, etwa durch Errichtung von Mauern 
oder dichten Zäunen, kann ihm in Hinblick auf die zu dem 
ungewöhnlichen kaum vorausſehbaren Anlaß außer Verhältnis 
ſtehenden Schwierigkeiten und mannigfaltigen Unzuträglichkeiten 
nicht angeſonnen werden. Z. c. L. & Co., U. v. 13. März 1916, 
456/15 VI. — Naumburg. [L.] 

Verſicherungsrecht. 

12. Wenn nach den Verſicherungsbedingungen bei der 
Ermittlung des Schadens gemachte betrügeriſche Angaben jeden 
Erſatzanſpruch ausſchließen, ſo iſt es zur Verwirkung des An⸗ 
ſpruchs nicht erforderlich, daß die falſchen Angaben zwecks Er⸗ 
langung eines rechtswidrigen Vermögensvorteils gemacht find.] +) 

Die Klägerin, die ſeit dem 25. November 1909 bei der 
beklagten Geſellſchaft gegen Feuer verſichert war, erlitt in der 
Nacht zum 24. Dezember 1909 an den verſicherten Gebäuden 


Zu 12. 
Vedeutung: 

1. Das RG. gibt zunächſt eine Auslegung des § 10 der All⸗ 
gemeinen Verſicherungsbedingungen für die Feuerverſicherung. In 
dieſem Paragraphen ſind eine Reihe von Handlungen des Verſicherten 
aufgezählt, welche eine Verwirkung des Verſicherungsanſpruchs herbei⸗ 
führen. Als ſolche Maßnahme gilt auch, wenn der Verſicherte bei 
der Ermittlung des Schadens „betrügeriſche“ Angaben macht. Aus 
der Entſcheidung ergibt ſich, daß nach der Anſicht des RG. „betrüge⸗ 
riſch“ hier nicht im Sinne der ſtrafrechtlichen Vorſchriften auszulegen 
iſt, ſondern daß als betrügeriſch „jede wiſſentlich unwahre Angabe“ 
zu betrachten iſt. Das RG. hebt weiter hervor, daß, wenn eine 
wiſſentlich falſche, auf Täuſchung gerichtete Angabe dargelegt iſt, es 
gleichgültig erſcheint, ob mit dieſer wiſſentlich falſchen Angabe ein 
rechtswidriger Vermögensvorteil erlangt werden ſollte. Und erſt recht 


Die Entſcheidung iſt in mehrfacher Hinſicht von 
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und Warenvorräten einen Brandſchaden, deſſen Erſatz die Be⸗ 
klagte auf Grund des § 10 der Allgemeinen Verſicherungs⸗ 
bedingungen verweigerte, weil Klägerin unter anderem bei der 
Ermittlung des Schadens betrügeriſche Angaben gemacht habe. 
Die infolgedeſſen von der Klägerin erhobene Klage hat das LG. 
abgewieſen, das OLG. zugeſprochen. Auf Reviſion des Be⸗ 
klagten erfolgte Aufhebung und Zurückverweiſung. Aus den 
Gründen: Während das LG. als erwieſen angeſehen hat, daß 
der Geſchäftsführer der Klägerin H. bei der Aufſtellung des 
Schades in betrügeriſcher Abficht die Werte der verbrannten 
Waren übertrieben und insbeſondere die die Tapeten betreffende 
Rechnung in Kenntnis der Unwahrheit der in ihr enthaltenen 
Angabe einer Preisabrede von 3000 & dem beklagtiſchen In⸗ 
ſpektor D. zum Zwecke der Täuſchung vorgelegt habe, hat der 
BerR. die in erſterer Hinſicht für ein betrügeriſches Verhalten 


iſt nach der Auffaſſung des RG. unerheblich, wenn etwa der Ver⸗ 
ſicherte, obwohl der Vermögensvorteil rechtswidrig war, ſich im guten 
Glauben befunden hat. 

2. Im vorliegenden Falle hat der Verſicherte unſtreitig über 
den beim Brand beſchädigten Poſten Tapeten eine Rechnung vorgelegt, 
nach welcher ein Preis von 8000 & als vereinbart hingeſtellt wurde, 
während in Wirklichkeit die Tapeten mit anderen Waren zuſammen 
für 5000 & gekauft waren, ein beſonderer Preis für die Tapeten 
alſo nicht vereinbart worden war. Auch hatte der Verſicherte hier 
dem Inſpektor der beklagten Geſellſchaft bei den Schadensverhandlungen 
dieſe Tatſache ſelbſt angegeben und nur erklärt, daß der Wert der 
Tapeten 3000 & ſei. 

Das RG. legt nun Gewicht darauf, daß aus der ſcheinbar eine 
Preis vereinbarung darlegenden Rechnung dieſe mündliche Erklärung, 
die dem Inſpektor gegenüber gefallen war, nicht hervorgehe. 

Dies iſt ſchon beachtlich. Ferner iſt beachtlich, daß das RG. 
betont, daß an die beklagte Geſellſchaft ſelbſt die Rechnung ohne Auf⸗ 
klärung weitergegangen iſt und daß jedenfalls das Verhalten des 
Verſicherten zur Täuſchung der Beklagten ſelbſt geeignet war. Hieraus 
ergibt ſich, daß das RG. auch bei Schadens feſtſtellung ſcheidet zwiſchen 
Verhandlung mit irgendwelchen Organen des Verſicherers und Er⸗ 
klärungen gegenüber dem Verſicherer ſelbſt bzw. deſſen geſetzlichen 
Vertreter. 

3. Nach dem Sachverhalt, ſoweit erkennbar, hat der Berficherte, 
auch abgeſehen von dem fraglichen Poſten Tapeten, auch noch bei 
andern verbrannten Waren die Werte höher angegeben, als die Sach⸗ 
verſtändigen nachher feſtſtellten. Zum Nachweis dafür, daß hierbei 
eine betrügeriſche Abſicht bei dem Verſicherten in Frage geſtanden, 
hat die beklagte Geſellſchaft ſich auf ein ähnliches Verhalten des 
Verſicherten in einem andern Schadensfall bezogen. 

Das BG. hat dieſe Anführungen nicht für erheblich erachtet. 
Wenn das NG. dieſe Auffaſſung des BG. für unzutreffend erklärt 
und für die Frage der Beweiswürdigung möglicherweiſe als wichtig 
anſieht, wie der Verſicherte in einem andern Streitfall ſich benommen 
habe, ſo iſt dies nicht bloß für verſicherungsrechtliche Streitigkeiten, 
ſondern für alle Prozeſſe, für welche die Grundſätze von Treu und 
Glauben maßgebend ſein könnten, von erheblicher Bedeutung. Dieſe 
Stellungnahme des RG. läßt erkennen, daß das NG. zur Charakte⸗ 
riſierung einer Partei auch Vorfälle für weſentlich erachtet, die ſich 
in andern Rechtsverhältniſſen ereignet haben. 

Intereſſant iſt, daß dieſe Entſcheidung, welche zugunſten der 
Verſicherungsgeſellſchaft weitgehend die Grundſätze von Treu und 
Glauben anwendet, während des Krieges in einem Schadensprozeß 
gegen eine engliſche Geſellſchaft ergangen iſt. 

Juſtizrat Gerhard, Berlin. 
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des H. geltend gemachten Umſtände nicht für überzeugend er⸗ 
achtet und in der Vorlage der Rechnung um deswillen eine 
betrügeriſche Angabe nicht gefunden, weil H. dem D. mitgeteilt 
gehabt habe, er habe die Tapeten aus einer Konkursmaſſe mit 
anderen Waren zuſammen für 5000 & gekauft, die Tapeten 
hätten einen „regulären Wert“ von 3000 &, und D. daraufhin 
die Vorlage der Rechnung verlangt habe. Gegen dieſe Würdigung 
des Prozeßſtoffes durch den Ber R. wendet ſich die Reviſion des 
Beklagten an erfter Stelle, und zwar rügt fie, der Ber R. habe 
ibre unter Beweisantritt vorgetragene Behauptung unbeachtet 
gelaſſen, daß H. bereits früher in einer Verſicherungsſache der 
Firma Hi. gegen die Providentia betrügeriſch gehandelt habe. 
Der Reviſion muß zugegeben werden, daß dieſe Behauptung mit 
Rückſicht auf die beſondere Lage der Sache keineswegs ohne 
weiteres ſich als ſo unerheblich darſtellt, daß eine ausdrückliche 
Stellungnahme ſeitens des BerR. ſich erübrigt hätte. Der 
Ber R. iſt aber auf dieſes Vorbringen der Beklagten in feiner 
Urteilsbegründung mit keiner Silbe eingegangen. Er verkennt 
jelbit nicht, daß der große Unterſchied zwiſchen der Schadens⸗ 
aufſtellung der Klägerin und der durch die Sachverſtändigen 
ermitielten Schadensſumme einen gewiſſen Verdacht der wiſſent⸗ 
lichen Uberſchätzung nahelegt, er ſieht ihn nur mit Rückſicht 
auf die von ihm hervorgehobenen, ſeiner Anſicht nach zugunſten 
der Klägerin ſprechenden Umſtände zum Beweis einer betrügeriſchen 
Abſicht des H. für nicht ausreichend an. Das läßt aber die 
Möglichkeit zu, daß der BerR., falls ſich durch die von der 
Beklagten beantragte Beweisaufnahme ein betrügeriſches Ver⸗ 
halten des H. in jener anderen Verſicherungsſache ergeben haben 
würde, bei ſeiner Beweiswürdigung zu einem anderen, der Be⸗ 
klagten günſtigeren Ergebnis gelangt wäre. Beruht aber hier⸗ 
nach das BU. auf der von der Beklagten mit Recht gerügten 
Verletzung des $ 286 ZPO., jo war ſchon aus dieſem Grund 
die Aufhebung des BU. und die Zurückverweiſung der Sache 
an das BG. geboten. Aber auch die Beurteilung, die der 
Ber R. dem von ihm als erwieſen angeſehenen Sachverhalt hat 
zuteil werden laſſen, gibt zu durchſchlagenden Bedenken Anlaß. 
In dieſer Hinſicht iſt dem BerR. zunächſt darin entgegenzutreten, 
daß nach der Vorſchrift in 8 10 der Allgemeinen Verſicherungs⸗ 
bedingungen ein Zweifel darüber beſtehen könne, ob die Ver⸗ 
wirkung auch dann einzutreten hat, wenn der Verſicherte die 
zur Täuſchung geeigneten und beſtimmten Angaben lediglich zu 
dem Nachweis einer ſeiner Anſicht nach begründeten Forderung 
gemacht hat. Der mit der Verwirkungsvorſchrift des § 10 
offenſichtlich verfolgte, völlig berechtigte Zweck, den Verſicherer 
vor jeder wiſſentlich unwahren Angabe ſeitens des Verſicherungs⸗ 
nehmers möglichſt zu ſchützen, läßt nur die von der Beklagten 
vertretene Auslegung berechtigt erſcheinen, daß es zur Annahme 
einer „betrügeriſchen Angabe“ im Sinne des $ 10 nicht er⸗ 
forderlich it, daß die wiſſentlich falſche, auf Täuſchung gerichtete 
Angabe zwecks Erlangung eines rechtswidrigen Vermögens⸗ 
vorteils gemacht war. Wenn nun auch der Bert. ſich nicht 
darauf beſchränkt hat, das Vorliegen eines Betrugsverſuchs im 
ſtrafrechtlichen Sinn zu verneinen, ſondern den Sachverhalt auch 
von der zutreffenden Auslegung des § 10 aus geprüft hat, ſo 
geben ſeine Ausführungen doch zu dem Bedenken Anlaß, daß 
er bei dieſer Prüfung von der unrichtigen Auffaſſung über die 
Bedeutung des § 10 nicht unbeeinflußt geblieben iſt. Auch bei 
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der Annahme des BerR., daß H. dem Inſpektor D. den Betrag 
von 3000 & nicht als den Kaufpreis, ſondern „als den regu⸗ 
lären Wert“ der Tapeten angegeben hatte, entbehren die Aus⸗ 
führungen des Ber R, mit denen er die Verneinung eines be⸗ 
trügeriſchen Verhaltens des H. zu begründen fucht, der erforder⸗ 
lichen Schlüſſigkeit. Selbſt wenn H. das Verlangen D.s dahin 
verſtanden hatte, daß die Rechnung nur „als Beglaubigung für 
die Richtigkeit der Wertangabe“ dienen ſollte, iſt es zu be⸗ 
anſtanden, daß H. vom BerR. als berechtigt erachtet wird, ſich 
eine Rechnung mit der unwahren Angabe eines vereinbarten 
Preiſes von 3000 & ausſtellen zu laſſen und ſie dem D. ohne 
weitere Aufklärung zum Zwecke der Weitergabe an die beklagte 
Geſellſchaft zu übergeben. Am Schluß ſeiner hier einſchlagenden 
Ausführungen deutet der BerR. ſelbſt das Schuldbekenntnis des 
H. dahin, daß dieſer ſich bewußt geweſen ſei, daß die Vorlage 
der Rechnung zwar nicht zur Täuſchung des D., wohl aber zur 
Täuſchung des Beklagten geeignet geweſen ſei. Es fehlt 
an jeder Darlegung, aus welchen Gründen der Ber R. trotzdem 
einen gegen die Beklagte ſelbſt gerichteten Täuſchungsverſuch als 
vorliegend nicht angeſehen hat. Auch wegen dieſer Bedenken 
mußte das BU. aufgehoben werden. Londoner Phoenix Feuer: 
Aſſ.⸗Soz. c. H. & Co., U. v. 21. März 16, 7/16 VII. — Düſſel⸗ 
dorf. [L.] a 

13. Verſicherung gegen Einbruchsdiebſtahl. Bei fort⸗ 
geſetzter Entwendung von Waren durch einen Angeſtellten liegt 
nur ein Verſicherungsfall vor, trotz Mehrheit der Wegnahme⸗ 
handlungen. ] +) 

Kläger, der ſeit 1901 bei der Beklagten gegen Einbruchs⸗ 
diebſtahl verſichert war, hat laut Verſicherungsſchein Nr. 10493 
vom 15. Februar 1910 auf 5 Jahre mit der Beklagten eine 


Zu 13. Die Entſcheidung betrifft den rechtlich ziemlich ſchwierig 
liegenden Fall, in welchem der Verſicherte nur einen Teil ſeines 
Schadens verſichert hat. Eine Abſchätzung, ſofern ein Schaden ein⸗ 
tritt, iſt bei derartigen Teilverſicherungen niemals leicht. Beſonders 
verwickelt geſtaltet ſich aber die Sachlage, wenn mehrere Schäden 
eingetreten ſind. Die Entſcheidung erörtert nicht, ob in ſolchem Fall 
der Verſicherer, welcher doch nur einen Teil des Schadens decken 
wollte, für jeden dieſer Schäden den betreffenden Teil zu zahlen hat 
oder nur auf die Geſamtſumme der Schäden den betreffenden Anteil 
zu erſtatten braucht. Vielmehr ſtellt die Entſcheidung im Einklang 
mit den Vorinſtanzen feſt, daß bei der Art, wie hier der Einbruchs⸗ 
diebſtahl vorgenommen wurde, und bei dem Umſtande, daß es ſich 


um einen Einbruchs diebſtahl ſeitens eines Angeſtellten handelt, eine 


einheitliche Handlung vorliegt, mithin es ſich nur um einen 
Schadens⸗ bzw. Verſicherungsfall handelt. Danach kommt das RG. 
zu dem Ergebnis, daß jedenfalls über den Betrag der Teilverſicherung 
hinaus nichts vom Verſicherer verlangt werden kann, und beſtätigt 
deshalb die durch Teilurteil erfolgte Abweiſung der Mehranſprüche. 
Aus der Entſcheidung ergibt ſich daher für das Gebiet der Teil⸗ 
verſicherung der Rechts ſatz, daß in jedem einzelnen Fall die Feſt⸗ 
ſtellung von Weſentlichkeit iſt, ob die mehreren eingetretenen Schäden 
ſich als die Folge einer einheitlichen Willensabſicht darſtellen. Es iſt 
bedauerlich, daß das RG. ſich bei feinen diesbezüglichen Darlegungen 
ſo kurz gefaßt hat. Denn eine entſprechende Anwendung der Auf⸗ 
faſſung des RG. bei der Teilverſicherung gegen Feuerſchäden erſcheint 
nicht unbedenklich, wenn man einen Tatbeſtand ins Auge faßt, bei 
welchem z. B. jemand mehrfach Brandſtiftungen vorgenommen hat. 
Es erſcheint doch recht fraglich, falls man auch hier nur einen 
Schadensfall annehmen will. Juſtizrat Gerhard, Berlin. 
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ſogenannte Bruchteilsverſicherung in der Art abgeſchloſſen, daß 
bei einer Bewertung des verſicherten Warenlagers einſchließlich 
der auf 1000 & geſchätzten Utenſilien auf zuſammen 63 100 & 
nur die Haftung in Höhe von 15 000 & übernommen wurde. 
Mit der Behauptung, daß ein Angeſtellter im Laufe der Jahre 
1907 bis 1913 mittels Nachſchlüſſel nach und nach Waren im 
Werte von 73 147 & 15 & geſtohlen habe, hat Kläger auf 
Zahlung dieſes Betrags geklagt. Das LG. hat die Klage ab⸗ 
gewieſen, weil nicht erwieſen ſei, daß mittels Nachſchlüſſel 
geſtohlen ſei. In der Berufungsinſtanz hat Kläger ſeinen Erſatz⸗ 
anſpruch, ſoweit er auf Verluſte aus der Zeit vor dem 
15. Februar 1910 geſtützt war, in Höhe von 26 007 & 15 4 
fallen laſſen und inſoweit ſeine Berufung zurückgenommen. Zu 
einem weiteren Teilbetrag von 33 140 & iſt die Berufung des 
Klägers durch Teilurteil vom 12. November 1915 zurück⸗ 
gewieſen. Die Reviſion gegen dieſes Urteil iſt zurückgewieſen. 
Gründe: Die mit der Reviſion angefochtene Entſcheidung 
beruht auf der Annahme des BerR., daß die beklagte Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft auf Grund des im Jahre 1910 ab⸗ 
geſchloſſenen Verſicherungsvertrags in keinem Fall zu einer die 
Verſicherungsſumme von 14 000 & überſteigenden Entſchädigung 
verpflichtet iſt. Dieſe ſeine Annahme hat der BerR. in zwei⸗ 
facher Weiſe begründet. Zunächſt führt er aus, daß die Haftung 
der Beklagten auch bei einer Mehrheit ſich über verſchiedene 
Verſicherungsperioden erſtreckenden Verſicherüngsfälle ſich jeden⸗ 
falls dann auf den einmaligen Betrag der Verſicherungsſumme 
beſchränke, wenn die Fortſetzung der Verſicherung bei beider⸗ 
ſeitiger Unkenntnis der bereits eingetretenen Verſicherungsfälle 
erfolgt iſt. Sodann aber hat der BerR. mit Rückſicht auf die 
beſonderen Umſtände des Falles das Vorliegen einer Mehrheit 
von Verſicherungsfällen überhaupt verneint und nur einen 
einzigen, ſich über die mehreren Verſicherungsperioden er⸗ 
ſtreckenden Verſicherungsfall als gegeben angeſehen, für den er 
die Beklagte nur bis zum Betrage der Verſicherungsſumme 
haften läßt. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die Angriffe der 
Reviſion, die ſich gegen die an erſter Stelle vom Ber R. gegebene 
Begründung richten, begründet ſein würden, denn die an zweiter 
Stelle gegebene Begründung erweiſt ſich als geeignet, die an⸗ 
gefochtene Entſcheidung zu tragen. Der BerR. hat keineswegs, 
wie die Reviſion meint, den ſtrafrechtlichen Begriff der fort⸗ 
geſetzten Handlung in das hier anzuwendende Verſicherungsrecht 
in unzuläſſiger Weiſe hinübergenommen, er hat ſich auch nicht 
an die im Strafurteil gegen den klägeriſchen Angeſtellten ge⸗ 
troffene Feſtſtellung, die übrigens nur einen im Sommer 1913 
verübten Diebſtahl betraf, gebunden erachtet, ſondern der Ber R. 
iſt auf Grund eigener, ſelbſtändiger Prüfung des vom Kläger 
vorgetragenen Sachverhaltes zu ſeiner Feſtſtellung gelangt, daß 
es in Fällen der vorliegenden Art, in denen ein und derſelbe 
Angeſtellte ſeinem Dienſtherrn in gleicher Weiſe eine längere 
Zeit hindurch unentdeckt nach und nach Waren entwendet hat, 
der allgemeinen Verkehrsauffaſſung, insbeſondere auch der bei 
den Geſchäftsleuten und den Verſicherungsgeſellſchaften herrſchenden 
Anſchauung entſpricht, trotz der äußeren Mehrheit der einzelnen 
Wegnahmehandlungen nur eine einheitliche Tat des Angeſtellten, 
nur eine Schadenszufügung und ſomit auch nur einen Ver⸗ 
ſicherungsfall anzunehmen. Dieſe der natürlichen Auffaſſung 
der Dinge entſprechende Annahme des BerR., die er weiter 


noch mit dem Hinweis auf die im Einzelfall bis zur Un⸗ 
möglichkeit ſich ſteigernde Schwierigkeit, die einzelnen Wegnahme⸗ 
handlungen nach Zeit und Menge nachzuweiſen, begründet hat, 
läßt einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Iſt aber mit dem 
BerR. daran feſtzuhalten, daß die geſamte, gegen das Waren⸗ 
lager des Klägers gerichtete diebiſche Tätigkeit des Angeſtellten 
nur als ein ſchädigendes Ereignis, als ein Verſicherungsfall 
im Sinne des Verſicherungsvertrags anzuſehen iſt, ſo ergibt 
ſich daraus ohne weiteres die vom BerR. gezogene Folgerung, 
daß nur eine einmalige Haftung der Beklagten bis zur Höhe der 
Verſicherungsſumme in Frage kommen kann. B. c. Verſ.⸗Geſ. Th., 
U. v. 4. April 16, 418/15 VII. — Berlin. (L.] 

Gewerbeordnung. 

14. Unklagbarkeit aus Vereinbarungen gemäß § 152 
Gew.] 

Der Kläger fordert unter Bezugnahme auf die mit der 
Beklagten geſchloſſenen Verträge vom 1. Oktober 1910, 
31. Dezember 1912 und 10. Februar 1914 Vertragsſtrafe und 
Schadenerſatz, weil die Beklagte dieſen Abkommen zuwider an 
eine Baufirma, die nicht dem klagenden Verband angehört 
habe, ohne Genehmigung des Verbandsvorſtands Rückvergütungen 
auf den Preis für gelieferte Ziegel gewährt und in einem 
Falle der Firma die Ziegel billiger als zu den in den Ver⸗ 
trägen feſtgeſetzten Liſtenpreiſen berechnet habe. Das OLG. 
hat die Berufung des Klägers gegen das klagabweiſende Urteil 
des LG. zurückgewieſen. Die Reviſion des Klägers blieb 
gleichfalls erfolglos. Gründe: In den vom BG. beanſtandeten 
Vertragsbeſtimmungen ſagt die Beklagte dem klagenden Ver⸗ 
band ihre Unterſtützung bei Lohnkämpfen der Verbandsmitglieder 
mit den Bauarbeitern zu. Sie verſpricht, während eines all⸗ 
gemeinen Streiks oder einer allgemeinen Arbeiterausſperrung 
Ziegel ohne Genehmigung des Verbandsvorſtands nach dem 
Bezirke des Verbands nicht zu liefern und Arbeiter, die gegen 
den Verband ſtreiken oder von dieſem ausgeſperrt ſind, nicht 
zu beſchäftigen. Die Vertragsbeſtimmungen enthalten ſonach 
Verabredungen von Arbeitgebern zur Erlangung günſtiger 
Lohnbedingungen und haben deshalb gemäß 8 152 Abi. 2 
GewO. weder ein klagbares noch ein natürliches Schuld⸗ 
verhältnis begründet [RG. 50, 28, insbeſondere S. 30/31). 
Die Zweifel, welche die Reviſion gegen die Anwendbarkeit 
jener Vorſchriſt erhebt, ſind nicht gerechtfertigt. Die Beklagte 
hatte allerdings an den verabredeten Kampfmaßregeln gegen 
die Arbeitnehmer des Baugewerbes kein unmittelbares Intereſſe 
und verfolgte durch die Beteiligung an den Vereinbarungen 
lediglich den Zweck, ſich die Verpflichtung der Mitglieder des 
klagenden Verbands zu ſichern, daß ſie ihren Bedarf an Ziegeln 
im Konventionsgebiet nur bei ihr decken würden. Indeſſen 
ſchließt die Tatſache, daß ein Teil der Gewerbsgenoſſen, die 
ſich zum gemeinſamen Vorgehen bei Lohnkämpfen zuſammen⸗ 
ſchließen, hieran nur mittelbar beteiligt iſt, die Anwendung 
des 8 152 Abf. 2 nicht aus [WarnRſpr. 1909, 247 Nr. 272). 
Die Ausführungen des BG. laſſen auch inſoweit einen Rechts⸗ 
verſloß nicht erkennen, als es aus der Unklagbarkeit der er⸗ 
örterten Vereinbarungen die Unverbindlichkeit der Verträge der 
Parteien ihrem vollen Umfang nach ableitet und deshalb der 
Klage die Beachtung verſagt. Wenn ſich dieſe Folgerung auch 
nicht auf den 8 139 BGB. unmittelbar ſtützen läßt, ſo findet 
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ſie doch ihre Rechtfertigung in dem dieſer Vorſchrift und anderen 
Beftimmungen des BGB. zu entnehmenden Grundſatz, daß ein 
einheitlicher Vertrag in der Regel nur ernheitlich ſtehen und 
fallen fol [RG. 67, 104/105].“) Die Reviſion vermißt in dem 
angefochtenen Urteil eine ausreichende Begründung der An⸗ 
nahme, daß jeder der in Frage ſtehenden Verträge eine ge⸗ 
ſchloſſene Einheit darſtelle. Es kann unerörtert bleiben, ob 
der Angriff nicht ſchon daran ſcheitert, daß im Zweiſel alle 
Beſtimmungen eines Vertrags ein zuſammengehöriges Ganze 
bilden, und daß die Beklagte Umſtände, welche dieſe Annahme 
ausſchließen, nicht dargelegt hat. Jedenfalls hat das BG. die 
Untrenn barkeit der unwirkſamen Vertragsbeſtimmungen von den 
übrigen Vertragsabreden geprüft und ſich dabei von rechtlich 
einwandfreien Erwägungen leiten laſſen. Es weiſt darauf hin, 
daß der Kläger ſich die Unterſtützung der Beklagten bei Streiks 
und Ausſperrungen als Gegenleiſtung für die Verpflichtung 
feiner Mitglieder aus bedungen hat, ihren Ziegelbedarf bei der 
Beklagten zu decken. Durch die Gegenüberſtellung dieſer Ver⸗ 
tragsleiſtung bringt es zum Ausdruck, daß der Kläger den 
Vereinbarungen über die Hilfe der Beklagten im Lohnkampf 
eine für den Beſtand der Verträge weſentliche Vedeutung bei⸗ 
gemeſſen hat und daß dieſer Standpunkt des Klägers für die 
Bcklazte auch erkennbar war. Aus dieſer Annahme, die in 
das Gebiet der tatrichterlichen Beurteilung gehört, folgt ohne 
weiteres, daß die Verträge ohne die unklagbaren Beſtimmungen 
nicht zuſtande gekommen wären. Bauarbeitgeberverband im 
Bezirk P. c. Ziegelkonvention f. P., U. v. 17. März 16, 
392/15 UL — Dresden. (B.] 

Reichsſtempelrecht. 

15. Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage über die Steuer⸗ 
pflicht in betreff von Zuwendungen vor Erteilung der landes⸗ 
herrlichen Genehmigung.] 7) 

Die Klägerin, ein rechtsfähiger Verein, erhielt von ihrer 
Gründerin in den Jahren 1907, 1910 und 1911 je 
100 000 AM. Dieſe Summe überftieg erheblich den Jahres⸗ 
ſchlbetrag, zu deſſen Zuſchießung die Geberin ſatzungsgemäß 
verpflichtet war. Von dem überſchießenden Betrage hatte der 
Beklagte den Reichsſchenkungsſtempel erfordert und die 


) IW. 1908, 3; Neumann, Kſpr. II $ 138 Anm. 5. 

Zu 15. Das NG. hat bereits wiederholt ausgeführt, daß bei 
eincr Zuwendung von Todes wegen, die zu ihrer Wirkſamkeit landes⸗ 
bert licher oder behördlicher Genehmigung bedürfe, bis zur Erteilung 
dieſer Genehmigung ein in ſchwebender Ungewißheit befind> 
liches Rechtsverhältnis beſtehe. Ein ſolches Rechtsverhältnis genügt 
nach dem Urteil Bd. 76, 384 den Erſorderniſſen des § 256 38PO.; 
in dieſem Urteil hat das RG. zugleich das rechtliche Intereſſe des 
dachten an der alsbaldigen Feſtſtellung der — vom Erben be 
ſrrutenen — Fechtsgültigkeit eines Vermächtniſſes, deſſen Wirkſamkeit 
von der Erteilung der landesherrlichen Genehmigung abhing, bejaht. 
In dem oben mitgeteilten Urteil geht das RG. einen Schritt weiter, 
indem es bei einer vom Fiskus als ſteuerpflichtige Schenkung er⸗ 
achteten Zuwendung, deren Heranziehung zur Steuer von der Wirk⸗ 
ſamkeit der Zuwendung als Schenkung und ſomit von der Einholung 
und Erteilung der landes herrlichen Genehmigung abhängt, ein recht⸗ 
liches Intereſſe des Bedachten an der alsbaldigen Feſtſtellung der 
etwaigen Steuerpflicht für die von ihm nicht als Schenkung im 
Sinne der II 55 ff. ErbſchStG. betrachtete Schenkung anerkennt. 

Geh. Juſtizrat Dr. Ernſt Heinitz, Berlin. 
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Klägerin hierauf auf Feſtſtellung ihrer Nichtſchuld und Rück⸗ 
zahlung gezahlter Beträge geklagt, die Klage aber nach er⸗ 
folgter Freiſtellung von der Abgabe zurückgenommen. Die 
Vorſtandsmitglieder der Klägerin weigerten ſich gegenüber 
dem Beklagten, die nach Art. 6 8 1 AGBGB. erforderliche 
landesherrliche Genehmigung der Schenkung einzuholen. In 
dem aus Art. 6 8 3 angeſtellten Strafverfahren wurden ſie 
wegen Mangels vorſätzlichen Handelns freigeſprochen. Nun⸗ 
mehr forderte die Klägerin den Beklagten vergeblich zu einer 
Erklärung auf, ob er nunmehr auf eine Abgabe für die Zu⸗ 
wendungen endgültig verzichten wolle, und erhob dann Klage 
mit dem Antrage, feſtzuſtellen, daß fie nicht 11 761 & Steuer 
für die erhaltenen Zuwendungen zu entrichten habe. Das 
LG. wies die Klage ab, weil es an einem rechtlichen Inter⸗ 
eſſe der Klägerin an der alsbaldigen Feſtſtellung fehle. Die 
Berufung der Klägerin wurde aus demſelben Grunde zurück⸗ 
gewieſen. Die Reviſion führte zur Aufhebung des Bl. 
Gründe: Die vorliegende verneinende Feſtſtellungsklage iſt 
nach 8 256 ZPO. zuläſſig, wenn der Beklagte gegenüber der 
Klägerin den ſtreitigen Schenkungsſtempel für ſich in Anſpruch 
nimmt und die Klägerin ein rechtliches Intereſſe daran hat, 
daß das Nichtbeſtehen des Stempelanſpruchs, alſo eines 
Rechtsverhältniſſes, alsbald feſtgeſtellt werde. Der Beklagte 
hat zwar erklärt, daß er die Abgabe ſolange nicht fordern 
werde, als den der Klägerin gemachten Zuwendungen nicht 
die nach Art. 6 8 1 AGBGB. zur Wirkſamkeit als 
Schenkungen nötige landesherrliche Genehmigung, an der es 
noch fehlt, erteilt ſei. Gerade hieraus aber ergibt ſich, daß die 
Steuerbehörde, wozu ſie übrigens bei gültigen Schenkungen 
auch amtlich verpflichtet iſt, nach erteilter Genehmigung den 
Stempel einzuziehen verſuchen wird. Hiermit ſteht es nicht 
in Widerſpruch, daß ſie den bereits eingezogenen Teil der 
Abgabe zurückgezahlt und im übrigen die Klägerin von der 
Abgabe freigeſtellt hat; ſie hat damit nur zum Ausdruck 
gebracht, daß die Abgabe zur Zeit noch nicht zur Einziehung 
reif und daß deshalb vorläufig von Zwangsmaßregeln abzu⸗ 
ſehen ſei, weil die Wirkſamkeit der Schenkungen noch nicht 
eingetreten fei. Über die Frage, ob in dem Verhalten der 
Steuerbehörde das Geltendmachen eines auf Steuerzahlung 
gerichteten Rechtsverhältniſſes im Sinne des 8 256 enthalten 
iſt, ſtreiten die Parteien. Die Frage iſt zu bejahen. Die 
Wirkſamkeit des Stempelanſpruchs hängt, da nur gültige 
Schenkungen ſteuerpflichtig ſind, von der Wirkſamkeit der er⸗ 
ſolgten Zuwendungen als Schenkungen derart ab, daß ſie 
mit der Wirkſamkeit der Schenkungen ſteht und fällt. Dieſe 
ſind vor der erforderlichen landesherrlichen Genehmigung 
keineswegs völlig nichtig in der Weiſe, daß keinerlei ſchuld⸗ 
rechtliche Bindung zwiſchen dem Zuwendenden und der 
Empfängerin beſtände. Beide haben rechtsgeſchäſtlich alle 
Handlungen vorgenommen, die im Bereiche des Privatrechts 
zur Vollendung einer Schenkung [$ 516 BGB.] erforderlich 
waren. Sie ſind auch an die Schenkung gebunden, bis ſie 
durch landesherrliche Genehmigung endgültig wirkſam wird 
oder es feſtſteht, daß die Genehmigung nicht erteilt werden 
wird. Erfolgt die Genehmigung, die eine dem öfſentlichen Recht 
angehörige Handlung iſt, fo gilt fie nach der entſprechend 
anzuwendenden Vorſchrift des Art. 86 Satz 2 6636. 
107 
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Beklagte den Reichsſchenkungsſtempel erfordert und die 
als vor der Schenkung erteilt. Vor der Genehmigung ſtellen 
hiernach die durch die Schenkung begründeten Rechte und 
Pflichten, und ebenſo die Steuerpflicht gegenüber dem Be⸗ 
klagten, ein ſchon rechtlich vorhandenes, aber noch nicht 
vollendetes, ſondern in der Entwicklung begriffenes Rechts⸗ 
verhältnis dar, das je nach der Art der Entwickelung zur 
vollen Wirkſamkeit erſtarken oder nach rückwärts hin wieder 
aufgehoben werden kann. In Übereinftimmung mit den 
Urteilen RG. 75, 406“) und 76, 384°) muß daher angenommen 
werden, daß in Fällen der vorliegenden Art jedenfalls ein 
„in ſchwebender Ungewißheit“ befindliches Rechtsverhältnis 
beſteht, das den Erforderniſſen des 8 256 ZPO. genügt. Es 
kann auch nicht bezweifelt werden, daß die Klägerin ein recht⸗ 
liches Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung hat, ob das 
Rechtsverhältnis aus der Schenkung und damit ihre Steuer⸗ 
pflicht beſteht. Unter das rechtliche Intereſſe im Sinne des 
8 256 fällt, wie durch ſtändige Rechtſprechung feſtgeſtellt iſt, 
jedes Intereſſe, auch ein nur wirtſchaftliches, das ſich in irgend⸗ 
einer Weiſe auf die Rechtsverhältniſſe der die Feſtſtellungs⸗ 
klage erhebenden Partei bezieht. Es genügt das Intereſſe der 
Partei, zu wiſſen, woran ſie in Anſehung eines beſtimmten 
Rechtsverhältniſſes iſt, um hiernach ihr Verhalten einzurichten. 
Im Streitfall iſt es für die Klägerin wichtig zu wiſſen, ob ſie 
noch in die Lage kommen kann, den Schenkungsſtempel im ver⸗ 
hältnismäßig hohen Betrage von 11761 & für die erfolgten 
Zuwendungen zu zahlen und ob ſie hinſichtlich der nach Lage 
der Sache zu erwartenden weiteren, gleichartigen Zu⸗ 
wendungen zur Vermeidung der Strafe des Art. 6 8 3 
AGBGB. die landesherrliche Genehmigung friſtgemäß ein⸗ 
zuholen hat. Hiernach war zur Feſtſtellung, ob die Stempel⸗ 
pflicht, falls die landesherrliche Genehmigung hinzutritt, 
beſteht, ob alſo die im Tatbeſtande bezeichneten Zuwendungen 
Schenkungen im Sinne der 88 55 ff. des ErbſchaftsſtG. find, 
die Sache in die Vorinfſtanz zurückzuverweiſen. Daß in 
Fällen, wie der vorliegende, die ſtreitige Frage, ob die landes⸗ 
herrliche Genehmigung erforderlich iſt, durch das Prozeß⸗ 
gericht zu entſcheiden iſt, hat der erkennende Senat ſchon in 
ſeinem Urteil vom 1. April 1913 VII 36/1913 anerkannt. 
Hiernach war die Sache unter Aufhebung des Berufungs⸗ 
urteils an die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. Penſionskaſſe 
f. d. B. d. D. W.⸗ u. M. c. Preuß. Fiskus, U. v. 15. Febr. 16, 
388/15 VII. — Berlin. [B.] 


Zivilprozeßordnung. 

16. 8 62 ZPO. Zum Begriff der notwendigen Streit⸗ 
genoſſenſchaft. J 7) | 

Viktoria S. iſt nach ihrer Behauptung dadurch zu 
Schaden gekommen, daß der Beklagte, als er mit ſeinem 


% Neumann, Rfpr. II $ 2174. 
5) JW. 1911, 802; Neumann, Nfpr. II § 1942. 


Zu 16. In dieſem Falle handelt es ſich um die Frage, ob der 
8 62 ZPO. anzuwenden if. Das BG. hat dieſe Frage bejaht und 
demgemäß angenommen, daß die in der mündlichen Verhandlung 
nichterſchienene Klägerin Euphroſine S. durch ihre Mitklägerin und 
Berufungsmitverklagte Viktoria S. vertreten ſei. Dagegen hat das 
RG. die Anwendbarkeit des 8 62 3PO. verneint und daher an⸗ 
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Kraftwagen ſie und ihr Fuhrwerk, neben dem ſie herging, 
auf der Landſtraß überholte, ihr über den Fuß gefahren iſt. 
Sie und ihre Mutter machen Erſatzanſprüche gegen den Be⸗ 
klagten geltend. Die Mutter fordert, weil ſie in der Landwirt⸗ 
ſchaft auf die Hilfe ihrer Tochter angewieſen geweſen ſei, und 
dieſe ihr die Hilfe nicht mehr leiſten könne, eine jährliche 
Rente. Die Tochter fordert Schmerzensgeld und ebenfalls — 
für die Zeit nach dem Ableben der Mutter — eine Rente. 
Gegen das Urteil des LG., welches die Anſprüche dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt hat, iſt vom Beklagten 
Berufung eingelegt. In dem Termin zur mündlichen Ver⸗ 
handlung iſt nur die Tochter erſchienen. Der Beklagte hat 
gegen beide beantragt: das angefochtene Urteil aufzuheben 
und die Klage abzuweiſen, zugleich erklärend, daß er eventuell 
beantrage, gegen die Mutter im Verſäumnisverfahren zu er⸗ 
kennen. Das OLG. hat die Berufung zurückgewieſen, indem 
es angenommen hat, daß die Klägerinnen notwendige Streit⸗ 
genoſſen ſeien und die Mutter durch die Tochter dement⸗ 
ſprechend in der Berufungsinſtanz vertreten worden ſei. Es 
ſei, ſo wird ausgeführt, allein ſtreitig, ob der Unfall durch 
den Kraſtwagen des Beklagten herbeigeführt ſei und dieſen 
ein Verſchulden treffe, die Einzelanſprüche der Klägerinnen 
ſeien in erſter wie in zweiter Inſtanz dem Grunde nach nicht 
beanſtandet worden, und aus der Natur der jetzt ſtreitigen 


genommen, daß die nichterſchienene Klägerin Euphroſine S. durch 
ihre Mitklägerin Viktoria S. nicht vertreten geweſen ſei, weshalb 
das BG. gegen die Nichterſchienene kein kontradiktoriſches Urteil, 
ſondern ein Verſäumnisurteil nach § 542 Abſ. II ZPO. hätte erlaſſen 
ſollen. Meines Erachtens iſt das richtig. Die Viktoria beanſpruchte 
wegen ihrer Verletzung durch einen Kraftwagen des Beklagten 
Schmerzensgeld (8 847 BGB.) und eine Rente nach dem Tode ihrer 
Mutter. Ihre Mutter verlangte als Mitklägerin eine jährliche Rente, 
weil ſie in der Landwirtſchaft auf die Hilfe ihrer Tochter angewieſen 
ſei (vgl. $ 1617 BGB) und dieſe die Hilfe wegen ihrer Verletzung 
nicht mehr leiſten könne. Das 2G. hat über die beiden Anſprüche 
ein Zwiſchenurteil nach §8 304 ZPO. erlaſſen, worin der Grund der 
Anſprüche vorab bejaht, aber die Verhandlung und Entſcheidung über 
die Beläge vorbehalten wurde. Gegen ein ſolches Zwiſchenurteil iſt 
Berufung ſtatthaft (8 304 Abſ. II). Der Beklagte hat gegen die 
beiden Streitgenoſſen Berufung eingelegt. Das BG. hat durch ein 
kontradiktoriſches Urteil die Berufung gegen die beiden Streitgenoſſen 
als unbegründet zurückgewieſen, indem es annahm, daß § 62 350. 
anzuwenden und daher die nicht erſchienene Berufungsbeklagte durch 
die erſchienene Berufungsbeklagte vertreten ſei. Es hat ſich darauf 
geſtützt, daß es allein ſtreitig war, ob der Unfall durch den Kraft⸗ 
wagen des Beklagten herbeigeführt ſei und ob den Beklagten ein 
Verſchulden treffe. Das iſt ein Irrtum; denn nach dem Text des 
8 62 ZPO. iſt eine fog. notwendige Streitgenoſſenſchaft nur vor⸗ 
handen, wenn das ſtreitige Rechtsverhältnis allen Streitgenoffen 
gegenüber nur einheitlich entſchieden werden kann. Nun iſt es zwar 
richtig, daß über die Frage, ob der Unfall durch den Kraftwagen des 
Beklagten und durch Verſchulden des Beklagten herbeigeführt iſt, den 
beiden Streitgenoſſen gegenüber nur einheitlich entſchieden werden 
kann. Aber das iſt kein Rechtsverhältnis im Sinne des § 62 38 0., 
ſondern eine bloße Tatſachenfrage. Es iſt doch klar, daß es trotz der 
Notwendigkeit, über dieſe Tatſache einheitlich zu entſcheiden, möglich 
iſt, über das Rechtsverhältnis gegenüber den beiden Streitgenoſſen 
verſchieden zu entſcheiden. 
Profeſſor Dr. L. v. Seuffert, München 
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Frage ergebe ſich, daß das jetzt ſtreitige Rechtsverhältnis den 
beiden Streitgenoſſen gegenüber nur einheitlich feſtgeſtellt 
werden könne. — Auf Reviſion des Beklagten wurde dieſes 
Urteil, ſoweit es den Anſpruch der Mutter betraf, aufgehoben. 
Gründe: Richtig iſt, daß die tatſächliche Grundlage der 
Anſprüche der beiden Klägerinnen ein und dieſelbe iſt, die nur 
entweder beſtehen kann oder nicht beſtehen. Aber das iſt nicht 
ausreichend. Der Fall des $ 62 ZPO. liegt zweifellos dann 
vor, wenn das Rechtsverhältnis ſo iſt, daß die Entſcheidung 
für oder gegen den einen Genoſſen für oder gegen den anderen 
auch dann maßgeblich wäre, wenn er ſich am Prozeß nicht 
beteiligt hätte, oder wenn verlangt werden kann, daß der 
nicht Beteiligte hinzugezogen wird lexceptio plurium 
litisconsortium]. Es iſt zuzugeben, daß die Rechtſprechung 
und insbeſondere auch die Rechtſprechung des RG. 
die Anwendung des 8 62 darüber hinaus auch auf 
andere Fälle ausgedehnt hat. Aber daran iſt doch feſtzuhalten, 
daß die logiſche Unvereinbarkeit von einander abweichenden 
Entſcheidungen nicht ausreicht, notwendige Streitgenoſſen⸗ 
ſchaft zu begründen, und daß die Identität des tatſächlichen 
oder rechtlichen Klaggrundes der Streitgenoſſenſchaft zu einer 
notwendigen nicht macht, ergibt ſich unmittelbar aus poſitiven 
Geſetzesbeſtimmungen wie SS 425 Abſ. 2, 429 Abſ. 3 BGB. 
Es ſteht dem auch nichts im Wege, daß in dem Falle, wo 
durch eine unerlaubte Handlung mehrere verletzt ſind, die 
Klage des einen Verletzten einer anderen rechtlichen Be⸗ 
urteilung unterfällt, als die des anderen, und daß, während 
der einen Klage ſtattgegeben wird, die andere abgewieſen wird 
oder umgekehrt. Danach hätte der Vorderrichter gegen die 
Mitklägerin, die auf die Berufung des Beklagten im Termin 
nicht erſchienen war, nicht, wie geſchehen, ſondern nach 8 542 
Abſ. 2 ZPO. vorgehen müſſen. Es mag fein, daß die Ent- 
ſcheidung im Ergebnis nicht anders ausgefallen wäre, wenn 
der Vorderrichter ſo verfahren hätte, doch läßt ſich das nicht 
beurteilen, ohne daß man damit zugleich in eine ſachliche 
Prüfung der Vorgänge und Würdigung der erhobenen Be⸗ 
weiſe eintritt, was nicht die Aufgabe der Reviſionsinſtanz iſt. 
Vielmehr mußte die Sache zu einer nochmaligen Verhandlung 
an die Vorinſtanz zurückverwieſen werden. St. c. S., U. v. 
13. Jan. 16, 350/15 VI. — Augsburg. [L.] 

17. 8 253 ZPO., S 9 AnfG. Erforderniſſe der Klag⸗ 
erhebung, beſonders im Falle der Gläubigeranfechtung, 
Begriff des Klagegrundes. ] +) 

In einer notariell beurkundeten Verhandlung vom 
15. Juni 1906 haben die Eheleute Georg und Gertrude R. 
geb. L. unter weiteren Verpflichtungserklärungen bekannt, 
dem Kläger aus empfangenen Darlehen 14000 & ſamt⸗ 


Zu 17. Das Hauptergebnis der Entſcheidung iſt dieſes: Eine 
Klage muß als unzuläſſig (alſo ohne Sachwürdigung) abgewieſen 
werden, wenn nicht Antrag ſowie Gegenſtand und Grund des er⸗ 
bobenen Anſpruchs beſtimmt bezeichnet ſind. Inhaltliche Beſtimmtheit 
der Klagerhebung fordert die allgemeine Vorſchrift des § 253 Abſ. 2 
Nr. 2 ZRO., für Anfechtungsklagen verſchärft durch den § 9 AnfG. 
Durch ſachgemäße Beobachtung der Fragepflicht (8 139 ZPO.) fol 
nach Möglichkeit einer ſolchen, die wiederholte Anrufung des Gerichts 
durch verbeſſerte Klage nicht ausſchließenden Abweiſung vorgebeugt 
werden. Iſt aber der auf ſeinem Antrag beharrende Kläger außer⸗ 
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verbindlich zu ſchulden, und fich wegen aller aus der Schuld⸗ 
urkunde hervorgehenden Verpflichtungen der ſofortigen 
Zwangsvollſtreckung unterworſen. Dem Kläger iſt nach dem 
Tode des Georg R. eine vollſtreckbare Ausfertigung der 
Schuldurkunde gegen deſſen Erben, nämlich Frau R., den 
Sohn Georg R. und die Tochter Dorothea R. verehelichte A. 
erteilt worden. In einem Vorprozeß hat der Kläger eine 
von Frau R. vorgenommene Übertragung der Anſprüche aus 
einer Lebensverſicherung auf den Beklagten als ihm gegen⸗ 
über in Gemäßheit des AnfG. unwirkſam angefochten. In 
jenem Rechtsſtreit hat Frau R. als Zeugin unter anderem 
bekundet: „Mein Schwiegerſohn hatte ebenfalls Forderungen 
an mich, die ich nicht bezahlen konnte. Ich habe ihm vor 
etwa 3 Jahren oder noch länger Gegenſtände dafür abgetreten. 
Wie hoch die Forderung damals war, weiß ich nicht'. Im 
Termin vom 20. Januar 1915, in welchem die Ausſage ab⸗ 
gegeben wurde, iſt jener Rechtsſtreit durch einen Vergleich 
erledigt worden. Kurz darauf machte Kläger mit der Klage 
des vorliegenden Rechtsſtreits die angebliche Übertragung von 
Mobiliar⸗ und Weinvorräten ſeitens der Frau R. auf den 


ſtande, den geſetzlichen Erforderniſſen zu entſprechen, dann läßt ſich 
das bloße Prozeßurteil (absolutio ab instantia) nicht vermeiden. 
Inſofern beſtehen offenbar keine Bedenken. Mit Recht führt 
das Urteil weiter aus, daß vorliegenden Falles der Hilfsantrag hätte 
Hauptantrag und der Hauptantrag hätte Hilfsantrag fein müſſen. 
Denn der Anfechtungsanſpruch wegen Gläubigerbenachteiligung durch 
Veräußerung einzelner Sachen geht zunächſt auf Rückgewähr dem 
Stücke nach und nur ergänzend auf Werterſtattung. Die beſtimmte 
Angabe der aus dem Schuldnervermögen aufgegebenen Sachen gehört 
nun ohne Zweifel zur Subſtantiierung des Anſpruchs in ſeinem 
urſprünglichen Inhalt auf Naturalreſtitution. Eine Klage dieſes 
Inhalts ermangelte beim Fehlen einer Angabe der einzelnen rück⸗ 
zugewährenden Sachen ausreichender Beſtimmtheit ſowohl des 
Gegenſtandes der beanſpruchten Leiſtung und damit des Antrags 
als des Klagegrundes d. h. derjenigen Tatſachen, die für die 
Entſtehung des vom Kläger in Anſpruch genommenen Rechts weſentlich 
ſind. Geht aber die Anfechtungsklage, wie in unſerem Falle der 
Hauptantrag, auf Rückgewähr eines genau bezifferten Geldbetrags als 
Werterſatz (Zahlung von 4200 /), jo fragt es ſich, ob im Unter: 
laſſen näherer Angabe der angeblich vom Schuldner veräußerten 
Sachen ſelbſt wirklich der Formverſtoß unzureichender Beſtimmtheit 
des Klagegrundes, alſo ein Mangel liegt, der zur Abweiſung der 
Klage durch Prozeßurteil (als unzuläſſig), nicht durch Sachurteil 
(als unbegründet) führt. Das RG. bejaht die Frage, meines Er⸗ 
achtens mit Recht. Solange die urſprünglichen Rückgewährgegenſtände, 
wegen deren Aufopferung der Werterſatz beanſprucht wird, nicht 
bezeichnet find, fo lange fehlt es trotz Bezifferung des Erſatzes an 
einer ausreichenden Subſtantiierung des Anſpruchs, alſo an einem 
Erforderniſſe des 8 253 Abſ. 2 Nr. 2 ZPO. Bezifferung allein iſt 
keine Beſtimmung des Klagegrundes. Die Zahl an ſich iſt ein 
abſtrakter, der anzugebende Grund der Klage ein konkreter Begriff. 
Die Dinge liegen ebenſo, wie wenn etwa der Kläger wegen angeblicher 
Zerſtörung einer gar nicht näher bezeichneten Sache 1000 & 
Schadenserſatz verlangt. Alsdann iſt der Klagegrund, das 
konkrete Delikt, nicht genau genug angegeben, um die Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung darüber zuzulaſſen, ob der Erſatzanſpruch 
„begründet“ oder „unbegründet“ iſt. Nur für ein Prozeßurteil iſt 
Raum. So auch in unſerem Falle. Er lehrt zugleich, daß Klage⸗ 
grund im Sinne des § 253 ZPO. nicht fein kann die Geſamtheit 
„der Tatſachen, die nach der Anſicht des Klägers geeignet ſein 
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Beklagten zum Gegenſtand der Anfechtung. Er beantragte 
Verurteilung des Beklagten, an ihn 4200 & nebſt Prozeß⸗ 
zinſen zu zahlen, vorſorglich, die ihm durch Urkunde vor 
Notar B. übergebenen Mobilien und Weinvorräte zur Zwangs⸗ 
vollſtreckung herauszugeben und den Wert der nicht mehr vor⸗ 
handenen Gegenſtände zu erſetzen. Das LG. wies die Klage 
cab. Berufung und Reviſion des Klägers find zurückgewieſen. 
Gründe: Die Vorinſtanzen haben die Klage in der an⸗ 
gebrachten Art abgewieſen, weil ihr Inhalt den Vorſchriften 
des 8 253 Nr. 2 ZPO. und 8 9 AnfG. nicht genügt. Damit 
iſt nicht in der Sache ſelbſt entſchieden, ſondern dem Kläger 
die Möglichkeit offengelaſſen, ſeinen Anfechtungsanſpruch 
durch eine andere Klage mit verbeſſertem Inhalt aufs neue 
zu verfolgen. Derartige Klagabweiſungen, die in früheren 
Zeiten nicht ſelten vorkamen, ſollen unter der Herrſchaft der 
ZPO. durch ſachgemäße Ausübung der richterlichen Frage⸗ 
pflicht (5 139) tunlichſt verhütet werden. Immerhin kann 
ſich unter Umſtänden auch nach geltendem Prozeßrecht für den 
Richter die Notwendigkeit ergeben, eine Klage ohne ſachliche 


ſollen, ſeinen Antrag rechtlich zu begründen“ (vgl. Stein, ZPO. [11] 
8 258 N. 16). Das Vorbringen des Klägers ergibt, was für ein 
Recht er in Anſpruch nimmt. Darüber, was zur Entſtehung dieſes 
Rechts gehört, entſcheidet das Geſetz. Den Klagegrund bilden im 
Sinne des § 253 nicht anders als im Sinne des 8 268 38. 
diejenigen Tatſachen, die nach objektivem Rechte für die Ent⸗ 
ſtehung des vom Kläger behaupteten Anſpruchs weſentlich ſind. Der 
8 253 ZPO. verlangt lediglich, daß der Grund des erhobenen 
Anſpruchs beſtimmt genug angegeben werde. Dieſe Angabe tft bei 
Anſprüchen aus Rechtsgeſchäften (3. B. Kaufverträgen) ſehr wohl 
möglich, ohne daß die Beobachtung der für das Rechtsgeſchäft 
weſentlichen Form (z. B. § 313 BGB.) in der Klageſchrift behauptet 
wird. Dennoch gehört auch dieſe Beobachtung zu den anſpruch⸗ 
begründenden Tatſachen. So trifft es freilich zu, daß die auf den 
behaupteten mündlichen Kauf einer beſtimmten Liegenſchaft zu be⸗ 
ſtimmtem Preiſe geſtützte Klage im Sinne des § 253 30. zuläſſig 
und doch „unbegründet“ wäre (Heinsheimer, 33 P. 38, 232); aber 
keineswegs deshalb, weil das geſetzliche Erfordernis öffentlicher 
Bertragsbeurkundung nicht zum Klagegrund im Sinne des § 258 ZPO. 
gehörte, ſondern nur darum, weil es zu deſſen Bezeichnung nicht 
notwendig iſt. Handelt es ſich doch nach dem Zwecke des § 253 
vorwiegend darum, daß der Beklagte über den Anſpruchsgrund genau 
genug unterrichtet wird, um ſeine Verteidigung vorbereiten zu können. 
In unſerem Falle dagegen läßt ſich der Klagegrund ohne Angabe 
der angeblich veräußerten Beſchlagsgegenſtände überhaupt nicht 
beſtimmen. Darum iſt die Klage mit Recht „angebrachtermaßen“ 
abgewieſen worden. 

Dabei trat die große Miſere des Anfechtungsprozeſſes, der 
Behauptungs⸗ und Beweisnotſtand, wieder einmal klar 
zutage. Sie würde ſich zur Unerträglichkeit auswachſen, wenn der 
Rückgewähranſpruch nicht zugleich einen Anſpruch auf Auskunft⸗ 
erteilung enthielte. Das Geſetz hat abſichtlich den Inhalt der 
Anfechtungsverbindlichkeit nur in einem ganz allgemein lautenden 
Grundſatz ausgedrückt ($ 37 KO., § 7 AnfG.) und es der Recht: 
ſprechung überlaſſen, dieſen Grundſatz mit Kückſicht auf den Zweck 
der Anfechtung zu entwickeln. Wie wenig rechtfertigt der Richter 
G. 8. StG. 22, 183; 28, 59) ſolches Vertrauen, wenn er in eng: 
herziger Buchſtabenauslegung die Auskunftpflicht des Rückgewähr⸗ 
ſchuldners verneint und damit den Anſechtungserfolg vereitelt! 


Geh. Hofrat Prof. Dr. Ernſt Jaeger, Leipzig. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 11. 1916. 


und der Rechtskraft fähige Entſcheidung über den Klag⸗ 
anſpruch angebrachtermaßen abzuweiſen Ein ſolcher Fall 
iſt hier gegeben. Der hilfsweiſe geſtellte Antrag der vor⸗ 
liegenden Klage gehört begriffs⸗ und inhaltsgemäß in die 
erſte Reihe, der auf Werterſatz gerichtete Hauptantrag in die 
zweite Reihe. Mit dem Hilfsantrage wird Verurteilung 
des Beklagten begehrt, die ihm durch Urkunde vor Notar B. 
übereigneten Mobilien und Weinvorräte zur Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung herauszugeben. Dies Verlangen entbehrt der Be⸗ 
ſtimmtheit, welche für Lelaganträge im allgemeinen durch den 
§ 253 Nr. 2 ZPO. und für Anträge der Anfechtungskläger 
insbeſondere durch den 8 9 AnſG. gefordert wird. Es läßt 
ſich nicht erkennen, welche Gegenſtände im einzelnen vom 
Beklagten herausgegeben werden ſollen, und ein dem Antrage 
entſprechendes Urteil konnte wegen Unbeſtimmtheit ſeines 
Inhalts eine geeignete Grundlage zur Zwangsvollſtreckung 
nicht bieten. Bei Ausſcheidung dieſes unzuläſſigen Antrages 
bleibt zwar der auf Zahlung von 4200 M nebſt Prozeßzinſen 
gerichtete und inhaltlich ausreichend beſtimmte Klagantrag 
übrig. Inſoweit fehlt es jedoch an einer beſtimmten Angabe 
des Grundes des erhobenen Anſpruchs [ZPO. 8 253 Nr. 2]. 
Kläger verlangt, um ſich wegen einer wollſtreckbaren Forderung 
an Frau R. zu befriedigen, Werterſatz für angeblich vom Be⸗ 
klagten anfechtbar erworbene Sachen. Zur gehörigen, be⸗ 
ſtimmten Begründung des Anſpruchs war in objektiver Hin⸗ 
ſicht namentlich darzulegen, 1. welchen Erwerbsakt der Be⸗ 
klagte mit Frau R. getätigt hat, 2. welche Sachen im einzelnen 
dadurch in das Vermögen des Beklagten übergegangen ſind, 
3. welcher Umſtand die Unmöglichkeit herbeigeführt hat, den 
Anfechtungsanſpruch auf Rückgewähr der Sachen in Natur 
zu richten. Das tatſächliche Vorbringen des Klägers ging 
inſofern weſentlich dahin, ſeine Schuldnerin Frau R. habe vor 
etwa 3 Jahren vor dem Notar B. Mobiliar⸗ und Wein⸗ 
vorräte im Werte von 4200 / dem Beklagten zur Deckung 
einer Forderung desſelben zu Eigentum übertragen, und der 
Beklagte habe die Gegenſtände wieder weiter veräußert. Ob 
durch dieſes Vorbringen den bezeichneten Erſorderniſſen zu 1 
und 3 genügt war, mag auf ſich beruhen. Jedenfalls mangelt 
es an einer Angabe der einzelnen von Frau R. dem Beklagten 
zu Eigentum übertragenen Sachen. Die Angabe war aber 
unerläßlich. Ohne ſie konnte man für die nur in der Summe 
von 4200 / vorliegende Wertbezeichnung kein Verſtändnis 
gewinnen und ferner nicht erſehen, ob die Veräußerung dem 
Vermögen der Schuldnerin durchgehends beſchlagsſähige Werte 
entfremdet hat. Wie aus dem BU. hervorgeht, iſt Kläger 
im Laufe der Vorinſtanzen nicht imſtande geweſen, durch eine 
Ergänzung der Sachanführungen ſeinen Anſpruch beſtimmt 
und genügend zu begründen. Mithin blieb kein Raum, das 
richterliche Fragerecht auszuüben. Das von der Reviſion heran⸗ 
gezogene Reichsgerichtsurteil, Seuff Bl. 51, 473, behandelt einen 
von dem vorliegenden ganz verſchiedenen Fall und kann daher 
nicht in Betracht kommen. Hier wird aus dem Klagantrag 
eine ausreichend beſtimmte ſachliche Grundlage für die 
Forderung der 4200 A nicht erſichtlich. Zuzugeben iſt der 
Reviſton, daß das Verlangen ordnungsmäßiger Klage 
begründung den Kläger vor eine ſchwierige Aufgabe ſtellt. 
Ahnliche Schwierigkeiten können jedoch bei Verfolgung von 
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Anſprüchen und namentlich von ſolchen auf dem Gebiete des 
Mäublgeranfechtungsrechts häufig eintreten und es nicht recht⸗ 
fertigen, hinſichtlich der Faſſung des Klagantrags und der 
Begründung des Klaganſpruchs von den Anforderungen abzu⸗ 
ſehen, die ſich aus den Geſetzen ergeben. R. c. A., U. v. 
B. Febr. 16, 424/15 VII. — Darmſtadt. [L.] 

18. 5 265 ZPO. Wenn der Zedent eines rechts⸗ 
hängigen Anſpruchs ſeinen Antrag nicht ändert, ſondern den 
Anſpruch weiter als eigenen geltend macht, hat Klage⸗ 
abweiſung zu erfolgen, auch wenn die Gegenpartei aus der 
cıfolgten Abtretung einen Einwand nicht herleitet.] 

Aus den Gründen: Der Reviſion war keine Folge 
zu geben, und zwar ſchon allein deshalb nicht, weil der Kläger 
nach ſeiner eigenen, vom BG. als unſtreitig feſtgeſtellten Be⸗ 
bauptung den mit der perſönlichen und dinglichen Klage geltend 
gemachten Hypothekenteil gegen Zahlung des geforderten Geld⸗ 
betrages an die Genoſſenſchaft abgetreten hat. Durch dieſe 
Abtretung, die den betreffenden Teil der durch die Hypothek 
geſicherten Forderung mitergriff [vgl. 8 1153 BGB.], find 
die abgetretenen Rechte und damit die geltend gemachten An⸗ 
ſprüche auf die Genoſſenſchaft übergegangen [$ 398 BGB.]. 
Die Rechtshängigkeit diefer Anſprüche ſchloß die Abtretung 
nicht aus [$ 265 Abſ. 1 ZPO.], und durch fie war die Ge 
noffenſchaft als neue Gläubigerin an die Stelle des Klägers 
getreten [$ 398 Satz 2]. Allerdings hat die Abtretung nach 
Abſ. 2 Satz 1 des 8 265 ZPO. auf den Prozeß keinen 
Einfluß. Hiermit wird aber, wie vom RG. in ſtändiger Recht⸗ 
ſprechung anerkannt iſt, an der materiellen Rechtslage nichts 
geändert, ſondern nur ermöglicht, daß der Prozeß ungeachtet 
der Abtretung und der dadurch herbeigeführten Rechtslage — 
dieſer entſprechend — zwiſchen den Prozeßparteien weiter ge: 
führt wird [vgl. RG. 40, 341; 56, 307;) 76, 217;“) 
Gruchot 49, 904). Der bisherige Gläubiger bleibt Prozeß⸗ 
partei; er führt den Prozeß aber nur als Vertreter des 
neuen Gläubigers und hat ſeine Anträge der geänderten 
Rechtslage anzupaſſen. Da die abgetretenen Anſprüche auf 
den Abtretungsempfänger übergegangen ſind, kann er ſie nur 
noch als deſſen Anſprüche und nicht mehr als ſeine eigenen 
geltend machen, und inſoweit er feine Anträge nicht dem⸗ 
entſprechend ändert [vgl. hierzu 8 268 Nr. 3 ZPO.], iſt er 
mit ihnen abzuweiſen. Dies gilt nicht nur für den in einigen 
der herangezogenen Entſcheidungen behandelten Fall, daß der 
Beklagte den unverändert aufrecht erhaltenen Klageanträgen 
cinen Einwand aus der geſchehenen Abtretung entgegenhält, 
ſondern auch für den vorliegenden Fall, daß die unſtreitige 
Tatſache der Abtretung vom Kläger ſelbſt vorgebracht iſt; denn 
das Gericht hat die Berechtigung des Klagebegehrens auf der 
Grundlage des ihm unterbreiteten Sachverhalts von Amts 
wegen zu prüfen, ohne dabei durch die Rechtsauffaſſung der 
Parteien und die von dieſen vorgebrachten rechtlichen Geſichts⸗ 
punkte irgendwie gebunden zu fein [vgl. auch RG. 74, 276;°) 
80 Nr. 80 S. 363; e) 84,253]. Hiernach ſchon rechtfertigt ſich die 
im angefochtenen BU. ausgeſprochene Abweiſung der vom 

6) JW. 1904, 146; Neumann, Nſpr. I 8398 Anm. 18 e. 

7) JW. 1911, 552. 

5) Neumann, Rfpr. II § 84. 

N JW. 1913, 187. 
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Kläger trotz der Abtretung in unveränderter Geſtalt aufrecht 
erhaltenen Klage. B. c. K., U. v. 23. Febr. 16, 810/14 V. — 
Poſen. [B.] 


II. Preuß iſches Recht. 

19. Auslegung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments 
von Eheleuten. 

Die Eheleute H. F. und A. geb. M. zu Groß⸗S.⸗Ch. 
haben am 24. April 1886 ein notarielles Teſtament errichtet, 
in dem es heißt: „Wir vermachen uns gegenſeitig den lebens⸗ 
länglichen Nießbrauch unſerer Nachlaſſenſchaften frei von 
Kautionsleiſtung und Rechnungslegung; indes ſoll der Über: 
lebende zur Vermeidung von Streitigkeiten ein Privat⸗ 
inventar über den Nachlaß des Verſtorbenen errichten und 
gerichtlich niederlegen. Nach dem Tode des Längſtlebenden 
von uns beiden ſoll der geſamte Nachlaß von uns zur einen 
Hälfte an meine, des Teſtators, leibliche Verwandte, alſo an 
meine, dann noch lebenden Geſchwiſter und an die Kinder 
der verſtorbenen Geſchwiſter nach Linien vererben; die andere 
Hälfte an meine, der Teſtatrix, leibliche Verwandte, alſo an 
meine dann noch lebenden Geſchwiſter reſp. der verſtorbenen 
Geſchwiſter Kinder nach Linien vererben“. Der Ehemann F. 
ſtarb im Jahre 1898. Seine Witwe errichtete am 19. Oktober 
1900 ein neues Teſtament, in dem ſie u. a. ſagt, um Miß⸗ 
verſtändniſſe zu vermeiden erkläre ſie erläuternd und, ſoweit 
erforderlich, abändernd zu dem mit ihrem Ehemanne gemein⸗ 
ſchaftlich errichteten Teſtamente, daß ſie durch dasſelbe nicht 
ihre Halbgeſchwiſter, ſondern lediglich ihren einzigen voll⸗ 
bürtigen Bruder, den Landwirt U. M. zu ihrem Erben habe 
einſetzen wollen. Sie fügt hinzu, daß dies auch dem Wunſche 
und Willen ihres verſtorbenen Ehemannes entſprochen habe. 
Die Witwe F. ſtarb im Jahre 1912. Die beiden Kläger ſind 
die halbbürtigen Geſchwiſter der Witwe F., die Beklagten 
zu 1 bis 3 die Kinder ihres verſtorbenen vollbürtigen Bruders 
U. M.; die Beklagten zu 4 bis 6 ſind die zu Erben berufenen 
Verwandten des Ehemannes F., endlich die Beklagten zu 7 
bis 9 die Ehemänner der mitbeklagten Ehefrauen zu 3, 
6b und 6d. Die Kläger haben ein Miterbrecht nur am 
Nachlaſſe des Ehemannes F. in Anſpruch genommen 
und zur Begründung ausgeführt, ein jeder der Eheleute F. 
habe auf ſeinen Nachlaß zur Hälfte ſeiner eigenen Ver⸗ 
wandten und zur anderen Hälfte die Verwandten des 
andern Ehegatten berufen. Jeder von ihnen — der 
Kläger — ſei alſo am Nachlaſſe des Ehemannes F. mit einem 
Sechſtel [s der Hälfte] beteiligt. Sie haben auf Feſtſtellung 
dieſes ihres Miterbrechts, Legung eines Nachlaßverzeichniſſes 
und Verurteilung der zu 7 bis 9 verklagten Ehemänner zur 
Duldung der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut 
ihrer Ehefrauen Klage erhoben. Die Beklagten haben Ab⸗ 
weiſung der Klage beantragt. Sie meinen, jeder der 
teſtierenden Eheleute habe nur ſeine eigenen Verwandten auf 
ſeine Hälfte als Erben berufen, mit der Maßgabe freilich, daß 
eine jede der beiden Vermögensmaſſen bei der Erbteilung als 
gleich groß angeſehen werden ſolle. Sie machen ferner 
geltend, die Kläger feien als Halbgeſchwifter der Frau F. über⸗ 
haupt nicht zur Erbfolge berufen. Das LG. hat den Be⸗ 
klagten recht gegeben und die Klage abgewieſen. Das OLG. 
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hat dagegen auf Berufung der Mitklägerin zu 1 im weſent⸗ 
lichen nach deren Anträgen erkannt. Die gegen dieſes Urteil 
von den Beklagten eingelegte Reviſion hatte keinen Erfolg. 
Aus den Gründen: Die Entſcheidung des BG. in der 
Sache ſelbſt läßt ſich nicht beanſtanden. Das BG. führt aus, 
das gemeinſchaftliche Teſtament der Eheleute F. vertrage 
nicht die Auslegung, die das LG. ihm gegeben habe. Die 
Eheleute hätten nicht in Gütergemeinſchaft gelebt, ihr Ver⸗ 
mögen ſei auch nicht etwa gleich groß geweſen. Da aber jeder 
von ihnen nur über ſein eigenes Vermögen letztwillig habe 
verfügen können, ſo hätte dadurch, daß jeder nur ſeine 
Verwandten eſnſetzte, nicht das von beiden erkennbar und 
unbeſtritten gewollte Ergebnis erzielt werden können, daß 
von dem Geſamtnachlaß beider Eheleute zuſammen die eine 
Hälfte den Verwandten des Mannes, die andere denen der 
Frau zufiel. Dies ſei vielmehr nur in der Weiſe zu erreichen 
geweſen, daß jeder Ehegatte die beiderſeitigen 
Verwandten zu ſeinen Erben eingeſetzt habe. Das 
BG. erwägt dann die verſchiedenen rechtlichen Möglichkeiten, 
die ſich hierfür geboten hätten. Es geht dabei zutreffend 
davon aus, daß letztwillige Verfügungen der vorliegenden 
Art in der landrechtlichen Rechtſprechung im Zweifel dahin 
aufgefaßt ſeien, daß jeder der Ehegatten die Verwandten 
neben dem anderen Ehegatten habe einſetzen wollen, und zwar 
für den Fall, daß er ſelber zuerſt verſterben würde, auf ſeinen 
Nachlaß als Nacherben, für den Fall aber, daß er der Letzt⸗ 
lebende ſein ſollte ebenfalls für ſeinen Nachlaß als Erſatzerben 
an Stelle ſeines Ehegatten. Danach würden — ſo wird weiter 
geſagt — im vorliegenden Falle die beiderſeitigen 
Verwandten den zuerſt verſtorbenen Ehemann nach dem Tode 
der Frau als Nacherben beerbt haben. Der Wortlaut des 
Teſtaments vom 24. April 1886 könne allerdings vielleicht 
eher dafür ſprechen, daß jeder der Ehegatten feine beider⸗ 
ſeitigen Verwandten als alleinige Erben ſeines Nachlaſſes 
habe einſetzen und dem anderen Ehegatten für den Fall, daß 
dieſer ihn überleben ſollte, nur den lebenslänglichen Nie ß⸗ 
brauch ſeines Nachlaſſes habe vermachen wollen. Aber dieſe 
Verfügungsform unterſcheide ſich für die hier allein inter⸗ 
eſſierende Frage des Rechtszuſtandes, der nach dem Tode 
des Längſtlebenden eintrete, im Ergebnis nicht von der 
Berufung der Verwandten als Nacherben. Daß entgegen der 
zugrunde zu legenden landrechtlichen Auffaſſung etwa die 
beiderſeitigen Verwandten als Erben lediglich des Letzt⸗ 
lebenden hätten berufen werden ſollen, wie dies nach $ 2269 
BGB. im Zweifel als gewollt anzuſehen ſei, ſei angeſichts 
des Worrtlauts des Teſtaments, wonach der überlebende Ehe— 
gatte nur den lebenslänglichen Nießbrauch haben ſollte, aus⸗ 
geſchloſſen. Somit ſeien nach dem gemeinſchaftlichen Teſta⸗ 
ment neben den dort erwähnten Verwandten des Mannes 
auch die dort erwähnten Verwandten der Frau Erben auch 
des Ehemannes geworden, dergeſtalt, daß deſſen Nachlaß nach 
dem jetzt eingetretenen Tode der Frau auch ihnen mit zu⸗ 
gefallen ſei. Dies Erbrecht nach dem Manne habe den 
Verwandten der Frau durch einſeitige Verfügung der 
letzteren nicht mehr entzogen werden können. Das BG. tritt 
ſodann der Auffaſſung der Beklagten entgegen, daß unter 
den im gemeinſchaftlichen Teſtamente berufenen „Geſchwiſtern 
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der Frau refp. der verſtorbenen Geſchwiſter Kinder“ nur der 
einzige vollbürtige Bruder der Frau, der verſtorbene Vater 
der Beklagten zu 1—3 verſtanden ſei. Es ſagt, auf die 
ſpätere Erklärung der Frau im Teſtament vom 19. Oktober 
1900 könne kein entſcheidendes Gewicht gelegt werden, da 
dieſe Erklärung auch die bewußte oder unbewußte Folge der 
inzwiſchen bei ihr eingetretenen Sinnesänderung geweſen ſein 
könne. Der Wortlaut des gemeinſamen Teſtaments ſtehe 
dieſer Auslegung, wie näher ausgeführt wird, unverkennbar 
ſcharf entgegen. Dafür, daß es ſich hier um ein Verſehen 
im Ausdruck gehandelt haben ſollte, liege, wie ebenfalls dar⸗ 
gelegt wird, kein Anhalt vor. Mit Recht mache daher die 
Klägerin geltend, daß ſie Erbin des Ehemannes F. zu einem 
Sechſtel geworden ſei. Die Angriffe, welche die Reviſion 
gegen dieſe Auslegung erhebt, entbehren der Begründung. 
Die Auslegung des BG. iſt mindeſtens möglich, enthält keine 
Geſetzesverletzung und iſt deshalb nach 8 561? ZPO. für 
den Reviſionsrichter bindend. Auch eine dem jetzt geltenden 
5 2269 BGB. entſprechende Regelung iſt vom BG. mit 
ausreichender Begründung abgelehnt. Dagegen ſpricht auch 
die Beſtimmung des gemeinſchaftlichen Teſtaments, daß der 
überlebende Ehegatte ein Privatinventar über den Nachlaß 
des verſtorbenen errichten ſoll. Sie iſt offenbar im Anſchluß 
an 5 470 1 12 ALR. getroffen, die dem Subſtituten ein Recht 
auf die Vorlegung eines ſolchen Inventars gibt [vgl. RG. 27, 
220]. Plichtteilsberechtigte, die beim Tode des erſt⸗ 
verſterbenden der Ehegatten ein Nachlaßverzeichnis hätten 
fordern können, kamen nicht in Frage. Was die Reviſion 
gegenüber der Annahme des BG., daß die Halbgeſchwiſter 
unter dem Ausdruck „Geſchwiſter“ mitverſtanden ſeien, vor⸗ 
bringt, liegt auf dem ihr verſchloſſenen tatſächlichen Gebiete. 
Ein Rechtsirrtum fällt auch hier dem BGG. nicht zur Laſt. 
M. u. Gen. c. K. u. Gen., U. v. 20 März 16, 412/15 IV. — 
Celle. [B.) 

Preußiſches Geſetz vom 1. Aug uſt 1909. 

* 20. Die Schweigepflicht der Polizeibeamten über 
Vorgänge, die ihnen amtlich zur Kenntnis gelangen, liegt 
ihnen als Amtspflicht auch denen gegenüber ob, die ein 
Intereſſe an ihrer Erfüllung haben.] 

Gegen den Kläger iſt im März 1910 wegen des Ver: 
dachtes, daß er in ſeinem Schlachtereibetrieb verdorbenes 
Blut zur Herſtellung von Würſten verwendet habe, ein Straf: 
verfahren eingeleitet worden, in dem eine Reihe von Würſten 
durch die Polizei beſchlagnahmt wurden, das jedoch mit der 
Freiſprechung des Klägers endigte. Der Kläger behauptet, 
daß ihm durch die Einleitung des Strafverfahrens und die 
weiter damit zuſammenhängenden Ereigniſſe infolge des Ver⸗ 
luſtes ſeiner Kundſchaft ein ſehr erheblicher Schaden er⸗ 
wachſen ſei. Mit der Klage verlangte er den Erſatz dieſes 
Schadens von dem Preußiſchen Staate. Der Anſpruch iſt 
auf Amtspflichtverletzungen der Polizeibeamten geſtützt. 
Die Klage iſt in beiden Vorinſtanzen abgewieſen worden. 
Die Reviſion des Klägers hatte Erfolg. Aus den 
Gründen: Der Kläger hatte eine Amtspflichtverletzung 
der Polizeibeamten aus dem Grunde behauptet, daß ſie in 
mehreren Zeitungen Wilhelmshavens eine ausführliche Mit⸗ 
teilung über die Beſchlagnahme und deren Gründe ver: 
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Behauptung unterſtellt, den Klaganſpruch aber ſchon des⸗ 


halb abgewieſen, weil durch die Veröffentlichung, wenn fie 
auch gegen die den Beamten im Intereſſe des inneren Dienſtes 
gegebenen Vorſchriften verſtoßen haben möge, jedenfalls keine 
den Beamten gegenüber einem Dritten obliegende Amts⸗ 
pflicht verletzt worden ſei. Dieſe Annahme wird von der 
Reviſion mit Recht beanſtandet. [Wird ausgeführt. 
L. c. Preuß. Staat, U. v. 21. März 16, 415/15 III. — 
Celle. [L.) 

Bergrecht. 

21. Bedeutung des Umſtandes, daß ein durch Bergbau 
beſchädigtes Haus bei größerer Feſtigkeit des Baugrundes den 
bergbaulichen Einwirkungen nicht unterlegen wäre.] 7) 

Die Klägerin behauptet, daß Riſſe, die ſeit 1912 an ihrem 
Wobnhauſe zutage getreten find, ihre Urſache in dem dort 
umgehenden Bergbau der Beklagten haben. Beanſprucht wird 
die Verurteilung der Beklagten zur Wiederherſtellung des Gebäudes 
und zur Leiſtung von Schadenserſatz. Beide Vorinſtanzen haben 
die Klage abgewieſen, mit der Ausführung, daß die Schadens⸗ 
urſache nicht in dem Bergbaubetriebe der Beklagten liege oder 
daß doch der hierfür der Klägerin obliegende Beweis nicht 
erbracht ſei. Die Reviſion der Klägerin führte zur Aufhebung 
und Zurückverweiſung. Aus den Gründen: An dem urſächlichen 
Zuſammenhange würde es fehlen, wenn es auch ohne die durch 
den Bergbau hervorgerufenen Untergrundbewegungen zu den 
Rifien gekommen wäre. Letzteres iſt aber erſichtlich nicht die 
Anſicht des Bergſachverſtändigen, er erkennt im Gegenteil an, 
daß der Bergbau zu Untergrundbewegungen und damit auch 
zu den Gebäuderiſſen den Anſtoß gegeben hat. Der Sach⸗ 
verſtändige glaubt nur, in den Riſſen nicht eine „unmittelbare“ 
Folge des Bergbaues ſehen zu ſollen, weil die bergbaulichen 
Einwirkungen an das Gebäude nicht herangereicht haben würden, 
wenn nicht andere Umſtände die Standfeſtigkeit des Grund und 
Bodens ungünſtig beeinflußt hätten. Dies aber iſt, wie der 
jetzt erkennende Senat bei ähnlicher Sachlage bereits in dem 
Urteile vom 21. November 1914 — V 265/14 — ausgeſprochen 
hat, für die Frage des urſächlichen Zuſammenhangs unerheblich. 
Liegen die Verhältniſſe ſo, wie der Bergſachverſtändige und mit 
ibm das BG. annimmt, ſo iſt tatſächlich der Schaden infolge 
der bergbaulichen Einwirkungen eingetreten, und hieran kann 
dadurch, daß es bei größerer Standfeſtigkeit des Baugrundes 
oder bei beſſerer baulicher Inſtandſetzung des Gebäudes zum 
Eintritt des Schadens nicht gekommen fein würde, nichts 


Zu 21. Dieſes Erkenntnis des RG. ſteht im Einklang mit 
deſſen ſtändiger Praxis (Erkenntniſſe v. 8. April 1886, 28. Jan. 1886, 
7. März 1896, 11. Nov. 1896, 15. März 1898, 1. Juli 1899, 11. Juni 
1902, 28. Dez 1907, 20. März 1913 in der ZBergr. 27 S. 869, 
380; 37, 348; 38, 228; 39, 228; 40, 479; 44, 144; 49, 301; 
57, 51), wonach der Bergbau haftet, wenn er nicht für ſich allein, 
ſondern auch nur mittelbar bei der Schadenszufügung mitgewirkt hat, 
und ſerner im Einklang mit dem mehr oder minder beſtimmt heute 
zur Anerkennung gelangenden Satze, daß die Haftung des DBergwerks⸗ 
eigentümers für die dem Grundeigentum durch den Bergbaubetrieb 


zugefügten Schäden keine ſogenannte Verſchuldungs⸗, ſondern eine Ver⸗ 


anlafſungs⸗ bzw. Gefährdungshaftung iſt. 
Geh. Bergrat Prof. Dr. Arndt, Berlin. 
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geändert werden. Dieſe „mitwirkenden“ Umſtände können nur 
für die Bemeſſung der Höhe des Schadens von Bedeutung 
ſein, beſonders inſofern, als aus ihnen auf eine den Wert des 
Gebäudes nachteilig beeinfluſſende verminderte Standdauer 
geſchloſſen werden kann. T. c. Gewerkſchaft F., U. v. 18. März 16, 
366/15 V. — Breslau. [L.] 

Unfallfürſorgegeſetz vom 2. Juni 1902. 

22. Bei einem auf § 1 Abſ. 2 UFürſG. geſtützten Ans 
ſpruch unterliegt die Frage der gänzlichen oder teilweiſen Erwerbs⸗ 
unfähigkeit des Beamten nicht der Entſcheidung der Verwaltungs⸗ 
behörde. 

Dem feit 1. September 1909 bei der Eiſenbahndirektion 
in A. als etatsmäßiger Schaffner unter dem Vorbehalte der 
jederzeitigen einmonatigen Kündigung angeſtellten, ſpäter in den 
Bureaudienſt der Eiſenbahnverwaltung übernommenen Kläger, 
der zuletzt bei dem Eiſenbahnbetriebsamt in Bad O. tätig war, 
wurde durch Schreiben des Vorſtandes des Betriebsamtes vom 
26. Oktober 1913 das Dienſtverhältnis zum 30. November 1913 
gekündigt. Die hiergegen erhobene Beſchwerde wurde durch 
Beſchluß der Eiſenbahndirektion vom 12. Januar 1914 zurück⸗ 
gewieſen. Kläger wurde darauf zum 1. Februar 1914 aus dem 
Staatsdienſt entlaſſen. Anträge auf Entſchädigung wegen eines 
am 25. November 1912 erlittenen Unfalls ſowie auf Verſetzung 
in den Ruheſtand wegen Dienſtunfähigkeit auf Grund dieſes 
Unfalls und eines weiteren Unfalls vom Oktober 1909 wurden 
durch Beſcheide der Eiſenbahndirektion vom 17. Januar und 
8. April 1914 abgelehnt, und die hiergegen erhobene Beſchwerde 
wurde durch Miniſterialverfügung vom 18. Juni 1914 zurück⸗ 
gewieſen. Kläger verlangt mit der vorliegenden Ende November 
1914 erhobenen Klage wegen der beiden erwähnten Unfälle auf 
Grund des Beamtenpenſiongeſetzes vom 27. März 1872 und des 
Unfallfürſorgegeſetzes vom 2. Juni 1902 eine Penſion in Höhe 
von ½ feines zuletzt bezogenen Dienſteinkommens in Höhe von 
jährlich 1013,30 &. Das LG. wies die Klage ab. Das BG. 
wies die Berufung des Klägers zurück. Kläger legte mit Erfolg 
Reviſion ein. Gründe: Das BG. hat für einen auf das 
preußiſche Geſetz, betreffend die Fürſorge für Beamte infolge 
von Betriebsunfällen, vom 2. Juni 1902 geſtützten Anſpruch 
ausgeführt, die Frage der Dienſt⸗ und Erwerbsunfähigkeit zu 
entſcheiden, gehöre auch hier zur Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗ 
behörde ebenſo, wie nach dem preußiſchen Penſionsgeſetze vom 
27. März 1872 [S 20]. Das iſt richtig, ſoweit es ſich auf die 
Frage der dauernden Dienſtunfähigkeit [Fall des Abſ. 1 des 
8 1 des Geſetzes vom 2. Juni 1902] bezieht, dagegen unrichtig, 
ſoweit es ſich auf die Frage der völligen oder teilweiſen Erwerbs⸗ 
unfähigkeit [Fall des Abf. 2 des 8 1 a. a. O.] bezieht. Bereits 
in dem Urteile vom 26. Juni 1899, IV 465/98 [RG. 44, 35 ff.] 
hat der IV. 38S. für den Fall eines auf den Abſ. 1 des 8 1 
des Geſetzes vom 15. März 1886, betreffend die Fürſorge für 
Beamte und Perſonen des Soldatenſtandes infolge von Betriebs⸗ 
unfällen, geſtützten Anſpruchs dahin entſchieden, daß die Feſt⸗ 
ſtellung der dauernden Dienſtunfähigkeit durch die vorgeſetzte 
Dienſtbehörde nach Maßgabe der Beſtimmungen über die 
Penſionierung der Reichsbeamten aus dem Reichsbeamtengeſetze 
vom 31. März 1873, nicht im ordentlichen Rechtswege durch den 
Richter erfolge. Dieſes Ergebnis hat der erkennende Senat in 
dem Urteile vom 5. Juli 1910, III 513/09 [RG. 74, 91 ff. 
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bef. S. 103]1%) als mit feiner Anſicht übereinſtimmend bezeichnet. 
Zur Verhütung von Mißverſtändniſſen tft in dem letzteren Urteile 
beſonders hervorgehoben worden, daß im Gegenſatze zur Feſt⸗ 
ftellung der Dienſtunfähigkeit die Feſtſtellung des Grundes der 
eingetretenen Dienſtunfähigkeit und vor allem des urſächlichen 
Zuſammenhanges zwiſchen einem beſtimmten Ereignis als einem 
Betriebsunfall und der eingetretenen Dienſtunfähigkeit nicht 
der Entſcheidung durch die Verwaltungsbehörde, vielmehr die 
Entſcheidung durch den Richter zugewieſen ſei. Die gleiche Auf⸗ 
faffung hat der erkennende Senat für den Fall eines auf den 
Abſ. 1 des 5 1 des preußiſchen Geſetzes, betreffend die Für⸗ 
ſorge für Beamte infolge von Betriebsunfällen, vom 18. Juni 
1887, des Vorläuſers des preußiſchen Fürſorgegeſetzes vom 
2. Juni 1902, geſtützten Anſpruchs in einem Urteile vom 
15. Februar 1907 III 329/06, vertreten und dabei unter Bes 
zugnahme auf das Urteil des erkennenden Senats vom 9. Juli 
1897 III 98/97 [RG. 39, 354] beſonders hervorgehoben, daß 
die Anſprüche auf Grund des Geſetzes vom 18. Juni 1887 
Penſionsanſprüche ſeien und daher auch allen für Penſions⸗ 
anſprüche geltenden Beſtimmungen unterliegen. Die Reviſion 
macht demgegenüber unter Berufung auf die Urteile des er⸗ 
kennenden Senats vom 19. Oktober 1909 [RG. 72, 69 ff.] und 
vom 25. Oktober 1912 III 265/12, geltend, nach dieſen Urteilen 
ſei gerade nicht Vorausſetzung eines Unfallfürſorgeanſpruchs auf 
Grund des preußiſchen Geſetzes vom 2. Juni 1902 die Ver⸗ 
ſetzung in den Ruheſtand wegen eingetretener Dienſtunfähigkeit, 
und damit auch nicht das Vorliegen einer dieſe Dienſtunfähigkeit 
anerkennenden Erklärung der vorgeſetzten Dienſtbehörde. In 
dem Urteile vom 25. Oktober 1912 iſt allerdings unter Berufung 
auf das Urteil vom 19. Oktober 1909 ohne weitere Einſchränkung 
ausgeſprochen, die Verſetzung des Beamten in den Ruheſtand 
wegen eingetretener Dienſtunfähigkeit ſei gerade nicht Voraus⸗ 
ſetzung eines Unfallfürſorgeanſpruchs. Es wird aber im un⸗ 
mittelbaren Anſchluß an dieſen Satz ausgeführt, im Urteile vom 
19. Oktober 1909 ſei insbeſondere dargelegt, daß auch die auf 
Kündigung angeſtellten Beamten, denen gegenüber die Anſtellungs⸗ 
behörde von der Kündigungsbefugnis Gebrauch gemacht habe, 
einen Anſpruch auf eine Unfallfürſorgerente nach § 1 Abſ. 2 
des Geſetzes vom 2. Juni 1902 im Falle des Eintritts der 
Dienſtunfähigkeit durch einen Betriebsunfall erwerben und ihn 
durch die ſpätere Entlaſſung infolge der Kündigung nicht ver⸗ 
lieren. Dieſe Ausdrucksweiſe iſt allerdings ungenau, indem ſie 
von einem Anſpruch auf Unfallfürſorgerente nach $ 1 Abf. 2 
des Geſetzes vom 2. Juni 1902 im Falle des Eintritts der Dienſt⸗ 


unfähigkeit durch einen Betriebsunfall ſpricht, obwohl doch die 


Vorſchrift des §8 1 Abi. 2 im Gegenſatz zum Abſ. 1 gerade den 
Fall im Auge hat, daß der Beamte infolge eines im Dienſt 
erlittenen Betriebsunfalls nicht dauernd dienſtunfähig geworden, 
aber in ſeiner Erwerbsfähigkeit beeinträchtigt iſt. Nur für dieſen 
Fall, nämlich den der Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit, 
nicht für den Fall der dauernden Dienſtunſähigkeit, will das 
Urteil vom 25. Oktober 1912 die Verſetzung des Beamten in 
den Ruheſtand wegen dauernder Dienſtunfähigkeit nicht für eine 
Vorausſetzung des Fürſorgeanſpruchs erklären, wie die Berufung 
auf Abf. 2 des 8 1 des Geſetzes vom 2. Juni 1902 und die 
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Verweiſung auf das Urteil vom 19. Oktober 1909 [R. 72, 
70 ff.] 22) deutlich ergeben. Denn auch dieſes Urteil beſchäftigt 
ſich nur mit der Frage, ob einem preußiſchen Staatsbeamten, 
der in einem reichsgeſetzlich der Unfallverſicherung unterliegenden 
Betriebe beſchäftigt war und infolge eines im Dienſt 
erlittenen Betriebsunfalls ganz oder teilweiſe erwerbs⸗ 
unfähig geworden iſt, ein Recht auf die Unfallpenfion nach 
Maßgabe des Geſetzes vom 2. Juni 1902 auch dann zuſteht, 
wenn er nach dem Unfalle wegen anderweitiger Verletzung 
ſeiner Dienſtpflicht oder wegen unwürdigen Verhaltens durch 
rechtskräftiges Urteil der Diſziplinarbehörde aus dem Dienſt 
entlaſſen oder durch das Urteil eines Strafgerichtes, weil er 
zu einer Strafe verurteilt worden iſt, die den Verluſt des 
Amtes von Rechts wegen zur Folge hat, ſeines Amtes verluſtig 
gegangen iſt. Auf die erwähnten beiden Urteile beruft ſich 
alſo die Reviſion zu Unrecht. Die Frage, ob für einen auf 
Abf. 1 des 8 1 PrFürſcc. vom 2. Juni 1902 geſtützten 
Fürſorgeanſpruch, alſo für den Fall dauernder Dienſtunfähigkeit 
des Beamten infolge eines im Dienſt erlittenen Betriebsunfalls, 
eine Erklärung der unmittelbar vorgeſetzten Dienſtbehörde [S 20 
des preußiſchen Penſionsgeſetzes vom 27. März 1872] die Vor⸗ 
ausſetzung bilde, hat der erkennende Senat bisher ausdrücklich 
nicht entſchieden. Sie muß aber aus denſelben Gründen bejaht 
werden, aus denen ſie in den oben erwähnten Urteilen für die 
auf § 1 Abſ. 1 des Reichsgeſetzes vom 15. März 1886 und 
für die auf $ 1 Abſ. 1 des preußiſchen Geſetzes vom 18. Juni 1887 
geſtützten Fürſorgeanſprüche bejaht worden iſt. Denn Abf. 1 
und 2 des Geſetzes vom 2. Juni 1902 ſind gleichlautend mit 
Abſ. 1 und 2 des Geſetzes vom 18. Juni 1887, das die Unfall: 
fürſorge für die in unfallverſicherungspflichtigen Betrieben 
beſchäftigten Staatsbeamten in Übereinſtimmung mit dem Reichs⸗ 
geſetze vom 15. März 1886 geregelt hatte, und daher auch 
gleichlautend mit Abſ. 1 und 2 des 81 des letztgenannten Geſetzes. 
Die im § 1 des Geſetzes vom 2. Juni 1902 geregelten Bezüge 
werden dort ebenſo wie die Bezüge in § 1 des Reichsgeſetzes 
vom 15. März 1886 und in § 1 des preußiſchen Geſetzes vom 
18. Juni 1887 als „Penfion” bezeichnet. Endlich beſtimmt 
8 9 Abſ. 1 des Geſetzes vom 2. Juni 1902 entſprechend dem 
87 des Reichsgeſetzes vom 15. März 1886 und entſprechend 
dem 8 7 des preußiſchen Geſetzes vom 18. Juni 1887: „Soweit 
vorſtehend nichts anderes beſtimmt iſt, finden auf die nach 88 1 
bis 3 zu gewährenden Bezüge die für die Beteiligten geltenden 
Beſtimmungen über die Penſion Anwendung“, und die voraus⸗ 
gehenden 88 1 bis 8 des Geſetzes vom 2. Juni 1902 enthalten 
ebenſowenig wie 88 1 bis 6 des Geſetzes vom 18. Juni 1887 
eine Vorſchrift, in der ausdrücklich beſtimmt oder aus der zu 
entnehmen wäre, daß § 20 des preußiſchen Penſionsgeſetzes 
vom 27. März 1872 auf die Bezüge nicht anwendbar ſei. Die 
Revifion ſtellt ferner zur Nachprüfung, ob das Penſionsgeſetz 
vom 27. März 1872 deshalb keine Anwendung finden könne, 
weil Kläger zur Zeit der Kündigung bereits durch zwei frühere 
Vorfälle dauernd dienſtunfähig geworden zu ſein und demgemäß 
ein wohlerworbenes, durch die Kündigung nicht entziehbares 
Recht auf Penfion erworben zu haben behaupte. Sie rügt, 
das BG. habe die Behauptung des Klägers nicht gewürdigt, 


1) ZW. 1909, 716; Neumann, Nſpr. II $ 278 Erk. u. 
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daß er nicht ſchon vor dem Unfalle vom 25. November 1912 
Blätter aus feinen Perſonalakten entnommen habe. Dabei 
beruft ſich die Reviſiion auf das Urteil des erkennenden Senats 
vom 13. Dezember 1912 III 184/12 [RG. 81, 100 ff., beſ. 
S. 106). Dieſe Meinung iſt rechtsirrig. In den Entſcheidungs⸗ 
gründen des Urteils vom 13. Dezember 1912 iſt [S. 106] 
geſagt: „Kündigt die Anſtellungsbehörde dem in der bezeichneten 
Rechtslage befindlichen Beamten“ — d. h. dem nach Zurück⸗ 
legung einer mindeſtens zehnjährigen Dienſtzeit dienſtunfähig 
gewordenen oder dem vor Zurücklegung einer zehnjährigen 
Dienſtzeit infolge einer im Dienſt oder in deſſen Veranlaſſung 
erlittenen Dienſtbeſchädigung dienſtunfähig gewordenen Beamten — 
„das Dienſtverhältnis trotz ſchon eingetretener Dienſtunfähigkeit 
aus früher gegebenen Gründen der Dienſt zucht 
fo iſt die Kündigung zuläſſig und bewirkt mit der darauf 
folgenden Entlaſſung des Beamten die Beendigung des Dienft: 
verhältniſſes derart, daß auch der Anſpruch auf Ruhegehalt 
wegfällt“. Aus dieſem Satze darf nicht etwa mittels eines 
Umkehrſchluſſes gefolgert werden, das aus nach bereits einge⸗ 
tettener Dienſtunfähigkeit entſtehenden Gründen der Dienſtzucht 
die Kündigung des Dienſtverhältniſſes nicht mehr zuläſſig ſei. 
Dies ergiebt ſich aus folgendem. Der Zweck des Urteils vom 
13. Dezember 1912 iſt darzulegen, daß für den Fall, wenn der 
Grund der Kündigung gerade in der eingetretenen Dienſt⸗ 
unfähigkeil des Beamten beſteht, die nach Eintritt der materiellen 
Vorausſetzungen, an die bei lebenslänglich angeſtellten Beamten 
die wirkliche Entſtehung des Rechtes auf Ruhegehalt geknüpft 
iſt, erfolgende Kündigung der Verſetzung in den Ruheſtand gleich⸗ 
ſteht. Bei dieſer Darlegung wird die Kündigung aus dem Grunde 
der eingetretenen Dienſtunfähigkeit [S. 107 unter Nr. 3] der Kündi⸗ 
gung aus anderen Gründen, nämlich aus Gründen der Dienſtzucht 
[S. 106 unter Nr. 1] und aus ſonſtigen Gründen, z. B. wegen 
Wegfalls des Bedürfniſſes, wegen anderweitiger Einrichtung und 
Gliederung der Behörden oder ihres Dienſtes [S. 106 unter Nr. 2 
gegenübergeſtellt. In den beiden letzteren Arten von Fällen 
verliert der Beamte mit der Kündigung den Anſpruch auf das 
Ruhegehalt. Daß das erwähnte Urteil mit den Worten „aus 
früher gegebenen Gründen der Dienſtzucht“ keinesfalls einen 
Gegenſatz zu einer Kündigung aus nach dem Eintritt der Dienſt⸗ 
unfähigkeit entſtehenden Gründen der Dienſtzucht aufftellen will, 
ergibt ſich auch daraus, daß es [S. 114] das Urteil des 
IV. 8S. vom 27. Mai 1881 J[Gruchot 26, 1114] als nicht 
im Widerſpruche mit der von ihm vertretenen Rechtsauffaſſung 
ſtehend bezeichnet. In dieſem Urteil iſt grundſätzlich anerkannt, 
daß der damalige Kläger, ein auf Kündigung angeſtellt geweſener 
Schutzmann, an ſich einen Anſpruch auf Ruhegehalt wegen ein⸗ 
getretener Dienſtunfähigkeit nach Ablauf einer zehnjährigen 
Dienſtzeit erworben habe, daß aber der Anſpruch deshalb hin⸗ 
fällig ſei, weil dem Kläger das Dienſtverhältnis wegen Dienſt⸗ 
unwürdigkeit gekündigt worden ſei. Es ergibt ſich ferner daraus, 
daß die in dem Urteile vom 13. Dezember 1912 vertretene 
Rechtsauffaſſung auch als im Einklange mit den Urteilen des 
erkennenden Senats vom 19. Dezember 1911 III 87/11 und 
vom 23. Februar 1912 III 215/11, 0 ſtehend bezeichnet wird. 
In dem erſtgenannten Urteil iſt für das preußiſche Recht aus⸗ 
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geführt, daß die Kündigung eine Verwaltungsmaßnahme ſei, 


daß die Unzuläſſigkeit der gerichtlichen Nachprüfung ihrer Gründe 


ſich, wenn nicht aus 8 5 des Geſetzes vom 24. Mai 1861, ſo 
doch aus dem Weſen des Kündigungsrechts ergebe, deſſen Aus⸗ 
übung dem pflichtmäßigen Ermeſſen der Behörde überlaſſen ſei, 
endlich, daß die Entlaſſungsbefugnis nach Lage der preußiſchen 
Geſetzgebung auch dann fortdauere, wenn die Vorausſetzungen 
des 8 1 des Penſionsgeſetzes beſtehen, und wenn der Antrag 
auf Penſionierung geſtellt ſei. Das Urteil läßt es ausdrücklich 
dahingeſtellt, ob jede Kündigung dem auf Kündigung angeſtellten 
Beamten den Penſionsanſpruch nehmen könne, erklärt aber, daß 
jedenfalls die diſziplinare Kündigung nach 8 83 des Geſetzes, 
betreffend die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen Beamten uſw., 
vom 21. Juli 1852, dieſe Folge habe. In dem Urteile vom 
23. Februar 1912 III 215/11 iſt, gleichfalls für das preußiſche 
Recht, unter Berufung auf die Urteile des RG. 3, 91; 72, 75; 
Gruchot 26, 1114; Bolze 13 Nr. 602; Gruchot 47, 1098 und 
das vorher erwähnte Urteil vom 19. Dezember 1911 III 87/11, 
ausgeführt, das freie, der Behörde bei Anſtellung des Beamten 
vorbehaltene Kündigungsrecht ſchließe nach ſeinem Weſen und 
nach den Beſtimmungen des § 83 des Beamtendiſziplinargeſetzes 
vom 21. Juli 1852 und des § 5 des Geſetzes vom 24. Mai 
1861, betreffend die Erweiterung des Rechtswegs, eine richterliche 
Nachprüfung, ob ein berechtigter Anlaß zur Kündigung vor⸗ 
gelegen habe, aus, und nur für den Fall gefliſſentlichen 
Mißbrauchs des Kündigungsrechts, durch den der Penſions⸗ 
anſpruch des Beamten habe vereitelt werden ſollen, ſei die Frage 
der Möglichkeit einer richterlichen Nachprüfung offenzuhalten. 
Endlich iſt noch darauf hinzuweiſen, daß das Urteil vom 
13. Dezember 1912 den oben wörtlich angeführten Satz [S. 106 
aus der Vorſchrift des 5 83 Abf. 1 des Diſziplinargeſetzes vom 
21. Juli 1852 folgert, nach der auf Probe, auf Kündigung 
oder ſonſt auf Widerruf angeſtellte Beamte ohne förmliches 
Diſziplinarverfahren von der Anſtellungsbehörde entlaſſen werden 
können, einer Vorſchrift, die gerade bezwecke, ein förmliches 
Diſziplinarverfahren bei ſolchen Beamten entbehrlich zu machen. 
Und es ſchließt ſeine Ausführungen mit der Bemerkung, es ſei 
allgemein anerkannt und bedürfe keiner weiteren Darlegung, 
daß der Vorbehalt der Kündigung auch dem grundſätzlich einem 
Kündigungsbeamten eingeräumten Recht auf Ruhegehalt gegen⸗ 
über wirkſam ſein müſſe. Hat hiernach das BG. mit Recht 
angenommen, daß die Entſcheidung der Frage der dauernden 
Dienſtunfähigkeit bei einem auf dem Abſ. 1 des 8 1 des 
Geſetzes vom 2. Juni 1902 geſtützten Fürſorgeanſpruche zur 
Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörde gehöre, ſo iſt es anderer⸗ 
ſeits rechtsirrtümlich, wenn es auch die Entſcheidung der Frage 
der völligen oder teilweiſen Erwerbsunfähigkeit bei einem auf 
den Abſ. 2 des 8 1 des genannten Geſetzes geſtützten Fürſorge⸗ 
anſpruche der Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörde unterſtellt. 
Denn von einer Erklärung über die völlige oder teilweiſe 
Erwerbsunfähigkeit des Beamten ſpricht § 20 des preußiſchen 
Penſionsgeſetzes vom 27. März 1872 überhaupt nicht, ſondern 
nur von einer Erklärung über die dauernde Dienſtunfähigkeit. 
Eine Beſtimmung des Inhalts, daß ſich die vorgeſetzte Behörde 
des Beamten über deſſen völlige oder teilweiſe Erwerbsunfähigkeit 
auszuſprechen habe, beſteht nicht, kann alſo nach 8 9 des 
Geſetzes vom 2. Juni 1902 im Falle des S 1 Abſ. 2 keine 
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Anwendung finden. Von einer auf das Vorhandenſein 
dauernder Dienſtunfähigkeit gerichteten Erklärung der vor⸗ 
geſetzten Dienſtbehörde kann aber im Falle des S 1 Abſ. 2 
ebenſowenig die Rede ſein, da ja der dort erwähnte Fürſorge⸗ 
anſpruch gerade zur Vorausſetzung hat, daß der Beamte infolge 
eines im Dienſt erlittenen Betriebsunfalls nicht dauernd dienſt⸗ 
unfähig geworden, aber in ſeiner Erwerbsfähigkeit entweder 
völlig oder teilweiſe beeinträchtigt worden iſt. Es ſei hier auch 
noch auf die bereits oben beſprochenen Urteile des erkennenden 
Senats vom 19. Oktober 1909 [RG. 72, 69 ff.] 1s) und vom 
25. Oktober 1912, III 265/12, hingewieſen. Kläger hat feinen 
Anſpruch auch auf den Abſ. 2 des 8 1 des Geſetzes vom 
2. Juni 1902 geſtützt. [Wird weiter ausgeführt.] Hiernach 
war das angefochtene Urteil aufzuheben. Bei der erneuten 
Verhandlung und Entſcheidung wird, abgeſehen von der Frage 
der Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit und der Zurück⸗ 
führbarkeit dieſer Beeinträchtigung auf einen Unfall, weiter 
auch unter Berückſichtigung der in dem Urteile des erkennenden 
Senats vom 4. Dezember 1912 III 87/12 [RG. 81, 55 ff.] 10) 
niedergelegten Grundſätze zu prüfen ſein, ob es ſich um einen 
Betriebsunfall handelt. M. c. Preuß. Staat, U. v. 25. Febr. 16, 
409/15 III. — Kiel. [B.] 


b) Strafſachen. 
Berichtet von Friedrich Kloeppel, Blaſewitz, 
Rechtsanwalt beim OLG. Dresden. 


1. 5 235 StGB. ($ 1634 BGB.). Rechtswidriges 
Handeln der Mutter gegen den Willen des Vaters.] Nach 
5 1634 BGB. ſteht während der Dauer der Ehe neben dem 
Vater auch der Mutter das Recht zu, für die Perſon des 
Kindes, alſo auch für deſſen Unterbringung, zu ſorgen. Bei 
Meinungsverſchiedenheiten geht nach Abſ. 2 des 8 1634 die 
Meinung des Vaters vor. Das RG. hat wiederholt entſchieden, 
daß eine Mutter ſich des Vergehens nach § 235 StGB. 
ſchuldig machen kann, wenn ſie ihr minderjähriges Kind, das 
der Vater auf Grund des ihm nach 8 1634 zuſtehenden Rechtes 
bei ſich oder bei Dritten untergebracht hat, dem Vater oder 
den Dritten durch Liſt oder Gewalt entzieht und gegen den 
Willen des Vaters ſich die ausſchließliche Sorge für deſſen 
Perſon anmaßt. So ſchon in der noch unter früherem aber 
ſachlich gleichem bürgerlichen Rechte ergangenen Entſcheidung 
vom 15. Oktober 1891 (RGSt. 22, 166), aber auch in den 
unter der Herrſchaft des BGB. ergangenen Entſcheidungen 
vom 22. Dezember 1902 1 D 4524/1902, vom 2. Januar 1905 
3 D 3585/1904 und vom 5. Januar 1911 1 D 1000/1910. 
An dieſer Rechtsauffaſſung iſt feſtzuhalten. Es kann auch der 
Reviſion nicht zugegeben werden, daß bei derartigen „Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten der Eltern nur der Zivilrichter nicht der Straf⸗ 
richter zu entſcheiden habe“. Nach § 261 StPO. entſcheidet 
dann, wenn die Strafbarkeit einer Handlung von der Be⸗ 
urteilung eines bürgerlichen Rechtsverhältniſſes abhängt, das 
Strafgericht auch über dieſes. 


13) JW. 1909, 716; Neumann, Ripr. II § 273 Erk. a. 
14) JW. 1913, 281. 
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Rechtsverhältnis handelt es ſich auch bei der für die Beurteilung 
der Strafbarkeit der Handlung der Angeklagten zu löſenden 


Frage, ob ſie berechtigt war, gegen den Willen ihres Mannes 


über den Aufenthalt ihres minderjährigen Kindes zu beſtimmen. 
Das LG. hat darum weder rechtlich geirrt noch einen Verfahrens⸗ 
verſtoß begangen, indem es gegen die Angeklagte den 8 235 
StGB. anwendete, weil dieſe während des Eheſcheidungsprozeſſes 
mit ihrem von ihr getrennt lebenden Manne ihr auf Anordnung 
des Vaters bei der Großmutter untergebrachtes ſechsjähriges 
Kind nach Scheitern des Verſuchs der Wiedererlangung durch 
gerichtliche Hilfe eigenmächtig gegen den ihr bekannten Willen 
des Vaters durch Liſt der Großmutter und dem Vater entzog 
und in ihre eigene ausſchließliche Gewalt brachte. Fehl geht 
aber auch die Berufung der Angeklagten auf den 8 59 StGB. 
und auf die angebliche Verhinderung ihres Ehemannes an der 
Ausübung der elterlichen Gewalt. Richtig iſt, daß nach 
5 1685 BGB. die Mutter die elterliche Gewalt auszuüben 
hat, wenn der Vater an der Ausübung tatſächlich verhindert 
iſt; auch trifft es zu, daß die Frage, ob ſolche Verhinderung 
vorliegt, der Hauptſache nach eine Tatfrage iſt. Allein das 
LG., das dieſe Frage zu prüfen hatte, hat ohne erſichtlichen 
Rechtsirrtum feſtgeſtellt, daß der Vater an der Ausübung der 
elterlichen Gewalt nicht verhindert war und daß die Angeklagte 
dies wußte und ſich auch bewußt war, daß ſie kein Recht hatte 
ſo, wie ſie es getan hat, eigenmächtig das Kind aus der 
Gewalt des Vaters in die ihre zu bringen. Wenn demgegenüber 
die Angeklagte bei der Begründung der Reviſion die Behauptung 
aufſtellt, daß ſie ſtets an ihre Berechtigung zu ihrem Tun 
geglaubt habe, ſo iſt ihr entgegenzuhalten, daß auf dieſe rein 
tatſächliche und den Feſtſtellungen des LG. zuwiderlaufende 
Behauptung nach 8 376 StPO. die Reviſion nicht geſtützt 
werden kann. Urt. d. V. Sen. v. 29. Febr. 16 (17/16). — Eſſen. 

2. § 263 StGB. Betrügeriſcher Empfang der Kriegs⸗ 
unterſtützung. (Abgedruckt „Recht“ S. 137 Nr. 240.) 14) 
Feſtgeſtellt iſt, daß die Angeklagte ſich Anfang 1915 zuerſt um 
die Unterſtützung beworben und ſolche am 1. und 16. April 
und am 1. Mai, d. h. dreimal, mit je 18 & ausgezahlt 
erhalten hat; ferner, daß inzwiſchen von der jüdiſchen Gemeinde 


Zu 2. Die beiden letzten Sätze ſcheinen mir, wenn ich ſie recht 
verſtehe, nicht unbedenklich zu ſein. Sollte der erkennende Senat 
von der Anſicht ausgehen, daß bei Bemeſſung der Strafe aus dem 
ſchwerſten der in Betracht kommenden Strafgeſetze die ideell 
konkurrierenden Delikte überhaupt nicht zu berückſichtigen ſeien, 
ſo würde ich dieſer Auffaſſung widerſprechen müſſen. Man denke 
an den Schulfall: Notzucht begangen an der eigenen, ver⸗ 
heirateten Tochter. Anwendung findet § 177. Aber daß die Ver⸗ 
gewaltigte die eigene Tochter des Täters und noch dazu verheiratet 
war, wird bei der Strafzumeſſung gewiß ins Gewicht fallen. Nimmt 
man nun an, daß der $ 173 aus irgendeinem Rechtsgrunde in der 
Reviſionsinſtanz ausſcheidet, ſo iſt damit auch der Strafzumeſſung 
die Grundlage entzogen. Denn es muß angenommen werden, daß 
die erſte Inſtanz ohne Berückſichtigung der Blutſchande zu einer 
milderen Strafe gelangt fein würde. Wenn dagegen das RG., ohne 
grundſätzlich Stellung zu nehmen, nur für den vorliegenden Fall die 
Einflußloſigkeit des Verſtoßes gegen das Bel ZuſtG. auf die Straf⸗ 
zumeſſung annehmen will, ſo iſt mir unerfindlich, worauf dieſe An⸗ 
nahme geſtützt werden ſollte. Denn „die Verwerflichkeit des Ver⸗ 
haltens der Angeklagten“ muß ſchwerer erſcheinen, wenn dieſes gegen 


45. Jahrgang. 


die Fortzahlung des vollen Gehalts ihres im Felde ſtehenden 
Ehemanns für die Zeit vom 1. April 1915 ab — einerlei, 
ob mit oder ohne den Zuſatz: „bis auf weiteres“ — bewilligt 
iſt und der Angeklagten ſpäteſtens am 3. Mai die für April 
und Mai rückſtändigen Beträge gezahlt worden find, daß fie 
aber gleichwohl am 15. Mai, als ſie weitere Unterſtützungs⸗ 
gelder abbolen wollte, die Frage der Beamtin G. nach einer 
Anderung ihrer Verhältniſſe, die ſie richtig verſtanden hatte, 
verneint und dabei auch unrichtig angegeben hat, erſt einmal 
Unterſtützung empfangen zu haben; endlich, daß die Unterſtützung 
nur beim Fehlen jeglichen regelmäßigen Einkommens gewährt 
wurde, der Angeklagten mithin für die Zeit nach dem 1. Mai 
1915 nicht mehr zufallen durfte, und daß die Angeklagte, als 
ſie die bewußt falſchen Angaben machte, auch dieſes wußte. 
Woher ſie die Kenntnis hiervon hatte, brauchte im Urteil nicht 
angegeben zu werden; ebenſowenig, auf welchen Vorſchriften 
oder Grundfägen die Beſchränkung der Unterſtützung auf ein⸗ 
kommensloſe Perſonen beruhte. Bei Zugrundelegung dieſes 
Tatbeſtandes iſt an ſich vom LG. mit Recht angenommen, daß 
das Verhalten der Angeklagten der Anordnung des Oberbefehls⸗ 
babers in den Marken vom 9. September 1914 — deren 
Rechtsgültigkeit keinem Bedenken unterliegt — zuwiderlief. 
Zutreffend iſt namentlich eine „Bewerbung“ im Sinne der 
Anordnung nicht nur in dem erſten Geſuch um Unterſtützung, 
ſondern auch in der — hier allein in Frage kommenden — 
Bemühung um deren Weitergewährung, wie ſie die An⸗ 
geklagte am 15. Mai durch ihre Verhandlungen mit der 
Beamtin G. betätigt hat, gefunden. Denn die Unterſtützung 
wird, wie die Feſtſtellungen des LG. erkennen laſſen, keineswegs 
ein für allemal unabänderlich, ſondern immer nur unter der 
Vorausſetzung der Einkommensloſigkeit und für deren Dauer 
gewährt. Daß ſie — tatſächlich oder auch nur nach der 
Meinung der Angeklagten — durch die Zahlung von Gehalt 
unberührt bliebe, wird vom LG. unzweideutig verneint. Die 
Verſchweigung des Gehalts betraf ſonach eine „für die (fernere) 
Bewilligung der Unterſtützung erhebliche Tatſache“ im Sinne 
der bezeichneten Anordnung. Gleichwohl durfte eine Verurteilung 
aus dieſer Anordnung hier nicht erfolgen. Denn das Gericht 
bat zugleich — und zwar ebenfalls ohne erſichtlichen Rechts⸗ 
irrtum — einen Betrugsverſuch in der Handlungsweiſe der 
Angeklagten erblickt. Einwandsfrei iſt insbeſondere die Ver⸗ 
pflichtung der Angeklagten zur Angabe der Gehaltszahlung, 
ibre Kenntnis von dieſer Verpflichtung und der urſächliche 
Zuſammenhang zwiſchen der Verſchweigung der Zahlung und 
der gewollten Schädigung der unterſtützenden Gemeinde feſt⸗ 
geſtellt. Sind aber hiernach die Tatbeſtandsmerkmale der 
ss 263, 43 StGB. erfüllt, fo ſchied, da die geſetzlich zuläſſige 
Hochſtſtrafe nach dieſen Paragraphen vier Jahre 11 Mongte 


mehrere Strafgeſetze verſtößt, als wenn das nicht der Fall iſt. Oder 
ſollte das RG. wirklich die Auffaſſung haben, daß der bedenkliche 
Begriff der „Subſidiarität“ ſeinem innerſten Weſen nach in den 
Begriff der Idealkonkurrenz hineinfällt und daß im vorliegenden Fall 
8 9b Belzuftß. nur formell aus der Berückſichtigung ausſcheidet, 
obne daß ſein Wegfall die Strafzumeſſung zu ändern vermöchte? 
Das wäre ein ſehr intereſſanter, mir durchaus ſympathiſcher Gedanke. 
Aber ich habe nicht den Mut, ihn aus der Entſcheidung herauszuleſen. 
Geh. Juſtizrat Prof. Dr. Franz v. Liſzt, Berlin. 
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und 29 Tage Gefängnis beträgt ($ 44 a. a. O.), die An⸗ 
wendbarkeit der Anordnung des Oberbefehlshabers aus, weil 
der dieſer zugrunde liegende S 9b BelZuſt S. vom 4. Juni 1851 
nur gelten ſoll: „wenn die beſtehenden Geſetze keine höhere 
Freiheitsſtrafe beſtimmen“, ſelbſt aber nur Gefängnis bis zu 
einem Jahre androht. Inſoweit war daher die Verurteilung 
der Angeklagten in Wegfall zu bringen, im übrigen dagegen 
ihre Reviſion zu verwerfen. Denn daß für die Bemeſſung der 
Strafe die irrtümliche Annahme jener Tateinheit einflußlos 
geweſen iſt, unterliegt nach dem, was das Urteil über die 
Verwerflichkeit des Verhaltens der Angeklagten ausführt, 
keinem Zweifel. Urt. d. II. Sen. v. 25. Jan. 16 (780/15.) 
— Berlin III. 

Belagerungszuſtandsgeſetz § 9. 

3. Fahrläſſige und entſchuldbare Unkenntnis] Von dem 
Beſtehen und dem Inhalt der Verordnung des Gouverneurs 
der Feſtung M. vom 10. November 1914 hat die Angeklagte 
keine Kenntnis gehabt. Sie hat hiernach die rechtzeitige An⸗ 
meldung der ausländiſchen Mieter in Unkenntnis eines Tat⸗ 
umſtandes unterlaſſen, der zum Tatbeſtand des in § 9 Bel⸗ 
Zuſt G. bedrohten Vergehens gehört und kann daher, wie die 
Strafkammer zutreffend angenommen und ausgeführt hat, wegen 
vorſätzlicher Verfehlung gegen die angeführte Beſtimmung 
nicht beſtraft werden ($ 59 Abſ. 1 StGB.). Die Unkenntnis 
von dem Beſtehen der Anordnung des Militärbefehlshabers 
war indes nach Annahme des Urteils von der Angeklagten 
fahrläſſig verſchuldet und konnte ſie deshalb, wie richtig im 
Urteile bemerkt wird, vor der Beſtrafung wegen fahrläſſiger 
Verfehlung gegen das genannte Geſetz nicht ſchützen (8 59 
Abſ. 2 StGB.). Es kann dahinſtehen, ob gegen die Annahme 
der Strafkammer die heute geltend gemachten Bedenken be⸗ 
ſtehen, die dahin gehen, daß zu Unrecht aus dem Betrieb des 
Wirts gewerbes für die Angeklagte die Verpflichtung hergeleitet 
ſei, ſich um das Beſtehen und den Erlaß von Meldeordnungen 
für Mieter zu kümmern und zu erkundigen. Könnte das Re⸗ 
viſionsgericht die Frage der Fahrläſſigkeit in bezug auf die 
Kenntnis der Verordnung, die weſentlich tatſächlicher Art iſt, 
überhaupt abweichend von der Strafkammer beurteilen und 
ſeſtſtellen, daß die Unkenntnis der Verordnung unverſchuldet 
ſei, ſo würde dem Antrag des Oberreichsanwalts entſprechend 
auf Verwerfung der Reviſion zu erkennen ſein. Die gleiche 
Entſcheidung ergibt ſich aber auch auf der Grundlage der weiter 
im Urteil getroffenen Feſtſtellung. Die Strafkammer nimmt 
nämlich an, daß die Angeklagte — und zwar ohne ihr Ver⸗ 
ſchulden — einen weiteren Tatumſtand nicht gekannt habe, der 
gleichfalls zum geſetzlichen Tatbeſtand gehört, wie er durch die 
militäriſche Verordnung geſchaffen und dadurch Beſtandteil des⸗ 
jenigen Tatbeſtands des Strafgeſetzes geworden iſt, den die 
Angeklagte ſchuldhaft verwirklicht haben muß, wenn ſie auf 
Grund der angeführten Strafbeſtimmung des Belagerungs— 
zuſtandsgeſetzes verantwortlich gemacht werden ſoll. Unbekannt 
war nämlich der Angeklagten, daß die aufgenommenen Mieter 
Oſterreicher waren, ſie hielt dieſe für Bayern, und dieſen tat⸗ 
ſächlichen Irrtum hält die Strafkammer für nicht verſchuldet. 
Aus Gründen, die in der Perſönlichkeit der Angeklagten ge⸗ 
funden werden, im Hinblick namentlich auf ihre mangelnde 
Erfahrung und Geſchäftsgewandtheit ſowie ihre Verſtandes⸗ 
108 * 
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eigenſchaften, ſonach aus rein tatſächlichen Erwägungen lehnt 
das Urteil es ab, der Angeklagten es zur Fahrläſſigkeit anzu⸗ 
rechnen, wenn ſie nach den Begleitumſtänden zu der irrigen 
Anſicht gelangte, ihre Mieter ſeien Bayern, und wenn ſie ſich 
bei dieſer Meinung ohne weitere Nachforſchungen beruhigte und 
Ermittlungen unterließ, die zur Aufklärung hätten führen können. 
Die Reviſion der Staatsanwaltſchaft richtet ſich anſcheinend 
ausſchließlich gegen dieſe letztere Annahme, wonach die Ver⸗ 
ſchuldung der Angeklagten auch in bezug auf die unterbliebene 
Anſtellung von Erhebungen über die Staatsangehörigkeit ver⸗ 
neint wird. Wenn aber zur Begründung des Angriffs lediglich 
geltend gemacht wird, daß aus der Anordnung des Gouver⸗ 
neurs für jeden, der gewerbsmäßig oder auch nur gelegentlich 
Fremde bei ſich aufnimmt, die Pflicht erwachſe, ſich über die 
Staatsangehörigkeit des Zuziehenden zu vergewiſſern, ſo wird 
überſehen, daß das angefochtene Urteil, und zwar mit Recht, 
ganz den gleichen Standpunkt einnimmt. Es iſt darin aus⸗ 
drücklich hervorgehoben: „Aus Inhalt und Sinn“ der Verord⸗ 
nung ergebe ſich, daß dieſe für den anmeldepflichtigen Wohnungs⸗ 
inhaber die Verpflichtung ſchaffe, ſich darüber zu vergewiſſern, 
ob der Zuziehende Ausländer ſei. Nicht die Verpflichtung der 
Angeklagten zur Erforſchung der Reichsangehörigkeit ihrer 
Mieter unter Anwendung der ihr zu Gebote ſtehenden Mittel 
iſt im Urteil verneint, ſondern nur angenommen, daß die Ver⸗ 
abſäumung dieſer Pflicht oder deren an ſich unzureichende Er⸗ 
füllung der Angeklagten mit Rückſicht auf ihre persönlichen 
Eigenſchaften, die rechtlich zutreffend bei Würdigung der 
Schuldfrage berückſichtigt ſind, nicht zur Fahrläſſigkeit zuge⸗ 
rechnet werden könne. Nach Annahme des Urteils hat die 
Angeklagte trotz der verſchuldeten und deshalb ſtrafrechtlich zu 
vertretenden Unkenntnis von dem Inhalt der militäriſchen 
Anordnung und ſonach auch von dem Beſtehen der dadurch 
begründeten Pflicht zu Nachforſchungen über die Staats⸗ 
angehörigkeit der Mieter, doch genau fo und nicht anders ge- 
handelt, indem ſie die Nachforſchungen unterließ, als ſie es bei 
Kenntnis ihrer Verpflichtung und bei Anwendung der von ihr 
perſönlich zu fordernden und zu verwertenden Sorgfalt zwecks 
deren Erfüllung vermocht hätte. Das iſt wenigſtens der Sinn 
der Ausführungen der Strafkammer, die im einzelnen allerdings 
den Anſchein erwecken können, als habe ſich die Angeklagte um 
die Erfüllung ihrer Nachforſchungs pflicht bemüht, was bei ihrer 
Unkenntnis von dieſer Verpflichtung ausgeſchloſſen iſt. Die 
Freiſprechung der Angeklagten iſt hiernach gerechtfertigt. Die 
Verſchuldung, die ihr in bezug auf die Nichtkenntnis der mili⸗ 
täriſchen Anordnung im Urteil beigemeſſen wird, iſt für die 
unbewußte und nicht gewollte Übertretung der Anordnung nicht 
urſächlich geworden. Trotz dieſer verſchuldeten Unkenntnis, die 
für ſich allein nicht ſtrafbar iſt, hat die Angeklagte, obwohl ſie 
ſich bei ihrer unrichtigen Annahme beruhigte und weitere Er: 
mittlungen unterließ, doch nicht weniger getan, als das, was 
das Strafgeſetz von ihr nach ihren perſönlichen Fähigkeiten 
und Kräften in bezug auf die Erfüllung der aus der militäri— 
ſchen Anordnung ſich ergebenden Pflicht ſordert und daher von 
ihr zu leiſten war. Auch bei Kenntnis der geſchaffenen Ver⸗ 
pflichtung und bei bewußter Aufwendung der zu ihrer Er⸗ 
füllung geforderten Sorgfalt wäre nach der vom Tatrichter 
feſtgeſtellten Sachlage die der Angeklagten zur Laſt fallende 
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Urterlaſſung nicht vermeidbar geweſen, ihr Verhalten infolge 
ihrer mangelnden Umſicht und Erfahrung kein anderes geweſen; 
der Tatumſtand, daß die Mieter Oſterreicher waren, würde der 
Angeklagten auch dann unbekannt geblieben ſein, wenn ſie 
die ihr obliegende Nachforſchungspflicht mit den ihr zu Gebot 
ſtehenden Kräften zu erfüllen unternommen hätte; auch in 
dieſem Falle hätte die Angeklagte nichts erreicht, ſich die 
fehlende Kenntnis nicht zu verſchaffen vermocht Ob dieſe tat⸗ 
ſächlichen Annahmen zutreffend ſind, kann nicht nachgeprüft 
werden; rechtlich ergibt ſich daraus, daß die feſtgeſtellte Un⸗ 
kenntnis eines zum geſetzlichen Tatbeſtand erforderlichen Tut: 
umſtands der Angeklagten in bezug auf die erwieſene Über: 
tretung des Strafgeſetzes nicht zur Fahrläſſigkeit zuzurechnen 
iſt. Dafür, daß die Angeklagte nachträglich von der Staats⸗ 
angehörigkeit ihrer Mieter Kenntnis erlangt und auch dann die 
friſtgerechte Anmeldung unterlaſſen habe, bieten die Urteils⸗ 
gründe keinen Anhalt. Das Rechtsmittel iſt hiernach, ent⸗ 
ſprechend dem Antrag des Oberreichsanwalts, zu verwerfen. 
Urt. d. I. Sen. v. 18. Okt. 15 (533 ˙15). — Mainz. 

4. Zuläſſigkeit einer Einſchränkung des Verſammlungs⸗ 
rechts.] 7) Durch Verfügung des ſtellv. kommand. Generals des 
XII. Armeekorps vom 17. Febr. 1915 iſt vorgeſchrieben, daß alle 
öffentlichen Verſammlungen 48 Stunden vor Beginn der zuſtändigen 
Polizeibehörde unter Angabe des Ortes und der Zeit anzuzeigen 
ſind. Nach der Feſtſtellung der Strafkammer iſt dieſe An⸗ 
ordnung ein im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit erlaſſenes 
Verbot im Sinne von § 9b, was um ſo weniger rechtlich zu 
beanſtanden iſt, als die Verfügung ſelbſt auf die genannte 
Vorſchrift Bezug nimmt. Die Rechtmäßigkeit dieſes auf dem 
Gebiet des Verſammlungsrechts liegenden Verbots hält der 
erſte Richter deshalb für gegeben, weil in Verfolg des § 5 


Zu 4. Es ſei zunächſt darauf hingewieſen, daß der III. Senat 
feine Anſicht, nach welcher die Befugnis der Militärbefehlshaber zu 
der in 8 5 Bel ZuſtG. vorgeſehenen Außerkraftſetzung gewiſſer Ver: 
faſſungsbeſtimmungen mit der Erklärung des Kriegszuſtandes kraft 
Geſetzes entſteht, auch in einer ſpäteren Entſcheidung vom 29. No: 
vember 1915 (III 642/15, mitgeteilt im „Recht“ 1916 S. 76 als 
Nr. 104) feſtgehalten hat. Es heißt hier: „Die in § A vorgeſehene 
Maßnahme der Aufhebung oder Beſchränkung verfaſſungsmäßiger 
Freiheiten dient der wirkſamen Durchführung und nachdrücklichen Ge⸗ 
ſtaltung des Kriegszuſtandes. Iſt dieſer durch den Kaiſer erklärt, ſo 
iſt der Militärbefehlshaber zu jener Maßregel kraft der ihm vom 
Geſetz unmittelbar übertragenen Befugnis ermächtigt, 
gerade weil es ſich um die Ausgeſtaltung der Wirkung der kaiſer⸗ 
lichen Anordnung des Kriegszuſtandes handelt.“ Dagegen vertritt 
u. a. auch Anſchütz, DStR. 1914, 414 die Anſicht, daß in der 
kaiſ. Verordnung vom 81. Juli 1914 eine ſtillſchweigende Über⸗ 
tragung der Befugnis an die Militärbefehlshaber zu erblicken ſei; 
er ſteht alſo auf dem Standpunkt der erſtinſtanzlichen Strafkammer, 
gegen deren Urteil die Reviſion in dem oben im Text von dem 
IV. Senat entſchiedenen Fall gerichtet war. Der erkennende (IV.) Senat 
hat keine Veranlaſſung gehabt, zu der Streitfrage Stellung zu nehmen. 
In der Tat führen beide Anſichten zu demſelben Ergebnis, da aus- 
drückliche Übertragung von keiner Seite, ſoviel ich ſehen kann, ver⸗ 
langt wird. Vom wiſſenſchaftlichen Standpunkt aus ſcheint mir die 
von Anſchütz vertretene Anſicht, die man als Delegationstheorie 
bezeichnen könnte, dem Art. 68 RV. beſſer zu entſprechen als die An⸗ 
ſicht des III. Senats. 

Geh. Juſtizrat Prof. Dr. Franz v. Liſzt, Berlin. 
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Bel Zuſt G. die geſetzlichen Vorſchriften über die Verſammlungs⸗ 
freiheit (vgl. Art. 29 der preußiſchen Verfaſſungsurkunde vom 
31. Januar 1850, GS. S. 17) durch eine in der Sächſiſchen 
Staatszeitung verkündete Bekanntmachung des ſtellvertretenden 
kommandierenden Generals des XII. Armeekorps vom 29. Des 
zember 1914 bis auf weiteres außer Kraft geſetzt worden ſeien, 
wozu letzterer befugt geweſen wäre, da ihm das in dieſer 
Hinſicht nach § 5 a. a. O. in Verbindung mit Art. 68 der 
Reichsverfaſſung dem Kaiſer zuſtehende Recht von dieſem mit 
der Erklärung des Kriegszuſtandes ſtillſchweigend übertragen 
ſei. Hiergegen richtet ſich zunächſt der Reviſionsangriff des 
Beſchwerdeführers, der eine Übertragung dieſes kaiſerlichen 
Rechts für ausgeſchloſſen, wenigſtens aber nur dann als wirkſam 
erachtet, wenn ſie ausdrücklich erfolgt iſt. Es kann fraglich 
ſein, ob es eines Eingehens hierauf überhaupt bedarf. Das 
wäre zu verneinen, ſofern die Rechtsgültigkeit der Verordnung 
vom 17. Februar 1915 ohne weiteres darauf beruhte, daß ſie 
auf Grund des 8 9b BelZuſtG. ergangen iſt, indem die durch 
dieſe geſetzliche Vorſchrift dem Militärbefehlshaber eingeräumte 
Befugnis, aus eigener Machtvollkommenheit Verbote zu erlaſſen, 
ein völlig ſelbſtändiges Verordnungsrecht bildet, das, wie von 


mancher Seite angenommen wird, außer an die erfolgte Er⸗ 


Härung des Belagerungs⸗ beziehungsweiſe Kriegszuſtandes an 
keine weitere Vorausſetzung geknüpft iſt, als daß die daraufhin 
ergehenden Verbote im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit erlaſſen 
werden, jo daß für fie, ſoweit fie in den Bereich der in 85 Bel ZuſtG. 
bezeichneten verfaſſungsmäßig gewährleiſteten Rechte fallen 
und dieſe für den Einzelfall ausſchalten, jene vorgängige all⸗ 
gemeine Außerkraftſetzung entbehrlich wöre. Von einer Stellung⸗ 
nahme in dieſer Hinfiht kann jedoch abgeſehen werden, weil, 
wenn man die Rechtsgültigkeit derartiger Verbote durch die 
letzterwähnte Außerkraftſetzung bedingt anſähe, dieſer Voraus⸗ 
ſetzung durch die Bekanntmachung vom 29. Dezember 1914 
genügt wäre, zu deren Erlaß den ſtellvertretenden kommandierenden 
General an ſich für befugt zu erachten, keinem rechtlichen Be⸗ 
denken unterliegt. Zwar trifft es zu, daß das durch § 5 a. a. O. 
gewährte Recht zunächſt demjenigen zuſteht, der nach dem Geſetz 
den Belagerungs⸗ (Kriegs⸗)zuſtand erklären kann, mithin gemäß 
Art. 68 RV. dem Kaiſer. Es iſt jedoch kein Grund erſichtlich, 
weshalb dieſe Zuſtändigkeit eine ausſchließliche und eine Übers 
tragung ſeitens des urſprünglichen Trägers der Befugnis auf 
die kommandierenden Generäle unzuläſſig ſein ſollte. Weder 
der Wortlaut des Geſetzes noch deſſen Zweck ſtehen entgegen, 
vielmehr ſpricht letzterer für die gegenteilige Annahme, da eine 
Außerkraftſetzung der fraglichen Beſtimmungen zur Zeit der Er⸗ 
klärung des Kriegszuſtandes entbehrlich, ſpäter aber infolge 
veränderter Verhältniſſe, namentlich „diſtriktweiſe“, ſofort und 
unmittelbar erforderlich ſein kann, dann aber die Herbeiführung 
der kaiſerlichen Anordnung, wenn überhaupt, nur unter, 
möglichertveife verhängnisvoller, Verzögerung zu verwirklichen 
wäre. Auch die Natur und der Inhalt des in Rede ſtehenden 
Rechts ergeben nichts, was begrifflich mit einer Übertragbarkeit 
unvereinbar ſein würde, ſo daß der erkennende Senat kein Be⸗ 
denken trägt, deren Möglichkeit zu bejahen, wie dies auch in 
der Rechtslehre die herrſchende Anſicht iſt. Kann demnach aber 
das Recht zur Außerkraftſetzung der in § 5 BelZuſtG. er: 
wähnten Beſtimmungen vom Kaiſer auf die bezeichneten Militär⸗ 
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befehlshaber übertragen werden, fo läßt ſich die weitere Auf⸗ 
faſſung der Strafkammer, daß dies nicht nur im Wege einer 
ausdrücklichen Erklärung, ſondern auch ſtillſchweigend geſchehen 
kann, ebenfalls nicht als rechtsirrig bezeichnen. Der gegen 
demgemäß ergangene Verordnungen ſeitens des Kaiſers unter⸗ 
laſſene Widerſpruch iſt vom erſten Richter entgegen der Be⸗ 
hauptung des Beſchwerdeführers nicht im Sinne einer nach⸗ 
träglichen Genehmigung, ſondern lediglich als Beweisarund für 
die vom Kaiſer gewolltermaßen ſtattgehabte ſtillſchweigende 
Abertragung verwertet, was in keiner Weiſe zu beanſtanden iſt. 
Abweichend hiervon hat der III. StS. in der Sache 3 D. 407/15 
den Standpunkt vertreten, daß die Befugnis des Militär⸗ 
befehlshabers zu der in § 5 Bel ZuſtGG. vorgeſehenen Außerkraft⸗ 
ſetzung aus der nach § 4 daſ. mit der Bekanntmachung der 
Kriegszuſtandserklärung an ſie übergehenden vollziehenden 
Gewalt als deren Ausfluß folge, mithin ſchon kraft Geſetzes 
entſtehe. Im gegebenen Fall bedarf es indes einer Stellung⸗ 
nahme auch hierzu nicht, da, mag man den Ausführungen der 
Strafkammer oder der Meinung des III. StS. beitreten, 
gleichermaßen die Zuſtändigkeit des ſtellvertretenden komman⸗ 
dierenden Generals zum Erlaß der Bekanntmachung vom 
29. Dezember 1914 und damit, falls man dies überhaupt 
gegenüber der vorſtehend an erſter Stelle entwickelten An⸗ 
ſchauung für nötig hält, zugleich die Vorausſetzung für die 
Rechtsgültigkeit der das Verſammlungsrecht betreffenden Ver⸗ 
ordnung vom 17. Februar 1915 als vorhanden anzunehmen 
iſt. Ein Zwang zur Stellungnahme liegt für den erkennenden 
Senat auch im Hinblick auf 8 137 GVG. nicht vor, da die 
Rechtsfrage, ob der Militärbefehlshaber zur Außerkraftſetzung 
zuſtändig iſt, in jedem Falle gleicherweiſe bejabend entſchieden 
wird und eine Abweichung nur hinſichtlich der hierfür maß⸗ 
gebenden Begründung beſteht. Des weiteren iſt die Straf⸗ 
kammer mit Recht davon ausgegangen, daß dafür, ob es ſich 
um eine anzeigepflichtige öffentliche Verſammlung handelte — 
wie ſchon der Inhalt der Verfügung ergibt, wonach die Anzeige 
48 Stunden vor dem Beginn erſtattet werden muß —, nicht 
entſcheidend iſt, ob ſich die Verſammlung ſchließlich, im Erfolg, 
als eine nichtöffentliche darſtellt, ſondern lediglich ob ſie zur 
Zeit der vom Angeklagten zu erfüllenden Anzeigepflicht von 
ihm als öffentliche beabſichtigt und demgemäß veranſtaltet 
war. Die Befriſtung der Anzeige erweiſt zugleich, daß die 
Verfügung in jener Hinſicht keineswegs von der diesbezüglichen 
Auffaſſung im §S5 RVerG. vom 19. April 1908 (RGBl. S. 151) 
abweichen will. Auch ſonſt iſt ein Rechtsirrtum bei Anwendung 
des Strafgeſetzes nicht erſichtlich. Urt. d. IV. Sen. v. 
22. Okt. 15 (544/15). — Freiberg. 

5. Beſchränkung der Freizügigkeit ruſſiſcher Arbeiter.] 
Die Angeklagte, eine ruſſiſche landwirtſchaflliche Arbeiterin 
in G., iſt am 1. April 1915 über N. nach A. gereiſt und am 
6. April zurückgekehrt. Sie hatte von der Gutspolizeibehörde 
nur Urlaub für 1. April für N. Sie durfte nach der An⸗ 
ordnung des ſtellvertretenden Generalkommandos bei Meidung 
der Beſtrafung „die Grenzen des Ortspolizeibezirks nicht ohne 
ſchriftliche Genehmigung der Ortspolizeibehörde überſchreiten“. 
Eine allgemeine Genehmigung zur Überſchreitung der Grenze 
hatte ſie nicht. Sie überſchritt die Grenze mit Genehmigung 
nur ſo weit, wie die Genehmigung reichte. Die Reiſe von N. 
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nach A. und das Wegbleiben vom 2. bis 6. April war eine 
Aberſchreitung der Grenzen ohne Genehmigung. Die An⸗ 
ordnung des Generalkommandos bezweckte die Sicherung der 
Fortſetzung des beſtehenden Arbeitsverhältniſſes und die Kenntnis 
der Behörden von dem Verbleib der feindlichen Ausländer. 
Die Anſicht der Strafkammer, daß die örtliche und zeitliche 
Überfchreitung der „Urlaubsbewilligung“ durch die Angeklagte 
ſtraflos ſei, iſt rechtsirrig. Urt. d. II. Sen. v. 12. Okt. 15 
(445/18). — Sondershauſen. 

6. Entrechtung des landwirtſchaftlichen Geſindes.] Es 
trifft zunächſt nicht zu, wenn der Verteidiger die Bekanntmachung 
um deswillen als Ausnahmegeſetz bezeichnet, weil der Vertrags: 
bruch ſonſt nur zivilrechtliche Folgen habe; denn ſchon nach 
dem preußiſchen Geſetz vom 24. April 1854, betreffend die 
Verletzungen der Dienſtpflichten des Geſindes und der länd⸗ 
lichen Arbeiter, konnte das Verlaſſen des Dienſtes ohne geſetz⸗ 
mäßige Urſache beſtraft werden. Dagegen iſt die gedachte Ver⸗ 
ordnung allerdings nur für den Ausnahmezuſtand des Krieges 
ergangen; ſie iſt im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit auf 
Grund des § 9b BelZuſtG. erlaſſen und bezweckt, den Land⸗ 
wirten die erforderlichen Arbeitskräfte zur Beſtellung der Felder 
und Einbringung der Ernte zu erhalten. Gerade dieſe Zweck⸗ 
beſtimmung der Verordnung erfordert eine Auslegung, durch 
die der angeſtrebte Zweck nicht vereitelt wird. In der Be⸗ 
kanntmachung wird neben dem an die landwirtſchaftlichen Dienſt⸗ 
boten und Arbeiter gerichteten Verbot, ihre Arbeitsſtelle vor 
Ablauf des Vertrages unter einſeitiger Verletzung desſelben 
oder ohne ausdrückliche ſchriftliche Einwilligung des Dienſtherrn 
oder Arbeitgebers zu verlaſſen, auch den letzteren unterſagt, 
Dienſtboten und Arbeiter ohne Losſchein ihres bisherigen 
Dienſtherrn oder Arbeitgebers oder ohne gerichtliches Urteil, 
durch welches das Vertragsverhältnis für beendet erklärt worden 
iſt, in Dienſt oder Arbeit zu nehmen. Es verſtößt nicht gegen 
den Wortlaut der Bekanntmachung, wenn das LG. angenommen 
hat, daß unter dies Verbot auch eine nur vorübergehende An⸗ 
nahme zur Arbeit, namentlich gegen Tagelohn, falle. Dieſe 
Auslegung wird aber auch dem Sinn des Verbotes gerecht, 
das den vertragsbrüchigen Dienſtboten und Arbeitern die Er⸗ 
langung neuer Arbeitsſtellen erſchweren will. Bei anderer 
Auslegung würde eine Umgehung des Verbotes ſehr erleichtert 
ſein, da alsdann ſtatt des auf dem Lande üblichen Dienſt⸗ 
vertrages von längerer Dauer nur ein ſolcher auf Tagelohn 
bei täglicher Kündigung abgeſchloſſen zu werden brauchte. Eine 
ſolche Umgehung des Verbotes macht das LG. dem Beſchwerde⸗ 
führer hier zum Vorwurf, da er dem Arbeiter P. und deſſen 
Familienangehörigen Monate hindurch ſtändige Tageslohnarbeit 
gewährt, ihm auch Naturalien unter Verrechnung auf den ver⸗ 
dienten Lohn geliefert und eine Inſtmannswohnung vermietet 
hat. In dem bloßen Vermieten der Wohnung, das nach der 
Verordnung auch an einen vertragsbrüchigen Arbeiter zuläſſig 
wäre, hat auch die Strafkammer die Übertretung des Verbots 
nicht erblickt; die Zuwiderhandlung liegt vielmehr nach der 
Auffaſſung der Vorinſtanz in der Annahme des P. als Arbeiter 
auf Tagelohn, zumal da ſich hinter dieſer nur die Aufnahme 
desſelben in den dauernden Dienſt des Gutes verbarg. Dagegen 
beruht es allerdings auf Rechtsirrtum, wenn die Strafkammer 
den Peſchwerdeführer als Arbeitgeber im Sinne der Bekannt⸗ 
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machung bezeichnet hat; denn den Urteilsgründen iſt zu ent⸗ 
nehmen, daß P. in ein Arbeitsverhältnis „zum Gute Gotzkau“ 
getreten iſt. Als Dienſtherr oder Arbeitgeber kann alſo nur 
der Eigentümer dieſes Gutes in Frage kommen. Hierdurch 
wird aber der Beſtand des Urteils nicht gefährdet. Wenn in 
der Vekanntmachung Dienſtherren und Arbeitgebern die An⸗ 
nahme von Dienſtboten und Arbeitern ohne Losſchein verboten 
iſt, ſo ſind an dies Verbot auch alle diejenigen Gutsverwalter 
oder Bevollmächtigten gebunden, welche kraft der ihnen erteilten 
Ermächtigung ſelbſtändig für den Gutsherrn die Dienſt⸗ oder 
Arbeitsverträge abſchließen. Beim Abſchluß dieſer Verträge 
müſſen ſie ſich ebenſo wie ihre Machtgeber, für die ſie auf⸗ 
treten, innerhalb der durch das Geſetz zur Zeit gezogenen 
Schranken halten. Handeln die Bevollmächtigten hierbei ſelb⸗ 
ſtändig und aus eigener Veranlaſſung den vom Militärbefehls⸗ 
haber erlaſſenen Verboten zuwider, ſo ſind ſie es, die die mit 
Strafe bedrohte Zuwiderhandlung gegen das Verbot begehen. 
Es ſteht daher rechtlich nichts im Wege, in ſolchem Fall den 
Gutsverwalter als den Täter zu betrachten. Urt. d. IV. Sen. 
v. 21. Dez. 15 (773/15). — Konitz. 

7. Nahrungsmittelgeſetz §S 10. Auffaſſung des Publikums. 
Innerer Tatbeſtand.] Mit Recht legt die Reviſion bezüglich 
der Frage, ob ein Nahrungsmittel als verfälſcht zu gelten hat, 
entſcheidendes Gewicht darauf, welche Bedeutung das kaufende 
Publikum dem als Verfälſchungsmittel in Betracht kommenden 
Zuſatze beimißt, insbeſondere ob das Publikum die Nicht⸗ 
beifügung des Zuſatzes erwartet und, wenn ihm die erfolgte 
Beifügung bekanntgegeben wird, aus dieſem Grunde den Ankauf 
des mit dem Zuſatze verſehenen Nahrungsmittels ablehnt. Die 
Reviſion überſieht aber des weiteren, daß die Strafkammer 
rechtlich auf demſelben Standpunkt ſteht und nur deshalb zur 
Verneinung einer Zuwiderhandlung gegen den S 10 Nahr MG. 
gelangt iſt, weil ſie in tatſächlicher Hinſicht als erwieſen 
annimmt, daß nach der für die Geſundheit völlig unſchädlichen 
geringfügigen Menge des den Marmeladen beigeſetzten benzon⸗ 
ſauren Natrons und nach dem Zwecke, dem der Natronzuſatz 
dienen ſoll — Verhütung der Gärung und Schimmelbildung — 
das Publikum mit der Verwendung derartiger „Konſervierungs⸗ 
mittel“ rechnet und daher in dem fraglichen Zuſatz keinen Grund 
findet, die auf dieſe Weiſe mit einem „weſensfremden“ Beſtand⸗ 
teil vermiſchte Ware im Verkehr zu beanſtanden. Die Richtigkeit 
dieſer Ausführungen kann, da ſie auf tatſächlichem Gebiete 
liegen, in der Reviſionsinſtanz nicht nachgeprüft werden. Es 
muß deshalb auch das, was die Reviſion zur Widerlegung der 
erwähnten Annahme der Straſkammer geltend macht, als 
gleichfalls dem Tatſachengebiet angehörend, nach §S 376 StPO. 
unbeachtet bleiben. Auch ſoweit Willens richtung und 
Bewußtſein des Angeklagten von der Strafkammer feſtgeſtellt 
worden ſind, läßt die darauf gegründete Freiſprechung einen 
Rechtsirrtum, der zur Aufhebung des Urteils führen müßte, 
nicht erkennen. Ein unbeachtlicher Strafrechtsirrtum würde 
vorliegen, wenn der Angeklagte mit der Möglichkeit gerechnet 
hätte, daß das Publikum den Zuſatz von benzonſaurem Natron 
— mochte dieſer Zuſatz auch an ſich die Beſchaffenheit der 
Marmelade nicht in geſundheitsgefährdender Weiſe verändern — 
gleichwohl beanſtanden werde, und wenn er eben deshalb, um 
das dem Abſatz der Ware entgegenſtehende Hindernis zu bes 
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ſeitigen, die Tatſache der Zuſatzbeifügung, zu Täuſchungs⸗ 
zwecken, verſchwiegen hätte. Die Strafkammer aber hat — 
auch hier unanfechtbar für die Reviſionsinſtanz — das gerade 
Gegenteil feſtgeſtellt. Sie nimmt an, der Angeklagte habe — 
und zwar auf Grund ſorgſamer Erwägung, alſo ohne dabei 
eine Fahrläſſigkeit ſich zuſchulden kommen zu laſſen — von der 
Auffaſſung des Publikums die Überzeugung gehabt, daß letzteres 
die Verwendung von „Konſervierungsmitteln“ in der Art und 
dem Umfange, wie Angeklagter ſie vorgenommen habe, als 
etwas durchaus erlaubtes und gebräuchliches anſehe und daher 
nicht erſt über die Tatſache, daß benzonſaures Natron der 
Marmeladenware des Angeklagten zugeſetzt ſei, aufgeklärt zu 
werden brauche. Lediglich auf Grund dieſer Annahme, nicht 
aber im Bewußtſein, daß er etwas, das offenbart werden 
müſſe, nicht offenbare, hat Angeklagter nach der Feſtſtellung 
der Strafkammer von einer „Deklarierung“ des Zuſatzes ab⸗ 
geſehen. Ob dieſe Ausführungen tatſächlich richtig find, entzieht 
ſich auch hier der Nachprüfung des Reviſionsgerichts. Vom 
Rechtsſtandpunkt aus konnte die Strafkammer auf Grund jener 
Feſtſtiellungen dazu gelangen, ſowohl Vorſätzlichkeit wie Fahr⸗ 
läſſigleit in bezug auf den Tatbeſtand des $ 10 Nr. 2 Nahr MG. 
zu verneinen. Bezüglich der Nr. der letzteren Strafvorſchrift 
würde zum ſubjektiven Tatbeſtand gehörer, daß der Angeklagte 
ſich deſſen bewußt geweſen iſt, durch den Natronzuſatz werde 
der Marmelade der Anſchein einer beſſeren Beſchaffenheit 
gegeben, als die Ware ſie in Wirklichkeit habe. Alsdann 
brauchte allerdings der Angeklagte, damit ſein Handeln ſich als 
vorſätzliches darſtellte, nicht noch außerdem zu wiſſen, daß die 
Verleihung des Scheines einer beſſeren Beſchaffenheit unter den 
Verfälſchungsbegriff im Sinne der Nr. 1 des $ 10 Nahr MG. 
ſalle. Aber nach dem Ausgeführten hat die Annahme, der An⸗ 
geklagte habe dem Zuſatze von benzonſaurem Natron zur 
Marmelade die erwähnte täuſchende Wirkung beigelegt, keinen 
Boden in den für das Reviſionsgericht ausſchließlich maß⸗ 
gebenden Urteilsfeſtſtellungen. Urt. d. I. Sen. v. 2. März 16 
(1063/15). — Darmſtadt. 

8. Höchſtpreisgeſetz 8 1. Geltung des Höchſtpreiſes für 
beſchädigte, dem eigentlichen Verwendungszweck entzogene 
Ware.] Mögen die Höchſtpreisfeſtſetzungen für Roggen auch 
in erſter Linie Brotgetreide im Auge haben, ſo folgt daraus 
noch keineswegs, daß ſie für den auf andere Verwendungs⸗ 
zwecke gerichteten Handel nicht gelten ſollten. Dieſem darf 
nicht die Möglichkeit eröffnet werden, die anderweite Ver⸗ 
wendbarkeit einer für ihre ordnungsmäßige Beſtimmung un⸗ 
tauglich gewordenen Brotfrucht durch beliebige Preisbildungen 
zu erſchweren und eine ſolche ſogar über die Preisgrenze der 
tauglichen Brotfrucht hinaus zu verteuern. Das würde eine 
Schädigung des — auch auf außergewöhnliche Verwertungen 
des Brotgetreides angewieſenen — Wirtſchaftslebens bedcuten, 
wie fie nach 8 3 des Ermächtigungsgeſetzes vom 4. Auguſt 1914 
durch die Maßnahmen des Bundesrats gerade vermieden werden 
ſoll. Es iſt deshalb daran feſtzuhalten, daß die Höchſtpreiſe 
für ein Brotkorn alles ergreifen, was an ſich zu der betreffenden 
Getreideart gehört, ohne Rückſicht darauf, ob ſeine Beſchaffen⸗ 
heit im einzelnen Falle den Anforderungen der Brotbereitung 
genügt und ob es demgemäß auch den erhöhten Verkehrs⸗ 
beſchränkungen der Beſchlagnahme unterworfen geblieben iſt 
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(RGSt) 
oder nicht. Unerheblich iſt alfo vorliegend die Brandbeſchädigung 
des Roggens, und das LG. wird ſich nur noch klarer als 
bisher darüber auszuſprechen haben, ob die Frucht trotz der 
Beimiſchung anderer Körnerarten noch „Roggen“ geblieben iſt, 
d. h. ob das Ganze im weſentlichen noch als ein — wenn 
auch verunreinigter — Roggen bezeichnet werden kann. (So 
die bereits erwähnte Entſcheidung 2 D 549/15.) Urt. d. 
II. Sen. v. 29. Febr. 16 (20/16). — Berlin L 

9. 5 149 StPO. Aus der Perſon des Ehemanns als 
Beiſtandes kann die Ehefrau keine Prozeßrüge für ſich ab⸗ 
leiten.] }) Das Recht, welches dem Ehemann nach 8 149 StPO. 
zuſteht, ſoll allerdings der Verteidigung der Angeklagten dienen 
(Hahn, Materialien zur Straſprozeßordnung Bd. 1 S. 145); 
gleichwohl iſt dasſelbe — ebenſo wie das Recht des geſetzlichen 
Vertreters — ein ſelbſtändiges Recht, welches ohne und gegen 
den Willen des Angeklagten ausgeübt werden darf (RGSt. 
38, 106). Die Angeklagte kann ſich auf eine Verletzung der 
Rechte des Beiſtands ebenſowenig berufen wie auf die Ver⸗ 
letzung der Rechte eines Mitangeklagten oder eines anderen 
Prozeßbeteiligten. Ihre eigene Verteidigung wird durch die 
Verletzung der Rechte anderer Perſonen nicht unzuläſſig be⸗ 
ſchränkt. Noch weniger iſt anzunehmen, daß das Urteil auf 
einer ſolchen Verletzung beruht. Der rechtskundige Verteidiger 
der Angeklagten konnte die Verteidigung derſelben auch ohne 
Mitwirkung ihres Ehemanns führen, der ein einfacher Land⸗ 
wirt war und außerdem in der Rolle eines Mitangeklagten ſich 
befand. Urt. d. I. Sen. v. 23. Dez. 15 (851/15). 

10. Bayeriſches Kriegszuſtandsgeſetz. Aufhebung des 
Kündigungsrechts für landwirtſchaftliches Gefinde.] Rechtsirrig 
iſt die Annahme der Strafkammer, das ſtellvertretende General⸗ 
kommando des I. Bayeriſchen Armeekorps ſei nicht befugt ge⸗ 
weſen, durch eine Anordnung, die auf Grund des Art. 4 Nr. 2 
BayKriegsZuſtG. erlaſſen wurde, die Vorſchriften der 88 620, 
621 BGB. außer Kraft zu ſetzen. Das Gegenteil trifft zu. 
Die in Frage kommende Anordnung des erwähnten General⸗ 


Zu 9. Das Urteil, welches dem Angeklagten die Berufung 
auf Verletzung der Rechte ſeines „Beiſtandes“ verſagt, macht die 
Stellung des Beiſtandes zu einer noch ſchattenhafteren und belang⸗ 
loſeren, als ſie ſchon ohnedies dadurch iſt, daß § 149 als deſſen 
einziges Recht beſtimmt: Er iſt auf ſein Verlangen zu hören. Die 
Entſcheidung zeigt aber auch deutlich die in der reichsgerichtlichen 
Judikatur ſeit Jahren erkennbare ablehnende Tendenz gegenüber ſtraf⸗ 
prozeſſualen Reviſionsrügen. Sie negiert grundſätzlich, daß die eigene 
Verteidigung des Angeklagten durch die Verletzung der Rechte ſeines 
Beiſtandes unzuläſſig beſchränkt werden könne, und noch weniger ſei 
anzunehmen, daß das Urteil auf einer ſolchen Verletzung beruhe. 
Sehr abweichend dachte hierüber offenbar der gleiche Senat bei 
feinem Urteil vom 6. Oktober 1881 (ROSE. 5, 50). Denn damals 
hob er die Vorentſcheidung, obgleich der Angeklagte ſich dabei beruhigt 
hatte, auf, weil die Verhandlung vor der angeſetzten Termins ſtunde 
ſtattgefunden hatte und dadurch der Beiſtand des Angeklagten ver⸗ 
hindert worden war, ſich im Sinne des § 149 rechtliches Gehör zu 
verſchaffen. Denn — ſo führte damals das RG. aus — der Bei⸗ 
ſtand iſt berufen, zur Verteidigung des Angeklagten mitzuwirken; es 
iſt nicht ausgeſchloſſen, daß ſeine Erklärungen, wenn ſie zugelaſſen 
worden wären, auf die Geſtaltung des Urteils Einfluß gehabt haben 
würden. Daher beruht das Urteil auf dem Verſtoß wider 8 149 
StPO. Juſtizrat Dr. Ernſt Namroth, Breslau. 
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kommandos beruht auf dem Gedanken, es müſſe der ungeftörten 
Vornahme der Erntearbeiten, auf der das Volkswohl beruhe 
und die durch den gegenwärtigen Kriegszuſtand erheblich ge: 
fährdet ſei, von anderer Seite dadurch ein wirkſamer Schutz 
zuteil werden, daß die mit den Erntearbeiten befaßten Dienſt⸗ 
angeſtellten genötigt würden, auf der Dienſtſtelle, die ſie nach 
freier Entſchließung eingenommen haben, ſo lange auszuharren, 
bis der vorbezeichnete Zweck — die Einbringung der Ernte — 
erreicht ſei, es müßte denn entweder die Dienſtherrſchaft mit 
der vorzeitigen Löſung des Dienſtverhältniſſes einverſtanden 
ſein oder der Dienſtbote oder Arbeiter einen wichtigen Grund 
zu einem früheren Dienſtaustritt haben. Eine auf dieſen Er⸗ 
wägungen beruhende Anordnung verſtieß nicht gegen das Geſetz. 
Sie bewegt ſich vielmehr innerhalb der weitgezogenen Grenzen, 
die Art. 4 Nr. 2 BayͤKriegs Zuſt. für die Betätigung der 
Verordnungsgewalt der oberſten Militärbefehlshaber während 
der Kriegszeit aufſtellt. Entgegenſtehende zivilrechtliche Vor⸗ 
ſchriften, zumal ſolche, die kein zwingendes Recht enthalten, 
ſondern der Abänderung durch Parteiverfügung zugänglich find, 
müſſen in ſolchen Fällen hinter den Anordnungen der militäriſchen 
Kommandoſtellen zurückſtehen. Urt. d. I. Sen. v. 16. Dez. 15 
(878/15). — Neuburg a. D. 


Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 
(Direkte Steueru.) 


[Einkommenſteuer, Ergänzungs (Vermögens) ftener, Gewerbeſteuer, 
Warenhausſtener, Kommunalabgaben, Kirchenſtener. 


Von Rechtsanwalt Dr. Paul Marcuſe, Berlin. 
(Fortſetzung aus Nr. 10, 1916.) 


Einkommenſteuer. 


10. Das einem Teſtamentsvollſtrecker für die Übernahme 
der Vollſtreckung zugeſprochene Vermächtnis iſt als Vermächtnis 
zu behandeln, auch bis zur Höhe eines angemeſſenen Honorars 
für die Vollſtreckung. 

Entſch. vom 20. Dezember 1913, III 24/13, Bd. XVI S. 163. 

Vollſtreckerhonorare und Vermächtniſſe ſind ſteuerrechtlich 
ganz verſchieden zu behandeln. Das Honorar iſt Einkommen 
aus gewinnbringender Beſchäftigung und in voller Höhe Ein⸗ 
kommen, das Vermächtnis dagegen Vermögenszuwachs, das 
von der Einkommenſteuer nur inſoweit erfaßt wird, als die 
Zinſen des Vermögens das Einkommen erhöhen. In einem 
Falle war nun jemand zum Teſtamentsvollſtrecker ernannt und 
ihm „dafür“ ein Legat zugewandt. Die unteren Inſtanzen 
nahmen an, daß das Legat eine Vergütung für die Führung 
des Amtes als Teſtamentsvollſtrecker darſtellen ſolle, zum 
mindeſten bis zur Höhe des angemeſſenen Honorars, während 
im übrigen eine Vermögensvermehrung angenommen wurde. 
Das OVG. mißbilligt dieſe Auffaſſung. Es führt aus, daß 
zwar nach dem BGB. der Teſtamentsvollſtrecker ein angemeſſenes 

onorar für ſeine Tätigkeit verlangen könne, daß es aber dem 

blaſſer unbenommen bleibe, nicht ein Honorar zu zahlen, 
ſondern ein Vermächtnis zuzuwenden, lediglich unter der 
auflöſenden Bedingung, daß er das Amt annehme und die 
Teſtamentsvollſtreckung durchführe. Der rechtliche Unterſchied 
zwiſchen Vergütung und Vermächtnis ſei ein ſehr erheblicher: 
die Vergütung werde erſt nach Beendigung der Vollſtreckung 
zahlbar, ſei aber dafür eine Maſſeſchuld, das Vermächtnis dus 
gegen ſei beim Tode fällig, aber eine bloße Nachlaßverbindlichkeit. 


Es ergibt ſich hieraus folgendes: Iſt dem Erblaſſer die 
rechtliche Stellung gleichgültig, wie dies bei nicht verſchuldetem 
Nichlaſſe meiſtenteils der Fall ſein wird, kann dem zu Be⸗ 
denkenden unter Umſtänden ein erheblicher Steuerbetrag erſpart 
werden, wenn ihm an Stelle eines Honorars ein Vermächtnis 
zugewendet iſt für den Fall, daß er das Amt als Teftaments: 
vollſtrecker übernimmt. 


11. Für die Frage, ob eine Ausgabe zu den Werbungs⸗ 
koſten gehört, iſt nicht erheblich, ob die Ausgabe erforderlich 
war, ſondern nur, ob ſie zu dem fraglichen Zwecke gemacht 
worden iſt. 

Entſch. vom 17. Mai 1913, VlIa 8/13, Bd. XVI S. 173. 


Vom Einkommen ebzugiehen find bekanntlich die ſogenannten 
Werbungskoſten, alſo z. B. Klempnerkoſten bei einem Hauſe, 
Bureauunkoſten und Gehälter bei gewerblichem Einkommen, 
beim Anwalt uſw. Man kann nun bei dieſen Werbungskoſten 
wirtſchaftlich und unwirtſchaftlich vorgehen. Eine Bureau⸗ 
einrichtung kann luxuriös ſein oder ſich auf das notwendigſte 
beſchränken. Der Anwalt kann vom Bureau nach dem Gericht 
Automobil fahren oder zu Fuß gehen. Nach dem OVG. kommt. 
es nicht darauf an, ob die Ausgaben notwendig waren oder 
nicht. Dies würde auch zu bedenklichen Konſequenzen fübren, 
es müßte jedes Geſchäft, jeder Hauseigentümer, jeder, der einen 
liberalen Beruf ausübt, unter Umftänden nachweiſen, ob es 
notwendig war, einen Treppenläufer durch einen neuen zu 
erſetzen oder ob er hätte repariert werden können, ob ein 
Anwalt an dem und dem Tage im Automobil vom Land⸗ 
gericht 1 nach dem Landgericht II fahren mußte oder ob er 
auch zu Fuß zur Zeit gekommen wäre. 


12. Die einem Angeſtellten oder früheren Angeſtellten frei⸗ 
willig gewährte Zuwendung iſt Schenkung, nicht Vergütung, 
auch wenn die geleiſteten Dienſte einen Beweggrund für die 
Vergütung bilden. ' 

Entſcheidungen vom 14. Februar 1914, Xb 30/13, vom 
5. Juli 1913, XIIIb 41/13, und vom 18. Juni 1913, 
XIII b6s / 13; Entſch. Bd. XVI S. 177—183. 

Der Unterſchied zwiſchen der ſteuerpflichtigen Entſchädigung 
für geleiſtete und zu leiſtende Dienſte und einer Schenkung, die . 
lediglich eine Vermögensvermehrung darſtellt und daher allenfalls 
von der Vermögensſteuer erfaßt werden kann, iſt auch dem 
Ziviljuriſten bekannt. Es ſei nur auf Formbedürftigkeit, Rück⸗ 
forderung der Schenkung und Schenkungsſteuer hingewieſen. 
Das OVG. betrachtet ſowohl die gelegentlich eines Geſchäfts⸗ 
jubiläums von einem Arbeitgeber gewährte Gratifikation als 
513 die einem wegen Krankheit entlaſſenen Angeſtellten frei⸗ 
willig während einer beſtimmten Zeit fortgezahlten Beträge als 
auch endlich den in Anerkennung tüchtiger Dienſte geleiſteten 
freiwilligen Penſionszuſchuß als Geſchenk; es kommt ſomit 
weder darauf an, daß eine ſolche Summe in Anerkennung 
geleiſteter Dienſte gezahlt wird, noch daß die ae in 
der für Schenkungsverſprechen erforderlichen Form erteilt worden 
iſt, noch endlich darauf, ob ſie einer Anſtandspflicht entſpricht, 
ſondern lediglich darauf, ob der Bedachte ein Recht auf die 

uwendung hat, und ob der Zuwendung ein Anſpruch auf 
ienſtleiſtung gegenüberſteht. 

Das OVG. ſagt ſelbſt, daß die Grenze zwiſchen der 
Schenkung und dem Entgelt flüſſig ſei, ein Grund mehr für 
den Anwalt, die Beſtimmung in einer jeden Zweifel aus⸗ 
ſchließenden Form zu faſſen und hierbei ſowohl auf die 
Schenkungsſteuer einerſeits als auf die Einkommenſteuer 
andererſeits bedacht zu ſein. 

13. Eine nicht auf Geſetz beruhende vertragsmäßige 
Unterhaltspflicht iſt auch dann als dauernde Laſt abzugsfähig, 
wenn das Unterhaltsverſprechen jederzeit widerruflich oder in 
einer nicht klagbaren Form abgegeben worden iſt. 
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45. Jahrgang. 


Enſcheidungen vom 28. März 1914, VIIIb 64/13, und 
vom 26. April 1913, VIa 200/12; Bd. XVI S. 208, 209. 

Es iſt ſchon oben betont, daß Zahlungen an Verwandte, 
die auf der geſetzlichen Unterhaltspflicht beruhen, nicht abzugs⸗ 
fäbig find, auch nicht R Zuwendungen an nicht 
unterhaltäberechtigte Verwandte. Anders dann, wenn jemand 
eine ausdrückliche Zahlungs verpflichtung eingeht. Dem OVG. 
liegen zwei Fälle vor: a) die jederzeit widerrufliche Verpflichtung, 
das Kind einer Schweſter zu verpflegen, b) mehrere Brüder 
verpflichten ſich untereinander und gegenſeitig, einem andern 
Bruder die zum Studium notwendigen Mittel zu gewähren. 
Das OVG. halt es im erſten Falle für unerheblich, daß die 
Verpflichtung jederzeit widerruflich iſt; im zweiten Falle wird 
zwar anerkannt, daß dem begünſtigten Bruder gegenüber eine 
verpflichtende Schenkung wegen Formmangel nicht vorliegt, 
wohl aber hätten die mehreren Brüder untereinander einen 
gemäß 8 705 BGB. formlos gültigen Vertrag zugunſten eines 
Dritten (des begünſtigten Bruders) geſchloſſen. 

Die letzte Entſcheidung iſt für die Praxis von erheblicher 
Bedeutung; ihre Beachtung ſei den Anwälten auch außerhalb 
der Steuerrechtsſphäre empfohlen. 


14. Eine Aktiengeſellſchaft A., die die Führung des Betriebes 
einer anderen Aktiengeſellſchaft B. gegen eine beſtimmte Ver⸗ 
gütung übernimmt, hat an dem Orte, an welchem der Betrieb 
der Aktiengeſellſchaft B. ſtattfindet, keine eigene Betriebsſtätte, 
| iſt mithin dort nicht fteuerpflichtig. 

Entſch. vom 23. Oktober 1912, V A. 75/12, Bd. XVI S. 244. 

Es iſt ſchon wiederholt darauf hingewieſen, welche Be⸗ 
deutung es ſteuerrechtlich hat, ob eine Firma neben der Zentrale 
auch als an einer anderen Stelle niedergelaſſen anzuſehen iſt, 
da einerſeits jede inländiſche Betriebsſtätte für die Gewerbe⸗ 
fteuer und die Kommunalabgaben eine Steuerpflicht begründet, 
jede außerpreußiſche Betriebsſtätte aber die Steuerpflicht mindert. 

Hier liegt der häufige Fall vor, daß eine Geſellſchaft den 
Betrieb einer anderen Geſellſchaft pachtet, was namentlich bei 
Eiſenbahnen, Straßenbahnen, Elektrizitätswerken recht häufig 
iſt. Das OVG. iſt mit Recht der Anſicht, daß die Betriebs⸗ 
ftätte, d. h. das ſichtbare Kennzeichen eines Betriebes, nicht 
eine Einrichtung z. B. derjenigen Bahn iſt, die den Betrieb 
gepachtet, ſondern derjenigen Bahn, die den Betrieb ver⸗ 
pachtet hat. 

15. Der feſte Rabatt an Mitglieder einer eingetragenen 
Genoſſenſchaft enthält eine Minderung des Kaufpreiſes und iſt 
demnach nicht als Teil des Gewinnes ſteuerpflichtig, ſondern 
vom Gewinn abzuziehen. Dies iſt auch dann zutreffend, wenn 
der feſte Rabatt nicht bereits im Statut vorgeſehen war und 
die Höhe des Rabatts durch Beſchluß der Geſellſchaftsverſammlung 
dem Vorſtand übertragen iſt. 

Entſch. vom 28. September 1912, Bd. XVI S. 275. 


Die Entſcheidung iſt recht weittragend, und kann dazu 
fübren, daß die Genoſſenſchaft ihren geſamten Reingewinn in 
Form feſter Rabatte ihrer Mitglieder der Beſteuerung entzieht. 


16. Die Koſten der Einbringung von Grundſtücken in eine 
G. m. b. H. (ebenfo wie bei anderen Geſellſchaften) find 
Gründungskoſten und keine Betriebskoſten, ſie ſind daher dem 
Reingewinn des erſten Jahres hinzuzurechnen. 

Entſch. vom 12. Oktober 1912, Bd. XVI S. 283. 

Die Gründungskoſten pflegen buchmäßig unter Betriebs⸗ 
unkoſten aufgeführt zu werden. Sie find aber keine Betriebs 
unkoſten, ſondern Kapitalsentnahmen vor Beginn des Betriebes. 
Hierzu gehören auch die Koſten der Umſchreibung der in die 
Geſellſchaft eingebrachten Immobilien. 
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17. Zuſtellungsfragen: 

a) Die Zuſtellung der Steuerzuſchrift an die Ehefrau iſt 
nicht zuläſſig, wenn die Ehefrau noch in der bisherigen 
Wohnung wohnt, der Ehemann aber bereits eine Stellung 
in einer anderen Stadt angenommen hat und dort im Hauſe 
des Prinzipals lebt. 

b) Die Zuſtellung an einen Offizier, der bereits in die 
neue Garniſon gezogen iſt, aber in der alten Wohnung noch 
ein Dienſtmädchen zurückgelaſſen hat, ohne ſelbſt die Wohnung 
zum Wohnen zu benutzen, kann nur nach dem neuen Garniſon⸗ 
orte ſtattfinden. Erſatzzuſtellung an das Dienſtmädchen iſt 
unzuläſſig. 

c) Die Zuſtellung an das Dienſtmädchen der Eltern des 
Steuerpflichtigen, die die Urkunde der Ehefrau des Steuer⸗ 
pflichtigen übergibt, iſt unwirkſam. 

d) Die Zuſtellung des Berufungsentſcheides gegen eine 
G. m. b. H. an das Dienſtmädchen des Geſchäftsführers ſetzt die 
Beſchwerdefriſt nicht in Lauf. 

e) Dem Portier des Hauſes, in welchem der Steuer⸗ 
pflichtige wohnt, kann nicht zugeſtellt werden (Ergänzungs⸗ 
ſteuer). 

Entſcheidungen vom 14. März 1914, IVa 320/13; 
19. Februar 1913, III 84/12; 30. April 1913, IX 92/12; 
28. September 1912, E IVa 5/12, Bd. XVI S. 301—306, 394. 


18. Legt jemand ein Rechtsmittel ein, weil die Steuerbehörde 
das Einkommen aus einer Quelle zu hoch angenommen hat, 
und ſtellt ſich im Rechtsmittelverfahren heraus, daß eine weitere 
Einkommensquelle vorhanden war (z. B. eine zwiſchen Ein⸗ 
ſchätzung und Beginn des Steuerjahres zugefallene Erbſchaft), 
ſo iſt dieſe neue Quelle zu berückſichtigen. Das Rechtsmittel 
iſt zurückzuweiſen, wenn jedenfalls unter Berückſfichtigung der 
neuen Quelle der Steuerſatz zutreffend war. 

Entſch. vom 20. Oktober 1913, III 1/13, Bd. XVI S. 352. 

Die Rechtsmittelinſtanz hat ſelbſtändig zu prüfen, ob die 
Veranlagung geſetzmäßig erfolgt iſt, kann mithin auch Ein⸗ 
kommensquellen hinzuſetzen, die von der unteren Inſtanz, ſei es 
aus Unkenntnis, ſei es aus Nachläſſigkeit, nicht berückſichtigt 
worden ſind. 

Die Rechtsmittelinſtanz weiſt daher das Rechtsmittel zurück, 
wenn zwar die Veranlagung der von der erſten Inſtanz allein 
berückſichtigten Quelle fehlerhaft war, bei Berückſichtigung aller 
Einkommensquellen aber doch zutrifft. Hierbei iſt allerdings 
eine reformatio in pejus ausgeſchloſſen (ſiehe auch S. 349). 

19. Rechtsmittelſchriften mit fakſimilierter Unterſchrift oder 
mit fremder, im Auftrage des Pflichtigen erfolgter Unterſchrift 
und ſelbſt ohne Unterſchrift ſind gültig. 

Entſch. vom 19. Februar 1913, V A. 24/13, Bd. XVI 
S. 355. 


Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 
Strafſachen. 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


1. Begriff der landwirtſchaftlichen Dienſtboten. 

Die Strafkammer erachtet als landwirtſchaftlichen Dienſtboten 
und Arbeiter im Sinne der Anordnung des Generallommandos offen⸗ 
ſichtlich nur den, deſſen Tätigkeit in einer auf die Frühjahrs⸗ und 
Herbſtbeſtellung ſowie die Durchführung der Erntearbeiten abzielenden 
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Arbeitsleiſtung beſteht; dies ergibt ſich aus der Ausführung, daß der 
Hütknecht weder Gehilfe bei der Sicherung der Frühjahrsbeſtellung 
noch bei der Durchführung der Erntearbeiten oder bei der Herbſt⸗ 
beſtellung iſt und ſeine Tätigkeit damit außer aller Beziehung ſteht. 

Dieſe Begriffsbeſtimmung iſt zu eng. 

Im landläufigen Sinn iſt landwirtſchaftlicher Dienſtbote oder 
Arbeiter jeder, der ſeine Arbeitskraft zu niederen landwirtſchaftlichen 
Verrichtungen auf längere Zeit gegen einen beſtimmten Lohn vermietet, 
womit bei den ländlichen Dienſtboten regelmäßig die unentgeltliche 
Gewährung von Koſt und Wohnung verbunden iſt. 

Welcher Art die zu leiſtenden landwirtſchaftlichen Arbeiten ſind, 
iſt ohne Bedeutung; je nach der Betriebsart des landwirtſchaftlichen 
Gutes und je nach deſſen Umfang werden landwirtſchaftliche Dienſt⸗ 
boten und Arbeiter bei ſämtlichen vorkommenden landwirtſchaftlichen 
Arbeiten beſchäftigt oder ihre Arbeitstätigkeit iſt nur auf einzelne 
Teile oder ſogar nur einen Teil des landwirtſchaftlichen Betriebes 
und auch da wieder nur nach einer einzelnen ganz beſtimmten Richtung 
beſchränkt; letzterer Umſtand nimmt ihnen aber die Eigenſchaſt eines 
landwirtſchaftlichen Dienſtboten oder Arbeiters nicht. Zum landwirt⸗ 
ſchaftlichen Geſchäftsbetriebe ſind alle Tätigkeiten zu zählen, die der 
Produktion von Früchten, von Vieh und der Milchproduktion 
dienen. 

Die Weide des auf einem oder mehreren landwirtſchaftlichen 
Beſitzungen gehaltenen Viehes fällt unter den landwirtſchaftlichen 
Betrieb; ſie dient der Aufzucht des Jungviehes, der Ernährung und 
damit der Erhaltung des vorhandenen Viehſtandes und deſſen Ver⸗ 
wertung zur Gewinnung von Milchprodukten oder zur Arbeitsleiſtung 
im übrigen landwirtſchaftlichen Betriebe. 

Dienſtboten oder Arbeiter, welchen dieſe Art der landwirtſchaft⸗ 
lichen Tätigeit übertragen iſt, ſind deshalb als landwirtſchaftliche 
zu betrachten. 

Aus dem der Anordnung des Generalkommandos vorangeſtellten 
Begriff und der für ihre Erlaſſung angegebenen Begründung läßt ſich 
nun nicht die Annahme ableiten, daß ſie zwiſchen den verſchiedenen 
Arten der landwirtſchaftlichen Dienſtboten und Arbeiter unterſcheiden 
und nur ſolche treffen wollte, deren Tätigkeit in Arbeiten beſteht, 
welche die Frühjahrs⸗ und Herbſtbeſtellung oder die Einbringung der 
Ernte bezielen. 

Der Betreff iſt gegenüber dem Inhalte der Anordnung nicht 
maßgebend; der mit der Anordnung verfolgte Zweck zwingt nicht zu 
dieſer Annahme. 

Die Anordnung wurde erlaſſen im Hinblick auf die große Be⸗ 
deutung, welche der Sicherſtellung der Ernährung von Heer und Volk 
im Kriege zukommt. 

Für dieſe ſind aber nicht nur die Bodenbewirtſchaftung und die 
daraus gewonnenen Erträgniſſe der Landwirtſchaft von großer Be⸗ 
deutung; die mit dem landwirtſchaftlichen Betriebe verbundene Vieh⸗ 
zucht, die Nutzung des in dieſem Betriebe gehaltenen Viehes in ihren 
verſchiedenen Richtungen ſpielen für die Volksernährung ebenfalls 
eine große Rolle. 

Deshalb fallen Dienſtboten und Arbeiter, die auch nur in dieſem 
Zweige der Landwirtſchaft beſchäſtigt werden, ſchon nach dem Zwecke 
der Anordnung unter die landwirtſchaftlichen Dienſtboten oder Arbeiter 
im Sinne der Anordnung, und die Tätigkeit, die von ſolchen Dienſt⸗ 
boten und Arbeitern in den landwirtſchaftlichen Betrieben zur Er⸗ 
zielung der erwähnten Nutzung entfaltet wird, iſt als eine landwirt⸗ 
ſchaftliche im Sinne der Anordnung zu erachten. 

Ein Dienſtbote oder Arbeiter, deſſen Arbeitsleiſtungen — wenn 
auch ausſchließlich — in der Weide des im landwirtſchaftlichen Betriebe 
gehaltenen Viehes beſteht, iſt deshalb nach dem oben erwähnten Zwecke, 
dem die Weide dient, ein landwirtſchaftlicher auch im Sinne der 
Anordnung. Zu der von der Strafkammer angenommenen Ein⸗ 
ſchränkung dieſes Begriffes führt weder der Zweck der Anordnung, 
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noch läßt ſich aus einer ſonſtigen Erwägung eine derartige Ein⸗ 
ſchränkung ableiten. (Urteil vom 9. Dezember 1915, Rev.⸗Reg. 
Nr. 342/1915.) 


2. Verbot der vertragswidrigen Löſung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes landwirtſchaftlicher Dienſtboten ohne 
wichtigen Grund. Zuläſſigkeit der Löſung eines von Ehe- 
leuten gemeinſchaftlich eingegangenen Dienſtverhältniſſes 
wegen Erkrankung des Ehemanns. 

Die Eheleute K. waren bei dem Gutsbeſitzer H. gegen einen 
gemeinſchaftlichen monatlichen Lohn bei freier Station für ſich und 
ihr ſechsjähriges Kind als landwirtſchaftliche Dienſtboten verdungen. 

Der Ehemann mußte das Krankenhaus auſſuchen. Nach ſeiner Rück⸗ 

kehr ſagte der Dienſtherr zu ihm, wenn er krank ſei, habe er auf dem 
Hofe nichts zu ſuchen, er ſollte dann in das Spital gehen. All das 
würdigt die Strafkammer lediglich mit dem Satze: „Daß hierin keine 
Kündigung lag, verſtanden die Angeklagten wohl“. Sie hat nicht 
geprüft, ob nicht für den Ehemann der wichtige Grund des Art. 255 
Nr. 2 Satz 1 Bay AG BGB. tatſächlich vorlag oder ob nicht er ent 
ſchuldbar wenigſtens der Meinung fein konnte und war, daß ihm 
wegen ſeiner durch ſeine mißlichen Geſundheitsverhältniſſe bedingten S = 
Arbeitsbeſchränkung dieſer Grund zur Seite ſtehe. 

Die Strafkammer mußte aber auch bezüglich der angeklagten 
Ehefrau in eine ſoſche Prüfung eintreten. Konnte dieſelbe annehmen 
und hat ſie angenommen, daß bei ihrem Ehemanne der vorbezeichnete C3 
wichtige Grund vorliege, fo war zunächſt ſchon zum mindeſten zu prüfen, & 8 
ob ſie nicht mit Rückſicht auf ihr Verhältnis zu ihrem wirklich oder ver⸗ 2 
meintlich kranken und dienſtunfähigen Ehemann und zu ihrem ſechs⸗ = 
jährigen Kind und den gemeinſamen Dienftvertrag für berechtigt hielt, = 
ihrem wirklich oder doch nach ihrer entſchuldbar irrigen Meinung zum 
Dienſtaustritte befugten Ehemann zu folgen. (Urteil vom 25. No⸗ 
vember 1915, Rev.⸗Reg. Nr. 330/1915.) 
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3. Einſtellung ehemaliger landwirtſchaftlicher Arbeiter 
und Dienſtboten iſt nicht ſtrafbar, wenn dieſelben zuletzt 
nicht in einem landwirtſchaftlichen Betrieb beſchäftigt. 
waren. 


Das Verbot iſt bei der Aufnahme von landwirtſchaftlichen 
Arbeitern zu beachten, die zuletzt vor der Aufnahme in einem land⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebe beſchäftigt waren. Das iſt mit den Worten 
„ihres bisherigen Dienſtverhältniſſes“ geſagt. Daß unter Dienſt⸗ 
verhältnis nur der Dienft in der Landwirtſchaſt gemeint fein kann, 
folgt notwendig aus der Faſſung und dem Zwecke des Verbotes. 
War der Dienſtbote nach der Löſung des landwirtſchaftlichen Dienſt⸗ 
verhältniſſes in einem gewerblichen Betriebe oder in der Hauswirtſchaft 
beſchäftigt und hat er dieſe Arbeitsſtelle verlaſſen, ſo findet das 
Verbot keine Anwendung. Dieſes Verbot trifft nicht jeden Arbeiter, 
der irgendeinmal in einem landwirtſchaftlichen Betriebe beſchäftigt 
war oder mit landwirtſchaftlichen Arbeiten vertraut iſt, ſondern nur 
die Perſonen, die zur Zeit des Erlaſſes in einem landwirtſchaftlichen 
Betriebe im Dienſt ſtanden oder vor Beendigung der Erntearbeiten 
in einen ſolchen traten. Es bindet auch dieſe Perſonen nur innerhalb 
der in Ziff. 1 des Verbots bezeichneten Grenzen (Verlaſſen des 
Dienſtes vor Abſchluß der Erntearbeiten, ohne Einwilligung des 
Dienſtherrn oder ohne wichtigen Grund) an die Beſchäftigung in der 
Landwirtſchaft und in ihrer bisherigen Arbeitsſtelle. Hat ein land⸗ 
wirtſchaftlicher Arbeiter ohne Verſtoß gegen das Verbot das Dienſt⸗ 
verhältnis gelöſt, ſo zwingt ihn die Verfügung des Generalkommandos 
nicht, wieder in landwirtſchaftliche Dienſte zu treten und jede andere 
Beſchäftigung als die in der Landwirtſchaft zu unterlaſſen, ſie will 
den angeſtrebten Zweck nur dadurch erreichen, daß ſie den einzelnen 
landwirtſchaftlichen Betrieben die Arbeiter ſichert, die vertraasmäßig 
bereits in ihnen beſchäftigt waren oder ſpäterhin vor Beendigung der 
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Emtearbeiten in den Dienft traten. Man darf daher nicht behaupten, 
daß die Anordnung des Generalkommandos den in der Landwirtſchaft 
beſchäftigten Perſonen die Eigenſchaft „landwirtſchaftlicher Arbeiter“ 
gewiſſermaßen „unauslöſchlich“ aufdrückte. Das hätte für die Dienſt⸗ 
herren und Arbeitgeber bei der Einſtellung von Arbeitern ganz 
unverhältnismäßige Schwierigkeiten zur Folge. 

Eine Gefährdung des Zweckes der Anordnung wäre bei dieſer 
Auslegung nur dann zu beſorgen, wenn man annehmen würde, daß 
das Verbot in Ziff. 2 der Anordnung nur für landwirtſchaftliche 
Dienſtherren oder Arbeitgeber erlaſſen wurde. Eine ſolche Annahme 
wäre aber nicht bloß mit dem Wortlaute des Verbotes unvereinbar, 
fie würde auch völlig verkennen, daß vor allem die ſogenannte 
Landflucht“ der landwirtſchaftlichen Dienſtboten, d. h. der Übergang 
jur Beſchäftigung in gewerblichen Betrieben oder in der Hauswirtſchaft 
in den Städten, der Landwirtſchaft die meiſten Arbeitskräfte entzieht. 

Nehmen landwirtſchaftliche Arbeiter, die ihre Arbeitsſtelle ver⸗ 
laßen haben, wieder bei einem Landwirte Dienſte, würden dadurch 
die Erntearbeiten in ihrer Geſamtheit entweder gar nicht oder doch 
in geringerem Maße beeinträchtigt, als wenn ſie zu einer anderen 
Betriebsart übergehen. Demnach muß das Verbot für alle Arbeit⸗ 
geber unterſchiedalos gelten und kann nicht auf landwirtſchaftliche 
Dienſtherren beſchränkt werden. 

Dann iſt aber auch kein Anlaß mehr vorhanden, dem Dienſt⸗ 
herrn, bei dem ein Arbeiter um Arbeit nachſucht, mit dem Nachweiſe, 
daß er bis dahin in einem gewerblichen Betriebe beſchäftiat war, die 
läftige und nicht felten ſchwierige Nachforſchung zur Pflicht zu machen, 
ob der Arbeiter nicht ſeit dem Erlaſſe der Anordnung einmal in der 
Landwirtſchaft beſchäftigt war. (Urteil vom 4. November 1915, 
Rev.⸗Reg. Nr. 283/1915.) 


4. Koſtenerſtattung bei gnadenweiſer Niederſchlagung 
eines anhängigen Privatrklageverfahrens. 


Die Strafkammer tft der Anſicht, daß die Vorſchrift in § 508 
Abſ. 2 StPO nur bei Einſtellung des Privatklageverfahrens auf 
Grund der Beſtimmungen der StPO. (85 259 Abſ. 2, 502, 433 
Adſ. 1, 429) Platz greift, daß fie aber im vorliegenden Falle nicht 
anwendbar ſei, weil das Klagerecht des Privatklägers infolge eines 
dem Landesrecht entnommenen beſonderen Erledigungsgrundes 
befeitigt worden ſei. Die Beſchwerde tft begründet. Durch den 
Allerhöchſten Erlaß iſt die gnadenweiſe Niederſchlagung von Straf⸗ 
verfahren gegen Kriegsteilnehmer verfügt worden, ſoweit ſie vor dieſem 
Tag und vor der Einberufung zu den Fahnen begangene Vergehen 
zum Gegenſtande haben. Wird im Privatklageverfahren feſtgeſtellt, 
daß der Gnadenerlaß zur Anwendung zu kommen hat. dann darf das 
Berfahren nicht fortgeſetzt werden, weil es niedergeſchlagen iſt. Denn 
die Niederſchlagung des Verfahrens enthält einen Verzicht auf das 
ſtaatliche Strafklagerecht, das der Privatkläger infolge einer ihm 
übertragenen Befugnis ausgeübt hat; ſie wirkt alſo wie ein Prozeß⸗ 
hinderungsgrund und macht die weitere Strafverfolgung unzuläſſig. 
Danach iſt die Einſtellung des Strafverfahrend geboten, weil die 
maßgebende Stelle erklärt hat, daß der Strafanſpruch nicht geltend 
gemacht werden dürfe, und darum der dem Richter erteilte Auftrag, 
in dem eizelnen Falle das Recht zu finden, gegenſtandslos geworden 
ift. Die Strafkammer hat daher das durch den Wegfall einer Prozeß⸗ 
voraus ſetzung beendete Privalklagever fahren mit Recht eingeſtellt (vgl. 
Lowe Roſenberg. Note Za zum 5. Abſchnitte des 2. Buches der StpO.; 
GSt. 33, 204). Sie hat jedoch dabei mit Unrecht unterlaſſen, 
gemaß § 496 Abſ. 1 StPO. Beſtimmung darüber zu treffen, von wem 
die Koſten des Verfahrens zu tragen ſind. Jede Einſtellung eines 
Privarklageverfahrens, gleichviel aus welchem Grunde ſie geſchieht, 


Zu 4. Vgl. auch LG. Chemnitz unter S. 872, ſowie IW. 1916, 
S. 314 und 570. 
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hat nach 8 503 Abſ. 2 StPO. zur Folge, daß dem Privatkläger die 
Koften des Verfahrens ſowie die dem Gegner erwachſenen notwendigen 
Auslagen zur Laſt fallen (Löwe-Roferberg, Note 6a zu 8 503 Std.) 
Warum der Fall anders behandelt werden fol, wenn die Einftellung 
des Privatklageverfahrens auf deſſen Niederſchlagung beruht, iſt nicht 
einzuſehen. Da die Niederſchlagung zu demſelben Ergebniſſe führt, 
wie jedes andere einer Strafklage entgegenſtehende Hindernis, muß 
ſie mit der gleichen Wirkung verknüpft werden. Zu den Koſten des 
Verfahrens, die dem Privatkläger auferlegt find, gehören auch die 
notwendigen Auslagen des Angeklagten (RGSt. 10, 113). [Beſchluß 
vom 16. März 1916.] 
Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr Fiſcher, Augsburg. 


Oberlandesgerichte. 
Kriegsrechtliche Entſcheidungen. 
a) Zivilſachen. 

1. Die Hinterbliebenen von Beamten, die als Militär⸗ 
perſonen der Unterklaſſen gefallen ſind, haben neben der 
Zivilverſorgung keinen Anſpruch auf das militäriſche 
Witwen und Waiſengeld der 8 12 ff. MHG. oder auf die 
höheren Sätze der Kriegsverſorgung nach den 88 20, 21 lit. b 
MHG. [Militärhinterbliebenengeſetz 8$ 12 bis 14, 19 bis 
21, 81 Abſ. 2 Ziff. 1.] 5) 

I. Den Klägern als den Hinterbliebenen des im Kriege gefallenen 
Hauptlehrers und Gefreiten der Landwehr E. N. iſt von der Militär⸗ 


1) Vgl. v. Olshauſen, JW. 1915, 896 ff. und Fürnrohr, 
JW. 1916, 643 ff. /. e , 77. 


Zu 1. Den rozeß gegen das Kal. Württembergiſche Kriegs⸗ 
miniſterium, der für alle Hinterbliebenen von Beamten, die als 
Gemeine oder Unteroffiziere im Kriege gefallen ſind, von größter 
praktiſcher Bedeutung iſt, hat das OLG Stuttaart in zweiter Inſtanz 
zuungunſten der Beamtenhinterbliebenen entſchieden. 

Nach dem auf dem entgegengeſetzten Standp nit ſtehenden Urteil 
der erſten Inſtant, des LG. Stuttgart, hat die Militarbebörde den 
Witwen folder Beamten neben dem Witwen: und Waiſenaeld 
aus der Zivilſtellung, wenn der Gefallene Gemeiner war, ein Witwen⸗ 
geld von 400 &, der Witwe eines Unteroffiiierd ein ſolches 
von 500 & und der eines Vizefeldwebels ein Witwengeld von 
600 A zu zahlen Die Frage, ob ein Ruhen der militäriſchen 
Verſorgunasgebührniſſe auf Grund des § 31 Abi. 2 Ziff. 1 
MHG. ſtartfinde, hatte das Lg Stuttgart wie übrigens in einem 
anderen Falle jetzt auch das LG 1 Berlin, Urteil vom 28. Januar 
1916) auedrücklich verneint. Beide Landgerichte führen aus, daß dieſe 
Vorſchrift ſich lediglich auf die Hinterbliebenen von ſpäter im Zivil⸗ 
dienſt angeſtellten oder beſchaftigten penſionierten Offizieren oder 
nach dem Mannſchaftsverſorgungsgeſetz rentenberechtigten Perſonen 
beziehen könne. 

In dieſer Frage gerade ift das OLG. Stuttgart jedoch anderer 
Auffaſſung. Seine Ausführungen darüber, daß die allgemeine Ver⸗ 
ſorgung nach den SS 12 ff MHG. den Beamtenhinterbliebenen im 
Sinne der 88 20, 21 lit. b MOG. zuſtehe, obwobl fie nach 8 31 
Abi. 2 Ziff. 1 MHG. ruht, decken ſich in der juriſtiſchen Geſetzes⸗ 
auslegung im weſentlichen mit den Darleaungen Furnrohrs, 
JW. 1916. 644 Anm 3. Die praktiſcbe Folge dieſes Standpunkts 
für die Beamtenwitwen iſt die, daß ſie aus Militärmitteln nur die 
niedrigeren Beträge von 100 &, 200 & und 300 & erhalten. 

Daß aber bei dieſen militäriſchen Verſorgungsſätzen für viele 
Beamtenfamilien die Gefahr eines Hinabgleitens in eine ſozialpolitiſch 
tieferſtehende Schicht droht, eraibt ſich meines Erachtens insbeſondere 
daraus, daß die im Kriege gefallenen Beamten ſich meiſtens noch im 
Anfange ihrer amtlichen Laufbahn definden und die Hinterbliebenen⸗ 
verſorgung aus der Zivilſtellung daher nur gering iſt. Es laßt ſich 
auch nicht beſtreiten, daß es im eigenſten Intereſſe des Staates ſelbſt 
gelegen iſt, ein derartiges Hirabaleiten der Beamtenbinterbliebenen und 
damit auch der zukünftigen Beamtengeneration in tiefere Geſellichaus⸗ 
ſchichten als mittelbare Kriegsfolge nach Moglichkeit zu verhindern. 
Bei der Auslegung eines Geſetzes durch die Gerichte dürfen aber 
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verwaltung lediglich die Kriegsverſorgung des 8 19 Militärhinter⸗ 
bliebenengeſetzes vom 17. Mai 1907 (MG.) zugebilligt, und zwar 


derartige ſtaatswirtſchaftliche Geſichtspunkte nicht alle anderen 
Erwägungen zurückdrängen und von ausſchlaggebender Bedeutung fein. 
In dieſer Beziehung iſt vielmehr dem OLG. Stuttgart dahin bei⸗ 
zutreten, daß allein der erkennbare Wille des Geſetzes ent⸗ 
ſcheidend iſt und daß es Sache der Geſetzgebung iſt, einen unbefrie⸗ 
digenden Nechtszuſtand zu ändern. Ehe der Frage einer Geſetzes⸗ 
änderung nähergetreten werden kann, muß aber geprüft werden, ob 
das OLG. das geltende Recht richtig ausgelegt hat. 

Zur Ermittlung dieſes Geſetzeswillens ſeien hier einige Geſichts⸗ 
punkte hervorgehoben, die das Os. Stuttgart anſcheinend nicht 
gewürdigt hat. Zwar legt dieſes Gericht mit Recht ausſchlaggebendes 
Gewicht auf den Rechtszuſtand, der hinſichtlich der Verſorgung der 
Hinterbliebenen der Unterklaſſen vor der Erlaſſung des MHG. vom 
17. Mai 1907 beſtanden hat, es berückſichtigt aber in ſeinen ein⸗ 
gehenden Darlegungen hierüber nicht ausreichend das Kriegs⸗ 
verſorgungsgeſetz vom 31. Mai 1901. Auf Grund dieſes Geſetzes 
wurden gerade Beamtenhinterbliebenen von im Kriege gefallenen 
Militärperfonen der Unterklaſſen neben dem Witwen: und 
Waiſengelde aus der Zivilſtelle die den 88 20, 21 lit. b MHG. 
entſprechenden Kriegsverſorgungsſätze gewährt. Hinterbliebene von 
nichtbeamteten Militärperſonen der Unterklaſſen erhielten hingegen 
ausſchließlich die Kriegsverſorgung in dieſer Höhe, falls ihnen nicht 
etwa auf Grund der 0 5, 14 des Geſetzes vom 13. Juni 1895 
höhere Witwen⸗ und Waiſengelder zuſtanden. Mithin war der Rechts⸗ 
zuſtand bis zum 1. April 1907 jedenfalls der, daß ein Unterſchied 
zwiſchen Beamtenhinterbliebenen und anderen Kriegshinterbliebenen 
beſtand. Die Folge der Entſcheidung des OLG. Stuttgart würde 
demnach ſein, daß mit dem MHG. vom 17. Mai 1907 für dieſe 
Beamtenhinterbliebenen eine nicht unerhebliche Schlechterſtellung ein⸗ 
getreten wäre. Demgegenüber ſei darauf hingewieſen, daß bisher 
ein jedes neuere Militärpenſions⸗ und »verſorgungsgeſetz die aus⸗ 
geſprochene Abſicht einer finanziellen Beſſerſtellung der von ihm be⸗ 
troffenen Perſonen gegenüber älteren Geſetzen gehabt hat (vgl. auch 
NG. 72, 372). Die Materialien zum Geſetze von 1907 laſſen jedoch 
nicht erkennen, daß in irgendeiner Beziehung eine Schlechterſtellung 
der Hinterbliebenen habe herbeigeführt werden ſollen. (Vgl. im Gegen⸗ 
teil ſogar die Ausführungen in der Begründung zum MHG. von 1907.) 

Die recht zweifelhafte Frage der Anwendung des 8 31 Abſ. 2 
Ziff. 1 MHG. auf Hinterbliebene von Zivilbeamten, die infolge der 
Einziehung zum Kriegsdienſt verſtorben find, erörtert das OLG. Stutt⸗ 
gart im weſentlichen unter dem Geſichtspunkt, daß der Ausdruck 
„Wiederanſtellung“ der Bejahung dieſer Frage nicht entgegenſtehe. 
Bei der Behandlung dieſes Streitpunkts kann aber auch das weitere 
Bedenken nicht unterdrückt werden, ob jemand, der als Angehöriger 
des Beurlaubtenſtandes, als Landſturmmann oder als Kriegs⸗ 
freiwilliger Kriegsdienſte leiſtet, im Sinne des § 31 überhaupt 
als im Militärdienſt „angeſtellt oder beſchäftigt“ anzuſehen iſt. 
Offenſichtlich hat der Geſetzgeber doch eine Beſchäftigung gegen 
Entgelt im Auge gehabt. Der Kriegsdienſt des Nichtberufsſoldaten 
beruht aber ausſchließlich auf einer ſtaatlichen Pflicht und wird des⸗ 
halb nicht als eine auf Verdienſt gerichtete Tätigkeit angeſprochen 
werden können. Man würde ſich ſonſt mit unſeren Anſchauungen 
von dem Begriffe der Wehrpflicht und dem Charakter des deutſchen 
Heeres in Widerſpruch ſetzen. Hier dürfte daher die Hauptſchwierigkeit 
hinſichtlich der Anwendung der Ruhensvorſchrift des § 31 liegen, und 
die Stellungnahme gerade zu dieſer Frage wird vielleicht von ent⸗ 
ſcheidender Bedeutung für den Ausgang des ganzen Rechtsſtreites ſein. 

Schließlich ſei noch bemerkt, daß die Frage, ob unter allgemeiner 
Verſorgung im Sinne der 88 20, 21 MHG. auch die Zivilhinter⸗ 
bliebenenverſorgung zu verſtehen iſt (Näheres vgl. v. Olshauſen, MHG. 
Anm. 2 a zu § 20), von dem OLG. Stuttgart leider ausdrücklich nicht 
entſchieden worden iſt. Auch ſie ſteht aber in untrennbarem Zu⸗ 
ſammenhang mit der ganzen Streitfrage der Beamtenhinterbliebenen⸗ 
verſorgung. Sie wird nämlich ſofort praktiſch, ſobald ein ſolcher 
Kriegsteilnehmer erſt nach erfolgter Entlaſſung aus dem Heere ge⸗ 
heiratet hat. In dieſem Falle hat ſeine Witwe zwar Anſpruch auf 
die Zivilverſorgung, nicht aber auf das allgemeine militäriſche 
Witwengeld aus den §§ 12 ff. MHG. (vgl. 88 16, 25). Erhält eine 
ſolche Witwe die große oder die kleine Kriegsverſorgung aus § 20 
MG.? Dieſelbe Frage wird ſich ergeben für Hinterbliebene ſolcher 
Kriegsteilnehmer, die an den Folgen einer Dienſtbeſchädigung erſt 
ſechs Jahre nach der Entlaſſung ſterben. Auch dieſe Hinterbliebenen 
88 15 keinen Anſpruch auf die allgemeine militäriſche Verſorgung aus 
S 12 ff. MHG. (vgl. §S 16, 25 des Geſetzes). 
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nach den niederen Sätzen des 8 20 lit. a Ziff. 5 und 8 21 lit. 
Ziff. 2 Abſ. 1. Die Beſchränkung auf dieſe Bezüge wurde damit 
begründet, daß „allgemeine Verſorgung aus Zivilfonds gewährt wird“, 
womit die den Klägern aus der Zivildienſtſtellung des Verſtorbenen 
zukommende Hinterbliebenenverſorgung gemeint iſt. Im Gegenſatz zu 
dem von den Klägern in der Klage eingenommenen Standpunkt, 
wonach ſie ſtatt der niedereren die höheren Sätze der Kriegs⸗ 
verſorgung nach den 88 20 lit. b Ziff. 6 und 21 lit. b Ziff. 2 
Abſ. 1 verlangt hatten, beanſpruchen ſie nunmehr in erſter Linie 
neben der ihnen zugeſtandenen kleinen Kriegsverſorgung das Witwen⸗ 
und Waiſengeld der allgemeinen Verſorgung nach den 
58 12 bis 14 MHG. Mit Recht gehen beide Teile davon aus, daß 
der Anſpruch der Kläger auf dieſe letzteren Gebührniſſe wenigſtens 
an ſich begründet iſt. Nach 8 12 Abſ. 1 fallen unter die zum 
Witwen⸗ und Waiſengeld Berechtigten die Hinterbliebenen ſolcher 
Militärperſonen der Unterklaſſen, die während der Zugehörigkeit zum 
aktiven Heere infolge einer Dienſtbeſchädigung geſtorben ſind. Dies 
trifft bei dem Ehemann und Vater der Kläger zu, der als zum Dienſt 
einberufener Landwehrmann, ſomit als Angehöriger des aktiven 
Heeres (RMilG. 85 38 b Ziff. 1, 56 Ziff. 1) gefallen iſt. Nach 
§ 29 Abſ. 4 MHG. werden die Gebührniſſe der allgemeinen Ber 
forgung und diejenigen der Kriegsverſorgung nebeneinander gewährt. 
Demnach wird der Anſpruch der Kläger auf das Witwen⸗ und 
Waiſengeld der SS 12 bis 14 durch den Bezug einer Kriegsverſorgung 
nicht ausgeſchloſſen. In Ziff. 14 der Ausf Beſt. des preuß. KM. iſt 
geſagt, daß unter „Allgemeiner Verſorgung“ nicht nur die Gebührniſſe 
und Bewilligungen der 88 2 bis 18 MHG. (allgemeine militäriſche 
Verſorgung), ſondern auch die den Hinterbliebenen des Verſtorbenen 
aus deſſen Anſtellung und Beſchäftigung im Zivildienſt erwachſenen 
Anſprüche auf Witwen⸗ und Waiſengeld oder gleichſtehende Gebührniſſe 
(Zivilhinterbliebenenverſorgung) zu verſtehen ſeien. Ob dieſe Ber 
fügung dem Geſetz entſpricht, iſt für den Anſpruch der Kläger auf 
das Witwen⸗ und Waiſengeld der allgemeinen Verſorgung nicht ent⸗ 
ſcheidend. Sie beſitzt Bedeutung nur für diejenigen Fälle, in denen 
die Hinterbliebenen die allgemeine militäriſche Verſorgung nicht zu 
beanſpruchen haben und deshalb in Frage kommt, ob ihr bei Be⸗ 
meſſung der Kriegsverſorgung aus den §§ 20, 21 MHG. eine etwaige 
Zivilhinterbliebenenverſorgung gleichzuſtellen iſt. Maßgebend für 
den Anſpruch auf Gewährung des militäriſchen Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
geldes iſt im vorliegenden Falle allein, ob das Recht der Kläger 
auf dieſe Bezüge mit Rückſicht auf die ihnen zuſtehenden Zivil⸗ 
penfionen gemäß § 31 Abſ. 2 Ziff. 1 MHG. ruht. Während die 
Kläger dieſe Vorſchrift auf die Hinterbliebenen von Berufsoffizieren 
und Kapitulanten beſchränken wollen, die nach Erwerbung einer 
Offizierspenſion oder Militärrente in den Zivildienſt übergetreten 
ſind, will ſie der Beklagte auch auf die Hinterbliebenen von Beamten 
bezogen wiſſen, die, nachdem ſie als ſolche ihren Hinterbliebenen 
Penſionsanſprüche erworben haben, im Militärdienſt geſtorben ſind. 
Die Meinungen hierüber find auch in der Literatur geteilt. (Vgl. 
einerſeits v. Olshauſen, MHG. § 31 Anm. 2a und b und 
Schulze, D. Beamtenrdſch. 1915, 132; andererſeits Nedwig, 
PrVerwBl. 1916, 228; auch Reindl, Hirths Ann. 1915, 32 und 
Wolff, DIZ. 1916, 327.) Der engeren, von den Klägern ver⸗ 
tretenen und vom LG. anerkannten Auslegung kann indes nicht 
beigepflichtet werden. 

In der ſtreitigen Vorſchrift iſt auf die 88 24 und 26 des 
Offizierspenſionsgeſetzes vom 31. Mai 1906 (OPG.) und den § 36 
des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes vom gleichen Tage (MG.) Bezug 
genommen. Die auf den Bezug der militäriſchen Verſorgung neben einem 
Einkommen oder einer Penſion aus dem Zivildienſt bezüglichen Vor⸗ 
ſchriften dieſer beiden Geſetze wie die des früheren Rechts beziehen 
ſich nicht bloß auf penſionierte Berufsoffiziere und ehemalige 
Kapitulanten, ſondern in gleicher Weiſe auch auf die Offiziere und 
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die nicht zu den Kapitulanten gehörenden Unteroffiziere und Mann⸗ 
ſchaften des Beurlaubtenſtandes, und zwar ohne Unterſchied, ob der 
Militärdienſt, der zu ihrer Invalidierung geführt hat, in die Zeit 
vor oder nach dem Eintritt in den Zivildienſt gefallen if.) Es 
liegt der Schluß nahe, daß das den genannten Geſetzen zeitlich und 
gegenſtändlich naheſtehende MHG. die auf den gleichen tatſächlichen 
Grundlagen wie die Dffizteröpenfion und die Militärrente ruhenden 
Verſorgungsanſprüche der Militärhinterbliebenen in Hinſicht 
auf das Ruhen neben dem Bezug einer Penſion aus dem Zivildienſt 
des Verſtotbenen nicht anders behandelt wiſſen will. Wird zunächſt 
von dem in § 31 Abſ. 2 Ziff. 1 MHG. gebrauchten Ausdruck 
„Viederanſtellung“ abgeſehen, fo bietet der Wortlaut dieſer Vorſchrift 
feinen Anhalt für die von den Klägern gemachte Unterſcheidung. 
Gegen eine ſolche ſpricht, daß der daſelbſt in Bezug genommene 5 36 
Abſ. 2 MVG. unter „Zivildienſt“ nicht bloß die den Militäranwärtern 
und den Inhabern des Anſtellungsſcheins vorbehaltenen, ſondern auch 
die allgemein zugänglichen Stellen des Zivildienſtes begreift. Den 
Klagern iſt zuzugeben, daß die Ruhensbeſtimmung des 8 81 Abſ. 2 
31ff. 1 inſoweit, als fie die Hinterbliebenen von Offizieren betrifft, 
nut für ſolche von Berufösffizieren in Betracht kommt. Dies beruht 
aber darauf, daß die Hinterbliebenen der Offiziere des Beurlaubten⸗ 
Randes nach der Vorſchrift in $ 11 MHG. überhaupt keinen Rechts⸗ 
anſpruch auf Witwen⸗ und Waiſengeld haben, auf den die Ruhens⸗ 
beſtimmung Anwendung finden könnte. 
Den Ausſchlag gibt aber der Rechtszuſtand, der hinſichtlich der 
Berſorgung der Hinterbliebenen der Unterklaſſen vor der Erlaffung 
des Mö. beftanden hat. Die Verſorgung der Hinterbliebenen der 
Unterklaſſen geht zurück auf das Geſetz vom 13. Juni 1895 betr. die 
Fürſorge ſür die Witwen und Waiſen der Perſonen des Soldaten⸗ 
Bandes vom Feldwebel abwärts und wurde, wie aus § 1 erhellt, 
ſchon damals auch den Hinterbliebenen von Militärperſonen des 
Beurlaubtenſtandes ohne Unterſchied zwiſchen ehemaligen Kapitulanten 
und Nichtkapitulanten gewährt. In § 5 Abſ. 2 iſt geſagt: „Haben 
die Hinterbliebenen infolge der Anſtellung ihres Ehemanns oder 
Laters im Zivildienſt des Reichs oder eines Bundesſtaats oder im 
Kommunal- oder Inſtitutendienſt einen Verſorgungsanſpruch erworben, 
ſo wird ihnen das nach Maßgabe dieſes Geſetzes zuſtändige Witwen⸗ 
und Waiſengeld gleichwohl aus Rilitärfſonds und nur der etwaige 
Mehrbetrag aus dem betreffenden Zivilfonds bezahlt.“ Aus der ganz 
allgemeinen Faſſung dieſer Beſtimmung geht unzweifelhaft hervor, 
daß die Hinterbliebenen das militäriſche Witwen⸗ und Waiſengeld 
und die Ziwilpenſion keinesfalls unverkürzt nebeneinander beziehen 
ſollten, und zwar ohne Unterſchied zwiſchen den Hinterbliebenen ehe⸗ 
maliger Kapitulanten und anderer Militärperſonen und ohne Rückſicht 
auf die Zeit, zu welcher der Verſtorbene in den Zivildienſt eingetreten 
war. An dem im Jahre 1895 geſchaffenen Rechtszuſtand ſollte aber 
in der hier fraglichen Richtung durch das MHG. 1907 nichts ges 
ändert werden, wie ſich der Begründung zu deſſen Entwurf in ihrem 
allgemeinen Teil und zu § 31 entnehmen läßt. Der ſoziale Fort⸗ 
ſchritt, den die Berſorgungsgeſetzgebung der Jahre 1906/07 mit ſich 
gebracht hat, beſteht auch auf dem Gebiet der Hinterbliebenenverſor⸗ 
zung nicht im Nufgeben des grundſätzlichen Ausſchluſſes der Doppel 
verſorgung für irgendeine Hinterbliebenenklaſſe, ſondern in der 
Erweiterung des Umfangs, in welchem militäriſche Verſorgung und 
Zivilpenſion nebeneinander gewährt werden. Während nach dem 
Geſetz vom 13. Juni 1895 bei den Hinterbliebenen der Unterklaſſen 
die Höchſtgrenze, bis zu welcher beide Verſorgungen nebeneinander 
gewährt wurden, durch den Betrag des höheren Verſorgungsanſpruchs 
gegeden war, beſtimmt fie ſich jetzt nach dem Betrag des Witwen⸗ 
oder Waiſengeldes, der ſich bei Berechnung der Geſamtdienſtzeit des 
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Berftorbenen als Militärzeit ergibt. Ein weiterer Unterſchied liegt 
darin, daß früher die Zivilpenſion auf das Witwen⸗ oder Waiſengeld 
angerechnet und neben dieſem nur zum etwaigen Mehrbetrag aus⸗ 
gezahlt wurde; nach dem MHG. dagegen findet das umgekehrte Vers 
fahren ſtatt, ſo daß den Hinterbliebenen jedenfalls die Zivilpenſion 
unverkürzt verbleibt. 

Die Hauptſtütze für die Anſicht, daß die Vorſchrift in 8 31 Abſ. 2 
Ziff. 1 MHG. nur auf die Hinterbliebenen ehemaliger Berufs ſoldaten 
anzuwenden ſei, bildet der darin gebrauchte Ausdruck „Wieder⸗ 
anſtellung“. Die Beweiskraft dieſes Wortes iſt aber ſchon deshalb 
gering, weil dabei jedenfalls eine ſprachliche Ungenauigkeit vorliegt. 
Der Ausdruck findet ſich ſchon in $ 30 RB. vom 81. März 1878, 
wo mit Bezug auf einen einſtweilig in den Ruheſtand verſetzten 
Keichsbeamten von deſſen „Wiederanſtellung oder Beſchäftigung im 
Reichs⸗ oder Staatsdienſt“ die Rede iſt. Er kehrt dann in ſinnes⸗ 
gleicher Verbindung wieder in der Faſſung des 8 30 nach dem Geſetz 


vom 17. Mai 1907 und iſt von hier aus in die zugleich mit dieſem 


Geſetz dem Reichstag vorgelegten und gleichzeitig mit ihm erlaffenen 
Hinterbliebenengeſetze übergegangen. Während das BHG. in 8 15 
Ziff. 2 von „einer außerhalb des Keichsdienſtes erfolgten Wieder: 
anſtellung oder Beſchäftigung“ eines penſtonierten Reichsbeamten in 
gewiſſen Stellen des Zivildienſtes ſpricht, iſt in §S 31 Abſ. 2 Ziff. 1 
MHG. von „einer Wiederanſtellung oder Beſchäftigung einer Militär⸗ 
perſon im Zivildienſt“ die Rede. Iſt es nun ſchon ſprachlich un⸗ 
genau, bei einem Reichsbeamten, der nach ſeiner Penſionierung eine 
Anſtellung im Zivildienſt außerhalb des Reichs findet, von einer 
Wiederanſtellung in dieſem Dienſt zu ſprechen, ſo trifft dies noch 
mehr zu, wenn bei einer Militärperſon, die nach ihrem Ausſcheiden 
aus dem Militärdienſt im Zivildienſt angeſtellt wird, von deren 
Wiederanſtellung im Zivildienſt die Rede iſt, und zwar auch dann, 
wenn ſie vorher im Militärdienſt angeſtellt geweſen iſt. Sowohl im 
RBG. als auch im BHG. wird das Wort „Wiederanſtellung“ von 
in den Ruheſtand verſetzten Reichsbeamten, alſo von Perſonen ge⸗ 
braucht, die, nach vorausgegangener Anſtellung im Reichsdienſt, 
abermals angeſtellt wurden. Deshalb iſt den Klägern ſoviel zuzu⸗ 
geben, daß der gleiche Ausdruck im MHG. an ſich auch nur auf 
ſolche Militärperſonen bezogen werden kann, welche vor ihrer An⸗ 
ſtellung im Zivildienſt im Militärdienſt angeſtellt geweſen waren, 
alſo auf frühere Berufsoffiziere und allenfalls auf ehemalige Kapitu⸗ 
lanten. Der Weg, auf dem der Ausdruck in das MHG. gekommen 
iſt, läßt vermuten, daß bei der Redaktion dieſes Geſetzes nicht daran 
gedacht worden iſt, daß auch den Hinterbliebenen ſolcher Zivildiener, 
die im Militärdienſt überhaupt nicht angeſtellt geweſen waren, deren 
Anſtellung als Beamte daher im Verhältnis zu jenem Dienſt keinen⸗ 
falls als „Wiederanſtellung“ bezeichnet werden kann, das Witwen⸗ 
und Waiſengeld neben einer Zivilpenſion zuſtehen kann. Jedenfalls 
nötigt der Ausdruck „Wiederanſtellung“ nicht, die ſtreitige Vorſchrift 
auf die Fälle zu beſchränken, in denen ein ehemaliger Berufsſoldat 
nach ſeinem Ausſcheiden aus dem Militärdienſt in den Zivildienſt 
eingetreten iſt. Vielmehr iſt entweder die durch das Wort „Wieder⸗ 
anſtellung“ entſtandene Lücke ſo zu ergänzen, daß auch die übrigen 
Fälle der Anſtellung im Zivildienſt inbegriffen ſind, oder es ſind 
dieſe Fälle als unter dem daneben gebrauchten Wort „Beſchäftigung“ 
mitbegriffen anzuſehen. Würde man wegen des Ausdrucks „Wieder⸗ 
anſtellung“ die Ruhensbeſtimmung des MHG. im Gegenſatz zu der⸗ 
jenigen in 8 36 Ziff. 3 MG., wo nur von „Anſtellung“ die Rede 
iſt, auf die Hinterbliebenen ehemaliger Berufsſoldaten beſchränken, ſo 
könnte es vorkommen, daß ein Beamter, der infolge einer Militärs 
dienſtbeſchädigung zunächſt penſioniert wurde, ſpäter aber an deren 
Folgen geſtorben iſt, nach Maßgabe des 8 36 Ziff. 4 MG. ſelber 
vom Bezug der Militärrente neben der Zivilpenſion gänzlich ausge⸗ 
ſchloſſen geweſen wäre, während ſeine Hinterbliebenen das Witwen⸗ 
und Waiſengeld unverkürzt neben ihrer Zivilpenſion zu beziehen 
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hätten, ein Ergebnis, das ohne Zweifel dem Willen des Geſetzes 
nicht entſpricht. 

In dieſem Zuſammenhang kann auch der Unterſchied erwähnt 
werden, der in Anſehung des Umfangs beſteht, in welchem einerſeits 
nach § 36 Ziff. 4 MVG. die Militärrente, andererſeits nach 8 31 
Abſ. 2 Ziff. 1 MHG. das Witwen und Waiſengeld neben dem 
Bezug einer Zivilpenſion ruht. Für das Ruhen der Rente iſt in 
erſter Linie maßgebend, ob Rente und Zivilpenſion zuſammen den in 
der zuletzt bekleideten Stelle erreichbaren Höchſtpenſionsbetrag über⸗ 
ſteigen. Im Gegenſatz hierzu beſtimmt ſich bei den Hinterbliebenen 
der Unterklaſſen das Ruhen des Witwen⸗ und Waiſengeldes neben 
einer Zivilpenſion danach, ob beide Verſorgungen zuſammen mehr 
betragen, als der Hinterbliebene nach den Vorſchriften des MHG. bei 
Zugrundelegung des letzten militäriſchen Dienſteinkommens des Ver⸗ 
ſtorbenen zu beziehen hätte, wenn dieſer die im Zivildienſt zugebrachte 
Zeit auch im Militärdienſt zurückgelegt hätte. Während alſo bei dem 
zugleich rentenberechtigten Penſionär die Höchſtgrenze, bis zu der die 
beiden Bezüge nebeneinander gewährt werden, ſich nach deſſen letzter 
Zivildienſtſtellung und dem darin erreichbaren Höchſt⸗ 
penſionsbetrag richtet, ſoll jene Grenze bei der Hinterbliebenen⸗ 
verſorgung nach dem letzten Militärdienſteinkommen und der 
als Militärdienſtzeit zu rechnenden Geſamtdienſtzeit des 
Verſtorbenen beſtimmt werden, derart, daß neben der Zivilpenſion 
das Witwen⸗ und Waiſengeld nur gewährt wird, wenn und ſoweit 
es auf jener Grundlage berechnet, den Betrag der Zivilpenſion über: 
ſteigt, wobei freilich nicht zu überſehen iſt, daß im Reich und wohl 
auch in den meiſten Bundesſtaaten die Zivilpenſion unter Ein⸗ 
rechnung der Zeit des aktiven Militärdienſtes berechnet wird. Immer⸗ 
hin ließe ſich geltend machen, daß die Beſtimmung der Höchſtgrenze 
nach rein militäriſchen Geſichtspunkten im MHG. zwar für die 
Hinterbliebenen von ehemaligen Berufsſoldaten ihre Berechtigung 
haben möge, daß ſie aber nicht paſſe für die Hinterbliebenen von 
Beamten, die ihren Ernährer aus Anlaß der Erfüllung ſeiner 
perſönlichen Wehrpflicht vorzeitig verloren haben, und dieſer Gedanke 
liegt um ſo näher, wenn man in der auf den erreichbaren Höchſt⸗ 
betrag der Zivilpenſion abſtellenden Begrenzung des MVG. einen 
gewiſſen Ausgleich für den Fall erblickt, daß ein Beamter infolge 
einer Militärdienſtbeſchädigung genötigt iſt, vorzeitig in den Ruhe⸗ 
ſtand zu treten. Dieſen Erwägungen ſteht jedoch entgegen, daß die 
freigebigere Regelung des MVG. nicht bloß den infolge einer Militärs 
dienſtbeſchädigung penſionierten Beamten zugute kommt, ſondern jedem 
zugleich rentenberechtigten Penſionär, nicht zuletzt auch den ehemaligen 
Kapitulanten, ja daß fie gerade mit Rückſicht auf die Militärs 
anwärter getroffen iſt. 

Die Art und Weiſe, wie in § 31 Abſ. 2 Ziff. 1 MHG. der 
Umfang des Ruhens des Witwen: und Waiſengeldes geregelt iſt, und 
die Vergleichung mit der entſprechenden Vorſchrift in § 36 Ziff. 4 
MG. kann daher nicht dazu führen, die erſtgenannte Beſtimmung 
auf die Hinterbliebenen ehemaliger Berufsſoldaten zu beſchränken. 
Überhaupt iſt der Geſetzgebung des Reichs der Gedanke, daß die 
Kapitulanten in Anſehung ihrer eigenen Verſorgung oder der Ver⸗ 
ſorgung ihrer Hinterbliebenen als Berufsſoldaten zu betrachten und 
als ſolche ungünſtiger zu behandeln ſeien als Militärperſonen, die 
lediglich bei Erfüllung der Wehrpflicht eine Dienſtbeſchädigung erleiden, 
völlig fremd. Schon dieſer grundſätzliche Standpunkt der Geſetz⸗ 
gebung, der dahin geführt hat, die Militärrentner, die ſich von vorn⸗ 
herein der Beamtenlaufbahn gewidmet, und diejenigen, welche ſich zur 
Erlangung einer Zivilſtelle des Durchgangs durch den Militärdienſt 
bedient haben, den gleichen Kürzungsvorſchriften zu unterwerfen, ver⸗ 
bietet es, in Anſehung der Hinterbliebenenbezüge eine Unterſcheidung 
zwiſchen dieſen beiden Beamtenklaſſen eintreten zu laſſen. Wenn 
endlich die Kläger auf die Unbilligkeit hinweiſen, die darin geſehen 
wird, daß den Hinterbliebenen von gefallenen Beamten die Zivil⸗ 


penſion auf das Witwen⸗ und Waiſengeld angerechnet wird, während 
bei den Hinterbliebenen, die aus einer Privatdienſtſtellung des Ver⸗ 
ſtorbenen oder aus anderen privaten Quellen eine Verſorgung be⸗ 
ziehen, keine Anrechnung ſtattfindet, ſo läßt ſich dieſe Ungleichheit der 
Behandlung, die an ſich nicht zu beſtreiten iſt, nicht zugunſten der 
Kläger verwerten. Sie macht ſich gegenüber den Hinterbliebenen 
ehemaliger Kapitulanten nicht weniger geltend, als gegenüber den 
Hinterbliebenen anderer Beamten und vermag es daher nicht zu 
rechtfertigen, bloß die letzteren mit der Anrechnung zu verſchonen. 
Übrigens zieht ſich der hervorgehobene Unterſchied durch das ganze 
ſtaatliche Verſorgunsweſen und hat ſeinen Grund darin, daß die 
Verhältniſſe bei den privaten Verſorgungsanſprüchen zu verſchieden 
liegen, als daß dieſe geſetzgeberiſch erfaßt und nach einheitlichen 
Grundſätzen zur Anrechnung gebracht werden könnten. Auch iſt es 
ein anderes, ob ein Verſorgungsberechtigter neben einer ſtaatlichen 
Verſorgung eine ſolche aus privatem Titel bezieht oder ob ihm neben 
jener mit Beziehung auf eine und dieſelbe Dienſtzeit eine zweite Ver⸗ 
ſorgung aus öffentlichen Mitteln gewährt wird. 

Aus all dem Geſagten ergibt ſich die Richtigkeit der Anſicht des 
Beklagten, daß die Ruhensbeſtimmung des § 81 Abſ. 2 Ziff. 1 MHG. 
auf die Hinterbliebenen aller im Kriege gefallener Beamten an⸗ 
zuwenden iſt, ohne Rückſicht darauf, ob es ſich dabei um ehemalige 
Kapitulanten oder um Beamte handelt, die von vornherein ihren 
Beruf im Zivildienſt geſucht haben. 

II. Iſt hiernach die Klage, ſoweit ſie das Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
geld betrifft, unbegründet, ſo kommt noch in Frage, ob die Kläger 
nicht die höhere Kriegsverſorgung zu beanſpruchen haben, wie von 
ihnen vorſorglich geltend gemacht iſt. Die Anwendbarkeit der niederen 
oder höheren Sätze der Kriegs verſorgung hängt nach §8 20, 21 MHO. 
davon ab, ob „die allgemeine Verſorgung zuſteht“ oder ob ſie „nicht 
zufteht”. Die AusfBeſt. des preuß. KM., wonach unter der all 
gemeinen Verſorgung auch die aus dem Zivildienſt des Verſtorbenen 
herrührenden Verſorgungsanſprüche zu verſtehen ſind, kommen auch 
hier nur in Betracht für den Fall, daß den Klägern die allgemeine 
Verſorgung „nicht zuſteht“. An ſich kann zweifelhaft ſein, was unter 
dem „Zuſtehen“ gemeint iſt, ob die allgemeine Verſorgung ſchon zu⸗ 
ſteht, wenn nur der Anſpruch darauf an ſich begründet iſt, gleichviel 
ob er ruht oder nicht, oder nur dann, wenn er nicht ruht, das 
Witwen⸗ oder Waiſengeld alſo tatſächlich bezogen wird. Die erſtere 
Auffaſſung entſpricht dem Geſetz, was zur Folge hat, daß den 
Klägern die allgemeine Verſorgung im Sinne des Geſetzes zuſteht 
und ſie auf die kleine Kriegsverſorgung angewieſen ſind, obwohl ihr 
Anſpruch auf das Witwen: und Waiſengeld ruht. Nach dem juriſtiſchen 
Sprachgebrauch ſteht ein an ſich begründeter Anſpruch dem Berechtigten 
nicht weniger zu, weil er, wie beim Ruhen, in feiner Wirkſamkeit 
zeitweilig gehemmt iſt. Von größerer Bedeutung iſt die Erwägung, 
daß das Recht auf den Bezug des Witwen⸗ oder Waiſengeldes auch 
bloß teilweiſe ruhen kann. Wäre die allgemeine Verſorgung, ſoweit 
das Bezugsrecht ruht, als nicht zuſtehend zu behandeln, ſo wären 
Vorſchriften darüber unerläßlich geweſen, wie es im Falle des bloß 
teilweifen Ruhens mit der Kriegsverſorgung zu halten, ob fie nach 
den höheren oder niederen Sätzen oder etwa in verhältnismäßiger 
Abſtufung zu gewähren iſt. Vor allem aber weiſt die Entſtehungs⸗ 
geſchichte der fraglichen Beſtimmungen auf die weitere Auslegung 
hin. Die Kriegsverſorgung geht für die Hinterbliebenen der Unter⸗ 
klaſſen wie für diejenigen der Offiziere zurück auf das MPG. 187) 
88 41, 42, 94-96. Eine Scheidung in große und kleine Kriegs⸗ 
verſorgung beſtand danach nicht. Dagegen war die Anrechnung einer 
den Hinterbliebenen etwa zukommenden Zivilpenſion ſowenig wie 
heute vorgeſehen. Darauf kam, was die Hinterbliebenen der Unter⸗ 
klaſſen anlangt, das Geſetz vom 13. Juni 1895, das für ſie die 
allgemeine Verſorgung einführte und in § 14 beſtimmte, daß 
ſeine Vorſchriften auf die Witwen und Waiſen der infolge 


45. Jahrgang. 


einer Kriegsdienſtbeſchädigung Verſtorbenen keine Anwendung finden. 
Nachdem ſodann durch das Geſetz vom 31. Mai 1901 die Beträge 
der Kriegsverſorgung eine Erhöhung auf die jetzigen Sätze der 
höheren Kriegsverſorgung erfahren hatten, war der Rechtszuſtand der, 
daß die Kriegshinterbliebenen der Unterklaſſen kein Witwen⸗ und 
Waiſengeld, dagegen die Kriegsverſorgung zum Betrag der jetzigen 
hoheren Sätze zu beanſpruchen hatten, ohne daß hier die Anrechnung 
einer etwaigen Zivilpenſion ſtattfand. Dieſer Rechtszuſtand wurde 
aber im Jahre 1907 geändert, und zwar in der Weiſe, daß auch 
den Kriegshinterbliebenen die — der Anrechnung unterworfene — 
allgenteine Berſorgung eingeräumt, daneben aber die Kriegsverſorgung 
nur nach ermäßigten Sätzen belaſſen wurde. Hierüber ſagt die Be⸗ 
gründung zu 5 20 des Entwurfs des MHG.: „Die Verſorgungsſätze 
entſprechen im allgemeinen denjenigen der 88 15 A und 16 des Gef. 
19801. Mit Nüdfiht darauf jedoch, daß .... den Hinterbliebenen 
der Unterklaſſen die allgemeine Verſorgung neben der Kriegsverſor⸗ 
gung zuſtehen ſoll, erſcheint es geboten, ſofern die allgemeine Ver⸗ 
ſorgung zuſteht, die Sätze .... für die Witwen der Unterklaſſen auf 
die im Paragraphen angegebenen Sätze herabzuſetzen. Denn es 
würde über das Bedürfnis hinausgehen, die erſt im Jahre 1901, 
wie allgemein anerkannt, ausreichend geregelte Verſorgung der Hinter⸗ 
dliedenen von Kriegsinvaliden jetzt ſchon wieder zu erhöhen“ (Vhdl. 
des RT. 1907 Anl. Bd. 241 S. 1932). Der Satz, „daß den Hinter⸗ 
bliebenen der Unterklaſſen die allgemeine Verſorgung neben der 
Kriegsverſorgung zuſtehen ſoll“, bringt zum Ausdruck, daß dieſen 
Kriegshinterbliebenen, im Gegenſatz zu bisher, auch der Anſpruch auf 
die allgemeine Verſorgung eingeräumt werden ſoll, wobei dann dieſer 
Anſpruch ruhen kann oder nicht. Das Wort „zuſtehen“ iſt daher 
hier in dem weiteren Sinne gebraucht, daß es auch die Fälle um⸗ 
faßt, in denen der Anſpruch ruht. Wird nun fortgefahren, daß es 
mit Nückſicht auf dieſe Anderung geboten erſcheine, die Sätze der 
ſtriegsverſorgung herabzuſetzen, falls die allgemeine Verſorgung zu⸗ 
ſteht, fo erſcheint es ausgeſchloſſen, daß hier das Wort „zuſteht“ in 
einem engeren Sinne gebraucht iſt und nur die Fälle des tatſäch⸗ 
lichen Bezugs der allgemeinen Verſorgung bezeichnen ſoll. Der Be⸗ 
dingungsſatz „falls die allgemeine Verſorgung zuſteht“ erklärt ſich 
daraus, daß es Fälle gibt, in denen die Hinterbliebenen zwar einen 
Anſpruch auf Kriegsverſorgung, nicht aber einen ſolchen auf Witwen⸗ 
und Waiſengeld haben. Dazu kommt, daß, wenn die Hinterbliebenen 
trotz Nuhens der allgemeinen Verſorgung die höhere Kriegsverſorgung 
zu beziehen hätten, die ausgeſprochene Abſicht des Geſetzes, die Ver⸗ 
ſorgung der Kriegs hinterbliebenen nicht zu erhöhen, in denjenigen 
Fällen vereitelt würde, in denen jene neben der Zivilpenſion noch 
einen Teil des Witwen⸗ und Waiſengeldes zu beziehen haben. Endlich 
iſt noch auf die unbillige Ungleichheit hinzuweiſen, die ſich ergeben 
würde, wenn die Hinterbliebenen von gefallenen Beamten, und zwar 
auch ſolche von ehemaligen Kapitulanten, neben der Zivilpenſion und 
dem etwaigen Mehrbetrag des Witwen⸗ und Waiſengeldes die große 
Kriegsverſorgung zu beanſpruchen hätten, während die Hinterbliebenen 
von Kapitulanten, die als ſolche gefallen find, neben der allgemeinen 
Berſorgung auf die kleine Kriegsverſorgung angewieſen find. Dem 
Ergebnis nach iſt daher die Ziff. 14 der Ausf.⸗Beſt. des preuß. KM. 
nicht zu beanſtanden. Wenn auch unzutreffend ſein mag, daß unter 
der „allgemeinen Berforgung” in den 88 20, 21 MHG. auch die 
Zivilhinterbliebenenverſorgungen zu verſtehen find, fo liegt doch der 
Fall, daß die allgemeine Verſorgung „zuſteht“, auch dann vor, wenn 
der Anſpruch darauf mit Nückſicht auf den Bezug einer Zivilpenſion 
ruht. Hiernach erſcheint die Klage auch inſoweit, als ſie den An⸗ 
ſpruch auf die höhere Kriegsverſorgung betrifft, als unbegründet. 
Das Ergebnis, daß die Kläger als Kriegshinterbliebene eines 
Hauptlehrers neben Zivilpenſionen von 535 und 107 & an mili⸗ 


täriſcher Verſorgung zuſammen nur 208 & jährlich anzusprechen. 


haben, iſt, wie zuzugeben, wenig befriedigend. Das Witwengeld, 
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nach dem auch das Waiſengeld berechnet wird, iſt bei den Unter⸗ 
klaſſen nicht nach dem Dienſtgrad abgeſtuft, aber der niedere Betrag 
von 300 &, der erſt nach 15 jähriger Dienſtzeit zu ſteigen beginnt⸗ 
in Verbindung mit dem Anrechnungsgrundſatz bedingt es, daß die 
Hinterbliebenen von Beamten neben ihrer Zivilpenſion regelmäßig 
nichts davon zu beziehen haben. Die Kriegsverſorgung dagegen iſt 
nach dem militäriſchen Dienſtgrad abgeſtuft, was in Verbindung 
damit, daß neben einer allgemeinen Verſorgung nur die niedereren 
Sätze gewährt werden, zur Folge hat, daß die Hinterbliebenen eines 
Beamten, der als Gemeiner gefallen iſt, ohne Rückſicht auf die 
Lebensſtellung des Verſtorbenen und die Höhe der den Hinterbliebenen 
zukommenden Penſion lediglich die den Klägern zugebilligten geringen 
Beträge als Kriegsverſorgung bezahlt erhalten. Es iſt nicht zu ver⸗ 
kennen, daß bei dieſer Regelung zahlreiche Beamtenfamilien, die den 
vorzeitigen Verluſt ihres Ernährers im Krieg zu beklagen haben, in 
Not geraten können und der Gefahr ausgeſetzt find, in tieferſtehende 
ſoziale Schichten hinabzugleiten. Allein dieſer ſozialpolitiſche Ge⸗ 
ſichtspunkt berechtigt den Richter nicht, in das Geſetz Unterſcheidungen 
hineinzutragen, die ihm nach ſeinem erkennbaren Willen fremd ſind. 
Die Klage war daher abzuweiſen. (Urteil des OLG. Stuttgart, 
1. 3S. v. 14. April 1916, U. 1/1916.) 


* 1 * 
2. Durch Beſtellung eines Vertreters gemäß BRV. 
vom 14. Januar 1915 entſtandene beſondere Koſten. 


Als in der Hauptſache unterlegener Teil hat nach 8 91 ZPO. 
der Beklagte die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen. Zu dieſen Koſten 
gehören diejenigen Koſten, die dadurch entſtanden ſind, daß der Be⸗ 
klagte in dem Rechtsſtreit durch einen Reachtsanwalt vertreten war. 
Eine andere Entſcheidung iſt auch auf Grund der vom Beklagten an⸗ 
gerufenen Vorſchrift des 8 3 der Bekanntmachung vom 14. Januar 
1915 nicht zu treffen. Zwar iſt richtig, daß dieſe Vorſchrift für 
richterliches Ermeſſen, wie es das LG. nach der Begründung feiner 
Entſcheidung anſcheinend angewendet hat, keinen Raum läßt und daß 
deshalb die genannten Koſten der Klägerin trotz ihres Obſiegs in der 
Hauptſache auferlegt werden müßten, wenn ſie beſondere Koſten wären, 
die durch die Beſtellung eines Vertreters entſtanden ſind. Dies trifft 
aber bei den ſtreitigen Koſten nicht zu. Denn unter den beſonderen, 
durch die Beſtellung eines Vertreters entſtandenen Koſten im Sinne 
des 8 3 find nur ſolche Koſten verſtanden, die durch die Beſtellung 
eines Vertreters zur Wahrnehmung der Rechte des Kriegsteilnehmers 
als ſolche und durch die von dieſem Vertreter entwickelte Tätigkeit 
entſtanden ſind, nicht auch Koſten, die dadurch entſtanden ſind, daß 
der Kriegsteilnehmer, worüber an ſeiner Stelle der zur Wahrnehmung 
ſeiner Rechte beſtellte Vertreter nach pflichtmäßigem Ermeſſen zu ent⸗ 
ſcheiden hatte, im Rechtsſtreit durch einen Rechtsanwalt vertreten 
war. Daß vorliegend zur Wahrnehmung der Rechte des Beklagten 
ein Rechtsanwalt als Vertreter beſtellt war, daß dieſer eine Ver⸗ 
tretung des Beklagten im Rechtsſtreit für angemeſſen hielt und daß 
er ſelbſt die Vertretung des Beklagten auch in dem unter Anwalts⸗ 
zwang ſtehenden Nechtsſtreit führte, ändert hieran nichts. Die gegen: 
teilige, in Rechiſprechung und Wiſſenſchaft übrigens nur vereinzelt 
vertretene Auffaſſung würde zu dem Ergebnis führen, daß der Kriegs⸗ 
teilnehmer infolge der Beſtellung eines Vertreters günſtiger geſtellt 
wäre, als wenn er ſelbſt ſeine Rechte wahrzunehmen in der Lage 
wäre. Das will aber das Geſetz nicht, ſondern nur den Schutz des 
Kriegsteilnehmers gegen ſolche Nachteile, die ihm daraus entſtehen 
könnten, daß er durch die Kriegsteilnahme an der perſönlichen Wahr⸗ 
nehmung ſeiner Rechte verhindert iſt. 

Hiernach erweiſt ſich die nach 8 99 Abſ. 2 ZPO. und beim 
Nichtzutreffen der Vorausſetzungen der Verordnung vom 9. Sep⸗ 


Zu 2. Vgl. JW. 1915 S. 850, 1083; 1916 S. 220, 611. 
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tember 1915 an ſich zuläſſige Berufung des Beklagten als uns 
begründet. Gemäß 8 97 Abſ. 1. ZPO. fallen dem Beklagten auch 
die Koſten der Berufungsinſtanz zur Laſt, deren Streitwert ſich ent⸗ 
ſprechend dem Betrag der Gebühren des Rechtsanwalts N. N. für 
die Prozeßvertretung in zweiter Wertklaſſe bemißt. Nach 8 708 
Nr. 7 ZPO. iſt das Urteil für vorläufig vollſtreckbar zu erklären. 
(Urteil des 2. 8S. des OLG. Stuttgart vom 20. Januar 1916, 


U. 494/15.) 
Mitgeteilt von Rechtsanwalt Köſtlin, Heilbronn. 


* * 
* 


3. Leiſtungsklagen find während der Geſchäftsaufſicht, 
abgeſehen von den Fällen des 5259 ZPO. unzuläſſig. 


Das Reichsgeſetz vom 8. Auguſt 1914 (RGBl. S. 343 f.) ver⸗ 
bietet in § 7 verbunden mit SS 10 und 11 dem Schuldner, der 
unter Geſchäftsaufſicht ſteht, ohne Zuſtimmung der Aufſichtsperſon 
oder des Aufſichtsrichters Geldanſprüche der am Verfahren beteiligten 
Gläubiger zu befriedigen. Die Rechtsverfolgung wegen ſolcher 
Anſprüche im Klagewege iſt daher während der Dauer der 
Geſchäftsaufſicht unzuläſſig. 

An dieſer Auffaſſung hält der erkennende Senat unter Hinweis 
auf feine Urteile vom 20. Oktober 1915 zur Sache 1 O. 162/15 
(Sächſ Arch. 1915, 494; Leipz Z. 1916 Sp. 77; DIZ. 1916 Sp. 144) 
und vom 13. Januar 1916 zur Sache 1 O. 180/15 feſt. Den hier 
gegebenen Aus führungen iſt nur noch folgendes hinzuzufügen: 

1. Die Bekanntmachung über die Geſchäftsaufſicht befaßt ſich 
mit Schuldnern, die an ſich konkursreif ſind. Denn wie für den 
Konkurs ($ 102 KO.) iſt Vorausſetzung der Geſchäftsaufſicht, daß 
der Schuldner zahlungsunfähig iſt. Die Geſchäftsaufſicht kann aber 
nur unter Hinzutritt folgender Vorausſetzungen an Stelle des Konkurſes 
bewilligt werden: 

a) Die Zahlungsunfähigkeit muß durch den Krieg hervor⸗ 

gerufen ſein. 

b) Es muß die Ausſicht begründet ſein, daß der Schuldner die 

Zahlungsunfähigkeit nach Beendigung des Krieges aus eigener 
Kraft überwindet. 

2. Hieraus und im Hinblick auf die hervorragende Bedeutung, 
welche die Erhaltung lebensfähiger Wirtſchaften (Handels⸗ und 
gewerblicher Unternehmen, Privatwirtſchaften) für den Staat hat, 
ergibt ſich als notwendiger Zweck der Geſchäftsaufſicht, die Abwendung 
des Konkurſes mit ſeinen tief einſchneidenden exiſtenzvernichtenden 
Folgen wirtſchaftlicher und ſonſtiger Art und zwar nicht bloß für 
die Dauer des Krieges, ſondern darüber hinaus bis zur Wieder⸗ 
herſtellung geordneter Friedenszuſtände zu ermöglichen. 

8. Feindliche und neutrale Staaten haben zur allgemeinen, rein 
mechaniſch wirkenden Zwangsſtundung der Gläubigerforderungen 
gegriffen. Das Deutſche Reich hat nur die Eintreibung von Ausländer⸗ 
forderungen durch die ſogenannten Gegenmoratorien und durch das 
Verbot der Zahlung an feindliche Ausländer in gewiſſer Weiſe 
beſchränkt. Bleiben im übrigen Forderungen deutſcher Gläubiger 
durch unſere Kriegsgeſetze im allgemeinen unberührt, ſo kann doch 
das unter 2 bezeichnete Ziel nicht ohne eine derartige Beſchränkung 
erreicht werden. Dabei iſt folgendes zu beachten. Ohne Geſchäfts⸗ 
aufſicht würde der Schuldner wegen Zahlungsunfähigkeit, wenn es ihm 
nicht ausnahmsweiſe gelingt, einen außergerichtlichen Vergleich mit 
ſeinen Gläubigern herbeizuführen, in aller Regel die Eröffnung des 
Konkurſes beantragen müſſen. Die Gläubiger hätten in dieſem Falle 
keine Ausſicht auf volle Befriedigung, ſie müßten ſich mit den mehr 
oder minder knappen Abſchlagszahlungen zufrieden geben, wie ſie 
nach konkursmäßiger Verſilberung der Maſſe, die meiſt verluſtreich, 
während des Krieges zu beſonders ungünſtigen Ergebniſſen führen 
würde, die Abſchlags⸗ und Schlußverteilung geſtatten. Die Ausſicht, 


nach Aufhebung des Konkurſes ibrem mehr oder minder großen 
Ausfall beizukommen, iſt erfahrungsmäßig ſehr gering. 

4. Berückſichtigt man dies, ſo iſt es offenbar kein unbilliger 
Eingriff in die Rechte des Gläubigers, wenn er vom Geſetz zur 
Geſtundung feiner Forderung an den der Rechtswohltat einer Geſchäfts⸗ 
aufſicht gewürdigten Schuldner, deſſen geſchäftliche Exiſtenz damit als 
lebensfähig feſtgeſtellt wird, gezwungen wird, dergeſtalt, daß er ſich 
ſeine Befriedigung nach Maßgabe der jeweils hierzu bereiten Mittel 
des Schuldners gefallen laſſen muß. Dies um ſo weniger, als ja das 
Geſetz eine große Zahl von Schutzmaßregeln für den Gläubiger trifft. 

5. Denn der Schuldner darf nicht mehr beliebig über ſein 
Vermögen verſügen. Zwar bleibt ihm die Geſchäftsführung in der 
Erwägung, daß er im Hinblick auf die Lebensſähigkeit feiner wirt⸗ 
ſchaftlichen Exiſtenz das allergrößte Intereſſe an ihrer Erhaltung hat 
und deshalb annehmbar ſelbſt am beſten die Geſchäfte führen wird. 
Aber er darf die vorhandenen Mittel nur zur Fortſetzung des 
Geſchäftes bei beſcheidener Lebensführung und zur Befriedigung der 
Maſſegläubiger des Aufſichtsverfahrens (8 9) verwenden. Im übrigen 
unterſagt ihm das Geſetz ſelbſtändige Verfügungen, wie die Begründung 
zu § 7 ausdrücklich hervorhebt. Zwar find die verfügbaren Mittel 
zur allmählichen und anteiligen Befriedigung ſeiner anderen Gläubiger 
zu verwenden, doch beſtimmt den Umfang und die Reihenfolge der 
Befriedigungen nach billigem Ermeſſen die Aufſichtsperſon, die für 
Erfüllung dieſer Pflicht auch den Gläubigern gegenüber verantwortlich 
iſt und ihrerſeits unter Aufſicht des Gerichts ſteht. Läßt die Aufſichts⸗ 
perſon eine unbillige Bevorzugung eines anderen Gläubigers zu und 
iſt auch durch Anrufung des Aufſichtsrichters Abhilfe nicht zu erreichen, 
ſo hat der Gläubiger neben ſeiner Forderung an den Schuldner eine 
Schuldenforderung an die Aufſichtsperſon. 

Verbotswidrige Verfügungen und ſonſt ordnungswidrige Geſchäfts⸗ 
führung haben, wenn jene auch nicht ſchlechthin nichtig ſind, doch zur 
Folge, daß dem Schuldner die Geſchäftsführung ganz entzogen, die 
Geſchäftsaufſicht aufgehoben und er damit dem Konkurſe preisgegeben 
werden kann. 


6. Bei dieſen und anderen Schutzvorſchriften durfte dem Gläubiger 
unbedenklich die Geſtundung ſeiner Forderung angeſonnen und ihm 
die Klagbefugnis für die Dauer des Aufſichtsverfahrens entzogen 
werden. Ohne die Entziehung der Befugnis zur Leiſtungsklage kann 
der Zweck der Geſchäftsaufſicht nicht erreicht werden. 

Könnte der Gläubiger wegen ſeiner Forderung die vollſtreckbare 
Verurteilung des Schuldners zur Leiſtung, und zwar entweder zur 
ſofortigen Leiſtung oder zur Leiſtung nach Aufhebung der Geſchäfts⸗ 
aufſicht erwirken, ſo würden nach der Erfahrung des täglichen Lebens, 
wenn nur erſt einmal ein Gläubiger zur Klage verſchritten iſt, bald 
andere Gläubiger nachfolgen, in der Beſorgnis, daß jener ihnen 
zuvorkommen könne, und es würde, ſobald die Vorſchrift des § 5 
Satz 2 der Zwangsvollſtreckung nicht mehr entgegenſteht, die unaus⸗ 
bleibliche Häufung der Zwangsvollſtreckung gegen den Schuldner 
notwendig den Konkurs herbeiführen, deſſen Abwendung doch der 
Zweck des Geſetzes iſt. Dies gilt auch dann, wenn an und für ſich 
jeder einzelne Gläubiger, oder doch die meiſten von ihnen, zu 
ſchonender Behandlung des Schuldners bereit ſind. Lediglich der 
unbequeme Gedanke, daß ein einzelner Gläubiger ſich weniger rückſichts⸗ 
voll durch raſches Zugreifen die volle Befriedigung zu ſichern ſucht, 
wird erfahrungsgemäß auch die anderen zu größter Rückſichtnahme an 
ſich bereiten Gläubiger fortreißen. 

7. Der Satz, daß dem Kläger für die Dauer des Aufſichts⸗ 
verfahrens die Leiſtungsklage verſagt iſt, iſt zwar nicht mit ausdrück⸗ 
lichen Worten im Geſetz enthalten, er ergibt ſich aber nicht nur aus 
dem Zwecke des Geſetzes, ſondern er iſt auch unzweideutig im Geſetze 
ſelbſt, insbeſondere in der dort geordneten Pflicht des Schuldners, 
die Leiſtung zu verweigern, zum Ausdruck gelangt. 
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Hierdurch wird nicht die Klage auf Zahlung nach Aufhebung 
des Aufſichtsverfahrens nach 8 259 ZPO. ausgeſchloſſen, wenn die 
in dieſer Vorſchrift geforderten Vorausſetzungen vorliegen. Damit 
wird dem Gläubigerintereſſe auch in den Fällen genügt, wo die in 
§ 3 Abſ. 1 angegebene Vorbedingung der Geſchäftsaufſicht nur 
wrtümlic angenommen worden iſt, oder wo ſonſt der Schuldner ſich 
des in ihn geſetzten Vertrauens unwürdig zeigt. 

Auch die Feſtſtellungsklage wird dem Gläubiger nicht zu verſagen 
ſein, wenn er von der Teilnahme an Abſchlagverteilungen deshalb 
ausgeſchloſſen wird, weil feine Forderung beſtritten wird, oder wenn 
dies notwendig iſt, um eine drohende Verjährung zu unterbrechen, 
wobei allerdings 8 202 BGB. als Hemmung der Verjährung zu 
beachten iſt. (Urteil des OLG. Dresden, 1. 3S., vom 16. März 1916, 
10. 221/15.) Mitgeteilt von Rechtsanwalt Reichenbach, Dresden. 


* * 
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4. Zu Art. 4 des Geſetzes betr. Einſchränkung von 
Verfügungen über Miet: und Pachtzins forderungen. 

Wegen Anſprüchen, die dem Kläger 1 in Höhe von 2000 & ſ. A., 
dem Kläger 2 in Höhe von 1000 & ſ. A. gegen die verehelichte K. 
quitchen, haben die Kläger durch den am 6. Mai 1915 zugeſtellten 
Pfändungs- und Überweiſungsbeſchluß des AG. zu Dresden vom 
3. Mai 1915 die Anſprüche, die der K. als Eigentümerin des Grund⸗ 
ſtücks L. ſtraße 1 in D. gegen die Mieter auf Zahlung des viertel⸗ 
jahrlich im voraus zu entrichtenden Mietzinſes zuſtehen, pfänden 
laffen. Im Juli 1915 iſt die Zwangsverwaltung des Grundſtücks 
angeordnet und der Beklagte als Zwangsverwalter beſtellt worden. 
Den für das dritte Vierteljahr 1915 fälligen Mietzins haben die 
Kläger auf Grund ihrer Pfändung gezahlt erhalten. Streit herrſcht 
zwiſchen den Parteien darüber, wer den Mietzins fürs vierte 
Vierteljahr zu beanſpruchen hat. Die Mieter haben ihn beim AG. 
Dresden hinterlegt, und zwar Frau H. und Kaufmann J. mit je 
152,50 &, Rechtsanwalt S. mit 300 & und Frau H. mit 345 &. 

Die Kläger haben beantragt, 

den Beklagten zu verurteilen, darein zu willigen, daß die bei der 
Hinterlegungskaſſe des AG. zu Dresden unter Konto Nr. 52472 
binterlegten vorbezeichneten Mietzinsbeträge an die Kläger aus⸗ 
gezahlt werden. 

Das LG. hat dieſem Antrag durch das Urteil vom 25. No⸗ 
vember 1915 entſprochen. 

Die Berufung des Beklagten führte zur Aufhebung des erſten 
Urteils und zur Abweiſung der Klage aus folgenden Gründen: 
Die als Verfügung im Sinne von $ 1124 Abſ. 2 BGB. anzuſehende 
Pfändung iſt im Mai 1915, die im Wege der Zwangsverwaltung 
bewirkte Beſchlagnahme des Grundſtücks im Juli 1915 erfolgt. Wäre 
die bisherige Beſtimmung in Abſ. 2 des § 1124 in Kraft geblieben, 
ſo würden die Kläger auf Grund ihrer Pfändung auch noch den 
Mietzins fürs vierte Vierteljahr 1915 beanſpruchen können. Da ins 
zriichen aber, und zwar am 20. Juni 1915, das Reichsgeſetz zur Ein⸗ 
ſchränkung der Verfügungen über Miet: und Pachtzins forderungen 
dom 8. Juni 1915 in Kraft getreten iſt. (Art. 6 des Geſ.), fo fragt es 
ſich, ob hierdurch die Wirkung jener Pfändung inſofern beſchränkt 
worden iſt, als die Kläger nunmehr kein Recht mehr auf den Miet⸗ 
zins fürs vierte Vierteljahr haben. 

Die Frage wird durch Art. 4 des neuen Geſetzes „nicht ganz 
einfach und nicht ganz Klar“ dahin beantwortet, daß § 1124 Abſ. 2 
BGB. bis zum Ablauf des dem Inkrafttreten des neuen Geſetzes 


Zu 4. Vgl. JW. 1915 S. 619, 955, 1051, 1052, 1164, 1461; 
1916, 521. Das Urteil bringt zu der vielerörterten Streitfrage 
keine neuen Geſichtspunkte, findet aber eine weſentliche Unterſtützung 
in den eingehenden Ausführungen Bauers in BayRpfl. 1915, 341 ff. 
zl. auch oben S. 822. 
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folgenden Kalendervierteljahrs, alſo bis zum 30. September 1915, in 
der bisherigen Faſſung maßgebend bleiben fol — vgl. Reinhard, 
Das Neichsgefek vom 8. Juni 1915 (Sonderabdruck aus Lobes 
Zentralbl. S. 27) —. Zweifelhaft bleibt hierbei, ob mit dem Ablauf 
des 30. September das neue Geſetz ſeine volle Wirkung entfalten 
oder ob für die Fälle, wo, wie hier, die Verfügung vor dem 20. Juni, 
die Beſchlagnahme nach dieſem Zeitpunkt liegt, die frühere, hinſichtlich 
der Dauer der Wirkſamkeit von Verfügungen über die Mietzinſen 
entſcheidende Beſtimmung in 8 1124 Abſ. 2 auch noch über den 
80. September hinaus bis zum 31. Dezember 1915 feine Wirkung 
äußern ſoll. 

Da der Zweifel aus dem Wortlaut des Art. 4 nicht gelöſt 
werden kann, muß in erſter Linie der Zweck des neuen Geſetzes zur 
Auslegung herangezogen werden. Dieſer iſt gerichtet auf eine mög⸗ 
lichſte Einſchränkung der Wirkſamkeit der Vorausverfügungen 
über die Mietzinſen im Intereſſe der Hypothekengläubiger. Dem 
Zweck des Geſetzes wird alſo nur die Auslegung gerecht, die mit 
dem Ablauf des 30. September die volle Wirkung des Geſetzes ein⸗ 
treten läßt. Daß eine ſolche Auslegung auch dem Willen des Geſetz⸗ 
gebers entſpricht, folgt deutlich aus der Begründung des Geſetzes. 
Wie dort auf S. 12 ausgeführt wird, würde an ſich die Anderung 
des § 1124 Abſ. 2 BGB. nach allgemeinen Grundſätzen in allen 
Fällen Anwendung finden, wo auch nur ein Teil des Tatbeſtands 
ſich unter der Geltung des neuen Rechts verwirklicht hat. Dies 
würde aber einen Eingriff in wohlerworbene Rechte inſofern bedeuten, 
als die Wirkſamkeit einer vor dem Inkrafttreten der Anderungen 
vorgenommenen Verfügung — insbeſondere einer Verpfändung oder 
Abtretung des Mietzinſes — in ſtärkerem Maße beſchränkt werden 
würde, als bei ihrer Vornahme erwartet werden konnte. In 
dieſer Beziehung — aber auch nur in dieſer — ſoll Art. 4 Vor⸗ 
ſorge treffen, indem er ſolche Verfügungen bis zum Ablauf des dem 
Inkrafttreten des Geſetzes folgenden Vierteljahrs unberührt läßt. 
Somit behält die frühere Verfügung ihre Wirkſamkeit 
für den gleichen Zeitraum, wie wenn fortdauernd das 
frühere Recht maßgebend geblieben wäre, die Beſchlag⸗ 
nahme aber ſchon zu der Zeit eingetreten wäre, wo das 
neue Recht in Kraft tritt. Der Art. 4 billigt alſo früheren 
Verfügungen über den Mietzins nur das Maß an Fortwirkung zu, 
mit dem die Beteiligten nach Lage der bisherigen Geſetzgebung unter 
allen Umſtänden als mit dem Mindeſtmaße im Zeitpunkte der 


Vornahme der Verfügung rechnen konnten. Mit anderen Worten: 


Soweit der Mietzins ſich auf das dem Inkrafttreten des Geſetzes 
folgende Kalendervierteljahr bezieht — aber auch nur inſoweit — 
ſollen für die Wirkung von Verfügungen, die vor dem Inkrafttreten 
des Geſetzes vorgenommen ſind, die bisherigen Vorſchriften maß⸗ 
gebend bleiben — zu vgl. Trendelenburg, Komm. zum Geſetz 
vom 8. Juni 1915 S. 80 flg., 82 Anm. 1 —. Nun iſt freilich, da 
das Geſetz am 20. Juni 1915, alſo im letzten halben Monat eines 
Kalendervierteljahrs, in Kraft getreten iſt, die Vorſchrift des Art. 4 
überflüſſig, weil es im Hinblick auf $ 1124 Abſ. 2 BGB. in det 
abgeänderten Faſſung auch nach dem neuen Recht an der Möglichkeir 
fehlt, die Wirkung früherer vor dem Inkrafttreten des neuen Geſetzes 
bewirkten Verfügungen vor Ablauf des 30. September 1915 zu be⸗ 
ſchränken. Das darf aber nicht dazu führen, der Beſtimmung in 
Art. 4 eine Auslegung zu geben, die dem Zwecke des Geſetzes nicht 
entſpricht und die dem Geſetzgeber fern lag. Der Entwurf des Ge⸗ 
ſetzes hatte mit dem in Art. 6 beſtimmten Zeitpunkt des Inkraft⸗ 
tretens nicht gerechnet, dort war das Datum offengeblieben. Die 
Tatſache, daß der Art. 4 nicht als überflüſſig geſtrichen worden iſt, 
nachdem man ſich in der Reichstagskommiſſion über den 20. Juni 
1915 als Zeitpunkt des Inkrafttretens verſtändigt hatte, zwingt 
nicht zu der dem Zwecke und der amtlichen Begründung des Geſetzes 
zuwiderlaufenden, durch den Wortlaut des Art. 4 nicht unbedingt 
110 
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gebotenen Auslegung dieſer Vorſchrift dahin, daß vor dem Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes vorgenommene Verfügungen auch noch über das 
dem Inkrafttreten folgende Kalendervierteljahr hinaus nach den bis⸗ 
herigen Vorſchriften wirkſam bleiben ſollen, wenn nur das für die 
Fortwirkung maßgebende Ereignis innerhalb dieſes Kalenderviertel⸗ 
jahrs eintritt. 

Einen anderen Grund aber kann die gegenteilige Anſicht nicht 
geltend machen als den, daß bei der hier — im Anſchluß an Tren⸗ 
delenburg, a. a. O. S. 82 ff.; Hirſch in JW. 1915, 955 — vers 
tretenen Auslegung der Art. 4 nichts anderes beſtimmen würde, als 
was nach dem neuen Geſetz ohnehin Rechtens wäre — zu vgl. Reins 
hard, a. a. DO. S. 28; Kretzſchmar, BayzZ. 11, 225; Hallbauer, 
JW. 1915, 1161; Stillſchweig, JW. 1915, 623 —. Das OLG. 
gelangt nach alledem, im Gegenſatz zum LG., zu dem Ergebnis, daß 
die im Mai 1915 bewirkte Mietzinspfändung gegenüber der im Juli 
1915 angeordneten Zwangsverwaltung des Grundſtücks keine Wirkung 
über den 30. September 1915 hinaus äußern konnte, ſo daß die 
fürs vierte Vierteljahr 1915 fälligen Mieten nicht mehr von der 
Pfändung ergriffen werden, ſondern der Beſchlagnahme des Zwangs⸗ 
verwalters unterliegen. (Urteil des OLG. Dresden, 7. ZS., 10. Mai 
1916, 7 O. 19/16.) Mitgeteilt von 

Oberlandesgerichtsrat Dr. Warneyer, Dresden. 


* * 
* 


5. Zurückbehaltungsrecht eines Deutſchen an Waren, 
an denen ein Engländer das Verfolgungsrecht geltend 
macht, wenn der Konkurs in Braſilien ſtattfindet. 


Die Klägerin (DOG. in Hamburg) macht an Waren der 
Firma Schl. & Co. in Rio ein Zurückbehaltungsrecht geltend. Ob 
fie ein ſolches Recht trotz der Beſtimmung des 5 869 Abſ. 2 HGB. 
dem Dritten entgegenhalten kann, mag zunächſt dahingeſtellt bleiben. 
Jedenfalls iſt gegenüber dem Eigentumsanſpruch der Beklagten (ein 
Kaufmann in England) ihre Verteidigung dahin, daß ihre Schuld⸗ 
nerin, die Firma Schl. & Co., Eigentümerin der zurückbehaltenen 
Waren ſei, erheblich. Die Klägerin behauptet, daß der Eigentums⸗ 
erwerb nach Mitte Oktober 1913 dadurch vollzogen worden ſei, daß 
die Beklagte ihr gemäß Anweiſung der Käuferin die Waren in Ham⸗ 
burg für Rechnung der letztgenannten ausgeliefert habe. Danach 
kommt für die Frage des Eigentumsüberganges das deutſche Recht 
zur Anwendung (vgl. Zitelmann, Internationales Privatrecht, Bd. II 
S. 801, 339, 341, 355). 

Es kann nicht wohl bezweifelt werden, daß die Beklagte durch 
anweiſungsgemäße Überſendung der verkauften Waren an den Ver⸗ 
treter der Käuferin beabſichtigte, dieſer das Eigentum zu übertragen. 
Andererſeits geht aus der Sachlage nicht minder klar hervor, daß 
die Klägerin mit Empfangnahme dieſer ihr von der Käuferin auf⸗ 
gegebenen Waren den Willen und die Ermächtigung gehabt hat, für 
ihre Auftraggeberin das Eigentum zu erwerben. Da ſodann tat⸗ 
ſächlich die Übergabe der Waren an die Klägerin ſtattgefunden hat, 
erſcheint damit der Eigentumserwerb für Sch. & Co. vollzogen. Würde 
übrigens engliſches und nicht deutſches Recht zur Anwendung zu 
kommen haben, ſo wäre das Ergebnis für die Beklagte auf keinen 
Fall günſtiger. Im Gegenteil: es könnte in Frage kommen, ob nicht 
der Eigentumsübergang im vorliegenden Falle ſchon mit Übergabe der 
Waren an den Frachtführer bewirkt ſein würde (vgl. Borchardt⸗Kohler, 
Handelsgeſ. d. Erdballs, Großbrit., Abt. 1 S. 254, Abt. II S. 194). 


Zu 5. Die Ertſcheidung iſt namentlich wegen der prinzipiellen 
Ausführungen über die Behandlung der Ausländer wichtig. Sie 
ſtehen im Einklang mit den von der deutſchen Nechtſprechung — auch 
während des Krieges und auch gegenüber den Angehörigen feindlicher 
Nationen — ſtändig ausgeſprochenen Grundſätzen. — Vgl. RG. 85, 
374; JW. 1915, 145. 


Dagegen wird die Frage, ob die Beklagte zur Anfechtung der 
Eigentumsübertragung wegen Irrtums oder argliſtiger Täuſchung 
berechtigt iſt, nach engliſchem Rechte zu beurteilen ſein. In Betracht 
kommt das Recht des Ortes, an dem die Verpflichtung, welche durch 
die Anfechtung beſeitigt werden ſoll, zu erſüllen iſt (vgl. RG. 78, 59). 

Die Beklagte hatte aber in ihrer Niederlaſſung zu erfüllen. Ihre 
Leiſtung war mit Abſendung der verkauften Ware an die ihr vom 
Käufer aufgegebene Adreſſe vollſtändig bewirkt. Für die richtige 
Ankunft am Beſtimmungsorte war ſie, ſofern ſie ihre Verſendungs⸗ 
pflicht nicht verletzte, nicht verantwortlich. Maßgeblich iſt danach das 
in England geltende Recht. 

Die Beklagte hat ihren Standpunkt im Berufungsgericht auch auf 
das Verfolgungsrecht gegründet. Auch hier iſt zu prüfen, welches 
Recht zur Anwendung zu gelangen hat. Die Frage iſt bekanntlich 
überaus ſtreitig (vgl. Jaeger, KO. 8 44 Anm. 33; RG. 41, 335). 

Im vorliegenden Falle kämen das deutſche Recht als Recht des 
Ortes, wo die Ware erfaßt worden iſt, das braſilianiſche Recht als 
Recht des Beſtimmungsortes und Wohnſitzes des notleidenden Käufers, 
und endlich das engliſche Recht als Recht des Abſenders oder Kauf⸗ 
abſchluſſes in Betracht. 

Das deutſche Recht kennt fett Einführung des BGB. nur ein 
Verfolgungsrecht im deutſchen Konkurſe (KO. 8 44). Eine entſprechende 
Anwendung auf Auslandskonkurſe erſcheint nicht angängig (vgl. OLG. 
Hamburg in HanfGB. Hptbl. 1889 Nr. 13). Konkursrechtliche Vor⸗ 
ſchriften ſind ihrer Natur nach auf das eigene Gebiet beſchränkt, ſog. 
Territorialprinzip. Mag es ſelbſt richtig ſein, daß der Geſetzgeber, 
welcher für das Deutſche Reich zuungunſten der Maſſe gewiſſe Aus⸗ 
nahmen zuläßt, kein Intereſſe daran hat, dieſe Ausnahme zuungunſten 
ausländiſcher Maſſen abzuſchneiden, ſo folgt doch daraus nicht, daß 
die deutſche Regelung auch für den Auslandskonkurs maßgeblich ſein 
muß. Eine entſprechende Anwendung deutſchen Rechts verbietet ſich 
aber völlig, wenn der im Auslande wohnhafte Schuldner überhaupt 
nicht in Konkurs geraten, ſondern nur zahlungsunfähig geworden iſt. 
In einem ſolchen Falle hat auch das RG. bereits feine Auffaſſung 
dahin ausgeſprochen, daß deutſches Recht nicht in Betracht kommen 
könne (vgl. RG. 41, 335). 

Mit überzeugenden Gründen hat nun aber das RG. in der eben 
angezogenen Entſcheidung ausgeführt, daß dem Abſender die Berufung 
auf das Verfolgungsrecht jedenfalls dann nicht zu verſagen iſt, wenn 
am Orte der Niederlaſſung des Schuldners oder am Beſtimmungsorte 
ein derartiges Recht anerkannt wird. Danach käme grundſätzlich das 
braſilianiſche Recht entſcheidend in Betracht. 

Nun unterſcheidet ſich allerdings der hier vorliegende Streitfall 
in zwei Punkten von dem durch das RG. entſchiedenen. Dort war 
der das Verfolgungsrecht Geltendmachende ein Deutſcher, hier iſt er 
ein Ausländer. Das Berufungsgericht iſt aber der Anſicht, daß hier⸗ 
durch kein Unterſchied in der Beurteilung geſchaſſen wird. Inländer 
und Ausländer müſſen für eine unparteiliche Recht⸗ 
ſprechung gleich behandelt werden, ſoweit nicht durch das 
Geſetz eine ſolche Gleichbehandlung ausdrücklich aus⸗— 
geſchloſſen wird. Auch die Erfahrung, daß im Auslande 
die Rechtsanwendung häufig den Ausländer dem In⸗ 
länder nachſtellt, darf nicht zu einer Abweichung von 
dem oben gekennzeichneten Grundſatze führen. 

Ein weiterer Unterſchied beſteht zwiſchen beiden Rechtsfällen 
inſoweit, als dort dem ſein Verfolgungsrecht geltend machenden Ab⸗ 
ſender nicht der dritte Inhaber der ausgelieferten Ware gegenüber⸗ 
ſtand, ſondern ein Gläubiger des Schuldners, der den Herausgabe⸗ 
anſpruch des Schuldners gepfändet hatte. Der Beklagte wehrte ſich 
alſo aus dem Rechte des Schuldners, er machte deſſen Rechte geltend. 
In dem hier zu behandelnden Falle ſtützt ſich der Verfolgungsgegner 
auf eigene Rechte, welche zu dem des Schuldners in Widerſpruch 
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treten. Es fragt ſich daher, ob ſich nicht in ſolchem Falle der Ber: 
folgungsgegner auf dasjenige Recht berufen kann, welches für feinen 
Rechtserwerb maßgeblich iſt, und ob dieſem Rechte das Verfolgungs⸗ 
recht gegebenen Falles zu weichen hat. Für das Zurückbehaltungs⸗ 
recht der Klägerin würde in dieſem Sinne das deutſche Recht maß⸗ 
geblich ſein, welches das Zurückbehaltungsrecht im Rahmen der 
83 273 B., 369 HGB. einräumt, ein Verfolgungsrecht aber, 
abgeſehen vom Falle des 8 44 KO., überhaupt nicht kennt. 

Das Berufungsgericht glaubt die Frage dahin entſcheiden zu 
ſollen, daß die Art der geltend gemachten Gegenrechte den Ausſchlag 
zu geben hat. Behauptet der Inhaber, unabhängig von dem zwiſchen 
Abſender und Schuldner abgeſchloſſenen Kaufvertrage gutgläubig 
Eigentum erworben zu haben, ſo fehlt jeder Anlaß, ſeine Intereſſen 
denjenigen eines fremden Abſenders, mit dem er nichts zu tun hat, 
nach uſtellen. Die gleiche Erwägung trifft aber nicht zu, wenn der 
Inhaber die Waren, auf welche er ſeine Hand legt, nur für Rechnung 
des notleidenden Käufers und gerade auf Grund oder doch im Anlaß 
des Kaufgeſchäftes erlangt hat, in welchem das Verfolgungsrecht 
wurzelt. Er macht ſich in einem ſolchen Falle — rein gegenſtändlich 
geſprochen — auf Koſten des Verkäufers eine Sachlage nutzbar, die 
er gerade dieſem Verkäufer zu verdanken hat. Es erſcheint daher 
nicht unbillig, hier den dritten Inhaber dem Abſender nachzuſtellen. 
Es kommt ſomit tatſächlich darauf an, ob das braſilianiſche Recht 
der Bellagten Rechte gegen die Klägerin verleiht. 

Dahingeſtellt bleiben kann die weitere Frage, ob dem Abſender 
gefiattet iſt, ſich gleichzeitig auf das Recht des Kaufabſchluſſes zu 
berufen, und zwar naturgemäß dann, wenn dieſes ihm günſtiger iſt. 
Im vorliegenden Falle würde es ſich noch um das engliſche Recht 
handeln. Allein, würde dieſes zugrunde gelegt, ſo müßte die Beklagte 
inſoweit für ſachfällig gelten. Das engliſche Verfolgungsrecht hört 
mit der Beendigung des ſogenannten Tranſitus auf. Eine ſolche 
Beendigung iſt aber eingetreten. Die Klägerin hat über die Waren 
als Vertreterin der Käuferin verfügt (vgl. Borchardt⸗Kohler a. a. O. 
Abt. 1 S. 271 ff.; II S. 201). Sie iſt keineswegs deren bloße Spe⸗ 
diteurin geweſen. 

Hervorzuheben iſt, daß die Klägerin die ihr überſandten Waren 
auch ſelbſtändig nach eigenem Ermeſſen durch weitere Einkäufe zu 
vervollſtändigen hatte. Das iſt eine Tätigkeit, welche einen kundigen 
Warenkaufmann erfordert und vom Spediteur nicht geleiſtet wird. 
Übrigens hat auch die Klägerin ohne Widerſpruch der Beklagten be⸗ 
tont, daß ſie nur Warengeſchäfte und überhaupt keine Spedition be⸗ 
treibe. (Urteil des OLG. Hamburg, 6. 3S., vom 15. April 1916, 
Bf. VI 395/15.) 

Mitgeteilt von Senatspräſident Dr. Mittelſtein, Hamburg. 


6. Kann der einem Rechtsanwalt nach $ 25 NAD. be: 
ſtellte Vertreter, der an einem anderen Orte als der 
vertretene Anwalt wohnt, Reiſekoſten für die Fahrten zu 
den am Wohnſitz des vertretenen Anwalts ſtattfindenden 
Terminen in Anſatz bringen? 


Mit Recht hat das LG. durch den angefochtenen Beſchluß die 
vom beſtellten Vertreter des Prozeßbevollmächtigten des Klägers in 


Zu 6. Es kommt ſeit Beginn des Krieges häufig vor, daß den 
Kechtsanwälten — namentlich Amtsgerichtsanwälten — Generals 
ſubſtituten beſtellt werden müſſen, die nicht am Gerichtsſitze wohnen 
(val. meinen Aufſatz in JW. 1914, 1074). Die Entſcheidung des 
Or. Dresden iſt alſo grundſätzlich wichtig. Für zutreffend halte 
ich ſie nicht. 

Die in dem Beſchluß angeführten Stellen betreffen und bejaben 
die Frage, ob der Rechtsanwalt auch für Handlungen, die ein nicht 
dem Anwaltſtande angehöriger Generalſubſtitut für ihn vorgenommen 
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Anſatz gebrachten Reiſekoſten als nicht erſtattungsfähig geſtrichen, 
weil es an einem Rechtsgrund für einen Anſpruch auf ſolche Reife: 


koſten auf ſeiten des Prozeßbevollmächtigten des Klägers gegenüber 
dieſem fehlt. 

Der die Partei vertretende Rechtsanwalt iſt nur berechtigt, für 
die von ſeinem beſtellten Vertreter beſorgten Rechtsangelegenheiten 
die Bezahlung derjenigen Gebühren und Auslagen zu verlangen, 
die der nach § 25 NAD. vertretene Anwalt bei eigener Vertretung 
der Sache zu fordern berechtigt ſein würde (zu vgl. Bericht der 
11. Kommiſſion über den Entwurf einer RAO. S. 26; Friedländer, 
Komm. zur RAD. S. 72 § 25 III E 2 Anm. 81). 

Da nun der Prozeßbevollmächtigte des Klägers, Rechtsanwalt 
Dr. D. in A., bei eigener Vertretung der beim AG. zu A. anhängigen 
Sache Reiſekoſten nicht hätte berechnen können, ſo darf er auch nicht 


hat, Gebühren und Auslagen ſo verlangen kann, als ob eine anwalt⸗ 
ſchaftliche Tätigkeit vorläge, d. h. nach Maßgabe der Gebühren⸗ 
ordnungen für Rechtsanwälte. Vgl. die authentiſche Feſtſtellung in 
der Reichstagskommiſſion, deren genauer Wortlaut jedoch nicht in 
dem Kommiſſions bericht, ſondern in den Kommiſſionsprotokollen 
(bei Siegeth, RAO. Anhang S. 40/41) zu finden iſt. Die Feſtſtellung 
lautet dahin, 
„daß die in dem vom Abg. Eyſoldt vorgeſchlagenen § 21 b 
(Nr. 14 sub d) enthaltenen Beſtimmungen, nach welchen 
einmal ein Rechtsanwalt für die von ſeinem rechtskundigen 
Vertreter beſorgten Rechtsangelegenheiten aller Art die Be: 
zahlung derſelben Gebühren, welche der Rechtsanwalt bei 
eigener Vertretung der Sache zu fordern berechtigt ſein würde, 
ſowie die Erſtattung der durch die Vertretung der Rechts⸗ 
angelegenheit an ſich notwendig gewordenen Auslagen zu 
fordern berechtigt ſein ſoll, und das andere Mal auf die in 
einer ſolchen Stellvertretung eines Rechtsanwalts entſtehenden 
Gebühren und Auslagen die in § 87 Abſ. 2 ZPO. aufgeſtellten 
Grundſätze Anwendung finden ſollen, mit Einführung der 
Reichsjuſtizgeſetze im Deutſchen Reiche, ohne daß es deshalb 
einer beſonderen Vorſchrift bedarf, Platz greifen und geltendes 
Recht werden“. 

Vgl. ferner die Entſcheidung der Ver Z S. in RGZ. 21, 349. 

In dem vom OLG. Dresden entſchiedenen Falle aber handelt 
es ſich um etwas ganz anderes, nämlich darum, ob der auswärts 
wohnende Generalſubſtitut — mag er Anwalt ſein oder nicht — 
Reiſekoſten berechnen könne, die nicht erwachſen wären, wenn der am 
Gerichtsorte wohnende Anwalt ſelbſt als Prozeßbevollmächtigter tätig 
geworden wäre. Dieſe Frage entſcheidet ſich für die bei einem 
Kollegialgerichte zugelaſſenen Anwälte nach 8 18 Abſ. 5 RAO. 
Die Beſtellung eines Generalſubſtituten gleicht in vieler Beziehung 
der Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft bei dem Gerichte, bei welchem 
der Vertretene zugelaſſen iſt. Sie kann in prozeſſualer Beziehung 
geradezu als Zulaſſung im weiteren Sinne bezeichnet werden; die 
nähere Begründung hierfür findet ſich in der Plenarentſcheidung des 
RG. vom 9. Juli 1883 in JW. 1883, 209. Der Fall, daß ein 
Generalſubſtitut nicht am Orte des Prozeßgerichts ſeinen Wohnſitz 
hat, iſt alſo analog dem Fall, daß der Anwalt ſelbſt ausnahmsweiſe 
(3. B. nach 5 9 NAD.) nicht an dem Orte des Gerichts feiner Zu⸗ 
laſſung wohnt. § 18 Abſ. 5 NAD. findet daher Anwendung, d. h. 
die Mehrkoſten, welche durch das Wohnen außerhalb des Gerichtsortes 
entſtehen, ſind nicht erſtattungsfähig. Die gleiche Beſtimmung trifft 
§ 87 RAD. für Armenſachen im Parteiprozeß. Im übrigen findet 
aber der Grundfatz des § 18 Abſ. 5, deſſen Unbilligkeit in den 
Fällen, in denen die Partei genötigt iſt, ſich eines auswärtigen 
Anwalts zu bedienen, außer Zweifel ſteht (vgl. Friedländer, RO. 
§ 18 Anm. 23), auf den Amtsgerichtsprozeß keine Anwendung. Hier 
gilt vielmehr die Beſtimmung des § 91 Abſ. 2 ZPO., wonach 
hinſichtlich der Reiſekoſten eines auswärtigen Anwalts im einzelnen 
Falle zu prüfen iſt, ob die Zuziehung zur zweckentſprechenden Rechts⸗ 
verfolgung oder Rechtsverteidigung notwendig war. Der Fall, daß 
ein beim AG. zugelaſſener Rechtsanwalt nicht am Orte des Gerichts 
wohnt, kann nur nach § 18 Abſ. 3 RAD. vorkommen. Die Rechts⸗ 
lage iſt aber nach dem oben Geſagten analog, wenn der General⸗ 
ſubſtitut eines am Gerichtsorte wohnenden Amtsgerichtsanwalts aus⸗ 
wärts feinen Wohnſitz hat. Dies iſt der Fall, den das OLG. Dresden 
zu entſcheiden hatte. Es mußte daher Prüfung nach § 91 Abſ. 2 
Satz 1 3] O. erfolgen. 

Rechtsanwalt Dr. M. Friedländer, München. 
110 * 
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aus dem Grunde, weil ſein in O. wohnender Vertreter zur Wahr⸗ 
nehmung der Termine von O. nach A. reifen mußte, Reifeloften in 
Anſatz bringen. (Beſchluß des OLG. Dresden, 7. 3S. vom 3. Mai 
1916, 7 C. 119/16.) 

Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Dr. Warneyer, Dresden. 


* * 
* 


7. Erſtattungsfähigkeit der durch Zuziehung eines 
Patentanwalts entſtandenen Koften.!) 


A. 1. Es iſt dem LG. darin beizutreten, daß die Zuziehung 
eines Patentanwaltes als zur zweckentſprechenden Rechtsverteidigung 
notwendig erachtet iſt. Die feſtgeſetzte Vergütung von 200 & iſt 
auch nicht zu hoch. Die Gebühr des Rechtsanwaltes beträgt ohne 
den Pauſchſatz für die Herſtellung des Schreibwerkes und den Erſatz 
der Poſtgebühren 156 &. Dieſe Gebühr wird fällig ohne Rückſicht 
auf die Anzahl der vom Anwalt wahrzunehmenden Termine und ihre 
ſchriftſätzliche Vorbereitung. Der von der Beklagten zu 1 zugezogene 
Patentanwalt hat eine techniſch beratende und vorbereitende Tätig⸗ 
keit geübt zur Unterſtützung des Rechtsanwaltes, dem erſchöpfendes 
Wiſſen der Technik nicht zuzumuten iſt, und der in der Hauptſache 
nur das ihm gebrachte techniſche Material für die Zwecke des Rechts⸗ 
ſtreites juriſtiſch verarbeiten kann. 

2. Die mit 151 & feſtgeſetzten Speſen des Ingenieurs P. 
werden ebenfalls als erſtattungsfähig erachtet. P. iſt der Ingenieur 
der Beklagten und als ſolcher, alſo als Vertreter der Partei, und 
zwar als techniſcher, in den Terminen erſchienen. Die Erſtattungs⸗ 
fähigkeit der Koſten der techniſch gebildeten Partei oder ihres tech⸗ 
niſchen Vertreters iſt im vorliegenden Falle nicht ausgeſchloſſen, weil 
von ihrer Mitwirkung eine ſachlich erſchöpfende Einwirkung auf die 
Art und Weiſe der Erledigung der techniſchen Fragen und die Ver⸗ 
meidung einer etwaigen Vertagung infolge Unkenntnis des Rechts⸗ 
anwaltes in den neu auftauchenden techniſchen Fragen zu erwarten 
geweſen iſt. Unter dieſer Vorausſetzung kann gegebenenfalls auch 
einmal die Zuziehung eines „Profeſſors oder einer ſonſtigen Kapa⸗ 
zität“ erforderlich fein. (Beſchluß des KG., 10. 35. vom 1. März 
1916, W. 313, 16/101.) I Mitt Pat A. 1916, 46.) 


B. „Dem LG. iſt darin beizutreten, daß die Zuziehung eines 
Sachverſtändigen durch den Beklagten zwecks Unterrichts des Anwalts 
zur zweckentſprechenden Rechtsverteidigung notwendig war. Zwar 
würde der Beklagte als Fabrikant der durch ſein Gebrauchsmuſter 
geſchützten Vorrichtung wohl ſelbſt in der Lage geweſen ſein, dem 
Anwalte die rein äußerlichen techniſchen Unterſchiede zwiſchen ſeinem 
Gebrauchsmuſter und den ihm von der Klägerin entgegengehaltenen 
älteren Gebrauchsmuſtern auseinanderzuſetzen. Dagegen bot die Be⸗ 
antwortung der für den Prozeßausgang entſcheidenden Frage, ob das 
Gebrauchsmuſter des Beklagten auch neu und ſchutzwürdig war, 
techniſche und auch juriſtiſche Schwierigkeiten, denen ein Fabrikant nicht 
ohne weiteres gewachſen iſt. Der Beklagte war zudem der an⸗ 
gegriffene Teil; er hatte damit zu rechnen, daß die Behauptung der 
Klägerin, ſein Gebrauchsmuſter ſei nicht eintragungsfähig geweſen, 
nicht aus der Luft gegriffen war. Es muß deshalb als zweck⸗ 
entſprechend bezeichnet werden, wenn er zur Vorbereitung ſeiner Ver⸗ 
teidigung die Frage der Eintragungsfähigkeit ſeines Gebrauchsmuſters 
durch einen Sachverſtändigen nachprüfen und ferner den Anwalt 
durch dieſen Sachverſtändigen belehren ließ. 

Das LG. hat daher mit Recht die Koſten der Reifen des Sach⸗ 
verſtändigen zum Anwalte des Beklagten als erſtattungsſähig an⸗ 
erkannt. Auch iſt die von ihm vorgenommene Herabſetzung dieſer 


1) Vgl. auch JW. 1916, 613. 
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Koſten berechtigt, da der feſtgeſetzte Betrag eine durchaus angemeſſene 
Entſchädigung des Sachverſtändigen für feinen mit den Reifen ver⸗ 
knüpften Aufwand an Zeit und Geld darſtellt. Inſoweit iſt alſo der 
Beklagte durch die Entſcheidung des LG. nicht beſchwert. Das LG. 
hat aber nicht berückſichtigt, daß der Sachverſtändige, ehe er den 
Anwalt ſachgemäß unterrichten konnte, durch eingehende Bearbeitung 
des Streitſtoffes ſich hierauf vorzubereiten hatte. Der Sachverſtändige 
hat für dieſe Tätigkeit dem Beklagten als „Vertretungsgebühr“ und 
„Pauſchale“ insgeſamt 217,50 & in Rechnung geſetzt. Er war aber 
nicht Prozeßvertreter des Beklagten und kann daher auch nicht eine 
Gebühr und Pauſchale als Vertreter, ſondern nur eine angemeſſene 
Vergütung für ſeine wirkliche Arbeitsleiſtung ſowie den Erſatz der 
tatſächlich ihm durch Schreibgebühren und Porto entſtandenen Aus⸗ 
lagen fordern. Jedenfalls ſind nur dieſe angemeſſene Vergütung und 
dieſe tatſächlichen Auslagen erſtattungs fähig. Bei Berechnung der 
Vergütung für jenen Arbeitsaufwand kommt in Betracht, daß die 
Abgrenzung der Tragweite der verſchiedenen in Betracht kommenden 
Gebrauchsmuſter nicht unerhebliche Schwierigkeiten bot, und daß 
ferner der Sachverſtändige zur Veranſchaulichung der Unterſchiede in 
den Wirkungen der durch die verſchiedenen Gebrauchsmuſter geſchützten 
Vorrichtungen vergleichende Zeichnungen entwerfen mußte.“ (Be⸗ 
ſchluß des OLG. Düſſeldorf vom 21. Juli 1915, 2 W. 51/15.) 
Mitgeteilt von Gerichtsaſſeſſor Kölle, Eßlingen a. N. 


b) Strafſachen. 


Auslegung des 8 149 Genoſſenſchaftsgeſetz. 

Der Angeklagte hat für den Konſum⸗, Bau⸗ und Sparverein 
„Produktion“, eingetragene Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht, 
als deren Vorſtandsmitglied im Dezember 1914 aus flüffigen Mitteln 
10 Aktien zu je 1000 & der „Volksſürſorge“, Gewerkſchaftlich⸗ 
genoſſenſchaftliche Verſicherungsaktiengeſellſchaft, erworben. Er iſt 
deswegen [nach Selbſtanzeige! gemäß $ 149 des Reichsgeſetzes bes 
treffend die Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften vom Schöffen⸗ 
gericht und LG. Hamburg in [3 &] Strafe genommen. 

Auch der Revifion muß der Erfolg verſagt bleiben. 

8 149 des angeführten Geſetzes bedroht mit Strafe Handlungen 
von Vorſtandsmitgliedern, welche auf andere als die in § 1 verwähnten 
geſchäftlichen Zwecke einer Genoſſenſchaft gerichtet find. Nach 8 1 
dürfen aber nur ſolche Zwecke verfolgt werden, welche auf die 
Förderung des Erwerbes oder der Wirtſchaft der Mitglieder gerichtet 
ſind. Danach ſind zunächſt nicht auch ſolche Handlungen ſtrafbar, 
welche zwar dieſen Erforderniſſen entſprechen, aber dem Gegenſtande 
nach nicht unter die Satzungen der betreffenden Genoſſenſchaft fallen. 
Durch bloße Abweichung von der Satzungsvorſchrift wird kein 
öffentliches Intereſſe verletzt, und die Strafvorſchrifr des § 149 will 
naturgemäß nur die Verletzung des öffentlichen Intereſſes vereiteln. 
Es bedarf ſomit keiner Prüfung, ob die Beteiligung der „Produktion“ 
an der „Volksfürſorge“ den Satzungen dieſer Genoſſenſchaft zuwider⸗ 
läuft. Zu erörtern iſt lediglich, ob dieſe Beteiligung den in § 1 des 
Geſetzes gekennzeichneten Zwecken dient. 

Es handelt ſich im vorliegenden Falle um eine Anlage flüffiger 
Mittel der Genoſſenſchaft. Der Angeklagte irrt aber, wenn er 
vermeint, daß dieſe Tatſache allein die Anwendbarkeit des § 149 
ausſchließt. Auch eine Kapitalsanlage kann Zwecken dienen, deren 
Verfolgung der Genoſſenſchaft unterſagt iſt. Nur ſolche Kapitals⸗ 
anlagen, welche gleichſam geſchäftlich farblos ſind, d. h. nichts anderes 
als eine gewinnbringende Verwertung ſonſt brachliegender Gelder 
bezwecken, ſind ohne weiteres einwandfrei. In ſolchem Falle wird 
es nicht darauf ankommen, ob das Unternehmen, an dem ſich die 
Genoſſenſchaft durch Aktienerwerb „beteiligt“, Zwecke verfolgt, die zu 
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den in 8 1 des Geſetzes genannten gehören. Ein Reebereibetrieb 
3.8. fällt ſchwerlich unter die geſchäftlichen Aufgaben einer Genoſſenſchaft, 
und doch wird nichts im Wege ſtehen, wenn eine Genoſſenſchaft 
üßerfchüffige Kapitalien in Aktien oder Schuldverſchreibungen einer 
Schiffahrtsgeſellſchaft anlegt. Es ſteht eben in einem ſolchen Falle 
nicht die Förderung des Schiffahrtsunternehmens, ſondern die Mehrung 
des eigenen Vermögens und damit die Förderung der eigenen 
Genoſſenſchaft in Frage. 

Eine derartige Kapitalanlage hat nun aber der Angeklagte nach 
den für das Reviſionsgericht maßgeblichen tatſächlichen Feſtſtellungen 
des angefochtenen Urteils nicht vorgenommen. Er hat vielmehr 
ſeine Genoſſenſchaft an der alle Arten der kleinen Lebensverſicherung 
(Bolksverſicherung) betreibenden „Volksfürſorge“ beteiligt. Dieſe 
beſondere Beteiligung iſt aus der Entſtehungsgeſchichte der „Volks⸗ 
fürſorge“, ihren Verhandlungen über Beteiligung der Genoſſenſchaften 
als Aktionäre und dem Inhalte der Satzungen einwandfrei entnommen 
worden. Die hierauf bezüglichen Ausführungen des Vorderrichters 
werden auch von der Reviſion nicht angegriffen. Angefochten wird 
nur die Anſicht der Strafkammer, daß eine derartige Beteiligung 
gegen SS 149, 1 des Geſetzes verſtößt. 

Die Strafkammer iſt der Auffaſſung, daß gemäß § 149 des 
Geſetzes in Verbindung mit $ 1 auch ſolche Handlungen ſtraffällig ſeien, 
welche auf die Zweckerreichung nicht vermittels gemeinſchaftlichen 
Geſchäftsberiebes gerichtet ſind. Dem vermag der Strafſenat 
nicht beizutreten. Zweck und Mittel zur Erreichung des Zwecks ſind 
nicht dasſelbe. Da in § 149 nur die Zwecke erwähnt find, erſcheint 
es nicht zuläffig, weiterzugehen, mögen auch die Mittel zur Erreichung 
der geſetzlichen Zwecke einen Teil der grundlegenden Begriffsbeſtimmung 
bilden. Trotzdem iſt die Entſcheidung der Strafkammer aufrechtzu⸗ 
erhalten. Mit Recht hat dieſelbe angenommen, daß durch die Be⸗ 
teiligung an der „Volksfürforge“ nicht der Erwerb oder die Wirtſchaft 
der Mitglieder der „Produktion“ gefördert wird. Eine plan⸗ 
mäßige Unterſtützung der „Volksfürſorge“ wegen ihrer möglicherweiſe 
gemeinnützigen und wirtſchaftlich zu billigenden Zwecke gehört nicht zu 
den Aufgaben einer Genoſſenſchaft. Es kann dahingeſtellt bleiben, 
ob eine Pflege des Verſicherungsgeſchäftes überhaupt zu den in 8 1 
des Geſetzes gedachten Zwecken zu rechnen iſt. Keinesfalls dient die 
Beteiligung der „Produktion“ der Förderung des Erwerbs oder der 
Wiriſchaft ihrer Mitglieder. Die „Volksfürſorge“ hat einen ſelb⸗ 
ſtändigen Geſchäftsbetrieb. Sie iſt mit der Genoſſenſchaft nicht 
identiſch, und die einzelnen Genoſſen ſind an ihr nicht beteiligt. Der 
Umſtand, daß durch die Förderung der Zwecke der „Volksfürſorge“ 
auch Mitgliedern der Genoſſenſchaft die Möglichkeit zur Erlangung 
wirtſchaftlicher Vorteile gewährt wird, entſpricht nicht der Voraus⸗ 
ſetzung des 8 1, daß die Mitglieder der Genoſſenſchaft als ſolche in 
ihrer Geſamtheit gefördert werden ſollen. 

Wollte man aber auch eine mittelbare Förderung der Genoſſen 
zulaſſen (ſ. hierüber: Pariſius⸗Krüger, Komm. § 1 Anm. 10 S. 50, 
8. Aufl.), ſo kann doch nicht anerkannt werden, daß die Maßregel 
des Angeklagten den Erwerb oder die Wirtſchaft der Genoſſenſchaft 
und damit auch nur mittelbar ihrer Mitglieder fördert. Nach § 36 
der Satzungen ſollen den Aktionären der „Volksfürſorge“ nur vier 
vom Hundert des Grundkapitals zufallen, und der nach ſonſt vor⸗ 
geſchriebenen Zuweiſungen verbleibende Gewinnüberſchuß den Gemeinde⸗ 
verbänden der mit Gewinnanteil Verſicherten überwieſen werden. 
Hieraus folgt, daß die „Volksfürſorge“ nach ihren Satzungen über⸗ 
haupt nicht in erſter Linie den Vorteil ihrer Aktionäre bezweckt, und 
daher kann auch nicht geſagt werden, daß die Beteiligung der 
Genoſſenſchaft an der Aktiengeſellſchaft den Erwerb oder die Wirtſchaft 
ihrer Mitglieder auch nur mittelbar fördert. Es kommt weſentlich 
hinzu, daß die Aktien nur mit Zuſtimmung des Vorſtandes und des 
Aufſichtsrates weiter übertragen werden können ($ 6 der Satzungen). 
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Der Erwerb derartiger Aktien kann daher zu einer dauernden Bindung 
werden und jede andere, wirklichen geſchäftlichen Vorteil bringende 
Verwertung für unabſehbare Zeit vereiteln. 

Gerade auch mit Hinblick auf dieſe Tatſache kann nicht wohl in 
Zweifel gezogen werden, daß die Maßregel des Angeklagten, wenn ſie 
auch nur einen verhältnismäßig geringen Teil des Unternehmens oder 
Beſitzes der „Produktion“ betrifft, geſetzlich verboten iſt. Ob im 
übrigen eine verhältnismäßig geringfügige Verfolgung anderer als 
der in 8 1 des Geſetzes bezeichneten Zwecke zuläſſig und ſtraflos iſt 
(ogl. hierzu Pariſius⸗Krüger, a. a. O. Anm. 12 S. 51 f.), kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Hier handelt es ſich um eine dauernde und doch 
nicht völlig unweſentliche Beteiligung. Auch mag darauf hingewieſen 
werden, daß in 8 149 kein Unterſchied zwiſchen mehr oder minder 
weſentlichen Handlungen gemacht wird. 

Endlich kann auch der Anſicht der Reviſion nicht gefolgt werden, 
daß es nach der Entſtehungsgeſchichte des § 149 lediglich darauf 
ankommt, ein Übergreifen der Genoſſenſchaften auf ein nicht wirt⸗ 
ſchaftliches, insbeſondere auf politiſches Gebiet, mit Strafe zu bedrohen. 
Der Wortlaut des § 149 läßt ſolch einſchränkende Auslegung nicht 
zu. Es ſind dort ausdrücklich Handlungen genannt, welche auf andere 
als die in § 1 bezeichneten geſchäftlichen Zwecke gerichtet find. Wäre 
der Revifion zu folgen, fo hätte im Geſetz geſagt werden müſſen, daß 
Handlungen, welche auf nicht geſchäftliche (wirtſchaftliche) Zwecke 
gerichtet ſeien, beſtraft würden. (Urteil des OLG. Hamburg, StS. 
vom 11. Mai 1916, R. II 15/1916.) 

Mitgeteilt von Senatspräfident Dr. Mittelſtein, Hamburg. 


Landgerichte. 
a) Zinilſachen. . 

Einwirkung eines Zuzugverbots auf Mietverträge.)) 

Unſtreitig iſt der Mietvertrag zwiſchen den Parteien am 20. Ok⸗ 
tober 1914 abgeſchloſſen. Ein allgemeines Zuzugverbot, durch 
welches ſchlechthin allen Perſonen, die nicht ſchon am 1. Auguſt 1914 
in Königsberg gewohnt hatten, der Zuzug bzw. das Verbleiben in 
Königsberg unterſagt worden iſt, iſt unſtreitig erſt im Dezember 1914 
veröffentlicht. Bereits am 9. Oktober 1914, alſo noch vor Abſchluß 
des Vertrages, hatte jedoch der Gouverneur von Königsberg ein 
Geſuch der Beklagten um Geſtattung des Zuzugs abſchlägig beſchieden 
und ihr damit den Zuzug verboten. 

Es fragte ſich daher zunächſt, ob der trotzdem von den Parteien 
geſchloſſene Mietvertrag, der nach den Anführungen beider Parteien 
eine perſönliche Ingebrauchnahme der Wohnung durch die Beklagte 
bezweckte, nicht gemäß § 134 BGB. nichtig war, weil er gegen ein 
geſetzliches Verbot verſtieß. 

Dies war jedoch zu verneinen. Denn unter „Geſetz“ im Sinne 
des § 134 iſt zwar nicht nur ein Reichs⸗ oder Staatsgeſetz zu ver⸗ 
ſtehen, ſondern jede Rechtsnorm, eine ſolche aber iſt immer nur 
ein an die Allgemeinheit gerichtetes Ge⸗ oder Verbot, und ein 
ſolches war nach dem unſtreitigen Sachverhalt hinſichtlich des Zuzugs 
zur Zeit des Vertragsſchluſſes noch nicht veröffentlicht, mag auch in 
noch ſo vielen Einzelfällen ein längeres Verweilen von Perſonen, die 
nach dem 1. Auguſt 1914 hierher gekommen waren, nicht geduldet 
worden ſein. 

Hiervon ganz abgeſehen aber iſt nach $ 134 BGB. das gegen 
ein geſetzliches Verbot verſtoßende Rechtsgeſchäfſt nur dann nichtig, 
wenn ſich nicht aus dem Geſetz ein anderes ergibt, und dies iſt 


1) Vgl. auch JW. 1915 S. 368, 1329. 
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mangels beſonderer Beſtimmung ſtets dann der Fall, wenn offen⸗ 
ſichtlich das in Rede ſtehende Verbot nicht eine Veränderung in der 
Privatrechtsſphäre der Beteiligten, ſondern nur ein Handeln gegen die 
öffentliche Ordnung verhindern ſoll (vgl. Staudinger⸗Keidel zu § 134 
Note 3). Letzteres aber war der Zweck des Zuzugverbotes, denn es 
ſollten dadurch keinerlei Veränderungen in den Vermögens⸗ oder 
ſonſtigen privaten Verhältniſſen der Hauswirte und Mieter, ſondern 
nur eine Überfüllung der Feſtung Königsberg, die im Falle einer 
Belagerung für die Sicherheit der Feſtung und infolgedeſſen des 
ganzen Deutſchen Reichs hätte verhängnisvoll werden können, alſo 
ein Handeln gegen die öffentliche Sicherheit und damit auch gegen 
die öffentliche Ordnung verhindert werden. 

Da hiernach der Mietvertrag keineswegs nach § 134 BGB. 
nichtig iſt, konnte auch eine Anwendung des § 309 BGB. nicht in 
Frage kommen. | 

Weiter war jedoch zu prüfen, ob nicht der Vertrag deshalb 
nichtig war, weil der Beklagten von vornherein infolge des Verbots 
des Gouverneurs der Zuzug und damit, wenn auch nicht die Unter⸗ 
ſtellung ihrer Sachen, ſo doch jedenfalls die perſönliche Ingebrauch⸗ 
nahme der Wohnung für ungewiſſe Zeit unmöglich war (8$ 306, 
139 BGB.). Auch dies war aber zu verneinen, da nur eine objek⸗ 
tive, alſo für jedermann beſtehende Unmöglichkeit die Nichtigkeit 
des Vertrages zur Folge hat, das Beziehen der Wohnung aber nur 
für Ortsfremde, wie die Beklagte, nicht aber für jedermann unmöglich 
war, ſo daß nur eine ſubjektive Unmöglichkeit vorlag, welche an 
der Gültigkeit eines Vertrages nichts ändert. 

Daß nach Abſchluß des Vertrages, im Dezember 1914, ein an 
die Allgemeinheit gerichtetes Zuzugverbot veröffentlicht iſt, iſt für 
die Entſcheidung des Rechtsſtreits unerheblich, denn dadurch wurde 
an der für die Parteien, insbeſondere die Beklagte, beſtehenden 
Sach⸗ und Rechtslage nichts geändert, da ihr der Zuzug ſchon vor 
Vertragsſchluß verboten geweſen war. Es bedurfte daher auch keines 
Eingehens auf die Frage, ob nicht auch der Mieter, der erſt durch 
ein Zuzugverbot nach Abſchluß des Vertrages an der Ingebrauch⸗ 
nahme der gemieteten Wohnung verhindert wird, zur Zahlung der 
Miete dennoch verpflichtet iſt, weil die Verhinderung nur ein in 
feiner Perſon liegender Umſtand iſt ($ 552 BGB.), und es erübrigt 
ſich demnach auch eine Stellungnahme zu den von der Beklagten an⸗ 
gezogenen Ausführungen von Mittelftein in JW. 1915, 1329, welche 
nur den letztgedachten Fall betreffen. 

Nach alledem erſcheint die Klage an ſich begründet. 

Von einer Einrede der Argliſt kann keine Rede ſein. Denn mag 
auch der Gouverneur ſchon vor Abſchluß des Mietvertrages in noch 
ſo vielen Einzelfällen einen Zuzug zwecks längeren Aufenthalts nicht 
geduldet haben und mag Kläger davon auch mehr oder minder genau 
gewußt haben, ſo war doch auch die Beklagte ſelbſt hierüber nicht im 
Zweifel, da, wie ſchon erwähnt, ein Geſuch von ihr wegen Geſtattung 
des Zuzugs bereits unter dem 9. Oktober 1914 abſchlägig beschieden 
worden war, ſie kann alſo dem Kläger Argliſt nicht zum Vorwurf 
machen. 

Erheblich erſcheinen dagegen die Behauptungen der Beklagten 
über die Außerungen, welche von klägeriſcher Seite bei Abſchluß des 
Vertrages gemacht ſein ſollen. Denn wenn es richtig iſt, daß der 
Kläger bei den Verhandlungen über den Abſchluß des Vertrages er⸗ 
klärt hat, die Beklagte ſolle ſich gar nicht beim Gouverneur melden, 
ſie könne ſich darauf verlaſſen, daß niemand etwas da⸗ 
gegen haben werde, wenn ſie nach Königsberg zöge, ſo war 


nach Treu und Glauben, da die Beklagte ſich durch das Mieten der 
Wohnung damit einverſtanden erklärt hat, anzunehmen, daß der 
Vertrag nur verbindlich ſein ſolle, wenn den Mietern das Verbleiben 
in Königsberg ſchließlich doch geſtattet werden würde, was unſtreitig 
nicht der Fall geweſen iſt. Beweispflichtig für die fragliche Behaup⸗ 
tung iſt die Beklagte, da der ſchriftliche Vertrag die Vermutung der 
Richtigkeit und Vollſtändigkeit für ſich hat. (Urteil des LG. Königs⸗ 
berg vom 10. Febr. 1916, 2 S. 252/15.) 
Mitgeteilt von Rechtsanwalt Laudien, Königsberg i. Pr. 


b) Strafſachen. 


Koſtenerſtattung bei gnadenweiſer Niederſchlagung 
eines anhängigen Privatklage verfahrens.) 

In einer beim AG. Chemnitz anhängig geweſenen Privatklag⸗ 
ſache war im Laufe des Prozeſſes das Verfahren gegen den An, 
geklagten mit Rüdficht darauf, daß er Soldat geworden war, nieder⸗ 
geſchlagen worden. Die Verfügung des Königl. Juſtizminiſteriums 
Dresden beſtimmte, daß die gerichtlichen Koſten und Auslagen nieder⸗ 
zuſchlagen ſeien, enthielt ſich aber einer Beſtimmung darüber, wer 
die außergerichtlichen Koſten zu tragen hätte. — Der Rechtsanwalt 
des Angeklagten erwirkte — ſich auf $ 503 StPO. ſtützend — einen 
formellen Einſtellungsbeſchluß und mit dieſem einen Beſchluß des 
AG. Chemnitz vom 16. November 1915, der die vom Privatkläger 
dem Angeklagten zu erſtattenden außergerichtlichen Auslagen feſtſetzte. 
Auf Grund der hiergegen erhobenen Beſchwerde wurde der Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchluß aufgehoben und die Koſten niedergeſchlagen: „Das 
Privatklageverfahren iſt auf Grund des Amneſtieerlaſſes vom 25. Mai 
1915 durch Verordnung des Königl. Juſtizminiſteriums niedergeſchlagen 
worden; damit iſt der dem Richter von Staats wegen erteilte Auf⸗ 
trag, im einzelnen Falle Recht zu finden, erledigt und gegenſtandslos 
geworden, das ſtrafprozeſſuale Verfahren definitiv erledigt und jeder 
richterlichen Entſcheidung entzogen worden. Wenn man trotz dieſer 
Niederſchlagung das Verfahren durch eine ausdrückliche Entſcheidung 
einſtellen will, wie dies in RG. 33, 204 geſchehen iſt, ſo kann eine 
ſolche, auf dem ſtaatsrechtlichen Akt der Abolition fußende Ent: 
ſcheidung nicht als eine Einſtellung im Sinne der StPOD., durch die 
das Verfahren erſt beendet wird, ſondern nur als eine deklaratoriſche 
Sentenz, daß das Verſahren beendet ſei, angeſehen werden. Es 
können deshalb an eine ſolche Einſtellung nicht die ſtrafprozeſſualen 
Folgen geknüpft werden, die die StPO. an die Einſtellung des Ver⸗ 
fahrens knüpft. § 503 Abſ. 2 StPO. erſcheint unanwendbar. Es 
konnte ſonach auch eine Entſcheidung über die Koſten nicht mehr 
gegeben werden.“ (Entſcheidung des LG. Chemnitz vom 22. Dezember 
1915, 6 P. 8/14.) | 


Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Cohn, Chemnitz. 


) Vgl. auch BayObLG. oben S. 861, ſowie JW. 1916 S. 344, 570. 


Berichtigungen. 
Auf Seite 364 Spalte 1 Zeile 9 von oben muß es ſtatt 
1893 „1903“ heißen. 


Auf Seite 715 Spalte 2 Zeile 5 von oben muß es heißen: 
„1. Juli 1914“ Statt 1. Juli d. J. 


2 


* 
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45. Jahrgang. 
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Sechſte Tortſetzung. 


Schriſttum und Rechtſprechung zum Kriegsprozeßrecht. 


Von Rechtsanwalt Dr. Hans Schäffer, Breslau. 


A. Die ordentlichen Prozeſgeſetze. 


I. Das Saager Abkommen über den Zivilprozeß vom 
17. Zuli 1905 (RGBl. 1909, 409 ff.). 


II. Gerichtsverfaſſung. 

A. Gerichtsverfaſſung der beſetzten Gebiete. 

Belgien: Verordnung über den gerichtlichen Schutz der 
Ausländer vom 10. Mai 1916. Geſetz⸗ und Verordnungsblattt 
S. 2105. 

Generalgouvernement Warſchau: Verordnung über 
die Zwangsvollſtreckung aus deutſchen vollſtreckbaren 
Schuldtiteln vom 19. Januar 1916. Verordnungsblatt 
Nr. 19 S. 4. JW. 1916 S. 313 und 475. Die Frage, 
was vollſtreckbarer Schuldtitel iſt, ausſchließlich nach deutſchem 
Necht zu beurteilen. Aus den im Generalgouvernement 
Warſchau entſtandenen vollſtreckbaren Schuldtiteln findet 
eine unmittelbare Vollſtreckung in Deutſchland nicht ſtatt, 
dagegen können im beſetzten Gebiete erlaſſene Urteile, auch aus 
der Zeit vor der Belegung, Grundlage eines Vollſtreckungs⸗ 
urteils ($ 328 ZPO.) fein, da durch Verordnung vom 19. Jan. 
1916 Gegenſeitigkeit wieder verbürgt. Thieſing, IW 1916, 364. 

Verordnung betreffend die Gebühren und Koſten bei den 
Gemeindegerichten vom 19. Feb. 1916. Verordnungsblatt 
Nr. 24 S. 1. 

Gebiet des Oberbefehlshabers Oſt Verwaltungs» 
bezirke Kurland, Littauen, Suwalki, Wilna, Grodno, 
Bialyftod). 

Aber Neuorganiſation der Rechtspflege. Rümelin, JW. 
1916, 366. 

B. Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 
§ 13. 

Umfang der Zuläſſigkeit des Rechtsweges im 
Kriegs leiſtungsgeſetz. Neukamp, JW. 1916 S. 626 und 
711; Schäffer, JW. 1916, 648. RG. (6. Dez. 1915 
WarnErg Bd. 1916, 63 und RG. (6. Dez. 1915) JW. 1916, 430) 


8 157 ff. 

1. Für Rechtshilfe durch Vernehmung von Militär⸗ 
perſonen nicht nur Militärjuſtizbeamte, ſondern auch jeder von 
der vorgeſetzten Dienſtſtelle zum Vertreter eines ſolchen beſtimmte 
zuſtändig. Delius, 23. 1916, 377, vgl. aber JW. 1916, 449. 
Rechtshilfsweiſe Vernehmung Kriegsgefangener ſowohl durch 


Militärjuſtizbeamte und ihre Vertreter als durch die für das 
Gefangenenlager zuſtändigen Amtsgerichte. Delius, LZ. 1916, 377. 

2. Rechtshilfsweiſe Vernehmung von Militärperſonen 
im okkupierten Gebiet durch Militärjuſtizbeamte oder dortige 
Zivilgerichte, die dem deutſchen Erſuchen zu folgen und mangels 
Sonderregelung das Recht des okkupierten Gebiets anzuwenden 
haben. Delius, LZ. 1916, 377. 


III. Zivilprozeßordunng. 
88 13, 14. 


Wohnſitz und Gerichtsſtand des Garniſonortes gelten 
nicht für Kriegsfreiwillige, Delius (Recht 1916, 119) und nicht 
für Landſturmleute, OL G. München (25. Jan. 1916) 
Recht 1916, 139, da beide keine Berufsſoldaten. 


§ 172 und Bundesratsbekanntmachung vom 22. Dez. 1915 
(RG Bl. 833). 


2. Zuſtellung über vorgeſetzte Kommando behörde für 
Gemeine und Unteroffiziere zwingend, daher Erſatzzuſtellung 
unzuläſſig. OLG. Bamberg (12. Jan. 1916) ZW. 1916, 610 
und Goldſchmit II. ebenda, und Lewin, DIz. 1916, 402. 
Letzterer ſowie Eingabe der Alteſten der Kaufmannſchaft an den 
Reichskanzler (JW. 1916, 475) unter Mißbilligung des Er⸗ 
gebniſſes. 

3. Bekanntmachung betreffend das Verfahren bei Zu⸗ 
ſtellungen, insbeſondere $ 4, auch vor Gewerbes und Kauf⸗ 
mannsgerichten anwendbar. Kallee, Gewerbe⸗ und Kauf⸗ 
mannsgericht 1916, 161. 


88 201, 202. 


Für Antrag auf Zuſtellung einer vollſtreckbaren 
Urkunde an im Ausland befindliche oder mobile Schuldner 
nicht Gerichte des 8 797 Abſ. III und V, ſondern das Gericht 
zuſtändig, bei dem Klage wegen des in der Urkunde feſt⸗ 
geſtellten Anſpruchs zu erheben wäre. OLG. Breslau 
(25. Jan. 1916) IW. 1916, 446. 


8 203. 


Aufenthalt ſchon dann unbekannt, wenn ſeine Feſt⸗ 
ſtellung, z. B. wegen Beſetzung des Gebietes durch den 
Feind, dem Gericht unmöglich. OLG. Colmar (26. Feb. 1916) 
JW. 1916, 612. Iſt Aufenthalt bekannt, fo kommt öffentliche 
Zuſtellung gemäß § 203 Abſ. II nicht in Betracht, weil eine 
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Gleichſtellung des vom Feinde beſetzten Gebietes mit dem Aus⸗ 
lande eine Benachteiligung ſeiner Bewohner enthalten würde. 
Hirſch, JW. 1916, 612. Selbſt wenn keine Ausſicht beſteht, 
daß Bekanntmachung in die Hände des Adreſſaten gelangt 
G. B. Aufenthalt in Afrika, unbekannt wo, oder im Feindes⸗ 
land zur Kriegszeit), öffentliche Zuſtellung möglich. OLG. 
Breslau (23. Sept. 1915) 23. 1916, 706. Nach geltendem Recht 
richtig, aber für die Zukunft, wie die ganze Art unſerer öffent⸗ 
lichen Zuſtellung, zu verwerfen. 


8 233. 

Unabwendbarer Zufall: Bejaht, wenn bei der frei⸗ 
willig, unentgeltlich, nebenbei übernommenen Vertretung eines 
kriegsabweſenden Anwalts infolge dadurch herbeigeführter Uber⸗ 
laſtung durch ein Verſehen des vertretenden Anwalts die 
Berufungsfriſt verſtreicht. RG. (11. Dez. 1915) JW. 1916, 
422 = WarnErgBd. 1916, 92. 

Verneint, wenn die Partei unterlaſſen hat, ihrem Anwalt 
eine Verlegung ihres Aufenthalts in das Inland mitzuteilen 
und dadurch, daß ſeine Mitteilungen zunächſt an den früheren 
Aufenthalt im neutralen Auslande gingen und erſt durch mehr⸗ 
fache Briefzenſur verſpätet an den Anwalt zurückgelangten, die 
Rechtsmittelfriſt verſäumt worden iſt. RG. (18. Dez. 1915) 
WarnErg Bd. 1916, 104 = Recht 1916, 151. 


8 244 und Bundesratsbekanntmachung vom 4. März 1916 
(RGBl. 186). 

Erſatzzuſtellung im Bureau des eingezogenen Anwalts 
nach ſeinem Tode unwirkſam trotz Bundesratsbekanntmachung 
vom 9. März 1916. RG. (14. März 1916) Warneyer 1916, 149. 
Anders wäre auf Grund der Bundesratsbekanntmachung zu 
entſcheiden, wenn Erſatzzuſtellung für den Vertreter des ver⸗ 
ſtorbenen Anwalts beſtimmt war. 

Rechtsfragen bei Anwendung der Bundesratsbekannt⸗ 
machung. Friedländer, IW. 1916, 463. 


8 247. 
1 


3. Ausſetzung auch bei nur Garniſondienſtfähigen, bei denen 
Wiedererlangung der Felddienſtfähigkeit und Abberufung an die 
Front zu erwarten, möglicherweiſe angebracht. OLG. Hamburg 
(14. Dez. 1915) LZ. 1916, 572. 

TO 5 

6. Ausſetzung des Rechtsſtreits hindert die Weiter⸗ 
führung der Sache gegenüber den anderen notwendigen Streit⸗ 
genoſſen. RG. (7. Jan. 1916) Recht 1916, 152 = WarnErgBd. 


1916, 97. 
8 286. 


Kriegsabweſenheit eines an ſich erheblichen Zeugen 
rechtfertigt nicht Abſtandnahme von ſeiner Vernehmung. RG. 
(7. Jan. 1916) Recht 1916, 152 (vgl. JW. 1916, 450 und 
JW. 1915, 830 zu 8 356). 


88 829, 830. 

Bei Pfändung einer mit Anerkenntnis verſehenen 
Kriegsleiſtungsforderung für Pferde, Fahrzeuge und Ge⸗ 
ſchirre Vorſchriften über Pfändung einer Briefhypothek ent⸗ 
ſprechend anwendbar. OLG. Nürnberg (1. Febr. 1916) Recht 
1916, 138 (vgl. JW. 1915, 831). 
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8 850. 

Kriegszulage eines Immobilen, weil zur Beftreitung 
des Dienſtaufwands beſtimmt, unpfändbar. OLG. Dresden 
(2. Okt. 1915) JW. 1916, 515, bereits wiedergegeben JW. 
1916, 450. 

8 1033. 

Einziehung eines im Vertrage benannten Schieds⸗ 
richters ſteht ſeinem Wegfall nicht gleich. Ob er das 
Amt infolge vollſtändiger Inanſpruchnahme durch ſeinen Dienſt 
niederlegen will, iſt ihm überlaſſen. OLG. Hamburg (19. Jan. 
1916) LZ. 1916, 634 Recht 1916, 152. 


B. Die Notgeſetze. 
Seſetz betreffend den Schutz der infolge des Krieges an 
der Wahrnehmung ihrer Rechte behinderten Perſonen 
vom 4. Auguſt 1914. (RGBl. S. 328.) 


8 1. 
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88 2, 3. 
I. Geſchützte Verfahrensarten. 


1. Die im Geſetze ausgeſprochene Anwendbarkeit des 8 2 
auf das Verfahren vor den Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichten 
zwingt auch zur Anwendung der SS 3, 4 und 9. Es dürften 
aber ſinngemäß auch die 88 5 bis 8 für dieſe Gerichte gelten. 
Kallee in „Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichte“ 1916, 161; Heß, 
„Arbeitsrecht“ J, 146. 

2 bis 5 


II. Geſchützte Verfahrensarten. 

1 bis 3. 

4. Mobil wird Truppenteil erſt, wenn er mit der zur 
Verwendung gegen den Feind erforderlichen Aus rüſtung ver 
ſehen iſt. OLG. Bamberg (11. Okt. 1915) Beſchw.⸗ 
Reg. 139/15 IL 

Verwendung gegen den Feind: 

a) Bejaht: Für alle im Operationsgebiet oder zur Abwehr 
eines Einfalles mitwirkenden Formationen ſowie alle Inſaſſen 
einer für bedroht erklärten Feſtung. Preußiſche Kriegsminiſterial⸗ 
verfügung vom 17. Febr. 1916, JW. 1916, 473. 

b) Verneint: Für Gefangenenbewachung. OLG. Bam⸗ 
berg (10. April 1915); Bayr. 1915, 218 (24. März 1916); 
Beſchw.⸗Reg. 42/16. 

Beſatzung einer armierten Feſtung: Alle als Kriegs⸗ 
beſatzung bezeichneten Formationen einſchließlich der Rekruten⸗ 
depots der Fußartillerie. PrͤriegsmVerf. vom 17. Febr. 1916, 
JW. 1916, 473. 

Zuſtändig für Beauskunftung der Natur eines 
Truppenteils: Nur die Stellvertretenden Generalkommandos. 
PrͤKriegsmVerf. vom 17. Febr. 1916, IW. 1916, 473 (vgl. 
SW. 1915, 1077). 


6. Ein Einberufener, der wegen Fahnenflucht nicht einge 
ſtellt werden konnte, gilt, auch wenn er ergriffen wird, nicht 
als Kriegsteilnehmer im Sinne des Geſetzes. OLG. Braunſchweig 
(18. Jan. 1916) Brauſchwg. 1916, 60. 


— — — 


45. Jahrgang. 


8. Zivilinternierte genießen Kriegsteilnehmerſchutz wie 
Gefangene und Geiſeln. OLG. Hamburg (10. Nov. 1915) 
Dig. 1916, 450, JW. 1916, 451. 


III. Geſchützte Prozeßſtellung. 


2. Unterbrechung und Ausſetzung gegenüber einem Streit⸗ 
genoſſen wirkt für andere notwendige Streitgenoſſen; 
gegenüber nicht notwendigen Streitgenoſſen Ausſetzung gemäß 
§ 148 ZPO. möglich, notfalls Vertagung aus Zweckmäßigkeits⸗ 
gründen. RG. (7. Jan. 1916) WarnErg Bd. 1916, 97 = Recht 
1916, 152. 


4. Kriegsteilnehmerſchutz für OHG. Bejaht: bei Ein 
ziebung ſämtlicher Geſellſchafter. OLG. Zweibrücken (23. Nov. 
1915) JW. 1916, 610. Bei Einziehung eines Geſellſchafters, 
wenn dieſer neben der OH G. verklagt iſt wegen notwendiger 
Streitgenoſſenſchaft. OLG. Bamberg (11. Okt. 1915) Beſchw.⸗ 
Reg. 139/15 II. 

5. Gegen Ehefrau bei nicht notwendiger Streitgenoſſenſchaft 
trotz Ausſetzung gegen den Mann Verſäumnisurteil möglich. 
RG. (31. Jan. 1916) Recht 1916, 147. Bei Güter: 
gemeinſchaft führt Unterbrechung gegen den Mann auch zur 
Unterbrechung gegen die Frau, da notwendige Streitgenoſſenſchaft 
vorliegt und Mann zur Vertretung des Geſamtgutes berufen. 
Os G. München (6. Dez. 1915) Beſchw.⸗Reg. Nr. 493/15 IV. 

6. Kriegsteilnehmerſchaft des Nebenintervenienten recht⸗ 
fertigt Ausſetzung. OLG. Bamberg (22. Dez. 1915) Beſchw. 
Reg. 159/15 L Dagegen mit Recht herrſchende Meinung, vgl. 
JW. 1915 S. 837, 1078, 1501. 


IV. Umfang und Inhalt des Schutzes. 


1. Als anhängiges Verfahren gilt auch ein bereits 
durch Urteil abgeſchloſſenes, ſolange Wiederaufnahme und 
Wiedereinſetzung noch möglich ſind. OLG. Roſtock (2. März 
1916) Recht 1916, 202. 

Mies 
3. Wenn Rechtsſtreit nach Erlaß des erſten Urteils 
ausgeſetzt, Berufung als unzuläſſig zu verwerfen. Ent⸗ 
ſcheidungen über die Zuläſſigkeit der während der Unterbrechung 
vorgenommenen Prozeßhandlungen dürfen ergehen. RG. (8. Febr. 
1916) Warneyer 1916, 99. 


ſam, da Berufung ſich dabei nur auf tatſächliche Vorausſetzungen 
des Verſtreichens der Notfriſt, nicht auch auf rechtliche Wirkſamkeit 
der einzelnen Akte erſtreckt. OLG. Braunſchweig (27. Sept. 1915) 
Braunſchw3 1916, 59 (bereits wiedergegeben JW. 1916, 451). 


8. Arreſtverfahren unmittelbar nach Einreichung des 
Antrages unterbrochen. Daher Entſcheidung über ihn aus⸗ 
geſchloſſen. OLG. Dresden (5. Jan. 1916) DIZ. 1916, 449 = 
LZ. 1916, 624. Ebenſo für einſtweilige Verfügung DRG. 
Braunſchweig (11. Dez. 1915) LZ. 1916, 413 = Braunſchwz. 
1916, 61 (vgl. JW. 1915, 840). 
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9. Beweisſicherungs verfahren bei ausgeſetztem Haupt⸗ 
verfahren unzuläſſig. Die trotzdem erfolgte Anordnung iſt teil⸗ 
weiſe Wiederaufhebung der Ausſetzung des Hauptverfahrens und 
als ſolche mit ſofortiger Beſchwerde anfechtbar. OLG. Breslau 
(ohne Zeitangabe) Breslau AK. 1916, 25. Bedenken dagegen 
vgl. JW. 1915, 1078. 

10. Koſten der Entſcheidung über Unterbrechung und Aus⸗ 
ſetzung ſind Teil der Koſten des geſamten Rechtsſtreits. 
Daher über ſie in den Ausſetzungsbeſchlüſſen nicht zu befinden. 
OLG. München (6. Dez. 1915) Beſchw.⸗Reg. 493/15. 


8 3. 
Sonderfragen zu 83. 

1. Prozeßbevollmächtigter unterer Inſtanz bei Aufſteigen 
des Rechtsſtreits in die höhere nicht zur Wahrnehmung der 
Rechte berufener Vertreter, RG. (31. Jan. 1916) Recht 
1916, 147 (vgl. JW. 1915, 841.) 

2 bi8 4.... 

5. Ausſetzung trotz Geſchäftsaufſicht möglich. OL ., 
Zweibrücken (23. Nov. 1915), JW. 1916, 610. 

6. Antrag auf Ausſetzung, außer bei unanfechtbaren 
Entſcheidungen, auch nach Urteilsverkündung und Zus 
ſtellung möglich. Beſchwerde gegen Ablehnung der Ausſetzung 
nur dann begründet, wenn bei Entſcheidung über ſie Urteil noch 
nicht rechtskräftig. Keidel, LZ. 1916, 667. 

7. Aufhebung der Ausſetzung bei Fortdauer der 
Kriegsteilnehmerſchaft möglich, wenn weitere Ausſetzung 
unbillig wäre. OLG. Nürnberg (14. Jan. 1916) Recht 1916, 
148 ſehr bedenklich. Dagegen JW. 1916, 451. 


84. 

Bei Nichterſcheinen des ehemaligen Kriegsteilnehmers 
im Termin über Wiederaufnahme iſt Aufhören der Kriegs⸗ 
teilnehmerſchaft und Ablauf eines Monats ſeitdem nicht als 
zugeſtanden anzuſehen, ſondern bedarf beſonderer Glaub⸗ 
haftmachung. Jedoch kann ſolche auk dem Aufenthalt in einem 
Lazarett und Nichtbeſtreiten des Friſtablaufs trotz Vertretung 
durch Anwalt gefolgert werden. RG. (20. März 1916) 
WarnErg Bd. 1916, 145. 


8 5. 

2. Verſteigerungsbeſchränkung gilt von ſelbſt und 

iſt daher nicht erſt im Urteil auszuſprechen. OLG. Hamm 
(21. Jan. 1916) JW. 1916, 611. 


8 6. 

2. Bei Kriegsteilnahme auch nur eines Geſellſchafters 
einer OffHGeſ Konkurseröffnung auf Antrag eines 
Gläubigers unmöglich. OLG. Karlsruhe (22. März 1916) 
IW. 1916, 683. 


8 8. 

5. Da Ende der Verjährungshemmung des $ 8 und der 
Verjährungsunterbrechung ($ 211 II BGB.) ſchon mit tat⸗ 
ſächlichem Aufhören der Kriegsteilnehmerſchaft einſetzt (vgl. 
RG. 72, 185) iſt beſonders bei kurzen Friſten ſtändige Nach⸗ 
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prüfung des Militärverhältniſſes des Gegners erforderlich. 
Süſſer, Wendriner, JW. 1916, 654. 


8 9. 
1 bis 4. 

5. Kriegsteilnehmerſchutz für G. m. b. H. nur, wenn 
außer dem Geſchäftsführer die Mehrzahl der Geſellſchafter ein⸗ 
gezogen und andere Vertreter nicht vorhanden. OLG. Dresden 
(J. Okt. 1915) JW. 1916, 609 (bereits wiedergegeben 
JW. 1916, 219 und 452.) Dagegen Kriegsteilnehmerſchutz 
ſchon bei Einziehung des Geſchäftsführers trotz Möglichkeit der 
gerichtlichen Ernennung von Vorſtandsmitgliedern, wenn es ſich 
um nur dem eingezogenen Vertreter bekannte Vorgänge handelt. 
OLG. Hamburg (9. Dez. 1915) 23. 1916, 482. 


Welauntmachung über die Vertretung der Kriegs teilnehmer 
in bürgerlichen Rechtsſtreitig keiten vom 14. Januar 1915. 
(RGBl. 1915, 17.) 


eröffnung trotz 8 6 KTSchG. zu ermöglichen. OLG. Karlsruhe 
(22. März 1916) JW. 1916, 683. 

Bei Alimentenklage Anſpruch auf Vaterſchaftsaner⸗ 
kennung gegenüber Unterhaltsanſpruch nur nebenſächlich, daher 
vermögensrechtlicher Rechtsſtreit, ſo daß Ablehnung der Aus⸗ 
ſetzung wegen offenbarer Unbilligkeit möglich. OLG. Bamberg 
(6. März 1916) L3. 1916, 624. 


9 1. 


4. Vertreterbeſtellung vor Anhängigmachung des 
Rechtsſtreits möglich. OLG. Bamberg (12. Jan. 1916) JW. 
1916, 610 = LZ. 1916, 482, OLG. Breslau (4. März 1916) 
JW. 1916, 611 = 23. 1916, 447 und Goldſchmit II, 
JW. 1916, 610. 


Vertretung entſpricht inhaltlich der Abweſenheits⸗ 
pflegſchaft ($ 1911 BGB.), iſt kein vertragsähnliches Ver⸗ 
hältnis. Daher Ube rnahmezwang, kein Recht zur Nieder⸗ 
legung, regelmäßig Innehaltung der Berufungsfolge der 
88 1776, 1898 f. BGB., Innenverhältnis zum Kriegs⸗ 
teilnehmer, entſprechend der Pflegſchaft, insbeſondere 
hinſichtlich der Haftung für Schaden ($ 1833), Erſatz der 
Aufwendungen ($ 1835), Anlegung von Geldern (1806, 1834) 
und Notwendigkeit der Vormundſchaft, gerichtlicher Zuſtimmung 
zu den in 88 1821 f. genannten Geſchäften. Begrenzung der 
Vertretungsmacht durch Rechtsſtreit, daher nicht für Wieder⸗ 
aufnahmeverfahren ausreichend. Zieger, SächſArch. 1916, 130. 
Eigenartige, von Schrifttum und Rechtſprechung nicht über⸗ 
nommene Auffaſſung. 

Keine Vertreterbeſtellung wider Willen des Ver⸗ 
treters, andernfalls Beſchwerde. KG. (3. Febr. 1916) Naum⸗ 
burg AK. 1916, 20 (vgl. ZW. 1915, 1081), Niederlegungs⸗ 
recht des ernannten Vertreters entſprechend 8 671 BGB., 
DLG. Breslau (13. Nov. 1916) LZ. 1916, 625. 

Kein Beſchwerderecht des Kriegsteilnehmers gegen 
Vertreterbeſtellung. OL G. Hamburg (7. Jan. 1916) 
23. 1916, 413; Colmar (5. Jan. 1916) ElſLoth Z. 1916, 92. 
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Verſteigerungsbeſchränkung des 8 5 KTESHB. 
wird durch Vorhandenſein von gerichtlich beſtelltem Vertreter 
beſeitigt, nicht auch bei nur Prozeßbevollmächtigtem, weil nur 
der erſte, nicht auch der letztgenannte ſelbſtändig das Intereſſe 
des Schuldners über den Rechtsſtreit hinaus wahrzunehmen 
hat. Chone, DIZ. 1916, 435 ſehr bedenklich (vgl. IW. 1915 
S. 1302, 1503; 1916, 452). 

10. Beendigung des Vertreteramts tritt ein bei Beendi⸗ 
gung des Rechtsſtreits (Analogie $ 1918 III) bei Fortfall der 
Kriegsteilnehmerſchaft und beim Tode des Kriegsteilnehmers, 
in letzteren beiden Fällen erſt mit Aufhebung durch Prozeß⸗ 
(nicht Vormundſchafts⸗) gericht. Zieger, SächſArch. 1916, 130. 


8 2. 
5 3. Allgemeines. 

KTSch G. gewährt dem Kriegsteilnehmer ein bedingungs⸗ 
loſes Moratorium, das nur aus ganz ſchwerwiegenden 
Gründen verſagt. Als ſolche ſind Unſtreitigkeit und Fälligkeit 
der gegneriſchen Forderung ſelbſt bei Weiterführung des Ge⸗ 
ſchäfts nicht anzuſehen. OLG. Bamberg (28. März 1916) 
SW. 1916, 684 = L3. 1916, 698. Entſcheidung iſt unrichtig, 
da ſie die rein prozeſſuale Bedeutung des Kriegsteilnehmer⸗ 
ſchutzes verkennt (vgl. JW. 1915, 832) und Geſichtspunkte, 
wie ſie die Stundungsverordnung vom 7. Aug. 1914 verwirk⸗ 
licht, hineinträgt. 

Einzelgründe. 
a) Wirtſchaftliche Lage. 

Ausſetzung unbillig: Wenn Kläger durch Vertrags⸗ 
bruch des im Felde ſtehenden Beklagten ſelbſt Dritten ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig geworden iſt und bei Ausſetzung dieſen Schaden 
nicht vom Beklagten beitreiben könnte. OLG. Dresden (11. Nov. 
1915) JW. 1916, 514 (bereits wiedergegeben JW. 1916, 453). 

Wenn Kriegsteilnehmer die Lieferung, für die jetzt die 
Gegenleiſtung gefordert wird, durch die bewußt wahrheits⸗ 
widrige Angabe erlangt hat, daß er nicht im Heeresdienſt 
ſtehe und für den Fall ſpäterer Einziehung für Vertretung 
geſorgt habe, ſo daß eine Beeinfluſſung ſeines Geſchäfts nicht 
zu befürchten ſei. OLG. Dresden (8. März 1916) SächſArch. 
1916, 165. 

Wenn zurückgebliebene Ehefrau die Abweſenheit des 
Mannes zur Veräußerung des ganzen Beſitztums benutzt. 
OLG. Bamberg (11. Jan. 1916) Beſchw.⸗Reg. Nr. 1/16 II. 


b) Art und Stand des Prozeſſes. 

Ausſetzung nicht unbillig: Wenn der eingezogenen 
Partei ein Eid zugeſchoben wird und ſie vor Erklärung 
über ihn die Sachlage an Hand der Bücher prüfen will. 
OLG. Darmſtadt (16. Febr. 1916) DIZ. 1916, 447. 

Trotz ausreichender ſachlicher Information und Vorliegen 
einer nicht in Geld beſtehenden und daher nicht einmal beſon⸗ 
ders drückenden Leiſtung, da das Maß der vom Geſetze 
gewollten Begünſtigung des Kriegsteilnehmers und die unver⸗ 
meidliche Zurückſetzung des anderen Teiles dadurch nicht er⸗ 
heblich überſchritten. OLG. Hamburg (28. März 1916) 
BS. Z. 28/16 (vgl. dagegen mit Recht OLG. Darmſtadt 
27. Nov. 1915] Dig. 1916, 447). 

Unterbrechung nicht unbillig: Wenn ohne Der: 
treterbeſtellung Mahnverfahren wegen Notwendigkeit der 


45. Jahrgang. 


Zuſtellung des Zahlungsbefehls im Auslande unmöglich. 
LG. Oppeln (10. Dez. 1915) Breslau AK. 1916, 23, dagegen 
mit Recht die Schriftleitung ebenda. 

Ausſetzung unbillig. Bei Anhängigkeit in Reviſions⸗ 
inſtanz, wenn Tätigkeit der Partei nicht in Frage kommt und 
Vertreter des Eingezogenen der Fortführung nicht widerſpricht. 
NG. (5. Jan. 1916); Warneyer 1916, 50, oder Partei trotz 
Einziehung für Anwalt erreichbar iſt. OLG. München (27. Dez. 
1915) Kecht 1916, 147. 

Wenn eingezogener Bauunternehmer Eintragung einer Vor⸗ 
merkung für Werklohnhypothek erwirkt hat und durch Hinaus⸗ 
ſchiebung des Rechtsſtreits Grundeigentümer derart in der Ver⸗ 
fügung über ſein Grundſtück behindert wird, daß nach den 
Vermögensverhältniſſen des Bauunternehmers die Möglichkeit, 
von ihm für den durch die Sperre entſtandenen Schaden Erſatz 
zu erlangen, nicht beſteht. OLG. Karlsruhe (26. Febr. 1916) 
DJs. 1916, 451. 

Wenn Rechtsſtreit zwiſchen Verhandlung und Ver⸗ 
kündung einer Entſcheidung ſchwebt und Kriegsteilnehmer 
vorher Gelegenheit zur Stellung des Ausſetzungsantrages hatte. 
Ce G. Hamburg (6. März 1916) LZ. 1916, 560. 


8 3. 

1. „Beſondere“ Koſten find diejenigen, die bei Ans 
weſen heit des Kriegsteilnehmers nicht entſtanden wären; 
daher, wenn Kriegsteilnehmer ſofort anerkannt hätte, alle Koſten 
der Vertreterbeſtellung. OLG. Hamm (21. Jan. 1916) 
JW. 1916, 611; LG. Frankfurt a. M. (16. März 1916) 
JW. 1916, 689. Hätte Kriegsteilnehmer ſelbſt einen Anwalt 
benötigt, ſo ſind die Anwaltskoſten vom Antragſteller nicht zu 
erſtatten. DRG. Stuttgart (20. Jan. 1916) JW. 1916, 865; 
Recht 1916, 148. Für Aufbürdung aller Vertreterkoſten an 
den Antragſteller: Striemer (JW. 1916, 689), in mit dem 
Wortlaut kaum vereinbarer Weiſe. 

2 

3. Haftbar für Koſten dem Vertreter nur vertretene 
Partei; daher auch keine Vorſchußpflicht des Antrag⸗ 
ſtellers; lediglich Ablehnungsrecht des zum Vertreter Aus⸗ 
erſehenen. LG. Frankfurt a. M. (16. März 1916) JW. 
1916, 689. Dagegen für Vorſchußpflicht in entſprechender An⸗ 
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wendung des § 84 RAG. auf das durch Vorſitzenden zwiſchen 
Antragſteller und Vertreter vermittelte Rechtsverhältnis. 
Striemer, JW. 1916, 689 (vgl. JW. 1915 S. 1082, 1503; 
1916, 453). 

Vorſchuß nicht im Beſchluß⸗, ſondern nur im Klage⸗ 
wege zu erzwingen. Striemer, JW. 1916, 689. 
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Belaunutmachung zum Schutze von Angehörigen immobiler 
Fruppenteile vom 20. Jaunar 1916. 
(RGBl. 1916, 47.) 
8 1. 

I. Verfahrensarten. Immo bilenſchutz bejaht: für 
Gewerbe: und Kaufmannsgerichte. Kallee: Gewerbes und 
Kaufmannsgericht 1916, 161. Verneint: für Offenbarungs⸗ 
eidsverfahren, da Teil der Zwangsvollſtreckung, OLG. 
Dresden (26. Febr. 1916) Sächſ Arch. 1916, 164 = DIR. 1916, 
449 = %3. 1916, 698. OLG. Bamberg (24. März 1916) 
Beſchw.⸗Reg. 42/16. 

II. Kein Immobilenſchutz für Angehörige des Oſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Heeres, notfalls Ausſetzung gemäß § 247 ZPO. 
Kallee, Gewerbe⸗ und Kaufmannsgericht 1916, 161. 

III. Behinderung an Wahrnehmung der Rechte 
nur dann, wenn Heeresangehöriger nicht in ausreichender Weiſe 
für Rechtsſtreit vorſorgen kann. Bei Tätigkeit als Kranken⸗ 
wärter in Reſerve⸗Lazarett und Fortführung des Geſchäfts 
durch Frau Vorſorge möglich. OLG. Hamburg V (2. März 1916) 
LZ. 1916, 625. 

IV. Offenbare Unbilligkeit der Ausſetzung bejaht, 
wenn die erteilte Information des Immobilen ſich als unrichtig 
und völlig haltlos erwieſen hat. OLG. München (17. März 1916) 
LZ. 1916, 699. a 
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die Verordnung über Anderung der Entlaftungsperordönung') 
vom 18. Mai 1916. 


Von Juſtizrat Dr. Adolf Heilberg, Breslau. 


Die Rechtsanwaltſchaft hätte vielleicht Anlaß, darüber, daß 
ihre Bemängelungen der am 9. September 1915 ergangenen 
Entlaſtungsverordnung ſo bald zur Aufhebung weſentlicher Teile 
der Verordnung geführt haben, zu triumphieren. Aber trium⸗ 
phieren iſt — übrigens auch im Kriege — weniger wert als 
die Erwägung der Lehren aus der Vergangenheit und der 
Folgerungen für die Zukunft. 

Unter dieſem Geſichtspunkt aber miſcht ſich in die 
Genugtuung darüber, daß die Angriffe gegen die Entlaſtungs⸗ 
verordnung als berechtigt anerkannt worden ſind, ein gewiſſes 
Maß von Beſchämung über den Mißerſolg, den unſere Geſetz⸗ 
gebungstätigkeit während des Krieges erlebt hat; und gleichzeitig 
ergibt ſich, wie berechtigt die warnenden Stimmen derer ſind, 
die vor der Novellengeſetzgebung, vor dem Flicken an einem 
Gebäude von der Bedeutung unſerer Zivilprozeßordnung ſeit 
Jahren warnen. Der Bundesrat hat mit der Entlaſtungs⸗ 
verordnung dem Drängen von Stellen nachgegeben, denen nicht 
an organiſcher Fortbildung unſerer Prozeßgeſetzgebung, ſondern 
an der ſtückweiſe und leider ſprungweiſe erſolgenden Beſeitigung 
einzelner vermeintlicher Mißſtände lag; die Mahnungen der 
etwas beſorgteren ernſteren Freunde unſerer Rechtsentwicklung, 


1) Bekanntmachung über Anderungen der Verordnung zur Ent⸗ 
laſtung der Gerichte vom 9. September 1915 (REBL S. 562). 
Vom 18. Mai 1916. Der Bundesrat hat auf Grund des 8 3 des 
Geſetzes über die Ermächtigung des Bundesrats zu wirtſchaftlichen 
Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 1914 (RGBl. S. 327) folgende 
Verordnung erlaſſen: 

Artikel 1. 


Die Verordnung zur Entlaſtung der Gerichte vom 9. Sep⸗ 
tember 1915 (RGBl. S. 562) wird wie folgt geändert: 


I. Die 88 1 bis 12 (Mahnverfahren vor den Landgerichten) 
werden aufgehoben. 

II. Der 8 16 Nr. 2 wird geſtrichen. Statt deſſen wird folgende 
Vorſchrift als 8 14 a eingefügt: 

Die Friſt für den Widerſpruch wird von dem Gericht 
in dem Zahlungsbefehle beſtimmt: ſie iſt den Vorſchriften 
über die Einlaſſungsfriſt entſprechend zu bemeſſen. 

III. Der § 19 wird aufgehoben. 


die vor Überſtürzung, vor dem Herausbrechen einzelner Steine 
aus einem ganzen Gebäude, vor einſeitiger Berückſichtigung von 
Einzelwünſchen warnten, ſind nicht beachtet worden. 

Mit welchem Erfolge, zeigt die Notwendigkeit, eine kaum 
mehr als ein halbes Jahr in Geltung geweſene Verordnung 
in durchgreifendſter Weiſe zu ändern. 

a) In durchgreifendſter Weiſe! Denn zunächſt wird mit 
einem Federſtrich das landgerichtliche Mahnverfahren wieder 
aufgehoben. Nach den Motiven zur Entlaſtungsverordnung 
ſollte dieſes landgerichtliche Mahnverfahren die ſogenannten 
Verſäumnisſachen ohne mündliche Verhandlung erledigen, und 
es wurde erwartet, daß künftig vor dem Landgericht „die Ver⸗ 
ſäumnisſachen bis auf einen kleinen Reſt in dem neuen ſchrift⸗ 
lichen Verfahren erledigt und damit die Gerichte und Rechts⸗ 
anwälte in erheblichem Umfange entlaſtet werden“. Die Praxis 
hat dieſe Erwartung bitter enttäuſcht. Das landgerichtliche 
Mahnverfahren war einem großen Teil der Schuldner, ins⸗ 
beſondere denen, die den Schutz am wenigſten verdienten, eine 
willkommene Handhabe zur Verſchleppung des Verfahrens und — 


IV. Der 8 20 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

Die Zuläſſigkeit der Berufung iſt, wenn die Berufung 
ausſchließlich einen Anſpruch betrifft, der die Zahlung einer 
Geldſumme zum Gegenſtande hat, durch einen den Betrag 
von fünfzig Mark überſteigenden Wert des Beſchwerde⸗ 
gegenſtandes bedingt. Als ein Anſpruch, welcher die 
Zahlung einer Geldſumme zum Gegenſtande hat, gilt 
auch der Anſpruch aus einer Hypothek, einer Grundſchuld 
oder einer Rentenſchuld. 

V. Der 8 22 erhält folgende Fafſung: 

Im Falle des § 99 Abſ. 3 der ZPO. unterliegt die 
Entſcheidung einer ſofortigen Beſchwerde nur, wenn die 
Beſchwerdeſumme den Betrag von fünfzig Mark überſteigt. 


Artikel 2. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem 22. Mai 1916 in Kraft. 

Rechtsſtreitigkeiten vor den Landgerichten, in denen die Klageſchrift 
vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung eingereicht iſt, unterliegen 
den bisherigen Vorſchriften über das Mahnverfahren vor den Land⸗ 
gerichten. Iſt im Verfahren vor den Amtsgerichten die Klage oder 
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zur Belaſtung der Gerichte, die nach altem Verfahren nur ein 
Verſäumnisurteil, jetzt aber erſt einen Zahlungsbefehl und dann 
ein Verſäumnisurteil ſchaffen mußten. 

Für die Zukunft wird daraus vielleicht die Lehre zu ent⸗ 
nehmen ſein, daß die Trennung der ſogenannten Beitreibungs⸗ 
ſachen von den wirklich ſtreitigen nicht auf dem Wege des 
Mabnverjahrens zu erreichen fein dürfte. 

Die zahlloſen Streitfragen, die fih an die 88 1—12 VO. 
knüpften, werden nunmehr, abgeſehen von der Übergangszeit, 
glücklicherweiſe nur noch der Geſchichte angehören. 

b) Die Anderungen, die die Entlaſtungsverordnung in 
das amtsgerichtliche Mahnverfahren einfügte, einſchließlich des 


das Geſuch um Erlaß des Zahlungsbefehls vor dem Inkrafttreten 
dieſer Verordnung angebracht, fo bemißt ſich die Friſt für den Wider⸗ 
ſpruch nach den bisherigen Vorſchriften. 

Die Koſtenerſtattung auf Grund der vor dem Inkrafttreten dieser 
Verordnung verkündeten Entſcheidungen richtet ſich nach den bisherigen 
Vorſchriften. Das gleiche gilt für die Koſtenerſtattung auf Grund 
anderer Entſcheidungen, die vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung 
ergangen find. 

Die Zuläſſigkeit der Berufung und der Beſchwerde gegen die vor 
dem Inkrafttreten dieſer Verordnung verkündeten Entſcheidungen 
richtet ſich nach den bisherigen Vorſchriften. Das gleiche gilt für die 
Zuläſſigkeit der Beſchwerde gegen andere Entſcheidungen, die vor dem 
Inkrafttreten dieſer Verordnung ergangen ſind. 

Der Reichskanzler. In Vertretung: Lisco. 
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Allgemeine Verfügung vom 25. Mai 1916 über die geſchäftliche 
Behandlung der Prozeßſachen nach den Bekanntmachungen zur Ent⸗ 
laſtung der Gerichte vom 9. September 1915 und 18. Mai 1916 
(& GBI. 1915, 562; 1916, 393). Allgemeine Verfügungen vom 
14. September und 19. Oktober 1915 (JM Bl. S. 204 und 241). Aus 
Anlaß der Bekanntmachung vom 18. Mai 1916 über Anderungen der 
Verordnung zur Entlaſtung der Gerichte wird folgendes beſtimmt: 

1. Die auf die geſchäftliche Behandlung der Mahnſachen bei den 
Landgerichten ſich beziehenden Beſtimmungen in Nr. I, 1 bis 5 und IV, 9 
der Allgemeinen Verfügung vom 14. September 1915 treten für die 
Kechts ſtreitigkeiten, in denen die Klageſchrift nach dem 21. Mai 1916 
eingereicht iſt, außer Kraft. 

2. Die für die Hauptüberficht der Geſchäfte bei den Landgerichten 
und für die Zuſammenſtellungen der Ergebniſſe aus dieſen Überfichten 
in der Allgemeinen Verfügung vom 19. Oktober 1915 unter A II 
Nr. 1 und 3, B II Nr. 1 und C Nr. 2 getroffenen Beſtimmungen, 
ſowie die daſelbſt unter C Nr. 1 gegebenen Vorſchriften, ſoweit ſie 
ſich auf die Landgerichte beziehen, gelten nur noch für die in die 
Hauptüberſichten und die Zuſammenſtellungen für das Jahr 1916 
aufzunehmenden Ergebniſſe. In dieſen Hauptüberſichten (unter Buch⸗ 
Rabe c. Einzelheiten. Unterabſchnitt E. Mahnverfahren) und Zu⸗ 
ſammenſtellungen (in Tabelle 4 f) find außer den Ergebniſſen des 

Rahnverfahrens vor den Landgerichten des Vorjahrs (1915) auch die 
des Jahres 1916, und zwar dieſe mit farbiger Tinte, anzugeben. 

3. Der Gerichtsſchreiber des Amtsgerichts hat dem Gläubiger 
zugleich mit der Benachrichtigung von der Zuſtellung des Zahlungs⸗ 
befehls (8 693 Abſ. 4 der Zivilprozeßordnung) die gemäß § 14 a 
der Verordnung zur Entlaſtung der Gerichte von dem Gerichte be⸗ 
ſtimmte Friſt für den Widerſpruch mitzuteilen. Der Vordruck Z. P. 
Nr. 42 d iſt zu dieſem Zwecke handſchriftlich zu ergänzen. 

Berlin, den 25. Mai 1916. 

Der Juſtizminiſter. In Vertretung; Mügel. 
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Urkunden⸗ und Wechſelmahnverfahrens, bleiben beſtehen. Eine 
erwünſchte Verbeſſerung (vgl. Lewin bei Gruchot 60, 15) iſt 
es, daß die ſtarre Widerſpruchsfriſt von einer Woche (8 692 
ZPO.) beſeitigt und die Beſtimmung des § 16 Nr. 2 EntlVO., 
welche nur für das Urkunden⸗ und Wechſelmahnverfahren galt, 
für das geſamte amtsgerichtliche Mahnverfahren eingeſührt iſt. 

Es war eines der bemerkenswerteſten Beiſpiele der Novellen⸗ 
und Kriegsgeſetzgebung, daß § 16 Nr. 2 EntlVO. einen, wenn 
auch nicht ſehr tiefen, neuen Gedanken in die Prozeßgeſetz⸗ 
gebung für das Urkunden⸗ und Wechſelmahnverfahren einführte, 
für das gewöhnliche Mahnverfahren auszuſprechen unterließ. 

c) Glatt aufgehoben iſt $S 19 VO., und dies wollen und 
müſſen wir freudig begrüßen. Nicht zum wenigſten deshalb, 
weil die Beſtimmung, wenn ſie auch der Geſetzgeber, der 
Bundesrat, nicht aus anwaltfeindlicher Geſinnung heraus er⸗ 
laſſen hat, ſo doch in denjenigen Kreiſen, die da glauben, die 
Rechtspflege, die Rechtsſicherheit und den Frieden im deutſchen 
Volke durch Angriffe gegen die Anwaltſchaft fördern zu müſſen, 
als eine gegen die Anwaltſchaft gerichtete Beſtimmung, als 
eine wohlverdiente Schädigung der Rechtsanwaltſchaft empfunden 
und begrüßt worden iſt. Es war geradezu eine, wenn auch 
nicht beabſichtigte, Kränkung der Rechtsanwaltſchaft, daß die 
Entlaſtungsverordnung die Prüfung der Frage, ob die Tätigkeit 
des Anwalts zweckmäßig und notwendig zur Wahrung der 
Rechte der Partei war, nachträglich, nachdem dieſe Tätigkeit 
entfaltet war, dem Gerichtsſchreiber, in der Zwangsvollſtreckungs⸗ 
inſtanz ſogar dem Gerichtsvollzieher, wenn auch vorbehaltlich 
der Nachprüfung durch den Richter, übertrug (vgl. Eingabe des 
Vorſtandes des Deutſchen Anwaltvereins vom 23. Februar 1916, 
JW. 1916, 559, und der Vereinigung der Kammervorſtände 
vom 4. April 1916, ebenda S. 617). Keine theoretiſche „Ent⸗ 
ſchuldigung“, wie ſie im Reichstag bei Beſprechung der Ent⸗ 
laſtungsverordnung vorgebracht wurde, konnte darüber hinweg⸗ 
helfen. 

Daß Art. 2 der neuen Verordnung vom 18. Mai 1916 die 
Ubergangsfrage auch für dieſe Koſtenerſtattung regelt und nicht 
wie die urſprüngliche Entlaſtungsverordnung die Übergangs⸗ 
fragen „der Wiſſenſchaft und Praxis überläßt“, wie dies leider 
ſo vielfach üblich iſt, iſt erfreulich. Bedauerlich iſt aber, daß 
die neue Verordnung nicht noch einen Schritt weitergegangen 
iſt und auch die Frage, wann denn andere Entſcheidungen „er⸗ 
gangen“ find, beſonders im Falle des § 23 EntlVO., gelöft 
hat. Über dieſe Frage können nun weiter Bücher von Bes 
ſchlüſſen zuſammengeſchrieben werden! 

d) Die durch die SS 20 und 22 EntlVoO. eingeführte Bes 
ſchränkung der Rechtsmittel iſt mindeſtens etwas gemildert. Die 
Berufung iſt an die Summe von mehr als 50 4 nur dann 
geknüpft, wenn der Anſpruch die Zahlung einer Geldſumme 
zum Gegenſtand hat. Die geradezu klägliche Erörterung der 
Vorfrage, ob die Berufung bei einem Wegerecht, einer nega⸗ 
toriſchen Klage oder dergleichen überhaupt zuläſſig oder der 
Wert des Streitgegenſtandes auf weniger als 50 & zu ſchätzen 
ſei, eine Erörterung, die Beweisaufnahmen über den Wert des 
Streitgegenſtandes und zeitraubenden und koſtſpieligen Schrift⸗ 
wechſel erforderlich machen konnte, iſt alſo beſeitigt. Bedauer⸗ 
licherweiſe hat hier die Ubergangsvorſchrift der neuen Ver⸗ 
ordnung nicht glatten Tiſch gemacht, ſondern für die vor dem 
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22. Mai 1916 verkündeten Entſcheidungen die Vorſchrift der 
Entlaſtungsverordnung beſtehen laſſen. 

Auch hier aber zeigt die Ubergangsvorſchrift einen bedauer⸗ 
lichen Mangel an Klarheit. Die Zuläſſigkeit der Berufung 
gegen die vor dem 22. Mai 1916 verkündeten Entſcheidungen 
richtet ſich nach den bisherigen Vorſchriften. Da aber nach der 
Entlaſtungsverordnung ein Urteil ergehen kann, ohne verkündet 
zu werden ($ 23 EntlVO.), hätte es doch recht nahe gelegen, 
in der neuen Abergangsvorſchrift auch dieſen Fall zu berück⸗ 
ſichtigen! 

In weitem Umfange iſt die Beſchränkung der Anfechtbarkeit 
der Koſtenentſcheidungen durch die neue Verordnung beſeitigt. 
Während nach § 22 EntlVO. die Beſchwerde gegen alle Ent⸗ 
ſcheidungen in betreff der Prozeßkoſten, alſo auch gegen Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchlüſſe, Wertfeſtſetzungsbeſchlüſſe an die Beſchwerde⸗ 
ſumme von 50 & geknüpft war, gilt jetzt die Beſchränkung nur 
noch im Falle des § 99 Abſ. 3 ZPO., das heißt alſo, wenn 
bei Erledigung der Hauptſache nur noch Koſtenentſcheidung 
ergangen iſt. | 

Dagegen iſt bedauerlicherweiſe für die Frage der Bewilligung 
von Zahlungsfriſten die Bedingung der Beſchwerdeſumme bei⸗ 
behalten. 

e) Leider iſt damit der Inhalt der Novelle zur Entlaſtungs⸗ 
verordnung erſchöpft. Daß die ſachlich unpraktiſche Beſtimmung 
des 8 18 über den Sühneverſuch, die wenig bedeutſame, aber 
erwünſchte Beſtimmung des $ 25 über die Berichtigung des 
Tatbeſtandes, die Möglichkeit der abgekürzten Ausfertigung land⸗ 
gerichtlicher Urteile, die erwünſchten Beſtimmungen der 88 27, 28 
Entl VO. geblieben find, ſoll nicht beklagt werden. 

Aber geblieben ſind leider auch die Beſtimmungen der 
88 23, 24 EntlBD., die nach diesſeitiger feſter Überzeugung 
ohne zwingenden Anlaß durch eine Notverordnung, das Rückgrat 
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der ZPO. beſchädigt haben, Richter und Anwälte in die Ver⸗ 
ſuchung der Flüchtigkeit und Oberflächlichkeit gebracht, die Rechts⸗ 
ſicherheit für Gegenwart und Zukunft gefährdet haben. Man 
leſe nur jetzt die landgerichtlichen Urteile, die, ohne jeden Tat⸗ 
beſtand, notgedrungen zur Unvollſtändigkeit und Dürftigkeit der 
Gründe führen, die die zweite und dritte Inſtanz erraten, aber 
nicht erkennen laſſen, worüber denn das Gericht der Vorinſtanz 
entſcheiden wollte, entſcheiden ſollte und entſchieden hat, 
die aus dem einheitlichen Gebäude des Verfahrens Grund⸗ 
pfeiler herausbrechen, die — man muß und darf es offen aus⸗ 
ſprechen — gerade diejenigen Richter und Rechtsanwälte 
von Arbeit entlaſten, die am wenigſten zur gründlichen 
Arbeit Neigung haben, am wenigſten die Entlaſtung verdienen, 
am wenigſten ihrer bedürfen. Alles dies auf Koſten der Klarheit 
und Sicherheit der Rechtsfindung und Rechtſprechung. 
Wem die deutſche Rechtſprechung am Herzen liegt, der wird 
darauf bedacht ſein müſſen, daß auch dieſe Beſtimmungen dem⸗ 
nächſt verſchwinden. 

Vor allem aber und grundſätzlich wollen und ſollen wir 
aus der Geſchichte der Entlaſtungsverordnung lernen für die 
nach dem Kriege bevorſtehende Reform unſerer ZPO. Sowenig 
ein Verfahrensgeſetz, das vor allem dem Zwecke angepaßt ſein 
muß, Prinzipienreiterei treiben darf, fo wenig darf es vorüber 
gehenden tendenziöſen Strömungen Rechnung tragen, wenn das 
Vertrauen zu Geſetz und Recht nicht, zumal in der Not der 
jetzigen Zeit, leiden ſoll. Der Jubel aber, mit dem eine be⸗ 
ſtimmte Richtung der Reformatoren der ZPO. die Entlaſtungs⸗ 
verordnung begrüßte, ein Jubel, der jetzt vorausſichtlich in das 
Gegenteil umſchlagen wird, legte die Annahme nahe, daß die 
Entlaſtungsverordnung das Vorbild der nach dem Kriege ge⸗ 
planten Prozeßreform ſei. Daß dieſer Annahme nunmehr der 
Boden entzogen iſt, wollen wir gern feſtſtellen. 


R *. 


45. Jahrgang. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


881 


Eingabe des Vorfiandes des Deutſchen Anwaltvereins vom 23. Mai 1910 
an den Bundesrat. 


Leipzig, den 23. Mai 1916. 
Schreberſtraße 3. 


Dem Hohen Bundesrat 


beehren wir uns ergebenſt Abſchrift eines Beſchluſſes zu überreichen, 
den die Vertreterverſammlung des Deutſchen Anwaltvereins am 
16. April 1916 zu Eiſenach gefaßt hat. 

Nach dieſem Beſchluß zu I, Ia und Ib bitten wir geneigteſt 

a) eine Verordnung zu erlaſſen, nach welcher für die 
Kriegs zeit mit ſofortiger Wirkung die Sätze des 8 9 RAGebd. 
wie in dem Beſchluß angegeben erhöht werden und außerdem 
eine Erhöhung des Pauſchquantums für die Auslagen in 
I. und II. Inſtanz den heutigen Verhältniſſen entſprechend 
feſtgeſetzt wird, 

d) auf Grundlage des vom Deutſchen Anwaltverein über⸗ 
reichten Entwurfs unter Berückſichtigung der in der Denkſchrift 
des Vereins niedergelegten Begründung eine allgemeine Reform 
der Gebührenordnung vorzubereiten. 


Unſer Antrag nimmt auf den beiliegenden, dem Reichsjuſtizamt 
vom Deutſchen Anwaltverein überreichten Entwurf einer Gebühren⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte Bezug, deſſen Eingang uns vom Reichs⸗ 
juſtizamt durch Schreiben vom 24. Mai 1912 Nr. 2579 beſtätigt 
worden iſt. 

In der Begründung des Entwurfs iſt die Notwendigkeit einer 
Erhöbung der Gebühren dargelegt und es iſt S. 86 und 40 hervor⸗ 
gehoben worden, daß in manchen Gegenden unter den Anwälten bereits 
wirkliche Not beſtehe. S. 36 iſt auch auf die vom Reichstage am 
27. April 1909 (Druckſachen des Reichstags S. 8168, 8234) an⸗ 
genommene Reſolution hingewieſen worden, lautend: 

„Den Herrn Reichskanzler um die Vorlegung einer Geſetzes⸗ 
novelle zu erſuchen, durch welche die Gebührenordnung der 
Rechtsanwälte einer Reviſion unterzogen wird, welche unter 
Berückſichtigung der Forderungen der ſozialen Gerechtigkeit 
einerſeits und der gefteigerten Teurung aller Lebensverhältniſſe 
anderer ſeits, den Vorſchlägen der Vorſtände der Anwalts⸗ 
kammern entſprechend, eine angemeſſene Erhöhung der Gebühren 
der Rechtsanwälte vorfieht.“ 

Vergleiche Bericht der 30. Kommiſſion über den Entwurf eines 
Geſetzes betreffend Anderungen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, der 
Ziwilprozeßordnung, des Gerichtskoſtengeſetzes und der Gebühren⸗ 
ordnung für Rechtsanwälte Nr. 735, erſtattet am 31. März 1909 
S. 77 f. 

In einer Beſprechung im Reichsjuſtizamt vom 19. Oktober 1912, 
an welcher mehrere Vertreter des Deutſchen Anwaltvereins teilgenommen 
haden, wurde ſeitens des Reichsjuſtizamts die Beſchaffung ſtatiſtiſcher 
Unterlagen über die Einkommensverhältniſſe der Rechtsanwälte für 
notwendig erklärt. Innerhalb des Deutſchen Anwaltvereins beſtand 
ſchon damals — wie auch von uns erklärt wurde — kein Zweifel 
darüber, daß die Beſchaffung einer vollſtändigen Statiſtik unmöglich 
ſei. Es wurde indes ſeitens des RNeichsjuſtizamts Gewicht darauf 
gelegt, auch wenn nur eine Teilſtatiſtik erlangt werden könne, dieſe 
zu beſchaffen. 

Durch Schreiben vom 3. Juni 1914 haben wir dem Reichsjuſtiz⸗ 
amt eine Druckſchrift „Ergebnis der Umfrage über die Einkommens⸗ 


verhältniſſe der Rechtsanwälte (Einkommen aus bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten und Bureauunkoſten)“ überreicht. Ein Exemplar dieſer 
Druckſchrift wird hier beigefügt. Die Umfrage, die zu dieſem Ergebnis 
geführt hat, war durch die Verſendung eines Fragebogens, mit deſſen 
Inhalt ſich das Reichsjuſlizamt einverſtanden erklärt hatte, veranſtaltet 
worden. Es ſollte nicht das Einkommen der Anwälte ſchlechthin, 
ſondern das Einkommen der mit Zivilſachen vollbeſchäftigten Rechts⸗ 
anwälte berechnet werden. Wie auf S. 2 f. der Druckſchrift berechnet 
worden iſt, ergab ſich je nach der Art der Berechnung der Bureau⸗ 
unkoſten ein durchſchnittliches Reineinkommen von rund 4200 oder 
4800 A. Das durchſchnittliche Reineinkommen der Oberlandes⸗ 
gerichtsanwälte iſt S. 4 auf 6300, der Landgerichtsanwälte auf rund 
4400 und der Amtsgerichtsanwälte auf rund 3300 & berechnet. 
Vergleiche die beiliegenden Nachrichten für die Mitglieder des Deutſchen 
Anwaltvereins Nr. 6, Juni 1914, S. 83 f., dem Reichsjuſtizamt vom 
Deutſchen Anwaltverein überreicht am 25. Juni 1914. Nach der 
Tabelle VI der Druckſchrift belief ſich das Einkommen bei 36,8 Prozent 
auf höchſtens 3000 & und in 40,5 Prozent auf 3000 bis 6000 &. 

In dem Entwurf einer Gebührenordnung iſt S. 41 f. darauf 
hingewieſen, daß im Großherzogtum Heſſen nach einer Feſtſtellung für 
das Steuerjahr 1909/10 32 Prozent der Anwälte ein Einkommen von 
unter 4000 & hatten, daß eine Statiſtik ſür Leipzig aus dem Jahre 
1904 für 23 Prozent ein Einkommen von unter 3000 & ergebe, in 
Chemnitz im Jahre 1907 19 Prozent es nicht über ein Einkommen 
von 3000 & gebracht haben, und daß mehrere Jahre vor 1912 der 
Vorſtand der Anwaltskammer zu Nürnberg ein durchſchnittliches Ein⸗ 
kommen von 5000 & als zu hoch gegriffen bezeichnet habe. 

Schon im Januar 1909 hat die Vereinigung der Vorſtände der 
Deutſchen Anwaltskammern beim Reichstage die Erhöhung der Anwalts⸗ 
gebühren, insbeſondere eine Aufbeſſerung der ſämtlichen Gebühren⸗ 
ſätze aus 89 GebD. um 25 Prozent beantragt. (JW. 1909 S. 65. 
Vergleiche die obenerwähnte Reſolution des Reichstags.) 

Nachdem auch die vom Keichsjuſtizamt für erforderlich erachtete 
ſtatiſtiſche Grundlage beſchafft worden, durften wir davon ausgehen, 
daß im Jahre 1914 oder 1915 durch die Geſetzgebung eine Erhöhung 
der Anwaltsgebühren eingeführt werden würde. Der Krieg hat die 
Erfüllung dieſer Erwartung gehindert. Andererſeits hat er die Not⸗ 
lage der Rechtsanwaltſchaft in hohem Maße geſteigert. Es kommt 
nicht nur die allgemeine Teuerung der Kriegszeit in Betracht, ſondern 
es find auch gerade die Materialien, deren die Rechtsanwaltsbureaus 
bedürfen, erheblich im Preiſe geſtiegen, und es müſſen vielfach Bureau⸗ 
beamte Kriegszulage erhalten und die Familien von im Heere 
ſtehenden Bureaubeamten unterſtützt werden. 

Vor allem find aber die Rechtsanwaltsgeſchäfte durch den Krieg 
ſtark vermindert worden, und die beim Heere ſtehenden Anwälte, ſo⸗ 
weit ſie nicht ihre Bureaus überhaupt haben ſchließen müſſen, erhalten 
aus ihrer Praxis ſo geringe Einnahmen, daß ſie die Ausgaben für 
ſich und ihre Familien hiervon nicht beſtreiten können. Bis zum 
12. April 1916 iſt von der Hilfskaſſe für Deutſche Rechtsanwälte ein 
Kriegsfonds von 325 000 & geſammelt worden. Dieſes Kapital iſt 
durch die bis zu dieſem Tage bewilligten Unterſtützungen vollſtändig 
aufgebraucht. Seitdem find die Einnahmen des Kriegsfonds geſunken, 
die Ausgaben gewachſen. 

Wenn auch im allgemeinen die Erſchwerniſſe des Krieges, ſolange 
es irgend angeht, ertragen werden müſſen, fo find doch andere Berufs: 
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ſtände, wenn ſie bei der Verſchlechterung ihrer Erwerbsverhältniſſe in 
Bedrängnis geraten ſind, imſtande, durch höhere Verwertung ihrer 
Leiſtungen einigermaßen die entſtehenden Verluſte auszugleichen. Die 
Rechtsanwälte ſind durch die geſetzliche Taxe hieran gehindert. 

Außerdem hat die deutſche Rechtsanwaltſchaft im Jahre 1909 
in den Armenſachen, abgeſehen von den baren Auslagen, Anwalts⸗ 
arbeit für den Gebührenwert von über 5 Millionen Mark geleiſtet, 
ohne hierfür irgendein Entgelt zu erhalten. (S. 48 Entwurf einer 
Gebührenordnung.) Dieſe Arbeit wird auch während des Krieges 
von der Anwaltſchaft unentgeltlich fortgeſetzt, und wir haben uns 
eines Antrages auf eine Anderung zur Zeit enthalten. 

Schließlich handelt es ſich aber gegenwärtig nicht nur um eine 
Laſt des Krieges, ſondern um die Frage, ob die Gebührenerhöhung, 
die ſchon vor dem Kriege von uns und den vereinigten Kammervor⸗ 
ſtänden beantragt, vom Reichstage angeregt und von der Regierung 
erwogen war, und deren Unterlagen wir ſchon vor dem Kriege auf 
Verlangen des Reichsjuſtizamts beſchafft hatten, zur Zeit unterbleiben 
ſoll, weil die Kriegszeit für ſolche Geſetzgebungsarbeit nicht geeignet 
iſt, während gerade die Kriegszeit die durch die Gebührenerhöhung zu 
lindernde Not in ſehr hohem Maße geſteigert hat. Die Vertreter⸗ 
verſammlung hat durch ihren Beſchluß dieſe Frage verneint. Wäre der 
Krieg von kurzer Dauer geweſen, ſo wäre eine weitere Hinaus⸗ 
ſchiebung möglich erſchienen. Jetzt aber liegt die Gefahr vor, daß 
bei längerer Dauer des Notſtandes eine dauernde Schädigung des 
Anwaltſtandes eintritt, die nach dem Kriege nicht wieder gutzu⸗ 
machen wäre. 

Wenn unſer Antrag ſich an den früher überreichten Entwurf einer 
Gebührenordnung anſchließt, ſo iſt dies gerade ein Beweis dafür, daß 
wir in erſter Linie nur frühere Vorſchläge aufrechterhalten wollen, 
deren Berückſichtigung während der Kriegszeit dringend geboten iſt, aber 
auch nach dem Kriege empfehlenswert erſcheinen wird. Die in 8 9 
des Entwurfs einer Gebührenordnung vorgeſchlagenen Sätze ſtimmen 
zum großen Teil mit den Sätzen überein, die ſchon im Jahre 1909 
von dem Deutſchen Anwaltstage zu Roftod gebilligt worden find. 
(JW. 1909, 605). Unſer Antrag bezüglich des Pauſchquantums enthält 
ſich eines Vorſchlags bezüglich der Höhe der zu bewirkenden Steigerung. 
Wir bitten die gegenwärtige Steigerung der Bureauunkoſten und auch 
die dem Reichstage vorgeſchlagene Erhöhung der Portoſätze und 
Gebühren für den Telegramm⸗ und Fernſprechverkehr in Betracht zu 
ziehen. 

Sollte es angemeſſen erſcheinen, die Erhöhung der Gebühren 
nicht auf der Grundlage des geſtellten Antrages eintreten zu laſſen, 
ſo bemerken wir, daß der Vertreterverſammlung noch zwei Anträge 
vorgelegen haben: 

a) ein Antrag (Mehnert), daß ſämtliche Gebühren der Nechts⸗ 
anwälte, auch die Pauſchſätze, für die Dauer des Krieges um 25 v. H. 
erhöht werden; 

b) ein Antrag (Kuſel), daß die Gebühren der Rechtsanwälte, 
auch die Pauſchſätze, in ftreitigen Sachen in I. und II. Inſtanz für 
die Dauer des Krieges um 25 v. H. erhöht werden. 

Wenn wir von dem Antrage a) abſehen, ſo bitten wir doch 
eventuell den Antrag b) zu berückſichtigen, der nur mit der Mehrheit 
von 1 Stimme abgelehnt worden iſt. Die Ablehnung erfolgte, nach⸗ 
dem man gegen den Antrag ausgeführt hatte, man ſolle ſich auf die 
Grundlage des Entwurfs ſtellen, den der Deutſche Anwaltverein mit 
vieler Mühe ausgearbeitet und dem RNeichsjuſtizamt bereits vor dem 
Kriege überreicht habe, zumal jede ſchematiſche Erhöhung ihre Ge⸗ 
fahren habe und die vom Deutſchen Anwaltverein entworſene Ge⸗ 


bührenordnung einen organiſch ausgearbeiteten Entwurf darbiete und 
die Grundlage für eine dauernde Reviſion ſein könne. 

Der Unterſchied zwiſchen unſerem prinzipalen Antrage und dem 
Antrage b) beſteht im weſentlichen darin, daß im Antrage b) die 
Erhöhung der Gebühren für die III. Inſtanz ausſcheidet und die 
Erhöhung aller Gebühren, nicht nur der Sätze des § 9 und genau um 
25 Prozent bezweckt wird. Was die Summe der Erhöhung anlangt, 
ſo bleibt der prinzipale Antrag bei zwei Poſitionen der Wertklaſſen 
1—18 (4. und 5. Wertklaſſe) unter 25 Prozent zurück, im übrigen 
beträgt die Erhöhung in dieſem Antrage bei den meiſten Wertſtufen 
zwiſchen der 1. und 18. Wertklaſſe ebenfalls 25 Prozent und nur bei 
den Wertklaſſen 1, 2, 3, 6 über 25 Prozent. Bei den über bie 
erſten 18 Stufen hinausgehenden Wertklaſſen iſt in dem prinzipalen 
Antrage eine Steigerung der Gebührenſätze um je 6 für jede 
Wertklaſſe vorgeſchlagen; dieſe Steigerung geht über die in dem 
Antrage b) vorgeſchlagene Erhöhung hinaus. 

Die beiden Anträge ſtehen einander dem Inhalte nach ſo nahe, 
daß es nicht ſchwer fein dürfte, eventuell den Übergang von dem 
einen zum anderen zu finden. 

Wenn ſchließlich von uns um die Vorbereitung einer allgemeinen 
Reform der Gebührenordnung auf Grundlage des von uns über⸗ 
reichten Entwurfs gebeten wird, ſo bedarf dies nicht einer beſonderen 
Begründung, da hiermit nur früher geſtellte Anträge wiederholt 


werden. 
Ehrerbietigſt 


Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins 
Dr. Haber, Geh. Juſtizrat, Vorſitzender. 


* 


Beſchluß der Vertreterverſammlung des Deutſchen Anwaltvereins 
zu Eiſenach vom 16. April 1916. 


In Erwägung, daß 
bereits lange Zeit vor Ausbruch des Krieges innerhalb der 
deutſchen Rechtsanwaltſchaft eine Notlage entſtanden iſt, 
die eine Abhilfe dringend erſorderlich gemacht hat, 
die Gründe hierfür in der von dem Deutſchen Anwalt⸗ 
verein dem Reichsjuſtizamt überreichten Denkſchrift ein⸗ 
gehend erörtert ſind, 
der Deutſche Anwaltverein auch auf Wunſch des Reichs⸗ 
juſtizamts die in der Denkſchrift feſtgeſtellten Tatſachen 
durch eine beſondere Statiſtik nachgewieſen hat, 
die bereits vorhandene Notlage mit Ausbruch des Krieges 
in gefahrdrohender Weiſe geſteigert worden iſt, 
beſchließt die Vertreterverſammlung des Deutſchen Anwaltvereins: 
an das Reichsjuſtizamt das dringende Erſuchen zu richten, mit 
tunlichſter Beſchleunigung N 
a) durch eine Notverordnung die in § 9 RAGebO. aufgeſtellten 
Sätze in Gemäßheit des vom Deutſchen Anwaltverein über⸗ 
reichten Entwurfs und unter Berückſichtigung der darin 
feſtgelegten Grundſätze, insbeſondere bezüglich der Scheidung 
ſtreitiger von unſtreitigen Sachen, auch das Pauſchquantum 
— dieſes aber nur für die Sachen I. und II. Inſtanz — 
zu erhöhen, 
auf Grundlage des vom Deutſchen Anwaltverein überreichten 
Entwurfs und unter Berückſichtigung der in der Denkſchrift 
des Vereins niedergelegten Begründung eine allgemeine 
Reform der Gebührenordnung vorzubereiten. 


b 
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Im Rampfe für das Vaterland find folgende Rechtsanwälte gefallen: 


(Fortſetzung der Lifte von Nr. 11, 1916.) 


Erneſt Linnartz aus Berlin. 


Dr. A. Weber aus Wiesbaden. 


Haftet der Anwalt für das Verſchulden ſeines 
Sozins?) 
Von Rechtsanwalt Dr. Willy Kaufmann, Leipzig. 


I. 

Ob der Anwalt verantwortlich ift für das Verſehen feines 
Kollegen, mit dem er ſich zur gemeinſamen Ausübung des 
Berufs verbunden hat, iſt in dieſer Zeitſchrift wiederholt er⸗ 
örtert worden: fo von Joſef, IW. 1912, 511, und von Goertz, 
JW. 1912, 629. 

Die Frage iſt wichtig nicht nur wegen ihrer praktiſchen 
Bedeutung, ſondern vor allem, weil der Ehrenpunkt hinein⸗ 
ſpielt, nachdem das RG. in der Entſcheidung des III. ZS. vom 
6. Oktober 1914 (RGZ. 85, 306) ausgeſprochen hat, die 
Standesehre verlange, daß der Anwalt die Verantwortung für 
jenen Sozius trage. 

In eigener Sache zu beurteilen, iſt niemals ungefährlich, 
vor allem aber da, wo das Standesintereſſe mit der Standes⸗ 
würde im Widerſtreit liegt oder zu liegen ſcheint. Es iſt des⸗ 
halb dankbar zu begrüßen, daß ein Außenſtehender, ein an⸗ 
geſehener Rechtslehrer, ſich mit dem Gegenſtand befaßt hat: 
In der LZ. 1916, 199 behandelt Dertmann unſere Frage 
juriſtiſch, wirtſchaftlich und rechtspolitiſch mit einem Maße von 
Berftändnis, das die Verhältniſſe der Anwaltſchaft nicht immer 
und nicht überall zu finden pflegen. 


I) Wertvolle Auskünfte und Anregungen verdanke ich dem All⸗ 
gemeinen Deutſchen Berficherungs verein in Stuttgart. 


II. 

Sedes materiae iſt $ 425 Abi. 2 BGB.: Ein Geſamt⸗ 
ſchuldner haftet für das Verſchulden des anderen nicht. Das 
Gegenteil gilt nur, wenn ſich aus dem Schuldverhältnis ein 
anderes ergibt, d. h. wenn das Gegenteil ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend vereinbart wurde. Eine ausdrückliche Verein⸗ 
barung, wonach die verbundenen Anwälte als Geſamtſchuldner 
haften ſollen, wird kaum jemals vorkommen. Es handelt ſich 
darum, ob in dem Auftrage an zwei Sozien eine ſtillſchweigende 
Begründung der Geſamthaftung enthalten iſt. Das RG. be⸗ 
jaht dieſe Frage. Die Haftungsübernahme ſei nach Treu und 
Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte anzunehmen. 

„Wenn auch die verbundenen Anwälte die ihnen über⸗ 
tragenen Sachen nicht gemeinſam bearbeiten, ſondern ein 
jeder ſelbſtändig diejenigen Geſchäfte erledigt, welche ihm nach 
der zwiſchen ihnen vereinbarten Geſchäftsverteilung zufallen, 
und böchſteng bei beſonders wichtigen oder ſchwierigen Fragen 
die Anſicht des anderen einholt, ſo iſt doch der Zweck der 
Verbindung ein gemeinſames Wirken beider zwecks Erzielung 
gemeinſchaftlichen Erwerbes. Beiden Anwälten kommt nach 
näherer Beſtimmung der zwiſchen ihnen getroffenen Ver⸗ 
einbarung die Vergütung für die Tätigkeit des einzelnen 
zugute; werden, wie hier, beide mit dem Berufsgeſchäfte be⸗ 
traut, ſo haben ſie auch gemeinſam Anſpruch auf die Ver⸗ 
gütung, die im gegebenen Falle in dem Gebührenvorprozeß 
auch von ihnen beiden eingeklagt worden iſt. Dieſen Vor⸗ 
teilen und Rechten der verbundenen Anwälte müſſen bei 
Berückſichtigung der Würde des Anwaltſtandes auch ihre 
Pflichten entſprechen; wie jeder aus der Tätigkeit des anderen 
Vorteil zieht, muß er auch ebenſo wie der tätige ſelbſt der 
Partei lasten Mit der Standesehre der Anwälte iſt eine 
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Ablehnung der Verantwortung für die Tätigkeit des anderen 
nicht vereinbar, zumal die Verteilung der Geſchäfte unter die 
verbundenen Anwälte lediglich deren innere Angelegenheit iſt 
und die Partei häufig keine Kenntnis davon hat, welcher 
Anwalt ihre Sache bearbeitet oder hätte bearbeiten müſſen. 
Könnte ſie nur dieſen belangen, ſo würde ſie Gefahr laufen, 
zunächſt einen Rechtsſtreit zu verlieren, wenn ſie ſich über 
die Perſon des Bearbeiters ihrer Angelegenheit geirrt haben 
ſollte. Alles dieſes rechtfertigt den Schluß, daß die den 
gemeinſamen Berufsausübung verbundenen, bei demſelben 
Gerichte zugelaſſenen Anwälte ſich durch gemeinſame Über⸗ 
nahme der Vertretung einer Partei nicht nur zur Ausführung 
des Auftrags durch einen von ihnen verpflichten, ſondern 
damit auch die Haftung als Geſamtſchuldner für die ordnungs⸗ 
mäßige Ausführung des Auftrags, für den der Partei durch 
80 ulden des einen von ihnen erwachſenen Schaden über⸗ 
nehmen 2 


Mit zutreffenden Gründen tritt Dertmann dieſen Aus⸗ 
führungen entgegen: Der Geſchäftszweck mache durchaus nicht 
eine Geſamthaftung notwendig. Der Zweck der Verbindung 
von Anwälten liege zunächſt keineswegs in einer Erhöhung der 
Rechtsſicherheit des Publikums, ſondern in der bequemeren, 
leichteren, vielfach auch verbilligten Berufsausübung. Wenn 
das RG. den einen Anwalt für das Verſchulden des anderen 
verantwortlich erklärt, ſo mute es ihm eine ſtändige Kontrolle 
der vom Kollegen bearbeiteten Geſchäfte, ein Einmengen in 
ſeinen Tätigkeitskreis zu, ohne daß er dafür irgendeine Gegen⸗ 
leiſtung erhielte. Unerheblich ſei, daß die Vergütung für die 
Tätigkeit des einzelnen Anwalts beiden Anwälten zugute komme. 
Das ſei regelmäßig, aber nicht notwendig der Fall; ſo nicht 
in den Fällen, wo der jüngere Anwalt auf eine feſte Summe 
geſetzt iſt. Auch wo es der Fall ſei, erhalte jeder doch vom 
Geſamtergebnis der Praxis für ſeine Perſon nur die Hälfte 
oder eine ſonſtige Quote. Seine Gewinnanwartſchaft werde 
zwar durch die Mitarbeit des Kollegen auf der einen Seite 
verdoppelt, aber dafür auf der anderen durch die Anteilnahme 
des anderen am Erträgnis umgekehrt wieder halbiert. 

Ein praktiſches Bedürfnis für die Geſamthaftung beſtehe 
nicht. Der Klient ſei in der Lage, den wahren Bearbeiter der 
Sache feſtzuſtellen, ſei es aus den Akten, ſei es durch Aus⸗ 
kunftserteilung der Anwälte, zu der fie nach 8 242 BGB. ver⸗ 
pflichtet ſeien. 

Dieſe Gründe Oertmanns werden nicht dadurch abs 
geſchwächt, daß der Anwalt wie gegen alle anderen Fälle der 
Haftpflicht, ſo auch gegen die Geſamthaftung ſich durch Ver⸗ 
ſicherung ſchützen kann, denn einmal kommen Schädenfälle vor, 
deren Höhe die üblichen Verſicherungsſummen bedeutend über⸗ 
ſteigen, und andere, die von der Verſicherung überhaupt aus⸗ 
geſchloſſen ſind, z. B. die Schäden, die durch Fehlbeträge bei 
der Kaſſenführung, durch Untreue des Perſonals, durch Ab⸗ 
handenkommen von Geld, Wertpapieren und Wertſachen oder 
durch Verſtöße bei der Kaſſenführung entſtehen. Ferner trägt 
die Verſicherungsgeſellſchaft ſtets nur einen Teil (bei dem All: 
gemeinen Deutſchen Verſicherungsverein in Stuttgart ſind es 
80 Prozent) des Schadens. Endlich hat die Entſtehung eines 
Verſicherungsfalles die Wirkung, daß die Verſicherungsſumme 
ſich um den ausgezahlten Betrag reduziert und daß die Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft das Recht erhält, das Verſicherungsver⸗ 
hältnis zu kündigen. Es kann der Fall eintreten, daß der 
ſchuldloſe Anwalt wegen eines Verſehens ſeines Sozius die 
Möglichkeit verliert, ſein Riſiko für die Zukunft durch Ver⸗ 
ſicherung abzuwenden. Auf der anderen Seite ſind Fälle, in 


denen es dem Geſchädigten nicht möglich war, ſeine Schäden⸗ 
forderung von dem ſchuldigen Anwalt beizuziehen, mir wenigſtens 
nicht bekannt geworden. Häufig ſind ſie keinesfalls. Ein Intereſſe 
der geſchädigten Partei an der Geſamthaftung beſteht hiernach 
kaum, falls es nicht in der — angeblichen — Schwierigkeit 
beſteht, den richtigen Beklagten zu ermitteln. 

III. 

Die Praxis hat bis zu dem Urteil vom 6. Oktober 1914 
die Geſamthaftung meiſtens verneint. Allerdings hatte der höchſte 
Gerichtshof ſchon in der Entſcheidung Bd. 22 S. 319 auf Grund 
des preußiſchen Rechts den jetzt eingenommenen Standpunkt 
vertreten. Dieſer Entſcheidung haben aber u. a. Eccius, 
Preuß. Privatrecht Bd. 1 §8 63 Anm. 66, und Dernburg 
Bd. 2 8 49 Anm. 6 unter Hinweis auf § 438 J, 5 AM. 
widerſprochen. Für das Recht des BGB. zitiert Oertmann 
zwei Urteile des OLG. Hamburg aus den Jahren 1909 und 
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wohl in dem einen Falle die Vollmacht auf beide Anwälte aus⸗ 
geſtellt war und obwohl auch der ſchuldloſe Anwalt in der 
Sache u. a. durch Unterzeichnung von Briefen mitgewirkt hatte. 
Das Gericht nahm an, daß er hierbei lediglich als Vertreter 
ſeines Sozius tätig geworden ſei. In Hamburg hat ſich be⸗ 
kanntlich die Anwaltſozietät zuerſt in größerem Umfange ent⸗ 
wickelt; ſie iſt auch gegenwärtig dort ſehr verbreitet. Daß 
gerade die Hamburger Gerichte bisher die Geſamthaftung ab⸗ 
lehnten, läßt darauf ſchließen, daß dort jedenfalls ihre praktiſche 
Notwendigkeit nicht zutage getreten war. Neuerdings hat das 
OLG. Hamburg feine zutreffende Anſicht aufgegeben und ſich 
dem RG. angeſchloſſen. (Urteil vom 21. Dezember 1915, JW. 
1916, 519; vgl. die Anmerkung Friedländers daſelbſt. Das 
Urteil iſt vor dem Aufſatze Oertmanns ergangen). Das KG. 
hat die Geſamthaftung verneint in einem Urteile vom 6. Juli 
1911 — 16 U. 1377/11. Die Entſcheidung führt aus: 

Für das geltende Recht iſt eine geſamtſchuldneriſche 
Haftung der Beklagten und damit eine Haftung des Beklagten 
de 2 unbedingt zu verneinen, und zwar iſt bei der 1 

es gegenwärtigen es davon auszugehen, daß das Auf⸗ 
tragsſchreiben des Rechtsanwalts unſtreitig nur an den Be⸗ 
klagten zu 1 gerichtet war. Nur der Beklagte zu 1 iſt in der 
Sache tätig geweſen. Er hat den von Rechtsanwalt H. er⸗ 
haltenen Entwurf der Widerſpruchsklage durchgeſehen und 
verbeſſert, die notwendigen Abſchriften fertigen laſſen, die 
Urſchrift zur Terminsbeſtunmung perſönlich vorgelegt und die 
Zuſtellung veranlaßt. 

Daraus ergibt ſich, daß nur der Beklagte zu 1 für die 
Klägerin tätig geweſen iſt, der Beklagte zu 2 war niemals 
mit der Sache befaßt und ſollte ſich u mit ihr be 
fallen. Daß fpäter eine auf die beiden Beklagten lautende 
Vollmacht von der Klägerin unterzeichnet worden iſt, ändert 
daran nichts. Es hafter nur der ſchuldhaft handelnde Anwalt. 
Dagegen ſteht ein Schadenserſatzanſpruch der Partei gegen 
den mit dem ſchuldhaft handelnden Anwalt verbundenen Rechts⸗ 
anwalt nicht zu. „Die Verpflichtungen der verbundenen Rechts⸗ 
anwälte haben einen ſelbſtändigen und voneinander unab⸗ 
hängigen Charakter, ſo daß das Verſchulden nur gegen den⸗ 
jenigen wirkt, in deſſen Perſon es eingetreten iſt.“ (Joſef 
in Gruchot 44, 430). Für die Wirkung des Verſchuldens 
eines von mehreren Dienſtverpflichteten kommt lediglich § 425 
BGB. in Betracht. Die vom RG. in ſeiner Entſcheidung 
Bd. 22 S. 315 angezogenen Sondervorſchriften des preußiſchen 
Rechtes ſind für das BGB. ausdrücklich abgelehnt worden. 
(Mot. II, 536). 

Dieſer Fall unterſcheidet ſich von dem vom RG. im 
85. Band behandelten allerdings dadurch, daß das KG. an⸗ 
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genommen hat, es fei nur dem einen Anwalt Auftrag erteilt 
worden. Man muß ſich aber hüten, auf dieſe Feſtſtellung 
allzu großes Gewicht zu legen. Die Vollmacht wurde beiden 
Anwälten erteilt. Der Korreſpondenzanwalt, der den Auftrag 
erteilte, erfuhr aus dem Antwortſchreiben, wenn er es nicht 
ſchon vorher wußte, daß der Beklagte zu 1 mit dem Beklagten 
zu 2 aſſoziiert war. Daf er verlangt hätte, nur der Be⸗ 
klagte zu 1 ſolle die Sache bearbeiten, iſt nicht erſichtlich. 
Vielleicht hätte auch eine eingehende Prüfung der Handakten 
ergeben, daß der Beklagte zu 2 im weiteren Verlaufe des 
Prozeſſes nach dieſer oder jener Richtung tätig geworden iſt. 
Das Gericht hätte auch zu dem Ergebnis gelangen können, 
daß ein gemeinſchaftlicher Auftrag vorliege. In der Entſcheidung 
des RG. Band 85 iſt zwar „tatfächlich feſtgeſtellt“, daß der 
Kläger den beiden Beklagten Vertretungsmacht erteilt und 
beiden dic Durchführung ſeiner Rechte übertragen habe; beraten 
batte ihn aber — wie das Urteil hinzufügt — nur der eine 
Beklagte. Es bleiben die näheren Umſtände verborgen, aus 
denen die Schlußfolgerung gezogen wurde, daß der Auftrag 
beiden Beklagten erteilt worden ſei. Die beiden Urteile liefern 
einen neuen Beleg für die Erfahrung, daß die bei dem Richter 
obwaltenden Zweckmäßigkeitsvorſtellungen unter Umſtänden un⸗ 
bewußt die Feſtſtellung der Urteilsgrundlagen beeinfluſſen 
konnen: Wer die Geſamthaftung aus praktiſchen Gründen für 
geboten hält, wird unwillkürlich geneigt ſein, einen gemein⸗ 
ſchaftlichen Auftrag anzunehmen. Wer die Geſamthaftung ver: 
wirft, wird umgekehrt leichter dazu neigen, den gemeinſamen 
Auftrag zu verneinen. 
IV. 

Schon die bisherige Betrachtung hat gezeigt, daß es im 
Einzelfalle ſehr zweifelhaſt ſein kann, ob ein „gemeinſamer“ 
Ku'trag vorliegt. Ein näheres Eingehen ergibt bei dieſem 
Punkt große Schwierigkeiten. 

Bei einem Auftrag gegenüber Anwälten, die zur gemein⸗ 
ſcbaftlichen Ausübung des Berufs verbunden find, beſtehen, 
wie der Kommentar von Friedländer darlegt, nicht weniger 
als vier verſchiedene Möglichkeiten: 

1. Gegenkontrahent des Auftraggebers iſt nur einer der 
Anwälte. 

2. Die Abſicht der Parteien geht dahin, daß einer oder 
der andere von den Sozien — nach deren Wahl — die an⸗ 
waliſchaftlichen Dienſte leiſten ſoll, daß aber nach getroffener 
Wahl nur der eine, der die Dienſtleiſtung übernommen hat, 
berechtigt und verpflichtet fein ſoll („ſubjektiv⸗alternatives Schuld⸗ 
verhältnis“). 

3. Der Anwaltsvertrag kann mit allen oder mehreren 
Sozien in der Weiſe abgeſchloſſen ſein, daß die Betreffenden 
nebeneinander tätig werden und daher auch alle beſonders 
honoriert werden ſollen. 

4. Der Vertrag wird mit allen — oder mehreren — 
Sozien geſchloſſen, jedoch mit der Maßgabe, daß immer nur 
einer der Sozien — und zwar nach deren Wahl — die an 
waltſchaftlichen Dienſte zu leiſten braucht. Innerhalb der 
Dienſtleiſtung können dann regelmäßig die einzelnen Sozien 
unter ſich alternieren, ſoweit nicht die Intereſſen der Partei 
hierdurch gefährdet werden (Friedländer a. a. O. S. 170). 

Der Fall unter Nr. 3 iſt ſelten; wenn der Kommentar 
ron Friedländer den Fall Nr. 4 als den praktiſch wichtigſten 
bezeichnet, ſo trifft dies zu, wenn man auf die Zahl der Sachen 
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ſieht, nicht dagegen, wenn man auf die Wichtigkeit der Aufträge 
abſtellt. Bei allen größeren Aufträgen, ſowohl beim Prozeſſe, 
als auch wenn es ſich um Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit handelt: Anfertigung von Verträgen, Statuten, 
Teſtamenten uſw., ſind die Fälle unter 1 und 2 zum mindeſten 
ebenſo häufig. 

Die Kriterien, aus denen hergeleitet werden kann, welche 
von den vier Möglichkeiten vorliegt, ſind überaus unſicher. Die 
wichtigſten find: 

a) Die Art, insbeſondere der Umfang und die 
Schwierigkeit des Auftrages. Bei kleinen und unwichtigen 
Sachen wird der Partei die Perſon des Anwalts, der ſie 
bearbeitet, häufiger gleichgültig ſein, als in großen, ſchwierigen 
und verantwortlichen Sachen. 

b) Die Beziehungen der Partei zum Anwalt. 
Wenn die Partei nur einen der Sozien kennt oder nur einer 
von ihnen ihr Vertrauen genießt, wird ſie auch nur dieſem 
Auftrag erteilen wollen, ſelbſt wenn es ſich um eine An⸗ 
gelegenheit von nicht beſonderer Wichtigkeit handelt. Umgekehrt 
iſt es ſehr häufig, daß eine Partei mehrere Anwälte beauftragt, 
ohne auch nur einen von ihnen zu kennen. Das kommt 
namentlich dann vor, wenn die Partei auswärts wohnt. 
Handelt es ſich dabei um eine umfangreiche Sache, ſo wird 
nur einer der Sozien ihre Bearbeitung übernehmen können. 
Kommt in einem ſolchen Falle ein „ſubjektiv⸗ alternatives 
Schuldverhältnis“ zuſtande oder liegt ein Fall von Nr. 4 vor? 

c) Die Natur des zwiſchen den Sozien beſtehenden 
Verhältniſſes. Unter dem Namen „Anwaltsſozietät“ ver⸗ 
bergen ſich bekanntlich Verhältniſſe der verſchiedenſten Art von 
der bloßen Bureaugemeinſchaft auf der einen bis zur Gemein⸗ 
ſchaft ſämtlicher Berufsgeſchäfte auf der anderen Seite. In 
dieſem weiten Rahmen erſcheinen geſellſchaftliche und geſellſchafts⸗ 
ähnliche Beziehungen in den verſchiedenſten Variationen: Der 
fixierte Anwalt — der ſeinerſeits wiederum in den verſchiedenſten 
Spielarten, je nachdem neben dem Fixum noch ein Gewinn⸗ 
anteil gewährt wird und je nachdem er nach außen hervortritt 
oder nicht, vorkommt —; die Gewinngemeinſchaft, die ſich nur 
auf einen Teil der Praxis, z. B. die Prozeßpraxis beſchränkt; 
die Gewinngemeinſchaft, die ſich auf alle Berufsgeſchäfte er⸗ 
ſtreckt, jedoch mit gewiſſen, beſtimmt bezeichneten Ausnahmen 
(es ſind z. B. eine umfangreiche Verwaltung oder die Konkurſe 
oder das Notariat ausgeſchloſſen). 

Einige beſonders wichtige Gruppen von Fällen ſollen vom 
Standpunkt des reichsgerichtlichen Urteils betrachtet werden: 

1. Der Sozius iſt nur gegen Fixum angeſtellt. Er tritt 
nach außen hin gar nicht hervor, weder auf den Briefbogen 
noch auf dem Anſchlag am Geſchäftslokal. Hier kann im 
Regelfalle nur der andere Anwalt als beauftragt gelten. 
Der fixierte Anwalt haftet deshalb auch vom Standpunkte des 
RG. weder für Verſehen des anderen noch für folche des 
Bureaus, und für eigene Verſehen haftet er nur dem Sozius, 
nicht dem Klienten. Ausnahmen gelten aber bei Sachen, die 
er als Armenanwalt oder als Offizialvertreter übernimmt; auch 
bei Sachen ſeiner perſönlichen Bekannten kann die Abſicht dahin 
gehen, daß er beauftragt ſein ſoll, obwohl ihm die Gebühren 
nicht zufließen. 

2. Der umgekehrte Fall, daß der eine Anwalt zwar am 
Gewinn beteiligt iſt, aber nach außen nicht hervortritt, iſt ſelten, 
kommt aber gleichfalls vor. Beiſpiel: Ein aus Oſtpreußen ver⸗ 
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triebener Anwalt hat ſich in Berlin mit einem Kollegen gegen 
Gewinnanteil verbunden, aber nur intern, weil er bei den 
Berliner Gerichten nicht zugelaſſen iſt. Hier gilt das Ent⸗ 
ſprechende wie im Falle unter 1. 

3. Sehr häufig iſt der Fall, daß der fixierte Anwalt nach 
außen hervortritt, nach außen als gleichberechtigt erſcheint. Hier 
wird die Rechtſprechung ſich dafür ausſprechen, daß die Frage 
der Gewinnbeteiligung als ein rein interner, der Kontrolle Außen⸗ 
ſtehender entzogener Umſtand dem Dritten gleichgültig ſein könne, 
daß alſo in dieſem Falle der fixierte Sozius als Mitbeauf⸗ 
tragter zu gelten habe. Wie aber, wenn im Einzelfalle die 
Partei davon Kenntnis hat, daß der eine Anwalt nur fixiert 
iſt?! Haftet er auch dann für das Verſchulden des eigentlichen 
Inhabers der Praxis? d 

4. Der eine Anwalt iſt nur am LG., der andere nur am 
OLG. zugelaſſen. Hier wird im allgemeinen davon aus⸗ 
zugehen fein, daß dem Landesgerichtsanwalt die Sachen J. Inſtanz, 
dem Oberlandesgerichtsanwalt die Sachen II. Inſtanz übertragen 
werden. Auch das aber iſt eine Regel, die durch zahlreiche Aus⸗ 
nahmen durchlöchert iſt. Nicht ſelten wendet der Klient ſich ſchon 
mit Klagauftrag an den Oberlandesgerichtsanwalt, namentlich 
wenn dieſer der ältere und bekanntere iſt. Der Oberlandes⸗ 
gerichtsanwalt prüft die Sache und verweiſt alsdann den Klienten 
an den Landgerichtsanwalt; bisweilen — namentlich in größeren 
Sachen — berät er den Klienten weiter, macht vielleicht auch 
die Schriftſätze für die I. Inſtanz. Umgekehrt iſt es nichts 
Seltenes, daß der Landgerichtsanwalt die Sache, da er ſie einmal 
kennt, auch in II. Inſtanz weiter bearbeitet. Handelt in dieſen 
Fällen der Oberlandesgerichtsanwalt als Vertreter des Land⸗ 
gerichtsanwalts und umgekehrt? Oder ſind beide für beide In⸗ 
ſtanzen beauftragt? Die Frage kann nur für den Einzelfall auf 
Grund aller Tatumſtände entſchieden werden; dabei ſpielt auch 
der Umſtand eine Rolle — freilich keine ausſchlaggebende —, 
ob der Oberlandesgerichtsanwalt bereits an den Gebühren 
I. Inſtanz und der Landgerichtsanwalt noch an den Gebühren 
II. Inſtanz beteiligt iſt. Das Moment der Gewinnbeteiligung, 
das ſich im Falle 3 als gleichgültig erwies, gewinnt hier eine 
gewiſſe Bedeutung. 

5. Der eine Anwalt iſt nur am LG. I Berlin zugelaſſen, 
der andere nur am LG. III zugelaſſen. Hier machen ſich ähn⸗ 
liche Unterſcheidungen nötig wie im Falle 4. 

6. Der eine Anwalt iſt Spezialiſt, z. B. in Scheidungs⸗ 
ſachen, in Theaterangelegenheiten, in Grundbuchſachen, in Ver⸗ 
mögensverwaltungen, in Moratorien und außergerichtlichen 
Akkorden, als Treuhänder, in Fragen des Berg: oder Waſſer⸗ 
rechts, im Seerecht, in Kartell⸗ und Syndikatsfragen, im aus⸗ 
ländiſchen Recht, in Verwaltungsſachen, im Stempel⸗ und Steuer⸗ 
recht, in Patentſachen und anderen Sachen des gewerblichen 
Rechtsſchutzes. Die Partei hat den Wunſch ausgeſprochen, daß 
der Spezialiſt die Sache nur perſönlich bearbeitet, was auch 
tatſächlich geſchehen iſt. Haften trotzdem der oder die anderen 
Sozien für ſein Verſchulden? Etwa weil die Prozeßvollmacht auf 
alle Sozien lautet und alle an den Gebühren der betreffenden 
Sache beteiligt ſind? Spielt etwa die Höhe der Beteiligung eine 
Rolle? (Der jüngere Sozius bezieht außer einem Fixum nur 
eine geringfügige Gewinnquote). Wenn für den Fall des 
„Spezialiſten“ der gemeinſame Auftrag und damit die Geſamt⸗ 


haftung zu verneinen wäre: Wer iſt „Spezialiſt“ und wann 
handelt es ſich um eine „Spezialiſten⸗Sache“?! 

7. Die häufigſte „Spezialität“ iſt — in den Großſtädten — 
die der Strafverteidiger. Sie find oft mit einem „Zivilkollegen“ 
aſſoziiert. Haftet letzterer für die nicht ſelten überaus großen 
Regreſſe, die aus der Strafpraxis erwachſen, und umgekehrt? 
Wie ſteht es in den Fällen der Vertretung vor den Militär⸗ 
gerichten, wenn nur der eine Sozius bei ihnen zugelaſſen ift? 

8. Das Verſehen iſt dem einen Anwalt unterlaufen in 
ſeiner Eigenſchaft als Notar, als Konkursverwalter, Zwangs⸗ 
verwalter, Teſtamentsvollſtrecker, Nachlaßverwalter, Nachlaß⸗ 
pfleger; als Vormund, Beiſtand, Pfleger nach 8 1910 BGB.; 
Aufſichtsperſon eines unter Geſchäftsaufſicht ſtehenden Schuldners; 
als Vertreter aus $ 12 PatG. und § 23 Waren 3G.; als Mit⸗ 
glied des Aufſichtsrates oder des Vorſtandes einer Geſellſchaft? 

Daß ich nicht hafte, wenn z. B. mein Sozius als Aufſichtsrat 
einer Aktiengeſellſchaft bei der Aufſicht einen Fehler begeht, liegt 
auf der Hand. Wie aber, wenn er — was häufig geſchieht — 
zugleich die Geſellſchaft berät und Verträge für ſie fertigt? 
Macht es einen Unterſchied, ob er hierfür beſonders liquidiert 
oder ob ſeine diesbezügliche Tätigkeit durch ſeine Tantiemen oder 
ſonſtigen Bezüge mitabgegolten wird? 

Daß das Verſehen, das ein Anwalt als Notar begeht, 
von ſeinem Sozius nicht zu vertreten iſt, kann gleichfalls nicht 
zweifelhaft ſein. Wann aber handelt es ſich um ein Geſchäft, 
das der Anwalt „nur als Notar“ vornimmt? Er entwirft eine 
Urkunde und beglaubigt dann die Unterſchriften; er entwirft ein 
Teſtament und läßt es ſich alsdann übergeben (BGB. § 2338). 
Handelt er in dieſen und zahlloſen anderen Fällen nicht zugleich 
als Notar und als Anwalt? Und liegt deshalb „gemeinſchaft⸗ 
licher“ Auftrag vor? 

9. Der Mandant weiß gar nicht, daß der Anwalt, an 
den er ſich wendet, einen Sozius hat. Er wendet ſich an ihn 
brieflich um einen Rat und erhält ihn von dem Anwalt, den 
er allein kennt. Damit iſt die Angelegenheit erledigt. Daß in 
dieſem Falle der andere Anwalt keinen Auftrag hatte, iſt klar. 
Wie aber, wenn der Klient ſich mit einem Prozeßauftrag an 
den Anwalt K., von dem er nicht weiß, daß er einen Sozius Y. 
hat, wendet und der Auftrag von X. und Y. beſtätigt wird? 
Man wird im Regelfalle annehmen müſſen, daß Y. in das 
Auftragsverhältnis eingetreten iſt. 

10. Das Verſehen iſt begangen von einem Referendar, der 
nur einem der Sozien zur Ausbildung überwieſen iſt. 

11. Das Verſchulden trifft nicht den Sozius, ſondern 
ſeinen Generalſubſtituten. 

Haftet — den gemeinſamen Auftrag vorausgeſetzt — der 
Sozius auch in dieſen Fällen? 

12. Der an dem Verſchulden unbeteiligte Rechtsanwalt 
iſt zugleich Notar und übt, wie die Klientel weiß, die Rechts⸗ 
anwaltſchaft tatſächlich nicht mehr aus. Gemeinſamer Auftrag 
wenigſtens dann, wenn er an den Einnahmen der Prozeß⸗ 
praxis, wenn auch mit kleinem Prozentſatze, noch beteiligt iſt? 

13. Es handelt ſich um eine Fahrläſſigkeit, durch die 
nicht der Mandant, ſondern ein Dritter verletzt worden iſt. Der 
eine Anwalt hat dem Dritten eine Auskunft erteilt, für die er 
nach der Entſch. Bd. 52 S. 366 = JW. 1902, Beil. 281 dem 
Dritten verantwortlich iſt. Der andere Anwalt weiß von der 
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Nachſuchung und Erteilung der Auskunft überhaupt nichts. 
„Gemeinſamer Auftrag“? Geſamthaftung? 

14. Das Verſehen iſt begangen von dem Armenanwalt 
oder dem Offizialverteidiger. Das RG. hat für den Fall des 
Armenanwalts den gemeinſamen Auftrag und damit die Ge⸗ 
ſamthaftung verneint, und zwar in einer dem Urteil im 
85. Bande zeitlich nachfolgenden Entſch. des 4. ZS. — 442/14 — 
vom 21. Dezember 1914. Im Urteil heißt es: 

„Schließlich verneint der Berufungsrichter auch mit 
Recht die Möglichkeit einer Schadensminderung durch einen 
Regreß gegen den mit G. zur gemeinfamen Ausübung der 
Rechtsanwaltſchaft verbundenen Juſtizrat A., weil dieſer 
nach den tatſächlichen Feſtſtellungen des Berufungsrichters, 
ſofern er überhaupt Mitbevollmächtigter des G. geweſen 
iſt, doch keinen Auftrag zur Vertretung der Klägerin er⸗ 
halten und angenommen hatte.“ 

Das zugrunde liegende Urteil des OLG. Frankfurt vom 
4. Mai 1914 führt zu dieſem Punkte aus: 

„Verfehlt nn endlich, wenn der Beklagte die Klägerin 
weiter auf die Möglichkeit der Anſtellung einer Regreßklage 
gegen den mit dem früheren Rechtsanwalt G. damals im 
Sozietätsverhältnis ſtehenden Juſtizrat A. in Wiesbaden 
verweiſt. Auch eine derartige Klage bietet keine begründete 
Ausficht auf Erfolg. Denn ſelbſt wenn es richtig iſt, daß 
die Klägerin eine auch auf Juſtizrat A. lautende Vollmacht 
unterſchrieben und gelegentlich auch mit dieſem verhandelt 
hat, ſo folgt daraus noch keineswegs, daß zwiſchen der 
Klägerin und A. ein Anwaltsvertrag zuſtande gekommen iſt. 
Zur Vertretung der Klägerin war nur der ihr zum Pflicht⸗ 
anwalt beſtellte Rechtsanwalt G. berufen. Es liegt nicht 
der geringſte Anhalt dafür vor, daß neben G. auch Juſtizrat A. 
ſich freiwillig zur gebührenfreien Vertretung der Klägerin 
bereit erklärt hat. Er hat niemals als Sachwalter der 
Klägerin verhandelt oder Schriftſätze für fie eingereicht oder 
Anträge für ſie geſtellt. Die Tatſache, daß die Prozeß⸗ 
vollmacht, ſei es zur bequemeren Sachbehandlung nach außen 
hin, ſei es aus Verſehen, was wohl wahrſcheinlicher iſt, auf 
beide Sozien ausgeſtellt worden iſt, ſpricht nicht dagegen, 
und 971 iſt es auch ohne Bedeutung, wenn A. mit der 
Klägerin oder deren Huber einmal unterhandelt haben ſollte, 
da mangels näherer Darlegung des Inhalts der betreffenden 
Unterredung nur angenommen werden kann, daß es ſich 
damals nur um ein vertretungsweiſes Eintreten für den 
anderen Sozius, alſo um ein Handeln oder eine Informations⸗ 
aufnahme für dieſen gehandelt hat.“ 


V. 

Die vorſtehende Kaſuiſtik, die leicht zu vermehren wäre, 
ergibt, daß der höchſte Gerichtshof ſich in einer Selbſttäuſchung 
befand, wenn er etwa meinte, einen Satz geſunden zu haben, 
der es dem Klienten erſpare, den ſchuldigen Anwalt zu er⸗ 
mitteln und es ihm ermögliche, einfach das „Anwaltsbureau“, 
die „Anwaltfirma“ in Anſpruch zu nehmen. Zu einfachen 
Ergebniſſen würde lediglich die von Joſef in JW. 1912, 
511 aufgeſtellte Meinung führen, wonach jeder Anwalt für 
jedes Verſchulden ſeines Sozius haftet, ohne Rückſicht auf das 
Vorhandenſein eines gemeinſamen Auftrags. Dieſe Anſicht iſt 
tatſächlich einfach, zugleich aber auch ungerecht und jeder ge⸗ 
ſetzlichen Grundlage entbehrend, denn der von Joſef aufgeftellte 
Satz: „Die Verbindung mehrerer Anwälte enthalte die öffentliche 
Erklärung, daß, wie die Anwälte durch ihre Tätigkeit gemein⸗ 
ſchaftlichen Erwerb ſuchen, jeder von ihnen auch geſamt⸗ 
ſchuldneriſch für das Verſchulden des anderen haften wolle“ — 
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iſt weiter nichts als eine Fiktion, die das als bewieſen unter⸗ 
ſtellt, was erſt bewieſen werden ſoll. 

Der Standpunkt des RG. beſeitigt die praktiſchen 
Schwierigkeiten nicht; ſie ſind unvermeidliche Folge der Eigen⸗ 
art des Rechtsverhältniſſes. Die Löſung, die das RG. ge 
funden zu haben glaubt, iſt nur ſcheinbar einfach; daß ſie keine 
Grundlage im Geſetz hat, iſt von Oertmann dargetan. Im 
letzten Grund iſt das Urteil im 85. Band daraus zu erklären, 
daß das RG. — trotz ſeiner hohen Auffaſſung vom Anwalts⸗ 
beruf — dem Unterſchied zwiſchen Gewerbebetrieb und der 
individuellen, deshalb regelmäßig ſelbſtändigen und höchſt per⸗ 
ſönlichen Tätigkeit des freien Berufsarbeiters, zwiſchen offener 
Handelsgeſellſchaft und Anwaltsgemeinſchaft nicht gerecht ge⸗ 
worden iſt. | 


Recht des Aktionärs auf Auskunft in der General- 
verſammlung. 
Von Juſtizrat Hugo Horrwitz, Berlin. 


Die Rechte des Aktionärs, in der Generalverſammlung zu 
debattieren und abzuſtimmen, find unentziehbare Sonderrechte, 
d. h. ſie können weder durch den Geſellſchaftsvertrag noch durch 
Beſchlüſſe der Generalverſammlung beſeitigt werden. Das iſt 
unbeſtritten. Sie gehören zu den wichtigſten geſetzlichen Mitteln 
des Einzelaktionärs, um auf die Verwaltung der Geſellſchaft 
Einfluß auszuüben. 

Debattieren und ſtimmen kann man ſachgemäß nur, wenn 
man wenigſtens einigermaßen über dasjenige unterrichtet iſt, 
worüber debattiert und abgeſtimmt werden ſoll. Das HGB. 
ſchreibt deshalb in den 88 256, 263, 264, 274 Abſ. 2 eine 
diesbezügliche Information des Einzelaktionärs vor. In der 
Kunſt, dieſe geſetzlich vorgeſchriebene Information ſo mager als 
möglich zu halten, hat die Verwaltungspraxis der Geſellſchaften 
eine hohe Vollendung erreicht. Von Literatur und Recht⸗ 
ſprechung iſt demgegenüber dem Einzelaktionär das Recht zu⸗ 
geſprochen worden, ſich in der Generalverſammlung durch Be⸗ 
fragung des Vorſtandes und Aufſichtsrates genauer zu informieren. 
Nur darüber herrſchte bisher Streit, ob auf Fragen eines 
Einzelaktionärs Auskunft ſchlechthin zu geben ſei oder nur 
inſoweit, als das Geſchäftsintereſſe durch die Auskunft nicht 
geſchädigt werde, oder nur für den Fall, daß die Auskunft für 
den Beſchluß der Generalverſammlung ſelber für erſorderlich 
erachtet werde (ſiehe Näheres bei Horrwitz, Recht der General⸗ 
verſammlungen S. 215). Dieſe Auffaſſungen, darunter auch 
ſeine eigene frühere, !) ſtürzt das RG. in einer Entſcheidung 
vom 22. April 1913 (RG. 82, 182; JW. 1913, 74212) grund⸗ 


1) In NG. 34, 58; vgl. JW. 1898, 15. Es muß allerdings 
zugegeben werden, die Entſcheidung in Bd. 34 einen Fall be⸗ 
handelt, in welchem „die Auskunftspflicht, nämlich die des Liquidators 
im Wege der Rechnungslegung, ſchon ohne Rückſicht auf den Wunſch 
der Generalverſammlung als Rechtspflicht“ beſtand, wie RG. 82, 186 
hervorhebt. Aber auch die Pflicht zur Rechnungslegung beſtand doch 
nach Geſetz und Statut nur der Generalverſammlung gegenüber. 
Trotzdem gewährt die Entſcheidung Bd. 34 dem Einzelaktionär ein 
diesbezügliches Recht auf Auskunft, weil er ein vom Mehrheitswillen 
unabhängiges Recht darauf habe, daß ihm die Möglichkeit gewährt 
werde, ſich ein ſelbſtändiges Urteil über die Verwaltung der Liquidatoren 
u bilden, um ſich hiernach bei der Abſtimmung in betreff der Ent⸗ 
aſtung zu richten. 
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legend um. Der Einfluß dieſer Entſcheidung auf die Recht: 
ſprechung iſt vorauszuſehen. Ich verweiſe z. B. auf das ſich 
ihr glatt anſchließende Erkenntnis des OLG. Colmar vom 
25. November 1913 (ElſLothZ. 40, 20). Aber in weiteren 
Intereſſentenkreiſen iſt, worauf noch kürzlich Bondi in 
einer Dresdener Zeitung mit Recht aufmerkſam gemacht hat, 
die Entſcheidung des RG. bisher viel zu wenig beachtet worden. 
Ihre Nachprüfung ſei hiermit geſtattet, zumal ihr nach unſerer 
Anſicht nicht zugeſtimmt werden kann. 

Ihre Hauptgrundſätze ſind die folgenden: 

Läßt der Vorſtand eine Frage eines Aktionärs, deren 
Beantwortung ohne Verletzung der Geſellſchaftsrechte 
möglich iſt, unbeantwortet, ſo hat der Aktionär zu bean⸗ 
tragen, daß die Generalverſammlung die Stellung der 
Frage beſchließt. Wird dieſem Antrage entſprochen, ſo 
tritt die Antwortpflicht der Verwaltung, die Unſchädlich⸗ 
keit der Frage vorausgeſetzt, aus dem Kreiſe der Pflichten 
des Anſtandes und der geſchäftlichen Kulanz heraus und 
gewinnt nunmehr den Charakter einer Rechtspflicht. 
Wird beſchloſſen, die beantragte Frage nicht zu ſtellen, 
ſo hat ſich der Aktionär in aller Regel damit zu beſcheiden. 
Dieſe Entſcheidung und ihre Grundſätze verneinen radikal das 
Sonderrecht des Einzelaktionärs auf Auskunft durch Vorſtand 
und Aufſichtsrat in der Generalverſammlung. Sie erkennen 
ein ſolches Recht, die Unſchädlichkeit der Auskunft vorausgeſetzt, 
nur der Generalverſammlung zu. Praktiſch läuft die Ent⸗ 
ſcheidung darauf hinaus, daß der Einzelaktionär nicht mehr 
über die Gegenſtände der Tagesordnung ſich unterrichten und 
debattieren kann, ſondern nur über dasjenige, was Vorſtand 
und Aufſichtsrat freiwillig ſagen oder was die Mehrheit der 
Generalverſammlung geſtattet. Allerdings bleiben die dies⸗ 
bezüglichen geſetzlichen Minderheitsrechte beſtehen (vergl. ins⸗ 
beſondere 88 264, 266 Abſ. 2 HGB.). Aber dem Einzelaktionär 
iſt in der Regel die Möglichkeit genommen, ſich ſelber ein 
Urteil zu bilden und auf die Generalverſammlung und deren 
Mehrheit ſachlich einzuwirken. 

Neben dieſer Hauptfolge, welche die neue Auffaſſung des 
RG. nach ſich zieht, hat dieſelbe aber auch Nebenfolgen, die 
keineswegs bedeutungslos ſind. Der bisherige Rechtszuſtand 
brachte den die Auskunft verweigernden Vorſtand oder Aufſichts⸗ 
rat ohne weiteres in die Gefahr einer Anfechtung des General⸗ 
verſammlungsbeſchluſſes, für deſſen Debatte die Auskunft 
verlangt wurde. Dieſe Gefahr wirkte naturgemäß in vielen 
Fällen auf die Geſellſchaftsorgane dahin ein, die Auskunft zu 
geben. Nach der Entſcheidung des RG. tragen Vorſtand und 
Aufſichtsrat die Verantwortung für eine erfolgreiche Beſchluß⸗ 
anfechtung wegen Auskunftverweigerung nicht mehr. Wendet 
ſich der von ihnen abgewieſene Aktionär nicht an die General⸗ 
verſammlung, ſo hat er damit jedes Recht auf Auskunft ver⸗ 
wirkt. Wendet er ſich an die Generalverſammlung, ſo über⸗ 
nimmt dieſe ausſchließlich die Verantwortung. Es iſt daher 
wahrſcheinlich, daß infolge der Entſcheidung des RG. die bisher 
ſchon geringe Neigung der Geſellſchaftsorgane, an Aktionäre in 
der Generalverfammlung Auskunft zu erteilen, ſich noch weiter 
vermindern wird. — Andererſeits aber gibt die Entſcheidung 
gerade dem ſchikanierenden Aktionär für die Erreichung ſeiner 
unlauteren Zwecke ein neues Mittel in die Hand, welches bei 


M12. 1916. 
nur einiger Geſchicklichkeit des Ausübenden kaum unſchäblich 
gemacht werden kann. Zwar konnte auch nach dem bisherigen 
Rechtszuſtande ein ſolcher Aktionär ſich in jedem Falle der 
Verweigerung einer von ihm verlangten Auskunft an die 
Generalverſammlung wenden, aber letztere brauchte einen Be⸗ 
ſchluß nicht zu faſſen, ſie konnte über den Antrag zur Tages⸗ 
ordnung übergehen; denn das Recht des Aktionärs auf Auskunft 
beſtand entweder überhaupt nicht oder es beſtand auch ohne 
Beſchluß der Generalverſammlung. Nach der Entſcheidung des 
RG. wird es aber durch Beſchluß der Generalverſammlung erſt 
geſchaffen. Die letztere wird daher als verpflichtet erachtet 
werden müſſen, darüber, ob im Einzelfalle ein ſolches Recht 
geſchaffen werden ſoll, zu beſchließen. Damit iſt ein weites 
Feld eröffnet für Verzögerungen und Schwierigkeiten aller Art. 
Auch iſt es pſychologiſch für die Empfindung, ob ein General: 
verſammlungsbeſchluß aus ſachlichen Gründen oder nur aus 
Schikane beantragt wird, etwas anderes, ob der Aktionär für 
ſeine Zwecke einen ſolchen nicht zu verlangen braucht, oder, ob 
er will oder nicht will, zu verlangen rechtlich gezwungen iſt. 
Man ſtelle ſich vor, daß ein Aktionär, welcher ſchikanieren will, 
ſich einen langen Fragebogen ſachlich ſcheinender Fragen vor⸗ 
bereitet hat und alsdann in der Generalverſammlung, jedesmal 
im Ton und Ausdruck aufrichtigſten Bedauerns, nach dem 
Standpunkte der Rechtſprechung des RG. leider die Verſamm⸗ 
lung durch Anträge auf Beſchlußfaſſung aufhalten zu müſſen, 
der Reihe nach jede Frage einzeln ſtellt und bei der — von 
ihm vorausgeſehenen — Ablehnung jedesmal den Antrag auf 
ihre Beantwortung zur Beſchlußfaſſung der Verſammlung bringt! 

Nebenbei ſei hier auch darauf hingewieſen, daß bei 
Stimmengleichheit, in welchem Falle ein Beſchluß nicht vorliegt, 
jedenfalls ein Antrag nicht angenommen iſt, infolge der Ent⸗ 
ſcheidung des RG. die Auskunft als mit Recht verweigert zu 
gelten hat, während nach dem bisherigen Rechtsſtande auch bei 
Stimmengleichheit die Auskunft erteilt werden mußte, wenn ſie 
ſachlich zuläſſig war. 

Die Entſcheidung des RG. dürfte nicht haltbar ſein. Gibt 
man dem Einzelaktionär das Sonderrecht der Debatte, ſo muß 
man ihm auch das Sonderrecht geben, von den Verwaltungs⸗ 
organen jede rechtlich erforderliche und rechtlich zuläſſige Aus⸗ 
kunft zu verlangen. Rechtlich zuläſſig iſt jede Auskunft, welche 
die Geſellſchaftsintereſſen nicht ſchädigt. Wie das Recht auf 
Debatte dem Aktionär gegeben iſt, um, wenn notwendig, ſeinem 
Rechte auf Abſtimmung wirklichen Inhalt zu geben, ſo muß 
ihm das Recht auf Auskunftserforderung zuſtehen, um, wenn 
notwendig, das Recht auf Debatte wirkſam zu machen. Das 
Recht auf Debatte iſt ein Zubehör des Stimmrechts, das Recht 
auf Auskunft ein Zubehör des Rechts auf Debatte. Wie die 
Generalverſammlung grundſätzlich nicht das Recht hat, darüber 
zu beſchließen, ob ein Aktionär ſich an der Debatte beteiligen 
darf oder nicht, ſo kann ihr ebenſowenig das Recht zuſtehen, 
darüber zu beſchließen, ob er eine an ſich zu erteilende Auskunft 


fordern darf oder nicht. Wie ſehr auch — nach unſerer Anſicht 


übrigens mit Recht — in Ausbauung des Korporationsprinzipes 
Literatur und Praxis ſich dahin bewegen, für die General⸗ 
verſammlung den Einzelaktionär möglichſt in der Mehrheit auf⸗ 
gehen zu laſſen, ſeine Rechte möglichſt durch die Mehrheit 
zurückzudrängen, ſo muß dieſe Bewegung doch an denjenigen 
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Vorausſetzungen haltmachen, ohne welche die wenigen anerkannten 
Rechte des Einzelaktionärs überhaupt nicht mehr ordnungs⸗ 
gemäß ausgeübt werden können. Nimmt man ihm das Recht 
auf erforderliche und zuläſſige Auskunft, ſo muß man folgerecht 
ihm auch das im Geſetz ebenfalls nicht ausdrücklich verordnete 
Recht auf Beteiligung an der Debatte nehmen, auch dieſes 
Recht dem Belieben der Generalverſammlung, d. h. der Mehrheit 
unterſtellen! 

Allerdings läßt die Entſcheidung des RG. von ihrer Regel 
eine Ausnahme dann zu, wenn die Verweigerung der Auskunft 
einen Mißbrauch des Majoritätsrechts und einen Verſtoß gegen 
die guten Sitten enthält. Aber wann wird dies nachgewieſen 
werden können? So gut wie niemals. Der umgekehrte Nach⸗ 
weis, auf den es nach dem bisherigen Rechtsſtand ankam, daß 
nämlich die Frageſtellung des Aktionärs ſich als Mißbrauch 
oder Verſtoß gegen die guten Sitten darſtelle, iſt meiſtens 
leichter zu führen. Freilich können dieſe Beweisfragen letzten 
Endes hier überhaupt nicht ausſchlaggebend ſein. 

Es hat faſt den Anſchein, daß das RG. hauptſächlich durch 
die rechtspolitiſche Erwägung der Gefahren, welche das Sonder⸗ 
recht des Einzelaktionärs auf Auskunft zur Folge haben kann, 
zu ſeiner jetzigen Stellungnahme gebracht worden iſt. Es denkt 
an einen Konkurrenten der Aktiengeſellſchaft, der eine Aktie er⸗ 
werben, die verfänglichſten Fragen ſtellen und durch die Drohung 
mit der Anfechtungsklage eine Antwort erzwingen könnte. 
Eventuell hätten die Dauer einer ſolchen Klage und der in⸗ 
zwiſchen beſtehende Zuſtand der Ungewißheit die bedenklichſten 
Erſchütterungen der Aktiengeſellſchaft im Gefolge. Dazu komme, 
daß das Prozeßgericht ſich über die Frage, was im Intereſſe 
der Geſellſchaft verſchwiegen werden müſſe, ſchwerlich eine zu⸗ 
treffende Meinung bilden könne. 

Die rechtliche Erheblichkeit derartiger rechtspolitiſcher Be⸗ 
denken muß anerkannt werden. Denn bei jedem Rechte des 
Einzelaktionärs wird zu unterſuchen ſein, ob ſeine Ausübung 
die Geſellſchaftsintereſſen gefährdet und inwieweit es dieſelben 
gefährden darf. Abzulehnen iſt freilich ein Grundſatz dahin, 
daß im Geſetz nicht ausdrücklich verordnete geſetzliche Aktionär⸗ 
rechte ſtets auszuſchalten ſeien, wenn ihre Geltendmachung die 
Geſellſchaftsintereſſen beeinträchtige. Sonſt würde z. B. das 
Recht auf Debatte, deſſen Wahrung gerade das RG. peinlichſt 
hütet (vgl. RG. 36, 26), auch bei nichtmißbräuchlicher An⸗ 
wendung oft ausgeſchaltet werden müſſen. Ausführungen eines 
Dpponenten in der Generalverſammlung können der Geſellſchaft 
mehr ſchaden als die Beantwortung von Aktionärfragen. Iſt 
das Recht des Aktionärs auf Auskunft grundſätzlich zu bejahen, 
ſo darf es nicht dadurch beſeitigt werden, daß ſeine Ausübung 
an ſich gegen die Geſellſchaftsintereſſen verſtoßen kann, es 
darf vielmehr nur ausgeſchaltet werden in denjenigen Fällen, 
in denen ſeine beſondere Anwendung dieſen Intereſſen 
ſchädlich iſt. Alſo nicht ſchon deshalb, weil eine einſchlägige 
Anfechtungsklage für lange Zeit einen Zuſtand der Ungewißheit 
ſchafft. Dieſer Zuſtand iſt eine Folge jeder Anfechtungsklage 
und damit jedes Aktionärrechts. Wohl aber dann, wenn die 
verlangte Auskunft materiell die Geſellſchaftsintereſſen ſchädigen 
würde. Dieſe Beſchränkung iſt übrigens keineswegs, wie das 
RG. meint, eine bloß theoretiſche, fie iſt im Gegenteil in der 
Regel praltiſch erkennbar und ſofort darlegbar. Auch die 
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Prozeßgerichte werden ſich mit Hilſe unſeres zivilprozeſſualen 
Beweisapparates eine diesbezügliche Meinung unſchwer bilden 
können. Es werden ihnen anderweit ebenſo ſchwierige Aufgaben 
aktiengeſchäftlicher Natur unbeſtritten zugemutet, z. B. in den 
Prozeſſen von Vorſtandsmitgliedern auf Erteilung verweigerter 
Entlaſtung (ſiehe z. B. RG. 76, 248), und unſere Prozeß⸗ 
gerichte haben ſich dieſen Aufgaben durchaus gewachſen gezeigt. 


Die öſterreichiſche Ausgleichsordnung — ein 
ſchweſterliches Vorbild. 


Von Juſtizrat Dr. Hugo Cahn, Nürnberg. 
(Fortſetzung und Schluß aus Nr. 11, 1916.) 


Der Ausgleich wirkt gemäß § 53 Ausgld. gegen die 
geſamte Gläubigerſchaft, ſoweit dieſelbe durch das Ausgleichs⸗ 
verfahren betroffen wird. Nicht maßgebend iſt alſo die Teil⸗ 
nahme am Ausgleichsverfahren. Gläubiger, deren Guthaben 
aus Verſchulden des Schuldners im Ausgleich nicht berückſichtigt 
wurden, können ihre volle Forderung anſprechen. Die Wirkung 
des Ausgleichsverfahrens beſteht vor allem in der Befreiung 
des Gemeinſchuldners von ſeinen Verbindlichkeiten, die er 
hinterher nicht zu erſetzen und für die er in keiner Weiſe auf⸗ 
zukommen hat. Wenn der Gläubiger vor dem Ausgleichs⸗ 
verfahren einen Vollſtreckungstitel erlangt oder einen ſolchen im 
Laufe des Ausgleichsverfahrens erworben hatte, ſo kann er 
von demſelben mit den aus dem Ausgleich reſultierenden Ein⸗ 
ſchränkungen Gebrauch machen. Der Ausgleich wirkt für 
gewöhnlich unbedingt, d. h. alſo auch, wenn er nicht erfüllt 
wird. Er iſt nicht abhängig von der Erfüllung. Bekannter⸗ 
maßen iſt auch das Gegenteil in der Literatur vorgeſchlagen 
worden.?) 

Bei Konkurseröffnung über das Vermögen des Ausgleichs⸗ 
ſchuldners gelten die am Ausgleich beteiligten Anſprüche nach 
Zahlung der Ausgleichsdividende als erloſchen. Iſt die Aus⸗ 
gleichsdividende nicht bezahlt, ſo gelten die Forderungen zu dem⸗ 
jenigen Bruchteil als berichtigt, welcher dem Verhältnis des 
bezahlten Betrages zu dem nach dem Ausgleich zu ent⸗ 
richtenden Betrag entſpricht, wobei keinesfalls einer der am 
Ausgleich beteiligten Gläubiger das dona fide Erlangte zurück⸗ 
zugewähren hat. Nach Beendigung des Ausgleichs verfahrens 
iſt denjenigen Gläubigern des Ausgleichsſchuldners, welche Voll⸗ 
ſtreckung oder Konkurseröffnung beantragen wollen, falls nicht 
der Ausgleich ſelbſt dagegen ſpricht, dieſe normale Verfolgung 
wieder zu gewähren. 

Hat das Ausgleichsverfahren keinen Erfolg, ſo iſt das 
Verfahren einzuſtellen. Dies iſt der Fall, wenn der Aus⸗ 
gleich nicht innerhalb 90 Tagen nach Eröffnung des 
Ausgleichsverfahrens von den Gläubigern akzeptiert 
worden iſt. Die Norm des $ 56 bildet den Angelpunkt des 


25) Siehe über dieſe Frage der kaſſatoriſchen Klauſel: Jäger, 
zu 8195 Anm. 1; Oetker, Grundbegriffe S. 227; Löhr, 33 P. 16, 390; 
Fitting, S 47; Kohler, Lehrb. S. 497; Seuffert, Deutſches Konkursv. 
S. 445; mein Gutachten S. 770. 
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Geſetzes. Eine Unterhandlung, die nicht innerhalb der viertel⸗ 
jährigen Spanne zum feſten Abkommen bereifte, bleibt un⸗ 
berückſichtigt. Die Norm kann unter Umſtänden eine Härte 
bedeuten, weil der Schuldner unſchuldig an der Verzögerung 
ſein kann. Er kann z. B. mit halsſtarrigen Gläubigern zu 
rechnen haben. Das Geſetz will aber entſchieden die Ver⸗ 
ſchleppung in dem an ſich konkursreifen Stadium ausſchließen.?“) 
Gleichwohl kann das Juſtizminiſterium auf Antrag des Aus⸗ 
gleichsgerichts die Friſt ſo weit erſtrecken, als es im öffentlichen 
Intereſſe geboten iſt, falls das Ausgleichsverfahren ein Unter⸗ 
nehmen von beſonderer Ausdehnung und volkswirtſchaftlicher 
Bedeutung betrifft (§S 56, 2). Denn ein ſolches Inſtitut kann 
vermöge ſeines weitausgreifenden Geſchäftsbetriebes und ſeiner 
die Kreditverhältniſſe des Landes beherrſchenden Stellung einen 
mächtigen Einfluß auf das Wirtſchaftsleben in dieſem Gebiete 
ausüben.?“ 

Wenn der Schuldner ſeinen Ausgleichsantrag vor der 
Tagfahrt zurückzieht, wird das Ausgleichsverfahren ebenfalls 
eingeſtellt. Einzuſtellen iſt außerdem das Ausgleichsverfahren, 
wenn die gerichtliche Beſtätigung rechtskräftig verſagt wurde 
und wenn der Schuldner flüchtig geht oder den Offenbarungseid 
verweigert. Nach Ermeſſen des Gerichts kann bei Verletzung 
der Vorſchriften der SS 3 und 8 eine Einſtellung erfolgen. 
Nach Einſtellung des Ausgleichsverfahrens kann ſofort auf 
Antrag der Konkurs eröffnet werden. Nicht ohne Antrag, wie 
zum Teil in der Literatur verlangt war.) Mit Einſtellung 
des Verſahrens iſt den Gläubigern für jede Vollſtreckungs⸗ 
maßnahme Spielraum zu gewähren. Dieſelbe kann ſich unter 
Umſtänden (bei einſtweiligen Verfügungen und ſonſtigen Siche⸗ 
rungsmaßnahmen) gerade auf die Gründe der Einſtellung 
ſtützen. Wird nicht innerhalb zwei Wochen der Konkurs er⸗ 
öffnet, ſo wird das Erlöſchen der Abſonderungsanſprüche inhi⸗ 
biert. Auch die Einſtellung des Ausgleichsverfahrens wird 
öffentlich bekanntgemacht. 

Eo ipso nichtig iſt gemäß 8 57 AusglO. der Ausgleich 
eines Schuldners, der wegen betrügeriſcher Krida verurteilt 
wird, vorausgeſetzt, daß das Strafurteil im Laufe von zwei 
Jahren nach der gerichtlichen Beſtätigung des Ausgleichs rechts⸗ 
kräftig wird. Zu unterſcheiden von der Nichtigkeit des Aus⸗ 
gleichs, die übrigens nur diejenigen Vorteile aufhebt, welche 
dem Schuldner aus dem Ausgleiche erwachſen ſind, iſt die 
Unwirkſamkeit des Ausgleichs im Sinne des $ 58, falls ohne 
das erwähnte Strafurteil der Ausgleich durch betrügeriſche 
Handlungen oder durch unzuläſſige Einräumung beſonderer 
Vorteile an einzelne Gläubiger zuſtande gebracht worden iſt) 
Die Vorteile der Unwirkſamkeit des Ausgleichs haben lediglich 
die Gläubiger, welche an den betrügeriſchen Handlungen und 
unzuläſſigen Vorteilen ſich nicht beteiligt haben. Die Er⸗ 
klärung der Unwirkſamkeit iſt an eine Friſt von drei Jahren 
nach der rechtskräftigen Beſtätigung des Ausgleichs geknüpft. 
Nach 5 59 Ausgld. iſt für das gerichtliche Vorgehen mittels 
Klage das Ausgleichsgericht zuſtändig. — 


20) cf. Pollak, Der Gläubigerſchutz in der Ausgleichsordnung, 
S. 46. 
25) Siehe Denkſchrift zur Ausgleichsordnung, S. 171. 
% Tiſchbein, S. 86. Mein Gutachten S. 769 und 789. 
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Die Ausgleichsordnung im engſten Zuſammenhang mit der 
Konkursordnung und Anfechtungs ordnung 5e) ſucht nach alledem 
grundſätzlich die Stellung und Durchführung des Ausgleichs⸗ 
antrags möglichſt zu erleichtern, während ſie gegen die Miß⸗ 
bräuche bei der Abſtimmung und die Umtriebe zur fälſchlichen 
Geltendmachung der Mehrheiten die Beſtimmungen über abſo⸗ 
lute und relative Unwirkſamkeit des Ausgleichs bringt. 0) 
Dazu kommen ſtrafrechtliche Beſtimmungen über betrügerifche 
und fahrläſſige Kridas!) und ſchärfere Normen über die Anfecht- 
barkeit beſtimmter Manipulationen zum Nachteil der Gläubiger⸗ 
mehrheit. Wie ein roter Faden geht durch die neuen Gantgeſetze die 
Abſicht, welche alle Beſtrebungen über ein außerkonkursmäßiges 
Zwangsausgleichsverfahren beherrſcht, ſowohl den privaten 
Präventivakkord als auch das verwickelte, kreditſchädigende, 
koſtſpielige Konkursverfahren zugunſten würdiger Schuldner 
auszuſchalten und ſo wirtſchaftlich lebensfähige Unternehmen, 
die gerade durch die Kriegszeit ſchwer mitgenommen werden, 
zu erhalten. Es darf nicht geleugnet werden, daß dieſer un⸗ 
gemein wichtige Leitſatz dem öſterreichiſchen Geſetze, deſſen 
nachhaltiger Eindruck anerkannt wird, nicht völlig geglückt iſt. 
Es wird zwar weniger Konkurſe geben. Wohl aber bildet das 
gerichtliche Ausgleichsverfahren nach öſterreichiſchem Rechte 
nunmehr bloß ein Surrogat, weil es in der Praxis leider erſt 
nach dem Scheitern eines Privatarrangements angewendet 
werden wird.“) Dies wiederum hängt mit der wenig an⸗ 
ziehenden öffentlichen Kundgebung des gerichtlichen Ausgleichs 
zuſammen, ferner aber mit der Unbeliebtheit der 88 41 ff. auf 
ſeiten der Gläubigerſchutzvereine und überhaupt einer ehrlichen 
Gläubigerſchaft. Letztere muß immer befürchten, daß eine dem 
Schuldner gefällige Gläubigerſchaft ihn bei etwaigen Umtrieben 
der Stimmprozedur unterſtützt. Ofner s) ſpricht ſich dahin aus, 
daß die Ausgleichsordnung vollbewußt als ein Experiment 
auftrete, welches dem Streben der Kaufmannſchaft gemäß dem 
Privatausgleich Zwangscharakter gewähre. In Deutſchland ſei 
dies bisher von der Juſtizverwaltung verſagt worden, wegen 
des Erforderniſſes eines geordneten Anmeldungs⸗ und Liqui⸗ 
dierungsverfahrens; die Ausgleichsordnung habe daher nach 


29) Deren Gliederung und Abgrenzung ſiehe in den 1915 er: 
ſchienenen Büchern v. Ehrenzweig, Frankl und Friedländer, dann in 
den Aufſätzen der öſterreichiſchen Gerichtszeitung von Lieblich, Hilſenrad 
und Ehrenzweig: Siegel, Ger Z. 1915 Nr. 10; Pitreich, 3H R. 77, 41; 
Fleſch, Jur Bl. 1915, 281 ff.; Trammer, Gellerts Zentralblatt 1915; 
Fantl, Jur Bl. 1915 Nr. 12; Sperl, Allg OſtGer Z. 1915, 141; Bartich, 
3 R. 77, 1; Mayer, DIZ. 1915, 139. 

0) Aber Gläubigerſchutz gegen Mißbrauch des Ausgleichs⸗ 
verfahrens ſiehe insbeſ. Rudolf Pollak a. a. O. S. 45. 

31) S. Altmann, Die Krida und die ähnlichen Delikte nach der 
kaiſerlichen Verordnung vom 10. Dezember 1914. Höpler, Die neuen 
ſtrafrechtlichen Beſtimmungen zum Schutze der Gläubiger. Petſcheck, 
Einhebung von Geldſtrafen S. 51. 

32) Pollak iſt anderer Meinung: Er ſieht als günſtigſte Löſung 
einen außergerichtlichen, als die nächſt günſtige einen gerichtlichen 
Ausgleich außerhalb des Konkurſes an; dann kommt (nach Pollak) 
der Zwangsvergleich in Betracht und als die mindeſt günſtigſte 
Löſung die konkursmäßige Verteilung. Ich idealiſiere mir die reichs⸗ 
deutſche Regelung möglichſt ohne die erſte Phaſe, von ganz glatten 
und gerechten Privatabkommen abgeſehen. | 

80) Allg Oſt Ger. 1915, 214. 
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einem Mittelweg geſucht und nur ein halbes Liquidierungs⸗ 
verfahren eingeführt, ganz ſummariſch geordnet: der Richter 
habe das Stimmrecht zu erteilen. Aber das Stimmrecht ſei 
ja in dieſem Verfahren das allerwichtigſte. In letzterer Hinſicht 
iſt dem verdienten Abgeordneten und Kollegen nur beizupflichten. 
Allein ein Stimmrecht, das nur von Fall zu Fall auf einer 
ernſten Prüfung der wirklichen Forderungen aufgebaut iſt, 
züchtet das Strohmännertum, welches mit die Polemik gegen 
die bisherigen freien Akkorde veranlaßt hat, erſt recht. Ebenſo 
gefährlich iſt die Art der Zulaſſung der Zeſſionare der Gläubiger, 
welche Scheinhandlungen provoziert.!) Zwangsausgleiche, die 
verbotene Sonderbegünſtigungen nicht ausmerzen, ſind eben 
vom Standpunkte der Geſetzespolitik aus als brauchbare Neue⸗ 
rung nicht zu begrüßen. Sie erregen Argernis und bringen 
der Volkswirtſchaft Einbuße. Weiterhin wird in der öſter⸗ 
reichiſchen Praxis der freie Akkord durch die Drohung, daß im 
gerichtlichen Ausgleiche eine geringere Quote geboten wird, 
leicht zu einer Preſſion, unter der die eventuell unrichtig in⸗ 
formierten Gläubiger zu geringen Quoten ſich entſchließen. 
Eine deutſche Ausgleichsordnung wird ſomit die in der öſter⸗ 
teichiſchen etwas oberflächlich geregelte Frage einer genauen 
Forderungsprüfung nebſt beſſeren Kautelen gegen den Unfug 
der unlauteren Uberſtimmung im Auge behalten. Inſoweit 
iſt der Gläubigerſchutz zu verbeſſern. 

Will man hiewiederum die Exiſtenz einwandfreier Schuldner 
tunlichſt erhalten, indem man die egoiſtiſchen Akkordſtörer der 
bisherigen freien Ausgleiche überſtimmt, ſo darf der nicht 
konkursmäßige Ausgleich dem Schuldner nicht ſo viele Unfrei⸗ 
heiten und Demütigungen (Edikt, zu umfangreichen Apparat, 
Offenbarungseid) bringen, wie die öſterreichiſche Ausgleichs⸗ 
ordnung. Die konkursähnliche Deklaſſierung zu verhüten, ſtrebt 
ja gerade die neue Schule an. Die Selbſtbeſtimmungsbefugniſſe 
des Schuldners, die nach meinem Dafürhalten der öſterreichiſche 
Kommiſſär allzu ſtark einengt, ſind möglichſt wenig ein⸗ 
zuſchränken. Die Verwandtenguthaben dürfen nicht wie ein 
reines Nichts behandelt werden. Auch die ſchuldneriſchen 
Empfindungen, daß in Fällen der wirtſchaftlichen Not der 
Schuldner nicht mit gar ſo vielen Vormündern ſeines Handels 
und Wandels zu tun haben will, ſollte der Geſetzgeber nicht 
unberückſichtigt laſſen. Der Grundſatz der ſtraffen Aberwachung 
durch juriſtiſch gebildete Ausgleichsverwalter und Einzelrichter, 
aber möglichſt geringe Einmiſchung in den normalen Geſchäfts⸗ 
betrieb, die Aufrechterhaltung möglichſter Vertrags⸗ und Vergleichs⸗ 
freiheit möge eine künftige deutſche Ausgleichsordnung beherrſchen. 
Inſoweit iſt der Schuldnerſchutz zu verbeſſern. Iſt dem 
aber ſo, ſo muß nach meinem Dafürhalten auch an der unbedingten 
Gläubigerautonomie feſtgehalten und es darf nicht, wie ſogar 
die Kritik maßgebender Richter ?°) beſtätigt, die Idee des 
richterlichen Imperiums und der ſtaatlichen Allgewalt bis zum 
Außerſten betont werden. Die Auswahl der der großen 
Aufgabe gewachſenen Ausgleichsverwalter muß eine ſorgfältige 
ſein und es kann natürlich nicht der in Kriegszeiten begreifliche 

84) Nudolf Pollak, a. a. O. S. 42: „vielleicht würde das neue 
Geſet, wäre es radikaler, dem Notſtand im Verhältniſſe zwiſchen den 
Gläubigern und einem zahlungsunfähigen Schuldner noch ein wenig 
beſſer haben begegnen können, als es geſchehen iſt.“ 

35) Bovenſiepen, a. a. O. S. 1152. 
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Geſichtspunkt möglichſt ehrenamtlicher Tätigkeit hier einſetzen. 
Es wird nicht leicht ſein, die richtige Mitte zwiſchen dem 
früheren Mancheſtertum bei Ausgleichen und der öſterreichiſchen 
Omnipotenz zu finden. Aber der Umſtand, daß das wohl⸗ 
gelungene, doch etwas zu extreme nachbarliche Geſetz ehrliche 
Kritik auslöſte, wird dem deutſchen Geſetzgeber die Tätigkeit 
erleichtern. Zum Schluſſe mag von neuem unterſtrichen 
werden, daß ein gedeihlicher Abbau des Geſchäfts— 
aufſichtsweſens ohne die Einführung eines außer⸗ 
gerichtlichen Zwangsvergleiches kaum ohne ſchwere 
Gefährdung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe unſeres 
Vaterlandes durchführbar iſt. ““) Ein Notgeſetz für die 
Abergangszeit böte den vorläufigen Ausweg. Die beſtehende 
und ſich vermutlich noch ſteigernde Wirtſchaftskriſe erheiſcht 
vorerſt die außerordentliche, hiernach die ordentliche Maßregel. 


Das preußiſche Fiſchereigeſetz vom 1. Mai 1916.“ 
Von Rechtsanwalt Max Herrmann, Berlin. 


Das am 31. März 1916 vom Herrenhauſe verabſchiedete und 
am 1. Mai 1916 zum Geſetz erhobene neue Fiſchereigeſetz beſeitigt für 
Preußen einen Zuſtand großer Rechtsunſicherheit und Zerſplitterung. 
Durch Art. 69 EGBGB. blieb die Regelung des Fiſchereirechts den 
Landesgeſetzen vorbehalten. In Preußen kamen dafür — abgeſehen 
vom Allgemeinen Landrecht, dem Gemeinen und dem Rheiniſchen 
Recht — eine ganze Anzahl teils neuerer teils alter Provinzial⸗ 
geſetze in Betracht, von denen einige in § 133 des neuen Geſetzes 
angeführt find. Zwar galt ſchon das Fiſchereigeſetz vom 
30. Mai 1874 für den ganzen Preußiſchen Staat; aber es 
hatte nur die Aufgabe, die für den Fiſchereibetrieb erſorderlichen 
polizeilichen Maßnahmen zu regeln, und ließ das materielle 
Recht völlig unberührt. Aber die Inhaber der verſchiedenen 
Fiſchereiberechtigungen herrſchte große Unklarheit. Neben den 
Fiſchereirechten, welche auf dem Eigentum am Gewäſſer beruhten, 
kamen noch ſelbſtändige dingliche Fiſchereirechte, alſo als Rechte 
an fremden Sachen, und endlich Regalitätsrechte des Staates 
in Betracht. Im Gebiete des ALR. hatte ſich allerdings die 
Rechtslage im Laufe der Zeit einigermaßen geklärt.!) An 
öffentlichen Gewäſſern ſtand die Fiſcherei grundſätzlich als 
niederes Regal dem Staate zu ($ 73 II, 15 AL R.), in privaten 
dem Eigentümer (SS 267, 268 I, 9 AL R.). Die Fiſchereirechte 
an fremden Sachen waren entweder Perſonal⸗ oder Grund⸗ 
dienſtbarkeiten. Erſtere bedurften ſeit dem 1. Oktober 1872 
(PrEigErwG. § 12, PrGBO. § 73) zur Wirkſamkeit gegen⸗ 
über dem redlichen Erwerber des im Grundbuch eingetragenen 
Gewäſſers der Eintragung ins Grundbuch. Mit Ausnahme 


56) Jäger, BankArch. 14, 36; Stein, Leipz Z. 1915, 257; Breit, 
JW. 1915, 173; Robert Wertheimer, ebenda S. 175; Bovenſiepen, 
DRZ. 1914, 781 und JW. 1915, 1151; Michels, Recht 1915, 11; 
Waſſermann⸗ Erlanger, Die Kriegsgeſetze S. 217; Jöriſſen, DRZ. 
1915, 40; meine Auſſätze, Recht und Wirtſchaft 1914, 269 und 
Leipz Z. 1915, 111. 

*) Ein ausführlicher Kommentar erſcheint in Kürze von demſelben 
Verfaſſer im Verlage von W. Moeſer Buchhandlung, Berlin 8. 14. 

) Vgl. hierüber Havenſtein, Das Fiſchereirecht der Mark 
Brandenburg, S. S ff. 
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der vor dem 1. Januar 1900 erworbenen galt dies ſeit dem 
Inkrafttreten des BGB. (S 892 BGB. Art. 168 EG.) auch 
für die Fiſchereirechte, welche Grunddienſtbarkeiten waren. Seit 
dem Geſetze vom 2. März 1850 ſind die dinglichen Fiſcherei⸗ 
rechte ablösbar (Art. Nr. 7) und deshalb von dieſem Zeit⸗ 
punkte an der Erſitzung entzogen (Art. 12), welche vorher nach 
88 35 II, 14, 629 ff. I, 9 ALR. als die außerordentliche, 
44 jährige möglich war. 

In den neueren weſtlichen Landesteilen war der Rechts⸗ 
zuſtand viel unſicherer, die Rechtſprechung daher ſehr ſchwankend. 
So iſt insbeſondere das Fiſchereiregal des Staates an den 
Waſſerläufen zweiter und dritter Ordnung und an Werk⸗ und 
Mühlgräben häufig der Gegenſtand ſich widerſprechender Ent⸗ 
ſcheidungen geweſen. Das OLG. Frankfurt z. B. hat an der 
Rechtſprechung des Obertribunals nicht feſtgehalten und auch 
feinen eigenen Standpunkt wiederholt geändert.) 

Dieſen unklaren Verhältniſſen bereitet das neue Geſetz 
zwar nicht mit einem Schlage ein Ende, aber es trifft dafür 
Vorſorge, daß in abſehbarer Zeit Sicherheit über die Fiſcherei⸗ 
berechtigungen beſteht. Abgeſehen von den Küſtengewäſſern, in 
denen nach 8 6 die Fiſcherei frei iſt, iſt das Fiſchereirecht 
grundſätzlich mit dem Eigentume am Gewäſſer verbunden 
($ 7). Allerdings bleiben alle Fiſchereirechte und der freie 
Fiſchfang aufrechterhalten, ſoweit ſie am 30. April 1914 be⸗ 
ſtanden haben ($ 8 Abſ. 1) — und für den, welcher ein 
Fiſchereirecht bis zum 1. Mai 1914 dreißig Jahre lang als 
ſein eigenes ausgeübt hat, ſtellt 8 8 Abſ. 2 die Vermutung 
auf, daß es ihm zuſteht. Alle Fiſchereirechte jedoch, die nicht 
dem Eigentümer des Gewäſſers zuſtehen, erlöſchen, wenn 
nicht binnen 10 Jahren nach dem Inkrafttreten des Geſetzes ?) 
ihre Eintragung ins Waſſerbuch“) beantragt wird. In 
etwa zehn Jahren wird alſo der Rechtszuſtand folgender ſein: 
Geht nicht aus dem Waſſerbuche hervor, daß ein 
Fremder ein Fiſchereirecht an einer Gewäſſerſtrecke 
hat, ſo iſt ihr Eigentümer gleichzeitig Fiſcherei⸗ 
berechtigter. Da für den Staat keine Ausnahme vom Ein⸗ 
tragungszwang gemacht iſt, ſo kann er nachher auch nur dann 
eine Regalität geltend machen, wenn er für ihre Feſtſtellung im 
Waſſerbuche Sorge getragen hat. 

Einen weiteren großen Fortſchritt ſtellt das Geſetz durch 
die Begründung des Uferbetretungs rechtes dar. Bisher 
war die Befugnis des Fiſchereiberechtigten, zur Ausübung des 
Fiſchereirechts fremde Grundſtücke zu betreten, ſehr beſtritten.“) 
Auf ausdrücklicher Geſetzesvorſchrift beruhte es nur in den 
Provinzen Hannover, Weſtfalen, Rheinprovinz und im Re⸗ 
gierungsbezirk Caſſel. Im Gebiete des Landrechts dagegen 
fehlte es an einer ſolchen Beſtimmung. Die Gerichte haben 
dieſes Recht allerdings auch hier dem Fiſchereiberechtigten auf 


2) Vgl. Entwurf (Regierungsvorlage von 1911), Begründung 
S. 40 ff.; Bericht der 16. Komm. des Abgeordnetenhauſes vom 15. März 
1915 S. 59 ff. 

) Der Zeitpunkt des Inkrafttretens wird nach § 135 durch 
königl. Verordnung beſtimmt werden. 

5) 88 182 ff. des preußiſchen Waſſergeſetzes vom 7. April 1913. 

6) Siehe Entwurf S. 46 f., Bericht der 16. Komm. des Ab: 
geordnetenhauſes S. 117 fl. 


Grund des 8 89 der Einleitung zum ALR. und der Vorſchriften 
dieſes Geſetzes über die Ausübung der Servituten zumeiſt dann 
zugeſprochen, wenn das Fiſchereirecht ein Grundſtück belaſtete, 
deſſen Betretung zu ſeiner Ausübung erforderlich war. Aber 
es bedurfte naturgemäß dazu eines umſtändlichen Beweiſes. 
Dieſer Notwendigkeit enthebt das neue Geſetz den Fiſcherei⸗ 
berechtigten. Es ſpricht ihm nämlich ganz allgemein die Bes 
fugnis zu, mit ſeinen Gehilfen und ſeinen Geräten die ans 
Waſſer angrenzenden Ufer, Inſeln, Anlandungen, Schiffahrt: 
anlagen ſowie Brücken, Wehre, Schleuſen und ſonſtige Waſſer⸗ 
bauwerke ſoweit zu betreten, als es die Ausübung ſeines 
Fiſchereirechts erfordert (§S 13 Abſ. 1). Daß er für Schaden, 
den er dabei anrichtet, Erſatz leiſten muß ($ 15), entſpricht der 
Billigkeit. Nicht ganz glücklich dagegen ſcheint mir die Be⸗ 
ſtimmung des 8 14, wonach im umgekehrten Falle — wenn 
dem das Uferbetretungsrecht Ausübenden ein Schaden zuſtößt — 
der Grundſtückseigentümer bzw. Nutzungsberechtigte nur dann 
zum Erſatze verpflichtet iſt, wenn er den Schaden abſichtlich 
herbeigeführt hat. Eine Haftung zum mindeſten auch für grobe 
Fahrläſſigkeit wäre um ſo mehr am Platze geweſen, als ſie 
mit den durch Geſetz und Rechtſprechung für ähnliche Ver⸗ 
hältniſſe feſtgelegten Grundſätzen beſſer übereingeſtimmt hätte. 

Eine bedeutungsvolle Neuerung für das ſiſchereiwirtſchaftliche 
Genoſſenſchaftsweſen iſt die Zulaſſung der Bildung von Zwangs⸗ 
genoſſenſchaften (SS 65 ff.). Bei der Schutzgenoſſenſchaft 
kann ſie ſogar gegen den Willen ſämtlicher Beteiligter 
geſchehen (§ 65), während eine Wirtſchaftsgenoſſenſchaft nur 
dann zwangsweiſe begründet werden kann, wenn wenigſtens 
einer der Berechtigten damit einverſtanden iſt (8 67). Der 
Sportfiſcher wird es mit Freuden begrüßen, daß der zur Aus⸗ 
übung des Fiſchfangs erforderliche Fiſchereiſchein (8 92) 
gebühren⸗ und ſtempelfrei iſt (8 95). Für die Rein⸗ 
haltung der Gewäſſer iſt § 102 weſentlich. Es war keine 
leichte Aufgabe, den ſich häufig widerſtreitenden Intereſſen der 
Induſtrie und der Fiſchzucht in gleicher Weiſe gerecht zu werden. 
Das Geſetz löſt ſie folgendermaßen: Auch die Unternehmer, 
welche von früher her ein Recht auf Einleitung von Abwäſſern 
haben, müſſen auf Verlangen der Fiſchereiberechtigten Ein⸗ 
richtungen treffen, die geeignet ſind, die nachteiligen Wirkungen 
der Abwäſſerabführung zu beſeitigen oder zu verringern. Vor⸗ 
ausſetzung dafür iſt aber einerſeits, daß die Fiſcherei weſentlich 
beeinträchtigt wird, und auf der anderen Seite, daß ſolche Ein⸗ 
richtungen wirtſchaftlich gerechtfertigt ſind und den Betrieb des 
Unternehmens nicht weſentlich beeinträchtigen. Die Koſten der 
erforderlichen Maßregeln fallen ſtets dem Unternehmer zur 
Laſt.“) Ob dieſe Beſtimmungen ſich in der Praxis bewähren 
werden, kann erſt die Zukunft lehren. Daß ſie zu einer großen 
Zahl von Streitigkeiten führen werden, darf man wohl als 
ſicher annehmen. 

Die Strafvorſchriften (88 125 bis 130) lehnen ſich 
im weſentlichen an die des Geſetzes vom 30. Mai 1874 an. 
Faſt wörtlich iſt auch der § 52 des alten Geſetzes in das neue 
(S 129) übernommen worden. Zu dem 5 52 iſt vor geraumer 


6) Dieſe Regelung hat das Abgeordnetenhaus durchgeſetzt (ſiehe 
Bericht der 13. Komm. v. 16. März 1916 Sp. 15, 16), während das 
Herrenhaus eine Teilung der Koſten vorgeſehen hatte. 
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Zeit“) eine viel angefochtene Entſcheidung des Kammergerichts 
ergangen, in welcher für dieſen einzigen Fall der Begriff der 
Teilnehmerſchaft auf die Beihilfe zu Übertretungen aus⸗ 
gedehnt worden iſt. Das Reichsſtrafgeſetzbuch kennt dagegen 
nur Beihilfe zu Verbrechen und Vergehen (§ 49). Man darf 
geſpannt fein, ob die Rechtſprechung zu § 129 des neuen 
Geſetzes den früheren Standpunkt aufrechterhalten wird; bei 
der parlamentariſchen Beratung wurde eine Klärung des frag⸗ 
licken Begriffes nicht erzielt.) 

Die Einheitlichkeit der Rechtſprechung im Beſchluß⸗ 
verfahren gewährleiſtet $ 122, der die Entſcheidung über Be⸗ 
ſchwerden gegen die Beſchlüſſe der Bezirksausſchüſſe, die über 
die Fragen von allgemeiner Bedeutung zu erkennen haben, dem 
Lande swaſſeramt überträgt. Dieſe vom Waſſergeſetz (88 370 
bis 373) neugeſchaffene Zentralbehörde hat ſich ſchon in der 
kurzen Zeit ihres Beſtehens glänzend bewährt. Sie wird im 
beſonderen auch über die Eintragungen ins Waſſerbuch 
als böchſte Inſtanz zu entſcheiden haben, alſo für die Feſt⸗ 
ſtellung der alten Fiſchereiberechtigungen ausſchlaggebend ſein. 

Als äußere Vorzüge des neuen Geſetzes ſeien die klare 
Ausdrucksweiſe und das gute Deutſch hervorgehoben, um die 
ſich auch der Allgemeine deutſche Sprachverein in dankens⸗ 
werter Mitarbeit verdient gemacht hat. Die ſo läſtigen und 
das Verſtändnis erſchwerenden Verweiſungen auf die Para⸗ 
grapben anderer Geſetze haben ſich allerdings auch hier leider 
nicht vermeiden laſſen (vgl. z. B. 88 8, 11, 29, 31, 96, 115, 
116). Dafür ſind wenigſtens nach Möglichkeit die eigenen 
Geſetzesſtellen ihrem Inhalte nach wiedergegeben, wo eine 
Bezugnahme darauf erforderlich war. Der Aberſichtlichkeit 
dient die ſchon beim Waſſergeſetz angewendete Numerierung 
der Abſchnitte der einzelnen Paragraphen. 

Alles in allem: ein höchſt erfreuliches Geſetzgebungswerk, 
das unſerer Landeskultur ſicher zum Segen gereichen wird. 
Daß es trotz dieſer ſturmbewegten Zeit zu Ende geführt wurde, 
kann uns mit Stolz und Zuverſicht erfüllen. 


Schrifttum. 


Noſtradamus: Die Franzoſen wie fie find. Gegenwart und 
Zukunft. J. Bielefelds Verlags buchhandlung, Freiburg i. B. 
1916. 335 Seiten. Geh. 3 &, Leinewandband 4 &. 

Ein Deutſcher, der augenſcheinlich viele Jahre bis zum Kriege in 

Frankreich gelebt, ein Rechtskundiger, gibt in dieſem Buche das wieder, was 

er mit hellen Augen geſehen und erfahren hat. Unter der großen Maſſe 

der Schriften, die der Krieg geboren, wird dieſes Buch einen dauernden 

Platz behaupten. 

Fülle des Materials, die Form der Darſtellung und nicht zuletzt durch 

die Vertiefung des Gebotenen hervor. Der Verfaſſer verſteht es, den 

zum Teil recht ſpröden Stoff mit Humor und auch mit beißendem 

Sarkasmus vorzutragen, und den Leſer dauernd in Spannung zu 

halten. Gleichwohl wird man dem Verfaſſer, der in 28 Kapiteln das 

Einzelindividuum, die Geſellſchaft, die Beamtenſchaft und den Staat 

unter Beifügung eines Nachwortes behandelt, nicht den Vorwurf 


7) Am 15. Dezember 1886; Johow VI, S. 261. 
8) Bericht der X. Komm. des Herrenhauſes (Druckſache Nr. 12 
von 1916) S. 72. 
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machen können, daß er ſeinen Gegenſtand ohne Wohlwollen behandelt 
habe. Im Gegenteil; er bemüht ſich, Licht und Schatten überall 
gleichmäßig zu verteilen. . 

Den Leſer dieſer Zeitſchrift wird vor allem das intereſſieren, 
was über die Rechtszuſtände, über gerichtliches Verfahren und die 
Anwaltſchaft des heutigen Frankreich mitgeteilt wird. Ich kann 
hier nur einige Andeutungen geben, die zum Nachleſen anregen 
ſollen. 

Das Buch beginnt mit dem merkwürdigen Nachweis, daß keine 
Mutter verpflichtet iſt, ſich auf dem Standesamt zur Mutterſchaft zu 
bekennen. Eine recherche de la maternité gibt es nur auf dem 
Papier, in Wirklichkeit nicht. Trotzdem haben ſich Mißſtände hieraus 
kaum ergeben. Die Eheſchließung iſt, abgeſehen von ſozialen Hinder⸗ 
niſſen, dadurch erſchwert, daß die Eltern ſelbſt großjährigen Kindern 
die Zuſtimmung zur Eheſchließung willkürlich verweigern können. 
Was dagegen geſchehen kann, iſt eine Ermahnung durch den Notar 
— eine lächerliche und wirkungsloſe Prozedur. 

Die Akte der freiwilligen Gerichtsbarkeit ſind durch Schematismus 
erſtarrt und verknöchert. Jede Großbank hat ihren chef du con- 
tentieux, der niemals dazu zu bringen iſt, bei dem Entwurf eines 
Vertrages von ſeinem Formular abzuweichen und dieſes zu beleben. 
Mit großer Wichtigtuerei bedarf er zur Ausfüllung des Formulars 
mehrerer Tage, währenddeſſen wichtige Intereſſen auf dem Spiele 
ſtehen. 

Die Art der Ausführung der Zuſtellungen muß als geradezu 
kläglich bezeichnet werden. Die große Stadt Paris hat ſeit langer 
Zeit nicht mehr als 150 Gerichtsvollzieher mit derſelben juriſtiſchen 
Ausbildung wie Richter, Notare und Advokaten. Da ſie ſelbſt⸗ 
verſtändlich außerſtande find, dieſe Zuſtellungen zu bewältigen, und 
es eine Poſtzuſtellung nicht gibt, ſo werden die Zuſtellungsakte in der 
einfachſten Form erledigt. Voten des Gerichtsvollziehers, ohne jede 
Verantwortung, geben das zuzuſtellende Schriftſtück an den Adreſſaten, 
richtiger den Hauswart ab, und darauf beſcheinigt der Gerichts⸗ 
vollzieher, der ruhig in feinem Bureau ſttzen geblieben iſt, die amtliche 
Zuſtellung. Bis vor wenigen Jahren nahm niemand daran Anſtoß. 
Als damals aber ein Eigenbrödler einen ſolchen Fall vor den 
Kaſſationshof brachte, ereilte ihn das Geſchick, mit ſeinem Kaſſations⸗ 
rekurs abgewieſen zu werden. Das Gericht hatte nicht ſo unrecht: 
Alle Zuſtellungen ſeit alters her waren ungültig. Es drohte dem 
Gericht, alle längſt entſchiedenen Prozeſſe zu kaſſieren, alſo war en 
beſſer, es beim alten zu laſſen. 

Wechſelproteſte ſind der Aufnahme durch den Poſtboten un⸗ 
zugänglich, und hier ergeben ſich ähnliche Kalamitäten. Der Wechſel⸗ 
prozeß muß im allgemeinen als wertlos bezeichnet werden. Der 
Prozeß dauert in vielen Fällen ebenſo lange wie der ordentliche Prozeß. 
Das liegt an folgendem: 

Der Wechſel muß den Schuldgrund enthalten — nach fran⸗ 
zöſiſchem Recht geht bekanntlich mit dem Wechſel der perſönliche 
Anſpruch über!) —, und damit find alle zivilen Einwendungen dem 
Schuldner verblieben. Selbſtverſtändlich führen ſie zur Verſchleppung. 
Dazu kommt, daß beim Beſtreiten der Wechſelunterſchrift der ganze 
Wechſelprozeß ins Waſſer fällt, und zunächſt einem langwierigen 
Strafverfahren Platz macht. Die natürliche Folge iſt, daß der 
Wechſel nicht die Bedeutung erlangen kann wie bei uns. 

Der société anonyme fehlen alle Kautelen der Gründungs⸗ 
maßnahmen und ebenſo der Verwaltung. Der Verwaltungsrat iſt 
tatſächlich in den Händen eines einzigen Geſchäftsführers, der ſchaltet 
und waltet wie er will, und nur ſehr ſchwer eine Sitzung des Rates, 
ſelbſt wenn er den guten Willen hat, zuſtande bringen kann. Ent⸗ 
ſtehen Schwierigkeiten, ſo legen die Mitglieder ſchleunigſt ihre Amter 


1) Vgl. Lyon⸗Caens Renault, traité de droit commercial, 
tom. IV N. 179, 180. 
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nieder, erklären treuherzig, daß ſie von der ganzen Verwaltung keine 
Ahnung hätten, daß ihnen der Geſchäftsführer alles verheimlicht habe. 
Das iſt der typiſche Fall. Aus meiner eigenen Praxis erinnere ich 
mich eines Vorganges, der nur wenige Jahre zurückliegt. Ein 
Deutſcher war dem Verwaltungsrat einer derartigen franzöſiſchen 
Aktiengeſellſchaft beigetreten und wegen Unregelmäßigketten des 
Geſchäftsführers in Anſpruch genommen worden, allerdings ohne 
Erfolg. Alle franzöſiſchen Mitglieder des Verwaltungsrats hatten 
gehandelt genau ſo, wie hier dargeſtellt. Man darf ſich daher nicht 
wundern, daß das Vertrauen zu dem Inſtitute fehlt, und in Frank⸗ 
reich dem Zweckvermögen nicht die werbende Kraft innewohnt wie 
bei uns. n 

Es gibt keine Baupolizei. Wohl iſt der Architekt verantwortlich 
für den Bau, aber erſt dann, wenn es zu ſpät iſt. Fällt der Bau 
ein, und begräbt er einige Opfer ſeiner Kunſt, ſo wird dem Architekten 
wohl der Prozeß gemacht, da die Gerichte aber dem Gutachten ſeiner 
Kollegen als Sachverſtändigen zu folgen pflegen, ſo gehören Ver⸗ 
urteilungen zu den Seltenheiten. 

Und nun einige Andeutungen über den Advokatenſtand: 

Für den Anfänger iſt er zunächſt, aber auch auf lange Zeit 
hinaus, eine brotloſe Kunſt. Der Vorſtand der Zunft erfordert daher 
vor der Zulaffung von dem Kandidaten den Vermögensnachweis. Der 
Advokat iſt in jeder Hinſicht eingeengt. Mit einer nichtſtreitigen 
Angelegenheit darf er ſich nicht befaſſen, ihm iſt alles, was außerhalb 
des Plädierens liegt, verſchloſſen. Kein Schild an der Haustür 
kündigt ihn an — das Gegenteil wäre Klientenfang —, keine Taxe 
fet feine Honoraranſprüche nach unten oder nach oben feſt. Der 
junge Advokat iſt froh, unentgeltlich eine Vertretung zu übernehmen. 
Auch das Anreißerweſen iſt nicht unbekannt. Dagegen laſſen bekannte 
Anwälte, frühere Miniſter, Senatoren oder frühere Stabträger, denen 
allen ihr früherer Charakter als dauernde Errungenſchaft bleibt, ſich 
ihren Namen mit fürſtlichen Gebühren bezahlen. Ihre Leiſtungen 
ſind in rhetoriſcher Hinſicht Kunſtleiſtungen, ſoweit es ſich eben darum 
handelt, den Hörer durch die Eleganz der Darſtellung zu blenden. 
Der Verfaſſer meint, daß im allgemeinen die Advokaten ihre Sache 
nicht ſchlecht machen, auch ausreichend vorgebildet werden. Den 
Anfang eines Kapitels beginnt der Verfaſſer mit dem bedeutſamen 
Zitat: „Im Anfang war das Wort.“ Dem Kultus des Wortes im 
modernen Frankreich widmet der Verfaſſer eine tiefgründige und 
überaus intereſſante Erörterung. Wer in letzter Zeit Briandſche 
Kammerreden geleſen hat, wird ſich ein Bild davon machen können. 

Lächerlich erſcheint uns, welche Anforderungen an den zu 
wählenden Stabträger geſtellt werden. Es genügt hier zu bemerken, 
daß man gelegentlich Nullen wählt. 

Angenehm berührt die große Geſälligkeit der Verwaltungs: 
beamten, unangenehm die überaus ſchlechte Behandlung der Zeugen 
im Zivil und Strafprozeß. Sie ſtehen wehrlos dem Angriff der 
Verteidigung und des Staatsanwalts gegenüber. Bei dem Vor⸗ 
ſitzenden der in der Regel aus politiſchen Gründen es weder mit dem 
einen noch mit dem andern verderben darf, finden ſie keinen Schutz. 
Sehr ergötzlich zu leſen, wie die Sache ſich geſtaltet, wenn der 
ſchüchterne Vorſthende ſich zu einer ſanſten Rüge aufzuraffen verſucht. 
Wehe dem Zeugen, der zur Selbſthilfe ſchreitet! Die geringſte Ent⸗ 
gleiſung trägt ihm — das iſt das Übliche — eine Gefängnisſtrafe 
von mindeſtens 6 Monaten ein. 

Das Buch ſchließt mit einem bedeutſamen Ausblick auf die 
Zukunft Frankreichs. Ich muß es mir leider verſagen, auf weitere 
Einzelheiten einzugehen. Nicht zu hart iſt jedenfalls das Urteil, daß 
die Rückſtändigkeit des heutigen Frankreichs uns faſt unglaublich 
erſcheint. 

Ich wünſche dem überaus leſenswerten Buche einen großen 
Leſerkreis, insbeſondere unter unſeren Berufsgenoſſen. 

Juſtizrat L. Cohn, Berlin. 


12. 1918. 


Theodor Hamacher, Gemeinde⸗Baurat, Regierungsbaumeiſter 
a. D.: Die Kreditgefährdung beim großſtädtiſchen Grund⸗ 
beſitz. Verlag Puttkammer & Mühlbrecht, 1916. 189 Seiten. 


Der Verfaſſer hat aus feinen praktiſchen Erfahrungen und den 
Ergebniſſen einiger unvollſtändiger Lektüre eine Reihe von Mitteilungen 
und Vorſchlägen zuſammengetragen, die ſehr ungleich zu bewerten 
find. Das Beſte bringt der Verfaffer da, wo er ſich auf feinem 
engeren Fachgebiet bewegt, alſo als Architekt zum Leſer ſpricht. Er 
bekämpft das Protzentum in der äußeren Aufmachung der Großſtadt⸗ 
bauten, die falſchen Erſparniſſe bei der inneren Materialbeſchaffung, 
den Mangel jeder Teilnahme für das ſpätere Schickſal des Bau⸗ 
werks u. a. m. Wie weit die Meinungen und Forderungen des Ver⸗ 
faſſers im einzelnen zutreffen, entzieht ſich der Beurteilung des 
techniſchen Laien; aber man empfängt von dieſem Teil der Aus⸗ 
führungen des Verfaſſers jedenfalls einen ſehr ſympathiſchen Eindruck. 
Weniger glücklich iſt der Verfaſſer ſchon, wo er ſich auf das Gebiet 
der Volkswirtſchaft begibt. Er iſt ein bedingungsloſer Anhänger von 
Eberſtadt und operiert demzufolge fortgeſetzt mit dem bekannten Schlag⸗ 
wort: Der Wert des Bodens beſtimmt ſich nach der Höhe der Be: 
leihung. Auch im übrigen übernimmt er die unzuläſſigen Ver⸗ 
allgemeinerungen, die man in den ſonſt vielfach verdienſtlichen 
Arbeiten Eberſtadts findet. 1) Die bedeutſame wiſſenſchaftliche Gegen: 
literatur, insbeſondere die Arbeiten von Ad. Weber und Gemünd, 
ſind dem Verfaſſer unbekannt geblieben, wie ſein überhaupt viel⸗ 
ſagendes Literaturverzeichnis zeigt. Am wenigſten erſprießlich ſind 
ſchließlich die Erörterungen, die ſich auf juriſtiſch⸗forenſiſche Gegen⸗ 
ftände beziehen. Der Verfaſſer teilt ausführlich Tatbeſtand und 
Prozeßgeſchichte einiger ihm vorgekommenen Rechtsſtreitigkeiten über 
Schwammſchäden mit und macht auch ſonſt aus ſeinen Erfahrungen 
heraus verfchiedene zum Teil recht belangloſe Mitteilungen (I. B. 
über die Höhe der Vergleichsſummen) aus einſchlagenden Prozeflen. 
Die Folgerungen, die er aus ſeinen Beobachtungen zieht, ſind recht 
anfechtbar. So ſagt er z. B. Seite 160 „Der Hausbeſitzer der Groß⸗ 
ſtadt hat von Hausſchwammſchäden keine Ahnung und will nichts 
davon verſtehen, man ſpricht möglichſt wenig davon uſw. (Die 
geſperrten Worte ſind auch beim Verfaſſer geſperrt gedruckt.) Daß 
der Verfaſſer Seite 39 das Reichsverſicherungsamt und die Reichs⸗ 
verſicherungsanſtalt verwechſelt, mag noch hingehen. Sehr bedenklich 
aber ſind z. B. Ausführungen folgender Art: „Die Beſtellung einer 
Hypothek erfolgt in Preußen auf Grund eines notariellen Vertrages 
durch den Grundbuchrichter und wird getätigt durch gerichtliche Ein⸗ 
tragung in das Grundbuch oder Hypothekenbuch, in das in Preußen 
nur — abgeſehen von gerichtlichen Anordnungen — Beteiligte und 
in neueſter Zeit auch Berechtigte () Einſicht nehmen können. Über 
die Eintragungen wird nach den einzelnen Landesrechten ein 
Hypothekenbrief, Schuld⸗ oder Pfandurkunde ausgeſtellt, das Beweis⸗ 
mittel für die Eintragung. Nach preußiſchem Recht dient der 
Hypothekenbrief, ſofern er ausgehändigt iſt, zur Sicherung und 
Legitimation des Gläubigers.“ Dergleichen Außerungen ſind für 
einen Teil der Literatur auf dem Gebiet des Realkredits bezeichnend. 
Der Verfaſſer hätte beſſer daran getan, ſich auf das bauliche Gebiet 
zu beſchränken. 

Rechtsanwalt und Privatdozent Dr. Nußbaum, Berlin. 


Profeſſor Dr. jur. et phil. Bredt: Welche Umſtände verteuern 
das ſtädtiſche Banland? Carl Heymanns Verlag. Berlin, 
1915. 

Am 27. Juli 1913 ſtellte der Reichstag das Erſuchen an den 

Reichskanzler, durch Einberufung von Sachverſtändigen eine Unter⸗ 

ſuchung über den Kealkredit bzw. die Wohnungsfrage vorzunehmen. 


1) Vgl. SW. 1916, 650. 
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Das Reichdanıt des Innern, welches dieſe Angelegenheit bearbeitete, 
berief Sachverſtändige aus den Intereſſentengruppen zu einer Kom⸗ 
miſſionsſitzung zuſammen, an welcher auch Vertreter aller Parteien 
des Reichstages teilnahmen. Es wurde hier zunächſt ein Fragebogen 
beſchloſſen, und ſollten die Berichterſtatter, die ernannt wurden, die 
einzelnen Fragen des Fragebogens beantworten. Einer dieſer Bericht: 
erftatter war Profeſſor Dr. Bredt aus Marburg, welcher leider nicht 
alle Fragen des Fragebogens zu beantworten bekam, ſondern nur die 
Frage: „Welche Umſtände verteuern das ſtädtiſche Bauland?“ Dieſer 
Bericht iſt 1915 bei Carl Heymanns Verlag erſchienen. 


Die Hauptſtreitfrage, die der Verfaſſer löſt, iſt die Frage, welchen 
Einfluß hat die Spekulation auf das Bauland und deſſen Wert. Er 
beantwortet dieſe Frage, wie folgt, S. 49/50: 

„Nacht man ſich das alles klar, ſo kann der Spekulation ſolche 
entſcheidende Bedeutung nicht zugemeſſen werden, wie es von ſeiten 
der Bodenreformer geſchieht. Denn die beiden Verfahren, der zu 
häufige Umſatz und das zu lange Liegenlaſſen, werden ſich nicht nur 
ergänzen, ſondern auch ausgleichen. Wenn ein Teil der Spekulanten 
ſtets verkaufen, der andere nicht gerade verkaufen will, wird ſich 
in dubio ſtets ein angemeſſenes Verkaufsangebot ergeben. 

Es iſt zuzugeben, daß die Spekulation die Grundrentenbildung 
beſchleunigen und zeitweiſe die Preiſe ſteigern kann. Dies gilt aber 
mut bis zu dem Zeitpunkt, an welchem alles vorhandene Gelände 
einer beſtimmten Bodenklaſſe bebaut iſt und die folgende Boden⸗ 
Haffe, die ſich in den Händen der Spekulanten befindet, zur Aus⸗ 
reifung gelangt. Wenn dies der Fall, koſtet der Boden nicht mehr, 
als wenn niemals mit ihm ſpekuliert worden wäre. Die Grund⸗ 
rente iſt eben für jedes Grundſtück zu jeder Zeit ein feſtbeſtimmter 
Wert. Aus Menſchenliebe hält niemand feinen Boden billiger als 
nötig iſt, vielmehr verlangt jeder Eigentümer ſoviel, als er zu 
bekommen Ausſicht hat. Das aber iſt nicht mehr, als der Boden 
tatſächlich abwirft. Mehr kann daher auch der Spekulant nicht 
bekommen.“ ö 

Mit anderen Worten: der Urbeſitzer, der den Boden noch beſitzt, 
als er baureif wurde, läßt ſich ſchließlich denſelben Preis zahlen und 
fordert ebenſoviel, als ſein Nachbar, deſſen Grundſtück vorher durch 
mehrere Spekulationshände gegangen iſt. Jeder läßt ſich eben ſchließlich 
den Preis zahlen, der ſich nach der Geſchäftslage erzielen läßt. Bevor 
Bredt jedoch dieſe Hauptfrage löſt, hat er zunächſt eingehend den 
Unterſchied zwiſchen Preis und Wert feſtgeſetzt, welche Begriffe leider 
nicht immer ſtreng auseinandergehalten werden und deshalb oft zu 
einer mißverſtändlichen Beurteilung führen. 

Sehr nachdrücklich wendet ſich Dredt gegen die Monopoltheorie 
des Bodens, mit welcher z. B. auch der Geſchäftsführer des Deutſchen 
Städtetages, Dr. Luther, ſeinen Bericht begründet hat. Er führt 
hierüber folgendes aus: 

„ein weiteres Argument, welches man häufig verwendet fieht, 
iſt das, der Boden ſei unvermehrbar, habe alſo einen Seltenheits⸗ 
wert und fo könnten die Eigentümer auf Grund einer Monopol: 
ſtellung die Preiſe diktieren. An dieſer Behauptung iſt ſoviel 
tichtig, daß ſelbſtverſtändlich der Preis jeder Lageklaſſe darauf 
beruht, daß ſie begrenzt iſt. In der beſten Geſchäftslage — in 
Berlin etwa in der Leipziger Straße, der Friedrichſtraße und den 
Linden — wird nur deshalb ſoviel bezahlt, weil dieſe Straßen die 
beſte Geſchäftslage ausmachen. Weil dieſe begrenzte Gegend allen 
anderen an Verkehr und Abſatzgelegenheit überlegen iſt, werden in 
ihr ſo hohe Preiſe gezahlt. Wieſen die ſämtlichen umliegenden 
Straßen denſelben Berkehr auf, würde die Überlegenheit vers 
ſchwinden. Auch hier alſo ſtoßen wir wieder auf dieſelbe Ber 
wechſlung von Wert und Preis. Weil die Grundſtücke in jeder 
Lage begrenzt ſind, kann nicht etwa ihr Preis beliebig in die Höhe 
geſaht werden, ſondern die Grundftüde haben einen hohen Wert.“ 
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Profeſſor Eberſtadt ſtellt bekanntlich in feinen Schriften bezüglich 
der Beleihung folgenden Satz auf: 
Der Preis der Grundſtücke wird beſtimmt durch die Höhe, bis 
zu der es gelingt, die Beleihung hinaufzutreiben, 
d. h. mit anderen Worten, je höher ein Grundſtück beliehen iſt, deſto 
höher iſt fein Preis. Profeſſor Bredt widerlegt jenen Satz mit 
folgenden Worten: N 
„Diele Anſicht beruht aber auf derſelben Verkennung der Bes 
griffe, wie die vorhin erwähnten Theorien. Wenn es richtig iſt, 
daß man mit Hilfe derartiger Manipulationen hohe Preiſe erzielen 
kann, dann bedarf es gar nicht einer Beleihung, ſondern dann muß 
es überhaupt möglich ſein, die Preiſe zu diktieren. Zum mindeſten 
müßte es dann möglich ſein, die Preiſe noch ſehr viel höher zu 
treiben. Nun iſt es aber natürlich unmöglich, auf dieſe Weiſe 
Preiſe zu erzielen, welche unabhängig ſind vom Werte. Bei der 
ganzen Beleihung kommt es darauf an, daß der Wert des Grund⸗ 
ſtückes richtig geſchätzt wird. Iſt die Beleihung zu hoch geweſen, 
fo trifft der Schaden allein den Gläubiger. Inſofern iſt die Be 
leihung abhängig vom Werte. Mit dem Preiſe aber hat die Be⸗ 
leihung gar nichts zu tun. Beleihung und Preis ſtehen vielmehr 
nebeneinander, indem beide abhängig find vom Werte. Beide 
beruhen auf Schätzungen und deren Richtigkeit ergibt ſich bei einer 
vollen Ausnutzung des ausgereiften Geländes. Sind der Preis 
oder die Beleihung zu hoch geweſen, ſo wird ſich dies ſchon heraus⸗ 
ſtellen. Gerade bei der Beleihung iſt dies der Fall, denn bei der 
Subhaſtation wird es keinem einfallen, den Wert nach der Be⸗ 
leihung zu bemeſſen. Im Gegenteil, die Subhaſtation iſt der 
Regulator für die Richtigkeit der Beleihung.“ 

Die Frage, welchen Einfluß die Bauordnung, d. h. die Vor⸗ 
ſchriften über die Bauhöhe und die Ausnutzbarkeit der Bodenfläche 
auf die Wertbildung hat, beantwortet Profeſſor Bredt wie folgt: 

„Mit der Bauordnung läßt ſich gewiß der Wert des Bodens 
beeinfluſſen, weil ſeine Ausnutzbarkeit davon abhängig iſt, wieviel 
Wohnungen man auf ihm errichten kann. Infolgedeſſen ſinkt 
natürlich auch der Preis. Keineswegs aber kann man mit dieſem 
Mittel auch den Preis für die einzelne Wohnung herabdrücken.“ 

So ſehen wir denn, daß der Bredtſche Bericht den Irrlehren der 
Bodenreformer nachgeht und ſie wiſſenſchaftlich widerlegt. 

Weder vermag die Spekulation an ſich Werte zu ſchaffen, noch 
kann die Monopoltheorie zur Verteuerung des Bodens, geſchweige 
zur Verteuerung der Mieten herangezogen werden. Ebenſowenig ver: 
teuert weder eine hohe Beleihung noch eine Bauordnung, die eine 
große Ausnutzungsmöglichkeit gewährt, die Mieten. Da die Bredtſche 
Schrift flüſſig und für jedermann leicht verſtändlich geſchrieben iſt, 
kann ſie jedem, der ſich über dieſe Fragen unterrichten will, beſtens 
empfohlen werden. IR. Dr. Baumert, Spandau. 


Dr. Walter Moll, Regierungsrat in Düſſeldorf: Aber Gebühren 
unter beſonderer Berückſichtigung der kommunalen Ver⸗ 
bände Preußens. Berlin 1916. Franz Vahlen. 8°. 
255 Seiten. 

Der Verfaſſer hat im Verwurch. Bd. 18 (1910) S. 155 bis 260 
einen hoch wifſenſchaftlichen Aufſatz „Die Rechtsgeſchichte und das 
gegenwärtige Recht der Gebühren“ geſchrieben. Die gegenwärtige 
Schrift will im Gegenſatz dazu der praktiſchen Nutzanwendung dienen. 
Sie behandelt in drei Teilen zunächſt den Begriff und die verſchiedenen 
Arten der Gebühren, ſodann die öffentlich⸗rechtlichen Gebühren der 
kommunalen Abgabengeſetze im allgemeinen, und endlich 17 vers 
ſchiedene Arten von Gebühren im einzelnen. 

Bei der großen Mannigfaltigkeit und, wenn man will, Trocken⸗ 
heit des Stoffes, iſt das Buch keine bequeme Lektüre. Der Verfaffer 
unterſtreicht auch nicht, ſondern bemüht ſich, in ruhiger, ſachlicher 
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Weiſe eines nach dem anderen vorzutragen. Um ſo wertvoller iſt es 
als Nachſchlagebuch. Ich habe dem Buche auf die Weiſe nahezukommen 
geſucht, daß ich mit Hilfe des ſehr ausführlichen Sachregiſters eine 
große Anzahl von Stichwörtern nachgeſchlagen habe, und auf dieſe 
Weiſe habe ich mich überzeugen können, daß das Werk von einer 
ganz außerordentlich großen Vollſtändigkeit iſt und zu jedem Punkte, 
der in Frage kommen könnte, alles Notwendige unter Hervorhebung 
der herrſchenden Meinung in Rechtſprechung und Schrifttum, gelegent⸗ 
lich aber auch unter Hervorkehrung ſeiner eigenen und dann meiſt 
wohlbegründeten abweichenden Meinung vorträgt. Ich glaube deshalb 
gerade dieſes Buch den Kollegen empfehlen zu ſollen, die in einer der 
ſeltenen, dann aber auch immer nicht leicht zu entſcheidenden Gebühren: 
fragen um Rechtsrat angegangen werden. Sie werden jederzeit alles, 
was in Rechtsfragen zu wiſſen not tut, vollſtändig und erſchöpfend 
angegeben finden. 

Einzelne Abſchnitte, wie z. B. Teil 2 8 17 über das Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren, können ihrer Natur nach nicht erſchöpfend 
ſein, bieten aber eine verſtändige Auswahl des Notwendigſten. 

Son anderer Seite (Senatspräſtdent Dr. St. Genzmer: 
PrBerwol. 37, 884) iſt getadelt worden, daß das Buch ſich nicht 
lediglich auf die öffentlich rechtlichen Gemeindegebühren erſtreckt, und 
es iſt zuzugeben, daß dieſe Beſchränkung eine ſtraffere Zuſammen⸗ 
faffung des gemeinſamen rechtlichen Gehalts ermöglicht haben würde. 
Für den Gebrauch iſt dies aber kein Fehler, da der Rechtſuchende oft 
nicht weiß, ob er eine öffentliche oder Privatgebühr vor ſich hat ; 
fondern gerade das erſt aus dem Buche erfahren will. 

Derſelbe Schriftſteller wendet ſich auch gegen Molls Begriffs⸗ 
beſtimmung, wonach Gebühren im finanzwiſſenſchaftlichen Sinne Geld⸗ 
abgaben ſind, die von einzelnen als beſonderes Entgelt für einen 
ihnen von einem öffentlichen Körper geleiſteten Dienſt in einer von 
der öffentlichen, namentlich der Staatsgewalt einſeitig beſtimmten 
Weiſe und feſtgeſetzten Höhe erhoben werden. Genzmer wendet da⸗ 
gegen ein, daß die polizeiliche Aufſicht, für die eine Gebühr gefordert 
wird, ſich nicht als ein dem einzelnen geleiſteter Dienſt beſchreiben 
laſſe. Auch das iſt richtig. Moll hätte die Gebühr ebenſo, wie in 
meinem Handwörterbuch des Gebühren⸗ und Koſtenweſens, als „die 
Folge einer beſonderen Handlung oder eines beſonderen Ereigniſſes“ 
im Gegenſatz zu den allgemeinen Steuern und Abgaben beſchreiben 
können; aber auch dieſer Umſtand hat auf die praktiſche Bedeutung 
und Brauchbarkeit des Werkes keinen Einfluß. 

Juſtizrat Karl Friedrichs, Düſſeldorf. 


— — 


Beine Zuſtändigkeit der Handelskammer zur Nach- 
prüfung der Cätigkeit der dem Gericht beſonders be- 
nannten Fachverſtändigen. In einem Kechtsſtreite hatte die 
Handelskammer zu Berlin auf Erfordern des zuſtändigen Gerichts 
einen Sachverſtändigen vorgeſchlagen, der alsdann von dem Gerichte 
zur Erſtattung eines Gutachtens herangezogen worden iſt. Über 
ſeine gutachtliche Tätigkeit wurde von einer der beteiligten Parteien 
bei der Handelskammer Beſchwerde geführt. Die Kammer erwiderte, 
daß die Tätigkeit, welche die vorgeſchlagene Perſönlichkeit als 
gerichtlicher Sachverſtändiger ausgeübt hat, ſich jedweder Nachprüfung 
durch die Handelskammer entziehe, ſo daß ſie es ablehnen müſſe, zu 
den diesbezüglichen Bemängelungen irgendwelche Stellung zu nehmen. 
Der Beſchwerdeführer wandte ſich daraufhin an den Herrn Miniſter 
für Handel und Gewerbe und erhielt von letzterem folgenden Beſcheid: 
„Unter Rückgabe der Anlage erwidere ich Ihnen, daß ich den von 
der Handelskammer in Berlin in ihrem Schreiben vom 28. Februar d. J. 
an Sie eingenommenen Standpunkt nur billigen kann, und mir Ihre 
Darlegungen zu weiteren Maßnahmen keine Veranlaſſung geben.“ 


M 12. 1916. 


Kleinere Aufſätze. 


Bedingt die Umwandlung eines Kauffahrteiſchiſfe⸗ 
in ein Ariegsſchiff unter allen Amſtänden feine Jöſchung 
im Schiffsregifier? Im BankA. 14, 82 ff. habe ich dieſe Frage 
dahin beantwortet, daß kein Anlaß vorliegt, ein im Privateigentum 
verbliebenes, vorübergehend in ein Kriegsſchiff umgewandeltes Kauf⸗ 
fahrteiſchiff von Amts wegen im Schiffsregiſter zu löſchen. Ich habe 
mich bemüht, zu begründen, daß eine Löſchungspflicht weder aus dem 
Haager Abkommen über die Umwandlung von Kriegsſchiffen in Kauf⸗ 
fahrteiſchiffe zu folgern iſt, noch ſich aus dem Weſen des Kriegk⸗ 
ſchiffs, aus dem Weſen des Schiffsregiſters oder aus dem deutſchen 
Flaggenrechtsgeſetz von 1899 ergibt. 

Die gegenteilige Meinung verficht das KG. in einem Beſchluſſe 
vom 24. September 1915 (JW. 1916, 515). Es legt dar, daß das 
Schiff durch Umwandlung in ein Kriegsſchiff einen völlig neuen, 
ſeinem bisherigen Weſen fremden Charakter erhält: ſeine Beſtimmung 
werde von Grund aus verändert; es nehme nach dem bezeichnenden 
Ausſpruch von Lammaſch an Stelle des weiblichen Geſchlechts das 
männliche an. Die Weſensverſchiedenheit von Handels- und Kriegs; 
ſchiffen fei in dem Gegenſatz von Krieg und Frieden begründet: ſie 
ſchließe jede Gemeinſchaft aus, ſie ſei ſo vollſtändig, daß ein als 
Waffe im Seekrieg verwandtes Schiff unmöglich noch als „zum 
Erwerb durch die Seefahrt beſtimmt“ angeſehen werden könne, und 
zwar müſſe dies auch dann gelten, wenn die — naturgemäß völlig 
ungewiſſe — Möglichkeit beſtehe, daß das Schiff nach Beendigung 
des Krieges ſeiner früheren Beſtimmung wieder zugeführt werden 
könne. Fehle es hiernach einem zum Kriegsſchiffe gewordenen Handels⸗ 
ſchiffe an der Vorausſetzung von FIG. § 1, fo ergebe ſich aus 8 18 
ebenda die Notwendigkeit ſeiner Löſchung im Schiffsregiſter. 

Dieſe Ausführungen entſpringen Gedankengängen, welche in der 
heroiſchen Zeit, die wir durchleben, nur zu begreiflich ſind. Nüchterner 
Kritik können fie nicht ſtandhalten. Ein Schiff, das das Reich zu 
Eigentum erwirbt, um es als Kriegsſchiff zu verwenden, verliert das 
Recht zur Führung der Handelsflagge: das verſteht ſich von ſelbſt. 
Daraus folgt aber nicht, daß das gleiche für dasjenige Schiff gilt, 
das im bisherigen Eigentum verbleibt und nur vorübergehend in ein 
Kriegsſchiff umgewandelt wird. Es mag ſchwer ſein, ſich an den 
Gedanken zu gewöhnen, daß ein Kriegsſchiff überhaupt nicht 
Staatseigentum zu ſein braucht, ſondern im Privat⸗ 
eigentum ſtehen kann: und doch iſt dieſer Satz unbeſtritten und 
unbeſtreitbar, wenigſtens für das deutſche Recht. Für Schiffe, die 
nach 8 23 KriegsL GS. vom 18. Juni 1873 von ihren Beſttzern zur 
Benutzung für Kriegszwecke der Militärverwaltung auf Erfordern zur 
Verfügung zu ſtellen find, iſt im allgemeinen ein Eigentumsübergang 
auf das Reich nicht beabſichtigt: das zeigt die Gewährung einer 
Vergütung für entzogene Benutzung und Wertverminderung (8 28 
Satz 2) und die Sondervorſchrift des 8 24, nach der die Beſitzer 
von Schiffen verpflichtet ſind, zum Zwecke der Verwendung für 
Hafen⸗ und Flußſperren ihre Schiffe der Militärverwaltung eigen: 
tümlich zu überlaſſen. An den nicht enteigneten Schiffen bleibt 
das Privateigentum erhalten, ſelbſt wenn ſie zu rein militäriſchen 
Zwecken verwendet, insbeſondere zu Hilfskreuzern gemacht werden. 
Und dasſelbe gilt, wo das Reich auf Grund eines für den Mobil⸗ 
machungsfall geſchloſſenen Vertrages ein Schiff in Miete genommen 
hat, wie dies bei der großen Mehrzahl unſerer „umgewandelten“ 
Kriegſchiffe der Fall iſt. Ein ſolches Schiff iſt keine res extra 
commereium. Es iſt dem Verkehr nur inſoweit entzogen, als 
dies ſeine vorübergehende Verwendung als Kriegsſchiff bedingt: mit 
Rückſicht auf ſeine öffentlichen Aufgaben kann während deren Dauer 
eine Zwangsvollſtreckung nicht ſtattfinden. Aber einer Eigentums- 
übertragung nach HGB. 8 474 (vgl. EGH Gs. Art. 6) ſteht nichts 
entgegen, ebenſowenig dem Fortbeſtehen und der Übertragung vor⸗ 


N 


45. Jahrgang. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


897 


handener, der Entſtehung neuer Schiffspfandrechte und Schiffs 
gläubigerrechte. 

Man muß ſich alſo freimachen von der irrigen Vorſtellung, daß 
Kriegsſchiffe gewiſſermaßen höhere Weſen find, die mit den Rechts» 
verhältniſſen des bürgerlichen Rechts unter keinen Umſtänden etwas 
zu tun haben können. Wem dies gelungen iſt, dem wird der Ge 
danke, daß die vorübergehende Verwendung eines im 
Privateigentum verbliebenen Handelsſchiffs zu Kriegs⸗ 
zwecken das Recht zur Führung der Handelsflagge nicht 
zum Erlöſchen bringt, nicht mehr befremdlich fein. Die Weſens⸗ 
verſchiedenheit der neuen Verwendung von der bisherigen ſpringt in 
die Augen; es bedarf zu ihrer Begründung nicht des auf engliſcher 
Grammatik beruhenden Bonmots von Lammaſch. Ausſchlaggebend 
aber iſt, daß die neue Verwendung keine dauernde ſein ſoll: die 
Wiederzuführung des Schiſſes zu ſeiner eigentlichen Beſtimmung iſt 
von vornherein beabſichtigt, fie erfolgt, ſofern keine phyſiſche Un⸗ 
möglichkeit eintritt, und ſie hat in vielen Fällen bereits ſtatt⸗ 
gefunden. Daß eine ſonſtige nur vorübergehende Einſtellung des der 
Eintragung zugrunde liegenden Seefahrtsbetriebes, z. B. das zeit⸗ 
weilige Auflegen des Schiffes oder ſeine Verwendung für eine wiſſen⸗ 
ſchaftliche Expedition, das Recht zur Führung der Reichäflagge nicht 
beeinträchtigt, iſt noch von niemandem beſtritten worden. Der Fall 
vorübergehender Umwandlung eines im bisherigen Eigentum vers 
bliebenen Kauffahrteiſchiffes In ein Kriegsſchiff unterſcheidet ſich von 
jenen Fällen nur dadurch, daß hier das Schiff, während es die 
Keichskriegsflagge führt, rechtlich und tatſächlich an der Führung der 
Handelsflagge behindert iſt. Daraus ergibt ſich aber nur, daß das 
Kecht zur Führung der Handelsflagge ruht, nicht, daß es verloren 
iſt. Die Loöſchung eines ſolchen Schiffes iſt alſo, trotz Weſens⸗ 
verſchiedenheit der als vorübergehend beabſichtigten neuen Ver⸗ 
wendung, nicht gerechtfertigt. Auch dem zur Kriegszeit als Reſerve⸗ 
offiier eingezogenen Kaufmann erwachſen weſentlich andere Anfgaben 
als im Frieden; muß er deshalb von Amts wegen im Handels⸗ 
regiſter gelöfcht werden? 

In dem obenerwähnten Auſſatz S. 85 glaube ich dargetan zu 
haben, daß die Löſchung des Schiffes im Schiffsregiſter 
für eingetragene Pfandrechte von verderblicher Wirkung 
iſt, daß ſie dieſe Pfandrechte zwar nicht zum Erlöſchen bringt, aber 
ihrer weſentlichen Bedeutung beraubt. Schon dieſer Umſtand hätte 
die Neichsbehörden davon abhalten ſollen, die Löſchung der in Kriegs⸗ 
ſchiffe umgewandelten Kauffahrteiſchiſſe zu veranlaſſen, an der die 
Kaiſerliche Marine weder ein rechtliches noch ein tatſächliches Inter⸗ 
eſſe hat. 

Man hat ſich indeſſen in den Kreiſen der beteiligten Behörden 
überhaupt ein unrichtiges Bild von der rechtlichen Trag⸗ 
weite dieſer Löſchung gemacht. In einer Rundverfügung des 
preußiſchen Juſtizminiſters an die Schiffsregiſterbehörden vom 18. Auguſt 
1914 (1 2251) wird geſagt, daß es im Falle der beantragten Löſchung 
eines in ein Hilfskriegsſchiff umgewandelten Kauffahrteiſchiffes der 
in der Allgemeinen Verfügung vom 11. Dezember 1899 über die 
Führung der Schiffsregiſter (IMBOL S. 753) 8 30 Abſ. 2 vor⸗ 
gzeſchriebenen Mitteilung und Friſtſetzung an die Pfandgläubiger, 
deren Aufenthalt bekannt iſt, nicht bedürfe: dieſe Pfandgläubiger 
ſeien aber unverzüglich nach der Löſchung in Kenntnis zu ſetzen unter 
Nitteilung des Anlaſſes zu dem Antrage auf Löſchung. Im Ans 
ſchluß hieran heißt es in einer mir von privater Seite in Abſchrift 
zugegangenen Zuſchrift des Juſtizminiſlers an den Staats ſekretär 
des Reichs martneamts vom 20. Auguſt 1914 (I 2251): 

„GB wird nunmehr erforderlich fein, in anderer Weiſe Vor⸗ 
kehrungen m treffen, um die Schiffspfandgläubiger vor den ihnen 
aus der Löſchung der Schiffe im Schiffsregiſter drohenden Ge 
fahren zu ſchützen. Solange ein Schiff ſich in der Gewalt der 
Reichs marine befindet, wird es beſonderer Anordnung zum Schutze 


der Pfandgläubiger nicht bedürfen. Sobald aber ein als Kriegs⸗ 
ſchiff entbehrlich gewordenes Schiff dem Eigentümer zurückgegeben 
wird, erlangt er infolge der Löſchung des Schiffes im Schiffs⸗ 
regiſter die Möglichkeit, durch die Veräußerung des Schiffes an 
einen gutgläubigen Dritten die Pfandrechte zum Untergang zu 
bringen. Der einfachſte und ſicherſte Weg, die Pfandgläubiger vor 
dieſer Gefahr zu ſichern, würde meines Erachtens darin beſtehen, 
daß Anordnungen getroffen würden, wonach Schiffe, die mit 
Pfandrechten belaſtet ſind, nach ihrer Aufgabe als Kriegsſchiffe 
dem Eigentümer erſt dann zurückgegeben würden, nachdem er 
glaubhaft gemacht hat, daß er die Wiedereintragung des Schiſſes 
in das Schiffsregiſter beantragt habe: alsdann würden nämlich 
die Amtsgerichte zugleich mit dem Schiffe auch die Pfandrechte 
in das Regifter wieder eintragen und damit den früheren Zuſtand 
wiederherſtellen. Eine beſondere Beläſtigung der Schiffseigen⸗ 
tümer würde dieſe Anordnung deshalb nicht bedeuten, weil ſie 
ohnehin zur Erlangung des Recht? auf Führung der Reichs flagge 
den Antrag auf Wiedereintragung alsbald nach Nückempfang des 
Schiffes ſtellen müßten 

Die hier gemachten Vorſchläge werden in den meiſten Fällen 
praltiſch zum Ziel führen. Aber rechtlich genügen fie nicht und 
können Anlaß zu Komplikationen geben. 

Die Marinebehörde iſt nicht befugt, einen Druck auf 
den Schiffseigentümer hinſichtlich der Wiedereintragung 
ſeines Schiffes ins Schiffsregiſter auszuüben. Freilich 
wird der Eigentümer dieſe Wiedereintragung in der Regel ſelbſt 
veranlaſſen, um das Recht zur Führung der Neichsflagge wieder 
ausüben zu können (FlG. 8 11 Abſ. 2). Aber wenn das Schiff 
nicht mehr als 50 cbm Bruttoraumgehalt hat (FIG. 8 16)? Oder 
wenn der Eigentümer keine Luſt hat, es weiter unter deutſcher 
Flagge fahren zu laſſen, etwa weil er es nach dem Ausland ver⸗ 
kaufen oder abwracken laſſen will? Oder wenn gar das Schiff durch 
Beräußerung oder Vererbung auf einen Ausländer das Recht zur 
Führung der Reichsflagge verloren hat? Schon biefe Fälle zeigen, 
daß ſich die Wiedereintragung nicht erzwingen läßt. 

Sie würde auch wenig Zweck haben. Es if irrig, daß 
dadurch der frühere Zuſtand wiederhergeſtellt werden würde. Der 
Neueintragung des Schiffes müßte die Neueintragung fämts 
licher Pfandrechte folgen, die nach FlG. 8 101 der Bewilligung 
des Eigentümers oder eines ſie erſetzenden rechtskräftigen Urteils 
(ZRO. 8 894) bedürfen würde. Daß nicht einfach die früheren 
Eintragungen wieder aufleben können, zeigt am deutlichſten die Er⸗ 
wägung, daß nichts den Eigentümer hindert, von einem anderen 
Heimatshafen als bisher die Seefahrt zu betreiben und das Schiff 
in deſſen, alſo in ein anderes Regiſter eintragen zu laſſen. 

Vor allem aber Überſieht obiges Schreiben, daß die Zurück⸗ 
haltung des Schiffes durch die Marinebehörde an der 
Gefährdung der an dem gelöſchten Schiffe beſtehenden 
Pfandrechte nichts ändert. Der Eigentümer kann, ohne den 
unmittelbaren Beſitz des Schiffes zu haben, dasſelbe an gutgläubige 
Dritte veräußern (HGB. 8 474; EG HGB. Art. 6) und ſolchen gemäß 
BGB. 88 1205 Abſ. 2, 870 Pfandrecht daran beſtellen, wodurch 
das Recht der eingetragen geweſenen Schiffspfandgläubiger beein⸗ 
trächtigt werden würde (BGB. 8 1262 Ab. 1). 

Die Gefährdung der eingetragenen Pfandrechte durch die Löſchung 
des Schiffes im Schiffsregiſter erweiſt übrigens ſchlagend die Be⸗ 
rechtigung der Bedenken, die Pappenheim ſchon 1897 (Gold⸗ 
ſchmidts Z. 46, 286 ff.) gegen die Verwendung eines auf öffentlich 
rechtlichen Zwecken aufgebauten Regiſters zur Gintragung von 
Privatrechtsvorgängen erhoben hat. 

berlandesgerichtsrat Dr. Schaps, Hamburg. 


898° Juriſtiſche Wochenſchrift. I 12. 1916. 


Hat der Gläubiger eines BZriegsueriholleuen das „ein rechtliches Intereſſe an der Todeserklärung habe“, find falſch; 
Nocht, deſſen Codes erklärung gu beantragen? Die BRBDO. fie entſprechen weder dem Geiſt der neuen BD., noch dem des 
über die Todeserklärung Kriegsverſchollener vom 18. April 1916 hält 8 962 87D. Dr. Fritz Güldenſtein, München. 
durch ihren 8 4 das Recht der im 8 962 ZPO. bezeichneten Perſonen, 
die Todeserklärung zu beantragen, neben dem durch 8 16 BD. eins 


geführten Antragsrecht des Staatsanwalts aufrecht. Somit iſt . Zu 8 48 Ar. 2 der Rechts auwalts ordnung. 
geſetzliche Vertreter ſowie jeder, der ein rechtliches Intereſſe an . 
Todeserklärung hat, antragsberechtigt. Die Frage, ob hiernach der A. Die Entſcheidung des OLG. Frankfurt a. M., JW. 1916, 


Gläubiger ein ſolches Antragtrecht hat, wurde bisher, soweit überhaupt 8e. e ie re eng 
De en ee denken nicht gerecht. Daß die Anwaltskammern befugt find, aus 
Es iſt aber offenſichtlich, daß der Gläubiger eines Kriegs⸗ ihrem Vermögen hilfsbedürftige Mitglieder zu un iſt feitens 
verſchollenen dann ein erhebliches Intereſſe an der Todeserklärung der Beschwerdeführer nicht in Zweifel 5 dieſer 
desſelben haben kann, wenn für dieſen weder ein geſetzlicher, noch ein Befugnis hatte die Kammer auch dadurch Gebrauch gemacht, daß fie 
anderweitig berufener Vertreter beſtellt if. In dieſem Fall fehlt der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte eine außerordentliche Bus 
ihm, ſolange die Todeserklärung nicht erſolgt, jede andere Möglichkeit, wendung von 2000 4 machte. Dieſe Zuwendung iſt seitens der 
ſeine Forderung geltend zu machen: er hat keinen Prozeßgegner. Die Beschwerdeführer nicht beanſtandet. 
Angehörigen des Berſcholenen werben Häufig auß den verschiedensten Die von dem Os. über die Befugnis der Kammern zur Zus 


Gründen nicht geneigt fein, die Todes erklärung zu beantragen. wendung von Unterſtützungen an Kammermitglieder gemachten eins 
namentlich dann, wenn der Verſchollene überſchuldet war. Ein gehenden Ausführungen treffen daher nicht den Kern der Sache. Die 
Zwang kann auf ſie nicht ausgeübt werden. Der Staatsanwalt Kammer hätte wohl eine Erhöhung des Beitrags beſchließen und den 
wird regelmäßig nicht eingreifen, da er ſein Antragsrecht nur aus der Erhöhung ſich ergebenden Mehrbetrag der Hülſeaſſe durch 
ausüben ſoll, wenn hierfür ein öffentliches Intereſſe vorliegt Beſchluß Überweifen können, ohne daß dagegen durchgreifende rechtliche 
(dgl. Begr.). Bedenken hätten erhoben werden können. Das hat die Kammer jedoch 
Das Intereſſe des Gläubigers an der Todeserklärung in dieſem nicht getan, vielmehr durch den angefochtenen Beſchluß ihre Mitglieder 
Fall tft deshalb ein rechtliches Intereſſe, wie es § 962 ZPO. zu Mitgliedern der Hülfskaſſe und der neugegründeten Frankfurter 
verlangt, weil die Forderung durch die Möglichkeit oder Nicht⸗ Kaſſe gemacht. Das geht jedoch über die der Kammer in 8 48 
möglichkeit ihrer Geltendmachung eine rechtliche Veränderung erleidet. Ziff. 2 RAD. gewährte Befugnis weit hinaus. Es geht nicht an, 
Es iſt ein rechtlicher Unterſchied, ob ſich eine Forderung gegen einen daß eine Anwaltskammer ihre Mitglieder zwangsweiſe zu Mitgliedern 
Abweſenden, der nicht verklagt werden kann, oder ob ſie ſich gegen eines Vereins oder einer Genoſſenſchaft macht, ſelbſt wenn dieſe 
den Nachlaß eines Toten (bzw. für tot Erklärten) richtet. Dies gilt Perſonenvereinigungen den Intereſſen der Mitglieder zu dienen be⸗ 
insbeſondere z. B. dann, wenn den Erben des Verſchollenen nach ftimmt find. Wer freiwillig einer derartigen Vereinigung beitritt, 
erfolgter Todeserklärung noch ein Reſtgehalt, eine Lebensverſicherungs⸗ fann aus ihr auch jederzeit wieder ausſcheiden, während dieſes Necht 
ſumme uſw. auszubezahlen iſt, die der Gläubiger dann, ſoweit den Zwangsmitgliedern nicht zuſteht. Hier kommt noch hinzu, daß 
pfändbar, zur Befriedigung ſeiner Forderung verwerten könnte. Oder den zwangsweiſe zu Mitgliedern gemachten Perſonen zwar Ver⸗ 
wenn der Verſchollene Vermögensobjekte hinterließ, die durch den pflichtungen auferlegt werden, daß fie aber keine Rechte auf die 
Krieg eine Wertminderung erleiden, während der Gläubiger ſie ſonſt Leistungen der Kaffe haben. eu 
vor weiterer Entwertung zur Zwangsvollſtreckung heranziehen könnte. — Die Ausführungen des OLG. darüber, daß in dem Beſchluſſe 
Es ſtimmt dies Ergebnis auch mit der allgemeinen Tendenz der der Kammer kein ungeſetzlicher Zwang liege, ſind nicht überzeugend. 
DD. überein, die die Vorausſetzungen der Todeserklärung erleichterte, Wenn das DLG. ſagt, daß der Anwalt kraft Geſetzes den von der 
um den praktiſchen Bedürfniſſen, wie fie ſich durch den Krieg zeigten, Kammer feſtgeſetzten Beitrag zu zahlen hat, ſo iſt das zwar richtig, 1 
Rechnung zu tragen. beweiſt aber nicht, daß der Anwalt auch kraft Geſetzes (durch den 
Der Einwand, der Gläubiger könne ſich ja dadurch helfen, daß Beſchluß der Kammer) zwangsweiſe zum Mitglied einer Bereinigung 
er anſtatt der Todeserklärung die Beſtellung eines Abweſenheitspflegers gemacht werden kann, die mit der Anwaltskammer nicht identiſch iſt. 
für den Verſchollenen beantragt, iſt nicht ſtichhaltig. Denn im aus⸗ Wenn das OLG. weiter ſagt, der geſetzliche Zwang zur Zahlung der 
ſchließlichen Intereſſe eines Dritten fol ein Abweſenheitspfleger nicht Mitgliederbeiträge müſſe auch für die Zweckverwendung gelten, welche 
beſtellt werden. Bgl. Staudinger, Anm. 2c zu 5 1911 BOB. Aber die Kammer hinſichtlich des Beitrags im Rahmen des Geſetzes für 
ſelbſt wenn man dieſen Weg für möglich hält, wie z. B. der angemeſſen erachte, fo iſt auch dieſes richtig, trifft aber wieder nicht 
RGRKom. zu 5 1911, fo ſchließt dieſe Möglichkeit doch das rechtliche den Kern der Sache. Daß die Kammer Über ihr Vermögen zugunſten 
Intereſſe des Gläubigers an der Todeserklärung, die viel klarere ihrer Mitglieder verfügen kann, iſt, wie bereits oben erwähnt, von 
Rechtsverhältniſſe ſchafft, nicht aus. Auch ift dies Hüfsmittel weit den Beſchwerdeführern nicht beanſtandet worden. Aus der Befugnis, 
umſtändlicher und ein überflüffiger Umweg, wenn der Pfleger dann äber das Kammervermögen zu verfügen, folgt aber keineswegs das 
jelbft, wozu er berechtigt und verpflichtet iſt (Staudinger, Anm. 3e Recht, die Kammermitglieder durch Beſchluß zu Mitgliedern irgend» 
zu 8 1911, RORKoMm. a. a. O.), ſeinerſeits die Todeserklärung einer Perſonenvereinigung zu machen, denn das iſt keine Verſügung 
beantragt. Endlich ſind mit der Pflegſchaſt auch Koſten verbunden über das Vermögen der Kammer. 
(8 92 PrGͤKG., Art. 102 in Verb. mit Art. 88 Bay KoſtenG.), die In der Angliederung an die Leipziger Kaſſe liegt alſo ganz 
das für den Gläubiger erfaßbare Vermögen ſchmälern, während das gewiß ein Mißbrauch des Beſtimmungsrechts der Kammer. Was das 
Aufgebotsverſahren zwecks Todeserklärung nach 8 18 1 80. von Os. zur Begründung feiner Anſicht ausgeführt hat, beweiſt in dieſer 
Gerichtsgebühren befreit iſt. Hinſicht gar nichts, denn wie aus meinen Ausführungen erſichtlich 
Es muß daher das Antragsrecht des Gläubigers auf Todes⸗ iſt, ſucht das OLG. etwas zu beweiſen, was gar nicht beſtritten 
erklärung ſeines kriegsverſchollenen Schuldners als beſtehend an war, während es zum Kern der Sache eigentlich nichts weiter fagt, 
genommen werden. Beſchlüſſe von Gerichten, wie fie ſchon vorkamen, als daß ein ungeſetzlicher Zwang, eine Art Vergewaltigung, nicht 
die den Gläubiger deshalb mit ſeinem Antrag zurückweiſen, weil er vorliege. 


45. Jahrgang. 


Daß im übrigen diejenigen Kammermitglieder, die zum Heeres⸗ 
dienſt einberufen find, durch den Beſchluß ſchwer betroffen werden, 
bedarf keiner Aus führung. Es mag jedoch hervorgehoben werden, 
daß manche Anwälte, und zwar gerade die jüngeren, durch ihre Ein⸗ 
berufung zur gänzlichen Aufgabe ihrer Praxis gezwungen worden 
find und daß dieſerhalb viele ein Bureau überhaupt nicht mehr unter: 
halten. Dieſe Anwälte werden durch den Beſchluß der Anwaltskammer 
in Frankfurt zur Leiſtung eines Beitrags zu einer Kaſſe gezwungen, 
die ſie vielleicht ſelbſt oder für ihre Angehörigen auf Gewährung 
einer Unterftügung in Anſpruch nehmen könnten. Von dieſen Kollegen 
wird die Nehrbelaſtung mit 80 & nicht nur als läſtig, ſondern als 
unbillige Härte empfunden. Unter dem Vorgeben, zugunſten dieſer 
Kollegen zu handeln, tut die Frankfurter Kammer gerade das Gegenteil. 

Rechtsanwalt Dr. Caspari, Wiesbaden. 


3. Daß die Sorge für in Not geratene Anwälte und ihre Hinter: 
bliebenen zu den „gemeinſchaftlichen Angelegenheiten“ im Sinne des 
848 Ziff. 2 RAD. gehört und daher die Anwaltskammer berechtigt 
iR, Zuwendungen an die Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte zu 
en, kann nach der Begründung des vom OLG. Frankfurt erlaſſenen 
ſchluſſes keinem Zweifel unterliegen. Es wird auch von dem 
aſſer des obigen Artikels nicht beſtritten. Solche Zuwendungen 
ſicherlich auch in der Form geſchehen, daß für jedes der 
ammer angehörige Mitglied alljährlich ein beſtimmter — dem Mitglieds⸗ 
beitrag für die Hülfskaſſe entſprechender — Betrag an dieſe Kaſſe 
abgeführt und dann im Wege der Kammerbeitragserhebung von den 
Anwälten des Bezirks wieder eingehoben wird. Das wäre alſo 
zunächſt nur eine beſondere Art, die Höhe der jährlichen Zuwendung 
der Anwaltskammer an die Hülfskaſſe zu beſtimmen, wogegen rechtliche 
Bedenken gewiß nicht erhoben werden können. Erkennt man dies 
aber an, fo iſt eine Erörterung darüber, ob die Kammermitglieder 
gezwungen werden können, perſönlich Mitglieder der Hülfskaſſe zu 
werden, eigentlich recht doktrinärer Natur. Sie werden, da die Haftung 
gegenüber der Hülfskaſſe ſich auf die Zahlung des Mitgliederbeitrags 
beſchränkt, ſchwerlich etwas gegen die perſönliche Mitgliedſchaft einzu⸗ 
wenden haben, wenn eine dem Mitgliederbeitrag gleichkommende 
Summe doch von ihnen als Kammerbeitrag eingezogen wird. Wirft 
man aber die theoretiſche Frage der Zwangsmitgliedſchaft einmal 

auf, ſo wird man ſie kaum anders beantworten können, als der 
Berfaſſer des obigen Artikels es getan hat. Die Anwaltskammer 

das Recht, die Mittel für Zuwendungen an die Hülfskaſſe zu 
bewilligen und ihre Mitglieder zur Aufbringung dieſer Mittel heran⸗ 
zuzichen. Nirgends aber iſt ihr das Recht verliehen, ihren Mitgliedern 
die Zugehörigkeit zu einem Verein aufzuzwingen und ſie perſonen⸗ 
rechtlich an eine Bereinigung, der ſie nicht freiwillig angehören 
wollen, zu binden. Das Statut der Hülfskaſſe geſtattet überdies in 
8 4 Abſ. 2 jedem Mitglied den freiwilligen Austritt. Aus welcher 
Geſetzesbeſtimmung ſollte ſich ergeben, daß der freiwillige Austritt 
in dem hier beſprochenen Falle wirkungslos wäre? Die Kammer 
kann beſtimmen, daß trotz des freiwilligen Austritts eines Mitglieds 
die 20 & von ihr weiter bezahlt und beim Anwalt eingehoben werden 
(und dieſe Wirkung hat der Frankfurter Beſchluß); ſie kann aber 
nicht beſtimmen, daß der Anwalt gegen ſeinen Willen Mitglied einer 
anderen Perſonenvereinigung werde oder bleibe. 

Die Entſcheidung des OLG. Frankfurt, deren Tendenz und 
praktiſches Neſultat ich durchaus billige, und deren „Kernpunkt“ ganz 
gewiß nicht auf dem hier beſprochenen formalen Gebiete liegt, iſt alſo 
in ihrer Begründung etwas über das Ziel hinausgegangen. Ob auch 
die Frankfurter Anwaltskammer eine eigentliche Zwangsmitgliedſchaft 
ſämtlicher Anwälte des Bezirks bei der Hülfskaſſe im Auge hatte, kann 
jedenfalls nach dem Tenor des Kammerbeſchluſſes (die offizielle 
Begründung iſt mir nicht bekannt) zweifelhaft erſcheinen. Die 
Faſſung dieſes Tenors iſt eine ſehr vorſichtige. Sie bringt nur zum 


= 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


899 


Ausdruck, daß für jedes Mitglied ber Kammer 20 & an bie Hülfskaſſe 
„als Beitrag“ überwieſen werden ſollen. Ob zugleich eine Mit⸗ 
gliebſchaft der einzelnen Anwälte, alſo auch ein direkter Anſpruch der 
Hülfskaſſe gegen die Kammermitglieder begründet oder ob nur durch 
Abmachung mit der Hülfskaſſe dieſe verpflichtet werden ſollte, jedem 
Kammermitglied 20 & als Beitrag anzurechnen, wenn es Mitglied 
der Kaſſe werden oder bleiben will, iſt nicht erſichtlich. Das Os. 
hätte auf dieſe Fragen gar nicht einzugehen brauchen. Es hatte nur 
zu prüfen, ob die Kammer mit dem Beſchluß fo, wie er gefaßt und 
im Tenor formuliert wurde, ihre Zuſtändigkeit überſchritten habe, und 
dieſe Frage war zu verneinen. 
Rechtsanwalt Dr. Friedländer, München. 


Zu den eite 750, 751 abgedruckten Reichsgerichts 
urteilen. 1. Das Urteil des RG. vom 13. Januar 1916 (S. 750) 
betrifft einen Anſpruch des Kaufmanns M., welcher durch Abſturz auf der 
nichtbeleuchteten Treppe in einem Gerichtsgebäude, wo er eine Klage⸗ 
ſchrift abgeben wollte, ſchwer verletzt worden war und einen dauernden 
Schaden erlitten hat, gegen den preußiſchen Juſtizfiskus auf Schadens⸗ 
erſatz. Das Gericht der erſten Inſtanz hat den Anſpruch abgewieſen, 
weil es annahm, der Unfall ſei auf eigenes Verſchulden des Klägers 
zurückzuführen. Auf Berufung des Klägers hat das Od. Hamm 
den Fiskus zum Schadenserſatze verurteilt, aber nur zu einem Viertel 
des beanſpruchten Schadenserſatzes. Gegen dieſes Urteil hat der 
Fiskus Reviſion eingelegt, indem er das Verſchulden des Klägers an 
dem Unfall behauptete. 

Die RNeviſionsſumme (§ 546 ZPO.) iſt nicht vorhanden, da der 
Wert des Beſchwerdegegenſtandes ſich höchſtens auf 1800 & beläuft. 
Es mußte aber erörtert werden, ob nicht die Reviſion ohne Rückſicht 
auf den Wert des Beſchwerdegegenſtandes ſtatthaft war. Nach § 547 
Nr. 2 ZPO. bedarf es nämlich keiner Reviſionsſumme in den Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten über Anſprüche, für welche die Landgerichte ohne Rück⸗ 
ſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes ausſchließlich zuſtändig 
find. Nach dem GVG. 8 70 Abſ. 2 find die Landgerichte für die in 
Nr. 1 und 2 bezeichneten Anfprüche gegen den Reichs fiskus und gegen 
Reichsbeamte ohne Kückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes 
ausſchließlich zuſtändig. Derartige Anſprüche kommen in dem an⸗ 
gegebenen Prozeſſe nicht vor. Nach Abſ. 3 des 8 70 GG. bleibt 
der Landesgeſetzgebung überlaſſen, Anſprüche der Staatsbeamten 
gegen den Bundesſtaat aus ihrem Dienſtverhältniſſe, Anſprüche gegen 
den Staat wegen Verfügungen der Verwaltungsbehörden, wegen 
Verſchuldung von Staatsbeamten und wegen Aufhebung von Privi⸗ 
legien, Anſprüche gegen Beamte wegen Überfchreitung ihrer amtlichen 
Befugniſſe oder wegen pflichtwidriger Unterlaſſung von Amtshand⸗ 
lungen, ſowie Anſprüche in betreff öffentlicher Abgaben ohne Rüdficht 
auf den Wert des Streitgegenſtandes den Landgerichten ausſchließlich 
zuzuweiſen. Derartiges iſt in vielen Landesgeſetzen, insbeſondere in 
8 39 des preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum deutſchen Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetze (d. d. 24. April 1878) angeordnet. Nach 8 39 
Ziff. 1 PrAuG. find die Landgerichte in bürgerlichen Rechtäftreitig- 
keiten ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes ausſchließ⸗ 
lich zuſtändig für die Anſprüche gegen den Landes fiskus wegen Ver⸗ 


ſchuldung der Staatsbeamten. Offenbar hat der preußiſche 


Juſtizfiskus bei Einlegung der Revifion, ohne daß die Reviſions⸗ 
ſumme vorhanden war, gemeint, daß es ſich um einen Anſpruch gegen 
den Fiskus wegen Verſchuldung eines Staatsbeamten handele. 
Das RG. hat angenommen, daß die Unterlaſſung der Beleuchtung 
des Gerichtsgebäudes kein Verſchulden eines Staatsbeamten und 
daß daher keine ausſchließliche Zuſtändigkeit der Landgerichte gegeben 
ſei, und hat daher die Reviſion des Fiskus wegen Mangels ber 
Reviſionsſumme als unzuläſſig verworfen. Das iſt richtig; denn 
Staatsbeamte ſind nur Perſonen, die ein öffentliches Recht auszuüben 
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haben. Die Gebdudeaufſeher haben aber kein öffentliches Recht aus⸗ 
zuüben und kommen daher nicht als Staatsbeamte in Betracht, 
ſoweit fie das ſtaatliche Gebäude zu beſorgen haben. Wer als 
Gebäudeaufſeher beſtellt war, iR aus dem Tatbeſtande des Reicht 
gerichtsurteils nicht zu erſehen. Es iſt denkbar, daß die Beſorgung 
des Gebäudes jemandem überlaſſen iſt, der auch Beamter, z. B. 
Gerichtsſchreiber, iſt; aber ein Gebäudeaufſeher iſt als ſolcher nicht 
Staatsbeamter, auch wenn er fonſt die Stellung eines Staats⸗ 
beamten hat. 

2. Das Urteil des RG. vom 29. Januar 1916 (S. 751) betrifft 
einen Eheprozeß. Eine Ehefrau hat gegen ihren Mann auf Ehe⸗ 
ſcheidung wegen Ehebruchs geklagt. Der Beklagte hat Widerklage 
auf Scheidung wegen Eheverfehlung der Frau nach $ 1568 BGB. 
gegen die Frau erhoben. Das erſtinſtanzielle Gericht hat die Schei⸗ 
dung der Ehe ausgeſprochen und erklärt, daß beide Parteien die 
Schuld an der Scheidung tragen. Dagegen hat die Klägerin als 
Widerbeklagte Berufung eingelegt; ſie war in der mündlichen Ver⸗ 
handlung vor dem Berufungsgericht durch einen Bevollmächtigten 
erſchienen; der Widerkläger iſt aber weder perſönlich noch durch einen 
Bevollmächtigten in der Verhandlung vor dem Berufungsgericht er⸗ 
ſchienen. Das Berufungsgericht hat das Urteil der erſten Inſtanz 
abgeändert, indem es die Widerklage als unbegründet abwies, weil 
die Tatſachen, auf welche der Widerkläger ſeinen Anſpruch auf die 
Scheidung gegen die Klägerin ſtützt, kein dem §8 1568 BGB. ent⸗ 
ſprechender Scheidungsgrund ſeien; es iſt daher ausgeſprochen worden, 
daß die Scheidung nur auf Verſchuldung des Beklagten beruht. Das 
RG. hat die Reviſton des Widerklägers als unzuläſſig verworfen, 
indem es das Urteil des Berufungsgerichts als ein Verſäumnisurteil 
betrachtete, da nach 8 566 ZPO. die Vorſchriften des 8 513 ZPO. 
auf die Reviſion entſprechende Anwendung finden. Folglich kann ein 
Berſäumnisurteil von der Partei, gegen welche es erlaſſen iſt, mit 
der Reviſion nicht angefochten werden; nur ein Verſäumnisurteil, 
gegen welches der Einſpruch nicht ftatthaft iſt (vgl. 5 345 ZRD.), 
unterliegt der Revifton inſoweit, als dieſelbe darauf geſtützt wird, 
daß der Fall der Verfäumnis nicht vorgelegen habe (vgl. §8 835 ZPD.). 

Ich halte es für richtig, daß das NG. das Urteil als Ber 
fäumnisurteil betrachtet hat. Dazu möchte ich bemerken: 

a) Daß das OLG. fein Urteil nicht als VBerſäumnisurteil 
bezeichnet hat, iſt kein durchſchlagender Grund, das Urteil nicht als 
Verſäumnisurteil zu behandeln; denn ein Urteil, das ſeinem Weſen 
nach gegen eine nicht erſchienene Partei erlaſſen iſt, iſt ein Verſäumnis⸗ 
urteil, wenn es mit dem Nichterſcheinen der Partei zuſammenhängt, 
obwohl es nicht ausdrücklich als Verſäumnisurteil bezeichnet iſt. 
Das Urteil des OLG. beruht auf dem Nichterſcheinen des Wider⸗ 
Hägers; denn dieſer hätte, wenn er erſchienen geweſen wäre, die 
Widerklage durch neue Tatſachen und Beweismittel begründen können 
(arg. $ 529 Abſ. 1 und § 542 Abſ. 2 38 O.). 

b) Daß in dem Tatbeſtande des oberlandesgerichtlichen Urteils 
der Antrag des Berufungsklägers nicht als Antrag auf Erlaſſung 
eines Verſäumnisnurteils bezeichnet worden iſt, hindert nicht, das 
Urteil als Verſäumnisurteil zu charakteriſteren. Es wäre zu 
formaliſtiſch, wenn man verlangen würde, daß ein gegen die nicht⸗ 
erſchienene Partei geſtellter Antrag als Antrag auf Erlaſſung eines 
Verſäumnisurteils bezeichnet werden müßte; denn ein Antrag gegen 
die nichterſchienene Partei iſt doch als Antrag auf Erlaſſung eines 
Verſäumnisurteils anzuſehen, wenn nichts anderes geſagt worden iſt. 

c) Da nach 8 618 Abſ. 4 8PO. im Eheprozeß ein Verſäumnis⸗ 
urteil nur gegen den Beklagten unzuläſſig iſt, kann gegen den 
Kläger oder gegen den Widerkläger als ſolchen ein Verſckumnisurteil 
erlaſſen werden, auch wenn der Kläger oder Widerkläger Berufungs⸗ 
beklagter iſt. 

d) Ich habe in der 83 P. 45, 20 ff. dargelegt, daß und warum 
im Cheprozeß über Klage und Widerklage nur ein einheitliches Urteil 
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erlaſſen werden darf; das gilt aber nicht in der Berufunggsinſtanz, 
wenn in der Berufungsinſtanz nur eine Anderung der Entſcheidung 
über eine der Klagen beantragt worden iſt; denn in dieſem Fall iR 
nur die Entſcheidung über eine der Klagen Gegenſtand der Verband 
lung und der Entſcheidung bei dem Berufungsgericht (arg. 8 525 ZRD.). 
In dem vorliegenden Falle wurde nur die Entſcheidung über die 
Widerklage angefochten, daher konnte nur darüber entſchieden werden. 
Es ſteht alſo der Grundſatz, daß einheitlich über Klage und Wider 
Hage zu entſcheiden iſt, in dem vorliegenden Prozeſſe der Annahme, 
daß das Urteil des Berufungsgerichts über die Widerklage als 
VBerſäumnisurteil erlaſſen worden tft, nicht entgegen. 
Prof. Dr. L. v. Seuffert, München. 


Entgegnung. 

Deutſche Frinzipale und feindliche Angeſtellte. Horrwitz, 
IW. 1916, 235, tritt meinen Ausführungen entgegen durch den 
Hinweis darauf, daß die Kündigungsbefugnis des feindlichen Aus: 
länders nichts gegen diejenige des Deutſchen beweiſe. Ich wollte 


durch den Hinweis auf jene dartun, daß auf dieſe Weiſe kein eigent⸗ 


liches Vergeltungsrecht ausgeübt werden könne, da die Anwendung 
des von H. aufgeſtellten Satzes ebenſowohl dem Deutſchen wie dem 
Ausländer ſchaden könne. Als eine Art von Vergeltung mußte aber 
das von ihm in der Juriſtenzeitung Vorgeſchlagene verſtanden werden. 
Es iſt wohl denkbar, daß Prinzipal und Angeſtellter vor dem Kriege 
von ihrer beiderſeitigen Staatsangehörigkeit nichts wußten. Daß nur 
im Zweifel ein wichtiger Grund als gegeben angeſehen werden ſolle, 
war früher aus H.s Ausführungen nicht zu entnehmen. Auch im 
neutralen Ausland kann gegen eines der kriegführenden Länder ge⸗ 
arbeitet werden; ich kann deshalb nicht einſehen, was es für das 
Recht zur ſofortigen Kündigung ausmachen ſoll, ob Prinzipal und 
Angeſtellter in einem neutralen oder kriegführenden Lande wohnen. 


Rechtsanwalt A. v. Harder, Mannheim. 


Vereine. = 


Leipiger Anwaltsverein. In der Verſammlung vom 


24. Mai d. J. hielt Rechtsanwalt Dr. Curt Seyferth einen Vortrag . 
Er: 
widmete zunächſt dem Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins warme. r 


über die bevorſtehende Einführung des Präventivakkordes. 
Dankesworte für deſſen energiſches und erfolgreiches Vorgehen wegen 
teilweiſer Aufhebung der Entlaſtungsverordnung. Er betonte, daß die 
nahe bevorſtehende Einführung des Präventivakkordes auch das ſelb⸗ 
ſtändige Vorgehen eines örtlichen Anwaltvereins rechtfertige. 

Den Vortragenden leiteten folgende Grundgedanken: 

Nach der jüngſten Erklärung des Staatsſekretärs des Reichs⸗ 
juſtizamts im Reichstag (ſiehe JW. 1916, 667) ſei der Kampf der 
Meinungen über Einführung eines Präventivakkordes auch in Deutſch⸗ 
land endgültig zugunſten desſelben — und zwar eines außer⸗ 
gerichtlichen — entſchieden. 1910 habe bereits die Berliner Handels⸗ 
kammer auf Grund der RNeichsſtatiſtik berechnet, daß 38 Millionen 
Mark jährlich durch einen ſolchen erſpart werden könnten. Es ſei 
dieſe Summe aber anſcheinend noch viel zu niedrig gegriffen, weil die 
ungezählten wirtſchaftlichen Zuſammenbrüche, die nicht einmal zum 
Konkursantrag, geſchweige denn zur Konkurseröffnung führten, in der 
Keichsſtatiſtik nicht mitberückſichtigt ſeien. Es handle ſich darum, 
eine materielle Hilfe für Gläubiger und Schuldner zu bringen, die 
zugleich und vor allem im Inter eſſe des Volksvermögens liege. Der 
heutige Stand der Frage ſei ſehr beklagenswert, weil die außer⸗ 
gerichtlichen Akkorde, abgeſehen von der Schwierigkeit ihres Zuſtande⸗ 
kommens, die in der ſehr ſeltenen und dann oft genug in bedenklicher 
Weiſe fingierten ÜUbereinſtimmung aller Gläubiger liege, Akkordſtörer 
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geradezu züchteten. Über der weiter in Betracht kommenden 
fuzlariſchen Übereignung, die zwar zur Zeit reichsgerichtlich ans 
erkannt ſei, ſchwebe bei den heftigen Angriffen gegen die Gültigkeit 
von berufener Seite das Damoklesſchwert der Abänderung. Auch 
Forne der Treuhänder treulos werden, und vor allem könne ber 
Gläubiger doch noch den Konkurs beantragen. Die Einführung eines 
Präwventivalkordes ſei alſo eine unbedingte Notwendigkeit. — Die 
Denkſchrift des Neichsjuſtizamtes vom 1. Dezember 1906 habe jedoch 
ſehr überzeugend (insbes. S. 9 baf.) dargetan, daß für einen Präventiw⸗ 
allord unter denſelben Nechtsſicherheiten des Zwangsvergleichs im 
Konkurſe kein Raum vorhanden ſei. Man müſſe ſich alſo nach anderen 
Kechts ſicherheiten umſehen. Der außergerichtliche Zwangs vergleich 
müffe dem Konkurſe möglichſt unähnlich fein, daher möglichſt keine 
gerichtliche Einmiſchung, keine gerichtliche Feſtſtellung der Forderungen, 
keine Offentlichkeit, keine Ehrenminderungen, dagegen Rechtäficherbeiten, 
die für dieß alles genügenden Erſatz bieten. Wenn der Ausgleich 
außergerichtlich ſein ſolle — und das ſolle er ja auch nach den Er⸗ 
Härungen des Staatsſekretärs fein —, fo wende ſich der Blick ganz 
von ſelbſt auf die Rechtsanwaltſchaft als gleichgeordnetes Rechtspflege⸗ 
organ, deren Mitglieder die Nichterprüfung abgelegt haben, einen 
Berufseib geleiſtet haben, unter ſtraffer ehrengerichtlicher Aufſicht ſtehen 
und die erforderlichen praktiſchen Erfahrungen in der Rechtswirtſchaft 
befigen. — Das Vorbild könne der jetzige außergerichtliche Akkord 
bilden. Die Übertragung auf die Anwaltſchaft biete gegenüber den 
zuweilen mit bemfelben verbundenen allerdings recht gefährlichen Miß⸗ 
ſtänden die erforderliche Sicherheit. Dadurch werde die Majoriſierung 
der Gläubiger, um die es ſich ja eigentlich nur handele, genügend 
gerechtfertigt. Es ſei ein Widerſpruch, auf der einen Seite dem 
außergerichtlichen Akkord ſchrankenloſe Freiheit zu gewähren, den 
geſetzlich geregelten aber in enge Feſſeln zu legen, die ihn für den 
Schuldner unbrauchbar machen. Dieſem müßten handgreifliche Vorteile 
geboten werden, wenn das Hauptziel des Präventivakkordes, „der 
Herabwirtſchaftung der Maſſen bis zur völligen Erſchöpfung des 
Kredits“ (zu vgl. S. 9 der Denkſchrift) vorzubeugen, erreicht werden 
ſoll. Deshalb ſei das viel zu umſtändliche öſterreichiſche Ausgleichs⸗ 
verfahren abzulehnen. Die drei Funktionäre desſelben: Konkurs⸗ 
gericht, Ausgleichskommiſſär, Ausgleichsverwalter, könnten unbedenklich 
durch eine Perſon — eben den Rechtsanwalt — erſetzt werden. 

Es würde dies eine ganz außerordentliche Steigerung des An⸗ 
ſehens der Nechtsanwaltſchaft mit ſich bringen, einen Vertrauensbeweis 
ohnegleichen für die Rechtsanwaltſchaft, für deren Kammervorſtände 
und Ehrengerichte, und zugleich eine beiſpielloſe Entlaſtung der 
Gerichte. Tauſende von Eintreibungsprozeſſen ſowie auch Ans 
fechtungsprozeſſe würden vermieden werden. Die Übertragung an 
die Anwaltſchaft fei mithin auch ein Akt ausgleichender Gerechtig⸗ 
keit. — Die gerichtliche Feſtſtellung der Forderungen könne erſetzt 
werden durch die Feſtſtellung des Anwalts und eines zu bildenden 
Gläubigerausſchuſſes; die Offentlichkeit aber durch eidliche Beſtärkung 
ſowohl des Vermögens wie des Gläubigerverzeichniſſes durch den 
Schuldner; die allgemeine Verfügungsbeſchränkung könne nach dem 
Muſter der Geſchäftsaufſicht gemildert werden. Auch könnten Ehren⸗ 
minderungen durch poſitive Vorſchrift ausgeſchloſſen werden. Eine 
weitere Rechtsficherheit leiſte die Feſtſetzung einer Mindeſtquote. 

Der Vortragende verbreitete ſich dann noch im einzelnen über 
die von mehreren Leipziger Kollegen auf obiger Baſis ausgearbeiteten 
Grundzüge eines Geſetzes über den Präventivakkord, bei denen man 
bemüht geweſen iſt, Literatur und Geſetzesvorgänge zu berüdfichtigen. 
Die Grundzüge böten, wie er hoffe, Aus ſicht auf ein ſchnelles, 
billiges, für Schuldner und Gläubiger zweckmäßiges, den Schuldner 
zu ſchneller Offenbarung eintretender Zahlungsunfähigkeit beſtimmendes 
Verfahren, ſichergeſtellt im weſentlichen durch das Rechtspflegeorgan 
der Nechtsanwaltſchaft, für dieſe alſe geradezu eine ideale Aufgabe 
im Dienfte der Nation. 
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Am Schluſſe ſeiner intereſſanten Ausführungen beantragte er 
zugleich im Namen einiger anderen Kollegen, die oben erwähnte Yu 
arbeitung eines Geſetzentwurfs dem Neichsjuſtizamt zu unterbreiten. 
Der Antrag wurde mit großer Mehrheit angenommen. 


Die diesjährige Jauptverſammlung des Börfsnwersius 
der Deutſchen Buchhändler zu Jeipnig vom 21. Mat 1916 
ſtand inſofern ebenfalls unter dem Einfluß der durch den Krieg 
geſchaffenen beſonderen Verhältniſſe, als ſie ſich mit zwei Anträgen 
zu befaſſen hatte, die dahin zielten, zu beſchließen, daß vom 1. Juli 
ab auf alle Bücher ein Kriegszuſchlag oder Teuerungszuſchlag von 
10 Prozent auf den vom Verleger feſtgeſetzten Ladenpreis erhoben 
werden dürfe. Die beiden Anträge unterſchieden ſich noch darin, daß 
der eine Antrag dieſen Teuerungszuſchlag im Einvernehmen mit dem 
Verlegerverein vorgenommen haben wollte, während der andere Antrag 
radikaler einen Beſchluß ohne Zuſtimmung der beteiligten Verleger 
forderte. Beide Anträge forderten gemeinſam für dieſen Teuerungs« 
zuſchlag den Schutz des Börſenvereins in gleicher Weiſe, wie der vom 
Verleger feſtgeſetzte Ladenpreis bisher nach den Satungen des Bereins 
geſchützt wurde. 

Die Anträge ſind nicht rein wirtſchaftlicher Natur, ſondern löſen 
rechtliche Fragen aus, die für den Juriſten von Bedeutung finb. 

Der 8 8 der Satzungen des Börſenvereins der Deutſchen Buch⸗ 
händler in ihrer Faſſung von 1914 legt allen Mitgliedern des Vereins 
die Pflicht auf, die von den Verlegern feſtgeſetzten Ladenpreiſe ein⸗ 
zuhalten. Mit dieſer Beſtimmung im Einklang ſteht 8 5 Verkaufsd., 
der in gleicher Weiſe dem Sortimenter die Einhaltung des vom 
Verleger feſtgeſetzten Ladenpreiſes an das Publikum zur Pflicht macht 
und Anderungen des Ladenpreiſes nur unter der Vorausſetzung der 
88 6 und 7 Verkaufs. geſtattet. Die buchhändleriſche Verkehrs⸗ 
ordnung wiederholt in 8 4 lediglich den vom Geſetz anerkannten 
Grundſatz, daß der Verleger den Ladenpreis zu beſtimmen hat. Wenn 
auch regelmäßig eine Unterbietung des Ladenpreiſes bei Zuwider⸗ 
handlungen gegen dieſe Beſtimmungen in Frage kommen wird, ſo 
beſchränkt ſich doch die Verpflichtung zur Einhaltung des Ladenpreiſes 
durchaus nicht auf dieſen Fall. Sie ergreift vielmehr auch den Ver⸗ 
kauf zu höherem Preiſe, fie wirkt alſo abſolut. Vgl. 8 7 VerkaufsO., 
in welcher Beſtimmung des Falles gedacht iſt, in dem ein Sortimenter 
ein Buch mit einem entſprechenden Aufſchlag verkaufen darf. 

Ein dieſe Satzungsbeſtimmung über die Einhaltung des Laden⸗ 
preiſes aufhebender Beſchluß eines Teuerungszuſchlags ſtellt ſich daher 
zunächſt als eine Satzungsänderung dar, deren formelle Vorauss 
ſetzungen, wie fie § 56 der Satzungen aufſtellt, nicht gegeben waren. 
Aber ſelbſt wenn dieſe formellen Hinderniſſe nicht beſtanden, hätte ein 
ſolcher Beſchluß einen Eingriff in das Sonderrecht der Verleger, den 
Ladenpreis feftzuftellen, bedeutet, wie es die Satzungen des Vereins 
im Anſchluß an 8 21 VerlG. anerkennen. 

Zu einer ganz unhaltbaren Lage mußte ein ſolcher Beſchluß die 
Verleger zu ihren Verfaſſern bringen. Die Anträge verlangten im 
Endergebnis eine ſofortige Erhöhung des Ladenpr eiſes für laufende 
Auflagen. Damit ſetzten fie ſich in Widerſpruch zu § 21 Satz 8 
Berl GG., wonach zur Erhöhung des Ladenpreiſes ſtets die Zuſtimmung 
des Verfaſſers notwendig iſt. | 

Diefe von juriſtiſcher Seite auf Anſuchen des Vorſtandes gut⸗ 
achtlich geäußerten Bedenken führten ſchließlich nach ſehr lebhafter 
Debatte zur Ablehnung der Anträge und zur Annahme einer ſich 
von rechtlichen Bedenken freihaltenden Entſchließung: „Alle Verleger 
mitglieder des Börſenvereins werden erſucht, in allen Fällen, wo es 
ihnen möglich iſt, ſchleunigſt eine Erhöhung der Nettos und Laden⸗ 
preiſe, und zwar für jedes Buch, jede Zeitſchrift, Sammlung uſw., 
ziffermäßig und nicht prozentualiter vorzunehmen, bei der Erhöhung 
der Netto- und Ladenpreiſe der anerkannten Notlage des Sortiments 
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Rechnung tragend, wo es irgend möglich iſt, den Buchhändlerrabatt 
zu verbeſſern Der weitere Teil der Entſchließung hat kein 
allgemeines Intereſſe. 

Gegen dieſe Entſchließung iſt vom rechtlichen Geſichtspunkt aus 
nichts einzuwenden. Sie beachtet einmal das Recht des Verlegers, 
den Ladenpreis zu beſtimmen, und ſchrankt die Erhöhung des Ladens 
preiſes auf die nach dem Geſetz möglichen Fälle ein. Sie läßt aber 
auch erkennen, in welcher Notlage ſich der deutſche Sortimenter bei 
der langen Dauer des Krieges befindet. 


80 


Ein ſich ebenfalls mit Beſſerung der Daſeinsmöglichkeiten des 
Sortiments beſaſſender Beſchluß iſt in der am 28. Mai 1916 
abgehaltenen Hauptverſammlung des Pereins Deniſcher 
Muſtkalienhändler gefaßt worden. Hier handelte es ſich nicht 
um die Erhöhung des Ladenpreiſes oder um Teuerungszuſchläge, 
ſondern um die Abſchaffung des im Mufikalienhandel immer noch 
beſtehenden Rabatte gegenüber dem kaufenden Publikum. Der weit⸗ 
gehendſte Antrag verlangte Abſchaffung aller Nabattſätze. Dazu konnte 
die Verſammlung ſich noch nicht entſchließen. Man beſchloß aber, die 
zur Zeit noch beſtehenden Rabattſätze auf Bezüge von Berufsmuſikern 
und Muſtikvereinen unter Herabfekung auf 10 Prozent für Ordinär⸗ 
artikel und 5 Prozent auf Nettoartikel zu beſchränken, während für 
fogenannte Rein⸗Netto⸗Artikel, d. h. ſolche, die vom Verlage mit 
weniger als 40 Prozent Rabatt geliefert werden, überhaupt kein 
Rabatt eingeräumt werden darf. Ausnahmsweiſe dürfen größere 
Partien eines Werkes an Behörden, Inſtitute, Geſellſchaften und dgl. 
vom Verleger wie Sortimenter zu beſonders ermäßigten Preiſen 
geliefert werden. Jedoch muß der ſeitens des Verlegers dem Bezieher 
in ſolchen Fällen gewährte Ausnahmerabatt um 10 Prozent hinter 
dem auf gleichartige Beſtellungen dem Sortimenter gewährten Rabatt 
zurückbleiben. 

Auch in dieſem Beſchluß iſt der Notlage des Sortiments 
Rechnung getragen. Juſtizrat Dr. Hillig, Leipzig. 


Reichsgericht.“ 
a) Zivil fachen. 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 

Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Lehmann. 

' Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. — Wird in 
der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts 
abgedruckt. — + Anmerkung.] 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 8 157 BGB. Wie iſt der Kaufpreis feſtzuſtellen, 
wenn die vertraglich vorgeſehene Art der Feſtſtellung (Börſen⸗ 
notierung) nicht mehr ſtattfindet ?] 

Die Klägerin hat von der Beklagten durch Schlußſchein 
vom 15. September 1913 40 000 Ztr. Zucker gekauft. Die 
Ware ſollte ihr im Oktober und November 1913 geliefert werden 
und Klägerin ſollte bei Abnahme vorläufig 8,80 & für den 
Zentner anzahlen. Beides iſt geſchehen. Der endgültige Kauſpreis 
ſollte aber auf Grund der amtlichen Hamburger Notierungen 
für Lieferung im Monat Auguſt 1914 feſtgeſetzt werden, und 
zwar ſollte er 95 „ unter dem Geldkurſe der maßgeblichen 
Notierung betragen. Darüber iſt im einzelnen das Folgende 
vereinbart: Die Verkäuferin follte berechtigt ſein, für jede 


amtliche Notierung jede beliebige Menge zur Abrechnung an⸗ 
zudienen. Die endgültige Abrechnung ſollte auf Grund des 
Geldkurſes abzüglich 95 /] der hiernach maßgeblichen Notiz 
erfolgen und die Differenz pro et contra ſofort beglichen werden. 
Soweit die Andienung bis dahin nicht erfolgte, ſollte der 
Auguſt⸗Geld⸗Kurs der letzten Notiz vom 25. Auguſt 1914 der 
Abrechnung zugrunde gelegt werden. Die Beklagte hat die 
gelieferte Ware nicht zur Abrechnung angedient, weil die 
Hamburger Zuckerbörſe des Krieges wegen am 3. Auguſt ge⸗ 
ſchloſſen iſt und amtliche Notierungen ſeitdem nicht mehr erfolgt 
ſind. Der Hamburger Senat hat aber auf Grund des Reichs⸗ 
geſetzes vom 4. Auguſt betreffend die Abwicklung von börſen⸗ 
mäßigen Zeitgeſchäften in Waren [RGBl. S. 336] und auf Grund 
der dazu am 24. Auguſt ergangenen Verordnung des Bundes⸗ 
rats [RG Bl. S. 381] durch Erlaß vom 26. Auguſt [ABl. S. 445] 
beſtimmt, daß alle Börſentermingeſchäfte in Zucker für Auguſt 
zu einem Preiſe von 9,17 ½ & für den Zentner auszugleichen 
ſeien. Klägerin hat auf Grund dieſes Preiſes die endgültige 
Abrechnung aufgeſtellt. Sie legt alſo einen Preis von 9,17¼ 4 
abzüglich 95 M [= 8,22 ½ &] zugrunde und fordert dem⸗ 
nach — rechnungsmäßig einwandfrei — die Erſtattung von 
22 808,35 4 nebſt 5 Prozent Zinſen ſeit dem 25. Auguſt 1915. 
Die Beklagte beſtreitet, daß das Geſchäft der Parteien ein 
Börſentermingeſchäft ſei und unter die angeführten Geſetze oder 
Verordnungen falle. Sie beſtreitet ferner, daß nach den Grund⸗ 
ſätzen von Treu und Glauben der von den Vehörden feſtgeſetzte 
Liquidationspreis oder die ihm gleiche Notiz vom 1. Auguſt für 
ſie maßgeblich ſei. Da die ſpätere Feſtſetzung des Preiſes nach 
der Marktlage vom Auguſt 1914 durch den Krieg unmöglich 
geworden ſei, müſſe es bei dem beim Verkaufe angenommenen 
Preiſe von 8,80 & verbleiben. Beide Vorinſtanzen haben der 
Klage entſprochen. LG. Elbing, KH., erachtet in erſter Linie 
das ſtreitige Geſchäft für ein Börſentermingeſchäft und wendet 
daher den Erlaß des Hamburger Senats vom 26. Auguſt un⸗ 
mittelbar an. Das OLG. mißbilligt dieſen Grund, tritt aber 
der Entſcheidung bei. Weil die vereinbarte Feſtſetzung des 
Preiſes auf Grund des Börſenkurſes unmöglich geworden ſei, 
müſſe etwas Gleichwertiges an die Stelle geſetzt werden. Das 
ſei der gemeine Preis vom 25. Auguſt 1914 und dieſer ſei 
jedenfalls nicht höher geweſen, als der von Klägerin zugrunde 
gelegte Preis von 9,17½ &. Demzufolge hat das OLG. die 
Berufung der Beklagten verworfen. Die Reviſion der Beklagten 
iſt zurückgewieſen. Gründe: Der ſtreitige Vertrag erfüllt offenbar 
für die Beklagte die wirtſchaftlichen Zwecke eines im Oktober, 
November 1913 zu erfüllenden Barverkaufs und zugleich eines 
Terminkaufs auf Lieferung im Auguſt 1914. Trotzdem iſt das 
ſtreitige Geſchäft weder ganz noch zum Teile ein Börſentermin⸗ 
geſchäft. Nach dem klaren rechtlichen Inhalte der Schlußnote 
liegt nur ein einheitlicher Verkauf vor, kraft deſſen die Beklagte 
die Ware im Oktober oder November 1913 gegen eine vorläufige, 
für die Höhe des Preiſes unpräjudizierliche Anzahlung zu 
liefern hatte und der Kaufpreis an dem Tage, an dem die 
Beklagte es verlangen würde, auf Grund der bis zum 
25. Auguſt 1914 am Hamburger Terminmarkte notierten Preiſe 
feſtgeſtellt werden ſollte. Das iſt ein einheitliches Geſchäft ganz 
beſonderer Art. Mit dem Terminhandel der Hamburger Börſe 
hängt es nur durch die Preisabrede zuſammen; nach den 
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Geſchäftsbedingungen der Terminbörſe iſt es nicht abgeſchloſſen. 
Deswegen iſt es kein Börſentermingeſchäft im Sinne des 
Abſchnittes IV des Börſengeſetzes. Nur für ſolche und die 
daneben beſonders angeführten Geſchäfte gelten das Reichsgeſetz 
vom Auguſt 1914 und die auf ihm beruhenden Verordnungen 
des Bundesrats und der Landesbehörde. Schon aus dieſem 
Grunde ſind ſie auf das ſtreitige Geſchäft nicht anwendbar. 
Außerdem iſt auch der vom BG. angeführte Grund zutreffend 
Der ſtreitige Verkauf iſt von der Beklagten ſchon im Herbſt 1913 
durch Lieferung der Ware rechtswirkſam erfüllt. Er wird daher 
von der Verordnung des Bundesrats laut der ausdrücklichen 
Vorſchrift in 8 1 Abſ. 2 nicht betroffen. Der Erlafh des 
Hamburger Senats vom 26. Auguſt ſetzt aber nur für die von 
der Verordnung des Bundesrats betroffenen Geſchäfte die 
Liquidationspreiſe feſt. Unmittelbar auf dieſe Kriegsgeſetze und 
Verordnungen kann die Klägerin alſo ihre Forderung nicht 
ſtützen. Zutreffend iſt aber der Grund, aus dem das BG. ſie 
zugeſprochen hat. Die Parteien haben vereinbart, daß der 
Preis der verkauften und gelieferten Ware auf Anfordern der 
Beklagten bis ſpäteſtens am 25. Auguſt 1914 gemäß den amtlichen 
Kurſen der Hamburger Terminbörfe feſtgeſtellt werden ſollte. 
Dies iſt unmöglich geworden, weil bis zum Auguſt die Be⸗ 
Hagte die Abrechnung nicht verlangt hat, und weil nach Aus⸗ 
bruch des Krieges der Terminhandel und mit ihm die Termin⸗ 
preiſe, ſowie deren amtliche Feſtſtellung aufhörten. Die Frage, 
ob wegen dieſer Unmöglichkeit der Vertrag dahin fallen könnte, 
ſcheidet aus, weil beide Parteien ihn aufrechterhalten wollen. 
Bleibt der Vertrag beſtehen, ſo hat die Klägerin Anſpruch 
darauf, nur den dem Vertrage entſprechenden Kaufpreis und 
nicht mehr zu bezahlen. Da aber der Preis mit den im 
Vertrage vorgeſehenen Mitteln und auf die dort vereinbarte 
Weiſe nicht feſtgeſtellt werden kann, ſo muß die Vertragsabrede 
gemäß 8 157 BGB. dahin ergänzt und gemäß 8 242 nach 
Treu und Glauben in der Weiſe ausgeführt werden, daß der 
Preis auf einem, wie das BG. mit Recht ſagt, gleichwertigen 
Wege feſtgeſetzt wird, d. h. auf einem Wege, der möglichſt 
dasſelbe Ergebnis liefert, zu dem die vereinbarte Methode, wäre 
ſie gangbar, geführt hätte. Als ſolchen Weg hat das BG. mit 
Recht die Ermittlung des gemeinen Verkaufswertes gewählt; 
denn es iſt anzunehmen, daß der Geldpreis der Terminbörſe, 
wenn er beſtanden hätte, dieſem entſprochen hätte. War 
Klägerin aber berechtigt, den gemeinen Verkaufswert ihrer 
Abrechnung zugrunde zu legen, fo iſt der Preis von 9,17½ M, 
zu dem ſie abrechnet, ohne weiteres gerechtfertigt, weil, wie das 
BG. feſtſtellt und das Gutachten Ts. klar ergibt, der gemeine 
Verkaufswert im Laufe des Auguſt und beſonders am 25. Auguſt, 
keinesfalls höher (vermutlich ſogar bedeutend geringer) geweſen 
iſt. T. K. & Co. c. Wgeſ., U. vom 4. April 16, 17/16 II. — 
Marienwerder. [L.] 

2. 5 254 BGB. Der Erſatzanſpruch eines Mieters, der 
durch mangelhafte Beſchaffenheit der Wohnung zu Schaden ge⸗ 
kommen iſt, wird nicht ſchlechthin dadurch ausgeſchloſſen, daß 
der Mieter die Kündigung trotz Kenntnis des Mangels unter⸗ 
laſſen hat.] 

Die Klägerin, welche vom Oktober 1900 an bis in den 
Herbſt 1915 im Hauſe des Beklagten zu Danzig zur Miete 
wohnte, iſt am 27. Dezember 1913 in dem zur Wohnung 


gehörigen Vorflur ausgeglitten und dadurch zu Schaden ge⸗ 
kommen. Sie macht den Beklagten als Vermieter mit der 
Begründung verantwortlich, der Unfall ſei durch die Abſchrägung 
des Fußbodens im Vorflur verurſacht; der Beklagte habe dieſen 
Zuſtand des Fußbodens, obſchon er ihn gekannt und von der 
Klägerin wiederholt zur Abhilfe aufgefordert worden ſei, fort⸗ 
beſtehen laſſen. Das LG. hat den Erſatzanſpruch der Klägerin 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Dagegen hat das 
OLG. die Klage abgewieſen. Die Reviſion der Klägerin führte 
zur Aufhebung und Zurückverweiſung. Gründe: Das BG. 
verkennt nicht, daß die Abſchrägung des Fußbodens im Vorflur, 
die durch einen nach dem Einzug der Klägerin vorgenommenen 
Umbau herbeigeführt wurde, einen vom Beklagten zu ver⸗ 
tretenden Mangel darſtellt. Es erachtet aber die Verpflichtung 
des Beklagten zum Schadenserſatz für ausgeſchloſſen, weil nach 
Lage der Sache anzunehmen ſei, daß die Klägerin auf die Her⸗ 
ſtellung eines vertragsmäßigen Zuſtandes des Fußbodens ver⸗ 
zichtet habe. Den Verzicht leitet der Ber R. daraus ab, daß 
die Klägerin die Wohnung jahrelang benutzt habe, obſchon ſie 
ſich der Gefährlichkeit der Abſchrägung bewußt geweſen ſei. 
Die Behauptung der Klägerin, daß ſie etwa 4 Jahre vor dem 
Unfall den Beklagten zur Beſeitigung des Mangels aufgefordert 
habe, ſieht der Vorderrichter für unerheblich an, indem er erwägt, 
daß der Verzicht damals bereits wirkſam geworden ſei, die 
Klägerin auch durch die weitere widerſpruchsloſe Hinnahme des 
Zuſtandes von neuem auf Abhilfe verzichtet habe. Die Reviſion 
bemängelt mit Recht, daß bei dieſen Erwägungen die Be⸗ 
hauptung der Klägerin ungewürdigt geblieben iſt, ſie habe den 
Beklagten wiederholt, und zwar ſchon vor der vom BG. allein 
berückſichtigten Aufforderung auf das Gefahrvolle der Ab⸗ 
ſchrägung hingewieſen und um Abſtellung des Übelſtandes 
erſucht. Es wäre zu prüfen geweſen, ob die Klägerin durch 
dieſes Verhalten ausreichend zu erkennen gegeben hat, daß ſie 
die Unebenheit des Fußbodens als vertragsmäßig nicht an⸗ 
erkenne. Im Falle der Bejahung dieſer Frage hätte der 
Beweis, den die Klägerin für die Behauptung angeboten hat, 
erhoben werden müſſen. Übrigens hat die Klägerin noch geltend 
gemacht, daß der Beklagte den Vorflur, um die Gefahr des 
Ausgleitens abzuſchwächen, im Jahre 1906 mit Linoleum habe 
belegen laſſen, und der Beklagte hat dies nicht beſtritten. Der 
Prüfung hätte es daher auch bedurft, ob der Beklagte durch 
jene Maßnahme den Zuſtand des Fußbodens als vertrags⸗ 
widrig anerkannt und bekundet hat, daß er ſich zur Beſeitigung 
der Gefahr für verpflichtet halte. Zu Bedenken gibt ferner die 
Annahme des BG. Anlaß, daß in der angeblichen widerſpruchs⸗ 
loſen Fortſetzung des Mietverhältniſſes ein den Erſatzanſpruch 
ausſchließendes Verſchulden der Klägerin zu finden ſei. Die 
unterbliebene Ausübung des Kündigungsrechts war nur ſchuld⸗ 
haft, wenn ſie der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt zuwider⸗ 
lief [S 276 BGB.]. Die Prüfung dieſer Vorausſetzung er⸗ 
forderte das Eingehen auf die Behauptungen der Klägerin, es 
habe ihr an den Mitteln für einen Umzug gefehlt; ſie habe 
ſich auch wegen einer Darlehnsſchuld gegenüber dem Beklagten 
in Anbetracht ihrer ungünſtigen Vermögensverhältniſſe in bezug 
auf die Kündigung Zurückhaltung auferlegen müſſen, und ſie 
würde durch einen Umzug ihren Untermieter, der ihr beſonders 
rückſichtsvoll entgegengekommen ſei, verloren haben. Das BG. 
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int, wenn es annimmt, daß derartige Verhältniſſe bei ber 
Beurteilung des Falles aus 8 254 BGB. unter keinen Um⸗ 
ſtänden berückſichtigt werden können. Die entſcheidende Frage 
geht dahin, ob der Klägerin bei Anwendung des in 8 276 
Abſ. 1 S. 2 BGB. aufgeſtellten Maßſtabs die Ausübung des 
Kündigungsrechts anzufinnen war, und für deren Beantwortung 
ſind die von der Klägerin behaupteten Tatſachen keineswegs 
ohne weiteres belanglos. Sind ſie nicht geeignet, die Klägerin 
völlig zu entſchuldigen, ſo können ſie doch ſchuldmildernd 
wirken. L. c. W., U. v. 28. April 16, 13/16 III. — Marien⸗ 
werder. [L.] 


3. 8 273 BGB., 8 32 RAD. ) 

Der Beklagte (ein Rechtsanwalt), früher Aufſichtsrats⸗ 
mitglied und Syndikus der Klägerin, hat mit derſelben den 
Vertrag vom 7. Februar 1910 betreffend Fortführung gewiſſer 


Zu 3. Die praktiſch nicht unwichtige Frage, inwieweit dem 
Korreſpondenzanwalt ein Zurückbehaltungsrecht an den Handakten 
zuſteht, die er dem Prozeßbevollmächtigten überſandt hat, iſt in der 
obigen Entſcheidung nicht zum Austrag gekommen. Dies konnte auch 
nicht geſchehen, weil es ſich, wie das RG. ausführt, gar nicht um 
die Handakten des Korreſpondenzanwalts, ſondern offenbar ausſchließ⸗ 
lich um die des Prozeß bevollmächtigten handelte. Daß an dieſen 
Akten für den Korreſpondenzanwalt ein Zurückbehaltungsrecht weder 
nach 8 82 RAD. noch nach 8 273 BED. beſtehen konnte, iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich. Das Reſultat wird aber regelmäßig kein anderes fein, 
wenn es ſich wirklich um Handakten des Korreſpondenzanwalts handelt 
(genauer: um ſolche Beſtandteile ſeiner Handakten, auf deren Heraus⸗ 
gabe die Partei an ſich einen Anſpruch hätte; denn bei anderen 
kommt ein Zurückbehaltungsrecht überhaupt nicht in Frage). Ein 
Zurückbehaltungsrecht an Handakten kann naturgemäß nur derjenige 
ausüben, der ſich im Befig der Akten befindet, ſei es auch nur im 
mittelbaren Befig. Es iſt aber regelmäßig keine Rede davon, daß 
der Prozeßbevollmächtigte an den der Partei gehörigen Handakten 
des Korreſpondenzanwalts einen von dieſem abgeleiteten Befig im 
Sinne des 8 868 BGB. ausübte, nur wenn eine ausdrückliche Ver⸗ 
einbarung vorliegt, kann dies der Fall ſein, z. B. wenn der Korreſpondenz⸗ 
anwalt bei der Überſendung ſchreibt: „Ich bitte meine Handakten für 
mich zu verwahren und nur an mich zurückzugeben“. Andernfalls 
erſcheint der Korreſpondenzanwalt bei der Überfendung der Handakten 
nur als Vertreter der Partei. Dieſe allein erwirbt ein Recht auf 
Herausgabe und ihr gegenüber kann der Prozeßbevollmächtigte die 
betreffenden Urkunden, die nun Beſtandteile feiner Handakten werden, 
für ſeine Koſtenſorderung zurückhalten. 

Daß § 273 BOB. — deſſen Grenzen übrigens die Entſcheidung 
ſicherlich richtig gezogen hat — auch neben 8 32 RAD. hinſichtlich 
der Handakten in Betracht kommen kann, wird offenbar auch vom NG., 
und zwar mit Recht, angenommen. Daraus kann ſich freilich praktiſch 
eine Modifikation des längſt — auch vom EH. 1, 38 — ans 
erkannten, nun vom NG. ebenfalls beſtätigten Grundſatzes ergeben, 
daß 8 32 RAD. nur die Zurückbehaltung der Handakten aus der⸗ 
jenigen Sache geſtatte, aus welcher die betreffende Gebührenforderung 
ſtammt. Denn da 8 273 BGB. unter demſelben rechtlichen Bers 
hältnis nicht lediglich ein beſtimmtes einzelnes Rechtsverhältnis, 
ſondern ein einheitliches Lebensverhältnis verſtanden wiſſen will 
(RG. 72, 103 = JW. 1909, 726), fo kann das Zurückbehaltungs⸗ 
recht aus 8 2783 BGB. ſich in concreto — z. B. bei eng zuſammen⸗ 
hängenden Rechtsſachen, die dem Anwalt gleichzeitig übertragen 
werden — weiter erſtrecken, als dies nach 8 82 RAD. der Fall wäre. 

Rechtsanwalt Dr. Friedländer, München. 
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Prozeſſe der Klägerin gegen beſtimmte Vergütung geſchloſſen 
und hat, nachdem die Klägerin dieſen Vertrag am 8. Oktober 
1911 friſtlos gekündigt hatte, der Ausfolge der Handakten in 
Sachen der Klägerin gegen B. von ſeiten der ſeiner Zeit von 
ihm beſtellten erſtinſtanzlichen Frankfurter Anwälte an die 
nunmehr von der Klägerin ſelbſt beſtellten Frankfurter Anwälte 
widerſprochen. Die erſtinſtanzlichen Frankfurter Anwälte haben 
daraufhin die Ausfolge der Handakten zunächſt verweigert, ſo⸗ 
dann jedoch unter Vorbehalt der Rechte des Beklagten bewirkt. 
Im gegenwärtigen Rechtsſtreit ging deshalb der zweitinſtanzliche 
Klagantrag nicht mehr auf Verurteilung des Beklagten zur 
Einwilligung in die Ausfolge, wie vom LG. erkannt worden 
war — fondern nur noch auf Feſtſtellung, daß der Vorbehalt 
der Rechte des Beklagten bei der inzwiſchen geſchehenen Aus⸗ 
folge unbegründet ſei. Dieſem Antrage hat der BerR. ent⸗ 
ſprochen und die dagegen vom Beklagten eingelegte Anſchluß⸗ 
reviſion iſt unbegründet. Der Vorbehalt war von den 
Frankfurter Anwälten gemacht nicht aus eigenem Rechte heraus, 
ſondern lediglich wegen der angeblichen Rechte des Beklagten 
gegen die Klägerin. Nur zwiſchen den jetzigen Parteien alſo 
kann entſchieden werden, ob der Vorbehalt zu Recht beſteht. 
Die Klägerin hat auch ein rechtliches Intereſſe an dieſer als⸗ 
baldigen Entſcheidung, ſchon darum, weil der Beklagte ſelbſt 
dem Vorbehalt eine Rechtswirkſamkeit von nicht erklärter und 
nicht erſichtlicher Richtung und Tragweite zuſchreibt und damit 
unbeſtimmte zukünftige Rechtsfolgerungen aus dem Vorbehalt 
in Ausſicht ſtellt. Seinen Widerſpruch gegen die Ausfolge der 
Handakten ſtützt der Beklagte auf ein ihm für ſeinen geſamten 
Anſpruch aus dem Vertrage vom 7. Februar 1910 an den 
Handakten zuſtehendes Zurückbehaltungsrecht. Ein ſolches 
Zurückbehaltungsrecht beſtand aber nicht. Der Tatbeſtand des 
8 32 RAD. liegt nicht vor, wie der BerR. zutreffend aus⸗ 
führt; § 32 gewährt übrigens ein Zurückbehaltungsrecht nur 
wegen der Forderungen aus der Angelegenheit, auf die ſich 
die Handakten beziehen. Noch weniger aber iſt der § 273 
BGB. anwendbar: Die Vorausſetzungen des § 273 Abſ. 1 
ſind überhaupt nicht gegeben. Der in Geſtalt des Vorbehalts 
noch fortdauernde Widerſpruch des Beklagten gegen die Aus⸗ 
folge der Handakten iſt, weil es gar nicht ſeine Handakten 
waren, ſchlechthin unbegründet. Die Zurückziehung dieſes 
Widerſpruchs iſt keine aus dem Vertragsverhältnis vom 
7. Februar 1910 vom Beklagten „geſchuldete Leiſtung“, ſondern 
der Widerſpruch muß einfach durch Richterſpruch für unbegründet 
erklärt werden. Die Auffaſſung, als ob die Erhebung unbe⸗ 
gründeter, innerhalb oder außerhalb eines unterliegenden Rechts⸗ 
verhältniſſes aufgeſtellter Anſprüche eine Rechtspflicht zur 
Zurückziehung diefer Anſprüche als zu einer „geſchuldeten 
Leiſtung“ begründe, verkennt Inhalt und Grenze des § 273; 
aus ſolcher Auffaſſung ergäbe ſich die ſofortige ſtets vorhandene 
Möglichkeit, die Vorausſetzungen des 8 273 willkürlich zu 
ſchaffen; und bei ſolcher Anſchauung wäre die vielfach noch 
unterlaufende Formulierung der Feſtſtellungsanträge als auf 
Verurteilung „zur Anerkennung“ gerichteter eine zutreffende, 
während fie gerade eine unrichtige und fehlerhafte if. F. c. G., 
U. v. 7. April 16, 343/15 III. — Berlin. [L.] 

4. § 765 BGB. Ob Bürgſchaft oder Garantie für die 
Zulänglichkeit einer Sache zur Deckung der dinglichen Schuld 
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übernommen tft, richtet ſich nicht nach den gebrauchten Aus⸗ 
drucken, ſondern nach dem Inhalte der Verpflichtung.] 

Für den Beklagten B. war auf dem Hausgrundſtücke S. 
in Münſter eine zu 4½ Prozent verzinsliche Hypothek von 
11 400 4 wegen feiner Bauforderung — er hat das Haus 
erbaut — gegen den damaligen Eigentümer des Grundſtücks, 
den Beklagten W., eingetragen. B. trat im März 1911 die 
Hppothek an die Witwe Pf. in Münfter ab, dieſe im November 
1912 an den Bureauvorſteher So. und letzterer im Februar 
1913 an den Kläger. Das Grundſtück kam demnächſt zur 
Zwangsverſteigerung, in der es von So. erſtanden wurde; bie 
Hypothek kam nur mit 1132,78 zur Hebung; im übrigen 
iſt ſie ausgefallen. Der Beklagte B. hatte am 3. April 1911 
der Witwe Pf., feiner Zeſſionarin, eine als „Bürgſchaft“ bes 
zeichnete Urkunde ausgeſtellt, in der er erklärte, daß er der 
Genannten gegenüber in Anſehung der Hypothek von 11 400 4 
„dergeſtalt für den jeweiligen Eigentümer des belafteten Grund» 
ſtücks die Bürgſchaft“ übernehme, daß er im Falle Zwangs⸗ 
verkaufs .. . der Frau Pf. für einen Teil ihrer Hypothek bis 
zu 8700 & nebſt Zinſen ſeit 1. April 1911 perſönlich hafte. 
Die Ausfallbürgſchaft gilt alſo nicht, wenn in obiger Teilhöhe 
Frau Pf. aus dem Grundſtück befriedigt wird. Der Kläger 
hat für den Ausfall an der Hypothek den W. als perſönlichen 
Schuldner, daneben den Beklagten B. als Bürgen auf Grund 
der Urkunde vom 3. April 1911 in Anſpruch genommen. W. 
iſt verurteilt. Das Os G. erkannte auch zum Nachteil 8.3. 
Die Revifion B.s führte zur Aufhebung des Urteils, ſoweit es 
ihn betraf, und zur Zurückverweiſung. Aus den Gründen: 
Das BG. geht von dem Satze aus, daß das eigentliche Weſen 
der Bürgſchaft in der Haftung auch dem Rechtsnachfolger des 
Vertragsgegners gegenüber beſtehe. Dieſe Haftung Dritten 
gegenüber [5 401 BGB.] iſt indeſſen nicht ſowohl eine Eigen⸗ 
tümlichkeit der Bürgſchaft, als eine durch das Geſetz gegebene 
Wirkung der vorher als Bürgſchaft erkannten Verpflichtung, die 
die Bürgſchaft mit anderen von einer Hauptverpflichtung ab⸗ 
hängigen Verpflichtungen teilt. Das Weſen der Bürgſchaft 
bildet das Einſtehen für die Erfüllung der Schuldverbindlichkeit 
eines Dritten gegenüber dem Gläubiger dieſes Dritten [S 765 
BGB.]. Die rein dingliche Schuld, die Haftung nur mit einer 
Sache ohne perſönliche Erfüllungspflicht, iſt in dieſem Sinne 
keine Schuldverbindlichkeit eines Dritten; das Einſtehen für die 
Zulänglichkeit der Sache zur Deckung der dinglichen Schuld 
it Gewährübernahme, Garantievertrag [RG. 72, 138;1) 
Warn RGRſpr. 1910 Nr. 107; 1913 Nr. 9; 1914 Nr. 74; 
JW. 1912, 4551. Es iſt in der Rechtſprechung mehrfach 
hervorgehoben worden, daß es für die Entſcheidung, ob 
Bürgſchaft, ob Garantieverpflichtung vorliege, auf die Wahl 
des gebrauchten Ausdruckes nicht ankomme, ſondern auf den 
Inhalt der Verpflichtung. Ein Vertrag, der ſich Garantie⸗ 
vertrag nennt, kann ſehr wohl ein Bürgſchaftsvertrag ſein und 
umgekehrt ein Vertrag, der als Bürgſchaftsvertrag bezeichnet 
wird, ein Garantievertrag. Deshalb iſt es ohne jede Bedeutung, 
daß im gegebenen Falle die Verpflichtungserklärung des Be⸗ 
klagten B. nicht nur als Bürgſchaft überſchrieben iſt, ſondern 
auch im Text der Urkunde noch wiederholt ebenſo bezeichnet 


1) Neumann, Nſpr. II 8 776. 
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wird, wenn der aus der Urkunde erfichtliche Inhalt der Ver⸗ 
pflichtung der Annahme einer Bürgſchaft widerſtrettet. Im 
gegebenen Falle hat nach dem zunächſt maßgebenden Wortlaute 
der Urkunde der Beklagte B. ausdrücklich „für den jeweiligen 
Eigentümer des belaſteten Grundſtücks“ für den Fall des Aus⸗ 
falls der Hypothek im Zwangsverkauf die Haftung übernommen; 
des perfönlichen Schuldners und der perſönlichen Schuld iſt 
überhaupt nicht gedacht. Das ſpricht an ſich deutlich für die 


Abernahme der Gefahr, daß ſich das verhaftete Grundſtück in 


der Zwangsverſteigerung als unzulänglich erweiſen wird, und 
es kann ſich fragen, ob die Auslegung des BG., das trotzdem 
eine Bürgſchaft, ein Einſtehen für den perſönlichen Schuldner 
mit der Verpflichtung, an deſſen Stelle die Schuld zu zahlen, 
annimmt, mit dem den erklärten Willen ausdrückenden Wort⸗ 
laute der Urkunde noch verträglich iſt. Den Gang der Er⸗ 
wägungen des BG., das aus den Umſtänden den Willen des 
Beklagten entnimmt, auch dem Rechtsnachfolger der Witwe Pf. 
haften zu wollen, und deshalb einen Bürgſchaftsvertrag, nicht 
einen Gewährvertrag für gegeben erachtet, hat ſchon die Ent⸗ 
ſcheidung RG. 72, 138) als rechtsirrtümlich zurückgewieſen. Ez 
iſt auch um deswillen zu beanſtanden, daß allerdings eine 
Anwendung des § 401 BGB. auf den Gewährvertrag aus⸗ 
geſchloſſen iſt, nach dem Geſetze alſo ein Abergang der Rechte 
aus dieſem Vertrage auf den Rechtsnachfolger des Begünſtigten 
nicht ſtattfindet [RG. 60, 371; ) 72, 141) gleichwohl aber 
nach dem Vertragswillen der Vertragsparteien ein 
ſolcher Abergang gewollt ſein kann, ſo daß inſoweit ein Vertrag 
zugunſten Dritter nach 88 328 ff. BGB. vorliegen würde. 
Deshalb kann aus einem ſolchen Parteiwillen auf den rechtlichen 
Charakter der Verpflichtung als einer Bürgſchaft nicht geſchloſſen 
werden. Auch die weiteren von dem BG. zugunſten feiner Auf⸗ 
faſſung geltend gemachten Umſtände: daß, wie der Beklagte B. 
gewußt habe, ſeine Zeſſionarin, die Witwe Pf., die Hypothek 
nicht als Kapitalanlage erworben, ſondern habe mit Gewinn 
weiter veräußern wollen, und daß der Beklagte B. ſich ihr ver⸗ 
pflichtet habe, die Hypothek jederzeit zurückzunehmen, rechtfertigen 
nicht den Schluß auf eine Bürgſchaft, ſondern ſind ebenſo mit 
einer Garantieübernahme vereinbar; ja der letztere Umſtand 
könnte der Behauptung des Beklagten zur Seite ſtehen, daß er 
gerade nur ſeiner Zeſſionarin, der Witwe Pf., gegenüber ſich 
habe verpflichten wollen. Die Auslegung des Vertrages: ob 
eine Bürgſchaft gewollt und erklärt iſt oder eine Gewährüber⸗ 
nahme für die Güte der Hypothek, und ob in letzterem Falle 
die Haftung nur der Perſon der Zeſſionarin des Beklagten 
oder auch deren Rechtsnachfolgern gegenüber beſtehen ſollte, 
muß deshalb auf anderem Wege und von einem anderen Aus⸗ 
gangspunkt aus gewonnen werden. Keinesfalls aber können 
dabei die Behauptungen des Beklagten unberückſichtigt bleiben, 
daß er ausdrücklich erklärt habe, daß er nur die Witwe Pf. 
allein, nicht etwaige Nachgläubiger ſchadlos zu halten ſich ver⸗ 
pflichten wolle, ſowie, daß er mit dieſer vereinbart habe, er 
ſolle von ſeiner Haftung frei ſein, ſobald er die Hypothek für 
das von Frau Pf. gezahlte Geld zurücknehmen würde, und daß 
er ſich im Oktober 1912 der Genannten gegenüber zur Rück⸗ 


7) Neumann, Ripr. II 8 776. 
9) W. 1905, 388; Neumann, Ripr. I 8 401 Anm. 2. 
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nahme der Hypothek unter Rückzahlung des empfangenen Geldes 
erboten, die Frau Pf. aber die Rückgabe verweigert habe, wo⸗ 
durch er von ſeiner Haftung frei geworden ſei. Dafür, daß 
eine Bürgſchaft übernommen ſei, oder daß die etwa über- 
nommene Garantie auch dem Rechtsnachfolger gegenüber gelten 
ſolle, iſt an ſich der Kläger beweispflichtig; er hat auch weiteren 
Beweis angetreten. Erſt wenn dieſe Beweiſe und Gegenbeweiſe 
erhoben ſind, kann mit Sicherheit der Parteiwillen des Vertrages 
vom 3. April 1911 feſtgeſtellt werden. Der Kläger hat des 
weiteren die Abtretung der Rechte aus dem Vertrage vom 
3. April 1911 an ihn ſeitens der Frau Pf. behauptet. Auch 
dieſe war, ſofern nicht die Garantie auf die Perſon der Ge⸗ 
nannten beſchränkt war, zuläſſig [RG. 72, 141].“)) B. c. Bu, 
U. v. 13. April 16, 54/16 VI. — Hamm. [L.] : 

5. 8 826 BGB. Unter welchen Vorausſetzungen ver: 
ſtößt eine Geſchäftsſperre gegen die guten Sitten] 

Die in dem verklagten Verein zuſammengeſchloſſenen 
Vogtländiſchen Stickerei⸗ und Spitzenfabrikanten verfolgen nach 
den Satzungen den Zweck, die Intereſſen der Vogtländiſchen 
Stickerei⸗ und Spitzeninduſtrie zu fördern und die Mitglieder 
zu dieſem Behufe durch Konventionalſtrafen zu binden. Durch 
Beſchluß der Hauptverfammlung vom 18. Oktober 1912 hat 
der Beklagte, um dem Mißbrauch zu ſteuern, der darin liegt, 
daß die Fabrikanten den Kommiſſionären zuviel Muſter zu 
liefern bisher gezwungen waren, für die künftige Muſterabgabe 
beſondere Bedingungen feſtgeſetzt. Er hat für die Einſtellung 
dieſer Bedingungen auch die von der Mitgliedſchaft grund⸗ 
ſätzlich ausgeſchloſſenen Kommiſſionäre zu gewinnen geſucht und 
von ihnen die Vollziehung eines „Reverſes“ verlangt, inhalts 
deſſen der Kommiſſionär erklärt, daß er in Zukunft feiner 
Kundſchaft gegenüber ebenfalls jene Muſterbedingungen ſtreng 
einhalten werde; für den Fall der Weigerung der unterſchrift⸗ 
lichen Vollziehung wurde dem Kommiſſionär in Ausſicht geſtellt, 
daß der Beklagte ſeinen Mitgliedern unter Androhung einer 
Vertragsſtrafe von 1000 & für jeden Zuwiderhandlungsfall 
unterſagen werde, dem fich nicht fügenden Kommiſſionär ihre 
Geſchäftsmuſter zugängig zu machen. Dem Kläger, der Kom⸗ 
miſſionär iſt, ging im Februar 1914 ebenfalls eine Aufforderung 
zur Unterzeichnung eines ihm übermittelten Reverſes jenes 
Inhalts zu; er lehnte aber, wiewohl unter Anerkennung der 
Beſtrebungen des Beklagten und mit der Verſicherung, daß er, 
ſoweit es ſein Geſchäftsgang erlaube, jederzeit im Einklang 
mit jenen Beſtrebungen die Muſterbedingungen ſtellen werde, 
die Unterzeichnung ab, worauf der Beklagte nach einem weiteren 
Briefwechſel der Parteien im Juli 1914 die angedrohte Geſchäfts⸗ 
ſperre über den Kläger verhängte. Dieſer fordert im gegen⸗ 
wärtigen Rechtsſtreit die Verurteilung des Beklagten zur 
Unterlaſſung, ihm gegenüber für ſeine Mitglieder die Geſchäfts⸗ 
ſperre zu verhängen oder aufrechtzuerhalten. Während das LG. 
dieſem Antrag entſprochen hat, hat das BG. die Klage ab⸗ 
gewieſen. Die Reviſion des Klägers iſt zurückgewieſen. 
Gründe: Die Vorinſtanzen gehen übereinſtimmend davon aus, 
daß der vom Beklagten mit ſeinem Vorgehen angeſtrebte Zweck 
ein durchaus zu billigender iſt; ſie billigen weiter unter Be⸗ 
rückſichtigung der Eigenart des in P. und Umgegend betriebenen 
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Spitzen⸗ und Stickereihandels, daß die in dem verklagten Verein 
zuſammengeſchloſſenen Fabrikanten auch andere, außerhalb ihrer 
Vereinigung ſtehende Perſonen, insbeſondere die Kommiſſionäre, 
zur ſtändigen Befolgung ihrer Muſterbedingungen veranlaſſen, 
und erkennen an, daß die vom Beklagten angeſtrebte Einheitlich⸗ 
keit in der Ausgabe der Muſter am zweckmäßigſten dadurch 
herbeizuführen geweſen ſei, daß ſich die Kommiſſionäre durch 
Unterzeichnung des Reverſes auch ihrerſeits verbindlich gemacht 
hätten, die Muſterbedingungen im Verkehr mit ihren Kunden 
als Richtſchnur zugrunde zu legen. Während aber das LG. 
annimmt, daß der Beklagte nicht befugt geweſen ſei, auch 
außerhalb des Vereins ſtehenden Perſonen gegenüber ohne 
weiteres das Mittel der Geſchäftsſperre zur Anwendung zu 
bringen, um ſie auf dieſe Weiſe zu nötigen, durch die Unter⸗ 
zeichnung des Reverſes auch für ihre eigene Perſon eine vertrags⸗ 
mäßige Verbindlichkeit zur Einhaltung der Muſterbedingungen 
einzugehen, daß er insbeſondere erſt dann, wenn der Kläger 
die Muſterbedingungen verletzt haben würde, über dieſen die 
Sperre hätte verhängen dürfen, hat das BG. ausgeführt, daß 
im vorliegenden Falle das vom Beklagten angewendete Mittel 
auch dem Kläger gegenüber als ein ſittenwidriges nicht anzuſehen 
ſei, daß der Beklagte den Kläger auf gütlichem Wege durch 
paſſende Vorſtellungen und angemeſſenes Entgegenkommen für 
ſich zu gewinnen getrachtet habe und daß eine ſchließlich vom 


Beklagten vorgeſchlagene vergleichsweiſe Regelung der Ans 


gelegenheit dahin, daß der Kläger, wie dies auch von anderen 
Kommiſſionären geſchehen, den Revers mit einem Vorbehalt 
zugunſten feines Überſeegeſchäftes unterzeichnen ſolle, vom 
Kläger abgelehnt worden ſei, obgleich eine ſolche Regelung nicht 
nur allen berechtigten Wünſchen des Klägers gerecht geworden 
wäre, ſondern von ihm auch hätte vorgenommen werden können, 
ohne daß er ſich das geringſte vergeben haben würde. Die 
Reviſion wendet ſich gegen dieſe Ausführungen des BG.; fie 
beanſtandet beſonders die Annahme, daß der vom Beklagten 
angeſtrebte Zweck am beſten dadurch erreicht werde, daß ſich 
die Kommiſſionäre durch Unterzeichnung eines Reverſes ver⸗ 
pflichten; das ſei zwecklos, wenn der Kläger ohnehin das tue, 
was den angeſtrebten Zweck fördere, und das zu tun, habe er 
in ſeinen Briefen dem Beklagten zugefichert. Auch ſei es 
unberechtigt und wider die guten Sitten, daß der Beklagte von 
einer Perſon, die nicht zu ſeinen Mitgliedern gehöre, die Unter⸗ 
zeichnung eines beſtimmt formulierten Reverſes fordere. Dieſen 
Ausführungen kann jedenfalls bei den vom BG. feſtgeſtellten 
Verhältniſſen des zur Entſcheidung ſtehenden Falles nicht bei⸗ 
getreten werden. Das BG. hat ſich bei Beantwortung der 
Frage, ob in dem Vorgehen des Beklagten gegen den Kläger 
eine unerlaubte Handlung zu erblicken iſt, ob insbeſondere die 
Verhängung der Sperre und die Art und Weiſe ihrer Durch⸗ 
führung unter Berückſichtigung des damit ins Auge gefaßten 
Zieles, der hierbei angewendeten Mittel und der vorausſehbaren 
Wirkung und unter weiterer Berückſichtigung deſſen, daß der 
Kläger nicht zu den Mitgliedern des verklagten Vereins gehört, 
ſich als eine ſittenwidrige Verfehlung im Sinne des $ 826 BGB. 
darſtellt oder den Tatbeſtand des 8 823 als gegeben erſcheinen 
läßt, durchaus an die Grundſätze gehalten, von denen der 
erkennende Senat in ſtändiger Rechtſprechung ausgegangen iſt 
(vgl. WarnErg Bd. 1912 Nr. 253; 1913 Nr. 82]. Es beruht 
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jerner auf einer tatſächlichen, von Rechtsirrtum freien Würdigung 
der aus der Eigenart des in Plauen und Umgegend betriebenen 
Spitzen⸗ und Stickereihandels ſich ergebenden Verhältniſſe, wenn 
das BG. — in Übereinſtimmung mit dem LG. — annimmt, 
daß der vom Beklagten erſtrebte, durchaus zu billigende Zweck 
am beſten dadurch herbeizuführen geweſen ſei, daß ſich die 
Kommiſſionäre durch Unterzeichnung des Reverſes auch ihrerſeits 
verbindlich machten, die Muſterbedingungen im Verkehr mit 
ihren Kunden einzuhalten. Der Beklagte hatte aber um ſo 
gewiſſer Veranlaſſung, auf der Unterzeichnung des Scheins zu 
beſtehen, als die Briefe des Klägers zeigten, daß er es ganz 
nach ſeinem Ermeſſen halten wollte, ob er im einzelnen Falle 
die Bedingungen einhalten wolle oder nicht. Mit der bloßen 
Verſicherung des Klägers, er ſtehe den Beſtrebungen des Be⸗ 
klagten ſympathiſch gegenüber und werde ſich im Verkehr mit 
ſeiner Kundſchaft die Muſterbedingungen „im allgemeinen“ als 
Richtſchnur dienen laſſen, konnte dem Beklagten keineswegs 
gedient ſein. Das BG. hat endlich noch geprüft, ob die vom 
Beklagten getroffenen Maßnahmen in ihrem Erfolg dahin zielen, 
die wirtſchaftliche Vernichtung des Klägers herbeizuführen oder 
doch ibn fo ſchwer zu ſchädigen, daß die dadurch herbeigeführten 
Nachteile in keinem Verhältnis zu den dadurch erreichten Vor⸗ 
teilen ſtünden. Es hat dieſe Frage auf Grund erhobener 
Beweiſe verneint und angenommen, daß dem Kläger trotz der 
Sperre nach wie vor die Füglichkeit gewahrt geblieben ſei, ſich 
die für den Betrieb ſeines Kommiſſionsgeſchäfts erforderlichen 
Mittel in ausreichendem Maße bei Nichtvereinsmitgliedern zu 
beichaffen, daß jedenfalls fein Verdienſt nicht fo beſchnitten fei, 
daß ſein Schaden, verglichen mit dem Nutzen, den die ſtrenge 
Durchführung der Muſterbedingungen den beteiligten Berufs⸗ 
kreiſen bot, als un verhältnismäßig hoch bezeichnet werden könnte. 
Wenn die Reviſion demgegenüber geltend macht, es laſſe ſich 
aus den Beweisergebniſſen für den Umfang des Gewerbebetriebs 
des Klägers keine Klarheit gewinnen, das BG. hätte unter 
Ausübung des Fragerechts die Wirkung der Sperre mit Be⸗ 
ziehung auf die Bedeutung der Geſchäfte, deren weitere Be⸗ 
ziehungen unterbunden worden ſeien, im Verhältnis zu der 
der freigebliebenen erörtern und feſtſtellen müſſen, ſo greift ſie 
lediglich die Beweiswürdigung an, die von einem Rechtsirrtum 
nicht beeinflußt iſt. Das Fragerecht auszuüben, hatte das BG. 
keine Veranlaſſung; auf welche Weiſe es den Umfang des dem 
Kläger durch die Sperre entſtehenden Schadens feſtſtellen 
wollte, war ſeinem freien Ermeſſen überlaſſen. P. c. Vogt⸗ 
ländiſche Fabrikantenſchutzgemeinſchaft (e. V.), U. v. 3. April 16, 
26/16 VL — Dresden. [L.] 

6. 88 960, 833 BGB. Zum Unterſchied zwiſchen ges 
zähmten und gefangengehaltenen Tieren, auch zur Begriffs⸗ 
beſtimmung des Tiergartens im Gegenſatz zum Wildpark. ] +) 

Der Kläger behauptet, er ſei am 28. Mai 1910 auf der 
an dem Rehpark des Beklagten vorbeiführenden Straße von 
einem dieſem Parke entſtammenden Rehbock angefallen und er⸗ 


Zu 6. Das BE. hat ſicher einen Fehlſpruch gefällt, indem 
en den Beklagten als Halter des Rehbocks im Sinne des 5 838 BGB. 
angeſehen und dieſe Eigenſchaft aus 8 960 BGB. begründet hat. 
Demgegenüber weiſt das RS. mit Recht darauf hin, daß die Tier⸗ 
haltereigenſchaft des Beklagten nicht auf Grund ſeines Eigentums 
an dem Were, das je nach dem Vorliegen der geſehlichen Borau⸗ 
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heblich verletzt worden. Der Bock habe zunächſt außerhalb des 
den Park umgebenden Gitters geſtanden und gegen ein im 
Parke ſtehendes Reh geſtoßen. Er, Kläger, ſei ruhig ſeines 
Weges gegangen. Plötzlich ſei der Bock ihm nachgekommen, 
habe ihn von hinten her gegen das Bein geſtoßen und zu 
Boden geworfen. Dabei habe er die Verletzungen erlitten, 
infolge deren er erwerbsunfähig geworden ſei. Bei dem Unfalle 
ſei auch ſein Anzug, der einen Wert von 35 & gehabt habe, 
unbrauchbar geworden. Der Kläger verlangt vom Beklagten 
die Erſtattung dieſer 35 und die Zahlung einer Jahresrente 
von 1500 &. Ferner beantragt er, feſtzuſtellen, daß der Be⸗ 
klagte verpflichtet ſei, ihm allen aus dem Unfall weiter ent⸗ 
ſtehenden Schaden zu erſetzen. Das LG. hat die Klage ab⸗ 
gewieſen. Es hält den Nachweis, daß der Bock aus dem Park 
des Beklagten ſtammte, nicht für erbracht, führt aber ferner 
aus, daß auch, wenn man dies annehmen wollte, ſich nicht 
feſtſtellen laſſe, daß der Beklagte in dem Zeitpunkte des Unfalls 
noch der Halter des Bocks geweſen ſei. Auf die Berufung des 
Klägers hat das OLG. den Klageanſpruch, ſoweit er auf Erſatz 
des dem Kläger durch den Unfall bereits entſtandenen Schadens 
gerichtet iſt, dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Außerdem 
hat es dem Feſtſtellungsbegehren des Klägers entſprochen. Die 
Reviſion des Beklagten führte zur Aufhebung und Zurück⸗ 
weiſung. Gründe: Das BG. führt aus, es ſei erwieſen, daß 
der Rehbock, der den Kläger verletzt habe, zu dem Gehege des 
Beklagten gehört habe, aus dem er erſt kurz vor dem Unfalle 
ausgebrochen ſei. Er ſei als gezähmtes Tier im Sinne des 
8 960? BGB. anzuſehen. Da der Bock, bevor er den Kläger 
angegriffen habe, an dem Parkgitter geſtanden und gegen ein 


ſetzungen des 8 960 zu bejahen oder zu verneinen iſt, zu entſcheiden 
ſei, und weiter darauf, daß das BG. unter Verquickung der beiden 
Vorausſetzungen, unter denen ein wildes Tier im Beſitz und Eigentum 
eines Menſchen ſtehe — indem es entweder durch phyſiſche Mittel 
beherrſcht werde oder pſychiſch —, hier zu feinen Feſtſtellungen 
gekommen ſei. Aus der Tatſache allein, daß ſich der Rehbock zur 
Zeit des Unfalles noch in unmittelbarer Nähe des Tierparkes befand, 
iſt jedenfalls nichts zu folgern; das BG. wird in der neuen Ber 
handlung feſtſtellen müſſen, ob das Tier „gezähmt“ war oder aber 
ob der Beklagte es unverzüglich nach der Entweichung verfolgt und 
dieſe Verfolgung bis zum Unfalle fortgeſetzt hatte, fo daß 8 960 
Abſ. 2 zur Anwendung kommen würde. 

Über die Frage, wann ein „Tiergarten“ im Gegenſatz zu 
anderen eingehegten Revieren vorliegt, haben ſich ſchon die Protokolle 
in Bd. III S. 254 zu dem damaligen § 905 kurz ausgelaſſen. 
Das RE. hat in ſtändiger Rechtſprechung — trotz den von Stelling 
in DIE. 1907, 182 und in feinen „Hannoverſchen Jagdgeſetzen“ 
S. 51 Anm. 7 erhobenen Einwendungen — daran feſtgehalten, daß 
es für die Frage der Gefangenhaltung von Wild nicht auf die Größe 
der Fläche, innerhalb deren das Wild eingeſchloſſen iſt, ankommt, 


ſondern darauf, ob der fragliche Raum nach der Geſamtheit der zur 


Einſchließung getroffenen Vorrichtungen geeignet iſt, die Gefangenſchaft 
des Wildes zu begründen, und hat daher dem Umſtande, daß das 
Wild ſich in dem Naume frei zu bewegen vermag, kein Gewicht bei⸗ 
gelegt, ſo z. B. auch einen 3600 ha umfaſſenden eingegatterten Wild⸗ 
park des Fürſten Henckel von Donnersmarck als Tiergarten an⸗ 
geſprochen. (Bgl. Urteile vom 9. Auguſt 1902 in JW. 1908, 805; 
vom 9. Januar 1902 in Schultzs Jahrb. f. Entſch. I 58 ff.; vom 
26. November 1908 in RSSt. 42, 75.) 
Rechtsanwalt Dr. v. Damm, Berlin. 
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hinter dem Gitter ſtehendes Reh geſtoßen habe, fo habe er die 
Gewohnheit, an den ihm beſtimmten Ort zurückzukehren, noch 
nicht abgelegt gehabt, er ſei alſo noch nicht herrenlos geworden. 
Der Beklagte hafte deshalb als Tierhalter nach 8 833 BGB. 
für den dem Kläger bereits entſtandenen und weiter etwa noch 
entſtehenden Schaden. Dieſe Begründung gibt in verſchiedenen 
Richtungen zu rechtlichen Bedenken Anlaß. Es iſt zunächſt 
nicht richtig, wenn das BG. die Frage, ob der Beklagte Tier⸗ 
halter im Sinne des 8 833 BGB. war, lediglich aus § 960 
BGB. entſcheidet. Denn dieſe Vorſchrift regelt nur die Eigentums⸗ 
frage, während dieſe für das Tierhalterverhältnis, das tat⸗ 
ſächlicher Natur iſt, der entſcheidenden Bedeutung entbehrt. 
[NG. 55 S. 164, 165; 6) JW. 1911,,2798.]%) Dieſer Mangel 
würde allerdings nach Lage der Umſtände des vorliegenden 
Falles nicht zur Aufhebung des Urteils führen. Denn wenn 
der Rehbock, der den Kläger verletzt hat, in der Tat ein „ge⸗ 
zähmtes“ Tier im Sinne des § 960 Abſ. 3 BGB. war und 
wenn einwandfrei feſtgeſtellt wäre, daß er zur Zeit des Unfalls 
die Gewohnheit, an den ihm beſtimmten Ort zurückzukehren, 
noch nicht abgelegt hatte, ſo würde die Annahme, daß der Be⸗ 
klagte in jenem Zeitpunkt auch noch Tierhalter war, rechtlich 
nicht zu beanſtanden ſein. Denn da nach dem feſtgeſtellten 
Sachverhalt ein Dritter als Tierhalter nicht in Frage kommt, 
ſo würde der Beklagte damals noch die tatſächliche Verfügungs⸗ 
gewalt über das Tier gehabt haben (vgl. Mot. 3, 373 zu 2; 
RGSt. 48, 386). Allein jene Feſtſtellung iſt rechtlich nicht 
haltbar. Wilde Tiere find grundſätzlich herrenlos (8 960 Abſ. 1 
Satz 1 BGB.). Nur dann ſteht ein wildes Tier im Beſitz 
und Eigentum des Menſchen, wenn ſeine natürliche Freiheit 
durch Gefangenſchaft aufgehoben iſt; dies iſt nach dem Stand, 
punkte des Geſetzes auch dann der Fall, wenn es in einem 
„Tiergarten“ gehalten wird (8 960 Abſ. 1 Satz 2) oder wenn 
es, ohne durch eine äußere Anſtalt in ſeiner Be⸗ 
wegungsfähigkeit beſchränkt zu ſein, ſo abgerichtet (ge⸗ 
zähmt) worden iſt, daß es an den ihm beſtimmten Ort zurück⸗ 
kehrt [fo Mot. zu § 905 Entw. I Bd. 3 S. 372 zu bl. In 
erſterem Falle wird alſo das Tier, wie es in der Literatur 
ausgedrückt iſt, durch phyſiſche Mittel, im zweiten lediglich 
durch die Gewöhnung an eine beſtimmte Ortlichkeit pſychiſch 
beherrſcht. Das BG. hat dieſe beiden Fälle nicht auseinander⸗ 
gehalten. Es iſt gewiß möglich, daß ſich ein gezähmter Reh⸗ 
bock in einem Tiergarten befindet, aber daraus allein, daß der 
bis dahin im Rehparke des Beklagten gefangengehaltene Bock 
ſich zur Zeit des nach der Feſtſtellung des BG. kurz nach ſeiner 
Entweichung erfolgten Unfalls in der Nähe dieſes Rehparks 
befand, kann nicht geſchloſſen werden, daß er vorher die Ge⸗ 
wohnheit gehabt hatte, an den ihm beſtimmten Ort, den er 
früher gar nicht verlaſſen hatte, zurückzukehren, alſo gezähmt 
war. War er aber kein gezähmtes Tier, ſo war, wenn man 
von dem vom BG. angewendeten 8 960 BGB. ausgeht, die 
Frage, ob er herrenlos geworden war, nicht aus § 960 Abſ. 3, 
ſondern aus 8 960 Abſ. 2 zu entſcheiden. Es kam alſo darauf 
an, ob der Beklagte das Tier unverzüglich nach der Entweichung 
verfolgt und dieſe Verfolgung bis zum Unfall fortgeſetzt oder 


5) JW. 1903 Beil. 110; Neumann, Nfpr. I 8 838 Seck. k. 
) Neumann, Nſpr. H 3 883 Anm. 5. 


ob er ſie damals ſchon aufgegeben hatte. Vom Standpunkte 
des 5 960 BGB. aus wäre ferner zu prüfen geweſen, ob der 
Rehpark des Beklagten als „Tiergarten“ im Sinne dieſer Vor⸗ 
ſchrift angeſehen werden kann. Nicht jeder Wildpark iſt ein 
Tiergarten in dieſem Sinne [ygl. Protokolle der 2. Kommiſſion, 
Bd. 3 S. 254]. Es kommt vielmehr darauf an, ob der zur 
Feſthaltung des eingehegten Wildes umſchloſſene Raum nach 
der Geſamtheit der zur Einſchließung getroffenen Vorrichtungen 
geeignet iſt, die Gefangenſchaft des Wildbeſtandes zu be⸗ 
gründen [RGSt. 42, 75]. Aus dieſen Gründen unterliegt das 
Urteil der Aufhebung. Das BG. wird unter Berückſichtigung 
der erörterten Geſichtspunkte anderweit zu prüfen haben, ob 
der Beklagte zur Zeit des Unfalls „Tierhalter“ im Sinne 
des 8833 BGB. war. Erforderlichenfalls iſt auch über den 
vom Kläger geltend gemachten Klagegrund der unerlaubten 
Handlung im Sinne des § 823 BGB. Entſcheidung zu treffen. 
K. c. Z., U. v. 30. März 16, 426/15 IV. — Düſſeldorf. L.] 

7. 81156 BGB. Schuldrechtliche Verpflichtungen gehen 
auf denjenigen, der ein dingliches Recht durch Sonderrechts⸗ 
nachfolge erwirbt, ohne Schuldübernahme nicht über.] 

Auf einem in Berlin⸗Lichtenberg belegenen Grundftüde, 
als deſſen Eigentümer damals der Kaufmann G. eingetragen 
war, iſt am 11. Dezember 1911 für den Töpfermeiſter E. eine 
Hypothek im Betrage von 7200 & für gelieferte Töpferarbeiten 
und Darlehen eingetragen worden. Im Jahre 1912 hat G. 
durch mündlichen Vertrag das Grundſtück an den Kläger 
verkauft; dabei wurde vereinbart, daß die Hypothek nicht vom 
Kläger übernommen, ſondern durch G. zur Löſchung gebracht 
werden ſollte. Am 19. Oktober 1912 hat G. auf Grund 
des mündlichen Vertrags das Grundſtück an den Kläger auf⸗ 
gelaſſen, und dieſer iſt darauf als Eigentümer eingetragen 
worden. Die Hypothek iſt nicht gelöſcht, ſondern auf Grund 
einer von dem Gläubiger E. ausgeſtellten Abtretungsurkunde, 
welche vom 15. Oktober 1912 datiert, deren Unterſchrift am 
23. Oktober 1912 beglaubigt und die am 24. Oktober 1912 
bei dem Grundbuchamte eingereicht worden iſt, am 20. Januar 
1914 auf den Schlächtermeiſter K., den Erblaſſer der Bes 
klagten, umgeſchrieben worden. Auf eine von G. gegen E. 
erhobene Klage iſt E. durch ein rechtskräftig gewordenes Urteil 
des LG. I in Berlin vom 23. Mai 1914 verurteilt worden, 
in die Löſchung der Hypothek zu willigen. Mit der jetzt zur 
Entſcheidung ſtehenden, im Juni 1914 gegen die unbekannten 
Erben des K. erhobenen Klage hat der Kläger beantragt, die 
durch einen Pfleger vertretenen Beklagten zu verurteilen, die 
Löſchung der Hypothek zu bewilligen und zu dieſem Zwecke den 
Hypothekenbrief dem Grundbuchamte zu überreichen. Dieſe 
Klage iſt, wie der Kläger ohne Widerſpruch der Gegenpartei 
behauptet hat, im Einverſtändniſſe mit G. angeſtellt worden. 
Das LG. hat nach dem Klageantrage erkannt. Die Berufung 
der Beklagten iſt zurückgewieſen. Ihre Reviſion führte zur 
Aufhebung und Zurückverweiſung. Aus den Gründen: Der 
Kläger ſtützt den auf Einwilligung der Beklagten in die 
Löſchung der Hypothek und Überreichung des Hypothekenbriefs 
an das Grundbuchamt zum Zwecke der Löſchung gerichteten 
Klaganſpruch auf eine zwiſchen G., dem Rechtsvorgänger des 
Klägers im Eigentum des belaſteten Grundſtücks, und E., dem 
früheren Hypothekengläubiger, der die Hypothek an den Gib 
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laſſer der Beklagten abgetreten hat, angeblich getroffene Ber: 
einbarung, durch welche ſich E. verpflichtet haben ſoll, gegen 
Zahlung von 3000 & und einen von G. auszuſtellenden 
Wechſel über 800 & die Löſchung der Hypothek zu bewilligen, 
ſowie auf die Behauptung, daß dieſe Vereinbarung von G. 
erfüllt worden fe. Der Ber R. erachtet den Beweis für ers 
bracht, daß die von dem Kläger behauptete Vereinbarung 
zwiſchen G. und E. getroffen worden und von G. erfüllt 
worden if. Wie der Bert. feſtſtellt, war zunächſt bereits im 
Juli 1912 vereinbart worden, daß die Löſchung der Hypothek 
gegen Zahlung eines Barbetrages von 3000 & und Über 
nahme einer wechſelrechtlichen Verpflichtung des G. zur Zahlung 
weiterer 750 & erfolgen ſollte, und hat E. in Erwartung 
dieſer von G. zu machenden Leiſtungen dem Juſtizrat H. die 
Löſchungsbewilligung und den Hypothekenbrief ausgehändigt; 
er iſt aber von dieſer Vereinbarung zurückgetreten und hat ſich 
die Löſchungsbewilligung und den Hypothekenbrief von H. 
zurückgeben laſſen, weil G. die vereinbarte Zahlung bis zum 
235. Juli 1912 nicht geleiſtet hatte. Später iſt aber, nachdem 
fh die Süddeutſche Immobiliengeſellſchaft zur Hergabe des 
Betrages von 3000 & behufs Ablöſung der Hypothek bereit 
erklärt hatte, die Vereinbarung unter Erhöhung des Wechſel⸗ 
betrags auf 800 & wieder aufgenommen worden, und zwar 
in der Weiſe, daß von dem Zeugen S., einem Angeſtellten der 
Süddeutſchen Immo biliengeſellſchaft, an den E. am 19. Ok⸗ 
tober 1912, dem Tage der Auflaſſung des Grundſtücks an 
den Kläger, der Betrag von 3000 & ausbezahlt und der von 
G. ausgeſtellte Wechſel über 800 & ihm übergeben worden 
iſt, worauf E. eine Quittung über den Empfang des Geldes 
und des Wechſels ausgeſtellt hat. Dabei hat E. die Fragen 
des S., ob er, wenn er den Betrag von 3000 & und den 
Wechſel von 800 & erhalte, aus dem Grundſtück oder der 
Hypothek nichts mehr zu fordern habe, bejaht, auch eine Er⸗ 
klärung über die Freigabe der Mieten, die er gepfändet hatte, 
unterzeichnet und ſchließlich, nachdem er das Geld und den 
Wechſel erhalten hatte, die weitere Frage des S., ob die An⸗ 
gelegenheit jetzt vollſtändig erledigt ſei, gleichfalls bejaht. Die 
Behauptung des E., daß ihm die Quittung und die Erklärung 
über die Freigabe der Mieten gewaltſam entriſſen worden 
ſeien, erachtet der Ber R. für widerlegt. Er legt ferner dar, 
daß der Geldbetrag von 3000 & dann zwar von dem Gerichts- 
vollzieher F. für einen Gläubiger E.s gepfändet und in Beſitz 
genommen worden iſt, daß aber die Auszahlung an E. ſchon 
vorher rechtswirkſam erfolgt war. Der BerR. nimmt an, daß 
der Anſpruch auf Einwilligung in die Löſchung der Hypothek 
auf Grund der zwiſchen G. und E. getroffenen Vereinbarung 
gegen die beklagten Erben K. geltend gemacht werden könne 
[daß dieſe paſſiv legitimiert feien]. Er führt aus, es könne 
von der Feſtſtellung, ob die Zeſſion der Hypothek durch E. an 
K nur zum Scheine erfolgt ſei, abgeſehen werden. Denn es 
ſei nicht erwieſen, daß die Zeſſion vor dem 19. Oktober 
1912 erfolgt ſei. Nach 8 407 BGB. müſſe der Zeſſionar die 
Leiſtung des Schuldners an den Zedenten und die von dieſem 
mit dem Schuldner abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfte gegen ſich 
gelten laſſen, wenn der Schuldner zu dem in Frage kommenden 
Zeitpunkte die Tatſache der Zeſſion nicht kannte. Daß G. am 
19. Oktober 1912 die Zeſſion an K. kannte, könne nicht als 
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erwieſen angeſehen werden, ſchon deshalb nicht, weil nicht er⸗ 
tiefen ſei, daß fie damals ſchon erfolgt war. Nach 8 1156 
BGB. finde zwar der 8407 auf die Übertragung einer Hypo⸗ 
thek im allgemeinen keine Anwendung; wenn jedoch der bis⸗ 
herige Gläubiger, wie im vorliegenden Falle, durch den 
Beſitz des Hypothekenbriefs legitimiert war, ſo müſſe der 
Zeſſionar die Rechtsgeſchäfte des 8 407 gegen ſich gelten laſſen, 
wenn der Schuldner die Zeſſion nicht kannte. Für den gleich⸗ 
liegenden Fall der Zeſſion der Buchhypothek, in welchem der 
Schuldner [der Eigentümer] von der zur Bewirkung der Zeſſion 
erforderlichen Eintragung der Zeſſion [§ 1159 — gemeint iſt 
offenbar 1154 — Abſ. 3] keine Kenntnis hatte, habe das RG. 
[R®. 67, 413 ff.]“) die Wirkſamkeit des Rechtsgeſchäfts gegen 
den Zeſſionar ebenfalls angenommen, ſofern der Schuldner 
nicht auf irgendeinem Wege ſichere Kenntnis von dem Forde⸗ 
rungsübergang erlangt hatte. Deshalb müßten die Beklagten 
die am 19. Oktober 1912 wirkſam gewordenen Rechtsgeſchäfte, 
welche G. mit E. vorgenommen hat, ſelbſt dann gegen ſich 
gelten laſſen, wenn die Zeſſion an K. an dieſem Tage ſchon 
erfolgt wäre, da E. durch den Beſitz des Briefes der 
für ihn damals im Grundbuche ſtehenden Hypothek 
als der zur Verfügung Berechtigte legitimiert war. Um ſo mehr 
müſſen die Beklagten [ſo meint der BerR.] dies Rechtsgeſchäft 
deshalb gegen ſich gelten laſſen, weil damals die Zeſſion an 
K. „nachweislich“ noch nicht erfolgt war. Dieſe Aus⸗ 
führungen werden von der Reviſion mit Grund als rechtsirrig 
angegriffen. Rechtsirrig iſt ſchon der den Ausgangspunkt der 
Erörterungen des BerR. bildende Satz, daß ungeachtet der 
Vorſchrift des §8 1156 BGB. auf Grund des § 407 G8. 
der Zeſſionar einer Hypothek die von dem Eigentümer [Schuldner] 
nach der Abtretung mit dem bisherigen Gläubiger in Anſehung 
der Forderung vorgenommenen Rechtsgeſchäfte als ihm gegen⸗ 
über wirkſam gelten laſſen müſſe, falls der Eigentümer von der 
Zeſſion zur Zeit der Vornahme der Rechtsgeſchäfte keine Kennt⸗ 
nis hatte. Die Bezugnahme des BerR. für dieſe Auffaſſung 
auf das Urteil RG. 67, 4135) beruht auf einem Mißverſtehen 
dieſer Entſcheidung. In dem dortigen Falle hat es ſich lediglich 
um die Frage gehandelt, ob der Veräußerer eines mit einer 
Hypothek belaſteten Grundſtücks, welcher zugleich perſönlicher 
Schuldner der Forderung iſt, ſich von der perſönlichen 
Schuld dadurch befreien kann, daß er die in 8 416 BGB. 
vorgeſchriebene Anzeige von der Schuldübernahme durch den 
Käufer an denjenigen richtet, der früher im Grundbuche als 
Gläubiger eingetragen war, wenn er von der erfolgten Ab⸗ 
tretung und Umſchreibung der Hypothek auf einen anderen 
Gläubiger keine Kenntnis erlangt hat. Dieſe Frage iſt ſowohl 
für die Briefhypothek wie für die Buchhypothek bejaht und zur 
Begründung unter anderem ausgeführt, daß der $ 1156 BGB. 
„bei Abtretung von Brieſhypotheken nur in Anſehung der 
Hypothek, nicht aber hinſichtlich der perſönlichen Schuld die 
Anwendung der 88 406 bis 408 BGB. ausſchließe“. Damit 
iſt in geradem Gegenſatze zu dem, was der BerR. aus der 
Entſcheidung herausgeleſen hat, anerkannt, daß in Anſehung 
der Hypothek die Anwendung der SS 406 bis 408 durch 
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8 1156 GB. ausgeſchloſſen ift. Das ergibt ſich auch ohne 
weiteres aus dem uneingeſchränkten Wortlaute des 8 1156. 
Auch die vom BerR. hervorgehobene Tatſache, daß am 19. Ok⸗ 
tober 1912, alſo zu der Zeit, als die Vereinbarung zwiſchen 
G. und E. abgeſchloſſen wurde, E. noch als Gläubiger im 
Grundbuche eingetragen und daß er im Beſitze des Hypotheken⸗ 
briefs war, kann die Anwendung des S 407 BGB. nicht 
rechtfertigen. Auch aus 8 893 BGB. könnte die Annahme 
des BerR., daß K. die Vereinbarung zwiſchen G. und E., 
falls ſie nach der an ihn erfolgten Abtretung ſtattgefunden 
hätte, gegen ſich gelten laſſen müßte, nicht gerechtſertigt werden, 
da dieſe Vorſchrift zwar auf Leiſtungen und dingliche 
Verfügungen über das im Grundbuche eingetragene Recht, 
nicht aber auf Verpflichtungen aus ſchuldrechtlichen Verträgen 
in Anſehung des Rechts die Beſtimmungen über den öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs [8 892] für entſprechend anwendbar 
erklärt. Sonach erweiſt ſich aber auch der „Um⸗ſo⸗mehr“⸗Schluß 
des BerR. auf den nach ſeinen Feſtſtellungen tatſächlich vor⸗ 
liegenden Fall, daß die Vereinbarung vor der Abtretung ſtatt⸗ 
gefunden hat, als unzutreffend. Es kann fich daher nur fragen, 
ob für dieſen Fall die Entſcheidung des Ber R. aus anderen 
Gründen gerechtfertigt iſt. Nach den Feſtſtellungen des BerR. 
iſt die Vereinbarung zwiſchen G. und E. am 19. Oktober 1912, 
die Abtretung durch eine am 23. Oktober beglaubigte, am 
24. Oktober 1912 bei dem Grundbuchamte eingereichte ſchrift⸗ 
liche Abtretungserklärung erfolgt, auf Grund deren die Um⸗ 
ſchreibung der Hypothek auf K. am 20. Januar 1914 ſtatt⸗ 
gefunden hat. Daß auch der Hypothekenbrief übergeben worden, 
iſt vom BerR. nicht ausdrücklich feſtgeſtellt; da er aber eine 
rechtswirkſame Abtretung als erfolgt unterſtellt, ſo muß auch 
für die Reviſionsinſtanz davon ausgegangen werden, daß die 
Abtretung in der dafür durch § 1154 vorgeſchriebenen Form, 
alſo unter Abergabe des Hypothekenbriefs oder Erſatz derſelben 
in der durch 8 1117 Abſ. 2 in Verbindung mit § 1154 Satz 1 
Halbſ. 2 zugelaſſenen Weiſe, erfolgt iſt. Der Ber R. unterſtellt 
auch die Ernſtlichkeit der Abtretung, welche von dem Kläger 
beſtritten worden iſt; die Ernſtlichkeit iſt deshalb auch für die 
Revifionsinſtanz zu unterſtellen. Hat ſonach der Erblaſſer der 
Beklagten die Hypothek in rechtswirkſamer Weiſe erworben, ſo 
kann ein rein ſchuldrechtlicher Anſpruch des G. gegen E. auf 
Löſchung der Hypothek gegen ihn überhaupt nicht geltend ge⸗ 
macht werden, da ſchuldrechtliche Verpflichtungen auf denjenigen, 
der ein dingliches Recht durch Sonderrechtsnachfolge erwirbt, 
ohne Schuldübernahme nicht übergehen. Es iſt deshalb rechts⸗ 
irrig, wenn der Ber R. von der Annahme aus, daß die Klage 
auf einen ſolchen perſönlichen Anſpruch des G. aus dem mit 
E. abgeſchloſſenen ſchuldrechtlichen Vertrage geſtützt ſei, zur 
Zuſprechung der Klage gelangt iſt. Einen dinglichen An⸗ 
ſpruch kann G., da er nicht mehr Eigentümer iſt, und alſo 
auch der Kläger mit ſeiner Ermächtigung aus ſeinem Rechte 
nicht geltend machen. Es fragt ſich aber, ob nicht mit der 
Klage in Wirklichkeit ein dem Kläger als Eigentümer kraft 
eignen Rechts aus § 1169 BGB. zuſtehender Anſpruch geltend 
gemacht wird. Das dem Eigentümer durch dieſe Vorſchrift 
gewährte Recht geht zwar darauf, daß der Gläubiger auf die 
Hypothek verzichte; da aber durch den Verzicht die Hypothek 
auf den Eigentümer als Sigentümergrundſchuld übergeht, To 
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ſteht rechtlich nichts im Wege, daß dieſer ſtatt deſſen die 
Löſchung der Hypothek verlangt. Das Recht des Eigentümers 
aus § 1169 fett voraus, daß ihm eine Einrede zuſteht, durch 
welche die Geltendmachung der Hypothek dauernd ausgeſchloſſen 
wird. Eine ſolche Einrede kann der Eigentümer gemäß § 1137 
geltend machen, wenn dem perſönlichen Schuldner eine die 
Geltendmachung der Forderung dauernd ausſchließende Ein⸗ 
rede zuſteht. Eine derartige Einrede kann er im Falle der 
Abtretung der Hypothek an ſich auch dem neuen Gläubiger 
entgegenſetzen; vgl. 8 404 BGB., deſſen Anwendung in Ans 
ſehung der Hypothek durch $ 1156 nicht ausgeſchloſſen iſt. Es 
gelten aber die Vorſchriften der 88 891 bis 899 auch für ſie 
[$ 1138 BGB]. Die Anwendung dieſer Vorſchriften in Ber 
bindung mit § 1140 ergibt, daß der öffentliche Glaube des 
Grundbuchs ſich auch auf das Freiſein der Hypothek von der⸗ 
artigen Einreden erſtreckt, und daß ſie infolgedeſſen dem neuen 
Gläubiger nur entgegengeſetzt werden können, wenn die Einrede⸗ 
tatſachen ſich aus dem Grundbuche oder dem Hypothekenbriefe 
ergaben oder ihm bei dem Erwerbe bekannt waren oder ein 
Widerſpruch ihretwegen im Grundbuche eingetragen war [vgl. 
auch RGRKomm. zu § 1157 Anm. 1 und 4; RG. bei Wars 
neyer 1908 Nr. 454; RG. 81, 83 ff.].“) Daß einer dieſer 
Umſtände zur Zeit der Abtretung der Hypothek an den Erb⸗ 
laſſer der Beklagten vorgelegen hätte, hat der BerR. nicht 
feſtgeſtellt. Kl. Erben c. Kö., U. v. 15. April 16, 46/16 V. — 
Berlin. [L.] 

8. Vorausſetzungen des Anſpruches auf Herausgabe des 
Kindes gemäß $ 1632 BGB.] 

Die Parteien ſtehen im Eheſcheidungsprozeß. Während 
des Prozeſſes war durch einſtweilige Verfügung des LG. der 
Beklagten, der zugleich das Getrenntleben geſtattet wurde, die 
Sorge für die Perſon der bei ihr befindlichen beiden Kinder, 
a) Walter, geboren den 22. Juni 1899, b) Hans, geboren den 
8. Februar 1902, übertragen worden. Auf die Berufung des Klägers 
hat das OLG. dieſe Übertragung wieder aufgehoben. Kläger 
erhob nunmehr Klage auf Herausgabe der beiden Kinder. Die 
Beklagte widerſprach der Klage und beantragte unter Berufung 
auf den beim Vormundſchaftsgericht geſtellten Antrag, dem 
Kläger die Sorge für die Perſon der Kinder gemäß 8 1666 
BGB. zu entziehen, bis zur Entſcheidung hierüber den Prozeß 
auszuſetzen. Durch Urteil des LG. wurde, nachdem zunächſt 
die Ausſetzung durch Beſchluß abgelehnt war, die Beklagte zur 
Herausgabe verurteilt. Die Berufung der Beklagten wurde 
zurückgewieſen, und zwar hinſichtlich des Sohnes Walter, der 
inzwiſchen mit Genehmigung des Klägers als Kriegs freiwilliger 
in das Heer eingetreten war, mit der dem Hilfsantrage des 
Klägers entſprechenden Maßgabe, daß die Nichtberechtigung der 
Beklagten feſtgeſtellt wurde, dem Kläger dieſen Sohn vor⸗ 
zuenthalten. Die Beklagte hat Reviſion eingelegt, die nur zum 
Teil Erfolg hatte. Gründe: Der Anſpruch des Inhabers der 
elterlichen Gewalt auf Herausgabe des Kindes ſetzt nach § 1632 
BGB. auf feiten des Beklagten voraus, daß dieſer das Kind 
rechtswidrig vorenthält. Zu Unrecht rügt die Reviſion, daß 
das BG. irrtümlich unter Verletzung der 88 1632, 1626, 1627 


das Vorhandenſein dieſer Vorausſetzung angenommen habe. 
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Der Anſpruch auf Herausgabe des Kindes greift — abweichend 
von dem Eigentumsanſpruche, wo ſchon der bloße Beſitz der 
Sache die Beklagteneigenſchaft begründet — nicht ſchon dann 
Platz, wenn das Kind bei dem Beklagten ſich befindet. Es 
genügt auch nicht, daß dieſer dem Kinde Wohnung und Unter⸗ 
halt gewährt. 8 1632 verlangt, daß das Kind vorenthalten 
wird, daß der Beklagte durch ſein tatſächliches Verhalten mit 
dem Herausgabeanſpruche ſich in Widerſpruch geſetzt hat. Es 
kann dies dadurch geſchehen, daß er die Herausgabe unmittelbar 
oder mittelbar verweigert. Ein Vorenthalten iſt aber auch 
darin zu finden, daß der Beklagte eine Lage ſchafft, die dem 
Gewalthaber die Verwirklichung ſeines Anſpruchs weſentlich 
erſchwert [vgl Staudinger, Anm. 2ba zu 8 1632; Planck, 
Anm 2 daſelbſt; RGRKomm., Anm. 2 daſelbſt; OL GRſpr. 23, 
4121 Welche Anforderungen in dieſer Beziehung zu ſtellen 
find, läßt ſich nur nach Verſchiedenheit des Falles beurteilen. 
Es kommt hierfür namentlich darauf an, ob es ſich um ein 
noch willenloſes Kind oder um ein mehr oder weniger ſelb⸗ 
ſtändiges Kind handelt [vgl. OL GRſpr. 11, 292aJ. Von Bes 
deutung iſt auch das dem Herausgabeverlangen vorhergegangene 
Verhalten des Beklagten. Hat er durch ſein früheres Ver⸗ 
halten einen das Recht der elterlichen Gewalt beeinträchtigenden 
Zuſtand geſchaffen, ſo iſt es ſeine Pflicht, die der Verwirk⸗ 
lichung dieſes Rechts entgegenſtehenden, von ihm ſelbſt herbei⸗ 
geführten Schwierigkeiten und Hinderniſſe zu beſeitigen. In 
der Nichterfüllung dieſer Pflicht iſt ein Vorenthalten zu ſehen, 
das den Inhaber der elterlichen Gewalt zur Klage auf Heraus⸗ 
gabe des Kindes berechtigt. Dieſen Standpunkt hat das RG. 
bereits in dem Urteile vom 5. Januar 1914, IV 407/13 [abgebr. 
bei Warneyer Nr. 124] eingenommen. In dem Urteil iſt aus⸗ 
geführt, ein Vorenthalten im Sinne des § 1632 ſei gegeben, 
wenn der Beklagte das Kind derart unter ſeine Botmäßigkeit 
gebracht habe, daß der Kläger gehindert ſei, das Kind wieder 
zu ſich zu nehmen. Der gleiche Gefichtspunkt trifft auch für 
den vorliegenden Fall zu. Die Beklagte, die durch Erwirken 
der einſtweiligen Verfügung die beiden Söhne in ihren alleinigen 
Beſitz und unter ihren alleinigen Einfluß gebracht hat, wodurch 
feſtgeſtelltermaßen die Kinder dem Vater entfremdet ſind, muß 
jetzt, nachdem die einſtweilige Verfügung durch Urteil des 
„Prozeßgerichts aufgehoben iſt, wenn fie ſich nicht der Klage 
aus 8 1632 ausſetzen will, ihrerſeits dazu helfen, den von ihr 
geſchaffenen rechtsverletzenden Zuſtand in ſeinen Folgen wieder 
zu beſeitigen und muß zu dieſem Zweck eine Einwirkung auf 
die Kinder ausüben. Daß fie nach ihrer Behauptung die 
beiden Söhne, die Kläger von ihr am 30. März 1915 zurück⸗ 
gefordert hat, an der Rückkehr nicht gehindert, auch nicht 
hiervon abgeredet hat, genügt zur Erfüllung dieſer Pflicht nicht. 
Der Beklagten fällt außerdem zur Laſt, daß ſie die Heraus⸗ 
gabe der Kinder an den Kläger verweigert hat. Von dem 
Kläger war in der Klageſchrift, was auch im landgerichtlichen 
Urteil angeführt iſt, zur Begründung der Klage behauptet 
worden, daß Beklagte die Herausgabe verweigere. Dieſe Be⸗ 
bauptung hat die Beklagte nach Inhalt jenes Urteils un⸗ 
beſtritten gelaſſen und hat ihrerſeits erklärt, die Verhältniſſe 
bei dem Kläger ließen ihr die Mberfiebelung der Kinder in 
deſſen Wohnung höchſt bedenklich erſcheinen und hätten den 
entſchiedenſten Widerſpruch auf ihrer Seite hervorgerufen. 
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Es ſei deshalb von ihr bei dem Vormundſchaftsgericht der 
Antrag geſtellt worden, dem Kläger die Sorge für die Perſon 
feiner Kinder auf Grund des 8 1666 BGB. zu entziehen, und 
es werde gebeten, bis zur Entſcheidung über dieſen Antrag 
den Prozeß auszuſetzen. Die Beklagte hat damit in klarſter 
Weiſe zum Ausdruck gebracht, daß fie die Herausgabe der 
Kinder verweigere. Ebenſo hat ſie im zweiten Rechtszuge, 
nachdem inzwiſchen der bei dem Vormundſchaftsgericht geſtellte 
Antrag zurückgewieſen war, für den Fall, daß nicht ſchon die 
Verneinung der Paffivlegitimation zur Abweiſung der Klage 
führe, geltend gemacht, das Herausgabeverlangen ſtelle ſich ihr 
gegenüber als ein Rechtsmißbrauch dar; Kläger habe das Ver⸗ 
langen nur geſtellt, um ſie zu kränken. Bei dieſem ablehnenden 
Verhalten der Beklagten war Kläger darauf angewieſen, ihren 
Widerſpruch im Klagewege zu beſeitigen. Hierzu kommt noch⸗ 
daß Beklagte die Herausgabe der Betten, Kleidungsſtücke und 
Wäſche der Kinder abgelehnt hat. Damit hat fie die Über 
ſiedlung der Kinder zu ihrem Vater zwar nicht, wie der BerR. 
ſagt, geradezu unmöglich gemacht, wohl aber der Herausgabe 
ein beſonderes Hindernis bereitet. Schon dieſer Umſtand allein 
würde, da Beklagte einen die Herausgabe der Betten uſw. recht, 
fertigenden Grund nicht angegeben hat, ſowohl vom Geſichts⸗ 
punkte der Verweigerung der Herausgabe der Kinder, als von 
dem Geſichtspunkt aus, daß die Durchführung des klägeriſchen 
Anſpruchs hierdurch weſentlich erſchwert iſt, den Kläger zu der 
Klage auf Herausgabe gegen die Beklagte berechtigen. Wenn 
das BG. bei dieſem Sachverhalte zu der Entſcheidung gelangt 
iſt, daß die Beklagte den Sohn Hans dem Kläger vorenthalten 
habe, ſo iſt dies vom Rechtsſtandpunkt aus nicht zu beanſtanden. 
Die Reviſion war daher, was den Anſpruch auf Herausgabe 
des Sohnes Hans betrifft, da auch die ſonſtigen Ausführungen 
im BU., insbeſondere über die Widerrechtlichkeit des Vor⸗ 
enthaltens, einen Rechtsirrtum nicht erkennen laſſen, zurück⸗ 
zuweiſen. Was dagegen die Entſcheidung bezüglich des Sohnes 
Walter betrifft, ſo konnte der Reviſion der Erfolg nicht verſagt 
werden. Unbeſtritten iſt dieſer Sohn, der am 22. Juni dieſes 
Jahres das 17. Lebensjahr vollenden wird, im Laufe des 
Prozeſſes mit Genehmigung des Klägers als Kriegsfreiwilliger 
in das Heer eingetreten und befindet ſich jetzt zu ſeiner Aus⸗ 
bildung in der Kaſerne in K. Kläger hat deshalb in II. Inſtanz 
hilfsweiſe die Feſtſtellung beantragt, daß die Beklagte nicht 
berechtigt ſei, ihm den genannten Sohn vorzuenthalten. Das 
BG. hat dieſem Antrage ſtattgegeben unter der Ausführung, 
es ſei damit zu rechnen, daß die Beklagte, wenn ihr Sohn 
Walter nach Beendigung des Krieges oder ſchon vorher im 
Falle der Beurlaubung oder Verwundung nach B. zurückkehre, 
ihn dem Kläger vorenthalten werde. Die Vorausſetzungen der 
Feſtſtellungsklage, insbeſondere das in 8 256 ZPO. erforderte 
rechtliche Intereſſe an alsbaldiger Feſtſtellung, können jedoch, 
wie die Reviſion zutreffend rügt, nicht als vorhanden an⸗ 
genommen werden. Soll die Feſtſtellung auf den Zeitpunkt 
des Erlaſſes des BU. ſich beziehen, fo iſt ein Anlaß zur Er⸗ 
hebung einer Feſtſtellungsklage überhaupt nicht gegeben. Kläger 
hat, indem er feinen Sohn Walter als Kriegsfreiwilligen ein⸗ 
treten ließ, zugleich von ſeinem als Inhaber der elterlichen 
Gewalt nach 8 1631 Abſ. 1 BGB. ihm zuſtehenden Rechte, 
den Aufenthalt des Kindes zu beſtimmen, Gebrauch gemacht. 
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Diefer Anordnung hat die Beklagte ſich gefügt. Es ift damit 
im Ergebnis derſelbe Erfolg herbeigeführt, als wenn zunächſt 
das Kind an den Kläger herausgegeben wäre, und es iſt dem 
Kläger ein jeder Anlaß genommen, wegen ſeines bereits ver⸗ 
wirklichten Rechtes auf Feſtſtellung gegen die Beklagte zu 
klagen. Soll aber das Feſtſtellungsurteil in dem Sinne erlaſſen 
werden, daß für alle ſpätere Zeit [bis zur Volljährigkeit des 
Sohnes] die Nichtberechtigung der Beklagten, den Sohn Walter 
dem Kläger vorzuenthalten, feſtgeſtellt wird, ſo iſt eine ſolche 
Feſtſtellung ſchon deshalb ausgeſchloſſen, weil gegenwärtig ſich 
nicht mit irgendwelcher Beſtimmtheit überſehen läßt, wie ſpäter 
die Verhältniſſe ſich geftalten werden. [Wird weiter ausgeführt.) 
Die bezüglich des Sohnes Walter erhobene Feſtſtellungsklage 
war daher unter entſprechender Aufhebung des BU. und 
Abänderung des landgerichtlichen Urteils abzuweiſen. S. c. S., 
U. v. 13. April 16, 48/16 IV. — Breslau. (B.] 

Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 

** 9. Art. 214 EGBGB. Quaſipupillarſubſtitutionen haben 
mit Inkrafttreten des BGB. ihre Wirkſamkeit verloren, wenn 
das geiſteskranke Kind den 31. Dezember 1899 überlebt hat.] 
Das NE. iſt der übereinſtimmenden Meinung der Schrift: 

ſteller ſowie dem Beſchluſſe des KG., I. ZS., vom 2. März 1903 
(KGJ. 26 A. 59ff.) darin beigetreten, daß bei der grundſätzlichen 
Ablehnung der Geſetzgebung des neuen Rechts, die in früheren 
Rechtsſyſtemen enthaltene Ermächtigung, letztwillige Verfügungen 
für ein unmündiges oder geiſteskrankes Kind zu treffen (Mot. 5, 
132 f.) auch der in Art. 214 Abſ. 1 EG. enthaltene Vorbehalt 
nur im Sinne einer Aufrechterhaltung der vor dem Inkraft⸗ 
treten des BGB. von dem Erblaſſer ſelbſt errichteten Verfügungen 
von Todes wegen zu verſtehen iſt, daß dagegen, wenn der 
Erblaſſer nach dieſem Zeitpunkte verſtirbt und die erbrechtlichen 
Verhältniſſe in Anſehung ſeines Nachlaſſes deshalb den 
Vorſchriften des neuen Rechts unterliegen (Art. 55 ver⸗ 
glichen mit Art. 213 EG.), jede letztwillige Verfügung 
nur dann in Anſehung ſeines Nachlaſſes eine Wirkung 
äußern kann, wenn ſie von ihm ſelbſt, nicht aber auch, wenn 
ſie für ihn von einem ſeiner Eltern errichtet iſt; ſo nicht nur 
dann, wenn fie eine Erbeinſetzung ($ 1937 BGB.), ſondern 
auch, wenn fie die Zuwendung eines Vermächtniſſes (8 1939 
BGB.) enthält. O. F. c. S., U. v. 6. März 16, 320/15 IV. — 
Poſen. [L.] 

Reichsſtempelgeſetz. 

10. 8 106 RStempG. ] 7) 

Der Beklagte hat von der Klägerin auf Grund des 
§ 106 RStempG. vom 3. Juli 1913 Stempelabgaben im 
Betrage von 8594,30 H für Rentenverſicherungen eingezogen, 
bei denen die Verſicherten in der Zeit vom 1. April bis 
1. Oktober 1913 als Entgelt für die Übernahme der Verſiche— 
rungen ein für allemal je einen einmaligen Geldbetrag gezahlt 
haben. Mit der Klage verlangte die Klägerin die Rück⸗ 


Zu 10. Das RG. hat der im § 106 RStempG. angeordneten 
Rückwirkung die dem klaren Wortſinne des Geſetzes entſprechenden 
Grenzen gezogen. Wie das RG. zutreffend ausführt, dürfen Bedenken 
hiergegen nicht daraus entnommen werden, daß nach der Begründung 
des Entwurfs die angeordnete Rückwirkung einem engeren Zwecke 
dienen ſoll. Dem Grundſatz, daß auch der Wille der geſetzgebenden 
Körperſchaften zur einengenden Auslegung einer ihrem Wortſinne 
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zahlung der Abgaben nebſt 4 v. H. Zinſen feit dem Zahlungs: 
tage. Das LG. wies die Klage ab. Das KG. änderte ab 
und verurteilte den Beklagten unter Abweiſung des weiter⸗ 
gehenden Zinsanſpruchs zur Zahlung des eingeklagten Be⸗ 
trages nebſt Zinſen ſeit der Klagezuſtellung. Die Reviſion 
des Beklagten hatte Erfolg. Gründe: Nach der Tarif⸗ 
nummer 12 zu D RStempG. vom 3. Juli 1913 unterliegen 
Beurkundungen über die Zahlung des Entgelts für die 
Übernahme von Rentenverſicherungen einer Abgabe von 
1% v. H. des gezahlten Entgelts, wenn die Verſicherungen mit 
Perſonen abgeſchloſſen find, die im Inland ihren Wohnſtitz 
oder dauernden Aufenthalt haben. Die Steuerpflicht tritt 
nach S 97 Abſ. 1 Satz 2 mit der Zahlung des Entgelts ein. 
Deshalb und da nach $ 124 das Geſetz mit dem 1. Oktober 
1913 in Kraft trat, würden die vor dieſem Tage geleiſteten 
— nicht, wie der BerR. ausführt, die vor dieſem Tage fällig 
werdenden — Zahlungen von der Steuerpflicht nicht er⸗ 
griffen werden, wenn nicht der $ 106 etwas anderes beſtimmte. 
Dort iſt angeordnet, daß auch ſchon die Zahlung des Entgelts 
für Verſicherungen der in Tarifnummer 12 bezeichneten Art, 
die in der Zeit vom 1. April 1913 bis zum Inkrafttreten des 
Geſetzes geleiſtet wird, den Vorſchriften des Geſetzes unter⸗ 
liegt, „ſoweit ſie ſich auf die Zeit nach dem Inkrafttreten 
bezieht“. Über die Bedeutung dieſer Vorſchrift ſtreiten die 
Parteien. Der Ber. ift der Anſicht, daß unter der „Zeit 
nach dem Inkrafttreten“ die Zahlungszeit zu verſtehen 
ſei. Den Zeitpunkt, zu dem die Zahlung des Entgelts er⸗ 
folgt, kann er durch dieſen Ausdruck nicht bezeichnen wollen, 
denn der § 106 betrifft überhaupt nicht die nach dem 
Inkrafttreten des Geſetzes geleiſteten Zahlungen. Nach den 
Ausführungen am Schluß der Urteilsgründe ſcheint er unter 
Zahlungszeit die vereinbarte Zeit der Fälligkeit des 
Entgelts zu verſtehen, denn er führt dort aus, daß vor dem 
1. Oktober 1913 gezahlte Einlagen, die nach den Ver 
ſicherungsbedingungen ſchon vor dieſem Tage fällig waren, 
der Verſteuerung nicht unterworfen ſeien. Für dieſe Aus⸗ 
legung bietet aber der $ 106 keinerlei Anhalt. Vielmehr 
muß bei unbefangener Auslegung nach dem Wortlaut und 
Sinn die Vorſchrift, ohne daß dabei irgendwelche Zweifel als 
berechtigt anerkannt werden könnten, dahin verſtanden 
werden, daß die Worte „ſoweit fie [die Zahlung! ſich auf 
die Zeit nach dem Inkrafttreten bezieht“ bedeuten: ſoweit die 
Zahlung inhalts des Verſicherungsvertrages als Gegen⸗ 
leiſtung ſür eine nach dem 30. September 1913 erfolgende 
Gewährung von Renten zu gelten hat. Wird hiernach z. B. 
das Entgelt für eine am 1. Juni 1913 beginnende Monats⸗ 
rente am 15. Mai 1913 gezahlt, ſo bleibt der verhältnismäßige 
Teil des Geſamtentgelts, der als Gegenleiſtung auf 4 Monate 
der Verſicherungszeit — 1. Juni bis 30. September 1913 — 


nach klaren Vorſchrift nicht führen könne, wird man beipflichten 
dürfen, wenn er auf dem bier in Betracht kommenden Gebiete des 
Stempelſteuerrechts auch in umgekehrter Richtung angewendet 
wird, d. h. wenn bei Auslegung des StempG. nicht über deſſen klaren 
Wortſinn mit der Begründung hinweggegangen wird, daß nach den 
Materialien ein weitergehender Zweck mit der in Frage kommenden 
Vorſchrift verfolgt werde. 

| Geh. Zuftigrat Dr. Ernſt Heinitz, Berlin. 
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entfällt, von der Abgabe frei, während der auf den Reſt der 
Verſicherungszeit entfallende Teil des Entgelts zu verſteuern 
it. Gegen dieſen Sinn des 8 106 tft auch aus der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte der Vorſchrift nichts zu folgern. In den 
Verhandlungen des Reichstags iſt dieſe Übergangs⸗ 
beftimmung, ſoweit erſichtlich, nicht erörtert worden. Nur in 
der dem Geſetzentwurfe beigefügten Begründung iſt aus⸗ 
geführt: Die Zeit zwiſchen Bekanntwerden und Inkrafttreten 
des Entwurfs könne von den an Verſicherungsverträgen Be⸗ 
teiligten dazu benutzt werden, ſich der Erfaſſung durch die 
Reichsabgabe zu entziehen, indem die Prämien auf geraume 
Zeit im voraus gezahlt würden und fo für den gleichen Zeit⸗ 
raum der Anlaß zur Erhebung der Abgabe ausgeſchaltet 
werde; um dies zu verhindern, werde der Abgabe nach Maß⸗ 
gabe des Entwurfs eine Prämienzahlung in der Zwiſchenzeit 
inſoweit unterſtellt, als ſie unter das Geſetz fallen würde, 
wenn keine Vorauszahlung erfolgt wäre. Würde man dieſer 
Begründung ausſchlaggebende Bedeutung für die Auslegung 
des § 106 einräumen, jo würden freilich Bedenken gegen 
die vorſtehende Auslegung berechtigt ſein. Denn es handelt 
ſich im vorliegenden Fall nicht um eine ſonſt nicht gebräuch⸗ 
liche Vorauszahlung von „Prämien“, ſondern um die gewöhn⸗ 
liche Zahlung eines zum Zwecke des Erwerbs des Renten⸗ 
techts geleiſteten einmaligen Geſamtbetrages vor Beginn des 
Bezugsrechts, alſo zur üblichen Zeit, und das Vorliegen 
einer Umgehungsabſicht behauptet der Beklagte ſelbſt nicht. 
Die Begründung ergibt aber nur den äußeren Anlaß, der den 
Bundesrat zur Aufnahme des $ 106 [5 90 K des Entwurfs! 
in das Geſetz geführt hat, und ſchließt nicht aus, daß auch 
andere aus dem Wortlaut der Vorſchrift ſich ohne weiteres 
eigebende Zwecke verfolgt werden ſollten. Entſcheidend iſt 
aber, daß, ſelbſt wenn beide Geſetzgebungsſtellen nur den 
Willen gehabt hätten, durch den $ 106 der Steuerumgehung 
durch Vorauszahlung von Prämien entgegenzutreten, dieſer 
Wille zu einer einengenden Auslegung der ihrem Wortſinne 
nach klaren Vorſchrift nicht zwingen könnte. Ergeben ſich 
begründete Zweifel darüber, welcher Sinn einer geſetzlichen 
Vorſchrift innewohnt, ſo kann zur Löſung dieſer Zweifel die 
Entſtehungsgeſchichte herangezogen werden. Fehlt es an 
ſolchen Zweifeln, ſo iſt die Vorſchrift unter Berückſichtigung 
ihres Zuſammenhanges mit den übrigen geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen nach ihrem ſachlichen Wortſinn aus ſich ſelbſt zu 
erklären. Der innere Grund hierfür iſt derſelbe, der dazu 
zwingt, innerhalb des Privatrechtsgebiets klare rechtsgeſchäft⸗ 
liche Willenserklärungen fo auszulegen, wie fie von jedem nach 
der Auffaſſung des Verkehrs verſtanden werden müſſen, ohne 
Rückſicht auf einen etwa abweichenden inneren Willen des Er⸗ 
klärenden. Im vorliegenden Falle verſtößt übrigens, nachdem 
der Grundſatz des 8 124 erſt einmal durch den 8 106 durch: 
brochen worden iſt, auch die Auffaſſung nicht gegen die Billig⸗ 
keit, daß ein für eine längere Zeitdauer wirkendes Verſiche⸗ 
tungsverhältnis inſoweit von der Steuerpflicht getroffen wird, 
als es zeitlich innerhalb der Grenzen der Gültigkeit des Steuer⸗ 
geſetzes liegt. Ob etwa dann, wenn die Verſicherungszeit durch 
die Vereinbarung fortlaufender Prämienzahlungen in ein⸗ 
zelnen Verſicherungsperioden zerlegt iſt, die ganze zwiſchen 
dem 1. April und dem 1. Oktober 1913 beginnende — regel⸗ 
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mäßig einjährige — Verſicherungsperiode mit Rückſicht auf 
S8 9, 35 VerſVG. von der Verſteuerung aus $ 106 RStempG. 
freizulaſſen iſt, kann unerörtert bleiben, da bei der nur ein⸗ 
mal erfolgenden Geſamtzahlung des Entgelts von der Annahme 
einzelner Verſicherungsperioden keine Rede ſein kann. Es 
fehlt bisher an einer Feſtſtellung, welcher Teil der hier in 
Betracht kommenden Verſicherungszeiten in die Zeit ſeit dem 
1. Oktober 1913 fällt, und damit auch an einer Feſtſtellung, 
welcher Teil des Geſamtentgelts ſich in feiner Eigenſchaft als 
Gegenleiſtung auf dieſe Zeit bezieht. Zum Zwecke dieſer 
Feſtſtellung mußte die Sache in die Vorinſtanz zurück— 
verwieſen werden. Preuß. Fiskus c. Preuß. R.⸗V.⸗A., 
U. v. 25. Febr. 16, 428/15 VII. — Berlin [B.] 


II. Preußziſches Recht. 

Enteignungsgeſetz. 

11. 5 12 EnteignG. Bemeſſung der Entſchädigung bei 
dauernden Beſchränkungen des Grundeigentums.] 

Zur Erweiterung der Bahnhofsanlagen in Solingen und 
der dazu erforderlichen Höherlegung der G.ſtraße und ihrer 
Hinüberführung über die Eiſenbahnlinie wurden im Jahre 1910/11 
von den in Solingen an der Ecke der G.⸗ und Bahnhofſtraße 
gelegenen, dem Kläger gehörigen Grundflächen zwei 150 qm 
und 13 qm große Teilſtücke im Wege der Enteignung dahin 
belaſtet, daß der Eigentümer zur Duldung der für die Höher⸗ 
legung durch die Eiſenbahnverwaltung vorzunehmenden Arbeiten 
und erforderlichen Anderungen an den Grundſtücken verpflichtet 
iſt. Die Entſchädigung hierfür wurde durch den Beſchluß des 
Bezirksausſchuſſes in Düſſeldorf vom 20. Januar 1911 auf 
20 000 & feſtgeſetzt. Der Kläger verlangte mit der Klage 
die Zahlung einer weiteren Entſchädigung von 94 000 &. Das 
LG. gewährte dem Kläger nur 1700 &, das OLG. 8500 4 
über den feſtgeſetzten Betrag von 20 000 „ hinaus. Die 
Reviſion des Klägers iſt zurückgewieſen. Gründe: Für 
dauernde Beſchränkungen des Grundeigentums im Wege der 
Enteignung iſt nach $ 12 Abf. 1 EnteignG. die Entſchädigung 
nach denſelben Grundſätzen zu beſtimmen wie für die Entziehung 
des Grundeigentums. Die Entſchädigung umfaßt, entſprechend 
der für den Fall der Enteignung eines Teils des Grundbeſitzes 
desſelben Eigentümers im § 8 Abſ. 2 gegebenen Vorſchrift, den 
Minderwert, der für den Grundbeſitz durch die dauernde Be: 
laſtung entſteht. Kann der Minderwert durch neue Einrichtungen 
auf dem Grundſtücke gehoben werden, die üblich und nach den 
Anſchauungen des Verkehrs dem Eigentümer zuzumuten ſind, 
ſo iſt es gerechtfertigt, die Wertminderung nach den Koſten 
dieſer neuen Einrichtungen zu ſchätzen. Es iſt daher zu billigen, 
daß der Ber R. auf Grund der Gutachten der vernommenen 
Sachverſtändigen die Entſchädigung des Klägers nach den Koſten 
berechnet, die erforderlich ſind, um das Wohnhaus des Klägers 
vom Sockel aus um etwa IU m zu heben und die angrenzenden 
Teile des Grundſtücks [Vorgarten und Garten] entſprechend zu 
erhöhen. Dadurch wird ein dem früheren Zuſtand hinſichtlich 
der Benutzbarkeit des Hauſes im weſentlichen gleichwertiger 
Zuſtand geſchaffen, und damit muß ſich der Eigentümer be⸗ 
gnügen. Erhält er einen Geldbetrag, der den Koſten der Hebung 
und Erhöhung und dem Erſatze des für ihn auch dann noch 
übrigbleibenden wirtſchaftlichen Nachteils gleichkommt, fo liegt 
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darin nicht eine Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes in 
Natur, ſondern die Gewährung der Entſchädigung „in Geld“, 
wie fie im § 7 Satz 2 vorgeſchrieben iſt. Es bleibt dann dem 
Eigentümer überlaſſen, ob er dieſe Geldentſchädigung zur Her⸗ 
ſtellung der neuen Einrichtungen verwenden will, die zur Be⸗ 
ſeitigung oder Minderung des Schadens geeignet ſind. Die 
von der Reviſion gegen die techniſche Ausführbarkeit einer 
Hebung des Hauſes erhobenen Bedenken ſind in der Reviſions⸗ 
inſtanz nicht zu berückſichtigen. Der BerR. ſtellt ausdrücklich, 
in Übereinftimmung mit dem Gutachten der Sachverſtändigen, 
tatſächlich feſt, daß ſolche Bedenken nicht beſtänden, da die 
Technik ſo weit vorgeſchritten ſei, daß Häuſer von der Art des 
hier in Betracht kommenden ſchon häufig mit beſtem Gelingen 
von Sonderunternehmern gehoben worden ſeien. Der vom 
Kläger beantragten nochmaligen Vernehmung des Sach⸗ 
verſtändigen L. darüber, die Hebung ſei ſo unſicher, daß ſelbſt 
die Sachverſtändigen keine Gewähr für das Gelingen über⸗ 
nommen hätten, bedurfte es nicht. Eine gewiſſe Gefahr iſt 
zwar mit jedem Neu⸗ oder Umbau eines Hauſes verbunden, 
alſo auch mit dem Heben eines ſolchen; aus den Gutachten der 
Sachverſtändigen iſt hier aber zu entnehmen, daß die Gefahr 
des Mißlingens der Hebung nicht eine derartig hohe war, daß 
ſie im Verkehrsleben zu berückſichtigen ſei. Anderenfalls hätten 
ſie in ihrem Gutachten nicht ausſprechen können, daß gegen die 
Ausführung der Hebung „keinerlei Bedenken“ beſtänden. 
F. c. Preuß. Fiskus, U. v. 18. April 16, 18/16 VII. — 
Düſſeldorf. [L.] 


b) Straf fachen. 
Berichtet von Friedrich Kloeppel, Blaſewitz, 
Rechtsanwalt beim OLG. Dresden. 


1. 8 259 StGB. Tatbeſtandsmerkmal des Anſich⸗ 
bringens. ) Die Beſchwerde über das Verfahren iſt wirkungslos, 
da fie nicht nach Vorſchrift des § 384 Abſ. 2 StPO. begründet 
iſt. Die Merkmale der dem Angeklagten zur Laſt gelegten 


Zu 1. Die Entſcheidung gibt zu Bedenken keinen Anlaß. Wohl 
aber ſollte fie die Literatur zu einer Überprüfung der von ihr aufs 
geſtellten Begriffsbeſtimmungen des „Anſichbringens“ veranlaſſen. 
Wenn z. B. Schwartz in ſeinem Kommentar ſagt: „Anſichbringen 
iſt das Erwerben eigener Verfügungsgewalt durch Rechtsgeſchäft 
mit dem bisher Verfügungsberechtigten“, ſo beweiſt der 
vom RG. beurteilte Fall die Unhaltbarkeit dieſer Begriffsbeſtimmung. 
Der Dieb iſt nicht „verfügungsberechtigt“. Weſentlich iſt vielmehr 
nur, daß der Erwerb der Verfügungsgewalt auf dem Willen deſſen 
beruht, der bisher tatſächlich die Verfügungsgewalt gehabt hat. 
Das wird, da es ſich um eine durch ſtrafbare Handlung erlangte 
Sache handelt, in der Regel der Täter der Vortat ſein, alſo gerade 
ein nicht Verfügungs berechtigter. So auch in ſtändiger Rechtſprechung 
das RG. Derſelbe V. Senat hat in dem Urteil vom 30. September 
1913 (E. 47, 313) feine Anſicht ſcharf dahin gefaßt: „Zum Begriff 
des Anſichbringens im Sinne des § 259 StGB. wird weder ber 
Erwerb einer rechtlichen Herrſchaft über die Sache noch ein darauf 
gerichteter in den Formen des bürgerlichen Rechts abgeſchloſſener 
Vertrag erfordert; es genügt die Erlangung der tatſächlichen 
Verfügungsgewalt zu eigenen Zwecken für den Erwerber durch 
Willensübereinſtimmung zwiſchen dem Vortäter und ihm.“ 

Seh. Juſtizrat Prof. Dr. Franz v. Liſzt, Berlin. 
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Hehlerei find aus den — wenn auch dürftigen — Feſtſtellungen 
des LG. mit genügender Sicherheit erkennbar. Dies gilt 
insbeſondere auch von dem Merkmal des „Anſichbringens“ im 
Sinne des 5 259 StBG. Das LG. erachtet für erwieſen, daß 
der Angeklagte L. und der Mitangeklagte Ch. das von dem 
Mitangeklagten B. geſtohlene und dem Ch. verkaufte aber noch 
nicht übergebene Blei mit dem von dem Angeklagten L. geſtellten 
Wagen gemeinſchaftlich von B. abgeholt und zu Ch. gefahren 
haben und daß der Angeklagte L. mit Ch. vorher vereinbart 
hatte, den aus dem geſtohlenen Gut erzielten Erlös zu teilen. 
Wenn das LG. im Anſchluß an dieſe Feſtſtellungen ausführt, 
L. habe hiernach das Blei zwar nicht gekauft, denn B. glaubte 
nur mit Ch. als Käufer zu tun zu haben, aber er habe es 
gemeinſchaftlich mit Ch. an ſich gebracht, ſo tritt in dieſem 
Zuſammenhang der Urteilsbegründung erſichtlich die Auffaſſung 
des LG. zutage, daß der Angeklagte von vornherein mit Ch. 
zur Erreichung eines ihnen beiden gemeinſchaftlichen Zweckes 
tätig ſein wollte und daß er in Verfolg dieſer Willensrichtung 
auch die Verfügungsgewalt über das geſtohlene Gut, deren ſich 
B. durch Übergabe des geſtohlenen Gutes an ihn zugunſten 
des Ch. entſchlagen hatte, im Einverſtändnis mit letzterem als 
eine ihnen beiden gemeinſchaftlich zuſtehende erworben hat. 
Damit erſcheint aber das Merkmal des „Anſichbringens“ rechts⸗ 
irrtumfrei nachgewieſen. Auch die Feſtſtellung, der Angeklagte 
habe gewußt oder wenigſtens den Umſtänden nach annehmen 
müſſen, daß das von ihm beförderte Blei geſtohlen war, iſt in 
ausreichender Weiſe getroffen. Es kann auch nach dem Zu⸗ 
fammenhang der Urteilsgründe nicht zweifelhaft ſein, daß das 
LG. angenommen hat, der Angeklagte habe dieſes Bewußtſein 
ſchon bei Übernahme der Beförderung des Bleies gehabt. 
Urt. d. V. Sen. vom 22. Febr. 16 (703/15) — Bochum. 

2. In der Mark iſt nur der Oberbefehlshaber in den 
Marken befugt, auf Grund des §8 9b BG. Verbote zu ers 
laſſen.] Das LG. hatte den Angeklagten aus 8 9b B36. 
verurteilt, weil er dem von dem ſtellvertretenden Kommandierenden 
General des III. Armeekorps erlaſſenen Verbote vom 6. Mai 
1915 (Pferdehandel) zuwidergehandelt habe. Auf Revifion 
hiergegen führt das RG. aus: Das RG. hat mehrfach in den 
Urteilen vom 8. Oktober und 28. Dezember 1915, veröffentlicht 
in RGSt. 49 S. 280 und 314, ſich dahin ausgeſprochen, 
daß, abgeſehen von dem Falle des Aufruhrs (8 2 Bg.), 
grundſätzlich nur die in $ 1 daſ. bezeichneten Militärbefehlshaber, 
nämlich der Feſtungskommandant und der Kommandierende 
General, befugt find, auf Grund des $ 9b BG. Verbote zu 
erlaſſen. Im Bezirke des III. Armeekorps (Brandenburg) be⸗ 
ſtehen zwei Generalkommandos, das des III. Armeekorps und 
das des Gardekorps, außerdem aber noch das Oberkommando 
in den Marken. Dieſem ſind durch Allerhöchſten Erlaß vom 
4. April 1850 (abgedruckt bei Friccius, Preußiſche Militär⸗ 
gefegfammlung Bd. 4 S. 164) „die bisherigen Befugniſſe des 
Gouverneurs (von Berlin), ſoweit ſie die Fürſorge für die 
militäriſchen Maßregeln zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Ruhe und Ordnung betreffen,“ übertragen worden. Eine frühere 
Allerhöchſte Kabinettsorder vom 13. Mai 1838 (Friccius Bd. 2 
S. 107) hatte beſtimmt, „daß der Gouverneur von Berlin als 
die erſte Militärbehörde Meiner Reſidenz angeſehen werden ſoll, 
ohne daß ihm der Kommandierende General des Gardekorps 
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untergeordnet wird, und daß dem Gouverneur „die Fürſorge 
für die militäriſchen Maßregeln zur Aufrechterhaltung der öffent⸗ 
lichen Ruhe und Ordnung obliegt“. Eine amtliche Auskunft 
des Königlich Preußiſchen Kriegsminiſteriums vom 28. Januar 
1916, die dem Senat vorliegt, ergibt: Durch eine Allerhöchſte 
Kabinettsorder vom Jahre 1890 iſt dem Oberbefehlshaber in 
den Markzn die Sorge für die Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Ruhe und Ordnung, ſowohl in Berlin und ſeinen Vororten als 
auch in dem ganzen Territorialbereiche des III. Armeekorps, 
übertragen. Für dieſen Bezirk wurde fo eine einzige verant⸗ 
wortliche Stelle geſchaffen. Es ſollte die einheitliche Durch⸗ 
führung zweckentſprechender Maßnahmen gewährleiſtet werden. 
Durch die Order iſt alſo die Befugnis zum Erlaß von Ver⸗ 
boten „im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit“ gemäß § 9b 
B3G. auf das Oberkommando in den Marken beſchränkt“. 
(Urt. d. II. StS. v. 18. April 16, N 731/16.) 

Mitgeteilt von Landgerichtsrat Dr. Gerloff, Neuruppin. 

3. Höchſtpreisgeſetz. — Überſchreiten der Höchſtpreiſe durch 
Abſchluß von Geſchäften, deren Erfüllung erſt nach Inkrafttreten 
der Höchſtpreisfeſtſetzung erfolgen ſoll.] Zwar kann es keinem 
Bedenken unterliegen, daß in dem Zeitraume zwiſchen der Feſt⸗ 
ſetzung von Höchſtpreiſen und deren Inkrafttreten ohne Be⸗ 
achtung der künftigen Höchſtpreiſe gehandelt wird, vorausgeſetzt, 
daß noch vor Inkrafttreten der Höchſtpreiſe erfüllt werden kann 
und nach dem Vertrag erfüllt werden ſoll. Anders, wenn der 
Erfüllungstermin von vornherein in die Geltungszeit der Höchſt⸗ 
preiſe verlegt iſt. Daß in einer derartigen Abrede eine Übers 
ſchreitung des Höchſtpreiſes liegt, läßt ſich füglich nicht beſtreiten. 
Vertrag und Erfüllung gehören zuſammen, bilden rechtlich und 
wirtſchaftlich eine Einheit. Die Erfüllungszeit iſt weſentlicher 
Vertragsbeſtandteil. Wenn nun mit Recht geſagt wird, ein den 
Geſetzen gemäß geſchloſſener Vertrag müſſe erfüllt werden dürfen, 
ſo kann umgekehrt auch mit Recht geſagt werden: Ein Vertrag 
iſt nur dann den Geſetzen gemäß geſchloſſen, wenn fein ge⸗ 
ſamter Inhalt den beſtehenden Geſetzen entſpricht; alſo auch die 
Abrede über Lieferung der Ware und Zahlung des Preiſes. 
Dies iſt aber nicht der Fall, wenn ein bereits verkündigtes Geſetz 
von einem künftigen Zeitpunkt an die Vertragsfreiheit gewiſſen 
Beſchränkungen unterwirft, und die Vertragſchließenden bei ihrer 
gegenwärtigen Abrede ſich über dieſe künftigen Beſchränkungen 
hinwegſetzen. Hierdurch handeln ſie gegen das Geſetz. Wollte 
man anders entſcheiden, ſo müßte dies zu Folgerungen führen. 
Man braucht nur zu unterſtellen, die Geſetzgebung werde, wie 
ſie vom 1. Januar 1915 an halbmonatlich ſteigende Getreide⸗ 
preiſe feſtgeſetzt hatte, künftig einmal periodiſch fallende Preiſe 
einführen. Unmöglich könnte es da zuläſſig ſein, große Vorräte 
mit der Abrede periodiſcher Teillieferungen zu dem Anfangs⸗ 
preis zu kaufen und zu verkaufen. Der oben (im Fall E.) 
gefundene Satz, daß (im Bereiche des Höchſtpreisgeſetzes) bei 
ſteigenden Preiſen Zeitgeſchäfte zu dem (höheren) Preiſe des 
Lieferungstermins geſchloſſen werden dürfen, findet ſeine not⸗ 
wendige Ergänzung nach der anderen Seite in dem Satze, daß 
bei finkenden Preiſen auch der (niedrigere) Preis des Lieferungs⸗ 
termins maßgebend ſein muß. Urt. d. VIII. StS. v. 21. Okt. 15 
(1 D. 326/15). 

Mitgeteilt von Juſtizrat Dr. Schlichting, Charlottenburg. 
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Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 
[Direkte Steuern. 


[Eintommenfteuer, Ergänzungs (Bermögens) ſtener, Gewerbeſtener, 
Warenhansſtener, Kommunalabgaben, Kirchenſtener.] 


Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Paul Marcuſe, Berlin. 
(Fortſetzung und Schluß aus Nr. 11, 1916.) 


Gewerbeſtener. 


1. Die laut Geſellſchaftsvertrag zur Erwerbung, Bebauung 
und Verwertung von Grundſtücken gegründete Geſellſchaft iſt 
mit Beginn ihrer Geſchäſtstätigkeit ſteuerpflichtig. 

Es iſt nicht notwendig, daß der Beginn des Handels in 
Grundſtücken irgendwie in Erſcheinung tritt. 

Entſch. vom 4. Juli 1914, VG. 151/14, Bd. XVI S. 410. 

2. a) Dividenden, die die Geſellſchafter einer G. m. b. H. 
als verzinsliches, jeder Zeit rückzahlbares Darlehen ſtehen laſſen, 
ſind nicht als dauernde Betriebskapitalien anzuſehen. 

b) Dauernde hohe, im Kontokorrent gewährte Bankkredite 
ſind gleichfalls nicht ohne weiteres dauernde Betriebskapitalien. 
Es muß vielmehr beſonders feſtgeſtellt werden, daß der Kredit 
zur Erweiterung des Geſchäfts, Verſtärkung des Betriebskapitals 
oder zur Verbeſſerung der Anlagen benutzt worden iſt. 

Entſcheidungen vom 27. Juni 1914, VI G. 363/13 und 
15. November 1913, VI G. 145/13, Bd. XVI S. 422, 425. 

Die Höhe der Gewerbeſteuer iſt der Größe des gewerb⸗ 
lichen Unternehmens entſprechend. Maßgebend iſt die Größe 
des dem Unternehmen gewidmeten Kapitals und der Ertrag. 
Das „dem Unternehmen gewidmete Kapital“ iſt natürlich nicht 
identiſch mit dem Kapitalanteil des offenen Handelsgeſellſchafters 
oder mit dem Aktienkapital der Aktiengeſellſchaft. Ebenſo iſt 
der Ertrag nicht identiſch mit dem Einkommen oder gar mit 
dem Gewinn. Zum Kapital gehören vielmehr auch die dem 
Unternehmen dauernd gewidmeten fremden Kapitalien, zu dem 
Ertrage auch die Zinſen des fremden und eigenen Kapitals. 

Es taucht nun häufig die Frage auf, ob gewiſſe fremde 
Gelder als Betriebskapital oder als vorübergehend aufgenommene 
Gelder, z. B. ein Bankdarlehen zur Deckung des Saiſon⸗ 
einkaufs uſw., anzuſehen find. Letztere find nichts als abzugs⸗ 
fähige Schulden, die Zinſen ſolcher Kapitalien ſind abzugsfähige 
Betriebskoſten. Dem OVG. ſtanden 2 Fälle zur Entſcheidung: 

1. Geſellſchafter einer G. m. b. H. laſſen ihre Dividende 
der Geſellſchaft als jederzeit kündbare Darlehen ſtehen. 

2. Das Unternehmen hat dauernd Banktredite in be⸗ 
deutender Höhe. . 

Das OVG. hält in beiden Fällen dieſe fremden Gelder 
und die entſprechenden Zinſen als vom Kapital bzw. vom 
Ertrage abzugsfähig, da die Darlehen ſeitens der Geſellſchafter 
jederzeit rüdzahlbar, mithin nicht dauernd gewidmet ſeien, 
während die Bankgelder zwar dauernd dem Unternehmen zugute 
kämen, aber mangels beſonders getroffener Feſtſtellungen 
nicht als im Sinne des Geſetzes als dem Unternehmen dauernd 
gewidmeten Betriebskapital angeſehen werden. 


3. Vergütungen der Geſellſchafter, die vertraglich für 
Gewährung ihrer Arbeitskraft eine von dem Vorhandenſein 
eines Reingewinns unabhängige Vergütung beziehen, können 
als Betriebskoſten abgezogen werden. 

Entſch. vom 6. Dezember 1913, VI G. 61/13, Bd. XVI 
S. 430. 

Der Einzelkaufmann kann ſich nicht den Arbeitslohn für 
ſeine Tätigkeit im Geſchäfte abziehen, ebenſowenig kann dies 
normalerweiſe der offene Handelsgeſellſchafter; doch hält das 
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OVG. dies im Einzelfalle für möglich: Es ſei zuläſſig, daß 
der offene Handelsgeſellſchafter Dienſte in die offene Handels⸗ 
eſellſchaft einbringe (vgl. auch S 705 BGB.); wenn im Ge 
alen nere für dieſe Dienfle eine beſondere, von einem 
ingewinn unabhängige Vergütung vorgeſehen ſei, ſo beſtehe 
ein klagbarer Anſpruch des offenen Handelsgeſellſchafters gegen 
die Geſellſchaft auf Sahlung diefer Vergütung, der auch dann 
durchdringe, wenn die Geſellſchaft keinen Reingewinn habe oder 
ar zahlungsunfähig ſei, und auch im Konkurſe ſelbſt als 
8580 80 a gemacht werden könne. Die Forderung auf 
Bezahlung der Vergütung ſei mithin nichts als eine Geſell⸗ 
ſchaftsſchuld, die bei Berechnung des Ertrages auszuſcheiden 
habe. Dieſe Entſcheidung iſt von beſonderer Wichtigkeit für 
Handwerker, die ſich in Form einer offenen Handelsgeſellſchaſt 
zuſammentun und ſelbſt im Geſchäft tätig werden. 

4. Die noch nicht eingeforderte Kapitaleinlage der Aktio⸗ 
näre gehört zum gewerblichen Betriebskapital. 

Entſch. vom 27. Juni 1914, VI G. 358/13, Bd. XVI 
S. 443. 

Dieſe Entſcheidung, die analog der für die G. m. b. H. 
ergangenen Entſcheidung Bd. XV S. 448 die Berückſichtigung 
des noch nicht eingezahlten Aktienkapitals als Betriebskapital 
fordert, iſt nicht unbedenklich. Man kann darauf hinweiſen, 
daß das Geld nicht nur nicht dauernd, ſondern überhaupt 
noch nicht dem Betriebe gewidmet ſei, daß es auch nicht 
etwa als integrierender Beſtandteil des Geſellſchaftsvermögens 
unbedingt in der Bilanz fungieren müſſe, ſondern die Aufnahme 
unter die Paſſiva lediglich eine rechtspolizeiliche Vorſchrift des 
HGB. zu dem Zwecke ſei, die Kreditverhältniſſe der Geſellſchaft 
möglichſt klarzulegen. 

Das OG. begründet feine Anſicht damit, daß das noch 
nicht eingezahlte Aktienkapital eine Forderung gegen die Aktio⸗ 
näre ſei, daß alle Vermögensgegenſtände Beſtandteil des eine 
wirtſchaftliche Einheit bildenden Anlage⸗ und Betriebskapitals 
der Geſellſchaft ſeien und daß die Forderung auch der Geſell⸗ 
ſchaft unmittelbare Dienſte leiſtet, weil die Geſellſchaft dieſe 
Ziffer als Grundlage ihres Kredits benutze. Überzeugend er⸗ 
ſcheinen die Gründe nicht. 

5. Der Eigentümer ſämtlicher Geſchäftsanteile einer 
G. m. b. H. iſt nicht befugt, für ſeine Perſon die Veranlagung 
der Geſellſchaft anzufechten. 

Entſch. vom 4. Juni 1913, VI G. 356/12, Bd. XVI 
S. 454. 

6. Zerlegung des Steuerſatzes auf mehrere ſteuerberechtigte 
Gemeinden. 

Entſcheidungen vom 2. Oktober 1912, 4. Juni 1913, 
14. Januar 1914, VI G. 52/12, 288/12, 194/13, Bd. XVI 
S. 455, 458, 460. 

Die Gewerbeſteuer iſt ebenſo wie die Gemeindeeinkommen⸗ 
ſteuer für jede innerhalb Preußens belegene Betriebsſtätte an 
die Betriebsgemeinde zu zahlen. Die Steuer wird auf die 
mehreren in 1 8 befindlichen Betriebe, nach Abzug des 
auf ausländiſche Betriebsſtätten entfallenden Anteils am Be⸗ 
triebskapital und Ertrag verteilt. Bei ausländiſchen Gewerbe⸗ 
treibenden findet eine Berechnung des auf die inländiſchen 
Betriebsſtätten entfallenden Anteils am Geſamtbetriebskapital 
und Ertrag ſtatt. 

Es taucht mithin die Frage auf, ob eine beſtimmte Nieder⸗ 
laſſung als das Bureau eines ſelbſtändigen Agenten oder als 
Betriebsſtätte des von ihm vertretenen Unternehmens anzuſehen 
iſt; es fragt ſich des weiteren, ob eine Betriebsſtätte vorliegt 
oder nur die vorübergehende Benutzung einer beſtimmten Fläche, 
z. B. die Stelle, an welcher das in einem Walde geſchlagene 
Holz zugerichtet wird. 

a) Eine Gewerkſchaft, die in einer Gemeinde Arbeiterhäuſer 

errichtet und vermietet, hat dort eine Betriebsſtätte, da 
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die Heranziehung eines ſeßhaften und zuverläſſigen 
Arbeiterſtammes bezweckt wird. Wenn die Gewerkſchaft 
nun die Häuſer einem Dritten vermietet und dieſem die 
Weitervermietung überläßt, liegt eine Betriebsſtätte der 
Gewerkſchaft nicht mehr vor, es ſei denn, daß die Ge⸗ 
werkſchaft ſich nicht jeden Rechts auf Einmiſchung und 
Kontrolle begeben hat, ſondern kraft beſonders vor⸗ 
behaltener Rechte den Zweck nach wie vor zu erreichen 
beſtrebt iſt. 

b) Eine feſte Verkaufsbude auf einem Privatmarkt, die auf 
ein Jahr gemietet iſt, in welcher Waren gelagert und 
u beſtimmten Zeiten verkauft werden, iſt eine Betriebs⸗ 


tätte. 

c) Ein techniſches Bureau, welches von mehreren gewerbe⸗ 
treibenden Kaliintereſſenten gemeinſchaftlich unterhalten 
wird, iſt dann eine Betriebsſtätte der einzelnen Geſell⸗ 
ſchafter, wenn die Errichtung lediglich im Intereſſe der 
einzelnen Betriebe erfolgt und ein Gewinn nicht erzielt 


wird. 
Warenhausſteuergeſetz. 

Zugaben, welche fortlaufend von Warenhäuſern den Kunden 
gewährt werden, ſind als von dem Warenhaus vertriebene 
Waren anzuſehen; Zugaben in Warengruppen, die im übrigen 
von dem Warenhaus nicht geführt werden, können daher den 
Warenhauscharakter des Geſchäfts begründen. Ausgenommen 
ſind Zugaben, die nur zu Weihnachten oder zu beſonderen 
Gelegenheiten, z. B. bei einer Einweihung eines neuen Geſchäfts⸗ 
lokals oder bei einem Jubiläum den Kunden verabreicht werden. 

Entſch. vom 4. Juli 1914, VI W. 6—9/14, Bd. XVI S. 468. 


KAommunalabgaben. 


1. Bei Betriebsſtätten, welche ſich über mehrere Gemeinden 
erſtrecken, iſt es zuläſſig, bei der Verteilung des gemeindeſteuer⸗ 
pflichtigen Einkommens demjenigen Betrieb, in welchem die 
Geſchäftsleitung erfolgt, einen gewiſſen Prozentſatz im voraus 
zuzuweiſen. 

Entſch. vom 16. März 1915, VIII C. 2215/14, Bd. 68 
S. 226. 


Es handelt ſich hier um analoge Fragen wie bei der 
Verteilung der Gewerbeſteuer auf mehrere ſteuerberechtigte 
Gemeinden (cf. Gewerbeſteuer Nr. 6). Nach $ 47 des Kommunal: 
abgabengeſetzes iſt bei Unternehmen, welche ſich auf mehrere 
Gemeinden erſtrecken, folgendes Verfahren zu beobachten: 

1. Hat das Unternehmen mehrere Betriebsſtätten, ſo iſt 
bei Verſicherungsgeſellſchaften, Banken und Kreditgeſell⸗ 
ſchaften zunächſt derjenigen Gemeinde, in welcher ſich die 
Leitung befindet, 10 Prozent vorab zu überweiſen, der 
Reſt nach dem in den einzelnen Gemeinden erzielten 
Bruttoeinnahmen zu verteilen. 

2. Bei anderen Betrieben findet die Verteilung nach Maß⸗ 
gabe der in den einzelnen Betriebsſtätten gezahlten Ge⸗ 
hälter und Löhnungen ſtatt. 

3. Erſtreckt ſich eine Betriebsſtätte auf mehr als eine Ge⸗ 
meinde, ſo findet die Verteilung nach Lage der örtlichen 
Verhältniſſe unter Berückſichtigung des Flächenverhält⸗ 
niſſes und der durch die Betriebsſtätte entſtehenden Kom⸗ 
munallaſten ſtatt. 

Im Falle zu 2 iſt mithin eine beſondere Bevorzugung der 
Leitung des Geſamtbetriebes nur inſoweit zugelaſſen, als die 
Leitung meiſt mit mehr Beamten beſetzt iſt als andere Betriebs⸗ 
ſtätten, und dort auch höhere Gehälter gezahlt werden. Da⸗ 
gegen hält das OVG. entgegen der Entſcheidung der unteren 
Inſtanz im dritten Falle es nicht für unzuläſſig, für die Leitung 
des Geſamtbetriebes eine beſondere Quote vorab auszuſcheiden, 
da die im Geſetz vorgeſehene Berückſichtigung des Flächen⸗ 
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verhältniſſes eine verſchiedene Bewertung des Bodens, je nad) 
dem er bebaut oder nicht bebaut ſei, und je nach ſeiner 
Wichtigkeit für den Betrieb, nicht ausſchließe. 

2. Eingetragene Genoſſenſchaften, die nach dem Einkommen⸗ 
ſteuergeſetz hätten beſteuert werden müſſen, aber nicht beſteuert 
worden find, können von den Gemeinden zur Gemeindeeinkommen⸗ 
ſteuer herangezogen werden. 

Entſch. vom 10. Dezember 1914, I HC. 192/13, Bd. 68 
S. 229. 


Nach $ 36 des Kommunalabgabengeſetzes findet in der 
Regel eine Kommunaleinkommenbeſteuerung nur in der Form 
von Zuſchlägen zur ſtaatlichen Einkommenſteuer ſtatt. Wenn 
jemand alſo ein Einkommen von 10 000 & hat, aber nur 
nach 8000 & Staatsſteuern zahlt, kann er auch nicht zu 
boberen Kommunalabgaben herangezogen werden. Jemand, der 
1000 & Einkommen hat, aber Staatsſteuern nicht zahlt, iſt 
auch nicht gemeindeeinkommenſteuerpflichtig. Eine Ausnahme 
von dieſem Grundſatz findet nach 8 36 Abſ. 2 des Kommunal⸗ 
abgabengeſetzes nur ſtatt, inſoweit die Gemeindeeinkommenſteuer 
Einkommen beſteuert, die der Staatseinkommenſteuer nicht 
unterliegen, ſo bei ſtaatlichen Betrieben. 

Die eingetragenen Genoſſenſchaften ſind nach dem Ein⸗ 
kommenſteuergeſetz nur ſteuerpflichtig, wenn ihr Betrieb über 
den Kreis ihrer Mitglieder hinausgeht. Es findet ſich aber 
zwiſchen der Staats⸗ und Kommunalbeſteuerung der Genoſſen⸗ 
ſchaften inſofern ein Unterſchied, als das Einkommenſteuergeſetz 
das Einkommen erſt nach Abzug von 3 ½ Prozent des Kapitals 
beſteuert, die Kommunalbeſteuerung aber das Geſamteinkommen 
ohne Abzug erfaßt. Das OVG. erachtet daher den Fall des 
§ 36 gegeben und läßt eine Kommunalbeſteuerung der ein⸗ 
getragenen Genoſſenſchaft auch dann zu, wenn dieſe, ſei es 
verſehentlich, ſei es aus Nachläſſigkeit, der Einkommenſteuer 
nicht unterworfen worden war. 


Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 
Strafſachen. 
Lerichtet von Rechtsanwalt Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


1. Die Eigenſchaft eines Geſchäftes als Handels: 
geſchäft erfüllt an ſich noch nicht den Begriff der Gewerbs⸗ 
mä ßigkeit. 

Durch Anordnung des ſtellvertretenden Generalkommandos vom 
29. Juli 1915 war der gewerbsmäßige An⸗ und Aufkauf von Kar⸗ 
toffeln uſw. ohne beſondere Genehmigung der Diſtriktsverwaltungs⸗ 
behörde verboten. 

Der Angeklagte betreibt in N. eine Spezereiwarenhandlung; er 
kaufte in verſchiedenen Gemeinden, die ebenfalls im Bereiche des 
III. Armeekorps gelegen ſind, Kartoffeln in einer Menge von 
2111,30 Str. auf und lieferte fie an den Magiſtrat; eine Genehmi⸗ 
gung des Bezirksamtes E. hatte er nicht erholt. Der Angeklagte 
dat die Kartoffeln ohne einen Aufſchlag an den Magiſtrat S. geliefert. 

Die Strafkammer ging von der Annahme aus, daß der An⸗ 

gellagte wegen ſeines Geſchäftsbetriebs als Kolonialwarenhändler um 
den Kartoffelverkauf von den Vertretern des Magiſtrats S. angegangen 
worden war, und daß er in ſeinem Geſchäftsbetrieb, weil er durch 
libernahme des Kartoffelankaufs Geld verdienen und fo die Verhält⸗ 
niſſe ſeines Warengeſchäfts fördern konnte, das Geſchäft ausgeführt 
hat, das ſelbſt ein Handelsgeſchäft bildete und in dem ein gewerbs⸗ 
mäßiger Ankauf vorlag. Demgemäß erachtete die Strafkammer das 
Tatbeſtandsmerkmal der Gewerbsmäßigkeit des An⸗ und Aufkaufs im 
Sinne der Anordnung als gegeben. Die Strafkammer hat weiter 
fur den Fall, daß die Ableitung der Gewerbsmäßigkeit des Ankaufs 
der Kartoffeln aus 5 348 HG. rechtlich nicht zutreffen ſollte, als 
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einzig möglich die Annahme erachtet, daß der Angeklagte in dieſem 
Falle einen, weil nicht dem eigenen Bedarf dienenden, gewerbs⸗ 
mäßigen, des Gewinnes wegen übernommenen Ankauf betätigt hat 
und willens war, das nämliche Geſchäft bei ſich bietender Gelegenheit 
zu wiederholen, falls ihm fo ſichere Vertragsgegner, wie hier, wieder 
gegenüberſtehen würden. 

Dieſe Begründung trägt die angefochtene Entſcheidung nicht. 

Gewerbsmäßig handelt, wer eine auf Erwerb gerichtete, fort⸗ 
geſetzte oder doch mit dem Willen der Wiederholung vorgenommene 
berufsmäßige Tätigkeit ausübt (Samml. von Entſch. des Obs St. 
5, 409). 

Die Anordnung vom 29. Juli 1915 verſteht unter „gewerbs⸗ 
mäßig“ nichts anderes; demnach iſt nach dieſer Anordnung nur der 
in Fortſetzungsabſicht betätigte, auf Erzielung von Erwerb gerichtete 
An⸗ und Aufkauf von Kartoffeln verboten. 

Der Angeklagte iſt Kaufmann; nach 8 343 HGB. iſt jedes Ge: 
chäft, das er im Betrieb ſeines Handelsgewerbes vornimmt, mit dem 
er die Zwecke ſeines Handelsbetriebes ermöglichen oder fördern will, 
ein Handelsgeſchäft und nach § 343 HGB. gilt das von einem 
Kaufmann vorgenommene Rechtsgeſchäft im Zweifel als zum Betriebe 
ſeines Handelsgewerbes gehörig. 

Aus der Eigenſchaft des Geſchäftes als eines Handelsgeſchäftes 
ergibt ſich zwar die Rechtsfolge, daß die Vorfchriften des 3. Buches 
des HGB. über Handelsgeſchäfte auf das Geſchäft Anwendung finden, 
allein rechtsirrig iſt der aus dieſen Beſtimmungen des HGB. von 
der Strafkammer gezogene Schluß, daß dieſer Ankauf von Kartoffeln 
als ein gewerbsmäßiger im Sinne der Anordnung vom 29. Juli 1915 
ſich ſchon wegen der Eigenſchaft des Geſchäftes als eines Handels⸗ 
geſchäftes darſtellt. Wenn ein Eiſenwarenhändler gelegentlich einmal 
ein Grundſtücksgeſchäft gegen Entgelt vermittelt, ſo liegt nach Staub, 
Kommentar zum HGB. § 343 Nr. 2, allerdings ein Handelsgeſchäft 
vor, aber dieſe Vermittlung macht ihn noch nicht zum gewerbsmäßigen 
Vermittler von Immobiliarverträgen. 

Ebenſo liegt der Fall hier; wenn auch der Ankauf der Kartoffeln 
für den Angeklagten ein Handelsgeſchäft bildete, ſo hat er deswegen 
noch nicht den Ankauf von Kartoffeln gewerbsmäßig im Sinne der 
Anordnung betrieben; aus der Beſtimmung des § 843 HGB. allein 
läßt ſich die Frage, ob der Ankauf der Kartoffeln durch den An⸗ 
geklagten gewerbsmäßig erfolgte, nicht beantworten. Entſcheidend 
ſind vielmehr die tatſächlichen Verhältniſſe. Hierüber enthält aber 
das angefochtene Urteil nur ungenügende Feſtſtellungen. 

Der Angeklagte hatte behauptet, daß ſeine Tätigkeit nicht unter 
die Anordnung falle, weil er kein Kartoffelhändler ſei, nur für den 
Magiſtrat S. eingekauft und dieſem die Kartoffeln zum gleichen 
Preiſe, um den er ſie bekommen hat, überlaſſen habe; er ſei nur der 
Unterhändler, die Stadtgemeinde S. in Wirklichkeit der Käufer ge⸗ 
weſen; nach dem Sitzungsprotokolle hat der Angeklagte Zeugenbeweis 
über das Verhältnis angeboten, das zwiſchen ihm und dem Magiſtrat 
S. bezüglich dieſes Kartoffelankaufes beſtand. 

Die Strafkammer hatte dieſer Verteidigung gegenüber allen 
Anlaß, klarzuſtellen, welche Beredungen und Abmachungen zwiſchen 
dem Angeklagten und den Vertretern des Magiſtrats S. über den 
Ankauf von Kartoffeln ſtattgeſunden haben, um auf dieſe Weiſe die 
nötigen tatſächlichen Unterlagen für die Beantwortung der Frage zu 
gewinnen, ob das Tun des Angeklagten ein gewerbsmäßiges in dem 
mehrfach erwähnten Sinne war. Dieſen Mangel kann auch die 
Ausführung des Urteils nicht beſeitigen, „es wäre keine andere An⸗ 
nahme möglich, als daß der Angeklagte in dieſem Falle einen 
gewerbsmäßigen Ankauf betätigt hatte und willens war, das nämliche 
Geſchäft bei ſich bietender Gelegenheit zu wiederholen, falls ihm ſo 
ſichere Vertragsgegner wie hier wieder gegenüberſtehen würden“. 

An ſich zwingt die Tatſache des Ankaufs von Kartoffeln durch 
den Angeklagten für die Stadtgemeinde S. nicht notwendig zu der 
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Annahme, daß er bei Vornahme dieſes ſich als Ausübung des 
Handelsbetriebes darſtellenden Handelsgeſchäfts in der Abſicht der 
Wiederholung derartiger Tätigkeit gehandelt hat; möglich iſt ebenſo⸗ 
gut, daß der Angeklagte von vornherein nur einen einmaligen Auf⸗ 
kauf von Kartoffeln für den Magiſtrat S. beabſichtigte. Tatſachen, 
aus denen ſich die erwähnte Annahme als die einzig mögliche er⸗ 
geben würde, ſind in dem Urteile nicht feſtgeſtellt. (Urteil vom 
6. April 1916, RNev.⸗Reg. Nr. 90/1916.) 


2. Keine Milderung der Strafe bei Verſuch, wenn 
für das verſuchte Vergehen die gleiche Strafe angedroht 
iſt wie für das vollendete Vergehen. Berückſichtigung 
eines nicht rechtskräftigen, aber vor der Reviſionsverhand⸗ 
lung rechtskräftig gewordenen Urteils. 

Nach dem Erlaß vom 8. Juli 1915 iſt die Ausfuhr von Pferden 
aus dem Korpsbereich und der Verſuch dazu mit Gefängnisſtrafe 
bis zu einem Jahre zu ahnden, alſo auf die Ausfuhr eines Pferdes 
und auf das Unternehmen, ein Pferd auszuführen, die gleiche Strafe 
angedroht. Demnach unterliegen Handlungen, die darauf gerichtet 
ſind, ein Pſerd über die Grenzen des Korpsbezirks zu ſchaffen, der 
vollen Strafe des Geſetzes vom 5. November 1912 auch dann, wenn 
ſie erfolglos geblieben ſind, und iſt der Verſuch der Ausfuhr eines 
Pferdes nicht nach Maßgabe der Vorſchriften im § 44 RStGB. 
milder zu beſtrafen als die Ausfuhr. 

Weiter rügt der Angeklagte die Berückſichtigung des Urteils vom 
19. November 1915, weil es mit Reviſion angefochten und noch 
nicht rechtskräftig geweſen ſei, habe es nicht zu ſeinem Nachteile 
verwertet werden dürfen. Richtig iſt, daß dieſem Urteile kein Einfluß 
bei der Bemeſſung der Strafe hatte eingeräumt werden ſollen, weil 
es am 11. Februar 1916 noch nicht rechtskräftig war und demgemäß 
nicht ſeſtſtand, daß der Angeklagte ſich gegen das Geſetz vom 5. No: 
vember 1912 wiederholt verfehlt hatte. Wird die Strafe bei der 
ſpäteren Aburteilung wegen einer vorangegangenen Verurteilung 
höher bemeſſen, ſo würde ſich, falls das mit einem Rechtsmittel an⸗ 
gefochtene frühere Urteil in Wegfall kommt, die Folge ergeben, daß 
der Angeklagte die Erhöhung der Strafe für eine Handlung erleiden 
müßte, deren er nicht überführt iſt. Dies iſt unzuläſſig und be⸗ 
gründet eine Verletzung des Geſetzes. Die Geſetzesverletzung iſt aber 
im vorliegenden Falle dadurch geheilt worden, daß das RG. die 
Reviſton des Angeklagten gegen die Entſcheidung vom 19. November 
1915 durch das Urteil vom 14. Februar 1916 verworfen hat. Nach 
5 376 RStPO. kann die Reviſion nur darauf geſtützt werden, daß 
das angegriffene Urteil auf der Geſetzesverletzung beruht. Dieſe 
Vorausſetzung iſt nicht gegeben, da jetzt feſtſteht, daß der Angeklagte 
ſich der Straftat vom 26. Juni 1915 ſchuldig gemacht hat. Aus 
dieſen Gründen war die Keviſion des Angeklagten auf feine Koſten 
(8 505 Abſ. 1 StPO.) zu verwerfen. (Urteil vom 30. März 1916, 
Nev.⸗Reg. Nr. 87/1916.) 


3. Begriff des Verwendens zum Bereiten von Futter⸗ 
mitteln (BR VO. über das Verfüttern von Brotgetreide uſw. 
vom 5., 21. Januar, 31. März, 28. Juni 1915). 

Der Angeklagte ließ im April 1915 mehrere Zentner Getreide, 
das vorwiegend aus Vollkorn, zum Teil aus Klein⸗ oder Hinterkorn 
beſtand, mit etwas Gerſte und Hafer vermiſcht und, wie er wußte, 
gemahlen zur Brotbereitung geeignet war, behufs Gewinnung von 
Schweinefutter entgegen ſeiner anfänglichen Abſicht, es zu dieſem 
Zwecke ſchroten zu laſſen, auf den Rat des Müllers zur ergiebigeren 
Ausnutzung mahlen und das hieraus gewonnene Mehl nebſt Kleie 
in fein Anweſen bringen, wo er beides zum Berfüttern bereit hielt, 
am Verfüttern aber durch das Dazwiſchenkommen der Polizeibehörde 
verhindert wurde. Die Strafkammer verurteilt wegen Vergehens 
nach 8 9 Abſ. 1 Nr. 1 BRVoO. über das Verfüttern von Noggen 
vom 5. und 21. Januar / 31. März 1915, weil entgegen den Vor⸗ 
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ſchriften in §8 1 Abſ. 1 Nr. 2 und in 8 2 BD. mahlſähiger, mit 
anderer Frucht gemiſchter Roggen zum Bereiten von Futtermitteln 
verwendet worden war. 

Die Reviſion führt aus, daß das Vermahlen des zur Brot: 
bereitung geeigneten Mehles mit der Abſicht, dieſes Mehl zum Füttern 
zu verwenden, als ein Bereiten von Futtermitteln nicht erachtet 
werden kann. Die Reviſion verkennt dabei die Bedeutung und den 
Zweck der Verordnung des Bundesrats. Die Feſtſtellung der Straf⸗ 
kammer, daß das zur Mühle gebrachte Getreide mahlfähiger, d. i. 
zur Brotbereitung geeigneter Roggen war, iſt eine der Vorausſetzungen 
zur Annahme einer Zuwiderhandlung gegen das Fütterungsverbot. 
Nach der klaren Beſtimmung des § 2 BD. und der darauf fußenden 
vom Senate geteilten Anſchauung des RG. liegt Verwendung zum 
Bereiten von Futtermitteln bereits vor, wenn Roggen mit der 
Beſtimmung (an Pferde) verfüttert zu werden, zum Schroten dem 
Müller übergeben war (Entſch. des RG. in StS. vom 21. Mai 1915 
in 23. 1915 S. 973 Nr. 5b). (Urteil vom 4. Mai 1916, Rev. 
Reg. 118/1916.) 


4. BR VO. gegen übermäßige Preisſteigerung vom 
23. Juli 1915. Iſt Bier Gegenſtand des täglichen 
Bedarfs? Grundſätze für die Bemeſſung des Gewinns. 

Im allgemeinen iſt in Bayern Bier ein Gegenſtand des täglichen 
Bedarfs; dagegen kann nicht jedes Bier dazu gerechnet werden, wie 
auch nicht jedes Nahrungsmittel dazu zählt. Für die Regel wird 
nur das einheimiſche gewöhnliche Schankbier und das ihm gleich 
ſtehende eingeführte Bier als Gegenſtand des täglichen Bedarfs an⸗ 
zuſehen ſein, nicht aber Bier von beſonderer Beſchaffenheit, wie echtes 
Pilſener Bier, Starkbier oder ſonſtiges Luxusbier. 

Es iſt unzutreſſend, lediglich aus der Vergleichung der Geſtehungs⸗ 
koſten mit dem Verkaufspreiſe zu folgern, daß der Gewinn übermäßig 
war. Bei der Berechnung des Gewinns an einer Ware find nidt 
nur Ankaufspreis und Auslagen, ſondern auch die ſämtlichen Betriebs⸗ 
koſten des Verkäufers zu berückſichtigen. (Urteil vom 13. April 1916, 
Rev.⸗Reg. Nr. 105/1916.) 


5. Art der Bekanntmachung der Anordnung eines 
Militärbefehlshabers. 

Wurde eine Anordnung im Armeekorpsbezirk vorſchriftsmäßig 
bekanntgemacht, ſo iſt ſie mit der Bekanntmachung für den ganzen 
Bezirk wirkſam; es iſt nicht erforderlich, daß ſie auch in jeder einzelnen 
Gemeinde bekanntgemacht wird. (Urteil vom 27. April 1916, 
Rev.⸗Reg. Nr. 120/1916.) 


Reichsverſicherungsamt. 
Berichtet von Regierungsrat Dr. Th. v. Olshauſen, Berlin. 


I. Krankenverſicherung. 
1. 8 119 RBO. Vererblichkeit des Krankengeldanſprucht. 


Die Vererblichkeit des Anſpruchs auf Krankengeld kann nicht 
unbedingt von einem Antrag bei Lebzeiten des Verſicherten abhängig 
gemacht werden. Die Verhältniſſe in der Krankenverſicherung liegen 
weſentlich anders als in der Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſicherung. 
Hier beſchränkt ſich die Verpflichtung der Verſicherungsträger auf die 
Zahlung von Geldbeträgen. Die Einleitung eines Heilverfahrens 
iſt nach 8 1269 RBO. nur ein Recht, keine Pflicht der Verſicherungs⸗ 
anſtalten. Dagegen haben die Krankenkaſſen in Krankheitsfällen außer 
Krankengeld auch Krankenpflege zu gewähren. Die Gewährung dieſer 
kann zwar ihrer Natur nach nur bei Lebzeiten des Verſicherten 
erfolgen. Der Anſpruch auf ſie erliſcht daher mit dem Tode des 
Verſicherten und geht nicht auf ſeine Erben über. Die Verpflichtung 
der Kaſſen zur Gewährung von Krankenpflege kann aber unter Um⸗ 
ſtänden auch Anſprüche auf Barleiſtungen begründen, indem der 
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Berficherte, der in dringenden Fällen einen anderen Arzt als den 
Kaſſenarzt in Anſpruch nimmt, von der Krankenkaſſe gemäß § 368 
Halbſ. 2 RVO. Bezahlung der Arztkoſten verlangen kann. Er wird nicht 
felten, 5 B. bei plötzlichen Unglücksfällen, wenn der Verſicherte bald 
nach dem Unfalle ſtirbt, den Anſpruch bei Lebzeiten nicht mehr 
erheben können. Wäre der Anſpruch auf Bezahlung der Arztkoſten 
durch die Kaſſe alsdann nicht vererblich, ſo müßten die Erben des 
Verſicherten die Koſten aus eigenen Mitteln beſtreiten. Dadurch 
würden ihnen Verpflichtungen auferlegt, die an ſich der Krankenkaſſe 
obliegen. Eine ſolche Bereicherung der Kaſſe auf Koſten der Erben 
kann der Geſetzgeber nicht gewollt haben. Der Anſpruch auf Grund 
des & 368 Halbſ. 2 iſt daher vererblich, mag er auch bei Lebzeiten 
des Berficherten nicht angemeldet worden fein. In gleicher Weiſe 
muß der Anſpruch auf Krankengeld behandelt werden. Auch dieſer 
iſt vererblich, ſelbſt wenn er vor dem Tode des Verſicherten noch 
nicht erhoben war. Die Erben ſind daher zur Stellung des Antrags 
befugt. Der Kreis der Erbberechtigten beſtimmt ſich mangels ander⸗ 
weitiger geſetzlicher Vorſchriſten nach den erbrechtlichen Vorſchriften 
des BGB. RNev.⸗Sen., 28. Juni 1915, Ia K. 123/14. 


2. 8 182 Nr. 2 RBO. Begriff des Arbeitstages. 

Nach S 182 Nr. 2 RO. iſt das Krankengeld für jeden Arbeitstag 
u gewähren. Eine Begriffsbeſtimmung des Arbeitstages enthält 
die RBD. nicht. Die Auslegung des Begriffes „Arbeitstag“ iſt aber 
nicht nur für die Frage, unter welchen Vorausſetzungen Sonn⸗ und 
Feſttage als Arbeitstage anzuſehen ſind, ſondern auch für die vor⸗ 
liegend in Betracht kommende Frage, wann Werktage ausnahmsweiſe 
nicht als Arbeitstage zu gelten haben, maßgebend. Denn wie für 
gewiſſe Mitglieder der Kaſſe der Sonntag ein Arbeitstag iſt, gibt es 
auch umgekehrt Verſicherte, für die einzelne Werktage keine Arbeits⸗ 
tage find, und die demgemäß für dieſe Tage keinen Anſpruch auf 
Krankengeld haben. Das iſt aber nicht in dem Sinne zu verſtehen, 
daß die Verſicherung nur an den Tagen beſteht, an denen tatſächlich 
gearbeitet wird. Vielmehr beſteht die Verpflichtung der Krankenkaſſe 
zur Gewährung der vollen ſatzungsmäßigen Leiſtungen, wenn der 
Arbeitsvertrag trotz der Unterbrechung der Arbeit fortbeſteht und der 
Arbeiter auch in der Arbeitspauſe und nach deren Ablauf zur Ver⸗ 
fügung des Arbeitgebers ſteht. Demgemäß beſteht das Recht auf 
Krankengeld weiter, wenn an einzelnen nicht vorherbeſtimmten Tagen, 
zum Beiſpiel infolge Beurlaubung oder eines Betriebshinderniſſes, 
die tatſächliche Arbeitsleiſtung ausfällt. Dagegen fällt das Recht 
auf Fortbezug des Krankengeldes weg für diejenigen Perſonen, die 
nach der Ordnung des Betriebes oder der Art des Beſchäftigungs⸗ 
verhältniſſes nur an beſtimmten Tagen der Woche arbeiten.!) Für 
dieſe Perſonen ſind nur die feſtgeſetzten Tage Arbeitstage im Sinne 
des 8 182 Nr. 2 RVO. und nur für dieſe Tage beſteht demgemäß 
im Falle der durch Krankheit herbeigeführten Arbeitsunfähigkeit Anſpruch 
auf Krankengeld. Rev.:Sen., 13. November 1915, IIa K. 97/14. 


3. 8 184 RVO. Kein Rechtsanſpruch auf Gewährung 
von Krankenhauspflege. 

Ein eigentlicher klagbarer Rechtsanſpruch auf Gewährung von 
Krankenhauspflege ſteht den gegen Krankheit Verſicherten nicht zu. 
Dies entſprach der nach dem Krankenverſicherungsgeſetz herrſchenden 
Anſicht, iſt vom Neichsverſicherungsamt auch für das jetzige Recht 
angenommen worden und muß grundſätzlich auch für diejenigen Fälle 
gelten, in denen die Krankenkaſſen nach 8 184 Abſ. 4 möglichſt 
Krankenhauspflege gewähren ſollen. Es ergibt dies ſowohl die Wort⸗ 
faffung wie die Entſtehungsgeſchichte des 5 184 Abſ. 4. Iſt hier⸗ 


1) Eine Waſchfrau z. B., die ausſchließlich die drei erſten Tage 
der Woche in einem Gaſtwirtsbetriebe tätig iſt und ſonſt keiner 
verſicherungs pflichtigen Beſchäftigung nachgeht, erhält ärztliche Bes 
bandlung, Arznei und Heilmittel auch für die arbeitsfreien Tage, 
Krankengeld aber nur für drei Tage. 


nach auch unter der Herrſchaft der RVO. davon auszugehen, daß der 
Verſicherte nach 8 184 keinen Rechtsanſpruch auf Krankenhaus⸗ 
behandlung hat, ſo iſt es auch nicht angängig, die Krankenkaſſe, die 
das Wahlrecht nach 8 184 nicht ausüben, vielmehr nur Krankenhilfe 
nach § 182 gewähren will, im Spruchverfahren zur Gewährung der 
Krankenhausbehandlung zu verurteilen. Rev.:Sen., 12. Oktober 1915, 
Ia K. 183/15. 


4. 8 186 RVO. Begriff des Angehörigen. 

Eine einheitliche Beſtimmung des Begriffs „Angehörige“ iſt in 
der RWO. nicht enthalten. Insbeſondere ſagt das Geſetz nicht, wer 
unter die Angehörigen im Sinne des § 186 zu rechnen iſt. Auch 
die Begründung gibt hierüber keinen Auſſchluß. Bei der Auslegung 
des fraglichen Begriffes muß insbeſondere das bisher geltende Recht 
berüdfichtigt werden. Literatur und Rechtſprechung waren ſich unter 
der Herrſchaft des KrVerſG. grundſätzlich darüber einig, daß hierbei 
unter Angehörigen einmal nur Familienangehörige zu verſtehen ſind, 
andererfeits wurden, entſprechend dem allgemeinen Sprachgebrauch, 
darunter nicht nur Familienangehörige im engeren Sinne, nämlich 
Ehegatten, Kinder, Eltern und Geſchwiſter, einbegriffen, ſondern es 
wurden auch Verwandte und Verſchwägerte jedes Grades hinzugerechnet. 
Maßgebend war hiernach für das bisherige Recht das Beſtehen einer 
rechtlich anerkannten Verwandtſchaft oder Schwägerſchaft. Dagegen 
war es für die Auslegung des Begriffes „Angehörige“ ohne Be⸗ 
deutung, ob eine geſetzliche Verpflichtung des Verſicherten zur Unter⸗ 
ſtützung des betreffenden Angehörigen beſtand. Da die Begründung 
zur RBO. etwas Gegenteiliges nicht erkennen läßt, rechtfertigt ſich die 
Annahme, daß der Begriff „Angehörige“ im Sinne des 8 186 RO. 
in gleicher Weiſe auszulegen. Rev.⸗Sen., 11. Oktober 1915, 
IIa K. 154/15. 


5. 8 195 RBD. Wochengeld und Kriegs wochengeld. 9) 

Der Zeitraum von 8 Wochen, für den nach 8 195 R. 
Wochengeld zu zahlen iſt, iſt ein begrenzter Zeitraum, während deſſen 
Leiſtungen zu gewähren find, mithin eine Friſt im Sinne der RVO., 
auf welche die Vorſchriften der SS 124 und 125 anzuwenden find. 
Wochengeld tft daher nach § 195 Abſ. 1 RV. für den Tag der 
Niederkunft und für 8 Wochen, von denen mindeſtens 6 in die Zeit 
nach der Niederkunft fallen müſſen, mithin für 57 Tage zu gewähren. 
Es iſt weiter zu prüfen, ob das gleiche auch für das Kriegs⸗ 
wochengelds) der Bek. vom 3. 12. 14 zu gelten hat. Dem ſcheint 
entgegenzuſtehen, daß § 7 Abſ. 2 der Bek. die entſprechende Anwendung 
der 88 118, 119, 220, 223 RVO., nicht aber die der 88 124, 125 
vorſieht. Es wird daher die Anſicht vertreten, daß der Tag der 
Niederkunft in die Friſt mit einzubeziehen ſei, alſo Wochengeld nur 
für 56 Tage gewährt werden dürfe. Dieſer Auffaſſung iſt der Spruch 
ſenat nicht beigetreten. Hinſichtlich der Dauer des Wochengeldbezugs 

5) Die Leiſtungen der Kriegswochenhilfe nach der Bek. vom 
3. 12. 14 (RGBl. S. 492) ſchließen ſich eng an die Leiſtungen der 
Wochenhilfe nach der RVO. an. So hat z. B. das RVA. am 
30. 11. 15 (Ila K. 223/15) entſchieden, daß ſowohl das Still⸗ 
geld nach 5 200 RVO. wie auch das Stillgeld gemäß § 3 Nr. 4 
der Bek. bei Zwillingsgeburten doppelt zu gewähren iſt. 

3) Ein ſolches wird Wöchnerinnen während der Dauer des 
gegenwärtigen Krieges aus Mitteln des Reiches unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß die ſonſtigen Vorausſetzungen erfüllt ſind, dann gewährt, 
wenn ihre Ehemänner dem Reiche Kriegs-, Sanitäts⸗ oder ähnliche 
Dienſte leiſten oder an deren Weiterleiſtung oder an der Wieder⸗ 
auſnahme einer Erwerbstätigkeit durch Tod, Verwundung, Erkrankung 
oder Gefangennahme verhindert find (8 1 Nr. 1 der Bek.). Eine 
dieſer Vorausſetzungen muß während der Wochenzeit erfüllt 
fein. Die Vorausſetzung des § 1 Nr. 1 iſt fo lange aber nicht erfüllt, 
als der Ehemann der Wöchnerin von der Militärbehörde vorläufig 
entlaſſen und dadurch in die Lage verſetzt iſt, wieder einer Erwerbs⸗ 
tätigkeit nachzugehen, mag er auch ſpäter nochmals zur Truppe ein⸗ 
aezogen worden fein. (Vgl. Beſchl.⸗Sen., 22. November 1915, 
IIa K. 227/15.) 
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ſtimmt der Wortlaut der Bek. in 8 3 Nr. 2 mit der Vorſchrift des 
& 195 Abſ. 1 RVO. genau überein. Danach erſcheint es unbillig 
und nicht gerechtfertigt, die Dauer des Wochengeldbezugs nach der 
Bek. abweichend von der RVO. zu berechnen und, wenn auch nur um 
einen Tag, kürzer zu bemeſſen, zumal die Kriegswochenhilfe Träger der 
RVO., nämlich die Krankenkaſſen, zunächſt zu gewähren haben. Vielmehr 
muß angenommen werden, daß auch hier die Vorſchriften der SS 124, 
125, welche die Dauer des Wochengeldbezugs nach der RVO. regeln, 
finngemäß anzuwenden find. Nur durch eine ſolche Auslegung wird 
auch das unerwünſchte Ergebnis vermieden, daß die Krankenkaſſen 
Wöchnerinnen, die auch nach 5 195 Abſ. 1 RVO. Anſpruch auf 
Wochengeld haben, für die erſten 56 Tage das erhöhte Kriegs⸗ 
wochengeld und für den ſiebenundfünfzigſten Tag das niedrigere 
Wochengeld der RVO. zu gewähren hätten. Rev.⸗Sen., 20. Septem⸗ 
ber 1915, IL a K. 129/15. 


6.8205 Nr. 3 RVO. Sterbegeld bei Totgeburten. 


Die Frage, ob Sterbegeld nach 8 205 Nr. 3 RVO. bei Tot: 
geburten zu gewähren iſt, iſt in Literatur und Rechtſprechung beſtritten. 
Diejenigen, welche, wie z. B. Hoffmann, RVO. Anm. 7 zu $ 205, 
die Frage verneinen, machen geltend, es dürfe Sterbegeld bei Tot⸗ 
geburten deshalb nicht gewährt werden, weil ein Kind nur ſterben 
könne, wenn es nach der Geburt gelebt habe. Die Erwägung, daß 
das Sterbegeld eine Unterſtützung zur Beſtreitung der Beerdigungs⸗ 
koſten ſein ſolle, und auch die Beerdigung totgeborener Kinder Koſten 
verurſache, könne vielleicht eine Anderung der geſetzlichen Vorſchriſten, 
aber nicht eine den Anſchauungen des Lebens widerſprechende Aus⸗ 
legung des Geſetzes rechtfertigen. Nach der Anſicht der Gegner iſt 
Sterbegeld auch für totgeborene Kinder zu zahlen, weil das Kind im 
Mutterleibe gelebt habe und nur vor oder in der Geburt geſtorben 
ſei, und weil das Bedürfnis nach Sterbegeld auch hier vorliege. 
Das RA. hat ſich dieſer letzten Anſchauung angeſchloſſen. 
Allerdings iſt nicht zu verkennen, daß der Wortlaut des Geſetzes 
in gewiſſer Hinſicht für die gegenteilige Anſicht ſpricht. Denn 
das Geſetz ſieht die Zahlung des Sterbegeldes beim „Tode“ 
eines Kindes eines Verſicherten vor. Der „Tod“ einer Perſon ſetzt 
aber im Sprachgebrauch des täglichen Lebens voraus, daß ſie gelebt 
hat. Entſprechend beginnt nach §8 1 BGB. die Rechtsfähigkeit eines 
Menſchen mit der Vollendung der Geburt, ſetzt alſo ein Leben nach 
der Geburt voraus. Auf ähnlichen Erwägungen beruhen oſſenbar 
die einſchlagenden Vorſchriften des 8 23 PStG., wonach Totgeburten 
nicht im Geburtsregiſter, ſondern nur im Sterberegiſter eingetragen 
werden. Allein dieſe Schlußſolgerungen, die ſich an den Wortlaut 
des Geſetzes knüpfen laſſen, können nicht ausſchlaggebend ſein gegenüber 
dem ſozialen Zwecke, dem die Vorſchriſt dient. Rev.:Sen., 16. Auguſt 


1915, IIa K. 30/15. 
(Fortſetzung folgt.) 


Oberlandesgerichte. 


Kriegsrechtliche Entſcheidung. 


1. Entlaſſung des Teſtamentsvollſtreckers wegen 
Kriegsteilnahme. 

Gemäß § 2227 BGB. kann das Nachlaßgericht den Teſtaments⸗ 
vollſtrecker auf Antrag eines der Beteiligten entlaſſen, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt. 

Ob ein wichtiger Grund für die Entlaſſung des Teſtaments— 
vollſtreckers vorliegt, iſt unter Berückſichtigung aller obwaltenden tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſe des einzelnen Falles zu entſcheiden. Als Grund 
für die Unfähigkeit zur ordnungsmäßigen Geſchäfts führung, die im 
Geſetz als ein wichtiger Grund beiſpielmäßig angeführt iſt, kann auch 
längere Abweſenheit des Teſtamentsvollſtreckers in Betracht kommen. 
Aber auch hier kommt es auf den Einzelfall an. Das LG. hat in 
der Tatſache allein, daß der Teſtamentsvollſtrecker ſich als Kriegs: 


teilnehmer auf dem weſtlichen Kriegsſchauplatze befindet, einen Ent⸗ 
laſſungsgrund nicht erblickt, und hierin iſt ein Rechtsirrtum nicht zu 
finden. Abgeſehen davon, daß, ſoweit wenigſtens bisher erſichtlich 
iſt, ein ſchriftlicher Verkehr mit dem Teſtamentsvollſtrecker nicht aus⸗ 
geſchloſſen iſt, kommt, wie das LG. mit Recht hervorhebt, entſcheidend 
in Betracht, daß der Teſtamentsvollſtrecker durch Beſtellung von 
Bevollmächtigten für die Erledigung der Geſchäfte der Teſtaments⸗ 
vollſtreckung Vorſorge getroffen hat. Zu Unrecht bemängelt die 
Beſchwerdeführerin die Zuläſſigkeit dieſer Bevollmächtigung. Die 
Frage, ob und inwieweit der Teſtamentsvollſtrecker zur Beſtellung 
eines Bevollmächtigten befugt iſt, iſt im Beſchluß des KG. vom 
16. Mai 1906, KGJ. 32 A 90 rechtsgrundſätzlich erörtert. Danach tft 
ein Teſtamentsvollſtrecker mangels ausdrücklicher Geſtattung des Erb⸗ 
laſſers zwar nicht in der Lage, die geſamten Obliegenheiten ſeines 
Amtes dauernd auf einen anderen zu übertragen, wohl aber kann er 
ſich in Rechtsangelegenheiten des Nachlaſſes durch einen Bevollmächtigten 
vertreten laſſen. Auf den Umfang der Vollmacht kommt es dabei nicht 
an, ſelbſt die Erteilung einer ſogenannten Generalvollmacht iſt nicht 
unzuläſſig, wenn nur dem Teſtamentsvollſtrecker das Recht jederzeitigen 
Widerrufs der Vollmacht zuſteht. An dieſem Rechtsgrundſatz iſt auch 
nach erneuter Prüfung feſtzuhalten. Die Auffaſſung des LG., daß 
die von P. H. erteilte Vollmacht ſich im Rahmen einer hiernach 
zuläſſigen Bevollmächtigung hält, iſt nicht zu beanſtanden. Gegen⸗ 
wärtig ſind auch Umſtände, welche dem Teſtamentsvollſtrecker für 
unbeſtimmte Zeit die Möglichkeit nehmen, ſeinen Willen gegen⸗ 
ek feinen Bevollmächtigten zur Geltung zu bringen, nicht er 
ichtlich. N 

Wenn auch der Beſchwerdeführerin zugegeben werden mag, daß 
in Zukunft Umſtände eintreten können, die einen ſchriftlichen Verkehr 
mit dem Teſtamentsvollſtrecker und eine Einwirkung ſeinerſeits auf 
die Geſchäftsführung der Bevollmächtigten erſchweren oder gar aus⸗ 
ſchließen, ſo kann doch dieſe Möglichkeit nicht ſchon jetzt als Grund⸗ 
lage für eine Entlaffung des Teſtamentsvollſtreckers dienen. Es muß 
den Beteiligten überlaſſen bleiben, bei Eintritt derartiger Umſtände 
beim Nachlaßgericht einen erneuten Antrag auf Entlaſſung des 
Teſtamentsvollſtreckers zu ſtellen. (Beſchluß des KG. vom 15. April 
1915, 1 X. 66/15.) KGJ. 47 A 92. 


2. Gegenſtandswert der Beurkundung einer zur Er⸗ 
wirkung des Teſtamentsvollſtreckerzeugniſſes abgegebenen 
eidesſtattlichen Verſicherung. 


Der Notar hat die zur Erwirkung eines Teſtamentsvollſtrecker⸗ 
zeugniſſes von dem zum Teſtamentsvollſtrecker Ernannten abgegebenen 
eidesſtattlichen Verſicherungen beurkundet und hierfür unter Zugrunde⸗ 
legung des reinen Nachlaßwertes von 800 000 & eine Gebühr nach 
§ 5 Not Gebo. und 88 33, 49 PrGͤKG. berechnet. Das AG. hat 
die Gebühr unter Zugrundelegung eines Schätzungswertes von 
75 000 A auf 41 X feſtgeſetzt. Das KG. hat dies gebilligt. 
Gründe: 

Der Beſchwerdeführer (Notar) hält die Zugrundelegung eines 
Schätzungswertes von 75 000 A für unzureichend, da kein Grund 
vorliege, bei einem Nachlaßwerte von 800 000 & unter den in 
§ 23 PrGKcG. vorgeſehenen Höchſtbetrag von 100 000 & hinunter⸗ 
zugehen. Nach ſeiner Anſicht iſt aber überhaupt nicht ein Schätzungs⸗ 
wert, ſondern der Wert des reinen Nachlaſſes der Koſtenberech⸗ 
nung zugrunde zu legen, indem er die Begründung des (von den 
Vorinſtanzen in Bezug genommenen) kammergerichtlichen Beſchluſſes 
vom 12. Dez. 1913 (KGJ. 45, 369) für unzutreffend erachtet. 
Der Senat hat auch nach wiederholter Prüfung keine Veranlaſſung 
gefunden, von ſeiner neuerlichen Rechtſprechung abzuweichen. Dieſe 
geht im weſentlichen dahin: Der § 81 PrGͤcG. enthält in dem 
(hier nicht in Betracht kommenden) Abſ. 4 und in Abſ. 7 beſondere 
Vorſchriften für die Berechnung des Gegenſtandswertes, die denen 
der 88 19 ff. vorgehen. Nach dem letzten Satze in Abſ. 7 des § 81 
findet in dem Verfahren der Erteilung des Teſtamentsvollſtrecker⸗ 
zeugniſſes auf die Berechnung des Wertes die Vorſchrift des § 28 
Abi. 1 PrGͤG. entſprechende Anwendung. Hierzu gehört auch die 
Aufnahme der zur Erwirkung des Teſtamentsvollſtreckerzeugniſſes ab⸗ 
gegebenen eidesſtattlichen Verſicherung, denn es handelt ſich um ein 
nebenſächliches Geſchäft, das keinen höheren Gegenſtands wert haben 
kann, als das Hauptgeſchäft, das zu fördern es beſtimmt iſt. Auch 
im Falle der Beurkundung einer ſolchen eidesſtattlichen Verſicherung 
bemißt ſich daher der Gegenſtandswert nach 8 23 Abſ. 1 PrGKG., 
mag es ſich um die gerichtliche oder notarielle Beurkundung der ab: 
gegebenen Erklärungen handeln. Daß dies insbeſondere auch auf die 
Beurkundungen der Notare zutrifft wird aus § 2 ihrer Gebo. ge: 
folgert. 
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45. Jahrgang. 


Gegen die Richtigkeit dieſer Auffaſſung find nach verſchiedenen 
Richtungen Einwendungen erhoben worden, die am ausführlichſten 
in einer von Juſtizrat Oſtermeyer verfaßten Schrift („Gerechterer 
Koſtenwert für Teſtamentsvollſtreckerzeugniſſe und die vorangegangene 
eidesſtattliche Verſicherung“, J. Guttentag 1916) dargeſtellt find. Dieſe 
Schrift ſucht zunächſt in ihrem erſten Abſchnitte die KGJ. 41 B 306 
zuerit näher begründete Auffaſſung zu bekämpfen, daß der Wert eines 
Teſtamentsvollſtreckerzeugniſſes in allen Fällen nach der ent⸗ 
ſprechend anzuwendenden Vorſchrift des 8 23 Abſ. 1 Pr GKG. zu bemeſſen 
ſei. Es wird im Gegenſatze hierzu aus dem Wortlaute des § 81 Abſ. 7 
Satz 1 Pr G. gefolgert, daß für den Regelfall der Wert des 
reinen Nachlaſſes den Gegenſtandswert des Teſtamentsvollſtrecker⸗ 
zeugniſſes bilden ſolle und die Vorſchrift des Abſ. 7 Satz 4 daher 
nur ausnahmsweiſe, nämlich in den in den beiden voran⸗ 
gehenden Sätzen behandelten beſonderen Fällen Platz greifen ſolle. 
Dieſe Auslegung iſt mit dem Zweck und der Entſtehungsgeſchichte 
der genannten Vorſchriften nicht zu vereinen. Zuzugeben iſt nur, daß 
in der Ausdrucksweiſe des Geſetzes bei Vergleichung des Satzes 1 mit 
Satz 4 in Abſ. 7 des 8 81 PrGKG. eine gewiſſe Unſtimmigkeit vor: 
handen iſt, welche wohl ihre Erklärung darin findet, daß Satz 1 in 
der bisherigen Faſſung des Geſetzes ſtehen geblieben tft, während die 
folgenden Sätze erſt durch die Novelle vom 25. Juli 1910 hinzu⸗ 
gefügt worden ſind. Nach der älteren Geſetzesverfaſſung, als der 
jetzige Satz 1 des Abſ. 7 allein dieſen Abſatz bildete, konnte es 
keinem Zweifel unterliegen, daß, indem Abſ. 7 die Abſätze 1 bis 6 
des § 81 auf das Zeugnis über die Forſetzung der Gütergemeinſchaft 
und die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers für entſprechend 
anwendbar erklärte, damit auch geſagt ſein ſollte, daß bei Berechnung 
der Gebühr für das Teſtamentsvollſtreckerzeugnis der Wert des 
reinen Nachlaſſes als Gegenſtandswert in Betracht kommen ſolle, 
wie insbeſondere aus dem zweiten Halbſatze des Satzes (nach dem 
Schluſſe aus dem Gegenteil) zu folgern, worin beſtimmt iſt, daß bei 
Berechnung der Gebühr für das Zeugnis über die Fortſetzung der 
Gütergemeinſchaft an die Stelle des Wertes des Nachlaſſes 
der halbe Wert des Geſamtguts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
tritt. An dieſem Nechtszuſtande, der häufig wegen der Höhe der 
Gebühr als eine Härte empfunden wurde, ſollte, wie die Begründung 
der Novelle nicht im Zweifel läßt, durch die Hinzufügung des jetzt 
in § 81 Abſ. 7 an letzter Stelle ſtehenden Satzes eine Anderung 
herbeigeführt werden, indem fortan nicht mehr der Wert des 
reinen Nachlaſſes in Betracht kommen, ſondern nach 8 23 Abſ. 1 
der Wert innerhalb der dort vorgeſehenen Wertgrenzen geſchätzt 
werden ſollte. Die Begründung des Entwurfes der Novelle (Nr. 24 A 
der Druckſ. des AbgH., 21. LP., III. Seſſ. 1910) bemerkt hierzu: 
„Fur die Wertberechnung war nach den bisherigen Vorſchriften der 
Wert des Nachlaſſes, ſoweit ſich das Amt des Teſtamentsvollſtreckers 
auf den Nachlaß erſtreckte, maßgebend. Der Entwurf ſchlägt vor, 
den Wert in allen Fällen nach § 23 Abſ. 1 zu ſchätzen.“ Dieſe 
Begründung läßt es ausgeſchloſſen erſcheinen, daß der Satz 4 in Abſ. 7 
des 8 81 ſich etwa nur auf die beiden vorhergehenden Sätze, in denen 
für zwei beſondere Fälle eine Gebührenermaßigung vorgeſehen iſt, 
erſtrecken ſollte, vielmehr will Satz 4 alle Fälle der Erteilung eines 
Teſtamentsvollſtreckerzeugniſſes treffen, und zwiſchen ihm und Sag 1 
des Abſ. 7 beſteht nur inſofern eine Unſtimmigkeit, als Satz 1 auch 
nach Schaffung des Satzes 4 unverändert geblieben iſt, während (im 
Sinne des Satzes 4) die in Satz 1 vorgeſehene entſprechende An⸗ 
wendung ſich zwar auf die im übrigen anwendbaren Vorſchriften der 
Abſätze 1 bis 6, nicht aber fernerhin auf die über den Wert des 
Gegenſtandes beziehen ſollte. Satz 4 ſchränkt inſoweit die ent⸗ 
ſprechende Anwendung des Abſ. 4 cin. In dieſem Sinne iſt z. B. 
auch von Mügel in der 6. Aufl. ſeines Kommentars Anm. 24 zu 
§ 81 die Vorſchrift des Abſ. 7 Satz 1 und 4 verftanden, und ferner 
in KGJ. 45, 369 die gegenteilige Auslegung verworfen worden (vgl. 
insbeſ. S. 874). Daß durch die hiernach eintretende Bewertung der 
Teftamentsvollſtreckerzeugniſſe die Erben größerer Vermögensmaſſen 
begünftigt werden, da nach 8 23 PrGKG. eine Wertbemeſſung von 
mehr als 100 000 & ausgeſchloſſen iſt, mag der Nachlaß noch ſo 
viel mehr wert fein, iſt zwar richtig, kann aber höchſtens dem Geſetz⸗ 
geder Anlaß zur Anderung des Geſetzes geben, wenn ihm die koſten⸗ 
rechtliche Begünftigung größerer Vermögen nicht der Billigkeit zu 
entſprechen ſcheint. 

In den folgenden Abſchnitten befaßt ſich die O ſtermeherſche 
Schrift mit der Rechtſprechung des KG., die dahin geht, daß, mag 
es ſich um die gerichtliche oder notarielle Beurkundung der 
zur Exwirkung des Teſtamentsvollſtreckerzeugniſſes abgegebenen Er⸗ 
Uärungen und Verſicherungen handeln, als Gegenſtandswert ein 
hoherer als der für die Erteilung des Zeugniffes nicht in Betracht 
kommen könne. Im Gegenſat zu KGJ. 41, 306 und 45, 369 wird 
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auszuſühren geſucht, daß es ſich bei der Beurkundung der zur Er⸗ 
wirkung des Teſtamentsvollſtreckerzeugniſſes abgegebenen Erklärungen 
nicht um ein Nebengeſchäft im Sinne der angezogenen Entſcheidungen, 
ſendern um eine Beurkundung im Sinne des zweiten Abſchnittes des 
PrGKG. gemäß deſſen 8 49 Nr. 2 handle, für deren Bewertung 
daher auch nur die allgemeinen Vorſchriften der §§ 19 ff. und nicht 
die Sondervorſchrift des § 81 in Betracht kommen könnten. Dieſe 
Einwendungen treffen nicht das Weſentliche der beanſtandeten Ent⸗ 
ſcheidungen. Daß es ſich bei den in Rede ſtehenden Beurkundungen 
um ſolche im Sinne des zweiten Abſchnittes des PrGͤ& cg. handelt, 
kann ernſtlich nicht beſtritten werden, iſt auch vom KG nicht in 
Zweifel gezogen worden, ergibt ſich vielmehr ſchon daraus, daß die 
Gebühr auf Grund des zum zweiten Abſchnitte gehörigen § 49 Nr. 2 
berechnet wird. Damit iſt aber noch nicht geſagt oder entſchieden, 
daß die Gebühr nach dem Werte des Nachlaſſes berechnet werden 
müßte. Allerdings iſt nach §S 19 PrGͤKG. für die Gebührenberech⸗ 
nung der Wert des Gegenſtandes maßgebend, auf den ſich das 
Geſchäft bezieht, und dieſer Gegenſtand wird in den Fällen, in denen 
eine Erklärung ſich auf einen Nachlaß bezieht, regelmäßig der Nachlaß 
(ohne Abzug der Schulden) bilden. Das Geſetz kann aber auch ein 
anderes beſtimmen und hat es in § 81 beſtimmt, indem nach deſſen 
Abf. A der Wert des reinen Nachlaſſes und nach Abſ. 7 Satz 4 der 
Schätzungswert der Koſtenberechnung zugrunde zu legen iſt. Dieſe 
abweichende Wertbemeſſung trifft, da das Geſetz nicht unterſcheidet, 
alle in 8 81 behandelten Angelegenheiten, alſo auch die in Abſ. 2 
und 7 vorausgeſetzten, vor Gericht abgegebenen eidesſtattlichen Ver⸗ 
ſicherungen als ſog. Nebengeſchäfte, die das Hauptgeſchäſt zu 
fördern beſtimmt ſind, denn es fehlt an jedem Anhalt für die An⸗ 
nahme, daß die Gebühren für die Erwirkung der in § 81 vor⸗ 
geſehenen Zeugniſſe nach einem höheren Gegenſtandswerte bemeſſen 
werden ſollen, als die Gebühren für die Erteilung des Zeugniſſes. 
Dann iſt aber auch die Schlußfolgerung geboten, daß das, was von 
den vor Gericht abgegebenen Erklärungen gilt, in gleicher Weiſe 
von den vor einem Notar abgegebenen Erklärungen zu gelten hat, 
denn auch dieſe Erklärungen ſind dazu beſtimmt, die Erteilung des 
gerichtlichen Zeugniſſes zu fördern, mag demnächſt das Zeugnis er⸗ 
teilt werden oder nicht. Als Wert des Gegenſtandes, auf den ſich 
ihre Bekundung bezieht, im Sinne des § 19 PrGͤG., kann daher 
auch nur der Wert in Betracht kommen, der der Wertbemeſſung bei 
Erteilung des Zeugniſſes zugrunde zu legen iſt. Daß hierbei der 
Ausdruck „Nebengeſchäft“ nicht in der techniſchen Bedeutung des § 56 
PrGKG., ſondern im Sinne eines gegenüber der Hauptſache der 
Zeugniserteilung nebenſächlichen Geſchäfts (Hilfsgeſchäfts) zu verſtehen 
iſt, iſt bereits KGJ. 47, 298 ausgeführt. Dieſer Bewertung der 
Bedeutung des Geſchäfts ſteht der Umſtand nicht entgegen, daß im 
gegebenen Falle die Beurkundung der eidesſtattlichen Verſicherung 
den Haupt⸗ oder einzigen Gegenſtand der Tätigkeit des Notars 
bildet, denn nicht in Anſehung der Beurkundung, ſondern im Ver⸗ 
hältnis zur Erteilung des gerichtlichen Zeugniſſes will die Recht: 
ſprechung des KG. die Abgabe der eidesſtattlichen Verſicherung als 
ein „Nebengeſchäft“ angeſehen wiſſen. Damit erledigen ſich auch die 
Einwendungen, die von Gundlach, DNotV. 1912, 640; Bartſcher⸗ 
Wenz, Dot. 1916, 44 und Bartſcher⸗Dünnenberg⸗Wenz, 
Anm. 21 zu § 81 PrGͤG. und der Koſtenkommiſſion des Vereins 
f. d. Notariat in Rheinpreußen in der Rhein Not. 1915, 117 Nr. 11 
gegen die Rechtſprechung des KG. erhoben worden find. Wie zu 
entſcheiden ſein würde, wenn die eidesſtattliche Verſicherung zur Er⸗ 
wirkung eines von einem nichtpreußiſchen Gericht zu erteilenden 
Zeugniſſes beurkundet würde, braucht hier nicht näher erörtert zu 
werden, da die bisherige Rechtſprechung nur den Fall betraf und be⸗ 
treffen wollte, daß das Teſtamentsvollſtreckerzeugnis von einem 
preußiſchen Amtsgericht erteilt werden ſoll, und da es ſich auch 
im vorliegenden Falle um die Erteilung eines ſolchen Zeugniſſes ge⸗ 
handelt hat. 

Wenn hiernach die Vorinſtanzen den Wert des Gegenſtandes auf 
75 000 & geſchätzt haben, ſo iſt dies rechtlich nicht zu beanſtanden, 
und zu der beantragten Erhöhung der Schätzungsſumme liegt um ſo 
weniger eine Veranlaſſung vor, als das LG. den Gegenſtandswert 
für die Erteilung des Teſtamentsvollſtreckerzeugniſſes auf nur 
25 000 & feſigeſetzt hat. (Beſchluß des KG. vom 28. April 1916, 
la X. 812/16). 


* 
* 


3. Beglaubigung der zugeſtellten Klagabſchrift durch 
den Anwalt des Klägers iſt zuläſſig. 
Das LG. hält die Klagezuſtellung, welche im amtsgerichtlichen 


Verfahren erfolgt iſt — exit ſpäter iſt der Rechtsſtreit an das LG. 
(KH.) verwieſen —, für unwirkſam, weil die Beglaubigung der Ab⸗ 
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ſchrift der Klage, welche dem Beklagten zugeftellt iſt, nicht, wie in 
den SS 210, 497 ZPO. vorgeſchrieben, durch den Gerichtsſchreiber, 
ſondern durch den Rechtsanwalt erfolgt iſt. Dieſe Anſicht wird auch 
ſonſt vertreten (vgl. Kommentar von Skonietzki⸗ Gelpke, Note 9 zu 
8 496), ihr konnte jedoch nicht beigepflichtet werden. Wenn § 210 
cit. auch beſtimmt: 

„die Beglaubigung der bei der Zuſtellung zu übergebenden 

Abſchrift geſchieht durch den Gerichtsſchreiber“, 
ſo beſtimmt er doch nicht, daß die Beglaubigung nur durch dieſen zu 
geſchehen hat. Das Gegenteil ergibt ſich aus § 340 a ZPO. der 
auch für die Beglaubigung der Einſpruchsſchrift im Amtsgerichts⸗ 
prozeß gilt, nach welcher Vorſchrift die Partei, welche Einſpruch ein⸗ 
legen will, die erforderliche Zahl von beglaubigten Abſchriften mit 
der Einſpruchsſchrift einreichen ſoll. Dieſe Vorſchrift findet ſich in dem 
Abſchnitt „Verfahren vor den Landgerichten“. Aus den 88 340 a, 520, 
553 a, 554 a. a. O. geht hervor. daß die Beglaubigung nach dem 
Willen des Geſetzes durch den Anwalt erfolgen fol. Da 8340 a cit. 
auch für den Amtsgerichtsprozeß gilt — 8 496 a. a. O. —, fo tft 
danach auch für die letzteren die Beglaubigung durch den Anwalt 
allgemein zugelaſſen (vgl. Gaupp⸗Stein Anm. zu SI 496, 210; Förſter⸗ 
Kann Anm. zu § 210). (Urteil des OLG. Naumburg a. S., 3. 35. 
vom 19. April 1916, 3 U. 2/16). 


Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Arend, Raſtenburg. 


Landgerichte. 
Kriegsrechtliche Entſcheidungen. 


1. Anſpruch des zum Heeresdienſt einberufenen An⸗ 
geſtellten auf Gehalt für 6 Wochen. 


Über die Frage, ob die Einberufung zum Heeresdienſt als ein 
unverſchuldetes Unglück zu bezeichnen iſt, herrſcht in der Literatur 
und Rechtſprechung keine übereinſtimmende Meinung. Teils wird die 
Frage verneint, teils bejaht. Das Berufungsgericht iſt nun der 
Meinung, daß der von der Beklagten angeführten und auch ſonſt in 
der Preſſe mehrſach erörterten Entſcheidung des KG. vom 13. Oktober 
1915 (vgl. IW. 1916, 61), nach welcher die Einberufung als ein 
unverſchuldetes Unglück überhaupt nicht zu bezeichnen ſei, da ſie alle 
Staatsangehörige gleichmäßig treffe, nicht zuzuſtimmen iſt. Das Geſetz 
hat in dieſem Falle rein ethiſche Geſichtspunkte außer acht gelaſſen 
und offenbar nur die wirtſchaftliche Seite regeln wollen. Es bezweckt, 
den wirtſchaftlich Schwachen vor unverſchuldeter ihn jäh treffender 
Not zu ſchützen. In dieſem Sinne kann ſicherlich die Einberufung 
zum Heeresdienſt in Kriegszeiten ſchwer und plötzlich wie ein Elementar⸗ 
ereignis wirken, und den davon Betroffenen plötzlich in arge Be⸗ 
drängnis bringen. Anderſeits kann die Einberufung auf manche 
wirtſchaftliche Exiſtenz auch geradezu fördernd einwirken. Es iſt alſo 
nach Anſicht des Berufungsgerichts die wirtſchaftliche Wirkung der 
Einberufung im Einzelfall zu prüfen. (Urteil des LG. Cöln vom 
14. April 1916, 2 S. 235/15.) 


Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Hans Metz, Cöln. 


* * 
* 


2. Verzicht des Kriegsteilnehmers auf Einhaltung des 
Verſteigerungsverbots des § 5 des Geſetzes vom 4. Auguſt 
1914 iſt zuläſſig. 

Das AG. hat zunächſt die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks 
auf Antrag der Beſchwerdeführerin angeordnet, dann aber das Ver⸗ 
fahren einſtweilen eingeſtellt, da der eine Miteigentümer Kriegs⸗ 
teilnehmer iſt. 

Die Beſchwerdeführerin hat darauf eine notarielle Urkunde bei⸗ 
gebracht, in der dieſer Kriegsteilnehmer ſelbſt die Fortſetzung des 
Verfahrens bewilligt, weil das Grundſtück doch nicht gehalten werden 
könnte und die alsbaldige Verſteigerung für ihn vorteilhaft ſei. 

Das AG. hat aber trotzdem den Antrag auf Anberaumung des 
Verſteigerungstermins abgelehnt, da nach dem Geſetz vom 4. Auguſt 


Zu 1. Vgl. JW. 1916, 61. 
Zu 2. Vgl. auch LG. Meiningen, JW. 1916, 290. 


1914 die Verſteigerung unzuläſſig ſei. 
Beſchluß erſcheint begründet. 

Das LG. ſchließt ſich im Gegenſatz zu dem AG. der Anſicht an, 
daß der Schutz des Kriegsteilnehmers in § 5 des Kriegsteilnebmer⸗ 
geſetzes vom 4. Auguſt 1914 nur ihm ſelbſt zugute kommt, als ein 
beſonderes, in den außergewöhnlichen Verhältniſſen begründetes Recht, 
auf das er aber, wie auf jedes andere ihm zuſtehende Recht, wiriſam 
verzichten kann. Die Zwangsverſteigerung des Grundſtlücks iſt daher 
gegen den Kriegsteilnehmer nicht mehr unzuläſſig, weil er auf dieſen 
Schutz ſelbſt verzichtet hat. (Beſchluß des LG. I Berlin, 2. 3K. vom 
23. Mai 1916.) Mitgeteilt von Juſtizrat Irmler, Berlin. 


* * 
* 


Die Beſchwerde gegen dieſen 


3. Italiener haben Auslandvorſchuß zu zahlen. 


Der Kläger war ein in Deutſchland wohnender Italiener, der 
Beklagte ein in Deutſchland wohnender Holländer. Auf die prozeß⸗ 
hindernde Einrede des Beklagten hin wurde dem Kläger aufgegeben, 
ſich wegen der Prozeßkoſten Sicherheit zu leiſten, und zur Begründung 
angeführt: „Allerdings befindet ſich, entgegen der Meinung des Be⸗ 
klagten, Deutſchland nicht im Kriegszuſtande mit Italien, denn eine 
Kriegserklärung hat nicht ſtattgefunden, und kriegeriſche Handlungen 
der beiden Staaten gegeneinander find bisher auch nicht erfolgt, einen 
eventuellen Kriegszuſtand, d h. ein Kriegszuſtand, der zwar vorhanden, 
aber gegenwärtig nicht wirkſam iſt, gibt es nach dem Völkerrecht nicht. 
Das Haager Abkommen hat aber zur notwendigen Vorausſetzung die 
Fortdauer geordneter völkerrechtlicher Beziehungen unter den Vertrags⸗ 
ſtaaten. Dieſe beſtehen aber ſeit Mai 1915 nicht mehr zwiſchen 
Deutſchland und Italien, da der diplomatiſche Verkehr abgebrochen 
iſt und es keine Handelsbeziehungen zwiſchen den Staaten mebr gibt. 
Die Folge hiervon iſt, daß das Haager Abkommen für Deutſchland 
und Italien in Wegfall gekommen iſt und der Kläger ſich daher nicht 
darauf berufen kann. Er iſt daher, wie jeder andere Ausländer, der 
dieſem Abkommen nicht unterliegt, dem Beklagten auf deſſen Antrag 
hin zur Sicherheit verpflichtet. Die Anſicht des Klägers, Beklagter 
als Holländer könne überhaupt nicht das Verlangen nach Sicherheits⸗ 
leiſtung ftellen, tft nach §8 110 ZPO. rechtsirrig, denn nach dieſem 
iſt hierzu jeder Beklagte überhaupt, nicht bloß der inländiſche, be⸗ 
rechtigt; vgl. OLG. 13, 118; auch bezieht ſich das Haager Abkommen 
auf die Niederlande und Italien.“ (Urteil des LG. Cöln, 2. KH. 
vom 29. März 1916, 15 0. 463/15.) 


Mitgeteilt von Juſtizrat Ludwig Cahen I, Cöln. 
Zu 3. Vgl. JW. 1916 S. 61, 180. 


Am 31. Mai 1916 ſtarb unſer Vorſtandsmitglied Herr 
Juſtizrat Max Heumann 


in Breslau. 
Er gehörte ſeit Juni 1913 unſerm Vorſtande an. In dieſer 
Stellung war er bis zu feinem Tode beſtrebt, die Not 
anderer lindern zu helfen. 


Wir werden ſein Andenken in Ehren halten. 
Leipzig, den 5. Juni 1916. 
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Dr. Franz Enz aus Stuttgart. 
Eruſt Irankendurger aus München. 
Wilhelm Sohneider aus Hettſtedt. 


Dr. Wilhelm Steinkrüger aus Cöln, Mülheim a. Rh. 


Dr. Geinrich Stüven aus Hamburg. 
Hermann Vogt aus Huſum. 


Hinausſchiebung der Zwangsverſteigerung im Kriege 
und die Bundesratsverordnungen zum Schutze des 
Realkredits. 


Von Kammergerichtsrat Dr. F. Scholz, Berlin. 


I. Allgemeines. 


u den ſchwierigſten Aufgaben für Geſetzgebung und 
Rechtſprechung auf bürgerlichrechtlichem Gebiete iger des 
Krieges gehört die Findung eines angemeſſenen Ausgleichs 
zwiſchen den Anforderungen des Gläubigers und der Lage des 
Schuldners. Beſondere Bedeutung wegen der Höhe der in 
Betracht kommenden Kapitalien und der Rückwirkung auf die 
allgemeine Volkswirtſchaft erlangt dieſe Vermittlungsaufgabe 
da, wo es ſich um das Verhältnis zwiſchen Grundſtückseigen⸗ 
tümer und Hypothekengläubiger handelt. Hier muß es in erſter 
Linie Aufgabe der Geſetzgebung und Rechtſprechung ſein, unter 
möglichfter g der Intereſſen des Gläubigers dahin zu 
wirken, daß dem Schuldner, dem die Aufbringung neuen 
Kapitals in einem Kriege von der Ausdehnung des gegen⸗ 
wärtigen unmöglich oder ungeheuer erſchwert iſt, das Grund⸗ 
ſtück tunlichſt er bleibt. Möglichſte Hinausſchiebung der 
Zwangsverſteigerung iſt hier das Hauptproblem. Während 
der Rriegägelehaeber, das Hergebrachte über Bord werfend, 
allein die Billigkeit entſcheiden laſſen kann, iſt der Richter an 
die gr er Für ae kommen a aupts 
ich in Betracht: wangsverſteigerungsgeſe 
1898, 713) einerſeits und die Kriegsnotverordnungen anderer⸗ 


ſeits. An der Hand dieſes Normenkreiſes ſoll im folgenden 
kurz erörtert werden, welche Macht und welche Mittel dem 
Richter zur Verfügung ſtehen, um den erforderlichen Ausgleich 
ee Recht und Intereſſen des Gläubigers und des Schuldners 
zu finden. 


II. Das Zwangsverſteigerungsgeſet. 

Das Zwangsverſteigerungsgeſetz gibt dem Richter 
keine Handhabe, in einem Kriege von der Ausdehnung des 
e die Zwangsverſteigerung ohne Zuſtimmung des 
etreibenden Gläubigers ſoweit hinauszuſchieben, daß dem 
infolge des Krieges notleidenden Schuldner, von beſonderen 
örtlichen Verhältniſſen abgeſehen, geholfen würde. Hier iſt 
zwiſchen der Friſt, mit der der Verſteigerungstermin anzuſetzen 
iſt, und einer Vertagung des Termins zu unterſcheiden. 

1. Nach § 36 Ab 2 3G. fol der Verſteigerungs⸗ 
termin, „wenn nicht beſondere Gründe vorliegen“, auf 
höchſtens ſechs Monate hinausgerückt werden. Nach der 
Denkſchrift ſoll die Überſchreitung der Höchſtfriſt z. B. dann 
ſtatthaft ſein, wenn es ſich darum handelt, „eine dem Schuldner 
nachteilige Verſteigerung zu ungelegener Zeit zu verhindern“. 
Hierzu bemerkt die PrAllg Vfg. vom 7. März 1895 (I, 1282): 
„Bei einer Zwangsverſteigerung liegt es im Intereſſe ſowohl 
des Schuldners wie des Gläubigers, einen dem wahren Werte 
des Gegenſtandes 1 9 entſprechenden Preis zu erzielen. 
Ein ſolcher wird bei Landgütern, wenn die Verſteigerung im 
Winter ndet und deshalb eine eingehende len digung 
des Gutes nicht 5 werden kann, ſchwerlich erzie 
werden; es iſt deshalb die Abhaltung des Verſteigerungstermins 
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während der Vegetationszeit als wünſchenswert bezeichnet 
worden.“ Bei Beginn des e rieges erließ der 
Be Juſtizminiſter eine AllgVfg. (vom 5. Auguſt 1914, 

S. 661), in der er auf die wirtſchaftlichen Schäden 
hinwies, die ſowohl einzelnen Beteiligten wie der Allgemeinheit 
dadurch erwachſen können, daß der e „in 
der gegenwärtigen Zeit“ abgehalten wird. 8 36 Abſ. 2 3G. 
gebe dem Bollftredung ericht die Handhabe zu prüfen, „ob 
nicht beſondere Gründe dafür vorliegen, den Zeitraum zwiſchen 
der Anberaumung des Termins und dem Termine ſo zu be⸗ 
meſſen, daß die Entſtehung von Schäden der erwähnten Art 
vermieden wird“. Als Gründe für eine ſolche Terminshinaus⸗ 
ſchiebung hebt Güthe (Jäckel⸗Güthe [5] S. 916) hervor: Wert⸗ 
verringerung des Grundſtücks infolge des Krieges; Fehlen 
ber Sch oder zahlungskräftiger Bieter „infolge Ungunſt 
er Zeit“. 

Solche „beſonderen Gründe“ für eine weitfriſtige An⸗ 
beraumung des Verſteigerungstermins im Sinne der genannten 
Allg Vfg. können im Auguſt 1914 für Oſtpreußen oder Teile 
davon vorgelegen haben. Der Ruſſeneinfall oder die Gefahr 
eines ſolchen oder die allgemeine Gefährdung der Provinz als 

iegsgebiet konnten ſehr wohl die Befürchtung rechtfertigen, ein 
igerungstermin werde für längere Zeit hinaus ergebnis⸗ 

los verlaufen und dem Intereſſe aller Beteiligten zuwider ſein. 
Im allgemeinen aber wird die Hinausſchiebung des Verſteigerungs⸗ 
termins auf mehr als 6 Monate, die man bei Beginn des 
Krieges, als man ſeine it e Dauer noch nicht vorausſah, 
als ein Hilfsmittel zum utze des Schuldners gegen die 
„Ungunſt der Zeit“ erachten konnte, als ein geeignetes Mittel 
ch kaum noch erweiſen. Einerſeits weiß niemand, wie lange 

Krieg noch dauern wird, und auf wie weit daher zur Ver⸗ 

einer Verſchleuderung des Grundeigentums der Ver⸗ 
teigerungstermin hinausgerückt werden muß. Andererſeits aber 
eine fürſorglich weite Hinausſchiebung zu einer Verſagung 
es Zwangsverſteigerungsrechts des Gläubigers und damit zu 
einer Art Kriegsmoratorium. § 36 Abſ. 2 3G. will nur 
eine it zulassen d geringe Uberſchreitung der ſechsmonatigen 
Höchſtfriſt zulaſſen, um die Abhaltung des Verſteigerungstermins 
zu offenbar ungünſtiger Jahreszeit zu verhüten. Der Geſetz⸗ 
eber ging davon aus, daß ein sünftiges Bietungsergebnis 
owohl dem Schuldner wie auch dem Gläubiger nützt. Eine 
erkürzung des Vollſtreckungsrechts des Gläubigers durch lang⸗ 
[ei en Schutz des Schuldners gegen die Deriteigerung hatte 
eiehgeber nicht beabſichtigt. Dieſer Standpunkt liegt auch 
den Zahlungsfriſtenverordnungen des Bundesrats zugrunde. 
Denn die beſondere rige hae Zulaſſung der Einſtellung 
der Zwangsvollſtreckung in Grundſtücke für die Höchſtdauer von 
drei oder ſechs Monaten (Zahl FriſtbO. 8 5 und HypZahl⸗ 
FriſtVO. § 2, RGBl. 1915, 290 ff; HypVO. § 10, RGBl. 
1916, 456) wäre nicht nötig geweſen, wenn der Richter 
vermöge des § 36 Abi. 2 3G. es in der Hand hätte, die 
wangsverſteigerung von Grundſtücken etwa für die Kriegs⸗ 
dauer von vornherein auszuſchließen. 

2. In der vorbezeichneten Allg Vfg. vom 5. Auguſt 1914 
wird ferner darauf hingewieſen, 8 zur Vermeidung der ge⸗ 
kennzeichneten Schäden auch eine Vertagung eines bereits an⸗ 
geſetzten Verſteigerungstermins in Frage kommen könne. Daß 
eine ſo gung — wenn auch nur „in außergewöhnlichen 
Fällen“ — zuläſſig ſei, habe das RG. in den Urteilen vom 
27. Februar 1914 (WarnErg Bd. 1914, 265) und vom 
25. April 1911 (JW. 1911, 599) anerkannt. Dieſe u Nada 
die 1 der cha des Vertagungsrechts ediglich 
auf die Rechtſprechung des RG. verweiſt, iſt mehrfach ſeitens 
der Vollſtreckungsgerichte nicht beachtet oder iſt mißdeutet worden. 

Das 3G. enthält keine ausdrückliche Vorſchrift darüber, 
ob und unter welchen Vorausſetzungen der Richter den Ver⸗ 
ſteigerungstermin vertagen darf. Daß die Vertagung erfolgen 
muß, wenn zwingende geſetzliche Friſten nicht eingehalten ſind, 
ergibt ſich aus 8 43; dies iſt lediglich die Folge von Fehlern 
im Verfahren. Daß ferner der Termin aufzuheben iſt, wenn 
der Verſteigerungsantrag zurückgenommen wird (§ 29), oder 
wenn der Gläubiger die einſtweilige Einſtellung des Verfahrens 
oder die Aufhebung des Verſteigerungstermins bewilligt ($ 30), iſt 
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eine Folge davon, daß das Verfahren nur auf Antrag ſtattfindet. 

Darüber, ob ge den Willen des betreibenden Gläubigers, zum 

Schutze des 17 und der Nachhypothekare, die Vertagung 

erſolgen darf, ſchweigt das Geſetz. Grundſätzlich muß hieraus 

die Unzuläſſigkeit der Vertagung gefolgert werden. Denn der 

betreibende Gläubiger kann verlangen, daß ſeine Befriedigung 

aus dem Grundſtück nicht mit Rückſicht auf andere Beteiligte 

weſentlich hinausgeſchoben wird — zwiſchen dem neuen Termin 

und feiner Bekanntmachung müſſen nach § 43 Abſ. 1 des Geſetzes 

mindeſtens 6 Wochen liegen. Ebenſo können die Nachhypothekare 

verlangen, daß nicht dem Schuldner gegenüber in einer Weiſe 

Nachſicht geübt wird, daß durch weſentliche Hinausſchiebung der 

Verſteigerung die von dem Beſchlagnahmequartal an laufenden 

öffentlichen Laſten und die laufenden Zinsanſprüche der vor⸗ 

gehenden Gläubiger (8 10 Abſ. 1 Nr. 3, 4; § 13 3G.) fort⸗ 

dauernd anwachſen. Mit Recht hat daher das RG. in dem in 
der oben erwähnten Allg Vfg. angeführten Urteil vom 27. Februar 
1914 (WarnErg Bd. 1914, 266) ausgeſprochen, daß eine Vers 
tagung des Termins auf Antrag oder von Amts wegen nur 

„in außergewöhnlichen Fällen“, „aus ſchwerwiegenden Gründen“, 
„unter Berückſichtigung des Intereſſes aller Beteiligten“ er⸗ 
folgen dürfe. Unter Würdigung des konkreten Falles verneinte 
das RG. eine zum Schadenserſatz verpflichtende r be pf 
verletzung des Zwangsverſteigerungsrichters, da dieſer bei pflicht⸗ 
mäßiger nb ſehr wohl zu der Überzeugung habe kommen 
können, daß die Vertagung zuläſſig und zweckmäßig ſei. 

In ähnlicher Weiſe ſprach das RG. hinſichtlich der Ver⸗ 
tagung des zur Verkündung des Zuſchlags beſtimmten 
Termins ſich in dem Urteil vom 25. April 1911, JW. 1911, 
598, aus. Dieſe Vertagung, über deren Zuläſſigkeit das Geſetz 
nichts enthalte, dürfe „nur aus zwingenden Gründen,“ ins⸗ 
beſondere zwecks Anſtellung notwendig gewordener 
lungen erfolgen. Denn der Meiſtbietende habe nach § 81 des 
Geſetzes ein Recht auf Erteilung des Zuſchlags unter den geſetz⸗ 
lichen Vorausſetzungen. Der Verſteigerungsrichter ſei auch nicht 
befugt, „den Verkündungstermin im Intereſſe des Schuldners 
oder dritter Perſonen zu vertagen. Das erſtere würde auf die 
Bewilligung einer Zahlungsfriſt für den Schuldner hinauz⸗ 
laufen, das letztere würde nicht minder jeder Berechtigung er⸗ 
mangeln.“ (Vgl. auch Jäckel⸗Güthe, Anm. 3 zu 88 87, 88 


.). 

Zu beachten iſt, daß eine Vertagung des Verkündungs⸗ 
termins nur auf höchſtens eine Woche zuläſſig wäre (8 87 
Abſ. 2 3WG.; Jäckel⸗Güthe a. a. O.). Dieſe Maßnahme 
käme alſo ſchon deshalb als Abhilfe gegen die durch den Krieg 
eſchaffene Lage nicht in Betracht. J. 80h würde unter 
ugrundelegung der in dem Urteil des RG. vom 27. Februar 
1914 ausgeſprochenen Grundſätze eine Vertagung des Ver⸗ 
F auch als Kriegsmaßnahme zuläſſig ſein, 
eilich nur „in außergewöhnlichen Fällen“, wie zutreffend die 
vorgenannte Allg Vfg. auch hervorhebt. Iſt z. B. für den Bes 
zirk des Verſteigerungsgerichts und die Zeit des Verſteigerungs⸗ 
termins eine feindliche Inwaſion oder ein anderes Kriegsereignis 
zu fürchten, das eine Landflucht oder ein Abſchrecken von der 
Beteiligung am Bieten zur Folge haben würde, ſo wird die 
Vertagung, da ſie „dem Intereſſe aller Beteiligten“ entſprechen 
würde, zuläſſig und zweckmäßig ſein. 

In völliger Verkennung dieſes durch die Allg Vfg. vom 
5. Auguſt 1914 gewieſenen Weges hat z. B. das AG. Neukölln 
(9 K. 88/14) auf Antrag der Nachhypothekare, gegen den Wider⸗ 
ſpruch der betreibenden Gläubigerin, in einem Verſteigerungs⸗ 
termin am 8. Oktober 1915 aus allgemeinen Gründen der 
Kriegskonjunktur das ſchon ſeit 1914 ſchwebende Verfahren auf 
faſt ein Jahr vertagt. Eine gleichweite Vertagung ereignete 
ſich bei einem AG. im Landgerichtsbezirk Thorn. Die Land⸗ 
gerichte in Thorn!) und Berlin II hoben mit Recht die Ver⸗ 
tagungsbeſchlüſſe auf, und das Kammergericht Gesu vom 
21. Dezember 1915, 11 W. 4365/15) wies in der Neuköllner 
Sache die ſofortige weitere Beſchwerde der Nachhypothekare, die 
uläſſig ſei, da eine ſo weitgehende Vertagung einer einſtweiligen 

inſtellung des Verfahrens gleichkomme (8 95 3WG.), zurüd: 


— esse yb 


1) JW. 1915, 1458. 
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Selbſt wenn die Bedingungen, unter denen die erſte Hypothekarin 
ihre Hypothek ſtehen zu laſſen gewillt ſei, un EB hoch 
ſeien, ſo liege 125 doch kein Fall vor, wie ihn das RG. in 
dem Urteil vom 27. Februar 1914 und die Allg Vfg. vom 
5. Auguſt 1914 im 1 Auge haben. An eine Vertagung auf fe 
ein Jahr habe das RG. hier wohl überhaupt nicht a Dr 

im dortigen Falle die Vertagung nur zur Aufklärung rechtlich 
erheblicher Bedenken erfolgt ſei. Im übrigen ſei die Ausnutzung 
der Verſteigerung zur Erlangung großer Vorteile, wie ſie hier 
dem betreibenden Gläubiger vorgeworfen werde, in Friedens⸗ 
wie in Kriegszeiten und unter normalen wie unnormalen Zeiten 
ein häufiger 5 Fall. Sie ſei alſo nicht „ganz 
außergewöhnlich“. „Ferner mag die Erhaltung wirtſchaftlicher 
Exiſtenzen und Werte in Kriegszeiten ein „ſchwerwiegender 
Grund“ ſein. en kann im vorliegenden Falle nicht an⸗ 
erkannt werden, daß bei der Vertagung des Verſteigerungs⸗ 
termins die Intereſſen aller Beteiligten berückſichtigt wurden. 
Die erſte gender Fa Bu das Verfahren betreibt, hat ein 
. en 5 0 g des dm im Jahre 1914 ein⸗ 
e erg he ihre Hypothek überhaupt ſtehen 
keen wi 5 1 lediglich ihrem Ermeſſen Die Bedingungen, 
unter denen ſie dazu bereit iſt, können daher nicht zu ihren 
Ungunſten verwertet werden.“ Dieſer cheidung, die mit 

der Rechtſprechung des RG. und der vorgenannten Alg g 
in Einllang ſteht, iſt auf der Grundlage des ZUG. meines 
Erachtens nur beizutreten.“) 


III. Entwidelung der Kriegsnotgeſetzgebung. 

Bei Beginn des Weltkrieges brachte die rechtliche Mobil⸗ 
machung des una geſetzliche Vorſchriften zum Schutze des 
Schuldners, und z 

1. in ein abe Weiſe und in Geſtalt von weſentlich 
prozeſſualen Vorſchriften zugunſten der Krieg steilnehmer 
(Kriegs TSchutz G. vom 4. August 1914, RGBl. S. 328; 3) 

2. durch materiellen und Vollſtreckungsſchutz der Schuldner 
ſeien dieſe Kriegsteilnehmer oder nicht, in Geſtalt von G. bon 
lichen Zahlungs- oder Einſtellungsfriſten (WO. 

7. Auguſt 1914, RGBl. 359; zit.: Zahl d V8). . Ver, 
ordnung des Bundesrats, die in dem Ermächtigun 9 9 vom 
4 ft 1914 8 3, RGBl. 327, ihre nee echts⸗ 
grundlage findet, führte, unter Urne ens bee Gedankens eines 
1 geſetzlichen Moratoriums, änktes, an ge⸗ 
f Vorausſetzungen an chr es Moratorium 


des die der im ren e ge eine 


a vom 1 Nichte eine bis auf hochſens 
3 Aa zu En Zahlungs⸗ oder Vollſtreckungseinſtellungs⸗ 
friſt 3 9 en dieſe ger e ſch an 1 55 
Lale en Nacht ringt. Hierauf kann 
Hypotheken⸗ und Grundſchuldſchuldner berufen. Da aber die 
Aufbringung von Spendet enkapitalien im Kriege außerordentlich 
„ wurde, ſo erſtreckte 
die Bundesratsverordnung vom 22. Dezember 1914, 
96581 543, die Aabſchul zugunſten des Hypotheken⸗ und 
Guede damen chuldners auf 6 Monate. 
4. Noch wirkſameren Schuldnerſchutz brachte bereits die 
Verordnung über die Folgen der nicht rechtzeitigen Bahlung 
einer Geldforderung vom 18. Auguſt 1914, N85 81. 377 (zit.: 


5) Zu Unrecht wird die Entſcheidung im Berliner Tageblatt 
(Nr. 54 vom 30. Januar 1916) angegriffen: Die Intereſſen der 
Beteiligten ſeien gegeneinander „abzuwägen“; der Betrieb der Zwangs⸗ 
verſteigerung zur Erzielung ungerechtfertigten Vorteils ſei gerade ein 
Vertagungs fal. Damit trägt der Verfaſſer jenes Artikels irrigerweiſe 
Grundſätze der Bundesratsverordnungen in das ZUG. hinein. Nach 

kann der betreibende Gläubiger nicht gezwungen werden, 
ſeine Hypothek ſtehen zu laſſen. Wie ſoll er daher des Verſteigerungs⸗ 
techts verluſtiggehen, wenn er nur unter harten Bedingungen auf 
dies Recht verzichten will? 

Bol. hierzu die ergänzenden Verordnungen vom 14. Januar 
1915, N00 S. 17, und vom 20. Januar 1916, RGBl. S. 47. 
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ge Fele Sie ermöglichte, die infolge nicht recht⸗ 
125 enzahlung eingetretene Fälligkeit des Kapitals durch 
Rüchterſpru zu beſeitigen. 

5. Die Verordnungen zu 2, 3 und 4 wurden am 20. Mai 
1915 weiter ausgeſtaltet un gleichzeitig neu gefaßt (RGBl. 290 
bis 293). 

6. Einen beſonderen Schutz im Zwangsverſteigerungsver⸗ 
fahren brachte die Verordnung aber die Verſagung des Zuſchlags 
bei der Zwangsverſteigerung von Gegenſtänden des unbeweg⸗ 
lichen Vermögens vom 10. Dezember 1914, R BI 499. Sie 
bezweckt nicht den Schutz des Schuldners, ſondern des Liedlohn⸗ 
3 des 0 gegen Ausfall in der Zwangs⸗ 
verſteigerun 

J. Allein dem Schutz ge 0 50 angsverſteigerung dient die 
dom über den ding ichen ang öffentlicher Laſten vom 
22. April 1915, RGBl. 235. Dadurch, daß öffentliche u 
die ſich in einmaliger . erſchöpfen, den Rang des $ 10 
Nr. 3 3G. auch dann behalten, wenn fie länger als zwei Jahre 
rückſtändig ſind, ſoll dem betreibenden Gläubiger weitere Stun⸗ 
dung ermöglicht werden. 

8. Eine umfaſſende Neuregelung brachten die am 8. Juni 
1916 ergangenen Bundesratsverordnungen: a) betreffend Ab⸗ 
änderung 5 Zahl FrVO. (oben 15 2 und der RechtsfBeſeit VO. 
va zu 4 1 über die Bewilligung von Zahlungsfriſten an 

San e) über die Geltendmachun Ki von Hypotheken, 
en und Rentenſchulden (zit.: Hyp VO.) RGBl. 1916, 


S. 8 49 1 1955 
a 8 vermerkte, ſehr zu i 1 Baer, 
iſt 98 ie Schuldnerſchutz, wie er durch die Normen 
u 1 bis 6 bezweckt wurde,“) ur eine neue Grundlage geſtellt, 
End e nr die ſich bisher ergeben hatten, in dem allein 
ine ckmäßigen Sinne erledigt und iſt insbeſondere in verſtärktem 
ße der Notlage des Grundbeſitzes und der durch den 
Krieg hervorgerufenen Notwendigkeit Rechnung getragen, „Maß⸗ 
regeln zur ee, der Erhaltung von unbeweglichem 
Eigentum in derſelben Hand und zum Schutze der Gläubiger 
a lich geſicherter Forderungen in die Wege zu leiten“, — 
Maßregeln, wie ſie insbeſondere nach Ausarbeitung der Ver⸗ 
1 zu 8 die Kommiſſion des Preuß. Abgeordnetenhauſes 
zur Beratung des Entwurfs eines Schätzungsamtsgeſetzes am 
11. Mai 1916 forderte. Dieſe Forderung läuft in ihrem gern 
auf das hinaus, was ich oben unter I als das Hauptproblem 
eine: mögli ae, de. Auf ber Geb der Zwangs⸗ 
verſteigerung im Kriege. der Grundlage der neuen 
Verordnungen vom 8. Juni 1916 6 fit nunmehr das nachſtehend 
zu IV bis VI Bemerkte, wobei das Sonderrecht der Kriegs⸗ 
teilnehmer ſowie Nebenpunkte (z. B. Erleichterung im Koſten⸗ 
weſen) der Vereinfachung wegen unberückſichtigt bleiben ſollen. 
Zunächſt bedarf es einer gegenſtändlichen Abgrenzung 
der neuen Hyp VO. gegen die ZahlFr Vo und RechtefBeſeit VO. 
tere behandelt einen Sonderkreis von Rechtsverhältniſſen und 
ſtellt ſich daher den anderen beiden Verordnungen gegenüber als 
Sondernorm dar. Während letztere ganz allgemein „Geld⸗ 
forderungen“ betreffen, worunter nach dem Sprachgebrauch der 
5 (88 592 Satz 2; 688 Abſ. 1 Satz 2; 794 Nr. 5) und nach 
er Zahl FrVO. vom 7. Auguſt 1914 wie der RechtsfBeſeit VO. 
= 18. Auguſt 1914, die ein Sonderrecht für Hypotheken noch 
nicht kannten, zweifellos auch der Anſpruch aus einer Hypothek, 
Grundſchuld und Rentenſchuld zu verſtehen iſt, hat die 
neue HypVOO. die letztgenannten Anſprüche aus dem Geltungs⸗ 
bereich der anderen beiden Verordnungen völlig herausgezogen 
und kodifiziert. Im ſachlichen Geltungsbereich der HypVO. 
1 die Zahl FrVoO. und die RechtsfBeſeit O., auch die oben 
bei 8 b genannte neue Kriegs TZahl FrVoO. keine Anwendung. 
Die Die Säahigedn, (oben bei 3 und 5) und die VO. über 


9 Auch d Auch das Kriegs T Schutz. enthält vereinzelt materielle Schuß: 
normen: in § 7 Ziff. 1 (neuer Anſpruch aus ungerechtfertigter Be: 
reicherung) und in 88 (Hemmung der Verjährung und des Laufs 
beſtimmter Ausſchlußfriſten). — Die zu 7 genannte BD. tft ſingulärer 
Natur; ihren Gedanken hat der Geſetzgeber nicht weiter ausgebaut 
(vgl. unten bei Ziff. IV 1). Sie iſt durch die ſpäteren Verordnungen 
unberührt geblieben. 
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Verſagung des Zuſchlags (oben bei 6) ſind aufgehoben. Die 
Materie iſt in der HypVO. geſchloſſen und überſichtlich ges 
ei) Nur in ihren 88 12, 18, betreffend Schutz des 
Gläubigers gegen Ausfall in der Zwangsverſteigerung, enthält 
fie eine lex fugitiva. S. unten Ziff. VI. 
Die HypVdO. bezieht ſich ausſchließlich auf „Anſprüche 

aus einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld“. Unter 
„Hypothek“ iſt auch die Sicherungs⸗ und die Höchſtbetrags⸗ 
hypothek (88 1184, 1190 BGB.) zu verſtehen.“) Die bisherige 
Streitfrage, ob die der Hypothek zugrunde liegende Forderung 
in Be Weiſe wie der dingliche Anſpruch zu behandeln ift, 
iſt durch HypVO. 8 1 Abſ. 1 Satz 2 für den Fall bejaht, daß 
„der Eigentümer des belaſteten Grundſtücks zugleich der 
perſönliche Schuldner iſt“. Damit hat der Geſetzgeber die ſchon 
nach dem bisherigen Recht als richtig anzuerkennende Rechtslage 
beſtätigt, wonach es keinen Unterſchied macht, ob gegen den 
Grundſtückseigentümer und Hypothekenſchuldner mit der mauer 
oder perſönlichen Klage vorgegangen wird, und wonach nur 
Eigentümer den erweiterten Schutz genießt. Bei einem Aus⸗ 
einanderfallen von dinglicher und ‚pen er Schuld kann ſich 
der nur perſönlich haftende Schuldner auf die Hyp VO. nicht 
berufen.) Dasſelbe 1a vom Bürgen) und einem nur per⸗ 
ar haftenden Geſamtſchuldner, aber auch von dem 
Schuldner der neben der Grund ſchuld beſtehenden perfönlichen 
5 da letztere mit der Grundſchuld keinen rechtlichen 

uſammenhang und der Grundſtückseigentümer nicht gegen 
alle perfönlichen 

enießen fol, ſondern nur gegenüber dinglichen Belaſtungen 
(ine Grundſtücks und ausnahmsweiſe gegenüber den mit dieſen 

laſtungen rechtlich verbundenen Forderungen. Durch rein 

ar iche Erwägungen würden die Grenzen völlig verwiſcht 
werden. 


IV. Das richterliche Friſtenbewilligungsrecht. 
1. Zahlungs- und Einſtellungsfriſt im allgemeinen. 


Es iſt zu unterſcheiden zwiſchen Hypotheken, Grundſchulden 
und Rentenſchulden (lee der HupVD.) einerſeits 
und anderen Schulden andererſeits. 
a) Hinſichtlich der letzteren verbleibt es auch nach den 
ordnungen vom 8. Juni 1916 bei dem durch die Ver⸗ 
ordnung vom 7. Auguſt 1914 (oben III 2) geſchaffenen Rechts⸗ 
b „ wonach nur einmal eine Friſt bis zu 3 Monaten 
werden kann, ſei es bei Schaffung des Schuld⸗ 
titels (im Urteil oder durch beſonderen, auf Schuldanerkenntnis 
ergehenden e 1 als materielle Zahlungs⸗ 
ne ei es nach Erlaß eines vollſtreckbaren Titels durch das 
ollſtreckungsgericht als formelle Einſtellungsfri 
b) Die zu a bezeichnete Zahlungs⸗ und Einſtellungsfriſt 
wurde durch die Verordnung vom 22. Dezember 1914 zu einer 
Höchſtfriſt von 6 Monaten erweitert, wenn es ſich um 1 
des Kapitals einer Hypothek oder Grundſchuld (oder der 


orderungen den erweiterten Schutz der Hyp VO. 


8) Die oben bei 7 genannte BD. tft freilich beſtehen geblieben. 
Bol. Anm. 4 und unten bei IV I. f 

6) Ebenſo Leipzg3. 1916, 183 (München I) für die Hyp Zahlr. 

7) Anders Nußbaum, JW. 1915, 1177, für die Hyp Zahl Fr VO. — 
In ſeinem Aufſatz „Die Hypothekenverordnung vom 8. Juni 1916“ 
in dieſem Hefte klagt Nußbaum darüber, daß der Grundſtücks⸗ 
veräußerer, der nach § 416 88. für die Hypothekenſchuld perſönlich 
haftet, den Schutz der Hyp BD. nicht genießt. Ein Mißſtand beſteht 
hier allerdings; er wird aber mehr in 8 416 BGB. zu ſuchen fein. 

5) Für die Hyp Zahl Fr VO.: ebenſo Heinitz, DIZ. 1914, 914; 
anders Nußbaum, JW. 1915, 1177, der aber vom Standpunkt der 
neuen Hypo. in dieſem Hefte (vgl. Anm. 7) die Anſicht des Textes 
vertritt. 
9) Anders Nußbaum, JW. 1915, 1178, für die Hyp Zahlr. 
Nußbaum beruft ſich beſonders auf die bisherige Wortfaſſung: „Kapital 
einer Hypothek uſw.“, wobei der Sprachgebrauch des Lebens und 
wirtſchaftliche Erwägungen am Platze ſeien. Dieſer Beweis⸗ 
grund wird aber nach der jetzigen Faſſung: „Anſprüche aus einer 
Hypothek uſw.“ kaum noch haltbar fein. 

10) Die Friſtbewilligung im Mahnverfahren (8 2 Zahl Fr Vd.) 
kann hier ausſcheiden. Sie beruht, auch der Höhe nach, auf freier 
Einigung der Parteien. S. auch unten Anm. 20. 
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Ablöſungsſumme einer Rentenſchuld) handelt. Die neue Faſſung 
vom 20. Mai 1915 brachte die Möglichkeit, die „Einſtellung 
der . wegen des Kapitals auf 1 
6 Monate mehrfach anzuordnen, insbeſondere auch dann, 
wenn eine Zahlungsfriſt bereits beſtimmt worden war. Die 
Hyp Vd. vom 8. Juni 1916 hat nunmehr die Zahlungsfriſt 
für das Kapital zu einer Höchſtfriſt von 1 Jahr erweitert, 
die wiederholt, auch noch nach Beginn der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung, gewährt werden „ und hat ferner eine Eins 
ſtellungsfriſt von höchſtens 6 Monaten im Done 
e e die ebenfalls mehrfach illigt 
werden kann, zugelaſſen. Außerdem aber hat ſie dem Hypotheken⸗ 
chuldner weitere Erleichterung dadurch derben daß gegenüber 
nſprüchen auf Zinſen und andere Nebenleiſtungen die 
bisher nur auf höchſtens 3 Monate zuläffige einmalige 
Zahlungsfriſt auf höchſtens 6 Monate erweitert, und daß ferner 
die wiederholte Einſtellung der Zwangs verſteigerung 
wegen der Nebenleiſtungen auf höchſtens je 6 Monate zugelaſſen 
wurde. Neu iſt ferner, daß alle dieſe Erleichterungen nicht 
nur, wie bisher, gegenüber ſolchen Hypotheken (und Grund» 
5 zuläſſig find, die vor Kriegsausbruch (31. Juli 1914 
egründet worden waren 11), ſondern auch gegenüber ſog. Kriegs 
hypotheken (ſ. unter Ziff. IV 3 c a). 
Die Verlängerung der Höchſtfriſt auf 1 Jahr entſpricht 
der Notlage, in die der Grundbeſitz während des u. 10 
raten ift.12) Aus Hausbeſitzerkreiſen iſt freilich das lebha 
Verlangen nach einem allgemeinen Hypothekenmoratorium er⸗ 
hoben worden, das noch auf längere geit nach Friedensſchluß 
zu erſtrecken ſei. Die maßgebenden Stellen haben den Gedanken 
eines geſetzlichen Moratoriums nach wie vor abgelehnt und 
lediglich das bisherige Syſtem der nach konkreter Prüfung 
ſtatthaften richterlichen Friſtgewährung ausgebaut. Es muß in 
der Tat verfucht werden, hiermit auszukommen, da einerjeitt 
zahlreiche Gläubiger, namentlich ſolche des Mittelſtandes, von 
dem Ertrage von Hypothekenzinſen leben, und da andererſeits 
ein Hypothekenmoratorium in das Räderwerk des allgemeinen 
Wirtſchaftsbetriebes verhängnisvoll eingreifen würde. Von 
einſchneidender Bedeutung iſt die für Kapitalanſprüche zugelaſſene 
Erſtreckung der Höchſtfriſt von 6 Monaten auf 1 Jahr freilich 
nicht, da nach wie vor der Zinſenlauf durch die Friſt nicht 
berührt wird (HypVO. 8 6), da ferner der Richter die Rechts⸗ 
folgen der Nichtzahlung beſeitigen kann (unter Ziff. W, und 
da eine Zwangsvollſtreckung wegen der Kapitalanſprüche ſchon 
bisher durch wiederholte Bewilligung ſechsmonatiger Friſten ver» 
mieden und, wenn ſie begonnen hatte, eingeſtellt werden konnte. 
Gefördert wurde das Verlangen nach Friſtverlängerung durch 
eine bisher vielfach irrige Gerichtspraxis (unten bei Ziff. 3 b) und 
durch die Erwägung, daß eine von vornherein bewilligte längere 
Friſt dem Schuldner größere Beruhigung und die Möglichkeit 
gewährt, ſich mit ſeinen eigenen wirtſchaftlichen Maßnahmen 
nach dem Zeitpunkte zu richten, zu dem er eheſtens die Schuld 


bezahlen muß. 

Daß zu den „Kapitalſchulden“ auch geſchuldete Kapitals 
gate e und Kapital tilgungsbeiträge rechnen, 
etztere au 


dann, wenn ſie als Zins no in Form feſter 
Annuitäten zahlbar ſind, wurde mureffe 8 bisher am 
genommen. :) Dies iſt mangels einer gegenteiligen Vorſchriſt 
auch für den Geltungsbereich der Hyp VO. ſelbſtverſtändlich, 
ergibt ſich übrigens hier aus der Gegenüberſtellung der Begriffe 
„Zinsen und andere Nebenleiſtungen“ (HypVO. § 2 Ab). 1; 
8 5 Abſ. 2) und „wiederkehrende Leiſtungen“ (HypVO. 8 10 


11) Vgl. hierzu Güthe, PrIJMBl. 1914, 753. Die Frage, 
welche Bedeutung ein Wechſel des Geldgebers während der Kriegszeit 
für die Frage hat, ob dem neuen Gläubiger gegenüber der Schuldner 
ſich auf die für ältere Hypotheken gegebene Stundungsmöglichkeit 
berufen kann — hierüber zutreffend Nußbaum, JW. 1915, 1178 —, 
iſt nunmehr gegenſtandslos. 

150) Gerade dieſe Höchſtfriſt für Hypothekenkapitalien und eine 
ſolche von 6 Monaten für Zinsanſprüche forderte ein Antrag 
Dr. Liepmann (Teltow) im Reichstag (Staatshaushaltskommiſſion, 
Sitzung vom 18. Februar 1916). 


15) Unger, Recht 1915, 54. 


5. Jahrgang. 


Abſ. 2, 3) und wird nunmehr in der amtlichen nn 
SypBD. ausdrücklich hervorgehoben.“) Nan 
Ben ob dieſe Regelung rechneriſch vom Standpunkt des 
555 und banktechniſch vom Standpunkte des Gläubigers 
(nur Banken, Verſicherungsgeſellſchaften und öffentliche Kredit⸗ 
anſtalten kommen praktiſch als Gläubiger von Tilgungshypotheken 
in Frage) 1 iſt. Indeſſen iſt nicht bekannt geworden, 
Pad der bisherige Rechtszuſtand Schwierigkeiten gezeitigt hätte. 
Dem Schuldner wird jedenfalls mehr nn wenn hm hinſichtlich 
der Tilgungsbeiträge das für Kapitalſchulden gegebene weiter⸗ 
gehende Friſtrecht zuſteht, und die Banken und Kreditanſtalten 
d ohnehin für die Bilanzaufſtellung . die a 
und Tilgungsraten auseinander rechnen.“) — daß die 
lefg une e einer en 0 1106 BGB.) 
dem Hypotheken⸗ und Grundſchuldkapital 885) wird, 
entſpricht dem bisherigen Recht (8 1 gehen Eine 
richterliche Friſtbeſtimmung wird hier freilich 55 feln Platz 
greifen, da se Gläubiger das Kapital niemals kündigen und 
nur im e eingetretener Devaſtation des Grundſtücks fordern 
kann (S 1201, 8 1133 Satz 2 BGB.). Im Falle des 8 1133 
Satz 2 wird wegen „unverhältnismäßigen Nachteils“ des 
Gläubigers eine Friſtbeſtimmung kaum in Frage kommen. Doch 
kann fie praktiſch werden, wenn der Eigentümer mit langer 
Friſt gekündigt hatte (8 1202 BGB.) 18 nachher Umſtände 
eintreten, die eine richterliche Friſt rechtfertigen. 

Wichtiger als die Verlängerung der Höchſtfriſt iſt die 
Neuerung, daß nicht nur die formelle Einſtellungsfriſt, ſondern 
auch die materielle Zahlungsfriſt mehrfach bewilligt werden 
kann (unten Ziff. 2 b). Das Bedeutungsvollſte der Neuerung 
liegt aber in der Regelung, die hinſichtlich der Geltendmachung 
von Nebenanſprüchen getroffen iſt: 

Nach bisherigem Recht konnte gegenüber Anſprüchen auf 
Zinſen und ſonſtige Nebenleiſtungen (Prozeßkoſten) nur 
einmal eine Friſt bis zu 3 Monaten gewährt werden. War 
dem Schuldner damit nicht geholfen, 00 gab es kein Mittel, 
die Zwangsvollſtreckung aufzuhalten. Als man die Möglichkeit 
wiederholter Vollſtreckungseinſtellung den Kapitalanſprüchen 
gegenüber ſchuf (VO. vom 20. Mai 1915), ging man von = 
Erwägung aus, daß das bisherige Friſtbewilligungsrecht der 
Schwierigkeit der Beſchaffung dab der 3 im 
Kriege nicht gerecht werde, uldner dagegen die 
Zinſen und Nebenleiſtungen lachte 5 werde, daß ihm, 
wenn er auch hierzu trotz einer Dreimonatsfriſt nicht in der 
Lage ſei, überhaupt nicht 15 0 helfen ſei, und daß ein An⸗ 
fauen rückſtändiger Zinſen die Lage des Schuldners und der 

Nachbypothekare nur noch verſchlechtere, während der 1 8 
ens die Zinſen mit kurzem Aufſchub erhalten müſſe. 

berechtigt dieſe Erwägungen ſind, ſo werden ſie doch dem = 
ſcheidenden Geſichtspunkt nicht gerecht: dem e 
wenigſtens das Grundeigentum nach Möglichkeit im Kriege zu 
erhalten, einer Verſchleuderung des Stra alle wodurch 
leich auch die Kae der Kupial geſchädigt werden, vorzubeugen. 
Dem auch h beſchaffung im gegenwärtigen 
ege der Schuldner weitergehender Nachſicht bedarf als hin⸗ 
fich 1 der Zinſenbeſchaffung, ſo iſt es doch in Kriegszeiten, 
wo auf ein angemeſſenes Bietungsergebnis nicht zu rechnen iſt, 
wirtſchaftlich viel weniger gerechtfertigt, wenn wegen verhältnis⸗ 
mäßig geringfügiger Zins beträge das Grundſtück verſteigert 
wird, als wenn dies wegen des Kapitals geſchieht. Hierbei 
ift zu beachten, daß W die Früchte des Kapitals 
Gaapualzinſen) aus den Früchten des Grundſtücks (Miet⸗ und 
Pachtzinſen) zu decken find, und daß durch die fortdauernden 
Einberufungen zum Heere die Mietzinſen oft ſtark aurüdgegangen, 
zum Teil gan ) ausgefallen find, der Vermieter auch infolge der 
Kriegsgeſetge ung meiſt gar nicht in der Lage iſt, gegen den 


14) Be 150 Begründung zu 82: „Als Kapital im Sinne der Vorſchrift 
find auch die Beträge anzuſehen, die bei Tilgungshypotheken behufs 
allmählicher Kapitaltilgung als Zuſchlag zu den Zinſen zu ent⸗ 
richten ſind.“ 

15) Dies iſt z. B. für die Hypothekenbanken ausdrücklich vor⸗ 
1 (HypBant®. an 13. Juli 1899, RGBl. S. 375, 8 20 
abi. 2; 5 21 Abſ. 8; 828 Nr. 6). 
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a e einberufenen Mieter wegen Zahlung und 
tlich vorzugehen. !“) Außerorbentli ſich die 
arg wo gr ® Einberufungen Mieter zum 
die Mietzinfen nicht 3 eingingen, bi die 81 othekenzinſen daher 
nicht mehr gezahlt werden konnten und 1 das Grund⸗ 
ſtück zur Zwangsverſteigerung kam. Hier geſetzgeberiſch 


eingegriffen werden. 


Es iſt vorgeſchlagen worden, 0 auch die Be ung 

her ur Hyp VO. e in weiterer Ausgeſtaltung des oben 
Il 7 erwähnten VO. vom 22. 1915 zugrunde liegenden 
Gedankens vorzuſchreiben, daß der des § 10 Nr. 4 386. 


den länger als zwei Jahre rückſtändigen Zinsanſprüchen bis auf 
weiteres erhalten bleibt,“) und damit indirekt auf den Gläubiger 
dahin zu wirken, daß er nicht zur Rettung Ki a. is 
zur Zwangsverſteigerung greift. Aber dies wäre 

mit untauglichen Mitteln: man würde dem Gläubiger en 
Recht geben, um den Schuldner zu erleichtern, und man 
würde in Erleichterung der Gegenwart die Zukunft des 
Schuldners, deſſen Zinsſchuld ſich anſtaut, nur noch mehr be⸗ 
laſten, auch die Rechte der nachſtehenden Gläubiger beein⸗ 
trächtigen. 18) 

Der in der Hyp VO. eingeſchlagene Weg bietet eine glück⸗ 
liche Löſung. In Würdigung der Intereſſen des Gläubigers 
iſt wegen infen und anderer Nebenleiftungen eine Zahlungs⸗ 
fen nach wie vor nur einmal zuläſſig, jedoch unter Ken bung 

er Höchſtfriſt von 3 auf 6 Monate. gewährt und 
N jo ſteht dem Gläubiger die Zwangsvollſtreckung in 
das bewegliche Vermögen des Schuldners ſowie das Voll⸗ 
ſtreckungsmittel der Zwangs verwaltung des Grundſtücks 
unbeſchränkt offen. Nur hinsichtlich der e 
des Grundſtücks iſt der Schuldner in ſtärkerem Maße geſchützt; 
Ye kann, nach jedesmaliger richterlicher Prüfung der Billig: 
eitsfrage, wiederholt auf je höchſteng 6 Monate eingeſtellt 
werden. Damit iſt der nach dem bisherigen Krie Gant z zu 
vermiſſende, meines Erachtens entſcheidende Gedanke zum 
Durchbruch gekommen, daß dem Hypothekenſchuldner im ee 
— und od während einer gewiſſen Übergan 30 nachher, 
d. h. während es uam S der auf Grund des § 3 Ermächt G. 
vom 4. Auguft 1914, RGBl. S. 327, erlaſſenen HypVO. 0 — 


16) Kriegs TSchutzG. vom 4. Auguſt 1914, in Verbindung mit 
der BD. vom 14. Januar 1915 (RGBl. S. 17) und vom 20. Januar 
1916 (REBL. S. 47). 


17) Z. B. vom Sonderausſchuß für Hypothekenbankweſen beim 
Zentralverband des Deutſchen Bank und Bankiergewerbes, Eingabe 
vom 26. November 1915, an die Staatsſekr. d. NA J. und des RI A., 
BankArch. 1915, 97. 


18) Gerade wegen dieſer Geſabr und Schädigung beſchränkt ſich 
die BD. vom 22. April 1915 auf ſolche öffentliche Laſten, die (wie 
3. B. Anliegerbeiträge) nicht in wiederkehrenden Leiſtungen beſtehen. 
Vgl. 0 lehrreiche Begründung dazu bei Güthe, Kriegsbuch I S. 485. 


In Grunbdbeſitzerkreiſen iſt vielfach die Befürchtung laut 
BEN die auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes ergangenen 
Bundesratsverordnungen träten mit Beendigung des Krieges ohne 
weiteres außer Kraft. Auch in Anträgen der geſetzgebenden Körper⸗ 
ſchaften kam dieſe Befürchtung zum Ausdruck. Sie iſt jedoch un⸗ 
begründet. Nach Wortlaut und Begründung des § 8 des Ermächti⸗ 
gungsgeſetzes (Güthe, Kriegsbuch I, 393) ſollte nur ein verein: 
fachtes Geſetzgebungs verfahren während der Zeit des Krieges 
zugelaſſen werden. Die auf Grund des 8 3 ergangenen Vundezrats⸗ 
verordnungen ſtehen Reichsgeſetzen gleich (RG. in DIZ. 1915, 1032 
und in Leipzg. 1915, 890), und es gilt für fie der Grundſatz, daß 
Geſetze, ſoweit ſie ſich nicht ſelbſt zeitlich beſchränken oder die zeitliche 
Beſchränkung einer dritten Stelle (Reichskanzler!) übertragen, ſo lange 
in Kraft bleiben, bis ſie durch einen Akt der Geſetzgebung wieder 
aufgehoben werden. § 3 Abſ. 2 a. a. O. enthält nur inſofern eine 
Sondervorſchrift, als die Verordnungen vom Bundesrat aufzuheben 
find, wenn der Reichstag bei feinem nächſten Zuſammentritt auf 
Vorlage der Verordnungen ihre 5 verlangt (vgl. auch Güthe, 
Kriegsbuch I, 403; II, 146. Die im Text oben erörterten Ver⸗ 
ordnungen haben ſich auf die Dauer des Kriegszuſtandes nicht be⸗ 
ſchränkt. Daß der Reichskanzler, der nach 820 Hyp VDO. den Zeit⸗ 
punkt ihres Außerkrafttretens zu beſtimmen hat, die Hyp Vd. ſogleich 
bei Beendigung des Kriegszuſtandes außer Kraft ſetzen werde, iſt 
nicht zu erwarten. 
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das belaſtete Grundeigentum nach Möglichkeit erhalten bleiben 
muß, mag der Gläubiger Kapitals oder Nebenanſprüche vers 
0 


en. 

Allerdings bietet dieſe i der Zwangs⸗ 
verſteigerung Nachteile für den N oweit dieſer die 
Vollſtreckung wegen Kapitalforderungen betreibt, beſtanden dieſe 
Nachteile ſchon bisher, und ie aben hingenommen werden 
müſſen, um den Schuldner in der Kriegsnot zu ſchützen, wenn 
dies der Billigkeit entſprach. Durch die nunmehrige gulälte: 
keit wiederholter Einſtellung der a wegen Neben⸗ 
forderungen ergibt ſich ein weiterer Nachteil für den Real⸗ 
gläubiger: In der Zwangsverwaltung, die nunmehr das regel⸗ 
mäßige Befriedigungsmittel für ihn werden wird, kommt er 
mit dem feiner Kapitalpoſt entſprechenden Range ($ 10 Nr. 4 
3G.) nur hinſichtlich der laufenden Beträge wiederkehrender 
Leiſtungen (Zinſen und Tilgungsraten) zur Hebung, während 
ſeine Forderung an Kapital, Koſten und rückſtändigen wieder⸗ 
kehrenden Leiſtungen erſt in der 5. Klaſſe, alſo nach den 
laufenden wiederkehrenden Forderungen der Nachhypothekare, in 
Anſatz kommt ($ 155 Abſ. 2 ZVE.). Die „ iſt 
eben in erſter Linie dazu beſtimmt, die laufenden Beträge aus den 
Grundſtückseinnahmen zu decken. Gegen dieſen Nachteil kann ſich 
aber der betreibende Hypothekengläubiger dadurch ſchützen, daß er 
alsbald, noch ehe er mit Zins⸗ und Tilgungs forderungen im 
Sinne des § 13 3 VG. in „Rückſtand“ kommt, die Verwaltungs⸗ 
beſchlagnahme erwirkt. Durch dieſe Beſchlagnahme wird ihm 
auch für eine ſpätere Zwangsverſteigerung, falls bis zu deren 
Einleitung die Zwangsverwaltung fortgedauert hat, der feiner 
A entſprechende Rang hinſichtlich der laufenden und 
rückſtändigen Zinſen voll gewahrt 12 13 Abſ. 3 3G.) . Gelingt 
dem Gläubiger auch die Erwirkung der Verſteigerungs⸗ 
beſchlagnahme, ſei es, daß er dem Schuldner zuvorkommt, ſei 
es, daß das Vollſtreckungsgericht eine Einſtellung der Zwangs⸗ 
verſteigerung vor ihrem Beginn mit Rückſicht auf die Intereſſen 
des Gläubigers für untunlich hält, ſo bleibt ihm für die Zwangs⸗ 
verſteigerung auch aus dieſem Grunde der Rang der zweijährigen 
Rückſtände (FLO Nr. 4 3G.) gewahrt. Für den nicht betreibenden 
Gläubiger hat die Verwaltungs⸗ und Verſteigerungsbeſchlagnahme 
dieſelbe rangerhaltende Wirkung wie für den betreibenden 
Gläubiger. Durch die wiederholte Einſtellung der Zwangs⸗ 
7 können aber der betreibende wie der nicht betreibende 
Realgläubiger inſofern geſchädigt werden, als die laufenden 
Zinsanſprüche der Vorhypothekare immer mehr anwachſen. Das 
3G. ſucht dieſem Übelſtand dadurch zu ſteuern, daß es eine — 
nur auf Bewilligung des betreibenden Gläubigers zu⸗ 
läſſige — einſtweilige Einftellung des Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahrens nur auf höchſtens ſechs Monate zuläßt 185 30, 
31 38G.). Die neue Hypo. (8 10) hat einen glücklichen 
und einfachen Ausweg gefunden: Während ſie einerſeits den 
entſcheidenden und notwendigen Schritt tat, die ne 
Einſtellung der Zwangsverſteigerung auch gegenüber Neben⸗ 
forderungen zuzulaſſen, hat ſie andererſeits einen zeitlichen 
Riegel inſofern vorgeſchoben, als der Einſtellungsantrag abzu⸗ 
lehnen oder die Einſtellung aufzuheben iſt, wenn fällige Anſprüche 
auf wiederkehrende Leiſtungen für zwei Jahre nicht gezahlt ſind. 
Das Nähere ſiehe unten Sir 3 Cc. 


2. Das formelle Friſtenbewilligungsrecht. 

a) Die Zahl FrVOO. in ihrer bisherigen wie in der am 
8. Juni 1916 geänderten Geſtalt unterſcheidet zwiſchen einer 
materiellen, den Zinſenlauf freilich nicht berührenden, im übrigen 
aber, was durch die neue Faſſung ihres § 1 Abſ. 3 Satz 1 
klargeſtellt wird, wie eine vom Gläubiger bewilligte Stundung 
wirkenden Zahlungsfriſt einerſeits, und einer formellen Ein⸗ 
e andererſeits. Die Zahlungsfriſt kann in einem 
zweifachen Verfahren, doch nur einmal bewilligt werden: 0) a) im 

0) Der vom Mahnverfahren handelnde, durch die Novelle 
vom 20. Mai 1915 neu eingeſtellte 8 2 ſpricht zwar auch von der 
„Beſtimmung einer Zahlungsfriſt“; eine ſolche erfolgt jedoch nicht 
kraft richterlicher Machtvollkommenheit, ſondern kraft Einigung der 
Parteien. Hat der Gläubiger Stundung erteilt, ſo iſt „in dem Voll⸗ 
ſtreckungsbefehle die Vollſtreckung von dem Ablauf der Friſt abhängig 
zu machen“. Dies bedeutet eine Verurteilung zu zukünftiger Leiſtung 


Urteil, das in der Hauptſache über den Anſpruch ſelbſt ent⸗ 
ſcheidet; b) durch Beſchluß der Prozeßabteilung des Amtsgerichts, 
bei dem der Gläubiger ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand hat; 
dies ſogenannte Initiativverfahren gilt jedoch nur, wenn die 
Forderung weder rechts hängig noch vollſtreckbar iſt. 

Für die Bewilligung der Einſtellungsfriſt — nur zuläſſig, 
wenn eine Zahlungsfriſt vom Gericht nicht erteilt it?!) — Ei das 
Bollftredungagericht zuſtändig; kommen mehrere Vollſtreckungs⸗ 
handlungen in Frage, ſo hat über die Einſtellung einer jeden Voll⸗ 
ſtreckung das hierfür zuſtändige Vollſtreckungsgericht zu entſcheiden. 
Die Verſagung der Zahlungsfriſt durch das Prozeßgericht ſteht der 
Einſtellung der Vollſtreckung nicht entgegen. Einſtellung der Voll⸗ 
ſtreckung für eine beſtimmte Friſt bedeutet Hemmung, Ruhenlaſſen 
des Vollſtreckungsverfahrens auf beſtimmte Zeit, gleichbedeutend mit 
„einſtweiliger a im Sinne der 88 28 ff. ZVG. und 
des § 775 Nr. 2 ZPO. Eine Aufhebung erfolgter Boll 
ſtreckungsmaßnahmen auf Grund der Zahl FrVO. iſt unzuläſſig. 
Die vereinzelte gegenteilige Anſicht von Buhe (Recht 1915, 532; 

W. 1915, 1469) iſt nicht begründet. Gerade der dortige 
inweis auf 5 775, 776 ZPO. zeigt, daß auch die ZU. 
unter einer einſtweiligen Einſtellung der Vollſtreckung nicht die 
Aufhebung vorgenommener Vollſtreckungsmaßnahmen mitbegreift 
(Gaupp⸗Stein, zu § 776 a. a. O.). Es würde auch, da es ſich 
doch lediglich darum handelt, dem Schuldner, deſſen Zahlungs⸗ 
pflicht feſtſteht, gegenüber der Befriedigung des Gläubigers 
Fan . verfchaffen, jedes Grundes entbehren, daß der Gläu⸗ 
iger die ihm durch Pfändung oder Beſchlagnahme des Grund⸗ 
ſtücks entſtandene Sicherheit verlieren ſollte und das mit Koſten 
verknüpfte Verfahren nach Friſtablauf neu eingeleitet werden 
5 = die ln der herrſchenden Anſicht ſpricht 
auch 8 11 HypVdO.: Gerade weil die Einſtellung der Zwangs⸗ 
verſteigerung nur eine einſtweilige im Sinne des ZVG. ift, 
die Aufhebung des bisherigen Verfahrens alſo nicht umfaßt, 
iſt der 8 31 3G. abgeändert worden. Vgl. hierzu unten 
bei b. Dieſe Abänderung iſt 7 nur für den ſachlichen 
Geltungsbereich der Hyp VO. erfo gt; fie bedeutet aber, worüber 
man ſich bei Schaffung der HypVO. einig war, nur eine Klar 
ſtellung deſſen, was ſchon bisher auf Grund der Zahl Fr. 
und HypgahlFrVO. Rechtens war: Erſt wenn nach Ablauf 
der richterlichen Einſtellungsfriſt ein Antrag des Gläubigers auf 
Sortieung des Verfahrens nicht binnen 6 Monaten geftellt 
wird, iſt das Verfahren gemäß § 31 Abſ. 2 3VG. von Amts 
wegen aufzuheben.?) 

Es kann auch der Fall vorkommen, daß im Urteil I. Inſtanz 
eine Zahlungs friſt abgelehnt, im Urteil II. Inſtanz aber 
bewilligt wird. Hier ſtellt das zweite Urteil feſt, daß der 
Klageanſpruch infolge nachträglich erfolgter Stundung noch nicht 
fällig iſt. Zwangsvollſtreckungshandlungen ſind daher von nun 
an für die Dauer der Friſt unzuläſſig und, wenn ſie trotzdem 
erfolgen, aufzuheben. Die vor der Bewilligung der Zahlung 
friſt, auf Grund des erſten Urteils, erfolgten ae 
maßnahmen bleiben dagegen beſtehen. Denn die Zahlungsfrist 
hat die Wirkung einer vom Gläubiger bewilligten Stundung; 


(8 257 8PO.; ebenſo Unger, Recht 1915, 327), während es mit 
Rückſicht auf 8 691 Abſ. 1 ZPO. ſtreitig iſt, ob ein Zahlungsbefehl 
auf eine noch nicht fällige Leiſtung gerichtet werden darf. Da es 
ſich um keine richterliche Friſtbeſtimmung handelt, kann § 2 a. a. O. 
im folgenden unerörtert bleiben. 

21) Die erfolgte Ablehnung der Zahlungsfriſt durch das Progeß⸗ 
gericht ſteht der Vollſtreckungseinſtellung nicht entgegen. Güthe, 
PrIJMBl. 1914, 758; ferner BayJMSBl. 1914, 153. Die Frage 
war bisher ſehr ſtreitig (Güthe, Kriegsbuch I, 248 ff.; II, 69); 
die genannte Auffaſſung wird aber nunmehr durch den klaren Aus⸗ 
ſpruch in Hypo. § 10 Abſ. 1 Say 1 auch für die Zahl Fr VO. all 
gemein werden. 

22) Im Sinne des Textes die faſt einhellige Meinung. Vgl. 
z. B. Nußbaum, ZW. 1915, 1179; LG. Poſen in DIZ. 1915, 936; 
Mayer, Das Privatrecht des Krieges, S. 67; Güthe, Gruchots⸗ 
Beitr. 59, 65; Sieskind, Prozeßrechtl. Schutz der Kriegsgeſetze (2), 
S. 82. Ebenſo die amtliche Begründung zu § 4 HypVBO., finngemäß 
auch für die Zahl Fr VO. geltend. 

33) Ahnlich Jaeckel⸗Güthe (5), S. 921. Die Begründung zu 
8 11 Hyp O. ſcheint allerdings zu beſagen, daß eine Neuerung 
beabſichtigt ſei. Tatſächlich iſt dies nicht der Fall. 


* 
Ks 


1 X Ber 


45. Jahrgang. 


es iſt daher 8 775 Nr. 4, 8 776 ZBD., nicht 8 775 Nr. 1 
anwendbar.“) Die i g einer Zah iſt i 
Neviſionsinſtanz iſt wegen 8 549 ZPO. unzuläſſig. 

Eine nach der gahlgr 


einſtweilige iſt, bleibt, wie im ee die Bes 
erwalter im Amt. 

Doch dürfen Zahlungen auf die beizutreibende Forderung 
8 der Dauer der Einſtellung nicht erfolgen.“) Zu dieſer 
Einſtellungsmaßnahme wird ein Bedürfnis im Sinne der 
Zahl ABO. nur in den ſeltenſten Fällen vorliegen; dies gilt 
insbeſondere von der Zahlung auf laufende Zinſen. Immerhin 
ſind Fälle denkbar, wo die Einſtellung auch der Zwangsver⸗ 
waltung der Billigkeit entſpricht. Hierbei iſt zu beachten, daß 
das Geſetz die Bewilligung des notdürftigen Unterhalts an den 
Zwangsverwaltungsſchuldner nicht vorſieht, während in der KD. 
(8 58 Nr. 3, 8 129 Abſ. 1, 8 132 Ges 1) entſprechende Vor⸗ 
ſorge getroffen iſt und nach der GeſchäftsaufſichtsVO. vom 
8. Auguſt 1914 (RG Bl. S. 363) 8 8 die „zu einer beſcheidenen 
Lebens führung des Schuldners und ſeiner Familie“ erforderlichen 
Mittel dem Schuldner belaſſen werden müſſen. Iſt nun das 
Grundſtück im weſentlichen das einzige Vermögensſtück des 
Schuldners und dieſer im übrigen nicht erwerbsfähig, ſo kann 
ſeine Lage ſehr wohl auch eine einſtweilige Einſtellung der 
Zwangsverwaltung rechtfertigen. Das Gericht kann übrigens 
die Einſtellung gegenüber Kapitalforderungen bewilligen und 
egenüber Zinsforderungen ablehnen. Die mangelnde Möglich⸗ 
eit, im Zwangsverwaltungsverſahren dem Schuldner eine Kom⸗ 
petenz zu bewilligen (vgl. aber $ 149 Abſ. 1 3 G.), dürfte 
übrigens kaum zu Härten führen, weil im Bedürfnisfall der 
Schuldner wohl immer zahlungsunfähig iſt und daher die Vor⸗ 
ausſetzungen der Konkurseröffnung oder der Geſchäftsaufſicht 
mit den oben angedeuteten Kompetenzvorſchriften gelben ſind. 
Streitig geblieben iſt, ob die Anrufung des Vollſtreckungs⸗ 
gerichts wegen Bewilligung einer Einſtellungsfriſt die erfolgte 
Erteilung der Vollſtreckungsklauſel vorausſetzt. Daß die 
Vollſtreckun 
iſt ſeit der 


ſchon vor ihrem Beginn eingeſtellt werden kann, 
ovelle vom 20. Mai 1915 in der Zahl FrVO. aus⸗ 
drücklich ausgeſprochen. Die erfolgte d. Vora des Voll⸗ 
ſtreckungstitels iſt hiernach jedenfalls nicht Vorausſetzung der 
Einſtellung. Dasſelbe muß von der Erteilung der Klaufel 
gelten.“) Denn nichts ſpricht dafür, daß die bereits vor Be⸗ 
inn der Vollftreckung zuläſſige Einſtellung in einer Weiſe zeitlich 
beschränkt fein ſollte, daß — man denke an die Mobiliar: 
vollſtreckung — dem Schuldner die Hinausſchiebung des Voll⸗ 
ſtreckungsbeginns häufig tatſächlich unmöglich iſt. Zutreffend 
ſagt die Begründung zu der Novelle vom 20. Mai 1915: „Den 
praktiſchen Bedürfniſſen entſpricht es, die Einſtellung zuzulaſſen, 
ſobald ein vollſtreckbarer Titel vorhanden und damit die Mög⸗ 
lichkeit der Vollſtreckung gegeben iſt.“ Hiernach 0 als Wille 
des Geſetzgebers anzuſehen, daß ſofort nach Erlaß des Voll⸗ 
frreckungstitels vom Schuldner das Vollſtreckungsgericht an⸗ 
gegangen werden kann.““) Ob der Anſpruch rechtshän N ift, 
it hierbei unerheblich (anders bei der amtsgericht ichen 
Zahlungsfriſt). 


24) Anders LG. Karlsruhe, Recht 1915 S. 177 Nr. 365. 

25) Jaeckel⸗Güthe (5), Anm. 15 zu § 161 3G. 

3) Ebenſo Nußbaum, JW. 1915, 1178; anſcheinend auch 
Güthe, IMBl. 1914, 757 und Gruchots Beitr. 59, 66. — In 
§ 732 ZB. wird die Erteilung der Klauſel vorausgeſetzt, in 8 845 
ZPO. nicht. Dies ergibt ſich aus dem klaren Wortlaut. Zweifelhaft 
ift die Frage dagegen nach 8 707 ZPO. 

27) Die amtl. Begründungen zu den Bundesratsverordnungen 
haben hervorragenden Auslegungswert, da hier der Bundesrat der 
einzige Geſetzgebungsfaktor iſt, der Wille des Geſetzgebers alſo in der 
Begründung, wo ſie Poſitives ſagt, zum klaren Ausdruck kommt. 
Leider werden die Begründungen nur im Reichs⸗ und Staatsanzeiger 
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b) Die neue HypBD. hat für ihren Geltungsbereich 
(f. oben Ziff. III a. E.) die Verfahrensvorſchriften in mehrfacher 
Beziehung zugunſten des Schuldners geändert. 105 order⸗ 
e ſteht der ſtärkere prozeſſuale Ausban des Rechts 


materieller Zahlungsfriſten. 


a. Die Zahlungsfriſt iſt nach wie vor nur auf Antrag 
und nach Anhörung des Gläubigers zuläſſig, und zwar 1. im 
Urteil, das über den Anſpruch ſelbſt ergeht; 2. im ſogen. amts⸗ 
gerichtlichen Verfahren.“) Während fie im Urteil, wie bisher, 
nur einmal beſtimmt werden konnte, kann ſie im amtsgericht⸗ 
lichen Verfahren bei „Kapitalſchulden“ i und in 
allen Fällen (auch bei Zinsſchulden), im Gegenſatz zum bis⸗ 
herigen Recht, ſelbſt dann bewilligt werden, wenn bereits 
ein vollſtreckbarer Titel vorliegt. Damit iſt der Schuldner⸗ 
ſchutz jetzt erheblich verſtärkt; insbeſondere Meat Zahlungs⸗ 

iſt jetzt auch dann zuläſſig, wenn eine vollſtreckbare Urkunde 
($ 794 Nr. 5 ZPO.) vorliegt. Nur wenn der Anſpruch rechts⸗ 
hängig iſt, iſt der Antrag beim Amtsgericht, wie bisher, un⸗ 
zuläſſig. Ergeht demnächſt ein Urteil, ſo kann in dieſem die 
— erſte — Zahlungsfriſt beſtimmt werden. Mit der Rechts⸗ 
kraft erwächſt die Antragsbefugnis beim Amtsgericht von neuem; 
dies gilt gegenüber Binfen und anderen Nebenforberungen nur 
dann, wenn im Urteil eine — bei dieſen Forderungen nur 
einmal zuläſſige — Zahlungsfriſt nicht bereits beſtimmt worden 
iſt. Die Ablehnung der Zahlungsfriſt im Urteil ſteht auch bei 
Zinsforderungen der Beſtimmung im amtsgerichtlichen Verfahren 
nicht entgegen.?) Solange das Urteil nur vorläufig voll⸗ 
ſtreckbar iſt, kann, da die Rechtshängigkeit beſtehen bleibt, der 
Antrag nicht geſtellt werden. ſoweit hat die 1 an 
dem bisherigen i nichts geändert. Das ſog. Ini⸗ 
tiativverfahren beim AG. iſt eben nur für unſtreitige Anf rüche, 
die der Schuldner „anerkennt“, beſtimmt. Schwebt der Progez, 
nach vorläufig vollſtreckbarem erſtinſtanzlichen Urteil, in der 
Berufungsinſtanz, ſo iſt der Schuldner auf die prozeſſuale 
Vollſtreckungseinſtellung beſchränkt (SS 719, 707 3.) 30). 
Nimmt er die Berufun a. oder befeitigt er durch Rechts⸗ 
mittelverzicht die Zuläſſg eit einer Berufung und erkennt er 
den Anſpruch beim AG. an, ſo kann er gegenüber dem nun⸗ 
mehr rechtskräftigen erſtinſtanzlichen Urteil eine Zahlungsfriſt 
beantragen. 

Die Vorſchrift, daß im amtsgerichtlichen Verfahren die 
Zahlungsfriſt nur dann zu beſtimmen iſt, wenn der Schuldner 
den Anſpruch „anerkennt“, iſt in den Fällen, wo ein voll⸗ 
ſtreckbarer Titel zugrunde liegt, nicht nach der Strenge des 
Wortes aufzufaſſen. Wird gegenüber einer vollſtreckbaren Ur⸗ 
kunde ($ 794 Nr. 5 ZPO.) eine Sahlungefrilt beantragt, fo 
enügt es, wenn aus dem Antrage erſichtlich ift, daß der An⸗ 
pruch und ſeine Fälligkeit vom Schuldner an ſich nicht beſtritten 
wird; eines ausdrücklichen Anerkenntniſſes bedarf es nicht. 


veröffentlicht. Sie ſollten vielmehr, ſoweit ſie Juſtizangelegenheiten 
betreffen, auch in den Juſtizminiſterialblättern abgedruckt werden. 
Letzteres geſchieht neuerdings ſeitens der preußiſchen Juſtizverwaltung: 
Abdruck der Begründung der Kriegsverſchollenheitsverordnung im 
PrIMBl. 1916, 130; Abdruck der Begründung der HypVBO. im 
PrJMBl. tft zu erwarten. 


3) Die Sondervorſchrift für das Mahnverfahren (§ 2 Zahl⸗ 
FrVO. ſ. oben Anm. 20) gilt für den Geltungsbereich der 
Hyp VO. überhaupt nicht mehr. Sie iſt für Hypotheken wenig praktiſch 
geworden, auch geeignet, die Erteilung des vollſtreckbaren Titels zu 
verzögern. 

20 S. oben Anm. 21 (ähnlicher Fall). 

M Berückſichtigt man, daß eine ſelbſtändige Einſtellung der 
Zwangsvollſtreckung, mit Ausnahme der Grundſtücksverſteigerung, 
nicht mehr zuläffig iſt (f. unten 5), fo ergibt ſich das eigenartige 
Refultat, daß ein Schuldner, der unſtreitig ſchuldet, mehr geſchützt 
iſt als ein vorläufig vollſtreckbar verurteilter Beklagter, der, je nach 
dem Ausgang des Rechtsſtreits, überhaupt nicht ſchuldet. Die Voll⸗ 
ſtreckungseinſtellung aus SS 707, 719 3). ſchützt weniger als eine 
Zahlungsfriſt und ſelbſt als eine Vollſtreckungseinſtellung nach der 
Zahl FrVO. Denn nach §§ 707, 719 kann ohne Sicherheitsleiſtung 
nur dann eingeſtellt werden, wenn glaubhaft gemacht wird, daß die 
Vollſtreckung „einen nicht zu erſetzenden Nachteil“ bringen würde. 
Die ſchlechte „Lage des Schuldners“ genügt alſo nicht. 
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f wäre zwecklos. Es wird nur dort erſordert, wo kein 
vollſtreckbarer Titel vorliegt. Denn nur in dieſem Falle iſt, 
wie bisher, mit der Beſtimmung der Zahlungsfriſt zugleich die 
Verpflichtung des Schuldners zur Zahlung des anerkannten 
Anſpruchs auszuſprechen (8 4 Abſ. 3 Hyp V.). Wenn auch 
ie VO. für beide Fälle das Erfordernis des Anerkenntniſſes 
vorſchreibt, ſo iſt die Praxis doch in der Lage, dem Sinn und 
Zweck der Vorſchriften entſprechend, in dem einen Falle ein 
ausdrückliches Anerkenntnis zu fordern, im anderen Falle nur 
ein ſtillſchweigendes. Wird auf Grund eines Vollſtreckungs⸗ 
titels beim AG. eine Zahlungsfriſt beantragt und zugleich der 
Anſpruch des Gläubigers beſtritten, ſo iſt der Antrag als un⸗ 
zuläſſig 5 und der Schuldner auf die zivilprozeſſualen 
Rechtsbehelfe zu verweiſen. 

Auch hinſichtlich des Gerichts ſtandes im amtsgerichtlichen 
Verfahren hat die HypVO. dem Schuldner eine Beſſerſtellung 
verſchafft. Bisher mußte dieſer ſich an den allgemeinen Gerichts⸗ 

and des Gläubigers wenden, und es beſtand eine Lücke für 
en Fall, daß der Gläubiger ſeinen Wohnſitz im Auslande 
hat. Jetzt entſcheidet das Amtsgericht, „bei dem der dingliche 
Gerichtsſtand begründet iſt“ (HypVO. 8 4 Abſ. 1). Dies iſt 
hier, wo es ſich um Anſprüche aus Hypotheken und Grund⸗ 
ſchulden handelt, die zweckmäßigſte Geſtaltung. Soweit es ſich 
nicht um eine Zahlungsfriſt im Urteil handelt, ſpielt ſich nun 
das geſamte Verfahren, einſchließlich der Einſtellung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung, bei dem Amtsgericht ab, in deſſen Bezirk das 
belaſtete Grundſtück belegen iſt (SS 24, 36, 37 ZPO.; SS 1, 
2 8BvG.). 35) 

Eine weitere Verbeſſerung bringt HypVO. § 13: Bevor 
auf einen Zahlungsfriſtantrag durch Urteil oder durch amts⸗ 
erichtlichen Beſchluß Entſcheidung getroffen wird, hat das 

ericht das Einigungsamt, ſofern ein ſolches auf Grund 
des § 1 der VO. über Einigungsämter vom 15. Dezember 1914, 
RGBl. 511, beſtellt iſt, gutachtlich zu hören. § 4 Abſ. 2 dieſer 
BD. findet alsdann entſprechende Anwendung. Bisher beſtand 
eine ſolche Anhörungspflicht des Gerichts zwar da, wo es ſich 
um Friſt gegenüber Hypothekenzinsanſprüchen handelte, nicht 
aber auch gegenüber Grundſchuldzinſen, Rentenſchuldrenten und 
Kapitalanſprüchen. Nunmehr gilt die obligatoriſche Anhörung 
überall da, wo eine Zahlungsfriſt auf Grund der HypVO. 
beantragt werden kann. Dieſe Erweiterung entſpricht lebhaften 
Wünſchen, die von den beteiligten Kreiſen geäußert wurden. 
Dem weiteren Verlangen, den Vergleichen der Einigungsämter 
Vollſtreckbarkeit zu verſchaffen (vgl. z. B. Antrag Dr. Liepmann 
[Teltow], oben Anm. 12), hat die Regierung nach reiflicher 


Erwägung nicht ſtattgegeben. Daß das Gericht an das 
Gutachten des Einigungsamtes nicht gebunden iſt, gilt nach 
wie vor. 


B. Die Einſtellungsfriſt. Der erweiterte Ausbau des 
Zahlungsfriſtenrechts (wiederholte Zahlungsfriſt bei Kapital⸗ 
ſchulden; Zahlungsfriſt auch gegenüber Vollſtreckungstiteln) 
hat die bisherige ſelbſtändige en der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung (S 5 Zahl FrVO.: § 2 HypZahlFr VO.) im Geltungs⸗ 
bereich der HypVO. in ſich aufgeſogen. Nur die Einſtellung 
der e des Grundſtücks iſt als ſelbſtändige 
Vollſtreckungseinſtellung fürderhin zugelaſſen. Das Vollſtreckungs⸗ 
verfahren ſpielt ſich nun wie folgt ab: 

aa. Die unſelbſtändige Vollſtreckungseinſtellung 
(HypVO. § 4 Abſ. 4; § 11). Erlangt der Schuldner gegen⸗ 


31) Beſtehen beim Amtsgericht mehrere Abteilungen, getrennt für 
Prozeßſachen und für die Zwangsvollſtreckung, ſo entſcheidet über 
einen Zahlungsfriſtantrag die Prozeßabteilung; erforderlichenfalls hat 
fie gleichzeitig die Vollſtreckung einzuſtellen (unten 5 aa). Die ſelb⸗ 
ſtändige Verſteigerungseinſtellung (unten A 55) liegt dagegen der 
Vollſtreckungsabteilung ob. In zweifelhaften Fällen wird die Sache 
dem Prozeßrichter vorzulegen ſein. Lehnt er eine Zahlungsfriſt ab, 
ſo wird er von Amts wegen die Sache an den Vollſtreckungsrichter 
abgeben, der zu prüfen hat, ob nicht wenigſtens eine Verſteigerungs⸗ 
einſtellung zu bewilligen iſt. Zweckmäßig wird im Wege der 
Geſchäftsverteilung die Bearbeitung der Zahlungsfriſtanträge 
in die Hand des Zwangsvollſtreckungsrichters gelegt werden, worauf 
auch die amtliche Begründung hinweiſt. Bei einzelnen Gerichten 
beſteht dieſes Verfahren ſchon jetzt. 


über einem e beim Amtsgericht eine Zahlungs: 
friſt, fo i ſt zugleich die Zwangsvollſtreckung in das geſamte 
Vermögen des Schuldners für die Dauer der bewilligten Friſt 
für unzuläſſig zu erklären oder wenn ſie begonnen hat, 
. die de Dauer einzuftellen ($ 4 Abſ. 4 HypVO.). 

ei Kapitalſchulden, wo das AG. wiederholte Zahlungsfriſten 
bewilligen kann, iſt daher im Falle einer ſolchen Wiederholung 
auch die Vollſtreckungseinſtellung zu wiederholen. Bei Nebens 
forderungen, wo überhaupt, wie bisher, nur eine Zahlungsfrist 
ae iſt, greift die genannte Vollſtreckungseinſtellung, wenn 
ie Zahlungsfriſt im amtsgerichtlichen Verfahren beſtimmt iſt, 
ebenfalls Platz. 


Iſt die Zahlungsfriſt im Urteil beſtimmt, ſo bedarf es 
beſonderer Vorſchriften über die Vollſtreckungseinſtellung nicht. 
Denn das Urteil als Vollſtreckungstitel enthält dann in ſich die 
Entſcheidung, daß die Zahlung erſt nach Friſtablauf ſällig und 
innerhalb der Friſt eine Vollſtreckungshandlung unzuläſſig iſt. ““) 
Dasſelbe gilt, wenn im amtssgerichtlichen Verfahren eine Zahlungs⸗ 
friſt beſtimmt iſt, ohne daß ein Vollſtreckungstitel zugrunde lag. 
Denn auch hier ergeht eine Entſcheidung (Beſchluß), die, da 
durch ſofortige Beſchwerde anfechtbar (8 4 Abſ. 5 HypVd.), und 
da fie die Zahlungspflicht des Schuldners und die Zahlungs 
friſt ausſpricht, einen Vollſtreckungstitel darſtellt, der die voll 
treckbare Forderung als noch nicht fällig erſehen läßt (8 4 

ſ. 3 HypV O.). 

Wird in den letztgenannten Fällen innerhalb der Zahlungs⸗ 
friſt eine Vollſtreckungshandlung vorgenommen, ſo iſt ſie als 
unzuläſſig aufzuheben. Dasſelbe gilt, wenn im amtsgericht⸗ 
lichen Verfahren auf Grund gleichzeitig bewilligter Zahlungsfrist 
die noch nicht begonnene Vollſtreckung aus einem ſchon vorher 
vorhandenen Vollſtreckungstitel „für unzuläſſig“ erklärt iſt. Die 
eng folgt hier aus $ 775 Nr. 1, 8 776 8PO. 
jedoch bei der amtsgerichtlichen Zahlungsfriſtbeſtimmung die Voll⸗ 
ſtreckung bereits begonnen, fo iſt fie „einzuſtellen “.) Nach 
dem Wortlaut der 88 775 Nr. 1; 776 3PO. könnte man annehmen, 
daß hier die Aufhebung der vorher erfolgten Vollſtreckungs⸗ 
maßnahmen zu erfolgen hätte. Aber unter der „Einſtellung“ 
in § 775 Nr. 1 iſt eine unbefriſtete, keine befriſtete zu verſtehen. 
Es handelt ſich in der HypVoO. um eine einſtweilige Einſtellung, 
welche, wie im 8 775 Nr. 2, § 776 157 und im Zwangs⸗ 
verfteigerungsverfahren (8VG. 88 28 ff.) die vorhergehenden 
Vollſtreckungsmaßnahmen beſtehen läßt. Vgl. oben bei 2a 
und die amtliche Begründung zur HypVd. 5 4: „Eine Auf⸗ 
hebung der bereits erfolgten Vollſtreckungsmaßregel findet in 
dieſem Falle nicht ſtatt; der Verzicht auf wohlerworbene Pfand⸗ 
oder Beſchlagnahmerechte kann dem Gläubiger nicht zugemutet 
werden.“ In demſelben Sinne wird übrigens „einſtellen“ in 
Hyp VO. 5 10 Abſ. 1 gebraucht. Daß die Einſtellung, wenigſtens 
oweit ſie die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks betrifft, die 

ufbebung des bisherigen Verſteigerungsverfahrens nicht nach 
ſich zieht, und zwar auch dann nicht, wenn ſie als unſelbſtändige 
im amtsgerichtlichen Verfahren nach 8 4 Abſ. 4 HypVO. aus⸗ 
geſprochen iſt, folgt 7 0 ich auch aus dem in HypVO. 8 11 
enthaltenen ausdrücklichen Hinweis auf $ 31 Abſ. 2 3G. 
Hiernach iſt das Verſteigerungsverfahren erſt dann aufzuheben, 
wenn nach Ablauf der Einſtellungsfriſt der Antrag des Gläubigers 
auf a des Verfahrens nicht binnen ſechs Monaten 


geſtellt wird. 


Die in der HypVO. (8 4 Abſ. 4) vorgeſehene unſelbſtändige 
Vollſtreckungseinſtellung ſetzt hiernach in formeller Beziehung 
lediglich voraus, daß gegenüber einem vollſtreckbaren Titel das 
AG. eine Zahlungsfriſt beftimmt hat. Ob der Vollſtreckungs⸗ 
titel zugeſtellt und mit der Vollſtreckungsklauſel verſehen iſt, 
iſt ohne Bedeutung. 


2) Iſt die Zablungsfrift erſt im zweitinſtanzlichen Urteil be 
ſtimmt, ſo gilt dasſelbe; Vollſtreckungsmaßnahmen, die auf Grund 
des erſtinſtanzlichen Urteils, alſo vor Beſtimmung der Zahlungsfriſt, 
erfolgten, bleiben aber beſtehen. Siehe oben Ziff. a. 

88) Dieſer Fall betrifft nicht den in Anm. 82 (vorſtehend) be 
handelten. Denn eine Zahlungsfriſt im amtsgerichtlichen Verfahren 
iſt unſtatthaft, ſolange der Anſpruch rechtshängig iſt. 


45. Jahrgang. 


88. Die ſelbſtändige Einſtellung der Grundſtücks⸗ 
verſteigerung (HypVO. SS 10, 11). Unabhängig davon, ob 
eine Zahlungsfriſt beantragt oder nicht beantragt, bewilligt 
oder abgelehnt iſt, kann das Vollſtreckungsgericht (88 1, 2 
ZVG.) die Zwangsverſteigerung des belaſteten Grundſtücks auf 
böchitend 6 Monate einſtellen und die Einſtellung unbeſchränkt 
wiederholen. Dies gilt auch gegenüber Zins⸗ und anderen 
Nebenforderungen, für die bisher überhaupt nur eine Friſt⸗ 
beſtimmung mläifig war. Formelle Vorausſetzung der Eins 
ſtellung iſt lediglich, daß der Eigentümer einen Einſtellungs⸗ 
antrag ſtellt,“) und daß der Gläubiger einen vollſtreckbaren 
Titel hat, der ſich auf die das Grundſtück belaſtende Hypothek 
oder Grundſchuld oder auf die der Hypothek zugrunde liegende 
Forderung ſtützt. Die obligatoriſche Anhörung des Einigungs⸗ 
amtes, wo ein ſolches beſtellt iſt, gilt auch hier (H ypVO. $ 13 
und oben vor A) „Die Einſtellung iſt auch vor der Anordnung 
der Verſteigerung zuläſſig;“ ſo bejagt § 10 Abſ. 1 Satz 2 
HypVO. ausdrücklich, und die amtliche en hierzu 
bemerkt weiter: „ſofern nur der Gläubiger für feinen Anſpruch 
einen vollſtreckbaren Titel hat“. Der Zuſtellung des Titels 
und der Vollſtreckungsklauſel bedarf es auch hier nicht. Im 
übrigen gilt auch hier wie im Falle aa: Für die Dauer der 
Emſtellung iſt jede Vollſtreckungshandlung unzutäfig; war 
jedoch vorher ſchon die Verſteigerung angeordnet, fo bleibt die 
Beſchlagnahme beſtehen. § 31 Abſ. 2 3G. gilt mit der bei 
ca am Ende erörterten Maßgabe. 

Fortſetzung folgt.) 


Die Hypotheken verordnung vom 8. uni 1916. 


Von Rechtsanwalt Dr. Arthur Nußbaum, Privatdozent an 
der Univerſität Berlin. 


Die ſeit langem vorbereitete, von der Regierung mehrfach 
angekündigte Verordnung „über die Geltendmachung von Hypo⸗ 
tbeken, Grundſchulden und Rentenſchulden“ (Hypothekenverord⸗ 
nung) iſt nunmehr unter dem 8. Juni 1916 bekanntgegeben 
worden (RGBl. 454 ff.). Sie bringt durchgreifende Anderungen 
in formeller wie in materieller Hinſicht. Während die bisherigen 
kriegsgeſetzlichen Beſtimmungen über das Hypothekenweſen fi 
als äußerlich geringfügige Zuſätze zu den allgemeinen Vorſchriften 
über Zahlungsfriſten und über Beſeitigung von 1 
darſtellten, ſo iſt jetzt in den zwanzig Paragraphen der Ver⸗ 
ordnung eine der ſelbſtändigen Bedeutung des Gegenſtandes 
entſpre Kodifikation geſchaffen, die mit den früheren un⸗ 
erfreulichen Verweiſungen aufräumt und ein aus ſich verſtänd⸗ 
liches Ganzes bildet. Die Übereinſtimmung mit den allgemeinen 
Kriegsverordnungen, deren formelle Anwendbarkeit auf das 
Hypothekenrecht man durch § 19 der neuen Verordnung ausdrücklich 
ausgeſchloſſen hat, iſt in der Weiſe erreicht, daß die allgemeinen 
Verordnungen durch eine Bekanntmachung vom gleichen Tage 
(GBl. 1916, 451 f.) entſprechend verändert worden find. 
Sachlich ſchließt ſich die Hypothekenverordnung eng an das 
bisherige Recht an. Das von vielen Seiten erſtrebte „Hypo⸗ 
thekenmoratorium“ iſt, wie nicht anders zu erwarten war, ver⸗ 
worfen worden. Doch hat der Schutz der Hypothekenſchuldner 
eine bedeutende Steigerung erfahren; auch die ſehr ungünſtige 
Rechtslage der nicht an erſter Stelle een ſogenannten 
nachſtelligen Hypothekare iſt etwas aufgebeſſert worden. Gleich⸗ 
zeitig hat man durch eine ſorgfältigere Faſſung zahlreiche 
Streitfragen beſeitigt und für die Zukunft gewiſſe Fehlgriffe 
der Praxis unmöglich gemacht. Als abſchließend wird auch die 
neue Verordnung nicht angeſehen werden können. Wohin an⸗ 
geſichts der Dauer des Krieges die Entwicklung führen wird 
und welche Maßnahmen ſich daher noch als notwendig erweiſen 
werden, läßt ſich in keiner Weiſe überſehen. Im übrigen aber 
darf die Anerkennung des großen Fortſchrittes, den die Ver⸗ 


34) Wird beim AG. ein Antrag auf Zahlungsfriſt geſtellt, 
ſo iſt er in erſter Linie als ſolcher, im Falle der Ablehnung aber 
auch als Einſtellungs antrag zu würdigen (ſ. oben Anm. 31 
und unten 3 c gegen Ende). 
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ordnung bringt, nicht davon abhalten feſtzuſtellen, daß ihr, 
wenigſtens nach meiner Überzeugung, erhebliche Unvollkommen⸗ 
heiten anhaften. 


I. Die von der Hypothekenverordnung geſchützten Schuldner. 


Das zeigt ſich ſchon bei der Beſtimmung des Kreiſes der 
Schuldner, denen der et der Verordnung zugute kommen 
ſoll. Nach der älteren Hypothekenverordnung vom 22. Dezember 
1914 / 20. Mai 1915 follten die beſonderen Vorſchriften des 
Hypothekenkriegsrechts Anwendung finden, wenn es ſich um die 
„Zahlung des Kapitals einer Hypothek oder einer Grundſchuld 
oder der Ablöſungsſumme einer Rentenſchuld“ handelte. In 
der Literatur war die Auffaſſung vertreten worden, daß dieſe 
A fih nur auf den dinglichen Hypothekenanſpruch beziehe.!) 
Selbſt wenn dieſe Auslegung buchſtäblich richtig geweſen wäre, 
was nicht zugegeben werden kann, ſo widerſprach ſie doch dem 
offenbaren Sinne der Verordnung. Die in dieſer Zeitſchrift 
(1915, 1177) vertretene Auffaſſung, daß der Hypothekenkriegs⸗ 
ſchuzz auch der mit der Hypothek verbundenen perſönlichen 
Schuld gelte), fand daher die Billigung der Praxis. Die neue 
Verordnung ſanktioniert dieſe Auslegung inſofern, als ſie den 
e ee e gewährt a) gegenüber Anſprüchen aus 
einer Hypothek (Grundſchuld, Rentenſchuld), d. h. gegenüber 
den dinglichen 1 b) gegenüber Forderungen, für 
die eine Hypothek beſtellt iſt, ſoweit der Eigentümer des 
belaſteten Grundſtücks zugleich der perſönliche Schuld⸗ 
ner iſt. Hiernach findet die Verordnung keine An⸗ 
wendung auf den perſönlichen Schuldner, der nicht 
i Eigentümer des belafteten Grundſtücks iſt, 
vielmehr kann ein ſolcher Schuldner höchſtens die einmalige 
dreimonatliche Friſt nach Maßgabe der allgemeinen Verordnung 
über die gerichtliche Bewilligung von Zahlungsfriſten (Zabliyr 
VO., RGBl. 1915, 290; 1916, 451) erlangen. 

Zweifelhaft iſt hiernach zunächſt die Rechtslage derjenigen 
Schuldner, deren Gläubiger anſtatt der Hypotheken- die Grund⸗ 
ſchuldſorm gewählt haben. Bekanntlich iſt in Mecklenburg die 
Grundſchuld noch heute die bevorzugte Form des Hypothekar⸗ 
kredits, und einzelne mecklenburgiſche Kreditinſtitute haben auch 
bei Beleihungen außerhalb ihres engeren Vaterlandes dieſelbe 
Rechtsform beibehalten. Sollen nun in allen dieſen Fällen die 
Grundſtückseigentümer den Schutz der Kriegsverordnungen 
verlieren? Der Wortlaut der Verordnung ſpricht dagegen, 
denn in ſolchem Falle iſt nicht allein für die Forderung keine 
„Hypothek“, ſondern auch nicht einmal eine Grundſchuld be⸗ 
ſtellt, da bekanntlich die Grundſchuld zu der etwa gleichzeitig 
vorhandenen perſönlichen Forderung in keinem rechtlichen Zu⸗ 
ſammenhang ſteht. Indeſſen wird hier — vielleicht!! — dem 
Schuldner auf dem Wege der analogen Auslegung geholfen 
werden, da die Gründe, auf denen die Verordnung beruht, 
auch für ihn zutreffen. Wie ſich die Praxis ſchließlich hierzu 
ſtellen wird, vermag jedoch heute niemand vorauszuſagen. 

Ganz ausgeſchloſſen aber iſt es für die Praxis, auf Grund 
der neuen Verordnung einer anderen, weit wichtigeren Gruppe 
von Schuldnern den dringend notwendigen Schutz zu ver⸗ 
ſchaffen, nämlich den ehemaligen Grundſtückseigen⸗ 
tümern, die ihr Grundſtück unter Übernahme der Hypotheken⸗ 
ſchulden ſeitens des Käufers veräußert, jedoch die zur Schuld⸗ 
übernahme erforderliche Genehmigung des Hypothekengläubigers 
nicht erlangt haben. 62. di 3 iſt infolge der unglücklichen 
Faſſung des $ 416 BGB. die Zahl dieſer „Altſchuldner“ ſehr 
groß. Die unbeſchränkte Dauer ihrer Haftung wird ſeit langem 
als ſchwere Unbilligkeit empfunden; der 31. Deutſche Juriſtentag 
hat ſich mit dieſer Frage eingehend beſchäftigt, wobei ſich eine 
erfreuliche Ubereinſtimmung über die Notwendigkeit einer Ab⸗ 
hilfe herausſtellte. Gleichwohl hat die neue Verordnung die 
Rechtslage der Altſchuldner in der empfindlichſten Weiſe gegen⸗ 
über derjenigen des Grundſtückserwerbers verſchlechtert.“)) Man 


1) Heinitz, DIZ. 1915, 914. 
2) OLG. Stettin (16. X. 15) IW. 1915, 1455; OLG. München 
15) JW. 1916, 514; DRG. Karlsruhe (22. III. 16) 
Leipz Z. 1916, 827; HypEA. Berlin (30. V. 15) KGBl. 1916, 49. 
8) Die ältere HypVO. ließ ſich auf den rein perſönlichen Hypo⸗ 
thekenſchuldner anwenden (JW. 1915, 1177). 
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verſetze ſich in die Lage des Mannes, der vor dem Kriege ſein 
Grundſtück, auf welchem eine erſte Hypothek von 300 000 4 
laſtete, verkauft und außer der üblichen beſcheidenen Anzahlung 
den Gegenwert in der Form einer e erhalten 
get Jetzt wird die erſte Hypothek fällig. Der Hypothekar 

nn infolge der neuen Verordnung „gen den Eigentümer 
nicht mit Erfolg vorgehen, er hält ſich alſo an den Altſchuldner. 
Dieſer iſt aber naturgemäß zur e des Hypotheken⸗ 
kapitals noch viel weniger imſtande als der Eigentümer, da 
ihm ja das Grundſtück, d. i. die Unterlage für die Aufnahme 
eines anderweitigen hypothekariſchen Kredits, fehlt. Das muß 
zu den ſchwerſten Bedrängniſſen der ehemaligen Eigentümer, 
mittelbar aber auch zu einer ſolchen der gegenwärtigen Grund⸗ 
beſitzer führen. Denn wenn der Altſchuldner Zahlung leiſtet 
und nunmehr auf Grund ſeines Kaufvertrages gegen den 
neuen Eigentümer ſeinen Rückgriff nimmt, ſo macht er damit 
nicht mehr eine Forderung geltend, „für die eine Hypothek 
beſtellt iſt“. Allerdings geht infolge der Zahlung die Hypothek 
auf den perſönlichen Schuldner kraft Geſetzes über (§ 1164 
. Es iſt beſtritten, ob ſich hierbei der Erſatzanſpruch des 
perſönlichen Schuldners gegen den Eigentümer mit der Hypothek 
verbindet (Staudinger⸗Kober, BGB. [7] Bd. III S. 864 b). 
Doch darf dieſe Konſtruktionsfrage hier . bleiben. 
Denn die Beſtellung der Hypothek iſt keinesfalls für die 
Erſatzforderung erfolgt, ſondern für eine andere Forderung, 
und auch ſachlich wäre es folgewidrig, aus dem geſetzlichen 
Dbergang der Hypothek einen Nachteil für den perfönlichen 
Sch Diesel erzuleiten. bt ſich bei anderen G 

Dieſelbe Lage ergibt ſich bei anderen Gruppen perſönlicher 
Schuldner. Die Hypothekeninſtitute pflegen z. B. auf ein 
Grundſtück, das einer G. m. b. H. gehört, Hypothendarlehne nur 
dann zu gewähren, wenn ſämtliche Geſellſchafter ſich als Darlehns⸗ 
ſchuldner perſönlich und geſamtſchuldneriſch verpflichten. Bei 
der typiſchen erſten Hypothek haben die Geſellſchafter dieſe Ver⸗ 
pflichtung allgemein ohne großes Bedenken übernommen und 
durften ſi auch übernehmen, weil mit voller Sicherheit darauf 
gerechnet werden konnte, daß bei dem reichlichen Kapitalangebot 
auf dem Markte der erſten Hypotheken die Beſchaffung einer 
normalen erſten Hypothek jederzeit 5 ermöglichen ſein werde. 
Der Krieg hat alle dieſe an ſich wohl begründeten Berechnungen 
völlig über den Haufen geworfen, die Hypothekenbanken haben 
ihre Beleihungstätigkeit einſtellen müſſen, und auch ſonſt ſind 
infolge des italsbedarfs für die Kriegsanleihen erſtſtellige 
Hypothekenkapitalien nicht zu erhalten. Die Billigkeitsrückſichten, 
auf denen die Hypothekenverordnung beruht, hätten daher auch 
ſolchen Schuldnern nicht verſagt werden ſollen. Etwas günſtiger 
iſt die Rechtslage des Bürgen. Schon unter dem geltenden 
Recht wurde überwiegend angenommen, daß eine von dem 
Hauptſchuldner erwirkte Zahlungsfriſt gemäß 8 767 1 1 oder 
richtiger gemäß § 768 I 1 BGB. auch dem Bürgen zugute 
komme. (Güthe⸗Schlegelberger, Kriegsbuch I, 225.) Eingewendet 
wurde dagegen hauptſächlich, daß durch die Zahlungsfriſt die 
Fälligkeit nicht hinausgeſchoben ſei. Dieſer Gegengrund iſt, 
vermutlich gerade im Hinblick auf den Bürgen, jest durch die 
ausdrückliche Vorſchrift beſeitigt, daß „die Zahlungsfriſt wie 
eine vom Gläubiger bewilligte Stundung wirkt“ (S 6 Satz 1 
HypVO., ebenſo § 1 III 1 Zahl FrVO.). Anders freilich, wenn 
der Hauptſchuldner die Zahlungsfriſt nicht erlangt oder nicht 
beantragt hat, z. B. weil er ihrer als Kriegsteilnehmer nicht 
bedarf oder weil er dazu durch Aufenthalt im Auslande außer⸗ 
ſtande iſt. Wohl ließe ſich die Meinung vertreten, daß ſchon 
die Anwartſchaft des Hauptſchuldners auf die Zahlungsfriſt eine 
Einrede begründe, die gemäß $ 768 I dem Bürgen zugute 
komme, doch iſt jene Anwartſchaft, um von anderen Bedenken 
abzuſehen, meines Erachtens eine zu unbeſtimmte, als daß ſie 
unter den Begriff der Einrede gebracht werden könnte, der 
nach den bisher allgemein geltenden Anſchauungen ein bereits 
vorhandenes Gegenrecht ae 0) voraus⸗ 
ſetzt; die Einrede der Zahlungsfriſt wird vielmehr erſt durch 
die richterliche Gewährung der Friſt begründet. Für ſich ſelbſt 
aber kann der Hypothekenbürge jetzt unzweifelhaft nur die drei⸗ 
monatliche Friſt nach Maßgabe der ZahlFr VO. erlangen; auch 
die Einrede der Vorausklage kommt ſchon deshalb kaum in 


ſelbſtſchuldneriſch erfolgt.“) dieſes Ergebnis iſt 

Es 1 5 kein Anlaß, den Bürgen nach ſtrengeren G 
ſätzen haften zu laſſen als den Hauptſchuldner, und die praktische 
Unmöglichkeit der Hypothekenbeſchaffung beſteht für den Bürgen 
mindeſtens ebenſo wie für den Gründſtackseigentümer. 

Wie man ſich übrigens auch de lege ferenda zu der 
Frage der Zahlungsfriſt des Bürgen ſtellen mag, die grund⸗ 
ſätzliche Beſchränkung des Hypothekenkriegsſchutzes auf den 
perſönlichen Schuldner, der gleichzeitig Eigentümer des belaſteten 
Grundſtücks iſt, wird ſchwerlich aufrechterhalten werden können. 
Legt man ſich die Frage vor, wie die Verordnung zu dieſer 
Einſchränkung des Kreiſes der Schutzberechtigten gekommen iſt, 
jo ergibt ſich als einzig mögliche Antwort, daß der Grundbeſitz 
als ſolcher geſchützt werden ſollte. Begreiflich iſt dieſer 
Ausgangspunkt aus der an ſich vollkommen berechtigten ſtarken 
Einwirkung der Intereſſentenverbände auf die maßgebenden 
Stellen. Aber die nichtorganiſierten Intereſſentengruppen kommen 
dabei leicht zu kurz. Gewiß bedarf der Grundbeſitz des Schutzes, 
aber der entſcheidende Geſichtspunkt muß ein weiterer fein: 
Schutzbedürfnis und Schutzmöglichkeit ergeben ſich aus der 
Eigenart des Hypothekarkredits überhaupt, insbeſondere der 
Größe der Kapitalien einerſeits, der Unzerſtörbarkeit der 
immobiliaren Sicherung andererſeits. 


Betracht, weil die 1 0 Hypothekenverkehr gewährt 
u ig. 
rund⸗ 


II. Vorausſetzungen und Vedingungen des Schutzes nach 
der Hypotheken verordnung. 


Die Vaxausſetzungen, unter denen die Verordnung dem 
Grundſtückseigentümer ihren Schutz zur Verfügung n ſind 
im weſentlichen un wie bisher: Die Gewährung des 
Schutzes muß durch die Lage des Schuldners gerechtfertigt 
werden, und fie darf dem Gläubiger nicht einen unverhältnis⸗ 
mäßigen Nachteil bringen. Nur iſt jetzt klargeſtellt, daß die 
Beweislaſt für das Vorliegen eines unverhältnismäßigen Nach⸗ 
teils den Gläubiger trifft (HypVoO. 8 1 1 1, ZahlFrVoO. 51 
I 2), und daß bei Kapitalſchulden die Gewährung der Friſt 
nicht deshalb abgelehnt werden darf, weil anzunehmen iſt, daß 
der Schuldner nach Ablauf der Friſt zur Befriedigung des 
Gläubigers außerſtande fein werde (HypVO. § 3). Mit der 
letzteren Beſtimmung wird eine hie und da hervorgetretene 
entgegenſtehende Praxis unmöglich gemacht, die freilich ſchon 
unter Zugrundelegung der älteren Beſtimmungen ſchwer begreiflich 
war (vgl. JW. 1915, 1177). Bei der Friſtgewährung für 
Zinſen und andere Nebenleiſtungen iſt dagegen die Erwägung, 
ob der Schuldner nach Ablauf zur Befriedigung des Gläubigers 
imſtande ſein werde, nach wie vor ſtatthaft, wenn auch in 
der Regel jede Möglichkeit einer Beſſerung der Verhältniſſe als 
ausreichend anzuſehen ſein wird. Die verſchiedene Behandlung 
des Kapitals und der Nebenleiſtungen hängt damit zuſammen, 
daß nur hinſichtlich des erſteren die Friſtgewährung wiederholt 
werden kann (unten III 7). 

Die wichtigſte Neuerung liegt hinſichtlich der Voraus⸗ 
ſetzungen der Friſterteilung darin, daß dieſe jetzt auch bei 
ſolchen Hypotheken zuläſſig iſt, die nach dem 31. Juli 1914 
entſtanden find, HypVO. 8 Wie die in der Tagespreſſe 
verbreitete halbamtliche Erläuterung der Verordnung erkennen 
läßt, hat man dieſe Anderung hauptſächlich im Intereſſe ſolcher 
Hypothekare getroffen, die n des Krieges zur Erſtehung 
des Grundſtücks gedrängt ſind und bei dieſer Gelegenheit die 
. neu ordnen müſſen. Namentlich iſt der 

rſteher jetzt inſofern beſſer geſtellt, als er bei Nichtberichtigung 
des Bargebots gegenüber den Sicherun 991 die den 
Realberechtigten gemäß SS 118, 128 3VG. an Stelle des 
Bargebotes on werden, die Zahlungsfriſt zu erlangen 
vermag.“) Allerdings bereitet dieſer Fall manche Schwierig⸗ 


4) Vgl. im übrigen über die Frage, ob die Einrede der Vorauss 
klage bei Kriegsteilnehmerſchaft des Hauptſchuldners ausgeſchloſſen 
iſt, Leſſer, JW. 1914, 847 ff. Die Ausführungen Leſſers erſcheinen 
allerdings angreifbar. 

5) Wegen des bisherigen Rechtes Stillſchweig,. JW. 1916, 473. 


45. Jahrgang. 


keiten. Namentlich müßte die Friſtgewährung hier in der Form 
einer Einſtellung der Zwangsvollſtreckung erfolgen (8G. 
S 132, HypVO. 84 IV). Die N würde aber die 
Realberechtigten an dem Antr Er Wiederverſteigerung 
hindern, der für fie das eine der Mittel iſt, die urſprüngliche 
Forderun g gegen den ae n und die damit etwa ver: 
knüpften N ebenrechte zu erhalten, ZVG. § 118 II 2.) Des⸗ 
balb hätte eigentlich der 8 118 II 3G. dahin geändert werden 
müfien, daß die dort beſtimmte dreimonatliche Friſt ſich um die 
Zahlungsfrist verlängere. Doch wird man wohl ſchon jetzt an⸗ 
nebmen dürfen, daß die Friſt ruht, ſo lange der Antrag auf 
Wiederverſteigerung nicht geſtellt werden kann. Im übrigen iſt es 
zweifelhaft, ob die Praxis gegebenenfalls dazu gelangen wird, 
zugunſten des Erſtehers, der das Bargebot nicht berichtigt, 
anzunehmen, daß die Einſtellung „durch ſeine Lage gerechtfertigt 
werde“. Man wird vielleicht ſagen, dann hätte er das Grund⸗ 
ſtück nicht erſtehen ſollen. Ich würde eine ſolche Erwägung 
allerdings nicht für zutreffend halten. Es kommt meines Er⸗ 
achtens darauf an, ob der Erſteher zum Erwerb des Grund⸗ 
ſtücks wirtſchaftlich gedrängt worden it, weil er nur ſo hoffen 
konnte, ſein Kapital zu retten. Faßt man die Beſtimmung in 
dieſem Sinne auf, ſo bedeutet ſie eine kleine Verſtärkung des 
ſonſft unvollkommen gebliebenen Schutzes des zweiten Hypo⸗ 
chekars (unten VI). 

In jedem Falle iſt die neue Beſtimmung im Intereſſe der 

er zu begrüßen. Darüber hinaus kann fie leicht die 

g haben, die 1 völlig und auf die Dauer 
oc ee während des Krieges neue Hypotheken I 
geben. Die Erfahrung muß zeigen, ob man an dieſer Ste 
nicht zu weit gegangen iſt. 

Klargeſtellt 0 durch die neue Verordnung endlich, daß 
die Gewährung der Friſt vom Richter an freigeſtellte Be⸗ 
dingungen geknüpft werden kann (Hy 5 5 212; BD 
8 1 12). Insbeſondere kann dana ichter für die Zeit 
der Zahlungsfriſt den Zinsfuß Abbe "Sie Herabfegung 
des Zinsfußes ift dagegen unzuläſſig, z. B. auch dann, wenn 
der Schuldner ſich bereits während des Krieges infolge des 
unvollkommenen Schutzes, den die Geſetzgebung früher darbot, 
zu einer unangemeſſenen Erhöhung der Zinſen verſtanden hatte 
(ſolche Fälle ſind häufig!). Doch wird in manchem Falle mit 
einer Treu und Glauben 5 1 8 des 
Parteiwillens geholfen werden können. Te 
1 einer erſten Hypothek bis zum 3 915 

Prozent betrug und der Gläubiger eine Verlängerung auf 
15 Jahre zum Zinsfuß von 5 Prozent gewährt hat, ſo wird 
vielfach die Annahme gerechtfertigt ſein, daß der Zinsfuß 
zunächſt eben nur für die 1'/ Jahr um 1 Prozent herauf: 
geſetzt werden und daß nach Ablauf dieſer Zeit eine neue 1 
ſetzung der Zinsbedingungen erfolgen ſollte. In dieſem 
konnte bei der aan richterlichen Beſtimmung des 152 
fußes wieder von dem urſprünglichen Satz (4 Prozent) aus⸗ 
gegangen und dieſer z. B. für die Dauer der gerichtlichen 
Zahlungsfriſt auf 4¼ Prozent erhöht werden. Trifft ein 
Schuldner mit ſeinem Gläubiger eine gütliche Verlängerungs⸗ 
5 ſo empfiehlt es ſich für ihn ee die zeit⸗ 

zung der Zinserhöhung in dem Abkommen zum 

usdruck zu bringen. Geht der Gläubiger hierauf nicht 

225 jr wird der Schuldner unter Umständen beſſer daran tun, 

die richterliche Friſtbewilligung zu beantragen, denn wenn der 

Richter die Zinſen erhöht, fo gilt dies unzweifelhaft nur für 
die Dauer der von ihm bewilligten Friſt. 

Daß die Friſt für den geſamten oder für einen Teilbetrag 
des Anſpruchs gewährt werden kann, ſtimmt mit dem bisher 
geltenden Recht überein. 


6) Stillſchweig a. a. O. 
(Fortſetzung folgt.) 
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Unklarheiten in den Kriegsnotverordnungen. 
Ein Wunſch an den Geſetzgeber. 
Von Reichsgerichtsrat Dr. Lobe, Leipzig. 


Im allgemeinen deutſchen Strafgeſetzbuch a die 
Siegel, daß Zuwiderhandlungen Ge 5d die geſetzlichen Gebote 
und Verbote, die als Verbrechen oder Vergehen angeſehen 
werden, nur bei vorſätzlicher Begehung mit Strafe bedroht 
werden. Meiſt ergibt ſich ſchon aus der Art des Verbots 
ohne weiteres, daß es ein vorſätzliches Tun im Auge hat, wie 
StGB. 88 83, 182, 201; zuweilen wird die vorſätzliche Be⸗ 
gehung eſonders hervorgehoben, 88 211, 223. Immer das 
gegen wird ausdrücklich beſti wenn eine fahrläſſige Zus 
widerhandlung unter Strafe fallen ſoll, ſo StGB. 88 222, 230 
Umgekehrt nimmt die Rechtſprechung nach dem Vorgang des 
RG. bei den im 29. Abſchnitt des StGB. enthaltenen ſog. 
Polizeiüberſchreitungen an, daß auch ohne beſondere Vorſchrift 
Vorſatz und Fahrläſſigkeit in gleicher Weiſe von Strafe bedroht 
kn ſollen, z. B. StGB. 89 361 Nr. 8, 367 Nr. 8, 368 Nr. 2, 

4, 5, wenn auch nicht zu verkennen iſt, daß einzelne ſolcher 
Verbote ihrer Faſſung nach nur 1 übertreten werden 
können, StGB. 8 360 Nr. 2, 13 uſw. Schon bier aber 
fangen, im cee zu der Haren Regel für die Verbrechen 
und Vergehen, bei denen die Fahrläſſigkeit 0 hervorgehoben 
wird, wenn ſie ſtrafbar ſein ſoll, die Zweifel an, 5 — 
von der Meinung der Schriftſteller, die für die 
überhaupt keine andere 92 als für die Verbrechen und 
gehen gelten laſſen wollen. 


Gegenſatz zu der Sprechweiſe des StGB. 
Nebengeſetzen häufig Verbote und Strafſatzungen in getrennten 
Paragraphen ausgeibenchen, wennſchon beide zuſammen erſt 
das eine Strafgeſetz bilden. Es wird dann häufig ſchlechthin 
die „Zuwiderhandlung“ gegen die in einem vorausgegangenen 
Paragraphen gegebene Vorschrift mit Strafe bedroht, ohne daß 
eſagt zu werden pflegt, ob die Strafe ſich nur auf die vor⸗ 
ſätzlhe oder auch auf die fahrläſſige V ieht. 
5 5 in . egel ide 0 5 ahnläſſge 8 ne 
ung ängen, ob die vorſätzliche oder ge Zuwider⸗ 
handlung gegen das Verbot ſtrafbar iſt oder nicht. So bedroht 
8 43 des Reichsgeſetzes vom 9. Juni 1897 über das Aus⸗ 
wanderungsweſen die Zuwiderhandlungen gegen die in 88 8, 
22, 23, 25, 32, 33 enthaltenen Vorſchriften mit Geld⸗ und 
Geſängnisſtrafe, und es wird anzunehmen ſein, daß darunter 
auch die fahrläſſigen Zuwiderhan lungen zu begreifen find. 
In anderen Nebengeſetzen dagegen wird genau zwiſchen „wiſſent⸗ 
lichem Zuwiderhandeln gegen ergangene Verbote“ und e 
„Zuwiderhandeln aus Sehr äffigteit“ gelieden, 155 z. B. 88 2 
und 27 des „ vom 3. Juni 1 bet Ian 
Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau. Es kann nicht zweifelhaft 
ſein, daß die letztere Art und Weiſe, Strafen anzudrohen, vor⸗ 
zuziehen iſt, da ſie allein Unſicherheiten ausſchließt, die gerade 
im Strafrecht nach Möglichkeit vermieden werden müſſen. 
beſonderem Maße bieten die Kriegsnotverord⸗ 

nungen Anlaß zu Unklarheiten darüber, ob nur das vorſä 
liche Zuwiderhandeln oder auch das fahrläſſige mit Suafe 
bedroht fein ſoll. Denn in der Mehrzahl dieſer Verordnungen 
wird darüber überhaupt nichts geſagt; wenn aber Vorſatz oder 
Fahrläſſigkeit einmal wirklich hervorgehoben wird, ſo entftehen 
ſofort weitere Zweifel darüber, ob dadurch ein Unterſchied mit 
den Fällen beabſichtigt war, in denen die Hervorhebung nicht 
geſchah und die doch im übrigen völlig gleich liegen. 

Zur Rechtsſicherheit trägt das nicht bei. Und es wäre für 
den Geſetzgeber oder den, der jetzt an ſeiner Stelle ſteht, doch 
wahrlich ein leichtes, deutlich zu ſagen, ob ſeine Gebote und 


Verbote und ſeine Strafdrohung nur dem vorſätzlichen oder auch 
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dem fahrläſſigen dacht unch deu oder beiden gelten ſollen. Dies 
würde dann vielleicht auch dazu führen, nicht ein und dieſelbe 
Strafe für dieſe doch recht verſchieden zu bewertenden Schuld⸗ 
arten anzudrohen. 

Während die auf Grund von 8 4 PrͤriegsZuſtG. 
vom 4. Juni 1851 erlaſſenen Anordnungen des Militär⸗ 
befehlshabers ausſchließlich polizeilicher Natur find, für fie des⸗ 
halb auch die 1775 einſchlagende Vermutung Platz 11 8 daß 
1 8 Schuldform genügt, trifft dies bei den im 

tereſſe der öffentlichen Sicherheit erlaſſenen Verboten, deren 
Übertretung nach § 9b urſprünglich allein mit Gefängnis, nuns 
mehr nach Geſetz vom 11. Dezember 1915 (RGBl. S. 813) 
bei mildernden Umſtänden auch mit Haft oder Geldſtrafe bedroht 
iſt, nicht zu. Hier kann von einer Vermutung, daß die Verbote 
auch fahrläſſiges Zuwiderhandeln ergreifen wollen, ebenſowenig 
ausgegangen werden, wie von der nach dem StGB. geltenden 
Regel, daß bei Verbrechen und Vergehen nur die vorſätzliche 
V ng beſtraft wird, wenn nicht auch die Fahrläſſigkeit aus⸗ 
drücklich unter Strafe geſtellt iſt. Das RG. hat deshalb bereits 
in mehreren Entſcheidungen ausgeſprochen, daß die Frage, ob 
auch fahre Übertretungen der vom Militärbefehls haber 
erlaſſenen Verbote nach 8 9b Kriegs Zuſt S. vom 4. Juni 1851 
ſtrafbar ſeien, nicht einheitlich, ſondern nur in Hinblick auf die 
einzelnen in Betracht kommenden e entſchieden werden 
könne.!) Tragen ſie einen polizeilichen Charakter, wird fen 
die Annahme berechtigt ſein, daß auch die Fahrläſſigkeit getroffen 
werden ſoll.“) Daß es zuweilen freilich recht ſchwer fällt, die 
Abſicht des Machthabers K erkennen, liegt auf der Hand; zu⸗ 
weilen gewinnt man den Eindruck, als habe ſich dieſer die Frage 
ſelber nicht vorgelegt. 

Nach 8 4 HöchſtprG. vom 4. Auguſt 1914 (RGBl. 
S. 339) wird beſtraft, wer die nach 81 feſtgeſetzten Höchſtpreiſe 
überſchreitet oder den nach 8 3 erlaſſenen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen zuwiderhandelt oder Vorräte an derartigen 
Gegenſtänden verheimlicht oder der Aufforderung der zu⸗ 
ſtändigen Behörde nach § 2 (die Gegenſtände zu den feſtgeſegten 
Höchſtpreiſen zu verkaufen) nicht nachkommt. Hier werden 
Handlungen verſchiedener Art unter eine einzige Strafdrohung 
gebracht, von denen jedenfalls das Verheimlichen, nach dem Sinn 
der VO. hier aber auch das Nichtnachkommen der Aufforderung 
nur vorſätzlich begangen werden können, während ein Aber⸗ 
11 der Höchſtpreiſe und ein Zuwiderhandeln gegen die 

e auch fahrläſſig geſchehen kann. Das 
RG. hat ebenfalls wiederholt erklärt, daß ein fahrläſſiges Über⸗ 
ſchreiten der Höchſtpreiſe nach 8 4 und ſpäter nach § 6 Nr. 1 
des abgeänderten Geſetzes nach der BRVᷣO. vom 17. Des 

ember 1914 (S. 516) und 23. März 1916 (S. 183) ſtraf⸗ 
ar ſei.“) 

Nach SE BRVO. gegen übermäßige Preisſteigerung 
vom 23. Juli 1915 alter Faſſung (S. 467) wird beſtraft, 
„wer 1. für lan des täglichen Bedarfs ſowie für 
Gegenſtände des Kriegsbedarfs Preiſe fordert, die .. einen 
übermäßigen Gewinn enthalten, oder ſolche Preiſe ſich oder 
einem anderen gewähren oder verſprechen läßt“. 
laube nicht zu irren, wenn ich behaupte, daß wohl die meiſten 
Bier nur an eine vorſätzliche Zuwiderhandlung gegen das 
Verbot übermäßiger Preisforderung gedacht und es nicht auf 
fahrläſſige ausgedehnt haben. Da zeigt uns Art. II BRVO. 
vom 23. März 1916 (S. 184), daß die Strafdrohung dennoch 
ſich auch auf Fahrläſſigkeit beziehen ſollte. Denn in dem neu 
hinzugefügten Abſ. 2 des § 5 wird nunmehr verordnet: „Bei 
vorſätzlicher Zuwiderhandlung gegen Nr. 1 iſt die Geldſtrafe 
mindeſtens auf das Doppelte des übermäßigen Gewinns zu 
berechnen, der erzielt worden iſt oder erzielt werden follte. . .” 
Es wird damit deutlich, daß der Geſetzgeber bisher auch mit 
einem fahrläſſigen Tun gerechnet hat. Und in der Tat iſt ein 
ſolches ja denkbar, z. B. wenn jemand ohne die im Verkehr 


1) IV. StS. vom 18. Juni 1915 (230/15) und 2. Juli 1915 
(350/15); V. StS. vom 1. Februar 1916 (663 / 15). 


5) JW. 1916, 85. 
3) IV. StS. vom 30. März 1915 (120/15); RGSt. 49, 116. 
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gebotene Sorgfalt die Preiſe kalkuliert oder ganz und 
ins blaue hinein ſeine Preiſe ſtellt, obwohl er bei ſorgfältiger 
99 an wiſſen 1 da 1 10 6 1 

ewinn ihn enthalten i nicht zu leugnen, 
daß eine Beſtrafung ſchon eines derart fahrläffigen Tuns dem 
Zweck der Verordnung, die Preiſe möglichſt niedrig zu halten, 
durchaus gerecht wird. Wäre es jedoch nicht richtiger geweſen, 
von vornherein dieſen Willen deutlich zum Ausdruck zu bringen? 
Und was bedeutet die Heraushebung des Vorſatzes und fene 
Bedrohung mit härterer Strafe nur gerade bei Nr. 1 und 
nicht auch bei Nr. 2 bis 5? 

Geht man ferner einmal die übrigen Verordnungen des 
Bundesrats durch, die allein ſeit dem 1. Januar 1916 erlaſſen 
worden ſind, ſo begegnet man zwar einer Reihe, bei denen 
entweder aus der Art der verbotenen Handlung ohne weiteres 
edc, daß es i um ein vorſätzliches Tun handelt, oder 

i denen ausdrücklich auf das vorſätzliche oder wiſſentliche 
Zuwiderhandeln hingewieſen wird.“) 


) 1. 8 6 Abſ. 1 BR VᷣD. über Handel mit ausländi⸗ 
ſchen Zahlungsmitteln vom 20. Januar 1916 (S. 49), wo in 
Abſ. 1 beſtraft wird, „wer es unternimmt, den Vorſchriften des 
§ 1 zuwider zu erwerben. .” 

2. BR VO. über Verbot beſonderer Beſchleunigung 
des Verkaufs von Strids, Web: und Wollwaren vom 
25. Februar 1916 (S. 121) verbietet in 8 1 Veranſtaltungen, die 
eine beſondere Beſchleunigung des Verkaufs bezwecken und beſtraft 
in § 8 den, der den Vorſchriften des 8 1 zuwiderhandelt. 


8. BR VO. über gewerbliche Verarbeitung von Rob: 
harz vom 9. März 1916 (S. 157) § 8 Nr. 2: „Wer wiſſentlich 
Erzeugniſſe, die der Vorſchrift des § 1 zuwider hergeſtellt find, ver⸗ 
kauft, feilhält oder ſonſt in Verkehr bringt.“ 

4. BRBD. über das Verfüttern von Kartoffeln vom 
15. April 1916 (S. 284) 8 7 Abſ. 2: „Bei vorſätzlicher Zu: 
widerhandlung gegen $ 1 (der das Verfüttern regelt) iſt der 
Mindeſtbetrag der Geldſtrafe gleich dem zwanzigfachen Wert der 
verbotswidrig verfütterten Mengen.“ 


5. BRVoO. über Anderung des Geſetzes über Höchſt⸗ 
preiſe, Art. I, vom 23. März 1916 (S. 183) § 6: „Mit Gefängnis 
. . . wird beſtraft: .. 5. wer Vorräte an Gegenſtänden, für die 
Höchſtpreiſe feſtgeſetzt ſind, dem zuſtändigen Beamten gegenüber ver; 
heimlicht.“ 

6. Dieſelbe Verordnung, Art. II: 

8 5. „Mit Gefängnis wird beſtraft: 

. . 2. wer Gegenſtände der unter Nr. 1 bezeichneten Art, die 
von ihm zur Veräußerung erzeugt oder erworben ſind, zurück⸗ 
hält, um durch ihre Veräußerung einen übermäßigen Gewinn 
zu erzielen. 

3. Wer, um den Preis für Gegenſtände der unter Nr. 1 
bezeichneten Art zu ſteigern, Vorräte vernichtet, ihre Erzeugung 
oder den Handel mit ihnen einſchränkt oder andere unlautere 
Machenſchaften vornimmt. 

4. Wer an einer Verabredung oder Verbindung teil⸗ 
nimmt, die eine Handlung der in Nr. 1—3 bezeichneten Art zum 
Zwecke hat. 

5. Wer zu Handlungen der in Nr. 1—3 bezeichneten Art 
auffordert, anreizt . „ ſoweit nicht nach den beſtehenden Geſetzen 
eine höhere Straſe verwirkt iſt.“ 


7. BRV O. über Verfüttern von Kartoffeln vom 15. Mai 
1916 (S. 377): 
1 verbietet Verfüttern über beſtimmte Mengen hinaus. 
2. „Mit Gefängnis bis 1 Jahr oder mit Geldſtrafe bis 
10 000 & wird beſtraft, wer den vorſtehenden Beſtimmungen 
zuwiderhandelt. 
Bei vorſätzlicher Zuwiderhandlung gegen 8 1 iſt der Mindeſt⸗ 
betrag der Geldſtrafe gleich dem zwanzigfachen Wert der verbotswidrig 
verfütterten Menge.“ 


8. BRV. über äußere Kennzeichnung von Waren vom 
18. Mat 1916 (S. 380): 
1 läßt Gebot der Kennzeichnung und Preisangabe auf Waren zu. 
5. „Mit Gefängnis bis 6 Monaten und Geldſtrafe bis 
1500 # oder einer dieſer Strafen wird beftraft: 
1. wer den nach § 1 getroffenen Beſtimmungen zuwider 
Waren .. feilhält, verkauft oder ſonſt in Verkehr bringt. 
.. 3. wer wiſſentlich Waren, die mit unrichtiger Angabe 
der nach 8 1 vorgeſchriebenen Art verſehen find, feilhält, verkauft 
oder ſonſt in Verkehr bringt.“ 


45. Jahrgang. 


In den meiſten Verordnungen 7 en werden Handlungen 
verboten, die an ſich ſowohl vorſätzlich als nicht vorſätzlich 
begangen werden können, und es wird dann an anderer Stelle 
ſchlechthin nur das „Zuwiderhandeln“ gegen das Verbot mit 
Strafe bedroht, ohne daß zum Ausdruck kommt, ob nur ein 
vorſätzliches oder auch ein fahrläſſiges Zuwiderhandeln 
gemeint iſt.) 


5) 1. BR BD. über das Verbot der Verwendung von 
pflanzlichen und tieriſchen Olen und Fetten zu techniſchen 
3 vom 6. Januar 1916 (S. 8): 


8 1. „Butter uſw. 3 5 techniſchen Zwecken nicht ver⸗ 
arbeitet oder fonft verwendet wer 

§ 2. Dasſelbe Verbot für 12 pam liche und tieriſche Ole. 

5 4. „Wer den Vorſchriften der 88 1, 2 zuwiderhandelt ..“ 


2. BRDD. betr. Saatkartoffeln vom 6. Januar 1916 


(S. 5): 
er . „Die zugelafienen Händler haben beſondere Bücher zu 
ren.“ 

§ 4. „Die nach 8 3 zu führenden Bücher find der zuſtändigen 
Behörde auf Verlangen jederzeit vorzulegen.“ 

§ 8. . gegen die Vorſchriften in 8 8 
und 8 4 .. werden .. beſtraft.“ 

3. nes über künſtliche Düngemittel vom 11. Januar 
1916 (S. 13): 

S 11. „Mit Gefängnis .. wird beſtraft, wer den Vorſchriften 
der 85 0 7, 8 zuwiderhandelt.“ 

werden Anordnungen über die Herſtellung gegeben. 


4. F über Einfuhr von 
Margarine aus dem Ausland vom 12. Januar 1916 (S. 26): 


§ 1. „Die .. Margarine darf nur durch die Zentral Einkaufs- 
geſellſchaft m. b. H. in Berlin in den Verkehr gebracht werden 

§ 9. „Mit Gefängnis 8 beſtraft, wer den Vorſchriften in 
§S 1 zuwiderhandelt. 


5. BRV. über Käse vom 13. Januar 1916 (S. 31): 


8 12. „Mit Gefängnis .. wird beſtraft: 

1. wer den Vorſchriften des § 5 Abſ. 1, § 7 Abſ. 2 oder 
95 Be 8 5 Abſ. 8 erlaſſenen Beſtimmungen zuwider⸗ 

andelt; 

2. wer der Vorſchrift des 8 8 zuwider Verſchwiegenheit 
nicht beobachtet oder der Mitteilung oder Verwertung 
von . oder Betriebsgeheimniſſen ſich nicht enthält; 

wer den in 8 9 vorgeſchriebenen Aushang unterläßt.“ 


6. u über N gewiſſer Arzneimittel⸗ 


Roffe vom 1. Mai 1916 (S. 345 
§ 1. „Kreoſolſeifenlöſung . darf außerhalb der Apotheken nicht 
ſeilgehalten oder verkauft werden.“ 
„Mit Geldſtrafſe bis 1500 & oder mit Gefängnis bis 
zu 8 Monaten wird beftraft, wer den Vorſchriften der 88 1, 2 zu⸗ 


widerhandelt.“ 


7. BR BOD. über Beſchränkung der Herſtellung von 
Fleiſchkonſerven und Wurſtwaren vom 31. Januar 1916 (S. 75): 
8 9. „Mit Geldſtrafe bis zu 1500 & oder mit Gefängnis bis 
u 3 Monaten wird beſtraft: 
1. wer Vorſchriften über 88 1—3 (deſteuung) und 8 5 
. 2 (Auskunfterteilung) zuwiderhandelt; 

. wer ber Vorſchrift des 8 6 zuwider (als Sachverſtändiger) 
e nicht beobachtet oder der Mitteilung 
oder Verwertung von Geſchäfts⸗ oder Betriebsgeheimniſſen 
ſich nicht enthält; 

wer den in g 7 vorgeſchriebenen Aushang unterläßt; 

4 wer den in 8 8 Abſ. 1 vorgeſchriebenen Beftimmungen 
zuwiderhandelt.“ 


8. Ausſührungsbeſtimmungen über Herabſetzung der 
MNalz⸗ und Gerſtenkontingente vom 11. Februar 1916 (S. 96): 


8 2. „Die Bierbrauer haben dafür Sorge zu tragen, daß 
die . Borräte an Gerfte und Malz verwahrt und pfleglich behandelt 


werden 
„Wer der Borf in 8 2 Satz 1 zuwiderhandelt, 
wird 1 6 Gefängnis bis 1 oder mit Gelbfraſe bis zu 
1500 &, beſtraft.“ 
9. BR BD. über Breife 151 „„ und 
Schweinefleiſch vom 14. 6 (S. 
Wi Sat 15 5 Abſ. 1 Satz 1. 


den 
3 12 W. T Sh , Hel bel ben nad 5 W. 4 1, 8 6, 3 7 
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Bei vielen wird man ohne weiteres anzunehmen 
haben, daß das fahrläſſige Zuwiderhandeln mitumfaßt werden 
ſoll, bei anderen kann man immerhin darüber zweifeln, ſo 
3. B. in 812 Ne. 2 BRWO. über Ri e vom 13. Januar 1916 
unter 5 der Anmerkung. zu ganz beſonderen Zweifeln aber 
geben die Strafdrohungen Anlaß, die ein Erſtatten von An⸗ 
zeigen und ein Machen von Angaben gebieten und das Zuwider⸗ 
handeln gegen dieſe Gebote unter Strafe ſtellen. Hier finden 
ſich folgende verſchiedene . 


L 


1. BRDBD. über Erhebung von Vorräten von Kar⸗ 
toffeln vom 4. April 1916 (S. 225): 


11. „Wer vorſätzlich die im 8 3 vorgeſchriebene 
nzeige nicht erſtattet oder wiſſentlich unrichtige oder 
ne ke Angaben macht, wird mit Gefängnis bis 
onaten oder mit Geldſtrafe bis zu 10 000 # 


ewf. 
2. BRVoO. über Regelung des Verkehrs mit Brannt⸗ 
wein vom 15. April 1916 (S. 279): 


§ 24. „Wer vorſätzlich die ihm nach 88 7, 11, 16 
obliegenden Anzeigen nicht erſtattet oder wiſſentlich 


Abſ. 1 Nr. 2, 8 9, 8 10 Satz 1, 8 11 Abſ. 2, 8 12 Abſ. 2 Sat 1 
erlaſſenen Beſtimmungen zuwiderhandelt, wird mit Gefängnis bis 
zu 6 Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu 1500 & beſtraft.“ 

Ein ſchlagendes Beiſpiel dafür, daß zwar das Verbot an das 
Volk ſich richtet, die Strafſatzung aber nicht! Denn welcher gemeine 
Mann wäre imſtande, fie zu faſſen? 


10. B RVO. über Verkehr mit Leimleder vom 24. ee 
1916 (S. 113): 

§ 16. „Mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit Geldfirafe 
bis zu 15 000 & wird beſtraft: 

. 2. wer den Vorſchriften in 88 wen Leimleder ab⸗ 
ſetzt, verarbeitet, trocknet, verſiedet oder einäſchert 
oder dem Verbote des 8 14 zuwiderhandelt; 

8. wer der Verpflichtung zur „ und pfleglichen 
Behandlung (8 4) uwidecpandelk 

4. wer den nach 8 15 erlaſſenen Beſtimmungen zuwider⸗ 
handelt.“ 


11. BRV. über Robfette vom 16. März 1916 (S. 165): 
8 13. „Mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit Gelbfirafe 
bis zu 1500 ＋ wird beſtraft: 
1. wer den Vorſchriften des 8 2 Abſ. 1 oder des 8 9 Sa 1 
zuwiderhandelt; 
2. wer den Aushang entgegen der Vorſchrift des 8 8 
unterläßt; 
8. wer den auf Grund des 8 3 Abſ. 1 oder 8 9 Satz 2 
erlaſſenen Anweiſungen zuwiderhandelt.“ 


12. BR VO. über Anderungen der Verordnung gegen 
übermäßige Preisſteigerung vom 23. März 1916 (S. 183) 


unter II: 
8 5. „Mit Gefängnis .. wird beſtraft: 
5. wer zu Handlungen der in Nr. 1—3 bezeichneten Art 
ſich erbietet..“ Bol. RGSt. 49, 116. 


13. BR BO. über Fleiſchverſorgung vom 27. März 1916 
(S. 199): 
8 15. „Mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit Geldſtrafe 
bis zu 1500 & wird beſtraft: 
1. wer den Vorſchriften nach 8 6 Abſ. 4 Satz 1 zuwider⸗ 
handelt.“ 


14. BRV. über Verkehr mit Verbrauchszucker vom 
10. April 1916 (S. 261): 
8 19. „Mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit Geldſtrafe 
bis zu 15000 & wird beſtraft: 
1. wer den auf Grund der 88 5, 9, 10 Satz 1 und 18 Satz 1 
N Beſtimmungen zuwiderhandelt; 


a den Vorſchriften des 8 12 oder den auf Grund 
des 8 12 erlaſſenen Beſtimmungen zuwiderhandelt; 

4. wer den Vorſchriften des § 15 zuwider Verſchwiegen⸗ 
heit nicht beobachtet oder der Mitteilung oder Ver⸗ 
wertung von Geſchäfts⸗ oder Betriebsgeheimniſſen 
ſich nicht enthält.“ 
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unrichtige oder unvollſtändige Angaben macht, wird mit 
Gefängnis bis Er 6 Monaten oder mit Geldſtrafe bis 
zu 15000 & beſtraft.“ 


3. BRV. über Beſtandsaufnahme von Heu und 
Stroh vom 28. Februar 1916 (S. 127): 
7 Abſ. 1. „Betriebsinhaber .. die vorſätzlich die 
ngaben, zu denen ſie verpflichtet ſind, nicht oder 
wiſſ entlich unrichtig oder unvollſtändig machen, werden 
mit Gefängnis bis Ir 6 Monaten oder mit Geldſtrafe 
bis zu 10 000 & beſtraft.“ 
© 1555 über Viehzwiſchenzählung vom 23. März 1916 
. 186): 
4. „Wer vorſätzlich eine Anzeige, zu der er auf 
rund dieſer VO. .. aufgefordert wird, nicht erſtattet 
oder wiſſentlich unrichtige oder unvollſtändige Angaben 
macht, wird mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit 
Geldſtrafe bis zu 10 000 & beſtraft.“ 


5. BRVoO. über Verkehr mit Verbrauchszucker vom 
10. April 1916 (S. 261): 

19. „Mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit 

eldſtrafe bis zu 15 000 & wird beſtraft: 

. . 2. Wer vorſätzlich die nach den SS 10 und 14 
erforderten Anzeigen innerhalb der geſetzten Friſt nicht 
erſtattet oder wiff entlich unrichtige oder unvollſtändige 
Angaben macht ..“ 


6 BRV. über Verbot des Malzhandels vom 4. Mai 
1916 (S. 355): 

f 13. „Mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder Geld⸗ 

trafe bis zu 15 000 & wird beſtraft: 
1. Wer vorſätzlich die in 88 1, 2, 10 Abf. 2 vor⸗ 
eſchriebenen Anzeigen nicht oder nicht rechtzeitig er⸗ 
fat oder wer wiſſentlich unrichtige oder unvollſtändige 

ngaben macht ..“ 


7. BR VO. über Ernteflächenerhebung im Jahre 1916 
vom 18. Mai 1916 (S. 383): 
8 9. Betriebsinhaber oder Stellvertreter, die vorſätzlich 
die Angaben, zu denen fie auf Grund dieſer BD. und der 
Ausführungsbeſtimmung der Landeszentralbehörde ver⸗ 
pflichtet ſind, nicht oder wiſſentlich unrichtig oder un⸗ 
vollſtändig machen, werden mit beste nis bis 6 Monaten 
oder Geldſtrafe bis 10000 & be aft 


II. 
1. BRBD. über Verkehr mit Leimleder vom 24. Februar 
1916 (S. 113): 

16. „Mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit 

eldſtrafe bis zu 15 000 & wird beſtraft: 
1. Wer die ihm nach § 1, $ 3 Abſ. 3 und 8 6 
Abſ. 1 Satz 2 obliegenden Anzeigen nicht in der 
esche Fei erſtattet oder wiſſentlich unvollſtändige 

ngaben macht 


2: BRV. über Fleiſchverſorgung vom 27. März 1916 
(S. 199): 
& 15. „Mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit 
Geldſtrafe bis zu 1500 & wird beſtraft: 

.. 2. Wer die ihm nach 8 6 Abſ. 4 obliegende 
Anzeige nicht 7 oder wiſſentlich unrichtige 
oder unvollſtändige Angaben macht.“ 

3. Bek. über Kaffee vom 6. April 1916 (S. 241): 
§ 12. „Mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder Geld⸗ 
ſtrafe bis zu 15 000 & wird beſtraft: 

1. Wer die ihm nach § 1 Abſ. 1 oder 3 obliegende 
Anzeige nicht in der geſetzten Friſt erſtattet oder 
wiſſentlich unvollſtändige oder unrichtige Angaben 
macht.“ 

4. Bek. über Tee vom 6. April 1916 (S. 252): 
8 12. „Mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder Geld⸗ 
ſtrafe bis zu 15 000 & wird beſtraft: 

1. Wer die ihm nach § 1 Abſ. 1 oder 3 obliegende 
Anzeige nicht in der geſetzten Friſt erſtattet oder 


. unvollſtändige oder unrichtige Angaben 
macht 

5. Bek. über Zichorienwurzeln vom 6. April 1916 
S. 254): 


13. „Mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder Gelb: 

afe bis zu 15 000 & wird beſtraft: 

. . 2. Wer die ihm nach 8 2 Abſ. 1 obliegende 
Anzeige nicht in der geſetzten Friſt erſtattet oder 
ae unvollſtändige oder unrichtige Angaben 
macht.“ 


6. BRVoO. über Verfüttern von Kartoffeln vom 
5. April 1916 (S. 284): 
8 8. „Mit Geldſtrafe bis zu 150 & oder mit Haft 
wird beſtraft: 
. . 2. Wer die in Gemäßheit des § 6 von ihm 
geforderte Auskunft nicht erteilt oder bei der Auskunft⸗ 
erteilung wiſſentlich unwahre Angaben macht.“ 


7. BRVO. über Verkehr mit Fleiſchwaren vom 22. Mai 
1916 (S. 397): 
81. Wer . Fleiſchwaren in Gewahrſam hat, hat fie.. 
anzuzeigen. 
8 11. „Mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder Gelb: 
ſtrafe bis 15000 & wird beſtraft: 
1. Wer die ihm nach 81 obliegende Anzeige.. nicht 
erſtattet oder wiſſentlich unvollſtändige oder unrichtige 
Angaben macht.“ 


1. BRVO. über Beſtandsaufnahme von Heu und 

Stroh vom 28. Februar 1916 (S. 127): . 

87 Abſ. 2. „Betriebsinhaber ., die fahrläffig die 

Angaben, zu denen fie auf Grund dieſer VO. .. ver 

pflichtet ſind, nicht oder unrichtig oder unvollſtändig 

machen, werden mit Geldſtrafe bis zu 3000 & beſtraft.“ 
l. zu J unter 3. 


GS. on über Ernteflächenerhebung vom 18. Mai 1916 
383): 
9 Abſ. 2. Betriebsinhaber .., die fahrläſſig die 
ngaben .. nicht oder unrichtig oder unvollſtändig 
machen, werden mit Geldſtrafe bis zu 3000 & beſtraft. 


IV. 
1. Ausführungsbeſtimmungen über Einfuhr von 
Margarine vom 12. Januar 1916 (S. 26): 
§ 2. „Wer aus dem Ausland Margarine einführt, iſt 
verpflichtet .. Anzeige zu erſtatten ..“ 

§ 9. „Mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit 
Geldſtrafe bis zu 15 000 & wird beſtraft, mer den 

Vorſchriften in S.. 2... zuwider handelt.“ 


2. BRV. über Handel mit ausländiſchen Zahlungs— 
mitteln vom 20. Januar 1916 (S. 49): . 
8 6 Abſ. 2. „Mit Geldſtrafe bis 50 000 & und mit 
Gefängnis bis 1 Jahr oder mit einer dieſer Strafen 
wird beſtraft: 
1. Wer zum Zwecke des Erwerbs der in 81 
bezeichneten Werte über den Inhalt und Zweck des 
Geſchäfts unrichtige Angaben macht.“ 


3. Ausführungsbeſtimmungen über Einführung von 
Salzheringen vom 5. April 1916 (S. 238): 

2. „Wer aus dem Ausland Waren der in 81 
genannten Art einführt, iſt verpflichtet .. Anzeige 
zu erſtatten ..“ 

f 9. „Mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder Geld⸗ 
ſtrafe bis 1500 & wird beſtraft, wer den Vorſchriften 
im Sinne des 8 2 .. zuwiderhandelt.“ 
4. Bek. über Einfuhr von Kaffee vom 6. April 1916 
(S. 245): 
§ 1. „Wer .. Kaffee einführt, iſt verpflichtet, den 
Eingang .. anzuzeigen ..“ 
§ 11. „Mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit 
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Geldſtrafe bis zu 15 000 & wird beſtraft, wer den 
Beſtimmungen in 8 1 .. zuwiderhandelt.“ 

5. Bek. über Einfuhr von Tee vom 6. April 1916 

(S. 250): wie zu 4. ö 


6. Ausführungsbeſtimmungen über Einfuhr von 
Eiern vom 18. April 1916 (S. 300): wie zu 4. 


7. Ausfü i über Einfuhr kon 
denſierter Milch vom 18. April 1916 (S. 303): 

8 2. „Wer aus dem Ausland Waren der in § 1 
bezeichneten Art einführt, iſt verpflichtet .. Anzeige 
zu erſtatten ..“ 

8 10. „Mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit 
Geldſtrafe bis zu 1500 & wird beſtraft, wer den 88 1 
bis 3 dieſer Beſtimmungen zuwiderhandelt.“ 


8 Ausführungsbeſtimmungen über Verkehr mit Seife 
vom 18. April 1916 (S. 308): wie zu 7. 


9. Ausführungsbeſtimmungen über Einfuhr von 
Zigarettenrohtabak vom 20. April 1916 (S. 317): 
wie zu 7. 

10. Aus führungsbeſtimmungen über Verkehr mit 
Branntwein vom 22. April 1916 (S. 323): wie zu 7. 


11. Ausführungsbeſtimmungen über Einfuhr von 
Salzheringen, vom 22. Januar 1916 (S. 59): 
81. „Wer .. Salzheringe einführt, iſt verpflichtet, 
den Eingang . . anzuzeigen . .” 
§ 10. „Mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit 
Geldſtrafe bis zu 1500 & wird beſtraft, wer den Vor⸗ 
ſchriften in 8 1 Satz 1. . zuwiderhandelt.“ 


12. VV über Einfuhr von 
Futtermitteln, vom 31. Januar 1916 (S. 71): wie zu 11. 


13. Ausführungsbeſtimmungen über e e 
GS. 96 und Birhefontinaente, vom 11. Februar 1916 
. 96): 

1 Abſ. 3. „Die in Abſ. 2 bezeichneten Gerſte⸗ und 

Malmengen ſind .. auf Verlangen anzuzeigen.“ 
§ 7. „Wer der Vorſchrift in 8 1 Abſ. 3 .. zuwider⸗ 
handelt, wird mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder 

mit Geldſtrafe bis zu 1500 & beſtraft.“ 


14 Bek. über Einfuhr von Kakao, vom 3. März 1916 


(S. 145): 

8 2. „Wer aus dem Ausland Kakao einführt, iſt 
verpflichtet, den Eingang.. anzuzeigen“ 

8 10. „Mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit 
Geldſtrafe bis zu 1500 & wird beſtraft, wer den Vor⸗ 
ſchriften der 88 1 bis 3 dieſer Beſtimmungen zuwider⸗ 
handelt.“ 

15. BRVoO. über Verkehr mit Auslandſchmalz, vom 
4. März 1916 (S. 149): 

82. „Wer aus dem Ausland Schmalz einführt, iſt 

verpflichtet .., Anzeige zu erftatten... Er 
at ferner den Eingang des Schmalzes und deſſen 
fbewahrungsort .. anzuzeigen.“ 

§ 10. „Mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit 
Geldſtrafe bis 1500 & wird beſtraft, wer den Vor⸗ 
ſchriften in 88 1, 2, 3 zuwiderhandelt.“ 

16. Ausführungsbeſtimmungen über Einfuhr von 


pflanzlichen und tieriſchen Olen und Fetten, vom 
8 März 1916 (S. 151): wie zu 14. 

17. Aus führungsbeſtimmungen über Einfuhr von 
Käſe, vom 11. März 1916 (S. 159): 

8 2. „Wer aus dem Ausland Käſe ein 

pflichtet .. Anzeige zu erſtatten 

ingang . . anzuzeigen 
& 12. „Mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit 
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Geldſtrafe bis 1500 & wird beſtraft, wer den Vor⸗ 
ſchriften in 88 1, 2, 3, 11 .. zuwiderhandelt.“ 


18. Ausführungsverordnung über Einfuhr von 
Fleiſch und Vieh, vom 22. März 1916 (S. 179): wie zu 15. 


Es wird alſo einmal ausdrücklich der Vorſatz bei dem 
Anzeigen und die Wiſſentlichkeit über die Unwahrheit der An⸗ 
gaben hervorgehoben (I), das andere Mal ebenſo ausdrücklich 
die Fahrläſſigkeit bei Erſtattung der Angaben als ſtrafbar 
bezeichnet (III), ſo daß ein Zweifel ausgeſchloſſen iſt. 

Dagegen wird in anderen Verordnungen zwar Wiſſentlich⸗ 
keit von der Unwahrheit der Angaben für die Strafbarkeit 
erfordert, die in gleicher N zuſammengefaßte Anzeige⸗ 
pflicht aber ſchlechthin auf das Anzeigen erſtreckt, ohne bei ihr 
zwiſchen Vorſatz und Fahrläſſigkeit zu unterſcheiden (II). 

Endlich wird nur eine Pflicht zur Anzeige in vielen Fällen 
begründet und das „Zuwiderhandeln“ gegen ſie ſchlechthin 
beſtraft, gleichfalls ohne zu ſagen, ob die Strafe Vorſatz oder 
Fahrläſſigkeit treffen will Nur in einem Falle, zu 2, 
ergibt ſich hier, daß ein abſichtliches Handeln vorausgeſetzt wird. 
Und dabei find die Pflichten zur Anzeigeerſtattung und zum 
Angeben in den meiſten Fällen durchaus gleichartig, ſo daß 
aus dem Weſen und der Bedeutung der Pflicht eine unter⸗ 
ſchiedliche Behandlung zwiſchen Vorſatz und Fahrläſſigkeit ſchwer 
u entnehmen ſein dürfte. Und ebenſowenig aus der ſchwanken⸗ 
en 5 der angedrohten Strafen. 

Ich überlaſſe es dem geneigten Leſer, das Rätſel zu raten 
und zu entſcheiden, ob namentlich die Strafdrohungen in den 
Bundesratsverordnungen, die zu II und IV aufge ſind, ſich 
an gegen fahrläſſige Übertretungen der Anzeigepflicht richten 
oder nicht. 

Daß es leicht iſt, ſich klar auszudrücken, zeigen die Ver⸗ 
ordnungen zu I und III. Strafgeſetze wie zu II und IV find 
wegen 85 Unklarheit unbedingt zu vermeiden. Gerade die 
Strafrechtspflege verträgt fie am wenigſten. 


Nach den Erklärungen, die Herr v. Batocki im Reichstag 
abgegeben hat, plant er eine Kodifikation der Kriegsverordnungen. 
Es wäre freudig zu begrüßen, wenn dabei auch die hervor⸗ 
gehobenen Mängel — und andere — verbeſſert würden. 


Eine wichtige kartellrechtliche Eutſcheidung. 
Von Profeſſor Dr. Flechtheim, Berlin. 


Das RG. (II. 3S.) hat am 4. April 1916 in einer 
Syndikatsſache (II 427/15) ein Urteil von grundſätzlicher Be⸗ 
deutung erlaſſen. Es handelt ſich um folgenden Sachverhalt: 

„Anfangs 1911 trat die Klägerin dem beklagten Zement⸗ 
ſyndikat, einer Geſellſchaft m. b. H., bei. Nachdem ſie eine 
Stammeinlage von 28 600 & übernommen hatte, wurde das 
Stammkapital der Beklagten um den gleichen Betrag erhöht 
und die Erhöhung im 5 eingeizagen: Mit der 
Klage fordert die Klägerin von der Beklagten 180 000 4 
Schadenserſatz. Sie will dadurch geſchädigt ſein, daß ihr die 
Vertreter der Beklagten unter e der Sonderrechte 
verſchiedener Mitglieder wider beſſeres Wiſſen verfichert hätten, 
alle Werke ſeien unter den gleichen Bedingungen angeſchloſſen. 

LG. und OLG. wieſen die Klage ab: das LG., weil die 
Klägerin, wenn ſie dem Syndikat nicht beigetreten wäre, einen 
erbitterten Konkurrenzkampf mit der Beklagten hätte beſtehen 
müſſen und daher im Ergebnis nicht geſchädigt ſei; das OLG. 
wegen Verneinung der Paſſiwvlegitimation, Schadenserfatzanſprüche 
wegen argliſtiger Verleitung zum Beitritt könnten niemals gegen 
die Geſellſchaft ſelbſt, ſondern nur gegen die an der Täuſchung 
ſchuldigen Perſonen geltend gemacht werden. 


Das NG. hat die Reviſion aus folgenden Gründen zurück⸗ 
gewieſen: Die Grundſätze, von denen der Berufungsrichter 
ausgeht, ſtimmen mit der Rechtſprechung des RG. überein. 
Die Vorſchrift des 5 213 HGB., wonach die Aktionäre ihre 
Einlagen nicht zurückfordern können, ferner das Prinzip des 
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Gläubigerſchutzes überhaupt, ſowie endlich die Erwägung, daß 
die e e für die Offentlichkeit beſtimmt iſt und 
ſich nach Eintragung des Beitritts im Handelsregiſter an 
jedermann richtet, haben ſeit langer Zeit zu der Überzeugung 
geführt, daß der veröffentlichte Beitritt zu einer Aktiengeſellſchaft 
der Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung, Irrtums oder 
Drohung nicht unterliegt. Das gleiche iſt, da die Rechts⸗ 
verhältniſſe völlig dieſelben ſind, für eine Geſellſchaft m. b. H. 
angenommen worden; vgl. die Urteile des I. 8 S., IW. 1899, 
30616, 1904, 56355, des II. 8 S., RG. 68, 311; 82, 
375.2) Ebenſo hat das RG. aber auch wiederholt e 
daß ein Schaden, der dem Geſellſchafter durch ſeine Beteiligung 
an der kapitaliſtiſchen Geſellſchaft erwächſt, nicht durch die 
Geſellſchaft ſelbſt erſetzt zu werden braucht. Vgl. für Aktien⸗ 
geſellſchaften RG.Z. 54, 132; 62, 29; 71, 98,8) für Geſell⸗ 
ſchaften m. b. H. 82, 381.“ Dieſe Rechtſprechung iſt bis in die 
jüngfte Zeit feſt geblieben. 

Die Klägerin will den bisherigen Standpunkt verlaſſen. 
Unter Bezugnahme auf die Aufſätze von Moos und Breit, 
3 R. 70, 184; 76, 415, bemüht fie ſich, darzutun, daß der 
Schadenserſatza Br an ſich aan fei und nur hinter 
die Rechte der Gläubiger zurücktreten müſſe. Die verklagte 


iger 
Geſellſchaft, rt ſie aus, möge die letzte Bilanz vorlegen. 
Ergebe . araus das Vorhandenſein ausreichender offener 
Reserven, o ſei ſie unbedingt zur Sahlung bed Schadenserſatzes 
zu verurteilen. Andernfalls erfolge die Verurteilung mit dem 
Zuſatz, daß der Anſpruch aus dem bilanzmäßigen Gewinn des 
8 und, ſoweit nötig, der ſpäteren Jahre befriedigt 
werde. 

Dieſer Vorſchlag verdient keine Billigung. Mit Recht hat 
ſchon der Berufungsrichter auf die Schwierigkeit der Durch⸗ 
führung des Gedankens hingewieſen. Namentlich bei den 
Geſellſchaften m. b. H. kann die Feſtſtellung, ob ein Gewinn 
erzielt worden iſt, auf mancherlei Art der richterlichen Nach⸗ 
prüfung entzogen werden. Wenn die Reviſion hierauf kein 
Gewicht legen will, weil der Betrogene die Bilanzen doch als 
maßgebend hinzunehmen habe, ſo it ſie den Beweis für dieſe 
Behauptung ſchuldig geblieben. Nur für den Geſellſchafter als 
ſolchen beſtimmt das Geſetz, daß er Beſchlüſſe der General⸗ 
verſammlung mangels Klage gemäß 55 271 f. HGB. gegen Sich 
gelten laſſen muß. Würde der Betrogene der Geſellſchaft als 
Gläubiger gegenübertreten, ſo könnte ihm ſo wenig wie anderen 
Gläubigern verwehrt werden, die e der beſchloſſenen 
Bilanzen zu bemängeln. Vor allem aber iſt vor Auflöſung 
der Geſellſchaft, ja vor Beendigung der Liquidation gar nicht 
mit . ennbar, ob nicht doch die übrigen Geſchäfts⸗ 
gläubiger durch Entſchädigung des Betrogenen beeinträchtigt 
werden. Allemal dann, wenn zu ſeiner Befriedigung die 
Reſerven ausgeſchüttet ſind und hinterher irgendwie und wann 
eine Unterbilanz ſich herausſtellt, kann die Beeinträchtigung 
nicht bezweifelt werden. Wäre das an den Betrogenen gezahlte 
Geld noch vorhanden, ſo würde der Verluſt nicht oder doch 
nicht in dem Maße eingetreten ſein. Es hat daher ſeinen 
guten Grund, wenn das RG. dem Betrogenen die Rechte aus 
dem Betruge der Geſellſchaft gegenüber ſchlechthin abſpricht. 
Heißt es doch auch in S 213 HGB. ſchlechthin und ohne Eins 
as! daß die Aktionäre ihre Einlagen nicht zurückfordern 
önnen. Darüber, daß § 213 HGB. trotz der veränderten 
Feltus des § 30 Abſ. 1 GmbHG. inhaltlich auch für die 

eſellſchaften m. b. H. gilt, beſteht kein Streit. Die Ver⸗ 
faſſer des Geſetzes hielten neben den übrigen Vorſchriften einen 
ausdrücklichen Ausſpruch für überflüſſig (vgl. Motive zum 
GmbHG., Reichtagsvorlage S. 62). 

In zweiter Linie hat die Reviſion den Verſuch gemacht, 
die Klage mit der Rechtfprechung in Einklang zu bringen. Die 
angeführten Urteile, meint ſie, beſagten nichts weiter, als daß die 
Einlage, wie nicht im Wege der Anfechtung, ſo auch nicht mit 
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Hilfe eines Schadenserſatzanſpruches N werden 
dürfe. Um Rückforderung der Einlage aber ſei es der Klägerin 
nicht zu tun. Sie habe vorgetragen, daß ſie ohne den Betrug 
dem Kartell entweder gar nicht oder unter günſtigeren Be⸗ 
dingungen beigetreten ſein und in einem wie im anderen Falle — 
alſo außerhalb oder innerhalb des Kartells — 180 000 & mehr 
verdient haben würde. Nur den ihr entgangenen Gewinn, nicht 
die Einbuße, die fie durch Zahlung der 28 600 & Stamm: 
einlage erlitten habe, mache ſie geltend. Danach werde der 
Satz von der Nichtrückforderbarkeit der Einlage durch keine der 
beiden Begründungsarten des Schadenserſatzes angetaſtet. 


Bei dieſen Ausführungen verkennt die Reviſion die Trag⸗ 
weite der erörterten Rechtſprechung. Das RG. hat den 
Schadenserſatzanſpruch keineswegs nur inſoweit verneint, als 
er wirtſchaftlich mit dem Ergebnis der Anfechtung zuſammen⸗ 
fällt. Vielmehr nimmt es eine Sonderrechtsbildung an, wodurch 
die 88 31, 826 BGB. vollkommen ausgeſchaltet werden. Jeder 
Erſatzanſpruch des Betrogenen gegen die dapitaliſtiſche Geſellſchaft, 
der auf die Tatſache des Beitritts zur Geſellſchaft gegründet 
wird, iſt ausgeſchloſſen. Was durch die Beteiligung an ihr in 
das Geſellſchaftsvermögen hineingebracht iſt, darf ihr auf keine 
Weiſe, weder unmittelbar noch mittelbar, eben der Beteiligung 
wegen geſchmälert werden. Dabei iſt gleichgültig, ob die Wieder⸗ 
gewinnung der Einlage (Erſtattung des damnum ermergens) 
angeſtrebt oder ob en Gewinn gefordert wird. Nicht 
minder unerheblich iſt, ob der Geſellſchafter ſo geſtellt werden 
will, wie wenn er der Geſellſchaft überhaupt nicht oder wie 
wenn er ihr nicht ſo, wie geſchehen, beigetreten wäre. Beide 
Arten, wie die Klägerin ihren Schaden liquidiert, ſind unzuläſſig. 
Der Betrogene it ſchlechterdings darauf hingewieſen, den 
geſetzlichen Vertreter der Geſellſchaft, der ihn geſchädigt hat, 
in Anſpruch zu nehmen. Der Betrüger hat es nicht in feine 
Macht, die als Geſellſchafter beitretende Perſon durch ſen 
Delikt zum Gläubiger der Geſellſchaft zu machen.“ 

Die Entſcheidung führt zu einem wenig befriedigenden 

Ergebnis: Die Klägerin behauptet, daß ihr die Vertreter des 
Syndikats vor ihrem Beitritt wider beſſeres Wiſſen verſichert 
hätten, alle Mitglieder ſeien gleichberechtigt, während tatſächlich 
verſchiedenen Mitgliedern Sonderrechte eingeräumt waren. Sie 
verlangt von dem Syndikat Erſatz des ihr hierdurch entſtandenen 
Schadens. Das NG. verweiſt die Klägerin an die Vertreter 
der G. m. b. H., die ſich der argliſtigen Täuſchung ſchuldig 
emacht haben ſollen. Damit wird ihr wenig gedient ſein. 
Es iſt keine ſo ſeltene, aber beſonders häßliche Erſcheinung, 
daß bei Verhandlungen über den Beitritt eines bisherigen 
Außenſeiters ihm Sondervorteile einzelner Kartellgenoſſen, auf 
die er ſonſt auch Anſpruch erheben würde, verheimlicht 
werden. Das ſo getäuſchte Kartellmitglied hat nun vertrags⸗ 
getreu alle übernommenen Beſchränkungen eingehalten und iſt 
dadurch den heimlich begünſtigten Kartellgenoſſen gegenüber ins 
Hintertreffen geraten. Während die Vorteile feiner Vertrag‘ 
treue durch die Syndikatsſtelle hindurch den anderen Kartell 
enoſſen, insbeſondere auch den bevorrechtigten zugute gekommen 
ind, ſoll ſich nun das ſo geſchädigte Mitglied nur an die 
vielleicht vermögensloſen Vertreter halten können. 

Das RG. beruft ſich auf feine bekannte Rechtſprechung, 
die eine Anfechtung des Beitritts zu einer Kapitalgeſellſchaſt 
wegen ſeiner Veröffentlichung, hauptſächlich im Intereſſe des 
Gläubigerſchutzes, grundſätzlich ausſchließt, und die weiterhin 
dahin ausgebaut worden iſt, daß auch auf dem Umwege des 
Schadenserſatzes die Folgen dieſes Beitritts nicht von dem 
Bm Aktionär auf die Geſellſchaft ſelbſt abgewälzt werden 
önnen. Dieſe Rechtſprechung, die aus höheren wirtſchaftlichen 
Geſichtspunkten die Anwendung der ſonſt allgemein gültigen 
Vorſchriften über Anfechtung und Schadenserſatz für das Gebiet 
des Geſellſchaftsrechts weſentlich einſchränkt, ſtellt zwar eine 
der freieſten Fortbildungen des Rechts praeter legem, wenn 
nicht ſogar contra legem dar, hat ſich aber mit Recht längſt 
in Wiſſenſchaft und Praxis durchgeſetzt. Wenigſtens im 
Prinzip. Man arbeitet nur noch an der feineren Umgrenzung 
ihres Anwendungsgebietes. Hier intereſſieren zwei dieſer 
Grenzfragen. 
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Breit iſt in einem gedankenreichen Aufſatz (ZHR. 76, 415 ff.) 
aus dem G edanken und dem wirtſchaftlichen Zwecke dieſer 
Rechtſprechung heraus zu dem Schluſſe gekommen, daß die 
Anſprüche des Aktionärs nur inſoweit ausgeſchloſſen fein dürfen, 
als dadurch das Grundkapital berührt wird, daß aber kein 
Grund vorliegt, den getäuſchten Aktionär auch von den 
Gewinnen der Geſellſchaft nn Das NG. hat ſich 
dieſer Auffaſſung nicht angeſchloſſen (vgl. auch RG. in 
IW. 1916, 490 und dazu Note von Breit). Es iſt aber nicht 
auf die von Breit für ſeine Auffaſſung und gegen die zu weit 

gehende Rechtſprechung des RG. ins Feld geführten Gründe 
eingegangen, hat ſich vielmehr im weſentlichen darauf beſchränkt, 
auf die praktiſchen Schwierigkeiten, die mit der Anwendung der 
Breitſchen Anſicht verbunden fein würden, hinzuweiſen. Die 
a dieſes Gegenargumentes läßt ſich auch nicht vers 
kennen. Aber es richtet ſich doch mehr gegen die Formulierung 
der Breitſchen Anſicht, als gegen deren Prmzip. Man wird 
vielleicht die Geltendmachung der Anſprüche des getäuſchten 
Aktionärs nicht ſchon dann zulaſſen dürfen, wenn Reingewinn 
vorhanden iſt, ſondern erſt dann, wenn ſolcher an die Aktionäre 
als Dividende zur Verteilung kommt. Es liegt keine rechte 
Logik darin, den getäuſchten Aktionär im Intereſſe des Gläubiger⸗ 
ſchutzes an den vermögensloſen Betrüger zu verweilen, während 
die aus der Täuſchung Vorteile ziehende Geſellſchaft ihren 
Aktionären Dividende verteilt. Jedenfalls würden die . 
gläubiger nicht geſchädigt werden, wenn dieſe Gewinnbeträge 
jtatt an die Geſamtheit der Aktionäre zunächſt an den betrogenen 
Aktionär verteilt würden. Und man wird folgerichtig nach 
Auflöfung der Geſellſchaft dieſem Aktionär ein Recht auf 
Befriedigung aus der Liquidationsmaſſe einräumen müſſen, 
nachdem ſämtliche Gläubiger befriedigt worden find und ehe 
der Reit an die Aktionäre ratierlich verteilt wird. Gerade bei 
Syndikaten, die ja in der Regel keine Dividende verteilen, wird 
die Zahlung aus der Liquidationsmaſſe von Bedeutung ſein. 
Aber dieſen Anſpruch iſt auch im vorliegenden Fall noch 
nicht entſchieden. 

Die Klägerin hat weiter geltend gemacht, mit der Klage 
werde überhaupt nicht die Einlage zurückverlangt, ſondern 
aa 8 begehrt, den fie durch die Einhaltung der 
kartellmäßigen Schranken erlitten habe. Dem hält das RG. 
entgegen, ſeine Rechtſprechung habe den Schadenserſatzanſpruch 
keineswegs nur inſoweit verneint, als er Bieler mit dem 
Ergebnis der Anfechtung zuſammenfällt. Vielmehr liege eine 


Sonderrechtsbildung vor, wodurch die SS 31, 826 BGB. voll- 
kommen ausgeſch würden. Jeder Erſatzanſpruch des Be⸗ 
enen gegen die kapitaliſtiſche Geſellſchaft, der auf die Tat⸗ 


ſache des Beitritts zur Geſellſchaft gegründet werde, ſei aus⸗ 
geſchloſſen. Dieſe Gründe können nicht befriedigen. Es handelt 
ſich hier nicht um Rückforderung der Kapitaleinlage, ſondern 
um Erſatz des durch Übernahme und Erfüllung der Neben⸗ 
1 (S 3 Abſ. 2 GmbHG.) entſtandenen Schadens. Es 
ommt alfo zunächſt auf die Frage an, ob die „Sonderrechts⸗ 
bildung“ ſich auch auf die Übernahme ſolcher Verpflichtungen 
bezieht. Das wird insbeſondere von Hachenburg (Staub⸗ 
Hachenburg, GmbHG. $ 3 Anm. 25) mit ausführlicher Bes 
gründung verneint (ebenſo Neukamp, GmbH. $ 3 Anm. 8; Kauf⸗ 
mann in SächſArch. 1912, 413). Mit dieſen Ausführungen hat 
das NG. ſich e nicht auseinandergeſetzt. Hachenburg läßt 
die Anfechtung zu, aber nur beſchränkt auf die Sonderleiſtungen 
und nicht aa r die Kapitaleinlage. Tatſächlich kann dem ges 
täuſchten Geſellſchafter nicht zugemutet werden, die kartell⸗ 
gemaßen Beſchränkungen einzuhalten, zu denen er ſich bei 
ebrlichem Spiele nie ln hätte. Hierzu liegt auch 
kein Grund vor. Der Gläubigerſchutz erſtreckt ſich doch nicht 
auf dieſe Verpflichtungen, wie ja auch die Geſellſchaft ſelbſt 
jederzeit ohne Rückſicht auf die Gläubiger, insbeſondere ohne 
Wabrung der Beſtimmungen über die Kapitalsherabſetzung, auf 
die Erfüllung dieſer Nebenpflichten verzichten kann (vgl. Staub⸗ 
Hachenburg, 8 3 Anm. 25). Was von der Anfechtung gilt, 
muß ebenſo von dem Schadenserſatzanſpruch gelten. Die Zu⸗ 
laſſung eines ſolchen Anſpruches iſt um ſo unbedenklicher, als 
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in aller Regel die Geſellſchafter des Syndikats verpflichtet find, 
alle Verluſte 3 eine etwaige Unterbilanz durch Umlagen 
oder durch Abzüge von den Verrechnungspreiſen zu decken. 
Das RG. würde durch Zulaſſung einer ſolchen Anfechtung 
oder eines ſolchen Schadenserſatzanſpruchs auch mit ſeiner 
früheren Rechtſprechung nicht in Konflikt geraten ſein. Die 
Entſcheidung ſpricht zwar von einem un des Be: 
trogenen „gegen die kapitaliſtiſche Geſellſchaft“. Handelt 
es ſich aber wirklich hier um eine ſolche? Das Kartell hat wirt⸗ 
ſchaftlich einen ausgeſprochen ind ividualiſtiſchen Charakter, 
und auch die Rechtsform der GmbH., die an ſich ſchon einen 
Übergang von der individualiſtiſchen offenen Handelsgeſellſchaft 
zur rein kapitaliſtiſchen Aktiengeſellſchaft bildet, kann gerade 
auf Grund des § 3 Abſ. 2 GmbHG. einen überwiegend 
individualiſtiſchen Charakter erhalten (vgl. Hachenburg in JW. 
1916, 126). Es geht deshalb wohl nicht an, die Recht⸗ 
ſprechung des RG., die gerade, um mit den Worten der 

legenden Entſcheidung Bd. 54 S. 131 zu ſprechen, von 
dem „Weſen der Aktiengeſellſchaft als reiner Kapitals 
geſellſchaft“ ausgeht, auf Organiſationsformen zu über⸗ 
tragen, die gerade umgekehrt einen vorwiegend individua⸗ 
liſtiſchen Charakter haben. Es handelt ſich doch hier um eine 
„Sonderrechtsbildung“, durch die aus zwingenden wirtſchaft⸗ 
lichen Gründen die allgemeinen Rechtsgrundſätze durchbrochen 
werden. Nichts kann daher verfehlter ſein, als eine ſolche 
Sonderrechtsbildung ſelbſt zu einer Norm erſtarren zu 
laſſen, die man auch auf ſolche Tatbeſtände anwendet, für 
die jene wirtſchaftlichen Gründe nicht nur nicht zutreffen, 
eich. die Anwendung der Regelſätze geradezu er⸗ 
eiſchen. 

Bei vorſtehenden Ausführungen iſt davon ausgegangen 
worden, daß die tupifchen Kartellpflichten, insbeſondere die 
Aberlaſſung der geſamten Produktion an das Syndikat, den 
Charakter ſog. Nebenleiſtungspflichten im Sinne des § 3 
Abſ. 2 HGB. haben. Das iſt dann der Fall, wenn ſie durch 
die Satzung der G. m. b. H. den Geſellſchaftern als ſolchen 
auferlegt ſind (vgl. Flechtheim, Kartellrecht 1912, 68 ff., auch 
in IW. 1916, 126; Staub⸗Hachenburg, G. m. b. H., Exkurs zu 
8 3). Die Kartellpflichten können aber auch den Mitgliedern 
auf Grund eines beſonderen zwiſchen den Geſellſchaftern und 
der Syndikatsſtelle geſchloſſenen Geſellſchaftsvertrages auferlegt 
ſein. Das Urteil gibt hierüber unmittelbar keinen Auſſchluß 
Gerade bei den Kartellverträgen der Zementinduſtrie iſt die 
Frage, welcher der beiden Typen vorliegt, häufig ſchwer zu 
entſcheiden (vgl. Flechtheim, Kartellrecht S. 79 ff. und in Recht 
und Wirtſchaft 1912, 469 ff.). Würde es ſich um eine ſog. 
Doppelgeſellſchaft handeln, ſo könnte von einer Verſagung des 
Schadenserſatzanſpruches überhaupt keine Rede ſein. Wenn 
auch der Beitritt zur G. m. b. H. und die Beteiligung an der 
die eigentlichen Kartellpflichten begründenden Geſellſchaft des 
bürgerlichen Rechts wirtſchaftlich aufs engſte zuſammenhängen, 
handelt es 1 doch bei dieſem letzteren Vertrage um eine rein 
interne und rein individualiſtiſche Geſellſchaftsbildung, die 
juriſtiſch von der Ubernahme des Geſchäftsanteils unabhängig iſt. 
In der gleichfalls eine ß. m. b. H. behandeln⸗ 
den Entſcheidung in SW. 1916, 12612 legt das RG. mit Recht 
großen Wert darauf, daß wirtſchaftlich ein gleiches Ergebnis 
rechtlich einwandfrei hätte erzielt werden können, wenn die 
G. m. b. H., ſtatt ihren Geſellſchaftern die Kartellpflichten als 
Nebenpflichten aufzuerlegen, mit ihnen ſelbſtändige Einzelverträge 
geſchloſſen hätte. Die gleiche Erwägung hätte ſich auch im 
vorliegenden Falle verwerten laſſen. An ſich führt die An⸗ 
wendung der allgemeinen Rechtsnormen über Anfechtung und 
Schadenserſatz zum gleichen Ergebnis, ob es ſich um Neben⸗ 
leiſtungen im Sinne des §S 3 Abſ. 2 HGB. oder um Haupt: 
leiſtungen auf Grund eines beſonderen Geſellſchaftsverhältniſſes 
handelt. Es iſt nicht einzuſehen, weshalb nun kraft „Sonder⸗ 
rechtsbildung“ für den einen Fall eine Durchbrechung dieſer 
Regel erfolgen fol, während in dem anderen wirtſchaftlich gleich 
liegenden Fall eine ſolche Durchbrechung nicht ſtattfindet und 
nicht vermißt wird. 
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Die Moratorien im enropäiſchen Ausland.) ) 
Von Rechtsanwalt Heinrich Willemſen, Berlin. 


Die folgende Tabelle ſtellt den Stand der Geſetzgebung dar, ſoweit er bis Ende Mai 1916 zu ermitteln war.“) 


N 3 Welche 9 9 1 ſind Bis zu welchem Zeitpunkt? Ausnahmen und beſondere Bemerkungen 
Belgien 
a) Beſetztes | 1. Auszahlung von Bankguthaben. Bis auf weiteres. Ausgezahlt werden können: 

Gebiet 1. Beträge von 1000 & für 14 Tage; 


2. höhere Beträge bei glaubwürdigem 


2. Alle Zahlungsverpflichtungen. 


3. Wechſelmoratorium. 


Die Friſten für die Erhebung des 
Proteſtes und ſonſtiger Handlungen 
zur Erhaltung des Regreſſes und für 
gezogene Wechſel, die vor dem 
3. Auguſt 1914 ausgeſtellt und in der 
Zeit vom 31. Juli 1914 bis 31. Januar 
1916 einſchl. im Gebiet des General⸗ 
gouvernements Belgien zahlbar ſind, 
ſind verlängert. 

Vor Ablauf der nebenſtehend ge⸗ 
nannten Friſten kann die Einlöſung 
vom Indoſſanten und den anderen 
Verpflichteten nicht verlangt werden. 

Die Proteſterhebung iſt nur zuläſſig 
innerhalb der letzten 7 Tage vor Ab— 
lauf der Friſten. 


Nach richterlichem Ermeſſen. — 


Die erteilten Friſten beliefen 
ſich früher auf 1—3 Monate 
nach Friedensſchluß. In jün⸗ 
gerer Zeit iſt die Bewilligung 
von Friſten in Handelsſachen 
häufiger abgelehnt worden. 


Bis zum Ablauf von 19 Monaten 


und 7 Tagen nach dem Verfall⸗ 
tage, jedoch nicht über den 
8. Aug. 1916 hinaus, ſofern die 
Wechſel im Geblet des General- 
gouvernements Belgien aus⸗ 
geſtellt ſind und die Wechſel⸗ 
ſumme 200 Fr. überſteigt; 


bis zum Ablauf von 22 Monaten 


und 7 Tagen nach dem Verfall⸗ 
tage, jedoch nicht über den 
8. November 1916 hinaus, 
wenn die Wechſel außerhalb 
des Gebietes des General— 
gouvernements Belgien aus⸗ 
geſtellt ſind oder die Wechſel⸗ 
ſumme 200 Fr. oder weniger 
beträgt. 


Nachweis ihrer Verwendung: 
a) zur Zahlung von Schulden und 
Verbindlichkelten aller Art, 
b) zur Beſchaffung von Material 
oder Waren für den eigenen 


kaufmänniſchen, gewerblichen, 
land⸗ oder forſtwirtſchaftlichen 
Betrieb; 


3. ohne Einſchränkung: 


Beträge ſeitens des Zwangs⸗ 
verwalters einer unter Ver⸗ 
waltung ſtehenden Unternehmung 
und ſeitens einer unter Auſſicht 
geſtellten Unternehmung mit Ge⸗ 
nehmigung der Aufſichtsperſon. 


Der Kaiſerl. Generalkommiſſar für die 


Banken in Belgien empfiehlt, offen 
Forderungen zur Einklagung zu bringen. 
Zunächſt Erſuchen an den Zivilpräl: 
denten des für den Wohnſitz des 
Schuldners zuſtändigen Gerichts bzw. 
an die Ortskommandantur (im Etappen⸗ 
und Operationsgeblet, Provinzen Oſt⸗ 
und Weſtflandern) um Mahnung und, 
falls ſolche vergeblich, um Benennung 
eines Anwalts! 


Zinſen laufen von der Fälligkeit bis zur 


Zahlung. 


) Nachdem mir von der Handelskammer zu Berlin die Neubearbeitung der von ihr herausgegebenen Sammlung „Moratorlen 
und andere Sonderregelungen des ahlungsderkehrs im Auslande“ übertragen iſt, habe ich im Einverſtändniſſe mit Herrn Syndikus 


Oscar Mever die Fortſetzung der früher von ihm bearbeiteten Tabellen „Die Moratorien im Auslande“ (ſ. ZW. 1915 Nr. 8 und 
Nr. 18) übernommen. 


2) Die Tabelle beſchränkt ſich auf die Geſetzgebung des europätfchen Auslands, well nur ſehr geringes und dürftiges Material 
über die außereuropäiſchen Staaten vorliegt. N 0 päſch : ſehr gering rftig 


9) Wegen der Einzelheiten der ausländiſchen Geſetze und Verordnungen uſw. wird auf die von der Handelskammer zu Berlin 
herausgegebene Zuſammenſtellung „Moratorien und andere Sonderregelungen des Zahlungsverkehrs im Auslande“, die in neuer 
ergänzter und erweiterter Bearbeitung ſoeben erfchienen iſt, vertiefen. 


45. Jahrgang. Juriſtiſche Wochenſchrift. 
Name Welche Verpflichtungen ſind 
des Staates aufgefchoben? NE AU e en 


4. Zahlungen nach Großbritannien und 
Irland oder den britiſchen Kolonien 
und auswärtigen Beſitzungen, Frank⸗ 
reich, den franzöſiſchen Schutzgebieten, 
Rußland, Finnland, Portugal. 


b) Nicht⸗ 1. Auszahlungen von Bankguthaben. 
beſetztes 
Gebiet 
2. Alle vor dem 1. Februar 1915 ein⸗ 
gegangenen Zahlungsverpflichtungen 
aus Handelspapieren. 
Bulgarien Geldverbindlichkeiten, die aus zivil⸗ 
und handelsrechtlichen, vor dem 
10./ 23. September 1915 getroffenen 
Abmachungen herrühren. 
Danemark 1. Zahlung von Geldſchulden, die 


durch Pfand an unbeweglichem Eigen⸗ 
tum geſichert ſind. 


2. Auszahlung von Bank⸗ und Spar⸗ 
kaſſenguthaben. 
3. 


Bis auf weiteres. 


E 


Für die Dauer des Krieges. 


Für die Dauer des Krieges. 


Bis auf weiteres, 
und zwar erhalten 
1. befriſtete Geldbverbindlich⸗ 
keiten einen Aufſchub von 
ſovlel Tagen von ihrer 

Fälligkeit ab gerechnet, als 

Tage, 

a) wenn ſie vor dem 
25. Juli / 7. Auguſt 1914 
eingegangen ſind, ſeit 
dieſem Datum, 

b) wenn ſie in der Zeit vom 
25. Juli/7. Auguſt 1914 
bis 10./23. September 
1915 eingegangen find, 
ſeit 10./23. September 
1915, 

bis zur Aufhebung des Mo⸗ 

ratoriums verfloſſen find; 

2. unbefriſtete Geldverbind⸗ 
lichkeiten, deren Fälligkeits⸗ 
termine vor dem 10/23. Sep⸗ 
tember 1915 eingetreten ſind, 
einen Aufſchub von 3 Mo⸗ 
naten (90 Tagen) vom 
Tage der Aufhebung des 
Moratoriums an gerechnet. 


Vorläufig bis 31. Dezember 1916. 


Bis auf weiteres. 
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Ausnahmen und beſondere Bemerkungen 


Verboten. 
Leiſtungen zur Unterſtützung von 
Deutſchen bleiben geſtattet. 
Ausnahmen können durch den General⸗ 
kommiſſar für die Banken in Belgien 
zugelaſſen werden. 5 
Die verbotene Zahlung gilt als ge⸗ 
ſtundet. Keine Zinspflicht; keine Rechts⸗ 
folgen aus der Nichterfüllung. 


Ausgezahlt werden können: 
1. 10% des Guthabens für 14 Tage, 
jedoch nicht mehr als 1000 Fr.; 
2. Beträge, welche im Geſetz beſonders 
ausgenommen ſind. 


5 ½ & Zinſen von der Fälligkeit bis zur 
Zahlung. 


Ausgenommen ſind: 

Unterhaltsforderungen, 

Forderungen aus Mietverträgen über 
unbewegliche Güter bis zur Hälfte des 
Mietbetrages, falls Mieter nicht zum 
Kriegsdienſt eingerückt iſt. 

Außerdem Sonderbeſtimmungen für 
die Auszahlung von Einlagen. 

Der Lauf der vereinbarten oder geſetz⸗ 
lichen Zinſen wird nicht beeinträchtigt; 
Erhöhung der vor dem 10./ 23. September 
1915 vereinbarten Zinſen unzuläſſig. 

Sicherung fälliger Forderungen durch 
Erwirkung eines dinglichen Arreſtes in 
das unbewegliche Vermögen des 
Schuldners zuläſſig. 

Proteſt wegen Nichtannahme eines 
Wechſels iſt ſtets und ſofort zu erheben. 

Proteſt mangels Zahlung eines akzep⸗ 
tierten moratoriſchen Wechſels erſt nach 
Ablauf des Aufſchubes (8% Zinſen von 
der Fälligkeit). 


Ausgenommen, wenn Schuldner Zinſen 
oder vereinbarte Abzahlungen nicht 
rechtzeitig zahlt oder ſonſtige Beſtim⸗ 
mungen des Pfandbriefes nicht beachtet. 

Ausgenommen Beträge bis zu 300 Kr. 
für die Woche und Überſchreibungen. 

Das richterliche Moratorium iſt am 
15. Oktober 1915 abgelaufen und 
nicht erneuert worden. 
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Name 


des Staates 


Frankreich 


Griechenland 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


ür. ñ ñ ——. —r,. —.. —. ——.. —. r.. xx n r ̃ ——.ñ—ñ—.᷑.' 
Bis zu welchem Zeitpunkt? Ausnahmen und beſondere Bemerkungen 


Welche Verpflichtungen ſind 
aufgeſchoben? 


1. Einlöſung aller vor dem 4. Auguſt 
1914 ausgeſtellten Handelspapiere, die 
vor dem 1. Juli 1916 fällig geworden 
ſind oder fällig werden. — Dieſer 
Aufſchub erſtreckt ſich auf alle mit oder 
ohne beſtimmten Zahlungstermin ge— 
ſchuldeten Beträge, auf alle vor dem 
1. Auguſt 1914 in laufender Rechnung 
oder ohne Deckung gewährten Bor- 
ſchüſſe oder Darlehen, die vor dem— 
ſelben Tage auf kurshabende Wert⸗ 
papiere und auf Handelspapiere ge⸗ 
währt worden ſind oder für die dieſe 
Wertpapiere und Handelspapiere 
haften. 

„Verwirklichung von Krediteröffnungen. 


d 


3. Bezahlung von Warenlieferungen, 
die vor dem 4. Auguſt 1914 zwiſchen 
Kaufleuten ausgeführt worden ſind. 


4. Auszahlung der Gelddepots und 
Kreditſaldi in laufender Rechnung bei 
Banken oder Kredit- und Depot— 
anſtalten. 


5. Bezahlung von Mieten. 


6. Einlöſung von Schuldverſchreibungen 
und darauf entfallenden Losgewinnen, 
Aktien, Zins⸗ und Gewinnanteil⸗ 
ſcheinen, die bis zu einem nach Ein⸗ 
ſtellung der Feindſeligkeiten feſtzu⸗ 
ſetzenden Tage fällig werden. 


7. Leiſtungen an Angehörige des Deut- 
ſchen Reichs und Oſterreich-Ungarns 
ſowie an die dort ſich aufhaltenden 
Perſonen. 


Eingeſtellt ſind: 

1. die Verjährung von Rechten und 
Klagen in Zivil- und Handelsſachen; 

2. alle geſetzlichen und gerichtlichen 
Friſten in Zivil-, Handels- und 
Verwaltungsſachen; 

8. die Zwangsvollſtreckung von Zivil⸗ 
urteilen und die Perſonalhaft als 
Sicherungsmaßnahme; 

4. Friſten, die ſich auf vertragsmäßige 
Abmachungen beziehen, ſoweit nach 
deren Ablauf ein Verluſt von Rechten 
oder die Verpflichtung zu Kon⸗ 
ventlonalſtrafen in Betracht kommt; 

5. die Verurteilung in contumaciam 
in Zivilſachen. 


Bisher 690 Tage. 


Bisher 690 Tage. 


Bisher 690 Tage. 


Bisher 690 Tage. 


Bis zu einem Zeitpunkt, der nach 
Einſtellung der Feindſeligkeiten 


feſtgeſetzt wird. 


Bis 12. April, 
12. Mal 1916. 


teilweiſe bis 


M13. 1916. 


Ausgenommen die auf den Staatsſchatz 
oder zu ſeinen Gunſten ausgeſtellten 
Handelspapiere. 

Der Inhaber eines Handelspapiers 
muß, um ſeinen Zinsanſpruch während 
des Aufſchubes zu wahren, dem 
Schuldner mitteilen, daß er im Beſitz 
des Papiers iſt und die Zahlung an 
ihn geleiſtet werden kann. 


Friſtlauf beginnt mit dem Tage des Ge⸗ 


ſuches um die Verwirklichung des Kredits. 


Ausgenommen Forderungen aus Börſen⸗ 
geſchäften, für die Sonderbeſtimmungen 
erlaſſen ſind. 


Depotinhaber und Bankgläubiger haben 
Anſpruch auf beſtimmte Abſchlags⸗ 
zahlungen. 

Außerdem ſind Abhebungen zuläſſig 
für Lohnzahlungen, Leibrenten, Bezug 
von Rohſtoffen, Frachten, Heeres⸗ 
lieferungen, Steuern, Monopolerzeug⸗ 
niſſe, jedoch im allgemeinen auch in 
dieſen Fällen nur Abhebungen bis zu 
60% des Reſtſaldos der Rechnung am 
2. Auguſt 1914. 


Näheres über den jetzigen Rechtszuſtand 


iſt nicht bekannt. 


Beſondere Beſtimmungen wegen der Ver⸗ 


zinſung. 


Verboten. 


Ausnahmen finden ſtatt. 


Alle Einſtellungen und Verbote gelten 


nicht für geſetzmäßige Angelegenheiten, 


welche nach dem 31. Januar 1916 ent⸗ 
ſtehen, außer den, die ſich auf Wechſel 
und auf Handelsnoten beziehen. 


Eine Verlängerung dieſer Maßnahmen 


iſt bisher nicht bekannt. 


45. Jahrgang. 
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Name 
des Staates 


Groß⸗ 
britaunien 
und Irland 


Italien 


Luxemburg 


Moxtenegrs 
Niederlande 


Norwegen 
Oferreich⸗ 


Ungarn 
J. Oſterreich 


Welche Verpflichtungen ſind 
aufgeſchoben? 


1. Bezahlung von Wechſeln, die vor dem 
4. Auguſt 1914 akzeptiert ſind und 
deren urſprünglicher Fälligkeitstag 
nach dem 3. Oktober 1914 liegt. 

2. Leiſtungen an ausländiſche Feinde. 


1. Verpflichtungen von Kaufleuten, deren 
Aktivum das Paſſivum überſteigt und 
die infolge der Kriegslage Zahlungen 
nicht leiſten können. 

2. Nach richterlichem Ermeſſen können 
wegen der Kriegslage unbeſchränkt 
prozeſſuale Friſten gewährt werden. 


Richterliches Moratorium für alle For⸗ 
derungen. 


1. Verpflichtungen zur Zahlung von 
Geldſummen, die vor dem 29. Juli 
1914 entſtanden ſind. 


2. Konkurseröffnungen können auf⸗ 


geſchoben und Zwangsvollſtreckungen 
ausgeſetzt werden. 


1. Zahlung auf Grund vor dem 21. Mai 
1915 entſtandener Forderungen aus 
laufender Rechnung und aus Einlagen. 


2. Privatrechtliche, vor dem 1. Auguſt 
1914 entſtandene Geldforderungen. 


Bis zu welchem Zeitpunkt? 


Bis auf weiteres um 1 Monat 
nach Fälligkeit. 


Nach richterlichem Ermeſſen; 
längſtens bis 60 Tage nach 
Veröffentlichung des Friedens⸗ 
ſchluſſes. 


Nach richterlichem Ermeſſen. 


Nach richterlichem Ermeſſen; die 
Zahlungsfriſt kann bis zu 
6 Monaten betragen und ein 
oder mehrere Male verlängert 
werden. 


Innerhalb eines Kalendermonats 
können nur Zahlungen in feſt⸗ 
geſetzter Höhe verlangt werden. 


Nach richterlichem Ermeſſen, je⸗ 
doch nicht über den 31. Dezem⸗ 
ber 1916 hinaus. 


Ausnahmen und beſondere Bemerkungen 


Verboten. 


Die Vorausſetzung der Zahlungsunfähig⸗ 
keit wegen des Krieges gilt ſtets als 
erwieſen, wenn der Schuldner unter 
den Waffen iſt. 


Der jetzige Rechtszuſtand iſt nicht bekannt. 


Das Moratorium iſt abgelaufen. 


Das geſetzliche Moratorlum iſt abgelaufen. 

Dieſe Beſtimmung gilt nur für Aktien⸗ 
banken, deren Grundkapital nicht mehr 
als 1 Million Kronen beträgt, für Spar⸗ 
kaſſen und für Kreditgenoſſenſchaften, 
die ihren Sitz in Dalmatien, im Küſten⸗ 
land oder in den Kreisgerichtsſprengeln 
Rovereto und Trient haben. 


Die Stundung kann gewährt werden auf 
Antrag des Beklagten, wenn deſſen 
wirtſchaftliche Lage es rechtfertigt und 
der Gläubiger dadurch keinen unverhält⸗ 
nismäßigen Nachteil erleidet. 

Kleingewerbe- und Kleinhandels— 
treibende in Stadt und Gebiet Trieſt 
kann Stundung gewährt werden ohne 
Nachweis der ſonſt erforderlichen Vor— 
ausſetzungen für privatrechtliche Geld— 
forderungen, die vor dem 21. Mai 1915 
entſtanden ſind. 

Ausgenommen von der Stundung 
ſind Forderungen aus Wechſeln und 
Schecks, Dienſt⸗ und Lohn-, Miet» und 
Pachtverträgen, Anſprüche auf Zahlung 
gewiſſer Zinſen und Annuitäten, Renten— 
und Unterhaltsforderungen, Forderun— 
gen gegen Kreditſtellen aus laufender 
Rechnung und aus Einlagen, Forde— 
rungen aus Verſicherungsverträgen; 
jedoch Ausnahmen zugunſten von Export— 
geſchäften und Unternehmungen, die auf 
den Fremdenverkehr angewieſen ſind. 


944 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 13. 1916, 


Name 


des Staates 


II. Bosnien 
und die 
Herzego— 
wina 


Welche Verpflichtungen ſind 
aufgeſchoben ? 


3. Forderungen aller Art und ohne 
Rückſicht auf die Zeit ihrer Entſtehung. 


4. Zwangsvollſtreckung. 


5. Vereinbarte Rechtsnachteile. 


6. Leiſtungen an Angehörige von Groß⸗ 
britannien und Irland ſowie der 
britiſchen Kolonien und Beſitzungen, 
ferner von Frankreich und deſſen 
Kolonien, ſowie an ruſſiſche Staats⸗ 
angehörige und an Perſonen, die in 
den genannten Gebieten oder in Ruß⸗ 
land ihren Wohnſitz (Sitz) haben. 


7. Verpflichtungen gegenüber ſonſtigen 
ausländiſchen Gläubigern nach dem 
Grundſatze des Gegenſeitigkeitsrechts. 


Sondermoratorien für die Bezirke Foca, 
Viſegrad, Cajnice, Rogatica, Sebre⸗ 
nica, Kladanj, Vlaſenice, Gacko, Bileca 
und Trebinje: 

1. Vor dem 2. Auguſt 1914 entſtan⸗ 
dene privatrechtliche Geldforde⸗ 
rungen einſchließlich Forderungen 
aus Wechſeln und Schecks, ferner 
aus Verſicherungsverträgen, die 
vor dieſem Tage abgeſchloſſen find, 
bei Fälligkeit vor dem 1. Januar 
1917. 


Bis zu welchem Zeitpunkt? 


Nach richterlichem Ermeſſen. 


Ausnahmen und beſondere Bemerkungen 


Ferner find in Stadt und Gebie 
Trieſt von der Stundung ausgenommen 
Forderungen aus vor dem 21. Mai 1915 
abgeſchloſſenen Warenkaufverträgen, 
wenn die Übergabe oder Lieferung erſt 
nach dem 20. Mai 1915 bewirkt worden 
iſt oder bewirkt wird, es ſei denn, daß fie 
vor dem 21. Mai 1915 vorzunehmen war. 


Dieſe Beſtimmung gilt nur für Schuldner, 
die ihren Wohnſitz oder ihre ſtändige 
geſchäftliche Niederlaſſung in einem 
Gebiete haben, in dem das Bezirks⸗ 
gericht infolge der kriegeriſchen Ereigniſſe 
zeitweiſe feine Tätigkeit eingeftellt oder 
ſeinen Standort verlegt hat oder in 
einem infolge behördlichen Auftrags 
von einem erheblichen Teil der Be⸗ 
völkerung verlaſſenen Gebiete. 


Nach richterlichem Ermeſſen bis Vorausſetzungen wie unter 2. 


längſtens 31. Dezember 1916. 


Ausgenommen Pfändung von Gegen⸗ 
ſtänden des beweglichen Vermögens und 
zwangsweiſe Pfandrechtsbegründung 
ſowie Zwangsvollſtreckung wegen folder 
Forderungen, für die bereits em 
Zahlungsfriſt bewilligt worden iſt. 


Dieſe können nicht geltend gemacht werden, 
wenn der Schuldner nur mit Zinſen, 
Annuitäten oder Raten im Rückſtand 
iſt, die ſpäteſtens am 31. Auguſt 1915 
fällig geworden ſind. 


Verboten. 


Das allgemeine Moratorium iſt am 
31. März 1916 abgelaufen. 


Bis einſchließlich 31. Dezember Ausgenommen find Forderungen aus 


1916. 


Dienſt⸗ und Lohn⸗, Pacht⸗ und Miet⸗ 
verträgen, aus gewiſſen Warenkauf⸗ 
verträgen, Anſprüche auf Zahlung ge⸗ 
wiſſer Zinſen und Annuitäten, For⸗ 
derungen aus Verſicherungsverträgen — 
ganz oder teilweiſe —; Forderungen 
aus laufender Rechnung und aus 
Einlagen nur mit Einſchränkungen 
geſtundet. 


45. Jahrgang. 


Name 
des Staates 


Welche Verpflichtungen ſind 
aufgeſchoben? 


2. Wechſel und Schecks: 

a) ausgeſtellt vor dem 1. April 1916, 
wenn der Bezogene und beim 
eigenen Wechſel der Ausſteller in 
dem genannten Gebiete ſeinen 
Wohnſitz hat, bei Fälligkeit zwiſchen 
dem 2. Auguſt 1914 und 31. De⸗ 

zember 1916, 


wenn nur infolge Domizil: 
vermerks in dem genannten Ge⸗ 
biete zahlbar, bei Fälligkeit vor 
dem 30. April 1916, 

(Bei ſpäter fälligen Wechſeln und 
Schecks dieſer Art keine Hinaus⸗ 
ſchiebung des Zahlungstages.) 
ohne Unterſchied des Zahlungs⸗ 
ortes und des Ausſtellungstages, 

wenn der Präſentation oder der 
Proteſterhebung ein infolge der 
kriegeriſchen Ereigniſſe eingetretenes 
unüberwindliches Hindernis ent⸗ 
gegenſteht. Hinausſchiebung der 
Zahlungszeit, der Friſt für die 
Präſentation zur Annahme oder 
zur Zahlung und für die Proteſt⸗ 
erhebung 


b 


— 


c) ausgeſtellt nach dem 31. März 1916 
keine geſetzliche Stundung. 


3. Verpflichtungen aller Art. 


4. Zwangsvollſtreckung wegen einer von 
der geſetzlichen Stundung ausgenom⸗ 
menen Forderung. 

5. Vereinbarte Rechtsnachteile. 

6. Zahlungsverbot. 

7. Zahlungen an ſonſtige ausländiſche 
Gläubiger nach dem Grundſatze des 
Gegenſeitigkeitsrechts. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Bis zu welchem Zeitpunkt? 


Zahlungstag: vorläufig 1. Ja⸗ 
nuar 1917. 


Zahlungstag: 1. Mai 1916. 


um ſoviel, als erforderlich iſt, 
um nach Wegfall des Hinder⸗ 
niſſes die wechſelrechtliche 
Handlung vorzunehmen, min⸗ 
deſtens bis zum Ablauf von 
zehn Werktagen nach Wegfall 
des Hinderniſſes. 


Nach richterlichem Ermeſſen, je⸗ 
doch nicht über den 31. De⸗ 
zember 1916 hinaus. 
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Ausnahmen und beſondere Bemerkungen 


Zu 1 und 2: Die geſetzliche Stundung kann 
durch richterlichen Ausſpruch aufgehoben 
werden, wenn der Gläubiger es be⸗ 
antragt und glaubhaft macht, daß die 
wirtſchaftliche Lage des Schuldners die 
geſetzliche Stundung nicht oder nicht 
in vollem Umfange rechtfertigt. 


Die Stundung kann gewährt werden 
auf Antrag des Beklagten, wenn deſſen 
wirtſchaftliche Lage es rechtfertigt und 
der Gläubiger dadurch keinen unver⸗ 
hältnismäßigen Nachteil erleidet. 

Von der Stundung ausgenommen 
ſind Forderungen, für welche die geſetz⸗ 
liche Stundung durch richterlichen Aus— 
ſpruch aufgehoben iſt. 

Wie Ojfterreich. 


Wie Ojfterreic. 
Wie Oſterreich. 
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M 13. 1916. 


Name 
des Staates 


III. Galizien 
und die 
Buko⸗ 
wina 


IV. Ungarn 


V. Kroatien, 
Slawo⸗ 
nien und 
Dal⸗ 
matien 


Portugal 


Welche Verpflichtungen ſind 
aufgeſchoben? 


1. Vor dem 1. Auguſt 1914 entſtandene 
privatrechtliche Geldforderungen, ein⸗ 
ſchließlich Forderungen aus Wechſeln 
und Schecks, ferner Geldforderungen 
aus Verſicherungsverträgen bei Fällig⸗ 
keit vor dem 1. Januar 1917 

2. Wechſel und Schecks: 

a) ausgeſtellt vor dem 1. Oktober 1915, 
wenn der Bezogene und bei 
eigenen Wechſeln der Ausſteller in 
Galizien und der Bukowina ſeinen 
Wohnſitz hat, bei Fälligkeit zwiſchen 
dem 1. Auguſt 1914 und 31. De⸗ 
zember 1916, 


wenn nur infolge Domizil⸗ 
vermerks in Galizien und der 
Bukowina zahlbar, bei Fälligkeit 
vor dem 31. Januar 1916, 

(Bei ſpäter fällig werdenden 
Wechſeln und Schecks keine Hinaus⸗ 
ſchiebung des Zahlungstages.) 

b) wie 2b bei] Bosnien und der 
Herzegowina. 

c) ausgeſtellt nach dem 30. September 
1915 keine geſetzliche Stundung. 


3. Im übrigen wie Bosnien und die 
Herzegowina Nr. 3 bis 7. 


1. Die bis einſchließlich 31. Juli 1915 
fällig gewordenen Geldſchulden aus 
einem vor dem 1. Auguſt 1914 aus⸗ 
geſtellten Wechſel, einer derartigen 
kaufmänniſchen Anweiſung, einem 
derartigen Lagerſchein, Scheck oder 
im allgemeinen aus einem ſolchen 
handelsrechtlichen Geſchäft oder einem 
anderen privatrechtlichen Rechtstitel, 
der vor dem 1. Auguſt 1914 entſtanden 
iſt, ſofern die Schuld am 31. Juli 
1915 noch unter das Moratorium 
gefallen iſt. 

2. Zahlungsverbote. 


— 


Verpflichtungen zu Zahlungen in 
ausländiſcher Währung aus Wechſeln, 
Schecks, laufender Rechnung und 
Geldgeſchäften, die aus der Zeit vor 
dem 10. Auguſt 1914 herrühren. 


Bis zu welchem Zeitpunkt? 


Bis 31. Dezember 1916. 


Zahlungstag vorläufig 1. Januar 
1917. 


Zahlungstag 1. Februar 1916. 


Die Schulden ſind in beſtimmten 
Raten und innerhalb beftimmter 
Friſten zu tilgen; Raten und 
Friſten ſind je nach dem Schuld⸗ 
grunde verſchieden. 


Zunächſt ein Aufſchub von 
150 Tagen von der Fälligkeit 
an, bei unbefriſteten Forde⸗ 
rungen vom 10. Auguſt 1914 
an. Nach Ablauf dieſer Friſt 
ſind zu zahlen: 

25 % innerhalb einer Friſt 
von 30 Tagen, 


Ausnahmen und beſondere Bemerkungen 


Ausnahmen wie bei Bosnien und der 
Herzegowina. 


Zu 1 und 2: Aufhebung der geſetzlichen 
Stundung vgl. Bosnien und die Herze⸗ 
gowina. Teilzahlungen und Zahlungs 
termine ſind im Geſetz beſtimmt. 


| Sonderbeſtimmungen beſtehen für Schuld: 
ner, welche ihren Wohnſitz oder ihre 
Geſchäftsniederlaſſung in einer von den 
kriegeriſchen Ereigniſſen unmittelbar 
betroffenen Gegend haben, insbeſondere 
iſt auch die richterliche Stundung für 
nicht der geſetzlichen Stundung unter⸗ 
liegende Schulden vorgeſehen. 


Wie in Sſterreich. 

Es gelten die für Ungarn erlaſſenen Be⸗ 
ſtimmungen, ergänzt durch Verord⸗ 
nungen des Banus der Königreiche. 


45. Jahrgang. 
Name Welche Verpflichtungen find 
des Staates aufgeſchoben ? 


2. Verpflichtungen aus Wechſeltermin⸗ 
geſchäften, die an den Börſen von 
Liſſabon und Porto bis zum 8. Auguſt 
1914 bewirkt worden ſind. 


Rumänien Zahlungsverbindlichkeiten aus kauf⸗ 
männiſchen oder Privatgeſchäften, die 
mit dem Auslande vor dem Tage der 
Einreichung des erſten Moratoriums⸗ 
geſetzes vom 24. Dezember 1914 / 
6. Januar 1915 abgeſchloſſen worden 
ſind. 

Rußland I. Gouvernements: Warſchau, Kaliſch, 
Nicht Kielce, Lomſcha, Lublin, Petrikau, 
beſetztes Plotzk, Radom, Suwalki und Cholm. 
Gebiet 1. Alle Verbindlichkeiten mit Zah⸗ 


lungsort in den genannten Gouverne⸗ 
ments, welche vor dem 17. Juli 1914 
(a. St.) entſtanden ſind. 


Bei Fälligkeit: 
nach dem 17. 7. 14 — 17. 11. 14, 
17. 11. 14 — 17. 1. 15, 


„. „ 

„ „11. 1. 15 — 17. 8. 16, 

„ „ 17. 8. 15 — 17. 4. 15, 

„ „ 17. 4. 15 — 17. 7. 15, 

„ „17. J. 15 — 17. 10. 15, 

„ „ 11. 10. 15 — 17. 4. 16, 

„ „ 17. 7. 14 auf Verlangen 


2. Wechſelverbindlichkeiten aus vor 
dem 17. Juli 1914 (a. St.) aus⸗ 
geſtellten Wechſeln. 

Bei Fälligkeit: 

nach dem 17. 7. 14 — 17. 11. 14, 
vom 18. 11. 14 — 17. 1. 15, 

„ 18. 1. 15 — 17. 8. 15, 

„ 18. 8. 15 — 17. 4. 15, 

„ 18. 4. 15 — 17. 6. 15, 

„ 18. 6. 15 — 17. 10. 15, 

„ 138. 10. 15 — 17. 4. 16. 

8. Pfandſchulden, entſtanden bis 
17. Juli 1914 (a. St.) mit Zahlungs⸗ 
friſten vor dem 17. Januar 1917. 

4. Offentliche Verſteigerung des 
unbeweglichen Eigentums. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Bis zu welchem Zeitpunkt? 


25 % innerhalb einer Friſt 


von 60 Tagen, 
25 J innerhalb einer Friſt 
von 90 Tagen, 
25 J innerhalb einer Friſt 
von 120 Tagen. 
Es ſind zu zahlen: 
a) 10% am 6. 9. 1915, 
b) 15% „ 6. 10. 1915, 
c) 25 3 „ 6. 1. 1916, 
d) 25% „ 6. 4. 1916, 
e) 25% „ 6. 6. 1916. 


Vorläufig 20 Monate. Die Friſt 
wird gerechnet: 

bei befriſteten Forderungen, 
die nach Einreichung des 
Geſetzes fällig werden, von 

der Fälligkeit an, 
bei unbefriſteten oder vor 
Einreichung des Geſetzes 
fälligen Forderungen vom 
10./ 28. Dezember 1914 an. 


21 Monate, 
17 „ 
15 „ 
18 71 
12 „ 
10 „ 

6 


u 
bis 17. 4. 1916. 


21 Monate, 
17 n 
15 r 
13 = 
12 „ 
10 1 
6 „ 


Bis 17. April 1917. 


Bis 1. Januar 1917. 
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Ausnahmen und beſondere Bemerkungen 


Die angegebenen Teilzahlungen gelten für 
Geſchäfte an den Börſen von Liſſabon 
und Porto; bei Geſchäften zwiſchen 
dieſen Börſen und derjenigen von 
Funchal erhöhen ſich die Prozentſätze 
zu a, b und c um das Doppelte, fo 
daß dieſe Geſchäfte bis zum 6. 1. 1916 
abzuwickeln waren. 


Während der Dauer der Stundung darf 
kein Proteſt erhoben, keine Klage ein⸗ 
gereicht, keine Konkurserklärung aus⸗ 
geſprochen werden. 


Ausnahmen finden ſtatt. 
Beſondere Beſtimmungen für Wechſel 
(ſiehe unter 2.). 
Nicht mehr der Stundung unter⸗ 
liegende Wechſelſummen fallen unter 
die allgemeine Stundung. 


180 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M13. 1916. 


Name 
des Staates 


Schweden 


Schweiz 


Serbien 


Spanien 


Türkei 


Welche Verpflichtungen ſind 
aufgeſchoben? 


5. Auszahlung auf Bankguthaben. 


II. In den Gouvernements: Wilna, 
Grodno, Kowno, Kurland, Livland, 
Minsk, in den Kreiſen Wladimir⸗ 
Wolhynisk, Dubno, Kremenetz, Kowel, 
Luzk, Oſtrag, Kowno, und Alt— 
Konſtantin des Gouvernements Wol— 
hynien, in den Kreiſen Kamenetz⸗ 
Podolsk und Proskurow des Gou— 
vernements Podolien: 

Wechſel ausgeſtellt bis 10. Juni 
1915 mit Zahlungsort in den ge⸗ 
genannten Gouvernements, 

fällig bis 10. 1. 1916, 

fällig vom 11. 1. 1916 bis 10. 7. 1916. 

III. In Rußland allgemein: 

1. Leiſtungen an Deutſche, Oſter⸗ 
reicher, Ungarn und Türken. 

2. Ausfuhr von Geld uſw. im 
Werte von mehr als 500 Rubel ins 
Ausland. 


1. Alle Verpflichtungen der im Kriegs- 
dienſte befindlichen Wehrmänner. 
(Rechtsſtillſtand zu deren Gunſten.) 

2. Verpflichtungen gegenüber ausländi⸗ 
ſchen Gläubigern nach dem Grund— 
ſatze des Gegenſeitigkeitsrechtes. 

3. Betreibungsſtundung kann nachrichter— 
lichem Ermeſſen gewährt werden. 

4. Konkurseröffnungen können nach 


richterlichem Ermeſſen hiuausgeſchoben 
werden. 


Alle Zahlungsverpflichtungen. 


Alle Verpflichtungen, die auf bis zum 
21. Jul/8. Auguſt 1914 eingegangenen 
Verbindlichkeiten beruhen. 


Leiſtungen an Angehörige feindlicher 
Staaten und im feindlichen Auslande 
wohnhafte Perſonen. 


12 Monate, 
68 u 


Bis auf weiteres. 


Bis auf weiteres. 


Bis 31. Dezember 1916. 


Bis zu 4 Monaten. 


Bis 60 Tage nach der Demobili⸗ 
ſierung. 


Vorläufig bis 13. Dezember 1916 
(n. St.). 


Bis zu welchem Zeitpunkt? Ausnahmen und beſondere Bemerkungen 


Saldo bis 100 Rubel ſofort auszahlbar, 
bei höherem Saldo 100 Rubel einmalig 
und monatlich 5 % des Saldos, aber 
nicht über 500 Rubel, Ausnahmen 
finden ſtatt. 


Verboten. 


Verboten. 


Auslandsmoratorium am 1. Januar 1916 
abgelaufen. 


Ausnahmen finden ſtatt. 


Der Rechtszuſtand im beſetzten Gebiet Hit 
nicht bekannt. 


Einſchlägige Beſtimmungen ſind bisher 
nicht bekannt geworden. 


Tilgung in Teilzahlungen, von denen eine 
Reihe fällig ſind. Sonderbeſtimmungen 
für Rückzahlung von Guthaben feitens 
der Aktienbanken. 


Verboten. 


45. Jahrgang. 


Schrifttum. 

Güthe und Schlegelberger: Kriegsbuch. Die Kriegs: 
geſetze mit der amtlichen Begründung und der 
geſamten Rechtſprechung und Rechtslehre. II. Band. 
Sonderband des Jahrbuchs des deutſchen Rechts. Berlin, 
1916. Geb. 16 &. 


Der erſte Band des Werkes iſt in JW. 1915, 943 be: 
ſprochen. Der zweite Band erfüllt die dort ausgeſprochene Er— 
wartung, daß das Werk ſeine Fortſetzung würde finden müſſen; er 
reicht zeitlich bis Ende Februar 1916. Das Syſtem der Arbeit iſt 
das ſelbe wie im erſten Band; innerhalb der Erörterungen der 
einzelnen Beſtimmungen iſt die umfangreiche Literatur und Recht⸗ 
ſprechung wieder ſyſtematiſch geordnet und der Fortſchritt dieſer 
Ordnung gegenüber dem erſten Bande unverkennbar. Nicht minder 
klar wird gerade durch dieſe Arbeit, daß ſich über viele Fragen, die 
bei Ausgabe des erſten Bandes noch ſtreitig waren, allmählich 
eine im weſentlichen übereinſtimmende herrſchende Meinung aus⸗ 
gebildet hat. Auf dem Gebiete der wirtſchaftlichen Geſetzgebung 
tritt auch hier, der Natur der Sache nach, an die Stelle der bei 
dieſen Punkten weniger entwickelten Rechtſprechung und Literatur 
die Wiedergabe der Materialien, beiſpielsweiſe die Berichte über 
die Vorbereitung der Maßregeln zur Hebung der Not des Hypo⸗ 
thekenktedits, Mitteilungen, die dauernden Wert auch für die Zeit 
nach dem Kriege behalten werden. Einen neuen ſehr begrüßens⸗ 
werten Beſtandteil des Buches bildet der Abſchnitt über die 
Kriegs ſteuergeſetze, der freilich bisher nur die vorbereitenden Maß⸗ 
nahmen zur Beſteuerung der Kriegsgewinne umfaſſen konnte. 
Auf dieſem Gebiete hat ſich bereits eine umfaſſende Literatur ent⸗ 
wickelt, und gerade dieſes Gebiet eröffnet auch für die beratende 
Tätigkeit der Anwaltſchaft ein weites Feld. 

Weniger Beiſall verdient dagegen unſeres Erachtens die Be⸗ 
handlung des geſamten Stoffes der Geſetzgebung, ſoweit er die 
Sicherung der Volksernährung betrifft. Hier hatte der erſte Band 
nicht nur den Text der Verordnungen, ſondern auch das dazu ge» 
börige literariſche Material gegeben, welches ja naturgemäß hier 
geringer war als bei den rein privatrechtlichen Geſetzen und Ver⸗ 
ordnungen. Das Vorwort des zweiten Bandes erklärt, die Maß⸗ 
nahmen zur Sicherung der Volksernährung ſeien „noch nicht ſoweit 
zum Abſchluß gekommen, daß gegenwärtig eine Wiedergabe aller 
bei der Veröffentlichung leicht bereits überholter Verordnungen an⸗ 
gezeigt erſcheint, und das Werk beſchränkt ſich deshalb für den rein 
wirtſchaftlichen Teil unter Vorbehalt weiteren Ausbaues in der 
Folgezeit auf eine ſtofflich geordnete Überſicht der Verordnungen, 
welche den Zuſammenhang der ganzen wirtſchaftlichen Geſetzgebung 
aufdeckt, und auf einen kurzen Abriß ihres Inhaltes ſowie der 
Ergebniſſe der Rechtslehre und Rechtſprechung“. Dieſes Ver⸗ 
fahren mag dem Verfaſſer — den zweiten Band hat infolge der 
Behinderung des Mitverfaſſers nur Schlegelberger bearbeitet — 
durch die Maſſenhaftigkeit des Stoffes aufgenötigt worden ſein; 
aber es zeigt, wie gerechtfertigt die bei der Beſprechung des erſten 
Bandes geäußerte Beſorgnis war, daß jede Fortſetzung die Hand⸗ 
gabung des Werkes erſchweren werde. Denn mit dem jetzt geübten 
Verfahren iſt den Bedürfniſſen der Praxis nicht erſchöpfend 
gedient. Der Praktiker findet freilich in der Uberſicht auf S. 265 ff. 
eine dankenswerte, bis zum Abſchluß des Buches fortgeführte Zu: 
ſammenſtellung des Materials an Verordnungen, das bis dahin 
erſchienen war, und eine kurze Zuſammenſtellung des Inhaltes, 
aber, abgeſehen von den Vorſchriften über den Verkehr mit Brot⸗ 
getreide und Mehl, deren frühere Behandlung im zweiten Bande 
fortgeſetzt wird, außerordentlich wenig von dem literariſchen 
Material, welches zur Auslegung veröffentlicht und wertvoll iſt. 
Und doch handelt es ſich hier um einen Stoff, der in der Praxis 
regelmäßig wiederkehrt. Die Höchſtpreisgeſetze, der Handel mit 
den Kontingenten auf den verſchiedenen Gebieten der Produktion, 
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der Einfluß aller dieſer Verordnungen auf die laufenden Verträge, 
die große Einwirkung aller dieſer Beſtimmungen auf die Un⸗ 
möglichkeitslehre beherrſchen ſchon jetzt einen Teil der Recht⸗ 
ſprechung, und gerade hier wird der Praktiker das Opfer, das der 
Herausgeber der Rückſicht auf Raum und Wirtſchaftlichkeit des 
Werkes gebracht hat und vielleicht bringen mußte, ſchmerzlich 
empfinden. 

Freilich legt dieſe Erfahrung wieder den Zweifel nahe, ob der 
grundſätzliche Gedanke derartiger Zuſammenſtellungen, wie ſie das 
„Jahrbuch des deutſchen Rechts“ und das „Kriegsbuch“ enthalten, 
auf die Dauer zu halten iſt. Die Maſſenhaftigkeit des Stoffes, 
bei dem Jahrbuch das geſamte Gebiet des Zivilrechts, bei dem 
Kriegsbuch das geſamte Gebiet des Kriegsrechts, ſteht vielleicht 
einer allumfaſſenden Zuſammenſtellung entgegen und die Kommen⸗ 
tierung der einzelnen Geſetze auf der einen Seite, eine theoretiſche 
Behandlung auf der anderen Seite werden dem Praktiker nicht 
entbehrlich ſein. 

Wiederum ergeben Zuſammenſtellungen, wie die vorliegende, 
ein geradezu ſtaunenerregendes Bild der vielſeitigen Tätigkeit, die 
unſere Geſetzgebung und Verwaltung gerade zur Regelung der 
Notverhältniſſe des Krieges entfalten mußte und entfaltet hat. 

Neu iſt gegenüber dem erſten Bande der Abſchnitt über die 
Entlaſtung der Gerichte, der die Verordnungen vom 9. September 
und 7. Oktober 1915 behandelt, von denen erſtere ja freilich in⸗ 
zwiſchen — glücklicherweiſe — teilweiſe wieder aufgehoben iſt, und 
ein Abſchnitt über die Wiederherſtellung vernichteter Standes⸗ 
regiſter, Grundbücher uſw. und über Anrechnung von Kriegs⸗ 
jahren. 

Die Tatſache, daß — leider — der Krieg immer noch fort⸗ 
dauert, läßt eine weitere Fortſetzung des Buches erwarten. 
Dabei wird, wenn das Syſtem als ſolches beibehalten werden ſoll, 
ein Doppeltes erwünſcht ſein: Erſtlich eine genaue Angabe, an 
welchen Tagen diejenigen Verordnungen, die mit dem Tage der 
Verkündung in Kraft getreten ſind, verkündet ſind, das heißt alſo, 
an welchem Tage die betreffende Nummer des Reichsgeſetzblattes 
in Berlin ausgegeben worden iſt (RV. Art. 2), eine Frage, die 
bei dem dauernden Wechſel der Verordnungen für die Praxis ſehr 
notwendig iſt, und ſodann, mindeſtens bei denjenigen Ver⸗ 
ordnungen, welche für die Prozeßpraxis eine Rolle ſpielen, auch 
die Mitteilungen der durch neuere Verordnungen bereits über: 
holten Verordnungen. Ein Beiſpiel: Die Höchſtpreisgeſetze und 
Verordnungen in ihren verſchiedenen Faſſungen ſpielen, auch wenn 
ſie bereits aufgehoben und durch neuere überholt ſind, für den 
Praktiker, der Fälle aus der Vergangenheit im Prozeß befangen 
ſieht, eine große Rolle. Aber freilich kann auch hier die Rückſicht 
auf die Okonomie des ganzen Werkes ſelbſt berechtigten Wünſchen 
entgegentreten. Juſtizrat Dr. Heilberg, Breslau. 


Dr. jur. et phil. P. Horfter: Das Recht des Kaufmanns im 
Kriege. Puttkammer und Mühlbrecht, Berlin W 56. VIII 
und 81 Seiten. 


Eine gut und klar geſchriebene Monographie, deren Titel 
allerdings über den Rahmen der Erörterungen hinausgeht; ſie 
enthält lediglich eine ſyſtematiſche Darſtellung des Rechts des 
„Lieferungsvertrages“ und des „Dienſtvertrages“. 

Der Verfaſſer erörtert den Einfluß des Krieges auf die Ver— 
tragserfüllung im allgemeinen, behandelt eingehend den Krieg als 
Vorausſetzung für die Unmöglichkeit der Erfüllung ſowie deren 
Folgen, das Verhältnis der Privatlieferung zur Kriegslieferung 
und namentlich die Bedeutung der „Kriegsklauſel“ in ihren ver: 
ſchiedenen Formen für die Beurteilung der Leiſtungsmöglichkeit 
In einem zweiten Abſchnitt wird der Einfluß der Einberufung 
der Angeſtellten auf das Dienſtverhältnis bei kaufmänniſchen und 
gewerblichen Angeſtellten, das Kündigungsrecht des Prinzipals, 
die Form der Kündigung, ihre Vorausſetzung, ihre Wirkſamkeit, 
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die Gehaltszahlung, die Bedeutung der freiwilligen Geſtellung 
zum Kriegsdienſt und die Rechtslage für die nicht an der Arbeits⸗ 
leiſtung verhinderten Arbeitnehmer eingehender Erörterung 
unterzogen. 


Nach der Abſicht des Verfaſſers iſt die Schrift zwar nicht 
zuletzt für den Kaufmann beſtimmt, ſoll jedoch nicht „populär“ in 
des Wortes ſchlimmſter Bedeutung fein; ſie ſtellt ſich die doppelte 
Aufgabe: dem Juriſten und dem Kaufmann einen kritiſchen Über⸗ 
blick über Literatur und Rechtſprechung als Unterlage zur Beur⸗ 
teilung der vielfältigen Streitfragen auf den gedachten Rechts⸗ 
gebieten zu verſchaffen. Dieſer Doppelaufgabe dürfte die Schrift 
gerecht geworden ſein, ſoweit dies überhaupt möglich iſt. Der 
Kaufmann, der die Schrift mit Vorteil benutzen ſoll, wird aller⸗ 
dings über ein nicht ganz gewöhnliches Maß von Rechtskennt⸗ 
niſſen verfügen müſſen. Dem Juriſten wird ſie ein wertvoller 
Leitfaden durch die vielverſchlungenen Wege ſein, welche jene 
Rechtsgebiete ohnehin aufweiſen, welche die Verhältniſſe der 
Kriegszeit aber ganz beſonders vermehrt haben. 


Literatur und Rechtſprechung ſind eingehend verwertet. Die 
Schrift kann ſehr empfohlen werden. 


Juſtizrat Kaufmann, Magdeburg. 


H. Teßmer, Syndikus: Das Schiedsverfahren nach deutſchem 
Recht, ein Lehr⸗ und Handbuch für Laien und Juriſten 
Verlag Veit & Co., Leipzig 1915. 

Eine grundlegende Betrachtung des im X. Buche unſerer 
Zivilprozeßordnung geregelten ſchiedsgerichtlichen Verfahrens — 
Teßmer nennt es aus prinzipiellen Gründen Schiedsverfahren — 
könnte in dreifacher Richtung aus dringenden Bedürfniſſen der 
Rechtswiſſenſchaft und Rechtspflege heraus ſich rechtfertigen: ein⸗ 
mal könnte eine noch fehlende zuſammenhängende Forſchung nach 
der Rechtsnatur des ſchiedsgerichtlichen Verfahrens und nach der 
Rechtsſtellung der Schiedsrichter zur Beſeitigung mancher Unklar⸗ 
heiten führen; in zweiter Linie könnte eine zuſammenhängende 
Behandlung der rein praktiſchen Streitfragen aus dem Gebiete des 
Verfahrens zur Ergänzung der hier recht lückenhaften Erläute⸗ 
rungen der Kommentare zur Prozeßordnung von Wert ſein; in 
dritter Linie wäre auch die Behandlung der Lehre de lege 
ferenda bei der ſteigenden Bedeutung der Schiedsgerichtsverein⸗ 
barung eine dankenswerte Aufgabe, namentlich im Anſchluß an 
die jetzt im Vordergrund ſtehenden Vorſchläge zur Einführung 
eines Güteverfahrens. 


Der Verfaſſer, der in ſeinem im Jahre 1912 erſchienenen 
Werke „Der Schiedsvertrag als Vorausſetzung und Grundlage 
des ſchiedsrichterlichen Verfahrens nach deutſchem Recht“ ſich be⸗ 
reits eingehend mit der Materie befaßt hat, hat in dem vorliegen⸗ 
den Werke alle drei Aufgaben löſen wollen, und zwar in einem 
Buche, das nach der Titelankündigung gleichzeitig dem Juriſten 
wie dem Laien dienen ſoll. Damit hat der Verfaſſer zuviel unter⸗ 
nommen und dadurch leider keine der drei Aufgaben ſo gelöſt, wie 
es hätte gewünſcht werden müſſen. 


Schon die Stoffanordnung iſt eine überaus unglückliche. 
Wie die Vorrede — eigentümlicherweiſe nur dieſe — erkennen 
läßt, ſoll das Buch nur die erſte Abteilung eines größeren Werkes 
ſein und nur der Darſtellung der für den Aufbau des Verfahrens 
in Betracht kommenden Rechtsgrundſätze und Rechtseinrichtungen 
gelten, während in einer für ſpäter in Ausſicht genommenen 
zweiten Abteilung von dem Schiedsgerichtsverfahren im eigent⸗ 
lichen oder engeren Sinne gehandelt werden, und die ſich aus dieſem 
Aufbau ergebenden Schlußfolgerungen für die praktiſche Hand⸗ 
habung des Verfahrens gezogen werden ſollen. In der vor— 
liegenden erſten Abteilung iſt nun wieder ein allgemeiner Teil 


und ein ſpezieller Teil, welcher das Vorverfahren behandelt, ge⸗ 
ſchieden; der Abſchnitt „Vorverfahren“ gliedert ſich in folgende 
drei Unterabſchnitte: 
a) Was iſt in bezug auf die Vorausſetzungen für das 
Schiedsverfahren zu beachten? 
b) Was gilt für die Ernennung und Beſtellung des Schieds⸗ 
richters? 


c) Was gilt für die Beſeitigung der Ernennung und die 
Abberufung des Schiedsrichters? 
Schon in der vorliegenden erſten Abteilung des Werkes ſind 
die Zuſammenhänge zwiſchen den im allgemeinen Teil und den 
im beſonderen Teil erörterten Fragen fo enge, daß häufig Rück⸗ 
verweiſungen notwendig ſind. Dazu kommt, daß auch die eigen⸗ 
tümliche Einzelgruppierung des Materials nach beſtimmten vor⸗ 
ausgeſtellten Fragen, die wohl in dem Beſtreben gewählt iſt, das 
Buch dem Laien zugänglicher zu machen, in der Darſtellung zu 
Gezwungenheiten und Unklarheiten führt. 

In der grundlegenden Frage nach der Natur des Schiedsver⸗ 
fahrens ſteht der Verfaſſer auf dem von ihm eingehend begrün⸗ 
deten Standpunkt, daß das Schiedsverfahren kein Prozeßverfahren 
ſei, ein Standpunkt, aus dem der Verfaſſer im weiteren Verlauf 
des Werkes zahlreiche bedeutungsvolle Folgerungen zieht. 


Dieſe grundlegende Anſchauung erſcheint bedenklich; wie ſchon 
Amtsgerichtsrat Dr. Levin in ſeiner ausführlichen Beſprechung 
des Buches bei Gruchot Bd. 60 S. 533 ff. hervorgehoben hat, 
ſcheitert dieſe Auffaſſung ſchon an den 38 1034 bis 1039 ZPO, 
welche unzweifelhaft prozeßrechtliche Vorſchriften enthalten. 
Danach wird, wenn man nicht zu ganz unklaren Folgerungen 
gelangen will, nicht bezweifelt werden können, daß das ſchieds⸗ 
gerichtliche Verfahren ein ſeinen eigenen Regeln folgendes prozeß⸗ 
rechtliches Verfahren iſt. Dieſe aus dem Geſetz ſelbſt ſich er⸗ 
gebende Folgerung wird auch dadurch nicht widerlegt, daß nach 
§ 1034 Abſ. 2 ZPO. die Parteien bezüglich des Verfahrens freie 
Hand haben. 

Auch bezüglich der grundlegenden Auffaſſung des Schieds⸗ 
richtervertrages, den der Verfaſſer lediglich den Vorſchrif⸗ 
ten des Werkvertrages unterwirft, wird man mancherlei Bedenken 
hegen müſſen; mag auch der eine oder andere Gedanke aus den 
Vorſchriften über den Werkvertrag heranzuziehen ſein, ſo wird 
man doch andererſeits nicht unberüdfichtigt laſſen dürfen, daß es 
ſich bei der Tätigkeit des Schiedsrichters um die Erfüllung richter⸗ 
licher Aufgaben handelt und daß auch die Vielſeitigkeit dieſer Auf⸗ 
gaben dem Schiedsrichtervertrage fein eigentümliches Gepräge 
verleiht. 


Was die Erörterung der für die Praxis beſonders bedeutſamen 
Einzelvorſchriften und die hier herrſchenden Streitfragen betriff, 
ſo muß hier durchaus anerkannt werden, daß der Verfaſſer ein 
ſehr großes und recht zerſplittertes Material an Entſcheidungen 
mit größter Vollſtändigkeit zuſammengetragen hat. Auch hier aber 
leidet die Brauchbarkeit des Buches für den Praktikter durch ſeine 
Unüberſichtlichkeit, durch die bisher fehlende Regelung des Nach⸗ 
verfahrens vor den ordentlichen Gerichten und nicht in letzter Linie 
durch den Mangel eines Regiſters. Dieſe Mängel führen dahin, 
daß auch der Praktiker, und zwar ſowohl der Juriſt wie der Laie, 
die in dem Buche enthaltene reichhaltige Belehrung über Einzel: 
fragen aus dem Gebiete ſich nur dadurch zugänglich machen kann, 
daß er zunächſt das geſamte Buch einer eingehenden Durchſicht 
unterzieht. Hielt es der Verfaſſer für ſachgemäß, das vorliegende 
Buch vor Fertigftellung des zweiten Abſchnittes erſcheinen zu 
laſſen, ſo wäre im Intereſſe der Benutzung des Buches auch ein 
beſonderes Regiſter für dasſelbe unentbehrlich geweſen. 


Auch de lege ferenda leiden die Vorſchläge des Verfaſſers 
darunter, daß er die prozeßrechtliche Natur des Schiedsverfahrens 
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leugnet und die Aufgabe der Schiedsrichter wohl nicht umfaſſend 
genug darin erblickt, daß ſie nicht richten, ſondern ſchlichten ſollen. 
Juſtizrat Dr. Lemberg, Breslau. 


Helmuth Lehmann: Taſchenbuch des Krankenverſicherungs⸗ 
rechts. Herausgegeben im Auftrage des Hauptverbandes 
deutſcher Ortskrankenkaſſen e. V., Dresden 1916. Verlag der 
„Ortskrankenkaſſe“. 764 Seiten. Preis 4 &. 


Das Gebiet der Sozialverſicherung iſt ſo ſchwierig und um⸗ 
fangreich, daß es namentlich bei der Fülle des Geſetzgebungs⸗ 
materials, die gerade gegenwärtig auf die Juriſten einſtrömt, nur 
wenigen möglich iſt, ſich auf dem laufenden zu halten, wenn ſie 
nicht gerade dieſe Materie zu ihrem Spezialgebiet erkoren haben. 
Gerade die Kriegszeit aber, in der der Anwalt mehr als ſonſt zum 
Berater weiterer Volkskreiſe wird, bringt es mit ſich, daß Fragen der 
Sozialverſicherung, insbeſondere der Krankenverſicherung, häufiger 
als ſonſt an den einzelnen Anwalt herantreten. In ſolchen Fällen 
hilft auch die Benutzung eines der großen Kommentare zur Reichs⸗ 
verſicherungsordnung nicht immer ausreichend, weil es nicht bloß 
auf die Auslegung des Geſetzes, ſondern gerade auf den konkreten 
Stand der gegenwärtigen Praxis der Verſicherungsbehörden an⸗ 
kommt. Die großen Kommentare aber ſind, vielleicht abgeſehen 
von Hahn (Handbuch der Krankenverſicherung, 8. u. 9. Auflage, 
herausgegeben im April 1915), ſämtlich in der Zeit vor dem Kriege 
herausgekommen und können deshalb weder die Ausgeſtaltung 
des Verſicherungsrechts durch den Krieg genügend berüdfichtigen 
noch auch die Judikatur zum Krankenverſicherungsrecht der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung, das ja erſt am 1. Januar 1914 in Kraft 
getreten iſt. Außerdem ergibt ſich auch das wirkliche Recht gerade 
der Krankenverſicherung nicht nur aus der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung, ſondern erſcheint nur verſtändlich durch die zahlreichen 
Ausführungsverordnungen des Reiches und der Einzelſtaaten. 
Ganze große Rechtsgebiete, wie das Verhältnis zwiſchen Kranken⸗ 
kaſſen und Berufsgenoſſenſchaften und die Beziehungen zwiſchen 
Krankenkaſſen und Arzten, ſind außerdem auch durch Verträge der 
großen in Betracht kommenden Organiſationen abweichend vom 
Geſetz geregelt. So baut das Berliner Abkommen zwiſchen 
Arzten und Krankenkaſſen vom 23. Dezember 1913 z. B. ein völlig 
neues Rechtsſyſtem mit materiellen Beſtimmungen, Regiſtern, 
Spruch⸗ und Schiedsinſtanzen auf. — Alles dies Material kann 
unter Umſtänden zur Orientierung über eine ziemlich einfach aus⸗ 
ſehende Frage des Krankenverſicherungsrechts nötig ſein. Mit 
Rückſicht hierauf wird gerade auch dem Anwalt das vorliegende 
Taſchenbuch willkommen ſein. Es iſt urſprünglich als Hilfsmittel 
für die Beamten und Vorſtandsmitglieder der Krankenkaſſen zum 
täglichen Gebrauch gedacht. Es will durchaus nicht die vor⸗ 
handenen Kommentare und Lehrbücher erſetzen, wohl aber ein 
Führer durch die ſtändig ſich erneuernde Rechtſprechung und die 
Fülle der Ausführungsbeſtimmungen ſein. Es gibt deshalb zu 
dem Text, der für die Krankenverſicherung intereſſierenden Be⸗ 
ſtimmungen der Reichsverſicherungsverordnung die wichtigſten 
Ausführungsverordnungen und in kurzen Zitaten die Rechts⸗ 
grund ſätze aus den veröffentlichten letztinſtanzlichen Entſcheidungen 
wieder. Berückſichtigt find ſämtliche Entſcheidungen des Reichs— 
derſicherungsamts und der Landesverſicherungsämter, ſoweit fie 
nicht durch neuere Sprüche überholt wurden, ferner auch zahlreiche 
Entſcheidungen von Oberverſicherungsämtern, die Rechtsſätze ent⸗ 
halten, die von höheren Inſtanzen noch nicht erörtert wurden. — 
Der zweite Teil enthält das Abkommen zwiſchen Arzten und 
Krankenkaſſen mit feinen umfangreichen Ausführungsbeſtimmun⸗ 
gen, gleichfalls durch Rechtsſprüche und Erlaſſe erläutert, ferner 
Verzeichniſſe der zugelaſſenen Erſatzkaſſen, der Berufsgnoſſen⸗ 
ſchaften, der Verſicherungsanſtalten und die Verordnungen über 
den Geſchäftsgang und das Verfahren beim Reichsverſicherungs— 
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amt, den Oberverſicherungsämtern und den Verſicherungsämtern. 
— Der dritte Teil gibt die beſonderen kriegsrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften, insbeſondere die beiden Notgeſetze vom 4. Auguſt 1914 
und die drei Bundesratsbeſtimmungen über die Wochenhilſe. 

Das Taſchenbuch wird in etwa jährlichen Zwiſchenräumen 
neu aufgelegt. Dabei ſollen die durch die neuen Entſcheidungen 
und Verordnungen überholten Rechtsſätze und ſonſtigen Aus⸗ 
führungen beſeitigt, alles Neuerſchienene von bleibendem Wert 
aber aufgenommen werden, ſo daß ſtets eine dem neueſten Stande 
entſprechende Überſicht des Krankenverſicherungsrechts vorhanden 
ſein wird. 

Das Buch wird ſomit gerade denjenigen Juriſten, die nur 
gelegentlich in die Lage kommen, ſich mit dem Krankenverſiche⸗ 
rungsrecht zu befallen, beſonders willkommen fein. Seine An⸗ 
ſchaffung dürfte daher insbeſondere auch für die Büchereien der 
Anwaltszimmer und diejenigen Stellen zu empfehlen ſein, die ſich 
im Kriege mit der Erteilung von Rechtsauskunft befaſſen. Es iſt 
auf Dünnpapier gedruckt und in biegſamen Einband gebunden, 
daher bequem in der Taſche zu tragen. | 

Rechtsanwalt Dr. Baum, Berlin. 


Dr. Kuebuſch: Die Krankeuverſicherung der Landarbeiter. 
Wismar i. M. Verlag von Willgeroth & Menzel Nachf. 1914. 
Preis 1,60 &. 

Durch die Reichsverſicherungsordnung ſind die in der Land⸗ 
und Forſtwirtſchaft Beſchäftigten dem geſetzlichen Verſicherungszwang 
unterworfen worden. Nach dem Krankenverſicherungsgeſetz gab es 
allerdings auch ſchon eine Verſicherungspflicht der landwirtſchaftlichen 
Arbeiter, ſie konnte jedoch nur durch Landesgeſetz oder durch Orts⸗ 
ſtatut einer Gemeinde oder eines weiteren Kommunalverbandes ein⸗ 
geführt werden. Das iſt namentlich im Weſten und Süden Deutſch⸗ 
lands auch im weiten Umfange geſchehen; weniger und in kaum 
nennenswertem Maße in Mecklenburg, auf deſſen Verhältniſſe das 
Buch zugeſchnitten iſt. Es handelt ſich nicht um eine wiſſenſchaftliche 
Arbeit, ſondern um eine gemeinverſtändliche Einführung in die 
Grundzüge der Verſicherung. Der Verfaſſer will die Landwirte über 
die einſchlägigen Rechtsverhältniſſe unterrichten ſowie den Vorſtands⸗ 
mitgliedern und Kaſſenführern der Landkrankenkaſſen und Betriebs⸗ 
krankenkaſſen die Einarbeitung in die ſchwierigen Vorſchriften der 
Keichsverſicherungsordnung erleichtern. Daß ihm dieſe Aufgabe zu 
erfüllen gelungen iſt, beweiſt am beſten die Tatſache, daß das Buch 
in ganz kurzer Zeit zwei Auflagen erlebte. 

Von einer einfachen ſyſtematiſchen Darſtellung unterſcheidet ſich 
das Buch dadurch, daß in ihm auch zu zwei Fragen kritiſch Stellung 
genommen wird, die namentlich bei Einführung der Krankenverſiche⸗ 
rung die Gemüter der Landwirtſchaft lebhaft bewegt haben: Es 
handelt ſich dabei um die Befreiung der landwirtſchaftlichen 
Arbeiter von der Verſicherungspflicht durch den Arbeitgeber und um 
die Gründung von Betriebskrankenkaſſen für größere landwirtſchaftliche 
Betriebe. In den einzelnen Landesteilen ſind naturgemäß dieſe 
Fragen ganz verſchieden beurteilt worden. So iſt in Preußen im 
Intereſſe der Leiſtungsfähigkeit der Landkrankenkaſſen von der 
Gründung von Betriebskrankenkaſſen auch von amtlicher Stelle ab⸗ 
geraten worden, während die von den Landekrankenkaſſen vielfach 
gezeigte Abneigung gegen Befreiungsgeſuche, wenigſtens ſobald zu weit⸗ 
gehende Anforderungen geſtellt wurden, mißbilligt worden iſt. Der 
Verfaſſer, der, wie er im Vorwort ſagt, von Jugend auf mit den 
ländlichen Verhältniſſen vertraut iſt und ſeine Anſichten durch häufige 
Auseinanderſetzungen mit Landwirten geklärt hat, nimmt den um⸗ 
gekehrten Standpunkt ein. Er warnt eindringlich vor einer Befreiung 
der Arbeiter von der Verſicherungspflicht. 

Inzwiſchen hat ſich das Keichsverſicherungsamt mit einer Reihe 
von grundlegenden Fragen über die Auslegung der einſchlägigen 
Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung befchäftigt. In ver⸗ 
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ſchiedenen Punkten weicht die Nechtſprechung von den Anfichten 
des Verfaſſers ab, fo daß feine Ratſchläge nicht mehr immer zu: 
treffend ſind. Würde nicht der Krieg ſtörend eingegriffen haben, ſo 
hätte der Verfaſſer ſicher ſchon Anlaß genommen, fi den grund⸗ 
ſätzlichen Anſchauungen der Rechtſprechung anzupaſſen. Jedenfalls 
hat das Buch die Einführung der Krankenverſicherung in landwirt⸗ 
ſchaftlichen Kreiſen Mecklenburgs weſentlich erleichtert und damit 
einem dringenden Bedürfnis Rechnung getragen. 

Wirkl. Geh. Ober⸗Reg.⸗Rat Dr. Hoffmann, Berlin⸗Grunewald. 


une] rennen 


Kleinere Aufſätze. 


Die Beftenerung des Militäreinkommens. 

Wie die jetzt häufig durch die Preſſe gehenden Entſcheidungen 
des OVG. über die Steuerpflicht der im Kriegsdienſte befindlichen 
Perſonen erkennen laſſen, beſteht nach wie vor eine bedauerliche Un⸗ 
kenntnis über die in Frage kommenden Beſtimmungen, die zu einer 
erheblichen Belaſtung der Steuerbehörden und Steuergerichte geführt 
hat. Es iſt zuzugeben, daß die Beſtimmungen ein wenig verwickelt 
und von überall her zuſammengeſucht werden müſſen; andererſeits gibt 
es über dieſe Fragen recht eingehende und überaus zuverläſſige Mono: 
graphien, ſo für Preußen: Strutz, Einkommenſteuerpflicht und Ein⸗ 
kommenſteuerveranlagung im Kriege, Berlin 1915 (vgl. auch Voſſiſche 
Zeitung 1914 Nr. 455, 459, 468); für Sachſen: Rechtsanwalt 
Kaufmann, Die Einwirkung des Krieges auf die direkten Steuern im 
Königreich Sachſen, Leipzig 1915. Eine nochmalige Zuſammenfaſſung 
in konkreter Form unter Verwertung der neu aufgetauchten Zweifels⸗ 
fälle und einiger Entſcheidungen ſcheint daher am Platze zu ſein. Der 
Darſtellung liegt das preußiſche Recht zugrunde; die Abweichungen in 
Sachſen ſind unbedeutend. 


I. Staatseinkommenſtener. 


a) Militäreinkommen. 

Während im Frieden nur das Militäreinkommen der Unteroffiziere 
und Gemeinen ſteuerfrei iſt, Offiziere!) und Militärbeamte aber ihr 
Militäreinkommen wie jede Zivilperſon verſteuern müſſen, find von 
der Steuer während ihrer Zugehörigkeit zu einem in der Kriegs⸗ 
formation befindlichen Teile des aktiven Heeres oder der aktiven 
Marine alle Angehörigen des aktiven Heeres und der aktiven Marine 
befreit (RMilG. § 46 Abſ. 2, § 5 Ziff. 3 EStG.). Dies bezieht ſich 
auf „Militärperſonen“ im weiteſten Umfange einſchließlich aller 
Militärbeamten, auf immobile, von ihrer Truppe beurlaubte 
Perſonen uſw., gleichgültig auch, ob ſie Militärperſonen des Friedens⸗ 
ſtandes oder Reſerviſten und Landſturmleute, eingezogene Militärärzte, 
Landſturmärzte, Reſerve⸗ oder Landwehroffiziere find, oder zum Dienſt 
als Kriegsgerichtsräte, Intendanturbeamte im Kriegsgebiet, Etappe 
oder in der Heimat einberufen wurden. Eine genaue Zuſammenſtellung 
aller am aktiven Heere zugehörigen Perſonen findet ſich im Anhang 
zum MilStGB. (RG. vom 20. Juni 1872, RGBl. S. 174). Die 
Steuerfreiheit bezieht ſich auf Gebührniſſe aller Art einſchließlich aller 
beſonderen Zulagen, wie Rommandozulage, Futtergelder und dergleichen, 
ſowie auch auf Verpflegungs⸗ und Beutegelder, die freilich auch im 
Frieden nicht unter den Begriff des Einkommens fallen würden. 
Eingeſchloſſen ſind auch alle Zahlungen, die ein bei einer Zivil⸗ 
verwaltung tätiger Offizier von einer Zivilbehörde erhält,) ſowie die 
Gehälter der von der Militärverwaltung übernommenen Eiſenbahn⸗ 
und Poſtbeamten, Ingenieure ſowie Zivilärzte. Steuerpflichtig iſt 
dagegen die Beſoldung, die die z. B. in türkiſche Dienſte über: 


1) Genauer: derjenigen Offiziere, deren Dienſteinkommen nicht 
im Etat der Unteroffiziere und Gemeinen ausgeworfen iſt. Hierüber 
iſt zu vergleichen Beilage II zum Servisgeſetze vom 26. Juli 1897. 

) Strutz, Einkommenſteuerpflicht und Einkommenſteuerveranlagung 
im Kriege S. 8. 


getretenen Offiziere aus der türkiſchen Staatskaſſe erhalten, ſofern 
nicht bei Übertritt die preußiſche Staatsangehörigkeit aufgegeben wird. 

Die ſogenannte Abgangsſtellung der Steuer erfolgt bei Heeres⸗ 
angehörigen mit dem Tage der Anordnung der Kriegsformation, 
bei den zum Kriegsdienſt Eingezogenen mit dem Tage ihres Eintritts 
in das Heer. (Anweiſung des Finanzminiſters vom 25. Juli 1906 
Art. 86 II 13.) 


b) Das außerdienſtliche (private) Einkommen der Militär⸗ 
perſonen iſt dagegen der Staatsſteuerpflicht unterworfen, und zwar 
ſowohl im Frieden als auch im Kriege. Indeſſen wird die ſtaatliche 
Einkommenſteuer auf Unteroffiziere und Mannſchaften des Beurlaubten⸗ 
ſtandes während der Dauer ihrer aktiven Dienſtzeit nicht erhoben, 
jofern fie mit einem Geſamteinkommen von nicht mehr als 30004 
zur Einkommenſteuer veranlagt find ($ 70 Ziff. 1 Er). Dieſe 
Beſtimmung, die ſich in Friedenszeiten nur auf die Zeit der fo: 
genannten Reſerveübungen der Reſerviſten und Landwehrmänner bezog, 
hat für den Krieg erhöhte Bedeutung, da ſie alle zu den Fahnen 
eingezogenen Beurlaubten, das heißt alle Militärurlauber, Erſatz⸗ 
reſerviſten, Landwehr⸗ und Landſturmleute (88 56 und 58 Mils. 
Art. II 88 11, 26, 36 des Geſetzes vom 11. Februar 1888 betr. die 
Anderung der Wehrpflicht) )) einſchließt. Die Steuerpflicht erliſcht 
mit dem Tage des Dienſteintritts. 

Maßgebend iſt weder das Einkommen noch der Steuerſatz, ſondern 
lediglich die Veranlagung. Wer alſo z. B. ein Einkommen von 
2000 & aus Kapitalvermögen hat und aus feinem außerpreußiſchen 
Gewerbe und Grundbeſitz 20 000 „ Einkommen bezieht, die er auf 
Grund des 5 3 des Doppelſteuergeſetzes vom 22. März 1909 nicht 
in Preußen verſteuert, wird nach einem Einkommen von 2000 % 
veranlagt und iſt der Wohltat des 5 70 teilhaftig; nicht dagegen der 
Familienvater, der nach einem Einkommen von 3600 & veranlagt 
iſt, deſſen Steuerſatz aber gemäß § 19 EStG. auf einem geringeren 
Einkommen entſprechenden Steuerſatz ermäßigt wurde.“) Ferner ſind 
nicht befreit die Kriegsfreiwilligen mit einem Einkommen von nicht 
mehr als 3000 l, da dieſe nicht zu den Perſonen des Beurlaubten⸗ 
ſtandes gehören. Dieſe können lediglich, wie im übrigen alle Steuer⸗ 
pflichtigen, auf Grund des § 63 EStG. eine Ermäßigung der 
Steuer beanſpruchen, falls ſie durch „Wegfall einer Einnahmequelle“ 
oder durch „außergewöhnliche Unglücksfälle“ mindeſtens 20 Prozent 
ihres Einkommens eingebüßt haben. Die Ermäßigung tritt mit dem 
Beginn des dem ſteuermindernden Ereignis folgenden Monats ein. Unter 
Wegfall einer Einnahmequelle iſt etwa der Verluſt oder die Aufgabe 
einer Stellung zu verſtehen, nicht dagegen geringere Ergiebigkeit einer 
Einkommensquelle, alſo z. B. Geſchäftsverluſte infolge des Krieges. 
Daß ferner der Krieg an und für ſich kein Unglücksfall im Sinne 
der zweiten Alternative iſt, ſteht nunmehr durch die Rechtſprechung 
der Kaufmanns⸗ und Gewerbegerichte einigermaßen feſt. Eine Er⸗ 
mäßigung kann indeſſen eintreten, wenn der Krieg einen ſolchen 
Unglücksfall im Gefolge gehabt hat. Etwa dann z. B., wenn infolge 
feindlichen Einfalls Vermögensſtücke, mit denen Einkommen erzielt 
wird, wie Mühlen, Vorräte, Häuſer, vernichtet worden ſind, oder wenn 
das Erwerbsleben geſtockt hat. 

Eine Beſonderheit gilt hier noch hinſichtlich der Beamten der 
Zivilverwaltung, die in Erfüllung ihrer Wehrpflicht oder als Kriegs⸗ 
freiwillige in das Heer eingetreten ſind und Offiziersbeſoldung er⸗ 
halten, insbeſondere alſo Richter und Verwaltungsbeamte, die Reſerve⸗ 
offiziere ſind, oder ſolche, denen Stellen als Kriegsgerichtsräte oder 
Intendanturbeamte verliehen werden. Dieſen wird 7/10 der Kriegs⸗ 


beſoldung auf die Zivilbeſoldung angerechnet, und zwar auf Grund | 


eines gemäß § 66 RMiIG. erlafienen Beſchluſſes des Staats⸗ 
miniſteriums (MinBl. von 1888 S. 121). Ein Richter z. B. mit 
4200 A Gehalt ohne ſonſtiges Einkommen, der als Oberleutnant 
etwa 430 & monatlich gleich 5160 „ im Jahre erhält, bezieht 
während ſeines Militärdienſtes als Richtergehalt nur 4200 & minus 


I) Strutz a. a. O. S. 10. 
4) Strutz a. a. O. S. 13. 


— 
— 


45. Jahrgang. 


7 10 von 5160 & gleich 4200 — 3612 gleich 588 &, bleibt mithin 
ſteuerfrei, da fein Einkommen geringer iſt als 900 &. Die Abgangs⸗ 
ſtellung erfolgt auch hier von Amts wegen, da der 588 % über: 
ſteigende Betrag als Militäreinkommen gilt. ö 


II. Kommunalabgaben. 
a) Militäreinkommen. 

Dasſelbe unterliegt niemals der Kommunalſteuerpflicht, und zwar 
weder im Frieden noch im Kriege (8 5 Ziff. 3 EStG. in Verbindung 
mit & 2 des Geſetzes vom 29. Juni 1886/22. April 1892). Militärs 
einkommen iſt auch hier das Einkommen der Immobilen, der von 
einer Zivilbehörde beſoldeten Militärperſonen, der von der Militär⸗ 
verwaltung verwendeten Ziviliſten. 


b) Außerdienſtliches Einkommen. 

1. Einkommen aus Gewerbebetrieb und Grundbeſitz. Dasſelbe 
unterliegt ſtets der Kommunaleinkommenſteuer, gleichgültig, ob der 
Zenſit Offizier, Militärbeamter, Unteroffizier oder Gemeiner iſt, und 
ohne Unterſchied, ob Krieg oder Frieden. 

Steuerberechtigt iſt die Gemeinde des Grundbeſitzes bzw. des 
Gewerbebetriebes. 

2. Anderes Einkommen (aus Kapitalvermögen, gewinnbringender 
Beſchäftigung, Rechten auf periodiſche Hebung). 

a) Aktive Militärperſonen, die ſervisberechtigt ſind, d. h. die 
nicht im Offiziersrange ſtehenden, ſind ſteuerfrei. Hierzu gehören nur 
die Militärperſonen des Friedensſtandes (OVG. Bd. 62 S. 368) ein⸗ 
ſchließlich der Einjährig⸗ Freiwilligen, nicht aber eingezogene Refers 
viſten, Landwehr⸗ und Landſturmmänner. 

b) Im Frieden haben die im Offiziersrang ſtehenden Militär⸗ 
perſonen des Friedensſtandes 100 Prozent ihrer ſtaatlichen Ein⸗ 
kommenſteuer abzüglich des aus b 1 ſich ergebenden Betrages zu 
entrichten (SS 2 und 8 des Geſetzes vom 22. April 1892), mindeſtens 
jedoch 2,40 & bei einem abgabepflichtigen Einkommen bis zu 660 & 
und 4 & bei einem Einkommen bis zu 900 &. Dieſer Betrag wird 
während der Zugehörigkeit zu einer Kriegsformation, und zwar von 
dem erſten Tage des auf den Beginn der Zugehörigkeit folgenden 
Nonats nicht erhoben (§ 7 a. a. O.). Dies gilt für alle aktiven 
und reaktivierten Offiziere, für letztere während der Dauer ihrer 
Keaktivierung, nicht aber für die Offiziere des Beurlaubtenſtandes, 
denn die fragliche Vorſchrift beſchränkt ſich ausdrücklich auf die 
„Nilitärperſonen des Friedensſtandes“. 
offiziere, ebenſo Militärbeamte, die infolge der Mobilmachung Militärs 
beamte geworden find und ja auch den Sonderbeſtimmungen des 
Geſetzes vom 29. Juni 1886/23. April 1892 im Frieden nicht 
unterworfen waren, werden mithin von dieſem Teil der Kommunal⸗ 
ſteuer nicht befreit. Für die Berufsoffiziere iſt ſteuerberechtigt die 
Gemeinde des Garniſenortes; wohnt der Offizier außerhalb der 
Garniſon, z. B. in einem Vororte der Garniſonſtadt, iſt die Gemeinde 
des Wohnortes ſteuerberechligt (im Gegenſatz wiederum zum Ein⸗ 
kommen aus Gewerbebetrieb und Grundbeſitz, die ſtets von der 
Gemeinde des Betriebsortes oder des Grundbeſitzes beſteuert 
werden [8 33 KomAbgG.]). Wenn nun ein Offizier im Laufe 
des Krieges in eine andere Garniſon verſetzt wird, ſo bleibt dies⸗ 
ſeitigen Erachtens die frühere Wohnſitzgemeinde ſteuerberechtigt, denn 
es kann keinen Unterſchied machen, ob ein Offizier zum Kommandanten 

von Pots dam oder von Lüttich ernannt wird, anders allenfalls dann, 
wenn der Offizier ſeine bisherige Garniſon verläßt und mit ſeiner 
Familie nach der Kriegsgarniſon überſiedelt; dann tft dieſe ganz oder 
teilweiſe ſteuerberechtigt, wohl aber nicht als Gemeinde des Garniſon⸗ 
ortes, ſondern als Gemeinde des Wohnſitzes bzw. Aufenthaltsgemeinde. 

Die Kommunalſteuer wird in allen von uns beſprochenen Fällen 
in Zuſchlagprozenten zur ſtaatlichen Einkommenſteuer erhoben. Wird 
dieſe daher im Laufe des Steuerjahres verändert, ſo ändert ſich auch 
die Höhe der Kommunalabgaben. Die Befreiungsvorſchrift des § 70 
EStG. für Angehärige des aktiven Heeres mit einem Einkommen 
unter 3000 &, enthält nun keine Anderung des Steuerſatzes, ſondern 
läßt dieſe Steuer lediglich „unerhoben“, ſo daß der Fortfall der ſtaat⸗ 
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lichen Einkommenſteuer den Steueranſpruch der Kommune nicht zum 
Fortfall bringt; von der Ermäßigung des 8 63 EStG. und der 
des eingezogenen Zivilbeamten wird dagegen der Steueranſpruch der 
Kommunen betroffen (8 36 Abſ. 8 KomAbgG.) ohne weiteres 
dann, wenn ſich ſtaatliche und kommunale Einkommenſteuer völlig 
decken. In den zahlreichen Fällen aber, in denen die Kommune 
den Steuerſatz ſelbſtändig zu ermitteln hat, z. B. im Falle auswärtigen 
Grundbeſitzes oder Gewerbebetriebes, iſt die Ermäßigung bei der 
Kommune beſonders zu bewirken. 


III. Kirchenſteuer. 

a) Berufsoffiziere, aktive Mannſchaſten und Unteroffiziere. 

Dieſe gehören nach 8 278, 805 II, 11 ALR. nicht zur Parodie 
ihres Wohnortes, ſondern zur Militärgemeinde, ſind mithin weder 
im Frieden noch im Kriege der Kirchenſteuer unterworfen. Auf An⸗ 
gehörige des Beurlaubtenſtandes, insbeſondere alſo auf Reſerve⸗ und 
Landwehroffiziere, bezieht ſich dieſe Beſtimmung nicht. (Entſcheidung 
des OVG. vom 11. Januar 1916 VIII. A 37/15, PrVerwBl. XXXVII, 
S. 315.) 


b) Offiziere, Unteroffiziere und Mannſchaften des 
Beurlaubtenſtandes. 

Hier gilt im weſentlichen das gleiche, was von den Gemeinde⸗ 
ſteuern zu b II gefagt worden iſt. Prinzipiell iſt die Kirchenſteuer 
wie im Frieden zu entrichten. Ermäßigt ſich die ſtaatliche Einkommen⸗ 
ſteuer auf Grund von § 63 EStG., fo verringert ſich dadurch auch 
die Kirchenſteuer. Das gleiche gilt von der Anrechnung des Militär⸗ 
gehalts auf das Zivilgehalt des Beamten. (8 7 Kirchenſteuergeſetz 
vom 26. Mai 1905, Entſcheidung des PrOVG. vom 22. Juni 1915 
und vom 11. Januar 1916, PrVerwöl. XXXVII S. 137 und 814.) 

Rechtsanwalt Dr. Paul Marcuſe, Berlin. 


Einmalige Zuwendungen für Hinterbliebene von 
Ariegsteilnehmern. Die Verſorgung der Hinterbliebenen von 
Kriegsteilnehmern iſt durch das Militärhinterbliebenengeſetz vom 
17. Mai 1907 geregelt.) Danach erhalten Witwen bis zu ihrem 
Tode oder ihrer Wiederverheiratung ein Witwengeld und Waiſen bis 
zur Vollendung ihres 18. Lebensjahres ein Waiſengeld. Die Höhe 
richtet ſich lediglich nach dem militäriſchen Dienſtgrade des Verſtorbenen. 
Hierin liegt eine Härte für die Hinterbliebenen ſolcher Kriegsteilnehmer, 
die einen höheren militäriſchen Rang nicht bekleidet, aber vor ihrem 
Eintritt in das Heer in gehobener Stellung und guter ſozialer Lage 
ſich befunden haben, indeſſen nicht in der Lage waren, für die Zukunft 
vorzuſorgen, wie insbeſondere Rechtsanwälte, aber auch Künſtler, 
Schriftſteller, Lehrer ohne Penſionsberechtigung, Ingenieure, Bau⸗ 
meiſter u. a. 

Von großen bedeutenden Vereinigungen aller Erwerbsſtände, wie 
vom Hanſabund, dem Bund der Landwirte, den Gewerkſchaften ſind 
deshalb nach Ausbruch des Krieges ſchon frühzeitig Eingaben an den 
Keichstag gerichtet worden, um dahin zu wirken, daß an die Hinter⸗ 
bliebenen Zuſatzrenten im Verhältnis zu den Einnahmen gewährt 
würden, die der Gefallene vorher in ſeinem Beruf gehabt hat. Der 
Reichstag iſt auf dieſe Wünſche eingegangen. Er beſchloß im März 
1915, den Reichskanzler zu erſuchen, noch in der laufenden, ſpäteſtens 
in der nächſten Tagung in bezug auf die Fürſorge für die Hinter⸗ 
bliebenen einen neuen Geſetzentwurf vorzulegen, und beauftragte gleich⸗ 
zeitig die Kommiſſion für den Reichshaushalt, eine Durcharbeitung 
des MHG. nach ſozialen Grundſätzen vorzunehmen. Die verbündeten 
Regierungen erkannten an, daß die beſtmöglichſte Fürſorge für die 
Kriegshinterbliebenen eine Ehrenpflicht und eine Ehrenſchuld des 
Deutſchen Reiches ſei; mit Rückſicht auf die große finanzielle Tragweite 
empfehle es ſich indeſſen, während des Krieges von einer praktiſchen 
Ausgeſtaltung der beſtehenden Geſetzgebung Abſtand zu nehmen, da 
über die Deckungsmöglichkeit erſt nach dem Friedensſchluß befunden 


1) Vgl. v. Olshauſen, JW. 1915, 896. 


954 Juriſtiſche Wochenſchrift. N 13. 1916, 


werden könne. Der Gedanke, ein Notgeſetz für die Dauer des Krieges 
zu erlaſſen, wurde verworfen. Nachdem der Staatsſekretär des 
Reichsſchatzamtes die Zuſicherung abgegeben hatte, daß bis zur geſetz⸗ 
lichen Regelung der Angelegenheit die Wünſche des Reichstages bei 
der Bewirtſchaftung des Kapitels 84 a des Kriegsjahrsetats berückſichtigt 
werden ſollten, unterbreitete die Kommiſſion dem Reichstage eine 
Reihe von Anträgen zur Annahme, die der Regierung den Weg zeigen 
ſollten, auf dem zunächſt vorübergehend und ſpäter endgültig die 
Frage zu regeln ſei. Der Reichstag nahm in ſeiner Sitzung vom 
29. Mai 1915 von den Erklärungen des Staatsſekretärs des Reiche: 
ſchatzamtes Kenntnis und überwies die Kommiſſionsanträge dem 
Reichskanzler mit der Maßgabe zur Berückſichtigung, daß dem künftigen 
Geſetz rückwirkende Kraft für ſämtliche Hinterbliebenen von Kriegs⸗ 
teilnehmern beigelegt werden ſolle. 

Für die Witwen und Waiſen von Kriegsteilnehmern der Unter⸗ 
klaſſen (vom Feldwebel abwärts) iſt die einſtweilige Regelung durch 
einen, ſpäter mehrfach ergänzten Erlaß des Kriegsminiſteriums vom 
14. Auguſt 1915 erfolgt, nach dem dieſen Hinterbliebenen unter 
gewiſſen Vorausſetzungen beſondere Zuwendungen nach Maßgabe des 
bisherigen Arbeitseinkommens ihres Erblaſſers bewilligt werden 
können. Die weſentlichſten Vorausſetzungen und Bedingungen ſind 
folgende: 

1. Die Zuwendungen dürfen nur für die Hinterbliebenen der 
gefallenen oder infolge von Wunden oder ſonſtigen 
Kriegsdienſtbeſchädigungen geſtorbenen Teilnehmer am gegen⸗ 
wärtigen Kriege bewilligt werden. Die Hinterbliebenen können deshalb 
mit einer Zuwendung nur bedacht werden, wenn ſie ſchon die 
geſetzliche Kriegsverſorgung erhalten (8 19 MHG.). Iſt der Erblaſſer 
lediglich an einer Friedensdienſtbeſchädigung geſtorben, ſo kommt die 
Bewilligung einer Zuwendung nicht in Frage. 

2. Nur die Hinterbliebenen von Kriegsteilnehmern der Unter⸗ 
klaffen erhalten die Zuwendung, alſo nicht von Offizieren, Sanitäts⸗ 
offizieren, Beamten, Geiſtlichen, wohl aber auch von Armierungs⸗ 
ſoldaten und Perſonen der freiwilligen Krankenpflege. 

3. Der Erlaß vom 14. Auguſt 1915 bezieht ſich nur auf die 
Witwen und Waiſen, nicht auf andere Angehörige des Bers 
ſtorbenen, alſo insbeſondere nicht auf Eltern, Geſchwiſter, die 
geſchiedene Ehefrau, die unehelichen, Stief⸗, Pflege⸗, Adoptivkinder uſw. 
Indeſſen kann auch dieſen Perſonen durch Gewährung von Zu⸗ 
wendungen unter gewiſſen Vorausſetzungen geholfen werden, wenn ein 
Bedürfnis hierſür nachgewieſen iſt. Verwandte der aufſteigenden 
Linie können, falls der Verſtorbene ihren Lebensunterhalt ganz oder 
überwiegend beſtritten hat, ſchon nach $ 22 MHG. unter Umſtänden 
Kriegselterngeld erhalten. Im übrigen iſt durch das Familien⸗ 
unterſtützungsgeſetz vom 28. Februar 1888 / 4. Auguſt 1914 und ins⸗ 
beſondere die Ergänzung vom 21. Januar 1916 (RGBl. 1916, 55) 2) 
in weitgehendem Maße für alle dieſe Angehörigen geſorgt, da die 
Familienunterſtützung auch nach dem Tode des Kriegsteilnehmers 
bis zur Demobilmachung fortzuzahlen iſt, während die Witwen 
und die Waiſen dieſen Anſpruch mit dem Augenblick verlieren, wo 
ihnen auf Grund des MHG. die Verſorgungsgebührniſſe bewilligt 
werden. 

4. Die Grundlage für die einmaligen Zuwendungen bildet das 
Arbeitseinkommen des Verſtorbenen. Es muß, falls er 
Gemeiner war, mindeſtens 1500 K., falls er Unteroffizier war, mehr 
als 1700 & und, falls er Feldwebel war, mehr als 2100 & jährlich 
betragen haben. Der Gefreite ſteht dem Gemeinen, der Sergeant 
dem Unteroffizier, der Vizefeldwebel und Offizierſtellvertreter dem 
Feldwebel gleich. Der Nachweis des Arbeitseinkommens kann durch 
Beſcheinigungen der Arbeitsgeber, durch Steuerveranlagungen, Bilanzen 
oder andere geeignete Unterlagen geführt werden. Unter Arbeits⸗ 
einkommen iſt jedes Einkommen aus gewinnbringender Beſchäftigung 
zu verſtehen, aber auch aus Handel und Gewerbe, Landwirtſchaft uſw., 
falls es aus der perſönlichen Arbeitsleiſtung des Verſtorbenen herrührte, 


) Dgl. v. Olshauſen, JW. 1916, 566. 


während Einkommen aus Vermögen und Grundbeſitz nicht hierher 
gehört, da es ja der Familie auch nach dem Tode des Ernährer 
verbleibt. 

Maßgebend iſt das Arbeitseinkommen in dem letzten Jahre vor 
dem Kriege, nicht vor dem Eintritt des Verſtorbenen in den Heeres⸗ 
dienſt, da durch den Kriegsausbruch ſich die Einkommensverhältniſſe 
nach oben oder unten geändert haben können. In dem Beſtreben, 
eine möglichſt wohlwollende Beurteilung der Verhältniſſe eintreten zu 
laſſen, iſt indeſſen zugelaſſen, daß auch der Durchſchnittsbetrag der 
letzten 3 Jahre vor dem Kriege zugrunde gelegt wird, wenn etwa 
infolge beſonderer Umſtände gerade unmittelbar vor dem Kriege das 
Einkommen zurückgegangen war, oder daß auch eine unabhängig vom 
Kriege vorausſichtlich eingetretene künftige Einkommenserhöhung 
berückſichtigt wird. 

5. Die Hinterbliebenen von Beamten ſind inſofern beſſer 
geſtellt, als ſie in der Regel noch aus der Beamtenſtelle ihres Erb⸗ 
laſſers Gebührniſſe beziehen. Indeſſen iſt die Frage, ob bei der 
Abfindung der Hinterbliebenen von Beamten die allgemeine Verſorgung 
aus Heeresfonds neben der Zivilverſorgung zu ruhen hat, rechtskräftig 
noch nicht entſchieden.?) Um dieſe Hinterbliebenen nicht ſchlechter zu 
ſtellen als andere, können deshalb vorläufig auch ihnen einmalige 
Zuwendungen bewilligt werden. Als Arbeitseinkommen hat in dieſem 
Falle das penſionsfähige Dienſteinkommen zu gelten. 

6. Die Höhe der einmaligen Zuwendung richtet ſich nach der 
Höhe des Arbeitseinkommens des Verſtorbenen. Sie beträgt für die 
Witwe in der Regel ½ỹ6 dieſes Arbeitseinkommens und für die 
Kinder, wenn fie Halbwaiſen find, ) ſowie, wenn fie Vollwaiſen 
find, / der Zuwendung, die für die Witwe zuſtändig if. Da nach 
dem MHG. die Witwe eine höhere Verſorgung bezieht, falls ik 
Ehemann Unteroffizier oder Feldwebel war, während die Kinder alln 
Militärperſonen der Unterklaſſen gleich hohe Verſorgung erhalten, die 
höhere Verſorgung bei der Gewährung der einmaligen Zuwendung 
aber zu berückſichtigen iſt, wird es bei der Frage, ob und welche 
Zuwendung den Kindern bewilligt werden kann, zu ihren Gunſten 
ſtets ſo angeſehen, als ſei ihr verſtorbener Vater Gemeiner geweſen. 

Im übrigen ſind gewiſſe Höchſtgrenzen gezogen. Mehr als 
75 vom Hundert des Arbeitseinkommens des Verſtorbenen dürfen an 
Verſorgungsgebührniſſen und Zuwendungen zuſammen an die Familie 
nicht gezahlt werden, da dann von einem wirtſchaftlichen Nachteil 
durch den Tod des Ernährers nicht mehr geſprochen werden kann, 
und, wenn den Hinterbliebenen insgeſamt ein Jahreseinkommen von 
3000 & zur Verfügung ſteht, iſt davon auszugehen, daß eine 
wirtſchaftliche Notlage nicht gegeben iſt. 

7. Eine ſchwierige Frage iſt, welche Bezüge auf die Zuwendungen 
in Anrechnung zu bringen find, um Unbilligkeiten tunlichſt zu ver⸗ 
meiden. Nach den maßgebenden Beſtimmungen werden nur ſolche 
laufenden Bezüge der Witwe und den Kindern angerechnet, die ſie 
auf Grund geſetzlicher Verſicherungen (Reichsverſicherungsordnung, 
Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte, Knappſchaftsgeſetz) bereits beziehen, 
da dies ja auch Renten aus öffentlichen Mitteln ſind. Nicht hierher 
gehören alſo Bezüge auf Grund freiwilliger Verſicherungen, auch nicht 
Sterbegelder, Witwengelder, Waiſenausſteuer (88 208, 1264 RVO.) 
ebenſo nicht die nach 8 398 AngVerf. zurückgezahlte Hälfte der 
Beiträge. Eine Rente auf Grund des Ang Verf. wird in der Regel 
nicht beanſprucht werden können, da die Wartezeit früheſtens am 
1. Januar 1918 erfüllt iſt, wenn nicht etwa ausnahmsweiſe die 
Wartezeit durch Einzahlung eines entſprechenden Kapitals abgekürzt 
war (8 395 Ang VerſG.). 

8. Da die einmaligen Zuwendungen verhindern ſollen, daß die 
Hinterbliebenen auf eine tiefere ſoziale Stufe hinabſinken, iſt ihre 
Gewährung überall da nicht am Platze, wo eine Schädigung in den 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen nicht eingetreten iſt. Das Bedürfnis 
iſt alſo zu verneinen, wo der Familie annähernd die gleichen oder 
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gar böhere Einnahmen als früher zur Verfügung ſtehen oder z. B. 
die Ehe erſt während des Krieges geſchloſſen wurde, aber zur Bildung 
eines eigenen Haushalts noch nicht geführt hat und kinderlos 
geblieben iſt. 

9. Damit die einmaligen Zuwendungen den Charakter eines 
Zuſchuſſes zu der geſetzlichen Hinterbliebenenrente haben, werden fie 
nicht auf einmal, ſondern in monatlichen Teilbeträgen bewilligt. Sie 
deginnen mit dem erſten Tage des auf den Eingang des Antrages 


folgenden Monats und enden, ſobald der Bezug der geſetzlichen 


Sebubrniſſe aufhört, alſo mit Ablauf des Monats, in dem der 
Bezugsderechtigte ſich verheiratet oder ſtirbt oder — bei Kindern — 
mit Erteickung des 18. Lebensjahres. Die Bewilligung erfolgt zunächſt 
nur auf 1 Jahr; wenn die Verhältniſſe der Hinterbliebenen ſich nicht 
weſentlich gebeſſert haben, dürſen die Zuwendungen aber auch nach 
Ablauf cines Jahres einſtweilen weitergezahlt werden. Die Zu⸗ 
wendungen werden als Unterſtützung bewilligt, fo daß ein Rechts⸗ 
anſpruch auf ihre Gewährung nicht beſteht; auch erfolgt die Gewährung 
ausdrücklich unter dem Vorbehalt des Widerrufs. Dieſe Beſtimmungen 
waren mit Rückſicht auf die nach Friedensſchluß in Ausſicht genommene 
geſetzliche Regelung notwendig. 

10. Die Entſcheidurg über die Anträge treffen die ſtellvertreten⸗ 
den Intendanturen; die Anträge find an die Polizeibehörden des 
Ortes zu richten, in dem die Hinterbliebenen wohnen oder ſich auf⸗ 
halten. Sie können auch bei den in zahlreichen Städten und 
Gemeinden beſtehenden amtlichen Fürſorg⸗ſtellen für Kriegerwitwen 
und -waiſen angebracht werden. Dieſe Fürſorgeſtellen haben ſich ſehr 
bewäbrt, fie wiſſen oft beſſer als die Polizeibehörden, wie die ſozialen 
Berhältniſſe bei den Hinterbliebenen liegen, und werden daher auch 
da, wo ſie einer Behörde angegliedert ſind, in erſter Linie mit den 
erforderlichen Ermittlungen und Feſtſtellungen beauftragt. 

Soweit bisher feſtgeſtellt werden konnte, hat ſich die Einrichtung 
der Gewährung einmaliger Zuwendungen bewährt; in zahlreichen 


Fällen ſind dadurch die Hinterbliebenen in ausreichender Weiſe gegen 


wirtſchaftliche Not geſchützt worden und, wo die Zuwendungen nicht 
binreichten, haben fie wenigſtens den großen wirtſchaftlichen Nachteil, 
der der Familie durch den Verluſt ihres Ernährers erwachſen iſt, zu 
mildern vermocht. Die Familien ganz ſo zu ſtellen, wie ſie es früher 
gewohnt waren, iſt der Staat ſelſtverſtändlich nicht in der Lage. 
Die Witwen werden befirebt fein müſſen, ſich einen Erwerb zu ſuchen, 
auch wenn ſie zu Lebzeiten ihres Mannes nicht nötig hatten, einen 
Beruf auszuüben. Hier muß ergänzend die private und öffentliche 
Fürſorge einſetzen, die es den Witwen ermöglicht, nach ihren körper⸗ 
lichen und geiſtigen Fähigkeiten einen neuen Beruf zu erlernen oder 
einen früher betriebenen wieder aufzunehmen. Auch werden die 
einzelnen Berufsverbände ihrer Pflicht ſich bewußt werden müſſen, 
ſich der Hinterbliebenen ihrer Berufsangehörigen nach beſten Kräften 
anzunehmen. Durch die einmaligen Zuwendungen iſt jedenfalls der 
Anfang gemacht für das Beſtreben, nicht ſchematiſch nach dem Dienſt⸗ 
grade des Verſtorbenen für die Hinterbliebenen zu ſorgen, ſondern 
auch auf die wirtſchaftlichen Verhältniſſe Rückſicht zu nehmen und 
nach Möglichkeit zu verhindern, daß die Familie, die ihren Ernährer 
im Kampf für das Vaterland verloren hat, nunmehr aus wirtſchaft⸗ 
licher Not in eine ſozial tiefere Schicht herabſinkt. 
Rechtsanwalt Dr. Julius Nußbaum, Berlin, 
zur Zeit Abteilungsvorſtand bei einer ſtellver tretenden Intendantur. 


Unterbrechung und Ausſetzung wegen Briegsteil- 
nehmerſchaft und Perjährung. In JW. 1916, 654 find 
unter vorſtehender Mberfchrift zwei kurze Abhandlungen veröffentlicht, 
die unter Hinweis auf die Entſcheidung des RGZ. 72, 185 die 
Anſicht zum Ausdruck bringen, daß in den Fällen der Unterbrechung 
oder Ausſetzung des Verfahrens nach SS 2 und 3 Kriegs Schutz. 
vom 4. Auguſt 1914 die durch die Klagerhebung unterbrochene Ver⸗ 
jährung ſchon dann zu laufen beginne, wenn die Vorausſetzungen des 
8 2 bei dem Kri egsteilnehmer nicht mehr vorliegen, und es iſt daraus 
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die erſichtlich auch den beiden Verfaſſern nicht zuſagende Folgerung 
gezogen, daß es deshalb, zumal bei Anſprüchen mit kurzen Ver⸗ 
jährungsfriſten, die Aufgabe der Parteien und ihrer Anwälte ſei, in 
derartigen Fällen fortlaufend darüber zu wachen und feſtzuſtellen, ob 
der Gegner noch in einem die Unterbrechung oder Ausſetzung recht⸗ 
fertigenden Verhältnis nach § 2 a. a. O. ſtehe, wenn anders ſie ſich 
nicht der Gefahr einer möglichen Anſpruchsverjährung und daraus 
erwachſenden Haftung ausſetzen wollen. 

Ich halte dieſe Anſicht nicht für begründet. 

Wann die nach den Beſtimmungen der zit. §§ 2 und 3 erfolgte 
Unterbrechung oder Ausſetzung des Verfahrens aufhört, iſt in 5 4 
Kriegs T Schutz. ſelbſt erſchöpfend und abſchließend geregelt. Hiernach 
hört die Unterbrechung oder Ausſetzung aber nur auf 

1. mit der Beendigung des Kriegszuſtandes, 

2. vor dieſem Zeitpunkt mit der Aufnahme des Verfahrens durch 

den Kriegsteilnehmer, und 

3. im Falle der Kriegsteilnehmer die Aufnahme nicht innerhalb 

der in Abſ. 2 5 4 geſteckten Friſt felbft betätigt und alsdann 

vom Gegner zur Aufnahme und zur Verhandlung der Hauptſache 
gemäß § 4 Abſ. 1 Satz 1 des Geſetzes geladen wird, 

a) wenn er auf die Ladung zur Verhandlung erſcheint, mit 
dem Zeitpunkte, in welchem er den Wegfall des nach § 2 
maßgebenden Verhältniſſes zugeſteht, oder, wenn er den 
Wegfall beſtreitet, mit dem Zeitpunkt, in welchem das 
Prozeßgericht den Beweis hierfür als erbracht erachtet, und 

b) wenn er nicht erſcheint, mit der Verwirklichung der in 8 4 
Abſ. 2 Satz 2 beſtimmten Verſäumnisfolge durch das 
Prozeßgericht. 

Anderweitige, die Beendigung oder Unterbrechung oder Ausſetzung 
des Verfahrens begründende Tatſachen ſind im Geſetze nicht auf⸗ 
geführt, und es iſt daraus ins beſondere in keiner Weiſe zu entnehmen, 
daß ſchon im Zeitpunkte des Wegfalls der Vorausſetzungen in 8 2 
Nr. 1—3 die Beendigung eintreten ſolle. Daß dies der Geſetzgeber 
auch gar nicht gewollt, ſondern geradezu abſichtlich ausgeſchloſſen hat, 
ergibt ſich aus der Begründung zu § 4 des Entwurfs des Geſetzes 
(abgedruckt bei Güthe⸗Schlegelberger Bd. 1 S. 10), woſelbſt u. a. 
ausgeführt iſt: 

„Die Beſtimmungen des Entwurfs über die Beendigung der 
Unterbrechung und Ausſetzung des Verfahrens weichen inſofern 
von 8 7 des (preußiſchen) Geſetzes vom 21. Juli 1870 ab, 
als der Entwurf gegenüber den die Aufnahme verzögernden 
Perſonen während des Kriegszuſtandes ein beſonderes Auf: 
nahmeverfahren vorſchreibt. 

Hierdurch wird der Zeitpunkt, mit welchem die Unter⸗ 
brechung und Ausſetzung endet, in einer für den Gegner 
kenntlichen Weiſe fixiert, und der Gegner, welcher häufig 
von der Beendigung des nach § 2 maßgebenden Verhältniſſes 
nicht ſofort Kenntnis erlangen wird, vor der Gefahr geſchützt, 
die nach §S 249 Abſ. 1 ZPO. von der Beendigung der Unter: 
brechung oder Ausſetzung ab von neuem laufende Friſt zu 
verſäumen. Das Aufnahmeverfahren iſt den in § 239 ZPO. 
für den Fall des Todes einer Partei erlaſſenen Vorſchriften 
nachgebildet und richtet ſich daher nach den für dieſen Fall 
geltenden Grundſätzen.“ | 

Das Aufnahmeverfahren des § 4 des Geſetzes wurde alſo gerade 
zur Verhütung der Gefahren geſchafſen, die der Verfolgung des Klag⸗ 
anſpruchs beim Wegfall des nach § 2 maßgebenden Verhältniſſes 
durch Verjährung drohen konnten und deshalb in einer jeden Zweifel 
ausſchließenden Weiſe die Beendigung der Unterbrechung oder Aus— 
ſetzung im $ 4 an die vorſtehend unter Ziff. 1 mit 3 zufamnıene 
geſaßten Tatbeſtände geknüpft. Erſt der Eintritt eines dieſer Tat: 
beſtände, die in dem Falle von Ziff. 1 durch die öffentliche Verkündigung, 
im Falle der Ziff. 2 durch die Zuſtellung eines Schriftſatzes nach 
§ 250 3 O. zur ſicheren Kenntnis des Gegners des Kriegsteilnehmers 
gelangen, und in den Fällen unter Ziff. 3 von der intereſſierten 
Partei ſelbſt herbeizuführen ſind, hat die in 8 249 38. fur die 

121 


956 


Beendigung der Unterbrechung oder Ausſetzung vorgeſehene Wirkung. 
Dieſe erſtreckt ſich aber nicht auf die materiellen Verjährungsfriſten 
(f. Skonietzki, ZPO. § 249 Bem. 2). Für die letzteren bleiben viel⸗ 
mehr die einſchlägigen Beſtimmungen des BGB. oder der ſonſt ein⸗ 
ſchlägigen Geſetze maßgebend. Da es ſich aber in den hier in Rede 
ſtehenden Fällen nur um gerichtlich anhängige Verfahren handelt — 
denn nur ſolche können prozeſſual unterbrochen oder ausgeſetzt werden —, 
fo greifen hier für die Anſpruchsverjährung, vor allem die 88 209, 
211 und 217 BGB. Platz. Danach iſt aber die Beendigung der Unter⸗ 
brechung oder Ausſetzung des Verfahrens wegen des Wegfalls der Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 2 Kriegs TSchutzG. für ſich allein nicht imſtande, die 
durch die Klagerhebung und die ihr in 88 209 Abſ. 2 und 210 BG. 
gleichgeſtellten Rechtshandlungen bewirkte Unterbrechung der Verjährung 
zu beſeitigen und den Beginn einer neuen Verjährung herbeizuführen. 
Es muß vielmehr noch, um eine ſolche Wirkung auszulöſen, hinzu⸗ 
treten, daß die Parteien nach dem Wegfall des dem Weiterbetrieb des 
Prozeſſes entgegengeſtandenen Hinderniſſes (hier alſo der prozeſſualen 
Unterbrechung oder Ausſetzung des Verfahrens), ſei es infolge Verein⸗ 
barung oder durch Nichtbetrieb, den Prozeß in Stillſtand geraten laſſen 
(8 211 Abſ. 2 BGB.). Dies gilt ſelbſtverſtändlich auch für einen 
Anſpruch gegen einen Kriegsteilnehmer, bei dem die Vorausſetzungen 
der 88 2 und 3 des Schutzgeſetzes zutreffen und ſpäter einer der 
Beendigungegründe des § 4 eintritt. Und inſofern find auch hier 
die in RG. 72, 185 entwickelten Grundſätze in bezug auf den 
Beginn einer neuen Verjährung in Anwendung zu bringen. Daraus 
ergibt ſich aber von ſelbſt, daß den Parteien und ihren Vertretern in 
den Fällen, in denen die Vorausſetzungen der 88 2 und 3 Kriegs⸗ 
TSchutzG. in Wegfall kommen, keine andere und höhere Sorgfalts⸗ 
pflicht und Haftungsgefahr erwächſt wie im allgemeinen. Denn ſie 
ſind gegen den Eintritt einer jeden Art von Verjährung ohne ihr 
Wiſſen dadurch geſchützt, daß ſie von der Beendigung der Unter⸗ 
brechung oder Ausſetzung des Verfahrens nach 8 4 dieſes Geſetzes 
ſicher und rechtzeitig Kenntnis erhalten, oder den Zeitpunkt der 
Beendigung ſelbſt herbeiführen können und ſo in der Lage, einen 
Stillſtand des Prozeſſes und damit die Anſpruchsverjährung zu ver⸗ 
hindern, ſofern ſie dies nur wollen oder nicht in grob fahrläſſiger 
Weiſe unterlaſſen. 

Aus alledem ergibt ſich, daß die von Rechtsanwalt Süſſer aus 
dem Kriegsteilnehmerſchutzgeſetze in Verbindung mit der mehrerwähnten 
Reichsgerichtsentſcheidung gezogenen Schlüſſe und Beſorgniſſe nicht 
gerechtfertigt find; ebenſo aber auch, daß der von Rechtsanwalt 
Wendriner am Schluſſe ſeiner Darlegungen gemachte Vorſchlag in 
dem Geſetze bereits ſeine Verwirklichung gefunden hat und ſich des⸗ 
halb die Regelung der in Frage ſtehenden Fälle durch eine neue 


BRDTD. erübrigt. Oberlandesgerichtsrat Gehrlein, Bamberg. 


An welchem Cage beginnt nach Art. 2 und 3 des 
Seſetzes zur Einſchränkung der Verfügungen über Miet- 
und Pachtzins forderungen vom 8. Juni 1915 (gl. 
1915 Rr. 71) der letzte halbe Monat des Kalender- 
vierteljahres ? Nach dem erwähnten Geſetze iſt eine Verfügung 
über Miet⸗ und Pachtzins nur noch für das zur Zeit des Kaufes, 
der Beſchlagnahme oder des Konkurſes laufende Kalendervierteljahr 
wirkſam, bleibt es jedoch für das folgende Kalendervierteljahr, wenn 
eines der genannten Ereigniſſe innerhalb des letzten halben Monats 
des Kalendervierteljahres eintritt. Hierbei wirft ſich die Frage auf, 
an welchem Tage der letzte halbe Monat beginnt, wenn das maß⸗ 
gebende Ereignis in die 81 Tage zählenden Monate März oder Des 
zember fällt. 

Konietzko (JW. 1916, 567) und Bauer (JW. 1916, 322) 
vertreten die Anſicht, daß der letzte halbe Monat in den Monaten 
März und Dezember erſt am 17. beginnt. Zur Begründung ſeines 
Standpunktes bezieht ſich erſterer auf 8 189 Abſ. 1 BGB., wonach 
die Friſt eines halben Monats 15 Tage beträgt. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Das Ergebnis dieſer Entſcheidung der Streitfrage befriedigt 
nicht, weil es ſowohl mit der Verkehrsanſchauung wie mit dem Ver⸗ 
kehrsbedürfnis in Widerfpruch ſteht. Im Verkehrs leben, namentlich 
im kaufmänniſchen Verkehr, wird jeder Monat durchgängig mit 
80 Tagen berechnet. Der nicht juriſtiſch vorgebildeten Allgemeinheit 
wird es deshalb nicht verſtändlich erſcheinen, daß die zweite Hälfte 
eines Monats erſt mit dem 17. Tage beginnen ſoll. Dazu kommt, 
daß ein einheitlicher Beginn der zweiten Monatshälfte bei allen in 
Betracht kommenden Monaten im Verkehrsintereſſe erwünſcht iſt. Es 
muß daher bezweifelt werden, daß dieſe Entſcheidung der Streitfrage 
die vom Geſetze gewollte iſt. a 

Zur Löſung der vorliegenden Frage muß die ganze Geſetzes⸗ 
beſtimmung im Zuſammenhang betrachtet werden. Man darf nicht 
einen einzelnen Satz herausgreifſen, wenn man zur richtigen Aus⸗ 
legung gelangen will. Das Geſetz will aber folgendes zum Ausdruck 
bringen: Die Wirkſamkeit einer Verfügung über Miet⸗ und Pachtzins 
wird beſchränkt durch den Eintritt eines der drei obengenannten Er 
eigniſſe, und zwar im allgemeinen auf das laufende Vierteljahr. 
Nur ausnahmsweiſe ſoll dieſe Beſchränkung nicht eintreten, wenn das 
maßgebende Ereignis erſt in die zweite Hälfte des letzten Monats 
des Kalendervierteljahres fällt. Die der Regel entſprechende Wirkung 
des die Beſchränkung herbeiführenden Ereigniſſes wird alſo davon 
abhängig gemacht, daß dieſes innerhalb einer beſtimmten Friſt erfolgt. 
Andernfalls tritt die Beſchränkung auf das laufende Vierteljahr nicht 
ein. Die Friſt iſt im Geſetz nicht ausdrücklich zahlenmäßig genannt, 
ſondern ergibt ſich aus dem Zuſammenhang mit der Ausnahme⸗ 
beſtimmung als der Zeitraum der erſten 2½ Monate des Kalender 
vierteljahrs. 

Es muß als Wille des Geſetzgebers unterſtellt werden, daß er 
bei der Friſtſetzung für das maßgebende Ereignis den Regelfall und 
nicht den Ausnahmefall im Auge hatte und deshalb die erſte Hälfte 
des letzten Vierteljahrsmonats als die in Wirklichkeit maßgebende 
betrachtet hat, deren Ablauf zugleich die Möglichkeit des Eintritts 
des Regelfalls beendet. Deshalb darf auf den zufälligen Umſtand, 
daß das Geſetz die Zeitbeſtimmung für das maßgebende Ereignis 
erſt bei Behandlung des Ausnahmefalls erwähnt, kein entſcheidendes 
Gewicht gelegt werden. 

Zu dem gleichen Ergebnis gelangt man aber auch, wenn man 
die zweite Monatshälfte als die maßgebende betrachtet. Die Aus⸗ 
legungsvorſchriften des BGB. wollen, wie die Mot. Bd. I S. 282 
ſagen, eine Gewähr dafür bieten, daß Ausdrucksweiſen, welche einer 
mehrfachen Deutung empfänglich ſind, ſo verſtanden werden, wie 
dies der aus der Regel des Lebens geſchöpften mutmaßlichen Abſicht 
des Verfügenden entſpricht. Ihr Zweck beſteht alſo gerade darin, 
eine Auslegung zu verhüten, die mit der allgemeinen Verlehrs⸗ 
anſchauung in Widerſpruch ſteht. Es dreht ſich hier nicht um die 
Frage, wie lange die zweite Monatshälfte dauert, ſondern an welchem 
Tage fie beginnt. Der 8 189 BGB. muß daher bei der Löſung der 
Frage ausſcheiden, weil er über den Anfangstermin des zweiten 
halben Monats keine Beſtimmung trifft und es nicht angängig er 
ſcheint, den letzten Tag des Monats als Ausgangspunkt für die 
Berechnung des halben Monats zu nehmen und dieſen alsdann von 
rückwärts nach vorwärts zu berechnen. Bei der Beſtimmung des 
Tages, welcher als Anfang der zweiten Hälfte eines Monats zu be⸗ 
trachten iſt, muß davon ausgegangen werden, welcher Zeitpunkt die 
Mitte des Monats bildet. Im Einklang mit der Verkehrsanſchauung 
beſtimmt der $ 192 BGB., daß ganz unterſchiedslos unter der Mitte 
des Monats ſtets der Fünfzehnte zu verſtehen iſt. Allerdings will 
der 8 192 nur einen Termin und nicht den Lauf einer Friſt be 
ſtimmen. Allein der Tag des Beginnes einer Friſt iſt ja ein Termin, 
und die Beſtimmungen der SS 189 und 192 wollen ſich doch wohl 
ergänzen und nicht etwa widerſprechen. Stellt aber ſomit der Fünf⸗ 
zehnte die Mitte auch der Monate März und Dezember dar, ſo 
beginnt die zweite Monatshälfte mit dem nächſten Tag und nicht 
erſt mit dem Siebzehnten. Wenn alſo Kauf, Beſchlagnahme oder 
Konkurs am 16. März oder 16. Dezember erfolgen, tritt die der 
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Regel entſprechende Beſchränkung der Wirkſamkeit einer Verfügung 
über Miet» und Pachtzins auf das laufende Vierteljahr nicht ein. 
Tiefe Verfügung bleibt vielmehr in dieſem Falle auch für das folgende 
Bierteljahr wirkſam. 

Hätte der Geſetzgeber ein anderes Ergebnis gewünſcht, ſo hätte 
er wohl nicht die Worte „innerhalb des letzten halben Monats“ gebraucht, 
ſondern die jeden Zweifel ausſchließende Faſſung gewählt: „innerhalb 
der letzten 15 Tage“. Rechtsanwalt Dr. Marx, Bingen a. Rhein. 


Zum Poſtſcheckkonto. !) 

4. Bekanntmachung. 

In den Tageszeitungen und in der JW. 1916, 470/471 iſt 
wiederholt auf den geſteigerten Notenumlauf in Deutſchland hin⸗ 
gewieſen worden. Es iſt vaterländiſche Pflicht, für Verminderung des 
Notenumlaufs beſorgt zu fein, um der Reichsbank, die den geſetzlichen 
Vorſchriſten entſprechend für ein Drittel der ausgegebenen Noten 
Golddeckung haben muß, die Führung der wirtſchaftlichen Geſchäfte 
zu erleichtern und um die Beeinträchtigung unſeres Kredits durch 
die vermehrte Notenausgabe zu verhüten. Dieſer Pflicht können die 
Anwälte dadurch genügen, daß ſie ſich dem volkswirtſchaftlich ſegens⸗ 

reichen Scheckverkehr anſchließen. Es entſpricht dies auch ihrem 
eigenen Intereſſe, zumal der Scheckverkehr die Kontrolle über die 
eingehenden Gelder erleichtert und die Möglichkeit einer rechtswidrigen 
Verfügung über ſie durch einen Dritten faſt ausſchließt. Wird noch 
außerdem den Mandanten bei Aberſendung der Koſtenrechnung ein 
Einzahlungs formular mitgeſandt, ſo iſt anzunehmen, daß die Koſten 
viel pũnktlicher und raſcher eingehen, als wenn die Zahlung erſt 
mittels einer Poſtanweiſung geleiſtet werden müßte, zumal die Aber⸗ 
ſendung mittels eines Einzahlungs formulares auf Poſtſcheckkonto für 
den Mandanten keinerlei Koſten verurſacht. 

Wir empfehlen deshalb allen Herren Kollegen im Intereſſe des 
Baterlandes und in ihrem eigenen Intereſſe dringend, ſich dem Poſt⸗ 
ſcheckverkehr anzuſchließen. 

Berlin, den 5. Mai 1916. 

Der Vorſtand der Anwaltskammer. 
Dr. v. Krauſe, Geheimer Juſtizrat, Vorſitzender. 


3. Eine „Gefahr des Poſtſcheckkontos“ fol nach Hawlitzky (JW. 
1916, 827) darin liegen, daß die Zahlung ſchon in dem Augenblicke 
als geleiſtet gilt, wo der Betrag bei dem Poſtſcheckamte eingeht, 
während der Empfänger davon erſt etwa einen Tag ſpäter durch 
das Poſiſcheckamt benachrichtigt wird; ſtelle in der Zwiſchenzeit der 
Gläubiger im Prozeß Anträge, ſo müſſe er die entſtehenden Koſten 
tragen, da in dieſem Augenblicke die Anträge objektiv nicht mehr 
berechtigt geweſen ſeien. 

Daran iſt richtig, daß die Zahlung in der Tat als geleiſtet 
gilt, ſobald der Betrag beim Poſtſcheckamte eingeht. Keineswegs 
aber treffen die Folgerungen, die Hawlitzky daraus zieht, zu. Nur 
muß man das materielle und das Prozeßrecht auseinanderhalten. 

Nach Prozeßrecht hat der Schuldner allerdings die auf ſolche 
Weiſe entſtandenen Koſten nicht zu tragen. Denn der Gläubiger 
hat dann in der Tat einen Antrag geſtellt, der in dieſem Augen⸗ 
blicke objektiv nicht mehr berechtigt war, alſo objektiv der Abweiſung 
unterlag. Daß der Schuldner zu dieſem Antrage Veranlaſſung gab, 
indem er erſt im letzten Augenblicke zahlte, ſchließt die Anwendung 
des & 91 ZPO. nicht aus, ſchützt alſo inſoweit den Gläubiger nicht. 

Wohl aber gewährt das materielle Recht ausreichenden 
Schutz gegen die unerwünſchte Koſtenfolge. Nach § 286 BGB. 


1) Vgl. auch Urt. des LG. III Berlin, ZW. 1916, 978; Werner: 
Der Poſtſcheck des Anwalts und der Krieg, Nachr. f. d. M. d. DA. 
1916 S. 12; RuW. 1916 S. 171. Auf manchen Briefbogen findet 
ſich jetzt unter dem Vermerk der Poſtſchecknummer der weitere Der: 
merk, daß der Poſtſcheckinhaber die Zahlung erſt als geleiſtet betrachtet, 
wenn ihm das Poſtſcheckamt davon Mitteilung gemacht hat. Zur 
Nachahmung zu empfehlen! 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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nämlich hat der Schuldner den infolge ſeines Verzuges entſtandenen 
Schaden zu erſetzen. Nirgends iſt geſagt, daß dieſer Schaden noch 
während des Verzuges eingetreten ſein müſſe; er muß nur eine 
Wirkung des Verzuges ſein, mag er auch immerhin zeitlich erſt 
eintreten, nachdem der Verzug bereits geendet hat. Iſt der Schuldner 
einmal in Verzug gekommen, ſo ſind alle vernünftigen Maßnahmen, 
die der Gläubiger aus Anlaß dieſes Verzuges trifft: Beauftragung 
eines Anwalts, Klageerhebung, überhaupt jede Prozeßhandlung — 
eine Wirkung dieſes Verzuges. Der Kauſalzuſammenhang wird 
keineswegs ſchon dadurch unterbrochen, daß der Schuldner zahlt, 
ſondern erſt dadurch, daß die Zahlung dem Gläubiger bekannt wird 
und alſo zum Motiv ſeines weiteren Handelns werden kann. Erſt 
nach Erlangung dieſer Kenntnis handelt der Gläubiger „frei“, ſodaß 
fortan ſein Tun nicht mehr durch den Verzug des Schuldners ver⸗ 
urſacht iſt. Dagegen ſind koſtenpflichtige Akte, die er bis dahin 
vornimmt, eine unmittelbare Wirkung des Schuldnerverzuges, und 
der Schuldner hat die Koſten nach 8 286 BGB. zu erſtatten. 

So kommt man allerdings nur zur Erſtattung derjenigen Koſten, 
welchen ein Verzug des Schuldners vorangegangen iſt. War der 
Schuldner nie in Verzug gekommen, ſo iſt natürlich §S 286 BEL. 
nicht anwendbar. Das iſt aber ein Ergebnis, welches ſich ohnehin 
im allgemeinen mit den Anſchauungen der beteiligten Kreiſe und auch 
mit dem Grundgedanken des § 93 ZO. deckt. 

Prozeſſual iſt die Erſtattung der Koſten ebenſo durchzuſetzen wie 
in den Fällen, in denen der Schuldner zwiſchen Einreichung und 
Zuftellung der Klage zahlt. Rechtsanwalt Jacobſohn, Breslau. 


C. Zu den Auſſätzen S. 827 bemerke ich, daß die Zahlung, die 
durch Vermittlung des Poſtſcheckamtes, ſei es unter Benutzung der 
Zahlkarte oder der ÜUberweiſung erfolgt, in dem Augenblicke als 
vollendet anzuſehen iſt, in welchem die Gutſchrift des Betrages auf 
das Konto des Inhabers ſtattfindet. Allerdings erfährt der Konto⸗ 
inhaber regelmäßig erſt einen Tag ſpäter von der erſolgten Gutſchrift. 
Zahlt alſo der Schuldner einen Tag vor dem Termine ſeine Schuld, 
und erfährt der Gläubiger erſt am Termins tage oder ſpäter von der 
Zahlung, ſo daß er ſeinen Anwalt nicht mehr benachrichtigen kann, 
ſo iſt die Zahlung zwar noch vor dem Termin erfolgt, aber die 
Koſten des Verſäumnisurteils find Verzugsſolgen, welche der Schuldner 
trotz der vor dem Termin erfolgten Zahlung zu tragen hat. Voraus⸗ 
geſetzt iſt nur, daß der Schuldner dei Erhebung der Klage ſchon im 
Verzuge war. 

Zweifel können aber bei der Frage entſtehen, ob der Schuldner, 
welcher am letzten Tage der ihm zuſtehenden Friſt zahlt, die Koſten 
einer Klage tragen muß, zu welcher der Gläubiger nach Ablauf der 
Friſt und vor Empfang der Mitteilung des Poſtſcheckamtes den 
Auftrag erteilt hat. Meines Erachtens hat der Schuldner zur Er⸗ 
hebung der Klage keinen Anlaß gegeben, und deshalb hat der 
Gläubiger nach §8 93 ZPO. die Koſten des Prozeſſes zu tragen. Der 
Gläubiger, welcher ein Poſtſcheckkonto hat, muß damit rechnen, daß 
der Schuldner von der Einzahlung oder Überweiſung auf dieſes 
Konto Gebrauch macht. Er mußte daher mit der Klageerhebung 
warten, bis die Nachricht von einer etwaigen Einzahlung oder Uber⸗ 
weiſung bei ihm eingegangen ſein konnte. 5 

Amtsgerichtsrat Dr. Senckpiehl, Werder a. H. 


Porſicht bei der Abgabe von Teilurteilen!? (gl. 
Craſemann, IW. 1916, 823.) Wenn ein Teilurteil berufungsfähig 
iſt, das Schlußurteil aber, welches über die geſamten Koſten ent⸗ 
ſcheidet, ſoweit es ſich auf die Hauptſache bezieht, nicht die Berufungs⸗ 
ſumme erreicht, dann dürfte im Anſchluß an RG., JW. 1915, 10039, 
und die dort angeführten älteren Entſcheidungen anzunehmen ſein, 
daß die Berufung gegen das Schlußurteil inſoweit zuläſſig iſt, als 
darin über den Koſtenpunkt entſchieden iſt. 

Referendar Dr. Wiener, Poſen. 
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Reichsgericht.“ 
a) Zivilſachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Lehmann. 


[“ Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. — * Wird in 
der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts 
abgedruckt. — + Anmerkung.] 


I. Reichsrecht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 


1. Auslegung der Klauſel: „Streik, Betriebsſtörung, 
Force majeure befreien von der Verbindlichkeit rechtzeitiger 
Lieferung“. 7) 

Die Beklagte hat am 23. April 1914 der Klägerin 
10 000 kg Antimon⸗Regulus von 99 Prozent Gehalt zu 
47,50 A für 100 kg, frachtfrei Cöln zur Abnahme in einem 
Poſten bis Ende des Jahres, verkauft. Der Vertrag enthält 
die Beſtimmungen „Unbehinderte Schiffahrt vorbehalten“ und 
„Streik, Betriebsſtörung, Force majeure befreien von der 
Verbindlichkeit rechtzeitiger Lieferung“. Die Klägerin hat am 
3. Auguſt 1914 die Ware abgerufen. Die Beklagte hat hierauf 
erwidert, daß ſie Antimon franzöſiſcher Herkunft verkauft habe 
und daß die Lieferung zur Zeit nicht möglich ſei, weil der 
Poſt⸗ und Bahnverkehr in Frankreich vollſtändig unterbrochen 
ſei. Klägerin hat auf Lieferung der verkauften Ware geklagt. 
Das LG. hat die Beklagte verurteilt. Das OLG. hat die Be⸗ 
rufung zurückgewieſen. In den Gründen iſt zunächſt feſt⸗ 
geſtellt, daß Gegenſtand des Kaufes nicht Antimon franzö⸗ 
ſiſcher Herkunft, ſondern ſchlechthin Antimon⸗Regulus von 
99 Prozent Reingehalt geweſen iſt. Sodann wird die Be⸗ 
rufung der Beklagten auf die angeführten Klauſeln des Ver⸗ 
trages verworfen. Krieg ſei in den Klauſeln nicht ausdrücklich 
genannt. An und für ſich könne er nicht als höhere Gewalt 
angeſehen werden. Höhere Gewalt, welche die Beklagte von 
der Pflicht zu rechtzeitiger Lieferung zu befreien vermöchte, 
würde nur vorliegen, wenn das von außen wirkende Ereignis 
nicht nur hinſichtlich ſeines Eintritts unabwendbar geweſen 
wäre, ſondern wenn auch ſeine ſchädlichen Folgen in bezug 
auf die Lieferpflicht unvermeidlich und unabwendbar geweſen 
wären. Das treffe hier nicht zu; denn auch bei Ausbruch 
eines Krieges ſei mit dem Vorhandenſein großer Vorräte in 
Deutſchland zu rechnen geweſen. Auch die die Schiffahrt be⸗ 
treffende Klauſel ſei dahin zu verſtehen, daß Behinderung der 
Schiffahrt die Beklagte nur dann befreie, wenn ſie urſächlich 
für die Nichtlieferung ſei, was nicht vorliege und auch gar 
nicht behauptet werde. Danach komme es nur darauf an, ob 
Beklagte imſtande geweſen ſei, zu liefern. Das ſei zu bejahen; 
denn zur Zeit der Fälligkeit der Leiſtung, Anfang Auguſt 
1914, hätte die Beklagte die Ware ohne unverhältnismäßigen 
Aufwand beſchaffen können. Weshalb ſie mit Recht zur Liefe⸗ 
rung verurteilt ſei. Die Beklagte hat gegen dieſes Urteil mit 
Erfolg Reviſton eingelegt. Gründe: Gegenſtand des 
Kaufes war nicht Ware beſtimmter Herkunft, ſondern ſchlecht⸗ 


Zu 1. Die Entſcheidung beſtätigt das Feſthalten des RG. an 
feiner Auslegung der Force:majeur : Klaufel. Sie iſt als Freizeich⸗ 
nung des Verkäufers auch für den Fall des Kriegsausbruchs aufzu: 
faſſen. Das NG, erledigte jetzt auch den Einwand, daß der Käufer 
die Klauſel nicht in dem vom Verkäufer behaupteten Sinne habe 
verſtehen müſſen. Es ſei „deutlich erklärt“, daß der Verkäufer beim 
Eintreten eines Falles der höheren Gewalt zur Lieferung nicht ver⸗ 
pflichtet ſein wolle. Weitere Anhaltspunkte werden hierfür nicht 
gegeben. Sie ſind auch wohl nicht möglich. Im letzten Grunde 
gibt bei ſolchen Fragen das Empfinden des Richters den Ausſchlag. 
Eine Widerlegung iſt daher nicht möglich, nur eine Gegenbehauptung. 
Beide ſtützen ſich auf die eigene Erfahrung und die daraus fließende 
Auffaſſung. Die Augen des Richters leſen an Stelle des Käufers 
den Kontrakt. Die Käufer müſſen ſich damit zufrieden geben. Das 
iſt nichts dieſem Falle Eigenartiges. Es iſt die typiſche Prüfung 
nach der Verkehrsauffaſſung durch den Richter. Es iſt aber immer 
von Intereſſe, zu ſehen, wie ſie ſich in der Praxis geſtaltet. 


Lachenburg, 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


13. 1916. 


hin Antimon⸗Regulus von 99 Prozent Gehalt; das ift vom 
BG. einwandfrei feſtgeſtellt und wird von der Reviſion nicht 
angegriffen. Es fragt ſich hiernach in erſter Linie, ob die Be⸗ 
klagte auf Grund der im Tatbeſtand angeführten Vertrags⸗ 
klauſeln durch den Krieg und feine Folgeerſcheinungen von 
der Lieferpflicht freigeworden iſt. Die in den Abſchlußformu⸗ 
laren der Beklagten enthaltene, von „Force majeure“ 
handelnde Klauſel iſt ſchon einmal in der Sache II 370/1915 
von dem erkennenden Senat beurteilt worden. Die jetzt von 
der Reviſion wegen ihrer Auslegung und Anwendung er: 
hobenen Angrifſe ſtimmen mit den Ausſprüchen des in jener 
Sache am 17. Dezember 1915 erlaſſenen Urteils (abgedruckt 
in Holdheims MSchr. 1916, 44]t) überein und find begründet. 
Die Klauſel Streik, Betriebsſtörung, Force majeure befreien 
von der Verbindlichkeit rechtzeitiger Lieferung beſagt nichts 
davon, daß die genannten Ereigniſſe die befreiende Wirkung 
nur dann ausüben ſollen, wenn ſie die Leiſtung oder die recht⸗ 
zeitige Leiſtung unmöglich machen. Im Gegenteil iſt deutlich 
erklärt, daß die Beklagte zu rechtzeitiger Lieferung nicht ver⸗ 
pflichtet ſein wollte, wenn ein Streik, eine Betriebsſtörung, ein 
Fall höherer Gewalt überhaupt eintrat. Infoweit iſt die 
Klauſel nach dem deutlichen Wortſinne klar: womit ſich auch 
das in der Literatur erhobene Bedenken erledigt, daß zu 
prüfen ſei, ob der Käufer die Klauſel fo habe verſtehen müſſen. 
Klar iſt andererſeits auch, daß nur ſolche Streiks, Betriebs⸗ 
ſtörungen und Ereigniſſe höherer Gewalt gemeint ſein können, 
die auf den Betrieb des Verkäufers oder ſolche Betriebe, von 
denen er für die Erfüllung des Vertrages abhängt, weſentlich 
ſtörend einwirken. So hat der Senat in ſtändiger Recht⸗ 
ſprechung ſogl. insbeſondere das Urteil vom 20. Mai 1915, 
II 83/15 RG. 87, 9212) erkannt, und es beſteht kein Grund, 
davon abzuweichen. Geht man von dieſem Verſtändnis der 
Klauſel aus, ſo iſt die Entſcheidung nicht zweifelhaft. Der 
Krieg iſt ein Ereignis höherer Gewalt; denn weder die Be: 
klagte noch ſonſt ein Privatmann kann durch ſeine Kräfte den 
Ausbruch des Krieges oder feine Einwirkung auf das Wirt⸗ 
ſchaftsleben abwenden. Der Ausbruch des Krieges und die 
durch ihn verurſachte Abſchneidung des Verkehrs mit dem 
feindlichen Auslande ſind alſo „Force majeure“ im Sinne der 
Klauſel. Der Krieg hat auch den Geſchäftsbetrieb der Be: 
klagten auf das ernſtlichſte geſtört. Das ergibt die Ausſage 
W., deren Inhalt von dem BG. ſeinem Urteil zugrunde ge: 
legt wird und von der Klägerin nicht beſtritten iſt. Danach 
hatte die Beklagte, um die Erfüllung ihrer im ganzen reichlich 
210 Tonnen betragenden Verkäufe zu ſichern, in Deutſchland 
nur ein Lager von beinahe 12 Tonnen. Daneben hatte ſie 
aber an verſchiedenen Plätzen des Auslandes Lager und vor 
allem größere Abſchlüſſe mit mehreren franzöſiſchen Häuſern 
und einer japaniſchen Firma. Zu den franzöſiſchen Ab— 
ſchlüſſen gehörten 10 Tonnen, die ſie für die Klägerin be⸗ 
ſtimmt hatte. Alle dieſe von der Beklagten zur Erfüllung 
ihrer Verbindlichkeiten getroffenen Vorbereitungen ſind durch 
den Krieg vereitelt; denn fie hat keinerlei Ware aus dem Aus: 
lande erhalten können. Die Beklagte iſt alſo durch den unter 
den Begriff der höheren Gewalt fallenden Krieg in ihrem 
Geſchäftsbetriebe auf das ernſtlichſte betroffen. Insbeſondere 
ſind auch ihre für die Erfüllung des ſtreitigen Verkaufs ge⸗ 
troffenen Vorbereitungen durch den Krieg vereitelt worden. 
Sie iſt daher auf Grund der erörterten Klauſel für die Dauer 
der kriegeriſchen Hinderniſſe von der Pflicht zur Lieferung 
frei. Weshalb die Klage abgewieſen werden mußte, ohne daß 
es auf den Vorbehalt ungehinderter Schiffahrt ankam. Offene 
Handelsgeſellſchaft K. e. Firma J. & F., U. v. 14. April 16, 
40/16 II. — Breslau. [B.] 
* 2. 5 228 BGB. Sein Verhältnis zu 8 904.1 

Aus den Gründen: Die 88 228 und 904 BGB. ver: 
halten ſich über die Vorausſetzungen und Rechtsfolgen eines 
Eingriffs, welchen der Eigentümer der fremden Sache zu 
dulden verpflichtet iſt. Beide Beſtimmungen ſtehen in ſo engen 
Beziehungen zueinander, daß ihr Inhalt und ihr Anwen— 
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dungsgebiet ſich am beiten durch eine Vergleichung der Ver— 
bältniſſe, welche ſie regeln wollen, und der Ziele, welche ſie 
verfolgen, gegeneinander abgrenzen zu laſſen. § 904 a. a. O. be: 
bandelt den Fall, in welchem jemand ſich einer fremden Sache 
bedient, um einer nicht von ihr ausgehenden Gefahr zu be— 
ecanen, & 228 dagegen den Fall, in welchem er ſich gegen die 
Sache wendet, „durch welche“ die Gefahr droht, d. h. welche 
ſie erzeugt hat und ohne Abwehrmaßregel fortwirken laſſen 
würde. 8 904 ſetzt voraus, daß der durch die Einwirkung 
erttchende Schaden bedeutend geringer iſt als der dem Ein— 
nakenden drohende, und verpflichtet auch dann — ſelbſt bei 
dem geringſten Eingriff — den Täter zur vollen Entſchädi— 
aung des fremden Eigentümers. $ 228 verlangt dagegen nur, 
daß der anaerichtete Schaden nicht außer Verhältnis zu dem 
ebzuwendenden ſteht, und läßt unter dieſer Bedingung die 
Veſchädigung und ſelbſt die Zerſtörung der „drohenden“ 
Soche ohne Entſchädigung ihres Eigentümers zu, es ſei denn, 
daß der Handelnde ſelbſt die Gefahr ſchuldhaft herbeigeführt 
but. Dieſe Gegenüberſtellung zeigt, daß 8 228 die Inter— 
enen des Geſchädigten hinter die des Bedrohten weit mehr 
zurücktreten läßt als § 904. Der geſetzgeberiſche Grund iſt 
der, daß der Schädiger im Falle des § 228 der „drohenden“ 
Sache gegenüber eine Verteidigungsſtellung, im Falle des 
S A einer nicht drohenden Sache gegenüber die Stellung 
eines Angreifers einnimmt. L. H. e. B. F., U. v. 29. April 16, 
21.16 1. — Hamburg. [L.] 

3. 8 398 BGB. Kann bei Forderungsabtretung die 
Einziebungsbefugnis dem Zedenten belaſſen werden?! 

Die Klägerin hat für den Beklagten in den Jahren 
1304 und 1905 Maurerarbeiten ausgeführt, wofür fie angeblich 
noch 4619,18 „% zu beanſpruchen hat. Der Klageautrag war 
zunächſt auf Verurteilung des Beklagten zur Zahlung an die 
Klägerin ſelbſt gerichtet. Nachdem jedoch von ſeiten des Be— 
klagten geltend gemacht worden war, daß die Klageforderung 
ſchon vor Erhebung der Klage an die Firma L. Pf. in Caſſel 
abgetreten ſei, beantragte Klägerin, dem Beklagten zur 
Zahlung von 4619,18 „% nebſt Zinſen an L. Pf. zu ver— 
urteilen. Der Beklagte beſtritt die Klageforderung und be— 
antraate Abweiſung. Außerdem behauptete er, daß ihm gegen 
die Klägerin noch eine Forderung für gelieferte Zimmer— 
arbeiten zuſtehe. Dieſe Forderung hatte er im Konkurſe, 
der inzwiſchen über das Vermögen der Klägerin eröffnet 
worden wat, angemeldet, fie war jedoch vom Verwalter be— 
ſtritten. Er erhob deshalb, nachdem der Verwalter in den 
Prozeß eingetreten war, gegen dieſen Widerklage mit dem 
Anttage, ſeſtzuſtellen, daß die von ihm angemeldete Forderung 
von 583,06 / Hauptgeld und 52,13 % Zinſen zu Recht 
beitche. Der Verwalter beantragte Abweiſung der Wider: 
klage. Das LG. wies die Klage durch Teilurteil ab. Die 
biergegen eingelegte Berufung des Klägers blieb erfolglos. 
Seiner Reviſion iſt ſtattgegeben. Gründe: Unſtreitig war 
die eingellagte Forderung ſchon vor Erhebung der Klage 
von der Firma F. & J. an die Firma L. Pf. abgetreten. 
Der jetzt als Kläger auftretende Konkursverwalter hält ſich 
aber zur Fortführung des Prozeſſes mit dem Antrage, daß die 
Zahlung nicht an die Konkursmaſſe, ſondern an die Firma 
L. Pf. erfolgen ſoll, für berechtigt. Nach dem Tatbeſtand 
erſter Inſtanz hatte er zur Rechtfertigung dieſes Stand— 
punktes geltend gemacht, bei der Abtretung vom 18. Februar 
1909 ſei mit der Firma Pf. vereinbart, daß die Zedentin 
zur Einziehung der Forderung berechtigt bleiben ſollte; die 
eingezogenen Gelder ſeien aber demnächſt an die Zeſſionarin 
abzuführen. In der Berufungsinſtanz hat der Konkurs— 
verwalter feine Klagebefuanis auf eine „Ermächtigung“ von 
ſeiten der Zeſſionarin geſtützt und behauptet, daß eine ſolche 
Ermächtigung nicht nur bei der Abtretung, ſondern auch 
ſpäter wiederholt erteilt und beſtätigt worden ſei. Der BerR. 
erachtet die Vereinbarung über die Einziehung der Forderung 
durch die Zedentin für nichtig. Er führt aus, Gläubigerrecht 
und Klagerecht könne nicht getrennt werden. Neben dem 
Forderungsrechte des Gläubigers gegen den Schuldner könne 
das Recht eines Dritten, die Forderung im eigenen Namen 
einzuziehen, nicht beſtehen. Das Recht der Einziehung im 
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eigenen Namen ſei ein Beſtandteil des Forderungsrechts und 
eine Ablöſung dieſes Beſtandteils ſei unzuläſſig. Übrigens 
ſei auch prozeßrechtlich die Möglichkeit nicht gegeben, Rechte 
einem anderen zur Einklagung im eigenen Namen zu über: 
laſſen. Die Reviſion widerſpricht dieſen Ausführungen. Sie 
rügt Verletzung des $ 398 BGB. und wirft dem Ber. vor, 
daß er den Grundſatz der Vertragsfreiheit verkannt habe. Es 
beſtehe weder materiellrechtlich noch prozeſſual ein Hindernis, 
daß jemand eine Forderung abtrete, gleichzeitig ſich aber die 
Einziehung und Abführung der Gelder an den Zeſſionar vor— 
behalte. Keinesfalls könnte die Rechtswirkſamkeit einer nach 
der Übertragung liegenden Inkaſſozeſſion, wie ſie nach Anſicht 
der Reviſion vom Kläger behauptet worden ſei, beanſtandet 
werden. Die rechtliche Auffaſſung des BerR. kann nicht 
gebilligt werden. Anzuerkennen iſt nur, daß eine Ver— 
abredung, wonach das Recht der Einziehung im eigenen 
Namen auf den Zeſſionar überhaupt nicht übergehen, ſondern 
dauernd und bedingungslos bei dem bisherigen Gläubiger 
verbleiben fol, mit dem Weſen der Abtretung [SS 398 fg. 
BGB.] nicht vereinbar fein würde. Daß es ſich hier um einen 
ſolchen Fall handelte, iſt aber vom Ber. nicht feſtgeſtellt und 
auch nicht ohne weiteres anzunehmen. Näher liegt vielmehr 
die Möglichkeit, daß im Anſchluß an die Abtretung oder auch 
ſpäter die Zeſſionarin aus freien Stücken oder auf Wunſch 
der bisherigen Gläubigerin dieſer den Auftrag und die Er— 
mächtigung erteilt hat, die Forderung im eigenen Namen, 
aber für Rechnung der Zeſſionarin einzuziehen. Soviel ſteht 
jedenfalls ſchon jetzt feſt, daß der einzuziehende Betrag nicht 
der Zedentin verbleiben ſollte, ſondern an die Zeſſionarin 
abgeführt werden mußte. Daraus ergibt ſich aber, daß es 
ſich bei der vereinbarten Einziehung im weſentlichen um eine 
Geſchäftsbeſorgung handelte, die dem Intereſſe des neuen 
Gläubigers diente, und gerade dieſer Umſtand hätte zur 
Prüfung der Frage Anlaß geben müſſen, ob die Einziehung 
der abgetretenen Forderung durch die Zedentin in Wirklichkeit 
nicht ſowohl ein Recht, als vielmehr eine Verpflichtung der 
Zedentin bilden ſollte. Müßte die Frage aber in dem zuletzt— 
gedachten Sinne entſchieden werden, ſo könnte offenbar keine 
Rede davon fein, daß die Willensmeinung der Vertrag⸗ 
ſchließenden dahin gegangen wäre, die Zedentin ſolle nach wie 
vor aus eigenem Recht zur Einziehung der Forde— 
rung befugt ſein, ſondern die Sache würde ſo liegen, daß an 
ſich die Zeſſionarin zur Einziehung berechtigt geweſen wäre, 
und daß die Zedentin die Einziehungsbefugnis nur aus der 
Ermächtigung der Zeſſionarin herleitete, alſo deren Recht 
ausübte. Die Frage, ob es überhaupt möglich iſt, daß 
jemand einen anderen ermächtigt, ein Recht des erſteren 
im eigenen Namen geltend zu machen, iſt mit der Reviſion 
zu bejahen. Durchgreifende Bedenken find in dieſer Be: 
ziehung weder dem materiellen Rechte noch der Prozeß— 
ordnung zu entnehmen. [Vgl. RG. 73, 306.]?) Da hiernach 
eine anderweite Würdigung der getroffenen Vereinbarung er— 
forderlich ift, muß das angefochtene Urteil aufgehoben werden. 
In der neuen Verhandlung wird der BerR. aber auch 
zu der Frage Stellung zu nehmen haben, ob der Konkurs: 
verwalter zur Aufnahme des Prozeſſes berechtigt geweſen 
war [S 210 3 O.]. Dabei iſt zu beachten, daß es für die 
Beurteilung dieſer Frage nicht bloß darauf ankommt, ob 
der Streitgegenſtand ſelbſt ein Befriedigungsmittel für die 
Konkursgläubiger bilden würde, ſondern auch darauf, ob die 
Führung des Prozeſſes ſich als eine Leiſtung darſtellt, zu deren 
Vornahme der Konkursverwalter nach den Vorſchriften in 
den SS 17 f. KO. der Zeſſionarin gegenüber berechtigt fein 
würde. F. & J. Konkurs c. G., U. v. 4. Febr. 16, 
368/15 VII. — Caſſel. [L.)] 

A. 8 442 BGB. Einen angeblichen Mangel im Rech. 
muß der Käufer auch dann beweiſen, wenn der Dritte ſein an— 
gebliches Recht bereits geltend gemacht hat.] 

Aus den Gründen: Der BerR. nimmt an, daß 
gemäß 8 442 BG B. der Käufer infolge des aus drück⸗ 


lichen Beſtreitens der Verkäufer das Beſtehen des be— 
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haupteten Mangels im Rechte [einer von einem Dritten an 
dem verkauften Grundſtücke beanſpruchten Wegegerechtigkeit] 
beweiſen müſſe, da die Beweisregel des $ 442 alle Streitfälle 
im Rahmen des $ 434 BGB. umfafſe, ohne Unterſchied, ob 
der Verkäufer äußerlich ſeiner Verſchaffungspflicht ſchon Ge⸗ 
nüge geleiſtet hatte oder nicht, und gleichgültig von welchem 
Rechtsbehelfe (S 440 BGB.) der Käufer Gebrauch mache. 
Für dieſe Auffaſſung nimmt der Ber R. auf die Bemerkung 
in dem RGRKom. zu $ 442 Bezug. Sie entſpricht in der 
Tat der von dem RG. wiederholt und mit eingehender Be⸗ 
gründung ausgeſprochenen Rechtsanſicht, an welcher feſtzu⸗ 
halten iſt. [Vgl. die Urteile des erkennenden Senats vom 
27. Oktober 1906 V 100/1906 und vom 24. Juni 1911 
V 556/1910.] Das zuletzt genannte Urteil vom 24. Juni 
1911 betrifft allerdings einen Fall, in welchem das angeblich 
einem Dritten zuſtehende Recht [Eigentum an einem Teile 
des Kaufgrundſtücks] von dieſem noch gar nicht geltend ge⸗ 
macht war, und der Senat hat dabei bemerkt, die Sache würde 
„möglicherweiſe“ günſtiger für den Erwerber liegen, wenn 
ſeſtſtände, daß der Dritte ſein angebliches Recht bereits gel⸗ 
tend gemacht habe und daß es ſich ſomit um eine bereits 
drohende Entwährung handle. Allein dieſe damals offen⸗ 
gelaſſene Frage muß verneint werden. Der ihm durch 8 442 
BGB. auferlegten Beweispflicht genügt der Käufer nicht da⸗ 
durch, daß er nachweiſt, daß der Dritte ein Recht geltend 
macht, ſondern nur dadurch, daß er nachweiſt, daß das Recht 
des Dritten und damit der Rechtsmangel für ihn beſteht. 
Das ergibt ſich nicht nur aus dem Wortlaute, ſondern auch in 
den Motiven [zu 8 397 des erſten Entwurfs, Bd. II S. 223] 
wird ausdrücklich hervorgehoben, daß die Vorſchrift [des 
jetzigen $ 442] gelten folle „ohne Rückſicht darauf, 
ob der Dritte fein Recht ſchon geltend ge⸗ 
macht hat“, eine Bemerkung, die nur dahin verſtanden 
werden kann, daß, auch wenn der Dritte das Recht ſchon gel⸗ 
tend gemacht hat, der Käufer nachweiſen muß, daß es beſteht. 
Es muß deshalb mit dem oben angeführten Urteile des er⸗ 
kennenden Senats vom 27. Oktober 1906 angenommen werden, 
daß der bloße Nachweis der Geltendmachung des Rechts 
durch den Dritten die dem Käufer obliegende Beweislaſt nicht 
als erfüllt erſcheinen läßt, fofern nicht die Parteien ver— 
einbart haben, daß der Verkäufer den Käufer ſchon gegen die 
bloße Geltendmachung von Anſprüchen Dritter zu 
ſchützen habe. — Fehl geht auch die Ausführung der Reviſion, 
der Käufer brauche jedenfalls die Auflaſſung nicht 
entgegenzunehmen, ſolange Dritte eine mit dem 
Vertragszwecke unvereinbare Grundgerechtigkeit in Anſpruch 
nehmen; es wäre in ſolchem Falle Sache der Verkäufer, 
dem Käufer vor der Auflaſſung den Nachweis zu führen, daß 
die Anſprüche der Dritten unberechtigt ſind. Dieſe Ausfüh— 
rung ſteht in direktem Widerſpruche zu der in $ 442 BGB. 
aufgeſtellten Beweisregel, welche, wie in dem oben angeführten 
Urteile des erkennenden Senats vom 24. Juni 1911 an der 
Hand der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes überzeugend 
nachgewieſen iſt, auch für den Fall zu gelten hat, daß der 
Käufer wegen des angeblichen Rechts eines Dritten das Recht 
in Anſpruch nimmt, auf Grund des $ 320 BGB. eine ihm 
obliegende Leiſtung, wozu auch die Entgegennahme der Auf— 
laſſung gehört [$ 433 Abſ. 2 BGB.; RG. 69, 107],*) zu ver⸗ 
weigern. Ein ſolcher Einwand kann angeſichts der Vorſchrift 
des § 442 BGB. nur dann Berückſichtigung finden, wenn der 
Käufer nachweiſt, daß das Recht des Dritten beſteht. [Vgl. 
Planck, Komm. zum BGB., zu § 440 Bem. 2 Abſ. 2.] W. c. 
K., U. v. 3. Mai 16, 64/16 V. — Hamburg. [L.] 

5. Deklaratoriſches Anerkenntnis. 

Am 1. Juli 1911 nachmittags fuhr der Kläger mit ſeinem 
Zweirad in langſamer Fahrt nach dem Bahnhof F., um bei der 
Entladung einer dort für ihn angekommenen Strohpreſſe zu— 
gegen zu ſein. Als er hierbei den Bahnübergang paſſierte, 
wurde er durch die von dem Bahnwärter wegen Herannahens 
eines Zuges herabgelaſſene Bahnſchranke getroffen und erlitt 
hierdurch nicht unerhebliche Verletzungen. Er begehrte in 
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II. Inſtanz von dem Beklagten Zahlung einer Jahresrente 
von 2000 % bis zum vollendeten 70. Lebensjahre und die 
Feſtſtellung, daß der Beklagte verpflichtet ſei, im Rahmen des 
Haſtpfl. ihm auch allen weiteren aus dem Unfall vom 
1. Juli 1911 entſtehenden Schaden zu erſetzen. Das OLG. 
wies die Berufung des Klägers gegen das die Klage ab: 
weiſende Urteil des LG. zurück. Der Reviſion des Klägers 
iſt der Erfolg nicht verſagt worden. Gründe: Es kann 
dahingeſtellt bleiben, ob in dem vom Beklagten urſprünglich 
wiederholt geſtellten Antrage: „dem Kläger Entſchädigung 
gemäß dem HaftpflG. zuzuſprechen“, ein prozeſſuales Aner⸗ 
kenntnis im Sinne des $ 307 ZPO. zu erblicken iſt, was 
insbeſondere auch deshalb in Zweifel gezogen werde könnte, weil 
der Prozeßbevollmächtigte des Beklagten in der zweiten münd⸗ 
lichen Verhandlung vor dem LG. nach dem Sitzungsprotokoll 
vom 9. Januar 1914, laut welchem er abermals jenen Antrag 
verleſen, weiter erklärt hat, er könne ein ſormelles Anerkenntnis 
nicht abgeben, ohne ſich vorher mit ſeinem Mandanten ins 
Einvernehmen zu ſetzen. Es bedarf deshalb auch keines Ein⸗ 
gehens auf die von der Reviſion erhobene Rüge einer Ver: 
letzung der SS 307, 83 ZPO. und diejenigen allerdings nicht 
unbedenklichen Erwägungen des BG., mittels deren dies das 
Vorliegen eines prozeſſualen Anerkenntniſſes im Sinne 
des § 307 ZPO. verneint hat. Denn es hat in rechts⸗ 
bedenkenfreier Weiſe [S. 10] angenommen, daß der Beklagte 
materiell dem Gerichte und außerhalb desſelben auch dem 
Kläger gegenüber vielfach ausgeſprochen hat, er erkenne ſeine 
Crſatzpflicht im Rahmen des HaftpflG. an. Gleichwohl läßt 
es den Einwand des Beklagten zu, daß deſſen Haſtung wegen 
des Verſchuldens des Klägers an dem Unfall beſeitigt werde. 
Es verneint zunächſt, daß ein ſelbſtändiges Anerkenntnis des 
Beklagten im Sinne des $ 781 BGB. vorliege, das überdies 
nach $ 812 Abſ. 2 BGB. kondizierbar fein würde. Das An⸗ 
erkenntnis beſage deshalb nichts weiter, als daß die Voraus: 
ſetzung der Haftungs begründung an ſich als erfüllt an⸗ 
geſehen werde, womit aber auf die Geltendmachung von Ein: 
wänden nicht verzichtet worden ſei. Dem BG. kann ohne 
weiteres darin beigepflichtet werden, daß ein, einen neuen 
Haftungsgrund erzeugendes ſelbſtändiges Schuld— 
anerkenntnis im Sinne des $ 781 BGB., d. h. ein ſogen. 
ſchuldbegründendes k(konſtitutives!; Anerkenntnis 
von dem Beklagten nicht abgegeben worden iſt. Daraus iſt 
aber keineswegs zu folgern, wie dies die Auffaſſung des BG. 
zu ſein ſcheint, als ob das materiellrechtliche Anerkenntnis 
des Beklagten, „daß er ſeine Erſatzpflicht im Rahmen des 
HaftpflG. anerkenne“, nur die Bedeutung habe, der Beklagte 
wolle damit lediglich ein „Zugeſtändnis“ des Inhalts ab⸗ 
geben, „daß die Vorausſetzungen der Haftungsbegründung 
an ſich erfüllt“ ſeien, jedoch vorbehaltlich aller gegen dieſe zu 
erhebenden Einwände. Eine derartige Auffaſſung iſt mit dem 
Anerkenntnis der „Erſatzpflicht“ ſchlechterdings unver— 
einbar, da dies auch die Erhebung von Einwänden aus— 
ſchließt, welche die „Erſatzpflicht“ in Frage ſtellen können. 
Das BG. hat vielmehr das Anerkenntnis in ein „Tatſachen⸗ 
geſtändnis“ umgedeutet, indem es offenbar überſehen hat, daß 
in der Erklärung des Beklagten ein das Beſtehen der bereits 
vorliegenden Schuld beſtätigendes [fogen. deklaratori⸗ 
ſches]! Anerkenntnis liegt vgl. RG., VII. ZS. vom 9. Oktober 
1906, VII 585/05 in IW. 1906, 742 12]. Auf ein ſolches 
Anerkenntnis findet die Vorſchrift des S 812 Abſ. 2 BGB. 
keine Anwendung. Es hat vielmehr die Bedeutung, daß der 
Schuldner nach deſſen Abgabe nur noch ſolche Einwendungen 
geltend machen kann, die er zur Zeit des Anerkenntniſſes 
nicht kannte. Denn der Sinn einer ſolchen Anerkenntnis— 
erklärung kann nur dahin gehen, das bereits vorhandene 
Schuldverhältnis durch die Erklärung des Schuldners dem 
Streit der Parteien zu entrücken, alſo damit dem Kläger die 
Anrufung des Gerichts zu dem Zwecke zu erſparen, um eine 
Anerkennung ſeines Anſpruchs durch ein gerichtliches Urteil 
herbeizuführen ſogl. auch S 779 BGB. und RG. 61, 318,9) 
insbeſ. 321]. Es unterliegt nun auch ferner keinem Zweifel, 


5) JW. 1905, 689; Neumann, Rſpr. 1 8 779 Anm. 8. 
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daß, wie auch die Reviſion zutreffend hervorhebt, dem Be⸗ 
klagten die ganzen Vorgänge und insbeſondere auch das Ver⸗ 
halten des Klägers zur Zeit des Unfall3 aus der Darſtellung 
des Schrankenwärters B. genau bekannt waren, als 
er das Anerkenntnis abgab. Dies ſcheint auch das BG. nicht 
zu verkennen, indem es [S. 13] ſelbſt hervorhebt, daß die 
Zeitverhältniſſe, auf welche bei der Prüfung der Schuldfrage 
vom Gericht entſcheidendes Gewicht gelegt worden iſt, den 
ſachkundigen Behörden des Beklagten nicht hätten entgehen 
kennen, daß vielmehr die in Betracht kommenden Vorgänge 
vom Beklagten bis zuletzt nicht eingehend gewürdigt 
worden ſind. Darauf kann es aber für die Entſcheidung des 
vorliegenden Rechtsſtreits nicht ankommen. Vielmehr iſt der 
Beklagte an die Würdigung, d. h. an die rechtliche Be⸗ 
urteilung der ihm bekannten Vorgänge eben vermöge 
ſeines Anerlenntniſſes gebunden, da dieſes gerade dazu diente, 
ctwaigen Zweifeln und Meinungsverſchiedenheiten der Par⸗ 
tcien ein Ende zu bereiten. Er kann ſich deshalb im gegen: 
wärtigen Rechtsſtreit der auf ſeinem Anerkenntnis beruhenden 
Haftung nicht dadurch entziehen, daß er jene ihm bekannten 
Vorgänge jetzt anders würdigt, als zur Zeit der Abgabe 
ſeines Anerkenntniſſes. Da er vielmehr in Kenntnis 
aller in Betracht kommenden Tatſachen das beſtätigende An⸗ 
erkenntnis abgegeben hat, ſo iſt es unerheblich, ob er dieſe 
Tatſachen früher rechtlich anders beurteilt hat als im 
gegenwärtigen Rechtsſtreit. In der Berufungsinſtanz hat der 
Kläger feine Anſprüche nur noch inſoweit aufrechterhalten, als 
fie im Rahmen des HaftpflG. begründet find. Inſoweit aber 
licat, wie aus vorſtehenden Ausführungen erhellt, ein rechts⸗ 
gültiges und den Beklagten bindendes Anerkenntnis vor, das 
ſich freilich nicht auf die Höhe des geltend gemachten 
Leiſtungsanſpruchs bezieht. Dagegen iſt der Rechtsſtreit, ſo⸗ 
weit es ſich um dieſen Anſpruch handelt, dem Grunde nach, 
und ſoweit das Feſtſtellungsbegehren in Frage kommt, in 
vollem Umfange zur Entſcheidung reif [S 565 ZPO.]. Dem⸗ 
nach war unter Aufhebung des angefochtenen und unter Ab— 
änderung des erſten Urteils der Leiſtungsanſpruch ſchon jetzt 
dem Kläger in dem in der Berufungsinſtanz aufrechterhal⸗ 
tenen Umfange dem Grunde nach zuzuſprechen und in dieſem 
Umfange auch ſeinem Feſtſtellungsbegehren zu willfahren. 
K. c. Preuß. Eiſenbahnfiskus, U. v. 1. Mai 16, 75/16 VI. — 
Stettin. [B.) 


** 6. Iſt eine dinglich wirkende Rangänderung mit Bezug 
auf eine Hypothek für Zinsrückſtände zuläſſig? 1 7) 

Aus den Gründen: Das Grundbuch gibt weder Aus— 
kunft noch Gewähr in betreff des Beſtandes und des Umfangs 
der Zinsrückſtände und des dazu gehörigen Hypothekenrechts. 
Die Hypothek für Zinsrückſtände erliſcht ohne Löſchung, ſo— 
bald fie ſich — insbeſondere infolge Erlöſchens der Zins⸗ 
forderung oder infolge Verzichtserklärung gegenüber dem 


Zu 6. Das NG. bat eine zweifelhafte Rechtsfrage rein aus 
dem praktiſchen Bedürfnis entſchieden. Entgegenſtehende Bedenken 
formaler Natur ſind überwunden. Der Zweck des Geſetzes füllt die 
Lücke in feinem Wortlaute aus. Das RG. hat feiner Aufgabe der 
Weiterbildung des Rechts entſprochen. 

Der 8 1159 handelt, außer von dem Rechtsverhältnis zwiſchen 
Eigentümer und neuen Gläubiger, nur von der Übertragung der 
Zinsrückſtandforderung. Aus der formloſen Übertragbarkeit der 
Forderung muß ſich noch nicht die Zuläſſigkeit einer Rangänderung 
der zugehörigen Hypothek auf gleichem Wege ergeben. Auch bei der 
Briefhypothek iſt zur Übertragung die Eintragung nicht nötig, wohl 
aber zur Nangänderung. Die Zinsrückſtandshypothek jedoch iſt über⸗ 
haupt nicht eintragungsfähig. Sie iſt ein Akzidenz zur Kapital⸗ 
forderung. Sie teilt zunächſt ihren dinglichen Rang. Aber das 
Grundbuch gibt weder über ihr Beſtehen noch über ihren Eigentümer 
eine Auskunft. Gleichwohl hat ihr das RG. jetzt eine ſelb⸗ 
ſtändige dingliche Natur gegeben. Die Zinsrückſtandshypothek 
kann vom Kapital losgetrennt werden und eigene Wege gehen. Wir 
haben in ihr ein dingliches Recht mit der vollkommenen Strenge 
dinglicher Rechte jedem Dritten gegenüber, aber ohne die Sicherung, 
die im öffentlichen Glauben des Grundbuchs liegt. Das kann im 
einzelnen Falle zu Bedenken wegen der Verkehrs ſicherheit führen. 
Aber die Verfelbftändigunga der Hypothek für den Zinsrückſtand tft 
ein Gebot eben dieſes Verkehrs. Die Möglichkeit, das Rangverhält⸗ 
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Eigentümer — mit dem Eigentum in einer Perſon vereinigt 
(vgl. SS 1178, 1163, 1168 BGB.], und auf fie finden die 
Vorſchriften des 8 892 über den öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs keine Anwendung [$ 1159 Abſ. 2]. Dies wider⸗ 
legt nicht die Annahme, daß die Hypothek für Zinsrückſtände 
ein eingetragenes Recht ſei, ſondern begründet zunächſt nur 
den Schluß, daß dem $ 880, inſofern er gemäß dem unſer 
Liegenſchaftsrecht beherrſchenden Eintragungsprinzip zur 
Rangänderung außer der Einigung des zurücktretenden und 
vortretenden Berechtigten die Eintragung der Anderung ins 
Grundbuch erfordert, bei der Anderung des Ranges einer 
ſolchen Hypothek nicht genügt werden kann; die Anwendung 
des Eintragungsprinzips auf eine Rechtsänderung ſetzt vor⸗ 
aus, daß das Recht, das geändert werden ſoll, durch das 
Grundbuch nachgewieſen wird (vgl. Motive zum § 1090 
des I. Entw.). Die Frage, ob aus der Unmöglichkeit der 
Eintragung einer Rangänderung der Hypothek für Zinsrück⸗ 
ſtände weiter die Unmöglichkeit einer dinglich wirkenden Rang⸗ 
änderung oder lediglich der Wegfall jenes Erforderniſſes zu 
folgern iſt, hat der Senat in letzterem Sinne entſchieden. 
H. c. G., U. v. 15. März 16, 3/16 V. — Berlin. [B.] 


Handelsgeſetzbuch. 

7. 8 37 HGB. Eine offene Handelsgeſellſchaft, die 
ein Handelsgeſchäft mit Firma erworben, demnächſt aber eine 
eigene Firma angenommen hat, begibt ſich damit des Rechts 
zur Fortführung der erworbenen Firma.] 


Die offene Handelsgeſellſchaft unter der Firma 
C. A. & Sons in Berlin hat durch Vertrag vom 7. Februar 
1912 von der Ehefrau des Beklagten das von dieſer unter der 
Firma Franz K. in München betriebene Handelsgeſchäft mit 
zahnärztlichen Bedarfsartikeln erworben. Die Verkäuferin 
hatte das Geſchäft mit dem Rechte zur Fortführung der be: 
zeichneten Firma gekauft und räumte auch ihrer Abkäuferin 
eine entſprechende Berechtigung ein. Dieſe entſchied ſich 
jedoch durch eine Erklärung gegenüber dem Regiſterrichter 
für die Firma C. A. & Sons, worauf die Firma Franz K. 
gemäß dem Antrage der Verkäuferin im Handelsregiſter gelöſcht 
wurde. Der Beklagte trat durch Anſtellungsvertrag vom 
7. Februar 1912 in die Dienſte der genannten Geſellſchaft, 
die ihm die Leitung des erworbenen Geſchäfts übertrug. Ende 
Januar 1914 ſchied er aus der Stellung wieder aus und er⸗ 
öffnete nun in München ein eigenes Geſchäft der bezeichneten 
Art unter der Firma C. Franz K. Auf Geſchäfts⸗ 
papieren uſw. führt er auch die Bezeichnung „Franz K. 
Dentaldepot“. Das Vermögen der Firma C. A. & Sons 
iſt auf Grund der Bundesratsverordnung vom 22. Dezember 
1914 in zwangsweiſe Verwaltung genommen, und der Kläger 
iſt zum Verwalter beſtellt worden. Er erblickt in dem Ver⸗ 
halten des Beklagten einen Eingriff in die Rechte, welche 
nach ſeiner Anſicht der Geſellſchaft an der Firma Franz K. 
zuſtehen und klagt deshalb auf die Verurteilung des Be— 
klagten, den Gebrauch dieſer Firma ſowie der Firma 
C. Franz K. in München zu unterlaſſen. LG. und OLG. 
haben der Klage entſprochen. Das RG. hat die Klage ab⸗ 
gewieſen. Gründe: Das BG. nimmt zutreffend an, daß 
vom Standpunkt der kriegsrechtlichen Vorſchriften aus gegen 
die Klage keine Bedenken beſtehen. Dagegen iſt die ſachliche 
Beurteilung, welche der Klaganſpruch im angefochtenen Urteil 
erfährt, in Abereinſtimmung mit der Reviſion zu beanſtanden. 
Der BerR. führt aus, daß die offene Handelsgeſellſchaft C. A. 
& Sons durch den Vertrag mit der Ehefrau des Beklagten das 
Recht zur Fortführung der Firma Franz K. erlangt habe und 
deshalb dem Beklagten den Gebrauch dieſer Firma ſowie der 
Firma C. Franz K. unterſagen könne. Hierbei wird über: 
ſehen, daß die Geſellſchaft, die nur eine Firma führen darf 


nis dinglicher Rechte nachträglich ändern zu können, iſt allgemein als 
notwendig anerkannt. Sie darf nicht lediglich deshalb halt vor der 
Zinsrückſtandshypothek machen, weil ſie nach den formellen Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes nicht eingetragen werden kann. Die dingliche 
Wirkung einer formlos vereinbarten Rangänderung iſt dann die 
logiſche Konſequenz. Rechtsanwalt Dr. S. Bing II, Nürnberg. 
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(§ 105 HGB.), in bezug auf ihre Münchener Niederlaſſung 
die Firma C. A. & Sons angenommen und dadurch ſich in 
unzweideutiger Weiſe ihrer durch den Vertrag begründeten 
Rechte zur Fortführung der Firma Franz K. begeben hat. Die 
Rückkehr zu dieſer Firma war ihr infolgedeſſen verſchloſſen. 
Es iſt deshalb unerheblich, wenn ſie, wie der Kläger behauptet, 
ihrer Firma häufig die Worte „vormals Franz K.“ Hinzu: 
geſetzt hat. Bei dieſer Sachlage vermag der Kläger das von 
ihm in Anſpruch genommene Verbietungsrecht weder aus 
§ 37 abi. 2 HGB. noch aus 8 16 UnlWG. noch aus dem 
für eine beſchränkte Beachtung der Klage in Betracht zu 
ziehenden 8 14 Waren ZG. abzuleiten. Der mit der Klage 
beanſtandete Firmengebrauch ſtellt ferner auch kein ſitten⸗ 
widriges Verhalten dar, dem der Kläger auf Grund von 8 1 
WG. oder von $ 826 BGB. entgegenzutreten vermöchte. 
Ein ſolches Verhalten läßt ſich nicht einmal darin erkennen, 
daß der Beklagte ſich gerade beim Betrieb eines Konkurrenz— 
geſchäfts der Firma bedient. Die von A. & Sons gewählte 
Firma iſt eine ſo völlig abweichende, daß der Beklagte mit 
einer Irreleitung des Publikums und einer Schädigung der 
Geſellſchaft beim Gebrauch der von ihm benutzten Firma nicht 
zu rechnen braucht. Den Ausführungen des BG. iſt auch in— 
ſoweit nicht beizupflichten, als es annimmt, daß der Beklagte 
ſich durch die Zuſtimmung zu dem Veräußerungsvertrag vom 
7. Februar 1912 und durch die Unterwerfung unter das dem 
Anſtellungsvertrag eingefügte Wettbewerbsverbot zur Unter— 
laſſung des mit der Klage bekämpften Firmengebrauchs ſtill— 
ſchweigend verpflichtet habe. Die Zuſtimmung begründete ein 
Vertragsverhältnis zwiſchen ihm und der Geſellſchaft über— 
haupt nicht. Kraft des Wettbewerbsverbot konnte der Kläger 
zwar fordern, daß der Beklagte ſich innerhalb der dabei in 
Betracht kommenden zeitlichen und örtlichen Grenzen des 
Betriebs eines Handelsgeſchäfts mit zahnärztlichen Bedarfs— 
artikeln, gleichgültig unter welcher Firma er 
erfolgt, enthält. Davon ift aber die vom BG. ange— 
nommene vertragliche Verpflichtung des Beklagten, ſich des 
Gebrauchs der Firma Franz K. zu enthalten, ſo weſentlich 
verſchieden, daß ſie in dem Verbote nicht mitbegriffen ſein 
kann. Fraglich mag es ſein, ob der Vertragsbeſtimmung eine 
ſtillſchweigende Verpflichtung des Beklagten dahin entnommen 
werden kann, daß er ſich beim Betriebe eines Geſchäfts der 
bezeichneten Art der Firma Franz K. nicht bedienen wolle. 
Mit der Bejahung dieſer Frage wäre aber für die Klage nichts 
gewonnen. Der aus der Verpflichtung folgende Unter— 
laſſungsanſpruch würde ſich als ein Anſpruch auf Erfüllung 
des Wettbewerbverbots kennzeichnen und einen ſolchen kann 
der Kläger ſowohl nach S 75 Mi. 2 HGB. ä. F. wie nach 
8 75% Abſ. 2 HGB. n. F. — deſſen Anwendung durch die 
vom VG. feſtgeſtellte Höhe der jährlichen Bezüge des Be— 
klagten gerechtfertigt wird (S T75b S. 2) — nicht erheben. 
Er kann vielmehr nur die Vertragsſtrafe ſordern, welche der 
Beklagte durch die Eröffnung des Konkurrenzgeſchäfts ver— 
wirkt hat. Die Klage mußte deshalb auf die Reviſion des 
Beklagten abgewieſen werden. K. c. Verwalter der Firma 
C. A. & Sons, U. v. 5. Mai 16, 7/16 III. — München. [L.] 

8. 8 84 HGB. Ob ein nicht am Sitze der Firma 
tätiger kaufmänniſcher Vertreter Handlungsgehilfe oder Agent 
iſt, richtet ſich nach den Umſtänden des Falles, namentlich 
dem Maß der eingeräumten Selbſtändigkeit. 17) 

Die Beklagte hat im Jahre 1902 den Kläger als Reiſen— 
den für die Rheinprovinz mit dem Sitze in Elberfeld gegen 
ein Jahresgehalt von 5000 , eine Umſatzproviſion von 
2 Prozent ſowie gegen Reiſevergütung angeſtellt. Während 
der folgenden Dienſtzeit führte der Kläger den Briefmechfel 


Zu 8. Die „Nerkebrͤauffaſſuna“ hat darüber entſchieden, 
daß der Kläger Agent und nicht Handlungsgehilfe iſt. Das beſagt, 
daß in Anbetracht aller Tatſachen, die dem Gericht vorlagen, dieſes 
die Vorausſetzungen des Agenten gegeben ſieht. Es bedarf keiner 
ausdrücklichen Beſtellung als ſolchen. Der Handlungsgehilfe kann 
allmählich, und vielleicht ohne ſich deſſen bemußt zu werden, zum un— 
abbängigen Vertreter geworden ſein. Das Gericht würdigt dieſe 
Momente. Die Verkehrs auffaſſung iſt auch hier die Meinung des 


mit der Kundſchaft und überſandte ihr die Rechnungen; er 
benutzte hierbei mit Wiſſen der Beklagten Vordrucke mit der 
Bezeichnung: „A. K. Generalvertretung für Rheinland“; von 
der Beklagten wurden ihm auf deren Koſten zur Erledigung 
der Schreibarbeiten eine Schreibgehilfin und ein Lehrling 
bewilligt. Nach der im September 1911 erfolgten Ver⸗ 
längerung des Vertrags bis Ende 1921 hat die Beklagte an⸗ 
geordnet, daß der Kläger den bezeichneten Vordruck in „Ver⸗ 
kaufsſtelle Elberfeld“ umzuändern, daß der Briefwechſel mit 
der Kundſchaft und die Rechnungsüberſendung regelmäßig 
durch ſie zu erfolgen, daß der Kläger ihr täglich ein Ver⸗ 
zeichnis ſeines Kundenbeſuchs unter Aufſtellung der Fahr⸗ 
gelder und Vergütungen nach einem Vordrucke einzuſenden 
habe; die Beklagte hat außerdem der Schreibgehilfin gekündigt 
und die Proviſionen des Klägers, die ſie ſeit ihrem Brieſe 
vom 23. Januar 1904 ſofort gutgeſchrieben und im Falle des 
Nichteingangd der Rechnungsbeträge zurückbelaſtet hatte, 
wieder nach der im Vertrag von 1902 getroffenen Regelung 
behandelt. Mit der Klage beanſpruchte der Kläger, der ſich 
noch im Dienſte der Beklagten beſindet, die Feſtſtellung, daß 
die Beklagte im Briefwechſel mit ihm und der Kundſchaft ihn 
als Generalvertreter für Rheinland und ſeine Stellung 
als Generalvertretung für dieſen Bezirk zu bezeichnen habe und 
nicht berechtigt ſei, ſeine Stellung als Verkaufsſtelle für Elber⸗ 
feld zu bezeichnen, ſowie die Verurteilung zur Unterlaſſung 
dieſer Bezeichnung. Der Kläger verlangte weiter die Feſt— 
ſtellung feines Rechtes, den ganzen Briefwechſel mit der Kund— 
ſchaſt unmittelbar zu führen und dieſer die Rechnungen zu 
übermitteln, ſowie die Verurteilung der Beklagten zur Ein— 
ſendung der urſchriftlichen Rechnungen. Sodann verlangte er 
die Feſtſtellung, daß er zur Mitteilung täglicher Kunden— 
beſuchsliſten unter Aufſtellung der Fahrgelder und Ver— 
gütungen nicht verpflichtet, daß aber die Beklagte verpflichtet 
ſei, die Proviſionen nach der in ihrem Briefe vom 23. Januar 
1904 vorgeſchlagenen Art gutzuſchreiben, ſowie endlich die 
Verurteilung der Beklagten, ihm auf ihre Koſten ei ne Schreib— 
hilfe zu bewilligen. Beide Vorinſtanzen haben die Klage ab— 
gewieſen. Die Reviſion des Klägers führte zur Aufhebung 
und Zurückverweiſung. Gründe: Der Annahme des BG., 
daß der Kläger in der für die Entſcheidung maßgebenden Zeit 
Handlungsgehilfe der Beklagten geweſen ſei, iſt 
nicht beizutreten. Allerdings iſt er zunächſt im Jahre 1902 
von der Beklagten als Reiſender angeſtellt worden. Dieſe 
ſeine Stellung hat ſich jedoch im Laufe der folgenden Jahre 
umgeſtaltet. Bereits 1903 iſt auf Grund einer Übereinkunft 
der Parteien der Geſchäftsbetrieb des Klägers gegenüber der 
Handelsregiſter- und Steuerbehörde unter dem Namen des 
Klägers als deſſen Firma angemeldet, und es iſt als Geſchäfts— 
betrieb Agentur und Kommiſſion bezeichnet worden; die Be— 
klagte hat es den Behörden gegenüber abgelehnt, den Betrieb 
als ihre Zweigniederlaſſung anzumelden. Das Agentur— 
verhältnis des Klägers ift aber in der folgenden Zeit dadurch 
weiter in die Erſcheinung getreten, daß die Beklagte, die dem 
Kläger mehrere Untervertreter beſtellt hatte, ihn ſelbſt als ihren 
Generalvertreter bezeichnete und ihm die unmittelbare Er: 
ledigung des ſog. Offertenbriefwechſels und der Rechnungs— 
mitteilung an die Kunden überließ. Damit wurde dem nicht 
am Sitze der Beklagten wohnhaften Kläger ein ſolches Maß 
von Selbſtändigkeit und Unabhängigkeit eingeräumt, daß nach 
der Verkehrsauffaſſung an dem Charakter des Verhältniſſes als 
des eines Agenten kein Zweifel ſein kann. Daß der Kläger 
ſeine Stellung in dieſem Sinne auffaßte, läßt auch der im 
Jahre 1909 über die Wettbewerbsvorſchriſt geführte Brief— 
wechſel erkennen. Der Umſtand, daß der Kläger neben ſeiner 
Proviſion ein feftes Gehalt bezog, ſteht nicht entgegen. Für 
die Frage, ob dem Kläger die von ihm geltend gemachten Be— 


Gerichts, wie die Kaufleute einen ſolchen Tatbeſtand verſtehen ſollen, 
wenn ſie ſich über ſeine Tragweite klar ſind. Richterſpruch und 
Handelsauffaſſung ſtehen in Wechſelwirkung. Beide beeinfluſſen ein: 
ander. Häufiger als man glaubt, ſteht auch die öffentliche Meinung 
der Kaufmannſchaft unter dem Eindrücke reichsgerichtlicher Urteile. 


Hachenburg. 
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ſugniſſe zuſtehen, iſt es von erheblicher Bedeutung, daß der 
Alaaer nicht Handlungsgehilfe, ſondern Agent der Beklagten 
iſt. Da das BG. die Rechtslage von dieſem Standpunkt aus 
bieher nicht gewürdigt hat, jo unterliegt das angefochtene 
Urteil der Aufhebung, und es war, wie geſchehen, zu erkennen. 
K. c. A., U. v. 18. April 16, 465/15 III. — Hamburg. [L.] 


Verſicherungsrecht. 

„9. 8 151 VVG. Bei Unwandlung des Unter⸗ 
nermens eines Einzelkaufmanns in eine offene Handelsgeſell— 
ſchaft findet $ 151 VVG. Anwendung.] 

Am 1. Juni 1913 wurde P. bei einer Ausfahrt infolge 
Scheuwerdens des Pſerdes aus dem Wagen geſchleudert und 
lorperlich verletzt. Er erhob gegen die offene Handelsgeſell— 
zart Max K. und Sohn und deren Inhaber, den Kläger und 
deſſen Sohn Otto, Schadenserſatzanſprüche. Der Kläger, der 
ſeit 1911 bei der Beklagten gegen Haftpflicht verſichert war, 
erbob gegen die Beklagte Klage auf Befreiung von feiner Ver— 
bindlichkeit, hilfsweiſe auf Befreiung der offenen Handels— 
geſellſchaft Max K. und Sohn und der Inhaber derſelben von 
ihrer Verbindlichkeit. Das OLG. wies die Klage ab; die 
Reviſion des Klägers blieb ohne Erfolg. Aus den 
“runden: Der Ber. hat die Frage der Aktivlegitimation 
des Klägers aus dem Grunde verneint, weil bereits vor dem 
Eintritt des Unfalls, alſo vor dem 1. Juni 1913, das vom 
Atäger früher unter der Firma Max K. betriebene Unter— 
nehmen in eine offene Handelsgeſellſchaft in Firma Max K. 
und Sohn verwandelt worden und deshalb nach § 151 des auf 
das borliegende Verſicherungsverhältnis anwendbaren Ge: 
ſegts über den Verſicherungsvertrag die offene Handelsgeſell— 
ſchaft an Stelle des Klägers in deſſen Rechte und Pflichten 
eingetreten ſei. Dem iſt zuzuſtimmen. Iſt auch die offene 
Handelsgeſellſchaft nicht als juriſtiſche Perſon anzuſehen, fo 
bat ſie doch nach § 124 BGB. ſelbſtändige Rechte und 
Pflichten. Der einzelne Geſellſchafter iſt nicht befugt, die 
Rechte der Geſellſchaft im eignen Namen nach außen hin 
auszuüben. Zu dieſen Rechten gehörten unter der Voraus— 
ſetzuna, daß die offene Handelsgeſellſchaft zur Zeit des 
Unſallsereigniſſes bereits errichtet und das bis dahin vom 
Kläger betriebene Unternehmen auf ſie bereits übergegangen 
mar, gemäß § 151 VVG. auch die Anſprüche aus dem Ver— 
ſicherungsvertrage. Zur Ausübung derſelben für ſeine Perſon 
und im eignen Namen war der Kläger unter dieſer Voraus— 
ſetzung mithin nicht berechtigt. K. c. V., U. v. 9. Mai 16, 
41/16 VII. — Berlin. [L.] 


Anfechtungsgeſetz. 

10. 8 3 Nr. 1 AnfG. Maßgebend für die Frage der 
Lenntnis von der Benachteiligungsabſicht des Verfügenden iſt 
der Zeitpunkt der Vollendung des Rechtserwerbs] 

Aus den Gründen: Inſoweit es bei Anfechtung von 
Rechtshandlungen wegen Benachteiligung von Gläubigern auf 
die Kenntnis des Anfechtungsgegners von gewiſſen Tat— 
umſtänden ankommt, genügt ſolche Kenntnis für den Zeit— 
punkt, in welchem ſich der Erwerb des Anfechtungsgegners 
rollendet hat. M. c. Sch., U. v. 2. Mai 16, 13/16 VII. — 
Berlin. [L.)] 


Rechtsanwaltsordnung. 

11. S 32a RAO. beſtimmt lediglich eine Abkürzung 
der dreißigjährigen Verjährungsfriſt; kürzere Verjährungs— 
ſriſten bleiben in Kraft. Das Vertragsverhältnis zwiſchen 
Auftraggeber und Rechtsanwalt iſt in der Regel ein Dienſt— 
verhältnis] 

Aus den Gründen: Es iſt nicht anzuerkennen, daß 
durch den §S 32a RO. ſchlechthin fünfjährige Verjährung 
auch für die Fälle eingeführt iſt, in denen ſich das Rechts— 
verhältnis zwiſchen Rechtsanwalt und Auftraggeber als ein 
Werkvertrag darſtellt. Die Geſetzesbeſtimmung hat lediglich 
die regelmäßige dreißigjährige Verjährungsfriſt, aus deren 
langer Dauer ſich für die Rechtsanwälte Mißſtände ergaben, 
angemeſſen abkürzen ſollen. Der $ 324 RAO. iſt die Regel: 
vorſchrift, die für das Beſtehen kürzerer Verjährungsfriſten 
ebenſogut Raum läßt, wie es die Regelvorſchrift im 8 195 


BGB. tut. Es kommt alſo darauf an, ob im vorliegenden 
Fall ein Dienſtverhältnis oder ein Werkvertragsverhältnis, je 
mit dem Inhalt der Geſchäftsbeſorgung [S 675 BGB.] ge: 
geben war. Regelmäßig iſt das Vertragsverhältnis zwiſchen 
Rechtsanwalt und Auftraggeber ein Dienſtverhältnis, nur 
ausnahmsweiſe, wie mit Recht die angeführte Begründung 
des Abänderungsgeſetzes betont, kann das Beſtehen eines Werk⸗ 
vertrages angenommen werden. Eine ſolche Ausnahme hat 
der erkennende Senat feſtgeſtellt in dem Falle, der der Ent— 
ſcheidung JW. 14, 642 zugrunde lag. Dort hatte der Rechts⸗ 
anwalt es übernommen, einen bereits ſchriftlich abgeſchloſ— 
ſenen Vertrag in die dem chineſiſchen Berggeſetze entſprechende 
Geſtalt zu bringen. Nur unter derartigen Ausnahmeverhält— 
niſſen iſt die Anfertigung eines Vertrages durch einen Rechts— 
anwalt Gegenſtand eines Werkvertrags. Vorausſetzung iſt 
alsdann, daß der zu erzielende Erfolg den Inhalt der Ver— 
tragsleiſtung bildet, Erfolg und Vergütung müſſen im Ver— 
hältnis von Leiſtung und Gegenleiſtung ſtehen. Hier war 
nicht der Erfolg Gegenſtand des Vertrages, ſondern die zur 
Erreichung des Erfolges vom Rechtsanwalt vorzunehmende 
Tätigkeit, Beratung und Vertragsfaſſung. D. e. T., U. v. 
5. Mai 16, 10/16 III. — Hamburg. (L.] 


Zivilprozeßordnung. 

12. § 233 ZPO. Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand. Pflicht zur Wahl eines zuverläſſigen Weges bei 
tiberfendung der Rechtsmittelſchrift.] +) 

Die Klägerin iſt mit ihrer Klage durch Urteil des LG. zu 
Cottbus vom 18. Juni 1915 abgewieſen worden. Die Zu— 
ſtellung des Urteils iſt an den Prozeßbevollmächtigten der 
Klägerin am 16. Juli 1915 erfolgt. Mittels eines vom 
11. Auguſt 1915 datierten, laut des Eingangsvermerks am 
20. Auguſt 1915 beim KG. eingegangenen Schriftſatzes hat 
die Klägerin Berufung eingelegt, die Berufung jedoch in dem 
Termine zur mündlichen Verhandlung vom 21. Oktober 1915 
vor der Verhandlung zur Sache zurückgenommen. Der Be— 
klagte hat keinen Antrag geſtellt. Darauf hat die Klägerin 
mittels eines vom 21. Oktober 1915 datierten, am 22. Cktober 
eingegangenen Schriftſatzes beantragt, ſie gegen die Nicht— 
einhaltung der Notfrift in den vorigen Stand wieder einzu: 
ſetzen, und gleichzeitig wiederum Berufung eingelegt. Durch 
Urteil des KG. iſt die Berufung als unzuläſſig verworfen 
worden. Die Reviſion der Klägerin iſt zurückgewieſen. 
Gründe: Die Entſcheidung des BG., wodurch das Geſuch 
um Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen die Ver— 
ſäumung der Berufungsfriſt abgewieſen worden iſt, iſt recht— 
lich nicht zu beanſtanden. Denn das BG. hat ohne Rechts— 
irrtum einen Mangel an der erforderlichen Sorgfalt und eine 
gewiſſe Sorglofigkeit darin erblickt, daß der Schriſtſatz betrefſs 
Einlegung der Berufung, deren Friſt am 16. Auguſt 1915 ab: 
lief, am 11. Auguſt durch einen in den Briefkaſten geworfenen 
Brief durch die Poſt an das KG. befördert worden iſt. Es 
hat erwogen, die hierdurch entſtandene ungewöhnliche Ver— 
zögerung hätte abgewendet werden können, wenn der Brief 
entweder mit der Poſt als Einſchreibeſendung beſördert oder 
unmittelbar durch einen Boten gegen Empfangsbeſcheinigung 
auf dem KG. abgegeben worden wäre. Durch die Wahl des 


Zu 12. Die Abſenduna der Rechtsmittelſchrift durch einfachen 
Brief mit der Poſt iſt kein hinreichend ſorgſältiger Weg; gegen die 
verſpätete Beſtellung iſt alſo Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
nicht zu gewähren. Das war ſchon bisher in Fällen ausgeſprochen, 
wo die Aufgabe zur Poſt ſo knapp vor Ablauf der Friſt erfolgte, 
daß ſchon eine kleine Verzögerung verhängnisvoll werden konnte 
(ſ. Warn Rſpr. 2, 168). Dasſelbe wird aber jetzt auch in einem 
Falle ausgeſprochen, wo der Brief, der am Orte ſelbſt (Berlin) zu 
beſtellen war, fünf Tage vor Friſtablauf zur Poſt gegeben wurde. 
Dabei wird auf die geringere Zuverläſſigkeit der Poſt in Kriegszeiten 
hingewieſen. Aber auch in gewöhnlichen Zeitläuften bleibt es richtig, 
daß der einfache Brief auf der Poſt erfahrungsgemäß mehrfacher 
Gefahr des Abhandenkommens oder der Verzögerung unterliegt, und 
daß dieſe Gefahr nicht unabwendbar iſt, da ſich — außer dem eine 
Vorzugsbehandlung ſichernden Einſchreiben — der einfache, völlig 
ſichere Weg der Überbringung durch Boten am Platze ſelbſt darbietet. 

Prof. Dr. Heinsheimer, Heidelberg. 
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letzteren Weges wäre eine Verſäumnis ſo gut wie gänzlich 
ausgeſchloſſen worden, der erſtere Weg wäre bei der 
beſonders ſorgfältigen Behandlung der Einſchreibe⸗ 
ſendungen ſicherer als die Abſendung eines einfachen 
Briefes geweſen. Darin, daß der Prozeßbevollmächtigte 
der Klägerin ſich keines dieſer beiden Wege bedient habe, 
müſſe ein nach S 85 ZPO. von der Klägerin zu vertretender 
Mangel an der erforderlichen erhöhten Sorgfalt um ſo 
mehr gefunden werden, als einerſeits in der gegen— 
wärtigen Kriegszeit die Schnelligkeit und Sicherheit des 
Poſtdienſtes durch den Mangel an geſchultem Perſonal be- 
einträchtigt werde und anderſeits das von dem Sachwalter der 
Klägerin eingeſchlagene Verfahren keineswegs der Übung der 
bei dem KG. zugelaſſenen Rechtsanwälte entſpreche. Unter 
dieſen herrſche nämlich, wie der Beklagte nach der eigenen 
amtlichen Erfahrung des BG. zutreffend behaupte, die übung, 
Berufungsſchriften durch beſondere Boten beſtellen zu laſſen. 
Schon dieſe Erwägungen rechtfertigen die angefochtene Ent- 
ſcheidung, ohne daß es noch auf die weiteren Ausführungen 
des BG. ankommt. Schon die gewöhnliche Vorſicht gebietet, 
ſür Vornahme von Handlungen, welche zur Wahrung von 
Rechten und Intereſſen bei Gefahr ihres Ausſchluſſes in einer 
ſtreng vorgeſchriebenen Friſt vorzunehmen ſind, unter 
mehreren gangbaren Wegen den ſichereren zu wählen. Warum 
der Prozeßbevollmächtigte der Klägerin II. Inſtanz, der un⸗ 
ſtreitig am 11. Auguſt auf ſeinem Bureau noch anweſend und 
auch in der Lage war, die ordnungsmäßige Einlegung der 
Berufung zu überwachen, dieſe Vorſichtsmaßregel nicht be— 
obachtet und von der unter den Rechtsanwälten des KG. all: 
gemein herrſchenden Übung abgewichen iſt, in der das BG. 
einen naheliegenden Maßſtab für die unter den gegebenen Ber: 
hältniſſen anzuwendende Sorgfalt erblickt hat, dafür iſt ein 
Grund nicht einmal angeführt. K. S. c. E., U. v. 11. April 16, 
61/16 II. — Berlin. [L.] 

13. $ 440 3PO. Es iſt unzuläſſig, daß zwecks Er— 
mittlung der Echtheit einer Privaturkunde das Gericht ohne 
1 und Anhörung der Parteien Vergleichungsmaterial 

enutzt. 

Der Beklagte hat von der Stadtgemeinde C. die Schank— 
wirtſchaft „Strandſchloß“ am Müggelſee gepachtet und ſie 
am 31. März 1904 von ſeinem Vorgänger D. übernommen. 
Kläger machte geltend, D. habe für die auf dem Pachtgrund— 
ſtücke vorhandenen Baulichkeiten 6500 ũ „./ geſchuldet, und der 
Beklagte habe bei Übernahme der Pachtung dieſe Schuld an 
Stelle des bisherigen Schuldners D. übernommen. Der Be— 
klagte beſtritt die behauptete Schuldübernahme. LG. und 
OLG. verurteilten. Die Reviſion des Beklagten führte zur 
Aufhebung und Zurückverweiſung. Gründe: Der BerR. 
legt in ſeiner Beweiswürdigung auf den feſtgeſtellten Umſtand 
Gewicht, daß der Beklagte bei Übernahme der Pacht nicht nur 
den Kaufpreis von 30 306 „ für die Baulichkeiten, ſondern 
auch 4750 / für das Inventar zu zahlen hatte. Hierfür iſt 
insbeſondere der vom Kläger beigebrachte, mit der Namens⸗ 
unterſchrift „A. M.“ verſehene Verpflichtungsſchein vom 
27. März 1904 berückſichtigt, der nach Behauptung des 
Klägers vom Beklagten unterzeichnet ſein ſoll, wogegen dieſer 
die Echtheit der Urkunde beſtritten hat. Im angefochtenen 
Urteil iſt die Echtheit des Scheines mit der Begründung feſt— 
geſtellt, die Vergleichung der zahlreichen Unterſchriften des 
Beklagten, die ſich in den Akten des Magiſtrats in C. befinden, 
mit der Unterſchrift unter der Urkunde vom 27. März 1904 
laſſe nicht den mindeſten Zweifel daran auftauchen, daß dieſe 
Unterſchrift von dem Beklagten herrühre. Wie der Reviſion 
zuzugeben iſt, kann dieſe Erwägung als eine prozeßgerechte 
Grundlage der darauf geſtützten Feſtſtellung nicht gelten. Da 
die bezeichnete Privaturkunde nicht anerkannt war, lag dem 
Kläger ob, die Echtheit der Namensunterſchrift zu beweiſen 
[ZPO. 8 440]. Beide Parteien hatten die Anhörung von 
Schreibſachverſtändigen angeregt, Kläger zum Nachweis der 
Echtheit der Unterſchrift, Beklagter zum Nachweis ihrer 
Fälſchung. Hielt der BerR. die Beihilfe eines Sach— 
verſtändigen für entbehrlich und ſich ſelbſt für befähigt, die 
Streitfrage unter Benutzung von Vergleichungsmaterial aus 


den in I. und II. Inftanz herangezogenen Akten des Magiſtrats 
in C. zu löſen [vgl. 8 441 ZPO.], fo lag ein not⸗ 
wendiger Anlaß zur Erhebung eines Sachverſtändigenbeweiſes 
nicht vor. Dann war es indes nach den das Verfahren im 
Zivilprozeß beherrſchenden Grundſätzen, nämlich der Ver⸗ 
handlungsmaxime und dem Grundſatz der Gewährung des 
rechtlichen Gehörs, geboten, zunächſt in einer beiderſeitigen 
Verhandlung der Parteien dem Beweisführer und ſeinem 
Gegner Gelegenheit zur Bezeichnung geeigneter Ver— 
gleichungsſchriften und zur Erklärung über dieſe zu geben. 
Der BerR. hat aber, wie dem Inhalte des angefochtenen 
Urteils entnommen werden muß, aus den Magiſtratsakten nach 
eigener Wahl und ohne Zuziehung und Anhörung der 
Parteien Unterſchriften des Namens des Beklagten als Per: 
gleichungsmaterial benutzt, und es fehlt auch an jeder An⸗ 
deutung darüber, zu welchen Zeiten und aus welchen An— 
läſſen die Unterſchriften getätigt find, und ob es ſich um amt: 
lich beglaubigte oder etwa nur um — nicht ohne weiteres als 
echt zu beurteilende — private Unterſchriften handelt. Der 
Beklagte iſt nicht gehalten, ein ſolches der Prozeßordnung 
nicht entſprechendes Ermittlungsverfahren gegen ſich gelten zu 
laſſen. M. e. M., U. v. 18. April 16, 42/16 VII. — 
Berlin. [L.)] 


14. 5 518 ZPO. Der Mangel der Unterſchrift unter 
der Berufungsſchrift wird nicht durch die Beglaubigung der 
Abſchrift behoben.] 

Die Berufungsſchrift, die zur Einlegung der Berufung 
bei dem KG. eingereicht worden iſt, trägt keine Unterſchriſt 
eines bei dem BG. zugelaſſenen Rechtsanwalts. Die Ein: 
legung iſt daher nach SS 518, 129 ZPO. mit Recht als un⸗ 
wirkſam beanſtandet worden. Die Reviſion rügt hierzu Ver— 
letzung des $ 518 ZPO., weiſt darauf hin, daß die gleich⸗ 
zeitig miteingereichte Abſchrift der Berufungsſchrift vom 
Rechtsanwalt S. durch deſſen Unterſchrift beglaubigt iſt, und 
meint, dadurch werde auch, was genügen müſſe, die unter: 
ſchriftsloſe Berufungsſchrift von ihm „authentiſch interpre⸗ 
tiert“. Dieſe Auffaſſung iſt prozeßrechtlich ausgeſchloſſen. 
Die Berufungsſchrift wird bei dem Gericht eingereicht, iſt für 
das Gericht beſtimmt. Die beglaubigte Abſchrift, auch 
wenn ſie gleichzeilig miteingereicht wird, iſt dagegen für den 
Gegner beſtimmt; die Beglaubigung darüber hat nur den 
Zweck, dem Gegner nachzuweiſen, daß Berufung in rechter 
Form eingelegt iſt. Damit iſt der Prozeßzweck der beglau— 
bigten Abſchrift erſchöpft. Weder die Miteinreichung bei Se: 
richt noch die Beglaubigung der Abſchrift ſind daher für das 
Bes. als Auslegungsmittel beſtimmt und verwertbar, um 
etwaige Mängel in der Berufungsſchrift ſelber zu beheben. 
O. c. O., U. v. 11. Mai 16, 24/16 IV. — Berlin. [L.] 


** 15. S 780 ZPO. Dem Vollſtreckungsverfahren kann 
die Prüfung, ob der Verurteilte tatſächlich nur beſchränkt 
hafte, lediglich dann überlaſſen werden, wenn er als Erbe 
des Schuldners verurteilt iſt.] 

Aus den Gründen: In J. Inſtanz waren die Be: 
klagten als Erben zur Zahlung von 24 000 / verurteilt 
worden. Die Beſchränkung der Haftung hätte ihnen vor⸗ 
behalten werden müſſen, wenn ſie es beantragt oder in anderer 
Weiſe geltend gemacht hätten. Dies haben ſie in II. Inſtanz 
nachgeholt. Nunmehr hat aber der Kläger ihre perſön⸗ 
liche, daher unbeſchränkte Haftung auf Grund der SS 27. 
25 HGB. in Anſpruch genommen, weil ſie das Geſchäft des 
Erblaſſers unter der bisherigen Firma mehr als drei Monate 
nach ſeinem Tode fortgeführt hätten. Das BG. hat das neue 
Vorbringen des Klägers nicht weiter berückſichtigt, ſondern 
ſeine Prüfung in das Zwangsvollſtreckungsverfahren ver— 
wieſen. Dieſe Auffaſſung beruht auf einer Vermengung der 
erbrechtlichen und der perſönlichen Haftung und wird mit 
Recht von der Reviſion als irrig angegriffen. Dem Voll— 
ſtreckungsverfahren kann die Prüfung, ob der Verurteilte tat: 
ſächlich nur beſchränkt hafte, lediglich dann überlaſſen werden, 
wenn er als Erbedes Schuldners verurteilt iſt. Der 
Kläger behauptet jedoch, daß der Tatbeſtand des S 27 HGB. 
vorliege, und ſtützt fein Begehren auf die nach dieſer Be— 
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ſtimmung kraft Geſetzes eingetretene Schuldübernahme der 
Beklagten. Das BG. mußte daher die Anführung des 
Klägers in dem Rechtsſtreit erledigen und durfte dies nicht 
dem Vollſtreckungsverfahren zuweiſen. M. c. P. u. Gen., 
U. v. 4. Mai 16, 81/16 VI. — Berlin. [B.] 


16. Iſt es geſetzlich zuläſſig, daß Schiedsgericht und 
Staatsgericht nebeneinander für zuſtändig erklärt werden?! 
Aus den Gründen: Es beſteht in bezug auf Schieds— 
verträge grundſätzlich Vertragsfreiheit und es iſt deshalb nicht 
einzujehen, warum es rechtlich nicht möglich fein ſollte, daß 
Verkäufer und Käufer ſich gegenſeitig vertragsmäßig das 
Wahlrecht zwiſchen Schiedsgericht und Staatsgericht ein— 
taumen, oder daß ſie, wie im vorliegenden Falle, vereinbaren, 
tur Klagen des einen ſolle ausſchließlich das Schiedsgericht, 
für Klagen des anderen neben dem Schiedsgericht auch das 
Staatsgericht zuſtändig ſein. Wenn es rechtlich möglich iſt, 
daß bei Verträgen der Gerichtsftand des Erfüllungsortes 
S 20 ZPO.) für beide Teile verſchieden iſt vgl. RG. 2, 
122; 9, 351], daß alſo jede Partei ihre Anſprüche aus dem— 
ſelben Vertrage bei einem anderen Gericht anhängig macht, 
ſo kann man auch nicht ſagen, es ſei ein weſentlicher Grund— 
ſatz des Verfahrens, daß Anſprüche aus demſelben Rechts— 
verhältnis nicht gleichzeitig bei verſchiedenen Stellen anhängig 
acmacht werden könnten. Der Ber R. nimmt beſonders daran 
Anſtoß, daß dieſelbe Rechtsfrage möglicherweiſe gleichzeitig 
beim Schiedsgericht und beim Staatsgericht zur Entſcheidung 
kommen könnte. Allein die Möglichkeit, daß über dieſelbe 
unter den gleichen Parteien ſtreitige Rechtsfrage verſchiedene 
Behörden nebeneinander zu entſcheiden haben, beſteht auch 
ſonſt. [Vgl. $ 118 ZPO.] Es liegt deshalb kein Anlaß 
vor, Verträgen, in denen ſich die Beteiligten freiwillig der— 
artigen Unzuträglichkeiten ausſetzen, die Rechtswirkſamkeit zu 
verſagen. Bedenken würden ſich nur ergeben, wenn der 
Schiedsvertrag ſo zu verſtehen wäre, daß ein und derſelbe 
An ſpruch gleichzeitig von der einen Partei beim Schieds— 
gericht, von der anderen beim Staatsgericht anhängig gemacht 
werden könnte, ſo daß z. B. die Käuferin beim Schiedsgericht 
auf Lieferung und die Verkäuferin beim Staatsgericht auf 
Feſtſtellung, daß ſie zur Lieferung nicht verpflichtet ſei, Klage 
erheben dürfte. So hat der BerR. den Vertrag aber nicht 
ausgelegt und nach Treu und Glauben [S 157 BGB.] kann 
er auch nicht ſo ausgelegt werden. Firma L. & P. 
ce. Sch. A.⸗G. f. B. u. M., U. v. 28. März 16, 438/15 VII. — 
Breslau. [B.] 


17. Iſt die Einrede, daß die Entfcheidung des Rechts— 
ftreit3 durch Schiedsrichter zu erfolgen habe, als prozeß— 
hindernde Einrede zuläſſig, wenn ein formgültiger Schieds— 
ſpruch vorliegt?! 

Die Parteien haben am 12. Februar 1914 ein von ihnen 
als Kartellvertrag bezeichnetes vertragliches Abkommen ge— 
troffen. Die Klägerin iſt entgegen der Auffaſſung der Be— 
klagten der Meinung, daß der Vertrag vom 12. Februar 1911 
hinfällig geworden iſt und hat mit der im März 1915 er— 
hobenen Klage beantragt, feſtzuſtellen, daß der Kartellvertrag 
nicht zu Recht beſteht. Die Beklagten haben, die prozeß— 
hindernde Einrede erhebend, daß der Rechtsſtreit durch 
Schiedsrichter zu entſcheiden ſei, Abweiſung der Klage be— 
antragt. Das LG. hat im Urteil vom 6. Mai 1915 dieſe 
Einrede verworfen. Auf die Berufung der Beklagten hat das 
KG. im Urteil vom 25. Oktober 1915 die Klage abgewieſen. 
Am 29. Mai 1915 iſt in Sachen der Beklagten zu J gegen die 
Klägerin ein Schiedsſpruch ergangen, der den Kartellvertrag 
vom 12. Februar 1914 als zu Recht beſtehend feſtſtellt. Gegen 
das Urteil des KG. hat die Klägerin mit Erfolg Reviſion ein— 
gelegt. Aus den Gründen: Nach dem Tatbeſtande des 
angefochtenen Urteils iſt der Schiedsſpruch vorgetragen, der 
am 29. Mai 1915 in Sachen der jetzigen Beklagten zu I als 
Klägerin gegen die jetzige Klägerin als Beklagte ergangen, 
und durch welchen der hier in Frage ſtehende Kartellvertrag 
als zu Recht beſtehend feſtgeſtellt iſt. Aus dem Vorliegen 
dieſes Schiedsſpruchs hat das BG. für ſeine Entſcheidung 
über die prozeßhindernde Einrede der Beklagten Folge— 
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rungen nicht hergeleitet. Der Reviſion iſt aber, wie ſie mit 
einem weiteren Angriffe geltend macht, zuzugeben, daß der 
bereits erfolgte Abſchluß des ſchiedsgerichtlichen Verfahrens 
für die Beurteilung der Einrede von Erheblichkeit ſein kann. 
Das RG. hat wiederholt ausgeſprochen — vgl. SW. 1910, 
7112” —, daß die Einrede aus $ 274 Abſ. 2 Nr. 3 ZPO. nur 
ſo lange als eine prozeßhindernde gegeben iſt, als ein form— 
gültiger Schiedsſpruch noch nicht vorliegt. Mit dem Erlaß 
des Schiedsſpruchs iſt nach $ 1040 ZPO. das Beſtehen oder 
Nichtbeſtehen des ſtreitigen Anſpruchs oder des ſtreitigen 
Rechtsverhältniſſes rechtskräftig feſtgeſtellt. Solange der 
Spruch nicht im Wege der Klage nach § 1041 aufgehoben 
oder feine Ungültigkeit durch Abweiſung der gemäß $ 1042 
erhobenen Klage ausgeſprochen iſt, ſteht dem Beklagten nur 
uoch die Einrede der entſchiedenen Sache zur Seite. Die trotz 
des Spruchs gerichtlich beklagte Partei kann, weil dieſe Ein— 
rede keine prozeßhindernde iſt, die Einlaſſung nicht weigern, 
ſondern ſich nur zum Nachweiſe, daß der mit der Klage ver— 
ſolgte Anſpruch unbegründet iſt, auf den Inhalt des Schieds— 
ſpruchs berufen. Das trifft auch zu, wenn, wie dies hier der 
Fall iſt, der Schiedsſpruch erſt nach der Erhebung der gericht— 
lichen Klage erlaſſen iſt. Wie die Einrede der Rechtshängig— 


keit durch den Erlaß eines rechtskräftigen Urteils überholt 


werden kann, ſo kann auch gegebenenfalls die Einrede aus 
§ 274 Nr. 3 im Laufe des Rechtsſtreits ihre Berechtigung 
verlieren. Vorausgeſetzt iſt dabei, daß das ſchiedsgerichtliche 
Verfahren, der Vorſchrift des 8 1039 ZPO. entſprechend, 
durch die Zuſtellung und die Niederlegung des Schiedsſpruchs 
auf der Gerichtsſchreiberei des zuſtändigen Gerichts ſeinen 
Abſchluß gefunden hat. Aus einem nicht ordnungsmäßig 
zugeſtellten und niedergelegten Schiedsſpruche kann, weil er 
das Verfahren nicht beendet, die Einrede der entſchiedenen 
Sache nicht hergeleitet werden. Die Vorſchrift des § 1039 iſt. 
wie vom RG. ſtets ausgeſprochen iſt, zwingenden Rechts, auf 
die Befolgung der dort aufgeſtellten Fornworſchriften können 
die Parteien nicht verzichten. Die im § 9 Abſ. 5 des Kartell— 
vertrages getroffene Vereinbarung, daß der Schiedsſpruch 
durch eingeſchriebenen Brief zugeſtellt werden kann und daß 
es der Hinterlegung nicht bedarf, iſt deshalb, wenn ſie auch 
den Schiedsvertrag im übrigen nicht ungültig macht, 
den Vorſchriften des 8 1039 gegenüber unbeachtlich. Wie 
mit dem Schiedsſpruche vom 29. Mai 1915 hinſichtlich 
der Zuſtellung und Niederlegung verfahren iſt, ſteht noch 
nicht feſt. Dieſe nach dem vorſtehend Ausgeführten 
ſür die Entſcheidung erhebliche Feſtſtellung iſt vom 
Tatrichter noch zu treffen. Von dieſem iſt auch ge— 
gebenenfalls weiter durch Auslegung des Schieds— 
ſpruchs zu prüfen, ob durch ihn die Streitfrage über das 
Fortbeſtehen des Kartellvertrages nur für die im Spruche 
als Parteien aufgeführte Beklagte zu I und die Klägerin ent? 
ſchieden iſt, oder ob die Entſcheidung ſich auf die Mitglieder 
der Beklagten zu J. der für ſich nicht rechtsfähigen Intereſſen— 
gemeinſchaft, die Beklagten zu II 1 bis 6, miterſtreckt und 
auch über ihr Rechtsverhältnis zur Klägerin ſchon ein 
Schiedsſpruch vorliegt. D. T. e. J. d. T. u. Gen., U. v. 
21. März 15, 420/15 VII. — Berlin. [B.] 


II. Preußiſches Recht. 


Preußiſche Städteordnung vom 30. Mai 
1853. 

18. Die Vorſchrift des 8 56 Nr. 8 der preuß. 
Ztädteordnung, daß die Genehmigung der Aufſichtsbehörde 
einer von der Stadtgemeinde ausgeſtellten, dieſe verpflichten— 
den Urkunde in beglaubigter Form beigefügt werden muß, 
betrifft nur ſolche Fälle, in denen die Genehmigung der Auf— 
ſichtsbehörde bereits erteilt iſt.] 7) 

Die Klägerin, die Stadtgemeinde N., behauptet, die Be— 
klagte habe ſich durch einen zwiſchen den Parteien am 29. und 


Zu 18. Die Entſcheidung entſpricht der Verwaltungspraxis der 
Gemeinden. Die Stadtgemeinden müſſen, zumal bei der jetzigen 
Entwickelung der Gemeindeverwaltung, zahlloſe Verträge abſchließen, 
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30. Mai 1914 zuſtande gekommenen Vertrag verpflichtet, der 
Klägerin ein Darlehn von 138 000 AH zu gewähren, von 
welchem Betrage die Summe von 130 410 in bar auszu⸗ 
zahlen war. Sie verlangt mit der gegenwärtigen Klage die 
Zahlung dieſes Betrages nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit dem 
10. Dezember 1914. Das BG. hat die Verurteilung der Be— 
klagten zur Zahlung von 130410 / davon abhängig ge- 
macht, daß ihr die Klägerin vorher einen die Darlehnsſumme 
von 138 000 . feſtſetzenden Beſchluß der Stadtverordneten- 
verſammlung und den entſprechenden Zuſtimmungsbeſchluß 
des Magiſtrats der Stadt N. beibringt. Gegen dieſes Urteil 
hat die Beklagte Reviſion eingelegt und ſich zur Begründung 
der Reviſion, abgeſehen von den anderen erhobenen Reviſions— 
angriffen, auch auf die Vorſchrift des §8 56 Nr. 8 
PrStO. berufen. Dieſer Angriff hat ebenſo wie die 
ſonſt erhobenen Angrifſe Erfolg nicht gehabt. Aus den 
Gründen: DerHinweis der Beklagten auf die Vorſchrift 
des § 56 Nr. 8 PrStO. für die öſtlichen Provinzen Preußens 
vom 30. Mai 1853 vermag der Reviſion nicht zum Erfolge zu 
verhelfen. Richtig iſt zwar, daß nach dieſer Vorſchrift in den— 
jenigen Fällen, in denen die Genehmigung der Auffichts- 
behörde erforderlich iſt, dieſe einer von der Stadtgemeinde 
ausgeſtellten, dieſe verpflichtenden Urkunde in beglaubigter 
Form beigefügt werden muß. Dieſe Vorſchrift kann aber 
für Fälle, wie den vorliegenden, nicht Platz greifen; denn hier 
war in dem Schreiben vom 29. Mai 1914 die Genehmigung 
des Bezirksausſchuſſes, die nach 8 50 Nr. 3 StO. in Ver— 
bindung mit § 16 Abſ. 3 ZuſtG., zu der von der Klägerin 
aufzunehmenden Anleihe notwendig war, ausdrücklich vor— 
behalten. Der $ 56 Nr. 8 St O. hat aber nur ſolche Fälle im 
Auge, in denen jene Genehmigung der Aufſichtsbehörde bereits 
erteilt iſt. Wollte man dies nicht annehmen, ſo käme man 
zu dem von dem Geſetz ſicherlich nicht gewollten Ergebnis, daß 
eine Stadtgemeinde ſich auch nicht bedingt, nämlich unter 
Vorbehalt der erforderlichen Genehmigung, der Auſſichts— 
behörde vertraglich verpflichten könnte, was praktiſch zu den 
größten Unzuträglichkeiten ſühren würde. Jener Vorbehalt 
kann alſo nur dahin verſtanden werden, daß beide Teile vor— 
behaltlich der noch zu erwirkenden und nachträglich zu er— 
teilenden Genehmigung des Bezirksausſchuſſes an die in den 
Schreiben vom 29. und 30. Mai 1914 getroffene Vereinbarung, 
alſo bedingt, gebunden ſein ſollten. Dieſer Schwebezuſtand 
der rechtlichen Bindung beſtand ſo lange, bis er durch Er— 
teilung oder Verweigerung der Genehmigung des Bezirksaus— 
ſchuſſes endgültig beſeitigt wurde. [Vgl. auch RG. 40, 235, 
wo hinſichtlich der von einem Gemeindekirchenrat abge— 
ſchloſſenen Verträge die Bindung beider Teile bis zur er— 
folgten Genehmigung der zuſtändigen vorgeſetzten Behörden 
ausgeſprochen worden iſt, wobei in Betracht kommt, daß 
RG. 82, 7°) die Stellung des Kirchenvorſtandes ausdrücklich 
derjenigen des Gemeindevorſtehers einer Landgemeinde oder 
des Magiſtrats einer Stadtgemeinde gleichſtellt.] Da nun 
der Bezirksausſchuß am 17. September 1914 die vorbehaltene 
Genehmigung zu dem durch die Schreiben vom 29. und 
30. Mai 1214 geſchloſſenen Abkommen erteilt hat und der 
Beklagten dies durch Schreiben der Klägerin vom 25. Sep— 
tember 1914 mitgeteilt wurde, ſo war damit eine endgültige 
vertragliche Bindung beider Teile eingetreten. Demgegen— 
über iſt es bedeutungslos, daß die Beklagte ſich nachträglich, 


die der Genehmigung der Auſſichtsbebörde bedürfen. Der Gedanke, 
daß eine vertragsmäßige Bindung des Gegenkontrahenten nicht er— 
folgen könne, ſolange dieſe Genehmigung nicht beigefügt iſt, führt 
zu einem unerträglichen eirculus vitiosus. Denn dann würde ja wieder 
die Bindung des Gegenkontrahenten erſt nach Hinzufügung der Ge— 
nehmigung der Aufſichtsbehörde eintreten, und nunmehr müßte dieſe 
Genebmigung nochmals beſchafft werden. Demgemäß ſchließt eben 
die Gemeinde vorbehaltlich der Genehmigung ab, und es iſt nicht 
erſichtlich, wesbalb nicht unter dieſer wie unter anderen Bedingungen 
ein Vertrag geſchloſſen werden könnte. 


Juſtizrat Dr. Heilberg, Breslau. 
6) JW. 1913, 609. 


13. 1916, 


nämlich in ihrem Schreiben vom 28. September 1914, an das 
getroffene und bereits vorher endgültig zuſtande gekommene 
Abkommen nicht mehr für gebunden erklärt hat. D. Hypo— 
thekenbank A.⸗G. c. Stadtgemeinde N., U. v. 6. April 16, 
29/16 VI. — Berlin. (B.] 


Strafſachen. 
Berichtet von Juſtizrat Dr. Kallir, Leipzig. 


1. [StGB. § 186. Weigerung, eine beleidigende Außerung 
zurückzunehmen. Fortſetzungstat.] Die Weigerung, eine Außerung 
zurückzunehmen, kann nicht allgemein als deren Wiederholung, 
nicht ohne weiteres als neue Beleidigung, ſei es als ſolche 
ſelbſtändiger Art oder als Fortſetzung der früheren und ſonach 
als unſelbſtändiger, neu hinzutretender Beſtandteil dieſer zurück⸗ 
liegenden Straftat angeſehen werden. Wer ehrenrührige Tat⸗ 
ſachen im Glauben an ihre Wahrheit und Erweislichkeit be⸗ 
hauptet und ſich dadurch nach 8 186 StGB. ſtrafb ar gemacht 
hat, behauptet und verbreitet dieſe Tatſachen nicht von neuem, 
wenn er, von zuſtändigen Behörden zur Verantwortung gezogen, 
ſich weigert, dieſe Behauptungen förmlich zurückzunehmen. Weiter 
aber ſind überhaupt Erklärungen, die in einem ſolchen amtlichen 
Verfahren zufolge behördlicher Aufforderung abgegeben werden, 
ſoweit ſie ſich auf rein ſachliche Antworten beſchränken und 
ſolange nicht Form oder Umſtände das Vorhandenſein einer 
neuen beabſichtigten Beleidigung erkennbar machen, durch $ 193 
StGB. geſchützt. Daher bedurfte es nach Lage der Sache einer 
näheren Begründung, warum die von dem Angeklagten inner⸗ 
halb einer amtlichen Vernehmung abgegebene Erklärung, er 
habe nichts zurückzunehmen, eine ſtrafbare Kundgebung der 
Mißachtung gegen die in der vorausgehenden ſchriftlichen Ein⸗ 
gabe beleidigte Perſon enthalten fol. Wenn die Äußerung des 
Angeklagten ſich aber nicht als ſtrafbare Beleidigung erweiſt, 
ſo kann ſie auch nicht als Beſtandteil einer ſortgeſetzten Be— 
leidigung gelten, denn das Weſen des fortgeſetzten Vergehens 
beſteht gerade darin, daß ſeine einzelnen unſelbſtändigen Be— 
ſtandteile, wenn ſie losgelöſt aus dem Zuſammenhang für ſich 
betrachtet werden, einzeln den vollen geſetzlichen Tatbeſtand des 
Vergehens enthalten, das einheitlich in der Fortſetzungstat ber: 
wirklicht if. (U. v. 13. 4. 16, I 110/16.) 


2. [StGB. § 223 a. Stiefel gefährliches Werkzeug.] 
Gefährlich iſt ein Werkzeug, deſſen Anwendung gegen eine 
Perſon zu der berechtigten Beſorgnis Anlaß gibt, daß die Uns 
verſehrtheit oder die Geſundheit deren Körpers eine nicht un— 
erhebliche Beeinträchtigung erfahren kann, das ſeiner gewöhn— 
lichen Wirkung nach geeignet iſt, die menſchliche Geſundheit zu 
gefährden. Dabei iſt zu berückſichtigen, wie die vom Täter im 
Einzelfalle vorgenommene Art der Benutzung des Werkzeuges 
geweſen iſt. Das hier vom Angeklagten benutzte Werkzeug iſt 
ein Stiefel, nicht „der beſtiefelte Fuß“, wie die Strafkammer 
ſich verſehentlich ausdrückt. Der Fuß kann als Teil ſeines 
Körpers kein vom Angeklagten benutztes Werkzeug ſein. In 
der Verwendung des Stiefels in der vom Urteil geſchilderten 
Art, bei kräftigen Fußtritten gegen den Unterleib der an— 
gegriffenen Perſon, kann ohne Rechtsirrtum die Benutzung eines 
gefährlichen Werkzeuges gefunden werden; denn daß bei ihr 
eine Gefährdung der Geſundheit der Angegriffenen beſteht, kann 
Bedenken nicht unterliegen. (U. v. 7. 4. 16, V 131/16.) 


3. [StGB. 8 243. Gasentwendung durch Einwerſen 
minderwertiger Geldſtücke in den Automaten.] Die Annahme 
des LG., daß das dem ſtädtiſchen Gasautomaten mittels der 
minderwertigen Geldſtücke entnommene Gas eine für die An⸗ 
aeklagte fremde bewegliche Sache war, entſpricht der anerkannten 
Rechtsauffaſſung; vgl. u. a. RGSt. 11, 117. Der feſtgeſtellte 
Sachverhalt rechtfertigt auch die weitere Annahme, daß die 
Angeklagte dieſe Sache ihrer Eigentümerin in der Abſicht rechts— 
widriger Z ueignung weggenommen hat, denn die Angeklagte 
hat das Gas, um es für ſich zu verbrauchen, dem Gewahrſam 
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der Eigentümerin entzogen, ohne hierbei die Bedingung zu er: 
fullen, unter der — wie ſie wußte — dieſe Entziehung nach 
dem Willen der Berechtigten allein geſtattet war. Für die 
Anwendung des § 263 StGB. war ſchon deshalb kein Raum, 
weil nicht davon die Rede ſein kann, daß die Angeklagte durch 
das Einwerfen der minderwertigen Geldſtücke in den Automaten 
bei der Eigentümerin oder jemand anderem einen Irrtum erregt 
babe. Der erſchwerende Umſtand des „Erbrechens eines Be⸗ 
bältniſſes“ wird einwandfrei durch die Feſtſtellung nachgewieſen, 
daß die Angeklagte den die Automatenöffnung verſchließenden 
Eiſenblechſtreifen gewaltſam abgeriſſen hat. Des Nachweiſes 
eines beſtimmten Maßes erhöhter Kraftanſtrengung bedurfte es 
icht, vgl. RGSt. 13, 200; 44, 74. Da nach der genügend 
erkennbaren und bei der gegebenen Sachlage unbedenklichen 
Annahme des LG. die mehrfachen Gasentwendungen von einem 
embeitlichen Vorſatze der Angeklagten beherrſcht waren, konnte 
das LG. ohne Rechtsirrtum auf die geſamte Tat den $ 243 
Nr. 2 zur Anwendung bringen, wenn auch die einzelnen Ent⸗ 
wendungen zum Teil nicht unter dem erſchwerenden Umſtand 
begangen waren; vgl. RGRſpr. 5, S. 516, 518. Mit Rückſicht 
auf dieſe Einheit der Tat war es auch gerechtfertigt bei 
Prüfung der Frage, ob es ſich bei der Entwendung um 
Geaenjtände von unbedeutendem Wert im Sinne des § 370° 
StGB. gehandelt habe, den Geſamtwert des Entwendeten 
zugrunde zu legen, vgl. RGSt. 17, 332. (U. v. 4. 4. 16, 
V 116.) 


4. [StGB. § 350. Amtsunterſchlagung, Beamteneigen⸗ 
ſchaft.] Die Tatſache der Anſtellung eines Beamten ſchafft 
deſſen Beamteneigenſchaft im Sinne des StGB. ohne Rückſicht 
darauf, ob und aus welchem Grunde er zur Bekleidung des 
Amtes rechtlich unfähig iſt und ob dies dem Anſtellenden be⸗ 
kannt war oder nicht. (U. v. 30. 3. 16, 1 143/16.) 


5. [UWG. 88 55, 4.] „Bis 50 Prozent Rabatt.“ Steht 
das Wort „bis“ auf der vorhergehenden Zeile und ſind die 
Worte „50 Prozent Rabatt“ beſonders hervorgehoben, ſo kann 
hierin eine irreführende, die Aufmerkſamkeit des Leſers ab⸗ 
lenkende Veranſtaltung im Sinne von § 5 erblickt werden. 
(u. v. 24. 3. 16, IV 110/16.) 


6. [B3G. § 9b. Unter Verboten können auch Gebote 
verſtanden werden. Konkurrenz mit Anordnungen der Zivil⸗ 
behörden.] Wie ſich aus § 9b des Geſetzes über den Be⸗ 
lagerungszuſtand ergibt, haben während des Kriegszuſtandes die 
Kommandierenden Generale die allgemeine Befugnis, in ihrem 
Befehlsbereich aus eigener Machtvollkommenheit alle Verbote zu 
erlaſſen, die ſie im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit irgendwie 
für erforderlich erachten (RGSt. 49, 161). Ein Verbot im 
Sinne des 8 9b liegt nicht nur dann vor, wenn ein beſtimmtes 
Tun mit ausdrücklichen Worten unterſagt iſt; vielmehr kann 
ſich auch daraus, daß für gewiſſe Fälle ein beſtimmtes Handeln 
vorgeſchrieben iſt, ohne weiteres ergeben, daß damit zugleich ein 
entgegengeſetztes Handeln oder Verhalten verboten iſt (vgl. RGE. 
IV. StS. vom 23. April 1915, 4 D. 137/15, abgedr. in 
Goltd Arch. 62, 314). Hiernach kann es keinem Zweifel unters 
liegen, daß der Kommandierende General des VII. Armeekorps 
befugt war, ſo, wie er es in ſeiner Bek. über die Beſchlagnahme 
von Metallen vom 31. Januar 1915 (S 6a) und ebenſo in 
ſeiner Bek. vom 30. April 1915 (S 6a) getan hat, gemäß $ 9b 
des Geſetzes im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit anzuordnen, 
daß die Gewerbetreibenden für die in ihrem Beſitze befindlichen 
beſchlagnahmten Metallvorräte ein Lagerbuch einzurichten und 
durch Eintragung der Anderungen der Vorratsmengen und ihrer 
Verwendung auf dem Laufenden zu erhalten haben. Dieſe 
Beſugnis des Kommandierenden Generals und die Rechtsver⸗ 
bindlichkeit der auf Grund dieſer Befugnis von ihm erlaſſenen 
Anordnungen wird in keiner Weiſe dadurch berührt, daß der 
Bundesrat auf Grund der ihm erteilten Ermächtigung zu wirt⸗ 
ſchaftlichen Maßnahmen am 2. Februar 1915 in der Verordnung 
über Vorratserhebungen (RGBl. S. 54) angeordnet hat, daß 
während der Dauer des Kriegs die Gewerbetreibenden verpflichtet 
ſind, jederzeit den von den Landeszentralbehörden beſtimmten 
Behörden Auskunft über ihre Vorräte an Gegenſtänden des 
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Kriegsbedarfs (alſo auch an Metallen) zu geben und daß 
die Landeszentralbehörden berufen ſind, die Beſtimmungen zur 
Ausführung diefer BRVO. zu erlaſſen. Wortlaut wie Sinn 
und Zweck der BRVO. laſſen jedermann ohne weiteres ers 
kennen, daß ſie nicht die allgemeinen Befugniſſe der Militär⸗ 
befehlshaber beſchränken, ſondern auf dieſem Gebiete den bürger⸗ 
lichen Behörden neben den Militärbefehlshabern neue Befugniſſe 
eben ſoll. Daß der Angeklagte es unterließ, die großen Mengen 
Meſſing, die er bezogen hatte, in ſeinem Lagerbuch in Zugang 
zu bringen, verstieß alſo gegen die Anordnung des Komman⸗ 
dierenden Generals. Fehlgeht die Behauptung des Angeklagten, 
daß der Verſtoß gegen die Anordnung vom 31. Januar 1915 
um deswillen nicht ſtrafbar ſei, weil dieſe Anordnung durch die 
Bek. vom 30. April 1915 aufgehoben ſei. Auch wenn dies der 
Fall wäre, ſo würde doch der Verſtoß ſtrafbar bleiben. Die 
Veränderung der durch das gleichbleibende Strafgeſetz (den § 9 b) 
geſchützten, ſelbſt keinen Teil des Strafgeſetzes bildenden An⸗ 
ordnungen des Militärbefehlshabers hat, wie ſchon oft aus⸗ 
geſprochen worden iſt, keinen Einfluß auf die Beſtrafung 
der früher verübten Zuwiderhandlungen. (U. v. 7. 4. 16, 
V 100/16.) 


* 7. [ Plünderung. B3G. vom 4. Juni 1851 8 10, StGB. 
5 1252.] B3G. 8 10 enthält Beſtimmungen prozeßrechtlicher 
Natur. Der ſachliche Inhalt der in ihm erwähnten ſtrafbaren 
Handlungen iſt den beſtehenden Strafgeſetzen zu entnehmen. 
Plündern in StGB. § 1252 iſt kein ſelbſtändiger geſetzlicher 
Tatbeſtand, ſondern nur Strafſchärfungsgrund, fällt nicht unter 
§ 10 B36. und unterliegt nicht der Aburteilung durch außer⸗ 
ordentliche Kriegsgerichte. (U. v. 11. 4. 16, IV 100/16.) 


** 8. [BRVO. vom 23. November 1914 Höchſtpreiſe für 
Speiſekartoffeln, StPO. 88 209, 1998. BRVO. vom 23. No: 
vember 1914 läßt den Großhandel frei und bezieht ſich nur 
auf den Ort der Erzeugung. Landesgeſetzlich können Vor⸗ 
ſchriften auch für den Großhandel und den Ort des Verbrauchs 
erlaſſen werden. — Der Unzuſtändigkeitseinwand kann im Er⸗ 
öffnungsbeſchluß verworfen werden. Inſoweit ſteht dem An⸗ 
geklagten ſofortige Beſchwerde zu. SipO. $ 209 wird in⸗ 
1 555 8 199 Abſ. 3 Satz 2 durchbrochen. (U. v. 24. 3. 16, 
V 5/16. 


** 9. [BRVO. vom 5. Januar 1915 und 31. März 1915. 
Bereitung von Backwaren.] Auf Stollen, die aus ausländiſchem 
Weizenmehl im Inlande hergeſtellt ſind, findet die Beſtimmung 
über die Bereitung von Backwaren vom 5. 1. 15/31. 3. 15 
Anwendung, insbeſondere die 8$ 3, 8, 181. Die Ausnahme⸗ 
beſtimmung in 8 20 trifft nicht zu. (U. v. 21. 3. 16, 
V 7/16.) 

10. IPreußiſches Geſetz vom 3. Juli 1876 § 18. Be⸗ 
ſteuerung des Gewerbebetriebs im Umherziehen.] Rechtlich 
unhaltbar iſt die Verurteilung auf Grund des § 18 des Preußiſchen 
Geſetzes vom 3. Juli 1876, betr. die Beſteuerung des Gewerbe⸗ 
betriebs im Umherziehen. Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt 
hat der Angeklagte als Schweinehändler aus B. für die Zwecke 
ſeines dortigen Gewerbebetriebes zu K., alſo außerhalb des 
Gemeindebezirks feiner gewerblichen Niederlaſſung, Schweine bei 
Bauern und damit bei Perſonen aufgekanſt, die im Sinne des 
5 44 Abſ. 3 GewO. dieſe Waren „produziert“ hatten. Er hat 
die zum Wiederverkauf ſeinerſeits beſtimmten Tiere nicht, behufs 
ſolchen Verkaufs, im Anſchluß an ihren Kauf mit ſich geführt, 
ſondern erſt am Tage darauf bei den Bauern abholen laſſen. 
Hiernach hat der Angeklagte nur das getan, wozu er gemäß 
55 44, 55 GewO. ohne Wandergewerbeſchein befugt war, 
und ſich — mangels der nach § 44a Abſ. 1 erforderlichen 
Legitimationskarte — lediglich der Übertretung des § 148 Nr. 5 
desſelben Geſetzes ſchuldig gemacht. Vgl. $ 2 Nr. 1b des 
A und Johow, KG. 44, 423. (U. v. 4. 4. 16, 

9/16.) 


11. 1 Braunſchweigiſches Fürſorgeerziehungsgeſetz. StGB. 
§ 3.] Der Grundſatz von StGB. $3 gilt auch für das Vers 
hältnis der Landesſtrafgeſetze untereinander. Das Braunſchwei⸗ 
giſche Fürſorgeerziehungsgeſetz vom 22. Oktober 1908 8 15 ges 
währt Strafſchutz auch gegen Eingriff in die von preußiſchen 
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Behörden angeordnete Fürſorgeerziehung. 
III 942/15.) 


12. 1 § 9b, BR VO. über die Vorratserhebungen 8 5.1 
In der Vorbemerkung zu ſeinem Erlaß über die Beſtands⸗ 
meldung und die Beſchlagnahme von Metallen vom 30. April 
1915 weiſt der ſtellvertretende kommandierende General des 
VII. Armeekorps darauf hin, daß jede Übertretung der 
folgenden Vorſchriften nach § 9 b des Geſetzes über den Be⸗ 
lagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 oder nach S 5 BRVO. 
über die Vorratserhebungen vom 2. Februar 1915 beſtraft 
werde. Darauf folgen die umfangreichen Vorſchriften ſelbſt, in 
denen einerſeits die Pflicht zur Meldung der Metallvorräte im 
Anſchluß an die BRVO. näher Br andererſeits darüber 
hinaus die Beſchlagnahme gewiſſer Metalle verfügt und über 
deren Verwahrung, Sicherung und Verwendung beſtimmt wird. 
Damit hat — das ergibt Wortlaut und Zufammenhang, Sinn 
und Zweck der Bekanntmachung — der Militärbefehlshaber 
erkennbar zum Ausdrucke gebracht, daß er zum Schutze der 
Meldevorſchriften die dafür in der BRVO. gegebene Straf⸗ 
androhung für genügend erachtet und deshalb davon abſieht, 
dieſe Vorſchriften für im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit 
erlaſſene Verbote zu erklären und hierdurch unter den Schutz 
des $ 9 BelgZuſtG. zu bringen. Andererſeits ergibt ſich 
ebenſo, daß der Militärbefehlshaber diejenigen Vorſchriften 
der Bekanntmachung, die über die B BD. hinausgehen 
und daher durch deren Strafandrohung nicht geſchützt find, 
als im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit 1 Verbote 
erklären well, damit fie dem Schutze des § 9 b BelzZuſtG. 
unterſtehen. Ein Zweifel an dieſem Sinne der Bekannt- 
machung des Kommandierenden Generals kann unter den ge⸗ 
gebenen Umſtänden auch daraus nicht entnommen werden, 
daß bei der Faſſung des Wortlauts der Vorbemerkung zu der 
Bekanntmachung zwar der Strafrahmen des § 5 Abſ. 1 BRVO., 
nicht aber der des § 9 BelZuft®. angeführt if. Dadurch 
wird die Anwendung des § 9 b BelzZuſtG. nicht gehindert, 
weil es der Aufnahme der Strafdrohung ins Verbot des 
Militärbefehlshabers nach feſtſtehender Rechtſprechung überhaupt 
nicht bedarf. — Zu den Vorſchriften der Bekanntmachung des 
Kommandierenden Generals, die hiernach unter dem Straſ⸗ 
ſchutze des S 9 b des Geſetzes ſtehen, gehört insbeſondere die 
Vorſchrift, nach der Perſonen, die aus Anlaß ihres Handels⸗ 
betriebes ſich im else von Metallvorräten befinden, die unter 
die Beſchlagnahme fallen, verpflichtet find, über dieſe Vorräte 
ein Lagerbuch zu führen und ſich bei Abgabe ſolcher Vorräte 
an Händler zu Kriegslieferungen vom Abnehmer die Verwendung 
zum Kriegslieferungszweck durch Belegſcheine nachweiſen zu 
laſſen. Da das LG. feſtſtellt, daß der Angeklagte fortgeſetzt 
dieſer Vorſchrift vorſätzlich zuwidergehandelt hat, ſo hätte es 
gegen ihn den § 9 b des Geſetzes anwenden ſollen. Dem 
ſtand auch nicht entgegen, daß der Angeklagte nach der Feſt⸗ 
ſtellung des LG. ebenſo fortgeſetzt der durch den 8 5 BRVO. 
geſtützten Meldevorſchrift vorſätzlich zuwidergehandelt hat und 
1 nach der Annahme des LG. das Gefamtverhalten des An⸗ 
geklagten bei der Zuwiderhandlung gegen die Meldevorſchriften 
ſowohl wie bei der Zuwiderhandlung gegen die ſonſtigen An⸗ 
ordnungen des Kommandierenden Generals ſich als ein und 
dieſelbe fortgeſetzte Handlung darſtellt. Denn danach waren 
eben durch ein und dieſelbe Handlung mehrere Strafgeſetze 
verletzt; es hatte deshalb nur dasjenige Geſetz zur Anwendung zu 
kommen, das die ſchwerſte Strafe androht, und dieſes Geſetz iſt 
der 8 9 Bel Zuſt G., in dem Gefängnisſtrafe bis zu einem Jahre 
angedroht iſt, während die BR. nur Gefängnis bis zu 
ſechs Monaten vorſieht. Daß das LG. die Strafe der BRVO. 
entnommen hat, verſtößt alſo gegen S 73 StGB. — Mit Rückſicht 
auf den Schlußſatz der ſchriftlichen Reviſionsbegründung der 
Staatsanwaltſchaft, daß gegen den en Gefängnisſtrafe 
zu verhängen geweſen wäre, iſt zu bemerken, daß zwar zur 
Zeit, als das aufgehobene Urteil erging, alſo vor dem Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes vom 11. Dezember 1915 über die Ab⸗ 
änderung des Bel ZuſtG. (RGBl. S. 813), das LG. gehalten war, 
auf Gefängnisſtrafe zu erkennen, daß es aber nunmehr nach 
der Abänderung des BelZuft®. gemäß § 2 Abſ. 2 StGB. das 


(U. v. 3. 4. 16, 
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abgeänderte, mildere Geſetz anzuwenden hat, und deswegen in 
der Lage iſt, auf Geldftrafe zu erkennen, wenn eine ſolche ihm 
zur Sühne genügend erſcheint. (U. v. 16. 5. 16.) 


Mitgeteilt von Juſtizrat Gundlach, Berlin. 


Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 
Strafſachen. 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


1. Verſuchte oder vollendete Butterausfuhr. 

Die Strafkammer hat die Eröffnung des Hauptverfahrens ab⸗ 
gelehnt, weil in dem Tun des Angeſchuldigten nur der Verſuch einer 
Zuwiderhandlung gegen den § 14 Abſ. 2 der Anordnung vom 30. DE 
tober 1915 zu erblicken, der Verſuch aber nicht ſtrafbar, überdies der 
Ver dacht ſür die Annahme einer Tätigkeit des Angeſchuldigten als 
Händler oder Mittelsperſon nicht ausreichend, vielmehr anzunehmen 
ſei, daß die Butter zur Verwendung in dem Wirtſchaftsbetriebe des 
Angeſchuldigten ausgeführt werden ſollte. 

Die Beſchwerde des Staatsanwalts iſt begründet. 

Abgeſehen davon, daß der Angeſchuldigte ſelbſt nicht behauptet, 
die Butter zur Verwendung in ſeinem Wirtſchaftsbetriebe gekauft zu 
haben, iſt durch die im Beſchwerdeverfahren angeſtellten Ermittlungen 
das Gegenteil, nämlich feſtgeſtellt worden, daß er die Butter gewinn⸗ 
bringend in Frankfurt a. M. weiterveräußern wollte. Hierdurch iſt 
der Begriff „Händler“ im Sinne des § 14 Abſ. 2 der Anordnung 
vom 30. Oktober 1915 erſchöpft. Nach dem § 15 Abſ. 1 der inzwiſchen 
wieder aufgehobenen Anordnung war jedermann, mochte er Händler 
oder Erzeuger ſein oder nicht, verpflichtet, Butter, die für die Pfalz 
beſtimmt war oder aus dem Königreiche Bayern ausgeführt werden 
ſollte, bei der bayeriſchen Butterzentrale in München anzumelden und 
nach deren Anweiſung zu verſenden oder mit anderen Worten: die 
Ausfuhr der Butter aus dem diesſeitigen Bayern durfte erſt beginnen, 
wenn ſie bei der Butterzentrale angemeldet und von dieſer die ent⸗ 
ſprechende Anweiſung erteilt war. Sonach war in jeder vor der An⸗ 
meldung und Anweiſung vorgenommenen, die Ausfuhr bezweckenden 
Handlung eine ſtrafbare Zuwiderhandlung nach den SS 15 Abſ. 1 und 17 
Nr. 7 der Anordnung zu erblicken. Mit dem Beginne der Aus fuhrhand⸗ 
lungen, wie hier mit der Aufgabe der Butter zur Bahnbeförderung, 
war die Zuwiderhandlung vollendet. Die gleiche rechtliche Bewandtnis 
hatte es mit dem § 14 Abſ. 2 der Anordnung. Dieſe Geſetzesſtelle 
hat zwar eine andere Faſſung, beſagt aber hinſichtlich der Ausfuhr 
das gleiche wie § 15 Abſ. 1; denn der Händler hatte vor dem Be 
ginne der Ausfuhr die Butter nicht bloß bei der Butterzentrale an⸗ 
zumelden, ſondern auch noch die ſchriftliche Genehmigung der Butter⸗ 
verteilungsſtelle zur Ausfuhr zu erholen. Ohne Genehmigung durften 
Ausfuhrhandlungen vom Händler ebenſowenig unternommen werden, 
wie vor Anmeldung. (Beſchl. v. 27. Mai 1916, Beſchw.⸗Reg. 
Nr. 142/1916.) 


2. „Authentiſche Interpretation“ einer Anordnung 
des Kommandierenden Generals durch das ſtellvertretende 
Generalkommando. 

Durch die kaiſerliche Verordnung vom 31. Juli 1914 in Ver⸗ 
bindung mit der Bekanntmachung des Reichskanzlers vom gleichen 
Tage iſt die Ausfuhr von Rindvieh über die Grenzen des Deutſchen 
Reiches bis auf weiteres verboten. Verfehlungen gegen dieſes Verbot 
werden von den Stafvorfchriften des Vereinszollgeſetzes (88 134 ff.) 
betroffen. 8 134 umfaßt das verſuchte und vollendete Zuwiderhandeln. 
Die kaiſerliche Verordnung ſtützt ſich auf den § 2 Vereins 3G. 

Das preußiſche Belagerungszuſtandsgeſetz gilt als proviſoriſches 
Reichsgeſetz für das Reichsgebiet mit Ausnahme Bayerns; an Wert 
und Bedeutung ſteht ihm das bayeriſche Kriegszuſtandsgeſetz gleich. 
Nach beiden Geſetzen können die hierin bezeichneten zuſtändigen 
Militärbehörden im Intereſſe der öſſentlichen Sicherheit Verbote 
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(S 9b B38.) oder zur Erhaltung der öffentlichen Sicherheit Vor: 
ſchtiften (Art. 4 Nr. 2 KrZuſtG.) erlaſſen. Soweit die Verbote oder 
Borſchriften im Intereſſe oder zur Erhaltung der öffentlichen Sicher: 
heit exrlaſſen werden, haben die Militärbefehlshaber ein uneingeſchränktes 
Geſetzgebungsrecht; ſie können beſtehende Reichs⸗ oder Landesgeſetze 
aufheben, abändern uſw. Darum können die in Art. 4 Abſ. 2 Kr ZuſtG. 
und in § 8 der Vollzugsvorſchriften hierzu vom 13. März 1913 bes 
zeichneten oberſten Militärbefehlshaber auf Grund dieſer Geſetzesſtellen 
in eigener Machtvollkommenheit rechtsverbindend ein Durch⸗ und 
Ausfuhrverbot erlaſſen und hierdurch allein ſchon einen beſſeren 
Straſſchutz als den in 8 184 Vereins 3G. erreichen. Die Komman⸗ 
dierenden Generale der drei bayeriſchen Armeekorps haben durch die 
bezeichnete Bekanntmachung vom 31. Juli 1914 „verordnet“, daß 
unter anderem die Ausfuhr von Vieh verboten iſt. Die Überſchrift 
der Bekanntmachung: „A. Allgemeine Anordnungen für die Aufrecht⸗ 
ethaltung der Ordnung und Sicherheit“ und der Hinweis auf bie 
Strafbeſtimmung des Art. 4 Nr. 2 Kr Zuſt. laſſen ſchon äußerlich 
erkennen, daß die in der Bekanntmachung enthaltenen Verbote, ſomit 
auch das Biehausfuhrverbot, zur Erhaltung der öffentlichen Sicherheit 
trlaſſen, daher rechtsverbindend find. 

Das ſtellvertretende Generalkommando des III. Armeekorps hat 
mu Schreiben vom 14. April 1916 dem Hauptzollamte H. auf deſſen 
Anfrage vom 4. April 1916 folgendes mitgeteilt: 

„Das ſtellvertretende Generalkommando iſt der Anſchauung, daß 
in der Bekanntmachung des Generalkommandos des Armeekorps vom 
31. Juli 1914 über den Übergang der vollziehenden Gewalt in den 
beiden letzten Abſätzen des Abſchnittes A (darunter befindet ſich das 
Ziehausfuhrverbot) nicht ſelbſtändige Ausfuhrverbote getroffen werden 
ſollten, ſondern lediglich auf die am gleichen Tage durch kaiſerliche 
Verordnung für das ganze Keichsgebiet erlaſſenen Aus fuhrverbote 
hingewieſen werden ſollte; dies iſt zu ſchließen aus der Ausdrucks⸗ 
weiſe: „Es iſt verboten uſw.“ und „verboten i ſt uſw.“, während die 
Ausfuhrverbote (im Neichsgeſetzblatt) den Ausdruck „es wird vers 
boten“ enthalten. Hieraus ergibt ſich, daß die Verfolgung der Übers 
tragung von Ausfuhrverboten, die für das Reichsgebiet gelten und 
nicht etwa nach Art. 42 Kruſt. nur für einen Armeekorpsbezirk 
erlaſſen find, den Zollbehörden nach Maßgabe der Beſtimmungen des 
Bereinszollgeſetzes und 58 459 ff. StPO. zukommt.“ 

Nach dem 88 der bezeichneten Vollzugsvorſchriften zum Kriegs⸗ 
zuftandögefe find die Stellvertreter der Kommandierenden Generale, 
falls dieſe ins Feld abgerückt ſind, für die Erlaſſung der in Art. 4 
Nr. 2 KrZZuſtG. vorgeſehenen Anordnungen zuſtändig, können daher 
Anordnungen der Kommandierenden Generale aufheben, abändern, 
ergänzen, erläutern uſw. Nach dem 8 8 der Vollzugsvorſchriften find die 
Anordnungen, gleichgültig welchen Inhalt fie haben, wenn ſie ſich nicht 
nur an beſtimmte einzelne Perſonen wenden, in geeigneter Weiſe 
öffentlich bekanntzumachen. Ohne ſolche öffentliche Bekanntmachungen 
find die Anordnungen rechtsunverbindlich, bedeutungslos. Da gerichts⸗ 
bekannt der Kommandierende General des III. Armeekorps ins Feld 
gerückt iſt, iſt deſſen Stellvertreter — das ſtellvertretende General⸗ 
kommando — berechtigt, die Bekanntmachung des Kommandierenden 
Generals vom 81. Juli 1914 ganz oder teilweiſe aufzuheben, abzu⸗ 
ändern, zu ergänzen, zu erläutern uſw., dagegen verpflichtet, die Ans 
ordnung geeignet öffentlich bekanntmachen zu laſſen, falls ſie rechts⸗ 
verbindend ſein ſoll. Die Erläuterung insbeſondere muß klar und 
beſtimmt zum Ausdrucke bringen, wie die — zu erläuternde — An⸗ 
ordnung verſtanden, ausgelegt werden muß. Die Kundgabe einer 
„Anſchauung“ wie in dem Schreiben vom 14. April 1916 iſt keine 
Erläuterung — authentiſche Interpretation —, ſondern lediglich eine 
Meinungsäußerung gegenüber einer Behörde, die für die Allgemeinheit, 
insbeſondere für den Strafrichter, um ſo weniger rechtsverbindend ſein 
kann, als ihr die Form der öffentlichen Bekanntmachung fehlen würde 
(ſiehe Tit. 7 § 2 und Tit. 10 8 7 der bayeriſchen Verfaſſungsurkunde 
und Seydel⸗Piloty, Bayer. Staatsrecht, 3. Aufl., S. 849 von oben). 
Im übrigen beruht die Anſchauung des ſtellvertretenden General⸗ 
kommandos auf einer unzutreffenden Vorausſetzung. In der Kaiſer⸗ 
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lichen Verordnung vom 31. Juli 1914 heißt es ebenſo wie in der 
Bekanntmachung des Kommandierenden Generals vom 31. Juli 1914 
„es i ſt verboten“. Da die Anſchauung des ſtellvertretenden General 
kommandos von der irrigen Meinung ausgeht, daß die Kaiſerliche 
Verordnung den Ausdruck „wird verboten“ enthalte, iſt ihr die 
Unterlage entzogen. 

Abgeſehen hiervon ſind die von dem Kommandierenden General 
gewählten Ausdrücke: „Ich verordne, was folgt: A. Allgemeine 
Anordnungen für die Aufrechterhaltung der Ordnung und Sicherheit“. 
„B. Anordnungen für den Verkehr an der deutſch⸗öſterreichiſchen 
Grenze“: „wer den vorſtehenden Anordnungen zuwiderhandelt, kann 
nach dem Art. 4 Nr. 2 KrZuſtG. beſtraft werden uſw.“ fo klar und 
beſtimmt, daß für eine Auslegung, insbeſondere für die Anſchauung 
des ſtellvertretenden Generalkommandos kein Raum iſt. Nach dem 
Wortlaut und Inhalte der Bekanntmachung hat der Kommandierende 
General in unzweideutiger Weiſe von dem ihm nach dem Art. 4 Nr. 2 
Kr ZuſtG. zuſtehenden Rechte Gebrauch gemacht. 

Da nach dieſer Geſetzesſtelle der Verſuch nicht ſtrafbar iſt, kommt 
ſie nur für den vollendeten Viehſchmuggel zur Anwendung; vollendet 
iſt er, wenn die dem Ausfuhrverbot unterworfenen Gegenſtände wie 
hier zum Zwecke der verbotswidrigen Ausfuhr über die Grenze ge⸗ 
bracht ſind. In dieſem Falle liegt eine Zuwiderhandlung ſowohl 
gegen dieſe Geſetzesſtelle als gegen den § 134 Vereins 3G. vor. Die 
Strafe iſt nach dem Art. 4 Nr. 2 KrZuſts. als dem eine höhere 
Strafe feſtſetzenden Geſetze zu bemeſſen, während gleichzeitig auf Kon⸗ 
fiskation oder Erlegung des Werts uſw. der Gegenſtände nach den 
SS 134 oder 155 Vereins 3G. zu erkennen iſt. Die für den Banden⸗ 
ſchmuggel nach dem 8 146 Vereins 3G. vorgeſehene Strafſchärfung 
wird auch bei der Strafzumeſſung aus dem Art. 4 Nr. 2 KrZuſtG. 
zu berückſichtig en fein. 

Für die verſuchte verbotswidrige Ausfuhr iſt allein § 131 
Vereins 3G. maßgebend (RG St. 49 S. 161, 253 [256, 257]; Recht 
1915 S. 345 Nr. 555; 1916 S. 239 Nr. 486, S. 305 Nr. 3, S. 307 
Nr. 33, 32, S. 297 Nr. 46; LZ. 1915, 1533; DI3Z. 1915, 1132; 
Beibl. zum JMBl. 1915 S. 375 und 379). (Beſchl. v. 20. Mai 
1916, Beſchw.⸗Reg. Nr. 157/1916.) 


3. Bedingter Kaufvertrag. Leihe. 

Das ſtellvertretende Generalkommando hat auf Grund des Art. 4 
Nr. 2 KrZuſtG. jede Veräußerung von Pferden ohne feine Genehmigung 
verboten und die Verleihung von Pferden ohne ſeine Genehmigung nur für 
den Fall erlaubt, daß die Pferde innerhalb der Grenzen des bisherigen 
Ortspolizeibezirks verbleiben. Der Erlaß bezweckt, Rechtsgeſchäften ent⸗ 
gegenzutreten, die den Wechſel des Beſitzes von Pferden vermitteln. Des⸗ 
halb iſt jedes Nechtsgeſchäft über Pferde unterſagt, das dieſe Wirkung 
äußert. Hiernach fällt ſowohl der auflöſend wie der aufſchiebend 
bedingte Kaufvertrag mindeſtens dann unter den Erlaß, wenn er durch 
die Übergabe des Pferdes erfüllt wird. Wird der Kaufvertrag nicht 
ſofort vollzogen, ſondern das Pferd dem Käufer mit Rückſicht auf 
den Veräußerungsvertrag nachträglich zunächſt leihweiſe überlaſſen, 
ſo wird dasſelbe Ergebnis herbeigeführt, wie durch einen unter einer 
Bedingung abgeſchloſſenen, vollzogenen Kauſvertrag. Die Sachlage 
iſt alſo rechtlich gerade ſo zu beurteilen. (U. v. 25. Mai 1916, 
Rev.⸗Reg. Nr. 150/191.) 


Reichsverſicherungsamt. 

Berichtet von Regierungsrat Dr. Th. v. Olshauſen, Berlin. 
Noch 1. Kraukenverſicherung. 
(Fortſetzung aus Nr. 12, 1916.) 


7. §S 213 RVO. Begründung der formalen Verſicherung 
durch unbeanſtandete Annahme von Beiträgen. 

Im Sinne des § 213 RBD. muß verlangt werden, daß die 

Kaſſe nach der Anmeldung drei Monate, gerechnet vom Tage nach 
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der Anmeldung (88 124, 125 RVO .), ununterbrochen und unbeanſtandet 
Beiträge angenommen hat. Für die hier vertretene Auffaſſung ſpricht 
auch die Auslegung der faſt gleichen Worte „hat eine Kaſſe für eine 
Perſon nach vorſchriftsmäßiger Anmeldung drei Monate ununterbrochen 
und unbeanſtandet die Beiträge angenommen“ im § 315 RVO., der 
die formale Kaſſenzugehörigkeit Verſicherungspflichtiger regelt. Dieſe 
Vorſchrift iſt aus § 327 des Entwurfs der RVO. hervorgegangen, 
zu deſſen Erläuterung die Begründung S. 197 ausführt: „Es iſt 
Sache der Krankenkaffe, die Zugehörigkeit der bei ihr angemeldeten 
Mitglieder ihrer ſeits zu prüfen. Eine angemeſſene Friſt hier für muß 
ihr freilich zugeſtanden werden. Nimmt aber eine Kaſſe während der 
Dauer von drei Monaten oder länger ohne jede Beanſtandung Beiträge 
für eine als Mitglied angemeldete Perſon entgegen, ſo iſt es nicht 
unbillig, ihr auch die Pflicht aufzuerlegen, tatſächlich auch die Ver⸗ 
ſicherung jener Perſon für ſo lange zu übernehmen, bis die Kaſſen⸗ 
zugehörigkeit richtiggeſtellt iſt.“ Danach iſt für den Fall des § 315 
der Sinn der Worte „nach vorſchrifſtsmäßiger Anmeldung drei Monate 
ununterbrochen“ dahin klargeſtellt, daß nur durch unbeanſtandete An⸗ 
nahme von Beiträgen während eines Zeitraums von drei Monaten, 
gerechnet von der Anmeldung ab, die formale Kaſſenzugehörigkeit 
Verſicherungspflichtiger begründet werden ſoll. Daß aber der Geſetz⸗ 
geber für Perſonen, die weder verſicherungspflichtig noch verſicherungs⸗ 
berechtigt find, die formale Verſicherung nach § 213 ſchon früher, 
nämlich ſchon nach einmaliger unbeanſtandeter Annahme von Beiträgen 
für einen zurückliegenden ununterbrochenen Zeitraum von drei Monaten 
habe eintreten laſſen wollen, iſt nicht anzunehmen. Rev. Sen., 
20. September 1915, IIa K. 79/15. 


8. §S 214 RVO. Anſprüche der wegen Erwerbsloſigkeit 
ausgeſchiedenen Kaſſenmitglieder. 

Verſicherten, die wegen Ex werbsloſigkeit aus der Kaſſe aus⸗ 
ſcheiden und in den vorangegangenen zwölf Monaten mindeſtens 
ſechsundzwanzig Wochen oder unmittelbar vorher mindeſtens ſechs 
Wochen verſichert waren, verbleibt der Anſpruch auf die Negelleiſtungen 
der Kaffe nach $ 214 Abſ. 1 Satz 1, wenn der Verſicherungsfall 
während der Erwerbsloſigkeit und binnen drei Wochen nach dem 
Ausſcheiden eintritt.“) Streitig iſt, ob auch freiwillige Mitglieder 
dieſe Vergünſtigung beanſpruchen können. Der Ausdruck „Verſicherte“ 
im § 214 läßt ſich zwar weder für die eine noch für die andere 
Meinung verwerten. Denn die RWO. bezeichnet damit bald nur die 
Verſicherungspflichtigen (z. B. § 395 Abſ. 1, SS 396, 397 Abſ. 2, 
§ 517 Abſ. 2), bald die Verſicherungs pflichtigen und die freiwillig 
Verſicherten (3. B. SS 186, 188, 217, 220, 332, 529 Abſ. 1). Wohl 
aber rechtfertigen die Worte: „Scheiden ... wegen Erwerbsloſigkeit 
aus“ die Auffaſſung, daß unter Verſicherten in dieſem Zuſammen⸗ 
hange nur die Zwangsverſicherten zu verſtehen find.5) Denn nur 
für ſie wird mit dem Aufhören der Beſchäftigung gegen Entgelt, 
dem Eintritt der Erwerbsloſigkeit, die geſetzliche Voraus ſetzung der 
Verſicherung hinfällig. Sie ſcheiden dann wegen Erwerbsloſigkeit 
aus; dieſe bildet die unmittelbare Urſache des Ausſcheidens. Für 
freiwillige Kaſſenmitglieder kann aber der Eintritt der Erwerbs⸗ 
lofigfeit nur ein Grund für die erſt das Ausſcheiden bewirkende 
Austrittserklärung oder Nichtzahlung der Beiträge (§ 314 Abſ. 1 
RVO .), niemals aber, wle bei der Pflichtverſicherung, die unmittelbare 
Urſache des Ausſcheidens fein. Nev.- Sen., 20. September 1915, 
IIa K. 82/15. 


4) Die Friſt von ſechs Wochen muß eine ununterbrochene ſein, 
während die ſechsundzwanzigwöchige Friſt in den zwölf Monaten vor 
dem Ausſcheiden durch beſchäftigungsloſe Zeiten unterbrochen geweſen 
ſein darf. Diejenigen Zeiten, in denen ein Verſicherter nach § 311 
RWO. trotz Erlöſchens des Beſchäftigungsverhältniſſes Mitglied einer 
Kaffe geweſen iſt, find übrigens in die Verſicherungsdauer des 8 214 
Abſ. 1 Satz 1 einzurechnen. Rev.⸗Sen., 25. September 1915, 
Ila K. 96/15. 

5) Auch zur Weiterverſicherung nach § 313 find übrigens nur 
Kaſſenmitglieder, die beim Ausſcheiden in einer verſicherungspflichtigen 
Beſchäftigung ſtehen, alſo nur Pflichtmitglieder, nicht auch freiwillige 
Mitglieder berechtigt. 


9. § 310 Ro. Trunkſucht als Krankheit. 

Die grundſätzliche Frage, ob Trunkſucht (chroniſcher Alkoholismus) 
eine Krankheit im Sinne der RO. darſtellt, iſt für das Gebiet der 
Keichsverſicherung bisher nicht enſchieden worden. In weſentlicher 
Übereinſtimmung mit der in der Literatur vertretenen Auffaſſung 
(3. B. Hahn, KrankVerſ. Anm. 3b zu § 310 RVO.) iſt chroniſcher 
Alkoholismus von erheblichem Grade als Krankheit im Sinne der 
Verſicherungsgeſetze anzuſehen. Krankheit in dieſem Sinne iſt ein 
anormaler körperlicher oder geiſtiger Zuſtand, deſſen Eintritt entweder 
lediglich die Notwendigkeit der Heilbehandlung des Menſchen oder zu⸗ 
gleich oder ſogar ausſchließlich ſeine Arbeitsunfähigkeit zur Folge hat. 
Bei Anwendung dieſer Begriſſsbeſtimmung auf die Trunkſucht iſt 
davon auszugehen, daß Trunkſucht in vorgeſchrittenem Grade auch 
eine pathologiſche Erſcheinung iſt, die ſich in Anſehung des körper⸗ 
lichen Zuſtandes durch eine krankhafte Veränderung innerer Organe 
(Herz, Leber, Nieren, Magen) und durch eine Schwächung des Nerven⸗ 
ſyſtems, ſowie hinſichtlich des geiſtigen Zuſtandes durch eine krankhafte 
Willens ſchwäche gegenüber der Neigung zum Alkoholgenuß, durch eine 
krankhafte Reizbarkeit und ſonſtige Erſcheinungen der Nervenſchwäche 
kennzeichnet. Die Trunkſucht in vorgeſchrittenem Grade ſtellt danach 
eine Krankheit im Sinne des § 182 Nr. 1 RVO. dar.) Dieſe 
Anſicht entſpricht auch der Rechtſprechung des Bundesamts für das 
Heimatweſen (vgl. Entſch. des Bundesamts Bd. 47 S. 37). Rev. 
Sen., 6. Dezember 1915, IIa E. 71/15. 


10. 8 313 RVO. Weiterverſicherung von Kriegs⸗ 
teilnehmern bei Krankenkaſſen. 


Der Beſchwerdeführer war bis zu ſeiner Einberufung zum Heeres⸗ 
dienſt freiwilliges Mitglied der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe. Nachdem 
er am 29. 8. 14 verwundet worden war, kehrte er Ende Dezember 
1914 an ſeinen Heimatsort zurück, da er vom Militär wegen ſeiner 
Verwundung bis zum 1. 4. 15 Urlaub erhalten hatte. Anfang 
Januar 1915 beantragte er bei der Ortskrankenkaſſe die Wiederauf⸗ 
nahme als freiwilliges Mitglied. Der Vorſtand der Kaffe lehnte 
dieſe ab, weil nur eine Beurlaubung, nicht aber eine Entlaſſung aus 
dem Militärdienſt erfolgt ſei. Eine Rückkehr in die Heimat liege 
nur bei Beendigung des Krieges vor. Das REN. hat dieſe Auf⸗ 
faſſung mit folgender Begründung für unzutreffend erklärt: Die 
Fortdauer des militäriſchen Dienſtverhältniſſes ſteht der Verſicherung 
an ſich nicht entgegen. Das ergibt ſich ſchon daraus, daß der $ 1 
des Gef. v. 4. 8. 14 die einſchränkende Vorſchrift des 8 313 Abſ. 1 
RVO., wonach der aus der verſicherungspflichtigen Beſchäftigung 
Ausgeſchiedene nur ſo lange Kaſſenmitglied bleiben kann, als er ſich 
regelmäßig im Inland aufhält, für die Kriegsteilnehmer aufgehoben 
hat. Auch hat das RWA. bereits wiederholt ausgeſprochen, daß 
Kriegsteilnehmer ſich weiter verſichern können.)) Aufgabe und Zweck 
des Notgeſetzes iſt es gerade, allen denjenigen, die infolge ihrer Ein⸗ 
berufung für ihre Weiterverſicherung nicht haben ſorgen können und 
deren Verſicherung daher nach 8 314 Abſ. 1 RVO. erloſchen iſt, 
ſoweit möglich, zu helfen. Sie ſollen das Recht haben, binnen 
6 Wochen „nach ihrer Rückkehr in die Heimat“ in die Krankenver⸗ 
ſicherung wieder einzutreten. Dafür, was unter „Rückkehr in die 
Heimat“ zu verſtehen iſt, gibt die Begr. zum Geſ. keinen ſicheren 
Anhalt. Wollte man die Worte „Rückkehr in die Heimat“ dahin 
deuten, daß darunter die Entlaſſung aus dem Soldatenſtand zu ver⸗ 
ſtehen iſt, ſo würden viele Kriegsteilnehmer an der Wiederaufnahme 
der Verſicherung für lange Zeit verhindert ſein, da die Entlaſſung 
aus dem Soldatendienſt erfahrungsgemäß ſehr ſpät und erſt dann zu 
erſolgen pflegt, wenn die Wiedererlangung der Dienſtfähigkeit für 
militäriſche Zwecke ausgeſchloſſen erſcheint. Das würde aber eine 


6) Die Unterbringung eines ſolchen Trunkſüchtigen in einer 
Trinkerheilſtätte durch eine Verſickerungsanſtalt begründet daher einen 
Erſtattungsanſpruch dieſer gegen die Krankenkaſſe auf Grund des 
§ 1518 Abſ. 3 NO. 


7) Val. insbeſondere die Entſcheidungen IW. 1915, 987 ff. und 
1916, 285 ſowie Rev.⸗Sen., 27. September 1915, IIa K. 113,16 


zu ki. 11. 2 
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offenbar nicht beabſichtigte Härte ſein, um ſo mehr, als die Verſicherung 
nicht nur der Perſon des Verſicherten ſelbſt, ſondern hinſichtlich des 
Krankengeldes auch ſeiner Familie zugute kommt, und gerade aus 
dem letzteren Grunde die Weiterverſicherung für die Kriegsteilnehmer 
von beſonderer Bedeutung iſt. „Rückkehr in die Heimat“ kann bier 
nach nicht gleichbedeutend ſein mit „Entlaſſung aus dem Soldaten⸗ 
ſtand“. Andererſeits liegt eine Rückkehr in die Heimat im Sinne 
des Geſetzes ebenſowenig vor bei einem ganz vorübergehenden, von 
vornherein nur auf kurze Zeit berechneten Aufenthalt, z. B. aus 
dienſtlichem Anlaß oder während eines kurzen Urlaubs. Vielmehr iſt 
bei Auslegung der in Frage ſtehenden Worte dem Zwecke der Geſetzes⸗ 
vorſchrift Rechnung zu tragen und im Einzelfalle zu prüfen, ob die 
Wiederaufnahme der Verſicherung für den Kriegsteilnehmer vom 
wirtſchaftlichen Standpunkt aus zweckmäßig oder geboten erſcheint. 
Das iſt regelmäßig jedenſalls dann anzunehmen, wenn der Kriegs⸗ 
teilnehmer für längere Zeit zurückkehrt, ſo daß er in der Lage iſt, 
ſein bürgerliches Leben wieder aufzunehmen. Hierbei kommt es nicht 
darauf an, ob er aus dem Militärverhältnis entlaſſen iſt oder nicht. 
Da der Antragſteller im Dezember 1914 für mehrere Monate beur⸗ 
laubt worden iſt, muß eine Rückkehr in die Heimat im Sinne der 
bezeichneten Vorſchriſt angenommen werden. Rev.⸗Sen., 11. Sep 
tember 1915, II K. 667/15. 


11. 8 531 RBO. Beſtrafung des Arbeitgebers wegen 
Verletzung der Meldepflicht. 

Lach 8 531 Abſ. 2 RVO. kann die Kaffe, die nach 8 581 Abſ. 1 
die rückſtändigen Beiträge nachzuholen hat, dem beſtraften Arbeitgeber 
außerdem die Zahlung des Ein⸗ bis Fünffachen der rückſtändigen 
Beiträge auferlegen. § 531 Abſ. 2 ſteht im inneren Zuſammenhang 
mit 8 530. Er bezieht ſich, wie 8 531 Abſ. 1, nach feiner Faſſung 
und Stellung ſowohl auf 8 530 Abſ. 1 wie auf 8 530 Abf. 2. 
Denmach kann eine Kaſſe dem rechtskräftig beſtraften Arbeitgeber die 
Zahlung rückſtändiger Beiträge nicht nur dann auferlegen, wenn 
er wegen Unterlaſſens der Anmeldung eines Verſicherungs pflichtigen 
nach 88 530 Abſ. 1, 317 RVO. beftraft worden ift, ſondern auch 
dann, wenn die Beſtrafung wegen Unterlaſſens der Anzeige von 
Anderungen in den Lohnverhältniſſen nach 88 530 Abſ. 2, 818 Abf. 2 
RBO. erfolgt iſt, der Arbeitgeber alſo nur mit der Entrichtung von 
Beitragsteilen im Rückſtande war (vgl. Hahn, KrankVerſ., Anm. 2 a 
ju 8 531). Daß die Auferlegung von Beitragsrückſtänden grund 
ſätzlich auch bei den leichteren Verſtößen gegen die Meldepflicht nach 
§ 530 Abſ. 2 (vgl. Begr. zum Entw. der RBO. 254) zuläſſig iſt, 
ergibt ſich auch daraus, daß einer der dort erwähnten Übertretungs⸗ 
fälle von der Anwendung der Vorſchrift des § 530 Abſ. 2 Satz 1 
ausgenommen wird, was ſich erübrigt hätte, wenn die Vorſchrift des 
§ 531 Abſ. 2 über die Auferlegung von Beitragsrückſtänden auf die 
Abertretungs fälle des 8 530 Abſ. 2 überhaupt nicht zu beziehen wäre. 
Innere Gründe ſprechen ebenfalls nicht dafür, den ſäumigen Arbeit⸗ 
geber von der Zahlung der Rückſtände zu befreien, wenn er nicht mit 
den vollen Beiträgen, ſondern nur mit Teilen davon rückſtändig ges 
blieben iſt. Auch aus der Entſtehungsgeſchichte des 8 531 Abſ. 2 
find Bedenken gegen die Anwendung dieſer Vorſchrift bei Über 
tretungen nach 88 530 Abſ. 2, 318 Abſ. 2 nicht herzuleiten. Beſchl.⸗ 
Sen., 14. Auguſt 1915, II K. 606/15. 


12. 88 1506, 1536 RVO. Zum Anſpruch eines Land⸗ 
armenverbandes auf Erſatz aus der Invalidenrente des 
in einer Heilanſtalt untergebrachten Kranken. 

Durch 8 1506 Abſ. 2 RDO. wird der Erſatzanſpruch für Kranken⸗ 
kaſſenleiſtungen bis zum vollen Betrage der Rente zugelafien, wenn 
„dem Kranken vollſtändiger Unterhalt in einer Anſtalt gewährt 
worden“ iſt. Zum „vollſtändigen Unterhalt“ eines Kranken kann 
aber nicht die Sorge für den Unterhalt ſeiner Angehörigen gerechnet 
werden. „Vollſtändiger Lebensunterhalt“ bedeutet die Sorge für alle 
Lebensbedürfniſſe des Kranken ſelbſt (zu vgl. Begr. d. Entw. 448). 
Dazu gehört aber ſchon nach allgemeinem Sprachgebrauch nicht die 
Erfüllung feiner geſetzlichen oder moraliſchen Verpflichtungen. Der 


Unterhalt der Familie iſt ihr eigenes Bedürfnis, aber nicht Lebens⸗ 
bedürfnis des Familienvorſtandes. Dazu kommt, daß Vorausſetzung 
des Anſpruchs die Gewährung des Unterhalts in einer Anſtalt iſt. 
In einer Anſtalt kann aber naturgemäß nur dem Kranken ſelbſt 
Unterhalt gewährt werden; Krankenhäuſer, Irrenanſtalten und dergl. 
find nicht dazu beſtimmt und auch nicht darauf eingerichtet, auch 
unterhaltsberechtigte Angehörige des Kranken aufzunehmen. Hätte 
alſo der Geſetzgeber den Erſatzanſpruch auf die volle Rente auch von 
der Übernahme der Sorge für die Angehörigen des Kranken abhängig 
machen wollen, ſo hätte es eines Vorbehalts zugunſten der Ange⸗ 
hörigen eines verheirateten Kranken bedurft. In dieſem Sinne hat 
ſich auch unter der Herrſchaft des früheren Rechts das PrOVG. aus⸗ 
geſprochen. Rev.⸗Sen., 28. November 1915, IIa E. 24/15. 


Cortſetzung folgt.) 


Hypothekeneinigungsamt Berlin.“) 


Berichtet von Rechtsanwalt und Privatdozent Dr. Arthur Nußbaum, 
Berlin. 


1. Die Gewährung der Zahlungsfriſt an den Hypo⸗ 
thekenſchuldner bedeutet für eine Hypothekenbank nicht 
ſchon deshalb einen unverhältnismäßigen Nachteil, weil 
die Bank ihre Pfandbriefe einlöſen muß. 

Die Vermögenslage des Schuldners iſt vor dem Einigungsamt 
der Gegenſtand eingehender Erörterungen geweſen. .... Es hat fich 
ergeben, daß der Schuldner an ſeinen drei Grundſtücken und nament⸗ 
lich auch an dem hier fraglichen infolge des Krieges ſchwere Ausfälle 
erlitten hat, ſo daß ihm für das eine Grundſtück nur noch zirka 
1000 &, für das andere noch zirka 800 & Überſchuß geblieben ſind, 
während bei dem hier fraglichen Grundſtück R. Str. 50 ein nennens⸗ 
werter ÜUberſchuß überhaupt nicht mehr vorhanden iſt. Da der 
Schuldner auch andere realifierbare Mittel nicht zur Verfügung hat, 
ſo wird die Gewährung der Friſt durch die Lage des Schuldners 
gerechtfertigt. Andererſeits entſteht durch die Friſt für die Gläubigerin 
kein unverhältnismäßiger Nachteil. Wenn die Gläubigerin (eine 
Hypothekenbank) das Gegenteil aus den Nückzahlungsbedingungen der 
Pfandbriefe herzuleiten ſucht, ſo geht dies fehl. Nach Ablauf der 
zehnjährigen Friſt, innerhalb deren die Pfandbriefe unkündbar ſind, 
hat nicht etwa ſofort die Rückzahlung der Pfandbriefe einzutreten, 
ſondern es beginnt mit dieſem Zeitpunkt eine bei den verſchiedenen 
Banken verſchiedene im Durchſchnitt etwa 40 bis 50 jährige Tilgungs⸗ 
periode, innerhalb deren die Verteilung auf die einzelnen Jahre 
großenteils vom Ermeſſen der Bank abhängt. Mindeſtens würde 
es einer genauen Bezifferung derjenigen Beträge, die die Bank dem⸗ 
nächſt zur Rückzahlung der Pfandbriefe aufzubringen hat, unter gleich⸗ 
zeitiger genauer Darlegung ihrer finanziellen Lage bedurft haben, 
wenn die Gefahr eines unverhältnismäßigen Nachteils feſtgeſtellt 
werden ſollte. Daß der Standpunkt der Gläubigerin in ſeiner All⸗ 
gemeinheit verfehlt iſt, geht ſchon zur Genüge daraus hervor, daß eine 
ganze Reihe von Hypothekenbanken regelmäßig ihre Hypotheken für 


1) Die JW. wird ihre Berichte aus der Rechtſprechung auch auf 
diejenigen Amter ausdehnen, die durch die Kriegs verordnungen für 
die Zwecke und zur Unterftügung der Kriegsrechtſprechung geſchaffen 
worden ſind. Es iſt zu hoffen, daß damit der Praxis während der 
Kriegszeit gedient und der Anwaltſchaft ein weiteres wichtiges Rüſt⸗ 
zeug für die Beratung der Rechtſuchenden in dieſen wirtſchaftlich ſo 
bedeutſamen Fragen gewährt wird. Zugleich wird damit aber auch 
dem künftigen Geſchichtsſchreiber des Rechts und der Wirtſchaft des 
gegenwärtigen Krieges ein erhebliches Material zugänglich gemacht. 
Beſondere Bedeutung iſt der Praris der Hypothekeneinigungsämter 
beizumeſſen. Es ſcheint, daß dieſe Amter berufen ſein werden, in der zu 
erwartenden neuen Ordnung der Verhältniſſe des Realkredits und damit 
in einer für die wirtſchaftliche Zukunft Deutſchlands überaus folgen« 
ſchweren Frage in bedeutſamer Weiſe mitzuwirken. Die neue Verordnung 
des Bundesrats vom 8. Juni 1916 hat bereits eine bemerkenswerte 
Erweiterung ihrer Zuſtändigkeit gebracht. Wir beginnen mit einigen 
Gutachten des Berliner Hypothekeneinigungsamts. D. S. 
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die Kriegsdauer zum bisherigen Zinsfuß verlängert. Immerhin glaubt 
das Einigungsamt, der Gläubigerin, der durch den höheren Geld⸗ 
zinsfuß der Kriegszeit in mancher Hinſicht Mehrkoſten entſtanden ſein 
werden, eine Erhöhung der Hypothekenzinſen zubilligen zu ſollen. 
Die von der Gläubigerin verlangten 4% Prozent aufzubringen, iſt 
dem Schuldner unmöglich. Eine ſo weitgehende Erhöhung würde 
den Ruin des Schuldners bedeuten und letzten Endes nicht einmal 
durchführbar fein. Nach der Auffaffung des Einigungsamts iſt der 
böchfte Zinsbetrag, den der Schuldner leiſten kann, 4% Prozent, ſchon 
das bedeutet eine jährliche Mehrleiſtung von über 500 4. Da der 
Vertreter der Gläubigerin nicht in der Lage war, dieſen Vorſchlag 
des Einigungsamts anzunehmen, ſo mußte ſich das Einigungsamt 
dafür ausſprechen, dem Antrage des Schuldners ſtattzugeben. (Gut⸗ 
achten vom 8.1.1916. A. 180.) 


2. Einem perſönlich ſchutzwürdigen Hypotheken⸗ 
ſchuldner kann nicht zugemutet werden, ſeine bis zur 
Höchſtgrenze beliehenen Wertpapiere im Kriege zu ver⸗ 
kaufen, um einen etwaigen Mehrbetrag zur Befriedigung 
des Gläubigers zu verwenden. 

Die Schuldnerin hat infolge des Krieges ſehr erhebliche Miet⸗ 
einbußen erlitten und außerdem der an erſter Stelle eingetragenen 
Verſicherungsgeſellſchaft W. höhere Zinſen und eine Ber 
längerungsproviſion von mehr als 1000 & bezahlen müflen. Die 
Vergleichung der Einnahmen und Ausgaben des Grundſtücks hat 
ergeben, daß die Eigentümerin, die den Eindruck einer durchaus 
ehrlichen Schuldnerin macht, nicht ſo viel erübrigen konnte, um die 
Zinſen der P. chen Hypothek voll zu bezahlen. Es iſt ihr insbeſondere 
zu glauben, daß es ihr beim beſten Willen nicht möglich war, ihre 
am 14. September 1915 vor dem Einigungsamt gegebene Zuſage 
wegen Berichtigung der Zinsrückſtände zu erfüllen. Die Schuldnerin 
hat ihre geſamten Verhältniſſe vor dem Einigungsamt aufgedeckt, und 
es iſt dabei zur Sprache gekommen, daß die Schuldnerin bei der 
C. Bank Wertpapiere liegen hat, die von der Bank mit 23 000 4 
beliehen ſind. Die Schuldnerin hat glaubhaft dargelegt, daß die 
Höchſtgrenze der Beleihung damit erreicht ſei und die Bank es ab⸗ 
gelehnt habe, auf die Papiere noch irgendwelchen weiteren Kredit zu 
geben. Demgegenüber ſteht die Gläubigerin auf dem Standpunkt, 
daß die Schuldnerin ihre Wertpapiere verkaufen müſſe, um einen 
über die Beleihungsſumme ſich ergebenden Mehrbetrag für die 
Gläubigerin flüſſig zu machen. Dem konnte nicht beigepflichtet werden. 
Da die Börſe geſchloſſen iſt und die Bankgeſchäfte außerdem den 
Verkauf von Wertpapieren nicht mehr in Kommiſſion, ſondern nur 
noch als Eigenhändler übernehmen, ſo iſt derjenige, der genötigt iſt, 
Wertpapiere gegenwärtig ſofort zu verkaufen, ohne beſondere günſtige 
Gelegenheiten abwarten zu können, unverhältnismäßigen Schädigungen 
ausgeſetzt, die der Schuldnerin nicht zugemutet werden konnten, ganz 
ubgeſehen von der Frage, ob im vorliegenden Falle überhaupt ein 
nennenswerter Überſchuß herauskommen würde. (Gutachten vom 


13. III. 1916. A. 234. 
) Gortſexung folgt.) 


Preußiſches Oberverwaltungsgericht 
[Gemeindewahlrecht!].) 


Bearbeitet von Juſtizrat Dr. Görres, Berlin. 
(Schluß zu Nr. 7, Seite 508.) 


VI. Berwaltungsfireituerfahren. 
KRheiniſche Städteordnung 8 26. 

1. Prüfung der Gültigkeit der Wahl durch den Ver⸗ 
waltungsrichter von Amts wegen. Es iſt unerheblich, daß 
die Stadtverordnetenverſammlung die Ungültigkeit nicht hierauf ge⸗ 
ſtützt hat. Denn der Verwaltungsrichter hat von Amts wegen alles 


1) Nachdruck ohne genaue Quellenangabe verboten. 


zu berückſichtigen, was für die Gültigkeit oder Ungültigkeit der an, 
gefochtenen Wahl von Bedeutung iſt (OVG. 47, 48; 48, 183). 
(Urt. v. 20. IX. 12 i. S. Wirt P. E. c. St.⸗B.-⸗B. Eſſen. I. Sen. 
I B. 7/12. Bez.⸗A. Düffelborf.) 


Zuſtändigkeitsgeſetz 8 28. 

2. Die Prüfung des Verwaltungsrichters hat ſich auf 
die Gültigkeit der Wahlen in vollem Umfange zu erſtrecken, und es 
iſt alles, was für oder gegen die Gültigkeit einer Wahl ſpricht, in 
Betracht zu ziehen, damit das Ziel des Streitverfahrens, die Herbei⸗ 
führung einer endgültigen Entſcheidung über die Gültigkeit der Wahl, 
erreicht werden kann. 

Prüfung von Amts wegen. Es lag dem Borberrichter ob, 
die Frage der ordnungsmäßigen Auslegung der Wählerliſte, die im 
Berneinungsfall einen Grund für die Ungültigkeit der Wahl bilden 
konnte, zu prüfen, auch wenn in den Ausführungen der Parteien 
eine Bemängelung nach dieſer Richtung nicht enthalten war. 

(Urt. v. 10. V. 12 i. S. Gem.⸗Rat Hönfingen c. Graf W. auf A. 
I. Sen. I C. 1/12. Bez.⸗A. Coblenz.) 


Zuſtändigkeitsgeſetz 58 10, 11, 15. 

3. Klage und Beanſtandungsrecht. Wie der Gerichtshof 
in der Entſch. vom 29. III. 04 (OVG. 45, 16) nachgewieſen hat, 
beſtehen das Rechtsmittel der Klage gegen Beſchlüſſe über die Gältig⸗ 
keit der Wahlen zur Gemeindevertretung und das Beanſtandungsrecht 
in Hinſicht ſolcher Beſchlüſſe, welche die Befugniſſe der Gemeinde⸗ 
vertretung Überſchreiten oder die Geſetze verletzen, nebeneinander. 
(Urt. v. 24. X. 11 i. S. St.⸗V.⸗B. Minden (Weſtf.) c. Mag. I. Sen. 
Bez.⸗A. Minden.) 

4. Verbindung der dasſelbe Ziel verfolgenden 
Klagen. Sie hätte ſchon in erſter Inſtanz geſchehen müſſen, da 
über den Streitgegenſtand, nämlich das den Gewählten aus der 
Wahl erwachſende Recht, nur einheitlich, mit der Wirkung inter 
omnes entſchieden werden kann (vgl. OVG. 26 S. 119, 128; 47, 49; 
PrVerwöl. 81, 867). (Art. v. 20. XII. 12 i. S. Ger.⸗Sekr. P. in 8. 
c. St. VB.⸗B. Buer. I. Sen. Bez.⸗A. Münſter.) 


5. Teilnahme der Gewählten an der Beſchlußfaſſung 
über die Gültigkeit ihrer eigenen Wahl. Ihr ſteht eine 
geſetzliche Beſtimmung nicht entgegen. Abgeſehen hiervon iſt der 
Beſchluß zwar Vorausſetzung der Klage, nicht aber Gegenſtand des 
Angriffs, und feine etwaigen Mängel find infolgedeſſen ohne Be 
deutung für die über die Gültigkeit der Wahl zu treffende richter⸗ 
liche Entſcheidung (OVG. 14, 38; Prerwdl. 23, 518). Urt. v. 
19. XI. 12 i. S. Kaufm. M. u. Gen. zu B. c. Gem.⸗Ausſch. zu Bergen 
a. D. I. Sen. I C 52./11. Bez.⸗A. Lüneburg.) 


6. Findet das Verwaltungsſtreitverfahren auf die 
Anfechtung der Wahl des Bürgermeiſters in den Städten 
mit vereinfachter Städteverfaſſung im Geltungsbereiche 
der Städteordnung für Schleswig⸗Holſtein vom 14. April 
1869 Anwendung? I. Der Bürgermeiſter und die ſämtlichen 
Mitglieder des Magiſtrats werden im Bereiche dieſer Städteordnung, 
abweichend von der Regelung in den anderen Städteordnungen, von 
der wahlberechtigten Bürgerſchaft im gleichen Verfahren, wie ſolches 
für die Wahl der Stadtverordneten vorgeſchrieben iſt, gewählt. Das 
OVG. hat bereits zu der Frage Stellung genommen, ob das Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren auch auf die Wahl der Magiſtratsmitglieder 
im Gebiete der Schleswig⸗Holſteinſchen Städteordnung Anwendung 
finde. Es hat dieſe Frage verneint und ausgeführt, über die Gültig 
keit der Wahl von Magiſtratsmitgliedern hätten beide ftädtiſche 
Kollegien zu beſchließen; gegen den Beſchluß finde gemäß 8 45 der 
Städteordnung der Rekurs an die Regierung, jetzt den Regierungs⸗ 
präſidenten, ſtatt (Entſch. v. 20. V. 04 II 929 und v. 7. VII. 05 
II B. 17/05). Dieſe beiden Entſcheidungen hatten allerdings zum 
Gegenſtande die Wahl eines Bürgermeiſters in Gemeinden mit kol⸗ 
legialiſcher Magiſtratsverfaſſung; die gleichen Grundſätze müſſen 
indeſſen auch auf die Wahl des Bürgermeiſters in den Städten mit 


45. Jahrgang. 


einfacherer Städteverfaffung Anwendung finden. Dieſer unterſcheidet 
ſich in nichts von dem Bürgermeiſter in den Städten mit normaler 
Städteverfaſſung, bis auf den Umſtand, daß auf ihn alle dem Mas 
giſtrate beigelegten Rechte und Pflichten übergehen, und daß er kraft 
Gefeges ſtimmberechtigter Vorſtzender der Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung if. 


Oſtliche Landgemeindeordnung 88 140 Abſ. 1, 42. 

7. Stellung einzelner Gemeindevertreter und des 
Beigeladenen. Einem oder mehreren Mitgliedern der Gemeinde⸗ 
vertretung ſteht die Klage nicht zu (vgl. OB. 17 S. 8, 18). Der 
Beigeladene kann mit feiner Reviſion nur durchdringen, wenn er 
durch die angefochtene Entſcheidung in ſeinem eigenen, und zwar 
in einem ſolchen ſeiner Verfügung unterliegenden Rechte verletzt iſt, 
zu beſſen Verfolgung ihm der Schutz des Verwaltungsſtreitverfahrens 
eröffnet iſt (OBG. 5 S. 468, 465). Dies trifft hier nicht zu. 8 42 
LSD. räumt niemandem, felbft bei Erfüllung der geſetzlichen Voraus⸗ 
fegungen, ein Anrecht auf die Verleihung des Gemeinderechts ein. 
Eine Verleihung des Forenſalrechts iſt dem Geſetze fremd. — Die 
Gemeindevertretung konnte zwar zu einer etwa vom Gemeinde⸗ 
vorſteher beabſichtigten Verleihung des Gemeinderechts ihre Zu 
ſtimmung ausſprechen oder verſagen; nicht dagegen war ſie berechtigt, 
ihrerfeitö allein und im Widerſpruch mit dem Gemeindevorſteher das 
Gemeinderecht zu verleihen. (Urt. v. 81. V. 12 i. S. Werkführer C. 
in K. u. Gen. c. Gem.⸗Vorſt. zu Karf. I. Sen. I C. 18/11. Bez.⸗A. 
Oppeln.) 


Oberlandesgerichte. 
Kriegsrechtliche Entſcheidungen. 


1. Zur Unterzeichnung in Briefform 
eigenhändiger Militärteſtamente. 

Antragſteller ſtützt ſeinen Antrag, ihm einen Erbſchein als 
Alleinerben nach dem im Felde gefallenen Chauffeur Stanislaus St. 
zu erteilen, auf zwei nur mit dem Vornamen „Stanislaus“ unter⸗ 
zeichnete Briefe des Erblaſſers. Ihr Inhalt ergibt das Vorliegen 
letztwilliger Verfügungen und die behauptete Erbeinſetzung. Daß der 
zweite Brief trotz Benutzung des Ortsvordrucks zur Herſtellung der 
Orts- und Zeitangabe als privilegiertes Militärteſtament gelten kann, 
führt das LG. zutreffend aus. Es kommt alſo bei beiden Briefen 
darauf an, ob die Unterzeichnung mit dem Vornamen ausreicht. Das 
LG. hat das in bewußtem Gegenſatz zur neueren Kechtſprechung des 
KG. verneint. Das KG. hat im Beſchluß vom 28. September 1915 
(KJ. 48, 85; NIA. 14, 280; JMBl. 15, 233) 1) ſowohl für das 
eigenhändige Teſtament des BOB. als auch für das privilegierte 
Militärteſtament ausgeſprochen, daß bei Errichtung in Briefform die 
Namensunterſchrift auch dann genüge, wenn ſich die Perſönlichkeit 
des Unterzeichners aus dem Brieftext nicht ergibt, ſofern nur Be⸗ 
denken gegen die Vollſtändigkeit der Vollziehung nicht vorliegen. Die 
Ausführungen des LG. und die Darlegungen von Endemann, 
DIZ. 16, 32, und von Herzfelder, JW. 1915, 1382, geben dem Senat 
keinen Anlaß zum Aufgeben dieſer wohlerwogenen Auſfaſſung. Nach⸗ 
dem das RG. im Beſchluß vom 5. Juli 1915 (RIA. 14, 262; 
JMBl. 15, 230) ) die Unterzeichnung mit Vornamen über den in 
der älteren Nechtſprechung des KG. (KGJ. 31, 109; 45, 116) bes 
ſtimmten Perſonenkreis hinaus unter Mißbilligung dieſer Begrenzung 
überhaupt für zuläſſig erklärt hat, führt, wie auch Endemann 
a. a. D. 88 und Kretzſchmar, JW. 1916, 445, anerkennen, die Folge⸗ 
richtigkeit dahin, die Unterzeichnung eines in Briefform errichteten 
Teſtaments mit dem Vornamen ohne Rückſicht auf die Möglichkeit 
der Perſönlichleits feſtſtellung aus dem Brieftext allgemein freizugeben. 
Da Bedenken gegen die Vollſtändigkeit der Unterſchriftsvollziehung 


errichteter 


) JW. 1915, 1880. 
2) 7. 1015, 1880. 
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nicht vorliegen und die ſonſtigen Vorausſetzungen für Erteilung des 
Erbſcheins erfüllt find, war das AG. unter Aufhebung der Bor 
entſcheidungen zur Erteilung anzuweiſen. (Beſchluß des 1. 88. des 
KO. vom 8. VI. 16. Nachlaßſache St. 1 X. 140/16.) 


* % 
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2. Die Beſchlagnahme von Sachen zu Kriegszwecken 
ſchließt die Pfändung der Sachen nicht aus, ſondern 
hindert nur deren öffentliche Verſteigerung, BRBek. über 
die Sicherſtellung von Kriegsbedarf vom 24. Juni 1915, 


88 1, 4. 

Das Verbot der Pfändung von Wolle nach den Wollbeſchlag⸗ 
nahmeverfügungen ſteht einer Zwangsvollſtreckung nicht entgegen, die 
mit der Überlaffung der gepfändeten Wolle an die Kriegswollbedarf⸗ 


Zu 2. Das Os gelangt zu dem Ergebniſſe, daß Sachen 
trotz ihrer Beſchlagnahme zu Kriegszwecken der Pfändung unterliegen. 
Dem wird beizupflichten ſein. 

Die Beſchlagnahme zu Kriegszwecken iſt nach 8 184 BOB. von 
der Wirkung begleitet, daß Verfügungen, die gegen das in der 
Beſchlagnahme enthaltene Verbot verſtoßen, der Wirkſamkeit entbehren. 
Die Tragweite des Verbots ergibt ſich aus dem jeweiligen Zwecke 
der Beſchlagnahme. Von grundlegender Bedeutung iſt in dieſer Be⸗ 
ziehung die Bekanntmachung über die Sicherſtellung von Kriegs bedarf 
vom 24. Juni 1915 (RGBL. S. 357). Danach dient die Beſchlag⸗ 
nahme zur Sicherung der in Ausſicht ſtehenden Übertragung des 
Eigentums an Gegenſtänden, die bei der Herſtellung und dem Be⸗ 
triebe von Kriegsbedarfsartikeln zur Verwendung gelangen können, 
auf die in der Anordnung der zuſtändigen Stellen bezeichneten Per⸗ 
fonen (§ 1 Abſ. 1). Die Beſchlagnahme hat die Wirkung, daß die 
Vornahme von Veränderungen an den von ihr betroffenen Gegen⸗ 
ſtänden verboten iſt und rechtsgeſchäftliche Verfügungen über ſie nichtig 
find. Den rechtsgeſchäſilichen Verfügungen ſtehen Verfügungen gleich, 
die im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvollziehung er⸗ 
folgen. Trotz der Beſchlagnahme find alle Veränderungen und Ver⸗ 
fügungen zuläſſig, die mit Zuſtimmung der beſchlagnehmenden Stelle 
vorgenommen werden (8 4 Abſ. 1 Satz 4 bis 6). 

Die Pfändung als ſolche ſteht den Sicherungszwecken, denen die 
Beſchlagnahme dient, nicht entgegen; ſie iſt daher auch zuläſſig und 
wirkſam, nur findet ſie eine Schranke an der bevorſtehenden Ent⸗ 
eignung, die durch die Beſchlagnahme geſichert werden ſoll, und ſie 
kann deshalb nicht zur öffentlichen Verſteigerung der Pfandſtücke 
führen. Hierdurch wird die Pfändung auch nicht etwa zwecklos, 
ſo daß ſie aus dieſem Grunde unzuläſſig wäre. Denn der Pfändungs⸗ 
gläubiger erwirbt nach Art. 52 EGBGB. im Falle der Enteignung 
ein Pfandrecht an dem Entſchädigungsanſpruche, und er iſt nach 
Höhe feiner Forderung zur Einziehung dieſes Anſpruchs berechtigt. 
Iſt aber, wie es zumeiſt der Fall ſein wird, in erſter Reihe die frei⸗ 
händige Veräußerung an die in der Anordnung bezeichnete Perſon 
vorgeſehen, fo kann ſich der Pſändungsgläubiger gemäß § 825 BRD. 
durch das Vollſtreckungsgericht zum Verkaufe der beſchlagnahmten 
Sache an dieſe Perſon ermächtigen laſſen. 

A. M., jedoch ohne näheres Eingehen auf die Frage, Hagelberg 
in Gruchot 60 S. 86, 88. Die Meinung Hagelbergs hat den Wort⸗ 
laut des 8 4 der Bek. für ſich; dieſer kann jedoch gegenüber dem 
dargelegten Zwecke der Beſchlagnahme um ſo weniger ins Gewicht 
fallen, als die auch für Geſetze aeltende Vorſchrift des §8 183 BGB., 
daß bei der Auslegung einer Willenserklärung der wirkliche Wille zu 
erforſchen und nicht am buchſtäblichen Sinne des Ausdrucks zu haften 
if, für die eilig abgefaßten Kriegsverordnungen ganz beſonders zu 
beachten iſt. So ſteht deshalb die Beſchlagnahme zu Kriegszwecken 
auch der Beſtellung des Pfandrechts an den beſchlagnahmten Sachen 
nicht entgegen; nur iſt der Verkauf an eine andere als die in der 
Anordnung bezeichnete Perſon hier ebenfalls ausgeſchloſſen. 

Die Frage iſt von erheblicher praktiſcher Bedeutung, denn es iſt 
zu berückſichtigen, daß es ſich bei den beſchlagnahmten Sachen des 
Schuldners oft um große und wertvolle Mengen handelt, und daß mit 
der Beſchlagnahme noch nicht entſchieden iſt, ob auch wirklich einmal 
die Inanſpruchnahme der Sachen zu Kriegszwecken erfolgen wird. 
Die Beſchlagnahme ſoll dieſe Inanſpruchnahme nur ſichern; ſie kann 
ſich dadurch erledigen, daß die Sachen nicht gebraucht und deshalb 
ſchließlich freigegeben werden; ein Fall, für den in §8 4 Abf. 3 der 
Bek. die Gewährung einer Entſchädiaung wegen der durch die 
Beſchlagnahme bewirkten Verfügungsbeſchränkung vorgeſehen iſt. Auch 
ein ſolcher Anſpruch unterliegt nach Art. 52 EGBGB. dem Pfand: 
recht des Gläubigers. 


Seh. Juſtizrat Oberlandesgerichtsrat Dr. Kretſchmar, Dresden. 
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Aktiengeſellſchaft Berlin oder an die von biefer zugelaſſenen Abnehmer 
verträglich iſt. Dies gilt gleichmäßig für jeden der beiden möglichen 


e. 

1. Zunächſt nämlich ſei angenommen, die gepfändete Fellwolle 
gehöre zum Wollertrage der deutſchen Schafſchur 1914/15 oder der 
deutſchen Schafſchur 1915/16 oder zum Wollgefälle der deutſchen 
Gerbereien 1914/15 oder 1915/16. Dann iſt für fie die Bekannt⸗ 
machung der Kommandierenden Generale vom 17. September 1915, 
Nr. W. I 3808/8 15 KRA., enthalten in der 2. Beilage zu Nr. 216 
der Sächſiſchen Staatszeitung vom 17. September 1915, maßgebend. 

Von der Bekanntmachung wurde neben dem geſamten, nach Her⸗ 
kunft nicht geſchiedenen Wollgefälle bei den deutſchen Gerbereien der 
Wollertrag der deutſchen Schafſchur 1915 / 16 und der deutſchen Schaf⸗ 
ſchur 1914/15 betroffen, ſoweit er noch nicht gemäß den amtlichen 
„Ausführungsbeſtimmungen zur (erfimaligen) Beſchlagnahme der 
deutſchen Schafſchur 1914/15“ in das Eigentum von Heeresbedarfs⸗ 
ſabrikanten übergegangen war. Dieſe Ausnahme greift im gegen⸗ 
wärtigen Falle nicht Platz; als „die Wolle der deutſchen Schafſchur 
1914/15“ werden aber dort ausdrücklich die ſeit dem 1. Ottober 1914 
in Deutſchland geſchorenen und zu ſcherenden Wollmengen bezeichnet. 

Die Bekanntmachung vom 17. September 1915 enthält nun 
zwar die Beſchlagnahme der von ihr betroffenen Gegenſtände und in 
Anſchluß an 8 4 BR DO. über die Sicherſtellung von Kriegsbedarf 
vom 24. Juni 1915 (RGBI. S. 357) den Grundſatz, daß rechts⸗ 
geſchäftliche Verfügungen über die beſchlagnahmten Sachen nichtig 
ſeien und den rechtsgeſchäftlichen ſolche Verfügungen gleichſtünden, die 
im Wege der Zwangsvollſtreckung erfolgten. Daneben aber werden 
Veräußerungen nicht bloß an die Kriegswollbedarf⸗Aktiengeſellſchaft, 
ſondern auch an ſolche Perſonen geſtattet, die die Wolle unmittelbar 
oder mittelbar an dieſe Aktiengeſellſchaft verkaufen; 88 3, 6. Die 
beſchlagnahmten Wollen find alſo wie bis dahin freiverkäuflich und 
für jeden Käufer erlangbar; nur muß ſich der Verkehr in beſtimmten 
Bahnen bewegen, nämlich über gewiſſe, von der Heeresverwaltung 
verpflichtete Wollwäſchereien führen, die ſtreng gehalten ſind, für die 
Aberwachung der endgültigen Ablieferung der von ihnen gewaſchenen 
Wolle an ſolche Verarbeiter zu ſorgen, die ihnen von der Kriegs⸗ 
wollbedarf⸗Aktiengeſellſchaft als Empfänger aufgegeben werden; 58 4, 8. 
Danach iſt nur die Veräußerung an Verbraucher nichtig, bei der die 
Wolle keiner der zugelaſſenen Wäſchereien zur Wäſche zugeführt wird. 

Den rechtsgeſchäftlichen Verfügungen ſind die im Wege der 
Zwangsvollſtreckung gleich zu beurteilen. Auch die im Auftrage des 
Gläubigers vorgenommene Pfändung greift der Ablieferung der Wolle 
an eine zugelaſſene Wäſcherei und über eine ſolche hinweg an die 
Kriegswollbedarf-⸗Aktiengeſellſchaft oder an von ihr aufgegebene Emp⸗ 
ſänger nicht vor. Die Pfändung iſt alſo zuläſſig und das Pfändungs⸗ 
pfandrecht gültig entſtanden. Es gewährt dem Gläubiger, wie ein 
Vertragspfandrecht (ZPO. § 804 Abſ. 2), den Anſpruch auf Bes 
friedigung aus dem feſtgeſetzten Ubernahmepreiſe und wirkt demgemäß 
auch im Enteignungsfalle (EGBGB. Art. 52). Im übrigen ft die 
Pfandverwertung, die indeſſen gegenwärtig nicht zur Entſcheidung 
ſteht, nach ZPO. § 825 durchführbar, und in dem rechtsähnlichen 
Falle des §S 772 wird von der ZPO. gleichfalls zwiſchen Pfändung 
und Veräußerung des Pfandes geſchieden und nur die letztere unterſagt. 

2. Im umgekehrten Falle, wenn nämlich die gepfändete Wolle 
nicht dem bisher behandelten Wollertrage 1914/15 oder 1915/16 
entſtammt, hat auf ſie die Bekanntmachung der Kommandierenden 
Generale betreffend Veräußerungs- und Verarbeitungsverbot von 
reiner Schafwolle uſw. vom 12. Auguſt 1915, Nr. W. I 1582/7 15 
KRA. (Sächſiſche Staatszeitung vom 12 Auguſt 1915), und an ihrer 
Stelle vom 61. Dezember 1915 an die Bekanntmachung der Kriegs⸗ 
miniſterien und der Kommandierenden Generale von dieſem Tage, 
Nr. W. I 770/12 15 KRA. (Sächſiſche Staatszeitung vom 31. Des 
zember 1915), Anwendung zu finden. Sie beziehen ſich auf reine 
Schafwolle, insbeſondere die ausländiſche, ſei ſie ungewaſchen oder 
gewaſchen, ungefärbt oder gefärbt, und verbieten die Veräußerung zu 
anderen als zu Heeres⸗ oder Marinezwecken. Erlaubte Lieferungen 


find die an die Kriegswollbedarf⸗Aktiengeſellſchaft, nach der erſteren 
Bekanntmachung daneben die Veräußerung an Perſonen, die dieſe 


„Wolle nachweislich (d. h. durch amtlichen Belegſchein erweisbar) zur 


Herſtellung von Halb⸗ und Ganzerzeugniſſen zwecks Erfüllung von 
unmittelbaren oder mittelbaren Aufträgen von Militär⸗ oder Marines 
behörden brauchen (8 2). Die Veräußerung iſt alſo nicht ſchlechthin 
verboten und dies nicht einmal nach der Bekanntmachung vom 
81. Dezember 1915, die die Beſchlagnahme der von ihr betroffenen 
Wolle verfügt. Die im Auftrage des Gläubigers vorgenommene 
Pfändung hindert nicht die Lieferung an die befugte Stelle, nament⸗ 
lich nicht an die Kriegswollbedarf⸗Aktiengeſellſchaft ſelbſt. Es ſchlagen 
deshalb die unter 1 angeſtellten Erwägungen auch hier ein, inhalts 
deren das Pfandrecht als gültig entſtanden zu betrachten iſt. (Be⸗ 
ſchluß des OLG. Dresden, 6. 3 S., vom 8. Juni 1916, 6a Reg. 160/16.) 


Mitgeteilt von 
Geh. Juſtizrat Oberlandesgerichtsrat Dr. Kretzſchmar, Dresden. 
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3. Keine Pfändbarkeit des Anſpruchs auf Erſatz im 
beſetzten Gebiet enteigneter Güter. 

Die Frage der Zuläſſigkeit einer Pfändung von Erſatzanſprüchen 
im Falle der Beſchlagnahme (Requiſition) von Waren im Feindes⸗ 
land tft in der Judikatur und Literatur bald bejaht, bald verneint; 
dieſe iſt zuſammengeſtellt und beſprochen in der JW. 1915 S. 1076, 
1296 ff., 1499; 1916 S. 218, 450 (vgl. auch S. 1038, 1041, 1456, 
1458). Der Senat ſchließt ſich den in dem angefochtenen Beſchluſſe 
zum größten Teil wiedergegebenen Ausführungen des Ferienſenats 
des OLG. in Poſen vom 28. Juli 1915 (abgedruckt im IJMBI. 1916, 
41 f., auch in der JW. 1915 S. 1037/88) durchweg an und gelangt 
mit dieſem zu dem Ergebniſſe, daß eine geſetzliche Norm, die den 
Anſprüchen des Schuldners gegen den Reichsfiskus Klagbarkeit vers 
leihen könnte, überhaupt nicht vorhanden iſt. Der Art. 52 des 
Haager Abkommens vom 18. Oktober 1907 enthält, wie das ganze 
Abkommen, eine lediglich völkerrechtlich zwiſchen den beteiligten 
Staaten getroffene Beſtimmung, aus der nur die beteiligten Staaten, 
nicht aber deren Untertanen berechtigt und verpflichtet ſind. Die 
dagegen von Schäffer in der JW. 1915, 1297 angeführten Argu⸗ 
mente erſcheinen nicht durchſchlagend. Sein Hinweis darauf, daß 
die internationalen Verträge über das Urheberrecht und den gewerb⸗ 
lichen Rechtsſchutz, ſobald fie in den Vertrags ſtaaten in geſetzmäßiger 
Weiſe veröffentlicht find, auch den einzelnen Privaten Anſprüche ver: 
leihen, trifft nicht den Kern der Sache, da es ſich bei dem Haager 
Abkommen lediglich um ein völkerrechtliches Übereinkommen 
zwiſchen den einzelnen Staaten handelt. Wenn Schäffer aber weiter 
für feine Anſicht die Tatſache zu verwenden ſucht, daß „zur Ent⸗ 
ſcheidung über die Anſprüche der von der Beſchlagnahme betroffenen. 
Eigentümer“ die Reichsentſchädigungskommiſſion vom Reich eingeſetzt 
worden iſt, ſo wird dadurch noch nicht bewieſen, daß, bevor die 
Keichsentſchädigungskommiſſion Entſcheidung getroffen hat, bereits 
ein Anſpruch des Privaten gegen den Staat beſteht. Lediglich die 
Möglichkeit für die Entſtehung eines ſolchen Anſpruchs in der 
Zukunft wird dadurch anerkannt, und erſt nach ſeiner Feſtſetzung 
durch die Reichsentſchädigungskommiſſion läßt ſich überhaupt erſt 
von einem Anſpruch des Privaten gegen den Reichsfiskus ſprechen. 
Daß aber eine Haftung des Reichsfiskus auf Grund des Geſetzes 
vom 22. Mai 1910 (RGBl. S. 798) durch die Beſtimmung des 8 7 
dieſes Geſetzes ausgeſchloſſen iſt, und daß auch die Heranziehung des 
8 75 EinlAL R. hier nicht angängig erſcheint, iſt ſo eingehend vom 
OLG. in Poſen ausgeführt worden, daß hier der Hinweis auf dieſe 
Aus führungen genügt. Wenn das Thorner LG. in feinem die Zu: 
läſſigkeit der Pfändung ausſprechenden Beſchluſſe vom 19. Juli 1915 
(JW. 1915, 1041) aber auf den in Ruſſiſch⸗Polen geltenden Art. 545 
Code civile, „nul ne peut &tre contraint de céëder du propriété si 


Zu 3. Vgl. auch JW. 1915 88 1037, 1038, 1041, 1251, 
1456, 1457. 


45. Jahrgang. 


ce n'est pour cause d'utilité publique et moyennant une juste et 
prealable indemnité“, zurückgreift, fo erſcheint die Anwendbarkeit 
dieſer Geſetzesbeſtimmung deshalb nicht angängig, weil die Beſchlag⸗ 
nahmehandlung der erobernde Staat nicht als Vertreter der ordent⸗ 
lichen Staatsgewalt, ſondern gerade als erobernder Staat vornimmt, 
und weil daher die für das Verhältnis der urſprünglichen Staats⸗ 
gewalt zum Privaten maßgebenden Vorſchriften weder für die Form 
der Entziehung noch bezüglich der Entſcheidung zur Anwendung ge⸗ 
bracht werden können. 

Beſteht ſomit zur Zeit kein Anſpruch des Schuldners gegen das 
Deutſche Reich oder gegen den Preußiſchen Staat aus den von 
beutihen Militärbefehlshabern verfügten Beſchlagnahmen (Requtfis 
tionen) von Waren in Feindesland, ſo bleibt inſoweit auch für den 
Erlaß eines Pfändungsbeſchluſſes kein Raum. (Beſchluß des OLG. 
Breslau, VIII. 3S. vom 9. Mai 1916, 5 W. 77/16) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Meißner, Berlin. 
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4. Vaterſchaftsklage iſt vermögens rechtlicher Anſpruch. 
Offenbar unbillig. | 

Es liegt ein vermögensrechtlicher Anſpruch im Sinne des 8 8 
Abſ. 2 Satz 2 des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 (§ 2 der Bekannt⸗ 
machung vom 14. Januar 1915) vor. 

Die Klage und auch das Urteil der I. Inſtanz bezwecken die 
Feſtſtellung der Vaterſchaft nur im Sinne des § 1717 BGB., d. h. 
als Grundlage für die Verfolgung der dem Kinde gegen den unehelichen 
Bater zuſtehenden Unterhaltsanſprüche. Daran ändert auch die Faſſung 
des Urteilsſatzes Ziffer I nichts. Wenngleich die Feſtſtellung der 
unchelichen Baterfchaft an ſich familienrechtlicher Natur tft (f. Stein, 
3PO. 81 Ziff. II 1 Abſ. 2), fo betrachtet doch das BGB. die Ans 
ſprüche aus 8 1717 nur als Rechte vermögensrechtlicher Natur, welche 
nicht die Bedeutung der Feſtſtellung eines Perſonenſtandes haben. 
(TEL RERKom. 8 1717 Abſ. 1; Seuff Arch. Bd. 61 Nr. 138.) 

Auch im progeßrechtlichen Sinne werden ſolche Anſprüche nicht 


als ein ſolches Verlangen behandelt, was ſich aus 8 644 ZPO. und 


auch aus 8 23 GIG. ergibt. 

Daß § 2 der Bekanntmachung vom 14. Januar 1915 in einem 
anderen Sinne auszulegen ſei, würde dem bei der Auslegung gerade 
der Kriegsgeſetze beſonders zu beachtenden Zwecke der Beſtimmung 
wiberftreiten, da nicht angenommen werden kann, daß gerade in 
Vaterſchaftsprozeſſen ein Ausſetzungsantrag des Vertreters des Kriegs⸗ 
teilnehmers überhaupt nicht abgelehnt werden könne, wenngleich die 
Ausſetzung für den Gegner offenbar unbillig wäre. (Über die Recht⸗ 
ſprechung ſ. Soergel, Kriegsrechtſprechung 1915 S. 170 Nr. 91; 
S. 179 Nr. 13.) 

Hier wäre aber die Ausſetzung in der Tat nach den Umſtänden 
des Falles offenbar unbillig. 

Der Beklagte hat eine große Anzahl von Briefen ſeines Ver⸗ 
treters, in welchen um Information gebeten war, erhalten, hat jedoch, 
wie fein Vertreter ſelbſt in der Beruſungsſchrift vom 31. März 1916 
angibt, auf keinen dieſer Briefe eine Antwort erteilt. Dagegen hat 
ter während des Prozeſſes, nämlich am 28. Januar 1916, der Mutter 
des Kindes einen freundſchaftlichen Brief geſchrieben, in welchem er 
anfragt, ob denn der Prozeß noch nicht erledigt ſei, weil ihm ſein 
Anwalt immer noch Nachricht gebe. Hieraus muß geſchloſſen werden, 
daß er ſelbſt auf eine Ausſetzung keinen Wert legt, daß er ſogar die 
Erledigung des Prozeſſes wünſcht und keine Einwendungen zu machen hat. 

Andererſeits hat die Kindsmutter auch beſchworen, daß ſie 
während der einrechnungsfähigen Zeit nur mit dem Beklagten 
geſchlechtlich verkehrt habe. 

Unter dieſen Umſtänden würde es offenbar unbillig ſein, wenn 
die Geltendmachung der Rechte des Kindes ſich noch auf eine längere 
Zeit hinaus verzögern würde. (Beſchluß des OLG. München, 
III. Senat, vom 9. Mai 1916, Beſchw.⸗Reg. Nr. 197/1916. 

Mitgeteilt von 
Rechtsanwalt Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 
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5. Zu 86 der BRV. vom 7. Auguſt 1914 über die 
gerichtliche Bewilligung von Zahlungsfriſten. 

Von dem Kläger find in der I. Inſtanz folgende Gebühren 
erhoben worden: 

Nach Einreichung der Klage ein Gebührenvorſchuß (8 81 GKG.) 
von 3130 & und dazu ein Pauſchſatz (8 80b GKG.) von 50 l, 
nach Ablauf eines Jahres ſeit Beſtimmung des I. Termins zur 
Deckung der bis dahin erwachſenen Verhandlungsbeweisgebühr 
(88 89, 94 Nr. 1 GKG.) weiterer 8130 & und ein weiterer Pauſch⸗ 
fat von 50 &, im ganzen alfo 6360 &. 

Durch das erſtinſtanzliche Urteil find von den Koſten / den 
Beklagten, / dem Kläger auferlegt; ½¼ der geſamten Gerichtskoſten 
beträgt weniger als die von dem Kläger nach 88 81, 89, 94 Nr. 1 
GKG. geſchuldeten und bezahlten Gebühren. Weitere Gebühren iſt 
der Kläger für die I. Inſtanz nicht ſchuldig geworden. 

In der Berufungsinſtanz iſt am 29. Mai 1915 ein Vergleich 
abgeſchloſſen worden, nach welchem von dem Beklagten G. D. unter 
teilweiſer Mithaftung feiner mitverklagten Kinder die ſämtlichen 
Koſten übernommen wurden. 

Nach § 6 DD. des Bundesrats über die gerichtliche Bewilligung 
von Zahlungsfriſten vom 7. Auguſt 1914 in der Faſſung der Bek. 
vom 20. Mai 1915 hatte der Vergleichsabſchluß die Folge, daß die 
Gerichtsgebühren — und zwar jede einzelne Gebühr, vgl. Waſſer⸗ 
mann s Erlanger, Kriegsgeſetze S. 136 — nur zur Hälfte erhoben 
werden. 

Der Kläger hat auf Grund dieſer Beſtimmung gemäß § 4 GKG. 
von dem rechnungs führenden Gerichtsſchreiber des LG. die Rück⸗ 
vergütung von Gebühren beanſprucht. Es find ihm nur 1625 4 
zurückbezahlt worden, ſeinem weitergehenden Anſpruch iſt nicht ſtatt⸗ 
gegeben, vielmehr iſt der Reſt des von ihm zurüdverlangten Teils 
betrags der Koſten zur Deckung der von den Beklagten geſchuldeten, 
nicht bezahlten Koſten der I. Inſtanz verwendet worden. Die 
Erinnerungen des Klägers gegen den Koſtenanſatz ſind durch Beſchluß 
des K. Landgerichts zurückgewieſen worden. 

Der mit der Beſchwerde verfolgte Anſpruch auf Rückzahlung 
von weiteren 1505 & tft gerechtfertigt. 

Mit Recht führt der angefochtene Beſchluß aus, daß an der nach 
88 98, 94 Nr. 1 GKG. begründeten Koſtenpflicht des Klägers nichts 
geändert wurde dadurch, daß durch das ſpäter ergangene Urteil und 
den Vergleich Koſten den Beklagten überbürdet wurden; dadurch hat 
die Staatskaſſe hinſichtlich der vom Kläger geſchuldeten Koſten lediglich 
einen zweiten Schuldner bekommen. Aber inſolge des Vergleichs⸗ 
abſchluſſes hat ſich nachträglich der Gebührenanſatz geändert, die Gebühren 
belaufen ſich nunmehr nach dem Geſetze lediglich auf die Hälfte der 
andernfalls anzuſetzenden Beträge. Die Sache iſt nicht anders zu 
beurteilen, als wenn der Wert des Streitgegenſtandes nachträglich 
auf eine niedrigere Gebührenklaſſe feſtgeſetzt würde. Auch in dieſem 
Falle würde die Koſtenpflicht des Klägers ſich rückwirkend mindern 
und müßten ihm überſchießende Gebührenbeträge, die ſchon bezahlt 
ſind, zurückerſtattet werden (vgl. Rittmann, GKG., 6. Aufl., Anm. 10 
und 12 zu § 81 S. 505 und 506, Anm. 5 zu § 87 S. 564 und 565; 
Pfaſſeroth, Gerichtskoſtenweſen Anm. 7 zu § 81 S. 385). Es iſt 
nicht ſtatthaft, die von dem Kläger hiernach zuviel bezahlten Gebühren 
auf die von der Gegenpartei noch geſchuldeten Koſten zu verrechnen 
(Rittmann, ERG. Anm. 12 zu § 81 S. 507; RG. in JW. 1899 
S. 57513). 

Die Annahme des LG., daß die — zur Deckung der Auslagen 
beſtimmten — Pauſchſätze bei der Minderung nach 8 6 BD. vom 
7. Auguſt 1914 außer Berückſichtigung zu laſſen ſind, iſt zutreſſend 
(vgl. RG. in LZ. 1915 S. 43 Nr. 2; Eckſtein in JW. 1914, 929). 
Der Beſchwerdeführer verlangt auch von dieſen Pauſchſätzen nichts 
zurück und erklärt in der Beſchwerdeſchrift ihre Einbehaltung in voller 
Höhe für gerechtfertigt. In bezug auf die Pauſchſätze iſt daher der 
Gebührenanſatz nicht zu ändern (84 Satz 2 GG.). 

Die auf den Kläger treffenden Gebühren für die I. Inſtanz find 
demgemäß auf den Betrag von 3230 & zu ermäßigen und es find 


976 


ihm, entiprechenb feinem Antrag, da er auch nicht mit Koſten für die 
Berufungsinſtanz im Nüdftanb iſt, außer den ſchon zurückgewährten 
1625 4 noch weitere 1505 aus der Staatskaſſe zurückzuerſtatten. 
Die Entſcheidung iſt gebührenfrei, weil die Beſchwerde erfolgreich iſt 
und die Koſten des Verfahrens nicht einem Gegner zur Laſt fallen 
(8 45 GKG.). (Beſchluß des OL. München, IV. Senat vom 
5. April 1916, Beſchw.⸗Neg. Nr. 104/16.) 
Mitgeteilt von 
Rechtsanwalt Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 
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6. Der Anſpruch der Aufſichtsperſon auf Vergütung 
ihrer Tätigkeit genießt in einem der Geſchäftsaufſicht 
folgenden Konkursverfahren kein Vorrecht. 


Der vom Kläger erhobene Anſpruch auf Vergütung ſeiner vor 
dem Konkursverfahren liegenden Tätigkeit als Geſchäftsaufſichtsperſon 
gehört nicht zu den in 8 58 RD. normierten Maſſekoſten. Die Aus⸗ 
gaben für Verwaltung, Verwertung und Verteilung der Maſſe ſetzen 
den Konkursfall voraus, der zur Zeit der Entſtehung der Forderung 
des Klägers noch nicht eingetreten war. 

Aber auch die vom Kläger begehrte analoge Anwendung der 
88 58, 59, 224 Nr. 4 KO. auf die Beſtimmungen der Bundesrats⸗ 
verordnung betr. die Anordnung der Geſchäſtsaufſicht vom 8. Auguſt 
1914, weil die Stellung der Geſchäftsaufſichtsperſon der des Konkurs⸗ 
verwalters vollkommen analog geſtaltet fet, iſt nicht zuläſſig. 

Die in 8 6 VD. einzeln aufgeführten Beſtimmungen der KO., 
die entſprechend Anwendung auf die Geſchäftsaufſicht finden ſollen, 
geben der Geſchäftsaufſichtsperſon nur in einigen äußeren Merkmalen 
eine dem Konkursverwalter ähnliche Stellung. In ihrem inneren 
Weſen aber iſt die rechtliche Stellung beider grundverſchieden. Die 
Geſchäftsauffichtsperſon hat nach der Verordnung — im Gegenſatz zu 
dem vielgeſtalteten Vertretungsrecht des Konkursverwalters bezüglich 
der Maſſe, der Gläubiger und des Gemeinſchuldners — kein 
Vertretungsrecht hinſichtlich des Schuldners oder deſſen Gläubiger 
(Bendix, Die rechtliche Stellung der Aufſichtsperſon im Konkurs⸗ 
abwendungs verfahren). 

Sie hat vielmehr nach § 6 WO. nur ein Unterſtützungs⸗ und 
Überwachungsrecht über die Geſchäfts führung des Schuldners, das 
noch durch ein dem Schuldner eingeräumtes Widerſpruchsrecht gegen 
die Tätigkeit der Aufſichtsperſon beſonders eingeſchränkt iſt. Verbietet 
ſchon dieſe Verſchiedenheit der rechtlichen Stellung der Geſchäfts⸗ 
aufſichtsperſon von der des Konkursverwalters allgemein die gewünſchte 
entſprechende Anwendung der vorgenannten Beſtimmungen, fo wird 
dieſe bezüglich der 88 58, 59 KO. dadurch ganz ausgeſchloſſen, weil 
in der Verordnung eine ausdrückliche Beſtimmung Über den Ver⸗ 
gütungsanſpruch getroffen worden iſt. Wegen der in Verſchiedenheit 
von der Stellung des Konkursverwalters faſt ausſchließlich im Intereſſe 
des Schuldners liegenden Tätigkeit der Geſchäftsaufſichtsperſon hat 
der Geſetzgeber nämlich im 8 6 Abſ. 3 20. ausdrücklich beſtimmt, 
daß ſich der Anſpruch der Aufſichtsratsperſon gegen den Schuldner 
richtet. 

Der Kläger verkennt den Zweck der Geſchäftsauſſichtsverordnung, 
wenn er meint, der Geſetzgeber habe den Anſpruch gegen den Schuldner 
deshalb feſtgeſetzt, weil ja ein Konkursverfahren noch nicht vorliege, 
und deshalb ſich der Anſpruch naturgemäß gegen den Schuldner zu 
richten habe. 

Die Anordnung der Geſchäftsaufſicht bezweckt, den durch die 
Kriegsverhältniſſe in wirtſchaftliche Schwierigkeiten geratenen Geſchäfts⸗ 
leuten eine ſachkundige Perſon zur Unterſtützung und Überwachung 
des Geſchäfts im Intereſſe der Gläubiger beizugeben, um dadurch 
eine Vermögensverſchleuderung und ein Konkursverfahren zu verhüten. 
Dieſe Abſicht des Geſetzgebers ergibt ſich klar aus 88 VO., nach der 
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die Geſchäftsaufſicht nur dann angeordnet werden ſoll, wenn die 
Behebung der Zahlungsunfähigkeit nach Beendigung des Krieges in 
Ausfiht genommen werden kann. Sie ergibt ſich weiter daraus, daß 
der Befehgeber in dem 8 6 BO. gerade den 8 58 KD. nicht zur 
entſprechenden Anwendung hineingezogen hat. Es bebürfte eben bel 
dem Zweck der Verhütung des Konkurſes nicht nur nicht dieſer Hinein 
ziehung, eine ſolche hätte ſogar zu dem Zweck der Geſchäftsaufſicht 
nach dem Willen des Geſetzgebers geradezu im Widerſpruch geſtanden. 

Aus dieſen Erwägungen heraus hat offenbar der Geſetzgeber in 
86 Abs. 8 BO. den Vergütungsanſpruch der Aufſichtsperſonen dahin 
geregelt, daß er ſich gegen den Schuldner zu richten hat. 

Die analoge Anwendung der 88 58, 59 Ko. iſt demnach 
unzuläffig. 

Dem Vorderrichter war auch darin beizutreten, daß eine bevor 
rechtigte Forderung im Sinne des 8 61 Nr. 1 hier nicht vorliegt 
Hierher gehören nur die Anſprüche derjenigen Gläubiger, die ſich bei 
dem Gemeinſchuldner verdungen hatten. Dieſe beſondere Faſſung 
der Beſtimmung iſt vom Geſetzgeber nach den Motiven deshalb 
gewählt, weil er nicht Anſprüchen aus Dienſtverträgen aller Art das 
Vorrecht des 8 61 Nr. 1 geben wollte, ſondern nur den ſogenannten 
Lidlöhnern, d. h. ſolchen Perſonen, die ihrer ſozialen Stellung nach 
ohne Möglichkeit der Sicherung ihrer Forderung ſich zu verdingen 
genötigt ſind. Ausſchlaggebend war demnach zur Gewährung dieſes 
Vorrechtes die beſondere Schutzbedürftigkeit der bezeichneten Perſonen. 
In den Kreis dieſer Perſonen kann aber der Geſchäftsaufſichts führende 
keinesfalls gerechnet werden. Ganz abgeſehen aber davon ſetzt § 61 
Nr. 1 ein Dienſtverhältnis im Sinne des B68. voraus. 

Ein ſolches liegt hier aber nicht vor, da die Geſchäftsaufſichts⸗ 
perſon kraft beſonderen Geſetzes dem Schuldner geſtellt wird, es ſich 
alſo, wie der Vorderrichter zutreffend hervorhebt, um ein geſetzlichel 
Schuldverhältnis handelt. 

Ebenſo entfällt die Anwendbarkeit des § 49 KO., da dazu die 
geſetzlichen Vorausſetzungen fehlen. 

Dem Kläger ſteht alſo mit ſeiner Forderung irgendein Vorrecht 
im Konkurſe nicht zu. (Urteil des KG., 12. 8 S. vom 3. Mai 1916, 
12 U. 1885 / 16.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Fritz Haußmann, Berlin. 
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7. Zu 8 20 der Bekanntmachung vom 9. September 1915. 

Die Berufung iſt unzuläſſig, weil der Wert des Beſchwerde⸗ 
gegenſtandes den Betrag von 50 & nicht überſteigt (§ 20 der Bel. 
vom 9. 9. 1915). In betreff des Wertes des Streitgegenſtandes 
kommen die 88 8 bis 9 ZPO. zur Anwendung, insbeſondere alſo auch 
84, wonach für die Wertberechnung Zinſen, Schäden und Koſten 
unberückſichtigt bleiben, wenn fie als Nebenforderungen geltend gemacht 
werden. Erledigt ſich im Laufe des Prozeſſes die Hauptforderung, 
wie hier, ſo verlieren die Nebenforderungen ihren Charakter als ſolche 
und werden ſelbſtändige Forderungen. Dies gilt zunächſt für dit 
Zinſen der erledigten Hauptforderung. Dieſe Zinſen bilden dann 
den Streitgegenſtand. Die Prozeßkoſten gelten auch in dieſem Falle 
noch als Nebenforderung, und erſt, wenn auch die Zins forderung er⸗ 
ledigt iſt, bilden die Prozeßkoſten den Streitgegenſtand. Dies iſt der 
vom RG. in dauernder Rechtſprechung feſtgehaltene Standpunkt 
(vgl. Gaupp⸗Stein Anm. III zu 84 ZRO.), dem fi auch das Be 
rufungsgericht angeſchloſſen hat. 

Die Klägerin, welche Zinſen und Koſten, zumal wenn dieſe be⸗ 
reits bezahlt ſind und wieder zurückverlangt werden, als Streitgegen⸗ 
ſtand angeſehen wiſſen will, beruft ſich für ihre Anſicht zu Unrecht 
auf den Beſchluß des RG., JW. 1894, 504. Die Eingangsworte des 
Beſchluſſes, nach dem in der Berufungsinſtanz die Zinſen und allen⸗ 
falls die vom Beklagten auf Grund des Urteils I. Inſtanz erftatteten 
Anwaltskoſten zum Hauptgegenſtand des Rechtſtreits geworden find, 
ſprechen nur ſcheinbar für die Anſicht der Klägerin. Das RG. will 
mit dieſem Sagteil nur beſagen, daß es dem angefochtenen Beſchluſſe 
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beitreten will; inſofern dieſer die Zinſen und „allenfalls“, d. h. ohne 
daß erſt in eine Prüfung dieſer Frage einzutreten ſei, die Koſten als 
Hauptgegenſtand des Rechtſtreits bezeichnet. Die weitere Begründung 
des Beſchluſſes des NG. ergibt daher, daß dieſes auch in dem zur 
Entſcheidung ſtehenden Falle auf dem Standpunkt des von ihm er⸗ 
wähnten Urteils des R., Bd. 9 S. 415, ſteht, welches ausſpricht, 
daß nach Erledigung bed Haupt⸗(Kapitals⸗)Anſpruchs die Zinsforde⸗ 
rung die Hauptſache des Rechtsſtreits bilde, weil fie neben den Koſten 
allein noch in lite ſei, welches alſo die Koſten des Verfahrens aus⸗ 
drücklich nicht zu der Hauptſache des anhängig gebliebenen Nechts⸗ 
ſtreits rechnet. 

Der Standpunkt der Klägerin, daß die bezahlten und wieder 
pirüdverlangten Koſten dem Werte des Streitgegenſtandes zuzurechnen 
ſeien, iſt auch nicht durch den Hinweis zu rechtfertigen, daß der An⸗ 
ſpruch auf Erftattung der Koſten gemäß 8 717 ZPO. als ſelbſtändige 
Schadenerſatzforderung angeſehen werden müſſe. Die Forderung auf 
Rückzahlung der Koſten bleibt eine Koſtenforderung, auch wenn fie 
jetzt unter dem Geſichtspunkt des Schadenserſatzes geltend gemacht 
wird, alſo eine Nebenforderung. Außerdem gelten auch Schadens⸗ 
forderungen als Nebenforderungen im Sinne des 84 ZRD., nicht 
als ſelbſtändige Schadensanſprüche, wenn fie wie hier in dem ans 
Bänzigen Prozeß durch einfachen Inzidentantrag — nicht durch bes 
ſondere Klage oder Widerklage — verlangt werden (RG. 63, 369; 
Gaupp⸗Stein Anm. III. zu 8 717 IPOD). (Urteil des OLG. Breslau, 
6. 35. vom 10. Mai 1916, 2 U. 249/15.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Schäffer, Breslau. 
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* 


8. Zur Anwendbarkeit des 8 570 8G. 

Der Beklagte, ein Nittmeifter des Allenſteiner Dragonerregi⸗ 
ments, hatte ein zweijähriges Kommando zur Reitſchule in Hannover, 
das am 1. Oktober 1914 endete. Er hatte eine Wohnung in Hannover 
und mietete Pfingſten 1914 vom Kläger in deſſen Hauſe in Allen⸗ 
ſtein eine Wohnung vom 1. Oktober 1914 bis dahin 1918 für 
2000 jährlich. Im Februar 1915 wurde der Beklagte zum Abd» 
jutanten beim Oberkommando der Niemen : Armee ernannt und 
kündigte mit Kückſicht auf dieſe „Verſetzung“ die von ihm infolge 
den Kriegsausbruchs nicht bezogene Mietwohnung in Allenſtein im 
Februar oder März zum 1. Juli 1915. Abgeſehen von andern hier 
nicht in Betracht kommenden Gründen verweigert er die Zahlung 
des vom Kläger beanſpruchten einjährigen Mietzinſes für die Zeit 
ſeit dem 1. Juli 1915, weil ihm das Kündigungsrecht aus 8 570 
888. zur Seite ſtehe. Er ſei durch feine Ernennung zum Adjutanten 
beim Armee: Oberkommando nicht nur für die Zeit des Krieges aus 
ſeinem Regiment ausgeſchieden und trete nicht etwa ſpäter zum 
Regiment zurück, ſondern ſtehe zur Verfügung des Militärkabinetts, 
das über ihn anderweit verfüge. 

Das Gericht hat ein Kündigungsrecht des Beklagten aus 8 570 
verneint. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob als „bisheriger Garniſon⸗ 
ort“ des Beklagten im Sinne der 85 9, 570 BGB. Allenſtein oder 
dannover in Betracht kommen. Iſt Hannover mit Kückſicht auf die 
zweijährige Dauer des Reitſchulkommandos bisheriger Garniſonort 
des Beklagten, fo iſt 8 570 unanwendbar, weil nicht ein Mietvertrag 
über eine Wohnung in Hannover, ſondern in Allenſtein in Frage 
ſteht. Iſt hingegen Allenſtein bisheriger Garniſonort, ſo fehlt es 
für den Tatbeſtand des 8 570 an dem Merkmal der „Verſetzung nach 
einem andern Orte“. Die Zuordnung während des Krieges als 
Adjutant zum Oberkommando der Njemen⸗Armee, mag der Beklagte 
auch ſpäter im Frieden nicht nach Allenſtein zurückkehren, füllt das 
Tatbeſtandsmerkmal nicht aus. Hätte der Beklagte mit ſeiner 
Familie die Allenſteiner Wohnung bezogen, ſtatt ſie in der alten 
Wohnung in Hannover zu belaſſen, fo würde er nicht daran denken, 
die Wohnung in Allenſtein auf Grund feiner Verſetzung zum Ober 
kommando zu kündigen. Auch die Tatſache, daß der Beklagte Um⸗ 
zugskoſten erſt im Frieden, ſobald fein neuer Garnifonort feſtſteht, 
nach der neuen Garnifon erhält, ſpricht dafür, daß eine entſprechende 
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Ausdehnung des 8 570 auf einen ſolchen Schwebezuſtand nicht zu⸗ 
läſſig iſt, und daß der Beklagte zur Zeit, vor Beſtimmung des neuen 
Garniſonortes, aus 8 570 BGB. nicht kündigen darf. Die Sache 
liegt nicht anders, wie bisher in Friedenszeiten bei Abkomman⸗ 
dierungen zum Dienſt auf Kriegsſchiffen, die ins Ausland gehen: 
auch hier wird die Anwendbarkeit des 8 570 verneint, weil mit 
einem derartigen Kommando regelmäßig keine Veränderung des 
Garniſonortes verbunden iſt — vgl. Niendorff, Miete, S. 860 (1912) —. 
(Urteil des OLG. Königsberg, II. 8 S. vom 6. Juni 1916, 8 U. 54/16.) 


Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Ermel, Königsberg. 


9. Zu 88 16 ff. Literatururhebergeſetz. Für die Frage, 
ob das Tonwerk ein „kleineres“ oder „größeres“ iſt, ſind 
zur Bergleihung nur Werke der gleichen Kunſtgattung 
heranzuziehen. 

Das dem Schutze des Urheberrechts dienende Vervielfältigungs⸗ 
verbot iſt durch einzelne Geſetzesbeſtimmungen durchbrochen (88 16 ff. 
LU). Das Geſetz beſchränkt das Urheberrecht einerſeits zu⸗ 
gunſten der Zitierfreiheit (8 19 Nr. 1, 8 21 Nr. 1, Kleinzitat), 
andererſeits wird dem Bedürfnis nach Bereinigung zu einem Geſamt⸗ 
bilde durch Zulaſſung des Großzitats (8 19 Nr. 2, 8 21 Nr. 2) und 
nach beſtimmten Sammlungen (8 19 Nr. 8 und 4, 8 21 Nr. 3) 
Rechnung getragen (vgl. Kohler, UrhR. 187 ff. 8 28; Riezler a. a. O. 
268 ff. 8 58 II 2). Es liegt keine Veranlaſſung vor, dieſe Durch⸗ 
brechungen des geſetzlichen Grundgedankens durch Auslegung zu er⸗ 
weitern. Insbeſondere könnte eine erweiternde Auslegung des 8 21 
Nr. 8 leicht dazu führen, das mufikaliſche Urheberrecht feines geſet⸗ 
lichen Schutzes zu berauben (vgl. Schuſter, UrhR. der Tonk. 204; 
Kiezler 217 zu a 12). Andererſeits bietet das Geſetz keine dandhabe, 
durch weitere begriffliche Begrenzungen die Ausnahmetatbeſtände ein⸗ 
zuſchränken. Werden die Beſtimmungen 8 19 Nr. 1, 2, 4, 8 20, 
8 22 Nr. 2, 3 miteinander verglichen, fo ergibt fi, daß als Bes 
grenzungsmaßſtab für die Zuläſſigkeit der Entlehnung der geringe 
Umfang des Entlehnten in das Geſetz aufgenommen iſt. Damit 
wird ein rein quantitativer Maßſtab aufgeſtellt. Abgeſehen von den 
Einſchränkungen, die ſich aus dem Zwecke der Sammlung ergeben 
(J. B. aus dem Schulgebrauch, vgl. Schuſter a. a. D. 205), kann die 
Zuläſſigkeit der Entlehnung nicht von einer qualitativen Beurteilung 
abhängig gemacht werden. Veranlaſſung zur Entlehnung werden in 
der Regel beſondere Vorzüge des Inhalts oder der Form ſein. 
Sollte etwa die Zuläſſigkeit des Großzitats und der Übernahme in 
Sammlungen auf qualitativ minder zu bewertende Arbeiten zu be⸗ 
ſchränken ſein, ſo würden die in Rede ſtehenden Geſetzesbeſtimmungen 
nur in den wenigſten Fällen praktiſch anwendbar ſein. Überhaupt 
liegt den Urhebergeſetzen in der Regel der Gedanke fern, den Schutz 
nach den literariſchen oder künſtleriſchen Eigenſchaften zu bemeſſen 
(vgl. z. B. RG. 18. 12. 12, E. 81, 128; KG. X. 28. 3. 14, KG Bl. 
1915, 42). Entſcheidend können deshalb — abgeſehen von den aus 
den Zwecken der Sammlung ſich ergebenden Geſichtspunkten — nicht 
die Vertonungsart, der Stil oder die Aufführungsſchwierigkeit fein, 
auch nicht die räumliche Ausdehnung der Bearbeitung, wie z. B. der 
Inſtrumentationsumfang einer Partitur (Allfeld, LiturhG. 178 
Nr. 2, 8 a) oder der Satz für Doppelchor. Entſcheidend iſt vielmehr 
der Umfang des entlehnten Werkes, mag er nach der Zahl der Takte 
oder der Aufführungsdauer gemeſſen werden; und zwar entſcheidet 
der abſolute Umfang des Entlehnten, nicht deſſen Verhältnis zu 
dem Werk, in das es aufgenommen wird (RG. 18. 9. 12, E. 80, 70; 
KG. X. 20. 1. 12, Mu W. 12, 207), oder bei Teilentlehnungen, deren 
Umfang zum geſchützten Werk (KG. X. 28. 3. 14, KGBl. 1915, 41/2). 
Grundſätzliche Regeln über die Begrenzung des Umfangs können zwar 
nicht aufgeſtellt werden; es kommt aber auf den einzelnen Fall an. 

Bei der Prüfung der Frage, ob ein Tonwerk ein kleineres oder 
ein größeres iſt, ſind zur Vergleichung nur Werke der gleichen Kunſt⸗ 
gattung heranzuziehen; andernfalls wären die ihrer Natur nach au 
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einen kleinen Umfang ſich beſchränkenden Gattungen von Ton⸗ 
Ih öpfungen von vornherein des vollen Urheberrechtſchutzes beraubt. 


Ob man urſprünglich bei Aufſtellung dieſer Annahme im 
preußiſchen Geſetz vom 11. Juni 1837 und im bayeriſchen Geſetz 
vom 14. April 1840 davon ausging, daß der Urheber in der Regel 
durch die zugelaſſenen Entlehnungen nicht geſchädigt werde (vgl. 
dagegen Schuſter 204), muß für die Geſetzanwendung außer Betracht 
bleiben, weil das geltende Geſetz für eine derartige Erweiterung des 
Ausnahmetatbeſtandes, wie fie in der Aufſtellung des Erforderniſſes 
der Schädigung für die Unzuläſſigkeit der Entlehnung liegen würde, 
keine Grundlage bietet. j 


Daß ein Schaden durch die unberechtigte Entlehnung entſtanden 
iſt, kann der täglichen Erfahrung nicht zweifelhaft fein; ein Schaden 
liegt insbeſondere in der Entziehung einer angemeffenen Lizenzgebühr. 
(Urteil des KGG. 10. 35. vom 27. Mai 1916. 10 U. 1655/16.) 


Landgerichte. 

1. Zahlung auf das Poſtſcheckkonto des Gläubigers. 

Der Kläger verlangt von der Beklagten Rückerſtattung der im 
Wege der Zwangsvollſtreckung beigetriebenen 7,35 AM mit der Bes 
hauptung, daß in dieſer Höhe eine Schuldverbindlichkeit der Beklagten 
gegenüber nicht beſtehe. Die Klage iſt nach 8 812 88., 8 788 ZRO. 
ſchlüſſig und auch begründet. ö 

Unſtreitig iſt der Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß dem Kläger am 
27. Februar 1915 zugeſtellt worden. Die Zwangsvollſtreckung aus 
ihm durfte daher gemäß 8 798 ZPO. früheſtens am 3. März 1915 
erfolgen. 

Nun hat allerdings die Beklagte durch ihren Anwalt den Auftrag 
zur Zwangsvollſtreckung aus dem Feſtſetzungsbeſchluß erſt am 
3. März 1915 erteilt. Damals beſtand jedoch ein zur Vollſtreckung 
ſtehender Anſpruch der Beklagten nicht mehr. Die Beklagte hat nicht 
beftritten, daß der Kläger den ſchuldigen Betrag bei dem Poſtamt 
in Döbern am 1. März 1915 eingezahlt hat und daß dieſer Betrag 
am 2. März ihrem Poſtſcheckkonto gutgeſchrieben worden iſt. Durch 
dieſe Gutſchrift iſt die Zahlung der Schuld als erfolgt anzuſehen. 
Zwar find Geldſchulden im Zweifel Bringſchulden, d. h. der Schuldner 
hat das geſchuldete Geld in der Regel auf feine Gefahr und Koſten 
an den Wohnfig des Gläubigers zu übermitteln. Dieſe Vorſchrift 
des 8270 BGB. gibt jedoch nur eine Auslegungsregel. Daher iſt 
die Feſtſetzung eines anderweiten Parteiwillens zuläſſig. Letzteres iſt 
im vorliegenden Falle anzunehmen; denn die Beklagte hat ſich zur 
Empfangnahme von Zahlungen ein Poſtſcheckkonto anlegen laſſen, ſie 
wünſchte alſo Zahlungen auf dieſem Wege, und dies war dem Kläger 
bekannt. Wenn deshalb der Kläger ſeine Schuld bei der von der 
Beklagten ſelbſt beſtimmten Zahlſtelle zahlte, ſo hat er ordnungs⸗ 
mäßig gezahlt. Die Zahlung iſt auch rechtzeitig erfolgt; denn der 
Schuldbetrag iſt dem Konto der Beklagten am 2. März, alſo innerhalb 
der nach 8 798 ZPO. maßgeblichen dreitägigen Friſt gutgeſchrieben 
worden. 

Von der Gutſchrift hat die Beklagte ſeitens der Poſtbehörde 
erſt am 3. März Kenntnis erlangt. Dies tft jedoch ein Umſtand, den 
der Kläger nicht zu vertreten hat. Da die Beklagte Einzahlungen an 
Re im Wege des Poſtſcheckverfahrens wünſchte, lag für den Kläger 
eine Veranlaſſung nicht vor, die Beklagte von der erfolgten Ein⸗ 
zahlung beſonders zu benachrichtigen, vielmehr war es im vorliegenden 
Falle, in welchem die Beklagte unmittelbar nach Ablauf ber breis 
tägigen Friſt den Auftrag zur Zwangsvollſtreckung erteilen ließ, ihre 


Zu 1. Vgl. auch ZW. 1916, 827 ff. ſowie oben S. 957. 


Pflicht, ſich vorher zu vergewiſſern, ob etwa der geſchuldete Betrag 
vom Kläger auf ihr Poſtſcheckkonto gezahlt worden iſt. Dies hätte 
ſie entweder dadurch tun können, daß ſie ſelbſt bei dem Poſtamt 
nach einer etwa erſolgten Zahlung anfragte oder daß ſte nach Ablauf 
der dreitägigen Friſt noch eine angemeſſene Zeit mit der Erteilung 
des Zwangsvollſtreckungsauftrages wartete, bis fie erwarten durfte, 
im Falle einer Zahlung innerhalb der dreitägigen Friſt von den 
Poſtamt die übliche Zahlungsbenachrichtigung erhalten zu haben. 
(Urteil des LG. III Berlin, 5. 3K., vom 1. Februar 1916, 
7 8. 244/15). 
Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Hawlitzky, Forſt i. L. 


* N * 

2. Koſtentragung bei gnadenweiſer Niederſchlagung 
eines anhängigen Privatklageverfahrens. 

Das AG. Nürnberg hat auf Grund des Allerhöchſten Gnaden⸗ 
erlaſſes vom 7. Januar 1916 und Ziff. IV/ 2 der Miniſterialbekannt⸗ 
machung vom 7. Januar 1916 gegen den Privatbeklagten als Kriegs⸗ 
teilnehmer das Privatklageverfahren eingeſtellt und dem Privatkläger 


die Koſten des Verfahrens auferlegt. 


Durch dieſen Beſchluß erachtet ſich Privatkläger inſofern be⸗ 
ſchwert, als ihm die Koſten des Verfahrens überbürdet und nicht 
niedergeſchlagen wurden. Dieſe Beſchwerde iſt begründet, weil gemäß 
Ziff. 7/1 der vorerwähnten Miniſterialbekanntmachung die in einem 
niedergeſchlagenen Verfahren bereits erwachſenen Gerichtskoſten nieder⸗ 
zuſchlagen ſind. Der Beſchwerde war daher ſtattzugeben und der 
angefochtene Beſchluß inſoweit aufzuheben. Da die Beſchwerde Er⸗ 
folg erzielt hat, hat der Gegner die Beſchwerdekoſten zu tragen. 
§ 503 Abſ. III mit 8 505 Abſ. 1 StPO. (Beſchluß des LG. Nürn⸗ 
berg vom 18. Mai 1916, 74/16.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Waſſertrüdinger, Nürnberg. 


Amtsgericht. 

Die Vergütung der Aufſichtsperſon im nachfolgenden 
Konkursverfahren hat das Vorrecht aus 8 611 KO. 9) 9 

Über das Vermögen der Beklagten iſt Konkurs eröffnet. Vorher 
beſtand Geſchäftsaufſicht. Der Kläger war als Aufſichtsperſon beftellt. 
Die durch Gerichtsbeſchluß feſtgeſetzte Vergütung meldete Kläger als 
bevorrechtigte Forderung an. Das Vorrecht iſt beſtritten. Der Kläger 
fordert Feſtſtellung des Vorrechts. Die Aufſichtsperſon iſt ebenſo wie 
der Konkursverwalter als Vertreter des Gemeinſchuldners anzuſehen. 
Daran ändert der Umſtand nichts, daß die Beſtellung durch die Be 
hörde erfolgt. Das Vorrecht aus § 611 KO. deſſen, der ſich für das 
Erwerbsgeſchäft des Gemeinſchuldners zur Leiſtung von Dienſten ver⸗ 
dungen hat, muß alſo auch dem zuſtehen, der behördlich zur Leiſtung 
von Dienften beſtellt iſt. (Urteil des AG. Mülheim [Ruhr] vom 


20. Januar 1916, 2 C. 16/16.) 


Zu 2. Vgl. auch JW. 1916 S. 347, 570, 861, 872. 


1) Dieſer Entſcheidung iſt wohl um fo mehr beizupflichten, 
als im 8 6 Abſ. 3 VO. vom 7. Auguſt 1914 ausdrücklich beſtimmt 
iſt, daß die Aufſichtsperſon gegen den Schuldner Anſpruch auf 
Vergütung für die Geſchäftsführung hat. Gleichzeitig hat das Gericht 
es abgelehnt, die Vergütung als Maſſeſchuld unter analoger An⸗ 
wendung des 8 224 Ziff. 4 KO. anzuſehen (vgl. Klien, JW. 1915, 
770), wohl mit Recht, weil das Geſetz keinen Anhaltspunkt dafür 
gibt, jene für den Nachlaßkonkurs geltende beſondere Beſtimmung auf 
das Geſchäftsaufſichtsverfahren analog anzuwenden. Die Berufungs⸗ 
inſtanz hat ſich mit jener Entſcheidung nicht befaſſen können. 

Rechtsanwalt Dr. Denkhaus, Mülheim (Ruhr). 

7) Bol. KG. S. 976. 
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Die zwiſchenſtaatlichen Rechts beziehungen vor und 
nach dem Kriege.!) 
Von Geh. Juſtizrat Heinrich Dove, Vizepräfident des RT. 


Unſer Kulturleben vollzieht ſich auf nationaler Grundlage, 
aber neben das Geſetz der Nationalität tritt das der 
Univerſalität. Die Berührungen der Völker miteinander, 
die feindlichen wie die friedlichen, haben eine gegenſeitige Ein⸗ 
wirkung aufeinander, einen on der Güter und Ideen im Ge⸗ 
folge, der das Mannigfaltige zur höheren Einheit zuſammenfaßt. 

Vor allem im Rechtsleben gilt dieſe Duplizität. Nach 
der Lehre der hiſtoriſchen Schule haben wir das Recht als ein 


1) Den nachſtehenden Ausführungen liegt ein vor dem Ungariſchen 
Juriſtenverein in Budapeſt gehaltener Vortrag zugrunde. Da der 
Vortrag frei geſprochen wurde, entſpricht die Aufzeichnung nicht 
überall wortgetreu dem mündlich Vorgetragenen. Auch erſchien es 
den Zwecken der Jur. Wochenſchrift entſprechend, einzelne Partien zu 
kürzen, bei anderen etwas poſitiver auf die Einzelheiten einzugehen. 
Letzteres ſoll insbeſondere bei Erörterung der Geſtaltung der inter⸗ 
nationalen Rechtsbeziehnungen nach dem Kriege geſchehen. Denn es 
erſcheint allmählich zeitgemäß, die höchſt verwickelten Fragen der 
Wiederanknüpfung des RNechtsverkehrs von Staat zu Staat wenigſtens 
in der Problemſtellung herauszuarbeiten und zur wiſſenſchaftlichen 
Erörterung zu ſtellen. Wenn ich in dem Vortrag auf wirtſchaftliche 
Fragen hier und da näher eingegangen bin, ſo wird das angeſichts 
der modernen Richtung der Rechtswiſſenſchaft, die dem Wirtſchafts⸗ 
moment in umfaſſendem Maße Aufmerkſamkeit ſchenkt, keiner Rechts 
fertigung bedürfen. Daß bei einem Vortrag, der eine Überſicht ge: 
währen ſoll, auch manches Bekannte wiederholt werden muß, wird 
auf nachſichtige Beurteilung rechnen dürfen. Dove. 


nationales Kulturgut kennengelernt; aber die einſeitige Be⸗ 
trachtung führt zu Trugſchlüſſen. Schon Ihering hat der 
lie Schule entgegengehalten, daß ihr 5 die Tat⸗ 
ache der Rezeption des römiſchen Rechts in einem beträchtlichen 
Teil Europas nicht zu erklären imſtande ſei. Wenn nach 

Lehre Savignys das römiſche Recht unſer Recht geworden 
iſt, ſo iſt doch gerade das ein Beweis, daß der Zwieſpalt 
zwiſchen den Wirtſchaftsbedürfniſſen und den einheimiſchen 
Rechtsideen zur Mbernahme des urſprünglich Fremden genötigt 
155 Auch hier treten die univerſellen Tendenzen in Wirk⸗ 
amkeit. Die Kirche als Erbin des univerſalen Gedankens der 
römiſchen Weltherrſchaft hatte auch das Recht Roms über⸗ 
nommen und als Perſonalſtatut ihrer Zugehörigen bewahrt. 
Sie übertrug im Verein vor allem mit den an den italieniſchen 
Univerſitäten gebildeten Berufsrichtern, die dort das römiſche 
Recht als einen Beſtandteil des Erbes der Antike kennenge⸗ 
lernt hatten, den Komplex der eigenen Rechtsordnung auf das 
Rechtsleben der kontinentalen Völker. In ähnlicher Weiſe voll⸗ 
zieht ſich die Rechtsübertragung im Laufe der hiſtoriſchen Ent⸗ 
wicklung bei politiſchen Umwälzungen und Ausdehnungen. Mit 
den ſiegreichen Heeren Napoleons I. breitete ſich das Recht der 
codes über einen großen Teil der ziviliſierten Erde aus; die 
angelſächſiſchen Koloniſten nahmen das common law mithin⸗ 
über über den Ozean. Iſt doch von jeher Koloniſationstätigkeit 
mit Rechtsübertragung verbunden geweſen dergeſtalt, daß die 
Begabung mit dem Recht des Mutterlandes recht eigentlich 
als das juriſtiſche Merkmal der Koloniegründung erſcheint. 
Häufig geſchieht dieſe Rechtsübertragung unter völliger Igno⸗ 
rierung des Rechts des Unterworfenen. Den Indianern Mexikos 
verbot das ſpaniſche Geſetz, gültige Verträge zu ſchließen und 
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Schulden zu kontrahieren. Die Römer und Germanen des 
früheren Mittelalters löſten das Problem des Ausgleichs zweier 
konkurrierender Nationalrechte durch das Prinzip der Per⸗ 
onalität der Rechte, das Nebeneinanderbeſtehen zweier ver⸗ 
chiedener Rechtsſyſteme, bis eben das römiſche ſich als das 
ſtärkere erwies und vorerſt wenigſtens die germaniſchen Rechts⸗ 
ideen 1185 großen Teil verdrängte. 

ber der Verkehr ſpielt ſich auch ohne Grenzverſchiebung 
von Land zu Land ab; auch dadurch ergeben ſich Rechts⸗ 
beziehungen zwiſchen den Angehörigen national⸗ 
rechtlich e Völkerſchaften. Der Zwieſpalt wird 
hier nicht ſelten gelöſt durch parallele Rechtsbildungen. Die 
nationalen Rechtsideen werden feſtgehalten; aber neben ſie tritt 
eine neue Rechtsbildung, die die Schroffheiten des National⸗ 
rechts mildert und vermeidet, und die dann wieder lockernd und 
befreiend auf das heimiſche Recht zurückwirkt. So entwickel ten 
die Römer neben dem nationalen jus civile das jus gentium, 
ſo entſtand in den oberitalieniſchen Städten des Mittelalters 
das ſpezielle Handelsrecht, deſſen 1 wie Handels⸗ 
geſellſchaften und Inhaberpapiere, ſich dann auf alle am Welt⸗ 
verkehr beteiligten Völker übertrugen. 

Faſſen wir die moderne Entwicklung ins Auge, ſo ſehen 
wir neue Grundlagen für den dargeſtellten Prozeß ſich ergeben. 
Es entwickelt ſich auf nationaler Grundlage der moderne Staat; 
die gewohnheitsrechtliche Bildung tritt zurück hinter der bewußten 
Rechtsſchöpfung im Wege der Geſetzgebung. Auch nach außen⸗ 
hin erſcheint der Staat in vorderſter Miihe als am Völker⸗ 
verkehr beteiligte Perſönlichkeit. Die Beziehungen von Volk zu 
Volk werden daher vorwiegend durch vertragsmäßige Ver⸗ 
einbarung 1 den ſouveränen Staaten geregelt. 
Aber daneben geht ein in immer wachſenden Progreſſionen ge⸗ 
ſteigerter wee de einzelnen von Land zu Land. Unter der 
b der Naturwiſſenſchaft und Technik vollzieht ſich die 

berwindung von Raum und Zeit und damit der Austauſch 
der Güter und Menſchen. Die nationale Einzelwirtſchaft wird 
verflochten in das Syſtem der Weltwirtſchaft. Die Bevölkerung 
wächſt: in den erſten 8 Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts hat 
die Europas ſich um über 100 Millionen Menſchen vermehrt, 
in den letzten 3 . um weitere 120 Millionen. Für 
dieſe Maſſen galt es Nahrungsſpielraum zu gewinnen. 

Hier eben bot die Beherrſchung der Naturkräfte, die plan⸗ 
mäßige Erzeugung der den Maſſenbedürfniſſen dienenden Güter 
im or aniſterten Großbetrieb das geeignete Mittel. Die In⸗ 
duſtrialiſierung der Einzelgebiete ſchreitet, hier ſchneller, dort 
n fort. Sie nötigt, die geeignetſten Rohſtoffe allent⸗ 
halben aufzuſuchen, um im Wettbewerb beſtehen zu können, für 
den Überſchuß der nationalen Produktion aber in ausländiſchen 
Gebieten, vor allem in . die auf einer niedrigeren Stufe 
der Entwicklung ſtehen, Abſatz zu ſuchen. 
die ſtaatlichen Einzelindividuen zu höherer Einheit zuſammen⸗ 
faſſendes weltwirtſchaftliches System. 

Das Geſetz der Arbeitsteilung und Arbeitsvereinigung, 
begründet auf der techniſchen Vervollkommnung der Verkehrs⸗ 
mittel, beherrſcht auch die internationale Gütererzeugung. Es 
ſorgt dafür, daß die Rohſtoffe an die Stelle geſchafft werden, 
wo Kohle und Eiſen, Waſſerkraft und Elektrizität, techniſche 
Schulung und wiſſenſchaftlicher Geiſt die Vorbedingungen für 
ihre Nutzbarmachung ſchaffen. Mit dem Erlös fertiger und 
halbfertiger Waren müſſen die Induſtrieſtaaten die vom Aus⸗ 
land bezogenen Rohſtoffe, 9 und Genußmittel bezahlen. 
Aber dieſes Bild iſt kein feſtes, der Eintritt neuer Induſtrie⸗ 
ſtaaten in den Kreis der bisherigen, der weitere Fortſchritt der 
Entwicklung in dieſen bedingt beſtändige Verſchiebungen: das 
Land, welches durch den Wettbewerb neueintretender Induſtrie 
ſtaaten ſich bedrängt fühlt, ſchreitet zur Verfeinerung ſeiner 
induſtriellen Produktion fort; Zollgeſetzgebung und die unter 
ihrem Schutz ſich vollziehende Kartellierung bewirken, daß das 
Halbfabrikat dem ausländiſchen Produzenten des Fertigfabrikats 
Au billiger geliefert wird als dem heimiſchen. Um den 

usgleich planmäßig zu bewirken, tritt neben die induſtrielle 
Produktion die Welthandelstätigkeit in 1 0 verſchiedenen 
Zweigen, Exporthandel, Frachtgeſchäft, Verſicherungsweſen, 
internationaler Geld⸗ und Zahlungsverkehr. 


So bildet ſich ein 


M 14. 1916. 


Die Anſammlung der Kapitalien in den wirtſchaſtlich hoch⸗ 
entwickelten Staaten hat ſodann zur Folge, daß die Anlage in 
minder vorangeſchrittenen geſucht wird, die dadurch ihrerſeits in 
den Kreis der Weltwirtſchaft hineingezogen werden. Die höheren 
Löhne der Induſtrieſtaaten aber locken die Arbeiterſchaft der 
weniger entwickelten Länder. Auswanderung und Wanderarbeit 
führen eine Bevölkerungsmiſchung in hohem Grade herbei. In 
der deutſchen Landwirtſchaft und Induſtrie waren vor Ausbruch 
des Krieges mehr als eine Million Ausländer beſchäftigt. 

Eine derartige wirtſchaftliche Verflechtung der einzelnen 
Volkswirtſchaften zu einem weltwirtſchaftlichen Syſtem kann 
nicht ohne Schaffung von Rechtsgebilden zur Ordnung des 
gegenſeitigen Verkehrs auskommen. 

Wir ſahen, daß in der Gegenwart die Staaten berufen 
ſind, dieſe Verkehrsordnung herbeizuführen. Die Verträge zwiſchen 
den am Weltverkehr beteiligten Staaten, die zu dieſem Zweck 
geſchloſſen ſind, laſſen verſchiedene Stufen der Ver⸗ 
einheitlichung erkennen. Entweder, es werden einheitliche 
Organiſationen geſchaffen auf der Grundlage eines dauernden, 
vertragsmäßigen Zuſammenhanges der an einem beſtimmten 
Gebiete intereſſierten völkerrechtlichen Kontrahenten, oder es 
werden lediglich die Grundſätze feſtgelegt, nach denen bei einem 
Konflikt der Rechtsvorſchriften der einzelnen Länder die Löſung 
gefunden werden ſoll. Die höchſte Stufe endlich ſtellt ein für ein 
beſtimmtes Rechtsgebiet unmittelbar verbindliches Weltrecht dar. 

Der erſteren Gruppe, der Schaffung gemeinſamer Organi⸗ 
ſationen, gehört zunächſt das Verkehrsrecht an. 

1865 wurde die Pariſer Telegraphenunion, zur Zeit 
50 Staaten und 40 Kabelgeſellſchaften umfaſſend, begründet, 
1874 folgte der Weltpoſtverein, der die Gebiete aller Kultur⸗ 
länder mit 1200 Millionen Einwohnern umfaßt. Die Regelung 
des Verkehrsweſens wird vervollſtändigt durch den Funken⸗ 
telegraphenvertrag von 1906. Die Übereinkunft über 
den Eiſenbahnfrachtverkehr vom 14. Oktober 1890 umfaßt 
nur einige Kontinentalſtaaten Europas, führt aber ſchon zur 
übereinſtimmenden Regelung auch einzelner zivilrechtlicher Fragen 
des Frachtvertrages. 

Durch dieſe Verträge iſt ein Stück gemeinſamer Verwaltung 
wichtiger Zweige des Weltverkehrs begründet. Ständige Bureaus 
(mit dem Sitz in Bern), periodiſche Delegiertenverſammlungen 
Reden für eine Abwicklung der gemeinſamen Verwaltungs- und 

echnungsgeſchäfte, für eine periodiſche Fortbildung des Vertrags⸗ 
beſtandes. — Neben dem Verkehrsweſen haben ganze 
Partien des Privatrechts, ſoweit es für den Geſchäfts⸗ 
verkehr von Land zu Land in Betracht kommt, entſprechende 
internationale Regelung gefunden. Ich erwähne nur kurz das 
literariſche, künſtleriſche und gewerbliche Urheber: 
recht. Hier gingen die Beſtrebungen zur Internationaliſierung 
von dem gelegentlich der Wiener Weltausſtellung abgehaltenen 
internationalen Patentkongreß von 1873 aus. Ein Jahrzehnt 
ſpäter wurde der Pariſer Unionsvertrag geſchloſſen, der 
den Patent⸗, Warenzeichen⸗, Muſter⸗ und Modellſchutz umfaßt. 
Auch dieſe Union ſtellt eine dauernde Organiſation mit 
eriodiſchen Zuſammenkünften und einer durch das Madrider 

bkommen von 1891 geſchaffenen Zentraleintragungsſtelle für 
Handels⸗ und Fabrikmarken dar. 

Natürlich mußte auch der Austauſch der Menſchen und 
Güter in Wanderung, Welthandel und Kapitalsanlage zu 
zwiſchenſtaatlichen Rechtsſchöpfungen führen: Ehe⸗ und Vor⸗ 
mundſchaftsrecht wie die Rechtsverfolgung von Land zu Land 
haben in den Haager Abkommen aus dem erſten Jahr: 
zehnt des Jahrhunderts) eine Regelung wenigſtens inſoweit 
gefunden, als die beteiligten Staaten über die Grundſätze über: 
eingekommen ſind, welche für die Anwendbarkeit der beteiligten 
Rechte im Einzelfall maßgebeud ſein ſollen und ſich in gewiſſen 
Grenzen Rechtshilfe zugeſagt haben, um die Verfolgung der 
beine ihrer Staatsangehörigen im Verkehr von Land zu 
Land zu erleichtern. Die Schaffung eines wirklichen Weltrechts 


7) Ich darf bier verweiſen auf meinen in der Juriſtiſchen 
Geſellſchaft in Frankfurt a. M. gehaltenen Vortrag: Die vertrags⸗ 
mäßige Fortbildung des internationalen Privatrechts durch die Haager 
Konventionen. Berlin 1909. R. v. Deckers Verlag. 
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aber blieb dem Haager Akommen vom 23. Juli 1912 
über die Vereinheitlichung des Wechſelrechts vorbe⸗ 
27 Staaten, unter ihnen faſt alle europäiſchen 
inentalſtaaten, haben ſich hier flichtet, eine gemeinſam 
ausgearbeitete Wechſelordnung bei ſich einzuführen. Es iſt 
bemerkenswert, daß die Beſtrebungen, welche hier zu einer 
Weltrechtsſchöpfung geführt haben, ihren Urſprung zurückführen 
auf die durch die franzöſiſchen Kriegsmoratorien von 1870/71 
entſtandenen Mißſtände, wie denn auch gegenwärtig der inter⸗ 
nationale Wechſelverkehr mit am ſchwerſten durch den jähen 
Ausbruch des Weltkrieges und die Moratorien der Einzelländer 
betroffen iſt. And noch ein anderes charakteriſtiſches Moment 
mag hier gleich hervorgehoben werden: die beiden angelſächſiſchen 
Weltreiche, England und die Vereinigten Staaten, find dem 
Abkommen ferngeblieben. Sie haben an den Konferenzarbeiten 
einen nicht edeutenden Anteil genommen, aber von vorn⸗ 
berein erklärt, ihr nationales Rechtsſyſtem nicht internationaler 
Regelung unterwerfen zu können, vielmehr die Annäherung 
ihres eigenen Wechſelrechts an die vereinbarten Rechtsregeln 
der eigenen Initiative vorbehalten zu müſſen. Es iſt das eine 
Parallelerſcheinung zu der Weigerung Großbritanniens, an der 
völkerrechtlichen Weiterbildung des Seerechts mitzuwirken. Jede 
Rechtsbindung ſtellt eine Einſchränkung der Willkür der Mächtigen 
dar, und, wie im Einzelſtaat die Durchſetzung der Rechts⸗ 
vorſchriften nur im Kampf mit den ſozial und materiell im 
Beige der Macht befindlichen Elementen ſich vollzieht, fo zeigt 
ſich das gleiche Bild bei der Betrachtung der internationalen 
Kechtsentwicklung. 

Es iſt nur ein ſkizzenhaftes Bild, welches ich hier von 
dem bisher erzielten internationalen Vertragsrecht auf privat⸗ 
rechtlichem Gebiete habe entwerfen können. Erſt die Zerreißung 
aller der Zuſammenhänge, denen dieſe Rechtsſchöpfungen dienen 
ſollen, welche im Gefolge des Weltkrieges in vordem un⸗ 
geahntem Maße eingetreten iſt, bringt uns den ganzen Umfang 
des ſchon bisher erzielten gemeinſamen Beſitzes zum Bewußtſein; 
erſcheint doch der Grundſatz, daß der Krieg zwiſchen den Staaten, 
nicht ihren privaten Angehörigen geführt werde, zur Zeit voll⸗ 
ftändig beſeitigt. Art. 23 der Haager Landkriegsordnung 
beſtimmt bekanntlich u. a., daß, abgeſehen von den durch Sonder⸗ 
verträge aufgeſtellten Verboten, unterſagt ſei die Aufhebung 
oder zeitweilige Außerkraftſetzung der Rechte und Forderungen 
von Angehörigen der Gegenpartei oder die Ausſchließung ihrer 
Klagbarkeit. ch die kontrahierenden Staaten hatten alſo die 
Unterbrechung des Rechtsverkehrs infolge kriegeriſcher Ereigniſſe 
bereits ins Auge gefaßt. Die in der Haager Landkriegs⸗ 
ordnung vorgeſehene Regelung bringt die kontinentale 
Völkerrechtsanſchauung zum Ausdruck. Demgegenüber 
15 die Lehre des engliſch⸗amerikaniſchen Rechts vom 

eindlichen Ausländer. Wer leidenſchaftslos den Wurzeln 
des gegenwärtigen Wirtſchaftskrieges mit ſeinen Folgen für 
den internationalen Rechtsverkehr nachgeht, kann an dieſer 
chiedenheit der rechtlichen Auffaſſung, als einer von jeher 
vorhanden geweſenen, nicht vorübergehen. Schon vor dem 
Weltkriege hatte ſich die ſtarke Betonung der eigenen, nationalen 
Rechtsanſchauung auch gegenüber internationalen Bindungen, 
die einen charakteriſtiſchen dub des angelſächſiſchen Rechts⸗ 
empfindens darſtellt, als weſentliches Hindernis internationaler 
Rechtsfortbildung bemerkbar gemacht. Das zeigt ſich u. a. in 
der eben erwähnten Stellung der angelſächſiſchen Weltreiche 
egenüber den Haager Beſchlüſſen zur Vereinheitlichung des 
echſelrechts. Ebenſo hat die Stellung der Gerichte der Ver⸗ 
einigten Staaten gegenüber den internationalen Verträgen über 
Urheberrecht gezeigt, daß im Widerſpruch mit unſerer Rechts⸗ 
auffaſſung nicht die unbedingte Einſchränkung des heimiſchen 
Rechts durch die internationale Bindung als die völkerrechtlich 
gebotene Auffaſſung dem angelſächſiſchen Recht erſcheint, ſondern 
daß die Vereinbarkeit der internationalen Abmachungen mit den 
Grundſätzen des eigenen Staatenrechtes als ein der richterlichen 
Prüfung vorbehaltenes Moment zugrunde gelegt wird. Man 
halte demgegenüber die Grundſätze, welche das deutſche RG. 
in feinem bekannten Urteil vom 26. Oktober 1914) aufgeſtellt 


5) JW. 1915, 145. 
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hat. Es handelte ſich hier bekanntlich um die Frage, ob die 
auf Grund des Art. 4 der Pariſer Union begründete Priorität 
eines franzöſiſchen Patentes dem als Beklagter in dem zur 
Entſcheidung ſtehenden Rechtsſtreit auftretenden Franzoſen zuzu⸗ 
ſprechen ſei. Das RG. hat die Frage bejaht und dieſe Ent⸗ 
ſcheidung darauf begründet, daß durch die Zuſtimmung von 
Bundesrat und Reichstag, alſo einen Akt der Reichsgeſetzgebung, 
die Konvention zum Reichsgeſetz erhoben und ein Beſtandteil 
des deutſchen Rechts über den gewerblichen Rechtsſchutz geworden 
ſei. Wenn auch die völkerrechtlichen Verbindlichkeiten des Ab⸗ 
kommens den feindlichen Staaten gegenüber durch den Kriegs⸗ 
ausbruch ohne weiteres aufgehört haben, ſo trete dadurch der 
f der Konvention als eines Beſtandteiles des deutſchen 
ürgerlichen Rechts bezüglich der Angehörigen der feindlichen 
Staaten nicht außer Kraft. Die internationale Verbindlichkeit 
und die innerſtaatliche Wirkſamkeit ſeien nicht unbedingt von⸗ 
einander abhängig, ſie ſtünden und fielen miteinander nur bei 
ſolchen Verträgen, deren Ausführung mit den Zwecken der 
Kriegführung unvereinbar wäre. 

Wir ſehen alſo hier zwei grundſätzlich verſchiedene Rechts⸗ 
auffaſſungen ſich gegenübertreten. Wie die aktive Mitwirkung 
bei der Schaffung des internationalen Wechſelrechts abgelehnt 
wurde, ſo hat auch der Haager Landkriegsordnung gegenüber 
die großbritanniſche Regierung bereits 1911 zu erkennen ge⸗ 
geben, daß ſie ihr nicht die Tragweite beimeſſe, das gemeine 
engliſche Recht zu ändern. Seit dem Ausbruch des Krieges iſt 
dieſe Auffaſſung bekanntlich in immer wachſendem Maße zur 
Anwendung gebracht. Im Vergeltungswege ſetzten ſich die 
durch die dem Wortlaut und Sinn der 1 Landkriegs⸗ 
ordnung widerſprechende Auffaſſung geſchädigten Staaten durch 
entſprechende Maßnahmen zur Wehr. Frankreich und Rußland 
aber gingen, was die Eingriffe in die Eigentumsſphäre anlangt, 
vielfach über die Maßregeln Großbritanniens hinaus, und auch 
in den britiſchen Kolonien übertrafen die gegen deutſches Kapital 
ergriffenen Gewaltmaßregeln ja großen Teil die des Heimat» 
landes, insbeſondere in Auſtralien und den Straites settlements. 
So entſtand ein Syſtem der Unterbrechung internationaler 
Rechts⸗ und Wirtſchaftsbeziehungen, welches, von dem Geſichts— 

unkt des Wirtſchaftskrieges ausgehend, in jeder geſchäftlichen 
erbindung zwiſchen den Angehörigen des eigenen mit denen 
des feindlichen Landes ein Element der Unterſtützung des 
letzteren durch die Staatsangehörigen des erſteren erblickt. 
(Weitere Artikel folgen.) 


Der Ausſchluß des Rechtsweges bei Requiſitionen 
in Feindesland. 


Von Univerſitätsprofeſſor Dr. Ludwig Beer, Leipzig. 


I. Die Art der Kriegführung unſerer Gegner hat das 
Deutſche Reich gezwungen, die im beſetzten feindlichen Gebiete 
vorgefundenen Rohſtoffe, Halbfabrikate uſw. zu beſchlagnahmen 
und in das Eigentum des Reiches zu überführen. Die Maß⸗ 
nahme iſt auf militäriſchen Befehl in militäriſcher Organiſation 
erfolgt. Die von dieſer Maßnahme betroffenen Eigentümer in 
Belgien, Frankreich und Rußland, insbeſondere die Deutſchen, deren 
dort befindliches Eigentum von der gegen das feindliche Land 

erichteten Maßnahme nicht verſchont bleiben konnte, glauben 
hin und wieder, im ordentlichen Rechtsweg eine Entſchädigung 
für ihr früheres Eigentum erlangen zu können; ſie haben in 
der Literatur vereinzelt Unterſtützung gefunden und ſich zur 
gerichtlichen Geltendmachung ihrer Anſprüche veranlaßt geſehen. 

Das Kammergericht hat in einem Urteile vom 16. Mai 
1916!) den Rechtsweg für unzuläſſig erklärt. Vor und nach 
dieſer Entſcheidung ſind in juriſtiſchen Zeitſchriften Abhandlungen 
über die Zuläſſigkeit des Rechtsweges erſchienen, die es not⸗ 
wendig machen, zu der Frage nochmals Stellung zu nehmen. 

II. Sedes matzriae iſt der 8 13 GVG. : 

„Vor die ordentlichen Gerichte gehören alle bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten, für welche nicht entweder die Zu⸗ 


1) 21 U. 1050/1916. 87. 
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ſtändigkeit von Verwaltungsbehörden oder Verwaltungs⸗ 
erichten begründet iſt oder reichsgeſetzlich beſondere 
erichte beſtellt oder zugelaſſen ſind.“ 
Da dieſe Vorſchrift den Begriff der „bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeit“ nicht erläutert, auch ſonſt eine geſetzliche Definition 
fehlt, 2 wird eine Prüfung der Zuläſſigkeit des Rechtsweges 
r die aus Beſchlagnahmen in Feindesland hergeleiteten An⸗ 
prüche ſich auf die Frage erſtrecken müſſen, was unter dem 
Ausdruck „bürgerliche Rechtsſtreitigkeit“ zu verſtehen iſt. Es 
wird dann zu unterſuchen ſein, ob der Rechtsſtreit unter den 
efundenen Begriff geſtellt werden kann. Die Unterſuchung 
bat ſich ferner auf die Frage auszudehnen, ob nicht für die 
Rechtsſtreitigkeit die Zuſtändigkeit einer Verwaltungsbehörde 
begründet, oder veichägefehich ein beſonderes Gericht beftellt 
oder zugelaſſen iſt. ie zweite Unterſuchung hat auch dann 
ſtattzufnden, wenn feſtſtehen ſollte, daß eine „bürgerliche 
Rechtsſtreitigkeit“ oder daß eine „öffentliche“ Rechtsſtreitigkeit 
vorliegt. Denn dem Geſetzgeber iſt es unbenommen, eine 
bürgerliche Rechtsſtreitigkeit den ordentlichen Gerichten zu ent⸗ 
ziehen, wie er anderſeits auch eine öffentliche den ordentlichen 
Gerichten überweiſen kann. „Überall, wo durch die Reichs⸗ 
oder Landesgeſetze eine poſitive Entſcheidung im Sinne der 
Sulaflung oder der Ausſchließung des Rechtsweges gegeben iſt, 
ſcheidet die Frage nach der materiellrechtlichen Natur des 
Anſpruchs völlig aus.“) 


band Eine reichsgeſetzliche Zuſtändigkeitsbeſtimmung iſt nicht 


en. 
a) Die Anordnung des Reichskanzlers vom 26. April 1915 
„betreffend das Verfahren vor der Reichsentſchädigungs⸗ 
kommiſſion“, die dieſe Behörde mit der Aufgabe betraut, „die 
Eigentümer der 8 5 des gegentoärti en Krieges im feind⸗ 
lichen Ausland im Namen des Reiches beſchlagnahmten Güter 
feſtzuſtellen, über die Entſchädigungsanſprüche zu entſcheiden 
und die Zahlung der Entſchädigung zu veranlaſſen“, kann nicht 
als are Buftänbigteitabetimmrung im Sinne des § 13 
GVG. angeſehen werden. Sie iſt vielmehr eine interne An⸗ 
weiſung des Reichskanzlers an die von ihm eingeſetzte und ihm 
unterſtellte Behörde, ſie iſt als Verwaltungsverordnung auch 
nicht etwa im Reichsgeſetzblatt ſtaatsrechtlich verkündigt, ſondern 
nur im Reichsanzeiger zur allgemeinen Kenntnis gebracht 
worden. Wenn alſo auch der Reichskanzler von dem Gedanken 

eleitet geweſen ſein mag, das Entſchädigungsverfahren aus⸗ 
ſchließlich durch die Reichsentſchädigungskommiſſion zu erledigen, 
ſo könnte ſeine Anordnung doch nicht den Entſchädigungsprozeß, 
falls er eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit zum Gegenſtand 
hätte, dem ordentlichen Rechtsweg entziehen. 

b) Ebenſowenig kann aus dem Kriegsleiſtungsgeſetz 
und der Bundesratsverordnung über die Sicher⸗ 
Heilung von Kriegsbedarf vom 24. Juni 1915 ein 

rgument für die Zuläſſigkeit oder Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges gefunden werden. Beide Geſetze befaſſen ſich nur mit 
den durch Maßnahmen im Inlande erfolgten „Anforderungen“ 
und Eigentumsentziehungen, ſo daß, ſoweit ſich aus ihrem 
Wortlaut eine Beſchränkung des Rechtsweges ergibt, dieſe 
Beſchränkung nicht für den ganz anders liegenden Rechtsſtreit 
wegen der im beſetzten feindlichen Gebiete im unmittelbaren 
S mit der Kriegführung erfolgten Vermögens⸗ 
eingriffe Su fl (vgl. unten VII). 

c) Ob landesgeſetzlich eine für das Gericht bindende 
Zuſtändigkeitsabgrenzung erfolgt iſt,s) muß, als eine Frage des 
Prozeßrechts, nach dem Rechte des Bundesſtaates beurteilt 
werden, vor deſſen Gericht der Rechtsſtreit anhängig iſt. Die 
Anſprüche aus der Beſchlagnahme richten Na gegen den Reichs⸗ 
fiskus, denn das Reich führt den Krieg, die Oberſte Heeres⸗ 
leitung trifft im Namen des Reiches die notwendigen Maß⸗ 
nahmen. Es handelt ſich alſo um eine Reichsheeresangelegenheit. 
Dieſe Angelegenheiten werden nach einer Vereinbarung der vier 
Landes⸗Kriegsminiſterien vom preußiſchen Kriegsminiſterium 


I) Stein, 3PO. X. Aufl. S. 7. 

8) Über das Verhältnis des 818 GVG. zum Landesrecht vgl. 
die ſo klare Entſcheidung des VII. S. des RG. v. 6. Mai 1913 in 
Seu 69, 245 ff. 


vor 


S 14. 1916. 


allein für das geſamte Reichsgebiet bearbeitet und verwaltet. 
Da die Prozeßführung als Akt der Verwaltung angeſehen 
werden muß, ſo werden die gegen den preußiſchen Kriegsminiſter 
erichteten Prozeſſe auch vor preußiſchen Gerichten verhandelt. 
Mithin könnte das preußiſche Recht als Quelle einer landes⸗ 
geſetzlichen Zuſtändigkeitsbeſtimmung in Betracht kommen. 

Im preußiſchen Rechte befaſſen ſich mit den Kriegsleiſtungen 
die Kabinettsorder vom 4. Dezember 1831 und das Geſetz 
vom 11. Mai 1851. Über den Einfluß dieſer Beſtimmungen 
auf die Zuläſſigkeit des Rechtsweges herrſchen in der Literatur 
erhebliche Meinungsverſchiedenheiten, mit denen ſich insbeſondere 
Neulampt) eingehend und kritiſch befaßt hat. Er gelangt zu 
dem Ergebnis, daß für die im Kriegsleiſtungsgeſetz poſitiv 
gegebenen Anſprüche der Streit über die Höhe des Übernahme⸗ 
Be vom Rechtswege ausgeſchloſſen iſt, daß im übrigen der 

echtsweg für den Vergütungsanſpruch offenſtehe. 

Aber dieſes Ergebnis, gewonnen auf Grund der Ver⸗ 
wertung von Geſetzen, die poſitiv einen Anſpruch auf Vergütung 
für inländiſche Kriegsleiſtungen 0 00 hat keine Beziehung 
auf die Beſchlagnahmen im Ausland, die nicht mit in die 
juriſtiſche Prüfung einbezogen ſind. In gleichem Sinne hat 
das Kammergericht in ſeinem oben näher bezeichneten Urteil 
ſch en „Das Kriegsleiſtungsgeſetz vom 13. Juni 1873 bezieht 
0 nicht auf Kriegsſchäden oder Erſatzleiſtungen wegen 

equiſitionen, ſondern nur auf die Vergütung ganz beſtimmter 
Leistungen von Gemeinden oder einzelnen Perſonen. Es kann 
daher ganz außer Betracht bleiben, inwieweit nach dieſem 
Geſetze die ordentlichen Gerichte darüber zu befinden haben, ob 
überhaupt eine Vergütung zu entrichten iſt und ob ihnen nur 
die Entſcheidung über die Höhe derſelben verſchloſſen iſt.“ 


IV. Mangels einer beſonderen Zuſtändigkeitsbeſtimmung 
iſt alſo zu prüfen, ob der Rechtsſtreit um die Entſchädigung 
bie die im Auslande erfolgten Beſchlagnahmen als „bürgerliche 

echtsſtreitigkeit“ anzuſprechen iſt. 

Bekanntlich iſt das Weſen der „bürgerlichen Rechts⸗ 

eitigkeit“ von der Theorie eingehend behandelt worden und 
ie Praxis hat vielfach dazu Stellung nehmen müſſen. 

Otto Mayer) verſteht unter bürgerlicher Rechtsſtreitigkeit 
„ein Verfahren zur obrigkeitlichen Entſcheidung über zivilrechtliche 
Rechtsverhältniſſe und die daraus fließenden Anſprüche“. 

Richard Schmidt“) hat den privaten oder öffentlichen 
Charakter einer Streitſache auf den Inhalt der entſ „ 
bedürftigen Verpflichtung im einzelnen Falle abgeſtellt, d. h. 
auf die Frage, ob der zweifelhaften Verpflichtung eine Zweck⸗ 
beziehung nur auf die Intereſſen des einzelnen oder eine ſolche 
auch auf die Intereſſen der Geſamtheit des Staates zukomme. 
„Dient ein Verpflichtungsverhältnis den Zwecken des Staates, 
iſt der einzelne als Glied des Gemeinweſens verpflichtet, als 
der dem höheren Verbande untergeordnete Bürger, ſo liegt 
ein öffentlich⸗rechtliches Rechtsverhältnis vor. Es iſt alſo das 
für die Verwirklichung der Verpflichtung maßgebende Motiv 
der Beſtimmungsgrund der Verpflichtung, deſſen objek⸗ 
tive Betrachtung den privatrechtlichen oder öffentlich⸗rechtlichen 
Charakter derfelben ergibt. Nicht entſcheidend iſt, wer am 
Rechtsſtreite als Partei beteiligt iſt, noch der rechtserzeugende 
Tatbeſtand des ſtreitigen Rechts. Denn aus Rechtsgeſchäften 
entſtehen öffentlich⸗rechtliche Anſprüche, ſo die der Beamten, wie 
aus ſtaatlichen Akten Privatanſprüche, ſo bei der mißbräuchlichen 
Vornahme einer Amtshandlung.“ 

Im urgent ſtimmt Stein“) hiermit überein, indem er 
ſagt: „Bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten ſind die Streitigkeiten 
über Rechtsfolgen des Privatrechts im Gegenſatz zu denen des 
öffentlichen Rechts. Maßgebend iſt daher das Rechtsver⸗ 
hältnis, aus dem der Anſpruch oder die ſonſtige Rechtsfolge 
abgeleitet wird, nicht der ſogen. Rechtstitel oder die Eigenſchaft 


als vermögensrechtlicher Anſpruch.“ 


) JW. 1916 S. 626 ff., 711 ff., 800 ff. 

5) „Deutſches Verwaltungsrecht“, 2. Aufl. S. 178. 

6) Lehrbuch des deutſchen Zivilprozeßrechtes. II. Aufl. S. 177 ff. 
7) A. a. O. S. 7. 
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Man darf wohl ſagen, daß die Anſichten der drei Autori⸗ 
täten eine a ee und Fortführung der einſt von Adolf 
Wach“ grundlegend gegebenen Untersuchung find. 

Schließt man ſich der Auffaſſung dieſer Schriftſteller an, 
ſo muß man den durch die Klage beſtimmten Streitgegenſtand, 
d. h. das durch die Natur der geltend gemachten Rechtsfolge 
beſtimmte Rechtsverhältnis prüfen und feſtſtellen. ö 

V. Die Grundlage des Streitverhältniſſes iſt zu erblicken 
in der mit der Beſchlagnahme verbundenen Entziehung des 
Eigentums (Aneignungs beſchlagnahme). Die Beſchla s 
nabme ift eine im Kriegsgebiete bewirkte militärifche Maß⸗ 
nabme, eine obrigkeitliche Handlung. Mit dieſem Staats⸗ 
bobeitsakt iſt unmittelbar und unvermeidbar der in Ge 
ſtalt der Entziehung des Eigentums wirkende Eingriff in 
die Privatrechte der Einzelperſonen, ihre Vermögensrechte, 
verbunden. Es handelt ſich nicht etwa um eine Neben⸗ 
erſcheinung des Staatshoheitsaktes, ſondern die ſtaats hoheitliche 
Maßnahme beſteht gerade in der Entziehung des Eigentums, 
in der Schadensſtiftung. Dadurch unterſcheidet ſich die Rechts⸗ 
lage bei der Kriegsbeſchlagnahme von dem belannten, vom RG. 
entſchiedenen Braunſchweiger Fall, in dem wegen der mit der 
Anlegung eines 5 verbundenen Lärmverurſachung 
Klage erhoben war. Die ſtaatshoheitliche N richtete 
ſich nicht auf die Lärmverurſachung, ſondern auf die Anlegung 
des Exerzierplatzes. Um den richtigen Standpunkt für die 
Unterſcheidung beider Fälle zu gewinnen, darf man nicht aus⸗ 

geben von dem Schaden, der durch den Eingriff der Staats⸗ 
bobeit der Privatperſon entſtanden iſt, ſondern man hat einzig 
zu fragen, welchen Charakter die Handlung hat, für die 
Schadenserſatz verlangt wird. Iſt dieſe Handlung ein Hoheits⸗ 
akt, ſo ſcheidet der ordentliche Rechtsweg für die Verfolgung 
aller mit der Ausübung des Hoheitsrechts unmittelbar und 
notwendig verbundenen Folgen aus.“) „In ſolchem Falle 
kann die Frage der Ausübung öffentlicher Rechte nicht einfach 
dadurch dem Rechtswege zugänglich gemacht werden, daß man 
behauptet, durch die Ausübung widerrechtlich und ſchuldhaft in 
ſeinen Privatrechten verletzt zu ſein und Schadenserſatz oder 
die Bereicherung begehrt.“ 0) 

Die Rechtslage iſt in dieſem Falle auch weſentlich anders 
als in den Entſcheidungen des RG., in welchen das RG. bei 
Klagen, welche im öffentlichen Rechte ihre Quelle hatten, den 
Rechtsweg für zuläſſig erklärte. Deshalb iſt es nötig, die 
Entſcheidungen des RG., die Neukamp in feiner Abhandlung !!) 
gegen mancherlei Polemik verteidigt, und Neukamps Würdigung 
dieſer Entſcheidungen näher zu prüfen. Die Prüfung wird ers 
geben, daß man Neukamps Betrachtung folgen kann und 
trotzdem für die Anſprüche aus der Beſchlagnahme in Feindes⸗ 
land zum Ausſchluſſe des Rechtsweges gelangt, ja in ihr 
eine Unterſtützung findet. 

VI. Neukamp verteidigt die vom RG. ausgeſprochene 
Zuläſſigkeit des Rechtsweges für Vermögensanſprüche von 
Privatperſonen gegen den Staat, die „allerdings im öffentlichen 
Rechte ihre Quelle, ihren Rechtsgrund haben“. Aber Neukamp 
hat ſich damit nur der zutreffenden Anſicht des RG. an⸗ 
geſchloſſen, daß „rein privatrechtliche Anſprüche nicht lediglich 
um deswillen von der Verfolgung im Rechtswege ausgeſchloſſen 
ſein ſollten“, weil ſie „im öffentlichen Rechte wurzeln und 
öffentlich⸗rechtlichen Vorgängen ihre Entſtehung verdanken“. 

Damit haben das Reichsgericht und Neukamp nur 
ſagen wollen, daß ein rein privatrechtlicher Vermögensanſpruch 
ſeinen privatrechtlichen Charakter nicht verliert, weil ſeine causa 
dem öffentlichen Rechte angehört. Nicht aber hat geſagt ſein 
ſollen, daß jeder einer Privatperſon zuſtehende vermögensrechtliche 
Anſpruch ein privatrechtlicher ſei. Zwar iſt es nicht ohne Be⸗ 
deutung für die Charakteriſierung des Anſpruchs, wer als 


8) Handbuch des Zivilprozeſſes. Bd. I. S. 86 ff. 

) Vgl. Kraft „Die Entſchädigung für rechtmäßige Eingriffe 
der Staatshoheit“ in den Beiträgen zur Erl. des deutſchen Rechts 1916 
S. 288 ff. 

10) Vgl. Neumann, Jahrb. 1914 S. 594 und dort zitierte 
Entſch. d. RG. 

11) A. a. O. S. 805 ff. 
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Träger des Anſpruchs auftritt; aber daraus folgt nicht, daß 
unter allen Umſtänden die Trägerſchaft des Staates den 
Anſpruch zum öffentlich⸗rechtlichen mache und darum ihn dem 
Rechtsweg entziehe. Ebenſo richtig iſt Neukamps Auffaſſung, 
daß, wenn es ſich um einen Entſchädigungs⸗ oder ſonſtigen 
vermögensrechtlichen Anſpruch handelt, der dem einzelnen kraft 
öffentlicher Vorſchrift gebührt, dieſer Anſpruch die Natur eines 
Privatrechts haben kann — nur dieſe Möglichkeit betont 
Neukamp —, und es iſt ihm beizupflichten, daß, wenn der 
Anſpruch die Natur eines Privatrechts hat, auch der Rechtswe 
uläſſig ſein dürfte, wie ihm auch darin beizupflichten iſt, da 
ſelbſt in dieſem Falle der Rechtsweg ausgelöhtofien ift, wenn 
das . ihn ausdrücklich ausſchließt. Mit dieſer Auffaſſung 
ſte die Anſicht Hartmanns!) nicht in Widerſpruch, 
daß die Begriffsbeſtimmung einer Streitſache als öffentlich⸗ 
rechtliche oder bürgerliche aus dem Rechtsverhältnis ſich 
ergebe, aus welchem der Anſpruch oder die ſonſtige Rechtsfolge 
abgeleitet wird, daß es alſo nicht darauf entſcheidend ankomme, 
ob nach der äußeren Geſtaltung des Streites der Antrag auf 
Leiſtung eines Vermögenswertes gerichtet ſei. Dieſe Hart⸗ 
1 Auffaſſung wiederholt nur den vom 7. Senat des 
Reichsgerichts durch Urteil vom 5. März 191213) ausgeſprochenen 
Satz: „Zwar iſt das RG. früher in einzelnen Fällen davon 
ausgegangen, daß grundſätzlich das Vorhandenſein einer bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreitigkeit dann anzunehmen wäre, wenn eine 
Privatperſon einen Anſpruch vermögensrechtlicher Art er⸗ 
hebt. Dieſer Grundſatz, der für die meiſten, nicht aber für 
alle Fälle zutrifft, bedarf jedoch einer Einſchränkung. Er gilt 
nur dann, wenn die Frage, ob der Privatperſon ein beſtimmter 
vermögensrechtlicher Anſpruch zuſteht, den eigentlichen Gegen⸗ 
ſtand des Streites bildet. Auf dieſen Standpunkt hat ſech 
abweichend von früheren Entſcheidungen, der erkennende Senat 
ſchon im Urteil des RG. 76, 121 geſtellt. Bildet aber dieſen 
Gegenſtand im Grunde ein Anſpruch auf Leiſtung aus einem 
nur dem öffentlichen Recht angehörenden Verhältnis, ſo iſt der 
Rechtsweg le mag auch nach der äußeren pro⸗ 
zeſſualen Geſtaltung des Streites der von der Privatperſon 
eſtellte Klageantrag auf Leiſtung eines Vermögenswertes an 
fie oder auf Feſtſtellung der Berechtigung des Anſpruchs auf 
einen ſolchen gerichtet ſein.“ Der Standpunkt des RG. wird 
in der Entſcheidung noch verdeutlicht durch die Anwendung auf 
den Rechtsſtreit, in dem es ſich um Rückzahlung eines zu Un⸗ 
recht erhobenen Steuerbetrages handelt. Das RE. ſtellt feſt, 
daß der ae eu des Staates auf einem öffentlich⸗xecht⸗ 
lichen Verhältnis e, daß dieſer nicht dadurch zum Gegen⸗ 
ſtand einer bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit gemacht werden könne, 
daß der Kläger ſeinem Rückforderungsanſpruch in Geſtalt des 
Anſpruchs aus ungerechtfertigter Bereicherung eine privatrechtliche 
Bezeichnung gebe. Denn, ſo ſagt das RG., der Anſpruch auf 
Rückzahlung der entrichteten Steuer ſei hier nichts anderes 
als die Kehrſeite des Anſpruchs des Staates auf Ent— 
richtung der Steuer, aus dem Privatrecht ſei eine Antwort 
auf die Frage, ob der Rückforderungsanſpruch begründet iſt, 
ebenſowenig zu entnehmen, als eine Antwort auf die Frage, 
ob der Steueranſpruch des Staates zu Recht beſtehe, in beiden 
Fällen ſei lediglich das öffentliche Recht maßgebend. 

Wenn hier das RG. darauf abſtellt, ob die Begründung 
des geltend gemachten Anſpruchs aus dem Privatrecht zu ent⸗ 
nehmen ſei, ſo geht es damit nicht über den für die Zuſtändig⸗ 
keitsfrage prozeſſual geſteckten Rahmen hinaus; es Pur nur 
das Rechtsverhältnis, das dem Rechtsſtreit An iegt, und 
begnügt ſich nicht mit dem bloßen Rechtstitel. Das RG. ſchlägt 
den richtigen Weg zur Feſtſtellung der Natur der Rechtsſtreitig⸗ 
keit ein. Nicht entſcheidend für dieſe Feſtſtellung iſt die Be⸗ 
gründung, die die Partei dem Anſpruch gibt, ſondern es 
iſt, ausgehend vom Petitum, die rechtliche Grundlage des⸗ 
ſelben zu erforſchen. Damit ſteht auch das Urteil des 
RG. vom 27. Mai 1913 [Bd. 83 S. 317] nicht im Wider⸗ 
ſpruch, in welchem — ohne weitere Begründung — geſagt 
wird: „Für die ausdrücklich auf 8 839 BGB. und das Reiches 


17) PrVerwhl. 36, 421 ff. 
15) JW. 1912, 647. 
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geſetz vom 22. Mai 1910 geſtützte Klage iſt der Rechtsweg 
gegeben.“ Denn das aus einer Amtspflichtverletzung ent⸗ 
ſtandene Rechtsverhältnis iſt durch das BGB. . einem privat⸗ 
rechtlichen geſtempelt und die Zuläſſigkeit des Rechtsweges ge⸗ 
ſetzlich ausgeſprochen worden. 

VII. Mithin ſpitzt ſich die Frage dahin zu: In welchem 
Rechtsverhältnis zwiſchen Staat und Antragſteller, 
welchem Rechtsgrunde, kann die rechtliche Grundlage 
des Streites gefunden werden? 

Die Frage iſt vielfach in gerichtlichen Entſcheidungen be⸗ 
handelt worden. Sie knüpften an Pfändungen an, welche 
die Gläubiger der durch die Beſchlagnahme betroffenen Per⸗ 
ſonen in deren vermeintlichen „Anſpruch auf Entſchädigung“ 
vorgenommen oder beantragt hatten. Man darf wohl von 
einer einhelligen Praxis ſprechen, welche die Pfändung für un⸗ 
zuläſſig erklärt, weil ein Anſpruch auf Entſchädigung 
überhaupt nicht beſteht. Zu dieſem Ergebnis gelangten die 
Gerichte, indem ſie induktiv die Geſetze prüften, die überhaupt 
als rechtliche Grundlage des Streitverhältniſſes nur irgendwie 
in Betracht kommen könnten. 

Es bleibt alſo vom ganzen rechtlichen Tatbeſtand nichts 
anders übrig als die Tatſache, daß der Staat im Verlaufe 
der Kriegsoperationen im feindlichen 1 von einem 
Kriegsmittel Gebrauch gemacht hat, dem das Eigentum der 
Privatperſonen zum Opfer fiel; vom „bürgerlichen“ im Sinne 
des 8 13 GVG. bleibt nur das Eigentum als Privatrechts⸗ 
titel. Dieſem Titel ſteht die Kriegführung als völkerrecht⸗ 
licher Akt gegenüber. Die Beurteilung ſeiner rechtlichen 
Vorausſetzungen und Wirkungen kann nur nach Völkerrecht 
erfolgen! Dann aber iſt das entſtandene Rechtsverhältnis auch 
nur ein völkerrechtliches, ein Verhältnis von Staat zu Staat, 
und jede Rechtsſtreitigkeit, die aus ihm erwächſt, iſt eine 
völkerrechtlich⸗öffentlichrechtliche. die als ſolche dem ordentlichen 
Rechtswege entzogen iſt. 

VIII. Gerade dieſes Ergebnis nach der prozeſſualen und 
materiellen Seite rechtfertigte es, daß der Reichskanzler durch 
ſeine Verordnung vom 24. April 1915 aus politiſchen, wirt⸗ 
ſchaftlichen und Billigkeitsgründen durch die Einſetzung der 
Reichsentſchädigungskommiſſion ſich ſelbſt einen Weg eröffnet 
hat, um den Beteiligten in einem geordneten Verfahren nach 
Möglichkeit einen Ausgleich ihres Schadens zu gewähren. 

In der Anordnung iſt nicht etwa eine ausdrückliche oder 
ſtillſchweigende Anerkennung irgendeines Entſchädigungsanſpruches 
zu erblicken. Zwar ſpricht die Anordnung von „Anſprüchen“, 
aber die Verwendung dieſes im Zivilrecht mit beſtimmter Be⸗ 
deutung gebrauchten Wortes (§S 194 BGB.) iſt hier in feinem 
allgemeinen Sinn erfolgt, nämlich als das zum Zeitwort „an⸗ 
ſprechen“ gehörige Hauptwort, bedeutet nichts anderes als Be⸗ 
gehren, Antrag, Wunſch oder ähnliches, er will nur ſagen, 
daß der Eigentümer durch Anmeldung ſeines Schadens die 
öffentlich⸗rechtliche Vorausſetzung für das Offizialverſahren der 
Kommiſſion ſchafft. Erſt durch den Entſchädigungsbeſchluß der 
Kommiſſion kann ein Anſpruch zur Entſtehung gelangen. Das 
verkennt Hein e, 1) indem er dem Beſchluſſe nur deklaratoriſche 
Bedeutung beilegt. Der Beſchluß iſt ein Verwaltungsakt der 
vom Reichskanzler eingeſetzten Behörde, d. h. ein obrigkeitlicher 
Ausſpruch, der im Einzelfall beſtimmt, was Rechtens ſein ſoll, 
und erſt mit der „Eröffnung“, d. h. der Mitteilung an den 
Beteiligten wirkſam wird. 15) Der Beſchlagnahmetatbeſtand hat 
bis dest noch keine nelehline Regelung . aus der ein 
der Deklaration fähiger objektiv⸗rechtlicher Ausſpruch entſtände. 
Vielmehr ergeht der Entſchädigungsbeſchluß in Erfüllung der 
der Reichsentſchädigungskommiſſion lediglich gegenüber dem 
Reiche obliegenden objektiven Amtspflicht. An beſtimmte 
Vorausſetzungen, Feſtſtellung des Eigentümers und ſeines 
Schadens, knüpft die Kommiſſion als Willensorgan des Staates 
den Entſchädigungs willen und äußert dieſen Willen in Geftalt 
des Beſchluſſes. Der Beſchluß iſt Ent ſchluß! Der Beſchluß 
ſchafft erſt das Rechtsverhältnis. In dieſem engſten Sinne 
iſt der Beſchluß konſtitutiv. 


14) L. 1916, 798. 
15) Bol. Otto Mayer, Deutſches Verwaltungsrecht II. Aufl. S. 95. 
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Da ſomit der Reichskanzler durch ſeine Anordnung den 
durch die Beſchlagnahme Betroffenen erſt die Möglichkeit gab, 
zu einem Anſpruch zu gelangen, ſo folgert H. Lehmann 10) mit 
Recht, „daß die Anordnung die Erö ns eines bis dahin 
verſchloſſenen Weges zur Geltendmachung der durch die Ent⸗ 
eigmung verletzten Privatintereſſen ſei“, für die alſo auch der 
ordentliche Rechtsweg nicht offenſtände. 


IX. Ich glaube annehmen zu dürfen, daß mit den vor⸗ 
ſtehenden Ausführungen die Unzuläſſigkeit des Rechtsweges 
bewieſen iſt. Aber über dieſe beſondere Frage hinaus 
möchte ich noch in wenigen Worten die Gründe anführen, die 
die Kriegsmaßnahme des Reiches und den mit ihr verbundenen 
ſcharfen Eingriff in das Privateigentum rechtfertigen. 

Das in der Haager Landkriegsordnung, Art. 52 und 53, 
gewährte und beſchränkte Eingriffsrecht in das Privateigentum 
entſpricht nicht mehr den realen Verhältniſſen und Bedürfniſſen 
des jetzigen Krieges. Das Beſetzungsheer bildet heute weder 
die ganze Kriegsmacht noch eine von der übrigen Armee iſolierte 
Soldatengruppe mit getrenntem Verpflegungsbedürfnis, ſondern 
die bewaffnete Macht iſt ein einheitliches Ganzes, deſſen Bebürfs 
niſſe gel loſſen betrachtet und befriedigt werden müſſen. !“) 

ie „Bedürfniſſe des Beſetzungsheeres“ ſind um ſo mehr 
die Bedürfniſſe des ganzen Heeres, als aus taktiſchen 
Gründen dauernd Veränderungen in der Stärke und in der 
e des Beſetzungsheeres eintreten und eintreten 
müſſen. Aber die den rang des Enteignungsrechtes im 
beſetzten Gebiete beſtimmenden „Bedürfniſſe“ reichen noch weiter. 
Die Bedürfniſſe des Heeres ſind von den Bedürfniſſen des 
anzen Volkes nicht mehr zu trennen. Faſt die geſamten 
bfkoffe in Deutſchland, die fonft den inländiſchen Verbrauchern 
zugute kämen, ſind durch innerſtaatliche Maßnahmen der Ver⸗ 
N r das Heer vorbehalten und zugeführt. Was in 
Feindes beſchlagnahmt wird, fließt auf dem Wege durch 
das Inland wieder hinaus zur Armee. So ſteht das ganze 
deutſche Wirtſchaftsleben im Zeichen des Krieges, es arbeitet 
für das Heer. Das ganze deutſche Volk iſt mobil gemacht, 
um dem Anſturm unſerer verbündeten Feinde gegen das 
Deutſche Reich mit vereinten Kräften entgegenzutreten. Jedes 
Mittel zur Erhaltung eines . Kraftfaktors dient 
der Geſamtheit, dient dem Kriege, dient der Befriedigung „eines 
Bedürfniſſes des Krieges“. 

Das ſind nicht unjuriſtiſche Schlagworte, ſondern Tat⸗ 
ſachen, die auch im Kriegsrecht ihre Berückſichtigung verlangen, 
wenn das Kriegsgeſetz einen . Inhalt haben und 

icht als toter Buchſtabe unbeachtet bleiben will. „Das Kriegs⸗ 
recht ſoll nicht eine ſchöne Faſſade unpraktiſcher Regeln ſein, 
ſondern ein tragender Bau, welcher der Wucht des Krieges ſtand⸗ 
hält.“ 8) Jedes Völkergeſetz muß eine entſprechende Ergänzungs⸗ 
möglichkeit in ſich tragen und trägt ſie in ſich. Dieſe durch 
die tatſächlichen Verhältniſſe bedingte Ergänzung ergibt die Er⸗ 
weiterung der völkerrechtlich erlaubten Eingriffe in das Privat⸗ 
eigentum und damit die Rechtmäßigkeit der im beſetzten Gebiete 
erſolgten Beſchlagnahme der vorgefundenen Maſſengüter. 

Aber ſelbſt wenn man dieſer Erweiterung des völkergeſetz⸗ 
lichen Aneignungsrechtes nicht zuſtimmen wollte, ſelbſt dann 
wäre noch ein beſonderer Rechtsgrund für die deutſchen Be⸗ 
ſchlagnahmen vorhanden: der Notſtand und die Notwehr. 

Die Völkerrechtswiſſenſchaft hat mit Recht den „wirklichen 
Notſtand“ von der „allgemeinen Kriegsnotwendigkeit“ ges 
ſchieden!') und der Notwehr im Kriege Grenzen zu ziehen 
verſucht, wie anderſeits völkergeſetzliche Beſtimmungen, ſo die 
Art. 23g, 52, 53 der Haager Landkriegsordnung, die Notlage 
kriegführender Staaten berückſichtigen. Aber bei der Lage, in 
der ſich Deutſchland augenblicklich befindet, kann es keinem 
Zweifel unterliegen, daß Deutſchland fich auf echten Notſtand 


und berechtigte Notwehr berufen kann, die nach allgemein an⸗ 


16) Die Kriegsbeſchlagnahmen als Mittel der Organiſation der 
Rohſtoff⸗ und Lebensmittelverſorgung, Jena 1918. 

17) Vgl. zum folgenden als Ergänzung meine Abhandlung, 
DIZ. 1916, 1172 ff. 

18) Huber, Zeitſchrift für Völkerrecht VII S. 868. 


19) Pgl. Strupp, das internationale Landkriegs recht S. 110. 


45. Jahrgang. 


erkannten Grundſätzen des Völkerrechts einen Staat berechtigen, 
frei ſeine Kriegsmittel zu wählen, um der ſeine Exiſtenz 
unmittelbar gefährdenden Notlage zu entrinnen. Wir wiſſen, 
daß unſere Feinde in Widerſpruch nicht nur mit völkerrechtlichen 
Grundſätzen, ſondern in Widerſpruch mit den elementarſten 
Forderungen der Menſchlichkeit eine methodiſche Aushungerung 
des ganzen deutſchen Volkes geplant und eingeleitet haben. 
In der Abwehr dieſes Planes deckt ſich die Kriegsnotwendigkeit 
mit der Staatsnotwendigkeit. „Infolge der Abſchneidung der 
Einfuhr vom Auslande leben wir wie in einer belagerten 
Feſtung.“ 2%) Vor ſolchem Notſtande verſchwindet ein entgegen⸗ 
ſtebendes Recht, iſt kein Recht mehr vorhanden, das verletzt 
ſein könnte, ihm gegenüber iſt auch das Privateigentum in 
Feindesland frei.“) 

Das Eingriffsrecht in das feindliche Privateigentum erhält 
endlich m eine weitere Rechtfertigung durch die unabweisliche 
Notwendigkeit von Repreſſalien. 

Wenn Heilberg:Schäffer??) ſich gegen die Zuläſſigkeit 
der Verwendung dieſes Rechtfertigungsgrundes mit den Worten 
wendet: „Repreſſalie müßte als ſolche angeordnet ſein. Nicht 
Sache des Richters, an ſich völkerrechtswidrige Handlungen als 
Repreſſalie zu rechtfertigen“, ſo wird hiermit der Begriff der 
Kriegsrepreſſalie verkannt. Nicht darum handelt es ſich, daß 
der Richter einen im objektiven Recht begründeten Anſpruch im 
Wege der Vergeltung 5 ſoll, ſondern darum, daß in 
der Kriegführung Kriegsmittel angewendet werden, die als 
Repreſſalie gerechtfertigt find — ſelbſt wenn eigene Landsleute 
mit unter ihr leiden — und in ihrer Notwendigkeit und Recht⸗ 
mäßigkeit ſich jeder Beurteilung durch den Richter entziehen. 

Die Vergeltung bildet beim Mangel eines überſtaatlichen 
Zwanges gegen die Staaten zur Befolgung der Völkerrechts⸗ 
geſetze das „einzige Mittel, um einen Feind von weiteren 
Verſtößen gegen das Völkerrecht abzuhalten“. Welches Res 
preſſionsmittel ein Staat wählt, über welche Norm des Völker⸗ 
rechts er ſich hinwegſetzen will, um Vergeltung zu üben, das 
ſteht grundſätzlich in feinem Ermeſſen, wofern es nur dem Zweck 
angemeſſen erſcheint.:) 

Es ſteht feſt, daß England ein Seebeuterecht ausübt, das 
ſelbſt auf die Pariſer Deklaration — von der Londoner 
ganz zu ſchweigen — keine Rückſicht mehr nimmt. Es ſteht 
ferner feſt, daß Rußland durch ſeine Armee ein brutales, 
zügelloſes Raubſyſtem eingeführt hat, daß es ohne Vorbereitung 
und Abſicht einer ſpäteren Entſchädigung nahm und zerſtörte, 
was ihm in die Hände fiel, während die Deutſchen das Privat⸗ 
eigentum nach Möglichkeit ſchonten, Quittungen über empfangene 
Güter ausſtellten, ja ſogar ſchon jetzt eine Abrechnung für 
die beſchlagnahmten Maſſengüter in die Wege leiteten, ohne 
irgendeine Gewähr der Gegenſeitigkeit von unſeren Gegnern 
abzuwarten. 

Sollten, dürften die Deutſchen angeſichts der Kriegsweiſe 
unſerer Feinde bei dieſer einſeitigen Handhabung eines ge⸗ 
läuterten Kriegsrechts verharren? Jede internationale Kriegs⸗ 
norm beruht auf dem Prinzip der Gegenſeitigkeit; fie ſteht und 
fällt mit ihr. 

Wenn unſere Feinde über die nach Kriegsrecht zuläſſigen 
Grenzen hinaus in das öffentliche und private Wirtſchaftsleben 
Deutſchlands eingreifen, ſo darf man uns nicht verargen, daß 
wir unſere Abwehr und Vergeltung auch auf wirtſchaftlichem 
Gebiete ſuchen und gegen jeden unſerer Feinde anwenden, wo 
und wie ſie uns geeignet erſcheinen. Es wäre ein kleinlicher 
Formalismus?“), wenn man gegenüber dem völkerrechtswidrigen 
Handeln im Seekriege eine Repreſſalie im Landkriege nicht 
zulaſſen wollte, oder wenn man die Repreſſalie nur gegen 
England und Rußland zuließe, während unſere Feinde uns 
in vermiſchter und geſchloſſener Einheit gegenüberſtehen. Als 


20) Pgl. Lehmann in „Recht und Wirtſchaft“ IV S. 284. 

21) Vgl. Hofer, Schadenserſatz im Landkriegsrecht S. 70; 
Meurer, a a. O. S. 255; Huber, a. a. O. 

23) IW. 1916, 218. 

23) Strupp, a. a. O. S. 32. 

24) „Ein Warnungsruf vor formaljuriſtiſchen Exzeſſen iſt nirgends 
ſo angebracht, wie im Kriege.“ Hofer, a. a. O. S. 28. 
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geſchloſſene Einheit kämpfen ſie gegen uns, wir verteidigen uns 
gegen ſie als ſolidariſch haftende Gemeinſchaft. Was gehen 
den einen berechtigt iſt, kann nicht als unzuläſſig gegenüber 
dem anderen gelten. 

Die deutſchen Beſchlagnahmen verſtoßen gegen keine völker⸗ 
rechtliche Norm, ſie ſind berechtigte Anwendung eines erlaubten 
Kriegsmittels. 

Aus einer rechtmäßigen Handlung entſteht keine Schadens⸗ 
erſatzpflicht.??) Alſo it nicht einmal eine völkerrechtliche 
Verpflichtung des beſchlagnahmenden Staates gegenüber den 
bekriegten Staaten aus der Beſchlagnahme vorhanden, ge⸗ 
ſchweige denn eine Verpflichtung gegenüber einer Einzelperſon. 


X. Wenn trotzdem das Deutſche Reich ſchon jetzt während 
des Krieges bereit iſt, die im beſetzten Gebiete durch die Be⸗ 
ſchlagnahmen entſtandenen Kriegsſchäden zu beſeitigen, ſo ſollte 
man auch das Vertrauen haben, daß vom Reiche im Ent⸗ 
ſchädigungsverfahren nach Recht und Billigkeit entſchieden wird, 
und daß es einer beſonderen Garantie in Geſtalt der Zulaſſung 
des ordentlichen Rechtsweges nicht bedarf. 


Die dritte Teilnovelle zum öſterreichiſchen All⸗ 
gemeinen Bürgerlichen Geſetzbuch. 
(Ein Vergleich mit dem deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuch.) 
Von Sektionsrat Prof. Dr. Emanuel Adler, Wien. 


In einem im 31. Bande der Grünhutſchen Zeitſchrift er⸗ 
ſchienenen a hatte Unger im Jahre 1904 auf die Not: 
wendigkeit einer Reform des öſterreichiſchen Allgemeinen Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs hingewieſen, das trotz ſeiner großen Vorzüge 
nicht mehr in allen Punkten den Bedürfniſſen der Gegenwart 
zu genügen vermöge. In Anbetracht der Schwierigkeiten 
politiſcher Art, die einer Anderung des ganzen Geſetzbuches, 
und insbeſondere des Eherechtes, entgegenſtehen, tritt aber 
Unger nur für die Umänderung einzelner geſetzlicher Vorſchriften 
ein, welche mit den heutigen Lebensbedürfniſſen und Rechts⸗ 
anſchauungen nicht mehr im Einklang ſtehen, ſomit für 
„moſaikartige Einzelkorrekturen“, für die „Anderungen geſetzlicher 
Beſtimmungen rein poſitiver Natur, die durch Rechtswiſſenſchaft 
und Rechtsfindung, mag man ihre Freiheit noch ſo weit 
ſpannen, nicht herbeigeführt werden können“. Die Regierung 
nahm dieſen Gedanken alsbald auf und legte ſchon im Jahre 
1907 einen umfangreichen Entwurf eines Geſetzes, betreffend 
„die Abänderung und Ergänzung einiger Beſtimmungen des 
Allgemeinen Bürgerlichen Geſetzbuchs“, im Herrenhauſe vor. 
Die Juridiſche Kommiſſion des Herrenhauſes ließ dem Entwurf 
eine weitgehende Umgeſtaltung und Erweiterung — um ungefähr 
100 Paragraphen — zuteil werden und legte ihre Anträge mit 
einem vom Berichterſtatter der Kommiſſion, dem Profeſſor der 
Wiener Univerſität Freiherrn v. Schey, verfaßten glänzenden 
Berichte vor. Das Herrenhaus nahm den Entwurf in dieſer 
Faſſung mit einer einzigen Anderung an; im Abgeordneten⸗ 
hauſe blieb er aber liegen und konnte bis zur Schließung des 
Reichsrats im Jahre 1914 nicht weitergefördert werden. 

Der Kriegsausbruch brachte die Regierung zur Über⸗ 
zeugung, daß das Geſetzwerden eines Teiles der im Entwurfe 
enthaltenen Beſtimmungen ohne die ſchwerſten Schäden nicht 
aufgeſchoben werden könne. Deshalb wurde mit Kaiſerlicher 
Verordnung vom 12. Oktober 1914 die erſte Teilnovelle zum 
ABGB. in Kraft geſetzt, die namentlich Anderungen in den 
Friſten für die Todeserklärung, in der Rechtſtellung der Frau, 
der rechtlichen Behandlung der Unehelichen und im Vor⸗ 
mundſchafts⸗ und Erbrecht brachte.“) Eine zweite — kurze — 
Teilnovelle (Kaiſ. Verordnung vom 22. Juli 1915) brachte 
die durch das Eindringen des Feindes und ſeine Vertreibung 
beſonders dringlich gewordene Anderung der Beſtimmungen 
des ABGB. über Erneuerung und Berichtigung der Grenzen. 


25) Vgl. die Ausführungen bei Hofer, a. a. O. S. 25 ff. 
1) Vgl. Warſchauer, JW. 1915, 958 ff. 
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Nunmehr erlangten mit der Kaiſerlichen Verordnung vom 
19. März 1916 die übrigen Beſtimmungen des Entwurfes als 
„dritte Teilnovelle“ Geſetzeskraft; ſie erlangen Wirkſamkeit am 
1. Januar 1917, mit Ausnahme der Vorſchriften über die 
Verjährung und den Erwerb dinglicher Rechte an nicht ver⸗ 

erten Liegenſchaften und Bauwerken, die bereits in Wirkſam⸗ 
keit getreten ſind. 

Die neue Novelle übernimmt mit wenigen . 
die Beſchlüſſe des Herrenhauſes. Dadurch gewinnt der oben 
erwähnte Scheyſche „Bericht“ deſondere Bedeutung. Die 
Gründe für die von dieſen Beſchlüſſen abweichenden Be 
5 der Novelle wurden in einer im Verordnungsblatt 
des k. k. Juſtizminiſteriums erſchienenen „Mitteilung“ ver⸗ 
öffentlicht. Die Paragraphen der Novelle ſind fortlaufend 
numeriert. Ihr größter Teil gibt zugleich Paragraphen des 
ABGB. einen neuen Wortlaut. Zumeiſt handelt es ſich hierbei 
um ſachliche Anderungen; zuweilen werden aber nur laut⸗ 

ewordene Zweifel beſeitigt oder eine herrſchend gewordene 

Praris feſtgelegt oder aber auch nur wörtliche Anderungen vor⸗ 
genommen, die durch ſachliche Anderung anderer Beſtimmungen 
notwendig geworden ſind. 

Im folgenden ſollen nun die weſentlichen ſachlichen 
Anderungen der dritten Teilnovelle mit dem Rechte des 
deutſchen BGB. in aller Kürze in Vergleich gezogen werden. 
Ein ſolcher Vergleich erſcheint mir in einer Zeit, da eine An⸗ 
näherung der beiden Reiche auch auf dem Rechtsgebiet angeſtrebt 
wird, doppelt angebracht. 

8 1 Nov. gewährt nach dem Muſter des 8 12 BGB. 
dem Namen Schutz. Er geht aber weiter und räumt — eine 
für das deutſche Recht bekanntlich ſtrittige Frage — die Unter⸗ 
laſſungsklage auch demjenigen ein, der durch unbefugten Gebrauch 
ſeines Decknamens beeinträchtigt wird; darüber, wann der 
Decknamen, gegen deſſen Mißbrauch der Kläger einſchreitet, 
ſein Decknamen geworden iſt, ſagt die Novelle nichts. Leider 
wurde dem deutſchen Vorbild auch darin gefolgt, daß anders 
als nach Art. 29 des Schweizeriſchen Zivilgeſetzbuchs für den 
durch den unbefugten Namensgebrauch verurſachten ideellen 
Schaden kein Erſatzanſpruch zuerkannt iſt, weil daraus, wie 
der „Bericht“ erklärt, Mißbrauch und Schikane zu fürchten 
geweſen wären. 

85 2 bis 5 Nov. behandeln die ali un Kale keit 
Minderjähriger. Hier handelt es ſich vorzüglich um Klarſtellung 
mehrerer zweifelhafter Punkte. Zur Würdigung dieſer Beſtim⸗ 
mungen iſt daran zu erinnern, daß das ABGB. die Volljährigkeit 
erſt mit dem vollendeten 24. Lebensjahr eintreten läßt. Die 
Herabſetzung des Volljährigkeitsalters — eine der Hauptforde⸗ 
rungen Ungers — wurde nämlich von der Regierung wegen 
ihrer Reflexwirkung auf die politiſchen Wahlrechte abgelehnt, die 
zum Teil an die Erreichung der Großjährigkeit geknüpft ſind. 
Die Novelle beſtimmt nun im weſentlichen im Einklang mit 
dem geltenden Recht, aber über 88 113, 110 BGB. weit hin⸗ 
ausgehend, daß der Minderjährige — der unter väterlicher 
Gewalt ſtehende nur, wenn er außer Verpflegung der Eltern 
iſt — ſich ſelbſtändig zu Dienſtleiſtungen verpflichten kann. 
Minderjährige können ferner über das, was ſie durch eigenen 
1 erwerben oder was ihnen nach erreichter Mündigkeit zum 

ebrauche eingehändigt wurde, frei verfügen und ſich verpflichten. 
Endlich wird der Minderjährige — anders als nach 8 828 
BGB. — mit vollendetem 14. Lebensjahre für allen verſchuldeten 
Schaden unbeſchränkt haftbar; für Schaden, den jüngere Per⸗ 
ſonen anrichten, gelten die 88 1308 ff. ABGB. die bisher nur 
für Kinder unter 7 Jahren galten. 

Der kurze zweite Abſchnitt der Novelle (SS 6 bis 9 „Familien⸗ 
rechtliche Beſtimmungen“) bringt wichtige Anderungen an dem 
Recht der Anfechtung der Ehelichkeit der Geburt. Die 
materiellen Vorausſetzungen der Anfechtbarkeit bleiben aufrecht, 
desgleichen die Friſt von drei Monaten für die Anfechtung durch 
den Ehemann (anders 8 1594 BGB.). Aber neu iſt die Zus 
laſſung der Anfechtung durch den geſetzlichen Vertreter des geiſtes⸗ 
kranken Mannes (vgl. 8 1595 und 1598 BGB.) und vor allem 
durch das Kind ſelbſt, falls der Vater vor Ablauf der Be⸗ 
ſtreitungsfriſt geſtorben oder ſeit der Geburt des Kindes dauernd 
unbekannten Aufenthaltes iſt. Dafür war, wie der Bericht zeigt, 
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trotz der dagegen ſprechenden ethiſchen Bedenken die Rückſicht 
auf das für gewiſſe Fälle borliege e praktiſche Bedürfnis maß⸗ 
gebend. Den Bebenfen wurde Überdies dadurch Rechnung ges 
wagen, daß für die Klage des Kindes Zuſtimmung der Mutter, 
wenn ſie noch lebt, für notwendig erklärt wurde. Jede An⸗ 
fechtungsklage 1 gegen einen zur Verteidigung der ehelichen 
Geburt aufzuſtellenden Kurator zu richten. Dadurch ſoll der 
Möglichkeit einer Kolluſion vorgebeugt werden. 

Von den „Sachenrechtlichen Beſtimmungen“ behandelt § 10 
Nod. die zuletzt auf dem 29. Deutſchen Juriſtentage erörterte 
Frage des Eigentumsvorbehaltes an Maſchinen, die mit einer 
unbeweglichen Sache in Verbindung 8 wurden, „eine 
Kreditfrage von größtem Gewichte“. Die Novelle löſt dieſe 
Frage, ohne feige ein Vorbild im Deutſchen Recht zu haben, 
derart, daß ſolche Maſchinen dann nicht als Zugehör gelten, 
wenn im Grundbuch vorn wurde, daß fie Eigentum eines 
anderen find. Werden fie als Erſatz an Stelle don dale dn 
gebracht, die als Zugehör anzufehen waren, To iſt zu dieſer Ans 
merkung auch die Buftimmung der feuer eingetragenen bücherlich 
Berechtigten erforderlich. Die Anmerkung verliert mit Ablauf 
von 5 Jahren ihre Wirkung. 

Eine geſetzliche Regelung, an der es bisher fehlte, erfuhr 
das Nachbarrecht (88 11, 12). Hier wird 8 906 BGB. genau, 
8 909 mit der Enſchaltung von „Gebäude“ neben „Boden“ 
wiedergegeben. Abweichend von 8 907 beſtimmt aber die Nos 
velle, daß, wenn eine Bergwerks⸗ oder eine behördlich genehmigte 
Anlage den Nachbar übermäßig beeinträchtigt, nur Schadens⸗ 
erſatz gefordert werden kann. Der Bericht bemerkt dazu, daß 
8 0 10 deutſchen GewO. praktiſch zu nahezu demſelben Er⸗ 
gebnis führt. 

In der Frage der Wirkſamkeit vertragsmäßiger oder letzt⸗ 
williger Veräußerungs⸗ oder Belaſtungsverbote findet der Bericht 
den ihre Wirkung gegen Dritte ſtarr negierenden 8 137 BGB. 
unbefriedigend. Die Novelle (SS 13, 14) läßt durch ſie nur den 

en Eigentümer, nicht feine Erben oder ſonſtigen Rechtsnach⸗ 
folger verpflichten, gibt ihnen jedoch Wirkſamkeit gegen Dritte, 
wenn ſie zwiſchen Ehegatten, Eltern und Kindern oder deren 
Ehegatten oder zugunſten des ſtaatlichen Wohnungsfürſorgefonds 
für Kleinwohnungen oder anderer durch Verordnung beſtimmter 
Fonds begründet und im Grundbuche eingetragen wurden. 

88 15 bis 25 Nov. regeln den Erwerb dinglicher Rechte 
an nicht verbücherten Liegenſchaften und Bauwerken. 
Dieſe Beſtimmungen ſind it von um ſo größerer praktiſchen 
Bedeutung, als durch den Krieg, namentlich in den vom Feinde 
zeitweilig beſetzt geweſenen Gebieten zahlreiche Grundbücher ver⸗ 
nichtet wurden. Als Erſatz für die Eintragung beſtimmt die 
Novelle die Hinterlegung einer beglaubigten Urkunde beſtimmten 
Inhalts bei Gericht. 

Den Einfluß der Teilung von Liegenſchaften auf 
Grunddienſtbarkeiten und andere Laſten regeln die 88 26 bis 32. 
Neu find hier die Sätze, die in § 1025 letzter Satz und 8 1026 
BGB. enthalten find. Gegenüber $ 1109 BGB. iſt es wohl 
als Fortſchritt zu bezeichnen, daß bei Teilung des dienenden oder 
herrſchenden Grundſtückes hinſichtlich einer Nutzungen gewährenden 
dinglichen Laſt die gerichtliche Regelung der Ausübung verlangt 
werden kann, die im Verfahren außer Streitſachen unter Be⸗ 
rückſichtigung aller Umſtände ſo zu geſchehen hat, „wie es allen 
Intereſſen billigerweiſe entſpricht“. 

Der 6. Titel (88 33 bis 44) behandelt „die Verfügung 
des Eigentümers über die Hypothek“. Die deutſche Eigentümers 
hypothek in die Novelle aufzunehmen, konnte ſich die Kommiſſion 
nicht entſchließen, weil dies die Anerkennung der Grundſchuld 
mit ſich gebracht hätte, eine ſo weitgehende Mobiliſierung des 
Realkredits aber bedenklich erſchien. Andrerſeits ſind die wirt⸗ 
ſchaftlichen Nachteile, die ſich aus dem Vorrückungsrecht der 
Nachhypothekare ergeben, allzu augenſcheinlich. Die Novelle 
wählt daher einen Mittelweg: Sie läßt weder die Begründung 
einer Hypothek als Eigentümerhypothek zu, noch nach Erlöſchung 
der ne die Hypothek auf den Eigentümer übergeben 
($ 1163 BGB.), fie gibt aber im letzteren Fall, ſolange die 
Hypothek nicht gelöſcht iſt, dem Eigentümer des Gutes grund⸗ 
ſätzlich das Recht, das Pfandrecht auf eine neue Forderung zu 
übertragen, kommt es vor dieſer Übertragung zu einer Zwangs: 


45. Jahrgang. 


verſteigerung oder verwaltung, fo ift bei der Erlösverteilung 
auf dieſes Pfandrecht keine Rückſicht zu nehmen, es ſei denn, 
daß die Forderung gegen einen Dritten noch ſortbeſteht oder 
dem Eigentümer der Erſatz für ihre Tilgung gebührt. Der 
Eigentümer kann aber — falls er den neuen Kredit derzeit 
nicht braucht oder findet — das Pfandrecht löſchen und eine 
— durch 3 Jahre wirkſame — Anmerkung eintragen laſſen, 
die für ein künftig einzutragendes Pfandrecht den Rang des 
1 vorbehält. Ja er kann, noch während das alte 
zzandrecht haftet, im Rang und bis zur Höhe desſelben das 
Pfandrecht für eine neue Forderung eintragen laſſen, das aber 
nur Wirkſamkeit erlangt, wenn binnen einem Jahre das ältere 
Pfandrecht gelöſcht wird. 3 

88 45 bis 51 Nov. regeln die Votrangseintäumung weit 
eingehender, als es bisher der Fall war. Im Einklang mit 
5 880 Abſ. 3 BGB. wird ihr abfolute Wirkung zuerkannt, 
auch ſonſt deckt ſich die Regelung mit der des deutſchen Rechtes. 
Die Novelle verfügt aber ausdrücklich, daß im Zweifel das 
vortretende Recht dem zurücktretenden auch an ſeiner urſprüng⸗ 
lichen Stelle und bei gleichzeitig verbücherter Vorrangs⸗ 
einräumung an mehrere Rechte an der neuen Stelle das bis 
dahin im Range frühere vorgeht. 

Das vom ABGB. (S 471) bisher ausgeſchloſſene „Zurück⸗ 
bebaltungsrecht im engeren (eigentlichen) Sinne“ iſt nunmehr 
durch 5 52 Nov. im Einklang mit § 273 Abſ. 2 (nicht aber 
Abſ. ) und mit der Wirkung des § 273 Abſ. 3 und $ 274 BGB. 
Nan Um jeden Mißbrauch auszuſchließen, beſtimmt die 

dovelle, über 8 273 Abſ. 2 a. E. hinausgehend, daß „eigens 
machtig oder liſtig entzogene, entlehnte, in Verwahrung oder 
in Beſtand genommene Stücke“ „überhaupt kein Gegenſtand 
der Zurückbehaltung“ ſind. a 

Einen geringen Umfang haben die erbrechtlichen Beſtim⸗ 
mungen der Novelle (8 54 bis 75), da weſentliche Reformen des 
Erbrechts ſchon durch die erſte Teilnovelle erfolgt find. § 54 
regelt den Erbverzicht, der wie nach §8 2346 BGB. durch 
Vertrag mit dem Erblaſſer erfolgt. Abernommen wurden die 
Beitimmungen der §§ 2348, 2349, ausgeſchloſſen aber offenbar 
§ 2347, da die Novelle den Verzicht nur dem geſtattet, der 
über fein Erbrecht gültig verfügen kann; unter dieſer Voraus⸗ 
ſetzung ſteht der Verzicht aber en ſrei, und zwar nicht nur 
auf das geſetzliche Erbrecht. 

Die Formvorſchriften für das dem deutſchen Rechte un⸗ 
bekannte, nicht eigenhändige Privatteſtament ſind in den 
SS 55, 56 beſtimmter gefaßt. Für den Fall, daß der Erb» 
laſſer, der ein ſolches Teſtament errichten will, nicht leſen kann, 
iſt die „zur Verhütung von Täuſchungen“ dienende Beſtimmung 
neu, daß der Schreiber von der — vorgeſchriebenen — Ver⸗ 
leſung des Teſtamentes ausgeſchloſſen iſt. 

ie bisher ſtrittige Frage, ob im Falle des Todes des 
Nacherben vor Eintritt des Subſtitutionsfalls ſein Recht auf 
feine Erben übergeht, wird in § 59, übereinſtimmend mit 
8 2108 Abſ. 2 BGB., geregelt. 8 61 erklärt die bisher ſtatt⸗ 
hafte derogatoriſche Klauſel (daß jede ſpätere Anordnung über: 
baupt, oder wenn ſie nicht mit einem beſtimmten Merkmal 
bezeichnet iſt, null und nichtig ſein ſolle) als nicht beigeſetzt. 

Im 5. Titel („Erbunwürdigkeit und Enterbung,“ 88 63 
bis 66) wird die Erbunwürdigkeit wegen Verletzungen an Leib, 
Ehre, Vermögen — noch immer weiter als nach $ 2339 Ziff. 1 
BGB. — auf Verbrechen gegen den Erblaſſer, aber ohne 
Rückſicht des Angriffsgegenſtandes, beſchränkt. Waren ferner 
bisher die Nachkommen des Erbunwürdigen, wenn er den Erb— 
laſſer überlebt hat, vom geſetzlichen Erbrecht ausgeſchloſſen, ſo 
erhalten fie nunmehr, wie nach $ 2344 BGB., an feiner Stelle 
das Erbrecht. Auch die Nachkommen des enterbten Kindes 
baben dann Anſpruch auf den Pflichtteil, wenn dieſes den 
Erblaſſer überlebt hat (ebenſo S 2309 BGB.). 

Eingehend regeln 8S 68 bis 72 die Berückſichtigung von 
Schenkungen bei Berechnung des Pflichtteils im Anſchluß an 
SS 2325 ff. BGB., aber mit wichtigen Anderungen. Die Ein⸗ 
rechnung der Schenkungen können nach der Novelle nur pflicht— 
teilsberechtigte Kinder, nicht auch andere Noterben verlangen; 
ausgeſchloſſen iſt die Einrechnung außer in den im § 2330 
vorgeſehenen Fällen auch von Schenkungen, die der Erblaſſer 
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zu einer Zeit machte, als er keine pflichtteilsberechtigten Kinder 
hatte, von Schenkungen aus den Einkünften ohne Schmälerung 
des Grundſtocks des Vermögens und von ſolchen zu gemein⸗ 
nützigen Zwecken. Unberückſichtigt bleiben endlich Schenkungen, 
die mehr als zwei Jahre vor des Erblaſſers Tod gemacht 
wurden; die zehnjährige Friſt des § 2325 erſchien nämlich 
„nicht gerechtfertigt und nicht notwendig, da erfahrungsgemäß 
ſolche geradezu auf Beeinträchtigung der Anſprüche des Not⸗ 
erben abzielende Begünſtigungen dritter Perſonen hauptſächlich 
in der letzten Zeit vor dem Tode zu befürchten ſind“. Schließ⸗ 
lich wurde dem Noterben die Befugnis erteilt, vom Beſchenkten 
die Herausgabe des Geſchenkes zu verlangen, wenn der Nachlaß 
zur Deckung nicht ausreicht; denn § 2329 BGB., der dies 
nur geſtattet, ſoweit der Erbe zur Ergänzung des Pflichtteils 
nicht verpflichtet iſt, wurde für den Fall als unbillig empfunden, 
„daß der Nachlaß nicht ausreicht und der (unbedingt für 
Nachlaßſchulden haftende) Erbe zahlungsunfähig iſt“. 

In der Frage der Sicherungsmitttel der Gläubiger des 
Erben verfügt die Novelle (SS 73 bis 75) entgegen dem geltenden 
Rechte, daß (der „Bericht“ verweiſt auf die „verwandte“ Be⸗ 
ſtimmung der 88 778 Abſ. 2, 859 R3 PO.) eine Exekution 
der Erbengläubiger auf den Nachlaß vor der Einantwortung 
— das iſt dem Abſchluß des öſterreichiſchen Nachlaßabhandlungs⸗ 
verfahrens — ausgeſchloſſen iſt, ſofern nicht einzelne Stücke dem 
Erben vom Gericht zur freien Verfügung überlaſſen find. Nur 
ea Maßgabe der ed. können einftweilige Verfügungen erwirkt 
werden. 

Der 5. Abſchnitt „Obligationenrechtliche Beſtimmungen“ iſt 
der umfangreichſte der Novelle (SS 76 bis 190). Die Neuerungen 
dieſes Abſchnittes ſollen, „dem großen Wandel Rechnung tragen, 
den das Verkehrsleben im letzten Jahrhundert erfahren hat“. 
Da wird zunächſt die dem ABGB. noch unbekannte Auslobung 
geregelt. Aus dem BGB. wurden die Beſtimmungen der 88 657, 
658, 659, 661 Abſ. 1 übernommen; für den Fall des Wider⸗ 
rufs iſt aber die „billige Einſchränkung“ getroffen, daß dieſer 
demjenigen gegenüber unwirkſam iſt, der die Leiſtung im Hin⸗ 
blick auf die Auslobung vollbracht hat, wenn er dartut, daß ihm 
der Widerruf zu dieſer Zeit ohne ſein Verſchulden unbekannt war. 

85 81, 82, 84 regeln das Recht der Offerte unter Ab⸗ 
änderung des bisherigen Rechtes, das „teils unſicher, teils für 
heutige Verkehrsverhältniſſe unbrauchbar“ erachtet wurde, im 
engſten Anſchluß an das HGB. und übereinſtimmend mit BGB. 
SS 147, 149, 153. Hingegen wurden die Beſtimmungen der 
8S 145, 150 als ſelbſtverſtändlich nicht aufgenommen. 8 84 
behandelt den Vertragsabſchluß bei Geſchäften, bei denen nach 
ihrer Natur oder der Verkehrsſitte eine ausdrückliche Annahme 
nicht zu erwarten iſt. Nach § 153 BGB. kommt ein ſolcher 
Vertrag ohne Annahmeerklärung zuſtande, nach § 84 ſoll dies 
aber der Fall ſein, „wenn dem Antrag innerhalb der hierfür 
beſtimmten oder den Umſtänden angemeſſenen Friſt tatſächlich 
entſprochen worden iſt“. Die Frage, in welchem Zeitpunkt dieſer 
Vertrag als geſchloſſen anzuſehen iſt (§S 151, Satz 2 BGB.), 
läßt die Novelle offen. 

In bezug auf die Bedeutung und Wirkung von Hand⸗ 
lungen und Unterlaſſungen iſt auf die im redlichen Verkehr 
geltenden Gewohnheiten und Gebräuche Rückſicht zu nehmen 
(8 83 Nov., vgl. §S 157 BGB.). Ferner iſt nach 8 102 Nov. 
bei Auslegung von Verträgen nicht an dem buchſtäblichen Sinne 
des Ausdrucks zu haften, ſondern die Abſicht der Parteien zu 
erforſchen ($ 133 BGB.) und der Vertrag fo zu verſtehen, wie 
es der Übung des redlichen Verkehrs entſpricht (§S 157 BGB.). 
Die Aufnahme dieſer Beſtimmungen, deren Geltung für das 
ABGB. auch bisher nicht zu beſtreiten war, in die Novelle iſt, 
wie der Bericht hervorhebt, „der ſuggeſtiven Kraft“ der ent⸗ 
ſprechenden Sätze des BGB. zu danken und ſoll verhindern, 
daß aus ihrer Nichtaufnahme etwa auf die Abſicht, das Gegen⸗ 
teil gelten laſſen zu wollen, geſchloſſen werde. Um aber den 
Schein zu vermeiden, als wollte die Novelle von der bewährten 
Vertrauenstheorie des ABGB. „in der Richtung der reinen 
Willenstheorie abſchwenken“, iſt die Rede nicht von der Er⸗ 
forſchung des „wirklichen Willens“ ($ 133 BGB.), ſondern von 
der „Abſicht der Parteien“. Auch den 8 242 BGB. zu über⸗ 
nehmen, wonach die Leiſtung zu bewirken iſt, wie es Treu 
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und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte erfordern, 
wurde abgelehnt. Denn, ſagt der Bericht, daß ein Vertra 
wenn er nicht im buchſtäblichen Sinne zu verſtehen, auch nicht 
ſo zu erfüllen iſt, iſt ſelbſtverſtändlich. Das Gefährliche an 
8 242 liege aber in feiner Bedeutung, daß „alles das, was aus 
dem richtig ausgelegten Vertrage, dem Vertragszwecke, über den 
die Parteien bei deſſen Abſchluß ſich geeinigt hatten, als ‚ges 
wollt“ hervorgeht, doch noch bei deſſen Erfüllung einer Prüfung, 
Einſchränkung oder Berichtigung ‚nah Treu und Glauben‘ 
bedürftig und fähig iſt“. Darin liege die Gefahr ſchikanöſen 
Mißbrauches ſeitens des Schuldners und der Verleitung zur 
Unterſchätzung deſſen, was das erſte Gebot von Treu und 
Glauben iſt, der Vertragstreue; den Richter aber führe er in 
„Verſuchung“, das, was ihm das Richtige ſcheint, zu Rate zu 
ziehen, bevor er nach dem Inhalte des Vertrages fragt. 

Das ABGB. behandelt den Irrtum anders als BGB. 
sg 119 ff. Es läßt nämlich trotz Irrtums den Vertrag beſtehen 
und geſtattet die Anfechtung nur, wenn der Irrtum durch den 
anderen veranlaßt wurde oder von ihm erkannt ſein mußte. 
Daran hält auch die Novelle feſt und ſucht es nur klarer zum 
Ausdruck zu bringen. Eine Verfeinerung des Gedankens des 
Vertrauensſchutzes liegt ferner darin, daß die Novelle die An⸗ 
fechtung auch dann zuläßt, wenn dem Vertragsgegner der Irrtum 
zwar nicht ſchon bei Empfang der Erklärung auffallen mußte, 
er aber „noch rechtzeitig“ aufgeklärt wurde, alſo „bevor er im 
Vertrauen auf die Erklärung gehandelt oder ſich eingerichtet 
hatte“. Durch Anderung der Faſſung der SS 870 und 875 
ABGB. wurde ferner die Anfechtbarkeit auch für den Fall 
foeraetteit, als ſich die Argliſt durch die der Irrtum veran⸗ 
aßt wurde, und dieſer ſelbſt auf den für den Willen ent⸗ 
ſcheidenden Beweggrund bezieht. 

8 89 behandelt die EEK der Leiſtung in einer ſich 
eng an 8S 306, 307 BGB. anſchließenden Faſſung, ohne aber 
neues Recht zu bringen. Das iſt auch für § 90 Abſ. 1 der 
Fall, der 85 134 und 138 Abſ. 1 BGB. zuſammenfaßt. Die 
als ungültig angeführten einzelnen Verträge ſind gleichfalls 
ſchon geltendes Recht. 

In 8 94 wird die Perfektion der Form des Vertrages 
im Einklang mit 88 126, 127 BGB., aber weſentlich gekürzt, 
geregelt; abweichend von § 126 wird jedoch die Nachbildung 
der eigenhändigen Unterſchrift auf mechaniſchem Wege als ge⸗ 
nügend erklärt, wo ſie im Geſchäftsverkehr üblich iſt. 

Neu ſind die Formvorſchriften für Erbſchaftsverkauf und 
Bürgſchaftsvertrag (SS 96, 97). Für erſteren iſt die Aufnahme 
eines Notariatsaktes oder gerichtliche Beurkundung (ebenfo 
§ 2371 BGB.), für letzteren Schriftlichkeit (8 766 BGB.) 
erforderlich. 

88 98 und 99 regeln die Berechnung von Friſten. Da 
die Beſtimmungen des ABGB. hierüber der Verkehrsauffaſſung 
nicht entſprechen, wurde die Übereinſtimmung mit dem HG. und 
damit auch mit dem BGB. (§8 187ff.) hergeſtellt. Die Regelung 
des Falles, daß der letzte ei der Friſt auf einen Sonn- oder 
Deiering fällt, gilt aber nach der Novelle ſchlechthin für „aner⸗ 
annte Feiertage“, nicht wie nach S 193 BGB. nur für „ſtaatlich 
anerkannte allgemeine“ Feiertage. Es erſchien nämlich, wie 
der Bericht erklärt, „entſprechend, hier nicht die ſtrengere Auf⸗ 
faſſung des Handelsverkehrs walten zu laſſen“, zumal „es ſich 
weſentlich um die Auslegung von Verträgen nach Treu und 
Glauben handelt“. 

8 100 Nov. iſt eine getreue Wiedergabe der in § 269 
Abſ. 1 und 2, 8270 BGB. enthaltenen Beſtimmungen. Der 
im BGB. nicht enthaltene Satz, daß „in Anſehung des Maßes, 
des Gewichtes und der Geldſorten auf den Ort der Erfüllung 
zu ſehen iſt“, wurde aus dem ABGB. beibehalten, „ſchon weil 
er einer der wenigen Sätze des ABGB. iſt, die auch bei 
F Schuldverhältniſſen eine Richtſchnur geben 
önnen“. 

8 103 behandelt die Scheingeſchäfte übereinſtimmend mit 
5 117 BGB., beſtimmt aber, den dem $ 405 BGB. zugrunde 
iegenden Gedanken weſentlich erweiternd, daß einem Dritten, 
der im Vertrauen auf die Scheinerklärung Rechte erworben 
hat, die Einrede des Scheingeſchäftes nicht entgegengeſetzt 
werden kann. 


Das bisher ſehr im argen liegende Recht der Verträge 
zugunſten Dritter wird durch 58 106, 107 im engen Anſchluß 
an 88 328, 330, 333, 334 BGB. geregelt. Die Novelle 
begnügt ſich aber, von den beſonderen Arten ſolcher Verträge 
die für die Landbevölkerung beſonders wichtigen bei Vermögens⸗ 
oder Gutsübernahmen zu erwähnen. 

Die Folgen der Nichterfüllung oder nicht vertragsmäßigen 
Erfüllung regeln 88 110 ff. Nov. § 110 ſchließt ſich hierbei 
zwar an 8 326 BGB. an, gibt aber feine Regel nicht für den 
Verzug, ſondern, an den einleitenden Worten des 8 919 ABGB. 
feſthaltend, für den Fall, daß „ein entgeltlicher Vertrag von 
einem Teil entweder nicht zur gehörigen Zeit, am gehörigen 
Ort oder auf die bedungene Weiſe erfüllt wird“, ſo daß außer 
Zweifel iſt, daß die Regelung auch die „poſitiven Vertrags⸗ 
verletzungen“ umfaßt. Dem anderen Teil wird freigeſtellt, 
entweder Erfüllung und Schadenserſatz wegen der Verſpätung 
zu begehren oder unter Beſtimmung einer angemeſſenen Gan 
jur Nachholung vom Vertrage zurückzutreten. Dieſer Rücktri 
äßt nach S 113 den Anſpruch auf Erſatz des durch verſchuldete 
Nichterfüllung verurſachten Schadens unberührt. Hierdurch iſt 
dem Berechtigten die Möglichkeit geboten, „ſich durch den 
Rücktritt von ſeiner Gegenleiſtung frei zu machen, ohne deshalb 
auf die Liquidierung ſeines Schadens zu verzichten“; er hat 
alſo die Wahl zwiſchen „Erfüllungsintereſſe gegen Gegenleiſtung“ 
und „Differenzanſpruch“. Daß der Berechtigte, wenn die 
Vertragserfüllung infolge des Verzugs oder der mangelhaften 
Erfüllung für ihn kein Intereſſe hat, ohne Setzung einer Nach⸗ 
friſt zurücktreten kann (§ 326 Abſ. 2 BGB.), iſt in § 110 nicht 
geſagt. Aus § 111 iſt aber wohl zu ſchließen, daß er es nur 
dann kann, wenn die Natur des Geſchäftes oder der dem Ver⸗ 
pflichteten bekannte Zweck der Leiſtung entnehmen läßt, daß die 
verſpätete Leiſtung für ihn kein Intereſſe hat. Nur unter dieſer 
Vorausſetzung ſteht das Rücktrittsrecht — abweichend von 
8 325 BER. — auch dann zu, wenn die Erfüllung durch 
einen vom Verpflichteten zu vertretenden Umſtand teilweiſe 
vereitelt wurde. Im übrigen ſtimmt $ 112 Nov. mit $ 325 
BGB. überein, nur daß in der Novelle ſtatt Unmöglichwerden 
der Leiſtung Vereiteln der Erfüllung geſagt wird. Der oben⸗ 
erwähnte § 113 gilt auch in dieſem Falle bei Rücktritt vom 
Vertrage. 

In § 115 iſt die Regel des 8 321 BGB. aufgenommen, 


doch iſt nicht entſcheidend, daß die Verſchlechterung der Ver⸗ 


mögensverhältniſſe nach Vertragsabſchluß eintritt, es genügt, 
wenn dem anderen Teil die ſchlechten Vermögensverhältniſſe 
zur Zeit des Vertragsabſchluſſes nicht bekannt ſein mußten. 


(Schluß folgt.) 


Die Minderheitsrechte der Aktionäre und das 
Reichsgericht. 
Von Juſtizrat Albert Pinner, Berlin. 


Wenn ſich mehrere Perſonen zum Betriebe eines Geſchäfts 
zuſammenſchließen, ſo bilden ſie eine Geſellſchaft. Je mehr 
das Wirtſchaftsleben ſich entwickelt, deſto mehr Formen werden 
für das geſellſchaftliche Zuſammenarbeiten gefunden werden. 
Es iſt nicht möglich, das vielgeſtaltige geſchäftliche Leben in 
eine durch das Geſetz beſtimmte Form zu preſſen; täte es der 
Geſetzgeber, ſo würde unzweifelhaft das Bedürfnis die Feſſeln 
ſprengen. So muß das Recht ſich dem Intereſſe des Verkehrs 
beugen; es tut dies, indem es eine ſich eng mehrende Zahl 
von Rechtsgebilden zur Auswahl darbietet. Alle fallen unter 
den Begriff der Geſellſchaft, das heißt einer Vereinigung zu 
einem beſtimmten Zwecke. Unter ſich aber bieten die einzelnen 
Arten der Geſellſchaft eine Fülle von Verſchiedenheiten, die es 
jedem ermöglichen, ſich die Form auszuſuchen, die feinem wirt 
ſchaftlichen Intereſſe am beſten entſpricht. 

Zwei Hauptgruppen von Geſellſchaften haben ſich im Laufe 
der Zeit herausgebildet, die Perſonalvereinigung und die Kapital⸗ 
vereinigung. Treten zwei Parteien zuſammen, um mit Ein⸗ 
ſetzung ihrer ganzen Perſon und ihres geſamten Vermögens ein 
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Geſchäft zu führen, ſo bilden ſie die offene Handelsgeſellſchaft, 
die reinſte Form der Perſonalvereinigung, insbeſondere wenn 
die Geſellſchafter die geſetzliche Regel, daß Stimmeneinheit 
entſcheidet, nicht ausſchließen. Den entgegengeſetzten Pol bildet 
die Aktiengeſellſchaft. Auch hier vereinigt ſich eine Anzahl von 
Perſonen, aber jede legt nur eine beſtimmte Einlage ein; es 
wird eine Organiſation geſchaffen, die die Einlagen verwaltet 
und verwertet; der einzelne — der Aktionär — ſcheidet als 
Perſon aus; er haftet lediglich mit ſeiner Einlage, iſt auch 
perſönlich als ſolcher nicht tätig. Es bildet ſich alſo hier eine 
reine Vereinigung von Kapitalien. 

Nun könnte man ſich rein theoretiſch die Konſtruktion hier 
ſo denken, daß das zuſammengebrachte Kapital von einer ein⸗ 
geſezten Verwaltung nutzbar gemacht wird, ohne daß die, die 
es zuſammengebracht, ein Mitverwaltungs⸗ oder ein Einſpruchs⸗ 
recht haben, etwa wie ein Teſtamentsvollſtrecker das vom Erb⸗ 
laſſer hinterlaſſene Vermögen ohne Einſpruchsrecht derer, denen 
es gehört, zu verwalten hat. Eine ſolche Konſtruktion wäre 
aber natürlich praktiſch ganz unbrauchbar, denn der, der ſich an 
einem Unternehmen beteiligt, will das Recht haben, mitzuſprechen. 
Es iſt eins der intereſſanteſten und ſchwierigſten Probleme des 
Aktienrechts — nur von dieſem als der reinſten Form der 
Kapitalsaſſoziation ſoll die Rede ſein —, wie das Recht des 
einzelnen Aktionärs zur Mitverwaltung rechtlich zu geſtalten 
ift. Daß der Grundſatz, der Stimmeneinhelligkeit, der die offene 
Handelsgeſellſchaft beherrſcht und fie dadurch zu einer Art 
geſchaftlichen Ehe macht, nicht durchführbar iſt, iſt ohne 
weiteres klar. 

Bei einer großen, begrifflich wechſelbaren und ſtets 
wechſelnden Mitgliedſchaft kann nicht der einzelne das Recht 
baben, bei jeder geſchäftlichen Betätigung ſein Veto einzulegen. 
Es muß alſo ein alle Aktionäre zuſammenfaſſendes Organ ge⸗ 
ſchaffen werden, das deren Willen zum Ausdruck bringt: die 
Generalverſammlung, wie ſie ſich auch wohl in allen Geſetzen 
über Aktiengeſellſchaften findet; fie iſt das Parlament der 
Aktionäre. Wer aber ſoll hier entſcheiden? Weſſen Anſicht 
ſoll hier die maßgebende ſein? Trotz aller Bedenken gegen 
Mehrheitsentſcheidungen wird die Antwort nicht anders lauten 
konnen, als daß die Mehrheit der Stimmen ausſchlaggebend 
iſt. Wir haben bisher keine andere Art gefunden, eine viel⸗ 
köpfige Verſammlung entſcheiden zu laſſen, als, indem wir die 
Präſumption aufſtellen, daß die Mehrheit, die das größte Intereſſe 
vertritt, auch am beſten wiſſen muß, was der Allgemeinheit 
förderlich iſt. Da aber dies nur eine Präſumption iſt, ſo muß 
Vorſorge getroffen werden, daß die Mehrheit ihr Recht nicht 
ſchrankenlos ausübt, daß ſie ſich nicht über wohlerworbene 
Rechte oder überhaupt über Geſetz und Recht hinwegſetzt. Nach 
reiflicher Erwägung und wohlüberlegt hat demgemäß auch unſer 
Aktiengeſetz eine Reihe von Vorſchriften aufgeſtellt, die der 
Minderheit und auch den Einzelaktionären Rechte gegen die 
Willkür der Mehrheit geben. Abgeſehen von den ſogenannten 
Sonderrechten, die ohne Zuſtimmung des Berechtigten überhaupt 
nicht geändert werden können, ferner von gewiſſen Minderheits⸗ 
rechten, die einer gewiſſen Zahl von Aktien Rechte geben, die ſie 
auch gegen die Aktienmehrheit durchſetzen können, z. 8. das Recht 
auf Reviſion, auf Erhebung von Regreßforderungen uſw., iſt 
die praktiſch wichtigſte Vorſchrift die des 8 271 HGB. Jeder 
Aktionär, auch wenn er nur eine Aktie hat, kann gegen Be⸗ 
ſchlüſſe der Generalverſammlung proteſtieren und ſie anfechten, 
wenn ſie gegen Statut oder Geſetz verſtoßen. Wie jedes Recht 
kann auch dies gemißbraucht werden. Jede Anfechtung, mag 
fie noch jo unbegründet fein, iſt eine Unannehmlichkeit für die 
Geſellſchaft und die leitenden Kreiſe. Hierauf wird oft ſpekuliert 
und die Anfechtungsmöglichkeit zu Handlungen benutzt, die man 
im weiteren Sinne einfach als Erpreſſung bezeichnen kann. 
Dies muß aber in den Kauf genommen werden, weil andererſeits 
dies Recht der Anfechtung ein wirkſames Recht gegen ſchranken⸗ 
loſe Willkürherrſchaft iſt, und ſolch Schutz ſich als eine un⸗ 
bedingte Notwendigkeit darſtellt. 

Durch die Rechtsentwicklung hat dies Anfechtungsrecht eine 
äußerft wichtige Erweiterung erfahren. Nachdem jetzt allgemein 
auch vom RG. der Grundſatz anerkannt iſt, daß die Regel des 
BGB., nach welcher jedes Geſchäft, das gegen die guten Sitten 
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verſtößt, nichtig iſt, auch auf die Beſchlüſſe der General⸗ 
verſammlungen anzuwenden iſt, iſt jedem Aktionär durch § 271 
die Möglichkeit gegeben, die Anfechtung auch hierauf zu ſtützen. 
Alſo nicht nur, wenn eine beſtimmte Vorſchrift des Statuts 
oder des Geſetzes verletzt iſt, ſondern da, wo ſich der Beſchluß 
allgemein als ſittenwidrig darſtellt, unterliegt er der Anfechtung 
bzw. der Nichtigkeit — eine äußerſt ſcharfe Waffe, die dem 
einzelnen gegeben iſt und die die Mehrheit hindert, unbedingt 
ihren Willen auch gegen das Geſetz durchzuſetzen. 

Nun ſollte man annehmen, daß, nachdem das Geſetz aus 
ſehr wohlerwogenen Gründen einen gewiſſen Schutz gegen die 
Unterdrückung der Minderheit durch die Mehrheit geſchaffen 
hat, die Praxis es ſich angelegen ſein ließe, dieſes Recht auch 
wirklich dem Sinne des Geſetzes gemäß zu ſchützen. Man muß 
auch anerkennen, daß dies in den unteren Inſtanzen geſchieht. 
Gerade in den letzteren Jahren aber hat das RG. verſchiedene 
Entſcheidungen erlaſſen, die zwar wortgemäß das Recht nicht 
antaſten, in ihrem praktiſchen Ergebnis aber a dienen, die 
Anfechtungsbefugnis zu beſchränken und zum Teil zu beſeitigen. 
Wie ein roter Faden zieht ſich durch dieſe Entſcheidungen der 
Grundſatz, daß die Minderheit oder der Einzelaktionär ſich bei 
dem, was die Mehrheit geſprochen hat, beſcheiden müſſen. 

Zum erſtenmal hat ſich das RG. in dem Hiberniafall, der 
eine Fülle von aktienrechtlichen Fragen aufgeworfen hat, zu 
dieſer Anſicht bekannt. Dort war beſchloſſen worden, Vorzugs⸗ 
aktien auszugeben, und zwar ſollten unter Ausſchluß des 
Bezugsrechts der Aktionäre Gebote von Perſonen abgelehnt 
werden, die nach Anſicht des Vorſtandes den Erwerb der Aktien 
benutzen würden, um den Fortbeſtand der Geſellſchaft zu 
gefährden, das heißt mit anderen Worten, es ſollten die Aktien 
der bisherigen Mehrheit überlaſſen werden, um dieſe zu ſtärken. 

Dieſer Beſchluß wurde als gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßend angefochten. Das RG. hat, an ſich wohl mit Recht, 
die Anfechtung verworfen, nur die Gründe, die es anführt, 
ſind höchſt bedenklich. Hätte es einfach geſagt, daß die 
Mehrheit, die ein Unternehmen fortführen will, das Recht hat, 
ihre Macht einzuſetzen, um alle Verſuche anderer, die das 
Unternehmen erwerben wollen, zu vereiteln und daß Beſchlüſſe, 
die dahin zielen, nicht ſittenwidrig ſeien, ſo wäre hiergegen 
nichts zu ſagen geweſen; ſtattdeſſen aber ſtellt es den in ſeiner 
Allgemeinheit zu ungeheuerlichen Konſequenzen führenden Satz 
auf: „Im Geſetz iſt der Grundfatz zur Anerkennung gelangt, 
daß die Mehrheit über die Verwaltung und darüber entſcheidet, 
was im Intereſſe der Geſellſchaft und ihrer Aktionäre zu 
tun und zu laſſen iſt.“ | 

Das Geſetz ſtellt dieſen Grundſatz nirgends auf. Das 
Geſetz gibt der Mehrheit das Recht, die Verwaltung zu wählen 
und durch Stimmenabgabe in der Generalverſammlung Beſchlüſſe 
u faſſen. — In 8 250 iſt aber ausdrücklich geſagt, daß die 
Rechte den Aktionären in Angelegenheiten der Geſellſchaft 
zuſtehen; nicht das Intereſſe der Aktionäre, wie es das RG. 
durch die Worte „und ihrer Aktionäre“ andeutet, entſcheidet, 
ſondern nur das Intereſſe der Geſellſchaft. — Faßt die General⸗ 
verſammlung einen Beſchluß, der offenſichtlich gegen das Intereſſe 
der Geſellſchaft, zum Nutzen aber der Aktionäre, ſelbſt wenn 
dieſe die Mehrheit bilden, verſtößt, ſo iſt dieſer Beſchluß geſetz⸗ 
widrig und nach 8 271 HGB. anfechtbar. 

Das NG. iſt aber, trotzdem ſich warnende Stimmen gegen 
die Gründe erhoben (Bondi, DIZ. 1908, 1007; Staub, 9. Aufl. 
Anm. 9 zu § 250), auf dem Wege zur Allgewalt der Mehrheit 
weitergegangen. In einer Entſcheidung vom 11. Dezember 1913 
(Holdheim Bd. 23 S. 66) wird folgender Fall behandelt: 

In einer Aktiengeſellſchaft, die ein Kapital von 4 500 000 & 
hatte, waren zwei Aktionäre, einer mit 4491, der andere mit 
9 Aktien beteiligt. Letzterer war dem erſteren augenſcheinlich 
unbequem. Da er aber jedenfalls freiwillig ſeine Aktien nicht 
verkaufen wollte, griff der Hauptaktionär zu einem ſinnreichen 
Mittel. Die Generalverſammlung, d. h. in dieſem Falle der 
Großaktionär, beſchloß Herabſetzung des Aktienkapitals um 
100 000 &; es ſollten je 45 Aktien auf 44 herabgeſetzt werden. 
Natürlich konnte der zweite Aktionär, da er keine 45 Aktien 
hatte, dem Beſchluſſe nicht nachkommen. Es trat gemäß $ 219 
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HGB. Kraftloserklärung und Verſteigerung ſeiner Aktien ein, 
wobei dieſe der erſte Aktionär erwarb. 

Das RG. erkennt an, daß die ganze Transaktion lediglich 
den Zweck hatte, den zweiten Aktionär herauszudrängen. Es 
ſieht aber darin lediglich eine Beſtätigung des eigenen wirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſes, die nicht dadurch ſittenwidrig wird, daß 
zunächſt (1) der andere geſchädigt und der Handelnde ſich dieſer 
Schädigung bewußt war. Hier ſind aus dem Grundſatz, der 
im Hiberniafall in den Gründen ausgeſprochen iſt, daß die 
Mehrheit allmächtig iſt, auch wenn es ſich nicht um das Intereſſe 
der Geſellſchaft, ſondern um eigene Intereſſen der Mehrheits⸗ 
aktionäre handelt, praktiſche Folgen gezogen. 

Allerdings hat in einer ganz neuen Entſcheidung vom 
22. Februar 1916 (JW. 1916, 575) in einem anderen Falle 
das RG. zugunſten der Minderheit entſchieden. Es handelte 
ſich dort um eine G. m. b. H., die 80 000 & jährlichen 
Verdienſt hatte und bei der zwei Geſellſchafter, die zugleich 
Geſchäftsführer waren, ſich gegenſeitig verpflichtet hatten, einen 
Beſchluß herbeizuführen, daß ihnen je 20 000 & Gehalt zu⸗ 
gebilligt würden. Dieſe Schädigung der Minderheitsgeſell⸗ 
ſchafter und het der Mehrheit erſchien dem RG. denn doch zu 
ſchlimm und hat es dieſen Vertrag wegen Sittenwidrigkeit für 
nichtig erklärt. 

Aber nicht nur durch Aufſtellung des Grundſatzes der 
Allmacht der Mehrheit zeigt das RG., daß es den Minder⸗ 
heiten feindlich iſt, es hat auch die Tendenz, Minderheitsrechte, 
die das Geſetz gibt, beſchränkend auszulegen. Einen gewiſſen 
Schutz gegen den Egoismus der Mehrheit gibt § 252 Abſ. 3 
Satz 2 HGB., nach welchem der nicht mitſtimmen darf, mit 
dem ein Rechtsgeſchäft abgeſchloſſen werden ſoll. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift hat das RG. durch ſeine Rechtſprechung durchlöchert. 
Zunächſt hat es den allgemeinen Satz ausgeſprochen (RG. 81, 37 
und Entſcheidung vom 18. Januar 1915 in JW. 1915, 1957), 
daß bei Beſchlüſſen, die ſich auf die inneren Angelegenheiten der 
Gefellſchaft beziehen, den Aktionären das Mitſtimmen nicht des⸗ 
halb verboten werden kann, weil der Inhalt des Beſchluſſes 
zugleich ſich auf deren perſönlichen Rechtskreis erſtreckt, ſo daß 
alſo bei Wahlen, Abberufungen, Beſoldungen der zu Wählenden 
oder Gewählten, bei Einforderung von Einzahlungen die Ver⸗ 
pflichteten mitſtimmen können, wodurch natürlich die Mehrheit 
bei dieſen Angelegenheiten völlig freie Hand erhält. 

Das Gericht iſt aber über dieſe Folgerungen hinaus, die 
ſich an ſich nach dem Geſetze rechtfertigen laſſen, noch weiter⸗ 
gegangen. Nur wenn durch den Beſchluß der General⸗ 
verſammlung ein Geſchäft wirklich abgeſchloſſen wird, ſei den 
Beteiligten das Mitſtimmen verboten, nicht aber, wenn die 
Generalverſammlung den Vorſtand erſt anweiſt, das Geſchäft 
abzuſchließen (RG. 68, 241 und bei Holdheim Bd. 15 S. 244). 
Dem Wortlaut des $ 252 entſpricht allerdings dieſe Entſcheidung, 
tatſächlich aber wird natürlich faſt ausnahmslos der Vorſtand 
den Beſchluß der Generalverſammlung ausführen. Bei einiger⸗ 
maßen geſchickter Faſſung des Beſchluſſes der Generalverſammlung 
iſt damit der geſetzlichen Beſtimmung der Boden entzogen. 

Wo aber, wie bei Fuſionen, die Generalverſammlung 
ſelbſt die Verträge genehmigen muß, gibt das RG. ebenfalls 
einen Ausweg. Es handelte ſich um einen großen, Aufſehen 
erregenden Fall, bei dem eine Geſellſchaft etwa 7/0 des Aktien⸗ 
kapitals einer anderen Geſellſchaft erworben hatte. Es ſollte 
nun eine Fuſion dieſer Geſellſchaft mit der Hauptaktionärin 
erfolgen. Da bei der Abſtimmung die Hauptaktionärin nicht 
mitſtimmen durfte, hatte ſie vorher einen Teil der Aktien an 
eine Bank veräußert, die mit dieſen Aktien für die Fuſion 
ſtimmte. Ein Aktionär hatte eine Schadenserſatzklage angeſtellt, 
und das OLG. Cöln hat dieſen Schadenserſatz dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt, indem es ausführt, die Über: 
eignung der Aktien an die Bank, um dieſer ein Stimmrecht 
zu verſchaffen, ſei ein gegen die guten Sitten verſtoßendes 
nichtiges Geſchäft. Bondi hat in der DIZ. 1914, 908 dieſes 
Erkenntnis als in vollem Umfange dem allgemeinen Rechts— 
empfinden und einer geſunden Rechtsentwicklung entſprechend 
erklärt, und es ausgeſprochen, daß es ſehr erfreulich wäre, daß 
das OLG. dazu gekommen ſei, die Intereſſen der Minderheit 
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fc eine allzu brutale Ausnutzung der Mehrheitsmacht zu 


en. 
Das RG. (Bd. 85 S. 170) hat ſich auf einen anderen 
Standpunkt geſtellt. Es führt aus, daß, wenn nur eine 
ernſtlich gemeinte Veräußerung von Aktien vorliegt, es ein 
erlaubter Zweck ſei, wenn die Veräußerung in der Abſicht vor⸗ 
genommen werde, daß der Erwerber in der Frage der Ver⸗ 
ſchmelzung im Sinne und Intereſſe des Veräußerers ſtimmt. 
Es ſtellt feſt, daß der Bank, die die Aktien erworben hatte, der 
Zweck der Aktionärin bekannt geweſen ſei, der Rechtsboden 
ſei aber nicht verlaſſen, wenn eine ausdrückliche Ver⸗ 
pflichtung, im Intereſſe der Veräußerin zu ſtimmen, nicht ab⸗ 
gegeben ſei, ſo daß alſo die Bank immer noch in der Lage 
geweſen wäre, auch im entgegengeſetzten Sinne zu ſtimmen. 
Dies dürfte theoretiſch richtig ſein. Es iſt aber doch wohl 
gan ſelbſtv lich, daß, wenn eine Geſellſchaft einer Bank 
ien veräußert und ihr den Zweck, aus dem dieſe Aktien 
veräußert werden, mitteilt, und wenn ferner, wie in dem 
Urteil feſtgeſtellt wird, die Bank abſolut genau über das ganze 
Geſchäft informiert war, ſie auch ſtillſchweigend die Verpflichtung 
ahm, im Sinne der Veräußerin zu ſtimmen. Bei der⸗ 
artigen Geſchäften zwiſchen großen Seien haften pflegt nicht 
alles ausdrücklich vereinbart zu werden; der eine weiß, was 
der andere will und handelt demgemäß. Auch hier iſt alſo 
vom RG. der Schutz, den der § 252 der Minderheit gewährt, 
hinfällig gemacht worden, indem eine durchſichtige Umgehung 
dieſer Vorſchriften gutgeheißen wird. 
Schließlich hat noch das RG. in ſeiner Entſcheidung vom 
22. April 1913 (Bd. 82 S. 181) einen beſonders ſchweren 
Schlag gegen die Minderheitsrechte geführt. Bisher nahm man 
an (vgl. Staub, 9. Aufl. §8 260 Anm. 20, Marcuſe in der 


Leipzg3. 1912, 600), daß das Recht auf Auskunft, ſoweit es 


ſachlich begründet war und nicht das Intereſſe der . 
auf Geheimhaltung berührt, jedem Aktionär zuſtehe und daß 
die Nichtbeobachtung dieſes Rechtes ein Recht zur Anfechtung 
ebe. Es iſt doch das Wenigſte, das jemand, der mit ſeinem 
elde bei einem Unternehmen beteiligt iſt, verlangen kann, daß 
ihm mitgeteilt wird, wie ſich im einzelnen die meiſt in der 
a ſehr oberflächlich und verſteckt gegebene Abrechnung ftellt. 
ieſem Recht hat in der oben bezeichneten Entſcheidung 

das RG. den Todesſtoß gegeben. Es erkennt an ſich die 
Auskunftspflicht der Organe der Geſellſchaft, die in mehreren 
Beſtimmungen des Geſetzes erwähnt iſt (8 264, § 314 Nr. 1) 
an. Es erklärt aber, daß, wenn eine ſolche Auskunft nicht 
erteilt werde, ſich der Anfragende an die Generalverſammlung 
wenden müſſe, dieſe, d. h. die Mehrheit, habe zu beſchließen, 
ob die Auskunft erteilt werden ſolle; beſchließe die General⸗ 
verſammlung, die Frage nicht zu ſtellen, ſo habe ſich der 
Aktionär hierbei zu beſcheiden, abgeſehen von einigen Ausnahme⸗ 
fällen, die praktiſch nicht in Betracht kommen. Es iſt dem 
RG. ohne weiteres zuzugeben, was es als Hauptgrund anführt, 
daß das Recht auf Auskunft mißbraucht werden kann. Dieſes 
Schickſal aber teilt es mit jedem Recht, und es kann nicht 
ein Recht deswegen beſeitigt werden, weil es zu Miß⸗ 
bräuchen führen kann. Ebenſowenig iſt der Umſtand 
maßgebend, daß das Recht auf Auskunftserteilung nicht 
ausdrücklich als Sonderrecht im Geſetze gegeben iſt. Der 
Geſetzestext kennt überhaupt den Begriff des Sonderrechts nicht. 
Theorie und Praxis folgern aber aus dem Zweck und dem 
Zuſammenhang bei gewiſſen Rechten, daß ſie jedem Aktionär 
zuſtehen und ihm nicht durch die Mehrheit entzogen werden 
können. Die Zuſammenfaſſung der vom RG. in der gedachten 
Entſcheidung angeführten Geſetzesſtellen zeigt, daß das Geſetz 
davon ausgeht, daß die Bilanz erläutert werden müſſe, und 
daß die Organe der Geſellſchaft jedem Aktionär gegenüber die 
Pflicht zur Erläuterung haben, ſelbſtverſtändlich nur ſo weit, 
als darunter das höhere Intereſſe, nämlich das der Geſamtheit, 
nicht leidet. Will ein Konkurrent aus eigenſüchtigem Intereſſe 
durch die Auskunft Geſchäftsgeheimniſſe erfahren, oder werden 
ſonſt Fragen geſtellt, die der Geſellſchaft ſchädlich ſind, dann 
kann mit Recht die Antwort verweigert werden; denn hier 
verficht der Aktionär nicht geſellſchaftliche, ſondern eigennützige 
Zwecke, und ſo weit reicht ſein Recht nicht. Soweit er aber 
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45. Jahrgang. 


Aufklärung verlangt, die objektiv geeignet iſt, Unklarheit der 
Bilanz zu beſeitigen und vor allem als Grundlage für die 
N zu dienen, ſo darf ihm dieſes Recht nicht entzogen 


Der Weg, den das RG. in den vorſtehend bezeichneten 
Entſcheidungen einſchlägt, geht fatbrrchis einem Ziele zu: die 
Minderheit der Mehrheit g 15 er zu entwaffnen. An ſich 
iſt die . 50 aaa und kann es auch 
nicht anders ſein. 115 aber hat ſich mit Recht 
geſagt, daß dem Tihranfenlofen alten der a gegenüber 

der Minderheit 5 gewiſſer Schutz gegeben werden muß. 1.8 
a RG. auf dem eingeſchlagenen Wege weiter, dann blei 
von dieſem Recht nur wenig übrig. 

Dieſe Entwicklung entſpricht nicht dem Geſetze, daß dem 
Emzelaktionär bzw. der Minderheit gewiſſe Rechte, die ſchon 
an an Ich eng umſchrieben find, gegeben hat; fie entſpricht aber 

auch nicht dem Intereſſe der Akti eſellſchaften. Tatſächlich 
wird meiſt die Verwaltung die Mehrheit für ſich haben; ge⸗ 
wohnlich hat fie ſogar in der Generalverſammlung die Ver: 
un der Mehrheit. 

iſt min aus dem Charakter der Aktiengeſellſchaften als 
Serheiögeeaften heraus durchaus zu billigen, wenn bei 
der Frage, was der Geſellſchaft förderlich iſt, die Mehrheit und 
die von ihr N ählte und unterſtützte Verwaltung den Aus⸗ 
ſchlag gibt. kann 11 55 nur einer entſcheiden, und das 
muß der Ka der das größere Senne an der Geſellſchaft 
bat. Nur muß dieſe 1 der Mehrheit begrenzt ſein; die 
Mebrbeit darf nicht das Geſetz verletzen, und vor allem, es 
al nicht . 2200 ae 5 5 lichen der a a 
ai perſönliches aft erich aftliches tereſſe in 
A h der Geſellſchaft en en laſſen. De Tendenz 
des RG. aber geht in den ak ie "Entfheibungen, insbeſon⸗ 
dere in deren Begründung, dahin, dieſe Grenzen zu verwiſchen. 
Im Intereſſe der gedeihlichen Entwicklun 1 85 Aktienweſens 
1 dieſe Auslegung des geltenden Rechts nicht gebilligt 
werden. 


Hinausſchiebung der Zwangsverſteigerung im Kriege 
und die nn zum Schutze des 
e 


Von Kammergerichtsrat Dr. F. Scholz, Berlin. 


Noch: IV. Das richterliche Jriſtenbewilligungsrecht. 
(Fortſetzung aus Nr. 18, 1916.) 


3. Die materiellen Vorausſetzungen der Friſten⸗ 
bewilligung. 


a) Die ZahlFr VO. ſetzt materiellrechtlich folgendes 
voraus: 3°) 

a. Der Anſpruch muß eine vor dem 31. Juli 1914 
! Geldforderung ſein. Denn der leitende Ge⸗ 

danke iſt nach wie vor der, dem Schuldner zu helfen, wo „die 
durch den Krieg geſchaffenen Verhältniſſe eine Erleichterung der 
Lage des Schuldners notwendig machen“. (Begr. zur Zahl Fr VO. 
vom 7. Auguſt 1914.) Wer nach Kriegsausbruch „Verpflich⸗ 
tungen einging, kann fich billigerweiſe nicht darauf berufen, daß 
er von en wirtſchaftlichen Verhältniſſen ausgegangen ſei“. 
Nach dieſen Bemerkungen der amtlichen Begründung beſteht kein 
Zweifel an der Kichtigkeit der herrſchenden Meinung, wonach 
es in zeitlicher Beziehung allein auf den Begründungstatbeſtand 
ankommt, mag der Anſpruch auch erſt ſpäter fällig oder unbedingt 
geworden ſein. Werden Zinſen eingeklagt, ſo entſcheidet allein 
der Zeitpunkt der Begründung des Schuldverhältniſſes, aus dem 
fie entſpringen. 


85) Nicht berückſichtigt iſt im folgenden die Friſtbeſtimmung im 
Mahnverfahren (§ 2 Zahl Fro. in der noch jetzt gültigen Faſſung 
vom 20. Mai 1915). Hier ſetzt die Friſt lediglich Einigung zwiſchen 
Gläubiger und Schuldner voraus. S. oben Anm. 20. 
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5. Hinſichtlich der Begründetheit des Friſtantrags 
(Zahlungsfriſt oder le reift) nn der Richter nach wie 
vor zweierlei zu prüfen: ob des Schuldners die 
Friſtbewilligung rechtfertigt, a 0 1 nicht dem Gläubiger 
einen unverhältnismä igen Nachteil bringt. Auf die viel 
erörterte Streitfrage, ob und inwieweit die Lage des Schuldners 
durch den Krieg verſchlechtert ſein muß, um die Friſt zu recht⸗ 
fertigen, kann hier nur kurz eingegangen werden. Der zu a 
angedeutete geſetzgeberiſche Gedanke zwingt zu dem Schluſſe, daß 
ein urſächlicher Zuſammenhang mit den durch den Krieg hervor⸗ 
un wirtſchaftlichen Schwierigkeiten ar nen fen muß. 

er Geſetzgeber fingiert zwar nicht, daß der Schuldner, der ſich vor 
dem Kriege verpflichtete und im Kriege in Sahlungforierigt 
gekommen ift, durch den Krieg in dieſe Lage geraten fei. 
aber geht er von der naheliegenden 5 eines 
je uſammenhangs aus. Es muß daher genügen, wenn 
im gegebenen Fall all erh chtlich iſt, daß die durch den Krieg hervor⸗ 
erufenen allgemeinen oder beſonderen wirtſchaftlichen Schwierig⸗ 
eiten, wenn auch nur mittelbar, die Verſchlechterung der 
Vermögenslage des Schuldners mitverurſacht haben. Zu⸗ 
gunſten des Schuldners eines größeren Kapitals, der dieſes 
zur Zeit nicht aufbringen kann, wird ohne weiteres angenommen 
werden können, daß der erforderte Zuſammenhang mit der all⸗ 
gemeinen Kriegslage beſteht. War der Schuldner jedoch 1 
vor dem Kriege zahlungsunfähig, ſo rechtfertigt die durch den 
Krieg geſchaffene Lage die Friſtbewilligung 1 äßig nicht. 
Nähere Erörterungen über die erforderliche Abwägung der 
Intereſſen des Gläubigers und des Schuldners werden zweck⸗ 
mäßig Die HypVO. gemacht. Vgl. daher unten bei Sit c 5, 7. 
Die Frage, ob die Friſt ſchon aus dem Grunde a zulehnen 
iſt, weil anzunehmen, ba der Schuldner auch 10 ihrem 
Ablauf nicht beſſer daſtehen werde, iſt im Rahmen der 
Zahl FrVO., die nur eine einmalige Friſtbewilligun ng ul zuläßt, 
zu bejahen. Denn alsdann würde die Galgenfriſt dem Schuldner 
nicht helfen und lediglich die Rechte des Gläubigers, der 
möglicherweiſe ſeinerſeits Schuldner iſt, beeinträchtigen. 
Der Richter hat es nach wie vor in der Hand, die 
Friſt auch nur für einen Teilbetrag der Forderung zu bewilligen. 
Die bisherige Vorſchrift, daß er die are auch von einer 
nach freiem eſſen zu beſtimmenden Sicherheit abhängig 
u kann, iſt in der neuen Faſſung (vom 8. Juni 1916) 
ahin erweitert, daß er die Bewilligung „von der Erfüllung 
beſtimmter Bedingungen ebbängig machen kann. Bu dieſen 
Bedin ngen können außer einer Sicherheitsleiſtung z. B. auch 
Teilzahlungen oder die Verpflichtung des Schuldners zu höheren 
Zinszahlungen, ſowie die tatsächliche Na ung höherer De 
ehören. Durch dieſe Anderung wird der Richter erheblich 
fete eſtellt als bisher und zugleich in die Lage verſetzt, die 
Intereſſen auch des Gläubigers wirkſamer berückſichtigen zu 
können.“) Dieſer iſt oft gern bereit, dem Schuldner das 
Darlehen zu belaſſen, wenn ihm eine höhere, den 5 5 
Verhältniſſen entſprechende Verzinſung gewährt oder durch Ab⸗ 
jahlungen das Riſiko verringert wird. Wenn dem Richter die 
dingungsloſe Friſtbewilligung nicht angemeſſen erſcheint, wird 
er nicht ohne weiteres ablehnen, ſondern nach Anhörung von 
Schuldner und Gläubiger die Feſtſetzung einer geeigneten Be⸗ 
dingung erwägen müſſen. Er iſt jedoch nicht befugt, ſelbſtändig 
und mit anſpruchsbegründender Wirkung einen erhöhten Zins⸗ 
ſatz fettzuſcten (Näheres ſiehe unten cy.) 

d. Hinſichtlich der Beweislaſt — Glaubhaftmachung iſt 
erforderlich und genügend — war es bisher ſtreitig, ob der 
Schuldner außer dem Nachweis, daß ſeine Lage die Friſt⸗ 
Ye rechtfertige, ferner nachweiſen müſſe, daß letztere 
dem Gläubiger keinen unverhältnismäßigen Nachteil bringt. 
Der Wortlaut der bisherigen Faſſung ($ 1 Abſ. 1 Satz 2) 
0 für die doppelte Beweislaſt des Schuldners. Die herrſchende 

einung nahm jedoch mit Recht an, daß ihm der Beweis der 
Negative ſchon nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen nicht zu⸗ 


86) Vereinzelt wurde die Zuläſſigkeit bedingter Friſtbewilligung 
ſchon nach bisherigem Recht angenommen; fo von Güthe, Gruchots Beitr. 
59, 58, und Bendix, JW. 1914, 965, die übrigens nur von auf⸗ 
löſenden Bedingungen ſprechen. 
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gemutet werden ne Durch die neue Faflung (vom 
8. Juni 1916) iſt die Richtigkeit dieſer Anſicht klargeſtellt 
(„wenn die Lage des Beklagten dies rechtfertigt, es ſei denn, 
daß die Zahlungsfriſt dem Kläger einen e 
Nachteil bringt“). Die Begründung zur neuen HypVO., welche 
inſoweit dieſelbe Falun erhalten hat (HypVO. S 1 Abſ. 1 
Satz 1), läßt erkennen, daß durch die geänderte Faſſung keine 
Neuerung, ſondern nur die Klarſtellung der richtigen Auffaſſung 
beabſichtigt iſt. Der Geſetzgeber (Bundesrat) hat hiernach ſeine 
eigene frühere ZahlFrVoO. (und HypZahl Fr VO.) quaſi⸗authentiſch 
interpretiert.?) 

3. Liegen die materiellen Vorausſetzungen einer Friſt⸗ 
bewilligung vor, ſo hat das Gericht die angemeſſen erſcheinende 
Ful innerhalb der geſetzlichen Höchſtgrenze zu bewilligen. 

llerdings ſpricht die ZahlFrVO. (8 1 Abſ. 1; 8 5 Abſ. 1) 
in ihrer früheren wie jetzigen Faſſung nur davon, daß die Be⸗ 
willigung erfolgen „kann“, und daß ſie bei dem Vorliegen der 
geſetzlichen Vorausſetzungen A, iſt. Aber das Geſetz 
ſtellt als Vorausſetzung der Friſtbeſtimmung auf, daß die Lage 
des Schuldners ſie „rechtfertigt“, und daß nicht ein beſtimmt 
umgrenzter Ausnahmefall (unverhältnismäßiger Nachteil des 
Gläubigers) vorliegt. Trifft dies zu, ſo iſt die Friſtbeſtimmung 
gerechtfertigt und kann nicht aus anderen Erwägungen ab⸗ 
gelehnt werden. Es würde zur Willkür führen und das Ver⸗ 
trauen in die Gerichte erſchüttern, wollte man annehmen, der 
Richter könne, auch wenn er die formellen und materiellen 
Vorausſetzungen der Fus oder laden als gegeben erachtet, aus 
irgendwelchen, außerhalb der Vorſchriften der Verordnung ſich 
bewegenden Erwägungen, etwa aus Laune oder aus Rückſicht⸗ 
nahme auf den Gläubiger, oder weil er das Syſtem richterlicher 
Zahlungsfriſten überhaupt für ſchädlich hält, den zuläſſigen und 
begründeten 0 des Schuldners ablehnen. Derartiges hat 
der Geſetzgeber ſelbſtverſtändlich nicht gewollt.“) 

g. Das vorſtehend Bemerkte gilt ſowohl dann, wenn es ſich 
um Bewilligung einer Zahlungsfriſt (im Urteil oder im Initiativ⸗ 
verfahren), wie auch dann, wenn es ſich um Bewilligung einer 
Einſtellungsfriſt durch das Vollſtreckungsgericht handelt. 
Nur iſt bei Prüfung der Frage, ob die Lage des Schuldners 
die Friſt rechtfertigt und dem Gläubiger kein unverhältnis⸗ 
mäßiger Nachteil entſteht, zu beachten, daß die Einſtellung 
nur die Hemmung der Einleitung oder des Fortgangs der 
Zwangsvollſtreckung oder einzelner beſtimmter Vollſtreckungs⸗ 
maßnahmen für beſtimmte Friſt bedeutet, während die Zahlungs⸗ 
friſt einer vom Gläubiger bewilligten Stundung gleichſteht, die 
e (mit Ausnahme des Zinſenlaufs) beſeitigt und 
die Vornahme jeder Vollſtreckungshandlung innerhalb der Friſt 
ausſchließt (ſ. oben Ziff. 2b f aa). Bei Bewilligung einer 
Zahlungsfriſt wird daher mit beſonderer Vorſicht zu ver⸗ 
fahren bein. 

Y. Die Einſtellung der Vollſtreckung (Zahl FrVO. $ 5) 
ſetzt oft ein ſchleuniges Eingreifen voraus, damit die Maß⸗ 


87) Mit beſonderer Schärfe Stein in Leipz Z. 1915, 254: „Daß 
der Schuldner nur ſeine Lage und nicht auch die des Gläubigers 
darzulegen hat, ſollte bei unbefangener Würdigung der Sachlage, bei 
dem klaren Verhältnis von Regel und Ausnahme, keinem Juriſten 
zweifelhaft ſein. Durch die bekannte Krücke, die das BGB. mit 
feinem ‚es ſei denn, daß“ dem Richter auf den Weg der Beweislaſt⸗ 
verteilung mitgegeben hat, ſind aber manche Juriſten ſchon ſo verwöhnt, 
daß die bloße Zuſammenfaſſung der beiden Erforderniſſe, des poſitiven 
und des negativen, in einem Satze der VO. vom 7. Auguſt ſie dazu 
führt, von dem Schuldner die ihm unmögliche Darlegung der Ver⸗ 
hältniſſe des Gläubigers zu verlangen.“ 

36) Keine eigentliche authentiſche Interpretation, weil die 
Klarſtellung nur in der Begründung der neuen BD. gegeben iſt. Abſ. 1 
der Begründung zu HypVO. § 1: „Daß es im Streitfall Sache des 
Gläubigers iſt, glaubhaft zu machen, die Zahlungsfriſt werde ihm 
einen unverhältnismäßigen Nachteil bringen, entſpricht ſchon der 
bisher herrſchenden Meinung. Die neue Faſſung ſtellt dieſe dem 
Schuldner günſtige Auffaſſung außer Zweifel.“ 

30) Ahnlich ſagt § 1 Preuß. Fürſorgeerziehungsgeſez vom 
2. Juli 1900 (GS. S. 264), daß unter beſtimmt normierten Voraus⸗ 
ſetzungen die Fürſorgeerziehung angeordnet werden „kann“. Es iſt 
kein Zweifel, daß dieſes „kann“ ein „muß“ des Gerichts bedeutet: 
KGJ. 63 A 73. Siehe aber unten VI 2 b. 


nahme noch ihr Schutzziel erreicht. Ob hier in entſprechender 
Anwendung der 88 766 Abſ. 1; 732 Abſ. 2 ZPO. eine vor⸗ 
läufige Anordnung, insbeſondere eine einſtweilige Einſtellung 
(im Sinne des § 732 Abſ. 2) zuläſſig iſt, war bisher ſtreitig. 
Die Novelle vom 8. Juni 1916 ſpricht ausdrücklich aus, daß 
eine — durch Rechtsmittel nicht anfechtbare — vorläufige An⸗ 
ordnung vor der Entſcheidung auf den Einſtellungsanttag 
ſtatthaft iſt. Mit der Entſcheidung auf den Antrag tritt fie 
von ſelbſt außer Kraft. 

b) Die Hyp Zahl Fro. (Faſſung vom 20. Mai 1915) 
kannte dieſelben materiellen Vorausſetzungen der Bewilligung 
einer Zahlungs⸗ und Einſtellungsfriſt wie die Zahlr. 
(Safung vom 20. Mai 1915). Nur ergab ſich aus der Zuläſſig⸗ 
eit wiederholter Einſtellung der Zwangsvollſreckunz, daß 
die Einſtellungsfriſt nicht deshalb abgelehnt werden durfte, weil 
der Schuldner auch nach Ablauf der Friſt zur Befriedigung des 
Gläubigers außerſtande ſein werde. Eine verbreitete, vielleicht 
die herrſchende Anſicht nahm allerdings das Umgekehrte an. 
Aber durchaus zu Unrecht. Die Zuläſſigkeit der unbeſchränkt 
wiederholbaren Friſt hat gerade den Sinn und Zweck, dem 
Schuldner weiterzuhelfen, wenn ſich ergibt, daß nach Ablauf 
der früheren Friſt ſeine Lage nicht Ablauf iſt. Den Friſtan⸗ 
trag deshalb ablehnen, weil nach Ablauf der Friſt die Lage 
des Schuldners dieſelbe ſein werde, verſtieß gegen den klaren 
Zweck der VO. Die neue HypVO. hat nunmehr dieſe irrige 
Rechtſprechung unmöglich gemacht. Vgl. unten c 2. 

c) Die neue HypVoO. (vom 8. Juni 1916). 

a. Dieſe hat lediglich in einer Beziehung die materiellen Vor⸗ 
ausſetzungen der Friſtenbewilligung abweichend von der Zahl Fr. 
geregelt: Die Beſchränkung, daß die Hypothek (oder Grundſchuld) 
vor dem 31. Juli 1914 entſtanden ſein muß, iſt gefallen. Die 
VO. mit ihrem verſtärkten Schuldnerſchutz gilt nunmehr auch für 
Kriegshypotheken. Mit Rückſicht auf die außerordentliche 
Schwierigkeiten, auf die die Kapitalbeſchaffung im Kriege ftökt, 
iſt dieſe Neuerung ſehr zu begrüßen. Hierdurch wird zugleich, 
wie die amtliche Begründung bemerkt, die in der Praxis viel 
fach hervorgetretene irrige Auffaſſung, daß eine richterliche 
Stundung von Zinſen ſolcher Forderungen (Hypotheken), die 
vor dem 31. Juli 1914 entſtanden ſind, unzuläſſig ſei, für das 
Hypothekenweſen in Zukunft ausgeſchloſſen. Es entſteht aber 
zugleich eine neue Streitfrage: Während bisher durch die zeit: 
iche Beſchränkung zum Ausdrucke gebracht war, daß die Be⸗ 
willigung einer Zahlungsfrift vorausſetzt, es müſſe nach der 
Begründung des Schuldverhältniſſes in wenigſtens mittelbarer 
Einwirkung des Krieges die Lage des Schuldners ſich ver⸗ 
ſchlechtert haben, fehlt nunmehr jeder Hinweis auf die Kauſali⸗ 
tät. Mit Rückſicht auf die Einbeziehung der Kriegshypothelen 
in die HypVO. kann die Urſächlichkeit des Krieges für die 
ſchlechte Lage des Schuldners nicht mehr als Vorausſetzung der 
Friſtbewilligung gelten. Dies gilt nunmehr auch für die älteren 
Hypotheken; denn eine Einteilung der Hypotheken in ältere und 
jüngere iſt nicht mehr begründet. Andererſeits muß es aber 
dabei verbleiben, daß ſeit Begründung des Schuldverhält⸗ 
niſſes durch veränderte Umſtände eine Verſchlechterung der 
Schuldnerlage a fein muß. Denn der bloße Umſtand, 
daß nunmehr die Kriegshypotheken den älteren Hypotheken gleich⸗ 
geſtellt find, ändert nichts an dem in den Bundesratsverord⸗ 
nungen bisher ſtändig feſtgehaltenen Gedanken, daß es nicht 
Aufgabe des Richters im Kriegsnotrecht iſt, den Schuldner 
einer fälligen Schuld auch gegen diejenige Bermögenslage durch 
Friſten zu ſchützen, in der er ſich bei Eingehung des Schuld- 
verhältniſſes bereits befand. Allzu ſtrenge Anforderungen an 
den Nachweis einer inzwiſchen eingetretenen Verſchlechterung 
können aber nicht verlangt werden. Es wird vielmehr eine 
tatſächliche Vermutung dafür ſtreiten, daß die Lage eines Schuld⸗ 
ners, der eine fällige Hypothek oder fällige Hypothekenzinſen 
nicht zahlen kann, ſich ſeit der Zeit, da er ſich dieſe Hypothek 
beſchaffte, durch veränderte Umſtände verſchlechtert hat. N 

f. Andererſeits wird es bei Prüfung der Frage, ob die 
Lage des Schuldners eine Friſt erfordert und dem Gläubiger 
hierdurch kein unverhältnismäßiger Nachteil entſtebt, 
regelmäßig erheblich ins Gewicht fallen, daß bei Begründung 


45. Jahrgang. 


von Kriegshypotheken beide Teile bereits mit der durch den 
Krieg bedingten wirtſchaſtlichen Lage gerechnet haben (amtliche 
Begründung). Inſofern wird tatſächlich — nicht rechtlich — 
eine unterſchiedliche Behandlung älterer und neuerer Hypotheken 
Platz greifen müſſen. Daß der Schuldner nur die auf ſeine 
eigene Lage bezüglichen Tatumſtände zu beweiſen hat, und 
daß es Sache des Gläubigers iſt, nachzuweiſen, daß ihm 
ein unverhältnismäßiger Nachteil durch die Friſtbewilligung 
entſtehen würde, daß ferner für beide Parteien, ſoweit ſie 
deweispflichtig find, die Glaubhaftmachung genügt, aber auch 
eriorderlih iſt, hat die Faſſung des §S 1 Abſ. 2 HypVO. — 
inſoweit übereinſtimmend mit der Neufaſſung des § 1 Zahl⸗ 
Ro. — klargeſtellt. Durch dieſe Neufaſſung find, wie ſchon 
bezüglich der neuen Zahl FrVoO. oben hervorgehoben, die Vor: 
ausjegungen der Friſtbewilligung keineswegs abgeſchwächt. 
Dasſelbe gilt von der neuen Vorſchrift in S 3 HypVO., wonach 
bei Hypothekenkapitalſchulden, da für dieſe eine wiederholte 
Zablungsfriſt bewilligt werden kann, die Zahlungsfriſt nicht 
desbalb abzulehnen iſt, weil der Schuldner nach Ablauf der 
Friſt zur Befriedigung des Gläubigers außerſtande Na werde. 
Durch dieſe kaſuiſtiſche, einen irrigen richterlichen Erwägungs⸗ 
grund ausräumende Vorſchrift ſoll lediglich das klargeſtellt 
werden, was ſich aus der Zuläſſigkeit wiederholter Friſtbewilli⸗ 
gung ohne weiteres ergibt, was aber bisher (auf Grund des 
5 2 HypzZahl Fro.) von den Gerichten häufig verkannt 
worden iſt (ſ. oben 3 b). Im übrigen hat der Richter in 
denſelben Grenzen wie bisher ſein freies Ermeſſen walten 
zu laſſen. Mit der Erweiterung der Höchſtfriſten und dem 
ſtärkeren prozeſſualen Ausbau der Zahlungsfriſten wird aller⸗ 
dings in der HypVO. ein verſtärkter Schuldnerſchutz bezweckt; 
aber nur in dem Sinne einer erweiterten Machtbefugnis des 
Richters, dem bedürftigen Schuldner zu helfen, nicht in dem 
Sinne, daß die Anforderungen an die Vorausſetzungen 
eines richterlichen Einſchreitens im Einzelfall verringert würden. 
Zu einer laxeren Auffaſſun a! auch nicht der Umſtand 
verleiten, daß — von dem Sonderfall einer Einſchränkung der 
Grundſtücksverſteigerung ($ 10 HypVO.) abgeſehen — eine 
ſelbſtändige Einſtellung der Zwangsvollſtreckung nicht mehr 
zuläſſig iſt, ſo daß der Prozeßrichter (im Urteil oder im amts⸗ 
gerichtlichen Beſchlußverfahren) vor die Alternative geſtellt iſt, 
entweder eine materielle Zahlungsfriſt, die jede Vollſtreckung 
während ihres Laufes unzuläſſig macht, zu bewilligen, oder 
aber den Antrag des Schuldners abzulehnen. Zwar hatte der 
Prozeßrichter auch nach den bisherigen Verordnungen nicht die 
Wahl zwiſchen Zahlungs: und Einſtellungsfriſt; aber er konnte 
damit rechnen, daß, wenn ihm die Bewilligung einer Zahlungs⸗ 
frift zu weitgehend ſchien, das Vollſtreckungsgericht dann immer 
noch die Vollſtreckung einſtellen könne, und zwar hinſichtlich des 
geſamten Schuldnervermögens, und bei Hypothekenkapitalforde⸗ 
rungen ſogar zu wiederholten Malen. Ob es zweckmäßiger ge⸗ 
weſen wäre, dem Gericht die Befugnis zu geben, in dem Urteil 
oder im amtsgerichtlichen Beſchluß neben‘) oder an Stelle 
einer Zahlungsfriſt die Zwangsvollſtreckung einzuſtellen, mag 
unerörtert bleiben; vielleicht hätte dieſe Befugnis im umgekehr⸗ 
ten, dem Schuldner ungünſtigen Sinne gewirkt, inſofern der 
Richter in Zweifelsfällen geneigt ſein würde, den Mittelweg zu 
gehen und nur die Vollſtreckung einzuſtellen. Andererſeits hat 
der Richter zu erwägen, daß während einer Zahlungsfriſt jede 
Vollſtreckung unzuläſſig iſt, eine Folge, die, wenn bereits ein 
vollſtreckbarer Titel vorhanden iſt, gemäß HypVO. 8 4 Abſ. 4 
zugleich mit der Zahlungsfriſt ausgeſprochen werden muß 
(oben IV 2 b 8). Der Gläubiger kann daher während der 
Friſt auch nicht zur Zwangsverwaltung ſchreiten. Es iſt aber 
itet3 im Auge zu a daß im Kriege mit Rückſicht auf 
den Mangel geſchulter rbeitskräfte und gewiſſer Rohmaterialien 
viele Hausgrundſtücke der Deterioration entgegengehen, und 
daß gegenüber einem kapitalſchwachen und unwilligen Eigen⸗ 
tümer die Zwangsverwaltung das einzige Mittel iſt, um er⸗ 


0) Im amtsgerichtlichen Beſchluß iſt freilich jetzt, wenn gegen: 
über einem vollſtreckbaren Titel eine Zahlungsfriſt bewilligt wird, 
zugleich von Amts wegen während der Dauer der Friſt die Voll⸗ 
ſtreckung einzuſtellen (Oyp VO. 8 4 Abſ. 4; oben 2 b B aa). 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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heblichen Schaden abzuwenden. Wenn, dem Kapitalanſpruch 
des Gläubigers gegenüber, Zahlungsfriſten bis zu einem Jahr, 
und wiederholt, zuläſſig ſind, ſo hat der Richter, ehe er in 
dieſer Höhe Zahlungsfriſten bewilligt, die Gefahr einer De⸗ 
terioration ſtets im Auge zu behalten. Der „unverhältnis⸗ 
mäßige Nachteil“ des Gläubigers iſt das ſtets zu beachtende 
Sicherheitsventil. Dies gilt nicht nur für die Bewilligung 
einer Zahlungsfriſt an ſich, ſondern beſonders für die Bemeſſung 
der Höhe der Friſt. 

Ein auf Einſchränkung der Friſtbewilligung hinweiſen⸗ 
der Geſichtspunkt iſt inſoweit, als es ſich um Zinſen und 
andere „wiederkehrende Leiſtungen“ (hierher gehören auch 
Kapitaltilgungsbeiträge) handelt, aus der HypVdO. ſelbſt zu 
entnehmen: Sie läßt in § 10 die Einſtellung der Zwangs⸗ 
verſteigerung des Grundſtücks wegen dieſer Anſprüche nur 
inſoweit zu, als ſie nicht für 2 Jahre rückſtändig ſind. 
Dieſe Friſt iſt zwar nicht identiſch mit der in 8 10 Nr. 4, 

13 3G. vorgeſehenen i Friſt.“ ) Immerhin 
ommt hierdurch zum Ausdruck, daß, wenn der Schuldner 
wiederkehrende Leiſtungen ſchon für 2 Jahre nicht hat zahlen 
können, und wenn dem Gläubiger im Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren ein Rangverluſt (S 10 Nr. 4 ZUG.) droht, die 
Verſteigerung des Grundſtücks nicht ſoll aufgehalten werden 
können. Hinſichtlich der Bewilligung einer Zahlungsfriſt 
fehlt ein entſprechender geſetzlicher Ausſpruch, und die für den 
Sonderfall des § 10 gegebene Einſchränkung kann nicht als 
allgemeine geſetzliche Einſchränkung der Zahlungsfriſtbeſtimmung 
gelten. Nicht mit Unrecht hebt jedoch die amtl. Begründung 
(letzter Abſ. zu S 1 Hyp VO.) hervor, daß, wenn durch eine 
Zahlungsfriſt die Möglichkeit u den Gläubiger, fi) wegen 
wiederkehrender Leiſtungen im Range des $ 10 Nr. 4 3G. 
zu befriedigen, vereitelt oder ernſtlich gefährdet werde, gegenüber 
einem ſolchen Rechtsverluſte „die Intereſſen des Schuldners 
urücktreten“ müßten. Hierin, ſowie in der in § 10 enthaltenen 
eſonderen zeitlichen Einſchränkung, liegt ein bedeutungsvoller 
Hinweis für den Richter darauf, daß er eine Zahlungsfriſt 
regelmäßig nicht bewilligen ſoll, wenn hierdurch der Gläubiger 
im Zwangsverſteigerungsverfahren den Rang des $ 10 Nr. 4 
3G. verlieren würde.“?) Dies gilt nicht nur für Zinſen und 
andere „Nebenleiſtungen“, für die eine Zahlungsfriſt nur einmal 
und bis zu 6 Monaten zuuuſſig iſt, ſondern in Anbetracht des 
8 10 Nr. 4 3G. auch für Kapitaltilgungsbeiträge, für die, 
da es ſich um Kapitalrückzahlungen handelt, eine Zahlungsfriſt 
bis zu einem Jahr, und wiederholt, ſtatthaft iſt. Dieſe Er⸗ 
wägung entſpricht ſchon dem bisherigen Recht; denn die 
materiellen Vorausſetzungen einer Zahlungsfriſt (Intereſſen⸗ 


40 Die zweijährige Friſt des 8 10 Nr. 4, § 18 Abi. 1 8G. 
wird von der bei der Beſchlagnahme laufenden Zinsperiode zurück⸗ 
gerechnet; den Rang des Kapitals haben ſowohl die laufenden wie 
die für 2 Jahre rückſtändigen Zinſen. Die zweijährige Friſt des 
8 10 Abſ. 2 Hype. ſetzt eine Beſchlagnahme überhaupt nicht 
voraus, ſie kann auch „laufende“ Beträge umfaſſen, auch ſolche, die 
nicht notwendig aus den letzten 2 Jahren geſchuldet werden. Die 
zweijährige Friſt in 8 10 Abſ. 3 Hyp O. nähert ſich dagegen der 
Friſt im BIO. a. a. O. S. unten “. 

42) Entſprechend der in HypVoO. § 10 Abſ. 8 genannten zwei⸗ 
jährigen Friſt. Der in § 10 Abſ. 2 gemeinte zweijährige Zeitraum 
hat mit § 10 Nr. 4 3G. nichts zu tun (ſ. unten bei C aa). — Falſch 
wäre es, zu ſagen: Weil das weniger einſchneidende Mittel der 
Einſtellung der Zwangsverſteigerung (HypVO. § 10) nur mit der 
genannten zeitlichen Beſchränkung ſtatthaft iſt, ſo müſſe dieſe Be⸗ 
ſchränkung für das weitergreifende Mittel der Zahlungsfriſt erſt 
recht gelten. Wäre dies richtig, ſo müßte man auch daraus, daß die 
Einſtellung der Zwangsverſteigerung auch bei Kapitalſchulden nur 
für 6 Monate (unter Wiederholung) ſtatthaft iſt, ſchließen, daß eine 
Zahlungsfriſt für Kapitalſchulden auch nur auf höchſtens 6 Monate 
(unter Wiederholung) zuläſſig ſei. Der Hyp VDO. liegt aber gerade 
der umgekehrte Gedanke zugrunde: Die Verſteigerungseinſtellung ſoll 
die letzte Hilfe für den Schuldner ſein, die auch dann ſtatthaft iſt, 
wenn eine materielle Zahlungsfriſt nicht oder nicht mehr zuläſſig iſt. 
Dies gilt beſonders für Zinsanſprüche, wo nur einmal eine 
Zahlungsfriſt bewilligt werden kann. Die formelle zeitliche Be⸗ 
grenzung iſt das Korrelat dieſes verſtärkten Schuldnerſchutzes. S. 
unten “. 
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abwägung) find nach wie vor dieſelben, und wenn der Schuldner 
ſchon für 2 Jahre, alſo u. U. ſchon ſeit der Zeit vor dem 
Kriege, die fälligen Zinſen, Nebenforderungen und wiederkehren⸗ 
den Leiſtungen nicht hat zahlen können, ſo wird es faſt immer 
ſo liegen, daß durch die Zahlungsfriſt die Lage des Schuldners 
nicht gebeſſert werden wird, a dem Gläubiger ein 
„unverhältnismäßiger Nachteil“ entſteht.“!2) Es kommt ferner 
hinzu, daß der 5 Schutz, den der Schuldner ae 
der Grundſtücksve 0 genießen fol (8 10 HypVO.), den 
Gläubiger auf den Weg der Zwangs verwaltung drängt, in 
welcher aber nur die laufenden Zinſen mit dem dem Kapital 
entſprechenden Range des § 10 Nr. 4 ZUBE. zur Hebung 
kommen ($ 155 Abi. 2 a. a. O.). 

Der Antrag auf Zahlungsfriſt gegenüber Zins forderungen 
wird aber häufig ſelbſt dann abgelehnt werden müſſen, wenn 
Zinsrückſtände dar 2 Jahre noch lange nicht aufgelaufen 
ſind. Der Richter wird ſich ſtets gegentwärtig halten le 
daß der Zinſendienſt nach Möglichkeit aufrechterhalten werden 
ſoll. Dies hat der Geſetzgeber (Bundesrat) von vornherein 
dadurch zum Ausdruck gebracht, daß er in dieſem Punkte dem 
Schuldner weit 5 entgegenkommt als hinſichtlich des 
Kapitals. Zahlreiche Realgläubiger leben von den Zinſen ihrer 
Hypothek, und eine Stundung bis zu 6 Monaten kann ſie 
ihrer ſonſt bereiten Exiſtenzmittel berauben. Es wird daher 
immer zu prüfen ſein, ob der Gläubiger dem Schuldner bereits 
freiwillig Stundung gewährt hat,“) und ob nicht dem 
Gläubiger durch eine weitere (richterliche) Stundung der not⸗ 
wendige Lebensunterhalt verkürzt wird und babımd ein uns 
verhältnismäßiger Nachteil ermächft. +°) 

Die Schwierigkeit der Entſcheidung zwiſchen Zahlungsfriſt⸗ 
bewilligung oder Antragsablehnung wird dem Richter durch 
folgendes erleichtert: einmal durch die Erwägung, daß dem 
Hypothekenſchuldner, der nicht zahlen kann, und 80 Mobiliar⸗ 
vermögen meiſt für eine Vollſtreckung wenig Erfolg bietet, be⸗ 
ſonders durch Hinausſchiebung der Grundſtücksverſteigerung 
gedient wird, und daß dieſe Hinausſchiebung durch 8 10 HypVO. 
dahin erweitert iſt, daß die Zwangsverſteigerung nicht nur 
gen Rapitale, Sonden auch wegen Zins⸗ und anderer 
Nebenforderungen wiederholt von 6 aten zu 6 Monaten 
eingeſtellt werden kann, und zwar ſchon vor en Beginn. 
Sodann wird der Richter, der im amtsgerichtlichen Beſchluß⸗ 
verfahren über den Zahlungsfriſtantrag entſcheidet, in Zukunft 
mit dem Zwangsverſteigerungsrichter meiſt identiſch ſein (ſ. oben 
2 b), ſo daß er mit einer abweichenden Anſicht des Ver⸗ 
a Falle m nicht zu rechnen braucht. Es wird auch in 
olchem Falle nichts im Wege ſtehen, daß der Amtsrichter, 


40) Bei Kapitaltilgungsbeiträgen kann jetzt zwar eine wieder: 
holte Zahlungsfriſt bewilligt werden, und es gilt der Satz des 
3 HypVO., daß bei Kapitalſchulden mit Rückſicht auf die Zuläſſig⸗ 
eit der Friſtwiederholung die Zahlungsfriſt nicht deshalb abgelehnt 
werden darf, weil auch nach Ablauf der Friſt der Schuldner nicht 
werde zahlen können. Dies ändert aber nichts daran, daß die Ab⸗ 
lehnung erfolgen muß, wenn dem Gläubiger ein „unverhältnis⸗ 
mäßiger Nachteil“ entſtehen würde. — Da es ſich immer nur um 
Abwägung von Vorteil und Nachteil im Einzelfalle handelt, ſo kann 
man übrigens nicht ſagen, die Zahlungsfriſt dürfe rechtsgrund⸗ 
ſätzlich nicht mit einem Verluſt des Ranges des § 10 Nr. 4 3G. 
für den Gläubiger verknüpft ſein. Eine Beeinträchtigung des Rechts 
des Gläubigers (Vollſtreckungsrechts) erfolgt bei jeder Friſtbewilligung, 
und durch die richterliche „Beſeitigung von Rechtsfolgen“ (unten V) 
tritt in weitem Maße ein Rechtsverluſt für den Gläubiger ein. 
Nur ein „unverhältnismäßiger“ Nachteil ſteht der Friſtbeſtimmung 
entgegen, und dies iſt ſtets nur nach den tatſächlichen Umſtänden 
des Falles zu prüfen. 

40 Amtl. Begründung zu 81 HypVd.; Jaeckel⸗Güthe (5) 
S. 921; Güthe im PrIJMBl. 1914, 756. 

5) Mit Rückſicht hierauf kann zweifelhaft fein, ob die Erhöhung 
der Höchſtfriſt für Zinsſtundungen auf 6 Monate nötig war, wenn 
gleichzeitig eine wiederholte Einſtellung der Grundſtücksverſteigerung 
auch Zinsanſprüchen gegenüber zugelaſſen wird, wie es in $ 10 HypVO. 
vorgeſehen iſt, und ob nicht innerhalb der Stundungshöchſtfriſt 
von 6 Monaten eine wiederholte Stundungsmöglichkeit zuzulaſſen 
wäre, wodurch der Nichter häufig davon abgehalten werden würde, 
ſogleich die ſechsmonatige Höchſtfriſt zu bewilligen. 
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wenn ihm die Sachlage nicht dazu angetan ſcheint, eine 
Zahlungsfriſt zu e in dem die Zahlungsfriſt ab⸗ 
lehnenden Beſchluß gleichzeitig die Zwangsverſteigernng 
in das belaſtete Grundſtück für eine beſtimmte, höchſtens 
6 Monate betragende Friſt für unzuläſſig erklärt oder, wenn ſie 
ſchon begonnen hatte, einſtellt. Denn der auf Zahlungsfrist 
gerichtete Antrag des Schuldners iſt ohne weiteres dahin aus⸗ 
zulegen, daß zum mindeſten Vollſtreckungseinſtellung 8 
wird. Freilich ſetzt letztere voraus, daß ein vollſtreckbarer Titel 
bereits vorhanden iſt, und im amtsgerichtlichen Beſchlußverſahren 
wird ein ſolcher nur geſchaffen, wenn 89 0 eine „Zahlungs⸗ 

iſt“ bewilligt wird (S 4 Abſ. 3 Hypo.) Aber in Preußen 
iegen weitaus den meiſten Hſtpothekenſchulden vollſtreckbare 
Urkunden (8 794 Nr. 5 ZPO.) zugrunde, und die ſchon vor 
Einleitung des Zwangsverſteigerungsverfahrens zuläffige Ein: 
ſtellung fett nicht voraus, daß der Vollitredungstitel zugeſtellt 
und die Vollſtreckungsklauſel erteilt iſt (oben 2 b 5 85). Schließ⸗ 
lich wird dem Richter die Entſcheidung dadurch erleichtert, daß 
er die Zahlungsfriſt an jede ihm angemeſſen ſcheinende Be⸗ 
dingung knüpfen kann. 

„ Hinſichtlich der Zuläſſigkeit richterlicher Bedingungen 
ſteht die HypVO. mit der neueſten Faſſung der Zahl Fr Vd. in 
Einklang (ſ. oben 3 a ). Eine angemeſſene Handhabung dieſer 
Befugnis des Richters kann in zweifelhaften Fällen am beſten 
zu einem billigen Ausgleich führen. Bei der jetzigen Möglichkeit, 
für Kapitalſchulden Zahlungsfriſten bis zu einem Jahr, und 
mehrmals, zu beſtimmen, wird zur Vermeidung von Härten 
11 800 dem Gläubiger von bedingten Seiftießungen ſehr häufig 

ebrauch gemacht werden müſſen. Bedingt kann ſein ſowohl 
die Anordnung des Gerichts — z. B. dahin, daß dem An⸗ 
trage nur dann werde ſtattgegeben werden, wenn binnen einer 
Woche eine rückſtändige Zinsrate gezahlt oder 8 geleiſtt 
iſt —, wie auch die Frist ſelber. Im letzteren Falle kann die 
Bedingung eine aufſchiebende oder auflöſende fein. Die amt 
liche „Begründung“ (zu §8 2 HypVO.) ſcheint nur die auf 
ſchiebende Bedingung im Auge zu haben: „Werden die Be 
dingungen nicht erfüllt, ſo tritt die Vergünſtigung nicht ein. 
Den Eintritt der Bedingungen nachzuweiſen, iſt in jedem Falle 
Sache des Schuldners.“ Die aufſchiebende Bedingung (J. B. 
Sicherheitsleiſtung, Abſchlagszahlung, Verpflichtung zur Zins⸗ 
erhöhung) wird naturgemäß 5 zu beſtimmen ſein, daß I ihr 
Eintritt oder Nichteintritt ſofort oder tunlichſt innerhalb be⸗ 
N möglichſt kurzer Friſt entſcheiden muß. Denn eine 
ängere Schwebezeit, wodurch die Stundungswirkung hinaus⸗ 
geſchoben wird, bringt Beunruhigung und kommt einer vorüber⸗ 
gehenden Ablehnung gleich. Praktiſch wichtiger ſind die auf⸗ 
A enden Bedingungen; fie ſchaffen ſogleich klares Recht und 
Hilfe und üben trotzdem erzieheriſchen Zwang auf den Schuldner. 
Hierher gehört die Anordnung, daß die Sehlungeeit erlischt, 
wenn die Zinſen nicht pünktlich bei Fälligkeit, oder wenn nicht 
den heutigen Geldmarktverhältniſſen entſprechend erhöhte Zinſen 
gezahlt werden, oder wenn zu beſtimmtem Termin nicht eine 
Teilrückzahlung des Kapitals erfolgt. Nur als aufſchiebende 
Bedingung wird freilich zu ſetzen ſein eine Verpflichtung des 
Schuldners, in Zukunft höhere Zinſen zu zahlen — in urkund⸗ 
licher oder nach § 794 Nr. 5 ZPO. vollſtreckbarer Form, der, 
um eine Erweiterung auch des dinglichen Rechts herbeizu⸗ 
führen, die Eintragungsbewilligung und Grundbucheintragung 
hinzutreten muß (58 877, 873, 1119 BGB.; KGJ. 29 A 176). 
Eine ſolche Bedingung wird aber dem mitzuberüdfichtigenden 
Gläubigerintereſſe noch kaum gerecht. Denn hat der Schuldner 
die Zuſage gemacht, oder iſt ſelbſt mit dinglicher Wirkung der 
Zinsſatz erhöht, ſo iſt die Bedingung erfüllt und die Zahlungs⸗ 
friſt wirkſam geworden, auch wenn der Schuldner nachher die 
erhöhten Zinſen nicht zahlt. Es wird daher, falls die Zuſage als 
(aufſchiebende) Bedingung geſetzt wird, zugleich die auflöſende 
Bedingung zu ſetzen ſein, daß die Zahlungsfriſt erliſcht, wenn 
der Schuldner die Bedingung nicht erfüllt. Daß das Gericht 
nicht ſeinerſeits mit konſtitutiver Kraft Zinserhöhungen vor⸗ 
nehmen kann, wurde ſchon oben bei 3 a 7 bem f 

d. „Die Stundung bedarf nicht der Eintragung in das 
Grundbuch“ (§ 6 Satz 3 HypVO.). Das Gericht ſpricht 
zwar keine „Stundung“, ſondern eine „Zahlungsfriſt“ aus; 
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aber in prwatrechtlicher Beziehung ſteht letztere einer vom 
Gläubiger bewilligten Stundung gleich (S 6 Satz 1 HypVO.), 
mit der Maßgabe, daß vertragliche und geſetzliche 
Zinſen weiterlaufen (8 6 Satz 2 a. a. O.). Nach bürgerlichem 
Recht bedarf die Stundung zur Wirkſamkeit gegenüber jedem 
ſpäteren Erwerber der Eintragung in das Grundbuch (88 1138, 
892 BGB.), dagegen nicht der Zuſtimmung der im Range 
gleich⸗ oder nach en Berechtigten (5 1119 Abſ. 2 BGB.). 
Dies Erfordernis Eintragung ift durch 8 6 Hyp VO. in⸗ 
ſoweit beſeitigt, als es ſich um die durch eine richterliche 
Zabhlungsfriſt bewirkte Stundung (Anderung der Fälligkeit) 
handelt. Dies gilt auch für eine bedingte Stundung (bedingte 
Zahlungsfriſt). Werden rechtsgeſchäftliche Anderungen der 
Hypothek (3. B. Vereinbarung höheren Zinsfußes) zur Bes 
dingung der Zahlungsfriſt gemacht, ſo verbleibt es natürlich 
bei dem Erfordernis der Eintragung zur Wirkſamkeit dieſer 
Kechts änderung. 


Zahlungsfriſt nach freier Dbergeugum 
Gerichts vor, ſo hat dieſes innerhalb der geſetzlichen Höchſt⸗ 
Der W vp VO. 


ierzu 
eit es 


ce Hinſichtlich der Vorausſetzungen für Einſtellung der 
Zwangsvollſtreckung gilt folgendes: Abgeſehen von dem 
Sonderfall der Einſtellung der Grundſtücksverſteigerung iſt eine 
ſelbſtändige Einſtellung durch die HypVO. nicht vorgeſehen. 
Die unſelbſtändige Einſtellung, die das AG. im Beſchluß⸗ 
verfahren, wenn es gegenüber einem vollſtreckbaren Titel eine 
Zahlungsfriſt bewilligt, für die Dauer der Friſt auszusprechen 
bat (8 4 Abſ. 4 Hyp V.), iſt fachlich lediglich eine geſetzliche 
Folge der Zahlungsfriſt (Stundung) und erſtreckt ſich auf 
das geſamte ögen des Schuldners (oben 2 b A aa). Sit 
die Zahlungsfrist aufſchiebend oder n bedingt, ſo gilt 
dasſelbe auch von der Vollſtreckungseinſtellung. 

Die ſelbſtändige, d. h. nicht als Folge einer Zahlungsfriſt 
auszuſprechende Einſtellung der Zwangsverſteigerung 
des belaſteten Grundſtücks hat grundſätzlich dieſelben materiellen 
Vorausſetzungen wie die Zahlungsfriſtbewilligung. Es iſt in 
gleicher iſe wie dort Vorteil des Schuldners und Nachteil 
des Gläubigers abzuwägen; der Schuldner hat ſeine „Lage“, 
der Gläubiger einen ihm drohenden „unverhältnismäßigen 
Nachteil“ in tatſächlicher Beziehung glaubhaft zu machen. 

o gilt auch hier die Zuläſſigkeit bedingter Friſten. Nach 
dem edanken der Ale it, wenn auch die „Beſtimmung 
einer 9. 10 K riſt abgelehnt oder nicht zuläſſig iſt“ 
(HypVO. 8 10 Abſ. 1 Satz 1), ſei es, weil eine ſolche nicht 
beantragt war oder die materiellen Vorausſetzungen für ſie 
nicht ausreichen, ſei es, weil für Zinſen und andere Neben⸗ 
forderungen bereits eine Zahlungsfriſt bewilligt iſt, immer noch 
als letzte richterliche Hilfe die Einſtellung der Sang dafs er 
rung zuläſſig, da dem Hypothekenſchuldner nach Möglichkeit 


wenigſtens das entum erhalten bleiben ſoll. Es iſt 
daher ſelbſt gegenüber Zins anſprüchen, wo bisher nur eine 
ige Friſt bis zu drei Monaten ſtatthaft war, und in der 


HypVO. mir eine einmalige Zahlungsfriſt bis zu ſechs Monaten 
zuläſſig iſt, eine unbeſchränkt wiederholbare Einſtellung der 
Siwangöberfkeigerung möglich. Dieſem Grundgedanken ents 
ichter bei Prüfung der Frage, ob die Ver⸗ 

g, welche die Fälligkeit der Forderung mit 

ihren bürgerlich⸗ und vertragsrechtlichen Wirkungen ſowie alle 
Üſtreckungsmittel als die Zwangsverſteigerung des 
Grundſtücks unberührt läßt, durch die Lage des Schuldners 
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gerechtfertigt wird und dem Gläubiger keinen unverhältnis⸗ 
mäßigen Nachteil bringt, dem Schuldner in weiteſtem Maße 
5 Insbeſondere gilt der Grundſatz des § 3 
HypVO., wonach eine „Zahlungsfriſt bei Kapitalſchulden“ nicht 
deshalb verweigert werden darf, weil der Schuldner auch nach 
Friſtablauf nicht werde zahlen können, auch für die Verſteigerungs⸗ 
einſtellung bei Kapitalſchulden. Der Umſtand, da 3 nur 
von der „Zahlungsfriſt“ ſpricht und in § 10 (Verſteigerungs⸗ 
einſtellung) nicht als entſprechend anwendbar bezeichnet 5 recht⸗ 
fertigt keinesfalls ein argum. e contrario, denn der in $ 3 
ausgeſprochene Gedanke beruht nicht auf einer Unterſcheidung 
beg Zahlungs: und Einſtellungsfriſt, ſondern lediglich auf 
er Wiederholbarkeit der Friſt. Nach der amtlichen Be⸗ 
n ſollte durch § 3 gerade einer Fortwirkung der irrigen 
isherigen Praxis entgegengetreten werden, die bei Kapital⸗ 
ſchulden die Friſtbeſtimmung dann ablehnte, wenn anzunehmen 
war, daß der Schuldner auch nach Ablauf der Friſt nicht werde 
elde können. Dieſe Praxis war aber nur da irrig, wo eine 

iederholung der ne zuläſſig war, und letzteres 
betraf nur die Einſtellungsfriſt (oben bei 3 b).“) 

Der Grundſatz des 8 3 HypVdO. trifft auch auf die Ver⸗ 
ſteigerungseinſtellung gegenüber Zins anſprüchen zu, da auch 
hier die Wiederholung der Einſtellung zuläſſig iſt. Allerdings 
können nach Ablauf der Friſt weitere Zinsraten fällig ſein, 
ſo daß die Zinſenlaſt mehr und mehr anſchwillt. Dies iſt 
einer der Gründe, weshalb der Geſetzgeber Zinsanſprüchen 
gegenüber nur eine einmalige „Zahlungsfriſt“ zuläßt. Aber 
wo dem Schuldner wegen Zahlungsunfähigkeit die Verſteigerung 
des Grundſtücks droht, die wiederholt eingeſtellt werden kann, 
da erfordert regelmäßig ſeine „Lage“ die Einſtellung. Der 
Geſichtspunkt, daß 5 Ablauf der Einſtellungsfriſt die Lage 
des Schuldners nicht gebeſſert ſei, iſt nur dann ſtatthaft, wenn 
von vornherein ſich ergibt, daß die richterliche Hilfe dem 
Schuldner nichts nützen kann. Da aber die Einſtellung in 
unbeſchränkter Wiederholung bis in die Friedenszeit hinein, 
d. h. ſolange das Geſetz (HypVO.) nicht geändert oder auf: 
gehoben wird (oben Anm. 19), ſtatthaft iſt, ſo läßt ſich trotz 
vorausſichtlichen Anſchwellens der Schuld jetzt nicht ſagen, mit 
der einſtweiligen Erhaltung des Grundeigentums werde dem 
Schuldner nicht gedient.“) 

Dieſes Anſchwellen der Zinsrückſtände hat aber erhebliche 
Bedeutung für die Gläubigerſeite. Der Gläubiger braucht 
vielleicht die Zinſen notwendig zum Lebensunterhalt, und er 
läuft bei zweijährigem Rückſtand Gefahr, den Rang des 8 10 
Nr. 4 3G. zu verlieren. Die Vorausſicht, daß die Lage des 
Schuldners ſich im Kriege nicht beſſern werde, rechtfertigt bei 
Zinsrückſtänden nicht, die Verſteigerungseinſtellung des halb zu 
verſagen, weil „die Lage des Schuldners“ ſie nicht rechtfertige, 
wohl aber kann die Verſagung deshalb begründet ſein, weil 
dem Gläubiger „ein unverhältnismäßiger Nachteil“ entſteht. 
Dieſer Nachteil, insbeſondere der eines Rangverluſtes, ſowie 
der allgemeine Grundſatz, den Zinſendienſt nach Möglichkeit 
aufrechtzuerhalten, hat den Geſetzgeber veranlaßt, die — von 
6 Monat zu 6 Monat wiederholbare — Einſtellung der Zwangs⸗ 
verſteigerung wegen wiederkehrender Leiſtungen dann nicht mehr 
uzulaſſen, wenn ſolche Leiſtungen für 2 Jahre nicht entrichtet 
find. nd zwar iſt eine doppelte Zweijahrsfriſt vorgeſehen: 


40 Die Begründung zur Hypo. (Allg. Teil Abſ. 6) ſpricht in 
dieſem Zuſammenhang von der bisherigen irrigen Anwendung der 
Vorſchriften über „die Stundung von Hypothekenkapitalien“. Ebenſo 
ſprach ſchon die Begründung zur HypZahlFrVO. (Faſſung vom 
20. Mai 1915) von der nunmehrigen Zuläſſigkeit einer „mehrmaligen 
Stundung“. In dieſen beiden Begründungen kann unter „Stundung“ 
nur Einſtellungsfriſt gemeint ſein — da eben eine wiederholte 
„Stundung“ nicht zuläſſig war, und da in Fällen nur einmaliger 
Zuläſſigkeit einer Friſtbeſtimmung jene Praxis unbedenklich richtig 
war und iſt. 

47) Vgl. jetzt die amtliche Begründung zu Hyp VDO. § 10: „Der 
Grundſatz, daß die Einſtellung nicht lediglich deshalb abgelehnt 
werden darf, weil von vornherein mit ihrer Wiederholung (scil. dem 
konkreten Bedürfnis ihrer Wiederholung) gerechnet werden muß, gilt 
ſelbſtverſtändlich auch hier, und zwar nicht nur wie im Falle des 
8 3 für das Kapital, ſondern auch für die Zinſen.“ 
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aa. „Der Antrag (d. h. auf Verſteigerungseinſtellung) iſt 
abzulehnen, wenn fällige Anſprüche des betreibenden Gläu⸗ 
bigers auf wiederkehrende Leiſtungen für 2 Jahre nicht 
Hi find” (810 Abſ. 2 Satz 2). Wenn dieſer Satz dem 
ortlaut nach und in Zuſammenhang mit $ 10 Abſ. 1 auch 
die Notwendigkeit der Ablehnung gegenüber dem Kapital⸗ 
anſpruch zu beſagen ſcheint, ſo ſoll doch nach Sinn und Zweck 
die Ablehnung nur gegenüber Forderungen auf wiederkehrende 
Leiſtungen (Zinſen und Tilgungsbeiträge) erfolgen müſſen. 
Droht alſo wegen des Kapitals und der Zinſen einer Hypothek 
die Verſteigung, fo kann dieſe nach 8 10 wegen des Kapitals 
auch dann eingeſtellt werden, wenn wegen Ablaufs des zwei⸗ 
jährigen Zeitraums die Verſteigerung wegen der Zinſen Fort⸗ 
gang nehmen muß. Mit der zweijährigen Friſt des § 10 
r. 4 8G. hat dieſer Zeitraum nichts zu tun. Die Beträge 
brauchen nicht aus den letzten 2 Jahren rückſtändig zu ſein 
rt zu 8 10); die Ablehnung muß alſo auch dann 
erfolgen, wenn ein Rangverluſt ($ 10 Nr. 4 3G.) gar nicht 
mehr in Frage kommt. Aus dem Ausnahmecharakter jener 
Vorſchrift und dem Aufbau des Geſetzes folgt, daß es Sache 
des Gläubigers iſt, zu behaupten und glaubhaft zu machen, 
daß er für insgeſamt 2 Jahre fällige Zinſen nicht erhalten hat. 
PB. Iſt ein eingeleitetes Zwangsverſteigerungsverfahren auf 
Antrag des Schuldners nach 8 10 Abſ. 1 HypVO. eingeſtellt 
worden, fo kann jeder Beteiligte (8 9 3VG.), dem der Ein⸗ 
e zugeſtellt werden muß, die Aufhebung der 
Einſtellung verlangen, wenn ihm fällige Anſprüche auf wieder⸗ 
kehrende Leiſtungen für 2 Jahre „im Range vorgehen“. 
Eine Friſt für dies Aufhebungsverlangen iſt nicht vorgeſehen. 
Jeder Beteiligte ſoll durch Zuſtellung des Einſtellungsbeſchluſſes 
in die Lage verſetzt werden, ſeine Intereſſen wahrzunehmen; iſt 
die Zuſtellung verſehentlich unterblieben, ſo iſt dies ſeinen 
Rechten unſchädlich. Ruht das Verfahren durch einmalige oder 
wiederholte Einſtellung ſo lange, daß bei einem der vorgehenden 
Realgläubiger unbezahlte Zinſen für 2 Jahre auflaufen, und 
gehen dieſe als „laufende“ oder „rückſtändige“ im Sinne des 
12 Nr. 4, 8 13 3G. einem Nachmann im Range vor, fo 
ann er, ſobald dieſer Zeitpunkt erreicht iſt, die Fortſetzung des 
Verfahrens verlangen, um einer weiteren Verſchlechterung Meiner 
Beteiligungslage . Auch dieſe Zweijahresfriſt ent⸗ 
ſpricht nicht der in §8 10 Nr. 4 FRE. für „rückſtändige“ Zinſen 
beſtimmten Friſt; ſie kann vielmehr auch „laufende“ Zinſen 
oder nur „laufende“ Zinſen betreffen, muß a innerhalb 
des aus 8 10 Nr. 4, § 13 3G. ſich ergebenden Zeitraums 
liegen. Auch für den Nachmann als Antragſteller gilt das 
Erfordernis der Glaubhaftmachung.“ 


V. Veſeitigung von Nechtsfolgen. 


1. Weit wirkungsvoller als durch Bewilligung richterlicher 
Zahlungs⸗ und Einſtellungsfriſten, ſoweit dieſe nur einmal zu⸗ 
läſſig ſind, wird dem Schuldner dadurch gedient, daß der Richter 
befugt iſt, anzuordnen, daß Rechtsfolgen, die wegen nicht 
rechtzeitiger Zahlung einer Geldforderung uſw. nach Geſetz oder 
Vertrag eintreten oder eingetreten ſind, als nicht eingetreten 
gelten. Seinen praktiſch wichtigſten Anwendungsbereich hat 
dies im Gebiete des Hypothekenweſens. Weitaus die ee 
Hypothekenſchuldurkunden ſehen die vorzeitige Fälligkeit des 
Kapitals und Erhöhung der Nebenleiſtungen für den Fall vor, 
daß die Zinſen dieſer oder einer anderen Hypothek nicht recht⸗ 
zeitig gezahlt werden, daß die Zwangsverſteigerung oder Zwangs⸗ 
verwaltung des Grundſtücks beantragt, eine Mobiliarvollſtreckung 
fruchtlos vorgenommen wird uſw. In zahlreichen Eingaben 
aus Grunbbeftgerkreifen im Kriege iſt um Ak ma chutz 
ge en die Folgen derartiger oft unbillig ſcharfer Vertrags⸗ 

ng gebeten worden, insbeſondere um ein Verbot der 
Erhöhung von Nebenleiſtungen, wie ſie in Geſtalt von ſo⸗ 
genannten Strafzinſen, „Proviſion“ und „Damno“ — Kunſt⸗ 


4) Die Hype. ſagt hierüber zwar nichts. Da aber für die 
die Einſtellung begründenden Tatſachen die Glaubhaftmachung 
genügt und erforderlich iſt (8 10 Abſ. 2 Satz 1, 81 Abſ. 2), fo muß 
dies auch für die Wiederaufhebung gelten. Ein förmliches Be⸗ 
weikverfahren entſpricht nicht dem Sinne der Verordnung. 


M 14. 1916. 


und Fremdworten, mit denen recht häufig Unfug getrieben 
wird — oft in wirtſchaftlich nicht gerechtfertigter Weiſe aus⸗ 
bedungen wird. Der ee hat, wie von einem geſetz⸗ 
lichen Moratorium, ſo auch von einem geſetzlichen Verbot in 
dem genannten Sinne abgeſehen und auch hier das Richtige 
erkannt in einer Verſtärkung der Machtbefugniſſe des Richters, 
der, in billiger Intereſſenabwägung von Fall zu Fall, inner: 
halb eines geſetzlich feſtgelegten Rahmens das jus strictum 
durch ein jus aequum zu erſetzen hat. 

Die Befugnis des Richters zur Beſeitigung von Rechts- 
folgen wurzelte bisher in der VO. vom 18. Auguſt 1914, 
aden vom 20. Mai 1915. Sie unterſchied nicht zwiſchen 

ypotheken⸗ und anderen Forderungen. Soweit es ſich um 
Anſprüche aus Hypotheken und Grundſchulden handelt, iſt die 
Materie jetzt in der neuen HypVO. e während für die 
ſonſtigen Anwendungsfälle die bisherige VO. vom 18. Auguſt 
1914 / 20. Mai 1915 durch die Novelle vom 8. Juni 1916 
mit Abänderungen in Geltung geblieben iſt. Die Voraus⸗ 
ſetzungen der richterlichen Beſeitigung von Rechtsfolgen ſind 
8 in beiden Anwendungskreiſen nicht mehr dieſelben. 
Der Bedeutung dieſer Maßnahme im Hypothekenweſen und 
dem Notſtand des Grundbeſitzes Rechnung tragend, hat die 
HypVO. für ihren Anwendungsbereich die Beſeitigungsbefugnis 
des Richters verſtärkt. Außerhalb dieſes Bereichs iſt eine 
Anderung des bisherigen Rechtszuſtandes nur in Nebenpunkten 
erfolgt, teils unmittelbar durch die Novelle vom 8. Juni 1916, 
teils mittelbar durch Verweiſung auf die gleichzeitig in Neben⸗ 
punkten geänderte ZahlFrVO. Nunmehr gilt folgendes: 


2. Soweit es ſich nicht um Anſprüche aus Hypotheken 
oder Grundſchulden handelt, verbleibt es mit geringen 
Anderungen bei den früheren formellen und materiellen Voraus⸗ 
ſetzungen: 

a) Formell: Die Beſeitigung von Rechtsfolgen 5 — nut 
auf Antrag des Schuldners — zuläſſig, 1. im Urteil, das in 
dem Prozeſſe über den Anſpruch des Gläubigers ergeht,“) 
oder 2., wenn dieſer Anſpruch nicht rechtshängig und nicht 
vollſtreckbar iſt, im Initiativverfahren durch vollſtreckbaren Be⸗ 
ſchluß des AG., bei dem der Gläubiger ſeinen allgemeinen 
Gerichtsſtand hat; ſchließlich 3., wenn die Forderung des 
Gläubigers vollſtreckbar iſt, im Vollſtreckungsverfahren gemäß 
1 ZPO. durch das nach § 732, 8 797 ZPO. zuſtändige 

ericht. 5%) Im letzteren Falle iſt der Antrag auch vor Beginn 
der Vollſtreckung, aber nicht vor Erteilung der Vollſtreckungs⸗ 
klauſel zuläſſig. 2) Vor Erteilung der Klauſel kann der 
Schuldner einer vollſtreckbaren Forderung (falls es ſich nicht 
um ein vorläufig vollſtreckbares Urteil handelt, gegen das im 
Wege der Berufung vorgegangen wird) die Beſeitigung der 
Rechtsfolgen nicht rechtzeitiger Zahlung überhaupt nicht er⸗ 
wirken.“) Die Anſicht von Sieskind “) und Nußbaum,“) 
die in dieſem Falle das Initiativverfahren für gangbar hält, 
ſcheitert daran, daß dieſes Verfahren bei Vollſtreckbarkeit der 
ag unzuläſſig iſt ($ 1 Abſ. 3 Rechtsf BeſeitVO.; $ 4 

bſ. 1 Satz 4 Zahl FrVO.). Daß vor der Entſcheidung im 
Vollſtreckungsverfahren das Gericht eine einſtweilige An⸗ 
ordnung erlaſſen kann, folgt aus 8 732 Abſ. 2 ZPO. m 


40 Auch in der Berufungsinſtanz, nicht dagegen (wegen 8 549 
ZPO.) in der Reviſtonsinſtanz. RG. LZ. 1916, 591. 

20) Güthe, Gruchots Beitr. 59 S. 75, und Nußbaum, JW. 
1915, 1179, die zutreffend darauf hinweiſen, daß dies Gericht nicht 
mit dem Vollſtreckungsgericht identiſch iſt; auch OLG. Düſſeldorf in 
Leipz Z. 1915, 159. 

51) Folge des in 8 8 der BO. enthaltenen Hinweiſes auf 
8 782 ZPO. Ebenſo Sieskind, Prozeßrechtlicher Schutz der Kriegs⸗ 
zeit, 2. Aufl., S. 89; Güthe, Gruchots Beitr. 59 S. 75. Anders 
Nußbaum, ZW. 1915, 1180. 

65) Wenn der Schuldner einer vollſtreckbaren Forderung Eins 
wendungen gegen den Anſpruch ſelbſt im Wege der Vollſtreckungs⸗ 
gegenklage (8 767 3 O.) erhebt und hier ein Urteil erwirkt, fo kann 
auch in dieſem Urteil die Beſeitigung der Rechtsfolgen nach $ 1 
Rechts fBeſeit DD. ausgeſprochen werden. 


85) Prozeßrechtlicher Schutz der Kriegszeit (2) S. 80 Anm. 28. 
% JW. 1915, 1179. | 


; 
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Verbindung mit 8 3 RechtsfBeſeit VO. Die Entſcheidung des 
nach SS 732, 797 ZPO. zuſtändigen Gerichts kann, je nach 
dem geſtellten Antrage, auf Beſeitigung der beſtimmt zu 
bezeichnenden Rechtsfolgen und zugleich auf Aufhebung der 
Vollſtreckungs maßnahmen gehen, die auf Grund der 
— nicht wie bei einer Zahlungsfriſt nur auf Friſt 1 
geſchobenen, ſondern nunmehr endgültig aufgehobenen — Rechts⸗ 
folgen ergangen find. 55 

Die RechtsfBeſeitVO. ſagt in 8 3 Satz 2 nach wie vor, 
daß das nach 88 732, 797 ZPO. zuſtänd ge Gericht die Bes 
ſeuiaung der Rechtsfolgen nicht ausſprechen könne, „wenn 
bereits eine Anordnung nach S 1 0d. h. im Urteil) ges 
troffen worden iſt“. Es iſt ſtreitig, ob dies auch dann gilt, 
wenn eine Anordnung durch amtsgerichtlichen Beſchluß im 
Jitiativverfahren ergangen iſt, und auch dann, wenn der 
Antrag im Urteil oder im amtsgerichtlichen Beſchluß zurück⸗ 
gewieſen worden war. Dieſer Streit erſcheint müßig; der Sat, 
der ibn auslöfte, hätte wohl beſſer fortbleiben können, da er 
nur Selbſtverſtändliches ſagt: Sind die Rechtsfolgen, um die 
es ſich handelt, bereits im Urteil oder im amtsgerichtlichen 
Beſchluß beſeitigt, ſo ſind ſie eben beſeitigt, und ein noch⸗ 
maliger gleichlautender Ausſpruch im Vollſtreckungsverfahren iſt 
dann gegenſtandslos und daher unftatthaftt. War dagegen die 
Beſeitigung im Urteil oder im amtsgerichtlichen Beſchluß nicht 
ausgeſprochen, ſei es, daß fie (im Prozeß) nicht beantragt, fei 
ed, daß der Antrag zurückgewieſen worden war, jo iſt eben 

„eine Anordnung“ (scil. der Beſeitigung) nicht „getroffen“ 
worden, und ihrer Anordnung durch das nach SS 732, 797 ZPO. 
zuſtaͤndige Gericht ſteht nichts im Wege. 5°) 

b) Materiell. Die materiellen Vorausſetzungen ſind trotz 
geänderter Faſſung dieſelben wie bisher. Es muß ſich alſo um 
eme Geldſorderung handeln, deren rechtsgeſchäftliche Begründung 
vor dem 31. Juli 1914 erfolgte, und es dürfen die zu beſeitigen⸗ 
den Rechtsfolgen nicht damals bereits eingetreten ſein.““) 
Innerhalb dieſes zeitlichen Rahmens gilt nach der neuen Faſſung: 
Die Beſeitigung von — beſtimmt zu bezeichnenden — Rechts- 
folgen iſt nur auf Antrag des Schuldners und nur dann ſtatt⸗ 
haft, wenn die Lage des Beklagten (Schuldners) ſie rechtfertigt, 
es ſei denn, daß die Anordnung dem Kläger (Gläubiger) einen 
unverhältnismäßigen Nachteil bringt. Die hierdurch zu ſcharfem 
Aus druck kommende Verteilung der Beweislaſt entſpricht dem 
bisherigen Recht und der lediglich eine Klarſtellung bezweckenden 
Neufaſſung in der Zahl FrO., auf welche inſoweit die 
Rechts fBeſeitVO. verweiſt, und der HypVO. (oben IV 3 3); 
4 g.) Auch hier iſt, nach wie vor, Glaubhaftmachung aus⸗ 
reichend und erforderlich. Durch Neufaſſung der Zahl FrVoO. 
(81 Abſ. 2 Satz 2), auf welche die RechtsfBeſeitVO. verweiſt, 
iſt klargeſtellt, daß die Vorſchrift der Glaubhaftmachung für 
jede der beiden beweispflichtigen Parteien gilt. Ebenſo gilt 
hier wie dort die Pflicht des Richters, dem Antrage ſtatt⸗ 
zugeben, wenn ſeine geſetzlichen Vorausſetzungen nach freiem 
Ermeſſen als vorliegend erachtet werden (oben IV 3 as; ce). 

Wenn hiernach die materiellen Vorausſetzungen der Rechts⸗ 
folgenbeſeitigung im weſentlichen dieſelben ſind wie die der 
Zahlungsfriſtbeſtimmung, ſo ſind beide Maßnahmen doch gänzlich 
voneinander unabhängig. Zweckmäßig werden zwar, ſoweit 
dasſelbe Gericht zuſtändig iſt, was nur im Vollſtreckungsver⸗ 


732 in Verbindung mit SS 775 Nr. 1, 776 ZPO.; Buhe, 
IW. 1915 S. 1468, 1469; anders Nußbaum, JW. 1915, 1180. 
Näheres unten Anm. 66. 

Vgl. auch § 5 Abſ. 2 ZahliyrVD.: Die Einſtellung der Voll⸗ 
ſtreckung iſt unzuläſſig, wenn „eine Zahlungsfriſt bereits .... beſtimmt 
worden“ iſt. Die erfolgte Ablehnung der Beſtimmung einer 
Zahlungsfriſt ſteht alſo der Einſtellung nicht im Wege. S. oben 
Anm. 21. 


57) Iſt über eine vor Kriegsausbruch entſtandenen Geld⸗ 
forderung nach Kriegsausbruch ein Vergleich geſchloſſen, inhalts 
deſſen der Schuldner ſich zu Ratenzahlungen verpflichtet, und hat die 
Nichtzahlung einer Rate die Fälligkeit des Reſtes zur Folge, fo kann 
dieſe Rechtsfolge beſeitigt werden, da fie nach Kriegsausbruch ent⸗ 
ſtanden iſt und das Schuldverhältnis vorher begründet wurde. Nach 
den Zwecken der 8D. wird anzunehmen fein, daß die Novation durch 
Vergleich hieran nichts ändert. OLG. 32 S. 286, 287 (Dresden). 
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fahren nicht der Fall zu fein braucht, beide Anträge des Schuld⸗ 
ners verbunden werden. Die Ablehnung der Zahlungsfriſt 
ſteht aber rechtsgrundſätzlich der Rechtsfolgenbeſeitigung nicht 
entgegen, und umgekehrt. Wird z. B. die Beſeitigung der 
Rechtsfolge der Zinserhöhung abgelehnt, ſo kann doch für die 
Zinsſchuld eine Zahlungsfriſt bewilligt werden, und ebenſo kann, 
wenn eine Zahlungsfriſt für Kapital oder Zinſen abgelehnt 
worden iſt oder abgelehnt wird, die wegen Nichtzahlung ein⸗ 
tretende Zinserhöhung („Damno“, „Proviſion“ uſw.) beſeitigt 
werden. Iſt das Kapital wegen Nichtzahlung von Zinſen fällig 
geworden, ſo greift eine Zahlungsfriſt, die die Fälligkeit nur 
auf Friſt hinausſchiebt, weniger weit als die — gänzliche — 
Beſeitigung dieſer Fälligkeit. Wird letztere abgelehnt, ſo kann 
trotzdem die erſtere 5 werden; wird jedoch die erſtere 
aus materiellen Gründen abgelehnt, ſo iſt für die letztere kein 
Raum mehr, da die materiellen Vorausſetzungen dieſe weiter⸗ 
greifende Maßregel noch weniger zu rechtfertigen vermögen.“) 

e) Inhalt der Entſcheidung. Nach der bisherigen 
Faſſung der RechtsfBeſeitLO. (vom 20. Mai 1915) konnte die 
Entſcheidung im Höchſtmaße dahin gehen, daß „die beſonderen 
Rechtsfolgen, die wegen der Nichtzahlung oder der nicht 
rechtzeitigen Zahlung“ „nach Geſetz oder Vertrag eingetreten 
ſind oder eintreten“, als nicht eingetreten gelten. Es konnte 
aber auch angeordnet werden, „daß die Folgen nur unter einer 
Bedingung, insbeſondere nach fruchtloſem Ablauf einer auf 
höchſtens 3 Monate zu bemeſſenden Friſt eintreten“ ($ 1 Abſ. 1 
VO.). Es konnte ferner die Anordnung auch nur für einen 
Teilbetrag des wegen der Nichtzahlung der Forderung ents 
ſtandenen Anſpruchs (ſoweit er teilbar iſt) ergehen und von der 
Leiſtung einer nach freiem Ermeſſen des Gerichts zu beſtimmen⸗ 
den Sicherheit abhängig gemacht werden ($ 1 Abſ. 3 VO. 
in Verbindung mit 8 1 Abſ. 1 Satz 3 Zahl FrVo. vom 
20. Mai 1915). 

Welches „die beſonderen Rechtsfolgen“ ſind, die hiernach 
deſeitigt werden können, ob insbeſondere auch die nach allge⸗ 
meinem bürgerlichen Recht eintretenden allgemeinen Verzugs⸗ 
e (Verzugszinſen, Schadenserſatz, Rücktrittsrecht) hierunter 
fallen, war lebhaft umſtritten. In der neuen Faſſung (vom 
8. Juni 1916) ſind die Worte: „die beſonderen“ geſtrichen. 
Hieraus, in Verbindung mit der amtlichen Begründung zu 88 
HypVO., folgt, daß die Beſeitigung aller Verzugsfolgen, auch 
derjenigen allgemeinen Rechts, zuläſſig iſt. Nach der ſoeben 
angezogenen „Begründung“ entſpricht dies ſchon dem bisherigen 
Recht und iſt eine ſachliche Anderung nicht beabſichtigt. “”) Die 
amtliche Begründung enthält daher auch eine quaſi⸗authentiſche 
Interpretation der VO. v. 18. 8. 1914/20. 5. 1915.“ Beſeitigt 
werden können aber nur ſolche Verzugsfolgen, die in demſelben 
Schuldverhältnis wurzeln, aus dem die Kapitalforderurg ent⸗ 
ſpringt, alſo nicht Rechtsfolgen, die etwa nach Vertrag deshalb 
eintreten, weil der Schuldner eine fällige Forderung eines 
anderen Gläubigers nicht bezahlt hat. Mit Recht hebt die 
amtliche Begründung zur Hyp VDO. § 8 hervor, daß nach der 
RechtsfBeſeitVO. nicht ſolche Rechtsfolgen beſeitigt werden 
können, die wegen nicht rechtzeitiger Zahlung der Zinſen einer 
anderen Forderung vertraglich eintreten.) Nicht beſeitigt 
werden können ferner die Rechtsfolgen, die nicht auf Nicht⸗ 
zahlung oder verſpäteter Zahlung einer Geldforderung beruhen, 
alſo z. B. die Fälligkeit des Kapitals, die auf Grund einer mit 
geſetzlicher Friſt erfolgten Kündigung eingetreten iſt. Dasſelbe 
gilt regelmäßig für Kündigung mit vertraglicher Friſt. Iſt 
aber im Vertrage vorgeſehen, daß wegen verſpäteter Zinszahlung 


56) Nur mit dieſer Maßgabe iſt Mayer, Privatrecht des Krieges, 
S. 76 zuzuſtimmen, der meint, daß nach Ablebnung einer Zahlungs⸗ 
friſt auch dem Antrag auf Beſeitigung der Rechtsverwirkung nicht 
mehr ſtattgegeben werden könne. 

59) Begründung zur Hyp VO. 88: „Die Beſeitigung aller Verzugs⸗ 
folgen zu ermöglichen, auch ſolcher, die auf Grund allgemeiner Vor⸗ 
ſchriften des bürgerlichen Rechts eintreten, entſpricht ſchon der Abſicht 
der bisherigen Vorſchriften. Die Streichung des Ausdrucks „beſonderen“ 
enthält daher keine ſachliche Anderung“. 

©) Aber quaſt⸗authentiſche Interpretation ſiehe oben bei Anm. 38. 
81) Ebenſo Mayer, Privatrecht des Krieges, S. 73. 
126 * 
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mit kürzerer Friſt oder vor Ablauf der Dahrlehnsfriſt gekündigt 
werden kann, und iſt hiervon vom Gläubiger Gebrauch gemacht, 
ſo kann die hierauf beruhende borgeitige Fälligkeit des Kapitals 
beſeitigt werden. Dies wird regelmäßig ſo zu geſchehen haben, 
daß der Richter nicht die Kündigung als nicht geſchehen behandelt, 
ſondern daß er ihr nur die Rechtsfolge gibt, die eintreten 
würde, wenn ein Zahlungsverzug nicht vorläge. Er würde 
alſo die Pflicht des Schuldners zur Kapitalrückzahlung für den 
Termin ausſprechen, der der geſetzlichen oder normalen vertrag⸗ 
lichen Kündigungsfriſt entſpricht. 

Gleichgültig iſt, ob die Rechtsfolge unmittelbar oder 
mittelbar auf Zahlungsverzug beruht, ob ſie alſo ohne 
weiteres oder erſt auf Grund einer Kündigung eintritt, die 
wegen Verzugs mit verkürzter Friſt erfolgte. Hat der Gläubiger 
wegen Zahlungsverzugs die Zwangsverwaltung erwirkt, ſo kann 
er, wie Nußbaum . hervorhebt, 2) ſich nicht darauf 
berufen, das Kapital ſei nunmehr auch wegen der Zwangs⸗ 
e e orange und dies könne durch die 
RechtsfBeſeit BO. nicht beſeitigt werden; denn auch dieſe Zwangs⸗ 
verwaltung iſt eine mittelbare Folge der Nichtzahlung. 

Beſeitigt werden können nur Rechtsfolgen des materiellen 
Rechts, nicht auch prozeſſuale Folgen der Nichtzahlung, wie 
das Klagerecht des Gläubigers und die Zwangsvollſtreckung, 
obgleich auch dies Rechtsfolgen ſind, die wegen Nichtzahlung 
der Forderung nach Geſetz eintreten. Denn die „beſonderen 
l (bisherige Faſſung) 5 gerade im Gegenſatz 
u der allgemeinen prozeſſualen Folge der Nichtzahlung,“ ) und 

urch die neue Faſſung ſoll, wie bemerkt, das Beſeitigungsrecht 

des Gerichts nicht erweitert werden. Die Sivangöverlteigerung 
kann alſo niemals als eine zu beſeitigende Rechtsfolge im 
Sinne der Rechts BeſeitVO. angeſehen werden, und die Gefahr 
einer Verſchleuderung des Grundbeſitzes wegen unzureichenden 
Bietungsergebniſſes kann hieran nichts ändern.“) Vielmehr iſt 
zu unterſcheiden: Iſt die Fälligkeit des Kapitals, wegen deſſen 
vollſtreckt wird, durch normale Kündigun herbeigeführt, fo kann 
nur eine Zahlungs» oder Einſiellungsfriſt nach der Zahl Fr VO. 
in Frage kommen. Trat die Fälligkeit aber wegen Nichtzahlung 
von Zinſen ein, ſei es unmittelbar, ſei es infolge einer hierauf 
beruhenden verkürzten Kündigungsfriſt und entſprechender 
Kündigung, ſo kann dieſe materielle Rechtsfolge beſeitigt und 
damit zugleich gemäß § 3 RechtsfBeſeitVO., 5 732 ZPO. die 
Aufhebung der Zwangsvollſtreckung erreicht werden. 

Gibt das Gericht dem Antrag auf Beſeitigung nicht un⸗ 
eingeſchränkt ſtatt, 9 kann es nach der neuen Faſſung der VO. 
die Beſeitigung auch nur für einen Teilbetrag des als Rechts⸗ 
[ne ſich darſtellenden Anſpruchs ausſprechen, auch die Bes 
eitigung „von der Erfüllung beſtimmter Bedingungen ab⸗ 
hängig“ machen.““) Die frühere Vorſchrift, daß die Beſeitigun 
auch von Sicherheitsleiſtung abhängig gemacht werden kann, ie 
als überflüffig gefallen, denn es handelt ſich auch hierbei um 
eine vom Richter zu ſetzende Bedingung. Beſeitigt iſt ferner 
die frühere Vorſchrift, die dahin ging, es könne auch angeordnet 
werden, daß die Rechtsfolgen „erſt nach dem fruchtloſen Ablauf 
einer auf höchſtens 3 Monate zu bemeſſenden Friſt eintreten.“ 
Dieſe Friſtbegrenzung, die ſich ſchon in der VO. vom 8. Auguſt 
1914 fand, lehnte ſich an die in der Zahl FrVO. vorgeſehene 
Höchſtfriſt an. Aus welchem Grunde ſie jetzt beſeitigt iſt, ob⸗ 
wohl die Kr ff, erg t in der neuen Faſſung der Zahl Fr BD. 
dieſelbe geblieben iſt, ergibt die amtliche Begründung nicht. Der 
a iſt offenbar der einer freieren Stellung des Richters. 

ie bisherige Faſſung war in der Tat zu eng: Eine An⸗ 
ordnung dahin, daß die infolge Nichtzahlung oder verſpäteter 
gahlung der Zinſen eingetretene Folge der Fälligkeit des 

apitals erſt dann eintreten ſoll, wenn im nächſten Zinstermin, 
der möglicherweiſe nach längerer Zeit als nach 3 Monaten 
eintritt, oder in den beiden nächſten Zinsterminen die Rückſtände 
nicht gezahlt ſind, war nach der früheren Faſſung nicht zuläſſig, 


62) IW. 1915, 1177. 

68) Guthe, Gruchots Beitr. 59, 69; OLG. 30, 13 (Hamburg). 

10 OLG. 30, 13 (Hamburg). 

65) RechtsfBeſeit VO. § 1 Abſ. 3 in Verbindung mit Zahl Fr VD. 
81 Abſ. 1 Satz 8. 


iſt jetzt aber ſtatthaft und wird vorausſichtlich ein praktiſch 
häufiger Fall werden. Es handelt ſich hier um eine der Be⸗ 
ſeitigungsanordnung beigefügte auflöſende Bedingung. 

3. Für die Hypo. (88 8, 9, 13) gilt folgendes: 

a) Die formellen Vorausſetzungen entſprechen denen der 
Zahlungsfriſtbewilligung nach der HypVO.: Die Anordnung 
iſt — nur auf Antrag des Schuldners — zuläſſig: 1. im 

rteil, das über einen Anſpruch aus einer Hypothek oder 
Grundſchuld (Rentenſchuld) ergeht; 2. im amtsgerichtlichen 
Beſchlußverfahren. Zuſtändig 0 hier, im Gegenſatz zur Zahl⸗ 
„ das Gericht, bei dem der dingliche Gerichtsſtand 
egründet iſt (88 24, 36, 37 3PO.; ſ. oben IV 2 b q. 
Dasſelbe Amtsgericht iſt alſo für die Zahlungsfriſtbewilligung 
und für die Rechtsfolgenbeſeitigung zuſtändig; beide Anträge 
können verbunden werden. Die Anordnung in auch dann zu 
läſſig, wenn der Gläubiger bereits einen vollſtreckbaren 
Titel hat; dagegen iſt ſie, wie bisher, abzulehnen, wenn der 
Anſpruch rechtshängig iſt. In dieſer Beziehung. ſowie hin⸗ 
ſichtlich des Erforderniſſes des Anerkenntniſſes gilt das oben 
IV 2 ba Bemerkte. Durch die erweiterte Zuſtändigkeit 
des Amtsgerichts im Anerkenntnisverfahren iſt die für den 
12 des Vorliegens eines Vollſtreckungstitels begründete Zu⸗ 
tändigkeit des aus 88 732, 797 ZPO. ſich ergebenden Gerichts 
(oben 2 a) als überflüſſig fortgefallen. Es bedarf nicht mehr 
des beſonderen Verfahrens der Einwendung gegen die Zuläſſig⸗ 
keit der Vollſtreckungsklauſel ($ 732 ZPO.). Sondern das im 
dinglichen Gerichtsſtand entſcheidende Amtsgericht hat, wenn 
der Gläubiger für ſeinen Anſpruch bereits einen vollſtreckbaren 
Titel hat, in dem Beſchluſſe, „ſoweit die Beſeitigung der 
Rechtsfolgen angeordnet wird, bereits erfolgte Vollſtreckungs⸗ 
maßregeln aufzuheben“ (Hyp VO. § 9 Abſ. 3). 6) Es liegt 
100 ebenſo wie im Zahlungsfriſtenrecht eine mit der materiellen 
nordnung verbundene, ſog. unſelbſtändige Vollſtreckungs⸗ 
einſtellung vor (oben IV 2b 8 ar Vor der Entſcheidung 
über einen Antrag auf Rechtsfolgenbeſeitigung kann das Gericht 
durch nicht anfechtbare e vorläufige Einſtellung 
der Vollſtreckung anordnen (HypVO. 8 9 Abſ. 3 Satz 2; 
Abſ. 4), doch natürlich nur ſoweit, als die Vollſtreckung wegen 
einer folchen Rechtsfolge (3. B. Fälligkeit des Kapitals wegen 
Nichtzahlung von Zinſen) betrieben wird, deren Beſeitigung 
vom Schuldner beantragt iſt. 

Der in 8 3 Satz 2 RechtsfBeſeit VO. noch jetzt geltende 
Satz, daß im Vollſtreckungsverfahren die Rechtsfolgenbeſeitigung 
unzuläſſig iſt, wenn bereits eine Anordnung im Urteil ergangen 
iſt, fehlt in der HypVO. Es gilt trotzdem dasſelbe wie dort: 
Iſt die Rechtsfolge im Urteil beseitigt 0 kann ſie im Beſchluß⸗ 
verfahren nicht nochmals beſeitigt werden; iſt ſie im Urteil 
nicht beſeitigt, weil ein Antrag nicht geſtellt oder weil er ab⸗ 
gelehnt worden war, ſo iſt die Beſeitigung im Beſchluß⸗ 
verfahren zuläſſig. War die Fälligkeit des Kapitals wegen 
Nichtzahlung der am 1. April fälligen Zinſen eingetreten und 
iſt dieſe Rechtsfolge beſeitigt worden, ſo iſt, wenn ſpäter die 
am 1. Juli fälligen Zinſen nicht gezahlt werden und hierdurch 
das Kapital fällig wird, eine neue Rechtsfolge eingetreten, die 
nur durch erneute Anordnung beſeitigt werden kann. 

Vor jeder Entſcheidung über einen Antrag auf Rechts⸗ 
folgenbeſeitigung muß — im Prozeß oder im amtsgerichtlichen 
Beſchlußverſahren — das Einigungsamt, wo ein ſolches 
beſteht, gutachtlich gehört werden. Hinſichtlich dieſer für den 
Bereich der HypVO. geſchaffenen Neuerung gült das oben 
IV2ba a. E. Geſagte. 


66) Der mit der ſofortigen Beſchwerde anfechtbare (Hypo. 5 9 
Abſ. 4) amtsgerichtliche Beſchluß ſtellt eine vollſtreckbare Entſcheidung 
(S 794 Nr. 3 ZPO.) dar, welche, ſoweit Rechtsfolgen beſeitigt und 
damit ein für allemal außer Kraft geſetzt werden, zum Ausdruck 
bringt, daß die Vollſtreckung wegen dieſer Rechtsfolgen unzuläſſig 
iſt und war. Die Aufhebung der bereits erfolgten Vollſtreckungs⸗ 
handlungen würde ſich daher ſchon aus 88 775 Nr. 1, 776 890. 
ergeben. Durch die HypVO. kommt dieſe Tragweite der Rechtsfolgen⸗ 
beſeitigung zum klaren Ausdruck. Dieſelbe Tragweite muß auch für 
das Anwendungsgebiet der RechtsfBeſeitsO. gelten (ſ. oben bei 
Anm. 88). 


45. Jahrgang. 


b) Auch die materiellen Vorausſetzungen entſprechen 
denen der Zahlungsfriſtbewilligung: Es muß ſich um Anſprüche 
aus einer Hypothek oder Grundſchuld (Rentenſchuld) oder aus 
der mit der Hypothek verbundenen Forderung gegen den Grund⸗ 
ſtückseigentümer handeln, wobei es gleichgültig iſt, ob die Hypo⸗ 
thek uſw. vor oder im Kriege begründet worden iſt. Die An⸗ 
ordnung iſt nur zuläſſig, wenn die Lage des Schuldners ſie 
techtfertigt, es ſei denn, daß fie dem Gläubiger einen unver⸗ 
dältnis mäßigen Nachteil brin Hinſichtlich des 5 
der 5 für jede der beiden Parteien und des 
Verhältniſſes der Rechtsfolgenbeſeitigung zur Zahlungsfriſt gilt 
das früher Geſagte (oben 2b). 

c) Inhalt der Entſcheidung. Während nach der 
Kechtsf Beſeit VD. (oben 2c) nur ſolche Rechtsfolgen beſeitigt 
werden können, „die wegen Nichtzahlung oder nicht rechtzeitiger 
Zahlung einer .... Geldforderung nach Geſetz oder Vertra 
eingetreten ſind oder eintreten,“ werden im Anwendungsbereich 
der HypVO. auch ſolche Rechtsfolgen mitumfaßt, die „auf Grund 
einer Verwirkungsabrede wegen anderer Umſtände ein⸗ 
getreten find oder eintreten“. Die HypVoO. hebt in dieſem 
Zuſammenhange (8 8 Abf. 1; 8 9 Abſ. 1 Satz 1) die Fälligkeit 
des itals wegen Anordnung der Zwangsverwaltung als 
Beiſpiel hervor. Während bisher — und noch jetzt im An⸗ 
wendungsbereich der RechtsfBeſeit VO. (oben III a. E.) — die 
Rechtsfolge der Fälligkeit des Kapitals nur dann beſeitigt werden 
konnte, wenn ſie auf Nichtzahlung oder nicht rechtzeitiger 
Zahlung von Zinſen oder anderen Geldanſprüchen beruht, die 
in demſelben Schuldverhältnis wie die Kapitalforderung 
wurzeln (oben 2c), kann ſie jetzt auch dann beſeitigt werden, 
wenn die Fälligkeit nach der Schuldurkunde wegen Nichtzahlung 
des Kapitals oder der Zinſen einer anderen Hypothek (amtliche 
Begründung zu § 8 Hyp V.), oder wegen der durch einen 
anderen Gläubiger betriebenen Zwangsverwaltung oder Zwangs⸗ 

igerung, vorgenommenen Mobiliarpfändung uſw. eintritt 
(Verwirkungsabrede). Unter einer „Verwirkungsabrede“ ſind 
ſolche Vertragsabreden zu verſtehen, welche an den Eintritt 
irgendeiner Tatſache für dem Schuldner nachteilige Rechts⸗ 
folgen knüpfen. Hierher gehört zwar auch die Abrede der 
Fälligkeit des Kapitals wegen nicht rechtzeitiger Zinszahlung, 
und inſoweit ift der Begriff auch der RechtsfBeſeit VO. bekannt. 
Die HypVdO. (58 8, 9) ergreift aber alle denkbaren Rechts: 
folgen, die infolge einer Verwirkungsabrede entſtehen, z. B. auch 
die Fälligkeit des Kapitals infolge Verkaufs des Hauſes oder 
Verlegung des Wohnſitzes. Indeſſen hat auch die HypVO. nur 
materielle Folgen, nicht prozeſſuale im Sinne (oben 2c). 

Einſchränkende richterliche Anordnungen find in derſelben 
Weiſe zuläſſig wie nach der Rechtsf BeſeitVO. vom 8. Juni 1916 
(vgl. hierüber oben 2c). Ein häufiger Fall bedingter An⸗ 
ordnung wird bei älteren, zu niedrigem Zinsfuß gegebenen 
Hypotheken die Abhängigmachung der Rechtsfolgenbeſeitigung 
von der Bewilligung einer angemeſſenen Zinserhöhung (auf⸗ 
ſchiebende Bedingung) und zugleich von der auflöſenden Bedingung 
des Eintritts der Rechtsfolge bei nicht pünktlicher Zinszahlung ſein. 

(Schluß folgt.) 


Die Hypotheken verordnung vom 8. Juni 1916. 


Von Rechtsanwalt Dr. Arthur Nußbaum, Privatdozent an 
der Univerſität Berlin. 


(Fortfegung aus Nr. 18, 1916.) 


III. Die Zahlungsfriſl. 

Die Höchſtdauer der Zahlungsfriſt iſt durch die neue Vers 
ordnung für Hypothekenkapitalien, zu denen die amtliche Be⸗ 
gründung mit Recht auch die Amortiſationsraten rechnet, auf 
ein Jahr (früher ſechs Monate) und für Zinſen und andere Neben⸗ 
leiſtungen auf ſechs Monate (früher drei Monate) beſtimmt. Die 
Friſt beginnt mit der richterlichen Entſcheidung (im Falle des 
Urteils mit der Verkündung, im Falle des Beſchluſſes mit der 
Bekanntmachung, d. h. der Verkündung oder Zuſtellung, HypVO. 
SS 2 II, 4 II 1). Bei Hypothekenkapitalien kann die Friſt 
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wiederholt gewährt werden, was im weſentlichen ſchon dem 
bisher geltenden Recht entſpricht, bei Nebenleiſtungen deochen 
nach wie vor nur einmal; doch iſt jetzt wenigſtens die Ein⸗ 
ſtellung der Zwangsverſteigerung zuläſſig, wenn die Zahlungs⸗ 
friſt nicht mehr gewährt werden kann (unten H. 

Daß die Friſt wie eine von dem Gläubiger bewilligte 
Stundung wirkt, wurde ſchon erwähnt. Mißlich iſt hier, daß 
infol ebeffen dem Gläubiger für die Dauer der Friſt das Recht 
der Anfechtung gemäß 8 2 RAnfG. vom 21. Juli 1879 ent⸗ 
gogen iſt, da die Zuläſſigkeit der Anfechtung durch die Allg 
eit der Forderung bedingt iſt. Ein gewiſſes Gegengewicht liegt 
ar darin, daß beim Vorhandenſein von Anfechtungsgründen 

ie Friſtbewilligung durch die Lage des Schuldners nicht gerecht⸗ 

fertigt ſein und auch dem Gläubiger einen unverhältnismäßigen 
Nachteil bringen würde. Es wird alſo in ſolchem Falle die 
Friſt nicht gewährt werden dürfen. 

Gemäß 8 6 Satz 5 HypVdO. bedarf die Stundung nicht 
der Eintragung in das Grundbuch. Der amtlichen Begründung 
zufolge ſoll damit die Wirkſamkeit der Stundung gegenüber 
einem gutgläubigen Erwerber der Hypothek ſichergeſtellt werden. 
Aber wenn dies die Abſicht war, ſo hätte es nach dem Vorbild 
der Art. 114, 187, 191 II EGBGB. deutlich zum Ausdruck 
gebracht werden müſſen.“) Jetzt kann die Vorſchrift nur dahin 
verſtanden werden, daß es zu der in der Stundung liegenden 
Anderung des hypothekariſchen Rechts nicht der Eintragung 
bedürfe, daß alſo durch die Friſtbewilligung außer der ſchuld⸗ 
rechtlich wirkenden rechtsgeſchäftlichen Bun auch die Eins 
tragung ($ 877 BGB.) erſetzt werde. Die Vorſchriften über 
den Schutz des guten Glaubens werden aber hierdurch nicht 
berührt. Im übrigen iſt die neue Vorſchrift auch ſonſt teils 
unvollkommen, teils gegenſtandslos. Denn für die ſo häufig 
mit der Friſtbewilligung verbundenen Veränderungen, wie Er⸗ 
höhung des Zinsfußes uſw., iſt der Eintragungszwang im 
. Umfange aufrechterhalten geblieben. Außerdem wird 
es praktiſch ohnehin kaum vorkommen, daß der Erwerber einer 
Hypothek ſich gegenüber der kriegsrechtlichen Friſtbewilligung 
mit Erfolg auf den Schutz des guten Glaubens berufen könnte. 
Soweit Hypotheken überhaupt noch umgeſetzt werden, muß 
jeder Erwerber einer fälligen und namentlich ſeit längerer Zeit 
fälligen Hypothek damit rechnen, daß der Schuldner von dem 
Schutz der Kriegsgeſetzgebung Gebrauch gemacht habe; äußerſten⸗ 
falls aber würde der Schuldner gegenüber dem Erwerber der 
Hypothek eben eine neue Zahlungsfriſt erwirken. Praktiſch iſt 
jedenfalls ein Bedürfnis nach der neuen Vorſchrift nicht hervor⸗ 
getreten. 

Die Aufhebung einer einmal bewilligten Friſt iſt 
vor ihrem Ablauf nicht möglich, denn die Bewilligung 
erfolgt entweder durch Urteil oder durch einen der ſofortigen 
Beſchwerde unterliegenden Beſchluß, und ſolche Entſcheidungen 
find der nachträglichen Anderung entzogen, SS 318, 577 III 
ZPO. Wenn ſich alſo der Schuldner der erteilten Fri 
träglich unwürdig zeigt, z. B. indem er die Grundſtückseinkünfte 
rückſichtslos für ſich verbraucht, ohne ſeine Hypothekengläubiger 
daran teilnehmen zu laſſen, ſo ſind die 9 8 wehrlos. Bisher 
hatten ſich meines Wiſſens Mißſtände hieraus nicht entwickelt, 
weil die Zahlungsfriſten namentlich hinſichtlich der Zinſen ſo 
kurz waren, daß der Schuldner bei ſolchem Verhalten den als⸗ 
balbigen Eintritt nachteiliger Folgen zu fürchten hatte. Jetzt 
liegt die Sache anders. Es wird als wohl eine Ergänzung 
der Verordnung nach der Richtung zu erwägen fein, daß das 
Gericht die Friſt aufheben kann, wenn das weitere Verhalten 
des Schuldners ein ſolches iſt, daß es zur Verſagung der Friſt 
geführt haben würde. 


IV. Das Verfahren zur Erlangung der Fri. 
Was das Verfahren anlangt, ſo hat das Gericht überall 
da, wo ein Hypothekeneinigungsamt beſteht (unten VIII, dieſes 


7) Vgl. z. B. Art. 114 EGBGB.: „Unberührt bleiben die landes⸗ 
geſetzlichen Vorſchriften, nach welchen die dem Staate zu⸗ 
ſtehenden Ablöſungsrenten und ſonſtigen Reallaften zu ihrer Bes 
gründung und zur Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs nicht der Eintragung bedürfen.“ 
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Amt vor der Entſcheidung gutachtlich zu hören, während dies 
bisher nur für die Zinsfriſtbewilligung vorgeſchrieben war. 

Im übrigen ſtellt die Verordnung für die Erlangung der 
Beil in derſelben Weiſe wie das bisherige Recht drei Wege zur 

erfügung: . 

a) Die Friſt kann im Prozeßwege durch Urteil gewährt 
werden, insbeſondere alſo auf Klage des Hypothekengläubigers, 
aber z. B. auch auf eine Vollſtreckungsgegenklage des Schuldners. 
Erfolgt die Friſtbewilligung durch Urteil, ſo geſchieht die weitere 
Friſtbewilligung durch das AG. des dinglichen Gerichtsſtandes 
(unten c), HypVO. § 5 J. Erkennt der Beklagte den hypo⸗ 
thekariſchen Anſpruch an und wird das Anerkenntnisurteil wegen 
der Zahlungsfriſt angefochten, ſo erſolgt die Anfechtung nicht 
durch Berufung, ſondern durch ſofortige Beſchwerde, HypVO. 8 7. 
Für die Berechnung der Gerichts⸗ und Anwaltsgebühren bleiben 
allgemein die nur auf die Zahlungsfriſt ſich beziehenden Ver⸗ 
handlungen und Entſcheidungen außer Betracht, Hypo. § 15. 

merhin ſtellen ſich die Koſten wegen der durchſchnittlichen 
öhe der hypothekariſchen Anſprüche, wenn es überhaupt zum 
Prozeß kommt, recht hoch. 

b) Daher iſt es, wenn der Hypothekenſchuldner den An⸗ 
ſpruch als ſolchen anerkennt — alſo im Regelfalle —, für den 
Schuldner das Gegebene, die Erteilung der Friſt in dem be⸗ 
deutend billigeren, ſchnelleren und einfacheren amtsgerichtlichen 
Beſchlußverfahren herbeizuführen, das ihm die HypVO. 8 4 
(ebenſo Zahl FrVO. § 4) in Übereinſtimmung mit dem bis⸗ 
herigen Recht eröffnet. Ortlich zuſtändig iſt jetzt das AG., bei 
dem der dingliche Gerichtsſtand begründet iſt, HypVO. § 411, 
nicht mehr wie nach früherem Recht und auch jetzt noch nach 
der Zahl FrVO. § 4 Satz 1 das AG. des allgemeinen Gerichts⸗ 
ſtandes des Gläubigers. Darin liegt eine bedeutſame Be⸗ 
vorzugung des Hypothekenſchuldners und darüber hinaus eine 
weſentliche Verbeſſerung des Verfahrens. Denn das AG. des 
dinglichen Gerichtsſtandes kennt die Verhältniſſe am beſten und 
kann auch am ſchnellſten und leichteſten mit dem zuſtändigen 
Hypothekeneinigungsamt verkehren. Gegen die Entſcheidung des 
AG. findet die ſofortige Beſchwerde ſtatt, HypVO. 8 4 V. 

Das AG. hat den Antrag auf Zahlungsfriſt abzulehnen, 
wenn der Anſpruch rechtshängig iſt. Der Gläubiger kann 
daher bis zur rechtskräftigen Entſcheidung das Beſchlußverfahren 
durch Anrufung des Prozeßgerichts vereiteln; das Prozeßgericht 
geht dem AG. des dinglichen Gerichtsſtandes vor. Es wäre 
denkbar, daß dies von einem Gläubiger mißbraucht würde und 
daß insbeſondere der Gläubiger vor oder nach Einleitung des 
Beſchlußverfahrens eine Klage erhebt, nur um durch die hohen 
Koſten des Prozeſſes einen Druck auf den Schuldner aus⸗ 
zuüben. Die Abhilfe liegt hier im § 93 ZPO., denn in 
ſolchem Falle wird anzunehmen ſein, daß der Beklagte nicht 
durch ſein Verhalten zur Erhebung der Klage Veranlaſſung 
gegeben hat. 

c) Hat der Gläubiger für feinen Anſpruch bereits einen 
vollſtreckbaren Schuldtitel, ſo hat das AG. des dinglichen 
Gerichtsſtandes, wenn es die Friſt bewilligt, die Zwangs— 
vollſtreckung auf die Dauer der Friſt für unzuläſſig zu erklären, 
oder, wenn ſie begonnen hat, auf jene Friſt einzuſtellen, 
8 4 IV 1 HypVO. Vor der Entſcheidung kann das Gericht 
eine vorläuſige Anordnung, z. B. auf einſtweilige Einſtellung 
der Zwangsvollſtreckung oder auf Aufhebung des We 
termins oder auf Hinterlegung gepfändeter Mieten erlaſſen; 
gegen ſolche vorläufige Anordnung findet kein Rechtsmittel 
ſtatt, 8 4 HypNO. Es iſt wohl zu beachten, daß das AG. 
des dinglichen Gerichtsſtandes hier vollſtändig die Aufgaben 
des Vollſtreckungsgerichts übernimmt, und zwar auch hin— 
ſichtlich des beweglichen Schuldnervermögens. Die 
kurze Zeit des Beſtehens der Verordnung hat bereits genügt, 
um Mißverſtändniſſe in dieſer Hinſicht hervortreten zu laſſen. 

Die amtsgerichtliche Anordnung gegenüber dem vollſtreck— 
baren Titel, die früher ſtets in der Form einer Einſtellung der 
Zwangsvollſtreckung erfolgte, trägt jetzt einen weſentlich anderen 
Charalter als früher. Während ſie bisher eine rein voll⸗ 
ſireckungsrechtliche Maßnahme bedeutete, iſt nunmehr das Ver: 
hältnis ſo geſtaltet, daß ſie lediglich eine Abart der Zahlungs⸗ 
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friſtbewilligung darſtellt. Die Einſtellung oder Unzuläſſigkeits⸗ 
erklärung iſt jetzt nämlich ſtets mit einer e 
zu verbinden, alſo etwa in der Form: „Dem Schuldner wird 
eine Zahlungsfriſt von einem Jahre bewilligt und für dieſe 
Zeit die Zwangsvollſtreckung aus der vollſtreckbaren Urkunde 
des Notars eingeſtellt“. Demgemäß iſt für die 
amtsrichterliche Anordnung auch hier Vorausſetzung, daß der 
Schuldner den vollſtreckbaren Anſpruch anerkennt, doch wird 
man gegenüber dem vollſtreckbaren Titel nicht ein formelles 
Anerkenntnis fordern, ſondern ſich damit begnügen, daß der 
Schuldner den Anſpruch nicht beſtreitet.?) Bei dieſer Anlage 
der neuen Vorſchriften tritt durch die Entſcheidung ſtets eine 
Hinausſchiebung der Fälligkeit des Anſpruchs ſelbſt ein. Ein 
erheblicher Nachteil dieſer Regelung liegt darin, daß nunmehr 
unter allen Umſtänden jede Art der Vollſtreckung für die Dauer 
der Friſt ausgeſchloſſen iſt. Es läßt ſich nicht mehr ermöglichen, 
die Entſcheidung dahin zu treffen, daß lediglich die Zwangs⸗ 
verwaltung zuläſſig, die 5 und Mobiliar: 
vollſtreckung dagegen ausgeſchloſſen ſein ſoll. Grade eine 
ſolche Entſcheidung kann aber wünſchenswert ſein, wenn es ſich 
nämlich nur darum handelt, dem Gläubiger durch die Zwangs⸗ 
verwaltung eine Sicherung zu beſchaffen. 

Daß ein vollſtreckbarer Titel auch dann vorliegen kann, 
wenn die Vollſtreckungsklauſel noch nicht erteilt iſt, wurde ſchon 
bei früherer Gelegenheit ausgeführt (JW. 1915, 1180). Doch 
hat ſich die Bedeutung der Frage infolge der gleichmäßigen 
Regelung der Fälle b und e weſentlich verringert; fie iſt nur 
noch formeller Art. Sie taucht z. B. auf, wenn der Schuldner 
auf dem zu a und b erörterten Wege bereits einmal Friſt 
erlangt hat. Wird hier die neue Friſt vor Ablauf der alten 
bewilligt, ſo hat die Entſcheidung einfach auf Gewährung der 
weiteren Friſt zu lauten, da ein vollſtreckbarer Titel überhaupt 
noch nicht vorliegt. War dagegen die Friſt ſchon abgelaufen, ſo 
iſt zugleich die Unzuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung auszu⸗ 
ſprechen. Die „vorläufige Anordnung“ wird jedoch auch ſchon 
bei bevorſtehendem Ablauf der Friſt vollſtreckungsrechtlichen 
Inhalt haben, insbeſondere die einſtweilige Einſtellung der 
Zwangsvollſtreckung verfügen müſſen. 

Der Unterſchied zwiſchen dem Beſchluß, daß die Zwangs⸗ 
vollſtreckung unzuläſſig ſei, und der bloßen Einſtellung liegt in der 
Hauptſache darin, daß bei der erſteren jede Vollſtreckungshandlung 
unterbleiben muß, während durch die Einſtellung, und zwar 
auch durch die endgültige (nicht nur ee Einſtellung 
die bereits erfolgten Vollſtreckun ede n unberührt bleiben.“) 
Die Einſtellung hat hinsichtlich der letzteren nur diejenigen 
Wirkungen, die ſich unmittelbar aus dem Begriff der Einfielung 
ergeben, d. h. es darf die Vollſtreckungsmaßregel nicht bis zu 
ihrem Ziel, alſo bis zur Befriedigung des Gläubigers durch⸗ 
geführt werden. Insbeſondere iſt alſo eine Zwangsverſteigerung 
einſtweilen einzuſtellen Ge 28 ff. ZVG.); im Falle einer Mobi⸗ 
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maßregeln zu begrüßen iſt, erſcheint ſehr zweifelhaft. Die 
amtliche Begründung hebt hervor, dem Gläubiger könne nicht 
der „Verzicht“ auf „wohlerworbene“ Pfand: oder Beſchlagnahme⸗ 
rechte zugemutet werden. Aber man kann doch nicht Voll⸗ 
ſtreckungsrechte als „wohlerworbene“ bezeichnen, die der Gläubiger 
erlangte, während bereits die materiellen Vorausſetzungen für 
die Unzuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung beſtanden! Das Er⸗ 
gebnis iſt nur, daß es auch hier wieder nicht auf das beſſere 
materielle Recht, ſondern auf die 1 Schnelligkeit ankommt. 
Ich kann darin keinen Vorzug erblicken. 


8) Scholz, JW. 1916, 929. 
9) Näheres darüber bei Scholz a. a. O. S. 980. 


45. Jahrgang. 


V. Einfielung der Zwangsverſteigerung. 


Eine ſehr bedeutſame Neuerung bringt $ 10 HypVo. Ihm 
zuſolge kann nämlich die Zwangsverſteigerung und nur dieſe 
auf die Dauer von längſtens ſechs Monaten eingeſtellt werden, 
auch wenn die Beſtimmung der Zahlungsfriſt abgelehnt oder 
nicht zuläſſig iſt. Die Einſtellung kann für den 9 Anſpruch 
oder einen Teil gewährt und an beſtimmte Bedingungen ge⸗ 
knüpft werden. Auch dieſe Einſtellung iſt der Wiederholung 
ſäbig, fo daß alſo der Schuldner, wenn die Vorausſetzungen der 
Einiteflung einmal gegeben find, damit rechnen kann, während 
der Geltungszeit der een d. h. zunächſt während des 
Krieges, a wieder die Hinausſchiebung der Verſteigerung 
zu erreichen. 

Die Verſelbſtändigung dieſer Einſtellung gegenüber der 
Zablungsfriſtbewilligung iſt eine Maßregel von großer Trag⸗ 
weite. Ihr Ziel iſt, dem Schuldner, wenn man ihm auch ſonſt 
nicht mehr helfen kann, doch wenigſtens ſeinen Grundbeſitz nach 
Möglichkeit in die i hinein zu erhalten. Hauptſäch⸗ 
lich wird die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung da in Betracht 
kommen, wo der Schuldner wegen der Zinſen bereits die ein⸗ 
malige Zahlungsfriſt erlangt hat, innerhalb derſelben aber die 
Zinſen nicht zu berichtigen vermocht hat. In manchen 
Fällen wird es auch ſachgemäß ſein, die Einſtellung von vorn 
berein auf die Zwangsverſteigerung zu beſchränken, um dem 
Gläubiger die Mobiliarpfändung und die Zwangsverwaltung 
offenzulaſſen. 

Aber auch hier ergibt ſich ſogleich wieder eine auffallende 
Unvollkommenheit. Die neue Beſtimmung ſoll nämlich nur 
gegenüber einem hypothekariſchen Anſpruch oder einer Forderung 
anwendbar fein, für die eine Hypothek beſtellt iſt. Der nicht 
brpothekariſch geſicherte, rein perſönliche Gläubiger kann alſo 
die Zwangsverſteigerung unbeſchränkt durchführen. 
Das kann wohl nur auf einem Verſehen beruhen. Ein Mißgriff 
iſt es meines Erachtens auch, daß die Zwangsverſteigerung 
wegen rückſtändiger Gemeindegrundſtücksabgaben und anderer 
öffentlicher Laſten in vollem Umfange zuläſſig geblieben iſt. 
Es mag hier jedoch darauf hingewieſen werden, daß in 
Preußen nach älteren Verordnungen, die in der Praxis nicht 
immer beachtet werden, die Zwangsverſteigerung zum Teil an 
die Zuſtimmung der Auſſichtsbehörde geknüpft iſt (Güthe, 
a. a. O., Anm. 28a zu 88 15/16). Auch die Zwangs⸗ 
verſteigerung aus Rentenreallaſten fällt nicht unter den 8 10 
HypVO., doch iſt dies praktiſch von geringerer Bedeutung. 

Rechtlich beruht die Beſonderheit der ſelbſtändigen Ver⸗ 
ſteigerungseinſtellung darauf, daß ſie nicht „wie eine von dem 
Gläubiger bewilligte Stundung“ wirkt, ſondern den materiellen 
Anſpruch des Gläubigers nach jeder Richtung unberührt läßt. 
Damit hängt es wohl zuſammen, daß die Entſcheidung, auch 
wenn die Zwangsverſteigerung noch nicht angeordnet war, nicht 
auf „Unzuläſſigkeit“, ſondern auf „Einſtellung“ der Zwangs⸗ 
verſteigerung lauten ſoll, vgl. HypVO. § 10 1 2. 

Die Vorausſetzungen der Einſtellung ſind formell dieſelben 
wie bei der Friſtbewilligung; die Einſtellung muß durch die 
Lage des Schuldners gerechtfertigt ſein und darf dem Gläubiger 
keinen unverhältnismäßigen Nachteil bringen (§ypVO. 8 10 11 J); 
nur wird ſich hier naturgemäß von ſelbſt ein milderer, dem 
Schuldner günſtigerer Maßſtab ergeben. In der Regel dürfte 
die Zulaſſung der Verſteigerung gegen den Antrag des Schuldners 
nur dann angemeſſen ſein, wenn nach der wirtſchaftlichen Geſamt⸗ 
lage des Schuldners anzunehmen iſt, daß er das Grundſtück 
auch im Frieden nicht wird halten können, oder wenn er das 
Grundſtück verfallen läßt. Daß die Einſtellung nicht von der 
Fähigkeit des Schuldners abhängig gemacht werden darf, den 
Gläubiger alsbald nach Ablauf der Friſt zu befriedigen, iſt als 
ſelbſtverſtändlich nicht beſonders hervorgehoben; denn wenn nicht 
einmal die Zahlungsfriſt an ſolche Bedingung geknüpft werden 
darf, ſo noch weniger die bloße Verſteigerungseinſtellung. Ab⸗ 
zulehnen iſt der Einſtellungsantrag jedoch, wenn fällige Anſprüche 
des Gläubigers auf wiederkehrende Leiſtungen für zwei Jahre 
nicht gezahlt find, 8 10 II 2 Hypo. vr dieſem Falle wird 

ewiſſermaßen ein unverhältnismäßiger Nachteil für den Gläubiger 
raft Geſetzes vermutet. Zu den wiederkehrenden Leiſtungen 
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gehören an ſich auch die Amortiſationsraten; aber der Schuldner 
wird hier dadurch geſchützt, daß hinſichtlich der Amortiſations⸗ 
raten die wiederholbare einjährige Zahlungsfriſt gewährt werden 


kann, oben III. 

Die Wendung, „wenn Anſprüche auf wiederkehrende 
Leiſtungen für zwei Jahre nicht gegahlt find”, 15 nicht ganz 
unzweideutig. Die amtliche Begründung zur Hyp BO. erläutert 
ſie dahin, es ſei belanglos, ob es ſich um laufende Beträge 
oder um Rückſtände handele, und ob die Beträge gerade für 
die letzten zwei Jahre vor der Entſcheidung geſchuldet würden. 
Maßgebend ſei nur, daß zur Zeit der Entſcheidung Anſprüche 
auf wiederkehrende Leiſtungen in einer Höhe nicht getilgt ſeien, 
die dem Geſamtbetrag zweijähriger Hebungen gleichkomme. 
Nach dieſer dite, der die ragt vorausſichtlich folgen 
wird, brauchen die beiden Jahre alſo nicht zuſammenzuhängen. 

Die Beſtimmung des $ 10 II 2 Hyp VO. iſt nicht nur 
für den Hypothekenſchuldner, ſondern auch für den zweiten 
Hypothekengläubiger von beſonderer Bedeutung. Dieſer hat 
heutzutage aller Regel nach das Intereſſe, die von dem erſten 
ee betriebene Zwangsverſteigerung zu ver⸗ 
hindern (unten VII). Er kann nun nach dem Geſagten dem 
erſten Hypothekar einen durchgreifenden Grund zur Zwangs⸗ 
verſteigerung nehmen, indem er dafür ſorgt, daß die Zinſen 
der erſten Hypothek nicht länger als höchſtens 1 / Jahr uns 
bezahlt bleiben, d. h. er muß nötigenfalls von da an die 
Zinſen unter Ausübung des Löſungsrechts aus eigener Taſche 
zahlen, 88 1150, 268 BGB. 

Umgekehrt iſt allen Beteiligten, denen „fällige Anſprüche 
auf wiederkehrende Leiſtungen für zwei Jahre im e vor⸗ 

ehen“, die Befugnis verliehen, die Aufhebung der Einſtellung 

herbeizuführen, 8 10 III 2. Die Vorſchrift fol dem Schutz 
des zweiten Hypothekars inſofern dienen, als er dadurch ein 
Auflaufen der vorgehenden Hypothekenzinſen und damit eine 
Zurückdrängung ſeines Rechts verhüten kann. Freilich tritt 
dieſe Gefahr zur Zeit hinter diejenigen Nachteile weit zurück, 
die für den zweiten Hypothekar mit der Durchführung der 
Zwangsverſteigerung verbunden ſind. 

Vor der N bat das Gericht das Einigungsamt 
gutachtlich zu hören, HypVOO. 8 13. Dieſe an ſich berechtigte 
Regel gilt auch, wenn der Schuldner den Einſtellungsantr 
erſt im Verſteigerungstermin oder ſo kurz vorher ſtellt, da 
ohne Aufhebung des Termins das Einigungsamt nicht gehört 
werden kann. Der Schuldner hat es daher ſtets in der 
Hand, die Aufhebung des Verſteigerungstermins zu 
erzwingen. Auch dies war vom Geſetzgeber wohl nicht 
beabſichtigt. 


VI. Beſeitigung von Rechtsfolgen. 


Entſprechend dem bereits hervorgehobenen kodifikatoriſchen 
Charakter der Hyp VO. find die Vorſchriften über die Beſeitigung 
von Rechtsfolgen in die Verordnung hineingearbeitet worden; 
die früher maßgebend geweſene Verordnung über die Folgen 
der nicht rechtzeitigen Zahlung einer Geldforderung (RGBl. 
1915, 292) iſt für das Hypothekenrecht nunmehr außer Kraft 
getreten, HypVoO. 8 19 I (im übrigen jedoch mit einigen Ver⸗ 
änderungen aufrechterhalten worden). Die einſchlagenden Be⸗ 
ſtimmungen der HypVOO. bringen grundſätzlich nichts Neues, 
wohl aber im einzelnen eine Reihe wichtiger Verbeſſerungen. 

a) Für das Beſchlußverfahren iſt, mag ein vollſtreckbarer 
Titel vorhanden fein oder nicht, das AG. des dinglichen 
Gerichtsſtandes für zuſtändig erklärt, S 9 I. Infolgedeſſen 
können jetzt die Anträge auf ung der Rechtsfolgen, 
insbeſondere auf Aufhebung der Fälligkeit des Kapitals wegen 
nicht bezahlter Zinſen, mit dem Antrage auf Friſtbewilligung 
wegen dieſer Zinſen verbunden werden; die unerträgliche frühere 
Zerreißung der Zuſtändigkeit (JW. 1915, 1179 f.) iſt damit in 
Wegfall gekommen. 

b) Es iſt ferner klargeſtellt, daß nicht nur ſolche Rechts⸗ 
folgen beſeitigt werden können, die an die unterlaſſene oder 
nicht rechtzeitige Zahlung einer Geldforderung geknüpft ſind, 
ſolche, die wegen anderer Umſtände auf an 


ſondern auch 
einer Verwirkungsabrede eingetreten ſind oder eintreten. 
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Beiſpiel wird in der Verordnung ſelbſt die Fälligkeit des 

itals wegen Anordnung der Zwangsverwaltung und die 
Erhöhung der Nebenleiſtungen angeführt. Weitere Beiſpiele 
ſind die Salligleit wegen Einleitung des Konkurſes, wegen 
Zahlungseinſtellung, wegen Mietabtretung, wegen Rückgangs 
der Grundſtückseinnahmen uſw. Der Rahmen der Verordnung 
iſt alſo jetzt weit geſpannt; der Schutz des Gläubigers liegt 
darin, daß die allgemeinen Vorausſetzungen (Rechtfertigung 
durch die Lage des Schuldners, kein unverhältnismäßiger Nach⸗ 
teil für den Gläubiger) gewahrt fein müſſen. Durch dieſe 
allgemeine „Verwirkungsklauſel“ ſind die JW. 1915, 1179 
erörterten Schwierigkeiten nunmehr behoben. 

c) Hat der Gläubiger für feinen Anſpruch einen vollſtreck⸗ 
baren Titel, ſo wird, wenn die Fälligkeit des Anſpruchs oder 
der Anſpruch ſelbſt (Vollſtreckung wegen Strafzinſen!) durch die 
richterliche Entſcheidung beſeitigt wird, damit die Zwangs⸗ 
vollſtreckung mangels einer weſentlichen Vorausſetzung unzuläſſig. 
Hier kann von einer nur bloßen Einſtellung in dem oben er⸗ 
örterten Sinne nicht die Rede ſein, und demgemäß find auch 
die bereits erfolgten Vollſtreckungsmaßregeln aufzuheben, Hyp VO. 
915 I. Mit dieſer Vorſchrift iſt einer JW. 1915, 1180 gegebenen 

nregung entſprochen worden. Daß das Gericht die Unzuläſſigkeit 
der Zwangsvollſtreckung zugleich mit der eleitigung der Rechts⸗ 
folge ausdrücklich zu beſchließen habe, iſt in der Verordnung 
nicht geſagt, offenbar weil die Unzuläſſigkeit ſich aus der 
Beſeitigung der Rechtsfolge von ſelbtt ergibt. Daß dagegen 
das Gericht vor der Entſcheidung die vorläufige Einſtellung der 
Vollſtreckung anordnen kann, iſt im 8 9 III 2 der Hyp VO. 
noch beſonders hervorgehoben. 

Gemeinſam gilt in den Fällen a bis c, daß das Einigungs⸗ 
amt vor der Entſcheidung zu hören iſt. 

(Schluß folgt.) 


Schrifttum. 
Paul Eltzbacher: Totes und lebendes Völkerrecht. Verlag 
Duncker & Humblot. München⸗Leipzig, 1916. 

Es iſt das größte Verdienſt Rouſſeaus geweſen, daß er den 
Grundſatz ausſprach, daß der Krieg nicht gegen die Bevölkerung, 
ſondern gegen den Staat und damit gegen die ſtaatlichen Heere 
geführt wird. Von dieſem Grundſatz war und iſt unſer kontinentales 
Völkerrecht durchdrungen, und er wäre auch überall zum Axiom 
erhoben worden, wenn nicht der allgemeine Störenfried der Völker, 
England, alles abgelehnt hätte, was überhaupt Völkerrecht heißt; 
denn England kennt das Völkerrecht nur ſoweit, als es ſeinen 
Zwecken dient, ganz ebenſo wie die engliſche Moral ſeit Cromwells 
Zeiten in elendem cant untergegangen iſt. Man hat allerdings hier⸗ 
gegen auch auf die Napoleoniſchen Dekrete von Berlin und Mailand 
hingewieſen, allein dieſe Dekrete, die auf eine Blockierung Englands 
hinausliefen, find nichts anderes, als die Repreſſalie gegenüber jener 
Papierblockade geweſen, die England über Frankreich verhängt hatte. 
Daß England auch jetzt das Völkerrecht von Anfang bis zu Ende 
verletzt, weiß jeder, und insbeſondere ift der Rouſſeauſche Grundſatz: 
„Krieg gegen den Staat, nicht gegen die Bevölkerung“ durch England 
in einer Weiſe auf den Kopf geſtellt worden, wie es auch die 
ſchlimmſten Gegner Englands nicht vorausgeſehen hätten. 

Wenn nun von vielen Seiten behauptet wird, daß es überhaupt 
kein Völkerrecht mehr gibt, ſo erklärt der Verfaſſer, daß das Völker⸗ 
recht noch gelte, aber eine Wandlung durchgemacht habe. Die Wandlung 
liege darin, daß jener Nouſſeauſche Grundſatz aufgegeben und alles 
auf den Stand früherer Zeiten zurückgeſchraubt wurde. Allerdings 
bliebe das eine beſtehen, daß keine nutzloſen Grauſamkeiten begangen 
werden ſollen und daß der Krieg gegen die Bevölkerung nur kollektiv 
und nicht individuell geführt werden dürfe. Die Meinung, daß etwa 
ein Staat berechtigt ſein könnte, die Gefangenen zu Sklaven zu 
machen oder in ſein Heer aufzunehmen, dieſen Gedanken würde natür⸗ 
lich auch der Verfaſſer ſtrikte ablehnen; dagegen nimmt er an, es 


miülſſe heutzutage als völkerrechtliche Befugnis betrachtet werden, ein 
Volk auszuhungern oder durch Angriff auf die Bevölkerung in ihm 
einen Terrorismus zu erzeugen, Furcht und Abſcheu vor dem Krieg 
zu erregen, um es zum Frieden gefügiger zu machen. Daß England 
dieſe Beſtrebungen auf ſein Banner ſetzt, iſt ja bekannt, und es iſt 
auch richtig, daß wir genötigt geweſen find, hiergegen Repreſſalien 
zu ergreifen; allein es iſt unrichtig, anzunehmen, daß dadurch ein 
Gewohnheitsrecht entſtanden ſei, welches die alten Grundſätze über den 
Haufen wirft. Wir verlangen immer und immer von dem Gewohnheits⸗ 
recht, daß eine opinio juris obwalte und ſehen gerade darin den 
idealen Gedanken der gewohnheitsrechtlichen Entwicklung. Die An⸗ 
nahme, daß das Gewohnheitsrecht auf bloßen faktiſchen Betätigungen 
beruhe, welche gleichſam durch die vis inertiae weiter wirkten, haben 
wir von jeher als eine völlig mechaniſche und der Nechtsentwicklung 
abgekehrte Annahme zurückgewieſen. Wir ſind allerdings nicht der 
Meinung, daß das ideale Element übertrieben werden darf; denn der 
gewohnheitsrechtliche Satz ſoll nicht in der Luft hängen bleiben und 
im Gerede der Leute verpuffen; dies widerſpräche völlig dem Wirklich 
keitsſinn des Rechtes, welches nicht bloßen Phantomen nachjagen ſoll; 
allein der Verwirklichung muß jener ideale Gedanke zugrunde liegen. 

Wenn wir uns nun innerlich fragen, ob wir dieſe Völkerrechts⸗ 
widrigkeiten Englands als berechtigt anſehen und als genügend, um 
unſere bisherige völkerrechtliche Überzeugung zu beſeitigen, jo müſſen 
wir dies im höchſten Grade verneinen. Sonſt müßte man ſchließlich 
auch annehmen, daß das engliſche Verfahren gegen Griechenland mit 
der unerhörten Bedrängnis eines neutralen Staates zum Völkerrecht 
heranreifen könnte, oder daß das Verbrechen gegen Karlsruhe als 
Völkerrecht anerkannt werden dürfte. 

Man möchte allerdings entgegenhalten, daß auch das bisherige 
Recht die Bevölkerung nicht in allen Punkten ſchonend behandle; 
allein dies gilt doch nur von mittelbaren Neflexwirkungen. Bom 
Seevölkerrecht wollen wir nicht ſprechen, denn dieſes iſt durch den 
engliſchen Einfluß ſo verdorben worden, daß alle modernen 
Beſtrebungen vereitelt worden find. Was aber den Landkrieg betriſſt, 
ſo kommt es natürlich vor, daß die Bevölkerung durch militäriſche 
Operationen um Hab und Gut kommt, daß ganze Ortſchaften nieder⸗ 
geſchoſſen und Städte zu einem Trümmerhaufen gemacht werden; es 
kommt auch vor, daß Privatmenſchenleben umkommen, denn man kann 
bei militäriſchen Operationen nicht auf derartige Einzelheiten Rückſicht 
nehmen. Doch hier iſt die Verletzung der Bevölkerung niemals Zweck, 
ſondern immer nur unentbehrliche Nebenwirkung einer gegen den feind⸗ 
lichen Staat gerichteten Tätigkeit. Außerdem hat man auf die Be⸗ 
lagerung einer befeſtigten Stadt und die damit verbundene Not der 
Bevölkerung hingewieſen, welche ja ſicher nach dem heutigen Völker 
recht erlaubt iſt; aber auch hier iſt die Einwirkung auf die Bevöllerung 
nur eine indirekte Folge der gegen das Heer gerichteten Operationen, 
und fie beruht eben einfach darauf, daß in menſchlichen Verhältniſſen 
viele Nebeneinflüſſe mit in Kauf genommen werden müſſen, weil 
ſich eines von dem anderen nicht ſcheiden läßt. Solche Neflexe gibt 
es im Menſchenleben Überall: die Familie des Verbrechers wird unter 
der Strafe leiden, wenn auch lediglich der Verbrecher beſtraft 
werden ſoll. 

Am meiſten kann allerdings die völkerrechtlich anerkannte Übung 
der Blockade dieſen Antibevölkerungsbeſtrebungen nahe kommen; allein 
gerade der Umſtand, daß die Blockade eine effektive ſein muß, zeigt, 
wie wenig das Inſtitut von dem Grundgedanken getragen iſt, der 
Bevölkerung Nahrung und Unterhalt zu entziehen. Die Blockade beruht 
einfach darauf, daß man ein Seegebiet okkupiert; und wenn nun 
dadurch ein Land abgeſchnitten wird, ſo iſt dies gar nichts anderes, 
als wenn etwa durch eine kriegeriſche Operation ein Landſtrich 
okkupiert und dadurch der Zugang zum Lande abgeſchnitten oder 
erſchwert wird. Der Grundgedanke iſt hier der der Okkupation mit 
all ihren Folgen, und die Okkupation richtet ſich gegen den Staat 
als Staat, nicht gegen die Bevölkerung. Gerade darum hat man die 
Papierblockade als eine Grauſamkeit und als eine Völkerrechtswidrigkeit 
erklärt, dies auch dann, wenn ſie indirekt geführt werden ſoll, ins⸗ 
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beſondere durch Erklärung aller Nahrungsmittel als Bannware. Jede 
Bapierblodade iſt, eben weil fie gegen die Bevölkerung als ſolche 
gerichtet iſt, einer der berüchtigtſten Ausläufer ehemaliger Barbarei. 

Wenn je das unheilvolle Schickſal es wollte, daß England 
obftegte, oder auch nur der jetzige Krieg mit einem Remis endete, fo 
wäre allerdings ein folder Zuſammenbruch des Völkerrechts zu 
erwarten; dann würde aber überhaupt Idealität und Moral unter⸗ 
gehen und der engliſche cant die Menſchheit in gleicher Weiſe herab⸗ 
würdigen, wie Heuchelei und Puritanismus ſeinerzeit Shakeſpeare 
aus England vertrieben hat. Davon kann aber keine Rede ſein. 
Das ſiegreiche Deutſchland aber wird ſich für ein Völkerrecht von 
englands Gnaden bedanken. 

Geh. Juſtizrat Prof. Dr. Joſef Kohler, Berlin. 


Isgällam: Der Rechtsſtaat. Rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftliche 
Zeitſchrift. Unter Mitwirkung von Dr. Hugo v. Beck, 
Senatspräfident an der Kgl. Kurie; Franz v. Vargha, 
Senatspräſident an der Kgl. Kurie; Dr. Béla v. Vavrik, 
Zweiter Präfident der Kgl. Kurie; herausgegeben von 
Dr. Ferdinand Baumgarten, Richter am Kgl. Verwaltungs⸗ 
gerichtshof; Dr. Sigmund Gyomai, Rechtsanwalt; Chef⸗ 
ebalteur Dr. Karl v. Illés, Kgl. Staatsanwalt a. D. 
Feſtnummer, herausgegeben anläßlich der konſtituierenden Ver⸗ 
ſammlung der Ungariſchen Waffenbrüderlichen Vereinigung 
(Magyar Bajtarsi Szövetség). Budapeſt 1916. Jährlich 
30 Kr. Preis dieſes Doppelheftes 7 Kr. 

Der deutſche Juriſt hatte früher nicht häufig Beranlaſſung und Ges 
legenheit ſich mit dem ungariſchen Recht zu beſchäftigen. Die hier vor⸗ 
liegende Nummer der angeſehenen ungariſchen Zeitſchrift gibt in will⸗ 
kommener Weiſe die Möglichkeit zu einem Einblicke. Es iſt den Heraus⸗ 
gebern gelungen, eine Anzahl von Beiträgen zuſammenzuſtellen, die unſer 
Intereſſe faſt durchweg in hohem Maße in Anſpruch nehmen müſſen. 
Sie zeichnen ſich zum großen Teil durch eine Eleganz der Darſtellung 
aus, wie man ſie bei juriſtiſchen Abhandlungen ſelten trifft. Das 
gilt vor allem von der Abhandlung des Grafen Albert Apponyi — 
des bekannten Politikers — über „Die Rechtsnatur des Verhältniſſes 
Oſterreichs und Ungarns“. Offenbar lag den ungariſchen Juriſten 
ſehr viel daran, dieſen Kardinalpunkt ihrer Staatsauffaſſung den 
deutſchen Berufsgenoſſen mit möglichſter Klarheit und Nachdrücklichkeit 
vorzuführen. Wogegen die Ungarn ſich wehren, das iſt der — wie 
fie es nennen — „Grundirrtum, daß man zum Ausgangspunkt der 
Betrachtung ein Oſterreichiſches Geſamtreich nimmt, welches 
auch Ungarn enthalten würde, und daß man all das, was von der 
ungariſchen Unabhängigkeit bekannt iſt, als eine Art Provinzautonomie 
auffaßt, welche dieſer unruhigen Provinz‘ von der zentralen Staats⸗ 
macht des Geſamtreichs zugeſtanden worden wäre“. Dem ſetzt Apponyi 
dasjenige entgegen, was nach ſeiner Bezeichnung „die geſchichtliche, 
rechtliche und tatſächliche Wahrheit“ iſt, nämlich „das unabhängige 
ungariſche Königreich, welches ſich durch ſouveräne freie Willens⸗ 
äußerung zu gewiſſen Zwecken und unter gewiſſen Bedingungen mit 
dem ebenfalls unabhängigen und ſelbſtändigen öſterreichiſchen Kaiſertum 
verbunden hat, ohne auf den geringſten Teil ſeiner Souveränität 
als ſelbſtändige Nation verzichtet zu haben“. Dieſe Theſe führt er 
mit außerordentlicher Beredſamkeit und geſchickter Gruppierung des 
hiſtoriſchen und tatſächlichen Materials durch. Der ſchwächſte Punkt 
vom Standpunkt der ungariſchen Theorie iſt die Exiſtenz gewiſſer 
gemeinſamer Inſtitutionen Oſterreichs und Ungarns, wie das 
gemeinſame Miniſterium für die äußeren Angelegenheiten und die 
gemeinſame Heeresorganiſation, die der Ausgleich von 1867 geſchaffen 
hat. Dem hält Apponyi entgegen, daß auch bezüglich des gemein⸗ 
ſamen Heeres alles, was in den Bereich der Legislative gehört, 
Schaffung des Wehrſyſtems, Beſtimmung und jährliche Bewilligung 
des Nekrutenkontingents der geſetzgebenden Gewalt der beiden Staaten 
vorbehalten bleibt. Er gibt zu, daß zwiſchen Oſterreich und Ungarn 
eine gegenſeitige Abhängigkeit beſteht. Sie berühren aber nicht 
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beider ſelbſtändige juriſtiſche Perſönlichkeit, denn es fehlt jede, die 
Souveränität der beiden Staaten einſchränkende höhere Souveränität. 
Aber dadurch, daß in allen Fragen der gegenſeitigen Verteidigung 
in allem, was mit Krieg und Frieden zuſammenhängt, die gemein⸗ 
ſame Aktion der beiden Staaten geſichert iſt, bilden ſie zuſammen 
eine Großmacht. In der rückhaltloſen Anerkennung der juriſtiſchen 
Unabhängigkeit des ungariſchen und des öſterreichiſchen Staates ſieht 
Apponyi die zuverläſſigſte Gewähr ihrer moraliſchen Kohäſion. Bei 
der großen Bedeutung, die Ungarn nicht nur für die Gegenwart, 
fordern aller Borausſicht nach für die Zukunft Mitteleuropas haben 
wird, iſt es jedenfalls für den Keichsdeutſchen äußerſt wichtig, ſich 
mit dieſer Grundanſchauung der ungariſchen Nation rechtzeitig vertraut 
zu machen. 

In das Gebiet der Politik fällt noch ein Aufſatz des Miniſterial⸗ 
rats Dr. Ludwig von Ladik „Die ungariſche Verwaltungsreform“. 
Für den deutſchen Ziviljuriſten von beſonderem Intereſſe ſind aber 
zwei Abhandlungen, die ſich mit dem Zivilkodex und der Zivilprozeß⸗ 
ordnung Ungarns beſchäftigen. In dem erſten berichtet Profeſſor 
Dr. Guſtav Szaſzy⸗Schwartz über eine Umfrage (Privatenquete), 
die er wenige Wochen vor dem Ausbruch des Krieges an etwa 
50 deutſche Rechtsgelehrte gerichtet hat, in der er fie fragte, ob der 
damals dem ungariſchen Abgeordnetenhauſe vorliegende Entwurf 
eines Bürgerlichen Geſetzbuches nicht in der Anlehnung an unſer BOB. 
zu weit gegangen fei. Der Eintritt des Krieges hat einen vollen 
Erfolg dieſer Umfrage verhindert. Die Stimmen, die der Verfaſſer 
mitteilt (Kohler, Wellſpacher, Coſak, Huber, Krückmann, Leonhard, 
M. Wolff, Dertmann) geben ein intereſſantes Bild der Auffaſſung 
dieſer Gelehrten von unſerem BGB.; ſie find im weſentlichen kritiſch 
gegenüber unſerm BGB., z. B. meint Kohler, daß der ungariſche 
Entwurf „viel zu ſehr den fehlerhaften Bahnen des deutſchen Geſetzen 
nachgegangen ſei“, er hätte ſich vielmehr dem ſchweizeriſchen Geſetzbuch 
anſchließen ſollen. Kohler „hofft von dem magyariſchen Scharfſinn, daß 
er nicht mehr als nötig die bureaukratiſchen Irrgänge des deutſchen 
Geſetzes verfolgt“. Der Verfaſſer beklagt es nicht, daß durch den Ein⸗ 
tritt des Krieges die Verabſchiedung des Entwurfes verhindert worden 
iſt; er hofft, daß ein neuer Entwurf ein einfacheres, klareres und 
volkstümlicheres Werk ſein wird als das alte, daß er das deutſche 
Vorbild nicht in der berüchtigten abſtrakten Kaſuiſtik und in den end⸗ 
loſen Zahlenverweiſungen nachahmen werde, ſo daß es „in Zukunft 
möglich ſei, einen Paragraphen aus ſich ſelber zu verſtehen, ohne daß 
man erſt ein Nundreiſebillett durch einige Dutzend von ihm angerufener 
Paragraphen löſen müßte“. 

Die Abhandlung des Richters an der Kurie (höchſter Gerichtshof) 
Dr. Fodor über die ungariſche Zivilprozeßordnung und das 
deutſche Zivilprozeßrecht regt alle die Streitfragen an, die auch uns 
ſeit Jahren beſchäftigen; denn das ungariſche Geſetz, das der Ver⸗ 
faſſer außerordentlich rühmt, weicht von dem unſrigen vielfach in der 
bei uns lebhaft umſtrittenen Richtung ab, daß der Einfluß der Parteien 
herabgemindert und die Machtbefugnis des Richters geſtärkt werde. 
Fodor glaubt, daß die Grundauffaſſung der deutſchen Zivilprozeßordnung 
nachteilig ſei für die materiell und intellektuell ſchwächeren Vollskreiſe. 
Der ungariſche Nichter kann von Amts wegen Zeugen und auch die 
Parteien unter Eid vernehmen. Der Prozeßbetrieb im Zuſtellungs⸗ 
und Ladungsweſen iſt beſeitigt. Intereſſant iſt, daß die ungariſche 
Zivilprozeßordnung eine Straſbeſtimmung gegen Prozeßlügen enthält, 
die ſolche Parteien trifft, „welche gegen beſſeres Wiſſen eine offenbar 
unwahre Tatſache behaupten oder eine Tatſache offenbar grundlos 
beſtreiten oder ſich offenbar grundlos auf ein Beweismittel berufen“. 
Auf welche Weiſe feſtzuſtellen iſt, daß die Partei „wider beſſeres 
Wiſſen“ gehandelt hat, iſt dem Aufſatz nicht zu entnehmen. Der 
ungariſche Prozeß zerfällt in zwei Abſchnitte, die als „Prozeßaufnahme“ 
und „meritoriſche Verhandlung“ bezeichnet werden. Mit der eidlichen 
Vernehmung der Parteien iſt man in Ungarn durchaus zufrieden. 
Bei der Verhandlung der neuen Zivilprozeßordnung hat ſich in Ungarn 
keine einzige Stimme für den formellen Parteieid erhoben. Der 
Rechtsmittelzug hat mit dem deutſchen manche Ahnlichkeit. Die 
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Reviſion greift aber weiter als bei uns. Sie kann auch darauf 
geſtützt werden, daß die Feſtſtellung einer Tatſache im Wege einer 
offenbar unrichtigen tatſächlichen Folgerung erfolgt oder mit dem 
Inhalt der Akten in Widerſpruch iſt. 

Drei Aufſätze beſchäftigen ſich mit dem ungariſchen Strafrecht. 
Sie zeigen, daß die Geſetzgebung in Ungarn auf dieſem Gebiete auch 
im letzten Jahre nicht müßig geweſen iſt. Namentlich hat ſie ſich der 
Behandlung der Jugendlichen in einem ſehr intereſſanten Geſetz aus 
dem Jahre 1908 angenommen. Für den deutſchen Juriſten iſt ein 
Vergleich des ungariſchen Strafgeſetzbuches mit dem deutſchen Entwurf, 
wie er ſich nach den Beſchlüſſen der Strafrechtskommiſſion geſtaltet hat, 
aus der Feder des Privatdozenten Dr. Vambeéry beſonders beachtens⸗ 
wert. Ihr Schluß ſei hier mitgeteilt, weil er für die ungariſche 
Auffaſſung ſehr charakteriſtiſch iſt: „Nach einem Ausſpruche Goethes 
tft ‚die Geſchichte der Wiſſenſchaften eine große Fuge, in der die 
Stimmen der Völker nach und nach zum Vorſchein kommen“. Ver⸗ 
hältnismäßig ſpät erklang die ungariſche Stimme, aber ſie tönt in 
jugendfriſcher Helle, und wird es uns gegönnt ſein, Hand in Hand 
mit der erfahrenen deutſchen Schweſter an die Löſung der Aufgaben 
heranzutreten, die das Ergebnis des Krieges der Strafrechtswiſſenſchaft 
ſtellt, ſo ſoll uns das Urteil, wonach das ungariſche Strafgeſetzbuch 
eine Tochter des deutſchen Rechtes iſt, mit freudigem Stolz erfüllen. 
Es iſt dies der Stolz, den die emporblühende Tochter empfindet, 
wenn ſie vom Kinde zur beratenden Freundin der Mutter erwächſt.“ 

Der Präfident des Patentſenats Dr. Schuſter berichtet über den 
Entwurf eines neuen Patentgeſetzes, welches das in Ungarn geltende 
Aufgebotsverfahren mit einer ſehr eingeſchränkten Vorprüfung aufrecht⸗ 
erhält. Das Patent gehört grundſätzlich dem Erfinder. Neuheits⸗ 
ſchädlich iſt nur die inländiſche offenkundige Benutzung, aber ohne 
zeitliche Grenzen. Wichtig und für die bevorſtehende Regelung der 
Fragen im deutſchen Recht intereſſant iſt auch die Beſtimmung, daß 
der gutgläubige Verletzer ſchlechthin auf die Bereicherung haftet und 
daß das Verletzungsverfahren vor die Patentbehörden gehört, daß 
das Strafverfahren zwar vor den Strafgerichten ſtattfindet, daß 
aber, wenn im Laufe des Verfahrens Fragen auftauchen, die der 
Zuſtändigkeit der Patentbehörde unterliegen, das Verfahren auszu⸗ 
ſetzen und die Entſcheidung dieſer Behörde abzuwarten iſt. Die Aus⸗ 
führungen von Polläk über die ungariſche Rechtsanwaltſchaft ſind den 
Leſern aus JW. 1916, 780 bekannt, und auch bezüglich der ungariſchen 
Ausgleichsordnung, die hier Dr. Meßleény behandelt, kann auf die 
Abhandlung von Jaeger, JW. 1916, 701, und ſeine Anzeige S. 723 
verwieſen werden. Nagys Vortrag über die Rechtsverhältniſſe in 
Ungarn iſt den Mitgliedern der Berliner Juriſtiſchen Geſellſchaft 
bekannt (vgl. JW. 1916, 734). Auf die vortrefflichen Arbeiten des 
Präſidenten des Verwaltungsgerichtshofes Dr. v. Wlaſſics „Der 
Kriegsgefangene und das internationale Recht“, des Profeſſors 
Dr. v. Angyal „Die Entwickelung des ungariſchen Strafrechts 
in den letzten zehn Jahren“, des Reichsgerichtsrats Dr. Lengyel 
„Zur Reform des ungariſchen Strafrechts“ und des Prof. Dr. 
v. Baumgarten „Handelsrechtliche Judikatur“ näher einzugehen, 
verbietet der Raum. Auch ſie bieten dem deutſchen Juriſten intereſſante 
Anregungen. Rechtsanwalt Dr. E. Eyck, Berlin. 


Dr. Heinrich Rauchberg, Profeſſor an der k. k. deutſchen 
Univerſität in Prag: Kriegsheimſtätten. Wien (Manz), 
1916. 69 Seiten. Preis 1,20 Kr. 

Der ausgezeichnete Statiſtiker der Prager deutſchen Univerſität 
iſt durch ſeine ſtatiſtiſchen Unterſuchungen zu faſt genau der gleichen 
Auffaſſung der geſellſchaftlichen Zuſammenhänge geführt worden, die 
der Referent aus geſchichtlichen und deduktiven Unterſuchungen erlangt 
hat, d. h. zu einer ausgeprägten „bodenreformeriſchen“ Anſchauung 
mit ſtarker Spitze gegen die Bodenſperrung durch das große Grund⸗ 
eigentum. Dieſe Stellungnahme kommt namentlich auf S. 47 des 
vorliegenden Schriftchens mit aller Schärfe zum Ausdruck, wo es ſich 
um die Forderung der Enteignung von privatem Grundbeſitz zu⸗ 
gunſten der Anlage von Kriegerheimſtätten handelt: „Die Voraus⸗ 


ſetzung, an bie 8 365 ABGB. die Enteignung knüpft, daß nämlich 
das allgemeine Beſte ſie erheiſche, iſt im vorliegenden Fall 
zweifelsohne gegeben, denn es handelt ſich um die Vollskraft und die 
Wehrmacht des Staates. Trotzdem haben ſich die Großgrundbeſttzer 
— nicht auch die Vertreter der bäuerlichen Intereſſen — gegen die 
Enteignung zu jenen Zwecken ausgeſprochen Wenn die Re 
gierung auf der Höhe ihrer Aufgabe ſteht, ſo wird ihr dieſer Ein⸗ 
ſpruch wenig Eindruck machen. Die Zeiten ſind nicht danach, daß 
die einzelnen Berufsſtände ſich überheben und ihr Sonderintereſſe 
über das öffentliche Wohl und das Staatsbedürfnis ſtellen dürften. 
Auch die ſonſt beliebte Gleichſetzung des öffentlichen Wohles mit 
dem Klaſſenintereſſe des Großgrundbeſitzes iſt einigermaßen veraltet.“ 

Das zur Bezeichnung des allgemeinen Standpunktes, von dem 
aus R. an das brennende Problem der Kriegerheimſtätten herantritt. 
Von ihm aus iſt es Har, daß die innere Koloniſation in möglichst 
großem Maßſtab und unter allen von der bodenreformeriſchen Theorie 
und Praxis geforderten Kautelen der letzte und eigentliche Zweck der 
geforderten Aktion iſt. „Von den beiden ... Aufgaben: innere 
Koloniſation und Invalidenfürſorge iſt die erſtgenannte die größere 
und durchgreifendere. Die Fürſorge für die Kriegs invaliden und 
Kriegshinterbliebenen ſcheint ja für den Augenblick das Dringendere 
zu ſein. Aber dieſe Aufgabe iſt zeitlich begrenzt und von vorüber⸗ 
gehender Wirkung. Sie iſt erſt durch den Krieg geſtellt und wird in 
geraumer Zeit erledigt fein ... Anders die innere Koloniſation. 
Vor dieſe Aufgabe waren wir eigentlich ſchon Jahrzehnte vor Ausbruch 
des Krieges geſtellt durch die Richtung, die die Entwicklung unſerer 
Bevölkerung genommen hatte: durch die Abnahme der Geburten, 
durch das Anſchwellen der Auswanderung, durch unerwünſchte Be⸗ 
völkerungsverſchiebungen im Inneren, durch die Umſchichtung der 
Berufe und ſozialen Klaſſen und durch die Unzulänglichkeit der 
heimiſchen Nahrungsproduktion ... Aber die Regierung hat 
die Gefahren nicht erkannt, die ſie verkünden für die Volkskraft und 
Wehrmacht, für die Wirtſchaftsentfaltung und Weltgeltung der 


„Monarchie, und fie hat nichts getan, um dieſen Gefahren zu begegnen. 


Das kann ſo nicht weitergehen. Der Krieg hat uns aufs neue darüber 
belehrt, daß unter allen Staats angelegenheiten die Wehrmacht die 
wichtigſte iſt ... Die Bevölkerungsfrage war ſchon vor dem Kriege 
ernſt genug, jetzt iſt fie brennend geworden. Es iſt keine Über: 
treibung, daß dabei nicht weniger auf dem Spiele ſteht als unſere 
militäriſche, politiſche und wirtſchaftliche Großmachtſtellung. Darum 
müſſen die Kriegerheimſtätten von vornherein und in erſter Linie als 
eine Maßnahme der Bevölkerungs⸗ und Wirtſchaftspolitik, als das 
wirkſamſte Mittel zur nachhaltigen Hebung der Wehrmacht aufgefaßt 
und ins Leben gerufen werden; in dieſem weiteren Nahmen werden 
ſie auch für die Invaliden⸗ und Hinterbliebenenfürſorge verwertet 
werden können“ (S. 2/3). 

Der öſterreichiſche Staat hat bisher dieſen Fragen keine Be 
deutung beigemeſſen, weil vor dem Kriege der Nachwuchs nicht in 
vollem Umfang für die Wehrmacht in Anſpruch genommen wurde. 
Das wird in Zukunft — ich füge hinzu, wenn es nicht gelingt, 
Europa endlich vernünftig zu ordnen — anders werden mülſſen 
(trotzdem niemand weiß, wie die Koſten für dieſe ungeheure Ber 
mehrung der Rüftungen aufgebracht werden ſollen). „Dadurch treten 
Volkszahl und Volksbewegung, Geburten⸗ und Sterbeziffer, Ein, 
wanderung und Auswanderung und alles, was dafür von Wichtigkeit 
iſt, in ein neues Licht. Und ſo auch die lang vernachläſſigte Frage 
der inneren Koloniſation“ (S. 4). 

Unter den bevölkerungspolitiſchen Erwägungen ſteht 
der Geburtenrückgang an erſter Stelle, der ſich auch in Oſterreich 
ſtark bemerkbar macht. Während im Durchſchnitt 1901/05 die Zahl 
der in Oſterreich lebend Geborenen noch rund 955000 und aufs 
Tauſend der Geſamtbevölkerung 35,5 betrug, war fie 1913 auf rund 
864 000 und auf 29,05 pro Mille geſunken (bis zirka 1875 waren es 
ungefähr 40 pro Mille). Vorläufig iſt ja der abſolute und relative 
Zuwachs noch nicht merklich zurückgegangen; er betrug 1891 — 1900: 
9,44; 1901-1910 noch immer 9,26 aufs Hundert. Aber der Rüd- 
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gang der Sterblichkeit, der dieſes günſtige Reſultat ermöglicht hat, 
hat ſeine Grenzen: „Das Bevölkerungskapital verzinſt ſich immer 
ſchlechter“. Dadurch wird Wirtſchafts⸗ und Wehrkraft des Staates 
unmittelbar bedroht, und er hat die dringende Aufgabe, wenigſtens 
die Urſachen des Geburtenrückganges abzuſtellen, auf die er Einfluß 
hat, die wirtſchaftlichen. „Sie liegen zum guten Teil in dem Über 
gang breiter Volksſchichten von der Landwirtſchaft zur Induſtrie, vom 
flachen Lande zum ſtädtiſchen Leben.“ Die Landbevölkerung auch 
in Oſterreich iſt immer noch viel fruchtbarer als die ſtädtiſche, und 
zwar offenbar hauptſächlich aus dem Grunde, weil in der Stadt 
jedes Kind mehr eine neue Laſt bedeutet, während es auf dem Lande 
in geſunden Verhältniſſen als „Gottes Geſchenk“ freudig begrüßt wird. 
Und unter ganz geſunden Verhältniſſen leben nur die Selbſtändigen 
in der Lands und Forſtwirtſchaft (S. 13/14). Sie halten den modernen 
wirtſchaftlichen Verſchiebungstendenzen gegenüber nicht nur ſtand, 
ſondern vermehren ſich ſtärker als die Geſamtbevölkerung. Zwiſchen 
1901 und 1910 haben die ſelbſtändigen Land⸗ und Forſtwirte um 
19,95 Prozent, die Angeſtellten um 7,75 Prozent, die Arbeiter um 
4.21 Prozent zugenommen, während die Tagelöhner um 23,01 Pro⸗ 
zent, und die Dienſtboten um 18,42 Prozent abgenommen haben. 

Dieſe Elemente verſchwinden vom Lande nicht nur durch Ab⸗ 
wanderung in die Städte, ſondern gehen dem Staate und ſeiner 
Wehrkraft zum großen Teil durch Auswanderung gänzlich verloren. 
Ofterreich verlor durch Auswanderung von 1881 — 1890 rund 
201000; von 1891 —1900 rund 398000; von 1901 — 1910 rund 
683000 Köpfe: eine enorme Steigerung, die ſich in den letzten Jahren 
noch verſtärkt hat. Nach der amerikaniſchen Statiſtik ſind aus Oſter⸗ 
teich und Ungarn in den fünf Jahren 1909 - 1913 rund 1 184 000 
Berjonen in die Vereinigten Staaten eingewandert; dazu kommt noch 
die ſtarke Auswanderung in europäiſche Staaten. Allein im 
Deutſchen Reiche wurden im Jahre 1910: 635000 (gegen 371000 
in 1900) öſterreichiſche Staatsangehörige ermittelt. „Die Urſachen 
der Landflucht ſind auf dem Lande ſelbſt zu ſuchen: in der Grund⸗ 
beſitzverteilung, in der Arbeitsverfaſſung. in der Betriebsweiſe“ 
(S. 17). „Erfüllen wir das Verlangen der Erbloſen, geben wir auch 
ihnen ein Stück Bodens, wo ſie eine Familie gründen und die Früchte 
ihres Fleißes genießen können, ſo werden wir viele davon abhalten, 
ihr Glück in der Fremde zu ſuchen. Dazu brauchen wir die Krieger⸗ 
heimſtätten.“ 

Auf dieſen Heimſtätten wird dann auch eine größere Kinderzahl 
wachſen. N. bringt eine Statiſtik, wonach in einer beſtimmten Anzahl 
von Bezirken der Überſchuß der lebend Geborenen über die Ges 
ſtorbenen in den Städten 3,2, auf dem Lande aber 12,1 betrug. Die 
Zahlen müſſen zwar mit Verſtändnis geleſen werden, weil in den 
ſtädtiſchen Krankenanſtalten auch ſolche Patienten ſterben, die vom 
Lande ſtammen. Dennoch kann an dem höheren bevölkerungspolitiſchen 
Werte des Landes gar nicht gezweifelt werden. 

Und dieſer größere Nachwuchs iſt, wie überall, auch in Oſterreich 
unendlich viel wehrtauglicher als der ſtädtiſche Nachwuchs. Es ſetzt 
mich in Verwunderung, daß N., der überall deutſche Verhältniſſe zum 
Vergleich heranzieht, ſich die geradezu verblüffende preußiſche Wehr⸗ 
ſtatiſtik von 1908 hat entgehen laſſen, aus der hervorgeht, daß die 
ſelbſtändigen Landwirte weitaus das beſte Wehrmaterial darſtellen, 
während die Landarbeiter kaum über dem Niveau der ſtädtiſchen 
Proletarier ſtehen. Welche Zuſammenhänge mit der Lebenshaltung 
und Ernährung hier obwalten, geht daraus hervor, daß die Selb⸗ 
ſtändigen der Freiluftinduſtrie faſt dieſelbe Wehrtauglichkeit beſitzen, 
wie die ſelbſtändigen Landwirte, und vor allem daraus, daß die 
Arbeiter in den ſtädtiſchen Freiluftinduſtrien, offenbar dank ihrer 
beſſeren Ernährung, beträchtlich über den landwirtſchaftlichen Arbeitern 
ſtehen. 

Dieſe Ziffern ergeben ein noch erſtaunlicheres Reſultat, wenn 
man bedenkt, wieviel dichter die Landbevölkerung in bäuerlichen 
Siedlungen als in Großgrundbeſitzbezirken auf der Fläche ſitzt. Man 
kann für Deutſchland — und das wird auch für Oſterreich zu⸗ 
treffen — rechnen, daß die gleiche Bodenfläche in bäuerlicher Siedlung 
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2½ bis 8 mal ſoviel Menſchen — und nebenbei geſagt: auch Vieh — 
ernährt. Da nun Bauern zirka 2½ mal ſoviel Vollwehrfähige ſtellen, 
iſt es erlaubt zu ſagen, daß durch die innere Koloniſation, die Groß⸗ 
grundeigentum in Bauernland auflöft, die Wehrkraft auf das ſechs⸗ 
bis ſiebenfache geſteigert wird. 

Dazu kommen nun noch agrarpolitiſche Erwägungen, die mehr 
auf Oſterreich als auf Deutſchland zutreffen. Die Agrarproduktion 
unſeres Verbündeten ſteht weit hinter der unſrigen zurück: ſie muß 
intenſwiert werden, und dazu iſt es vor allem nötig, die jetzt ab⸗ 
wandernden Arbeitskräfte auf dem Lande feſtzuhalten, alſo innere 
Koloniſation. R. denkt hier vor allem an die Anſiedlung ſelbſtändiger 
Klein⸗ und Mittelbauern, die mit ihrer familienhaften Arbeits⸗ 
verfaſſung auslangen, für die es alſo keine Arbeiterfrage gibt: wenn 
er außerdem ſchreibt, daß fie der Leutenot der großen Grundbeſitzer 
abhelfen ſoll, und Serings Leitwort zitiert: „keine Landarbeiter ohne 
Heimſtätten“, ſo macht er damit offenbar eine Konzeſſion an die 
augenblicklich noch beſtehenden Machtverhältniſſe, in dem durchaus 
richtigen Beſtreben, das Prinzip der inneren Koloniſation vorläufig 
in möglichſt großem Umfang in allen möglichen Formen, auch den 
theoretiſch unvollkommeneren, zur Durchführung zu bringen. 

Auch hier ſei dem Referenten wieder eine Einſchaltung geſtattet. 
R. weiſt mit Recht auf den Hungerkrieg hin, den England gegen 
uns führt, um uns als eine der wichtigſten Aufgaben der nächſten 
Zukunft die Erweiterung unſerer agrariſchen Grundlage ans Herz zu 
legen. Nun wird ſelbſt ein „Mitteleuropa“ ſehr großen Umfanges 
in abſehbarer Zeit techniſch nicht ſo hoch gehoben werden können, 
daß es ſeine geſamte Nahrung ohne Einfuhr von auswärts für den 
Bedarf der doch hoffentlich ſtark wachſenden Bevölkerung beſchaffen 
kann. Etwas „Vorratspolitik“ wird, wenn die dauernde Befriedung 
jetzt noch nicht erreicht wird, immer nebenher gehen müſſen. Und 
da zeigt ſich nun ohne weiteres, daß wir in der Vermehrung des 
eigentlichen Bauernlandes unſere Hauptaufgabe zu erblicken haben. 
Denn das Großeigentum iſt bekanntlich in der Hauptſache Korn⸗ 
produzent, und Korn in beliebiger Menge auf Vorrat zu halten, 
iſt eine techniſch lösbare Aufgabe. Aber Fleiſch, Fett, Milch und 
Butter find die Haupiprodulte der Bauern wirtſchaft: und dieſe 
Produkte in großen Vorräten zu halten, iſt techniſch wahrſcheinlich 
für immer unmöglich. 

Aus dieſen Erwägungen ergeben ſich die ſtaatlichen Zwecke der 
Kriegerheimſtätten. „An erſter Stelle ſtehen Bevölkerungspolitik und 
Raſſenhygiene“ (S. 23): Vermehrung und Verbeſſerung des Nach⸗ 
wuchſes, Eindämmung der Wanderung; ferner Intenſivierung und 
Vermehrung der landwirtſchaftlichen Produktion: erſt an dritter Stelle 
kommt die Verſorgung der Kriegsverſehrten und Kriegshinterbliebenen. 
Und noch eins: gefährdete Grenzbezirke ſollen durch Bauernſiedlungen 
politiſch⸗militäriſch geſichert werden. Man ſoll, wenn mir der Aus⸗ 
druck geſtattet iſt, die Grenzbezirke mit wohlhabenden ſelbſtändigen 
Bauern pflaſtern. Ich ſtimme mit R. durchaus überein, wenn er 
ſagt, daß ſie gegen „den rollenden Rubel und das Gift der 
allſlawiſchen Propaganda“ (S. 25) auch dann immun fein werden, 
wenn ſie der Nationalität des Landes angehören. 

% 

Es folgt nun ein umfaſſendes, wohl durchdachtes Programm 
über die Einrichtung und Ausgeſtaltung der Heimſtätten. N. faßt 
ſowohl Wohn heimſtätten, wie Wirtſchafts heimſtätten ins Auge. 
Die erſteren find als Gartenſtädte, wenigſtens als Gartenvorſtädte 
gedacht; nur dort, wo die Bodenpreiſe allzu hoch ſtehen, kommen 
Mietshäuſer, und für Kriegsverſehrte auch Anſtalten in Frage. Für 
all das braucht es keine neuen Rechtsformen: Eigenhaus und 
Genoſſenſchaftsbeſitz ſind bereits längſt ausgeſtaltet und wohl erprobt. 

Die eigentliche innere Koloniſation beſteht in der Anlage von 
Wirtſchaftsheimſtätten für Bauern, Gärtner und Häusler, nämlich 
Landarbeiter, Handwerker und gewerbliche Arbeiter. 

Um ſie möglichſt ſchnell und in möglichſt großem Umfang ein⸗ 
zurichten, läßt R. alle die verſchiedenen Formen zu, wie fie in ber 
deutſchen, namentlich der mecklenburgiſch⸗preußiſchen Siedlungspraxis, 
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der öffentlichen wie der privaten, verſucht und erprobt worden find. 
Auch die britiſchen Erfahrungen mit dem Allotments- und Small 
Holdings Act find zweckmäßig herangezogen worden: Ausgabe durch 
Private ohne ſtaatliche Beihilfe an Kriegsteilnehmer nach den üb⸗ 
lichen Rechtsformen; Ausgabe durch Private mit Hilfe einer den 
preußiſchen Generalkommiſſionen ähnlich organiſierten Behörde als 
Rentengut; Hergabe von Staats⸗ und Korporationsland; ſchließlich 
Expropriation von Privateigentum: alles das wird ins Auge gefaßt. 

Für die Abſicht ſollen drei Geſichtspunkte maßgebend ſein: 
„Erſtens die Sicherung als Heimſtätten; ſie ſollen der Familie des 
Beſitzers dauernd erhalten werden. Zweitens ſoll die Erwerbung 
ohne Anzahlung eines Kapitals ermöglicht werden. Drittens ſoll 
der zu gewärtigende Wertzuwachs nicht verfilbert werden können, 
wenn der Boden aus öffentlichen Mitteln beigeſtellt worden iſt“ 
(S. 28). 

Zu dem Zwecke werden die Kriegerheimſtätten unter beſonderes 
Recht geſtellt, werden als „Heimſtätten“ in das Grundbuch und die 
von den Heimſtättenämtern zu führenden Heimſtättenrollen ein⸗ 
getragen. (Hier klingt das Homeſteadrecht der Vereinigten Staaten, 
und ein wenig das preußiſche Necht der „Höferolle“ an.) Dieſe 
Heimſtätten, für die der Name und Rechtstitel ausſchließlich vor: 
behalten iſt, ſollen erſtens unteilbar ſein, ſie ſollen womöglich unter 
Anerbenrecht geſtellt werden. Zweitens ſoll ihre Belaſtung und 
Veräußerung ſowie die gerichtliche Vollſtreckung in fie beſchränkt 
ſein. Es dürfen in das Grundbuch nur eingetragen werden die 
Schulden, die zum Zwecke der Erwerbung gemacht worden ſind, 
nämlich der Kaufſchillingsreſt bzw. die Rentenſchuld und beliehene 
Renten aus dem Militärverhältnis oder der Sozialverſicherung (für 
Deutſchland kämen kapitaliſierte Kriegsrenten hier in Frage). Ferner 
nur löſchungspflichtige Tilgungsdarlehen, die mit behördlicher Ges 
nehmigung zu Meliorationszwecken aufgenommen werden. Subhaſtation 
ſoll verboten fein, ebenſo Veräußerung ohne Genehmigung der Be 
hörde, die vorher die Ehefrau, wenn Waiſen beteiligt find, auch das 
Bormunbfchaftägericht, hören ſoll. 

Referent iſt, wie ſchon geſagt, damit einverſtanden, daß alle 
möglichen Formen der inneren Koloniſation gleichzeitig zugelaſſen 
werden. Die Aufgabe iſt in der Tat ſo dringlich, daß wir keine 
Zeit für theoretiſche Auseinanderſetzungen zu verlieren haben. Es 
ſei dennoch mehr im Vorbeigehen angemerkt, daß alle dieſe Schwierig⸗ 
keiten mit der Verſchuldungsgrenze, dem Veräußerungsverbot und der 
daraus folgenden Schwierigkeit der Beſchaffung von Meliorations⸗ 
und Betriebskrediten nicht exiſtieren, ſobald man die theoretiſch voll⸗ 
kommenſte Form ins Auge faßt: den genoſſenſchaftlichen Großbefik 
mit Erbpacht oder Erbmiete der Mitglieder. Das iſt die alte ger⸗ 
maniſche Mark in moderner Geſtalt; ſie vor allem durchzuführen, 
ſollte das wichtigſte Beſtreben ſein. 

Statt deſſen faßt R. vor allen Dingen das Rentengut nach 
preußiſchem Muſter ins Auge; und zwar muß die Rente im Gegenſatz 
zu Preußen nach Maßgabe des öſterreichiſchen Rechtes zur Gänze 
ablösbar fein. Der Rentengutsausgeber „fol die Rente bei Lebzeit 
des Inhabers nur erhöhen können, wenn dieſer die Heimſtätte ver⸗ 
äußert. Ferner nach deſſen Ableben, wenn weder deſſen Ehefrau 
noch ein Erbe in grader Linie die Heimſtätte übernimmt, oder wenn 
ſeit dem Erbanfall zehn Jahre verſtrichen ſind; die letzte Beſtimmung 
gilt jedoch nicht, wenn die Witwe erbt“ (S. 84). 

Ferner ſollen Kriegerheimſtätten auch auf Grund des neu zu 
regelnden Erbpachtrechtes ausgegeben werden können, und zwar 
vorwiegend aus dem Grunde, weil in Oſterreich ſehr viel Land 
rechtlich „gebunden“, die Anſiedlung zu Eigentum darauf zum 
mindeſten ſehr erſchwert iſt. Außerdem ſind gerade dieſe Land⸗ 
flächen (Fideikommiſſe uſw.) in Oſterreich, wie durchſchnittlich überall, 
recht extenſiv bewirtſchaftet. Das Erbpachtrecht fol nach dem Muſter 
des „Baurechtes“ mindeſtens 30, höchſtens 80 Jahre währen, und 
ſollte dinglich, vererblich und veräußerlich fein. 

Als dritte Form wird die rentenfreie Heimſtätte ins Auge 
gefaßt, die durch privaten Kaufvertrag oder durch Umwandlung eines 
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beſtehenden Beſitzes entſteht und durch Eintragung in die Heimſtätten⸗ 
rolle und in das Grundbuch ihren Rechtscharakter erhält. 

Um ſpekulative Veräußerung zu verhüten, dürfte in der Regel 
die Beſtimmung hinreichen, daß die Behörde ihre Einwilligung zu 
erteilen hat. Um einen etwaigen Wertzuwachs der Geſamtheit zu 
ſichern, wird das Wiederkaufsrecht (nach Ulmer Muſter), mindeſtens 
das Vorkaufsrecht, ins Auge gefaßt. 

Was die Dauer des Rechtes anlangt, fo iſt R. geneigt, es ſolange 
wie möglich zu erhalten, und die Kriegerheimſtätten zuletzt in „Volls⸗ 
heimſtätten“ überzuführen. 

Es iſt natürlich unmöglich, jedem Kriegsteilnehmer das Recht 
auf eine Heimſtätte einzuräumen: man wird ſich mit der Anwart⸗ 
ſchaft begnügen müſſen. Die Lifte der Anwärter führen die Heim: 
ſtättenämter; um die Grundbeſitzer zur freiwilligen Hergabe von Land 
zu bewegen, wird ihnen ein Vorſchlagsrecht eingeräumt, das berück⸗ 
ſichtigt werden muß, wenn keine beſonderen Gründe dagegen beſtehen. 
Zur Anwartſchaft berechtigt find nur Berheiratete oder mit Kindern 
aus einer früheren Ehe zuſammenlebende Kriegsteilnehmer; ein wenig 
weit wird der bevölkerungspolitiſche Eifer meiner Empfindung nach mit 
dem Vorſchlag getrieben, die anſiedlungsluſtigen Ehe⸗ oder Brautpaare auf 
das Vorhandenſein ſolcher Krankheiten oder Abnormitäten zu unterſuchen, 
die geſunde Nachkommenſchaft ausſchließen oder beeinträchtigen (S. 41). 

Selbſtverſtändlich erhält niemand mehr als eine Heimſtätte, die 
er ſelbſt bewirtſchaften und bewohnen muß, und ebenſo ſelbſtverſtänd⸗ 
lich erhält niemand eine neue Heimſtätte, der ſchon genügend Grund 
und Boden beſitzt. Sehr ſympathiſch iſt die Forderung, „daß die 
Heimſtätten grundſätzlich nur an Anwärter jener Nationalität aus⸗ 
gegeben werden, der die bodenſtändige Bevölkerung des engeren Ge⸗ 
bietes angehört“ (S. 43). Nationale Eroberungspoiltik ſoll mit den 
Heimſtätten nicht getrieben werden. 

Zur Durchführung der Altion ſoll zunächſt ein Heimſtättenamt 
geſchaffen werden, beſetzt mit ſtaatlichen Beamten und ehrenamtlichen 
Mitgliedern. In dem Maße, wie die Geſchäfte ſich ausdehnen, werden 
neue örtliche Heimſtättenämter geſchaffen, die das zuerſt entſtandene 
als „Heimſtättenoberamt“ zuſammenfaßt und leitet. Sie vereinigen 
etwa den Geſchäftskreis der preußiſchen Anſiedlungskommiſſion mit 
dem der Generalkommiſſionen; ſie fördern die private Ausgabe von 
Kriegerheimſtätten, nehmen aber zugleich auch die öffentliche Ausgabe 
in eigene Regie: auf Staats- und Stiftungsland, auf expropriiertem 
oder wegen Kriegs verrats oder Derelinquierung verfallenem Gelände uſw. 
Sie haben im erſten Fall für den nötigen Zwiſchenkredit, im zweiten 
Fall für die Bodenkaufs⸗ und Baugelder die erforderlichen Summen 
aus dem von ihnen verwalteten „Heimſtättenfonds“ bereitzuſtellen: 
ein „Zentralheimſtättenfonds“ dient als Ausgleichsſtelle und Reſerve⸗ 
geldquelle. 

Es iſt unmöglich, in dieſem Referat die ſämtlich wohl aus⸗ 
geſonnenen Einzelbeſtimmungen anzuführen. Intereſſenten müſſen ſich 
ſchon an die inhaltreiche kleine Schrift wenden. Nur eins ſei noch 
hervorgehoben: 

Die Aktion wird natürlich ſehr große Summen erfordern, freilich 
keine Beträge, die gegenüber unſeren durch dieſen Krieg ſo grund⸗ 
ſtürzend veränderten Anſchauungen über die Möglichkeit ſtaatlicher 
Geldbeſchaffung für wichtige Zwecke erſchreckend hoch erſcheinen können. 
Wir ſtimmen auch hier N. vorbehaltlos zu, wenn er — es ſollte das 
Abce aller Finanzpolitik ſein! — ſeinen Staat ermahnt, hier keine 
ängſtliche und falſch angebrachte „Sparſamkeit“ zu üben. Es handel 
ſich um die wichtigſten, geradezu vitalen Intereſſen der Monarchie, 
und zwar um Inveſtitionen, die ſich ſchon an ſich, privatwirtſchaftlich⸗ 
fiskaliſch, recht gut verzinſen werden. Außerdem wird der Staat als 
Wehrmacht und als Steuerfiskus goldene Früchte davon ernten. 

Das Gleiche gilt für unſer Deutſchland. Zwei gewaltige Auf⸗ 
gaben ſtellte das europäiſche Leben ſchon vor dem Kriege: innere 
Koloniſation und nationale Autonomie. Hätte man fie rechtzeitig 
gelöſt, ſo wäre Europa die grauenhafte Prüfung vielleicht erſpart 
geblieben. Wenn unſer zerfleiſchter Erdteil ſich erholen ſoll, wenn 
wir vor dem Schickſal bewahrt werden ſollen, die Heloten der Ver⸗ 
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einigten Staaten und vielleicht eines erneuten und geftärlten Rußs 
lands zu werden, ſo iſt keine Zeit mehr zu verlieren. Und trotz 
aller Schuldenlaſt, in die wir geſtürzt worden find; für dieſe Zwecke 
iſt keine Aufwendung zu groß. 

Privatdozent Dr. Franz Oppenheimer, Berlin. 


Dr. Les Haber: Nationalcharakter und Strafprozeß. Er⸗ 
fahrungen und Lehren aus den Charaktereigenſchaften der krieg⸗ 
führenden Völker für die Strafprogeßreform. 1916. Leipzig, 
Rudolf Hartmann. Wien, M. Breitenſtein. 277 Seiten. 

Es iſt ein neuer, wertvoller Gedanke, aus dem National⸗ 
charakter die Geſtaltungen des Rechtslebens zu entwickeln. Ver⸗ 
ſaſſer unternimmt die Durchführung für einen Ausſchnitt des 

Rechtes, für den Strafprozeß der kriegführenden Völker, wobei 

weſentlich England Frankreich und Deutſchland mit dem im Bann⸗ 

kreiſe deutſcher Rechtsentwicklung liegenden Oſterreich in Betracht 
kommen. Nach einer Einleitung behandelt Verfaſſer zunächſt den 
franzöſiſchen Nationalcharakter im Spiegel der Geſchichte und des 

Strafprozeſſes, dann gleicherweiſe den engliſchen, ſodann Deutſchland 

und Oſterreich und zieht dann die allgemeinen Folgerungen. Die 

Schrift zeugt zunächſt von einer außerordentlichen Beleſenheit des 

Verfaſſers und gründlicher Benutzung aller vorhandenen Literatur. 

Doch es iſt keine Aufhäufung toten Stoffes, ſondern Verſaſſer ver⸗ 

ſteht feinen Grundgedanken feftzuhalten und in allen Folgerungen 

durchzuführen, dabei beſtändig den Leſer in geiſtvoller Weiſe zu 
ſeſſeln. Hat die neuere Rechtsvergleichung mit den praktiſchen 

Zweck, das Gute zu nehmen, wo man es findet, und auf die eigene 

Geſetzgebung befruchtend zu wirken, fo ergibt andererſeits die Lehre 

des Verfaſſers, daß der Aufnahme fremden Rechtsſtoffes durch den 

Nationalcharakter beſtimmte Schranken gezogen ſind. Wohl aber 

bietet gerade der verwandte Charakter die Möglichkeit der zu er⸗ 

itrebenden Rechtsannäherung zwiſchen Deutſchland und Eſterreich. 

Die erſte Vorausſetzung dazu iſt aber, wie der Verfaſſer mit Recht 

betont, die Läuterung des deutſchen Geiſtes und die Befreiung des 

deutſchen Strafprozeſſes von den Feſſeln fremden Rechtes, unter 
deſſen Einwirkungen der deutſche Strafprozeß ein jo unglück⸗ 
ſeliges Gebilde geworden iſt. Das Buch iſt nicht nur für Juriſten, 
ſondern für weite Kreiſe der Gebildeten geſchrieben. Niemand 
wird das Buch ohne mannigfache Belehrung und ohne reichen 

Genuß aus der Hand legen. 

Profeſſor Dr. Conrad Bornhak, Berlin. 


Dr. jur. Walter Schmidt: Die Nechtsverhältuiſſe der Ver⸗ 
mißten nebſt der Bundesratsverorduung über die Todes⸗ 
erklärung Kriegsverſchollener. Vom 18. April 1916. Berlin 
1916. Verlag von Franz Vahlen, W 9. Preis 80 . 

Die kleine beachtenswerte Schrift zerfällt — wenn auch nicht 
äußerlich, ſo doch ſachlich — in zwei voneinander weſentlich ver⸗ 
ſchiedene Teile. Der eine befaßt ſich mit der Todeserklärung Kriegs⸗ 
verſchollener, d. h. mit der das BGB. ſowie einige Vorſchriften der 

PO. über das Aufgebotsverfahren abändernden Bundesratsverordnung 

vom 18. April 1916. In kurzen, aber ſachgemäßen Anmerkungen zu 

den einzelnen Paragraphen wird dieſe Verordnung in einer dem 

Bedürfniſſe des Praktikers durchaus entſprechenden Weiſe erläutert. 

Bon beſonderem Werte gerade für die Anwaltſchaft iſt der Abdruck 

der amtlichen Begründung der Bundesratsverordnung. Der andere 

Teil des Schmidtſchen Buches, der eine Darſtellung der Rechts: 

verhältniſſe der Vermißten enthält, dürfte dem Anwalt wertvolle 

Dienſte für die Rechtsberatung insbeſondere in der Sprechſtunde 

leiſten. Soweit nämlich die Gewährung militäriſcher Gebührniſſe 

an Angehörige von Vermißten in Frage kommt, find Verordnungen 
maßgebend, die, wie z. B. die Kriegsbeſoldungsvorſchrift, dem Anwalt 
nicht zugänglich zu ſein pflegen. Es iſt deshalb beſonders zu be⸗ 
grüßen, daß der Verfaſſer an der Hand der einſchlägigen Beſtimmungen 
hierüber zuverläſſige Auskunft gibt. Auch die Gewährung der Leiſtungen 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


1007 


aus der Sozialverſicherung an Angehörige von Kriegsverſchollenen 
ſowie die wichtige Frage, wann die Bewilligung militäriſcher Ver⸗ 
ſorgungsgebührniſſe beginnt, wenn der Tod des Kriegsteilnehmers 
noch nicht zweifelsfrei feſtſteht, iſt behandelt. Die Anſchaffung 
des kleinen Büchleins wird ſich in jetziger Zeit für jedes Anwalts⸗ 


bureau empfehlen. 
Regierungsrat Dr. Th. v. Olshauſen, Berlin. 


Dr. Wilhelm Bein: Die Kapitnulationen beurteilt nach 
Völkerrecht und türkiſchem Staatsrecht. Abgedruckt im 
Aprilheft der Preußiſchen Jahrbücher. Bd. 164 Heft 1. 

Die Kapitulationen, deren Aufhebung ſeitens der Türkei zu 
Beginn des Weltkrieges berechtigtes Aufſehen erregte, haben eine 
vielhundertjährige hiſtoriſche Entwicklung durchgemacht. Die Bedeutung 
des Wortes iſt zweifelhaft. Es entſtammt wahrſcheinlich der 
italieniſchen Diplomatenſprache und iſt gleichbedeutend mit dem 
deutſchen Worte Vereinbarung. Die Kapitulationen aber waren in 
ihrer urſprünglichen Geſtalt noch keine Verträge, ſondern einſeitige 
Herrſcherakte orientaliſcher Fürſten, durch die den im Keiche des 
Iſlam rechtloſen fremden Kaufleuten die Möglichkeit friedlicher 
Niederlaſſung und ungeſtörter Ausübung ihres religiöſen Kultus 
gewährleiſtet wurde. Schon Karl der Große konnte auf Grund feiner 
guten Beziehungen zum Kalifen Harun al Raſchid und anderen orienta⸗ 
liſchen Herrſchern für ſeine Untertanen Handelserleichterungen und 
Vergünſtigungen auf dem Gebiet der Rechtspflege erwirken, die in 
langſamer, aber ſteter Fortentwicklung zum Abſchluß völkerrechtlicher 
Verträge zwiſchen dem Drient und den meiſten weſteuropäiſchen 
Staaten führten. Dieſe Verträge hatten im einzelnen verſchiedenen 
Inhalt. Ihr Grundpfeiler aber beſtand in dem den Weſtmächten 
eingeräumten Rechte, durch eigene Beamten im fremden Lande die 
Jurisdiktion über ihre Stammesgenoſſen, ſpäter auch über deren 
Schutzbefohlene, auszuüben. Dieſe Jurisdiktion erſtreckte ſich aus⸗ 
gehend vom Gebiete des Handelsrechts auf das geſamte bürgerliche 
Recht, griff allmählich auch auf das Strafrecht über, um ſchließlich 


auch auf wirtſchaftlichem und insbeſondere zollpolitiſchem Gebiet 


wirkſam zu werden. So ſchloſſen nacheinander Rußland, Frankreich, 
England, Oſterreich, Schweden und endlich unter Friedrich dem 
Großen auch Preußen in Geſtalt von Handels- und Freundſchafts⸗ 
verträgen Kapitulationen mit der Türkei, die bis in die jüngſte Zeit 
hinein in unregelmäßigen Zwiſchenräumen ergänzt und erneuert 
wurden, wobei ſtets das erſolgreiche Streben der Weſtmächte zur 
Geltung kam, ihren eigenen Einfluß durch Erweiterung der Rechte 
ihrer Untertanen zu erhöhen. Dies führte ſchließlich dahin, daß im 
19. Jahrhundert den fremden Konſuln neben der eigentlichen Recht⸗ 
ſprechung auch die Vollſtreckungsgewalt, neben der eigenen Gerichts⸗ 
barkeit auch das Recht auf Rechtshilfe ſeitens der türkiſchen Juſtiz, 
ferner das Recht, den Erbanfall ihrer Untertanen nach eigenem Geſetz 
zu regeln, und ſogar die Einrichtung eigener Poſt und Telegraphen⸗ 
ſtationen zugeſtanden wurde. So bildete ſich für die Fremden im 
Orient ein Zuſtand aus, der demjenigen der Exterritorialität nahe 
verwandt war und einen bedeutungsvollen Eingriff in die Souveränität 
der Türkei darſtellte. Dieſer Zuſtand wurde um fo drückender von 
der Türkei empfunden, je mehr ihre innerſtaatlichen Verhältniſſe ſich 
weſteuropäiſchen Einrichtungen näherten und ihre eigenen Unter tanen 
in Wettbewerb zu den Fremden traten. Daraus erklärt ſich dann 
das Beſtreben der Türkei, durch Beſeitigung der Kapitulationen von 
dieſem Druck ſich zu befreien, angänglich durch Abſchwächung oder 
Abſchaffung einzelner Beſtimmungen und ſchließlich durch ihre völlige 
Beſeitigung. Mit dem Deutſchen Reiche gelang dies der Türkei im 
Jahre 1890 durch Erreichung eines generellen Verzichts auf die durch 
die Kapitulationen zugeſtandenen Privilegien. Bei Beginn des Welt⸗ 
krieges hat ſodann die Türkei durch Beſchluß des Miniſterrats nach 
außen und durch Geſetz nach innen ſämtliche Kapitulationen mit 
Wirkung vom 16. Oktober 1914 aufgehoben. Das Recht hierzu 
leitete fie einerſeits aus der urſprünglichen Rechtsnatur der 
Kapitulationen als einſeitig zugeſtandener Privilegien, andererſeits 
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aus dem von ihr geltend gemachten Grundſatz her, daß alle völker⸗ 
rechtlichen Verträge nicht für ewige Zeit, ſondern nur „rebus sic 
stantibus“ Geltung haben könnten. 

Der Verfaſſer hat mit beſonderer Gründlichkeit die Rechtsnatur 
der Kapitulationen in ſtaats⸗ und völkerrechtlicher Beziehung unter⸗ 
ſucht. Gegenüber der Tatſache, daß ſeitens der Türkei nunmehr ihre 
Aufhebung einſeitig ausgeſprochen iſt, prüft er die Frage, ob und 
mit welchem Rechte dies geſchehen durſte, und ob insbeſondere das 
Ende des Weltkrieges ein Wiederaufleben der Kapitulationen zur 
Folge haben müſſe. Er kommt dabei zu dem Ergebnis, daß nirgend 
der Rechtsſtandpunkt von der Türkei verlaſſen worden ſei, und daß 
daher der neugeſchaffene Zuſtand auch nach dem Kriege Beſtand haben 
werde. Seine Beweisführung iſt zwar nicht ſtets überzeugend, ſo 
wenn er aus dem Verzicht einzelner Staaten auf die in den 
Kapitulationen eingeräumten Privilegien ein Necht der Türkei herzu⸗ 
leiten ſucht, nun auch ihrerſeits dieſe Privilegien gegenüber anderen 
Staaten einſeitig für erloſchen zu erklären. Im ganzen aber zeigt 
die Arbeit das Beſtreben, die zahlreichen mit den Kapitulalionen und 
ihrer Aufhebung verknüpften Streitfragen gründlich und unparteiiſch 
zu löſen, ſo daß ſie für jeden, der auf dieſem wiſſenſchaftlich noch 
wenig bearbeiteten Gebiete ſich zu unterrichten wünſcht, Anregung 
und Belehrung bietet. 

Juſtizrat Dr. Siegfried Löwenſtein, Berlin. 


„The Prize Court Rules 1914.“ Mitgeteilt und überſetzt 
von Fr. W. v. Rauchhaupt (Heft 5 der „Abhandlungen 
und Mitteilungen aus dem Seminar für Offentliches Recht 
und Kolonialrecht“ in Hamburg). Hamburg 1915. 


In der am 11. Februar in den Zeitungen veröffentlichten „Denk⸗ 
ſchrift der Kaiſerlich Deutſchen Regierung über die Behandlung be⸗ 
waffneter Kauffahrteiſchiffe“ vom 8. Februar heißt es unter II: 
„ . . .. Für bewaffnete Schiffe anderer Flaggen hat dagegen die 
britiſche Regierung den Grundſatz aufgeſtellt, daß ſie als Kriegsſchiffe 
zu behandeln ſeien; in den Prize Court Rules, die durch die Order 
in Council vom 5. Auguſt 1914 erlaſſen worden ſind, iſt unter 
Nr. 1 der order I ausdrücklich beſtimmt: ‚ship of war shall include 
armed ship‘ ... Hier find erſtmalig die „Prize Court Rules 
1914“, die jetzt für die Entſcheidungen der engliſchen Priſengerichte 
maßgeblichen Vorſchriften, erwähnt worden, während ſie z. B. offen⸗ 
ſichtlich noch keiner der Autoritäten bekannt geweſen ſind, die ihr 
Gutachten zu dem Luſitaniafall in dem — auch in dieſer Zeitſchrift 
(1915 Nr. 22 S. 1545) beſprochenen — Sonderheft von Kohlers 
„Zeitſchrift ſür Völkerrecht“ („Der Luſttaniafall im Urteile von 
deutſchen Gelehrten“. Band IX Heft 2. Breslau 1915) niedergelegt 
haben; wenigſtens hat keiner derſelben dieſe ſo wichtigen rules er⸗ 
wähnt; auch Strupp führt nur franzöſiſche Quellen an. 

Dieſe einerſeits ſo wichtige, andererſeits ſo ſchwer zugängliche 
Quelle, durch welche manche Erſcheinungen des großen Krieges erſt 
verſtändlich werden, wird uns in vorliegender Schrift in engliſchem 
Text und muftergültiger deutſcher Aberſetzung dargeboten. 

Die rules beſtehen aus 56 orders; fie find am 5. Auguſt bzw. 
17. September 1914 erlaſſen. Unweſentliche Anderungen ſind an 
einigen orders vorgenommen worden durch die orders in council 
vom 3. Februar 1915 und 29. April 1915; weſentlich geändert durch 
letztere order iſt aber die ſchon zuvor durch — nun aufgehobene — 
order vom 28. November 1914 geänderte von der „Anforderung“ handelnde 
order XXIX. Denn während urſprünglich angeordnet war, daß der 
Richter kein Schiff anfordern dürfe, das er begründeten Anlaß habe 
für neutrales Eigentum zu halten, iſt dieſe Beſchränkung jetzt weg⸗ 
gefallen; man ſieht alſo, in welch ſkrupelloſer Weiſe England ſelbſt 
über die elementarſten Rechte der neutralen Staaten und ihres 
Eigentums hinweggeht, indem es kurzerhand verfügt, daß auch 
neutrale Schiffe, wenn es im Intereſſe der Regierung erwünſcht iſt, 
einfach eingefordert werden können. Und ebenſo intereſſant und 
wichtig wie dieſe Beſtimmung iſt die in der Negierungsdenkſchrift in 


Bezug genommene der order I, nach der als Kriegsſchiff alſo auch 
ein armiertes Handelsſchiff anzuſehen iſt; vertritt England dieſe An⸗ 
ſicht, fo handeln auch feine Feinde ganz richtig, wenn fie britiſche 
armierte Schiffe unmittelbar vernichten. N 

Bietet fo der Inhalt der rules ſelbſt eine Fülle des Wiſſens⸗ 
werten, fo verdient der Überſetzer, der längere Jahre in England 
gelebt hat und ſomit zur Vornahme einer Überſetzung beſonders be 
rufen erfchten, den Dank des deutſchen Publikums dafür, daß er 
dieſem die Quelle zugänglich gemacht hat. Beſonders die Beobachtung, 
daß der Urtext mit ſeinen vielen Sonder⸗ und Fachausdrücken auch 
dem des Engliſchen kundigen deutſchen Juriſten nicht unerhebliche 
ſprachliche Schwierigkeiten bietet, hat die Überſetzung veranlaßt, und 
in der Tat ſind ſolche Schwierigkeiten nun behoben, da man die 
ſinngemäße, dabei richtige und gute Überſetzung vor ſich hat. 

Rechtsanwalt Dr. v. Damm, Berlin, 
z. Z. bei der Intendantur des Mil.⸗Verkehrs⸗Weſens. 


Ludwig Brunſtein: Die Schntzobjekte des Muſterrechtes. 
Verlag der Manzſchen Buchhandlung, Wien (1916). 


Der auf dem Gebiete des Induſtrierechts hochverdiente 
Praktiker und Schriftſteller hat hier über das Muſterrecht manches 
treffende Wort geſprochen. Richtig führt er aus, daß die Trennung 
zwiſchen Gebrauchs- und Geſchmacksmuſter ſich nicht aufrechthalten 
läßt, um ſo weniger, als in ſehr vielen Fällen dieſelben Formen 
ſowohl eine geſteigerte Gebrauchlichkeit, als auch einen äſthetiſchen 
Eindruck erzielen. Lehrreiche Beiſpiele hat er dafür mitgeteilt, 
und jede Entwicklung des Kunſtgewerbes zeigt von neuem, wie 
Gebrauch und Geſchmack verſchwiſtert ſind; man will eine geſchmack⸗ 
volle, aber zu gleicher Zeit auch eine bequeme und den Gebrauchs⸗ 
zwecken dienliche Sache. Ein Doppelſchutz in allen dieſen Fällen iſt 
wenig empfehlenswert; noch ſchlimmer aber iſt es, wenn der An⸗ 
melder zwiſchen dem einen und anderen wählen und damit die eine 
Seite ſeiner Schöpfung vollkommen preisgeben muß. Auch in der 
Frage über den Unterſchied zwiſchen Kunſtwerk und Muſter ſtimmt 
der Verfaſſer mit mir überein: nur dadurch läßt ſich eine ſinn⸗ 
berechtigte Ausſcheidung von Muſter⸗ und Kunſtwerkrecht erzielen, 
daß wir das Muſter auf Geſtaltungen beſchränken, welche keinen 
Bildnischarakter, ſondern nur Formcharakter haben, wie Arabesken, 
geometriſche Figuren uſw. Wie das Muſter ſich von der Patent⸗ 
erfindung dadurch unterſcheidet, daß es eine bloße Formen- und 
keine Naturkräftekombination iſt, ſo unterſcheidet es ſich vom 
Kunſtwerk dadurch, daß es nicht von der Form zur Bildidee auf⸗ 
ſteigt, bei welcher die Form bloßes Mittel zur Idealgeſtaltung iſt, 
ſondern daß es bei der Form ſtehen bleibt, dieſe aber in ihrer 
unſäglich wichtigen Bedeutung für den menſchlichen Geſchmack 
reicher und immer reicher entwickelt. 

Geh. Juſtizrat Prof. Dr. Joſef Kohler, Berlin. 


Ahlbrecht und Loening: Kommentar zur Hinterlegung‘ 
ordnung vom 21. April 1913. Liebmann, 1914. 5,20 4 
Die neue Hinterlegungsordnung hat die ſchon für das frühere 
Recht umſtrittene Frage, ob das Hinterlegungsrechtsverhältnis 
dem öffentlichen oder dem privaten Recht angehört, geſetzlich nicht 
entſchieden und nicht entſcheiden wollen. Die Überzahl aller Zivil 
rechtler und mit ihnen das Reichsgericht weiſen es dem Privat- 
recht zu und geben daher vor allem eine Klage gegen den Staat 
auf Auszahlung; ganz in das öffentliche Recht verweiſt es ins⸗ 
beſondere Otto Mayer. Der Gerichtshof zur Entſcheidung von 
Kompetenzkonflikten betrachtet zwar das Rechtsverhältnis zwiſchen 
dem Hinterleger und dem Staate als ein priv atrechtliches, 
räumt aber den Beſtimmungen des öffentlichen Rechts einen weit— 
gehenden Einfluß ein und hält insbeſondere den Rechtsweg au 
Herausgabe der Maſſe für ausgeſchloſſen. Die Verfaſſer des vor 
liegenden Kommentars gehen über dieſe Anſicht noch erheblich 
hinaus; Re verneinen das Beſtehen eines priwatrechtlichen Schuld- 
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verhältniſſes (S. 33) und erklären das Verhältnis zwiſchen dem 
Hinterleger und dem Staate für „ausſchließlich öffentlich- rechtlicher 
Natur“ (S. 88). Dementſprechend ſchließen fie jede Klage auf 
Herausgabe aus, ſelbſt die von Otto Mayer dann für zuläſſig 
gehaltene, wenn die „Anſtaltsgewalt“ der Hinterlegungsſtelle 
über die deponierten Gegenſtände beendigt iſt (S. 89) und ſelbſt 
wenn die Hinterlegungsſtelle die Herausgabe ohne jeden Grund 
ablehnt (a. a. O.). Damit gehen die Verfaſſer in der Be⸗ 
ſchränkung der Befugniſſe der Privaten wohl am weiteſten von 
allen Schriftſtellern; die Praxis wird ſich dieſem Standpunkt um ſo 
weniger anſchließen können, als dann der Berechtigte lediglich auf 
die Beſchwerde im Aufſichtswege nach 8 85 AGGWG. 
angewieſen iſt (S. 34). Im übrigen haben aber die Verfaſſer 
ibren Standpunkt ſelbſt nicht folgerichtig bis zu allen Konſe⸗ 
quenzen durchgeführt, da ſie tatſächlich auf den Anſpruch des Be⸗ 
rechtigten gegen den Staat überall unmittelbar die Vorſchriften 
des BGB. anwenden. Sie ſprechen von den Rechten der Be⸗ 
teiligten an der Maſſe (S. 95), ſie laſſen ohne jede Erörterung 
die Abtretung dieſer Rechte zu und wenden darauf die 88 398 ff. 
407 BGB. an (S. 99, 116), desgleichen die Pfändung dieſer 
Rechte; fie führen bei der Hinterlegung zur Zwangsvollſtreckung 
ebenfalls als ſelbſtverſtändlich auf S. 104 aus: „Durch die Hinter⸗ 
legung erlangt der Empfangsberechtigte nach 8 233 BGB. ein 
Pfandrecht an der Hinterlegungsmaſſe bzw. an der Forderung auf 
Nückerſtattung“. Hierdurch und durch die ganzen ſonſtigen, 
materiell durchaus zutreffenden Ausführungen der Verfaſſer über 
Anderungen in dem Kreiſe der Beteiligten (S. 99 ff., 114 ff.) 
ſcheint mir ihre Grundanſchauung, es handle ſich ausſchließ⸗ 
lich um ein Rechtsverhältnis des öffentlichen Rechts ohne privates 
Forderungstecht des Berechtigten ad absurdum geführt. Dieſe 
Anſchauung macht ſich im übrigen weſentlich nur in der Ver⸗ 
weigerung des Rechtsweges bemerkbar. Sonſt kann der Kommen⸗ 
tar, der an Umfang die anderweiten Bearbeitungen der alten und 
der neuen Hinterlegungsordnung übertrifft, als eine tüchtige, zu⸗ 
vetläſſige und erſchöpfende Erläuterung bezeichnet werden. 
Nirgend haben ſich die Verfaſſer auf kurze Anmerkungen oder 
Mitteilung der Materialien beſchränkt, ſondern ſie geben in aus⸗ 
führlicher Darſtellung ihre eigene Anſchauung, die verſchiedenen 
Anſichten und die Rechtſprechung wieder. Alle einſchlagenden 
Vorſchriften des Bürgerlichen Rechts und alle ſonſt in Betracht 
kommenden Beſtimmungen werden eingehend herangezogen, und 
vor allem ſind die Ausführungsvorſchriften allenthalben im Texte 
verarbeitet. Das Buch wird der Praxis gute Dienſte leiſten 
können. 

Rechtsanwalt Dr. Lion, Berlin (zur Zeit im Heeresdienſt). 


Nechtsſätze des Reichsgerichts in Kirchenſachen. Aus ver: 
ſchiedenen Quellen zuſammengeſtellt von Stanislaus 
v. Sczaniecki, Syndikus des Erzbiſchöflichen Konſiſtoriums 
in Gneſen. Gneſen, 1916. 

In dieſem 250 Seiten umfaſſenden Buche iſt meines Wiſſens 
zum erſten Male der Verſuch gemacht, die Rechtſprechung des RG. 
in Kirchenſachen zuſammenzuſtellen. Wenn das Buch auch nach 
der Vorrede auf Vollſtändigkeit keinen Anſpruch macht, ſondern 
nur zur erften Auskunftserteilung und Orientierung dienen will, 
ſo enthält es doch eine reiche Fülle von Stoff und wird als Hilfs⸗ 
mittel für die Praxis in Kirchenrechtsſachen gute Dienſte leiſten 
können. Freilich bedarf es einer eingehenden Beſchäftigung mit 
dem Inhalt der Sammlung ſelbſt, insbeſondere einer Einarbeitung 
in die vom Verfaſſer gewählte Anordnung, die die unvorbereitete 
Benutzung des Werkes nicht geſtattet. Die Snticheidungen werden 
unter alphabetiſch geordneten Stichworten mitgeteilt, und inner⸗ 
bald der durch dieſe Stichworte überſchriebenen Abſchnitte iſt der 
Stoff durch an den Rand geſetzte Unterſtichworte geteilt. Dieſe 
Unterſtichworte entbehren einer folgerechtlichen Einteilung, weder 


find fie alphabetiich noch ſtreug dem Zuſammenhange nach ge⸗ 
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ordnet. Dieſe Einteilung macht es zunächſt erklärlich, daß eine 
Reihe von Entſcheidungen an verſchiedenen Stellen des Buches 
abgedruckt ſind; wünſchenswert wäre es zum mindeſten, wenn in 
dieſem Falle auf die andern Stichworte, unter denen ſich die gleiche 
Entſcheidung wiederfindet, verwieſen worden wäre. In manchen 
Fällen erſcheinen die Wiederholungen willkürlich und deshalb 
ſtörend, ſo z. B. wenn die Entſcheidung des RG. vom 23. Oktober 
1913 (Pfarrarchiv Bd. 6 S. 18) auf S. 109 unter dem Stichwort 
„Kirchenſtuhl' und dem Randwort „des Patrons“, auf S. 185 
unter dem Stichwort „Patronat“ und dem Randwort „Kirchen⸗ 
ſtuhl“ abgedruckt wird, oder wenn die Entſcheidung des RG. vom 
29. Mai 1886 (JW. 86, 251) auf S. 195 unter dem Stichwort 
„Pfarrer“ und dem Randwort „Verpachtung von Pfarrländereien“ 
und auf S. 198 unter dem Stichwort „Pfarrländereien“ und dem 
Randwort „Verpachtung“ abgedruckt wird. In andern Fällen 
ſucht man an der gegebenen Stelle eine Entſcheidung vergeblich, 
um ſie dann an anderer Stelle, wo man ſie kaum erwarten kann, 
zu finden; z. B. iſt die Entſcheidung vom 21. Oktober 1886 
(Gruchots Beitr. 31, 552) über die Frage, wann aus dem Patronat 
entſpringende Verpflichtungen die Natur dinglicher Laſten haben, 
als einzige Entſcheidung 1 85 dem Stichwort „Gerichts ſtand“ ab⸗ 
gedruckt, während ſie unter dem Stichwort „Patronat“ auch in dem 
„Dinglichkeit“ überſchriebenen Abſchnitte fehlt. Durch die Auf⸗ 
teilung des Inhalts unter die verſchiedenen Stichworte werden 
ferner gelegentlich die Anführungen der Quelle unrichtig. So 
findet ſich in dem JW. 1914, 161 abgedruckten Teile des Er⸗ 
kenntniſſes vom 20. Oktober 1913 nichts von dem S. 76 der 
Sammlung unter „ Juriſtiſche Perſönlichkeit“ wiedergegebenen 
Rechtsgrundſatze. 

Veeinträchtigt wird die Brauchbarkeit der Sammlung auch 
durch den Mangel von Verweiſungen auf widerſprechende Ent⸗ 
ſcheidungen oder auf ſpäter ergangene Geſetze, durch die die Ent⸗ 
ſcheidung überholt wird. So fehlt bei der ſchon erwähnten Ent⸗ 
ſcheidung über die Verpachtung von Pfarrländereien vom 29. Mai 
1886, S. 195/198 der Sammlung, der Hinweis auf eine dieſe 
Entſcheidung zum mindeſten ſtark einſchränkende vom 21. Februar 
1895, die S. 199 der Sammlung abgedruckt iſt, ebenſo bei der 
S. 202 abgedruckten Entſcheidung vom 29. Januar 1901 auf die 
entgegenſtehende vom 5. Januar 1897, die S. 203 abgedruckt iſt. 
Die S. 90 der Sammlung abgedruckte Entſcheidung über das Be⸗ 
ſteuerungsrecht iſt durch die ſpätere Kirchenſteuergeſetzgebung 
gegenſtandslos geworden. 

Ferner wäre verſchiedentlich eine ausführlichere Mitteilung 
des Inhalts der Entſcheidung wünſchenswert. Mit dem S. 150 
abgedruckten Teile des Erkenntniſſes vom 23. September 1895 
über die Erbſchaftsſteuerfreiheit milder Stiftungen iſt ohne Kennt⸗ 
nis des Tatbeſtandes und des weiteren Inhalts der Entſcheidung 
überhaupt nichts anzufangen, ebenſowenig mit dem S. 131 ab» 
gedruckten Teile des Erkenntniſſes vom 31. Januar 1901 über die 
Benutzungsrechte an Erbbegräbniſſen, weil hier die Hauptfrage, 
ob im Erbbegräbniſſe Aſcheurnen beigeſetzt werden dürfen, nicht 
erwähnt wird. Der Raum für eine ausführlichere Mitteilung der 
Entſcheidungen hätte leicht durch genauere Anpaſſung des Abdrucke 
an die einmal gewählte Einteilung gewonnen werden können. 
Z. B. konnte ein großer Teil des 5 Seiten umfaſſenden Abſchnitts 
„Provinzialrecht“ (S. 204/209) wegfallen, da dieſelben provinzial⸗ 
rechtlichen Entſcheidungen unter verſchiedenen Unterſtichworten, 
z. B. S. 33 Hauptſtichwort „Baulaſt“, S. 191 Hauptſtichwort 
„Pfarrer“, abgedruckt ſind. Auch finden ſich ganz unerklärliche 
Wiederholungen, fo z. B. wenn der 206 abgedruckte Teil der Ent⸗ 
ſcheidung vom 27. September 1915 im Nachtrag S. 248 wörtlich 
noch einmal abgedruckt wird. 

Endlich enthält das Buch Druckfehler in einer Fülle, die auch 
durch Einziehung der geübten Setzer zum Kriegsdienſte nicht ent⸗ 
ſchuldigt werden kann. Die der Vorrede vorausgeſchickte Druck⸗ 
fehlerberichtigung umfaßt nur einen geringen Teil dieſer Druck⸗ 
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fehler, die gelegentlich keineswegs harmloſer Natur find, ſondern 
den Benutzer irreführen. 

Die vorſtehenden Bemerkungen ſind in Erfüllung des vom 
Verfaſſer am Schluß ſeiner Vorrede ausgeſprochenen Wunſches 
nach Berichtigungen und Ergänzungen gemacht und ſollen dem 
eingangs abgegebenen Urteil über die Brauchbarkeit des Werkes 
nicht Abbruch tun. Ebenſowenig können ſie naturgemäß einen 
Anſpruch auf Vollſtändigkeit machen. 

Rechtsanwalt Dr. Kraemer, Berlin. 


35— — 


Kleinere Aufſätze. 


Die gundesratsbekauntmachung vom 14. Anni 1916 
und die Krankenverſicherungsanſprüche der Kriegs- 
teilnehmer. Die den Kriegsteilnehmern aus der Krankenverſicherung 
zuſtehenden Rechte find noch immer nicht genügend in den beteiligten 
Kreiſen bekannt. Viele Kranken⸗ und Sterbegeldanſprüche, die manch⸗ 
mal den Betrag von mehreren hundert Mark erreichen, werden aus 
Unkenntnis nicht geltend gemacht! Gerade im Intereſſe der Kriegs⸗ 
verletzten und der Hinterbliebenen von Kriegsteilnehmern iſt es daher 
erwünſcht, daß ſich die Anwaltſchaft mit den einſchlägigen Bes 
ſtimmungen genauer vertraut macht. Schließlich kann der Anwalt 
auch unter Umſtänden eigenen Bureauangeſtellten hier zu größeren 
Beträgen verhelfen. Aus einem praktiſchen Fall, der mir vom Bor: 
ſtand des Deutſchen Anwaltvereins zur Begutachtung vorgelegt wurde 
(Krankenverſiche rungsanſprüche eines im Kriege verwundeten Bureau⸗ 


angeſtellten des Vereins), erſehe ich, daß das Bedürfnis beſteht, hier 


die Rechtslage nach dem jetzigen Stande nochmals darzuſtellen, zumal 
ſeit der Veröffentlichung meines der Juriſtiſchen Wochenſchrift bei⸗ 
gelegten „Merkbuchs über die Anſprüche der Kriegsverletzten“ einige 
Veränderungen eingetreten ſind. 

Es find zwei Fälle zu unterſcheiden: 

a) aus der Kaſſe ausgeſchiedene Verſicherte. In den 
meiſten Fällen iſt bei der Einberufung zum Heere der Dienſtvertrag 
aufgelöſt, damit auch die Verſicherungspflicht erloſchen und der Ver⸗ 
ſicherte aus der Kaffe ausgeſchieden. Verſicherte, die wegen Erwerbs⸗ 
loſigkeit ausſcheiden, behalten aber noch gemäß 8 214 RBD. den 
Anſpruch auf die Regelleiftungen der Kaſſe, wenn der Verſicherungsfall 
während der Erwerbsloſigkeit und binnen drei Wochen nach dem 
Ausſcheiden eintritt. Sterbegeld wird auch nach Ablauf der drei 
Wochen gewährt, wenn die Krankenhilfe bis zum Tode geleiſtet 
worden iſt. Als erwerbslos gilt nun auch nach der Rechtſprechung 
des RVA. der Kriegsteilnehmer. Die gezahlte Löhnung gilt ent⸗ 
ſprechend der allgemeinen Volksauffaſſung nicht als Entgelt für eine 
Erwerbstätigkeit (RVA. vom 28. Juni 1915 — Amtl. Nachr. des 
NVA. 1915 S. 635 Ziff. 2071). Zu den hiernach dem verwundeten 
oder erkrankten Kriegsteilnehmer zuſtehenden Anſprüchen gehört auch 
das ſatzungsmäßige Krankengeld bis zur Dauer von 26 Wochen. Der 
Anſpruch auf dasſelbe kann auch noch nach Beendigung der Krankheit 
innerhalb der in $ 223 RVO. vorgeſehenen Verjährungsfriſt von zwei 
Jahren geltend gemacht werden. Der Anſpruch aus 8 214 NO. 
fällt aber weg, wenn der Verſicherungsfall im Ausland eingetreten 
iſt und die Satzung nichts anderes beſtimmt. Dem im Ausland 
verwundeten oder erkrankten Kriegsteilnehmer ſtand daher nach der 
Faſſung des Geſetzes der Anſpruch nicht zu. Auch das von deutſchen 
Truppen beſetzte Feindesland iſt als Ausland anzuſehen (Entſch. des 
Großen Senats des RVA. vom 11. Dezember 1915 — Amtl. Nachr. 
des RVA. 1916 S. 334 Ziff. 2137). 1) Hierdurch ergab ſich alſo die 
Härte, daß z. B. bei einem Grenzgefecht der auf deutſchem Boden 
verwundete Krieger Krankengeld bekam, der auf ruſſiſchem Boden 
Verwundete dagegen nicht. Eine entſprechende Anderung des 8 214 


1) JW. 1916, 285. 


RVO. war in dem Krankenkaſſennotgeſetz vom 4. Auguſt 1914 unter 
blieben, während fie für § 813 (vgl. unten zu b) vorgenommen war, 
weil der Geſetzgeber augenſcheinlich entgegen der ſpäteren Entſcheidung 
des RBA. glaubte, daß der § 214 für Kriegs teilnehmer Überhaupt 
nicht in Frage kommen könne. Zur Beſeitigung der nunmehr ent⸗ 
ſtandenen Nechtsungleichheit iſt die Bundesratsbekanntmachung vom 
14. Juni 1916 betreffend 8 214 Abſ. 3 RBO. (RGSBl. Nr. 125 
S. 516) erlaſſen. Nach ihrem § 1 ſteht nunmehr dem Aufenthalt im 
Ausland im Sinne des 8 214 Abſ. 3 RO. nicht gleich „ein Aufenthalt 
im Ausland, der durch Einberufung zu Kriegs-, Sanitäts- oder 
ähnlichen Dienſten für das Reich oder eine ihm verbündete Macht 
verurſacht tft”. Die Bundesratsbekanntmachung ſtellt alſo auch klar, 
daß auch Dienſtleiſtung in der öſterreichiſch⸗ungariſchen, türkiſchen und 
bulgariſchen Armee nicht als Aufenthalt im Ausland anzuſehen iſt. 
Das Kriegsnotgeſetz ſprach bloß von Einberufung des Mitgliedes zu 
Kriegs⸗, Sanitätsdienſten uſw, tft aber ſelbſtverſtändlich dahin aus⸗ 
zulegen, daß auch Kriegsdienſtleiſtungen in verbündeten Heeren unter 
die Beſtimmung fallen. Hinſichtlich der Anrechnung der Militärdienſt⸗ 
zeiten in der Invalidenverſicherung hat die Bundesratsbekanntmachung 
vom 26. November 1914 für öſterreichiſch⸗ungariſche Kriegsdienſte aus⸗ 
drücklich Beſtimmung getroffen. Von einſchneidender Bedeutung iſt 
§ 2, wonach die Beſtimmung mit Wirkung vom 1. Auguſt 1914 in 
Kraft tritt Es iſt der Vorſchrift eine Rückwirkung beigelegt, wie ſie 
ſich ſonſt wohl ſelten in einem Geſetz findet. Sie findet insbeſondere 
auch auf Anſprüche Anwendung, über die am Tage der Verkündung der 
Verordnung bereits das Streitverfahren ſchwebt, und damit hier eventuell 
noch das RBA. eingreifen kann, iſt vorgeſehen, daß ihre Nichtanwendung 
auch dann als Neviſionsgrund gilt, wenn das Oberverficherungsamt 
die neuen Beſtimmungen noch nicht anwenden konnte, obwohl man 
doch hier nicht davon ſprechen kann, daß das Urteil des Ober⸗ 
verſicherungsamtes im Sinne des 8 1697 RBO. auf unrichtiger Ans 
wendung des beſtehenden Rechts beruht. Die Verordnung tut aber 
noch einen weiteren Schritt. Auch Anſprüche, die nach den Vor⸗ 
ſchriften der neuen Verordnung begründet, aber bereits rechtskräftig, 
das heißt durch endgültige Entſcheidung der Spruchinſtanzen abgelehnt 
ſind, können von neuem wieder geltend gemacht werden. Zu dieſem 
Zweck hat die Krankenkaſſe auf Antrag der Berechtigten einen neuen 
Beſcheid zu erteilen. 

Endlich iſt, um den beteiligten Kriegsteilnehmern die Geltend⸗ 
machung noch mehr zu erleichtern, auch die zweijährige Verjährung 
der einſchlägigen Anſprüche inſoweit hinausgeſchoben, daß fte früheſtens 
mit dem Tag der Verkündung, d. h. dem 14. Juni 1916, beginnt. 
Alle einſchlägigen Anſprüche können alſo noch bis zum 14. Juni 1918 
geltend gemacht werden. 

Gegenüber dieſer ſoweit als möglich gehenden Kückwirkung iſt 
nur eine Einſchränkung vorgeſehen. Es ſind für Krankheitsfälle mit 
höchſtens einwöchentlicher, drei Monate vor dem Verkündungstag 
wieder behobener Arbeitsunfähigkeit Kaſſenleiſtungen nicht zu ge⸗ 
währen. Die einwöchentliche Krankheitsdauer rechnet natürlich vom 
Beginn der Krankheit an, nicht etwa erſt von dem gemäß 8 182 
Nr. 2 RWO. vorgeſehenen fpäteren Beginn des Krankengeldbezuges. 

Beſonders hinzuweiſen iſt noch darauf, daß der Krankengeld⸗ 
anſpruch im Rahmen des § 214 RDO. und der Bundesratsbekannt⸗ 
machung nicht etwa nur dem Verwundeten, ſondern auch dem an 
einer Krankheit, gleichviel welcher Art, erkrankten Kriegsteilnehmer 
zuſteht. Jeder Kriegsteilnehmer alſo, der bis zu ſeiner Einberufung 
einer Kaſſe angehört hat, kann für jede Krankheit, die bei ihm inner⸗ 
halb der erſten drei Wochen ſeines Heeresdienſtes entſteht, die 
Krankengeldanſprüche geltend machen, und zwar bis zum Ablauf der 
zweijährigen, durch die Bundesratsbekanntmachung entſprechend ver⸗ 
längerten Verjährungsfriſt. Vorausſetzung iſt natürlich, daß er dieſe 
Erkrankung und die durch dieſe bedingte Arbeits unfähigkeit (letztere 
iſt nach dem Maßſtabe des bisherigen bürgerlichen Berufes zu be⸗ 
urteilen und nicht etwa mit militäriſcher Dienſtuntauglichkeit identiſch) 
nachweiſen kann. Ein ärztliches Atteſt iſt zu dieſem Nachweiſe nicht 


unter allen Umſtänden erforderlich. Im Streitverfahren, das vor 


45. Jahrgang. 


den Verſicherungsbehörden einzuleiten iſt, kann auch Zeugenbeweis 
angetreten werden. 


b) Freiwillige Weiterverſicherung. Scheidet ein Mitglied, 
das in den vergangenen 12 Monaten mindeſtens 26 Wochen oder 
unmittelbar vorher 6 Wochen verſichert war, aus der verſicherungs⸗ 
pflichtigen Beſchäſtigung aus, fo kann es die Verſicherung freiwillig 
fortfegen, ſolange es ſich regelmäßig im Inland aufhält (§ 313 RVO .). 
Dem regelmäßigen Aufenthalt im Inland gilt ein Aufenthalt im 
Ausland, der durch Einberufung zum Kriegs-, Sanitäts⸗ oder ähn⸗ 
lichen Dienſt verurſacht iſt, gleich (8 1 des Geſetzes zur Erhaltung 
von Anwartſchaften aus der Krankenverſicherung vom 4. Auguſt 1914). 
Die Weiterverſicherung muß binnen drei Wochen nach dem Ausſcheiden 
erfolgen. Mit Zuſtimmung des Oberverſicherungsamts kann die 
Kaſſenſatzung längere Friſten beſtimmen. Perſonen, die zur Zeit 
ihres Eintritts in den Kriegsdienſt uſw. zur Weiterverſicherung 
nach § 313 berechtigt waren, von dieſer Berechtigung aber keinen 
Gebrauch gemacht haben, haben das Recht, binnen ſechs Wochen nach 
ihrer Rückkehr in die Heimat in die Krankenverſicherung wieder eins 
zutreten, müſſen ſich aber dann auf Verlangen der Kaſſe ärztlich 
unterſuchen laſſen und haben für eine Krankheit, die beim Wieder⸗ 
eintritt bereits beſteht, keinen Anſpruch auf Kaſſenleiſtungen (Bundes⸗ 
ratsbekanntmachung vom 28. Januar 1915 8 1). 

Die freiwillige Weiterverſicherung erfolgt durch beſondere Anzeige 
an die Kaſſe oder auch formlos durch volle Zahlung der ſatzungs⸗ 
mäßigen Beiträge (8 313 Abſ. 2 RVO.). Die Verſicherung eines 
aus der verfiherungapflichtigen Beſchäftigung ausgeſchiedenen Kriegs⸗ 
teilnehmers kann auch durch Beitragszahlung Dritter fortgeſcetzt 
werden, ſofern die Beiträge für den Ausgeſchiedenen in der Abſicht 
gezahlt werden, ihn bei der Kaſſe weiter zu verſichern, und ſofern 
dies ſeinem ausdrücklichen oder mutmaßlichen Willen entſpricht 
(RBA. vom 25. Januar 1915 — Amtl. Nachr. des RVA. 1915 
S. 432 Ziff. 1992). In der Regel wird daher die einfache Fort⸗ 
zahlung der vollen Verſicherungsbeiträge durch den bisherigen Arbeit⸗ 
geber zur freiwilligen Fortſetzung der Verſicherung genügen. Der 
freiwillig weiterverſicherte Kriegsteilnehmer hat Anſpruch auf alle 
Kaſſenleiſtungen, gleichviel ob der Verſicherungsſall im Inland oder 
im Ausland eintritt. 


Hervorzuheben iſt namentlich, daß auch den Hinterbliebenen eines 
gefallenen freiwillig Verſicherten das volle Sterbegeld zuſteht, obwohl 
fie die Beerdigungskoſten nicht aufgewendet haben. Die die Voraus⸗ 
ſetzung des Sterbegeldanſpruches bildende häusliche Gemeinſchaft wird 
nach Anſicht des RBA. durch die militäriſche Einberufung nicht auf⸗ 
gehoben (RBA. vom 1. Februar 1915 — Amtl. Nachr. des RVA. 
1915 S. 432 Ziff. 1992). 

In denjenigen Fällen, in denen für den Kriegsteilnehmer nicht 
nur die Beiträge, ſondern auch das volle Gehalt weitergezahlt wird, 
iſt in der Regel anzunehmen, daß überhaupt keine freiwillige 
Mitgliedſchaft in Frage kommt, ſondern die beſtehende Pflicht⸗ 
mitgliedſchaft fortgeſetzt wird. Allerdings ſpricht die Entſcheidung 
des RBA. vom 15. März 1915 (Amtl. Nachr. des RVA. 1915 
S. 371 Ziff. 1969) aus, daß Kriegsteilnehmer, an deren Angehörige 
der Arbeitgeber einen Teil des bisherigen Gehalts während des 
Krieges weiterzahlt, der Krankenverſicherungspflicht nicht unterliegen. 
Das NBA. nimmt an, daß dieſe Zahlung an die Angehörigen kein 
Entgelt, ſondern eine den Angehörigen aus vaterländiſchem Pflicht⸗ 
gefühl und hochherziger Geſinnung gemachte Zuwendung darſtelle. 
Eine andere Beurteilung dagegen wird offengelaſſen für den Fall, 
daß die Fortſetzung des Beſchäftigungsverhältniſſes nach Schluß des 
Krieges vereinbart iſt und das Gehalt fortgezahlt wird, um dem 
Arbeitgeber die Arbeitskraft des Einberufenen zu erhalten. Dieſer 
Sachverhalt wird in allen Fällen anzunehmen ſein, wo das Gehalt 
nicht nur teilweiſe, ſondern voll weitergezahlt wird (vgl. RBA. vom 
21. Dezember 1915 — Ortskrankenkaſſe 3. Jahrg. S. 264). Eins 


5 JW. 1915, 986 f. 
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berufene Angeſtellte, die ihr volles Gehalt weiter bekommen, haben 
daher ohne weiteres als Pflichtmitglieder Anſpruch auf alle Kaſſen⸗ 
leiſtungen. Rechtsanwalt Dr. Baum, Berlin. 


Die Bekanntmachung betr. Preisbeſchränkungen im 
Handel mit Web-, Wirk- und Strickwaren vom 1. Februar 
1916. Die im Titel genannte Bekanntmachung iſt vom geſetz⸗ 
gebungspolitiſchen Standpunkt aus intereſſant, weil ſie einen erſten 
Verſuch darſtellt auf einem Gebiet, das ſich für die Aufſtellung von 
Höchſtpreiſen nicht eignet, die unliebſame Nebenerſcheinung jeder Be⸗ 
ſchlagnahme, nämlich eine ſofort einſetzende Preistreiberei zu befeitigen- 
Sie beſtimmt, daß bei Verkäufen von Web-, Strick⸗ und Wirkwaren der 
Verkäufer ab 1. Februar keinen höheren Preis vereinbaren darf, als er vor 
dem 31. Januar bei gleichartigen oder ähnlichen Verkäufen erzielt hat. 

Dieſe Löſung erſcheint auf den erſten Anſchein hin glücklich. 
Indeſſen birgt ſie eine Reihe von Härten in ſich. Doch hiervon ſoll 
an dieſer Stelle nicht die Rede ſein.!) Es ſoll vielmehr lediglich ihre 
rechtliche Tragweite unterſucht werden. 

Gegenſtand der Verordnung find alle Web⸗, Wirk und Strick⸗ 
waren, gleichgültig aus welchen Spinnſtoſſen dieſe hergeſtellt find. 
Ihr Gebiet iſt daher unendlich viel weiter als das Gebiet der am 
gleichen Tage ergangenen Beſchlagnahmeverſügung. Sie erſtreckt ſich ebenſo 
auf Damenſtoffe, ganz gleichgültig, welches Gewicht dieſe per Quadrat⸗ 
meter haben, als auf Seidenſtoffe, nicht minder aber auch auf die daraus 
hergeſtellten Erzeugniſſe, alſo auch auf Herren⸗ und Damenkonfektion, 
und zwar ſpielt es keine Rolle, ob dieſe induſtriell hergeſtellt oder 
nach Maß gearbeitet werden. In Zukunft darf alſo der feine Herren⸗ 
ſchneider, wenn er nicht mit dem Geſetz in Konflikt kommen will, keinen 
höheren Preis für den Anzug fordern, als er vor dem 1. Februar erzielt hat. 

Ein Preis darf nur dann gefordert werden, wenn er vor dem 
1. Februar erzielt worden iſt. Wann iſt nun ein Preis erzielt? 
Ein Preis iſt erzielt, wenn ein Käufer dieſen Preis bei einem Kauf 
bewilligt hat; daß er dieſen Preis auch bereits entrichtet hat, iſt nicht 
notwendig Ebenſo iſt nicht notwendig, daß, wenn eine größere Anzahl 
von Artikeln derſelben Art vorhanden iſt, für jeden dieſer Artikel 
der Preis erzielt worden iſt. Es genügt vielmehr, wie dies aus⸗ 
drücklich im Geſetz vorgeſehen iſt, daß der Preis bei einem gleich⸗ 
artigen Verkauf erzielt worden iſt. Man wird annehmen dürfen, daß, 
wenn ein Artikel, etwa je nach ſeiner Größe und beſſeren oder 
geringeren Ausführung in verſchiedener Preislage vorhanden iſt (wo⸗ 
bei die Preiſe einer aus der Natur der Sache ſich ergebenden und 
verkehrsüblichen Abſtufung unterliegen), die Erzielung eines Verkaufs 
aus der Serie damit das Recht gibt, für die ganze Serie die feſt⸗ 
geſetzten Preiſe zu beanſpruchen. 

Sind von einem Preis, der vor dem 31. Januar erzielt worden 
iſt, etwa ein gewährter Kaſſaſkonto oder eine Umſatzvergütung in Abs 
zug zu bringen? Dies wird zu verneinen ſein. Um dieſe Vergütung 
verbilligt ſich ja der Preis der Ware nicht in allen Fällen, ſondern 
nur, wenn der Kunde noch beſonderes leiſtet. Daraus ergibt ſich aber 
auch andererſeits, daß ohne Verſtoß gegen dieſes Geſetz nunmehr der 
Verkäufer erklären kann: Ich verkaufe nur noch netto und gebe keiner⸗ 
lei Umſatzvergütung mehr. Dies läßt ſich im übrigen auch, ſoweit 
beſchlagnahmte Artikel in Frage kommen, ganz beſonders damit recht⸗ 
fertigen, daß die nichtbeſchlagnahmten Mindeſtvorräte hiervon natur: 
gemäß begrenzt ſind und der Verkäuſer nicht mehr in dem gleichen 
Maße das Intereſſe an großen Umſätzen hat wie bisher. 

1) Ein Teil dieſer Härten iſt durch die Bekanntmachung gleichen 
Betreffs vom 30. März beſeitigt worden. Danach darf außer den im 
Text vorgeſehenen Fällen ein höherer Preis auch dann vereinbart werden, 
wenn der Verkäufer ſonſt die „Geſtehungskoſten“ plus „angemeſſenen 
Gewinn“ nicht erzielt. Die obigen Ausführungen, die im Februar 
geſchrieben ſind, behalten trotzdem ihre Bedeutung, da, wenn die 
Vorausſetzungen der Bekanntmachung vom 1. Februar gegeben ſind, ſich 
weitere Unterſuchungen über „Angemeſſenheit des Gewinnes“ uſw. 
erübrigen. Vgl. dazu Lobe, ÜUbermäßiger Gewinn (Leipzig, Dietrich) 
und Alsberg, Kriegswucherſtrafrecht (Berlin, Moeſer), welch letzterer 
gerade dieſe Probleme S. 36 ff. „in hervorragender Weiſe erörtert“ 


(ſo Kohler im „Tag“ vom 11. Juli). 
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Der zweite Abſatz der Bekanntmachung betr. Preisbeſchränkungen 
handelt davon, welche Preiſe der Verkäufer verlangen darf, „wenn 
er den betr. Gegenſtand nicht gehandelt hat“. Man wird annehmen 
müſſen, daß ſich dieſer Satz nur auf ganze Kategorien bezieht, nicht 
aber auf die einzelnen Unterarten. Nur der Tuchhändler, der Loden 
nicht gehandelt hat, wird damit auf die Verkäufe anderer gleichartiger 
Geſchäfte verwieſen, nicht aber der Tuchhändler, der eine beſtimmte 
Art von Loden, die er nunmehr handeln will, bisher noch nicht ge⸗ 
führt hat. In letzterem Falle kann er vielmehr die Preiſe eines 
gleichartigen Geſchäfts zugrunde legen, und wenn der noch nicht ge⸗ 
führte Artikel einen höheren Wert hat als der geführte, zweifellos 
auch den Preis prozentual entſprechend höher ſtellen. 

Was ſind „gleichartige Geſchäfte“ im Sinne dieſer Beſtimmung? 
Man wird annehmen müſſen, daß darunter nur ſolche Betriebe vers 
ſtanden werden können, denen auch im Verteilungsprozeß dieſelbe 
Rolle zukommt wie dem betreffenden Verkäufer, alſo für Fabrikations⸗ 
geſchäfte nur Fabrikationsgeſchäfte, für Groſſiſten nur Groſſiſten uſw. 

Nechtsanwalt Dr. Rudolf Waſſermann, München. 


Zur Portovertenerung! Unter dieſer Überſchrift hat Juſtiz⸗ 
rat Noeſt in Solingen in dem laufenden Jahrgange der JW. 
S. 464 einen Artikel veröffentlicht, in dem er zutreffend ausführt, 
daß die Frage, ob die zu erhöhenden Poſtgebühren aus dem Pauſch⸗ 
ſatz des Anwalts zu decken ſind, oder den Auftraggebern in Rechnung 
geſtellt werden können, davon abhänge, ob das erwartete Geſetz die 
Erhöhung der Poſtgebühren als eine beſondere Abgabe behandeln 
werde. Dieſes Geſetz iſt inzwiſchen erlaſſen und unter dem 21. Juni 
1916 (RGBl. S. 577) verkündet. Es bezeichnet die Poſtgebühren⸗ 
erhöhung ausdrücklich als eine Reichsabgabe, die „neben“ den Poſt⸗ 
und Telegraphengebühren erhoben werde. Damit fällt jeder Zweifel 
fort, ob der Anwalt berechtigt iſt, dieſe Abgabe beſonders in Rechnung 
zu ſtellen. Ich bin auch der Meinung, daß dies nicht nur dem 
Auftraggeber, ſondern auch dem koſtenpflichtigen Gegner gegenüber 
geſchehen darf, da die Abgabe zu den Koſten des Rechtsſtreits zu 
rechnen iſt. Daß es ſich nicht um eine erhöhte Poſtgebühr, ſondern 
eine beſondere Abgabe handelt, erhellt neben dem Wortlaut des § 1 
des Geſetzes auch daraus, daß das Geſetz keineswegs ſelbſt beſtimmt, 
daß die Erhebung dieſer Abgabe etwa nur durch entſprechende Mehr⸗ 
frankierung der Poſtſendungen zu erfolgen habe. Allerdings iſt nach 
Zeitungsmeldungen die Erhebung der Abgabe durch Mehrfrankierung 
beabſichtigt, und iſt die Ausgabe neuer Freimarken in Vorbereitung. 
Theoretiſch wäre jedoch die Erhebung dieſer Abgabe auch in anderer 
Form denkbar, ſei es durch Barzahlung oder Verwendung beſonderer 
Marken ähnlich den Stempelmarken. 

Aus dem Inhalt des Geſetzes ſei noch mitgeteilt, daß die 
beſondere Abgabe nicht nur von Briefen und Poſtkarten, ſondern 
auch von Paketen, Briefen mit Wertangabe, Poſtaufträgen, Tele⸗ 
grammen, Rohrpoſtſendungen und, was beſonders weſentlich, ern: 
ſprechanſchlüſſen und Einzelgeſprächen erhoben wird. Einzelgeſpräche 
gehörten ſchon bisher nicht zu den Poſtgebühren im Sinn des 
8 76 Gebo. In dieſem Punkte hat ſich alſo durch das neue Geſetz 
nichts geändert, es iſt vielmehr ſelbſtverſtändlich, daß auch die erhöhte 
Geſprächsgebühr beſonders in Rechnung geſtellt werden darf. 

Rechtsanwalt Klotzſch, Obornik. 


Erlaß betreffend Löſchung der Vorſtrafen. Durch 
Gnadenerlaß des Kaiſers vom 27. Januar 1916 iſt beſtimmt worden, 
daß im Strafregiſter und allen polizeilichen Liſten alle Vermerke über 
vor dem 27. Januar 1906 erkannte Strafen zu löſchen ſind, wenn 
dieſe Strafen im Höchſtmaß ein Jahr Gefängnis nicht überſteigen 
und wenn gegen den Verurteilten nach dem 27. Januar 1906 nicht 
wegen eines Verbrechens oder Vergehens erneut gerichtlich auf Strafe 
erkannt worden iſt. Durch dieſen Erlaß iſt zum erſtenmal mit dem 
ſtarren Syſtem aufgeräumt worden, demzufolge jeder Menſch, der 
aus irgendeinem, vielleicht ganz unbedeutenden Anlaß eine kleine 
Strafe erlitten hat, dieſe wie eine Fußfeſſel bis an fein Lebensende 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


14. 1916. 


mit ſich herumſchleppen muß. Mit Recht iſt an höchſter Stelle gewürdigt 
worden, daß es dem Sinn und Zweck einer Beſtraſung nicht entſpricht, 
daß ſie dem davon Betroffenen dauernde Nachteile mit ſich bringt. 
Der Segen des fraglichen Erlaſſes iſt um ſo höher zu veran⸗ 
ſchlagen, als gerade heute bei der Notwendigkeit, zu allen möglichen 
Zwecken amtliche Beſcheinigungen und Führungszeugniſſe zu beſchaffen, 
eine Vorbeſtrafung geeignet iſt, dem Geſuchſteller die größten 
Schwierigkeiten zu bereiten. Dazu kommt, daß insbeſondere für 
Kaufleute die Zahl der Möglichkeiten, angezeigt und vor Polizei oder 
Gericht verantwortlich vernommen und bei dieſer Gelegenheit zur 
Angabe von Vorſtrafen gezwungen zu werden, infolge der Fülle von 
Verordnungen und Bekanntmachungen ins Ungemeſſene geſtiegen iſt. 
Wenn jener Gnadenerlaß die Löſchung der darin bezeichneten 
Vorſtrafen verfügt, ſo ſollte man annehmen, daß jene Strafe infolge 
der Löſchung nun auch vollſtändig aus dem Strafregiſter verſchwindet, 
genau fo wie eine Eintragung im Schuldnerverzeichnis gemäß 8 915 
ZRD. dadurch gelöſcht wird, daß der Name unkenntlich gemacht wird. 
Dieſe Anſicht iſt aber durchaus verfehlt. Der Erlaß wird viel⸗ 
mehr von den zuſtändigen Behörden in einer Weiſe gehandhabt, die 
demſelben die ihm zugeſchriebene Bedeutung vollſtändig raubt. Die 
Löſchung ſelbſt erſolgt, wie üblich, durch Rötung. Erfordert nun 
aber z. B. in irgendeiner Strafſache das Gericht ein Vorſtraſen⸗ 
verzeichnis, ſo wird nicht etwa jene gelöſchte Strafe aus dieſem 
Regiſterauszug fortgelaſſen. Eine ſolche Handhabung des Erlaſſes 
wäre ſelbſtverſtändlich; denn der Sinn desſelben ſoll doch gerade 
darin beſtehen, daß der Richter nicht durch Kenntnis einer gelöſchten 
Vorſtraſe in ſeiner guten Meinung gegen den Beſchuldigten beeinflußt 
wird. Im Gegenteil wird die gelöſchte Strafe in dem Auszug noch 
beſonders dadurch hervorgehoben, daß ſie mit roter Tinte auf denſelben 
geſchrieben wird mit dem Hinzufügen, daß die rotbezeichnete Strafe im 
Kegiſter gelöſcht iſt. Damit aber nicht genug. Der Juſtizminiſterialerlaß, 
durch den die Löſchung der Strafe verfügt wird, hat, wie ein 
dem Unterzeichneten vorliegendes Muſter ergibt, folgenden Wortlaut: 

Juſtizminiſterial⸗Erlaß 
IV. 19 vom 15. Mai 1916. 

Auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung Seiner Majeftät 
des Königs hat das Staatsminiſterium durch Erlaß vom 
15. Mai 1916 auf Ihr Geſuch vom 3. Februar 1916 an⸗ 
geordnet, daß die Ihnen auferlegte Strafe im Strafregiſter 
der Staatsanwaltſchaft und in den polizeilichen Liſten zu 
löſchen iſt. Die Löſchung iſt veranlaßt. Ich weiſe jedoch 
ausdrücklich darauf hin, daß dieſelbe Sie nicht be⸗ 
rechtigt, Ihre Strafe zu verſchweigen oder in Ab⸗ 
rede zu ſtellen, wenn Sie als Zeuge unter Ihrem 

Eide nach dieſer gefragt werden. gez. Unterſchriſt. 
Was mit Rückſicht auf den vorſtehend unterſtrichenen Schlußſat 
des Erlaſſes die Löſchung der Vorſtrafe dann überhaupt für den 
„Begnadigten“ noch für eine Bedeutung hat, und worin die Gnade 


beſteht, die auf Grund des kaiſerlichen Erlaſſes dem Betroſſenen 


zuteil werden ſoll, iſt bei ſolcher Handhabung der Beſtimmung 
ſchlechterdings unverſtändlich. 


Rechtsanwalt Dr. Langenbach, Berlin. 


Zur Entlaſtungs verordnung vom 9. September 1915. 


Eine einſchneidende rechtliche und wirtſchaftliche Folge, welche der 


81 EntlVO. nach ſich zieht, ſcheint mir weder von dem Bundesrat bei 
dem Erlaß erwogen noch von der Praxis oder Literatur bisher 
behandelt worden zu fein. Dem Kläger wird auf Grund des 8 1 
anſtatt eines Urteils ein Vollſtreckungsbefehl vom Gericht erteilt, ohne 
daß dem Gläubiger eine Anfechtung der Entſcheidung des Vorſitzenden 
zuſteht (S 10 BD.). 

Der Gläubiger, der über eine 300 & weit überſteigende 
Forderung einen Vollſtreckungsbefehl in Händen hat, möchte nun die 
Zwangsvollſtreckung durch Eintragung einer Sicherungs hypothek auf 
dem wenig belaſteten Grundſtück ſeines Schuldners vornehmen. Da 
tritt ihm der § 866 Abſ. 3 ZPO. in den Weg, welcher beſtimmt: 


45. Jahrgang. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


„Auf Grund eines Vollſtreckungsbefehls findet die Eintragung 
einer Sicherungshypothek nicht ſtatt“. 

Der Grund für dieſe Ausnahmeſtellung der Vollſtreckungs⸗ 
befehle war nach Sydow⸗Buſch der, daß der Mahnbeſehl den 
Schuldgrund nicht in genügender Weiſe enthalte und daher 
eine Nachprüfung der Hypothekenforderung meiſt nicht möglich ſei. 

Tiefer Grund fällt indeſſen bei dem Vollſtreckungsbefehl der Ent⸗ 
laſtungs verordnung fort; denn hier wird der Vollſtreckungsbefehl nach 
88 Abſ. 3 auf die mit dem Zahlungsbefehl verſehene Klage oder auf 
ein damit zu verbindendes Blatt geſetzt. Hier iſt alſo der Schuld⸗ 
grund in genügender Weiſe dargetan; denn iſt er es nicht, ſo ſoll von 
dem Zahlungsbefehl nach § 2 abgeſehen werden, falls der Kläger, der 
vor der Terminsbeſtimmung gehört werden ſoll, den Vorſchriften des 
8 253 Abſ. 2 ZPO. betr. die beſtimmte Angabe des Gegenſtandes 
und des Grundes des erhobenen Anſpruches nicht noch nachträglich 
genügt. 

In normalen Zeiten kann ſich der Gläubiger, der einen Zahlungs 
und Voll ſtreckungsbefehl beantragt, ſelbſt bei ausreichender Begründung 
ſeines Anſpruchs nicht darüber beklagen, wenn ihm § 8663 BRD. 
die Zwangsvollſtreckung in ein Grundſtück durch Eintragung einer 
Sicherungshypothek verſagt, da es in ſeinem freien Belieben ſteht, 
ob er ein Urteil oder einen Vollſtreckungsbefehl erwirken will, und 
es ihm allenfalls als ein Verſchulden angerechnet werden kann, wenn 
er ſich nicht rechtzeitig vor Stellung ſeines Antrags über die Aus“ 
nahmeſtellung des Vollſtreckungsbefehls unterrichtet. Jetzt aber, wo 
ihm die Entlaſtungsverordnung den Vollſtreckungsbefehl wider ſeinen, 
auf ein Urteil gerichteten Antrag aufdrängt, wäre es eine durch nichts 
zu rechtfertigende, wirtſchaſtliche Härte, ihm die Möglichkeit ſeiner 
Befriedigung aus dem Grundſtück durch Eintragung einer Sicherungs⸗ 
hypothek zu entziehen. Die Folge dieſer Härte würde nicht nur den 
Gläubiger, ſondern auch den Schuldner ſchwer treffen; denn der 
Gläubiger wäre nun gezwungen, als Erſatz die bei weitem koſtſpieligere 
und den Schuldner weit empfindlicher treffende Zwangsverſteigerung 
oder Zwangsverwaltung zu betreiben. 

Es iſt klar, die Entlaſtungsverordnung hat die oben dargelegte 
Konſequenz des § 1 nicht ins Auge gefaßt, ſonſt würde fie dem 
praktiſchen Bedürfnis Rechnung getragen und für die Dauer ihres 
Beſtehens die Ausnahmebeſtimmung des § 866 ZPO., welche Gaupp⸗ 
Stein ohnedies ſchon für eine ebenſo bedauerliche als befremdliche 
Entwertung des Mahnverfahrens anficht, außer Kraft geſetzt haben. 
Dieſes Verſehen wieder gutzumachen und die Eintragung von 
Sicherungshypotheken auf Grund der Vollſtreckungsbefehle zuzulaſſen, 
welche auf Klagen mit einer 300 /, überſteigenden Forderung geſetzt 
find, if ein nobile officium der Praxis, die damit nur im über: 
legenden Geiſte des Geſetzgebers der Zivilprozeßordnung handeln würde. 

Rechtsanwalt Siegfried Chodziesner, Berlin. 


Berufangs fähigkeit des Urteils auf Duldung der 
Iwangsvollſtrechung bei einem Werte unter 50 Mark? 
Seit dem 22. Mai 1916 iſt die Berufung bei den Anſprüchen, die 
nicht ausſchließlich die Zahlung einer Geldſumme zum Gegenſtande 
haben, wieder unabhängig von dem Werte des Streitgegenſtandes 
zuläſſig. Nach der ausdrücklichen Vorſchrift der Verordnung ſoll der 
Anſpruch aus einer Hypothek, einer Grund: oder einer Rentenſchuld 
als Anſpruch auf eine Geldſumme gelten. Über den Anſpruch auf 
Duldung der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut der Frau 
iſt nichts geſagt. Aus der Bezeichnung dieſes Anſpruchs läßt ſich 
für ſeine Art kaum etwas folgern. Denn ſchließlich enthält jede 
Verurteilung zu einer Leiſtung den Befehl, die Zwangsvollſtreckung 
zu dulden, nur mit dem Unterſchiede, daß ſich dieſer Befehl bei einer 
perſönlichen Verpflichtung zur Zahlung auf das ganze Vermögen und 
bei der Verpflichtung des Ehemannes nur auf beſtimmte Vermögens⸗ 
ſtücke erſtreckt. Beide Fälle der perſönlichen und der beſchränkten 
Verpflichtung gleichen ſich aber darin, daß der Vollſtreckungsſchuldner den 
gegen ihn gerichteten Anſpruch durch Zahlung befriedigen muß, wenn 
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er die Vollſtreckung verhüten will. Dieſe Ahnlichkeit genügt indes 
nicht, um den Anſpruch auf Duldung der Zwangsvollſtreckung als 
auf eine Geldſumme gerichtet gelten zu laſſen, dafür ſind beide 
Anſprüche ihrem Inhalte nach zu verſchieden. Denn der Anſpruch 
gegen die Frau geht auf Feſtſtellung der Leiſtungsverpflichtung, der 
gegen den Mann lediglich auf Feſtſtellung der Haftung des einge⸗ 
brachten Gutes für jene Verpflichtung der Frau. Wie verſchieden 
beide Anſprüche ſein müſſen, geht am beſten daraus hervor, daß die 
Leiſtungsverpflichtung der Frau begründet, die Duldungsverpflichtung 
des Mannes dagegen unbegründet fein kann. Mit Rückſicht auf dieſen 
Unterſchied mußte denn auch der Geſetzgeber ausdrücklich beſtimmen, 
daß die Bewilligung der ſofortigen Zwangsvollſtreckung in die dem 
Rechte des Mannes unterworfenen Gegenſtände in einer nach § 794 
Ziff. 5 ZPO. aufgenommenen Urkunde erfolgen könne, die ſonſt nur 
für Anſprüche zuläſſig iſt, welche die Zahlung einer beſtimmten 
Geldſumme zum Gegenſtande haben. Wenn hiernach der Anſpruch 
auf Duldung der Zwangsvollſtreckung auch nicht als Anſpruch gelten 
kann, der eine Geldſumme zum Gegenſtande hat, ſo folgt daraus 
doch noch nicht, daß die Berufung auch dann zuläſſig iſt, wenn der 
Wert des Beſchwerdegegenſtandes bei dieſem Anſpruche 50 & nicht 
überfteigt. Gegen eine ſolche Annahme ſpricht die akzeſſoriſche Natur 
dieſes Anſpruches, der nur zur Ergänzung des Anſpruches gegen die 
Frau gegeben iſt, um den Anſpruch gegen die Frau durchzuſetzen, und 
der mit dem Anſpruche gegen die Frau ſteht und fällt (RG. 50, 53). 
Es iſt aber undenkbar, daß der Geſetzgeber dem Manne, der doch die 
Zahlung ſchließlich nur aus dem Frauengute leiſtet, ein Rechtsmittel 
gewähren wollte, das er der Frau, der eigentlichen Schuldnerin, 
verſagt hat. Rechtsanwalt Dr. M. Kahn, Frankfurt a. M. 


Einſtellung des Zwangsverſteigerungs verfahrens bei 
Mehrheit betreibender Gläubiger, beſonders die Ge- 
ſtaltung des geringſten Gebotes. Eine Streitfrage des Zwangs⸗ 
verſteigerungsrechts hat durch die Kriegsgeſetzgebung eine beſondere 
Bedeutung erlangt; ſie verdient daher eine erneute Unterſuchung. 
Sie betrifft die rechtliche Stellung des betreibenden Gläubigers in 
dem Falle, daß mehrere Gläubiger das Verfahren betreiben und das 
vom rangbeſſeren Gläubiger betriebene Verfahren einſtweilen ein⸗ 
geſtellt wird. Die Einſtellung kann nach §S 30 ZVG. auf Grund der 
Bewilligung des Gläubigers erfolgen, ſie kann vom Prozeßgericht, 
aber auch vom Vollſtreckungsgericht ohne Einwilligung des Gläubigers 
in beſtimmten Fällen angeordnet werden (vgl. Jaeckel⸗Güthe, 5. Aufl., 
§ 30 Anm. 1 Abſ. 2). Das Kriegsrecht hat neue Einſtellungs⸗ 
möglichkeiten geſchaſſen; das Vollſtreckungsgericht kann auf Antrag 
des Schuldners die Einſtellung wegen des Kapitals und Zinſen auf 
ſechs Monate, und zwar nach Ablauf der Friſt immer wieder aufs 
neue, beſchließen. Auf dieſe Weiſe iſt es möglich, und in der Praxis 
ereignen ſich ſolche Fälle, daß wegen der Kapitalforderung des beſſer 
berechtigten Gläubigers das Verfahren eingeſtellt bleibt, während es 
wegen der Zinſen oder auch des Kapitals der nachrangierenden Poſt 
weiter betrieben wird. So gewinnen die Fragen, die ſich aus dieſer 
Rechtslage ergeben, eine erhöhte Bedeutung. 

Es herrſcht im Schrifttum ein nicht gerade klar geführter Streit, 
ob die Einſtellungsbewilligung des einzelnen ($ 30) eine Einſtellung 
des Verfahrens zur Folge haben kann. Die Frage wird mehrfach 
(Jaeckel⸗Güthe 8 30 Anm 2; Fiſcher⸗Schäfer, $ 80 Anm. 5) mit der 
Begründung verneint, daß kein Gläubiger in das Recht der übrigen, 
aus dem Grundſtück Befriedigung zu verlangen, hemmend eingreifen 
kann. So richtig der Satz an ſich iſt, ſo verfehlt iſt er als Begründung; 
die Einſtellung des von dem einzelnen betriebenen Verfahrens hindert 
die anderen Gläubiger nicht im geringſten, das Verfahren fortzuſetzen. 
Die Begründung würde nur den Satz rechtfertigen, daß die Einzel⸗ 
einſtellung nicht den Stillſtand des geſamten, auch von den anderen 
Gläubigern betriebenen Verfahrens zur Folge haben kann; das verſtebt 
ſich von ſelbſt; ein ſolcher Grundſatz iſt meines Wiſſens nie aufgeſtellt 
worden. Die Praxis läßt es denn auch als ſelbſtverſtändlich zu, daß das 
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von einem Gläubiger betriebene Verfahren im Falle der Einſtellung 


ruht, während es auf Betrieb der anderen feinen Gang weitergeht. 


Die Rechtſprechung hat dieſe Auffaſſung in der Entſcheidung des 
LG. 1 Berlin vom 14. September 1911 (KGBl. S. 184) gebilligt, 
wo mit Recht hervorgehoben wird, daß kein Grund erfindlich iſt, 
warum es anders ſein ſollte. Wolff (Recht 1910, 654) meint, der 
Gläubiger, der die Einſtellung bewilligt, habe im Verfahren, wenn 
oder ſobald dasſelbe auf Betreiben eines anderen Gläubigers fort⸗ 
geſetzt wird, alle Rechte, welche er ohne die Einſtellungsbewilligung 
haben würde; er betrachtet die Einſtellungsbewilligung in dieſem Falle 
als nicht erfolgt; er begründet dies damit, daß gewiſſe Befugniffe, 
die dem beitreibenden Gläubiger als ſolchem zuſtehen, bei anderer 
Auffaſſung in Wegfall kommen würden.!) Das iſt aber keine Be⸗ 
gründung; der Wegfall iſt eben die natürliche Wirkung der Einſtellung, 
der Gläubiger iſt in den angedeuteten Beziehungen ſo anzuſehen, als 
wenn er das Verfahren nie betrieben hätte. Auch ein von Wolff 
aus der Abſicht des Gläubigers gezogener Schluß triſſt nicht zu 
(vgl. hierzu Marcus, Recht 1911, 94). Der unabhängig vom Willen 
des Gläubigers erfolgenden Vollſtreckungseinſtellung — insbeſondere 
der Einſtellung auf Grund der Kriegsgeſetzgebung — gegenüber kann 
es vollends keinem Zweifel unterliegen, daß die Einzeleinſtellung an 
ſich zuläſſig iſt, im Verfahren die volle Wirkungen der Einſtellung 
äußert und — ſelbſtverſtändlich — den Gang der nichteingeſtellten 
Verfahren unberührt läßt. 

Immerhin müſſen die Wirkungen der Einzeleinſtellung näher 
feſtgeſtellt werden. Die Hauptſtreitfrage iſt die, ob die rangbeſſere 
Hypothek, obwohl das Verfahren bezüglich ihrer eingeſtellt iſt, immer 
noch für die Bildung des geringſten Gebotes maßgebend iſt, oder ob 
ſie infolge dieſer Hemmung hierfür außer Betracht bleibt und dem⸗ 
gemäß als Teil des geringſten Gebotes vom Erſteher zu übernehmen 
iſt.)) Betrachtet man freilich die Einzeleinſtellung als unzuläſſig oder 
wirkungslos, ſo entſcheidet ſich dieſe Frage natürlich ſofort im Sinne 
der erſten Alternative. Aber dieſe Auffaſſungen haben ſich als unzu⸗ 
treffend erwieſen, und es iſt allein die Annahme zutreffend, nach der 
ein Anſpruch, bezüglich deſſen das Verfahren eingeſtellt 
iſt, der Feſtſtellung des geringſten Gebotes nicht zugrunde 
gelegt werden darf. Wegen dieſes Anſpruchs wird das Verfahren 
eben, ſolange die Einſtellung währt, nicht betrieben. Freilich iſt 
der Gläubiger noch infofern „betreibender Gläubiger“, als die 
Wirkungen der Beſchlagnahme aufrechterhalten bleiben und der Ver⸗ 
ſteigerungsvermerk im Grundbuche nicht gelöſcht wird. Trotz alledem 
ruht das Verfahren infolge der Einſtellung. Die bezeichneten 
Wirkungen, die ſich durch die Inbetriebſetzung einmal ergeben haben, 
bleiben beſtehen und müſſen beſtehen bleiben, wenn die einſtweilige 
Einſtellung in ihrem Ergebnis nicht der Aufhebung des Ders 
fahrens gleichkommen ſoll. Hier iſt eine einſtweilige Ein⸗ 
ſtellung gar nicht denkbar, ſie verbietet ſich durch die Natur der 
Sache. Alle anderen Rechte aber, die ſich aus der Einleitung des 
Verfahrens für den Gläubiger ergeben, haben diefen Rechtächaratter 
nicht;) fie vertragen eine Ausſchaltung. Das gilt ganz beſonders 
von den Rechten, die unmittelbar auf Herbeiführung der Verſteigerung 
gerichtet ſind; die Verſteigerung ſelbſt darf natürlich nicht ſtattfinden, 
das iſt der Sinn der Einſtellung; aber auch das Recht auf Berück⸗ 
ſichtigung bei Bildung des geringſten Gebotes gehört hierher; denn 
fein Zweck iſt ja gerade, durch die Verſteigerung Bar: 
befriedigung des Betreibenden aus dem Erlös herbei— 
zuführen; dies iſt es eben, was — wenigſtens nach dem Grundgedanken 
des Geſetzes — die Verſteigerung überhaupt rechtfertigt und den 
Gläubiger veranlaßt, ſie zu betreiben. Das Recht auf Verſteigerung 


1) Ahnlich Goldmann, München (Recht 1913, 518), deſſen Aus⸗ 
führungen auch ſonſt unzutreffendes enthalten. 

3) Literatur bei Jaeckel⸗Güthe, 5. Aufl., $ 30 Anm. 2 und 8 31 
Anm. 3. Vgl. ferner Schwartz im 55. Jahresbericht der Juriſtiſchen 
Geſellſchaft zu Berlin (1913) S. 79/80. 

3) Dies gilt auch von den von Wolff a. a O. aufgeführten 
Rechten (ſ. o.). 


und das Recht des Gläubigers auf Zugrundelegung ſeines Anſpruchs 
bei Feſtſtellung des geringſten Gebotes ſind hiernach organiſch ſo eng 
mit einander verbunden, daß bei dem Ruhen des einen auch das andere 
zum Stillſtand kommen muß. Wer nicht berechtigt iſt, das Grund⸗ 
ſtück zur Verſteigerung zu bringen, hat kein Recht darauf, bei Feſt⸗ 
ſtellung des geringſten Gebotes berückſichtigt zu werden. 

Es iſt hiernach verfehlt, wenn die Vertreter der Gegenanſicht 
(3. B. Güthe § 31 Nr. 3) ein Argument daraus herleiten, daß der 
Gläubiger trog der Einſtellung noch als betreibender Gläubiger 
anzuſehen iſt. Das iſt richtig, entſcheidet aber die Frage nicht. Daß 
nicht jeder betreibende Gläubiger in dieſer ſeiner Eigenſchaft das 
Recht auf Berückſichtigung ſeines Anſpruchs bei der Bildung des 
geringſten Gebotes hat, ergibt ſchon der 8 44 Abſ. 2 8. 

Hiernach darf der Anſpruch, wegen deſſen das Verfahren eingeſtellt 
iſt, der Gebotsfeſtſtellung nicht zugrunde gelegt werden. Hatten 
ſämtliche Gläubiger die Einſtellung bewilligt und wird das Verfahren 
nur von einem oder einigen nach 8 31 ZUG. wieder in Gang 
gebracht, ſo gilt der gleiche Grundſatz; der Gläubiger, der die Fort⸗ 
ſetzung nicht betreibt, ſcheidet für die Berückſichtigung beim geringſten 
Gebot aus; zu ſeinem Nachteil läuft auch die Sechsmonatsfriſt des 
8 81 Abſ. 2 3G; fie wird dadurch nicht in ihrem Laufe gehemmt, 
daß das Verfahren von den anderen Gläubigern weiter betrieben wird. 

Juſtizrat Stillſchweig, Berlin. 


Das Fraterniſteren mit dem Feinde. Der insbeſondere 
im Stellungskriege immer wieder beobachtete freundſchaftliche Verkehr 
zwiſchen eigenen und feindlichen Schützengräben ſtellt — was bei 
dem pſychologiſchen Intereſſe, welches man dieſer eigenartigen Reaktion 
der Gemüts⸗ und Gefühlsnerven entgegenzubringen geneigt iſt, leicht 
überſehen wird — ein ſchweres militäriſches Delikt dar. 

Mil StGB. § 62 droht ſtrenge Beſtrafung demjenigen an, der 
im Felde eine Dienſtpflicht vorſätzlich verletzt und dadurch bewirkt, 
daß die Unternehmungen des Feindes gefördert werden oder den 
kriegführenden deutſchen oder verbündeten Truppen Gefahr oder Nach⸗ 
teil bereitet wird. 

Dienſtpflicht des Feldſoldaten iſt es, in jedem Kriegsaugenblicke 
bemüht zu ſein, mit Waffengewalt das Seinige zur Vernichtung der 
feindlichen Heeresmacht beizutragen. Jede Schonung des Feindes, 
jedes Unterlaſſen einer Gelegenheit, feindliche Soldaten kampfunfähig 
zu machen, iſt mithin als eine — Gefahr und Nachteil für die eigene 
Truppe nach ſich ziehende — Verletzung der Dienftpflicht anzuſehen. 

Darüber hinausgehend, wird ſich der mit dem Feinde verkehrende 
Soldat in allen denjenigen Fällen, wo die Armee⸗Oberkommandos 
oder ſonſtigen militäriſchen Befehlsſtellen ausdrückliche Fraterni⸗ 
ſierungsverbote erlaſſen haben, noch eines mit dem Verbrechen der 
Dienſtverletzung ideell konkurrierenden Verſtoßes gegen die 88 92, 93 
Mil StGB. (qualifizierter Ungehorſam) ſchuldig machen. 

Ein Vorgeſetzter, der die eben genannten Delikte ſeitens ſeiner 
Untergebenen begehen läßt, macht ſich — wenn es wiſſentlich geſchieht, 
nach § 143 Mil StGB., wenn er fahrläſſig handelt, nach § 147 Mil⸗ 
StB. — mitſchuldig und ſtrafbar. N 

Rechtsanwalt Dr. Herbert Fuchs, Berlin. 


Entgegnungen. 


1. Das Jelterſche Mahnverfahren. Kollege Zelter wirft 
mir „Verkennung“ und „Mißverſtändniſſe“ vor, aber mit Unrecht; 
ich mußte auf Wunſch der Schriftleitung meine erſte ausführliche Dar⸗ 
legung in eine ganz kurze Erwiderung umändern. 

a) Natürlich habe ich nicht geſchrieben oder auch nur ſchreiben 
wollen, daß das Zelterſche Verfahren in allen Punkten mit dem 
preußiſchen der Jahre 1883/46 übereinſtimmt; aber die Angabe von 
Zelter, ſein Entwurf habe „weiter nichts“ als die Terminsanſetzung 
mit dem preußiſchen Verfahren gemeinſam, iſt unrichtig. Unter anderem 


45. Jahrgang. 


ändert er ja das nach ſeiner Meinung „erprobte Verfahren“ der 
3 O. in denkbar ſtärkſtem Maße grundſätzlich dahin, daß auch 
ohne Erſcheinen des Klägers im Termin Verſäumnisurteil gegen 
Beklagten ergeht, wenn letzterer nicht erſcheint, genau wie im 
preußiſchen Verfahren. 

b) Ebenſowenig habe ich behauptet, Zelter habe die ZPO. allein 
durch das Mahnverfahren verbeſſern wollen. 

c) Die Ungerechtigkeit, daß nach Zelter der Mahnkläger vom 
Anwaltszwang befreit, der Beklagte aber ſchon bezüglich des Wider⸗ 
ſpruchs ihm unterworfen bleibt, erkennt Zelter ſelbſt jetzt mit den 
Worten an: Die „Freiheit vom Anwaltszwang gehört logiſch zum 
Mahnverfahren“. Der Widerſpruch gehört aber doch „logiſch“ auch 
zum Mahnverfahren. Alſo! 

d) Wenn und da der Schuldner gegen das Verſäumnisurteil des 
‚erfien Termins nach Zelter den Einſpruch hat, braucht er dafür doch 
nicht noch außerdem Wiedereinſetzung; dieſe wäre allenfalls gegen 
das zweite Verſäumnksurteil nötig, aber — da verſagt fie Zelter! 
Der von mir gerügte Widerſpruch iſt alſo vorhanden. 

e) „Gewaltſame Konzentration“ iſt immer vom Übel; die dadurch 
entſtehende „Gefahr“, die Zelter felbft anerkennt, fol man gar nicht erſt 
einführen, dann braucht man ſie nicht wieder künſtlich zu beſeitigen. 

f) Bom „Vortermin“ ſtand in dem von Zelter veröffent⸗ 
lichten Entwurf nicht ein Wort; ich habe mich alſo gegen den Vor⸗ 
termin nicht wenden können. Meine Bedenken wegen der ganz unnötigen 
ſehr hohen Anwaltskoſten im Widerſpruchstermin bei Anerkenntnis 
und Vergleich bleiben alſo unwiderlegt. 

g) Warum Plflichtteilsanſprüche und Schadenserſatzanſprüche der 
„Form des Mahnverfahrens nicht bedürfen“ (), ſogar wenn fie 
unflreitig find, gibt Zelter auch jetzt nicht an; über Vermächtnis⸗ 
anſprüche, Schuld aus angenommener Anweiſung, abſtrakte Schuld⸗ 
verſprechen, deren grundloſe Ausſchließung aus dem alleinſelig⸗ 
machenden Mahnverfahren, das der bekannte Gerichtsvollzieher Finhold 
„entdeckt“ haben will, ich gerügt hatte, ſchweigt Zelter auch jetzt vollſtändig. 

h) Auch der Ausdruck unabwendbare „Momente“ iſt vollkommen 
unklar und paßt nicht in die Terminologie des Geſetzes. Mindeſtens 
hatte Zelter den geſetzlichen Ausdruck unabwendbare „Zufälle“ (§ 233) 
beibehalten ſollen. Wenn man ebendasſelbe meint, ſoll man auch 
ebendas ſelbe ſagen. 

i) Die Motive hat Zelter nicht abdrucken laſſen; ich konnte alſo 


auf dieſe nicht eingehen. 
Juſtizrat Eugen B. Auerbach I, Berlin. 


2. Anwaltszwang für das landgerichtliche Mahn- 
verfahren. (Zu den Ausführungen von Friedleben, JW. 1916, 570.) 
F. ſchreibt: „Allerdings ſteht im § 2 EV., daß, wenn die Klage⸗ 
ſchrift einer (!) „Vorſchrift des 8 253 ZPO. entſpricht, der Zahlungs⸗ 
befehl zu erlaſſen ſei“.“ So heißt es aber dort nicht, ſondern: „Ent⸗ 
ſpricht die Klageſchrift nicht ‚den‘ Vorſchriften des § 253 Abſ. 2, fo 
ſoll vom Zahlungsbefehl abgeſehen werden.“ 

Dadurch werden die Abſätze 1 (Zuſtellung), 2 (Wertangabe), 
3 (allgemeine Beſtimmungen) ausgeſchloſſen. Wenn alſo ein Zahlungs⸗ 
befehlantrag dahin lautet: Ich, der Schneidermeiſter Müller, oder ich, der 
Rechtsanwalt X. für den pp. Müller, beantrage folgenden Zahlungsbefehl 
gegen den Fabrikanten Auguſt Schulze, und wenn dann der übrige Inhalt 
dieſes Abſ. 2 erfüllt iſt, ſo bedarf es keiner Unterſchrift mehr; es 
wäre dies ein zweckloſer Formalismus, der auch dem § 133 BGB. 
widerſpricht. Aber zugegeben, daß auch der Mahnantrag vom Antrag⸗ 
ſteller oder feinem Bevollmächtigten (vor dem AG. kann dies unſtreitig 
nach 8 703 jeder Beliebige auch ohne Vollmacht fein) unterſchrieben 
ſein müſſe (das Geſetz ſagt „ſoll“), ſo iſt doch die Notwendigkeit der 
Unterſchrift des Mahnantrages durch einen bei dem Mahnlandgericht 
zugelaſſenen Anwalt durch die wohlbedachten Vorſchriften der 
EV. ausgeſchloſſen, und zwar aus zwei ganz ſelbſtändigen, dieſe Aus⸗ 
legung „tragenden“ Gründen.) 


) Ein ſolcher Fall iſt bis jetzt vom RG. noch nicht entſchieden 
worden; die Entſcheidung würde aber ſicher in meinem Sinne aus⸗ 
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a) Nur vor dem Landgericht braucht die Partei nach 8 78 
durch einen dort zugelaſſenen Anwalt vertreten zu ſein; der Vorſitzende, 
an den das Geſuch ergeht und der die Entſcheidung (den Zahlungs⸗ 
befehl) ſelbſtändig erläßt, iſt aber nie und nimmer das Land gericht; 
Beſchwerden, die an das Land gericht, nicht nur an den Kammer⸗ 
vorſitzenden, gehen, bedürfen ſolcher Unterſchrift. 

b) Die EV. verlangt klar und deutlich nur, daß der Antrag 
dem Abſ. 2 des 8 253 entſpricht. Der Abſ. 3 dieſesſelben 
Paragraphen: „Außerdem finden die allgemeinen Beſtimmungen über 
die vorbereitenden Schriftſätze auch auf die Klageſchrift Anwendung“, 
iſt alſo klar und deutlich ausgeſchloſſen, ſomit alſo auch 8 130 Nr. 6 
und 8 78 Abſ. 1. Danach bedarf es alſo nicht der Unterfchrift eines bei 
dem Mahnlandgericht zugelaſſenen Anwalts, und darum handelt 
es ſich doch hier. Die Entſcheidungen des RG., die F. hier 
anführt, betreffen den hier fraglichen Fall gar nicht; Bd. 31 be⸗ 
handelt den Fall, daß überhaupt keine Unterſchrift vorhanden war, 
Bd. 46 den, daß nur eine fakſimilierte, alſo nachgeahmte Unter⸗ 
ſchrift vorhanden war; Bd. 81 den Fall, daß die Unterſchrift zwar 
beigefügt war, daß aber der unterzeichnende Anwalt ausdrücklich dabei 
erklärt hatte, er lehne die perſönliche Verantwortlichkeit für den 
Inhalt ab. In all dieſen drei Fällen war alſo tatſächlich und 
rechtlich überhaupt keine Unterſchrift vorhanden; dieſe Entſcheidungen 
können alſo dafür, ob ein beim LS. zugelaſſener Anwalt unters 
ſchreiben muß, auch nicht im entfernteſten als Begründung angeführt 
werden. 

Es bleibt alſo dabei, daß die EV. ſo klar als dies ſprachlich 
und geſetzestechniſch nur irgend denkbar iſt, den Anwaltszwang für 
dieſe Fälle offenbar auch der Koſtenerſparnis halber aufgehoben hat; 
eben darum iſt auch die beim Anwaltszwang ja überflüffige 
Prüfungspflicht eingeſührt. Schließlich und endlich muß man doch 
dem Bundesrat zutrauen, daß er ſeine Abſichten in die richtigen 
Formen zu bringen verſtand, und daß, wenn er die Vorſchriften des 
Abſ. 3 des § 253 ausdrücklich ausſchloß, er genau wußte, daß er 
damit zugleich den Anwaltszwang hierfür aufhob. Praktiſch hat 
dieſe an ſich überaus wichtige Frage durch die Aufhebung bzw. Ab⸗ 
änderung der EV. jetzt Bedeutung überhaupt verloren. 

Juſtizrat Eugen B. Auerbach J, Berlin. 


Reichsgericht.“ 
a) Zivilſachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Lehmann. 


[Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. — ** Wird in der 
amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts ab⸗ 
gedruckt. — + Anmerkung.] 


Reichsrecht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 


* 1. 5 138 BGB. Nichtigkeit eines Beſchluſſes, nach 
welchem die Geſellſchafter einer G. m. b. H., die für ein Kon⸗ 
kurrenzunternehmen tätig ſind, ihre Rechte aus dem Geſell— 
ſchaftsverhältnis nicht perſönlich ausüben, ſich darin nur durch 
andere Geſellſchafter vertreten laſſen können.] 

Die Beklagte iſt eine G. m. b. H., deren Stammkapital 
200 000 / beträgt; ihre drei Geſellſchafter find der Kläger 
mit einem Geſchäftsanteil von 50 000 %;, die Frau H. mit 
einem Anteil von 100 000 & und der Ingenieur G. mit 


fallen, um fo mehr als der 8 130 ZPO. unter feinen „Soll“⸗Vor⸗ 
ſchriften auch die Angabe der Zahl der Anlagen vorſchreibt, und als 
noch niemand eingefallen iſt oder einfallen wird, aus einer Nicht⸗ 
befolgung dieſer Beſtimmung eine Nichtigkeit zu folgern, und als 
das RG. Bd. 27 S. 405 die Unterſchrift unter dem Beglaubigungs⸗ 
vermerk als genügend erklärt hat, auch wenn die Unterſchrift unter 


dem Schriftſatz ſelbſt fehlte. 
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einem ſolchen von 50 000 /. Der Kläger war Mitgründer 
der Beklagten und Jahre hindurch der alleinige Geſchäftsführer. 
Infolge von Streitigkeiten mit den Mitgeſellſchaftern legte er 
am 1. Juli 1912 ſein Amt nieder. Gleichzeitig ſchloß er mit 
der Beklagten einen Vertrag, wodurch ihm auf einige Jahre 
die Konkurrenzenthaltung zur Pflicht gemacht, nach Ablauf der 
Friſt aber der Wettbewerb geſtattet wurde. Am 8. Februar 
1915, zu einer Zeit, als er von dem Wettbewerbsverbot frei 
geworden war, wurde eine außerordentliche Geſellſchafterver— 
ſammlung abgehalten, die gegen ſeinen Widerſpruch folgende 
Satzungsänderungen beſchloß: „1. Geſellſchafter, die für ein 
Konkurrenzunternehmen tätig oder an einem ſolchen beteiligt 
ſind, können ihre Rechte aus dem Geſellſchaftsverhältnis nicht 
perſönlich ausüben, ſie können ſich darin nur durch andere 
Geſellſchafter vertreten laſſen; 2. die Verſammlungen finden 
an demjenigen Ort ſtatt, der durch den Geſchäftsführer oder 
den Aufſichtsrat beſtimmt wird.“ Der Kläger begehrt mit der 
Klage die Feſtſtellung der Nichtigkeit diefer Beſchlüſſe. Das 
KG. hat die Beſchlüſſe in vollem Umfange für nichtig erklärt. 
Die Reviſion der Beklagten blieb erfolglos. Aus den 
Gründen: Das KG. hat mit Recht angenommen, daß der 
hier ſtreitige Beſchluß ſchon objektiv über den [RG. 80, 385] 1) 
abgeurteilten weit hinausgeht und daß, ſelbſt wenn er 


ſich inhaltlich mit ihm deckte, im vorliegenden Fall 
perſönliche Umſtände hinzutreten, die die Anwendung 
des 8 138 BGB. geboten erſcheinen laſſen. Es 


handelt ſich hier nicht nur, wie in dem Falle RG. 80, 
385,1) um die Teilnahme an den Geſellſchaftsverſammlungen. 
Schlechthin ſämtliche Rechte aus dem Geſellſchaftsverhältnis 
werden betroffen. Danach muß hier anerkannt werden, was 
in dem früheren Streitfalle verneint werden durfte: die be— 
ſchloſſene Vorſchrift greift in die Freiheit und die Rechte der 
einzelnen Geſellſchafter erheblich tiefer ein, als es die Um— 
ſtände erforderten. Weſentlicher noch ſind die Unterſchiede in 
den tatſächlichen Verhältniſſen, die zu der Maßregel Anlaß 
gaben. In beiden Fällen wurde der Beſchluß nicht auf eine 
beſtimmte Perſon, ſondern allgemein auf jeden Geſellſchafter, 
der Konkurrenz treiben würde, abgeſtellt. Während aber in 
dem früheren Falle ernſtlich damit gerechnet werden konnte, 
daß außer dem damaligen Kläger einer der übrigen Geſell— 
ſchafter zum Wettbewerb übergehen werde, iſt davon im vor— 
liegenden Falle keine Rede. Hier beſteht die Geſellſchaft nur 
aus drei Perſonen; die beiden anderen haben kein Wett— 
bewerbsgeſchäft und denken weder daran, ein ſolches zu errich— 
ten, noch ihre Anteile an Wettbewerber zu veräußern. Dazu 
kommt, daß der jetzige Kläger mit den beiden Mitgeſellſchaftern 
in erbitterter Feindſchaft lebt, die zu zahlreichen, teils ausgetrage— 
nen, teils noch ſchwebenden Prozeſſen unter den Parteien geführt 
hat. Der Kläger würde gezwungen ſein, die Wahrnehmung ſeiner 
Rechte erklärten Gegnern anzuvertrauen. Lehnten aber beide Mit- 
geſellſchafter die Vertretung ab, ſo könnten die Rechte über— 
haupt nicht ausgeübt werden. Auch der zweite Beſchluß, dem— 
zufolge die Verſammlung in Zukunft nicht mehr am Sitze der 
Beklagten in Berlin, ſondern in einem jeweils durch den Ge— 
ſchäftsführer oder den Aufſichtsrat zu beſtimmenden Ort ab— 
gehalten werden ſoll, iſt ohne Rechtsirrtum für unſittlich er— 
achtet worden. Der Zuſammenhang mit dem erſten Beſchluſſe 
und das Fehlen jeder einleuchtenden Erklärung haben beide 
Vorinſtanzen zu der Überzeugung gebracht, daß der Zweck der 
Maßregel nur darin beſteht, den Kläger zu ſchikanieren. T.-V.⸗ 
G. m. b. H. c. St., U. v. 5. Mai 16, 33/16 II. — Berlin. [B.] 


2. 5 177 BGB. Abſchluß eines Vertrages für einen 
anderen durch einen Vertreter ohne Vertretungsmacht iſt 
möglich, auch wenn der andere in der Geſchäftsfähigkeit be— 
ſchränkt iſt.] 

Aus den Gründen: Wenn die Reviſion meint, daß 
für eine in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte Perſon unbedingt 
nur ihr geſetzlicher Vertreter rechtsgeſchäftlich handeln könne, 
ſo irrt ſie. Das Geſetz bietet zu einer ſolchen Einſchränkung 
der Grundſätze von der Stellvertretung ohne Auftrag ſchlechter— 
dings keinen Anhalt. Insbeſondere iſt in $ 177 BGB. nichts 


1) JW. 1913, 104. 
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darüber enthalten, daß der „andere“, im Namen deſſen jemand 
ohne Vertretungsmacht einen Vertrag abſchließe, nur eine 
unbeſchränkt handlungsfähige Perſon ſein könne. Aber auch 
kein innerer Grund beſteht für die von der Reviſton gewollte 
Einſchränkung. Denn ſelbſtverſtändlich kann gedachten Falles 
der namens einer der vollen Geſchäftsfähigkeit ermangelnden 
Perſon abgeſchloſſene Vertrag erſt und nur auf dem Wege 
Wirkſamkeit erlangen, den das Geſetz zum Schutze ſolcher Per⸗ 
ſonen für das Rechtsleben überhaupt vorgeſehen hat, daher nur 
durch die Genehmigung des geſetzlichen Vertreters und in den 
zutreffenden Fällen durch die hinzukommende Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts. Mithin iſt auch eine Gefährdung 
der Perſonen gedachter Art bei Zulaſſung der auftragsloſen 
Geſchäftsführung ausgeſchloſſen. W. c. S., U. v. 24. Mai 16, 
112/16 V. — Poſen. [L.] ö 

3. $ 249 BGB. Zur Frage der Vorteilsausgleichung, 
wenn ein Hppothekarier, der einen Schadenserſatzanſpruch 
gegen den Verwalter des Grundſtücks hat, das Grundſtück 
unter dem Werte erſteigert.] 7) 

Auf dem dem Hutfabrikanten Z. gehörig geweſenen 
Villengrundſtück in München ſtand an zweiter Stelle hinter 
einer zu 4½ Prozent verzinslichen Hypothek der Bayeriſchen 
Vereinsbank von 75 000 / eine zu 4½ Prozent verzinzliche 
Hypothek von 24 500 AH für den Kläger eingetragen. Am 
22. Juni 1912 wurde auf Betreiben der Vereinsbank die 
Zwangsverſteigerung der Villa angeordnet. Die Villa war 
unbewohnt. Z. war im März 1912 ausgezogen, hatte die 
Schlüſſel dem Dr. Bl. zur Aufbewahrung übergeben und war 
abgereiſt. Am 9. Juli 1912 wurde der Konkurs über das Ver⸗ 
mögen des Z. eröffnet. Als Konkursverwalter wurde der Be⸗ 
klagte beſtellt. Dieſer ließ ſich die Schlüſſel von Bl. aus⸗ 
händigen, übergab ſie zunächſt einem Schwager des Z., erhielt 
ſie aber am 8. November 1912 wieder zurück. Am 17. De⸗ 
zember 1912 wurde das Grundftück im Zwangsverſteige⸗ 
rungsverfahren, dem der Kläger am 24. September 1912 wegen 
ſeiner Hypothekenforderung nebſt Zinſen beigetreten war, 
verſteigert. Es wurde dem Kläger für den Preis von 
80 500 #4 am 31. Dezember 1912 zugeſchlagen. 
Bei der Verteilung des Verſteigerungserlöſes entfielen von 
dieſem, nachdem 79 699,48 / davon durch Übernahme der 
Hypothek der Vereinsbank ſowie Bezahlung der dieſer Hypo⸗ 
thek vorgehenden Anſprüche und der von der Hypothek bis zum 
31. Dezember 1912 aufgelaufenen Zinſen und Koſtenbeträge 
gedeckt waren, auf die Hypothek des Klägers von 24 500 AM 
nebſt Zinſen und Koſten nur 800,25 %. Der Kläger meldete 
ſeinen Ausfall zum Konkurſe an. Er erhielt darauf bisher 
6296,70 M aus der Konkurskaſſe gezahlt. Der Konkurs iſt 
noch nicht beendigt. Kurze Zeit vor der Verſteigerung war 
die Villa infolge des durch die Winterkälte herbeigeführten 
Zerſpringens der Waſſerleitungsrohre und der Warmwaſſer⸗ 
heizungsrohre und des Ausſtrömens von Waſſer erheblich be: 
ſchädigt worden. Mit der am 26. März 1913 erhobenen Klage 
verlangte der Kläger Erſatz des ihm dadurch entſtandenen und 
weiter entſtehenden Schadens, und beantragte er: I zu er: 
kennen, daß der Beklagte ſchuldig ſei, als Selbſtſchuldner und 
als Verwalter im Konkurſe des Hutfabrikanten Z.ſamtverbind⸗ 
lich an ihn, Kläger, 4226,82 M zu zahlen, II. feſtzuſtellen, daß 
der Beklagte als Selbſtſchuldner und als Verwalter im Kon⸗ 
kurſe des Hutfabrikanten Z. ſamtverbindlich ſchuldig ſei, ihm, 
Kläger, allen eventuellen weiteren Schaden zu erſetzen, der ſi 


ihm aus dem Bruch und der Undichtheit der Rohre der 


Zu 3. Die weitgehende Auslegung des Begriffs „adäquate 
Folge einer ſchuldhaften Unterlaſſung“ und die Zulaſſung der Vorteils⸗ 
ausgleichungseinrede im vorliegenden Falle wird gewiß allſeitiger Zu⸗ 
ſtimmung begegnen. Würde der Kläger aber nicht einen Schadens⸗ 
erſatzanſpruch wegen Unterlaſſung pfleglicher Behandlung des Grund⸗ 
ſtücks, ſondern den Ausfallsanſpruch gegen den perſönlichen Schuldner 
geltend gemacht haben, fo würde nach der bisherigen Nechtſprechung die 
Einrede verſagt ſein. Denn ſie wird nur Schadenserſatzanſprüchen, nicht 
dem reinen Ausfallsanſpruch gegenüber zugelaſſen. Daß dieſes Ergebnis 
wirtſchaftlich wenig befriedigend iſt und eine Abhilfe erforderlichen: 
falls im Wege der Geſetzgebung verlangt, darauf habe ich wiederholt 
hingewieſen (vgl. JW. 1916, 400; 1911, 82). Fuchs. 


45. Jahrgang. 


Waſſerleitung und der Warmwaſſerheizung ſowie der Heiz⸗ 
körperglieder ergeben ſollte. Zur Begründung der Klage 
machte der Kläger geltend: Durch den Waſſereinbruch ſei er 
unmittelbar in ſeinem Vermögen geſchädigt worden. Während 
er andernfalls ein in bewohnbarem Zuſtande befindliches An⸗ 
weſen erhalten hätte, müſſe er jetzt beträchtliche Mittel auf- 
wenden, um das Haus wieder in gebrauchsfähigen Zuſtand zu 
verſetzen. Der eingetretene Schaden ſei auf Fahrläſſigkeit des 
Beklagten zurückzuführen. Beklagter hätte, nachdem er als 
Konkursverwalter die Verwaltung des Anweſens übernommen 
gehabt habe, bei Beobachtung der erforderlichen Sorgfalt ſich 
ſagen müſſen, daß die unbewohnte Villa im Verlauf des 
Winters durch Einfrieren der Waſſerleitung gefährdet und ge⸗ 
ſchädigt werden könne, und hätte dieſer Gefahr durch Ent- 
leeren und Abſperren der Waſſerleitungs- und Heizungsröhren 
oder andere geeignete Maßregeln rechtzeitig vor Eintritt der 
Winterkälte vorbeugen müſſen. Er ſei ihm daher gemäß 
SS 823, 1133, 1134 BGB. zum Schadenserſatz verpflichtet. 
Die Inſtanzen wieſen die Klage ab. Die Reviſion des Klägers 
iſt zurückgewieſen. Aus den Gründen: Der Bert. geht da⸗ 
von aus, daß der Kläger aus der Konkursmaſſe des Hutfabri⸗ 
kanten Z., für die der Beklagte als Konkursverwalter beſtellt 
worden iſt, und vom Beklagten perſönlich auf Grund ſeiner 
Verwaltertätigkeit Erſatz des Schadens begehre, der dadurch 
entſtanden ſei, daß der Beklagte durch ſchuldhafte Unterlaſſung 
den Waſſerrohrbruch und die Durchfeuchtung der feiner Ber: 
waltung unterſtehenden Villa des Gemeinſchuldners, mithin 
eine Verſchlechterung des für die Hypothek des Klägers haf⸗ 
tenden Grundſtücks verurſacht und hierdurch eine Gefährdung 
der Sicherheit und weiterhin den Ausfall der Hypothek herbei- 
geführt habe. Für dieſen Anſpruch des Klägers erblickt der 
Ber R. in dem Umſtande, daß der Kläger Erſteher des Grund— 
ſtücks iſt, mit Recht keine Begründung, da ihm durch den Zu— 
ſchlag das Grundſtück in dem damaligen Zuſtande zum Eigen— 
tum übertragen worden iſt und ihm nach 8 56 ZVG. wegen 
Mängel ein Gewährleiſtungsanſpruch nicht zuſtand. Dagegen 
für den Anſpruch des Klägers in feiner Eigenſchaft als Hypo— 
thekengläubiger findet der Ber R. die rechtliche Grundlage in den 
SS 1134, 823, 840 BGB. in Verbindung mit den 88 6, 82 
und 59 Nr. 1 KO. Er nimmt auch an, daß der Beklagte, in⸗ 
dem er die ihm als Verwalter des mit der Hypothek des 
Klägers belaſteten Grundſtücks des Gemeinſchuldners ob— 
liegende Verpflichtung zur pfleglichen Behandlung des Grund— 
ſtücks nicht erfüllt habe, eine die Sicherheit der Hypothek ge⸗ 
fährdende Verſchlechterung des Grundſtücks infolge des Waſſer⸗ 
rohrbruchs verſchuldet und ſomit fahrläſſig das Hypotheken⸗ 
recht des Klägers widerrechtlich verletzt habe, und daß daher 
der Kläger von dem Beklagten perſönlich und aus der Konkurs— 
maſſe Erſatz des ihm dadurch entſtandenen Schadens verlangen 
könne. Jedoch erklärt der Ber R. die Klage dennoch für un: 
begründet, weil der Kläger durch den den Erſteigerungspreis 
von 80 500 .H überſteigenden Wert des ihm am 31. Dezember 
1912 zugeſchlagenen Grundſtücks, der zur Zeit der Weiter⸗ 
veräußerung des Grundſtücks am 19. Juni 1913 ſich für ihn 
auf 115 000 A geſtellt und mit dem von den Käufern be— 
willigten Preiſe im Einklang geſtanden habe, für ſeinen Hypo— 
thekenausfall und die ſämtlichen zur Deckung dieſes Ausfalls 
gemachten Aufwendungen einen entſprechenden Ausgleich ge— 
funden habe und ihm daher ein Schaden nicht entſtanden ſei. 
Die Reviſion macht in letzterer Hinſicht geltend: Eine Aus— 
gleichung des dem Kläger durch den Ausfall ſeiner Hypothek 
erwachſenen Schadens durch den infolge der Erſteigerung des 
Grundſtücks vom Kläger erlangten Vorteil ſei dann nicht mög⸗ 
lich, wenn die Erſteigerung durch den Kläger nicht als Folge 
der ſchuldhaften Unterlaſſung des beklagten Konkursverwalters 
anzuſehen ſei; der Entſchluß des Klägers aber, als Bieter auf— 
zutreten und das Grundſtück zu erſteigern, ſei auf den Umſtand 
zurückzuführen, daß er Hypothekengläubiger geweſen ſei, und 
könne daher nicht als adäquate Folge der ſchuldhaften Unter: 
laſſung des Beklagten aufgefaßt werden. Dies iſt jedoch unzu⸗ 
treffend. Der Schadenserſatzanſpruch des Klägers kann, abge— 
ſehen von der Frage, ob er ſonſt ſchlüſſig begründet iſt, hinſichtlich 
der Verurſachung eines Schadens des Klägers in Höhe der erſetzt 
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verlangten 4226,82 M nur darauf geſtützt werden, daß infolge 
der vom Beklagten verſchuldeten Verſchlechterung des mit der 
Hypothek des Klägers belaſteten Grundſtücks dieſes bei der 
Zwangsverſteigerung zu einem ſo niedrigen Preiſe verſteigert 
wurde, daß der Kläger wegen ſeiner Hypothek Beſriedigung 
aus dem Verſteigerungserlöſe in Höhe der 4226,82 AM nicht 
erhielt. Hat aber der Kläger ſelbſt das Grundſtück zu einem 
Preiſe erſteigert, der in dem Maße niedriger wie der wirkliche 
Wert des Grundſtücks war, daß der Unterſchied zwiſchen dem 
Betrage des Preiſes und dem Betrage des Wertes den Betrag 
überſtieg, in Höhe deſſen der Kläger wegen ſeiner Hypothek 
überhaupt nicht Befriedigung aus dem von ihm ſelbſt zu ent— 
richtenden Verſteigerungspreiſe erhielt, ſo iſt die Vermögens— 
einbuße, die der Kläger inſofern erlitt, als ihm an Stelle der 
durch den Zuſchlag des Grundſtücks an ihn ſelbſt erloſchenen 
Hypothek deswegen, weil das von ihm abgegebene Gebot nicht 
zur vollen Deckung ſeiner Hypothek ausreichte, von dem Ver— 
ſteigerungspreiſe ein entſprechender Teil nicht zugewieſen 
werden konnte und wurde dadurch wettgemacht, daß der Kläger 
das Grundſtück, aus dem im Wege der Zwangsvollſtreckung 
wegen der geſicherten Forderung Befriedigung zu erlangen dem 
Kläger nach SS 1113, 1147 BGB. feine Hypothek das Recht 
gewährte, bei der Zwangsverſteigerung für einen Preis, der 
unter dem wirklichen Wert blieb, in ſein Vermögen brachte. 
Mag auch der Kläger nicht deswegen, weil er infolge der an— 
geblich durch den Beklagten verſchuldeten Verſchlechterung des 
Grundſtücks im Falle des Zuſchlags an einen Dritten einen 
wenigſtens teilweiſe ungedeckten Ausfall feiner Hypothek be: 
ſorgte, Anlaß zur Erſteigerung des Grundſtücks genommen 
haben, ſondern mag er, um zu verhüten, daß zufolge Zuſchlags 
an einen Dritten für einen niedrigen Preis ſeine Hypothek 
überhaupt einen Ausfall ohne eine anderweitige Deckung erlitt, 
das Grundſtück ſelbſt erſteigert haben, ſo iſt doch tatſächlich 
auch ein etwaiger Schaden, der für ihn bei der Zwangsverſtei— 
gerung zufolge eines durch die Verſchlechterung des Grund— 
ſtücks verurſachten ungedeckten Ausfalls ſeiner Hypothek in die 
Erſcheinung getreten und der nach ſeiner Meinung auf ein Ver— 
ſchulden des Beklagten zurückzuführen geweſen wäre, durch den 
gleichzeitig erlangten Vorteil ausgeglichen, daß er ſelbſt das 
Grundſtück zu einem niedrigen Preiſe erſtand und ſich in dem 
Betrage des Grundſtückswertes, der über den Verſteigerungs— 
preis hinausging, Deckung für ſeinen ganzen Ausſall der Hypo— 
thek, den dieſe bei der Verteilung des von ihm zu entrichtenden 
niedrigen Erſteigerungspreiſes erleiden mußte, verſchaffte. Da— 
her iſt dem Kläger, wenn der über den Erſteigerungspreis 
hinausgehende Betrag des Grundſtückswertes den Betrag des 
Ausfalls ſeiner Hypothek überſtieg, durch die angeblich vom 
Beklagten verſchuldete Verſchlechterung des Grundſtücks, ſelbſt 
wenn anzunehmen wäre, daß dadurch ein Teil des Ausfalls 
verurſacht worden ſei, doch in Wirklichkeit ein Schaden nicht zu— 
gefügt worden [vgl. RG. in Seuff Arch. Bd. 60 Nr. 117: NG. 
73, 3102); RG. in Gruchots Beitr. 55, 669; auch RG. in Warn⸗ 
Rſpr. 1909 Nr. 190; Gruchots Beitr. 56, 902; 57, 150; RG. 
80, 155°); 84, 386) ]. (Folgen Ausführungen über den Wert 
des Grundſtücks.) B. e. T., U. v. 3. Mai 16, 87/16 V. — 
München. [L.] a 

4. 88 275, 323 BGB. Zur Frage des Einfluſſes des 
Krieges, namentlich in Anſehung ſeiner Dauer, auf die Pflicht 
zur Erfüllung von Lieferungsverträgen.] . 

Durch Vertrag vom 26. Mai 1914 hat die Klägerin vom 
Beklagten 5000 kg Zephirgarn [Wolle] zur ſukzeſſiven Lieferung 
und Abnabme im zweiten und dritten Quartal 1914 anſchließend 
an einen früheren Abſchluß gegen einen Preis von 6,50 M für 
das Kilogramm gekauft. Ende Oktober 1914 hat der Beklagte 
wegen des Krieges einen Zuſchlag auf den Vertragspreis ges 
fordert, wobei er laut den Briefen vom 24. und 28. Oktober 
erklärt hat, ebenſo recht, ja ſogar lieber ſei es ihm, wenn er 
erſt nach dem Ende des Krieges zu liefern brauche. Klägerin 
hat einen Zuſchlag von 25 % für das Kilogramm bewilligt 
und weitere Ware abgerufen. Die Beklagte hat auf den ſtreitigen 


7) JW. 1910, 705; Neumann, Rſpr. II § 823 Erk. e. 
3) JW. 1913, 25. — ) JW. 1914, 756. 
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Abſchluß im Ba 4220,3 kg geliefert. Den Reſt von 779,7 kg 
will fie nicht liefern, weil ihre Vorräte von dem General» 
kommando durch Verfügungen vom 1. November 1914 und 
3. Januar 1915 für militäriſche Zwecke beſchlagnahmt ſeien, 
auch für dieſe Zwecke allmählich verbraucht würden, und weil 
Wolle anderweit nicht zu beſchaffen ſei. Klägerin gibt zu, daß 
die Beklagte während des Beſtandes der Beſchlagnahme nicht 
verpflichtet ſei, zu liefern, beantragt aber mit der Klage, die 
Beklagte zu verurteilen, die übrigen 779,7 kg Zephirgarn gegen 
den Vertragspreis zu liefern, ſobald die Beſchlagnahme auf⸗ 
gehoben iſt. LG. und OLG. wieſen die Klage ab. Das Bu. 
wurde von der Reviſion namentlich deswegen angegriffen, weil 
es die Zuſagen der Briefe vom 24. und 28. Oktober für über⸗ 
holt erklärt. Die Beklagte habe in dieſen Briefen ausdrücklich 
ſich bereit erklärt, nach dem Ende des Krieges zu liefern und 
ſei an dieſe Zuſage gebunden. Die Reviſion der Klägerin iſt 
urückgewieſen. Gründe: Das angefochtene Urteil gibt zu 
Bedenken keinen Anlaß. Das BG. geſteht der Klägerin zu, 
daß die vereinbarte Abnahmefriſt, die mit dem 30. September 
1914 endete, gemäß den geſchäftlichen Gepflogenheiten der 
Parteien nicht genau innegehalten zu werden brauchte. Es 
ſtellt aber feſt, daß die Beſchlagnahme der Vorräte der Be⸗ 
klagten zur Zeit der Verhandlung über die Berufung — 
Dezember 1915 — noch zu Recht beſtand; weshalb der Beklagte 
nach dem eigenen Zugeſtändnis der Klägerin bis dahin nicht 
verpflichtet war, zu liefern. Des weiteren wird im Anſchluß 
an die ſtändige Rechtſprechung des RG. ausgeführt, daß die 
ohne Schuld der Beklagten notwendig gewordene Verſchiebung 
der Lieferung um 15 Monate und mehr ſo weſentlich ſei, daß 
eine Lieferung nach dem dereinſtigen, noch nicht abſehbaren 
Ende des Krieges nicht mehr als Erfüllung des Vertrages 
gelten könnte; aus der zeitweiligen ſei alſo eine endgültige 
Unmöglichkeit der Leiſtung geworden. Das iſt rechtlich ein⸗ 
wandfrei und unbedenklich. Auch der von der Reviſion ver⸗ 
ſuchte Angriff iſt nicht gerechtfertigt. Die Beklagte hat die 
beiden Briefe vom 24. und 28. Oktober vor der erſten Beſchlag⸗ 
nahme geſchrieben, alſo zu einer Zeit, zu der ſie ſich noch ver⸗ 
pflichtet hielt, den Verkauf zu erfüllen. Sie dringt in dieſen 
Briefen auf eine Erhöhung des Preiſes und ſetzt hinzu, daß 
es ihr ebenſo recht, ja ſogar lieber ſei, nach dem Ende des 
Krieges zu liefern. Klägerin hat in Antwort hierauf einen 
Zuſchlag zum Preiſe bewilligt und weitere Ware abgerufen. 
Sie iſt alſo auf den Vorſchlag, die Lieferung zu verſchieben, 
nicht eingegangen. Schon hierdurch iſt dieſer Vorſchlag erledigt. 
Außerdem aber hätte die Beklagte damit, wie das BG. mit 
Recht anführt, auf Spätere Befreiungsgründe, die fie nicht voraus⸗ 
ſehen konnte, nicht verzichtet. Solche ſind, wie bereits erörtert, 
durch die Beſchlagnahme und die nicht vorherſehbare Dauer 
des Krieges eingetreten. W. M. c. K. C., U. v. 23. Mai 16, 
108/16 II. — Jena. [L.] 


* 5. 88 433 f. BGB. Ein Lieferungsberechtigter verliert 
ſeinen Anſpruch, wenn er in einer mit den Anforderungen 
von Treu und Glauben unvereinbaren Weiſe den ſäumigen 
oder die Vertragserfüllung verweigernden Schuldner im un— 
gewiſſen darüber läßt, ob die Vertragserfüllung noch ver— 
langt werde.] . 

Aus den Gründen: In dem Urteile II 417/1915 5) 
hat der Senat angenommen, daß der Verkäufer, der auf Grund 
einer unbefriſteten Kriegsklauſel den Vertrag auflöſen will, 
ſeine Erklärung nicht beliebig verzögern darf, ſondern nach 
Eintritt des Kriegsfalles innerhalb der Friſt, die er bedarf, 
um ſeine Lage zu überſehen, von dem vorbehaltenen Rechte 
Gebrauch zu machen hat. Umgekehrt iſt auch der Käufer nicht 
befugt, ſeine Stellungnahme gegenüber einer verſpäteten 
Geltendmachung der Klauſel auf unbeſtimmte Zeit hinauszu— 
ſchieben. N. M. c. M., U. v. 23. Mai 16, 109/16 II. — 
Hamburg. [L.] 

6. § 416 BGB. Bei Cif-Verkäufen geht mit der Vers 
ſchiffung im Abladehafen die Gefahr auf den Käufer über.] 

Die (in Schweden anſäſſige) Klägerin verkaufte der (in 
Gotha wohnhaften) Beklagten im Oktober 1914 einen größeren 
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Poſten Rohgummi. Gemäß Beſtätigungsſchreiben der Be⸗ 
klagten vom 26. Oktober 1914 war der Preis vereinbart auf 
11,50 und 12 H per Kilo cif Gothenburg, zu zahlen gegen 
Aushändigung der Konnoſſemente. Ferner war vereinbart, 
daß die Kriegsverſicherung bis Gothenburg im Kaufpreis in: 
begriffen ſei, daß die Verſchifſung ab New-York Anfang bis 
Mitte November 1914 zu erfolgen habe, und daß der Trans⸗ 
port von Gothenburg nach Gotha, ebenſo die Verſicherung von 
Gothenburg aus zu Laften der Beklagten gehe. Für den Fall 
eines ſchwediſchen Ausfuhrverbots endlich wurde der Preis für 
die Beklagte ermäßigt auf den New-Porker Einkaufspreis zu⸗ 
züglich Verſicherung und Fracht. Die Ware wurde am 12. No⸗ 
vember 1914 in New⸗York auf einem norwegiſchen Dampfer 
verſchifft, aber auf dem Wege bis Gothenburg von den Eng⸗ 
ländern aufgebracht. Die Ware iſt, weil ſie indirekt für 
Deutſchland beſtimmt ſei, beſchlagnahmt und nach England 
gebracht. Da auch die ſchwediſche Regierung ein Ausfuhr: 
verbot erlaſſen hat, ſo verlangte die Klägerin mit der Klage 
von der Beklagten Zahlung von 48 220,65 / nebſt Zinſen, 
darſtellend den New-Porker Einkaufspreis zuzüglich Fracht und 
Verſicherung. Durch Urteil des LG. Gotha iſt die Klage 
abgewieſen. Die von der Klägerin eingelegte Berufung wurde 
durch Urteil des OLG. Jena zurückgewieſen. Die Reviſion der 
Klägerin ſührte zur Aufhebung und Zurückverweiſung. 
Gründe: Das angegriffene Urteil beruht auf der Annahme, 
daß Gothenburg Erfüllungsort für die Verpflichtungen der 
Klägerin aus dem Kaufvertrage der Parteien geweſen ſei. Zu 
dieſer Annahme gelangte das BG. auf Grund der Erwägung, 
daß nach S 269 BGB. für die Klägerin, da fie die ausdrück⸗ 
liche oder ſtillſchweigende Vereinbarung eines anderen Cr: 
füllungsortes nicht dargetan habe, Gothenburg, als ihr Wohnſtitz 
zur Zeit des Abſchluſſes des Kaufvertrages, der Erfüllungsort 
ſei. Den Vertragsbeſtimmungen, daß die Kriegsverſicherung 
bis Gothenburg im Kaufpreis inbegriffen ſei und daß die Ver⸗ 
ſchiffung ab New-York Anfang bis Mitte November 1914 zu 
erfolgen habe, mißt das BG. nicht die von der Klägerin ge: 
wollte Bedeutung bei, daß darauf New-Pork als Erxſüllungs— 
ort für die Klägerin beſtimmt fei. Als einen Umſtand, der 
poſitiv auf den Vertragswillen hinweiſe, daß die Klägerin in 
Gothenburg erfüllen ſolle, hebt das BG. hervor, daß Ende 
Oktober 1914, zur Zeit des Kaufabſchluſſes, Deutſchland ſchon 
faſt ein Vierteljahr mit England im Kriege und daß damals 
bekannt war, England kapere alle Schiffe mit für Deutſchland 
beſtimmten zu Kriegszwecken verwendbaren Ladungen. Danach 
ſei im Falle einer Kaperung der den Gegenſtand des Kauſ— 
vertrages bildende Gummi unwiderbringlich verloren geweſen, 
wenn die Klägerin ſchon in New-York an die Beklagte geleiſtet 
hätte, während andernfalls Ausſicht beſtanden habe, die Ware 
nach dem neutralen Gothenburg zu bringen oder doch im Falle 
einer Kaperung ihre Herausgabe an die neutrale Empfängerin, 
die Klägerin, durchzuſetzen. Auch die Kriegsverſicherung ſelbſt 
würde ſchwieriger geworden ſein, wenn die Ware nicht als 
ſchwediſche, ſondern als deutſche gereiſt wäre. Mit Recht rügt 
die Reviſion, daß bei dieſen Ausführungen das BG. die Ver⸗ 
kehrsauffaſſung über die Bedeutung der Cifk-Klauſel verkannt 
habe. Das BG. würdigt die Vereinbarung des Preiſes eif 
Gothenburg nur dahin, daß daraus nicht zuungunſten der 
Klägerin geſchloſſen werden könne, fie habe in Gothenburg er: 
füllen wollen. Dagegen hat der erkennende Senat in ſeinem 
Urteile [RG. 87, 134] ©) ausgeſprochen, daß nach allgemeiner 
Verkehrsauffaſſung bei Cik-Verkäufen der Abladehafen [bier 
New-York! für die Vertragspflichten des Verkäufers jeden: 
ſalls inſoweit Erfüllungsort iſt, als es ſich um die Übergabe 
der verkauften Ware an den Käufer handelt und daß ſomit die 
Gefahr des zufälligen Untergangs oder einer zufälligen Ver: 
ſchlechterung der Ware mit ihrer Auslieferung an den Schiffer 
auf den Käufer übergeht. An dieſer Auffaſſung hält der er— 
kennende Senat feſt. Danach hatte infolge der Preisverein— 
barung „eif Gothenburg“ die Beklagte die Gefahr der Seereiſe 
von New⸗NYork bis Gothenburg zu tragen. Dieſe Bedeutung ber Cik⸗ 
Klauſel könnte nur dann wegfallen, wenn die Beklagte im Irrtum 
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über die Bedeutung der Klauſel ſich befunden hätte, was gar 
nicht geltend gemacht ift, oder wenn der Kauſvertrag der Par⸗ 
teien Beſtimmungen enthielte, die mit der durch die Klauſel 
nach allgemeiner Verkehrsauffaſſung verbundenen Bedeutung 
unvereinbar wären. Solche Beſtimmungen enthält aber nach 
den Feſtſtellungen des BG. der Vertrag nicht. Daß der Zweck 
einer möglichſten Sicherung der Ware gegen Kaperung — 
welchem Zweck übrigens ſchon die vereinbarte Teilung der 
Reiſe dient, wonach die Ware zunächſt nach Gothenburg an die 
Klägerin zu befördern war — am vollkommenſten durch die 
Beſtimmung des Wohnſitzes der Klägerin als Erfüllungsort 
zu erreichen geweſen wäre, kann die Bedeutung der verein— 
barten Klauſel als einer die Gefahr der Seereiſe bis Gothen— 
burg auf die Beklagte übertragenden nicht ändern. Unerheb— 
lich iſt es auch, daß ein Teil der Verbindlichkeiten der Klä— 
gerin, die Verſendung der Ware von Gothenburg nach Gotha, 
in Gothenburg zu erfüllen war. Dadurch kann die Bedeutung 
der gebrauchten Cifk-Klauſel, wonach die Beklagte die Gefahr 
der Seereiſe bis Gothenburg zu tragen hatte, nicht in Frage 
geſtellt werden. Iſt demnach das angegriffene Urteil auſzu— 
heben, ſo iſt die Sache doch nicht zur Endentſcheidung reif, weil 
noch zu prüfen iſt, ob die Klage nicht, trotz Tragung der Ge— 
fahr der Seereiſe ſeitens der Beklagten, verfrüht iſt. Ins⸗ 
beſondere bleibt zu prüfen, ob nicht mit Rückſicht auf die be— 
ſonderen Umſtände des vorliegenden Falles die Klägerin, ehe 
ſie von der Beklagten den Kaufpreis fordern kann, alles getan 
haben muß, um die Ware für die Beklagte zu retten und, falls 
dies nicht möglich, die Verſicherungsſumme einzuziehen. 
Dieſerhalb und auch weil die Höhe des geforderten Preiſes 
beſtritten iſt, war die Sache zur anderweiten Verhandlung und 
Entſcheidung an das BG. zurückzuverweiſen. F. & M. 
c. V. H., U. v. 9. Mai 16, 71/16 II. — Jena. [L.] 

7. Zu 8 837 BGB.] 

Am 26. Juni 1911 befand ſich der Kläger in der land— 
wirtſchaftlichen Ausſtellung in C. vor dem im Vorprüfungs— 
ſchuppen (Maſchinenausſtellungsſchuppen) Nr. 124 befind⸗ 
lichen Stande der Beklagten, als das über dem Stande der 
Beklagten angebrachte hölzerne Firmenſchild der Beklagten ſich 
loslöſtie und ihm auf den Kopf fiel. Kläger erhob Klage, mit 
der er Erſatz des erlittenen Schadens begehrt. LG. und OLG. 
haben zugunſten des Klägers entſchieden. Die Reviſion der 
Beklagten blieb erfolglos. Aus den Gründen: Unbeſtritten 
bat die Beklagte der Deutſchen Landwirtſchaftsgeſellſchaft gegen: 
über, welche die im Jahre 1911 in C. abgehaltene landwirt— 
ſchaftliche Ausſtellung veranſtaltet hat, die in S 23 und 8 29 
der Schauordnung beſtimmten Verpflichtungen übernommen. 
Sie hat die Verantwortung dafür übernommen, daß durch die 
von ihr ausgeſtellten Maſchinen keine Schädigungen verurſacht 
werden, und hat ſich verpflichtet, die Firmenſchilder und andere 
Schilder in vollkommen ſicherer Weiſe zu befeſtigen. Ob aus 
dieſer Abmachung ein Vertragsanſpruch des Klägers gegen die 
Beklagte gemäß § 328 BGB. oder etwa aus dem Geſichtspunkt 
ſich herleiten läßt, daß der Beſucher der Ausſtellung beim 
Löſen der Eintrittskarte zugleich das Recht der deutſchen Land— 
wittſchaftsgeſellſchaft gegen die Beklagte auf Schadloshaltung 
bei einem Unfall abgetreten erhalten hat, kann mit dem BG. 
dahingeſtellt bleiben, da die Annahme der Haftung der Be— 
klaaten aus unerlaubter Handlung rechtlich bedenkenfrei iſt. 
Nicht unbedenklich erſcheint allerdings, wie der Reviſion zuzu— 
geben iſt, die Anwendung des S 837 BGB. Das BG. geht 
davon aus, daß zwar nicht das hölzerne Firmenſchild, das feſt— 
geſtelltermaßen eine Länge von 1,50 m, eine Breite von 0,35 m 
und ein Gewicht von etwa 3 kg hatte, und das in einfachſter 
Weiſe mittels zweier Bindfaden an dem durch den Ausſtellungs— 
ſchuppen hindurchgehenden Balken befeſtigt war, wohl aber der 
in dieſem Schuppen dem Beklagten eingeräumte Verkaufsſtand 
als ein mit dem Grundſtück verbundenes Werk im Sinne der 
SS 86 ff. BGB. anzuſehen iſt. Dieſe Beurteilung iſt hinſicht— 
lich des Firmenſchildes rechtlich nicht zu beanſtanden. Wie 
bereits in dem Urteil des erkennenden Senats vom 23. Mai 
1906 IV 578/05, abgedruckt in JW. S. 4235, dargelegt iſt, 
kommt es für die Frage, ob das Firmenſchild die Eigenſchaft 
des Werkes hat, weſentlich auf die Größenverhältniſſe des 
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Schildes, auf die Art der Zuſammenfügung ſeiner Beſtand— 
teile und die von dem Schilde ausgehende Gefahr der Ablöſung 
einzelner Teile an. Das Vorhandenſein eines Werkes durfte 
hiernach bei der geringen Größe und der Einfachheit des 
Schildes verneint werden. Was dagegen den Verkaufsſtand 
betrifft, ſo fehlt es an einer jeden näheren Beſchreibung der 
baulichen Beſchaffenheit. Nach den Angaben der Beklagten, 
deren Richtigkeit für die Reviſionsinſtanz zu unterſtellen iſt, 
hat der Verkaufsſtand nur darin beſtanden, daß der Beklagten 
in dem unbedeckten Schuppen eine beſtimmte quadratiſche 
Fläche zur Ausſtellung ihrer Maſchinen mietweiſe überlaſſen 
iſt. Es erhellt nicht, welche Vorrichtungen für die Lagerung 
und Benutzung der Maſchinen von der Beklagten auf dieſem 
Platze angebracht ſind, ob überhaupt Einrichtungen dieſer oder 
anderer Art — abgeſehen von dem nicht ein Werk darſtellenden 
Firmenſchild — getroffen ſind, und es kann deshalb nicht er— 
kannt werden, ob ſie unter den Begriff des Werkes gebracht 
werden durften. Eher könnte man den Verkaufsſtand 
als einen von dem Verkaufsſchuppen ſowohl nach der Grund— 
fläche als nach dem ſich darüber erhebenden Raum abgegrenzten 
ſelbſtändigen Gebäudeteil bezeichnen. Aber auch dieſe Auf— 
faſſung, bei welcher das Firmenſchild nicht als Teil eines 
Werkes, wie der Ber R. annimmt, ſondern als Teil eines Ge— 
bäudeteils in Betracht kommen würde, kann zur Anwendung 
des § 837 nicht führen. Schon dagegen erheben ſich Bedenken, 
daß das Firmenſchild bei ſeiner vorher dargeſtellten einfachen 
Beſchaffenheit als Teil eines Gebäudeganzen oder Gebäude— 
teilraums angeſehen werden kann [vgl. NGAMom. Anm. 3 zu 
5 836 BGB.]. Der Schutz der S8 836 ff. darf nicht fo weit 
ausgedehnt werden, daß er auf Gegenſtände, die ohne gehörige 
Befeſtigung an einem Gebäude ausgeſtellt oder aufgehängt 
find, ſich erſtreckt, da ſonſt die in § 733 des erſten Entwurfs 
vorgeſehene Haftung, die ſpäter wohlweislich aufgegeben iſt, 
wieder eingeführt würde [vgl. das bereits angezogene Urteil 
in IW. 1906, 424]. Außerdem ſteht der Anwendung des 
§ 837 entgegen, daß die hier beſtimmte Vorausſetzung, Beſitz 
eines Gebäudes [Gebäudeteils! auf einem fremden Grund— 
ſtück in Ausübung eines Rechtes, bei dem mietweiſen Beſitz der 
Beklagten nicht ohne weiteres als gegeben anerkannt werden 
kann. Das OLG. will die Miete im vorliegenden Falle als 
ein unter $ 837 fallendes Recht gelten laſſen, weil die Beklagte 
es übernommen habe, den Verkaufsſtand in Ordnung zu halten. 
Dieſer Umſtand, daß dem Mieter die Unterhaltung zufällt, 
genügt aber nicht, um ihm die Stellung eines dem Eigenbeſitzer 
im Sinne des $ 836 gleichſtehenden Rechtsbeſitzers nach § 837 
zu geben, und wird auch in RG. 59, 8 nicht ſür ausreichend er— 
achtet. Es iſt vielmehr weiter erforderlich, daß der Beſitz des 
Mieters an dem Gebäude abgeſondert von dem Beſitz am 
Grundſtück beſtehen muß, wie dies dann der Fall iſt, wenn der 
Mieter in Ausübung ſeines Rechts an dem fremden 
Grundſtück die betreffende Baulichkeit auf dem Grund— 
ſtück errichtet hat [S 95 BGB. — vgl. IW. 1910, 653 11]. 
Ein derartiger Sachverhalt iſt in dem BU. nicht feſtgeſtellt. In 
Frage könnte noch kommen, ob nicht die Haftung der Beklagten 
aus § 838 ſich begründen läßt. Nach dieſer Vorſchrift iſt außer 
dem Beſitzer auch derjenige haftbar, welcher die Unterhaltung 
eines Gebäudes [Gebäudeteils] oder eines Werks für den Be— 
ſitzer übernommen hat. In dem BU. wird angenommen, daß 
die Beklagte verpflichtet geweſen ſei, den Verkaufsſtand in Ord— 
nung zu halten, weil ſie nach der Schauordnung die für Reini— 
gung und Aufſtellung der Maſchinen erforderlichen Vor— 
kehrungen zu treffen gehabt habe. Wie weit aber dieſe Unter— 
haltungspflicht gegangen iſt, ob und wieweit die Beklagte für 
Bau- und Werkſchäden verantwortlich war, ift in dem BU. 
nicht klargeſtellt. Aus der Schauordnung geht mit Beſtimmt— 
heit nur das hervor, daß Beklagte für ſichere Befeſtigung des 
Firmenſchildes zu ſorgen hatte. Eine hierauf beſchränkte Unter— 
haltungspflicht würde zur Erfüllung der Erforderniſſe des 
§ 838 nicht genügen. Die angefochtene Entſcheidung wird je: 
doch dadurch getragen, daß die Beklagte, wie das BG. 
bedenkenfrei feſtſtellt, ein fie nach 8 823 verantwortlich machen- 
des Verſchulden trifft. Die hiergegen gerichteten Reviſions— 
angriffe ſind nicht begründet. Der in Dienſten der Beklagten 
129 
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ſtehende Werkmeiſter W. hatte die ihm aufgetragene Befeftigung 
in der Weiſe ausgeführt, daß er das Firmenſchild mit dem 
Querbalken durch zwei Bindfäden verband, welche durch zwei 
umgeſchlagene Nägel an dem Balken und an dem Schild feſt⸗ 
gehalten wurden. Nach der Ausſage des Zeugen Sch. waren 
es nicht einmal gedrehte Fäden, die das Schild trugen, ſondern 
Garbenbindefäden, wie ſie für landwirtſchaftliche Maſchinen 
verwendet werden. Der Unfall iſt dadurch herbeigeführt, daß der 
eine Bindſaden geriſſen iſt. Nach der Feſtſtellung des BG. war 
dieſe Befeſtigungsweiſe, da die Bindfäden normalen Witterungs⸗ 
einflüſſen nicht ſtandhielten und deshalb die Verwendung von 
Draht angebracht geweſen wäre, eine durchaus ungenügende. 
Die Beklagte iſt nun darin in Schuld, daß ſie die dem Werk⸗ 
meiſter W. übertragene Ausführung ohne jede Kontrolle ge— 
laſſen hat. [Wird weiter ausgeführt.] O. Maſchinenfabrik 
c. G., U. v. 1. Mai 16, 49/16 IV. — Hamm. (B.] 


Reichs beamtengeſetz. 

8. Der Anſtellungswille allein entſcheidet nicht darüber, 
ob ein Beamtenverhältnis oder ein privatrechtliches Dienſt— 
verhältnis vorliegt, es kommt auch auf die Tätigkeit an, welche 
der Angeſtellte mit Wiſſen und Willen der Behörde 
ausübt.] +) 

Die Klägerin war vom 1. Mai 1898 bis zum 20. März 
1900 gegen eine monatliche Vergütung bei dem Poſtamt dritter 
Klaſſe in B. als Gehilfin, vom 21. März 1900 bis zum 
17. April 1900 ohne Tagegeld vorbereitungsweiſe beim Tele— 
graphenamt in P. beſchäftigt, wurde dort am 18. April 1900 
als Telegraphengehilfin angeſtellt, erhielt ſpäter eine etats— 
mäßige Stelle und wurde zum 1. Februar 1913 in den Ruhe⸗ 
ſtand verſetzt, wobei ihr unter Anrechnung der Dienſtzeit ſeit 
dem 18. April 1900 nach dem Reichsbeamtengeſetze ein Ruhe: 
gehalt von jährlich 663 / zugeſprochen wurde. Die Klägerin 
war vor ihrer Einſtellung bei dem Poſtamte in B. und noch⸗ 
mals anläßlich ihrer Anſtellung als Telegraphengehilfin am 
19. April 1900 in P. eidlich verpflichtet worden. Mit der 
unter Beobachtung der SS 149, 150 RBG. erhobenen Klage 
verlangte ſie neben anderen Anſprüchen, die abgewieſen wor⸗ 
den ſind und für die Reviſion nicht in Betracht kommen, An⸗ 
rechnung der Dienſtzeit vom 1. Mai 1898 ab. Die J. Inſtanz 
gab in dieſem Punkte der Klage ſtatt und verurteilte zur Be— 
zahlung eines Ruhegehaltes von 726 *. ſtatt 663 &. jährlich. 
Die Berufung des Beklagten wurde zurückgewieſen. Dagegen 


Zu 8. Die vorſtehende Entſcheidung iſt von größter arunb- 
ſätzlicher Bedeutung, inſofern ſie annimmt, daß jemand die Eigen⸗ 
ſchaft eines Reichsbeamten erlangen kann, auch wenn die onſtellende 
Behörde eine ſolche Anſtellung als Beamter abgelehnt bzw. erklärt 
hat, daß ſie eine ſolche nicht wolle. Der Fall liegt inſofern gleich 
mit dem berühmten des Berliner Bureauhilfsdiätars Robert Malitz 
(RGZ. 87, 241). Dieſem hatte der Magiſtrat wieder und wieder 
eröffnen und von ihm anerkennen laſſen, daß er durch feine Be: 
ſchäftigung nicht die Rechte eines unkündbaren und penſionsberechtigten 
Beamten erlange. Trotzdem ſprach ihm der III. ZS. dieſe Rechte 
zu, weil feine Tätigkeit fo beſchaſſen war, daß fie nach § 56 Ziff. 6 der 
revidierten Städteordnung vom 30. Mai 1853 nur ein penſionsfähiger 
Beamter verrichten durfte, und weil die Stadt Berlin durch Ver⸗ 
letzung dieſer Geſetzesvorſchrift kein Recht auf Koſten des Beſchäftigten 
erwerben konnte. Dem entſpricht es, wenn der III. ZS. in der 
Entſcheidung vom 12. Mai 1916 annimmt, daß jemand, der eine 
nur von einem Beamten wahrzunehmende Tätigkeit ausübt, ſchon 
dadurch allein — ohne und gegen die ausdrückliche Erklärung der 
Verwaltung —, auch ohne Empfang einer Anſtellungsurkunde 
Veamteneigenſchaft erworben und penſionsberechtigte Beamtentätigkeit 
ausgeübt hat. Im Einklang mit dieſer Entſcheidung ſteht, daß der 
III. 35. in ſtändiger Rechtſprechung (36, 102; 28, 83; 53, 427; 
84, 212), abweichend von der ſtändigen Judikatur des OVG. 
(69, 215 und die dortigen Zitate) und der überwiegenden Anſicht 
der Theorie (v. Rönne⸗Zorn, Pieper, Brand, Kannegießer uſw.) die 
Eigenſchaft des Reichsbeamten nicht erſt und nur durch die An- 
ſtellungsurkunde, ſondern ſchon durch die Beſchäftigung als Beamter ents 
ſtehen läßt. Nach meiner Anſicht wird der III. ZS. dem Weſen des 
Beamtenverhältniſſes gerechter als OVG. und Reichsverwaltung, da 
das Kennzeichnende des Beamtenrechts nicht bloß darin beſteht, Rechte 
über den Beamten zu geben, ſondern auch, ihn in ſeiner Lage zu 
ſchützen und gegen Willkür, Schikane und Mißgriffe ſeiner Vorgeſetzten 
zu ſichern. Geh. Bergrat Prof. Dr. Arndt, Berlin. 
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hat ſich die Reviſion des Beklagten ohne Erfolg gewandt. 
Nach § 45 RBG. wird die für die Bemeſſung des Ruhegehalts 
maßgebende Dienſtzeit vom Tage der erſten eidlichen Ver⸗ 
pflichtung für den Reichsdienſt an gerechnet. Nur wenn ein 
früherer Eintritt nachgewieſen werden kann, entſcheidet der 
Zeitpunkt dieſes Eintritts. Die Vorſchrift ſoll ebenſo wie 
§ 19 des preußiſchen Penſionsgeſetzes vom 27. März 1872 
[RG. 81, 380] nicht nur den Zeitpunkt des Beginns der 
Dienſtzeit feſtſtellen, ſondern auch Zweifel darüber beſeitigen, 
ob ein Reichsdienſtverhältnis begründet worden iſt. Sie ſetzt 
aber doch voraus, daß es ſich um einen Dienſt handelt, der 
ſeiner Natur nach als Beamtenverhältnis in Betracht kommen 
kann [RG. 51, 295], und ſcheidet aus, wenn ein bürgerliches 
Dienſtverhältnis vorliegt und die Vereidigung nur für be⸗ 
ſtimmte Dienſtverrichtungen oder, wie hier von der Vereidi⸗ 
gung in B. behauptet wird, nur aus Verſehen erfolgt iſt. 
Dieſe Vereidigung rechtfertigt daher noch nicht die Annahme, 
daß die Klägerin ſchon damals Beamteneigenſchaft hatte. Es 
bedarf vielmehr der Prüfung, ob die Stellung, zu der fie be: 
rufen wurde, bürgerlichen oder öffentlich-rechtlichen Charakter 
trug. Die ſpätere Vereidigung in P. läßt ſich dabei nicht, 
wie das BG. unter Bezugnahme auf RG. 81, 385 will, ver⸗ 
werten. Denn ſie erfolgte anläßlich der Anſtellung der Klä⸗ 
gerin als Telegraphengehilfin und beweiſt daher nichts für 
ihre frühere anders geartete Tätigkeit in B. Endlich iſt der 
Reviſion zugegeben, daß auch die in RG. 81, 384 erwähnte 
Entſcheidung des PrOVG. 19, 55 nicht unmittelbar ange⸗ 
wendet werden kann, da fie Poſtgehilfen betrifft, deren Ber: 
hältniſſe in der Allgemeinen Dienſtanweiſung für Poſt und 
Telegraphie [A. D. A.] ausdrücklich und insbeſondere ab- 
weichend von denen der ſogen. Schreibhilfen geregelt waren, 
welch letzteren nach dem zu den Akten gebrachten Erlaſſe des 
Staatsſekretärs des Reichspoſtamtes vom 22. Februar 1898 
die Gehilfinnen bei den Poſtämtern dritter Klaſſe gleich: 
behandelt werden ſollten. Sie iſt aber doch inſofern von Be: 
deutung, als dort die Beamteneigenſchaft der damals ſogen. 
Privatgehilfen anerkannt wurde, obgleich die A. D. A. aus⸗ 
drücklich erklärte, ihre Beſchäftigung beruhe auf einem Privat: 
dienſtverhätlniſſe zu dem Vorſteher der Poſtanſtalt, und weiter 
inſofern, als zutreffend angenommen wurde, daß die beſondere 
Art der Entlohnung durch Vermittlung des Vorſtehers ſtatt 
unmittelbar aus der Poſtkaſſe der Annahme der Beamteneigen: 
ſchaft nicht im Wege ſteht. Im vorliegenden Falle wurde, als 
nach dem Eintritte der Klägerin die dem Poſtverwalter in B. 
für die Unterhaltung einer Schreibhilfe zugewieſene jährliche 
Vergütung für die Zeit vom 1. Mai 1898 ab von 180 & auf 
360 / erhöht wurde, ausdrücklich angeordnet, daß der volle 
Betrag der Gehilfin zu bezahlen ſei. Der Klägerin muß aber 
ouch nach Lage der Sache die Beamteneigenſchaft für ihre Stel— 
lung in B. zugeſprochen werden. Allerdings ſetzt die An— 
ſtellung eines Beamten auf Seite der zuſtändigen Behörde den 
Anſtellungswillen voraus. Aber nicht der Wille allein ent: 
ſcheidet darüber, ob ein Beamtenverhältnis oder ein privat— 
rechtliches Dienſtverhältnis vorliegt. Es kommt auch darauf 
an, was für eine Tätigkeit jemand mit Wiſſen und Willen der 
Behörde ausübt. Denn auch darin liegt eine Willenskund⸗ 
gebung, die berückſichtigt werden muß. Daher kann Perſonen, 
die von der zur Anſtellung zuſtändigen Behörde oder mit ihrer 
Genehmigung an Stellen berufen werden, die ihrer Natur 
nach von Beamten zu verſehen ſind, die Beamteneigenſchaft 
weder durch eine abweichende Rechtsauffaſſung der Behörde 
noch dadurch entzogen werden, daß Dienſtordnungen oder 
Dienſtanweiſungen ihre Stellung als ein privatrechtliches 
Dienſtverhältnis bezeichnen. Um ein Beamtenverhältnis dieſer 
Art handelt es ſich hier. Die von den Vorſtehern der Poſt⸗ 
ämter dritter Klaſſe anzunehmenden Gehilfinnen ſollten nach 
dem ihre Zulaſſung regelnden Erlaſſe von 1898 nicht Schreib— 
hilfen ſein, ſondern an die Stelle von Poſtgehilfen treten, 
alſo, wie daraus zu folgern iſt, auch die gleiche Amtstätigkeit, 
wenn auch unter Verantwortlichkeit des Vorſtehers, ausüben. 
Dieſer Aufgabe entſprach die Tätigkeit, die nach den Feſt⸗ 
ſtellungen des BG. die Klägerin tatſächlich ausgeübt hat. Sie 
hat den Vorſteher in ſeiner Abweſenheit vertreten, ohne daß 


45. Jahrgang. 


die Oberpoſtdirektion etwas anderes als die Dauer ber Ver⸗ 
tretung beanſtandet hätte, auch ſonſt regelmäßig die gleiche 
Tätigkeit wie der Vorſteher ausgeübt, ſpäter auch ſelbſtändig 
im Telegraphendienſt gearbeitet. Daß es ſich dabei um Dienſte 
handelte, die nur von Beamten ausgeübt werden können, iſt 
nicht zu bezweifeln, auch von der Reviſion nicht in Zweifel ge⸗ 
zogen worden. Die dienſtliche Aufgabe der Klägerin unter⸗ 
ſchied ſich daher weſentlich von den Dienſtleiſtungen derjenigen 
Perſonen, von denen $ 346 der damals geltenden A. D. A. 
ſagt, daß ſie in einem privatrechtlichen Dienſtverhältniſſe zur 
Poſtverwaltung ſtehen, wie z. B. die zur Aushilfe im Kanzlei⸗ 
dienſt herangezogenen Lohnſchreiber und die zur Aushilfe heran⸗ 
gezogenen jugendlichen Perſonen [Schreibhilfen und ſogen. 
Beklebejungen], und kann nicht als eine ſolche betrachtet wer⸗ 
den, die den Gegenſtand eines privatrechtlichen Dienſtverhält⸗ 
niſſes bilden kann. Daß dieſe Auffaſſung auch dem Grund⸗ 
gedanken der A. D. A. entſpricht, läßt ſich aus dem letzten Ab⸗ 
ſatze des § 346 entnehmen, wonach die Vertreter alleinſtehen⸗ 
der Poſtverwalter nicht in die Klaſſe der Schreibhilfen ge⸗ 
hören. Wenn gleichwohl der Erlaß von 1898 beſtimmt, daß 
auf das Dienſtverhältnis der Gehilfinnen die in den 88 346 ff. 
für die Schreibhilfen gegebenen Vorſchriften ſinngemäß an⸗ 
gewendet werden follen, fo kann dieſe finngemäße Anwendung 
jedenfalls nicht ſo weit gehen, daß dieſen Gehilfinnen die Be⸗ 
amteneigenſchaft abgeſprochen wird. Mit dem BU. iſt deshalb 
anzunehmen, daß die Klägerin während ihrer Tätigkeit in B. 
im Sinne des $ 45 RBG. im Reichsdienſte und nicht bloß in 
einem privatrechtlichen Dienſtverhältniſſe zur Poſtverwaltung 
ſtand. Sie kann daher verlangen, daß dieſe Dienſtzeit bei der 
Bemeſſung ihres Ruhegehalts eingerechnet wird. Stand aber 
die Klägerin ſchon damals im Reichsdienſte, dann beſteht auch 
kein Grund, die Zeit, die fie im Anſchluſſe daran zur Vor⸗ 
bereitung ihrer Verwendung als Telegraphengehilfin im Tele- 
graphendienſte zubrachte, von der Anrechnung auszuſchließen. 
Deutſches Reich o. M., U. v. 12. Mai 16, 25/16 III. — 
Poſen. [B. 

Geſetz betr. Höchſtpreiſe vom 4. Auguſt 
1914 in der Faſſung vom 17. Dezember 1914 
nebftder Anderung vom 21. Januar 1915. 

8 9. Die Überſchreitung der Höchſtpreiſe macht den Kauf 
nicht nichtig.] 

Es handelt ſich um einen am 5. Februar 1915 abgeſchloſ⸗ 
ſenen Kaufvertrag über Kartoffeln, bei dem die Höchſtpreiſe 
angeblich überſchritten ſind. Das RG. erklärt die Anſicht des 
KG. für unrichtig, daß eine Überſchreitung der Höchſtpreiſe 
den Kauf nichtig macht. Es ergibt ſich, ſo legt das RG. dar, 
aus dem Inhalt und Zweck des Geſetzes, daß die verbots— 
widrige Überſchreitung der Höchſtpreiſe nicht die im S 134 
BGB. für den Zweifelsfall beſtimmte Folge der Nichtigkeit 
der Verkäufe nach ſich ziehen kann. „Soll, wie das Geſetz es 
offenbar will, poſitiv darauf hingewirkt werden, daß die ver⸗ 
fügbaren Vorräte gegen Preiſe, die ſich innerhalb der geſetzten 
Grenze halten, in den Verkehr kommen, ſo müſſen vielmehr die 
unter Überſchreitung dieſer Grenze geſchloſſenen Verkäufe auf— 
rechterhalten und nur die Preiſe auf das erlaubte Maß herab— 
geſetzt werden.“ Es wird weiter ausgeführt, daß nicht jeder 
unter Überſchreitung der Höchſtpreife geſchloſſene Verkauf ſchon 
wegen Verſtoßes wider die guten Sitten nach $ 138 BGB. 
nichtig ſei. Andernfalls wäre der $ 134 BGB. gegenſtandslos. 
InStreitfalle ſeien beſondere Tatumſtände, die das Geſchäft 
als ſittenwidrig kennzeichnen, nicht behauptet worden. Reichs⸗ 
militärfiskus e. v. B., U. v. 19. Mai 16, 100/16 II. — 
Berlin. [B.] 

Bundesrats verordnung vom 8. Auguſt 1914. 

10. Die Gebühren und Auslagen der Aufſichtsperſonen 
ſind zu den Maſſekoſten zu rechnen, wenn Aufſichtsverfahren 
und Konkurs in entſprechendem zeitlichen und inneren Zuſam— 
hange ftehen.] T) 

Der Konkurs über das Vermögen der A.⸗G. P. S. in M. 
iſt am 16. Januar 1915 eröffnet worden. Vorher hatte eine 


Zu 10. Dem Ergebniſſe des Urteils, daß die Vergütung der 
Aufſichtsperſon (8 6 Abſ. 3 BRVOO. vom 8. Auguſt 1914) im ſpäter 
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Geſchäftsaufſicht nach Maßgabe der Bundesratsverordnung vom 
8. Auguſt 1914 geſchwebt, und der Beklagte war vom AG. in 
D. mit der Beaufſichtigung der Geſchäftsführung beauftragt 
geweſen. Durch Beſchluß vom 21. Dezember 1914 hatte das 
AG. die Vergütung des Beklagten auf 12 000 AM feſtgeſetzt 
und dann durch weiteren Beſchluß vom 28. Dezember 1914 die 
Geſchäftsaufſicht wieder aufgehoben. Auf Grund der ihm am 
24. Dezember 1914 erteilten vollſtreckbaren Ausfertigung des Feſt⸗ 
ſetzungsbeſchluſſes vom 21. Dezember 1914 war der Beklagte 
wegen der ihm noch zuſtehenden Reſtforderung von 9158,50 M 
noch vor der Konkurseröffnung zur Zwangsvollſtreckung ge: 
ſchritten und hatte am 18. Januar 1915 vom Poſtſcheckamt in 
L. 8047,30 A und durch Vermittlung des Gerichtsvollziehers 
am 5. und 9. Januar 1915 1140,40 M gezahlt erhalten. Außer⸗ 
dem hatte er noch zwei Forderungen gepfändet, und zwar eine 
Warenforderung zum Betrage von 6000 AM gegen die Ziga⸗ 
rettenfabrik H. und eine Forderung von 600 / gegen die 
Hinterlegungskaſſe des AG. in D. Der Konkursverwalter 
focht dieſe Vollſtreckungshandlungen aus $ 30? KO. an und 
beantragte, den Beklagten zu verurteilen, die beigetriebenen Be⸗ 
träge nebſt 4 % Zinſen feit der Zahlung an die Konkursmaſſe 
abzuführen und die noch beſtehenden Pfandrechte aufzugeben. 
Der Beklagte beantragt Abweiſung, außerdem erhob er wegen 
der ihm noch zuſtehenden Reſtvergütung von 64,80 M Wider: 
klage mit dem Antrage, den Kläger zur Zahlung dieſes Be— 
trages zu verurteilen, eventuell die Forderung feſtzuſtellen, und 
zwar mit dem Recht auf abgeſonderte Befriedigung aus den 
noch beſtehenden Pfändern und mit dem Vorrecht aus $ 61 
KO. Der Kläger beantragte Abweiſung der Widerklage. Das 
LG. erkannte, abgeſehen von einem Betrage von 42 Al, nach den 
Anträgen des Klägers. Hiergegen legte der Beklagte Berufung 
ein mit dem Antrage, die Klage, ſoweit ſie die Zahlung von 
8047,30 und 1140,40 & nebſt Zinſen betreffe, abzuweifen und 
dem Antrage der Widerklage zu entſprechen. Der Kläger be— 
antragte die Zurückweiſung der Berufung. Das OLG.) gab der 
Berufung ſtatt, wies den Kläger mit den noch ſtreitigen 
8047,30 MH und 1140,40 AM nebſt Zinſen ab und verurteilte 
ihn nach dem in erſter Linie geſtellten Antrage der Widerklage. 
Hiergegen hat der Kläger erfolglos Reviſion eingelegt. 
Gründe: Der BerR. iſt der Meinung, daß die Gebühren und 
Auslagen der Aufſichtsperſonen [S 6 Abſ. 3 VO. des Bundes⸗ 
rats vom 8. Auguft 1914] zu den Maſſekoſten [S 58? KO.] 
zu rechnen ſeien, wenn das Aufſichtsverfahren und der Konkurs 
in entſprechendem zeitlichen und inneren Zuſammenhange 
ſtünden. Wenn dieſer Ausgangspunkt richtig iſt, kann die 
Rechtsgültigkeit der vom Beklagten vorgenommenen Voll⸗ 
ſtreckungsakte nicht in Frage geſtellt werden; dem Konkursver⸗ 
walter ſteht dann, wie zutreffend ausgeführt iſt, weder ein An⸗ 
fechtungsanſpruch aus $30? KO., noch ein Anſpruch aus ungerecht— 
fertigter Bereicherung [s 812 BGB.] oder aus unerlaubter 


eröffneten Konkurſe des Schuldners zu den Maſſekoſten zählt, pflichte 
ich vollkommen bei (vgl. BankArch. 14, 85). Nur verſtehe ich nicht 
recht, weshalb die „analoge Anwendbarkeit“ des 8 58 KO. fo nach⸗ 
drücklich abgelehnt wird. Die Einreihung in eine beſtimmte Klaſſe 
der Maſſeanſprüche iſt doch wegen der Rangunterſchiede (5 60 KO.) 
unerläßlich und im Urteile ſelbſt am Ende auch ganz zutreffend 
vollzogen. Was ſonſt als „Analogie“ iſt es aber, wenn der 8 58 
Nr. 2 KO. auf einen höheren Grundſatz zurückgeführt und dieſer auf 
die Vergütung der Aufſichtsperſon angewendet wird? Die Stellung⸗ 
nahme des RG. tft bedeutſam gegenüber der Meinung, daß ber Ber: 
gütungsanſpruch der Aufſichtsperſon im ſpäteren Konkurſe des 
Schuldners nur eine im Sinne des § 61 Nr. 1 KO. bevorrechtigte 
Konkursforderung darſtelle (AG. Mülheim⸗Ruhr v. 20. Jan. 1916; 
IW. S. 978; val. auch JW. 1915 S. 173, 770); namentlich aber 
gegenüber der Praxis des KG., das im Urteil vom 3. Mai 1916, 
IW. S. 976, jede Begünſtigung der Aufſichtsperſon, Maſſegläubiger⸗ 
recht und Konkursvorrecht, verneint. Die Anwendbarkeit des § 61 
Nr. 1 KO. ſcheidet allerdings aus: nicht, weil es an einem Dienſt⸗ 
verhältnis ſehlt (ſo KG. a. a. O.), ſondern weil die erforderliche 
wirtſchaftliche Abhängigkeit des Arbeiters mangelt. Was aber vom 
KG. a. a. O. gegen die Verwertbarkeit des im § 58 Nr. 2 KO. aus⸗ 
geſprochenen Gedankens vorgebracht wird, erledigt ſich durch die Er⸗ 
wägungen des RG. Geh. Hofrat Prof. Dr. E. Jaeger, Leipzig. 


7) JW. 1916, 684 ff. 
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Handlung zu. Die Reviſion richtet ſich auch nur gegen den 
Ausgangspunkt. Sie macht geltend, daß es hinſichtlich der 
Streitfrage an einer geſetzlichen Vorſchrift fehle, und daß jedes 
Arbeiten mit Analogien verworfen werden müſſe. Auch ſei 
es unzuläſſig, zweifelhafte Fälle aus dem vermutlichen Willen 
des Geſetzgebers oder mit Hilfe juriſtiſcher Konſtruktionen zu 
entſcheiden. Die Rüge erſcheint nicht begründet. Ob allen 
Einzelausführungen des Ber R. beigetreten werden müßte, kann 
dahingeſtellt bleiben. Als richtig iſt jedenfalls der Rechts⸗ 
grundſatz anzuerkennen, daß die Koſten einer im Intereſſe der 
Gläubiger eingeſetzten Verwaltung aus dem verwalteten Ver— 
mögen vorweg zu decken ſind. Man kann den Grundſatz auch 
noch etwas weiter dahin formulieren, daß in jedem Voll⸗ 
ſtreckungsverfahren — und dazu gehört auch ſchon das Ver— 
fahren zur Sicherung der Zwangsvollſtreckung — nur dasjenige 
Vermögen des Schuldners zur Befriedigung der Gläubiger zu 
verwenden iſt, welches nach Deckung der Koſten des Voll— 
ſtreckungsverfahrens übrig bleibt. Dieſer Grundſatz iſt zu— 
nächſt in S 582 KO. anerkannt, denn danach find aus der Kon— 
kursmaſſe vorweg zu berichtigen die Ausgaben für die Ver— 
waltung der Maſſe, zu denen auch die Vergütung des Konkurs— 
verwalters und der Mitglieder des Gläubigerausſchuſſes ge— 
hört. Was insbeſondere den Nachlaßkonkurs anbelangt, ſo ge— 
hören nach $ 224 die Koſten einer vorangegangenen Nachlaß— 
pflegſchaft zwar nicht zu den Maſſekoften, aber doch zu den 
Maſſeſchulden und find deshalb gleichfalls aus der Konkurs: 
maſſe vorweg zu berichtigen [SS 57, 59]. Nach 8 874 Abf. 2 
ZPO. find in einem gerichtlichen Verteilungsverfahren die 
Koſten des Verfahrens vom Beſtande der Maſſe vorweg in Ab— 
zug zu bringen. In der Zwangsverwaltung find nach § 155 
3G. die Ausgaben der Verwaltung, alſo namentlich auch die 
Gebühren und Auslagen des Zwangsverwalters aus den 
Nutzungen des Grundſtücks vorweg zu beſtreiten. Man iſt hier— 
nach nicht genötigt, die SS 58, 59 KO. auf die Gebühren und 
Auslagen der Aufſichtsperſonen analog anzuwenden. Die Vor: 
ſchrift in S 582 KO., inſoweit fie ſich auch auf Gebühren und 
Auslagen des Konkursverwalters bezieht, enthält nur die An— 
wendung eines feſtſtehenden allgemeinen Grundſatzes. Auch 
wenn die Ausgaben für die Verwaltung der Maffe hier nicht 
mit aufgeführt wären, würde doch mit Grund nicht zu bezwei— 
ſeln ſein, daß ſie aus der Maſſe vorweg berichtigt werden 
müßten. Der BerR. hat auch mit Recht angenommen, daß es 
ſich bei der Geſchäftsaufſicht um eine Zwangsmaßregel im 
Intereſſe und zur Sicherung der Gläubiger handelt. Die An— 
ordnung der Geſchäftsaufſicht erfolgt allerdings nur auf Antrag 
des Schuldners, der die Eröffnung des Konkurſes ſowie Arreſte 
und Zwangsvollſtreckungen von ſich abwenden will, nicht auch 
auf Antrag der Gläubiger. An der Überwachung ſeiner Ge— 
ſchäftsführung hat der Schuldner aber ſelbſtverſtändlich kein 
Intereſſe, er läßt ſich dieſes Übel vielmehr nur gefallen, um den 
damit verknüpften Vorteil, die Stundung ſeiner Schulden 
Moratorium) zu erlangen. Dagegen iſt die amtliche Unter: 
ſtützung und Überwachung der Geſchäftsführung des zahlungs— 
unfähigen Schuldners durch gerichtlich beſtellte und verant— 
wortliche Perſonen von größter Wichtigkeit für die Gläubiger 
Sie bietet ihnen die Garantie, daß die Geſchäfte ordnungs— 
mäßig weitergeführt, daß nicht Vermögensſtücke beiſeite ge— 
ſchafft oder einzelne Gläubiger vor den anderen begünſtigt 
werden. Es iſt demnach nicht zu bezweifeln, daß die Tätigkeit 
der Aufſichtsperſonen dazu dient und beſtimmt iſt, das Ver— 
mögen des Schuldners im Intereſſe der Gläubiger zu erhalten 
und deren Befriedigung zu ermöglichen, alſo die Zwangsvoll— 
ſtreckung zu ſichern. Kommt es nun demnächſt zur Eröffnung 
des Konkurſes, meil keine Ausſicht vorhanden iſt, daß die 
Zahlungsunfähigkeit nach Beendigung des Krieges behoben 
werden kann, ſo beſteht kein Grund, den Gläubigern gegenüber 
die Gebühren und Auslagen der Aufſichtsperſonen ungünſtiger 
zu ſtellen, wie die des Konkursverwalters. Das Aufſichts— 
verfahren muß vielmehr in einem ſolchen Falle als Teil des 
Konkursverfahrens angeſehen werden, ähnlich wie im Falle des 
S 224 KO. die Nachlaßpflegſchaft. Wollte man den Aufſichts— 
perſonen im ſpäteren Konkurſe nur die Rechte ven Konkurs— 
gläubigern, ſei es auch von Gläubigern mit Vorrecht, ein— 
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räumen, ſo würden fie Gefahr laufen, den Lohn für ihre 
Mühewaltung und ihre Auslagen nur zum Teile gezahlt oder 
erſetzt zu erhalten, und jede im Laufe des Auſſichtsverfahrens 
erfolgte Befriedigung würde, weil nach der Zahlungseinſtel⸗ 
lung vorgenommen, der Anfechtung unterliegen. Es leuchtet 
ein, daß ein derart unbilliges Ergebnis vom Geſetzgeber 
unmöglich gewollt fein kann. Die Reviſton erhebt das Be⸗ 
denken, daß, wenn man die Anſprüche der Auſſichtsperſonen 
als Maſſeſchulden anſehen würde, die Anſprüche aus Geſchäf⸗ 
ten und Handlungen des Konkursverwalters [Ss 591 KO.] 
als ſpäter entftanden jenen Anſprüchen nachſtehen würden, 
ſo daß dann der Konkursverwalter unter Umſtänden leer aus⸗ 
gehen könnte. Darauf iſt zu erwidern, daß die Anſprüche der 
Auſſichtsperſonen ebenſo wie die des Konkursverwalters unter 
§ 582 KO. fallen, alſo Maſſekoſten ſind und einander gleich⸗ 
ſtehen. Anſprüche aus Geſchäften des Konkursverwalters 
würden beiden vorangehen [$ 60 KO.]. Da ſich hiernach die 
Entſcheidung des BerR. ſowohl zur Klage als auch zur Wider⸗ 
klage als gerechtfertigt darſtellt, muß die Reviſion als unbe⸗ 
gründet zurückgewieſen werden. Dr. G. e. F., U. v. 26. Mai 16, 
73/16 VII. — Dresden. (B.] 


Zivilprozeß ordnung. 

11. 5 549 Abſ. 2 ZPO. Die Reviſion gegen ein die 
prozeßhindernde Einrede der örtlichen Unzuſtändigkeit des Ge⸗ 
richts verwerfendes Zwiſchenurteil wird nicht dadurch zuläſſig. 
daß in der Reviſionsinſtanz die Parteifähigkeit der Klägerin 
beanſtandet wird.] 

Gründe: Die Klägerin beanſprucht Zahlung von 
4500 / ausgeſchriebener Zubußen. Der Beklagte erhob unter 
Verweigerung der Einlaſſung zur Hauptſache die prozeß— 
hindernde Einrede der örtlichen Unzuſtändigkeit des Gerichts. 
Das LG. erkannte durch Zwiſchenurteil auf Verwerfung der 
Einrede. Die Berufung wurde zurückgewieſen. Mit der Re⸗ 
viſion beantragt der Beklagte, unter Aufhebung des BU. die 
Klage abzuweiſen. Die Reviſion ſucht darzulegen, daß die 
Klägerin, eine Gewerkſchaft Gothaiſchen Rechts, nachträglich 
ihren Sitz in das preußiſche Staatsgebiet verlegt habe, und da⸗ 
durch der Parteifähigkeit verluſtiggegangen ſei. Die Reviſion 
glaubt, daß die Frage der Parteifähigkeit auch in der jetzigen 
Inſtanz von Amts wegen geprüft werden müſſe, und ſie beruſt 
ih auf das Urteil des I. ZS., mitgeteilt in der JW. 1906, 
810 5, in dem ausgeführt iſt, daß die Unzuſtändigkeit des Ge: 
richts nur unter parteifähigen Streitteilen ſeſtgeſtellt werden 
könne. — Indeſſen iſt dieſes Urteil des I ZS. in einem 
Streitfalle ergangen, dem ein weſentlich verſchiedener Sad: 
verhalt zugrunde lag. Das Urteil des BG., das die Einrede 
der Unzuſtändigkeit für begründet erklärt hatte, unterlag 
der Anfechtung mit dem Rechtsmittel der Reviſion, und daher 
hatte auch das RG. für die von ihm zu treffende Entſcheidung, 
und zwar ſchon von Amts wegen, zu prüfen, ob die ſogen. 
Prozeßvorausſetzungen gegeben waren. Sofern es hieran 
fehlte, war in dem angeblichen Rechtsſtreite in rechtlich wirk— 
ſamer Weiſe weder eine Verhandlung noch der Erlaß eines 
Urteils möglich. — Im vorliegenden Falle hat dagegen das 
BG. die Einrede der örtlichen Unzuſtändigkeit verworfen. 
und dieſe Entſcheidung ift durch die jetzige Vorſchrift in 8 549 
Abſ. 2 ZPO. der Anfechtung mit dem Rechtsmittel der Re: 
viſion entzogen. Die Vorſchrift des Geſetzes, daß die Reviſion 
„nicht darauf geſtützt werden kann, daß das Gericht ſeine Zu— 
ſtändigkeit mit Unrecht angenommen hat“, läßt die von der 
ſchriftlichen Reviſionsbegründung erſtrebte einſchränkende Aus— 
legung auf alle Fälle der vorliegenden Art nicht zu. Die 
Vorſchrift bezweckt eine Entlaſtung des Revißonsgerichts. Aus 
dieſem Grunde erklärt das Geſetz das zu der Einrede er— 
gangene BU. für unanfechtbar, dieſe Unanfechtbarkeit würde 
aber nur eine ſcheinbare fein, wenn man die Rüge für ſtatthaft 
erachten wollte, daß der Richter in Anſehung einer der Prozeß 
vorausfetzungen, zu denen die Parteifähigkeit gehört, die 
Sache nicht geprüſt oder nicht richtig beurteilt habe. Damit 
würde der Entſcheidung ſelbſt der Boden entzogen werden. 
Einer Zulaſſung der Rüge ſteht aber auch das erhebliche fach: 
liche Bedenken entgegen, daß die höhere Inſtanz zwar nicht 
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ſür die Nachprüfung des in der Vorinſtanz ergangenen Urteils 
ſelbſt zuſtandig wäre, aber doch dafür, ob für die Erlaſſung 
dieſes Urteils die Prozeßvorausſetzungen gegeben waren. 
Über die Prozeßvorausſetzungen kann die maßgebende Ent: 
ſcheidung nicht wohl von einem anderen Gerichte getroffen 
werden, als dem, das endgültig über den Streitpunkt zu ent⸗ 
ſcheiden hat. Im vorliegenden Falle kommt hinzu, daß die 
Vorinſtanzen zu der Frage, ob der Klaganſpruch ſachlich be⸗ 
gründet iſt, noch gar keine Stellung genommen haben, und daß 
daher das Reviſionsgericht, wenn es zu einer Verneinung der 
Parteifähigkeit gelangen würde, die Klage nicht abweiſen 
konnte. Bei einer Zurückverweiſung der Sache in die Vor: 
inſtanz bliebe dann die allein zur Entſcheidung ſtehende Zu— 
ſtändigkeitsfrage offen, und das zu der Frage der Parteifähig⸗ 
keit ergangene Reviſionsurteil wäre bei der ſpäteren Sach⸗ 
entſcheidung für die Vorinſtanzen nicht bindend. Ein ſolches 
Ergebnis müßte wenig befriedigend erſcheinen. Zudem war 
die Tatſache, aus der die Reviſion den angeblichen Mangel der 
Parteifähigkeit herleitet, in den Vorinſtanzen gar nicht geltend 
gemacht, und es iſt auch gar nicht erſichtlich, inwiefern die Vor⸗ 
inſtanzen ihrerſeits von der Tatſache Kenntnis haben konnten. 
Nach alledem ſieht das Reviſionsgericht keinen Anlaß, von der 
bereits in dem Beſchluſſe vom 4. November 1915 — V 375/15 
— vertretenen Auffaſſung abzuſehen. Die Reviſion war daher 
nach Vorſchrift der SS 546, 554 ZPO. durch Beſchluß als 
unzuläſſig zu verwerfen. Sch. c. Gewerkſchaft M., Beſchluß 
v. 12. April 16, 72/16 V — Cöln. (B.] 


* 12. 1. 8 808 Abſ. 2 ZPO. Zur Pfändung eines Teils 
der auf offenen Regalen liegenden Weinvorräte genügt nicht 
die Anbringung von Pfandſiegeln an den Regalen. — 2. Die 
einzige Vorausſetzung für die Wirkung eines Eröffnungs— 
antrages im Sinne des § 30 KO. iſt, daß der Konkurs tat⸗ 
ſächlich auf den Antrag hin eröffnet worden iſt.!] 

Aus den Gründen: 1. Der $ 808 Abſ. 2 ZPO. ver⸗ 
langt als Bedingung der Wirkſamkeit der Pfändung, daß ſie, 
falls die Sachen im Beſitz des Schuldners belaſſen werden, 
durch Anlegung von Siegeln oder auf ſonſtige Weiſe erſichtlich 
gemacht wird. Nach der feſtſtehenden Rechtſprechung des RG., 
insbeſondere des erkennenden Senats, liegt eine dem Geſetz 
genügende Erſichtlichmachung nur dann vor, wenn die Iden— 
tität der gepfändeten Gegenſtände in einer für jedermann er- 
lennbaren Weiſe ſichergeſtellt wird. Zutreffend hat der BerR. 
angenommen, daß es an dieſem Erfordernis im vorliegenden 
Fall fehlt. Gepfändet war nicht etwa das geſamte Wein- 
lager, ſondern nur ein Teil, und dieſer Teil lag in offenen 
Regalen und war, ſowohl was die Gattung als die Menge be— 
traf, nur allgemein und annähernd — etwa ſo und ſoviel 
Flaſchen Bordeauxwein — bezeichnet. Unter dieſen Umſtänden 
kann es nicht zu der erforderlichen Sicherſtellung der Unter— 
ſcheidbarkeit des der Zwangsvollſtreckung unterworfenen Teils 
der Weinvorräte für ausreichend angeſehen werden, daß Pfand⸗ 
ſiegel an den Regalen angebracht worden ſind, auch nicht, daß 
nachträglich an die Keller Pfandanzeigen mit dem gleich un— 
genauen, eine Identifizierung nicht ſicherſtellenden, Inhalt ge: 
heftet ſind. — 2. Wie bereits in dem Urteil RG. 36, 73 aus⸗ 
geführt iſt, iſt die einzige Vorausſetzung für die Wirkung eines 
Eröffnungsantrags im Sinne des $ 30 KO., daß der Konkurs 
tatſächlich auf den Antrag hin eröffnet worden iſt. 
Nach dem Geſetz iſt es unerheblich, nicht nur aus welchen 
Beweggründen und zu welchen Zwecken der Eröffnungsantrag 
geſtellt worden ift, ſondern auch, ob der Antrag bereits die er: 
forderliche Glaubhaftmachung in ausreichender Weiſe enthält 
oder ob und wann dieſe etwa nachträglich erbracht wird. Zur 
Anfechtung reicht aus, daß der Konkursrichter den Eröffnungs— 
antrag ſo, wie er vorliegt, zum Anlaß eines Vorgehens nimmt 
und in deſſen Verlauf den Konkurs eröffnet. Irgendeine zeit— 
liche Beſchränkung, wie fie der $ 33 KO. bezüglich der 
Kenntnis der Zahlungseinſtellung eingeführt hat, kennt das 
Geſetz in bezug auf die Anfechtung von nach dem Eröff- 
nungsantrag vorgenommenen Rechtshandlungen nicht. A.⸗G. 
Bank f. H. u. J. u. Gen. c. D. Konkurs, U. v. 16. Mai 16, 
77/16 VII. — Berlin. [B.] 
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13. Die Berufung iſt nicht deshalb unzuläſſig, weil in 
der Berufungsſchriſt lediglich der Antrag auf Abänderung 
der Koſtenentſcheidung enthalten iſt.] 7) 

Durch Urteil des LG. iſt der Beklagte verurteilt worden, 
an die Klägerin Zug um Zug gegen Herausgabe von 20 Aktien 
der Klägerin im Nennwerte von 20 000 / 5000 . nebſt 
5% Zinſen hiervon ſeit dem 25. April 1915 zu zahlen. Gegen 
dieſes Urteil hat der Beklagte Berufung eingelegt mit dem An— 
trage, unter Abänderung der Vorentſcheidung die Koſten der 
Klägerin aufzuerlegen. Durch einen ſpäter eingegangenen 
Schriftſatz hat er die Berufung begründet und darauf in einem 
weiteren Schriftſatz erklärt, er werde in Ergänzung der Be— 
rufungsbegründung und in Erweiterung des in der Berufungs- 
ſchrift enthaltenen Antrages beantragen: unter Abänderung der 
Vorentſcheidung die Klägerin mit ihrem Mehranſpruch, ins— 
beſondere ferner auch den Zinsanſpruch in Höhe von 5 ſeit 
dem 25. April 1915 abzuweiſen, die geſamten Koſten des 
Rechtsſtreits der Klägerin aufzuerlegen. Dieſen Antrag hat er 
auch in der mündlichen Verhandlung geſtellt. Durch Urteil des 
KG. iſt die Berufung als unzuläſſig mit Koſtenfolge verworfen 
worden. Gegen dieſes Urteil hat der Beklagte mit Erfolg Re— 
viſion eingelegt. Aus den Gründen: Das BG. iſt zu— 
treffend von dem Grundſatz ausgegangen, daß die Berufungs— 
ſchrift nach S 519 Abſ. 2 ZPO. die Berufungsanträge ent: 
halten ſol l, aber nicht enthalten muß, daß dieſe vielmehr in 
der mündlichen Verhandlung erweitert, beſchränkt und abge— 
ändert werden können, und daß nur die in der mündlichen Ver— 
handlung geſtellten Anträge maßgebend ſind. Der Anſicht 


Zu 13. In dieſem Falle hatte das K. die Berufung 
des Beklagten als unzuläſſig verworfen, weil in der Berufungs⸗ 
ſchrift nur ein Antrag auf Abänderung der Entſcheidung über den 
Koſtenpunkt enthalten war. Nun hat zwar das KG. mit Recht 
anerkannt, daß in der mündlichen Verhandlung bei dem BG. ein 
anderer Antrag, als der in der Berufungsſchrift enthaltene Antraa 
geſtellt werden kann; denn aus dem Worte „ſoll“ in § 519 Abſ. II 
iſt zu erſehen, daß die Vorſchrift: „Als vorbereitender Schriftſatz ſoll 
die Berufungsſchrift insbeſondere enthalten die Erklärung, inwieweit 
das Urteil angefochten werde und welche Abänderungen desſelben 
beantragt werden (Berufungsanträge) uſw.“ nicht abſolute, ſondern 
nur inſtruktionelle Bedeutung hat. Aber das KG. hat, obwohl der 
Berufungskläger in der mündlichen Verhandlung nicht bloß eine Ab⸗ 


änderung der Entſcheidung über den Koſtenpunkt, ſondern auch eine 


Abänderung der Entſcheidung über die Hauptſache beantragt hatte, 
die Berufung auf Grund des § 99 Abſ. I ZPO. als unzuläſſig vers 
worfen, indem es annahm, daß die Anfechtung der Entſcheidung 
über den Koſtenpunkt unzuläſſig ſei, wenn nicht ſchon in der Be⸗ 
rufungsſchrift ein Antrag auf Abänderung der Entſcheidung in der 
Hauptſache enthalten iſt, ſondern ein ſolcher Antrag erſt in der 
mündlichen Verhandlung geſtellt wird. Das iſt unrichtig! Es iſt zu 
ſormaliſtiſch, anzunehmen, daß ein erſt nach der Einlegung der Be⸗ 
rufung geſtellter Antrag auf Abänderung der Entſcheidung in der 
Hauptſache die Anfechtung der Entſcheidung über den Koſtenpunkt 
nicht zuläſſig mache; denn die Vorſchriſt des § 99 Abſ. I beruht, 
wie aus den Motiven zum Entwurf III der ZPO. S. 110 zu er⸗ 
ſehen iſt, auf dem Gedanken, „daß Urteile zu vermeiden ſind, durch 
welche Vorentſcheidungen (scil. über die Hauptſache), welche nicht Des 
ſeitigt werden können, für ſachlich unrichtig erklärt werden“. Es 
können aber Urteile über die Hauptſache durch einen erſt nach der 
Einreichung der Berufungsſchrift geſtellten Antrag der Entſcheidung 
des BG. unterſtellt werden; daher iſt der Grund, aus welchem der 
99 Abſ. I die alleinige Anfechtung der Entſcheidung über den 
oſtenpunkt verbietet, nicht vorhanden, wenn zufolge eines nach Ein⸗ 
reichung der Berufungsſchrift geſtellten Antrags die Entſcheidung 
über die Hauptſache der Nachprüfung des BG. unterliegt. Mit Recht 
hat alſo das RG. in dieſem Falle die Berufung als zuläſſig erklärt, 
daher das Urteil des KG. aufgehoben und nach § 565 ZPO. an 
das BG. zurückverwieſen. Das BG. hat die rechtliche Beurteilung, 
welche der Aufhebung zugrunde liegt, auch ſeiner weiteren Entſcheidung 
zugrunde zu legen (3PO. § 565 Abſ. II), iſt alſo an die Rechts⸗ 
anſchauung des Reviſionsgerichts gebunden. 
Schließlich verweiſe ich noch darauf, daß nach ZPO. 8 547 
Nr. 1 die Reviſion ohne Rückſicht auf den Wert des Beſchwerde⸗ 
gegenſtandes (die Reviſionsſumme) zuläſſig iſt inſoweit es ſich um 
die Zuläſſigkeit oder Unzuläſſigkeit der Berufung handelt, was in 
dem behandelten Rechtsſtreite zutrifft. 
Profeſſor Dr. L. v. Seuffert, München. 
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jedoch, daß von dieſem Grundſatz für den vorliegenden Fall, in 
dem die Berufungsſchrift lediglich den Antrag auf Abände— 
rung der Koſtenentſcheidung enthielt, eine Ausnahme zu machen 
und für die Zuläſſigkeit der Berufung im Hinblick auf $ 99 
Abſ. 1 ZPO. allein der Zeitpunkt ihrer Einlegung maßgebend 
ſei, kann nicht beigetreten werden. Die Beſchränkung des in 
der Berufungsſchrift angekündigten Antrages auf Anderung der 
Koſtenentſcheidung enthielt nicht einen Verzicht auf die Be⸗ 
rufung bezüglich des nicht angefochtenen Teiles des Urteils im 
Sinne des $ 514 ZPO., der ausdrücklich fein muß [pgl. 
RG. 16, 344]. Der Beklagte konnte daher ſeine Berufung 
noch in der mündlichen Verhandlung, wie er es getan hat, 
auf die Hauptſache erſtrecken und das BG. hiermit be⸗ 
ſaſſen. Auch der Grund und Zweck des $ 99 Abſ. 1 ZPO. 
trifft in einem Falle dieſer Art nicht zu. Denn $ 99 Abſ. 1 
ZPO. will nur verhindern, daß vom höheren Richter über den 
Koſtenpunkt abweichend von der Entſcheidung des Unterrichters 
in der Hauptſache entſchieden wird. Dieſer Fall kann nicht 
eintreten, wenn durch die in der Verhandlung geſtellten Anträge 
das Gericht ſowohl mit der Hauptſache als auch mit dem Koſten⸗ 
punkte befaßt wird. Der vom Reviſionsbeklagten zur Aufrecht⸗ 
erhaltung der Entſcheidung angeführte Grund, daß der Be⸗ 
klagte durch das angefochtene Urteil ſachlich nicht beſchwert ſei, 
trifft um deswillen nicht zu, weil der Beklagte entgegen ſeinem 
Antrage auch zur Zahlung von Zinſen von 5000 & feit dem 
25. April 1915 verurteilt war. Hiernach war das angefoch⸗ 
tene Urteil aufzuheben und die Sache zur anderweiten Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung an das BG. zurückzuverweiſen. 
Sch. c. T.⸗B. A.⸗G., U. v. 5. Mai 16, 37/16 II. — 
Berlin. [B.] 


8 14. Ein während der Unterbrechung des Verfahrens 
erlaſſenes Urteil kann während der fortdauernden Unter- 
brechung durch Rechtsmittel angefochten werden.] 7) 

Auf die vor Kriegsausbruch erhobene Klage des im Haag 
(in Holland) wohnhaften Klägers iſt die Beklagte durch Urteil 
des LG. vom 25. September 1914 verurteilt worden, an den 
Kläger 833,20 / nebſt Zinſen zu zahlen. Das Verfahren 
war durch 8 1 Abſ. 2 der Bundesratsverordnung vom 
7. Auguſt 1914, zuletzt bezüglich ihrer Gültigkeit verlängert 
bis zum 1. Mai 1916, am 7. Auguſt 1914 unterbrochen worden. 
Daher hätte das Urteil vom 25. September 1914 nicht erlaſſen 
werden dürfen (§ 249 ZPO.). 
Beklagten während der Dauer der Unterbrechung eingelegte 
Berufung zuläſſig iſt. Das BG. hat dies verneint. Das 
RG. hat dagegen die Frage bejaht. Das RG. führt unter 
Bezugnahme auf das Urteil vom 13. Juli 1915 [Rep. II 


Zu 14. Iſt während Unterbrechung des Verſahrens ein Urteil 
ergangen, ſo kann trotz fortdauernder Unterbrechung ſeine Aufhebung 
im Wege des ordentlichen Rechtsmittels (Berufung, Reviſion) be⸗ 
trieben und erreicht werden; die unzuläſſige Entſcheidung zur Sache 
ſelbſt muß beſeitigt werden können, auch wenn die erneute Verhand⸗ 
lung zur Sache ſelbſt noch nicht wieder zuläſſig iſt. Gilt doch auch 
ſonſt im Prozeßrecht der Satz, daß ein dem Verfahren zur Hauptſache 
entgegenſtehender Unzuläſſigkeitsgrund natürlich nicht auch den 
formalen Schritten entgegenſteht, die nach Sachlage zu ſeiner Geltend⸗ 
machung erforderlich ſind; ſo kann z. B. die prozeßunfähige Partei, 
gegen die ein Urteil ergangen iſt, trotz ihrer Prozeßunfähigkeit das 
Rechtsmittel einlegen, um die Aufhebung des Urteils wegen dieſes 
Prozeßmangels zu beantragen (vgl. Stein, 8 56 IV). Ebenſo liegt 
die Sache hier. Sachlich rechtfertigt ſich der Grundſatz dadurch, daß 
es wünſchenswert erſcheinen muß, das unzuläſſige Urteil ſchon jetzt 
hinwegzuräumen, um bei einer künftigen Wiederaufnahme des Ver⸗ 
fahrens zur ſofortigen Verhandlung über die Hauptſache freie Bahn 
zu haben. Nur iſt es de lege ferenda zu bedauern, daß hierzu in 
der Tat das ordentliche Rechtsmittel mit Oberinſtanz und mündlicher 
Verhandlung erforderlich und nicht vielmehr das Gericht ſelbſt zu 
einer Aufhebung befugt oder die Beſchwerde zuläſſig iſt. Die Schwer⸗ 
fälligkeit unſeres Verfahrens muß ſich beſonders heute zeigen, wo die 
Unterbrechungen durch das Gegenmoratorium ſo zahlreich ſind und, 
wie die häufige Inanſpruchnahme des Reichsgerichts zeigt, ſo oft 
unbeachtet bleiben. Da es ſich meiſt um durchaus einfache und klar⸗ 
liegende Fragen handelt (ausländiſcher Wohnſitz des Klägers), wäre 


ein einfaches, raſches, billiges Aufhebungsverfahren ſehr am Platze. 


Prof. Dr. deins heimer, Heidelberg. 
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Nr. 169/15, JW. 1915, 1260] 5) aus, daß ein gerichtliches, 
während der Unterbrechung erlaſſenes Urteil nicht ohne 
weiteres nichtig ſei, ſondern nur durch Rechtsmittel oder Ein⸗ 
ſpruch, ſofern dieſe Rechtsbehelfe an ſich gegeben ſind, beſeitigt 
werden kann. In RG. 64, 361, ) ſowie gleichfalls in einer 
inzwiſchen ergangenen Entſcheidung des VII. ZS. vom 2. No⸗ 
vember 1915 [Rep. VII 204/15, JW. 1916, 326] ſei ferner 
ausgeſprochen, weil eben die Beſeitigung des während der 
Unterbrechung des Verfahrens ergangenen Urteils nur durch 
Rechtsmittel geſchehen könne, müſſe auch während der fort: 
dauernden Unterbrechung [ohne vorgängige. Aufnahme des 
Verfahrens] das an ſich gegebene Rechtsmittel zuläſſig ſein, 
denn es werde dadurch nur die Wiederherſtellung 
des gefegmäßigen Zuſtandes erſtrebt und erzielt. 
Auf dieſem Standpunkte fuße auch die in dem Urteil des 
Senats vom 13. Juli 1915 zum Ausdruck gebrachte Rechts⸗ 
auffaſſung. An jener Auffaſſung ſei feſtzuhalten. Sie habe 
ihren Grund darin, daß es ſich bei Einlegung des Rechts⸗ 
mittels [oder des Einſpruchs] in Fällen der in Frage ſtehen⸗ 
den Art nicht ſowohl um einen weiteren Betrieb des unter⸗ 
brochenen Rechtsſtreits, nicht um eine Handlung in der 
Hauptſache handelt, als vielmehr um eine Handlung, 
durch welche die ſtattgehabte, nach wie vor beſtehende Unter⸗ 
brechung auch zur Geltung gebracht werde. Firma 
B. & Co., G. m. b. H. c. Sp., U. v. 11. April 16, 59/16 II. — 
Naumburg. [B.] 
22 — —-—-—-— 


15. Antrag auf Nichtigerklärung eines Patents ohne „An⸗ 
gabe der Tatſachen“, auf welche ſich der Antrag ftüßt, iſt 
unſtatthaft! . 

Mit Recht hat das Pat A. den innerhalb der fünfjährigen 
Friſt des § 28 Abſ. 3 PatG. geſtellten Nichtigkeitsantrag für 
unſtatthaft erachtet, weil nicht „die Tatſachen angegeben“ waren, 
auf welche der Antrag geſtützt wurde (8 28 Abſ. 4 Pat.). — 
Es erſcheint zunächſt nicht zweifelhaft, daß es ſich bei 8 28 
Abſ. 4 PatG. um eine ſog. Mußvorſchrift handelt (vgl. auch 
RG. 76, 291). Auch der Sinn der Vorſchrift wird in der 
angefochtenen Entſcheidung des Pat A. zutreffend dargelegt. Unter 
den vom Geſetze genannten Tatſachen ſind im einzelnen beſtimmte 
Tatſachen zu verſtehen, aus denen die rechtliche Folgerung darauf 
gezogen werden kann, ob die geſetzlichen Vorausſetzungen der 
Nichtigerklärung, falls jene Tatſachen wahr ſind, zu bejahen 
oder zu verneinen ſind. Im gegenwärtigen Falle mußten alſo 
diejenigen beſtimmten tatſächlichen Behauptungen aufgeftellt 
werden, nach denen das Pat A. hätte rechtlich beurteilen können, 
ob das Verfahren des Patents 219 310 offenkundig vorbenutzt 
worden ſei oder nicht. Nach der oben angeführten Klage⸗ 
begründung läßt ſich aber überhaupt nicht darüber entſcheiden, ob 
das angeblich auf der Zeche Germania II angewandte Verfahren 
dem patentierten Verfahren entſprochen hat. Nicht die Tat⸗ 
ſachen für die Fällung eines rechtlichen Urteils wurden dem 
Gericht unterbreitet, vielmehr wurde ein vom Kläger aus den 
— nicht näher umſchriebenen — Tatſachen gezogenes Urteil, alſo 
ein vom Kläger vorweggenommenes Urteil vorgelegt. Damit 
wird die angezogene Geſetzesvorſchrift nicht erfüllt. Zum Ver⸗ 
gleich kann dabei noch hingewieſen werden auf §§ 253, 268 
ZPO. und die Rechtſprechung des Pat A. zum § 24 Abſ. 2 PatG. 
(vgl. u. a. Pat Muſt Zeich Bl. 8, 129; 16, 6). — Es mag denk⸗ 
bar ſein, daß bei beſonderer Lage des Falles die einfache Er⸗ 
klärung, das Patent ſei an einem beſtimmten Orte zu einer 
beſtimmten Zeit vorbenutzt worden, zur Klagebegründung 
ausreicht; namentlich dann, wenn das Patent durch ſo ein⸗ 
fache Merkmale gekennzeichnet iſt, daß ſein Gegenſtand und 
Weſen ohne weiteres klar wird. Als Beiſpiele mögen die 
Patentanſprüche angeführt werden: Fußmatte aus Drahtgeflecht 
oder Billardball aus Zelluloid. Eine ähnliche Frage in An⸗ 
ſehung des 8 445 3PO., nach dem die Eideszuſchiebung nur 
über Tatſachen zuläſſig iſt, wurde von der Rechtſprechung eben⸗ 


8) Muß heißen: 1268 [10] 
9) JW. 1907, 81. 
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falls im milderen Sinne beantwortet. Hier wird im allgemeinen 
zugelaſſen, rechtliche Ausdrücke, wie „kaufen“, „darleihen“ uſw., 
zu gebrauchen, ſofern deren Bedeutung als unzweifelhaft bekannt 
vorausgeſetzt werden kann. Die Angabe der rechtlichen Be⸗ 
jeihmung, die freilich ein rechtliches Urteil mit in ſich ſchließt, 
ommt dabei in Wirklichkeit der Angabe von Tatſachen gleich; 
es handelt ſich im Grunde nur um eine abgekürzte Angabe von 
Tatſachen. Im vorliegenden Falle können jedoch derartige Er⸗ 
wägungen offenſichtlich nicht Platz greifen. Ein Einblick in die 
Patentſchrift 219 310, welche mit drei Anſprüchen abſchließt, 
läßt ohne weiteres erkennen, daß ein verwickeltes chemiſches 
Verfahren geſchützt worden iſt. Sollte die Behauptung, dieſes 
Verfahren ſei vorbenutzt worden, einer Nachprüfung zugänglich 
ſein, ſo war ein näheres Eingehen auf die Vorbenutzung er⸗ 
forderlich. Es war von vornherein einleuchtend, daß die eine 
Art der Verfahrensausführung nicht in allem einer anderen 
Ausführungsweiſe gleichen würde. Um nun bei einem Ver⸗ 
gleich der angeblich vorbenutzten Ausführungsform mit den An⸗ 
weiſungen des Patents beurteilen zu können, ob in weſentlichen 
oder ob nur in nebenſächlichen Punkten ÜUbereinſtimmung vor: 
liege, war eine eingehendere Darlegung des auf der Zeche Ger⸗ 
mania II ausgeführten Verfahrens notwendig. Die nach Ablauf 
der fünfjährigen Friſt vom Kläger eingereichte, durch eine Zeichnung 
erläuterte Beſchreibung dieſes Verfahrens hat denn auch die 
Richtigkeit dieſer Auffaſſung deutlich beftätigt. Ferner waren 
nähere Angaben darüber unentbehrlich, ob die behauptete Vor⸗ 
benutzung unter ſolchen Umſtänden ſtattgefunden hatte, daß dieſe 
Benutzung als eine im Sinne des Geſetzes offenkundige angeſehen 
werden konnte. Auch in dieſer Richtung fehlen diejenigen tat⸗ 
ſächlichen Angaben, die dem Richter eine rechtliche Beurteilung 
ermöglicht hätten. Gerade in Anbetracht chemiſcher Verfahren 
kann von ſolchen Angaben nicht leicht abgeſehen werden. Selbſt⸗ 
verſtändlich find in gewiſſem Umfang Ergänzungen und Be: 
richtigungen eines Klageſchriftſatzes für zuläſſig zu halten (vgl. 
auch 5 268 Nr. 1 ZPO.); in letzter Linie hat richterliches Er: 
meſſen darüber zu befinden, wieweit die vorgeſchriebene Angabe 
von Tatſachen in die Einzelheiten durchgeführt werden muß. 
Der vorliegende Fall gibt Zweifeln hierüber indes keinen Raum, 
weil es an aller tatſächlichen Darlegung über die Art der Vor: 
benutzung und ſeine Offenkundigkeit fehlt. — Wollte man eine 
Klagebegründung, wie ſie hier der Nichtigkeitskläger gegeben 
hat, als ausreichend betrachten, ſo würde allen denen, die ſich 
dazu verſtehen, ein Patent unmittelbar vor dem Ablaufe der 
fünfjährigen Anfechtungsfriſt anzugreifen, obgleich ſie einen 
ſtichhaltigen Nichtigkeitsgrund noch nicht kennen, die Klage⸗ 
begründung erheblich erleichtert werden, und zwar um ſo mehr, 
als ſie nicht behindert wären, demnächſt zu einer anderen Be⸗ 
gründung, insbeſondere zur Entgegenhaltung von Druckſchriften, 
überzugehen (vgl. RGZ. 61, 205; 76, 291). Eine ſolche Folge 
wäre unerwünſcht und würde auch dem Geſetzeszwecke zuwider⸗ 
laufen (RG. 76, 290). — Endlich iſt noch auf die Vorſchrif 
des 5 29 Abſ. 2 PatG. hinzuweiſen, nach der, falls der Patent: 
inhaber ſich über den Nichtigkeitsantrag nicht binnen der Friſt 
von einem Monat erklärt, die von dem Antragſteller behaupteten 
e als erwieſen angenommen werden können und nach 
dem Antrag entſchieden werden kann. Dieſe Entſcheidung wäre 
nicht angängig, wenn von einer ausreichenden tatſächlichen Be⸗ 
gründung abgeſehen würde. (Urt. des RG. I. ZS. vom 23. März 
1916, 1/16 J.) Gewgſch. 21, 120. 


b) Strafſachen. 
Berichtet von Juſtizrat Dr. Kallir, Leipzig. 


1. [St. 8 40. Einziehung bei Mittätern.] Nach 
840 StGB. iſt die Einziehung der dort bezeichneten Gegen: 
itäande unter der Vorausſetzung ſtatthaft, daß fie dem Täter 
oder einem Teilnehmer gehören. Der Angeklagte zu 1 iſt 
Eigentümer der eingezogenen Axt, während der Gebrauch der 
letzteren bei Begehung der ſchweren Körperverletzung nicht ihm, 
ſondern dem Angeklagten zu 2 zur Laſt fällt. Die StK. ſtellt 
zwar Mittäterſchaſt feſt, führt aber aus, daß der Wille des 
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Angeklagten zu 1, die Tat des Angeklagten zu 2 als eigene 
gelten zu laſſen, ſich nicht auf den Gebrauch der Axt erſtreckt, 
Angeklagter zu 1 vielmehr angenommen habe, Angeklagter zu 
2 werde ſich bei der gemeinſchaftlich zu begehenden Körper⸗ 
verletzung nur ſeiner Fäuſte bedienen. Iſt ſonach der auf 
ſeiten des Angeklagten zu 2 vorliegende erſchwerende Umſtand 
dem Angeklagten zu 1 nicht zuzurechnen, ſo kann er inſoweit 
auch nicht als Teilnehmer an der Tat des Angeklagten zu 2 
im Sinne von § 40 StGB. angeſehen werden. Die Ein⸗ 
ziehung der Axt iſt zu Unrecht ausgeſprochen. (U. v. 13. 4. 16, 
I 73/16.) 

2. [StGB. 5 114. In der Androhung von Beſchwerde 
und Regreßklage gegen einen Beamten kann eine Drohung liegen, 
durch welche eine Amtshandlung erzwungen werden ſoll.] Die 
Drohung des § 114 braucht keine ſolche mit einer ſtraſbaren 
Handlung zu ſein; ſelbſt eine berechtigte Handlung kann zur 
Erfüllung dieſes Tatbeſtandes genügen. Immerhin erſordert 
die Gleichſtellung der Drohung mit phyſiſcher Gewalt, daß die 
angekündigte Handlung nicht nur nach der Vorſtellung des 
Täters, ſondern auch nach objektiver Beurteilung ein wirkliches 
Übel enthält. Die Androhung von Beſchwerde und Regreß⸗ 
klage iſt nur dann ein ſolches Übel, wenn beſondere Umſtände 
nachgewieſen werden, die dartun, daß nicht bloß eine abändernde 
Anordnung aus ſachlichen Gründen bezweckt wird, ſondern daß 
daraus für den Beamten ſelbſt Nachteile erwachſen können. 
(U. v. 13. 4. 16, III 954/15.) 

* 3. I StBG. § 268. „Abſicht“ iſt hier Beweggrund. 
Bei Prüfung der verſchiedenen Entſcheidungsmöglichkeiten hat 
der Senat der Anſchauung den Vorzug gegeben, daß da, wo — 
wie im § 268 StGB. — die „Abſicht“ auf einen Erfolg 
bezogen wird, der nicht Teil des eigentlichen Verbrechenstat⸗ 
beſtandes (hier der Urkundenfälſchung), ſondern ein außerhalb 
dieſes Tatbeſtandes liegender ſtraferhöhender Umſtand iſt, die 
Vorſtellung von dieſem Erfolge notgedrungen den Willen des 
Täters beſtimmen muß, mithin Beweggrund iſt, wenn ſie 
auch nicht der einzige und ausſchließliche Beweggrund zu der 
Tat zu ſein braucht. Mit dieſer Auffaſſung ſtimmt die für 
den § 274 StGB. ergangene Entſcheidung RGSt. 16, 150 
überein. (U. v. 18. 4. 16, IV 160/16.) 

4. [Ne bis in idem.] Wegen der am 22. Oktober 1913 
erfolgten Freiſprechung des Angeklagten hat das LG. ſechs vor 
dieſem Tage verübte, nicht näher feſtgeſtellte Betrugsfälle wegen 
Verbrauchs der Straſklage ausgeſchieden. Ob mit Recht, kann 
unerörtert bleiben (vgl. RG St. 47, 397), da der Angeklagte 
durch die Ausſcheidung nicht beſchwert wird. Keineswegs aber 
wurde durch die Freiſprechung die jetzige Verurteilung gehindert. 
Alle 12 Einzelfälle, die das LG. ſeiner Entſcheidung zugrunde 
legt, ſind nach dem 22. Oktober 1913 begangen. Auf ſie 
erſtreckt ſich die Wirkung des früheren Urteils nicht (RGSt. 
42, 372; ferner das zum Abdruck in RGSt. Bd. 49 beſtimmte 
Urteil des V. StS. vom 23. Juni 1914, 5 D. 139/14). Es 
iſt unerheblich, wann der Angeklagte den allgemeinen Betrugs⸗ 
entſchluß, von dem das LG. ſpricht, gefaßt haben mag und ob 
das vor dem 22. Oktober 1913 geſchehen iſt. Denn ſtrafbar 
iſt nicht der Entſchluß, ſondern die Handlung. (U. v. 2. 5. 16, 
II 103 / 16.) 

5. [StPO. SS 813, 140. Notwendige Verteidigung.] 
Die Vorſchrift des § 81 Abſ. 2 bildet eine Ergänzung des die 
Vorausſetzungen der notwendigen Verteidigung regelnden § 140 
StPO., deren Rahmen ſie erweitert. Es beſteht kein Unter: 
ſchied in den Aufgaben und dem Umfang der Ermächtigung 
zwiſchen dem nach 8 140 Abſ. 3 und nach 8 81 Abſ. 2 bes 
ſtellten Verteidiger, abgeſehen davon, daß dem letzteren ins⸗ 
beſondere auch die Wahrung der Rechte des Angeklagten im 
Fall ſeiner beabſichtigten Unterbringung in einer öffentlichen 
Irrenanſtalt zur Beobachtung ſeines Geiſteszuſtandes obliegt. 
Seine Aufgaben endigen nicht mit dem Abſchluß der Beobachtung, 
ſondern erſtrecken ſich über das ganze Verfahren. Er iſt des⸗ 
halb wie jeder andere beſtellte oder gewählte Verteidiger zur 
Hauptverhandlung zu laden (RGSt. 37, 21). Seine Ab⸗ 
weſenheit in der Hauptverhandlung begründet, wie auch aus 
8 145 StPO. folgt, einen Prozeßverſtoß im Sinne von 5 377 
Nr. 5. (U. v. 1. 5. 16, III 199/16.) 
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6. [B36. 5 9b. Zuſtändige Stelle für Berlin, Vororte 
und den Bezirk des III. Armeekorps.] Die Befugnis zum 
Erlaß von Verboten gemäß $ 9 BG. für Berlin, feine Vor: 
orte und den ganzen Territorialbereich des III. Armeekorps ſteht 
nur dem Oberbefehlshaber in den Marken zu, nicht dem ſtell⸗ 
vertr. Kommand. General des III. Armeekorps. (U. v. 18. 4. 16, 
Il 734/15.) 


7, [Weingeſetz vom 7. April 1909 88 13, 3, 4.] Weine, 
die aus schen Trauben gewonnen, in Ungarn zunächſt 
fertiggeſtellt, dann aber in Oſterreich unter Verwendung von 
Roſinen und Zucker geſüßt wurden, ſind, wenn es ſich um 
Süß⸗ (Deſſert⸗) Weine handelt, in Deutſchland als „in Oſter⸗ 
reich geſüßte Ungarweine“ verkehrsfähig. Urſprungsland im 
Sinne von § 13 Wein. iſt in der Regel, insbeſondere bei 
Naturweinen, allerdings das Land der Traubengewinnung, bei 
Weinen mit fabrikatmäßigem Charakter, Süß⸗(Deſſert⸗) Weine, 
aber das Herſtellungsland. Inſoweit ſolche Weine den Vor⸗ 
ſchriften des öſterreichiſchen Weingeſetzes (Herſtellungsland) ent⸗ 
ſprechen, können ſie in Deutſchland in Verkehr gebracht werden. 
8 3 Abſ. 1 Wein. ſcheidet bei künſtlich hergeſtellten Süß: 
weinen begrifflich aus. (U. v. 14. 4. 16/2. 5. 16, IV 842/15.) 

S8. I Stempelſteuervergehen bei privatſchriftlichen Grund⸗ 
ſtücksverträgen.] Die Freiſprechung des Angeklagten wird durch 
die Ausführungen im Urteil gerechtfertigt, wonach der Vertrag, 
auch ſo wie er ſich lediglich aus der Urkunde vom 15. Novem⸗ 
ber 1909 ergibt, mangels der vorgeſchriebenen Form nichtig 
iſt, 88 313, 125 BGB. (vgl. RGSt. 10, 254). Privat⸗ 
ſchriftliche Grundſtücksverträge find dem Stempel der Tarif 
ſtelle 32 nicht unterworfen; und da die Vorausſetzungen der 
Stempelpflichtigkeit bei Errichtung der Urkunde erfüllt fein 
müſſen, ſo iſt auch der Umſtand, daß durch Auflaſſung und 
Eintragung in das Grundbuch der Formmangel geheilt wird 
($ 313 Satz 2), ſtempelrechtlich bedeutungslos, es wäre denn, 
daß bei der Auflaſſung der privatſchriſtliche Vertrag überreicht 
und im Auflaſſungsprotokoll auf ihn als die das Veräußerungs⸗ 
geſchäft enthaltende Urkunde Bezug genommen wird. Das iſt 
hier nicht geſchehen, vielmehr haben die Beteiligten bei der 
Auflaſſung des Grundſtücks ausdrücklich erklärt, daß eine 
Urkunde über das der Auflaſſung zugrunde liegende Veräußerungs⸗ 
geſchäft nicht errichtet ſei. Ob etwa der formwidrige Vertrag, 
auch ohne dem Grundbuchrichter vorgelegt zu werden, ſchon 
durch die bloße Tatſache der nachfolgenden Auflaſſung und 
Eintragung des Grundſtücks gültig und ſtempelpflichtig 
wird (vgl. Verf. d. pr. Finanzmin. vom 12. Februar 1900, 
PrIMBl. S. 63/64), bedarf hier nicht der Entſcheidung 
(REF. 10, 398); denn auch dann wäre mindeſtens erforderlich, 
daß die Auflaſſung zur Erfüllung des Vertrags, ſo wie er 
privatſchriftlich beurkundet iſt, erfolgt, letzterer alſo das der 
Auflaſſung zugrunde liegende Rechtsgeſchäft bildet. Eben dieſe 
Vorausſetzung aber hat hier der Vorderrichter verneint; er 
erblickt in dem ſchriftlichen Vertrage ein Scheingeſchäft, das 
mit der geſchehenen Veräußerung des Grundſtücks und der 
Auflaſſung nichts zu tun habe. (U. v. 2. 5. 16, II 826/15.) 


9. [ WBG. § 68 (Generalpardon) und PrEinkStG.] Die 
StR. hat dem Angeklagten den Schutz des §S 68 WBG. zugute 
kommen laſſen. Sie nimmt an, weil der Angeklagte bei der 
Veranlagung zum Wehrbeitrag ſein Vermögen vollſtändig 
und richtig angegeben habe, müſſe er „)hinſichtlich des in 
früheren Jahren hinterzogenen Vermögens oder Einkommens“ 
ſtraffrei bleiben. Das iſt rechtsirrtümlich. Der 8 68 WBG. 
unterſcheidet zwiſchen Angaben des Steuerpflichtigen über ſein 
Vermögen und ſolchen über die Höhe ſeines Einkommens. 
Soweit er in der einen oder anderen Beziehung frühere falſche 
Angaben berichtigt, inſoweit — aber auch nur inſoweit — 
bleibt er von der landesgeſetzlichen Strafe und der Verpflichtung 
zur Nachzahlung der Steuer für frühere Jahre frei. Im 
einzelnen Falle mag allerdings die Offenbarung des richtigen 
Vermögens ohne weiteres zugleich die Offenbarung des richtigen 
Einkommens in ſich ſchließen, ſo insbeſondere dann, wenn ſich 
das Einkommen des Steuerpflichtigen etwa auf den Bezug von 
Kapitalzinſen beſchränkt. Dieſe Vorausſetzung lag jedoch bei 
dem Angeklagten nicht vor, deſſen Einkommen vielmehr über⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


14. 1916. 


wiegend auf dem Betriebe eines Gewerbes beruht. Um ſich 
wegen der bisherigen Einkommenſteuerhinterziehungen voll⸗ 
ſtändige Straffreiheit zu ſichern, hätte der Angeklagte daher 
auch über die zweite Quelle ſeines Einkommens, über ſeine 
Einkünfte aus dem Gewerbebetriebe, wahrheitsgemäße Angaben 
machen müſſen. Das iſt nicht geſchehen. In ſeiner bei der 
Steuerbehörde gleichzeitig mit der Wehrbeitragserklärung ein⸗ 
gereichten Steuerklärung hat er ſein Einkommen als ganzes 
weſentlich zu niedrig angegeben. (U. v. 2. 5. 16, II 42/16.) 


1. [Schrifiliche Beweisanträge eines vom Erſcheinen in 
der Hauptverhandlung entbundenen Angeklagten.] Die Prozeß⸗ 
beſchwerde des Verteidigers iſt nicht begründet. Die vom Er⸗ 
ſcheinen in der Hauptverhandlung auf ihren Antrag gemäß 
§ 232 StPO. entbundene Beſchwerdeführerin hatte in der 
Schutzſchrift vom 28. Juni 1915, die ausweislich des Sitzungs⸗ 
protokolls in der Hauptverhandlung zur Verleſung gelangt iſt, u. a. 
geltend gemacht, daß ſie an Nervenſtörungen leide, und hierfür 
Beweis erboten. Der Verteidiger verkennt nicht, daß es ſich 
hier nicht um Anträge handelte, die als in der Hauptverhandlung 
ſelbſt geſtellt anzuſehen wären, wie etwa die bei der kommiſſa⸗ 
riſchen Vernehmung eines Angeklagten geſtellten Anträge (vgl. 
RGsSt. 10 S. 135, 137; 40, 355/356); er iſt aber der Meinung, 
daß das in der Schutzſchrift enthaltene, zur Kenntnis des Ge⸗ 
richts gelangte Vorbringen der Angeklagten dem Gericht hätte 
Anlaß geben ſollen, von Amts wegen Ermittlungen in der 
bezeichneten Richtung anzuſtellen ſowie die erforderlichen Beweis⸗ 
erhebungen zu veranſtalten, und rügt deshalb Verletzung der 
88 153, 243 Abſ. 3, 263, 264, 377 Nr. 8 StPO. Dieſe Rüge 
iſt nicht begründet. Das Strafverfahren beruht zwar, wie es 
in der vom Verteidiger angeführten Entſcheidung des RG. 
Bd. 47 S. 417/423 heißt, auf dem Grundſatz, daß der Richter 
ebenſo berechtigt wie verpflichtet iſt, in den Grenzen der An⸗ 
klage (S 153 Abſ. 1 SS 263, 264 StPO) den Sachverhalt auch 
ohne Anträge der Prozeßbeteiligten von Amts wegen aufzu⸗ 
klären und die dazu erforderlichen Beweiſe zu erheben; dem 
Verteidiger kann aber nicht zugegeben werden, daß das Gericht 
dieſen in SS 153 Abſ. 2, 243 Abi. 3 StPO. beſonders zum 
Ausdruck gebrachten Grundſatz hier verletzt habe. Nach dem 
Inhalt der Urteilsgründe hat die Verhandlung keinen Anhalt 
dafür gewährt, daß die Angeklagte die Tat in einem Zuſtande 
von Nervenſtörung begangen habe. Die Strafkammer war nicht 
verhindert, ſich auf Grund einer Verhandlung, in welcher die 
Angeklagte nicht erſchienen war, ein Urteil über deren Geiſtes⸗ 
und Gemütszuſtand zu bilden. Eine Nachprüfung des Ergeb⸗ 
niſſes, zu dem die Vorinſtanz gelangt iſt, ſteht dem Reviſions⸗ 
gericht nicht zu. Hielt die Strafkammer das vorliegende Beweis⸗ 
material zur Aufklärung der Gemütsverfaſſung der Angeklagten 
für genügend, ſo beſtand für ſie keine Verpflichtung, von Amts 
wegen weitere Beweismittel herbeizuſchaffen. Urt. d. IV. Sen. 
v. 22. Okt. 1915 (548/15). 

2. IUnzuläſſigkeit der Ergänzung eines einen prinzipalen 
Beweisantrag ablehnenden Beſchluſſes durch die Urteilsgründe. 
Bedeutung des Wahrheitsbeweiſes für die Strafzumeſſung im 
Falle des §8 185 StGB.] Der Angeklagte, der in einem Briefe 
gegenüber dem Zeugen P. behauptet hatte, dieſer habe in einer 
gegen einen Verwandten des Angeklagten anhängig geweſenen 
Strafſache ſich zweier Meineide ſowie der Abgabe einer 
falſchen eidesſtattlichen Verſicherung ſchuldig gemacht, hat zu 
ſeiner Verteidigung gegen die deshalb wider ihn wegen Be⸗ 
leidigung aus § 185 SiGB. erhobene Anklage die Wahrheit 
jener Tatſachen behauptet und zum Beweiſe für ſie die Ver⸗ 
nehmung einer größeren Anzahl von Zeugen beantragt. Da 
der Antrag ein unbedingter war und deshalb noch durch einen 
in der Hauptverhandlung ſelbſt zu verkündenden Beſchluß be⸗ 
ſchieden werden mußte, iſt ausſchließlich die Begründung ent⸗ 
ſcheidend, mit der er durch den in der Hauptverhandlung ver⸗ 
kündeten Beſchluß, zu dem der Angeklagte und ſeine Verteidiger 
noch alsbald und vor Verkündung des Urteils Stellung nehmen 
konnten, abgelehnt worden iſt; die im ſchriftlichen Urteile nach⸗ 
geholten, dem Angeklagten aber in der Hauptverhandlung nicht 
bekannt gewordenen Gründe können ſeiner Reviſionsrüge nicht 
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grunde 
ehrenrührigen Tatſache fei . bt und von Bedeutung zwar 
im Falle des § 186 StGB., d. h. bei = 
ſache gegenüber einem anderen als dem Beleidigten, nicht aber 
auch dann, wenn — wie im vorliegenden Falle — die Be⸗ 
bauptung der ehrkränkenden Tatſache gegenüber dem Beleidigten 
ſelbſt erfolgt iſt und wenn daher nur eine 5 im Sinne 
des $ 185 StGB. in Frage kommt. Eine ſolche Annahme iſt 
techtsirrig. Es bedarf im vorliegenden Falle keiner Entſcheidung 
der Frage, ob die Beſtimmung des § 192 StGB. — ebenſo 
wie diejenige des it 193 daſ. — unmittelbar auch auf den 
8 185 zu an ift und alfo auch dann Anwendung zu finden 
bat, wenn im Falle des § 185 ein Beweis der Wahrheit der 
behaupteten ehrverletzenden Tatſache erbracht worden iſt. Denn 
jedenfalls iſt auch in einem Falle von der Art des vorliegenden 

Beweis der Wahrheit der behaupteten ehrkränkenden Tat⸗ 

che ſchon für die Schuldfrage von Erheblichkeit und unter Um⸗ 

5 geeignet, die Anklage zu entkräften; das Vorhandenſein 
einer Beleidigung aus § 185 kann in einem Falle wie dem vor⸗ 
liegenden gerade davon überhaupt abhängen, ob die behauptete 
Tatſache wahr iſt oder nicht, im übrigen aber kommt ein 
Wahrbeits beweis weſentlich für die Frage nach der Schwere 
des Verſchuldens des Täters und daher für die Strafausmeſſung 
in Betracht (vgl. auch die Urteile des RG. vom 18. Dezember 
1908 und vom 23. Mai 1911 in 5 D. 759/08 und 4 D. 318/11). 
Beides hat der ablehnende Beſchluß der Strafkammer verkannt; 
der von ihr dort angegebene Grund überhob ſie nicht der Ver⸗ 
pflichtung, den angetretenen Wahrheitsbeweis zu erheben. Urt. 
d. III. Sen. v. 12. Juli 1915 (315/15). 

3. [Beweisantrag über innere Tatſachen.] Der Ver⸗ 
teidiger hatte in der Hauptverhandlung Zeugen dafür benannt, 
daß der Angeklagte die feſte Überzeugung gehabt habe, es ſei 
nicht verboten, in der Küche noch etwas zuſammen zu ver⸗ 
weilen, zumal da in dieſem Sinne vor Jahren einmal ein 
Gendarm eine (wörtlich wiedergegebene) Außerung getan habe. 
Den Beweisantrag hat das LG. dahin aufgefaßt, daß nach der 
Behauptung des Angeklagten feine Gäſte den Eindruck gehabt 
hätten, er halte ſeine Handlungsweiſe für erlaubt; mehr konnte 
auch nicht Gegenſtand des Zeugenbeweiſes ſein. Dies iſt als 
wahr unterſtellt worden. Was daraus in bezug auf die wirkliche 
Meinung des Angeklagten zu folgern war, darüber entſchied 
die freie g des Tatrichters. — Für die angebliche 
Außerung des Gendarmen waren keine Zeugen benannt. Urt. 
d. II. Sen. v. 18. Jan. 1916 (722/15). 

4. B über ſinnloſe Trunkenheit. Der 
Kevifion e der Erfolg nicht verſagt werden, weil die Vers 

idi in einem für die Entſcheidung weſentlichen Punkte 
5 Beſchluß des Gerichts unzuläfſig beſchränkt worden 
iſt. Nach dem Sitzungsprotokoll hatte der Verteidiger beantragt, 
zwei Zeugen darüber zu vernehmen, daß der Angeklagte an 
dem Tage ſo große Mengen Schnaps zu ſich genommen hat, 
er ſinnlos betrunken war. Die Strafkammer hat den 
Antrag abgelehnt mit der Begründung, es werde als richtig 
unterſtellt, daß der Angeklagte von morgens an bis zur Tat 
große Mengen Alkohol zu ſich genommen hat, was ſonſt in 
das Wiſſen der Zeugen geſtellt ſei, enthalte ein Gutachten. 
Von dieſem Standpunkt aus hat die Strafkammer im Urteil 
ausgeführt, daß es auf die Vernehmung der Entlaſtungszeugen 

oe: 


& 


nicht weiter ankomme, weil nach dem ſonſtigen Beweisergebnis 
feſtſtehe, daß der Angeklagte wohl ſtark angetrunken, aber 
kemeswegs 8 betrunken geweſen ſei. Dieſe Entſcheidung 


ie Ausſagen der Entlaſtungszeugen 
die Art und den Grad der Betrunkenheit eine Aufklärung 
geſchaffen werden konnte, die geeignet war, die Überzeugung 
des Gerichts von der Schuld des Angeklagten zu ändern. 
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Inſofern enthält die Able a Vernehmung der Zeugen 
eine unzuläſſige Vorwegnahme Beweisaufnahme. Sodann 
erſcheint aber auch die Auffaſſung der Strafkammer von dem, 
was Gegenſtand des Zeugenbeweiſes ſein kann, zu eng. Die 
Frage, ob ein Menſch ſinnlos betrunken iſt, kann unbedenklich 
dem Gebiete des Zeugenbeweiſes zugerechnet werden, weil bei 
ihrer Beantwortung die urteilende Tätigkeit gegenüber der 
ſinnlichen A em in den meiſten Fällen untergeordnet 
und nebenſächlich ſein wird (vgl. RGSt. 37, 371). Deshalb 
durfte die Vernehmung der Entlaſtungszeugen über dieſe Frage 
nicht mit der Begründung abgelehnt werden, es handle ſi 
ei um ein Gutachten. Der hiernach vorliegende Verſto 

im Sinne des § 377 Nr. 8 StPO. nötigte zur Aufhebung des 
Urteils. Die 5 läßt auch nicht e 
erſcheinen, daß die an zweiter Stelle geltend gemachte Reviſions⸗ 
rüge einer Verletzung des § 51 StGB. zutrifft. Wenn es im 
Urteil a: „Das Gericht hat demnach die Überzeugung er: 
langt, daß der Angeklagte wohl jr angetrunken war, daß 
er aber keineswegs ſinnlos betrunken geweſen iſt,“ ſo deutet 
dies darauf hin, daß die Strafkammer zur Anwendung des 
8 51 StGB. finnlofe Trunkenheit für erforderlich Bee bat. 
Das wäre rechtsirrtümlich, da ſchon Zweifel an der Willens 
freiheit des Täters zur Freiſprechung auf Grund des 8 51 StGB. 

enügen (RGSt. 21, 131; 5, 338; Goltd Arch. 42, 45). Die 

trafkammer wird dies bei der nochmaligen Verhandlung und 
Entſcheidung der Sache zu beachten haben. Urt. d. V. Sen. 
v. 4. Jan. 1916 (473/15). 

5. [Antrag auf Vernehmung des behandelnden Arztes 
als Zeugen über den Geiſteszuſtand des Angeklagten.] Nach 
dem Sitzungsprotokoll hat der Verteidiger bei den Schluß⸗ 
vorträgen beantragt: „im Falle 1 Freiſprechung event. Geld⸗ 
ſtrafe, im Falle 2 Freiſprechung event. mildernde Umſtände, 
ferner event. an der Verhandlung zwecks Ber: 
nehmung des behandelnden Arztes der Angeklagten, 
Dr. C.“ Ein Beſchluß über dieſen Hilfsantrag iſt nicht er⸗ 
gangen. In den Urteilsgründen iſt ausgeführt, daß für das 
Gericht kein Anlaß beſtanden habe, noch einen weiteren Sach⸗ 
verſtändigen beizuziehen. Der von der Verteidigung geſtellte 
Hilfsantrag läßt nicht mit Sicherheit erkennen, ob Dr. C. als 
Nuch den Urlal oder als Zeuge vernommen werden ſollte. 
Nach den Urteilsgründen hat die Strafkammer dieſen Antrag 
dahin ausgelegt, daß Dr. C. als Sachverſtändiger benannt 
wurde. Dagegen vertritt die Reviſion den Standpunkt, Dr. C. 
ſei als ſachverſtändiger Zeuge benannt worden. Dieſer Unter⸗ 
ſchied in der Auslegung des Beweisantrags iſt rechtlich er⸗ 
heblich, da die Vernehmung eines neuen Sachverſtändigen von 
dem freien Ermeſſen der Strafkammer abhängt, die Vernehmung 
eines ſachverſtändigen Zeugen dagegen nicht. Hiernach war es 
Sache des Vorſitzenden bzw. der Strafkammer, den wahren 
Sinn und Zweck des Beweisantrags durch geeignete Fragen 
klarzuſtellen und dem Verteidiger Gelegenheit zur Erläuterung 
bat Ergänzung ſeines Antrags zu geben, RGSt. 13, 318; 

GRſpr. 6, 322; 7, 534. Wenn der Verteidiger Zeugenbeweis 
dafür erboten hat, daß die Angeklagte zur Zeit der ſtraſbaren 
Handlungen nicht zurechnungsfähig war, ſo betraf dieſer Be⸗ 
weisantrag eine erhebliche Tatſache. Die Ablehnung des 
Zeugenbeweiſes durfte nicht mit der Begründung erfolgen, daß 
ein weiterer Sachverſtändigenbeweis nicht notwendig ſei. Da 
die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen iſt, daß das Urteil auf der 

erügten Ablehnung des Hilfsantrags beruht, ſo muß die Auf⸗ 

1 des Urteils und die Zurückverweiſung der Sache an 
die Vorinſtanz erfolgen. Urt. d. L Sen. v. 24. Febr. 1916 
(21/16). 

6. [Antrag auf Gegenüberſtellung mit einem kommiſſariſch 
vernommenen Zeugen.] Verfehlt iſt die Beſchwerde über Ab⸗ 
lehnung des Antrages, den der Angeklagte in der Hauptver⸗ 
andlung geſtellt hat. Nach dem Sitzungsprotokoll ging der 

ntrag dahin, „den Zeugen Cl. vor der Kammer zu vernehmen 
und ihm gegenüberzuſtellen, zum Beweiſe, ob der Angeklagte der 
Täter ſei“. Die Strafkammer hat den Antrag aus tatſächlichen 
Gründen als unerheblich abgelehnt, weil der Zeuge Cl. bereits 
eidlich erklärt hat, den Täter der Polizei ausgeliefert zu haben 
und der Kriminalſchutzmann D., der in der Hauptverhandlung 
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als Zeuge eidlich vernommen worden iſt, den Angeklagten als 
biejenige Perſon wiedererkannt hat, die ihm vom Zeugen Cl. 
ee en worden iſt. Durch die Ablehnung mit dieſer Be 
gel ung ift der Angeklagte nicht beſchwert, denn es beſtand 
ine Verpflichtung für die Strafkammer, den Zeugen, der bereits 
vor dem erſuchten Richter ausgeſagt hatte, noch einmal in der 
Hauptverhandlung unter Gegenüberſtellung mit dem Angeklagten 
zu vernehmen, um auf dieſe Weiſe den Verſuch zu machen, ein 
anderes Beweisergebnis zu erzielen. Nur dann würde das 
Gericht zu einer ſolchen wiederholten Vernehmung verpflichtet 
eweſen ſein, wenn der Angeklagte unter Anführung von Tat⸗ 
ſachen hätte behaupten können, die erſte Vernehmung ſei nicht 
1 geweſen oder der Zeuge habe ſich in einem Irrtum 
über die Perſon des Täters befunden und werde bei Gegen⸗ 
überftellung feine Ausſage ändern. Nach dem Sitzungsprotokoll 
hat der Antragſteller eine ſolche Behauptung nicht aufgeſtellt. 
Er hat auch nach der Ablehnung des Antrages keine Ver⸗ 
anlaſſung genommen, ihn in geeigneter Weiſe zu ergänzen oder 
zu erläutern. Urt. d. V. Sen. v. 19. Okt. 1915 (504/15). 

7. [Beweisanträge eines Mitangeklagten.] Nach dem 
Sitzungsprotokolle haben nach Stellung des Strafantrages ſeitens 
des Staatsanwalts die Beſchwerdeführer V. und Sch. milde 
Strafe beantragt, dagegen der Beſchwerdeführer W. erklärt: 
„Der Bruder der Frau H. kann bezeugen, daß D. mich zuerſt 
geſchlagen hatte.“ Damit hatte W. einen Beweisantrag geſtellt, 
deſſen Ablehnung nach 8 243 Abſ. 2 StPO. nur durch einen 
Gerichtsbeſchluß erfolgen konnte. Nach dem Protokolle iſt ein 
Beſchluß nicht verkündet, ſondern alsbald das Urteil. Die 
Übergehung des Beweisantrages verſtößt gegen das Geſetz und 
muß nach ſtändiger Rechtſprechung des RG. zur Aufhebung des 
Urteils führen; die Angeklagten ſind durch die Nichtbeachtung 
des Geſetzes in ihrer Verteidigung beſchränkt; ſie mußten Ge⸗ 
legenheit erhalten, auf die Sachlage, wie ſie ſich vermöge der 
Ablehnung des Antrages geſtaltete, Rückſicht zu nehmen und 
anderweite Anträge zu ſtellen, und zwar alle drei Angeklagten, 
obwohl der Antrag nur von einem von ihnen geſtellt war, da 
auch die beiden übrigen Angeklagten mit der Berüdfichtigung 
des Antrages des Dritten rechnen und neue Verteidigungs⸗ 
mittel auch ihrerſeits vorbringen konnten. Denn alle drei An⸗ 
ene waren wegen gemeinſchaftlich von ihnen begangener 

ergehen, der Körperverletzung und des Hausfriedensbruches, 
angeklagt und ſind ſolcher Kuh ſchuldig befunden worden. Aus 
dem angegebenen Grunde kann auch nicht das Fehlen eines 
verkündeten Beſchluſſes dadurch geheilt werden, daß die Ab⸗ 
lehnung des Beweisantrages in den Urteilsgründen begründet 
wird. Die Angeklagten ſind durch die Ablehnung des Antrages 
in unzuläſſiger Weiſe in ihrer Verteidigung beſchränkt (Verſtoß 
gegen 8 377 Nr. 8 StPO.) und dieſer Verſtoß iſt auch von 
der Reviſion gerügt. Urt. d. V. Sen. v. 4. Jan. 1916 (510/15). 

* 

Anmerkung zu Nr. 1 bis 7. 

Die mitgeteilten Urteile dürften über Hauptfragen des Rechts 
des Beweisantrages einen guten Tiberblid geben. 

Das erſte der mitgeteilten Urteile zeigt deutlich, mit welcher 
Strenge das RG. daran feſthält, daß die Inſtanzgerichte über ein 
Beweisbegehren nur dann zu befinden brauchen, wenn es in der 
Hauptverhandlung in einem formellen Beweisantrag zum Ausdruck 
gebracht iſt (ſ. bereits Rſpr. 1 S. 251 und 376). Das RG. geht 
darin, wie der vorliegende Fall, ſo weit, daß es, wenn der Angeklagte 
vom Erſcheinen in der Hauptverhandlung entbunden war, Beweis⸗ 
anträge nur inſoweit berückſichtigt, als ſie bei der vorangegangenen 
kommiſſariſchen Vernehmung geſtellt waren. Es hält das Inſtanz⸗ 
gericht nicht einmal für verpflichtet, gemäß § 243 Abſ. 2 StPO. 
über ſolche Anträge ausdrücklich zu befinden, die in einer in der 
Hauptverhandlung verleſenen Schutzſchrift des Angeklagten 
enthalten war. Mit dieſer Auffaffung dürfte ſich das RG., wie mir 
ſcheint, dem Sinne nach mit dem Urteil des II. Senats vom 10. März 
1914 (Recht 1914 Nr. 1879) in Widerſpruch geſetzt haben, da in jenem 
Fall das Gericht für verpflichtet erklärt worden iſt, einen Angeklagten, 
der einen ſchriftlichen Beweisantrag überreicht, zum mündlichen Vortrag 
des Antrages zu veranlaſſen. So hätte man die Strafkammer vor⸗ 
liegend wohl für genötigt erachten müſſen, entweder über den Beweis⸗ 
antrag zu beſcheiden oder aber eine erneute kommiſſariſche Vernehmung 
anzuordnen, um der Angeklagten Gelegenheit zu geben, in dieſer ihren 
Beweisantrag zum Vortrag zu bringen. 


Das Urteil Nr. 2 illuſtriert die entſcheidende Bedeutung des 
Sitzungsprotokolls für die Feſtſtellung des Inhalts des auf einen 
Beweisantrag ergangenen Gerichtsbeſchluſſes. Der hier vom RG, 
vertretene Standpunkt, wonach für die Beurteilung der Rechtmäßigkeit 
der Ablehnung eines als prinzipalen geſtellten Beweis antrags aus⸗ 
ſchließlich die Begründung des in der Hauptverhandlung verkündeten 
Beſchluſſes maßgebend ſein ſoll, iſt nicht von allen Entſcheidungen des 
RG. ſtreng feſtgehalten. In ziemlich weitgehendem Maße hat daz 
Urteil des II. Senats vom 2. Oktober 1885 (Ripr. 7, 550) die 
Mitheranziehung der Urteilsbegründung für zuläſſig erachtet, und daz 
Urteil des V. Senats vom 19. Dezember 1913 (JW. 1914, 43355 
iſt in gleicher Weiſe verfahren. In anderen Entſcheidungen — fo 
z. B. dem Urteil des IV. Senats vom 18. Juni 1886 (Nſpr. 8, 462) 
ſowie dem Urteil des II. Senats vom 13. Juli 1911 (RGSt. 45 
S. 188 [142]) — tft dagegen die Berückſichtigung von Gründen, die 
nicht ausdrücklich verkündet worden ſind, ſtrikt abgelehnt worden, 
wobei zu beachten iſt, daß es ſich in der Entſcheidung vom 18. Juli 
1911 ebenſo wie in den erwähnten Entſcheidungen vom 2. Oktober 
1885 und vom 19. Dezember 1913 um denſelben Beweisablehnungs⸗ 
grund — Nichternſtlichkeit des Beweisbegehrens — handelte, ſo daß 
in einer etwaigen Verſchiedenheit der Beweisablehnungsgründe eine 
Rechtfertigung für die verſchiedene Behandlung des Problems nicht 
gefunden werden kann. Die Auffaſſung von der ausſchließlichen 
Geltung des durch das Sitzungsprotokoll beurkundeten Beſchluſſes iſt 
auch in verſchiedenen Urteilen des RMilGer. — fo den Urteilen des 
II. Senats vom 9. Juni 1906 RMilGerE. 10 S. 118 (123) und 
vom 15. Mai 1912 RMilGerE. 17 S. 34 (38) — mit Entſchiedenheit 
vertreten. 

Die Urteile 8 und 4 betreffen gewiſſermaßen beide Beweisanträge 
über innere Tatſachen, das Urteil Nr. 8 allgemein, das Urteil 
Nr. 4 ſpeziell, nämlich die innere Tatſache ſinnloſer Trunkenheit. 
Der Beweis innerer Tatſachen bildet für den Beweisführer eine der 
ſchwierigſten Aufgaben. Soll im Strafprozeß feſtgeſtellt werden, daß 
der Angeklagte von einer beſtimmten Überzeugung beherrſcht geweſen 
iſt, ſo kann das im allgemeinen nur dadurch geſchehen, daß Zeugen 
darüber gehört werden, welchen Eindruck ſie in dieſer Beziehung von 
dem Angeklagten gehabt haben, und daß man die Schlüſſigkett der 
von den Zeugen etwa bekundeten Tatſachen nachprüft. Will man 
dieſen Beweis nicht zulaſſen oder aber — ſo verfährt das Urteil 
Nr. 3 — den behaupteten Eindruck als wahr unterſtellen, dieſe 
Wahrunterſtellung aber als einflußlos für die Überzeugung des 
Gerichts behandeln, ſo macht man den Beweis ſolcher inneren Tat⸗ 
ſachen praktiſch ſo gut wie unmöglich. Es exiſtieren denn auch 
Urteile des RG., die, dies einſehend, die Vernehmung der Zeugen 
über ein ſolches Beweisthema für erforderlich halten, und es erſt von 
dem Ergebnis dieſer Vernehmung abhängig machen wollen, welcher 
Wert ſolchen Zeugenausſagen beizulegen iſt (ſ. IV. Senat vom 
4. Juli 1905 in JW. 1905, 7588 und I. Senat vom 14. März 1907 
in JW. 1907, 5597). Das letztzitierte Urteil erklärt dabei ſogar aus⸗ 
drücklich eine Wahrunterſtellung, wie ſie die vorliegende Entſcheidung 
vornimmt, für unzuläſſig, indem es bemerkt: „Ein Beweisantrag 
kann zwar dann abgelehnt werden, wenn die Tatſache, die bewieſen 
werden ſoll, ohne Beweis als wahr angenommen wird, aber nicht 
ſchon dann, wenn er unterſtellt wird, die Zeugen würden die 
Tatſache bekunden.“ 

In dem Urteil Nr. 4, das einen Beweisantrag über finnlofe 
Trunkenheit betrifft, wendet ſich das RG. mit Recht gegen die Auf⸗ 
fafſung, daß die Ausſage über den Geiſteszuſtand eines Angeklagten 
notwendig ein Gutachten darſtelle. Unſer höchſter Gerichtshof 
befindet ſich hier durchaus in Ubereinſtimmung mit anderen höchſten 
Gerichtshöfen, ſo dem Oſterreichiſchen Oberſten Gerichtshof, der bereits 
in einer Entſcheidung vom 26. März 1885 (Entſch. d. k. k. Oberſten 
Gerichts⸗ als Kaſſationshofes Bd. 8 Nr. 763) dieſer Auffaſſung mit 
Entſchiedenheit entgegengetreten iſt, ſowie dem Reichs militärgericht, 
das übereinftimmend damit in einem Urteil des I. Senats vom 
17. September 1908 (RMilG., E. 18, 68) entſchieden hat. Ob dabei 
die Begründung des RG. inſoweit unanfechtbar iſt, als ſie behauptet, 
daß bei einer Ausſage über ſinnloſe Trunkenheit die urteilende Tätig: 
keit gegenüber der ſinnlichen Wahrnehmung in den meiſten Fällen 
untergeordnet und nebenſächlich ſei, mag dahingeſtellt bleiben. Man 
braucht wohl aber auch nicht den Gegenſtand des Zeugenbeweiſes ſo 
eng zu beſchränken. Regelmäßig ſind die Ausſagen von Zeugen, 
wenn ſie ſich auch nur über ſinnliche Wahrnehmungen verhalten, doch 
nicht frei von Urteil (vgl. auch II. Senat vom 28. Dezember 1893 
in JW. 1894, 10916). Ein wenig mehr von ſubjektiver Auffaſſung 
in einer von einem Zeugen bekundeten Schilderung eines beobachteten 
Zuſtandes macht noch nicht aus einer Zeugenausſage ein Sach⸗ 
verſtändigengutachten. Und die von dem Zeugen bekundete Auf⸗ 
faffung braucht in ſolchen Fällen ſelbſt dann nicht wertlos zu ſein, 
wenn er nicht in der Lage iſt, Einzelheiten zu bekunden, die ihm von 
ſeiner Beobachtung im Gedächtnis geblieben ſind. Natürlich iſt es 
möglich, daß das Gericht in ſolchem Falle zu der Überzeugung kommt. 
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daß lediglich ein völlig ſubjektives Urteil und demnach überhaupt 
keine eigentliche Zeugenausſage vorliege. 

Das Urteil Nr. 5 iſt gerade von beſonderem Intereſſe, wenn 
man es mit dem Urteil Nr. 4 zuſammenhält. Wenn auch, wie wir 
bei Erörterung des Urteils Nr. 4 ſahen, Zeugenausſagen über den 
Geiſteszuſtand eines Angeklagten denkbar find, ſo wird doch nicht 
daran zu zweifeln ſein, daß, wenn der behandelnde Arzt eines An⸗ 
geklagten zwecks Feſtſtellung ſeines Geiſteszuſtandes vernommen werden 
ſoll, in erſter Linie ein Gutachten in Frage ſteht. Warum ſoll man 
dien als frei ablehnbar behandeln dürfen, während die Zeugenausſage 
iegendeines Laien Beachtung fordern kann? Die Lehre von der 
freien Ablehnbarkeit des Sachverſtändigenbeweiſes läßt ſich eben nicht 
durchführen, ohne in der Praxis zu unannehmbaren Refultaten zu 
gelangen (ſ. dazu Lobe: „Die Ablehnung von Beweisanträgen im 
Strafprozeß“ in Leizg. 1914, 977 ff. und meinen Aufſatz „Freie 
Ablehnbarkeit eines beantragten Sachverſtändigenbeweiſes in Straf⸗ 
ſachen“, ebenda 1915, 482 ff.). Die geltende Rechtſprechung des RG. 
nötigt jedenfalls dazu, bei Anträgen auf Vernehmung ſachverſtändiger 
Berfonen ihre Sachkunde als Grundlage ihrer Wahrnehmung und ihrer 
Aus ſagetätigkeit nach Möglichkeit zu ignorieren. Wie fol aber wohl 
ein rechtsunkundiger Angeklagter eine ſolche Klippe umſchiffen können? 

Das Urteil Nr. 6 betrifft eines der Grenzgebiete des Anſpruchs 
auf Beweiserhebung. Nach der Auffaſſung des RG. hat der An⸗ 
geklagte keinen Anſpruch auf das perſönliche Erſcheinen eines Zeugen 
in der Hauptverhandlung, wenn die Vorausſetzungen des § 222 StPO. 
für eine Vernehmung des Zeugen durch einen beauftragten oder er⸗ 
ſuchten Richter gegeben find (J. Senat vom 8. Januar 1883, 
RS St. 7, 416). Nur wenn ſich zeigt, daß die kommiſſariſche Ver: 
nehuumg keine erſchöpfende war, oder wenn Tatſachen hervortreten, 
die zu einer Anderung der bei der kommiſſariſchen Vernehmung er⸗ 
Ratteten Ausſage führen können, fol ein rechtlich begründeter Anlaß 
gegeben fein, die perſönliche Vernehmung des Zeugen vor dem Prozeß⸗ 
gericht zu beantragen (IV. Senat vom 25. November 1904, Recht 
1905, S. 22 Nr. 125, ebenſo II. Senat des RMilGer. vom 29. April 
1905, XRil Ger E. 8, 256). Von der gleichen Rechtsauffaſſung geht 
auch das vorliegende Urteil aus. Seine Fallgeſtaltung zeigt aber 
gerade, daß man dem Angeklagten eigentlich recht viel zumutet, wenn 
man von ihm unter allen Umſtänden die Angabe von Gründen ver⸗ 
langt, aus denen er eine Abweichung des Ergebniſſes einer Ber: 
nehmung in der mündlichen Verhandlung von einer früheren kom⸗ 
mifſariſchen Vernehmung erwartet. Daß eine Zeugenausſage betreffend 
die Nekognoszierung eines Täters mit Gegenüberſtellung des Bes 
ſchuldigten eine ganz andere Ausſage darſtellt, als eine kommiſſariſche 
Bernehmung ohne Gegenüberſtellung des Beſchuldigten, liegt ſchon im 
Weſen der Dinge. Der Geſichtspunkt, unter dem die Ablehnung der 
beantragten Beweiserhebung gebilligt iſt, erſcheint demnach nicht 
bedenkenfrei. Unbedenklich hätte aber nach Lage der Sache die Ab⸗ 
lehnung des Beweisantrages mit der Begründung gebilligt werden 
können, daß mit Rückſicht auf die Ausſage des Kriminalſchutzmanns 
D. die Gegenüberſtellung des Angeklagten mit dem Zeugen C. fachlich 
nicht geboten ſei (ſ. dazu I. Senat vom 10. Dezember 1904 in 
JW. 1905, 2453 und V. Senat vom 10. März 1914, RGSt. 48, 201). 


Das letzte Urteil führt in eines der intereſſanteſten und praktiſch 
wichtigſten Probleme des Strafprozeſſes: das Problem der Bedeutung 
des MNitangeklagtenverhältniſſes für die prozeſſuale Situation 
des einzelnen Mitangeklagten (ſiehe dazu meinen Aufſatz „Der Mit⸗ 
angeklagte“ in DStrafrg. 1914, 242 ff.). Eine beſondere Bedeutung 
kommt dabei gerade der von dem vorliegenden Urteil behandelten 
Frage nach der Vergemeinſchaftung von Veweisanträgen zu. Ein 
Urteil des IV. Senats vom 15. Mai 1888, RGSt. 17, 375, hat 
es abgelehnt, das aus 8 244 SPD. zu entnehmende Prinzip der 
Gemeinſchaftlichkeit von Beweismitteln auf erſt herbeizuſchaffende Bes 
weiſe auszudehnen. Das vorliegende Urteil vertritt einen den Be⸗ 
dürfniſſen der Praxis mehr gerechtwerdenden Standpunkt. Es ver⸗ 
wertet nicht, wie die zitierte Entſcheidung in Bd. 17, den Geſichtspunkt, 
daß es jedem Prozeßbeteiligten freiſtehe, einem von anderer Seite 
geſtellten Antrag beizutreten oder denſelben nach erfolgter Ablehnung 
als den ſeinigen zu wiederholen (a. a. O. S. 376). Es ſagt ſich, 
ohne das allerdings ausdrücklich auszuſprechen, mit Recht, daß jeder 
Angeklagte es für genügend erachten wird, daß ſein Mitangeklagter 
die Erhebung eines beſtimmten Beweiſes beantragt hat. Es verlangt 
nicht von einem rechtsunkundigen Angeklagten, ſoweit zu denken, daß 
er, um ſich eine eventuelle Reviſion zu ſichern, auch ſeinerſeits zum 
Ausdruck müſſe, daß er ſich einem von einem andern Prozeß⸗ 
beteiligten geſtellten Beweisantrag anſchließe. Damit vertritt das 
Urteil eine Anſchauung, die in gewiſſem Sinne ſchon in einem Urteil 
des III. Senats vom 21. Januar 1880 (RGSt. 1, 170) begegnet, 
wenngleich in jener Entſcheidung mit dem nicht ganz glücklichen Ge⸗ 
ſichtspunkt operiert iſt, es ſei darauf zu ſehen, ob der betreffende 
Antragſteller den Antrag für ſeinen Mitangeklagten mit geſtellt habe. 

Rechtsanwalt Dr. Nax Alsberg, Berlin. 
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Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 
Strafſachen. 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


1. Notwendige Teilnahme bei der BRD. gegen übers 
mäßige Preisſteigerung vom 23. Juli 1915. Das Ge⸗ 
währen geforderter übermäßiger Preiſe iſt nicht ſtrafbatr. 

Der Angeklagte iſt beſchuldigt, im Oktober 1915 mehreren Bauers⸗ 
frauen etwa 100 Schillinge Eier abgekauft, ihnen hierfür den unter 
Berückſichtigung der Marktlage übermäßig hohen Preis von 4—4,20 4 
für den Schilling gewährt und dadurch dieſen Frauen zu dem von 
ihnen begangenen Vergehen der Preistreiberei wiſſentlich durch die 
Tat Hilfe geleiſtet zu haben (88 49, 73 StGB., 8 5 Ziff. 1 BRV. 
vom 23. Juli 1915 gegen übermäßige Preisſteigerung). 

Die Strafkammer hat den Angeklagten freigeſprochen. Das 
Urteil führt aus: Nach 8 5 Nr. 1 BRVO vom 23. Juli 1915 beſtehe 
die Hauptat darin, daß ſich der Verkäufer den einen übermäßigen 
Gewinn enthaltenden Preis gewähren läßt. Das Gewähren und 
Verſprechen eines ſolchen Preiſes ſei nicht unter Strafe geſtellt. Die 
Teilnahme des Käufers an der Straftat des Verkäufers ſei eine 
notwendige. Daraus folge, daß das bloße Gewähren des übermäßigen 
Preiſes nicht ſtrafbar ſei. Der Angeklagte habe nicht mehr getan, 
als zur notwendigen Teilnahme erforderlich iſt. Er habe den 
geforderten oder den allgemein üblichen, als verlangt vorauszuſetzenden 
Preis bezahlt und dabei nicht die Verkäuferinnen zum Verkaufe 
beſtimmt. Seine Tätigkeit erſcheine ſtrafrechtlich nicht als Beihilfe, 
ſondern als ſogenannte notwendige Teilnahme. 

Die Revifion des Staatsanwalts iſt nicht begründet. 85 Nr. 1 
BRVO. bedroht nach dem Wortlaute nur den mit Strafe, der einen 
übermäßigen Preis fordert, ſich oder einem anderen gewähren oder 
verſprechen läßt, alſo den Verkäufer. Die Beſtimmung bezweckt den 
Schutz der Käufer gegen eine ungerechtfertigte Preisſteigerung, ſie 
will ein wucheriſches Verhalten treffen und enthält eine durch die 
Zeitumſtände veranlaßte Erweiterung der Beſtimmungen des StG. 
über den Wucher § 302 a mit 8 302 e, deren Merkmale fie unter Ans 
paſſung an den zu regelnden Gegenſtand zum Teile übernommen hat. 
Daß die durch eine Strafbeſtimmung zu ſchützende Perſon gleichfalls 
der Beſtrafung verfalle, wird regelmäßig nicht als Abſicht des Geſetz⸗ 
gebers anzunehmen ſein. Wie denn auch allgemein anerkannt wird, 
daß z. B. der Bewucherte nicht ſtrafbarer Teilnehmer ſein kann 
(Frank, StG. 8 302 a Anm. V. u. Vorbem. zum III. Abſchn. Ziff. W. 
Die Aufſtellung der Reviſion, daß die geſetzlichen Maßnahmen zur 
Verhinderung übermäßiger Gewinnerzielung an Gegenſtänden des 
täglichen Bedarfs hauptſächlich gegen die Händler, beſonders die 
Zwiſchenhändler gerichtet ſind, iſt wohl nur in dem Sinne richtig, 
daß fie vielfach Händler treffen; dem Zwecke des Geſetzes genügt 
aber, daß der Händler getroffen wird, wenn er übermäßige Preiſe 
fordert uſw., ſohin als Verkäufer auftritt. Demnach kann weder aus 
dem Wortlaut noch aus dem Zwecke der Beſtimmung entnommen 
werden, daß auch das Gewähren geforderter Preiſe ſtrafbar fein fol. 

Die Anklage nimmt allerdings nicht an, daß der Angeklagte 
unmittelbar auf Grund des § 5 Nr. 1 BRVO. als Täter zu beſtrafen 
ſei. Sie beſchuldigt ihn vielmehr der ſtrafbaren Beihilfe (§ 49 StG.) 
zu den von anderen verübten Vergehen. Der ſtrafrechtliche Begriff 
der Beihilfe erfordert, daß der, dem die Beihilfe geleiſtet ſein ſoll, 
der Täter, eine ſtraſbare Handlung begangen hat. Die Verurteilung 
wegen ſtrafbarer Beihilfe fett alſo die Feſtſtellung einer ſtraſbaren 
Handlung mit allen ihren geſetzlichen Merkmalen voraus. Ob der 
Eröffnungsbeſchluß dieſem Erfordernis Rechnung getragen hat, ob 
auf Grund der Ermittlungen die Feſtſtellung überhaupt möglich war, 
daß eine der Verkäuferinnen eine nach 85 Nr. 1 BRV. ſtrafbare 
Tat begangen hatte, bedarf nicht der Erörterung. Denn die An⸗ 
ſchauung der Strafkammer, daß, ſelbſt wenn dieſe unerläßliche Vor⸗ 
ausſetzung erfüllt wäre, die Handlungen des Angeklagten nicht als 
Beihilfe ſtrafbar wären, iſt richtig. 
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Der Revifion iſt darin beizutreten, daß die allgemeinen Be 
ſtimmungen über die Strafbarkeit der Teilnahme, 88 47 ff. R StG. 
auch auf die Strafvorſchriften der Verordnung des Bundesrats an⸗ 
wendbar ſind. Aber gerade aus dieſen folgt, daß das Tun des An⸗ 
geklagten nicht als firafbare Beihilfe beurteilt werden kann. Die 
Verordnung des Bundesrats bezweckt, wie ſchon erwähnt, den Schutz 
der Käufer. Eine Unterſcheidung zwiſchen dem kaufenden Verbraucher 
und dem kaufenden Händler iſt nicht angängig. Dem Zweck der Vor⸗ 
ſchrift widerſpricht es in gleichem Maße, wenn dem Händler über⸗ 
müßig hohe Preiſe abgefordert werden. Auch er wird ſeines eigenen 
Vorteils wegen beſtrebt fein, möͤglichft billig zu kaufen, und hohe 
Preiſe nur gewähren oder anbieten, wenn er wahrzunehmen glaubt, 
daß er zu günftigeren Bedingungen nicht kaufen könne. Dazu wird 
er hauptſächlich durch die Verordnung des Bundesrats gedrängt, da 
er ja die Waren zum Zwecke des Verkaufs erwirbt. Die Forderung 
übermäßiger Preiſe durch den Erzeuger gegenüber dem Händler muß 
notwendig eine unerwünſchte Preisſteigerung im Marktverkehr herbei⸗ 
führen. Demnach iſt davon auszugehen, daß die Verordnung auch 
zum Schutze des kaufenden Händlers erlaſſen iſt. Die allgemeinen 
Beſtimmungen der 88 47 ff. R St. über die ſtrafbare Teilnahme 
finden aber regelmäßig auf die ſogenannte notwendige Teilnahme der 
Perſonen, zu deren beſonderem Schutze die Strafvorſchriften erlaſſen 
wurden, nur Anwendung, wenn und ſoweit die Abſicht des Geſetz⸗ 
gebers feſtſteht, auch dieſe Perſonen der Strafvorſchrift zu unterſtellen 
Get. 8 S. 294 (298); 18 S. 273 (281); 34, 273; Goltdurch. 
59, 117; Olshauſen, StGB. Vorb. zu Teil I Abſchn. 83 Anm. 9b, 
8 801 Anm. 4, 8 302 a Anm. 18). Für die Annahme, daß die Vers 
ordnung auch das bloße Gewähren übermäßiger Preiſe mit Straſe 
bedrohen wollte, fehlt jegliche Unterlage. Ob dieſe Grundſätze auch 
auf die Tätigkeit des Käufers anwendbar wären, der den Verkäufer 
angeftiftet hat, von ihm den übermäßigen Preis zu fordern (vgl. 
RES. 5, 485; 89, 134), iſt nicht zu erörtern, denn das Urteil ent⸗ 
hält keine Tatſachen, aus denen die Möglichkeit ſich ergäbe, daß der 
Angeklagte die Verkäuferinnen zu einer nach 8 5 Nr. 1 VD. ſtraf⸗ 
bare : Handlung beſtimmt haben könnte. Anhaltspunkte für die Ber 
mutung, daß die Feſtſtellung ſolcher Tatſachen infolge irriger Geſetz⸗ 
auslegung unterblieben fein könnte, fehlen. (Urt. v. 30. März 1916, 
Rev.⸗Reg. Nr. 85/1916.) 

2. Gewerbsmäßiger Ans und Aufkauf von Eiern, 
Begriff des Aufkäufers. Keine Befugnis des Militär⸗ 
befehlshabers zur übertragung feines Anordnungzrechts 
auf andere. Preisfeſtſetzungen gelten auch für den Ankauf 
an außerhalb des Bezirks Wohnende. 

Das ſtellvertretende Generalkommando hat am 24. Juni 1915 
auf Grund des Art. 4 Ziff. 2 BayKrguft®. den gewerbsmäßigen Ans 
und Aufkauf von Eiern im Korpsbezirk ohne diſtriktspolizeiliche Ge⸗ 
nehmigung ſowie die Abgabe von Eiern an aufkaufende Händler, die 
nicht im Beſiß einer diſtriktspolizeilichen Ankaufsgenehmigung find, 
verboten und weiter beſtimmt, daß ebenſo der gewerbsmäßige Eier⸗ 
handel (Ans und Verkauf von Eiern als gewerbsmäßiger Geſchäfts⸗ 
betrieb oder für einen ſolchen) der diſtriktspolizeilichen Genehmigung 
bedarf. 

Das Bezirksamt erteilte am 26. Juli 1915 dem Angeklagten in 
jederzeit widerruflicher Weiſe die Genehmigung zum gewerbsmäßigen 
An⸗ und Verkauf von Eiern und zum gewerbsmäßigen Eierhandel 


(An⸗ und Verkauf von Eiern als gewerbsmäßiger Geſchäftsbetrieb und 


für einen ſolchen), jedoch nur unter Bedingungen, darunter die, daß 
beim An⸗, Auf⸗ und Verkauf der vom Bezirksamte jeweils feſtgeſetzte 
Preis nicht überſchritten werden dürfe. 

Der Angeklagte hat der Firma N. in Mainz Eier teilweiſe 
unter Überſchreitung des feſtgeſetzten Preiſes verkauft, obwohl 
dieſe Firma eine Genehmigung zum Auflauf von Eiern im Bezirke D. 
nicht beſaß. 

Die Reviſton wendet ſich an erſter Stelle gegen die Annahme 
der Strafkammer, daß die Firma N. als „aufkaufender Händler“ 
anzuſehen ſei. Nach dem Wortlaute der Anordnung des General⸗ 


kommandos könnte ein Zweifel nur darüber auftauchen, ob unter 
„aufkaufender“ Händler nur der Händler zu verſtehen iſt, der die 
Eier von den Hühnerhaltern unmittelbar aufkauft, oder auch der 
Händler, der die Eier einem Aufkäufer in dieſem engeren Sinne 
oder einem anderen Händler überhaupt abkauft. Nach dem Zwecke 
der Anordnung kann nur die Auslegung im letzteren Sinne richtig 
fein. Die Anordnung tft in dem Betreff als Maßnahme gegen Preis 
treibereien bezeichnet. Die Anordnung will vor allem eine Über 
wachung des Geſchäftsbetriebs der gewerbsmäßigen Eierhändler im 
Bezirke des Armeekorps, mögen dieſe nun die Eier für ihren eigenen 
oder einen fremden Gewerbebetrieb aufkaufen, ermöglichen. Der 
Gewerbebetrieb ſoll nur ſolchen Perſonen geſtattet werden, deren 
perſönliche Eigenſchaften und geſchäftliche Verhältniſſe eine Gewähr 
dafür bieten, daß ſie ſich von Preistreibereien ſernhalten. Darauf 
weiſt auch das in Ziff. 4 der Anordnung an die Kreisregierungen 
geſtellte Anſuchen hin, Ausführungsbeſtimmungen (Beſtandsaufnahme, 
Führung von Lagerbüchern, Kontrolle des Beſtandes ſowie dez 
Zus und Abgangs uſw.) zu erlaſſen. Der Ankauf durch einen 
Händler bei einem anderen Händler kann ebenſo wie der beim Er⸗ 
zeuger der Eier, wenn nicht in höherem Maße, der Anlaß zu 
Preistreibereien ſein. Der Sinn der Anordnung muß daher nach 
ihrem klar ausgeſprochenen Zwecke dahin verſtanden werden, daß 
niemand im Korpsbezirk ohne diſtriktspolizeiliche Genehmigung gewerbz⸗ 
mäßig Eier ans und auflaufen darf, gleichviel, ob der Erwerb bei 
dem Erzeuger oder bei einem Händler ſtattfindet. Ebenſo darf niemand, 
ſei er Erzeuger oder Händler, einem Händler, der die Genehmigung 
nicht erlangt hat, Eier entgeltlich überlaſſen. Die Anordnung 
ſpricht zwar hier vom aufkaufenden Händler. Damit iſt 
aber nicht bloß ein Händler gemeint, der im Bezirke von 
Ort zu Ort bei den Erzeugern von Eiern herumzieht und kauft, 
ſondern jeder Händler, der Eier kauft. Zu dieſer Auslegung führt 
neben dem Zwecke der Anordnung auch deren Faſſung. Dem Verbot 
an den Händler, ohne Genehmigung Eier an⸗ und aufzulaufen, 
wird zur weiteren Sicherung der angeordneten Maßnahme da 
Verbot an den Beſitzer von Eiern angereiht, dem Händler, der ohne 
die Genehmigung kaufen will, Eier abzugeben. Das General 
kommando bezeichnet ferner die Genehmigung ſchlechtweg als An⸗ 
kaufs⸗, nicht als Au fkaufsgenehmigung, und zeigt damit deutlich, 
daß für das Anwendungsgebiet der Anordnung ein weſentlicher 
Unterſchied zwiſchen An⸗ oder Aufkauf nicht beſteht. 

Die Begründung zu der Annahme der Strafkammer, daß der 
Angeklagte verbotswidrig Eier an die Firma N. abgab, läßt nicht 
mit Beſtimmtheit erkennen, wie ſich das Gericht das rechtliche 
Verhältnis zwiſchen dem Angeklagten und der Firma vor⸗ 
geſtellt hat. Der Satz: Die Firma hatte in dem Angeklagten 
ihren Aufkäufer in tatſächlichem Sinn uſw., könnte vermuten 
laſſen, daß nach der Annahme der Strafkammer die Firma durch 
den Angeklagten als ihren Beauftragten die Eier aufkaufen ließ, daß 
alſo der Angeklagte nicht im eigenen Namen und für eigene Red 
nung, ſondern als Vertreter der Firma unter Bekanntgabe dieſer 
Eigenſchaft den Verkäufern gegenüber einkaufte. Wäre das Verhältnis 
ſo geweſen, könnte in dem Einſammeln der Eier durch den An⸗ 
geklagten und in der Weiterbeförderung an die Firma eine „Abgabe“ 
der Eier an die Firma im Sinne der Anordnung nicht gefunden 
werden. Vielmehr könnte nur eine Teilnahme des Angeklagten an 
dem von der Firma ohne Genehmigung betriebenen Aufkauf in Frage 
kommen. Der Begriff „Aufkäufer“ wird indes nach dem Sprach 
gebrauche nicht auf eine ſolche Tätigkeit beſchränkt. Als „Aufkäufer“ 
werden vielmehr auch Zwiſchenhändler bezeichnet, die mit einer Groß⸗ 
handlung als Abnehmerin in ſtändiger Geſchäftsverbindung ſtehen 
und an dieſe die für eigene Rechnung gekauften Waren weiter ver⸗ 
äußern. Ob der ſchuldrechtliche Vertrag im Korpsbezirke ſelbſt münd⸗ 
lich oder durch ſchriftlichen Verkehr des Verkäufers mit einem außer⸗ 
halb des Bezirks wohnenden Händler geſchloſſen wurde, begründet 
rechtlich keinen Unterſchied. Gerade der Zweck der Anordnung, der 
im Korpsbezirke wohnenden Bevölkerung den Bezug von Eiern zu 
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mäßigen Preiſen zu fichern, gebietet ihre Ausdehnung auf die Ans 
kaufe durch außerhalb des Bezirks wohnende Händler. (Urt. v. 11. Nai 
1916, Nev.⸗Reg. Nr. 181/1916.) 


Reichsverſicherungsamt. 


Berichtet von Regierungsrat Dr. Th. v. Olshauſen, Berlin. 


II. Unfaliverficherung. 
(Fortſetzung aus Nr. 18, 1916.) 


1. 8537 Abſ. 1 Nr. 83 RBO. Berſicherungspflicht von 
künſtleriſch gebildeten Architekten. 

Das RBA. hat niemals verkannt, daß die Haupttätigkeit der 
eigentlichen Architekten, nämlich der Entwurf von Bauzeichnungen 
und der Beirat zu Bauaus führungen, eine künſtleriſche iſt. Es hat 
aber dieſer Tatſache für die Frage der Unfallverſicherungspflicht keine 
entſcheidende Bedeutung beilegen können. Denn ſelbſt wenn anerkannt 
wird, daß die künſtleriſchen Berufe an ſich keinen Gewerbebetrieb im 
Sinne des 8 587 RWO. darſtellen, jo folgt hieraus nur, daß 
Betriebe, die ſich ausſchließlich auf künſtleriſche Arbeiten der genannten 
Art erſtrecken, der Verſicherungspflicht nicht unterliegen. Die 
Verficherungspflicht fol erſt eintreten, wenn ein Architekt im Rahmen 
feiner Berufstätigkeit, für die in der Hauptſache künſtleriſche Geſichts⸗ 
punkte maßgebend ſein mögen, Arbeiten vornimmt, die zu denen des 
Baugewerbes gehören. Dieſer Fall iſt gegeben, ſobald dem Architekten 
die Leitung oder Überwachung einer Bauausführung übertragen wird. 
Denn alsdann übt er nicht eine rein künſtleriſche Tätigkeit aus, 
ſondern eine ſolche, die in das techniſche, gewerbliche Leben über⸗ 
greift. Er hat dann die Bauarbeiten auch vom techniſchen Stand⸗ 
punkt aus zu überwachen und iſt für die Bauausführung gewerblich 
mit verantwortlich. Es handelt ſich in dieſem Falle um einen 
gemiſchten, nicht ausſchließlich künſtleriſchen, ſondern auch techniſchen 
Betrieb. Bei Betrieben dieſer Art geht es nicht an, fie allein wegen 
der auf ſeiner künſtleriſchen Betätigung beruhenden Stellung des 
Architekten als Gewerbebetriebe nicht anzuſehen. Vielmehr fallen fie 
unter den Begriff „Gewerbebetrieb“ im Sinne des 8 587 RVO. 
Eine einſchränkende Auslegung dieſes Begriffs zugunſten von Betrieben, 
die zu einem immerhin erheblichen Teile ſich auf der Bauftelle innerhalb 
des Gefahrenbereichs des Baues abſpielen, würde Sinn und Zweck 
dez Geſetzes widerſprechen. RVA., 26. November 1915, Ia 9630/15. 


2.8537 Nr. 10 und 11 RBO. Zur Frage der Verſicherung 
der Kellner gegen Unfälle. 


Eine Ausdehnung der Verſicherungspflicht auf die Betriebe der 
Schank⸗ und Gaſtwirtſchaften als ſolche, insbeſondere auf das 
Bedienen der Gäſte, iſt bei Beratung der RVO. ausdrücklich ab: 
gelehnt worden (Komm. Bd. I S. 7 und 14). Als Behandlung 
und Handhabung der Ware im Sinne des § 587 Abſ. 1 Nr. 11 
RWO. hat demgemäß das RA. in dieſen Betrieben nur erachtet die 
Arbeiten am Lager der für den Umſatz im Betriebe beſtimmten Ware 
im Keller oder in den ſonſtigen Vorratsräumen und die Inſtand⸗ 
haltung (Reinigung, Aufräumung uſw.) dieſer Räume, das Heran⸗ 
ſchaffen der Ware zum Schanktiſche, das Anſtechen der Fäſſer und 
das Fortbringen der leeren Lagerungsgefäße, dagegen nicht die mit 
der Bewirtung der Gäſte unmittelbar zuſammenhängende Tätigkeit, 
die beginnt mit dem Einſchenken der Getränke und insbeſondere 
umfaßt die ſonſtige Tätigkeit am Schanktiſche bei der Übergabe der 
Ware an das Bedienungsperſonal und die Bedienung der Gäſte 
ſelbſt. Nek.⸗Sen., 26. Februar 1916, Ia 8022/18. 


3. 8 544 RBO. Verſicherungspflicht der während des 
Krieges im beſetzten Gebiet angeworbenen und freiwillig 
nach Deutſchland gekommenen ruſſiſchen Arbeiter. 

Nach § 544 RVO. find zwar gegen Unfälle bei Betrieben oder 
Tätigkeiten, die nach 88 587 bis 542 der Verſicherung unterliegen, 
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ſchlechthin „Arbeiter“ verſichert, wenn fie in dieſen Betrieben ober 
Tätigkeiten beſchäftigt find. Indeſſen hat das Geſetz nicht in die 
ſtändige Rechtſprechung des REN. eingreifen wollen, wonach auf allen 
Verſicherungsgebieten Vorausſetzung der Verſticherungspflicht die 
perſönliche Freiheit iſt. Dieſes Erfordernis der Arbeitereigenſchaft 
muß auch bei der Auslegung des neuen Geſetzes anerkannt werden, 
deſſen Beſtimmungen nicht unabhängig von der geſchichtlichen Ent⸗ 
wicklung des Arbeiterverſicherungsrechts zu erfaſſen find. Der Begriff 
der Freiheit aber iſt ein ſchwankender. Er gehört zu den Aus⸗ 
füllungsbegriffen, wie ſie für eine, den wechſelnden Bebürfniſſen des 
Rechtslebens entſprechende rechtliche Ordnung der Verhältniſſe die 
Regel bilden müſſen, ganz beſonders aber auf dem Gebiete des 
ſozialen Verſicherungsrechts unerläßlich find, das wirtſchaftliche Bes 
ziehungen von großem, ſchwer zu überſehendem Umfange und von 
einer dem ſteten Wechſel unterliegenden Mannigfaltigkeit zu regeln 
beſtimmt iſt. Der Kläger gehört zu den im feindlichen Ausland an⸗ 
geworbenen Arbeitern, die auf Grund eines freien Arbeitsvertrages 
nach Deutſchland gekommen ſind, und deren Anwerbung ſich in 
derſelben Weiſe vollzieht, wie die der Mehrzahl der heimiſchen 
Arbeiter, nämlich durch Arbeitsnachweis. Es iſt richtig, daß er, wie 
feine Arbeitsgenoſſen in gleicher Lage, erheblichen Aufenthalts⸗ 
beſchränkungen, Meldepflichten und dergleichen unterliegt. Da ſich 
die in Frage kommenden Arbeiter aber grundſätzlich im Befige der 
freien Verfügungsfähigkeit über ihre Arbeitskraft befinden und in der 
Lage find, neue freie Arbeitsverträge abzuſchließen, jo find bie 
beſtehenden Melde⸗ und Aufenthaltsbeſchränkungen nicht geeignet, für 
ſie einen Zuſtand der die Verſicherungspflicht ausſchließenden perſön⸗ 
lichen Unfreiheit zu begründen. Ihre Lage iſt eine ähnliche, wie die 
nach 88 38, 39 StGB. der Polizeiaufſicht unterſtehender Perſonen, 
denen der Aufenthalt an einzelnen beſtimmten Orten — nach der 
herrſchenden Rechtslehre ſogar an beſtimmten Orten derſelben Ort⸗ 
ſchaft — unterſagt werden kann, und deren Verſicherungspflicht 
niemals in Zweifel gezogen worden iſt. Nek.⸗Sen., 8. Mai 1916, 
Ia 867/16. 


4. 8558 RVO. Lieferung von Hilfsmitteln zur Sicherung 
des Erfolges des Heilverfahrens. 


Nach 8 558 Nr. 1 RVO. find die Verſicherungsträger zur Kranken⸗ 
behandlung des Verletzten verpflichtet; „fie umfaßt ärztliche Behandlung 
und Verſorgung mit Arznei, anderen Heilmitteln ſowie mit den Hilfs⸗ 
mitteln, die erforderlich ſind, um den Erfolg des Heilverfahrens zu 
ſichern oder die Folgen der Verletzung zu erleichtern (Krücken, Stün⸗ 
vorrichtungen und dergleichen)“. Dieſe Vorſchrift ſtellt keine Neuerung 
gegenüber dem bisherigen Rechte dar. Dem Verletzten erwächſt hier⸗ 
nach gegen den Verſicherungsträger ein Anſpruch auf Verſorgung mit 
derartigen Hilfsmitteln, der einheitlich und unbedingt iſt. Weder die 
Faſſung noch die Entſtehung der Vorſchrift läßt die Annahme zu, daß 
der Verſicherungsträger die Erfüllung der ihm auferlegten Pflicht von 
einer Gegenleiſtung des Verletzten abhängig machen könne. Auch der 
Zweck des Geſetzes, dem Verletzten in weitgehendſtem Maße die 
Erwerbsfähigkeit zurückzugeben, widerſpricht einer derartigen Annahme. 
Von dieſer Pflicht des Verſicherungsträgers gibt es keine Befreiung, 
insbeſondere kann er ſich ihr auch nicht durch Gewährung einer höheren 
Rente entziehen. Nek.⸗Sen., 2. November 1915, Ia 7118/14. 


5. §S 588 RBD. Die Rente des unehelichen Kindes bei 
tödlichem Unfall des Vaters. 


Nach 8 586 RVO. ſteht den Hinterbliebenen eines im Betriebe 
tödlich Verunglückten vom Todestage ab eine Rente zu. Zu den 
Rentenberechtigten gehören nach 8 588 die Witwel) und die ehelichen 
Kinder, ferner unter beſtimmten Vorausſetzungen auch die unehelichen 


1) Für die Berechtigung zum Bezuge der Witwenrente iſt es 
unerheblich, daß die Eheleute zur Zeit des Todes des Ehemannes 
getrennt gelebt haben, ſofern die Ehe nicht gerichtlich geſchieden war. 
Nek.⸗Sen., 25. November 1915, Ia 4112/14. 
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Kinber?), die der Verſtorbene hinterlaſſen hat. Die Rente für bie 
Witwe und die Kinder beträgt im allgemeinen je ein Fünftel des 
Jahres arbeitsverdienſtes des Verſtorbenen, für ein uneheliches Kind 
jedoch nur, „ſoweit ihm der Verſtorbene nach geſetzlicher Pflicht 
Unterhalt gewährt hat“. Aus der Entſtehungsgeſchichte des 8 588 
gebt Har hervor, das der Geſetzgeber die Gewährung einer Rente an 
das uneheliche Kind davon bat abhängig machen wollen, daß ſich der 
Bater um fein Kind gekümmert hat. Daraus folgt, das es für den 
Rentenanſpruch an ſich nicht in Betracht kommt, ob der Vater feiner 
Unterhaltspflicht in vollem Umfange oder nur zum Teil nachgekommen 
iſt. Hat der Vater nur überhaupt in Erfüllung feiner Pflicht dem 
Kinde Unterhalt gewährt, fo ſteht dem Kinde eine Rente zu. Die 
durch das nachträglich eingeſetzte Wort „ſoweit“ herbeigeführte Be⸗ 
ſchrünkung regelt lediglich den Umfang des Rentenanſpruchs und 
berührt nicht deſſen Beſtehen. Der Wortlaut des Geſetzes legt zwar 
die Auslegung nahe, daß die Höhe der Nente nach dem Betrage des 
vom Verſtorbenen tatſächlich Geleiſteten habe bemeſſen werden ſollen. 
Dei näherer Prüfung des 8 588 ergibt ſich aber, daß der Geſetzgeber 
nicht beabſichtigt haben kann, das vom Vater des unehelichen Kindes 
in Erfüllung feiner Unterhaltspflicht tatſächlich Geleiſtete zur Grund» 
lage der Rentenbemeſſung zu machen. In den vielen Fällen, wo der 
Vater ſeiner Unterhaltspflicht nur in geringem Grade nachgekommen 
M, würde ſich ſonſt eine Nente ergeben, die eine wirtſchaftliche Be⸗ 
deutung für das Kind nicht mehr hätte. Aberdies iſt ſelbſt bei gutem 
Willen des Vaters häufig das Maß der Erfüllung der Unterhalts⸗ 
pflicht von Zufälligkeiten abhängig. Dieſe Erwägungen legen den 
Gedanken nahe, für die Bemeſſung der Rente nach einem anderen 
Maßſtabe zu ſuchen, der eine feſte Grundlage für dieſe Bemeſſung 
abgeben kann und trotzdem die durch die Einſetzung des Wortes 
„ſoweit“ gewollte Beſchränkung des Umfanges des Anſpruchs gewähr⸗ 
leiſtet. Ein ſolcher Maßſtab iſt gegeben, wenn man ſtatt des tatſächlich 
Geleiſteten den Umfang der geſetzlichen Unterhaltsverpflichtung für die 
Bemeſſung der Rente entſcheidend fein läßt. Für dieſe Auslegung 
des Geſetzes hat ſich das ABA. entſchieden. Rek.⸗Sen. 13. November 1915, 
Ia 4879/14. 


6. 8 589 RB. Rentenanſpruch einer bei ihrer Wieder⸗ 
verheiratung abgefundenen Witwe, wenn die neue Ehe für 
nichtig erklärt wird. 

Die Klägerin beanſprucht Wiedergewährung der Hinterbliebenen⸗ 
rente und Nachzahlung der fälligen Nentenbeträge vom Tage der bei 
ihrer Wiederverheiratung erfolgten Einſtellung der Rente ab, weil 
ihre zweite Ehe auf Grund des § 1326 BGB. für nichtig erklärt worden 
iſt. Das Oberverſicherungsamt hat den Anſpruch mit Recht für 
begründet erachtet. Eine nach den §8 1325 bis 1328 BGB. nichtige 
Ehe beſteht von Anfang an nicht, ſie iſt, bis ſie für nichtig erklärt 
wird, nur dem Scheine nach gültig. Dem die Nichtigkeit ausſprechenden 
Urteile kommt nur deklaratoriſche Bedeutung zu, es entſcheidet dahin, 
daß die Nichtigkeit von Anfang an beſtanden hat. Die zweite Ehe 
der Klägerin iſt daher rechtlich ſo anzuſehen, als ob ſie überhaupt 
nicht gefchloffen worden wäre. Daraus folgt, daß der Fall der 
Wiederverheiratung der Klägerin, der kraft Geſetzes die Abfindung 
zur Folge haben mußte, nicht vorgelegen hat, und das Recht der 
Klägerin auf die Hinterbliebenenrente iſt mithin nach wie vor 
begründet. Zutreffend hat auch das OA. feſtgeſtellt, daß ſich die 
Beklagte für ihre abweichende Anſicht nicht auf den § 1344 BGB. 
berufen kann, wonach einem Dritten gegenüber, der ſich im Vertrauen 
auf die Gültigkeit der Ehe mit einem der Ehegatten auf ein Rechts⸗ 
tzeſchäft eingelaſſen hat, aus der Nichtigkeit der Ehe Einwendungen 


») Gewährt die Berufsgenoſſenſchaft die Heilanſtaltspflege nach 
den erſten 13 Wochen nach einem Unfall (§S 598 RRO.), fo fteht dem 
unehelichen Kinde ein Anſpruch auf Angehörigenrente auch dann zu, 
wenn der Verletzte die zum Unterhalt des Kindes erforderlichen Mittel 
aus ſeiner Unfallrente beſtritten hatte, denn der Zweck dieſer Rente 
iſt gerade der, denjenigen eine Beihilſe zu gewähren, deren Unterhalt 
der in dem Krankenhauſe Untergebrachte bisher beſtritten hat. Rek.⸗ 
Sen., 28. Januar 1916, Ia 5514/15. 
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gegen die Wirkſamkeit des Rechtsgeſchäfts nicht entgegengehalten werden 
können. Denn dieſe Vorſchrift beſchränkt ſich auf den rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Verkehr, ſie bezieht ſich nicht auf den kraft Geſetzes eintretenden 
Erwerb von Rechten. (Vgl. Planck, BGB. Anm. 3 zu 8 1844) 
Bei der Abfindung der Witwe handelt es ſich aber nicht um ein 
Nechtsgeſchäft im Sinne des § 1844 BG8., ſondern um eine fid 
unmittelbar aus dem Geſetz mit Notwendigkeit ergebende Folge der 
neuen Gheſchließung. Rek.⸗Sen., 16. Oktober 1915, Ia 7108/14. 
(Fortſetzung folgt.) 


Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


1. Der Rechtsanwalt hat kein ſelbſtändiges Beſchwerde⸗ 
recht gegen die Wertfeſtſetzung im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren. 

Der Bezirksausſchuß zu Lüneburg hatte zuungunſten des Beklagten 
erkannt und dabei den Wert des Streitgegenſtandes auf 300 & feft- 
geſetzt. Gegen dieſe Entſcheidung hat namens des Beklagten der von 
ihm bevollmächtigte Rechtsanwalt die Berufung an das Bundesamt 
für das Heimatweſen eingelegt. Außerdem führte er in einem be⸗ 
ſonderen Schriftſatze Beſchwerde über die Feſtſetzung des Wertes des 
Streitgegenſtandes und beantragte, ihn auf 2825 & zu erhöhen. 
Auf Vorhalt des Bezirksausſchuſſes, bei dem die Beſchwerde eingereicht 
war, erklärte er, er trage Bedenken, dieſen Antrag in der Berufung 
zu ſtellen; denn die Berufung habe er im Namen des Beklagten ein⸗ 
gelegt, welcher kein Intereſſe daran habe, daß die Wertſtufe höher 
feſtgeſetzt werde. Es handele ſich vielmehr um ſein eigenes Intereſſe 
als Anwalt, da ein Mittel gegeben ſein müſſe, über die Frage, ob 
eine Wertſtufe zu niedrig angeſetzt ſei, die Entſcheidung der höheren 
Inſtanz herbeizuführen. Zu dieſem Behufe ſei auf dem Gebiete des 
Zivilprozeſſes durch $ 12 RAGebdD. dem Rechtsanwalt das Recht zur 
Beſchwerde im eigenen Namen verliehen. Im Landesverwaltungs⸗ 
geſetze fehle es zwar an einer entſprechenden Beſtimmung; indeſſen 
glaube er ſich zu entſinnen, daß bereits früher einmal eine ſelbſtändige 
Beſchwerde eines Rechtsanwalts zugelaſſen ſei. 

Das Bundesamt für das Heimatweſen hat durch Entſcheidung 
vom 13. Februar 1915 der Berufung ſtattgegeben und dabei aus⸗ 
geſprochen, daß es zu einem Eingehen auf die wegen der Feſtſetzung des 
Wertes des Streitgegenſtandes erhobene Beſchwerde nicht zuſtändig ſei. 

Nunmehr iſt die Beſchwerde dem unterzeichneten Gerichtshoſe 
vorgelegt worden, deſſen Zuſtändigkeit zur Entſcheidung über Beſchwerden 
gegen die in Armenſtreitſachen von der I. Inſtanz getroffene Feſtſetzung 
des Wertes des Streitgegenſtandes auch in gleichmäßiger Rechtſprechung 
anerkannt iſt. Zuzulaſſen iſt eine ſolche Beſchwerde jedoch nur unter 
der Vorausſetzung, daß ſie von einer der Parteien als ſolcher eingelegt 
wird. An dieſer Vorausſetzung fehlt es im vorliegenden Falle. Weder 
der Kläger noch der Beklagte hat die Feſtſetzung des Wertes des 
Streitgegenſtandes angefochten. Erhoben iſt die Beſchwerde von dem 
Anwalte des Beklagten, der ausdrücklich erklärt, nicht als Partei⸗ 
vertreter, ſondern in eigenem Namen Beſchwerde zu führen. Aus 
eigenem Rechte ſteht aber einem Rechtsanwalte die Anfechtung einer 
im Verwaltungsſtreitverfahren erfolgten Feſtſetzung des Wertes des 
Streitgegenſtandes nicht zu. Denn das Geſetz über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 enthält eine dieſes Recht 
begründende Beſtimmung nicht. In dieſer Beziehung hat auch das 
Landesverwaltungsgeſetz durch Art. 2 des Geſetzes, enthaltend die 
landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Gebühren der Rechtsanwälte uſw. 
vom 27. September 1899, keine Anderung erfahren. Die darin 
getroffene Beſtimmung, daß die deutſche Gebührenordnung für Rechts⸗ 
anwälte auf die Berufstätigkeit der Rechtsanwälte im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren entſprechende Anwendung finde, bezweckt, wie die dem 
Entwurfe zu dieſem Geſetze beigegebene Begründung erſehen läßt, 
nichts anderes, als im Rahmen eines die ganze Berufstätigkeit der 
Rechtsanwälte in Anſehung ihrer Gebührenforderungen regelnden 
Geſetzes auch derjenigen Vorſchrift einen Platz zuzuweiſen, welche 
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bereits in § 103 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung 
getroffen war. Dieſer § 103 aber erklärt nur die Gebührenſätze als 
anmendbar für das Verwaltungsſtreitverfahren. Abgeſehen hiervon 
iſt die Vorſchrift in 8 12 NAGEHD. einer entſprechenden Ans 
wendung im Verwaltungsſtreitverfahren nicht fähig. Der § 12 gibt 
einem Rechtsanwalte das Recht zur Beſchwerde, wenn in einer 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit eine Wertfeſtſetzung durch Beſchluß des 
Prozeß⸗ oder Vollſtreckungsgerichts ſtattgefunden hat. Im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren findet dagegen im Regelfalle die Feſtſetzung des Wertes 
res Streitgegenſtandes im Urteile ſtatt. Dieſe Urteile können — wenn 
man einſtweilen von der Beſonderheit der Entſcheidungen in Armen⸗ 
ſtreitſachen abſieht — nicht wie jene Beſchlüſſe, welche der 8 12 RAGebd. 
im Auge hat, mittels Beſchwerde angegriffen werden. Soweit ſie 
aberbaupt einer Anfechtung unterliegen, find dazu nur die Kechts⸗ 
mittel der Berufung und Rebifion (88 82, 83, 93 des Landes⸗ 
rerwaltungsgeſetzes) gegeben. Dieſe Rechtsmittel können immer nur 
von der Partei ſelbſt eingelegt werden. Wird daher in der Berufungs⸗ 
eder Reviſionsſchrift, oder im Wege der Anſchlußberufung oder 
Anſchlußreviſion eine anderweite Feſtſetzung des Wertes des Streit⸗ 
gegenſtandes beantragt, fo kann dieſer Antrag nur von der Partei 
als ſolcher, niemals aber ſelbſtändig von dem die Partei vertretenden 
Anwalt erhoben werden. Deshalb verbietet es ſich in dieſen die 
NReael bildenden Fällen, die Vorſchrift des 8 12 RAGEbD. auf das 
Verwaltungs ſtreitverfahren zu übertragen. Entbehrt ſonach im Regel: 
falle der Rechtsanwalt einer ſelbſtändigen Anfechtungsberechtigung, ſo 
iſt es auch ausgeſchloſſen, ihm eine ſolche einzuräumen, wenn die 
Feñſezung des Wertes des Streitgegenſtandes ausnahmsweiſe durch 
Beſchluß oder in Armenſtreitſachen durch eine Entſcheidung erfolgt, 
geaen welche in der Hauptſache einſchließlich des Koſtenpunkts die 
Berufung an das Bundesamt für das Heimatweſen gemäß § 41 UWG. 
ſtatthaft iſt. Zu einer abweichenden Beurteilung in dieſen Fällen 
liegt kein Grund vor. 
Kichtig iſt, daß der entſcheidende Senat in einem Beſchluſſe vom 
9. November 1900 einen entgegengeſetzten Standpunkt eingenommen 
bat. An dieſem Standpunkte, für welchen übrigens in dem Beſchluſſe 
keine Gründe angeführt ſind, kann indeſſen aus den oben dargelegten 
Erwägungen nicht feſtgehalten werden. (PrOVG., I. Senat, Beſchluß 
vom 17. Juni 1915, E R. 30/15 I.) 
Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Oehlſchläger, Lüneburg. 


2. Für die Auslegung der Geſetze, insbeſondere auch 
der Lokalgeſetze, iſt in erſter Linie der gemeinverſtändliche 
Sinn der Worte entſcheidend, und ein Zurückgehen auf 
die mutmaßlichen Abſichten des Geſetzgebers iſt ausge⸗ 
ſchloſſen, ſofern die Bedeutung der Worte zu Zweifeln 
keinen Raum gibt. 

Es iſt nicht Sache der Gerichte, Verſehen bei der 
Redaktion der Geſetze zu heilen. 

Der Klägerin iſt zuzugeben, daß der Wortlaut des 85 Abſ. 1 
des Ortsſtatuts vom 9. Mai 1899, für ſich betrachtet, eine einwandfrei und 
klare Deutung dahin zuläßt, daß es auf alle vor ſeinem Inkrafttreten vor⸗ 
gekommenen Baufälle keine Anwendung finden fol. Da nur die 
Errichtung eines Gebäudes aus dem Jahre 1898 in Frage ſteht, ſo 
iſt die Heranziehung der Klägerin zu Anliegerbeiträgen ungerechtfertigt, 
wenn anzunehmen iſt, daß der Wortlaut des § 5 a. a. O. allein 
entſcheidet. 

Der Beklagte weiſt demgegenüber auf die Tatſache hin, daß nach 
dem früheren Ortsſtatute von 1894 alle Baufälle von 1894 bis 1899 
beitragspflichtig waren, und daß es nicht die Abſicht der ſtädtiſchen 
Geſetzgeber war, dieſen Nechtszuſtand zu ändern. 

Es fragt ſich, ob es zuläſſig und — bei der Verſtändlichkeit der 
Beſtimmung des § 5 Abſ. 1 an ſich — notwendig tft, nachzuforſchen, 
ob tatſächlich die Abſicht eine andere geweſen iſt, als ſie in dem 
Statute von 1899 Ausdruck gefunden hat, und ob dann dieſe Abſicht, 
gegebenenfalls auch entgegen dem klaren Wortlaut des § 5, zur 
Geltung zu bringen ſein würde. 
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über das Verhältnis zwiſchen dem Wortlaut einer geſetzlichen 
Beſtimmung und den Abſichten des Geſetzgebers hat ſich das OB. 
in feiner Entſcheidung vom 10. März 1897 (DIVE. 31, 50) wie folgt 
ausgeſprochen: 

„Für die Auslegung der Geſetze, im beſonderen auch der Lokal⸗ 
geſetze, entſcheidet in erſter Reihe der gemeinverſtändliche Sinn der 
Worte, und ein Zurückgehen auf die mutmaßlichen Abſichten des 
Geſengebers iſt ausgeſchloſſen, ſofern die Bedeutung der gewählten 
Worte zu Zweifeln keinen Raum gibt.“ 

Der Gerichtshof iſt der Anſicht, daß auch im vorliegenden Falle 
etwas anderes nicht in Betracht kommen kann. Der Sinn der Worte 
des 8 5 Abſ. 1 des Ortsſtatuts vom 8. Mai 1899 iſt gemeinverſtändlich; 
eine Auslegung, wie ſie der Beklagte vornimmt, würde etwas anderes 
und dieſem Sinne Widerſprechendes ergeben. Zwar weiſt das 
Ortsſtatut von 1899 in 8 17 auf ein älteres hin; dieſes wird aber 
durch 8 17 ausdrücklich aufgehoben. Bis auf 8 6, der die Koſten⸗ 
ſpaltung in dem neuen Statut einführte — und auf einen hier nicht 
intereſſierenden Zuſatz in $ 15 —, ſtimmen beide Ortsſtatute wörtlich 
überein. Eine Vergleichung der Bedeutung des § 5 Abſ. 1 des neuen 
und des alten Statuts ergibt zwar einen Widerſpruch. Es zwingt 
aber nichts zu der Annahme, daß dieſer Widerſpruch, dieſe Anderung 
nicht gewollt ſein kann. Auch die von Amts wegen vom Gerichtshof 
eingeſehenen, auf die Statutenänderung bezüglichen Akten der ſtädtiſchen 
Behörden und des Bezirksausſchuſſes nötigen nicht zu einer anderen 
Annahme. Lediglich die Behauptung des Beklagten kann als Nachweis 
für das Gegenteil nicht genügen. Es iſt danach auch für den vor⸗ 
liegenden Fall daran feſtzuhalten, daß, da weder völlige Unverſtänd⸗ 
lichkeit noch ganz unüberwindliche Zweifel zu einer anderen Aus⸗ 
legung zwingen, der gemeinverſtändliche und an ſich klare Wortlaut 
der ortsgeſetzlichen Beſtimmung maßgebend bleiben muß. Aus der 
Verpflichtung des Publikums, die Ortsgeſetze zu kennen und die aus 
der etwaigen Unkenntnis und dem Mißverſtändniſſe der Beſtimmungen 
ihm erwachſenden Schädigungen zu tragen, ergibt ſich für die 
Gemeinden die Verpflichtung, ihren Ortsgeſetzen eine gemeinverſtändliche 
und einwandfreie Wortfaſſung zu geben. Hier war der Erlaß eines 
völlig neuen Statuts, lediglich zwecks Einführung der Koſtenſpaltung 
nicht erforderlich, es hätte der Erlaß eines Nachtrags genügt. Wird 
an Stelle eines älteren Ortsſtatuts ein neues erlaſſen und ſollen 
Beſtimmungen des alten in das neue Statut übernommen werden, 
dann bedarf es einer ſorgfältigen Prüfung, ob die alten Beſtimmungen 
in den neuen Rahmen bineinpaflen. Verſehen bei der Redaktion, wie 
ſie hier vom Beklagten behauptet werden, laſſen ſich nicht einfach 
durch die Behauptung, daß es nur Verſehen ſeien, aus der Welt 
ſchaffen, und es iſt nicht Sache der Gerichte, ſolche Verſehen zu heilen. 
(OVG., IV. Senat, Entſcheidung vom 7. Oktober 1915, IV. C. 22.15.) 
PrVerwBl. 27, 521. 


Preußiſches Landeswaſſeramt. 


Mangelnde Befugnis nichtpreußiſcher Gemeinden und 
Behörden zum Widerſpruch gegen die Verleihung eines 
Rechts auf Leitung von Abwäſſern in öffentliche Flüſſe. 


Der Beſchwerdeführer hatte gegen den Antrag der Aktien⸗ 
geſellſchaft S. auf Verleihung des Rechts, die Endlaugen einer neu 
zu errichtenden Ammoniakſodafabrik in die Saale einzuleiten, Wider⸗ 
ſpruch erhoben, weil die dadurch bedingte ſtärkere Verhärtung und 
Verſalzung des Saalewaſſers von ungünſtigem Einfluß auf die Grund⸗ 
waſſerbrunnen des Städtiſchen Waſſerwerkes ſein könnte. Der Bezirks⸗ 
ausſchuß zu M. hatte das beantragte Recht verliehen und den Wider⸗ 
ſpruch mit der Begründung zurückgewieſen, daß B. im Herzogtum Anhalt 
läge, das Waſſergeſetz vom 7. April 1913 ſich nur auf Preußen erſtreckte, 
und deshalb Tatbeſtände, die außerhalb des preußiſchen Hoheits⸗ 
bereichs fielen, ein Widerſpruchsrecht nicht begründeten. 

Der gegen dieſen Beſchluß erhobenen Beſchwerde verſagte der 
Senat den Erfolg mit folgender Begründung: 
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Der Bezirksausſchuß hat zur Rechtfertigung ſeiner Entſcheidung 
auf den Beſchluß des Senats vom 14. Dezember 1915 (PrVerwBl. 
xXXVI S. 283) Bezug genommen, wonach ein Recht zum Wider⸗ 
ſpruche gemäß 8 50 Waſſer G. nicht begründet iſt, wenn die nach⸗ 
teiligen Folgen der beabſichtigten Benutzung des Waſſerlaufs, auf die 
der Widerſpruch geſtützt wird, erſt außerhalb des Preußiſchen Staates 
auftreten. An dieſer Rechtsauffaſſung war im vorliegenden Falle 
feſtzuhalten. Damit wäre jedoch der Widerſpruch des Beſchwerde⸗ 
führers nur inſoweit als unzuläſſig erkannt, als er namens ber 
Stadtgemeinde B. auf Grund des § 50 a. a. O. erhoben if, d. h. 
wegen der wirtſchaftlichen Schädigung des von ihr betriebenen Waſſer⸗ 
werkes. In der Hauptſache iſt aber der Widerſpruch aus Rüdfichten 
des öffentlichen Wohles erhoben und daher nach § 49 a. a. D. zu 
behandeln. Es kommt deshalb ferner darauf an, ob der Beſchwerde⸗ 
führer befugt war, Nüdfichten des öffentlichen Wohles im Wege 
des Widerſpruchs vor einer preußiſchen Verleihungsbehörde geltend 
zu machen. 

Für jeden Staat bildet die Fürſorge für das öffentliche Wohl 
einen Gegenſtand ſelbſtändiger Entſchließung und eine Hauptaufgabe 
der eigenen Verwaltung. Grundſätzlich find daher die eigenen Bes 
hörden berufen, das öffentliche Wohl bei Ausübung der Staatshoheit 
zu vertreten. Dies gilt in gleicher Weiſe für die deutſchen Bundes⸗ 
ſtaaten auf denjenigen Gebieten, die, wie das Waſſerrecht, Gegenſtand 
der eigenen unabhängigen Landesgeſetzgebung geblieben ſind. Daß 
das preußiſche Waſſergeſetz von dieſem Grundſatze zugunſten von 
Behörden anderer Bundesſtaaten im Verleihungsverfahren hätte ab⸗ 
weichen wollen, iſt nicht dargetan. Jedenfalls kann eine ſolche Ab⸗ 
weichung nicht vermutet werden, und würde eine ausdrückliche Be⸗ 
ſtimmung des Geſetzes erfordern, die nicht vorliegt. Der Beſchwerde⸗ 
führer iſt im Irrtum, wenn er annimmt, daß die Verleihungsbehörde 
gemäß 88 65 und 67 Wafler®. Anträge auf Verleihung von Rechten, 
deren Wirkungen ſich mit auf andere Bundesſtaaten erſtrecken könnten, 
mit der Aufforderung zur Erhebung von Widerſprüchen oder An⸗ 
ſprüchen ebenfalls in dieſen Bundesſtaaten bekannt machen müßte. 
Dies kann weder aus dem Wortlaute jener Beſtimmungen noch aus 
der Natur des Verleihungsverfahrens gefolgert werden. Die Ver⸗ 
leihungsbehörde würde gar nicht einmal in der Lage ſein, ihre An⸗ 
ordnungen mit rechtlicher Wirkung auf das fremde Bundesgebiet zu 
erſtrecken, da ſie nach geltendem Rechte nicht befugt iſt, von den 
dortigen Behörden Rechtshilfe zu beanſpruchen. Wenn der Beſchwerde⸗ 
führer ferner darauf hingewieſen hat, daß in Preußen und in anderen 
Bundesſtaaten bisher ein Widerſpruchsrecht der Gemeinden ſtets auch 
dann anerkannt worden ſei, wenn die Gemeinde einem anderen 
Bundesſtaat angehörte als die Genehmigungsbehörde, ſo bezieht ſich 
dieſer Hinweis offenbar auf das Verfahren gemäß SS 16 ff. NGewdD. 
und trifft für dieſes Verfahren heute noch zu. Der Beſchwerdeführer 
überſieht aber dabei den weſentlichen Unterſchied, der zwiſchen dieſem 
zewerbepolizeilichen Verfahren und dem preußiſchen Verleihungs⸗ 
verfahren beſteht. Das gewerbepolizeiliche Verfahren iſt durch die 
Keichsgeſetzgebung geregelt, gilt für das ganze Reich und behandelt 
daher die Intereſſenten und Behörden aller Bundesſtaaten als gleich⸗ 
berechtigt, während das preußiſche Verleihungsverſahren ſich innerhalb 
der Schranken hält, die der Landesgeſetzgebung der Bundesſtaaten 
gezogen ſind. Aus dem Vorgange des gewerbepolizeilichen Verfahrens 
können deshalb Folgerungen für das Verleihungsverfahren nicht ge⸗ 
zogen werden. Es muß vielmehr angenommen werden, daß das 
Waſſergeſetz die Fürſorge für das öffentliche Wohl im Verleihungs⸗ 
verfahren — unbeſchadet der etwaigen auf eine beſondere Vorſchrift 
gegründeten Zuſtändigkeit der Reichsbehörden — den eigenen Staats⸗ 
behörden vorbehält. Dies gilt ſowohl für den Kreis derjenigen Be⸗ 
hörden, die gemäß § 69 Abſ. 2 WaflerG. gehört werden ſollen, da 
ſie in Wahrnehmung öffentlicher Intereſſen beteiligt ſind, als auch 
derjenigen, die im Wege des Widerſpruchs für die Wahrung dieſer 
Intereſſen einzutreten berechtigt ſind. Da ferner zwiſchen Preußen 
und Anhalt kein Staatsvertrag beſteht, auf den der Beſchwerdeführer 
Anſprüche ſtützen könnte, ſo muß ihm das Recht abgeſprochen werden, 


zum Schutze des öffentlichen Wohles Widerſpruch zu erheben, ſo daß 
fein Widerſpruch weder nach § 50 noch nach 5 49 Waſſer G. als 
zuläffig zu betrachten war. Er tft daher mit Recht zurückgewieſen 
worden. 

Der Beſchwerdeführer hat endlich auf die Bedenken hingewieſen, 
die ſich aus mangelnder Rückſichtnahme des einen Bundesſtaats auf 
die berechtigten Intereſſen von Gemeinden benachbarter Bundes ſtaaten 
ergeben könnten, und damit die Frage berührt, ob die Gemeinden 
fremder Bundesſtaaten beim Mangel eines eigenen Widerſpruchs rechts 
überhaupt auf die ſachliche Berüdfichtigung der von ihnen vertretenen 
Intereſſen unter allen Umſtänden zu verzichten hätten. Notwendig 
iſt dieſe Folgerung keineswegs. Die mangelnde Befugnis nicht⸗ 
preußiſcher Gemeinden und Behörden, ihre Intereſſen vor der Ver⸗ 
leihungsbehörde nach dem preußiſchen Landesgeſetze geltend zu machen, 
ſchließt begrifflich die Möglichkeit nicht aus, daß die Verleihungz⸗ 
behörde ſolchen Intereſſen von Amts wegen oder auf den Antrag 
preußiſcher Behörden Rechnung tragen darf, und daß die Stellung⸗ 
nahme dieſer letzteren durch Benehmen zwiſchen den beteiligten Bundes 
ſtaaten beeinflußt werden kann. Ob das Waſſergeſetz eine ſolche 
Berückſichtigung tatſächlich ausſchließt, oder ob nicht vielmehr gewiſſe 
derartige Intereſſen, wie z. B. im vorliegenden Falle die Nückſicht 
auf eine zentrale Trinkwafferanlage in dem Nachbarſtaate, unter dem 
Geſichtspunkte des öffentlichen Wohles Berückſichtigung finden könnten, 
muß indes dahingeſtellt bleiben. Gegenſtand der zu treffenden Ent⸗ 
ſcheidung iſt allein die formelle Befugnis des Beſchwerdeführers, 
ſelbſtändig Widerſpruch zu erheben. Da dieſe verneint werden muß, 
iſt der Senat bei Zurückweiſung der einzigen gegen den Beſchluß des 
Bezirksausſchuſſes erhobenen Beſchwerde zu einer ſachlichen Nach⸗ 
prüfung dieſes Beſchluſſes nicht mehr in der Lage. Unter den ob⸗ 
waltenden Umſtänden kann ferner nicht darauf eingegangen werden, 
weshalb der Bezirksausſchuß angeſichts der zwingenden geſetzlichen 
Vorſchrift des 8 47 Abi. 8 Waſſer G. in den Bedingungen nicht noch 
beſonders zum Ausdruck gebracht hat, daß die Verleihung unter dem 
Vorbehalt erhöhter Anforderungen in bezug auf die Reinigung der 
Abtwäfler erteilt werde. (Beſchluß vom 2. April 1916, III 2/1916.) 


Hypothekeueinigungsamt Berlin. 


Berichtet von Rechtsanwalt und Privatdozent Dr. Arthur Nußbaum, 
Berlin. 


Ein von dem Gläubiger dem Schuldner im voraus 
abverlangter Verzicht auf den Kriegsſchutz iſt nicht nur 
unwirkſam, ſondern kann unter Umſtänden zuungunſten 
des Gläubigers in Betracht kommen. 

Die Gewährung der Friſt wird durch die Verhältniſſe des 
Schuldners zweifellos gerechtfertigt. Die vor dem Einigungsamt 
vorgenommene Erörterung hat ergeben, daß der Schuldner die Mittel 
zur Rückzahlung der 15 000 & nicht befigt. Sein Vermögen beſteht 
hauptſächlich in ſeinem Grundſtück ſowie in feiner hypothekariſchen 
Forderung gegen die Eheleute S. Dieſe Hypothek aber iſt auf 
Grund der Kriegsverordnungen, entſprechend dem Gutachten des 
unterzeichneten Einigungsamts, rechtskräftig geſtundet worden. Damit 
tft dem Schuldner die Möglichkeit genommen, die Hypothek der 
Gläubigerin zurückzuzahlen. Davon, daß der Gläubigerin durch die 
Gewährung der Friſt ein unverhältnismäßiger Nachteil entſtehen 
könnte, kann überhaupt nicht die Rede ſein. Die Gläubigerin hat 
nach dieſer Richtung hin nichts ausgeführů Zugunſten des 
Schuldners fallen auch die von der Gläubigerin abſchriftlich übers 
reichten Schreiben vom 22. September 1915 ins Gewicht. Ein 
rechtswirkſamer Verzicht auf die Nechtswohltaten der Kriegsgeſetze 
kommt nach Auffaſſung des Einigungsamts nicht in Frage. n 
kann hierbei dahingeſtellt bleiben, ob der Schuldner auf einen 
Stundungsanſpruch verzichten kann, der ihm bereits aus einem be⸗ 
ſtimmten Sachverhältnis nach den Kriegsgeſetzen erwachſen iſt; 
keinenfalls kann er rechtswirkſam im voraus für die ganze Kriegszeit 
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auf den Schutz der Kriegsgeſetze verzichten, da dieſer Schutz einen 
Beſtandteil der öffentlichen Rechtsordnung bildet (vgl. auch die Ent⸗ 
ſcheidung des LG. München in JW. 1915, 55). Umgekehrt wird 
vielmehr dadurch, daß ein in ſehr günſtiger Vermögenslage befindlicher, 
aefchäftlich ſehr erfahrener Gläubiger ohne Not einem unerfahrenen 
und ungewandten Schuldner einen derartigen Verzicht zumutet, die 
Schutzbedürftigkeit des Schuldners in beſonderem Maße erwieſen, und 
zwar um fo mehr, als die unter der Bedingung des Verzichts ex 
teilte ſechsmonatliche Friſt ausweislich des Schreibens vom 22. Sep⸗ 
tember 1915 dem Schuldner als Ausdruck beſonderen Entgegen⸗ 
tommens hingeſtellt wurde, während dem den Hypothekenbankkreiſen 
naheſtehenden Gläubiger nicht unbekannt ſein konnte, daß der 
Schuldner nach der ganzen Sachlage bei Anrufung der Gerichte die 
Friſt bedingungslos erhalten haben würde. (Gutachten vom 27. III. 


1916. A. 282.) 
Oberlandesgerichte. 
Kriegsrechtliche Entſcheidungen. 
a) Ziwilſachen. 


1. Freizeichnung für den Fall von Betriebsſtörung 
durch unvorhergeſehene Urſachen höherer Gewalt, wie 
Krieg, Arbeitseinſtellung uſw. 

Der von der Veklagten aufrechnungsweiſe geltend gemachte An⸗ 
ſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung tft an ſich begründet, 
da ſich die Klägerin ernſtlich und beſtimmt geweigert hat, zu erfüllen. 
Demgegenüber hat die Klägerin darzutun, daß dieſe Erfüllungs⸗ 
weigerung mit Recht erfolgt iſt. Vorausſetzung hierfür tft nach den 
Verträgen, daß es ſich bei der Klägerin um „eine Betriebsſtörung 
durch Feuer oder Maſchinenbruch oder ſonſtige unvorhergeſehene 
Urſachen höherer Gewalt, wie Krieg, Arbeitseinſtellung uſw.“ 
gehandelt hat. 

Eine Betriebsſtörung lag aber hier vor, denn wie ſich aus den 
Ausſagen der Angeſtellten der Klägerin ergibt, war die Klägerin 
sifolge des Ausbleibens der erwarteten 300 t Leinſaat, die in 
Genua liegen blieben, genötigt, ihren Betrieb, ſoweit er die Her⸗ 
ſtellung von Leinöl betraf, im Frühjahr 1915 überhaupt gänzlich 
einzuſtellen. Dies war alſo eine empſindliche Störung des Fabrik: 
betriebs der Klägerin. Die Beklagte iſt der Anſicht, daß eine 
Betriebs ſtörung, die lediglich zufolge der Verteuerung des Rohmaterials 
eintritt, nicht als eine Betriebsſtörung im Sinn des Vertrags an⸗ 
geſehen werden könne. Dem kann aber nicht beigetreten werden. 
Wickelt ſich zufolge der Schwierigkeit der Beſchaffung des Rob: 
materials — ſei es auch wegen übermäßig hoher Preiſe — der 
Betrieb nicht ſo ab, wie in regelmäßigen Zeiten, ſo liegt eine 
Betriebs ſtörung vor, ganz beſonders tft dies aber der Fall, wenn, 
wie dies hier zutrifft, eine beträchtliche Menge von Rohmaterial 
ausbleibt und — wie noch auszuführen — ſonſtiges Rohmaterial 
nur ſchwer zu beſchaffen war. Warum unter den Betriebsſtörungen, 
von denen die Verträge ſprechen, nur ſolche techniſcher Art gemeint 
ſein ſollten, iſt nicht abzuſehen. Der Fall, daß der Krieg zufolge 
ſeiner unmittelbaren Einwirkung den techniſchen Betrieb ſtört oder 
lahmlegt, etwa, weil die betreffende Fabrik im Operationsgebiet liegt, 
iſt ſicherlich weitaus ſeltener, als der Fall, daß die mittelbaren 
Folgen des Kriegs, Schwierigkeit der Beſchaffung der Rohſtoffe, 
Arbeitermangel, Schwierigkeiten in der Verſendung und im Abſatz u. a., 
den Betrieb ſtören; es iſt aber nicht anzunehmen, daß bei einer 
derartigen Kriegsklauſel, wie ſie hier beigefügt iſt, die Parteien nur 
die ſelteneren, nicht aber auch die weitaus häufigeren Fälle, alſo 
die mittelbaren Einwirkungen, haben treffen wollen. Die ein⸗ 
ſchränkende Auslegung der Beklagten iſt daher abzulehnen. 

Die Beklagte beſtreitet ſodann, daß es ſich bei dem Ausfuhr⸗ 
verbot aus Italien um eine unvorhergeſehene Urſache höherer Gewalt 
gehandelt habe, ja daß die Kriegsklauſel bei einem Abſchluß während 
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des Kriegs überhaupt Anwendung finden könne. Letzterer Einwand 
iſt ſchon deshalb hinfällig, weil ſich die Klägerin in erſter Linie nicht 
auf den Krieg, ſondern auf das Ausfuhrverbot ſtützt, dieſes iſt aber 
zweifellos eine Urſache höherer Gewalt, wie ſie die mehrerwähnte 
Kauſel neben Krieg und Arbeitseinſtellung im Auge hat. Es iſt 
aber auch dem LG. darin beizutreten, daß dieſes Verbot eine 
unvorhergeſehene Urſache höherer Gewalt war. Bei der Frage, 
ob es ſich um eine ſolche Urſache gehandelt habe, kommt es auf die 
beteiligten Kreiſe, alſo hier die Olfabrikanten, an. Und es genügt 
nicht, wenn etwa da und dort in dieſen Kreiſen Befürchtungen wegen 
eines ſolchen Verbots oder wegen des etwaigen Eingreifens Italiens 
in den Krieg geherrſcht haben ſollten, vielmehr handelt es ſich darum, 
ob ſich das Verbot vorherſehen, d. h. als mit Wahrſcheinlichkett 
eintreffend, annehmen ließ. Dies iſt aber zu verneinen. Daß das 
Verbot in dieſen Kreiſen nicht vorhergeſehen wurde, ergibt ſich mit 
Sicherheit daraus, daß zur Zeit der Erlaſſung des Verbots große 
Mengen Olſaaten, die nach Deutſchland geſandt werden ſollten, in 
Italien lagerten und wohl zumeiſt bezahlt waren. Hätten die in 
Betracht kommenden Kreiſe das Ausfuhrverbot vorausgeſehen, ſo 
hätten ſie ſicherlich damals nicht ſolche Mengen Olſaaten durch Italien 
gehen laſſen. Was die Berufungsbegründung demgegenüber ausführt, 
iſt nicht ſtichhaltig. Es mögen — wie erwähnt — Befürchtungen 
wegen eines ſolchen Ausfuhrverbots beſtanden haben, die ſich an das 
zweifelhafte Verhalten Italiens und die Möglichkeit eines kriegeriſchen 
Eingreifens dieſes Staats geknüpft haben, aber von einer Vorher⸗ 
ſehbarkeit im Sinn des Vertrags kann nicht geſprochen werden. 

Die in den Verträgen enthaltene Kriegsklauſel trifft alſo zu, es 
lag bei der Klägerin eine Betriebsſtörung vor, die auf eine unvorher⸗ 
geſehene Urſache höherer Gewalt zurückzuführen war. 

Damit war nach dem Vertrag an ſich das Recht der Beklagten, 
die Verträge aufzuheben, gegeben und es wäre unerheblich, ob die 
Klägerin ſonſt woher Olſaaten zur Fortführung ihres Betriebs oder 
fertiges Leinöl hätte bekommen können. Denn es iſt bei einer 
derartigen Kriegsklauſel nicht mehr auf die Unmöglichkeit der Lieferung 
abzuſtellen, vielmehr werden ſolche Kriegsklauſeln gerade deshalb 
vereinbart, um der betreffenden Vertragspartei den häufig ſehr 
ſchwierigen Beweis der Unmöglichkeit zu erſparen, vgl. NG. in 
JW. 1915, 9122; 1916 S. 2574, 8161 und die Ausführungen bei 
Soergel, Kriegsrechtſprechung 1914/15 S. 5 ff. 

Jedoch iſt hier die Einſchränkung zu machen, daß ſich die betr. 
Vertragspartei nach 88 138, 157, 242 BGB. alsdann nicht auf 
die Kriegsklauſel berufen kann, wenn ihr die Erfüllung trot des 
Kriegs oder des anderen in Betracht kommenden Ereigniſſes doch 
leicht und ohne erhebliche Opfer möglich wäre. Es muß verlangt 
werden, daß es ſich um ein Ereignis handelt, das auf den betr. 
Betrieb „erheblich ſtörend“ einwirkt, vgl. RG. in JW. 1916, 2574. 
Andernfalls würde die Berufung der betr. Vertragspartei auf die 
Kriegsklauſel gegen Treu und Glauben verſtoßen und wäre nicht im 
Sinn des Vertrags. Hätte alſo die Klägerin hier noch erhebliche 
Vorräte an fertigem Leinöl gehabt, fo wäre fie trotz der Betriebs⸗ 
ſtörung, die ihr das Ausfuhrverbot gebracht hat, doch zur Lieferung 
verpflichtet geweſen und ebenſo wäre ſie verpflichtet geweſen, Vorräte 
an Leinſaat, die fie ſich leicht und ohne erhebliche Opfer hätte vers 
ſchaffen können, anzukaufen, um damit ihren Betrieb aufrechtzuerhalten. 

Dies war aber nicht der Fall. Die Klägerin hatte zur Zeit 
der Abſchlüſſe über die 200 und 800 t Leinſaat keine Vorräte an 
Leinöl mehr und keine Vorräte oder Abſchlüſſe an Leinſaat. Sie 
war vielmehr auf dieſe 500 t angewieſen. Was aber die Möglichkeit 
betrifft, ſich Leinſaat zu beſchaffen, um dadurch den Betrieb aufrecht⸗ 
zuerhalten, ſo war ſie, ſelbſt wenn man die Möglichkeit des Erwerbs 
von Leinſaat annehmen will, doch nach Treu und Glauben nicht 
verpflichtet, hiervon Gebrauch zu machen. Denn ſie hätte dies nur 
tun können, wenn ſie erhebliche Opfer gebracht hätte, die ihr nicht 
zugemutet werden konnten. (OLG. Stuttgart, II. 3 S., Urteil vom 
4. Mai 1916, U. 48/16.) 

* 


* 
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2. Berſicherung „nur gegen Seegefahr“ für in Ant⸗ 
werpen während des Krieges regierungsſeitig gelöſchte 
Güter. 

Die Parteien ſtreiten in erſter Linie darüber, ob der an den 
Gütern der Klägerin entſtandene Schaden durch ihre bei der Beklagten 
„nur für Seegefahr“ genommene Verſicherung gedeckt iſt. Über die 
Bedeutung dieſer Klauſel enthält der 8 101 der maßgebenden „All 
gemeinen Seeverſicherungs⸗ Bedingungen“ eingehende Vorſchriften, im 
weſentlichen üͤbereinſtimmend mit der geſetzlichen Regelung in 8 849 
588. Nach dieſen Vorſchriften wird der Verſicherer bei der Klauſel 
nur für Seegefahr — anders als bei der in dem vorhergehenden 
Paragraphen behandelten Klauſel „frei von Kriegsmoleſt“ — nicht 
ſchon dann von ſeiner Haftung frei, wenn Kriegsereigniſſe einen 
Einfluß auf die Reife ausüben, ſondern feine Haftung beſteht trot 
ſolcher Einwirkung von Kriegsereigniſſen an ſich fort bis zur Kon⸗ 
demnation der verſicherten Sache oder bis zu dem Zeitpunkt, in dem 
ſie auch geendet haben würde, wenn die Kriegsgefahr nicht aus⸗ 
genommen wäre; „der Verſicherer haftet aber nicht für die zunächſt 
durch Kriegsgefahr verurſachten Schäden“. 

Die Anwendung dieſer Grundſätze auf den vorliegenden Fall 
ergibt zunächſt, daß die Beklagte trotz der Beſchlagnahme des Dampfers 
„Totmes“ und der von ihm geladenen feindlichen Güter durch die 
belgiſche Regierung weiter als Verſicherer haftete und daß ihre Nichts 
verantwortlichkeit für den ſpäter eingetretenen Schaden ſich auch nicht 
damit begründen läßt, daß ohne jene Beſchlagnahme die Güter nicht 
im Hafen von Antwerpen entlöſcht ſein würden und daher auch nicht 
bei ihrer Lagerung am dortigen Kai hätten abhanden kommen können. 

Nur dann ſoll vielmehr die Haftung des Verſicheres entfallen, 
wenn der Schaden „zunächſt durch Kriegsgefahr“ veranlaßt wurde. 
Mit dieſen Worten iſt, wie auch der Zuſammenhang klar ergibt und 
auch aus den Verhandlungen über die Beratung der gleichen Be⸗ 
ſtimmung im Handelsgeſetzbuch zu erſehen iſt, zum Ausdruck gebracht, 
daß nicht jeder Kauſalzuſammenhang zwiſchen den Kriegsereigniſſen 
und dem eingetretenen Schaden zur Befreiung des Verſicherers genügt, 
ſondern daß dieſe nur dann eintreten ſoll, wenn die Kriegsgefahr die 
nächſte Urſache — die causa proxima — des Schadens und dieſer 
ſomit eine unmittelbare Folge der Kriegsgefahr iſt (Protokolle der 
Kommiſſion zur Beratung des Allg. Deutſch. HGB. S. 3308, 4362; 
RGeEntſch. in HanſG ZZ. 1908 Hptbl. Nr. 108 — K. 67, 251 f.). 

Die Frage nun, ob im vorliegenden Fall der Schaden in dieſem 
Sinne zunächſt anf die Kriegsgefahr zurückzuführen iſt, iſt zu bejahen. 
Dabei kann die Darſtellung, welche die Klägerin an Hand der von 
ihr beigebeachten Urkunden über die Folge der Ereigniſſe gibt, zus 
grunde gelegt werden. Danach iſt, nachdem die belgiſche Regierung 
Schiff und Ladung beſchlagnahmt, auch die Schiffsbeſatzung entfernt 
und durch zwei Wächter hatte erſetzen laſſen, in den Bunkern des 
Schiffes ein Brand ausgebrochen, wegen deſſen die Behörde die Ent⸗ 
löſchung der Ladung angeordnet hat. Die Güter der Klägerin ſind 
dann Ende September 1914 aus dem Schiffe ausgeladen und am 
Kai gelagert, wo ſie dann gegen Ende Oktober 1914, als die Reederei 
nach der Eroberung der Stadt von Schiff und Ladung wieder Beſitz 
ergriff, zu einem erheblichen Teil nicht mehr aufgefunden wurden. 

Als nächſte Urſache dieſes Abhandenkommens der Güter unter 
den vorliegenden Verhältniſſen find die Kriegsereigniſſe anzuſehen. 
Dieſe hatten zur Folge, daß die Güter dem vertragsmäßigen Ge⸗ 
wahrſam der Reederei entzogen waren und nach Entfernung der 
Schiffsbeſatzung unter ungenügender Bewachung verblieben. Die 
Güter find abhandengekommen in den Tagen der Belagerung und 
Eroberung von Antwerpen. Daß in dieſer Zeit unter der unmittel⸗ 
baren Einwirkung der Kriegsereigniſſe der Schutz des Eigentums und 
zumal des Eigentums deutſcher Reichsangehöriger ein äußerſt be 
ſchränkter war, wenn er nicht völlig fehlte, liegt auf der Hand. Die 
Klägerin meint, daß die abhandengekommenen Güter geſtohlen ſeien; 
ein Nachweis für einen Diebſtahl iſt aus den von ihr beigebrachten 
Urkunden nicht zu entnehmen. Es iſt auch möglich, daß die Waren 
vom feindlichen Nilitär oder vom Pöbel ins Waſſer geworfen oder 


auf andere Weiſe vernichtet ſind, um vor der Einnahme der Stadt 
nach Möglichkeit noch deutſches Eigentum zu zerftören. Wie dem 
aber auch ſei, in jedem Falle hat das Abhandenkommen der Güter 
unter den vorliegenden Berbältnifien feine nächſte Urſache in den 
Kriegsereigniſſen, durch welche die Sicherheit des Eigentums, wie fıe 
unter normalen Verhältniſſen zu beſtehen pflegt, aufgehoben war 
(vgl. die Entſch. in HanſG Z. 1872 Nr. 6, 45). — Allerdings enthält 
der 5 101 A288. im Abſ. 2 weiter die Beſtimmung, daß im Zweifel 
anzunehmen iſt, daß ein Schaden nicht durch Kriegsgefahr verurſacht 
ſei. Aber dieſe Vermutung iſt im vorliegenden Falle widerlegt durch 
die geſchilderten Verhältniſſe, welche die Kriegsgefahr als nächste 
Urſache des Schadens erſcheinen laſſen. 

Dieſen Folgerungen gegenüber kann die Klägerin ſich auch nicht 
auf den auf der Rückſeite der Police enthaltenen Zuſatz zu 8 101 
ASTB. berufen. Nach dieſem Zuſatz haben die Verſicherer gegen 
Zahlung einer Zuſchlagsprämie, die nach der unbeſtrittenen Behauptung 
der Klägerin auch im vorliegenden Fall vereinbart und gezahlt iſt, 
auch „die Gefahr der Ausladung und Lagerung der Güter im Falle 
jeglichen Aufenthaltes wegen Kriegsgeſahr — ſoweit es ſich nicht um 
Schäden handelt, die während der Ausladung oder Lagerung durch 
Kriegsereigniſſe eingetreten find —“ übernommen. Dieſer Zuſatz der 
Police bezieht ſich auf die im 8 101 AS88. weiter enthaltene 
Sonderbeſtimmung, wonach der Verſicherer „nur für Seegeſahr“ für 
beſtimmte Folgen eines Aufenthaltes wegen Kriegsgefahr nicht haften 
und unter anderem auch die Gefahr einer Entlöſchung und Lagerung 
der Güter, wenn fie Folgen ſolchen Aufenthaltes find, nicht tragen 
fol. Das 28. hat die Nichthaftung der Beklagten im vorliegenden 
Falle aus dieſer Sonderbeſtimmung des 8 101 AS88. abgeleitet. 
Es kann dahingeſtellt bleiben, ob dieſe Auffaſſung richtig iſt oder ob 
jene Beſtimmung nicht, worauf der Zuſammenhang der Worte bins 
zuweiſen ſcheint, vorausſetzt, daß die Lagerung der Güter die Folge 
eines freiwilligen Aufenthaltes wegen Kriegsgefahr iſt, und ob ſie in 
dieſem Falle Anwendung finden kann, wo nicht ſchon die Kriegsgefahr, 
ſondern der Bunkerbrand den unmittelbaren Anlaß zur Ausladung 
und Lagerung der Güter gab. Denn dieſe Sonderbeſtimmung der 
ASB. iſt allerdings durch den Zuſatz auf der Police, nach dem der 
Verſicherer auch die Gefahr der Ausladung und Lagerung ber Gilter 
bei jeglichem Aufenthalt wegen Kriegsgefahr trägt, außer Geltung 
geſetzt. Jene Sonderbeſtimmung der ASB. nahm über das all 
gemeine Prinzip hinausgehend im Falle einer Lagerung der Güter 
infolge von Kriegsgefahr dem Berficherer die Gefahr überhaupt ab, 
alſo auch die Haftung für einen dann eintretenden Schaden, der nicht 
„zunächſt durch Kriegsgefahr“ verurſacht war (Entſch. des Hanſd es. 
und des RG. in HanſG Z. Hauptbl. 1888 Nr. 9 und 75). Dieſer 
weitergehende Ausſchluß der Haftung des Verſicherers ſollte durch 
den Zuſatz der Police zu 8 101 ASB. wieder beſeitigt werden; 
dieſer Zuſatz hat aber an dem allgemeinen Grundſatz des $ 101, 
daß der Verſicherer für die zunächſt durch Kriegsgefahr verurſachten 
Schäden nicht hafte, nichts geändert, wie auch die Worte der Policen⸗ 
beſtimmung, „ſoweit es ſich nicht um Schäden handelt, die während 
der Ausladung oder Lagerung durch Kriegsereigniſſe eingetreten find, 
zum Ausdruck bringen. Da nun, wie oben ausgeführt, im vorliegenden 
Fall der Schaden im Sinne jenes allgemeinen Grundſatzes feine nächſte 
Urſache in den Kriegsereigniſſen hat, iſt er auch durch die erweiterte 
Haftung des Verſicherers nach dem Zuſatz der Police zu 8 101 AS88. 
nicht gedeckt. Danach iſt die Berufung der Klägerin zu verwerfen. 
(DLS. Hamburg, 4. 3S., Urteil vom 10. Mai 1916, Bf. IV 484/15. 

Mitgeteilt von Senatspräſident Dr. Mittelſtein, Hamburg. 

% % 
* 

8. Aufrechnung gegen den unter Geſchäftsaufſicht 

ſtehenden Gläubiger iſt zuläſſig. 


I. Wenn ein Schuldner mit einem Gläubiger feines zahlungs⸗ 
unfähigen Gläubigers vereinbart, der erſtere ſolle ihm ſeine nicht 


Zu 3. Vgl. IW. 1915 S. 170, 254, 854, 1085, 1304, 1376, 
1505; 1916 S. 220. 
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beitreibbare Forderung gegen den letzteren abtreten, damit der 
Schuldner (Zeſſionar) mit dieſer Forderung gegen die Forderung 
ſeines Gläubigers aufrechne und dafür an den Zedenten einen mehr 
oder weniger großen Teil von deſſen Forderung bezahle, ſo verſtößt 
das nicht gegen die guten Sitten: eine ſolche Aufrechnung iſt nach 
Maßgabe des § 55 Ziff. 2 KO. im Konkursverfahren un 
wläſſig: daraus folgt unmittelbar, daß das Geſetz fie außerhalb 
des Konkurſes nicht als unzuläſſig, alſo auch nicht als gegen die 
guten Sitten verſtoßend anſieht. Die nur für das Konkursverfahren 
getroffene Vorſchrift des 8 55 Ziff. 2 KO. kann aber auf einen Fall 
der vorliegenden Art (Abtretung zwecks Aufrechnung gegen einen 
unter Geſchäftsaufſicht ſtehenden Gläubiger) nicht entſprechend ange⸗ 
wendet werden: das verbietet ſich durch die Natur des zur Abwendung 
von Konkurſen eingeführten Inſtituts der Geſchäftsaufſicht, das 
ſich vom Konkursverfahren grundſätzlich unterſcheidet: vgl. 8 8 BRD. 
vom 8. Auguſt 1914 und den auf beſtimmte einzelne Paragraphen 
der KD. verweiſenden 8 9 daſelbſt. 

II. Nach 5 5 a. a. O. finden Zwangsvollſtreckungen in das 
Bermbgen des unter Geſchäftsaufſicht ſtehenden Schuldners (mit den 
in 8 9 feſtgeſetzten, hier nicht zutreffenden Ausnahmen) nicht ſtatt. 
5394 BGB. befagt: „Soweit eine Forderung der Pfändung nicht 
unterworfen iſt, findet die Aufrechnung gegen die Forderung nicht 
Matt“. Nun beſtimmt aber 8 14 KO.: während der Dauer des 
Konkurzverfahrens finden Zwangsvollſtreckungen zugunſten einzelner 
Konkursgläubiger in das Vermögen des Gemeinſchuldners nicht ſtatt. 
Trozdem iſt eine Aufrechnung im Konkursverfahren nach Maßgabe 
ber 58 53 bis 55 KO. zuläſſig; § 394 BGB. ſteht ihr ſomit nicht 
entgegen. Dasſelbe muß für den dem 8 14 KO. nachgebildeten 
5 5 BRBD. vom 8. Auguſt 1914 gelten: es läßt ſich unmöglich 
annehmen, die Aufrechnung habe gegenüber einem unter Geſchäfts⸗ 
aufſicht ſtehenden Schuldner in weiterem Umfange als gegenüber 
einem Gemeinſchuldner, nämlich allgemein ausgeſchloſſen werden 
ſollen: eine dem 8 55 Ziff. 2 KO. entſprechende Beſtimmung fehlt 
aber eben in der BRVO. und läßt ſich (wie in Ziff. I ausgeführt) 
im dieſe nicht hineininterpretieren. Der § 394 BGB. kann alſo auch 
in einem Fall der vorliegenden Art der Aufrechnung nicht im Wege 
ſtehen. Das ergibt aber auch ſein Inhalt, der — wie die Zivil⸗ 
Sammer richtig hervorhebt — ſich nur auf ſolche Forderungen bezieht, die 
ihrer beſonderen Art nach der Pfändung nicht unterliegen, nicht 
aber ſchlechthin auf alle Forderungen, die des halb nicht gepfändet 
werden können, weil der Vermögenskomplex, dem fie angehören, dem 
Zugriff der Gläubiger oder (im Konkurs) einzelner (Konkurs⸗) Gläubiger 
entzogen iſt. Es iſt denn auch in der Literatur überwiegend aner⸗ 
kannt, daß die materiellen Rechte der Gläubiger durch die nur Ver⸗ 
fahrensvorſchriften enthaltende BR BO. vom 8. Auguſt 1914 nicht berührt 
find: vgl. z. B. Güthe⸗Schlegelberger, Kriegsbuch S. 350 VIII, 4. 
(Des. Stuttgart, III. 3 S., Urteil vom 6. Juni 1916, U. 180/16.) 


* % 
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4. Zu Art. 4 des Geſetzes zur Einſchränkung der 
Verfügungen über Miet⸗ und Pachtzins forderungen: Die 
Wirkungsdauer des alten Rechts endet mit dem 30. Sep⸗ 
tember 1915. 

Es herrſcht in dem Schrifttum Streit darüber, wie dieſer 
Art. 4 zu verſtehen iſt, ob bei ſolchen Verfügungen, die vor dem am 
20. Juni 1915 erfolgten Inkrafttreten dieſes Geſetzes bewirkt ſind, 
die längere Wirkung des alten Geſetzes ſchlechthin mit dem 30. Sep⸗ 
tember 1915 endet, oder ob ſie auch über den 30. September 1915 
hinaus beſtehen bleibt, wenn das kritiſche Ereignis — Eigentums⸗ 
übergang, Beſchlagnahme, Konkurseröffnung — bis zum 30. Sep⸗ 
tember 1915 eintritt. 


Zu 4. Wie KG.: Trendelenburg, Komm. S. 83; Hirſch, JW. 
1915, 955; Joſef, Recht 1915, 390 und LG. III Berlin, 8K. 20, 
vom 23. Juni 1916, 82 O. 380/15. — A. A.: Stillſchweig, JW. 
1915 S. 619, 1051; Hagelberg, a. a. O., 1052; Hallbauer, a. a. O., 
1164; LG. III Berlin, 3K. 1a, JW. 1916, 522; Kretzſchmar, Bay pfl. 
1915, 223. 


Was der Geſetzgeber mit jener Vorſchrift wollte, geht aus der 
amtlichen Begründung des Geſetzentwurfs Har hervor. Nach den 
Ausführungen, die ſich hier finden, und denen bei der Beratung des 
Geſetzes im Reichstage nicht widerſprochen worden iſt, iſt der Geſetz⸗ 
geber davon ausgegangen, daß die in Art. 2 und 8 des Geſetzes bes 
zeichneten geſetzlichen Beſtimmungen — alſo auch § 1124 808. — 
als materielle Vorſchriften nach allgemeinen Grundſätzen in allen 
Fällen Anwendung zu finden haben, in denen auch nur ein Teil des 
Tatbeſtands ſich unter der Geltung des neuen Rechts verwirklicht, 
daß alſo an ſich alle ſchon vor dem Inkrafttreten des neuen Geſetzes 
vorgenommenen Verfügungen über Miet⸗ oder Pachtzins forderungen 
unter das neue Recht fallen müffen, wenn das kritiſche Ereignis erſt 
nach dem Inkrafttreten des neuen Rechts eintritt. Da nach dem 
neuen Recht die Wirkung der Verfügung über den Miet⸗ oder Pacht⸗ 
zins, wenn fie nicht erſt innerhalb des letzten halben Monats des 
Kalendervierteljahrs geſchieht, ſchon mit dem Ablaufe des zur Zeit 
des Eintritts des kritiſchen Ereigniſſes laufenden Vierteljahrs enden 
ſollte, während nach altem Recht die Wirkung immer auch noch für 
das folgende Vierteljahr beſtehen blieb, konnte die Unterſtellung von 
vorher vorgenommenen Verfügungen unter das neue Recht unter 
Umſtänden dazu führen, daß Verfügungen, bei deren Vornahme man 
noch nicht mit dem neuen Geſetze gerechnet hatte und vielleicht auch 
gar nicht mit ihm rechnen konnte, bei denen man alſo mit Sicherheit 
das Fortbeſtehen der Wirkſamkeit der Verfügung zum mindeſten noch 
für das folgende Vierteljahr erwarten durfte, infolge des Inkraft⸗ 
tretens des neuen Geſetzes plötzlich ſchon mit dem Ablaufe des 
Vierteljahrs, in dem ſie vorgenommen wurden, ihre Wirkſamkeit ver⸗ 
loren. Das empfand der Geſetzgeber als unbillig und wollte dieſe 
Härte durch die Vorſchrift des Art. 4 beſeitigen. Diejenigen, zu 
deren Gunſten die Verfügungen über Miets oder Pachtzins forderungen 
unter der Herrſchaft des alten Rechts vorgenommen wurden, dürften, 
auch wenn die Sache ſich ſo ungünſtig wie möglich für ſie geſtaltete, 
wenn das kritiſche Ereignis noch in demſelben Vierteljahr eintrat, 
als ſicher vorausſetzen, daß die Verfügung doch jedenfalls für das 
zur Zeit der Vornahme laufende und das folgende Vierteljahr ihre 
Wirkſamkeit behielt. Dieſe Nechtöftellung, die fie nach dem alten 
Recht im für fie ungünſtigſten Falle hatten, ſollte ihnen durch Art. 4 
gewährleiſtet werden; in dieſe Nechtsſtellung — die die Begründung 
als „wohlerworbene Rechte“ bezeichnet — ſollte nicht eingegriffen 
werden. Deshalb ſollten die unter der Herrſchaft des alten Rechts 
vorgenommenen Verfügungen hinſichtlich ihrer Wirkung zwar noch 
dem alten Recht unterſtellt bleiben, aber nicht ſchlechthin, ſondern 
nur in dem beſchränkten Umfange, daß die Wirkung der Verfügung, 
wie fie ſich aus dem alten Rechte ergab, ſich nicht weiter erſtrecken 
ſollte, als ſie nach dieſem gereicht haben würde, wenn mit dem 
Inkrafttreten des neuen Rechts gleichzeitig auch das kritiſche Ereignis 
einträte, daß alſo die Wirkungen der Verfügung nach altem Recht 
nicht über das dem Inkrafttreten des neuen Geſetzes folgende 
Kalendervierteljahr hinaus dauern ſollten; dadurch würde der früheren 
Verfügung das Maß von Fortwirkung gewahrt, mit dem die Be⸗ 
teiligten nach Lage des alten Rechts unter allen Umſtänden als mit 
dem Mindeſtmaß rechnen dürften, würde ein Eingriff in wohlerwor⸗ 
bene Rechte der Beteiligten, wie die Begründung ſie verſteht, ver⸗ 
hütet. Eine weitere Fortwirkung des alten Rechts wollte der Geſet⸗ 
geber nicht; insbeſondere tft es ausgeſchlofſſen, daß er beabſichtigt 
hätte, den unter der Herrſchaft des alten Rechts getätigten Ver⸗ 
fügungen die Wirkungen des alten Rechts auch noch dann zu wahren, 
wenn das kritiſche Ereignis bis zum Ablaufe des dem Inkrafttreten 
des neuen Geſetzes folgenden Vierteljahrs eintritt. Gegen die An⸗ 
nahme, daß eine ſolche Begünſtigung der alten Verfügungen beab⸗ 
ſichtigt geweſen ſei, ſpricht nicht nur die vorangeführte Stelle der 
Begründung des Geſetzes, ſondern auch das aus dem Zweck, der mit 
dem Geſetze verfolgt worden iſt, und der, wie es in der Begründung 
heißt, dahin geht, Mietverpfändungen entgegenzutreten, die beſonders 
in der Kriegszeit zu einer gewiſſen Gefahr für den Grundkredit ges 
worden waren, und gegen die ſchleunigſte Abhilfe geboten war, 
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mit Sicherheit zu entnehmende Beſtreben, zu erreichen, daß ſich die 
Birkſamkeit des neuen Geſetzes baldmöglichſt voll entfalten könne. 

Kann hiernach über das, was der Geſetzgeber wollte, kein Zweifel 
beſtehen, ſo fragt ſich aber, ob das auch ſeinen Ausdruck in dem 
Geſetze ſelbſt gefunden hat. In dieſer Beziehung iſt zuzugeben, daß 
die Faſſung des Art. 4 nicht ganz Har iſt, daß ſie auch die Aus⸗ 
legung zuläßt, daß das alte Recht bezüglich der Wirkſamkeit vor dem 
Inkrafttreten des neuen Geſetzes vorgenommenen Verfügungen auch 
noch dann, und zwar über den 30. September 1915 hinaus, wirkſam 
ſein ſolle, wenn das kritiſche Ereignis bis zum 30. September 1915 
eintrete. Aber ſie zwingt nicht zu dieſer Auslegung und ſchließt die, 
die ſich aus der Begründung als Wille des Geſetzgebers ergibt, nicht 
aus, daß die alten Geſetze nur mit der oben bezeichneten Beſchränkung 
der Wirkſamkeit der Verfügungen maßgebend bleiben ſollen. Bietet 
aber der Wortlaut des Geſetzes Zweifel, dann iſt es zuläſſig, zu 
ſeiner Auslegung die ihm beigegebene Begründung heranzuziehen, und 
deshalb iſt die Auslegung des Geſetzes in dem oben dargelegten, dem 
Willen des Geſetzgebers entſprechenden Sinne erforderlich. 

Nun iſt freilich nicht zu verkennen, daß der Art. 4, wenn er ſo 
verſtanden wird, mit Nückſicht auf die Vorſchrift des Art. 6, nach 
der das Geſetz vom 20. Juni 1915, alfo im letzten halben Monat 
des Kalendervierteljahrs, in Kraft tritt, überflüſſig wäre, da er zu 
demſelben Ergebniſſe führt, das gewonnen würde, wenn die vor dem 
Inkraſttreten des Geſetzes vorgenommenen Verfügungen dem neuen 
Rechte unterworfen würden. Aber das vermag nichts daran zu 
ändern, daß die oben dargelegte Auslegung des Art. 4 richtig er⸗ 
ſcheint. Der Art. 4 gehörte ſchon dem Entwurfe des Geſetzes an; 
er hatte ſeine jetzige Faſſung bereits, als der Tag des Inkrafttretens 
des Geſetzes noch nicht feftftand, als noch mit dem Inkrafttreten des 
Geſetzes vor dem 15. Juni 1915 gerechnet werden mußte; im Hin⸗ 
blick hierauf iſt Art. 4 dem Geſetze eingefügt worden. Die Bedeu⸗ 
tung, die ihm nach dem klar zum Ausdruck gekommenen Willen des 
Geſetgebers zukommt, kann er aber nicht durch den zufälligen Umſtand 
verlieren, daß der Tag des Inkrafttretens des Geſetzes um wenige 
Tage hinausgeſchoben und dadurch in die zweite Hälfte des letzten 
Monats des Kalendervierteljahrs gefallen iſt. Warum nach der Feſt⸗ 
ſtellung des Art. 6 in ſeiner jetzigen Faſſung der Art. 4 nicht ge⸗ 
ſtrichen worden iſt, iſt nicht erſichtlich. Aber das muß als aus⸗ 
geſchloſſen gelten, daß er aufrechterhalten worden wäre, weil er 
infolge des Art. 6 eine andere als die oben dargelegte Bedeutung 
hätte erhalten ſollen: für die Annahme, daß die Beſtimmung des 
Tags des Inkrafttretens des Geſetzes in Art. 6 irgendwelchen Ein⸗ 
fluß auf den Inhalt und die Bedeutung des Artikels hätte ausüben 
ſollen; daß nunmehr mit ihm andere Zwecke hätten verfolgt werden 
ſollen, wie vorher, fehlt es an jeder tatſächlichen Unterlage. Deshalb 
iſt auch nicht angängig, aus der Vergleichung dieſer beiden Artikel 
Schlüſſe für die Auslegung des Art. 4 zu ziehen und daraus, daß 
der Art. 4 trotz des Inhalts des Art. 6 im Geſetze geblieben iſt, zu 
folgern, er müſſe eine andere wie die oben dargelegte Bedeutung 
haben. 

Hiernach kann mit dem LG. und den von ihm angeführten 
Schriftſtellern — Trendelenburg S. 82; Hirſch, JW. 1915, 955; 
Joſef, Recht 1915, 890 — nur die Auslegung für zutreffend erachtet 
werden, die die Wirkungsdauer des alten Rechts auf die Zeit bis 
um 80. September 1915 beſchränkt. (KG., 8. 3S., Urteil vom 
27. Mai 1916, 8 U. 2435 16/14.) 

Mitgeteilt von Juſtizrat Margoninsky, Berlin. 
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5. Teilweiſes Außerkrafttreten der Pariſer Überein⸗ 
kunft gegenüber Engländern auch für Geſchmacksmuſter. 

Eine engliſche Handelsgeſellſchaft begehrte die Eintragung der 
Verlängerung eines für ſie im Muſterregiſter des AG. Leipzig ein⸗ 


Zu 5. Im Gegenſatze zum RG. geht das OLG. davon aus, 
daß die ſog. Pariſer Übereinkunft durch ihre Veröffentlichung im 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


getragenen Geſchmacksmuſters. Das AG. lehnte den Antrag unter 
Billigung des LG. ab. Die weitere Beſchwerde der Geſellſchaft wurde 
vom OLG. mit folgender Begründung zurückgewieſen: 

Die im NGBl. 1918, 209 f. bekanntgegebene ſogenannte 
Pariſer Übereinkunft zum Schutze des gewerblichen Eigentums (Faſſunz 
vom 2. Juni 1911) iſt ein gegenſeitiger Staatsvertrag, der nach 
Art. 17 b von jedem der beteiligten Staaten beliebig mit einjähriger 


Keichsgeſetzblatte nicht zu einem RNeichsgeſetze erhoben worden fe, 
ondern daß ihr nur die Wirkung eines Reichsgeſetzes zukomme, d. h. 
aß ſie für das ganze Reichsgebiet Geltung erlangt habe. Dem 
dürfte beizupflichten ſein. Nach Art. 17 der Übereinkunft unterliegt 
die Ausführung der darin enthaltenen gegenſeitigen Verbindlichkeiten, 
ſoweit nötig, der Erfüllung der Förmlichkeiten und Vorſchriften, die 
nach den verfaſſungsmäßigen Geſetzen der vertragſchließenden Staaten 
erforderlich find. Die Übereinkunft iſt ein Staatsvertrag; er iſt als 
ſolcher namens des Reiches vom Kaiſer geſchloſſen worden und bes 
durfte zu ſeiner Gültigkeit der Genehmigung des Bundesrats und der 
Zuſtimmung des Reichstags (RV. Art. 11 Abſ. 3, Art. 4 Nr. 5, 6). 
Dementſprechend wurde bei der Bekanntmachung der Abereinkunft im 
RGBl. 1908, 147 durch den Reichskanzler ausdrücklich feſtgeſtellt, 
daß die Genehmigung des Bundesrats und die Zuſtimmung des 
Reichstags erfolgt ſei. Hierdurch wurde die Übereinkunft nicht zu 
einem Reichsgeſetz erhoben, ſondern fie blieb, was fie war, nämlich 
ein Staatsvertrag. Daß dies auch die Anſicht der vollziehenden 


Organe des Reiches geweſen iſt, ergibt fi, wie das OLG. betont, 


aus der Form der Bekanntmachung, da dieſe ſonſt unter Zeichnung 
des Kaiſers und Gegenzeichnung des Kanzlers erfolgt ſein würde. 

Die Frage iſt von weſentlicher Bedeutung. Wäre bie Über 
einkunft wirklich als ein Reichsgeſetz anzuſprechen, ſo ließe ſich auch 
die vom RG. daraus abgeleitete Folge nicht abweiſen, daß ſie grund⸗ 
ſätzlich nur durch ein fie aufhebendes RNeichsgeſetz außer Kraft geſetzt 
werden könnte. Anders verhält es ſich, wenn die Übereinkunft, wie 
das OLG. Dresden meines Erachtens zutreffend annimmt, kein Reichs⸗ 
geſetz, ſondern ein bloßer Staatsvertrag iſt. Die Übereinkunft iſt 
ein Gegenſeitigkeitsvertrag, kraft deſſen die Untertanen oder Bürger 
der vertragſchließenden Staaten in den übrigen Vertragsſtaaten hin⸗ 
ſichtlich der Erfindungspatente, der gewerblichen Muſter oder Modelle, 
der Fabrik⸗ oder Handelsmarken und der Handelsnamen die gleichen 
Vorteile genießen ſollen, die der Staat den eigenen Untertanen ge⸗ 
währt. Die Eigenſchaft der Übereinkunft als eines gegenſeitigen 
Vertrages bringt es mit ſich, daß bei der Außerkraftſetzung der Über⸗ 
einkunft durch einen der Vertragsſtaaten deſſen Untertanen auch nicht 
mehr in den übrigen Staaten die Vorteile in Anſpruch nehmen 
können, die ihnen nach der Übereinkunft zukommen. Dieſe Folge 
tritt von ſelbſt ein; einer förmlichen Aufhebung der Übereinkunft 
ſeitens der dafür zuſtändigen Organe bedarf es dazu nicht, noch 
weniger eines Aktes der geſetzgebenden Gewalt. So ſtellt ſich denn 
auch die Bundesratsbekanntmachung vom 1. Juli 1915 (ROBL 
S. 414) vor allem als eine Anweiſung an das Patentamt dar (vgl. 
Meikel a. a. O.). Die Bekanntmachung kann auch jederzeit dadurch 
überholt werden, daß England (oder Frankreich) die Übereinkunft 
gegenüber deutſchen Angehörigen noch in weiterm Umfange außer 
Kraft ſetzt und ſo z. B. die Annahme von Anmeldungen unterſagt, 
die ein Deutſcher anbringt, oder die von Deutſchen erworbenen 
Patente für nichtig erklärt. In einem ſolchen Falle würde ohne 
weiteres das gleiche auch in Deutſchland gegenüber den Angehörigen 
des feindlichen Staates zu gelten haben. Von dieſem Standpunkt 
aus enthält die in 86 BRBE. vom 1. Juli 1915 ausgeſprochene 
Unwirkſamkeit von Patenten, die Angehörigen Rußlands zuſtehen, 
nur eine Feſtſtellung des durch das Vorgehen Rußlands eingetretenen 
Zuſtandes. 

Von beſonderer Bedeutung war die rechtliche Natur der Überein- 
kunft als eines gegenſeitigen Staatsvertrages für die vom OLG. zu 
treffende Entſcheidung, weil die BRBek. vom 1. Juli 1915 Geſchmacks⸗ 
muſter nicht erwähnt und deshalb die vom AG. Leipzig unter Billigung 
des LG. verfügte Zurückweiſung des Antrags auf Eintragung der 
Verlängerung der Schutzfriſt für das Muſter in das Muſterregiſter 
nur gerechtfertigt war, wenn ſich annehmen ließ, daß die Pariſer 
Abereinkunft durch ihre Außerkraftſetzung ſeitens Englands hinſichtlich 
der Eintragung von Muſtern deutſcher Staatsangehöriger in dieſem 
Umfang ohne weiteres auch in Deutſchland gegenüber engliſchen 
Staatsangehörigen außer Kraft getreten ſei. Das war aber zu be⸗ 
jahen. Denn nach § 16 Abſ. 8 des Geſetzes betr. das Urheberrecht 
an Muſtern und Modellen vom 11. Januar 1876 richtet ſich der 
Schutz der ausländiſchen Urheber nach den beſtehenden Staats⸗ 
verträgen, und ein ſolcher gegenſeitiger Vertrag, wie es die Pariſer 
Übereinkunft iſt, hört durch ſeine teilweiſe Außerkraftſetzung ſeitens 
eines der Vertragsſtaaten jedenfalls in dem Umfange auf zu beſtehen, 
in dem er, wenn auch vertragswidrig, außer Kraft geſetzt wurde. 


Geh. Juſtizrat Oberlandesgerichtsrat Dr. Kretzſchmar, Dresden. 
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Friſt gekündigt werden kann. Mit Nückſicht auf die Gegenſeitigkeit 
des Vertrags hat die Kündigung die ſelbſtverſtändliche und deshalb 
in der Übereinkunft nicht beſonders ausgeſprochene Folge, daß die 
Untertanen des kündigenden Staates und diejenigen der übrigen Ver⸗ 
trags ſtaaten nach Ablauf der Kündigungsfriſt nicht mehr die Vorteile 
genießen, die ihnen nach Art. 2 der Übereinkunft je in den anderen 
Staaten zukommen. Dieſe Folge tritt von allein ein; insbeſondere 
bedarf es dazu, anders wie zu der innerſtaatlichen Inkraftſetzung der 
Abereinkunft (Art. 17), nicht der Mitwirkung der geſetzgebenden Organe 
des Reiches und der Verkündigung im RGBI. Denn die gemäß dem 
Art. 17 in Kraft geſetzte Übereinkunft wirkt gleich einem Neichsgeſetze, 
iſt aber kein ſolches Geſetz, wie ſich äußerlich ſchon daraus ergibt, 
daß fie lediglich durch Bekanntmachung des Reichskanzlers und nicht 
in der Form eines vom Kaiſer gezeichneten und vom Kanzler gegen⸗ 
gezeichneten Geſetzes veröffentlicht worden iſt. Was von der Kündigung 
gilt, das muß bei der Gegenſeitigkeit des Vertrags auch dann gelten, 
wenn einer der Vertragsſtaaten die Übereinkunft gegenüber einem 
anderen Vertragsſtaate vertragswidrig, ohne vorhergehende Kündigung, 
außer Kraft ſetzt; denn den Untertanen desjenigen Staates, der die 
Übereinkunft gegenüber einem anderen Staate vertragswidrig außer 
Kraft geſetzt hat, können in dem anderen Staate nicht die in Art. 2 
der Übereinkunft feſtgeſetzten Rechte zugeſprochen werden, die ihnen 
nicht mehr zukommen würden, wenn ihr Heimatſtaat die Übereinkunft 
ordnungsmäßig gelöſt hätte. 

Eine ſolche vertragswidrige Außerkraftſetzung der Übereinkunft 
liegt von ſeiten Englands gegenüber Deutſchland — und den mit 
dieſem verbündeten Staaten — vor, inſofern auf Grund der eng⸗ 
liſchen Ermächtigungsgeſetze vom 7. und 28. Auguſt 1914 (Pat Muſt eich Bl. 
1914 S. 291 Nr. 98, S. 816 Nr. 221) durch die Bekanntmachung des 
engliſchen Patentamts vom 1. Juni 1915 (a. a. O. 1915 S. 198 
Nr. 161) angeordnet worden iſt, daß während der Dauer des Krieges 
zugunſten von Untertanen eines mit England im Kriege befindlichen 
Staates kein Patent auszufertigen und keine Regiftrierung einer Marke 
oder eines Muſters zu bewilligen iſt. Was danach zugunſten eines 
Deutſchen nicht in England geſchehen kann, das iſt auch in 
Deutſchland einem Engländer zu verſagen. Dies läßt die Zurück⸗ 
weifung des Eintragungsantrags der Beſchwerdeführerin gerechtfertigt 
erſcheinen. 

Nicht entgegenſteht die Entſcheidung des RG. vom 26. Oktober 1914 
[N. 85, 874 f.]!) auf die ſich die Beſchwerdeführerin beruft. Ab⸗ 
geliehen davon, daß es ſich jetzt um die Neuerwerbung eines Rechtes 
handelt, während vom RG. lediglich die Frage zu entſcheiden war, 
ob ein in Deutſchland erteiltes Patent, alſo ein wohlerworbenes Recht, 
durch den Kriegsausbruch ohne weiteres ſeine Wirkſamkeit verloren 
habe, liegt dem jetzigen Falle auch inſoweit ein anderer Sachſtand 
zugrunde, als inzwiſchen die Pariſer Übereinkunft durch die Bekannt⸗ 
machung des engliſchen Patentamts vom 1. Juni 1915 für die Ein⸗ 
tragung von Muſtern gegenüber Deutſchen außer Kraft geſetzt worden 
iſt. Hierauf beruht auch die Bekanntmachung des Bundesrats über 
gewerbliche Schutzrechte feindlicher Staatsangehöriger vom 1. Juli 1915 
(REBL 414), wonach das Patentamt entſprechend der Bekanntmachung 
des engliſchen Patentamts vom 1. Juni 1915 angewieſen wird, auf 
Anmeldungen von Angehörigen feindlicher Staaten Patente nicht zu 
erteilen, Gebrauchsmuſter oder Warenzeichen nicht einzutragen (vgl. 
hierzu die Abhandlung von Meikel in Bay Z. 1916, 141 f.). Danach 
iſt durch eine mit Geſetzeskraft ausgeſtattete ſtaatsrechtliche Verfügung 
anerkannt worden, daß die Beſtimmungen der Übereinkunft, ſoweit 
Angehörige feindlicher Staaten in Betracht kommen, nicht mehr gelten. 
Zwar iſt das ausdrücklich nur für Patente, Gebrauchsmuſter und 
Warenzeichen ausgeſprochen worden. Allein bei entſprechender An⸗ 
wendung des in der Bekanntmachung in die Erſcheinung getretenen 
Grundſatzes, wonach die Wirkſamkeit des Staatzvertrags im Ber: 
hältniffe zwiſchen den Angehörigen des Deutſchen Neichs und Groß⸗ 
britanniens erloſchen iſt, erſcheint es gerechtfertigt, daß auch das im 


) JW. 1916, 145. 
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vorliegenden Falle zur Führung des Muſterregiſters zuſtändige Gericht 
die Befolgung der bezeichneten Beſtimmungen aufgegeben hat. 
(DLG. Dresden, 6 3S., Beſchluß vom 20. Mai 1916, 6 Neg. 68/16.) 


% 3 
* 


6. Zu 8 894 BGB. (Berichtigungsberechtigt in Ans 
ſehung eines bei einer Geſamthypothek eingetragenen 
Eventualberechtigungsvermerks kann auch der Prinzipal⸗ 
berechtigte ſein.) 

Der Kläger verlangt die Zuſtimmung der Beklagten zu ber Be 
richtigung des Grundbuches durch Löſchung der für dieſe bei den 
klägeriſchen Geſamthypotheken eingetragenen Eventualberechtigungs⸗ 
vermerke. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen, weil die Grundbucheintragung 
zu Recht beftünde und eine Beeinträchtigung des Rechtes des Klägers 
durch jene Eintragung nicht vorliege. Es fehle ihm nach alledem an 
der notwendigen Aktivlegitimation. Das KG. hat verurteilt. 

Aus den Gründen: Die grundlegenden Beſtimmungen für die 
Entſcheidung über den vorliegenden Klageanſpruch enthält der 8 894 
BGB. 

Die Beſtimmung des 5 894 iſt im weſentlichen aus wirt⸗ 
ſchaftspolitiſchen Gründen ergangen. Es iſt einleuchtend, daß 
ein unrichtiges Grundbuch, namentlich wenn es nicht mehr zutreffende 
Vermerke enthält, die den Inhalt der Eintragungen unklar oder un⸗ 
ſicher erſcheinen laſſen, den Zweck des Grundbuchs, als zuverläſſige 
Grundlage für den Verkehr zu dienen, nicht erfüllen kann, ſondern 
direkt verfehlt. Es ſoll jeder auf den Inhalt des Grundbuches ſich 
möglichſt verlaſſen dürfen, wie ſchon der Schutz des guten Glaubens, 
den das Geſetz dem Grundbuch beilegt, beweiſt. 

Die Beklagten beſtreiten das Vorliegen der Vorausſetzungen des 
8 894, insbeſondere, daß die Sicherungshypotheken des Klägers durch 
die Eintragungen der Eventualberechtigungsvermerke beeinträchtigt 
ſeien; denn die Rechte des Klägers ſeien im Verhältnis zu ihren 
eigenen ſämtlich als poſitive und unbedingte eingetragen, feine Rechte 
würden daher durch die Eventualeintragung nicht berührt. . 

Hiernach fragt es ſich, was man unter „Beeinträchtigung“ im 
Sinne des Geſetzes zu verſtehen hat. 

Die Motive zum BGB. III, 236 führen aus: 

„Die Beeinträchtigung liegt vornehmlich darin, daß derjenige, 
zu deſſen Gunſten dieſe Eintragung beſteht, über das ihm zu⸗ 
geſchriebene Recht durch Veräußerung oder Belaſtung verfügen, 
hierdurch aber das Recht des andern vernichten oder entwerten 
kann. Eine mehr oder minder erhebliche Entwertung des 
Rechts wird ſich überdies nicht felten ſchon daraus ergeben, 
daß die beeinträchtigende Eintragung den Berechtigten an der 
Verfügung über das Recht tatſächlich hindert, da dritte Ber: 
ſonen, zu deren Gunſten derſelbe verfügen könnte, kaum je in 
der Lage ſein werden, ſich von der wirklichen Rechtslage zu 
überzeugen.“ 
[Vgl. RG. 54, 86.]1) 

Eine ſolche Entwertung des Rechts des Klägers iſt hier aber 
als vorliegend anzuſehen. 

Die Eintragung der Sicherungshypothek des Klägers, die auf 
Grund des Erſuchens des Zwangsverſteigerungsrichters erfolgt iſt, iſt 


Zu 6. Das Urteil iſt ſehr intereſſant, weil es in einer Frage, 
bei der es ſich im weſentlichen um formales Recht handelt, wirtſchaft⸗ 
lichen Geſichtspunkten in entſcheidender Weiſe Rechnung trägt. Be⸗ 
ruht die wirtſchaftliche Entwertung nicht ſowohl auf dem Eventual⸗ 
berechtigungsvermerk, als auf der Natur der Geſamthypothek, wird 
die Rechtslage des Prinzipalberechtigten durch den Veſtand oder 
Nichtbeſtand des Eventualberechtigungsvermerks (rechtlich) nicht berührt, 
ſo bleibt allerdings das Bedenken beſtehen, ob man den Prinzipal⸗ 
berechtigten für berichtigungsberechtigt ſchon mit Nückſicht darauf 
erachten darf, daß er durch eine unzutreffende Auffaffung des Verkehrs 
über die rechtliche Tragweite des Vermerks ſich wirtſchaftlich ge 
ſchädigt fühlt. Fuchs. 

1) JW. 1903 Beil. S. 62. 
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keineswegs eine unbedingte und feſte. Wie ſich aus dem Inhalt der 
Eintragung ergibt, fällt die Sicherungshypothek für den prinzipaliter 
eingetragenen Berechtigten „nach Maßgabe der Vorſchriften über die 
Geſamthypotheken“ unter Umſtänden fort, z. B. im Falle der Bes 
friebigung aus dem mitverhafteten Grundſtücke, im Falle des Ber 
zichts oder der Vereinigung von der Perſon des Eigentümers und 
der des Schuldners in ben beſonderen Fällen der 85 1178 bis 1175, 
1181 888., und zwar als geſetzliche Folge, ohne daß es dazu einer 
Einwilligung des prinzipaliter eingetragenen Berechtigten bedarf. 

Ein ſolcher Fortfall hängt von Umſtänden außerhalb des Grund⸗ 
buches ab, jo daß das Recht des Hypothekengläubigers ohne jede 
erfichtliche Anderung des Grundbuches in Wegfall kommt und die 
Eventualverteilung Platz greift. Dadurch wird aber eine erhebliche 
Unſicherheit für den Rechtsverkehr der Hypothek hervorgerufen; denn 
jeder Dritte, der eine Sicherungshypothek dieſer Art erwirbt, müßte 
immer mit der Möglichkeit des eingetretenen ganzen oder teilweiſen 
Wegfalls dieſer Hypothek und mit dem daraus folgenden Eintritt 
der Eventualberechtigung rechnen. Aus dem Grundbuch, in welchem 
die Sicherungshypothek eingetragen iſt, iſt darüber nichts zu erſehen. 
Zuverläſſige Nachforſchungen, ob die Eventualrecht bedingenden tat⸗ 
ſächlichen Umſtände vorliegen, wird der etwaige RNeflektant auf die 
Sicherungs hypothek nur mit großen Schwierigkeiten anſtellen können; 
er kann ſich dabei täuſchen oder getäuſcht werden. 

Wenn ein etwaiger Erwerber der Sicherungshypothek bezüglich 
derſelben mit einem Dritten ein Rechtsgeſchäft eingehen will, 
ſo würde dieſer Dritte in gleicher Weiſe die gleiche Prüfung vor⸗ 
nehmen müſſen, ohne bezüglich des Neſultats ganz ſicher fein zu 
können. Auf den guten Glauben des Grundbuchs, auf den ſich ſonſt 
derjenige regelmäßig berufen kann, der im Vertrauen auf das Grund⸗ 
buch in bezug auf die dort eingetragenen dinglichen Rechte ein 
Rechtsgeſchäft vorgenommen hat, kann ſich der Dritte hier nicht be 
rufen, weil ihm der eingetragene Eventualvermerk ausdrücklich ent⸗ 
gegenſteht. 

Unter ſolchen Verhältniſſen iſt die tatſächliche Verwertbarkeit der 
Sicherungshypothek im Wirtſchaftsleben für den Gläubiger ſehr er⸗ 
ſchwert, wenn nicht vielleicht unmöglich gemacht, da wohl kaum 
jemand eine Hypothek übernehmen wird, wenn nach dem Eintragungs⸗ 
vermerk die Möglichkeit beſteht, daß dieſe ganz oder zum Teil aus 
Gründen, die außerhalb des Grundbuchs liegen, weggefallen ſein kann. 
Es liegt alſo gerade ein typiſcher Fall vor, wie ihn die zitierten 
Motive des BGB. beſonders hervorheben. 

Zu beachten iſt hierbei auch, daß, wenn der Gläubiger die 
Sicherungshypothek in eine Verkehrshypothek umwandeln will, der 
Grundbuchrichter zu dem Bedenken berechtigt iſt, dieſe Eintragung, 
auch wenn der Gläubiger der Sicherungs hypothek und der Grundſtücks⸗ 
eigentümer ſich geeinigt haben und gemeinſchaftlich den Antrag ſtellen, 
ohne Zuſtimmung der Eventualberechtigten auszuführen, weil er nach 
Inhalt der Eintragung der Hypothek nicht wiſſen kann, ob der 
Sicherungshypothekengläubiger mit Rückſicht auf das Geſamt⸗ 
hypotheken verhältnis über die Hypothek voll und ganz verfügen kann. 

Aus all dieſen Gründen gelangt der Senat zu der Anſicht, daß 
in Fällen der vorliegenden Art der Prinzipalberechtigte in ſeinem 
Rechte durch die eingetragenen Eventualberechtigungsvermerke beein⸗ 
trächtigt wird. Somit iſt der Kläger zur Erhebung der Klage an 
ſich legitimiert. 

Es iſt deshalb noch feſtzuſtellen, ob auch die zweite Vorausſetzung 
des 5 894 BGB. gegeben iſt, daß nämlich der Inhalt des Grund: 
buches in Anſehung der bezüglich jener Sicherungshypotheken ein⸗ 
getragenen Eventualberechtigungen mit der Wirklichkeit nicht mehr im 
Einklang ſteht, d. h. daß die Eventualrechte der Beklagten erloſchen ſind. 

Nach § 123 3G. tritt die nach der ſtattgehabten Zwangs⸗ 
verſteigerung feſtgeſetzte Eventualverteilung nur dann in Kraft, 
wenn das Recht der Erſtberechtigten auf Befriedigung aus dem 
zugeteilten Betrage nach Maßgabe der beſonderen Vorſchriften über 
die Geſamthypothek erliſcht. Dieſes Recht auf Befriedigung würde 
alſo erlöſchen, wenn einer der in den 88 1178 bis 1175 und 1181 


BGB. aufgeführten Fälle zur Anwendung käme, wenn der Berechtigte 
anderweitig, als aus dem Grundſtück ſelbſt oder durch den Eigen 
tümer, für ſeine Forderung befriedigt wird. 

Würde dagegen der Erſtberechtigte — der Kläger — aus dem 
Grundſtück ſelbſt oder von dem Eigentümer befriedigt werden, 
ſo würde die Eventualverteilung nicht eintreten, ſondern dieſe 
jede Berechtigung verlieren. Der Kläger iſt aber aus den ver 
ſteigerten Grundſtücken befriedigt. 

Die Forderungen gegen den jedesmaligen Erſteher ſind bei der 
Verteilung der Kaufgelder im Verteilungstermin auf die Berechtigten 
übertragen. Dieſe Übertragung wirkt gemäß § 118 Abſ. 1 Say 2 
3G. wie die Befriedigung aus dem Grundſtück, es ſei denn, daß 
der Berechtigte vor dem Ablaufe von 3 Monaten — gerechnet von 
der Verkündung der Anordnung im Verteilungstermine, bzw. von 
ihrer Zuſtellung — den Verzicht auf die Rechte aus der Übertragung 
erklärt oder die Zwangsverſteigerung beantragt hat. Daß einer dieſer 
beiden Ausnahmefälle vorliegt, iſt von den Beklagten nicht behauptet, 
vielmehr ergeben die Zwangsverſteigerungsakten, daß keiner dieſer 
Fälle eingetreten iſt. 

Durch die Übertragung der Rechte gegen den Erſteher vermittels 
der Sicherungshypothek iſt mithin der Kläger nach der Vorſchrift des 
Geſetzes als aus dem Grundſtück befriedigt anzuſehen, die Rechte aus 
den auf den verſteigerten Grundſtücken früher eingetragenen Geſamt⸗ 
hypotheken find erloſchen und eine Eventualverteilung daher nicht 
mehr möglich. Die in dem Grundbuch enthaltenen Eintragungs⸗ 
vermerke über die Eventualverteilung ſind daher inhaltslos geworden 
und hinfällig. 

Der Einwand der Beklagten, daß lediglich der Eigentümer oder 
der Erſteher des Grundſtücks die Löſchung jener Eventualberechtigungen 
verlangen könnte, tft ungerechtfertigt. Vielmehr ſteht nach § 894 BGB. 
jedem dieſe Berechtigung zu, ſofern nur ſein Recht durch die beſtehende 
Eintragung beeinträchtigt iſt. (KG., 11. 8 S. Urteil vom 28. März 1916, 
11 U. 5245/15.) 


* 
* 


7. Der „Plat anweiſer“ in einem Kaffeehauſe unterliegt 
dem 8 138a Gewd. 

Entgegen dem Vorderrichter iſt die Stellung, die der Kläger 
bei der Beklagten bekleidete, als eine unter $ 183 a Gewd. fallende 
anzuſehen. Der Kläger war mit der Leitung und Beauſſichtigung 
einer Abteilung des Betriebs der Veklagten betraut; ſeine weſentliche 
Tätigkeit beſtand in der Beaufſichtigung der Kellner in dem großen 
Reſtaurations⸗ und Kaffeehausbetriebe der Beklagten und in der 
Begrüßung und Platzanweiſung der Gäſte. Als ſolcher trat er im 
ſchwarzen Gehrock als Vertreter der Beklagten auf. Eine ſolche 
Stellung iſt ſehr wichtig; von der Art der Begrüßung, Platanweiſung 
und Bedienung der Gäſte hängt ganz weſentlich der Erfolg eines 
ſolchen Betriebs ab. Hinzu kommt das erhebliche Gehalt des Klägers. 
Eine ſolche Stellung iſt nicht derjenigen eines Oberkellners gleich⸗ 
zuſtellen, ſondern als eine den Betrieb leitende und beauffichtigende 
im Sinne von 8 138 a GewO. anzuſehen. (KG., 28. 8S., Urteil 
vom 29. Mai 1916, 23 U. 2198/16.) KGBl. 16, 51. 


b) Strafſachen. 

Verpflichtung der Unternehmer zum Aushängen des 
Sahneverbots. 

Die gemäß 5 3 des Geſetzes über die Ermächtigung des Bundes⸗ 
rats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen vom 4. Auguſt 1914 (RGBl. 
S. 327) erlaſſene Bekanntmachung über Beſchränkung der Milch⸗ 
verwendung vom 2. September 1915 verbietet in 8 1 Nr. 2 „ge⸗ 
ſchlagene Sahne allein oder in Zubereitungen im Kleinhandel, ins⸗ 
beſondere in Milchläden, Konditoreien, Bäckereien, Gaſt⸗, Schank⸗ und 
Speiſewirtſchaften ſowie in Erfriſchungsräumen zu verabfolgen“, in 
Nr. 3 „Sahne in Konditoreien, Bäckereien, Gaſt⸗, Schank⸗ und Speiſe⸗ 
wirtſchaften ſowie in Erfriſchungsräumen zu verabfolgen“. 9 4 


45. Jahrgang. 


lautet: „Die Unternehmer haben einen Abdruck dieſer Verordnung 
in ihren Verkaufs- und Bureauräumen auszuhängen.“ Abertretungen 
dieſer Borſchrift find nach 8 7 Nr. 8 ſtraſbar. 

Angeklagter, ein Schankwirt, der in ſeinem Betriebe außer 
Bier und Schnaps auch Kaffee und dazu auf Verlangen Milch zum 
Genuſſe auf der Stelle verabfolgt, hat nach dem Inkrafttreten der 
Verordnung einen Abdruck in feinen Betriebsräumen nicht ausgehängt 
und iſt deshalb vom LG. beſtraft worden. Seine Neviſion konnte 
keinen Erfolg haben. 

Er wendet, wie in der Vorinſtanz, zunächſt ein, „Unternehmer“ 
im Sinne des 5 4 ſei nur der, welcher die im 8 1 erwähnten Er⸗ 
yeugniffe in feinem Betriebe verwende oder verkaufe; daß er dies 
tue, ſei nicht feſtgeſtellt. Dieſer Einwand iſt unbegründet. „Unter⸗ 
nehmer“ find, wie Wortlaut, Sinn und Zweck der Verordnung klar 
ergibt, alle Inhaber der im § 1 aufgeführten Betriebe, weil bei 
allen dieſen die Möglichkeit vorliegt, daß fie jene Milcherzeugniſſe 
verwenden oder abgeben. Einer ſolchen Möglichkeit will die Ver⸗ 
ordnung entgegentreten. Der Aushang iſt vorgeſchrieben, um die 
Erreichung dieſes Zweckes zu fördern. Es iſt ausgeſchloſſen, daß die 
Verordnung den Aushang nur denjenigen Gewerbetreibenden hat vor⸗ 
ſchreiben wollen, welche die angegebenen Zubereitungen bereits in 
ihrem Betriebe verwendet haben. 

Auch der zweite Einwand, Angeklagter ſei zur Beſchaffung eines 
Abdruckz auf eigene Koſten nicht verpflichtet, da dies eine Sonder⸗ 
beſteuerung darſtelle, iſt hinfällig; es iſt ein feſtſtehender Grundſat 
bes Berwaltungsrechts, daß jedermann verpflichtet iſt, die zur Bes 
folgung geſetzmäßiger Anordnungen erforderlichen Druckſachen auf 
eigene Koſten zu beſchaffen. (KG., Ste., Urteil vom 7. April 1916, 
S. 128/16.) 


Landgerichte. 
Kriegsrechtliche Entſcheidung. 
a) Zivilſachen. 


1. Der Kriegsvertreter kann nicht zum Offenbarungs⸗ 
eid geladen werden. 


Das KTSHE. vom 4. Auguſt 1914 bezieht ſich im allgemeinen 
nicht auf die Zwangsvollſtreckung. Es unterbricht nur den Nechts⸗ 
reit vor dem Prozeßgericht. Die Zwangsvollſtreckung 
gegen den Kriegsteilnehmer wird nicht gehindert, abgeſehen von den 
hier nicht imtereſſtierenden Beſchränkungen des 8 5. In letzterer Be 
ziehung bedurfte es daher keiner geſetzgeberiſchen Maßnahmen, um, 
wenn eine Unbilligkeit durch eine Unterbrechung vorlag, dem Gläubiger 
eine Zwangsvollſtreckung durch Beſtellung eines Vertreters für den 
Kriegsteilnehmer zu ermöglichen. Insbeſondere kann der Offenbarungs⸗ 
eid auch im Felde geleiſtet werden. 

Anders im Rechtsſtreit ſelbſt. Die Begründung der Bekannt⸗ 
machung über die Vertretung der Kriegsteilnehmer in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten vom 14. Januar 1915 (ſiehe Kriegsbuch von 
Suüthe und Schlegelberger, Bd. I S. 187) betont denn auch, daß 
Unzuträglichkeiten, die dadurch hervorgerufen find, daß Kriegsteilnehmer 
die Bekanntmachung vom 4. Auguſt 1914 mißbraucht hätten, 
um die Erfüllung beſtehender Zahlungspflichten ohne 
Grund zu verweigern, durch die Bekanntmachung vom 14. Januar 
1915 beſeitigt werden ſollten. 

Sie eröffnen für Ausnahmefälle die Möglichkeit, einen gemäß 
8 8 Abf. 2 des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 geſtellten Antrag auf 
Ausſetzung des Verfahrens abzulehnen. 

Hieraus ergibt ſich die Folgerung, daß unter Nechtsſtreit im 
Sinne des 8 1 BDO. vom 14. Januar 1915 (RGBI. S. 17) die 
Zwangsvollſtreckungsinſtanz nicht einbegriffen ſein kann und daß die 
Vertreterbefugnis mit der Rechtskraft des Urteils endet (fo auch 
Kriegsbuch Bd. II S. 87 sub f). 
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Es kann daher babingeftellt bleiben, ob dem Bertreter, ber von 
dem BVorfigenden des Prozeßgerichts für die Wahrnehmung des Nechts 
und der Pflichten des Kriegsteilnehmers im RNechtsſtreit beſtellt iR, 
uberhaupt eine dem Vormund analog geſetzliche Vertretungsbefugnis 
eingeräumt iſt, oder ob er nur die Befugniſſe eines Vertreters im 
Sinne des bürgerlichen Rechts (88 164 ff. 888.) hat. Bgl. hierzu 
Kriegsbuch Bd. I S. 147; Bd. II S. 37. (LG. Hamburg, Beſchluß 
vom 19. Juni 1916, Z Bs. IX 808/16.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Leo, Hamburg. 


2. Bei einem auf unbeſtimmte Zeit formlos ab⸗ 
geſchloſſenen Mietvertrage If die Vereinbarung einer 
längeren als der geſetzlichen Kündigungsfriſt vom Ablauf 
des erſten Mietjahres an unwirkſam. 

Kläger wohnte feit 1912 auf Brund mündlichen Vertrags beim 
Beklagten zur Miete. Anfangs Auguſt 1915 kündigte er zum Ende 
des Monats. Beklagter wies die Kündigung unter Berufung auf 
die bei Bertragsabſchluß erfolgte Vereinbarung einer dreimonatigen 
Kündigungsfriſt zurück. Der Feſtſtellungsklage, daß das Mietverhältnis 
am 31. Auguſt 1915 geendigt habe, iſt vom LG. in II. Inftany 
ſtattgegeben: Im Falle des 8 566 BB. iſt die früheſtens für den 
Schluß des erſten Jahres zuläffige Kündigungsfriſt die geſetzliche; 
eine vereinbarte längere Friſt iſt unmaßgeblich (NE. 59, 246). 
Dasſelbe muß aber finngemäß auch gelten bei einem nicht kraft des 
fingierten Abkommens des 8 566, ſondern gemäß wirklicher 
Parteivereinbarung auf unbeſtimmte Zeit formlos abgeſchloffenen, 
aber länger als ein Jahr beſtehenden Mietvertrage. Der 8 566 
zugrunde liegende geſetzgeberiſche Gedanke nötigt zu der Annahme, 
daß bei allen ohne Schriftform geſchloffenen Mietverträgen nach 
Ablauf des erſten Mietjahres die Bindung an eine längere als die 
geſetliche Kündigungsfriſt ausgeſchloſſen fein fol. (LG. Aachen, Urteil 
vom 14. April 1916, 8 S. 269/15.) 

Mitgeteilt von Gerichtsaſſeſſor Dr. Pomp, Aachen. 


* * 
** 


38. Wechſel eines Treuhänders nach 88 1187, 1189 
BER. 

Im Berggrundbuch von E. iſt eine Sicherungshypothek für den 
Sch. ſchen Bankverein mit der Maßgabe eingetragen, daß dieſer Bank⸗ 
verein zugleich gemäß § 1189 BGB. zum Vertreter der jeweiligen 
Gläubiger der Teilſchuldverſchreibungen, in welche die Anleihe zerlegt 
wird, beſtellt iſt. In $ 12 der in dem Darlehns vertrage enthaltenen 
Bewilligung iſt der Bankverein ermächtigt, die ihm übertragene Ber⸗ 
tretungsbefugnis in vollem Umfange oder geteilt an einen Dritten 
zu übertragen. Am 3. April 1906 iſt im Grundbuch in Spalte 
„Veränderungen“ vermerkt, daß die Vertretungsbefugnis des Bank⸗ 
vereins erloſchen und die Aktiengeſellſchaft Rh. Bank zum Vertreter 
der jeweiligen Gläubiger der Teilſchuldverſchreibungen gemäß 3 1189 
GB. beſtellt iſt. Durch die notariellen Urkunden vom 29. Juni 
und 2. Juli 1915 hat die Rh. Bank ihr Vermögen als Ganzes 
gemäß 5 306 HGB. auf die D.⸗Geſellſchaft übertragen. Dieſe hat 
Berichtigung des Grundbuchs dahin begehrt, daß ſte an Stelle der 
Rh. Bank gemäß 5 1189 BGB. als Vertreterin für die jewelligen 
Gläubiger im Grundbuch eingetragen werde. Durch den angefochtenen 
Beſchluß iſt dieſer Antrag unter Bezugnahme auf den Beſchluß des 
KG. vom 26. Juni 1913 (KJ. 45 A 275 ff.) und den in dieſem 
Beſchluß erwähnten nicht veröffentlichten Beſchluß desſelben Gerichts 
vom 1. März 1909 (1 X. 50/09) zurückgewieſen, weil aus 8 12 der 
Bewilligung nicht folge, daß auch die Rh. Bank ihrerſeits einen Ber 
treter beſtellen könne, und weil wegen der höchſtperſönlichen Natur 
der Treuhänderſchaft die D.⸗Geſellſchaft auch nicht durch den bergang 
der ſämtlichen Aktiven und Paſſtwen der Rh. Bank auf ſie in bie 
Treuhänderſchaft einrücken könne. 


Zu 3. Bol JW. 1913, 1021. 
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Mit der Beſchwerde macht die D.⸗Geſellſchaft geltend, die Rh. 
Bank habe auf Grund des 8 12 der Bewilligung die Vertreterſchaft 
übertragen dürfen, dies übertragbare Recht habe alſo auch bei der 
Geſamtrechtsnachfolge auf die D.⸗Geſellſchaft übergehen müſſen; über 
dies ſei im 8 11 Abſ. 2 der Bewilligung dem früheren Sch. ſchen 
Bankverein eine Art Generalvollmacht erteilt, welche ihn u. a. 
auch zur Übertragung der Vertreterſchaft ermächtigt habe, und die 
Nh. Bank als neu beſtellte Gläubigervertreterin habe dieſelben Rechte 
gehabt wie ihre Nechtsvorgängerin. 

Die Beſchwerde iſt zuläſſig (8 71 @8D.); fie iſt auch begründet. 
Zwar mag die Vertreterſchaft des 8 1189 BGB. mit Rüdficht darauf, 
daß an der Perſönlichkeit, insbeſondere der Vertrauenswürdigkett und 
Kreditfähigkeit des Vertreters ein berechtigtes Intereſſe beſteht, an 
ſich nicht übertragbar ſein. Die Eigenſchaft der Übertragbarkeit aber 
if, wie man auch die Vertretungsmacht des § 1189 868. auffaſſen 
möge, dieſer Vertreterſchaft nicht weſensfremd, derart, daß die Ver⸗ 
treterſchaft mit dieſer Eigenſchaft überhaupt nicht ausgeſtattet werden 
könnte. Hier iſt dieſe Ausſtattung bereits bei der Begründung der 
Hypothek erfolgt, indem dem Sch. ſchen Bankverein die Ermächtigung 
verliehen iſt, die ihm übertragene Vertretungsbefugnis an einen 
Dritten zu übertragen. Mit der Vertreterſchaft geht dies Recht, fie 
zu übertragen, auch auf den nächſten Vertreter über, und zwar ſowohl 
im Falle der Sondernachfolge, als in dem der Geſamtnachfolge. In 
den beiden Kammergerichtsentſcheidungen, auf welche ſich der Vorder⸗ 
richter für feine abweichende Meinung beruft, iſt das Gegenteil nicht 
ausgeſprochen. Während der Beſchluß vom 26. Juni 1913 dieſe 
Frage dahingeſtellt fein läßt, iſt in dem Beſchluß vom 1. März 1909 
nur geſagt, daß im Zweifel der Übergang einer Vollmacht über⸗ 
haupt nach den 88 168, 613, 673 BGB. ausgeſchloſſen ſei; dieſer 
letzteren Entſcheidung lag ein Fall zugrunde, in welchem die Ver⸗ 
treterſchaft mit der Übertragbarkeit nicht beſonders verſehen war; 
daß eine weitere Übertragung oder Geſamtnachfolge ausgeſchloſſen 
ſein ſollte, iſt von dem KG. nicht ausgeſprochen worden. 

Nun hat das KG. in ſeinen beiden Entſcheidungen allerdings für 
den Fall der nachträglichen Beſtellung eines Grundbuchvertreters aus 
5 1189 888. und auch dann, „wenn nur an Stelle eines ſchon vor⸗ 
handenen Treuhänders ein neuer treten“ ſolle, die Einigung des 
Eigentümers mit den ſämtlichen Gläubigern der Teilſchuldverſchreibun⸗ 
gen für erforderlich gehalten, weil die nachträgliche Beſtellung des 
Treuhänders ſtets eine Inhaltsänderung der Hypothek darſtelle. Eine 
Mitwirkung des Eigentümers wie der Gläubiger iſt hier jedoch nicht 
erforderlich, weil die Vertreterſchaft von vornherein eine übertragbare 
geweſen iſt, ihr bergang alſo hier eine Anderung des In⸗ 
halts der Hypothek nicht darſtellt. Der Eigentümer hatte nicht 
nur bewilligt, ſondern die einzelnen Gläubiger hatten aus den An⸗ 
leihebedingungen auch erſehen, daß der Vertreter befugt ſei, ſeine 
Vertretungsmacht zu übertragen. 

Hiernach iſt das Grundbuch durch den Übergang der Vertretungs⸗ 
macht auf die D.⸗Geſellſchaft unrichtig geworden (8 22 GB.), und 
war zur Berichtigung ein nicht beglaubigter Antrag der D.⸗Geſellſchaft 
genügend ($ 13 GBO.). Es könnte ſich nur fragen, ob nicht dieſem 
ergebnis, wonach das Grundbuch unrichtig geworden iſt, die Be 
ſtimmung des 8 1189 Abſ. 1 Satz 2 8G. entgegenſteht, nach welcher 
zur Beſtellung des Vertreters die Eintragung in das Grundbuch er⸗ 
forderlich iſt. Nach dieſer Beſtimmung wirkt die Eintragung jedoch 
nur konſtitutiv bei der urſprünglichen Beſtellung; es mag auch fein, 
daß, wie bei der Übertragung der Buchhypothek, im Fall der Sonder⸗ 
nachfolge in die Vertreterſchaft die Eintragung in das Grundbuch 
erforderlich iſt; dieſe Beſtimmung hindert jedoch nicht den Übergang 
der Vertreterſchaft im Falle der Geſamtrechtsnachfolge. 

Schließlich ſei noch erwähnt, daß zur Erſchwerung des Übergangs 
der Vertreterſchaft um ſo weniger ein praktiſches Bedürfnis vorliegt, 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 14. 1916. 


als die Abberufung des- Vertreters in 8 16 Abf. 4 des Geſetzes vom 
4. Dezember 1899 (N Gl. S. 691 ff.) in der Faſſung des Geſehes 
vom 14. Mai 1914 (K Gl. S. 121, 122) weſentlich erleichtert iſt 
(Beſchluß des LG. Eſſen, VII. 8. vom 8. April 1916, 7 J. 168/16.) 


Mitgeteilt von Amtsrichter Dr. Gieſe, Eſſen. 


b) Strafſachen. 
Der Kommandeur des Erſatzbataillons iſt nicht 
zuſtändig, einen Strafantrag wegen Beleidigung dei 
aktiven oder Reſerveregiments zu ſtellen. 


Der Angeklagte war wegen beleidigender Außerungen über daz 
Regiment X, die er im Herbſt 1915 gegenüber einem Angehörigen 
des Neſerveregiments X ausgeſprochen hatte, vom Schöffengericht N. 
zu Strafe verurteilt worden. Den Strafantrag hatte der Komman⸗ 
deur des I. Erſatzbataillons des Regiments X geſtellt. Da über deſſen 
Zuſtändigkeit hierzu vom Berufungsgericht Zweifel gehegt wurden, 
erſuchte dieſes das ſtellvertretende Generalkommando des Armeekorps 
um Auskunft darüber, inwieweit den Kommandeuren der Erſatz 
bataillone die Vertretung des Regiments für die in der Heimat zu 
erledigenden Angelegenheiten, insbeſondere hinſichtlich der Befugnis, 
Strafanträge zu ſtellen, übertragen ſei, und bat, falls bei dem 
Generalkommando Bedenken wegen der Beantwortung obwalten 
ſollten, die Anfrage an das Kriegsminiſterium weiterzugeben. Das 
Generalkommando hat darauf unter dem 10. März 1916 mit Billigung 
des Kriegsminiſteriums folgende Auskunft erteilt: 

„Nach §8 ... des Mobilmachungsplanes treten zwar die ſtell⸗ 
vertretenden Kommandobehörden in den Wirkungskreis ber ab 
rückenden Feldbehörden ein. Damit iſt aber ein Recht der Erſat⸗ 
bataillone, Strafanträge wegen Beleidigung des aktiven oder Reſerve⸗ 
regiments im Felde zu ſtellen, nicht ohne weiteres gegeben. Im 
übrigen iſt eine allgemeine Vertretungsbefugnis der ſtellvertretenden 
Kommandobehörden für die Feldtruppen zu verneinen.“ (LG. Ru 
ruppin Urteil vom 17. Juni 1916, 8 N. 7/16.) 


Landgerichtsrat Dr. Gerloff, Neuruppin. 


D — ...... 


Druckfehlerberichtiguns. 

Seite 846 laufd. Jahrg. im Schlußſatze der Note muß es 
heißen „OLG.“ ſtatt „StG.“. Dazu iſt nachzutragen, daß 
neueſtens das Kammergericht ſich der Jaegerſchen Anſicht an⸗ 
geſchloſſen und die Auskunftpflicht als Beſtandteil der Rück⸗ 
gewährverbindlichkeit aufgefaßt hat (OLG. 32 S. 375 VIII. 8S.; 
gegen OLG. 22 S. 183 VII. 3S.). 


Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte. 
Herr Juſtizrat Dr. Lemberg, Rechtsanwalt beim Land⸗ 
gericht in Breslau, iſt an Stelle des verſtorbenen Herrn Juſtizrat 
Max Neumann in Breslau als Mitglied des Vorſtandes der 
Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte zugewählt worden. 
Leipzig, den 7. Juli 1916. 


Bülfskaffe für drulſche Rechtsanwälte. 


Spring, Vrücklmeier, Kurlbaum, 
Geh. Juſtizrat, Juſtizrat, Juſtizrat, 
Vorſitzender. Schriftführer. Schatzmeiſter. 


45. Jahrgang. 
14a. 


Jurtiſtiſche Wochenſchrift. 
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Aus dem Schrifttum und der Kechtſprechung zum öffentlichen Recht 
im Kriege (insbeſondere zum Kriegsverwaltungsrecht). 
Zweite Folge (vgl. JW. 1915 Seite 1476 bis 1497 und 1916 Seite 65 bis 76). 
Don Dr. Fritz Haußmann, Rechtsanwalt am Hammergericht. 
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ergangenen BRVOO. (vgl. 8 3 Abſ. II Ermächtigungs G.) deren 
Aufhebung zu verlangen (ebenfo Gothein, Voſſz. vom 
7. IX. 1915 Nr. 456 gegen Laband, DIZ. 1915 S. 838). 


b) Graßhoff, PrVBl. 37 S. 113: Wann treten die 
Kriegsnotgeſetze außer Kraft? 


II. Krieg und Verwaltungsrecht. 


1. von Mayr, „Der Tag“ vom 8. und 9. XII. 1915 

Nr. 287, 288. Der Krieg und die Staatswiſſenſchaften: 
Ausgiebiger Anlaß iſt auch zur Ausgeſtaltung eines be⸗ 
ſonderen Kriegsverwaltungsrechts gegeben. Die Sicherftellung 
der Kriegsführung ſelbſt und insbeſondere auch die in der 
Kriegswirtſchaft darzulegenden öffentlichen Aufgaben der be⸗ 
ſonderen Kriegsfürſorge erfordern eine Fülle eigenartiger Nor⸗ 
men des öffentlichen Rechts ſowohl im nationalen Staatsgebiet 
ſelbſt wie namentlich auch als Grundlage der Verwaltungstätig⸗ 
keit in dauernd beſetzten feindlichen Gebieten. Die 118 
darlegung aller hier einſchlagenden beſonderen Normen bildet 
das lern ſehr reichhaltig ausgeſtaltete Kriegsverwaltungs⸗ 
recht. 


2. Über den Krieg und die Bedeutung von Recht⸗ 
ſprechung und Verwaltung, beſonders in Bayern, Silber⸗ 
ſchmidt, Dichter Z. VII S. 530—541. 


III. Verwaltungsgerichtsbarkeit. 
Urteil des PrOVG. vom 29. VI. 1915, DIZ. 1916 
S. 246: 


Die Vorſchriften der 88 245, 249 ZPO. find, wenn Infolge 
eines Krieges die Tätigkeit des Gerichts aufhört, auch auf das 
Verwaltungsſtreitverfahren anwendbar. 


B. Beamtenrecht, ins beſondere die Gehalts 
zahlung an Kriegs teilnehmer. 


Unſere Beamten und der Krieg. . 1—5 des Be⸗ 
aniten⸗Jahrbuchs, herausgegeben von Falkenberg und 
Potthoff. Einzeln je 1,50 M 9750 1 nn 
Stuttgart, J. Heß, vgl. insbeſ. Kriegsheft 2/3 (April⸗Mai 1915 
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45. Jahrgang. 


A) Umfrage: In welcher Weiſe wird die neuzeitliche Beamten⸗ 
bewegung durch den Krieg beeinflußt werden? B) ebenda 
Scharringhauſen: Die Kriegshilfe der deutſchen Be⸗ 
amten. — Everling: Militär⸗ und Kommunalbeamte. Zf⸗ 
Kommunalwiſſenſchaft 2, 7, 168—172. — Fürſorge für Kriegs⸗ 
beſchädigte und Kriegsteilnehmer. Flugſchriften, herausgegeben 
von Potthoff und Falkenberg. Heft 7: Die Kriegsfür⸗ 
ſorge und die Beamten, Falkenberg u. a. — Salomon, 
233. 1915 ©. 1016: Einberu ng zum Kriegsdienſt und Ge⸗ 
baltsanſpruch. — Vogels, PrVBl. 37 S. 513 ff., 529 ff.: 
Der Krieg und das Beamtenrecht. 

1. Min BlfdiV. 75. Jahrg. 1914 S. 236 ff. betr. Dienſt⸗ 
dezüge der infolge der Mobilmachung zum Kriegsdienſt ein⸗ 
gezogenen Beamten. 

2. MinBldi V. 76. Jahrg. 1915 S. 26. Vfg. vom 21. J. 
1915 betr. die Auslegung des Staatsminiſterialbeſchluſſes 
über die Regelung des Dienſteinkommens der zum Militär- 
dienſt einberufenen Beamten vom 1. VI. 1888 zu I Nr. 8: 

Auf Beamte, inſoweit ſie ihrer aktiven Dienſtpflicht ge⸗ 
ngen, finden die unter I Nr. 1—7 des Beſchluſſes vorgeſehenen 
Vorteile keine Anwendung, wohl aber auf Staatsbeamte, die 
zum Kriegsdienſt im Landſturm oder der Erſatzreſerve heran⸗ 
gezogen werden. (Danach ſind z. B. die Diäten eines Regie⸗ 
tungs⸗Bureaudiätars, der am 1. XII. 1914 als unausgebildeter 
Landſturmpflichtiger zum Kriegsdienſt eingezogen iſt, weiter⸗ 
zuzahlen.) 

Vgl. auch die Vfg. vom 26. I. 1915 betr. Dienſtbezüge der 
zum Ktiegsdienſt einberufenen oder in feindliche Gewalt ge: 
tatenen Zivilbeamten (Min Blfdi . 76. Jahrg. 1915 S. 28). 


3. JMBl. 1916 S. 2. Beſchluß des Staatsminiſteriums 
dom 28. XII. 1915 (zu vgl. auch die Allg Vfg. vom 26. XI. 
1915 über die Neuregelung der Kriegsbeſoldung der Beamten, 
IJMBl. S. 279. Beſchluß zur Ausführung des 8 66 
NMilG.): 
Nachdem durch die Beſtimmungen über die Neuregelung 
der Kriegsbeſoldung der Beamten uſw. vom 1. XI. 1915 
(Armee⸗Verordnungsblatt Nr. 50 S. 511) die Beſoldung der 
oberen Beamten in mobilen Stellen neu feſtgeſetzt iſt, wird be⸗ 
ſtimmt, daß da, wo nunmehr auch bei ihnen die Beſoldung in 
Gehalt, Wohnungsgeldzuſchuß und Feldzulage beſteht, Gehalt 
und Wohnungsgeldzuſchuß als reiner Betrag der Kriegsbeſol— 
dung zu erachten iſt. Gehalt und Wohnungsgeldzuſchuß ſind 
daher, vorbehaltlich des unter I 3 Abſ. 2 des Staatsminiſterial⸗ 
beſchluſſes vom 1. VI. 1888 feſtgeſetzten Mindeſteinkommens von 
3600 A, voll anzurechnen, die Feldzulage dagegen nicht. 

Zu vgl. auch die Allg Vfg., JM Bl. 1916 S. 77. 

4. IMBl. 1916 S. 46: Rundverfügung vom 28. II. 1916 
betr. vorſchußweiſe Zahlungen an Angehörige gefallener oder 
vermißter ftaatlicher Lohnempfänger. 

5. IM Bl. 1916 S. 85. Allg Vfg. vom 25. IV. 1916 über 
die Bezüge vermißter Beamter: Die Einſtellung der Gehalts— 
uſw. Zahlung iſt nicht ohne weiteres lediglich auf Grund der 
Tatſache anzuordnen, daß der Beamte bei einem beſonderen 
Kriegsereigniſſe vermißt worden iſt. Die vorgeſetzte Dienſt⸗ 
behörde hat vielmehr die vorgeſchriebenen Ermittlungen über 
den Verbleib des Beamten auch künftig anzuſtellen. Regel⸗ 
mäßig wird für die Zahlung des Gehalts uſw. ſowie der 
Gnadenbezüge der Eintritt des Todes des vermißten Be: 
amten nicht zu einem früheren Zeitpunkt anzunehmen ſein, als 
auf den letzten Tag des auf das Kriegsereignis folgenden 
ſechſten Kalendermonats. (Zu vgl. im übrigen die Ver⸗ 
fügungen vom 24. XII. 1914, IMBl. S. 883 ſowie vom 
5. II. und 25. IX. 1915, JIM Bl. S. 23, 216.) 

6. AVBl. 1916 Nr. 50, 27—32. Zur Neuregelung der 
Kriegsbeſoldung der Beamten uſw. Beſtimmungen zur Aller— 
höchſten Kabinettsorder vom 1. XI. 1915 — ABl. S. 511 — 
(Erl. vom 22. I. 1916). 

7. JBl. f. d. Pr. Verw. d. Zölle u. Reichsſt. 1915 S. 225: 
Allg Vfg. des Finanzminiſters vom 2. X. 1915 betr. die An⸗ 
rechnung von Kriegsjahren, nach welcher der Erl. an den 
Reichskanzler vom 7. X. 1915 (RGBl. S. 565 und 593 ff.) 
nach 8 17 des Zivilpenſions G. auf die preußiſchen Zivil- 
beamten anzuwenden iſt. 

8. MinBlfdiv 1916 S. 50 Entſch. d. OVG. v. 13. I. 
1916 betr. die Sehaltszahlung an Kommunalbeamte, die fi 
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freiwillig in das Heer haben aufnehmen laſſen: Auf freiwillig 
in das Heer eingetretene Beamte findet 8 66 RMilG. keine 
Anwendung. Aus der Entſtehungsgeſchichte des 8 66 Abſ. 4 
iſt aber nur zu entnehmen, daß die nicht mehr wehrpflichtigen 
abkömmlichen Kommunalbeamten, welche nach ausgeſprochener 
Mobilmachung freiwillig in das Heer eintreten, ihren Anſpruch 
auf Fortzahlung des Dienſteinkommens nicht auf 8 66 ſtützen 
können; beruht dieſer dagegen auf einer ſonſtigen geſetzlichen 
Grundlage, fo iſt er durch 8 66 nicht aufgehoben, ſondern un⸗ 
berührt geblieben (nicht anders Erl. des Miniſters des 
Innern vom 9. IX. 1914 V 35/08, Kommunale Rundſchau 
Bd. VII S. 729). Dem Kläger (Polizeikommiſſar) war vom 
Amtsvorſteher die Genehmigung erteilt, ſich entſprechend der 
Aufforderung des Bezirkskommandos für den Fall der Mobil⸗ 
machung der Militärbehörde zur Verfügung zu ſtellen. Un⸗ 
erlaubte Entfernung vom Amt (vgl. SS 8 ff. Diſziplinarſtraf G. 
vom 21. VII. 1852) kommt nicht in Betracht. Iſt unter dieſen 
Umſtänden ein ſich freiwillig meldender Beamter von der 
Militärbehörde in das Heer eingeſtellt, ſo iſt er, ſolange ſeine 
Einſtellung dauert, durch militäriſchen Zwang verhindert, 
ſeine Dienſtgeſchäfte wahrzunehmen. Es muß dann der Be⸗ 
hörde, in deren Dienſt er angeſtellt iſt, überlaſſen bleiben, 
ſeine Rückkehr in das Amt bei der Militärbehörde zu erwirken 
(Reklamation) — 8 125 Nr. 6 Wehr O. —. Der Amtsaus⸗ 
ſchuß war hiernach zur Einbehaltung eines Teiles des Dienſt⸗ 
einkommens nicht berechtigt. 


9. PrVBl. 37 S. 502. Entſch. d. OVG. vom 13. I. 
1916 Gehaltszahlung an zum Militärdienſt einberufene Kom⸗ 
munalbeamte: 

Der 8 66 Abſ. 1 RMilG. vom 2. Mai 1874/6. Mai 1880 
findet auf die nicht mehr wehrpflichtigen, aber freiwillig in das 
Heer eintretenden Kommunalbeamten keine Anwendung. Die 
ſonſtigen Vorſchriften über Anſprüche der Kommunalbeamten 
u ihr Gehalt werden durch $ 66 a. a. O. nicht berührt. Ent» 
ſtehen durch den freiwilligen Eintritt Kolliſionen gemeindlicher 
Intereſſen, ſo hat die Behörde dafür zu ſorgen, daß der Beamte 
für unabkömmlich erklärt oder reklamiert wird. 

10. PrVBl. 37 S. 505. Entſch. d. OVG. vom 4. I. 1916: 

Schulamtsbewerber, welchen von der Aufſichtsbehörde die 
nicht nur vorübergehende Verwaltung einer Lehrerſtelle an 
einer Volksſchule übertragen iſt, ſind une Beamte, welchen 
nach 8 66 RMilG. vom 2. Mai 1874/6. Mai 1880 in Verbin⸗ 
dung mit den AusfBeſt. des Staatsminiſteriums durch ihre Ein⸗ 
berufung zum Militärdienſt das perſönliche Dienſteinkommen 
ihrer Stellen verbleibt. Vorübergehend iſt eine Beſchäftigung 
nur dann, wenn fie von vornherein ausdrücklich oder nach den 
Umſtänden auf eine beſtimmte Zeit begrenzt iſt; wenn die Aus- 
übung der Amtsverrichtung bis auf weiteres übertragen iſt, gilt 
die Beſchäftigung als eine „ſtändige“. 

11. Holz, PrVBl. 37 S. 143, über die Anrechnung der 
Bezüge eines penſionierten im Staatsdienſt wieder angeſtellten, 
aus Anlaß der Mobilmachung einberuſenen Magiſtratsmit⸗ 
gliedes auf die Kriegsbeſoldung. 


12. Derſelbe, Pr Bl. 37 S. 190: Wenn ein Kommu⸗ 
nalbeamter (Diplomingenieur) für die Kriegszeit bei der Kaiſer⸗ 
lichen Werft auf Privatdienſtvertrag gegen eine beſtimmte Be⸗ 
ſoldung eingeſtellt und hierzu von ſeiner Kommunalverwaltung 
beurlaubt iſt, iſt 8 66 RMilG. nicht anwendbar. Entſcheidend 
ſind die getroffenen Vereinbarungen. 

13. Popitz, PrVBl. 37 S. 206: Auf mittelbare Be⸗ 
amte, z. B. Beamte der Landſchaften, Landwirtſchafts⸗- und 
Handelskammern, öffentlicher Feuerſozietäten uſw. iſt 8 66 
RMilG. ebenfalls anwendbar. 

14. Nedwig, PrVBl. 37 S. 228, verneint die An⸗ 
rechenbarkeit der Zivilpenſion der Witwen und Waiſen von 
gefallenen Beamten, Geiſtlichen und Lehrern bei Feſtſetzung 
der Militär⸗ und Kriegsverſorgung (zu vgl. auch $ 31 
MilHintG. 

15. Popitz, PrVVBl. 37 S. 268: Die Gehaltszahlung 
an Kriegsgefangene und an vermißte Beamte (zu vgl. 
Miniſterialerlaß vom 26. I. 1915, Min Bl. S. 28). 

a) Kriegsgefangene Beamte beziehen kein Militärdienſt⸗ 
einkommen mehr, jo daß eine Anrechnung auf das Zivildienſt⸗ 
einkommen nach 3 6 RMiIIG. nicht mehr ſtattfinden kann, 

132 * 
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auch wenn der Gefangene etwa von dem feindlichen Staate 
ein Gehalt bekommt (Art. 17 der Anlage zum Haager Ab⸗ 
kommen vom 18. X. 1907, RGBl. 1910 S. 132). 

b) Nach dem Miniſterialerlaß vom 26. I. 1915 iſt bei 
vermißten Beamten das Gehalt zunächſt an die Familie weiter 
zu zahlen, bis anzunehmen iſt, daß der Beamte nicht mehr am 
Leben iſt (zu vgl. auch Juſtizminiſterialerlaß vom 25. IX. 
1915, IM Bl. S. 216). 

Fällt hiernach die Gehaltszahlung weg, fo wird der Frau 
und den Kindern ein Betrag, der im Falle des Todes ihnen 
als Zivil⸗Witwen⸗ und Waiſengeld entſpricht, als „Vorſchuß 
auf alle etwa aus dem Beamtenverhältnis gegen den Staat 
ſich ergebenden Forderungen“ gezahlt. 

16. Dagegen Olshauſen, PrVBl. 37 S. 368. Die 
Gehaltszahlung an vermißte Beamte: 

Nach den AusfBeſt. zu 8 66 RMilG. hat der Beamte 
trotz Nichtleiſtung der Dienſte Anſpruch auf Fortzahlung 
des Gehalts nur während der Dauer des Kriegs dienſtes. 
Dieſe Vorausſetzung iſt aber bei vermißten Beamten nicht ge⸗ 
geben. Das entſpricht auch der Kriegsbeſoldungsvorſchrift, 
nach welcher für Offiziere, die vermißt werden, der Bezug der 
Kriegsbeſoldung mit Ablauf des Monats endet, der auf den 
Monat des Vermißtſeins folgt. (Vgl. auch v. Ols⸗ 
hauſen, DZ. 1915 S. 1018, ſowie Reindl, Hirths⸗ 
Ann. 1915 S. 12.) 

17. Marcus, DGemeinde Z. 1916 S. 132: Unter die 
„allgemeine Verſorgung“ im Sinne der 88 20, 21 MilHint®. 
fallen nur die Gebührniſſe und Bewilligungen gemäß 
88 2— 18 des Geſetzes (ebenſo im Ergebnis Nedwig ebenda 
S. 1%), ſo auch LG. Stuttgart und LG. I Berlin in 
DGemeinde. Z. 1916 S. 183, 196 (vgl. auch Wolff, DIZ. 
1916 S. 326) und Fürnrohr, JW. 1916 S. 643. 

18. Holz, PrVBl. 37 S. 479: Der Dienſt bei der 
Zivilverwaltung der beſetzten Gebiete geſchieht nicht mehr in 
Erfüllung der Wehrpflicht. Beamte haben danach die Ge⸗ 
nehmigung ihrer Anſtellungsbehörde zu dieſem Dienſt einzu⸗ 
holen und mit ihr ihre Vereinbarungen über die hieraus für 
ihre Anſtellungsverhältniſſe ſich ergebenden beſonderen Rechte 
und Pflichten zu treffen. (Vgl. eventuell 8 8 Disziplinar®. 
vom 21. VII. 1852.) 

19. Könnemann, DIZ. 1916 S. 526, Kriegsteil⸗ 
nehmer und Diſziplinarverfahren: 

Vorſchlag, den Allerhöchſten Gnadenerlaſſen vom 27. I. 
und 24. IV. 1915 ſowie 27. I. 1916 bei Würdigung der dienſt⸗ 
lichen Verfehlungen eine weſentlich ſühnende Bedeutung beizu⸗ 
meſſen, ſoweit die beſonderen, für die Amtsführung maß⸗ 
gebenden Geſichtspunkte dies zulaſſen. 

20. Ztſchr DNot V. 15. Jahrg. Heft 7 1915 S. 451: 

Die Einberufung des Notars zur Fahne hat nach einer in 
der Rhein, Z Not. veröffentlichten Verfügung des Oberlandes⸗ 
gerichts⸗Präſidenten Cöln nicht das Ruhen des Amts und 
auch nicht den Fortfall der Diſziplinargewalt der Juſtiz⸗ 
beamten zur Folge. Inſoweit der Notar während des Heeres⸗ 
dienſtes zugleich ſein Amt verfieht, unterſteht er der Juſtiz⸗ 
5 Er hat dieſer von der Einberufung Anzeige zu 
machen. 


C. Ariegsſterbefälle und Kriegsfürſorge. 
I. Kriegsſterbefälle und Kriegsverſchollenheit. 
. DIZ. 1916 S. 332: Die Todeserklärung 
bei Kriegsverſchollenheit. — Lenel, DZ. 1916 S. 28: Die 
Todeserklärung bei „ — Schmidt: Die 
Rechtsverhältniſſe der Vermißten nebſt der BRV. über die 
Todeserklärung Kriegsverſchollener vom 18. IV. 1916. Verlag 
Vahlen, 0,80 4. — Zürn, PrVBl. 37 S. 62: Standesamt⸗ 
liche Beurkundung des Todes von Kriegsteilnehmern. (Vgl. 
a ey vom 6. XII. 1915: Kriegsſterbefälle und Kriegs⸗ 
erluſte. 
1. RGBl. 1916 S. 296. Bek. des Bundesrats vom 
18. IV. 1916 betr. die Todeserklärung Kriegsverſchollener. 
Amtliche Begründung in Nr. 96 des Reichsanzeigers (22. IV. 
1916). Näheres bei Dronke und v. Olshauſen, W. 
1916 S. 632, 642. 
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2. MinBlfdi®. 1915 S. 197. Pfg. vom 9. IXI. 1915 
betr. die Beurkundung der Sterbefälle Minderjähriger: 

Bei minderjährigen Kriegsteilnehmern führt die An⸗ 
wendung des in 8 8 in Verbindung mit 8 11 BGB. zunächſt 
zu der Annahme, daß als letzter Wohnſitz des Gefallenen der 
Wohnſitz des Inhabers der elterlichen Gewalt anzuſehen iſt. 
Daneben aber iſt es nach 8 8 BGB. zutreffend, daß Minder⸗ 
jährige mit dem Willen ihres geſetzlichen Vertreters auch 
ſelbſtändig einen Wohnſitz begründen können. In der Regel 
iſt anzunehmen, daß der Minderjährige (außer bei vorüber⸗ 
gehendem Aufenthalt, wie z. B. bei Lehrlingen, Studenten) 
mit dem Willen ſeines geſetzlichen Vertreters an dem betreffen⸗ 
den letzten Aufenthaltsort einen Wohnſitz begründet hat. Im 
ganzen wird das verſtändige Ermeſſen des Einzelfalles maß⸗ 
gebend bleiben. Überdies iſt damit zu rechnen, daß zur Be⸗ 
ſeitigung der rechtlichen Schwierigkeiten in wirklich zweifel⸗ 
haften Fällen die kaiſerl. VO. vom 20. I. 1879 demnächſt dahin 
ergänzt werden wird, daß die Beweiskraft des Standesregiſters 
im Einzelfalle dadurch nicht berührt wird, daß die Be⸗ 
urkundung durch einen der VO. zuwiderhandelnden unzu⸗ 
ſtändigen Standesbeamten erfolgt iſt. 


3. AV Bl. 1915 S. 54 (Vfg. vom 11. XII. 1915) über 
die Führung Vermißter in den Kriegsrangliſten und Kriegs⸗ 
ſtammrollen: 

u 8 4 Ziff. 7 Anlage 9 der Heerordnung wird beſtimmt, 
daß Vermißte in den Kriegsrangliſten und Kriegsſtammrollen 
erſt dann zu ſtreichen ſind, wenn auch beim Zentral⸗Nachweiſe⸗ 
bureau des Kriegsminiſteriums in Berlin Nachrichten darüber, 
daß die Betreffenden noch am Leben ſind, nach Ablauf eines 

ahres ſeit dem 8 fich dieren nicht eingegangen find. Die 

ruppenteile haben ſich hiervon durch Anfrage Überzeugung zu 
verſchaffen. 

4. Boſchan, PrVVBl. 37 S. 144, Über die Be 
urkundung der Sterbefälle von Kriegsteilnehmern, Form der 
Anzeige, Zuſtändigkeit zu ihrer Erſtattung, unter Erwähnung 
des „Liſtenerlaſſes“ vom 11. X. 1914 („ Standesbeamte“ 1914 
S. 252) ſowie des Erlaſſes vom 5. XII. 1914 (,„Standes⸗ 
beamte“ 1915 S. 9), jedoch ohne Berückſichtigung der Praxis 
des Zentral⸗Nachweiſe⸗Bureaus, an welches ſich ſowohl 
Standesbeamte wie das Publikum zur Vermittlung ordnungs⸗ 
mäßiger Beurkundung grundſätzlich zu wenden haben werden. 


5. Aber die Nachläſſe der Krieger vgl. v. LZoß berg, 
DIZ. 1915 S. 1191—1195: Behandlung des Nachlaſſes ge 
fallener und im Felde verſtorbener Militärperſonen. 


6. Über die Mitwirkung der Truppen bei der gerichtlichen 
Todeserklärung Kriegsverſchollener, AV Bl. 1916 S. 191 (Erl. 
vom 20. IV. 1916): AusfBeſt. zu 8 17 Abf. 1 Verſchollen⸗ 
heitsBO. vom 18. IV. 1916. 

7. AV Bl. 1915 S. 484; 1916 S. 144, 145, 180, 209: 
Rückführung von Leichen in Oſterreich⸗Ungarn und Serbien 
deutet) Krieger (bis September 1916 iſt Ausgrabung nicht 
geſtattet). 

8. Über die Gedenkblätter für Angehörige ge⸗ 
fallener Krieger ſ. AW Bl. 1915 S. 140 (29. III. 1915) und 
1916 S. 133 (3. III. 1916). 


II. Allgemeine Kriegs fürſorge. 
Reiche Literaturangaben zur c e 
bei Maas, ee der Sozialwiſſenſchaften unter Ab⸗ 
nitt XII 12 der einzelnen Hefte, ſowie in der neuen Zeit⸗ 
rift: Die Kriegsbeſchädigten adio Zeitſchrift für die ge⸗ 
amten lin. fh der Kriegsbeſchädigten. Voſſiſche Buchhand⸗ 


lung, Berlin, jährlich 4 &. | 
Gooeze, PrVBBl. 37 S. 517: Die Zerſplitterung 
der Kriegsfürſorge. — Oe iß: Kriegsinvalidenfürſorge. 


Schmollers Jahrbuch, 40. Jahrg., 1. Heft S. 297-349. 
— Vereinsſchriften des Vereins für Kommunalwirtſchaft 
und Kommunalpolitik, Heft 55 Horion und Luppe: 
Die Kriegsbeſchädigtenfürſorge. — Fürſorge für Kriegs⸗ 
beſchädigte und Kriegsteilnehmer. Flugſchriften, heraus⸗ 
gegeben von Potthoff und Falkenberg. Heft 1: Friedens⸗ 
fürſorge für Kriegsbeſchädigte. Heft 4: Huth: Die 
Einrichtungen der öffentlichen Körperſchaften zur Verſorgung 

Heft 5: Friedensfürſorge für Kriegs⸗ 
verletzte. — Flugſchriften zur Schaffung ſozialen Rechts, heraus⸗ 


45. Jahrgang 


Juriſtiſche Wochenſchrift. | 


egeben von A Sinsheimer und „ualtenberg, Heft 7: 
3 aftrom: von den 487 . im 
rieden bleiben? — Klumker, rmenweſen 16, 11 
229— 2336: 175 7 e Aufgaben 1 der 5 der Kinderfürſorge? 
ie ſtaatliche Kriegsinval 1 f 5 

80 4. — Krienswohl Banane tie sbud 
dee eltz E: 
att des Krieges. Ein Rundblir über r bie organi⸗ 


ſatoriſche und a Kriegsarbeit 1914/1915 in Oſterreich⸗ 
2,60 &. 


Ungarn. Wien, 

1. Min Blfdi V. 76. Jahrg. (1915) S. 160: Vfg. vom 
8. IX. 1915 betr. die a (vgl. auch 
Vfg. vom 10. V. 1915 ebenda S. 95) und dazu Anlage a 
betr. die Ergebniſſe der Beratungen in der Konferenz der Re⸗ 
gierungs⸗ und Gewerbeſchulräte am 19. und 20. VII. 1915 
über die Fürſorge für die Kriegsinvaliden (ebenda S. 165 ff.). 

2. IMBl. 1916 S. 84: Allg Vfg. vom 23. IV. 1916 betr. 
die Berichte durch die al über die Aus⸗ 
geſtaltung der Waiſenpflege 

9. ZBlfd DeutſcheR. 58. Jahrg. (1915) S. 159: Be⸗ 
ſtimmungen des Bundesrats über die Verwendung eines 
Teiles der durch den zweiten Nachtragsetat für 1914 bereit⸗ 
geſtellten Reichsmittel für Zwecke der ſozialen Kriegsinvaliden⸗ 
fürſorge (vgl. auch ZBBlfd DeutſcheR. 1914 S. 619). 

4. Über die Unterſtützung deutſcher Auslandsflüchtiger 
durch die Konſuln und die inländiſchen Behörden. Neu⸗ 
burg, DZ. 1916 S. 491: Der Flüchtling aus dem Aus⸗ 
land und ſein Anſpruch gegen das alte Vaterland. 


III. Kriegsbeſchädigten · und Hinterbliebenenfürſorge. 


Bibliographiſches. Herb ſt: Die Literatur der Kriegs⸗ 
landeten HR sbeſchädigtenfurſor 5 1, 4, 145—155). 
Milit e eere, in der 


Marine Ab in den © Schutzteuppen. g. Aufl. erlin, Verlag 
Kameradbſchaft. 2 — Boywidt: Der Krieg und ſeine 
Weiſungen an die Berufsgensfenföcten Berlin 1916 und 


dazu PERL. 3 7 S. 542. — 90 . f. Kommunalwirt⸗ 
ſchaft und denne 6, 1 2 1015. Die Kriegsbeſchä⸗ 
e y Köhler: ie ſtaatliche Kriegsinvaliden⸗ 
fürſorge. ipzig, Thieme. 2,80 AM. — Schneider: Die 
Verſorgung der Kriegshinterbliebenen nach Reichsgeſetz vom 
17. V. 1907 und den AusfB ai I. Die Hinterbliebenen ber 
en Non as? Aal Di Druckerei und Verlags- 


anſtalt amp: Fürſorge und Verſor⸗ 
gu b 8 5 Kere, Heerebangehörigen. 
ü wann. 0,60 4. — Seiffert: Ratgeber für 


die Hunerbltebenen der Breobteifnehmer Potsdam, Stiftungs- 


verlag. 0,40 4. — Das Militär- und Beamtenhinterbliebenen⸗ 
geſetz, mit 9 en und Tabellen. Stuttgart, Heſſ. Geh. 
2.4, geb. ie Kriegsbeſchädigtenfürſorge in der Rhein- 


5 1175 e im Auftrage des Tätigkeitsausſchuſſes 
bas Arz 175 e e in der Rheinprovinz vom Landes⸗ 

heinprovinz in Düſſeldorf. Schriftleitung 
8 en Nr. 1 1915, Düſſeldorf, Schwann. 

MinBlfdiV. 1916 S. 80 (Vfg. vom 25. III. 1916) betr. 
die Zahlung von Militärrenten an Minderjährige: 

Aus dem Recht und der Pflicht des Vormundes, für das 
Vermögen des Mündels zu ſorgen, folgt, daß Zahlungen, die 
wie die Rentenzahlungen in Erfüllung einer geſchuldeten 
Leiſtung erfolgen, mit Rechtswirkſamkeit für das Mündel nur 
an den Vormund und nur gegen deſſen Quittung bewirkt 
werden können (vgl. 58 1793, 1813 Ziff. 2 BGB.). Die 
ſich aus $ 113 möglicherweiſe für Berufspflichtige ergebende 
Ausnahme kommt für die in Erfüllung ihrer Wehrpflicht 
dienenden Perſonen nicht in Betracht. Aber auch bei den in 
Ausübung des freigewählten Berufes dienenden Militär⸗ 
perſonen wird es ſich bei der Zweifelhaftigkeit der Anwendung 
des $ 113 BGB. empfehlen, die Penſion und Rente an die 
Minderjährigen ſelbſt nur mit Zuſtimmung des Vormundes 
zahlen zu laſſen. 


IV. Familienunterſtätzung. 

Kriegsbuch ee 585 S. 363 ff. 
Abſchnitt „Familienunterſtützung“. — Lie Breit, Pr VBl. 
a 5 106; 5 K ld I. Ausf fer Wem 

ungsgeſetz u e preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen 
vom 2 01 1916. 1 e, PrVBl. 37 S. 209: Die 
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50 ene eee e und die Novelle vom 

IX. zum Geſetz betr. ie Unterſtützung von Fa⸗ 
lien in er Dienft eingetretener Zune — Vgl. ferner 
PrVBl. 37 S. 450 ff.: 850 elsfragen aus dem Geſetz betr. die 
Unterſtützung von Familien in den Dienſt eingetretener Mann⸗ 
ſchaften vom 28. II. 1888/4. VIII. 1914. Vier Aufſätze von Hart⸗ 
mann, Jung, Meyer Saſſe. 


1. RGBl. 1916 S. 55: Bek. betr. die Unterſtützung von 
1 der in den Dienſt eingetretenen Mannſchaften vom 
21. I. 1916. 


2. Min Blfdi V. 1915 S. 20. Vfg. vom 22. XII. 1914 
betr. die Gewährung von Unterſtützungen an die Familien der 
in den Dienſt eingetretenen Mannſchaften (Min BBlfdi B. 1914 
S. 288 und 301): 

Gleichſtellung der in den Kolonien ſich aufhaltenden und 
dort in den Kriegsdienſt eingetretenen mit den übrigen Mann⸗ 
ſchaften. Beſondere Beſtimmungen, falls die Familien ihre 
Heimſtätten zu verlaſſen und in anderen Orten Zuflucht zu 
nehmen gezwungen ſind. 


3. MinBBlfdiB. 1915 S. 20. Vfg. vom 17. II. 1915 
betr. die Vorausſetzung für den Anſpruch unehelicher Kinder 
von Kriegsteilnehmern auf Familienunterſtützung: Zur „Feſt⸗ 
ſtellung“ der Vaterſchaft genügen Briefe an die uneheliche 
Mutter oder dgl. Auch genügt es, wenn der Vater freiwillig 
für den Unterhalt des Kindes regelmäßig geſorgt hat. 


4. Min Blfdi V. 1916 ©. 83. Vfg. vom 10. IV. 1916 betr. 
die Familienunterſtützung an Angehörige der in den Dienſt 
eingetretenen Mannſchaften: Die Familienunterſtützungen ſind 
den Angehörigen der in den Dienſt eingetretenen Mannſchaften 
nicht nur für die Dauer einer zeitweiligen Beurlaubung der⸗ 
ſelben in die Heimat infolge Erkrankung oder Verwundung, 
ſondern auch für die Zeit einer Türseren Beurlaubung der⸗ 
ſelben zur Erholung, zur Beſorgung ne oder wirtſchaft⸗ 
licher Geſchäfte unverkürzt weiter zu zahlen. 


5. AV Bl. 1915 Nr. 56 (24. XII. 1915). Vfg. vom 

20. XII. 1915 betr. Fürſorge für Familien Vermißter: 
Die auf Grund der 88 12, 2 und 23, 2 der Kriegsbeſol⸗ 
dungsvorſchrift bewilligten Gehalts⸗ und Löhnungsbeträge an 
Angehörige Vermißter können bis zur Demobilmachung des 
dae 1 (88 8, 2 und 9, 2 a. a. O.) weiter 
ges lt werden, ſofern nicht die Hinterbliebenenverforgung nad) 
em Geſetz vom 17. V. 1907 früher einſetzt oder die für die 
Bewilligung gegebenen Vorausſetzungen aufgehört haben. 
Die Vorſchrift im 8 4 Ziffer 7 der Anlage 9 der Heer⸗ 
ordnung ſteht dem nicht entgegen. 

6. Liebrecht, PrVBl. 37 S. 335: Wer zum Feinde 
freiwillig übergegangen iſt, hat ſich der Fahnenflucht ſchuldig 
gemacht und feine Familie nach $ 11 Familienunterſtützungs G. 
der Unterſtützung beraubt, ohne daß dies durch Gerichts- 
erkenntnis feſtgeſtellt werden müßte. Bei Hilfsbedürfigkeit der 
Familie muß Armenpflege nach allgemeinen Grundſätzen ein⸗ 
treten. 

V. Familienunterſtützung und Armenpflege. 

1. Bek. des BR. betr. Einwirkung der Fürſorge ſür An⸗ 
gehörige von Kriegsteilnehmern auf deren Unterſtützungswohn⸗ 
ſitz vom 13. XI. 1915 (RGBl. S. 765) und dazu Baath, 
PrVBl. 37 S. 145: Es ſoll der Einfluß der kriegeriſchen Er⸗ 
eigniſſe und der Einberufung des Unterhaltspflichtigen auf 
die Unterſtützungswohnſitzverhältniſſe ausgeſchaltet werden; 
die Friſten für den Erwerb und Verluſt des Unterſtützungs⸗ 
wohnſitzes ſollen tunlichſt ſo weiter laufen oder ruhen, wie es 
ohne den Ausbruch des Krieges der Fall geweſen wäre. 


2. Min Blfdi V. 1916 S. 81. Vfg. vom 26. III. 1916 betr. 
Einwirkung der Fürſorge für Angehörige von Kriegsteil⸗ 
nehmern auf die armenrechtliche Unterſtützungspflicht: 

Aus der VO. des BR. vom 13. XI. 1915 (RGBl. S. 765) 
kann nicht gefolgert werden, daß für einen Landarmen und 
ſeine armenrechtliche Familie (deren Hilfsbedürftigkeit durch 
den Eintritt der Kriegsfürſorge unterbrochen worden iſt) der 
früher endgültig fürſorgepflichtig abe Landarmenverband 
wieder einzutreten hat, wenn der Landarme ſpäter nach Auf⸗ 
hören der Kriegsfürſorge in dem Bezirk eines anderen Land⸗ 
armenverbandes wieder armenrechtlich hilfsbedürftig wird. 
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Aus dem Wortlaut und dem Sinne der BO. vom 13. XI. 
1915 font daß nur das Ruhen der Friſt für den Erwerb 
und Ver uft des 1196 aus Billigkeitsgründen 
für Fälle hat angeordnet werden ſollen, in denen dauernd 
5 hilfsbedürftig geweſene Perſonen Kriegsunter⸗ 
ſtützung erhalten. 
3. Erkenntnis des Bundesamts für Heimatweſen vom 
3 a PrVBl. 37 S. 121 (ſ. a. Min Blfdi V. 1915 
199): 
Wenn die Lieferungsverbände auch nicht verpflichtet ſind, 
jedenfalls etwa 1 Errichtung von Anſtalten, für An⸗ 
Kals p lege zu ſorgen, ſo bleibt doch ihre Verpflichtung 
beſtehen, den hilfsbedürftigen Angehörigen von Kriegsteilneh⸗ 
mern die zur nötigen Anſtaltspflege erforderlichen Mittel zu 
. Dieſer e können die Verbände auch 
adurch gerecht werden, daß ſie die Angehörigen unmittelbar in 
eigenen oder fremden Anſtalten unterbringen. Tun ſie dies, ſo 
liegt Kriegs fürſorge, nicht Armenpflege vor. 
4. PrVBl. 37 S. 140. Bundesamt für Heimatweſen vom 
23. X. 1915: 
Bei einer erſtmalig nach der Einberufung des Ernährers 
oder Unterhaltspflichtigen W Unterſtützung kommt es 
nicht 3 an, ob bie Hilfsbedürftigkeit vorausſichtlich auch 
ohne die Einberufung ganz oder teilweiſe eingetreten fein 
würde. Es macht auch keinen Unterſchied, wenn die Kriegs⸗ 
ee ganz oder zum Teil an Stelle einer ſchon zuvor 
ewährten Armenunterſtützung tritt. Nur bei den nach 8 2b 
es Geſetzes aufgeführten Angehörigen iſt Vorausſetzung, daß der 
Einberufene ihnen zuvor Unterhalt gewährt hatte, oder das 
Unterſtützungsbedürfnis erſt ſpäter hervorgetreten iſt. 


VI. Kriegswochenhilfe. 

Kriegsbuch (Güthe⸗Schlegelberger) Bd. II S. 346 ff.: 
Neuere Literatur über Kriegswochenhilfe mit Erläuterung der 
Bek. betr. die Ausdehnung der Wochenhilfe während des Krieges 
vom 23. IV. 1915 (NRG Bl S. 257). — Erbe, PrVBl. 36 
S. 301: Kriegswochenhilfe bei außerehelichen Geburſen. — 
Lüdge, PrVBl. 37 S. 142: Kriegswochenhilfe bei außer⸗ 
ehelichen Geburten. 

1. ZBlfd DeutſcheR. 53. Jahrg. (1915) S. 373; vgl. 
auch a. a. O. 1914 S. 609 und $ 21 der Bek. vom 23. IV. 
1915 (RGBl. S. 257): Erſtattung der verauslagten Beträge 
für Wochenhilfe während des Krieges an die Lieferungs⸗ 
verbände. 

2. Brunn, PrVBl. 37 S. 319. Beſcheid des Reichs⸗ 
kanzlers (Reichsamt des Innern vom 25. VI. 1915): Fehl⸗ 
geburten fallen an ſich nicht unter die Kriegswochenhilfe, doch 
kann gerade der Zweck der Behandlung von Schwangerſchafts⸗ 
beſchwerden ſein, Komplikationen zu vermeiden, die zu einer 
Fehlgeburt führen könnten. (A. M.: Verſicherungsamt 
Hamburg 4. XI. 1915 „Arbeiterverſorgung“ 1916 S. 9, wonach 
auch anormale Schwangerſchaftsbeſchwerden unter § 199 
RVO. fallen.) 

3. Sonderhoff, ZBlfReichs Verſ. 1915 S. 201: 
Die neue BRVO. betr. Ausdehnung der Wochenhilfe während 
des Krieges vom 23. IV. 1915. 

4. Hoffmann, PrVBl. 37 S. 143: Die Ent: 
ſcheidungen der Verſicherungsbehörden, wodurch einer weib— 
lichen Perſon bei einer Fehlgeburt nach fünfmonatiger 
Schwangerſchaft die Reichswochenhilfe verſagt worden iſt, ſind 
zutreffend, da nur Wöchnerinnen Anſpruch auf dieſe haben. 
Eine Reichskrankenhilfe hat man nicht einführen wollen. 


VII. Aufwandsentſchädigung. 


Sickel, DGemeinde Z. 1916 S. 17: Der Nachweis der 
ehelichen Geburt zwecks Bewilligung von Aufwandsentſchä— 


digung. 

MinBlfdi V. 1916 S. 82. Vfg. vom 30. III. 1916 betr. die 
Gewährung von Aufwandsentſchädigungen an Wehrpflichtige: 
Die als Militärpflichtige eingeſtellten ſowie alle übrigen 
Wehrpflichtigen, die vor Erreichung des militärpflichtigen 
Alters während des Krieges in das Reichsheer eingeſtellt worden 
oder eingetreten ſind und nicht ſchon vorher ihrer Dienſtpflicht 
genügt hatten, ſind bei der a der Anträge auf Gewäh⸗ 
rung von Aufwandsentſchädigung als in Erfüllung ihrer geſetz— 
lichen zwei- oder dreijährigen Dienſtpflicht befindlich zu be⸗ 
trachten. Ihre Kriegsdienſtzeit iſt daher inſoweit als aktive 

Dienſtzeit voll in Anrechnung zu bringen. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


M 14a. 1916. 


D. Sozialverſicherung. 
I. Allgemeines. 


Reichstagsdruckſachen Nr. 144, Denkſchrift über die Vermögens: 
lage der Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſicherung. Berlin, 
Ben 110 A. — Altmann, Jahresbericht ber 

uriſtiſchen Geſe 1 1915 S. 88: Soziale e 
und Frauenhilfe im Kriege. — Dove: Die deutſche Sozial⸗ 
1885 im Weltkrieg, Voſſ 3. 23. XI. 1915. Abdruck eines Auf 
atzes aus „Nord und Süd“ im Anſchluß an ſtatiſtiſche Daten 
des „Reichsarbeitsblatts“. — Endres, Oſterr. Volkswirt 
8, 5, 68— 70: Die deutſche . und der an — 

reund, RuW. 4. Jahrg. Nr. 12 S. 279—281: Die Tätig⸗ 
eit der deutſchen Landesverſicherungsanſtalten während des 
1 — e a 1914 S. 411. 1 Die 
ſtaatliche Arbeiterverſicherung und der Krieg. — Daſelbſt 

S. 341 ff. Sier⸗Somlo: Der Krieg und die Sozialverſiche⸗ 

rung. — Derſelbe S. 361 ff.: Zum Recht der Sozialver- 
ſicherung in der gegenwärtigen Kriegszeit. — Über Kriegsinva⸗ 
lidenverſicherung fh ZBlfReichsVerſ. 1915 S. 13. — 

n tungsbeamte 23. 32/33, 381-388: Die 

ozialverſicherung während des Krieges. 

1. Über die Kriegsnotgeſetze auf dem Gebiete der Sozial: 
verſicherung vgl. Kriegsbuch Bd. II S. 305 ff. und dazu Bek. 
vom 11. V. 1916 betr. die Beitragserſtattung nach 8 398 
AngeſtVG., RGBl. S. 370, und über die Antragsrechte in der 
Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſicherung vom 12. V. 1916 
(RGBl. S. 371). 


2. Maier, PrVBl. 37 S. 172: Nach dem Beſcheid des 
RV A. vom 18. I. 1915 (Amtl. Nachrichten 1915 S. 460) 
gelten ausländiſche Arbeiter nicht mehr als freie Arbeiter und 
ſind daher nicht verſicherungspflichtig. Die früher von den 
Verſicherungsträgern zu übernehmenden Koſten erwachſen 
nunmehr der öffentlichen Armenpflege. 


3. ZBlfReichsVerſ. 1915 S. 1ff. Koehne: Ber: 
pflichtet die Weiterzahlung des Lohnes oder Gehalts an 
Kriegsteilnehmer zu den Beiträgen der Sozialverſicherung? 

Für Kriegsteilnehmer ſind keine Verſicherungsbeiträge zu 
entrichten, auch wenn ihnen der Arbeitgeber weiter gewährt, 
was ſie früher als Lohn oder Gehalt empfangen haben und 
keine ausdrückliche Kündigung ſtattfand. (Vgl. zu derſelben 
Frage, Jähnel in Arbeiterverſicherung XXI S. 781 ff. und 
Baum, im Arbeitsrecht Dezember 1914 S. 143 ff.) Da⸗ 
gegen vgl. aber JW. 1915 S. 63. 


4. AV Bl. 1916 S. 175 (13. IV. 1916): Armierungs⸗ 
arbeiter genießen keine Beitragsfreiheit der Invaliden⸗ und 
Hinterbliebenenverſicherung. (RVA. 12. II. 1916 entgegen 
einem kriegsminiſteriellen Erl. vom 7. VIII. 1914). Die 
Nachentrichtung erfolgt „ohne Verſchulden des Arbeitgebers“ 
(§ 1433 RVO.; vgl. hierzu auch Bruns, ZBlfReichs Ver]. 


1915 S. 245). 
II. Krankenverſicherung. 


1 q ß do rf Oſterr. Z. f. öff. u. priv. Verſich. 6, 2/3, 105—111: 
Die Wirkungen des Krieges auf die deutſche . 
rung. — Kaiſenberg, PrVBl. 34 S. 889: Krankenverſiche⸗ 
rung und Krieg. — Frü 9 er, ZBlfReichs Verf. 1915 S. 25 ff.: 
Die Leiſtungspflicht der Krankenkaſſen an Kriegsteilnehmer. — 
S. 71 ff.: Krankenverſicherung und Wochenhilfe. — Sonder: 
Hoff, ZBlfReichsVerſ. 1914 S. 451 ff.: Die reichsgeſetzlichen 
Krankenkaſſen Hamburgs und der Krieg. — Schirmer, 
Krankenverſ. 3, 23 186—187: Kriegslaſten der Krankenkaſſen. 
1. Entſch. des großen Senats des RVA. vom 11. XII. 
1915 (vgl. Monatsblätter f. Arbeiterverſicherung, X. Jahrg. 
S. 75 und PrVBl. 37 S. 435): Soweit die Satzung einer 
Krankenkaſſe nichts anderes beſtimmt, iſt S 214 RVO. nicht 
anzuwenden, wenn ein Kriegsteilnehmer außerhalb der 
Grenzen des Deutſchen Reichs erkrankt, verwundet oder ge 
fallen iſt. Dagegen vgl. ZB Reichs Verſ. 1915 S. 939. 


2. ZBlfReichs Verſ. 1914 S. 394. Die Kriegsteilnehmer 
und die Krankenverſicherung: 

Nach den vorliegenden Entſcheidungen kann kein Zweifel 
darüber beftehen, daß Kriegsteilnehmer als „erwerbslos“ im 
Sinne des $ 215 RWO. zu gelten haben. 


45. Jahrgang. 


III. Unfallverſicherung. 
über die Einwirkung des Krieges auf die Unfallverſiche⸗ 
rung vgl. JW. 1915 S. 989 und Joſef, ZfVerſicherungs⸗ 
weſen 1915 42, 413—414; 44, 431—432: Die Einwirkung des 
Krieges auf die Unfallverſicherung. 


IV. Knappſchaftsvereine. 

Bek. betr. die Ausdehnung des Knappſchafts⸗Kriegsgeſetzes 
vom 26. III. 1915 auf Angehörige der öſterreichiſch⸗ungariſchen 
Monarchie vom 23. X. 1915 (PrGS. 1915 S. 44, 147). — 
Wahle, Z.f. Bergrecht 56, 4, 520— 526: Bemerkungen zu den 
Knappſchaſts⸗Kriegsgeſetzen für das Königreich Sachſen. 


V. Angeſtelltenverſicherung. 

Pr VBl. 37 S. 208: Abdruck des von dem Direktorium der 
Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte herausgegebenen 
Merkblatt über die Anrechnung der Kriegsdienſtzeiten als 
Beitragszeiten für die Angeſtelltenverſicherung“. — Ditt⸗ 
mann, 3. f. d. geſ. Verſich.⸗Wiſſ. 16, 1, 98—100: Rückerſtattung 
der Beiträge zur Angeſtelltenverſicherung an Kriegsteilnehmer. 
— Fellinger, 38BlfReichsVerſ. 1914 S. 168, 395: uber 
Kriegsdienſt und Angeſtelltenverſicherung. — Hafften, daſ. 
S. 430 ie Einwirkung des Krieges auf die Angeſtellten⸗ 
verſicherung. — Laß, DZ. 1915 S. 1013: Angeſtelltenver⸗ 
ſicherung und Krieg. — Derſelbe, Monatsſchrift für Are 
beiter⸗ und Angeſtelltenverſicherung, III. Jahrg., Heft 11 
S. 702: Die Angeſtelltenverſicherung während des Krieges. — 
Lindemann, DZ. 1915 S. 955 ff.: Kriegsgeſetzgebung 
und Spruchrecht in der Angeſtelltenverſicherung. 

1. IM Bl. 1916 S. 59. Allg Vfg. vom 15. III. 1916, Be: 
ſcheid der Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte: 

Das Direktorium hält diejenigen Perſonen, welche eine an 
ſich verſicherungspflichtige Tätigkeit bisher nicht ausgeübt haben 
und auch nach Beendigung des Krieges vorausſichtlich nicht 
ausüben werden, hinſichtlich einer nur für die Dauer des Kriegs⸗ 
uſtandes angenommenen, an ſich ee eee e⸗ 
ſchäftigung nicht für verſicherungspflichtig im Sinne des Ver⸗ 
ſicherungsgeſetzes für Angeſtellte. 

2. v. Olshauſen, JW. 1915 S. 1344. Der Einfluß 
des Krieges auf die Angeſtelltenverſicherung: 

Die BRVO. vom 26. VIII. 1915 (RGBl. S. 531) über 
die Anrechnung von Kriegszeiten in der Angeſtelltenverſiche⸗ 
rung hat der Rechtsunſicherheit auf dieſem Gebiete ein Ende 
gemacht. Auch infolge Herabſetzung des Gehalts von 5100 auf 
2550 M während des Krieges kann die Verſicherungspflicht 
begründet werden (Renten A. 27. II. 1915). 

3. Full, ZB5lfReichsVerſ. 1915 S. 373 ff.: Die 
Stellung der Träger der Reichsverſicherung im Krieg. Verf. 
behandelt die Frage der Beſorgnis, daß die Träger der 
deutſchen Reichsverſicherung Gefahr der Beſchlagnahme und 
Einziehung durch den Feind bei einer für das Deutſche 
Reich ungünſtigen Kriegslage laufen. 

4. Nedwig, PrVBl. 37 S. 300. Die Friſten für die 
Geltendmachung der Anſprüche der Krieger- Hinterbliebenen 
aus der Angeſtellten⸗ und Hinterbliebenenverſicherung: 

Der Rentenausſchuß Berlin gibt 8 398 AG., nach 
welchem der Anſpruch der Witwe und der hinterbliebenen 
Kinder auf Erſtattung der Hälfte der Beiträge innerhalb eines 
Jahres nach dem Tode des Verſicherten geltend gemacht werden 
muß, die unbillige Auslegung, daß die Anmeldung binnen 
einer Ausſchlußfriſt von einem Jahr erfolgen muß, ohne Rüd: 
ſicht darauf, daß der Tod des Verſicherten bekannt war (vgl. 
nunmehr RGBl. 1916 S. 370). 


E. Ariegsleiſtungsgeſetz und Kriegsſchäden⸗ 
erſatz. 


I. Kriegsleiſtungsgeſetz. 
Zur Frage des Rechtsweges wegen 9 pal. 
Friedrichs Handbuch der Prozeßpraxis II. Bd. IV Nr. 2084, 
2096 S. 531—536. 


1. ABl. 1916 S. 51 Nr. 83 (Erl. vom 5. II. 1916): 
Vereinbarung mit Oſterreich⸗Ungarn über die Regelung der 
Entſchädigungen für Kriegsleiſtungen und Kriegsſchäden. 
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2. MinBlfdi V. 1916 S. 14. Erkenntnis des Gerichtshofs 
zur Entſcheidung der Kompetenzkonflikte v. 30. X. 1915 betr. 
den Rechtsweg bei Anſprüchen aus dem Kriegsleiſtungsgeſetz: 

Auf Grund einer Pferdeaushebung hatte der Kläger 950 4 
erhalten und gegen die zur Vertretung des Militärfiskus be⸗ 
rufene Verwaltungsbehörde e in Wies⸗ 
9 995 beim Amtsgericht Wiesbaden Klage mit dem Antrage 
erhoben, 

n daß die Pferdeaushebungskommiſſion den Wert 
es ausgehobenen Pferdes nicht auf 950 M, ſondern auf 

1400 4 endgültig feſtgeſtellt habe, und daß entſprechend 

der sen verpflichtet ſei, noch 450 & nebſt 4% Zinſen 

ſeit dem Tage der Klagezuſtellung zu zahlen 

Der Kompetenzgerichtshof hat den Rechtsweg für un uläffg 
erklärt. Die Summenfeſtſetzung gemäß 88 25, 26 Kc. un 
8 20 Abi. 3 der Preußiſchen V bildet 
die reichsgeſetzliche ausſchließliche Grundlage des zu erhebenden 
Vergütungsanſpruchs ſelbſt. Es iſt nicht Aufgabe der ordent⸗ 
lichen Gerichte, Entſcheidungen einer Verwaltungsbehörde (hier 
der Aushebungskommiſſion), denen das Geſetz die Benutzung 
eines Anſpruch begründenden Rechtsakts beilegt, im Prozeß auf⸗ 
zuheben oder abzuändern ($ 13 KLG). Weder beſchränkt I 
§ 34 KLG. u) die in 88 25—27 geregelten Anſprüche, no 
an $ 26 Abf. 3 für Anſprüche aus einer erfolgten Wertfeſt⸗ 
chung den ordentlichen nun reichsgeſetzlich ohne weiteres 
aus. 58 34 KLG. bezweckt, dem Reich für die in dieſem Geſetz 
ſtatuierten Vergütungsanſprüche Dritter A bevorzugte 
Stellung zu gewährleiſten, welche die einzelnen Bundesſtaaten 
ur Wahrung ihrer Hoheitsrechte landesgeſetzlich für ſich bean⸗ 
71 könnten. 


8 3. RG. 6. XII. 1915, Warneyer ErgBBd. 9 (1916) 
. 63 ff.: 


ff.: 

a) Bei Prozeſſen aus Anlaß von Pferdeaushebungen nach 
§8 25, 3 KLG. und der Preuß. Pferdeaushebungsvorſchrift 
vom 1. V. 1902 wird die Prozeßvertretung des Reichsmilitär⸗ 
fiskus durch den Regierungspräſidenten ausgeübt (JW. 1910 
S. 123 Nr. 34, Fritze⸗Werner S. 213). 

b) Aus § 34 KLG. ergibt ſich, daß das Geſetz den Rechts: 
weg nicht ſchlechthin auszuſchließen beabſichtigte; aus 88 25, 
33 KLG. aber iſt zu entnehmen, daß jedenfalls für die Feſt⸗ 
ſetzung der Höhe der Vergütung der Rechtsweg ausgeſchloſſen 
fein fol. Auf die Zahlung der nach 88 25, 33 des Geſetzes 
durch die Verwaltungsbehörde feſtgeſetzten Vergütung 
855 dagegen im ordentlichen Rechtswege geklagt werden 
önnen. 

. Bi endgültige Entſcheidung über die Streitfrage ber Zu» 
läſſigkeit des Rechtsweges nach dem KLG. — zu vgl. JW. 1915 
S. 1486 — enthält das Urteil noch nicht (vgl. hierzu auch 
Sächffer, JW. 1916 ©. 649).] 

4. OLG. Marienwerder 2. III. 1916, Rechtſprechung der 
Oberlandesgerichte Bd. 32 S. 298, Rechtsweg für Vertrags⸗ 
anſprüche aus Kriegsleiſtungen: 

Die Fortifikation hatte mit dem Kläger am 8. VIII. 1914 
vereinbart, daß er im Falle einer Armierung der Feſtung den 
laut Dampferverteilung des Generalkommandos für 1914/15 
zugewieſenen Dampfer mit dem erforderlichen Betriebsperſonal 
für militäriſche Zwecke zur Verfügung zu ſtellen, und als Ver⸗ 
gütung 120 „ pro Tag zu erhalten hat. Der Rechtsweg 
wegen der Vergütung wird für zuläſſig erklärt. Nach 8 2 find 
die Leiſtungen aus dem KLG. nur inſoweit in Anſpruch zu 
nehmen, als für die Beſchaffung der Bedürfniſſe nicht durch 
freien Ankauf oder Barzahlung uſw. geſorgt werden kann; im 
Eingang des Vertrages heißt es ausdrücklich, daß er „frei⸗ 
händig“ abgeſchloſſen ſei .. .. Hieraus erhellt deutlich, daß 
es ſich hier um Anſprüche nicht aus dem Geſetz, ſondern aus 
einem privatrechtlichen Vertrage handelt (FW. 1915 ©. 1819). 


5. Beyer, PrVBl. 35 S. 5ff. Einige Streitfragen 
aus dem Kriegsleiſtungsgeſetz: 

Haftung der Militärbehörde für zuläſſigen Untergang 
oder ſonſtigen Verluſt von nur zur Benutzung requirierten 
Sachen iſt allgemein analog 8 12 Ziff. 3 KLG. anzunehmen. 

[Schäffer, PrVBl. 37 S. 5, Berne auf die „all» 
Hl Schadenserſatzgrundſätze“ (doch wohl nur öffent» 
i ch⸗rechtliche!). Meines Erachtens iſt eine Haftung nur bei 
ſchuldhafter Verletzung der Obhutspflicht der Militär 
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behörde nach dem Geſetz vom 22. V. 1910 i. Verb. mit 8 839 
BGB. gegeben.] 
Auch Aufwendungen bei Geſtellungsfahrten von Kraft⸗ 
wagen find zu erſetzen (8 3 Ziff. 6 KLG.) 
Pfändungsbeſchlüſſe betr. Kriegleiſtungsentſchädigungen 
ſind zweckmäßigerweiſe außer dem Regierungspräſidenten 
(Preußen) auch der Gemeinde zuzuſtellen (vgl. 8 7 KLG.) . 


6. Schäffer, PrVBl. 37 S. 3ff. Fragen aus dem 
Kriegleiſtungsgeſetz: 

Ein Offizier, der vor Inanſpruchnahme ſtaatlicher 
Schulen Gemein de ſchulen belegt (vgl. JW. 1915 ©. 677), 
macht ſich und das Reich ſchadenserſatzpflichtig (S 839 BGB.). 
Geſetz vom 22. V. 1910. 

Ein Gebäude, das überhaupt, wenn auch nur zeitweilig, 
benutzt zu werden pflegt (z. B. Feſthalle), iſt nicht ſchlechthin 
leerſtehend oder disponibel. 

Wertangaben in Requiſitionszetteln, mit denen ſich der 
Eigentümer nicht einverſtanden erklärt, hindern nicht nach⸗ 
trägliches Verlangen erneuter Feſtſetzung nach ſachverſtändiger 
Schätzung. 

7. Helms, PrVBl. 37 S. 518. Zur Frage der Ent⸗ 
ſchädigung von Nebenberechtigten bei Kriegsleiſtungen: 

Bei einer Grundſtücksrequirierung nach 8 15 KLG. kann 
neben dem Eigentümer auch Pächter und Mieter Entſchädigung 
fordern, ſoweit die ihnen entzogene Nutzung nicht durch den 
Wegfall des Mietzinſes abgegolten iſt. (So auch das Reichs⸗ 
marineamt; auch die Miniſter des Innern und des Krieges 
haben in einem nach Ziff. 11 Nr. 5, 6 Ausf VO. vom 1. IX. 
1876 zum KLG. ergangenen Rekursbeſcheid den Entſchädi⸗ 
gungsanſpruch des Mietets nach § 14 KLG. feſtgeſtellt.) 

8. Schwandt, PırBBl. 37 S. 272: 5 360 Ziff. 10 
StGB. iſt anwendbar, wenn ſich jemand ohne triftigen Grund 
geweigert hat, der nach dem KLG. an ihn gerichteten Aufforde⸗ 
rung des Bürgermeiſteramts, ſich als Geſpannführer zu ſtellen, 
nachzukommen (Bayeriſches Oberſtes Landesgericht, DStrafr Z. 
2. Jahrg. Heft 3/4 S. 170). Entſprechend iſt 8 360 Ziff. 10 
StGB. bei unbegründeter Zurückweiſung von Einquartierung 
anwendbar. 

9. Heine, PrVVBl. 37 S. 156 (gegen Beyer, 
PrWVBl. 37 S. 5ff.), bejaht die Anwendbarkeit des 8 370 
BGB. bei Vorzeigung eines echten Requiſitionsſcheins durch 
einen Unberechtigten. 


II. Kriegsſchädenerſatz. 


Vereinbarung mit Oſterreich⸗-Ungarn über die Regelung 
der Entſchädigungen für Kriegsleiſtungen und Kriegsſchäden vom 
5. II. 1916 (AVBl. 50, 9, 51—52). — Apfelbaum, Ge 
richtshalle, 59. Jahrg., Nr. 45: Zur Frage der Kriegsſchäden⸗ 
erſätze (Oſterreich):. — Bovenſiepen, Dichter Z. VII, 
747: Haftung des Reichs oder des Staats für Kriegsſchäden. 
— Kraft: Die Entſchädigung für rechtmäßige Eingriffe der 
Staatshoheit. Gruchots Beitr. 60, 2 (1916) S. 268—295. 
1. Teil (eingehende Überſicht über die Judikatur). — 
Weck: Kriegsſchäden und Kriegsſchädenerſatz. Charlottenburg, 
e Geb. 4 AM. — Wolzendorff: Das Wider- 
ſtandsrecht des Volkes gegen rechtswidrige Ausübung der 
Staatsgewalt (angekündigt Jurdit Bl. 1916 S. 79). 


1. Norddeutſche Allgemeine Zeitung vom 18. IV. 1915: 


„Die aus Anlaß des gegenwärtigen Krieges erwachſenen 
Schäden ſind bisher von den beteiligten Deutſchen bei den ver⸗ 
ſchiedenen Behörden angemeldet worden. Um eine einheitliche 
Behandlung dieſer Schäden herbeizuführen, haben die Zentral— 
i Bearbeitung der Anmeldungen in folgender Weiſe 
verteilt: 

1. Schäden, die durch den Einfall feindlicher Truppen in das 
Reichsgebiet verurſacht ſind, werden von den zuſtän⸗ 
digen Landesbehörden behandelt. 

2. Schäden, die in deutſchen Schutzgebieten durch 
kriegeriſche Maßnahmen des Feindes entſtanden ſind, 
werden durch das Reichskolonialamt, und, ſoweit das 
Schutzgebiet Kiautſchou in Frage kommt, durch das Reichs⸗ 
marineamt bearbeitet. 

3. Schäden, die deutſchen Zivilperſonen in Feindesland 
an ihrem Eigentum oder an Leib und Leben durch Gewalt⸗ 
tätigkeiten der Bevölkerung oder der Behörden zugefügt 


worden ſind, werden us den Reichskommiſſar zur Er⸗ 
keiten 


örterung von Gewalttäti gegen deutſche Zivilperſonen 
in Feindesland behandelt, deſſen ln erlin W 35, 
F Straße 38 III, befindet. Das gleiche gilt für 

igentumsſchäden, die Deutſchen in Feindesland durch 
geſetzgeberiſche Anordnungen der feindlichen Regierungen, 


wie 5 iskationen, Zwangsliquidationen u. dergl. zugefügt 
worden 5 

4. äden, die ſich auf die Wegnahme, Zurückhaltung oder 
See ung deutſcher See 11 e oder deutſcher Ladungen 
auf Seeſchiffen beziehen, ſind bei dem Reichsamt des 
Innern, Abteilung III, anzumelden, während für Schäden 
der Binnenſchiffahrt der unter 3 erwähnte Reichs⸗ 
kommiſſar zuſtändig iſt. 

5. Verluſte an deutſchen Privatforderungen im feind⸗ 
lichen Ausland, die durch geſetzgeberiſche Maßnahmen der 
feindlichen Regierungen, wie Moratorien, Zahlungsverbote, 
Einziehungen u. dergl. entſtanden ſind, werden nicht weiter 
anzumelden ſein, da bei den Friedens verhandlungen darauf 
Bedacht genommen wird, dieſe Forderungen mit allen ihren 
Rechtsbehelfen grundfägti wiederherzuſtellen. Das able 
gilt für ſolche Rechtsverluſte, die durch Eingriffe feindlicher 
Regierungen in die ihnen gegenüber beſtehenden privat⸗ 
face Anſprüche von Deutſchen, in die an Deutſche er⸗ 
teilten Konzeſſionen aller Art, ſowie in deutſche 
Patent⸗ und Urheberrechte u. dgl. entſtanden find. 


Die bisherigen Anmeldungen der unter 1 biß 4 
bezeichneten Art ſind den dort aufgeführten Stellen fc in 
worden, fo daß eine nochmalige Einreichung nicht erforderlich iſt. 

Bei den weiteren Anmeldungen ſind die entſtan⸗ 
denen Schäden möglichſt genau unter kurzer Angabe des Sach⸗ 
verhaltes darzulegen. Handelt es ſich um Gegenſtände, die der 
Verfügung der deutſchen Eigentümer — vor allem durch Se⸗ 
queſtrationen — entzogen ſind, oder über deren Verbleib ſie keine 
Kenntnis haben, ſo wird darüber zweckmäßig ein beſonderes 
Verzeichnis mit e Angaben über ihren Wert und den Ort, 
wo ſie zurückgelaſſen ſind, ſowie über die Perſönlichkeit, der 
etwa der Schutz anvertraut wurde, einzureichen ſein. 

Alle dieſe Angaben find ſelbſtverſtändlich nach beſtem Wiſſen 
und 1 5 zu machen, dergeſtalt, daß ſie gegebenenfalls von 
den betroffenen Perſonen eidlich erhärtet werden können. So⸗ 
weit angängig, ſind auch Zeugen, die aus eigener Wiſſenſchaft 
die Angaben zu beſtätigen vermögen, nach Namen und Aufent⸗ 
haltsort zu bezeichnen. 


Im Anſchluß daran hat die „Norddeutſche Allgemeine 
Zeitung“ vom 27. IV. 1915 noch folgende Bemerkungen 
gebracht: 

Es iſt nochmals darauf hinzuweiſen, daß nur ſolche 
Schäden anmeldungspflichtig ſind, die durch Gewalttätig⸗ 
keiten der feindlichen enölferung oder Behörden, ſowie 
durch e Anordnungen der feind⸗ 
lichen Regierungen, wie Konfiskationen, Zwangsliqui⸗ 
dationen und e zugefügt ſind. Dagegen können Schä⸗ 
den, die ſich als allgemeine Folge des Kriegszu⸗ 
ſtandes darſtellen, einer Erörterung nicht unterzogen werden. 
Schäden Aue Art, insbeſondere infolge des Krieges unein⸗ 
ziehbare Außenſtände, Geſchäftsverluſte anderer Art, Einbußen 
infolge des Verluſtes von Stellungen uſw., desgleichen Schäden 
an Rechtsanſprüchen, die au Privatvertrag oder Erbrecht be 
ruhen, oder Schädigungen, die durch Maßnahmen ber ee 
lichen Regierungen auf dem Gebiete des Patent- und Urheber 
rechtes und dergleichen hervorgerufen werden, ſind deshalb nicht 
anzumelden. Angeſichts der en Zahl nichtberückſichtigungs⸗ 
fähiger Anmeldungen kann bei Nichtbeachtung der veröffent⸗ 
lichten Grundſätze auf eine Antwort durch den Reichskommiſſar 
nicht gerechnet werden. Ebenſo iſt die Erteilung von Empfangs⸗ 
beſtätigungen über Anmeldungen unmöglich.“ 

2. JM Bl. 1916 S. 41: Beſchluß des OLG. Poſen vom 
23. VII. 1915, die von deutſchen Militärbefehlshabern ber: 
fügten Beſchlagnahmen von Waren in Feindesland begründen 
keinen pfändbaren Erſatzanſpruch gegen das Reich (im gleichen 
Sinne ein Beſchluß des HanſOL G. Hamburg vom 27. IV. 
1915; ſ. auch IW. 1915 S. 1037). 

3a) Anordnung des Reichskanzlers betr. das Verfahren 
vor der Reichsentſchädigungskommiſſion vom 25. IV. 1915 und 
dazu Kriegsbuch Bd. II S. 371 ff. : 

b) Anweiſung des preußiſchen Staatsminiſteriums über 
die vorläufige Ermittlung von Kriegsſchäden und die Ge⸗ 
währung einer ſtaatlichen Vorentſchädigung in den durch den 


45. Jahrgang. 


Krieg unmittelbar berührten Landesteilen vom 18. I. 1915 
(Min Bl. S. 143; |. auch Min Bl. S. 149). Über den Wieder⸗ 
aufbau Oſtpreußens vgl. die VO. betr. die Umlegung von 
Grundſtücken in der Provinz Oſtpreußen vom 11. XII. 1915, 
Pr. S. 172 (vgl. Kriegsbuch Bd. II S. 380 ff.). 

c) Beſtimmungen über Kriegsſchadenermittlung und Vor⸗ 
entſchädigungen, zuſammengeſtellt im Oberpräſidium zu 
Königsberg i. Pr. am 1. VII. 1915. 7 (Wiederaufbau der 
Provinz Oſtpreußen, 5.) 153 Seiten. Königsberg i. Pr. 
Druck d. Oſtpreuß. Druckerei u. Verlagsanſt. 1915. 


4. Über die Mitwirkung der Gerichte bei der Erörterung 
von feindlichen Gewalttätigkeiten gegen Deutſche und von Ver⸗ 
letzungen des Völkerrechts im Kriege ſowie anläßlich der der 
Reichsentſchädigungskommiſſion geleiſteten Rechtshilfe, vgl. 
IM Bl. 1914 S. 700, 768, 800; 1915 ©. 24, 110; 1916 S. 51. 


5. Anſprüche vor der Reichsentſchädigungskommiſſion. 
Beer, DI. 1915 S. 1172, polemifiert gegen den Aufſatz 
von Katz, DJ Z. 1915 S. 1072: 

Vor dem Entſchädigungsbeſchluß iſt nichts anderes 
vorhanden als die Beſchlagnahme. Es fehlt das Ver⸗ 
mittlungsglied zwiſchen dem Beſchlagnahmetatbeſtand und 
der zukünftigen Forderung. Eine Haftung iſt da, 
nicht ein Recht, das Gegenſtand einer 
Übertragung und Pfändung fein könnte. 
Es fehlt zur Verpfändung und zur Pfändung auch die Mög⸗ 
lichkeit der Anzeige an den Schuldner (vgl. $ 1289 BGB.) 

und des Zahlungsverbots an den Drittſchuldner (vgl. 8 829 
3PO.). Das Reich iſt vor dem Entſchädigungsbeſchluſſe 
nicht Schuldner. 

Die Gerichte erkennen faſt ausnahmslos die Unpfändbar⸗ 
keit an (vgl. insbeſondere OLG. Poſen vom 23. VII. 1915, 
JW. 1915 S. 1037; ſ. auch oben zu Ziffer 2). 


FP. Wen und das Geſetz über den 
Bel, 


agerungszuſtand. 

I. Zur Polizeigewalt der Berwaltungsbehörben 
in Kriegszeiten. 

Hellwig 


„ Z. 0 Polizei⸗ u. Verwaltungsbeamte 24, 
2., 3., 18—23: Bekämpfung der Wahrſager in der Kriegszeit. 

1. Gerland, PrVBl. 36 S. 551: Gegenüber 
renitenten Wirten, denen die Polizeiverwaltung oſtpreußiſche 
Flüchtlinge zur Aufnahme überwieſen hat, iſt die Polizei 
nicht befugt, mit polizeilichen Zwangsmaßregeln einzugreifen, 
da es ſich um der Polizei nicht überwieſene Wohlfahrtspflege 
handelt. Die Gemeinden müſſen auf Anweiſung der vor⸗ 
geſetzten Verwaltungsbehörden die Flüchtlinge gegen Entgelt 
unterbringen und die Koſten auf den Gemeindehaushalt 
nehmen. Laſſen ſich entgeltliche Privatquartiere nicht 
ſchaffen, ſo müſſen die Flüchtlinge in öffentlichen Gebäuden, 
Schulen uſw. untergebracht werden. 


2. Mathias, PrVBl. 36 S. 768: Die Regelung der 
Brotverteilung iſt nach 88 35, 36 Bek. vom 25. I. 1915 
(RG Bl. S. 35), 6. II. 1915 (RGBl. S. 65) eine Gemeinde⸗, 
nicht eine Polizeiangelegenheit. Der Befehl eines Oberwacht⸗ 
meiſters an den Gendarmeriewachtmeiſter, nachzuprüfen, ob 
der Magiſtrat die Ausgabe von Brotkarten nach den erlaſſenen 
Vorſchriften bewirkt habe, iſt rechtswidrig. Die Gendarmerie 
hat kein Recht, die Arbeit des Magiſtrats bzw. ſeiner Beamten 
nachzuprüfen. 


3. 9758. 1916 S. 274. Beſcheid des PrOVG. vom 
1915: 


7. X. 

Der Militärbefehlshaber erläßt in e der auf ihn 
übergegangenen vollziehenden Gewalt keine polizeiliche Ver⸗ 
fügung im Sinne der 88 127 ff. LVG. Ermächtigte er die 
Polizeiverwaltung in C. ausdrücklich, das Panorama der 
Klägerin zu ſchließen, fo ift die im Auftrage des Oberbefehls⸗ 
habers erlaſſene Anordnung der Polizeiverwaltung der Anfech⸗ 
tung im Verwaltungsſtreitverfahren entzogen. 


4. Schwandt, PrVBl. 37 S. 224: Erzwingung und 
Hilfeleiſtung bei Landbeſtellung und Erntearbeiten iſt nach 
5 10 II, 17 ALR. durch Erlaß einer entſprechenden Polizei⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


1051 


verordnung zuläſſig; ebenſo auch der Erl. einer VO. nach 
8 9b Bel. 3G. 8 360 Ziff. 10 StGB. und das KLG. find 
unanwendbar, letzteres, weil Kriegsleiſtungen unmittelbar 
den Bedürfniſſen der bewaffneten Macht zu dienen beſtimmt 
ſein müſſen. 


5. Delius, PrᷣVBl. 37 S. 316: Erzwingung der 
Arbeits⸗ und Leiſtungspflicht von Zivilperſonen während 
eines Krieges: 

Gegen die Anwendbarkeit des 8 360 Ziff. 10 StGB. 
bei grundloſer Weigerung von Quartierleiſtungspflicht 
(Schwandt, PrVBl. 37 S. 282). Die Nichtbefolgung 
einer polizeilichen Aufforderung zur Übernahme der Flieger⸗ 
wache iſt nicht als verweigerte Hilfeleiſtung bei einer Gefahr im 
Sinne des $ 360 Ziff. 10 StGB. anzuſehen. (A. M.: OLG. 
Frankfurt DGemeinde Z. 1916 S. 54.) Die Gefahr darf nicht 
in ungewiſſer Zukunft oder Ferne drohen. Sonſt könnte die 
Polizei andauernd in ganz Deutſchland Zivilwachen gegen 
Fliegerangriffe aufſtellen. 


6. Über Paß⸗ und Fremdenpolizei vgl. MinBlfdi V. 
1915, Vfg. vom 14. VIII. 1915 betr. Paßweſen. Vgl. auch 
AVBl. 1915 S. 310 ff. (Ausſtellung von Paſſierſcheinen zu 
Reifen in das Operations- und Etappengebiet); |. auch 
Wehberg: Das Paßweſen. München⸗Gladbach (Volks⸗ 
vereinsverlag G. m. b. H. 40 &). 


II. Die Geſetze über den Belagerungszuſtand (insbeſondere 
die Polizeigewalt des Militärbefehlshabers). 


Stier⸗Somlo: Handbuch des kommunalen Verfaſſungs⸗ 
und Verwaltungsrechts in Preußen Bd. 1 ſ. Friedrichs 
S. 25—28. — b. Kam Bern Gu. 17, 7, 145— 149: Belage⸗ 
rungszuſtandsgeſetz und Verwaltungsgerichtsbarkeit. — Lobe, 
23.1916 ©. 642: Rechtsirrtum. Eine recht nötige Betrachtung 
über die Not des Rechts und das Kriegsnotrecht. 


1. Allgemeines. 


a) RGBl. 1915 S. 813. Geſetz vom 11. XII. 1915 betr. 
Abänderung des Bel. 3G. : 
Bei Zuwiderhandlungen gegen 8 9b Bel 3G. vom 4. Juni 
1851 (GS. 1851 S. 451) kann, wenn der Kriegszuſtand vom 
Kaiſer erklärt iſt (Art. 68 RV.), bei Vorliegen mildernder Um⸗ 
1 9 auf Haft oder auf Geldſtrafe bis zu 1500 AM erkannt 
werden. 
b) JMBl. 1915 S. 287. Vfg. vom 13. XII. 1915: 
Nachdem das Geſetz vom 11. Dezember 1915 zugelaſſen 
hat, daß Zuwiderhandlungen gegen $ 9b Bel ZG. vom 4. Juni 
1851 bei Annahme mildernder Umſtände mit Haft oder mit 
Geldſtrafe geahndet werden, hat der Juſtizminiſter die preußi⸗ 
ſchen Strafvollſtreckungsbehörden angewieſen, daß fie ſofort 
ſämtliche noch nicht durch Strafvollſtreckung erledigte Urteile 
een derartiger Zuwiderhandlungen darauf prüfen, ob es der 
Billigkeit entſpricht, Gnadenerweiſe zugunſten der Ver⸗ 
urteilten von Amts wegen zu befürworten. Die Befürwortung 
fol 10 5 für geboten erachtet werden, wenn anzunehmen iſt, 
daß das Gericht nicht auf Gefängnisſtrafe erkannt haben würde, 
bat das neue Geſetz ſchon zur Zeit der Aburteilung gegolten 
ätte. 


c) Über die ſtrafrechtliche Rechtſprechung zum Bel. 3G. 
vgl. die eingehenden Berichte von Menner, IW. 1916 
S. 77 ff. und S. 355 ff. Siehe ferner die fortlaufende Bericht⸗ 
erſtattung über die Rechtſprechung im PrVBl. 37, 7. Folge 
S. 149; 8. u. 9. Folge S. 198, 199; 10. Folge S. 264; 
11. Folge S. 278; 12. Folge S. 310; 13. Folge S. 363; 
14. Folge S. 396; 15. Folge S. 424; 16. Folge S. 486. 

d) PrVBl. 37 S. 486. RG. III. Strafſenat 24. I. 1916 
zu SS 4 und 5 Bel, 3G.: Dem Oberbefehlshaber iſt die voll⸗ 
ziehende Gewalt durch 8 4 Bel. 3G. übertragen; deshalb ſteht 
ihm auch die Befugnis zu, auf Grund des $ 5 Bel. 3G. gewiſſe 
Verfaſſungsbeſtimmungen zeitweiſe und für beſtimmte Gebiete 
außer Kraft zu ſetzen. 

e) PrVBl. 37 S. 133. RG. 5. VII. 1915: Die 
Zweckmäßigkeit eines vom Oberbefehlshaber auf 
Grund des § 9b BelG. erlaſſenen Verbotes iſt vom 
Reviſionsgericht nicht nachzuprüfen; ebenſo⸗ 


wenig die Frage, ob die Anordnung aus 
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Gründen der öffentlichen Sicherheit er⸗ 
laſſen ift. 

[Der Nachprüfung, ob eine Anordnung des Militärbefehls⸗ 
abers aus Gründen der öffentlichen Sicherheit erlaſſen iſt, darf 
ch meines Erachtens der Richter nicht ſchlechthin entziehen. 

ie insbeſondere W. Jellinek: Geſetz, Geſetzanwendung und 
n eitserwägung in Übereinſtimmung mit der Recht⸗ 
prechung des PrOVG. überzeugend nachgewieſen hat (vgl. 
S. 268 ff., ff. a. a. O.), iſt eine Polizeiverordnung ſtets 
daraufhin nachprüfbar, ob ſie zur Erreichung des polizeilichen 
weckes . ungeeignet iſt, oder ob der Ge⸗ 
chtspunkt des Ubermaßes in Frage kommt. Dies muß 
entſprechend auch für das Bel. 3G. gelten. Inſoweit unterliegt 
alſo auch die geſetzliche Vorausſetzung der „öffentlichen Sicher⸗ 
heit“ der Rechtskontrolle.!] 
f) Roſenberg, Recht 1916 S. 71: Die Zuſtändig⸗ 
keit des Kammergerichts bei Vergehen gegen 8 9b Bel. 3G. 
Verf. tritt der überwiegend (vgl. Falck, DStrafr. 
1915 S. 523; KGJ. 40 C 401, OLG. Celle DStrafr.Z. 2, 
265) vertretenen Anſicht entgegen, daß bei Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen 8 9b Bel. 3G. nicht das örtlich zuſtändige Ober⸗ 
landesgericht, ſondern auschließlich das Kammergericht über 
die Reviſionen zu entſcheiden habe, welche gegen die Urteile 
der preußiſchen Berufungsſtrafkammern eingelegt werden. 


2. Einzelheiten. 

a) Preß⸗ und Redefreiheit. 
N a) Vgl. die eingehenden Zenſurdebatten im Reichshaus⸗ 
haltsausſchuß und Reichstag im Januar 1916; ſ. z. B. 
32. Sitzung (18. I. 1916) Reichstagsmaterialien S. 713 ff. 


f) S. auch die Bek. über Zeitungsanzeigen vom 16. XII. 
1915 RGBl. 1915 S. 827. 


7) Lok Anz. 11. III. 1916 Nr. 130. Genaue Beachtung 
des Preßgeſetzes. Der Oberbefehlshaber in den Marken erläßt 
folgende Bekanntmachung: 

Auf Grund des $ 9b Bel ZG. vom 4. Juni 1851 beſtimme ich 


hiermit für das Gebiet der Stadt Berlin und der Provinz 
Brandenburg: 

Die Herſtellung einer Druckſchrift ohne die im 8 6 des „Ge⸗ 
ſetzes über die Preſſe“ vorgeſchriebenen Vermerke der Namen und 
Wohnorte des Druckers und des Verlegers oder Herausgebers 
iſt verboten. Es iſt ferner verboten, Druckſchriften ohne die ge⸗ 
nannten Vermerke auf irgendeine Weiſe, ſei es als Bote, Der 
verteiler, Kolporteur oder ſonſtwie zu verbreiten. Dieſe Anord⸗ 
nung tritt ſofort in Kraft. Zuwiderhandlungen werden, wenn 
die Geſetze keine höhere Strafe beſtimmen, nach Maßgabe des 
a Geſetzes über den Belagerungszuſtand mit Gefängnis 

e 


PrVBl. 37 S. 364. RG. III. Strafſenat 31. I. 1916: 
Rechtsgültig iſt eine Anordnung des Oberbefehlshabers, die 
das laute Ausrufen von Zeitungen und deren Sonderaus— 
gaben auf öffentlichen Straßen verbietet. Das Verbot be— 
zweckt die Erhaltung der öffentlichen Sicherheit inſofern, als 
durch das laute Ausrufen die Bewohner unnötigerweiſe in 
Aufregung verſetzt würden. Daß im Einzelfalle eine unnötige 
Beunruhigung der Bevölkerung tatſächlich eingetreten iſt, 
braucht nicht bewieſen und feſtgeſtellt zu werden. 


b) Verſammlungs freiheit. 

PrVBl. 37 S. 397. RG. III. Strafſenat 10. II. 1916: 
Loſe Zuſammenkünfte einzelner Mitglieder eines Vereins zu 
einer Beſprechung geſchäftlicher Angelegenheiten fallen nicht 
unter die vom Oberbefehlshaber angeordnete Anmeldungs— 
pflicht. Die öffentliche Sicherheit ($ 9b) kann durch ge— 
ſchloſſene Zuſammenkünfte einiger Vereinsmitglieder zur Be— 
ſprechung geſchäftlicher Angelegenheiten nicht gefährdet, Auf— 
regung oder Unruhe durch ſolche nicht in die Offentlichkeit 
getragen werden. 


G. Zum Militärrecht. 
Vgl. die Abhandlungen im Archiv für Militärrecht, 
herausgegeben von Dietz, Verlag J. Bensheimer. 


Apel, Jahresbericht der Juriſtiſchen Geſellſchaft 1915 
S. 82: Der Deutſche Kaiſer als oberſter Kriegsherr. — Arndt, 
daſelbſt S. 133: Die Kriegsbeſoldung. — Derſelbe, ebenda 
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S. 143 ff.: Gerichtsbarkeit über detinierte und kriegsgefangene 
Ausländer. — Kleineberg, DStrafr Z. 1916 S. 51: Ye 
ſtrafung der Selbſtbefreiung Kriegsgefangener; ſ. auch 
Kitzinger, 23. 1915 S. 1193. — Mahn: Deutſche Wehr⸗ 
ordnung nach dem neueſten Stand der Rechtſprechung. Text- 
ausgabe geh. 2 A, geb. 3 &. Stuttgart, Heß. — v. Ricolat: 
Der reichs⸗ und landesrechtliche Kriegszuſtand unter beſonderer 
Berückſichtigung des badiſchen Rechts. 3 &. Tübingen, Mohr. 
— v. Olshauſen, LZ. 1916 S. 425: Bemerkungen zum 
19. Bd. d. Entſch. d. Reichs Mil Gerichts. — Stühmer, Sozialiſ. 
MH. 22, 1, 2, 101 —106: Soziale Maßnahmen der Militär: 
behörden. — Werneburg, 38: 1916 S. 290: Die Ha 
tung des Militärfiskus. — Wölbling, Arbeitsrecht 2, 2, 
230— 236: Das Dienſtverhältnis in der freiwilligen Kranken⸗ 
pflege im Kriege. 

1. ZBlfd DeutſcheR. 52 Jahrg. 1914 S. 171 ff., 515 ff.: 
Nachweiſung der zur Vertretung des Militärfiskus als Dritt⸗ 
ſchuldner bei Pfändung des Dienſteinkommens 
ſowie der Penſionen von Offizieren und von Beamten 
berufenen Behörden in Preußen, Bayern, Sachſen und 
Württemberg (in Preußen in der Regel die Regiments⸗ 
kommandeure, ausnahmsweiſe z. B. bei Regiments⸗ 
kommandeuren, Ärzten uſw. die Militärintendanturen; bei 
Penſionen die anweiſenden Behörden, insbeſondere die 
Regierungen; bei Hinterbliebenenanſprüchen das Kriegs⸗ 
miniſterium). 

2. IMBl. 1916 S. 56. Allg Vfg. vom 14. III. 1916 betr. 
die Vertretung des Reichs- (Militär-) Fiskus und Be⸗ 
ſtimmung des Garniſonorts der während des Krieges neu 
aufgeſtellten Heeresformationen in Rechtsangelegenheiten: 

Die Vertretung erfolgt durch die Stelle im Inland, der die 
für (letzten Endes für jede neu geſchaffene Foce be⸗ 
ſtehende) Erſatzformationen und die in deren Kreis fallenden 
Rechtsangelegenheiten, die Vertretung des Fiskus obliegt. 

3. Abfindung kriegsgefangener Offiziere und oberer Be⸗ 
amten in feindlichen Ländern, Erl. vom 21. IV. 1916 ABl. 
1916 S. 192 (Vereinbarung mit den feindlichen Regierungen 
unter Zuſicherung der Gegenſeitigkeit). 

4. Über die Dienſt⸗ und perſönlichen Verhältniſſe der 
Feldwebelleutnants ſowie über die Dienſtverhältniſſe der 
Mannſchaften in Offizierſtellen während des Krieges ſ. A VBl. 
1916 S. 591 Nr. 103 (Erl. vom 8. II. 1916). 

5. AV Bl. 1916 S. 16 Nr. 30 (Erl. vom 16. I. 1916): 
Als Kriegsſchauplatz im Sinne der Erl. vom 2. III. 1915 
(AV Bl. S. 96) und 16. XI. 1915 (ABl. S. 527) iſt das 
Operations- und Etappengebiet ſowie das feindliche Ausland 
anzuſehen. Dies findet jedoch vom 1. XI. 1915 ab auf den 
Bereich des Generalgouvernements in Belgien und auf 
Luxemburg keine Anwendung (Erl. vom 5. X. 1915, AVB. 
S. 468). 

Bei Zweifeln, ob ein Ort, nach dem vorübergehende Ent⸗ 

ſendungen ſtattfinden, zum Kriegsſchauplatz gehört, wird An 

frage durch die ſtellvertretenden Generalkommandos bei den 

Etappeninſpektionen, Generalgouvernements anheimgeſtellt 

(f. aber auch AV Bl. 1916 S. 133: bezieht ſich nur auf Ge 

bührnisangelegenheiten). 

6. BBl. f. d. Pr. Verw. d. Zölle u. Reichsſt. 1916 S. 5: 
Staatsminiſterialbeſchluß betr. Anrechnung der Militärdienſt⸗ 
zeit für ehemalige aktive Offiziere und Deckoffiziere vom 
30. IX. 1915. . 

7. DIZ. 1916 S. 242: Strafbarkeit Kriegsgefangener 
wegen gewaltſamen Ausbruchs aus dem Gefangenenlager. 
Urteil des II. Senats des RMilGerichts vom 21. XII. 1915. 


8. Delius, DGemeinde Z. 1916 S. 211 Über die 
Zuläſſigkeit der außerdienſtlichen Tätigkeit des Soldaten: 
Iſt der Soldat militäriſch dem Betrieb überwieſen, ſo 
kann nur die Militärverwaltung Entſchädigung fordern. 
Sonſt iſt der Soldat ſelbſt forderungsberechtigt; mangelnde 
militäriſche Erlaubnis hat nur Diſziplinarſtrafen zur Folge. 
Auch ein Anwalt kann ſeine Tätigkeit fortſetzen, Notare 
wie andere Beamte jedoch bedürfen der Zuſtimmung der bot: 
geſetzten Zivil⸗ und der Militärbehörde (vgl. § 66 RMIIG.). 
Zu vgl. Urteil Gewerbegericht Berlin 2. XI. 1915, DIZ. 
1916 S. 356. | 


45. Jahrgang. 
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9. Delius, 23. 1916 S. 273 Die Rechtsſtellung der 
in einem Dienſt⸗ oder Vertragsverhältnis zur Militär: 
verwaltung ſtehenden Zivilperſonen während eines Krieges: 

Die Aufnahme einer Beſtimmung in die Arbeitsordnung 
der Militärbehörden, nach welcher im Vertragsverhältnis 
ſtehende Arbeiter während eines Krieges den Militärgeſetzen 
unterworfen werden, iſt ohne Wirkung (zu vgl. RMilGericht 
B. II. 1908, v. Kamptz⸗ Delius, Rechtſprechung ErgBd. 
S. 328). Dagegen kann das im Heimatgebiet verwendete 
Perſonal dem Diſßziplinarſtrafrecht unterworfen fein. Die 
beim kriegführenden Heere befindlichen Perſonen jedoch ſind 
den Militärſtrafgeſetzen, insbeſondere den Kriegsgeſetzen 
unterworfen (8 155 Mil StGB.) und unterliegen auch der 
Militärdiſziplinarſtrafgewalt (8 2 Nr. 3 und 8 38 DiſzStO. 
vom 31. X. 1872). 


10. Mothes, Recht 1916 S. 214 Heiratserlaubnis 
und Witwengeld: 

Auch dann, wenn eine Heiratserlaubnis gemäß $ 40 
ARMS. nicht erteilt iſt, haben die Witwen Verſorgungs⸗ 
anſprüche nach $ 1 Mil Hint G. vom 17. V. 1907. In einem 
künftigen Kriege wird 8 40 RMilG. mit der Mobilmachung 
außer Kraft zu ſetzen ſein. 

11. Delius, Recht 1916 S. 119 Die Rechtsſtellung 
der ſogenannten Kriegsfreiwilligen: 

Der den Garniſonort zum Wohnſitz erklärende 8 9 BGB. 
iſt für alle Kriegsfreiwilligen nicht maßgebend, weil er nur 
ſolche Soldaten im Auge hat, welche den Soldatendienſt zu 
ihrem Berufe gewählt haben (vgl. auch KG. 29. X. 1915, 
Kecht 1915 S. 616). 

Der Freiwillige wird durch Abſchluß eines öffentlich⸗ 
rechtlichen Vertrages mit dem betreffenden Kontingentsherrn 
Soldat. Die Vorſchriften des BGB. über die Geſchäftsfähig⸗ 

keit Minderjähriger ſind entſprechend anwendbar (ſo RMil⸗ 
Gericht, Entſch. 19 S. 291). Fehlt die Zuſtimmung des ge⸗ 
ſetzlichen Vertreters, ſo kann keine Soldateneigenſchaft er⸗ 
worben werden. ' 


H. Verkehrsrecht. 
I. Poſt⸗ und Telegraphenrecht. 


Galli, 23. IX. S. 1198: Über Poft- und Telegraphen⸗ 
eheimnis unter dem Bel 3G. — Hellmuth: Die deutſche 
eldpoſt in dem Kriegsjahre 1914/15. Arch. d. öff. R. 52, 2 
1915) S. 132 (zu vgl. die nee v. 30. IV. 1907 

nebſt AusfBeſt.). — Hirſch, JW. 1915 S. 1553: Von der 
Portopflicht für Briefe an Heeresangehörige. — Funkentele⸗ 
graphie und Kriegsrecht. Staatseiſenbahnztg. 2, 11, 162—164. 
ebenen a d Maßnahmen der Königl. Bayer. 
Verkehrsverwaltung aus Anlaß des Krieges. Verh. d. K. d. 
Abg. d. bayer. LT. 1915, Beil. Nr. 1276 Bd. 12 S. 112, 208. — 
Berordnung betr. den Briefverkehr im Verwaltungsgebiet 
des Oberbefehlshabers Oſt, den Briefverkehr nach dieſem Gebiet 
und aus dieſem Gebiet heraus. (Briefverkehrsordnung vom 
14. I. 1916, Befehls- u. VOBl. d. Oberbefehlshabers Oſt 1916, 
6, 99—100.) 
1. RGBl. 1916 S. 171: Bek. betr. den Nachnahme- und 
Frachtverkehr mit dem Ausland vom 16. III. 1916 (zu vgl. 
auch RGBl. 1916 S. 195). 


2. Verwaltungsblatt der Kaiſ. Deutſchen Zivilverw. 
f. Polen links der Weichſel 1915, 21, 214— 242: VO. über den 
Poſtverkehr vom 18. VIII. 1915. 

3. Die deutſche Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung in Belgien 
hat ein „Poſtbuch für Belgien“ 1 das die wich⸗ 
tigeren Beſtimmungen über den dortigen Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
verkehr enthält. 

4. Aus dem „Merkblatt über den Poſtverkehr mit 
Kriegs⸗ und Zivilgefangenen im Auslande“ 
(unentgeltlich in der Geheimen Kanzlei des Reichspoſtamts 
erhältlich). Den Poſtverkehr vermitteln: 

1. die ſchweizeriſche Poſtverwaltung mit den 
Gefangenen in Frankreich (auch in deſſen 
kolonialen Beſitzungen und Schutzgebieten) ſowie 
in Japan; i 


2. die niederländiſche Poſtperwaltung mit den 
Gefangenen in Großbritannien, auch in deſſen 
kolonialen Beſitzungen und Schutzgebieten, Japan 
(über Holland — Amerika) und in Portugal; 

3. die ſchwediſche Poſtverwaltung mit den Ge⸗ 
fangenen in Rußland. 


Die Sendungen ſind ſämtlich portofrei. Sie müſſen auf 


der Vorderſeite mit dem Vermerk „Kriegsgefangenen⸗ 
Sendung“ verſehen fein und find bei den Boft- 
anſtalten aufzuliefern.“) 


II. Eiſenbahnrecht. 


Kuntzemüller, Weltwirtſchaft V, 13 über den inter⸗ 
nationalen Eiſenbahnverkehr im Kriege. — Metz, Umſchau 
19, 37, 725— 727: Vom, Eiſenbahnkrieg“ (betr. die Leiſtungen der 
deutſchen Eiſenbahnen bei der Mobilmachung und während des 
Krieges). — v. Schönberger, Oſterr. are f. Eiſenbahn⸗ 
recht 5. Bd. Heft 3/4: Die rechtliche Verpflichtung der Eiſen⸗ 
bahn im Kriege. — Min BBlfdiV. IM Bl. 16 S. 17: Militäriſche 
Beſtimmungen über die Benutzung der Ballanzüge. 


J. Cinamrecht. 
I. Allgemeines. 


Gerloff, „Der Tag“ 10. V. 1916 Nr. 109: Die 1 
finanzen. 2. Tl. Reichstagsreden am 20. VIII. und 14. . 
Gemeinden während des Krieges. — Helfferich: Kriegs⸗ 
finanzen. 1. Tl. Reichstagsreden am 20. VIII. und 14. XII. 
1915. Stuttgart, Deutſche Verlagsanſtalt. 50 . — Land: 
burgh: Die Kriegskoſtendeckung und ihre Quellen. Berlin 
1915, Bankverlag, 2 4. — Derſelbe, „Die Bank“ März 
u. Mai 1916: Das Gold im Kriege. — Landsberger, 
Weltwirtſchaftl. Arch. 6, 2, 422— 439: Das Geld⸗ und Kredit⸗ 
weſen Oſterreich-Ungarns im Kriege. — Ott: Krieg und 
Geld. (Über die finanzielle Lage der kriegführenden Staaten.) 
Bern, Wyß 1916. 1&4. — eln een DSteuer Z. 4, 8, 
159—160: Der Krieg und das bayeriſche Steuerrecht. — Sar⸗ 
torius v. . n, Finanzwirtſchaftl. Zeitfr. 15 
(Verlag Enke): Das Auslandskapital während des Weltkrieges. 
— Strutz, DIZ. 1916 S. 6: Kriegsfinanzen und Staats⸗ 
ſteuern. — Waldecker, Jahresbericht der Juriſtiſchen Geſell⸗ 


ſchaft 1915 S. 152: Reichseinheit und Kriegsfinanz. 


6) Auskunft über Kriegsgefangene: 

1. Zentralnachweiſebureau des Kriegsminiſteriums, Berlin 
NW7, Dorotheenſtr. 48 (für ſämtliche Angehörige des 
deutſchen Heeres, mit Ausnahme Bayerns, Sachſens und 
Württembergs; für dieſe ſiehe Nr. 4—6). 

2. Zentralnachweiſebureau des Reichsmarineamts, Berlin 
W 10, Matthäikirchſtr. 9 (für ſämtliche Angehörige der 
Reichsmarine). 

3. Zentralauskunftsſtelle für Auswanderer, Berlin W35, 
Am Karlsbad 10 (für Reichsdeutſche in feindlichen Ländern, 
ſoweit ſie weder im Heer noch in der Marine am Kriege 
teilgenommen haben). 


4. Die Nachweiſebureaus der Königl. Bayeriſchen, Sächſiſchen 
und Württembergiſchen Kriegsminiſterien, München 2, 
Eliſenſtr. 2a, Dres den-N. 6, Königſtr. 15 und Stutt⸗ 
gart, Archivſtr. 14. 


5. Gemeinſames Zentralnachweiſebureau, Auskunftsſtelle für 
Kriegsgefangene in Wien I, Jaſomirgottſtr. 6 (für öſter⸗ 
reichiſche Gefangene im Ausland). 

6. Hilfs⸗ und Auskunftsſtelle für Kriegsgefangene in Buda 
peſt (für ungariſche Gefangene im Ausland). 

Falls die in Betracht kommende vorgenannte Aus- 
kunftsſtelle die Adreſſe nicht angeben kann, ſo wäre unter 
Beifügung des Beſcheides eine weitere Anfrage an die in 
den einzelnen Landesgebieten beſtehenden Vereine vom 
Roten Kreuz oder an die zuſtändige „Hilfe für kriegs— 
gefangene Deutſche“ zu richten, die alles Erforderliche bereit: 
willigſt veranlaſſen. Wo ſolche Vereine oder Hilfen nicht 
tätig oder nicht bekannt ſind, wende man ſich an eine der 
nachfolgenden, mit amtlicher Eigenſchaft ausgeſtatteten 
Auskunftsſtellen des Roten Kreuzes: 

7. a der Deutſchen Vereine vom Roten Kreuz 
Abteilung Kriegsgefangenenfürſorge), Berlin SW 1, 
Abgeordnetenhaus (für ganz Deutſchland) uff. 
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1. Zum Etatsrecht im Kriege. 


Reichshaushaltsetat 1916, W. Moeſerſche Buchhandlung, 
Berlin. 3,60 M. 


a) PrGS. 1916 S. 13: Geſetz betr. die Feſtſtellung des 
. für das Etatsjahr 1916 vom 3. IV. 
1916. 


b) RGBl. 1916 S. 207: Geſetz betr. die vorläufige 
nn mc Reichshaushalts für das Rechnungsjahr 1916 
vom 


c) RGBl. 1910 S. 210: Geſetz betr. die vorläufige 
Regelung des Haushalts der Schutzgebiete für das Rechnungs⸗ 
jahr 1916 vom 30. III. 1916. 


2. Staatsſchulden im Kriege. 


Jacobi, BankA. XV. S. 12 ff.: Die ee des 
erſten Kriegs jahres. — Jöhlinger, Das Größere Deutſch⸗ 
land 1915, 47, 1550—1558: Deutfihe und ale Kriegs⸗ 
1 — 93 uro IbfNatOkuStat. Bd. 51 Heft 3 (März 
ee . 821 Die deutſchen eee en. — Nies 

9 Bank. XV. S. 70: Staatsgläubiger und ſtaatliche 
Geb etsveränderungen. 


3. Notenbanken. 


Über die are im zweiten Kriegsjahr vgl. die Jahres⸗ 
berichte der Reichsbank. 

Jaffs, N 1915 S. 10: Die Kriegsrüſtung der Reichs⸗ 
bank. — Lo e w E Deutſches und öſterreich⸗ ungari arſſches Noten⸗ 
bankweſen. Separatabdruck aus dem ber⸗Jubiläumsheft 
1915 „Nord und Süd“, 40. Jahrg., 13 Seiten. 


4. n, u) Kriegskredit⸗ 
en 


Allgemeine Beſtimmungen über den e mit den 
Darlehnskaſſen des Reichs SOEBEN t im Bureau d. 
deute d. Darlehns aßen, 2 . Ausg. 16 Seiten. Berlin, 

d. Reichsdruckerei 1915. 
Deumer: on private Kriegskredit und feine Or ns 
ation. Heft 186 der ſtaats⸗ a bis Selle und 
ungen, ale von Guſtav Schmoller und Sering, 
1 u. Le Die g, Duncker & unblot 1916. 5,70 &. 
a . n, Die Landw. Geno enfchaftäprefe 42, 23, 522 
Der Krieg und die Geldbewegung bei den genoſſen⸗ 
1 1 55 Zentralkaſſen des Reichsverbandes im Januar — Sept. 
— 5 Z. f. Hdolswiſſ. u. Hdlspraxis 8, 90 
151—155: Kriegskredit⸗Atienge ellſchaften 1 
be ee ee e Eine Studie über die Unter⸗ 
nehmungsform. — Purpus, Bayer. Landesgewerbeztg. 8, 4, 
57—59: Darlehnskaſſen u. Kriegskreditbanken. — Sokal, 
Bank A. XV S. 212 u. 246: Kriegskreditbanken. 

über die Tätigkeit der e vgl. auch Voſſ 3. 

Handelsteil 1915 Nr. 228, 229, 267 u 


5. Banken und Börſe. 

Boehme, BankA. XV S. 45 ff.: Zum Abbau der an der 
Berliner Börſe ſchwebenden Engagements. — Lansburgh, 
„Die Bank“ 1916 S. 277: Die Berliner Großbanken im Kriegs⸗ 
ſahr 1915. — v. Mering: Die Liquidität der deutſchen Kredit⸗ 
banken (mit F der gegenwärtigen durch den Krieg 
hervorgerufenen außerordentlichen Verhältnt e). Verlag Guſtav 
Fiſcher. 2 4. — Nußbaum, Rul. 1915 S. 204: Die Wert⸗ 
papierbörſe im Kriege. 

Die Bewertung der Wertpapiere in der Bilanz für 1915. 
Genoſſenſchaft 45, 3, 13—14 

a) Über die Preußische Staatsbank im Kriege vgl. BT. 
Handelsteil 14. I. 1916 Nr. 24. 

b) Bek. über den Handel mit ausländiſchen Zahlungs⸗ 
mitteln vom 20. I. 1916 RGBl. ©. 49; vgl. auch die Bek. des 
Reichskanzlers vom 22. I. 1916 RGBl. ©. 53. Begründung 
vgl. Kriegsbuch Bd. II S. 234 ff.; ſ. auch Hartung: Die 
Neuordnung des Deviſenhandels, Bank A. 1915 S. 169 und 
Prion: Die ſtaatliche Regelung des Deviſenhandels in 
DWirtſchafts Ztg. 12, 4, 89— 99. 

c) VO. vom 18. XII. 1915 über Bilanzen und Ab⸗ 
weichung von ſtatutariſchen Beſtimmungen während des 
Krieges, RGBl. (Oſterreich) 1915, 179, 1047 — 1048 (betr. 
Kaufleute, Handelsgeſ., Erw. u. Wirtſchaftsgenoſſenſchaften). 


6. Sparkaſſen. 


Reuſch: Die deutſchen Ser Alan beim ug bes 
Krieges. e Göhmann. Se Das 
Größ. Da land 1915, 52, 1280-1786: die ee 
und enen S arkaſſen und di an Sanleihe⸗Zeich 

e öffentlichen Sp en u e Kriegsanleihe⸗Zeichnungen 
ihrer Sparer. Stat. Korreſpdz. 42, 4 g 


II. Zille und Reichsabgaben. 


Vgl. die Zuſammenſtellung Kriesbuch Bd. II S. 199 ff. 

Trautvetter, Al Hogmadkeichsſt 16, 1, 1—8: Zoll⸗ 
weſen und Reichsſteuern im Krieg 

ollordnung v. 31. XI. 1915 (Befehls⸗ u. VOBl. d. Ober 
befehlshabers Oſt 1916, 2, 11—12). 
1. RGBl. 1915 S. 687. Bek. über den Erlaß und die 
Vergütung von Abgaben vom 21. X. 1915: 

Werden Waren, für die nach den beſtehenden Geſetzen die 
Ausfuhr aus dem Geltungsgebiet ieſer Geſetze den — oder 
un einer Verguͤtun Ben inneren Abgabe ober des Zolles 

begründet, an im Ausland ende Heeresteile, Heerresangehö⸗ 
rige oder Beamte versendet o gilt die Verordnung nicht als 
Ausfuhr im Sinne jener Geſetze. 
2. RGBl. 1916 S. 275. Bek. über die ſteuerliche Be⸗ 
bandiung von Bierſendungen an die Truppen vom 13. IV. 


1916: die Verſendung als Militärgut aus einem Brauſteuer⸗ 


gebiet in ein anderes gilt nicht als Ausfuhr, und der Übertritt 
in ein anderes Brauſteuergebiet nicht als Einfuhr. 


3. RGBl. 1916 S. 221. Bek. betr. Anwendung ber Ver: 
tragszollſätze vom 30. III. 1916: Anwendung der Vertrags- 
zollſätze für Waren, die aus Serbien, Montenegro oder 
Albanien durch die Heeres⸗ oder Marineverwaltung oder durch 
gemeinnützige Geſellſchaften, die ausſchließlich zur Verſorgung 
der deutſchen Volkswirtſchaft während des Krieges dienen, 
eingeführt werden. 

4. 3Bl. f. d. Pr. Verw. d. Zölle u. Reichsſt. 1916 S. 70: 
Vfg. des Miniſters für Handel und Gewerbe und des Finanz⸗ 
miniſters vom 15. III. 1916 betr. Stempelfreiheit von Schul⸗ 
zeugniſſen für Kriegsinvaliden. 

5. Bl. f. d. Pr. Verw. d. Zölle u. Reichsſt. 1916 S. 47: Nach 
der Verfügung des Finanzminiſters vom 8. III. 1916 iſt der 
Allerhöchſte Erl. vom 27. I. 1916 betr. Niederſchlagung von 
Strafverfahren gegen Kriegsteilnehmer und betr. Erlaß von 
Strafen gegen Kriegsteilnehmer in Zoll⸗ und Steuerſtrafſachen 
entſprechend anzuwenden. 


III, Einkommen-, Ergänzungsſteuer und Gewerbeſtener. 


Lade, PrVBl. 37 S. 469 (ſ. auch S. 523): Die Ein⸗ 
kommenſteuerpflicht der 5 egenüber Staat, Ge⸗ 
meinde und Kirche. — Mrozek, F. Hand elsteil 6. I. 1916 
Nr. 9: Die Steuererklärung im 8 und im Frieden. — 
Derſelbe, ebenda 13. I. 1916 Nr. 22 Die Steuerpflicht der 
Boca dean Nach preußiſchem Recht. — Struß, 

Voſſ Z. Handelsteil 1916 Nr. 1, 9, 11, 13 u. 20: Die zweite 

Einkommenſteuererklärung im Be 

1. PrVBl. 37 S. 155. OVG. Erfter Hilfsſenat vom 
14. X. 1915, Gemeindeeinkommenſteuer: 

Einem Lazarettoberinſpektor, der einem in der Kriegs⸗ 
formation ſich befindenden Heeresteile zugehört, ſteht ein An⸗ 
ſpruch auf Freilaſſung von der Gemeindeeinkommenſteuer nicht 
zu. 8 5 Ziff. 3 EStG. kommt für die Gemeindebeſteuerung 
nicht zur Anwendung. Die Beamten der Lazarettverwaltung 
ſind auch nicht „Militärperſonen des aktiven Dienſtſtandes“ 
im Sinne des 8 1 Nr. 1 VO. vom 23. IX. 1867. 

2. Heinitz, Voſſ Z. vom 23. I. 1916 Nr 41: Die 
Steuerveranlagung bei Gewährung von Friſtverlängerung 
oder Befreiung für die Aufſtellung der Jahresbilanz (dazu: 
die Antwort des preußiſchen Finanzminiſters ai eine Gin⸗ 
gabe der Handelskammer, BT. 14. I. 1916 Nr. 24). 

3. Popitz, PrVBl. 37 S. 198: für die Anwendbarkelt 
des 8 5 Ziff. 3 EStG. im Kommunalabgabenrecht, vgl. auch 
derſ. PrVBl. 37 S. 523 mit weiterer Literatur. 

4. Maatz, PrVBl. 37 S. 316: Der Ertrag der Ein⸗ 
kommenſteuer unter dem Einfluß des Krieges: Rückgang 
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gegenüber einem Aufkommen von 442 Millionen (1914) um 
22 Millionen, wobei allerdings noch mit Abgängen ver⸗ 
ſchiedener Art zu rechnen iſt. 

5. Derſelbe, PrVBl. 37 S. 350. Beſteuerung der 
Zinſen von Kriegsanleihen: Da die Kriegsanleihe noch nicht 
ſeit dem 1. J. 1915 beſeſſen wurde, iſt gemäß 8 9 EStG. mit 
dem Ertrag auf die Zeit vom 1. IV. 1916 bis 30. III. 1917 
zu rechnen (Quellentheorie). 

6. Larenz, PrVBl. 37 S. 481: Über die Kirchen⸗ und 
Gemeindeeinkommenſteuerpflicht der in Kriegszeiten zum 
Heeresdienſt eingezogenen oder freiwillig eingetretenen 
Offiziere und höheren Militärbeamten (Kritik der Ent⸗ 
ſcheidungen des OVG., PrVBl. 37 S. 137 ff., 155 ff.). 


7. Zeitſchrift des Deutſchen Notarvereins, 15. Jahrg. 
Heft 4 1915 S. 228. Steuerentlaſtung einberufener Rechts⸗ 
anwälte, Notare und Arzte: 
Der preußiſche Finanzminiſter hat den ihm unterſtellten 
Steuerbehörden folgende Weiſung zugehen laſſen: 
Die Ermäßigung der Einkommenſteuer der zu den Fahnen 
einberufenen Rechtsanwälte, Notare und Arzte auf Grund des 
8 63 des Einkommenſteuergeſetzes kann, unter der Voraus- 

bung. daß FR Geſamteinkommen um mehr als ein ee des 

veranlagten Betrages vermindert worden iſt, unbedenklich in 
allen denjenigen Fällen auf Antrag erfolgen, wo dem Rechts⸗ 
anwalt, Notar oder Arzt durch die Einberufung zum Heeres⸗ 
dienft bie Möglichkeit genommen ift, feine zivilberufliche Tätig⸗ 
deu auszuüben und auch eine Ausübung derſelben durch einen 
Vertreter unter Erzielung von Einkommen für den Steuer⸗ 
pflichtigen nicht ſtattfindet. Denn in ſolchen Fällen iſt anzu⸗ 
nehmen, daß die Einkommensquelle weggefallen iſt. 

8. Über die Steuerpflicht der Teuerungszulagen 
iſt unterm 9. I. 1915 folgendes Urteil des OVG. ergangen: 

„Wie der Beſchwerdeführer in der Beſchwerde ſelbſt vor⸗ 
trägt, ind Mark den Beamten des zufolge 
Beſchluſſes des Aufſichtsrats 1 19 worden, um ihnen über 
die in Eſſen⸗Ruhr beſtehenden beſonders teuren Verhältniſſe 
leichter hinwegzuhelfen. Damit hat der Beſchwerdeführer die 
. der Butoenbung als einer ſogenannten Teuerungs⸗ 
ulage anerkannt, und es kann deshalb unerörtert bleiben, ob 
feine fonftigen Ausführungen über den Unterſchied zwiſchen der⸗ 
artigen Zuwendungen, dem Gehalte, dem ee und 
den Weihnachtsgratifikationen zutreffen. Daß Teuerungs⸗ 
zulagen an Privatbeamte, zu denen der Beſchwerdeführer zählt, 
um e eee Einkommen gehören, hat der Gerichtshof in 
tändlger echtſprechung, an der feſtzuhalten iſt, ausgeführt.“ 
(Vgl. Entſch. d. GSt. Bd. 14 S. 155.) 


IV. Kriegsgewinnſteuer. 

Literaturzuſammenſtellung über die Kriegsgewinnſteuer 
Haußmann: Die Kriegsgewinnſteuer. Ein Überblick über 
se r Erörterungen und Maßnahmen. BankA. XV 

r. — | 

S. ferner noch Fuld, Recht 1916 S. 93: Kriegs⸗ 
gewinnſteuer und Tantieme. — Lindemann, Recht 1916 
S. 131: Kriegsgewinnſteuer. — Rheinſtrom: Kriegsſteuer⸗ 
geſetze. München, Bed. — Stolper, „Der ur Volks- 
wirt“ 1916 S. 485: Die zöſterreichiſche Kriegsgew nnſteuer. — 
Wilm: Das Kriegsgewinnſteuer⸗Sperrgeſetz. Zwickau i. Sa., 
Kretzſchmar & Sohn. 3 M. 

1. Keil, PrVBl. 37 S. 392. Die Sonderrüdlage für 
Kriegsgewinnſteuer bei der Veranlagung zur Einkommen⸗ 
ſteuer: Die Einkommenſteuerpflicht der Sonderrücklage wird 
in eingehender Begründung bejaht. (Dagegen Korſch, 
JW. 1916 S. 628). 

2. v. Liſzt, 38StrafrWiſſ. (1916) 37 S. 456: Die 
Strafbeſtimmungen in dem Geſetz über die vorbereitenden 
Maßnahmen zur Beſteuerung der Kriegsgewinne. 

Verf. weiſt auf die Möglichkeit der Beſtrafung nach 8 9 
bei zu hohen Abſchreibungen hin, da die Geſellſchaftsorgane 
die Möglichkeit einer Beanſtandung hätten vorausſehen 
können und ſollen. Die Fahrläſſigkeit muß ſich aber auch auf 
85 a ung (vgl. 8 9) beziehen (zu vgl. RGSt. 35 

[Nach den Materialien zum Vorbereitungsgeſetz iſt zweifels⸗ 
frei zum druck gekommen, daß irrtümlich zu hohe Abſchrei⸗ 
bungen, wenn ſie ſich W rechtfertigen laſſen, einen 
Anlaß zur Beſtrafung nicht geben dürfen] 


V. Sonſtige Steuern. 


1. Voſſ. Z. 4. I. 1916 Nr. 5: Verſteuerung der Miet⸗ 
verträge. 

Die Verſteuerung der Mietverträge für das abgelaufene 
Kalenderjahr hat nach einem, dem Bund der Haus⸗ und 
Grundbeſitzervereine Großberlins zugegangenen Beſcheide des 
Königl. Hauptſtempelſteueramtes vom 27. Dezember v. J. 
nach folgenden Grundſätzen zu erfolgen: 

Iſt zwiſchen Vermieter und Mieter eine Vereinbarung — 
ſei es ſchriſtlich oder mündlich — dahin geſchloſſen, daß für 
eine gewiſſe Zeit — z. B. bis zur Beendigung des Krieges — 
der 99 ermäßigt wird, ſo iſt für den Zeitraum, für 
welchen der ermäßigte Mietzins gilt, nur dieſer ermäßigte 
Sn in das Verzeichnis einzuſtellen und pu . 

eht die Vereinbarung aber dahin, daß ein Teil der Miete 
Kr eine gewiſſe Zeit nur geſtundet wird, 0 daß der geſtundete 
etrag ſpäter nachzuentrichten iſt, ſo iſt der volle Betrag des 
Mietzinſes in das Verzeichnis einzuſtellen und zu verſteuern. 
Ebenſo iſt zu verfahren, wenn ein Mieter die Miete ganz oder 
teilweiſe ſchuldig geblieben iſt, ohne daß eine Vereinbarung 
über einen Mietnachlaß zwiſchen ihm und dem Vermieter ge⸗ 
troffen worden iſt. Gewährt ein Magiſtrat dem Mieter eine 
Mietunterſtützung in der Weiſe, daß ſie an den Mieter 
felbft gegahlt wird, ſo iſt als Mietzins derjenige Betrag ein⸗ 
deen, den der Mieter an den Vermieter zu entrichten hat. 
ird dagegen die Mietunterſtützung an den Vermieter gezahlt, 
ſo iſt dleſer Betrag dem vom Mieter an den Vermieter ge⸗ 
Be Betrage hinzuzurechnen und der Geſamtbetrag zu 
verſteuern. 

Die gleichen Grundſätze wie für die Miete gelten auch 
für die Pacht. 

u eine gleichartige, anderweitige Anfrage hat die König⸗ 
liche Oberzolldirektion Berlin, bereits in dem obigen Sinne 
entſchieden. 

2. Rohde, PrVBl. 37 S. 301. Der gemeine Wert 
der Grundſtücke während des Krieges: 

Die Beſtimmung, einer Grundſteuerordnung, nach welcher 
für die Einſchätzung zur Grundwertſteuer für 1915 der Wert 
des Grundſtücks am 1. IV. 1914 zugrunde gelegt wird, unter⸗ 
liegt erheblichen Rechtsbedenken. 

[Vgl. ſchon JW. 1916 S. 74.] 

Im übrigen hat der Krieg zwar die Verkäuflichkeit, nicht 
aber den gemeinen Wert der Grundſtücke an ſich bisher weſent⸗ 
lich beeinflußt. 

> PrVBl. 37 S. 314. Beſcheid des PrOVG. 8. Senat 
11. I. 1916: 

Die Befreiung nach 8 5 Ziff. 3 EStG. zieht die ent⸗ 
ſprechende Befreiung von der Kirchenſteuer kraft Geſetzes 
auch dann nach ſich, wenn bisheriges Zivileinkommen eines 
Steuerpflichtigen infolge ſeiner Einberufung zu einem in der 
Kriegsformation befindlichen Teile des Heeres oder der 
Marine innerhalb des Steuerjahres in Militäreinkommen um⸗ 
gewandelt wird. 

Ein unmittelbarer Staatsbeamter, der Offizier des Be⸗ 
urlaubtenſtandes ift, kann während des Kriegsdienſtes auch zur 
Kirchenſteuer nur von feinem um ¼ der Kriegsbeſoldung ver⸗ 
minderten amtlichen Zivileinkommen herangezogen werden. 


4. Zur Kirchenſteuererhebung im Kriege ſ. auch 
Larenz, PrVBl. 37 S. 481 und Delius: Die Kirchen⸗ 
ſteuerpflicht der zu den Fahnen Einberufenen. GuR. 17, 6, 
140—142. 

5. Goldbaum, Kommunale Rundſchau 1916 S. 32 
und 143: Krieg und Luſtbarkeitsſteuer. Vorſchlag einer Luſt⸗ 
barkeitsſteuer auf Vorſtellungen ausländiſcher Bühnenwerke. 


VI. Überleitung in die Friedens wirtſchaft. 


Vgl. eine den beteiligten Reichs⸗ und Staatsbehörden ſowie 
dem Deutſchen Handelstage und den Handelskammern vor⸗ 
gelegte Denkſchrift von Rießer betr. Überleitung unſerer 
e in den Friedenszuſtand, ſ. Voſſ Z. 1916 

. I. 1916. 


Eſchwege, „Die Bank“ 1916 S. 108: Gedanken 
über die Kapitalverwendung nach dem Kriege. — Der⸗ 
ſelbe, ebenda S. 11: Der Hypothekenzinsfuß nach dem Kriege. 
— Hildebrand, ebenda S. 202: Die Kriegsanleihen und 
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die Finanzierung der Friedensarbeit. — Mombert: Der 
Finanzbedarf des Reiches und ſeine Deckung nach dem Kriege 
Auge 1916. C. Braunſche Hofbuchdruckerei u. Verlag. — 
inkel, . 1915 S. 192: Staatsmonopole während 
und nach Bendigung des Krieges. — v. Zedlitz⸗Neukirch: 
e der Gemeindefinanzen nach Friedensſchluß. Stutt⸗ 
gart, Enke. 60 . 


K. Der Krieg und die Felbſtverwaltungs körper. 


I. Allgemeine Kriegsaufgaben der Städte. 


Blüher, DGemeinde Z. 54, 44, 666—667: Kommunale 
Kriegsaufgaben der Großſtadt. (Desgl. SächſGemeindebeamten⸗ 
tg. 41, 4, 61—63.) — Freund, DGemeinde Z. 1916 ©. 66: 
ie Selbſtverwaltung der Erwerbsſtände. — Geßler: Z. f. 
Polizei- u. Verwaltungsbeamte 23, 32/33, 377, 378: Gemiſcht⸗ 
wirtſchaftliche kommunale Geſellſchaften für Lebensmittelverſor⸗ 
gung und ihr Zuſammenſchluß. — Koch u. Wilms, Kriegs⸗ 
maßnahmen der Städte auf dem Gebiete der Lebensmittelverſor⸗ 
gung. ereinsſchriften des Vereins für Kommunalwirtſchaft und 
ommunalpolitik, geit 4 (auch feparat: Deuticher Kommunal⸗ 
verlag, Berlin⸗Friedenau, 150 M. — Leiste: Die gemeind⸗ 
liche Kriegshilfe im großſtädtiſchen Bodenkredit 1915. 1,50 «A. 
— PrᷣVBl. 37 S. 158: r in der Bürger⸗ 
meiſterei Stoppenberg während des erſten Kriegsjahres. 
— Te a Soziale Kriegs: und Friedensfürſorge in der 
Stadt Leipzig 1915. Verlag vom Nationalen Frauendienſt. 
Leipzig 1915. 1 4. — Troitzſch, Akadem. Bl. 30, 15, 
259. 261: Krieg und Gemeindeverwaltung. 


II. Die ſtädtiſchen Finanzen (Etatsweſen). 


Düring, PrWBl. 37 S. 421: Berlins Kriegsetat 1916. 
Gerling, PrVBl. 37 S. 246: Der ſtädtiſche Haushaltungs⸗ 
plan für 1916. | 

1. MinBlfdi V. 15 S. 31: Vfg. vom 8. II. 1915 betr. die 
Ausſetzung der Anleihetilgung von Gemeinden. 


2. ZBlfd DeutſcheR. 1914 S. 619: Verwendung der zur 
Unterſtützung von Gemeinden auf dem Gebiete der Kriegs⸗ 
wohlfahrtspflege bereitgeſtellten Reichsmittel. 


3. Thelemann, PrVBl. 37 S. 403. Thele⸗ 
mann, Die Gemeindeſteuern des Jahres 191. ; 

Buer erhebt eine Sondergewerbeſteuer mit 3544 % de 
ſtaatlichen Gewerbeſteuer. 

Das höchfte Geſamtgemeindeſteueraufkommen auf den 
den Kopf der Bevölkerung bezogen Wilmersdorf (72,14 l), 
dann Charlottenburg (61,38 % und Frankfurt a. M. 
(60,06 A). Berlin weiſt 51,99 A auf. 


III. Bürgerrecht und Gemeindewahlrecht uſw. 


1. Min BlfdiV. 1915 S. 107: Vfg. vom 21. VI. 1915 
betr. die Gemeindewahlberechtigung der am Kriege teil— 
nehmenden Reſerviſten, Erſatzreſerviſten, Landwehr⸗ und 
Landſturmleute, nach welcher dieſe weiter in den Wählerliſten 
zu belaſſen und in neu aufgeſtellte aufzunehmen ſind (zu vgl. 
OVG. Bd. 48 S. 63). Die Erlaſſe vom 14. XII. 1864 und 
9. X. 1866 (Min Blfdi V. 1865 S. 2, 1866 S. 214) werden, 
inſoweit ſie hiermit nicht im Einklang ſtehen, aufgehoben. 


2. PrVBl. 37 S. 141. Betr. Bürgerrecht nach der 
Rheiniſchen Städteordnung: Eine auf Grund der Bek. vom 
8. VIII. 1914 (betr. Anordnung der Geſchäftsaufſicht zur Ab⸗ 
wendung des Konkursverfahrens) auf Antrag eines Bürgers, 
der infolge des Krieges zahlungsunfähig geworden iſt, an— 
geordnete Geſchäftsaufſicht zieht nicht das Ruhen des Bürger⸗ 
rechts nach ſich, und zwar nicht nur nach $ 7 der Oſtlichen und 
der Weſtfäliſchen Städteordnung, ſondern auch nach 8 7 der 
Rheiniſchen Städteordnung. 


3. PrVBl. 37 S. 175: Bei Übertritt eines Zivilbeamten 
in eine militäriſche Stellung dauert die Zugehörigkeit zur 
Stadtverordnetenverſammlung fort, wenn eine Wohnſitzauf⸗ 
gabe, die in der Regel nicht vorliegen wird, nicht erfolgt. 

4. DGemeinde Z. 1916 S. 97. Wählbarkeit der zum 
Heeresdienſt Einberufenen: 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Ausgeſchloſſen von der Zugehörigkeit zur Stadtgemeinde 
und damit von der Ausübung des Bürgerrechts ſind nur 
Militärperſonen des ſogen. Friedensſtandes; nicht aber ins⸗ 
beſondere Referviſten, Landwehr⸗ und Landſturmmänner, ſo⸗ 
weit ſie nicht etwa aus militärdienſtlichen Gründen gehindert 
ind (S 47 RMilG. vom 2. V. 1874). 


L. Verſchiedenes. 


I. Staatsangehörigkeit. 


Verordnung betr. den Erwerb der belgiſchen Staatsange⸗ 
hörigkeit durch deutſche Reichsangehörige ſowie durch Angehörige 
der mit e Reich verbündeten Staaten vom 21. XL. 1915 
GVBl. f. d. okkup. Gebiete Belgiens 1915, 133, 1249). — 
Delius, PrGBl. 37 S. 332: Die Rechtsſtellung der Stanten- 
loſen insbeſondere während eines Krieges. — Ehrhardt, 
Archiv f. Militärrecht 6. Bd. Heft 5 ehrfache internationale 
e und Erfüllung der Sa t. — Fried⸗ 
rich, Ruß. Februar 1916: Behandlung ſtaatsloſer ehemaliger 
Deutſcher in England. — Perels, Grenzboten 74, 38, 353 
bis 355: Staatsangehörigkeitsveränderungen in Kriegszeiten. 


1. Wedemeyer, DIZ. 1916 S. 234. Die engliſche 
Staatsangehörigkeit während des Krieges: 


Nach dem Standpunkt der engliſchen Regierung verlieren 
in England naturalifierte Staatsangehörige deutſcher Ab: 
ſtammung durch Wiedereinbürgerung in Deutſchland nicht die 
britiſche Staatsangehörigkeit während des Krieges, können 
auch nicht auf dieſe Staatsangehörigkeit zur Zeit rechtsgültig 
verzichten. Erfolgt Einbürgerung in 1 ſo beſteht 
danach eine doppelte Staatsangehörigkeit, auf Grund deren die 
deutſchen Behörden keine Veranlaſſung haben, derartige 
Leute als Engländer zu behandeln. 


2. RGBl. 1916 S. 83. VO. betr. die Rückkehr der 
Deutſchen im Ausland vom 1. II. 1916 (zu vgl. die VO. betr. 
die Entlaſſung aus der Reichs⸗ und Staatsangehörigkeit und 
die Rückkehr der Deutſchen im Ausland vom 3. VIII. 1914 
RGBl. S. 323 und vom 15. VIII. 1914 RGBl. S. 385): 


Alle im Ausland befindlichen Deutſchen, die am 30. Juni 
1914 in Elſaß⸗Lothringen 1855 Wohnſitz oder dauernden Auf⸗ 
enthalt 2975 und nach dieſem Zeitpunkt das Inland verlaſſen 
haben, haben unverzüglich in das Inland zurückzukehren und 
f bei der deutſchen Grenzpolizei zu ſtellen, die fie bei der Rück 
ehr zuerſt erreichen. 


Die Norddeutſche Allgemeine Zeitung bemerkt dazu (vgl. 
Voſſ Z. 4. II. 1916 Nr. 63): 


„Die beſonderen Verhältniſſe, wie ſie in e e 
zutage getreten find, machen eine ſolche Anordnung erforderlich. 
Denn als mit der Ermordung des öſterreichiſchen Thronfolger 
die Gefahr einer kriegeriſchen Verwicklung auftauchte, und als 
dann ſpäter der Krieg wirklich ausbrach, hat eine re 
Elſaß⸗Lothringen anſäfſiger Deutſcher ihrer Heimat den n 
gekehrt. Vereinzelte haben ſich nicht geſcheut, alsbald im Auf 
land eine Tätigkeit zu entfalten, die als im höchſten Maß 
deutſchfeindlich oder ſogar als vaterlandsverräteriſch bezeichnet 
werden muß. Die Gerechtigkeit verlangt es, daß ſich von dieſen 
nur dem Namen nach Deutſchen, die ſich innerlich wie auch durch 
ihr Verhalten vom Deutſchen 1 osgeſagt haben, der deutſche 
Volksverband auch nach außen hin deutlich erkennbar trennt. 
95 die geſetzliche Handhabe zu bieten, ift die neue fall. 

O. beſtimmt.“ 


II. Reichstagswahlrecht. 
BT. 10. I. 1916 Nr. 17. Krieg und Mandatsausübung: 


Nach dem Reichstagswahlgeſetz vom 31. Mai 1869 ($ 2) 
und dem RMilG. vom 2. V. 1874 (8 69) ruht für Perſonen 
des Soldatenſtandes, des Heeres und der Marine mit Aus⸗ 
nahme der Militärbeamten die Berechtigung zum Wählen fo 
lange, als dieſelben 5 bei der Fahne befinden. Das 
gilt ſowohl für den Reichstag, wie für die engel 
Landes vertretungen. Es ir jedoch nur das aktive Wahl. 
recht, nicht auch das paſſive Wahlrecht. Daraus ergibt 
ſich, daß ſich für den Abgeordneten ſelbſt durch die Gin⸗ 
berufung zum Heere nichts ändert. Seine Gigenſchaft und die 
ſich daraus ergebenden Rechte bleiben ſo, wie 150 vor der Ein⸗ 
berufung waren. Er darf alſe z. V. zu keiner Zeit wegen feiner 


45. Jahrgang. 


Abſtimmung und wegen der in Ausübung feines Berufes ge 
tanen Außerungen gerichtlich oder diſziplinariſch verfolgt oder 
ſonſt außerhalb der geſetzgebenden Körperſchaft zur Verantwor⸗ 
tung gezogen werden. 

it der Einberufung zum Heere iſt jedoch der Abgeordnete 
Soldat. Als ſolcher hat er keinen uneingeſchränkten Anſpruch 
auf die Ermöglichung der Teilnahme an den Verhandlungen 
des Reichstags oder der Landesvertretung. Es bedarf 8 
alſo des Urlaubs. Nur Beamte, auch Militärbeamte, haben ein 
uneingeſchränktes Recht auf Ausübung ihres Mandats und um 
an keine Urlaubsgewährung hierzu gebunden. Doch iſt die An⸗ 
weifung der Oberſten Heeresleitung ergangen, die ee 
mitglieder zur Tagung des a er zu beurlauben. Erl 
Nr. 862 Bl. 1914 S. 394, Nr. 345, 404, 804 a. a. O., 
1915 S. 193, 229, 518. Dieſe Anweiſungen ſind 8 Ein⸗ 
e ergangen, während die die Beurlaubung der Mit⸗ 
glieder des Preußiſchen ne und Abgeordnetenhauſes 
regelnden Erlaſſe Nr. 307 AV Bl. 1914 S. 362, Nr. 53 und 
33 a. a. O., 1915 S. 26 u. 217 die Einſchränkung enthalten, 
daß die Beurlaubung erfolgen ſolle, ſoweit die Abgeordneten 
nach Lage und Dienſt abkömmlich ſind. 


III. Kriegswirtſchaftsrecht. 
Amtliche N tellungen: Denkſchrift über 
wirtſchaftliche Maßnahmen aus Anlaß des Krieges (Reichstag, 
13. Legislaturperiode II. Seſſion 1914/15 Nr. 26). Berlin, 
Heymann. 1915. 6. a (Nr. 147) VIII, 134 S. 1,80 M. 
7. Nachtrag. Beigefügt ſind 2 Anlagen über die 3. Kriegs⸗ 
anleihe und über die Fortentwicklung der Denkſcheit der 42 Seiten 
mit eingedr. farb. Kurven. 1 AM. — 2. Denkſchrift der badiſchen 
Staatsregierung über wirtſchaftliche Maßnahmen im Krieg VIII, 
206 Seiten. Karlsruhe, Braun. 1915. — Zuſammenſtellung der 
Anordnungen, welche der Bundesrat auf Grund des $ 3 Er- 
mächtigungs G. vom 4. VIII. 1914 erlaſſen hat (Reichstag, 
13. Legislaturperiode II. Seſſion 1914/15). Nachtrag 9. 
20 Seiten. Berlin, C. Heymann. 1915. 2,50 MA. — Zuſam⸗ 
menſtellung der kaiſerl. VO. über Aus⸗ und Durchfuhrverbote 
(A) ſowie der auf Grund der letzteren erlaſſenen noch gültigen 
Bekanntmachungen des Reichskanzlers (B). Hierzu I. 2 Ver⸗ 
ie der verbotenen Gegenſtände a) nach der fachlichen 
Sufammengebärigei (C), b) nach der durch uhr pide (D) u. 

Bekanntmachungen über Ein⸗ und Durchfuhr (E). Bearb. 
im Kaiſerl. Statiſtiſchen Amte. 3. Ausg. Abgeſchloſſen am 25. X. 
1915 (180 Seiten und Nachträge 4 eiten). Leipzig, Maier, 
1915. 150 A. — Die Ernährung im Kriege, 2. Aufl 52 Seiten. 
Berlin. Miniſterium des Innern 1915. 


Aus der Literatur: Bendix, . 1916 S. 531: 
uſtändigkeit und Verfahren bei der Entſcheidung von Streitig⸗ 
eiten auf dem Gebiete der lien, Daibſch — Ernſt Günther, 
Herzog von Schleswig⸗Holſtein, DRdſch. 42, 4, a— 1: Selbſt⸗ 
9 und Kriegswirtſchaft. — Feiſen berger, Ru. 
1916 S. 62 I: Die Rechtſprechung zum Höchſtpreisgeſetz. — 
Freund, DGemeide. Z. 55, 5, 65—66: Die Selbſtverwaltung 
der Erwerbsſtände. Ein neuer Weg in der Kriegswirtſchaft. — 
Graeffner, PrWBl. 37 S. 213: Die Verſorgung der Be⸗ 
völkerung mit Kartoffeln im Erntejahr 1915. — Köppe: 
Kriegswirtſchaft und Sozialismus. 38 Seiten. Marburg, 
Elwert, 1915. 150 AM. — Kronegger, Oſterr. Z. f. Ver⸗ 
waltung 48, 42, 165— 167; 43, 169—171: a anlungen über 
erfolgreiche und e olgverſprechende Vorſchläge im Deutſchen 
Reiche auf dem Gebiete der Kriegswirtſchaftspolitik. — Lin⸗ 
denau, DZ. XX. S. 512: Die i Befug⸗ 
niſſe gegenüber dem Branntweinſchank und «handel. — Menne, 
DIZ. 1916 S. 526: Kriegswirtſchaftsrecht. — Szezesny u. 
Neumann: Die . e des Wuchers mit Lebensmitteln 
und Gegenſtänden des täglichen Bedarfs auf Grund der Allg. 
Vorſchriften des RStGB. und des BGB. über wucheriſche 
Rechtsgeſchäfte ſowie der Kriegsverordnungen des Bundesrats 
und der militäriſchen Kommandobehörden. Herausgegeben und 
erläutert mit einer volkswirtſchaftl. Einl. von W ch . 
95 Seiten. Stuttgart, Heß, 1915. — Szezesny: Höchſt⸗ 
preife und Sicherſtellung der Volksernährung. Erg Bd. Liefe⸗ 
tung I 72 Seiten. Stuttgart 1915 (Heß) 80 K. — Wilms: 
Reich oder Kommune auf dem Gebiete der Lebensmittelverſor⸗ 
ung. Reichslebensmittelamt? Poſen, Decker & Co. 80 . — 
Aber die Beſchaffung und Verwertung der Rohſtoffe, Nahrungs⸗ 
und Futtermittel Seal und Grundpreiſe ſ. Kriegsbuch Bd. I 
S. 531—746, Bd. II S. 265—297. 


1. Lobe, DJ. 1916 S. 168. Die Verordnungen des 
Oberbefehlshabers über das Verbot von Sonderausverkäufen 
von Web- und Wirkwaren: 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Die Gültigkeit derartiger Verordnungen wird bejaht, da 
10 Verbote im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit liegen 
önnen. 


2. Ebermayer, Gruchots Beitr. 60, 2 S. 193—220 
Kriegswucher: 

Praktiſche Erörterung der bisherigen geſetzlichen Mittel 
(58 138 II, 812 ff., 826 BGB., 88 302 ff. StGB.), der 
Höchſtpreisgeſetzgebung (RGBl. 1914 S. 339 ff., 458, 513; 
1915 S. 25, 758) ſowie der Bek. gegen übermäßige Preis⸗ 
ſteigerung (RGBl. 1915 S. 467, 514) und der BRVO. über 
die Sicherſtellung von Kriegsbedarf (RGBl. 1915 S. 357). 

S. 214: Wer die durch den Krieg geſchaffene außer⸗ 
gewöhnliche wirtſchaftliche Lage dazu ausbeutet, ſich beim 
Handel mit Gegenſtänden, die zur Ernährung und Erhaltung 
des Volkes oder zur Kriegführung notwendig ſind, über⸗ 
mäßigen Gewinn zu verſchaffen oder durch unlautere Machen⸗ 
ſchaften den Preis ſolcher Gegenſtände zu ſteigern, handelt 
unſittlich (S 138 Abſ. 1 BGB.), mag auch in Friedenszeiten 
ſein 1 berechtigt erſcheinen (ſ. a. DJ Z. 1915 S. 855, 
1087 ff.), 

Verf. behandelt endlich die Bek. über die Errichtung von 

Preisprüfungsſtellen (RGBl. 1915 S. 607) und zur Fern⸗ 

350 unzuverläſſiger Perſonen vom Handel (RGBl. 1915 
603). 


3. Kipp, DZ. 1916 S. 466. Die guten Sitten im 


ege: 

Nichtig iſt ein Vertrag, bei welchem Leiſtung und Gegen⸗ 
keiſtung in einem das ſittliche Gefühl aller anſtändig und 
gerecht Denkenden offenbar widerſtreitenden Mißverhältnis 
ſtehen, ſelbſt dann, wenn die Parteien bei dem Vertragsſchluß 
dieſes Mißverhältnis nicht gekannt haben. 


4. Zwei Gutachten zum Höchftpreisgeſetz. I. Frank: 
Unternehmerdelikte und Zuwiderhandlungen gegen das Höchſt⸗ 
preisgeſetz. II. v. Liſzt: Die ſtrafrechtliche Verantwortlich⸗ 
keit bei Verletzung des Höchſtpreisgeſetzes durch eine Aktien⸗ 
geſellſchaft (Z StrafrWiſſ. 37, 1, 28—51). 


5. Löffler, Öfterr. Z. f. Strafrecht 5. Jahrg. S. 197, 
6. Jahrg. 25 ff., 150 ff., 304 ff.: Das neue Kriegsſtrafrecht. 


IV. Krieg und Genoſſenſchaftsweſen. 


Deumer: Genoſſenſchaftliche Kriegshilfe. 3 Vorträge. 
Guttentag, 75 K. Vgl. auch derſ.: Kriegsinvalidengeſellſchaften. 
Ein neues Genoſſenſchaftsprogramm. München und Leipzig, 
Duncker & Humblot, 60 . — Über die Kreditgenoſſenſchaften 
im Kriege wie überhaupt die genoſſenſchaftlichen Elemente der 
privaten Kriegskreditorgniſation ſ. Deumer: Der private 
Kriegskredit und ſeine Organiſation. Staats⸗ und ſozialwiſſen⸗ 
ſchaftliche Forſchungen (Schmoller u. Sering), Heft 186 (1916). 
— Konſumgenoſſenſchaftl. Roſch. 13, 4, 45—46: Der Genoſſen⸗ 
ſchaftsgedanke und der Krieg. 


V. Krieg und Kartelle. 


Heimann, RuW. IV 207: Die Konventionen im Kriege. 
— Kempkens, Hirths Ann. 1916 S. 69: Konventionen und 
Krieg. — Oppenheimer, Vofi3. 7. XII. 1915: Koali⸗ 
tionszwang. 

Hottenrott, DZ. 1916 S. 334 Militärbefehls⸗ 
haber und Konventionshöchſtpreiſe: 

Der Militärbefehlshaber iſt auf Grund des $ 9 Bel 3G. 
befugt, im Wege der VO. Strafbeſtimmungen der Kon⸗ 
ventionsverträge allgemein aufzuheben, wenn die öffentliche 
Sicherheit dies zwingend erfordert. Ein Entſchädigungs⸗ 
anſpruch im Falle eines ſolchen Erlaſſes iſt zivilrechtlich nicht 


gegeben. 
VI. Krieg und Arbeiterrecht. 


Denkſchrift über Maßnahmen auf dem Gebiet des Arbeits⸗ 
nachweiſes (Verh. d. N 13. Legislaturperiode, II. Seſ⸗ 
ſion 1914/15, ckſachen Nr. 151). 32 Seiten. Berlin, 
Heymann, 1915. 40 . — 

Braun: Gewerkſchaften, Betrachtungen und Über⸗ 
legungen während des Weltkrieges. Leipziger Buchdruckerei. 
1,50 A und dazu Vorwärts 8. V. 1916 Nr. 125: Kriegs⸗ 


Kri 
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probleme und Gewerkſchaften. — Ne „Neue Zeit“ 
1, 8, 229— 236; 10, 296—304; 11, 334—346:, Der Krieg 55 
der Sozialismus. — gehlinger, Hirchs Ann. 1916 S 135: 
Die Denen aften oe im erſten Kriegsjahr. — 
Jaſtrow: Die Arbeitsnachweife im Kriege und nach dem 
ie Fürſorge für Kriegsbeſchädigte und Kriegsteilnehmer. 
ugſchriften, „ von Pottho au 1 — Da⸗ 
cf eft 5: Einrichtungen der Arbeitgeber und ihrer Ver⸗ 
ände für e — Silbermann, Z. f. Soz.⸗Wiſſ. 
N. F. 6, 12, 863—874: Die Ver h auf dem . 
mar während des Krieges. — Voigt, daſelbſt N. F. 7 
1-10: Kriegsſozialismus und Friedensſozlalismus. — am: 
mermann: Die deutſchen Gewerkvereine (Hirſch⸗Duncker) und 
der Krieg in: Zimmermann, Krieg und Arbeiterſchaft (Jena, 
Fiſcher, 1915). 165—181. — Arbeitsrecht. Jahrbuch für das 
geſamte Dienſtrecht der Arbeiter, Angeſtellten und Beamten, 
herausgegeben von Potthoff u. Sinz eimer. Kriegsheft 1—3: 
Der Einfluß des 91 10 5 auf au 59 . in Deutſch⸗ 
land und im Ausla Geb. AM. Stuttgart, 7 chaſten 
Oſterr. Volkswirt 17, 47, 183786: Die öſterr. Gewerl aften 


im Kriege. 
VII. Enteignung. 


Mindlfdi®. 1914 S. 270: AusfBeſt. zu der Aller⸗ 
höchſten VO. betr. ein vereinfachtes Enteignungsverfahren zur 
Beſchaffung von Arbeitsgelegenheit und Beſchäftigung von 
Kriegsgefangenen vom 11. IX. 1914 PrGS. 159. 


VIII. Jagdrecht. 


1. Min Blfdi V. 1914 S. 269: In einer Vfg. vom 22. IX. 1914 
wird darauf hingewieſen, daß die Vorſchrift des Erlaſſes vom 
31. VIII. 1914 (Min Blfdi V. 1914 S. 262), wonach der In⸗ 
haber eines Jagdſcheins zur Führung einer Waffe keines be⸗ 
ſonderen Waffenſcheines bedarf, während der Dauer des 
Kriegszuſtandes in ſolchen Bezirken nicht Platz greift, in 
denen ausdrücklich anderweitige Anordnungen von ſeiten der 
zuſtändigen Militärbehörden erlaſſen werden. 


2. Ebner, PıBBl. 37 S. 159: Ein ſeit dem Kriegs⸗ 
beginn als Offizierſtellvertreter einberufener Gemeindeförſter 
iſt berechtigt, für die Dauer ſeines militäriſchen Urlaubs die 
Ausſtellung eines unentgeltlichen Jagdſcheines zu be⸗ 
antragen. 


M. Seſetzte Gebiete. 


eee bei Riſſom, Archiv f. Militärs 
recht 1915 (VI) S. 255 ff. — 

Aßmann, Kommunale Rundſchau S. 29, 357—358: 
Deutſche Städteverfaſſung im Generalgoubernement Warſchau. 
— ehren RuW. 5, 30—32: Das Keiſerliche 
San Lille, nr erden und jetzige Gestalt. 
— Biſſing: elgien unter deutſcher Verwaltung. 
Munchen und Leipzig, 1915. 45 Seiten. — Brandt: 
Wirtſchaftskultur und deutſche Verwaltung der beſetzten Gebiete 
in Feindesland (9. Heft der „Kriegshefte aus dem Induſtrie⸗ 
bezirk“). Eſſen 1915. 113 Seiten. Vgl. die Beſprechung von 
8 IbfNatOkuStat. 105 III. Folge 50. Bd. 6. Heft 

S. 815 ff. — Bürklin: Handbuch des Bam Wirtſchafts⸗ 
lebens. Göttingen u. Berljn, Hapke. 14, — Cohnitz, 
JW. 1916 S. 297: Bemerkungen zum Abbau des Wechſelmora⸗ 
toriums in Belgien. — Dove, JW. 1915 ©. 965: Der Rechts⸗ 
zuſtand in den okkupierten Gebieten ar und le 
ae — Fiege, Ruß. IV ©. 281, vgl. auch DNotV 

. 449: Über Rechtspflege im Goubernement 9 — 
Goldſchmidt, Z3StrafrWiſſ. 37 S. 52: Über die Rechts⸗ 
rundlagen der deulſchen 5 gegen Ausländer im be⸗ 
etzten Feindesgebiete. — Heilfron, JW. 1915 S. 971: 
eutſche Geſetzgebung und Verwaltung in Feindesland. — 
Kieſow, DIZ. 1916 S. 486: Die deutſche Rechtspflege im 
Gebiete der öſtlichen Etappenverwaltungen. — Lieske 
Blätter für adminiſtrative Praxis. 65. Bd. Heft 9/10 S. 273 ff.: 
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Die Verwaltun Belgiens. — Meurer, Archiv für öff. Recht 
33 S. 353 ie völkerrechtliche Stellung der vom Feinde be⸗ 
ſetzten Geb eie. — Pachmann, Oſterr. f. Verwaltung 
48, 44, 173—174: Rechte und Pflichten eines fremden Staats⸗ 
angehörigen in beſetzten Gebieten. — Philipsborn, W. 
1916 S. 157 ff., 216 mit weiterer Literatur: Die Fortentwick⸗ 
lung des Rechtszuſtandes im Gebiet des Generalgouvernements 
in Belgien. — Reiner, Gruchot 49 S. 831: Die neuen Zivil⸗ 
. ae 30. 106 dem 8 5 AN, chland beſetzten Polen. — 
ümelin, ie ann peng Baut im 
Gebiete des e Oft — ie XV 
55 18 Der Rechtsverkehr zwiſchen Inland und Beſetzungs⸗ 
gebiet. 

1. IM Bl. 1916 S. 59. Allg. Vfg. vom 15. III. 1916 
betr. Erſuchen um Rechtshilfe und Beiſtandsleiſtung in den⸗ 
jenigen dem Oberbefehlshaber Oſt unterſtellten ruſſiſchen Ge⸗ 
bieten, in denen die deutſche Verwaltung eingeführt iſt: 

Soweit nicht die Zuſtändigkeit der han 
gegeben iſt, find Erſuchen um Rechtshilfe und Beiſtandsleiſtung 
in denjenigen dem Oberbefehlshaber Oſt unterſtellten ruſſiſchen 
Gebieten, in denen die deutſche Verwaltung eingeführt iſt, an die 
Kaiſerlich Deutſchen Friedensgerichte zu richten. 

(Es folgt die Bezeichnung der eingerichteten Friedens⸗ 
gerichte.) 

2. Der Abbau des Moratoriums in Belgien. Handels⸗ 
teil der Voſſ.Z. 11. I. 1916 Nr. 19: Unterredung mit 
Geheimrat von Zumm über die am 5. I. 1916 für den 
Bereich des Generalgouvernements in Belgien, mit Ausnahme 
der dazu gehörigen franzöſiſchen Gebietsteile erlaſſenen VO. 
über den Abbau des Moratoriums (ſ. auch ZW. 1916 ©. 297). 

3. Kreisordnung und Zweckverband im Generalgouverne⸗ 
ment Warſchau. BT. 9. II. 1916 abends: 

Eine Kreisordnung deutſcher Art iſt am 
1. März im Gouvernement Warſchau eingeführt. Jeder Kreis 
bildet einen Kommunalverband zur Selbſt⸗ 
verwaltung. Der Verwaltungschef kann mehrere Kreiſe 
für einen beſtimmten Verwaltungszweck zu einem Zweck⸗ 
verband vereinigen. Den Kreiſen werden folgende Aufgaben 
überwieſen: Armenpflege, Verkehrsweſen, öffentliches Ge⸗ 
ſundheitsweſen, wirtſchaftliche und ſonſtige Aufgaben. Im 
einzelnen gehört dazu die Unterſtützung der Familien der 
Eingezogenen, Unterſtützung leiſtungsſchwacher Gemeinden 
bei Erfüllung in der Armenpflege, Anſtalten für hilfs⸗ 
bedürftige Kreisangehörige, Wegebau, Ausbau von Eiſen⸗ 
bahnen und Waſſerſtraßen, Kreiskrankenhäuſer und Kreis⸗ 

pflegeſtationen, Unterſtützung leiſtungsſchwacher Gemeinden 
bei Seuchenbekämpfung, Impf⸗ und Desinfektionskoſten, 
Brunnen, Waſſerleitungen uſw. Den Kreiſen überwieſen wird 
die Hundeſteuer, die Transportſteuer, als Wegeſteuer im Zu⸗ 
ſchlag zur Grund⸗ und 1 50 Prozent des Zuſchlags 
zur ſtaatlichen Grundſteuer, 25 Prozent der Monopolabgabe 
von Brotgetreide. Die Kreiſe können auch Zuſchläge zu den 
Staats- oder Gemeindeſteuern erheben, direkte Kreisſteuern 
einführen und ſelbſt Verbrauchsgegenſtände monopolifieren. 
Die Kreisverſammlung beſteht aus 12 bis 24 Mitgliedern, die 
dem Kreiſe durch Grundbeſitz oder Wohnſitz angehören und 
von den Kreisangehörigen auf ſechs Jahre gewählt werden. 
Als beſondere Stadtkreiſe gelten Warſchau und Lodz. 


4. Über die e in el Polen vgl. die 
Schul⸗VO. vom 24. VIII., 17. X. 1915 im 
„Schul⸗Verordnungsblatt für Polen Se Henn von 
Volksschulen liegt in den Händen des Kreischefs. Für jede 
Schule beſteht zur Regelung der äußeren Angelegenheiten der⸗ 
ſelben ein Schulvorſtand. Die Unterhaltung liegt den 
politiſchen Gemeinden ob. Ruſſiſche Sprache iſt im offiziellen 
Verkehr ausgeſchaltet. 
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Im Kampfe für das Vaterland find folgende Rechtsanwälte gefallen: 
(Fortſetzung der Lifte von Nr. 14, 1916.) 


Edmund Krauthanſen aus Frankfurt 

a. Main. 
Fritz Saar aus München. 
Dr. Wilhelm Reinerts aus Hameln. Dr. Anton Weinberger aus München. 
Reinhold Riedel aus Stuttgart. 


Bilhelm Braun aus Neiſſe. 
Gmil Deutſch aus Freiburg i. Br. 
Ilatzel aus Beuthen (Ob.⸗Schleſ.). 
Dr. Ceo Fromm aus München. 
Otte Guenther aus München. 


Carl Ninſch aus Balve (Weſtf.). 


Eruſt Schumann aus Plauen i. V. 
Kurt Seidel aus Marbach. 


Entwurf zu einer Verordnung des Bundesrats zum 
Zwecke der Entlaftung der Gerichte und der wirt⸗ 
ſchaftlichen Erhaltung des Anwaltſtandes. 


Von Juſtizrat Dr. Noeſt, Solingen. 


Art. I. An die Stelle der SS 688 bis 703 ZPO. treten 
nachfolgende Beſtimmungen: 

688. Ein Anſpruch, welcher die Zahlung einer 
beſtimmten Geldſumme oder die Leiſtung einer beſtimmten 
Quantität anderer vertretbarer Sachen oder Wertpapiere zum 
Gegenſtande hat, kann im Klagewege erſt geltend 
gemacht werden, nachdem der Schuldner im Mahn⸗— 
verfahren Widerſpruch erhoben hat. Als ein Anſpruch, 
welcher die Zahlung einer Geldſumme zum Gegenſtand hat, gilt 
auch der Anſpruch aus einer Hypothek, einer Grundſchuld oder 
einer Rentenſchuld. 

Das Mahnverfahren findet nicht ſtatt, wenn nach Inhalt 
des Geſuchs die Geltendmachung des Anſpruchs von einer noch 
nicht erfolgten Gegenleiſtung abhängig iſt, oder wenn die Zu⸗ 
ſtellung der Zahlungsaufforderung im Auslande oder durch 
öffentliche Bekanntmachung erfolgen müßte. 

8 689. Das Mahnverfahren wird durch eine von 
einem Rechtsanwalt erlaſſene Zahlungsaufforderung 
eingeleitet. Die Aufforderung muß enthalten: 1. Die Be⸗ 
Je mung, des Gläubigers und Schuldners nach Namen und 

ohnort; 2. die beſtimmte Angabe des Betrages oder Gegen⸗ 
ſtandes und des Grundes des Anſpruchs; 3. die Aufforderung, 


den Gläubiger wegen dieſes Anſpruchs bis zu einem beſtimmt 
zu bezeichnenden Tage zu befriedigen oder bei dem Rechtsanwalt, 
der die Aufforderung erlaſſen hat, bis ſpäteſtens zu dieſem Tage 
Widerſpruch zu erheben. Zwiſchen der Zuſtellung der Auf⸗ 
forderung und dem zu bezeichnenden Tage muß eine Friſt lie 
von mindeſtens 3 Tagen, wenn der Anſpruch aus einem Dede 
herrührt, von mindeſtens 5 Tagen, wenn die Parteien in dem 
nämlichen Landgerichtsbezirke wohnen, von mindeſtens 8 Tagen 
in allen übrigen Fällen. 

§ 690. Zuſtändig für den Erlaß der Zahlungs- 
aufforderung iſt jeder bei einem deutſchen Gerichte 
zugelaſſene! Rechtsanwal lt. 

8 691. Mit der Zuſtellung der Zahlungsaufforderung an 
den Schuldner treten die Wirkungen der Rechtshängigkeit ein. 

8 692. Iſt bis zum Ablauf des in der Zahlungs— 
aufforderung angegebenen Tages bei dem Rechts 
anwalt, der die Zahlungsaufforderung erlaſſen hat, kein 
Widerſpruch erhoben, ſo hat das für die Entſcheidung 
über den Anſpruch zuſtändige Gericht auf Antrag des Rechts⸗ 
anwalts einen Vollſtreckungsbefehl zu erlaſſen. Der 
Vollſtreckungsbefehl wird beim Landgericht von einem Einzel⸗ 
richter erlaſſen. 

Der Rechtsanwalt hat dem Gericht die Zahlungs⸗ 
aufforderung mit der Zuſtellungsurkunde vorzulegen und dem 
Gericht die pflichtmäßige Verſicherung abzugeben, daß bis zu 
dem Augenblick, in welchem er den Antrag auf Erlaß des Volls 
ſtreckungsbefehls einreicht, ein Widerſpruch des Schuldners bei 
ihm nicht eingegangen iſt. 

134 


1060 


§ 693. Das Gericht hat von Amts wegen feine Zu⸗ 
ſtändigkeit und ferner zu prüfen, ob die Erforderniſſe des 
8 689 erfüllt find, insbeſondere ob der geltend gemachte Anſpruch 
in beſtimmter und ſchlüſſiger Weiſe en iſt. 

694. Gegen den Beſchluß, durch welchen das Geſuch 
um Erteilung des Vollſtreckungsbefehls zurückgewieſen wird, 
findet ſofortige Beſchwerde ſtatt. 

8 695. Der 5 ſteht einem für vorläufig 
vollſtreckbar erklärten auf Verſäumnis erlaſſenen Endurteile 
gleich. Gegen ihn findet der Einſpruch nach den Vorſchriften 
der 55 338 bis 346 ſtatt. 

§ 696. Wird in dem Falle, wenn Widerſpruch nicht er 
hoben iſt, die Erlaſſung des Vollſtreckungsbefehls nicht binnen 
einer ſechsmonatigen Friſt, welche mit Ablauf der in der 
Zahlungsaufforderung beſtimmten Friſt beginnt, nachheſſeht, ſo 
verliert die Zahlungsaufforderung dergeſtalt ihre Kraft, daß 
auch die ae der ann erlöſchen. Dasſelbe 
gilt, wenn die Erlaſſung des Vollſtreckungsbefehls rechtzeitig 
nachgeſucht iſt, das Geſuch aber zurückgewieſen wird. 

§ 697. Die Koſten des Mahnverfahrens find im Falle der 
rechtzeitigen Erhebung des Widerſpruchs als ein Teil der Koſten 
des entſtehenden 5 1 

§ 698. Wird, bevor der Rechtsanwalt des Gläubigers 
den Antrag auf Erlaß des Vollſtreckungsbefehls geſtellt hat, 
von dem Schuldner Widerſpruch erhoben, ſo iſt die 
Erhebung der Klage nach den Vorſchriften der 88 253 ff., 
496 zuläſſig. Die Zahlungsaufforderung und der Wider⸗ 
Ras des Schuldners find bei Einreichung der Klage dem 

ericht vorzulegen. 

§ 699. Der Rechtsanwalt des Gläubigers ſoll, bevor er 
die Klage erhebt, den Schuldner auffordern, ihm ſeine Ein⸗ 
wendungen mitzuteilen. Er ſoll Einwendungen, die der 
Schuldner mitteilt, ſeinem Auftraggeber zur Kenntnis bringen 
und von ihm Auskunft darüber einholen, ob und wieweit 
die Einwendungen begründet ſind. Er ſoll auch, ſoweit es 
nicht offenbar unzweckmäßig erſcheint, einen Vermittlungs⸗ 
verſuch machen. Er ſoll in der Klageſchrift angeben, ob und 
welche Einwendungen der Schuldner mitgeteilt hat, welche 
Stellung der Gläubiger zu dieſen Einwendungen einnimmt und 
welches Ergebnis der von ihm angeſtellte Vermittlungsverſuch 
gehabt hat. 

Art. II. 5 38 RAG. wird dahin geändert: 


Im Mahnverfahren erhält der Rechtsanwalt: 1. Die Sätze 
der 88 37 Nr. 1, 80b Ab. 1 GKG. für den Erlaß der 
Zahlungsaufforderung; 2. die Sätze der 88 37 Nr. 2, 80 b 
Abſ. 1 GKG. für die Erwirkung des Vollſtreckungsbefehls; 
3. 1/10 der Sätze des 8 9 RAG. für Ermittlung der Ein⸗ 
wendungen des Schuldners und Verhandlung darüber mit ſeinem 
Auftraggeber; 4. 1%5ꝭ der Sätze des 8 9 RAG. für Herbei⸗ 
führung eines Vergleichs. 

In den Fällen unter 2 bis 4 ſtehen dem Rechtsanwalt 
auch die Auslagenpauſchſätze des 8 76 RAG O. zu. Auf die 
in dem nachfolgenden Rechtsſtreit zuſtehende Prozeßgebühr wird 
die Gebühr von Nr. 3 zu 7/0 angerechnet. 


* ** 
* 


Die Vorſchläge, die ich vorſtehend in der Form des Ent⸗ 
wurfes einer Bundesratsverordnung gemacht habe, möchte ich 
folgendermaßen begründen: 


I. In der DIS. 1916, 157 ff. regte Schiffer an, uns 
Anwälten neben dem Gericht die Befugnis zum Erlaß von 
Zahlungsbefehlen zuzuweiſen. Dieſer Gedanke ſcheint mir in 
hohem Grade beachtenswert, weil er eines umfaſſenden Aus⸗ 
baues fähig iſt. An ihn lehnen ſich die in dem vorſtehenden 
Entwurfe niedergelegten Vorſchläge an. Dem Bedenken, daß 
mit dem Erlaß von Zahlungsbefehlen uns richterliche Befugniſſe 
zugeſprochen würden, tritt mein Entwurf dadurch entgegen, daß 
er nicht einen richterlichen Zahlungsbefehl, ſondern die zweifel⸗ 
los zum Tätigkeitsbereich des Anwalts gehörige Zahlungs— 
aufforderung zur Vorausſetzung des richterlichen Vollſtreckungs— 
befehls macht. Die Aufforderung muß dann ſelbſtredend eine 
beſtimmte Friſt zur Erhebung des Widerſpruchs und einen 
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Hinweis darauf enthalten, daß bei nicht erhobenem Widerſpruch 
ein Vollſtreckungsbefehl ergehen würde. Sie muß auch den 
Anſpruch des Gläubigers ebenſo beſtimmt formulieren, wie das 
jetzt im Zahlungsbefehle geſchieht. Sind dieſe Vorausſetzungen 
erfüllt, ſo kann auf die anwaltliche Aufforderung ein Voll⸗ 
ſtreckungsbefehl erlaſſen werden. Selbſtredend darf dieſe Neu⸗ 
ordnung keine Belaſtung des Publikums mit ſich bringen; es 
findet ſich daher in dem Entwurfe für die anwaltliche Zahlungs⸗ 
aufforderung derſelbe Gebührenſatz vorgeſehen wie für den 
Zahlungsbefehl des Gerichts. 

An dieſer Gebührenregelung, das ſehe ich voraus, wird. 
unächſt mancher Kollege Anſtoß nehmen. Auf dieſe komme ich 
ſpäter zurück (ſ. ©. 1062). Ich hoffe, die Überzeugung zu bes 
gründen, daß dieſe Gebührenregelung im Enderfolg uns zum 
mindeſten keinen Abbruch tut. 


II. Aber den Vorſchlag von Schiffer geht nun mein Ent⸗ 
wurf dadurch hinaus, daß er der Einleitung jedes Rechtsſtreits 
eine anwaltliche Zahlungsaufforderung vorlagern will, in ähnlicher 
Weiſe, wie die „Entlaſtungsverordnung“ den Rechtsſtreit all⸗ 

emein durch einen richterlichen Zahlungsbefehl einleiten ließ. 
ierüber iſt folgendes zu bemerken: 

a) In unſtreitigen Sachen entſpricht das heutige Ver⸗ 
fahren herzlich wenig der Prozeßökonomie. Was ohne Abhaltun 
eines gerichtlichen Termins erledigt werden kann, ſollte au 
ohne einen ſolchen erledigt werden. Dieſer Grundſatz ſcheint 
mir theoretiſch unanfechtbar. Praktiſch aber begegnet er einem 
Bedenken, über das ſich die Entlaſtungsverordnung allzu leichten 
Herzens hinweggeſetzt hat: Wird diefe Grundſatz unvermittelt 
in den heutigen Prozeß eingeführt, dann richtet er die 
Anwaltſchaft zugrunde. Die Gebühren, die wir Anwälte 
in ſtreitigen Sachen beziehen, ſind, wenn nicht beſonders hohe 
Streitwerte in Frage kommen, gegen die Mühewaltung, die ein 
Erb mit ſich bringt, ein kümmerliches Entgelt. Werden ſogar die 

ebührenſätze, dem ſeit 1879 geſunkenen Geldwerte entsprechend, 
nicht um 25 Prozent, ſondern um 50 Prozent erhöht, ſo ſind 
und bleiben ſie, an ſich betrachtet, unzureichend. Für einen Lohn, 
der den Gebührenſätzen für ſtreitige Amtsgerichtsſachen entſpricht, 
1 heutzutage ein beſſerer Handwerker ſeine Arbeit nicht zur 

ertapung. Ein nicht unerheblicher Teil der Anwälte iſt aber 
auf Amtsgerichtsſachen ausſchließlich angewieſen, und auch der 
beim LG. zugelaſſene Anwalt hat einen großen Teil ſeiner 
Arbeit auf Amtsgerichtsſachen zu verwenden. So geringfügige 
Gebühren für fo weitläufige und anſtrengende Mühewaltung. 
konnte, auch bei dem damaligen höheren Geldwerte, der Geſetz⸗ 
geber der ſiebziger Jahre nur deshalb normieren, weil damals 
auch der Betrieb der unſtreitigen Sachen fo gut wie ausſchließlich 
in Händen der Anwälte lag. Der Geſetzgeber konnte damit 
rechnen, daß die unſtreitigen Sachen mit ihrer leichtverdienten 
15/10 Gebühr dem Anwalt einen Ausgleich zuführten für die 
kümmerliche Entlohnung in ſtreitigen Sachen. Seit 1879 aber 
hat ſich die Gewerbstätigkeit der Prozeßführung bemächtigt. 
Was damals unerhört oder nur eine in einzelnen Bezirken. 
eingeriſſene Unſitte war, iſt heute gang und gäbe. Rechts⸗ 
konſulenten, Inkaſſobureaus, Innungsämter befaſſen ſich mit der 
„gerichtlichen und außergerichtlichen Einziehung von Forderungen“. 
Uns Anwälten könnte es recht und lieb ſein, die Einziehungs⸗ 
tätigkeit dieſen Gewerbetreibenden zu überlaſſen, wenn unſere 
Tätigkeit in ſtreitigen Sachen die darauf verwendete Mühe 
angemeſſen entlohnte. In Frankreich und England fällt es⸗ 
dem Advokaten oder Barriſter nicht ein, ſich mit der Einziehung 
von Forderungen zu befaſſen; dafür wird aber ſeine Tätigkeit. 
in ſtreitigen Sachen mit mindeſtens dem Zehnfachen der 
deutſchen Anwaltsgebühren vergütet. Zweckmäßiger will es⸗ 
mir ſcheinen, die Koſtenlaſt der ſtreitigen Rechtſprechung zu 
erleichtern, indem man von ihr einen Teil auf die unſtreitige 
Gerichtsbarkeit abwälzt. Darauf beruht das Syſtem unſerer 
Gebührenordnung. Die Aufrechterhaltung dieſes Syſtems⸗ 
ſoll gegenüber der Durchbrechung, die es erlitten hat, und in 
immer ſteigendem Maße weiter zu erleiden droht, dadurch ge⸗ 
ſichert werden, daß man in unſtreitigen Sachen an die Stelle 
des Verſäumnisurteils oder des Zahlungbefehls die anwaltliche 
Zahlungsaufforderung ſetzt. 
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Nur Unvernunft wird dieſe Einrichtung mit dem Schlag⸗ 
wort „Ausdehnung des Anwaltszwanges“ bekämpfen wollen. 
Die Abneigung gegen den Anwaltszwang entſpringt ja im 
we ſentlichen der damit verbundenen Koſtenlaſt. Hier aber wird 
dem Publckum keine Mehrbelaſtung zugemutet; für dieſelbe Auf⸗ 
wendung, die es jetzt machen muß, damit das Gericht einen 
Zahlungsbefehl erläßt — das Gericht, das gleichgültig und 
fremd ſeinem Anſpruch gegenüberſteht —, ſoll ihm nach dem 
Entwurf ein Anwalt zur Seite ſtehen. Das Publikum erhält, 
im Volkston geſprochen, mehr für das ſelbe Geld. 

b) In ſtreitigen Sachen iſt heute der vorgängige Erlaß 
eines Zahlungsbefehls lediglich Umweg und Zeitverluſt; der 
Beklagte erhebt Widerſpruch, und die Sache iſt dann erſt auf 
den Weg gebracht, den ſie gleich anfangs hätte einſchlagen 
können. Ganz anders ſteht es mit der anwaltlichen Zahlungs⸗ 
aufforderung, die der Entwurf vorſieht. Auch in ſtreitigen 
Sachen erſucht meiſtens der Kläger ſeinen Anwalt, erſt eine 
Zahlungsaufforderung zu erlaſſen. Das hat ſeinen guten 
Grund. Denn auch der Gegner, der bisher alle Vorſchläge 
zur Güte zurückgewieſen hatte, läßt ſich vielfach noch zu einer 
Einigung bereitfinden, wenn er ſieht, daß der Kläger einen 
Anwalt beſtellt hat. Dieſem Umſtande trägt der Entwurf 
Rechnung, indem er vorſchreibt, daß der Anwalt ſich nicht 
damm beruhigen ſoll, daß gegen feine Zahlungsaufforderung 
Widerſpruch eingelegt wird; er ſoll der Sache auf den Grund 
gehen und auf eine gütliche Beilegung des Streites hinwirken. 

Man hat viel darüber geſtritten, ob das Güteverfahren, 

das man dem Prozeß vorausſchicken will, vom Gericht geübt 
werden ſoll oder von einem beſonderen Einigungsamt. 
Sei es mir geſtattet, hier die beherzigenswerten Worte an⸗ 
zuführen, mit denen jüngſt Behrendt in der Kölniſchen Zeitung 
ſich gegen das gerichtliche Güteverfabren ausgeſprochen hat. 

N Geladene empfindet reichliches Unbehagen bei dem 
Gedanken an ſtundenlanges Warten über die Terminsftunde 
hinaus in ungeeigneten, ſchlecht dene ja geſundheits⸗ 
ſchädlichen Räumen. Beſchäftigte Leute, die ſich vergleichen 
wollen und ſollen, werden dadurch zum Abſchluß eines Ver⸗ 
gleiches nicht gerade geneigter. Parteien, die ſich in vers 
mögensrechtlichen Streitigkeiten zu einigen beabfichtigen, wollen 
u in dem Vorſitzenden der Einigungsbehörde nicht den 
Beamten ſehen, der mit ſtaatlicher Autorität in unnahbarer 
Hoheit vom Richterſtuhl herab, räumlich getrennt von ihnen 
durch eine Schranke, mit ſtarker Hand die Verhandlungen 
leitet, ſondern ihren Vertrauensmann, der mit ihnen verhandelt. 
Der obrigkeitliche, bevormundende Ton des Richters iſt in 
Strafſachen notwendig, mag in Zivilſachen häufig nicht zu 
umgehen ſein, entſpricht aber kaum dem Wunſche von Leuten, 
die lediglich geſchäftlich mit und vor einem Einigungsamt zu 
tun haben wollen, um dort zu verſuchen, ſich in vermögens⸗ 
recht lichen Streitigkeiten zu vergleichen.“ 

Sicher werden auch vor Gericht manche befriedigende Ver⸗ 
gleiche geſchloſſen. Aber man ſollte ſich doch darüber klar 
ſein, daß der größere Teil der gerichtlichen Vergleiche nichts 
weniger bedeutet als eine wirkliche Verſtändigung. Ich will 
gar nicht von den vielen Vergleichen ſprechen, bei denen die 
Aberredungskunſt des Richters darin beſtanden hat, daß er die 
Höhe der Prozeßkoſten recht ſtark betonte und die Parteien 
dadurch „kopfſcheu“ machte. Auch wenn nur ſachliche Er⸗ 
örterungen gepflogen werden, iſt es immer der Richter, deſſen 
Drängen auf Abſchluß eines Vergleiches man ſich nur wider⸗ 
ſetzen kann auf die Gefahr hin, daß er unwirrſch wird und 
eine ungünflige Entſcheidung fällt. So wenigſtens iſt das leicht 
erklärliche Gefühl der vor ihrem Richter ſtehenden Partei. Zu 
einer wohlüberlegten Entſchließung fehlt zudem in dem gericht⸗ 
lichen Termine die Zeit und vor allem die ruhige Stimmung 
des Gemütes. In der Mehrzahl der Fälle iſt daher der ge⸗ 
richtliche Vergleich ein Angſtprodukt, das alsbald Reue, Selbſt⸗ 
vorwürfe und wachſende Erbitterung der Parteien zur Folge 
hat. Nur dann kann ein Veraleich die Parteien befriedigen, 
wenn ſie ſich bei ruhiger Überlegung ſagen, daß ſie mit 
ihm beſſer gefahren ſind, als wenn ſie die Sache zum gericht⸗ 
lichen Austrag gebracht hätten. Nur ein in ruhiger Abwägung 
aller Umſtände und nach reiflicher Überlegung geſchloſſener 
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Vergleich kann dauernden Frieden ſtiften. Zu einem Vergleiche 
gibt es daher keinen beſſeren Weg als den: daß die Parteien 
unter Zuziehung ihrer Anwälte zuſammentreten, daß dann 
jeder, ſelbſt oder durch ſeinen Anwalt dem Gegner ſeine Be⸗ 
hauptungen und Gründe darlegt, dagegen aber auch hört und 
erwägt, was der Gegner ihm an Behauptungen und Gründen 
entgegenzuſetzen hat. Von hohem Wert iſt es dann. daß jedem 
der Streitteile in der Perſon ſeines Anwalts ein Vertrauens⸗ 
mann zur Seite ſteht, der ihn darüber belehrt, welchen Gang 
vorausſichtlich der Rechtsſtreit nehmen wird, auf welche Be⸗ 
hauptung es ankommt, wie die Rechtslage zu beurteilen ift; 
der mit ihm darüber zu Rate geht, in welchen Punkten er 
uttut, dem anderen Teile entgegenzukommen, und in welchen 
unkten er getroſt auf ſeinem Rechte beharren kann. Gewinnen 
auf dieſe Weiſe die Parteien eine klare Überſicht, wie es mit 
der Durchſetzung ihrer Anſprüche ſteht, dann wird in den 
meiſten Fällen eine Verſtändigung zu erreichen ſein, ſei es über 
den ganzen Rechtsſtreit, ſei es auch nur darüber, daß zunächſt 
erhebliche ſtreitige Tatſachen feſtgeſtellt werden ſollen. 

Ein ſolches Güteverfahren unter Zuziehung der Anwälte 
der Parteien iſt allerdings koſtſpieliger als das Verfahren vor 
einem Einigungsamt; es bietet aber Vorteile, die dieſe Mehr⸗ 
koſten vielfältig aufwiegen. Denn von dem Einigungsamte 
wiſſen die Parteien, daß es eigens dazu da iſt und ausſchließlich 
den Zweck verfolgt, einen Vergleich herbeizuführen. Jeder kennt 
das zu dieſem Zwecke faſt ſtets geübte Mittel: der gutmütigen 
und willfährigen Partei Opfer zuzumuten, weil man mit der 
hartnäckigen Partei ſonſt nicht fertig wird. Vor dem Einigungs⸗ 
amt hat daher jede Partei Grund, mit großer Vorſicht, wenn 
nicht mit Mißtrauen ſich die Vorſchläge zu beſehen, die aus⸗ 
ſchließlich gemacht werden, wie man wohl weiß, um die Parteien 
unter einen Hut zu bringen. Das Einigungsamt iſt nicht, wie 
der Anwalt, der Vertrauensmann der Partei, der ihr Intereſſe 
auch beim Abſchluſſe eines Vergleiches zu wahren hat. Der 
Anwalt ſtrebt nicht den Vergleich unter allen Umſtänden 
an. Gerade deshalb wird dieſes Ziel beſſer erreicht werden 
können; denn die Partei kann ſich auf dasjenige, was ihr An⸗ 
walt ihr empfiehlt, mit ganz anderem Vertrauen verlaſſen, 
als auf dasjenige, was das Einigungsamt ihr vorſchlägt. Daß 
anderſeits auch dem Anwalt daran gelegen iſt, den Rechtsſtreit 
lieber durch Vergleich als durch weitläufiges und unſicheres 
Prozeſſieren aus der Welt zu bringen, liegt auf der Hand; die 
Koſten werden im Vergleichswege leichter ausverdient, und der 
Anwalt hat nicht zu befürchten, durch einen unvorhergeſehenen 
ungünſtigen Urteilsſpruch Vorwürfen ſeiner Partei ausgeſetzt zu 
werden. 


III. Die vorgeſchlagene Neuordnung wird in erheblicher 
Weiſe zu einer Entlaſtung der Gerichte führen. In 
unſtreitigen Sachen ſoll das Gericht erſt dann mit der Sache 
befaßt werden, wenn ihm die Zahlungsaufforderung mit Zu⸗ 
ſtellungsurkunde und mit der pflichtmäßigen Verſicherung des 
Anwalts unterbreitet wird, daß kein Widerſpruch erhoben ſei. 
Der Anſpruch des Gläubigers iſt von einem Anwalt formuliert, 
die Friſt von ihm bemeſſen und der Friſtablauf von ihm feſt⸗ 
geſtellt; die Tätigkeit des Gerichts iſt alſo auf ein Mindeſtmaß 
zurückgeführt. 

Die ſtreitigen Sachen aber gelangen nur dann an das 
Gericht, wenn der Anwalt des Klägers vergeblich verſucht hat, 
mit dem Beklagten zu einer gütlichen Beilegung des Streites 
zu gelangen. Schon jetzt wird eine große Zahl von Streitig⸗ 
keiten dem Gericht dadurch ferngehalten, daß der vom Kläger 
ugezogene Anwalt von Erhebung der Klage abrät oder eine 

erſtändigung anbahnt. Wird der Entwurf Geſetz, ſo wird dies 
in weit höherem Maße der Fall ſein können. Wenn aber der 
Rechtsſtreit an das Gericht gelangt, wird ſchon die Klage die 
Einwendungen des Gegners beleuchten können, über die ein⸗ 
geleiteten Vergleichsverſuche berichten und ſowohl zu einem 
gerichtlichen Sühneverſuch als zu einem Richterſpruch die Sache 
beſſer vorbereiten, als dies heute möglich iſt. Auch dadurch 
wird die Arbeitslaſt des Gerichts erheblich vermindert. 


IV. Die vielen Vorſchläge, die in jüngſter Zeit zu einer 
Neuordnung des Prozeſſes gemacht find, gipfeln faſt alle darin, 
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daß unter möglichſter Ausſchaltung des Anwalts die Partei in 
unmittelbare Berührung mit dem Richter gebracht, die Ver⸗ 
fügung der Partei über ihren Rechtsſtreit eingeſchränkt, eine 
patriarchaliſche Herrengewalt des Richters aufgerichtet werde. 
Der vorſtehende Entwurf ſchlägt vor, das Verfahren vielmehr 
ſo zu ordnen, daß im Vordergrunde die beratende und ver⸗ 
mittelnde Tätigkeit des Anwalts ſteht und möglichſt eine außer⸗ 
gerichtliche Regelung verſucht wird, bei der beide Steitteile nach 
gewonnener beſſerer Einſicht friedlich und ſchiedlich auseinander⸗ 
gehen, nicht verärgert und verbittert durch einen vom Einigungs⸗ 
amt ihnen aufgeredeten oder vom Richtertiſch ihnen aufgezwungenen 
„Vergleich“. Uns Anwälten wird durch dieſe Geſtaltung des 
Verfahrens eine Vertrauensſtellung eingeräumt, wie wir ſie mit 
Recht für uns in Anſpruch nehmen können. Es wird der Zu⸗ 
ſtand wieder hergeſtellt, wie er noch in meinen Jugendjahren im 
Gebiete der preußiſchen Allgemeinen Gerichtsordnung beſtand, 
wo man ſich mit der gleichen Selbſtverſtändlichkeit in Rechts⸗ 
ſachen an den Rechtsanwalt wendete, wie in Krankheitsfällen 
an den Arzt. Nicht zum Segen der Rechtspflege hat ſich das 
geändert, ſeitdem man ſich gewöhnte, den „Anwaltsprozeß“ als 
die eigentliche Domäne des Anwalts zu betrachten, im übrigen 
aber die Vertretung der Parteien den Gewerbetreibenden mehr 
und mehr zu überlaſſen. Am Amtsgericht hat heute der Rechts⸗ 
anwalt eine wenig würdige Stellung. Hinter der Partei, die 
„ſich ſelbſt vertritt“ ſteht durchweg der Rechtskonſulent als 
Souffleur. Der Anwalt ſieht ſich genötigt, mit dem Konſu⸗ 
lenten, vielleicht ſeinem früheren Schreiber, in Schriftſatzwechſel 
zu treten. Nichts als die Gnade des Amtsrichters ſchützt ihn 
davor, mit dem Konſulenten auch in der mündlichen Verhand⸗ 
lung in Wettbewerb treten zu müſſen. Der Prozeßagent gilt 
in den Augen der Bevölkerung nahezu als ſeinesgleichen. 
Das einzige Privileg des Anwalts am Amtsgericht iſt, daß er 
allein .... Beleidigungsklagen einreichen darf; in allen übrigen 
Beziehungen iſt er rechtlich nicht mehr als quivis ex populo. 
Im Gegenſatz hierzu gibt der Entwurf ſchon in unſtreitigen Sachen 
dem Anwalt eine ausgezeichnete Stellung und macht ihn in allen 
ſtreitigen Sachen zum berufenen Berater und Vermittler, wo⸗ 
gegen dem Richter ſeine über den Parteien ſtehende Stellung 
geſichert wird: nicht mit den Parteien zu handeln, ſondern über 
ihnen ſtehend die Entſcheidung zu fällen, wo eine gütliche Ver⸗ 
mittlung nicht zu erreichen war. Em 

Gegenüber dieſer Hebung unferer Tätigkeit und unferes 
Anſehens müſſen wir allerdings etwas in den Kauf nehmen, 
was (wie ich gleich anfangs bemerkte) bei manchen Kollegen 
Anſtoß erregen wird. Es darf keine „Ausdehnung des 
Anwaltszwangs“ in dem Sinne eintreten, daß er der Partei 
Mehrkoſten aufbürdet. In ſtreitigen Sachen iſt eine Erhöhung 
unferer Gebühren, wie fie der 1876 gewaltig geſunkene Geld» 
wert zu einer ſelbſtverſtändlichen Forderung macht, bei dem 
vorgeſchlagenen Syſtem eher durchführbar als heute; denn die 
Zuſammentreibung der Koſten auf den verlierenden Teil wird 
überall aufhören, wo ſich die Parteien mit Hilfe ihrer Anwälte 
gütlich verſtändigen. Trägt jede Partei die Koſten ihres 
Anwalts, ſo können dieſe Koſten weſentlich erhöht werden, ohne 
die Parteien zu beſchweren. In unſtreitigen Sachen dürfen die 
Koſten der anwaltlichen Zahlungsaufforderung nicht höher fein, 
als jetzt die Koſten des Zahlungsbefehls ſind. Heute weiſt 
unſere ſonſt fo knauſerige Gebührenordnung uns 1%0 Gebühr 
für den Antrag auf Erlaß eines Zahlungsbefehls zu. Das 
war ein Danaergeſchenk! denn den Zahlungsbefehl beantragt 
meiſtens nicht der Anwalt, ſondern der Konſulent, und ſogar 
die o Gebühr, die dem Konſulenten vom Gericht feſtgeſetzt 
zu werden pflegt, iſt für die geringe Mühe viel zu hoch. Auf 
ſo ungewöhnliche und ungebührlich hohe Anſätze können wir 
meines Erachtens leicht verzichten, wenn wir dagegen die Bes 
günſtigung eintauſchen, im Mahnverfahren ausſchließlich tätig 
zu ſein. Dagegen wird eine ſolche Ermäßigung unſerer Gebühren 
in unſtreitigen Sachen der Geſetzgebung einen weiteren Anlaß 
geben, unſere Gebühren in ſtreitigen Sachen um ſo nachhaltiger 
zu erhöhen. Zweiſellos wird auch die Zahl der Mahnſachen 
wachſen, wenn die Partei für dasſelbe Entgelt, das ſie jetzt 
dem Gericht zu zablen hat, ſich der Dienſte eines Anwalts 
verſichern kann. Einer befriedigenden Wirkung entgegenſtehen 
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wird freilich nach wie vor das Glend unſeres Zwangs voll- 
ſtreckungsweſens und die übergroße Zahl der Anwälte. Gegen 
biefe Übel Mittel zu finden, iſt eine Aufgabe beſonderer dt 
Gegenſtandslos werden dagegen die beweglichen Klagen des 
Richterbundes über die übergroße Belaſtung des Schuldners 
mit Anwaltsgebühren und die leidige Aufgabe unſerer Kammer⸗ 
vorſtände, einer unlauteren Verbindung von Anwälten mit 
Rechtskonſulenten Einhalt zu tun. 


V., Die Entlaſtung der Gerichte und die Hebung des 
Anwaltſtandes ſind Ziele, deren Verfolgung jederzeit im Intereſſe 
der Rechtspflege gelegen iſt. Gründe eigener Art treten aber 
zur Kriegszeit hinzu, um dieſe Ziele beſonders dringlich zu 
machen: Die Gerichte bedürfen dringend der Entlaſtung, da 
Richter und Beamte fehlen und der Geſchäftsgang zu Modden 
droht. Im Hinblick hierauf erging im September 1915 eine 
tief in das Prozeßrecht eingreifende Verordnung. Ob das 
berechtigt war, ob man in der angeſtrebten Entlaſtung der 
Gerichte eine „Abhilfe wirtſchaftlicher Schädigungen“ erblicken 
kann, mag hier dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls ift eine Abhilfe 
wirtſchaftlicher Schädigungen dringend notwendig für uns 
Anwälte. Ein nicht unerheblicher Teil von uns verdient ſeit 
dem Kriegsausbruch kaum mehr, als zur Beſtreitung ſeiner 
Bureaukoſten erforderlich iſt. Die meiſten von uns können, 
denke ich, das ein Jahr und noch ein zweites Jahr ertragen. 
Mehr und mehr aber drängt die Zeit, wo der Staat endlich 
einmal durchgreifende Maßnahmen zu unſeren Gunſten er⸗ 
greifen muß, wenn er nicht Gefahr laufen will, daß eine 
proletariſierte Anwaltſchaft die Grundlagen der Rechtspflege 
erſchüttert. Wirtſchaftliche Maßnahmen zu unſeren Ungunſten 
ſind wahrlich genug getroffen, und ſchon vor dem Kriege war 
unſere wirtſchaftliche Lage ſo unbefriedigend wie möglich. 

Als Schutz gegen den wirtſchaftlichen Niedergang der 
Anwaltſchaft können daher auch Maßnahmen, wie ſie der vor⸗ 
ſtehende Entwurf vorſchlägt, im Wege einer Bundesrats⸗ 
verordnung eingeführt werden, ſolange der Krieg dauert. Nach 
dem Kriege aber werden ſo viele und ſo dringende Aufgaben 
an das Reich und den Staat herantreten, daß es recht zweifel; 
haft iſt, ob die Geſetzgebung in den nächſten Jahren zu einer 
Reviſion der Prozeßordnung, der Rechtsanwaltsordnung und 
der Gebührenordnung Zeit und Muße übrig haben wird. Was 
jetzt mit einem Federſtrich eingeführt werden kann, wird nach 
dem Kriege vielleicht nicht eher zu erreichen ſein, als bis es zu 
ſpät iſt. Iſt unſer Stand erſt einmal „unter das Fußvolk“, 
geraten, dann kann keine galvaniſche Prozedur die Leiche 
wieder beleben. 


Die Beſteuerung der Warenumſätze. 


Von Geh. Oberjuſtizrat Lindemann, vortragender Rat 
im preußiſchen Juſtizminiſterium, Berlin. 


Der Reichstag hat den ihm von den verbündeten Re⸗ 
aierungen vorgelegten Entwurf eines Quittungsſtempelgeſetzes 
völlig umgeſtaltet und daraus das am 1. Oktober d. J. in 
Kraft tretende Geſetz über einen Warenumſatzſtempel gemacht. 
Die Bezeichnung iſt inſofern nicht genau, als nicht der Waren⸗ 
umſatz als ſolcher den Gegenſtand der Beſteuerung bildet, 
ſondern die Zahlungen für Warenlieferungen. Die Beſteuerung 
erfolgt in doppelter Form: Handelt es ſich um Zahlungen für 
Warenlieferungen "im Betriebe eines inländiſchen ſtehenden 
Gewerbes, wozu auch der Betrieb der Land: und Forſtwirtſchaft, 
der Viehzucht, der Fiſcherei, des Gartenbaues und der Berg⸗ 
werksbetrieb gerechnet wird, oder um Zahlungen für im Inland 
erfolgte Warenlieferungen im Hauſiergewerbe⸗ oder Wander⸗ 
lagerbetrieb im Inlande wohnender Perſonen, ſo iſt die Grund⸗ 
lage der Beſteuerung die für jedes Kalenderjahr von dem 
Gewerbetreibenden zu erſtattende Anmeldung des Geſamtbetrags 
der im Laufe des Jahres für gelieferte Waren erhaltenen 
Zahlungen, die ſich bei ſtehenden Gewerbebetrieben auf die im 
Betriebe der inländiſchen Niederlaſſung gelieferten Waren zu 
beſchränken hat. Handelt es ſich dagegen um Warenlieferungen, 
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die nicht im Betrieb eines inländiſchen Gewerbes in dem oben 
bezeichneten Sinn erfolgt find, alſo um Lieferungen eines Nicht 
gewerbetreibenden, eines ausländiſchen Gewerbetreibenden oder 
eıned inländiſchen Gewerbetreibenden außerhalb feines Gewerbe⸗ 
betriebs, ſo knüpft die Beſteuerung an die Quittung an, zu 
deren Ausſtellung der Empfänger der Zahlung verpflichtet it, 
ſofern es ſich um Warenlieferungen im Betrage von mehr als 
100 & handelt und die Zahlung im Inland erfolgt. In 
beiden Fällen iſt weſentlich für die Frage der Steuerpflicht der 
Begriff der Zahlung und der der Warenlieferung; davon 
handeln die erſten drei „Zuſätze“ zu der neuen Tarif⸗ 
nummer 10. 

Vermöge der allgemeinen Vorſchrift des Geſetzes im Zu⸗ 
ſatz 1, wonach als Zahlung jede Leiſtung des Gegenwerts für die 
Warenlieferung gilt, auch wenn ſie nicht durch Barzahlung er⸗ 
folgt, und bei Tauſchgeſchäften jede der beiden Leiſtungen als 
Bezahlung der anderen angeſehen wird, werden ſich voraus⸗ 
fichtlich bei der Anwendung des Geſetzes Zweifel, ob eine ſteuer⸗ 
pflichtige Zahlung vorliegt, kaum ergeben. Als „Leiſtung des 
Gegenwerts“ wird nicht nur die Tilgung der Warenſchuld durch 
Aufrechnung, Banküberweiſung, Leiſtung an Zahlungs Statt, 
anzuſehen ſein, ſondern namentlich auch die Hingabe von Wechſeln 
und Schecks, mag ſie auch nur zahlungshalber, nicht an Zahlungs 
Statt, erfolgen. In letzterem Falle hat freilich der Gläubiger 
mit der Entgegennahme des Wechſels oder Schecks den Gegen⸗ 
wert für die Warenlieferung noch nicht erhalten, die Warenſchuld 

beſteht vorerſt weiter neben der neuen Verbindlichkeit und fie erliſcht 
erſt, wenn der Gläubiger aus dem Wechſel oder Scheck Be⸗ 
friedigung erhält. Erſt in dieſem Zeitpunkt ſteht feſt, daß der 
übergebene Wechſel oder Scheck in der Tat den Gegenwert für 
die Warenlieferung bildete; dieſer Zeitpunkt iſt für die Steuer⸗ 
pflicht maßgebend. Bei Tauſchgeſchäften iſt die Abgabe doppelt 
zu entrichten. Vertauſcht der kein Gewerbe treibende A. ſein 
Reüpferd im Werte von 2000 & gegen ein gleichwertiges Ge⸗ 
mälde des Privatmanns B., fo hat ſowohl A. wie B. eine 
Quittung auszuſtellen und dieſe mit je 2 & zu verſteuern. 
Da es ſich um einen doppelten Umſatz wirtſchaftlicher Güter 
handelt, iſt dies Ergebnis auch durchaus ſachgemäß. 

Größere Schwierigkeiten bei der Anwendung des Geſetzes 
wird der Begriff der Warenlieferung machen. Definiert iſt im 
Geſetz weder der Begriff der Ware noch der Lieferung. In 
letzterer Hinſicht iſt bei den Kommiſſionsverhandlungen nur feſt⸗ 
geſtellt, daß Lombard⸗ und Diskontgeſchäfte keine Waren lefe⸗ 
rungen im Sinne des Geſetzes ſeien, was allerdings auch wohl 
keinem Zweifel unterliegen kann; auch Sicherungsübereignungen 
ſollen von der Steuerpflicht nicht getroffen werden. Es muß 
ſich, wie ein Regierungsvertreter in der Kommiſſion erklärte, 
um die Erfüllung entgeltlicher Veräußerungsgeſchäfte handeln; 
dennoch muß, da für ſolche Verträge gemäß 8 445 BGB. ſtets der 
8433 BGB. gilt, die Lieferung zur Erfüllung der dem Veräußerer 
obliegenden Verpflichtuna, das Eigentum an der gelieferten Ware zu 
verſchaffen, erfolgt ſein; dieſe Eigentumsverſchaffung muß der wirt⸗ 
ſchaftliche Endpunkt des Geſchäfts ſein, da das Geſetz eben nur 
den wirklichen Warenumſatz treffen will. Sofern es ſich um die 
entgeltliche Abertragung beweglicher Sachen ohne vorgängige Be⸗ 
ſtellung handelt, die nach ausdrücklicher Beſtimmung im Zuſatz 2 auch 
als Warenlieferung gilt, muß die Mbertragung mit dem Willen 
erfolgt ſein, den Abſchluß eines Vertrages anzutragen, aus 
dem ſich die bezeichneten Verpflichtungen des Veräußerers ergeben 
würden. Allerdings iſt, wie vom Berichterſtatter der Reichstags⸗ 
kommiſſion mit Recht hervorgehoben wurde, nicht Vorausſetzung 
einer Warenlieferung im Sinne des Geſetzes, daß die erwähnten 
vertraglichen Beziehungen gerade zwiſchen dem Liefernden und 
dem Empfänger beſtehen; der Empfänger kann auch ein außer⸗ 
halb des Vertragsverhältniſſes zwiſchen Beſteller und Lieſerndem 
ſtehender Dritter ſein. Als Waren im Sinne des BGB. und 
HGB. betrachtet das NG!) „bewegliche körperliche Gegenſtände 
des Handelsverkehrs, dagegen nicht unbewegliche Sachen oder 
Forderungen oder Rechte oder Wertpapiere”. Im weſentlichen 
wird dieſe Begriffsbeſtimmung auch für das Steuergeſetz zu⸗ 
treffen. Allerdings hat man es für erforderlich erachtet, aus⸗ 


1) RG. 74, 162; JW. 1910, 934. 


drücklich hervorzuheben, daß die Lieferung von Gas, elektriſchem 
Strom und Leitungswaſſer als Warenlieferung „gilt“, während 
nach dem eben Geſagten Gas und Leitungswaſſer unzweifelhaft 
Waren ſind und es nur bezüglich des elektriſchen Stromes 
einer Sondervorſchrift bedurfte, um ſeine Lieferung dem Geſetze 
zu unterſtellen. Auf dieſe geſetzliche Beſtimmung darf man 
aber keinesfalls irgendwelche Schlüſſe aus dem Gegenteil ſtützen, 
etwa in der Richtung, daß andere flüſſige oder gasförmige 
Stoffe außer Leitungswaſſer und Gas keine Waren ſeien. Die 
ausdrückliche Hervorhebung von Gas und Leitungswaſſer iſt 
offenbar deshalb erfolgt, weil die Lieferung dieſer Stoffe regel⸗ 
mäßig nicht in abgeſchloſſenen Gefäßen, ſondern durch dauernde 
Zuleitung erfolgt, ein Umſtand, der allerdings in rechtlicher 
Hinſicht bedeutungslos iſt, da die Verpflichtung, für ordnungs⸗ 
mäßige Zuleitung zu ſorgen, lediglich eine Nebenverpflichtung des 
Lieferanten bildet. Es ſind übrigens auch ſehr wohl Fälle 
möglich, in denen die Zuleitung anderer flüſſiger oder gas⸗ 
förmiger Stoffe als Leitungswaſſer und Gas ebenfalls durch 
eine dauernde Röbrenleitung erfolgt, z. B. die Zuleitung von Sole 
oder Druckluft. Bedenken, in ſolchen Fällen eine Warenlieferung anzu⸗ 
nehmen, dürften nicht beſtehen. Behutſam iſt auch bei der Auslegnn 
der darauf folgenden Beſtimmung des Geſetzes vorzugehen, daß 
als Waren nicht gelten „Forderungen, Urheber⸗ und ähnliche 
Rechte, Wertpapiere, Wechſel, Schecks, Banknoten, Papiergeld, 
Geldſorten und amtliche Wertzeichen, auch nicht Grundſtücke und 
den Grundſtücken gleichgeſtellte Rechte“. In dieſer Aufzählung 
finden ſich Gegenſtände, die unzweifelhaft auch beim Schweigen 
des Geſetzes nicht als Waren angeſehen werden könnten (Forde⸗ 
rungen, Urheber⸗ und ähnliche Rechte, Grundſtücke), neben ſolchen, 
die an ſich unzweifelhaft Waren ſind (amtliche Wertzeichen), und 
ſolchen, deren Weſen zweifelhaft ſein kann. Daraus, daß man 
zur größeren Sicherheit, aber eigentlich überflüſſigerweiſe, 
beſtimmte Rechte von den Waren ausgeſchloſſen hat, darf man 
nicht ſchließen, daß alle anderen Rechte Waren ſeien. Anteils⸗ 
rechte an einer offenen Handelsgeſellſchaft, Geſchäftsanteile einer 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, Aktienbezugsrechte eines 
Aktionärs, Rechte aus einem Vertragsangebot ſind keine Waren, 
wenngleich man ſie weder als Forderungen, noch als Urheber⸗ 
oder ähnliche Rechte, noch ſchließlich als den Grundſtücken gleich⸗ 
geſtellte Rechte anzuſehen hat. Ebenſowenig können als Waren 
gelten gewiſſe Güter, die weder körperliche Sachen noch Rechte 
nd, aber gleichwohl im heutigen Verkehrsleben eine nicht 
unbeträchtliche Rolle ſpielen, wie z. B. im Handelsgewerbe mit 
Kundichaft,*) eine ärztliche Praxis. Wird ein Grundſtück mit 
Zubehör veräußert, ohne daß — was indeſſen regelmäßig geſchieht, 
um den hohen Immobilienſtempel zu vermeiden — für den be⸗ 
weglichen Beilaß ein beſonderer Preis angegeben iſt, ſo muß 
noch bei der Zahlung eine Trennung des Entgelts für die 
beweglichen Sachen erfolgen, denn durch den Umſtand, daß ſie 
als Zubehör eines Grundſtücks veräußert find, wird die Tat⸗ 
ſache, daß es ſich um die Lieferung beweglicher körperlicher 
Sachen gegen Entgelt handelt, nicht beſeitigt. 
Beſonders ſchwierig wird ſich die Anwendung der Vorſchrift 
im Zuſatz 3 geſtalten, daß den Warenlieferungen Lieferungen 
aus Werkverträgen gleichſtehen, „wenn der Unternehmer das 
Werk aus von ihm zu beſchaffenden Stoffen herzuſtellen ver⸗ 
pflichtet iſt und es ſich hierbei nicht bloß um Zutaten oder 
Nebenſachen handelt“. Das Steuergeſetz fußt hier auf dem im 
bürgerlichen Recht begründeten Unterſchied zwiſchen Werkvertrag 
und Werklieferungsvertrag ($ 651 BGB.). Während es 
Zahlungen für Leiſtungen auf Grund eines Werklieferungs⸗ 
vertrags zur Steuer heranzieht, bleiben Zahlungen für Leiſtungen 
aus reinen Werkverträgen ſteuerfrei. Ob im einzelnen Fall 
Werkvertrag oder Werklieferungsvertrag vorliegt, iſt nach den 
Grundſätzen des BGB. zu entſcheiden. Im allgemeinen wird 
alſo die Zahlung für Lieferung beweglicher Sachen, die mit 
einem Grundſtück zu verbinden find, ſteuerfrei fein, da Werl: 
vertrag vorliegt (z. B. Lieſerung der Türen, Treppen, Fenſter, 
Stabläden für einen Neubau mit der Verpflichtung, ſie einzu⸗ 
fügen; Lieferung von Tapeten und Olfarbe mit der Verpflich⸗ 
tung, das Bekleben der Wände und das Streichen der Fuß⸗ 


2) Vol. RG. 63, 57; JW. 1906, 805. 
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böden zu beſorgen). Nur wenn es ſich um 5 
hergeſtellter Waren handelt, bei denen die zur Einfügung in 
ein Grundſtück zu entwickelnde Tätigkeit nach der Verkehrs⸗ 
8 völlig nebenſächlich iſt (z. B. Waſchkeſſel, Kochherde), 
wird die Steuer zu entrichten fein.®) Beſonderer Erwähnung 
bedarf der Fall der gemeinſchaftlichen locatio conductio irregu- 
laris.*) Namentlich in der Heiminduſtrie find Vertragsverhält⸗ 
niſſe häufig, wobei der Beſteller zwar den Stoff liefert (z. B. 
Garn au eweben), dem Unternehmer aber geſtattet iſt, ſtatt 
des gelieferten Stoffes anderen gleichwertigen bei dem von ihm 
zu liefernden Werk zu verwenden. Derartige Verhältniſſe 
werden je nach Geſtaltung des einzelnen Falles verſchieden zu 
behandeln ſein. Handelt es ſich nur um eine dem Unternehmer 
eingeräumte facultas alternativa, ſo daß der Stoff im Eigen⸗ 
tum des Beſtellers bleibt, bis der Unternehmer von ferner 
Befugnis Gebrauch macht, ſo liegt reiner Werkvertrag vor, und 
die auf Grund des Vertrages erfolgenden Zahlungen ſind 
ſteuerfrei; ſind die Vertragsparteien dagegen von vornherein 
darüber einig, daß nicht der 1 Stoff, ſondern anderer 
Stoff Verwendung finden ſoll, ſo liegt ein Werklieferungs⸗ 
vertrag vor, bei dem der Beſteller das Entgelt zum Teil 
durch den gelieferten Stoff im voraus entrichtet hat, ſo 
daß alſo auch der Wert des gelieferten Stoffes bei den in 
die Anmeldung aufzunehmenden Zahlungen zu berückſichtigen 
iſt. Auch die Frage, was „Zutaten oder Nebenſachen“ 
find, bietet manchen Zweifeln Raum. In der Reichstags⸗ 
kommiſſion hat man ſich darauf beſchränkt, feſtzuſtellen, 
daß bei der Lieferung eines Kunſtwerks, ſei es eines Gemäldes, 
ſei es eines Bildwerks, die Leinwand, die Farbe oder der 
Stein als Nebenſache anzuſehen ſeien. Aus dieſer Feſtſtellung 
dürfte ſich ergeben, daß in der nach bürgerlichem Recht ſtreitigen 
Frage, welche Objekte bei der Beurteilung, ob es ſich nur um 
Beſchaffung von Zutaten oder ſonſtigen Nebenſachen handelt, 
in Vergleich zu ſtellen ſind, das Steuergeſetz auf dem Stand⸗ 
punkt ſteht, es ſei zu vergleichen der vom Unternehmer zu 
liefernde Stoff mit ſeiner geſamten Arbeitsleiſtung, nicht da⸗ 
egen, wie dies ſonſt meiſtens geſchieht, die Sache, an der die 

rbeiten anzubringen ſind (das Arbeitsſubſtrat), mit dem, was 
der Unternehmer angefügt hat;) denn ein Arbeitsſubſtrat iſt 
in dem in der Reichstagskommiſſion erörterten Falle überhaupt 
nicht vorhanden. Dieſe Auffaſſung wird auch am beſten den 
Anſchauungen des Verkehrs gerecht werden und zu ſachgemäßen 
Ergebniſſen führen. Insbeſondere wird damit auch die zweifel⸗ 
hafte Frage ſachgemäß entſchieden, ob die Lieferung von Photo⸗ 
graphien gegen 1 Warenlieferung im Sinne des Geſetzes 
iſt. Da die Herſtellung der photographiſchen Platte die Haupt⸗ 
ſache iſt und daneben Wert und Bedeutung des Stoffes der 
dem Beſteller gelieferten Abzüge zurücktreten, liegt ſteuerfreier 
Werkvertrag vor. Dagegen wird man ſich in der gleichfalls 
zweifelhaften Frage nach der Natur des Zeitungsabonnements⸗ 
vertrags dafür entſcheiden müſſen, daß, gleichviel ob die Lieferung 
durch Zeitungsſpediteure oder die Poſt erfolgt, die von den 
Abonnenten geleiſteten Zahlungen die Steuerpflicht begründen. 
Im allgemeinen iſt davon auszugehen, daß bei bloßen Aus⸗ 
beſſerungsarbeiten nur Zutaten beſchafft werden; z. B. unter⸗ 
liegen die Zahlungen für Arbeiten eines Flickſchuſters, der das 
Leder zu Sohlen und Abſätzen der ihm zur Ausbeſſerung über⸗ 
gebenen Schuhe liefert, nicht der Steuer. Auch die vom Arzt 
oder Zahnarzt etwa gelieferten Medikamente; die Füllungsmaſſe 
beim Zahnplombieren ſind gegenüber den Hauptleiſtungen des 
Arztes und Zahnarztes bloße Nebenſachen; das gleiche gilt 
aber nicht für künſtliche Gliedmaßen und Gebiſſe. Handelt es 
ſich um Leiſtungen aus einem Werklieferungsver trage, ſo findet 
eine Trennung des Entgelts für die Arbeit von dem Entgelt 
für den mitgelieferten Stoff bei der Beſteuerung nicht ſtatt; 
die geſamte Leiſtung iſt als „Warenlieferung“ im Sinne des 
Geſetzes anzuſehen. 


8) Vgl. RG. 1. 10. 07, Recht 1907 Nr. 3472. 
4) Vgl. hierzu Enneccerus, BürgR., 6. Aufl., I 2 §S 376 S. 453 
und Heilfron, Lehrb. d. BürgR. II 8 69 Anm. 9. 
8 5) Vgl. hierzu Dertmann, BGB., 3. und 4. Aufl., 8 651 
nm. 2. 


n ſch den im Vorſtehenden erörterten Zweifelsfragen 
werden ſich ſicherlich weitere bei der Handhabung des Geſetzes 
ergeben; das iſt bei der Schwierigkeit jeder Stempelgeſetzgebung 


und insbeſondere der hier vorliegenden, die nach der Erklärung 


des Reichsſchatzſekretärs im Reichstage) nur einen „erſten 
großen Verſuch“ darſtellt, nicht zu vermeiden. Mit ihrer Löſung 
werden ſich, da in Beziehung auf die Verpflichtung zur Ent⸗ 
richtung der Abgabe, abgeſehen von der hier nicht intereſſierenden 
Beſchränkung aus 5 80 des Geſetzes, der Rechtsweg zuläffig 
iſt, die Gerichte zu befaſſen haben. Die dabei gewonnenen 
Erfahrungen werden zu verwerten ſein bei dem früher oder 
ſpäter nötig werdenden Ausbau des Warenumſatzſtempels, der 
als „indirekte Generalſteuer“ ficherlich ein ſehr wichtiger, wenn 
nicht der wichtigſte Beſtandteil der indirekten Reichsabgaben 
ſein und bleiben wird. 


Die Reichsvereinsnovelle vom 26. Juni 1916. 


Von Juſtizrat Dr. Bell, Eſſen. 
(Mitglied des Reichstags und des Abgeordnetenhauſes.) 


Die Novelle zum Vereinsgeſetz vom Juni 1916 (RGBl. 
S. 635) erſchöpft I in einer einzigen Geſetzesvorſchrift, nämlich 
in dem an 5 17 VereinsG. angeſchloſſenen § 17a folgenden 
Wortlauts: 

„Die Vorſchriften der 88 3, 17 über politiſche Vereine 
und deren Verſammlungen ſind auf Vereine von Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern zum Behufe der Erlangung günſtiger Lohn⸗ 
und Arbeitsbedingungen nicht aus dem Grunde anzuwenden, 
weil dieſe Vereine auf ſolche Angelegenheiten der Sozialpolitik 
oder der Wirtſchaftspolitik einzuwirken bezwecken, die mit der 
Erlangung oder Erhaltung günſtiger Lohn⸗ und Arbeits⸗ 
bedingungen oder mit der Wahrung oder Förderung wirtſchaft⸗ 
licher oder gewerblicher Zwecke zugunſten ihrer Mitglieder oder 
mit allgemeinen beruflichen Fragen im Zuſammenhang ſtehen.“ 

Wie die Faſſung der Novelle ergibt, handelt es ſich dabei 
um die rechtliche Stellung der Gewerkſchaften und ſonſtigen 
Berufsvereine. Bei den Verhandlungen über das Reichsvereins⸗ 
geſetz vom 19. April 1908 herrſchte die allgemeine Auffaſſung, 
daß die Gewerkſchaften, ſoweit ſie ſich mit den Zwecken und 
Aufgaben ihres Berufsvereins befaßten, nicht unter den Begriff 
der „politiſchen Vereine“ fallen ſollten. Dieſer Rechtsſtandpunkt 
iſt wiederholt auch von den verbündeten Regierungen beſtätigt 
worden. Insbeſondere hat in den Verhandlungen der damaligen 
Reichstagskommiſſion über das Reichsvereinsgeſetz der Staats⸗ 
ſekretär des Reichsamts des Innern, der jetzige Reichskanzler 
von Bethmann Hollweg, ausdrücklich erklärt: 

„Die im § 152 GewO. bezeichneten Angelegenheiten find 
bei richtiger Auslegung des Geſetzes als ſolche überhaupt 
nicht politiſcher Natur.“ 

Am 11. Dezember 1908 iſt von ihm der nämliche Rechts⸗ 
ſtandpunkt durch folgende Erklärung beſtätigt worden: 

„Mein Standpunkt zu der Frage der Gewerkſchaften 
war, wie ich Ihnen damals klar ausgedrückt habe, der, 
es ſolle allen Gewerkſchaften ohne Unterſchied freier 
Spielraum in der Geltendmachung ihrer wirtſchaftlichen 
Intereſſen gewährleiſtet werden.“ 

Dieſer einmütigen Auffaſſung der geſetzgebenden Faktoren, 
daß die Gewerkſchaften nicht als politiſche Vereine anzuſprechen 
ſeien, wurde nach dem Inkrafttreten des Reichsvereinsgeſetzes 
in den ſüddeutſchen Staaten, insbeſondere in Bayern, 
Württemberg und Heſſen, ſowohl von der Verwaltungspraxis 
als auch von der Rechtſprechung Rechnung getragen. Beiſpiels⸗ 
weiſe enthält die bayeriſche Vollzugsanweiſung zu § 17 des 
Geſetzes folgende Beſtimmung: 

„Nach dieſer Beſtimmung ſind Perſonen, die das 
18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, von politischen 
Vereinen und deren Verſammlungen, ſofern es ſich nicht 


6) StenBer. 13. LP. II. Seſſ. S. 1363. 
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um Veran ngen zu geſelligen Zwecken handelt, und enden Vereine der Arbeitgeber nicht als politiſche 
von öffentlichen politiſchen en ngen ausgeſchloſſen. . — behandelt werden dürfen, wenn ſie ſich 5 
Das bot des S 17 erſtreckt ſich nicht auf die ſolchen ſozialwirtſchaftspolitiſchen Angelegenheiten befaſſen, 
in Ziff. 7 Abſ. 2 bezeichneten ammlungen und die mit ihrem eigentlichen Aufgabenkreis, der Erlangung 


Vereine und nicht auf die im 8 6 Abſ. 3 des Geſetzes 
bezeichneten Verſammlungen, insbeſondere nicht auf 
ewerkſchaftliche Verſammlungen, inſoweit ſich deren Ver⸗ 
Pandlun en auf die Erörterung der dortſelbſt bezeichneten 
Fragen beſchränken.“ 

Den genau entgegengeſetzten Rechtsſtandpunkt nahm dagegen 
die preußische Rech prechung ein, indem ſie ſich in vollſtändiger 
Abweichung von dem deutlich erklärten Willen der geſetzgebenden 
Faktoren auf einen für die Gewerkvereine und ahn 
vereine ſehr ungünſtigen Rechtsſtandpunkt ſtellte. Nach der 
bekannten Entſcheidung des PrOVG. vom 4. Juli 1911 ſoll 
auch für die Vereine der gewerkſchaftlichen Organiſation die 
allgemeine Begriffsbeſtimmung der politiſchen Vereine gelten, 
und zwar auch dann, wenn ſie im Rahmen ihrer Berufs⸗ 
. politiſche Zwecke verfolgen; gleichviel, ob dabei eine 
Einwirkung auf die Geſetzgebung des Staates oder die ichen 
Rechte der Bürger allgemein oder nur in der Richtung der 


Reihe von Fällen Gewerkſchaften auch dann als politifche 

Vereine behandelt, wenn ſie lediglich ihre berufsvereinlichen Auf⸗ 

gaben erfüllten und nur mit dieſer Beſchränkung auf die Geſetz⸗ 
gebung oder Verwaltung einzuwirken ſuchten. 

Begreiflicherweiſe wurde dieſe Stellungnahme der preußiſchen 
Spraxis und Rechtſprechung zum Gegenſtande lebhafter 
Erörterungen und Beſchwerden in der Preſſe und in den parla⸗ 
mentariſchen Verhandlungen gemacht. Daraufhin hat der 
Reichstag mit überwältigender Mehrheit am 27. Auguſt 1915 
dem von der Kommiſſion gefaßten Beſchluſſe entſprechend einen 
Geſetzentwurf angenommen, wonach in das Reichsvereinsgeſetz 

folgender Abſ. 1 zu § 3 eingeſchaltet werden ſollte: 
„Ein Verein, der bezweckt, politiſche Gegenſtände in Ver⸗ 
ſammlungen zu erörtern (politiſcher Verein), muß einen 
Vorſtand und eine Satzung haben. Nicht als politiſche 
Vereine gelten Vereine von Berufsgenoſſen oder An⸗ 
gehörigen verſchiedener Berufe und Standesvereine, auch 
wenn ſie zur Verfolgung ihrer Zwecke politiſche Gegen⸗ 

ſtände in Verſammlungen erörtern.“ 

Dieſer Geſetzentwurf ging aber den verbündeten Re 
gierungen zu weit und fie erklärten ihn aus dieſem Grunde für 
unannehmbar. Dagegen wurde die Bereitwilligkeit, den 
Zwieſpalt zwiſchen der Rechtſprechung und dem erklärten Willen 
der geſetzgebenden Faktoren durch authentiſche Interpretation 
des Geſetzes zu löſen, durch folgende Außerung des Re⸗ 
gierungsvertreters in der Reichstagsſitzung vom 18. Januar 
1918 erklärt: 

„In ſeiner vorigen Tagung hat der Reichstag einen 
Geſetzentwurf, betreffend Anderung des Reichsvereins⸗ 
geſetzes vom 19. April 1908, angenommen. Gegen ihre 
Gepflogenheit hat die Reichsleitung zu den Verhandlungen 
über die dieſem Geſetzentwurfe zugrunde liegenden 
Initiativanträge Vertreter entſendet und ſchon damit zu 
erkennen gegeben, daß ihr daran gelegen iſt, auf dieſem 
Gebiete möglichſt zu einer Verſtändigung mit dem Reichs⸗ 
tage zu gelangen. In einer hierbei namens der Reichs⸗ 
leitung abgegebenen Erklärung iſt anerkannt worden, daß 
die Auslegung der Beſtimmungen über die politiſchen 
Vereine durch die Gerichte und die Verwaltungsbehörden 
den Gewerkſchaften nicht immer das Maß von Freiheit 
gelaſſen hat, deſſen ſie zur Betätigung ihrer berechtigten 
wirtſchaftlichen und Wohlfahrtsbeſtrebungen bedürfen. 
Eine wirkſame Abhilfe hiergegen kann nur im Wege der 
Geſetzgebung geſchaffen werden. Es muß geſetzlich feſt⸗ 
gelegt werden, daß die Gewerkſchaften und die ent⸗ 


günſtiger Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen oder der 
Wahrung und der Förderung wirtſchaftlicher und gewerk⸗ 
ſchaftlicher Intereſſen ihrer Mitglieder, im Zuſammen⸗ 
hange ſtehen. 

Die verbündeten Regierungen haben ſich mit dieſem 
Standpunkt der Reichsleitung einverſtanden erklärt. Ich 
bin daher ermächtigt, zu erklären, daß dem Reichstag eine 
entſprechende Vorlage alsbald gemacht werden wird.“ 


Die verbündeten Regierungen brachten darauf am 1. Mai 
1916 die Novelle zum Reichsvereinsgeſetz in der obigen Faſſung 
des § 17a ein, wobei wiederholt ausdrücklich betont wurde, 
daß dieſe Novelle nur eine deklaratoriſche Bedeutung habe und 
lediglich dem Willen des Geſetzgebers gegenüber der hiermit in 
Widerſpruch ſtehenden preußiſchen Rechtſprechung und Verwal⸗ 
tungspraxis zur Durchführung verhelfen wolle. 

Dabei ergibt eine Gegenüberſtellung des Wortlauts und 
Inhalts des § 17a und anderſeits des vom Reichstage im 
Auguſt 1915 angenommenen, aber vom Bundesrat abgelehnten 
83 Abſ. 1 deutlich die tiefgreifenden Unterſchiede beider Faſſungen. 
Während der § 3 Abſ. 1 klar und uneingeſchränkt zum Aus⸗ 
drucke brachte, daß Gewerkſchaften und ähnliche Berufsvereine 
nicht als . Vereine anzuſehen ſeien, enthält der $ 17a 
erhebliche Einſchränkungen, indem er den darin bezeichneten Be⸗ 
rufsvereinen nur die Einwirkung auf „Angelegenheiten der Sozial 
politik oder der Wirtſchaftspolitik“ freigibt. Grade dieſe Ab⸗ 
grenzung hat zu lebhaften Auseinanderſetzungen geführt. Der 
Regierungsvorlage iſt an der Hand zahlreicher Beiſpiele der 
Vorwurf gemacht worden, daß ſie in der Praxis undurchführbar 
ſei, weil ſich die Angelegenheiten der ſozialen Politik und der 
Wirtſchaftspolitik von dem Gegenſtande der ſogenannten reinen 
Fo praktiſch nicht unterſcheiden ließen. Dieſe ablehnende 

ritik haben die Vertreter der verbündeten Regierungen ſowohl 
in der amtlichen Begründung des Geſetzentwurfs als auch in 
den Verhandlungen der Kommiſſion und der Vollverſammlungen 
des Reichstags dadurch zu entkräften geſucht, daß bei finngemäßer 
Auslegung aus dem Geiſte und Zwecke des Geſetzes die Ab⸗ 

enzung dieſer Begriffe auf praktiſche Schwierigkeiten nicht 
ſtoßen önne. Unter den Begriff der Sozialpolitik oder Wirt⸗ 
ſchaftspolitik würden ſich alle mit den Aufgaben der Gewerk⸗ 
ſchaften und ähnlichen Berufsvereine im Zuſammenhange ſtehenden 
Angelegenheiten bringen laſſen, die als „politiſche“ Angelegen⸗ 
heiten angeſehen werden könnten, auch wenn für die Auslegung 
dieſes umfaſſenderen Begriffs die gegenwärtige Rechtſprechung 
beibehalten werde. Unter die Angelegenheiten der Sozialpolitik 
fielen namentlich die Fragen des Koalitionsrechts, wozu alle 
Angelegenheiten gehörten, die ſich auf Verabredungen oder Ver⸗ 
einigungen zum Behufe der Erlangung oder Erhaltung günſtiger 
Lohn⸗ oder Arbeitsbedingungen bezögen, und zwar ohne Ein⸗ 
haltung der durch die Rechtſprechung dem $ 152 Gewd. ge 
ſteckten Grenzen. Weiter gehörten zu den Angelegenheiten der 
Sozialpolitik namentlich die Rechtsſtellung der Berufsvereine, das 
Tarifweſen, Einigungsweſen, Fragen der Lohnregelung, des 
Arbeiterſchutzes und der Arbeiterverſicherung, des Kinderſchutzes, 
der Heim⸗ und Hausarbeit, der Volksernährung, Volksgeſundheit 
und des Wohnungsweſens, der Volksbildung und Angelegen⸗ 
heiten, die ſich auf die Gewerbegerichte, Kaufmannsgerichte, Ge⸗ 
werbeaufſicht und ähnliche Einrichtungen bezögen. Unter den 
Begriff der Wirtſchaftspolitik fielen beſonders die Fragen der 
Lebensmittelverſorgung, der Zölle, Steuern und Preisbildung. 
Viele Angelegenheiten würden je nach der Art der Behandlung 
bald mehr unter den Begriff der Wirtſchaftspolitik bald mehr 
unter den Begriff der Sozialpolitik fallen. Weiter fielen unter 
das Anwendungsgebiet des Entwurfs auch ſolche Fragen, die 
zwar nicht ihrer Natur nach und nicht unter allen Umſtänden 
ſozialpolitiſch oder wirtſchaftspolitiſch ſeien, aber gleichwohl eine 
ſozialpolitiſche oder wirtſchaftspolitiſche Bedeutung haben könnten. 
In dieſer Hinſicht ſei zu verweiſen beſonders auf Beſtimmungen 
des Bürgerlichen Rechts über den Arbeits- oder Dienſtvertrag, 
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über das Zurückbehaltungsrecht, die Aufrechnung und die Pfän- 
dung bei Lohn⸗ oder Gebaltsanſprüchen, weiter auf 1 
des emeinen Strafrechts über Nötigung. Bedrohung uſw., 
die ſich in bezug auf ihre Anwendbarkeit bei Streik, Ausſperrung, 
Boykott und anderen wirtſchaftlichen Kampfmitteln eng mit dem 
Koalitionsrecht berührten und ſomit auch zur Sozialpolitik ge⸗ 
hörten. Das nämliche gelte von Fragen, die ſich auf Frauen⸗ 
rechte, Zuſtändigkeit von Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichten, 
Schaffung neuer Sondergerichte oder anderer Behörden als 
Angelegenheiten der Sozialpolitik bezögen. Dagegen ſchließe 
der Entwurf rein politiſche Angelegenheiten, die weder zur 
Sozialpolitik noch zur Wirtſchaftspolitik gehörten, aus. Von 
der Anwendbarkeit des § 17a ſeien daher namentlich Fragen 
der auswärtigen Politik, der Verfaſſungen des Reichs und der 
Bundesſtaaten ſowie Wahlrechtsbeſtimmungen ausgeſchloſſen, 
da andernfalls die Grenzlinie zwiſchen den gedachten Berufs⸗ 
vereinen und den politiſchen Vereinen verwiſcht werde. 


Die vorgenannten Beiſpiele ſind in den Kommiſſions⸗ 
beratungen noch mehrfach ergänzt worden, wobei von den 
Regierungsvertretern wiederholt betont wurde, daß die Ab⸗ 
grenzung der ſozialpolitiſchen und wirtſchaftspolitiſchen An⸗ 
gelegenheiten von den Fragen der ſonſtigen Politik nicht ſo 
ſchwierig ſei, wie es nach den daran geübten Kritiken den 
Anſchein gewinnen könne. Praktiſch werde dieſe Scheidung 
beiſpielsweiſe fortgeſetzt und En nennenswerte Schwierigkeiten 
im Reichsamte des Innern, bei der Verteilung der Eingänge 
auf die politiſche, ſozialpolitiſche, wirtſchaftspolitiſche Abteilung 
des Amts, ſowie im Reichstage bei den Beratungen über den 
Etat im Reichsamte des Innern durchgeführt. Es handele ſich 
dabei doch um große Gebiete, die auch ſonſt als verſchieden 
betrachtet würden und deren Bedeutung und Inhalt im all⸗ 
gemeinen zweifelsfrei feſtſtehe. Namentlich werde ein erfahrener 

ewerkſchaftsführer in der Regel nicht darüber im Zweifel ſein, 
was eine Gewerkſchaft nach der Vorlage in den Kreis ihrer 
5 Betätigung ziehen dürfe, ohne den Vorſchriften des 

ereinsgeſetzes über die politiſchen Vereine unterworfen zu ſein. 
Aberdies werde die Reichsleitung die Bundesregierungen über 
die Auslegung und Anwendbarkeit des § 17a entſprechend 
verſtändigen und zugleich erſuchen, die Polizeibehörde gemgemäß 
anzuweiſen. 

Gewiß läßt ſich nicht verkennen, daß die Grenzlinie 
zwiſchen den Anwendungsgebieten der Wirtſchaftspolitik und 
Sozialpolitik einerſeits und dem Gebiete der ſogenannten reinen 
Politik andererſeits häufig bedenklich im Zickzack läuft. Die Ge⸗ 
werkſchaftsführer und namentlich die Verſammlungsleiter werden 
ur Verhütung unliebſamer Konflikte Vorſorge treffen müſſen, 
daß von den Verſammlungsrednern und beſonders auch in der 
an die Berichte ſich regelmäßig anſchließenden Ausſprache das 
Grenzgebiet nicht überſchritten wird. Wird demgemäß die 
der Rechtſprechung und Verwaltungspraxis geſtellte Auf⸗ 
gabe bei Auslegung und Anwendung des § 17a ſich freilich 
nicht immer einfach geſtalten, ſo darf doch die beſtimmte 
Erwartung ausgeſprochen werden, daß in Zukunft die Recht⸗ 
ſprechung und Verwaltung den geſetzgeberiſchen Willen mehr 
beachten, aus dem Geiſte und Zwecke des Geſetzes beſſer ſchöpfen 
und die eigenartige Stellung und Berufsaufgabe der Gewerk⸗ 
ſchaften richtiger würdigen werden, als dies bei der bisherigen 
Rechtſprechung des PrOVG. und der darauf geſtützten Hands 
habung der Verwaltungsbehörden der Fall war. 


Auszugehen iſt von der grundlegenden Begriffsbeſtimmung 
des §S 3 Wereins GG., wonach unter den Begriff der politifchen 
Vereine jeder Verein fällt, der eine an auf politiſche An⸗ 
gelegenheiten bezweckt. Die Rechtſprechung des RG. hat im Einklang 
mit den Motiven des Geſetzes als „politiſche Angelegenheiten“ 
bezeichnet „alle Angelegenheiten, welche unmittelbar den Staat, 
deſſen Verfaſſung, Verwaltung oder Geſetzgebung, die ſtaatsbürger⸗ 
lichen Rechte der Untertanen oder die Beziehungen der Staaten 
zueinander in ſich begreifen“. Die bloße Erörterung politiſcher 
Gegenſtände fällt nicht unter $ 3, vielmehr muß zur Anwend⸗ 
barkeit des Begriffs der „Einwirkung“ eine poſitive oder nega⸗ 
tive Wirkung in einer politiſchen Angelegenheit einem dauernden 
Vereinszwecke entſprechen. Inwieweit dieſe allgemeinen geſetz⸗ 
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lichen Beſtimmungen des § 3 durch den neueingeſchalteten 
8 iR eine Einſchränkung erfahren, ift oben bereits dargelegt 
worden. 

Im Anſchluſſe an dieſe Ausſührungen ſei noch bemerkt, 
daß bei den Verhandlungen der Kommiſſion und der Voll⸗ 
verſammlungen des Reichstags ſcharfe Auseinanderſetzungen 
darüber ſtattgefunden haben, ob und in welchem Umfange die 
Anwendung des § 17a eine Gefährdung der Erziehung Jugend⸗ 
licher herbeiführen werde. Auf den Meinungsſtreit der Parteien 
hierüber kann an dieſer Stelle nicht eingegangen werden. 
Bemerkt ſei nur, daß ſchon nach dem Vereinsgeſetze vom 
19. April 1908 den jugendlichen Perſonen der Zutritt zu den 
Gewerkſchaften ebenſo erlaubt ſein ſollte, wie die Teilnahme 
an ihren Verſammlungen. Dieſer Rechtsſtandpunkt ergibt ſich 
auch klar als Folge des 8 113 BGB. Weiter muß anderer⸗ 
ſeits gegenüber den Befürchtungen, die für die Erziehung 
Jugendlicher aus der praktiſchen Anwendung des § 17a her⸗ 
geleitet ſind, nachdrücklich hervorgehoben werden, daß die Rechte 
der Schule mit Einſchluß der Fortbildungsſchule durch § 17a 
in keiner Weiſe beeinträchtigt worden find. Dieſe Tatſache han 
der Miniſterialdirektor Dr. Lewald im Reichstage durch folgende 
Erklärung ausdrücklich beſtätigt: 

„Es iſt bekannt, daß in dem Entwurf des Vereins⸗ 
geſetzes, der im Jahre 1907 dem Reichstage vorgelegt 
wurde, eine dem § 17 entſprechende Vorſchrift überhaupt 
fehlte. Dies war in den Motiven zu dem Geſetz damit 
begründet, daß es nicht notwendig erſchiene, eine ent⸗ 
ſprechende Vorſchrift ausdrücklich in das Geſetz aufzu⸗ 
nehmen, da zum Schutze gegen Unzuträglichkeiten ein 
ausreichender Erſatz einerſeits in dem elterlichen Einfluß 
und der Handhabung der Schulzucht, andererſeits in der 
Stellung zu finden ſei, die die SS 127, 127 a Gew. 
dem Lehrhermn gegenüber dem ſeiner väterlichen Zucht 
unterworfenen Lehrling anweiſen. Bei den zahlreichen 
Erörterungen, die in dieſem hohen Hauſe faſt alljährlich 
über das Vereinsgeſetz ſtattgefunden haben, war immer 
einer der Hauptſtreitpunkte: Wie ſtellt ſich das Autoritäts⸗ 
recht der Eltern, der Lehrherren, der Kirche, der Schule, 
des Arbeitgebers, das Recht der Behörde ihren Beamten 
gegenüber zu dem Koalitionsrecht? Der Herr Staats⸗ 
ſekretär Dr. Delbrück hat bei einer Rede am 10. De⸗ 
zember 1912 den Standpunkt der verbündeten Regierungen 
dargelegt, und ich kann feſtſtellen, daß dieſer Standpunkt 
unverändert der Standpunkt der verbündeten Regierungen 
und der Reichsleitung iſt. Herr Dr. Delbrück hat damals 
darauf hingewieſen, daß der § 1 VereinsG. nicht geſtattet, 
ein ſchrankenloſes Koalitionsrecht darauf aufzubauen. Es 
wäre bei der Beratung des Vereinsgeſetzes darauf hin⸗ 
Ben worden, daß das Geſetz nicht geeignet fei, das 

echt der Eltern, der Vormünder, Erzieher und Lehr⸗ 
herren zu beeinträchtigen, die Vereins freiheit der ihrer 
Obhut und Gewalt anvertrauten Zöglinge zu beſchränken. 
Ich glaube, das iſt ganz unzweifelhaft, iſt ſchließlich auch 
von allen Parteien des Hauſes, von manchen mit ſtarkem 
1 und Bedauern, als gültiges Recht anerkannt 
worden.“ 


Außerdem bleibt nach wie vor Jugendlichen unter 18 Jahren 
der Zutritt zu ſolchen Verſammlungen verboten, die Gegenſtände 
der „reinen“ Politik behandeln und daher als „politiſche“ Ver⸗ 
ſammlungen gelten, im Gegenſatze zum Anwendungsgebiete des 
§ 17a 

Der Reichstag hat über den Rahmen dieſer Novelle hinaus 
mehrere Entſchließungen gefaßt, die insbeſondere gerichtet find 
auf die Aufhebung der im § 24 Abſ. 3 VereinsG. bezeichneten 
landesrechtlichen Beſtimmungen und auf die Beſchränkung der 
für politiſche Vereine gegebenen Vorſchriften auf ſolche Vereine, 
welche die Erörterung politiſcher Angelegenheiten in Verſamm⸗ 
lungen bezwecken. eiter iſt vom Reichstage die Aufhebung 
der ſchon bei den Verhandlungen über das Vereinsgeſetz 
ſeitdem ſtändig bekämpften ſogenannten Sprachenparagraphen 
12, 14 Nr. 1 und 6, 19 Nr. 3 VereinsG. beſchloſſen worden. 
Ob aber die verbündeten Regierungen dieſem Beſchluſſe des 
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Reichstags zuſtimmen werden, bleibt einſtweilen ungewiß. Bei 
der angekündigten „Neuorientierung“ der inneren Politik will 
der Bundesrat nach den Erklärungen der Regierungsvertreter 
auch zu dieſer Frage Stellung nehmen. 


Die der Hypotheken verordnung vom 8. Juni 1916 
unterworfenen Rechtsverhältniſſe. 
Von Juſtizrat Stillſchweig, Berlin. 


Die neue Verordnung. die für die Geſtaltung des Real⸗ 
kredits für Jahre maßgebend fein wird, erfährt in dieſer 
Vochenſchrift bereits eingehende Beſprechungen durch Scholz!) 
und Nußbaum.) Für die Erſchöpfung des rechtlichen Inhalts 
der neuen Vorſchriften bleibt aber noch ein weiter Raum; 
eine umfangreiche Literatur ſteht in ſicherer Ausſicht. Im 
vorliegenden Aufſatz ſoll die grundlegende und wichtigſte Frage 
unterſucht werden: 


Welche Rechtsverhältniſſe 
überhaupt unterworfen? 


Es wird ſich zeigen, daß ſich die Beantwortung keineswegs 
immer einfach geſtaltet. 

Die VO. beſchäftigt ſich überwiegend mit dem Schutze des 
Eigentümers; nur der $ 12 (nebenſächlich der $ 18) iſt dem 
Schuz des (zweiten) Hypothekengläubigers gewidmet; dieſer 
Taragraph, von Scholz mit Recht als lex fugitiva bezeichnet, 
ſoll hier außer Betracht bleiben. 

Für die Auslegung der VO. iſt von Bedeutung, daß fie 
in Ausdruck und Formulierung präziſer iſt als ihre Vor⸗ 
gängerinnen; ſie will den kriegsrechtlichen Schutz des Grund⸗ 
eigentümers zwar nicht kodifizierend, aber doch zuſammenfaſſend 
regeln; auch dadurch wird eine ſchärfere Abgrenzung der Begriffe 
herbeigeführt. Eine Kodifizierung liegt nicht vor, weil die⸗ 
jenigen den Schutz des Eigentümers bezweckenden Kriegsgeſetze 
und Verordnungen, die in 8 19 VO. nicht erwähnt find, ihre 
Geltung weiter behalten. Das gilt beſonders vom Kriegs⸗ 
teilnebmerſchutzgeſetz vom 4. Auguſt 1914, ſoweit es ſich mit 
dem Schutz des Eigentums befaßt. So iſt, wenn der Eigen⸗ 
tümer Kriegsteilnehmer, auch bei Verfolgung der in 8 1 9 
bezeichneten Anſprüche die Verſteigerung beweglicher Sachen 
regelmäßig, die von Grundſtücken ſchlechthin unzuläſſig; auch 
bleibt ſein Recht auf Ausſetzung des Verfahrens unberührt 
Aufrechterhalten bleiben ferner die VO. über den ding⸗ 
lichen Rang öffentlicher Laſten vom 22. April 1915 ſowie die 
über die Zwangsverwaltung vom 22. April 1915. Für nicht 
anwendbar auf die von der HypVO. geregelten Anſprüche iſt 
die VO. über die gerichtliche Bewilligung von Zahlungsfriſten 
(REGBL. 1915, 280; 1916, 451) erklärt (§ 19 HypVO.), doch wird 
ſich zeigen, daß die Zahl FrVO. für den Schutz des Eigen 
tümers immerhin in Betracht kommt. 

Die HypVOO. bezieht ſich nach ihrem § 1 (vgl. auch 88 4, 

8, 9, 10) nur auf die daſelbſt bezeichneten Anſprüche, gleich⸗ 
gültig, ob dieſe vor dem 31. Juli 1914 oder ſpäter egtitanden 
find (die Beſchränkung des früheren Kriegsrechts iſt für die 
5 gefallen), und gleichgültig ferner, ob der Eigentümer 
iegsteilnehmer iſt oder nicht. Eine Reihe früherer Zweifels⸗ 
fragen iſt hiermit beſeitigt. Gegenſtand des Schutzes ſind: 

I. Anſprüche aus einer Hypothek, Grundſchuld oder 
Rentenſchuld, d. h. die dinglichen Anſprüche, 

II. Forderungen, für die eine Hypothek beſtellt iſt, 
ſoweit der Eigentümer des belaſteten Grundſtücks 
ugleich der perſönliche Schuldner iſt, d. h. die per⸗ 
ſonlichen, der Hypothek zugrunde liegenden Forderungen 
gegen den Eigentümer. 

Beide Gruppen find näher zu beſtimmen; im Anſchluß 
bieran ſind einige beſondere Rechtsverhältniſſe zu beſprechen. 
Vorher ſei aber einem Mißverſtändnis entgegengetreten, zu dem 


find der Hypo. 


1) S. 928 ff., 991 ff., 1085 ff. 
5) S. 981 ff., 999 ff., 1088 ff. 
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die Scheidung in 8 1 zwiſchen (dinglichem) Anſpruch und 
(perſönlicher) Forderung Anlaß geben kann. In den weiteren 

orſchriften der VO. (85 4, 8, 10) werden nämlich die ihnen 
unterworfenen Rechtsverhältniſſe durch Bezugnahme auf den 

1 beſtimmt, und zwar als „Anſprüche der in §1 bezeichneten 

rt“. Damit iſt nicht etwa eine Beſchränkung auf den ding⸗ 
lichen Anſpruch beabſichtigt; eine abweichende Auffaſſung wäre 
innerlich nicht zu rechtfertigen, fie würde der Entſtehungsgeſchichte 
der VO. und der Abſicht des Geſetzgebers widerſprechen. iich 
die in den §§ 4, 8, 10 gegebenen Rechtsbehelfe richten fi 
daher gegen die mit der Hypothek verbundene Forderung; 
ſie ſind insbeſondere auch gegen die Fahrnisvollſtreckung 
gegeben. Von einer ſolchen iſt freilich im Fall des § 10 keine 
Rede, doch genügt für die Anwendung auch dieſer Vorſchrift, 
daß die Zwangsverſteigerung auf Grund perſönlichen Schuld⸗ 
titels betrieben wird, wenn er nur auf der mit der Hypothek 
verbundenen Forderung beruht. 


I. Der dingliche Auſpruch. 

1. Hier bedarf nur die Hypothek einer Erörterung. Die 
VO. unterſcheidet weder zwiſchen den Formen noch zwiſchen 
den Entſtehungsgründen der Hypothek. Deswegen und weil 
ſie das hypothekariſch belaſtete Grundeigentum ſchlechthin ſchützen 
will, fallen alle Arten der Hypothek in ihren Bereich, auch die 
Sicherungshypothek, beſonders die Höchſthypothek,) die ja auch 
als ſolche geltend gemacht werden kann. Auch diejenigen 
Sicherungshypotheken gehören hierher, die nicht durch rechts⸗ 
geſchäftliche Beſtellung, ſondern durch richterliche An⸗ 
ordnung entſtanden ſind, ſo die im Wege der Zwangs⸗ 
e nach 88 866 ff. ZPO. eingetragene Hypothek, 
ferner die Arreſthypothek (§S 932 ZPO.). Aber auch die eigen⸗ 
artigen, freilich nicht häufig vorkommenden Fälle der geſetz⸗ 
lichen Hypothek des N 848 Abſ. 2 8PO. und des § 1287 
Satz 2 BGB. (betr. Pfändung bzw. Verpfändung eines An⸗ 
ſpruches auf Übertragung des Eigentums am Grundſtück) fallen 
unter die VO. 

Von den richterlichen Hypotheken bedarf die nach § 128 
3G. bei der Übertragung der Forderung gegen den Erſteher 
einzutragende Sicherungs hypothek einer beſonderen Erörterung. *) 
An ſich unterſteht fie ebenfalls dem Schutz der VO.; doch ers 
fordert das Gefüge des ZUG. hier gewiſſe Ausnahmen. Die 
Rechtsbehelfe der VO. müſſen außer Anwendung bleiben, 
inſoweit der Gläubiger durch ihre Anwendung verhindert 
werden würde, die Wiederverſteigerung des Grundſtücks innerhalb 
der dreimonatigen Friſt des 8 118 Abſ. 2 3G. zu beantragen; 
denn andernfalls würde er, da die Übertragung der Forderung 
im Falle dieſer Verhinderung wie eine i aus dem 
Grundſtück wirkt, erhebliche Nachteile erleiden, die der Geſetz⸗ 
geber nicht beabſichtigt haben kann; auch durch Nichtwahrung 
der ſechsmonatigen Friſt des 8 129 ZUG. können Rechts⸗ 
verluſte für den Gläubiger eintreten. Daß dieſe Friſten ruhen, 
ſolange der Wiederverſteigerungsantrag nicht geſtellt werden 
kann (ſo Nußbaum S. 932), darf nicht angenommen werden; 
ein ſo tiefer Eingriff in das Zwangsverſteigerungsrecht hätte 
einer beſonderen Beſtimmung bedurft. Die VO. kann daher 
hier nur mit folgenden Maßgaben bzw. unter folgenden Be⸗ 
dingungen zur Anwendung gelangen: 

a) wenn die dem Schuldner (Erſteher) zu gewährende 
Friſt ſo kurz bemeſſen wird, daß der Gläubiger die 
Friſt für den Antrag auf Wiederverſteigerung 
wahren kann. Die Kürze der Friſt darf den Richter 
nicht abhalten, ſie zu gewähren; denn ſie läßt ſich 
nach Eintritt der Vorausſetzungen zu b und o ſtets 
verlängern bzw. erneuern; . 

b) nachdem der Gläubiger die Friſt hat verſtreichen 
laſſen; dann iſt der Rechtsverluſt ohnehin eingetreten; 

c) nachdem der Gläubiger den Antrag auf Wieder⸗ 
verſteigerung rechtzeitig geſtellt hat; dann iſt der 
Rechtsverluſt ausgeſchloſſen; 


9) So auch Scholz S. 926. 
) Vgl. hierzu meinen das ältere Recht behandelnden Aufſatz in 
SW. 1916, 473; auch Nußbaum S. 933. 
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d) ſoweit der Gläubiger (auf Grund ſeines dinglichen 
nſpruches aus der Sicherungshypothek) nicht die 
Wiederverſteigerung des Grundſtücks, ſondern die 
Zwangsverwaltung oder ſoweit dies geſetzlich ſtatthaft 
(S 865 3P0O.), die Vollſtreckung anderer der hypo⸗ 
thekariſchen Haftung unterliegenden Gegenſtände 
(88 1120 ff. BGB.), z. B. Pfändung der Mietzinſen 
betreibt. Die dingliche Mietpfändung auf 
Grund des Zuſchlagsbeſchluſſes unterliegt 
alſo ſchlechthin den Schranken der Hyp VO. 
(auch die perſönliche Pfändung [ſ. u. II 3 ch. 

Die ausführlichere Erörterung dieſer Fragen“) erſchien ges 

boten, weil von hier aus dem in der rede eſetz⸗ 
Ale auch in der HypVO., ſtiefmütter ich be⸗ 
bande ten Gläubiger der nachſtelligen, namentlich der 
weiten Hypothek einigermaßen geholfen werden kann.“) 

uß er unter dem Druck der Verhältniſſe das vom erſten 
Hypothekengläubiger zur Verſteigerung gebrachte Grundſtück er⸗ 
ſtehen, ſo hat er an ſich die erſte Hypothek bar auszuzahlen; 
da er das nicht kann, auch eine anderweite Kapitalbeſchaffung 
nicht möglich iſt, ſo ſieht er ſich gezwungen, dem Gläubiger der 
erſten Grote ſchwere Opfer für die Stundung zu bringen; 
viele zweitſtelligen Gläubiger, die dieſe Opfer nicht bringen können, 
müſſen ſich entſchließen, ihre Hypothek ausfallen zu laſſen. Dieſe 
wichtige, wenn auch nicht einzige Urſache der Not der zweiten 
Hypothek wird durch 8 12 HypVO. nur zum Teil befeitigt.”) 
Darf nunmehr der zweite Hypothekar darauf rechnen, daß er, 
wenn er den zur Deckung der erſten Hypothek erforderlichen 
Erlös nicht berichtigt, die einzutragende Sicherungshypothek auf 
Grund der HypVO. nach Maßgabe des Vorgeſagten geſtundet 
erhält, ſo wird er ſich leichter entſchließen können, das Grundſtück 
zu erſtehen. Freilich muß erwartet werden, daß Gerichte und 
Hypothekeneinigungsämter — die hier im Gegenſatz zum Fall 
des 8 12 gutachtlich gehört werden müſſen — dieſer Situation 
wohlwollendes Verſtändnis entgegenbringen. Gewagt iſt der 
Weg immerhin, ſolange ſich nicht eine konſtante dieſen An⸗ 
regungen entſprechende Praxis gebildet hat. 

2. Ob die Hypotheken vormerkung hierher gehört, iſt 
zweifelhaft. Sieht man in der Vormerkung eine bedingte Hypothek 
und gibt man dem Berechtigten — unter der 1 des 
Nachweiſes ſeines materiellen Rechts — eine dingliche e 
aus 8 1147 BGB., fo iſt die Anwendung der BD. nicht zweifel⸗ 
haft. Hält man an dem obligatoriſchen Charakter der Vor⸗ 
merkung feſt, verſagt alſo dem Berechtigten die dingliche Klage, ®) fo 
entfällt überhaupt ein ſchutzbedürftiger dinglicher Anſpruch. Die 
Streitfrage iſt alſo hier ohne beſondere wirtſchaftliche Bedeutung: 
entweder unterſteht der Eigentümer dem 57 der VO., oder 
er bedarf ſeiner nicht. Anders liegen die Dinge hinſichtlich der der 
Vormerkung zugrunde liegenden perſönlichen Forderung (f. u.). 

3. Andere dingliche Anſprüche als Hypotheken, Grund⸗ 
ſchulden und Rentenſchulden fallen nicht unter die VO., eben⸗ 
ſowenig die mit einem Vorrecht ausgeſtatteten Anſprüche aus 
öffentlichen Laſten (8 10 Nr. 3 Z3VG.). Das iſt anſcheinend 
hart. Der zu Grundſteuern, Kanaliſationsgebühren oder gar 1 
Straßenanliegerbeiträgen herangezogene Eigentümer hat keinerlei 
kriegsrechtlichen Rechtsbehelf, auch die Zahl FrVO. verſagt, da 
fie ſich, ebenſo wie übrigens die HypVoO., nur auf privat⸗ 
rechtliche Geldforderungen bezieht (vgl. Güthe in Gruchots⸗ 
Beitr. 59, 62). Es iſt aber nicht anzunehmen, daß dieſer Mangel 
eines Schutzes ſich in der Praxis beſonders fühlbar machen wird. 


) Tie wiederholen ſich bei Geltendmachung der perſönlichen 
übertragenen Forderung; ſ. u. 

6) Val. meinen vorher zitierten Aufſatz am Schluß. Intereſſant 
iſt, daß auch die amtliche Begründung der BD. die gleichen Gedanken 
äußert und in der Anwendbarkeit der VO. auf die Sicherungshypothek 
des 8 128 eine Schutzmözlichkeit für den nachſtelligen Gläubiger, der 
das Grundſtück erſtehen muß, erblickt. 

7) Vgl. Nußbaum S. 931, 933. 

8) Vgl. zu dieſer Streitfrage Fuchs, 8 883 BGB. Note 9, 
andererſeits Staudinger 8 883 IV und 8 1147 II 1c (mit Literatur: 
angaben). Vgl. ferner Güthe, Gruchots Beitr. 57, 1 ff.; Goldmann 
und Lilienthal II S. 287 bei Note 6, S. 288, 289. 


Regelmäßig handelt es ſich um kleinere Beträge, die nach den 
Grundſätzen einer ordnungsmäßigen Verwaltung in erſter Reihe 
aus den Einkünften zu decken find; kann oder will der Eigen 
tümer nicht einmal die Grundſteuern zahlen, ſo rechtfertigt ſeine 
Lage regelmäßig 1 keinen kriegsrechtlichen Schutz. Anders 
ſteht es freilich mit den Anliegerbeiträgen, die oft in die Tauſende 
ehen; es darf hier aber geſagt werden, daß die Gemeinden auch 
8 on vor dem Kriege in der Einziehung dieſer Beträge durch 

tundungen die Notlage des Eigentümers weitgehend berück⸗ 
ſichtigt hatten; wo ſie ſech zum Antrage auf Zwangsverſteigerung 
entſchloſſen, geſchah das N. 3 88 nur unter dem Druck der 
Beſtimmung des § 10 Nr. 3 G., zufolge deren ſie nach 
Ablauf von zwei Jahren ihr Vorrecht verloren hätten. Dieſe 
Gefahr iſt jetzt durch die VO. über den dinglichen Rang öffent⸗ 
licher Laſten vom 22. April 1915 beſeitigt; fo darf von dem 
Gemeinſinn der kommunalen Behörden auch fernerhin eine ver⸗ 
ſtändnisvolle Berückſichtigung der Verhältniſſe mit Sicherheit 
erwartet werden. 


II. Die perſönliche Forderung. 

Der Grundgedanke der Verordnung iſt der Schutz de 
Grundeigentums; deswegen wird die persönliche der Hypothel 
gugrunbe liegende Forderung nur geſchützt, wenn ſie ſich gegen 
en Eigentümer richtet. 

1. Die VO. ſpricht ausdrücklich nur von dem Fall, daß 
für die Forderung eine Hypothek beſtellt iſt. Die Grund⸗ 
ſchuld und Rentenſchuld können freilich nicht „für eine Forderung 
beſtellt“ werden, wenigſtens nicht in dem Sinne, in dem etwa 
der 8 1113 Abſ. 2 BGB. den Ausdruck anwendet. Gleichwohl 
dient auch die Grundſchuld regelmäßig der Sicherung einer 
Forderung, es beſteht neben ihr noch eine perſönliche Schuld. 
Dieſe iſt nun nach dem Wortlaut nicht unter den Schutz der 
VO. geſtellt; bei der forgfältigen Formulierung der Vorſchriften 
muß angenommen werden, daß dies auch der Abſicht des 
Geſetzgebers entſpricht.“) 

2. Die Hypothek iſt für die perſönliche Forderung auch 
dann beſtellt, wenn eine Grundſchuld in eine Hypothel um 
gewandelt wird (8 1198 BGB.), oder wenn die Forderung 
an Stelle einer anderen Forderung der Hypothek untergeleg 
wird (8 1180 BGB.). Wird dagegen eine zur Eigentümer 
grundſchuld gewordene Hypothek dem Gläubiger zur Sicherung 
5 ſeine Forderung einfach abgetreten, ſo liegt — in Anſehung 
er Forderung — der Fall der VO. nicht vor; die Forderung 
iſt hier nicht hypothekariſches Subſtrat, es tritt der Charakter 
der Grundſchuld zutage (vgl. zu 1). Deshalb kommt bier 
nur die Zahl FFrVoO. in Betracht, die freilich Entſtehung der 
Forderung vor dem 31. Juli 1914 zur Vorausſetzung hat. 

3. Daß die Hypothek in allen ihren Rechtsformen und 
Entſtehungsarten unter die VO. fällt, iſt oben erörtert; auch 
bezüglich der perſönlichen Forderung trifft das Geſetz, wie man 
wenigſtens zunächſt annehmen wird, keine Unterſcheidung; das 
ergäbe den Grundſatz, daß alle perſönlichen Forderungen irgend 
welcher Art, ſofern ſie irgendeiner Hypothek zugrunde liegen, 
von der VO. ergriffen werden, ſofern ſie ſich nur gegen ben 
Eigentümer richten. In der Tat ſcheinen Scholz und Nußbaum 
diefen Grundſatz als ſelbſtverſtändlich hinzunehmen; irgendwelche 
Erörterungen finden ſich bei ihnen hierzu nicht. Gegen die 
allgemeine Geltung des Satzes erheben ſich aber 
ſchwere Bedenken. an vergegenwärtige ſich folgende Fälle. 

a) Ein Töpfermeilter liefert Ofen für einen Neubau; trotz 
allen Drängens zahlt der Eigentümer nicht, wohl aber erklär 
er ſich bereit — oder er wird durch Urteil dazu angehalten —, 
feinem Gläubiger die Sicherungshypotdek aus § 648 BEL. 
zu beſtellen. Viel wird ſich der Gläubiger von einer ſolchen 
Hypothek eee nicht verſprechen, er nimmt ſie 
dankend an, in der Meinung, daß ſie beſſer ſei als nichts, und 
daß fie ihm jedenfalls nichts ſchade. Er irrt ſehrz; vorher 


9) Das wird von Scholz S. 926 beſtätigt. Man wird in der 
Annahme nicht fehlgehen, daß Scholz mit dem „Willen des Gele 
gebers“ beſonders vertraut iſt. — So wird die Hoffnung Nußbaums 
(S. 931), daß die Praxis dem Eigentümer „im Wege der analogen 
Auslegung“ helſen werde, ſchwerlich in Erfüllung gehen. 


45. Jahrgang. 


konnte er ſeine rein perſönliche Forderung unbeſchränkt geltend 
machen und zur Vollſtreckung bringen, und zwar in dem Fall, 
den man jetzt als Regel bezeichnen darf, daß die Forderung 
nach dem 31. Juli 1914 anden iſt, ſogar ungehemmt 
durch die Schranken der Zahl Fr Vo. Jetzt, nach Ein⸗ 
tragung der Hypothek, hat ſich dies vollſtändig geändert; ſie 
iſt für eine Forderung beſtellt, deshalb unterliegt auch die 
5 den Beſchränkungen der VO., d. h. der Gläubiger 
n auf lange Zeit, vielleicht auf Jahre, in der Geltend⸗ 
machung ene oberen, ſogar in der Fahrnisvollſtreckun 
gehemmt werden. Em nachträglicher Verzicht auf die Hppothel 
zu dem er häufig geneigt ſein wird, kann ihm nur wenig helfen, 
nachdem die Friſt einmal geſetzt iſt; denn es gibt oft keinen 
Weg, die einmal rechtskräftig geſetzte Friſt wegen veränderter 
Umſtände zur Aufhebung zu bringen;“) außerdem wird ber 
af häufig eine harte Zumutung bedeuten. So führt denn 
die beabſichtigte Stärkung des Rechts, die doch in der Beſtellung 
der Sicherungshypothek immerhin zu finden iſt, tatſächlich zu 
einer erheblichen Schwächung. Nach dem Wortlaut des Geſetzes 
laßt ſich dieſe Konſequenz nicht vermeiden, und es bleibt nur 
die Hoffnung übrig, daß das Gericht in ſolchen und ähnlichen 
Fällen, in denen eine fällige oder kurzfriſtige Forderung nach⸗ 
1 mit einer Hypothek ausgeſtattet wird, 1!) von feinem 
Recht der Gewährung einer Zahlungsfriſt oder der Vollſtreckungs⸗ 
einſtellung, ſoweit es ſich um die Forderung handelt, keinen 


oder doch nur einen beſchränkten Gebrauch machen wird. Als 
erfreulich kann dies Ergebnis nicht bezeichnet werden. 
b) Noch härter wäre die Anwendung der VO. auf die 


Forderung in den Fällen, in denen ſie lediglich auf Grund 
nchterlicher Anordnung mit einer Hypothek umkleidet wird, 
nämlich bei der Vollſtreckungshypothek des 8 866 3PO. und 
der Arreſthypothek. In beiden Fällen würde der Gläubiger 
ſeinem Schuldner die Möglichkeit, die Rechtsbehelfe der VO. in 
Anſpruch zu nehmen, ſelbſt erſt eröffnen, und zwar auch 
hier ſogar, ſoweit es ſich um die Vollſtreckung in das beweg⸗ 
liche Vermögen handelt. Das könnte zu unerträglichen Folgen 
führen. eſſen iſt die Rechtslage hier anders als im Falle 
zu a. Die BD. unterwirft ihren Vorſchriften nur ſolche 
Forderungen, für die eine Hypotbek beſtellt iſt. Der Ausdruck 
ßt nur auf rechtsgeſchäftliche Entſtehung, nicht auf die 
ollſtreckungs⸗ und Arreſthypothek. Dieſe Unterſcheidung iſt 
nicht eine willkürliche, den Wortlaut des Geſetzes preſſende, ſie 
entſpricht vielmehr dem Weſen der Sache und dem Geiſt 
der DD. Ihre Beſtimmungen führen infolge der wiederholten 
Zulaſſung von Friſten und Eimftellungen einen moratoriums⸗ 
ähnlichen Zuſtand ein; ein ſolcher läßt ſich für den dinglichen 
Anſpruch ſchlechthin ertragen, für die Forderung nur, inſoweit 
ſie bei ihrer Schaffung als Anlagekapital gedacht war; 
infomweit nimmt fie von vornherein am Güterkreislauf des 
wirtſchaftlichen Lebens nur in beſchränktem Umfange teil. Das 
ilt aber nicht von ſolchen Forderungen, die auf eine als⸗ 
baldige Befriedigung gerichtet ſind; hier würde eine weit⸗ 
gehende Beſchränkung der Einziehungsmöglichkeit jenen Kreislauf 
in der empfindlichſten Weiſe ſtören. Alle die Gründe, die 
man gegen die Einführung eines Moratoriums geltend gemacht 
hat, würden hier zutreffen. Nun ſind aber die Forderungen, 
die den beiden erwähnten richterlichen Hypotheken zugrunde 
liegen, auf alsbaldige Befriedigung von vornherein gerichtet; 
die Beſchränkungen, welche die Anlageforderung hinnehmen kann, 
wären hier unerträglich; man ıft daher durchaus berechtigt, ſich 
an den Wortlaut zu halten und die VO. nur auf ſolche 
Forderungen zu erſtrecken, für die eine Hypothek beſtellt, d. h. 
rechtsgeſchäftlich begründet iſt. 
Wir kommen alſo zu dem Ergebnis: 
daß diejenigen perſönlichen Forderungen gegen 
den Eigentümer, für die der Gläubiger eine 


10) Sicher nicht, wenn die Zahlungsfriſt in rechtskräftigem 
Urteil geſetzt iſt; in anderen Fällen wird vielleicht zu helfen ſein; 
die Frage iſt zweifelhaft; vgl. unten zu IV. 

11) Das wird auch regelmäßig bei der der Höchſthypothek zus 
grunde liegenden Forderung der Fall ſein. 
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Vollſtreckungshypothek oder eine Arreſthypothek 
erwirkt hat, der Verordnung nicht unter⸗ 
worfen ſind. 
c) Eine beſondere Behandlung erfordert auch hier die der 
Sicherungshypothek des 8 128 3VG. zugrunde liegende, 
18 beruhende 


auf 8 1 5 läubiger Übertragene perſönliche 
. an den Erſteher. Die Übertragung erfolgt durch 
nordnung des Gerichts. So heißt es in $ 118 von der 


perſönlichen Forderung; von der Sicherungshypothek iſt dies 
zwar nicht direkt ausgeſprochen, ſie entſteht auch nicht etwa 
kraft Geſetzes, ſondern mit der Eintragung, die auf Erſuchen 
des Vollſtreckungsgerichts (§S 130 3G.) zu erfolgen Man 
wird aber hiernach mit Fug nicht bezweifeln können, daß die Ein⸗ 
tragung die Natur einer Zwangsmaßregel gegen den Erſteher 
hat, und daß die Sicherungshypothek der Vollſtreckungshypothek 
des 8 866 ZPO. ſehr ähnlich iſt [vgl. Jaeckel⸗Güthe, Anm. 1 
und 7; Fiſcher⸗Schäfer, Note 4 zu § 128].1) Es würde nun 
naheliegen, die Grundſätze, die oben für die der Vollſtreckungs⸗ 
hypothek und Arreſthypothek zugrunde liegende Forderung ent⸗ 
wickelt find, auch für die Forderung des § 118 anzuwenden. 
Das trifft aber nur für die Fälle zu, in denen die Hypotheken, 
die durch den Zuſchlag weggefallen ſind und die an ſich aus 
dem Verſteigerungserlös zu befriedigen wären, ſelbſt Voll⸗ 
ſtreckungs⸗ oder Arreſthypotheken geweſen ſind. In den Normal⸗ 
fällen der rechtzsgeſchäftlich beftellten Hypothek liegen die 
Verhältniſſe weſentlich anders. Hier handelte es ſich von 
vornherein um Anlagekapitalien, für welche die Hypothek 
beſtellt war; dieſer wirtſchaftliche Charakter wird durch den 
Zuſchlag und das durch ihn bedingte Erlöſchen des alten 
Realrechts ebenſowenig geändert, wie durch den Hinzutritt 
oder Eintritt eines neuen uldners, des Erſtehers; die 
immobiliare Zugehörigkeit des Kapitals bleibt die⸗ 
ſelbe; deswegen darf man jedenfalls im Sinne unſerer VO. 
eine wirtſchaftliche Kontinuität des Verhältniſſes annehmen: die 
neue Sicherungshypothek gilt als für das Kapital beſtellt, 
das in ſeinem wirtſchaftlich ungeänderten Inhalt der früheren 
tatſächlich beſtellten Hypothek zugrunde gelegen. Man darf nicht 
einwenden, daß die Abſicht der Rapitaldanlage dem Gläubiger, 
der Barzahlung zu erwarten hatte, insbeſondere dem betreibenden 
Gläubiger, nunmehr fehlt; die Tatſache mag richtig ſein; als 
Argument kommt ſie nicht in Betracht. Die Sache liegt in 
diefer Beziehung nicht anders, als wenn der Gläubiger einer 
normalen Hypothek, die viele Jahre unkündbar war, bei Fälligkeit 
Zahlung verlangt. Entſcheidend iſt der urſprüngliche Charakter 
des Kapuals. So wird man denn zum Ergebnis gelangen, 
daß regelmäßig '®) 

auf die Forderung des 8 118 3G. die Ver⸗ 

ordnung zu erſtrecken iſt. 

Eine ganz andere Frage iſt, ob der Richter Anlaß haben 
wird, dem ſäumigen Erſteher den Schutz der VO. zu gewähren. 
Iſt der Erſteher ein Extraneus, ſo wird davon kaum die Rede 
ſein können; iſt er der zweite Hypothekengläubiger, der zum 
Erſtehen gedrängt wurde, ſo iſt nur zu wünſchen, daß ihm der 
Schutz im weiteſten Umfange zugebilligt wird. 

Eine Beſchränkung wird freilich auch hier eintreten müſſen, 
ſoweit der Gläubiger der übertragenen Forderung auf Grund 
derſelben, d. h. alſo auf Grund der perſönlichen Forderung, die 
Wiederverſteigerung des Grundſtücks betreibt, was an 
ſich zuläſſig iſt. Hier gilt alles das, was oben zu Il von der 
Geltendmachung des Anſpruchs aus der Sicherungshypothek 
geſagt wurde. 

d) Schwierig iſt die Frage, ob die der Vormerkung zu⸗ 
grunde liegende perſönliche Forderung unter die VO. fällt. 
Bezüglich der Vormerkung ſelbſt haben wir (zu J 2) geſehen, 
daß die Antwort je nach der Auffaſſung vom Weſen der Vor⸗ 
merkung verſchieden iſt, daß die Frage aber für den Schutz des 


17) Sie tft aber keineswegs mit jener identiſch, vielmehr ganz 
ſelbſtändig geſtaltet, ſo daß auch eine entſprechende Anwendung der 
8S 866 ff. ausgeſchloſſen tft; fo Fiſcher⸗Schäfer a. a. O. Das iſt für 
das folgende nicht bedeutungslos. 

15) Die Ausnahmen find vorher angegeben. 
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Eigentümers ohne beſondere Bedeutung if. Anders iſt es 
mit der perſönlichen Forderung; ſie kann geltend gemacht 
werden, auch wenn man eine dingliche Klage aus der Vor⸗ 
merkung verſagt. Deswegen iſt die Frage nach der Anwend⸗ 
barkeit der VO. hier von erheblicher Bedeutung. Geht man 
vom dinglichen Charakter der Vormerkung aus, ſieht man in 
ihr eine bedingte oder. ſo wird man ſich nach § 1 Abſ. 1 
Satz 2 VO. für die Anwendbarkeit entſcheiden müſſen; daß 
dann die Wirkungen der VO. ſich auf die Forderung, aber 
nicht auf die Vormerkung ſelbſt erſtrecken, iſt nichts Wider⸗ 
ſpruchsvolles, denn wir haben die Vormerkung nicht des 
Schutzes entkleidet, ſie vielmehr als nicht ſchutzbedürftig erklärt. 
— Aber auch bei der Leugnung des dinglichen Charakters muß 
man zum gleichen Ergebnis gelangen; auch dann iſt die Vor⸗ 
merkung jedenfalls ein Mittel zur Sicherung der dinglichen 
Wirkungen der künftigen Hypothek; der immobiliare Zuſammen⸗ 
hang iſt durch die Vormerkung hergeſtellt. Das iſt nach dem 
Zweck der VO. entſcheidend; es iſt nicht anzunehmen, daß ſie 
auf die konſtruktionelle Seite größeres Gewicht legen wollte 
als auf die wirtſchaftliche; für den beabſichtigten Zweck, den 
Eigentümer gegen die perfönliche, zum Grundſtück rechtlich 
in Beziehung gebrachte Forderung zu ſchützen, iſt es gleich⸗ 
gültig, ob dieſe mit der Hypothek ſelbſt oder mit deren Vor: 
äufer, der Vormerkung, ausgeſtattet iſt. Wir gelangen hier⸗ 
nach zu dem Ergebnis, 

daß auf die Forderung, für die eine Vormerkung 

auf Einräumung einer Hypothek eingetragen 

iſt, die VO. zu erſtrecken iſt. 
Freilich wäre auch hier der Grundſatz nur auf die Fälle ein⸗ 
zuſchränken, in denen die Hypothek ſelbſt als rechtsgeſchäftlich 
beſtellt gelten würde, d. h. wenn die Eintragung der Hypothek 
auf Grund einer Bewilligung oder eines dieſe erſetzenden Ur⸗ 
teils zu erfolgen hat. Dieſe Vorausſetzung liegt aber ſtets 
vor; eine Vormerkung zur Erhaltung einer auf richterliche 
Anordnung einzutragenden Hypothek gibt es nicht. Worauf 
die Vormerkung ſelbſt beruht, ob auf einſtweiliger Ver⸗ 
fügung oder Bewilligung oder einem dieſe erſetzenden Urteil 
($ 885 BGB., § 39 GB.), oder endlich einer von Amts 
wegen vorzunehmenden Eintragung (8 18 Abſ. 2 GB.), iſt 
ohne Bedeutung. 

Es ſteht unſerem Ergebnis nicht entgegen, daß die Forde⸗ 
rung durch Unterwerfung unter die VO. eine Beſchränkung 
ihrer Verwirklichungsmöglichkeit erleidet; dieſes Schickſal teilt 
ſie mit allen Forderungen, für die eine Hypothek nachträglich 
beſtellt wird (vgl. oben II 3a). Nur für das richterliche Er⸗ 
meſſen iſt dieſe Frage von Bedeutung. 

Wird die Vormerkung wieder gelöſcht, ſo iſt ſelbſtverſtänd⸗ 
lich ein erneuter Schutz auf Grund unſerer VO. nicht zu 
gewähren; ob es aber bei der einmal bewilligten Friſt 
verbleiben muß oder ob der Gläubiger deren Beſeitigung ver⸗ 
langen kann, ſoll unter IV erörtert werden. 


III. Aeſondere Nechtsverhältniſſe. 

1. Die einfache Forderung gegen den Eigentümer: 

a) Die VO. findet in allen ihren Beſtimmungen keine An⸗ 
wendung, wenn der Eigentümer von einem einfach perfön- 
lichen (chirographariſchen) Gläubiger in Anſpruch genommen 
wird; denn ſie gewährt ihren Schutz überall nur gegenüber 
ſolchen Forderungen, für die eine Hypothek beſtellt if. War 
die einfache Forderung vor dem 31. Juli 1914 entſtanden, ſo 
unterliegt ſie wenigſtens den — geringfügigen — Beſchränkungen 
der Zahl FrVoO.; dieſe Fälle fangen indes ſchon an, in den 
Hintergrund zu treten; in allen anderen Fällen iſt der Eigen⸗ 
tümer dem andrängenden einfachen Gläubiger gegenüber völlig 
ſchutzlos; dieſer kann ohne jede Schranke wie nach Friedens⸗ 
recht ſeine Forderung gegen den Eigentümer geltend machen, 
Zwangsvollſtreckung in das bewegliche und un— 
bewegliche Vermögen, insbeſondere die Zwangs— 
verwaltung und Zwangsverſteigerung betreiben, 
während der Gläubiger der hypothekariſch geſicherten Forderung 
in allen dieſen Beziehungen durch die VO. erheblich beſchränkt 
iſt. Das alles iſt ſehr befremdlich, ein Prinzip nicht zu er⸗ 
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kennen; die Schutzloſigkeit des Eigentümers, ſoweit er der 
mobiliarvollſtre ung ausgeſetzt iſt, muß als ein Mangel der 
O. bezeichnet werden. Ein wenig wird die Härte durch die 
Erwägung gemildert, daß die von dem einfachen Gläubiger 
betriebene Zwangsverſteigerung wegen des das Ver⸗ 
ſteigerungsrecht beherrſchenden Deckungsprinzips (geringſtes 
Gebot) kaum je zum Zuſchlag führt; freilich kann der Eigen⸗ 
tümer inſofern geſchädigt werden, als durch die Verſteigerungs⸗ 
(oder auch die Verwaltungs-) Beſchlagnahme Hypotheken nach 
Maßgabe der Verſchreibungsbedingungen fällig werden; hier 
reift aber der Abſchnitt II VO. über „die Beſeitigung von 
chtsfolgen“ zugunſten des Eigentümers ein. 

Die Tatſache, daß die einfache Forderung gegen 
den Eigentümer in ihrer Verwirklichungsmöglichkeit 
der mit einer Hypothek ausgeſtatteten weit überlegen 
iſt, bleibt beſtehen; ſie wird häufig zur Folge haben, daß 
Hypothekengläubiger, deren Realrecht nach feiner Rangſtellung 
nur eine geringe Sicherheit gewährt, auf ihre Hypothek ver⸗ 
zichten; das wird freilich nur für die rechtsgeſchäftliche Hypothek 
in Frage kommen; denn auf die der Vollſtreckungs⸗ und A 
hypothek zugrunde liegende Forderung bezieht ſich die VO. nach 
den früheren Ausführungen ohnehin nicht. 

b) Bei der einfachen Forderung gegen den Eigentümer 
wird es ſich regelmäßig — im Vergleich zu der mit einer 
Hypothek verbundenen Kapitalsforderung — um kleinere Beträge 
handeln. Das wird aber anders, wenn der Eigentümer einem 
für die Hypothek Mithaftenden gegenüber zur Befreiung von 
der Hypothekenverbindlichkeit verpflichtet iſt. Einen ſolchen 
rein perſönlichen Anſpruch hat z. B. der aus der offenen Handels⸗ 

eſellſchaft ausſcheidende Geſellſchafter gegenüber ſeinem das 
eſchäft allein fortführenden Genoſſen, der die Aktiven und 
Verbindlichkeiten der Geſellſchaft übernommen hat, in 1 9 
der auf dem bisherigen Geſellſchaftsgrundſtück ruhenden 
Hypotheken. Ahnlich liegen die Fälle, in denen der Hypotheken⸗ 
bürge auf Grund des § 775 vom Eigentümer Befreiung von 
der Bürgſchaft verlangen kann. Dieſen Befreiungsanſprüchen 
gegenüber ſteht der Eigentümer wirtſchaftlich nicht anders 
da, als gegenüber den Anſprüchen der Hyppothekenaläubiger, 
und doch verſagt hier die VO.; die Unzulänglichkeit ihres 
Grundprinzips tritt hier in beſonderer Schärfe in Erſcheinung. 

2. Die Forderung gegen den Nichteigentümer. — 
Bürgſchaft. 

Auf den Schutz der VO. kann ſich der Schuldner der 
Forderung, für die eine Hypothek beſtellt iſt, nur dam 
berufen, wenn er Eigentümer des Grundſtücks iſt. Es gibt aber 
Fälle, in denen der Schuldner ein anderer iſt als der Eigen⸗ 
tümer, oder in denen neben dem Eigentümer noch ein anderer 
perſönlich haftet, ſei es als Geſamtſchuldner, ſei es als Bürge. 
Die VO. verhält ſich dieſen Fällen gegenüber verſchieden. 

a) Iſt der perſönliche Schuldner Nichteigentümer, ſo 
verſagt ihm die VO. ihren Schutz, gleichgültig, ob er der 
alleinige Schuldner iſt, oder ob zwiſchen ihm und dem Eigen⸗ 
tümer ein Geſamtſchuldverhältnis beſteht. Hauptbeiſpiel der 
erſten Art iſt das Auseinandergehen von Schuld und Eigentum 
bei der nicht genehmigten Schuldübernahme (88 415, 416 BGB.); 
für die zweite Art iſt der Fall typiſch, daß die Geſellſchafter 
einer G. m. b. H., die Eigentümerin des Grundftüds iſt, die 
perſönliche Mithaft für die der Hypothek zugrunde liegende 
Forderung übernehmen. Unter der Herrſchaft der VO. vom 
22. Dezember 1914 war die Frage ſtreitig; beſonders Nußbaum 
trat aus wirtſchaftlichen und rechtlichen Gründen für die An⸗ 
wendbarkeit der VO. ein; jetzt iſt die Frage durch den Wort 
laut des Geſetzes in entgegengeſetztem Sinne klar entſchieden. 
Freilich iſt dieſer Wortlaut nicht gerade glücklich; man hätte 
ſtatt der Worte: „ſoweit der Eigentümer des belaſteten Grund⸗ 
ſtücks zugleich der perſönliche Schuldner iſt“ logiſch erwarten 
müſſen, „ſoweit der perſönliche Schuldner zugleich der Eigen⸗ 
tümer des belaſteten Grundſtücks iſt“. Indeſſen iſt nicht zu 
erkennen, daß durch dieſe Vertauſchung von Subjekt und 
Prädikat der Grundſatz irgendwie modifiziert wird. Es wird 
häufiger als nach Friedensrecht vorkommen, daß der Gläubiger 
den vom Eigentümer verſchiedenen perſönlichen Schuldner in 


45. Jahrgang. 


Anſpruch nimmt, denn dem Eigentümer iſt ja jetzt erheblich 
ſchwerer beizukommen. So gerät der perſönliche Schuldner in 
eine üble Lage; er muß zahlen; bringt er dies wirklich zuwege, 
fo erwirbt er im Regelfalle zwar die Hypothek (8 1164); will 
er ſie aber gegen den Eigentümer geltend machen, ſo ſtellen 
ſich ihm die Schranken unſerer VO. entgegen.“) So wird der 
Grundgedanke des modernen Hypothekenweſens, nach dem das 
Grundſtück das primäre e iſt, während der per⸗ 
ſönlichen Schuld nur eine untergeordnete Bedeutung zukommt, 
leicht in ſein Gegenteil verwandelt werden. Dieſe Geſtaltung 
der Dinge kann an ſich nicht befriedigen; der berechtigten 
Kritik Nußbaums (S. 932) iſt noch hinzuzufügen, daß die 
Schutz loſigkeit des perſönlichen Schuldners zu einer Einſchrän⸗ 
tung des immobiliaren Güterumſatzes führen kann; denn die 
Verkaufsneigung wird natürlich erheblich vermindert, wenn der 
Eigentümer Gefahr läuft, mit dem Eigentum zugleich die 
Rechtsbehelfe unſerer VO. zu verlieren. 

Gäbe es einen Rechtsſatz, nach dem der perſönliche Schuldner 
dem Gläubiger gegenüber die dem Eigentümer gegen die Hypo⸗ 
thek zuſtehenden Einreden geltend machen kann, ſo wäre ihm 
vielleicht auf dieſem Umwege zu helfen. Allein einen ſolchen 
Rechtsſatz, der die Umkehrung der Beſtimmung des 81137 BGB. 
büden würde, gibt es nicht; der für den Bürgen geltende 
8 768 BGB. iſt hier nicht anwendbar (im Gegenſatz zum 
S 776, der in § 1165 entſprechend wiederkehrt). So bleibt 
es denn dabei, 

daß die VO. ſich auf den perſönlichen Schuldner, 
der nicht zugleich Grundſtückseigentümer iſt, 
nicht erſtreckt. 

b) Günſtiger geſtaltet ſich die Rechtslage für den Bürgen, 
d. b. für den, der ſich für die mit der Hypothek verbundene 
derung verbürgt hat.?) Die Frage iſt in der älteren 
egsrechtsliteratur meiſt dahin formuliert worden, ob eine 
dem Hauptſchuldner bewilligte Friſt zugunſten des Bürgen 
wirkt; fie war ſtreitig. “e) Für das Recht der neuen Hypotheken⸗ 
verordnung verſagt Scholz dem Bürgen deren Schutz ſchlecht⸗ 
bin. 17) Nußbaum 18) will ihn unter der Vorausſetzung eins 
räumen, daß die richterliche Zahlungsfriſt dem Schuldner 
bereits gewährt iſt (von den anderen Rechtsbehelfen ſpricht er 
nicht); durch die Gewährung ſei dem Schuldner eine Einrede 
erwachſen, die dem Bürgen nach $ 768 Abſ. 1 BGB. zugute 
komme; der Schutz ſei alſo zu verſagen, wenn der Schuldner 
ſelbſt ihn nicht nachſuche oder nachſuchen könne. Nußbaum 
ſelbſt hält dies Ergebnis nicht für befriedigend: es iſt aber 
auch nicht zutreffend. Nachſtehend wird die Auffaſſung vertreten, 

daß der Bürge ein eigenes, wenn auch ſeiner 
Natur nach akzeſſoriſches Recht auf den Schutz 
der BD. hat, das keineswegs davon abhängig 
iſt, daß der Schuldner die Rechtsbehelfe der 
VO. bereits erlangt hat. 

Die VO. befaßt ſich mit dem Schutz des Bürgen nicht; 
ſie gewährt ihn weder, noch verſagt ſie ihn; hiernach kann ſie 
jedenfalls unmittelbare Anwendung nicht finden. Aber es 


11) Jedenfalls, ſoweit er den Anſpruch aus der Hypothek geltend 
macht; das gleiche muß aber auch bei Geltendmachung der perſönlichen 
Forderung gelten, gleichgültig, wie man dieſe konſtruiert (die Literatur 
zu dieſer ſtrittigen Konſtruktionsfrage iſt in meinem Aufſatz 
JW. 1914, 338 mitgeteilt). Nimmt man mit der herrſchenden Lehre 
an, daß das Subſtrat der Hypothek nicht die alte, durch den perſön⸗ 
lichen Schuldner getilgte, ſondern deſſen Erſatzforderung an den 
Eigentümer iſt, ſo muß dieſe doch als „beſtellt“ im Sinne unſerer 
BD. gelten, ähnlich wie wenn der Hypothek rechtsgeſchäftlich eine 
andere Forderung untergelegt wird (vgl. oben II 2); a. A.: Nuß⸗ 
baum S. 932. 

15) Iſt die Hypothek für die Bürgſchaftsſchuld beſtellt, ſo unter⸗ 
liegt die Anwendbarkeit der VO. keinem Zweifel, dann iſt der Bürge 
Eigentümer. 

16) Sie wurde zuerſt von Heinitz, DIZ. 15, 914 verneint; das 
gegen Nußbaum, JW. 1915, 1177; vgl. ferner Güthe⸗Schlegelberger, 
Kriegsrecht I S. 224 II 79. 

17) Scholz, S. 926. 

18) Nußbaum, S. 932. 
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beſteht hier — anders als zu a — die Möglichkeit und Not⸗ 
wendigkeit der Prüfung, ob die Rechtslage des Bürgen nicht 
weg mittelbar, unter Berückſichtigung der Vorſchriften 
des BGB. durch die VO. betroffen wird. In der Tat gibt 
der 8 767 BGB. die Löſung der Frage. 


ben Ausdruck gebrachten Vertragsinhalt mit der 


man entg 
Prinzip ſie Igeru | 
daß es vielmehr ausſchließlich den Eigentümer⸗Schuldner 


1 9 
eme Ans 


an zugefügt werden. In feiner Doppelſtellung als 
Schuldner des rn und Gläubiger des Haupt: 
ſchuldners würde er auf beiden Seiten geschlagen werden. 
Das wird die BD. ſchwerlich gewollt haben. nliche Er⸗ 
wägungen ſind es, aus denen nach dem Recht des BGB. 
einer Stundungsabrede in dem Sinne, daß ſie nur dem 
Schuldner zugute kommen ſoll, dem Bürgen gegenüber die 
Wirkung verſagt wird. ) 

Der gewonnene Grundſatz bezieht ſich auf die durch die 
VO. eingeführten Rechtsbehelfe der Zahlungsfriſt und der Bes 
ſeitigung der Rechtsfolgen, freilich nur ſoweit ſie materiell⸗ 
rechtlichen Inhalt haben; die prozeſſualen Vorſchriften der VO., 
das ſogenannte Initiativverfahren des S 4 und das beſonders 
geregelte Einſtellungsverfahren, ſind auf die Perſon des Eigen⸗ 
tümers zugeſchnitten. Der Bürge iſt auf die allgemeinen Rechts⸗ 
behelfe (Feſtſtellungsklage, Klage aus SS 767, 797 ZPO. uſw.) 
angewieſen. 

Aus der Akzeſſorietät des Bürgſchaftsverhältniſſes und den 
auf ihr beruhenden Vorſchriften des §S 767 BGB. ergibt ſich 
die folgende Ausgeſtaltung des Grundſatzes: 

1. Der Bürge kann ſich nur unter den gleichen Voraus⸗ 
ſetzungen auf die BD. berufen, unter denen der Schuldner es 
könnte; insbeſondere kommt es nicht auf die Lage des Bürgen, 
ſondern die des Schuldners an; iſt der Bürge verklagt, ſo 
iſt „Lage des Beklagten“ im Sinne des § 1 BD. Lage des 
Schuldners. — Auf ſeine eigene Lage kann ſich der Bürge 
daneben berufen, ſoweit er den Schutz der allgemeinen Zahl⸗ 
FrVO. in Anſpruch nimmt. 

2. Ein Verzicht des Schuldners auf die Rechtsbehelfe der 
BD. iſt dem Bürgen gegenüber ohne Wirkung; das ergibt ſich 
nach unſerer rechtlichen Auffaſſung des Verhältniſſes unmittelbar 
aus § 767 Satz 3 BGB. 

3. Wird auf Antrag des Schuldners ſelbſt eine Ent⸗ 
ſcheidung auf Grund der VO. getroffen, fo muß dieſe der 
Bürge ſchlechthin gegen ſich gelten laſſen, mag der 


19) RG. 56, 312; Staudinger $ 768 1 b. 
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Antrag abgelehnt, oder m 
Wels, dare 1 
von Gläubiger und Schuldner wird eine Ausnahme 
ſein). Das Verhältnis 188 nicht anders, wie wenn im 
zwiſchen Gläubiger und Schuldner über deſſen Einwendungen 
entſchieden iſt. Hatte der Bürge vorher, auf Grund ſeines 
eigenen Antrages ein günſtigeres Ergebnis erlangt als nach⸗ 
träglich der Schuldner ſelbi, ſo wird der Gläubiger die 
eg N des Sn nur mit dem ordentlichen Rechts⸗ 
mittel der Berufung beſeitigen können (vgl. unten Nr. IV). 
Im übrigen iſt das Recht des Bürgen durch die auf den Antrag 
des Schuldners getroffene Entſcheidung feſtgelegt; ſeine Be⸗ 
rufung auf den dem Schuldner gewährten Schutz iſt eine Ein⸗ 
rede aus $ 768 BGB. 

So läßt ſich die Stellung des Bürgen nach der VO. in 
wirtſchaftlich und rechtlich befriedigender Weiſe regeln; hart 
iſt nur, daß der perſönliche Schuldner der Hypotheken⸗ 
forderung, der nicht zugleich Eigentümer iſt, ſchlechter ſteht 
als der Bürge (oben zu a). Das muß in den Kauf genommen 
werden. 

c) Der Ausbietungsgarant wird ſich auf die VO. nicht 
berufen können. Die Ausbietungsgarantie iſt keine Bürgſchaft; ) 
die durch die SS 767, 768, 774 vermittelten engen Beziehungen 
zwiſchen Schuldner und Bürgen, welche die Anwendbarkeit der 
BD. für den Bürgen rechtfertigen, fehlen hier. Erſteht der 
Ausbietungsgarant das Grundftüd, fo genießt er ſelbſtverſtändlich 
als Eigentümer den Schutz der VO. 


IV. Jortfall der fatſächlichen und rechtlichen Voraus- 
ſetzungen. 


Die tatſächlichen n e für die Schutzgewährung, 
wie fie in 8 1 BD geregelt find, können fich nachträglich ändern. 
Die Frage, ob dann der Gläubiger eine Beſeitigung oder Ein⸗ 
ſchränkung des bewilligten Schutzes herbeiführen kann, gehört 
an ſich nicht in den Rahmen unſerer Aufgabe; fie dedt ſich 
aber mit der uns intereſſierenden Frage, wie es ſich beim Fortfall 
der rechtlichen Vorausſetzungen verhält. In unſerer Dar⸗ 
ſtellung find drei ſolcher Fälle hervorgetreten: 

a) Der Gläubiger verzichtet auf die Hypothek, was aus 
den früher dargelegten Gründen des öfteren vor⸗ 
kommen wird (dem ſteht es gleich, wenn die Hypothek 
ſich als nichtig erweiſt); 

b) die Vormerkung wird nachträglich gelöſcht; 

c) der Bürge iſt aegenüber dem nachträglich den Schutz 
nachſuchenden Schuldner bevorzugt (III 2b 3). 


In den Fällen zu a und b wird der Forderung nachträglich 
ihre Umkleidung mit der Hypotbek oder Vormerkung entzogen. 
Eine Wiederholung des Rechtsbehelfs iſt ſelbſtverſtändlich aus⸗ 
geſchloſſen. Zweiſelhaft iſt, ob der bereits gewährte Schutz, 
wenn ein Rechtsmittel nicht mehr zuläſſig iſt, “) wieder 
aufgehoben werden kann. Iſt er durch Urteil zugebilligt 
(S8 1. 8), fo verhindert die Rechtskraft die Beſeitigung; auf 
§ 767 ZPO. kann ſich der Gläubiger nicht berufen. 
den anderen Fällen, in denen der Schutz durch Beſchluß 
gewährt iſt, läßt ſich eine Aufhebung aus ausdrücklichen Vor⸗ 
ſchriften der VO., auch bei Heranziehung der ZPO., nicht 
herleiten. Gleichwohl muß ſie als zuläſſig gelten, und zwar 
aus den gleichen Gründen, aus denen die prozeßrechtliche 
Praxis in den Fällen der SS 707, 719 3PO. dem Beſchluß⸗ 
gericht die Befugnis einräumt, bei veränderten Umſtänden 
ſeinen eigenen mit Rechtsmitteln nicht anfechtbaren 
Beſchluß wieder aufzuheben. Eine ausdrückliche Vorſchrift fehlt 
auch hier, doch leitet das RG. die Befugnis aus der oberſten 
Rechtsquelle, der Natur der Sache, ab: „Die äußeren Umſtände, 
unter denen die Anordnung ergangen, können ſich ändern; das 
Gericht kann im Laufe der Inſtanz eine völlig andere An⸗ 
ſchauung von der Rechtslage gewinnen und muß in der Lage 


ag ihm nur in beſchränkter 

egeben werden (nur bei argliſtigem nähe gulf 
9 
ozeß 


20) Vgl. meinen Aufſatz in JW. 1914, 335. 

21) Nur dann beſteht Zweifel; das überſieht Nußbaum S. 999; 
deſſen auf 88 318, 597 Abſ. 3 ZPO. geſtütztes Argument gegen die 
Möglichkeit der Aufhebung daher nicht zutrifft. 
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fein, eine entſprechend andere Anordnung zu treffen“, w) 95 die 
in der Fußnote zitierte Entſcheidung bei Seuffert). ögen 
dieſe e den unſrigen im übrigen rechtsunähnlich ſein, das, 
worauf es hier ankommt, iſt ihnen 1 die Möglichkeit 
eines Wechſels der Verhältniſſe die Tatſache, daß dem 
Beſchluß nicht die Kraft einer dauernden Rechtsgeſtaltung inne⸗ 
wohnt, daß er vielmehr nur ein Proviſorium ſchafft. Beſteht 
die Anderung der Verhältniſſe nun gar in dem Wegfall der 
rechtlichen Vorausſetzungen des Beſchluſſes, fo ſtehen der 
analogen Anwendung jenes Grundſatzes gewiß keine Bedenken 
entgegen. 

Iſt hiernach der Gläubiger in der Lage, den Beſchluß 
zur Aufhebung zu bringen, ſo entſpricht es dem Willen des 
Geſetzgebers, daß der Schuldner und das Hypothekeneinigungs⸗ 
amt vorher gehört werden müſſen. Das gilt aber nur bei 
Anderung der tatſächlichen Verhältniſſe; bei Fortfall der recht⸗ 
lichen Vorausſetzungen kann eine Anhörung des Schuldner 
empfehlenswert ſein. Der Schuldner wird vielfach in der Lage 
fein, ſofort einen neuen, auf andere kriegsrechtliche WO. 
geſtützten Antrag zu ſtellen. 

Im Falle zu c wird es bei dem durch rechtskräftige 
Urteil dem Bürgen bewilligten Schutz ebenfalls ſein Bewenden 
haben. Die anderen Rechtsbehelfe der VO. (Initiativ- und 
Einſtellungsverfahren) finden nach den Darlegungen zu III 2b 
auf ihn keine Anwendung, ſo daß inſoweit ein Recht des 
Gläubigers auf Beſeitigung des Schutzes gar nicht erſt in 
Frage kommt. \ 


Kalirecht und Kaliprozeh. 
Von Juſtizrat Dr. Görres, Berlin. 


Auch in das ſtille Kalirecht hat der Krieg ſeine Schatten 
geworfen: durch Geſetz vom 7. September 1915 (RGBl. S. 559) 
ſind mehrere weittragende 15 des Reichskaligeſetzes 
vorgenommen worden, die zweite Neufeſtſetzung der Quoten 
iſt auf Ende 1918 verlegt, die Inlandspreiſe find erhöht 
worden. (Vgl. Geſetz vom 21. Juni 1916.) 5 

Dies lenkt die Aufmerkſamkeit erneut auf das Reichs⸗ 
ber dach, dieſes erſte deutſche Kartellgeſetz. Da es in 
der JW. noch nicht behandelt worden iſt, jo möge ein kurzer 
Abriß des Kalirechts und ⸗prozeſſes hier feine Stelle finden. 


I. Die rechtlichen Grundlagen. 


Das Reichskaligeſetz wurde fich ftr, um die ſchädlichen 
Wirkungen des Aus einanderfallens des bis zum 30. Juni 
1909 beſtehenden Kaliſyndikats zu hindern bzw. zu beſeitigen. 
Die feindlichen Brüder vermochten ſich über die Höhe ihrer Be⸗ 
teiligung am Geſamtabſatze nicht zu einigen; große Schleuder⸗ 
verkäufe nach dem Auslande (Schmidtmannſche Verträge) 
waren die eine Viertelſtunde nach Ablauf des Syndikats 
(Muternacht 30. Juni / 1. Juli) eintretende Folge. Im Kali 
geſetze iſt mit alledem, was wir im Kolleg von wirtſchaftlichen 
Geſetzen lernten, die den Bau der Welt zuſammenhielten, voll⸗ 
ſtändig aufgeräumt. An Stelle der natürlichen Freiheit, wie alle 


- anderen Stoffe, fo auch Kali zu verkaufen, ſetzte der Geſetzgeber 


das Verbot des erftmaligen Abſatzes von Kali für alle die 
jenigen, welche das Unglück haben, nicht Kaliwerksbeſitzer zu 
fein. An Stelle des natürlichen Preisgeſetzes, wonach die Preise 
das Ergebnis von Angebot und Nachfrage ſind, finden wir die 
Feſtſetzung von Höchſtpreiſen für die Verkäufe nach dem Inland 
und Mindeſtpreiſe für Verkäufe nach dem Auslande. An Stelle 
der ſchwankenden Gewinnausſichten der Unternehmer ſind nach 
mathematiſchen Grundſätzen feftftellbare und im Prozeßkampfe 
der Berufung bei Reichsbehörden zu erzwingende Beteiligungs⸗ 
ziffern getreten, während auch bei den Löhnen nicht mehr das 
„freie Spiel der Kräfte“, d. h. der Konkurrenzkampf der Arbeitet 
untereinander, das Angebot ihrer Hände, das Gebrauchenmüſſen 


2) RG. in JW. 1900, 7364; Seuff Arch. 50 Nr. 294; Entſch. 
Bd. 42 S. 872; Gaupp⸗Stein 8 707 Bem. III bei Note 27. 


45. Jahrgang. 


derſelben auf feiten des Arbeitgebers den Ausſchlag gibt, 
ſondern ein geſetzlicher Druck auf ihn ausgeübt wird, die Löhne 
nicht finken zu laſſen. Kaliwerke können die Unternehmer noch 
immer gründen, ſoviel ſie wollen, nur daß ſie keine „Quote“ 
dafür bekommen, wenn nicht das neue Werk ganz beſonderen 
Erforderniſſen der SS 10, 13 des Kaligeſetzes entſpricht. 

Juriſtiſch vereigenſchaftet ſich die Befugnis der Kaliwerks⸗ 
befiger, im Rahmen ihrer Beteiligungsziffer am Geſamtabſatze 
teilnehmend zu produzieren (8 5) und mit Ausſchluß aller 
anderen Perſonen abzuſetzen (8 1), als eine mit dem Kaliwerk 
verknüpfte Immobiliargewerbekonzeſſion sui generis, 
d. i. als ein beſonders vereigenſchaftetes öffentlich⸗ rechtliches 
jus occupandi et commercii.“) 

Der Unterſchied zur Beteiligungsziffer in ihrem landläufigen 
Sinne iſt ein doppelter: vor allem iſt die Befugnis des Kali⸗ 
verksbe ſitzers eine öffentlich⸗ rechtliche mit entſprechendem 
publiziſtiſchem Anſpruche gegen die Behörde auf Ver⸗ 
leihung und Gewährung des anteilweiſen Rechts, während die 
Beteiligungsziffer aller übrigen Syndikate lediglich einen 
iviliſtiſchen Vertragsanſpruch gegen das Syndikat oder 

en Mitglieder mengenmäßig umſchreibt. Zweitens ſteht der 
kaltrechtliche Anſpruch dem einzelnen Kaliwerke zu, während 
Träger der Beteiligungsziffer z. B. innerhalb des Rheiniſch⸗ 
Weſtfäliſchen Kohlenſyndikats nicht das einzelne Bergwerk, 
ſondern der Eigentümer eines oder mehrerer Bergwerke iſt. 
Beſonderes juriſtiſches Intereſſe beanſprucht der Begriff des 
Abſatzes, weil als ſolcher jede Beſitzübertragung von Kali⸗ 
ſalzen an einen anderen bezeichnet iſt ($ 3), wodurch der Aus⸗ 
legung große Schwierigkeiten entſtehen.?) Durch die behördliche 
Feſtſezung des Geſamtabſatzes und der Einzelquoten, ſowie durch 
die geſetzliche Feſtlegung der Höchſtpreiſe für das Inland und 
Mindeftpreiſe für das Ausland find die ärgſten Keime der 
Zwietracht erſtickt. Daher konnte der Geſetzgeber den einzelnen 
5 ihren Zuſammenſchluß zum Syndikate allein 
überlaſſen. iſt unſchwer erfolgt und wurde von jedem in 
die geſetzliche Kontingentsgemein ſchaft neu eintretenden Mitgliede 
bisher ohne weiteres freiwillig getätigt: Kaliſyndikat G. m. b. H., 
für welches nach 8 6 dieſelben Beſtimmungen gelten, wie für 
die einzelnen Kaliwerksbeſitzer. 

Inner ſeines Schoßes kann das Kaliſyndikat den 
Abſatz für das Ins und Ausland einerſeits und in den einzelnen 
Sorten andererſeits unter ſeine Mitglieder nach den unter 
die ſen getroffenen Vereinbarungen verteilen. Die Geſamt⸗ 
menge des auf die Kaliwerksbeſitzer entfallenden Abſatzes wird 
alljährlich durch eine Reichsbehörde, die Verteilungsſtelle, in 
Doppelzentnern reinen Kalis,?) und zwar in ſtets um mins 
deſtens 5 Prozent der Vorjahrsmenge ſteigendem Maße feſt⸗ 
eſetzt, wobei gleichzeitig das Verhältnis des Inlandes zum 
Auslanbabſate, ſowie dasjenige der einzelnen Kaliſalzſorten 

einander beſtimmt wird ($ 7). Stellt dieſe Gefamtmenge 
bas ſogenannte Geſamtkontingent der ganzen Kaliinduſtrie 
dar, ſo iſt dieſelbe Behörde dazu berufen, auch das Einzel⸗ 
kontingent jedes einzelnen Werksbeſitzers zu beſtimmen, wobei 
wir ein abſtraktes, d. h. in Tauſendſteln des Geſamt⸗ 
abſatzes zu bemeſſendes Kontingent vom konkreten, nach 
Doppelzentnern reinen Kalis zu berechnendes unterſcheiden. 
Jedes Einzelkontingent zerfällt wieder in die nach Sorten 
(Farnallite, Rohſalze, Düngeſalze, Chlorkalium, ſchweſelſaures 
Kali und ſchwefelſaure Kalimagneſia) verteilten Mengen. Die 
Überſchreitung des Einzelkontingents beim Abſatze iſt nicht etwa 
ſtrafbar noch verboten, ſondern ſtatthaft, löſt jedoch die Vor⸗ 
beugungsabgabe des 8 26 zu Laſten des überſchreitenden 
Kaliwerksbeſitzers aus. 

Die Realgewerbeberechtigung, obſchon ſie am einzelnen 
Werke haftet, iſt trotzdem Gegenſtand des bürgerlichen 


* 


1) Vgl. meine Abhandlung „Rechtliche Natur der Zulaſſung von 
Wertpapieren zum Börſenhandel“ in Leipz3. vom 1. November 1915, 
S. 1423. 

5) Vgl. das Nähere in Görres⸗Kormann, Kommentar zum 

G. S. 6. 


9 Der Geſetzgeber dekliniert falſch: „reines Kali“. 
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Rechtsverkehrs, inſofern fie nicht bezüglich der Subſtan 
wohl aber hinfichtlich der Ausnutzung ganz oder teilweiſe auf 
andere Kaliwerke übertragen werden kann. Ebenſo beſteht 
die Befugnis, einzelne Sorten untereinander auszutauſchen 
(S 19). Aberſteigt die Abertragung die Hälfte der Geſamt⸗ 
beteiligung des übertragenden Kaliwerksbeſitzers an reinem Kali, 
fo bedarf fie der Genehmigung der zuſtändigen Landeszentral⸗ 
behörde (S 19). Dieſe Beſtimmung kann jedoch leicht dadurch 
umgangen werden, daß man, anſtatt die Beteiligungsziffer zu 
übertragen, das Kaliwerk verpachtet. Übertragung wie Sorten⸗ 
austauſch ſind der Induſtrie wertvolle Hilfsmittel, um 
Schwierigkeiten, die entweder in der Kargheit der Naturſchätze, 
oder der ungünſtigen Frachtlage beruhen, erfolgreich zu über⸗ 
winden. Sie haben andererſeits mitgewirkt zu der Übers 
produktion an Schächten, da die Werksbeſitzer in der Abſicht, 
neue Quoten für ihre Konzerne zu ſchaffen, zahlreiche Doppel⸗ 
ſchächte herunterbrachten, welche ſie ſofort nach Erhalt der 
Beteiligungsziffer bei Übertragung der letzteren an andere Kali⸗ 
werke füllegten 


Das führt uns zu der Frage nach der Entſte hung der 
Realgewerbeberechtigung. Das Geſetz hatte in 8 17 eine Ta⸗ 
belle aufgeſtellt, in welcher die damals vorhandenen 68 Werke 
nach der Größe ihrer vom Geſetzgeber verliehenen, in Tauſend⸗ 
ſteln ausgedrückten Anteilsberechtigung aufgezählt waren. Neu⸗ 
verleihungen ſollen nur ſiattfinden entweder im Falle von 
Feldesteilungen (§ 10), wobei beſtimmte ſtrenge Vorausſetzungen 
an das Vorhandenſein von Naturſchätzen und techniſcher 
Leiſtungsfähigkeit geſtellt ſind, oder bei ſonſtiger Neuſchaffung 
eines Kaliwerks (SS 9, 12), in welch letzterem Falle durch eine 
doppelte Wartezeit (Proviſorium und Karenzzeit) abſchreckend 
gewirkt werden ſollte. (Fiskaliſche Betriebe wurden hierbei 
Mae) Beide Maßregeln haben in Verbindung mit der 

echtſprechung zu einer uſerloſen Vermehrung der Werke 
geführt. § 12 verlor feine Vorbeugungskraft durch die oben 
1 885 Möglichkeit der Quotenübertragung, § 10 kam all 
en Werken zugute, welche infolge der ſicherheitspolizeilichen 
Doppelſchachtverordnung des preußiſchen Handelsminiſters 
ſchon in dem Beſitze des ſogenannten Polizeiſchachtes 
waren. Hierbei haben meiſt die fiskaliſchen Werke mit 2, 3 
und mehr Schächten infolge des meines Erachtens fehlſamen 
Urteils der Berufungskommiſſion vom 12. Juli 1912 glänzend 
abgeſchnitten, während fie nach § 11 mit Rückſicht auf den 
2. Schacht anſtatt einer zweiten und weiteren Beteiligungsziffer 
richtiger nur einen 10 prozentigen Zuſchlag zur erſten Bes 
teiligungsziffer erhalten durften. Das I r einer Revi⸗ 
ſionsinſtanz im Kalirecht hat leider diefe irrige Entſcheidung 
beſtehen laſſen, wodurch ein ſtarker Anreiz zu Neugründungen 
von Werken geſchaffen wurde. Heute, am 1. Januar 1916, 
beſitzen 204 Kaliwerke Beteiligungsziffern. Die höchſte Quote 
laut der Geſetzestabelle beſaß am Tage des Inkrafttretens 
(28. Mai 1910) Leopoldshall mit 27,07 /, die niedrigſte war 
11,63 j. Zur Zeit beträgt die höchſte Quote 9,9039 %o, 
ſie ſteht dem preußiſchen Fiskus für Vienenburg II zu, die 
niedrigſte Ziffer hat Ransbach mit einer Zwergquote von 
0,7193 0. Seit der 5½ jährigen Wirkſamkeit des Geſetzes 
haben 132 Werke Quoten erhalten, macht fürs Jahr 25 Zu⸗ 
die . Hat auch der Krieg ſehr hemmend gewirkt, ſo wird 
die Frage, wie der Entſtehung junger Werke vorgebeugt werden 
kann, eine ernſte Sorge der Regierung wie der Kaliinduſtrie 
ſelbſt bleiben. Von den vielen Vorſchlägen zur Beſſerung der 
Lage iſt am beachtenswerteſten derjenige des Oberbergrats a. D. 
Paxmann, welcher für jedes neue Werk Bejahung der Bedürfnis⸗ 
frage zur unerläßlichen Vorausſetzung nat Meines Erachtens 
könnte man noch weiter gehen und für die Dauer der Geltung 
des Geſetzes, das iſt bis zum 31. Dezember 1925, die Zahl der 
Kontingentgenoſſen ſchließen, da die vorhandenen Schächte das 
Kalibedürfnis der Welt zu decken imſtande ſind, ihre Vermehrung 
in mehrfacher Richtung daher volkswirtſchaftliche Verſchwendung 
bedeutet.“) Etwaige Entſchädigungen wären aus der Syndikats⸗ 
kaſſe an die Geſchadigten zu entrichten nach einem geſetzlich feſt⸗ 


9) Seither hat (am 8. Juni 1916) der Bundesrat die oben vor⸗ 
geſchlagene Abteufſperre verfügt. 
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elegten und behördlich im Einzelfall anzuwendenden Schlüſſel. 

Eo te ein Kalimonopol kommen, ſo wäre die Sorge um Be⸗ 
ſchränkung der 1 durch Mars’ Gebot erledigt, um fo 
viel ſchwieriger wäre die Entſchädigungsfrage. 

Noch ſind zu erwähnen die ſozialpolitiſchen Kürzungs⸗ 
vorſchriften der 88 13 bis 16, welche eine Verminderung der 
Beteiligungsziffer für den Fall vorſehen, daß der innerhalb einer 
Arbeiterklaſſe im Jahresdurchſchnitte für eine regelmäßige Arbeits⸗ 
ſchicht gezahlte Lohn unter den für dieſe Klaſſe im Durchſchnitte 
der Kalenderjahre 1907 bis 1909 (1912 bis 1913) gezahlte 
Lohn ſinkt. 

Die rechtliche Natur der Abgabe des 8 26 als 
Aberſchreitungsabgabe (ähnlich der Banknotenſteuer) wurde 
bereits erwähnt. Außerdem hat jeder Kaliwerksbeſitzer eine in 
die Reichskaſſe fließende Abgabe von 0,60 & für jeden Doppel⸗ 
zentner reinen Kalis ſeines Geſamtabſatzes zu entrichten. (Für 
1915/1916 außer Hebung geſetzt mit Rückſicht auf den durch das 
Ausfuhrverbot unterbundenen Auslandshandel.) Die juriſtiſche 
Natur dieſer Abgabe wird von (dem Auguſt 1914 in der Schlacht 
bei Tannenberg gefallenen, der Wiſſenſchaft leider viel zu früh 
entriſſenen deſignierten Leipziger Profeſſor) Kormann richtig als 
Beitrag zur i Reichskoſten bezeichnet und zu 
den Beiträgen des § 9 KAG. in Parallele geſetzt (Arch OffR. 27 
S. 271 bis 287).°) Die wichtigſte Aufgabe der in elle 
und Berufungskommiſſion beſteht in der Zumeſſung der Einzel 
quoten für alte und junge Werke. 


II. Die Gerichtsverfaſſung. 

Sie iſt geordnet durch 8 30 RKG., wonach die Ver⸗ 
teilungsſtelle aus einem Vorſitzenden und ſechs, teils vom 
Reichskanzler ernannten, teils von den Kaliwerksbeſitzern ge⸗ 
wählten Beiſitzern nebſt Stellvertretern beſteht. Wenn der 
Bundesrat verordnet hat (Bek. des Reichskanzlers vom 9. Juli 
1910 Ziff. 20), daß die Verteilungsſtelle in einer Beſetzung von 
drei Mitgliedern beſchlußfähig fein ſolle, fo erſcheint die Rechts⸗ 
ültigkeit dieſer Verordnung fraglich. Ebenſogut hätte der 

undesrat dem Vorſitzenden allein die Beſchlußſaſſung über⸗ 
tragen können. Den organiſatoriſchen Aufbau der Behörde, 
gleichſam ihr Knochengerüſt, darf der Bundesrat nicht ver⸗ 
ſtümmeln. Die Berufungskommiſſion hat zwar mit Urteil vom 
12. Juli 1912 die Rechtsgültigkeit durch den Hinweis auf 8 89 
RBG. bejaht, wo es heißt: 

(Abſ. 1): Jede Diſziplinarkammer beſteht aus ſieben 
Mitgliedern. 

(Abſ. 2): Die mündliche Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung in den einzelnen Dipziplinarſachen erfolgt durch 
fünf Mitglieder. 

Allein im RKG. fehlt eine ſolche Beſtimmung wie die des 
8 89 Abſ. 2 RBG. Sollte Rechtsähnlichkeit herangezogen 
werden, ſo konnte hierzu nur die gemeine deutſche Gerichts⸗ 
verfaſſung dienen. In § 28 GVG. heißt es aber: 

Die Schöffengerichte beſtehen aus dem Amtsrichter 
als Vorſitzenden und zwei Schöffen, 

und in 8 81: 

Die Schwurgerichte beſtehen aus drei richterlichen 
Mitgliedern mit Einſchluß des Vorſitzenden und aus 
zwölf zur Entſcheidung der Schuldfrage berufenen 
Geſchworenen. 

Das RG. würde meines Erachtens zu einem gleichen Urteil 
wie die Berufungskommiſſion ſchwerlich gelangen, wenn ſtatt 
drei richterlicher Mitglieder des Schwurgerichts (etwa auf Grund 
eines Landesausführungsgeſetzes) nur zwei oder eines mit⸗ 
gewirkt hätten. 

Die vom Reichskanzler ernannten beamtlichen Mitglieder 
der Verteilungsſtelle (Vorſitzender und zwei Beiſitzer) dürfen 
weder Anteile privater Kaliwerke beſitzen, noch an deren Er⸗ 
trägnis beteiligt ſein. 


5) Dagegen unrichtig Laband, DIZ. 1911, 496 f.; hierzu Kor: 
mann in glänzender Widerlegung in ſeinem Exkurs zum vorſtehend 
genannten Kommentar S. 164f. 


Die Berufungskommiſſion beſteht aus fünf Mitgliedern, 
die vom Reichskanzler ernannt werden. Auch ſie Wersen weder 
ein Kaliwerk noch Anteile privater Kaliwerke 
deren Erträgnis . ſein, außerdem aber auch 
Verwaltung oder dem Aufſichtsrat eines Kaliwerks angehören 
(S 31). Bezüglich der Berufungskommiſſions⸗Beſetzung hat der 
Bundesrat an dem geſetzlichen Juſtande nichts geändert. 


III. Berfaßren. 

1. Vor der Verteilungsſtelle: 

Sie ift Reichsbehörde und entſcheidet nach den Grund⸗ 
ſätzen der Schriftlichkeit, Mittelbarkeit und Offizial⸗ 
maxime. Die Mitglieder der Kontingentsgemeinſchaft reichen 
jeder für ſich ihre Anträge auf Quotenzubilligung nebſt Unter⸗ 

gen (Plänen, Fördernachweiſen uſw.) ein. Keiner wird über 
die Anträge und Behauptungen des anderen gehört. Die Ver⸗ 
teilungsſtelle kann entweder in ihrem ganzen Perſonenbeſtande 
ſelbſt ſich durch Befahrungen der Werke über deren Zuftand 
vergewiſſern (inſofern liegt Unmittelbarkeit vor) oder durch Be 
auftragte denſelben unterſuchen. Weder Geſetz noch Vero 
bezeichnen den rechtlichen Charakter dieſer Beauftragten. 
das RG. (RGSt. 47, 329 vom 27. Mai 1913) ſchweigt darüber. 
Inſoweit die Beauftragten ſpäter ſelbſt an der Entſcheidung 
teilnehmen, iſt ihre Tätigkeit wie die eines beauftragten 
Richters zu beurteilen, inſoweit dies nicht der Fall, wirlen 
fie als Sachverſtändige mit. Mündliche kontradiktoricche 
Verhandlung findet nicht ſtatt. Die ergehende Entſcheidung iſt 
der Form nach ein (von der Behörde ſelbſt, im Falle der An 
fechtung, nicht abzuändernder) Beſchluß, der Sache nach Ver⸗ 
leihung, Veränderung oder Entziehung einer Realgewerbe⸗ 
berechtigung. 


2. Vor der Berufungskommiſſion: 


Gegen derartige Entſcheidungen der Verteilungsſtelle iſt die 
Berufung ſtatthaft. Ihrer rechtlichen Natur nach unterſcheidet 
fie ſich in nichts von der Klage des ſeitens der Polizei abge 
wieſenen Konzeſſionswerbers (vgl. 8 114 PrZuſtG.): ein deut⸗ 
licher Fingerzeig dafür, daß das Vorbringen neuer Tatſacher 
und Beweismittel unbeſchränkt zuläſſig ſein muß. Irrig iſt 
deshalb der Standpunkt der Berufungskommiſſion in Sachen 
Riedel (Urt. vom 12. Juli 1912). 


Hier war die Tatſache des Vorhandenſeins einer Fabrik 
der Verteilungsſtelle nicht mitgeteilt worden. Die Berufungs⸗ 
kommiſſion meinte, ſie habe nur zu prüfen, ob von der Ver⸗ 
teilungsſtelle die für die Einſchätzung maßgebenden Verhältniſſe, 
ſoweit ſie für ſie erkennbar waren, richtig gewürdigt worden 
find: ein ſehr formaliſtiſcher Standpunkt! Abrigens hat die 
Berufungskommiſſion nicht ſtets daran feſtgehalten.“) Für das 
Verfahren vor der Berufungskommiſſion gilt der Grundſatz der 
Parteienöffentlichkeit, Mündlichkeit und mit Einſchrän⸗ 
kungen die Dispoſitionsmaxime. Die Beweisaufnahme 
wie die Verwertung ihrer Ergebniſſe iſt im Geſetze nicht ge 79 
regelt. Die zitierte Bundes ratsverordnung beſtimmt in Ziff. 43 
zu 88 31, 32: „Zu den Beweisverhandlungen find die Be 
teiligten zu laden“, und in Ziff. 40 daſelbſt: „Die mündliche 
Verhandlung beginnt mit der Darſtellung des Sachverhalts. 
Sodann ſind die erſchienenen Beteiligten zu hören.“ Die 
Praxis der Berufungskommiſſion hat aus dieſen Vorſchriften 
eine prozeßrechtliche Merkwürdigkeit gemacht. Die wichtigſte 
Art der Beweisaufnahme im Kaliprozeſſe geſchieht unter Tage 
mittels Befahrung des Werkes. Da es aus ſicherheitspolizei⸗ 
lichen Gründen nicht angeht, hierzu ſämtliche Kaliwerksbeſitzer 
zu laden, fo wird keiner dazu geladen, außer dem Beſitzer des 
befahrenen Werkes ſelbſt. Ein Ausweg hätte ſich aber unſchwer 
eröffnet durch die Vorſchrift, daß die Gegner des befahrenen 
Werkes ſich auf einen oder wenige Bevollmächtigte zu einigen 
haben, oder daß ein Pfleger der gegneriſchen Intereſſen zu be⸗ 
ſtellen ſei. Dieſer Ausweg iſt nicht beſchritten worden. Ganz 
grundlos iſt die Nichtbeiziehung der Prozeßgegner dann, wenn 


6) Vgl. meine geſammelten Auſſätze und Abhandlungen zum 
Kaligeſetz. Eſſen 1916, 74 f. 
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ſicherbeitspolizeiliche Intereſſen nicht in Frage kommen, z. B. 
5 ass e von Markſcheidern im Rathauſe oder Gerichts⸗ 
gebäude. 

Die Beweisaufnahme erfolgt alſo nach der Inquiſitions⸗ 
marime, und zwar geheim. Aber auch die Verwertung der 
Beweisaufnahme bleibt im dunkeln. Denn das Ergebnis 
einer Befahrung wird vom Berichterſtatter in der Haupt⸗ 
verhandlung mit der trockenen Bemerkung abgetan: „Das 
Werk wurde befahren.“ Keiner der Berufenden weiß alſo vom 
andern, wie es mit deſſen Werk, ſeinen Naturſchätzen und 
Einrichtungen ſteht. Beim kleinſten AG. würde man es für 
eine Regelwidrigkeit halten, wollten die Ausſagen der Zeugen 
vor den Parteien geheimgehalten werden. Im Kalüprozeß 
findet niemand etwas darin. 

Hochintereſſant iſt es, die rechtliche Wirkung des Rechts⸗ 
mittels zu betrachten. Ziff. 45 der Bekanntmachung vom 9. Juli 
1910 lautet: 

„Die Berufungskommiſſion entſcheidet innerhalb der er⸗ 
hobenen Anſprüche nach freier Überzeugung.“ 

Dieſer Prozeßgrundſatz, der in allen anderen Rechtsgebieten 
im zweiten Rechtsgang volle Gültigkeit beanſprucht, iſt auf dem 
Gebiete des Kalirechts zufolge deſſen eigenartiger geſetzlicher Aus⸗ 
geſtaltung unrichtig. 

Die Frage wird brennend bei Verteilung der infolge Be⸗ 
mufung freiwerdenden Quoten. 

Angenommen, die e gelangt zur Über⸗ 
yugung, daß die Verteilungsſtelle den Werken A, B, C, D, E 
zulammen 100 Tauſendſtel zuviel zuerkannt hat, werden dann 
dieſe 100 Tauſendſtel nur denjenigen Werken F, G, H. I, K 
zugejprochen, welche Berufung gegen die Feſtſetzung der Quoten 
von A, B, C, D, E eingelegt haben? Oder müſſen die 
100 Tauſendſtel unter ſämtliche andere Kaliwerke verteilt werden, 
die nicht zu A, B, C, D, E gehören? Oder werden die 
100 Tauſendſtel unter ſämtliche überhaupt zugelaſſene Werke 
(alſo einſchließlich A bis E) verteilt? 

Die rein prozeſſuale Betrachtung der Frage müßte dazu 
führen, die erſte der drei obigen Fragen mit „Ja“ zu be⸗ 
antworten. Denn wer keine Berufung einlegt, deſſen Beteiligungs⸗ 
ziffer erwächſt in Rechtskraft, ſo wie die Verteilungsſtelle ſie 
feſtgeſetzt hat. Der alte Prozeßgrundſatz: „Judex ne procedat 
ultra petita partium“, welcher nicht nur in Zivil-, ſondern für 
die Berufungsinſtanz auch im Straf⸗ und Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren gilt, wäre damit zur Anwendung gebracht. 

Dem ſcheint auch die oben zitierte Ziff. 45 recht zu geben. 

Trotzdem iſt dieſes Ergebnis in hohem Maße un⸗ 
befriedigend, da es zur Einlegung von Berufung und zur Quoten⸗ 
jägerei förmlich auffordert. 

Wegen ihrer offenſichtlichen Unrichtigkeit wird die Anweiſung 
des Bundesrats weder von der Verteilungsſtelle noch von der 
Berufungskommiſſion beachtet. 

Der Kaliwerksbeſitzer, welcher Berufung einlegt, wird auch 
zum Nutzen der Kontingentsgemeinſchaft tätig. Die freiwerdende 
Quote zerfällt automatiſch in die Moleküle, die jedem Kali⸗ 
werksbeſitzer anteilig zuwachſen. Der Antrag des Berufenden darf 
nicht dahin lauten: dem Berufenden die freiwerdende Quote 
des Gegners zuzuſprechen. Würde er dahin lauten, ſo würde er 
als unbegründet zurückzuweiſen ſein. Andererſeits erhalten die 
nicht berufenden Werksbeſitzer auch ohne Antrag Zuwachs an der 
Beteiligungsziffer. 

In dieſem Falle hat die unrichtige Auslegung des Bundes⸗ 
rats nicht geſchadet. Leider ſteht dieſer Fall vereinzelt 
da. Ich habe in einer Denkſchrift an das Reichsamt des 
Innern dargelegt, daß keine einzige wichtige Bekanntmachung 
des Bundesrats ohne auffällige Verletzung des Kaligeſetzes 
ergangen iſt. Die Schaffung einer Reviſionsinſtanz iſt deshalb 
zur Zeit das dringendſte Bedürfnis zur Reform des Kali⸗ 
prozeſſes, auch aus dem weiteren Grunde, weil zwiſchen dem 
Vorſitzenden der Berufungskommiſſion und dem Dezernenten im 
Reichsamt des Innern Perſonalvereinigung beſteht, was für 
das Kalirecht etwa dasſelbe bedeutet, als wenn der preußiſche 
Miniſter des Innern zugleich Präſident des I. Senats beim 
Kgl. Oberverwaltungsgerichte wäre. Im Jahre 1912, bei der 
für 5 Jahre erfolgenden Quotenfeſtſetzung des Geſamtkontingents, 
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betrug der jährliche Abſatzwert eines Tauſendſtels etwa 
180000 &, der des Geſamtkontingents alfo etwa 180 Millionen, 
was bei dem jährlich 5prozentigen Anwachſen für 5 Jahre 
den Wert einer Milliarde überſchreitet. Sollten hiervon auch 
nur 10 Prozent ſtreitig geweſen ſein, ſo würde dieſer Streit⸗ 
gegenſtand doch mit den 50 & nicht überſteigenden Amts⸗ 
gerichtsprozeſſen dies gemeinſam haben, daß in jedem Falle 
nur eine kontradiktoriſche Tatſacheninſtanz gegeben war. 
Das bekannte Wort vom Mücken ſeihen und Kamele ver⸗ 
ſchlingen trifft alſo hier nur inſofern zu, als Mücken und Ka⸗ 
mele gleichermaßen verſchlungen werden. 

as Kalirecht geſtattet, wie man ſieht, noch reichliche 
Anwendung von juriſtiſchem Salze, und gerade die deutſche 
Anwaltſchaft erſcheint berufen, hier eine ſegensreiche Mitarbeit 
auszuüben. Zivil⸗ und Strafrichter kommen höchſt ſelten 
in die Lage, mit Kalirecht ſich zu befaſſen, die Anwälte bilden 
dagegen gleichſam die Fliegertruppe der Rechtswiſſenſchaft. 
Immer bereit, ſich zu neuen Höhen emporzuſchwingen, gilt von 
ihnen mehr wie von jedem andern Juriſten das alte Wort von 
der jurisprudentia, quae est scientia omnium rerum huma- 
narum atque divinarum. Freilich gilt es, ſich in die neuen 
Fragen zu vertiefen. Aber neben der Betrachtung volkswirt⸗ 
ſchaftlicher Gebilde erwecken zahlreiche bergrechtliche, beamten⸗ 
rechtliche, prozeſſuale und vor allem verwaltungsrechtliche 
Momente unſer höchſtes Intereſſe. So gut der Laie als Richter in 
allen möglichen ſtreng juriſtiſchen Fragen des bürgerlichen und 
öffentlichen Rechts bei zahlreichen Gerichtshöfen mitzuwirken 
berufen iſt, ebenſo gut und beſſer iſt der Rechtsanwalt ver⸗ 
eigenſchaftet, als Berater und Vertreter in Berg⸗, beſonders in 
Kaliſachen dem Induſtriellen beizuſtehen. Das Techniſche des 
Bergbaues in vollem Umfange zu beherrſchen, wird nicht vom 
Anwalte verlangt, das verſteht der Bergbautreibende ſelbſt. 
Aber die Grundſätze der Ausübung des Bergbaurechts und der 
Vergeſellſchaftung der Bergwerksbeſitzer anzuwenden, iſt vor 
allem Aufgabe des Anwalts. 


Das Ausgleichsverfahren 
(der Zwangsvergleich außerhalb des Konkurſes). 
Von Juſtizrat Dr. Felix Bondi, Dresden. 


Das Problem eines Zwangsvergleichs außerhalb des 
Konkursverfahrens iſt nicht neu.!) Schon im Jahre 1868 
hatte der vierte Deutſche Handelstag für eine Regelung in dieſer 
Hinſicht ſich ausgeſprochen, und zahlreiche Auslandsſtaaten 
ſitzen ein derartiges Verfahren ſeit langer Zeit und mit gutem 
Erfolge.?) Anläßlich des 25 jährigen Beſtehens des Reichs⸗ 
gerichts (1904) ſchrieb Jaeger in einem von ihm als „Rückblick 
und Ausblick“ bezeichneten Aufſatze über die Bedeutung der KO. 
(DIg. 1904, 911): 

„Vor allem empfiehlt ſich die Einführung eines 
gerichtlichen Konkursabwendungsvergleiches, der 


1) Eine ausführliche Behandlung der Frage, ob die Schaffung 
eines gerichtlichen Ausgleichsverſahrens außerhalb des Konkurſes 
wünſchenswert iſt und in welcher Form, bieten die mit reichen 
Literaturnachweiſen verſehenen Gutachten von Dr. Lieblich ⸗ Brünn 
und Juſtizrat Dr. Hugo Cahn⸗ Nürnberg, Verhandlungen des 
82. Deutſchen Juriſtentages S. 821 ff. und S. 695 ff. (Dieſer 
32. Juriſtentag war für 1914 in Ausſicht genommen, tft aber des 
Krieges halber verſchoben worden.) Aus früherer Zeit iſt beſonders 
zu nennen die von Juſtizrat Wagner in Berlin im Auſtrage des 
Vereins Berliner Kaufleute und Induſtrieller im Jahre 1904 aus⸗ 
gearbeitete Schrift: „Der Schuldnachlaß“, Grundzüge eines Geſetz⸗ 
a mit Begründung. Ferner vgl. Bovenſiepen in JW. 1915, 
1150 ff. 

2) Luxemburg: Geſetz vom 14. April 1886; Belgien: Geſetz vom 
29. Juni 1887; Frankreich: Geſetz vom 4. März 1889; Schweiz: 
Bundesgeſetz vom 11. April 1889; England: Geſetz vom 18. Auguſt 
1890; Norwegen: Geſetz vom 6. Mai 1899 (Novelle vom 2. Juni 
1906); Portugal: Geſetz vom 26. Juli 1899; Agypten: Geſetz vom 
26. März 1900; Braſilien: Geſetz vom 16. Auguſt 1902; Italien: 
Geſetz vom 24. Mai 1903; Dänemark: Geſetz vom 14. April 1905. — 
Neuerdings die letzten Ausgleichsordnungen: Oſterreich, 10. Dezember 
1914; Ungarn, 16. November 1915. 
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nach dem Vorbilde des belgiſchen Präventivakkords in 
jchlteinen Auslandsgeſetzen Herze in Italien durch 
f eſetz vom 1 ne 5 0 un 70 
eit Jahren in elskreiſen angeſtrebt wird. 
Die in den Reichsgeſetzen vom 4. Dezember 1899 und 
12. Mai 1901 vorgeſehenen Maßnahmen der Sanierung 
notleidender Unternehmungen genügen den Verkehrs⸗ 
bedürfniſſen nicht.“ 

Im Jahre 1906 legte das Reichsjuſtizamt dem Reichstage 
eine „Denkſchrift über das gerichtliche Zwangsverzleichsver⸗ 
fahren außerhalb des Konkurſes“ vor (RT. 11. LP. II. Seſſ. 
1905 / 1907, Druckſ. Nr. 596). Dieſe Denkſchrift ſprach ſich 
ne gegen die Einführung eines derartigen ahrens 
aus. So unterblieb dieſe bis jetzt, obgleich ſeitdem verſchiedentlich 
von Abgeordneten wie von gewerblichen Verbänden immer von 
neuem betont wurde, wie wünſchenswert ſie im allſeitigen 

e ſei. Namentlich hat im Jahre 1910 die Berliner 
Handelskammer auf Grund der Reichsſtatiſtik berechnet, daß 
durch Einführung eines Ausgleichsverfahrens unter Vermeidung 
der Konkurseröffnung 38 Millionen Mark jährlich erſpart werden 
könnten; dieſe Summe dürfte noch viel zu niedrig gegriffen 
ſein, denn die ungezählten wirtſchaftlichen Zuſammenbrüche, die 
nicht eimnal zum Konkursantrag, geſchweige denn zur Konkurs⸗ 


erb en, können in der Reichsſtatiſtik natürlich nicht 
a 

Durch den Weltkrieg und die durch dieſen erzeugte 
wirtſchaftliche Lage kam die Frage erneut ins Rollen. Deutſch⸗ 
land und Oſterreich ſahen ſich zur Einführung der Geſchäfts⸗ 
aufficht genötigt, und damit wurde wegen der mit Friedensſchluß 
de befürchtenden geſchäftlichen Zuſammenbrüche auch die Frage 

es Ausgleichsverfahrens wieder lebendig. Im Reichstage er⸗ 

klärte der Staatsſekretär des Reichsjuſtizamtes, daß ein Geſetz⸗ 
entwurf vorbereitet werde. In Oſterreich, das ſchon lange mit 
Vorarbeiten beſchäftigt war, erging am 10. Dezember 1914 
eine Notverordnung, ) die eine neue Konkursordnung, eine 
Ausgleichsordnung und eine Anfechtungsordnung mit Wirkung 
vom 1. Januar 1915 einführte. Ihr folgte am 16. November 
1915 mit Wirkſamkeit vom 1. Dezember 1915 die ungariſche 
Ausgleichsordnung.“) 

Unter dieſen Umſtänden iſt es ſachgemäß, daß der bei dem 
Deutſchen Anwaltverein gebildete Ausſchuß für bürger⸗ 
fh und Handelsrecht, der unter dem Vorſitze Hachenburgs 

eht und dem auch der Einſender dieſer Zeilen anzugehören die 
e hat, kürzlich mit der Frage der Neueinführung einer Aus⸗ 
Machen ſich beſchäftigt hat. Als Berichterſtatter und 
itberichterſtatter des Ausſchuſſes waren die Rechtsanwälte 
dafur Dr. Kallir in Leipzig und Juſtizrat Dr. Hinrichſen 
in Güſtrow beſtellt. Auf Grund der von dieſen Ausſchuß⸗ 
mitgliedern — namentlich von Kallir — erſtatteten Berichte 
kam der Ausſchuß in faſt allen Punkten zu einſtimmigen Be⸗ 
ſchlüſſen, die inzwiſchen als Material für die vorausſicht⸗ 
lich bevorſtehende geſetzgeberiſche Arbeit dem Reichs⸗ 
juſtizamte unterbreitet worden ſind. Die in dieſen Beſchlüſſen 
ee Leitſätze gipfeln im weſentlichen in folgendem 


a 
Um Anreiz zur Benutzung des Verf 8 zu erhöhen, 
empfiehlt es ſich, jeden Anklang an das Konkursverfahren und 
die Verweiſung auf Beſtimmungen der Konkursordnung zu 
vermeiden. s Titel des Geſetzes wird daher zugleich in Bes 
tätigung der angeſtrebten Rechtsannäherung die öſterreichiſche 
Bezeichnung Ausgleichsordnung vorgeſchlagen. 
Zweck des Geſetzes ſoll nach den zutreffenden Leitſätzen des 
Deutſchen ge ein: 

1. Die Ber der Gläubiger durch ein billiges beſchleunig⸗ 
tes ahren unter Vermeidung der Zwangs verwertung 
der Maſſe möglichſt zu verringern; 

2. dem Schuldner, ſoweit dies ohne Benachteiligung der 

7 1 möglich iſt, ſeine wirtſchaftliche Grundlage zu 
ten; 


8) Siehe über dieſe Cahn, JW. 1916 S. 697, 788, 889; 
Jaeger, L8. 1916, 105 ff., und Freiesleben, JW. 1915, 1152. 
4) Stehe über dieſe Jaeger, JW. 1916 S. 701, 786. 
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3. Schädigungen des lauteren Handels durch enaus⸗ 
verkäufe zu Schleuderpreiſen vorzubeugen. Dei 

Aus dieſen Zwecken ergeben ſich nachſtehende Folgerungen, 
die den Grundzug bei der Ausgeſtaltung des Verfahrens zu 
bilden haben: 

1. Das bloße Vorhandenſein des Geſetzes mit der Möglich⸗ 
keit, Vergleichsſtörer . überftimmen, wird Wise den 
außergerichtt en Vergleichen geneigter machen und fo 
deren Durchführbarkeit erleichtern. 

2. Das Verfahren muß dem Schuldner einen Anreiz gegen 
das Herabwirtſchaften ſeines Vermögens bieten. 

3. Das Verfahren ſoll keinen abgeſchwächten Konkurs, keinen 
beſchleunigten Konkurszwangsvergleich darſtellen, ſondern 
ſich möglichſt an die Durchführung außergerichtlicher Ver⸗ 
gleiche anſchließen und nur diejenige Gewähr bieten, die 
zum Schutze der Gläubiger wegen des Ausſchluſſes der 
Einzelverfolgungen und zum Schutze der Minderheit wegen 
der Überſtimmung erforderlich iſt. 

4. he der allgemeinen wirtſchaftlichen Not muß das 

erfahren nicht bloß den unter Gefchäftsaufficht Befind- 
lichen und den Kriegsteilnehmern, 90 ern allen 
mit Ausnahme der . aften, zugänglich fen. 
Doch empfiehlt es ſich, für die Kriegsteilnehmer beſondere 
Erleichterungen einzuführen. 

Aus dieſen allgemeinen Grundzügen ergeben ſich für das 
zu erlaſſende Geſetz folgende Hauptrichtlinien: 

1. Die Mitwirkung des Gerichts iſt zwar nicht zu 
entbehren, aber, um das ahren den außergerichtlichen Ver⸗ 
gleichen möglichſt nahe zu bringen und eine Belaſtung der Ge⸗ 
richte zu vermeiden, in tunlichſt geringem Maße in Anſpruch 
zu nehmen. Die Tätigkeit des Gerichts iſt erforderlich: 

a) für die Eröffnung des Verfahrens, Prüfung der Vor⸗ 
ausſetzungen, amtliche llung des für Anfechtungen 

5 für a = i 5 n 5 glei an Zeitpunktes; 

ie Beſtätigung des Ausgleichs zum gegen 
gung gleichs 3 u He 


unlautere Handlungen und zum Schutze d 
bei zweifelhaften Abſtimmumgsergebniſſen : 
c) als Aufſichtsbehörde. 


Alle übrigen Geſchäfte, Ladung der Fer Leitung 
der Gläubigerverſammlung, Feſtſtellung des Stimmrechtes, 
Prüfung des Vermögensſtandes und des N 
Durchführung des Verfahrens können dem als rauensmann 
zu 1 Rechtsanwalt übertragen werden. Die Rechts⸗ 
anwälte find mit dieſen Geſchäften aus ihrer Praxis in außer 
gerichtlichen Vergleichen und in Konkurſen vertraut. Insbeſondere 
werden ſie 13 zur Feſtſtellung des Stimmrechtes eignen, da 
auch in Konkurſen bei vorläufiger Feſtſtellung des Stimmrechts, 
beiſpielweiſe in Wahlverſammlungen, für das Konkursgericht 
die Anſicht des Konkursverwalters maßgebend zu ſein pflegt. 
Feſtzuhalten iſt aber an dem Erfordernis, daß der Vertrauens⸗ 
mann eine mit Rechtskenntniſſen ausgeſtattete, zum Richteramt 
feln unt 95 einer Diſziplinarinſtanz unterſtehende Perſönlichkeit 
ein muß.“ 


2. Die Offentlichkeit des Verfahrens iſt entbehrlich 
und grundſätzlich zu vermeiden, um dem Schuldner einen 
Anreiz zu bieten und das 5 dem außergerichtlichen 
Vergleiche nahezubringen. Die Veröffentlichung durch das 
Gericht hat aber zu erfolgen auf Antrag 

a) des Schuldners, 
b) des Vertrauensmannes. Der Vertrauensmann ſoll fe 
beantragen, wenn dies im Intereſſe der Gläubiger liegt, 


8) Der Ausſchuß hat alſo aus den elegten ſehr triftigen 
Gründen beſchloſſen, dem Reichsjuſtizamte en lagen, daß in allen 
Fällen ein Rechtsanwalt als Vertrauensmann beſtellt werden mäfle 
Dagegen war der Ausſchuß nach reiflicher Erwägung nicht in der 
Lage, den in JW. 1916, 900 ff. behandelten Beſtrebungen, die auf 
eine Ausgeſtaltung des Ausgleichs verfahrens en jegliche Nit⸗ 
wirkung des Gerichts hinzielen, ſich anzuſchließen, weil nach 
feiner Meinung für die oben unter a bis c bezeichneten Tätigkeiten 
eine unparteiiſche, autoritative Stelle, deren Unparteilichkeit von allen 
Gläubigern unbedingt anerkannt werden muß, nicht zu entbehren iſt. 
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ee e wenn keine ordnungsmäßige are 
ift oder der Schuldner verbotswidrig Rechts⸗ 
15 8 k d 
uß der ichkeit hat zur Folge, a 
Vergleich nur diejenigen Gläubiger berührt, die zu dem 
zugezogen wurden. 
3. Zur Sicherung des Schuldnervermögens iſt 
dderlich : £ 2 
a) Die notwendige Einſetzung eines VBertrauendmannes 
und die zuz aſſende eines ehrenamtlichen Gläubiger⸗ 
beirats. Zum Schutze der Minderheit bei den Wahlen 
= Gläubigerbeirat empfiehlt ſich im Anſchluß an 8 88* 
5 iſchen Konkursordnung die Aufnahme fol⸗ 
Beſtimmung: 
9 die mit ihrem Wahlvorſchlage in der 
Minderheit geblieben find und deren Forderungen 
wenigſtens ein Viertel des Geſamtbetrags der den an⸗ 
weſenden Gläubigern zuſtehenden n en betragen, 
können verlangen, daß neben den Gewählten eine von 
5 namhaft gemachte Perſon als Mitglied und eine 
s deſſen Erſatzmann in den Gläubigerbeirat auf⸗ 
5 werden.“ 


d) Die Beſchränkung des Schuldners in der Ver⸗ 
fagungsfähigkeit als Ausgleich für den Ausſchluß der 
lverfolgungen der Gläubiger. Der Schuldner bedarf 
äußerungen von Beſtandteilen ſeines Vermögens 
= ur Eingehung von Verbindlichkeiten der Zuſtimmung 
des Vertrauensmannes. Dieſe kann allgemein oder für 
beſondere Fälle oder für beſchränkte Gebiete erteilt werden. 
Der Vertrauensmann hat die Befugnis, das en a 
des 5 in eigene Verwaltun 1 e ve 
Schuldner kann die Verfügungsbe 9 ur 
Sicherheitsleiſtung abwenden. ber dieſen Antrag ent⸗ 
ſcheidet das Gericht nach freiem Ermeſſen unanfechtbar. 


4. Die Feſtſtellung der Schuldenmaſſe (Forderungs⸗ 


prüfung) hat nur behufs Feſtſtellung der Stimmrechte 
folgen. In dieſer Beziehung bietet die öſterreichiſche 955 Teiche auch 
3 deren Berückſichtigung in vieler re) 


ordnun 
empfeh wert erſchei 

5. Das Ausſchu chten behandelt weiter die Frage, ob 
für den Ausgleich au ter (eine 5 


geſetzlich fe igel werden ſoll, wie dies verſchiedene Auslands⸗ 
Fes vorſehen.“) Man iſt nach reiflicher Mberlegung zu dem 
Ergebniſſe gelangt, os dies ſich nicht empfiehlt, un & ar nn 
ae! iedenartigkeit der Fälle und wegen der Gefahr, da 

rk iche Mi 2 Regel werden könnte. Wohl aber 

lt ſich, um den Schuldner vor einem 5 
ſeines Vermögens zu warnen, die Staffel 7 8 es 

oten 


Salter nach der Höhe der 1 5 
quote.) Beſondere „ meiſt er leichternder rt 
Falle in a on e. 8. Sg für Kriegsteilnehmer, ferner für ſolche 


Schuldner nicht einen beſtimmten Prozentſatz 


. Bene 5 das anze Ergebnis, das bei Liquidation ſeines 
Gesch tel ſich herausſtellen wird. 

6. Im Gegenſatze zur Konkurseröffnung ſoll mit dem Aus⸗ 
gleichsverf einerlei „ für den Schuldner 
verbunden ſein. g nee 9 den in Konkurs ges 
satenen Schuldner beiſpielsweiſe bunſchrich des aktiven 15 

Wahlrechtes, des Börſenbeſuches, der Verwaltung des 

si von 85 N an Mündel; ati die 
öffnung des Konkurſes zum gen eines Geſellſchafters reg 
mäßi 902 Grund zur Kuftöfung der bar 

3 ewicht ift endlich nach den Leitſätzen des Aus⸗ 


Hefe des chen Anwaltvereins auf größtmögliche 
g. Ae a und Billigkeit des Verfahrens zu 
en. i önnen die ſchweſterlichen Vor⸗ 


ae Hinſicht 
chen und der ungariſchen Ausgleichsordnung 


© 8. B. Oſterreich 25 Prozent, Italien 40 Prozent. 
5) Ahnlich zahlreiche Auslandsſtaaten, z. B. Braſilien, Däne⸗ 
mark, Norwegen und Portugal. 
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in mancher Beziehung als Muſter dienen. Überhaupt dürfte 
eine Anlehnung an die dortige Geſetzgebung, ſoweit nicht wichtige 
Gründe Abweichungen rechtfertigen, ſich als zweckmäßig erweiſen. 

Zu Pfingſten haben die Waffenbrüderlichen Vereinigungen 
Deutſchlands, Oſterreichs und Ungarns in Budapeſt getagt, und 
es iſt dabei von den angeſehenſten Juriſten der drei Staaten 
mit Nachdruck betont worden, wie angezeigt und erwünſcht eine 
möglichſte Annäherung zwiſchen ihnen auf dem Boden der Rechts⸗ 
pflege ſei. Möge die zu erhoffende deutſche Ausgleichsordnung 
als erſte Frucht aus dieſen Beſtrebungen hervorgehen! Die 
deutſche Geſchäftswelt darf ſie mit Freuden begrüßen, denn 
durch ihre Einführung werden ihr unzählbare Millionen an 
Konkursverluſten und unproduktiven Konkurskoſten gerettet 
werden. 


Die neue Auflage von Jaegers Konkursordnung. 
Kritiſche Betrachtungen vom Standpunkte der ſoziolsgiſchen Rechts ⸗ 


ſindungsmethsbe. 
Von Rechtsanwalt Dr. James Breit, Dresden. 
I. 

Mitten im Weltkrieg erſcheint die neue Auflage eines der 
umfaſſendſten Werke Beutige Nechtswiſſenſchaft. Zudem eines 
Werkes, deſſen letzte Auflage erſt im letzten Friedensj Me 
geſchloffen war. * Nicht alſo deshalb war die neue Bear 
5 2 die iv 5 een wäre. Sie Dar 


einen aa af die un ewöhaliche 8 . 
des Jaegerſchen 5 entars 5 bie ne und 
nen der 


überhaupt auf keinem ae Rechtsgebiete ein a Kom⸗ 
mentar eine derartig Überragende Dedeutung erlangt hat wie 
der Jaegerſche im Bereiche des Konkursrethtes Naser ii iſt 
heute der Kommentator der deutſchen felt fahren 


das Werk 1 Hochſchullehrers, der ſelbſt j * 
und d und 
Wunsche der der 1 3 Leibe 8 


eine ſolche Stellung erringen. Und nur ein ſoiches 
konnte wiederum ſo befruchtend auf die Praxis zurückwirken, 
wie dies unſtreitig bei dem ann Kommentar der Fall 1 


So bedarf es denn nicht erſt beſonderer daß au 
die neue Auflage alle rühmlichſt bekannten Vorzüge der 
Auflagen in verſtärktem Moa e . hebe nur die 


vorbildliche Klarheit der t zu ende 
1 in der Stoffſanmlung har die ftändige Fühlung 
er Praxis hervor. 


weite Band iſt gegenüber der früheren Auflage 
nur — entlich verändert worden. Von 8 137 an ſtimmt 
*) 9 Rommentar zur Konkursordnung und den Gin 
führungsgeſetzen. Mit einem Anhang, das Anfechtungs⸗ 
geſetz, Auszüge aus den Koſtengeſetzen, Ausführungsgeſetze und Ge 
ſchäftsordnungen. Von Dr. Ernſt Jaeger, air ber 
zu Leipzig. Fünſte neubearbeitete ee 


ar 
1916. nn Band, Berlin 1914. J. 


handlung, G 

19 5 nur auf die ausführlichen Beſprechungen von 

Gerland, KrISchr. 46, 29, und von Biermann, Buſchsg. 

84, 517, ferner auf Eceius in Gruchots Beitr. 44, 774; 46, 440, 
136 * 
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er ſogar vollſtändig mit der früheren Auflage überein.“) Der 
erſte Band dagegen hat, wie auch das Vorwort beſonders 
hervorhebt, tiefgreifende Umgeſtaltungen und Ergänzungen er⸗ 
fahren, die ſich regelmäßig auch als Verbeſſerungen dar⸗ 
ſtellen. Daher iſt auch der Umfang erheblich erweitert. Un⸗ 
ſchwer läßt ſich vorausſagen, daß das Werk auch in ſeinem 
neuen Gewande die führende Stellung unter den Kommentaren 
zur KO. beibehalten wird. 


II. 

Einem Werke von der außerordentlichen Bedeutung des 
Jaegerſchen Kommentars wird nun aber der Berichterſtatter mit 
einer Kritik gewiß nicht gerecht, deren Inhalt ſich auf den 
Ausſpruch der landläufigen Wahrheit „Unentbehrlich für jeden 
Richter und Anwalt“ reduzieren läßt. Sagt ſie doch gerade 
dem Leſer dieſer Zeitſchrift nichts, was er nicht aus eigener 
Wiſſenſchaft ſchon längſt wüßte. 

Umgekehrt dürfte aber auch derjenige Kritiker ſeine Auf⸗ 
abe verkennen, der nach der üblichen Methode ausführlicher 

eſprechungen juriſtiſcher Bücher „aus dem reichhaltigen In⸗ 

halte des Werkes“ ganz willkürlich einzelne Punkte heraus⸗ 
griffe, um dem Leſer mitzuteilen, er ſei aus den oder jenen 
Gründen perſönlich anderer Anſicht. Darin liegt ein Mißbrauch 
der Kritikerrechte. “) 


2) Dies deshalb, weil ſich bereits während des Druckes des 
zweiten Bandes der vorigen Auflage herausgeſtellt hatte, daß dieſe 
Auflage vergriffen war. Dadurch erklärt ſich, daß der erſte Band 
der Neuauflage die Jahreszahl 1916, der zweite Band dagegen die 
Jahreszahl 1914 trägt. Der erſte Band berückſichtigt Literatur und 
Rechtſprechung bis zum Frühjahr 1916, der zweite Band nur bis 
Weihnachten 1913. Ein Nachtrag, der den zweiten Band ergänzt, 
iſt dem erſten Bande beigefügt. 

28) Namentlich dann, wenn der Berichterſtatter fich bereits durch 

eigene Veröffentlichungen präjudiziert hat, und nun die günſtige 
Gelegenheit benutzt, um in ſeiner Kritik dem wehrloſen Autor zu re⸗ 
lizieren. Auf der anderen Seite gebe ich gern zu, daß es nicht 
mmer ganz leicht iſt, dieſer Verſuchung zu widerſtehen. Wenn z. B. 
Jaeger zu 8 23 Anm. 18 gegen meine Ausführungen 89 RN. 64, 512 
ausführt, es laſſe ſich nicht leugnen, daß die einen Scheck des 
Gemeinſchuldners einlöſende Bank ihre Verbindlichkeit gegenüber dem 
Gemeinſchuldner mindere, und nicht etwa nur eine aufrechenbare 
Gegenforderung erwerbe, ſo möchte ich gern erwidern, daß dieſe 
Anſicht meines Erachtens auf einer Verkennung der wirtſchaftlichen 
Grundlagen des Scheckverkehrs beruht. Der Bankier will nicht ſeine 
etwaige Verbindlichkeit zur Rückzahlung der bei ihm ſtehenden 
Guthaben des Kunden erfüllen, wenn er den Scheck durch Zahlung 
oder durch Verrechnung einlöſt, oder den auf ihn domizilierten Wechſel 
bezahlt oder Hypothekenzinſen für Rechnung des Kunden abführt uſw. uf. 
Schon die 55 Form, in der ſich das Verhältnis abſpielt — Konto⸗ 
korrent! —, ſpricht gegen dieſe Auffaſſung. Es herrſcht doch voll⸗ 
kommene Einmütigkeit in Literatur und Rechtſprechung, daß das 
Weſen des Kontokorrents — richtiger: eines Geſchäftsverkehrs, der 
ſich in der Rechtsform des Kontokorrents abſpielt — eben darin 
liegt, daß Forderungen und Gegenforderungen entſtehen und die Ver⸗ 
rechnung und Tilgung erſt durch die Saldierung geſchieht. Bis 
zu dieſem Zeitpunkte ſtehen die einzelnen Poſten des Kontokorrents 
offen einander gegenüber. Vor allem aber liegt der Fehler Jaegers 
darin, daß er die wirtſchaftliche Seite des zwiſchen dem Kunden 
und dem Bankier beſtehenden Verhältniſſes ignoriert, das einen 
Vertrag auf Beſorgung der Zahlungsgeſchäfte darſtellt, und 
daß er ſtatt deſſen von der formalen Seite des Schecks als einer 
Anweiſung ausgeht. Die Rechtslage iſt im Grunde genommen 
keine andere, als wenn ein Bauer den Viehkommiſſionär, gegen 
den er noch Anſprüche aus früheren Geſchäften hat, beauftragt, 
ihm für ſeine Rechnung Vieh zu kaufen. Wenn der Viehkommiſſionär 
dieſem Auftrage nachkommt und den Verkäufer aus dem Gut⸗ 
haben des Bauern bezahlt, ſo erwirbt er Gegenforderungen 
aus dem Geſchäftsbeſorgungsvertrage und erfüllt nicht unmittelbar ſeine 
Schuld. Nur dieſe Auffaffung entſpricht dem Parteiwillen. Der 
Kommiſſionär ſchreibt dem Bauer nicht: „Ich ſchulde Dir 1000 &, 
hiervon habe ich 850 & zurückgezahlt, und zwar auf Deine Ans 
weiſung hin an X.“, ſondern er ſchreibt ihm: „Ich ſchulde Dir 1000 & 
und Du ſchuldeſt mir 850 &.; folglich erhältſt Du noch 150 &.“ 
Inſoweit iſt der Wille des Geſchäftsbeſorgers der gleiche, ob er durch 
Vorſchüſſe gedeckt iſt, oder ob er kreditiert Träte nach geltendem 
Recht die Aufrechnung ipso jure ein, ſo würden Erwerb der Gegen⸗ 
forderung und Minderung der Verbindlichkeit zuſammenfallen. Da 
aber nicht ipso iure kompenſiert wird, ſo kann eine Zahlung durch den 


Wohl aber erſcheint es berechtigt, ein Werk, das 
einen ſo ungewöhnlichen und geradezu ausſchlag⸗ 
gebenden Einfluß auf die geſamte gerichtliche Praxis 
und daneben auch auf die wiſſenſchaftliche Behand⸗ 
lung eines großen Rechtsgebietes ausübt, einer Kritik 
nach der Richtung zu unterziehen, inwieweit in ihm 
die Vertreter der ſoziologiſchen Rechtsfindungs— 
methode — oder wenn man will, der Freirechtsſchule 
— ihre Forderungen verwirklicht finden. 


Wird doch kaum ein deutſcher Richter vor der Entſcheidung 
einer ſchwierigeren Frage aus dem Gebiete des Konkursrechts 
ſich nicht darüber vergewiſſern, welche Anſicht Jaeger ver⸗ 
tritt. Und Jaegers Auffaſſung wird regelmäßig auch dann, 
wenn ſie nicht durch Präjudizien geſtützt wird, und ſelbſt dann, 
wenn ſie ihm anfechtbar erſcheinen mag, einen ſtarken Einfluß 
auf ſeine Sntjetiebung ausüben. Genießt doch überhaupt 
jeder einigermaßen dickleibige Kommentar Autoritätsglauben.“) 
— Ebenſo unzweifelhaft iſt es, daß auf abſehbare Zeit für 
jede wiſſenſchaftliche Behandlung konkursrechtlicher 
Fragen Jaegers Kommentar die Grundlage und den Aus⸗ 
gangspunkt bilden wird. Und endlich wird ihm auch für dw 
geſetzgeberiſche Tätigkeit auf dem Gebiete des Konkursrechte 
eine große Bedeutung beizumeſſen fein. Wir ſtehen ja un 
mittelbar vor der geſetzlichen Regelung des außergerichtlichen 
Zwang vergleiche, — 

an erkennt, daß die tatſächliche Bedeutung des Jaeger⸗ 
ſchen Kommentars denn doch weit über die Aufgabe hinausgeht, 
die Nußbaum in ſeiner neueſten ausgezeichneten Abhandlung 
über „Theoreme und Wirklichkeit in den allgemeinen Lehren 
des bürgerlichen Rechts“ einem Kommentar im allgemeinen zu⸗ 
ſchreibt, nämlich „den Praktiker über Geſetz, Rechtſprechung und 
die wichtigſte Literatur ſchnell und überſichtlich zu unterrichten“) 

Im übrigen dürfte ſich aber auch die Aufgabe eines 
führenden Kommentars in dieſen untergeordneten Funktionen 
nicht erſchöpfen. Er ſoll vielmehr gerade dem Richter in erſter 
Linie Wegweiſer bei der Fällung eines gerechten und weiſen 
Spruches fein. Er ſoll ihm über Fragen Auskunft geben, übe 
die Geſetz, Rechtſprechung und Literatur ſchweigen. Er ſoll ihn 
warnen, einer Rechtſprechung zu folgen, die zur offenſichtlichen 
Unrechtſprechung führt. Und er ſoll auf der anderen Seite ihn 
auch davor bewahren, aus bloßer Beſſerwiſſerei gegenüber einer 
ſtändigen Rechtſprechung ſeine eigenen Wege zu gehen und 
dadurch die Rechtsſicherheit unnötig zu gefährden. Endlich aber 
ſoll der Kommentar, deſſen Grundlage ja ſchließlich immer die 
Praxis der Gerichte bilden wird, auch der Wiſſenſchaft ein Halt 
zurufen, wenn ſie durch unfruchtbare Spekulationen und Nicht⸗ 
beachtung der Bedürfniſſe der Praxis vom rechten Pfade ablommt 
und Gefahr läuft, ſich in wertloſe Theorien und Konſtruktionen 
zu verlieren. 

Nun wird man ohne Übertreibung ſagen dürfen, daß von 
allen Kommentaren zu einem Verfahrensgeſetz Jaeger ſich dem 
Ideal eines auf moderner Methode aufgebauten Kommentars 
am meiſten nähert. Durchweg wird insbeſondere auf die 
praktiſche Brauchbarkeit der Ergebniſſe entſcheidendes Gewicht 
gelegt. In ſehr zahlreichen Fällen lehnt Jaeger ſcheinbare 
Folgerungen aus Oberſätzen deshalb ab, weil ſie offenbar un⸗ 
billig, weil ſie für die Praxis unannehmbar ſind, weil ſie un⸗ 
befriedigend erſcheinen uſw. uſw. Überall herrſcht das offenbare 
Beſtreben, den Anforderungen der modernen Rechtsſchule 


Geſchäftsbeſorger immer nur entweder Minderung der Verbindlich 
keit, d. h. Erfüllung der Rückzahlungspflicht, oder Begründung einer 
Gegenforderung aus Geſchäftsbeſorgung darſtellen, niemals aber beides 
zuſammen. Im übrigen habe ich ja an der angeführten Stelle dat 
gelegt, daß der praktiſche Unterſchied ſehr gering iſt, weil der Bankiet 
ſich natürlich immer, ſolange er gutgläubig iſt, aus dem Guthaben 
befriedigen kann. 


) Vgl Gmelin, Quousque, S. 11. 


4) Arch BürgR. 42, 40. Was Nußbaum hier über die Mängel 
der üblichen juriftifhen Lehrbücher ſagt, kann nicht bäufig genug 
wiederholt werden. Ich verweiſe auch auf die treffliche Abhandlung 
Nußbaums über die Rechtstatſachenforſchung (Tübingen 1914, vgl. 
hierzu JW. 1915, 808), deren Kenntnis für die Verfaſſer juriſtiſcher 
Lehrbücher obligatoriſch ſein ſollte. 
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möglichſt gerecht zu werden. Immerhin bleibt aber doch 
noch mancherlei zu wünſchen übrig. 

Ich greife zunächſt die Erörterungen einiger praktiſch 
wichtigen Fragen des materiellen Konkursrechts heraus. 

a) Ich vermiſſe bisweilen die wünſchenswerte 
Freiheit gegenüber dem Geſetzestexte. Als Beiſpiel ſei 
Jaegers Stellung zu der bekannten Streitfrage erwähnt, ob der 
vertragsmäßige Verzicht auf die Aufrechnung auch die 
Aufrechnung im Konkurſoausſchließt. Die Faſſung des 853 
ſpricht ſcheinbar für Bejahung der Frage. Jaeger iſt denn auch für 
grundſätzliche Bejahung ($ 53 Anm. 13). Das von Jaeger für 
dieſe ſeine Anſicht angeführte Urteil des RG. vom 5. April 1905, 
NG. 60, 356, beſagt in Wahrheit das Gegenteil. Der übliche 
Verzicht auf Aufrechnung, wie er z. B. in den Hausbeſitzer⸗ 
verträgen ſich für die Verpflichtung des Mieters zur Zahlung 
des Mietzinſes ausnahmslos findet, bezweckt nur, dem Vermieter, 
der ja doch ſeinerſeits wiederum aus den Früchten des Hauſes 
die Hypothekenzinſen zu bezahlen hat, die Sicherheit zu ver⸗ 
ſchaffen, daß er auch wirklich an den Fälligkeitstagen unbedingt 
in den Beſitz des Mietzinſes gelangt. Keinesfalls entſpricht es 
aber dem Willen der Parteien, daß der Mieter dann, wenn 
der Vermieter in Konkurs gerät, und daher der Zweck, der mit 
dem Aufrechnungsverzicht verfolgt wird, ohnehin hinfällig ge⸗ 
worden iſt, eben durch den Verzicht eine empfindliche Schädigung 
erleidet. Mit Recht ſagt das RG. in dem erwähnten Er⸗ 

kenntiſſe, es ſei zu berückſichtigen, „daß die Kontrahenten 
bäufig den Fall des Konkurſes bei derartigen Vereinbarungen 
ncht“) in Betracht ziehen, und daß dieſer Fall eine fo weſentliche 
Veränderung der zur Zeit der Vereinbarung beſtehenden, für 
dieſe in der Regel maßgeblichen Verhältniſſe herbeizuführen 
pflegt, daß eine genaue ng der Frage geboten erfcheint, 
ob die Kontrahenten nicht die Vereinbarung für diefen Fall, 
wenn ſie ihn bedacht hätten, ausgeſchloſſen haben würden, und 
ob ſie daher nicht nach Treu und Glauben für dieſen Fall als 
ausgeſchloſſen zu gelten hat. Letzteres wird in der Regel 
dann zutreffen, wenn der Verzicht auf die Aufrechnung 
abſtrakt, ohne Rückſicht auf eine bereits beſtehende Gegen⸗ 
forderung, 3 B. um die prozeſſuale Geltendmachung der 
Forderung, der gegenüber auf Aufrechnung verzichtet wird, zu 
erleichtern, ausgeſprochen iſt.““) 

b) Ein Fall von Kryptoſoziologie findet ſich z. B. in der 
Erläuterung zu 8 26 Anm. 6. Dort iſt die praktiſch ſehr wichtige 
Frage erörtert, ob der Verkäufer, der auf Kredit verkauft 
und übereignet hat, den Kaufvertrag und die Übers 
eignung der Ware wegen Irrtums oder Täuſchung über 
die Kreditwürdigkeit des Käufers in dem nachfolgenden 
Käuferkonkurſe gemäß 88 119, 123 BGB. mit der Folge 
dinglicher Rückwirkung anfechten und alsdann Aus» 
ſonderung der noch vorhandenen Ware verlangen darf. 
Das NG. bejaht dieſe Frage bekanntlich. In der vorigen Auflage 
hatte ſich Jaeger noch bedingungslos dem RG. angeſchloſſen und 
ausdrücklich ausgeſprochen, es könne die Vorſchrift des 8 26 „dem 
anfechtenden Vertragsgenoſſen des Gemeinſchuldners nicht ent⸗ 
gegengehalten werden, weil der Anfechtende ſein Rückgabe⸗ 
begehren nicht auf die im Satz ! (des § 26) vorausgeſetzte, infolge 
der Eröffnung des Konkursverfahrens eintretende Rechts⸗ 
änderung, ſondern auf den von dieſem Konkurſe völlig unab⸗ 
hängigen Anfechtungsgrund ſtütze“. Ich ſelbſt habe einmal bei 
Erörterung der Frage in LZ. 1914, 1705 gegenüber Marquardt“) 
mich auf den gleichen Standpunkt geſtellt. Jetzt dagegen be⸗ 
hauptet Jaeger mir gegenüber, der Hinweis auf den § 26 läßt 
ſich keineswegs durch den Einwurf abtun, „die Vorſchrift ſetze 
eine infolge der Konkurseröffnung eintretende Auf 


5) Richtiger wäre wohl ſtatt „häufig — nicht“ geſagt „ſaſt 
niemals“. 

6) Der Mieter, der die Verzichtsklauſel unterzeichnet, ſpricht 
damit wohl immer einen „abſtrakten“ Verzicht aus, alſo einen ſolchen, 
der nach Anſicht des RG. die Aufrechnung im Konkurſe des Vermieters 
nicht hindert. Der Fall, daß der Verzicht auf die Aufrechnung fich 
auf bereits beſtehende Gegenforderungen bezieht, wird in der Praxis 
verhältnismäßig ſelten auftreten. 


7) 28. 1914, 824. 
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hebung des Rechtsverhältniſſes voraus“. Nun wäre durchaus 
zu rg geweſen, wenn Jaeger ſcharf gegen die Rechtſprechung 
des RG. Stellung genommen hätte. Er ſtimmt mir ja auch zu, 
daß ſie dem Rechtsempfinden des kaufmänniſchen Verkehrs wider⸗ 
ſtreite. Es iſt und bleibt doch offenbar ein Unding, daß die⸗ 
jenigen Lieferanten ſich mit der Quote begnügen müſſen, die zur 
Zeit geliefert haben, als der Käufer noch ſolvent war, daß da⸗ 
gegen diejenigen Lieferanten, die dem bereits zuſammengebrochenen 

ridar kreditiert haben, ihre Waren ausſondern können. Da⸗ 
durch beſteht die Gefahr, daß die ganze Maſſe ſich allmählich 
durch Ausſonderungen verflüchtet. Ich ſelbſt hatte mich feiner 
55 gegen Marquardt nicht etwa deshalb gewendet, weil ich 
ie Auffaſſung des RG. im Ergebniſſe billigte, ſondern 
deshalb, weil ich den Marquardtſchen Verſuch, die Unrichtigkeit 
durch Zitate von Paragraphen nachzuweiſen, für verfehlt 
erachte. Wie wenig mit § 26 anzufangen iſt, beweiſt ja doch 
nichts beſſer, als der Umſtand, daß Jaeger jahrelang auf Grund 
unbefangener Auffaſſung dieſe Vorſchrift eben auch für unan⸗ 
wendbar erachtet hat. Es wäre zu wünſchen, wenn Jaeger 
in der nächſten Auflage ohne Anführung von Paragraphen 
der Rechtſprechung des RG. mit rein wirtſchaftlichen Er⸗ 
wägungen entgegentreten und ſich nicht mehr auf die Be⸗ 
merkung beſchränken würde, daß die Verbeſſerung des Geſetzes 
dringend erwünſcht ſei. Der Fehler liegt hier wahrlich nicht im 
Geſetz, ſondern in der Anwendung und der Auslegung! Er 
liegt in der Überfpannung des Begriffs der Rückwirkung ($ 142 
BGB.). Und wenn Jaeger rät, bis zu einer Geſetzesänderung 
in der Anwendung des $ 119 BGB. „die äußerſte Zurück⸗ 
haltung“ zu üben, ſo erſcheint dieſer Rat als eine Halbheit. 
Entweder iſt Anfechtung mit rückwirkender Kraft auch nach Aus⸗ 
bruch des Konkurſes in allen Fällen möglich, in denen ſie zu⸗ 
läſſig ſein würde, wenn der Käufer nicht in Konkurs verfallen 
wäre, oder ſie iſt nach Ausbruch des Konkurſes überhaupt nicht 
mehr denkbar. Der Kompromiß der äußerſten Zurück⸗ 
haltung, d. h. doch nichts anderes als die Anwendung nur 
in Ausnahmefällen, ſcheint mir jeder Grundlage zu ent⸗ 
behren. 

c) Iſt es vom ſoziologiſchen Rechtsſtandpunkte aus für 
die ſoeben erörterte Frage zu bedauern, daß Jaeger nicht mit 
ſeiner ganzen Autorität gegen die Judikatur des RG. auf⸗ 
getreten iſt, ſo halte ich umgekehrt in einer anderen, gleichfalls 
praktiſch ſehr weſentlichen Frage von demſelben Rechtsſtand⸗ 
punkte aus ſeine Polemik gegen die feſte Rechtſprechung des 
RG. für bedenklich. Es handelt um die gerechte Ent⸗ 
ſcheidung des Intereſſenkonfliktes zwiſchen den Konkurs⸗ 
gläubigern und Hypothekariern, alſo um den Fall, daß 
der Konkursverwalter Zubehör des belaſteten Grund— 
ſtückes löſt und im Intereſſe der Maſſe verwertet 
($ 4 Anm. 5). Die Rechtſprechung der oberſten Gerichte hat 
ſich bekanntlich unter Führung des RG. einmütig zu der Auf⸗ 
faſſung durchgerungen, daß der Verwalter die Maſſe nicht auf 
Koſten der Abſonderungsberechtigten vermehren darf. Jaeger 
zitiert RG. 69, 85; IW. 1908, 561%; 23. 1912, 696; 
1915, 707 Nr. 14; OLG. München, Seuff Arch. 63 Nr. 194, 
71, 76 ulm. Die maßgebliche Literatur teilt dieſe Auffaſſung.“) 
Jaeger bekämpft ſie. Er lehrt: die Erſtreckung der Grundſtücks⸗ 
haftung auf die bewegliche Sache bilde eine Beſonderheit, die 
ſich nur ſo lange rechtfertige, als das Zubehörverhältnis beſteht; 
wenn dieſes Verhältnis vor der Beſchlagnahme zugunſten des 
Gläubigers erliſcht, ſo ende ſchon damit die Mithaftung der 
Fahrnis; zu Unrecht verwehre dieſe Praxis es dem Konkurs- 
verwalter, entgegen 8 6 KO. das dem Maſſeſubjekt 
zuſtehende Mithaftungsrecht auszuüben. Demgegenüber 
möchte ich auf die ausgezeichnete, von durchſchlagenden wirt⸗ 
ſchaftlichen Erwägungen getragene Begründung des Reichs⸗ 

erichtsurteils vom 17. Juni 1908, RG. 69, 85 ff., verweiſen. 

it vollem Recht führt in dieſem grundlegenden Erkenntnis 
der oberſte Gerichtshof aus, daß dem Eigentümer im Intereſſe 
ſeiner Wirtſchaftsführung, um ihn in dem wirtſchaftlichen 
Intereſſenkampfe nicht zu ſehr einzuengen, das Recht verliehen 
ſei, einzelne der verhafteten Gegenſtände zu Geld zu machen 


8) Ich erwähne nur Kohler in Holzend. Encykl. 3, 383 Anm. 1. 
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und der Haftung für die Hypotheken zu entziehen, in; aber 
mit der Eröffnung des Konkursverfahrens der wirtſchaft⸗ 
liche Kampf für den 5 Ende ſei; was nun 
folge, dient nur den Zwecken des Konkursverſahrens. Ich 
ſollte meinen, dieſe Begründung wäre überzeugend. Jaeger 
dagegen will von der Grundlage ſeiner Konſtruktion aus, wo⸗ 
nach der Konkursverwalter Stellvertreter des Gemeinſchuldners 
iſt — ich komme alsbald noch näher darauf zu ſprechen —, 
dem Verwalter ohne Rückſicht auf die totale Veränderung der 
wirtſchaftlichen Geſtaltung, die der Konkurs zur Folge hat, die 
Löſungsbefugnis mit der gleichen Enthaftungswirkung zuzuge⸗ 
ſtehen wie dem Gemeinſchuldner. Das iſt Konſtruktionsjurispruden 
vom reinſten Waſſer. Die Stellung Jaegers in bieler Frage i 
um ſo auffälliger, als er ſelbſt es für zweifelhaft erachtet, ob 
die Löſungsbefugnis des 8 1121 überhaupt de lege ferenda 
zu billigen ſei. Iſt es aber dann nicht erfreulich, wenn das 

eine verſehlte Geſetzesnorm einengend anwendet und 
wenigſtens unter den anormalen Verhältniſſen des Konkurſes 
bah trifft, die de lege ferenda allgemein die 
ichtige 


Aber Jaegers Kampf gegen das RG. iſt auch aus einem 
zweiten Grunde bedauerlich. bekämpft nicht nur eine Recht⸗ 
ſprechung, die allein billig und vernünftig iſt, ſondern gleich⸗ 
itig eine feſte und einheitliche Rechtſprechung. Es gilt 
eute in der Praxis?) der wenn auch nicht ausdrücklich ge⸗ 
. ſo doch vom RG. anerkannte Rechtsgrundſatz, daß 
Konkursverwalter nicht mehr in der Lage iſt, Zubehörſtücke 
durch Löſung zu enthaften. Gewiß, wäre dieſe Recht⸗ 
5 unbillig und unvernünftig, ſo würde auf 
ie Einmütigkeit der oberſten Inſtanzen keine Rückſicht 
u nehmen ſein, und ich würde es als erſter mit 
een begrüßen, wenn Jaeger ſeine große Autorität 
dagegen in die Wagſchale werfen würde, um eine 
Anderung in die Wege zu leiten. Das iſt aber unzweifel⸗ 
haft nicht der Fall. So kann die Jaegerſche Polemik nur zu einer 
Verſchlechterung der Rechtspflege, nämlich zu einer 
Verwirrung der unteren Inſtanzen führen. Den 
Schaden trägt das rechtſuchende Publikum! So mancher — 
vielleicht beſonders tüchtige, aber noch jugendliche — Amts⸗ 
richter wird unter Berufung auf Jaeger klüger fein wollen als 
das RG. und in ſeinem Urteil den Nachweis führen, daß die 
in der Rechtſprechung herrſchende Auffaſſung jedenfalls de lege 
lata „durchaus unhaltbar“ ſei. kann ja Jaeger für ſich 
en Die höhere Inſtanz wird natürlich den überklugen 
mtsrichter mit wenigen Worten unter Bezugnahme auf das 
NG. reformieren. Die Gläubiger haben die Koſten für zwei 
Inſtanzen zu tragen. — Man muß ſich hierbei auch ver⸗ 
egenwärtigen, daß gerade ein Konkursverwalter bei Zweifel⸗ 
ke igkeit der Rechtsfrage häufig einen ſchwierigen Stand hat. 
wird nicht ohne weiteres geneigt ſein, ſich der der Maſſe 
ungünſtigen Auffaſſung zu beugen — namentlich dann nicht, 
wenn eine verhältnismäßig erhebliche Erhöhung der Maſſe in 
Frage kommt. Es iſt bekannt, daß Gläubigerausſchüſſe die 
Anſtrengung von Prozeſſen befürworten, ſofern auch nur eine 
geringe Ausſicht auf Erfolg vorliegt. Jaegers Auffaſſung iſt 
geeignet, trügeriſche Hoffnungen in den Herzen der Konkurs⸗ 
gläubiger zu erwecken. in. 


Die bisher erörterten Punkte betrafen ſchließlich die Bes 
antwortung einzelner, wenn auch zum Teil ja überaus praktiſcher 
Fragen. In dieſen wie in Banden anderen b wird 
Jaeger kaum ein . wiſſenſchaftliches Opfer bringen, 
wenn er in der nächſten Auflage ſeine Anſicht im Sinne einer 
die wirtſchaftlichen Verhältniſſe mehr berückſichtigenden Rechts⸗ 
wiſſenſchaft ändert. Anders ſcheint es freilich mit einer Frage 
zu ſtehen, die die herrſchende Lehre des Konkursrechts als 


9) Nicht in der Wiſſenſchaft! Aus dem neueſten (14.) Bande 
des Neumannſchen Jahrbuchs (S. 890) iſt zu erſehen, daß ſich bereits 
eine Diſſertation mit der Frage beſchäftigt. Der Verfaſſer beweiſt 
natürlich, daß das RG. im Unrecht iſt. Es muß doch recht ſchwer 
ſein, geeignete Themata für juriſtiſche Doktordiſſertationen ausfindig 
zu machen. 


rundlegend anſieht, das iſt die nach der Rechtsſtellung 
es Konkursverwalters. Hier ſteht Jaeger noch voll; 
u unter dem Banne rein konſtruktiven Denkens. 


Da 
05 die bedeutſamſte iſt, iſt ganz entschieden 1 leugnen. 


(S. 141—156 8 6 Anm. 1—17.) 

1. Wir erfahren von Jaeger, daß ſich die tslehre 
in zwei Hauptgruppen ſpaltet: in die Vertreter der Amts⸗ 
theorie und in die der Vertretungstheorie. Die Amts 
theorie verneint überhaupt, daß der Konkursverwalter als 
„Vertreter“ handle. So vor allem das und. Die 
Vertretungstheorie bejaht es. Die Anhänger Vertretung 
theorie find aber wieder untereinander uneinig. Sie ſtreüem 
darüber, wen nun eigentlich der Konkursverwalter vertritt 
Jaeger teilt die Verfechter der Vertretungstheorie in nicht 
weniger als 5 Klaſſen ein. Die erſte Klaſſe nimmt an, daß 
der Konkursverwalter den Gemeinſchuldner und mur ihn 
vertrete, die zweite, daß er Vertreter der Konkursgläubiger 
ei, die dritte, daß er gleichzeitig Vertreter des Gemein⸗ 
chuldners und der Konkurs gläubiger, die vierte, daß er 
teils Vertreter des Gemeinſchuldners, teils Vertreter der 
Konkursgläubiger und die fünfte ſchließlich, daß er geſetzlicher 
Vertreter der Konkurs maſſe ſei. einzelnen gehen di 
Anſichten der zu derſelben Gruppe gehörigen Schritſeler 
natürlich wiederum auseinander. Die Anhänger der einzelnen 
Theorien werden von Jaeger ſorgfältig regiſtriert. Immerhin 
möchte ich als gewiſſenhafter Berichterſtatter die für Vertreter der 
Konſtruktionsjurisprudenz e intereſſante Tatſache nicht 
verſchweigen, daß fich eine Konſtruktion des Konkursverwalter 
ſelbſt bei Jaeger nicht erwähnt findet: das iſt die des Lands 
gerichtsrats du Chesne in Leipzig (vgl. Rhein. 3, 203 ff.). 
Danach fällt der Konkursverwalter unter die von du Chesne 
neu aufgeſtellte juriſtiſche Kategorie des Mittelsmannes. 
Dieſe Theorie bildet anſcheinend eine Art Brücke von der Amtd 
theorie zur Stellvertretertheorie. 

2. Jaeger nennt die Frage nach der Rechtsſtellung des 
Konkursverwalters die bedeutſamſte des geſamten Konkur⸗ 
rechts. Man möchte danach annehmen, daß von der Entſcheidung 
dieſer Frage die Beantwortung einer außerordentlich großen 
Zahl von praktiſch wichtigen Einzelfragen abhängt. Denn wenn 
die Löſung einer rein theoretiſchen Frage für die Beantwortung 
raktiſcher Fragen überhaupt nicht von Wert iſt, ſo kann man 
fie doch beim beſten Willen nicht als bedeutſam, geſchweige 
denn als die bedeutſamſte eines ganzen Rechtsgebietes 
überhaupt bezeichnen. “!) 

Nun iſt der Beweis leicht zu erbringen, daß die Stellung: 
nahme zu der Streitfrage doch offenbar recht gleichgültig für die 


10) Ernſt Fuchs, Recht und Wahrheit S. 5 nennt den Streit 
um die Rechtsnatur des Konkursverwalters einen bovigus der heutigen 
Rechtswiſſenſchaft. Das Gleichnis ſtimmt nicht ganz. Der bovigus 
war viel harmloſer. Er war auch viel amüſanter! Vgl. Recht und 
Wirtſchaft 1916, 187. 

1) Vgl. freilich auch Kurlbaum in feiner Beſprechung der 
vorigen Auflage, DIZ. 1907, 1885: „Die erſte Lieferung enthält als 
wichtigſten theoretiſchen Teil (nicht ohne praktiſche Bedeutung) die 
Ausführung über die Stellung des Konkursverwalters.“ Eine große 
praktiſche Bedeutung ſcheint danach auch Kurlbaum der Frage nach 
der Konſtruktion des Konkursverwalters nicht beizumeſſen. Troßdem 
iſt ſie auch für ihn der wichtigſte theoretiſche Teil! — Allerdings 
gibt es auch Schriftſteller, die zur juriſtiſchen Konſtruktion eines 
Vorganges oder einer Funktion aus rein ideellen Gründen, „zur 
Befriedigung eines wiſſenſchaftlichen Bedürfniſſes,“ ge 
drängt werden. Vgl. z. B. Lepa, Die Lehre vom Selb 
des Kommiſſionärs, S. 219. Sollte hier nicht ein pathologiſcher 
Syſtematiſierungsdrang vorliegen? 


45. Jahrgang. 


Löſung praktiſcher Fragen fein muß. Jaegers Kommentar ift 
ſelbſt das beſte Beweismittel. Während er nämlich noch 
in der vorigen Auflage ſich zu der Theorie bekannt 
hat, die eine Vertretung teils des Gemeinſchuldners, 
teils der Konkursgläubiger durch den Verwalter an⸗ 
nimmt, hat er ſich in der neueſten Auflage zur Kon⸗ 
ſtruktion der ausſchließlichen Vertretung des Gemein⸗ 
ſchuldners bekehrt. „Jede zwieſpältige Konſtruktion unter⸗ 
liegt ſchwerwiegenden Bedenken“ (86 Anm. 15). — Ich 
vermag nun aber keine einzige praktiſche Frage zu finden, 
deren Beantwortung ſich durch dieſe doch anſcheinend geradezu 
tadikale Veränderung der grundſätzlichen Anſchauung des ges 
ſamten Konkursrechts mitgeändert hätte. Aber Jaeger wird es 
mir auch nicht verübeln, wenn ich den ſich nunmehr in der 
neueſten Auflage findenden Sätzen — . Rückgewähr⸗ 
anſpruch des 8 37 KO. macht der Konkursverwalter 
als geſetzlicher Vertreter des Maſſeträgers geltend... 
vertretenes Objekt iſt in allen Fällen der Gemein⸗ 
ſchuldner als folder” — etwas fkeptiſch gegenüberftehe, 
nach dem er 555 > Beschefti vorigen a age 5 0 
15 jähriger eingehen e igung mit dem Konkursrecht 
enbringlichſt gelehrt hatte: „Auch die Anſicht, daß der Ver⸗ 
walter nur den Gemeinſchuldner vertrete, geht fehl ... das 
Geſetz ermächtigt den Verwalter auch zur Ausübung gewiſſer 
Gläubigerrechte ... Unter dieſen Rechten ſteht obenan die 
Gläubigeranfechtung .... es iſt undenkbar, daß der Ders 
walter in ao dieſes Rechts den Gemeinſchuldner vers 
treten ſollte“ (3./ 4. Aufl. 86 Anm. 15). 

Soll ich heute gläubig hinnehmen, was Jaeger noch 
geſtern als „undenkbar“, d. h. alſo doch „mit allem logiſchen 
Denken unvereinbar“ bezeichnet hat? Namentlich wenn man 
ſich vor Augen hält, mit wie erfriſchender Beſtimmtheit wiederum 
manche Anhänger der anderen „Theorien“ die Theorie von der 
Vertretung des Gemeinſchuldners durch den Konkursverwalter 
als völlig abwegig hinſtellen. Ich erwähne z. B. bloß Eckſtein 
in Buſchs Z. 40, 89, der, nachdem er ſeine Auffaſſung von der Ver⸗ 
tretung der Gläubiger durch den Verwalter entwickelt hat, ſich zu der 
apodiltiſchen Bemerkung verſteigt, nunmehr hätte man überhaupt 
keine Wahl ſich zwiſchen dieſer oder jener Theorie zu entſcheiden, 
ſondern man werde mit Notwendigkeit zu der Theorie der 
Gläubigervertretung gedrängt! — — 

3. Mir ſcheint, daß die praktiſche Bedeutung des 
ganzen Streites gleich Null iſt. Und zwar ſowohl für 
das materielle Recht wie für das Prozeßrecht. 

Daß die Erklärungen und Handlungen des Konkurs⸗ 
verwalters, ſoweit er als ſolcher tätig wird, Wirkungen für 
und gegen die Maſſe auslöſen, iſt unzweifelhaft. Ebenſo un⸗ 
zweifelhaft iſt, daß die Maſſe Vermögen des Gemeinſchuldners 
bleibt. Inſoweit ſind alſo die Erklärungen und Handlungen 
des Konkursverwalters von gleicher Wirkung wie es die des 
Gemeinſchuldners wären, wenn ihm die Verfügung über die 
Maſſe zuſtehen würde. Man kann daher den Konkursverwalter 
inſoweit ruhig als den Vertreter des Gemeinſchuldners be⸗ 

ichnen. Das iſt, ſolange man keine Konſequenzen aus der 
Bertretereigenſchaft zieht, die über die 1 unleugbare 
Tatſache der Einwirkung der Verwalterhandlungen auf das 
Vermögen des Gemeinſchuldners hinausgehen, ziemlich harmlos. 

Auf der anderen Seite iſt es aber ebenſo unbeſtreitbar, 
daß die Vertretung des Gemeinſchuldners durch den Konkurs⸗ 
verwalter nur das formale Mittel zur Wahrung der 
Gläubigerintereſſen und Verwirklichung der Rechte der 
Gläubiger darſtellt. Nicht um des Schuldners, ſondern um 
der Gläubiger willen iſt der Konkursverwalter da. Es mag 
richtig fein, wenn Jaeger 8 6 Anm. 12 zur Begründung feiner 
Theorie ſagt, daß „ein ausſchließlich im Intereſſe des Ver⸗ 
tretenen erfolgendes Handeln nicht zum Begriffe der Stell⸗ 
vertretung gehört“. Aber das ändert doch nichts an der 
Tatſache, daß im allgemeinen jedenfalls die Vertretung im 
Intereſſe des Vertretenen erfolgt und daß daher die geſetzlichen 
Normen für die Stellvertretung zunächſt auch nur der Regelung 
dieſer normalen Verhältniſſe dienen. Liegt der anormale Sach⸗ 
verhalt einer Vertretung in fremdem Intereſſe vor, ſo muß 
ſorgſam nachgeprüft werden, inwieweit auch auf dieſen Fall die 
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allgemeinen geſetzlichen Beſti en für die Stellvertretung 
anwendbar find. 11) Nun wird allerdings von den Vertretern der 
Jaegerſchen Theorie die Intereſſeloſigkeit des Gemeinſchuldners 
häufig geleugnet. Man zitiert die Motive zur KO. (2, 16), 
wonach das wohlverſtandene Intereſſe der Gläubiger 
ſich mit dem eines redlichen Schuldners decke. i 
glaubt man dem Argument von der Vertretung der Intereſſen 
der Gläubiger durch den Konkursverwalter begegnen zu können. 
Man vergleiche nur Jaeger (8 6 Anm. 12): „Die Be 
friedigung des Gläubigers gereicht als Befreiung von der 
Verbindlichkeit zugleich dem Schuldner zum Vorteil.“ Un⸗ 
beſtreitbar! Aber des wird doch der Konkursverwalter noch 
nicht zu einem im Intereſſe des Gemeinſchuldners geſchaffenen 
Organ. Oder handelt etwa der Gerichtsvollzieher, der dem 
Schuldner Geld fortnimmt oder Möbel pfändet und verſteigert, 
oder ihn aus ſeiner Wohnung auf die Straße hinausſetzt, nicht 
nur im Intereſſe des Gläubigers, ſondern auch „im wohl⸗ 
verſtandenen Intereſſe des Schuldners“, weil er ihm 
hilft, ſich von ſeinen Schulden di befreien? Bei bem 
Gerichtsvollzieher würde man die Dehauptung, er ſei ſtets 
gleichzeitig im Intereſſe des Schuldners tätig, im günſtigſten 

als enen schlechten Witz bezeichnen. Beim Konkursverwalter | 
er als wiſſenſchaftliche Erkenntnis angeſehen zu werden. 0) 

Die einſeitige Betonung der formalen Seite des Handelns 
des Konkursverwalters, alſo des Handelns in Vertretung des 
Kridars, und die nicht gebührende Beachtung des materiellen 
Moments, d. h. der Wahrung der Gläubigerintereſſen, verführt 
Jaeger, ſogar für die Anwendung des materiellen 8 u 
falſchen Schlüſſen. Falſch deshalb, weil ſie die beſtmögliche 65 
führung des Konkurszweckes vereiteln. 05 folgert nämlich aus 
feiner Grundauffaſſung, daß der 8 181 BGB. auf den Konkurs- 
verwalter anwendbar ſei. Er ſoll daher im Wege frei⸗ 
williger Veräußerung einen Maſſegegenſtand nicht an 
ſich ſelbſt verkaufen dürfen. (8 126 Anm. 8.) 

Dahingeſtellt zunächſt, ob dieſe Anſicht haltbar iſt — 
ſonderbarerweiſe behauptet ſogar Jaeger unter Berufung auf 
Planck⸗Greiff 8 457 Anm. 2, daß ein ſolcher Kaufvertrag 
nach § 181 „unheilbar nichtig“ ſei. 

Gewiß hat ja nun früher Planck unter Hinweis auf den 
Wortlaut des 8 181 — „kann nicht“ — die Meinung vertreten, 
ein Verſtoß habe unheilbare Nichtigkeit dur Folge. Aber dieſe 
von vornherein unhaltbare Anſicht iſt bekanntlich von der Recht⸗ 
ſprechung der oberſten Gerichte ſehr bald abgelehnt worden, und 
es haben denn auch die Bearbeiter der neueſten Auflage des 
Planckſchen Kommentars ſich der Anſicht des Reichsgerichts 
gefügt und die „dem praktiſchen Bedürfnis entſprechende“ Ge⸗ 
nehmigungsfähigkeit anerkannt ($ 181 Erl. 3). Es iſt nicht 
anzunehmen, daß Jaeger in dieſem Punkte päpſtlicher als der 
Papſt ſein wird! Ich glaube auch nicht, daß er ſich der g 
unbegründeten Auffaſſung Staudinger⸗Riezlers anſchließt, wona 
die Genehmungsfähigkeit des unter § 181 fall Geſchäfts 
auf gewillkürte Vertretung beſchränkt ſei. Mit Recht ſprechen 
ſich übrigens auch die Bearbeiter des Planckſchen Kommentars 
gegen dieſe Auſfaſſung aus. Sonach müßte Jaeger, ſelbſt 
von ſeiner Theorie aus, doch wohl dazu kommen, daß 
die Zuſtimmung des Gemeinſchuldners zum frei⸗ 
händigen Erwerbe eines Maſſegegenſtandes durch den 
Konkursverwalter dem Geſchäft Gültigkeit verleiht. 


eint 


Selbſtverſtändlich würde der Gemeinſchuldner, da er ja nicht 


1) Hier ſcheiden ſich konſtruktive und ſoriologiſche Methode. Der 
Anhänger konſtruktiver Methode ſagt mit Potyka 8 R. 70, 525: 
„Das rechtlich bedeutſame Moment iſt die geſetzliche Ber: 
tretung des Gemeinſchuldners, irrelevant hierfür iſt die 
Intereſſenvertretung der Gläubiger.“ Der ſoziologiſch 
denkende Juriſt erwidert: Der Konkursverwalter iſt in erſter 
Linie Vertreter der Intereſſen der Gläubiger, das Hans 
deln mit Wirkung für und gegen das Vermögen des Kridars 
Ai I das techniſch⸗formale Mittel zur Erreichung dieſes 

weckes. . 

13) Am Harften tritt die Intereſſeloſigkeit des Gemeinſchuldners 
beim Nachlaßkonkurs zutage. Er ſetzt ja Überſchuldung 
voraus ($ 215 KO.). Die geſamte Maſſe dient alſo der Be⸗ 
friedigung der Konkursgläubiger. 
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eſchäftsunfähig iſt, dieſe Zuſtimmung auch wirkſam während des 
erfahrens ausſprechen können. 

Man darf alſo unterſtellen, daß der Satz von der „unheil⸗ 
baren Nice nur durch ein Verſehen aus früheren Auflagen 
ſtehen geblieben iſt, und daß Jaeger zum mindeſten Wirkſamkeit 
des Geſchäftes im Falle der Zuſtimmung des vertretenen 
Gemeinſchuldners annimmt. 

Wie nun aber, wenn der Gemeinſchuldner — ſei es gut⸗ 
gläubig oder aus Schikane — feine Zuſtimmung verſagt? Es 

ja der Erwerb des Maſſegegenſtandes durch den Konkurs⸗ 
verwalter im Intereſſe n Verwertung der Maſſe 

eboten ſein. Man nehme z. B. an, es handele ſich um ein 

aſſegrundſtück, das unmittelbar neben der Fabrikanlage der 
Konkursverwalters ſelbſt liegt. Es ſind vom Konkursverwalter 
mit Hilfe des Gläubigerausſchuſſes zunächſt Angebote dritter 
Perſonen eingeholt worden, die ſich weit unter dem Angebot des 
Verwalters ſelbſt hielten. Der Gläubigerausſchuß, die Gläubiger⸗ 
verſammlung ſtimmen der Offerte des Konkursverwalters bei. 
Sie ſehen ein, daß eine beſſere Verwertung des Grundſtückes 
gar nicht möglich iſt. Soll wirklich der Gemeinſchuldner 
durch die Verweigerung der Zuſtimmung dieſe denkbar 
pünftig e Verwertung des Maſſegrundſtücks verhindern 
önnen? Soll der Konkursverwalter etwa gezwungen ſein, 
eine Zwangsverſteigerung des Grundſtückes gemäß 8 126 KO. 
in die Wege zu leiten, um dadurch in unanfechtbarer Weiſe 
ſich zum Eigentümer des Grundſtückes zu machen? Das wäre 
vielleicht für den Konkursverwalter ſelbſt ſehr vorteilhaft — er 
könnte dadurch das Grundſtück erheblich billiger erſteigern —, 
es würde aber natürlich — von den Koſten der Verſteigerung 
ganz abgeſehen, die ja auch der Maſſe zur Laſt fallen — für 
die Gläubiger von großem Nachteil ſein. Man erkennt: Alle 
Theorien, die eine Verircumg des Gemeinſchuldners durch den 
Konkursverwalter überhaupt verneinen, führen jedenfalls in 
dieſem einen Punkte zu einem zweckmäßigeren Ergebniſſe als 
die Jaegerſche Theorie. — 

Weshalb, ſo frage ich, ſollen wir uns zu Sklaven einer 
Theorie machen, zu der ſich das Geſetz nicht mit klaren Worten 
bekennt und deren Konſequenzen praktiſch unbrauchbar find? 

Wenn der freihändige Erwerb eines Maſſegegenſtandes 
durch den Konkursverwalter zu ſeiner Wirkſamkeit der Zu⸗ 
ſtimmung dritter Perſonen Überhaupt bedarf, und wenn nicht 
die geſetzliche Haftung des Konkursverwalters für ſchuldhafte 
Erfüllung ſeiner Amtspflichten eine hinreichende Sicherheit gegen 
Abervorteilung bildet, ſo können als B tigte 
Perſonen nur die Gläubiger d. h. ihre Organe — Gläubiger⸗ 
verſammlung und Gläubigerausſchuß — in Frage kommen, 
niemals aber der Gemeinſchuldner. Die formal ⸗konſtruktive 
Jurisprudenz führte beſtenfalls zu dem entgegengeſetzten 
Ergebniſſe. Zuſtimmungsberechtigt iſt nach ihr diejenige Perſon, 
die in 99 von 100 Fällen vollſtändig unintereſſiert an dem 
Vorgange iſt, und nicht genehmigungsberechtigt iſt diejenige 
Gemeinſchaft, deren Intereſſen in Wahrheit allein auf dem 
Spiele ſtehen!! 

4. Für das materielle Recht iſt danach die ganze 
Kontroverſe ziemlich müßig. Ich kann mich hierfür auch auf das den 
Vertretern konſtruktiver Jurisprudenz gewiß unverdächtige Zeugnis 
v. Tuhrs berufen. Er gibt zu, daß inſoweit die verſchiedenen 
Anſichten über die Rechtsſtellung des Konkursverwalters faſt 
überall zu demſelben Reſultate führen. 18 2) Wohl aber ſollen 
ſie 0 ihm wichtig ſein „für prozeſſuale Fragen 
Guläſſigkeit zum Eide und zum Zeugnis)“. 

Es leuchtet ja auch ohne weiteres ein, daß der ganze Streit 
eigentlich eine Folge prozeſſualiſcher Zweifel iſt. Die Beant⸗ 
wortung der Frage: wer iſt im Maſſeprozeß Partei? 


ſcheint präjudiziell für die Anwendung der verſchiedenen Prozeß. 


normen zu ſein, in deren Tatbeſtand der Parteibegriff eine 
Rolle ſpielt. 

a) Aber bei näherem Zuſehen ſchrumpft doch auch 
die Pa e Bedeutung des Theorienſtreites 
recht erheblich zuſammen. Ich zitiere wiederum einen unver⸗ 
dächtigen Anhänger konſtruktiver Methode, Potyka. In einer 


18) Allg. Teil I S. 344 Anm. 47. 


ſehr ausführlichen Abhandlung hat er ſich mit der Rechtsſtellung 
des Konkursverwalters beſchäftigt.“) Er lehrt, daß der prak⸗ 
tiſche Wert der Anſicht, wonach der Konkursverwalter im 
Maſſeprozeß ſelbſtändige Parteiſtellung habe, „hauptſächlich“ 
darin beſtehe, daß der Gemeinſchuldner .... als Zeuge 
vernommen werden könne.) Das iſt ja auch die ſeſt⸗ 
ſtehende Anſicht des RG., und ihr folgen alle Inſtanzgerichte. 
Die Praxis hat eben das ganz richtige Gefühl, daß für den 
Prozeß die Theorie von der Vertretung des Gemeinſchuldners 
wenig brauchbar iſt. Dagegen läßt ſich vom Standpunkte der 
Amtstheorie aus zweckmäßig prozedieren. — 

Auffallenderweiſe will nun aber auch Jaeger, obſchon er 
die Anſicht, der Konkursverwalter als ſolcher ſei Partei, aufs 
nachdrücklichſte verwirft und ausſchließlich den Gemein⸗ 
ſchuldner als Partei anſieht, trotzdem die Vernehmung 
des Gemeinſchuldners als Zeuge zulaſſen (8 6 Anm. 32). 
Allerdings vermag Jaeger den Einklang mit der gerichtlichen 
Praxis nur dadurch herzuſtellen, daß er von dem Satze ausgeht, 
es könne auch eine Partei unter Umſtänden zeugnisfähig fen. 
Immerhin, es kommen in dem „hauptſächlichen“ Punkte naß. 
gebliche Vertreter der verſchiedenen Theorien doch wiederum zu 
demſelben praktiſchen Ergebnis. 

Auf der anderen Seite iſt freilich der Jaegerſche Grundſatz, 
aus dem die Zeugnisfähigkeit des Gemeinſchuldners trotz feiner 
Parteiſtellung hergeleitet wird, kaum haltbar. Noch in der 
1. Auflage batte aeger aus der Parteiſtellung des Gemein⸗ 
ſchuldners die Folgerung gezogen, daß er nicht als Zeuge ver 
nommen werden könne. Seit der 2. Auflage hat er ſich da⸗ 

egen dem von Schmidt aufgeſtellten Satze angeſchloſſen, es 

fe nach geltendem Prozeßrechte jede Perſon zeugnik⸗ 
fähig, die nicht den Parteieid zu leiſten habe. 1e) Alſo 
auch die Partei ſelbſt, ſofern ihr der Parteieid nicht aufzuer⸗ 
legen ſei. Mithin auch der Gemeinſchuldner, da nicht er, 
ſondern der Konkursverwalter den Parteieid zu leiſten habe. 

Daß die Praxis ſich dieſer neuen Lehre, die allerdings 
außer Schmidt und Jaeger auch Seuffert und neuerdings 
Stein billigen, anſchließen wird, darf als ziemlich ausgeſchloſſen 
bezeichnet werden. Ich verweiſe auf RG. 12, 188 und 17, 365. 
In einem neueren Urteile vom 2. April 191317) findet fid 
war die Bemerkung, es werde unter Geltendmachung 

eachtenswerter Gründe gelehrt, daß Zeugen alle die 
Perſonen ſein können, die in einem beſtimmten Prozeß nicht 
den Parteieid zu leiſten haben. Aber dieſe Bemerkung iſt 
offenſichtlich doch nur eine Verbeugung vor der Autorität der 
in Frage kommenden Gelehrten. Das RG. hat ſelbſt in dem 
erwähnten Urteile dieſe Theorie tatſächlich abgelehnt. 

Es werden aber auch die unteren Inſtanzen ſich aus einem 
ſehr geſunden Gerechtigkeitsempfinden heraus niemals 
dazu verſtehen, ſich dieſer Theorie anzuſchließen und demzufolge 
z. B. den Mündel, der unzweifelhaft ſelbſt Partei iſt, obſchon 
er im Prozeß vom Gewalthaber oder vom Vormund vertreten 
wird, deshalb als Zeugen zu vernehmen, weil er den Parteieid 
nicht zu leiſten habe. Die en. der neuen Lehre, es 
könne nicht angenommen werden, daß das Geſetz für die Zwecke 
der Feſtſtellung auf die Verwertung des Wiſſens irgendeiner 
Perſon verzichtet, klingt ja ſehr ſchön, iſt aber rein doktrinät. 
Man wollte ein Prinzip finden, von dem aus die ja häufig 
ſehr zweifelhafte Frage der Zeugnisfähigkeit intereſſierter Per⸗ 
ſonen ein für allemal ſicher beantwortet werden könne. Ganz 
abgeſehen von der Unnatürlichkeit der Idee eines Zeugniſſes 
der Partei überſehen die Vertreter dieſer Theorie, daß damit 
jede im Prozeß geſetzlich vertretene Partei tatſächlich ein 
ausſchlaggebendes Übergewicht über die andere Partei erhalten 
würde. In Wahrheit würde doch dieſe Zeugenvernehmung der 
Partei nichts anderes ſein als eine Parteivernehmung, wie ſie 
8 371 ff. Oſtr3ZPO. kennt. Nur daß danach das deutſche 


Prozeßſyſtem dieſen Vorzug der Einvernehmung 


10 ZHR. 70, 490 ff. und 71, 121 ff. (vgl. oben Anm. 18). 

15) ZHR. 71, 128. 

16) Pgl. auch Jaeger in LZ. 1911, 158 und Die offene Handels⸗ 
geſellſchaft im Zivilprozeß S. 35 f. (Feſtgabe für Sohm). 

1) RG. 82, 138, 
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lediglich einer im Prozeß geſetzlich vertretenen Partei 
gewähren würde! Mithin iſt die Schmidt⸗Jaegerſche Theorie 
geeignet, das Gleichgewicht der Parteien im Prozeſſe zu ſtören. 
Bei dem nun einmal der deutſchen Prozeßordnung zugrunde 
liegenden Syſtem mußte „das Geſetz“ allerdings für die Zwecke 
der Feſtſtellung auf die Verwertung des Wiſſens einzelner 
Perſonen verzichten — und zwar im Intereſſe der Gerechtigkeit. 

Eine ganz andere Frage iſt es, ob man nicht Parteien, 
die nicht zum Parteieid zugelaſſen ſind, dann zum Zeugnis zu⸗ 
laſſen ſoll, wenn der Prozeß in Wahrheit überhaupt nicht oder 
jedenfalls nicht vornehmlich oder ausſchließlich ihre Intereſſen 
betrifft. Von dieſer Auffaſſung aus kann man z. B. aus 
praktiſchen Gründen die Zeugnisfähigkeit der nicht zur Ver⸗ 
tretung berechtigten Geſellſchafter oder der nicht dem Vorſtande 
angehörigen Mitglieder eines nicht rechtsfähigen Vereins ſehr 
wohl verteidigen. Und mit dieſer Begründung läßt ſich 
ſchließlich auch für die Verfechter der Theorie von der Ver⸗ 
tretung des Gemeinſchuldners durch den Konkursverwalter die 
Möglichkeit, den Gemeinſchuldner als Zeugen zu vernehmen, 
rechtfertigen. Niemals aber von dem doktrinären Satz aus, 
der Gemeinſchuldner ſei zwar echte und rechte Partei, ſei aber 
zeugnisfähig, weil der Parteieid vom Konkursverwalter zu 
leiſten ſei. 18) 

Im Zuſammenhange mit der Frage der Parteieigenſchaft des 
Gemeinſchuldners ſteht die weitere Frage, ob etwa der Verlobte 
oder der Ehegatte des Gemeinſchuldners, oder ſeine näheren 
Verwandten gemäß $ 383 ZPO. zur Verweigerung des 
Zeugniſſes berechtigt find, weil fie Verlobte, Ehegatten, Verwandte 
der Partei find, oder ob man ihnen im Gegenſatze zum 
Wortlaut des Geſetzes dieſes Recht nicht zugeſtehen ſoll, weil 
doch unzweifelhaft die Partei ſelbſt zeugnispflichtig 
iſt. Jaeger ſpricht ſich meines Wiſſens über dieſen Punkt nicht 
aus. Er wird aber ſicherlich zugeben, daß es nicht gerade 
ein befriedigendes Ergebnis ſein würde, den Gemeinſchuldner 
ſelbſt für zeugnispflichtig anzuſehen, ſeine Ehefrau und 
ſeine Verwandten dagegen für verweigerungsberechtigt zu 
erklären. Von ſeinem grundſätzlichen Standpunkte aus müßte 
er wohl zu dieſem Ergebniſſe gelangen.“) Meines Erachtens 
ſind dieſe Perſonen ebenſowenig verweigerungsberechtigt wie der 
Gemeinſchuldner ſelbſt, weil im Maſſeprozeß der Gemein⸗ 
ſchuldner jedenfalls nicht Partei im Sinne des 8 383 
Ziff. 1 bis 3 i Selbſtverſtändlich iſt auch der Konkurs⸗ 
verwalter nicht Partei im Sinne dieſer Beſtimmungen. Im 
Maſſeprozeß iſt § 383 Ziff. 1 bis 3 auf ſeiten der Konkurs⸗ 

ei eben nicht anwendbar. Ebenſowenig wie z. B. im 
Entmündigungsprozeß, ſoweit der Staatsanwalt Partei iſt. 


b) Ebenſowenig zwingt die Frage, ob der Konkursverwalter 
Rechtsnachfolger des Gemeinſchuldners und umgekehrt der 
Gemeinſchuldner nach Aufhebung des Konkurſes Rechtsnach⸗ 
folger des Konkursverwalters im Sinne des Geſetzes ſei, zur 
Auſſtellung beſonderer Theorien. 

Jaeger gibt zunächſt ſelbſt zu, daß faſt allgemein anerkannt 
iſt — und für die Praxis iſt auch dieſes „faſt“ zu ſtreichen —, 
daß die Aufhebung des Konkurſes keine Unterbrechung des 
Prozeſſes zur Folge hat. Ob nun die Vertreter der Amts⸗ 
theorie und die Verfechter der Theorie von der Stellvertretung 
der Gläubiger oder der Konkursmaſſe durch den Verwalter 


18) Weitaus die meiſten Anhänger der Theorie von der Ver⸗ 
tretung des Gemeinſchuldners durch den Konkursverwalter verneinen 
konſequent die Zuläſſigkeit der Zeugenvernehmung des Gemeinſchuldners. 
Bol. 3. B. Peterſen, SähjA. 1, 40; Gerland, Krit VIcSch. 46, 
34 f.; Potyka, 3 R. 71, 126 (die beiden letzteren unter ausdrück⸗ 
licher Ablehnung der Schmidt⸗Jaegerſchen Lehre). Dahingeſtellt läßt 
die Frage Maenner, LZ. 1916, 790. 

19) Man erkennt die Disharmonie, zu der die Jaegerſche Lehre 
— Parteieigenſchaft des Gemeinſchuldners, Zeugnisfähigkeit der nicht 
parteieidfähigen Partei — notwendig führt. Sie exiſtiert weder für 
die konſequenten Anhänger der Theorie von der Kridarſtellvertretung 
noch für die Anhänger der Amtstheorie. Für die erſte Gruppe iſt 
der Kridar als Partei nicht zeugnisfähig, die Verwandten uſw. 
daher verweigerungsberechtigt, für die andere iſt der Kridar nicht 
Partei, alſo zeugnisfähig und zeugnispflichtig, die Verwandten uſw. 
natürlich auch. Jaegers Theorie führt zu einer dritten Anſicht. 
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deshalb zur Annahme gedrängt werden, daß bei der 
Konkursbeendigung ein zweiter Parteiwechſel ſtattfindet (Jaeger, 
§ 10 Anm. 12), iſt praktiſch überaus gleichgültig. Dieſe Ans 
nahme würde wohl kaum eine andere als rein theoretiſche 
Bedeutung bedeuten. Vor allem aber iſt es gar nicht richtig, 
daß man zu dieſer Annahme genötigt wird. Es iſt bereits 
oben angedeutet worden, daß die normale klagende Partei, von 
der natürlich die Prozeßordnung ausgeht, in dreifacher Fabien 
zum Prozeß ſteht: Sie iſt Herr des Prozeſſes, ſie iſt Subjekt 
des ſtreitbefangenen Rechtes, und ſie macht dieſes Recht im 
eigenen Intereſſe geltend. Entſprechend ſteht es mit der 
normalen beklagten Partei: fie iſt Herr des Progeſſes, fie 
iſt aus dem ſtreitbeſangenen Rechte verpflichtet und ſie verteidigt 
ſich gegen den Anſpruch im eigenen Intereſſe. Klagt eine geſchäfts⸗ 
unfähige Partei, ſo trennen ſich dieſe Qualitäten: Herr des 
Prozeſſes iſt der geſetzliche Vertreter, Recht und Intereſſe ver⸗ 
bleibt dem Vertretenen. Eine ſolche Scheidung tritt auch beim 
Konkursverwalter ein, nur daß ſie hier noch erheblich weiter 
geht: Der Konkursverwalter iſt Herr des Prozeſſes, das Subjekt 
des ſtreitbefangenen Rechtes iſt — vom Anfechtungsprozeß ab⸗ 
geſehen — der Gemeinſchuldner, Träger des Intereſſes iſt die 
Gläubigerſchaft. Ein winziges Stück der normalen Parteiqualität 
iſt daher auch dem Gemeinſchuldner während der Zeit ver⸗ 
blieben, innerhalb deren der Prozeß vom Konkursverwalter 
für Rechnung der Maſſe geführt wird. Soweit daher der 
Nachdruck auf dem Subjekt des ſtreitbefangenen Rechtes 
liegt — und das iſt doch wohl gerade bei der Frage der 
. der Fall — tritt ein Wechſel durch die Be⸗ 
endigung des Konkurſes nicht ein. | 

Weiter ſollen nun nach Jaeger 8 6 Anm. 35 die ver⸗ 
ſchiedenen Theorien dafür maßgeblich ſein, ob die beſonderen 
Vorſchriften über die Vollſtreckung durch oder gegen 
einen Rechtsnachfolger “) anwendbar find. Jaeger betont, 
daß von ſeinem Standpunkte aus ſich die Unanwendbarkeit 
ergebe, und daß ſich unter dem Geſichtspunkte der Vertretung 
alle Schwierigkeiten löſen. Es bedürfe insbeſondere keiner 
Umſchreibung der 5 wenn der vor⸗ 
malige Gemeinſchuldner ein vom Verwalter erſtrittenes Urteil 
nach dem Konkurs vollſtrecken wolle, oder wenn umgekehrt 
Abſonderungsberechtigte oder Maſſegläubiger, die den Voll⸗ 
ſtreckungstitel gegen den Verwalter erwirkt haben, nunmehr 
gegen den vormaligen Gemeinſchuldner vollſtrecken wollen. 

Es will mir nicht recht einleuchten, daß man wegen dieſes 
unendlich bedeutungsloſen Punktes irgendwelcher Theorien 
über die Rechtsſtellung des Konkursverwalters bedarf! 

Daß das A und gegen den ſpäteren Gemeinſchuldner 
ergangene Urteil Rechtskraft für und 1 den Konkurs⸗ 
verwalter und umgekehrt, daß das für egen den Konkurs⸗ 
verwalter ergangene Urteil im allgemeinen Rechtskraft für und 
gegen den vormaligen Gemeinſchuldner ſchafft, wird von nie⸗ 
mandem beſtritten, und iſt wohl auch noch niemals beſtritten 
worden. Ob man nun annimmt, es folge dies aus der Partei⸗ 
identität oder aus der Rechtsnachfolgerſchaft (§ 325. 3P0.) 
iſt natürlich gleichgültig.“) 

Fraglich iſt allein, ob die Vollſtreckung auf Grund der 
alten Vollſtreckungsklauſel erfolgen darf oder ob eine Um⸗ 
ſchreibung der Vollſtreckungsklauſel zu erfolgen hat. Ein ver⸗ 
nünftiger Richter wird nun, wenn der vorſichtige Anwalt den 
Antrag auf Umſchreibung der Vollſtreckungsklauſel ſtellt, nicht 
erſt einen langatmigen Beſchluß erlaſſen, es I" nach der allein 
richtigen Auffaſſung der Konkursverwalter eter des Ge⸗ 
meinſchuldners, es liege infolgedeſſen Parteiidentität vor, und 
es ſei daher die Umſchreibung der Vollſtreckungsklauſel über⸗ 
flüſſig oder überhaupt unſtatthaft. Sondern er wird, weil er 
damit keinem Menſchen ſchadet, vielmehr nur die ſchleunige 
Durchführung des Vollſtreckungsverfahrens ermöglicht, dem 
Antrage ohne weiteres ſtattgeben. Im ungünſtigſten Falle 


0) 88 727, 780, 731, 750, 795 8D. 


21) Daß der Ausdruck „Rechtsnachfolge“ in der ZPO. nicht im 
ſtrengen Sinne zu verſtehen iſt, wird in E. 82, 38 ausdrücklich aus⸗ 
„ Vgl. hierzu auch Mendelsſohn-Bartholdy in Rhein. 7, 
153 ff. 


187 


1084 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


15. 1916. 


gangen iſt, nach Aufhebung des Konkurſes lieber vollſtrecken 
wird, wenn zuvor die Vollſtreckungsklauſel auf 4 umgeſchrieben 
iſt, leuchtet ohne weiteres ein. Es kann ihm das auch ſchwer⸗ 
lich verdacht werden. Infolgedeſſen wird der Anwalt, bevor 
er den Gerichtsvollzieher mit der . 1 zur 
Vermeidung aller Weiterungen eine Umſchreibung der Klauſel 
beantragen, und der Prozeßrichter, der ſeinerſeits wiederum 
natürlich die Bedenken des Gerichtsvollziehers und des Voll⸗ 
ſtreckungsgerichtes zu würdigen weiß, wird vernünftigerweiſe 
dem Antrage ohne weiteres ſtattgeben und ſich nicht in einen 
Meinungsaustauſch über die rechtliche Stellung des Konkurs⸗ 
verwalters einlaſſen. | 

Selbſtverſtändlich will ich deshalb nicht behaupten, daß 
die Vollſtreckung ohne vorherige Umſchreibung der Vollſtreckungs⸗ 
klauſel geſetzwidrig ſei. Die von Jäger für ſeine Meinung 
angeführten Entſcheidungen des OLG. Poſen in Poſ Schr. 4, 
143 und 9, 12 ſind daher ebenſo richtig wie die vielen Er⸗ 
kenntniſſe, die die Zuläſſigkeit der Umſchreibung ausſprechen. 
Man kann auf Grund der alten vollſtreckbaren Ausfertigung 
vollſtrecken, man kann aber auch die Umſchreibung der Klauſel 
verlangen. — Nach alledem iſt es auch für die Anwendung 
der Vorſchriften über die i für und gegen Rechts⸗ 
nachfolger vollkommen gleichgültig, welche grundſätzliche Rechts⸗ 
ſtellung man dem Konkursverwalter zuweiſt. Und ich möchte 
hierzu auf die treffenden Worte des Reichsgerichtsurteils vom 
17. Februar 1909 (RG. 70, 293) hinweiſen, die alle Hand⸗ 
bücher und Kommentare zu einem Verfahrensgeſetz als Motto 
wählen ſollten: „Die Beſtimmungen der ZPO. ſind im großen 
und ganzen techniſche Zweckmäßigkeitsvorſchriften, 
darauf berechnet, den Rechtsſtreit in angemeſſener Weiſe zu 
erledigen und dem materiellen Rechte, ſoweit möglich, zum 
Siege zu verhelfen.“ 

c) Auch in der Beantwortung der Frage, ob der Gemein⸗ 
ſchuldner als Nebenintervenient im Maſſeprozeß auf⸗ 
treten kann, ſcheinen die Vertreter der verſchiedenen Theorien 
doch nicht ſo weit auseinanderzugehen, als zu vermuten iſt. Ich 
kann für die Richtigkeit meiner Behauptung wiederum Jaeger 
ſelbſt als klaſſiſchen Zeugen zitieren. Man möchte annehmen, 
daß die Konſequenz der Jaegerſchen Theorie die ſei, daß der 
Gemeinſchuldner nicht Dritter im Maſſeprozeß ſei, weil er doch 
in Wahrheit ſelbſt Partei iſt, und daß infolgedeſſen ſein Auf⸗ 
treten als Nebenintervenient begrifflich unmöglich ſei. Tat⸗ 
ſächlich wird dieſe Auffaſſung ja auch von den meiſten An⸗ 
hängern der Jaegerſchen Theorie als notwendige Schlußfolge⸗ 
rung gezogen.?) Im übrigen verneinen aber wiederum auch 
zahlreiche Vertreter der übrigen Theorien das Recht des Kridars, 
als Nebenintervenient dem Konkursverwalter beizutreten, aller⸗ 
dings deshalb, weil ſie ein rechtliches Intereſſe des Gemein⸗ 
ſchuldners beſtreiten. 

Demgegenüber hatte Jaeger in der vorigen Auflage ($ 6 
Anm. 33) beſtimmt und unzweideutig die Befähigung des 
Gemeinſchuldners zur Nebenintervention bejaht, und zwar mit 
der etwas auffallenden Begründung, daß „der Schuldner durch 
den Verwalter nur in Anſehung des in Konkurs befangenen Sonder⸗ 
vermögens vertreten werde, als Subjekt ſeines konkursfreien Ver⸗ 
mögens aber am Prozeß nicht beteiligt und inſofern Dritter ſei“. 

Auch in der fünſten Auflage ſcheint Jaeger praktiſch noch 
auf dem gleichen Standpunkte zu ſtehen, wenn er den Text 
auch ſtark geändert hat. Ich vermiſſe hier die ſonſt bei Jaeger 


22) Vgl. z. B. Peterſen, 8 66 Nr. 11 und die ſonſt bei Jaeger 
86 Anm. 33 angeführten Schriftſteller. 


da 
1 der Erbe könne in einem Nachlaßprozeſſe ſich ſelbſt 
t nur mit dem 
Nachlaſſe, ſondern auch mit feinem freien Vermögen haftet. 
Ja, mich dünkt ſogar, daß der Gemeinſchuldner inſoweit, als 
er aus dem Urteile auch mit ſeinem konkursfreien Vermögen 
haftet, noch weit mehr Partei iſt — und zwar gerade vom 
Jaegerſchen Standpunkte aus — als ſonſt im Maſſeprozeſſe! 
Iſt aber der Gemeinſchuldner von Jaegers Theorie aus in 
jedem Maſſeprozeß die alleinige Partei, ſo würde jede Neben⸗ 
intervention des Gemeinſchuldners darauf hinauslaufen, daß er 
ſich ſelbſt als Nebenintervenient unterſtützt. 

In Wahrheit fordert nun aber für gewiſſe 
Prozeſſe das praktiſche Bedürfnis die Zuläſſigkeit 
der Intervention. Ich erwähne vor allem den Fall, daß 
ſowohl der Konkursverwalter als der Gemeinſchuldner die 
angemeldete Forderung beſtritten haben. Wenn jetzt der 
Gläubiger lediglich gegen den Konkursverwalter ſeinen 


an⸗ 
geblichen Anſpruch verfolgt, fo bewirkt das abweiſende Urteil 


Rechtskraft auch gegenüber dem Gemeinſchuldner. Es hat 
alſo unzweifelhaft der Gemeinſchuldner das denkbar größte 
Intereſſe daran, dem Prozeß beizutreten — ſchon deshalb, 
damit er ſeinerſeits nicht gezwungen iſt, ſich ſpäter nochmals 
gegen den Gläubiger wehren zu müſſen. Mit Recht hat daher 
in dieſem Falle der Beſchluß des KG. vom 4. Februar 1910 
die Zuläſſigkeit der Intervention anerkannt (Rechtſpr. 20, 297). 

ch brauche nicht weiter auf Einzelfragen einzugehen.“) I 
glaube nachgewieſen zu haben, daß es zur Löſung praktiſcher 


23) Es wäre vielleicht noch hervorzuheben, daß die konſequente 
Durchführung der Jaegerſchen Stellvertretungstheorie auch für das 
Kriegsrecht zu wenig annehmbaren Ergebniſſen führen würde. 

Man denke z. B. an den Fall, daß über das Vermögen eines 
ausländiſchen Schuldners Inlandskonkurs gemäß $ 238 KO. eröffnet 
wird. Niemand wird zweifeln, daß der inländiſche Konkursverwalter 
Klagen erheben darf, und daß er hieran durch die VO. vom 7. Auguſt 
1914 betreffend Geltendmachung von Anſprüchen von Perſonen, die 
im Auslande ihren Wohnſitz haben (RG Bl. S. 360), nicht gehindert 
wird. Wäre er lediglich Vertreter des Kridars, ſo würde die Geltend⸗ 
machung grundſätzlich unſtatthaft ſein. Namentlich von der Jaeger⸗ 
ſchen Auffaſſung der erwähnten Verordnung aus, wonach es nicht 
richtig ſein ſoll, daß ſie lediglich den Geldabfluß ins Ausland ver⸗ 
hüten wolle. „Sie hält die gerichtliche Rechtsverfolgung als ſolche 
hinan“ (Leipz Z. 1915 S. 419). Ob aber der Ausländer perſönlich 
oder durch einen Vertreter klagt, iſt natürlich für die Anwendung 
der Verordnung ganz gleichgültig. Oder will man etwa ſeine Zu⸗ 
flucht zur „Fiktion“ eines inländiſchen Spezialkridars nehmen? — 
Man ſieht: nicht auf dem Recht des Gemeinſchuldners, ſondern 
auf den Intereſſen der Gläubiger liegt der Schwerpunkt. 


45. Jahrgang. 


Aue irgendwelcher Theorien über die Rechtsſtellung des 
onkursverwalters nicht bedarf. Ja, daß im Gegenteil 
dieſe Theorien, wenn man wirklich konſequent alle 
eee aus ihnen zieht, nur dazu verführen 
önnen, praktiſch unannehmbare und daher auch von 
der Praxis grundſätzlich abgelehnte Rechtsnormen 
aufzuſtellen. Zieht man aber dieſe Folgerungen nicht, ſo 
braucht man wiederum die Theorie nicht. 


IV. 

Nach bekannter Kritikermethode müßte ich jetzt am Schluſſe 
verſöhnend hervorheben, daß „alle meine Ausſtellungen den 
roßen Wert des Buches in keiner Weiſe beeinträchtigen ſollen“. 
Dieser Vorbehalt erſcheint gegenüber einem Werke von der Be⸗ 
deutung des Jaegerſchen Kommentars überflüſſig. Zumal 
da ja meine Kritik ausſchließlich vom ſoziologiſchen Stand⸗ 

te aus geſchrieben iſt. Die Anhänger der konſtruktiven 
Rechtsfindungsmethode werden gerade denjenigen Teil des 
Buches, mit dem ich mich am wenigſten befreunden kann, alſo 
die Ausführungen über die Rechtsſtellung des Konkursverwalters, 
von ihrer Auffaſſung aus als das „wiſſenſchaftlich“ wertvollſte 
Kapitel des Werkes rühmen. Eine Verſtändigung iſt hier nicht 
möglich. Aber eben weil auch wir, die Verfechter der ſozio⸗ 
logiſchen Methode, Jaegers Kommentar ausnahmslos hoch⸗ 
ſchätzen und hochſchätzen müſſen, iſt unſer Wunſch verſtändlich, 
Jaeger möge ſich in ſpäteren Auflagen noch mehr als jetzt zu 
den Forderungen unſerer grundſätzlichen Auffaſſung bekennen. 

Daß dadurch Rechtseinheit und Rechtsſicherheit nicht auf 
Koſten der gerechten Entſcheidung des Einzelfalles leiden werden, 
iſt ſicher. Denn ich glaube genügend dargetan zu haben, daß auf 
keinem Gebiete des Konkursrechts eine größere Rechts unſicher⸗ 
beit herrſcht als gerade dort, wo die Konſtruktionswut die 
N Orgien gefeiert hat, alſo dort, wo mit der rechtlichen 

tur des Konkursverwalters operiert wird. Gewiß, ich gebe 
zu, daß es für Jaeger kein leichter Entſchluß ſein mag, mit 
einem großen Blauſtift an das Kapitel über die Rechtsſtellung 
des Konkursverwalters heranzutreten, auf das er ſo außer⸗ 
ordentlich viel geiſtige Arbeit verwendet hat. Und ich gebe 
weiter zu, daß hierzu auch eine gewiſſe „Zivilcourage“ gegenüber 
der ja leider in gewiſſen Kreiſen noch herrſchenden Anſchauung von 
„wiſſenſchaftlicher“ Rechtsforſchung gehört. In Wahrheit 
würde aber Jaeger der echten Rechtswiſſenſchaft nur 
einen hohen Dienſt erweiſen, wenn er mit dem ganzen 
Gewichte ſeines Namens dafür eintreten wollte, daß 
das „Problem“ der rechtlichen Natur des Konkurs— 
verwalters endlich einmal der juriſtiſchen Rumpel⸗ 
kammer überwieſen würde, in der ja glücklicherweiſe 
beute ſchon ſo viele weſensgleiche Probleme vermodern. 
Denn dann dürfte es mit Diſſertationen über das Thema „Die 
juriſtiſche Konſtruktion des Konkursverwalters“, durch die regel⸗ 
mäßig in Ih Jahr mindeſtens ein Rechtsbefliſſener zwar 
nicht die Rechtswiſſenſchaſt, wohl aber Drucker und Papier⸗ 
fabrikanten bereichert, wohl endgültig vorbei ſein.?“ 

Der junge Juriſt wird ſich dann ſeine Sporen mit der 
Bewältigung neuer im Wirtſchaftsleben auftauchender Rechts⸗ 
De zu verdienen haben. Er wird zur Förderung und zur 

enntnis des Wirtſchafts⸗ und Rechtslebens poſitiv beitragen 
mſiſſen. Er wird fich nicht mehr den Doktortitel auf die doch traurig 
leichte Weiſe erwerben können, daß er die alten abgedroſchenen 
Argumente für und gegen die eine Theorie wiederholt und 
am Schluſſe dem Leſer, ſofern er einen ſolchen findet, mitteilt, 
er, der cand. jur. Friedrich Müller, erachte die Amtstheorie 
des Reichsgerichts oder die Beſchlagnahmetheorie Kohlers oder 
die Stellvertretertheorie Jaegers uſw. uſw. für vollkommen 
unhaltbar, er, der cand. jur. Friedrich Müller, ſei vielmehr nach 
reiflicher Uberlegung zu der und der allein richtigen Anſicht gelangt. 

Solange aber freilich Jaegers Kommentar, von dem ich 
oben geſagt habe, daß er auf abſehbare Zeit für jede wiſſen⸗ 
ſchaftliche Behandlung konkursrechtlicher Fragen die Grundlage 


24) Aus den letzten Jahren verzeichne ich: Ebers, Die rechtliche 
Stellung des Konkursverwalters, Greifswalder Diſſert. 1914; Stein⸗ 
mann, Praktiſche Konſequenzen aus den verſchiedenen Konkurs⸗ 
verwaltertheorien, Würzburger Diſſert. 1918. 
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und den Ausgangspunkt bilden werde, noch den Satz enthält, 
die 7 e nach der Rechtsſtellung des Konkursverwalters ſei 
ugleich die bedeutſamſte und die beſtrittenſte des ges 
an Konkursrechts, fo lange müſſen und werden Differe 
tationen über dieſen Gegenstand gefchrieben und gedruckt werden. 

Denn welche Frage aus dem Gebiete des Konkursrechts 
wäre der Bearbeitung würdiger als die bedeutſamſte, und 
welche bedürftiger als die beſtrittenſte, wenn ſie zugleich die 
bedeutſamſte iſt? 


Hinausſchiebung der Zwangsverſteigerung im Kriege 
und die Bundesratsverordnungen zum Schutze des 
Realkredits. 


Von Kammergerichtsrat Dr. F. Scholz, Berlin. 
(Fortſetzung und Schluß aus Nr. 14, 1916.) 


VI. Schutz des Nealgläubigers. 


1. Negativ und mittelbar. Die Kriegsnotgeſetzgebung 
auf privatrechtlichem Gebiet hatte naturgemäß in erſter Linie 
die Aufgabe, den Schuldner vor dem Zuſammenbruch zu 
ſchützen. Sie hat jedoch radikale Eingriffe vermieden, ift ſchritt⸗ 
weiſe zu en Schuldnerſchutz nur da vorgegangen, wo ein 
unabweisbares Bedürfnis es zu erfordern ſchien, und hat die 
Intereſſen des Gläubigers und des Realkredits ſtets zu wahren 

eſucht. Gerade hierauf iſt es zurückzuführen, daß die dringenden 
Vünſche der Haus⸗ und Grundbeſitzerverbände nach Einführung 
eines allgemeinen Hypothekenmoratoriums von der Regierung 
ſtets abgelehnt worden ſind, daß jede kriegsrechtliche Erleichte⸗ 
rung für den Schuldner von einer konkreten Abwägung der 
Intereſſen des Schuldners und des Gläubigers abhängig 
gemacht iſt, ſodaß der zahlungsfähige und der böswillige 
Schuldner eines Schutzes entbehrt, was bei einem allgemeinen 
Hypothekenmoratorium nicht der Fall ſein würde, und daß jeder 
Schuldnerſchutz entfällt, wenn dem Gläubiger ein unverhältnis⸗ 
mäßiger Nachteil entſteht. Aber auch ſoweit der Schuldnerſchutz 
eingreift, wird hiermit häufig zugleich mittelbar dem Gläubiger 
gedient. Der — nicht böswillige — Gläubiger hat regelmäßig 
ein Intereſſe an der Erhaltung der wirtſchaftlichen Exiſtenz 
ſeines Schuldners, und der verſtärkte Schutz, den der Eigentümer 
nach der HypVoO. gegenüber der Zwangsverſteigerung feines 
. genießt, kommt weſentlich auch den Nachhypothekaren 
zugute. 

. Mit Recht weiſt Nußbaum“) im Anſchluß an die amts 
liche Begründung zur HypVO. auf den verſtärkten Schutz des 
Nachhypothekars hin, der aus der Zuläſſigkeit von Zahlungs⸗ 
friſten auch bei Kriegs hypotheken ſich ergibt. Im Kriege 
treten erfahrungsgemäß meiſt nur die Realgläubi er als Bieter 
im Zwangsverſteigerungsverfahren auf. Hat der Nachhypothekar 
zur Rettung ſeiner Hypothek ſich genötigt geſehen, dieſe aus⸗ 
zubieten, und kann er als Erſteher das Bargebot nicht be⸗ 
richtigen, ſo beſteht nach der HypVO. die Möglichkeit, ihm, als 
dem neuen Eigentümer (§ 90 3G.), gegenüber den Sicherungs⸗ 
hypotheken, die den Realberechtigten gemäß 88 118, 128 3G. 
5 0 werden, eine Zahlungsfriſt zu beſtimmen (HypVO. $ 4 
bſ. 4) oder die Zwangsverſteigerung wegen der Sicherungs⸗ 
hypothek auf 6 Monate, und wiederholt einzuſtellen (H ypVO. 
§ 10). Die Zweifel Nußbaums, ob die Praxis dazu gelangen 
werde, zugunſten des Erſtehers, der das Bargebot nicht be⸗ 
richtigt, anzunehmen, daß die Zahlungs⸗ oder Einſtellungsfriſt 
„durch ſeine Lage gerechtfertigt“ werde, teilt die amtliche Be⸗ 
gründung zur HypVO. (Abſ. 6 des Allg. Teils) nicht. Sie 
führt gerade den vorgenannten Fall als beſonderes Beiſpiel 
dafür an, daß ein Bedürfnis beſtehe, auch im Kriege be⸗ 
gründeten Hypotheken gegenüber Zahlungsfriſten zu be⸗ 
willigen; dem Erſteher werde ſo über die Schwierigkeiten 
hinweggeholfen, „die ſich für ihn oft aus der Notwendigkeit 
ergeben haben, zur Verhütung eigener Verluſte das 


67) Nußbaum, „Die Hypo. vom 8. Juni 1916“, Ziff. II, in 
dem letzten Vorheft dieſer Zeitſchrift. 
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Grundſtück zu erſtehen“. 8) Allerdings wurde oben hervor⸗ 
gehoben (IV 8 c a), daß auch nach der HypVO. die Zahlungs» 
und Einſtellungsfriſt vorausſetzt, daß nach Entſtehung des 
Schuldverhältniſſes die Lage des Schuldners ſich verſchlechtert 
haben muß, da es nicht Aufgabe der Geſetzgebung ſei, den 
Schuldner gegen diejenige Lage zu ſchützen, in der er ſich bei 
Eingehung der Verbindlichkeit befand. Aber die Sicherungs⸗ 
hypothek nach 8 128 3G. iſt eine Art Zwangshypothek; wird 
ſie begründet, ſo kann ihrer Geltendmachung im Wege der 

wangsverſteigerung gegenüber die Lage des Schuldners, wie 
ie zur Zeit der Begründung der Hypothek ſich geſtaltet, die 
Friſt rechtfertigen, wenn die Bietung des Erſtehers lediglich 
als zur Rettung ſeiner Nachhypothek erfolgt ſich darſtellt. 

2. Poſitiv. Der Geſetzgeber hat aber auch pofitive, 
unmittelbar auf den Schutz des Realgläubigers im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren gerichtete Vorſchriften gegeben. ie 
betreffen teils einen Schutz gegen Verſchlechterung der Be⸗ 
friedigungsmöglichkeit, teils gegen Ausfall in der Zwangs⸗ 
verſteigerung. 

a) Schon oben (CVI b gegen Ende) wurde darauf Bin» 
ewieſen, daß das 3G. einer Verſchlechterung der Lage des 

chhypothekars durch das Anſchwellen der dem Vormann 
gebührenden „laufenden“ wiederkehrenden Leiſtungen dadurch 
vorzubeugen ſucht, daß es eine einſtweilige Einſtellung des 
Verſteigerungsverfahrens nur auf höchſtens 6 Monate zuläßt 
(88 28 bis 31 3VG.). Ferner gibt die HypVO. ($ 10) jedem 

algläubiger das Recht, den Fortgang des Zwangsverſteige⸗ 
rungs verfahrens zu verlangen, ſobald bei einem der Vormänner 
wiederkehrende Leiſtungen für insgeſamt 2 Jahre 5 
find (oben IV 3 C). Wegen weiteren Schutzes gegenü 
Anſchwellen von vorgehenden wiederkehrenden e ſ. oben 
IVIb gegen Ende. 

b) Einen weitgreifenden Schutz des Realgläubigers gegen» 
über der Gefahr des Ausfalls in der Zwangsverſteige⸗ 
rung hat die oben III 6 erwähnte Verordnung über die Ber: 
ſagung des Zuſchlags uſw., vom 10. Dezember 1914, gebracht: 

iernach kann jeder Liedlohn⸗ und Realgläubiger ($ 10 Nr. 2 
und 4 3 G.), wenn fein d durch das Meiſtgebot nicht 
gedeckt wird, und wenn der Anſpruch innerhalb der erſten zwei 
Dritteile des Grundſtückswertes ſteht, die Verſagung des Zu⸗ 
ſchlags verlangen, ſofern nicht der betreibende Gläubiger glaub⸗ 
haft macht, daß ihm hierdurch ein unverhältnismäßiger Nachteil 
entſteht. Die HypVO. hat dieſe Verordnung aufgehoben (8 19 
Abſ. 2) und fie in 8 12 durch eine faſt gleichlautende Vor⸗ 
ſchrift erſetzt, jedoch den Schutz derart erweitert, daß ſtatt „zwei 
Dritteilen“ Kiten iſt „drei Vierteile“. Dieſer Schutz iſt nicht 
auf den Fall beſchränkt, daß die Zwangsverſteigerung wegen 
eines Anſpruchs aus einer Hypothek, Grundſchuld oder Renten⸗ 
ſchuld betrieben wird, ſondern greift in allen Fällen einer 


8) Sogleich nach Eintragung der Sicherungshypothek (die mit 
der Eintragung entſteht: § 128 Abſ. 3 8G.) kann der Erſteher als 
neuer Eigentümer bei demſelben Amtsgericht, bei dem die Zwangs⸗ 
verſteigerung ſchwebt (dinglicher Gerichtsſtand), der Sicherungshypothek 
gegenüber eine Zahlungs friſt ($ 4 HypVO.) oder die Einſtellung der 
Zwangsverſteigerung ($ 10 HypVO.), und zwar auch vor deren Bes 
ginn, beantragen. Iſt dem Antrag ſtattgegeben, ſo iſt der Gläubiger 
der Sicherungshypothek an dem Antrag auf Wiederverſteigerung ge⸗ 
hindert, der, wenn er binnen 8 Monaten geſtellt wird, für ihn ein 
Mittel iſt, die urſprüngliche Forderung gegen den Subhaſtaten (und 
die etwa verknüpften Nebenrechte) zu erhalten (§ 118 Abſ. 2 Satz 2 
ZIG.) Dieſe Dreimonatsfriſt wird ſich aber ſinngemäß um die 
Dauer der dem Erſteher gewährten Zahlungs- oder Einſtellungsfriſt 
verlängern. (So wohl auch Nußbaum, JW. 1916, 933; anders 
Stillſchweig, IW. 1916, 473.) Es liegt hier ein ähnlicher Fall 
vor, wie hinſichtlich der in 8 31 Abſ. 2 3G. vorgeſehenen Friſt, 
für welche die HypVO. in § 11 ausdrücklich Friſtverlängerung 
vorſieht (oben IV 2 bg aa). Nicht gangbar ſcheint dagegen der von 
Nußbaum a. a. O. vorgeſchlagene Weg, daß der Richter dem Antrage 
des Erſtehers nur durch Einſtellung der Mobiliarvollſtreckung und 
der Zwangsverwaltung ſtattgeben ſolle. Denn die HypVO. kennt 
nur die ſog. unſelbſtändige Einſtellung der Zwangsvollſtreckung in 
das geſamte Vermögen, als notwendige Folge einer Zahlungsfriſt 
gegenüber einem vollſtreckbaren Titel, und ferner die ſelbſtändige Ein⸗ 
ſtellung der Zwangs verſteigerung (oben IV 2 b 8). 
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e betrieben wird. Inſofern greift 8 12 Hyp VO. über den 
onſtigen gegenſtändlichen Anwendungsbereich dieſer Verordnung 
als lex fugitiva (oben III a. E.) hinaus. Der Schutz über: 
ſchreitet die Grenze der hypothekariſchen Mündelſicherheit er) bes 
deutend und 1 auch die ſog. II. Hypotheken; er iſt ſomit 
ein ſehr weitgreifender. Hierbei iſt zu beachten, daß die 
Hypothek, um den Schutz zu genießen, nicht in ihrer vollen 
Höhe innerhalb der Dreiviertel⸗Wertgrenze zu ſtehen braucht, 
ſondern daß es genügt, wenn nur ein Teil innerhalb dieſer 
Grenze ſteht, vorausgeſetzt freilich, daß das Meiſtgebot dieſe 
Grenze nicht erreicht.“) Steht alſo der Anſpruch des Hypo⸗ 
thekars zwiſchen 70 bis 90 v. H. des Grundſtückswertes, und 
erreicht das Meiſtgebot nicht 75 v. H. des Wertes, ſo kann auf 
Antrag des Hypothekengläubigers der Zuſchlag verſagt werden. 


Für die Berechnung des Grundſtückswertes iſt nach 
HypVO. 8 12, wie bisher, derjenige Wert, der zur Berechnun 
des Reichsſtempels für den Zuſchlagsbeſchluß feſtzuſetzen f 
(Tarif⸗Nr. 11 RStempG. vom 3. Juli 1913, RGBl. 639), 
formell und materiell maßgebend. Es entſcheidet alſo nicht nur 
der für den Reichsſtempel maßgebende Wert (gemeiner Wer 
des Grundſtücks ohne Einſchluß des Wertes des mitverſteigerten 
Zubehörs; 893 RStempG.), ſondern es iſt auch die zur 8 
des Reichsſtempels von den hierfür zuſtändigen Stellen in dem 
hierfür geordneten Verfahren vorzunehmende Wertfeſtſtellung 
formell bindend. Hierdurch werden in glücklicher Weiſe Weite⸗ 
rungen vermieden.“) 

Der Zuſchlag „kann“ verſagt werden. In Rechtslehre 
und Rechtſprechung wird allgemein angenommen, daß es ſich 
12 nicht um eine unter den geſetzlich umſchriebenen Voraus- 
etzungen eintretende Verſagungspflicht des Gerichts handele, 
ſondern daß letzteres nach in Ermeſſen zu entſcheiden habe, 
ob es beim Vorliegen jener Vorausſetzungen den Zuſchlag ver⸗ 
ſagen will oder nicht; dieſes Ermeſſen ſcheide nur dann aus, 
wenn der betreibende Gläubiger einem ihm erwachſenden 
unverhältnismäßigen Nachteil glaubhaft mache.“) Dieſe Auf⸗ 
faſſung entſpricht der amtlichen Begründung zur ZuſchVerſvd. 
vom 10. Dezember 1914 (Güthe, Kriegsbuch I S. 387). Mit 
Rückſicht auf die maßgebende Bedeutung, die den Begründungen 
des Bundesrats zu den von ihm ſelbſt erlaſſenen Verordnungen 
zukommt (pben Anm. 27), wird man ſich dieſer Auffaſſung 
anſchließen müſſen. Inſofern liegt es alſo anders als hinſicht⸗ 
lich der Bewilligung von Zahlungs⸗ und Einſtellungsfriſten und 
der Beſeitigung von Rechtsfolgen (oben IV 3a 2; c 2; V 2b). 
In gewiſſem Sinne kann auch der verſchiedene Wortlaut im 
Verordnungstexte zur Rechtfertigung dieſer Verſchiedenheit heran⸗ 
gezogen werden: denn wenn die Lage des Schuldners die 


fe kin mi. ein, gleichviel wegen welchen Anſpruchs 


60) Mündelſicher iſt eine Hypothek an ſtädtiſchen Grundſtücken in 
allen größeren Bundesſtaaten dann, wenn fie innerhalb 50 v. H. des 
Grundſtückswertes ſteht. Für ländliche Grundſtücke kann ſie in Preußen 
und Sachſen bis 66 / v. H. gehen. § 1807 Abſ. 2 BGB; Pra. 
Art. 73 § 1; wegen der anderen Bundesſtaaten val. Staudinger, 
Anm. 1a zu 8 1807 BGB. — Die Kommiſſion des Preußiſchen Ab 
geordnetenhauſes, die zur Beratung des Entwurfs eines Schätzungs⸗ 
amtsgeſetzes eingeſetzt iſt, hatte in 1. Leſung die Mündelſicherheits⸗ 
grenze bei ſtädtiſchen Grundſtücken auf 60 v. H. des Grundſtückswertes 
durch entſprechende Anderung des Art. 73 § 1 Pra 8G. herauf⸗ 
ſetzen wollen, hat jedoch auf den Widerſpruch der Staatsregierung, 
insbeſondere der Juſtizverwaltung, in 2. Leſung dieſen Beſchluß 
wieder beſeitigt. 

70) Zweigert, DIz. 1915, 87; Jaeckel⸗Güthe (5) S. 916. 

71) Vgl. hierüber zutreffend OLG. Celle in Leipz3. 1916, 80. 
Für Preußen vgl.: § 116 RStempG.; 88 5, 6 der Allg Vfg. des 
Juſtizmin. und des Finanzmin. vom 22. September 1913, IMBl. 337; 

6 Abſ. 3, § 9a der Allg Vfg. vom 28. Juli 1910 über gerichtliche 
andesſtempelſachen, IM Bl. 305. — Schwierigkeiten können ſich 
freilich daraus ergeben, daß zur Zeit des Verſteigerungstermins die 
für den Reichsſtempel maßgebende Wertfeſtſetzung ſich noch im Stadium 
der Aufſichtsbeſchwerde befindet. 

72) Jaeckel⸗Güthe (5) S. 916; Marcus, 3BBlFG. 1915, 
503; OLG. Celle in Leipz g. 1916, 81; OLG. Dresden in LeipzZ. 
1916, 826. Für die neue HypVO. ebenſo Eyck in der Voſſiſch. Ztg., 
Nr. 800 vom 14., Juni 1916. 
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Zahlungsfriſt uſw. „rechtſertigt“ und nicht der Gläubiger einen 
nee en a Nachteil glaubhaft macht, ſo iſt die Ans 
ordnung der Zahlungsfriſt uſw. gerechtfertigt und kann nicht 
aus anderen Erwägungen als der geſetzlich vorgeſchriebenen 
Abwägung der Intereſſen zwiſchen dem Schuldner und dem be⸗ 
treffenden Gläubiger abgelehnt werden. Dagegen wird der Aus⸗ 
druck „rechtfertigen“ in der Normierung der Vorausſetzungen 
der Zuſchlagsverſagung vermieden. Es würde auch nicht immer 
dem vom Verordnungsgeſetzgeber als entſcheidend hingeſtellten 
Billigkeitsgeſichtspunkt entſprechen, wenn überall da, wo eine 
Hypothek auch nur zum Teil innerhalb der Dreiviertel⸗Wert⸗ 
grenze ſteht und das Meiſtgebot dieſe nicht erreicht, der Zuſchlag 
verſagt werden müßte. Man denke an den Fall, daß auf einem 
Grundſtück im Werte von 100 000 & eine mit 120 000 & 
auslaufende zweite Hypothek von 50 000 & ſteht. Hier den 
Zuſchlag deshalb verſagen, weil die zweite Hypothek zum Teil 
noch innerhalb der Schutzgrenze (75 000 4) ſteht, die vom 
Meiſtgebot nicht ganz erreicht wird, kann zu Undilligkeiten 
führen, auch wenn es dem betreibenden erſten Hypothekar nicht 
gelingt, einen unverhältnismäßigen Nachteil glaubhaft zu machen. 
Der Richter hat nur die Wahl, den Zuſchlag zu verſagen oder 
I erteilen, und der Gläubiger, der ein Grundſtück über feinen 
ert belieh, kann ſich nicht beklagen, wenn er bei einer Zwangs⸗ 
verſteigerung mit dem größeren Teile ausfällt. Die Kriegs⸗ 
notgeſetzgebung hat keinen Anlaß, ihn zu ſchützen. 

Das freie Ermeſſen des Richters bedeutet keine Willkür, 
ſondern die ſachgemäße Abwägung der Intereſſen der Beteiligten. 
Anders als im Zahlungsfriſtenrecht, wo der Richter nur die 
Intereſſen des Schuldners und desjenigen Gläubigers, dem⸗ 
gegenüber die Friſt erbeten wird, zu berückſichtigen hat, können 
bier die Intereſſen auch dritter Gläubiger berückſichtigt werden. 
Dies gilt insbeſondere von einem Zwiſchenhypothekar, deſſen 
Lage, wenn dem Antrage des dritten Hypothekars auf Zuſchlags⸗ 
verſagung ſtattgegeben wird, durch das Anſchwellen der 
„laufenden“ Zinſen der erſten Hypothek eine Verſchlechterung 
erleidet. Dieſe Verſchlechterung wird um ſo größer, je länger 
das Verſteigerungsverfahren dauert. Sie iſt vom Richter ins⸗ 
beſondere dann zu beachten, wenn nach erfolgter Zuſchlags⸗ 
verſagung ein zweites oder weiteres Mal der Verſagungsantrag 
geſtellt wird. 

Daß der Zuſchlag wiederholt verſagt werden kann, war 
bisher ſtreitig,“) iſt jedoch jetzt in der HypVO. ($ 12 Abi. 2) 
ausdrücklich ausgeſprochen.“) Aus der Wiederholbarkeit dieſer 
Anordnung folgt, daß der Antrag des Schuldners auf Zu⸗ 
ſchlagsverſagung nicht lediglich deshalb abgelehnt werden 
darf, weil anzunehmen ſei, daß auch in dem erneuten Ver⸗ 
ſteigerungstermin, der im Falle der Zuſchlagsverſagung zugleich 
von Amts wegen anzuberaumen iſt, ein beſſeres Gebot nicht 
zu erzielen fein werde.“) Kommt jedoch zu dieſer Annahme 
die weitere Erwägung, daß, wenn durch die lange Zeit, inner⸗ 
halb derer auf ein beſſeres Gebot nicht zu rechnen ſei, die 
Zinſen der Hypothek des Antragſtellers und die ihm vorgehen⸗ 
den wiederkehrenden Leiſtungen erheblich anſchwellen, ſelbſt ein 
weſentlich beſſeres Gebot dem Schuldner nicht nützen werde, 
während vielleicht den Vorgläubigern das Entbehren des Zins⸗ 
genuſſes nicht lange zugemutet werden kann, ſo kann der Antrag 
abgelehnt werden. 


Eine Anhörung des Einigungsamts vor der Ent⸗ 
ſcheidung über den Verſagungsantrag iſt geſetzlich nicht vor⸗ 
geſchrieben. Dies ſteht natürlich der Zuläſſigkeit der Anhörung 
nicht entgegen; ſie wird vielmehr auch hier ſich zuweilen emp⸗ 
fehlen. Die Vorſchrift in 8 87 38G., daß die Entſcheidung 


7) Vgl. Güthe, Kriegsbuch I S. 389. 


74) gl. hierzu die amtliche Begründung zu Hyp VO. 8 12: 
„Die Beſtimmung in Abſ. 2, daß die Verſagung des Zuſchlags 
mehrfach erfolgen kann, enthält nur eine Klarſtellung (au vergl. 
S. 12 des 2. Nachtrags zur Denkſchrift über wirtſchaftliche Maß⸗ 
nabmen aus Anlaß des Krieges; Druckſ. d. RT., 13. LP. II. Seſſ. 
1914/15 Nr. 44).“ 

75) Der Grundſatz des 8 8 HypVdO. gilt eben in allen Fällen 
der zo. einer richterlichen Anordnung (oben IV 8 b; 
6 8, O. 
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über Erteilung oder Verſagung des Zuſchlags in dem Ver⸗ 
ſteigerungstermin oder in einem Verkündungstermin zu erfolgen 
hat, der nicht über eine Woche hinaus anberaumt wer 
„ſoll“, wird freilich, was dieſe Friſt angeht, im Falle der An⸗ 
hörung des Einigungsamts kaum einzuhalten ſein. Aber es 
handelt ſich nur um eine Ordnungsvorſchrift. Sie ſchließt nicht 
aus, daß über einen dem ZVG. nicht bekannt geweſenen, durch 
die Kriegsnotgeſetzgebung neugeſchaffenen Verſagungsgrund in 
ſachgemäßer Weiſe Ermittlungen angeſtellt werden, die mög⸗ 
licherweiſe ein Überſchreiten der im ZG. inſtruktionell vor⸗ 
geſchriebenen Friſt zur Folge haben. Ubriaens wird der Richter 
in geeigneten Fällen ſchon vor dem Verſteigerungstermin das 
Einigungsamt befragen können, wenn ihm bekannt iſt, daß ein 
Nachhypothekar für den Fall unzureichender Bietung den Ver⸗ 
. ſtellen wird. 2 
ird der Antrag abgelehnt, fo ſteht dem Antragſteller, 

wird der gulcieg verſagt, fo ſteht dem betreibenden Gläubiger 
und dem Meiſtbietenden oder deſſen Vollmachtgeber oder Zeſſionar 
(88 97, 81 3G.) die ſofortige Beſchwerde nach SS 96 ff. 

VG. zu. Denn da die VO. einen neuen Zuſchlagsverſagungs⸗ 
grund ſchafft, fo iſt §S 100 3G. auch auf dieſen Fall aus: 
zudehnen. ) 

3. Aus Kreiſen des organiſierten Grundbeſitzes und von 
der zur Beratung des Entwurfs eines Schätzungsamtsgeſetzes 
vom Preußiſchen Abgeordnetenhaus eingeſetzten Kommifſion ſind 
zahlreiche Vorſchläge für einen verſtärkten Schutz der zweiten 
Hypothek gemacht worden, auf die hier nicht näher eingegangen 
werden kann. Soweit es ſich um Anträge auf Verbilligung 
der Zwangsverſteigerungen im Gebühren⸗ und Stempelpunkte 
handelt, wird man fragen müſſen, ob die gegenwärtige und 
nächſte Zeit, in der für das Reich, den Staat und die Gemeinden 
ein Steuerbedürfnis beſteht wie vielleicht nie zuvor, für derartige 
Maßnahmen geeignet iſt. Der beſondere Wunsch. den Hypotheken⸗ 
gläubiger, wenn er zur Rettung ſeiner Hypothek das Grundſtück 
erſteht, im Gerichtsgebühren⸗ und Stempelpunkte zu privilegieren, 
entſpricht in Preußen bereits dem beſtehenden Recht, welches, 
wenn der Erſteher zur Zeit der Einleitung des Verfahrens 
Hypotheken⸗ oder Grundſchuldgläubiger war, nicht, wie in 
ſonſtigen Fällen, den gemeinen Grundſtückswert, wenn das Meiſt⸗ 
gebot ihn nicht erreicht, dem Koſten⸗ und Stempelanſatz zugrunde 
legt, ſondern nur das Intereſſe des Erſtehers an dem Grund⸗ 
ſtückserwerb, falls es geringer iſt als der Grundſtückswert.“) 

Ein beachtlicher Vorſchlag, der auch im Reichstag Ver⸗ 
tretung fand, geht dahin, Vereinbarungen über das Beſtehen⸗ 
bleiben der Vorhypotheken zwiſchen dem Vorhypothekar und 
dem Nachhypothekar, der feine Hypothek ausbieten will, nötigen⸗ 
falls unter Anberaumung eines beſonderen Termins für 
ſolche Erörterungen, zu fördern und, wenn eine ſolche Ver⸗ 
einbarung nicht zuſtande kommt, dem Vollſtreckungsrichter die 
Befugnis zu geben, zugunſten des Nachhypothekars als Erſtehers 
für die Zahlung des Kapitals der Vorhypothek eine angemeſſene 
Zahlungsfriſt zu beſtimmen. Indeſſen ſchon jetzt find ſolche 
Erörterungen, insbeſondere auch über Zahlungsfriſten, im 
gerichtlichen Verfahren zuläſſig. und das Gericht kann hierzu 
einen beſonderen Termin (Vortermin) beſtimmen (SS 59 ff., 62 
32G.). Die Befugnis des Richters, auf Antrag des Nach⸗ 
hypothekars, der das Grundſtück erſtanden hat, gegenüber einer 
nach dem ZVG. auszuzahlenden Vorhypothek Zahlungsfriſten 
zu bewilligen, iſt nach der HypVᷣO. gegeben; denn für den 
auszuzahlenden Hypothekengläubiger iſt, wenn das Bargebot 
inſoweit nicht berichtigt wird, von Amts wegen eine Sicherungs⸗ 
hypothek einzutragen, und dieſer gegenüber kann der Erſteher 
nach der HypVO., im Gegenſatz zu dem bisherigen Rechts⸗ 
uſtand, Zahlungsfriſten beantragen (oben 1 bei Anm. 68). 
Allerdings würde es für den Nachhypothekar von Wert ſein, ſchon 
vor der Verſteigerung zu wiſſen, ob ihm im Falle des Erſtehens eine 
ſolche Zahlungsfriſt gewährt werden wird. Aber dann müßten 


76) Zweigert, DIZ. 1915, 38; Jaeckel⸗Gütbe (5) S. 917; 
OLG. Celle in Leipe 3. 1916, 81; OLS. Dresden in IW. 1916, 768. 
77) Tarifſt. 32 PrStempſtG.; Tarifſt. 11, Nr. a, Anm. c, 
zum NStempG. vom 3. Juli 1913; § 127 Abſ. 2 Satz 2 Pr., 
Faſſung vom 6. Auguſt 1910. Bgl. auch KJ. 40 S. 877, 887. 
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mit Bezug auf die Perſon eines Be Nachhypothekars nur für 
den Fall, daß er bieten wird, Erörterungen und Ermittlungen 
ſtattfinden. Dadurch würde das Verfahren erheblich belaſtet 
werden. Es erſcheint auch bedenklich, einzelne Bietungsluſtige 
vor anderen zu bevorzugen, wodurch dieſe anderen an der 
Beteiligung ehalten werden können. Zwar beſteht kein 
„Recht“ der Bieter auf gleichmäßige Behandlung; einen Satz: 
par est conditio licitatorum gibt es nicht. Aber ein gutes 
Bietungsergebnis beruht auf der Konkurrenz der Bieter, und 
dieſe wird geſchwächt, wenn einzelne bevorzugt, andere zurück⸗ 
eſetzt werden. “s) Die Zurückſetzung würde nach dem gemachten 
orſchlag nicht nur ſolche Bietungsluſtige treffen, die nicht 
anne find, ſondern auch gerade die kapitalkräftigen 
Rea Salut auf deren Beteiligung beſonderer Wert zu legen 
if. Schließlich gewährt die neue Vorſchrift in HypVDO. § 12, 
wonach jede Hypothek, die auch nur zum Teil innerh. 
Dreiviertelwertgrenze des Grundſtücks ſteht, Schutz gegen Ausfall 
genießt, dem Hypothekengläubiger eine ſo weitgehende Be⸗ 
vorzugung im Zwangsverſteigerungsverfahren, daß billigerweiſe 
mehr kaum verlangt werden kann. Eine Hypothek ſchließlich, 
die gänzlich außerhalb jener Wertgrenze ſteht, der alſo Be⸗ 
laſtungen bis 75 v. H. des Grundſtückswertes vorgehen, trägt 
von vornherein ein weites Riſiko in ſich, wofür ſie in der 
Regel auch höhere Zinſen bringt. Der Geſetzgeber hat wohl 
kaum Veranlaſſung, ſie eines beſonderen Schutzes für würdig 
zu finden, der auf Koſten der Vorhypothek, die ſich in ge⸗ 
ſicherter Rechtslage befindet, verwirklicht werden müßte. 


Die Hypothekenverordnung vom 8. Inui 1916. 


Von Rechtsanwalt Dr. Arthur Nußbaum, Privatdozent an 
der Univerſität Berlin. 


(Fortſetzung und Schluß aus Nr. 14, 1916.) 


VII. Ferſagung des Zuſchlags, Aufhebung des 
Verſteigerungstermins, Schutz der nachſtelligen Sypothellen · 
glãnbiger. 

Zu den wichtigſten Aufgaben der HypVO. gehörte der 
Schutz der „nachſtelligen“ Hypotheken, insbeſondere derjenige 
der „zweiten“ Hypothek. Die ſehr bedeutenden Kapitalien, die 
das Privatpublikum, hauptſächlich der vermögendere Mittelſtand, 
in 1 Hypotheken angelegt hat, ſind durch den Krieg arg 
in Mitleidenſchaft gezogen worden. Nicht nur ſind die Zins⸗ 
ausfälle bei den zweiten Hypotheken naturgemäß weit höher als 
bei den erſten, ſondern die ſchon in den letzten Friedens jahren 
hervorgetretene Erſcheinung, daß die zweiten Hypothekare oben⸗ 
drein Laſten zugunſten der erſten Hypothekare übernehmen müſſen, 
hat ſich im Kriege noch verſchärft. Denn der erſte Hypothekar 
iſt bei dem völligen Mangel an Bietern mehr als je in der 
Lage, durch den Antrag auf Zwangsverſteigerung den nach⸗ 
ſtehenden Gläubiger in die Gefahr des Ausfalls der Hypothek 
zu bringen, da die nachſtehenden Gläubiger ſchon wegen der 
übermäßigen Koſten und wegen der ungewiſſen Zukunft des 
Grundbeſitzes die Erſtehung der Grundſtücke ſcheuen. Dem 
erſten Hypothekar erwächſt hieraus die Möglichkeit, als Preis 
für die Abſtandnahme von der Zwangsverſteigerung von dem 
zweiten Hypothekar die Bezahlung rückſtändiger Zinſen, die 
Übernahme von Ausbietungsgarantien und dergleichen zu ver⸗ 
langen, oder auch für den Fall der Erſtehung des Grundſtücks 
durch den zweiten Hypothekar dieſem Zinserhöhungen, drückende 
Abſchlagszahlungen, Proviſionen und dergleichen abzunötigen. 
Die zweite Hypothek iſt damit an Stelle eines zinstragenden 
Rechtes vielfach eine drückende Laſt geworden. Es kann als die 
einhellige Meinung der Fachkreiſe angeſehen werden, daß dieſen 


78) Daß ein privates Abkommen zwiſchen dem Nachhypothekar 
und dem Vorhypothekar über Beſtehenbleiben der Hypothek des letzteren 
für den Fall, daß der erſtere Erſteher wird, nicht wegen Verſtoßes 
gegen die guten Sitten nichtig iſt (DLG. Marienwerder in 
OLG. 27, 214), ändert hieran nichts. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


N 15. 1916. 


Wenn man ſich die Schwere dieſer Frage vergegenwärtigt, 
ſo bedeuten die Vorſchriften der neuen Verordnung, die f 
mit dem Schutz der nachſtelligen Hypothekengläubiger befaſſen, 
eine recht herbe Enttäuſchung. Man kann ſich des Eindrucks 
nicht erwehren, daß ſich dem privaten Hypothekenkapital der 
Mangel jeder Organiſation als ſchädlich erwieſen hat. Nicht 
verwertet wurde insbeſondere der von Stillſchweig 10) gemachte, 
durch Reichstagsbeſchluß 11) der Regierung empfohlene Vorſchlag, 
der dem weſentlichen Inhalt nach darauf hinauslief, den Ber: 
ſteigerungsrichter zu ermächtigen, das Beſtehenbleiben der 
Hypothek als Verſteigerungsbedingung zu beſtimmen. Die 
85 bringt der zweiten Hypothek, abgeſehen von dem oben 

1001 erwähnten, nicht ſehr bedeutungsvollen § 10 III 2, nur 
eine Wiederholung und geringfügige Erweiterung der Ye 
ordnung vom 10. Dezember 1914 über die Verſagung dez 
Zuſchlags. Die Erweiterung beſteht hauptſächlich darin, daß 
die bisherige Zweidrittelgrenze jetzt in eine Dreiviertelgrenze 
verwandelt worden iſt, d. h. es kann ein Realberechtigter, der 
mit ſeinem Anſpruch ganz oder zum Teil innerhalb der erſten 
drei Viertel des Grundſtückswerts ſteht, die Verſagung des 
Zuſchlags verlangen und damit die Verſteigerung vereiteln 
($ 12 HypVO.). Dieſes Recht ift aber fo unvollkommen 
eſtaltet und derartig verklauſuliert, daß die Vorſchrift ihren 
Zweck verfehlen muß.!) 

a) Zunächſt muß der Zuſchlag erteilt werden, wenn andern⸗ 
falls der betreibende Gläubiger einen unverhältnismäßigen 
Nachteil erlitte. Dieſe Einſchränkung iſt vollauf 1 ſie 
iſt aber auch die einzige, von der dies geſagt werden kann. 

b) Die Dreiviertelgrenze iſt zu ei Man muß be 
denken, daß der zweite Hypothekengläubiger bei Feſtſtellung des 
auf ihn entfallenden Wertabſchnitts ſich rückſtändige und laufende 
öffentliche Abgaben und andere Anſprüche der drei erſten Rang⸗ 
klaſſen (8 10 Ziff. 1—3 3G.) ſowie namentlich die aufgelaufenen 
Zinſen und un der eriten en als vorgehende Anſprüche 
mitanrechnen laſſen muß (OLG. Celle vom 6. Oktober 1915, 
Leipz Z. 1916, 80). indeſtens hätte die Vierfünftelgrenze 
gewählt werden müſſen. 12) 

c) Aber ſelbſt wenn kein unverhältnismäßiger Nachteil für 
den betreibenden Gläubiger vorliegt und der nachſtellige Hypothekar 
innerhalb der Dreiviertelgrenze ſteht, ſo braucht der Richter den 
Zuſchlag nicht zu verſagen, ſondern die Entſcheidung ſteht in 
ſeinem Ermeſſen. Da die Auffaſſungen der einzelnen Richter 
über das Maß des Schutzes, deſſen der Schuldner und der 
zweite Hypothekar bedürfen, naturgemäß weit auseinandergehen, 
und die Gewohnheit ein Feſthalten an den ſtrengen Grund⸗ 
ſätzen des ZVG. begünſtigt, ſo ergibt ſich hieraus eine weit⸗ 
gehende Unſicherheit der zu erwartenden Entſcheidung ſelbſt 
innerhalb desſelben Gerichtsbezirks, falls mehrere Abteilungen 
desſelben Gerichts mit dieſen Entſcheidungen befaßt werden. 

d) Erreicht ſchließlich der zweite Hypothekar die Verſagung 
des Zuſchlags, ſo hat er immer noch keine Sicherheit erlangt, 
denn es iſt „zugleich von Amts wegen ein neuer Verſteigerungs⸗ 
termin zu beſtimmen“ (HypVO. § 12 12), der nicht über 
6 Monate hinaus anberaumt werden fol (8 36 II 3G.) 


10) Im „Berliner Tageblatt“ (Handelszeitung) vom 24. Fe⸗ 
bruar 1916. 

11) Erſter Bericht (Teilbericht) der Wohnungskommiſſion des 
Reichstags (Berichte der Kommiſſionen des Reichstags 1916/2) S. 9. 

19) Über die Unzulänglichkeit der Hyp O. in dieſem Punkt auch 
Sembritzki, Blätter für Genoſſenſchaftsweſen 1916, 355, ſowie in 
der „Voſſ. Ztg.“ vom 21. Juli 1916 (Handelsblatt). 

128) Auf den Mißſtand, daß die maßgebende Beſtimmung des 
Grundſtückswerts nicht dem Gericht als ſolchem zuſteht, und infolge: 
deſſen der Rechtszug zerriſſen iſt, wurde ſchon IW. 1915, 10 hin- 
gewieſen. 


45. Jahrgang. 


an hat die Rechtſprechung ganz folgerecht eine weitere 
Emſchränkung materieller Art abgeleitet, indem fie davon aus⸗ 
geht, daß die Verſagung des Zuſchlags nur ſtatthaft ſei, wenn 
eine ſpätere Verſteigerung ein günſtigeres Gebot erhoffen laſſe 
(OLG. Dresden vom 1. April 1916, Leipz 3. 1916, 826). Wie 
ſole aber wohl der Richter gegenwärtig dazu gelangen, eine 
olche Hoffnung tatſächlich zu begründen? 

Bei alledem iſt der zweite n genötigt, es zunächſt 
auf den Verſteigerungstermin ankommen zu laſſen. Daß das 
Gericht von dieſem bei Verſagung des Zuſchlags Gebühren 
und Auslagen nicht erheben darf (HypVO. 8 14), iſt ein 
ſchwacher Troſt. Abgeſehen davon, daß ein auswärtiger 
Gläubiger jedesmal die Reiſe zum Verſteigerungstermin antreten 
muß, da perſönliche Wahrnehmung des Termins unbedingt 
anzuraten iſt, ergibt ſich ferner für die nachſtehenden Gläubiger 
allgemein die Nötigung, die unter e Verhältniſſen 
häufig ſchwer e DEN. Sicherheit zu beſchaffen. Dieſe 
bis zum letzten Augenblick anhaltende Ungewißheit und Zwangs⸗ 
lage wirkt auf die ganze Rechtsſtellung des nachſtehenden 
Gläubigers empfindlich zurück, denn ihm fehlt bei den Ver⸗ 
handlungen mit dem erſten Hypothekar, die dem Verſteigerungs⸗ 
termin voranzugehen pflegen, der ſichere Rechtsboden, auf dem 
er allein zu einer nachdrücklichen Wahrung ſeiner Intereſſen 
gelangen kann; er bleibt alſo nach wie vor dem geſchilderten, 
überaus nachteiligen Druck ausgeſetzt. 

Im Termin ſelbſt aber wird dem zweiten Hypothekar nichts 
anderes übrigbleiben, als das Meiſtgebot abzugeben, um bei 
emer ungünſtigen Auffaſſung des Verſteigerungsrichters doch 
jedenfalls den Ausfall der Hypothek zu vermeiden. Dann aber 
entſteht die Frage: Kann der Hypothekar das Meiſtgebot abgeben 
und gleichwohl die Verſagung des Zuſchlages verlangen? 
Bereits iſt bei den Verſteigerungsrichtern die Auffaſſung hervor⸗ 

etreten, daß der Antrag des nachſtehenden Hypothekars auf 
Lege des Zuſchlages gegenüber dem Antrage auf Erteilung 
des Zuſchlages, der in der Abgabe des Meiſtgebots durch dieſelbe 
Perſon liege, unzuläffig ſei.!2v) Ich halte dieſe Auffaſſung 
allerdings nicht für zutreffend. Nach § 81 I 3G. iſt der 
Zuſchlag dem Meiſtbietenden zu erteilen, und zwar unabhängig 
davon, ob der Meiſtbietende dies wünſcht oder nicht. Er erhält 
den Zuſchlag auch trotz einer etwaigen Willensänderung und 
ſogar trotz eines etwaigen Verzichts auf die Rechte aus dem 
Zuſchlag. Es iſt deshalb nicht zutreffend, dem Zuſchlag noch 
einen fingierten Antrag des Meiſtbietenden auf Erteilung des 
Zuſchlages unterzulegen, und keinesfalls liegt ein logiſcher 
Widerſpruch darin, daß der Meiſtbietende nach der Abgabe des 
Gebots deſſen Folgen durch einen ihm vom Geſetz hierfür zur 
Verfügung geſtellten Rechtsbehelf abzuwenden ſucht. Allerdings 
muß der zweite Hypothekar beim Ausbieten feiner Hypothek 
darauf achten, daß er nicht über die Dreiviertelgrenze hinaus 
bietet, denn anderenfalls iſt ja der innerhalb dieſer Grenze 
ſtehende Teil ſeines Anſpruchs „durch das Meiſtgebot gedeckt“ 
und die Anwendung des § 12 HypV O. daher ausgeſchloſſen! 

Unzweifelhaft iſt die Frage, ob auch der Meiſtbietende ſich 
auf 8 12 Hypo. berufen kann, natürlich nicht. Folgt die 
Praxis der hier bekämpften Meinung, fo iſt dem 8 12 vollends 
jeder Wert genommen, und es iſt für die tatſächliche Bedeutungs⸗ 

ſigkeit der bisher geltenden Zweidrittelgrenze bezeichnend, daß 
die hier erörterte Frage ſich in der Praxis nicht ſchon früher 
bemerkbar gemacht hat. 

In einem Punkte ließe ſich eine kleine Verbeſſerung dadurch 
erreichen, daß die Gerichte vor der Entſcheidung ein Gutachten des 
Hypothekeneinigungsamts einholten. Auf ſolche Weiſe würde 
der zu c erörterte irrationale Faktor inſoweit ausgeſchaltet 
werden, als man innerhalb derſelben Gemeinde zu einer ein⸗ 
heitlichen Praxis gelangte. Freilich wird es oft ſchwierig (nicht 
unmöglich!) ſein, nach dem Schluß der Verſteigerung noch ein 
Gutachten des Einigungsamts zu erlangen, da der Verkündungs⸗ 
termin nicht über eine Woche hinaus anberaumt werden darf 
(8 87 II 3BG.). Aber das Gutachten kann ja auch vorher 


12) Bol. Rechtsanwalt Pincus in der „Voff. Ztg.“ vom 25. Juli 
1916 (Handelsblatt). 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


. entgehen möchte. 


1089 


eingezogen werden. Denn wenngleich bie ee der Zuſchlags⸗ 
verſagung formell erſt nach Schluß der Verſteigerung entſteht, 
ſo iſt ſie doch materiell ſchon vorher vorhanden, nämlich überall 
da, wo der zweite Hypothekar, der innerhalb der Dreiviertel⸗ 
grenze ſteht, einem notgedrungenen Erwerb des Grundſtücks 
Die Frage an das Einigungsamt würde 
dann dahin zu lauten haben, ob die Verſagung des Zuſchlags 
befürwortet wird, wenn der Anſpruch des betreffenden Hypothekars 
durch das Meiſtgebot nicht gedeckt werden ſollte. Die An⸗ 
rufung des ſachverſtändigen Einigungsamts empfiehlt ſich auch 
inſofern, als ſchon in erſter Inſtanz eine möglichſt gründliche 
Vorbereitung der Entſcheidung über den Zuſchlag anzuſtreben 
iſt. Das ZVG. läßt bekanntlich das Eigentum mit dem 
30 lag unter der auflöſenden Bedingung übergehen, daß der 

uſchlagsbeſchluß nicht im Beſchwerdewege aufgehoben wird 
(8 90 Z3VG.). Maßgebend für dieſe etwas gewagte Kon⸗ 
on war die Erfahrung, daß es tatſächlich ſehr ſelten zur 

ufhebung eines Zuſchlags im Beſchwerdewege kommt,“) wie 
denn die Gründe für die Verſagung des Zuſchlags nach dem 
ZUG. engbegrenzt und ſtreng formeller Natur find. Der Ver⸗ 
ſagungsgrund des § 12 Hyp VO. iſt aber anders geartet. Wenn 
er überhaupt praktiſche Bedeutung erlangt, ſo muß er an 1 
zu häufigen Zuſchlagsaufhebungen führen. Derartige na 
rückwärts hin wirkende Auflöſungen des bereits eingetretenen 
Eigentumsübergangs find aber unerwünſcht, worin übrigens ein 
weiteres Bedenken gegen den 8 12 liegt. Die vorgängige Eins 
holung eines Gutachtens des Einigungsamts wäre wohl geeignet, 
ſolchen „ entgegenzuwirken. 

Im übrigen kommen für die Würdigung der Geſamtlage 
des zweiten Hypothekars noch andere Geſichtspunkte in Betracht, 
ſo namentlich das allgemeine Vertagungsrecht des Verſteigerungs⸗ 
richters. Bald nach Kriegsbeginn wurden von verſchiedenen 
bundesſtaatlichen Juſtizminiſterien, wohl auf Anregung des 
Reichsjuſtizamts, allgemeine Verfügungen herausgegeben, in 
denen die Verſteigerungsrichter auf jene Vertagungsbefugnis 
. wurden.“) Der bayriſche Juſtizminiſter erachtete 

ertagungen des Verſteigerungstermins im Kriege ſchlechthin 
aus „beſonderen Gründen“ für zuläſſig, während die An⸗ 
weiſungen des preußiſchen und ſächſiſchen Juſtizminiſters eine 
zurückhaltendere Faſſung zeigten, namentlich im Anſchluß an 
den Wortlaut einer reichsgerichtlichen Entſcheidung 16) verlangten, 
daß die Vertagung nur in „außergewöhnlichen“ Fällen ſtatt⸗ 
finden ſolle. Nach der einen wie nach der anderen Faſſung 
ergab ſich von ſelbſt, daß das Vertagungsrecht auch anzuwenden 
war, um außergewöhnliche Schädigungen der nachſtehenden Real⸗ 
berechtigten zu verhindern. Doch zeigte ſich bald, daß die 
Praxis entſprechend den von den Juſtizverwaltungen gegebenen 
Weiſungen verſchiedene Wege einſchlug. Die bayriſche Praxis 
iſt unzweifelhaft milder als die norddeutſche. ““) In der preußiſchen 
Praxis zumal tritt mehr und mehr das Beſtreben hervor, das 
richterliche Vertagungsrecht außer Kraft zu ſetzen. Z. B. geht 
die Beſchwerdekammer des LG. II Berlin in einem Beſchluß 
vom 26. Mai 1915 (KGBl. S. 49) ſo weit, zu behaupten, 
daß dem (nachſtehenden) Hypothekengläubiger ein weiterer Schutz 
als die eventuelle Verſagung des Zuſchlags wegen Nicht⸗ 
erreichung der Zweidrittelgrenze überhaupt in keinem Falle 
zuftehe.17) Das LG. bezeichnet dieſe Anſicht als „zweifelsfrei“, 
tritt aber mit ihr nicht nur in Widerſpruch zu dem Grund⸗ 
gedanken der reichsgerichtlichen Rechtſprechung, ſondern auch zu 
der Auffaſſung der Juſtizminiſterien, die doch durch ihre Erlaſſe 
vom Auguſt 1914 jedenfalls auch den . 
elfen wollten, obwohl es damals die Zweidrittelgrenze für das 

eiſtgebot noch nicht gab. Weiter hat das Kammergericht in 


15) Bgl. über die Seltenheit der Beſchwerde gegen den Zuſchlag 
Motive zum Entwurf des 3G. (1889) 277. 


10) PrJMBl. 1914, 661 (Verf. vom 5. VIII. 14); Bay J MBl. 
1914, 165 (Verf. vom 16. VIII. 14); SächſJMBl. 1914, 85 (Verf. 
vom 8. VIII. 14). 


15) RG. (27. U. 14) WarnErgd. 1914, 265. 
16) Vgl. z. B. OLG. München (22. XI. 15) JW. 1916, 614. 


17) Vgl. ferner die von Scholz JW. 1916, 924 zitierten Land» 
gerichtsentſcheidungen. 
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der viel erörterten Entſcheidung vom 21. Dezember 1915 
(KGBl. 1916, 7) ſich dahin ausgelaſſen, es ſtehe auch im 
Kriege vollſtändig im Ermeſſen des die Zwangsverſteigerung 
betreibenden erſten Hypothekars, ob er ſeine Hypothek überhaupt 
ſtehen laſſen und wie ſchwere Bedingungen er für das Stehen⸗ 
laſſen der Hypothek ſtellen wolle; es fe belanglos, daß der 
Hypothekar auf ſolche Weiſe die Verſteigerung zur Erlangung 
roßer Vorteile ausnutze, auch der Geſichtspunkt daß wirt⸗ 
ſchaftliche Exiſtenzen und Werte in Kriegszeiten zu erhalten 
ſeien, müſſe gegenüber jenem Intereſſe des erſten Hypothekars 
urücktreten!! Aber das Intereſſe des erſten Hypothekars, den 
igentümer und die nachſtehenden Realberechtigten unter Miß⸗ 
brauch des durch die Kriegslage hervorgerufenen Bietermangels 
auszubeuten — denn darum handelt es ſich —, iſt wohl 
ſchwerlich als ein berechtigtes anzuſehen, und andere als be⸗ 
rechtigte Intereſſen hat das RG. ganz gewiß nicht im Sinne 
gehabt, als es vom Verſteigerungsrichter die Berückſichtigung 
„aller Intereſſen der Beteiligten“ forderte.!) Dieſe Ent: 
ſcheidung des KG. iſt keine glückliche geweſen, und der Wider⸗ 
ſpruch, mit dem fie in der Offentlichkeit aufgenommen wurde, ) 
iſt nur allzu begreiflich. Für Friedenszeiten mag ein ſolcher 
ßſtab, wie ihn das KG. anlegt, am Platze ſein, aber die 
Kriegszeit ſollte doch zu einer freieren und rückſichtsvolleren 
Beurteilung führen. Gibt man überhaupt zu, daß der Ver⸗ 
ſteigerungsrichter ſchon auf Grund des ZVG. in „außer⸗ 
5 Fällen“ vertagen dürfe, ſo braucht man ſich 
wahrlich nicht vor der Folgerung zu fürchten, daß dieſe außer⸗ 
gewöhnlichen Fälle in dieſem furchtbarſten aller Kriege häufig 
vorkommen, und daß auf dieſe Weiſe in zahlreichen Fällen 
„wirtſchaftliche Exiſtenzen erhalten werden“ auf die Gefahr 
hin, daß es den erſten Hypothekaren 1 gemacht wird, 
En den notleidenden Realberechtigten „Kriegsgewinne“ zu 

iehen. . 

Leider wird man bis auf weiteres mit der ungünſtigen 
Haltung der e rechnen müſſen, und ſo hat 
der zweite Hypothekar auch von dieſer Seite wenig zu 
erwarten. 

Die amtliche Begründung verweiſt denn auch die zweiten 
Hypothekare auf die zum Schutze der Hypothekenſchuldner 
etroffenen Vorſchriften, da durch die Einſchränkung der 
at aeg die Hppothekare mittelbar vor einem 
usfall bewahrt blieben. In der Tat iſt es die beſte Siche⸗ 
rung für den zweiten Hypothekar, daß er ſich vertrauensvoll 
in den Schutz — feines Schuldners begibt. Sachgemäß iſt 
dieſe Löſung wohl kaum, ſie verſagt auch in den gar nicht 
eltenen Fällen, wo der Eigentümer kein Intereſſe am Grund⸗ 
tück mehr nimmt und daher keine Anträge ſtellt, wo er nicht 
zu erreichen iſt u. dgl. Auch könnte unter Umſtänden das 
rechtliche Bedenken erhoben werden, ob es ſtatthaft iſt, eine 
vom Schuldner beantragte Verſteigerungseinſtellung im Hin⸗ 
blick auf die Intereſſen des zweiten Hypothekars zu recht⸗ 
fertigen, ob hier alſo nicht gewiſſermaßen eine exceptio de 
iure tertii vorliege. In der Tat iſt dieſer Einwand an ſich 
begründet. Er wird aber dadurch überwunden, daß das 
Intereſſe des zweiten Hypothekars mittelbar zugleich dasjenige 
des Eigentümers iſt. Denn der vom zweiten Hypothekar 
befürchtete Ausfall ſeiner Hypothek würde für den Eigentümer 
die Folge nach ſich ziehen, daß dieſer trotz des Grundſtücks⸗ 
verluſtes für den vollen Betrag der zweiten Hypothek perſönlich 
verhaftet bleiben, mithin einen unverhältnismäßigen Nachteil 
erleiden würde, der für normale Zeiten — wenn Bieter vor⸗ 
nden find — nicht zu gewärtigen iſt. Auch bietet die oben 
erührte Bemerkung der amtlichen Begründung) jetzt für die 
Praxis einen poſitiven Anhalt, um bei der Entſcheidung über 
die Einſtellungsanträge des Eigentümers auch die Lage des 
zweiten Hypothekars mit in Betracht zu ziehen. 


18) In den oben S. 1089 Anm. 15 zitierten Entſch. 

19) Scholz, JW. 1916, 925 Anm. 2. 

2) Sie lautet wörtlich: „Die Einſchränkung der Zwangs⸗ 
verſteigerungen kommt mittelbar auch den Gläubigern der zweiten 


Hypothek zugute, inſofern ſie dadurch vor einem Ausfall ihrer Rechte 
bewahrt bleiben.“ 
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VIII. Sypothekeneinigungsämter (ſ. JW. 1916 S. 971, 1039. 
Wie ſehr der Wirkungskreis der Hypothekeneinigungsämter 
durch die neue Verordnung erweitert worden iſt, geht aus den 
früheren Ausführungen hervor. Die Amter dürfen darin eine 
Anerkennung des Geſetzgebers für die erfolgreiche gemeinnützige 
Tätigkeit erblicken, die ſie ſeit länger als Jahresfriſt entfalten. 
Es wird auch über die geſetzlich feſtgelegten Fälle hinaus ſich 
für den Richter vielfach empfehlen, das Gutachten des Einigungs⸗ 
amtes einzuziehen, z. B. wenn es ſich um die Vertagung des 
Verſteigerungstermins oder um eine Streitfrage aus dem 
des Hypothekenweſens handelt, die das wirtſchaftliche Gebiet 
berührt; von der Zweckmäßigkeit, die Einigungsämter bei der 
Verſagung des Zuſchlages heranzuziehen, war ſchon die Rede. 
Zu beachten iſt, daß die Zuſtändigkeit des en Einigung 
amts ſich grundſätzlich nur auf das Gebiet Gemeinde be⸗ 
ſchränkt, zu der das Amt gehört. In vielen, namentlich kleineren 
Gemeinden fehlt es aber an Einigungsämtern. Will hier der 
Richter vor der Entſcheidung die ſachverſtändige Meinung eines 
Einigungsamts hören, ſo wird er ſich zweckmäßigerweiſe an das 
Amt eines Nachbarortes wenden, und wenn auch für das 
in ſolchem Falle keine Verpflichtung zur Erſtattung des Bub 
achtens beſteht, fo bringt es doch der gemeinnützige Charalte 
der ganzen Einrichtung mit ſich, daß dem Wunſche der Gerichte 
grace werden wird, wenn nicht irgendwelche Bed 
obwalten. 


* * 
* 

Die vorſtehende Betrachtung der neuen Verordnung führt 

unmittelbar auf ein Problem von allgemeinſter Bedeutung. 
Es iſt nicht möglich, die Unvollkommenheit der Verordnung 
etwa auf wirtſchaftspolitiſche Meinungsverſchiedenheiten zurück⸗ 
zuführen, deren Austragung außerhalb des juriſtiſchen Gebietes 
läge. Denn daß der Regierung der Schutz der zweiten Hypothel 
gleichfalls am Herzen liegt, weiß man aus zahlreichen Erklärungen, 
und die Schädigung der perſönlich haftenden früheren Grund⸗ 
ſtückseigentümer iſt ſicher ebenſo wenig gewollt, wie die unein⸗ 
eſchränkte Zulaſſung der Zwangsverſteigerung 1 perſön⸗ 
icher betreibender Gläubiger oder die dem Schuldner gewährte 
Möglichkeit, den Verſteigerungstermin durch verſpätete Stellung 
des Einſtellungsantrages zu vereiteln. Man iſt lediglich auf die 
Tragweite dieſer Fragen nicht aufmerkſam geworden. Das 
iſt u. a. aus der amtlichen Begründung zu erkennen, die trotz ihrer 
Ausführlichkeit über jene Punkte nichts ſagt. Damit wiederholt 
ſich eine Erſcheinung, die ſich in den Verordnungen prozeß⸗ 
und privatrechtlichen Inhalts — über die andern ſteht dem 
Verfaſſer kein Urteil zu — ſchon mehrfach gezeigt hat. Man 
kann ſich bei dieſer Erſcheinung auf die Dauer nicht beruhigen, 
ſondern muß ihren Grund zu ermitteln ſuchen. Er liegt meines 
Erachtens in dem Verfahren, aus dem die Verordnungen hervor⸗ 
ehen. Im Frieden werden die Entwürfe der Regierung unter 
ie Mitwirkung der öffentlichen Kritik und, wenn man will, 
des Volkes im Reichstag durchberaten, und es bietet ſich damit 
eine ausgiebige Gelegenheit, Verbeſſerungsvorſchläge anzubringen. 
Nicht genug damit, hat die Regierung im Frieden grade auf 
dem Gebiet, auf das ſich unſere Bemerkungen beziehen, ſehr oft 
wichtige Entwürfe freiwillig der öffentlichen Kritik unterbreitet, 
noch bevor ſie an den Reichstag kamen. Bei den Kriegs⸗ 
der dener prozeß⸗ und privatrechtlichen Inhalts aber fällt 
die Mitarbeit der Allgemeinheit und namentlich der Fachkritik 
gegenwärtig ſo gut wie ganz aus. Daß die beteiligten Reſſorts 
die Wünſche der Aten ge en entgegennehmen, bietet 
dafür durchaus keinen Erſatz. Dabei kommen nicht nur die 
nichtorganifierten Intereſſen — wie gerade die HypVO. zeigt —, 
ſondern auch die Wiſſenſchaft zu kurz, und ſelbſt die wenigen, 
die gehört werden, können zu einer wirklich 
nicht gelangen. Denn es iſt feſtſtehender Grundſatz, die Ver 
ordnungsentwürfe ſelbſt geheimauhalten, fo daß der befragte 
oder freiwillige Berater gleichſam im Nebel ficht. Warum aber 
dieſes undurchdringliche Geheimnis in einer Angelegenheit des 
anzen Volkes? Natürlich kann nicht jedes einzelne Reſſort 
feine Sonderpläne der Offentlichkeit preisgeben. Aber die Feſt⸗ 
ſtellung eines abänderungsfähigen vorläufigen Entwurfs als 
Grundlage der öffentlichen Erörterung muß ebenſo möglich ſein 
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wie im Frieden, und fie ift heute unendlich viel nötiger als 
jemals. Daß die Behörden auf ſolche Weiſe in die Lage 
lommen könnten, bereits kundgegebene Meinungen zurück⸗ 
zunehmen, wird doch ſicherlich nicht etwa als Gegengrund 
angeführt werden. Daß übrigens ſolche Notwendigkeit den 
Behörden auch bei dem jetzigen Verfahren nicht erſpart bleibt, 
zeigt, um von anderen Beiſpielen abzuſehen, das Schickſal der 
Entlaſtungverordnung. Auch die HypVO. wird ſchwerlich 
lange unverändert bleiben. Man kann insbeſondere den per⸗ 
ſönlich haftenden früheren Grundſtückseigentümern den Schutz, 
deſſen ſie nicht in geringerem, ſondern vielmehr in weit 
höherem Maße als die gegenwärtigen Eigentümer bedürfen, 
auf die Dauer nicht vorenthalten. Aber es iſt natürlich viel 
ſchwieriger, die Abänderung einer Verordnung herbeizuführen, 
als die eines Verordnungsentwurfs. Wie die Dinge jetzt liegen, 
muß man ſeine Hoffnung darauf ſetzen, daß der Reichstag auf 
Grund des 8 4 II des Ermächtigungsgeſetzes vom 4. Auguſt 
1914 eine Verbeſſerung der Verordnung veranlaſſen wird. Das 
hätte vielleicht vermieden werden können, wenn man der 
Wiſſenſchaft und Praxis die erforderliche Gelegenheit zur Mit⸗ 
arbeit gegeben hätte.“) 


Schrifttum. 

Das Geſetz über den Belagerungszuſtaud vom 4. Juni 1851 
(mit dem Abänderungsgeſetz vom 11. Dezember 1915) 
in der Rechtſprechung des Reichsgerichts. Herausgegeben 
von Ernſt Conrad, Reichsgerichtsrat, Leipzig. Berlin 1916. 
Verlag von Otto Liebmann. 

Die Erklärung des Belagerungszuſtandes — die Vorausſetzung 
für den Eintritt der Wirkſamkeit des Geſetzes vom 4. Juni 1851 — 
iſt nach deſſen 8 1 im Falle eines Krieges für die „von dem Feinde 
dedrohten oder teilweiſe ſchon beſetzten Provinzen“ und nach 8 2 
„für den Fall eines Aufruhrs bei dringender Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit“ vorgeſehen. Von vornherein trug daher das BZG. den 
Stempel eines für zeitlich beſchränkte Ausnahmsverhältniſſe ge⸗ 
ſchaffenen Geſetzes, und niemand dürfte damit gerechnet haben, daß 
es einmal Jahre hindurch, ſtaatsrechtlich zur Bedeutung eines Reichs⸗ 
geſetzes erhoben, die Grundlage für einen großen Teil unſeres Rechts⸗ 
lebens bilden würde, wie es tatſächlich ſeit der kaiſerlichen Ver⸗ 
ordnung betreffend die Erklärung des Kriegszuſtandes vom 31. Juli 
1914, nach der vom RG. in mehreren Urteilen gebilligten Deutung 
des Art. 68 NBerf., der Fall iſt. Deshalb lag bisher ein Bedürfnis 
m eingehender Kommentierung des Geſetzes nicht vor, und da es in 
Langer Friedenszeit unangewendet blieb, fehlte auch für die Judikatur 
der Anlaß, dazu Stellung zu nehmen. Soviel mir bekannt, befinden 
ſich nur im Stengleinſchen „Kommentar zu den ſtrafrechtlichen 
Nebengeſetzen des Deutſchen Reichs“ und in der Sammlung ber 
noch in Gültigkeit ſtehenden preußiſchen Strafgeſetze von Groſchuff⸗ 
Eichhorn⸗Delius einige ziemlich kurze wiſſenſchaftliche Erläute⸗ 
rungen zu einzelnen Paragraphen des Geſetzes. Es wird deshalb 
von allen, die ſich amtlich und beruflich mit ſeiner Anwendung zu 
beſchäftigen haben, ſehr dankbar begrüßt werden, daß NER. 
Conrad, nachdem er bereits durch vielfache Veröffentlichungen in der 
„DIZ.“ und der „DStR.“ das Verſtändnis für das BG. vers 
mittelt, nunmehr der Praxis einen vollſtändigen Wegweiſer für deſſen 
Anwendung geſchaffen hat. 

Die Aufgabe, die er ſich geſtellt, war von vornherein eine 
begrenzte. Von den 18 Paragraphen des Geſetzes konnte annähernd 
die Hälfte für die Rechtſprechung des RG., deren Darſtellung aus: 
geſprochenermaßen der Zweck des Verfaſſers war, nicht in Frage 
Fommen. Darunter diejenigen über das Verfahren vor den „Außer⸗ 
ordentlichen Kriegsgerichten“, deren Urteile bekanntlich inappellabel 
find, doch wird ſorglicherweiſe nicht unterlaffen, zu $ 13 Nr. 6 auf 
den Beſchluß des RMG. vom 11. März 1915 hinzuweiſen, der die 


21) Siehe den Nachtrag S. 1146. 
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urſprünglich ſtreitige Frage, ob wenigſtens die Wiederaufnahme des 
Ber fahrens gegenüber dieſen Urteilen zuzulaſſen iſt, verneinend 
beantwortet. Eingehend iſt zu 8 10 die Judikatur des NG. über 
die Abgrenzung der Zuſtändigkeit der Außerordentlichen Kriegsgerichte 
behandelt, durch welche auch deren Charakter als Sondergerichte im 
Sinne der 88 13, 16 GG. feſtgeſtellt und der Fall der ideellen 
Konkurrenz der zu ihrer Kompetenz gehörenden mit anderen Straf⸗ 
taten erörtert, die Streitfrage über die fortdauernde Gültigkeit der 
drakoniſchen Strafandrohungen des § 8 jedoch (Entſch. Bd. 44 S. 124) 
nur geſtreift, aber nicht entſchieden wird. 

Der Schwerpunkt der reichsgerichtlichen Judikatur liegt in den 
Entſcheidungen zu 8 9b B3G., deren Bearbeitung denn auch von 
den 138 Seiten des Conradſchen Buches allein 77 in Anſpruch 
nimmt. Sie darf als ein muſtergültiges Beiſpiel für die Gruppierung 
und Syſtematiſierung einer großen Anzahl höchſtrichterlicher Ent⸗ 
ſcheidungen unter wiſſenſchaftlichen Geſichtspunkten bezeichnet werden. 
Die — überſichtlich durch geſperrten Druck hervorgehobenen — 
80 Leitſätze werden vorangeſtellt und dann mit den einſchlägigen 
Urteilsgründen im Wortlaut belegt und erläutert; dabei verbürgt 
die ſichere Beherrſchung des Stoffs die Vollſtändigkeit aller erſorder⸗ 
lichen, und die Weglaſſung aller entbehrlichen Sätze. Eine eigene 
Stellungnahme des Verfaſſers zu ſtreitigen Fragen tritt allerdings 
ſelten hervor, aber dies lag wohl auch nicht in der Tendenz des 
Werkchens und erſcheint um ſo entbehrlicher, als begreiflicherweiſe 
für die, ihrer Beſtimmung nach zeitlich vorübergehende, Inſtanz⸗ 
rechtſprechung aus dem BZG. mehr noch wie ſonſt die Urteile des 
RG. mit der Wirkung des „Roma locuta“ gefällt werden. 

Die durch Vollſtändigkeit und Zuverläſſigkeit ausgezeichnete Zu⸗ 
ſammenſtellung der Geſichtspunkte, die dem höchſten Gerichtshof für 
die Interpretation des derzeitigen B3G. leitend und zur Erreichung 
ſeiner Ziele beſtimmend erſchienen, wird zweifellos auch als vor⸗ 
treffliche Vorarbeit Wert beanſpruchen, wenn nach Beendigung des 
Krieges der, ſchon im Art. 68 NBerf. in Ausſicht geſtellte, Erſatz der 
vielfach veralteten Beſtimmungen des 1851er Geſetzes durch ein 
neues Reichsgeſetz in Angriff genommen werden wird. 

Juſtizrat Dr. Mamroth, Breslau. 


Dr. Herbert Schmeißer: Der Einfluß des Krieges auf die 
Hauptverträge des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Unter be⸗ 
ſonderer Berückſichtigung des Dienſtvertrags. Berlin, 
J. Guttentag, 1915. 80 Seiten. Preis geh. 1,50 &. 

Einleitungsweiſe berichtet der Verfaſſer, wie England trotz des 

Art. 23 h des Haager Abkommens über die Geſetze und Gebräuche 

des Landkriegs vom 18. Oktober 1906 bei Ausbruch des Krieges er⸗ 

klärt hat, daß dadurch das engliſche Recht in keiner Weiſe berührt 
werde. Durch dieſes Verhalten Englands ſind Gegenmaßregeln 

Deutſchlands heraufbeſchworen worden, über die ſich der Verfaſſer 

verbreitet. Dann geht er auf den Einfluß des Krieges auf die Ver⸗ 

träge im allgemeinen über. Er prüft, in welcher Weiſe Verzögerungen 

im Poſtverkehr und Telegrammſperre das Entſtehen der Verträge 

beeinfluſſen. Er zeigt, daß die elausula rebus sic stantibus ins 

BGB. im weſentlichen nur beim Darlehnsverſprechen Aufnahme ges 

funden hat. Wenn er meint, daß unter Umſtänden § 157 BGB. 

zum Schutze herangezogen werden könne und daß nach ihm ein ver⸗ 
mögensloſer, mit ſeiner Familie arbeitslos gewordener Arbeiter, der 
mit der Zahlung des Mietzinſes zum Teil im Rückſtand iſt, vom 

Vermieter Ratenzahlungen bewilligt verlangen darf, ſo iſt dies wohl 

doch als zu weitgehend abzulehnen. Nach dem Urteil des RG. vom 

80. November 1915 (III 193/15, Recht XX, 19) hat der Richter nach 

geltendem Recht nicht die Machtbefugnis, zur Milderung der Härten 

des Krieges einen Ausgleich zwiſchen den Vertragsteilen zu ſchaffen. 

Der Verfaſſer tritt dann in eine Würdigung der Kriegsklauſel 
ein. Die neueſte Rechtſprechung über die Wirkung der Kriegsklauſel 
iſt aus der Zuſammenſtellung in der Deutſchen Rechtsanwaltszeitung 

XII, 293; XIII, 10 erſichtlich. Die Anſicht Schmeißers, daß, wenn 

nach dem Inhalt der Kriegsklauſel der Krieg als höhere Gewalt 
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gelten ſoll, der Käufer beweiſen kann, daß der Verkäuſer an der 
Leiſtung nicht verhindert iſt, dürfte vom NG. nicht geteilt werden 
(vgl. die Urteile des RG. vom 16. November 1915 [II 864/15, 
Recht XX. 19; DIZ. XXI, 132; Leipz 3. X, 239] und vom 26. No: 
vember 1915 [II 279/15, Leipz 3. X, 234). Schmeißer würdigt 
weiterhin die Wirkung der Unmöglichkeit der Erfüllung; er beſpricht 
auch den Verzug. Daran reiht ſich die Erörterung des Einfluſſes 
des Krieges auf die Hauptverträge des BGB.: Kauf, Miete, Arbeits⸗ 
vertrag und Geſellſchaftsvertrag. Was den Kauf anlangt, ſo ſei 
hingewieſen auf die Ausführungen des Rechtsanwalts Dr. Dicken in 
IW. 1915, 741. Dort kritiſtert Dicken eine Entſcheidung des RG. 
vom 20. Mai 1915 (L. II 83 / 15), in der ausgeführt iſt, daß, wenn 
die Kriegsklauſel nach dem Schlußſchein dahin lautet: „Streiks, Be⸗ 
ſchädigung der Maſchinen, Mobilmachung, Krieg, Blockade, Aus: und 
Einfuhrverbot, höhere Gewalt vorbehalten“, anzunehmen ſei, daß der 
Verkäufer den Vertrag ſicherlich unter der Bedingung abgeſchloſſen 
wiſſen wollte, daß, wenn der Krieg ausbricht, er nicht gebunden ſein 
will. Dicken wirft nun die Frage auf, ob der Käufer die Klauſel 
auch in dem Sinne wollte, mit dem Hinweiſe darauf, daß eine gültige 
Vereinbarung nur durch Übereinſtimmung der Parteien zuſtande 
kommen kann. Er meint, daß der Käufer dieſer Klauſel bei Abſchluß 
des Vertrages nicht dieſen Sinn beigelegt haben wird. Auch Hachen⸗ 
burg (JW. 1915, 961) beſchäftigt ſich mit der Frage, ob bei der der 
Kriegsklauſel vom RG. gegebenen Auslegung berückſichtigt iſt, ob auch 
der Käufer nach der Verkehrsſitte dieſen Willen des Verkäufers er⸗ 
kennen konnte. Er verhehlt ſich nicht, daß dem Käufer in zahlreichen 
Fällen nicht zum Bewußtſein gekommen ſein wird, daß der Verkäufer, 
ohne daß ihm die Lieferung unmöglich oder wenigſtens unerſchwinglich 
gemacht worden iſt, vom Verkaufe befreit ſein ſoll. Im Gegenſatz 
hierzu will Rechtsanwalt Dr. Wirtz (JW. 1915, 900) die Kriegs⸗ 
klauſel fo ausgelegt wiſſen, wie das NG. es tut. 

Hinſichtlich des vom Verfaſſer als Unterart des Arbeitsvertrages 
behandelten Dienſtvertrages ſind die vom Verfaſſer für den Fall, daß 
keine der beiden Parteien zum Heeresdienſte eingezogen iſt, aufge⸗ 
ſtellten Grundſätze im Einklange mit der Nechtſprechung des NG. 
Nach dem Urteil vom 11. November 1915 (VI 243/15, Recht XX, 20) 
reichen die Folgen ganz allgemein wirkender Ereigniſſe, wozu das 
RG. auch den Kriegsausbruch rechnet, nicht aus für eine rechtliche 
Berückſichtigung, wenn nicht im einzelnen Falle die Verhältniſſe des 
Schuldners von ihnen beſonders betroffen werden. Nach dem Urteil 
vom 30. November 1915 (III 193/15, Leipz Z. X, 160) bildet der 
Krieg einen wichtigen Grund zur friſtloſen Kündigung eines Dienſt⸗ 
verhältniſſes nur dann, wenn die Weiterführung des Betriebes mit 
Rückſicht auf die Folgezuſtände des Krieges den Dienſtberechtigten 
unter keinen Umſtänden zugemutet werden kann. Auf dieſem Stand⸗ 
punkt ſteht auch Geh. Juſtizrat Heinrich Dove in JW. 1915, 684. 
Schmeißer erblickt in der Einberufung des Angeſtellten zum Heeres⸗ 
dienſte ein „Unglück“ im Sinne des § 72 Abſ. 2 HGB. nicht. In 
dieſer Beziehung hat er die herrſchende Meinung für ſich. Über 
Einzelheiten hinſichtlich Schrifttum und Rechtſprechung verbreitet ſich 
Dove (a. a. O. 682), der ſich auch der herrſchenden Anſicht anſchließt. 
Eingegangen ſei hier noch auf die Streitfrage, ob ein einem feind⸗ 
lichen Staat angehöriger Angeſtellter friſtlos entlaſſen werden kann. 
Schmeißer will den Umſtand, daß der Angeſtellte einem feindlichen 
Staate angehört, als einen wichtigen Grund zur Entlaſſung im 
Sinne des § 626 BGB., § 72 HGB. anſprechen. Er verhehlt nicht, 
daß er gehoſſt habe, daß die Regierung die von unſern Feinden gegen 
deutſche Angeſtellte lediglich wegen ihrer Nationalität ausgeſprochene 
ſofortige Entlaſſung mit Vergeltungsmaßregeln gegen die Angehörigen 
feindlicher Staaten beantworten würde. Er ſagt dann weiter: „Dieſe 
Hoffnung hat ſich nicht erfüllt. So müſſen wir denn verſuchen, auf 
einem andern Wege zu einem befriedigenden Ergebnis zu kommen, 
und hier hilft uns allem Widerſpruch der Gegner zum Trotz gerade 
die Anwendung des ‚wichtigen Grundes“.“ Auf Grund dieſes Sach: 
verhalts wirft Dove (a. a. O. 895) Schmeißer vor, der von Schmeißer 
gefuchte Weg ſei ein Umweg, um im bewußten Widerſpruch mit dem 


erkannten, aber nicht gebilligten Willen des Geſetzgebers der ſubjel⸗ 
tiven Meinung zum Siege zu verhelfen. Dieſer Vorwurf dürfte zus 
weit gehen. Zuzugeben iſt, daß die Schmeißerſche Ausdrucksweiſe 
etwas unvorſichtig iſt. Dies berechtigt Dove aber noch nicht, zu be⸗ 
haupten, Schmeißer habe in bewußtem Widerſpruch mit dem erkannten, 
aber nicht gebilligten Walten des Geſetzgebers auf einem Umwege 
ſeiner ſubjektiven Meinung zum Siege verhelfen wollen. Man kann 
fehr wohl der Meinung ſein, daß die Angehörigkeit eines Angeſtellten 
zu einem feindlichen Staate ein wichtiger Grund zur Entlaſſung im 
Sinne des $ 626 BGB., § 72 HGB. iſt. Hat doch der II. Zivil⸗ 
ſenat des OLG. Dresden im Urteil vom 5. November 1915 
(2 O. 64/15, JW. 1916, 147) die engliſche Staatsangehörigkeit eines 
Geſellſchafters als wichtigen Grund für die Auflöſung einer Geſell⸗ 
ſchaft mit beſchränkter Haftung anerkannt. Auch die Gründe, auf 
die ſich das oberlandesgerichtliche Urteil ſtützt, ſind geeignet, die 
feindliche Staatsangehörigkeit eines Angeſtellten als einen wichtigen 
Grund zu ſeiner ſofortigen Entlaſſung erſcheinen zu laſſen. Das 
OLG. führt aus: Die Angehörigkeit des Geſellſchafters zu einem 
feindlichen Staate, insbeſondere zu England, müſſe auf die Verhält⸗ 
niſſe der Geſellſchaft höchſt nachteilig wirken und deren ſerneres Ge 
deihen aufs äußerſte geſährden. Der Krieg habe für England vor 
allem ein Handelskrieg und das Mittel ſein ſollen, die geſchäftliche 
Konkurrenz Deutſchlands im Welthandel niederzuringen und die 
deutſchen Geſchäfte vom Welthandel auszuſchließen. Für längere 
Zeit könne deshalb nicht daran gedacht werden, daß Geſellſchaften, 
denen Engländer als Teilhaber angehörten, in Deutſchland, wo dit 
engliſchen Kriegsgeſichtspunkte allgemein bekannt ſeien, Geſchäfte 
machten. Das ſei trotz aller Nachſicht und Langmut des deutſchen 
Volkes nicht zu erwarten.. Daß die Angehörigkeit des Geſell⸗ 
ſchafters zu einem feindlichen Staate ihm an ſich nicht zum Ver⸗ 
ſchulden angerechnet werden könne, ſei einflußlos; ſie bleibe trotzdem 
ein wichtiger Grund zur Auflöſung der Geſellſchaft im Sinne des 
Dieſe Begründung paßt jedenfalls auf alle diejenigen 
Angeſtellten, die mit dem Publikum in Berührung kommen. Man 
kann fie aber auch anrufen, um hinſichtlich der anderen Angeftellten 
die feindliche Staatsangehörigkeit als einen wichtigen Grund zur 
ſofortigen Entlaſſung hinſtellen zu können. Bei der von unſeren 
Feinden ſelbſtverſchuldeten Verhetzung weiteſter Kreiſe kann den 
Kunden nicht zugemutet werden, länger Abnehmer von Waren bei 
ſolchen Geſchäften zu bleiben, bei denen Angeſtellte mit feindlicher 
Staatsangehörigkeit tätig ſind. Nach alledem muß man Schmeißer 
glauben, daß er optima fide dafür eintritt, daß ſeindliche Staats⸗ 
angehörigkeit eines Angeſtellten den Dienſtherrn nach $ 626 BGB. 
8 72 HGB. zur friftlofen Kündigung berechtigt. Im übrigen wird 
man in der hier in Rede ſtehenden Frage, wie dies auch Paul 
Derimann (JurL Bl. XXVII, 130) will, eine individualiſterende Ve 
handlungsweiſe als das allein Sachgemäße betrachten müſſen. 

Schmeißer kommt ſchließlich noch auf die Kriegsnotgeſetze zu 
ſprechen, ſoweit ſie für ſeine früheren Erörterungen von Be⸗ 
deutung ſind. 

Die Schmeißerſche Schrift, die ſo geſchrieben iſt, daß ſie auch 
von Nichtjuriſten verſtanden werden kann, iſt geeignet, den Recht⸗ 
ſuchenden das Verſtändnis für die Einwirkung des Krieges auf die 
Rechtsgeſchäfte zu erſchließen. Sie wird auch den bei der Rechts⸗ 
findung Beteiligten ſchätzenswerte Dienſte leiſten. 

Landgerichtsrat Alfons Hackenberger, Schweibnit. 


Profeſſor Dr. Max Apt: Außenhandelsamt. Ein Zentralamt 
zur Förderung des deutſchen Außenhandels. Leipzig 1916, 
Verlag Quelle & Meyer. 

Die Aufforderung, zu dieſer im Mai 1916 erſchienenen 

Arbeit kritiſch Stellung zu nehmen, gibt mir wiederum!) Ber 


1) Vgl. die Broſchüre: „Amtliche Handelsſtellen deutſcher Handels⸗ 
kammern im Auslande.“ Ein Vorſchlag zur Ausgeſtaltung der Handels 
kammertätigkeit im Intereſſe unſeres künftigen Welthandels, von 


45. Jahrgang. 


anlaſſung, die Forderung zu erheben, daß die deutſche Kaufmanns 
ſchaft der deutſchen Arbeit und dem deutſchen Gewerbefleiß im Aus⸗ 
lande durch Errichtung von Auslandsſtellen neue Stützpunkte ſchafft. 


Darin bin ich mit Profeſſor Apt einig, daß gerade der Wirt⸗ 
ſchaſtskrieg, der auch nach Abſchluß des Weltkriegs ſein Ende nicht 
erreicht haben wird, uns beſtimmen ſollte, nicht lediglich auf die 
Privatinitiative des einzelnen Kaufmanns zu bauen, die unter der 
Deviſe der größten deutſchen Schiffahrtsgeſellſchaft „mein Feld iſt 
die Welt“ Deutſchlands Handel in den fernſten Erdteilen entwickelt 
hat. Es wird vielmehr unbedingt erforderlich ſein, allenthalben für 
die Hebung und Belebung des Auslandsgeſchäfts Intereſſe zu wecken 
und die Kaufmannſchaft bei ihren Beſtrebungen, Deutſchland dem 
Welthandel wieder zurückzuerobern, mit allen Kräften zu unterſtützen. 
Der Wettbewerb wird nach dem Kriege zweifellos ſchärfere Formen 
annehmen. „Im Kampf gegen die vereinigten wirtſchaftlichen 
Mächte der Gegner wird auch der Deutſche ſich auf die vereinigte 
deutſche Kaufmannſchaft ſtützen müſſen, um nicht von vornherein den 
kürzeren zu ziehen.“) 

Gerade der Umſtand, daß die Entente verſuchen wird, auch nach 
dem Kriege unſerem Außenhandel alle erdenklichen Hinderniſſe in 
den Weg zu legen, in Verbindung mit der Tatſache, daß der während 
des Krieges gewiſſermaßen ausgehungerte, jedenfalls erheblich ver⸗ 
ſtärkte Inlandsbedarf eine Vernachläſſigung unſeres Auslandsgeſchäſts 
zum Schaden unſerer weltwirtſchaftlichen Zukunft im Gefolge haben 
kann, zwingt uns, wo ſich nur immer ein berechtigtes Exportintereſſe 
zeigt, dieſes zu ſtützen, anzuregen und zu fördern, was bei einer 
regelmäßigen Entwicklung der Weltwirtſchaft nicht, oder doch nicht in 
dem Maße erforderlich geweſen wäre. 

Das Verdienſtvolle der Aptſchen Unterſuchung ſehe ich darin, 
weite Kreiſe auf dieſe und die hiermit im Zuſammenhange ſtehenden 
Fragen erneut hingewieſen zu haben. 

Apt fordert eine Teilung des Reichsamts des Innern in ein 
Neichswirtſchafts⸗ und ein Reichsarbeitsamt, die Errichtung deutſcher 
Handelskammern im Ausland und eine Reform unſeres Konſulats⸗ 
weſens. 

Was ſeine Forderungen im einzelnen betrifft, ſo wird man ihnen 
— dies iſt natürlich für den Wert der Arbeit, die auch eine Fülle 
hiſtoriſchen, nicht jedermann zugängigen Materials enthält, ohne 
Bedeutung — kaum voll beiſtimmen können. Es gilt das insbeſon⸗ 
dere von der erſten Forderung, der Teilung des Reichsamts des 
Innern in ein Reichswirtſchafts⸗ und ein Reichsarbeitsamt. Es iſt 
eine Trennung nicht gut möglich zwiſchen innerwirtſchaftlichen Fragen, 
die das Reichswirtſchaftsamt zu bearbeiten hätte (Apt erwähnt 
namentlich die Aufgaben eines ſogenannten wirtſchaftlichen General⸗ 
ſtabs, die Mobiliſierung und nach dem Kriege die wirtſchaftliche 
Demobilifierung, die Führung der geſamten Volkswirtſchaft — der 
Verfaſſer ſpricht von den Kriegsdezernaten für Metalle, Chemikalien, 
Baumwolle, Wolle, Jute, Kautſchuk, Leder, Häute, Hölzer, organiſche 
Produkte, die beſtehen bleiben ſollen —), und Außenhandelsintereſſen, 
die von dem Außenhandelsamt wahrzunehmen wären. Die Schaffung 
eines eigenen Kolonialamts, eines eigenen Reichsmarineamts recht⸗ 
fertigt eine Trennung zwiſchen Reichswirtſchafts⸗ und Reichsarbeits⸗ 
amt ebenſowenig wie der Umfang der Arbeit, die das Reichsamt des 
Innern zu leiſten hat. Was organiſch zuſammenhängt — Innen⸗ 
wirtſchaft und Außenwirtſchaft hängen organiſch zuſammen — kann 
nicht zerriſſen werden. Eine Erweiterung des Arbeitsgebiets kann 
nur zur Erweiterung des einen Amts oder zur Schaffung dieſes oder 
jenes Reſſorts führen. Daß ein Reichswirtſchaftsminiſter nicht die 
Intereſſen der Innen⸗ und Außenwirtſchaft wegen der Fülle der 
Arbeiten überſehen könnte, erſcheint im übrigen nicht zutreſſend. 


Eduard Meyerſtein, Syndikus der Handelskammer zu Berlin, z. Zt. 
Mitglied der Direktion der Amtlichen Handelsſtelle deutſcher Handels⸗ 
kammern Warſchau. Erſchienen im April 1916. Zu beziehen bei 
der Amtlichen Handelsſtelle deutſcher Handelskammern Bromberg. 


1) Siehe meine oben zitierte Denkſchrift Seite 8. 
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Daß es aber durchaus angebracht wäre, eigene Organe der Kaufmann⸗ 
ſchaft zu ſchaffen, die neben und unter den Organen des Staats und 
mit Unterſtützung der Staatsregierung im Intereſſe unſerer Welt⸗ 
wirtſchaft für unſeren Außenhandel erhebliches leiſten könnten, iſt 
eine Anſicht, in der ich mit Apt übereinſtimme, die aber ſicherlich 
eine Trennung ſtaatlicher Behörden nicht zur Vorausſetzung hat. 

Was den Ruf nach Auslandshandelskammern betrifft, fo möchte 
ich auf die Ausführungen in meiner mehrfach erwähnten Denkſchrift 
verweiſen. Nicht Auslandshandelskammern, ſondern im Auslande 
wirkende Organe der deutſchen inländiſchen amtlichen Handels⸗ 
vertretungen dürften am beſten die auch von Apt in den Vordergrund 
geſtellten Aufgaben löſen können. Die Auslandshandelskammern 
beruhen auf einer mehr oder minder freiwilligen Entſchließung der 
zufällig im Auslande lebenden Deutſchen. Die Arbeitswilligkeit und 
Arbeitsfreudigkeit dieſer hängen mehr oder minder von Zufälligkeiten 
ab, wie beiſpielsweiſe dem perſönlichen Intereſſe an der Errichtung 
auf ſeiten des gerade in dem betreffenden Bezirke reſidierenden 
deutſchen Konſuls. Die Geſchichte der Handelskammern in Brüſſel 
(1894 bis 1904) und Bukareſt (1902 bis 1904) ermutigt auch nicht 
gerade zur Errichtung von Auslandshandelskammern, zumal dem 
von der Reichsregierung ſeinerzeit geltend gemachten Bedenken, daß 
der Auslandsdeutſche meiſt nicht den Ausfuhrintereſſen des Vater⸗ 
landes diene, ſondern die Ware dort kaufe, wo er fie ohne Rückſicht 
auf das nationele Intereſſe am beſten und billigſten beziehen könne, 
zweifellos noch heute eine gewiſſe Berechtigung nicht abzuſprechen 
ſein dürfte. Organe unſerer amtlichen Handelsvertretungen wurzeln 
dagegen in der geſamten deutſchen, in der Heimat anſäſſigen Kauf⸗ 
mannſchaft; fie, die man nach der Analogie der zur Zeit für die 
beſetzten Gebiete des Oſtens beſtehenden Amtlichen Handelsſtelle als 
„Amtliche Handelsſtellen deutſcher Handelskammern“ bezeichnen könnte, 
ſind den Zufälligkeiten entrückt, die mit dem Wechſel der Perſon des 
Konſuls, der Aufenthaltsveränderung einiger führender Auslands⸗ 
deutſcher und der Unzulänglichkeit der finanziellen Mittel verbunden 
ſein können. 

Die von Apt geforderte Reform unſeres Konſulatsweſens und 
die Ausführungen über die Handelsſachverſtändigen ſtützen ſich auf 
Tatſachen, die auch von mir in ähnlicher Weiſe hervorgehoben worden 
find. Ob aber gerade nach dem Kriege dieſe Reform als eine 
beſonders dringende Aufgabe bezeichnet werden kann, darf wohl 
bezweifelt werden. Nach dem Kriege gilt es in erſter Linie, die 
erforderlichen Rohſtoffe aus dem Auslande zu beziehen und die 
bezogenen Mengen ſachgemäß zu verteilen, für den nötigen Schiffs⸗ 
raum zu ſorgen, das Auslandsgeſchäft möglichſt mit unſeren Valuten⸗ 
intereſſen in Einklang zu hringen und nur im Zuſammenhang hier⸗ 
mit den Abſatz unſerer Fertigfabrikate zu heben und zu beleben. 
Auch bei Erfüllung dieſer Aufgaben würden im Auslande wirkende 
amtliche Handelsſtellen deutſcher Handelskammern, die im Einklang 
mit den Handels vertretungen der Heimat den deutſchen Reichs⸗ und 
Staatsbehörden und ihren Außenvertretern, wie insbeſondere mit 
den deutſchen Konſulaten, für Deutſchlands Volks⸗ und Weltwirtſchaft 
eintreten, nützlicheres leiſten können als die Auslandshandelskammern, 
die vielſach den Gegenſtand der Erörterungen bildeten und nun wieder 
von Apt und einigen anderen gefordert werden. 

Vieles, was Apt in dieſem Zuſammenhang über die Bedeutung 
der ſogenannten Handelsmuſeen, Muſterausſtellungen u. dgl. ſagt, 
verdient beſondere Beachtung, aber weniger, weil es die Forderungen 
des Verfaſſers ſtützt, als weil die Schaſſung derartiger Einrichtungen 
— wie das von Apt hier und da ebenfalls erwähnt wird — der 
kommerziellen Belehrung weiter Kreiſe dient. Was das von Apt 
beſonders ausführlich behandelte Philadelphia Muſeum auf dem Ge⸗ 
biete der Auskunftserteilung leiſtet, könnte natürlich, unabhängig von 
den anderen Aufgaben dieſes Inſtituts, durch die Auslandsſtellen der 
deutſchen Handelskammern je nach ihrem mit dem ſteigenden Be⸗ 
dürfnis zu entwickelnden Ausbau geleiſtet werden. 

Auch die Kulturpropaganda ſoll, wie Apt mit Recht bemerkt, 
bei unſeren Einrichtungen zur vebung unſeres Welthandels nicht zu 
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kurz kommen, mag man bie von ihm gezeigten Wege einſchlagen 
oder den in meiner eingangs erwähnten Denkſchrift empfohlenen 
Maßnahmen den Vorzug geben. Mit Apt vereinige ich mich zum 
Schluß in der Hoffnung, daß Deutſchland aus dieſem Kriege als 
Sieger hervorgehen wird, und ſtelle mit ihm feſt, daß mit dem po⸗ 
litiſchen Sieg der wirtſchaftliche Wettbewerb nicht beendet iſt, ſondern 
in verſtärktem Umfang einſetzen wird, daß deshalb „Handel und 
Induſtrie das Inſtrument ſchaffen möchten, welches fie befähigt, für 
alle Zukunft und für alle Wechſelfälle gerüſtet zu ſein“. 

Nu. Eduard Meyerſtein, Syndikus der Handelskammer zu Berlin; 

zur Zeit Mitglied der Direktion der amtlichen Handelsſtelle deutſcher 

Handelskammern in Warſchau. 


Juſtizrat Klibaunski: „Rußlands Kriegsgeſetze gegen die 
feindlichen Ausländer.“ 1916. Breslau. J. U. Kerns 
Verlag (Max Müller). 

Wie der Ruſſe in Oſtpreußen planmäßig geſengt und gemordet, 
geſchändet und verſchleppt hat, iſt in Deutſchland allgemein bekannt. 
Weniger bekannt hingegen iſt, daß er ſich im Laufe des Weltkriegs 
bemüht hat, ſeiner Methode der Kriegsführung auch die Geſtaltung 
ſeines Rechts und Rechtsverfahrens gegen den Feind anzupaſſen, mit 
dem Erfolg, daß vom geſitteten Europäer nichts mehr in ihm zu 
verſpüren iſt, vielmehr der räuberiſche Tatar unverhüllt zutage tritt. 
m dankenswerter Weiſe hat der mit ruſſiſcher Sprache und ruſſiſchem 
Rechte in gleicher Weiſe vertraute Verfaſſer auf 43 Seiten einen er⸗ 
ſchöpfenden Überblick über die Art und Weiſe gegeben, wie die Geſetz⸗ 
gebung, Verwaltung und Rechtſprechung Rußlands miteinander wett⸗ 
eifern, den feindlichen Ausländer in privatrechtlicher Beziehung 
allmählich völlig zu entrechten. Die erſten vom Verfaſſer geſchilderten 
Maßnahmen: Beſeitigung der Nachlaßregulierungen feindlicher Aus⸗ 
länder durch ihr Heimatskonſulat, Verſagung der Wohltaten der 
Kriegsſchutzgeſeze an den Feind, Verbot der Zahlungen an ihn im 
In⸗ und Ausland, Staatsaufſicht über ſeine Unternehmungen, ſeien 
ſie von Einzelperſonen oder Geſellſchaften betrieben, ſind noch zahme 
Eingriffe, die nicht weſentlich weitergehen als unſere Vergeltungs⸗ 
maßregeln. Dann aber kommen die Beſtimmungen, die nichts anderes 
bezwecken, als jeden Handels⸗ und Gewerbebetrieb des feindlichen 
Ausländers in Rußland zu zerſtören, ſeine wohlerworbenen Rechte 
am Grund und Boden des „heiligen“ Rußland lückenlos zu beſeitigen 
und ſie ſich rechtswidrig anzueignen. Alle feindlichen Geſchäftsunter⸗ 
nehmungen müſſen innerhalb beſtimmter Friſt liquidiert werden, ſonſt 
wird das Geſchäft geſchloſſen und der Betrieb eingeſtellt; der feind⸗ 
liche Inhaber ſelbſt darf nicht Liquidator ſein, ſeine Geſchäfts⸗ 
bücher und Geſchäftspapiere erhält das Gericht zur Verwahrung. 
Hat aber der unglückliche Geſchäftsinhaber noch innerhalb der ihm 
geſetzten kurzen Friſt einen ruſſiſchen oder neutralen Käufer für ſein 
Unternehmen gefunden, ſo unterliegt die Veräußerung der Anfechtung, 
falls ſie nach freiem Ermeſſen des Gerichts nur zum Schein oder 
zur Umgehung des Liquidationszwangs vorgenommen iſt. Auf dem 
Gebiet des Immobilienrechts wurde zunächſt den feindlichen Aus⸗ 
ländern verboten, freihändig oder durch Erbgang Grund und Boden 
zu erwerben. Dann trat ein Ukas in Kraft, der in namentlich auf⸗ 
gezählten Gouvernements mit großem deutſchen Grundbeſitz die 
Liquidierung des ländlichen Grundbeſitzes, ſoweit er feindlichen Aus⸗ 
ländern gehörte, innerhalb 6 Monaten bei Vermeidung des Zwangs⸗ 
verkaufs anordnet, und den deutſchen Koloniſtengemeinden und den 
nach dem 1. Jan. 1880 ruſſiſch gewordenen Deutſchen den Landerwerb 
unterſagt. Ihre Krönung findet dieſe Landraubpolitik in der Vor⸗ 
ſchrift, daß auch aller Landbeſitz der nach dem 1. Jan. 1880 ruſſiſch 
gewordenen feindlichen Ausländer innerhalb 150 Werſt (etwa 140 km) 
von der Grenze Deutſchlands und Oſterreichs und innerhalb 100 Werſt 
von den anderen Grenzen, einſchließlich der eroberten Landesteile, 
erſterer innerhalb 10 Monaten, letzterer innerhalb 16 Monaten bei 
Vermeidung der Zwangsverſteigerung liquidiert ſein muß. Die 
Zwangsverſteigerung iſt zu jedem Preiſe zuläſſig. Die Bauern⸗ 


agrarbank hat, um für die fo bedeutſamen Stolypinſchen Agrar- 


Anwalt für Fehlſprüche des Gerichts haftet. 


reformen billig Land zu erhalten, für allen Landerwerb ein Vorkaufz⸗ 
recht und darf bei freihändiger Veräußerung den Vertragspreis für 
ſich nach eigener Schätzung herabſetzen. 

Dem Beſtreben ruſſiſcher Geſetzgebung und Verwaltung, die 
wohlerworbenen Privatrechte der feindlichen Ausländer zu vernichten 
und den eigenen Intereſſen rechtswidrig dienſtbar zu machen, hat die 
ruſſiſche Rechtſprechung ſich beigeſellt. Nach einer Plenarentſcheidung 
des Kaſſationshofs, die Geſetzeskraft hat, iſt dem ſeindlichen Aus 
länder vor einem ruſſiſchen Gericht das rechtliche Gehör zu verſagen, 
er kann wohl verklagt werden, indem die Klage einem Pfleger ad hoc 
als Zuſtellungsbevollmächtigten behändigt wird, darf ſich aber nicht 
darauf einlaſſen. Die mit völlig verfehlter Begründung ergangene 
Entſcheidung hat bereits zur Folge gehabt, daß vielfach gefälſchte 
Wechſel gegen Deutſche eingeklagt werden und das in Rußland be 
findliche Vermögen der ohne Gehör Verurteilten dem Zugriff der 
falſchen Gläubiger preisgegeben iſt. 

Hoffentlich ſind wir dereinſt in der Lage, den durch die Tatſache 
ihres Deutſchtums bedrängten Landsleuten, ſei es durch weitblickende 
Bodenpolitik in den neuerworbenen Landesteilen, ſei es durch Ent⸗ 
ſchädigungs forderungen bei Friedensſchluß, für den Verluſt der Früchte 
ihres Fleißes einigermaßen Erſatz zu ſchaffen. 

Oberlandesgerichtsrat Ermel, Königsberg i. Pr. 


Joſef Kohler: Rechtskraft gegen Rechtskraft. Sonderabdruck 
aus dem Archiv für bürgerliches Recht. Band 42. 

Auf S. 93 des laufenden Jahrgangs hat IR. L. Cohn 
die Frage in einer Polemik gegen Bendix erörtert, ob der 
Nach meiner 
Anſicht kann ſie nicht allgemein, ſondern nur von Fall zu 
Fall entſchieden werden. Der Anwalt hat die Tätigkeit des Gerichts 
zu kontrollieren, ſowohl vor wie nach dem Urteil. Hat z. B. das 
Gericht im Urteil überſehen, eine Abzahlung zu berückſichtigen, ſo muß 
er natürlich Berufung einlegen; iſt eine Aufrechnungseinrede nicht 
beachtet, ſo iſt Berichtigung des Tatbeſtandes herbeizuführen. Grund⸗ 
ſätzlich erſtreckt ſich die Prüfungspflicht des Anwalts — trotz des 
Satzes jura novit curia — auch auf die Rechtsfrage, denn die Partei 
bedient ſich des Anwalts, weil er ein Rechtskundiger if. Man denke 
an folgenden Fall: Ich habe bei dem Landgericht eine Klage aus 
einem Pachtverhältnis erhoben. Im Termin weiſt der Vorſitzende 
darauf hin, daß nach ſeiner Anſicht das Amtsgericht zuſtändig ſei: Er 
hat dabei überſehen, daß § 23 Ziff. 2 GVG. die Zuſtändigkeit der 
Amtgerichte nur für die Miete und nicht für die Pacht ausſpricht. 
Wenn ich auf einen ſolchen Hinweis die Klage zurücknehmen würde, 
wäre ich meiner Partei für die entſtandenen Koſten verantwortlich. 

Ahnlich iſt die Sachlage, wenn in einer Zwangsverſteigerung der 
Richter die allgemein bekannten Vorſchriften über die Bietungskaution 
falſch anwendet und der als Vertreter eines Gläubigers auftretende 
Anwalt dieſes offenſichtliche Verſehen nicht beanſtandet (Cohn S. 94). 

Ganz anders liegt aber die Sache bei Rechtsirrtümern, die in 
Urteilen über ſtreitige Sachen vorkommen. Bei der Sorgfalt, mit 
der unſere Gerichte ihre Urteile abfaſſen, wird, wenn das Gericht 
infolge Irrtums einen Rechtsſatz überſehen hat, regelmäßig ein Ver⸗ 
ſchulden des Anwals nicht feſtgeſtellt werden können, wenn er gleich⸗ 
falls dieſen Rechtsſatz nicht beachtete. In dem einen von Cohn 
erwähnten Falle hatten Amts⸗ und Landgericht überſehen, daß der 
Jagdpachtvertrag nach 8 24 PrJGOrdn. vom 15. Juli 1907 ber 
Schriftform bedurfte. Vier Richter hatten dieſen Rechtsſatz über⸗ 
ſehen. Kann man es dem Anwalt zum Verſchulden anrechnen, daß 
er ihn gleichfalls überſah? Das KG. hat den Anwalt für verant⸗ 
wortlich erklärt. Das Urteil gehört zu der leider nicht kleinen Anzahl 
von Entſcheidungen, die verkennen, daß Irren menſchlich iſt und 
„Fehler“ und „Verſchulden“ verſchiedene Dinge ſind. 

Joſef Kohler hat neuerdings in feinem Aufſatze einen wertvollen 
Beitrag zu dieſer Frage gegeben. Der Fall, den er behandelt, iſt 
deshalb beſonders intereſſant, weil der Schaden, für den der Anwalt 
verantwortlich gemacht wurde, nicht aus einem Fehlſpruch, ſondern 
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erſt aus dem Zuſammenwirken von einer ganzen Kette von Fehl⸗ 
entſcheidungen entſtanden war. Es handelte ſich um eine Eheſache. 
Mann und Frau klagten auf Scheidung wegen Ehebruchs. Die Sache 
entwickelte ſich wie folgt: 

1. Das LG. erließ nachſtehendes Urteil: 

„Kläger hat folgenden Eid zu leiſten: 

Ich ſchwöre uſw. 

Es iſt nicht wahr, daß ich von dem Geſchlechtsverkehr der 
Beklagten mit dem Zeugen Sch. bereits vor etwa zwei Jahren 
Kenntnis erhalten habe. 

So wahr uſw. 

Leiſtet der Kläger dieſen Eid, fo wird auf die Klage die Che 
der Parteien geſchieden und die Beklagte für ſchuldig an der Scheidung 
erklärt. Leiſtet der Kläger den Eid nicht, ſo wird die Klage ab⸗ 
gewieſen. 

Die Koſten des Rechtsſtreites werden, falls Kläger den Eid 
leiſtet, gegeneinander aufgehoben, und falls Kläger den Eid nicht 
leiſtet, dem Kläger auferlegt. 

Auf die Widerklage wird die Ehe der Parteien geſchieden und 
der Kläger für ſchuldig an der Scheidung erklärt.“ 

Der Anwalt des Klägers unterließ es, gegen das Urteil 
Berufung einzulegen im Vertrauen darauf, daß der Ehemann den 
ihm auferlegten Eid leiſten könne und daß alsdann auch die Frau 
für ſchuldig erklärt werde. Der Kläger leiſtete auch den 
Eid. Das LG. lehnte es jedoch ab, die Folgen der Eidesleiſtung 
auszuſprechen und erließ folgendes Urteil: 

2. Die Klage wird für in der Sache ſelbſt erledigt erklärt. 

Die Koſten des Rechtsſtreits werden gegeneiander aufgehoben. 

Die Begründung nimmt auf das bekannte Urteil RGZ. 58, 
316 bezug: Da die Widerklage bereits rechtskräftig geſchieden ſei, 
habe der Kläger fein Recht auf Scheidung und auch fein Recht 
auf Schuldigerklärung der Beklagten verloren. 

3. Die Berufung gegen dieſes Urteil wurde vom OLG. zurück⸗ 
gewieſen. 

4. Der Kläger ſuchte beim RG. das Armenrecht nach; es wurde 
ihm wegen Aus ſichtsloſigkeit verfagt. 

Die Frau klagte nunmehr gegen den Mann auf Unterhalt. 
Er machte geltend: Die Klägerin ſei nicht ſchuldlos aus dem 
Scheidungs prozeß hervorgegangen; fie müſſe das ganze Urteil, nicht 
nur deſſen Formel gegen ſich gelten laſſen und habe deshalb über⸗ 
haupt keine Anſprüche gegen ihn. Mit dieſer Einwendung hatte 
er keinen Erfolg. 

5. Das LG. verurteilte den Mann zur Zahlung des Unterhalts. 
Die Berufung wurde 

6. durch Urteil des OLG. verworfen. 

Nunmehr erhob der Kläger gegen feinen Anwalt die Regreß⸗ 
Hage, die bis zum RG. ging. Der Anwalt wurde in allen drei 
Inſtanzen verurteilt. Zur Begründung wurde angeführt: 

Der Anwalt hätte ſich nicht auf das Urteil Nr. 1, obwohl es 
von einer Spezialkammer für Eheſachen erlaſſen war, verlaſſen 
dürfen. Er hätte dem Kläger anraten müſſen, Berufung einzulegen 
unter Hinweis auf die Entſch. Bd. 58. Der Kläger hätte dann 
ſicherlich nicht die Gefahr auf ſich genommen, die ſich aus der 
entgegenſtehenden Entſcheidung des RG. ergab. Würde aber der 
Kläger Berufung eingelegt haben, ſo ſei „anzunehmen, daß das 
Urteil auch entſprechend der Entſch. des RG. vom OLG. abgeändert 
worden wäre“. 

Mit Recht macht Kohler gegenüber dieſer Entſcheidung geltend, 
einmal, daß ſie das Maß der dem Anwalt obliegenden Sorgfalt 
überfpannt und auf eine Erfolgshaftung des Anwalts hinausläuft, 
ſodann, daß ſie ſich bezüglich des Kaufalzuſammenhangs auf ganz 
unſichere und unkontrollierbare Eventualitäten aufbaut. In dieſem 
Zuſammenhang gibt er über die Haftung des Anwalts Ausführungen 
grundſätzlicher Natur, die im Wortlaut wiedergegeben werden mögen: 

„Der Anwalt hat richtig gehandelt, und es war ein viertes 
unrichtiges Urteil, das den Anwalt auf Entſchädigung verurteilte. 
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Hier muß ich mich zunächſt lebhaft gegen die Art wenden, wie 
heutzutage Anwälte haftbar gemacht werden, weil ſie bei ihren 
Rechtsberatungen und Rechtsausführungen irgendein Geſetz, eine 
Verordnung oder weil ſie ein reichsgerichtliches Urteil überſahen. 
Namentlich in letzterer Beziehung iſt es völlig unrichtig, ſie zur 
Verantwortung zu ziehen, wenn ſie nicht nach Maßgabe der 
reichs gerichtlichen Praxis Rat gegeben haben. Daß ein 
Anwalt die Lehrmeinungen der autoritativſten Rechts lehrer nicht bes 
rückſichtigt, wird ihm meiſtens verziehen; daß er aber ein reichsgericht⸗ 
liches Urteil überſieht, gilt als unverzeihliche Fahrläſſigkeit. Und wie 
oft hat das Reichsgericht ſeine Irrtümer eingeſehen und ſich ver⸗ 
beſſert! Soll ein Anwalt haftbar gemacht werden, wenn er auf 
Grund einer logiſch gegründeten juriſtiſchen Entwicklung zu einer 
der Neichsgerichtspraxis widerſprechenden Auffaſſung gelangt und 
dieſe für richtig hält? Soll der Anwalt nicht nach ſeinem beſten 
Wiſſen und Gewiſſen Rat geben? Ich hebe dies beſonders 
hervor, nicht weil ich es für wünſchenswert halte, daß die bisherige 
Rechtſprechung unberückſichtigt bleibt; aber fie fol nur als Motiv 
für das eigene juriſtiſche Denken dienen, nicht als ein geſtrenger 
Herr, der uns regiert und dem wir unſere Intelligenz opfern 
müſſen. Wie mir ſcheint, find wir auf dem guten Wege, die Bahn 
wiſſenſchaftlichen Denkens zu verlaſſen und bei dem engliſch⸗ 
franzöſiſchen Präjudizienkultus zu landen, der der Ruin jeder 
juriſtiſchen Geiſteskraft iſt. Unſer ganzer Unterricht iſt bis jetzt 
nicht wie der engliſche auf Präjudizien aufgebaut, ſondern auf dem 
logiſchen Untergrund des aus wiſſenſchaftlich geheiligten Elementen 
gebildeten Rechtsſyſtems. Beginnt man einmal, an Stelle deſſen 
die Präjudizien als Heiligtümer aufzuſtellen und wie die Engländer 
in den verſchiedenen Lagen des Rechtsleben von einer Leading Case 
oder Peculiar Case auszugehen, dann können wir RNechtslehrer 
aufhören, das juriſtiſche Denken zu entwickeln, und unſere Rechts⸗ 
bücher werden ſo öde und gedankenleer ſein wie die engliſchen, 
welche einfach auf einer Sammlung der Cases beruhen und ſich 
nur darin abmühen, zu beſtimmen, wie weit die Case im einzelnen 
Falle reicht und wie weit ſie die Welt zu regieren hat. 

Der Rechtsanwalt ſoll nach ſeiner wiſſenſchaftlichen 
Überzeugung handeln, nicht nach der größeren oder geringeren 
Wahrſcheinlichkeit der Rechtſprechung; ſonſt kommt man noch dazu, 
daß, wenn die Praxis mehrerer Senate eines Gerichts verſchieden 
iſt, der Anwalt den Senat an den die Sache kommt, ermitteln 
und danach ſein Rechtshandeln einrichten muß! 

Zu alledem kommt: ein Fehler iſt noch keine Fahrläſſigkeit; 
Fehler und Verſehen macht jeder Menſch, auch das Reichsgericht 
hat ſchon vieles überſehen, und wie ſehr in unſerem Falle die 
tüchtiaſten Gerichte Deutſchlands geſehlt haben, iſt klar erſichtlich. 
Nicht Fehler und Verſehen, ſondern nur Leichtſinn und leichtfertiger 
Mangel an gewiſſenhafter Prüfung ſoll verantwortlich machen; gegen⸗ 
wärtig aber hat die Übung der Verantwortlichmachung von Anwälten 
und Arzten einen Grad erreicht, welcher das richtige Maß weit 
überſchreitet; und bei Arzten reicht dieſe Verantwortung bis in 
das Gebiet des Straftrechts hinein, worüber ich mich jüngſt in 
Goltd Arch. 62, 241 f. ausgeſprochen habe: Der Anwalt und der 
Arzt ſind, wie ich dort ausgeführt habe, nicht Geſchäſtsleute, 
ſondern Leute des Rechts und des Heils, ſie müſſen daher nicht 
nach den Grundſätzen des Geſchäftsverkehrs, ſondern nach den 
Grundſätzen des geheiligten Berufswirkens behandelt werden, und 
§ 276 BGB. iſt dementſprechend auszulegen! Will man ben 
Vertrag mit dem Anwalt als Dienſtvertrag bezeichnen, ſo ſteht er 
doch nicht auf der gleichen Stufe wie der Dienſtvertrag eines 
Transportunternehmers oder eines Bankiers!“ 

Rechtsanwalt Dr. Willy Kaufmann, Leipzig. 


Dr. Ernft Jaeger, Profeſſor der Rechte zu Leipzig: Kommentar 
zur Konkursordnung und den Einführungsgeſetzen. Mit 
einem Anhang, enthaltend das Anfechtungsgeſetz, Auszüge 
aus den Koſtengeſetzen, Ausführungsgeſetze und Geſchäfts⸗ 
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s 15. 1916, 


ordnungen. Fünfte neubearbeitete Auflage. Erſter Band, 
Berlin 1916. Zweiter Band, Berlin 1914. J. Guttentag, 
Verlags buchhandlung, G. m. b. H. (Vgl. den Aufſatz von 
Dr. James Breit, S. 1077 ff.). 


Dr. iur. et phil. Karl Binding: Strafrechtliche und ſtraf⸗ 
prozeſſnale Abhandlungen. Erſter Band: Strafrecht. 
VII und 563 Seiten. Zweiter Band: Straſprozeß. VI und 
360 Seiten. Duncker & Humblot. München 1915. 

Die Sammlung bringt neben älteren Abhandlungen, die bald 
unverändert, bald mit einigen Juſätzen veröffentlicht werden, über 
wichtige Fragen auch völlig Neues. Eröffnet wird Bd. I durch ein 
„Bekenntnis“, das, aus den Vorworten zu den letzten Ausgaben 
des Grundriſſes des deutſchen Strafrechts ſchon bekannt, als tempe⸗ 
ramentvoller Ausdruck der Überzeugung einer bedeutenden Individualität 
zweifellos auch von denen gern geleſen wird, die ſich zu ganz an⸗ 
deren Anſchauungen bekennen. 

Die folgenden Abhandlungen: Strafgeſetzgebung, Straf⸗ 
juſtiz und Strafrechtswiſſenſchaft in normalem Ver⸗ 
hältnis zueinander, Das Problem der Strafe in der 
heutigen Wiſſenſchaft, Das bedingte Verbrechen, Der 
objektive Verbrechenstatbeſtand in ſeiner rechtlichen Be⸗ 
deutung, Das Redakteurdelikt unter beſonderer Berück⸗ 
ſichtigung des Reichspreßgeſetzes vom 7. Mai 1874, 55 20 
und 21, gehören zu den ſchon früher in Zeitſchriften erſchienenen. 
Weſentlich neu iſt die fiebente: Die drei Grundformen des 
verbrecheriſchen Subjekts: der Täter, der Verurſacher 
(Urheber), der Gehilfe. Eine kritiſche Unterſuchung. Sie 
ſoll die ſchon früher in Abhandlungen im Gerichtsſaal behandelte 
Lehre vom Verbrechens ſubjekt voller ausbauen und „für die geſetz⸗ 
geberiſche Behandlung der berühmten Materie ‚der Teilnahme ein 
neues Fundament legen“. In eigenartiger Auffaſſung der Täter⸗ 
ſchaft und der Beihilfe und Neueinführung des Begriffes der Ur⸗ 
heberſchaft kommt Binding zu folgendem Geſetzesvorſchlag: 

8 1. Alleintäter iſt, wer den Tatbeſtand einer ſtrafbaren 
Handlung eigenhändig, mittelbarer Täter, wer ihn durch einen 
unmittelbaren Täter ganz oder teilweiſe verwirklicht hat. Nur 
der ſchuldige Täter iſt ſtrafbar. 

§ 2. Mittäter iſt außer dem unmittelbaren und dem mittel- 
baren Täter, wer mit einem andern den ihnen gemeinſamen Täter⸗ 
willen verwirklicht hat. — Jeder ſchuldige Mittäter (88 1 und 2) 
iſt nach dem Strafgeſetze zu beſtrafen, das ihn als Alleintäter treffen 
würde. 

§ 3. Urheber tft, wer einen Täter zur Verwirklichung des 
Tatbeſtandes einer ſtrafbaren Handlung beſtimmt hat, zu deren 
unmittelbarer Begehung ihm entweder die geſetzlichen Tätereigen⸗ 
ſchaften oder der Täterwille fehlt. — Nur der vorſätzliche Ur⸗ 
heber oder Miturheber iſt ſtrafbar — Seine Beſtrafung be⸗ 
ſtimmt ſich nach dem Geſetze, das ihn als vorſätzlichen Täter treffen 
würde, kann aber nach den Grundſätzen über die Beſtrafung des 
Verſuchs gemildert werden. 

84. Gehilfe iſt, wer einem Täter oder Urheber die Täter: 
ſchaft oder Urheberſchaft erleichtert. — Nur der vorſätzliche Ges 
hilfe zu ſchuldhafter oder ſchuldloſer Täterſchaft oder 
Urheberſchaft iſt ſtrafbar. — Seine Beſtraſung beſtimmt ſich 
nach dem Geſetze, das ihn als vorſätzlichen Täter der unterſtützten 
Tat treffen würde, muß aber nach den Grundſätzen über die Be 
ſtrafung der Beihilfe gemildert werden (S. 400 f.). 


Die folgenden Abhandlungen: Über den Irrtum bei Delikten 
im heutigen Strafrecht und in dem der Zukunft, Zur 
Lehre vom Betrug — für und gegen das Reichsgericht, 
Unzüchtige Handlungen und unzüchtige Schriften, Ein 
Gutachten, ſowie der Anhang: Zum hundertjährigen Ges 
burtstage Paul Anſelm Feuerbachs, Zu Thors: Rechts— 
norm und ſubjektives Recht, Emil Brunnenmeiſter, geſt. 


22. Januar 1896, ſind Wiederabdrucke älterer Arbeiten. Die zuerſt 
erwähnte hat einige Anderungen erfahren und einen Zuſatz erhalten, 
der die Regelung dieſer Materie im Vorentwurf und im Kommiſſions⸗ 
entwurf als ein „geradezu unglaubliches, niederſchmetterndes Kom⸗ 
promißprodukt“ bezeichnet. 


Der zweite Band wird eröffnet durch einen ſtark vermehrten 
und ergänzten Abdruck der „Drei Grundfragen der Organi⸗ 
ſation des Strafgerichts“ (1876), der in dieſer neuen Form 
wiederum meiſterhaft die dem Schwurgericht anhaftenden unheilbaren 
Mängel vor Augen führt. — Die zweite Abhandlung: Die Beſchluß⸗ 
faſſung im Kollegialgericht ſtellt eine vollſtändige und tief⸗ 
greifende Umarbeitung des § 89 von Bindings Grundriß des Straf: 
prozeßrechts dar. Die eingehende und gründliche Unterſuchung dieſer 
praktiſch ſehr wichtigen Frage kommt zu dem Ergebnis, daß eine 
Abſtimmung nach Gründen unmöglich ſei. Freiſprechende Urteile 
könnten, einſtellende müßten wohl regelmäßig in Totalabſtimmung 
gefunden werden. Bei verurteilenden ſei das ganz undenkbar, bei 
dieſen müſſe vielmehr ſtets eine geſonderte Abſtimmung ſtattfinden 
über die Teilfragen: 

1. Welcher Handlung im Rechtsſinne iſt der Angeklagte beiveids 
mäßig überführt? 

2. Unter welches Strafgeſetz ſind die feſtgeſtellten Handlungen 
zu ſubſumieren? 

8. Iſt der Angeklagte auf Grund des gefundenen Strafgseſetzes 
zu ſtrafen, eventuell wie? 


Die naheliegende Möglichkeit, daß es dabei zu rechnungsmäßig 
begründeten, tatſächlich nicht begründeten Verurteilungen kommen 
könne, ſei dadurch zu beſeitigen, daß man die Zahl der Fragen⸗ 
verneiner zuſammenzähle, ſtiege ſie über ein Drittel der Geſamtzahl 
der Abſtimmenden, fo ſei die Schuldfrage eben verneint. — Die 
dritte bisher unveröffentlichte Abhandlung über Die Strafprozeß⸗ 
prinzipien und das Maß ihrer prozeßgeſtaltenden Kraft 
enthält eine Fülle anregender geſchichtlicher und dogmatiſcher Be 
trachtungen und betont ſchließlich ſcharf, daß ſowohl die Staats- 
anwaltſchaft wie der Angeklagte im heutigen Verfahren als echte 
Prozeßparteien anzuſehen ſeien. — Die vierte Abhandlung: Die 
Wirkungen des Eintritts der Staatsanwaltſchaft in das 
Privatklage verfahren, Strafprozeßordnung 8 417 iſt ein 
vervollſtändigter und berichtigter Abdruck aus Bd. 72 des Gerichts⸗ 
ſaal. Neu iſt der letzte Abſchnitt über die neue, zum Teil re⸗ 
formatoriſche Urteilsfindung des Reichsgerichts, die Bin 
ding einer ſcharfen Kritik unterzieht. — Die folgende Abhandlung: 
Der originäre Strafanſpruch im Verhältnis zum urteils⸗ 
gemäßen war bisher noch nicht veröffentlicht. Sie führt aus, daß 
das Urteil im Straſprozeß nur einen deklaratoriſchen Charakter habe. 
Strafrechte neu zu ſchaffen oder entſtandene zu vernichten liege ganz 
außerhalb der Zuſtändigkeit der Gerichte. „Das im rechtskräftigen 
Strafurteil feſtgeſtellte Strafrechtsverhältnis zwiſchen dem Staate 
und dem Verurteilten iſt nichts anderes, wie das zu einer Keali⸗ 
ſierung adaptierte urſprüngliche Strafrechtsverhältnis zwiſchen beiden“ 
(S. 292). Dieſe Auffaſſung ſtehe der Wiederaufnahme des Ver⸗ 
fahrens durchaus nicht im Wege. Sie ſtelle nur das urſprüngliche 
Rechtsverhältnis in ſeiner Form wieder her, um dafür eine neue 
urteilsmäßige Form zu finden. — Am Schluſſe des Bandes bildet 
ein mannigfach berichtigter und vermehrter Abdruck der in Bd. II 
des „Rechtsgang“ erſchienenen Abhandlung: Das rechtskräftige 
Strafurteil in ſeinen ſtrafprozeſſualen, ſtrafrechtlichen 
und ſtaats rechtlichen Wirkungen. 


Ein näheres Eingehen auf den Inhalt dieſer geſammelten Ab- 
handlungen iſt hier natürlich ganz unmöglich. Jede von ihnen iſt 
erfreulich als voller Ausdruck einer ſtarken Perſönlichkeit, jede von 
ihnen wird bald lebhaften Beifall, bald ſtarken Widerſpruch auslöſen. 
Das eine wie das andere zu begründen forderte ein Werk ähnlichen 
Umfangs wie das vorliegende ſelbſt. 


Geh. Hofrat Profeſſor Dr. K. v. Lilienthal, Heidelberg. 
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Dr. Oscar Mügel, Unterſtaatsſekretär im Juſtizminiſterium: 
Die Preußiſchen Koſtengeſetze vom 25. Juli 1910. Preußi⸗ 
ſches Gerichtskoſtengeſetz und Gebührenordnung für Notare, 
mit Kommentar in Anmerkungen und mit Koſtentabelle. 
7. Aufl, bearbeitet von Kurt Ehm, Kammergerichtsrat. 
Verlag von Franz Vahlen, Berlin 1916. Geheftet 18 &, 
gebunden 21 &. 

Die erſte Auflage dieſes Buches iſt 1895 erſchienen. In dem 
Vorwort hat der Verfaſſer noch gegen den Vorwurf angekämpft, daß 
es ſich um eine trockene und unjuriſtiſche Materie handle. Dieſe 
Auffaſſung iſt jetzt wohl allgemein beſeitigt. Hier, wie im Stempel⸗ 
recht ſind nicht nur ungemein aktuelle, ſondern auch feine und 
ſchwierige Konſtruktions fragen zu entſcheiden. Gegenüber den Streit⸗ 
fragen des bürgerlichen Rechts ergeben ſich noch weitere Fragen, ob 
die Begriffe des Koſtenrechts, z. B. der Übertragungsverträge, des 
zweiſeitigen Vertrages ($ 85 S. 166), des zugrunde liegenden 
Kechtsgeſchäfts (§ 89 S. 185) u. a., anders find wie im bürgerlichen 
Recht. Auch das Intereſſe der Juriſten hat zugenommen; Richter, 
Anwälte und Notare wiſſen, daß ſie ohne eingehende Kenntnis des 
Koſtenrechts kaum die Intereſſen der Beteiligten ſachgemäß wahr⸗ 
nehmen können. Die höchſtrichterliche Rechtſprechung des KG. hat 
tine Neuauflage notwendig gemacht. Da der Verfaſſer, der mittler⸗ 
weile Unterſtaatsſekretär geworden iſt, ſie nicht hat bearbeiten können, 
hat der Kammergerichtsrat Ehm ſich der Bearbeitung unterzogen, der 
als Koſtendezernent und Mitglied des Zivilſenats Ia des KG. mit 
dem zu verarbeitenden Stoffe beſonders vertraut geworden iſt. Die 
inzwiſchen erſchienenen Bearbeitungen der Koſtengeſetze ſind verwertet, 
auch ſonſtige nicht veröffentlichte Beſchlüſſe des KG. find benutzt. 
Inſoweit Ehm von der Auffaſſung des Verfaſſers abweicht, iſt die 
frühere Auffaſſung unverändert aufgenommen und daran anſchließend 
ſeine Stellung zu den Streitfragen, die ſich im weſentlichen mit der 
Nechtſprechung des KG. deckt, dargelegt. Auf S. 31 find die 88 40, 
41 HeO. vom 21. April 19138 erörtert. Vielleicht empfiehlt es ſich, 
Bei ſpäteren Auflagen, die ſicherlich folgen werden, im Intereſſe der 
Überfichtlichleit andere im Text kommentierte Geſetze durch andere 
Typen kenntlich zu machen. Zu § 5 GKG. find die fonftigen Bes 
ſtimmungen des bürgerlichen Rechts über die Verpflichtung Dritter 
zur Zahlung der entſtandenen Gebühren eingehend erörtert. Hier 
(S. 44) und bei der Wiedergabe der Materialien (S. 565, 566) würden 
vielleicht Kürzungen ſtattfinden können, damit das Buch nicht weiter 
anſchwillt. Daß die Abgrenzung der eigentlichen Amtsgeſchäfte der 
Notare von den Anwaltsgeſchäften keine Schwierigkeit macht (S. 526), 
deckt ſich mit meinen Erfahrungen in der Praxis nicht. Das Buch iſt 


indeſſen in dieſer Frage (S. 528) wie auch ſonſt ein unentbehrlicher 


Ratgeber und Führer in der Praxis Die 7. Auflage iſt von ſeinem 
Bearbeiter auf der Höhe erhalten, in die es der Verfaſſer und 
Bearbeiter der früheren Auflagen gebracht hat. 

Geh. Juſtizrat Dr. Eugen Fuchs, Berlin. 


Rudolf Kirchner, Amtsgerichtsrat in Berlin: Geſetz über den 
Verkehr mit Kraftfahrzengen vom 3. Mai 1909. Text⸗ 
ausgabe mit Anmerkungen und Sachregiſter. Dritte, völlig 
neu bearbeitete Auflage. Berlin 1915. J. Guttentag, Ber: 
lagsbuchhandlung, G. m. b. H. = 

Der Kirchnerſche Kommentar liegt in dritter weſentlich er— 
weiterter Auflage vor. Das Werk hat den Vorzug der früheren 

Auflage beibehalten, einen reichhaltigen Stoff in guter überſicht— 

licher Verarbeitung zu bringen. Der Verfaſſer begnügt ſich nicht 

mit der Wiedergabe der in der Rechtſprechung herrſchenden An— 
ſichten, ſondern bringt auch eingehende eigene theoretiſche Er— 
örterungen, wie z. B. zu der Frage des Betriebsbegriffs, deſſen 

Feſtlegung das RG. bisher vermieden hat. Der Verfaſſer berück— 

ſichtigt die Rechtſprechung beſſer als die Literatur, die nur ſehr 

lückenhaft herangezogen wird. Im einzelnen wird man natur— 
gemäß über manche ſeiner Anſichten verſchiedener Meinung ſein 
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können; ſo z. B. bezüglich der Annahme, daß das Inbewegung— 
ſetzen „zum Zwecke der Beförderung“ zum Begriff des Betriebes 
gehöre (S. 58, 60). Die unglückliche Umſchreibung des Begriffs 
„Halter“ in der erſten Auflage (Einſtellung in den Wirtſchafts⸗ 
betrieb) iſt aufgegeben; an dem Begriffsmerkmale der Dauer hält 
der Verfaſſer meines Erachtens zu unrecht feſt; auch wäre eine 
kritiſche Würdigung der reichsgerichtlichen Rechtſprechung zu 
dieſem Begriff angebracht (vgl. IW. 1915, 1058). Auf S. 148, 
bei der Frage der Beweislaſt für das mitwirkende Verſchulden, 
hätte die Rechtſprechung über „res ipsa loquitur“ mehr hervor⸗ 
gehoben werden können. Auf S. 181, 201 vermißt man eine 
Eröterung darüber, ob die Lehre von der Vorteilsausgleichung 
noch immer an der „Identität des Ereigniſſes“ feſtzuhalten hat. 

Das Buch hat dadurch gewonnen, daß die Ausführungs- 
verordnungen des Bundesrats in den Erläuterungen zum Geſetze 
ſelbſt berückſichtigt ſind. Die Bundesratsvorſchriften find außer⸗ 
dem mit abgedruckt. Das Werk wird für den Handgebrauch nach 
wie vor gute Dienſte leiſten. 

Rechtsanwalt Dr. Martin Iſaac, Berlin. 


Paul Kruſch, Profeſſor Dr., Geh. Bergrat, Abteilungsdirigent 
an der Geologiſchen Landesanſtalt Berlin: Gerichts⸗ und 
Berwaltungsgeologie. Die Bedeutung der Geologie in der 
Rechtſprechung und Verwaltung. XVII und 636 Seiten. 
Stuttgart, 1916. Verlag von Ferd. Enke. Geh. 24 &. 


Die Zeiten liegen glücklicherweiſe hinter uns, in denen die 
Juriſten ſich damit begnügten, in allen denjenigen Rechtsſtreitigkeiten, 
in welchen die Beurteilung des Tatbeſtandes die Kenntnis mehr oder 
weniger entlegener Wirtſchaftsgebiete, das Eindringen in mehr oder 
minder ſchwierige techniſche Begriffe erforderte, ſich auf die Beurteilung 
eines abftralt gefaßten Tatbeſtandes zu beſchränken und feine Aus⸗ 
füllung und Ergänzung vertrauensvoll dem gerichtlichen Sach⸗ 
verſtändigen allein zu überlaſſen — ein Verfahren, für welches man 
das Schlagwort der Trennung der Tatfrage von der Rechtsfrage 
erfunden hatte. 

Seitdem iſt das Bewußtſein zum Allgemeingut immer weiterer 
Kreiſe geworden, daß der Juriſt, ohne ein anſchauliches Bild der 
tatſächlichen Vorgänge und ein Verſtändnis für ſie zu haben, nicht 
in der Lage iſt, fie rechtlich zutreffend zu beurteilen. 

Es iſt deshalb gerade auch für die Anwaltſchaft ein unumgängliches 
Erfordernis, will ſie auf der Höhe ihrer Aufgabe bleiben, ſich in das 
Tatſächliche der einzelnen Gebiete des wirtſchaftlichen Lebens und 
ihre ſpezielle Technik einzuarbeiten, ein Vorgang, der allerdings zu 
einer gewiſſen Spezialiſierung führen muß. 

Daher iſt es dankbar zu begrüßen, wenn hervorragende Techniker 
dieſe Einarbeitung durch eine gemeinfaßliche Darſtellung ihres Sonder⸗ 
gebietes erleichtern. 

Der Verfaſſer des vorliegenden Buches iſt ein Geologe von 
anerkanntem Ruf, der, wie er bereits in ſeinem von ihm mit Beyſchlag 
und Vogt herausgegebenen zweibändigen Handbuch der Lagerſtätten⸗ 
kunde und in ſeiner Schrift über die Verſorgung Deutſchlands mit 
metalliſchen Rohſtoffen gezeigt hat, auch die wirtſchaftlichen Zuſammen⸗ 
hänge überall voll beherrſcht und hervorhebt. 

Das vorliegende Werk will die Ergebniſſe der geologiſchen 
Forſchung auf allen Gebieten, auf denen die Kenntnis von der Ent⸗ 
ſtehung und Zuſammenſetzung der Erdrinde zur Entſcheidung von 
Streitigkeiten und zur Regelung wirtſchaftlicher Verhältniſſe notwendig 
iſt, den Juriſten vermitteln, die zu ſolcher Entſcheidung und Regelung 
berufen ſind. 

Wie weit umfaſſend die Gebiete ſind, die hier in Frage kommen, 
zeigt ſchon eine kurze Überfiht über den Inhalt. 

Das 1. Kapitel behandelt Urſache und Folgen von Erſchütterungen, 
Rutſchungen und Senkungen der Erdoberfläche, mit Ausnahme der 
eigentlichen Bergſchäden, für deren Darſtellung ein beſonderes, nämlich 
das ſehr eingehende 10. Kapitel, vorbehalten iſt. 
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Das 2. Kapitel erörtert Unfälle infolge von Temperaturſteigerungen 
im Erdinnern und von Gasausbrüchen, das 3. Kapitel die Handels⸗ 
marken der Erze und Geſteine, d. h. die im Handel mit dem Namen 
einzelner Erz⸗ und Geſteinsſorten verbundenen Vorſtellungen über 
ihre Herkunft und Qualität, das 4. und 5. Kapitel die Schädigungen 
der Intereſſenten (Aktionäre, Käufer uſw.) infolge von Unkenntnis 
wichtiger lagerſtättenkundlicher Faktoren oder von Täuſchung über 
das Vorkommen, das 7. Kapitel die Auslegung von Erzlieferungs⸗ 
verträgen uſw. 

Das 8. Kapitel behandelt die Schädigungen durch Waſſer⸗ 
entziehung, das 9. diejenigen durch Waſſerzuführung. (Die allgemeine 
Aberſchriſt „Immiſſionen“ iſt nicht genau, da hierunter auch die 
Zuführung von Rauch, Gas, Gerüchen uſw. verſtanden wird, von 
denen z. B. die RNauchſchäden an fpäterer Stelle im 10. Kapitel 
behandelt ſind.) 

Das 18. (richtig: 11.) Kapitel iſt dem neuen preußiſchen Waſſer⸗ 
geſetz gewidmet; ſein größerer Teil iſt allerdings juriſtiſchen und nur 
der kleinere geologiſchen Ausführungen vorbehalten. 

Das 14. (richtig: 12.) Kapitel behandelt das preußiſche Quellen⸗ 
ſchutzgeſetz, das 15. (richtig: 13.) Kapitel das preußiſche Moorſchutzgeſetz 
vom 4. Mai 1918, ohne jedoch zu erwähnen, daß ſich das letztere nur 
auf Hannover bezieht. 

Überall find die geologiſchen Grundlagen Har und eingehend 
unter Hervorhebung der Zweifelsfragen dargeſtellt, überall auch 
praktiſche Beiſpiele durch Abdruck erſtatteter Gutachten mitgeteilt. 


Ein Sachregiſter erleichtert den Gebrauch des Werkes, das allen 
Anwälten, die auf einem der fraglichen Gebiete tätig ſind, warm 
empfohlen werden kann. Die äußere Ausſtattung iſt hervorragend. 

Rechtsanwalt Dr. Hermann Iſay, Berlin. 


Prof. Dr. Carl Koehne: Gewerberechtliches in dentſchen 
Rechtsſprichwörtern. Erweiterter Sonderabdruck aus der 
Feſtſchrift für Georg Cohn. Zürich 1915. Druck und 
Verlag: Art. Inſtitut Orell Füßli. 82 Seiten. 8 0. Preis 
2,50 &. 

Seit dem Erſcheinen der deutſchen Rechtsſprichwörter in der 
Sammlung von Graf und Dietherr im Jahre 1864 hat namentlich 
Georg Cohn erfolgreich auf dieſem Gebiete gearbeitet. Es war des⸗ 
halb beziehungsvoll, daß Koehne, deſſen Forſchungen auf dem Gebiete 
des Mühlenrechts auf gleichem Gebiete lagen, zur Feſtſchrift für Cohn 
die vorliegende Arbeit beigeſteuert hat, die ſich eingehend mit den 
Rechtsſprichwörtern beſchäftigt, die auf gewerberechtlichem Gebiete 
liegen. Nach einer kurzen Einleitung über den Begriff des Rechts⸗ 
ſprichwortes und der Gewerbe behandelt Koehne Handwerk und Innung 
(S. 7— 27), die Zwangs⸗ und Bannrechte (S. 27—35), die Uns 
ehrlichkeit einzelner gewerblicher Berufe (S. 36 —46) und Markt⸗ 
und Schankweſen (S. 46—48). Umfangreiche Anmerkungen (S. 51 
bis 78) bringen die urkundlichen Belege für die Ausführungen des 
Verfaſſers, ein Verzeichnis über die benutzte Literatur und ein ſorg⸗ 
fältiges Negiſter ſchließen das intereſſante Werkchen. 

Dem Verf. gebührt der Dank der hoffentlich recht zahlreichen 
Leſer, denn es iſt herzerfreuend, überall den geſunden, ſtets den 
Nagel auf den Kopf treffenden Volkswitz zu erkennen. Im einzelnen 
kann man dagegen anderer Anſicht ſein. So dürfte das bekannte: 
„Schäfer und Schinder ſind Geſchwiſterkinder“ nicht darauf beruhen, 
daß beide mit Tierkadavern und mit den Fellen toter Tiere hantieren, 
denn das trifft allenfalls für die Gerber, aber kaum für die Schäfer 
zu. Vielleicht iſt hier die Ahnlichkeit darin zu finden, daß man im 
Volke Schäfern und Schindern übernatürliche Kräfte beilegte. Es 
kann hier auch auf den leſenswerten Aufſatz von Odebrecht: „Die 
mißbräuchlichen Gilden der märkiſchen Schäfer und Hirten im 16. bis 
18. Jahrhundert (Märkiſche Forſchungen, Bd. 3 S. 292 ff.) verwieſen 
werden. Bei dem Rechtsſprichwort: „Wenn der Metzger eine Sau 
ſchlacht, ſo gebürt ime eine Wurſt davon“ ſcheint der Hauptton auf 
eine Wurſt zu liegen. Seinen Lohn ſoll der Schlächter für ſeine 


Tätigkeit erhalten, aber er ſoll nicht zum Schaden des Viehzüchters 
und der Konſumenten ungebührliche Vorteile aus ſeinem Gewerbe 
beanſpruchen. Das iſt eine gerechte Forderung, die heute auch in 
den Höchſtpreisverordnungen zugrunde gelegt iſt. So wird der Leſer 
auf Schritt und Tritt reiche Anregungen in dem trefflichen Büchlein 
finden. 

Kammergerichtsrat Geh. Juſtizrat Dr. Friedrich Holtze, Berlin. 


ee — 


Seſcheid des preußiſchen Briegsminifteriums vom 
26. Juni 1916 auf eine Anfrage des Jeutralverbands 
des deutſchen Großhandels.) „Euer Hochwohlgeboren beehrt 
ich mich auf das Schreiben vom 8. Juni 1916 ergebenſt zu erwidern, 
daß die Beſchlagnahme von Kriegsbedarfsgegenſtänden im allgemeinen 
keineswegs unter allen Umſtänden zur Übernahme der 
betreffenden Gegenſtände durch Kauf oder Enteignung zu führen 
brauchen und daß ein Rechtsanſpruch auf Übernahme nicht beſteht. 
Die Beſchlagnahme iſt vielmehr lediglich eine Sicherungsmaß⸗ 
nahme, durch welche der Verbrauch der Gegenftände für andere 
Zwecke als militäriſche inſoweit verhindert wird, wie es das Heeres⸗ 
intereſſe gebietet. In der Tat geht auch nur ein Teil der beſchlag⸗ 
nahmten Güter in den Beſitz des Heeres über. Und nur bezüglich 
dieſes Teiles kann eine Beſchleunigung in der Abnahme und Be 
zahlung in Frage kommen. 

Im einzelnen iſt je nach den Rohſtoffen, um die es ſich handelt, 
das Verfahren verſchieden geſtaltet. So iſt bei Web⸗ und 
Wirkwaren angeordnet worden, daß, foweit fie für Heereszwecke 
ungeeignet find, die völlige Freigabe unverzüglich erfolgen 
ſoll. Das gilt insbeſondere von den ſogenannten Sommerwaren. 
Andererſeits iſt es nicht angängig, ſämtliche beſchlagnahmten Waren 
von den Eigentümern zu übernehmen; es iſt vielmehr unvermeidlich, 
daß ein großer Teil der von militäriſchen Beſchlagnahmen betroffenen 
Güter in Verwahrung der Beſitzer verbleibt. Die Vorräte bilden ja 
gerade die Reſerven für die Heeresverſorgung bei noch längerer Dauer 
des Kriegszuſtandes. Daß dadurch die Beſitzer eine Beeinträchtigung 
erleiden, iſt eine Tatſache, die im Intereſſe des einzelnen zu beklagen, 
im Intereſſe der Geſamtheit aber unvermeidlich iſt und als ein 
allgemeiner Kriegsſchaden getragen werden muß. Hinſichtlich des 
Umfanges der Entſchädigungsmöglichkeit darf auf 8 4 Abſ. 2 und 3 
der Bekanntmachung über die Sicherſtellung von Kriegsbedarf vom 
24. Juni 1916 (NGBl. S. 357) ergebenſt verwieſen werden. 

Soweit die beſchlagnahmten Güter, insbeſondere Web⸗ und 
Wirkwaren, übernommen werden, geſchieht die Übernahme ſowie die 
Auszahlung des Übernahmepreiſes mit ſo großer Beſchleunigung, wie 
fie der Umfang der Geſchäfte und die Knappheit des Perſonals mu 
irgend zuläßt. Sollte ſich die Auszahlung trotzdem ausnahmsweiſe 
verzögern, ſo werden zur Verringerung des Nachteils den Betroffenen 
Zinſen bewilligt werden. Es iſt ferner in Ausſicht genommen, 
in den Fällen, in welchen eine Einigung über den ÜUbernahmepreis 
nicht ſofort zuſtande kommt und ſomit das Schiedsgericht für Kriegs⸗ 
bedarf angerufen werden muß, nötigenfalls Teilzahlungen zu 
bewilligen. Die Heeresverwaltung zahlt danach prompter, als 
dies im freien Handelsverkehr geſchah, in dem langzeitige Stundung 
vielfach geſchäftsüblich war. 

Der Anregung, die von Beſchlagnahmen betroffenen Güter zu 
beleihen, vermag das Kriegsminiſterium zu ſeinem Bedauern keine 
Folge zu geben. Abgeſehen von der unabſehbaren finanziellen Trag⸗ 
weite und Belaſtung der Heeresverwaltung mit Geſchäften, die an 
ſich nicht der Heeresverwaltung obliegen, erſcheint die Beleihung auch 
deswegen nicht durchführbar, weil die Heeresverwaltung durch die 
Beſchlagnahme noch kein Pfandrecht erwirbt. Dagegen wird in der 
Regel vom Standpunkt der Sicherſtellung des Heeresbedarfs aus 
nichts dagegen einzuwenden ſein, daß der Eigentümer den beſchlag⸗ 


1) Vgl. OLG. Dresden, JW. 1916, 737. 


45. Jahrgang. 


nahmten Gegenſtand durch die Darlehnskaſſe beleihen läßt; 
etwaigen Genehmigungsgeſuchen wird in der Regel entſprochen werden 
können. Das Kriegsmintſterium iſt mit den zuſtändigen Stellen über 
die Beleihungsmöglichkeit in Verhandlung eingetreten.“ N 

(Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Rudolf Waſſermann, München.) 


Mitteilung des Neichspoſtamts. Nachdem der Bundesrat 
durch Bekanntmachung vom 13. Juli!) beſtimmt hat, daß die Proteſt⸗ 
friſt für Wechſel, die in Elſaß⸗Lothringen zahlbar ſind, früheſtens 
mit dem 31. Oktober 1916 ſtatt mit dem 31. Juli 1916 abläuft, 
iſt die Poſtordnung vom 20. März 1900 entſprechend geändert 
worden.“) Danach werden die Poſtproteſtaufträge mit Wechſeln, 
die in dieſem Gebiete zahlbar ſind und deren Zahlungstag in die 
Zeit vom 30. Juli 1914 bis einſchließlich 28. Oktober 1916 fällt, am 
31. Oktober 1916 nochmals zur Zahlung vorgezeigt werden. 


Der neue Not- und Celegraphentarif iſt — worauf noch⸗ 
mals hinzuweiſen it — am 1. Auguſt 1916 in Kraft getreten. Danach 
beträgt im inneren Verkehr des Reichspoſtgebiets, im Verkehr mit 
Bayern und Württemberg, ſowie mit den Verkehrsanſtalten im 
Generalgouvernement Warſchau und im Etappengebiete des Ober⸗ 


befehlshabers Oſt das Porto: 


für Briefe bis 20g. . 15% | für Briefe mit Werts 
über 20 bis 250 g.. 25 „ angabe 


für Ortsbriefe bis in der 1. Zone.. 24 
o darüber hinaus.. 50 „ 

für Briefe der Konto⸗ 7 für Pakete bis 5 kg 
inhaber an dieſ ““ in der 1. Bone .... 30 „ 
Poſtſcheckämter darüber hinaus.. 60 „ 

für Poſtkarten für Pakete über 5 kg 

für Nohrpoſtbriefe . 35 „ in der 1. Zone 10 „ 

für Rohrpoſtkarten . 30 „ mehr als bisher, 

für Poſtauftrags⸗ darüber hinaus.. 20 „ 
Pee 35 mehr als bisher; 


7. 
für Briefe, Poſtkarten und Poſtauftragsbriefe nach Oſterreich, 
Ungarn und Bosnien⸗ Herzegowina, für Briefe und Poſtkarten 
nach Poſtanſtalten des öſterreichiſch⸗ ungariſchen Militärgeneral⸗ 
gouvernements Lublin, ſowie für Wertbriefe und Pakete nach 
Oſterreich und Ungarn find die gleichen Gebühren wie für Sendungen 
des inneren deutſchen Verkehrs zu erheben; über die Gebühren für 
Wertbriefe und Pakete nach Luxemburg geben die Schalterſtellen 


Auskunft. Ferner beträgt die Gebühr: 
für Telegramme im Stadt- für Telegramme im ſonſtigen 
verkehr inländiſchen Verkehr 
bis 5 Wörter 40 K. bis 5 Wörter 60 | 
über 5 bis 10 Wörter über 5 bis 10 Wörter 
für jedes Wort... 2 „ für jedes Wort. 2 „ 
mehr, mehr, 
über 10 Wörter für über 10 Wörter für 
jedes Wort 5 „ jedes Wort 7 „ 


Unverändert bleiben die Gebühren: 

1. für Druckſachen, Warenproben, Poſtſcheckverkehr, Ge⸗ 
ſchäftspapiere, Poſtanweiſungen, Zeitungen; 

2. für Feldpoſtſendungen und Soldatenſendungen (mit 
Ausſchluß ſolcher in rein gewerblichen Angelegenheiten der Ab⸗ 
ſender oder Empfänger); 

3. für Sendungen nach dem oben nicht genannten Aus⸗ 
lande. (Wegen der Abweichungen im Grenzverkehr mit Dänemark, 
den Niederlanden und der Schweiz erteilen die Schalterſtellen 
Auskunft.) 


1) REBL 1916 ©. 694. — ) RGB l. 1916, 758. 
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YAuentgeltlidge Nechts hilfe Tüy Hesresangehörige und 
deren Familien. „Die Rechtsſchutzſtelle ber niederäfters 
reichiſchen Advokatenkammer für Eingerückte und ihre 
Angehörigen“ in Wien I. Rotenturmſtraße 18, iſt bereit, 
unentgeltliche Rechtshilfe, ebenſo wie für öſterreichiſche, 
auch für bedürftige deutſche Heeresangehörige zu über; 
nehmen, bzw. zu vermitteln. Den Herren Kollegen kann 
nur empfohlen werden, im Bedarfsfalle ſich der dankens⸗ 
werten Tätigkeit dieſer Rechtsſchutzſtelle zu bedienen. 

In gleicher Weiſe iſt die „Beratungsſtelle des 
Berliner Anwaltvereins“ bereit, den öſterreichiſchen und 
ungariſchen Heeres angehörigen Rechtshilfe zu leiſten. 
Die öſterreichiſchen und ungariſchen Herren Kollegen 
werden demgemäß darauf hingewieſen, daß ſie ſich in 
Angelegenheiten, die die Beratung ihrer Klienten über 
Fragen deutſchen Rechts betreffen, an dieſe Beratungs⸗ 
ſtelle, 3. H. des Vorſitzenden des Berliner Anwaltvereins, 
Juſtizrat E. Goldmann, Berlin, Potsdamer Straße 22a, 
wenden können. Die Beratungsſtelle wird für den Fall, 
daß die Tätigkeit eines Berliner Kollegen nicht in Frage 
kommt, das Geſuch an die entſprechenden Stellen weiter⸗ 
leiten. Es empfiehlt ſich, daß in denjenigen Fällen, in 
denen auch die Aufnahme eines Armenrechtsgeſuches in 
Frage kommt, ſogleich ein Armutszeugnis der zuſtändigen 
Heimatsbehörde beigefügt wird. 


Kleinere Aufſätze. 


Der Einlauf von Ans fuhr verboten auf dir Vertrags- 
verpflichtungen inländiſcher Verkänfer. Es iſt mehrfach 
ſtreitig geworden, welchen Einfluß der Erlaß von Ausfuhrverboten 
auf die Verpflichtungen inländiſcher Verkäufer gegenüber ausländiſchen 
Käufern hat. Insbeſondere herrſchen Zweifel, ob der Verkäufer ohne 
Weiteres von der Leiſtung frei wird, oder ob nicht der Käufer von 
ihm wenigſtens den Verſuch verlangen kann, für die Ware eine Aus⸗ 
fuhrbewilligung zu erhalten bezw. zu deren Beſchaffung mitzuwirken. 

Die Rechtslage iſt verſchieden zu beurteilen, je nachdem, ob das 
Ausfuhrverbot bei Vertragsſchluß ſchon beſtand, oder ob es erft 
ſpäter erlaſſen wurde. 

Im erſteren Falle iſt das Beſtehen des Verbotes den Parteien 
in der Regel bekannt. Schließen ſie den Vertrag dennoch, ſo hat 
8 308 BGB. entſprechend zu gelten; der Vertrag iſt alſo als aufs 
ſchiebend bedingt für den Fall der Erteilung der Ausfuhrbewilligung 
geſchloſſen anzuſehen. Der Verkäufer hat mithin, da er nach Treu 
und Glauben zur Erreichung des Vertragszweckes mitwirken muß, 
ſich auch um die Beſchaffung der Bewilligung zu bemühen. 

Wird die Ausfuhr der Ware nach erfolgtem Kaufabſchluß ge⸗ 
ſperrt, ſo liegt es nahe, die Sätze von der nachfolgenden zufälligen 
Unmöglichkeit (88 275, 323 BGB.) anzuwenden. Jedoch iſt hier 
nicht etwa die Leiſtung der Ware als ſolche unmöglich, ſondern ge⸗ 
hindert iſt lediglich der Transport über die Grenze. Es fragt ſich 
daher, welche Bedeutung dem Transport über die Grenze im Rahmen 
des Vertrages zukommt. 

Zweck des Kaufvertrages im wirtſchaftlichen Sinne iſt, dem 
Käufer den Genuß der Kaufſache zu verſchaffen. Im Allgemeinen 
und falls der Vertrag nichts Abweichendes beſtimmt, hat man aber 
daran feſtzuhalten, daß der unmittelbare Beſitz der Sache die erſte 
Vorausſetzung des wirtſchaftlichen Genuſſes bildet. Die tatſächliche 
Unmöglichkeit, die Ware über die Grenze zu bringen, ſtellt demnach 
eine Unmöglichkeit der Erfüllung ſtets dann dar, wenn der Sinn 
des Vertrages ergibt, daß die Ware ins Ausland gehen ſoll. Letzteres 
aber iſt der Regelfall; denn wenn nicht beſonders zum Ausdruck 
kommt, daß die Ware für den inländiſchen Markt beſtimmt iſt, ſo iſt 
das Ausland der natürliche Beſtimmungsort. 
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Es fragt ſich nunmehr, mit welchem Zeitpunkt die Unmöglichkeit 
eintritt. Abzulehnen iſt die Meinung, daß der bloße Erlaß des 
Ausfuhrverbotes dieſelbe bereits ſchaffe. Denn gerade die Buläffig 
keit von NAusfuhrbewilligungen ergibt, daß es ſich um keine endgültige 
Unmöglichkeit, ſondern zunächſt nur um ein behebbares Hindernis 
handelt. Verlangt man aber, daß der Verkäufer zur Erreichung 
des Vertragszweckes alles tut, was in ſeiner Macht ſteht und was 
billigerweiſe von ihm erwartet werden kann, ſo läßt ſich auch ſeine 
Verpflichtung, bei der Beſchaffung der Ausfuhrbewilligung mitzuwirken 
und fie gegebenenfalls allein zu beſchaffen, nicht leugnen. Die Uns 
möglichkeit der Erfüllung iſt als konſtatiert erſt anzuſehen, wenn 
ordnungsmäßige Bemühungen um die Beſchaffung der Bewilligung 
geſcheitert ſind. Was aber als ordnungsmäßige Bemühung im 
Einzelfalle anzuſehen iſt, unterliegt je nach den Umſtänden des Ver⸗ 
trages der freien richterlichen Beurteilung. 

Jedenfalls aber iſt die Verpflichtung des Verkäufers zur Be⸗ 
ſchaffung der Bewilligung auch dann gegeben, wenn cif Inland ver: 
kauft iſt oder wenn ein inländiſcher Erfüllungsort beſteht. Allerdings 
vertreten inländiſche Verkäufer bisweilen den Standpunkt, daß ſie 
ſich durch Beförderung der Ware nach dem in der Cif⸗Klauſel ge 
nannten Inlandsorte ihrer Vertragspflichten voll entledigt hätten. 
Dem kann nicht beigeſtimmt werden. Wenn die Erreichung des 
Vertragszweckes den Transport ins Ausland vorausſetzt, ſo iſt es 
gleichgültig, ob der Frankfurter Kaufmann cif Cöln oder cif Rotter⸗ 
dam verkauft hat. Erreicht iſt der Vertragszweck doch erſt dann, 
wenn der holländiſche Käufer in der Weiſe, die der Vertrag vorſieht, 
über das Gut verfügen kann. Iſt alſo das Gut für Holland be⸗ 
ſtimmt (und das bloße Vorhandenſein der Cif⸗Klauſel ergibt nicht 
das Gegenteil), ſo muß demnach der Verkäufer alles tun, um dem 
Käufer die Möglichkeit zu ſchaffen, das in Cöln lagernde und einſt⸗ 
weilen für ihn wertloſe Gut in feinen Beſitz zu bringen. 

Beim Beſtehen eines inländiſchen Erfüllungsortes braucht zwar 
der Käufer im allgemeinen nur an dieſen Ort zu liefern. Dies ſetzt 
jedoch voraus, daß er die tatſächliche Möglichkeit hat, ſich den Befik 
der Ware zu verfchaffen. Fehlt dieſe, fo fehlt eine für die Erreichung 
des Vertragszweckes unerläßliche Vorausſetzung, zu deren Herbetführung 
alſo der Verkäufer mitwirken muß. 

Gerichtsaſſeſſor Dr. Wodtke, Saarbrücken. 


Die Rechtsbehelfe gegen die Gefährdung inlands- 
Deutscher Bürgen durch die Zahlungsverbote gegen das 
feindliche Ausland. Die UENBE. vom 30. September 1914 
(RG Bl. 1914, 421 f.) betreffend Zahlungsverbot gegen England (ſamt 
ihren Parallel⸗ und Zuſatzverordnungen) bringt materielles Recht 
(ebenſo Jaeger, Leipz Z. 1915, 417 f.). Sie unterſcheidet zwei Fälle, 
die ſie in verſchiedener Weiſe regelt. 

I. 81 verbietet mittelbare und unmittelbare Zahlungen (im 
weiten Sinne der BRBek.) nach Großbritannien und ſeinen Nebenländern. 
Erfüllung kann daher weder gegen den inländiſchen Schuldner noch gegen 
den inländiſchen Bürgen erzwungen werden, ſoweit ſie in einer ſolchen 
Zahlung beſtehen würde. Alle ſonſtigen Rechte und Pflichten aus 
den betroffenen Rechtsverhältniſſen bleiben jedoch unberührt, wenn 
nicht der einzelne Fall ſo geartet iſt, daß zugleich die Beſtimmungen 
des 8 2 BR Bek. Anwendung zu finden haben. Deshalb ſteht es 
dem Bürgen frei, bei Eintritt der Fälligkeit ſich und den Schuldner 
durch Hinterlegung der geſchuldeten Summe bei der Reichsbank für 
Rechnung des Gläubigers gemäß § 3 BRBek. von der Verbindlichkeit 
dem Gläubiger gegenüber zu befreien und dann ſeinerſeits gegen 
den Schuldner vorzugehen. Er kann aber auch die Befreiungsklage 
durchführen, ſobald deren Vorausſetzungen vorliegen, und kann, wenn 
ſeine Befreiung praktiſch nicht anders zu erreichen iſt, auch verlangen, 
daß der Schuldner die zu zahlende Summe gemäß $ 3 für den 
Gläubiger hinterlegt. Denn ein Recht, deſſen Benutzung oder Nicht— 
benutzung im freien Belieben des Schuldners ſteht, bedeutet die 
Möglichkeit der Hinterlegung nach 8 3 BRBek. nur ſoweit, als nach 


8 1 BRBE. die Einrede des Verbots der Erfüllung oder nach 8 2 
BRBel. die Einrede des ſtundungsähnlichen Zuſtandes (ſ. u.) reicht. 
Die durch die ERBE. nicht gehemmten Anſprüche führen, wenn fie 
anders nicht erfüllt werden können, zur Erzwingung der Hinter⸗ 
legung. Gerade auch für die Befriedigung ſolcher Anſprüche ſtellt die 
BRNBek. die Möglichkeit der Hinterlegung bereit. Vgl. die intereſſante 
Entſcheidung des OLG. Colmar in Leipz Z. 1915, 852. 

Benutzt der Bürge die erwähnten Rechtsbehelfe nicht, ſo muß 
ihn einmal ſpäter bei Aufhebung der BRNBek. die volle Härte des 
8767 BGB. treffen; d. h. er haftet dann für den bis dahin aufgelaufenen 
Beſtand der Hauptverbindlichkeit, insbe ſondere auch für die durch 
Verzug oder Verſchulden des Schuldners inzwiſchen eingetretenen 
Veränderungen. Auch muß er es in Kauf nehmen, wenn ſich in der 
Zwiſchenzeit die Zahlungsfähigkeit des Schuldners ſo verſchlechtert 
hat, daß er mit der Einrede der Vorausklage oder Erſtattungs⸗ 
anſprüchen keinen Erfolg hat. 

II. Nach §S 2 BGBek. gelten die ſchon entſtandenen oder noch 
entſtehenden vermögensrechtlichen Anſprüche ſolcher natürlicher oder 
juriſtiſcher Perſonen, die in den im § 1 bezeichneten Gebieten ihren 
Wohnſitz oder Sitz haben, vom 31. Juli 1914 an, oder wenn ſie 
erſt an einem ſpäteren Tage zu erfüllen ſind, von dieſem Tage an 
bis auf weiteres als zinslos geſtundet. Ein Verbot der Erfüllung 
beſteht nicht, ſoweit nicht der einzelne Fall ſo gelagert iſt, daß er 
zugleich den Beſtimmungen des 8 1 BRBek. unterliegt. Nur. von 
dem einfachen Fall des 8 2 ERBE. fol im folgenden die Rede fein. 

Infolge des ſtundungsähnlichen Zuſtandes können inländiſche 
Schuldner und Bürgen nicht vom Gläubiger zur Erfüllung ihrer 
Verbindlichkeit gezwungen werden. Sie können aber erfüllen oder ſich 
durch Hinterlegung nach 5 8 BR Bek. befreien. Dabei iſt zu beachten: 
Der ſtundungsähnliche Zuftand des §S 2 BRBek. wirkt nur gegenüber 
vermögensrechtlichen Anſprüchen der im feindlichen Auslande an⸗ 
ſäſſigen Gläubiger, nicht aber auch gegen Rechte anderer Perſonen, 
die ſich etwa aus demſelben Rechtsverhältnis ergeben. Zum Beiſpiel 
tritt bei einer Geſamtgläubigerſchaft nach 8 428 BGB., an der ein 
im feindlichen Auslande anſäſſiger Geſamtgläubiger beteiligt iſt, der 
ſtundungsähnliche Zuſtand nicht auch denjenigen Gläubigern gegen⸗ 
über ein, die ihren Wohnſitz bzw. Sitz im neutralen Auslande oder 
im Inlande haben.“) 

Ihnen gegenüber können ſich Schuldner und Bürge alſo nicht 
auf den ſtundungsähnlichen Zuſtand berufen. Soweit Rechte ſolcher 
Gläubiger in Frage ſtehen, tritt ungehemmt die Fälligkeit ein mit 
der Verzugsſolge des §8 767 BGB. Der Bürge kann alſo inſoweit, 
wenn er den Gläubiger durch Erfüllung befriedigt hat (Hinterlegung 
nach 8 3 würde hier nicht ſchuldbefreiend wirken), ſeinerſeits gegen 
den Schuldner vorgehen. Er kann auch eventuell die Befreiungsklage 
nach § 775 Ziff. 1 oder 3 BGB. durchführen. Unterläßt er beides, 
ſo iſt das ſein eigener Schaden. Er haftet dann wie bei gleicher 
Unterlaſſung im Falle des S 1 BRBek.?) 


1) Dies beſagt ſchon der Wortlaut des §S 2 BRBek. Eine 
Heranziehung der §§ 429 Abſ. III, 425 BGB. tft nur inſoweit an⸗ 
gebracht, als der von der BRBek. zwiſchen den Rechten der im feind⸗ 
lichen Ausland anſäſſigen Gläubiger und denen anderer Gläubiger 
gemachte Unterſchied praktiſch natürlich nur da zutage treten kann, 
wo deren Rechte nach den beſtehenden Geſetzen unabhängig von⸗ 
einander beeinflußt werden können. Val übrigens auch 85 BR Bek. 
und die BRBek. betreffend die Zahlungsverbote gegen England, 
Frankreich und Rußland vom 20. Dezember 1914 und die dort zu⸗ 
gelaſſenen Ausnahmen. 

2) Ganz ähnlich bei der rein prozeſſual (ſ. Jaeger, Leipz g. 1915, 
416) wirkenden BRBek. vom 7. Auguſt 1914 (RG Bl. 1914 S. 360 f.) 
über die Geltendmachung von Anſprüchen von Perſonen, die im 
Ausland ihren Wohnſitz haben (noch jetzt praktiſch gegenüber den 
neutralen und verbündeten Staaten außer Oſterreich und der 
Schweiz). Dieſe Gläubiger werden nur an der gerichtlichen 
Beitreibung ihrer Anſprüche gegen inländiſche Schuldner und 
Bürgen gehindert. Erfüllung iſt zuläſſig. Fälligkeit und Verzug 
treten ein wie ſonſt (ſo die meiſten Schriftſteller, val. v. Harder, 
IW 1915, 1146 f.). Der inländiſche Bürge kann erfüllen und dann, 
da für Inländer das prozeſſuale Hindernis der BR Bek. nicht gilt 
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lande anſäſſigen Gläubiger in Frage kommen, wirkt der ſtundungs⸗ 
ähnliche Zuſtand ebenſo wie für, ſo auch gegen den Bürgen. Er 
kann ſich nicht etwa einerſeits dem ausländiſchen Gläubiger gegenüber auf 
den ſtundungsähnlichen Zuſtand berufen, andererſeits aber gegen den 
Schuldner die Befreiungsklage nach § 775 Ziff. 8 anſtrengen mit der 
Begründung, ſoweit ſeine Rechte in Betracht kämen, habe der Schuldner 
als im Verzug befindlich zu gelten. Ebenſowenig kann er hier, wenn 
er erfüllt oder nach 8 3 BRBek. hinterlegt hat, vom Schuldner ſogleich 
Erſtattung verlangen. Es fehlt an der Fälligkeit des Anſpruches. 
Deshalb droht dem Bürgen aber inſoweit auch keine Gefahr aus 
g 767 BGB. Mit der Befreiungsklage nach 8 775 Ziff. 1 kann der 
Bürge natürlich gegebenenfalls vorgehen; denn dieſe iſt ja an Fällig⸗ 
keit und Verzug nicht gebunden. Aſſeſſor Dr. Tiſchbein, Dresden. 


Uupfändbarkeit von Gegenſtänden, die auf Grund 
der Nerordunung des Bundesrates über die Sicherſtellung 
von Rriegsbedarf vom 24. Zuli 1915 beſchlagnahmt ind, 
Das OLG. Dresden hat durch Beſchluß vom 3. Juni 1916 (JW. S. 973) 
ausgeſprochen, daß das Verbot der Pfändung von Wolle nach 
den Wollbeſchlagnahme⸗Verfügungen einer Zwangsvollſtreckung nicht 
entgegenſtehe, die mit der Überlaſſung der gepfändeten Wolle an die 
Kriegs wollbedarf⸗Aktiengeſellſchaft oder an die von dieſer zugelaſſenen 
Abnehmer verträglich iſt. 

Dieſer Auffaſſung ſtehen die erheblichſten Bedenken entgegen. 
Zunächſt widerſpricht die Entſcheidung dem Wortſinn der „Bek. über 
die Sicherſtellung von Kriegsbedarf“. § 4 beſtimmt: 

„Die Beſchlagnahme hat die Wirkung, daß die Vornahme 
von Veränderungen an den von ihr berührten Gegenſtänden 
verboten iſt und rechtsgeſchäftliche Verfügungen über ſie nichtig 
ſind. Den rechtsgeſchäftlichen Verfügungen ſtehen Verfügungen 
gleich, die im Wege der Zwangsvollſtreckung oder Arreſt⸗ 
vollziehung erfolgen.“ 

Der Hinweis auf 88 133 und 134 BGB. erſcheint nicht zu⸗ 
treffend. Zunächſt kann man den Willen des Geſetzgebers nicht in 
gleicher Weiſe erforſchen wie den Willen von Vertragsparteien; der 
§ 133 BGB. enthält nicht eine Rechtsvorſchrift für die Auslegung 
von Geſetzen, ſondern, wie er ſelbſt ausdrücklich beſtimmt, zur Aus⸗ 
legung von Willens erklärungen. Nach § 134 BGB. iſt ein Rechts⸗ 
geſchäft, das gegen ein geſetzliches Verbot verſtößt, nichtig, wenn ſich 
nicht aus dem „Geſetz“ ein anderes ergibt. Dieſe Beſtimmung be⸗ 
deutet offenbar, daß aus den Beſtimmungen des Geſetzes ſelbſt ſich ein 
anderes ergeben muß. Solchen Beſtimmungen ſtehen aber nicht gleich 
die in dem Geſetz nicht erwähnten wirtſchaftlichen Zwecke eines Geſetzes. 

Abgeſehen hiervon unterſcheidet ſich die Bekanntmachung vom 
24. Juli 1915 von dem Inhalt des $ 134 BGB. ganz offenſichtlich 
und deutlich darin, daß nach erſterer die Verfügungen über den 
beſchlagnahmten Gegenſtand ohne jede Einſchränkung für nichtig 
erklärt worden ſind, insbeſondere ohne eine Einſchränkung dahin, 
falls nicht aus dem Geſetz ſich ein anderes ergäbe. Es iſt auch nicht 
zuläffig, den § 4 der Bek. vom 24. Juli 1915 durch 8 134 BGB. 
zu ergänzen; denn die erſtere Bekanntmachung iſt ein Sondergeſetz, 
welches zwar mit den übrigen Geſetzen, die auf normalem Wege zu: 
ſtande gekommen ſind, vollkommen gleiche Kraſt hat, im übrigen aber 
aus ſich ſelbſt heraus auszulegen iſt. Die Bekanntmachung über 
Sicherſtellung von Kriegsbedarf erklärt aber nur „ſolche Veränderungen 
und Verfügungen für zuläſſig, die mit Zuſtimmung der beſchlag⸗ 
nahmenden Stelle erfolgen“. Schon daraus allein ergibt ſich, daß eine 
ohne dieſe Zuſtimmung erfolgende Pfändung unzuläſſig, d. h. nichtig iſt. 

Es erſcheint bedenklich, wenn das Gericht auf die wirtſchaft⸗ 
lichen Zwecke entgegen dem Wortlaut des Geſetzes entſcheidendes 
(1. Güthe: Schlegelberger, Kriegsbuch S. 304 IV), ſelbſt gegen den 
Schuldner vorgehen; auch kann er gegebenenfalls die Befreiungsklage 
nach 8 775 Ziff. 1 oder 3 BGB. anſtrengen. Unterläßt er beides, 


ſo haftet er einmal bei Aufhebung der BRBek. dem ausländiſchen 
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Gewicht legt; denn dem Gericht ſind dieſe Zwecke nicht in genügendem 
Maße bekannt. Ohne auf den Einzelfall, welcher in der eingangs 
erwähnten Entſcheidung des OLG. Dresden erörtert wird, einzugehen, 
darf allgemein auf folgendes hingewieſen werden: 

Der Zweck der Beſchlagnahme iſt bei den von der Heeres⸗ 
verwaltung ausgehenden Verordnungen Sicherſtellung des Heeres⸗ 
bedarfs; deswegen iſt mit der Beſchlagnahme regelmäßig eine 
Meldepflicht verbunden, was insbeſondere auch bei der Schafſchur 
der Fall iſt. Die Heeresverwaltung wünſcht alſo nicht nur, Ver⸗ 
fügungen über den Gegenſtand zu verhindern, ſondern auch ſtets zu 
wiſſen, wo er ſich befindet und wer ihn beſitzt. Im Falle der 
Pfändung iſt aber eine Beſitzveränderung möglich; der Gerichts 
vollzieher kann die Sache an ſich nehmen. 

Die Heeresverwaltung gibt ferner häufig den beſchlagnahmten 
Gegenſtand zum Zwecke der Verarbeitung frei, und zwar in dem 
Sinne, daß ſie die Verarbeitung für nützlich und geboten hält. Sind 
die Sachen inzwiſchen gepfändet worden, ſo ſtehen der Verarbeitung 
rechtliche Schwierigkeiten entgegen, weil die Pfandſache dadurch unter⸗ 
geht und das Pfandrecht erliſcht. 

In anderen Fällen beſteht ein wirtſchaftliches Intereſſe an der 
Verwertung der beſchlagnahmten Gegenſtände für beſtimmte Zwecke. 
So ſind z. B. durch die Verordnung betreffend Beſchlagnahme 
und Beſtandserhebung von Web-, Strick⸗ und Wirkwaren vom 
1. Februar 1916 beſtimmte Mengen für den Kleinverkauf freigegeben, 
während ſie in allen übrigen Beziehungen beſchlagnahmt geblieben 
find. Mit dieſer Beſtimmung war bezweckt, im Intereſſe der 
Bevölkerung den Kleinverkauf zuzulaſſen, im übrigen aber die 
größeren Beſtände für Heereszwecke zu ſichern. Würden nun die für 
den Kleinverkauf freigegebenen Mindeſtvorräte gepfändet werden 
dürfen, ſo wäre der wirtſchaftliche Zweck der Verſorgung der Be⸗ 
völkerung nicht zu erreichen, denn eine gepfändete Sache darf von 
dem Eigentümer nicht mehr veräußert werden. 

Häufig verfolgt die Beſchlagnayme auch den Zweck, Preisſteigerungen 
infolge von ſogenanntem Kettenhandel zu verhüten, während es 
umgekehrt der Zweck einer Zvangsauktion iſt, möglichſt hohe Preiſe 
zu erzielen. Auch hier würde alſo den Abſichten der beſchlag⸗ 
nahmenden Stelle bzw. der BRD. ſchnurſtracks zuwidergehandelt 
werden, wenn der Gegenſtand gepfändet und im Zwangswege ver⸗ 
äußert werden dürfte. 

Endlich beſchränken vielfach die Beſchlagnahme⸗Verordnungen die 
Beſchlagnahme auf beſtimmte Perſonen; dies iſt namentlich bei den 
ſogenannten Einzelbeſchlagnahmen der Fall. So iſt ferner Leder 
beſchlagnahmt, fo lange es ſich im Beſitze einer Gerberei befindet 
nicht aber, wenn es in den Beſitz des Schuhmachers gelangt. Würde 
nun das Leder bei einer Gerberei gepfändet nnd bei der Verſteigerung 
von einem Schuhmacher erſtanden werden, ſo würde es von der 
Beſchlagnahme gegen den Willen der Heeres verwaltung befreit werden. 
Auch hier ergibt ſich alſo, daß die Pfändung den wirtſchaſtlichen 
Zwecken der BRD. entgegen iſt. Nicht unerwähnt darf bleiben, 
daß der Erwerb eines Gegenſtandes im Wege der Zwangsverſteigerung 
anderen Beſtimmungen unterſteht, als der ſonſtige rechtsgeſchäftliche 
Erwerb durch Kauf uſw. Der Erſteher einer beſchlagnahmten Sache 
wird daher leicht zu der irrigen Meinung verführt, daß der Gegen⸗ 
ſtand von ihm frei von allen Beſchränkungen, insbeſondere auch frei 
von der Beſchlagnahme erworben worden ſei. Auch dieſe Wirkung 
würde mit den Zielen und Zwecken der BRD. nicht in Einklang fein. 

Schließlich erhebt ſich noch der Zweifel darüber, wer denn zu 
entſcheiden hat, ob die Pfändung mit der Beſchlagnahme verträglich 
iſt oder nicht. Unmöglich kann das Aufgabe des Gerichtsvollziehers 
fein; denn er tft lediglich Vollzugs⸗ nicht Entſcheidungsorpan der 
Rechtspflege. Aber auch die Gerichte erſcheinen nicht dazu als befugt. 
Sie würden damit in die Befugniſſe der Verwaltungsbehörden ein: 
greifen, welche allein zu beſtimmen haben, welche Verfügungen über 
einen beſchlagnahmten Gegenſtand getroffen werden ſollen und dürfen. 

Die Gründe des Ox G. Dresden beweiſen mehr als ſie ſollen; 
denn ſie laſſen ſich auch zu der Darlegung verwenden, daß nicht nur 
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die Pfändung, ſondern auch die Verſteigerung mit den Zwecken der 
Beſchlagnahme verträglich ſei. In beſtimmten Fällen mag das der 
Fall ſein, in der Regel iſt es nicht der Fall. 

Juſtizrat Gundlach, Berlin. 


Pfändungsbeſchläſſe gegen Militärperſenen. 

IJ. Beginn der Zwangsvollſtreckung. 

1. Nach 8 752 ZPO. darf die Zwangsvollſtreckung gegen eine 
dem aktiven Heere angehörende Militärperſon erſt beginnen, 
nachdem von derſelben die vorgeſetzte Militärbehörde Anzeige 
erhalten hat. 

Dieſer Paragraph befindet ſich in dem erſten Abſchnitt, den 
„Allgemeinen Beſtimmungen“ des 8. Buches der ZPO. Er gilt 
demgemäß für ſämtliche Arten der Zwangsvollſtreckung, mithin auch 
für die Vollſtreckung in Geldforderungen. 


2. Militärperſonen ſind nach dem „Verzeichnis der zum 
deutſchen Heere und zur Kaiſerlichen Marine gehörenden Militär, 
perſonen“ : 1) 

a) die Perſonen des Soldatenſtandes, nämlich die Offiziere, 
Unteroffiziere, Gemeinen und Mitglieder des Sanitäts- und 
Veterinärkorps, 

b) die Militärbeamten. 

Die einzelnen Gattungen der Militärbeamten ſind in der 
„Klaſſeneinteilung der Militärbeamten des Reichsheekes und der 
Marine“ vom 1. Auguſt 1908) erſchöpfend aufgezählt. 

Außer den dort genannten Beamtenklaſſen gehören zu den Militär⸗ 
beamten alle bei mobilen Formationen oder Behörden befindlichen 
Beamten der Heeresverwaltung.?) Alle übrigen, d. h. die in dem 
genannten Verzeichnis nicht erwähnten und nicht bei dem Feldheere 
befindlichen Beamten des Heeres, ſind „Zivilbeamte der Militär⸗ 
verwaltung“. Dieſe find (obwohl fie nach 8 38 C RMG. dem 
aktiven Heere angehören) keine Militärperſonen. 8 752 ZPO. findet 
demgemäß auf ſie keine Anwendung. 


3. Als vorgeſetzte Militärbehörde im Sinne des 8 752 
ZPO. gelten die in der Bekanntmachung im ZBL f. d. dt. R. von 
1880 S. 482 ff. aufgeführten militäriſchen Stellen. Es ſind dies im 
weſentlichen: 

a) bei den Unteroffizieren und Mannſchaften: 

Kompanie, Eskadron oder Batterie, 

b) bei den Offizieren und Beamten: der Kommandeur des Regi⸗ 
ments oder ſelbſtändigen Bataillons, 

c) ſofern die Offiziere und Beamten einem ſolchen Truppenteil 
nicht unterſtellt ſind: der zunächſt vorgeſetzte Militärbefehls⸗ 
haber, und 

d) ſofern fie auch einem ſolchen nicht unterſtehen: 

aa) bei den Offizieren: das Kriegsminiſterium, 
bb) bei den Beamten: der zunächſt vorgeſetzte höhere Beamte, 
bzw. die zunächſt vorgeſetzte Verwaltungsbehörde. 


4. Nach 85 803, 829 ZPO. beginnt die Zwangsvollſtreckung 
in Geldforderungen mit der Pfändung, d. h. mit der Zuſtellung des 
Pfändungsbeſchluſſes an den Drittſchuldner. Erſt in dieſem Zeit⸗ 
punkte iſt die Pfändung vollzogen. Der bloße Erlaß des Pfändungs⸗ 
beſchluſſes ſeitens des Gerichts erſcheint mithin nur als ein die 
Zwangsvollſtreckung vorbereitender Akt. Die Vorfchrift des § 752 
PO. iſt alſo erſt bei der Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes zu 
beachten. Demgemäß iſt das Vollſtreckungsgericht weder berechtigt 
noch verpflichtet, die Beobachtung des $ 752 ZPO. nachzuprüfen. 


der Chef der 


1) Anlage zum MStGB. in der Faſſung vom 6. Februar 1911 
— NGBl. S. 31/82. 

2) RGBl. S. 483 ff., AV Bl. S. 289 ff. 

8) Vgl. die einſchlägigen Verwaltungsvorſchriſten, wie Garniſon⸗ 


verwaltungsordnung, Friedens ſanitätsordnung, Proviantamts⸗ 
ordnung uſw. 


5. Wird die Anzeige aus 8 752 ZPO. unterlaſſen, fo berührt 
dies die Gültigkeit des Pfändungsbeſchluſſes nicht. Die Beſtimmung 
des 8 752 iſt aber zwingender Art. Ihre Nichtbeachtung hat deshalb 
die Unwirkſamkeit des Vollſtreckungsaktes zur Folge, d. h. die Pfändung 
erzeugt kein Pfandrecht. 

Die Unwirkſamkeit der Vollſtreckungsmaßregel iſt freilich nicht 
gleichbedeutend mit ihrer Nichtigkeit, welche die Pfändung als für 
jedermann unbeachtlich erſcheinen laſſen würde. Denn die Voll⸗ 
ſtreckungshandlung ſelbſt iſt fehlerfrei. Nur die für fie erforderlichen 
Vorausſetzungen ſind nicht gegeben.“) 

6. Sowohl der Schuldner als auch der Drittſchuldner find 
berechtigt, das Fehlen der Anzeige aus 8 752, d. h. die Unwirkſamkeit 
der Pfändung, als einen Mangel des R gemäß 
§ 766 ZPO. zu rügen.t) 

Es beſteht jedoch für den Drittſchuldner keine Verpflichtung, zur 
Wahrung feiner Rechte die Unzuläſſigkeit der Zwangs vollſtreckung im 
Wege der Erinnerung geltend zu machen. Auch ohne Einlegung dieſes 
Rechtsbehelfs iſt er berechtigt, der Klage des Gläubigers gegenüber 
ſich auf die Nichtbeachtung des 8 752 ZPO. zu berufen. Es hieße 
die Lage des Drittſchuldners, der ja ganz ohne ſein Zutun in das 
Vollſtreckungs verfahren hineingezogen wird, unnötig erſchweren, wenn 
man ihn auf die Klage des Gläubigers verurteilen und ihn alsdann 
— nach erfolgreicher Geltendmachung feiner Rechte gemäß 8 766 
ZPO. — auf die Vollſtreckungsgegenklage verweiſen wollte.“) 

7. Die Verletzung der Vorſchrift des 8 752 ZPO. äußert ihre 
Wirkungen mithin nicht nur dem Gläubiger und Schuldner, ſondern 
auch dritten Perſonen gegenüber. Unterläßt es alſo der Schuldner, 
die Nichtbeachtung dieſes Paragraphen zu rügen, ſo tritt durch dieſe 
Unterlaſſung eine Heilung des Mangels nicht ein, da die Wirkungen 
des § 295 ZPO. ſich auf das Verhältnis zwiſchen den Prozeßparteien 
beſchränken. 6) 

8. Wohl aber wird der Mangel durch die Nachholung der Anzeige 
vom Zeitpunkt dieſer Nachholung an geheilt, fofern der Pfändungs⸗ 
beſchluß beim Zugehen der Anzeige ($ 130 BGB.) noch wirkſam iſt. 
Mit dieſem Zeitpunkte ſind ſämtliche Vorausſetzungen für den Beginn 
der Zwangsvollſtreckung gegen Militärperſonen gegeben, nämlich: 

a) Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes an den Drittſchuldner und 
b) Zugehen der Anzeige an die zuſtändige militäriſche Stelle. 
Einer Wiederholung der Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes bedarf 
es nicht mehr. Sie würde nur eine zweckloſe Formalität bedeuten.“) 


9. Auch bei einer Pfändungsankündigung gemäß 8 845 ZPO, 
iſt die Vorſchrift des 8 752 ZPO. zu beachten, da die Vorpfändung 
nicht bloß eine Vorbereitung der Zwangsvollſtreckung, ſondern eine 
Vollſtreckungsmaßregel ſelbſt iſt. ) 

Bei einer Unterlaſſung der Anzeige treten mithin die Wirkungen 
eines Arreſtes nicht ein. Wohl aber hat die Ankündigung der 
Pfändung in Anſehung des ſpäter zu erlaſſenden Pfändungsbeſchluſſes 
die Wirkungen einer Anzeige aus 8 752 ZBO., ſofern in dem Einzel⸗ 
falle dieſe Anzeige und der Pfändungsbeſchluß ein und derſelben 
militäriſchen Stelle zuzuſtellen ſind. 


II. Welchen militäriſchen Stellen der Pfändungsbeſchluß zuzuſtellen 
iſt, ergibt die „Nachweiſung derjenigen Behörden und Perſonen, welche 
vom 1. März 1914 ab zur Vertretung des Reichs⸗(Militär⸗) Fiskus 
als Drittſchuldners bei Pfändung des Dienſteinkommens der Offiziere 


und Beamten der Militärverwaltung ſowie der Penſtonen dieſer 


Perſonen nach deren Verſetzung in den Ruheſtand und der aus 
Militärfonds fließenden Gebührniſſe der Hinterbliebenen von Perſonen 
des Soldatenſtandes und von Beamten der Militärverwaltung berufen 


find“ (JMBl. 1914, 160 ff.; ABl. 1914, 55 ff.). 


0) Stein, 8PO., 11. Aufl., 88 752, 750 1. 
5) Stein, § 829 VII 2a. 
6) Stein, 8$ 752, 750 J. 
7) Stein a. a. O. 
) Sydow⸗Buſch, 8 845, 3. 


45. Jahrgang. 


Als „Zuſtellungs bevollmächtigte“ des Reichsmilitärfiskus kommen 
danach — je nach der Dienſtſtellung des Schuldners — für das 
preußiſche Heer in der Hauptſache in Frage: 

a) Die Kommandeure der Regimenter, ſelbſtändigen Bataillone 
und gewiſſer militäriſcher Anſtalten: bei Pfändung des Dienſt⸗ 
einkommen der ihnen unterſtellten Offiziere und Beamten. 

Als ſelbſtändige Bataillone im Sinne dieſer Nachweiſung gelten 
insbeſondere die Erſatzbataillone, die Erſatzeskadrons und die Erſatz⸗ 
abteilungen. 

b) Die Korpsintendantur und die Intendantur des Militär⸗ 
verkehrsweſens: bezüglich nahezu ſämtlicher übrigen Offiziere und 
Beamten, insbeſondere der Kommandeure obiger Truppenteile und 
Anſtalten. 

Zuſtändig im Einzelfalle iſt diejenige Intendantur, bei welcher 
der betreſſende Truppenteil abrechnet, die Intendantur des Militärs 
verkehrsweſens alſo nur bei den ſogenannten Verkehrstruppen. 

c) Die Intendantur der militäriſchen Inſtitute in Berlin: für 
die Offiziere und Beamte gewiſſer Behörden in Berlin. 

d) Der Feldzeugmeiſter: in Anſehung der ihm unterſtellten ſowie 
der zu den militäriſch⸗techniſchen Inſtituten gehörenden Offiziere und 
Beamten. 

e) Das Kriegsminiſterium: 

a. bei einer Zwangsvollſtreckung gegen die übrigen Offiziere 
und Beamten. Dazu gehören insbeſondere: ſämtliche 
Ingenieur⸗ und Pionieroffiziere, die Militärintendanten 
und der Feldzeugmeiſter, 

B. bei Pfändung von Anſprüchen der Hinterbliebenen von 
Perſonen des Soldatenſtandes und Beamten. 

Handelt es ſich in letzterem Falle um Bezüge aus einer militäriſchen 
Witwenkaſſe (wie in Preußen: die preußiſche Militärwitwenpenſions⸗ 
anſtalt), ſo iſt der Pfändungsbeſchluß auch der „Generaldirektion der 
Königlich Preußiſchen Militärwitwenpenſionsanſtalt in Berlin“ zuzu⸗ 
ſtellen. An deren Stelle tritt bei Anſprüchen gegen die „Hannoverſche 
Offizierwitwenkaſſe“ das „Direktorium der Hannoverſchen Offizier⸗ 
witwenkaſſe“ in Hannover. 

f) Bei einer Zwangsvollſtreckung in die Ruhegehälter und 
Wartegelder der Offiziere und Beamten hat die Zuſtellung des 
Pfändungsbeſchluſſes an diejenige Behörde zu erfolgen, auf deren 
Anweiſung die betreffenden Perſonen ihre Penſions⸗ uſw. Gebührniſſe 
empfangen, das iſt in Preußen: die Regierung. 

IIl. Unpfändbare Anſprüche. 

a) 15 Pfändung ſind nicht unterworfen: 

1. Zwei Drittel des die Summe von 2000 & überfleigenden 
jährlichen Dienſteinkommens. § 850 II ZPO. Zum 
Dienſteinkommen im Sinne dieſer Vorſchrift gehört außer 
dem Gehalt auch der Wohnungsgeldzuſchuß. 

2. Das Dienſteinkommen der Militärperſonen, welche zu einem 
mobilen Truppenteil gehören. § 850 I Ziff. 6 ZPO. 

3. Die zur Beſtreitung des Dienſtaufwandes beſtimmten Ein⸗ 
künfte. 8 850 V ZPO. Dazu gehören u. a.: das Mobil⸗ 
machungsgeld, die Einkleidungsbeihilfe, die Ausrüſtungs⸗ 
entſchädigung der vertraglich verpflichteten Zivilärzte 
(ABl. 1915, 468) und freiwilligen Feldgeiſtlichen (AV Bl. 
1915, 201), die Pferdeausrüſtungsbeihilfe. der freiwilligen 
Feldgeiſtlichen (AV Bl. 1915, 201; 1916, 152) ſowie das 
Burſchengeld (Aufwarteentſchädigung). 

Der Servis der Offiziere und Militärbeamten. $ 850 V ZPO. 

Die Verſorgungsgebührniſſe des Mannſchaſtsverſorgungs⸗ 

geſetzes, insbeſondere die Dienſtprämie gemäß § 40 a. a. O. 

6. Die Verftümmelungs⸗, Kriegs⸗ und Alterszulage des 
Offizierpenſionsgeſetzes gemäß § 37 J a. a. O. 

7. Die für das Gnadenvierteljahr an die Hinterbliebenen der 
Offiziere und Beamten des Heeres zu zahlenden Penſions⸗ 
gebührniſſe nach 8 37 III OffPenſG. 

8. Die auf Grund des Geſetzes vom 2. Juni 1878 (RGBl. 
S. 99) zu zahlenden Ordendzulagen nach § 3 a. a. O. 
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9. Der Sold und die Invalidenpenſion der Unteroffiziere und 
Soldaten. 8 850 Ziff. 5 35. 

Unter „Sold“ ſind alle Bezüge aus dienſtlicher Stellung 
zu verſtehen (Stein, 8 850 IIc), fo: Gehalt, Löhnung, 
Löhnungszuſchuß, Unterkunftsentſchädigung, Servis, Mobil⸗ 
machungsgeld, Einkleidungsbeihilfe, Beköſtigungsgeld, Er⸗ 
friſchungszuſchuß, Handgeld der Kapitulanten uſw. 

Zu den „Unteroffizieren“ im Sinne dieſer Vorſchrift 
gehören auch die Offizier⸗ und Beamtenſtellvertreter. Dieſe 
ſind Perſonen des Soldatenſtandes, alſo Portepeeunter⸗ 
offiziere nach Ziff. A II 1 der Anlage zum MStEB. 

b) Zugunſten der Unterhaltsanſprüche find jedoch — mit der 
in 8 850 IV ZPO. vorgeſehenen Einſchränkung — der Pfändung 
unterworfen: 

1. Das Dienſteinkommen der Offiziere und Beamten des 
Heeres. 8 850 IV 3800. 
2. Die Dienſtprämie. § 40 1 S. 3 MVG. 

c) Bezüglich der gerichtlichen Geltendmachung der Unpfändbarkeit 
gilt das oben zu 8 752 ZPO. Geſagte. 

Gerichtsaſſeſſor Dr. Bab, Poſen. 


Die Poreutſchãdigung bei Inwaltskriegsſchãden in 
Gſtpreuſen. Die Anweiſung des preußiſchen Staatsminiſteriums 
über die vorläufige Ermittlung von Kriegsſchäden und die Ge⸗ 
währung einer ſtaatlichen Vorentſchädigung in den durch den Krieg 
unmittelbar berührten Landesteilen vom 18. Januar 19151) beſtimmt 
unter Ziffer 1: „Für Schäden, die in der Provinz Oſtpreußen durch 
den Krieg an beweglichem und unbeweglichem Eigentum entſtanden 
find, deren endgültige Vergütung aber nach Höhe und Umfang gemäß 
F 385 des Kriegsleiſtungsgeſetzes vom 13. Juli 1873 der Negelung 
durch ein Spezialgeſetz des Reiches vorbehalten iſt, können dem Be⸗ 
ſchädigten in Anrechnung auf die endgültige Entfehädigung.... Vor⸗ 
entſchädigungen gewährt werden.“ Die Vorentſchädigung iſt auf das 
für Fortführung des Haushalts, Erhaltung der Geſundheit und Fort⸗ 
ſetzung der Erziehung der Haushaltsangehörigen, ſowie in gewiſſen 
Grenzen auf die Fortführung der bisherigen gewerblichen Tätigkeit 
(wobei der Landwirtſchaft eine prävalierende Bedeutung beigemeſſen 
iſt) nötige Maß beſchränkt (Ziff. 6 ff. der Anweiſung). Auch zum 
Zweck des Wiederaufbaus zerſtörter und beſchädigter Gebäude können 
nach der Miniſterialverfügung vom 20. Auguſt 1915, betr. die vor⸗ 
läufige Ermittlung von Kriegsſchäden und die Gewährung einer 
ſtaatlichen Vorentſchädigung in den durch den Krieg unmittelbar 
berührten Landesteilen, Vorentſchädigungen gewährt werden. Dieſe 
Beſtimmungen find für die oſtpreußiſchen Anwälte infofern von eins 
ſchneidender Bedeutung, als bei ihnen häufig durch eingefallene 
Ruſſen, durch einquartierte deutſche Truppen und beſonders durch 
Flüchtlinge Akten beſchädigt oder zerſtört worden ſind, wodurch (be⸗ 
ſonders bei gleichzeitigem Verluſte des Kaſſenbuches und des Akten⸗ 
repertoriums) die Feſtſtellung, welche Gebühren noch ausſtehen, und 
damit die Beitreibung dieſer Gebühren unmöglich gemacht iſt. Es 
fragt ſich, ob bei der Bemeſſung des Wertes dieſer Verluſte an 
beweglichen Sachen dieſer Gebührenertrag zugrunde zu legen iſt. Die 
Frage dürfte zu bejahen fein. Nach 88 249 ff. BGB. hat der zum 
Schadenerſatze Verpflichtete auch bei der Beſchädigung oder Zerſtörung 
von Sachen den Zuſtand herzuſtellen, der beſtehen würde, wenn der 
zum Erſatze verpflichtende Umſtand nicht eingetreten wäre, falls aber 
die Herſtellung nicht möglich iſt, den Gläubiger in Geld zu ent⸗ 
ſchädigen. Für die Bemeſſung der Höhe dieſer Entſchädigung iſt 
bekanntlich in der modernen Rechtspraxis die ſubjektive oder relative 
Aſtimation maßgebend, d. h. es iſt voller Erſatz des individuellen 
Intereſſes an der Sache zu leiſten. Es iſt auch „der durch den 
weiteren Kauſalverlauf des ſchädigenden Ereigniſſes innerhalb der 
Vermögensſphäre des Verletzten vermittelte Schaden“ zu erſetzen. 


1) Vgl. hierzu v. d. Trend, JW. 1916, 714 ff. 
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Es iſt anzunehmen, daß dieſe zivilrechtlichen Grundſätze auch bei 
der Vergütung des Wertes von Beſchädigungen oder Zerſtörungen 
nach Maßgabe der obenerwähnten Verordnung Anwendung finden. 
Der Sinn der in der Durchführung dieſer Beſtimmung liegenden 
Hilfsaktion des Staates iſt der, daß der Geſchädigte in die Lage 
verſetzt werde, in der er ſich vor der Beſchädigung befand. Für die 
Entſchädigung des Anwalts kommt alſo nicht der Papierwert der 
beſchädigten oder zerſtörten Akten, ſondern ihr Wert für den Anwalt 
als Mittel zur Beitreibung ausſtehender Gebühren in Frage. Der 
Bewilligung einer Vorentſchädigung hat, von dringenden Fällen ab⸗ 
geſehen, eine vorläufige Ermittlung des entſtandenen Schadens 
vorauszugehen (Ziff. 3 der Anweiſung vom 18 Januar 1915). In 
dieſem Verfahren können nach Maßgabe der Verordnung über die 
Befugnis der Kriegshilfsausſchüſſe in der Provinz Oſtpreußen zur 
eidlichen Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen vom 28. Juli 
1915 und der Allgemeinen Verfügung vom 7. Auguſt 1915, betreffend 
die Rechtshilfeerſuchen der Kriegshilfsausſchüſſe in Oſtpreußen, Beweiſe 
erhoben werden. Die Art der Zuſammenſetzung der Kriegshilfs⸗ 
ausſchüſſe läßt die Befürchtung aufkommen, daß fie den dem Anwalt 
durch Aktenbeſchädigungen oder ⸗zerſtörungen entſtandenen Schaden 
häufig nicht abzuſchätzen in der Lage ſein werden. Tatſächlich ſtellen auch 
die Vorſitzenden dieſer Ausſchüſſe an die geſchädigten Anwälte zuweilen 
Anforderungen, die von völliger Unkenntnis der Tätigkeit des Anwalts 
und Notars und der in ſeinem Bureau vorhandenen Akten zeugen. 
So erſuchte ein Landratsamt einen oſtpreußiſchen Anwalt, auf dem 
Gericht feſtzuſtellen, welche Sachen er gehabt habe, und danach die 
noch ausſtehenden Gebühren zu berechnen. Offenbar war es jener 
Behörde unbekannt, daß der Anwalt nicht nur bei den verſchiedenſten 
Amtsgerichten, ſondern auch bei Verwaltungsgerichten Prozeſſe führt, 
daß er in Korreſpondenz mit den verſchiedenartigſten, auch ausländiſchen 
Behörden ſteht, daß zahlreiche Angelegenheiten durch einfache 
Korreſpondenzen erledigt werden uſw. Für ſolche ſchwierigen Ab⸗ 
ſchätzungsfälle ſehen die Ziffern 21 und 15 der Anweiſung vom 
18. Januar 1915 die Feſtſtellung einheitlicher Schätzungsnormen durch 
den Oberpräſidenten nach Anhörung der Kriegshilfskommiſſion vor. 
Diefe Normen haben dann die Kriegshilfsausſchüſſe ihrer Begutachtung 
zugrunde zu legen. 

Für dieſe Grundſätze, deren Aufſtellung aus dem angeführten 
Grunde dringend erforderlich erſcheint, ſind folgende Erwägungen 
von Belang: 

Es iſt feſtzuſtellen, wieviel laufende Gebührenanſprüche ein An⸗ 
walt durchſchnittlich in jedem Zeitpunkte hat, damit nach Abzug eines 
üblichen Prozentſatzes für zahlungsunfähige Schuldner die Summe 
der infolge der Zerſtörung von Büchern und Akten nicht beitreibbaren 
Forderungen ermittelt werden kann. Um jene Feſtſtellung der 
Durchſchnittshöhe der laufenden Gebührenanſprüche zu treffen, muß 
man einen Durchſchnittszeitraum für die Tätigkeit des Anwalts und 
Notars vom Beginne des Mandats bis zur Entſtehung des Gebühren⸗ 
anſpruches zu ermitteln ſuchen. Man wird nicht fehlgehen, wenn 
man dieſen Zeitraum bei Amts⸗ und Landgerichtsanwälten auf 
1½ Jahr bemißt. Ferner wird für oſtpreußiſche Anwälte angenommen 
werden können, daß bei Anwaltsgeſchäften regelmäßig ½ der voraus⸗ 
ſichtlich entſtehenden Gebühren, bei Notariatsakten regelmäßig / ber 
Gebühren ſogleich nach Erteilung des Mandats als Vorſchuß bzw. 
unmittelbar nach Erledigung des Notariatsaktes gezahlt werden. Bei 
einem Rechtsanwalt, der / ſeines Einkommens aus Anwaltsgeſchäften, 
2 aus Notariatsgeſchäften zieht, iſt unter Zugrundelegung der oben 
angeführten Durchſchnittsſätze von dem halben Jahreseinkommen 
(mit Rückſicht auf die Durchſchnittszeit für die Erledigung des Ge⸗ 
ſchäfts bis zur Entſtehung des Gebührenanſpruchs) in der Weiſe 
auszugehen, daß von ½½ dieſer Hälfte /, von 3, 3/, als Vorſchuß 
bzw. Sogleichzahlung in Abzug zu bringen ſind. Die Summe der 
beiden Reſte ergibt dann die Höhe der Gebühren, die der Anwalt 
jederzeit durchſchnittlich ausſtehen hat. Sind nun ſeine Akten ſo be⸗ 
ſchädigt oder zerſtört, daß er die ausſtehenden Gebühren jedenfalls 
zum Teil nicht beitreiben kann, ſo wird er den Betrag, der ſich 


hieraus nach Abzug der beitreibbaren Gebühren und von etwa 
5 Prozent als einem auch ohnehin nicht beitreibbaren Betrage ergibt, 
als Entſchädigung beanſpruchen können. Hat der Anwalt ein Jahres- 
einkommen von 6000 &, wovon 4000 & auf das Notariat, 2000 4 
auf die Anwaltsgeſchäfte entfallen, fo find alſo vom Halbjahresein⸗ 
kommen aus Notariatsgeſchäften mit 2000 & die Sogleichzahlungen 
mit 1500 & abzuziehen, während vom Halbjahreseinkommen aus 
Anwaltsgeſchäften mit 1000 & 750 & in Abzug zu bringen find. 
Die Summe der beiden Reſtbeträge mit 750 & ergibt die Höhe der 
durchſchnittlich jederzeit ausſtehenden Beträge, von denen 87,50 4 
durchſchnittlich ohnehin nicht beitreibbar ſind. Bei der Aufſtellung 
entſprechender, für die Kriegshilfsausſchüſſe maßgebender Grundſätze 
würde der Oberpräſident die Höhe der beiſpielsweiſe aufgeführten 
Durchſchnittsſätze durch Erfordern einer Auskunft von der Anwalts⸗ 
kammer oder vom Präſidenten des Gerichts bzw. vom aufſichtführen⸗ 
den Richter ermitteln können. Erwähnt ſei noch, daß diejenigen 
Anwälte, die infolge des Ruſſeneinfalles ihre Berufstätigkeit 
haben ſiſtieren müſſen, ebenſo wie die Angehörigen anderer freier 
Berufe, die durch den Ruſſeneinfall Schaden erlitten haben, nach 
Maßgabe beſtimmter, von der Abteilung für Handel und Gewerbe 
der oſtpreußiſchen Kriegshilfskommiffion aufgeſtellter, noch miniſterieller 
Beſtätigung bedürfender Grundſätze entſchädigt werden werden. 
Rechtsanwalt Dr. Bruno Beyer, Pr. Eylau. 


Der geſetzliche Auslandsbegriff und der Krieg. Dem 
Beſchluß des OLG. Hamburg vom 12. Mai 1915 (RIA. 14, 140; 
OLG. 80, 374; Recht 15, 351 N. 621) liegt folgender Sachverhalt 
zugrunde: 

Ein Deutſcher, deſſen Teſtament ſich in Bremen befand und der 
hier früher ſeinen Wohnſitz gehabt hatte, war im deutſchen Schutz 
gebiete Neu⸗Guinea, ſeinem letzten Wohnſitze, geſtorben; das dortige 
deutſche Gericht hatte auch eine Nachlaßpflegſchaft angeordnet. Der 
Bruder des Erblaſſers beantragte ſodann beim AG. Bremen auf 
Grund des § 73 Abſ. 2 FGG. die Teſtamentseröffnung und die 
Anordnung der Nachlaßpflegſchaft. Der Antrag war von den Inſtanz 
gerichten abgelehnt, weil Neu-Guinea im Sinne 8 73 566. als In: 
land anzuſehen und daher Abf. 2 nicht anwendbar ſei. Das Os. 
führt dagegen aus: Neu⸗Guinea ſei vom Feinde beſetzt, die deutſchen 
Behörden ſeien abgeſetzt, wann die alten Verhältniſſe wiederhergeſtellt 
werden würden, ſei ungewiß; ein ſo fern gelegenes, vom Feinde 
vorausſichtlich bis zum Friedensſchluſſe beſetztes deutſches Schutzgebiet 
könne zur Zeit nicht als Inland gelten. 

Gegen dieſe Begründung wendet ſich Levis im Recht 15, 429; 
ſeine Ausführungen ſind aber nicht zutreffend. Dabei ſei ausgegangen 
von Vorſchriften wie § 245 ZPO., wonach, wenn infolge eines 
Krieges oder eines anderen Ereigniſſes die Tätigkeit des Gerichts 
aufhört, für die Dauer dieſes Zuſtandes das Verfahren unterbrochen 
wird, ſowie 8 203 BGB., wonach die Verjährung gehemmt if, ſo⸗ 
lange der Berechtigte durch Stillſtand der Rechtspflege an der 
Rechtsverfolgung verhindert war. Der von Levis hervorgehobene 
Zuſtand (fog. justitium, tempus hostilitatis) hat alſo nicht bloß für 
die von ihm beſprochenen Fälle, ſondern für das geſamte Privatrecht, 
und nicht bloß für das Verfahren der freiwilligen, ſondern auch für 
das der ſtreitigen Gerichtsbarkeit Bedeutung. Der Umſtand aber, 
daß der Geſetzgeber die Folgen des Kriegszuſtandes nur für die 
beiden in den angezogenen Vorſchriften bezeichneten Fälle (Verjährung 
und Prozeßunterbrechung) regelt, weiſt darauf hin, daß jener Zu⸗ 
ſtand ganz allgemein Rechtsfolgen ſonſtiger Art nicht haben 
ſoll; andernfalls hätte der Geſetzgeber dies ebenſo zum Ausdruck 
gebracht. Nach den Ausführungen von Levis wäre der, der ſeinen 
Wohnſitz in dem zur Zeit von den Franzoſen beſetzten Teil des 
elſaß hat und wegen dieſes Kriegszuſtandes feinen Aufenthalt in 
Karlsruhe nimmt, im Sinne des § 23 ZPO. als eine Perſon an 
zuſehen, die „im Deutſchen Reich keinen Wohnſitz hat“ und daher 
vor jedem AG. des belegenen Vermögens belangbar. Davon kann 
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aber nicht die Rebe fein, und ebenſo iſt abzulehnen die Folgerung 
von Levis, wonach, wenn der Erblaſſer feinen früheren Wohnſitz in 
Karlsruhe und ſeinen letzten Wohnſitz in jenem Teil des Elſaß hatte, 
für die Verrichtungen des Nachlaßgerichts das Gericht zu Karlsruhe 
zuſtändig fein fol. Jener von den Franzoſen beſetzte Teil des Reichs⸗ 
landes gehört doch ſtaatsrechtlich zu Deutſchland, und es tft folglich 
ſprachlich und begrifflich unmöglich, mit Levis (441) zu ſagen: Jener 
Erblaſſer habe im Sinne des § 73 Abſ. 2 GGG. feinen letzten „ins 
ländiſchen“ Wohnfttz in Karlsruhe gehabt, der elſäſſiſche Wohnſttz ſei 
einem ausländiſchen gleich zu achten. Gewiß kann die hier ver⸗ 
tretene Anſicht Schwierigkeiten und Schäden für die Beteiligten im 
Gefolge haben, die z. B. den Erbſchein lange entbehren müſſen, weil 
das zuſtändige elſäſſiſche Gericht infolge des Krieges nicht obwaltet. 
Es iſt Sache der Juſtizverwaltung !) (nötigenfalls im Wege der 
Geſetzgebung) für die Aufrechthaltung der Rechtspflege Vorſorge zu 
tragen, wie dies für Oſtpreußen mehrfach geſchehen iſt. Ferner aber 
hat der Geſetzgeber die oben angezogene Vorſchrift des 8 203 BGB., 
betr. der Hemmung der Verjährung durch den Krieg, auf die wichtigſten 
Ausſchlußfriſten für anwendbar erklärt und ſonach der von Levis 
(440) hervorgehobenen Gefahr für wichtigere Fälle vorgebeugt. — 
Andererſeits würde die Anſicht von Levis leicht Unzuträglichkeiten 
zur Folge haben. Nach Levis ſoll „neben dem Gericht des Wohnſitzes 
oder an deſſen Stelle“ das Gericht des früheren Wohnſitzes zur Ent⸗ 
ſcheidung berufen fein; danach könnte der Erbe die Ausſchlagungs⸗ 
erklärung bei dem Gericht einreichen, an deſſen Sitz er vor ſeinem 
Auszug in den Elſaß ſeinen Wohnſitz hatte. Da dieſer Ort aber 
den Nachlaßgläubigern nicht bekannt zu ſein braucht, ſo beſteht die 
Gefahr, daß dieſe von der erfolgten Ausſchlagung überhaupt nichts 
erfahren. Zudem aber müßte der vom Erben angegangene Richter 
des früheren Wohnſitzes doch prüfen, ob er zur Entgegennahme und 
Aufbewahrung der Ausſchlagungserklärung zuſtändig iſt, ?) d. h. ob 
wirklich die Möglichkeit des Verkehrs des Erben mit dem an ſich zu⸗ 
ftändigen Nachlaßgericht ausgeſchloſſen iſt. Hierüber aber können 
die Anſichten doch ſehr verſchieden ſein. Als im Auguſt 1914 die 
Nuſſen in Oſtpreußen einfielen, flohen nicht bloß aus den Grenz⸗ 
bezirken, ſondern auch weit landeinwärts die Beamten der Gerichte 
wie anderer Behörden. Dem Richter des früheren Wohnſitzes des 
Erblaſſers, dem der Erbe die Aufbewahrung der Erbausſchlagungs⸗ 
erklärung?) anſinnt, kann aber jene Flucht und die Dauer ſolcher 
Amtsbehinderung nicht derart bekannt ſein, daß er hiernach ſeine 
Zuſtändigkeit, an Stelle des an ſich zuſtändigen Gerichts einzutreten, 
ermeſſen könnte. 

Der Begründung der mitgeteilten Entſcheidung des OLG. Ham⸗ 
burg iſt aber in der Tat nicht beizutreten. Maßgebend iſt vielmehr 
ſolgende Erwägung: Der Geſichtspunkt, wonach die Schutzgebiete, 
weil Machtgebiete des Deutſchen Reichs und von den deutſchen Be⸗ 
hörden nach deutſchem Recht verwaltet, als Inland zu betrachten 
ſind, kommt nicht zur Anwendung gegenüber den Vorſchriften, bei 
denen die Unterſcheidung von Inland und Ausland zurückgeht auf 
den Unterſchied der örtlichen Entfernung und der hiermit verbundenen 
Schwierigkeit des Verkehrs. Inſoweit gelten die Schutzgebiete als 
Ausland. 

Aber grundſätzlich, d. h. wenn man von dem eben hervor⸗ 
gehobenen Geſichtspunkt der durch örtliche Entfernung bedingten 
Schwierigkeit des Verkehrs abſieht, ſind die Schutzgebiete als deutſches 
Machtgebiet, in dem deutſche Behörden obwalten und deutſche Geſetze 
gelten, als Inland anzuſehen.“) Bedenklich erſcheint danach in der 


1) Die Beſtimmung des Gerichts durch das vorgeſetzte Gericht 
findet nach 8 5 Abſ. 1 Satz 2 FG. ftatt, wenn das zuſtändige 
Gericht in einem einzelnen Fall behindert iſt; hier aber liegt 
allgemeine (Kriegs⸗) Behinderung vor. 

2) Vgl. Joſef in Gruchots Beitr. 54, 588. 

3) Oder die Erteilung des Erbſcheins oder die Auseinander⸗ 
ſetzung. 

4) Aber ſonſtige Einzelheiten in dieſen und ähnlichen Fragen 
ſ. Joſef im Recht 1908, 563. 
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Tat das von Levis bekämpfte Urteil in RG. 84, 259; JW. 1914, 
595 (Recht 1914 N. 1145), wonach die Schutzgebiete nicht im Sinne 
des 8 606 Abſ. 2 ZPO. alſo in Eheſachen, als Inland gelten 
ſollen. Die Begründung des RG., daß die Gerichtsbarkeit in den 
Schutzgebieten der Natur der Sache nach nicht mit der Fülle der 
Garantien umgeben ſein könne, mit denen die inländiſche, reichs⸗ 
deutſche Rechtſprechung ausgeſtattet iſt, erſcheint wenig glücklich, da 
der Geſetzgeber unmöglich beabſichtigt haben kann, gegen die eigenen 
Rechtseinrichtungen Mißtrauen obwalten zu laſſen. Indes bedarf es 
für die Zwecke dieſer Unterſuchung keines näheren Eingehens auf 
dieſe Frage. 

Das Ergebnis dieſer Unterſuchung iſt danach im weſentlichen: 
Aus Vorſchriften, wie 8 245 ZPO. wonach, wenn infolge von Krieg 
die Tätigkeit des Gerichts aufhört, für die Dauer dieſes Zuſtandes 
das Verfahren unterbrochen wird, ſowie 8 208 BGB., wonach die 
Verjährung gehemmt iſt, ſolange der Berechtigte durch Stillſtand der 
Rechtspflege an der Rechtsverfolgung verhindert war, iſt zu folgern, 
daß nach der Abſicht des Geſetzgebers der Kriegszuſtand ganz all⸗ 
gemein Nechtsfolgen ſonſtiger Art nicht haben ſoll; andernfalls hätte 
der Geſetzgeber dies gleichfalls zum Ausdruck gebracht. Insbeſondere 
hat alſo der Umſtand, daß infolge des Krieges Teile des deutſchen 
Reichs gebiets ſowie der deutſchen Schutzgebiete vom Feinde beſetzt 
find, nicht die Folge, daß dieſe Teile im Sinne der Geſetze (3. B. 
SS 86, 73 FGG., § 23 ZPO.) als Ausland gelten könnten und 
daß die Zuſtändigkeit anderer Gerichte an Stelle der ſo behinderten 
Gerichte jener Gebiete begründet würde. Es iſt vielmehr Sache 
der Juſtizverwaltung, für die Aufrechthaltung der Rechtspflege Sorge 
zu tragen. Der Krieg hat insbeſondere auf die Frage, ob die 
deutſchen Schutzgebiete Inland oder Ausland ſind, gar keinen Einfluß. 

Rechtsanwalt Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br. 


Zur Auslegung der gundesrats verordnung über die 
Höchftpreife für Hafer vom 23. Juli 1915. In letzter 
Zeit ſind gegen Inhaber „anerkannter Saatgutwirtſchaſten“ Anklagen 
wegen angeblicher ÜUberſchreitung der Höchſtpreiſe erhoben worden, 
weil dieſelben in den letzten zwei Jahren Saathafer nicht angebaut 
haben und trotzdem von der Ausnahmebeſtimmung des § 6a Höchſt⸗ 
PrVᷣO. vom 23. Juli 1915 Gebrauch gemacht haben. 

Durch künſtliche Züchtung kann gewiſſermaßen ein neues Ge⸗ 
ſchlecht von Saatgetreide geſchaffen werden, welches noch keine Ab⸗ 
nutzung oder ſonſtige Herabminderung ſeines Wertes durch lang⸗ 
jährige Fortpflanzung erlitten hat. Einen Landwirt, dem es alſo 
durch zweckentſprechende Befruchtungen und unter Zuhilfenahme chemi⸗ 
kaliſcher und phyſikaliſcher Mittel gelungen iſt, einen gänzlich neuen 
Stamm zu erzeugen, nennt man „Züchter“. Das allererſte Ergebnis 
ſeiner Verſuche bezeichnet man als „Eliteſaat“. Da begreiflicherweiſe 
die Herſtellung dieſer „Eliteſaat“ unter großen Verſuchskoſten nur in 
ganz geringen Mengen möglich iſt, muß der Züchter zunächſt danach 
ſtreben, die geringe Menge der Eliteſaat zu vermehren. Zu dieſem 
Zwecke ſchließt er, ſoweit ſein eigener Beſitz nicht ausreicht, mit 
einem anderen Landwirt einen ſogenannten Vermehrungsvertrag, das 
heißt, er übergibt ihm ſeine Eliteſaat mit der Verpflichtung, dieſe 
unter der Kontrolle des Züchters auszuſäen und die Ernte zurück⸗ 
zugeben. Das Ergebnis der Ernte aus der Eliteſaat nennt man 
„Originalſaat“. Im allgemeinen verkauft nunmehr der Elitezüchter 
die Driginalfaat an die ſogenannten „Saatgutwirtſchaften“. Dieſe 
Saatgutwirtſchaften vermehren alſo durch erneuten Anbau die Original⸗ 
ſaat und verkaufen das Ergebnis dieſer Ernte nunmehr als „Erſte 
Abſaat“, d. h. als den für den großen Markt beſtimmten Samen. 

Zur Überwachung des vorerwähnten Herſtellungsprozeſſes iſt von 
den Landwirtſchaftskammern und der „Deutſchen Landwirtſchafts⸗ 
tzeſellſchaft“ das Inſtitut der „Anerkennung“ eingerichtet worden. 
Dieſe Anerkennung kann ſich entweder nur auf eine ganz beſtimmte 
Saat erſtrecken, oder aber ſie wird auf die ganze Wirtſchaft aus⸗ 
gedehnt, d. h. ſämtliches aus der fraglichen Gutswirtſchaft ſtammende 
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Getreide wird als Saatgetreide anerkannt. Iſt eine Wirtſchaft in 
letzterem Sinne anerkannt worden, ſo nennt ſie ſich „anerkannte 
Saatgutwirtſchaft“. ) 

An dem gedeihlichen Beſtehen derartiger Saatgutwirtſchaften hat 
aber der Staat beſonders im Kriege begreiflicherweiſe das denkbar 
größte Intereſſe, damit die Getreideernte im Inlande aus volks⸗ 
wirtſchaftlichen Gründen veredelt und vermehrt wird. Wenn aber 
der Staat im Kriege die Saatgutwirtſchaften bevorzugen will, ſo gibt 
es hierfür nur ein Mittel, nämlich die Befreiung der Saatgutwirt⸗ 
ſchaften von den ſtrengen Vorſchriften der Höchſtpreisverordnung. 

Zu dieſem Zwecke mußte alſo der Bundesrat in der heute noch 
gültigen Verordnung vom 23. Juli 1915 eine beſondere Ausnahme 
für Saathafer vorſehen. Er hat zu dieſem Zwecke im § 6a Höchſt⸗ 
Pro. geſagt: 

„Die Vorſchriften dieſer Bekanntmachung gelten nicht bei Verkäuſen 

a) von Saathafer aus landwirtſchaftlichen Betrieben, die ſich 

in den letzten zwei Jahren nachweislich mit dem Verkauf 

von Saathafer befaßt haben.“ 
Offenbar hat der Bundesrat geglaubt, mit der Vorausſetzung eines 
zweijährigen Anbaues ohne weiteres ſämtliche Saatgutwirtſchaften zu 
umfaſſen. Hierbei iſt dem Bundedrat aber inſofern ein Irrtum 
unterlaufen, als bei anerkannten Saatgutwirtſchaften die Verhältniſſe 
oftmals aus betrieblichen und wirtſchaftlichen Gründen auf ein oder 
mehrere Jahre den Anbau von beiſpielsweiſe Saathafer nicht als 
tunlich erſcheinen laſſen. Infolgedeſſen ſtehen wir vor der eigen⸗ 
artigen Erſcheinung, daß derartige Saatgutwirtſchaften zwar den 
Schutz und Vorzug der Anerkennung beſitzen, aber dem ſtrengen 
Wortlaut der Höchſtpreisverordnung vom 23. Juli 1915 nach eine 
Ausnahme von dem feſtgeſetzten Höchſtpreis für ſich nicht in Anſpruch 
nehmen können. Dieſe Erſcheinung ſteht offenbar mit dem tatſäch⸗ 
lichen Willen des Bundesrates im Widerſpruche. 

Die vergleichende Heranziehung der übrigen Haferverordnungen 
ergibt, daß in dem Wortlaut des erwähnten 8 6 der Nachdruck auf 
das Wörtchen „nachweislich“ zu legen iſt. Die erſte den Verkehr 
mit Hafer regelnde Bundesratsverordnung vom 13. Februar 1915 
ſagt im 8 4 Abſ. 3 Ziff. c, daß trotz der Beſchlagnahme Landwirte 
Saathafer für Saatzwecke liefern können, wenn ſie ſich nachweislich 
in den letzten zwei Jahren mit dem Verkauf von Saathafer befaßt 
haben. Schon in jener Verordnung haben wir alſo die mißverſtänd⸗ 
liche Beſtimmung, daß der Nachweis eines zweijährigen Anbaues ge⸗ 
fordert wird. Die wörtlich gleiche Beſtimmung findet ſich im 8 1 
Abſ. 2 der Bekanntmachung über die Höchſtpreiſe für Hafer vom 
13. Februar 1915. 

In der preußiſchen Ausführungsanweiſung vom 16. Februar 
1915 zu dem bereits genannten § 4 Abſ. 3c der Bundesratsverord⸗ 
nung über den Verkehr mit Hafer vom 13. Februar 1915 heißt 
es nun: 

„Der Nachweis, daß es ſich um Saathafer handelt, gilt 
dann als geführt, wenn anerkannte Saatgutwirtſchaften 
den Hafer liefern. Dieſe ſind im gemeinſamen Tarif⸗ und 
Verkehrsanzeiger für den Güter: und Tarifverkehr veröffentlicht 
(Sondernummer vom 5. Februar 1914) uſw.“ 

Es iſt alſo nicht unbedingt ein zweijähriger Anbau tatſächlich 
erforderlich, ſondern der Nachweis eines zweijährigen Anbaues kann 
auch durch den Nachweis der Herkunft des Hafers aus einer an⸗ 
erkannten Saatgutwirtſchaft, welche im Verkehrs⸗ und Tarifanzeiger 
namentlich aufgeführt iſt, erſetzt werden. 

So war es für die Ernte 1914/1915. a 

Für die Ernte 1915/1916 iſt der Verkehr mit Hafer durch die 
Bundesratsverordnung vom 28. Juni 1915 geregelt. Der § 6 Abf. 2 


1) Ich verweiſe auf die eingehenderen Ausführungen in meinem 
gleichlautenden Artikel in der „Landwirtſchaftlichen Wochenſchrift für 
die Provinz Sachſen, Amtsblatt der Landwirtſchaftskammer für die 
Provinz Sachſen und das Herzogtum Anhalt“ Nr. 22 vom 27. Mai 
1915 (Verlag: Halle [Saale], Landwirtſchaftskammergebäude). 


Ziff. c beſtimmt, daß, trotz der Beſchlagnahme, Landwirte mit Ge 
nehmigung der zuſtändigen Behörde ſelbſtgezogenen Hafer für Saat⸗ 
zwecke liefern können. Der Landwirt muß alſo den Saathafer ſelbſt 
gezogen haben. In einem vorerſt unerklärlichen Widerſpruch zu der 
Bundesratsverordnung vom 28. Juni 1915 enthält die beigeordnete 
Bundesratsverordnung über die Höchſtpreiſe von Hafer vom 23. Juli 
1915 wiederum die alte Beſtimmung (8 6a), daß Saathafer nur 
dann den Höchſtpreiſen nicht unterliegt, wenn ſich der landwirtſchaft⸗ 
liche Betrieb in den letzten zwei Jahren nachweislich mit dem Verkauf 
von Saathafer befaßt hat. 

Nun hat aber der 8 6c der Verordnung vom 28. Juni 1915 
durch die Nachtragsverordnung vom 17. Januar 1916 folgende 
Faſſung erhalten: 

„Es können Unternehmer landwirtſchaftlicher Betriebe mit Ge⸗ 
nehmigung der zuſtändigen Behörde ſelbſtgezogenen Hafer für Saat⸗ 
zwecke liefern, ſofern ſie ſich nachweislich in den letzten zwei Jahren 
mit dem Verkauf von Saathafer befaßt haben. Die Reichsfutter⸗ 
mittelſtelle beſtimmt, in welcher Weiſe ber Nachweis zu er⸗ 
bringen iſt.“ 

Dieſe Nachtragsverordnung des Bundesrats vom 17. Januar 
1916 iſt laut Ausgabetermin des Reichsgeſetzblattes erſt mit Ablauf 
des 18. Januar 1916 in Kraft getreten. An dem Ausgabetage der 
vorerwähnten Bundesratsverordnung, alſo dem 18. Januar 1916, hat 
die Reichsfuttermittelſtelle eine Bekanntmachung erlaſſen, die unter 
Ziff. I folgende Beſtimmung enthält: 

„Der Verkauf von ſelbſtgezogenem Hafer gemäß 8 6 Abſ. 2 Ziff. 0 
der Haferverordnung von Unternehmern landwirtſchaftlicher Be 
triebe an andere Landwirte oder an den Handel darf nur erfolgen 

a) von den ſogenannten anerkannten Saatgutwirtſchaften, die 
in der Sondernummer des Eiſenbahnverkehrsanzeigers für 
den Güter⸗ und Tarifverkehr vom 8. September 1915 auf⸗ 
geführt ſind; 

b) von anderen Saatgutwirtſchaften nur dann, wenn der zu⸗ 
ſtändigen amtlichen Landesfuttermittelſtelle oder, wenn eine 
ſolche nicht beſteht, der Reichsfuttermittelſtelle der Nachweis 
erbracht worden iſt, daß ſich der Unternehmer in den letzten 
zwei Jahren mit dem Verkauf von Saathafer befaßt hat.“ 


Es iſt alſo durch die Verordnung der Reichs futtermittelſtelle 
analog der preußiſchen Ausführungsanweiſung vom 16. Februar 
1915 geſagt, daß der Nachweis der zwei Jahre auch durch den 
Nachweis der Provenienz des Saatgutes aus einer „anerkannten 
Saatgutwirtſchaft“ erſetzt werden kann, wenn die Saatgutwirtſchaft 
im Verkehrsanzeiger namentlich aufgeführt iſt. 


Die Bekanntmachung der Reichsfuttermittelſtelle bezieht ſich 
allerdings dem Wortlaut nach nur auf die Verordnung des Bundes⸗ 
rats, betreffend den „Verkehr“ mit Hafer vom 28. Juni 1915, nicht 
aber auf die Höchſtpreisverordnung für Hafer vom 23. Juli 1915. 
Da es aber widerſinnig wäre, in dem einen Falle den anerkannten 
Saatgutwirtſchaften einen Vorzug bezüglich der Lieferfreiheit von 
Saathafer zuzubilligen, in dem anderen Falle aber die Höchſtpreiſe 
in Geltung zu laſſen, ſo muß mit Fug und Recht angenommen 
werden, daß die Bekanntmachung der Reichsfuttermittelſtelle vom 
18. Januar 1916 ſinngemäß auch auf die Vorſchriften der Höchſt⸗ 
preisverordnung vom 23. Juli 1915 Anwendung zu finden hat, 
zumal die Reichsfuttermittelſtelle ihre Veröffentlichung nicht aus⸗ 
drücklich auf die Bundesratsverordnung vom 17. Januar 1916 be⸗ 


ſchränkt hat. Gerichtsaſſeſſor Rudolf Scheerbarth, Halle a. ©. 


Ariegsun möglichkeit, Fob-Alauſel und Berfendungs- 
pflicht des Verkäufers. Zum Ausgangspunkte der folgenden 
Erörterungen wähle ich eine von Daſſel in Sörgels Recht 1916, 81 
Nr. 141 veröffentlichte Entſcheidung des hanſeatiſchen Oderlandes“ 
gerichts vom 7. Dezember 1915 Bf. II 294/15. 


45. Jahrgang. 


Die fob Bremen zu liefernde Ware war infolge des Krieges 
unterwegs liegen geblieben. Das Gericht erwägt, 

1. daß nach 8 447 BGB. die Transportgefahr der Ware den 
Käufer zu treffen hatte, 

2. daß dies nicht von der Gefahr gelte, die nicht für die 
Ware, ſondern für die Beförderung entſteht, 

8. daß für den Verkäufer, der das Ereignis nicht zu vertreten 
hatte, Lieferungsunmöglichkeit beſteht wegen unverſchuldeter 
Nichterfüllung des Vertrages nach 8 323 BGB. 

ad 1. Den hier ausgeſprochenen Satz halte ich für richtig. Es 
iM für das Folgende feſtzuhalten, daß das Gericht an der engſten 
Auslegung der Fob⸗Klauſel feſthält. Die Fob⸗Klauſel iſt demnach 
eine reine Speſenklauſel. Es wird dieſer Klauſel kein Einfluß auf 
die Frage der Gefahrtragung eingeräumt. Daraus iſt zu ſchließen, 
daß das Gericht um fo weniger der Anſicht iſt, daß der Fob- Ort 
Leiſtungsort für den Verkäufer if. Den Ausführungen Ritter, 
Arch Burg. 40, 483, der ſich auf das engliſche Recht und 8 62 des 
ſchwediſchen Geſetzes vom 20. Mai 1905 über Kauf und Tauſch 
beweglicher Sachen beruft, iſt aber zuzugeben, daß ſich die Entwicklung 
des Handelsgebrauches in entgegengeſetzter Richtung bewegt. Es iſt 
aus dem Auszuge der Entſcheidung nicht erſichtlich, ob und wie ſich 
das entſcheidende Gericht mit in Frage kommenden Handelsgebräuchen 
auseinandergeſetzt hat. Nicht zuzugeben iſt Ritter, daß Gerichte, die 
die Fob Klauſel nur als Speſenklauſel auffaſſen, „handels feindlich“ 
ſind. Die Gerichte tun wohl daran, den kaufmänniſchen Ausdrücken 
ihren natürlichen Sinn zu wahren und einem verſteckten Sinn nach 
Möglichkeit entgegenzutreten. Es iſt keine Bedrückung des Handels, 
wenn man verlangt, daß derjenige, der will, daß der Gegner die 
Gefahr trägt, dies auch ſagt und nicht bloß von den Koſten ſpricht. 
Als Gipſelpunkt des Unzuläſſigen möchte ich in dieſer Hinſicht den 
überhandnehmenden Handelsgebrauch bezeichnen, der franko im Gegenfak 
zu frachtfrei zur Gefahrklauſel machen will. Hinter der böſen Sprache 
ſteckt im Handel der böſe Glaube, der das, was er fagt, vor dem, 
dem er es fagt, verbergen will.!) Auch die Rückſicht auf den teueren 
Kabelverkehr kann nur die Anwendung von zuſtändigen Vereinigungen 
klar formulierter Auslegungen im Verkehr beſtimmter Kreiſe recht⸗ 
fertigen. Für das Folgende ſtelle ich nochmals feſt, daß nach der 
Anſicht des entſcheidenden Gerichts durch die Klauſel fob Bremen 
Bremen nicht zum Erfüllungsort wird. 
ad 2. Dieſer Satz iſt durchaus zu beſtreiten. Die Beſtimmung 
des 8 447 bezieht ſich allerdings unmittelbar nur auf die Gefahr des 
zufälligen Unterganges oder der zufälligen Verſchlechterung [arg. 8 446 
Abſ. 1].) Allein der Sinn iſt unzweifelhaft, daß es mit der Gefahr 
ſo gehalten werden ſoll, wie wenn der Käufer die Ware abgeholt 
hätte. Der Verkäufer hat ja im Sinne des Geſetzes durch Abſchickung 
der Ware das zur Leiſtung der Ware ſeinerſeits erforderliche getan.?) 
Bol. 8 2482 88 B., Prot. S. 572 bis 579. Die Folgen einer zufälligen 
Unterbrechung der Reife trägt der verſendende Verkäufer; die entgegen⸗ 
geſetze Meinung vertreten Coſack, Dernburg⸗Raape nur für den 
Fall, daß das Hindernis, z. B. eine falſche Diebſtahlsanzeige gegen 
den Verkäufer, aus der Sphäre des Verkäufers ſtammt. 
ad 8. Aus den Ausführungen ad 1 ergibt ſich, daß Bremen 
nach der Annahme des Gerichts nicht der Erfüllungsort für den 
Verkäufer war. Er hat nur „auf Verlangen“ des Käufers (8 447) 
die bereits geleiſtete Ware an den Ablieferungsort geſandt. Der 
Käufer wäre berechtigt geweſen, die Verſendung auf eigene Gefahr 
und Koſten, oder mit Rückſicht auf die Fob⸗Klauſel gegen Erſatz der 
Mehrkoſten die Verſendung an einen anderen Ort zu verlangen.“) 


1) Adler, Goldſchmidt Z. 72, 438. 

2) Adler, Goldſchmidt Z. 72, 391. 

9) Er hat nach Auffaſſung des Geſetzes erfüllt und wenn der 
Transport unmöglich iſt, ſo befindet ſich, wie noch weiter darzutun 
iſt, der Käufer im unverſchuldeten Annahmeverzuge. 

5) Siehe die lehrreichen Ausführungen in „Die Einwirkungen 
des Krieges auf Kaufverträge“, herausgegeben von 14 Hamburger 
Warenvereinen bei Ackermann und Wulf Nachf. S. 21 Ziff. 2, 
S. 29 Ziff. 2. Darüber Heymann, DIZ. 1915 S. 759, 761. 
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Wenn der von ihm verfügte Transport unmöglich wird, ſo gerät er 
in Annahmeverzug, und Lieferungsunmöglichkeit kann nur inſoweit 
vorliegen, als ſie ſtets eine Folge des Annahmeverzuges iſt. Die 
Klage auf Zahlung des Kaufpreiſes war daher im vorliegenden Falle 
begründet und der Käufer hätte nur das Recht gehabt, gegen Zahlung 
des Kaufpreiſes eine andere Verfügung über die Ware zu treſſen, da 
er ſie in Bremen wegen Unmöglichkeit der Abladung nicht brauchen 
konnte. Entgegengeſetzt wäre zu entſcheiden, wenn Bremen Leiſtungs⸗ 
ort geweſen wäre und die ÜUbermittlungsunmöglichkeit ſich auf dem 
Wege zum Leiſtungsort eingeſtellt hätte. Dann wäre in der Tat 
8 823 BGB. anzuwenden. 

es mag fein, daß das Gericht zu feinen Entſcheidungen durch 
die Lehren gekommen iſt, die F. Leonhard (Erfüllungsort und 
Schuldort, Berlin 1907) aufſtellt, die ich in Grünhuts Z. 88, 719 
bekämpft habe. 

Bom Standpunkte der Nitterſchen Auslegung der Fob-Klauſel 
(f. o.) wäre die Entſcheidung des Gerichts zutreffend. Sie läßt ſich 
auch rechtfertigen und trifft meines Erachtens zu, wenn nicht 
Annahmeverzug im engeren Sinne, ſondern Annahmeunmöglichkeit 
von vornherein erkennbar vorliegt, ſo etwa, wenn der Käufer an 
jeder Verfügung und Abnahme der Ware ſelbſt mit Wechſel des 
Ablieferungsortes verhindert geweſen oder ihm ein ſolcher Wechſel als 
unmöglich nicht zuzumuten wäre. Da das Geſetz die Annahme⸗ 
unmöglichkeit nicht beſonders regelt, ſo iſt es beſtritten, ob in dieſem 
Falle 8 323 oder die Regeln des Annahmeverzuges (8 324) anzuwenden 
find. Ich bin aus den Goldſchmidt Z. 76, 468 angeführten Gründen 
für die Anwendung des 8 323 BOB. Vgl. Rabel, Rhein. 8, 
482/88, anders Kohler, Arch BürgR. 18, S. 200, 259. 

Es iſt leicht möglich, daß eine ausführlichere Veröffentlichung 
der hier beſprochenen Entſcheidung deren Gründe in einem anderen 
Lichte erſcheinen ließe. Ich brauche nicht zu ſagen, daß der Zweck 
der vorſtehenden Ausführungen keineswegs die Beſtreitung der Ent⸗ 
ſcheidung, ſondern die Darlegung einiger beſonders wichtiger Grund⸗ 
ſätze der Lehre von der Kriegsunmöglichkeit war. 

Wie leicht dieſe Grundſätze verkannt werden können, zeigt neuerlich 
eine für die Sammlung beſtimmte Entſcheidung des R. vom 
14. Januar 1916 II 872/15, die vorläufig in 23. 1916 S. 460 Nr. 5 
veröffentlicht wurde. Das NG. ſteht in bezug auf den Gegenfag 
wiſchen Ablieferungsort und Leiſtungsort und in bezug auf die Natur 
der nicht mehr zu den kaufrechtlichen Verbindlichkeiten gehörenden 
Verſendungspflichten des Verkäufers ganz auf dem hier dargelegten 
Standpunkte. In Übereinſtimmung mit dieſem Standpunkte wird 
auch erklärt, daß der Käufer die Zahlung des Kaufpreiſes und die 
„Abnahme regelmäßig nicht ſchon deshalb verweigern darf, weil der 
Verkäufer aus irgendeinem Grunde außerſtande iſt, die Verſendung 
zu bewirken“. Wie man ſieht, iſt der oben ad 2 beſtrittene Gedanke 
der Hamburger Entſcheidung, nach der der Verkäufer jene Transports 
gefahren zu tragen hätte, die nicht die Ware, ſondern die 
Beförderung treffen, dem RG. fremd.) 

In dem entſchiedenen Falle hat jedoch die beklagte Käuferin „die 
Hölzer, die von der Klägerin nach Bombay befördert werden ſollten, 
erkennbar nicht für ihren einheimiſchen Bedarf, ſondern zu einem 
Zwecke gekauft, der ohne die Verſchiffung überhaupt nicht erreichbar 
war. Sie hatte mit der Klägerin eine Zahlungsweiſe vereinbart, die 
vorausſetzte, daß die Ware zur Verſchiffung gebracht wurde“. 

Nach dem ad 8 Abſ. 8 Ausgeführten lag alſo nach Auffaſſung 
des RG. Annahmeunmöglichkeit (Annahmeverzug im weiteren Sinne) 
vor. Ein Wechſel des Ablieferungsortes war nach Anſicht des NG. 
der Käuferin nicht zuzumuten. Das NG. und die Vorinſtanzen haben 


5) Vgl. dagegen RG. Bd. 87 Nr. 28, nach der der Cif⸗Käufer, ber 
Kaſſa gegen Dokument bei Dampfers Ankunft gekauft hat, den Kauſ⸗ 
preis bezahlen muß, wenn auf Ankunft und Andienung der Ware 
am Ablieferungsorte nicht mebr zu rechnen if. Ahnlich Hamburg 
5. Januar 1916 in Soergels Recht 1916 S. 141 Nr. 275. Dieſe 
Entſcheidung bemüht ſich, den Widerſpruch mit der im Text beſprochenen 
Hamburger Entſcheidung zu verkleiſtern. 

140 
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demnach, wenn ihre Vorausſetzungen wirklich zutrafen, mit vollem 
Recht entſchieden, daß keine Abnahmepflicht beſtehe, und hätten ihre 
Entſcheidung damit begründen müſſen, daß der Kauf nach 8 823 als 
aufgelöſt zu erachten ſei. Vom Standpunkte Krückmanns wäre 
dem Käufer die Einwendung aus eigenem überwiegenden Intereſſe 
zugeſtanden. Das R. begründet jedoch feine praktiſch mit dieſem 
Ergebnis übereinſtimmende Entſcheidung damit, daß die Verſendungs⸗ 
pflicht infolge der angeführten Umſtände eine andere Bedeutung 
annahm; anſcheinend ohne klarzuſtellen: welche Bedeutung? 

Im Sinne der Schlußfolgerungen des RG. muß angenommen 
werden, daß das N. im vorliegenden Falle die Verſendungspflicht 
nicht auf einen mit dem Kauf zuſammenhängenden Auftrag zurüds 
führen will, ſondern als eine gewöhnliche kaufrechtliche Verpflichtung 
des Verkäufers — mit anderen Worten, daß es den überſeeiſchen 
Ablieferungsort als Leiſtungsort anſteht. Den Grund für dieſe 
weitergehende „Bedeutung der Verſendungspflicht“ erblickt das NG. 

1. darin, daß der Zweck des Kaufes erkennbarerweiſe ohne den 

Transport überhaupt nicht erreichbar war, was jedoch bei faſt 


allen Verſendungskäufen mehr oder minder zutreffen dürfte; 


2. aus der vereinbarten Zahlungsweiſe gegen Konnoſſement am 
Ablieferungsorte, was im vollen Widerſpruch zu der in der 
Anmerkung angeführten, eben veröſſentlichten Entſcheidung 
desſelben Senates ſteht. 

In Wirklichkeit If die vom RG. implizite verneinte Frage 
der Abnahmepflicht von der Frage, ob der Käufer oder an 
Stelle des Käuſers der Verkäufer die Verſendung vornimmt, 
völlig zu trennen. Die Abnahme war dem Käufer nur dann 
nicht zuzumuten, wenn ſie ihm auch nicht zuzumuten geweſen 
wäre, wenn er die erkennbarerweiſe nach Bombay beſtimmten 
Hölzer am Lagerplatze durch ſeinen Spediteur hätte übernehmen 
laſſen. Hätten die Parteien etwas anderes wollen, ſo hätten 
ſie einen ſogenannten Ankunftsvertrag geſchloſſen. Vermutlich 
hätten die Gerichte ebenſo wie in dem in der Anmerkung 5 
angeführten Falle die Käuferin zur Zahlung verhalten, wenn 
ſie die Frage von dieſer Seite betrachtet hätten. Man denke 
nur, daß es ſich nicht um Hölzer, ſondern um eine Ware 
gehandelt hätte, die nur für den Orient hergeſtellt wird, für 
den Verkäufer alſo unverwendbar wäre. 


Es wäre in einem ſolchen Falle noch viel klarer, daß der Zweck 


des Käufers ohne die Verſendung nicht erreichbar iſt. Allein ebenſo 
klar iſt, daß die Vereitlung dieſes Zweckes den Verkäufer nicht angeht, 
daß das Hindernis auf Seite des Käufers liegt. 

Zum Schluſſe noch eine Bemerkung. 

Sowohl die Unmöglichkeitslehre wie die Lehre vom Annahme⸗ 
verzug, in der die Annahmeunmöglichkeit ganz Übergangen iſt, ſind 
im BGB. mehr nach ſpekulativen als nach praktiſchen Geſichtspunkten 
geregelt. Insbeſondere der Fall der ÜAbermittlungsunmöglichkeit, der 
durch den Krieg zu ſo hoher Bedeutung gelangt iſt, iſt nur nebenher 
behandelt. Der Geſichtskreis des Geſetzgebers war vorwiegend von 
der Unmöglichkeit durch Untergang der Sache beherrſcht. Eine ein⸗ 
gehende gutachtliche Beſchäftigung mit dieſem Gegenſtande hat mich 
gelehrt, daß auf dieſem Gebiete eine womöglich für die Mittelmächte 
gemeinſame geſetzliche Regelung erfolgen ſollte, die das Kaufrecht des 
Annahmeverzuges und der Unmöglichkeit dem unter dem belebenden 
Einfluß der Praxis entwickelten Rechte des Leiſtungsverzuges annähern 
ſollte. Dieſes ſelbſt bedarf der Verbeſſerung in bezug auf die Folgen 
unverſchuldeter Säumnis. Prof. Dr. Karl Adler, Czernowitz. 


Berichtigung zn dem Aufſatze w. 1916, 1012 „Zur 
Entlaſtungs verordnung vom 9. September 1915“, Meine 
Ausführungen gehen von der Beſtimmung des 8 866 Abſ. 3 ZPO. aus: 

„Auf Grund eines Vollſtreckungsbefehls findet die Eintragung 
einer Sicherungshypothek nicht ſtatt.“ 

Sie gipfeln in dem Wunſche, die Praxis möge die durch dieſe 


Beſtimmung gefchaffene Zwangslage der Gläubiger, denen das Gericht 
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auf Grund des $ 1 Entl DO. anſtatt eines Urteils einen Vollſtreckungz⸗ 
befehl in die Hand gibt und fie fo der Möglichkeit beraubt, eine 
Sicherungshypothek eintragen zu laſſen, dahin mildern, daß den 
Gläubigern bei Objekten über 300 & auf Grund eines auf Klage⸗ 
einreichung erteilten Zahlungs⸗ und Vollſtreckungsbefehls die Ein⸗ 
tragung einer Sicherungshypothek gewährt werde. 

Bei meinen Erörterungen hatte ich überſehen, daß die Novelle 
zur ZPO. vom 1. Juni 1909 die oben zitierte Beſtimmung des 8 866 
Abſ. 3 bereits, infolge früher erfolgter Angriffe gegen die Zweck⸗ 
mäßigkeit der hier feſtgelegten Ausnahme, für Vollſtreckungsbeſehle 
beſeitigt hatte, und der Abſ. 8 des $ 866 ZPO. nunmehr die Ein 
tragungsfähigkeit einer Sicherungshypothek für alle vollſtreckbaren 
Schuldtitel bei Forderungen von mehr als 300 & fefllegt. Damit 
find meine Erwägungen gegenſtandslos geworden, welche annahmen, 
daß der 5 1 EntlBD. dieſe einſchneidende Konſequenz unbeachtet 
gelaſſen habe. Rechtsanwalt Siegfried Chodziesner, Berlin. 


Entgegnungen. 


Anterbrechung und Ausſetzung wegen Ariegs - 
teilnehmerſchaſt und Perjährung. Der Anſchauung des Herrn 
Oberlandesgerichtsrats Gehrlein, JW. 1916, 955, zu vorſtehender Abs 
handlung a. a. O. S. 654 dahingehend, daß § 4 K Tech. genügenden 
Verjährungsſchutz gewähre, vermag ich nicht beizupflichten. 

Es iſt meines Erachtens zwiſchen den materiellrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften über Unterbrechung und Hemmung der Verjährung und den 
prozeßrechtlichen Vorſchriften ſtreng zu ſcheiden. § 4 WO. beſtimmt 
lediglich die prozeſſualen Beendigungsgründe des unter⸗ 
brochenen oder ausgeſetzten Verfahrens, enthält aber nichts bezüglich 
der hier allein intereſſierenden Frage der materiellrechtlichen 
VBerjährungs unterbrechung. Die Begründung zu § 4 bemerkt 
dementſprechend, daß der Prozeßgegner hierdurch vor der Gefahr 
geſchützt ſei, die nach § 249 Abſ. 1 ZPO. von der Beendigung der 
Unterbrechung oder Ausſetzung ab von neuem laufenden Friſten zu 
verſäumen. Der angezogene 8 249 ZPO. bezieht ſich aber natur: 
gemäß nur auf prozeßrechtliche Friſten, nicht aber auf die 
materiellrechtlichen Verjährungsfriſten, was auch Herr Oberlandes⸗ 
gerichtsrat Gehrlein nicht verkennt. Bol. auch 8 8 Vo., wonach auch 
die Verjährungshemmung ohne weiteres ſchon mit Beendigung 
des Kriegsteilnehmerverhältniſſes endigt, ohne Nückſicht, ob 
der Gegner hiervon Kenntnis hat oder nicht und obwohl gerade hier 
das Weiterlaufen der Friſt nach 8 205 BGB. für den nichtwiſſenden 
Gegner viel geſährlicher iſt als bei Verjährungsunterbrechung, wo 
wenigſtens die ganze Friſt neu zu laufen beginnt (88 217, 211 
BEB.). Der Gegner des Kriegsteilnehmers iſt alſo durch die lediglich 
prozeſſuale Vorſchrift des 8 4 BO. vor den Berjährungsfolgen nicht 
geſchützt, die das RG. 72, 185 in Auslegung des 8 211 2 88. 
an das Liegenlaffen eines unterbrochenen oder ausgeſetzten Prozeſſes 
knüpft. Leider läßt ſich das RG. a. a. O. in keiner Weiſe genauer 
über die wichtige und ſchwierige Frage aus, unter welchen Voraus⸗ 
ſetzungen und mit welchem Zeitpunkte dieſer neue Verjährungsbeginn 
bei Liegenlaſſen des Prozeſſes ſeitens des Klägers läuft und ob und 
welche Art — abſichtliches, grob⸗ oder leichtfahrläſſiges Verſchulden 
— den Kläger am Liegenlaſſen des Prozeſſes treffen muß. Ins 
beſondere könnte hier der Zeitpunkt der neuen Verjährung keinezwegs 
wie in 8211 2 BGB. mit der letzten Prozeßhandlung der Parteien 
oder des Gerichts, ſondern erſt mit ſchuldhaftem Liegenlaſſen 
des Prozeſſes nach Wegfall der Kriegsteilnehmerſchaft 
beginnen. 

Trotz Hinweiſes auf den Schutz des 8 4 gibt Herr Oberlandes⸗ 
gerichtsrat Gehrlein zu, daß die in der Reichsgerichtsentſcheidung 
entwickelten Grundſätze in bezug auf den Beginn einer neuen Ver⸗ 
jährung unter Umſtänden auch gegenüber Kriegsteilnehmern nach 
Wegfall der Kriegsteilnehmerſchaft in Anwendung zu bringen ſind 
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und befaßt ſich auch mit der hier zur Anwendung kommenden Ver⸗ 
ſchuldens frage. Gerade hierin liegt aber meines Erachtens der Kern⸗ 
punkt der Streitfrage. 

Rechtsanwalt Dr. A. Süſſer, Würzburg. 


Zur Befleuerung des Militäreinkommens. 

A. Zu dieſem Thema veröffentlicht Rechtsanwalt Dr. Paul 
Marcufe in JW. 1916, 952 einige wichtige Grundſätze, die jedoch 
bezüglich der zu II a dargeſtellten Kommunalabgaben vom Militärs 
einkommen einer Berichtigung bedürfen. Dr. Marcuſe meint, daß 
das Militäreinkommen weder im Frieden noch im Kriege der 
Kommunalſteuerpflicht unterliege. Dieſe Anſicht iſt bezüglich Preußens 
nicht richtig, wie mehrere Entſcheidungen des OB. (vom 8. Juli 
1906 in OG. 48, 63; vom 14. Oktober 1915 im PrVerw l. 37, 
155; im Berliner Tageblatt, Abendausgabe, vom 80. Mai 1916, 
Nr. 276) lehren. Es iſt nicht angängig, die Vorſchrift des § 5 Ziff. 3 
EStG., die ſich nur auf Staatsſteuern bezieht, auch auf Gemeinde⸗ 
ſteuern ausdehnend anzuwenden. Vielmehr bleiben gemäß 8 42 
Komm Abg. bezüglich der Gemeindebeſteuerung des Militäreinkommens 
die bisherigen Vorſchriften in Kraft. Von dieſen beſtimmt die VO. 
vom 23. September 1867, daß „die ſervisberechtigten Militärperſonen 

des altiven Dienſtſtandes“ nur zu Kommunalabgaben vom Grund⸗ 
befig, vom ſtehenden Gewerbe und dem aus dieſen Quellen fließenden 
Einlommen beizutragen haben. Nun gehören Offiziere des Be 
urlaubtenſtandes Reſerve⸗ und Landwehroffiziere zwar während ihrer 
militäriſchen Dienſtleiſtungen bei Friedensübungen oder im Kriege 
um aktiven Heere und find auch ſervis berechtigt, fie gehören aber 
nicht zu den „Militärperſonen des aktiven Dienſtſtandes“, da im 
aktiven Dienſte nur Berufsoffiziere, Kapitulanten, Freiwillige und 
ausgehobene Mannſchaften, alſo alle diejenigen ſtehen, die das Reichs: 
militärgefeg als „Militärperſonen des Friedensſtandes“ bezeichnet. 
Die in 8 1 Ziff. 1 VO. vom 23. September 1867 vorgeſehene Steuer⸗ 
befreiung ſteht ihnen daher nicht zu. 

Die Geſetze vom 29. Juni 1886 / 22. April 1892 beſtimmen ferner, 
daß „die im Offiziersrange ſtehenden Militärperſonen des Friedens⸗ 
ſtandes“ auch von ihrem aus anderen Quellen fließenden außer⸗ 
dienſtlichen Einkommen Gemeindeſteuern zu entrichten haben. Zu 
dieſen „Militärperſonen des Friedensſtandes“ gehören aber gemäß 
§§ 38, 56 R Mil. nicht die Offiziere des Beurlaubtenſtandes. Mithin 
kommt dieſen auch die Vergünſtigung des Geſetzes vom 29. Juni 1888 / 
22. April 1892 nicht zuſtatten. 

Das Militäreinkommen der Offiziere und Beamten des Be⸗ 
urlaubtenſtandes iſt demnach, weil dieſe nicht zu den Militärperſonen 
des aktiven Dienſtſtandes gehören, weder während ihrer Einziehung 
zu einer Dienſtleiſtung im Frieden noch — mangels einer beſonderen 
Beſtimmung — während des Krieges von der Heranziehung zu 
Geme indeſteuern befreit. 

Rechtsanwalt Dr. Max Oppenheim, Berlin. 


B. L Die Ausführungen in JW. 1916 S. 952,3 bedürfen zu 
IIa einer Berichtigung. Entgegen der in einem Erlaſſe des Miniſters 
des Innern und des Finanzminiſters vom 28. April 1915 (IVa 519 
und F M. II. 4006) zum Ausdruck gebrachten Rechtsauffaſſung hat 
das PrOG. entſchieden, daß die kommunale Steuerfreiheit des 
Militäreinkommens der im Offiziersrange ſtehenden Militärperſonen 
ſich nur auf die in 8 38 A NMilG. genannten Militärperſonen des 
Friedensſtandes bezieht, nicht aber auf Angehörige des Be⸗ 
urlaubtenſtandes, alſo auf Reſerve⸗ und Landwehroffiziere oder die 
mit Wahrnehmung einer Kriegsgerichtsratsſtelle Beauftragten (Entſch. 
des PrOVG. vom 14. Oktober 1915, 1 H. C. 154/15, PrVerwBl. 
XXXVI S. 155; in einer neueren Entſcheidung vom 23. März 1916 
hat das OVG. an feiner Auffaſſung feſtgehalten). Es ergibt ſich 
mithin folgendes: 

1. Das Militäreinkommen der nicht im Offiziersrange Stehenden 
iſt kommunalſteuerfrei; ebenſo das Militäreinkommen der Berufs⸗ 
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offiziere (einſchließlich der Reaktivierten) und der im Offiziersrange 
ſtehenden Militärbeamten des Friedensſtandes. 

2. Im übrigen iſt das Militäreinkommen kommunalſteuerpflichtig 
(ogl. auch die vorſtehenden Ausführungen von Oppenheim). 


II. Durch die in Nr. 29 PrJMBl. vom 14. Juli 1916 abgedruckte 
Entſcheidung des RG. vom 2. Juni 1916 (Aktenzeichen III 62/15) 
werden neue Grundſätze über die Anrechnung des Militäreinkommens 
der als Offiziere und Beamte mit Offiziers rang in das Heer eins 
getretenen Beamten aufgeſtellt, und zwar auch hier im Widerſpruch 
mit den im Sommer und Herbſt 1914 ergangenen Erlaſſen ſämtlicher 
Miniſterien (cf. Erlaß des Juſtizminiſters vom 14. Auguſt 1914, JMSl. 
S. 685). Nach dieſen Erlaſſen ſollte das Militärgehalt und Wohnungs⸗ 
geld, ohne die Kriegszulage, in Höhe von 10 auf das Zivilgehalt 
angerechnet werden, ſo alſo, daß die Beamten das geſamte Militär⸗ 
gehalt (einſchließlich Wohnungsgeld und Kriegszulage) und außerdem 
ihr Zivilgehalt, vermindert um 7/,, des Militärgehalts + Wohnungs⸗ 
geldes, erhielten. Das Reichsgericht beſchränkt dieſe Anrechnungs⸗ 
vorſchrift auf die in mobilen Stellen Befindlichen. Für die Immobilen 
iſt gemäß Abſ. 4 des Staatsminiſterialbeſchluſſes vom 1. Juni 1888 
(JMBl. S. 170) das Militärgehalt und das Wohnungsgeld in voller 
Höhe auf das Zivilgehalt anzurechnen, fo daß die Immobilen, z. B. 
der als immobiler Kriegsgerichtsrat einberufene Richter als Zivilgehalt 
nur denjenigen Betrag erhält, um welchen ſein Zivilgehalt das 
Militärgehalt (+ Wohnungsgeld) überſteigt. Dies iſt, da das 
Militärgehalt in der Regel das Zivilgehalt überſteigt, gar nichts. Für 
die Steuerpflicht ergibt ſich folgendes: 

1. Staatsſteuer: das Militärgehalt iſt ſteuerfrei, ſteuerpflichtig 
ſind nur die als Zivilgehalt geltenden Bezüge. Bei den „Immobilen“ 
werden ſolche wohl nicht in Frage kommen, bei den „Mobilen“ wird 
dies eher der Fall ſein, doch trat bei unſerem Beiſpiel auf S. 952 
unten Steuerfreiheit ein, weil der als Zivilgehalt geltende Teil der 
Bezüge unter 900 1 war. 


2. Kommunalſteuer: Da es ſich ſtets um Offiziere und Beamte 
mit Offiziersrang handelt, die nicht zum Friedens ſtand gehören, iſt 
ſtets das Kriegseinkommen zuzüglich des etwaigen Teiles des Zivil⸗ 
einkommens zu verſteuern. 

Rechtsanwalt Dr. Paul Marcuſe, Berlin. 


Zivilpenſſon und Militärhinterbliebenenverſorgung 
bei Hinterbliebenen von Militärperſenen der YUnter- 
klaſſen. Bei der Beſprechung des Urteils des OLG. Stuttgart 
vom 14. April 1916 in JW. 1916, 861 f. äußert Herr Regierungsrat 
Dr. v. Olshauſen eine bei dieſem vorzüglichen Kenner des Militärs 
hinterbliebenenrechts beſonders bemerkenswerte kaum haltbare Anſicht, 
die bei der Wichtigkeit des behandelten Gebietes einer Richtigſtellung 
bedarf. Olshauſen ſagt a. a. O. S. 862 über die Frage der An⸗ 
wendung des 8 31 Abſ. 2 Ziff. 1 MH. auf Hinterbliebene von 
Zivilbeamten, die infolge der Einziehung zum Kriegsdienſt verſtorben 
ſind, u. a. folgendes: 

„Bei der Behandlung dieſes Streitpunktes kann aber auch 
das weitere Bedenken nicht unterdrückt werden, ob jemand, 
der als Angehöriger des Beurlaubtenſtandes, als Landſturm⸗ 
mann oder als Kriegsfreiwilliger Kriegsdienſte leiſtet, im 
Sinne des 8 31 überhaupt als im Militärdienſt „angeſtellt 
oder beſchäftigt“ anzuſehen iſt. Offenſichtlich hat der Geſetz⸗ 
geber doch eine Beſchäftigung gegen Entgelt im Auge ge⸗ 
habt. Der Kriegsdienſt des Nichtberufs ſoldaten beruht aber 
ausſchließlich auf einer ſtaatlichen Pflicht und wird deshalb 
nicht als eine auf Verdienſt gerichtete Tätigkeit angeſprochen 
werden können. Man würde ſich ſonſt mit unſeren An⸗ 
ſchauungen von dem Begriffe der Wehrpflicht und dem Cha⸗ 
rakter des deutſchen Heeres in Widerſpruch ſetzen. Hier dürfte 
daher die Hauptſchwierigkeit hinſichtlich der Anwendung der 
Ruhensvorſchrift des 8 81 liegen, und die Stellungnahme 
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gerade zu dieſer Frage wird vielleicht von entſcheidender Bes 
deutung für den Ausgang des ganzen Rechtsſtreites fein.” 

Bekanntlich iſt nach 8 12 MSG. Vorausſetzung für das Zuſtehen 
der militäriſchen allgemeinen Verſorgung bei Hinterbliebenen von 
Militärperſonen der Unterklaſſen nicht, daß der Verſtorbene „im 
Militärdienſt angeſtellt oder beſchäftigt“, ſondern daß er 
„Angehöriger des aktiven Heeres“ war. Der Ausdruck 
„[Wieder) anſtellung oder Beſchäftigung des Verſtorbenen“ in 
8 31 MHG. bezieht ſich lediglich auf die Zivildienſtſtellung des 
Verſtorbenen, für den die Ausdrucksweiſe im Hinblick auf die 
Entgeltsfrage ja auch vollkommen paßt. 

Die ſchiefe Ausdrucksweiſe „Wiederanſtellung oder Beſchäftigung“ 
iſt offenbar in zwei Teile zu ſcheiden. Das „Wieder“ ſoll die 
Mehrheit der aufeinanderfolgenden, einen Anſpruch auf ſtaatliche Vers 
ſorgung begründenden Betätigungsarten des Betreffenden bezeichnen, die 
„Anſtellung oder Beſchäftigung“ aber ſoll die Betätigung im 
Zivildienſt allein treffen. Die ſchlechte redaktionelle Faſſung des 8 31 
M. geht dabei als ſelbſtverſtändlich davon aus, daß der Reihenfolge 
nach der Militärdienſt ſtets die erſte, der Zivildienſt ſtets die zweite 
Phaſe im Leben des Betreffenden darſtellt. Das ſtimmt im Frieden 
natürlich auch infolge des frühen Zeitpunktes des Militärdienſteintrittes 
im allgemeinen ſtets. Es laſſen ſich aber auch für Friedenszeiten 
ſehr wohl Fälle denken, wo die Ausdrucksweiſe des 8 31 MH. 
Schiffbruch leidet. So wenn ein Mann zuerſt aktiv dient, dann im 
Zivildienſt angeſtellt wird und nach Jahren zu einer mehrwöchigen 
übung als Landwehrmann einberufen, infolge Dienſtbeſchädigung 
ſtirbt. Es iſt zweifellos, daß den Hinterbliebenen hier die mili⸗ 
täriſche allgemeine Verſorgung zuſteht, trotzdem der Mann natürlich 
niemals im Militärdienſt „angeſtellt oder beſchäftigt“ war; aber er 
gehörte eben während der Übung dem aktiven Heere an! Und es 
beſteht nicht der mindeſte begründete Anlaß, hier die militäriſche all⸗ 
gemeine Verſorgung voll neben der Zivilpenſion auszuzahlen, während 
das Bezugsrecht zu ruhen hätte, wenn der Mann nach ſeiner aktiven 
Dienſtzeit zuerſt noch als Kapitulant im Militärdienſt angeſtellt ge⸗ 
weſen wäre, ſich hierbei eine Dienſtbeſchädigung geholt hätte, dann 
im Zivildienſt angeſtellt worden und nun nach einigen Jahren an 
den Folgen der Militärdienſtbeſchädigung geſtorben wäre. 

Wie das Beiſpiel zeigt, iſt die Reihenfolge von Militär⸗ und 
Ziwildienſt, wie auch die Art der Angehörigkeit zum aktiven Heere 
ganz gleichgültig. Die mißglückte redaktionelle Faſſung des 8 31 MHG. 
vermag hieran nichts zu ändern, ſoll nicht Unſinn Geſetz ſein. 

Ich glaube, daß die vorſtehenden Ausführungen das zitierte 
Urteil des OLG. Stuttgart zu ergänzen und das Bedenken Ols⸗ 
hauſens !) zu zerſtreuen geeignet find. 

Rechtsanwalt Dr. Fürnrohr, München. 


Zur Frage des richterlichen Prüfungsrechts bei 
Geſetzen. In Nr. 11 der JW. polemiſiert Arndt gegen die von 
Laband vertretene Auffaſſung hinſichtlich des Rechts des Richters, 
ein Geſetz zu prüfen, ob es verfaſſungsmäßig zuſtande gekommen fet. 
Nach feiner Anficht dürfte der Richter, wenn die Labandſche Theorie 


1) Meine Bedenken dürften hierdurch allerdings nicht aus dem 
Wege geräumt werden. Dem Manne, der aktiv gedient hat, dann 
im Zivildienſt angeſtellt worden iſt und als Landwehrmann bei einer 
Ubung infolge einer Dienſtbeſchädigung ſtirbt, entſpricht meines 
Erachtens durchaus der jetzt im Felde an einer Kriegsdienſt⸗ 
beſchädigung Verſtorbene. Wie Fürnrohr annimmt, daß der 
Witwe des erſten neben dem Zivilwitwengeld das militäriſche 
Witwengeld ungekürzt zu zahlen iſt, ſo ruht meines Erachtens 
auch das Recht der Witwe des unter ſonſt gleichen Vorausſetzungen 
im Kriege Gefallenen auf den Bezug des Witwengeldes nicht aus 
5 31 MHG. Im übrigen möchte ich heute nur darauf hinweiſen, 
daß inzwiſchen allerdings auch der 11. 38S. des KG. in einer am 
6. Juni d. J. verkündeten Entſcheidung (11 U. 1502, 16), ebenſo wie 
das JW. 16, 861 mitgeteilte Urteil des OLG. Stuttgart vom 
14. April 1916, entſchieden hat. 

Regierungsrat Dr. Th. v. Olshauſen, Berlin. 
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richtig wäre, niemals unterſuchen, ob ein vom König von Preußen 
ausgefertigtes und verkündetes Landesgeſetz mit einem Reichsgeſetz in 
Widerſpruch ſtehe, da der König von Preußen bei Ausfertigung und 
Verkündung der Landesgeſetze ihre Gültigkeit nicht minder feſtſtelle 
wie der Deutſche Kaiſer bei Ausfertigung und Verkündung der Reichs⸗ 
geſetze. Nachdem aber die herrſchende Rechtspraxis dem preußiſchen 
Richter dieſe Nachprüfung zur Pflicht mache, fo gehe daraus die 
Unrichtigkeit der Labandſchen Theorie klar hervor. 

Ich kann dieſer Argumentation nicht beipflichten. Meines Ev 
achtens verwechſelt hierbei Arndt die formelle und die materielle 
Nachprüfung. Die Promulgation des Neichsgeſetzes durch den Kaiſer 
unter Gegenzeichnung des Reichskanzlers ſtellt über den Inhalt des 
Geſetzes überhaupt nichts feſt. Sie beſagt lediglich, daß es bei Zu⸗ 
ſtandekommen des Geſetzes ordnungsgemäß hergegangen ſei, d. h. 
daß die von der Neichsverfaſſung zur Mitwirkung berufenen Faktoren 
in formell richtiger Weiſe tätig geworden find. Kein Richter darf 
daher nach geſchehener Promulgation nochmals in eine Unterſuchung 
darüber eintreten, ob denn wirklich eine geſchäftsordnungsmäßige 
Beſchlußfaſſung des Reichstags oder des Bundesrats ſtattgefunden 
habe und ob das Geſetz in der Faſſung vorliege, die es durch den 
Reichstag und den Bundesrat ſchließlich erhalten hat. Kaiſer und 
Reichskanzler bekunden gemeinſam, daß die Formalien bei Ent 
ſtehung des Geſetzes gewiſſenhaft eingehalten worden ſind. Mehr 
darf in der Promulgation nicht erblickt werden und will auch die 
Labandſche Theorie darin nicht erblicken. 

Genau das nämliche beſagt nun natürlich auch die Tatſache der 
Promulgation des preußiſchen Geſetzes durch den König und das 
Miniſterium. Selbſt wenn Art. 106 Abſ. 2 der preußiſchen Ber: 
faſſung es auch nicht zu allem Überfluß ausdrücklich verböte, dürfte, 
in folgerechter Durchführung der Labandſchen Lehre, der preußiſche 
Richter die Formalien des preußiſchen Geſetzes keiner weiteren 
Nachprüfung unterziehen, nachdem die offizielle Promulgation daz 
formell verſaſſungsgemäße Entſtehen des Geſetzes jedem Zweifel ent 
rückt hat. 

Allein die Frage, ob das formell verfaſſungsgemäß zuſtande 
gekommene preußiſche Geſetz etwa inhaltlich einem Reichsgeſetz 
zuwiderlaufe und demzufolge inhaltlich ungültig ſei, dieſe Frage hat 
mit der Labandſchen Theorie überhaupt nichts zu tun. Die Pro⸗ 
mulgation gibt darauf überhaupt keine Antwort. Gewiß entrückt 
Art. 106 Abſ. 2 der preußiſchen Verfaſſung auch den Inhalt des 
preußiſchen Geſetzes der Nachprüfung des preußiſchen Richters. Allein 
bei dem Verhältnis, in welchem das Keichsrecht zu dem Landesrecht 
ſteht, wonach erſteres das letztere ohne weiteres bricht, kann jedes 
Landesgeſetz nur unter der ſtillſchweigenden Bedingung Geltung für 
ſich in Anſpruch nehmen, daß es dem derzeitigen Reichsrecht nicht 
widerſpricht. Widerſpricht es dem Reichsrecht, ſo darf es wegen 
dieſes materiellen Mangels vom preußiſchen Richter nicht in An⸗ 
wendung gebracht werden. Hierin kann aber eine Inkonſequenz der 
Labandſchen Theorie keineswegs erblickt werden, da ſie ſich nicht auf 
die Zuläſſigkeit des Geſetzesinhalts, ſondern auf die Verfaſſungs⸗ 
mäßigkeit ſeines Zuſtandekommens in rein ſormellem Sinne, ohne 
Rückſicht auf ihren Inhalt, erſtreckt. 

Was die Frage der Nachprüfung des Geſetzesinhalts betriſſt, ſo 
kann dem Schlußergebnis, zu dem Arndt gelangt, durchaus zu⸗ 
geſtimmt werden. Ja, dieſes Ergebnis iſt überhaupt nur haltbar, 
wenn man es lediglich auf den Inhalt bezieht; es bedarf zu ſeiner 
notwendigen Ergänzung betreffs der Form unbedingt nach wie vor 
der Labandſchen Theorie. Das kann leicht aufgezeigt werden. 

Arndt ſagt: „Der Nichter hat dem Souverän, und nur dem 
Souverän, zu gehorchen und deſſen ſouveränen Akte, das ſind die 
legislativen Akte, zu befolgen.“ 

Sehr richtig. Aber wann liegt denn ein ſolcher „ſouveräner 
Akt“ vor? Woran kann dies der Richter erkennen? Geſetzt den 
Fall, der Kaiſer würde eine Anordnung als Geſetz veröffentlichen, 
ehe es die Zuſtimmung des Bundesrats oder des Reichstags geſunden 
hat. Liegt hier auch ein „ſouveräner Akt“ vor? Aber der Kaiſer 
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iſt ja doch gar nicht Souverän! Hier kann Arndt nicht kurzerhand, 
wie er das gegenüber E. v. Meier tut, einwenden, daß auch da 
immerhin „ein Akt der geſetzgebenden Körperſchaften, alfo der höchſten 
Autoritäten im Staate“ vorliege, da der Kaiſer weder geſetzgebende 
Körperſchaft noch höchſte Autorität im Staate if. Wieſo kommt es 
alfo, daß der Richter nicht bei jedem Reichsgeſetz zum mindeſten nach⸗ 
prüfen muß, ob überhaupt ein Alt der geſetzgebenden Körperſchaften 
zuſtande gekommen iſt? Doch nur deshalb, weil eben Kaiſer und 
Reichskanzler durch die Promulgation das Vorhandenſein eines ſolchen 
Aktes endgültig und außer jedem Zweiſel feftgeftellt haben! Nun 
erſt, nachdem man die Labandſche Theorie hinſichtlich der Form des 
vorliegenden Geſetzes in Anwendung gebracht hat, kann man einen 
Schritt weitergehen und mit Arndt ſagen, daß eine Nachprüfung 
des Geſetzes inhalts durch den Richter deshalb unzuläſſig iſt, weil, 
wie immer dieſer Geſetzes inhalt beſchaffen ſein mag, auf jeden Fall 
nach Zeugnis von Kaiſer und Kanzler ein „Akt der geſetzgebenden 
Körperſchaften, alſo der höchſten Autoritäten im Staate“ vorliegt, 
denen der Richter als bloßer Magiſtrat unbedingt Folge zu leiſten hat. 

Hinſichtlich der Form des Geſetzes gilt alſo für Preußen genau 
das gleiche wie für das Reich: Die Promulgation durch Kaiſer und 
Kanzler oder durch König und Miniſterium iſt die notwendige und 
ausſchließliche Garantie, die dem Richter keinen Spielraum mehr läßt. 

Hinſichtlich des Inhalts ſcheiden ſich Reich und Einzelſtaat. Das 

Reich iſt unbedingter, der Einzelſtaat nur bedingter Souverän. Das 
eichsgeſetz hat ſomit der Richter unbedingt, das Landesgeſetz nur 
dann zur Anwendung zu bringen, wenn es ſeine ſtillſchweigende 
Bedingung erfüllt, dem Reichsgeſetz nicht zu widerſprechen. Dies hat 
er nachzuprüfen. 

Streng genommen iſt übrigens der letztere Fall keine eigentliche 
„Nachprüfung“ mehr. Der Richter prüft hier nicht die „Gültigkeit“ 
des Geſetzes, ſondern ſeine Anwendbarkeit. Ein legal zuſtande 
gekommenes preußiſches Geſetz, das mit dem Reichsrecht in Wider⸗ 
ſpruch ſteht, iſt nicht nichtig, ſondern lediglich zur Zeit unanwendbar. 
Würde das im Wege ſtehende Reichsgeſetz mittlerweile wieder auf⸗ 
gehoben, ſo wäre das preußiſche Geſetz ganz von ſelber wieder 
anwendbar, ohne daß es nochmals erlaſſen werden müßte. Das 
Nichtvorhandenſein eines entgegenſtehenden Reichsrechts iſt Tat⸗ 
beſtandsmerkmal jedes preußiſchen Geſetzes. Der Richter hat es wie 
jedes andere Merkmal nachzuprüfen. Art. 106 der preußiſchen Ver⸗ 
ſaſſung kommt hier überhaupt nicht in Betracht. 

Rechtsanwalt Dr. Breuer, Frankfurt a. M. 


Gegenſtandswert der Beurkundung einer ur Er⸗ 
wirkung des Teſtamentsvollfireckerengniſſes abgegebenen 
tidesſtattlichen Perſicherung. Auf den Beſchluß des KG., 
JW. 1916, 920, welcher ſich auch mit meiner bei J. Guttentag 1916 
erſchienenen Schrift „Gerechterer Koſtenwert für Teſtamentsvollſtrecker 
zeugniſſe und die vorangegangene Verſicherung“ beſchäftigt, iſt folgendes 
m entgegnen: 

Immer noch ſieht das KG. in dem Schlußſatze des Abſ. 7 5 81 
GRS., der den Wert nach 8 23 ſchätzen läßt, die Regel für den 
Koſtenwert aller Teſtamentsvollſtreckerzeugniſſe trotz Abſ. 7 Satz 1, 
welcher mit den Abſätzen 1, 4 bis 6 auch deren Vorſchriften über den 
Koſtenwert für Teſtamentsvollſtreckerzeugniſſe übernimmt. Jedoch 
findet das KG. jetzt ſchon bei der Vergleichung des Satz 1 mit Sat 4 
„eine gewiſſe Unſtimmigkeit“. Mit Unrecht. Immer ſtellt man erſt 
die Regel auf und dann die Ausnahme; die Regel muß alſo Sat 1 
ſein, der für alle ſolche Zeugniſſe mit den Gebührenvorſchriften des 
8 57 B (Erteilung) und des § 49 (Verſicherung) auch deren feſte, 
nach oben unbeſchränkte Wertſtaffeln übernimmt; Satz 4 mit ſeiner 
beſchränkten Wertſchätzung iſt dann die Ausnahme. Niemals bezieht 
ſich eine Ausnahme auf alle Fälle der Regel, alſo bezieht ſich auch 
Satz 4 nur auf Sonderfälle. Dies können nur die Sätze 2 und 3 
ſein, deren Fälle auch in der Begründung als Fälle von Härte bei der 
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früheren Koſtenberechnung allein erwähnt find. Wäre die Schätzung 
die Regel, fo könnte Abſ. 7 Satz 1 nicht die Wertregel der Abſ. 1, 
4 bis 6 mit ihren feſten nach oben unbegrenzten Wertſtaffeln über 
nommen haben. Das KG. meint zwar, Abſ. 7 Satz 1 beziehe ſich 
wegen Sat 4 zwar nicht mehr auf den Wert des Gegenſtandes, ſondern 
auf die im übrigen anwendbaren Vorſchriften der Abſ. 1 bis 6; das 
KG. überſieht aber offenbar, daß die für die Teſtamentsvollſtrecker⸗ 
zeugniſſe übernommenen Abſ. 4 Satz 1, Abi. 5 und Abſ. 6 nur 
Wertregeln enthalten, nach denen die Gebühren berechnet werden 
ſollen, und daß Abſ. 4 Satz 2 und 3 für das Teſtamentsvollſtrecker⸗ 
zeugnis nicht paſſen, wie in meiner Schrift dargetan iſt. 

Zuzugeben iſt dem KG., daß die Begründung zu Abſ. 7 am 
Schluſſe den Satz enthält: „Der Entwurf ſchlägt vor, den Wert in 
allen Fällen nach 8 23 GKG. Abſ. 1 zu ſchätzen“. Hierdurch und 
durch die Undeutlichkeit des Abſ. 7 Satz 4, der es unterlaſſen hat, 
ſich auf Satz 2 und 3 zu beziehen, if} der ganze Streit ſeit dem 
5. Mai 1911 (KGJ. 41 B 306) entſtanden. Das KG. hätte aber 
Begründung und Geſetz im Zuſammenhang auslegen und berüds 
ſichtigen müffen, daß die Begründung in demſelben Abſatz unmittelbar 
vorher die Fälle der Sätze 2 und 8 des Abſ. 7 ſchildert und darin 
eine Härte ſieht, daß hier neben den Gebühren für den Erbſchein 
noch die Gebühr für das Teſtamentsvollſtreckerzeugnis, und infolge 
Wechſels in der Perſon des Teſtamentsvollſtreckers auch die Gebühr 
für ein weiteres Zeugnis bisher beſonders erhoben wurde, obgleich 
es ſich in allen dieſen Fällen um eine Verfügung über denſelben Nachlaß 
handelte. Die Begründung ſchlägt alſo vor, in allen dieſen, immerhin 
ſeltenen Fällen nicht bloß die Gebühr auf die Hälfte zu ermäßigen, 
ſondern auch die bisherigen Wertvorſchriften durch Anwendung von 
§ 23 Abſ. 1 zu ändern. Dabei paſſierte der Begründung das 
Verſehen, ſtatt die Worte „in allen dieſen Fällen“ die Worte 
„in allen Fällen“ zu gebrauchen. Daß dem ſo iſt und daß 
die Begründung nicht den Koſtenwert des Teſtamentsvollſtrecker⸗ 
zeugniſſes überhaupt ändern, d. h. ſchätzen laſſen wollte, ergibt ſich 
nicht bloß daraus, daß die Begründung und das Geſetz die Übernahme 
der Wertſtaffeln der 8 57 B von Abſ. 1, ſowie die Wertberechnungen 
der Abſ. 4 bis 6 für alle Teſtamentsvollſtreckerzeugniſſe ſtehen ließ, 
ſondern auch daraus, daß die Begründung keinen einzigen Grund 
angeführt hat, weshalb überhaupt für alle Teſtamentsvollſtreckerzeug⸗ 
niſſe (alſo abgeſehen von den obigen Fällen der Sätze 2 und 8) die 
Schätzung des Koſtenwertes eingeführt werden ſoll. Alles dies habe 
ich in meiner Schrift näher ausgeführt. 

Die eidesſtattliche Verficherung des Teſtamentsvollſtreckers wird 
im Verhältnis zur Erteilung des Teſtamentsvollſtreckerzeugniſſes vom 
KG. immer noch als „ſogenanntes Nebengeſchäft“ oder „Hilfsgeſchäft“ 
bezeichnet, „das die Erteilung des Zeugniſſes zu fördern beſtimmt 
iſt“, und aus dieſem Grunde keinen höheren Gegenſtandswert 
haben dürſe als das Hauptgeſchäft, d. h. als die Erteilung des 
Zeugniſſes. Wäre letzterer Satz richtig, ſo enthielte er materielles 
Recht und hätte der geſetzlichen Faſſung bedurft. Z. B. iſt in den 
Abſ. 5 und 6 des 8 81 geſetzlich beſtimmt, daß die Gebühren auch 
für die Verſicherung aus 8 81 Abſ. 2 (vorläufig) nur nach dem 
niedrigeren Werte desjenigen Nachlaßgegenſtandes berechnet werden 
ſollen, für die der Erbſchein (und nach Abſ. 7 Satz 1 das Teſtaments⸗ 
vollſtreckerzeugnis) ausſchließlich gebraucht werden ſoll. Im allgemeinen 
aber ſind die Koſten, auch die Koſtenwerte nicht nach dem Zwecke des 
Rechtsgeſchäftes zu berechnen, denn dieſer kann auch fortfallen, ſondern 
nach der Art des Rechtsgeſchäftes. Was die Erteilung des Teſtaments⸗ 
vollſtreckerzeugniſſes und die vorangegangene Verſicherung betrifft, ſo iſt 
die Art beider nach Form und Inhalt ſo verſchieden, daß der Geſetzgeber 
für jede Art die Gebühren verſchieden bemeſſen hat, und zwar im 
§ 81 Abſ. 1 durch 8 57 B und im Abſ. 2 durch 5 49, beide mit 
feſten, nach oben unbeſchränkten Wertſtaffeln. Es iſt alſo unzuläffig, 
ſelbſt wenn Abſ. 7 Satz 4 ausdrücklich beſtimmt hätte, den Wert für 
die Erteilung der Teſtamentsvollſtreckerzeugniſſe allgemein mit der 
Wertbeſchränkung des 8 23 zu ſchätzen, dieſe Beſtimmung ohne 
weiteres auf die Koſten der vorangegangenen Verſicherung zu über⸗ 
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tragen, weil ihr Zweck dieſe Erteilung ſei. In der Begründung zu 
Abſ. 7 iſt von der Verſicherung überhaupt keine Rede. 

Über die von mir geſchilderte Folge, daß wenn für alle Teſtaments⸗ 
vollſtreckerzeugniſſe und die Verſicherungen dazu der Wert nach 8 28 
geſchätzt würde, wegen der oberen Schätzungsgrenze von 100000 & 
die Erben größerer Bermögensmaſſen in unſozialer Weiſe begünſtigt 
werden, ſetzt ſich das KG. mit der Wendung hinweg, daß ſolches 
„höchſtens dem Geſetzgeber Anlaß zur Anderung des Geſetzes geben 
könnte, wenn ihm die koſtenrechtliche Begünſtigung größerer Vermögen 
nicht der Billigkeit zu entſprechen ſcheint“. Nein, der Juriſt ſoll, 
wenn ſeine Auslegung des Geſetzes zur Unbilligkeit führt, ſolche Aus⸗ 
legung ſchon jetzt verlaſſen und davon ausgehen, daß der Geſetzgeber, 
welcher ſonſt überall, wo die Wertfeſtſtellung möglich war, die Werte 
nach oben unbegrenzt ſtaffelte, wenigſtens außerhalb der ſeltenen Fälle 
in Satz 8 und 4 Abſ. 7 des 8 81 für die Teſtamentsvollſtreckerzeugniſſe 
und die eidesſtattlichen Verſicherungen dazu jene gerechte Wert⸗ 
ſtaffelung beibehalten und damit in wahrhaft ſozialer Weiſe ver⸗ 
meiden wollte, die Erben größerer Vermögensmaſſen durch Anwendung 
des § 28 zu begünſtigen zum Schaden des Juſtizfiskus und auch 
der Notare. Juſtizrat und Notar Oſter meyer, Berlin. 


Vereine. 


A. Deutſcher Anwaltverein. 


1. Vertreterverſammlung zu Eiſenach vom 16. April. (Vgl. ſteno⸗ 

araphiſche Wiedergabe der Verhandlungen in der Anlage.) 

2. Vorſtandsſitzung zu Weimar, den 2. Juli 1916. 

Vorſitzender: Geheimer Juſtizrat Haber, Leipzig. 

Beraten wurden Maßnahmen wegen Erhöhung der Anwaltskoſten. 
Nach eingehender Beratung wurde auf Vorſchlag des Vorſitzenden 
beſchloſſen, in einer Eingabe an das Reichsjuſtizamt die früheren 
Anträge zu wiederholen und mit Kückſicht auf die wachſende Not eine 
ſchleunige Antwort zu erbitten, ferner auch hervorzuheben, daß die 
Erhöhung des Pauſchquantums auf 30 Prozent ſchon infolge der 
Erhöhung der Poſtgebühren notwendig geworden ſei. Zur Begrün⸗ 
dung könne auf die Entlaſtung der Gerichts ſchreibereien und der 
Richter hingewieſen werden. 

Als zweiter Punkt wurde der Präventivakkord erörtert. Die Frage 
der geſetzlichen Regelung iſt vom erſten Ausſchuß des Deutſchen Anwalt⸗ 
vereins bearbeitet und in der Sitzung dieſes Ausſchuſſes vom 18. Juni 
1916 unter Vorſitz des Herrn Rechtsanwalts Hachenburg beraten. 
Auch hier iſt eine Eingabe an das Reichsjuſtizamt, welche die Stellung⸗ 
nahme der Anwaltſchaft zu dieſen Fragen darlegen ſoll, beſchloſſen worden. 
Vgl. den Aufſatz Bondi, oben S. 1075 ff. Es tft ferner befchloffen 
worden, das Reichsjuſtizamt zu erſuchen, zu den zu veranſtaltenden 
Beratungen die Rechtsanwälte Dr. Hachenburg, Juſtizrat Dr. Kallir⸗ 
Leipzig und noch ein drittes Vereinsmitglied zuzuziehen, auch das von 
Juſtizrat Dr. Kallir dem erſten Ausſchuß erſtattete Referat beizufügen. 

Einen weiteren Punkt der Tagesordnung bildete die Beratung 
des Gutachtens an das preußiſche Juſtizminiſterium über die Koſten⸗ 
markenordnung. Der Vorſtand des Anwaltvereins hatte die miniſte⸗ 
rielle Vorlage an eine Anzahl von Anwälten geſandt, von denen 
bisher 13 geantwortet haben. Sie äußern eine Reihe von Bedenken, 
namentlich halten ſie den Entwurf für viel zu kompliziert. Für den 
Anwalt ſei weiter nichts möglich, als die Bedenken dem Miniſter zu 
übermitteln, um fo den Miniſterien das volle Material zu unters 
breiten. Auf Antrag des Vorſitzenden wurde beſchloſſen, die Leipziger 
Vorſtandsmitglieder zur Abfaſſung einer Eingabe an den preußiſchen 
Juſtizminiſter zu ermächtigen. 

Eingehend wurden auch die weiteren Punkte der Tagesordnung: 
Vertretung der Intereſſen der Rechtsanwälte, insbeſondere Abwehr 
anwaltsfeindlicher Beſtrebungen in der Preſſe, und die Frage der fort⸗ 
laufenden Aufklärung der Anwaltſchaft über die Tätigkeit und das 
Programm des Vereins beraten. Allſeitig wurde betont, wie unbegründet 
der von manchen, über den Sachverhalt nicht genügend informierten 


Kollegen geäußerte Vorwurf ſei, daß die Anwaltſchaft ſich die Tages⸗ 
preſſe nicht genügend nutzbar mache. Man unterſchätze die Schwierigkeiten, 
Artikel, die die Anwaltſchaft oder überhaupt die Rechtspflege betreffen, 
in die Tagespreſſe zu bringen — Schwierigkeiten, die bereits auf dem 
RNoſtocker Anwaltstage genügend erörtert worden ſeien. Selbſtwerſtändlich 
müſſe der Anwaltverein, wie bisher, darum in ſeinen Bemühungen 
nicht nachlaſſen und ſowohl die Preſſe, wie insbeſondere auch die 
Parlamente mit ausreichendem Material verſehen. 

Endlich wurde beſchloſſen, daß der Anwallverein ſich dafür ein: 
ſetzen möge, daß bei den neu zu ſchaffenden Behörden für diejenigen 
Poſten, bei denen die Befähigung zum Richteramt erforderlich ſei, die 
Anwaltſchaft nicht ausgeſchloſſen werde. 

Die weiteren Erörterungen betrafen innere Fragen des Vereins, 
ſo insbeſondere die bisherige und die etwa künftig in Ausſicht zu 
nehmende Mitarbeit des Anwaltvereins in Sachen der Rechts⸗ 
annäherung zu Oſterreich und Ungarn. Auch wurde im Hinblick auf 
die Zeitlage und die durch fie bedingte Verteuerung aller Preiſe be 
ſchloſſen, für das Jahr 1917 nur ein Kalendarium mit Koftentabellen 
herauszugeben, im übrigen aber den Kollegen zu empfehlen, den 
Kalender für 1916 aufzubewahren. Den neu eintretenden Mitgliedern 
fol die Ausgabe 1916 des Kalenders überfandt werden. 

Endlich wurde die Frage, ob der Dispoſitionsfonds von 500004 
auch für die Unterſtützung von Nichtmitgliedern beſtimmt ſei, debatte⸗ 
los einſtimmig bejaht. 


B. Berliner Anwaltverein. 

Sitzung vom 25. Mai 1916. 
Vorſitzender: Juſtizrat Goldmann. 

Juſtizrat Magnus referierte im Anſchluß an die Verhandlungen 
der Eiſenacher Vertreterverſammlung über: Die Notlage der 
Anwaltſchaft. Er legte die inneren Gründe dar, aus welchen 
bereits vor dem Kriege die Prozeßtätigkeit nicht in dem Maße der Ver⸗ 
mehrung der Bevölkerung, geſchweige der der Anwaltſchaft zugenommen 
habe, und aus welchen, ſelbſt wenn der Krieg nicht dazwiſchengetreten 
wäre, der Gang unſerer volkswirtſchaftlichen und ſozialen Entwicklung 
es mit ſich bringe, daß die Prozeßtätigkeit künftig noch notwendig 
weiter zurückgehen müſſe. Im Anſchluß an dieſe mit ſtatiſtiſchem 
Material belegten Ausführungen erörterte er die Überfüllungs frage 
und die hieran ſich knüpfenden Vorſchläge. Er führte dann aus: Sei 
demgemäß ſchon vor dem Kriege die Lage eine bedenkliche geweſen, jo 
ſei durch den Krieg vollends ein Zuſtand gezeitigt, den man ohne Über: 
treibung als Notlage gekennzeichnet habe. Der Vortragende legte 
dann — ebenfalls an der Hand umfangreichen ſtatiſtiſchen Materials — 
die einzelnen hierfür in Betracht kommenden Geſichtspunkte dar und 
erörterte die Tätigkeit der Anwaltſchaft im Kriege. Dieſe Notlage 
wäre auch ohne die Entlaſtungsverordung vorhanden geweſen, wie ſie 
vor ihrer Einführung vorhanden war und nach ihrer Abſchaffung bleiben 
wird. Aber erheblich verſchlimmert habe die Entlaſtungsverordnung 
dieſen Notſtand — wie der Vortragende an der Hand des vom 
Deutſchen Anwaltverein geſammelten Materials bewies. In Berlin — 
wo die Verhältniſſe noch nicht einmal am ſchlechteſten lägen — ſei 
das Anwalteinkommen durchſchnittlich auf ein Drittel geſunken (eine 
Mitteilung, die auch in der Verſammlung von anderer wohl informierter 
Seite beſtätigt wurde, welche auch darlegt, daß im Notariat der 
Rückgang ein noch viel größerer ſei). Dieſe wirtfchaftliche Schädigung 
des Anwaltsſtandes ſei — auch im allgemeinen Intereſſe — tief zu 
beklagen, ebenſo auch die ſoziale Rückwirkung der Verordnung, die 
durch ſie bedingten Konflikte zwiſchen Gericht und Anwaltſchaft. Vor 
allem ſei bedauerlich, daß durch die Verordnung die Exiſtenz der 
Anwaltſchaft in den kleinen Städten geradezu in Frage geſtellt ſei. 
Dies ſei um ſo mehr zu beklagen, als man mit Recht dahin 
geſtrebt habe, den übergroßen Andrang nach den großen Städten 
einzudämmen und eine exiſtenzfähige Anwaltſchaft auch am Sitze 
kleinerer Gerichte zu erzielen — ein Beſtreben, welches auch die 
Juſtizverwaltung bisher, insbeſondere durch frühzeitige Erteilung des 
Notariats, unterſtützt hatte. Dieſer Rückgang des Anwalteinkommens 
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auf der einen, die erhöhten Koſten der Lebensführung, der Bureau⸗ 
unterhaltung, der Materialienpreiſe auf der anderen Seite uſw. habe 
eine Lage geſchaffen, deren Schwere und Ernſt man — auch vom 
Standpunkt der Allgemeinheit — nicht unterſchätzen dürfe. — Der 
Vortragende ſchilderte dann die rege Tätigkeit, die der Deutſche 
Anwaltverein nach dieſer Richtung entfaltet habe, und die Behandlung, 
welche dieſe Frage auf der Verſammlung der Vertreter, die im 
März d. J. in Eiſenach getagt habe, gefunden hat, namentlich aber 
die Mittel, die zur Abhilfe vorgeſchlagen ſeien. — Einem Antrage 
auf Erhöhung der Gebühren um 25 Prozent, wie fie vorgeſchlagen 
war, habe die Majorität der Vertreterverſammlung nicht zugeſtimmt. 
Sowenig verkannt werde, daß an ſich die Vorausſetzungen der Er⸗ 
höhung der Bezüge für den Anwaltſtand ebenſo gegeben ſei wie 
auch bei anderen Berufsſtänden, Beamten, wie freien Ständen, 
die fie erſtrebt und erhalten hätten, fo glaubte doch die Vertreter⸗ 
verſammlung, in dieſen ſchwierigen Zeiten dies nicht in Anregung 
bringen zu ſollen, ein Vorgehen, welches auch von dem, der an ſich 
anderer Auffaſſung ſei und eine Gebührenerhöhung für notwendig er⸗ 
achte, als ein Zeichen hohen patriotiſchen Sinnes anerkannt werden 
müfle. Angenommen ſei lediglich ein Antrag auf Befürwortung der⸗ 
jenigen Erhöhung der Bezüge, die bereits vor dem Kriege verlangt 
worden ſei, und die ſich aus dem Sinken des Geldwertes ſeit den 
ficbjiger Jahren des vorigen Jahrhunderts ergeben hätte. 

Zu erſtreben ſei eine Erweiterung des Tätigkeitsgebiets der Ans 
waltſchaft, der auch aus anderen Gründen im Intereſſe der Rechts⸗ 
pflege ſehr begrüßenswerte Übertritt erfahrener Anwälte in die 
Beamten und Richterlaufbahn, die ſich gerade während des Krieges 
außerordentlich nutzbringend erwieſen habe. Vor allem aber ſei 
ſchleunigſt — nicht nur aus wirtſchaſtlichen Gründen — eine Er⸗ 
weiterung des Gebietes nach der Richtung zu erſtreben, daß die An⸗ 
wälte auch zu den Kaufmanns⸗ und Gewerbegerichten zus 
gelaſſen werden. Hier decke ſich erfreulicherweiſe das Intereſſe der 
Anwaltſchaft vollkommen mit dem Intereſſe der Allgemeinheit, habe 
ſich doch angeſichts der vielen Einziehungen und der Überlaſtung der 
einzelnen Betriebe, das Fehlen geeigneter Vertretungen — auch nach 

Auffaſſung zahlreicher Vorſitzender von Gewerbe⸗ und Kaufmanns⸗ 
gerichten — zu einem Mißſtand entwickelt. Auch eine intenſivere 
Beſchäftigung mit dem öffentlichen Recht, namentlich mit dem Steuer⸗ 
recht, ſei wünſchenswert — auch dies im Intereſſe des Publikums, welches 
gerade auf dieſem Gebiete häufig des ſachkundigen Beraters entbehrt! 

Zum Schluß ſchilderte der Vortragende die Tätigkeit der an⸗ 
waltlichen Hilfsinſtitutionen während des Krieges. 

An den Vortrag ſchloß ſich eine lebhafte Debatte, aus der 
namentlich die Ausführungen des Rechtsanwalts Dr. J. Nußbaum 
— die in Nr. 13 S. 953 der JW. genauer wiedergegeben find — 
von unmittelbar praktiſchem Intereſſe waren. 


Reichsgericht.“ 
a) Zivil fachen. 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 

Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Lehmann. 

l' Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. — * Wird in 
der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts 
abgedruckt. — + Anmerkung.] 

RNeichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 8 155 BGB. Wird eine bei Beurkundung eines 
Vertrages von dem Notar ohne Zutun der Beteiligten auf— 
genommene Beſtimmung von einer Partei bei dem Verleſen 
überhört, fo wird fie nicht Vertragsbeſtandteil.] 7) 

Durch notariellen Vertrag vom 18. Dezember 1911 hat der 
Beklagte dem Kläger einen Hof zum Preiſe von 130000 & ver⸗ 


Zu 1. Die Entſcheidungen 1 und 6 ſind für die Notare und 
für andere Urkundsbeamte von weittragender Bedeutung: Entſcheidung 
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kauft. Unter Ziffer III des Vertrages iſt folgendes beſtimmt: 
„Eine Gewährſchaft leiſtet der Verkäufer nur für unge⸗ 
hinderten Beſitz und Eigentumsübergang und dafür, daß das 
Anweſen mit keinen weiteren Hypotheken als den nachſtehend 
übernommenen belaſtet iſt.“ Gegen den Käufer wurde von 
einem Nachbarn das Recht, ſeine Viehherde durch den Hof 
zu treiben, mit Erfolg geltend gemacht. Kläger forderte Ent⸗ 
ſchädigung. Das LG. Augsburg hat nach dem Klageantrage 
erkannt. Das OLG. hat die Entſcheidung abhängig gemacht 
von einem durch den Kläger zu leiſtenden richterlichen Eide 
folgenden Inhalts: „Es iſt wahr, daß ich bei Vorleſen der 
Urkunde des Notariates Augsburg II GR. Nr. 2884 vom 
18. Dezember 1911 die Beſtimmung in Ziffer III der Urkunde 
[folgt Wortlaut! überhört habe“. Die Reviſion des Bes 
klagten iſt zurückgewieſen. Gründe: 1. Das LG. iſt dazu 
gelangt, nach dem Klagantrage zu erkennen, weil es an⸗ 
genommen hat, daß durch die Beſtimmung unter Ziffer III 
der Vertragsurkunde, ungeachtet des dort gebrauchten Wört⸗ 
chens „nur“, die geſetzliche Haftung des Verkäufers für die 
Freiheit des verkauften Anweſens von anderen als den dort 
bezeichneten Rechten, insbeſondere von Grund dienſtbarkeiten, 
nicht ausgeſchloſſen worden ſei. Abweichend von dieſer Auf⸗ 
faſſung geht der Ber R. davon aus, daß die in Frage ſtehende 
Beſtimmung in der Tat die Bedeutung eines ſolchen Aus⸗ 
ſchluſſes haben würde, falls eine ihr entſprechende Willens⸗ 
erklärung von den Parteien abgegeben wäre. Eine ſolche 
Erklärung könne [fo führt er aus] entweder von den Parteien 
vor der Beurkundung abgegeben ſein oder aber dadurch, daß 
ſie, wenn der Notar etwas vorher nicht Erklärtes in die Ur⸗ 
kunde aufgenommen hatte, die Urkunde bei der Verlefung auch 
in dieſem Punkte genehmigten. Nach 8 415 Abf. 2 ZPO. ſei 
auch gegenüber öffentlichen Urkunden der Beweis zuläſſig, daß 
der Vorgang unrichtig beurkundet worden ſei. In 
dieſer Hinſicht habe nun der Kläger behauptet: a) daß eine 
Erklärung, wie ſie in Ziffer III der Vertragsurkunde be⸗ 
urkundet ſei, von den Parteien vor und bei der Beurkundung 


Nr. 1 behandelt die Beurkundungstätigkeit. Es iſt vielfach üblich, 
nach Vordrucken, in welchen bei Verträgen und einſeitigen Rechts⸗ 
akten, wie z. B. bei Grundſtückskaufverträgen und Hypothekenſchuld⸗ 
verſchreibungen, die im Geſchäftsverkehr üblichen Beſtimmungen ent⸗ 
halten ſind, Urkundsakte aufzunehmen. Dieſe Vordrucke werden 
häufig vom Bureauvorſteher des Notars oder bei gerichtlichen Ur⸗ 
kunden von Neferendaren oder Gerichtsſchreibern zur Vorbereitung 
der Urkundsverhandlung ausgefüllt. Dieſe Art der Vorbereitung 
verführt leicht den Urkundsbeamten dazu, von einer eingehenderen 
Verhandlung über die einzelnen Beſtimmungen des zu beurkundenden 
Aktes abzuſehen und ſich mit der Vorleſung, Genehmigung und Unter⸗ 
ſchrift zu begnügen in der Annahme, daß der Beteiligte gegen eine 
ſeinem Willen nicht entſprechende Erklärung Widerſpruch erheben 
ſowie Genehmigung und Unterſchrift verweigern werde. Vor dieſer 
Art der Beurkundung kann nicht genug gewarnt werden. 
Das Urteil des RG. iſt ein Menetekel für die Urkunds⸗ 
beamten, eine Warnung, das Protokoll nicht vor eingehender Ver⸗ 
handlung mit den Beteiligten über alle darin aufgenommenen Be⸗ 
ſtimmungen zu verleſen. Erſt wenn durch dieſe Verhandlung der 
Wille der Urkundsbeteiligten und die Übereinſtimmung des bereits 
Vorgedruckten oder ſonſt Niedergeſchriebenen mit deren Willen feſt⸗ 
geſtellt worden iſt, darf das Protokoll durch Verleſung, Genehmigungs⸗ 
vermerk und Unterſchriften abgeſchloſſen werden. Der Urkunde den⸗ 
jenigen Inhalt zu geben, der dem Willen der Beteiligten genau ent⸗ 
ſpricht, iſt eine durch das Amt des Notars oder des ſonſtigen Urkunds⸗ 
beamten gebotene Pflicht, die in der Vorſchrift der Verhandlung 
mit den Beteiligten ihren geſetzlichen Ausdruck gefunden hat (8 176 
FGG., vgl. IW. 1913 S. 490 n, 11528; 1914 S. 19410, 3546; 
RG. 85, 409 ff. Nr. 91 = IW. 1915, 92). Wird in dieſer Weiſe 
mit den Beteiligten verhandelt, dadurch aber der ſachgemäße Inhalt 
der Urkunde geſtaltet und dann der Urkundsakt formgerecht auf⸗ 
genommen, ſo wird der Einwand, daß eine in der Urkunde 
enthaltene Erklärung nicht abgegeben worden ſei, nicht durchgreifen 
können. Es iſt allerdings nicht zu verkennen, daß durch die Zu⸗ 
laſſung von Angriffen, wie ſie hier einer vorgeleſenen, genehmigten 
und unterſchriebenen öffentlichen Urkunde gegenüber, auf deren 
öffentlich beglaubigten Inhalt ſich Dritte verlaſſen zu können meinen, 
erfolgt find, die Verkehrsſicherheit leidet. Aber mit Recht hat das 
RG. auf den im $ 415 Abſ. 2 ZPO. nachgelaſſenen Gegenbeweis 
und auf die Gefahr hingewieſen, daß ſonſt Beſtimmungen, die dem 
Willen einer Partei nicht entſprechen, Rechtsverbindlichkeit erhalten 
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garnicht abgegeben worden ſei; b) daß der Kläger 
auch bei Vorleſung der Urkunde dieſe Stelle des Protokolles 
überhört, fie alſo mit feinem Genehmigungs⸗ 
willen und feiner Genehmigungs erklärung 
nicht umfaßt habe. Die Behauptung unter a erachtet der 
Ber R. für erwieſen auf Grund des Ergebniſſes der Beweisauf⸗ 
nahme, das er näher darlegt. Danach nimmt er an, daß die 
Beſtimmung unter Ziffer III ohne erkennbares Zutun der Be⸗ 
teiligten in die Urkunde hineingekommen iſt, weil es der 
Übung des Notariates entſprach, einen ſolchen Paſſus als eine 
„ſtereotype Formel“ eine „amtsübliche Redewendung“ in die 
Kaufverträge über Grundſtücke aufzunehmen, und daß ſie im 
Entwurf der Urkunde ſchon enthalten war, bevor die Parteien 
mit dem Buchhalter des Notars Rückſprache genommen hatten, 
ferner, daß die Parteien, auch nachdem ſie ſich eingefunden 
hatten, dem Buchhalter oder dem Notar gegenüber keine 
Außerung getan haben, welche ſich mit dem in Ziffer III 
Beurkundeten dem Wortlaute oder dem Sinne nach gedeckt 
haben würde. Der Ber. verkennt aber nicht, daß die 
Parteien auch eine Erklärung, die ſie bei den Verhandlungen 
vor dem Notar nicht abgegeben, die vielmehr der Notar aus 
eigenem Antriebe in die Urkunde aufgenommen hat, dadurch 
zum Vertragsinhalte machen können, daß ſie das von dem 
Notar ohne ihr Zutun Beurkundete genehmigen, indem ſie den 
in der Aufnahme einer entſprechenden Beſtimmung in die Ur⸗ 
kunde zu erblickenden Vorſchlag des Notars, eine derartige 
Vertragsbeſtimmung zu treffen, beiderſeits durch die 
Genehmigung des verleſenen Wortlauts der 
Urkunde akzeptieren. Hinſichtlich des Beklagten 
hält der Ber R., wie er näher darlegt, für erwieſen, daß er den 
Ausſchluß der Haftung für Grunddienſtbarkeiten erſtrebt und 
dieſen Ausſchluß in Ziffer III der Urkunde für ausreichend 
ausgeſprochen erachtet, alſo den Inhalt der Ziffer III ſeinem 
Wortlaute und Sinne nach genehmigt habe. Andrerſeits aber 
hält er die Behauptung des Klägers, daß dieſer die frag⸗ 
liche Stelle der Urkunde überhört habe, zwar nicht für voll 


würden. Einen Grundſatz, daß der Inhalt einer notariellen Urkunde 
öffentlichen Glauben in dem Sinne haben ſollte, daß der im Bers 
trauen auf ihren Inhalt gutgläubige Dritterwerber geſchützt werden 
müßte, kennt das Geſetz nicht. Durch die weitgehende Haftung des 
Notars über den Kreis der an dem Urkundsakt unmittelbar Be⸗ 
teiligten hinaus wird der Dritte in dem Umfange des 8 839 BGB. 
geſchützt. 

0 Dieſe Haftung des Notars als Urkundsbeamter wird in Ent⸗ 
ſcheidung Nr. 6 (S. 1116) erörtert. Das RG. hat bis zum Jahre 1918 
den Standpunkt vertreten, daß der Notar für die ihm amtlich obliegende 
Beurkundungstätigkeit nach Vertragsrecht hafte, weil der die 
Amtstätigkeit des Notars Anrufende zugleich mit ihm über die 
Leiſtung der Beurkundungstätigkeit einen bürgerlichrechtlichen Vertrag, 
insbeſondere einen Dienſtvertrag abſchließe. Dieſe Auffaſſung — 
gegen die bis 1913 vergeblich angekämpft worden war — hatte die 
ſchwerwiegenden Folgen, daß der Notar prinzipaliter haftete und der 
Schadensanſpruch gegen ihn erſt in 30 Jahren verjährte, ſo daß noch 
viele Jahre nach dem Tode des Notars ſeine Erben in Anſpruch 
genommen werden konnten. 

Auch dem Gerichtsvollzieher gegenüber wurde an dieſer Anſicht 
bis zum Beſchluſſe der Vereinigten Zivilſenate vom 2. Juni 1913 
(RG. 82, 85) feſtgehalten. Unter der Einwirkung des Preuß. Geſetzes 
vom 1. Auguſt 1909 über die Haftpflicht des Staates hat das NG. 
ſeine frühere Rechtsauffaſſung auch hinſichtlich der Haftpflicht der 
Notare aufgegeben und das Weſen der Amtspflicht ſowie die öffentlich 
rechtliche Stellung des Notars als Beurkundungsbeamten zutreffender 
durch den Grundſatz gewürdigt, daß die Erfüllung einer Amtspflicht 
nicht Gegenſtand vertraglicher Bindung ſein kann und dies insbeſondere 
auch von der amtlichen Tätigkeit der preußiſchen Notare zu gelten 
habe. Deshalb komme nur die Haftung aus 8 839 BGB. in Frage. 
Damit iſt die Verantwortlichkeit des Notars gemildert, weil er gemäß 
§ 839 Abſ. 1 Satz 2 BGB. nur fubfidiär in Anſpruch genommen 
werden kann und dieſer aus einer unerlaubten Handlung des Notars 
herrührende Anſpruch der kurzen dreijährigen Verjährungsfriſt unter⸗ 
worfen iſt (RG. 85, 411 = JW. 1915, 92). 

Es iſt freudig zu begrüßen, daß das RG. in der vorſtehenden 
Entſcheidung an ſeiner neueren Rechtsauffaſſung feſthält und damit 
der ſich immer noch wiederholenden Anſicht der Oberlandesgerichte 
und Landgerichte über die Annahme der Verletzung einer Vertrags⸗ 
pflicht entgegentritt. Juſtizrat Dr. Oberneck, Berlin. 
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bewieſen, aber für nicht unglaubwürdig, was er näher darlegt 
Deshalb erachtet der Ber R. es für angezeigt, dem Kläger, 
deſſen Eideswürdigkeit außer Zweifel ſtehe, einen richterlichen 
Eid darüber aufzuerlegen, ob er die Stelle überhört habe, ob 
ſie ihm alſo bei der Verleſung aus Unachtſamkeit entgangen 
ſel. Verweigere der Kläger den Eid, fo ſei erwieſen, daß er 
durch Genehmigung und Unterſchrift das in 
Ziffer III Erklärte auch ſeinerſeits nachträglich gutgeheißen 
habe; die Erklärung gelte dann auch als ſeine Erklärung und 
es liege ſomit eine übereinſtimmende Willenserklärung belder 
Vertragsteile auch in dieſem Punkte vor, mit der Folge, daß, 
da ſie nicht angefochten worden, der Ausſchluß der Haftung 
des Verkäufers für andere als die dort erwähnten Rechts⸗ 
mängel, alſo auch für Dienſtbarkeiten, vereinbart wurde und 
deshalb die Klage abzuweiſen ſei. Leiſte dagegen der Kläger 
den Eid, ſo ſei dargetan, daß er die von ihm vor der 
Beurkundung nicht abgegebene Erklärung 
in Ziffer IllIaẽnchnicht im Wege nachträglicher 
Genehmigung abgegeben habe; auf den inhalt 
der Ziffer III habe ſich ſein Genehmigungswille 
nicht erſtreckt; die Urkunde ſei objektiv unrichtig in 
Anſehung der Ziffer III; daher bedürfe es keiner Anfechtung; 
der nach 8 415 Abſ. 2 ZPO. zuläffige Beweis, daß der Vor: 
gang unrichtig beurkundet worden ſei, umfaſſe auch den Vor⸗ 
gang der Vorleſung und Genehmigung, wie das RG. 
ſchon des öfteren anerkannt habe. Es liege in dieſem Falle ein 
ſog. verſteckter Difſens im Sinne des 8 155 vor; die 
Parteien haben den Kaufvertrag als geſchloſſen angeſehen, 
über den Punkt der Gewährſchaft des Verkäufers aber, über 
den nach deſſen Abſicht eine Vereinbarung getroffen werden 
ſollte und den er in Ziffer III als geregelt betrachtete, ſich 
nicht geeinigt. Es frage ſich deshalb, ob der Vertrag auch ohne 
eine Beſtimmung über dieſen Punkt, ſo, wie er im übrigen 
zuſtande gekommen iſt, geſchloſſen worden wäre. Dieſe Frage 
bejaht der Ber R. unter näherer Würdigung des Sachverhält⸗ 
niſſes. Er gelangt deshalb zu der Annahme, daß gemäß 
8 155 BGB. der Kaufvertrag im übrigen zu gelten habe und 
die geſetzliche Haftung des Verkäufers für Freiheit von 
Rechten gemäß $ 434 BGB. ſtattfinde. Deshalb ſei in dieſem 
Falle der vom Kläger geltend gemachte Schadenserſatzanſpruch 
wegen Nichterfüllung gemäß 58 320 bis 327 begruͤndet, da 
der Beklagte fein Unvermögen, das Anweſen von der Dienſt⸗ 
barkeit zu befreien, zu vertreten habe. Dieſe Ausführungen 
laſſen einen Rechtsirrtum nicht erkennen, insbeſondere nicht in 
den von der Reviſion hervorgehobenen Richtungen. Die An⸗ 
nahme des Ber R., daß gegenüber der Beurkundung, daß das 
notarielle Protokoll den Beteiligten vorgeleſen, von ihnen 
genehmigt und unterſchrieben worden, gemäß 8 415 
Abſ. 2 ZPO. der Gegenbeweis in der Richtung zuläſſig ſei, 
daß einer der Vertragſchließenden eine vom Notar in die 
Vertragsurkunde aufgenommene Vertragsbeſtimmung, über 
welche vorher keine ausdrücklichen Erklärungen von den er: 
tragſchließenden abgegeben worden ſind, bei dem Verleſen des 
Protokolls überhört habe und daß, falls dieſer Beweis 
geführt wird, die in Frage ſtehende Beſtimmung nicht zum 
Vertragsinhalt geworden ſei, ſteht im Einklange mit den 
Rechtsgrundfätzen, welche von mehreren Senaten des RG. 
aufgeſtellt und feſtgehalten worden find. Vgl. die vom Verf. 
angeführten Urteile, RG. 50, 420 ff., Warneyer 1908 Nr. 553 
und Warneyer 1912 Nr. 47; ferner das Urteil des II. 38. 
vom 21. Mai 1901 I 76/01. Von dieſer Rechtſprechung ab⸗ 
zuweichen bieten die Ausführungen der Reviſion dem jetzt er⸗ 
kennenden Senate keine Veranlaſſung. Die Beurkundung, 
daß die Vertragsparteien das notarielle Protokoll genehmigt 
haben, tft vom Ber R. ohne Rechtsirrtum, ſoweit der Kläger in 
Betracht kommt, hinſichtlich der Ziffer III als widerlegt er⸗ 
achtet worden, ſofern nachgewieſen wird, daß dieſer infolge 
Überhörens von der Beſtimmung, auf die er nicht gefaßt fein 
konnte, da ſie ohne Zutun der Parteien und ohne beſonderen 
Hinweis von dem Notar in die Urkunde aufgenommen worden 
war, Kenntnis nicht erhalten hat. Einer Anfechtung des Ver⸗ 
trags bedurfte es nicht, da die Beſtimmung unter dieſer Vor⸗ 
ausſetzung nicht Vertragsinhalt geworden iſt. Daß Rück⸗ 
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ſichten auf die Verkehrsſicherheit die von der Reviſion ver⸗ 
tretene Auffaſſung geboten erſcheinen ließen, kann, auch ſoweit 
für ſolche Rückſichten gegenüber den geſetzlichen Beſtimmungen 
Raum ſein würde, nicht anerkannt werden; vielmehr iſt gegen⸗ 
über dem Intereſſe der auf die Gültigkeit der in das Protokoll 
aufgenommenen Beſtimmungen, auch ſoweit ſie nicht be⸗ 
ſprochen worden find, vertrauenden Vertragspartei auf ber 
anderen Seite die Gefahr zu berückſichtigen, daß Be⸗ 
ſtimmungen, die der Vereinbarung der Parteien nicht ent⸗ 
ſprechen, auf ſolche Weiſe rechtsverbindlich werden könnten, 
wenn man dem bloßen Genehmigungsvermerke die von der 
Reviſion gewollte Bedeutung beilegen würde. Auch die An⸗ 
wendung des 8 155 BGB. unterliegt keinem rechtlichen Be⸗ 
denken. Die Reviſion mußte deshalb zurückgewieſen werden. 
N. c. E., U. v. 24. Mai 16, 73/16 V. — Augsburg. [2.] 


2. 8 249 BGB. Zur Frage des Kauſalzuſammen⸗ 
hanges, wenn die Folgen eines Unfalles durch Publikum, 
das zur Hilfe herbeieilt, verſchlimmert werden.] 

Der Ehemann der Klägerin hatte am Sonntag, den 
22. März 1914, dieſe zur Straßenbahnhalteſtelle in der Kalen⸗ 
berger Straße zu H. begleitet und war ihr beim Einſteigen in 
den Straßenbahnwagen behilflich geweſen. Als er von dem 
Wagen zurücktrat, um nach dem Fußſteige hinüberzugehen, 
wurde er von dem in gleicher Richtung wie der Straßenbahn⸗ 
wagen fahrenden, dem Beklagten P. gehörigen und von dem 

Bellagten C. gelenkten Kraftwagen erfaßt und überfahren. Er 
ſtarb alsbald an den dabei erlittenen ſchweren Verletzungen. 
Die Klägerin nimmt auf Erſatz des durch den Tod ihres Er⸗ 
nährers ihr entſtandenen Schaden die beiden Beklagten in 
Anſpruch. Das LG. hat den Klageanſpruch dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt, das OLG. auf die Berufung der Be⸗ 
klagten dieſes Urteil dahin abgeändert, daß es den Anſpruch 
nur zur Hälfte dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt, zur 
anderen Hälfte abgewieſen hat. Die Reviſion der Beklagten 
iſt zurückgewieſen. Aus den Gründen: Die Urteile beider 
Vorinſtanzen erachten die Klage nach Maßgabe des 
Kraftfahrzeuggeſetzes an ſich für begründet, nur daß 
das BG. im Gegenſatze zum LG. auch ein mit⸗ 
wirkendes Verſchulden des Getöteten für gegeben an: 
nimmt. Die gegen das Urteil des BG. ſeitens der Beklagten 
eingelegte Reviſion rügt Verletzung des Kraftfahrzeuggeſetzes. 
Wenn B. [der Ehemann der Klägerin], führt fie aus, nach den 
Feſtſtellungen des BG. die tödliche Verletzung nicht dadurch 
erlitten habe, daß er von dem Kraftwagen des Beklagten zu 1 
umgeworfen und überfahren worden ſei, ſondern dadurch, daß 
das zur Hilfeleiſtung herbeieilende Publikum den Kraftwagen 
zu heben und den Verletzten zu befreien verſucht, dabei aber, 
weil es den emporgehobenen Wagen wieder fallen laſſen mußte, 
den Verletzten noch mehr beſchädigt habe, dann fei der Tod des 
Verunglückten nicht mehr durch den Betrieb des Kraftwagens 
verurſacht. Die Reviſion war nicht für begründet zu erachten. 
Der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen dem Kraftwagen⸗ 
betriebe des Beklagten P. und dem tödlichen Unfalle des B. iſt 
gegeben. B. wurde von dem im Betriebe befindlichen Kraft— 
wagen umgeſtoßen und überfahren; er erlitt dabei körperliche 
Verletzungen. Er war unter den Kraftwagen geraten; die Ver⸗ 
ſuche, ihn aus der gefährlichen Lage zu befreien, erſcheinen als 
die natürliche Folge des Unfalles. Es iſt damit zu rechnen, 
daß in ähnlichen Unglücksfällen, die ſich auf belebten Straßen 
ereignen, das Publikum zur Hilfeleiſtung herbeieilt und, weil 
es ihm an der Geſchicklichkeit hierzu und an einer einheit— 
lichen Leitung der Hilfeleiſtung fehlt, das Übel ver— 
ſchlimmert, ſtatt es zu verbeſſern. Das ſind Folgeerſcheinungen 
eines Unfalles, die nach allgemeiner Erfahrung erkennbar ſind 
und vom gewöhnlichen Laufe der Dinge nicht abweichen. Durch 
den Kraftwagenbetrieb des Beklagten P. war mithin eine der 
Bedingungen geſetzt, ohne die die tödliche Verletzung des Ver⸗ 
unglückten nicht eingetreten wäre. P. u. Gen. e. Wwe. B., 
U. v. 22. Mai 16, 94/16 VI. — Celle. [L.] 


3. 88 398, 320 BGB. Durch die (zu Sicherungszwecken 
erfolgte) Abtretung einer fälligen Kaufpreisforderung wird der 
Verkäufer ſukzeſſive zu liefernder Waren nicht gehindert, weitere 


Fi zu verweigern, bis der Käufer (an den Zeſſionar) 
zahlt. 

Aus den Gründen: Auf Grund eines Sukzeſſiv⸗ 
lieſerungsgeſchäfts hat die Klägerin dem Beklagten in der Zeit 
vom 19. Dezember 1912 bis zum 1. April 1913 für 8290,30 % 
Waren geliefert und darauf 6715,60 / gezahlt erhalten, fo daß 
am 1. April 1913 noch 1574,70 & ungetilgt waren. Die 
1574,70 AA waren, da der Beklagte binnen 14 Tagen nach dem 
Tage der einzelnen Rechnung mit 1% oder binnen 8 Tagen 
mit 2% Abzug Zahlung zu leiſten hatte, jedenfalls mit Ablauf 
des 15. April 1913, alſo in einem Zeitpunkte fällig, wo die 
Klägerin mit keiner ihrer Lieferungen im Rückſtande war. Die 
einzigen, von ihr noch nicht ausgeführten, Warenbeſtellungen 
des Beklagten waren erſt am 3. und 9. April 1913 erfolgt, 
während ihr nach dem Vertrage eine dreiwöchige Lieferfriſt zu⸗ 
ſtand. Die Verpflichtung zur Zahlung der 1574,70 M war 
demnach vom Beklagten keinesſalls ſpäter zu erfüllen, als von 
der Klägerin die Verpflichtung zur Lieferung der am 
3. und 9. April beſtellten Waren, und bei der Gin- 
heitlichkeit des Sukzeſſivlieferungsvertrages war die 
Klägerin berechtigt, die ihr obliegende Leiſtung bis zur Be⸗ 
wirkung der Gegenleiſtung des Beklagten zu verweigern [S 320 
Abſ. 1 Satz 1, Abſ. 2 BGB., RG. 68, 221.1) Die etwa vorher 
erfolgte Abtretung der Kaufpreisforderung an W. würde hieran 
nichts geändert haben. Auf W. iſt zwar in Höhe des ab: 
getretenen Betrages der volle Kauſpreisanſpruch der Klägerin, 
nicht aber deren geſamte aus dem Vertrage vom 3. Dezember 
1912 ſich ergebende Rechtsſtellung, insbeſondere nicht ihr 
Leiſtungsverweigerungsrecht aus 8 320 BGB., übergegangen 
[SS 398, 401 daſ.], und bei dem einwandfrei feſtgeſtellten 
Sicherungscharakter der Abtretung iſt das Leiſtungsverweige⸗ 
rungsrecht auch keineswegs dadurch erloſchen, daß die Klägerin 
ſich durch die Abtretung jeder Befugnis zur Verfügung über die 
abgetretene Forderung begeben hat, vielmehr blieb es beſtehen, 
ſolange W. keine ihm entgegenſtehende Verfügung über die 
Forderung [z. B. durch Gewährung einer Stundung! traf. 
Die Klägerin hatte bis dahin, nach wie vor der Abtretung, 
ein rechtlich zu ſchützendes Intereſſe daran, daß der Beklagte 
ſeiner vertraglichen Zahlungsverpflichtung nachkam, und wenn 
ſie auch nicht mehr auf deren Erfüllung klagen konnte, ſo war ſie 
doch immer noch berechtigt, ihre eigene, nach dem Vertrage nicht 
früher zu bewirkende Leiſtung dem Beklagten vorzuenthalten, 
bis er feiner Leiſtungspflicht [durch Zahlung an W.] genügte. 
S. c. R. & Co., U. v. 23. Mai 16, 38/16 II. — Hamburg. [L.] 

4. 8 826 BGB. Die Verleitung anderer zur Löſung 
von Vertragsverhältniſſen im Wege der Kündigung ſtellt nur 
unter beſonderen Verhältniſſen ein ſittlich anſtößiges Ver⸗ 
halten da 
Der Beklagte war von 1900 bis zum 24. Auguſt 1912 
Generalagent der klagenden Verſicherungsgeſellſchaft für 
Unfall⸗ und Haftpflichtverſicherung. Sofort nach Löſung des 
Verhältniſſes zur Klägerin übernahm er eine Agentur der 
W. Verſicherungsgeſellſchaft in E. in demſelben Geſchäfts⸗ 
zweige. Die Klägerin behauptet, daß der Beklagte planmäßig 
die bei ihr verſicherten Perſonen zur Kündigung ihrer Wer: 
träge und zum Abſchluſſe neuer Verträge mit der W. Ver— 
ſicherungsgeſellſchaft veranlaßt habe Sie hat Klage auf Unter- 
laſſung ſolcher Einwirkungen auf ihre Kunden ſowie auf Erſatz 
des ihr entſtandenen Schadens erhoben. Das LG. wies die 
Klage ab, Berufung und Reviſion ſind zurückgewieſen. Zu 
dem Klaggrunde des 8 826 BGB. heißt es in den 
Gründen: Dem Beklagten wird nicht zur Laſt gelegt, daß er 
Perſonen, die mit der Klägerin im Vertragsverhältnis ſtanden, 
zu einem Vertrags bruche verleitet habe; es handelt ſich um 
die Löſung des Vertragsverhältniſſes auf dem geſetzlichen 
Wege der Kündigung. Wenn für die Verleitung zum Ver— 
trags bruch e, vorbehaltlich abweichender Sachlage des einzel: 
nen Falles, davon auszugehen ſein mag, daß ſie der Regel nach 
ein Handeln wider die guten Sitten in ſich ſchließe [RG. 81, 
86; 2) JW. 1916, 413 '?; einſchränkend WarnRſpr. 1913 


1) JW. 1908, 193. 
2) IW. 1913, 325. 
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Nr. 322], ſo kann, wo es ſich nur um die Verleitung zur 
Löſung des Vertragsverhältniſſes auf dem ordentlichen Wege 
der Kündigung handelt, die ein Vertragsunrecht überhaupt 
nicht enthält, nur der Sachverhalt des einzelnen Falles zeigen, 
ob ein wider die guten Sitten im geſchäftlichen Verkehr ver⸗ 
ſtoßendes Handeln vorliegt. Dieſe Verleitung behandelt ins⸗ 
beſondere eine Entſcheidung JW. 1906, 19815; ein unfittliches 
Handeln wird hier dann angenommen, wenn unerlaubte 
Mittel angewendet worden oder ein unerlaubtes Ziel verſolgt 
wird, insbeſondere, wenn der Handelnde offenſichtlich plan⸗ 
mäßig darauf ausgeht, dem einen Vertragsteile feine Kunden 
zu entziehen; es müſſen beſondere Umſtände vorliegen, die die 
Handlungsweiſe als ſittlich anſtößig erſcheinen laſſen. Dieſe 
werden im gegebenen Falle vom BG. ohne Rechtsirrtum ver⸗ 
neint; es nimmt auf Grund der Beweisaufnahme nur den 
Tatbeſtand als gegeben an, daß der Beklagte in dem aus⸗ 
gedehnten Kreiſe ſeiner Bekannten Kunden für die neue Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft, zu der er nach der Löſung des Vertrags⸗ 
verhältniſſes mit der Klägerin übergegangen war, geworben 
habe. Unlautere Mittel habe er dabei nicht angewendet; daß 
er mit ſeinem Werben großen Erfolg hatte, erkläre ſich aus 
ſeiner perſönlichen Beliebtheit bei den Verſicherten wie bei den 
Unteragenten. A. Verſ.⸗A.⸗G. c. Sch., U. v. 29. Mai 16, 
129 / 16 VI. — Hamm. [L.] 


5. Im Falle der Nachlaßverwaltung iſt der Nachlaß⸗ 
richter für die Folgen fahrläſſiger oder vorfätzlicher Verletzung 
feiner Amtspflicht den Nachlaßgläubigern verantwortlich.! 

Über den Nachlaß des im Februar 1913 in M. verſtorbe⸗ 
nen Kaufmanns Franz L. von da wurde auf Antrag des 
Johann L., der eine Forderung von 500 & an den Nachlaß 
hatte, am 21. Februar 1913 eine Pflegſchaft angeordnet und 
der bei dem AG. in M. tätige Gerichtsaktuar K. zum Pfleger 
„für die, welche Erben des am 13. Februar 1913 verſtorbenen 
Franz L. werden“, beſtellt. Der Nachlaß war überſchuldet, 
unſtreitig lagen aber zur Zeit der Anordnung der Pflegſchaft 
mindeſtens 80 Prozent in der Maſſe. Zu dieſer gehörte ein 
Wollager. Der Pfleger hat die Nachlaßbeſtände verſilbert und 
die erlöſten Beträge von im ganzen 1000 bis 1100 M ver: 
untreut. Klägerin, die eine Forderung von 224,15 M gegen 
den Kaufmann Franz L. hatte, nimmt mit der Behauptung, 
den Nebenintervenienten des Beklagten [Preuß. Staat] 
Amtsrichter B. treffe ein Verſchulden bei Beaufſichtigung der 
Pflegſchaft, den Beklagten auf Grund des Geſetzes vom 
1. Auguſt 1909 auf 80 Prozent ihrer Forderung mit 179,32 M 
in Anſpruch. Die Vorinſtanzen haben die Klage abgewieſen. 
Klägerin hat mit Erfolg Reviſion eingelegt. Gründe: 
I. Nach der Feſtſtellung des BG. hat der Nachlaßrichter die 
nach 8 1960 BGB. angeordnete Pflegſchaft genau gerade fo 
behandelt wie eine nach 8 1975 BGB. angeordnete. In 
Wahrheit iſt alſo eine Nachlaßpflegſchaft zum Zwecke der Be— 
friedigung der Nachlaßgläubiger [Nachlaßverwaltung!, nicht 
eine Pflegſchaft zum Zwecke der Sicherung des Nachlaſſes, 
geführt worden. Es fragt ſich daher, ob im Falle der Nachlaß⸗ 
verwaltung der Nachlaßrichter für die Folgen vorſätzlicher 
oder fahrläffiger Verletzung feiner Amtspflicht den Nachlaß: 
gläubigern verantwortlich iſt. Die Nachlaßverwaltung, eine 
Unterart der Nachlaßpflegſchaft, unterliegt als ſolche den all⸗ 
gemeinen Vorſchriften über die Pflegſchaft [S 1962], mithin 
gilt auch für fie an ſich die Vorfchrift des $ 1848 BGB., 
ſoweit ſich nicht aus dem Geſetz ein anderes ergibt [§ 1915 
Abſ. 1]. Der Nachlaßrichter iſt alſo im Falle vorſätzlicher 
oder fahrläſſiger Verletzung der ihm hinſichtlich der Beauf— 
ſichtigung einer Nachlaßverwaltung obliegenden Pflichten dem 
Erben nach § 839 Abſ. 1, 3 verantwortlich. Während dieſe 
Verantwortlichkeit bei der Vormundſchaft aber mit Rückſicht 
auf das Weſen der Vormundſchaft als einer ausſchließlich im 
Intereſſe des Mündels angeordneten Fürſorge nur dem 
Mündel gegenüber beſteht, kann ſie bei der Nachlaßverwaltung 
nicht nur dem Erben gegenüber angenommen werden. Dies 
ergibt ſich aus folgendem. Die Frage, wem gegenüber dem 
Beamten eine Amtspflicht obliege, kann, wie der erkennende 
Senat bereits in dem Urteile vom 10. Januar 1912 [RG. 78, 


M 15. 1916. 


244]? eee hat, der Natur der Sache nach nur im 
Hinblick auf die beſondere Art der dem Beamten zur Pflicht 
gemachten Tätigkeit unter Berückſichtigung des Zwecks und der 
Intereſſen, denen ſie dienen ſoll, beantwortet werden. Der 
Zweck der Nachlaßverwaltung iſt aber, wie ſchon der Wortlaut 
des $ 1975 [„Nachlaßpflegſchaft zum Zwecke der Befriedigung 
der Nachlaßgläubiger“] ergibt, nicht die Fürſorge für die 
Perſon des Erben oder für die Nachlaßmaſſe, ſondern die Für⸗ 
ſorge für die Nachlaßgläubiger. Das tritt außerdem in der 
Vorſchrift des 8 1985 Abſ. 2 hervor, nach welcher der Nachlaß⸗ 
verwalter für die Verwaltung des Nachlaſſes auch den Nach⸗ 
laßgläubigern verantwortlich iſt. Die Nachlaßverwaltung 
unterſcheidet ſich in ihrem Weſen auch von der im 8 1960 
BGB. vorgeſehenen, lediglich dem Intereſſe der Erben dienen⸗ 
den Nachlaßpflegſchaft [vgl. RG. 65, 289],*) fie iſt, wie in 
dem ebenangeführten Urteil im näheren ausgeführt iſt, ent⸗ 
ſprechend der Konkursverwaltung geſtaltet. Da aber die 
Führung der Aufſicht über eine Verwaltung in ihrem Weſen 
durch die Natur der Verwaltung, über der ſie ſteht, beeinflußt 
wird, ſo muß eine Haftbarkeit des Nachlaßrichters für Amts⸗ 
pflichtverletzungen im Falle der Nachlaßverwaltung gegen⸗ 
über den Nachlaßgläubigern angenommen werden ebenſo, wie 
eine Haftbarkeit des Konkursrichters gegenüber den Konkurs⸗ 
gläubigern im Fall einer Amtspflichtverletzung anzuerkennen 
iſt. II. Die Reviſion rügt weiter als rechtsirrig die Annahme 
des BG., daß dem Richter bei Beaufſichtigung der Pflegſchaft 
keine für den Schaden der Klägerin urſächliche Pflicht: 
verſäumung zur Laſt falle. Die Rüge iſt begründet. [Wird 
weiter ausgeführt.] Weil die vom Nachlaßrichter nicht be⸗ 
achteten Vorſchriften des Vormundſchaftsrechts geeignet ſind, 
den Mündel vor einem unredlichen Verhalten des Vormundes 
zu ſchützen, ſo muß angenommen werden, daß bei deren Be⸗ 
achtung und Führung einer dem Geſetz entſprechenden Aufſicht 
der Pfleger die Veruntreuungen nicht vorgenommen hätte, ſo⸗ 
lange nicht Beklagter den Beweis des Gegenteils erbringt. 
Dies iſt nicht geſchehen. Da der Klaganſpruch der Höhe nach 
nicht beſtritten iſt, ſo war nach dem Klagantrage zu erkennen. 
St. & Co. c. Preuß. Staat, U. v. 26. Mai 16, 51/16 III. — 
Düſſeldorf. [B.)] 

6. 8 839 BGB. Mangelhafte Abſaſſung eines Ber: 
trages durch den um feine Beurkundung erſuchten Notar ſtellt 
eine Amtspflichtverletzung des Notars dar. Nur individuell 
beſtimmte Sachen können Gegenſtand der Eigentumsüber⸗ 
tragung jein.] 7) 

Durch einen von dem Beklagten [einem Notar] be: 
urkundeten Vertrag vom 10. Juli 1912 übertrugen die Ehe⸗ 
leute R. der Klägerin zur Sicherung ihrer Darlehnsforde⸗ 
rungen von 36 000 / das Eigentum an den in einer Anlage 
des Vertrags aufgeführten Gegenſtänden, nämlich Laden- und 
Kontoreinrichtungen und Waren. Die Vertragsteile erklärten 
in dem Vertrage, daß das Eigentum an dieſen Gegenſtänden 
fortan der Klägerin zuſtehe, daß die Schuldner ſie nunmehr für 
die Klägerin als neue Eigentümerin beſäßen, jedoch berechtigt 
ſeien, ſie, ſoweit ihre Benutzung angängig ſei, unentgeltlich zu 
benutzen und, ſoweit ſie Waren ſeien, im regelmäßigen 
Geſchäftsbetriebe zu veräußern. Die Schuldner verpflichteten 
ſich ferner, „in gleicher Weiſe alle Zugänge des Warenlagers 
der Gläubigerin zur Sicherheit zu übereignen, und zwar in der 
Weiſe, daß der zum Eigentum übertragene Beſtand auf der 
urſprünglichen Höhe verbleibt“. „Die Beteiligten erklären 
ſchon jetzt“, fo heißt es im unmittelbaren Anſchluſſe hieran 
weiter in dem Vertrage, „darüber einig zu ſein, daß ſolche 
Erſatzſtücke von den Schuldnern für die Gläubigerin zu Eigen: 
tum erworben werden und daß das Eigentum und der mittel: 
bare Beſitz daran für die Gläubigerin durch Vertretung ſeitens 
der Schuldner erlangt wird, ſobald dieſe Erſatzſtücke in das 
Geſchäft eingebracht ſind.“ Nachdem am 21. Mai 1913 über 
R.s Vermögen Konkurs eröffnet war, erhob die Klägerin 


Klage gegen den Konkursverwalter auf Herausgabe der über— 


3) JW. 1912, 349. 
4) JW. 1907, 262; Neumann, Kſpr. I $ 1985. 
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45. Jahrgang. 


eigneten Gegenſtände und Einwilligung in die Auszahlung 
des hinterlegten Erlöſes, ſoweit jene inzwiſchen veräußert 
waren. Sie verkündete in dieſem Rechtsſtreite dem Beklagten 
den Streit. Durch Urteil des LG. wurde die Klage, ſoweit 
ſie auf Herausgabe der Waren oder ihres Erlöſes gerichtet 
war, wegen Nichtigkeit der Übereignung der Waren ab⸗ 
gewieſen. Die Klägerin beanſprucht nun Erſatz ihres 
Schadens von dem Beklagten, weil er dieſen Schaden durch 
mangelhafte Abfaſſung des Vertrags fahrläſſigerweiſe ver⸗ 
urſacht habe. Das LG. hat den Beklagten nach dem Klag⸗ 
antrage verurteilt, das OLG. die Klage abgewieſen. Die 
Reviſion der Klägerin führte zur Aufhebung und Zurück⸗ 
verweiſung. Gründe: Der von der Reviſion und wohl auch 
von dem OLG. geteilten Anſicht des LG., daß die Klage als 
Vertragsklage, nicht als Klage aus 8 839 BGB. begründet 
ſei, kann nicht beigepflichtet werden. Der um die Be⸗ 
urkundung eines Vertrags erſuchte Notar iſt kraft ſeines 
Amtes verpflichtet, dem Vertrage die für feine Nechtögültig- 
keit und Wirkſamkeit erforderliche Faſſung zu geben, mag er 
auch ſchon vor der Beurkundung von der einen Partei mit dem 
Entwurfe des von ihm zu beurkundenden Vertrags beauftragt 
ſein. Die dem Beklagten vorgeworfene mangelhafte Abfaſſung 
des Vertrags ſtellt daher eine Amtspflichtverletzung des 
Notars dar, und da die Erfüllung einer Amtspflicht des 
Notars nicht Gegenſtand vertraglicher Bindung ſein kann 
[vgl. RG. 85, 409; ) JW. 1915 S. 1007, 1193; Gruch. 59, 
1655; WarnRſpr. 9. Jahrg. S. 128 Nr. 81], ſcheidet hier der 
Geſichtspunkt der Vertragshaftung aus und kommt nur der 
der Haftung aus $ 839 in Betracht. Es bedarf daher, wenn 
die Klage nicht ſchon aus anderen Gründen abzuweiſen iſt, 
auch einer Prüfung der bisher nicht erörterten Frage, ob die 
Klägerin nicht von anderer Seite Erſatz zu erlangen vermag 
[$ 839 Abſ. 1 Satz 2], ſeitens des BG., an das die Sache 
unter Aufhebung des angefochtenen Urteils zurückzuverweiſen 
iſt, weil die Verneinung eines Verſchuldens des Beklagten mit 
der bisherigen Begründung nicht als zutreffend anerkannt 
werden kann. Der Bert. meint, der Beklagte habe die Be: 
zeichnung der zu übereignenden Waren in dem Vertrag und 
die Beſtimmung hinſichtlich der Erſatzſtücke deshalb ohne Ver⸗ 
ſchulden für ausreichend erachten dürfen, weil er annehmen 
konnte, das dem Vertrage beigefügte Verzeichnis ſtelle das 
geſamte Warenlager des übereignenden Schuldners dar. Dem 
würde nur dann beigepflichtet werden können, wenn der Be⸗ 
klagte entſprechend dem Willen der Vertragsteile, wie er ihn 
nach der Feſtſtellung des BG. verſtanden hatte, das geſamte 
Warenlager des Schuldners R. (mit Ausnahme der Orient⸗ 
teppiche! als Gegenſtand der Eigentumsübertragung in dem 
Vertrage bezeichnet hätte und nicht „die in der Anlage auf: 
geführten Gegenſtände“, die nach der Entſcheidung in dem 
Vorprozeſſe der genügenden Individualiſierung entbehrten. 
Es iſt ein, wie ſchon für das frühere Recht [gl. z. B. RG. 61, 
60; ROH G. 19, 80 f.; 25, 255], fo auch für das heutige an⸗ 
erkannter Satz, daß nur individuell beſtimmte Sachen Gegen— 
ſtand der Beſitz⸗ und Eigentumsübertragung fein können 
Ipgl. z. B. RG. 52, 385; ) RGSt. 47, 44; Gruch. 51, 616; 
58, 1029; JW. 1912, 797; WarnRſpr. 5. Jahrg. S. 236], 
ein Rechtsſatz, der dem Beklagten nach feinem eigenen Vor— 
bringen bekannt geweſen iſt. Daß die zu übereignenden 
Sachen einzeln aufgeführt werden, iſt nicht immer erforderlich; 
es genügt auch eine ſie zuſammenfaſſende verkehrsübliche Be— 
zeichnung, z. B. der Ausdruck Warenlager, vorausgeſetzt, 
daß alle zu einem beſtimmten Warenlager gehörigen Gegen— 
ſtände übereignet werden ſollen. Wird aber ſtatt einer ſolchen 
zuſammenfaſſenden Bezeichnung eine Aufzeichnung der einzel— 
nen Waren gewählt, ſo bedarf es deren genauer Individuali— 
ſierung, mögen ſie auch tatſächlich das geſamte Warenlager 
ausmachen. Damit ſtehen die von dem BG. angezogenen 
Urteile des VII. ZS. vom 15. Juni und 14. November 1911 
[VI 612/10 und 68/11, im Auszug abgedruckt in IW. 1911, 
762; 1912, 144] nicht in Widerſpruch. In dem erſteren 
Urteil iſt vielmehr Gewicht gelegt auf die „Konkretiſieruͤng“ 


5) JW. 1915, 92. 
6) JW. 1902, 285; Neumann, Ripr. I § 854 Erk. a. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


1117 


der zu übereignenden Sachen durch die Angabe, daß die in 
beſtimmten Lagerräumen befindlichen Waren in ihrer Geſamt⸗ 
heit in das Eigentum des Erwerbers übergehen und daß die 
neu anzuſchaffenden Erſatzſtücke eben in dieſe Räume hinein⸗ 
gebracht werden ſollen; und in dem zweiten wird die nötige 
Beſtimmtheit des Vertragsgegenſtandes darin gefunden, daß 
alle Waren veräußert werden ſollten, die ſich zur Zeit des Ver⸗ 
tragsſchluſſes in einem beſtimmten Raume, nämlich dem 
Laden des Veräußerers befanden. Hier enthält der Vertrag 
keine dementſprechende Bezeichnung, er läßt nicht erkennen, 
daß alle Waren [mit Ausnahme der Orientteppiche] über⸗ 
eignet werden ſollten. Deshalb entſchuldigt der von dem 
BerR. feſtgeſtellte Glaube des Beklagten, die in dem Ver⸗ 
zeichnis aufgeführten Waren umfaßten das Warenlager, den 
Beklagten nicht. Vielmehr iſt zu prüfen, ob der Beklagte an⸗ 
nehmen durfte, die Anlage des Vertrags enthalte eine ge⸗ 
nügende Individualiſterung der zu übereignenden Einzel⸗ 
ſachen. Ebenſo bedarf auch die Frage einer nochmaligen 
Prüfung, ob die Beſtimmung über den Eigentumsübergang 
an den Erſatzſtücken von dem Beklagten als ausreichend er⸗ 
achtet werden durfte, da der Ber R. dies bisher nur unter dem 
obigen unzutreffenden Geſichtspunkte bejaht hat. E. c. H., 
U. v. 12. Mai 16, 26/16 III. — Cöln. [L.] 

7. 5 2325 BGB. Bei Erhebung des Pflichteilsergän⸗ 
zungsanſpruchs iſt für die Frage, inwieweit Schenkung vorliegt, 
der Zeitpunkt der Zuwendung maßgebend.] 

Am 6. Januar 1911 verſtarb in H. der Altſitzer K. ohne 
Hinterlaſſung eines Teſtaments, nachdem er durch Vertrag 
vom 16. November 1910 ſein Büdnergut an die Beklagte gegen 
einen Altenteil und einen durch Übernahme von Hypotheken 
und Tilgung von Schulden zu deckenden Kaufpreis von 
23 900 l übertragen hatte. Infolge dieſes Verkaufes verblieb 
bei dem Tode des K. nur ein Nachlaß von 133,53 AM, der dem 
Kläger als ſeinem alleinigen geſetzlichen Erben ausgehändigt 
iſt. Dieſer hat unter der Behauptung, daß der Vertrag in Wirk⸗ 
lichkeit eine Schenkung enthalte, daß der Wert des Anweſens 
auf mindeſtens 45 000 AM, der Wert der Gegenleiſtung auf 
nicht mehr als 24 200 / anzunehmen ſei, Klage auf Er: 
gänzung des Pflichtteils erhoben. Er berechnet den fehlenden 
Betrag auf 10 231,23 AM und verlangt wegen dieſes Anſpruchs 
die Herausgabe des der Beklagten übereigneten Büdnergutes. 
Durch rechtskräftig gewordenes Urteil des KG. vom 29. Sep⸗ 
tember 1914 wurde der Anſpruch dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt. Über den Betrag des Anſpruchs wurde ſodann 
in I. Inſtanz weiterverhandelt. Das LG. verurteilte die Be⸗ 
klagte unter Abweiſung des weitergehenden Anſpruchs des 
Klägers, in Höhe von 6000 A nebſt Zinſen, die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in das Büdnergut zu dulden. Berufung und Reviſion 
der Beklagten ſind zurückgewieſen. Aus den Gründen: 
Durch das Urteil des KG. vom 29. September 1914 iſt rechts⸗ 
kräftig entſchieden worden, daß der Übergabevertrag vom 
16. November 1910 inſoweit, als der Wert des Büdnergutes 
die im Vertrage beſtimmten Gegenleiſtungen überſteigt, eine 
Schenkung enthält, daß der Pflichtteil des Klägers bei Hinzu: 
rechnung der Schenkung zum Nachlaſſe über den Nachlaß⸗ 
beſtand von 153,53 / ſich erhöht und daß hiernach der auf 
Rückgabe der Schenkung gehende Pflichtteilsergänzungs⸗ 
anſpruch des Klägers aus S 2329 BGB. dem Grunde nach be⸗ 
rechtigt iſt. Über den Betrag des Anſpruchs iſt demnächſt in 
I. und II. Inſtanz weiterverhandelt worden. Beide Inſtanzen 
haben gleichmäßig den Betrag auf 6000 & feſtgeſetzt. Bei der 
Beurteilung, inwieweit eine Schenkung vorliegt, hat das BG. 
inſofern einen nicht ganz richtigen Standpunkt eingenommen, 
als es den Wert des Büdnergutes zur Zeit des Erbfalles für 
maßgebend erachtet. Dieſer Zeitpunkt kommt nach 8 2325 
MT. 2 BGB. nur für die Frage in Betracht, zu welchem Werte 
eine Schenkung bei der Pflichtteilsergänzung in Anſatz zu 
bringen iſt. Hiervon verſchieden iſt die Frage, in welcher Höhe 
in dem Übergabevertrag eine Schenkung zu ſehen iſt, was ſich 
nicht nach erbrechtlichen Grundſätzen beſtimmt. Für die Feſt⸗ 
ſtellung, wieweit die Schenkung reicht, inwieweit die Unentgelt⸗ 
lichkeit und ein auf unentgeltliche Übertragung gerichteter Ver⸗ 
tragswille anzunehmen iſt [$ 516 BGB.], ſowie für die zu 
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dieſem Zweck behufs Ermittlung des Wertverhältniſſes zwiſchen 
Leiſtung und Gegenleiſtung erforderliche Berechnung des 
Wertes kommt es auf die Zeit der Zuwendung an. Praktiſch 
iſt es jedoch im vorliegenden Falle ohne Belang, ob der Zeit⸗ 
punkt des Erbfalles oder der Schenkung zugrunde gelegt wird. 
[Wird dargelegt.] Sch. c. K., U. v. 31. Mai 16, 77/16 IV. — 
Berlin. [L.] 


Konkursordnung. 


8. 8 30 KO. Iſt dem Gläubiger die Zahlungseinſtel⸗ 
lung bekannt geworden, ſo iſt es unerheblich, ob er an die 
Wiederaufhebung der Zahlungseinſtellung geglaubt hat. T) 

Am 12. Januar 1914 wurde über das Vermögen der W. er 
Bank das Konkursverfahren eröffnet. Vorher hatte die Ge⸗ 
meinſchuldnerin an die Beklagte auf deren fällige Forderungen 
Zahlungen geleiſtet, und zwar am 31. Okt. 1913 3008,50 M, 
am 5. November 1913 2000 A, am 10. November 
1913 3000 A und am 17. November 1913 500 &. Dieſe 
Zahlungen focht der klagende Konkursverwalter an und ver⸗ 
langte die Rückzahlung der genannten Beträge mit der Be⸗ 
hauptung, daß die Bank ſchon im Juli 1913 ihre Zahlungen 
eingeſtellt habe. Das LG. wies die Klage ab. Das KG. 
dagegen verurteilte und die Reviſton der Beklagten blieb er⸗ 
folglos. Aus den Gründen: Die mit der Klage angefoch⸗ 
tenen Zahlungen dienten zur Befriedigung der Beklagten 
wegen ihr gegen die Gemeinſchuldnerin zuſtehender fälliger 
Forderung. Der klagende Konkursverwalter hatte alſo nach 
8 30 Nr. 1 Halbſatz 2 KO. darzutun, daß die Zahlungen nach 
der Zahlungseinſtellung erfolgt ſind, d. h. nachdem die Ge⸗ 
meinſchuldnerin wegen vorausſichtlich dauernden Mangels an 
Zahlungsmitteln in nach außen erkennbar gewordener 
Weiſe aufgehört hatte, ihre fälligen Geldſchulden in 
der Allgemeinheit zu erfüllen, und daß weiter der Beklagten 
zur Zeit der Zahlungen die allgemein erfolgte Zahlungsein⸗ 
ſtellung bekannt war. Nach beiden Richtungen hin hat der 
BerR. in ausreichender Weiſe die erforderlichen Feſtſtellungen 
ohne Rechtsirrtum getroffen. Die Feſtſtellung, daß die Zah⸗ 
lungseinſtellung ſchon am 31. Juni 1913 erfolgt ſei und daß 
eine Wiederaufnahme der Zahlungen bis zur Konkurseröff⸗ 
nung nicht ſtattgefunden habe, gründet der Ber R. auf das 
Gutachten des Sachverſtändigen S. Die Kaſſen der Gemein⸗ 
ſchuldnerin ſind länger als drei Monate vom 30. Juni 1913 
ab ununterbrochen geſchloſſen geweſen; in dem Schreiben der 


Zu 8. Daß eine Bank, die ihre Kaſſen ſchließt und monate⸗ 
lang geſchloſſen hält, in dieſem Verhalten eine Zahlungseinſtellung 
zum Ausdrucke bringen kann, unterliegt keinem Zweifel. Ebenſo 
unzweifelhaft iſt es, daß ſie ihre Zahlungen wieder aufnehmen und 
dadurch der erfolgten Zahlungseinſtellung die fernere anfechtungs⸗ 
rechtliche Maßgeblichkeit entziehen kann, indem ſie ihre Kaſſen dem 
allgemeinen Verkehre wieder öffnet und offenhält. Dieſer Erfolg iſt 
aber erſt dann eingetreten, wenn die Zahlungen in ihrer Allgemein⸗ 
heit tatſächlich wieder aufgenommen worden ſind. Daß der 
Schuldner (die Bank) eine ſolche Wiederaufnahme behauptet und 
ſeinerſeits auch redlich anſtrebt, genügt nicht. Nur wenn ſein Be⸗ 
mühen gelingt, verliert die Zahlungseinſtellung ihre Bedeutung. 
Müſſen die Kaſſen ſchon nach kurzer Zeit wieder geſchloſſen werden, 
ſo drängt ſich die Annahme auf, daß der Verſuch mißglückte. In 
unſerem Falle geht das Sachverſtändigengutachten dahin, daß die 
Bank durch die vorübergehende Wiederöffnung ihrer Kaſſen ihre 
Zahlungen in der Allgemeinheit nicht von neuem habe aufnehmen 
können. Von dieſem Standpunkt aus hat die Zahlungseinſtellung 
ihre Wirkſamkeit behalten. 

Auch die weiteren Erwägungen des Urteils halte ich für ein⸗ 
wandfrei. Sie betreffen die von mir in LeipzZ. 1914 S. 741 f., 
1344 f. (KD., 5. Aufl, $ 30 Anm. 11) erörterte Frage, ob der Ans 
fechtungsgegner in Fällen des §S 30 durch den guten Glauben 
an eine Wiederaufnahme der Zahlungen geſchützt werde. Wie in 
der dort behandelten Sache das OLG. Frankfurt a. M., tritt in 
unferem Falle das KG. und das RG. (gegen Rothbarth, Leipzg. 
1914, 1343 f.) meiner Anſicht bei, daß die irrige Annahme des 
Gläubigers, die ihm bekannt gewordene Zahlungseinſtellung habe 
wieder aufgehört, der Anfechtbarkeit keinen Abbruch tut. Mit der 
lex lata iſt die Gegenanſicht unvereinbar. Sie erſcheint aber auch 
de lege ferenda, wie der Schlußſatz des Urteils zutreffend andeutete, 
durchaus nicht als empfehlenswert. 

Geh. Hofrat Prof. Dr. Ernſt Jaeger, Leipzig. 


Gemeinſchuldnerin an die Beklagte vom 19. Auguſt und 
1. September 1913 erklärt die erſtere, ſie werde den Konkurs 
anmelden müſſen, wenn die Pfänder nicht freigegeben 
oder neue Pfändungen vorgenommen werden würden. 
Aus dieſen Tatſachen durfte der Ber R. ohne weiteres 
ſchließen, daß auch die mit kaufmänniſchen Verhältniſſen wohl⸗ 
vertraute Beklagte überzeugt war, es handle ſich nicht 
um eine bloße Zahlungsſtockung, ſondern um eine völlige 
Einſtellung der Zahlungen. Nach der Feſtſtellung des BerR. 
betrug der Verluſt der Geimeinſchuldnerin am 11. Juli 1913 
1 631 865,38 AM und nach Abſchreibung der Mitgliedergut⸗ 
haben und Reſerven noch 854 756,61 &. Die ihr dann von 
außen her geleiſtete Hilfe bezifferte ſich auf etwa 460 000 A, 
während der Reſt der Unterbilanz ungedeckt blieb. Die 
Annahme des BerR., die Zahlungen feien in ihrer Allgemein⸗ 
heit eingeſtellt und nicht wieder aufgenommen worden, iſt 
hiernach berechtigt. Ebenſo berechtigt iſt der Schluß des 
BerR., bei einer monatelangen Schließung der Kaſſen einer 
Bank ſei regelmäßig, ſoweit nicht beſondere Umſtände ent: 
gegenſtänden, anzunehmen, die Zahlungen ſeien allgemein ein⸗ 
geſtellt. Aus dieſem Schluß folgert die Reviſion, es müſſe 
umgekehrt, wenn die Kaſſen zu allgemeinem Verkehr wieder 
geöffnet würden, angenommen werden, daß die Zahlungen in 
einer die Wirkungen der Zahlungseinſtellung beſeitigenden 
Weiſe wieder aufgenommen ſeien. Dieſe Folgerung geht ſehl, 
da die Bank zwar an der Wiedereröffnung und Offenhaltung 
ihrer Kaſſen das dringendſte Intereſſe hat, die Schließung 
der Kaſſen aber nur dann vornimmt, wenn ſie unvermeidbar 
geworden iſt, ſo daß die Kaſſen häufig auch noch nach ſchon 
erfolgter Zahlungseinſtellung offengehalten werden. Im vor⸗ 
liegenden Fall ſtellte die Eröffnung der Kaſſen nur einen 
Verfuch dar, die Zahlungen wieder in ihrer Allgemeinheit auf⸗ 
zunehmen. Der Verſuch iſt nach der Feſtſtellung des Ber. 
mißglückt; ſchon nach etwa ſechs Wochen mußten die Kaſſen 
wegen der Unmöglichkeit, weitere Zahlungen zu leiſten, wieder 
geſchloſſen werden und ſind bis zur Konkurseröffnung nicht 
wieder geöffnet worden. Die letzte Rüge der Reviſion geht 
dahin, der Ber R. unterſtelle zwar, daß jedenfalls die Beklagte 
an die Wiederaufhebung der Zahlungseinſtellung geglaubt 
habe, erkläre dieſen guten Glauben jedoch zu Unrecht für 
materiellrechtlich unerheblich. Auch in dieſem Punkt iſt dem 
BerR. beizutreten. Wenn im Geſetz erfordert iſt, daß „die“ 
Zahlungseinſtellung dem Gläubiger bekannt geweſen ſein muß, 
jo ift damit diejenige Zahlungseinſtellung gemeint, die für die 
Konkurseröffnung urſächlich geworden iſt. Dieſe einmal zu 
einem beſtimmten Zeitpunkt eingetretene Zahlungseinſtellung 
wirkt hinſichtlich der Anfechtbarkeit ungemindert bis zur Kon⸗ 
kurseröffnung fort, außer wenn die Zahlungseinſtellung durch 
Wiederaufnahme der Zahlungen in ihrer Allgemeinheit wieder 
aufgehoben wird, was hier nicht der Fall war. Im Sinne des 
Geſetzes hat daher hier nur eine einzige Zahlungseinſtellung 
ſtattgehabt, nämlich diejenige vom 30. Juni 1913. Nur auf 
die Kenntnis der Beklagten von dieſer Zahlungseinſtellung 
kommt es an, und dieſe Kenntnis iſt vom BerR. ohne Rechts⸗ 
fehler feſtgeſtellt. Dieſe Kenntnis wirkt fort bis zur Eröffnung 
des Konkurſes. Der Zweck der Anfechtungsvorſchriften würde 
erheblich gefährdet ſein, wenn dem Gläubiger zugeſtanden 
werden müßte, daß er die Folgen der einmal begründeten An⸗ 
fechtbarkeit dadurch wieder beſeitigen könnte, daß er ſich ohne 
genügende ſachliche Unterlage, wenn auch gutgläubig, ein 
bildet, die Zahlungen ſeien wieder aufgenommen worden. 
O. & K. c. Wer Bank Konkurs, U. v. 19. Mai 16, 95/16 VII. 
Berlin. [L.] 


Geſetz vom 4. Auguſt 1914 betr. die Abwick; 
lung von börſenmäßigen Zeitgeſchäften in 
Waren; Verordnung des Bundesrats vom 
24. Auguſt 1914. 

9. Trotz der Vorſchrift des S 1 VO. bleibt der Ver: 
trag die Grundlage für die Rechtsbeziehungen der Kontra: 
henten; eine Schiedsabrede bleibt in Kraft.] 

Die Beklagte ſchloß als Käuferin mit der Klägerin als 
Verkäuferin im April und Mai 1914 Börfentermingeichäfte 
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in Zinn nach den Geſchäftsbedingungen der Hamburger Börſe 
ab. Die Lieferung war zum Teil auf den Monat September 
1914, zum Teil auf die Monate März und April 1915 ver⸗ 
einbart. Gegen die vereinbarten Preiſe ergaben die vom 
Senat in Hamburg feſtgeſetzten Abwicklungspreiſe einen 
Minderbetrag, deſſen Zahlung die Klägerin von der Beklagten 
forderte, dieſe aber verweigerte. Auf Antrag der Klägerin 
wurde hierauf die Beklagte durch das Schiedsgericht des 
Vereins der am Metallhandel beteiligten Firmen in Hamburg 
zur Zahlung der Preisunterſchiede verurteilt. Zu diefem 
Schiedsſpruche wird mit der gegenwärtigen Klage das Voll⸗ 
ſteckungsurteil begehrt. Alle Inſtanzen haben der Klage ent⸗ 
ſprochen. Aus den Gründen: Die in Rede ſtehenden 
Börſentermingeſchäfte der Parteien fielen, da ſie vor dem 
1. Auguſt 1914 abgeſchloſſen und erſt im September 1914 
und März und April 1915 zu erfüllen waren, unter das Geſetz 
vom 4. Auguſt 1914, RGBl. S. 336 [S 1] und unter die 
auf Grund dieſes Geſetzes erlaſſene Anordnung des Bundes⸗ 
tats vom 24. Auguſt 1914, RGBl. S. 381. Danach ſind die 
Geſchäfte „ſo anzuſehen, als ob ein Vertragsteil gemäß eines 
ihm zuſtehenden Rechtes zurückgetreten iſt“. Die Beklagte hat 
in den Vorinſtanzen die Meinung vertreten, die Verträge 
überhaupt und ſomit auch die in ihnen enthaltene Schieds⸗ 
atrede ſeien demnach außer Kraft geſetzt und beſeitigt. Wäre 
dieſe Meinung, an der auch die Reviſion feſtgehalten hat, 
tichtig, ſo würde dem ſchiedsgerichtlichen Verfahren die er⸗ 
ſerderliche Grundlage [der Schiedsvertrag] gefehlt haben, es 
würde unzuläſſig geweſen ſein, und das würde der Klage auf 
Erteilung des Vollſtreckungsurteils entgegenſtehen [s 1041 
Abſ. 1 Nr. 1, § 1042 Abſ. 2 ZPO.]. Jene Meinung iſt aber 
mit Recht verworfen worden. Auf die Frage, wie der Rechts⸗ 
zuſtand in den gewöhnlichen Fällen des berechtigten Rück⸗ 
tritts von einem Vertrage [SS 346 ff. und z. B. SS 327, 467 
BGB.] grundſätzlich aufzufaſſen iſt, braucht hier nicht ein⸗ 
gegangen zu werden. Das Geſetz vom 4. Auguſt 1914 und 
die dazu erlaſſene Anordnung des Bundesrats jedenfalls 
haben nicht die Kraftloserklärung und Beſeitigung der be⸗ 
treffenden Verträge zum Zwecke gehabt, ſondern fie haben, 
wie ihre Überſchriften ausdrücklich beſagen, die vorzeitige „Ab⸗ 
wicklung“ dieſer Geſchäfte im Hinblick auf die durch den 
Krieg herbeigeführten Verhältniſſe regeln wollen. Die „Ab⸗ 
wicklung“ aber ſetzt natürlich voraus, daß das vertraglich 
begründete Schuldverhältnis ſeine Kraft an ſich nicht ver⸗ 
loren hat. Im Einklang hiermit äußert ſich die Begründung zu 
dem Geſetze wie folgt: „Da im Gegenſatze zum Ausland die 
Geſchäftsbedingungen für den Warenhandel an wichtigen 
deut ſchen Börſen, z. B. in Berlin, keine Handhabe zu einer 
vorzeitigen Abwicklung der Zeitgeſchäfte bieten, will der Ent⸗ 
wurf . . . die alsbaldige Abwicklung von allen ſolchen ſchwebenden 
Zeitgeſchäften, ne zu welchem Zeitpunkte fie fällig werden, 
ermöglichen. dieſem Zwecke ſoll der Bundesrat anordnen 
können, daß die Geſchäfte rechtlich ſo angeſehen werden, als 
wäre ein Vertragsteil berechtigterweiſe zurückgetreten. Eine 
Kraftloserklärung der Geſchäfte wäre bedenklich, da die Ge: 
ſchäfte nach wie vor rechtliche Folgen äußern ſollen ...“ 
Angeſichts des hiernach klar erkennbaren Zweckes und Sinnes 
der Vorſchrift kann es nur als ein ungenauer Ausdruck be— 
zeichnet werden, daß die Sache ſo angeſehen werden ſolle, als 
ſei ein Vertragsteil gemäß eines ihm zuſtehenden Rechtes 
„zurückgetreten“. Gemeint iſt nicht ſowohl ein Rücktritt, als 
vielmehr eine berechtigte vorzeitige Kündigung, deren ſchuld— 
rechtliche Folgen, aber immer auf der Grundlage des Ver: 
trags, beſonders geregelt ſind: es werden in beſonders ge⸗ 
ordneter Weiſe Liquidationspreiſe feſtgeſetzt, der danach gegen 
den vereinbarten Preis ſich ergebende Mehr- oder Minder⸗ 
betrag iſt erſterenfalls vom Verkäufer, letzterenfalls vom Käufer 
dem anderen Teile zu vergüten, und hierfür find beſondere Fällig- 
keitstermine, immerhin aber wiederum von den Vertragsbeſtim⸗ 
mungen ausgehend, vorgeſchrieben [SS 2, 3 des Geſetzes, 
§ 2 der Bundesratsanordnung]. Der Vertrag bleibt ſomit 
die rechtliche Grundlage des für den einen oder den anderen 
Teil erwachſenden Zahlungsanſpruchs, und der Revifion iſt 
keineswegs darin beizuſtimmen, daß der „gemäß § 3 des Ge— 
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ſetzes“ [ſ. 8 2 der Bundesratsanordnung] zu erhebende An⸗ 
ſpruch durch dieſe Worte „als Anſpruch ex lege und nicht als 
Anſpruch ex contractu“ gekennzeichnet ſei. Von einem An⸗ 
ſpruch ex lege kann nur in dem Sinne die Rede fein, in dem 
ſchließlich jeder Vertragsanſpruch auch auf das Geſetz zu 
ſtützen, in der dem Geſetz entſprechenden Weiſe zu begründen 
und zu erheben iſt. Den geſetzgebenden Köperſchaften kr konnte 
es nicht unbekannt ſein, daß in den hier in Betracht kom⸗ 
menden Verträgen wohl durchgängig die Schiedsabrede ent⸗ 
halten iſt. Wäre es, wofür innere Gründe nicht erſichtlich ſind, 
die Abſicht geweſen, für den Vertragsanſpruch, ſo wie er durch 
das Geſetz vom 4. Auguſt 1914 geregelt wurde, die urſprüng⸗ 
liche Schiedsabrede außer Kraft zu ſetzen, ſo würde das er⸗ 
kennbar zum Ausdruck gekommen ſein. Da ſolches nicht ge⸗ 
ſchehen iſt, ſo beſteht kein Grund, den Schiedsvertrag als 
erloſchen anzuſehen. O. c. B., U. v. 9. Mai 16, 92/16 VII. — 
Hamburg. [L.] 


Seeverſicherungsrecht. 

10. Der Abſchlußagent, welcher mit Genehmigung der Ge⸗ 
ſellſchaft Policen über Verſicherung gegen Kriegsgefahr ge⸗ 
zeichnet hat, iſt gutgläubigen Dritten gegenüber allgemein zur 
Verſicherung gegen Kriegsgefahr ermächtigt, ſolange die Ab⸗ 
ſchlußvollmacht beſteht. ] 7) 

Aus den Gründen: Auf dem Gebiet der Transport⸗ 
verſicherung iſt es Regel, daß die auswärtigen Agenten der 
Geſellſchaften Abſchlußvollmacht haben, da, wie es in der Be⸗ 
gründung zu $ 43 VVG. heißt, „hier das Bedürfnis der 
Deckung in der Regel keinen Aufſchub duldet“ [ſ. Gerhard, 
Kommentar S. 188; Cruciger, Transportverſicherung S. 106]. 
Dieſes Verkehrsbedürfnis muß auch als maßgebend für den 
Umfang der Ermächtigung zum Abſchluſſe Dritten gegen⸗ 
über erachtet werden. Denn mit Recht ſagt die Begründung 
zu § 43 VVtG., „daß die Agenten jedenfalls mit demjenigen 
Maße von Befugniſſen zu verſehen ſind, ohne welches der 
Zweck, dem ihre Beſtellung dient, ſich nicht oder doch nicht in 
genügender Weiſe erreichen läßt, und daß dem Verſicherer 


Zu 10. Das Urteil enthält eine bemerkenswerte Anwendung 
von Grundſätzen, die insbeſondere dem 8 54 HGB. zugrunde liegen. 
Ein Generalagent hat eine Seeverſicherungspolice „nur für Kriegs⸗ 
gefahr“ gezeichnet — Policen, wie ſie in Kriegszeiten namentlich im 
Anſchluß an ſolche gezeichnet werden, die den Transport „nur für 
Seegefahr“ decken. Der Generalagent hatte die Ermächtigung, 
See⸗, Fluß⸗ und Landtransportverſicherungen abzuſchließen, Policen 
auszufertigen, Prämien in Empfang zu nehmen, „alles nach Maß⸗ 
gabe der ihm erteilten allgemeinen und ſpeziellen Inſtruktionen“. 
Unter die Seeverſicherung fällt auch ſowohl nach dem HGB. wie 
nach den Allg SBBed. von 1867 die Kriegsgefahr, die nur vielfach, in 
Friedenszeiten wohl überwiegend, durch die häufige Klauſel „frei von 
Kriegsgefahr“ oder die ſeltenere, noch weitergehende „frei von Kriegs⸗ 
moleſt“ ausgeſchloſſen zu werden pflegt. 

Beſondere anderweite Inſtruktionen kamen, wie feſtgeſtellt 
wurde, nicht in Frage; die Verſicherung erſchien mithin nach dem 
Wortlaut der Vollmacht zunächſt als gültig. Die verklagte Geſell⸗ 
ſchaft berief ſich aber auf die beſondere Natur der Verſicherung gegen 
Kriegsgefahr und vor allem der nur gegen dieſe Gefahr genommenen 
und auf die in dieſer Hinſicht in den maßgebenden Verkehrskreiſen 
herrſchenden Anſchauungen, um darzutun, daß die Verſicherung durch 
die Vollmacht nicht gedeckt ſei. 

Das NG. läßt dies dahingeſtellt und nimmt, unabhängig von 
der Auslegung der Vollmacht, die Gültigkeit des Vertrages an, weil 
der Agent mit Genehmigung der Geſellſchaft nach außen als zum 
Abſchluß von Kriegsverſicherungen befugt hervorgetreten iſt. Nähere 
Feſtſtellungen darüber, wie oft das geſchehen iſt und ob es dem 
Kläger bekannt war, ſind nicht wiedergegeben. Im Einzelfall wird 
hierüber immer die Geſtaltung der tatſächlichen Verhältniſſe entſcheiden. 

Jedenfalls iſt es notwendig, im Auge zu behalten, daß im 
vorliegenden Fall eine Abſchlußvollmacht überhaupt erteilt war, da 
die Gefahr vorliegt, daß ſonſt aus dem Urteil vielleicht gar zu weit 
gehende Schlüſſe gezogen werden. 

Unſeres Erachtens würde übrigens auch die Auslegung der 
Ermächtigung zu demſelben Ergebnis geführt haben. Die Vorinſtanz 
hatte aus dieſem Grunde der Klage entſprochen; das RG. führt auch 
die dagegen erhobenen Angriffe in dem oben nicht mit abgedruckten 
Teil der Gründe mit einer Bemerkung an, in der ein Zweifel über 
die Schlüſſigkeit dieſer Gegengründe deutlich ausgeſprochen iſt. 

Rechtsanwalt Dr. M. Leo, Hamburg. 
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die Einſchränkung dieſer Befugniſſe mit Wirkſamkeit gegen 
einen Dritten inſoweit nicht geſtattet werden darf, als damit 
eine unbillige Erſchwerung der Lage des Dritten verbunden 
ſein würde“. Können aus dieſem legislativen Geſichtspunkte 
auch nicht alle dem Agenten durch das VVtG. gegebenen 
Befugniſſe zugleich für das Gebiet der Seeverſicherung, für 
welches das VVG. nicht gilt, gerechtfertigt werden, fo iſt 
er doch zur Erledigung von Zweifeln, die über die Ermächti⸗ 
gung von Abſchlußagenten Dritten gegenüber entſtehen können, 
auch auf dieſem Gebiete von Wichtigkeit. Für die Verſicher⸗ 
rung gegen Kriegsgefahr trifft es nun aber in beſonderem 
Maße zu, daß ihre Erledigung regelmäßig keinen Aufſchub 
duldet, weil in aufgeregten Zeiten, wo Kriegsausbruch droht, 
die Verhältniſſe einer ſehr ſchnellen Anderung unterliegen, 
ſo daß nicht nur die Höhe der Prämie großen Schwankungen 
ausgeſetzt iſt, ſondern auch täglich oder ſtündlich jede Verſicherung 
zu vernünftigen Sätzen unmöglich werden kann. Nicht nur er⸗ 
fordert daher das Verkehrsbedürfnis, daß der auswärtige Agent 
die Police zeichnen kann, ſondern es iſt auch ganz undenkbar, 
dem verſicherungsbedürftigen Dritten, der vielleicht mit einer 
Reihe von Agenten unterhandelt, um den niedrigſten Prämien⸗ 
ſatz zu erhalten, zuzumuten, Erkundigungen darüber einzu⸗ 
ziehen, ob der Abſchlußagent ſich das Einverſtändnis ſeiner 
Geſellſchaft zum Abſchluſſe unter den konkreten Bedingungen 
verſchafft hat. Ebenſo undenkbar iſt es, das Zuſtandekommen 
der Verſicherung von der nachträglichen Genehmigung der Ge⸗ 
ſellſchaft abhängen zu laſſen. Schon die bloße Erkundigung 
bei dem Agenten ſelbſt, ob er auch wohl die erforderliche Voll⸗ 
macht habe, muß als geſchäftswidrig angeſehen werden. Viel⸗ 
mehr muß aus dem Verkehrsbedürfniſſe in Verbindung mit 
dem Grundſatze, daß die Ermächtigung nach außen ſich danach 
beſtimmt, wie die Bevollmächtigung mit Genehmigung der 
Geſellſchaft in die äußere Erſcheinung tritt [RG. 50, 76], 
ohne weiteres gefolgert werden, daß mindeſtens der Abſchluß⸗ 
agent, welcher überhaupt mit Genehmigung der Geſellſchaft 
Policen über Verſicherung gegen Kriegsgefahr gezeichnet hat, 
damit gutgläubigen Dritten gegenüber allgemein zur Verſiche⸗ 
rung gegen Kriegsgefahr ſo lange ermächtigt iſt, als ihm nicht 
die Abſchlußvollmacht entzogen wird. Denn dadurch, daß die 
Geſellſchaft die Zeichnung ſolcher Policen durch ihren Agenten 
zuläßt, erklärt ſie, daß die Eingehung derartiger Verſiche⸗ 
rungen zu ihrem gewöhnlichen Geſchäftsbetriebe gehört, und 
zugleich, daß ſich die Abſchlußvollmacht des Agenten auf der⸗ 
artige Verſicherungen erſtreckt. Ob die Verſicherung lediglich 
für Kriegsgefahr oder ob ſie für dieſe in Verbindung mit einer 
anderen Verſicherung eingegangen wird, kann dabei keinen 
5 A. c. R., U. v. 13. Mai 16, 187/15 J. — 
Töln. f 


Zivilprozeßordnung. 

11. 8 233 ZPO. Pflicht des Anwalts, in Friſtſachen 
die Wiedervorlage der Akten anzuordnen und eigene Kontrolle 
zu üben.] 7) 

Die Kläger haben Reviſion eingelegt gegen ein am 30. No⸗ 
vember 1915 verkündetes Urteil des OLG. zu Colmar, das 


Zu 11. Die Bedeutung der vorliegenden Entſcheidung für die 
Anwaltſchaft iſt unverkennbar. Im Ergebnis dürfte ſie für den 
ſpeziellen Fall das Richtige treffen; denn die in Friſtſachen unerfahrene 
Bureaudame mußte jedenfalls auf die beſondere Bedeutung der Akten⸗ 
vorlage eingehend hingewieſen und, ſolange ſie nicht in ſolchen 
Dingen erprobt war, beſonders kontrolliert werden. Allein wenn die 
Entſcheidung wirklich — was nicht unzweifelhaft iſt — den allge⸗ 
meinen Satz aufſtellen will, daß der Anwalt in Friſtſachen bei Er⸗ 
teilung des Zuſtellungsauftrages ſtets die alsbaldige Wiedervorlage 
der Akten mit dem Zuſtellungsnachweiſe ſpeziell anordnen und 
außerdem noch perſönlich vormerken müſſe, ſo geht dies meines 
Erachtens zu weit. Die vom NG. felbft angeführte Entſcheidung in 
IW. 1903, 8973 läßt die allgemeine Aufſtellung fo ſtrenger Erforder⸗ 
niſſe nicht erkennen. Auszugehen iſt davon, daß auch nach der 
Praxis des RG. durch § 233 ZPO. zwar die äußerſte Sorgfalt, 
aber doch auch nur eine ſolche vorausgeſetzt wird, die den beſonderen 
Umſtänden angemeſſen und vernünftigerweiſe zu erwarten iſt. Ob 
dieſe äußerſte Vorſicht die vom RG. verlangten Maßnahmen erſordert, 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


15. 1916. 


am 23. Dezember 1915 zugeſtellt worden iſt. Die Re⸗ 
viſionsſchrift iſt beim RG. eingereicht worden am 25. Fe⸗ 
bruar 1916, gleichzeitig mit einem Geſuche um Wiederein⸗ 
ſetzung in den vorigen Stand. Dieſe iſt abgelehnt. Gründe: 
Die Kläger führen die Verſäumnis der Reviſionsfriſt darauf 
zurück, daß ihrem Prozeßbevollmächtigten II. Inſtanz, dem 
Rechtsanwalt Dr. M. in Colmar, von deſſen Bureau die Zu⸗ 
ſtellung des BU. an den Prozeßbevollmächtigten der Beklagten 
veranlaßt wurde, entgegen einer allgemein getroffenen und bis 
dahin ſtets eingehaltenen Anordnung, das BU. nicht alsbald 
nach der Zuſtellung vorgelegt worden ſei, zu dem Zwecke, daß 
er über die Einlegung der Reviſion mit ſeiner Partei in Er⸗ 
wägungen eintreten und gegebenenfalls rechtzeitig einen bei 
dem RG. zugelaſſenen Rechtsanwalt damit hätte beauftragen 
können. Dieſe Vorlegung habe (ſo behaupten die Kläger), 
nachdem in den Gerichtsferien der erſte Gehilfe plötzlich ver⸗ 
ſtorben fei, der bis dahin als durchaus zuverläſſig erprobten 
Bureaudame, einer Frau Ch., welche aber mit Friſtſachen 
bisher nicht befaßt geweſen, obgelegen, und dieſe habe die als⸗ 
baldige Vorlegung unterlaſſen in der Meinung, daß eine Re⸗ 
viſionsfriſt für die Kläger nicht laufe, weil die Zuſtellung von 
ihrem Bureau aus erfolgt ſei; ſie habe deshalb die Akten 
erſt nach erfolgter Koſtenberechnung mit dieſer am 14. oder 
15. Februar 1916 dem Rechtsanwalt Dr. M. vorgelegt. 
Dieſer, welcher infolge der Einberufung des Rechtsanwalts 
Dr. B., mit dem er die Rechtsanwaltstätigkeit gemeinſchaftlich 
ausübe, zum Heeresdienſte im Felde das umfangreiche Bureau 
allein zu verwalten habe, ſei infolge der durch den Krieg ein⸗ 
getretenen Verhältniſſe, insbeſondere wegen der Lage Colmars 
im engeren Operationsgebiete und der dadurch bedingten 
militäriſchen Verkehrsſperre, welche es den Rechtſuchenden 
unmöglich mache, nach Colmar zu kommen, zu öfterer 
und längerer Abweſenheit von Colmar behufs Be 
ſprechung mit auswärts wohnenden Parteien, Wahr⸗ 
nehmung von Beweisterminen ſür einberufene oder 
ſonſt verhinderte Rechtsanwälte u. dergl. genötigt, auch, 
ſoviel er ſich erinnere, am Tage der Zuſtellung [23. Dezember 
1915] von Colmar abweſend geweſen; er habe infolge dieſet 
Verhältniſſe außerordentliche Schwierigkeiten, den Betrieb 
feines Bureaus auſrechtzuerhalten, zumal mit nicht ausgebil⸗ 
detem Perſonale, da er für ſeinen in den Gerichtsferien ver⸗ 
ſtorbenen erſten Gehilfen wegen der beſonderen Verhältniſſe 
bis jetzt noch keinen Erſatz habe finden können. Er ſei deshalb 
auch nicht in der Lage geweſen, ohne Vorlegung des Urteils 
die Sache in der Erinnerung zu behalten und für rechtzeitige 
Einlegung der Reviſion Sorge zu tragen. Zur Glaubhaft⸗ 
machung dieſer Behauptungen haben die Kläger eidesſtattliche 
Verſicherungen vorgelegt, welche wohl geeignet ſind, die vor⸗ 
getragenen Tatſachen als glaubhaft gemacht erſcheinen zu 
laſſen. Es fragt ſich, ob dieſe Tatſachen ausreichend ſind, um 
annehmen zu können, daß die Kläger durch einen unabwend⸗ 
baren Zufall an der Einhaltung der Reviſionsfriſt verhindert 
worden ſeien [S 233 ZPO.]. Zunächſt iſt nach der Dar: 
ſtellung der Kläger klar, daß die unmittelbare Urſache der 
Friſtverſäumung die Unterlaſſung der Vorlegung des Urteils 


kann meines Erachtens nur nach Lage des Einzelſalles entſchieden 
werden. Hat der Rechtsanwalt einen in derartigen Dingen erfahrenen 
und erprobten Kanzleibeamten und weiß er ſeit längerer Zeit, daß 
die ein für allemal gegebene Anweiſung zur Wiedervorlage der Akten 
und zur Neproduktionsvormerkung ſtändig befolgt wurde, ſo 
iſt kaum einzuſehen, warum man vernünftigerweife von dem Anwalt 
ſelbſt in jedem einzelnen Falle eine nochmalige Anordnung und einen 
perſönlichen Kontrollvermerk ſollte verlangen können. Es handelt ſich 
bei der Reproduktionsvormerkung doch um eine rein mechaniſche 
Maßnahme, die der Anwalt auch bei äußerſter Sorgfalt dem über 
die Tragweite einer Unterlaſſung unterrichteten, auf feine Zuver⸗ 
läſſigkeit erprobten Kanzleibeamten überlaſſen kann. Natürlich werden 
die Rechtsanwälte, ſolange das NG. nicht feinen Standpunkt ändert 
bzw. zu erkennen gibt, daß der in obiger Entſcheidung ausgeſprochene 
Satz keine uneingeſchränkte Geltung haben ſolle, mit ſeinem Inhalt 
rechnen und ihre Maßnahmen danach einrichten müſſen. 


Rechtsanwalt Dr. Friedländer, München. 
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ſofort nach der Zuſtellung an den Rechtsanwalt Dr. M. durch 
die Bureaudame Frau Ch. iſt, und daß dieſe Unterlaſſung auf 
einem Verſchulden der genannten Dame beruht, da ſie, auch 
oder gerade wenn ſie in Friſtſachen noch keine Erfahrung hatte, 
nicht auf Grund einer irrigen Rechtsmeinung die allgemeine 
Anordnung der Vorlegung von Urteilen nach erfolgter Zu⸗ 
ſtellung außer acht laſſen durfte. Das Verſchulden einer An⸗ 
geſtellten des Prozeßbevollmächtigten einer Partei iſt aber, wie 
das RG. ſchon wiederholt ausgeſprochen hat [vgl. die Urteile 
Warneyer 1914 Nr. 65; JW. 1914, 314 und vom 
8. April 1914 Rep. IV 704/13], obwohl es der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte gemäß 8 278 BGB. feiner Partei gegenüber 
ſchuldrechtlich zu vertreten hat, nicht als ein Verſchulden des 
Vertreters der Partei im Sinne des $ 232 Abſ. 2 ZPO. anzu⸗ 
ſehen, durch welches die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
ausgeſchloſſen würde. Andererſeits genügt es, wie das RG. 
gleichfalls bereits ausgeſprochen hat, zur Annahme eines unab⸗ 
wendbaren ale nicht, daß die Verſäumung ohne eine von 
der Partei oder ihrem Prozeßbevollmächtigten nach den Grund⸗ 
ſätzen des BGB. zu vertretende Fahrläſſigkeit, d. h. ohne 
Außerachtlaſſung der im Verkehr gebotenen gewöhnlichen 
Sorgfalt eingetreten iſt; dazu wird vielmehr erfordert, daß 
unter den gegebenen, nach der Beſonderheit des Falles zu 
beurteilenden Umſtänden auch durch die äuß erſte dieſen 
Umſtänden angemeſſene und vernünftigerweiſe zu erwartende 
Sorgfalt die Verſäumung nicht vermeidbar war. Vgl. den Be⸗ 
ſchluß der Ver. ZS. vom 22. Mai 1901 (RG. 48, 409]; “) ferner 
NG. 71, 323°) und RG. 73, 57.) Dieſe äußerſte Sorgfalt 
iſt aber von dem Rechtsanwalt Dr. M. offenſichtlich im vor⸗ 
liegenden Falle nicht beobachtet worden, und es muß auch an⸗ 
genommen werden, daß, wenn ſie beobachtet worden wäre, die 
Verſäumung der Reviſionsfriſt vermieden worden ſein würde. 
Wie die vorgelegte Urteilsausfertigung und die gleichfalls 
vorgelegte, der Beklagten zugeſtellte Abſchrift des Urteils er⸗ 
geben, hat Rechtsanwalt Dr. M. perſönlich am 20. De⸗ 
zember 1915 den Auftrag an den Gerichtsvollzieher zur Zu⸗ 
ſtellung des Urteils an die Beklagte unterzeichnet und die zuzu⸗ 
ſtellende Abſchrift beglaubigt. Er hätte, um die gebotene 
äußerſte Vorſicht zu betätigen, den Auftrag nicht erteilen 
dürfen, ohne zugleich die Wiedervorlage der Akten mit dem 
Zuſtellungsnachweis innerhalb kurzer Friſt anzuordnen und 
durch eigene Notiznahme ſich die Kontrolle zu ermöglichen, 
daß dieſe Anordnung befolgt wurde. Vgl. RG. in JW. 1903, 
3978. Die von ihm erlaſſene allgemeine Anordnung, daß alle 
Zuſtellungen ſofort vorgelegt werden ſollten, genügte um ſo 
weniger, als, wie er ſelbſt anführt, die Bureaudame in der Be⸗ 
hand lung von Friſtſachen keine Erfahrung hatte und daher 
die Bedeutung der Anordnung, ohne daß ſie ihr beſonders 
eingeſchärft wurde, nicht zu erkennen vermochte. Hätte aber 
Rechtsanwalt Dr. M. eine ſolche Anordnung getroffen, ſo wäre 
er aller Vorausſicht nach in der Lage geweſen, für rechtzeitige 
Einlegung der Reviſion Sorge zu tragen. Es kann auch nicht 
anerkannt werden, daß die Unterlaſſung der Anordnung und 
damit die Verſäumung der Reviſionsfriſt urſächlich auf den 
Krieg zurückgeführt werden kann, der allerdings als ein un⸗ 
abwendbares Ereignis anzuſehen iſt. Es ſoll nicht verkannt werden, 
daß durch den Krieg Verhältniſſe hervorgerufen worden ſind, 
welche die Ausübung der Rechtsanwaltſchaft in dem innerhalb 
des militäriſchen Sperrgebietes belegenen Colmar in der von 
Rechtsanwalt Dr. M. geſchilderten Weiſe erſchweren. Da er 
aber am 20. Dezember 1915, wie feſtſteht, perſönlich in Colmar 
anweſend war, ſo iſt er durch die durch dieſe Verhältniſſe 
bedingte öftere Abweſenheit von Colmar nicht behindert 
worden, die erforderliche Anordnung zu treffen. Es erſcheint 
auch nicht glaubhaft, daß die Unterlaſſung der Anordnung 
auf eine durch die Einziehung ſeines Amtsgenoſſen zum 
Heeresdienſt eingetretene Überlaftung oder auf ein mit der 
Unruhe der Kriegszeit zuſammenhängendes Verſagen ſeiner 


7) Neumann, Nipr. I § 203 Anm. 8. 
8) JW. 1909, 863. 
N W. 1910, 836. 
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Nervenkraft urſächlich zurückzuführen wäre; vielmehr liegt er⸗ 
ſichtlich eine Art der Geſchäftsführung vor, die der auch ſonſt 
auf dem Bureau üblichen entſpricht. Die beſonderen Um⸗ 
ſtände, welche in den vom RG. entſchiedenen Fällen, auf 
welche ſich die Reviſion beruft [JW. 1916, 422; I 295/14, 
Urteil vom 7. November 1914], dazu geführt haben, die 
Wiedereinſetzung wegen der durch den Krieg hervorgeruſenen 
Verhältniſſe zuzulaſſen, ſind ſonach nicht gegeben. Dem 
Wiedereinſetzungsgeſuche konnte aus dieſen Gründen nicht 
ſtattgegeben werden, und es ergab ſich hieraus die Unzuläſſig⸗ 
keit der Reviſion. B. c. W., U. v. 13. Mai 16, 80/16 V. — 
Colmar. [L.] 

12. Wenn im Urkundenprozeß die von dem Kläger bei⸗ 
gebrachte Urkunde allein zur Begründung der Klage nicht aus⸗ 
zeicht, ſo iſt der Vorſchrift des 8 593 Abſ. 2 ZPO. nicht 
genügt.! 

Der Kläger hat im Urkundenprozeß klagend beantragt, 
den Beklagten zu verurteilen, an ihn je 2000 A am 25. Juni, 
25. September, 25. Dezember 1915, 25. März, 25. Juni, 
25. September und 25. Dezember 1916 zu zahlen. Durch 
Urteil des LG. iſt der Beklagte der Klage gemäß verurteilt 
und iſt ihm, da er dem geltend gemachten Anſpruch wider⸗ 
ſprochen hat, die Ausführung ſeiner Rechte vorbehalten. Die 
von dem Beklagten eingelegte Berufung iſt zurückgewieſen 
worden. Auf die Reviſion des Beklagten iſt die Klage als in 
der gewählten Prozeßart unſtatthaft abgewieſen worden. 
Gründe: Der Kläger hat ſeine im Urkundenprozeß er⸗ 
hobene Klage auf das von den Parteien unterſchriebene, der 
Klage in Abſchrift beigefügt geweſene Schriftſtück vom 25. April 
1913 geſtützt, das mit den Worten ſchließt: „Das notarielle 
Abkommen ſoll heute nachmittag beim Notar N. geſchloſſen 
werden.“ Der Beklagte erklärte auf die Klage [unter 
anderem]: die Urkunde habe, wie auch ihr Inhalt beweiſe, 
lediglich als Grundlage für den nachmittags abzuſchließenden 
Vertrag dienen und es habe die Gültigkeit des Vertrages von 
der notariellen Beurkundung abhängig ſein ſollen. Der 
I. Richter erachtete die Urkunde für ausreichend, um den vom 
Kläger erhobenen Anſpruch darzutun. Er gab der Klage ſtatt 
und führte aus: Der Inhalt der Urkunde gebe keinen Anlaß 
zu Bedenken gegen die Berechtigung des klägeriſchen An⸗ 
ſpruchs; Inhalt und Faſſung ließen erkennen, daß es ſich um 
eine endgültige Vereinbarung handele und die Abrede be⸗ 
züglich der notariellen Beurkundung keine Bedingung für die 
Wirkſamkeit des Vertrages habe ſein ſollen; es komme deshalb 
§ 154 Abſ. 2 BGB. nicht in Betracht. In der von ihm be⸗ 
ſchrittenen Berufungsinſtanz bekämpfte der Beklagte den 
Standpunkt des I. Richters und machte wiederholt geltend, 
daß der Vertrag noch nicht bindend zuſtande gekommen ſei. 
In der mündlichen Verhandlung vor dem BG., auf die das 
Urteil ergangen iſt, ſind, wie der Tatbeſtand des Urteils be⸗ 
ſagt, „die Alten gleichen Rubrums 2 0. 80/1913 des Kgl. LG. 
in C., auf die der Kläger ſich zum Zweck der Beweisaufnahme 
bezogen hat, vorgelegt und zum Gegenſtand der mündlichen 
Verhandlung gemacht worden. Auf Grund derſelben ſind die 
aus den nachſtehenden Entſcheidungsgründen erſichtlichen Feſt⸗ 
ſtellungen getroffen worden“. — In den Gründen ſeines die 
Berufung des Beklagten zurückweiſenden Urteils hebt der 
Ber R. ausdrücklich hervor: Die Grundlage der Klage bildet 
die Urkunde vom 25. April 1913. Er erörtert ſodann dieſe 
Urkunde, kommt aber nicht zu dem Ergebnis, daß ſie zur 
Begründung der Klage ausreiche, ſagt vielmehr, es ſei nicht zu 
verkennen, daß nach ihr die Beſtimmung des 8 154 Abſ. 2 
BGB. Platz greife, wonach, wenn eine Beurkundung des be⸗ 
abſichtigten Vertrages verabredet worden ſei, der Vertrag im 
Zweifel nicht geſchloſſen ſei, bis die Beurkundung erfolgt ſei. 
Der Ber. iſt trotzdem, obwohl es ſich um den Urkundenprozeß 
handelt [$ 592 ZPO.], zur Verurteilung des Beklagten ge: 
langt, indem er die Vermutung des 8 154 Abſ. 2 BGB. nach 
Lage der Sache, vor allem auf Grund der Ergebniſſe der 
Beweisaufnahme in den vorgelegten Vorakten für widerlegt 
erachtet. Er hat dazu ausgeführt: Zwar müßten nach 8 593 
Abi. 2 PZO. die zur Begründung einer im Urkundenprozeß 
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erhobenen Klage dienenden Urkunden in Urſchrift oder in Ab⸗ 
ſchrift der Klage, oder einem vorbereitenden Schriftſatz bei⸗ 
gefügt werden, und es ſei dieſe Vorausſetzung nicht erfüllt, 
denn die Beweisurkunden aus dem Vorprozeß ſeien weder der 
Klage noch einem Schriftſatz beigefügt. Aber es handele ſich 
dabei auch nicht um Urkunden, die zur Begründung 
der Klage dienten: zur Begründung diene die 
Urkunde vom 25. April 1913. Vom Beklagten ſei ein⸗ 
gewandt, daß dieſe Urkunde [mit Rückſicht auf ihren 
Schlußſatz! zur Klagebegründung nicht ausreiche. Es er⸗ 
ſcheine als Geltendmachung einer Replik, wenn der Kläger 
ſich auf die von den Zeugen des Vorprozeſſes bekundeten und 
aus den ſonſtigen Beweisurkunden des Vorprozeſſes hervor⸗ 
gehenden Tatſachen berufe, aus denen er gefolgert wiſſen wolle, 
daß die Vermutung des $ 154 BGB. nicht Platz greifen könne. 
Zur Begründung der Replik ſeien gemäß $ 595 Abſ. 2 ZPO. 
Urkunden auch ohne vorgängige Mitteilung als Beweismittel 
zuläſſig. Freilich wäre die Verwendung der Beweisurkunden 
des Vorprozeſſes der Parteien im Urkundenprozeß nicht zu⸗ 
läſſig geweſen, wenn ſie erſt durch beſondere Anordnung hätten 
herangezogen werden müſſen; das ſei aber nicht der Fall ge⸗ 
weſen; ſie hätten einen vor demſelben Gericht verhandelt ge⸗ 
weſenen Prozeß betroffen und dem Gericht in der mündlichen 
Verhandlung auch vorgelegen. Der BerR. hat ſodann in dem 
Vorprozeß gemachte Zugenausſagen ſowie von ihm gebilligte 
Erwägungen des LG. im Vorprozeß wiedergegeben und aus⸗ 
geführt: Bei Zugrundelegung der Ausſagen von zwei Zeugen 
[B. und B.], denen gegenüber die Ausſagen zweier anderer 
Zeugen [L. und H.] nicht weſentlich in Betracht kommen 
könnten, ſowie unter Berückſichtigung von Feſtſtellungen in den 
Entſcheidungsgründen des Urteils im Vorprozeß, ſei anzu⸗ 
nehmen, daß die Urkunde vom 25. April 1913 bereits eine 
definitive Bindung der Parteien habe darſtellen ſollen. Mit 
Recht rügt demgegenüber der Beklagte Verletzung des mate⸗ 
riellen Rechts wie Verſtoß gegen 8 593 Abſ. 2 ZPO. Das 
Vorbringen des Beklagten: es ſei ein Vertrag zwiſchen Par⸗ 
teien bei und mit der Aufſetzung des Schriftſtücks vom 25. April 
1913 noch nicht zuſtande gekommen, es habe vielmehr der 
Vertrag nach den Abreden der Parteien am Nachmittage, und 
zwar in notarieller Form geſchloſſen werden ſollen, war nicht, 
wie der Ber R. angenommen hat, eine mittels einer Replik zu 
beſeitigende Einrede, ſondern ein reines Beſtreiten des Klage⸗ 
grundes. Dieſer aber war vom Kläger, da er im Urkunden: 
prozeß klagt, bezüglich aller der zu ſeiner Entſtehung erforder⸗ 
lichen Tatſachen durch gemäß $ 593 Abſ. 2 ZPO. beigebrachte 
Urkunden zu beweiſen. Da nun der Klageanſpruch allein auf 
die Urkunde vom 25. April 1913 ſich gründete und da dem 
Ber R. dieſe Urkunde ohne erſichtlichen Rechtsirrtum zum Nach— 
weiſe des definitiven Abſchluſſes des Vertrages nicht aus— 
reichend erſchien, er vielmehr zur Beſeitigung der ſich aus 
der Urkunde ſelbſt gegen den definitiven Vertragsabſchluß 
ergebenden Zweifel noch des Nachweiſes anderer Tatſachen 
bedurfte, fo find nicht, wie es $ 592 ZPO. verlangt, ſämt⸗ 
liche zur Begründung des Klageanſpruchs erforderlichen Tat- 
ſachen durch die Urkunde vom 25. April 1913 bewiefen. Nun 
hat zwar der Ber R. den Nachweis für die ſämtlichen zur Be⸗ 
gründung des Anſpruchs erforderlichen Tatſachen auf Grund 
der Vorlegung der Akten des Vorprozeſſes 
der Parteien [in Verbindung mit der Urkunde vom 25. April 
1913] für erwieſen erachtet. Dieſes kann aber nicht dazu 
führen, die erhobene Klage zuzulaſſen. Der Muß Vorſchrift 
des § 593 Abſ. 2 ZPO. iſt, wie der Ber R. anerkennt, nicht 
genügt geweſen. Ein Verzicht des Beklagten oder ein Verluſt 
des Rügerechts bezüglich der Beſtimmungen des $ 593 Abſ. 2 
iſt, ſofern man überhaupt annehmen will, daß dieſe Beſtim— 
mungen dem Parteiverzicht unterliegen, bei der Lage der Sache, 
insbeſondere bei der Art, wie der Ber R. die Vorlegung der 
Akten ſelbſt nur zugelaſſen und verwertet hat, nicht anzu⸗ 
nehmen. Vorſtehendem gemäß war unter Aufhebung des 
Bu. und Abänderung des landgerichtlichen Urteils die Klage 
als in der gewählten Prozeßart unſtatthaft abzuweiſen [S 597 
Abſ. 2 ZPO.; JW. 1901, 1597]. K. c. Sch., U. v. 
26. Mai 16, 35/16 II. — Berlin. [B.] 
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13. 5 618 ZPO. Zuläſſigkeit eines Verſäumnisurteils 
gegen den Widerkläger als Berufungsbeklagten.] 7) 

Das LG. I Berlin hat die Ehe der Parteien auf die 
Klage des Mannes und auf die Widerklage der Frau ge⸗ 
ſchieden. Die beklagte Ehefrau legte Berufung ein, mit der ſie 
die Abweiſung der Klage verfolgte. Der klagende Ehemann 
ſchloß ſich der Berufung an mit dem Antrag auf Abweiſung 
der Widerklage. Beide Teile beantragten, die Berufung des 
Gegners zurückzuweiſen. Nachdem in der Berufungsinſtanz 
ſtreitig verhandelt und Beweis erhoben war, erſchien die Be⸗ 
klagte im Verhandlungstermin vom 8. Oktober 1915 trotz 
ordnungsmäßiger Ladung nicht. Der Kläger trug das Streit⸗ 
verhältnis vor und das KG. erließ ein Urteil dahin, daß unter 
Zurückweiſung der Berufung der Beklagten auf die Anſchluß⸗ 
berufung des Klägers das erſtinſtanzliche Urteil abzuändern, 
die Widerklage abzuweiſen, die Ehe auf die Klage zu ſcheiden 


Zu 13. Im Eheprozeß hat die I. Inſtanz Ben auf die 
Klage wie auf die Widerklage hin geſchieden. Hiergegen tft ſowohl 
vom beklagten wie vom widerbeklagten Teil Berufung beim Kammer 
gericht eingelegt worden. Im Berufungstermin ift der Beklagtt, 
Widerkläger (Berufungskläger, Anſchlußberufungsbeklagter) aus 
geblieben. Das Kammergericht hat darauf, unter Zurückverweiſung 
der Berufung des Beklagten, auf die Berufung des Widerbeklagten 
nach Sachprüfung die Scheidungswiderklage abgewieſen und die Ehe 
auf die Klage hin wegen alleinigen Verſchuldens des Beklagten für 
geſchieden erklärt. Es faßte dieſes Urteil als Nichtverſäumnisutteil 
auf und verwarf daher den vom Berufungskläger, Anſchlußberufungs⸗ 
beklagten (Beklagten, Widerkläger) eingelegten Einſpruch als unzuläſſig, 
da nur die Reviſion zuläſſig ſei. Dagegen hat das RG. jenes Urteil 
als Verſäumnisurteil und — auf die Reviſion gegen das einſpruch⸗ 
verwerfende Urteil hin — den Einſpruch für zuläſſig erklärt und die 
Sache zur Verhandlung über den Einſpruch (nach faſt 8 Monaten) 
in die Berufungsinſtanz zurückverwieſen. Dieſe zutreffende Ent 
ſcheidung gründet ſich auf folgende — übrigens durchweg nicht neu 
aufgeſtellte — Grundſätze: 

1. Gegen den Ehebeklagten kann trotz ZPO. 8 618 Abſ. 5 ein 
Verſäumnisurteil in der Berufungsinſtanz ergehen, wenn 
er Berufungskläger 1 alſo das erſtinſtanzliche Urteil bereits auf 
Scheidung lautet, ſ. § 542 Abſ. 1. 

2. Ebenſo kann aber nach § 542 Abſ. 2 in Eheſachen Ber 
ſäumnisurteil gegen den Berufungsbeklagten ergehen, wenn er Kläger 
oder Widerkläger iſt, dies Verſäumnisurteil alſo auf Abweiſung det 
Scheidungsklage oder ⸗widerklage lautet, nicht aber, wenn er Beklagter 
oder Widerbeklagter iſt und der Berufungsantrag alſo der Scheidungs⸗ 
klage oder ⸗widerklage zum Erfolg verhelfen ſoll. 

3. Wenn auf Klage und Widerklage geſchieden iſt und etwa nur 
der Widerbeklagte Berufung einlegt, ſo bleibt zwar, wegen der not 
wendigen Entſcheidungseinheit in Eheſachen, die Rechtskraft der auf 
die Klage erkannten Scheidung aufgeſchoben, die Klage erwächſt damit 
aber nicht in die Berufungsinſtanz, vielmehr bleibt die auf die Klage 
ausgeſprochene Scheidung für das Berufungsgericht bindend, was 
nicht ausſchließt, daß dieſes aus Gründen der Deutlichkeit den 
Scheidungsausſpruch auf die Klage hin in feinem fachlich nur zur 
Widerklage ergehenden Berufungsurteil nochmals wiederholt. 

4, Iſt eine Entſcheidung, die als Verſäumnisurteil ergehen 
kann, bei Nichterſcheinen der Partei, zu deren Nachteil ſie ergeht, 
erlaſſen, ſo i ſt ſie „Verſäumnisurteil“, auch wenn das Gericht ſie 
als „einfeitig kontradiktoriſches“ (richtiger wohl: als gewöhnliches) 
Urteil aufgefaßt hat; dieſer alte Satz ergibt ſich mit Notwendigkeit 
daraus, daß einer ſäumigen Partei das Recht, die Verſäumnis folge 
durch Einſpruch zu beſeitigen, nicht durch einen Rechtsirrtum des im 
Säumnisfalle erkennenden Gerichts genommen werden kann, und daß 
es ein unnötiger Umweg wäre, wenn die Partei auf das — unter 
Umſtänden vielleicht überhaupt fehlende — ordentliche Rechtsmittel 
angewieſen wäre, um zunächſt die Aufhebung des unrichtigerweiſe alk 
kontradiktoriſches erlaſſenen Urteils zu betreiben und etwa dann em 
gegen das richtigerweiſe an feine Stelle geſetzte Verſäumnisurteil 
den Einſpruch einzulegen. 

5. In Eheſachen tft der Einſpruch gegen ein die Berufung gegen 
die klagegemäße Scheidung verwerfendes und die Widerbeklagten 
berufung für begründet erklärendes Verſäumnisurteil nicht deshalb 
unzuläſſig, weil der Einſpruch „nur inſoweit eingelegt iſt, als die 
erſte Berufung zurückgewieſen wurde“; allerdings kann der Einſpruch 
wegen der notwendigen Entſcheidungseinheit nicht in dieſer Weiſe 
getrennt werden; aber daraus folgt nur, daß ein ſolcher Zuſatz eben 
lediglich als vorbereitende Ankündigung des Antrags aufzufaffen, der 
Einſpruch an ſich aber, ſeinem Weſen entſprechend, nach beiden 
Richtungen hin wirkſam iſt. 

Profeſſor Dr. Heinsheimer, Heidelberg. 
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und die Beklagte für allein ſchuldig zu erklären ſei. Die Bes 
klagte legte gegen dieſes Urteil Einſpruch ein, ſoweit ihre Be⸗ 
rufung dadurch zurückgewieſen iſt. Der Einſpruch wurde 
durch Urteil des KG. vom 21. Januar 1916 als unzuläſſig 
verworfen. Beide Urteile des BG. hat die Beklagte mit der 
Reviſion angefochten. Mit beiden Reviſionen beantragt ſie, 
das angefochtene Urteil aufzuheben und ihrem Berufungs⸗ 
antrage zu entſprechen. Der Kläger hat um Zurückweiſung 
beider Reviſionen gebeten. Beide Reviſionen ſind zum Zwecke 
gleichzeitiger Verhandlung und Entſcheidung miteinander 
verbunden worden. Die Reviſtion gegen das BU. vom 
8. Oktober 1915 wurde als unzuläſſig verworfen. Dagegen 
wurde das BU. vom 21. Januar 1916 aufgehoben und der 
Einſpruch für ſtatthaft erklärt. Gründe: 1. Die Zuläſſigkeit 
der Reviſion gegen das BU. vom 8. Oktober 1915 ſetzt voraus, 
daß dieſes Urteil kein Verſäumnisurteil iſt. Die Begründung 
des Urteils läßt keinen Zweifel daran zu, daß das BG. ein 
kontradiktoriſches Endurteil hat erlaſſen wollen. Denn es iſt 
in den Gründen des Urteils ausgeführt: Wenn die Beklagte 
allein Berufung eingelegt hätte, ohne daß ſich der Kläger ihr 
anſchloß, ſo wäre die Folge ihres Nichterſcheinens im letzten 
Verhandlungstermin die geweſen, daß ihre Berufung ohne 
Rückſicht auf das Beweisergebnis durch Verſäumnisurteil auf 
Antrag zurückzuweiſen geweſen wäre. Da aber Anſchluß⸗ 
berufung eingelegt ſei, über die ohne Rückſicht auf das Er⸗ 
ſcheinen oder Nichterſcheinen der Gegenpartei nicht nach den 
Regeln über das Verſäumnisverfahren entſchieden werden 
müſſe und da ferner über beide Rechtsmittel nur einheitlich 

entſchieden werden dürfe, ſo ſei die Zurückweiſung der Be⸗ 
rufung der Beklagten nur im Rahmen eines kontradiktoriſchen 
Urteils unter Prüfung des Ergebniſſes der ſtattgehabten Be⸗ 
weisaufnahme zuläſſig. Demgemäß iſt das BG. in eine ſach⸗ 
liche Prüfung und Würdigung des Beweisergebniſſes ein⸗ 
getreten und dabei zu dem Ergebnis gelangt, daß ſich das 
Scheidungsverlangen des Klägers als gerechtfertigt erweiſe, 
während der Beklagten kein Scheidungsanſpruch zuzuerkennen 
ſei. Die Annahme des BG., daß ein Verſäumnisurteil gegen 
die Beklagte nicht habe ergehen dürfen, iſt rechtsirrig und 
beruht auf unrichtiger Auslegung des $ 618 Abſ. 6 ZPO. 
Daß der Erlaß eines Verſäumnisurteils gegen die Beklagte 
auf Zurückweiſung der von ihr eingelegten Berufung, die ſich 
gegen die auf die Klage ausgeſprochene Eheſcheidung richtet, 
an ſich zuläſſig und nicht dadurch ausgeſchloſſen geweſen ſei, 
daß in Anſehung des Klagebegehrens die Beklagte in der 
L Inſtanz in eben dieſer Parteirolle aufgetreten iſt, iſt von 
dem BBG. ſelbſt angenommen worden und entſpricht dem 
Rechtsſtandpunkt, den das RG. in dem Urteile RG. 27, 360 
eingehend begründet und ſeitdem in ſtändiger Rechtſprechung 
feſtgehalten hat. Aber auch die Entſcheidung über die An⸗ 
ſchlußberufung des Klägers konnte im Wege eines gegen die 
Beklagte erlaſſenen Verſäumnisurteils ergehen. Mit der 
Anfchlußberufung iſt das erſtinſtanzliche Urteil nur inſoweit 
angefochten worden, als die Scheidung der Ehe auch auf die 
Widerklage der Beklagten ausgeſprochen und auch der Kläger 
für ſchuldig erklärt worden war. Die Beklagte kam alſo für 
die Anſchlußberufung lediglich als Widerklägerin und Be— 
rufungsbeklagte in Betracht. Die Vorſchrift des $ 618 Abſ. 5 
3PO. findet aber auf den Widerkläger ebenſowenig Ans 
wendung wie auf den Kläger, auch wenn er Berufungs- 
beklagter iſt, RG. 28, 393; 35, 347; Warneyer 1913 Nr. 263; 
JW. 1916, 7517. Das BG. verweiſt für feine gegenteilige 
Anſicht auf § 618 Abſ. 6 ZPO., wonach die Vorſchriften der 
Abſ. 2 bis 5 auf den Widerbeklagten entſprechende Anwendung 
finden. Aus dieſer Vorſchrift würde die Unzuläſigkeit eines 
Verſäumnisurteils gegen den Widerkläger als Berufungs⸗ 
beklagten nur herzuleiten ſein, wenn die Vorſchrift des Abſ. 5 
für die Berufungsinſtanz auch auf den Kläger in der Rolle 
des Berufungsbeklagten zu beziehen wäre. Das iſt aber nicht 
der Fall, wie in dem Urteil des erkennenden Senats RG. 28, 
393 ff. unter Hinweis auf die der Vorſchrift des Abſ. 5 zu⸗ 
grunde liegende Abſicht des Geſetzes, die Ehen nach Möglich- 
keit aufrechtzuerhalten, näher dargelegt und ſeitdem in feſt⸗ 
ſtehender Rechtſprechung angenommen worden iſt. Gegen den 
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Berufungsbeklagten iſt vielmehr ein Verſäumnisurteil nach 
Maßgabe des 8 542 ZPO. nur dann unzuläſſig, wenn er in 
I. Inſtanz Beklagter war, und das trifft, ſoweit es ſich um 
die Widerklage handelt, für den Widerkläger nicht zu. Das 
BG. hat ſeinen in dem Urteile vom 8. Oktober 1915 ein⸗ 
genommenen entgegengeſetzten Standpunkt in dem Urteil vom 
21. Januar 1916 noch weiter zu rechtfertigen verſucht. Es 
hat dort ausgeführt: Die Anſchlußberufung des Klägers habe 
auch den Eintritt der Rechtskraft der auf die Klage ergangenen 
erſtinſtanzlichen Entſcheidung gehemmt und damit auch dieſe 
Entſcheidung ihrer weſentlichen Bedeutung beraubt, da ſie 
für ſich bis zur Entſcheidung auf die Anſchlußberufung in den 
höheren Inſtanzen keine Wirkung gehabt habe. Dieſe Wirkung 
komme vielmehr erſt dem Urteile des BG. oder des Reviſions⸗ 
gerichts zu. Danach habe die Entſcheidung in der Berufungs⸗ 
inſtanz, auch ſoweit ſie nur zur Klage zu treffen geweſen ſei, 
zugleich eine materielle Bedeutung gehabt. Inſoweit habe 
deshalb das Urteil als gegen die Beklagte gerichtet als kontra⸗ 
diktoriſches ergehen und demzufolge in ſeinem ganzen Umfang 
als kontradiktoriſches erlaſſen werden müſſen. Dem iſt nicht 
beizuſtimmen. Richtig iſt der Ausgangspunkt der Er⸗ 
wägungen des BG., daß die auf die Klage ausgeſprochene 
Scheidung der Ehe auch dann nicht rechtskräftig geworden 
wäre, wenn nur der Kläger Berufung mit dem Ziele auf Ab⸗ 
weiſung der Widerklage eingelegt hätte. Dieſe Berufung 
würde aber nur den Eintritt der Rechtskraft der auf die Klage 
ausgeſprochenen Scheidung bis zur rechtskräftigen Ent⸗ 
ſcheidung über die Widerklage hinausgeſchoben, nicht aber auch 
den Rechtsſtreit in Anſehung der Klage in die Berufungs⸗ 
inſtanz gebracht und der Entſcheidung des BG. unterbreitet 
haben. Wenn gegen die zur Klage ergangene Entſcheidung 
kein Rechtsmittel eingelegt worden wäre, würde dieſe für das 
weitere Verfahren bindend und für eine Entſcheidung des 
BG. nur in Anſehung der Widerklage Raum geblieben ſein, 
RG. 58, 307; 64, 315.11) Es iſt daher rechtsirrig, wenn das 
BG. annimmt, daß infolge der Berufung des Klägers die 
Entſcheidung des LG. auch hinſichtlich der Klage ihrer weſent⸗ 
lichen Bedeutung beraubt worden ſei. Das BG. legt an⸗ 
ſcheinend beſonderes Gewicht darauf, daß das RG. Berufungs⸗ 
urteile, durch die ſowohl zur Klage als auch zur Widerklage 
auf Scheidung erkannt worden war, auf die nur von einer 
Partei gegen den ihr ungünſtigen Teil der Entſcheidung ein⸗ 
gelegte Reviſion im ganzen Umfange aufgehoben und in die 
Berufungsinſtanz zurückverwieſen hat. Dieſes Verfahren 
beruht jedoch nicht, wie das BG. annimmt, auf der Anſicht, 
daß die Bindung an die in dem nicht angeſochtenen Teile des 
Urteils enthaltene Entſcheidung abzulehnen ſei, vielmehr liegt 
ihm die Erwägung zugrunde, daß die Scheidung der Ehe nur 
neben gleichzeitiger Entſcheidung des geſamten Streitſtoffs 
ausgeſprochen werden darf, mithin bei teilweiſer Aufhebung 
des BU. unter Zurückverweiſung der Sache in die Vorinſtanz 
auch dem nicht angefochtenen auf Scheidung lautenden Aus⸗ 
ſpruche des BG. eine prozeſſuale Vorausſetzung entzogen und 
damit die Notwendigkeit ſeiner gleichzeitigen Beſeitigung 
zwecks Ermöglichung einer erneuten einheitlichen Entſcheidung 
begründet wird. Zu einer Aufhebung des nicht angefochtenen 
Teils des BU. aus ſachlichen Gründen hat ſich der erkennende 
Senat nicht für befugt gehalten, ſich vielmehr auch dann, wenn 
auf die Reviſion abweichend von dem BU. in der Sache ſelbſt 
erkannt worden iſt, an den nicht angefochtenen Teil des 
Urteils der Vorinſtanz als gebunden erachtet. In Fällen 
der letzten Art wird allerdings dem Grundſatz der Einheitlich⸗ 
keit der Entſcheidung inſofern Rechnung getragen, daß auch 
der auf Scheidung lautende Ausſpruch des BG., ſoweit er 
nicht angefochten iſt, in die Formel des Reviſionsurteils auf⸗ 
genommen wird. Dabei handelt es ſich jedoch nur um eine aus 
formellen Gründen erfolgende Wiederholung eines bindenden 
Ausſpruchs der Vorinſtanz und nicht um eine ſelbſtändige, auf 
eigener Beurteilung des Streitſtoffs gewonnene Entſcheidung 
des Reviſionsgerichts, die allein der Vorſchrift des 8 618 


10) IW. 1905, 50; Neumann, Rfpr. I SS 1564 ff. Erk. b. 
11) Neumann, Kſpr. I §8 1564 ff. Anm. 5 f. 
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Abſ. 5 ZPO. unterliegt. Das Verbot des 8 618 Abſ. 5 will 
verhüten, daß ein Urteil auf Grund des einſeitigen Sachvor⸗ 
trags des Klägers ohne Prüfung und Feſtſtellung der Richtig— 
keit der behaupteten Tatſachen gegen die beklagte Partei er⸗ 
laſſen wird, es ſetzt alſo voraus, daß eine richterliche Be⸗ 
urteilung des erhobenen Anſpruchs in tatſächlicher oder recht— 
licher Beziehung ſtattzufinden hat. Das Reviſionsgericht iſt 
aber, ſoweit die Entſcheidung des BG. nicht angefochten iſt, 
zu einer ſachlichen Nachprüfung des BU. nicht in der Lage, 
weil nur die von den Parteien geſtellten Anträge nach 8 559 
ZPO. feiner Prüfung unterliegen. Es iſt daher unrichtig, 
wenn das KG. aus dem in Eheſcheidungsſtreitigkeiten vom 
NG. eingeſchlagenen Verfahren den Schluß ziehen zu können 
glaubt, daß die Einlegung eines Rechtsmittels gegen den auf 
die Widerklage ergangenen Ausſpruch auf Scheidung der Ehe 
von materieller Bedeutung für die auf die Klage ausge— 
ſprochene Scheidung ſei und die Möglichkeit einer ſachlichen 
Nachprüfung und Entſcheidung nicht nur zur Widerklage, 
ſondern auch zur Klage eröffne. Auch für das Eheſcheidungs— 
verfahren gilt der im $ 529 ZPO. aufgeſtellte Grundſatz, daß 
der Rechtsftreit vor dem BG. in den durch die Anträge der 
Parteien beſtimmten Grenzen von neuem verhandelt wird 
RG. 64, 315; 12) JW. 1910, 39314; 1915, 75117]. Wenn alſo 
nur von einer Partei Berufung eingelegt iſt, ſo iſt die Frage, 
ob gegen den nicht erſchienenen Berufungsbeklagten ein Ver— 
ſäumnisurteil ergehen kann, lediglich nach dem Inhalt des 
vom Berufungskläger geſtellten Antrags zu beurteilen. Der 
Umſtand, daß in I Inſtanz auch auf die Klage die 
Scheidung der Ehe ausgeſprochen iſt, ſteht daher dem Erlaß 
eines Verſäumnisurteils gegen die beklagte Partei nicht ent— 
gegen, durch das dem Antrage des Berufungsklägers gemäß 
auf Abweiſung der Widerklage erkannt wird. Da hiernach 
gegen die Beklagte ſowohl über die von ihr zur Klage ein- 
gelegte Berufung als auch gegen die zur Widerklage ein— 
gelegte Anſchlußberufung des Klägers durch Verſäumnisurteil 
entſchieden werden durfte, ſo kann es ſich nur noch fragen, ob 
etwa durch den Erlaß eines Verſäumnisurteils in Anſehung 
beider Rechtsmittel ein Ergebnis herbeigeführt werden könnte, 
das mit dem Grundſatz der Einheitlichkeit der Entſcheidung, 
wie er vom RG. für Eheſcheidungsſachen aufgeſtellt iſt [ogl. 
RG. 58 ©. 307,13) 315,14) 316;'°) 54, 412; 15) IW. 1913 
S. 14121, 60722], im Widerſpruch ſtehen würde. Das iſt zu 
verneinen. Ein Verſäumnisurteil gegen die Beklagte konnte 
nach der Prozeßlage nur den Inhalt haben, daß die Berufung 
der Beklagten zurückgewieſen und der Anſchlußberufung des 
Klägers ſtattgegeben wurde, daß es alſo in Anſehung der 
Klage bei der in der I. Inſtanz ausgeſprochenen Scheidung 
verblieb, die Widerklage dagegen abgewieſen wurde. Da damit 
den Anträgen des Klägers und Widerbeklagten in vollem 
Umfang entſprochen wurde, käme für ihn ein Rechtsmittel 
gegen das Urteil nicht in Frage. Der Beklagten würde ledig— 
lich der Einſpruch dagegen zuſtehen. Die Möglichkeit, mit der 
das BG. rechnet, daß gegen das Urteil, ſoweit es die Wider— 
klage abweiſt, die Reviſion eingelegt werden und der Rechts— 
ſtreit in dieſem Umfang in die Reviſionsinſtanz gelangen 
könnte, während er im übrigen in der Berufungsinſtanz an— 
hängig bliebe, beſteht daher nicht. Die in dem BU. vom 
8. Oktober 1015 erlaſſene Entſcheidung konnte hiernach im 
Wege eines Verſäumnisurteils gegen die Beklagte erlaſſen 
werden. Daraus folgt aber, daß das BU. vom 8. Oktober 
1915 als ein Verſäumnisurteil zu gelten hat. In dem Tat— 
beſtande dieſes Urteils iſt feſtgeſtellt, daß in der lezten münd— 
lichen Verhandlung, zu der der Vertreter der Beklagten ord— 
nungsmäßig geladen ſei, für die Beklagte niemand erſchienen 
ſei und der Vertreter des Klägers das geſamte Sachverhältnis 
unter Wiedergabe des Beweisergebniſſes vorgetragen habe. 
Das Urteil ergibt hiernach, daß es auf der Verſäumnis der 


12) Neumann, Rſpr. I SS 1564 ff. Anm. 5 fx. 

13) RW, 1905, 50; Neumann, Nſpr. I 88 1564 ff. Erk. b. 

14) IW. 1905, 52; Neumann, Rſpr. I ES 1564 ff. Anm. 58. 
15) IW. 1905, 85; Neumann, Rſpr. I 8S 1564 ff. Erk. c. 

16) Neumann, Rſpr. I §S 1975 ff. Anm. 3. 
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zur Verhandlung geladenen Beklagten und Widerklägerin 
beruht. Daß in dem Urteile nicht die ſich aus 8 542 ZPO. 
ergebenden Verſäumnisfolgen gezogen ſind, die Entſcheidung 
vielmehr auf Grund aller bisherigen Verhandlungen und 
unter Berückſichtigung des Beweisergebniſſes II. Inſtanz er⸗ 
laſſen iſt, ſteht der Auffaſſung des Urteils als eines Ver⸗ 
ſäumnisurteils nicht entgegen. Denn aus der Feſtſtellung der 
Säumnis der Beklagten in dem Urteil ergibt ſich als Folge der 
Säumnis der Ausſchluß aller weiteren Verteidigungsmittel 
und Rechtsbehelfe, deren die Beklagte ſich noch hätte bedienen 
können. Ein Urteil, das ſeinem Inhalt nach den Ausſchluß 
einer Partei mit neuem Vorbringen als Säumnisſolge ergibt, 
iſt aber nach der ſtändigen Rechtſprechung des RG. auch dann 
ein Verſäumnisurteil, wenn weder vom Gegner ein darauf 
gerichteter Antrag geſtellt noch die Abſicht des Gerichts auf den 
Erlaß eines Verſäumnisurteils gerichtet war RG. 28, 393; 
35, 345; 50, 387]. Als ein ſogenanntes einſeitiges kontra⸗ 
diktoriſches Urteil läßt ſich das Urteil nicht auffaſſen. Ein 
derartiges Urteil kann in Eheſachen gegen den nicht er: 
ſchienenen Beklagten ergehen, wenn der Erlaß eines Ver⸗ 
ſäumnisurteils nach § 618 Abſ. 5 ZPO. verboten iſt. A 
dann wird vom Geſetz fingiert, daß der Beklagte erſchienen ſei 
und das Klagevorbringen beſtritten habe. Dieſe Fiktion ent⸗ 
fällt aber, wenn der Erlaß eines Verſäumnisurteils gegen die 
nicht erſchienene Partei nach dem Geſetz zuläſſig iſt. In 
ſolchen Fällen kann daher von einem auf Grund einer kontra⸗ 
diktoriſchen Verhandlung erlaſſenen Urteile nicht geſprochen 
werden [JW. 1916, 7517]. Aus der Natur des Urteils vom 
8. Oktober 1915 als eines Verſäumnisurteils ergibt ſich, daß 
der Beklagten dagegen nur der Einſpruch zuſteht, mit dem auch 
der prozeſſuale Verſtoß, daß ohne Antrag des Gegners ein 
Verſäumnisurteil erlaſſen worden iſt, geltend gemacht werden 
kann. Die Reviſion der Beklagten gegen dieſes Urteil iſt 
daher als unzuläſſig zu verwerfen. 2. Die Reviſion der Be⸗ 
klagten gegen das Urteil des BG. vom 21. Januar 1916, durch 
das der Einſpruch gegen das Urteil vom 8. Oktober 1915 als 
unzuläſſig verworfen iſt, iſt zuläſſig und begründet. Die Zu 
läſſigkeit des Einſpruchs gegen das genannte Urteil iſt bereits 
vorſtehend unter Nr. 1 dargelegt. Das BG. glaubt ein Be⸗ 
denken daraus herleiten zu können, daß die Einſpruchsſchrift 
die Erklärung enthält, der Einſpruch werde eingelegt, ſoweit 
die Berufung der Beklagten zurückgewieſen iſt. Aus dieſer 
Einſchränkung ergebe ſich, ſo meint das BG., daß nur die 
Klage in der Berufungsinſtanz zur erneuten Verhandlung und 
Entſcheidung komme, während hinſichtlich der Widerklage gegen 
das Urteil vom 8. Oktober 1915 die Reviſion gegeben wäte 
oder bei deren Nichteinlegung inſoweit das Urteil rechtskräftig 
werden könnte. Dieſes Bedenken iſt nicht begründet. Inwie⸗ 
fern die Möglichkeit eintreten könnte, das Urteil wegen der 
Abweiſung der Widerklage mit der Reviſion anzufechten, iſt 
nicht erſichtlich. Die Beklagte iſt gegenüber dem Verſäumnis⸗ 
urteil auf den Rechtsbehelf des Einſpruchs beſchränkt und 
nicht befugt, ſich ſtatt deſſen des Rechtsmittels der Reviſion zu 
bedienen. Dem Kläger ſteht aber gegenüber der Abweiſung 
der Widerklage ebenfalls kein Rechtsmittel zu. Der Eintritt einer 
teilweiſen Rechtskraft des Verſäumnisurteils kommt gleichfalls 
nicht in Frage. Der Einſpruch iſt kein Rechtsmittel, das die 
ſachliche Richtigkeit der in dem Verſäumnisurteil enthaltenen 
Entſcheidung bekämpft und deren Nachprüfung erſtrebt, 
ſondern lediglich ein der Beſeitigung der Verſäumnisfolgen 
dienender Rechtsbehelf. Durch die Einlegung des Einſpruchs 
wird gemäß § 542 ZPO. der Prozeß in die Lage zurück— 
verſetzt, in welcher er ſich vor Eintritt der Verſäumnis befand. 
Dieſe Wirkung tritt kraft Geſetzes ein ohne Rückſicht auf den 
Umfang des etwa gleichzeitig angekündigten Sachantrags und 
kann auch von der den Einſpruch einlegenden Partei 
nicht auf einen Teil des Rechtsſtreits beſchränkt werden. 
Einer derartigen einſchränkenden Erklärung kann biel: 
mehr nur die Bedeutung einer Ankündigung des von 
der Partei beabſichtigten Antrags zukommen, der nach 
§ 310 Abſ. 3 30. in der Einſpruchsſchrift enthalten fein 
ſoll. Dagegen wird weder die Zuläſſigkeit noch die Wirkung 
des Einſpruchs durch eine ihm beigefügte derartige Ein⸗ 


45. Jahrgang. 


ſchränkung berührt. Der Rechtsſtreit wird in jedem Fall in 
vollem Umfange in' die Lage vor dem Eintritt der Verſäumnis 
zurückverſetzt und in den durch die Parteianträge gezogenen 
Grenzen weiter verhandelt. Wenn die den Einſpruch ein⸗ 
legende Partei bei der weiteren Verhandlung einen durch das 
Verſäumnisurteil abgewieſenen Anſpruch nicht mehr aufrecht: 
hält, ſo iſt inſoweit je nach dem Antrage des Gegners bei dem 
Erlaß des Endurteils entweder auf Aufrechterhaltung des 
Verſäumnisurteils zu erkennen oder der Rechtsſtreit unter 
Aufhebung des Verſäumnisurteils für erledigt zu erklären. 
Das Urteil des BG. vom 21. Januar 1916 iſt hiernach auf⸗ 
zuheben, der Einſpruch der Beklagten gegen das Urteil vom 
8. Oktober 1916 für ſtatthaft zu erklären und die Sache zur 


weiteren Verhandlung und Entſcheidung an das BG. zurück⸗ 


zuverweiſen. 
Berlin. [L.)] 


14. 8 731 ZPO. Wenn die Vollſtreckungsklauſel gegen 
den Rechtsnachfolger des Schuldners erwirkt werden kann, 
beſteht in der Regel für eine auf Grund des urſprünglichen 
Tatbeſtandes zu erhebende neue Klage kein Rechtsſchutz⸗ 
bedürfnis.] 

Klägerin hatte im Jahre 1909 an den Mühlen⸗ und Elek⸗ 
kizitätswerkbeſitzer Wilhelm L. in G. eine Stromerzeugungs⸗ 
onlage und darunter die im Antrage der Klage des vorliegenden 
Rechtsſtreits aufgeführten Gegenſtände geliefert. Durch Urteil 

des OLG. in Naumburg a. S. vom 30. Oktober 1913, welches 
die Rechtskraft erlangt hat, iſt L. zur Herausgabe der vor⸗ 
bezeichneten Gegenſtände an die Klägerin verurteilt worden. 
Im Laufe jenes Prozeſſes hat die jetzige Beklagte die Gegen⸗ 
ſtände von L. gekauft und übergeben erhalten. Mit der im 
Frühjahr 1914 bei dem LG. in Leipzig erhobenen Klage des 
vorliegenden Rechtsſtreits beantragte die Klägerin, die Be: 
klagte in erſter Linie zur Herausgabe der Gegenſtände, und 
hilfsweiſe, die Beklagte zur Duldung der Zwangsvollſtreckung 
aus dem gegen L. erwirkten Urteile in die Gegenſtände zu 
verurteilen. Sie ſtützt ſich namentlich auf die SS 985 ff. BGB. 
Die Klage iſt in allen Inſtanzen abgewieſen. Gründe: 
Der Berufungsentſcheidung, welche die auf Eigentum der 
Klägerin an den in Streit befangenen Gegenſtänden in Ver⸗ 
bindung mit der Vorſchrift des 8 985 BGB. geſtützte Klage 
wegen Mangels eines Rechtsſchutzbedürfniſſes abweiſt, iſt nach 
Lage des Falles beizuſtimmen. Klägerin hatte ſchon vor Er⸗ 
hebung der vorliegenden Klage in dem gegen L. geführten Pro⸗ 
zeſſe das rechtskräftige Urteil des Naumburger OLG. erwirkt, 
durch das auf Grund ihres Eigentums an jenen Gegenſtänden 
der damalige Beklagte zu deren Herausgabe verurteilt iſt. Die 
Rechtskraft jenes Urteils wirkte auch gegen die beklagte Rechts⸗ 
nachfolgerin 2.3, falls dieſe im Zeitpunkt ihres Erwerbs der 
Gegenſtände hinſichtlich des Mangels im Recht ihres Vor⸗ 
gängers oder auch nur in Anſehung der Rechtshängigkeit der 
gegen L. erhobenen Klage bösgläubig war, ZPO. 8 325, vgl. 
RG. 79, 165.17) Um die nach Maßgabe des $ 325 begründete 
Geltung der Rechtskraft eines Urteils gegen den Rechtsnach— 
folger der verurteilten Partei zur Verwirklichung zu bringen, 
find der obſiegenden Partei die beiden in 8 727 und 8 731 
ZPO. bezeichneten Wege eröffnet. Daß Klägerin im Beſitz 
einer die Nachfolge der Beklagten in die Rechtsſtellung 2.3 
erweiſenden öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunde 
und damit in der Lage geweſen wäre, von der Beſtimmung des 
§ 727 Gebrauch zu machen, dafür iſt ein Anhalt nicht gegeben. 
Nichts hinderte aber die Klägerin, gemäß $ 731 zu verfahren 
und bei dem inſofern ausſchließlich zuſtändigen LG. in Naum— 
burg aus dem gegen L. erlaſſenen Urteile gegen die jetzige Be— 
klagte Klage auf Erteilung der Vollſtreckungsklauſel zu er— 
heben vgl. IW. 1900, 155 15]. Dies war der Weg, auf den 
das Geſetz in ſehr beſtimmt gehaltener Faſſung die Klägerin 
hinwies. Der tatſächlich von dieſer eingeſchlagene Weg der 
Erhebung einer neuen Eigentumsklage iſt wefentlich dem Falle 
gleichzuſtellen, wenn ein Gläubiger nach und trotz Erwirkung 
einer den Schuldner verurteilenden rechtskräftigen Entſcheidung 
gegen dieſen von neuem mit der Klage aus dem materiellen 


17 JW. 1912, 694. 
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Schuldgrund vorgeht. Es iſt denkbar, daß der obſiegende 
Kläger begründeten Anlaß hat, von den Mitteln, welche ihm 
das Zwangsvollſtreckungsrecht der Prozeßordnung an die Hand 
gibt, abzuſehen und zu einem zweiten Prozeſſe gegen den ver⸗ 
urteilten Beklagten oder deſſen Rechtsnachfolger auf der Grund⸗ 
lage des urſprünglichen Tatbeſtandes zu ſchreiten. Die Motive 
zum erſten Entwurf des BGB. [Bd. 1 S. 375, 376] er⸗ 
wähnen nach der Richtung das Beiſpiel, daß die Akten des 
erſten Prozeſſes durch Brand oder ſonſtige Unfälle verloren⸗ 
gegangen ſind. Immer aber handelt es ſich dann um Ab⸗ 
weichungen vom regelmäßigen Verfahren, um Ausnahmen 
von der Regel, die zuzulaſſen ſind, weil ſich aus den beſonderen 
Umſtänden des Falles ein berechtigtes Intereſſe der klagenden 
Partei an ber Wahl des eingeſchlagenen Weges ergibt. Zweifel: 
haft mag fein, ob das Gericht von Amts wegen zu Exörte⸗ 
rungen und zur Entſcheidung über die Frage der Zuläſſigkeit 
der zweiten, auf den materiellen Tatbeſtand gegründeten Klage 
veranlaßt und befugt iſt. Dies kann hier auf ſich beruhen, da 
die Beklagte in den Vorinſtanzen auf den $ 731 ZPO. hin⸗ 
gewieſen und daraus einen Einwand gegen die Klage her⸗ 
geleitet hat. Die Klägerin hat keinerlei beachtliche Gründe 
dafür beigebracht, warum ſie nicht das wider L. erwirkte Urteil 
zum weiteren Vorgehen gegen deſſen Rechtsnachfolgerin be⸗ 
nutzte. Das in der Vorinſtanz geäußerte, noch von der Reviſion 
aufrechterhaltene Bedenken, das LG. Naumubrg würde die 
Klage auf Erteilung der Vollſtreckungsklauſel vielleicht für un⸗ 
zuläſſig halten, hat ſchon der Ber R. mit Recht zurückgewieſen. 
Die Zuläſſigkeit einer Klage nach $ 731 gegen die Beklagte 
als Erwerberin der ſtreitigen Gegenſtände kann einem Zweifel 
nicht unterliegen. Irgendein berechtigtes Intereſſe, den von 
der Prozeßordnung gewieſenen Weg zu verlaſſen und gegen 
die Beklagte aus $ 985 BGB. zu klagen, wird für die Klägerin 
nicht erſichtlich. Andererſeits wird durch die Art des Vor⸗ 
gehens der Klägerin das beachtliche Intereſſe der Beklagten 
nachteilig berührt. Dies folgt ſchon daraus, daß jede Partei 
an Vermeidung unnötiger Geldaufwendungen intereſſiert iſt, in 
dem hier gewählten Verfahren des ordentlichen Prozeſſes aber 
höhere Gebührenſätze als im Verfahren nach $ 731 erwachſen. 
[GKG. § 26 Nr. 8, RAG0O. § 20.] Außerdem würde, wenn 
Klägerin in dieſem Rechtsſtreit obſiegt, der Beklagten die Ge⸗ 
fahr drohen, daß nicht nur das neue, ſondern auch das gegen 
ihren Rechtsvorgänger erwirkte Urteil als Titel zu Voll⸗ 
ſtreckungsangriffen wider ſie benutzt werden könnte. Iſt ſonach 
ein berechtigtes, ſchutzwürdiges Intereſſe nicht auf Seite der 
Klägerin, ſondern auf Seite der Beklagten anzuerkennen, ſo 
muß die vorliegende, vom regelrechten Wege abweichende 
Klage der Abweiſung unterliegen. [Vgl. auch RG. 16, 435; 
35, 359; 39, 5; 46, 306; ZW. 1891, 310 8.] Gegenſtandslos 
iſt der Hinweis der Reviſion auf die Statthaftigkeit der Wahl 
zwiſchen verſchiedenen Klagegründen, namentlich zwiſchen 
einem Grunde allgemeiner und einem Grunde beſonderer Natur. 
Hier handelt es ſich nicht um eine ſolche Auswahl, ſondern 
darum, ob Klägerin rechtlichen Anlaß hatte, von dem ihr durch 
die Prozeßordnung gewieſenen Wege abzugehen. Ebenſowenig 
trifft das noch vorgetragene Bedenken zu, die neue Eigentums⸗ 
klage bringe die Gefahr mit ſich, daß das im Vorprozeß feit: 
geſtellte Eigentum im gegenwärtigen Rechtsſtreit verneint werden 
könnte, es ſei aber nicht Aufgabe des Gerichts, der Klägerin 
gegen deren eigenen Willen eine Fürſorge angedeihen zu laſſen. 
Der hier angedeutete Geſichtspunkt, die Klägerin gegen eine 
Prozeßgefahr zu ſchützen, iſt für die Klageabweiſung nicht maß= 
gebend geweſen. Im übrigen iſt auch nicht anzunehmen, 
daß die Stellung der Klägerin bei ſachlicher Durchführung der 
Eigentumsklage ſchwieriger als im Falle einer Klage nach 
§ 731 ZPO. wäre. Zur Erörterung der Umſtände, auf die es 
ſachlich ausſchlaggebend ankommt, nämlich der nicht mehr 
ſtreitigen Identität der der Klägerin im Prozeß gegen L. 
zugeſprochenen Gegenſtände mit den von L. an die Beklagte 
veräußerten Sachen und der Frage einer Bösgläubigkeit der 
Beklagten im weiter oben angedeuteten Sinne bieten beide 
Arten von Prozeßverfahren in gleicher Weiſe Raum. S. c. L., 
U. v. 26. Mai 16, 84/16 VII. — Dresden. [L.] 
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b) Strafſachen. 
Berichtet von Juſtizrat Dr. Kallir, Leipzig. 


* 1. [StGB. 8 1222. Meuterei Gefangener.] Zuſammen⸗ 
rottung erfordert räumliches Zuſammenſein während der Aus⸗ 
führung des Ausbruchsunternehmens. Verabredung zweier 
Zellennachbarn zum Ausbruch iſt keine Zuſammenrottung. (U. 
v. 23. 5, 16, II 167/16.) 

2. [StGB. 8 187.] Es iſt allerdings richtig, daß im 
Falle des 8 187 StGB. die Behauptung der unwahren Tat⸗ 
ſache ebenſo gegenüber einem Dritten (im Gegenſatz zu der 
Perſon des enden) aufgeftellt fein muß, wie dies das RG. 
Nahles der üblen Nachrede, §8 186 StGB., in ſtändiger 

tſprechung angenommen hat. Dazu genügt es aber, wenn 
die Behauptung zwar gegenüber dem Beleidigten ſelbſt gemacht 
iſt, ein Dritter aber nach dem Willen des Täters hiervon 
Kenntnis erhalten hat. (U. v. 18. 5. 16, I 175/16.) 


3. [StGB. $ 222. Fahrläſſige Tötung durch fog. Ge⸗ 
ſundbeten nach der chriſtlichen Wiſſenſchaft.] Der Tod der B. 
iſt auf Nichtbeachtung der für Zuckerkranke gebotenen Diät 
zurückzuführen. Für dieſe Mißachtung der ärztlichen Vorſchrift 
iſt die Angeklagte H. verantwortlich, welche die Behandlung der 
B. nach den Grundſätzen der ſog. chriſtlichen Wiſſenſchaft durch 
Zuſpruch und Gebet übernommen und die Kranke darauf hin⸗ 

ewieſen hatte, daß ihre Lehre kein Speiſenverbot kenne und 
ſch mit ärztlicher Behandlung nicht vertrage. Die Fahrläſſigkeit 
der Angeklagten beſtand darin, daß ſie die Krankenbehandlung 
auch dann noch fortſetzte, als bereits ſichtbare Anzeichen hervor⸗ 
etreten waren, daß ihr Verfahren Schiffbruch gelitten hatte. 
om Standpunkt ihrer eigenen Lehre mußte ſich die Angeklagte 
von der Behandlung zurückziehen. Die Fortſetzung der Be⸗ 
handlung trotz der erkannten Gefahr und die gefliſſentliche 
Fernhaltung des Arztes bilden die Hauptſchuld der Angeklagten. 
Unter ärztlicher Behandlung würde die B. noch 5— 10 Jahre 
gelebt haben. 

Die Angeklagte A. hat die Behandlung der X. mittels 
der chriſtlichen Wiſſenſchaft unter der Bedingung des Wegfalles 
ärztlicher Behandlung übernommen und dadurch deren vor⸗ 
zeitigen Tod herbeigeführt. Ob das eigene Verhalten der 
Kranken zu der Beſchleunigung des Todes beigetragen hat, iſt 
leich gelte Daß das Verhalten des Täters die ausſchließliche 

rſache geweſen ſein müſſe, iſt nicht erforderlich. Die An— 
geklagte A. handelte pflichtwidrig, als ſie ihre Behandlung nicht 
aufgab, obwohl ſie deren Wirkungsloſigkeit, die Verſchlimmerung 
im Zuſtande der X. erkannte und die Möglichkeit des Todes 
bei einiger Überlegung vorausſehen mußte. (U. v. 14. 4. 16, 
II 54/16.) 


4. [StGB. §S 230. Umfang der Sorgfaltspflicht eines 
Unterbeamten.] Die Strafkammer hat ohne Rechtsirrtum in 
dem Verhalten des Angeklagten keine Fahrläſſigkeit erblickt. Es 
iſt feſtgeſtellt worden, daß auf dem Werkſtatthofe zu R. all⸗ 
gemein unter Billigung der leitenden Beamten auch ſolche Gleiſe, 
die wegen Ausbeſſerungsarbeiten geſperrt ſind, zu Rangier⸗ 
zwecken benutzt werden, wenn ein gewiſſer Abſtand zwiſchen den 
geſperrten Wagen und dem zu bewegenden Wagen beobachtet 
wird. Ob dieſes Verfahren mit den maßgebenden Unfallver⸗ 
hütungsvorſchriften vereinbar iſt oder einen Mißbrauch darſtellt, 
kann dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls läßt die Annahme der 
Strafkammer, dem Angeklagten, einem Unterbeamten, könne bei 
der gegebenen Sachlage aus der Befolgung der Übung nicht der 
Vorwurf gemacht werden, daß er dadurch diejenige Aufmerkſamkeit 
außer acht ließ, welche von ihm billigerweiſe zu erwarten war, 
und zu der er vermöge ſeines Berufes verpflichtet war, keinen 
Rechtsirtum erkennen und befindet ſich im Einklang mit der Recht⸗ 
ſprechung des RG. (RGSt. 12, 318; 30, 28, Urteil des I. StS. 
vom 17. Febr. 1916, 3 D. 4/16). (U. v. 29. 5. 16, III 182/16.) 

** 5. [StGB. 55 242, 243. Beim Diebſtahl entſcheidet für 
den Begriff des Gewahrſams das tatſächliche äußere Verhältnis 
ohne Rückſicht auf den Herrſchaftswillen des Gewahrſamsinhabers.] 
Die Angeklagten haben mittels Einſteigens in eine Wohnung 
aus einer Schublade einen Zwanzigmarkſchein entwendet und, 
um die Entwendung zu verdecken, einen Zehnmarkſchein an deſſen 
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Stelle gelegt. Am folgenden Tage haben ſie auch dieſen Zehn⸗ 
markſchein mittels Einſteigens entwendet. Der beſtohlene 
Wohnungsinhaber war, wie die Angeklagten wußten, während 
dieſer Diebſtähle auf mehrere Tage abweſend. Die Verurteilung 
auch wegen Diebſtahls des Zehnmarkſcheins iſt zu Recht erfolgt. 
Ob der Beſtohlene Beſitzer nach bürgerlichem Recht war und 
den Beſitzwillen hatte, kann dahingeſtellt bleiben. Der Begriff 
der Wegnahme iſt unabhängig davon zu beſtimmen, ob die 
Sache fremdem Beſitz entzogen wurde. Es kommt nur darauf 
an, ob die Sache unter Mißachtung und Durchbrechung fremden 
Gewahrſams erlangt wird. Beim Diebſtahl entſcheidet für den 
Begriff des Gewahrſams das rein tatſächliche äußere Verhältnis, 
ein auf die entwendete Sache bezüglicher Herrſchaftswille des 
Gewahrſamsinhabers iſt nicht erforderlich. Im vorliegenden 
Falle iſt aber auch dieſer Herrſchaftswille aus tatſächlichen 
Gründen anzunehmen. (U. v. 17. 4. 16, I 66/16.) 

6. [StGB. $ 243. Schwerer Diebſtahl „mittels“ Em: 
bruchs oder Einſteigens.] „Mittels“ Einbruchs und „mittels“ 
Einſteigens iſt nur dann aus einem Gebäude geſtohlen, wenn 
der Einbruch und das Einſteigen das bewußt gewollte Witt! 
iſt, welches der Dieb zur Ausführung ſeiner Tat benutzt hat 
„Die Gründe für die Straferhöhung des § 243 Nr. 2 liegen 
(RGSt. 41, 67) einerſeits in dem Aufbewahrungsorte des 
Diebſtahlsgegenſtandes, der dem Zugriff des Täters Hinderriſſe 
entgegenſtellt, andererſeits in der die ſchwere beſondere Ge 
fliſſentlichkeit und Hartnäckigkeit des Diebes dartuenden Art 
und Weiſe der Ausführung des Diebſtahls.“ Der aus 8243 
Nr. 2 StGB. zu beſtrafende Dieb muß alſo ſelbſt — oder bei 
Mittätern einer von ihnen — in das Gebäude eingeſtiegen 
oder mittels Einbruches in dasſelbe gelangt ſein; ihm müſſen 
ſich bei der Ausführung ſeines Diebſtahlsvorſatzes Hinderniſſe 
entgegengeſetzt haben; er muß, obwohl für ihn die Notwendigkeit 
beſtand, die Hinderniſſe zu überwinden, den Diebſtahlsvorſatz 
unter deren Überwindung zur Ausführung gebracht haben. Es 
liegt deshalb ein Einbruchsdiebſtahl ſelbſt dann nicht vor, wenn 
der Dieb bei der Ausführung eines zweiten, auf einem neuen 
Vorſatze beruhenden Diebſtahls, der alſo nicht als fortgeſetzte 
Handlung angeſehen werden kann, eine von ihm bei einem 
früheren Einbruchsdiebſtahl hergeſtellte und benutzte Offnung 
ſich nutzbar macht; es kann demzufolge erſt recht ein ſolcher 
nicht vorliegen, wenn der Dieb in ein Gebäude durch deſſen 
offenſtehende Türen eindringt, und er weiß, daß die Türen nicht 
der Beſitzer des Hauſes, ſondern gegen deſſen Willen em 
anderer Einbrecher geöffnet und damit ihm für ſein Tun ein 
Hindernis aus dem Wege geräumt hat. (U. v. 14. 4. 16, 
V 123/16.) 

7. [StGB. 8 243. Exzeß des Mittäters.] Die drei 
Angeklagten hatten verabredet, mittels Einbruchs einen Geld: 
kaſten aus einem Hauſe zu entwenden. Der Angeklagte A. 
ſollte den Einbruch ausführen, die Angeklagten B. und C 
Aufpaſſerdienſte leiſten. A. brach in den Keller ein, gab aber 
den Plan auf, da die Treppe vom Keller nach der Wohnung, 
wo ſich der Geldkaſten befand, verſchloſſen war und er Geräuſcht 
hörte. Auf dem Rückwege entwendete er aus dem Keller andere 
Sachen. Hierfür können die Angeklagten B. und C. nicht ver: 
antwortlich gemacht werden. (U. v. 1. 5. 16, III 172/16.) 


** 8. [StGB. § 2432. Umſchloſſener Raum.] Auch Fiſch⸗ 
käſten, die im Boden des Flußbettes eingelaſſen ſind, ſind keine 
„umſchloſſenen Räume“. Der Zweck der Umſchließung muß 
darin beſtehen, Menſchen von dem Betreten des Innern abzu⸗ 
halten. (U. v. 4. 5. 16, I 136/16.) 


9. [StGB. 8 2432. Stehlen „aus“ einem Gebäude 
mittels Erbrechens von Behältniſſen. Hiermit wird nur der 
Aufbewahrungsort bezeichnet.] Der im Hauſe ſeines Pflegers 
aufhältliche Angeklagte hat in deſſen Wohnzimmer die ver⸗ 
ſchloſſene Schublade des Tiſches erbrochen und aus ihr 15.4 
entwendet. Die Strafkammer verurteilt den Angeklagten wegen 
einfachen Diebſtahls, lehnt jedoch die Anwendung des § 243 
Nr. 2 StGB. auf den feſtgeſtellten Sachverhalt ab, weil der 
Angeklagte nicht „aus“ einem Gebäude geſtohlen habe. Sie 
führt aus, daß bei gegenteiliger Auffaſſung, Diebſtahl „aus“ 
einem Gebäude und „in“ einem Gebäude ſich decke, eine Gleich- 
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ſtellung, die vom Geſetz „offenbar“ nicht gewollt ſei, da ſonſt 
nicht zu erſehen ſei, warum die zweifelsfreien Worte „in einem 
Gebäude“ vermieden ſeien. Das Geſetz habe vielmehr durch 
die von ihm gewählten Worte die Verletzung des äußeren Rechts⸗ 
friedens eines Gebäudes als beſonderes Tatbeſtandsmerkmal 
aufgeſtellt, verlange alſo, daß der Täter von außen her in 
diebiſcher Abſicht in das Gebäude gelangt ſei. Dieſe Aus⸗ 
führungen berückſichtigen, obwohl ſie den „offenbaren“ Willen 
des Geſetzes zu verwerten verſuchen, die Entſtehungsgeſchichte 
ger nicht und geraten überdies durch die aufgeſtellte Begriffs: 
eſtimmung mit ſich ſelbſt in Widerſpruch. Denn wer von 
außen in ein Gebäude gelanzt und dort Sachen entwendet, 
ſtiehlt nicht weniger „in“ einem Gebäude, als in dem vor⸗ 
liegenden Falle. Wollte man allein den Wortlaut ent⸗ 
ſcheiden laſſen, ſo wäre die notwendige Folge nicht die von der 
Strafkammer gezogene, ſondern man müßte — da „Stehlen“ 
in einem „Wegnehmen“ beſteht — fordern, daß die Sache 
„aus“ dem Gebäude weggenommen, alſo aus dem Gebäude 
weggeſchafft werde. Dieſe Folgerung aber hat die Recht⸗ 
ſprechung ſtändig abgelehnt und nach der Entſtehungsgeſchichte 
mit Recht. Der 8 243 Nr. 2 StGB. ift dem Pr StGB. 8 218 
Nr. 3 entnommen, wo es heißt: wenn „in“ einem Gebäude. 
geſtohlen wird. Irgendeine ſachliche Anderung iſt durch die 
Anderung der Faſſung im StGB., die von den Motiven 
uberhaupt nicht erwähnt wird, nicht beabſichtigt. Die einzige 
ſachliche Anderung iſt die Einſchränkung des Begriffs „Einbruch“, 
der im Pr StGB. das Erbrechen von Behältniſſen mitumfaßte 

9 223 Nr. 2). Aber gerade der Satz der Motive, der dieſe 

nderung begründet — S. 121 zu SS 237 bis 243 —, be: 

ſeitigt jeden Zweifel darüber, in welchem Sinne der Entwurf 
die von ihm gewählten Worte „aus einem Gebäude“ verſtanden 
wiſſen will. Denn es heißt dort: „Der Entwurf hat daher 
§ 238 neben dem mittels Einſteigens oder Einbruchs in einem 
Gebäude oder umſchloſſenen Raume verübten Diebſtahl noch 
ausdrücklich den Fall hervorgehoben, wenn der Diebſtahl mittels 
Erbrechens von Behältniſſen begangen wird, welche ſich im 
Innern eines Gebäudes oder umſchloſſenen Raumes befinden.“ 
Deutlicher, als hier geſchehen, konnte nicht zum Ausdruck 
gebracht werden, daß der — unverändert angenommene — 
Entwurf durch ſeine Faſſung lediglich den Aufbewahrungs— 
ort der entwendeten Sache bezeichnen wollte. Die Nichts 
anwendung des § 243 Nr. 2 StGB. auf den ſeſtgeſtellten 
Sachverhalt beruht daher auf Rechtsirrtum. (U. v. 9. 6. 16, 
IV 299 / 16.) 

* 10. [StGB. 55 263, 43. Betrugsverſuch, begangen 
durch die unwahre Behauptung, der Mahnbeklagte befinde ſich 
bei einem mobilen Truppenteile] Da für die Behauptung 
dieſes Unterbrechungsgrundes weder Beweis noch Glaubhaft— 
machung vorgeſchrieben iſt, kann, wenn die Behauptung unwahr 
iſt, ſchon hierin ein Betrugsverſuch liegen. (U. v. 30. 5. 16, 
II 171/16.) 

11. [StGB. 8 263. Betrugsverſuch mit untauglichen 
Mitteln.] Um ein Darlehen zu erhalten, das ihm ſonſt nicht 
in Ausſicht ſtand, hat der Angeklagte dem Geldgeber erklärt, 
er verpfände ihm Gegenſtände, die fein unbelaſtetes Eigentum 
ſeien, obwohl er dieſe Gegenſtände vorher ſchon einem andern 
zum Zwecke der Sicherung verkauft hatte. Nach der Dars 
ſtellung des LG. iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß die Sicherungs— 
übereignung nicht wirkſam erfolgt war und demzufolge die 
vom Angeklagten als falſche Vorſpiegelung abgegebene Erklärung 
über ſein freies Eigentum der Wahrheit entſprach. Indeſſen 
hat der Darlehnsgeber doch, weil ihm die Pfandſachen nicht 
übergeben wurden, kein Pfandrecht erlangt und hat auch, da 
der Angeklagte ſpäter ebenſo wie bei der Gewährung des 
Darlehns mittellos und unpfändbar war, für die Darlehns— 
forderung keine Befriedigung bekommen können. Das LG. 
hat wegen Betrugsverſuchs verurteilt. Neviſion zurückgewieſen. 
Mit Unrecht beruft ſich der Beſchwerdefübrer auf die Ents 
ſcheidung des RG. vom 29. April 1913 (RGSt. 47 S 151, 
154). In dieſer Entſcheidung iſt allerdings das Vorliegen 
eines Betrugsverſuchs verneint für den Fall, daß der Täter 
ſich beſtrebt, einen Tatbeſtand zu verwirklichen, in dem zwar 
er die Merkmale des Betrugs enthalten glaubt, in dem ſie 
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aber begrifflich nicht enthalten ſind. Um einen ſolchen Fall 
handelt es ſich jedoch bei der jetzt zu entſcheidenden er 
nicht. Was der Angeklagte in dem vorliegenden F 
erſtrebt und zu verwirklichen verſucht hat — die Erlangung 
eines Darlehens in entſprechenden Gegenwert durch Täuſchung 
des Geldgebers über die Sicherheit, und damit die Erlangung 
eines Vermögensvorteils, auf den er keinen Anſpruch hatte, 
zum Schaden des andern —, erfüllte begrifflich den Tat⸗ 
beſtand des Betrugs. Auch iſt mit Recht angenommen, daß 
in dem Verſuch, den Geldgeber durch die Erklärung über das 
freie Eigentum in einen Irrtum über die in Ausſicht ſtehende 
Sicherheit zu verſetzen, eine Handlung vorlag, die einen Anfang 
der Ausführung des beabſichtigten Betrugsvergehens enthielt. 
Schon der Verſuch, den zu Betrügenden durch falſche Vor⸗ 
ſpiegelungen zu täuſchen, kann ſich als eine Handlung dar⸗ 
ſtellen, die den Anfang der Ausführung des Vergehens des 
Betrugs enthält. Es bedarf zur Annahme des Betrugsverſuchs 
weder des Zuſtandekommens der Täuſchung noch des Zuſtande⸗ 
kommens der Vorſpiegelung. Auch eine mißlungene Vor⸗ 
ſpiegelung kann ſchon Ausführungsbeginn ſein. Daß ſie miß⸗ 
lingen muß, weil die nach der Meinung des Täters unwahre 
Behauptung in Wirklichkeit wahr iſt, ſteht dem ur entgegen. 
Nach der feſtſtehenden Rechtſprechung, an der auch in dieſem 
Falle feſtgehalten werden muß, iſt ſelbſt der Verſuch mit 
untauglichen Mitteln ſtrafbar. (U. v. 11. 4. 16, V 113/15.) 


12. [StGB. § 286. Ausſpielunternehmen mit verſteckten 
Einfägen.]}) Um fein Geſchäſt, den gewerblichen Vertrieb ge⸗ 
rahmter Bilder beſonderer Art, zu fördern, hat der Angeklagte 
in den Zeitungen ein ganz leichtes Preisrätſel ausgeſchrieben 
und dazu bekanntgemacht, daß er unter die Finder der richtigen 
Auflöſung wertvolle Preiſe, nämlich eine Villa, Klaviere, Fahr⸗ 
räder, Nähmaſchinen, Uhren, notariell verloſen laſſen werde. 
Er hat überdies jedem Rätſellöſer um 50 & die Zuſendung 
eines ungerahmten einfachen Bildes von Schiller und Göthe 
verſprochen und dabei empfohlen, lieber ſofort ein gerahmtes 
„plaſtiſch wirkendes“ Bild um 2,90 & zu beſtellen. Hierbei 


Zu 12. Die Entſcheidung iſt in ihrem zweiten Teil überaus 
bedenklich. Zum Begriff der Ausſpielung gehört es, daß nicht nur 
der Veranſtalter zur Zahlung des Gewinnes, ſondern auch der Spieler 
zur Zahlung des Einſatzes ſich verpflichtet. Ohne den Einſatz 
als Aquivalent für die Erwerbung der Gewinnhoffnung iſt eine Aus⸗ 
ſpielung unmöglich. In dieſer Anſicht ſind die Vertreter der Literatur 
mit der Rechtſprechung einig (vgl. v. Liſzt, Lehrbuch § 145 II; 
Frank 8 286 I! [der Einſatz gehört zum Begriff der Xotterie]; 
Schwartz § 286 Note 1 und 2). Gewiß kann der Einſatz ein „vers 
ſteckter“ fein. Aber er darf nicht völlig fehlen. In dem Fall, der 
dem angezogenen Urteil des V. Senats vom 18. November 1901 
(RG. 34, 447) zugrunde lag, war der Einſatz vorhanden; er ſteckte in 
dem Betrag, der für das Paket Kaffee zu entrichten war. In dem 
vorliegenden Falle aber iſt ein Einſatz überhaupt nicht geleiſtet. Die 
Preiſe (Villa, Klaviere uſw.) wurden unter den Einſendern der 
richtigen Löſung des Preisrätſels verloſt. Die Einſendung der Löſung 
war daher die einzige Leiſtung der Spieler. Dieſe Einſendung 
iſt aber keine Spieleinlage, kein Einſatz. Lehrreich iſt in 
dieſer Beziehung ein Vergleich mit dem Urteil des II. Senats vom 
16. Januar 1906 (NG. 38, 314). Hier hatte der Einſender der Löſung 
zugleich den Geldbetrag für die Hausbibliothek zu leiſten. Das fehlt 
in dem vorliegenden Fall. Darin unterſcheidet er ſich auch weſentlich 
von den Tatbeſtänden der Urteile in RG. 16, 83; 25, S. 180, 256. — 
Nun ſollten allerdings die Einſender auch das Recht haben, um 
50 A oder um 2,50 A Bilder zu erwerben. Aber dieſe Bilder 
wurden nicht unter ihnen ausgeloſt. Es handelte ſich alſo nicht um 
einen einheitlichen Vertrag, wie in allen Fällen, in denen bisher das 
NG. eine Ausſpielung angenommen hat, ſondern um zwei völlig ge⸗ 
trennte Verträge: einen Vertrag mit Verloſung ohne Einſatz und 
einen Kaufvertrag. Die beiden Verträge können ſchon aus dem 
Grunde nicht zuſammengezogen werden, weil die Einſender keinerlei 
Verpflichtung zum Kauf der Bilder übernommen haben. Ich kann 
daher die Verurteilung aus § 286 nicht für gerechtfertigt halten. Man 
denke etwa an ſolgenden Fall. Bei dem Gaſtwirt A. pflegt jeden 
Montag eine Geſellſchaft von zwölf Herren ohne beſondere Abgabe 
zu kegeln. A. ſpendet der Geſellſchaft ein Ferkel, das der Sieger 
dieſes Montags erhalten ſoll. Er rechnet dabei mit der Hoffnung, 
daß an dem Abend viel mehr getrunken würde als ſonſt. Sollte 
auch in dieſem Falle aus 3 236 verurteilt werden? 

Geh. Juſtizrat- Prof. Dr. v. Liſzt. 
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hat er darauf gerechnet, er werde zum mindeſten von jedem 
Einſender der Löſung deſſen Adreſſe und damit ein Mittel zum 
Anknüpfen der Geſchäftsverbindung erlangen, von vielen auch 
die 50 & für das einfache Bild, von anderen die Beſtellung 
auf das teurere Bild, und es werde ihm gelingen, außerdem 
noch einen Teil der Bezieher des teureren Bildes zum Beſtellen 
des zum Gegenſtücke gehörigen Rahmens zu bewegen und daraus 
feinen Gewinn zu ziehen. Das LG. hat nach § 286 StGB. 
verurteilt: 1. Mit Unrecht wendet der Angeklagte gegen die 
Verurteilung ein, eine Ausſpielung im Sinne des Geſetzes liege 
nur dann vor, wenn — was im vorliegenden Falle nicht feſt⸗ 
gefett fi — der Einſatz der Spieler nach der Abſicht des 

eranſtalters die Koſten der Ausſpielung decken ſolle. Ein 
ſolches Erfordernis iſt weder dem Wortlaut, Sinn und Zweck 
des 8 286 StGB. noch dem Begriffe der Ausſpielung im 
allgemeinen zu entnehmen. Wohl wird häufig mit der ent⸗ 
geltlichen Alan der Zweck verbunden fein, daß der Ver⸗ 
anſtalter aus den Einſätzen ſeine Betriebskoſten decken und 
noch Überſchuß erzielen ſoll. In nicht wenigen Fällen aber 
werden mit der Ausſpielung andere Zwecke verfolgt, die es 
dem Veranſtalter nebenſächlich erſcheinen laſſen, ob er gerade 
aus den Spieleinſätzen ſeine Koſten deckt und Gewinn zieht. 
Er hofft oft gerade dadurch, daß er die Ausſpielung oder 


Lotterie für die Spieler beſonders günſtig und für fi ber- 
luſtreich geſtaltet, die Spielleidenſchaft außergewöhnlich ans 
zureizen und die Allgemeinheit um ſo ſicherer zu ſeinem anderen 


gewinnbringenden Endzweck hinzuleiten. Es iſt nicht ein⸗ 
N welcher Grund es rechtfertigen ſollte, daß gerade für 
70 che Fälle, in denen doch die Gefährdung durch die Lotterie 
oder Ausſpielung beſonders naheliegt, der Staat ſich des Er⸗ 
forderniſſes der obrigkeitlichen Erlaubnis oder doch des ſtraf⸗ 
rechtlichen Schutzes für das Gebot der Einholung der Erlaubnis 
begeben ſoll. Auch wäre es ſchwer begreiflich, welchen Sinn 
es haben ſollte, daß die Prüfung, ob eine ſolche Veranſtaltung 
ungünſtig oder gefährlich iſt, nicht vor der Betriebseröffnun 
durch die berufene Verwaltungsbehörde, ſondern nachher durch 
das Gericht vorgenommen werden ſoll. Das Reichsgericht hat 
denn auch niemals für die Anwendung des 8 286 das Er⸗ 
fordernis aufgeſtellt, daß die Ausſpieleinſätze oder Lotterie⸗ 
einſätze beſtimmt ſein müßten, die Koſten zu decken oder Gewinn 
zu bringen, und es hat immer daran feſtgehalten, daß die 
Prüfung, ob eme ſolche Veranſtaltung vorteilhaft iſt, in den 
Geſchäftsbereich der zur Erteilung der Erlaubnis berufenen 
Behörde fällt (vgl. RGSt. 1, 53 f.; 2, 390 f.; 10, 398; 
16, 83 f.). Von dieſem Grundſatze kann auch im vorliegenden 
Aug nicht abgewichen werden. 2. Fehlgehen aber ebenſo die 

usführungen der Reviſion, mit denen dargetan werden ſoll, 
daß im vorliegenden Falle überhaupt keine Einſätze geleiſtet 
worden ſeien. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob und in welchem 
Zuſammenhange ſchon in dem Einſenden der Rätſellöſungen 
durch die Poſt ein „Einſatz“ gefunden werden konnte. Denn 
es iſt feſtgeſtellt, daß nach dem Willen des Angeklagten der 
Nutzen des ganzen Unternehmens für ihn darin liegen ſollte, 
daß ein Teil der Rätſellöſer von ihm die angebotenen ge⸗ 
rahmten Bilder kaufen ſollte. Nach der feſtſtehenden Recht⸗ 
ſprechung des RG., von der abzuweichen auch jetzt kein genügender 
Anlaß beſteht, kann in ſolchen Fällen in den Kaufpreiſen, die 
der Ausſpielende erwartet, zugleich auch der Einſatz für die 
zu gewährende Gewinnhoffnung erblickt werden (RGSt. 34, 
447). Rechtlich ohne Belang iſt, ob dieſer Einſatz von ſeiten 
des beteiligten Spielers ſchon im Augenblicke ſeiner Beteiligung 
durch Einſenden der Rätſellöſung oder erſt ſpäter bei der Be⸗ 
ſtellung oder dem Empfang der gekauften Ware gezahlt wird, 
entſcheidend nur, ob der Unternehmer dieſe Leiſtungen der 
Spielteilnehmer von vornherein als deren Gegenleiſtung für die 
Darbietung der Gewinnausſicht in Ausſicht genommen und in 
Berechnung geſtellt hat. War dies der Fall, und das iſt feſt⸗ 
geſtellt, fo lag ein Ausſpielunternehmen mit verſtecktem Einſatz 
vor. Ob ſich die Spieler der Art ihrer Einſatzleiſtung im 
einzelnen bewußt geworden ſind und ob alle Teilnehmer oder 
nur ein Teil davon Einſätze leiſteten und leiſten ſollten, iſt 
für die allein zu löſende Frage, ob eine Ausſpiel-Veranſtaltung 
vorlag, ohne Belang. Freiſpieler finden ſich bei vielen Lotterien 


und Ausſpielungen in geringerer oder größerer Zahl. Die 
Annahme, daß gegen Einſatz geſpielt wurde, findet alſo im 
angefochtenen Urteil ihre genügende Rechtfertigung. (U. v. 
4. 4. 16, V 80/16.) 


* 13. [StGB. § 329. Nichterfüllung von Lieferungsverträgen 
ſc ne Die Strafbeſtimmung umfaßt nicht nur das Ver: 
en ( 


orſatz und Fahrläſſigkeit) bei Erfüllung, ſondern auch 
beim Abſchluß von Lieferungsverträgen. Unzuperlätfige diefen 
ſollen vom Abſchluß ſolcher Verträge abgehalten werden. (U. v. 
6. 6. 16, V 169/16.) 

14. [St62. 8 3705. Bei Prüfung der Frage, ob Ent⸗ 
wendung geringwertiger Gegenſtände vorliegt, können auch die 
gegenwärtigen Zuſtände der Knappheit und Teuerung berückſichtigt 
werden.] Ob 3 Pfund Butter im Werte von etwa 8 & als 
eine geringe Menge von unbedeutendem Werte anzuſehen ſind, 
it im weſentlichen Tatfrage. Bei ihrer Entſcheidung durften 
die gegenwärtig herrſchenden Knappheits⸗ und Teuerungs⸗ 
verhältniſſe hinſichtlich dieſes Nahrungsmittels fo, wie geſcheben, 
berückſichtigt werden. Die Menge war, auch bei einer Mehtheit 
von Tätern, in ihrer Geſamtheit zu würdigen (RGSt. 8, 400), 
ob fie auch den Angehörigen der Täter zugute kommen folk, 
iſt für ihre Erheblichkeit nicht von Belang (RGSt. 13 S. 371 (376), 
wohl aber, ob ſie aus einem Nahrungsmittel beſtand, das — 
überhaupt oder unter derzeitigen Lebensverhältniſſen — nur in 
geringen Quantitäten auf einmal genoſſen zu werden pflegt, 
weil es eine bloße Zugabe zu anderen Speiſen bildet. Ein 
Wert von 8 & konnte auch bei beſtehender Teuerung nach Lage 
der hier feſtgeſtellten Umſtände als nicht unbedeutend erachtet 
werden. (U. v. 30. 5. 16, II 185/16.) 


* 15. [GO. 8 435, PrPreß G. v. 12. Mai 1851 89 10, 4]. 
Verteilung von Druckſchriften in en] Die nicht gewerbs⸗ 
mäßige Verteilung von Druckſchriften in Räumen unter Dach 
und Fach (Flure und Korridore unverſperrter Wohnhäuſer) it 
nicht von der Erlaubnis der Ortspolizeibehörde abhängig, 
GO. 8 435. „Offentliche Orte“ im Sinne von 88 10, 4! 
PrPreßG. v. 12. Mai 1851 und „geſchloſſene Räume“ m 
Sinne von GO. $ 435 find nicht Gegenſätze, die ſich aus 
ſchließen. (U. v. 6. 6. 16, II 213/16.) 

16. [236. $ 134. Konterbande.] Unternehmen ber 
Ausfuhr im Sinne von 8 134 VG. umfaßt zwar nicht 
Vorbereitungshandlungen, aber die Ausfuhr einer Sache iſt 
unternommen, ſobald der Transport derſelben an die Grenze 
begonnen hat. Entfernung der Sache aus dem Lagerraum 
und Fortbewegung durch den Hausgang kann Anfang der 
Ausführung des Transportes an die Grenze darſtellen. (U. d. 
31. 5. 16, I 247/16.) 


17. [Nahrungsmittelgeſetz S 102. „Verdorben“ find auch 
in ihrer Tauglichkeit geminderte Nahrungsmittel.] Die Straf⸗ 
kammer ſtellt feſt, das der Angeklagte das Fleiſch eines Kalbes, 
das erſt nach dem Verenden „abgeſtochen“ worden war, unter 
Verſchweigung dieſes Umſtandes als vollwertig verkauft hat, 
ſie nimmt an, daß ſolches Fleiſch zum Genuß für Menſchen 
tauglich, aber nach allgemeiner Anſchauung in ſeiner normalen 
Verwendbarkeit erheblich verringert, in feinem Nahrungs- und 
Genußwert erheblich herabgeſetzt ſei, daß ſein Verkaufswert um 
ein Viertel geringer ſei als der des vollwertigen Fleiſches, daß 
es deshalb verdorben im Sinne des 8 10 Nr 2 NahrMitteld. 
ſei, und hat deshalb den Angeklagten auf Grund dieſes Geſetzes 
beſtraft. Darin tritt ein dem Angeklagten nachteiliger Rechts⸗ 
irrtum nicht zutage. Allerdings iſt in dem Urteil des er 
kennenden Senats vom 12. Januar 1882, RGSt. 5, 343, auf 
geſprochen, daß als verdorben im Sinne des Nahrungsmittel- 
geſetzes nur ein ſolches Nahrungs- oder Genußmittel anzuſehen ſei, 
das infolge von Veränderungen des regelmäßigen („normalen“) 
Zuſtandes nach allgemeiner Anſicht zum Genuß von Menſchen 
ungeeignet ſei, und daß der Umſtand, daß ein Tier ohne 
Schlachtung verſtorben ſei, noch nicht zu der Annahme berechtigt, 
das von einem ſolchen Tiere herrührende Fleiſch ſei im Sinne 
des Geſetzes verdorben. In anderen Urteilen des NG. wird 
indes eine ſtrengere Auslegung des Geſetzes vertreten. Danach 
iſt, um ein Nahrungsmittel als verdorben im Sinne des 
Nahr Mittel G. erſcheinen zu laſſen, nicht erforderlich, daß es 
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völlig zum Genuß untauglich oder unbrauchbar wäre, es genügt 
vielmehr, daß es nachteilige Veränderungen erlitten hat, durch 
die ſeine Tauglichkeit im Verhältnis zum regelmäßigen und im 
Verkehr allgemein vorausgeſetzten Zuſtand und unter Berück⸗ 
ſichtigung der Anforderungen, die das Publikum an ein Nahrungs⸗ 
mittel dieſer (regelmäßigen) Art ſtellt, gemindert wird. So 
namentlich (ſchon vor dem erwähnten Urteil des erkennenden 
Senats) der II. und der III. StS. in den Urteilen vom 
5. Oktober 1881 und 3. Januar 1882, RG St. 5 S. 287, 290, 
ferner RG St. 12, 407; 26, 419; RGgſpr. 9, 355. Urteil 
des IV. StS. vom 22. April 1904 g. B., D. 6296/03. Ins⸗ 
beſondere iſt RG—St. 5, 287 angenommen, daß ſchon ein der 
Regel gegenüber verminderter Nährwert Fleiſch als verdorben 
kennzeichnen kann, und im Urteil des III. StS. vom 5. Februar 
1906 g. H., 3 D. 944/05 iſt anerkannt, daß ſogenanntes minder⸗ 
wertiges — zum Genuß für Menſchen taugliches, aber in ſeinem 
Nahrungs⸗ und Genußwert herabgeſetztes — Fleiſch im Sinne 
des Fleiſchbeſchaugeſetzes als verdorbenes Fleiſch im Sinne des 
Nahr Mittel G. betrachtet werden kann. Dieſer ſtrengeren Aus⸗ 
legung hat ſich der erkennende Senat bereits im Urteil vom 
31. Januar 1893, RGSt. 28 S. 409 (411) angeſchloſſen, und 
daran iſt feſtzuhalten. Zweck des NahrNittel G. iſt u. a., 
der aus eigennützigen Beweggründen entſpringenden Unlauter⸗ 
teu im Verkehr entgegenzutreten; das Publikum ſoll davor ge⸗ 
ſchützt werden, verdorbene oder verfälſchte Nahrungsmittel als 
„normale“ zu kaufen und zu bezahlen; deshalb ſoll der Ver⸗ 
käufer genötigt werden, den Kaufliebhabern die Möglichkeit zu 
gewähren, von der, wenn auch nicht völlig unbrauchbaren oder 
geſundheitsgefährlichen, ſo doch minderwertigen Beſchaffenheit 
der Ware Kenntnis zu nehmen, und er ſoll beſtraft werden, 
wenn er dem Käufer die wirkliche Beſchaffenheit der Ware ver⸗ 
ſchwiegen oder verborgen und ihn dadurch verleitet hat, etwas 
zu kaufen, was er, wenn er ſeine Beſchaffenheit gekannt hätte, 
nicht als ein ihm zuſagendes Nahrungsmittel angeſehen hätte. 
Begründung zum Nahr Mittel. S. 8, 19, 20. NGSt. 5 
S. 287, 290 (292); 23 S. 409 (414). Dieſer Zweck des Ge⸗ 
ſetzes würde nur ſehr unvollkommen erreicht werden, wenn nur 
zum menſchlichen Genuß ungeeignete und nicht auch im Ver⸗ 


hältnis zu der im Verkehr üblichen und allgemein vorausgeſetzten 


Beſchaffenheit minder geeignete, insbeſondere in ihrem Nährwert 
herabgeſetzte Nahrungsmittel als im Sinne des Geſetzes ver⸗ 
dorben anzuſehen wären. Demgemäß bezeichnet die Begründung 
zum Nahr Mittel G. S. 8, 19 als Aufgabe des Geſetzes u. a., 
zu ver hindern, daß dem Publikum Gegenſtände dargeboten werden, 
die durch Verfälſchung oder inneren Verderb in ihrem Nähr⸗ 
wehrt verringert und deshalb ihren Zweck zu erfüllen mehr 
oder weniger untauglich ſind, und S. 21 wird unter „Verderben“ 
der „natürliche Prozeß“ (im Gegenſatz zum Verfälſchen) ver⸗ 
ſtanden, durch den eine Ware verſchlechtert wird. Die Straf⸗ 
kammer hat deshalb rechtlich nicht geirrt, wenn ſie das Fleiſch 
des verendeten Kalbes als verdorben im Sinne des Nahr Mittel. 
erachtete. Das Fleiſchbeſchaugeſetz geht davon aus, daß grund— 
ſätzlich nur das Fleiſch geſchlachteter Tiere zum Genuß für 
Menſchen tauglich iſt. Nach den dazu ergangenen Ausführungs— 
beſtimmungen A des Bundesrats § 2 Abſ. 2 kann auch das 
Fleiſch von Tieren, deren Tod durch äußere Einwirkung ohne 
vorherige Krankheit plötzlich eingetreten iſt, zum Genuß für 
Menſchen verwendet werden, dagegen iſt nach $ 33 Abſ. 2 als 
zum Genuß für Menſchen untauglich der ganze Tierkörper an⸗ 
zuſehen, wenn das Tier eines natürlichen Todes geſtorben oder 
im Verenden getötet iſt. Ob damit die Annahme der Straf⸗ 
kammer, daß das Fleiſch des verendeten Kalbes zum Genuß 
für Menſchen tauglich geweſen ſei, vereinbar oder danach noch 
rechtlich möglich iſt, bedarf keiner Erörterung, weil der An⸗ 
geklagte durch dieſe Annahme nicht beſchwert iſt. Auch dadurch 
iſt er nicht beſchwert, daß er nicht auch wegen Betruges beſtraft 
iſt. (u. v. 31. 5. 16, I 197/15.) 

18. [W3G. 88 12, 14. Verletzung eines Kombinations⸗ 


warenzeichens. Warenzeichenmäßige Verletzung eines Wort⸗ 
zeichens.] 1) Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt beſteht aller: 


Zu 18. Sobald es Wortmarken gab und die Wortmarken auch 
auf Ankündigungen angebracht werden durften, konnte man die Frage 
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dings das hier in Betracht kommende, für die Nebenklägerin 
eingetragene Warenzeichen aus dem Bilde eines Salamanders 
und der Umſchrift „Marke Salamander“, während der An⸗ 
geklagte in ſeiner Ankündigung nur das Wort „Salamander“ 
verwendet hat, indem er die angekündigten Schuhwaren als 
„Salamander Damen-Stiefel und Halbſchuhe“ bezeichnete. 
Allein dieſer Umſtand ſtand der Annahme der Vorinſtanz, es 
liege hier ein Verſehen der Ankündigung mit dem geſchützten 
Warenzeichen der Nebenklägerin im Sinne von § 14 a. a. O. 
vor, nicht entgegen. Wenn das Zeichen der letzteren auch aus 
Wort und Bild gemiſcht iſt, alſo ein ſogenanntes Kombinations⸗ 
zeichen darſtellt und bei einem ſolchen im allgemeinen weder 
auf das Bild noch auf das Wort ausſchließlich Gewicht zu 
legen, vielmehr der Geſamteindruck entſcheidend iſt, ſo kam doch 
hier in Betracht, daß Wort und Bild denſelben Begriff dar— 
ſtellten, alſo jeder Beſtandteil des Zeichens für ſich allein ſchon 


aufwerfen, ob die Erwähnung des Wortes im Kontext der An⸗ 
kündigung als eine Verletzung des Markenrechtes zu betrachten ſei. 
Natürlich kann ein unlauterer Wettbewerb vorliegen, ſofern hierdurch 
ein unrichtiger Schein erweckt wird. Der falſche Markengebrauch aber 
iſt eine beſonders hervorſtechende und durch ſpezielle Merkmale ge⸗ 
kennzeichnete Form des unlauteren Wettbewerbes, die darin beſteht, 
daß man die Ware oder die die Ware begleitenden oder ſie betreffen⸗ 
den Schriftſtücke mit dem Markenworte bezeichnet. 

Zutreffend hebt das RG. hervor, daß nicht jede Erwähnung des 
Markenwortes im Kontext der Ankündigung als Bezeichnung zu 
betrachten iſt, ſo z. B. nicht, wenn in der Ankündigung eine geſchicht⸗ 
liche Darſtellung gegeben und dabei auch jenes Markenwortes gedacht 
wird. Wohl aber liegt dann eine Bezeichnung vor, wenn der ganze 
Kontext ergibt, daß der Gebrauch des Markenwortes eine Verbindung 
zwiſchen der Ware und dem ſprachlichen Ausdruck herſtellen ſoll. 
Dies kann aber nicht nur dadurch erfolgen, daß das Wort, wie 
häufig, durch Druck ausgezeichnet oder etwa mit einer Umränderung 
oder einer ſonſtigen graphiſchen Hervorhebung verſehen wird, ſondern 
auch dadurch, daß überhaupt die Erwähnung in einer Weiſe geſchieht, 
welche darauf hinweiſt, daß man der Ware das Wort anhängen will; 
ſo insbeſondere, wenn die Erwähnung gar keinen anderen Sinn 
haben kann, als daß der Ankundigende feiner Ware die wirtſchaſtliche 
Kraft des Markenwortes zu verleihen ſucht. 

In dieſer Beziehung geht aber das RG. nicht weit genug. Der 
Hauptfall wird natürlich dann vorliegen, wenn jemand das Marken⸗ 
wort gebraucht, um zur Darſtellung zu bringen, daß die Ware von 
der Produktionsſtätte ſtammt, aus welcher die mit der Marke be⸗ 
zeichneten Waren herzurühren pflegen. Aber die mißbräuchliche 
Abſicht kann auch eine andere ſein. Wenn jemand ſich des Wortes 
bedient, um ihm den Charakter als Herkunftsbezeichnung zu nehmen 
und es auf den Stand einer bloßen Beſchaffenheitsbenennung herab— 
zudrücken, ſo iſt auch dies eine Markenverletzung; denn der Berechtigte 
braucht ſich nicht gefallen zu laſſen, daß durch ſolche Mittel das Zeichen 
den individuellen Markencharakter verliert und zum allgemeinen 
Gebrauchszeichen herabſinkt. Aber noch mehr; er braucht ſich 
nicht gefallen zu laſſen, daß die mit dem Wortzeichen verbundene 
Suggeſtion von einem anderen benutzt wird; denn man darf nicht 
verkennen, daß bei einem Markenwort neben dem Herkunftsgedanken 
immer eine gewiſſe Suggeſtion einherläuft, die auch dann noch wirkt, 
wenn der Eindruck der Marke als Herkunftsbezeichnung verblaßt. 
Wollte man dem Berechtigten hiergegen die Kampfmittel verſagen, 
ſo würde es ihm unmöglich ſein, ſich gegen den Verderber ſeines 
Nechtes zu wehren. Mit anderen Worten, es genügt, daß die An: 
kündigung in der Art gefaßt iſt, daß eine Beziehung zwiſchen 
Markenwort und Ware hergeſtellt wird, auch dann, wenn die Art 
der Darſtellung nicht dazu führt, daß das Markenwort auf eine be⸗ 
ſtimmte Produktionsſtätte hindeutet. 


Zu bemerken iſt noch, daß ſolche Ankündigungen oft nur ſchnell 
und flüchtig geleſen werden und daß ſie, wenn der Kontext ihrer Worte, 
ſorgfaltig betrachtet, einen anderen Sinn ergibt, doch als Marken— 
verletzung gelten können, ſobald ſie ſo gefaßt ſind, daß viele Leſer 
das eine oder andere überſehen und deshalb den Eindruck einer 
Beziehung zwiſchen Wort und Ware davontragen. 

Noch eine andere Betrachtung läßt ſich an dieſes Urteil anreihen: 

Wort und Bildzeichen können in Wechſelbeziehung zueinander 
ſtehen, worüber ich auf mein Warenzeichenrecht S. 168 f. verweiſen 
kann. Wenn daher die eingetragene Marke Bild und Wort kombi: 
niert, ſo kann auch in der bloßen Wiedergabe von Bild oder Wort 
eine Verletzung liegen. Ja, ſelbſt wenn bloß das Zeichen oder bloß 
das Wort eingetragen iſt, ſo kann der wechſelweiſe Gebrauch von 
Wort oder Zeichen eine Markenverletzung enthalten. 


Geh. Juſtizrat Prof. Dr. Joſef Kohler, Berlin. 
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dieſelbe Kennzeichnungskraft hatte und das gleiche Erinnerung» 
bild erzeugte, wie beide zuſammen. Demgemäß hat die Straf⸗ 
kammer auch feſtgeſtellt, daß das Bild und das Wort Salamander 
hier als gleichwertig en feien. Sie bat alfo angenommen, 
daß ſchon jeder der beiden Beſtandteile des Zeichens für ſich 
allein vom Publikum als weſentliches Kennzeichen der ganzen 
Hägeriihen Marke anerkannt werde. Von dieſer tatſächlichen 
Grundlage aus durfte die Strafkammer auch ſchon den Gebrauch 
des bloßen Wortes Salamander zur Bezeichnung der zum Verkauf 
geſtellten Schuhwaren in der 
erachten. RGZ. 53 S. 92 (94) und Urt. des II. ZS. vom 
19. September 1911, II 134/11, JW. 1911, 952286; MarkſchW. 
11, 194. Dagegen ergibt die Urteilsbegründung hinſichtlich der 
Seblasems dieſes Tatbeſtandsmerkmals ein anderes rechtliches 
edenken. Nach der Rechtſprechung des RG. liegt eine Ver⸗ 
letzung der durch 8 12 WZ. geſchützten Rechte des eins 
getragenen Inhabers nur dann vor, wenn das geſchützte 
Zeichen, insbeſondere bei Wortzeichen die geſchützten Worte, 
warenzeichenmäßig, d. h. nach der Auffaſſung des Verkehrs 
als Warenzeichen — als Hinweis auf die Herkunft der Ware 
aus einem beſtimmten Geſchäftsbetriebe und als Merkmal der 
Ware zur Unterſcheidung von den Waren aus anderen Be⸗ 
trieben — gebraucht iſt. Dagegen entfällt die Anwendbarkeit 
der 88 12 und 14 WZ3G., wenn die geſchützten Worte bloß 
ur Benennung einer Ware, zur Bezeichnung ihrer Art und 
eſchaffenheit benutzt werden. Ob das eine oder das andere 
der Fall iſt, richtet ſich danach, wie die beteiligten Verkehrs⸗ 
kreiſe die Kundgebung auffaſſen und iſt demgemäß Tatfrage. 
RG. 42 S. 15 (20); 49 S. 52 (56); JW. 1911, 66”; 
1912, 10635. In § 14 WZ. wird für die hier in Betracht 
kommende Tatbeſtandsform vorausgeſetzt, daß die Ankündigung 
mit dem geſchützten Warenzeichen „verſehen“ wird. Letzterer 
Begriff deckt ſich mit demjenigen des „Anbringens“ des Waren⸗ 
ichens auf Ankündigungen, das in § 12 WEG. als aus⸗ 
ſchließliches Recht des Warenzeicheninhabers hervorgehoben 
wird. Der Ausdruck „auf Ankündigungen anbringen“ bildet 
keinen Gegenſatz zu einem Anbringen des Zeichens in An⸗ 
kündigungen. Das Verbot des § 14 iſt deshalb nicht etwa 
auf ein Anbringen des Zeichens außerhalb des Kontextes der 
Ankündigung zu beſchränken, vielmehr genügt jedes Anbringen, 
wodurch das Zeichen als ſolches äußerlich in die Erſcheinung 
tritt, mag dies innerhalb oder außerhalb des Kontextes ge⸗ 
chehen. Immer muß aber das Wortzeichen in der An⸗ 
ündigung derart angebracht, d. h. mit ihr mittels Schrift⸗ 
buchſtaben dergeſtalt in äußerlich ſichtbare Verbindung an⸗ 
gebracht ſein, daß es geeignet iſt, auf die Herkunft der Ware 
aus dem Geſchäftsbetriebe des Zeicheninhabers hinzuweiſen. 
Häufig geſchieht dies in der Weiſe, daß das Wortzeichen aus⸗ 
gerückt und beſonders groß geſchrieben, in Anführungszeichen 
geſetzt oder unterſtrichen wird. Keinesfalls darf es ſich aber 
um eine bloße Benennung der Ware oder um eine Angabe 
ihrer Beſchaffenheit handeln, ſondern immer muß die Ver⸗ 
wendung des Zeichens eine derartige ſein, daß dritte Perſonen 
in den Glauben verſetzt werden können, die angekündigte Ware 
folle mit den geſchützten Worten bezeichnet werden. RGZ. 38, 
104; RGSt. 41, 78; PatMuſt Zeich Bl. 5, 154; IW. 1904, 
1845“ und RG. vom 16. 1 1915, 3 D. 801/15. Dieſen 
Geſichtspunkten iſt in den Gründen des angefochtenen Urteils 
nicht Rechnung getragen; es fehlt jede Angabe darüber, in 
welcher Weiſe das Wortzeichen Salamander in der Zeitungs⸗ 
anzeige verwendet iſt und ob dadurch bei den Leſern der Eindruck 
hervorgerufen werden konnte, das Wort Salamander diene 
hier zur Kennzeichnung der Ware. (U. v. 6. 6. 16, IV 288/16.) 
19. IKunſtſchutzgeſez vom 9. Januar 1907 8 23%, 
Berechtigtes Intereſſe des Abgebildeten.] Ein berechtigtes 
Intereſſe des Abgebildeten kann, wie auch die Begründung 
zum Entwurf des Kunſtſchutzgeſetzes (Druckſ. des RT. 11. LP. 
II. Sell. 1905/06 Nr. 30 S. 31) ergibt, u. a. in der Verhütung 
einer Verwendung des Bildniſſes für Zwecke liegen, mit denen 
eine Verletzung der dem Abgebildeten ſchuldigen Achtung oder 
eine Kränkung oder die Gefahr einer ſonſtigen Benachteiligun 
verbunden iſt. — Rechtsirrig iſt die Anſchauung, daß nur durch 
die Art der Darſtellung ein berechtigtes Intereſſe des Abe 
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gebildeten im Sinne von § 23 Abſ. 2 a. a. O. verletzt zu 
werden vermöge. Dies kann indes gleichermaßen, und zwar 
auch bei Darſtellungen, die an ſich würdig und künſtleriſch 
gehalten find, durch die Art der Verbreitung und der Zur⸗ 
ſchauſtellung geſchehen. (U. v. 30. 5. 16, IV 130/16.) 


20. [ WehrbeitrG. § 56. Innerer Tatbeſtand.] Der 
Angeklagte beftreitet, ſich bewußt geweſen zu fein, daß feine 
unvollkommene Angabe geeignet ſei, eine Verkürzung des W 
beitrages herbeizuführen. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob ein 
ſolches Bewußtſein überhaupt zum Tatbeſtande des § 56 
WehrbeitrG. gehört und ob nicht ſchon die Feſtſtellung genügt, 
daß die wiſſentlich unrichtige oder unvollſtändige Angabe — rein 
äußerlich genommen — zur Herbeiführung einer Verkürzung des 
Wehrbeitrages geeignet war, daß alſo das Tatbeſtandsmerkmal 
des Geeignetſeins nicht vom Willen des Täters umfaßt zu ſein 
braucht, ſondern nur eine ſogenannte objektive Vorausſetzung 
der Strafbarkeit bildet. Für letztere Auffaſſung ſpricht das 
Verhältnis des 8 56 zu § 58 WehrbeitrG. Nach 8 58 fol 
die dort vorgeſehene, bloße Ordnungsſtrafe dann eintreen, 
wenn nach den obwaltenden Umſtänden anzunehmen iſt, daß 
die in Frage kommenden Angaben nicht in der Abſicht gemacht 
worden ſind, den Wehrbeitrag zu hinterziehen. Hieraus kam 
geſchloſſen werden, daß in allen anderen Fällen, alſo nicht nur 
da, wo die Hinterziehungsabſicht feſtgeſtellt iſt, ſondern auch 
dann, wenn es im Zweifel bleibt, ob eine ſolche vorhanden 
war, die Beſtrafung aus § 56 erfolgen ſoll; dies um fo mehr, 
als andernfalls diejenigen Fälle, in denen die Hinterziehungs⸗ 
abſicht nicht nachgewieſen werden kann, andrerſeits aber auch 
nicht feſtzuſtellen iſt, daß die unrichtigen oder unvollkommenen 
Angaben nicht in Hinterziehungsabſicht gewollt wurden, weder 
nach § 56 noch nach § 58 WehrbeitrG. ſtrafbar fein würden. 
Auch § 57 würde auf fie nicht Anwendung finden, da er ja 
nicht nur die Feſtſtellung der Hinterziehungsabſicht, ſondern 
darüber hinaus noch das Vorliegen der weiteren, dort vor 
geſehenen Umſtände verlangt. Geht man aber davon aus, daß 
der Geſetzgeber Beſtrafung nach 8 56 ſchon dann eintreten 
laſſen wollte, wenn es im Zweifel bleibt, ob der Angeklagte in 
Hinterziehungsabſicht gehandelt hat, ſo ſpricht dies dafür, daß 
für das Tatbeſtandsmerkmal des Geeignetſeins in 8 56 em 
Bewußtſein des Täters, ſei es auch nur in der Form des 
bedingten Vorſatzes, nicht gefordert wird. Wollte man es 
fordern, fo könnte überall da aus § 56 nicht geſtraft werden, 
wo dieſes Bewußtſein nicht feſtgeſtellt werden kann, andrerſeits 
aber auch nicht feſtgeſtellt zu werden vermag, daß es nicht 
vorhanden war, wo ſein Vorhandenſein alſo im Zweifel bleibt. 
Das find in der Regel aber auch dieſelben Fälle, in denen in 
Zweifel gelaſſen werden muß, ob eine Hinterziehungsabſicht 
beſtand, und hinſichtlich deren, wie oben bemerkt, aus 8 58 
entnommen werden kann, daß der Geſetzgeber ſie unter die 
Strafe des 8 56 ſtellen wollte. Doch bedarf die Frage hier 
nicht der Entſcheidung. (U. v. 3. 6. 16, III 233/16.) 


** 21. [BRVO. vom 30. September 1914. Zahlungsverbot 
gegen England.] Der Angeklagte hat an Händler im neutralen 
Ausland den Kaufpreis engliſcher und franzöſiſcher Waren 
bezahlt. Die Händler haben die gezahlten Beträge oder doch 
ihren Wert mit Wiſſen des Angeklagten dazu benutzt, um die 
auf feine Warenbeſtellung hin im feindlichen Auslande an 
gefertigten Waren den dortigen Fabrikanten zu bezahlen. Cine 
ſtrafbare Verbotsübertretung, mittelbare Zahlung an das feind⸗ 
liche Ausland, liegt hierin nicht. Zahlung iſt Willenserklärung. 
Es mußte daher nachgewieſen werden, daß der Angeklagte den 
Willen gehabt hat, mit der zu Händen der neutralen Kaufleute 
bewirkten Zahlung die engliſchen und franzöſiſchen Warenherſteller 
zu befriedigen, und daß er dieſen Willen auch erklärt hat. Nur 
ein ſolcher Wille konnte die neutralen Händler zu Vermittlern 
und ſeine Zahlung zu einer mittelbar nach dem Ausland 

eleiſteten machen. Entſcheidend iſt nur der im Geſetz 5 1 zum 
Ausdruck gelangte Wille des Geſetzgebers, nicht wirtſchaftliche 
Geſichtspunkte. (U. v. 11. 4. 16, V 740/15.) 

* 22. Rechtsgültigkeit von Ausfuhrverboten.] Ausfuhr 
verbote können nicht nur in Geſetzesform, ſondern auch vom 
Bundesrat erlaſſen werden. Das Ausfuhrverbot betr. Arznei⸗ 
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mittel vom 31. Juli 1916 (S. 268) ift eine bundesrätliche Ans 
ordnung in der nach Art. 17 RV. ue dg Form einer 
kaiſerl. VD. und daher gültig. Eine ſolche VO. braucht nicht 
den Hinweis auf ihre verfaſſungsmäßige Grundlage zu enthalten. 
(U. v. 17. 4. 16, 1 144/16.) 

* 23. [BRVO. vom 10. Dezember 1914 über Höchſtpreiſe 
für Kupfer uſw. Irrtum über $ 9 dieſer BRVO. iſt als Irrtum 
über das Strafgeſetz unbeachtlich, da dieſe BRVO. ein abs 
geſchloſſenes Geſetz darſtellt. — Begriff des Überſchreitens von 
len Die Höchſtpreisfeſtſetzungen im Sinne des Reichs⸗ 
geſetzes betr. Höchſtpreiſe vom 4. Auguſt 1914 / 17. Dezember 1914 
ſtellen nach der Rechtſprechung des RG. ſelbſtändige Verwaltungs⸗ 
maßnahmen außerhalb des Strafgeſetzes dar, die der Täter 
kennen muß, ſoll er wegen vorſätzlichen Überſchreitens der Höchſt⸗ 
preiſe beſtraft werden. Allein die BRVO. vom 10. Dezember 
1914 über Höchſtpreiſe für Kupfer uſw. iſt nicht auf Grund 
jenes Reichsgeſetzes ergangen, ſondern fußt in $ 3 des Reichs⸗ 
1 über die Ermächtigung des Bundesrates zu wirtſchaft⸗ 
5 Maßnahmen vom 4. Auguſt 1914. Sie iſt ein ab⸗ 
geſchloſſenes Geſetz, deſſen Einzelbeſtimmungen unter ſich ein 
untrennbares Ganzes bilden. Ein Irrtum über 8 9 dieſer 
RVO. iſt daher Irrtum über das Strafgeſetz und unbeachtlich. 
— Aberſchreiten der Höchſtpreiſe fett keinen Vertragsabſchluß 
voraus, ſondern iſt eine einſeitige, einem anderen gegenüber 
vorzunehmende Handlung. Schon das Fordern von höheren 
Preiſen ſtellt ein vollendetes Vergehen dar. Das gilt nicht nur 

für das Höchſtpreisgeſetz vom 4. Auguſt 1914, ſondern auch 
für die BRVO. vom 10. Dezember 1914. Auch das Fordern 
Diet Preiſe „freibleibend“ iſt ſtrafbar, da zum Fordern oder 

nbieten begrifflich nicht die Gebundenheit des Fordernden oder 
Anbietenden gehört. (U. v. 8. 5. 16, III 99/16.) 

24. [ Höchſtpreisgeſetz. Für die Frage der Überſchreitung 
der Höchſtpreiſe iſt nicht der Ort des Vertragsabſchluſſes maß⸗ 
gebend. Der Angeklagte hat an mehrere Einwohner zu W. 

eſchrieben: „Für Butter zahle ich jetzt 1,50 & und ſehe Ihren 
ieferungen gern entgegen.“ Der Preis überſchritt die Höchſt⸗ 
iſe in W., nicht aber diejenigen am Wohnorte des Ange⸗ 
gten. Für die Frage, ob durch einen Vertrag die Höchſt⸗ 
preiſe überſchritten werden, iſt nicht der für den Ort des Ver⸗ 
tragsabſchluſſes feſtgeſetzte Höchſtpreis maßgebend, ſondern der 
vom Erfüllungsort des BGB. möglicherweiſe abweichende Ab⸗ 
lieferungsort. Der Höchſtpreis, der von einer lokalen Behörde 
für ihren Bezirk feſtgeſetzt wird, ergreift die Ware an dem Orte, 
an ſie ſich befindet. Die Entſcheidung im vorliegenden 
Falle hängt daher von der Auslegung der Worte ab: „Ich 
ſehe Ihren Lieferungen entgegen.“ Hat ſich der Angeklagte 
erboten, die Butter in W. abzunehmen oder hat er die Empfänger 
eingeladen, ihm die Butter als ihre Ware, ihr Eigentum nach 
ſeinem Wohnorte zu bringen und zu übergeben? Dies iſt Tat⸗ 
frage. (U. v. 1. 5. 16, I 160/16.) 


25. [Höchſtpreisgeſetz vom 4. Auguſt 1914/17. Dezember 
1914. Der Begriff der Mberfchreitung der Höchſtpreiſe umfaßt 
nicht nur den Abſchluß, ſondern auch die Erfüllung des Kauf⸗ 
vertrages.] Dem Angeklagten wird zur Laſt gelegt, in St. 
zwei Sack Weizenmehl, geliefert an den Bäckermeiſter G. in 
St., unter Überſchreitung der für St. beſtehenden Großhandels⸗ 
höchſtpreiſe verkauft zu haben. Das angefochtene Urteil hat 
nur geprüft, ob der Kaufvertrag im Banne von St. abgeſchloſſen 
iſt. Der Begriff Überſchreiten der feſtgeſetzten Höchſtpreiſe im 
Sinne des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 § 4 bzw. 17. Dezember 


1914 8 61 umfaßt aber nicht bloß den Abſchluß von Kauf⸗ 


verträgen, ſondern auch die Erfüllung. (Übergabe, Abnahme, 
Zahlung). So iſt von dem erkennenden Senat wiederholt ent⸗ 
ſchieden worden. (I 323/15 v. 14. 6. 15; 1292/15 v. 24. 6. 15; 
IW. 1915, 1269; 1 326/15 v. 21. 10. 15.) Durch die neueſte 
Faſſung des Geſetzes (23. März 1916 S. 183) iſt hieran nichts 
geändert worden. (U. v. 8. 5. 16, I 111/16.) 

* 26. IHöchſtpreisgeſetz. Fortſetzungstat.] Die Angeklagten, 
welche Metallgußteile zu liefern hatten, haben das erforderliche 
Metall von verſchiedenen Firmen während eines halben Jahres 
bezogen und Preiſe bewilligt, welche die Höchſtpreiſe überſtiegen. 
Die Annahme nur einer fortgeſetzten Höchſtpreisüberſchreitung 
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iſt unbedenklich, da die ganze Handlungsweiſe nach den hier 

egebenen Verhältniſſen auf einem einheitlichen Vorſatz 
beruhte, nicht nur auf einem allgemeinen Entſchluß, bei gegebener 

Gelegenheit auch über den Höchſtpreis einzukaufen. Die An⸗ 
geklagten hatten ſich zu großen Lieferungen in beſtimmten Zeit⸗ 
räumen verpflichtet, konnten das Metall von ihren Lieferanten 
zu den geſetzlichen Höchſtpreiſen nicht erhalten und entſchloſſen 
ſich daher, dieſen die verlangten Mehrpreiſe ſo lange zu bewilligen, 
als das Metall zu Höchſtpreiſen von ihnen nicht zu erlangen 
war. Die einzelnen Abſchlüſſe waren nur Ausflüſſe des Geſamt⸗ 
vorſatzes. (U. v. 26. 5. 16, II 151/16.) 


27. [BRVO. vom 10. Dezember 1914. Höchſſpreiſe für 
Kupfer uſw. Begründung des Fortſetzungszuſammenhangs.] 
Der Angeklagte hat als Käufer zahlreiche — anſcheinend 41 — 
Kaufverträge über Kupfer, W und Meſſingabfälle nach 
und nach mit acht verſchiedenen Verkäufern in der Zeit vom 
Februar bis Oktober 1915 1 und gegen fang 
des gekauften Metalls durch Zahlung erfüllt; bei allen Ver⸗ 
trägen hat er die Höchſtpreiſe der Bundesratsbekanntmachung 
vom 10. Dezember 1914 über Höchſtpreiſe für Kupfer uſw. 
(RGBl. S. 501) überſchritten; er iſt deshalb aus § 13 daſ. 
vom LG. verurteilt worden, und zwar unter Feſtſtellung nur 
einer fortgeſetzten Handlung. Das LG. begründet dieſe Feſt⸗ 
ſtellung wie folgt: Es ſei erwieſen, daß der Angeklagte ſich 
von vornherein vorgenommen habe, bei allen vorkommenden 
Einkäufen die Höchſtpreiſe für Re und Meſſing außer acht 
u laſſen und mehr zu zahlen. „Die Einzelhandlungen beruhen 
ſonach auf einem und demſelben Vorſatze, der ſich gegen 
dasſelbe Rechtsgut richtet.“ Die ſtaatsanwaltliche Nebiſton 
beanſtandet dies nicht ohne Grund als rechtsirrig. Das RG. 
hat in zahlreichen Entſcheidungen ausgeſprochen, daß eine der⸗ 
artige Begründung nicht ausreicht, die Annahme eines Fort⸗ 
ſetzungszuſammenhanges zu rechtfertigen. (Vgl. z. B ROSE. 26, 
175; 30, 163; 44 S. 392/395.) Was das LG. hier für 
erwieſen erklärt, beſagt kaum mehr, als daß der Angeklagte 
bereits bei der erſten Höchſtpreisüberſchreitung im Februar 1915 
entſchloſſen war, das Vergehen bei ſpäteren Einkäufen zu 
wiederholen. Dies allein reicht aber nicht aus, einen Fort⸗ 
ſetzungszuſammenhang im Rechtsſinne darzutun. Allerdings iſt 
die Frage, ob ein ſolcher Zuſammenhang vorliegt, eine weſentlich 
tatſächliche, und das RG. hat ſchon entſchieden, daß bei näherer 
tatſächlicher Ausführung die Bejahung der Frage dem Reviſions⸗ 
angriffe nicht unterliege. Aber hier fehlt dieſe Ausführung. 
Das LG. ſchließt, wie der oben angeführte Urteilsſatz, ins⸗ 
beſondere das Wort „ſonach“, zeigt, lediglich aus der von 
vornherein vorhandenen Geneigtheit der Wiederholung auf den 
Fortſetzungszuſammenhang. (U. v. 26. 5. 16, I 164/16.) 


28. [BRVO. vom 28. Oktober 1915. Höchſtpreiſe für 
Speiſekartoffeln. Transportkoſten. „Geſackt“.] Aber Transport⸗ 
koſten unter Benutzung anderer Transportmittel als der Eiſen⸗ 
bahn oder eines Waſſerfahrzeuges iſt in 8 1 Abſ. 3 keine 
Vorſchrift gegeben. Die Vereinbarung einer beſonderen Ver⸗ 
gütung für die Beförderung mit eigenem Fuhrwerk iſt daher 
zuläſſig, nur darf der Höchſtpreis nicht durch Vereinbarung über⸗ 
mäßig hoher Transportkoſten umgangen werden. — „Geſackt“ 
ſind Kartoffeln nur dann geliefert, wenn ſie nach der Ablieferung 
in den Säcken des Verkäufers verbleiben. (U. v. 26. 5. 16, 
IV 81/16. 


29. [BRVO. vom 23. Juli 1915. Preiswucher. Zweck 
der VO. Allgemeine Grundſätze. It) Gründe: Die Strafkammer 
geht von einem umichtigen Begriff des Rohgewinnes aus, wenn 
ſie den Einkaufspreis des Reiſes mit ſeinem Verkaufspreis 
— abzüglich des Rabatts — vergleicht und den ÜUberſchuß 
als Rohgewinn bezeichnet. Unter Ertrag oder „Gewinn“ 
im allgemeinen Sinne, d. h. das, was aus einem Gut bei 
ſeiner wirtſchaftlichen Verwertung „gewonnen“ wird, wird 
volkswirtſchaftlich der Erfolg an Güterverſchaffung verſtanden, 
der durch Verwertung anderer Güter, ſei es Sachgüter, Rechte 
oder Arbeit, erzielt wird. Die Größe des Ertrags ohne Rüde 
ſicht auf die zu ſeiner Erzielung gemachten Aufwendungen iſt 


Zu 29. Vgl. Anmerkung zu Nr. 30. 
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der Rohertrag (Bruttoertrag). Ihm ſteht der Neinertrag 
(Nettoertrag) gegenüber, der aus dem Überfchuß des Wertes 
des Rohertrags über den Wert der Aufwendungen beſteht. 
Den Rohertrag aus einem Verkaufe von Waren bildet daher 
immer der erzielte volle Kaufpreis, denn er iſt der Erfolg, der 
aus der Veräußerung der Ware erzielt wird. Er beträgt im 
vorliegenden Falle alfo nicht 9 , ſondern 30 %. Die vom 
LG. ſeiner Betrachtung e gelegten 9 & ſind aber auch 
nicht der Reinertrag (Reingewinn). Denn die zur Erzielung 
des Rohertrags von 30 & erforderlichen Aufwendungen des 
Angeklagten beſtanden nicht, wovon die Strafkammer irrtümlich 
ausgeht, nur in den 19 % Anſchaffungskoſten für das 
Pfund Reis, ſondern es iſt dieſen hinzuzurechnen der auf dieſe 
Ware fallende Anteil an den allgemeinen Betriebsunkoſten 
des Geſchäfts (Miete für den Geſchäftsraum, Löhne für die 
Angeſtellten, Unterhalt der Betriebsmittel, Reklame uſw.). Auch 
dieſe Aufwendungen ſind ebenſo wie die reinen Anſchaffungs⸗ 
koſten der Ware nötig, um dieſe an den Verbraucher abzugeben 
und von ihm dafür den Kaufpreis als den Rohertrag der Ware 
u erlangen. Erſt nach Abzug dieſer geſamten Koſten ergibt 
ſich dann die Höhe des Reingewinns aus dem Verkauf der 
einzelnen Ware, der in Gemeinſchaft mit den Reingewinnen 
aus anderen Waren zuſammengenommen den geſamten Unter⸗ 
nehmergewinn des Gewerbetreibenden aus dem ganzen Geſchäfte 
darſtellt. Für die Frage, ob bei einem Handelskauf ein Gewinn 
im Sinne von $ 5 Nr. 1 der BRVO. vom 23. Juli 1915 
vorliegt, iſt aber nur entſcheidend, ob ein Unternehmergewinn 
in dem dargelegten Sinne, d. h. ein Reinertrag, Nein: 
gewinn vorhanden iſt oder nicht. Es hätte daher nicht nur 
der Feſtſtellung der Anſchaffungskoſten für das Pfund Reis, 
ſondern auch der Feſtſtellung des Anteils, den ſein Vertrieb im 
Geſchäfte des Angeklagten an den allgemeinen Geſchäftsunkoſten 
nimmt, bedurft, um den Gewinn zu ermitteln, den der An⸗ 
geklagte aus einem Verkaufe erzielt, und zwar ſind, wenn der 
gegenwärtig gezogene Gewinn feſtgeſtellt werden ſoll, wie 
der gegenwärtig volle Anſchaffungswert des Reiſes auch die 
gegenwärtig für den Geſchäftsbetrieb aufzuwendenden allgemeinen 
Unkoſten zugrunde zu legen, ſofern nicht beſondere Umſtände 
dem entgegenſtehen, wie eigene Beteiligung an der Preistreiberei 
des Großhändlers bei dem Erwerb der Gegenſtände von ihm, 
unwirtſchaftliche und außer Verhältnis zum Gewinn ſtehende 
Aufwendung von Betriebsunkoſten, auf unlauteren Machen— 
ſchaften beruhende Geſtehungs- und Betriebsunkoſten u. dgl., 
für deren Vorliegen jedoch kein Anhalt gegeben iſt. Gleichwohl 
führen dieſe Mängel des Urteils nicht zu ſeiner Aufhebung, 
denn aus den eigenen Angaben des Angeklagten ergibt ſich, 
daß dieſe allgemeinen geſchäftlichen Unkoſten gegen— 
wärtig nicht größer ſind, als zur Zeit vor dem Kriege. 
Er ſagt ſelbſt, daß ſie „nicht herabgegangen ſeien“, und be— 
hauptet nicht, daß ſie größer geworden ſeien. Auch aus den 
übrigen Ausführungen des Urteils iſt zu entnehmen, daß dieſe 
allgemeinen Betriebskoſten ſür den Angeklagten durch den Krieg 
nicht gewachſen ſind. Iſt hiernach aber der Betrag des Anteils 
an jenen allgemeinen Koſten vor und während des Krieges als 
gleichboch anzunehmen, ſo ſcheiden ſie auch als Miturſache dafür 
aus, die die Verſchiedenheit der Höhe des Reingewinns aus 
einem Verkauf vor dem Kriege und aus den jetzt zur Anklage 
ſtehenden Verkäufen bedingt... .. Mit Recht 15 hat das 
LG. dieſen Unterſchied des Reingewinns aus den Verkäufen 
von Reis in Friedenszeiten mit dem erzielten Reingewinn aus 
den Verkäufen während des Kriegs zur Grundlage ſeiner Be— 
urteilung genommen. Dieſe Vergleichung trägt auch die Ent— 
ſcheidung, da ihre rechtliche Würdigung, trotz verſchiedener 
Unrichtigkeiten im einzelnen, im ganzen zutreffend erſcheint. 
Der Zweck der Verordnung vom 23. Juli 1915 geht dahin, 
für Gegenſtände des täglichen Bedarfs einen möglichſt niedrigen 
Verkaufspreis aufrechtzuerhalten, um das gemeinſame Durch— 
halten während des Krieges zu ermöglichen. Es ſoll deshalb 
nur die Preisſteigerung ſtattfinden, die durch die allgemeine 
Lage geboten iſt. Dagegen ſoll der Unternehmer weder die 
Kriegsnot zum Nachteil der Verbraucher für ſich ausnutzen, um 
einen Gewinn zu erzielen, den er ohne den Krieg nicht gezogen 
haben würde, noch ſoll er den ihn aus der Kriegsnot treffenden 


Schaden durch Preisaufſchläge auf die Verbraucher abwälzen 
dürfen. Im allgemeinen wird daher das Spannungsverhältnis 
zwiſchen dem Reingewinn vor dem Kriege und dem Reingewinn 
in dem Kriege einen Maßſtab dafür abgeben können, ob ein 
übermäßiger Gewinn vorhanden iſt. Vorausſetzung hierbei iſt 
jedoch, daß ſchon der im Frieden gezogene Reingewinn nicht 
übermäßig hoch iſt. Wenn dies der Fall iſt, würde auch der 
Fortbezug eines ſolchen Gewinnes, ſelbſt wenn gegen die 
Friedenspreiſe keine Steigerung eintreten würde, nicht erlaubt 
ſein. Nach den Feſtſtellungen des LG. war bei einem Einkaufs⸗ 
preis von 19 A für das Pfund Reis ein Verkaufspreis von 
28 & (einſchließlich des Rabatts) ein angemeſſener Verkaufs- 
preis, ſchloß alſo einen ausreichenden Reingewinn aus dem 
Verkaufe in ſich. Damit iſt zugleich feſtgeſtellt, daß der Rein⸗ 
gewinn auch eine angemeſſene anteilige Vergütung des Unters 
nehmerlohns, des Kapitalgewinns und der Riſikoprämie enthielt, 
für deren Aufbringung er ebenfalls zu dienen hat und deren 
Geſamtbetrag er überſteigen muß, wenn der Unternehmergewinn 
einen Anreiz zur Fortführung des Betriebes bieten ſoll. Hier⸗ 
nach würde eine Steigerung des Reingewinns um 37 & und 
5 ½ nur dann einen gerechtfertigten Grund haben, wenn etwa 
der Unternehmerlohn, d. h. der Teil des Reingewinns, der zur 
Vergütung der vom Unternehmer ſelbſt geleiſteten Arbeit dient, 
der Kapitalgewinn oder die Riſikoprämie dieſe verurſacht hätten. 
Das wird vom Angeklagten ſelbſt nicht behauptet, es liegt auch 
kein Anhalt für eine ſolche Annahme vor. Es iſt nicht erſichtlich, 
inwieweit der Angeklagte erhöhte perſönliche Arbeit gegen früher 
aufzuwenden hätte, wie das in dem Unternehmen ſtehende 
Kapital für ſich ſelbſt einen höheren Zins bringen könnte und 
inwiefern das Riſiko des ganzen Unternehmens gewachſen ſein 
fol. Was der Angeklagte ſonſt noch vorgeſchützt hat, läuft 
darauf hinaus, daß er meint, ſeine durch die Kriegslage er⸗ 
littenen Vermögensverluſte durch verminderte Einnahmen im 
allgemeinen und bei dem Reis insbeſondere auf die Verbraucher 
abwälzen zu können. Dieſem im Frieden an ſich deli 
und durch Angebot und Nachfrage von ſelbſt geregelten Ver⸗ 
fahren will eben die Verordnung entgegentreten. Die Kriegsnot 
ſoll von allen gemeinſam getragen werden. Ein durch ver⸗ 
minderten Umſatz verringerter Unternehmergewinn aus dem 
ganzen Geſchäftsunternehmen darf deshalb nicht dadurch wett⸗ 
gemacht werden, daß aus dem verminderten Rohertrag ein 
prozentual erhöhter Reinertrag gewonnen wird. Das RG. hat 
ferner bereits ausgeſprochen, daß auch ein verminderter Rein⸗ 
gewinn aus anderen Waren nicht dadurch ausgeglichen werden 
darf, daß aus den in der Verordnung bezeichneten Gegenſtänden 
ein größerer Gewinn gezogen wird. Denn alles dies würde 
dem Zweck der Verordnung widerſprechen, bei dieſen Gegen⸗ 
ſtänden den Preis in mäßigen Grenzen zu halten. (U. v. 2. 5. 16, 
IV 196/16.) 


30. BRV O. v. 23. Juli 1915. Preiswucher. Grund⸗ 
ſätze für die Berechnung des übermäßigen Gewinns. )) Bei der 
Prüfung, ob der Angeklagte ſich einer Preisforderung ſchuldig 
gemacht habe, in der ein übermäßiger Gewinn enthalten iſt, 


Zu 29 u. 30. Der IV. StS. geht in beiden Urteilen davon aus, 
daß der Reinertrag — das iſt der Überſchuß des Rohertrages über 
die Aufwendungen — zu decken hat: Unternehmerlohn, Kapitalzins 
und Riſikoprämie. Daraus wird in dem zweiten Urteil mit Recht 
die Folgerung gezogen, daß der Angeklagte mit dem Einwand zu 
hören ſei: wenn er das in das Unternehmen geſteckte Kapital ander⸗ 
weit angelegt hätte, würde er mehr Zinſen erhalten haben. Die 
höheren Geſtehungskoſten müſſen mit andern Worten davon abhalten, 
rein zahlenmäßig denſelben Betrag zuzuſchlagen, der im Frieden zur 
Gewinnbildung diente. Hat der Kaufmann an einem beſtimmten 
Gegenſtand früher 20 K verdient, fo ſoll die Frage des Vorliegens 
eines übermäßigen Gewinns nicht ſchon damit entſchieden fein, daß 
er jetzt vielleicht an demſelben Gegenſtand, der auch für ihn im Ein⸗ 
kauf teurer geworden iſt, 30 & verdient. Der Standpunkt, der in 
den ſogenannten „Richtlinien“ des Reichskanzlers zu der Bekannt 
machung über Preisbeſchränkungen bei Verkäufen von Web-, Wirk 
und Strickwaren vom 30. März 191 vertreten iſt, wird damit mit 
Recht reprobiert (ſ. dagegen auch mein Kriegswucherſtrafrecht S. 45). 

Die Berechnungsmethode, die das RG. verlangt, erſcheint indes 
ſo ſchwierig, daß ſie praktiſch kaum durchführbar ſein dürfte. Wie 
ſoll insbeſondere, was das zweite Urteil verlangt, ein Anteil der 


45. Jahrgang. 


find folgende Grundſätze zu beachten. Da nach den Feſtſtellungen 
der Strafkammer im Frieden ein Gemiſch von Tapiokamehl und 
Kartoffelmehl nicht gehandelt wurde, das vom Angeklagten ge⸗ 
handelte vielmehr erſt im Kriege als ein Erſatzmittel für das 
fehlende Weizenmehl hergeſtellt worden iſt, ſo kann ein Vergleich 
zwiſchen einem im Frieden und einem im Kriege gezogenen 
Reingewinn, wie es ſonſt angezeigt iſt, überhaupt nicht in Frage 
kommen. Ebenſowenig iſt ein Vergleich mit den Preiſen und 
dem Gewinn angängig, der im Frieden an dem zu erſetzen⸗ 
den Weizenmehl gemacht worden iſt, denn Geſtehungskoſten 
und Betriebsunkoſten für dieſes ſind verſchieden von denen des 
Erſatzmittels. Damit entfällt aber ohne weiteres auch der 
Wert eines Vergleichs beider Reingewinne. Ausſchlaggebend 
ſür die Berechnung des Reingewinns an dem vom Angeklagten 
hergeſtellten Erſatzmittel ſind alſo allein deſſen eigene Erzeugungs⸗ 
koſten, die ſich aus den Anſchaffungskoſten der einzelnen zu 
miſchenden Beſtandteile ergeben, zuzüglich der auf die hergeſtellte 
Ware entfallenden beſonderen Betriebsunkoſten (wozu möglicher⸗ 
weiſe Arbeitslohn und Koſten für den Beutel gehören), ſowie 
der anteiligen allgemeinen Betriebsunkoſten des ganzen geſchäft⸗ 
lichen Unternehmens. Daß namentlich letztere ebenſo wie die 
Geſtehungskoſten zu berückſichtigen ſind und nur der ihren 
Geſamtbetrag überſchießende Verkaufspreis den Reingewinn 
darſtellt, auf den allein es ankommt, hat der erkennende Senat 
bereits in dem Erkenntniſſe vom 2. Mai 1916, 4 D. 196/16 
dargelegt. Selbſtverſtändlich kommen hierbei auch die tatſächlich im 
Kriege vom Angeklagten aufgewendeten Geſtehungskoſten und die 
Betriebsunkoſten in Betracht. Es iſt verfehlt, wenn die Straf⸗ 
kammer ſolche nur inſoweit berückſichtigen will, wie ſie „für Artikel 
gleicher oder ähnlicher Art in der Zeit kurz vor Beginn des Krieges“ 
aufzuwenden notwendig waren. Nur inſoweit etwa die Zahlung 
der Preiſe für die Anſchaffung der Waren aus einer Beteiligung 
an einer Preistreiberei des Großhändlers oder ſonſt auf un⸗ 
lauteren Machenſchaften beruhte, würde ein ſolcher Preis nicht 
bei Berechnung des angemeſſenen Reingewinns Berückſichtigung 
verdienen. Dasſelbe würde gelten, wenn der Angeklagte dabei 
als Käufer für eine Zutat zu ſeiner Ware einen Höchſtpreis 
überſchritt, da ſich nach der Rechtſprechung des RG. die Feſt⸗ 
ſetzung der Höchſtpreiſe auch gegen den Käufer richtet, ein vom 
Recht gemißbilligter Kaufpreis aber nicht zur Grundlage für 
die Berechnung eines Reingewinns gemacht werden darf. Da 
für die Beurteilung des hiernach ſich ergebenden Gewinnes 
dahin, ob er übermäßig ſei, an dem Friedensgewinn ein Maß⸗ 
ſtab fehlt, iſt nach freiem richterlichen Ermeſſen feſtzuſtellen, ob 
er als übermäßig anzuſehen iſt oder nicht. Dabei ſind aber 
die Einwände des Angeklagten in bezug auf Kapitalaufwand 
und Riſiko nicht ohne weiteres von der Hand zu weiſen. Der 
Reingewinn hat, bevor er zur Kapitalbildung verwendet werden 
kann, was ſeine vornehmſte Aufgabe iſt, noch andere Aufgaben 
zu erfüllen, nämlich den Unternehmerlohn, den Kapitals 
zins und die Riſikoprämie zu decken. Erſt nachdem dies 
geſchehen iſt, kann er zur Kapitalbildung verwendet werden, 
nur inſoweit kann auch die Frage auftauchen, ob er als über⸗ 
mäßig zu beurteilen iſt. Ein Reingewinn, der nicht höher iſt, 
als daß er Unternehmerlohn, Kapitalzins und Riſikoprämie 


allgemeinen Betriebsunkoſten für den einzelnen Artikel errechnet werden? 
Man wird auf die im Frieden üblichen Prozentſätze zurückgehen müſſen, 
die, wenn der Zuſchlag eines höheren Einkaufspreiſes gilt, in gewiſſem 
Sinne zu reduzieren ſind (ſ. dazu mein Kriegswucherſtrafrecht S. 44f.). 

Intereſſant, aber nicht unbedenklich iſt die gelegentliche Bemerkung 
des zweiten Urteils, daß, ſoweit der Händler bei ſeinem Einkauf 
mehr als den Höchſtpreis bezahlt habe, dieſer vom Necht mißbilligte 
Preis nicht zur Grundlage für die Berechnung des Reingewinns ge: 
macht werden dürfe. Danach könnte ſich der Händler durch einen 
Weiterverkauf nicht nur einer erneuten Höchſtpreisüberſchreitung (ſoweit 
die Höchſtpreisfeſtſetzung noch beſtünde und jedenfalls dem Abnehmer 
gegenüber Gültigkeit hätte), ſondern auch eines Preiswuchers ſchuldig 
machen, ſelbſt wenn er beim Weiterverkauf gar keinen oder einen nur 
unverhältnismäßig geringen Gewinn zöge. Dem dürſte aber ſchon 
der Umſtand entgegenſtehen, daß das Haupttatbeſtandsmerkmal des 
Preiswuchers gerade der „übermäßige“ Gewinn iſt. Ein übermäßiger 
Gewinn kann aber nur auf einer realen, nicht aber auch auf einer 
fiktiven Grundlage beruhen. 

Rechtsanwalt Dr. Max Alsberg, Berlin. 
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deckt, ſofern dieſe ſich in angemeſſenen Grenzen halten, ift 
niemals übermäßig. Zwar nicht für die Frage, ob ein Rein⸗ 
gewinn vorhanden iſt, wohl aber für die Frage, ob die Höhe 
des Reingewinns e groß iſt, kommt daher allerdings 
in Betracht, ob der Angeklagte für das in das Unternehmen 
geſteckte Kapital, wenn er es anderweit angelegt hätte, mehr 
oder weniger Zinſen erhalten würde, und ob er gezwungen it, 
ſtatt dieſer Anlegung es in größerem Umfange als ſonſt in 
ſeinem Unternehmen zu verwenden. Ebenſo kann der Umſtand, 
daß das Unternehmen im Kriege geführt wird, eine größere 
Gefahr des Verluſtes bedeuten und deshalb eine höhere Riſiko⸗ 
prämie beanſpruchen. (U. v. 12. 5. 16, IV 207/16.) 

* 31. [BRVO. vom 23. Juli 1915. Preiswucher. Gegen⸗ 
ſtände des täglichen Bedarfs.] Auch Genußmittel, die früher 
nur Luxusartikel waren, z. B. Feigen, können unter den jetzt 
veränderten Umſtänden Gegenſtände des täglichen Bedarfs ſein. 
Ein tagtäglicher Bedarf für jedermann wird nicht vorausgeſetzt, 
die Gegenſtände müſſen nur ſolche ſein, für die in der Geſamtheit 
des Volkes täglich ein Bedürfnis vorhanden ſein kann. Auch 
Genußmittel von feinerer Zubereitung, die vorwiegend von den 
begüterten Kreiſen begehrt werden, gehören hierher. Preiswucher. 
iſt gegen Arme und Reiche verboten. Nur ausnahmsweiſe 
genoſſene Leckerbiſſen können nicht zu Gegenſtänden des täglichen 
Bedarfs gezählt werden. (U. v. 12. 5. 16, IV 247/16.) 

32. [StPO. § 2432. Ablehnung von Beweisanträgen.] 
Iſt es auch grundſätzlich richtig, daß ein Beweisantrag des 
Angeklagten nicht deshalb abgelehnt werden darf, weil das Gericht 
ſich auf Grund der bisherigen Verhandlungsergebniſſe ſchon vom 
Gegenteil der zu beweiſenden Tatſachen für überzeugt hält, ſo 
iſt doch, wie das RG. bereits wiederholt ausgeſprochen hat 
(vgl. u. a. RGSt. 5, 312; 31, 138; Urteil vom 23. April 
1915 — 2 D. 148/15 —), eine Ausnahme dann 1 
wenn es ſich um Zeugen handelt, die zufolge ihres perſönlichen 
Verhältniſſes zum Angeklagten oder wegen Verdachts der Teil⸗ 
nahme an der zur Unterſuchung ſtehenden Tat nur uneidlich 
zu vernehmen ſind oder doch wenigſtens nach richterlichem Er⸗ 
meſſen unbeeidigt bleiben können (SS 56, 57 StPO.), fo daß 
beim Mangel des Eideszwanges ſich eine der Wahrheit ents 
ſprechende Ausſage von ihnen nicht erwarten läßt. (U. v. 
26. 5. 16, II 175/16.) 

* 33. [StPO. 8 243. Unterlaſſene Beſcheidung eines 
Beweisantrags. Stillſchweigender Verzicht.] Ein Beweisantrag 
kann auch durch ſtillſchweigenden Verzicht zurückgenommen 
werden. Es bedarf aber beſonderer Umſtände, aus denen ſich 
nach dem Sitzungsprotokoll ergibt, daß der Antrag nicht aufrecht⸗ 
erhalten werden ſoll. Hätten Verteidiger und Angeklagter den 
nicht beſchiedenen Antrag für wichtig gehalten, ſo hätten ſie 
auf Beſcheid gedrungen. Es würde gegen Treu und Glauben 
verſtoßen haben, wenn ſie ein ihnen bekanntes Überfeben des 
Gerichts nicht rechtzeitig zur Sprache gebracht hätten. Da dies 
nicht angenommen werden kann, ſo liegt ein Verzicht auf den 
Beweisantrag vor. (U. v. 12. 5. 16, V 163/16) 

34. [StpoO. § 292. Form der Frageſtellung an die 
Geſchworenen bei Fortſetzungstaten.] Wenn die Frage nach 
mehreren ſelbſtändigen Handlungen geſtellt werden ſollte, wäre 
allerdings auf jede einzelne ſtrafbare Tat eine beſondere Frage 
nach 8 292 Abſ. 3 StPO. zu richten geweſen. Aber auch eine 
Frage nach einer einheitlichen fortgeſetzten Handlung, in der 
die einzelnen Tätigkeitsakte beſonders bezeichnet würden, mußte 
entweder ſelbſt das Tatbeſtandsmerkmal der Unſelbſtändigkeit 
dieſer Betätigungen hervorheben und daß ſie aus einem 
einheitlichen Vorſatz hervorgingen, oder es mußte eine beſondere 
darauf gerichtete Frage an die Geſchworenen geſtellt werden. 
Keines von beiden iſt jedoch geſchehen. Wie im letztgenannten 
Falle die Beantwortung durch die Geſchworenen zu erfolgen 
hat, iſt in dem zum Abdruck beſtimmten Urteile des erkennenden 
Senats vom 11. Februar 1916 (4 D. 64/16) dargelegt. (U. v. 
30. 5. 16, IV 224/16.) 

35. [StPO. S 3062. Zuziehung des Angeklagten bei 
Wiedereröffnung einer Schwurgerichtsverhandlung.] Bei Wieder: 
eröffnung einer Schwurgerichtsverhandlung lediglich zwecks 
wiederholter Belehrung der Geſchworenen iſt die Zuziehung des 
Angeklagten nicht erforderlich. (U. v. 22. 5. 16, III 231/16.) 
143 * 
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36. [StPO. 5 309. Berichtigungsverfahren im Schwur⸗ 
gerichtsprozeß.] Gründe: Den Geſchworenen find folgende 


drei Fragen vorgelegt worden: 1. Iſt der Angeklagte K. 
ſchuldig, u.. am .. den S. vorſätzlich körperlich mißhandelt 
* haben? 2. Im Falle der Bejahung der Frage zu 1: Iſt 
urch dieſe Körperverletzung der Tod des Verletzten S. ver⸗ 
urſacht worden? 3. Im Falle der Bejahung der Frage zu 2: 
Sind mildernde Umſtände vorhanden? Dieſe Fragen ſind wie 
folgt beantwortet worden: Zu 1: Ja mit mehr als ſieben 
Stimmen, Vorſätzlichkeit verneint. Zu 2: Ja mit mehr als 
ſieben Stimmen. Zu 3: Ja. Auf Anregung des Vorſitzenden, 
der den Zuſatz: „ en verneint“ in der Antwort auf 
die Frage zu 1 für bedenklich erachtete, faßte das Gericht nach 
vorgängiger Beratung trotz des 5 des Verteidigers, 
der die Antwort für zuläſſig hielt, folgenden Beſchluß: „Das 
Gericht erachtet den Spruch gemäß § 309 StPO. für undeutlich 


und in ſich widerſprechend. Da der Angeklagte ſelbſt die 
Vorſätzlichkeit zugegeben hat, Fahrläſſigkeit aber bei Be⸗ 
antwortung der Frage nicht gemeint ſein kann, zumal eine 


Frage danach nicht geſtellt iſt, iſt der Spruch undeutlich und 
widerſpruchsvoll.“ Nachdem dieſer Beſchluß verkündet war, 
belehrte der Vorſitzende die Geſchworenen nochmals bezüglich 
der Frage zu 1, und die 0 Bogen fih zur noch⸗ 
maligen Beratung zurück. Nach ihrer Rückkehr wurde ſodann 
von dem Obmann der berichtigte Spruch kundgegeben, auf 
Grund deſſen die Verurteilung erfolgt iſt. Die Berichtigung 
beſteht lediglich darin, daß der Zuſatz in der Antwort auf die 
Frage zu 1 in Wegfall gebracht iſt, indem nach Durchſtreichung 
der erſten Antwort unmittelbar darunter geſetzt worden iſt: 
„Ja mit mehr als ſieben Stimmen.“ Im übrigen iſt der erſte 
Spruch unverändert geblieben; eine nochmalige Unterſchrift 
durch den Obmann hat nicht ſtattgefunden. Dagegen, daß das 
Schwurgericht den Spruch in der Sache undeutlich gefunden 
hat, ergeben ſich keine Bedenken. In der Sache undeutlich iſt 
der Spruch, „ſobald er den Sinn, welchen die Geſchworenen 
ihm beilegen wollen, nicht klar erkennen läßt, oder wenn ſeine 
Faſſung einen Zweifel darüber zuläßt, ob die Geſchworenen 
nicht die Frage mißverſtanden und deshalb die wirklich geſtellte 
Frage unbeantwortet gelaſſen haben“ (Mot. S. 204). Das 
trifft hier zu; das Schwurgericht konnte in Zweifel darüber 
ſein, was die Geſchworenen mit dem Zuſatz: „Vorſätzlichkeit 
verneint“ haben ausſprechen wollen, insbeſondere, ob fie damit 
die Schuldfrage haben verneinen, oder etwa eine Frage nach 
fahrläſſigem Verſchulden anregen, oder ausdrücken wollen, daß 
die Todesfolge nicht als von dem Vorſatz des Angeklagten 
umfaßt angeſehen werde. Das Schwurgericht durfte bei 
Prüfung der Frage, ob der Spruch undeutlich ſei, auf den 
Inhalt der vor ihm gepflogenen Hauptverhandlung zurückgreifen 
(RGSt. 44 S. 166, 169). Deshalb gibt es zu Bedenken 
keinen Anlaß, daß in der Begründung des Berichtigungs⸗ 
beſchluſſes auf das eigene Zugeſtändnis des Angeklagten hinſicht⸗ 
lich der Vorſätzlichkeit ſeines Handelns und das Fehlen jeden 
Anhalts für Annahme von Fahrläſſigkeit hingewieſen iſt. 
Damit entfällt auch der Verdacht, daß die Geſchworenen trotz 
Bejahung der Fragen auf Grund ihrer Berechtigung aus § 305 
Abſ. 2 StPO. das weſentliche Tatbeſtandsmerkmal des Vor⸗ 
ſatzes in Wirklichkeit haben verneinen wollen und daß dies vom 
Schwurgericht verkannt worden ſei. Das Reviſionsgericht hat 
nicht abweichend vom Schwurgericht mit bloßen rechtlichen 
Möglichkeiten zu rechnen, die das Vorliegen einer Undeutlichkeit 
ausſchließen könnten. Die Entſcheidung des RG. 28, 408 ſteht 
dieſer Auffaſſung nicht entgegen, weil in der dort behandelten 
Sache das Schwurgericht den Spruch der Geſchworenen nicht 
als in ſich widerſprechend erachtet und deshalb den Antrag des 
Staatsanwalts auf Anordnung des Berichtigungsverfahrens 
abgelehnt hatte. Daß der vorliegende Beſchluß mit Gründen 
verkündet worden iſt, beweiſt das Sitzungsprotokoll. Daß es 
ſich bei der Berichtigung nicht um einen bloßen Formmangel, 
ſondern um einen ſachlichen Mangel des Spruchs gehandelt 
hat, war aus der Begründung des Beſchluſſes ohne weiteres 
verſtändlich. Eier nochmaligen Unterſchrift durch den Obmann 
bedurfte es nicht. (U. v. 14. 4. 16, VJ 148/16.) 
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37. [StPO. Korrekturen im Geſchworenenſpruch.] Nach 
der ausdrücklichen Feſtſtellung des Sitzungsprotokolls hat der 
Obmann in Gegenwart der übrigen Geſchworenen bei Kundgabe 
des Spruchs die Antwort auf Frage 2 als dahin lautend ver⸗ 
leſen: Nein, mit mehr als ſechs Stimmen. Vorſitzender und 
Gerichtsſchreiber haben darauf die Niederſchrift des kund⸗ 
gegebenen Spruchs auf dem Fragebogen — die vorher auch 
noch von den Mitgliedern des Gerichts einer Prüfung unter⸗ 
zogen wurde —, unterzeichnet, alſo anerkannt, daß ſie der 
Kundgebung des Obmanns entſpricht. Demnächſt iſt der 
Spruch in der vorſtehend wiedergegebenen Faſſung dem An⸗ 
geklagten verkündet und dem Urteil zugrunde gelegt worden. 
Daraus iſt erſichtlich, daß bei allen Beteiligten, namentlich bei 
den Geſchworenen und den Urkundsbeamten kein Zweifel darüber 
beſtand, daß die Niederſchrift „Nein, mit mehr als ſechs 
Stimmen“ lautete, daß alſo das Wort „ja“, das auf dem 
Fragebogen in einer Umllammerung vor der niedergeſchriebenen 
und kundgegebenen Antwort ſtand, weil mit dieſer unvereinbar 
und erkennbar mittels der Umklammerung beſeitigt und zurück 
genommen, als nicht vorhanden erachtet wurde. Das iſt nicht 
zu beanftanden und in dem Verfahren des Gerichts eine Ver 
letzung prozeßrechtlicher Vorſchriften nicht zu erkennen. Ab⸗ 
geſehen von der Vorſchrift des 8 312 StPO., die hier nicht 
einſchlägt, enthält das Geſetz keine Beſtimmungen darüber, 
wie Unrichtigkeiten und Schreibverſehen im Spruch beſeiti 
werden können, wie insbeſondere eine vor endgültiger Beſchlu 
faſſung der Geſchworenen und Kundgabe des Spruchs erfolgte 
Niederſchrift einer Antwort auf dem Fragebogen der end⸗ 
gültigen Beſchlußfaſſung entſprechend richtiggeſtellt werden kann; 
namentlich fehlt es an einer Vorſchrift darüber, daß Durch⸗ 
ſtreichungen, Einklammerungen oder ſonſtige zur wesen 
von Schreibfehlern oder Vernichtung von Schriftzeichen übliche 
Maßnahmen verboten ſeien oder nur unter Wahrung von be 
ſtimmten Förmlichkeiten erfolgen dürften, wie ſie ſonſt bei Er⸗ 
richtung öffentlicher Urkunden vorgeſchrieben oder eingeführt 
ſind. So ſehr es der Wichtigkeit der Sache entſprechen mag, 
daß ſolche Durchſtreichungen entweder unterbleiben oder doch 
unterſchriftlich als ſolche beglaubigt werden, ſo verletzt doch ein 
anderes Verfahren, bei dem der Sinn der abgegebenen Er⸗ 
klärung unzweideutig in Erſcheinung tritt, das Geſetz nicht und 
kann weder als Mangel in der Form noch als ſolcher in der 
Sache angeſehen werden. Hier beſteht nach den geſchilderten 
Verhältniſſen Sicherheit dafür, daß das Wort „ja“ in der 
Niederſchrift des Spruchs beſeitigt iſt und dieſer frei von jedem 
inneren Widerſpruch endgültig ſo niedergeſchrieben wurde, 
wie ihn der Obmann demnächſt kundgab. (U. v. 1. 5. 16, 
1 190/16.) 


38. [StPO. S 309. Widerſpruchsvoller Geſchworenen⸗ 
ſpruch.] Die Geſchworenen haben bezüglich zweier Fragen nach 
nterſchlagung und Betrug eine einheitliche Handlung an 
genommen, das Vorhandenſein mildernder Umſtände bei der 
Unterſchlagung bejaht, beim Betrug verneint. Da es ſich um 
ein und dieſelbe, wenn auch aus einem doppelten rechtlichen 
Geſichtspunkte ſtrafbare Tat handelt, konnte die Frage nach 
dem Vorhandenſein mildernder Umſtände bei dieſer einen Tat 
nur einheitlich beantwortet werden. Da das Berichtigung 
verfahren nicht eingeleitet worden iſt, war das Urteil aufs 
zuheben. (U. v. 19. 5. 16, IV 277/16.) 


39. [ESM Std. 8 142. Unzuſtändigkeitsentſcheidung 
der Militärgerichte bindet die bürgerlichen Gerichte.] Nach 8 14 
Abſ. 2 EGM StG. dürfen, wenn in einer bei einem Militär- 
gericht anhängigen Unterſuchung durch nicht anfechtbare Ent⸗ 
ſcheidung die Unzuſtändigkeit der Militärgericht ausgeſprochen 
worden iſt, weil die Sache zur Zuſtändigkeit der bürgerlichen 
Gerichte gehöre, dieſe Gerichte nicht mehr deshalb ſich für unzu⸗ 
ſtändig erklären, weil die Militärgerichtsbarkeit Platz greiſe. 
Das LG. durfte daher die von der Reviſion begehrte Unzu⸗ 
ſtändigkeitserklärung ſelbſt dann nicht ausſprechen, ſondern mußte 
eine ſachliche Entſcheidung erlaſſen, wenn es die Zuſtändigkeit 
des Militärgerichts für gegeben erachtet hätte. (U. v. 30. 5. 16, 
V 225/16.) 


45. Jahrgang. 


40. [B3G. 8 9b, StB. § 59. Unkenntnis von 
Verboten der Militärbefehlshaber.] Nach der ſtändigen Recht⸗ 
ſprechung des RG. ſtellen die auf Grund des §S 9b Bg. 
ergangenen Verbote der Militärbefehlshaber verwaltungsrecht⸗ 
li Maßnahmen polizeilicher Art dar. Unkenntnis ihres 
Inhalts, mangelndes Verſtändnis für ihre Bedeutung und 
Tragweite ſteht der Unkenntnis eines zum geſetzlichen Tat⸗ 
beſtande gehörigen Tatumſtands im Sinne von 8 59 StGB. 
gleich und ſchließt eee Handeln aus. Dagegen iſt 
fahrläſſiges Handeln ſtrafbar, wenn der Irrtum auf Fahr⸗ 
läffigfeit beruht. (U. v. 14. 4. 16, IV 37/16.) 


41. B38. 8 10. Keine Rechtskraftwirkung von Urteilen 
der außerordentlichen Kriegsgerichte.] Der Angeklagte war am 
11. Dezember 1915 im Begriffe bei W. ohne Erlaubnis die 
deutſch⸗ruſſiſche Grenze zu überſchreiten und hierbei gewiſſe 
Mengen von Rauchtabak, Stärke, Zucker und Spiritus mit über 
die Grenze nach Rußland zu nehmen, wurde aber hieran durch 
ſeine Feſtnahme verhindert. Die Ausfuhr dieſer Warengattungen 
über die Grenzen des Reichs iſt nach der kaiſerl. VO. vom 
31. Juli 1914 betr. das Verbot der Ausfuhr von Verpflegungs⸗, 
Streu⸗ und Futtermitteln in Verbindung mit den Bekannt⸗ 
machungen des Reichskanzlers vom 5. September 1914 und 
1. Februar 1915 verboten. Gegen den Angeklagten war daher das 
Hauptverfahren wegen Vergehens gegen SS 134, 140, 142, 158 
Ver Zoll G. vom 1. Juli 1869 in Tateinheit mit einem Verſuch 
des Vergehens im Sinne von 8 6 Nr. 2 und Abſ. 2 des 
Jahlungsverbots gegen England vom 30. September 1914 und 
des Zahlungsverbots gegen Rußland vom 19. November 1914 

eröffnet, die Strafkammer hat jedoch durch das angefochtene 
Urteil die Strafverfolgung gegen den Angeklagten für unzu⸗ 
läſſig erklärt, weil derſelbe bereits durch Urteil des außerordent⸗ 
lichen Kriegsgerichts für den Regierungsbezirk P. vom 16. De⸗ 
zember 1915 wegen dieſer Grenzüberſchreitung auf Grund des 

9b BelgZuſt. vom 4. Juni 1851 verurteilt ſei. Die 

trafkammer nimmt an, daß die Grenzüberſchreitung von Deutſch⸗ 
land nach Rußland und die Mitführung der Waren eine ein⸗ 
heitliche Handlung gebildet hätten und daß deshalb auch das 
Unternehmen der Warenausfuhr Gegenſtand der Verhandlung 
vor dem Kriegsgericht geweſen ſei, wenn auch die Konterbande 
und die Übertretung der Zahlungsverbote in den Urteilsgründen 
nicht berückſichtigt ſeien. Der Grundſatz der Unzuläſſigkeit einer 
Doppelverurteilung ſtehe daher der nochmaligen Aburteilung 
entgegen Dieſe Ausführungen der Vorinſtanz beruhen auf 
Rechtsirrtum. Wie der erkennende Senat bereits in dem Urteil 
RGSt. Bd. 49 S. 272 (274) ausgeführt hat, bewirkt die Ab⸗ 
urteilung eines Verbrechens oder Vergehens durch die außer⸗ 
ordentlichen Kriegsgerichte auf Grund des $ 10 B3G. nicht den 
Verbrauch der Strafklage wegen einer damit in Tateinheit ver⸗ 
übten Straftat, für welche die Gerichtsbarkeit der ordentlichen 
Strafgerichte begründet iſt. Denn die Erſtreckung der Rechts⸗ 
kraft auf die Tat in allen ihren denkbaren tatſächlichen und 
rechtlichen Beziehungen hat nach den in der Rechtſprechung des 
RG. entwickelten Grundſätzen ſtets die Möglichkeit zur Voraus⸗ 
ſetzung, daß die Straftat bei der Verhandlung und Urteils⸗ 
findung in dem ſich aus SS 205, 263, 264 StPO. ergebenden 
Umfange umgeſtaltet werden konnte. Das außerordentliche 
Kriegsgericht war aber hier wegen mangelnder Gerichtsbarkeit 
gar nicht in der Lage, die Tat des Angeklagten unter dem 
Geſichtspunkt der Konterbande und der Übertretung eines 
Zahlungsverbots zu prüfen und hat eine Prüfung nach dieſer 
Richtung auch nicht vorgenommen. Ein Verbrauch der Straf⸗ 
klage wegen der letzteren Vergehen iſt daher durch das an⸗ 
gefochtene Urteil nicht eingetreten. Bei der auf Grund der 
neuen Verhandlung ergehenden Entſcheidung wird in Gemäßheit 
der Ausführungen RGSt. 49, 274 zu beachten ſein, daß 
die vom Kriegsgericht wegen des zuſammentreffenden Ver⸗ 
gehens verhängte Strafe bei Feſtſetzung der neuen Strafe auf 
Grund des VerZoll G. bzw. des Zahlungsverbots in Anrechnung 
zu bringen iſt. (U. v. 19. 5. 16, IV 264/16.) 
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Bayerisches Oberſtes Landesgericht. 
Strafſachen. 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Friedrich Goldſchmit IL, München. 


1. Anwendung des Allerhöchſten Erlaſſes vom 
7. Januar 1916 betr. die Niederſchlagung von Straf⸗ 
verfahren gegen Kriegsteilnehmer auf ſolche Kriegs⸗ 
teilnehmer, die in Unkenntnis ihrer Heeresunwürdigkeit 
in das Heer eingeſtellt, dann aber wieder entlaſſen wurden. 

L. H. wurde am 6. November 1915 zum Heeres dienſt eingezogen, 
aber am 17. Januar 1916 wieder entlaſſen, weil er infolge feiner 
am 7. April 1910 wegen Meineids erfolgten Verurteilung durch das 
Schwurgericht heeres unwürdig iſt. 

Bei dieſer Sachlage iſt vor allem zu unterſuchen, ob nicht der 
Allerhöchſte Gnadenerlaß vom 7. Januar 1916 zugunſten des Angeklagten 
anzuwenden iſt. Dies iſt zu bejahen. Da der Beſchwerdeführer 
länger als einen Monat dem deutſchen Heer angehörte, ſo iſt er 
Kriegsteilnehmer im Sinne des Erlaſſes. Die ihm zur Laſt liegende 
Straftat fällt als Übertretung unter den Erlaß. Die Nichtanwendung 
des Gnadenerlaſſes könnte auch nicht damit gerechtfertigt werden, daß 
nach Abſatz II die Perſonen von der Niederſchlagung ausgeſchloſſen 
ſind, die mit Rückſicht auf eine Straftat die Eigenſchaft als Kriegs⸗ 
teilnehmer verloren haben. Der Angeklagte wurde allerdings mit 
Rückſicht auf feine Verurteilung vom 7. April 1910 aus dem Heeres⸗ 
verband entlaſſen und hat dadurch ſeine Eigenſchaft als Kriegsteilnehmer 
verloren. Im Hinblick auf die Faſſung und den Zweck des Erlaſſes, 
die Allerhöchſte Gnade all denen zuteil werden zu laſſen, die während 
des Krieges Heeresdienſte in dem durch die Ausſührungsbekanntmachung 
bezeichneten Umfange geleiſtet haben, muß angenommen werden, daß 
nur ſolche Perſonen von dem Gnadenerweis auszunehmen ſind, die 
ſich als Kriegsteilnehmer oder auch vor der Einſtellung in das Heer 
einer Straftat ſchuldig machten, ſofern in dieſem Falle das Straf: 
verfahren zur Zeit der Einſtellung noch nicht abgeſchloſſen war. 
Dagegen ſind vom Gnadenerlaſſe nicht auszuſchließen Perſonen, die, 
obſchon ſie heeresunwürdig waren, aus Verſehen zu den Fahnen ein⸗ 
berufen wurden und nur wegen der die Heeresunwürdigkeit begründenden 
früheren Beurteilung die Eigenſchaft als Kriegsteilnehmer verloren haben. 
(Urt. v. 4. Mai 1916, Rev.⸗Reg. 116/1916. Bay JMBl. 1916, 227.) 


2. Unanwendbarkeit des Gnadenerlaſſes auf Kriegs⸗ 
teilnehmer, die dieſe Eigenſchaft erſt nach dem 7. Januar 
1916 erlangt haben. 

Der Angeklagte wurde durch das Urteil des Schöffengerichts N. 
vom 29. Dezember 1915 wegen Beleidigung verurteilt. Er legte 
Berufung ein. Seit dem 11. März 1916 befindet er ſich bei dem 
Rekrutendepot B des Landwehr⸗Infanterieregiments Nr. 12. Die 
Strafkammer ſtellte durch den Beſchluß vom 16. April 1918 feſt, 
daß das Verfahren durch den Gnadenerlaß vom 7. Januar 1916 
niedergeſchlagen fei, weil die den Gegenſtand der Privatklage bildende 
Beleidigung vor der Einberufung des Angeklagten zu den Fahnen 
begangen worden ſei und der Angeklagte ſeit dem 11. März 1916 
bei dem Heere diene. 

Der Angeklagte beantragte in Ergänzung des Beſchluſſes vom 
26. April 1916, die Einſtellung des Verfahrens und die Überbürdung 
der Koſten auf den Privatkläger auszuſprechen. Dieſen Antrag wies 
die Strafkammer zurück, weil die Einſtellung des durch den Aller⸗ 
höchſten Gnadenerlaß niedergeſchlagenen und dadurch beendeten Ver⸗ 
fahrens nicht nötig ſei und die Nieder ſchlagung des Verfahrens die 
Wirkung habe, daß weder der Privatkläger noch der Angeklagte einen 
Titel auf Erſtattung ihrer Auslagen erlangen können. 

Die Beſchwerde des Angeklagten iſt nicht begründet. 

Der Allerhöchſte Erlaß vom 7. Januar 1916 erſtreckt ſich nach 
Ziff. 1 der dazu ergangenen Bekanntmachung des Staatsminiſteriums 
der Juſtiz nur auf ſolche Perſonen, die ſchon vor dem genannten 
Tage Kriegsteilnehmer waren, nicht aber auf ſolche, die erſt am 
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7. Januar 1916 oder in der Folgezeit die Eigenſchaſt als Kriegs⸗ 
teilnehmer erlangt haben. Dies ergibt ſich auch mit aller Deutlich⸗ 
keit aus den Eingangsworten des Gnadenerlaſſes. Deshalb hat das 
Staatsminiſterium der Juſtiz mit Entſchluß vom 7. Januar d. J 
angeordnet, daß für Strafſachen gegen Perſonen, die erſt am 
7. Januar oder in der Folgezeit die Eigenſchaft als Kriegsteil⸗ 
nehmer erlangen, die Vorſchriften der Entſchließungen Nr. 44 806 
vom 6. November 1914 und Nr. 8332 vom 2. März 1915 maß⸗ 
gebend ſind. Die Beſchwerde des Angeklagten war deshalb auf 
feine Koſten (§ 505 Abſ. 1 StPO.) zu verwerfen. 

Zugleich war der Beſchluß der Strafkammer vom 26. April 
1916 von Amts wegen außer Wirkſamkeit zu ſetzen. Der Beſchluß, 
der auf einer rechtsirrigen Auslegung des Allerhöchſten Gnaden⸗ 
erlaſſes beruht, iſt keine ſachliche Entſcheidung, ſondern nur die irrige 
Feſtſtellung einer vom Gerichte zu Unrecht als gegeben erachteten 
Tatſache und kann deshalb, ohne daß er mit Beſchwerde angefochten 
iſt, von Amts wegen außer Wirkſamkeit geſetzt werden. Eine ſolche 
Feſtſtellung kann das Gericht nicht treſſen. Wenn es der Anſicht iſt, 
daß der Gnadenerlaß zutriſſt, ſo hat es über die aus der Nieder⸗ 
ſchlagung des Verfahrens nach der StPO. ſich ergebenden Folge 
rungen ſich beſchlußmäßig auszuſprechen, d. i. die Einſtellung des 
Verfahrens zu verfügen und darüber Beſtimmung zu treffen, von 
wem die Koſten des Verfahrens zu tragen ſind. (Beſchl. v. 25. Mai 
1916, Beſch.⸗Reg. 178/1916. Bay JM Bl. 1916, 229.) 


3. Einſtellung des Verfahrens auch bei Ausübung 
des landesherrlichen Niederſchlagungsrechtes in einem 
einzelnen Falle. 


Auf die Beſchwerde des Staatsanwalts hat der Strafſenat den 
angefochtenen Beſchluß aufgehoben, unter Entbindung des Angeklagten 
von den Koſten das Verfahren eingeſtellt und die Koſten der ſtaats⸗ 
anwaltſchaftlichen Beſchwerde der Staatskaſſe überbürdet: 

Die Vorſchrift des § 154 StPO. heiſcht einen Abſchluß des 
durch Erlöſchen der Strafklage erledigten Verfahrens. Iſt durch die 
maßgebende Inſtanz eine Erklärung dahin abgegeben worden, ſie 
wolle den ſtaatlichen Strafanſpruch nicht geltend machen — Nieder⸗ 
ſchlagung durch den Landesherrn —, ſo iſt der dem Richter vom 
Staate gegebene Auftrag, im einzelnen Falle das Recht zu finden, 
erledigt und gegenſtandslos geworden. 

Das Verfahren iſt unter Entbindung des Angeklagten von den 
Koſten (88 496 Abſ. 1 und 499 Abſ. 1 a. a. O.) durch Gerichtsbeſchluß 
einzuſtellen. (RG St. 33, 204 ff.) 


Von dieſer Auffaſſung geht auch die Bekanntmachung des Staats⸗ 
miniſteriums der Juſtiz zu dem Allerhöchſten Erlaß vom 7. Januar 
1916, die Niederſchlagung von Strafverfahren gegen Kriegsteilnehmer 
betreffend, aus, wenn ſie unter Ziff. IV 1 beſtimmt: 

„War die Unterſuchung ſchon eröffnet (StPO. § 154), fo hat 
die Strafverfolgungsbehörde die Einſtellung des Verfahrens 
bei Gericht zu beantragen.“ 


Die Anſchauung des angefochtenen Beſchluſſes, daß dieſe Grund⸗ 
ſätze bei Niederſchlagung eines einzelnen, von dem vorerwähnten 
allgemeinen Gnadenerlaß nicht ergriffenen Falles nicht Platz greifen, 
geht fehl. 

Denn dem Weſen und der Wirkung nach beſteht zwiſchen der 
Ausübung des landesherrlichen Niederſchlagungsrechts in einem 
einzelnen Fall und in einem allgemeinen Gnadenerlaß kein Unterſchied. 

Letzterer iſt lediglich die Zuſammenfaſſung einer Mehrzahl von 
Einzelfällen oder von Klaſſen gleich oder ähnlich gelagerter Fälle. 

Auch das NG. hat in der obenerwähnten Entſcheidung die Ein⸗ 
ſtellung des Verfahrens beſchloſſen, obwohl es ſich um einen Einzelfall 
einer landesherrlichen Niederſchlagung handelte. (Beſchl. v. 23. Mai 
1916, Beſchw.⸗Reg. 175/1916. BayJMBl. 1916, 231.) 


Reichsverſicherungsamt. 
Berichtet von Regierungsrat Dr. Th. v. Olshauſen, Berlin. 


Noch II. Unfallverſicherung. 
(Fortſetzung aus Nr. 14, 1916.) 


7. 8 1608 RV. Wirkung der Rekurseinlegung des Ber: 
letzten gegenüber neuen Beſcheiden der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft. 

Wenn ein Verſicherungsträger, bevor die frühere Entſcheidung 
über die Höhe der Entſchädigung rechtskräftig wird, einen. neuen 
Beſcheid erteilt, durch den die Rente wegen Anderung der Verhältniſſe 
neu feſtgeſtellt wird, fo gelten der Einſpruch und die Rechtsmittel“ 
gegen den früheren Beſcheid nach $ 1608 Abſ. 1 auch als Einſpruch 
oder Rechtsmittel gegen den neuen Beſcheid. Die Frage, ob hiernach 
ein im früheren Rentenverfahren eingelegter Rekurs nicht nur als 
Einſpruch und Berufung, ſondern, wenn inzwiſchen ein Urteil des 
OVA. im neuen Rentenverfahren ergangen iſt, auch als Rekurs gegen 
dieſes neue Urteil gelte, hat der Große Senat des RA. bejaht. Er 
hat angenommen, daß die erweiterte Rechtsmittelwirkung des 8 1608 
Abſ. 1 RVO. auch auf das Rekursverfahren ſich erſtreckt.“) Hätte 
der Geſetzgeber entgegen dem Wortlaut der Vorſchrift die erweiterte 
Rechtsmittelwirkung auf das Berufungsverfahren beſchränken wollen, 
ſo hätte er dies zum Ausdruck bringen müſſen. Die Auslegung nach 
dem regelmäßigen Sprachgebrauch wäre nur dann nicht entſcheidend, 
wenn ihre Anwendung gegen den Geiſt des Geſetzes und gegen den 
offenſichtlichen Willen des Geſetzgebers verſtoßen würde. Hierfür 
können aber weder aus dem Geſetz ſelbſt noch aus ſeiner Entſtehungs⸗ 
geſchichte ſtichhaltige Umſtände hergeleitet werden, vielmehr ſprechen 
erhebliche Gründe für das Gegenteil. Mit Nüdficht auf den Grund⸗ 
gedanken des 8 1608 Abſ. 1, daß dem Verletzten die Unkenntnis der 
geſetzlichen Vorſchriften über die Rechtsbehelfe nicht ſchaden ſolle und 
daß ihnen ein umfaſſender Schutz gegen den Verluſt von Rechtsmitteln 
zu gewähren ſei, muß ferner auch einem an ſich unzuläſſigen, 
gegen den erſten Beſcheid eingelegten Rekurs die erweiterte Rechts 
mittelwirkung gegenüber einem ſpäteren, im Laufe des Rekurs⸗ 
verfahrens ergangenen neuen Beſcheid zugeſtanden werden. Denn 
der mit den geſetzlichen Vorſchriften nicht vertraute Arbeiter wird 
zumeiſt die Zuläſſigkeit des Rekurſes nicht zu entſcheiden vermögen 
und glauben, daß der von ihm eingelegte Rekurs die Nachprüfung 
ſeines Rentenanſpruchs durch die höhere Inſtanz im ganzen Umfang, 
alſo auch hinſichtlich des zweiten Beſcheids, zur Folge haben werde. 
Des weiteren darf die Vorſchrift des § 1608, daß die erweiterte 
Rechtsmittelwirkung gegenüber einem Beſcheide eintritt, durch den die 
Rente „wegen Anderung der Verhältniſſe“ neu feſtgeſtellt wird, nicht 
dahin ausgelegt werden, daß die Rechtsmittelwirkung auf Fälle bo 
ſchränkt wird, in denen die Neufeſtſtellung der Rente nach dem Geſetz 
eine Anderung der Verhältniſſe gegenüber den für die frühere Feſt⸗ 
ſetzung der Rente maßgebenden Verhältniſſen zur Vorausſetzung hat. 
Die Worte „wegen Anderung der Verhältniſſe“ im § 1608 können 
nicht die gleiche Bedeutung haben wie in anderen Vorſchriften des 
Geſetzes (58 608, 955, 1155, 1583 RVO.). Die erweiterte Rechts⸗ 
mittelwirkung kann aber für das Rekursverfahren dann nicht eintreten, 


) Der Antrag auf Wiederaufnahme eines rechtskräftig abge⸗ 
ſchloſſenen Verfahrens iſt kein Rechtsmittel im Sinne des § 1608 
Abſ. 1 RVO. Rek.⸗Sen., 8. Februar 1916, Ja 693/15. 


4) Hat das NEN. gemäß 8 1608 Abſ. 2 RVO. das Verfahren 
über den neuen Beſcheid an ſich gezogen, iſt dieſes Verfahren nur 
nach dem für das RBA. maßgebenden Spruchverfahren durchzuführen, 
insbeſondere iſt die für das Einſpruchverfahren vorgeſchriebene per⸗ 
ſönliche Anhörung des Berechtigten nicht erforderlich. Vgl. Rek. Sen., 
27. Oktober 1915, Ia 4798/15. Übrigens muß eine Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaft, die nach den im Einſpruchsverfahren angeſtellten Ermittlungen 
die im Beſcheid feſtgeſetzte Rente zuungunſten des Verletzten abändern 
will, ſtets einen neuen Beſcheid erlaſſen; im Endbeſcheid kann ſie 
dieſe Abänderung nicht vornehmen. Vgl. Rek.⸗Sen., 28. Januar 1916, 
la 2905/15. 


45. Jahrgang. 


wenn der zweite Beſcheid über einen nicht rekursfähigen Anspruch, 
beiſpielsweiſe über Krankenbehandlung oder Neufeſtſtellung einer vor⸗ 
läufigen Rente, Entſcheidung trifft. Denn 8 1608 will dem Verletzten 
nur das ihm ſonſt geſetzlich zuſtehende Recht, deſſen er infolge ſeiner 
Unkenntnis verluſtig zu gehen droht, nämlich das Recht auf die 
geſetzlich vorgeſehene Nachprüfung ſeines Anſpruchs durch die höhere 
Inſtanz, ſichern. Großer Senat, 16. Oktober 1915, Ia 1941/15. 


8. 8 1700 Nr. 2, 3 und 7 RVᷣO. Beſchränkung der Zus 
läſſigkeit des Rekurſes. 


Der Rechtsmittelzug in Unfallverſicherungsſachen iſt durch den 
8 1700 RVO. lediglich aus dem Grunde beſchränkt worden, um das 
NVA. von der Entſcheidung in Streitfragen von mehr oder weniger 
untergeordneter Bedeutung zu entlaſten. Sie ſollte aber nicht ſo weit 
gehen, das RVA. auch von der Entſcheidung wichtigerer Streitfragen 
auszuſchließen. Bei vorläufigen Renten ($ 1700 Nr. 7) ift der Res 
kurs daher nur dann ausgeſchloſſen, wenn der Rentenanſpruch an ſich 
unſtreitig iſt. Auch für die Nr. 35) des 8 1700, in der es ſich um 
den Ausſchluß des Rekurſes bei Rententeilen handelt, die bei noch 
andauernder Erwerbsunfähigkeit für begrenzte und bereits abgelaufene 
Zeiträume zu gewähren ſind, gilt die gleiche Vorausſetzung. Hier iſt 
der Rekurs ſtets zuläſſig, wenn die Exiſtenz des Rentenanſpruchs 
überhaupt ſtreitig iſt. Der erkennende Senat trägt kein Bedenken, 
auch für die Nr. 2 des 8 1700 denſelben Standpunkt einzunehmen; 
auch in dieſen Fällen muß die letzte Entſcheidung über das Sein 
oder Nichtſein des Rentenanſpruchs ſelbſt ſtets dem RBA. vorbehalten 
bleiben. Rek.⸗Sen., 5. Oktober 1915, la 2216/14. 


9. 8 1700 Nr. 10, $ 1707 RVO. Unzuläſſigkeit einer 
Entſcheidung über den Koſtenanſpruch, wenn der Rekurs 
in der Hauptſache zurückgewieſen wird. 

Nach § 1700 Nr. 10 RVO. iſt der Rekurs ausgeſchloſſen, wenn 
es ſich um die Koſten des Verfahrens handelt. Nach §S 1707 RD. 
darf, wenn ſich ein im übrigen zuläſſiges Rechtsmittel einer Partei 
auch auf Anſprüche bezieht, für die das Rechtsmittel ausgeſchloſſen 
iſt, über dieſe Anſprüche nur dann entſchieden werden, wenn den 
zuläſſigen Anträgen ganz oder zum Teil entſprochen wird. Die Be⸗ 
deutung dieſer Vorſchrift erſchöpft ſich nicht in der Anwendung auf 
die Fälle der Geltendmachung von mehreren Anſprüchen verſchiedener 
Art, z. B. auf Rente und auf Krankenbehandlung. Vielmehr fällt 
auch die Verbindung eines Haupt: und eines Nebenanſpruchs unter 
dieſe Vorſchrift. Andernfalls hätte es eine Partei, die in der Haupt⸗ 
ſache gegen die ergangene Entſcheidung Einwendungen nicht zu er⸗ 
heben vermag und ſich nur hinſichtlich eines nach der RVO. nicht 
rekursfähigen Nebenanſpruchs beſchwert fühlt, in der Hand, durch 
Einlegung des Rekurſes in der Hauptſache die Nachprüfung des 
Nebenanſpruchs durch das Rekursgericht zu erzwingen. Die ab— 
weichende Rechtſprechung der bürgerlichen Gerichte, welche eine Ab: 
änderung der Entſcheidung über den Koſtenpunkt auch dann zuläßt, 
wenn das in der Hauptſache eingelegte an ſich zuläſſige Rechtsmittel 
keinen Erfolg hat, erklärt ſich daraus, daß der ZPO. eine dem 
8 1707 RWO. entſprechende Vorſchrift unbekannt iſt; in bürgerlicher 
NRechtsſtreitigkeit iſt auch für eine ſolche Vorſchrift das gleiche Be: 
dürfnis wie in dem Rentenfeſtſtellungsverfahren der ſozialen Ver⸗ 
ſicherung ſchon deshalb nicht vorhanden, weil jenes Verfahren im 
Gegenſatz zu dieſem nicht koſtenfrei iſt und die Höhe der Koſten 
ſchon von der Einlegung ausſichtsloſer Rechtsmittel abhält. Rek.⸗ 
Sen., 1. September 1915, Ja 1367/14. 


10. 8 1729 RVO. Wiederaufnahme des Verfahrens von 
Amts wegen. 

Eine Wiederaufnahme von Amis wegen auf Grund derſelben 

Unterlagen iſt nicht zuläſſig, wenn ein Antrag der Partei als ver⸗ 


5) Ein an ſich zuläſſiger Rekurs wird durch den im Laufe des 
Verfahrens eintretenden Tod des Rentenbewerbers nicht nach $ 1700 
Nr. 8 RO. unzuläſſig. Großer Senat, 5. Februar 1916, Ia 2418/14. 
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ſpätet zurückgewieſen iſt. Die Wiederaufnahme von Amts wegen, 
die dem bürgerlichen Rechtsſtreit fremd iſt, iſt von der RVO. zwar 
eingeführt worden, um bei ihren im öffentlichen Rechte wurzelnden 
Anſprüchen der materiellen Wahrheit möglichſt zum Siege zu ver⸗ 
helfen. Durch den Wortlaut und die Stellung des § 1729 in der 
RVO. iſt aber zum Ausdrucke gebracht, daß die Wiederaufnahme 
von Amts wegen nur eine Ergänzung zu dem bisherigen alleinigen 
Rechte der Partei, die Wiederaufnahme zu beantragen, ſein ſollte. 
Daraus folgt, daß die Wiederaufnahme von Amts wegen dann 
nicht ſtattfinden kann, wenn ſchon die Partei die Wiederaufnahme 
durch ihren Antrag eingeleitet hat. Die Annahme, daß die Wieder⸗ 
aufnahme nicht nur dann zuläſſig ſei, wenn die Partei ſelbſt keinen 
Antrag geſtellt hat, ſondern auch dann, wenn der von ihr geſtellte 
Antrag aus formellen Gründen abgelehnt und damit erledigt iſt, 
läßt ſich jedenfalls für den Fall nicht rechtfertigen, daß der Antrag 
wegen Verſäumung der Friſt des 8 1728 Abſ. 1 RBO. verworfen 
iſt. Denn aus der Stellung des § 1729 zwiſchen dem vorher⸗ 
gehenden und dem nachfolgenden Paragraphen geht hervor, daß die 
Friſt des 8 1728 Abſ. 1 auch für die Wiederaufnahme von Amts 
wegen gelten ſoll, da ſonſt die Vorſchriften über die Friſten für den 
Parteiantrag im § 1728 erſchöpfend hätten behandelt werden müſſen, 
während fie in Wahrheit im $ 1730 noch ergänzt werden. Rek.⸗Sen., 
15. Oktober 1915, Ia 2963/14. 


11. Anfechtung einer an ſich ordnungsmäßigen Zurück— 
nahme des Einſpruchs. 


Die Anfechtung der Erklärung des Klägers, er ziehe ſeinen 
Einſpruch zurück, da dieſer keinen Erfolg haben werde, war vor⸗ 
liegend nicht zuläſſig, weil die Vorausſetzungen des $ 119 BGB. 
nicht gegeben ſind. Denn der Kläger war über den Inhalt ſeiner 
Erklärung nicht im Irrtum; er war ſich bewußt, daß er durch ſie 
ſein Einverſtändnis mit dem ihm erteilten Beſcheid und ſeinen Ver⸗ 
zicht auf weitere Rechtsverfolgung zum Ausdruck brachte. Auch unter⸗ 
liegt es keinem Zweifel, daß die Erklärungshandlung ſelbſt ein Aus⸗ 
fluß ſeines wirklichen Willens war. Wenn der Kläger geltend macht, 
er ſei zur Zurücknahme des Einſpruchs durch die Belehrung ſeitens 
des Vorſitzenden des Verſicherungsamtes über die völlige Ausſichts⸗ 
loſigkeit ſeines Einſpruchs und durch ſeine Unkenntnis hinſichtlich 
der Möglichkeit einer Nachprüfung der Entſcheidung der Berufs⸗ 
genoſſenſchaft durch eine höhere Inſtanz beſtimmt worden, ſo kann 
dies die Rechtswirkſamkeit ſeiner Willenserklärung nicht beeinfluſſen. 
Denn für die Entſcheidung, ob ein Irrtum im Sinne des 8 119 
BGB. vorliegt, iſt es ohne Belang, aus welchem Beweggrund und 
auf Grund welcher Erwägungen die Willenserklärung erfolgt iſt. 
Nek.⸗Sen., 15. Dezember 1915, Ia 6553/14. 

(Schluß folgt.) 


Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Prozeßgrundſätze des Verwaltungsſtreitverfahrens. 
Berichtet von Juſtizrat Dr. Görres, Berlin. 


1. Aufgabe des Verwaltungsrichters. 

Es mag zugegeben werden, daß der Kläger, ſolange nur ſein 
Betrieb unter die Beſtimmung des § 1 der örtlichen Gewerbeſteuer⸗ 
ordnung fällt, ſteuerlich weſentlich ſchärfer getroffen wird als die 
übrigen Gewerbebetriebe in der Gemeinde, von denen nur ein Zuſchlag 
zum Staatsſteuerſatz erhoben wird. Hierauf iſt zu bemerken, daß es 
nicht Sache des Verwaltungsrichters iſt, etwaige Härten einer Steuer⸗ 
ordnung zu beſeitigen; er hat vielmehr nur das gültig zuſtande 
gekommene Ortsrecht anzuwenden. Die Genehmigung der in den 
Steuerordnungen feftgelegten Steuerſätze hinſichtlich ihrer Höhe unters 
liegt gemäß SI 23, 77 Kom Abg. ausſchließlich der Prüfung der 
Aufſichtsbehörden. (Urt. v. 2. 3. 1916 i. S. Fabrilbeſitzer B. gegen 
Gemeindevorſteher Lettin, I. Hilfsſen., I H. C. 374/14.) 
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2. Perſönliche Beteiligung⸗der Behörden. 


Die von dem Beklagten eingelegte Revifion kann keinen Erfolg 
haben. Die Frage nach der perſönlichen Beteiligung des Amts⸗ 
vorſtehers unterliegt mit der Prüfung ſeiner Zuſtändigkeit der freien 
Beurteilung des Reviſionsgerichts. Dieſe kann zu einer Abweichung 
von der Anſicht des Vorderrichters nicht führen. Zunächſt beruft ſich 
der Beklagte zu Unrecht darauf, daß er nicht aus eigener Entſchließung 
zu der Anordnung geſchritten, ſondern einer ausdrücklichen Anwelſung 
des Landrates gefolgt ſei, der ſeinerſeits das Vorhandenſein der 
Mißſtände feſtgeſtellt habe. Welche inneren Vorgänge dem Einſchreiten 
der Behörde zugrunde liegen, kann nicht maßgebend ſein. Nach außen 
tritt allein die Wegepolizeibehörde ſelbſt für ihre Anordnungen ein. 
In jedem Falle bleibt auch die weitere Begründung und Verfolgung 
ſeiner Anordnung, die ganze Art ihrer Durchführung doch dem Inhaber 
der Polizeibehörde ſelbſt überlaſſen. Die geſetzlichen Beſtimmungen 


wie auch der allgemein geübte Grundſatz, daß Beamte, deren perſön⸗ _ 


liches Intereſſe von einer Amtshandlung weſentlich betroffen wird, 
ſich der Beteiligung an einer ſolchen zu enthalten haben, wurzeln 
überdies weſentlich darin, daß die Zuverſicht des Publikums in eine 
unparteiiſche Handhabung der Polizeigewalt nicht erfchüttert werden 
ſoll. Der Kenntnis des Publikums aber entziehen ſich meiſt ſolche 
inneren Vorgänge wie die Anweiſung der Aufſichtsbehörde. 

Bei der Prüfung der perſönlichen Beteiligung iſt ſodann davon 
auszugehen, daß nicht nur durch ein eigenes persönliches Intereſſe, 
ſondern auch durch ein Dienſt⸗ oder ſonſtiges Verhältnis des Amts⸗ 
vorſtehers zu dem eigentlich Beteiligten ſeine perſönliche Beteiligung 
im Sinne des Geſetzes gegeben fein kann (vgl. OVG. 54, 346). 
Bei der Prüfung des Intereſſes der Graf R. ſchen Güterverwaltung 
iſt nun zwar anzuerkennen, daß zunächſt ihr Intereſſe an der Inſtand⸗ 
haltung des öffentlichen Weges, wie ber Neviſionskläger geltend macht, 
kein anderes war als das allgemeine Intereſſe eines jeden, der auf 
die Benutzung des Weges angewieſen war. Es iſt indes ohne weiteres 
anzunehmen, daß der Verkehr der umfangreichen Gutsverwaltung die 
Wege der Umgegend und ſo auch den ſtreitigen Weg in beſonders 
erheblichem Maße in Anſpruch nimmt. Schon hieraus ergibt ſich 
ein beſonderes Intereſſe des Grafen R. an der Inſtandſetzung des 
Weges. Hierzu kommt aber als bedeutſam in Betracht, daß die 
Gutsverwaltung zu dem Einſchreiten der Wegepolizeibehörde im vor⸗ 
liegenden Falle dadurch in ein befonderes Verhältnis getreten iſt, daß 
dieſes durch ihre Beſchwerde veranlaßt war. Die Sache ſtellt ſich 
tatſächlich ſo dar, daß derjenige, der eine Beſchwerde geltend gemacht 
hat, ſelbſt die polizeiliche Gewalt zur Durchführung ſeiner Beſchwerde 
zur Anwendung bringt. (Urt. v. 8. 6. 1916 i. S. Amtsvorſteher 
Groß⸗Strehlitz wider Graf v. S., IV. Sen., IV C. 107/15.) 


3. Zuläſſigkeit des Rechtsweges. 


Eine Klage im Verwaltungsſtreitverfahren gegen die Erhebung 
der Warenhausſteuer iſt nicht zuläffig, gleichviel, ob dieſe Steuer in 
einem Gemeindebezirk oder in einem Gutsbezirk erhoben wird. Nach 
§ 13 WH StG. finden auf die Veranlagung der Warenhausſteuer und 
die hiergegen zuläſſigen Rechtsmittel die Vorſchriften des Gewerbe⸗ 
ſteuergeſetzes Anwendung. Die in den 88 69 ff. KomAbgG. vor⸗ 
geſehenen Rechtsmittel ſtehen dem Abgabenpflichtigen nur gegen die 
Heranziehung zu den in dieſem Geſetze behandelten Gemeinde⸗ 
abgaben zu, nicht aber gegen die vom Staate bewirkte Veranlagung 
zur Warenhausſteuer. Soll ſich im vorliegenden Falle der Angriff 
der Klägerin nicht gegen die Veranlagung dieſer Steuer, ſondern 
gegen ihre Erhebung durch den Gutsvorſteher richten und ihre 
Beitreibung von der Klägerin als unzuläſſig bemängelt werden, 
ſo iſt auch hierfür das Verwaltungsſtreitverfahren durch das Geſetz 
nicht zugelaſſen. Es findet dann ausſchließlich der im 8 2 Abſ. 2 
der Verordnung vom 15. November 1899 betreffend das Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen (GS. S. 545) 
vorgeſehene Weg der Beſchwerde bei der vorgeſetzten Dienſtbehörde 
ſtatt. (Urt. v. 15. 2. 1916 i. S. Konſ.⸗Ver. A. gegen den Gut: 
vorſteher A., VIII. Sen., VIII C. 16/16.) 
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4. Objektive Wahrheit. 

Wie das O3. in ſtändiger Rechtſprechung betont hat, muß an 
Stelle der Schätzung das in dem Steuerjahr wirklich erzielte 
Einkommen treten, wenn zur Zeit der Urteilsfällung das Steuer 
jahr abgelaufen und der Ertrag der Quelle feſtzuſtellen iſt; denn die 
unſichere Mutmaßung iſt nur ein Notbehelf und muß ber objektiven 
Wahrheit weichen. (Urt: v. 13. 1. 1916 i. S. Witwe B. gegen 
Semeindevorſteher Mariendorf, I. Hilfsſen., I H. C. 849/14.) 


Hypothekeneinigungsämter 


a) Berlin. 


Berichtet von Rechtsanwalt und Privatdozent Dr. Arthur Nußbaum, 
Berlin. 


Eine auswärtige Sparkaſſe, die zur Erzielung 
eines höheren Zinsfußes Berliner Grundftüde beleilt, 
muß die beſonderen Schwierigkeiten des Berliner Hypo 
thekenmarktes gegen ſich gelten laſſen. 

Daß die Friſtbewilligung durch die Lage der Schuldnerin gerecht 
fertigt wird, kann keinem Zweiſel unterliegen. Ihr ganzes Vermögen 
iſt im Grunbbeſitz angelegt, nennenswerte Effekten oder andere Beſtände, 
die zur Rückzahlung der Hypothek verwendet werden können, hat ſie 
nicht. Das Grundſtück befindet ſich ſchon fett etwa 40 Jahren im 
Beſitz der Familie, das Guthaben der Schuldnerin am Grunbflüd 
beläuft ſich auf ungefähr 60000 . Die Zinſen hat die Schuldnerin 
ſtets pünktlich bezahlt, obwohl infolge des Krieges die Mieteinnahmen 
von 8500 & auf 6100 & zurückgegangen find. 

Die Gläubigerin (eine auswärtige Sparkaſſe) widerſetzt ſich der 
Friſterteilung auch nur deshalb, weil ihr dadurch ein unverhältnis⸗ 
mäßiger Nachteil entſtehe. Dies kann keineswegs anerkannt werden. 
Wenn die Gläubigerin für Zeichnungen auf die letzte Kriegsanleihe 
erheblichere Beträge flüffig zu machen hat, fo befindet fie ſich dabei 
in derſelben Lage wie die anderen deutſchen Sparkafſen auch. G 
iſt aber dem Einigungsamt bekannt, daß die deutſchen Sparkaſſen 
trotz ihrer allgemeinen Beteiligung an den Aufgaben der Kriegs⸗ 
anleihe gleichwohl von der Ausübung ihrer Kündigungsbefugnis gegen⸗ 
über ihren Hypothekenſchuldnern grundſätzlich abſehen und daß ſie 
auch — To namentlich in Preußen — durch Weiſungen der Aufſichts⸗ 
behörde hierzu angehalten werden. Noch letzthin iſt z. B. ſeitens des 
Herrn Landwirtſchaftsminiſters eine entſprechende Erklärung im 
Preußiſchen Abgeordnetenhauſe abgegeben worden. Die Sparkaſſen, 
deren Eingänge forkdauernd als günſtige bezeichnet werden, müſſen 
eben äußerſtenfalls auch den eigenen Kredit in Anſpruch nehmen. 

Eine Sonderſtellung der Gläubigerin ergibt ſich allerdings 
daraus, daß die deutſchen Sparkaſſen im allgemeinen ihre Hypothelen 
in den Gebieten des ſogenannten Garantie⸗Verbandes (Stadtgemeinde, 
Kreis uſw.) anlegen, alſo auf dem Lande, in Kleinſtädten und mittleren 
Städten. Es gehört zu den verſchwindenden Ausnahmen, daß aus⸗ 
wärtige Sparkaſſen Berliner Grundſtücke beleihen. Wenn ſie es tun, 
ſo geſchieht es, um von dem höheren Zinsfuß des Berliner Marktes 
Nutzen zu ziehen. Dann müſſen ſolche Sparkaſſen aber auch die 
gleichen Rückſichten nehmen wie die anderen Hypothengläubiger des 
Berliner Grundbeſitzes. 

Außerdem aber würde die Gläubigerin gar nicht zu ihrem Gelde 
kommen, ſie würde höchſtens das Grundſtück für die erſte Hypothek 
erwerben können. Dies zuzulaſſen beſteht jedoch im vorliegenden Falle 
ſicherlich keine Veranlaſſung. (Gutachten vom 1. V. 1916. b. 188.) 


I b) Charlottenburg. 
Berichtet von Stadtſyndikus Sembritzki. 


Auch wenn die wirtſchaftliche Lage des Grund⸗ 
ſtückseigentümers und Hypothekenſchuldners hoffnungs⸗ 
los iſt, fo kann doch die Einſtellung der 8wangsverſteige⸗ 


45. Jahrgang. 


rung gerechtfertigt fein, um dem Schuldner die Haftung 
für die bei einer Zwangsverſteigerung zur Unzeit voraus⸗ 
ſichtlich ausfallenden Hypotheken zu erſparen. Berück⸗ 
ſichtigung des nachſtehenden Hypothekengläubigers. 

Das Grundſtück iſt offenbar weit über feinen wirklichen Wert 
hinaus belaſtet und die Eigentümerin, welche zugleich perſönliche 
Schuldnerin der Hypotheken iſt, iſt nach ihrer eigenen Angabe außer⸗ 
ſtande, die rückſtändigen Hypothekenzinſen auch nur der I. Hypothek 
in abſehbarer Zeit aufzubringen, da ſie außer dieſem Grundſtück und zwei 
anderen, ebenfalls ſehr hoch belaſteten Grundſtücken weiteres Vermögen 
nicht beſitzt. Die Schuldnerin hat jedoch gebeten, die Zwangs⸗ 
verſteigerung auszuſetzen, weil bei einer Verſteigerung unter den 
gegenwärtigen Verhältniſſen vorausſichtlich die Hypotheken zu II und 
III ausfallen würden, und fie, die Schuldnerin, infolgedeſſen mit 
einer außerordentlich hohen Ausfallhaftung belaſtet bleiben würde. 
Die Hypothekengläubiger zu II und III haben ſich dem Wunſche auf 
Ausſetzung der Zwangsverſteigerung angeſchloſſen. Der Vertreter der 
Hypothekengläubigerin zu II hat erklärt, daß dieſe das Grundſtück nicht 
ſelbſt erſtehen, daß ſie jedoch ihre Hypothek zu einem hinter ihrem 
Nennwerte bei weitem zurückbleibenden Preiſe verkaufen wolle, und 
zwar mit der Maßgabe, daß die Schuldnerin beim Erwerbe des 
Grundſtücks durch den Käufer der Hypothek wenigſtens von der per⸗ 
ſönlichen Haftung für den Mehrbetrag der Hypothek befreit werde. 
Der Hppothekengläubiger zu III hat erklärt, daß er die Schuldnerin 
von der perſönlichen Haftung für ſeine Hypothek gänzlich befreien 
wolle. 

Das Einigungsamt ſchenkt dieſen Erklärungen der Hypotheken⸗ 
gläubiger Glauben und vertraut insbeſondere, daß die Hypotheken⸗ 
gläubigerin zu II bei der Veräußerung ihrer Hypothek unter dem 
Nennwert auf die Befreiung der Schuldnerin von der Haftung für 
den Mehrbetrag Bedacht nehmen werde. Das Einigungsamt iſt 
allerdings der Anſicht, daß eine Veräußerung der Hypothek dieſer 
Gläubigerin auch zu einem hinter dem Nennwert bei weitem zurück⸗ 
bleibenden Preiſe vorausſichtlich nur möglich ſein wird, wenn die 
Gläubigerin der I. Hypothek ſich bereit finden läßt, ihre Hypothek 
dem als Erwerber des Grundſtücks auftretenden Käufer der 
II. Hypothek unter annehmbaren Bedingungen ſtehen zu laſſen. Das 
Einigungsamt glaubt aber annehmen zu dürfen, daß die betreibende 
Gläubigerin ſich hierzu bereit finden laſſen wird, wenn auch ihr 
Vertreter in der Verhandlung vor dem Einigungsamt dies nicht in 

Ausſicht geſtellt hat. 

Unter dieſen Umſtänden iſt das Einigungsamt der Anſicht, daß 
die wirtſchaftliche Lage der Schuldnerin, insbeſondere ihr Intereſſe 
an der Befreiung von einer außerordentlich hohen Ausfallhaftung, 
die Einſtellung der Zwangsverſteigerung rechtfertigt. Die Einſtellung 
iſt nur auf die Dauer von drei Monaten zuläſſig, weil die Zwangs⸗ 
verſteigerung wegen rückſtändiger Zinſen betrieben wird. Das 
Einigungsamt iſt ferner der Anſicht, daß der betreibenden Gläubigerin 
durch die Einſtellung auf drei Monate ein unverhältnismäßiger 
Nachteil nicht erwachſen würde, weil anzunehmen iſt, daß während 
dieſer Zeit eine Erhöhung der rückſtändigen Zinſen ihrer Hypothek 
durch die Erträgniſſe aus der Zwangsverwaltung vermieden werden 
wird, zumal nachdem ein Beamter der betreibenden Gläubigerin als 
Zwangsverwalter beſtellt worden iſt und hierdurch die Koſten der 
Zwangsverwaltung erheblich vermindert werden. 

Das Einigungsamt hat übrigens geglaubt, bei der Abwägung 
der entgegenſtehenden Intereſſen der Gläubiger und der Schuldnerin 
auch die Wünſche und Intereſſen der nachſtehenden Hypotheken⸗ 
gläubiger nicht vollſtändig außer acht laſſen zu ſollen, wenn auch in 
den maßgebenden Kriegs⸗Notverordnungen vom 20. Mai 1915 eine 
ſolche Berückſichtigung der Intereſſen der nachſtehenden Gläubiger 
nicht ausdrücklich vorgeſchrieben iſt, wenigſtens inſoweit, als dadurch 
dem betreibenden Hypothekengläubiger nicht ein unverhältnismäßiger 
Nachteil erwächſt. (Gutachten vom 20. März 1916, Aktenz. E. 60.) 
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Oberlandesgerichte. 
Rriegs rechtliche Entſcheidungen. 
a) Ziwilſachen. 

1. Abgekürztes Ortsdatum „D. Stg.“ bei Beur⸗ 
kundungen im Felde. 

Bei dem Kgl. AG. in N. wird ein von einer Ehefrau vorehelich 
geborenes Kind bevormundet. Auf das an das Gericht der ... Diviſion 
(. . . Armeekorps) gerichtete Erſuchen des Vormundſchaftsgerichts iſt 
am 1. Mai 1916 eine Verhandlung beurkundet worden, in der der 
jetzige Ehemann der Mündelmutter erklärt hat, daß er dem eingangs 
genannten Kinde feiner Frau gemäß § 1706 Abſ. 2 BGB. feinen 
Familiennamen erteile. Das Protokoll trägt am Kopf links die 
Aufſchrift: 

Gericht ... Inf.⸗Diviſion. 
Gegenwärtig: 
(Name), Kriegsgerichtsrat, 
als Richter. 
Mil.⸗Ger.⸗Diätar (Name) 

als Gerichtsſchreiber. 

Die Datumsüberſchrift des von dem Erklärenden und den mit⸗ 
wirkenden Gerichtsperſonen unterſchriebenen Protokolls lautet: 

„D. Stq., den 1. Mai 1916.“ 


Der Vormund des Mündels hat bei dem Vormundſchaftsgericht 
beantragt, ihm eine Ausfertigung des Protokolls vom 1. Mai 1916, 
damit er ſie dem zuſtändigen Standesamt überſenden könne, zu er⸗ 
teilen. Das AG. hat ihm eröffnet, daß feinem Antrage nicht ſtatt⸗ 
gegeben werden könne, da das Protokoll vom 1. Mai 1916 keine 
genügende Ortsbezeichnung enthalte, von einer ungültigen Urkunde 
aber eine Ausfertigung nicht erteilt werden könne. 


Das LG. hat die Beſchwerde des Vormundes zurückgewieſen, 
dagegen hat auf ſeine weitere Beſchwerde das KG. die Sache an das 
AG. mit der Anweiſung zurückverwieſen, von dem erhobenen Bedenken 
Abſtand zu nehmen. Das KG. führt aus: 

Die Vorinſtanzen gehen an ſich von rechtlich zutreffenden Er⸗ 
wägungen aus, wenn ſie die Erteilung der Ausfertigung eines 
nach ihrer Anſicht formungültigen gerichtlichen Protokolls für 
unzuläſſig erachten. Denn da die Ausfertigungen gerichtlicher 
(oder notarieller) Verhandlungen dazu beſtimmt find, die Urſchriften 
im gerichtlichen Verkehr zu vertreten, ſo hat das Gericht (oder der 
Notar), in deſſen Verwahrung ſich die Urſchrift befindet (Art. 48 
Pr.), die Erteiligung einer Ausfertigung (Art. 51 Abf. 1 Pr§ G.) 
abzulehnen, wenn die Beurkundung, ſei es wegen Formmangels, ſei 
es ihrem Inhalte nach offenbar ungültig iſt (KGJ. Bd. 38 A 8). 
Die Verweigerung der Erteilung begründet andererſeits das 
Beſchwerderecht des jetzigen Beſchwerdeführers nach 820 GG., 
da die in dem Protokoll erteilte Vollmacht, wie anzunehmen, ihn auch 
zur Erwirkung einer Ausfertigung des Protokolls, um die Eintragung 
der Namensänderung im Standesregiſter herbeizuführen, ermächtigt, 
er alſo zu denjenigen Perſonen gehört, die nach Art. 61 Abſ. 2 
Pr. eine Ausfertigung des Protokolls zu fordern berechtigt find. 

In der Sache ſelbſt können die von den Vorinſtanzen erhobenen 
Bedenken nicht für zutreffend erachtet werden. Die Verhandlung 
vom 1. Mai 1916 iſt auf das Erſuchen des Vormundſchaftsgerichts 
aufgenommen worden, um dem unehelichen Kinde die Vergünſtigung 
zu verſchaffen, gemäß 8 1706 Abi. 2 Sat 2 BGB. den Namen des 
jetzigen Ehemanns ſeiner Mutter zu führen. Zu dieſem Zwecke 
bedarf es nach der genannten Geſetzesſtelle an erſter Stelle der Er⸗ 
klärung des Ehemanns der Mutter, daß er dem Kinde ſeinen Namen 
erteile, und zwar iſt dieſe Erklärung gegenüber der zuſtändigen Be⸗ 
hörde in öffentlich beglaubigter Form abzugeben. In Aus⸗ 
führung dieſer reichsgeſetzlichen Vorſchrift beſtimmt Art. 68 8 2 
PrAG BGB., daß, wenn im Geburtsregiſter eines preußiſchen 
Standesbeamten die Geburt des Kindes eingetragen iſt, dieſer 
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Standesbeamte zur Entgegennahme und öffentlichen Be⸗ 
glaubigung der vorerwähnten Erklärung des Ehemanns der Mutter 
zuſtändig fein ſoll, und ferner beſagt § 2 Abſ. 2 des Art. 68, daß, 
wenn die Erklärung über die Erteilung des Namens nicht gegen⸗ 
über dem vorgenannten Standesbeamten abgegeben werde, die zu⸗ 
ſtändige Behörde ſie dem Standesbeamten mitteilen ſolle. Hieraus 
folgt, daß die öffentliche Beglaubigung der Erklärung nicht 
notwendig demjenigen Standesbeamten, der zur Entgegennahme 
der Erklärung zuſtändig iſt, obliegt, daß vielmehr wegen der 
öffentlichen Beglaubigung der Erklärung jede nach 8 129 
BGB. und den entſprechenden Verfahrensvorſchriſten zuſtändige Bes 
hörde (88 167, 191 FG.) angegangen werden kann, vgl. auch 
Hinſchius (4. Aufl.) Anm. 75 B 1 de zu 8 26 PSI®. S. 506, 507. 
Die öffentliche Beglaubigung wird nach 8 129 Abſ. 2 BGB. durch 
die gerichtliche oder notarielle Beurkundung der Erklärung erſetzt. 
Im vorliegenden Falle hat fi das AG. als das zuſtändige Vor⸗ 
mundſchaftsgericht an das Gericht der . . . Infanterie⸗Diviſion, dem 
gegenwärtig der Ehemann der Mutter als Kanonier bei einem Feld⸗ 
artillerie Regiment unterſteht, zur Herbeiführung der Beurkundung 
einer entſprechenden Erklärung gewandt. Dazu war es berechtigt, denn 
nach § 1 des RNeichsgeſetzes vom 28. Mai 1901 betr. die freiwillige 
Gerichtsbarkeit und andere Nechtsangelegenheiten in Heer und Marine 
(RGBl. S. 185) find „im Felde“ beim Heere hinſichtlich der im 81 
Nr. 1, 6, 7, 8 Mil StG. vom 1. Dezember 1898 bezeichneten Per⸗ 
ſonen, insbeſondere ($ 1 Nr. 1) hinſichtlich der Militärperſonen 
des aktiven Heeres und der aktiven Marine, auch die zu dem Gericht 
einer Diviſion gehörigen Kriegsgerichtsräte zur Erledigung von RNechts⸗ 
hilfeerſuchen zuſtändig, und das Erſuchen des AG. war im vor⸗ 
liegenden Falle dahin zu verſtehen, einen dem Gerichtsherrn der 
höheren Gerichtsbarkeit zugeordneten Kriegsgerichtsrat (595 Mil StG.) 
mit der in Rede ſtehenden Beurkundung zu beauftragen. Allerdings 
hätte das Erſuchen dahin genügt, unter einer von dem Ehemann der 
Mutter auszuſtellenden ſchriftlichen Erklärung die Unterſchrift zu 
beglaubigen, da damit dem Erforderniſſe der öffentlich beglaubigten 
Form der Erklärung im Sinne der 88 129, 1706 Abſ. 2 Satz 2 
BGB. Genüge geleiſtet war. Indeſſen wird, wie erwähnt, nach 
8 129 Abſ. 2 BGB. die öffentliche Beglaubigung durch die gericht⸗ 
liche (oder notarielle) Beurkundung der Erklärung erſetzt, und 
deshalb iſt das dem Erſuchen entſprechende Protokoll vom 1. Mai 
1916, wenn es ſonſt den vorgeſchriebenen Formerforderniſſen genügt, 
an ſich geeignet, die Unterlage für die Eintragung eines RNand⸗ 
vermerkes im Geburtsregiſter gemäß Art. 68 § 2 Abi. 3 PrAGBGB. 
zu bilden. Der Umſtand, daß Abſ. 2 des 8 2 als Sollvorſchrift es 
der Urkundsbehörde zur Pflicht macht, die Erklärung dem Standes⸗ 
beamten mitzuteilen, ſchließt das Recht eines Beteiligten nicht aus, 
eine Ausfertigung der Beurkundung zu verlangen, um ſie ſelbſt dem 
Standesbeamten vorzulegen. 

Hat nach Vorſtehendem der aus der Urkunde vom 1. Mai 1916 
erſichtliche Kriegsgerichtsrat eine rechtsgeſchäftliche Erklärung im 
Sinne des 8 167 FGG. beurkunden wollen und beurkundet, fo 
kommt es allerdings bei Prüfung der Gültigkeit der Beurkundung 
auf die Feſtſtellung an, ob die Urkunde den Formvorſchriften 
der 88 168 bis 180 §G6. entſpricht, denn dieſe Vorſchriften 
haben nach 8 2 des vorgenannten Geſetzes vom 28. Mai 1901 auch 
auf die Beurkundungen der Kriegsgerichtsräte Anwendung zu 
finden. Hiernach gilt insbeſondere auch die Vorſchriſt des 8 176 
Abſ. 1 Nr. 1 GG., wonach das Protokoll zur Vermeidung ber 
Nichtigkeit der Beurkundung („muß“) außer dem Tage auch den 
Ort der Verhandlung zu enthalten hat. Die Vorinſtanzen ver⸗ 
miſſen in dem Protokolle vom 1. Mai 1916 eine dem Geſetz ent⸗ 
ſprechende Ortsangabe, das LG. mit der Begründung, die Bezeichnung 
„D. Stg.“, womit wohl das Diviſionsſtabsquartier gemeint 
ſei, ergebe keinen hinreichend beſtimmten Ort, wenn auch zugegeben 
werden ſolle, daß der Begriff „Ort“ nicht ſo eng auszulegen ſei, daß 
darunter nur eine Ortſchaſt — Dorf oder Stadt — verſtanden 
werden müſſe, ſondern daß es genüge, wenn ein nach der Karte 


einigermaßen beſtimmter Raum bezeichnet werde. Dieſe Begründung 
iſt rechtlich zu beanſtanden, insbeſondere iſt weder aus dem Geſeze 
noch deſſen Entſtehungsgeſchichte zu entnehmen, daß zur Angabe des 
Ortes der Verhandlung im Sinne des 8 176 Nr. 1 566. die Angabe 
feiner geographiſchen Lage erforderlich ſei. Der weſentliche Zweck 
der Vorſchrift des 8 176 Nr. 1 F88., was das Erfordernis der 
Ortsangabe betrifft, iſt mit Schlegelberger Anm. 2 zu 8 176 866. 
darin zu finden, daß eine ausreichende Unterlage für die Feſtſtellung, 
ob die Urkundsperſon bei ihrer Beurkundung ſich innerhalb der 
Grenzen ihrer Zuſtändigkeit gehalten habe, geſchaffen werden ſoll. 
Deshalb ſind zweifellos formunwirkſam Protokolle, die überhaupt 
keine Ortsangabe enthalten, während Streit darüber herrſcht, ob 
eine unrichtige Ortsangabe die Nichtigkeit der Urkunde als 
folder im Gefolge hat (Schlegelberger Anm. 18 zu 8 176 866.) 

Im vorliegenden Falle hat, wie das 2G. ſelbſt annimmt und 

bedenkenfrei feſtſtellt, mit der Abkürzung: „D. Stg.“ eine Ort⸗ 

bezeichnung zum Ausdruck gebracht werden ſollen, und es iſt 

ferner eine unbedenkliche tatſächliche Feſtſtellung, wenn das 29. 

die Abkürzung in dem Sinne deutet, daß damit das Divifiond: 

ſtabsquartier gemeint fein fol. Die Zuläſſigkeit ſolcher Ab⸗ 
kürzungen, wenn ihr Sinn aus dem ſonſtigen Inhalte der Urkunde 
zu ermitteln oder allgemein bekannt iſt, wird in der RNechtz⸗ 
lehre und Rechtſprechung (vgl. RG. in JW. 1907, 148 wegen der Ab 
kürzung Blu. [ſtatt Berlin] in einem eigenhändigen Teſtamente) an 
erkannt. Im vorliegenden Falle iſt am Kopfe der Urkunde links 
als das mit der Beurkundung befaßte Gericht das Gericht der 
. . . Inf.⸗Diwiſion aufgeführt; im Zuſammenhange damit läßt die neben 
der Zeitangabe ſtehende, an ſich unverſtändliche Abkürzung „D Stg.“ 
die allein mögliche Deutung zu, daß damit das Quartier des Diwi⸗ 
ſionsſtabes gemeint iſt. Es liegt alſo nach dem Zuſammen⸗ 
hange der Urkunde eine Ortsbezeichnung vor, und es kann 
ſich daher nur darum handeln, ob dieſe Ortsbezeichnung derart umzu⸗ 
reichend iſt, daß es fo angeſehen werden müßte, als ob fie überhaupt 
nicht vorhanden, die Urkunde alſo wegen eines weſentlichen Formen. 
mangels nichtig ſei. Dies tft zu verneinen. Mit Recht hat das NE. 
in der erwähnten Entſcheidung JW. 1907, 143 (auch in Gruchotz⸗ 
Beitr. Bd. 51 S. 387) hervorgehoben, daß als Ortsangabe nicht ein 
Ausdruck weſentlich ſei, der jeden Zweifel über die Frage aus⸗ 
ſchließe, welcher Ort unter dem angegebenen zu verſtehen ſei, daß 
vielmehr nur eine unverſtändliche Ortsangabe den geſetzlichen 
Erforderniſſen nicht genüge, im übrigen aber auf die Verkehrs⸗ 
üblichkeit Rückſicht zu nehmen ſei. Von dieſen Geſichtspunkten aus 
kann aber um der beanſtandeten Ortsangabe willen die Beurkundung 
nicht als unwirkſam erachtet werden. Daß die Ortsangabe nicht 
unverſtändlich iſt, ergibt die zuläſſige Deutung ihrer Abkürzung, im 
übrigen vermag das LG. ſelbſt daran nur zu beanſtanden, daß der 
gemeinte Ort ſich nicht nach der Landkarte beſtimmen laſſe. Damit 
ſtellt es aber, wie bereits bemerkt, ein Erfordernis auf, das ſich aus 
dem Geſetze nicht herleiten läßt, vielmehr muß es dem Zwecke der 
Ortsangabe entſprechen, wenn überhaupt eine Ortlichkeit angegeben 
iſt, die ſoweit beſtimmt iſt, daß fie an der Zuſtändigkeit der Urkundz⸗ 
perſon, die Beurkundung im einzelnen Falle aufzunehmen, keinen 
Zweifel läßt, wobei in weitgehendem Maße auf die Verkehrsüblichkeit 
Rückſicht zu nehmen iſt. Deshalb wird z. B. bei Beurkundungen der 
Notare eine Ortsangabe gefordert werden müſſen, die erkennen läßt, 
daß der Notar innerhalb feines Amtsbezirkes (Art. 80 Pr.) die 
Beurkundung vorgenommen hat. Dasſelbe gilt von Beurkundungen 
der Amtsgerichte (vgl. 8 167 G8G.). Bei Beurkundungen der 
Kriegsgerichtsräte „im Felde“ nach Maßgabe des Neichsgeſetzes vom 
28. Mai 1901 kommen örtliche Zuſtändigkeiten nicht in Frage, 
wenigſtens nicht, ſoweit es ſich um den hier allein in Betracht 
kommenden Fall des 5 5 Nr. 1 EG Mil StD. handelt. Denn wenn 
hiernach den Kriegsgerichtsräten die Zuſtändigkeit zu Beurkundungen 
„für die Dauer des mobilen Zuſtandes des Heeres, der Marine oder 
einzelner Teile des Heeres oder der Marine“ eingeräumt iſt, ſo iſt 
eine an einen beſtimmten Amtsbezirk geknäpfte Zuſtändigkeit nicht 
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vorgeſehen, vielmehr iſt jeder Kriegsgerichtsrat für zuſtändig erklärt, 
der als ſolcher die Beurkundung in amtlicher Eigenſchaft („beim 
Heere“) aufzunehmen in der Lage iſt. Deshalb muß es auch ge⸗ 
nügen, wenn die Urkunde ergibt, daß der Kriegsgerichtsrat als ſolcher 
bei ihrer Errichtung mitgewirkt hat (8 176 Abſ. 1 Nr. 2 GG.), 
im übrigen aber (8 176 Abſ. 1 Nr. 1 56.) eine Angabe enthält, 
die den Ort der Verhandlung ſo genau, als es nach Lage der Sach⸗ 
möglich und verkehrsüblich iſt, angibt. In dieſer Beziehung iſt es 
allgemein bekannt, daß die Kriegsgerichtsräte aus militäriſchen 
Gründen eine genauere Bezeichnung der Ortlichkeit, als es hier der 
Fall iſt, in die Urkunde nicht aufnehmen dürfen, daß aber darüber 
hinaus auch allen Kriegsteilnehmern entſprechende Beſchränkungen 
auferlegt find. Damit hat auch der rechtsgeſchäftliche Verkehr 
zu rechnen, und es würde eine „Überfpannung der Formvor⸗ 
ſchriften“ (vgl. RG. a. a. O.) bedeuten, eine genauere Bezeichnung 
des Ortes der Verhandlung zu verlangen, als der Zweck der Be⸗ 
urkundung es fordert. Die Urkunde ergibt, daß der Kriegsgerichtsrat 
fie in amtlicher Eigenſchaft an einem Orte aufgenommen hat, an 
dem ſich zur Zeit der Beurkundung das Quartier des Diviſionsſtabes 
befand. Damit iſt der Anforderung des § 2 des Reichsgeſetzes vom 
28. Mai 1901 genügt, insbeſondere iſt der Ort nicht derart un⸗ 
beſtimmt angegeben, daß, wenn es darauf ankäme, ſeine Lage nicht 
näher zu beſtimmen wäre. Ob Bezeichnungen allgemeinerer Art, 
1 B. „im Felde“, ausreichen würden, um als Ortsangabe zu gelten 
(für die Verneinung Delius im „Recht“ 1916, 868), kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben, da jedenfalls die im vorliegenden Falle gewählte 
Ortsbezeichnung den im rechtsgeſchäftlichen Verkehr an ſie zu ſtellenden 
Anforderungen genügt. 

Aber ſelbſt wenn dem Protokolle vom 1. Mai 1916 die Be⸗ 
deutung einer wirkſamen Beurkundung abzuſprechen ſein ſollte, 
könnten doch die Vorentſcheidungen nicht aufrechterhalten werden. 
Es käme dann immer noch in Frage, ob nicht eine öffentlich 
beglaubigte Erklärung im Sinne des 8 129 BGB. vorliegt, die 
nach dem eingangs Ausgeführten zum Nachweis der Erteilung des 
Familiennamens ausreichen würde. In der Beſcheinigung des 
Kriegsgerichtsrats, daß der vor ihm Erſchienene das Protokoll unter⸗ 
ſchrieben habe, kann ſehr wohl eine Beglaubigung der unter der 
vorangegangenen Erklärung gefertigten Unterſchriſt gefunden werden. 
Ein ſolcher Beglaubigungsvermerk ſoll zwar nach 8 183 FGG. gleich⸗ 
falls den Ort (und den Tag) der Ausſtellung angeben, doch wird nach 
8 4 der Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 14. Januar 1915 
(RE S 18) die Gültiakeit einer im Felde erfolgten öffentlichen 
Beglaubigung einer Unterſchrift nicht dadurch berührt, daß der Be⸗ 
glaubigungsvermerk den Vorſchriften des 8 183 Abſ. 2 FGG. nicht 
entſpricht. Ob von einer in dieſer Weiſe zuſtande gekommenen Ur⸗ 
kunde in entſprechender Anwendung des Art. 61 Pr. eine Aus⸗ 
fertigung erteilt werden könnte, oder ob die Urk einde in Urſchrift 
herauszugeben wäre unter Fertiaung des in § 42 Nr. 18 der Geſchäfts⸗ 
ordnung ür die Gerichtsſchreibereien der Amtsgerichte vom 18. Fe⸗ 
bruar 1914 vorgefchriebenen Vermerkes, kann zweifelhaft ſein. jeden, 
falls würde es nicht der Aufgabe des Richters der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit entſprechen ſchle pthin den Antraaſteller abzuweiſen, 
ſondern es müßte ihm Gelegenheit gegeben werden, feinen Antrag 
entſprechend zu ändern. Jedenfalls iſt die Abweiſung auf Grund 
des in der Verfügung vom 9 Mi 1916 erbobenen Bedenkens nicht 
gerechttertiat (RI, 35. la, Beſchluß vom 30. Juni 1916 
la 467,16.) — [Erſcheint in der amtlichen Sammlung.] 
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2. Mängelrüge bei Lieferungsverträgen über an die 
Militär verwaltung weiterverkaufte Truppenausrüſtungs⸗ 
gegenſtände. 

Die Klägerin kaufte von der Beklagten 7200 Stück „vorſchrifts 
mäßige“ Patronentaſchen nach einem mit dem Angebot eingeſandten 
Muſter, lieferbar direkt an das Bekleidungsamt K., an das ſie die 
Ware, wie der Beklagten beim Abſchluß des Lieferungsgeſchäfts 


bekannt war, nach demſelben Muſter weiterverkauft hatte. Die 
Taſchen trafen Ende März 1915 am Wohnort der Klägerin ein und 
wurden vom bahnamtlichen Spediteur alsbald unmittelbar dem Be⸗ 
kleidungsamt K. zugeführt, von dieſem aber am 19. April 1915 
wegen zu dünnen Leders als nicht muſtermäßig „verworfen“. Hier⸗ 
von erhielt die Klägerin früheſtens am 28. April 1915 Nachricht. 
Darauf richtete ſie am 1. Mai 1915 ein Schreiben an die Beklagte, 
wonach ſie die Taſchen mit Bezug auf die Beanſtandung des Be⸗ 
Hleidungsamts wegen nicht vorſchriftsmäßiger Beſchaffenheit zur Ber 
fügung ſtellte. Ihre Schadenserſatzklage hatte in beiden RNechts⸗ 
gängen Erfolg. Aus den Gründen: Die Vereinbarung, daß die 
Taſchen „vorſchriftsmäßig“ ſein ſollten, konnte nach Sachlage nur 
den Sinn haben, daß ſie ſo beſchaffen ſein mußten, wie durch die 
„allgemeinen Vertragsbedingungen“, die „beſonderen Lieferungs⸗ 
bedingungen“ und die in den letzteren genannten Beſchreibungen und 
Abnahmevorſchriften beſtimmt iſt, gleichgültig, ob dieſe Bedingungen, 
Beſchreibungen und Vorſchriften den Parteien bei ihrem Bertrand; 
abſchluß bekannt waren oder nicht, da ſie nach einem von der Militär⸗ 
behörde genehmigten Muſter gekauft und weiterverkauft worden waren, 
das zweifellos jenen Bedingungen, Beſchreibungen und Vorſchriften 
entſprochen hatte. Maßgebend war danach nur, ob die gelieferten 
Taſchen dem Muſter entſprachen, deſſen Eigenſchaften nach 8 494 BGB. 
als zugeſichert anzuſehen waren. Hierwegen konnte nach dem übers 
einſtimmenden Parteiwillen (88 157, 242 BG.) nur das Bekleidungs⸗ 
amt entſcheiden; denn wenn auch die Klägerin ſelbſt oder durch Sach⸗ 
verſtändige prüfen konnte, ob nach ihrer Auffaſſung die Taſchen 
„vorſchriftsmäßig“ waren, fo konnte fie damit der ſelbſtändigen 
Prüfung der Miltärbehörde doch nicht vorgreifen, zumal die Taſchen, 
wennſchon an Klägerin adreſſiert, von der Bahn unmittelbar an dieſe 
abgeliefert werden ſollten. Bei der Menge der verkauften Taſchen 
und im Hinblick auf ihre Zweckbeſtimmung iſt es daher als Wille 
der Parteien anzuſehen, daß eine etwaige (rechtmäßige) Zurverfügung⸗ 
ſtellung durch die Militärbehörde nicht die Klägerin mit den zurück⸗ 
gewieſenen Waren, für die ſie keine andere Verwendung finden konnte, 
belaſten ſollte. — Wegen Unvorſchriftsmäßigkeit der Taſchen konnte 
die Klägerin nach 8 377 HGB. Rechte gegen die Beklagte nur dann 
ableiten, wenn ſie unverzüglich nach der Ablieferung ſie unterſuchte, 
ſoweit dies nach dem ordnungsmäßigen Geſchäftsgang tunlich war, 
und der Beklagten unverzüglich von den beanſtandeten Mängeln Mit⸗ 
teilung machte. Da der gerügte Mangel (zu dünnes Leder) ohne 
weiteres erkennbar war, mußte die erſt am 1. Mai 1915 erfolgte 
Zurverſügungſtellung der Ware an ſich als verſpätet angeſehen werden. 
Die Vorſchriiten des § 3/7 HGB. find jedoch in der Richtung nicht 
zwingender Natur, daß die Parteien nicht hinſichtlich der Zeit der 
Unterſuchung und Mängelanzeige abweichende Vereinbarun ten treffen 
könnten. Solche Abweichungen ſind hier, wenn auch nicht mi ausdrück⸗ 
lichen Worten, tatſächlich vereinbart worden. Der Vertrag der Parteien 
iſt im Hinblick auf die obengenannten Umſtände nach Treu und Glauben 
ſo auszulegen daß die Pflicht zur Unterſuchung und Mängelanzeige für 
die Klägerin nicht ſofort mit der Abl ferung der Taſchen an fie eintrat, 
da dieſe ja unmiit' [bar dem Vekleidungeamt zuuefubrt wer en ſollten 
und auch zuigefubrt wunden, daß vulmebı die Entſcheidung des 
Bekleidungsamts abgewartet werden ſollte, und die Rlayerin ihrer 
Pflicht genügte, wenn fie nach Empfang der Mängelanzeige des 
Bekleidungsamts dieſe unversuglich an die Heklagte weitergad. Da 
für die Militär behörde kein Handelsgeſchäft vorlag (SS 1, 2, 3 343 
und 844 HGB.) und dieſe deshalb der Klagerin gegenüber etwaige 
Mangel der Taſchen nach XS 459, 560, 464, 477 und 480 868. 
fo lange geltend machen konnte, als der Schadenserſatzanſpruch nicht 
verjährt war, und da das Bekleidungsamt die Ware nicht angenommen 
hatte, jo war die am 19. April 1915 verfügte Zurückweiſung der 
Taſchen der Klägerin gegenüber nicht verſpätet, wenn ſie ihr auch 
erſt 8 bis 10 Tage ſpäter eröffnet wurde. — Im Verhältnis der 
Prozeßparteien untereinander war aber als kundgegebener Wille ans 
zuſehen, daß die Beklagte dieſe Zurückweiſung der Taſchen durch das 
Bekleidungsamt auch gegen ſich gelten laſſen mußte, * nur die 
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Klägerin deſſen Anzeige unverzüglich an ſie weiterreichte. Danach 
war die erſt am 1. Mat 1915 an die Beklagte abgeſendete Zur 
verfügungſtellung der Klägerin den Umſtänden nach nicht verſpätet. 
(Os. Karlsruhe, II. 8 S., Urteil vom 2. Mai 1916, Z 2 BR. 12/16.) 
Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Bucherer, Karlsruhe. 


* 4 * 

3. Kriegsklauſel in Lieferungsverträgen.“) 

Der Krieg iſt zweifellos ein außergewöhnliches Ereignis, das bie 
Beſchaffung von Rohmaterial für die Beklagte gehindert hat, fo 
daß die vereinbarte Kriegsklauſel: „Außergewöhnliche Betriebs⸗ 
ſtörungen in unſerer Fabrik, wie Maſchinenbruch, Feuersbrunſt, 
Arbeiterſtreik uſw., ferner außergewöhnliche Ereigniſſe, welche die 
Beſchaffung von Rohmaterial hindern, wie Krieg u. dgl., berechtigen 
uns, vom Vertrage, ſoweit derſelbe noch unerfüllt iſt, ohne Schadens⸗ 
erſatpflicht zurückzutreten, wenn keine Vereinbarung zwiſchen Käufer 
und Verkäufer wegen nachträglicher Erfüllung des Vertrags zuſtande 
kommt“ zutrifft. Hindern heißt hier nicht „verhindern“, d. h. 
völlig unmöglich machen, ſondern nur behindern, d. h. erheblich 
erſchweren (vgl. hierüber das Urteil dieſes Senats vom 16. März 1916, 
U. 802/15). Und eine erhebliche Erſchwerung der Beſchaffung von 
Rohmaterial iſt für die Olfabriken, die Seſamöl herſtellen, durch den 
Krieg zweifellos erfolgt, wie dies gerichtsbekannt iſt. Die Rücktritts⸗ 
erklärung vom 21. November 1914 war aber nach Treu und Glauben 
im Verkehr auch nicht verſpätet. Die Beklagte hat in dem Rund⸗ 
ſchreiben vom 11. Auguſt 1914 erklärt, daß ſie, wenn Lieferungen 
a conto beſtehender Kontrakte überhaupt möglich ſeien, ſich auf alle 
Fälle die Berechnung eines entſprechenden Preiszuſchlags vorbehalte, 
über den ſie ſich von Fall zu Fall mit ihrer Kundſchaft verſtändigen 
werde, und daß ſie, wenn die Kundſchaft hiermit nicht einverſtanden 
ſei, es vorziehen müſſe, auf Grund der Kriegsklauſel den Kontrakt 
zu ſtreichen. Die Klägerin hat in der Folge auf die beſtehenden 
Verträge abgerufen, ſich alſo mit dem Inhalt des Rundſchreibens 
einverſtanden erklärt, und es iſt in der Folge auch jeweils über einen 
Aufſchlag verhandelt worden. Die Lieferungen auf die beſtehenden 
Verträge haben ſich dann bis in den November 1914 hingezogen, 
und nun hat die Beklagte auf den weiteren Abruf der Klägerin vom 
17. November 1914 am 21. November 1914 den Rücktritt erklärt. 
Bei dieſer Sachlage war die Erklärung der Beklagten noch rechtzeitig; 
die Klägerin ſelbſt war damit einverſtanden, daß die Frage des 
Rücktritts zunächſt im Anſtand bleibe, und ein Spekulieren der Be⸗ 
klagten auf Koſten der Klägerin lag nicht vor. (DLG. Stuttgart, 
II. 8 S., Urteil vom 8. Juni 1916, U. 486/15.) 

8 a * 

4. „Offenbar unbillig.“ 

Der Ausſetzungsantrag des Vertreters des im Felde bei einem 
mobilen Truppenteil ſtehenden Beklagten iſt abgelehnt worden. Das 
Landgericht erachtet die Ausſetzung für „offenbar unbillig“ (KTG. 
8 8 Abſ. 2, Verordnung vom 14. Januar 1915 8 2), weil es ſich 
um den Zinsanſpruch aus der Hypothek der Klägerin handelt. Dieſer 
Grund iſt zutreffend. Eingeklagt find die Zinſen für 1914 und 1915. 
Wenn die Klägerin nicht alsbald einen vollſtreckbaren Titel für dieſe 
Zinſen erlangt und die Beſchlagnahme des Grundſtücks erreicht, ſo 
verliert ſie bei der Grundſtückszwangsverſteigerung für einen Teil 
der Zinſen den bevorrechtigten Rang (vgl. 8G. § 10 Nr. 4 und 5, 
8 13). Die Kriegsgeſetzgebung ſteht auf dem Standpunkt, daß 
dies offenbar unbillig wäre. Dies ſieht man aus folgendem: 
In der Bundesratsbekanntmachung vom 8. Juni 1916 über die 
Geltendmachung von Hypotheken uſw. (RGBl. S. 454) iſt in $ 10 
Abſ. 2 Satz 2 ausdrücklich vorgeſchrieben, daß die ſonſt dem Voll⸗ 
ſtreckungsgericht geſtattete Einſtellung der Zwangsverſteigerung des 


1) Vgl. auch JW. 1915 S. 229, 634, 741, 900, 912, 934, 
1038, 1287, 1876; 1916 S. 257, 316, 829, 958. 


Grundſtücks nicht erfolgen darf, wenn „fällige Anſprüche des be 
treibenden Gläubigers auf wiederkehrende Leiſtungen für zwei Jahre 
nicht gezahlt find”. Hierbei iſt offenbar die Erwägung maßgebend 
geweſen, daß der Gläubiger ſonſt den Rang aus § 10 Nr. 4 8. 
verlieren könnte. Dies ſoll verhindert werden. Die Vorſchrift, daß 
in ſolchem Falle die Einſtellung der Zwangsverſteigerung nicht er⸗ 
folgen darf, gilt auch gegenüber Kriegsteilnehmern, wie 8 19 der 
Bekanntmachung vom 8. Juni 1916 ergibt. Es iſt alſo aus den 
erwähnten Vorſchriften der allgemeine Geſichtspunkt abzuleiten, daß 
es überhaupt — nicht nur im Zwangsverſteigerungsverfahren — als 
„offenbar unbillig“ anzuſehen iſt, wenn der Gläubiger durch die 
Hemmung des Verfahrens (ſei es die „Einſtellung“, ſei es die „Aus⸗ 
ſetzung“) Gefahr läuft, den ihm geſetzlich zuſtehenden Rang der 
Zinſen bei der Zwangsverſteigerung des Grundſtücks zu verlieren. 

Zu bemerken iſt, daß in jedem Falle der Schuldner vor dem 
Verluſt des Grundſtücks geſchützt iſt. Denn die Sparkaſſe kann 
zwar auf Grund des Urteils die Beſchlagnahme des Grundftüds, 
auch die Zwangsverwaltung, erwirken, aber nicht die Verſteigerung 
durchführen: KTG. § 5 Nr. 2. (OLG. Hamm, II. 3 S., Beſchluß vom 
14. Juli 1916, 2 W. 88/16.) 

Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Freymuth, Hamm. 
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5. Zurücklaſſen einer wertvollen Taſche im Auto vor 
dem Hotel. Verſchulden des Portiers und des Gaſtes. 

Als der Kläger und ſeine Ehefrau mit dem Auto, unmittelbar 
vom Bahnhof kommend, vor dem Hotel des Beklagten ankamen, ſtand 
die Taſche, welche außer einem Buch und Toilettegegenſtänden wert 
volle Schmuckſachen und zwei Hundertmarkſcheine enthielt, auf dem 
Boden des Autos. Sie blieb dort ſtehen, während der Kläger und 
ſeine Ehefrau in das Hotel gegangen waren und dort in Begleitung 
des Beklagten ſich Zimmer anſahen. 

Nachdem ſich der Kläger entſchloſſen hatte, in dem Hotel zu 
bleiben, wollte er heruntergehen, um die Sachen zu holen; der Be 
klagte ſagte aber, das ſei nicht nötig, der Portier mache es, wie er 
es immer tue, er bezahle auch das Auto. Der Beklagte hat dann 
den Portier beauftragt, die Sachen hereinbringen zu laſſen. 

Die Taſche iſt dadurch abhanden gekommen, daß das Auto mit 
ihr fortgefahren iſt. Die Annahme, daß ſie, während das Auto vor 
dem Hotel ſtand, aus dem Wagen geſtohlen ſein könne, iſt abzulehnen. 
(Wird ausgeführt.) Nach der ganzen Sachlage iſt daher jeder 
Zweifel daran, daß die Taſche noch im Wagen war, als das Auto 
von dem Portier weggeſchickt wurde, beſeitigt. Dann aber iſt das 
Abhandenkommen der Taſche allerdings durch eine Nachläſſigkeit des 
Portiers verſchuldet. Dieſer mußte mit der naheliegenden Möglichkeit 
rechnen, daß irgendwelche Gepäckſtücke ſich im Innern des Wagens 
befanden. Er durfte ſich nicht darauf beſchränken, einen Blick durch 
die aufgezogene Scheibe in das Innere des Wagens zu werfen, ſon⸗ 
dern er mußte die Tür öffnen und genau nachſehen. Hätte er das 
getan, ſo hätte ihm das Vorhandenſein der ziemlich umfangreichen 
Taſche, die auf dem Boden des Wagens ſtand, nicht entgehen können. 

Für das Verſchulden des Portiers haftet der Beklagte nach § 278 
BGB. Die Sachen waren unſtreitig noch nicht eingebracht, ſondern 
ſind durch Fahrläſſigkeit bei der Ausführung des vom Beklagten 
übernommenen Auftrages, ſie einzubringen, verlorengegangen. Die 
Rechtsanſicht des Beklagten, daß durch 85 701 ff. BGB. die Haftung 
des Gaſtwirts grundſätzlich eingeſchränkt ſei auf die eingebrachten 
Sachen, und damit eine Haftung für noch nicht eingebrachte Sachen 
deswegen ausgeſchloſſen ſei, findet im Geſetz keine Stütze. Dieſe 
Beſtimmungen regeln nur die beſondere Art der Haftung des Gaſt— 
wirts für tatſächlich eingebrachte Sachen, begründen aber kein Privileg 
des Gaſtwirts bezüglich der nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen zu 
beurteilenden Haftung für andere Sachen. Ob die weitere eventuelle 
Ausführung des Beklagten zutrifft, daß auf die Haftung des Gaſt⸗ 
wirts für den Verluſt bei oder vor Einbringung der Sachen des 
Gaſtes die Haftungsbeſchränkung aus 8 702 B&B. analog zur Ans 
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wendung zu bringen fei, braucht hier nicht entſchieden zu werden; 
übrigens iſt die Frage vom LG. mit Recht verneint worden. Denn 
die vom Beklagten auf Grund dieſer Beſtimmung beanſpruchte Ein⸗ 
ſchränkung der Haftung des Gaſtwirts tritt dann nicht ein ($ 702 
letzter Satzteil), wenn der Schaden von ſeinen Leuten verurſacht iſt, 
und dieſer Fall liegt hier, wie dargelegt, vor. Für den eingetretenen 
Schaden iſt aber auch eigenes Verſchulden des Klägers und ſeiner 
Ehefrau mit kauſal geweſen. Es verſtößt gegen die im Verkehr er⸗ 
forderliche Sorgfalt, eine Taſche mit ſo wertvollem Inhalt ebenſo zu 
behandeln wie gewöhnliches Reifegepäd. Es mag unbedenklich ges 
weſen ſein, daß die Reiſenden ihre Gepäckkoffer auf dem Bock oder 
auf dem Verdeck des Autos zurückließen, da bezüglich dieſer die 
Gefahr eines Verluſtes nur bei beſonders grober und dreiſter Un⸗ 
ehrlichkeit des Chauffeurs beſtanden hätte, nämlich wenn dieſer es 
unternommen hätte, mit den Sachen davonzufahren. Es mochte auch 
zuläſſig fein, wiederum mit Rückſicht auf die präſumtive Zuverläſſig⸗ 
keit des Chauffeurs ſowie darauf, daß man auf ein ſorgfältiges 
Nachſehen im Innern des Wagens durch das Hotelperſonal rechnen 
konnte, Schirme, Reiſedecken, Überzieher oder dergleichen Gegenſtände 
im Wagen einſtweilen liegen zu laſſen. Selbſt wenn der unwahr⸗ 
ſcheinliche Fall eintrat, daß der Wagen verſehentlich mit ſolchen 
Sachen wegfahren ſollte, konnte man mit einiger Wahrſcheinlichkeit 
auf ihre Wiedererlangung rechnen. Aber ganz anders als bezüglich 
ſolcher verhältnismäßig geringwertiger Gegenſtände mußte ein vor⸗ 
ſichtiger Reiſender mit einem wertvollen Gegenſtande verfahren. Eine 
wertvolle Taſche, mit Koſtbarkeiten gefüllt, hätte ein ſorgfältiger 
Mann nicht in einer fremden Stadt in einem beliebigen, auf der 
Straße auf ihn wartenden Wagen, deſſen Führer er nicht kannte und 
deſſen Nummer er ſich nicht gemerkt hatte, liegen laſſen. Bei dem 
hohen Wert der Sachen mußte er auch recht entferntliegende 
Möglichkeiten des Abhandenkommens, die er bei geringwertigen 
Sachen außer acht laſſen konnte, in Betracht ziehen, ebenſo die völlige 
Ausſichtsloſigkeit der Wiedererlangung, wenn dieſe Sachen einmal 
verloren waren, und daher mußte er auf die Sicherung dieſer Sachen 
ganz beſondere Sorgfalt verwenden. Er mußte ſie beim Verlaſſen 
des Wagens mitnehmen oder den Beklagten oder ſein Perſonal unter 
ausdrücklichem Hinweis auf ihren hohen Wert zur Bewachung auf⸗ 
fordern oder ſie ihnen zur Bewahrung übergeben. Dadurch, daß er 
nichts dergleichen unternahm, mußte er den Portier in den Glauben 
verſetzen, daß andere Sachen, als ſolche der obenerwähnten Art, alſo 
verhältnismäßig geringwertige, nicht in dem Wagen ſein würden; ſo 
hat er ſeinerſeits jedenfalls nichts getan, um der naheliegenden 
Möglichkeit einer Läſſigkeit des Portiers beim Nachſehen des Wagens 
nach zurückgelaſſenen Gegenſtänden entgegenzuwirken. Dieſe ſchon 
beim Verlaſſen des Wagens begangene Fahrläſſigkeit hat der Kläger 
fortgeſetzt, als er dem Beklagten den Auftrag gab, ſein Gepäck 
heraufſchaffen zu laſſen, und auch hierbei jeden Hinweis darauf 
unterließ, daß in dem Innern des Autos eine Taſche mit außer⸗ 
gewöhnlich wertvollem Inhalt ſich befinde. Es kommt hierbei nicht 
darauf an, ob ſich der Beklagte gegenüber der ausgeſprochenen Abſicht 
des Klägers, das Gepäck ſelbſt zu holen, in dringlicher Weiſe er⸗ 
boten hat, das Herbeiſchaffen des Gepäcks durch ſeine Leute beſorgen 
zu laſſen, oder ob ſich der Vorgang ſo abgeſpielt hat, daß er lediglich 
einen Auftrag des Klägers, das Gepäck heraufſchaffen zu laſſen, ent⸗ 
gegengenommen habe, denn in beiden Fällen mußte der Kläger damit 
rechnen, daß der Beklagte nur davon ausgehen konnte, daß im Innern 
des Wagens außergewöhnlich wertvolle Gegenſtände nicht zurück⸗ 
gelaſſen ſein würden, daß er daher auch ſeinen Leuten eine beſon⸗ 
dere Sorgfalt der Nachforſchung nicht anbefehlen würde, ſo daß die 
Möglichkeit einer Nachläſſigkeit des Perſonals nach allgemeiner 
Lebenserfahrung nicht für ganz ausgeſchloſſen gelten konnte. Hätte 
der Kläger die ihm obliegende beſondere Sorgfalt erfüllt, ſo würde 
der eingetretene Schaden ebenſo ſicher vermieden worden ſein, wie 
wenn der Portier ſeine Pflicht, den Wagen zu revidieren, ſorgfältig 
erfüllt hätte. Beide Parteien haben ſomit eine für den Schaden 
kauſale Fahrläſſigkeit zu vertreten. Das BG. hat auch bei der Bes 
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wertung des Grades des Verſchuldens beide Verſtöße für gleich ſchwer 
erachtet. (OLG. Hamburg, Urteil des 5. 38S. vom 2. Juni 1916, 
Bf. V 98/1916.) 

Mitgeteilt von Senatspräſident Dr. Mittelſtein, Hamburg. 

* 4 * > 

6. Zur Auslegung des § 538 Ziff. 3 ZPO. 

Das LG. hat die auf Grund des § 326 BGB. vom Kläger 
erhobene Schadenserſatzklage abgewieſen, weil gleich „unter welchen 
Bedingungen der Kaufabſchluß zwiſchen den Parteien zuſtande gekommen 
ſei“, dem Kläger auf keinen Fall durch die Nichtlieferung der Waren 
ſeitens des Beklagten ein Schaden erwachſen ſein könne. Das KG. 
hält den unbedingten Abſchluß des Kaufvertrages und das Vorliegen 
eines Schadens für den Kläger durch die Nichtlieferung ſeitens des 
Beklagten für erwieſen, hat jedoch die Sache nicht zur weiteren Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung über die Höhe des Schadens an das 
Gericht erſter Inſtanz zurückverwieſen, ſondern auch über die Höhe 
des Anſpruches erkannt. 

Aus den Gründen: Der reine Wortlaut des 8 538 Ziff. 3 ZPO. 
könnte dafür ſprechen, daß dem BG. die Entſcheidung über die Höhe 
des Schadenserſatzanſpruches unterſagt wäre. Eine derartige Ent⸗ 
ſcheidung würde aber dem Sinn und Zwecke des Geſetzes nicht ge⸗ 
recht. Bevor die Ziff. 3 durch die Novelle geändert worden iſt, war 
die Zurückverweiſung nur ſtatthaft, wenn im Falle des 8 304 ZPO. 
das erſtrichterliche Urteil über den Grund des Anſpruchs vorab durch 
Zwiſchenurteil beſonders entſchieden hatte. Die Frage des Betrages 
konnte alſo in einer großen Anzahl von Fällen nur in der zweiten 
Inſtanz geprüft werden und den Parteien wurde ſomit hinſichtlich 
dieſer Frage eine Inſtanz entzogen. Die Novelle hat die Ziff. 3 des 
8 538 nun dahin geändert, daß fie die Worte „oder die Klage ab⸗ 
gewieſen iſt“, eingefügt hat. Weſentlicher Zweck dieſer Geſetzes⸗ 
änderung war, daß den Parteien bei der Entſcheidung über die 
Höhe des Anſpruchs nicht eine Inſtanz entzogen werden ſollte. Nun 
hat ſchon das RG. (RG. 59, 427) ausgeführt, daß, wenn der 
Vorderrichter den Schadenserſatzanſpruch an ſich für gerechtfertigt 
erachtet, die Klage aber abweiſt, weil nach ſeiner Annahme ein 
Schaden nicht vorhanden ſei, eine Zurückverweiſung der Sache in 
die Vorinſtanz nicht angängig ſei, weil es unmöglich in der Abſicht 
des Geſetzgebers gelegen haben könne, dem erſten Richter zuzumuten, 
daß er die Höhe eines ſeiner Überzeugung nach gar nicht vorhandenen 
Schadens feſtſtelle, weil es in tatſächlichen Fragen einen Zwang des 
Richters, gegen ſeine Überzeugung zu 0 nicht gäbe. Der 
gleiche Grund muß aber auch für den hier vorliegenden Fall zu dem 
nämlichen Ergebnis führen. Denn ob der Vorderrichter ausdrücklich 
ausſpricht, daß die Klage an ſich gerechtfertigt ſei, ſie aber der Ab⸗ 
weiſung unterliege, weil dem Kläger ein Schaden nicht entſtanden 
ſei, oder ob er, wie hier, eine Verpflichtung des Beklagten zum 
Schadenserſatz an ſich dahingeſtellt ſein läßt, die Klage aber um 
deswillen abweiſt, weil auf keinen Fall ein Schaden vorliege, macht 
für die Frage der Zurückverweiſung keinen Unterſchied. Denn in 
beiden Fällen würde der erſte Richter in die Lage kommen, die Höhe 


eines feiner Überzeugung nach gar nicht vorhandenen Schadens feſt— 


ſtellen zu müſſen. Es kommt aber noch folgendes hinzu: Zu dem 
Grunde des Schadenserſatzanſpruches gehört allerdings auch die Feſt⸗ 
ſtellung, daß wenigſtens irgendein Schaden entſtanden iſt. Stellt der 
Vorderrichter aber feſt, daß dem Kläger überhaupt kein Schaden 
erwachſen ſei, ſo entſcheidet er hierdurch nicht nur über den Anſpruchs⸗ 
grund, ſondern gleichzeitig auch über die Anſpruchshöhe. Denn die 
Erwägungen, die ihn zu der Feſtſtellung führen, daß ein Schaden 
überhaupt nicht erwachſen ſein könne, haben zur Vorausſetzung, daß 
gerade auch die ziffernmäßig verlangte Höhe des Schadens einer 
Prüfung unterzogen worden iſt. In einem ſolchen Falle hat der 
Vorrichter alſo nicht nur über den Grund des Anſpruchs, ſondern 
gleichzeitig auch über die Höhe des Anſpruchs entſchieden. Der 
Streitſtoff iſt alſo auch hinſichtlich der Höhe in der erſten Inſtanz 
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erledigt und den Parteien auch in dieſer Hinſicht keine Inſtanz 

entzogen. Eine Zurüͤckverweiſung entſpräche daher nicht der Abſicht 

des Geſetzes. (KG., Urteil vom 11. Juli 1916, 7 U. 2082/16.) 
Mitgeteilt von Kammergerichtsrat Dr. Fuerth, Berlin. 


. * * * 
7. Unwiderruflichkeit des Verzichts auf die Schweige⸗ 
pflicht eines Arztes. 


Der Beklagte hat in der mündlichen Verhandlung vom 12. Januar 
1916 die Erklärung abgegeben, daß er den Arzt Dr. L. von ſeiner 
Schweigepflicht entbinde. Der Widerruf dieſer Erklärung iſt wirkungs⸗ 
los, denn die Erklärung ſelbſt ſtellt ſich als eine Prozeßhandlung dar, 
welche der Partei ungünftig iſt (Gaupp⸗Stein ZPO. Note II 2 und 
S. 365). Die bei Sydow⸗Buſch Note 9 zu 8 385 zitierte Entſch. des 
OLG. in Hamburg vom 28. April 1909 (OLG. 19, 112) iſt nicht 
überzeugend. (Beſchluß des KG., 12. 8 S., vom 19. April 1916 in 
Sachen K. c. K, 12 U. 4705 / 15.) KGBl. 1916, 41. 


b) Strafſachen. 


Verordnung über Einheitsgewicht des Noggenbrots. 


8 4 Nr. 2 der auf Grund der Bekanntmachung vom 25. Januar 
1915 erlaſſenen Verordnung des Magiſtrats zu Berlin über die Ab⸗ 
gabe von Brot und Mehl vom 81. März 1915 in der Faſſung vom 
2. Juni 1915 ſchreibt „für die Herſtellung“ von Roggenbroten Eins 
heitsgewicht von 1000 und 1950 g vor. Nach der Ausführungs⸗ 
anweiſung vom 31. März 1915 zu 8 4 Satz 2 hat Roggenbrot das 
Einheitsgewicht 24 Stunden nach Beendigung des Backens aufs 
zuweiſen. 

Bei einer am 6. Juli 1915 bewirkten Reviſion der Bäckerei des 
Angeklagten wieſen die am 5. Juli 1915 gebackenen Brote, welche 
1950 g wiegen ſollten, Mindergewichte von 50, 65, 75, 90 g, die 
am 30. Juni hergeſtellten ſolche von 100 und 150, ein am 29. Juni 
gebackenes ein ſolches von 190 g auf. Der Angeklagte iſt deshalb 
einer Zuwiderhandlung gegen die erwähnten Vorſchriften für ſchuldig 
erachtet worden. Bei der Zurückweiſung der von ihm eingelegten 
Revifion hat das KG. u. a. folgendes ausgeführt: 


Die Vorſchrift beſtimmter Gewichte „für die Herſtellung“ von 
Roggenbrot würde an ſich im Sinne des Angeklagten — Vorhanden⸗ 
ſein des vorgeſchrſ benen Gewichts beim Herausnehmen des aus⸗ 
gebackenen Brotes aus dem Ofen — ausgelegt werden müſſen, wenn 
nicht die maßgebende Ausführungsanweiſung beſtimmt hätte, daß 
Roggenbrot das betreffende Gewicht 24 Stunden nach Beendi⸗ 
gung des Backens aufzuweiſen habe. 


Weiter könne mit dem LG. dahingeſtellt gelaſſen werden, ob der 
Annahme des vernommenen Sachverſtändigen beizutreten ſei, daß es 
unmöglich wäre, die Rongenbrote genau mit 1950 g auszubacken, 
und daß deshalb ein Mindergewicht von 50 g zuläſſig ſei. Denn 
auch unter Zugrundelegung dieſer Anſicht ſeien in Abereinſtimmung 
mit der Auffaſſung des BG. Mindergewichte von 65, 75 und 90 g, 
welche ſich bei den am 5. Juli gebackenen Broten herausgeſtellt haben, 
für ungerechtfertigt zu erachten. 


Ebenſo ſei die Annahme des Tatrichters, daß das Mindergewicht 
des am 29. Juni gebackenen Brotes in Höhe von 190 g durch die 
natürliche Austrocknung nicht gerechtfertigt werde, frei von Rechts⸗ 
irrtum. Das angefochtene Urteil verneine, daß die Mindergewichte 
lediglich aus der von dem Sachverſtändigen hervorgehobenen Schwierig⸗ 
keit einer genauen Abmeſſung auf 1950 g herrührten, da ſich in 
dieſem Falle auch Brote mit Übergewicht ergeben hätten. Daraus 
folgert die Strafkammer, daß Angeklagter den Teig für die Erzielung 
des vorgeſchriebenen Gewichts zu knapp bemeſſen und die Brote mit 
vollem Bewußtſein des Mindergewichts zum Kauf geſtellt, ſomit vor⸗ 
ſätzlich gehandelt habe. Dieſe Feſtſtellung unterliege auch unter 
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Berückſichtigung des Umſtandes, daß Brote mit höherem Gewicht 
ebenfalls nicht hergeſtellt werden dürfen, keinem rechtlichen Bedenken. 
(AG., Ste., Urteil vom 28. März 1916, S. 67/16.) 


Landgerichte. 
a) Bivilfachen, 

1. Der Zwangsverwalter iſt nicht verpflichtet, eine 
vor Eintritt der Zwangsverwaltung fällig geweſene 
Verſicherungsprämie zu bezahlen. 

Der Landwirt N. hatte am 11. Mai 1915 eine Hagelverſicherung 
genommen, aber ſchon die erſte Prämie nicht bezahlt. Am 17. Juli 1915 
war Zwangsverwaltung angeordnet worden. Der Anſpruch der Ber 
ſicherungsgeſellſchaft gegen den Zwangsverwalter auf Zahlung der 
erſten Prämie wurde mit folgender Begründung abgewieſen: 

„Nach 8 115 Verst. tritt, wer auf Grund eines Nieß⸗ 
brauchs, Pachtvertrags oder „ähnlichen Verhältniſſes“ 
die Berechtigung erwirbt, die verſicherten Bodenerzeug⸗ 
niſſe zu beziehen, an Stelle des Eigentümers in die während 
der Dauer feiner Berechtigung aus dem Verſicherungsverhältniſſe 
entſtehenden Rechte und Pflichten des Verſicherungsnehmers ein. 
Auf dieſe Beſtimmung will die Klägerin ihren Anſpruch gründen. 
Mit Unrecht. Denn diefe Beſtimmung ſetzt einen Rechtserwerb 
voraus, der einen Wechſel des Bezugsberechtigten zur Folge 
hat. Davon kann bei der Zwangsverwaltung keine Rebe fein, denn 
der Zwangsverwalter erlangt kein eigenes Recht, ſondern führt nur 
die Verwaltung an Stelle und für Rechnung des bezugsberechtigten 
Eigentümers, der durch die Verwaltung nur von der eigenen Aus⸗ 
übung ſeines Bezugsrechts ausgeſchloſſen wird. Die Beſtimmungen 
des Verſ Bt. hinſichtlich des Eintritts des Erwerbers einer verficherten 
Sache ſowie des Erwerbers eines Bezugsrechts an verſicherten Boden 
erzeugniſſen bezwecken in erſter Linie den Schutz gegen die Unzuträg⸗ 
lichkeiten, die ſich daraus ergäben, wenn der Erwerber einen neuen 
Verſicherungsvertrag abzuſchließen genötigt wäre, es würden ſich dann 
Zeiträume ergeben, in denen eine Verſicherung nicht beſtände, und 
das foll verhüter werden. Dieſer Fall kommt aber bei der Zwangs⸗ 
verwaltung nicht in Frage, da ja das Subjekt des Verſicherungs⸗ 
nehmers nicht wechſelt, die Verſicherung vielmehr in der Perſon des 
Eigentümers trotz der Zwangsverwaltung fortbeſteht. Schon das 
lehrt deutlich, daß die Zwangsverwaltung als ein „ähnliches Ver: 
hältnis“ im Sinne des § 115 nicht angeſehen werden kann. 

In Frage könnten kommen, ob der Zwangsverwalter die Ver⸗ 
ſicherunagsprämie nach 8 155 ZUG. vom 24 März 1897 als zu 
den Ausgaben der Verwaltung gehörig aus den Nutzungen des 
Grundſtücks vorweg zu beſtreiten hätte. Es wird wohl unbedenklich 
als Pflicht des Verwalters aus 8 152 3G. angeſehen werden 
können, die Bodenerzeugniſſe genen Hagelſchaden zu verſichern. Als 
Berwaltungstoften kännen aber im Sinne des § 155 nur die Koſten 
gelten, die aus Verwaltungs maßnahmen des Verwalters 
erwachſen find. Sie müſſen alſo ihre Entſtehung in Nechts⸗ 
handlungen des Verwalters haben. Die eingellante Ber: 
ſicherungsprämie hat aber ihre Entſtebung in dem vom Grund⸗ 
ſtücks eigentümer vor der Zwangsverwaltung abgeſchloſſenen 
Verſicherungsvertrage. Da die Klägerin ſelbſt nicht behauptet, der 
Verwalter ſei etwa in den Verſicherungsvertrag eingetreten, fehlt es 
für ihn an einem Verpflichtungsgrund. Daran wird auch nichts 
dadurch geändert, daß die Verſicherung ſich auch auf die Zeit nach 
der Beſchlagnahme erſtreckt. Es bedürfte einer geſetzlichen Be 
ſtimmung, ſollten derartige Anſprüche auf die Zeit von der Beſchlag⸗ 
nahme an zu den Verwaltungskoſten gezählt werden. Mangels einer 
ſolchen Beſtimmung können als Verwaltungskoſten daher nur ſolche 
Anſprüche gelten, die aus Handlungen des Verwalters entſtanden 
find, die er nach § 152 vorgenommen hat. (LG. Leipzig. Urteil 
vom 28. April 1916, 4 Dg. 50/16.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Roeger, Leipzig. 
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2. Unpfänbbarleit der in einem Hökereibetrieb be⸗ 
findlichen Wäſcherolle. 

Die Schuldnerin iſt Inhaberin eines Kellers, in dem ſie mit 
Grünkram, Kolonialwaren und Kohlen handelt und auch eine Wäſcherolle 
für die Kundſchaft aufgeſtellt hat. 

Durch den angefochtenen Beſchluß iſt ihre Erinnerung gegen die 
Pfändung dieſer Rolle abgewieſen. Ihre Beſchwerde hiergegen iſt 
begründet. 

Zunächſt fällt nach der ſtändigen Rechtsübung des Beſchwerde⸗ 
gerichts der Geſchäftsbetrieb der Schuldnerin in Hinblick auf ſeine 
Art und Umfang unter die Schutzvorſchrift des 8 811, 5 38. 

Bezüglich der Rolle iſt nun zu berückſichtigen, daß nach der 
bekannten Geſtaltung derartiger kleiner Kellergeſchäfte, die hier auch 
durch die eidesſtattliche Verſicherung einer Reihe von Kundinnen be⸗ 
ſtätigt wird, die Möglichkeit, in dem Geſchäft der Schuldnerin ihre 
Wäſche zu rollen, für die Benutzer der Rolle offenbar zugleich Anlaß 
bietet, auch ihre ſonſtigen einſchlägigen Bedürfniſſe dort zu decken. 
Wenngleich die Schuldnerin die Role nicht unmittelbar perſönlich 
in ihrem Betriebe benutzt, ſo dient ſomit doch die Verwertung 
der Rolle als weſentliches Mittel, um den Geſchäftsverkehr im 
Keller der Schuldnerin Überhaupt zu fördern und nutzbringend zu 
geſtalten. 

Da alſo die Rolle eine weſentliche Stütze für den Hökereibetrieb 
der Schuldnerin iſt, wie er ſich tatſächlich abſpielt, ſo muß auch 
angenommen werden, daß ſie der Schuldnerin zur perſönlichen Fort⸗ 
ſetzung ihrer Erwerbstätigkeit unentbehrlich if. Die Role erſcheint 
daher im vorliegenden Falle nach 8 811, 5 ZPO. unpfändbar. 

Der dies allgemein verneinende Standpunkt des Beſchluſſes der 
Kammer bei Goldmann, Zwangsvollſtreckung, S. 183, wird nicht 
weiter feſtgehalten. (Beſchluß des LG. I Berlin, 9. 3 K., vom 4. Mai 
1916, 25 T. 273/16.) 

Mitgeteilt von Landgerichtsdirektor Dr. Neuenfeldt, Berlin. 
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3. Der einem Rechtsanwalt nach § 25 RAD. beſtellte 
Vertreter, der an einem andern Orte als der vertretene 
Rechtsanwalt wohnt, kann Reiſekoſten für die Fahrten 
zu den am Wohnſitz des vertretenen Anwalts ſtatt⸗ 
findenden Terminen in Anſat bringen. 

Der Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß des AG. billigte dieſem die Ent⸗ 
fernungsgebühren (dem einzigen bei dem AG. Sch. zugelaffenen 
Rechtsanwalt war ein auswärtiger Vertreter gemäß 8 25 RAD. 
beſtellt worden) in einer Beleidigungsſache nicht zu, mit folgender 
Begründung: 

„Daß die Privatklägerin zur Verfolgung der ihr zugefügten 
Beleidigung ſich eines Rechtsanwalts bediente, war bei der 


Zu 3. In Nr. 11 der JW. vom 2. Juni 1916 S. 869 iſt eine 
Entſcheidung des OLG. Dresden vom 3. Mai 1916 veröffentlicht, 
in welcher der gegenteilige Standpunkt eingenommen iſt, den 
Rechtsanwalt Dr. Friedländer in München als unzutreffend bezeichnet. 
Ob die tatſächlichen Verhältniſſe bei dem vom OLG. Dresden 
entſchiedenen Falle gleich gelagert waren mit dem hier vor⸗ 
liegenden, insbeſondere darin, daß an dem Amtsgericht überhaupt 
kein Anwalt mehr anſäſſig war, und deshalb ein Anwalt des zunächſt⸗ 
gelegenen LG. als Vertreter beſtellt werden mußte, läßt ſich aus 
der Entſcheidung des OLG. Dresden nicht weiter beurteilen. Dies 
wäre jedoch gerade von maßgebender Bedeutung für die Entſcheidung 
dieſer Frage, die zweifellos, wie die Verhältniſſe nun einmal liegen, 
für Anwälte, welche genötigt find, einen auswärtigen Vertreter zu 
beſtellen, von größter Bedeutung iſt. Der zum Heere einberufene 
Anwalt wird ſich ſtets fragen müſſen, ob die anfallenden Gehühren 
noch im Verhältnis ſtehen zu den ihm durch die Vertretung er⸗ 
wachſenen Koſten und den ſonſtigen durch den Fortbetrieb der Kanzlei 
erwachſenden Koſten und Auslagen. Stellen ſich die Gerichte auf 
den Standpunkt, daß die Entfernungsgebühren erſtattungsfähig ſind, 
ſo bedeutet dies ohne weiteres eine bedeutende finanzielle Entlaſtung 
des einberufenen Anwaltes, der ohnedies infolge der Kriegsverhältniſſe 
mit einem bedeutend geringeren Anfall von Gebühren zu rechnen hat. 


Rechtsanwalt Dr. Ph. Roßteuſcher, Augsburg. 
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Schwere der Beleidigung und dem Umftande, daß ihr Ehe 
mann im Felde ſteht, gerechtfertigt. Abzuſetzen weten jedoch 
12 A Reiſekoſten und Tagegelder des Rechtsanwalts Dr. R. 
Nicht dieſem, ſondern dem Rechtsanwalt C. in Sch. war die 
Vollmacht zur Verfolgung der Strafſache übertragen. Nechts⸗ 
anwalt Dr. R. trat lediglich als Stellvertreter des Rechts: 
anwalts C. nach 8 26 RAD. auf, tft daher nicht ‚auswärtiger“ 
Rechtsanwalt im Sinne des 8 91 RZPOD. 8 78 RAGED.“ 

Die Beſchwerde hatte Erfolg. Rechtsanwalt Dr. RN. iſt nicht 
am Sitze dieſes Gerichts wohnhaft. Demnach iſt er auswärtiger 
Anwalt im Sinne des 8 91 ZPO. Dies trifft um fo mehr zu, als 
er auch nach den tatſächlichen Verhältniſſen die Vertretung des Rechts⸗ 
anwalts C. in Sch. nur von feinem Wohnftg in A. aus mitverſehen 
kann. 88 18, 87 RAD., NGZ. 13, 513; JW. 1894, 63. Die 
Anſchauung des AG. Sch., daß ein Vertreten nach 8 25 RAD. nicht 
als „auswärtiger“ Anwalt in Betracht kommen könne, iſt geſetzlich 
und tatſächlich nicht begründet und würde, wie die Beſchwerde mit 
Recht hervorhebt, zu großen Unbilligkeiten und Härten und zu Er⸗ 
ſchwerungen für das rechtſuchende Publikum führen, zumal in Sch. 
ſich gegenwärtig infolge des Krieges keine Rechtsanwälte befinden. 

Die Zuziehung des auswärtigen Rechtsanwalts war nach der 
Sachlage notwendig. 8 91 ZPO. Die verlangten Gebühren ent⸗ 
ſprechen dem 8 78 NAGED., 88 496, 346, 351, 503 SEO. 
(29. Augsburg, I. St., Beſchluß vom 6. Juni 1916, Beſchw.⸗Reg. 
Nr. 128/16.) 

[Auf weitere Beſchwerde (Gegenvorſtellung), welche auf die Ent⸗ 
ſcheidung des OLG. Dresden geſtützt war, entſchied die Kammer, 
daß kein Anlaß zur Abänderung des Beſchluſſes beſtehe. (Beſchl. 
v. 26. Juni 1916). 


b) Strafſachen. 

1. „Einſtellung“ des Verfahrens nach deſſen Nieder⸗ 
ſchlagung. 

Der angefochtene Beſchluß iſt offenbar als ein Einſtellungs⸗ 
beſchluß im Sinne der StPO. mit der im $ 503 Abſ. 2 StPO. ge 
ordneten Koflenfolge erlaſſen worden. 

Für einen ſolchen tft aber nach der Niederſchlagung des Straf⸗ 
verfahrens, wie ſie, und zwar in der Form einer allgemeinen Be⸗ 
gnadigung, nach dem Allerhöchſten Erlaſſe vom 25. Mai 1916 aus⸗ 
geſprochen iſt, kein Platz mehr. Sobald die Niederſchlagung des 
Verfahrens erfolgt iſt, iſt dieſes ohne weiteres beendet. Weitere 
prozeſſuale Handlungen können alſo danach nicht mehr ſtattfinden. 
Das LG. vermag bei feinem früher eingenommenen Rechtsſtandpunkt 
nicht zu verbleiben. 


Zu 1. Nach einem Allerhöchſten Erlaſſe (vom 25. Mai 1916, IMBL 
1916 Nr. 33) iſt in Sachſen, wie in anderen Bundesſtaaten, unter 
gewiſſen Voraus ſetzungen und Einſchränkungen die Niederſchlagung 
der Strafverfahren gegen Kriegsteilnehmer in der Form einer all⸗ 
gemeinen Begnadigung (Amneſtie) verfügt worden. Nach § 11 der 
dazu ergangenen Ausführungsverordnung des Juſtizminiſteriums iſt 
folgendes angeordnet worden: Sobald feſtſteht, daß der Erlaß An⸗ 
wendung findet, hat der Staatsanwalt oder Amtsanwalt, wenn die 
Unterſuchung ſchon eröffnet war ($ 154 StPO.), die Einſtellung des 
Verfahrens bei Gericht zu beantragen. 

Die Handhabung der Beſchlußfaſſung der Gerichte in Verſolg 
des § 11 VO. iſt eine verſchiedene. Vielfach ergeht ein Beſchluß 
dahin, daß das Verfahren eingeſtellt wird, in Offizialſachen die 
Koſten des Verfahrens auf die Staatskaſſe übernommen und in 
Privatklagſachen dieſe Koſten, einſchließlich der dem Angeklagten ent⸗ 
ſtandenen notwendigen Auslagen, dem Privatkläger auferlegt werden. 

Das LG. Leipzig hat zuerſt dieſen Standpunkt gebilligt (zu vgl. 
SächſurchfR. 11. Jahrg. Nr. 7/8 S. 165). Er ift auch in Entſchei⸗ 
dungen anderer Gerichte verſochten worden (vgl. hierzu JW. 1916 
S. 847, 570, 861, 872, 978). Das LG. iſt aber neuerdings von 
ihm durch obigen Beſchluß abgegangen. 

Landgerichtsrat Dr. Eugen Müller, Leipzig. 

In Offizialſachen iſt die Regelung des Koſtenpunktes Sache 
der Verordnungen. In Privatklageſachen muß den Parteien übers 
laſſen bleiben, über ihn ſich auseinanderzuſetzen, erforderlichenfalls im 
bürgerlichen Rechtsſtreite. Rechtsanwalt Dr. Drucker, Leipzig. 


1146 


Allerdings hat die zuſtändige Behörde bei der allgemeinen Be 
gnadigung nachzuprüfen, ob die Vorausſetzungen und Einſchränkungen 
gegeben ſind, unter denen ſie bewilligt worden iſt. Dieſe Behörde 
hat gegebenenfalls feſtzuſtellen, daß die weitere Strafverfolgung un⸗ 
zuläſſig ſei. Sie iſt ferner auch nicht behindert, die diesbezügliche 
Entſchließung als Einſtellung des Verfahrens zu bezeichnen, und 
zwar in Übereinſtimmung mit der in der Ausführungsverordnung 
8 11 gewählten Ausdrucksweiſe, wie fie ſich übrigens auch in den in 
anderen Vundesſtaaten ergangenen Verordnungen findet. Dieſer 
Einſtellungsbeſchluß kann aber nicht ein ſtrafprozeſſualer ſein. 

Nebenbei ſei erwähnt, daß zur Vermeidung falſcher Schluß⸗ 
folgerungen die Wahl einer anderen Ausdrucksweiſe für den ent⸗ 
ſprechenden Beſchluß angebracht erſcheint, etwa — und zwar ohne 
Erwähnung des Koſtenpunktes — daß ausgeſprochen wird, das weitere 
Strafverfahren ſei unzuläſſig. (LG. Leipzig, Beſchluß vom 21. Juli 


1916, 6 Bs. 92/16.) 


8 
% 


2. StPO. 8S 270, 23 Abſ. 3. Der Amtsrichter, 
welcher bei dem Beſchluſſe, durch welchen ſich das Schöffen⸗ 
gericht für unzuſtändig erklärte, mitgewirkt hat, iſt nicht 
von der Mitwirkung in der Hauptverhandlung vor der 
Strafkammer ausgeſchloſſen. 


Die Strafkammer bei dem AG. in L. hatte in wechſelnder Bes 
ſetzung bisher ſtets den Standpunkt vertreten, daß der Richter, 
welcher bei dem Beſchluſſe, durch welchen ſich das Schöffengericht für 
unzuſtändig erklärte und die Sache vor die Strafkammer verwies, 
mitgewirkt hat, von der Teilnahme an der Hauptverhandlung vor der 
Strafkammer gemäß § 23 Abſ. 3 ausgeſchloſſen ſei. In einem neueren 
Falle wurde die Entſcheidung der Beſchlußkammer des LG. eingeholt, 
wobei der betreffende Schöffenrichter, welcher übrigens bei der Er⸗ 
öffnung des Hauptverfahrens nicht mitgewirkt hatte, darauf hinwies, 
daß der Grund für die Ausſchließung des Richters im Falle des 
8 23 Abſ. 3 darin liege, daß ein Richter, welcher dem Eröffnungs⸗ 
antrage ſtattgegeben hat, ſich dadurch bereits im gewiſſen Sinne zu⸗ 
ungunſten des Angeklagten entſchieden habe, während die Verweiſung 
an das LG. ohne Eingehen auf die Schuldfrage zu erfolgen habe, 
wenn die dem Angeklagten zur Laſt gelegte Tat ſich als eine die 
Zuſtändigkeit der Schöffengerichte überſteigende darſtelle. Das LG. 
hielt einen Ausſchließungsgrund nicht für vorliegend. Allerdings hat 
ein Beſchluß gemäß § 270 die Wirkung eines das Hauptverfahren 
eröffnenden Beſchluſſes. Allein die Ausſchließung gemäß § 23 Abſ. 3 
bezieht ſich nur auf Richter, welche bei der Entſcheidung über Eröff⸗ 
nung des Hauptverfahrens mitgewirkt haben. Tatſächlich enthält 
aber ein Beſchluß gemäß § 270 gar keine Entſcheidung über die 
Eröffnung des Hauptverfahrens, vielmehr tft eine ſolche Entſcheidung 
bereits vorangegangen, und die in § 23 Abſ. 3 vorgeſehene Aus⸗ 
ſchließung kann auch nicht als eine Wirkung des Eröffnungsbeſchluſſes 
im Sinne des § 270 Abſ. 2 bezeichnet werden. Ferner paßt die 
ganze Vorſchrift des § 23 Abſ. 3, wie Löwe mit Recht ausführt, 
nur auf den von dem LG. erlaſſenen Eröffnungsbeſchluß, da nur 
hier mehr als zwei Richter bei der Entſcheidung mitwirken. Zudem 
iſt der Vorſitzende des Schöffengerichts, der bei dem Beſchluſſe gemäß 
8 270 mitgewirkt hat, nicht als Berichterſtatter im Sinne des § 23 
Abſ. 3 anzuſehen. (LG. Oppeln, Urteil vom 12. Mai 1916, 3 J. 552/16.) 


Mitgeteilt von Landrichter Dr. Hertel, Oppeln. 


Berufungskommiſſion Liegnitz. 


Beſteuerung des Honorars des einem Rechtsanwalt 
als Vertreter beſtellten Reſerendars. 


Der Steuerpflichtige iſt durch Verfügung des Oberlandesgerichts⸗ 
präſidenten zu Breslau vom 26. März 1915 dem Rechtsanwalt 
Dr. L. in G. vom 1. April 1915 ab für die Dauer des Krieges 
zum Vertreter in den Geſchäften als Rechtsanwalt beſtellt worden. 
Als Gegenleiſtung für dieſe Vertretung hat er eine Vergütung von 
monatlich 250 K erhalten. Zur Zeit der Veranlagung ſtand hiernach 
nicht feſt, daß die Bezüge mit dem Eintritt eines beſtimmten Termins 
aufhörten. Es mußte deshalb gemäß § 9 EinkStG., da für die 
Einkommensquelle ein Jahresergebnis nicht vorlag, die Veranlagung 
nach dem mutmaßlichen Jahresertrage erfolgen. Das Einkommen 
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aus gewinnbringender Beſchäftigung war deshalb nach dem mut⸗ 
maßlichen Jahresertrage für das Steuerjahr 1915 auf 3000 & fefts 
zuſetzen; Steuerſatz 52 K. 

Da die Vertretung am 2. Auguſt endete, war dieſe Steuer nur 
für 5 Monate, mithin in Höhe von 5 zu entrichten. (Entſcheidung 
vom 12. Januar 1916.) 

Mitgeteilt von Referendar Dr. Senf, Breslau. 
2 

Die vorſtehende Entſcheidung entſpricht der feſtſtehenden Recht⸗ 
ſprechung des PrOVG.; es iſt ihr unbedenklich beizutreten. 
Das Rechtsmittel war darauf geſtützt worden, daß die Vertretung 
nur 4 Monate 2 Tage gedauert, das Jahreseinkommen mithin nur 
1016,66 M betragen habe und mit 6 M zu verſteuern geweſen wäre. 
Dies iſt nicht zutreffend. Nach § 9 EinkStG. richtet ſich die Be⸗ 
ſteuerung nach dem Beſtande der Einkommensquellen vom 1. April; 
maßgebend iſt in der Regel die Höhe des Einkommens während des 
verfloſſenen Kalenderjahres; liegt für dieſes ein Ergebnis noch nicht 
vor, ſo wie im obigen Falle, ſo bemißt ſich die Steuer nach dem mut⸗ 
maßlichen Ertrage. In obigem Falle beſtand am 1. April eine Ein⸗ 
kommensquelle von 250 A monatlich auf ungewiſſe Dauer (für die 
Dauer des Krieges). Der mutmaßliche Jahresertrag einer ſolchen 
Quelle ift 3000 &; daß die Einkommensquelle dieſes Einkommens 
auch während des ganzen Jahres beſteht, iſt nicht notwendig, da 
gemäß § 64 EinkStG. die Steuer in Abgang zu ſtellen iſt, ſobald die 
Einkommensquelle nicht mehr beſteht. Es iſt auch durchaus billig, 
daß jemand, der während 5 Monaten ein Einkommen von 250 KA 
monatlich hat, dies auch 5 Monate lang prozentual ebenſo hoch ver⸗ 
ſteuert wie jemand, der dies Einkommen während des ganzen Jahres 
bezieht. Er befindet ſich auch wirtſchaftlich in einer ganz anderen 
Lage als etwa ein Bauarbeiter, der vielleicht im April und Mai 
voll beſchäftigt war und monatlich 150 & verdient hat, aber doch 
nur erwarten kann, an höchſtens 250 Tagen beſchäftigt zu werden, 
da an kalten Wintertagen die Arbeit ruht. 

Würde die Beſtellung zum Vertreter nicht mit Wirkung vom 
1. April, ſondern mit Wirkung vom 2. April erfolgt ſein, ſo hätte 
eine Beſteuerung nicht erfolgen können. Dann nämlich hätte am 
Stichtage, dem 1. April, die Einkommensquelle noch nicht beftanden, 
da es nicht ausreicht, daß am Stichtage bereits feſtſteht, daß während 
des Steuerjahres eine Einkommensquelle entſtehen wird. Die Quelle 
muß vielmehr ſchon am 1. April entſtanden fein. (OVB GSt. 13, 52.) 

Rechtsanwalt Dr. Paul Marcuſe, Berlin. 
—Eñf—(—ꝛ— . ... .:᷑,: —:... —:.....xk.;yñ èðꝭ1ið1ʃ'v..—.r,.;ð —. —— 01 — ...... 
Nachtrag zum Artikel Dr. Nußbaum (ſiehe S. 1091). 


21) Nach Drucklegung des vorſtehenden wird im BankArch. 15, 
403 die Eingabe veröffentlicht, die der Zentralverband des deutſchen 
Bank⸗ und Bankiergewerbes, Sonderausſchuß für Hypothekenbankweſen, 
in Sachen der Hyp VO. an den Bundesrat gerichtet hat. Die Eins 
gabe berührt ſich in manchen Punkten mit den Ausführungen des 
Textes. So führt der Zentralverband, dem die meiſten und bes 
deutendſten Hypothekenbanken angehören, Beſchwerde darüber, daß 
auch er vor dem Erlaß der HypVO. keine Gelegenheit zur Außerung 
erhalten habe. Er teilt ferner das Bedenken gegen die Erſtreckung 
der Hypo. auf die während des Krieges ausgegebenen Hypotheken. 
Im übrigen bemängelt der Verband vornehmlich, daß die ſogen. 
Amortiſationszahlungen hinſichtlich der Friſtgewährung den Kapıtal- 
zahlungen gleichgeſtellt ſeien, obſchon ihre Aufbringung ebenſo wie die 
der Zinſen regelmäßig aus dem Grundſtücksertrage zu geſchehen habe. 
Aber die Hyp VO. läßt vermöge ihrer ganz auf den Einzelfall abge⸗ 
ſtellten Generalklauſel (§ 1) der Berückſichtigung dieſer Beſonderheit 
vollkommen Raum: vermag der Schuldner die Amortiſations⸗ 
zahlung überhaupt aufzubringen, ſo darf ihm hinſichtlich 
dieſer Zahlung die Friſt aller Regel nach nicht gewährt 
werden; im anderen Falle aber iſt die Gleichſtellung mit den ſonſtigen 
Kapitalzahlungen unvermeidlich. Auch ſonſt iſt die Dehnbarkeit der 
Generalklauſel geeignet und hinreichend, gewiſſen Bedenken des 
Zentralverbandes zu begegnen. In einigen Punkten kann jenen Be⸗ 
denken auch ſonſt nicht beigetreten werden. Die nähere Erörterung 
muß einer anderen Gelegenheit vorbehalten bleiben. Nußbaum. 


Druckfehlerberichtigung. 
In dem Aufſatz Gehrlein, IW. 1916 S. 955 Sp. 2 
Abſ. 4 Zeile 1, muß es heißen: Anderweitige, die Beendigung 
der Unterbrechung oder Ausſetzung des Verfahrens. 
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Im Rampfe für das vaterland find folgende Rechtsanwälte gefallen: 


Cortſetzung der Lifte von Nr. 15, 1916.) 


Martin Resk aus Landshut. 

Adolar Däumling aus Nürnberg. 
Kurt Siedler aus Bismark (Altmark). 
Walter Geinze aus Leisnig. 

Wilh. Chr. Cadendorf aus Hamburg. 
Dr. Sans Mangold aus Osnabrück. 


Gerhard Mitzlaff aus Berlin. 

Otto Oſthelder aus München. 

Dr. Nath aus Crefeld. 

Dr. Adolf Schottlaender aus Bad Orb. 
Dr. Wilhelm Siecke aus Leipzig. 


Staatsaufſicht und Selbſtverwaltung. 


Bemerkungen zu dem Erlaß des preußiſchen Miniſters des Innern 
vom 18. März 1916. 


Von Dr. Gerhard Anſchütz, Geh. Juſtizrat, 
ordentl. Profeſſor des öffentlichen Rechts an der Univerſität Berlin. 


Die auf der gemeinſamen geiſtigen Grundlage des großen 
Reformwerkes von 1808, der Städteordnung des Freiherrn von 
Stein, beruhende Organiſation unſerer kommunalen Selbſt⸗ 
verwaltung hat immer als eines der beſten Stücke des deutſchen, 
namentlich des preußiſchen Staatsorganismus gegolten. Dieſe 
Meinung war nicht nur im Inlande 1 unſer Gemeinde⸗ 
weſen hatte — wir dürfen hier natürlich nur in der ergangen 
heitsform reden und an die Zeiten vor dem Weltkriege denken, 
da den Völkern, die heute unſere offenen oder verkappten Feinde 
find, die Fähigkeit, über deutſche Dinge gerecht zu urteilen noch 
nicht gänzlich abhanden gekommen war — chen inter⸗ 
nationalen Ruf: Amerikaner, ſogar Engländer kargten nicht mit 
bewundernder Anerkennung dieſes Teiles unſerer öffentlichen 
Einrichtungen. Andererſeits gab und gibt es bei uns doch auch 
manche, die ſich für ſachkundig halten dürfen und ſkeptiſcher 
denken als jene uns einſt wohlgefinnten Ausländer. Sie — i 
darf ſagen wir, denn ich rechne mich de ihnen — werden zwar 
niemals die Größe und den Wert der Leiſtungen ne 


Kommunalverwaltungen, insbeſondere der großſtädtiſchen, bes 
ſtreiten laſſen; wir glauben aber auch zu wiſſen, daß dieſe in 
der ganzen Welt unerreicht daſtehenden adminiſtrativen Leiſtungen 
und Ergebniſſe mehr der Tüchtigkeit der Perſonen als der Güte 
der Inſtitutionen u verdanken ſind. Was die Vorſtände und 
Vertreter unſerer Gemeinden zum Wohle ihrer Mitbürger, zum 
Wohle des ganzen Reiches und Volkes in unermüdlicher, 
ſchöpferiſcher Verwaltungsarbeit leiſten, gerade in jetziger Kriegs⸗ 
zeit leiſten, das leiſten ſie nicht infolge einer angeblich unüber⸗ 
trefflichen Organiſation, ſondern trotz einer in vielen Punkten 
mangelhaften Organiſation, namentlich zutrotz einer Staats⸗ 
aufſichtsgewalt, welche, ſo wie ſie geſtaltet iſt und gehandhabt 
wird, keineswegs als ein fördernder Antrieb, ſondern oft nur 
als ein auf veralteten innerpolitiſchen Anſchauungen beruhendes 
Hemmnis aller gefunden Selbſwerwaltung erſcheint. 

Um den Vorwurf unberechtigter Verallgemeinerung abzu⸗ 
wehren: ich rede von Preußen. Wenn der beredteſte Sa 
walter moderner Reformideen auf dem Gebiete der Selb 
verwaltung, Hugo Preuß, einmal ſagt, die Arbeitslaſt der mit 
der Gemeindeauffcht betrauten preußiſchen Staatsbehörden beſtehe 
größtenteils nur in der Erſchwerung jeder Selbſtverwaltung in 
ihren Bezirken, ſo iſt das eine Wahrheit in der Form der Über⸗ 
treibung. Vielfach geleitet von jenen veralteten Anſchauungen über 
das Verhältnis von Staat und Gemeinde, noch öfter wohl einfach, 

Yoptima fide, befangen in einem auch ſonſt vorkommenden Reſſort⸗ 
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enthuſiasmus, der es ihnen zur ſittlichen Pflicht macht, ihrer 
Zuſtandigkei nicht nur nichts zu vergeben, ſondern ſie auch ſtets 
unter dem Geſichtspunkt des vivat floreat erescat zu hands 
haben, faſſen die in Rede ſtehenden Inſtanzen je Aufgabe 
nur zu häufig fo auf, als feien fie nicht dazu berufen, die 
Pflichterfüllung der ihnen „unterſtellten“ Gemeinden lediglich 
zu überwachen, ſondern dazu, die Erfüllung der betreffenden 
Pflichten nach Gefallen ſelbt zu übernehmen. Nur zu oft wird 
in dieſen Dingen Aufſicht und Leitung verwechſelt, das 
Verhältnis der Staatsaufſichtsbehörde zu dem von ihr beauf⸗ 
ſichtigten Selbſtverwaltungskörper als dienſtliche, hierarchiſche 
Überordnung aufgefaßt, der Vorſtand dieſes Selbſtverwaltungs⸗ 
körpers als „nachgeordnete Stelle“ behandelt, der man Dienſt⸗ 
befehle erteilen kann mit der Wirkung, daß inſoweit die Ver⸗ 
antwortlichkeit in der Sache auf den Vorgeſetzten übergeht — 
eine BANG: abwegige Anſchauung, die das Weſen der 
Selbſtverwaltung, die grundſätzliche Verſchiedenheit zwiſchen 
Auſſicht und Dienſtgewalt, völlig verkennt. 

An dieſem Punkte vornehmlich ſetzt der in der Uberſchrift 
bezeichnete (an die Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten 
erichtete) Erlaß des preußiſchen Miniſters des Innern ein. 
s iſt eine Kundgebung, die ſich ſelbſt augenſcheinlich eine nicht 
bloß innerdienſtliche und verwaltungstechniſche, ſondern politiſche 
Bedeutung beimißt, was ſchon daraus erhellt, daß ſie, was 
bei miniſteriellen Verordnungen ſonſt nicht üblich, ſofort durch 
die Tagespreſſe im Wortlant veröffentlicht worden iſt. Der 
Erlaß will das ſeinige beitragen zu der viel beredeten Neu⸗ 
orientierung unſerer inneren Politik, und als ſolcher verdient 
er gewürdigt zu werden. Er beginnt mit folgenden Sätzen: 

„Wenn Städte, Landgemeinden, Kreiſe und Provinzen 
in dieſem Kriege im Dienſte des Vaterlandes Vorbildliches 
e haben, wenn ſie ſich der im Kriege hervorgetretenen 

kotwendigkeit zu gemeinwirtſchaftlichem Ausbau unſerer 
Volkswirtſchaft anpaſſen und zahlreiche neue Aufgaben auf 
dem Gebiete der Kriegswohlfahrtspflege übernehmen 
konnten, ſo danken ſie das jener Kraftquelle, die vor 
einem Jahrhundert, gleichfalls in ſchwerer Zeit, durch die 
preußiſche Städteordnung erſchloſſen und von da aus 
den anderen öffentlichen Körperſchaften zugeführt worden 
iſt — der Selbſtverwaltung. Niemals hätte es dieſen 
Körperſchaften gelingen können, den gewaltigen Aufgaben 
des Krieges in ſolchem Maße gerecht zu werden, wenn 
ihnen nicht die Selbſtverwaltung die Möglichkeit freier 
Entſchließung und das ſtärkende Bewußtſein eigener 
Verantwortung gegeben hätte. Darum muß es die 
Aufgabe der Staatsregierung ſein, in den Gemeinden 
und Gemeindeverbänden weiterhin das koſtbare Gut der 
5 zu wahren und nach Möglichkeit zu 
mehren.“ 

Dieſen Sätzen wird jeder, der in dem Gedanken der Selbſt⸗ 
verwaltung — alſo in der Übertragung ſtaatlicher Aufgaben 
und Funktionen an genoſſenſchaftliche Verbände zu eigenem Recht 
und zu pflichtmäßiger Ausübung unter ſelbſtändiger Ver⸗ 
antwortlichkeit — überhaupt einen Fortſchritt erblickt, gegen⸗ 
über dem Syſtem der Regierung und Verwaltung lediglich „von 
oben“, gern und vorbehaltlos zuſtimmen. Es iſt hier in kürzeſter 
Faſſung und in anſprechender Form alles Weſentliche geſagt, 
alles, was geſagt werden mußte. Mit Necht wird auf die 
gewaltige Größe der Aufgaben hingewieſen, welche den Gemeinden 
i der Gegenwart durch die Notwendigkeuen des Krieges geſtellt 
ſind; es wird auch zutreffend hervorgehoben, worin die Größe 
und Eigenart dieſes Aufgabenkreiſes beruht. Nur geht es 
vielleicht nicht ganz weit genug, wenn in dieſer Beziehung von 
einem „gemeinwirtſchaftlichen Ausbau“ unſerer Volkswirtſchaft 
geſprochen wird; in Wahrheit handelt es ſich ja um mehr: um 
die Erſetzung ganzer großer Gebiete der Einzelwirtſchaft durch 
Gemeinwirtſchaft. Der Sozialismus, den uns der Krieg auf⸗ 
erlegt hat, iſt zu einem großen Teile nicht ſowohl Staats- als 
Gemeindeſozialismus. 

Mit Recht nennt der Miniſter die Selbſtverwaltung eine 
„Kraftquelle“, die jetzt für Staat und Volk in verſtärktem Maße 
nutzbar gemacht wird. Wir glauben es richtig zu verſtehen; 
geſagt werden will: die Selbſtverwaltung iſt nicht (was eine 


heute noch nicht völlig ausgeſtorbene rein obrigkeitlich⸗autoritäre 
Staatsanſicht gern annimmt) eine Quelle außer: oder gar 
widerſtaatlicher Kräfte, eine Macht, die ſtaatlicherſeits mit ſtetem 
Mißtrauen behandelt werden muß, ſondern ein eminent ſtaatlicher 
Faktor, eine Quelle lebendiger ſtaatlicher Kraft. Ausbau und 
Pflege der Selbſtverwaltung bedeutet nicht Schwächung, ſondern 
im Gegenteil Stärkung des Staates, Vergrößerung ſeiner Macht 
und Leiſtungsfähigkeit. Die Erfahrung der Gegenwart zeigt 
es täglich: vieles, was im Wege der reinen Staatsverwaltung, 
durch die Tätigkeit des Staatsbeamtentums niemals ausführbar 
geweſen wäre, gelingt durch das Mittel der Kommunal⸗ 
verwaltung; was wäre in der Bedrängnis unſerer Tage der 
deutſche Staat ohne kn Gemeinden! Und wenn unſere 
Staatsleitung das einſieht, wenn ſie zugeſteht, daß die freie 
Gemeinde keine Widerſacherin, ſondern eine Stütze von Staat 
und Staatsgewalt bedeutet, dann wird ſie ſich, wie wir u 
wollen, auch nicht gegen eine Verallgemeinerung dieſes Ge⸗ 
dankens wehren. Es gilt nicht nur das „koſtbare Gut der 
Selbſtverwaltung“, ſondern auch noch andere, von gleichem 
Geiſt durchwehte Güter, — es gilt, alle im politiſchen Sinne 
freiheitlichen, alle der genoſſenſchaftlichen Geſtaltung des 
Staatsweſens dienenden, die Anteilnahme des Volkes an der 
Willensbildung und Leitung ſeines Staates vermittelnden Ein⸗ 
richtungen „zu wahren und nach Möglichkeit zu mehren“; es 
gilt, endlich den tiefgewurzelten Irrtum zu überwinden, als 
führe jede Vergrößerung der politiſchen Freiheit oder, was 
dasſelbe beſagt, jede Demokratifierung der öffentlichen Ein⸗ 
richtungen zu einer Schwächung und nicht vielmehr, richtig 
geſtaltet und durchgeführt, zu einer Stärkung der Staatsgewalt. 

Was auf dieſe einleitenden, ſo verheißungsvollen Sätze des 
Erlaſſes folgt, wirkt nicht durchweg ſo überzeugend wie jene. 
So gleich der nächſte . 

„Wie ſich Art und Umfang der Gemeindeaufſicht einer 
geſetzlichen e entziehen, ſo kann es 
auch nicht meine Aufgabe ſein, dieſe Aufſicht durch all⸗ 
gemeine Anordnungen zu regeln.“ 

Hiergegen muß Widerſpruch erhoben werden, ſofern be⸗ 
hauptet wird, Art und Umfang der Kommunalaufſicht entziehe 
ſich geſetzlicher Begriffsbeſtimmung. Beides, der „Umfang“ 
wie die „Art“ (d. die allgemeine Wirkungsweiſe) dieſer 
Staatsfunktion folgt aus ihrem Weſen, und es iſt weder un⸗ 
ausführbar noch auch nur beſonders ſchwierig, die betreffenden 
Folgerungen in das Gewand geſetzlicher Beſtimmungen zu kleiden, 
wie denn auch, was der Erlaß zu überſehen ſceint, die 
Gemeindeverfaſſungsgeſetze nicht nur anderer deutſcher Einzel⸗ 
ſtaaten, ſondern auch eine preußiſche Städteordnung, nämlich 
die ſchleswig⸗holſteiniſche von 1869, einſchlägige Beſtimmungen auf 
weiſen. Beſteht, wie erwähnt, das Weſen der Selbſtverwaltung 
in der auf geſetzlicher Delegation beruhenden eigenberechtigten, 
pflichtmäßigen Ausübung ſtaatlicher Funktionen durch ſelbſtändige 
Verbände (die Selbſtverwaltungskörper), vorab die Gemeinden, 
bedeutet ſomit das Recht auf Selbitverwaltung immer zugleich 
eine Pflicht, und zwar eine öffentlich⸗ rechtliche, auf ſeiner 
organſchaftlichen Stellung zum Staat beruhende Pflicht des 
Selbſtverwaltungskörpers, bedenkt man ferner, daß, wie jedes 
öffentliche Recht, jede öffentlich⸗ rechtliche Pflicht im modernen 
Staate fo auch die Nechts⸗ und Pflichtſtellung des Selbſt⸗ 
verwaltungskörpers zum Staat nur inſoweit Beſtand hat, als 
das Geſetz ſie anerkennt und begrenzt, ſo kann Grund und 
Zweck der Staatsaufſicht über die Selbſtverwaltung offenbar 
in nichts anderem beſtehen, als darin, den Selbſtverwaltungs⸗ 
körper zur Erfüllung der Pflichten anzuhalten, die ihm nach 
den geſetzlichen Beſtimmungen dem Staate gegenüber obliegen, 
ihn alſo dazu zu zwingen, daß er einerſeits alles tut, was er 
nach dem Geſetz tun muß, andererſeits nichts tut, was er nach 
dem Geſetz nicht tun darf. Damit iſt ebenſo die Begründung 
wie die Begrenzung der Kommunalaufſicht im allgemeinen 
gegeben, und ganz in Einklang mit dieſer Begriffsbeſtimmung 
ſteht es, wenn beiſpielsweiſe die württembergiſche Gemeinde: 
ordnung vom 28. Juli 1906 (ein im beſten Sinne des Wortes 
modernes deutſches Gemeindeverfaſſungsgeſetz) in ihrem Art. 186 
vorſchreibt: „Die Ausübung der Aufſicht der Staatsbehörden 
über die Gemeindeverwaltung beſchränkt ſich ... darauf, daß 
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1. die geſetzlich den Gemeinden zuſtehenden Befugniſſe 
nicht überſchritten, 

2. die geſetzlich den Gemeinden obliegenden öffentlichen 
Verbindlichkeiten erfüllt und 

3. die geſetzlichen Vorſchriften über die Geſchäftsführung 
bei der Verwaltung der Gemeindeangelegenbeiten ... 
beobachtet werden.“ 


Faſt wörtlich gleichlautend hatten ſchon früher die Ge⸗ 
meinde verfaſſungsgeſetze Bayerns (bayeriſche Gemeindeordnung 
für die Landesteile diesſeits des Rheins vom 29. April 1869, 
Art. 157; pfälziſche Gemeindeordnung vom ſelben Tage, Art. 89; 
badiſche Gemeindeordnung vom 31. Namn 1831, Faſſung vom 
18. Oktober 1910, $ 181; badiſche Städteordnung, Faſſung vom 
18. Oktober 1910, 8 157) Begriff und Grenzen der Gemeinde⸗ 
auffiht umſchrieben. Wir brauchen aber, wenn wir Legal⸗ 
definitionen der Gemeindeaufſicht finden wollen, Preußens 
Grenzen gar nicht zu überſchreiten, denn wenn auch die meiſten 
der jetzt in Geltung ſtehenden preußiſchen Gemeindeverfaſſungs⸗ 
geſetze eine ſolche Definition vermiſſen laſſen, ſo verhält ſich doch 
eines von ihnen nicht ſchweigend. Die Städteordnung für 
Schleswig⸗Holſtein vom 14. April 1869, § 92 beſtimmt: 


„Die Aufſichtsbehörden des Staates find berechtigt und 
verpflichtet, darauf zu halten, daß die Verwaltung der 
ſtädtiſchen Gemeindeangelegenheiten den Geſetzen und 
namentlich dieſer Städteordnung gemäß geführt werde.“ 


Das ſtimmt mit dem, was oben als das Weſen der 
Aufſicht bezeichnet wurde und mit den poſitiven Vorſchriften 
der ſüddeutſchen Geſetze ſachlich ganz überein: Die Staats⸗ 
aufſicht ſoll darüber wachen, dab alles geſchieht, was das 
Geſetz von den Gemeinden fordert, und nichts, was es ihnen 
verbietet. Die Staatsaufſicht iſt ihrem Weſen nach Rechts⸗, 
nicht Zweckmäßigkeits kontrolle der Gemeindetätigkeit. 


Abweichend von dieſem allgemeinen Grundſatz ſind zwei 
einzelne in der Aufſichtsgewalt enthaltene Staatshoheitsrechte 
geſtaltet; ihre Geſtaltung iſt eine diskretionäre, d. h. eine ſolche, 
die es den dieſe Rechte handhabenden Staatsorganen geſtattet, 
die ihrer Kontrolle unterworfenen kommunalen Willensakte nicht 
nur aus Rechts-, ſondern auch aus Zweckmäßigkeitsgründen 
unwürlſam zu machen. Die fraglichen Rechte find das Be⸗ 
ec 8: und das Genehmigungsrecht. Beſtätigung 
und Genehmigung ſind billigende, gutheißende Willenserklärungen 
der Aufſichtsgewalt, welche 920 Maßgabe des Geſetzes zur 
Gültigkeit gewiſſer Handlungen der kommunalen Selbſtverwaltung, 
B. von Wahlen (hier gebrauchen die preußiſchen Geſetze den 

sdruck „Beſtätigung“, vgl. z. B. Städteordnung für die 
öſtlichen Provinzen vom 30. Mai 1853, § 33) oder von Be: 
ſchlüſſen der Gemeindeorgane („ Genehmigung“: StO. 8 50) 
erforderlich ſind. 

Über die Ausübung des Beſtätigungsrechts ſagt der Erlaß: 
„Bei Beſtätigungen gemeindlicher Wahlen darf die 
Aufſichtsbehörde nicht von der Frageſtellung ausgehen, 
ob der Gewählte nach ihrer Auffaſſung der rechte Mann 
für den Poſten ſei, auf den er geſtellt werden 
ſoll, ſondern von der anderen Frageſtellung, ob die 
Wahl mit der Verantwortung der zu wählenden Körper⸗ 
ſchaft überhaupt vereinbar und vom Standpunkt des 
Staatswohls erträglich erſcheint.“ 

Die wohlmeinende Abſicht iſt, wie man ſieht, der Ermeſſens⸗ 
freiheit der zuſtändigen Organe (ſoweit ſie dem Miniſter unter⸗ 
ſtellt find; das dem König zuſtehende Beſtätigungsrecht, vgl. 
Std. 8 33, bleibt demgemäß unberührt) Schranken zu ziehen, 
Schranken, die ſich gewiſſermaßen aus dem Weſen der Selbſt⸗ 
verwaltung, und zwar aus dem Grundſatz der Selbſtverantwort⸗ 
lichkeit ergeben ſollen. Mit dem, was der Miniſter hier aus⸗ 
ſpricht, wird man ſich de lege ferenda gewiß nur einverſtanden 

en können, bedauerlich nur, daß die lex lata die ihr an⸗ 
geblich immanenten Schranken nicht kennt. Infolge der 
diskretionären Geſtaltung des Beſtätigungsrechts iſt der Grund⸗ 
ſatz der Selbſtverantwortlichkeit der Gemeinden in bezug auf 
diejenigen Willensakte, die der Beſtätigung unterliegen, auf⸗ 
gehoben, man kann alſo aus der Selbſtverantwortlichkeit keine 
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Schranke des Beſtätigungsrechts herleiten. Das freie Ermeſſen, 
dem der Miniſter Zügel anlegen will, iſt als ſolches, als Recht 
des Beſtätigungsorgans (König, Regierungspräſident, Landrat), 
ſein Gutdünken für das Staatsintereſſe auszugeben, vom Geſetz 
zweifellos gewollt; das Geſetz verbietet es keineswegs, erlaubt 
es vielmehr, die Veſtätigung aus beliebigen Gründen und auch 
ohne Gründe, jedenfalls ohne Angabe von ſolchen zu verſagen. 
Daran kann eine Miniſterialverordnung natürlich nichts ändern. 
So, wie das Beſtätigungsrecht durch die preußiſche Geſetzgebung 
nun einmal geſtaltet iſt, bedeutet es im praktiſchen Effekt nicht 
weniger als ein Ernennungsrecht und das Wahlrecht der 
Gemeindevertretung nicht mehr als ein Vorſchlagsrecht, denn 
eine Pflicht zur Beſtätigung beſteht unter keinen Umſtänden 
und in keinem Falle. Daß ſie eine Ausnahme von der Regel 
der „Selbſtverantwortlichkeit“ und inſofern im Widerſpruch mit 
den ſonſtigen allgemeinen Grundſätzen über Staatsaufſicht und 
Selbſtverwaltung vorliegt, iſt deutlich — aber der ua 
ift, wie erwähnt, vom Geſetz gewollt. Man wird deshalb — 
worauf kürzlich auch ſchon von anderer Seite (Curtius im 
„Berliner Tageblatt“, 27. Juli 1916) hingewieſen wurde — gut 
tun, die Kritik des Beſtätigungsweſens nicht gegen die An⸗ 
wendung des beſtehenden Rechts, ſondern gegen dieſes ſelbſt 
zu richten. 

Daß dieſes beſtehende Recht, gerade vom Standpunkte der 
freiheitsfreundlichen Richtung aus, der ſich der Erlaß dienſtbar 
macht, reformbedürftig iſt, unterliegt keinem Zweifel, ebenſo iſt 
es unſtreitig, daß eine ſolche Reform nur durch Geſetz, nicht 
durch Miniſterialerlaß bewirkt werden kann. Über das Wie 
und Inwieweit der Reform wird man verſchiedener Meinung 
ſein können. Vor allem iſt der Kreis der beſtätigungs⸗ 
bedürftigen Wahlen nach den meiſten preußiſchen Gemeinde⸗ 
verfaſſungsgeſetzen (es gilt hier bekanntlich kein einheitliches, 
ſondern provinziell verſchiedenes Recht) viel zu weit ausgedehnt: 
im größten Teile des Staatsgebietes bedürfen nicht nur die 
Bürgermeiſter und ihre Stellvertreter (Beigeordneten), ſondern 
auch ſämtliche übrigen Magiſtratsmitglieder nach erfolgter 
Wahl der Beſtätigung, dagegen nach der „liberalſten“ preußiſchen 
Städteordnung, der ſchon vorhin angeführten ſchleswig— 
holſteiniſchen von 1869, nur Bürgermeiſter und Beigeordnete. 
Es iſt nicht erſichtlich, warum ein Rechtszuſtand, der ſich in 
der Provinz Schleswig⸗Holſtein als nicht ee er⸗ 
wieſen hat, nicht auf das ganze Staatsgebiet ſollte ausgedehnt 
werden können; der dem Landtage 1876 vorgelegte (leider 
geſcheiterte) Entwurf einer einheitlichen Städteordnung gedachte 
denn auch dieſe Ausdehnung vorzunehmen. 

Soweit hiernach das Beſtätigungsrecht überhaupt noch 
beibehalten wird, muß es geſetzlich geregelt werden, indem 
namentlich 1. das Recht zur Verſagung der Beſtätigung an 
genau beſtimmte Vorausſetzungen gebunden, 2. das Beſtätigungs⸗ 
recht angreifbaren Verwaltungsſtellen übertragen und 3. die 
Handhabung dieſes Rechts der Rechtskontrolle der Verwaltungs⸗ 
gerichte unterſtellt wird. Behufs Erfüllung der erſten dieſer 
Forderungen könnte man auf einen bei der Beratung des 
Städteordnungs⸗Entwurfs von 1876 im Abgeordnetenhauſe ge⸗ 
ſtellten Antrag (Uhlendorff⸗Virchow, AbgH. 1876 Anlagen III, 
1704, 1705) zurückgreifen, wonach die Beſtätigung „nur ver⸗ 
ſagt werden darf, wenn Tatſachen vorliegen, welche Bedenken 

egen die techniſche oder ſittliche Qualifikation des Gewählten 
beſtünden“; auch könnte erwogen werden, Art. 56 Abſ. 2 der 
württemb. GemO. von 1906 zum Muſter zu nehmen (Ver⸗ 
ſagung der Beſtätigung nur zuläſſig, wenn die oberſte 
Diſziplinarinſtanz für Gemeindebeamte ſich dahin ausſpricht, 
daß Tatſachen vorliegen, welche die diſziplinariſche Entſernung 
des zu Beſtätigenden vom Amte rechtfertigen würden). Die 
zweite Forderung würde bedingen, daß das een 
ſoweit es jetzt dem König zuſteht, der Kommunalaufſichtsbehörde 
(Städte: Negierungspräſident; Berlin: Oberpräſident; Land⸗ 
gemeinden: Landrat) übertragen wird. Gegen die Verſagung 
der Beſtätigung wäre (Forderung 3) die Klage im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren zuzulaſſen; die Klage dürfte nur darauf geſtützt 
werden, daß die tatſächlichen Vorausſetzungen nicht vorliegen, 
welche die Behörde zur Verſagung der Beſtätigung berechtigt 
haben würden. 

145 ? 
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Wie das ine fo fol auch das Genehmigung?» 
recht nach dem Willen des Miniſters liberaler gehandhabt 
werden als en 

„Bei der , von Gemeindebeſchlüſſen ſoll 
die Aufſichtstätigkeit auf die Prüfung der Übereinſtimmung 
der Beſchlüſſe mit den geſetzlichen und den neben den 
Geſetzen geltenden Beſtimmungen beſchränkt bleiben uns 
beſchadet der beſonderen ſtatlichen Intereſſen, die bei 
der Aufſicht über die Gemeindefinanzen obwalten oder 
die durch die Gewährung ſtaatlicher Zuſchüſſe zur Er⸗ 
füllung gemeindlicher Aufgaben gegeben ſind.“ 


Auch hier aber wird ein wirklicher Fortſchritt nicht durch ſolche 
— an ſich natürlich ſehr dankenswerte — Anweiſungen über 
die Handhabung des geltenden Rechts, ſondern nur durch 
Reviſion des a ſelbſt erzielt werden können. Viele 
Kategorien von Gemeindebeſchlüſſſen, =. jetzt gene migungd- 
bedürftig find, könnten, vor allem in den größer emeinden, 
unbedenklich freigegeben und der Selbſwerantwortlichleit der 
Gemeinden überlaſſen werden, ſo z. B. die Veräußerung von 
Grundſtücken und von Gegenſtänden, welche einen wifſenſchaft⸗ 
lichen, hiſtoriſchen oder Tapas haben ($ 50 Nr. 1, 2 StD.), 
die Feſtſetzung 5 Gan ß . „ (da. 8 64 
Abſ. 3), woe aß zuzuſtimmen) bei W 
ſchlüſſen, wel en een betreffen, insbeſondere 
bei der Aufnahme von Anleihen und der Verteilung des 
kommunalen Steuerbedarfs auf die verſchiedenen Selen 
und arten (Einkommenſteuer, Realſteuern, indirekte Steuern) 
an dem Genehmigungsrecht, ſo wie es jetzt beſteht, wohl wird 
eſtgehalten werden müſſen. Denn in dieſen en handelt es 
nicht nur um den Schutz wichtiger finanzieller Intereſſen 
des Staates, ſondern auch um die, oft ſehr berechtigten, Inter⸗ 
en derer, die ſich gegen Einſeitigkeiten der Majorität von 
agiſtrat und Stadtverordnetenverſammlung nicht kühnen 
können; man denke an die unbillige Belaſtung der kü 
Generationen durch übermäßige Anleihen, an die Ungerechtig⸗ 
keiten, welche bei der Bemeſſung einerſeits der Einkommenſteuer⸗ 
widläge, andererſeits der Sätze der Grund», Gebäudes und 
ewerbeſteuer vorkommen können. 


Der Schlußteil des Erlaſſes mag hier im Wortlaut folgen: 


„Beſchwerden gegen Gemeindeverwaltungen ſollen 
von der Aufſichtsbehörde einer Berichterſtattung durch die 
Gemeindebehörden dann nicht unterworfen werden, wenn 
ſich ſchon aus dem Inhalte ergibt, daß die Gegenſtände 
der Beſchwerde dem Gebiete der reinen Selbſwerwaltung 
angehören, und daß vom Standpunkte des 
kein Intereſſe an einer Aufklärung des Tatbeſtandes 
vorhanden iſt. Vielmehr ſoll in ſolchen 
Beſchwerdeführer ohne weiteres dahin beſchieden werden, 
daß für die Aue kein Anlaß zur Aufklärung 
oder zum Ein gegeben ſei. 

Auf Preſ 1 oder auf Gerüchte hin 
iſt nur dann Bericht durch die e einzu⸗ 


fordern, wenn die Angaben ernſthaft erſ ns und der 
Fall beſondere 12 l In dieſen und 
ichen Fällen wi häufig der Ba 


werden. 

Bei Beobachtung dieſer Winke wird das Vertrauens⸗ 
verhältnis, das zwiſchen Aufſichtsbehörde und Gemeinde 
oder Gemeindeverband obwalten muß, an Zuverläſſigkeit 
ewinnen. Zur Pflege dieſes Vertrauensverhältniſſes 
en bie an: perſönliche lung zwiſchen den Ver⸗ 
tretern der Gemeindekörperſchaften einerſeits und der 
u bebörbe unerläßlich. 

lege den größten Wert Salbſw. daß die vorſtehende 

Verfügung zum 2 der Se tung gerade in 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


en der 


Nr. 16. 1918. 
den jetzigen Zeiten angeſtrengter gemeinſamer Tätigkeit 
für das Wohl des Staates von Gemeindeaufſichts⸗ 


behörden ſtreng beachtet wird.“ 


Alles Be Worte, alles getragen von einem der Selbſt⸗ 
verwaltung freundlichen, einem im beſten Sinne des Wortes 
freien Geiſ, von dem man nur wünſchen kann, daß er für 
die dereinſtige Totalreviſion unſeres Gemeinderechts, auf die 
wir hoffen, a fein möge. Das Maß der unmittels 
baren Wirkungen des Erlaſſes hängt davon ab, ob die mit 
ſeiner Handhabung betrauten Behörden ſich jenen Geiſt zu eh en 
machen werden, ob die „ſtrenge nee Beachtung“, die der ae 
r feine Anweiſung fordert, Wahrheit wer en wird. In dieſer 
eziehung wird es erlaubt ſein, eine wenn auch nicht eigentlich 
ſteptiſche, ſo doch auf die Note „abwarten“ geſtimmte Haltung 
a ag Von dieſer Art ſcheinen auch die Gefühle zu fein, 
welche die größte freiwillige einigung der preußiſchen 85 
meinden, der Städtetag, dem Erlaß entgegenbringt. 
preußiſche Städteta bat durch ſeinen Vorſißenden, den be 
bürgermeſſer von Berlin, dem Miniſter auf ſeinen Erlaß am 
25. Mai d. Js. ſchreiben laſſen:, Die Organe der Selbſt⸗ 
verwaltung werden ſicherlich j jenen echten ſtaatsbürgerlichen Geiſt 
ſich zu bewahren wiſſen, der Selbſtverwaltung und Selbſt⸗ 
verantwortung gleichſetzt. Ew. Exzellenz dürfen wir bitten, den 
Leitgedanken Ihres Erlaſſes, daß der Geiſt der Auſſicht dem 
Gei Gi der Selbſtverwaltung anzupaſſen ſei, in dauernder An⸗ 
ung zu halten und dahin zu wirken, daß die Staatsaufſichts⸗ 
behörden in der täglichen Arbeit der Verwaltung von der 
leichen Auffaſſung immer ſtärker durchdrungen werden. Dies 
9 vielfach noch nicht eingetreten zu fein.” — Es wäre 
nicht das erſtemal in der preußiſchen Verwaltungsgeſchichte, 
wenn wohlmeinender 5 der Zentralinſtanzen vor dem 
in den Provinzialbehörden verkörperten Beharrungsvermögen 
einer rein autoritär⸗ ede ſcuchen, b ee n 
abholden Verwaltungstradition aptuulieren Hoffen wir, 
ei Dr dieſes Mal nach der 5 Seite überraſcht 


Das Kriegsſtenergeſetz. 
Von Rechtsanwalt Dr. Paul Marcuſe, Berlin. 


1 
vom 21. Juni 1916 iſt keines⸗ 
anlaſſung und ſein urſprüng⸗ 


| 1. = u Rriegdanleihen = 8 


rie Dun 
ei ichen m Pr 


= loft dann nicht wenn der 
eiſe, ſelbſt durch Spielverluſt, entſtanden iſt. Ebenso m der 
zen, der gemeinnützigen Zwecken zuge Kriegs⸗ 
ischen zal ile 5 9 4% 14°), und endlich für die 
be erſonen allein derjenige Teil des on. ber 

ausländiſche Geſellſchaften vorgeſehene Steu er und dit 


45. Jahrgang. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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durch das Sicherungsgeſetz vorgeſehene Rücklage überſtei 
(8 19 Abſ. 5, § 22 Abl 8). 8 

Das Kriegsſteuergeſetz baut ſich formell und auch materiell 
auf der Steuergeſetzgebung des Jahres 1913 — Wehrbeitrag 
und Befitzſteuergeſetz — auf. — Bekanntlich iſt es ein weder 
verfaſſungsmäßig, noch cen feſtgelegter, aber deshalb viel⸗ 
leicht um ſo ängſtlicher beobachteter Grundſatz, daß die direkten 
Steuern den Bundesſtaaten, die indirekten dem Reiche gehören. 
Infolge feines ſtetig anſteigenden, zum Teil durch die Rüſtungen 
hervorgerufenen Finanzbedarfs war das Reich bereits nach und 
1 5 dem Tantiemeſteuergeſetz, dem Erbſchaftsſteuergeſetz und 
in ſeither wieder aufgegebenen Wertzuwachsſteuergeſetz in 
das Gebiet der direkten Steuern eingedrungen; und doch konnte 
ſelbſt im Jahre 1913 noch keine Neuabgrenzung oder Finanz⸗ 
reform in großem Stile erfolgen. In dem Wehrbeitrag wurde 
allerdings eine Reichs vermögensſteuer geſchaffen, dieſe jedoch 
als einmalige bezeichnet und ihre Nichtwiederholung zugeſichert. 
Das Beſitzſteuergeſetz brachte daneben eine alle drei Jahre zu 
erhebende Abgabe vom Vermögenszuwachs, wodurch einer 
regelmäßigen Beſteuerung von Vermögen und Einkommen ſelbſt 
durch die Einzelſtaaten nicht vorgegriffen werden ſollte. 

Daß der gewaltige Kriegsbedarf des Reiches die Auf⸗ 
ſchließung neuer Einnahmequellen erforderlich machte, war ſelbſt⸗ 
verſtändlich, und ſo wurde dann auch die von der communis 
opinio geforderte Beſteuerung der Kriegsgewinne ohne weiteres 
dem Reiche zuerkannt. Naddem ſich dieſe Beſteuerung durch 
Erhebung einer Abgabe auf jedes einzelne Kriegsgeſchäft als 
nicht gangbar erwieſen hatte, dies vielmehr nur in Form einer 

irekten Abgabe vom Einkommen oder Vermögen angezeigt 
erſchien, griff man wieder auf das Steuerkompromiß des 
Jahres 1913 zurück. Die Kriegsſteuer iſt, wie die Beſitzſteuer 
von 1913, eine Abgabe von einem die ne Beſteuerung 
nicht ausſchließenden gewiſſen Teile des Beſitzes, der der Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit nach durch Kriegsgeſchäfte erworben worden iſt; 
ſie teilt nicht nur mit dem Wehrbeitrag die Einmaligkeit, 
ſondern baſiert auch die Beſteuerung der natürlichen Perſonen 
auf das Beſitzſteuergeſetz und damit auf den Wehrbeitrag, 
deſſen Vermögensfeſtſtellung für das Beſitzſteuergeſetz maß⸗ 
gebend war. 1 


Das Kriegsſteuergeſetz beſteuert den „Vermögens⸗ 
zuwachs“ der natürlichen Perſonen zwiſchen dem 1. Januar 
1914 und 31. Dezember 1916 nach Analogie des Beſitzſteuer⸗ 
geſetzes, und den „Mehrgewinn“ der juriſtiſchen Perſonen 
während dreier Geſchäftsjabre, deren erſtes den Monat Auguſt 
1914 umfaßt (88 1, 15). Dieſe Unterſchiede find nun nicht alle 
von grundſätzlicher Bedeutung. Faſt allen Steuergeſetzen iſt die 
Beſteuerung der juriſtiſchen Verſonen nach ſelbſtgewählten Ge⸗ 
ſchäftsjahren ſtatt Kalenderjahren eigen (cf. PreSt®. 88 15, 16). 
Die Beſteuerung der juriſtiſchen Perſonen konnte ſodann formell 
nicht auf das Beſitzſteuergeſetz gegründet werden, weil dieſes 
juriſtiſche Perſonen nicht beſteuert.!) Das Vorbereitungs⸗ oder 
Sicherungsgeſetz andererſeits, auf welchem die Beſteuerung der 
juriſtiſchen onen baſiert, bezweckte lediglich zu verhindern, 
daß die juriſtiſchen Perſonen, die ihre Geſchäftsgewinne normaler⸗ 
weiſe wenigſtens teilweiſe verteilen, nicht nur ihre geſamten 
„Kriegsgewinne“ ausſchütten, ſondern darüber hinaus ſich 
vielleicht ihres ganzen Vermögens entäußern und dem Steuer⸗ 
einnehmer leere Kaſſen, demontierte Maſchinen oder vielleicht 
gar die Löſchungsverfügung des Regiſterrichters vorzeigen. 
Dieſe Sonderbehandlung der juriſtiſchen Perſonen iſt daher 
gleichfalls nichts prinzipiell Verſchiedenes; der gleiche Zweck 


1) Zweifellos liegt in der gleichzeitigen Beſteuerung von juriſtiſchen 
und natürlichen Perſonen eine Doppelbeſteuerung, die allerdings 
dadurch gemildert wird, daß nur ein Teil des Gewinnes der juriſtiſchen 
Perſonen verteilt zu werden pflegt, und ſelbſt dieſer Teil ſich unter 
die zahlreichen Empfänger verflüchtigt. Die 1918 geübte Beſchränkung 
entſprach aber nicht mehr dem Geldbedarf des Jahres 1916, zumal 
die Kriegsgewinne zu einem erheblichen Teile gerade den großen 
Aktiengeſellſchaften zufloſſen. Eine Reihe von Sonderbeſtimmungen 
bezweckt Auswüchſe der Doppelbeſteuerung ju beſeitigen. 8 10 
Familten⸗G. m. b. H., 8 18 Schachtelgeſellſchaft, 8 36 Milderungsrecht 
des Bundesrats bei unbilligen Ergebniſſen; ſiehe unter V 


konnte für die natürlichen Perſonen durch eine beſonders ſcharfe 
Definierung des Begriffe „Vermögen“ (SS 3 bis 7), ſowie 
dadurch erreicht werden, daß der Beſchenkte für die Steuer 
desjenigen haftet, der ſein Vermögen oder Teile desſelben ver⸗ 
ſchenkt (8 4 Abſ. 2). 

Ein erheblicherer Unterſchied beſteht dagegen zwiſchen Ver⸗ 
mögenszuwachs und Mehrgewinn; der eine betrifft das Vermögen, 
der andere das Einkommen. Generell 5 iſt unter 
Vermögenszuwachs die Vermehrung des Vermögens, unter 
Mehrgewinn ein Einkommen splus zu verſtehen. — Wenn A. 
in einem Geſchäftsjahr ſein Vermögen um 10 000 & vermehrt 
hat, ſo bedeutet dies keineswegs, daß er ein Einkommen von 
10 000 & hatte; — er kann weitere 5000 & feiner Einnahmen 
verbraucht, 3000 & ſeiner Tochter als Ausſtattung gegeben 
haben — und wenn die B.⸗Aktiengeſellſchaft einen Gewinn 
von 100 000 & gehabt hat, ſo kann ihr Vermögen ſich 
gleichzeitig durch Kapitalverminderung vermindert haben. Immer⸗ 
hin beſteht zwiſchen Einkommen und Vermögenszuwachs manches 
gemeinſchaftliche. — Die kaufmänniſche Bilanz zeigt an, um 
wieviel ſich das Vermögen des Buchführers ſeit der letzten 
Bilanzziehung vermehrt oder vermindert hat; auf Grund dieſer 
Bilanz kann der Kaufmann ſein Einkommen in der Weiſe 
berechnen, daß er Verbrauch ſowie Kapitalzugänge und Abgänge 
addiert bzw. ſubtrahiert, und ebenſo kann die Aktiengeſellſchaft 
auf Grund ihrer Bilanz durch Ausſchaltung der Kapitalver⸗ 
ſchiebungen ihren Geſchäftsgewinn berechnen. Die Bilanz kann 
alſo zur Feſtſtellung ſowohl eines Vermögensbeſtandes wie 
auch des Einkommens dienen, wie dies auch tatſächlich nach 
den preußiſchen Steuergeſetzen erfolgt. Daß der Mehrgewinn 
der juriſtiſchen Perſonen auf Grundlage der Bilanz zu 
berechnen iſt, ſagt der 8 16 Kriegs StG. ausdrücklich, und daß 
der Zuwachs des ſog. Betriebsvermögens, welches das Geſamt⸗ 
vermögen darſtellt, wenn der Kaufmann ſein ganzes Vermögen 
in ſeinem Geſchäftsbetriebe angelegt 55 ebenfalls „auf Grund 
der Bilanz“ zu ermitteln iſt, iſt, abgeſehen von den Sonder⸗ 
vorſchriften der 88 3 bis 7, für das auch hier maßgebende 
Beſitzſteuergeſetz nie bezweifelt worden. Da nun offenbar die 
Bilanz der natürlichen Perſonen von der Bilanz der juriftifchen 
Perſonen nichts begrifflich Verſchiedenes ſein kann, haben der 
Zuwachs des Betriebsvermögens der natürlichen und der Mehr⸗ 
gewinn der juriſtiſchen Perſonen ein und dieſelbe Komponente, 
nämlich die bilanzmäßig ausgewieſene Vermögensverſchiebung. 
Bei den natürlichen Perſonen iſt maßgebend dieſe Vermögens⸗ 
verſchiebung ſelbſt, vorbehaltlich etwaiger Sonderbeſtimmungen 
des Geſetzes; für die juriſtiſchen Perſonen iſt auf Grund der 
bilanzmäßig ausgewieſenen Vermögensverſchiebung, wie erwähnt, 
durch Ausſchaltung der Kapitalverſchiebungen der Geſchäfts⸗ 
gewinn zu berechnen.“) 

Was hier von dem Betriebsvermögen der Kaufleute geſagt 
iſt, gilt entſprechend von dem ſonſtigen Vermögen der natürlichen 
Perſonen. Wir reſümieren dahin: Vermögenszuwachs iſt Ver⸗ 
mögensvermehrung, gleichgültig, ob ſie auf Einkommen oder 
anderen Quellen beruht, während andererſeits ein Einkommen, 
das nicht zur Vermehrung geführt hat (Verbrauch), ausſcheidet. 
Bei den juriſtiſchen Perſonen iſt das Einkommen entſcheidend, 
auch wenn es nicht zu einem Vermögenszuwachs geführt hat 
(Hauptfall: verteilte Dividende), dafür aber nicht das geſamte 
Einkommen, ſondern nur der Teil, der das frühere Durchſchnitts⸗ 
einkommen (den Friedensgewinn) überſteigt. 

8 16 beſtimmt nun, daß für die juriſtiſchen Perſonen 
„Abſchreibungen nur inſoweit zu berückſichtigen ſeien, als ſie 
einen angemeſſenen Ausgleich der Wertverminderung darſtellen“. 
Dies iſt etwas Selbſtverſtändliches und gilt ebenſo auch für die 
natürlichen Perſonen bei Berechnung des von ihnen zu ver⸗ 
ſteuernden Vermögenszuwachſes. „Stille Reſerven“ und „ver⸗ 
ſchwundene Gewinne“ gibt es ſowohl in den Bilanzen der 


5) Für die Praxis if indeſſen ſelbſt dieſer Unterſchied nicht 
bedeutend. Wenn der Kaufmann neues Kapital aufnimmt, entſteht 
in der Regel eine Schuldpoft, die die Vermögens vermehrung kompenſiert, 
ſo daß ein Vermögenzuwachs nicht in die Erſcheinung tritt, anders 
nur bei Schenkungen und Erbſchaften; aber gerade bei dieſen greift 
die beſondere Regelung der 88 z bis 7 ein. 
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juriſtiſchen Perſonen als auch in den Bilanzen und a 
nachweiſungen der natürlichen Perſonen. Ebenſo wie die Altiens 
eſellſchaft durch Unterbewertung ihrer Aktiva die bilanzmäßige 
Vermögensvermehrung verringert und dadurch die auszuſchüttende 
Dividende kürzt, um Reſerven im Falle von unvorhergeſehenen 
Verluſten oder einen Fonds zur Ausgleichung der Dividende in 
ungünſtigeren Jahren zu haben, oder endlich um Erweiterungen 
des Geſchäftsbetriebes ohne Kapitalserhöhung aus vorhandenen 
Mitteln beſtreiten zu können, rechnet ſich ein vorſichtiger Kauf⸗ 
mann einen Gewinn etwa erſt dann, nachdem er ſich durch 
Abſchreibungen auf ſchwebende Geſchäfte vor Überraſchungen 
geſchützt hat, indem er ſich lieber ein ſicheres, endgültig er: 
worbenes Vermögen von beiſpielsweiſe 80 000 & rechnet, als 
ein Vermögen von 100 000 & — von dem er möglicherweiſe 
ſchon zur Zeit der Feſtſtellung der Bilanz 20 000 & eingebüßt 
hat —. Aber etwas anderes tut ſchließlich der Landwirt auch 
nicht, wenn er als Verdienſt nur denjenigen Teil feines Uber⸗ 
ſchuſſes betrachten will, der übrig bleibt, nachdem er ſein Gut 
durch wünſchenswerte Neu⸗ und Anbauten verbeſſert hat, oder 
wenn er neue maſchinelle Einrichtungen zwar nicht in voller Höhe 
als Betriebsausgaben rechnet, aber den Wert der Neuanlage nur 
mit der Hälfte einſetzt. Je günſtiger das Betriebsergebnis iſt, je 
mehr wird man abſchreiben, in Reſerve ſtellen, verbeſſern, ohne 
ſich ſolche Beträge als Vermögensvermehrung zu rechnen. Das 
freilich ſolche Summen als Vermehrung bzw. Beſtand dann zu 
rechnen ſind, wenn die Größe eines Vermögens oder die Höhe 
eines Einkommens objektiv feſtzuſtellen ſind, iſt ſelbſtverſtändlich 
und entſpricht auch der bisherigen ſtändigen Übung bei der 
Beſteuerung des Einkommens und des Vermögens der natürlichen 
und juriſtiſchen Perſonen. In Preußen erſolgt die Beſteuerung 
des Einkommens aus Handel und Gewerbe zwar auf Grundlage 
der Bilanz, aber unter Richtigſtellung etwaiger Unterbewertungen. 
Wenn im § 15 PrEStG. als Einkommen der juriſtiſchen Per: 
ſonen (mit Ausnahme der G. m. b. H.) diejenigen Uberſchüſſe 
bezeichnet werden, „welche als Aktienzinſen oder Dividenden, 
gleichviel unter welcher Benennung. unter die Mitglieder ver: 
teilt werden, und zwar unter Hinzurechnung der zur Tilgung 
der Schulden oder des Grundkapitals, zur Verbeſſerung oder 
Geſchäftserweiterung, ſowie zur Bildung von Reſervefonds 
verwendeten Beträge“, jo meint das Geſetz nicht den Nein: 
gewinn des § 261 HGB, ſondern auch denjenigen Teil des 
Einnahmeüberſchuſſes, der durch Verſtärlung der Reſerven zur 
Deckung zukünftiger Verluſte bereitgeſtellt oder zu Verbeſſe⸗ 
rungen oder Erweiterungen verwendet, aber durch Nicht— 
erhöhung von Bilanzanſätzen abgeſchrieben worden iſt, mit 
anderen Worten nichts anderes als § 16 Kriegs St. (So 
auch Stier⸗Somlo, Sicherungsc. S. 65 ff.) Für die 
G. m. b. H. gilt ohnehin nach S 16 PrEStG. als Ein⸗ 
kommen der geſamte Geſchäftsgewinn, gleichgültig, ob und 
wie er verteilt iſt; der einzige Unterſchied zwiſchen dem Ein- 
kommen der G. m. b. H. im Sinne von § 16 EStG. und dem 
Geſchäftsgewinn im Sinne von § 16 KriegsStG. iſt mithin, 
daß etwa bei Zuwendungen zu gemeinnützigen Zwecken 
Differenzen entſtehen können. Für natürliche Perſonen wird 
(bei Berechnung des Betriebsvermögens) für die Vermögens— 
beſteuerung ſtets das wirkliche Vermögen, nicht das Buchver— 
mögen, freilich auf „Grundlage der Bilanz“ oder ſonſtiger 
Nachweiſungen zugrunde gelegt, und nichts anderes beſagt auch 
die Beſtimmung des nach $ 2 Kriegs StG. — vorbehalllich 
wiederum der 85 3 bis 7 für die Berechnung des Vermögens- 
zuwachſes maßgebenden 8 16 Wehr BBG. für die erſtmalige und 
des 5 29 Beſitz StG. für die ſpätere Vermögensfeſtſtellung. Es 
ergibt ſich mithin die praktiſch überaus wichtige Konſequenz, 
daß das Kriegsſteuergeſetz mit ſeinem „Vermögenszuwachs“ und 
„Mehrgewinn“ eigentlich gar nicht viel Neues bringt, und daß 
in Preußen wenigſtens Mehrgewinn und Vermögenszuwachs 
auf Grund derſelben Bilanzen und Nachweiſungen berechnet 
werden können, die für die Ermittlung von Einkommen und 
Vermögen für die Einkommen- und Ergänzungsſteuer benutzt 
werden. Wenn daher Hachenburg bei der Beſprechung des 
Sicherungsgeſetzes (JW. 1916, 14) meint, daß juriſtiſche Perſonen 
nunmehr beſondere Steuerbilanzen aufzumachen haben würden, 
ſo kann dies für Preußen jedenfalls dahin eingeſchränkt werden, 
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daß die meiſten nichts zu tun brauchen, was nicht ſchon 
bisher alljährlich für Steuerzwecke geſchah, und „Steuerbilanzen“ 
nur dann aufzumachen haben werden, wenn ſie dies bisher 
ſchon für Steuerzwecke für zweckmäßig hielten. 


III. 

Die natürlichen Perſonen. 

Steuerpflichtig ſind alle nach Beſitzſteuergeſetz ſteuer⸗ 
pflichtigen Perſonen, das heißt 1. alle Reichsangehörigen, mit 
Ausnahme der ſich länger als 2 Jahre im Auslande Auf: 
haltenden, 2. alle Ausländer, die im Inlande ihren Wohnſitz 
oder ihren dauernden Aufenthalt haben, 3. mit dem Zuwachs 
aus inländiſchem Grund⸗ und Betriebsvermögen auch die im 
Auslande wohnhaften Ausländer und die nicht unter Ziff. 1 
fallenden Reichsangehörigen (§ 11 Beſitz St.). Auch die 
Ausländer ſind mithin ſteuerpflichtig, und es genügt, auf die 
Literatur zum Wehrbeitragsgeſetz über die Vereinbarkeit dieſer 
Beſteuerung mit den Beſtimmungen der Handelsverträge hinzu⸗ 
weiſen, 1 welchen die Ausländer von außerordentlichen Kriegs⸗ 
abgaben befreit ſind. Weder Wohnung und Aufenthalt im 
Inlande haben ſelbſtverſtändlich die Kriegsgefangenen, ebenſo⸗ 
wenig find, auch die feindlichen, in Deutſchland internierten 
Ausländer ſteuerpflichtig, mit Ausnahme derjenigen, die bereits 
im Frieden Wohnſitz oder Aufenthalt hatten oder inländiſches 
Grund: oder Betriebsvermögen beſaßen. 

Von der Steuer befreit iſt das „ausländiſche Grund⸗ 
und Betriebsvermögen“ der Inländer und Ausländer, alſo 
Grundbeſitz nebſt Zubehör (letzteres im Sinne des Rechts der 
belegenen Sache), ſowie das in ausländiſchen Unternehmungen 
angelegte Vermögen. Hierzu gehören aber nicht Aktien und 
Obligationen ausländiſcher Unternehmen oder Anteile bei einer 
ausländiſchen G. m. b. H. — dieſe ſind, auch ſoweit ſie nicht 
überhaupt Wertpapiere ſind, Teile des Kapitalvermögens und 
ſind gemäß § 6 Beſitz StG. ſteuerpflichtig, ſelbſt wenn ſie ſich im 
Auslande befinden ſollten —, wohl aber Teilhaberſchaften bei 
ausländiſchen offenen Handelsgeſellſchaften und Kommandit⸗ 
geſellſchaften) oder Geſellſchaften ausländiſchen Rechts, die 
dieſen Geſellſchaftsformen entſprechen, alſo z. B. die engliſche 
partnership. 

Unter ſteuerpflichtigem Vermögenszuwachs verſteht das 
Geſetz den Unterſchied zwiſchen dem Stande des Reinvermögens 
am 1. Januar 1914 und am 31. Dezember 1916; an Stelle 
des 31. Dezember 1916 tritt für diejenigen, die nach Erlaß 
des Geſetzes, aber vor dem 1. Januar 1917, ihren Wohnſitz 
oder Aufenthalt nach dem Auslande verlegen, der Tag ihres 
Fortzugs (8 12); an Stelle der nach dem 1. Januar 1914 
Zugezogenen oder Geborenen, der Tag des Zuzugs bzw. der 
Geburt (58 22 BeſitzStG.). Die Berechnung des Vermögens 
an beiden Abſchlußtagen erfolgt nach den Vorſchriften des 
Beſitzſteuergeſetzes (8 2). Wie Renten, Nießbrauch, Werts 
papiere zu berechnen ſind, iſt daher dieſem Geſetz zu entnehmen, 
Streitfragen, wie z. B. die Berechnung der Vor⸗ und Nach⸗ 
erbſchaft, ſind Streitfragen dieſes Geſetzes. Verſchieden iſt nur 
die Berechnung des Vermögens in folgenden Punkten: 

1. Erbſchaſten und ſonſtiger Erwerb von Todes wegen, 
wie Vermächtniſſe, Vergleiche und Abfindungsverträge über 
einen Anteil am Nachlaſſe, Pflichtteilsforderungen oder Ver⸗ 
mächtniſſe, ebenſo Lehens⸗, Fideikommiß⸗ und Stammgutanfall 
gelten nicht als Vermögen. Der Grund hierfür iſt einerſeits 
die beſondere Erbſchaftsſteuer, andererſeits die Erwägung, da 
Steuerſätze bis zu 45 Prozent in ſolchen Fällen nicht gerecht⸗ 
fertigt ſind (§ 3 Ziff. 1). 

2. Kapitalzahlungen aus Verſicherungen ſind gleichfalls 
abzuziehen. Da nun für den Wehrbeitrag noch nicht fällige 
Verſicherungsforderungen mit dem Rückklaufswerte oder mit 73 
der gezahlten Beiträge auszuſetzen waren, würde die Nicht⸗ 
anrechnung einer inzwiſchen erfolgten Zahlung der Verſicherungs⸗ 
ſumme eine Vermögensverminderung ergeben. Der nach dem 
Wehrbeitragsgeſetz vorgeſchriebene Anſatz iſt daher gleichfalls 


zu kürzen (83 Ziff. 2). 


3) Der ſtille Geſellſchaſter iſt Kapitalgläubiger, ſein Kapital iſt 
mithin nicht ausländiſches Betriebskapital. 
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3. Empfangene Schenkungen und Vermögensübergaben 
ohne entſprechende Gegenleiſtungen oder ohne geſetzlichen An⸗ 
ſpruch auf die Forderung im Betrage von 1000 & und mehr 
gelten nicht als 5 des Beſchenkten (8 3 Ziff. 3), 
ſondern werden dem Vermögen des Schenkgebers hinzu⸗ 
gerechnet. Der Grund hierfür liegt darin, daß durch 
Schenkungen an abgabefreie Perſonen (Ausländer und Per⸗ 
ſonen mit einem Vermögen von weniger als 3000 &, 8 8 
Abf. 1) oder an Perſonen mit geringerem Zuwachs die Steuer 
umgangen werden kann. Demgegenüber erſcheint die Be⸗ 
- flimmung des 8 4 Abſ. 2, nach welcher der Bedachte dem 

Schenlgeber für die den auf die Schenkung entfallenden Teil 
der Steuern haftet, als unnötige Milde gegenüber demjenigen, 
der ſich einer Steuerumgehung ſchuldig macht. 

Die Zurechnung bei dem Zuwendenden iſt nun nicht etwa 
beſchränkt auf den Fall, daß die Zuwendung zu einem Ver⸗ 
mögenszuwachſe bei dem Bedachten geführt hat, ſondern erfolgt 
ſchlechthin (8 4 Abſ. 1), alſo auch dann, wenn der Bedachte 
die Zuwendung verbraucht oder durch Verluſte ausgeglichen hat. 
Nicht zugerechnet wird die Zuwendung zunächſt entſprechend den 
Beſtimmungen des 8 3, wenn fie gegen eine Gegenleiſtung er⸗ 
jede oder wenn der Bedachte einen geſetzlichen Anſpruch auf 
dieſelbe hatte, alſo bei einer in Geld erfolgenden Ausſteuer, 
nicht aber bei einer Ausſtattung, ſodann bei Unterhalts⸗ 
gewährungen. Auch der Kunſtliebhaber, der einen jungen 
Künſtler ausbilden läßt, braucht dies nicht als Schenkung zu 
verſteuern, ebenſowenig gilt der Unterhalt für ein Pflegekind, 
einen Bruder als Schenkung. Das gleiche gilt von Zu⸗ 
wendungen, die etwa den Anſtandsſchenkungen des $ 534 BGB. 
entſprechen, wie Penſionen an frühere Angeſtellte und Dienſt⸗ 
boten, Gelegenheitsgeſchenke, Zuwendungen an kirchliche, mild⸗ 
tätige und gemeinnützige Zwecke. Bei Zuwendungen unter 
1000 & iſt eine Anrechnung ſtets ausgeſchloſſen, ſofern nicht 
die Abſicht einer Steuerumgehung anzunehmen iſt, alſo z. B. 
dann, wenn eine einheitlich gewollte Zuwendung geteilt wird. 

Bei einem ſogenannten negotium mixtum cum donatione 
liegt eine Schenkung vor, inſoweit die Leiſtung den Gegenwert 
überſteigt, dies ergibt der Wortlaut des Geſetzes: „ohne ent⸗ 
ſprechende Gegenleiſtung“. Ein geringes Uberwiegendes einer 
Leiſtung bleibt natürlich außer Betracht. 

4. Die im Veranlagungszeitraume zum Erwerbe von 
Gegenſtänden aus edlem Metall, von Edelſteinen, Perlen, 
Kunſt⸗, Schmuck⸗ und Luxusgegenſtänden, ſowie zu Sammlungen 
aller Art uſw. aufgewendeten Beträge gelten als Vermögen 
(S 5 Abſ. 1). Daß alle dieſe Gegenſtände an ii Teile des 
Vermögens ſind, kann nicht zweifelhaft ſein; daß ſie bisher 
von jeder Vermögensabgabe (einſchließlich des Wehrbeitrages, 
8 7, und der Beſigſteuer, 8 8) ausgeſchloſſen wurden, beruht 
darauf, daß die meiſten dieſer Gegenſtände durch Ingebrauch⸗ 
nahme oder Verarbeitung einen erheblichen Teil ihres Wertes 
verlieren und außerdem durch die notwendig werdende Be⸗ 
rechnung von Abnutzung, Zugängen und Abgängen eine außer 
Verhältnis zum Ertrage ſtehende unerträgliche b IUNN. der 
Eteuerämter und der Steuerpflichtigen eintreten würde. enn 
hierin jetzt eine rn eintritt, fo iſt dies weder eine 
Parallele zur Erfaſſung der verſteckten Reſerven der Aktien⸗ 
geſellſchaſten, noch die Abſicht, die Luxuseinrichtung „des 
Kriegs lieferanten“ zu beſteuern, ſondern es ſoll verhindert 
werden, daß jemand ſeine Kriegsgewinne in Perlen, Gemälden, 
Statuen oder Taſſenſammlungen anlegt, alles Gegenſtände, 
die man jederzeit zu Marktpreiſen erwerben und ohne er⸗ 
0 Verluſ wieder am 2. Januar 1917 verkaufen kann. 

ieſe Erwägungen ſind für die Auslegung des § 5 maß⸗ 
gebend. Die Wohnungseinrichtung iſt mithin nicht ſteuer⸗ 
pflichtig; der Kriegslieferant, der ſich eine luxuriöſe Wohnungs: 
einrichtung zu 50 000 & anſchafft, kann nicht darauf rechnen, 
fie nach 3 Jahren ſelbſt für die Hälfte des Einkaufspreiſes zu 
verkaufen, und da dieſe Hälfte etwa dem Höchſtbetrag der 
Steuer entſpricht, wird der Erwerb einer Einrichtung zwecks 
Steuerumgehung kaum vorkonnnen. Ausgenommen und daher 
abgabepflichtig iſt dagegen etwa ein goldenes Tafelſervice, eine 
einzelne, ſehr wertvolle Bronze, alte Schränke und dergleichen 
mehr. Der Mindeſtanſchaffungspreis iſt 500 & für einen 
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einzelnen, 1000 & für „zuſammengehörige Gegenſtände“. Ob 
„zuſammengehörige Gegenſtände“ und „Sachgeſamtheiten“ 
identiſch ſein ſollen, darf einigermaßen ee erſcheinen, 
da die Sammlungen, allerdings erſt infolge eines Beſchluſſes 
der Reichstagskommiſſion, no neben den „zuſammengehörigen 
Gegenſtänden“ aufgezählt find. Es erſcheint angebracht, unter 
zuſammengehörigen Gegenſtänden etwa zwei Ohrringe, zwei 
oder mehrere Pendants, wie Nachbildungen von Michelangelos 
Medicäern, zwei zuſammenpaſſende Miniaturen zu verſtehen 
und Sachgeſamtheiten als einen . aufzufaſſen. 

Maßgebend iſt hier ſtets nicht der Wert, ſondern der An⸗ 
ſchaffungspreis. Im übrigen aber iſt der Verbrauch, ſoweit 
er nicht unter 3 und 4 fällt, abzugsfähig, auch wenn er im 
Hinblick auf die Kriegsgewinne erheblich gefteigert wurde, oder 
ſelbſt die Kriegsgewinne vollſtändig abforbierte. 

Eine Ergänzung zu dieſen Beſtimmungen enthält $ 6, nach 
welchem Grundſtücke, die nach dem 1. Auguſt 1914 erworben 
wurden, mindeſtens zu den Geſtehungskoſten einzuſetzen ſind. 
Bekanntlich war es den Vertretern agrariſcher Intereſſen in 
Preußen im Jahre 1909 gelungen, der Vermögensbeſteuerung 
nicht den Wert landwirtſchaftlicher oder forſtwirtſchaftlicher 
Grundſtücke, ſondern deren Ertrag zugrunde zu legen. Auch 
bei dem Wehrbeitragsgeſetz wurde dieſes Priveleg nicht beſeitigt, 
und das Beſitzſteuergeſetz enthält lediglich einige kleine 
Milderungen (SS 30 bis 33 BeſitzStG.). Eine offenbare Un: 
billigkeit wäre es nun geweſen, wenn derjenige, der ſich aus 
Kriegsgewinnen ein landwirtſchaftlich nicht intenſiv genutztes 
Grunbftüd, etwa mit einem Schloß nebſt Park und Wäldern 
gekauft hat, dieſes zu einem dem wirklichen Wert in keiner Weiſe 
entſprechenden Ertragswert bei der Vermögensberechnung 
ein ſetzen dürfte, der Käufer einer Sammlung alter Gemälde aber 
den Anſchaffungspreis zu verſteuern haben würde. Güter haben 
ebenſo einen Marktpreis wie Altertümer oder Koſtbarkeiten. 


5. Wie erwähnt, iſt das im Auslande angelegte Grund⸗ 
und Betriebsvermögen ſteuerfrei, das inländiſche Betriebs⸗ und 
Grundvermögen des Ausländers dagegen ſteuerpflichtig. Wenn 
nun jemand zwiſchen dem 1. Januar 1914 und dem 31. Dezember 
1916 fein ausländiſches Geſchäft veräußert und ſich Kriegs⸗ 
anleihen oder inländiſchen Grundbeſitz angeſchafft oder ein 
Geſchäft im Inlande begonnen hat, ſo würde erheblicher Ver⸗ 
mögenszuwachs ſich ſelbſt dann ergeben, wenn der Verkauf mit 
bedeutendem Verluſt ſtattgefunden hatte. Das aus der Ver⸗ 
äußerung ſolcher Vermögensteile herrührende Vermögen kommt 
daher nicht zur Anrechnung ($ 3 Ziff. 4). Dementſprechend 
ſind dem Vermögen die in der Zwiſchenzeit im Auslande ange⸗ 
legten Beträge . ($ 5). Maßgebend iſt auch hier nicht der 
Wert der ausländiſchen früheren oder jetzigen Vermögensteile, 
ſondern der Erlös bzw. der zum Erwerb verwendete Betrag. 

Die Steuer ſelbſt zerfällt in zwei getrennte Teile: 

a) Die eigentliche Zuwachsſteuer beginnt mit 5 Prozent 
des Zuwachſes für die erſten 10000 & Vermögenszuwachs und 
ſteigt bis auf 50 Prozent für den 1000000 „x überſteigenden 
Zuwachs. Zu bemerken iſt, daß die höheren 1555 nur von 
den die niedrigen Sätze überſteigenden Beträgen erhoben werden, 
eine den deutſchen Steuergeſetzen bisher ziemlich fremde Skala, 
die ſich jedoch in zahlreichen ausländiſchen Steuergeſetzen vor⸗ 
findet ($ 9). a 

b) Inſoweit ferner das am 31. Dezember 1916 feſtgeſtellte 
Vermögen unter Berückſichtigung der unter 1 bis 5 aufgezählten 
Beſtimmungen 90 Prozent des am 1. Januar 1914 ermittelten 
Vermögens überſteigt und das Vermögen nicht bereits durch 
die Steuer zu a) oder die Beſitzſteuer getroffen wird, wird eine 
weitere Steuer von 1 Prozent des 90 Prozent überfteigenden 
Betrages erhoben. Da der 100 Prozent überſteigende Betrag 
mit Ausnahme der kleinen Zuwachsſummen der Beſitzſteuer und 
der Kriegsſteuer unterliegt (S 8 Kriegs StG., §§ 12, 13 Beſitz⸗ 
StG.) und daher ausſcheidet, wird die Steuer im weſentlichen 
nur von dem letzten Vermögenszehntel erhoben und kommt mit— 
hin auf eine allgemeine Vermögensſteuer von 1 pro Mille des 
am 1. Januar 1914 feſtgeſtellten Vermögens, ſofern dies nicht 
eine Verminderung um 10 Prozent erfahren hat, heraus. Der 
Grund dieſer Umſchreibung iſt der, daß eine allgemeine Reichs⸗ 
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vermögensſtcuer aus politiſchen Gründen nicht möglich war, die 
Beſteuerung ſelbſt eines fingierten Zuwachſes innerhalb 
der im Jahre 1913 der Reichsbeſteuerung eröffneten Zuwachs⸗ 
beſteuerung zu liegen ſchien. Dieſe Vermögensſteuer wird neben 
der Zuwachsſteuer erhoben, wie auch die Befizſteuer des Jahres 
1913 planmäßig zur Erhebung gelangt. 


IV. 

Die juriſtiſchen Perſonen. 

Beſteuert wird der „Mehrgewinn“ d. h. derjenige Betrag, 
um welchen der jeweils in einem Kriegsgeſchäftsjahr erzielte 
Gewinn den durchſchnittlichen Friedensgeſchäftsgewinn überſteigt. 
Wie der Mehrgewinn zu berechnen, was unter Kriegsgewinn 
und unter Friedensgewinn zu verſtehen iſt, ergibt bereits das 
Sicherungsgeſetz. Nun ſind die Beſtimmungen des Sicherungs⸗ 
geehes, mit Ausnahme der Vorſchriften über die Bildung der 

onderrücklage, auch in das Kriegsſteuergeſetz aufgenommen 
worden,“) ſo daß das Kriegsſteuergeſetz ein in ſich völlig ab⸗ 
geſchloſſenes, aus ſich heraus zu interpretierendes Ganzes iſt. So⸗ 
weit indeſſen der Inhalt des Kriegsſteuergeſetzes ſich mit dem des 
Sicherungsgeſetzes deckt, kann auf die Literatur zu dieſem und 
insbeſondere auf Hachenburgs Beſprechung in dieſen Blättern 
(1916 S. 11 ff.) verwieſen werden. Einige Punkte, in denen ſich 
die Vorſchriften über die Berechnungsart des endgültigen Geſetzes 
55 9 des Sicherungsgeſetzes unterſcheiden, ſind hervor⸗ 
zuheben: 

1. Im Gegenſatz zum Sicherungsgeſetz find nicht nur die 
bei Erlaß des Sicherungsgeſetzes bereits erfolgten Zuweiſungen 
u gemeinnützigen Zwecken ($ 1 Abſ. 1 Sicherungs G.) abzugs⸗ 
fähig, ſondern auch die ſpäteren (S 22). 

2. Neu iſt die im Kriegsſteuergeſetz enthaltene Beſtimmung, 
daß der Anteil der Komplementäre am Gewinn der Kommandit⸗ 
geſellſchaft auf Aktien, ſoweit es nicht Dividenden ſind, nicht 
als Geſchäftsgewinn der Geſellſchaft gilt (S 16 Abſ. 2). Diele 
Beſtimmung enſpricht der preußiſchen Steuergeſetzgebung. 

3. Nicht als Mehrgewinn gilt ferner derjenige Betrag, 
welcher die auf Grundlage des Sicherungsgeſetzes gebildete 
Sonderrücklage überſteigt ($ 22), ſofern nicht das Plus durch 
Unterbewertungen bei Bildung der Sonderrücklage entſtanden iſt. 

4. Der fiktive Friedensgewinn bei jungen Geſellſchaften 
und bei Kapitalsveränderungen iſt von 5 Prozent auf 6 Prozent 
heraufgeſetzt worden (8 5 Sicherungs G., Ab Kriegs St G.). 

5. In Verfolg der Vorſchrift zu § 8 Abſ. 3 Sicherungs G., 
welches die Kürzung der Sonderrücklage im Falle von hinter 
dem durchſchnittlichen Friedensgewinn zurückbleibenden ſpäteren 
Kriegsgewinnen vorſchreibt, iſt nach 8 14 der Mindergewinn 
eines Kriegsjahres mit dem Mehrgewinn eines anderen aus⸗ 
ugleichen. Dies iſt indeſſen nicht mit der Feſtſtellung eines 
urchſchnittlichen Krieg sgewinnes gleichbedeutend. Iſt im erſten 
Jahre ein Mehrgewinn von 10 000 &, im zweiten ein Minder⸗ 
ewinn von 3000 &, im dritten ein Mehr von 2000 & erzielt, 
0 beträgt der Mehrgewinn nicht 10 000 minus 3000 plus 2000 
alſo 9000 &, ſondern 7000 &; da die 2000 & des letzten 
Jahres als unter 5000 & ſteuerfrei find (S 14 Abſ. 2). Sit in 
jedem Jahre ein Mehrgewinn von 4000 & erzielt, iſt die Geſell⸗ 
ſchaft ſteuerfrei. 

Ein wenig kompliziert iſt die Steuerſkala (§ 19). Für inländiſche 
Geſellſchaften wird, nachdem Friedens⸗ u un bes 
rechnet find, der Mehrgewinn in Prozenten des Kapitals feſt⸗ 
geſtellt. Hierbei ſind dem Kapital zuzurechnen, „alle bei Beginn 
des erſten Kriegsgeſchäftsjahres ausgewieſenen wirklichen Reſerve⸗ 
kontenbeträge“, d. h. nicht nur der notwendige Reſervefonds des 
Handelsgeſetzbuchs, ſondern ſämtliche in der Bilanz ausgewieſenen, 


% 8 13 entſpricht dem 81 Abſ. 1 und 2 SicherungsG. 8 14 
Abſ. 1 und 2 enthält die Beſtimmungen des 8 4 SicherungsG. 8 14 
Abſ. 3 entſpricht dem § 8 Abſ. 4 SicherungsG. 8 15 enthält die 
Beſtimmung des § 2 SicherungsG. 8 16 Abſ. 1 enthält die Beſtim⸗ 
mung des § 3 SicherungsG. 8 16 Abſ. 1 iſt neu. § 17 enthält die 
Beſtimmungen des §8 5. 8 18 und 19 find neu. 20 enthält die 
Beſtimmungen des 8 6 SicherungsG. § 21 iſt neu. 22 Abſ. 1 
enthält die Beſtimmung des § 1 Abſ. 3 SicherungsG. § 23 enthält 
die Beſtimmung des 8 10 SicherungsG. § 24 iſt neu. 


Juriſtiſche WVochenſchrift. 


Nr. 16. 1918. 


eue der Biligtel Der gefelide Sferbefne pg 
pricht der Billigkeit. Der geſetzli unä 
ſtellt einen Teil des Gewinns dar, deten Feet baten 
iſt und der zur Verſtärkung des Geſellſchaftskapitals benutzt 
wird. Wenn daher bei einer Steuer auch die unverteilten 
. e herangezogen werden und dann die Steuer n 
dem alen is eines gewiſſen Mehrgewinns Kapital 
progreſſiv abgeſtuft wird, ſo muß nun auch minbertens die 
zwangsweiſe aufgeſparte Dividende zum Kapital zugerechnet 
werden. Streng genommen müßte dies von allen Reſerven 
gelten: einerſeits iſt die Höhe des Geſellſchaftskapitals nicht 
allein der Gradmeſſer für die italkraft der Geſellſchaft, 
ſondern macht vielfach nur einen nicht einmal allzu bedeutenden 
Teil derſelben aus; andererſeits finden die Reſerveſtellungen 
vielfach gerade ſtatt, um Kapital anzuſammeln, ohne den un⸗ 
bequemen Weg der Kapitalserhöhung zu gehen und dabei bie 
üblicherweiſe am Kapital allein gemeſſene Dividendenziffer herab⸗ 
zudrücken. Die Berückſichtigung der ſtillen Reſerven indeſſen iſt 
wohl praktiſch nicht durchführbar und daher die Berückſichtigung 
der in der Bilanz ausgewieſenen ein gangbarer Mittelweg.“ 
Die Steuer beträgt 10 Prozent bei einem Mehrgewinn von 
2 Prozent und ſteigt bis auf 30 Prozent bei einem gewinn 
von 15 Prozent. 

Ein Aufſchlag von 10 bis 50 Prozent der Steuer tritt 
ein, wenn der durchſchnittliche Kriegsgewinn 8 Prozent des 
Kapitals zuzüglich der offenen Reſerve überſteigt, 10 daß der 
Höchſtbetrag der Steuern 45 Prozent iſt. Nicht erhoben wird 
der die Rücklage überſteigende, ſowie derjenige Betrag, der die 
Steuer einer ausländiſchen Geſellſchaft mit gleichem Mehr⸗ 
gewinn überſteigen würde. 

Ferner ſind zwei Beſonderheiten zu beachten: 

1. Bei einer Kapitals erhöhung während der Kriegs⸗ 
hae wird für die Berechnung des Verhältniſſes vom 

90 ewinn zum Kapitul ein Durchſchnittskapital für die Kriegs⸗ 
gef dee angenommen (§ 19 Abſ. 3), bei einer Geſellſchaft 
mit 5 Millionen Mark Aktienkapital, die zu Beginn des dritten 
e ihr Kapital auf 10 Millionen Mark erhöht, 


mithin a — 6,67 Millionen Mark. Für eine Kapitals⸗ 


verminderung beſteht eine entſprechende at nicht; es 
wird ſelten vorkommen, daß eine Geſellſchaft, die ihr Kapital 
vermindern mußte, Kriegsſteuern zu zahlen hat; da Steuer⸗ 
geſetze gegen den Fiskus ausgelegt werden, wird das unver⸗ 
minderte Kapital zu Beginn des 1. Kriegsgeſchäftsjahres maß⸗ 
gebend ſein.“) 

2. Wenn eine Geſellſchaft mit 40000 & Kapital und 
10000 & Reſerven einen Mehrgewinn von 5000 & hat, ſo 
beträgt der Steuerſatz 20 Prozent = 1000 &, bei einem Mehr: 
en von 5050 & dagegen 25 Prozent = 1262,50 &, fo daß 

as Mehr von 50 & mit 262,50 & zu verſteuern wäre; in 

einem ſolchen Grenzfall kommt die niedrigere Steuerſtufe, ver⸗ 

mehrt um die Gewinnſpitze, zur Anwendung — es ſind alſo zu 

1785 20 Prozent von 5050 = 1025 ＋ 50 1075 & (8 19 
4 


4). 

Auch ausländiſche Geſellſchaften ſind ſteuerpflichtig, ſofern ſie 
einen Geſchäftsbetrieb im Inlande haben (§ 20). Die Frage, welche 
Geſellſchaften ſteuerpflichtig ſind, was unter inländiſchem Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb zu verſtehen iſt, und wie der Mehrgewinn berechnet 
wird, gehört der Literatur des Sicherungsgeſetzes an, da die 


5) Z. B. Reſervekonto II, Sonderreſerve, Baureſerve, Talon⸗ 
ſteuerreſerve. Kein wirkliches Reſervekonto find dagegen die etwa 
Delkrederereſerve genannte Abſchreibung auf Debitoren oder die 
„Immobilienreſerve“ genannten erforderlichen Abſchreibungen auf 
Immobilien. 


6) Die ſtillen Reſerven auch der Friedens jahre finden Berück⸗ 
ſichtigung inſofern, als bei Berechnung der Friedensgewinne alle Be: 
träge, welche „offen“ und „ſtill“ reſerviert wurden, als Geſchäfts⸗ 
gewinn zu rechnen, mithin den Dividenden der Friedensjahre zuzu⸗ 
ſchlagen ſind. Siehe Hachenburg a. a. O. S. 16. 

7) Zweifelhaft iſt die Sache dann, wenn ſowohl Vermehrungen 
wie auch Verminderungen ſtattgefunden haben; es darf indeſſen ab⸗ 
gewartet werden, ob ſolche Fälle praktiſch werden. 


45. Jahrgang. 


Vorſchriften des Sicherungsgeſetzes wörtlich in das Kriegsſteuer⸗ 
geſetz übernommen find. Da die Literatur ſich indeſſen mit 
dieſen Geſellſchaften nur ſtiefmütterlich befaßt hat, ſeien ein paar 
Bemerkungen geſtattet. 

1. Subjektiv ſteuerpflichtig iſt die ausländiſche Geſellſchaft 
dann, wenn fie „von der Art“ einer der im 8 13 Kriegs StG. 
(8 1 Sicherungs G.) aufgezählten Geſellſchaften if. Daß die 
Bezeichnung die gleiche iſt, iſt nicht notwendig, bei fremdſprach⸗ 
lichen Bezeichnungen ohnehin ausgeſchloſſen; daß die Verfaſſung 
in allen Punkten einer der ſteuerpflichtigen Vereinigungsformen 
des deutſchen Rechts entſpricht, iſt nicht nötig; eine Aktien⸗ 
geſellſchaft iſt nicht eine Geſellſchaft, deren Verſaſſung den Vor⸗ 
ſchriften des deutſchen HGB. entſpricht, ſondern eine Geſellſchaft, 
bei welcher ſich alle Beteiligten mit Einlagen am Kapital be⸗ 
teiligen, ohne perſönlich zu haften. Die engliſche Company 
with limited liability, die amerikaniſche Stock Company iſt 
mithin eine Aktiengeſellſchaft, die öſterreichiſche G. m. b. H. eine 
G. m. b. H. im Sinne des Kriegsſteuergeſetzes, die franzöſiſche 
Société anonyme à capital variable eine Aktiengeſellſchaft bzw. 
deren Unterform, eine Genoſſenſchaft.“) 

2. Geſchäftsbetrieb im Inlande iſt nicht identiſch mit 
Unterhaltung einer inländiſchen Zweigniederlaſſung (unrichtig 
Norden ⸗Friedlaender 133, 135). Weder wird eine gewiſſe 
Selbſtändigkeit des inländiſchen Zweigbetriebes, noch die Wid⸗ 
mung beſonderen Geſchäftskapitals gefordert. Ein Geſchäfts⸗ 
betrieb liegt dann vor, wenn die ausländiſche Geſellſchaft von 
einem im Inlande gelegenen örtlichen Mittelpunkt aus Geſchäfte 
betreibt und deckt ſich mit der den Steuergeſetzen und auch dem 
Reichs doppelſteuergeſetz geläufigen Begriff der inländiſchen Bes 
triebsſtätte. Ein Grſchäftsbetrieb im Inlande liegt nicht vor, 
wenn eine ausländiſche Geſellſchaft durch Reiſende Orders auf⸗ 
nimmt und die beſtellten Waren vom Auslande aus verſendet, 
wohl aber dann, wenn ſie im Inlande ein Lager unterhält, 
von dem aus ein Beauftragter nach Anweiſung der Zentrale 
Ware dem deutſchen Beſteller zuteilt. 


3. Schwierigkeiten begegnet die Feſtſtellung des auf den 
inländiſchen Geſchäftsbetrieb entfallenden Gewinns, der für die 
Berechnung des Mehrgewinns in Frage kommt. 8 20 beſtimmt 
nun, daß der Gewinnanteil nach den für die einzelſtaatliche 
Einkommenſteuerveranlagung maßgebenden Grundſätzen zu be⸗ 
rechnen iſt; iſt alſo bei dieſer Veranlagung der Anteil des im 
Inlande erzielten Reingewinns auf 20 Prozent des Geſamt⸗ 
gewinns im erſten, 25 Prozent im zweiten uſw. Jahre feſt⸗ 
geſtellt, ſo iſt dies auch für die Berechnung der Kriegs⸗ und 

iedensgewinne maßgebend. Nicht maßgebend aber iſt die 
einzelſtaatliche Gewinnermittlung ſelbſt. Wird etwa nach dem 
inländiſchen Steuergeſetz die Einkommenſteuer nur nach dem 
verteilten Reingewinn feſtgeſetzt, iſt für die Kriegsſteuer der 
geſamte Geſchäftsgewinn, alſo einſchließlich des nicht verteilten, 
in Reſerve geſtellten Teiles, feſtzuſtellen und hiervon 20 bzw. 
25 Proꝛent als inländiſcher Gewinnanteil zu rechnen. Daß 
hierbei Verſchiedenheiten ſelbſt erheblicher Art entſtehen können, 
iſt richtig, aber ohne große Erſchwerungen nicht vermeidbar. — 
Denkbar iſt auch, daß eine Geſellſchaft Zweigniederlaſſungen in 
mehreren Bundesſtaaten mit verſchiedenen Berechnungsgrund⸗ 
ſätzen hat, und daß die Berechnung in einem Bundesſtaate zu 
einem Mehrgewinn, in einem andern zu einem Mindergewinn 
führt. Daß dann eine Verrechnung ſtattfinden kann, wird zum 
mindeſten der Billigkeit entfprechen, die im 8 36 dem Bundesrat 
verliehene Befugnis dürfte in ſolchem Falle eine Handhabe bieten. 

Die Steuerſtala weicht von der der inländiſchen Geſellſchaft 
ab, da das Verhältnis des Mehrgewinns zum Kapital als 
grundlegender Maßſtab wohl unbillig geweſen wäre. Die Ab⸗ 
gabe beträgt bei einem Mehrgewinn von 20000 & und weniger 
10 Prozent des Mehrgewinns und ſteigt bis auf 45 Prozent 
bei einem Mehrgewinn zu mehr als 500000 &. Dieſe Stala 


8) Marcuſe, Die Eintragung der Filialen ausländiſcher Firmen 
im Handelsregiſter L Z. V, 86 ff.; Simon, Die Staatseinkommenſteuer 
der Aktiengeſellſchaft, S. 51. Vzl. auch die neueſte Entſcheidung des 
preußiſchen OVG. über engliſche private Company limited by shares. 
Entſch. vom 17. Januar 1916. PrVerwBl. XXXVII S. 603. 
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iſt zugleich die obere Grenze für inländiſche Geſellſchaften. Für 
Grenzfälle beſteht die gleiche Vorſchrift wie für die inländiſchen 
Geſellſchaften (8 21). 


V. 

Es bleibt noch übrig, einzelne Sonderbeſtimmungen ſowie 
die Erhebungsvorſchriften zu betrachten. 

1. Nach 8 10 tritt eine Milderung für Geſellſchafter von 
inländiſchen G. m. b. H. ein, wenn mindeſtens die Hälfte des 
Stammkapitals in Händen einer einzelnen Perſon, den im 
Geſetze aufgezäblten nahen Verwandten oder der Geſchäfts⸗ 
führer, Prokuriſten, ſowie des Ebegatten oder Erben der Leiter 
ſind. Bei den ſogenannten Familiengeſellſchaften wird weiterhin 
verlangt, daß das eingezahlte Geſellſchaftskapital während der 
Kriegsgeſchäftsjahre zu keiner Zeit 300 000 & überſtiegen hat, 
bei den übrigen, daß Geſchäftsführer und Prokuriſt bereits vor 
dem 1. Auauft Mitgeſellſchafter geweſen find und ſeither nur 
durch Krankheit oder Tod ausgeſchieden ſind. Die Milderung 
iſt folgende: Es wird der Anteil der Geſellſchafter am Mehr⸗ 
newinn der Geſellſchaft m. b. H. feſtgeſtellt und dieſer als 
Vermögenszuwachs der Geſellſchaft betrachtet. Die Steuer des auf 
dieſen Anteil entfallenden Vermögenszuwachſes bleibt bis zum 
Betrage der Geſellſchafterabgabe zur Hälfte unerhoben. Zu beachten 
iſt, daß die Herabſetzung niemals zu einer geringeren Steuer⸗ 
ſtufe führen kann; wenn alſo der Zuwachs 12 000 & betrug 
und biervon 5000 & „Mehrgewinn“ find, fo wird nicht etwa 
die Abgabe von einem Zuwachs von 12 000 & minus 5000/2 
aleich 9500 & berechnet (Abgabe 5 Prozent gleich 475 &). 
ſondern die Abgabe beträgt 10 Prozent von 12000 & abzüglich 
10/2 Prozent von 5000 gleich 1200 & minus 250. gleich 950 &. 

Eine gewiſſe Unſtimmiakeit beſtebt darin, daß die Milderung 
ſtets in Höhe der abgabepflichtigen Mehrgewinne, alſo auch in 
Höhe der nicht verteilten Gewinnanteile zuläſſig iſt, obwohl 
dieſe zu einem Vermögenszuwachs überhaupt nicht geführt haben. 

2. Wenn eine juriſtiſche Perſon Mitglied einer andern 
juriſtiſchen Perſon iſt, entſteht zweifellos eine Doppelbeſteuerung 
des Mebhrgewinns, zu dem noch eine dritte Beſteuerung des 
einem ſchließlichen natürlichen Mitgliede zufließenden Zuwachſes 
tritt. Nach § 18 kann daher die Geſellſchaft. die mehr als 
20 Prozent aller Anteile einer andern ſteuerpflichtigen Geſell⸗ 
ſchaft beſitzt, von dem Geſchäftsgewinn eines Kriegsgeſchäftsjahres 
die Mehreinnahmen aus ſolchen Anteilen abſetzen. Zum Unter⸗ 
ſchied von oben wird hier die Mehreinnahme abgezogen, ſo daß 
alſo die Verſetzung in eine niedrigere Steuerſtufe erfolgen kann. 

Auch dieſe Beſtimmung iſt nicht ohne Mängel. Zunächſt 
wird ein Beſitz von 20 Prozent aller Anteile gefordert; ſoll dies 
bedeuten: ) der Zahl der Anteile, auch wenn dieſe über vers 
ſchiedene Beträge lauten, ſo daß 20 Prozent der Aktien viel⸗ 
leicht 5 Prozent des Kapitals entſprechen? Nach dem Wortlaut 
ſcheint die Zahl der Aktien maßgebend zu ſein. Nirgends iſt 
ſodann geſaat, wann der Beſitz nachgewieſen werden muß; 
nach dem Wortlaut des Geſetzes ſcheint der Zeitpunkt der 
jeweiligen Dividendenausſchüttung der Tochtergeſellſchaft maß⸗ 
gebend zu ſein (Rheinſtrom S. 69). Da ferner die Dividende 
der Tochterageſellſchaft meiſt erſt im folgenden Jahre von der 
Muttergeſellſchaft verrechnet wird, entſteht eine Inkonſequenz, 
denn im erſten Kriegsjahre verrechnet die Muttergeſellſchaft die 
Dividende des letzten Friedensjahres der Tochtergeſellſchaft und 
erſt im zweiten Kriegsjahre der Muttergeſellſchaft tritt eine 
Kriegsbilanz der Tochtergeſellſchaft in die Erſcheinung. Da 
indeſſen die Vorſchrift ohnehin eine Billigkeitsvorſchrift iſt, kann 
man ſich biermit abfinden (Sintenis, Bank Arch. XV, 233). 
Natürlich iſt abzugsfähig der Anteil der verteilten Dividende, 
nicht der Anteil am geſamten Geſchäftsgewinn. Auf ausländiſche 
Geſellſchaften bezieht ſich dieſe Vorſchrift nicht. 

Bei der Doppelbeſteuerung einer juriſtiſchen Perſon 
durch Ausland und Inland und bei Vorliegen beſonderer 
Härten kann eine anderweite Berechnung ſtattfinden (SS 24, 36). 
Zwiſchen beiden Fällen beſteht der Unterſchied, daß im erſten 
Falle eine generelle anderweite Berechnung mit Zuſtimmung 
des Bundesrats zuläſſig iſt, im letzteren Falle der Bundesrat 
erſt auf beſonderen Antrag eines einzelnen Pflichtigen tätig 
wird. e Fällen, bei welchen die anderweite Berechnung 
in Frage kommt, ſind wir bereits begegnet. Es mag noch 
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hinzugefügt werden der Fall, daß jemand auf fein im feind⸗ 
lichen Ausland befindliches Vermögen große Verluſte gehabt 
hat, die größer ſind als der inländiſche Vermögenszuwachs, 
oder i in einem am 1. September 1914 beginnenden Ge⸗ 
ſchäftsjahre ein großer Friedensgewinn verrechnet wurde, 
während im übrigen die Geſellſchaft rüdgängigen Gewinn 
hatte, ſowie überhaupt der Fall, wenn die Verrechnung von 
Friedensdividenden der Tochtergeſellſchaft im erſten Kriegs⸗ 
geſchäftsjahr der Muttergeſellſchaft zu Härten führt, oder daß 
ein in eine A.-G. neu umgewandeltes Unternehmen zwar 
weniger rentiert als zuvor, aber durch die Fiktion eines 
6prozentigen Friedensgewinnes ſteuerpflichtig wird.“) 

Die Veranlagung und Erhebung erfolgt durch die für die 
Beſitzſteuer zuſtändigen Behörden (S 25). Dies bedeutet für 
Preußen durch die Einkommenveranlagungskommiſſion, gegen 
welche die Berufung an die Berufungskommiſſion zuläſſig iſt. 
Gegen letztere iſt die Beſchwerde beim PrOVG. gegeben. Bei 
Einzelperſonen iſt die Kriegsſteuer in drei Raten zu zahlen, 
die erſte drei Monate nach Zuſtellung des Beſcheides, die 
zweite bis zum 1. November 1917, die letzte Rate bis zum 
1. März 1918 (8 31). Bei juriſtiſchen Perſonen findet zu⸗ 
nächſt eine vorläufige Veranlagung nach dem Ergebniſſe der 
erſten beiden Kriegsgeſchäftsjahre und eine endgültige nach 
Ablauf des dritten e ſtatt (8 28) Die vorläufige Ab: 
gabe iſt binnen drei Monaten nach Zuſtellung des vorläufigen 
Beſcheides, der Reſt drei Monate nach Zuſtellung des end⸗ 
gültigen Beſcheides zu zahlen (8 31 Abſ. 2). Die Zuſtellung 
und Entrichtung der vorläufigen Abgabe hat die wichtige Folge, 
daß die Sonderrücklage, ſoweit ſie die vorläufige Abgabe nicht 
überſteigt, wieder in die freie Verfügung des Steuerpflichtigen 
fallt (8 22 Abſ. 2). 


Das Kriegsſchäden⸗Feſtſtellungsgeſetz.“) 
Von Amtsgerichtsrat Prof. Dr. Ed. Heilfron, Charlottenburg. 


I. 

1. Das Reichsgeſetz „Über die Feſtſtellung von Kriegs⸗ 
ſchäden im Reichsgebiete“ vom 3. Juli 1916 ſtellt den Auftakt 
zu der zu erwartenden umfang⸗ und inhaltreichen Geſetzgebung 
dar, durch welche die Schäden des gegenwärtigen Krieges be⸗ 
ſeitigt werden ſollen. Lediglich als vorbereitendes Geſetz war 
es von der Reichsregierung vorgelegt worden. Nach dem 
urſprünglichen Entwurf bezweckte es nichts weiter, als die Auf⸗ 
ſtellung von reichsrechtlichen Grundſätzen, nach denen die in⸗ 
ländiſchen Sachſchäden ermittelt und feſtgeſtellt werden ſollten. 
Durch die Nuſſeneinfälle im Oſten, die dauernde Beſetzung 
elſäſſiſcher Gebietsteile im Weſten und die zahlreichen Flieger⸗ 
angriffe waren erhebliche Sachſchäden verurſacht worden und 
die Bundesregierungen, vor allem Preußen, hatten das Be⸗ 
jireben, den Geſchädigten baldmöglichſt den vollen Erſatz zu 
gewähren. Unter den verbündeten Regierungen herrſchte Über⸗ 
einſtimmung darüber, daß das Reich ſich am Erſatz der Kriegs⸗ 
ſchäden beteiligen ſollte. Art und Maß der Beteiligung ſollten 
aber offenbleiben, bis nach Beendigung des Krieges ſich die 
Finanzlage des Reichs geklärt hätte. Demgemäß war der vom 
Bundesrat dem Reichstag vorgelegte Entwurf ausſchließlich 
darauf abgeſtellt, ein Verfahren für die Schadensermittlung 
herbeizuführen, deſſen Ergebniſſe auch vom Reich als bindend 
anerkannt werden müßten. 

2. Bei der Kommiſſionsberatung im Reichstag iſt dieſer 
Charakter des Entwurfs als eines bloßen Verfahrensgeſetzes 
gänzlich verändert worden. Merkwürdigerweiſe vereinigten ſcch 
Konſervative und Sozialdemokraten in dem Antrage, ſchon durch 
dieſes Geſetz dem Reich die volle Entſchädigungspflicht aufzu⸗ 
erlegen. Es wurde bei der erſten Leſung der Kommiſſion in 
8 1 nicht nur der Grundſatz aufgenommen: „Die volle Ent⸗ 


) ef. Hachenberg, a a. O. S. 20; Weinbach im PrVerwBl. 
XXXVVII S. 646. 

*) Vgl. auch den Auffak des Verfaſſers, PrVerwBl. 37, 685 ff., 
und ſein demnächſt erſcheinendes Buch über das Kriegsſchäden⸗ 
ſeſtſtellungsgeſetz. 
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ſchädigungspflicht iegt dem Reiche ob“; ſondern es wurde noch 
Geſet talen „Die Bundesſtaaten haben die nach dieſem 
eſetz fe 


HR Schäden alsbald zu bezahlen, das Reich 
t den Bundesſtaaten und Elſaß⸗Lothringen die erforderlichen 
orſchüſſe zu leiſten.“ Dieſe Faſſung hätte das Reich noch 
während des Krieges mit einer zwiſchen zwei und drei Milliarden 
ſich bewegenden, ſofort fälligen Schuld belaſtet. Es kam daher 
bei der zweiten Kommiſſionsberatung ein Einvernehmen dahin 
zuſtande, daß einmal der jetzige $ 15 geſchaffen wurde („Durch 
die Feſtſtellung der Beſchädigung wird ein Rechtsanſpruch nicht 
begründet“), und daß ferner die von den Bundesſtaaten im 
Rahmen der nach dieſem eilt getroffenen Feſtſtellungen aus⸗ 
gezahlten Beträge zwar vom Reich erſtattet werden, daß aber 
der Se hierfür erſt durch ein ſpäteres Geſetz beſtimmt 
wird. Mit dieſen Anderungen iſt von der Reichsregierung 
zweierlei durchgeſetzt worden: einmal, daß das Reich überhaupt 
in kein unmittelbares Schuldverhältnis zu den Geſchädigten 
tritt, ſo daß die Feſtſtellung der Beſchädigung für den Ge⸗ 
ſchädigten und feine Gläubiger keinen greifbaren Vermögens⸗ 
gen darſtellt; und ferner daß das Reich vorläufig mit 
der Bezahlung der von den Bundesſtaaten ausgelegten Beträge 
nicht ah wird. Nur hat das Reich den Bundesſtaaten und 
Elſaß⸗Lot Eugen 55 Ermöglichung notwendiger Auszahlungen 
im Bedarfsfalle Vorſchüſſe zu leiſten ($ 16 II), eine Vorſchrift, 
die vorwiegend im Intereſſe von Elſaß⸗Lothringen getroffen iſt. 
3. Immerhin hat auch in der gegenwärtigen Faſſung das 
Geſetz vom 3. Juli 1916 die Natur eines bloßen Feſtſtellungs⸗ 
geſetzes verloren und iſt zu einem Leiſtungsgeſetz geworden; 
denn durch den vorerwähnten § 16 iſt der Grundſatz in das 
Reichsrecht aufgenommen worden: „Inländiſche Kriegsſachſchäden 
werden von Reichs wegen erſetzt.“ 

Wenn man die mehr als hundertjährige Geſchichte des 
ſtaatlichen Kriegsſchädenerſatzes überſchaut und damit die Vor⸗ 
ſchriften des neuen Geſetzes vergleicht, dann ſieht man erſt, 
welchen ſprunghaften Fortſchritt auf dem Wege der Durch⸗ 
führung geſellſchaftlicher Gedanken das neue Geſetz darſtellt. 
Die letzte große Kriegsſchädengeſetzgebung in Deutſchland ſchloß 
ſich an die Napoleoniſchen Kriege an. Am meiſten geſchädigt 
von allen deutſchen Staaten war Preußen. Seine auf Aus⸗ 
gleichung der Kriegsſchäden gerichtete icht und Ver⸗ 
waltungsübung iſt demgemäß auch am reichhaltigſten, und noch 
heute wird man in zahlreichen Fällen genötigt ſein, auf die 
damals gemachten Erfahrungen zurückzugreifen. Es war 
eine Zeitlang die Abſicht der preußiſchen Regierung, die furcht⸗ 
baren Belaſtungen einzelner, beſonders der öſtlichen Provinzen, 
wenigſtens zum Teil auszugleichen oder auf die Staatskaſſe zu 
übernehmen. Dieſe Abſicht, die in mehreren Kabinettsorders 
nach Abſchluß des Tilſiter Friedens und auch noch in den 
beiden Finanzedikten von 1810 und 1811 zum Ausdruck 
gelangte, mußte von der Regierung in den beiden maßgebenden 
Geſetzen: der Inſtruktion vom 9. Juli 1812 und dem Edikt 
vom 3. Juni 1814, aufgegeben werden, und es konnte ſchon 
als ein Fortſchritt gelten, daß nach dem letzteren Geſetze nicht 
nur die Kriegsleiſtungen an die preußiſchen und verbündeten 
Heere, ſondern auch die Lieferungen an das franzöſiſche Heer, 
die unter den Begriff der Kriegsſchäden zu ſtellen waren, von 
Staats wegen Vergütung fanden. Von einer Ausgleichung 
ſonſtiger Kriegsſchäden, insbeſondere der Zerſtörungs⸗ und 
Plünderungsſchäden, war keine Rede. Trotzdem verſuchten die 
Geſchädigten in zahlloſen Anträgen ſich wegen des erlittenen 
Schadens am Staate ſchadlos zu halten. Sie glaubten auch 
im Prozeßwege gegen den Staat vorgehen zu können. Das 
war nach Lage der damaligen Geſetzgebung ein gänzlich ver⸗ 
gebliches Bemühen, und wenn trotzdem ein Teil dieſer Prozeſſe 
zuungunſten des Staates entſchieden wurde, ſo geſchah dies 
durch eine Art von freirechtlicher Gerichtsbetätigung, bei der die 
Gerichte 8 aber von jeder geſetzlichen Unterlage entfernten; 
denn der allein in Betracht kommende 8 75 Einl ALR. konnte 
beſtenfalls für die als „Opfer“ anzuſprechenden e 
nahmen herangezogen werden, die in Wahrheit keine Kriegs— 
ſchäden, ſondern Kriegsleiſtungen darſtellten. Die Gerichte 
eilten damals, von naturrechtlichen Anſchauungen beeinflußt, 
ihrer Zeit voraus. Ihr Beſtreben, den Kriegsgeſchädigten zu 
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helfen, zeigt aber, wie ſtark ſchon damals bei den Rechts: 
kundigen das Bewußtſein entwickelt war, daß der Staat den 
Untertanen für die Schäden aufkommen müßte, die ſie infolge 
ihrer Staatszugehörigkeit erlitten hätten. Die Belaſtung der 
preußiſchen Staatskaſſe wurde durch dieſe Kriegsſchädenprozeſſe 
ſo beſorgniserregend, daß eine beſondere gelthaeberiiche Map: 
nahme — die jetzt wieder fo viel genannte Kabinettsorder vom 
4. Dezember 1831 „betreffend die genauere Beobachtung der 
Grenzen zwiſchen landeshoheitlichen und fiskaliſchen Rechts⸗ 
verhältniſſen“ — getroffen wurde, durch die nicht nur der 
Rechtsweg für alle Kriegsſchädenanſprüche gegen den Staat 
verſchloſſen, ſondern die letzteren auch materiell völlig ver⸗ 
neint wurden. 

Dieſer Grundſatz des preußiſchen Rechts gilt für ganz 
Preußen auch 7 5 noch, und zwar ſowohl ſachlich (materiell) 
wie prozeßrechtlich; und wenngleich ein der KabO. vom 4. De: 
zember 1831 entſprechender ausdrücklicher Grundſatz in der 
Geſetzgebung der übrigen Bundesſtaaten nicht zu finden iſt, ſo 
iſt andererſeits auch nirgends die Verpflichtung des Staates 
zum Erſatze von Kriegsſchäden anerkannt. 

Nach den Kriegen von 1864 und 1866 ſind geſetzgeberiſche 
Akte in Preußen und dem Norddeutſchen Bunde nicht für 
erforderlich erachtet worden. Die geringfügigen Kriegsſchäden 
find zum Teil aus laufenden Mitteln,!) zum Teil — fo in 
Schleswig⸗Holſtein — von der Provinz erſetzt worden. In 
den Elbherzogtümern ſind gewiſſe Schäden überhaupt nicht zum 
Erſatz gelangt, trotzdem die Parlamente und alle in Betracht 
kommenden Behörden von den Geſchädigten jahrzehntelan 
durch immer von neuem eingebrachte Anträge in Anſpru 
genommen wurden. 

Nach dem Kriege von 1870 waren die inländiſchen Kriegs⸗ 
ſchäden, mit denen des gegenwärtigen Weltkrieges verglichen, 
verſchwindend klein; nichtsdeſtoweniger und trotz der damaligen 
glänzenden Finanzlage des Reiches iſt man über den Erſatz der 
Bombardements⸗ und Brandſchäden nicht hinausgegangen 
(Reichsgeſetz vom 14. Juni 1871). 

Nun hat das neue Geſetz mit einem Schlage die inländi⸗ 
ſchen Sachkriegsſchäden im weiteſten Umfange auf die RNeichs⸗ 
kaſſe übernommen. Damit iſt die „öffentlich⸗ rechtliche Ent⸗ 
in. für Vermögensbeſchädigungen durch rechtmäßige 
Ausübung der Staatsgewalt für das Gebiet der Kriegsſchäden 
anerkannt worden, für welches die eifrigſten Verfechter dieſes 
Grundſatzes, Otto Mayer und Fritz Fleiner, ſie niemals 
in Anſpruch zu nehmen wagten. Daß andererſeits dieſes 
außerordentlich liberale Geſetz in finanzieller Hinſicht einen 
Sprung ins Dunkle bedeutet, der das Reich, wie ſchon erwähnt, 
mit einer Schuldenlaſt von mehreren Milliarden beſchwert, ſoll 
in dieſer lediglich dem Rechtsinhalt des neuen Geſetzes gewid⸗ 
meten Betrachtung nur angedeutet werden. 


II 


Im einzelnen wird das Geſetz vom 3. Juli 1916 viele 
Zweifelsfragen auslöſen, zumal es durch die Kommiſſions⸗ 
beratung in ſeinem Grundcharakter verändert worden iſt. 

1. Feſtgeſtellt — und ſomit vom Reich entſchädigt — 
werden „die durch den gegenwärtigen Krieg innerhalb des 
Reichsgebiets verurſachten Beſchädigungen an beweglichem 
und unbeweglichem Eigentum“ (8 11). Damit hat das 
Geſetz einen Ausdruck des § 35 des Kriegsleiſtungsgeſetzes 
übernommen. Beſſer wäre es wohl geweſen, die Bezugnahme 
auf dieſe anerkannt inhaltloſe Geſetzesvorſchrift zu unterlaſſen, 
zumal der Satz auch ſprachlich unrichtig iſt. Das Geſetz will 
inländiſche Sachſchäden der Feſtſtellung und Entſchädigung zu: 
führen. „Beſchädigung von Eigentum“ trifft dieſen Zweck in 
doppelter Beziehung nicht: Eigentum iſt ein Recht, während 
das Geſetz die Beſchädigung von Sachen im Auge hat; und 


1) Durch eine Allerhöchſte Order vom 22. Auguſt 1867 beſtimmte 
der König, „daß die aus der Staatskaſſe zu gewährende Erſatzleiſtung 
für die in den einzelnen Landesteilen während des vorjährigen 
Kricges erlittenen Kriegsſchäden nach dem Grundſatze der billigen, 
aber vollſtändigen Entſchädigung zu erfolgen hat. Die diesfälligen 
Geldbeträge ſind als Vergütung für Kriegsſchäden extraordinär zu 
verrechnen.“ 
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es handelt ſich ferner nicht nur um die Beſchädigung, ſondern 
auch um Wertverminderung beweglicher und unbeweglicher 
Sachen. Uber dieſen ſprachlichen Schönheitsfehler wird man 
aber hinweggehen können; die zur Ausführung des Geſetzes 
berufenen Behörden werden der Abſicht des Geſetzgebers gerecht 
zu werden verſtehen. 

2. Das Geſetz betrifft nur die eigentlichen Krieges 
ſchäden, nicht die drei Gattungen von Vermögensbeeinträchti⸗ 
gungen, für deren Erſatz bereits durch andere reichsrechtliche 

eſtimmungen Vorſorge getroffen worden iſt: nämlich die Kriegs⸗ 
leiftungen, die Schäden in der Umgebung der Feſtungen?) und 
die Enteignungen auf Grund der Bekanntmachung über die 
Sicherſtellung von Kriegsbedarf vom 24. Juni- (9. Oktober, 
25. November) 1915. So einfach begrifflich die Unterſcheidung 
zwiſchen Kriegsſchäden und Kriegsleiſtungen iſt, fo ſchwierig 
kann ſie praktiſch im einzelnen Falle werden. Vor allem werden 
die umfangreichen Befeſtigungsarbeiten außerhalb der Feſtungs⸗ 
bezirke Zweifel erregen, was z. B. nach dem Kriege von 1870 
in Frankreich zu zahlloſen Prozeſſen geführt hat. Die Militär⸗ 
und die Verwaltungsbehörden ſcheinen ſie durchgängig dem 
Kriegsleiſtungsgeſetz zu unterſtellen. 

3. Der Umfang der feſtzuſtellenden — alſo vom Reich 
zu erſetzenden — Beſchädigungen iſt im S 2 beſtimmt. Dieſe 
Vorſchrift gibt dem durch 8 16 anerkannten Grundſatz der 
Haftung des Reichs für Kriegsſchäden erſt den eigentlichen 
Inhalt, indem fie den Begriff der „durch den Krieg verurſachten 
Beſchädigungen“ umgrenzt. Es werden dazu gerechnet Be⸗ 
ſchädigungen, die unmittelbar hervorgerufen ſind: 

a) durch die kriegeriſchen Unternehmungen deutſcher, 
verbündeter oder feindlicher Streitkräfte. 

Darunter fallen alle unmittelbar mit der Kriegführung 
zuſammenhängenden militäriſchen Maßnahmen, z. B. auch die 
Schäden durch Fliegerbomben, durch das Landen der eigenen 
Flugzeuge,), durch die Marſch⸗ und Kampfbewegungen der 
Truppen, alſo vor allem die Flurſchäden, aber auch die ſehr 
beträchtlichen Verwüſtungen an den Provinzial: und Kommunal⸗ 
wegen, den Eiſenbahndämmen uſw. Selbſtverſtändlich können 
auch die Bundesſtaaten die Schäden an ihren Staatsbahnen 
und an ſonſtigem Staatseigentum zur Feſtſtellung bringen, 
was übrigens ſchon nach 1871 — im Rahmen des RG. vom 
14. Juni 1871 — nicht zweifelhaft war. Durch das neue 
Geſetz iſt auch 8 43 des preußiſchen Eiſenbahngeſetzes vom 
3. November 1838 beſeitigt („Für Kriegsbeſchädigungen und 
Demolierungen, es mögen ſolche vom Feinde ausgehen oder im 
Intereſſe der Landesverteidigung veranlaßt werden, kann die 
Geſellſchaft vom Staat einen Erſatz nicht in Anſpruch nehmen“). — 

Feſtgeſtellt werden ferner Beſchädigungen, die unmittelbar 
hervorgerufen find: 

b) durch Brand oder ſonſtige Zerſtörung, Diebſtahl 
oder Plünderung in den vom Feinde beſetzten oder un⸗ 
mittelbar bedrohten Gebieten, während der Dauer der 
Beſetzung oder Bedrohung, es ſei denn, daß nachgewieſen wird, 
daß ein Zuſammenhang der Entſtehung und des Umfanges des 
Schadens mit dem Kriege nicht vorliegt. 

Mit dieſer außerordentlich weitgehenden Vorſchrift wird 
der neue Begriff des „unmittelbar bedrohten Gebietes“ in die 
Rechtsſprache eingeführt. Iſt der Begriff der „Beſetzung“ 
ſchon nicht ganz klar, weil es nicht immer einfach iſt, feſtzu⸗— 
ſtellen, ob im Sinne des Art. 42 der Landkriegsordnung vom 
18. Oktober 1907 ein Gebiet „ſich tatſächlich in der Gewalt 
des feindlichen Heeres befindet“, ſo iſt es naturgemäß noch 
viel ſchwieriger zu ermitteln, wann ein Gebiet „als unmittelbar 
bedroht“ anzuſehen iſt. Hier werden Auskünfte der Militär⸗ 
und Verwaltungsbehörden für die Entſcheidung maßgebend ſein. 

Bemerkenswert iſt die durch die Worte „es ſei denn“ ge— 
troffene Regelung der Beweislaſt: der Antragſteller muß &e: 
weiden, daß er während der Beſetzung oder Bedrohung in den 
fraglichen Gebieten eine Sache durch Zerſtörung oder Entwen⸗ 


1) Vgl. hierzu die Verfugung des Miniſters des Innern vom 
24. Februar 1916 (Min Bl J Verw. 1916, 62). 

3) Vgl. hierzu die Miniſterialverfügung vom 30. April 1916 
(Min BJ Verw. 1916, 93). 
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dung verloren hat; dann wird dieſer Schaden feſtgeſtellt (und 
entſchädigt). Er braucht alſo den urſächlichen Zuſammenhang 
zwiſchen dieſem Verluſt und einem Kriegsereignis nicht nachzu⸗ 
weiſen, ſondern es muß umgekehrt ihm nachgewieſen werden, 
daß ein ſolcher Zuſammenhang nicht vorliegt. — 

Endlich gelten als durch den Krieg verurſacht, demgemäß 
feſtſtellbar und entſchädigungspflichtig auch: 

c) die durch die Flucht, Abſchiebung oder Ber: 
ſchleppung der Bevölkerung oder die Wegſchaffung 
ihrer Habe aus den vom Feind beſetzten oder unmittelbar 
bedrobten Gebieten hervorgerufenen Sachſchäden. 

Dieſe Vorſchrift betrifft u. a. die Sachſchäden der Helgo⸗ 
länder und der von einzelnen anderen Nordſeeinſeln entfernten 
Bevölkerung ſowie die der Oſtpreußen. Dagegen könnten die 
Bundesſtaaten und ihre Kommunen die ihnen durch die Ab⸗ 
ſchiebung verurſachten Ausgaben im Rahmen dieſes nur Sach⸗ 
ſchäden regelnden Geſetzes nicht zur Feſtſtellung bringen. 
Gleichgültig iſt dagegen, ob Sachen der Flüchtlinge oder andere 
Sachen beſchädigt und von wem die Schäden angerichtet worden 
ſind. Es iſt daher z. B. auch der Feldſchaden zu erſetzen, der 
von den Herden der abgeſchobenen Bevölkerung in den neuen 
Aufenthaltsorten angerichtet worden iſt. 


4. Sehr ſchwierig wird ſich die Wertfeſtſtellung ge⸗ 
falten. Nach § 3 iſt grundſätzlich der Sachwert vor dem 
Kriege maßgebend (Friedenswert). Aus Gründen der Billigkeit 
kann jedoch ein angemeſſener Zuſchlag feſtgeſetzt werden. Dies 
ſoll geſchehen, wenn eine Erſatzbeſchaffung ſchon während des 
Krieges erforderlich war (z. B. beim Wiederaufbau von Ge⸗ 
at und dieſe infolge der Kriegspreiſe höhere Koſten ver⸗ 
urſacht hat. 

5. Nicht feſtgeſtellt — und daher auch nicht von Reichs 
wegen entſchädigt — wird der Verluſt von Wechſeln oder 
Schecks (8 3 II). Das erſcheint im erſten Augenblick un⸗ 
billig. Aber die Feſtſtellungsbehörden müßten, ſofern man 
dieſe Wertpapiere den Sachen gleichgeſtellt hätte, in jedem 
rs die Zahlungsfähigkeit der Wechſelſchuldner zum Gegen⸗ 

ande von Erörterungen machen. Überdies kann durch das 
Aufgebotsverfahren der Wechſel oder Scheck wiederhergeſtellt 
werden, vorausgeſetzt, daß man bei der an Art. 73 MD. ſich 
anknüpfenden berühmten Streitfrage der die Wiederherſtellung 
auch gegenüber den Regreßſchuldnern zulaſſenden Meinung des 
Reichsgerichts (RGZ. 49. 132) folgt. Notwendig iſt hierbei 
freilich, daß rechtzeitig Proteſt erhoben worden iſt, und daran 
werden die Regreßanſprüche auf Grund des Aufgebotsverfahrens 
regelmäßig ſcheitern. Ob 8 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 
4. Auguſt 1914 (Verlängerung der Proteſtfriſt bei Verhinderung 
der rechtzeitigen Vornahme der Proteſterhebung aus Veranlaſſung 
kriegeriſcher Ereigniſſe) hier helfend herangezogen werden kann, 
iſt zweifelhaft.“) 

Andere Wertpapiere werden nur dann erſetzt, wenn der 
Beſchädigte nicht im Wege des Aufgebots Erſatz erlangen kann, 
was vor allem bei Banknoten und Reichskaſſenſcheinen zutrifft. 


6. Sehr ſchwierig wird die Behandlung verſicherter 
Gegenſtände ſich geſtalten. Art und Umfang der Anſprüche 
aus einem Verſicherungsverhältnis ſind nach § 4 ſogleich feſt⸗ 
zuſtellen. Es wird aber nicht angängig ſein, in dem eigent⸗ 
lichen Entſchädigungsgeſetz, in welches die diesbezüglichen 
Grundſätze erſt aufzuſtellen ſein werden, jeden durch Verſiche⸗ 
rung gedeckten Verluſt von der Entſchädigung auszuſchließen, 


4) In JW. 1916 S. 1103 verſucht Rechtsanwalt Dr. Bruno 
Beyer, Pr. Eylau, auf Grund der preußiſchen Vorſchriften über die 
Vorentſchädigung den Nachweis, daß beim Verluſt von Handakten 
eines Rechtsanwalts infolge kriegeriſcher Ereigniſſe nicht der Papier⸗ 
wert der Akten, ſondern ihr Wert für den Anwalt als Mittel zur 
Beitreibung ausſtehender Gebübren zugrunde zu legen iſt. Im 
Reichsgeſetz vom 3. Juli 1916 findet dieſe Anſicht jedenfalls keine 
Stütze. Danach wird nur der Sachwert feſtgeſtellt und erſetzt, nicht 
der Vermögensſchaden infolge des Verluſtes von Beweismitteln; ſonſt 
müßte man jedem Gewerbetreibenden, deſſen Geſchäftsbücher verbrannt 
ſind, die aus der Unmöglichkeit der Einziehung ſich ergebenden 
Verluſte erſetzen. Dieſe Verluſte gehören unter die Erwerbsſchäden, 
für die bedauerlicherweiſe ein Erſatzanſpruch keinesfalls zugebilligt 
werden wird. 
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wie dies in Art. I 4 des Reichsgeſetzes vom 14. Juni 1871 
beſtimmt war. Das wird jedenfalls für Oſtpreußen unmöglich 
fein. Hier find während der Ruſſeneinfälle etwa 34 000 Ge 
bäude vernichtet worden (Denkſchrift, Druckſ. des Abgeordneten⸗ 
hauſes, 22. LP., III. Seſſ. Nr. 224 A, S. 9). Ein großer 
Teil dieſer Gebäudeſchäden würde von der Feuerſozietät für 
die Provinz Oſtpreußen zu decken fein. Dieſe iſt hierzu ſelbſt⸗ 
verſtändlich völlig außerſtande und würde nach 8 35 ihrer 
Satzung vom 22. Februar 1911 den Beſchädigten nur Brand⸗ 
vergütungsſcheine erteilen, To daß die Provinz Oſtpreußen einen 
großen Teil des ihr zugefügten Schadens ſelbſt tragen müßte. 
Hier und in andern Fällen wird vermutlich trotz der Verſiche⸗ 
rung die Entſchädigung zunächſt aus der Reichskaſſe voll bezahlt 
und hinſichtlich des auf das Reich übergehenden Anſpruchs an 
die Verſicherungsgeſellſchaft zwiſchen dieſer und dem Staat eine 
Geſamtabfindung vereinbart werden.“) 

7. Berechtigt, den Antrag auf Feſtſtellung der Be⸗ 
ſchädigung zu ftellen, iſt der Beſchädigte, d. h. der Eigentümer 
oder wer ſonſt die Gefahr trägt, z. B. auch der Abzahlungs⸗ 
käufer bei Eigentumsvorbehalt des Verkäufers, ferner jeder 
dinglich Berechtigte, z. B. der Hypothekengläubiger oder Nieß⸗ 
braucher, nicht aber der Mieter oder Pächter. Bei der Frage 
der Verteilung der Entſchädigungsſumme zwiſchen dem Eigen⸗ 
tümer und den Nutzungsberechtigten werden ſich die gleichen 
Schwierigkeiten ergeben, die ſich bei der gleichliegenden Regelung 
auf Grund des Kriegsleiſtungsgeſetzes herausgeſtellt haben.“ 

8. Für das Feſtſtellungs verfahren find in echt deut⸗ 
ſcher Gründlichkeit drei Stufen vorgeſehen. Die erſten beiden 
(„Ausſchüſſe“ etwa für die Kreiſe und „Oberausſchüſſe“ für die 
Provinzen) ermitteln den Tatbeſtand; die böchſte Inſtanz (der 
„Reichsausſchuß“) iſt nur zu einer revisio in jure berufen. 
Bei allen ee e werden „Vertreter des Reichs⸗ 
intereſſes“ beſtellt. Dieſe advocati fisci werden die wenig ans 
genehme, aber höchſt notwendige Aufgabe zu erfüllen haben, 
übertriebenen Anforderungen der Geſchädigten entgegenzutreten. 
Nach 8 13 kann die Feſtſtellung der Beſchädigung verſagt — 
und damit der ſpäteren Entſchädigung die Grundlage entzogen 
— werden, wenn der Antragſteller wegen Hoch⸗, Landes⸗ oder 
Militärverrats oder wegen eines in Beziehung auf ein Feſt⸗ 
ſtellungsverfahren begangenen Verbrechens oder Verſehens 
rechtskräftig verurteilt worden iſt. Im Entwurf war daneben 
die Verſagung der Feſtſtellung auch dann zugelaſſen, wenn der 
Antragſteller es übernommen hatte, durch unlautere Mittel eine 
unzutreffende Feſtſtellung zu ſeinen Gunſten herbeizuführen. 
Dieſe Vorſchrift, die durch die Erweiterung des 8 13 auf die 
Fälle der rechtskräftigen Verurteilung wegen Betruges durchaus 
nicht erſetzt wird, hätte viele Täuſchungsverſuche hintangehalten. 

9. Die näheren Vorſchriften über das Verfahren 
erläßt der Bundesrat ($ 14). Er wird alſo auch zu beſtimmen 
haben, inwieweit der Rechtsanwaltſchaft die Mitwirkung zu er⸗ 
möglichen iſt. Als ſelbſtverſtändlich wird es betrachtet werden 
können, daß die weitere Beſchwerde an den Reichsausſchuß nur 
durch einen Rechtsanwalt eingelegt werden darf. Auf der 
andern Seite muß unbedingt dafür Vorſorge getroffen werden, 
daß unzuverläſſige, keiner Aufſicht unterworfene Geſchäfts⸗ 
vertreter von jeder Anteilnahme am Feſtſtellungsverfahren fern⸗ 
gehalten werden. : 

IL 


Das Feſtſtellungsgeſetz berubt auf neuzeitlichen Anſchauungen 
und ordnet in großzügiger Weiſe ein in der bisherigen Geſetz⸗ 
gebung ſtiefmütterlich behandeltes Rechtsgebiet. Der Reichstag 
hat das Wort des Kaiſers in ſeinem Telegramm an den 
Reichskanzler vom 16. Februar 1915 verwirklicht, „daß das, 
was Menſchenkraft vermag, geſchehen wird, um neues friſches 
Leben aus den Ruinen entſtehen zu laſſen“. Nicht ohne Sorge 
muß man aber der zahlreichen übrigen Geſchädigten gedenken, 
die eine gleich wohlwollende Behandlung erwarten werden: der 


5) Vgl. die Begründung zum Entwurf (Keichstagsdruckſache, 
13. LP., II. Seſſ. Nr. 275) S. 11. 

6) Vgl. hierzu Beyer, Die Entſchädigung von Nebenberechtigten 
(Pr Bl. 86, 786) und Schäffer in JW. 1916, 649. 
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Auslandsdeutſchen, der Kolonialintereſſenten, der Schiffahrts⸗ 
beteiligten, nicht zu gedenken der Erwerbsſchäden und der 
Konjunkturverluſte, deren Erſatz ſich jeder geſetzlichen Regelung 
entzieht. Wo ſollen die Milliarden herkommen, um alle dieſe 
Verluſte zu decken? Hier wird Bismarcks berühmtes Wort in 
der Reichstagsſitzung vom 2. Juni 1871 wieder lebendig: 
„Soviel Geld haben die Gegner gar nicht, daß ſie uns voll⸗ 
ſtändig entſchädigen können!“ Mit ſchwerem Herzen werden 
wir daher davon abſehen müſſen, in ſo freigebiger Weiſe den 
Kriegsgeſchädigten beizuſpringen, wie dies durch das Geſetz vom 
3. Juli 1916 gegenüber unſern opfermutigen Oſtpreußen und 
Elſäſſern geſchehen iſt! 


Schrifttum. 


Dr. Max Alsberg, Rechtsanwalt in Berlin: Kriegswucher⸗ 
ſtrafrecht. Berlin 1916. W. Moeſer, Buchhandlung. 
123 Seiten. Preis 4 &. 


Eine auch für den Fachmann kaum mehr zu überſehende Fülle 
von neuen Strafdrohungen hat uns der Krieg gebracht. Durch die 
Bedürfniſſe des Augenblicks hervorgerufen, tragen ſie meiſt den 
ausgeſprochenen Charakter der Gelegenheitsgeſetze, die den Rah⸗ 
men des gemeinen deutſchen Strafrechts und der von dieſem feſt⸗ 
gehaltenen Grundſätze nach allen Richtungen hin durchbrechen 
und darum der wiſſenſchaftlichen Erfaſſung wie der praktiſchen 
Handhabung die ſchwierigſten Hinderniſſe in den Weg legen. 
Schon aus dieſem Grunde muß es dankbar begrüßt werden, daß 
einer unſerer bekannteſten Verteidiger es unternommen hat, eines 
der für die gerichtliche Praxis wichtigſten Gebiete des Kriegsſtraf⸗ 
rechts in ſyſtematiſcher Darſtellung wiſſenſchaftlich zu verarbeiten. 
Unter der Bezeichnung „Kriegswucherſtrafrecht“ faßt Alsberg die 
Beſtimmungen des Höchſtpreisgeſetzes vom 4. Auguſt 1914 
und die Bekanntmachung gegen übermäßige Preis» 
ſteigerung vom 23. Juli 1915, beide mit den ſpäteren Ande⸗ 
rungen und Ergänzungen, zuſammen. Er behandelt den Gegen⸗ 
ſtand in fieben Kapiteln von ungleichem Umfang: I. Die Rechts- 
quellen; II. Die Tatbeſtände des Kriegswucherſtrafrechts (in 
ſelbſtändiger Behandlung der beiden Geſetze); III. Täter und 
Teilnehmer; IV. Die Schuldformen; V. Einheit und Mehrheit 
des Kriegswucherdelikts; VI. Die Strafen; VII. Rückwirkung 
einer geſetzlichen Anderung auf ein noch nicht abgeurteiltes Kriegs⸗ 
wucherdelikt. Ein Anhang bringt den Wortlaut der beiden Geſetze. 
Ein ausführliches Sachregiſter bildet den Beſchluß. Die klare 
und ſcharfe Darſtellung berückſichtigt in allen Fragen nicht nur die 
Rechtſprechung, ſondern auch die Literatur der beiden Geſetze und 
bemüht ſich, überall den Zuſammenhang mit dem gemeinen Straf⸗ 
recht herzuſtellen. 

Aus dem reichen Inhalt des Buches möchte ich hier nur die 
wichtigeren der von dem Verfaſſer beſprochenen Streitfragen 
herausheben. Wenn ich dabei die Anſicht des Verfaſſers ohne 
kritiſchen Zuſatz wiedergebe, ſo ſoll damit zugleich meine Zuſtim⸗ 
mung zu der von ihm vorgetragenen Meinung ausgedrückt werden. 

Mit dem Reichsgericht und gegen Waldecker bejaht A. (S. 13) 
die Zuſtändigkeit der Militärbefehlshaber, 
auf Grund des 8 Ib Bel ZuſtG. Höchſtpreisvorſchriften zu erlaſſen; 
er verneint dagegen (S. 18) ihr Recht, ſolche Anordnungen auf 
Grund des 8 4 desſelben Geſetzes zu treffen (gegen das RG.). 
Bei der Beſprechung von $ 5 Ziffer 1 der Preisſteigerungs⸗ 
verordnung (S. 37) wendet ſich A. mit ausführlicher Begründung 
gegen das RG., das den „übermäßigen Gewinn“ aus⸗ 
ſchließlich aus der Differenz zwiſchen Einkaufs⸗ und Verkaufs- 
preis berechnet und dabei den Marktpreis unberückſichtigt läßt. 
„Wenn die Marktlage das normale Produkt der Kriegswirtſchafts⸗ 
verhältniſſe iſt, darf fie für den Kaufmann Ma, dab feiner Preis⸗ 
bemeſſung fein”, und zwar auch dann, wenn er ſich enter weſentlich 


günſtigeren Verhältniſſen eingedeckt hat. Das entſpricht auch der 
von ſämtlichen deutſchen Handelskammern vertretenen Auffaſſung. 

Im dritten Kapitel unterſucht der Verfaſſer ſehr eingehend 
die Bedeutung, die der 8 151 Gew O. für die Beſtimmung des 
Täters beim Wucherdelikt hat. Er wendet ſich dabei mit guten 
Gründen gegen die Anſicht des RG., das nur den ſelbſtändigen 
Gewerbetreibenden als den durch die beiden Geſetze unmittelbar 
Verpflichteten anſieht; ebenſo auch gegen Frank, nach deſſen 
Anſicht der 8 151 ſich nur auf Unternehmerdelikte bezieht, daher 
auf Überſchreitung der Höchſtpreiſe überhaupt nicht angewendet 
werden kann (S. 53 ff.). Die Bedeutung des 8 151 liege vielmehr 
darin, daß er die Haftung des Gewerbetreibenden über den nach 
den allgemeinen ſtrafrechtlichen Grundſätzen ſich ergebenden Um⸗ 
fang hinaus ausdehnt. Das vierte Kapitel behandelt die Frage 
nach den Schuldformen. Wenn auch die früher zweifelhafte 
Frage nach der Strafbarkeit der fahrläffigen Begehung des Kriegs- 
wuchers durch die neue Faſſung des Höchſtpreisgeſetzes vom 
23. März 1916 im bejahenden Sinne entſchieden iſt, ſo gilt dieſe 
Entſcheidung doch nur für die Fälle ohne weiteres, die ſich nach 
dem Inkrafttreten der neuen Verordnung, alſo nach dem 5. April 
1916, zugetragen haben; für Überjchreitungen, die vor dieſem Tage 
ſtattgefunden haben, kann jene Frage nach wie vor aufgeworſen 
werden. Daher haben die hauptſächlich gegen mich gerichteten 
Ausführungen des Verfaſſers (S. 68 ff.) auch heute noch Be⸗ 
deutung. Ich gebe gern zu, daß ich durch dieſe Ausführungen 
(beſonders S. 69) von der Unhaltbarkeit der früher von mir ver⸗ 
tretenen Anſicht, daß die fahrläſſige Begehung ſtraflos bleiben 
müſſe, überzeugt worden bin. Das Urteil des IV. Senats vom 
30. März 1915 (E. 49 116) hat ſich bekanntlich auch für die Straf⸗ 
barkeit der Fahrläſſigkeit ausgeſprochen; es war, wie A. richtig 
vermutet, noch nicht veröffentlicht, als ich mein die gegenteilige 
Anſicht vertretendes Gutachten niederſchrieb. 

In demſelben Kapitel behandelt der Verfaſſer (S. 74 ff.) 
auch die praktiſch wichtigſte Frage auf dem Gebiet des Kriegs- 
wuchers: die nach dem Einfluß des Rechtsirrtums auf die 
Strafbarkeit. Er legt ſeiner Darſtellung die bekannte Unter⸗ 
ſcheidung des RG. zugrunde und geht daher davon aus, daß der 
Irrtum in bezug auf das Strafgeſetz den Vorſatz nicht aus⸗ 
ſchließe. Er rechtfertigt den Anſchluß an das RG. durch den 
Hinweis auf den praktiſchen Zweck ſeiner Schrift. Ich bin nicht 
der Anſicht, daß dieſe Rechtfertigung genügt. Mit Lobe bin ich 
vielmehr davon überzeugt, daß gerade die praktiſchen Ergebniſſe, 
zu denen die Anſicht des RG. auf dem Gebiet des Kriegsſtrafrechts 
geführt haben, die Unhaltbarkeit der Unterſcheidung ſchlagend er⸗ 
weiſen. Es iſt ein geradezu unerträglicher Zuſtand, wenn Tag 
aus, Tag ein bisher unbeſcholtene Menſchen wegen vorſätzlichen 
Zuwiderhandelns gegen ein Geſetz beſtraft werden, von deſſen Be⸗ 
ſtehen fie feine Ahnung hatten. In den Kreiſen unſerer Gewerbe— 
treibenden wird das ſehr lebhaft empfunden. Die Alteſten der 
Berliner Kauſmannſchaft haben in einer an den Reichskanzler 
gerichteten Eingabe vom 7. Juli d. J. um die Erlaſſung einer 
Verordnung gebeten, „daß Unkenntnis oder Irrtum über die Aus— 
legung von Strafgeſetzen dem tatſächlichen Irrtum gleichſteht“. 
Wie ich der Tagespreſſe vom 18. Auguſt entnehme, hat auch der 
Ausſchuß des Deutſchen Handelstages mit der Frage ſich be— 
ſchäftigt und, weniger weitgehend als jene Eingabe, Strafloſigkeit 
in denjenigen Fällen verlangt, in denen der Täter ſich in einem 
entſchuldbaren Irrtum über das Beſtrehen oder die Aug» 
legung von Kriegsgeſetzen oder Kriegsverordnungen befunden hat. 
Unter dieſen Umſtänden durfte nach meiner Meinung eine mond⸗ 
graphiſche Behandlung des Kriegswucherdelikts auf die ein- 
gehende Kritik der reichsgerichtlichen Rechtſprechung nicht ver— 
zichten. Es handelt ſich nicht bloß, wie der Verfaſſer S. 80 in 
Note 20 annimmt, um einen „Schönheitsfehler“, dem keine prak⸗ 
tiſche Bedeutung zukommt. Es iſt vielmehr geradezu widerſinnig. 
daß Unkenntnis des feſtgeſetzten Höchſtpreiſes Tatirrtum ſein ſoll, 
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wenn die Feſiſetzung durch beſondere Verwaltungsanordnung erfolgt 
it, dagegen ein unbeachtlich-ſtrafrechtlicher Irrtum, wenn der Preis 
in der die Strafdrohung ſelbſt enthaltenden Verordnung ſeſtgeſetzt 
wurde. Das Bayeriſche Oberſte Landesgericht hat bekanntlich die 
Unterſcheidung des RG. aufgegeben, und wenigſtens für das 
Gebiet des Kriegsſtrafrechts die uneingeſchränkte Anwendung des 
Grundſatzes, daß der Irrtum über ein Strafgeſetz unbeachtlich ſei, 
für undurchführbar erklärt. Dieſe Tatſache allein hätte wohl 
hinreichend Anlaß geben ſollen, um den von der geſamten Literatur 
einmütig abgelehnten Standpunkt des RG. auf ſeine Haltbarkeit 
hin kritiſch zu prüfen. Es handelt ſich dabei nicht darum, die An⸗ 
forderungen herabzuſetzen, welche im Intereſſe der Geſamtheit 
während der Kriegszeit an den einzelnen geſtellt werden müſſen; 
ſondern lediglich darum, eine Verurteilung wegen vorſätzlicher 
Zuwiderhandlung in den Fällen auszuſchließen, in denen Vorſatz 
nur durch eine verkünſtelte, allem Rechtsbewußtſe in widerſprechende 
Begriffsjurisprudenz konſtruiert werden kann. 

Bei der Erörterung des fortgeſezten Wucher⸗ 
delikts (S. 94 Anm. 4) hat der Verfaſſer ſich mit dem Hin⸗ 
weis auf die reichsgerichtliche Begriffsbeſtimmung nicht begnügt, 
ſondern ſeine abweichende Anſicht ausdrücklich betont und ein⸗ 
gehend begründet. Gewiß mit vollem Recht. Aber iſt etwa in 
dieſer Frage zu erwarten, daß das RG. von ſeinem Standpunkt 
abgehen wird? 

Recht beachtenswert, aber kaum abſchließend, ſind die Unter⸗ 
ſuchungen des letzten Kapitels über die Rückwirkung einer 
geſetzlichen Anderung auf dem Gebiet des Kriegsſtrafrechts. Der 
Verfaſſer operiert hier mit der Unterſcheidung von dauernden 
und temporären Vorſchriften, ohne aber die Berechtigung dieſer 
Unterſcheidung tiefer zu begründen. Bei temporären Vorſchriften 
iſt die Anwendung von $ 2 Abſ. 2 StGB. ausgeſchloſſen. Da das 
geſamte Kriegsſtrafrecht den Charakter einer temporären Geſetz⸗ 
gebung hat, werden auch nach Aufhebung der Kriegswucher⸗ 
geſetze die vor dieſer Aufhebung begangenen Wucherfälle nach den 
aufgehobenen Geſetzen zu beſtrafen ſein. 

Die kurze Überſicht über den Inhalt des Buches dürfte zeigen, 
daß der Verfaſſer keiner der auftauchenden Fragen aus dem Wege 
gegangen iſt. Er hat die Kriegswuchergeſetzgebung hineingeſtellt 
in den großen Rahmen des allgemeinen Strafrechts und, wie jede 
echt monographiſche Behandlung eines Stückes aus dem beſon— 
deren Teil des Strafrechts das tut, durch dieſe Verbindung nicht 
nur eine allſeitige Beleuchtung des behandelten Stoffes erzielt, 
ſondern zugleich cuch für das allgemeine Strafrecht neuen und 
wertvollen Stoff beigebracht. Für die Rechtsanwendung ge— 
ſchrieben, wird das Buch auch der Wiſſenſchaft zur Förderung 
gereichen. 

Geh. Juſtizrat Prof. Dr. Franz v. Liſzt, Berlin. 


Schrifttum zum Familienunterſtützungsgeſetz vom 
28. Febr. 1888 in der Neufaſſung vom 4. Aug. 1914. 


a) Geſetz betreffend die Unterſtützung von Familien in den 
Dienſt eingetretener Mannſchaften. Mit Erläuterungen von 
Arthur Liebrecht, Magiſtratsrat in Berlin. Dritte ver⸗ 
mehrte Auflage. Berlin 1916. Verlag von Franz Vahlen, 
W 9. Preis geb. 4,80 &. 

Der vorliegende Kommentar tft den Leſern der JW. bereits durch 

die Beſprechung des Amtsgerichtsrats Dr. Friedeberg (JW. 1915, 1044) 

bekannt. Den anerkennenden Worten des Rezenſenten der zweiten 

Auflage kann auch ich nur beipflichten. Allein die damals vertretene 

Anſchauung, „es ſeien alle Zweifelsfragen jetzt gelöſt“, hat durch die 

weitere Dauer des Krieges keine Beſtätigung erfahren. Immer 

weitere Fragen find aufgetaucht und ſelbſt die neue Bundesrats— 
verordnung vom 21. Januar 1916 hat bereits zu Zweifeln Anlaß 
gegeben. Die dritte Auflage bringt daher vieles Neue. So ſindet 
ſich z. B. vom Verfaffer jetzt die Frage erörtert, ob der Antrag auf 


Nr. 16. 1916. 


Familienunterſtützung auch nach dem Tode des Einberufenen noch 
geſtellt werden kann. Mit Recht wird ſie meines Erachtens von 
Liebrecht, S. 85 Anm. 13 bejaht. Dagegen kann ich nicht die S. 86 
Anm. 16 vertretene Anſicht für richtig halten, daß die Familien 
vermißter Beamten keinen Anſpruch auf Fortzahlung des Gehalts 
haben. Nicht die Ausführungsbeſtimmungen zu § 66 RMIIG. dürften 
hier entſcheidend ſein, ſondern der Geſichtspunkt ſcheint mir für die 
weitere Zuſtändigkeit des Gehalts zu ſprechen, daß der Beamte aus 
einem nicht von ihm zu vertretenden Grunde an der Leiſtung der 
übernommenen Dienſte verhindert iſt. Entſprechend der großen Be: 
deutung, die dem Kriegsunterſtützungsweſen bei der langen Dauer 
des Krieges zukommt, hat der Verfaſſer die Auslegungen des Geſetzes 
durchweg vertieft und erweitert. So erklärt es ſich, daß die neue 
Auflage weſentlich umfangreicher iſt als die zweite. Auf die Be: 
deutung des Familienunterſtützungsgeſetzes für die Anwaltſchaft habe 
ich bereits JW. 1916, 566 ff. hingewieſen. Ich will mich an dieſer 
Stelle deshalb nicht wiederholen, möchte aber die Aufmerkſamkeit der 
Anwälte nochmals auf das Liebrechtſche Buch als einen vorzüglichen 
und zuverläſſigen Berater auf dieſem Rechtsgebiete hinlenken. 


b) Geſetz über die Unterſtützung von Familien in den Dienſt 
eingezogener Maunſchaften. Herausgegeben und erläutert 
von Otto Pfeiffenberger, Rechtsanwalt in Mannheim. 
Verlag von J. Heß, Stuttgart, 1916. Preis 3,20 &. 

Pfeiffenberger, der auffälligerweiſe auf dem Titel des Buches 
von der Unterſtützung von Familien in den Dienſt eingezogener 

— ſtatt eingetretener — Mannſchaften ſpricht, dringt weniger tief 

als Liebrecht in das Geſetz ein, was aus der von ihm gewollten 

Rückſichtnahme „auf nichtjuriſtiſche Kreiſe“ zu erklären if. Im 

übrigen hat auch Pfeiffenberger die Bundesratsveroi dnung vom 

21. Januar 1916 eingearbeitet und ebenſo wie Liebrecht die Aus⸗ 

führungsbeſtimmungen von Preußen, Bayern, Sachſen, Württemberg 

und Baden berückſichtigt. In der Ausgabe Pfeiffenbergers finden 
ſich nicht die Bekanntmachungen des Bundesrats über die Kriegs⸗ 
wochenhilſe nebſt den Ausſührungsbeſtimmungen, hingegen iſt die 

Bekanntmachung des Bundesrats über die Todeserklärung Kriegs⸗ 

verſchollener abgedruckt. 

Regierungsrat Dr. Th. v. Olshauſen, Berlin. 


Ratſekretär Dr. Guſtav Fuchs: Der Einfluß des Krieges anf 
beſtehende Lieferungsverträge nach der Rechtſprechung des 
Oberſten Gerichtshofes. Sonderabdruck aus der „Allgemeinen 
öſterreichiſchen Gerichtszeitung“ Nr. 27, 1916. Wien 1916. 
Manzſche Hofbuchhandlung. 24 Seiten. 


Die durch den Krieg hervorgerufene allgemeine weitgehende Preis 
ſteigerung hat denjenigen, welche ſich vor Kriegsausbruch zur Lieferung 
von Waren für ſpätere Zeit zu beſtimmten Preiſen verpflichtet hatten, 
bittere Enttäuſchung gebracht. Viele von ihnen ſahen mit Mißvergnügen, 
daß fie mit weit größerem Nutzen hätten verlaufen können, wenn fie 
nicht durch Verträge gebunden wären. Andere wieder ſehen ihren 
erwarteten Nutzen ſchwinden oder in Verluſt umſchlagen, weil die 
Koſten der Herſtellung der zu liefernden Waren infolge Steigerung 
der Preiſe von Material und Arbeit ſtark geſtiegen ſind. Nur dieſe 
letztere Gruppe von Verkäufern iſt es wohl, für die eine hervorragende 
öſterreichiſche gewerbliche Körperſchaft vorſorgen wollte, als ſie in der 
„Frage der Erfüllung der vor dem Kriege abgeſchloſſenen Lieferungs⸗ 
verträge“ ein Eingreifen der Geſetzgebung befürwortete. 

Da iſt es denn von beſonderem Intereſſe zu wiſſen, wie dieſe 
Frage nach dem geltendem Rechte behandelt wird und ob ſich dieſes 
ſomit nicht als genügend erwieſen hat. Dieſem Zwecke entſpricht die 
vorliegende ÜAberſicht über die Rechtſprechung des Oberſten Gerichts⸗ 
hoſes aufs beſte. Die kurze Sammlung bringt nicht die Entſcheidungen 
ihrem vollen Inhalte nach, ſie teilt vielmehr aus den einſchlägigen, 
zum größten Teile noch unveröffentlichten Entſcheidungen die aus: 
geſprochenen Rechtsſätze in ſyſtematiſcher Ordnung mit. Daß freilich 
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der den Entſcheidungen zugrunde liegende Tatbeſtand nicht mitgeteilt 
iſt, läßt hie und da über die wirkliche Tragweite der mitgeteilten Sätze 
Zweifel oſſen. 

Als wichtigſten Grundſatz ſpricht der Oberſte Gerichtshof — in 
Übereinſtimmung mit dem Reichsgericht — aus, daß der Krieg an 
ſich vertragaufhebende Wirkung nicht beſitze. Dieſe Wirkung komme 
ihm nur im einzelnen Falle zu, in welchem die durch ihn hervor⸗ 
gerufenen Umſtände die Erfüllung ohne Verſchulden des Verpflichteten 
unmöglich gemacht haben. Der Unmöglichkeit ſtellt der Oberſte Gerichts⸗ 
hof die Unerſchwinglichkeit gleich, weil „man einem Schuldner nicht 
zumuten kann, um feiner Erſüllungspflicht nachzukommen, die eigene 
Exiſtenz zu opfern“. In einer anderen Entſcheidung heißt es weniger 
beſtimmt: „Die Unerſchwinglichkeit iſt als Leiſtungsunmöglichkeit zu 
betrachten, wenn die Leiſtung Opfer fordert, die dem Schuldner ver⸗ 
nünftigerweiſe nicht zugemutet werden können“; und wieder ſtark 
abgeſchwächt in einer weiteren Entſcheidung: „Iſt die inſolge des 
Krieges eingetretene Preisänderung von einem ſolchen Umfang, daß 
bei Vertragserfüllung auf Seite des einen Teiles eine ganz ungerecht⸗ 
ſertigte und unverhältnismäßige Bereicherung und auf Seite des andern 
Teiles eine unverhältnismäßige Schädigung erfolgen würde, dann muß 
die materielle Schwierigkeit der Erfüllung der Unmöglichkeit derſelben 
gleichgehalten werden.“ Freilich heißt es dann weiter: „Unter ſolchen 
Umftänden auf der Erfüllung des Vertrages zu beharren, würde gegen 
die guten Sitten verſtoßen.“ 

Daß die Beſchlagnahme oder Inanſpruchnahme der zu lieſernden 
Waren oder aller Erzeugniſſe oder Waren des zur Lieferung Ver⸗ 
pflichteten durch eine Behörde oder durch die Heeresverwaltung die 
Erfüllung unmöglich macht und daher von ihr befreit, ſteht außer 
Zweifel. Dazu entſcheidet aber der Oberſte Gerichtshof, daß dem 
Verpflichteten hieraus wenigſtens kein Nutzen erwachſen dürfe und daß 
er den Mehrerlös, der ſich aus den von der Behörde oder Militär⸗ 
verwaltung gezahlten Preiſen für ihn ergibt, an den urſprünglichen 
Käufer herausgeben muß. Dieſe Entſcheidung iſt um ſo bemerkens⸗ 
werter, als hieſür das öſterreichiſche Recht in den vom Oberſten 
Gerichtshof angezogenen 88 878, 1447 ABGB. keineswegs eine fo 
zuverläſſige Grundlage bietet, wie es bei SS 281, 323 Abſ. 2 BG8. 
der Fall iſt. „Es wäre“, ſagt der Oberſte Gerichtshof, „. . . unbillig 
und den guten Sitten und der Auffaflung von Treu und Glauben im 
Verkehre widerſtreitend, wenn die Beklagte berechtigt ſein ſollte, den⸗ 
ſelben Umſtand, nämlich die entgeltliche Requirierung ſeitens der 
Militärbehörde, der ihr den von ihr von vornherein angeftrebten 
Nutzen beläßt und ſie von der dafür entfallenden Gegenleiſtung und 
auch von der Pflicht, Erſatz zu leiſten, befreit, noch überdies zum 
Behalten eines weiteren ungebührlichen Vorteils auszunutzen, und 
dies deſſenungeachtet, daß für den Kläger eben dieſelben tatſächlichen 
Umſtände zu ſeiner Schädigung ſogar in einem bedeutend höheren 
Maße geführt haben. Den ſich aus dem erwähnten Geſichtspunkt 
ergebenden Forderungen des Rechtsgefühls zum Durchbruch 
zu verhelfen, bietet die Schlußbeſtimmung der 55 878, 1447 A8 GB. 
eine geeignete und unbedenkliche Handhabe, ſowohl was den Rechts⸗ 
grund des Anſpruchs ſelbſt anbelangt, als auch bezüglich des Aus⸗ 
maßes der „Verantwortlichkeit“, die eben in der Leiſtung desjenigen 
beſteht, womit der Beklagte grundlos bereichert erſcheint. 

Zwieſpältig iſt die Stellung des Oberſten Gerichtshofes zu den 
Vorſchriften über Preistreiberei. In einer Entſcheidung vom 
16. Mai 1916 heißt es nämlich: „Der Schaden des Käufers beſteht 
alſo darin, daß er infolge Nichtlieferung der Ware den Differenzbetrag 
zwiſchen dem Einkaufs- und eventuellen Verkaufsbetrage eingebüßt 
hat. Die Einwendung des Verkäufers, daß das Fordern dieſes Be: 
trages angeſichts der koloſſalen Steigerung der Preiſe infolge des 
Krieges gegen die kaiſerliche Verordnung, betreffend die Preistreiberei, 
verſtoße und ſtrafbar fet, iſt hinfällig. Denn abgeſehen davon, daß 
die Beſtimmungen des HGB. durch die erwähnte kaiſerliche Verordnung 
nicht abgeändert wurden und es ſich im gegebenen Falle um einen 
abſtrakten Schaden handelt, iſt zu erwägen, daß der den Schadenerſatz 
beanſpruchende Käufer wohl an dieſe kaiſerliche Verordnung gebunden 
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war, daß er aber das Opfer, das er der Allgemeinheit zu 
bringen gezwungen war, indem er die Ware nur um einen ſolchen 
Preis hätte weiterverkaufen können, der in einem billigen Verhältnis 
zu den Geſtehungskoſten ſtand, eben aus ſeinem Vermögen gebracht 
hätte, daß aber keineswegs dem Verkäufer das Recht zuſtand, dieſes 
der Allgemeinheit zu bringende Opfer ſich zuzueignen 
und ſich auf dieſe Weiſe mit dem Schaden des Käufers zu 
bereichern.“ In einer Entſcheidung vom 14. März 1916 wird jedoch 
die Zugrundelegung des Marktpreiſes ſür die Berechnung des Schaden⸗ 
erſatzes abgelehnt und weiter ausgeführt: „Aber auch die behördlich 
feſtgeſetzten Höchſtpreiſe für die Ware können nicht zur Grundlage für 
die Berechnung der Höhe des entgangenen Gewinnes genommen werden, 
da der Verkauf dieſer Ware zum Höchſtpreiſe, ja ſelbſt unter ihm 
durch die kaiſerliche Verordnung betreſſend die Preistreiberei, 
dahin eingeſchränkt iſt, daß der Verkäufer nur den aus den Geſtehungs⸗ 
koſten und dem üblichen Gewinne gebildeten Preis, keineswegs alſo 
von vornherein den behördlich fixierten Höchſtpreis ſordern darf.“ 
Der zu erſetzende entgangene Gewinn wurde in dieſem Falle gemäß 
§ 273 Oſt3ZPO. nach Anhörung von Sachverſtändigen mit 20% 
an Stelle der vom Kläger beanſpruchten 100% des Kaufpreiſes 
bemeſſen. 

Wir ſcheiden von der kleinen Sammlung, aus deren reichen 
Inhalt nur einzelnes herausgegriſſen wurde, mit dem Ausdruck des 
Dankes für den Verfaſſer, daß er ſich dieſer mühſamen Arbeit unter⸗ 
zogen und ſie ſo gut zuſtande gebracht hat. Wir ſcheiden aber auch 
mit der Überzeugung, daß kein Bedürfnis für ein Eingreifen der 
Geſetzgebung beſteht. Sektionsrat Prof. Dr. Em. Adler, Wien. 


1. Conrad Bornhak: Grundriß des deutſchen Staatsrechts. 
4. Auflage. VII und 253 Seiten. 

2. Conrad Boruhak: Grundriß des Verwaltungsrechts in 
Preußen und dem Dentſchen Reich. 5. Auflage. VI und 
205 Seiten. 

Leipzig 1916. A. Deichertſche Verlagsbuchhandlung, Werner 
Scholl. 


Beide Grundriſſe ſind zuerſt im Jahre 1906 erſchienen. Wenn 
wir jetzt die 4. und 5. Auflage erhalten, ſo bedeutet das einen 
anerkennenswerten Erfolg. Es mag uns auch als Anzeichen dienen, 
woraus wir entnehmen, was unſeren jungen Juriſten, oder vielleicht 
beſſer: angehenden Juriſten, gefällt; denn ſie ſind es doch, die bei 
Büchern dieſer Art die raſch ſich folgenden Auflagen machen. In 
dieſer Hinſicht wird wohl vor allem in Betracht kommen die gerade 
für dieſes Publikum beſonders anziehende Schreibweiſe des Verfaſſers. 
Da gibt es keine majeſtätiſchen Satzungetüme und atemraubenden 
Perioden. In kurzen leichten Sätzen fließt die Darſtellung dahin. 
Auch der Inhalt macht überall den Eindruck des Leichtverſtändlichen — 
oft bildet ſich zwar der Leſer nur ein, etwas verſtanden zu haben; 
aber für den erwähnten Erfolg kommt es ja nur auf feinen Eindruck 
an. Jedenſalls der Verfaſſer ſelbſt zeigt nicht leicht Zweifel und 
Bedenken, ſondern ſchreitet mit wohltuender Sicherheit vorwärts — 
auch an Stellen, wo mancher geneigt wäre, etwas beſorgt zu ſein. 
Schüchternheit iſt nicht ſeine Sache und ſeine Meinung bringt er 
immer ſehr unverhohlen zum Ausdruck: Das Frankfurter Parlament 
„vertrödelte die beſte Zeit“ mit den Grundrechten (Staatsrecht 
S. 44) und ebenſo die Volksvertretung in den Einzelſtaaten mit der 
Adreßdebatte (S. 78). Über die Bedeutung des engliſchen Zwei⸗ 
kammerſyſtems „faſelte man ſeit Montesquieu“ (S. 61). Die Anſicht 
Seydels über die Auflösbarkeit des Reiches durch die Regierungen 
„ſteigerte ſich bis zu dem politiſchen und juriſtiſchen Wahnwitze 
Jagemanns“ (S. 141). Die Streitfrage nach dem organiſchen 
Charakter des Staates bedeutet nichts mehr: „Mit dem bloßen 
Worte Organismus wird viel Unſug getrieben“ (S. 228). 

Der Verfaſſer wendet ſich dazwiſchen mit Recht gegen die Sprech⸗ 
weiſe von „Politik und Zeitungsdeutſch“ (S. 60). Es gibt aber 
auch ein gutes Zeitungsdeutſch, und nur mit dieſem möchten wir 
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feine Schreibart vergleichen. Jedenfalls „Juriſtendeutſch“ ſchreibt er 
nicht. Und das Politiſche gibt ihm ſo viel leitende Maßſtäbe und 
Geſichtspunkte, daß das Juriſtiſche dagegen leicht etwas in den 
Hintergrund tritt. Auch das trägt wohl dazu bei, ſeine Grundriſſe 
für unſere jüngeren Leute, die noch keine Juriſten, aber alle ſchon 
Politiker ſind, anziehender zu machen, als unſere Lehrbücher zu ſein 
pflegen. 

Eine gewiſſe Gleichgültigkeit gegen die Rechtsformen tritt uns 
ſofort ſchon entgegen bei der „Geſchichtlichen Entwicklung der Landes⸗ 
hoheit“ (S. 16 ff.). Da werden drei kräftig betonte Stufen unterſchieden: 
die Feudaliſierung der Obrigkeit, die Patrimonialiſierung 
des Staatsweſens und der ſtändiſche Patrimonialſtaat. Die 
„Feudaliſterung“ beſteht in dem „Verwachſen der alten Grafengewalten 
mit dem Großgrundbeſitz“. Was das Lehnrecht dabei zu tun hat, 


iſt nach der kurzen Beſchreibung des Vorganges nicht erſichtlich. 


Beim Großgrundbeſitz ohne weiteres an etwas „Feudales“ zu denken, 
entſpräche doch mehr moderner „Zeitungspolitik“. Eben deshalb 
tritt auch der Gegenſatz nicht ſo klar hervor zu der nachher folgenden 
„Patrimonialiſterung des Staatsweſens“. Nach den Erläuterungen 
lieſe ſie im weſentlichen darauf hinaus, daß „die Ortsobrigkeit eignes 
Recht der beſitzenden Klaſſen in Stadt und Land geworden iſt“ 
(S. 8). Daraus geht der „ſtändiſche Patrimonialſtaat“ hervor, indem 
nun jene beſitzenden Klaſſen Landſtände bilden mit dem Rechte der 
Steuerbewilligung. Der „ſtändiſche Staat“ erſcheint ſpäter noch 
einmal, bei der Lehre von der Staatsangehörigkeit (S. 42), aber in 
etwas anderer Bedeutung, und dabei erhält auch das Lehen eine 
Wirkſamkeit zugewieſen, die nicht unbedenklich iſt: „Der ſtändiſche 
Staat kannte keine allgemeine Staatsangehdörigkeit, ſondern nur eine 
durch den Stand vermittelte. Wer von dem Landesherrn ein Lehen 
erhalten hatte, ſtand zu ihm in dem beſonderen Treueverhältniſſe des 
Lehnsbandes und war dadurch für ſich und ſeine Angehörigen 
Untertan der Staatsgewalt ...“ Danach wäre Johann Sigismund 
polniſcher Untertan geweſen? So iſt es gewiß nicht gemeint; aber 
die für ein ſolches Unternehmen ſich aufdrängende Kürze führt eben 
leicht zu Undeutlichkeiten. 

Sehr kurz iſt natürlich auch „Das allgemeine Staatsrecht“, das 
den Schluß des Bändchens bildet. Erörterungen über „die Geſellſchaft“ 
nehmen noch verhältnismäßig großen Platz in Anſpruch, wobei die 
Präſidentſchaft der Republik als „der letzte Abglanz des germaniſchen 
Königtums“ ihre Bezeichnung findet (S. 243). 

Der Denkweiſe des Verfaſſers müßte es eigentlich entſprechen, 
daß er ſich das Weſen des Staates zurechtlegt ohne die Hilfe einer 
juriſtiſchen Perſönlichkeit. Er meint jedoch (S. 228): „Darin, daß 
der Staat die höchſte Herrſchaft hat, liegt bereits ausgeſprochen, daß 
er Subjekt dieſer Herrſchaft und alſo Perſönlichkeit iſt.“ Freilich. 
Aber S. 16 heißt es doch, daß „jedes ſtaatliche Recht in letzter Linie 
zurückgeht auf die phyſiſche Perſon des Monarchen“. Das ſtimmt 
nicht. Ein Verſuch, dieſe zweierlei urſprünglichen Subjekte der Staats⸗ 
gewalt gütlich zu vereinigen, ſoll wohl in der S. 234 gegebenen 
Formel liegen: „Die Staatsperſönlichkeit geht auf in der phyſiſchen 
Perſon des Monarchen.“ Allein da wäre es denn doch wohl richtiger, 
in der Monarchie von der doch nur zum „Aufgehn“ beſtimmten 
elbſtändigen Perſönlichkeit des Staates überhaupt nicht zu reden. 

Die nämliche Schwierigkeit entſteht ja auch bei der Lehre vom 
Weſen des Reiches (S. 140 ff). Dieſes iſt aus Staaten zuſammen⸗ 
ge ſetzt und „der Wille der Geſamtheit kann durch den Willen der 
einzelnen Mitglieder nicht erſetzt werden. Hat aber die Geſamtheit 
einen eigenen, von dem der Mitglieder verſchiedenen Willen, ſo iſt 
ſie auch eine eigene Perſönlichkeit. Es iſt damit der Beweis geführt, 
daß das Reich ein Staat iſt“ (S. 142). Das letztere läßt ſich 
bezweiſeln. Aber der Verfaſſer hebt ſelbſt ſehr richtig hervor, daß 
ſich „die Willensbildung des Reiches nicht unabhängig von den 
Einzelſtaaten vollzieht“, und hat Bedenken gegen die Souveränität 
des Reiches (S. 148). Schließlich find doch „Inhaber der Reichs: 
ſtaatsgewalt“ die verbündeten Regierungen (S. 144). Auch hier 
findet ſich freilich wieder eine vereinbarende Formel: „das Reich iſt 
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nichts anderes als die Geſamtheit der Einzelſtaaten in ihrer korporativen 
Zuſammenfaſſung zu dem neuen ſtaatlichen Rechts ſubjekte des Neiches“. 
Auch hier aber kann man ſich des Verdachtes nicht erwehren, daß 
dieſes Neue nur ein überflüſſiges Zugeſtändnis iſt an die „juriſtiſche 
Methode“. 

Es wäre noch viel zu ſagen. Nicht einverſtanden bin ich damit, 
daß das Budgetrecht der Volksvertretung zu voller Bedeutungs⸗ 
loſigkeit herabgedrückt wird (S. 101 f.), daß der Kaiſer die Sanktion 
des Reichsgeſetzes gebe (S. 165), daß erſt mit der Reformation die 
naturrechtliche Behandlung des Staates beginne (S. 228, 229), und 
noch mit mehrerem ſonſt. 

Weniger eigenartig iſt der Grundriß des VBerwaltungs⸗ 
rechtes. Hervorzuheben wäre etwa die Begriſſsbeſtimmung: „Ver⸗ 
waltungsrecht iſt der Inbegriff der Normen, welche die Behörden⸗ 
tätigkeit regeln“ (S. 26). Es ſcheint hierbei weſentlich an Dienſt⸗ 
inſtruktionen gedacht zu ſein. Sodann erſcheint hier wieder das 
„ſelbſtändige Verordnungsrecht“. Als Beleg ſollen die „Verordnungen“ 
dienen, die auf dem „Gebiete des Unterrichtsweſens“ ergehen 
(S. 80). Das find aber ja gerade Verwaltungsvorſchriften. Wer 
ein ſelbſtändiges Verordnungsrecht beweiſen will, muß RNechts⸗ 
verordnungen bringen; denn nur wegen dieſer iſt Streit. 

Der Stoff wird eingeteilt in „Verwaltungsorgane“ und „Einzel⸗ 
gebiete der Verwaltung“. Für die letzteren iſt das alte ſtaats⸗ 
wiſſenſchaftliche Syſtem maßgebend geblieben. Dabei wird von der 
Armenpflege geſagt: „Grundlage iſt die Armenpolizet, die die Spreu 
vom Weizen fondert“ (S. 126), und unter der Rubrik „Grunbbefig 
recht“, in welchem „die Verwaltung auch ohne Entziehung des 
Eigentums ſortgeſetzt eine Wirkſamkeit in bezug auf den Grundbeſtz 
entfaltet“, findet ſich auch „die Abwehr von Viehſeuchen“ (S. 183). 
Dieſe Einteilungsweiſe klappt eben nie ordentlich. 

Im Vorwort zum Grundriß des Staatsrechts bemerkte Verfaſſer, 
daß ſeit Gerber derartiges nicht unternommen worden ſei. Im 
Grundriß des Verwaltungsrechts heißt es bei der Literaturangabe mit 
auszeichnendem Fettdruck gegenüber allem anderen: „Beſonders hervor 
zuheben find Laband, Staatsrecht des Deutſchen Reiches, Bornhak, 
Preußiſches Staatsrecht.“ Gerber und Laband find jedenfalls vor⸗ 
treffliche Geſellſchaft. Wenn ſie ihrerſeits ganz anders ſchreiben, ſo 
iſt es doch gut und recht, daß auch einmal wieder eine abweichende 


Richtung ſich geltend macht. 
Prof. Dr. Otto Mayer, Leipzig. 


Handansgabe des Geſetz⸗ und Berorduungsblattes für die 
okkupierten Gebiete Belgiens (1. September 1914 bis 31. De⸗ 
zember 1915), mit Verweiſungen und Abdruck der angezogenen 
Geſetze und Verordnungen nebſt einem Anhang. Heraus⸗ 
gegeben von der Politiſchen Abteilung bei dem General⸗ 
gouverneur in Belgien, bearbeitet von Gerichtsaſſeſſor 
Dr. Otto Spengler. Bd. L Brüſſel 1916. Druck und 
Verlag der Staatsdruckerei Brüſſel, Löwener Straße 40. 
Zu beziehen durch die Buchhandlung Miſch & Thron, Brüſſel, 
Koningſtraat 126. (Preis broſchiert für Behörden 3 &, für 
Private 4,50 &, geb. 4 bzw. 5,50 &.) 400 und 110 Seiten. 

Die Politiſche Abteilung bei dem Generalgouverneur in Belgien 
hat in dem hier angezeigten Werke die geſamten von dem General⸗ 
gouverneur während der Beſetzungszeit erlaſſenen Anordnungen in der 

Zeitfolge zuſammengeſtellt. Sie hat damit einem offenbaren Be⸗ 

dürfnis nicht nur der Behörden des Beſetzungsgebietes, ſondern auch 

der zahlreichen Intereſſenten im Deutſchen Reiche entſprochen. Es iſt 
ſchon für jeden, der ſich über eine während der Beſetzungszeit er⸗ 
laſſene Anordnung unterrichten will, angenehmer, die geſamten An⸗ 
ordnungen bis Ende 1915 in einem handlichen Bande in deutſcher 

Sprache zuſammen zu finden, als ſie aus dem umfangreichen drei⸗ 

ſprachigen Verordnungsblatt herauszuſuchen. Die Benutzbarkeit des 

Werkes wird aber noch beſonders erhöht durch ein ſehr ausführliches 

Sachregiſter und zwei Überſichten, von denen die erſte nach Gebieten, 


45. Jahrgang. 


die zweite nach ber Zeitfolge zuſammengeſtellt iſt. Es war ferner 
ein glücklicher Gedanke, die in Deutſchland ſchwer zugänglichen belgi⸗ 
ſchen Rechtsquellen, ſoweit fie in den Verordnungen angezogen find, 
mit abzudrucken. Endlich iſt der innere Zuſammenhang unter dieſen 
Anordnungen ſelbſt durch ſorlaufende Anmerkungen hergeſtellt. 

Ein Blick in das ſyſtematiſche Negiſter zeigt, welche große Menge 
von geiſtiger Arbeit die Politiſche Abteilung aufgewendet hat, um 
das öffentliche und bürgerliche Leben in dem großen Beſetzungsgebiete 
zu regeln und mit den militäriſchen Bedürfniſſen in Einklang zu 
bringen. Wir finden unter den Verordnungen viele, durch die nicht 
weniger im Intereſſe der Bevölkerung als in dem des Beſatzungs⸗ 
heeres deutſche Einrichtungen für Belgien ganz neu getroffen worden 
find, wie z. B. die Einführung der Sittenpolizei in den großen 
Städten. Zahlreiche Verordnungen betreffen das Schulweſen, die 
Sozialgeſetzgebung, die Landwirtſchaft, das Geld⸗, Bank⸗ und Wechfel⸗ 
weſen. Vielfach findet man Beſtimmungen, die zeigen, daß die Vor⸗ 
ſchriften des dritten Abſchnitts der Landkriegsordnung vom 18. Ok⸗ 
tober 1907 (Militäriſche Gewalt auf beſetztem feindlichen Gebiete) 
mit ängſtlicher Sorgfalt beobachtet werden. So heißt es z. B. in 
Art. 2 einer Verordnung vom 15. Auguſt 1915 gegen die Arbeits⸗ 
ſcheu (S. 236), daß als ein die Ablehnung einer angebotenen Arbeit 
begründender Umſtand jeder auf dem Völkerrecht beruhende anzuſehen 
iſt. Damit werden die in Art. 52 der Landkriegsordnung ange⸗ 
gebenen Grenzen innegehalten, wonach die von den Einwohnern des 
Beſetzungsgebietes für die Bedürfniſſe des Beſetzungsheeres geforderten 
Dienſtleiſtungen von der Art ſein müſſen, „daß ſie nicht für die 
Bevölkerung die Verpflichtung enthalten, an Kriegsunternehmungen 
gegen ihr Vaterland teilzunehmen“. Die gleiche Rückſichtnahme auf 
die völkerrechtlichen Vorſchriften zeigen die Verordnungen über die 
Requiſitionen. Nach einer Bekanntmachung vom 9. Januar 1915 
(S. 394) werden ſeit dem 15. Januar 1915 (dem Tage, von dem 
an die monatliche Kriegskontribution von 40 Millionen Franken ge⸗ 
zahlt wird) ſämtliche Anforderungen für das Beſetzungsheer bar 
bezahlt (Landkriegsordnung Art. 52 Abſ. 3). Für die vorher an⸗ 
geforderten Leiſtungen iſt wenigſtens die nachträgliche Ausſtellung von An⸗ 
erkenntniſſen herbeigeführt (Bekanntmachung vom 5. Juli 1915, S. 182). 

Die auf militäriſchem Gebiete bewährte und bewunderte Organi⸗ 
ſations fähigkeit der Deutſchen zeigt ſich in den von der Zivilverwal⸗ 
tung erlaſſenen Anordnungen auch auf den Gebieten des bürgerlichen 
Lebens. Hierfür wird das hier angezeigte Buch ein dauerndes 
Ruhmes denkmal fein. 

Amtsgerichtsrat Prof. Dr. Heilfron, Charlottenburg. 


Wegweiſer für deutſche Wohlfahrtspflege in Belgien. 
Brüſſel, Zentralſtelle für ſoziale Fürſorge, 1916. 99 Seiten. 
Geh. 0,80 &. 

Von der Zentralſtelle für ſoziale Fürſorge in Brüſſel wurde 
eine von Dr. Alexander Philipsborn, Rechtsanwalt am Kammer⸗ 
gericht in Berlin, z. Zt. in Brüſſel, bearbeitete Schrift herausgegeben, die 
dankenswerte Einblicke in die ſeit Beginn der Okkupierung des belgiſchen 
Landes errichtete deutſche Verwaltung und die von letzterer organiſierte 
Wohlfahrtspflege gibt. Da der erſte Zweck der Schrift nach dem 
ausdrücklichen Willen des Generalgouverneurs Freih. von Biffing, der 
das Geleitwort ſchrieb, iſt, allen denen, die ſich in den Dienſt der ſozialen 
Fürſorge in Belgien geſtellt haben und noch ſtellen werden, die Arbeit zu 
erleichtern, verdient das den Abſchnitten „die deutſche Verwaltung in 
Belgien“ und „die deutſche Wohlfahrtspflege in Belgien“ vorangeſetzte 
Kapitel über die wichtigſten Einrichtungen, die in Belgien auf dem 
Gebiet der allgemeinen Wohlfahrtspflege ſchon vor dem Kriege in 
Wirkſamkeit waren, beſonderes Intereſſe! Der Verfaſſer bietet hier 
zunächſt eine ſachkundige Darſtellung der Grundlinien der belgiſchen 
Arbeiterverſicherung, des Schutzes der Frauen⸗ und Kinderarbeit, der 
durch eine Zuſammenfaſſung der belgiſchen Geſetze vom 13. Dezember 
1889, 10. Auguſt 1911 und 26. Mai 1914 in einem einheitlichen, vom 
Generalgouverneur veröffentlichten Gefetz vom 17. Dezember 1914 
einen Sammelpunkt gefunden hat, der durch das Geſetz vom 17. Juli 
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1905 bzw. 26. Mai 1914 eingeführten Sonntagsruhe und der durch 
Geſetz vom 31. Dezember 1909 geregelten Arbeitsdauer, die nur für 
die Arbeit in den Bergwerken derart beſchränkt iſt, daß ſie höchſtens 
neun Stunden betragen darf. Die Sonntagsruhe iſt ausſchließlich 
als Ruhezeit für die Angeſtellten gedacht, ſo daß der Inhaber den 
Betrieb auch am Sonntag unbeſchränkt offenhalten, ſelber arbeiten 
und auch die mit ihm zuſammenwohnenden Familienangehörigen bis 
zum dritten Verwandtſchaftsgrade und die Dienſtboten befchäfligen 
darf. Die Arbeiterverſicherung (Kranken⸗, Invaliden⸗, Alters- und 
Unfallverſicherung), die gekennzeichnet iſt durch das Syſtem freiwilliger 
Verſicherung und ſtaatlicher Zuſchüſſe, ſteckt in Belgien noch in den 
Anfängen und ſollte durch einen kurz vor Kriegsbeginn durch die 
Abgeordnetenkammer angenommenen Geſetzentwurf als allgemeine 
Zwangsverſicherung nach deutſchem Vorbild ihre Ausdehnung finden. 
Gleichwohl beanſpruchen manche dieſer belgiſchen Sozialgeſetzgebung 
zugrunde liegenden Reformgedanken vorzügliche Beachtung, fo ins⸗ 
beſondere die aus dem Arbeiterwohnungsgeſetz (Geſetz vom 9. Auguſt 
1889 sur les habitations ouvrières et les comites de patronage, 
modifiee par les lois des 80. Juli 1892, 18. Juli 1893 et 16. Auguſt 
1897) ſprechende ee, das Arbeiterwohnungsweſen zu reformieren 
durch einen in jede Verwaltungskreis eingeſetzten Wohlfahrtsausſſchuß 
(comité de patronage des habitations ouvrieres et des institutions 
de prévoyance), deſſen Hauptaufgabe darin beſteht, geſunde Arbeiter⸗ 
wohnungen zu errichten und dieſelben gegen bar oder Jahresrenten 
zum Verkauf zu ſtellen; die hypothekariſchen Darlehen werden von 
den sociétés d'habitations und örtlichen Kreditvereinen gegeben. Die 
belgiſche Jugendfürſorge (Schutz der Findel⸗ und Waiſenkinder, Schutz 
der Jugend gegen Verbrechen und Verwahrloſung, Jugendſtrafrecht 
und Fürſorgeerziehung), die durch das Geſetz vom 15. Mai 1912 (loi 
sur la protection de l’enfance) geregelt iſt, aber in der Theorie ſich 
fortſchrittlicher ausnimmt als in der Praxis, findet eingehende 
Würdigung; auch ein Kapitel über öffentliche und private Armenpflege, 
ihre Geſchichte, Organiſation und Grundſätze iſt beigegeben. 

Eine auf reicher Kenntnis der deutſchen Arbeit in Belgien fußende 
Darſtellung der nach den Vorſchriften der Haager Landkriegsordnung 
durchgeführten deutſchen Verwaltung des Landes bildet den Mittel⸗ 
punkt der Schrift, die, ſoweit der Leſer ſich mit Einzelheiten vertraut 
machen will, in der von Gerichtsaſſeſſor Otto Spengler bearbeiteten, 
von der Politiſchen Abteilung bei dem Generalgouverneur in Belgien 
herausgegebenen „Handausgabe des Geſetz⸗ und Verordnungs⸗ 
blattes für die okkuppierten Gebiete Belgiens“ (Brüſſel, 
Staatsdruckereiverlag 1916) 1) eine willkommene Ergänzung findet. In 
dem Abſchnitt „Rechtſprechung“, die im allgemeinen noch bei den 
unter deutſcher Aufſicht ſtehenden belgiſchen Gerichtsorganen ruht, wird 
der von der deutſchen Verwaltung für beſondere Fälle ins Leben 
gerufenen Schiedgerichte Erwähnung getan. Die Organiſation der 
Verwaltung iſt nach der Stufenfolge: Generalgouverneur, Bentral-, 
Provinzial, Kreis⸗ und Kommunalbehörden unter Aufzeichnung der 
wichtigſten wirtſchaftlichen Zentralſtellen knapp und überſichtlich 
wiedergegeben. Die als Ausbau des Arbeiterſchutzes und der Arbeiter⸗ 
verſicherung, zur Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit und Arbeitsſcheu, 
zur Verhütung der Schädigungen wegen deutſchſreundlicher Haltung 
und zur Sicherſtellung der im öffentlichen Intereſſe erforderlichen 
Arbeiten erlaſſenen Verordnungen ſind von Philipsborn ſyſtematiſch 
zufammengefaßt worden. Die Neuorganiſation der Sittenpolizei, die 
ehedem von den belgiſchen Behörden unzureichend gehandhabt wurde 
und heute durch die Verordnungen vom 8. Februar 1915 und 
6. März 1915 den Präfidenten der Zivilverwaltung als Chefs der 
Sittenpolizei unterſtellt iſt, die unter Mitwirkung der Zivilkommiſſare 
als Kreiskommiſſare des belgiſchen Roten Kreuzes und der den 
letzteren zur Verfügung ſtehenden deutſchen Fürſorgeſchweſtern die 
vorgeſchriebenen Maßnahmen (Kontrolle, ärztliche Unterſuchung, 
Anhalten zur Beſſerung) durchführen, leitet hinüber zur eigentlichen 
Fürſorgearbeit des belgiſchen Roten Kreuzes, deſſen Comité Directeur, 
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nachdem es die Mitwirkung an der vom Generalgouverneur an⸗ 
geordneten ſozialen Tätigkeit abgelehnt hatte, im April des 
Vorjahres aufgelöſt wurde. Durch Erlaß des Generalgouverneurs 
vom 17. Mai 1915 wurde mit der Leitung des Roten Kreuzes 
dann als Zentralinſtanz für das ganze Generalgouvernement ein 
„Delegierter des Generalgouverneurs für das belgiſche Rote 
Kreuz“ beauſtragt. Alles das, was dieſe neugeſchaffene Leitung 
und die jüngſt durch eine Verordnung des Generalgouverneurs vom 
15. Juli 1916 begründete „Zentrale für ſoziale Fürſorge“, die 
Geheimrat Pannwitz unterſtellt iſt, bisher auf ſozialem Gebiet 
(Arbeitsbeſchaffung. Heimarbeit, Volksküchen, Unterſtützungsweſen, 
Konſumanſtalten, Mütterberatung, Kinderſchutz, Jugendpflege, Arbeiter⸗ 
gärten, Werkſtätten und Ausſtellungsweſen) geleiſtet hat, in einer 
auch den Fernſtehenden über Zweck, Richtlinien und Umfang der nach 
dem Willen unſeres Kaiſers und in Ausfluß des Grundſatzes „Inter 
arma caritas“ organiſierten Wohlfahrtspflege unterrichtenden Form 
dargeſtellt zu haben, iſt das unleugbare Verdienſt des gehaltvollen 
Buches! So wird dasſelbe, zumal es in ſeinem erſten Teil ein 
lichtvolles Bild von Land, Leuten und der politiſchen Geſchichte wie 
der Staats-, Provinzial⸗ und Kommunalverfaſſung Belgiens entwirft, 
„über ſeinen unmittelbaren Zweck hinaus“, wie Freiherr von Biſſing 
es wünſcht, „auch allen denen zum Geleit dienen können, die aus 
irgendeinem Grunde ſich über öffentliche Einrichtungen in Belgien, 
insbeſondere über die deutſche Verwaltung und deren Organiſation, 


unterrichten wollen“. Rechtsanwalt Dr. Amelunxen, Namur. 


Dr. Ludwig Waldecker, Gerichtsaſſeſſor a. D, Privatdozent 
an der Univerſität Berlin. Die eingetragene Genoſſenſchaft. 
Ein Lehrbuch. Tübingen, Verlag von J. C. B. Mohr (Paul 
Siebeck) 1916. XI, 347 Seiten. 80. 


Das Buch Waldeckers enthält eine auf germaniſtiſcher Grund⸗ 
lage aufgebaute ſyſtematiſche Darſtellung des Rechts der deutſchen 
eingetragenen Genoſſenſchaft. Daß unter den geltenden Vermögens⸗ 
genoſſenſchaftstypen gerade dieſer ſich am eheſten zu ſolcher Darſtellung 
eignete wie daß es an einer derartigen Darſtellung bisher fehlte, iſt 
unbeſtreitbar. Sowohl der geſchichtliche Urſprung wie der wirtſchaftliche 
Zweck wie endlich der Ausbau der Geſtaltung atmen am eheſten 
das, was man „Genoſſenſchaſtsgeiſt“ nennen kann, und deshalb war 
es ein glücklicher Vorwurf, den ſich der Verfaſſer nahm. Er hat ſich 
an ſeinen Gegenſtand offenbar auch mit großem Eifer und rühmenswerter 
Hingebung gemacht. Das Buch enthält viel Gedankenarbeit und 
manche ſchätzenswerte Einzelausführungen, von denen einige ſchon an 
anderer Stelle in Geſtalt von Sonderabhandlungen erſchienen waren. 
So möchte ich nur auf § 10 (Der vermögensrechtliche Beſtandteil des 
mitgliedſchaſtlichen Verhältniſſes), auf § 11 (Der Erwerb der Mit⸗ 
gliedſchaft), auf 8 8 (Die Errichtung der eingetragenen Genoſſenſchaft) 
beſonders aufmerkſam machen. Vortrefflich iſt z. B. in § 10 die 
Darſtellung der Sachleiſtungen. Der Verfaſſer iſt folgerechter Gierke⸗ 
anhänger und führt die Grundgedanken Gierkes bis in die letzten 
Veräſtelungen durch. In mehreren großen Fragen teile ich auch 
durchaus feinen Standpunkt, wie er zumal in den 85 8, 10, 11 zur 
Geltung kommt, während mir bei der Darſtellung der Organiſation 
der Genofſenſchaft hier zu viel des Guten getan zu fein ſcheint und 
die Auseinanderhaltung des „Sozialen“ und „Individualrechtlichen“ 
beim Vorſtand und Aufſichtsrat eine von der Praxis kaum zu beſolgende 
Kompliziertheit hervorrufen dürfte, die im Mißverhältnis zu den 
einfachen Verhältniſſen der Genoſſenſchaſt ſteht. Überhaupt dürfte 
ſich fragen, ob der Verſaſſer gut getan hat, ſein Werk ein „Lehrbuch“ 
zu nennen. Für wen ſoll dieſes Lehrbuch geſchrieben ſein? Für den 
Studierenden iſt es zu weitſchweiſig und zu ſehr ins Detail ſpitz⸗— 
findiger Begriſſsſpaltung gehend, für den Praktiker zu einſeitig im 
Standpunkt, auch nicht genug anſchaulich in der Schreibweiſe. Es 
handelt ſich um eine theoretiſch wertvolle Durchdringung des Stoffes 
von einem beſtimmten Geſichtspunkt aus. Ein ſolches Unternehmen 
iſt ſtets anzuerkennen, auch von denjenigen, die nicht Anhänger der 
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Grundauffaſſung des Verfaſſers find, und deren Zahl iſt bekanntlich 
eine ſehr große. Insbeſondere die Geſamtaktstheorie wie die 
Theorie der mitgliedſchaftlichen Sonderrechte iſt noch immer lebhaſt 
beftritten, ja man muß — wenigſtens für das Aktienrecht — ſagen, 
daß das Gebiet der mitgliedſchaftlichen Sonderrechte von der Geſetzgebung 
der letzten Jahrzehnte immer mehr eingeengt wird, man braucht nur an 
die jüngſte franzöſiſche Aktiennovelle zu erinnern. Der Zug der Zeit 
ſcheint — man mag dies beklagen — den mitgliedſchaftlichen Sonder⸗ 
rechten nicht hold zu ſein. 

In der wiſſenſchaftlichen Behandlung des Stoſſes hatte der 
Verſaſſer — außer den großen Werken O. v. Gierkes — nicht 
viel Vorgänger. In der Literaturüberſicht auf S. 13, 14 hebt 
er die älteren Erſcheinungen hervor, ohne freilich die bedeut⸗ 
ſameren, wie Sicherers Buch gebührend zu unterſtreichen. Aus 
jüngſter Zeit iſt zumal Deumers Arbeit zu nennen, die freilich an 
wiſſenſchaftlicher Selbſtändigkeit hinter Waldeckers Arbeit zurückſteht, 
aber doch das Lob einer klar geſchriebenen und gut durchdachten Leiſtung 
verdient, und der mir der Verfaſſer nicht ganz gerecht zu werden 
ſcheint. Seine Ausſetzungen an der kommentatoriſchen Literatur ſind 
vielfach berechtigt, immerhin hätte auch hier wohl etwas mehr Maß 
gehalten werden können. Nicht genügend ſcheint mir die handels⸗ 
rechtliche Literatur überhaupt benutzt zu ſein. So konnten auch andere 
Kommentare zum Aktienrecht, als der von Staub⸗Pinner, ergiebiger 
herangezogen, die Arbeit B. Ehrenbergs über das Handelsregiſter 
in feinem Handbuch Bd.! benutzt werden u. a. m. 

Zu wünſchen wäre eine knappere und weniger anſpruchs volle 
Darſtellungsart geweſen. So hätte ſich der Inhalt der beiden erſten 
Paragraphen doch wohl auf eine geringere Zahl von Seiten zuſammen⸗ 
drängen laſſen. Was Verſaſſer ferner über die Rechtsſtellung der 
Mitglieder im allgemeinen ſagt, ſind ja doch längſt bekannte Dinge, 
und wenn er auf S. 126 Anm. 7 von „an der Oberfläche bleiben,“ 
„fratt dem inneren Grund nachzugehen“ herablaſſend ſpricht, fo wüßte 
ich nicht, was er, wie Markowitſch, auf den er ſich beruſt, denn 
Tiefgründigeres vorbringt. Ahnlich iſt es z. B. S. 49 bis 52, wo 
zwar über Deumers „langatmige“ Ausführungen von obenher ge⸗ 
urteilt wird, des Verfaſſers eigene Bemerkungen aber auch ſehr 
dürftig find. Oſterreich hat doch ſicher denſelben Typus von Genoſſen⸗ 
ſchaften wie wir, ſchon mit Rückſicht auf den öſterreichiſchen Rechts: 
zuſtand wäre die Frage der Statutenkolliſion genauerer Unterſuchung 
wert geweſen. | 

Von Einzelſtellungen mögen folgende hervorgehoben werden: Der 
Verfaſſer vertritt mit Gierke u. a. den Standpunkt, das Statut 
ſetze „objektives Recht“ für jedermann, es enthalte echte Rechtsſätze 
(vgl. z. B. S. 71, 81, 91 Anm. 1, 239). Ich kann dieſe Aufſaſſung 
nicht für zutreffend erachten. Will man ſie ernſthaft nehmen, ſo 
wäre irrige richterliche Auslegung Reviſionsgrund, wogegen die Praxis 
ſich ſtets ausgeſprochen hat, dem Statut unterſteht nur, wer ſich ihm 
freiwillig unterwirft, echte Rechtsſätze gelten auch für den, der ſich 
ihnen nicht freiwillig unterwirſt. Das ganze iſt nur ein Bild und 
ein wenig glückliches. S. 91 (bei ca) weicht denn auch Verfaſſer in der 
praktiſchen Folgerung von ſeinem Satze ab. 

S. 75 wird geſagt, daß die Genoſſenſchaſtsfirma abweichend 
von 8 80 HGB. ſich von „allen am gleichen Ort oder der gleichen 
Gemeinde bereits beſtehenden eingetragenen Genoſſenſchaftsfirmen unter⸗ 
ſcheiden muß, ohne Rückſicht darauf, daß die eine vielleicht einem 
Kredit-, die andere etwa einem Konſumverein angehört“. Ich verſtehe 
nicht, worin die „Abweichung“ beſtehen ſoll. § 30 HGB. ſagt ja dasſelbe. 

S. 84 wird von der oſſenen Handelsgeſellſchaft unzutreffend be⸗ 
hauptet, fie müßte „ein feſtes Geſellſchaftskapital“ haben. 

Die etwas weitfchweifige Definition der eingetragenen Genoſſen⸗ 
ſchaft auf S. 86 ſcheint mir durch den Begriff der „bürgſchafts⸗ 
ähnlichen Garantie der Vereinsverbindlichkeiten durch die Mitglieder“ 
nicht viel zu gewinnen. Denn bei dem Typus der e. G. mit un⸗ 
beſchränkter Nachſchußpflicht iſt juriſtiſch die Ahnlichkeit mit der 
Bürgſchaft oder dem Garantievertrag doch eine recht ſchwache, ſie 
findet höchſtens ihren Ausdruck darin, daß der die Nachſchußpflicht 
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geltend machende Konkursverwalter zugleich die Gläubigerintereſſen 
wahrnimmt. 

S. 95 wird der Inhalt von § 15 HGB. unrichtig wiedergegeben. 
Nichteingetragene Tatſachen können einem Dritten nur dann ent⸗ 
gegengeſetzt werden, wenn ſie ihm bekannt waren. 

Was S. 98 ff. über die Wirkung der Bekanntmachungen von 
Eintragungen gegenüber gutgläubigen Dritten bemerkt wird, iſt zum 
Teil recht bedenklich und kaum aus § 15 HGB. zu entnehmen. 

Der S. 118 Anm. 3 zwiſchen Firma und Handelsfirma ges 
machte Unterſchied iſt meines Erachtens nicht zu halten. 

Wenn S. 165 geſagt wird, daß Ehefrauen „im Hinblick auf 
den vermögensrechtlichen Beſtandteil der Mitgliedſchaft der Zuſtim⸗ 
mung des Ehemannes“ zum Beitritt bedürfen, fo ſcheint mir dies 
in Widerſpruch mit dem ehelichen Güterrecht des BGB. zu ſtehen. 
lber eine eingetragene Genoſſenſchaft als Mitglied einer anderen 
wäre, beiläufig bemerkt, eine Göttinger Diſſertation von Th. Meyer 
1918 zu berüdfichtigen. 

S. 208 wird die Haftung der Genoſſenſchaft, die durch ſchuld⸗ 
haftes Verhalten des Vorſtandes das Ausſcheiden des Mitgliedes 
verhindert, damit begründet, daß das Mitglied als Dritter geſchädigt 
werde. Aber das Sonderrecht auf Austritt iſt doch (vgl. 8 39 Abſ. 1 
BGB.) mitgliedſchaſtliches Sonderrecht. 

Die S. 217 gemachten Ausführungen über die Amtsniederlegung 
ſeitens eines Organträgers ſcheinen mir, wie bereits bemerkt wurde, 
zu tüftlich zu fein. Die bisherige Auffaffung ſcheint mir dem Weſen 
der Sache gerecht zu werden. 

Wenn S. 231 geſagt wird, daß das Statut den Vorſtands⸗ 
mitgliedern im voraus die Haftung für Fahrläſſigkeit erlaſſen könne, 
jo ſteht das in Widerſpruch mit § 84 Abſ. 1, § 18 des Geſetzes. 

Die Formulierung auf S. 245, daß zwingend alle Rechtsſätze 
des Genoſſenſchaftsgeſetzes ſeien, von denen abgewichen werden konnte, 
aber ſtatutariſch nicht abgewichen wurde, iſt zu beanſtanden. 

Auf S. 249 wird der Beſchluß der Generalverſammlung als 
rechtsgeſchäſtliche Willenserklärung hingeſtellt, wobei die Diſſertation 
von Weidler, die Generalverſammlungsbeſchlüſſe der AG., Tübingen 
1911, und die Ausführungen von Tuhrs in ſeinem Bürgerlichen 
Kecht I 514 ff. hätten benutzt werden ſollen. Eigenartig iſt es, wenn 
Verfaſſer die Anfechtung eines Generalverſammlungsbeſchluſſes wegen 
Willensmängel im Wege neuen, unverzüglich zu faſſenden Mehrheits⸗ 
beſchluſſes verlangt. Im allgemeinen iſt dieſe Konſtruktion unnötig, 
weil ohnehin ein neuer Beſchluß den alten ändern kann. Wo aber 
Drittrechte oder mitgliedſchaftliche Sonderrechte durch den alten Be⸗ 
ſchluß begründet werden, iſt nicht abzuſehen, warum gerade die 
Generalverſammlung anfechten ſoll und nicht ein anderes Organ. 
Denn die Willenserklärung iſt ja nicht eine ſolche der General⸗ 
verſammlung, ſondern der Körperſchaft. Dieſe aber könnte dem 
Dritten gegenüber auch durch den Vorſtand die Anfechtugsbefugnis 
ausüben. 

S. 255 wird das Vermögen der e. G. als Geſamthandsgut 
bezeichnet, eine Bezeichnung, die wegen der Natur der e. G. als 
juriſtiſcher Perſon irreſührend iſt, auch mit den Ausführungen auf 
S. 294 ff. in innerem Widerſpruch ſteht, wo gerade die Rechts⸗ 
gemeinſchaft zur geſamten Hand der jurtftifchen Perſon gegenüber⸗ 
geſtellt wird. 

S. 265 wird behauptet, daß der Vorſtand zur Beantwortung 
von Anfragen in der Generalverſammlung nur inſoweit verpflichtet 
ſei, als er dies im Intereſſe der e. G. für geboten erachte. Dieſe 
Auffaſſung wird bei Anfragen, die die Verſammlung beſchließt, kaum 
als zutreffend anzuſehen ſein. 

Sonderbar iſt das Reſultat, zu dem Verf. auf S. 269, 270 
bei Gewinnverteilungen auf Grund nidtiger Bilanzſeſiſtellungen 
gelangt. Hat nämlich die Generalverſammlung (oder der Vorſtand) 
den Nichtigkeitsgrund gekannt, ſo ſoll 8 814 BGB. Platz greifen, 
andernfalls eine condictio gegen den Empfänger gewährt werden. 
Abgeſehen von der Frage, ob 8 814 BGB. hier überhaupt anwendbar 
iſt, iſt der Satz jedenfalls für die Generalverſammlung zu beſtreiten. 
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Die Generalverſammlung vertritt bei der „Leiſtung“ die Körperſchaſt 
nicht, ihr Bilanzfeſtſtellungsbeſchluß hat keinerlei Wirkung. 

Daß freiwillige Reſerven nicht wieder beſeitigt werden 
dürfen, wie S. 275 angenommen und in ZOR. Bd. LXXVII S. 437 
ausführlicher dargelegt wird, vermag ich nicht anzuerkennen. Es iſt 
zuzugeben, daß die Ausſcheidenden dadurch benachteiligt werden können, 
aber die Ausgeſchiedenen nehmen ja auch an der Liquidationsquote, 
in der die freiwillige Reſerve mit ſteckt, keinen Anteil. Daß die 
Beſtimmungen des Geſetzes über den Reſerveſonds wenig überlegt 
ſind und zu Auslegungen Anlaß geben, die für eine gedeihliche 
Geſchäſtsgebarung wenig förderlich find, mag eingeräumt werden. 

Wenn S. 276 Anm. 3 gefagt wird, bei der A.⸗G. werden 
„fiktive Gewinne verteilt, die nur auf dem Papier ſtehen“, ſo kann 
dies irrige Auffaſſungen erwecken. Dem Aktiengeſetz entſpricht eine 
ſolche unſolide Verteilung jedenfalls nicht. Will der Verfaſſer damit 
ſagen, daß bei der e. G. nicht offene oder ſtille Reſerven zur Gewinn⸗ 
verteilung benutzt werden können, worüber ſich ſtreiten läßt, ſo kann man 
von „fiktiven, nur auf dem Papier ſtehenden Gewinnen“ kaum reden, 
höchſtens ſagen, es dürfen nur Überſchüſſe dieſes Jahres vertellt werden. 

S. 294 ff. läßt der Verfaſſer mit der Auflöſung eine Ver⸗ 
änderung der juriſtiſchen Qualität eintreten. Das „Geſamtrecht“ 
ſei kein „ſelbſtändiges Rechtsſubjekt mehr“, ſondern nur noch ein 
Rechtsverhältnis. Doch werde, heißt es S. 296, das Gebilde kraſt 
poſitiver Beſtimmung ols rechtsſähig anerkannt, dann wieder S. 297, 
eine juriſtiſche Perſon ſei nicht mehr vorhanden, innerhalb der 
Gemeinſchaft walte nur in beſchränkter Weiſe Körperſchaftsrecht 
(S. 298), entgegengeſetzt S. 299, es ſei innerhalb des Gemeinſchafts⸗ 
zwecks die Gemeinſchaft rechts⸗ und handlungsfähig (S. 299). Dieſes 
Spielen mit den Begriffen „Rechtsſubjekt“, „Geſamthand“ uſw. iſt 
wenig erfreulich. In Wahrheit bleibt die alte Körperſchaft mit 
beſchränkter Fähigleit bis zur vollendeten Abwicklung ſortbeſtehen. 

S. 313 wird bei Verſicherungsgeſellſchaften das Aufſichtsamt 
nach 8 68 des VAG. als antragsberechtigt für die Konkurseröffnung 
erklärt. Dies gilt aber doch nur, ſoweit Aufſichtspflicht beſteht. 

Dieſe Lifte von Ausſtellungen fol nicht eiſchöpſend fein. 
Manchen weiteren Bemerkungen würde ich Bedenken tragen zuzuſtimmen, 
ich will aber zugeben, daß ſich häufig über ſolche ſtreiten läßt. 
Ebenſowenig ſoll damit die Anerkennung des auf das Buch ver⸗ 
wendeten Fleißes und Scharffinned verringert werden. Es iſt zu 
wünſchen und hoffen, daß der begabte Verfaſſer dieſem Erſtlingswerke 
andere folgen laſſen möge, die in fortſchreitendem Maße ſein 
konſtruktives Talent ſchlackenfrei zur Entfaltung bringen. 

Geh. Juſtizrat Prof. Dr. Karl Lehmann, Göttingen. 


Karl Theodor von Eheberg: Finanzwiſſenſchaft. 13. ver: 
beſſerte Auflage. Leipzig 1915. A. Deichertſche Verlags⸗ 
buchhandlung, Werner Scholl. Preis 9,60 &, gebunden 
11 AM. 

Das Werk wendet ſich nach der Vorrede des Verfaſſers an die 
Studierenden und alle diejenigen, die ſich auf dem Gebiete der 
Finanzwiſſenſchaft Eins und Überblick verjchaffen wollen. Es gibt 
ein Bild der Finanzwiſſenſchaft und des Finanzweſens, das dem Zu⸗ 
ſtande vor Kriegsbeginn entſpricht. Der Leſer wird in ſyſtematiſcher 
Weiſe in das Gebiet der Finanzwiſſenſchaft eingeführt und über die 
tatſächlichen Verhältniſſe des Finanzweſens der wichtigſten Staaten 
unterrichtet. Die Einleitung behandelt den Begriff der Finanz⸗ 
wirtſchaft, deren beſonderen Charakter gegenüber der Privatwirtſchaft, 
den Zuſammenhang des Finanzweſens mit dem Staatsweſen, den 
Begriff der Finanzwiſſenſchaft, deren Verhältnis zu anderen Wiſſen⸗ 
ſchaften und Stellung zur Praxis und gibt dann in großen Zügen 
einen Abriß der Geſchichte der Finanzwiſſenſchaft im Zuſammenhange 
mit der Geſchichte der Finanzwirtſchaft in der germaniſch⸗romaniſchen 
Welt. Die führenden Geiſter auf dieſem Gebiete werden angeführt 
und ihre Werke beſprochen. Auch wird eine Überſicht der haupt⸗ 
ſächlichſten Monographien über finanzwirtſchaftliche Gegenſtände 
gegeben. Die drei Teile des Buches behandeln, überall mit 
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Begriffsbeſtimmungen und einer Darſtellung der geſchichtlichen Ent⸗ 
wicklung, die Lehre von den Staatsausgaben, die Lehre von den 
Einnahmen (aus Domänen, Gewerbe⸗ und Handelsunternehmungen, 
Gebühren, Ertragsſteuern, Einkommenſteuer, Vermögens⸗ und Beſitz⸗ 
ſteuer, Vermögens⸗Verkehrsſteuern und Aufwandſteuern) und die Lehre 
von der Ordnung der Finanzwirtſchaft und vom Schuldenweſen 
(Finanzplan, Budget, ſchwebende Schuld, konſolidierte Schuld, Papier⸗ 
geld, Aufnahme und Tilgung der Schulden, Konverſion, Zinsreduktion 
und Konſolidation). In einem Anhange wird das Verhältnis der 
ſtaatlichen Finanzwirtſchaft zum Bundesſtaat und zu den Selbſt⸗ 
verwaltungskörpern zur Darſtellung gebracht. Ein alphabetiſches 
Sachregiſter, einmal nach den Gegenſtänden, das andere Mal nach 
den Ländern aufgeſtellt, erleichtert weſentlich den Gebrauch des Buches. 

Für die Gegenwart von beſonderem Intereſſe ſind die eingehenden 
Ausführungen des Verfaſſers über direkte Reichsſteuern. Eine 
Reichseinkommenſteuer wird abgelehnt, weil damit die wichtigſte 
Quelle des einzelſtaatlichen Steuereinkommens, aus der größtenteils 
auch die Bedürfniſſe der Gemeinden befriedigt würden, erfaßt und 
den Einzelſtaaten ihre volle Ausnutzung für ihre Zwecke erſchwert 
und ſelbſt unmöglich gemacht werde. Da aber gerade den Einzel⸗ 
ſtaaten die wichtigſten Kulturaufgaben oblägen, ſo müſſe ein Zugriff 
des Reichs auf die allgemeine Einkommenſteuer die Verkümmerung 
der Kultur zur allgemeinen Folge haben. Auch ſei die Einkommen⸗ 
ſteuer nur die relativ beſte Steuerart, deren Mängel um ſo mehr 
hervorträten, je größere Anſprüche an ſie gemacht würden. Aus 
den gleichen Erwägungen verwirſt der Verfaſſer auch eine Reichs⸗ 
vermögensſteuer, findet aber die Reichs beſitzſteuer erträglich, 
weil dieſe hinſichtlich der Abkömmlinge und teilweiſe auch des Ehe⸗ 
gatten die Reichserbſchaftsſteuer ergänze, ihrem Weſen nach nur 
eine intermittierende, partielle Vermögensſteuer ſei, und nicht das 
ganze Vermögen, ſondern nur alle drei Jahre den Zuwachs erfaſſe. 

Wie der Inhalt des Buches zeigt, iſt dieſes recht geeignet, ſeinen 
eingangs angegebenen Zweck zu erreichen, was auch ſchon die hohe 
Zahl ſeiner Auflagen beweiſt. 

Oberverwaltungsgerichtsrat Mrozek, Berlin. 


O. Reimaun und Dr. C. Bigelins: Handbuch für Standes- 
beamte mit einem Kommentar des Perſonenſtaudsgeſetzes 
und mit Mnuſterformularen. Freiburg im Breisgau, 
J. Bielefelds Verlag. 1915. Preis geb. 4,50 &. 

Das vorliegende Handbuch, eine Neubearbeitung eines von 
Reimann begründeten, in ſieben Auflagen erſchienenen Handbuchs für 
Standesbeamte, iſt, wie ſchon der Titel erkennen läßt, an erſter 
Stelle für den Handgebrauch der Standesbeamten beſtimmt und wird 
ſich dieſen insbeſondere durch die im Anhang enthaltene Sammlung 
von Probeausfüllungen der amtlichen Formulare als brauchbar er⸗ 
weiſen. Der eigentliche Kommentar zum PStG. beſteht im weſent⸗ 
lichen darin, daß in Fußnoten zu den einzelnen Paragraphen preußiſche 
Verordnungen und gerichtliche Entſcheidungen nach ihren Quellen mit⸗ 
geteilt werden, ohne daß von einer erſchöpfenden Mitteilung, wie das 
Vorwort in Ausſicht ſtellt, die Rede ſein kann. Wohl aus den 
früheren Auflagen ſind S. 92 bis 95 die älteren Verordnungen über 
die Dispenſation von Ehehinderniſſen ſtehen geblieben, obwohl an 
deren Stelle die Kgl. VDO. vom 16. November 1899 nebſt Ergänzungen 
getreten iſt. Die S. 96 abgedruckte Bekanntmachung vom 17. Ok⸗ 
tober 1899 hat durch die AllgVf. vom 23. Februar 1910 (MER. 
S. 53) eine Anderung bei Nr. 1 erfahren, was überſehen iſt. Zu 
loben iſt der klare Druck und die gute Ausſtattung des Werkes. 

Kammergerichtsrat Boſchan, Berlin. 


Dr. Rudolf Müller⸗Erzbach, Profeſſor in Königsberg: Das 


Bergrecht Preußens und des weiteren Dentſchlands, 
1. Hälfte. Mit 5 Textabbildungen. Verlag von Ferdinand 
Enke in Stuttgart, 1916. Geh. 10 A. 
Das vorliegende Werk ſtellt, ſoweit ſich aus der bisher erſchie⸗ 
nenen erſten Hälfte beurteilen läßt, eine überaus wertvolle Bereicherung 
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der bergrechtlichen Literatur dar, die der Aufmerkſamkeit der Anwälte, die 
ſich mit dieſem Rechtsgebiete beſchäftigen, warm empfohlen werden ſoll. 

Es handelt ſich hier um eine erſte größere ſyſtematiſche Bearbeitung, 
die nicht nur zur Einführung geeignet iſt, ſondern auch dem Praktiker 
in Zweifelsfragen Unterſtützung und Hilſe gewähren kann. 

Die erſten 18 Kapitel enthalten auf über 100 Seiten eine ein⸗ 
gehende Darſtellung der geſchichtlichen Entwicklung nicht nur des 
Bergrechts, ſondern auch des Bergbaus, in welcher das überaus 
reichhaltige Quellenmaterial in geradezu meiſterhafter Art und Weiſe 
verarbeitet iſt. Dabei iſt die Darſtellung überall klar und durchſichtig. 

Die Behandlung des geltenden Rechts zeichnet ſich vor allem 
durch die Beherrſchung der techniſchen und wirtſchaftlichen Geſichts⸗ 
punkte aus; der innere Grund und Zweck der bergrechtlichen Sätze 
wird ſcharf herausgearbeitet. 

In der juriſtiſchen Behandlung iſt eine bei dem weitſchichtigen 
Stoff verſtändliche Beſchränkung geübt worden; namentlich hätte viel⸗ 
leicht die rechtliche Natur einzelner bergrechtlicher Sätze, wie des Bor: 
behalts nach 8 2, der Beſtrickung des Fundpunktes nach 88 15 Abſ. 2, 
19 Abſ. 2, der Klage nach § 28 etwas eingehender erörtert werden können. 

Auch das Kapitel über das Bergwerkseigentum als Liegenſchafts⸗ 
recht iſt mit 8 Seiten etwas kurz ausgefallen. 

Dagegen iſt die dem Arbeitsgebiet der Anwälte bisher ferner 
liegende Darſtellung über das Verleihungsverfahren von muftergültiger 
Klarheit und Überfichtlichkeit. 

Den Abſchluß des vorliegenden Teiles bildet die Darſtellung des 
Gewerkſchaſtsrechts, die zu faft ſämtlichen wichtigen Fragen meiſt im 
Sinne der herrſchenden Meinung, jedoch durchweg mit ſelbſtändiger 
vom Zweck des Geſetzes ausgehender Begründung kurz und Mar 
Stellung nimmt. 

Im Anſchluß daran ſolgt eine gedrängte Darſtellung der anderen 
im Bergbau gebräuchlichen Unternehmungsſormen und der für ihn 
wichtigen Kartelle und Syndikate. Die räumliche Beſchränkung, die 
ſich der Verf. hier auferlegt hat (5 bzw. 10 S.), verhindert ihn, mehr 
als nur eine kurze Überficht zu geben. 

Ein abſchließendes Urteil über das Werk muß bis zum Vorliegen 
der zweiten Hälfte, deren Erſcheinen für Ende 1916 in Ausſicht geſtellt 
iſt, vorbehalten bleiben. 

Rechtsanwalt Dr. Hermann Iſay, Berlin. 


Rechtsanwalt Max Herrmann: Kommentar zum Preußiſchen 
Fiſchereigeſetz vom 11. Mai 1916. Kart. 3,50 . Verlag 
W. Moeſer Buchhandlung. Berlin 1916. 

Herrmann, bereits als Verfaſſer eines Kommentars zum preu⸗ 
ßiſchen Waſſergeſetz bekannt,“) gibt in kurzer und gedrängter Darftellung 
eine ausführliche Erläuterung des neuen Fiſchereigeſetzes. Von der 
Einleitung, deren geſchichtlicher Teil bis auf das alte römiſche Recht 
zurückgeht, iſt der unter Nr. II gegebene Überblick über das bisherige 
Fiſchereirecht beſonders wertvoll, da ihm nach den Beſtimmungen der 
§S§ 8 bis 11 des neuen Geſetzes immer noch erhebliche Bedeutung 
zukommt. Daß in dieſer Abhandlung das Allgemeine Landrecht den 
breiteſten Raum einnimmt, liegt in der Natur der Sache; daneben 
find aber auch das Gemeine und das Franzöſtſche Recht ſowie die 
Provinzialgeſetze nicht zu kurz gekommen. In dem dritten Teile der 
Einleitung ſind die hauptſächlichſten Neuerungen des Geſetzes und 
die damit verbundenen Fortſchritte für die Klärung und Bereinheit⸗ 
lichung der Rechtslage in wirkungsvoller Weiſe hervorgehoben. Mit 
dem Verfaſſer wird man es als den Hauptvorzug des neuen Geſez⸗ 
gebungswerkes bezeichnen können, daß wenigſtens in abſehbarer Zeit 
(etwa 10 Jahre nach ſeinem Inkrafttreten) Sicherheit über das Beſtehen 
oder Nichtbeſtehen fremder (d. h. nicht dem Eigentümer zuſtehender) 
Fiſchereirechte an den Gewäſſern herrſchen wird. Dieſem Zweck dient 
die Vorſchrift des § 11, nach dem alle derartigen Berechtigungen 
untergehen, wenn nicht binnen 10 Jahren nach Inkrafttreten des 
Geſetzes ihre Eintragung ins Waſſerbuch beantragt wird. 


*) Vgl. auch JW. 1915, 442; 1916 S. 441, 511. 


45. Jahrgang. 


Die Erläuterungen des Geſetzestextes haben naturgemäß in erſter 
Linie die Materialien zur Grundlage; daneben iſt aber auch — ſoweit 
ich es überſehen kann, in durchaus erſchöpfender Weiſe — die Recht⸗ 
ſprechung berückſichtigt worden, und zwar aller dabei in Betracht 
kommender Gerichte, des Reichsgerichts, des Oberverwaltungsgerichts, 
des Kammergerichts und der anderen Oberlandesgerichte ſowie des 
erſt jüngſt geſchaffenen Landeswaſſeramts. Wer ſelbſt auf die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte der einzelnen Geſetzesbeſtimmungen zurückgehen will, 
wird es mit Genugtuung begrüßen, daß unter den einzelnen Para⸗ 
graphen die betreffenden Stellen der Materialien angegeben ſind. 
Daß der Verſaſſer aber auch eigene Wege gewandelt tft, beweiſen 
3. B. feine Ausführungen zu den 88 8, 15, 125 und 129. Wenn er 
bei 8 129 die Entſcheidung des Kammergerichts bekämpft, welche im 
Gegenſatz zum Reichsſtrafgeſetzbuch eine ſtrafbare Beihilfe zu Tiber: 
tretungen auf Grund des 8 52 des Fiſchereigeſetzes vom 80. Mai 1879 
anerkennt, ſo wird man ihm durchaus beiſtimmen können. Ohne mich 
im Einzelheiten zu verlieren, möchte ich noch auf die Erörterungen zu 
8 15 hinweiſen, die bei aller Knappheit doch in erſchöpfender Weiſe 
den Inhalt dieſer etwas dunkel gehaltenen Geſetzesbeſtimmung wieder⸗ 


1. Als weiteren Vorzug des Buches möchte ich die ſorgfältige Be⸗ 
handlung des Sachregiſters hervorheben, die ſicher den Beifall aller 
Praktiker finden wird, und die „Zuſtändigkeitstabelle“. Nach Para 
graphen geordnet, gibt fie eine durchaus vollſtändige Aberſicht über 
die Zuſtändigkeit des Berwaltungsgerichts⸗ und Beſchlußbehörden im 
Verhältnis zu den einzelnen nach dem Geſetze zu treffenden Anord⸗ 
nungen, Verfügungen und ſonſtigen Entſcheidungen unter Angabe des 
Rechtsmittelzuges und der dabei einzuhaltenden Friſten wieder. 

Da das Werk auch mit Leichtigkeit von Nichtjuriſten verſtanden 
werden lann, wird es ſich gewiß bald bei Juriſten wie Laien zahl 
reiche Freunde erwerben. Es kann jedem als ein wertvolles Hilfsmittel 
zum Verſtändnis dieſer etwas ſpröden Materie warm empfohlen werden. 

Magiſtratsaſſeſſor Dr. Graeffner, Berlin. 


Dr. Kuebuſch: Die mecklenburgiſche Einkommen ⸗ und Er⸗ 
gänzungsſtener. Wismar i. M. Verlag von Willgeroth 
& Menzel Nachf. 1914. Preis 1,75 &. 

Am 6. Mai 1918 iſt in Mecklenburg⸗Schwerin und zu derſelben 

Zeit auch in Mecklenburg ⸗Strelitz ein Einkommenſteuergeſetz und ein 

Ergänzungsſteuergeſez im weſentlichen nach preußiſchem Muſter er: 

laſſen worden. An die Stelle der bis dahin geltenden faſt durchweg 

dußerſt einfachen und allen Beteiligten leicht verſtändlichen Steuer⸗ 
vorſchriften trat ein verfeinertes und in faſt allen Beziehungen ver⸗ 
wickelteres Gebilde von Beſtimmungen, deren geſchichtliche Grundlagen 
dem benachbarten Bundesſtaate angehören und deren Handhabung 
durch einen beſonderen, in Mecklenburg in dieſer Eigenart fehlenden 

Behördeorganismus dort zur Ausbildung beſtimmter Grundſätze und 

feſter Regeln geführt hatte, die in ihrem neuen Anwendungsgebiete 

den Beteiligten faſt ausnahmslos unbekannt waren. Der Verfaſſer, 

Rechtsanwalt beim Großherzoglichen Landgericht zu Güſtrow und 

als Mitbeſitzer ritterſchaftlicher Landgüter Mitglied des Mecklen⸗ 

burgiſchen Landtages, hat ſich der Aufgabe unterzogen, weitere Kreiſe 
durch eine ſyſtematiſche Darſtellung in die Kenntnis der neuen Be⸗ 
ſtimmungen einzuführen und die von der preußiſchen Rechtſprechung 
entwickelten Grundſätze ihrem Verſtändniſſe zu erſchließen. Dieſe 

Aufgabe zu löſen, iſt ihm gelungen. Er hat in ſeiner Darſtellung 

die Früchte feiner Rechtserforſchung und feiner Mitarbeit bei den 

Landtagsberatungen zur Vorbereitung des Geſetzes ſowie ſeiner Er⸗ 

fahrungen als anwaltlicher Berater und Inhaber gutsobrigkeitlicher 

Rechte glücklich vereint und zweifellos in Kreiſen, denen die Er» 

faſſung des neuen Rechtes große Schwierigkeiten bereitete, einer 

verſtändnisvollen Anwendung der Geſetzesbeſtimmungen wirkungsvoll 
vorgearbeitet. Mit Umſicht in der Anordnung und großem Fleiße 
iſt eine Fülle von Einzelheiten erörtert, die bei der Aufſtellung der 

Steuererklärungen von Bedeutung find, und es beeinträchtigt den 

Wert der Arbeit im ganzen nicht, wenn man dem Verfaſſer nicht in 
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allen dieſen Einzelheiten beitreten kann, wie z. B. in der Bewertung 
der Naturallöhne nach den Veranſchlagungsgrundſätzen der land⸗ 
wirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft, die nach ganz anderen Geſichts⸗ 
punkten wie die Steuerbehörde arbeitet und demgemäß Maßſtäbe 
anwendet, die nicht durchweg auf ſteuerliche Verhältniſſe paſſen. 
Auch die Beſtimmungen des Reichsgeſetzes über den „einmaligen“ 
Wehrbeitrag hat der Verfaſſer in glücklicher Form in ſeine Dar⸗ 
ſtellung einbezogen. Die verdienſtvolle Arbeit iſt ein wertvoller 
Belag für die nach den zutreffenden Ausführungen der Schriftleitung 
JW. 1906, 604 durchaus wünſchenswerte Betätigung der Ans 
waltſchaft auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes, deren geringer 
Umfang dort mit Recht beklagt wird. | 
Juſtizrat Dr. Hinrichſen, Güſtrow. 


Emil Schöwitz, Leipzig, Vorſitzender des Verbandes Deutſcher 
Bureaubeamten: Ein allgemeiner Nachweis für die deutſchen 
Bureauangeſtellten. Verlag des Verbandes Deutſcher Bureau⸗ 
beamten, 1916, Schriften des Verbandes Deutſcher Bureau⸗ 
beamten (Sitz Leipzig) Nr. 14. 

Die Frage, wie nach Beendigung des Krieges der großen 
Menge der aus dem Felde heimkehrenden Arbeiter und Angeſtellten 
wieder Arbeits- und Erwerbsgelegenheit zu verſchaſfen iſt, iſt ſchon 
ſeit langem Gegenſtand eingehender Erörterung in ſtaatlichen, 
kommunalen und privaten Körperſchaften ſowie in der Preſſe, und 
es iſt nur natürlich, daß dieſe Frage insbeſondere in den Kreiſen 
der Arbeiter und Angeſtellten ſelbſt Gegenſtand andauernder 
Sorge iſt. Allſeitig beſteht darüber Einverſtändnis, daß, wenn 
irgend möglich, den aus dem Felde heimkehrenden Arbeitern 
und Angeſtellten ihre früheren Stellungen freigehalten werden, 
ſowie ferner, daß der infolge der Kriegsbeſchädigung eintretende 
Rentenbezug in keiner Weiſe auf die Lohnverhältniſſe einwirken 
darf. Aber überall werden die heimkehrenden Krieger in ihre 
früheren Stellungen nicht zurückkehren können; nicht in jedem 
Falle werden diejenigen, die in die Stelle der zu den Fahnen 
einberufenen Angeſtellten eingerückt ſind, aus diefen Stellungen 
entfernt werden können. Andererſeits haben auch diejenigen 
Angeſtellten, die den heimkehrenden Kriegern ihre Plätze werden 
räumen müſſen, einen Anſpruch darauf, daß man ihnen neue 
Arbeitsgelegenheit ſchafft. Daraus geht hervor, daß mehr als 
früher das Bedürfnis vorhanden iſt, die Arbeitsvermittlung zu 
verbeſſern und ſie auf leichteſte Weiſe allen Arbeitſuchenden und 
Arbeitgebern zugängig zu machen. 

Schöwitz, der Leiter des Verbandes Deutſcher Bureaubeamten, 
vertritt in der Broſchüre den Standpunkt, daß dieſer neu aus⸗ 
zugeſtaltende Arbeitsnachweis nicht auf öffentlich-rechtlicher Grund⸗ 
lage zu geſtalten iſt, ſondern Aufgabe der Berufsorganiſationen 
iſt. Er, der Leiter eines Angeſtelltenverbandes, meint, daß die 
öffentlich-rechtlichen Arbeitsnachweiſe ohne Prüfung der Höhe des 
Gehalts auch ungenügend vorgebildete Gehilfen zur Bewerbung 
zulaſſen würden, und daß den Angeſtelltenverbänden, die ein 
Intereſſe an der Beſchränkung der Frauenarbeit auf das Mindeft- 
maß hätten, bei dem öffentlich-rechtlichen Arbeitsnachweis jede 
Einwirkung auf den Stellenmarkt zugunſten der männlichen An— 
geſtellten entzogen ſei, überhaupt der Organiſationsgedanke durch 
die Ausſchaltung der Stellenvermittlungstätigkeit einer Schwächung 
ausgeſetzt ſei, da die Vermittlung öffentlich-rechtlicher Nachweiſe 
auch dem Nichtorganiſierten zukommt. Andererſeits gibt er zu, 
daß die bisherigen Arbeitsnachweiſe der Bureauangeſtellten— 
organiſationen bei weitem nicht den an fie zu ſtellenden An: 
forderungen genügen, was daraus hervorgehe, daß nach der amt— 
lichen Statiſtik die durch die Verbände beſetzten offenen Stellen 
nur etwa die Hälfte der ſonſt durch Arbeitsvermittlung beſetzten 
Stellen ausmache, daß der Stellenmarkt der „Deutſchen Juriſten⸗ 
zeitung“ — gemeint iſt die „Juriſtiſche Wochenſchrift“ als Zeit⸗ 
ſchrift des Deutſchen Anwaltvereins — eine immer mehr wachſende 
Zunahme der Arbeitsgeſuche nachweiſe. Häufig liege der Fall 
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ſo, daß ein Verband für offene Stellen qualitativen oder quanti⸗ 
tativen Bewerbermangel aufweiſe, während in einem anderen 
Verbande wieder für die Bewerber nicht genügend paſſende Stel⸗ 
lungen vorhanden ſeien. Angebot und Nachfrage ſeien infolge der 
Zerſplitterung ungleichmäßig verteilt, und es laſſe daher die 
Teilung der Vermittlungstätigkeit das Bedürfnis nach richtiger 
Auswahl unbefriedigt. Bei dieſer Sachlage könne nicht die Rede 
davon fein, daß die Arbeitsnachweiſe der Rechtsanwalts- 
angeſtellten in der Lage ſein würden, die ihnen bei Friedens⸗ 
beginn doch zukommende Regelung des Zuftromes der ſtandes⸗ 
zugehörigen Arbeitskräfte ordnungsmäßig vorzunehmen. Die Ver⸗ 
bände häten deshalb an einer Beſſerung des Arbeitsvermittlungs⸗ 
weſens um ſo größeres Intereſſe, als ſonſt bei dem jetzigen un⸗ 
befriedigenden Zuſtande der Zeitpunkt nicht mehr ſo fern ſein 


könnte, in der den Verbänden ein Arbeitgebernachweis gegenüber⸗ 


ſtehen würde. Darin liege aber gerade für die Rechtsanwalts⸗ 
angeſtellten eine große Gefahr. Schöwitz empfiehlt deshalb die Her⸗ 
ſtellung einer Verbindung zwiſchen den einzelnen Verbandsnach⸗ 
weiſen der Bureaubeamten zum Zwecke des Austauſches und Aus⸗ 
gleiches und ferner die Errichtung eines für alle Bureaubeamten⸗ 
verbände gemeinſamen Arbeitsnachweiſes. Er weiſt darauf hin, 
daß der Leipziger Handlungsgehilfenverband und eine Anzahl 
kaufmänniſcher Vereine eine zweimal wöchentlich erſcheinende 
Stellenliſte herausgeben, in welcher Ort und Art der Stellung 
angegeben iſt. Dieſe Vermittlung ſei koſtenlos und ſtehe auch 
den Nichtorganifierten zu, doch ſei die Dauer der koſtenloſen Ver⸗ 
mittlung für Nichtorganiſierte zunächſt bis ſechs Monate nach 
Friedensſchluß vorgeſehen. Je feſter die Organiſationen dieſen 
gemeinſamen Arbeitsnachweis umfaſſen, um ſo größer würde ihre 
Einwirkung auf deſſen Geſtaltung, um ſo leichter, aber auch 
früchtereicher, die ſozialpolitiſche Standesarbeit überhaupt ſein. 
Der einheitliche Arbeitsnachweis müſſe bis zur Einreihung der 
Feldgrauen in die Betriebe den organiſierten wie den nichtorga⸗ 
niſierten Berufsgenoſſen ohne Unterſchied dienſtbar ſein. Mehr 
aber wie zuvor ſei es notwendig, die Ungelernten fernzuhalten... 

Die Ausführungen von Schöwitz werden mancherlei Wider: 
ſpruch erfahren. Sie laſſen nicht verkennen, daß es Schöwitz 
im weſentlichen darum zu tun iſt, mit einer Verbeſſerung der 
Arbeitsnachweisgelegenheit für die Bureauangeſtellten dafür Vor⸗ 
ſorge zu treffen, daß die Frauenarbeit, die, wie zuzugeſtehen iſt, in 
unſeren Betrieben immer mehr Anklang — ſowohl bei den arbeit⸗ 
ſuchenden Frauen, wie bei den Arbeitgebern — erfahren hat, ein— 
geſchränkt werde, ſowie ferner, daß der Arbeitsnachweis auf die 
nichtorganiſierten Angeſtellten die Wirkung ausüben ſolle, ſie den 
Organiſationen zuzuführen und deshalb den Nichtorganiſierten 
nicht in gleichem Umfange wie den Organiſierten 
zur Seite ſtehen ſolle. Es iſt aber nicht gerechtfertigt, gerade im 
Bureaubetriebe die weiblichen Angeſtellten gegenüber den männ— 
lichen in der Erlangung von Arbeitsgelegenheit zurückzuſetzen. 
Iſt doch gerade die Bureauarbeit eine für Frauen, die zu ihrem 
Unterhalt einen Arbeitserwerb haben müſſen, eine beſonders ge— 
eignete Arbeit, und das Beſtreben der Angeſtelltenorganiſationen 
darf berechtigterweiſe nur dahin gehen, daß die Frauen Lohn— 
drückerei nicht ausüben. Nun wird ja in einzelnen Teilen unſeres 
Vaterlandes die Frauenarbeit in unſeren Bureaubetrieben 
ſchlechter als die männliche Arbeit abgelohnt. Aber in anderen 
Gegenden wird die Frauenarbeit vollſtändig gleich, ja mitunter 
ſogar höher als die Arbeit männlicher Angeſtellten der gleichen 
Arbeitsklaſſe honoriert, weil ſehr häufig die bei uns beſchäftigten 
weiblichen Angeſtellten mit beſſerer Vorbildung als die männlichen 
in unſere Bureaus eingetreten ſind. Und ſo erſtrebenswert es 
auch iſt, daß jeder Angeſtellte ſich einer Berufsorganiſation an— 
ſchließt, ſo kann dies doch keineswegs ein Verfahren rechtfertigen, 
welches den Nichtorganiſierten an den Wohltaten des Arbeits- 
nachweiſes in geringerem Maße teilnehmen läßt, als den Orga— 
niſierten. en 5 


Daß die bisherigen Arbeitsnachweiſe der Angeſtellten⸗Berufs⸗ 
organiſationen ihren Zweck auch bei weitem nicht erfüllen, 
wird an der Hand der amtlichen Statiſtik nicht beſtritten werden 
können. In der Nr. 1 des 14. Jahrgangs des Reichsarbeits⸗ 
blattes vom 27. Januar 1916 ſind auf S. 47 Angaben über die 
Stellenvermittlung der Bureauangeſtellten im Deutſchen Reiche im 
4. Vierteljahr 1915 enthalten, die auf den Berichten von fünf Ver⸗ 
einen bzw. Verbänden beruhen. Dieſer Generalbericht ergibt, daß im 
4. Vierteljahr 1915 im ganzen 349 männliche und 400 weibliche 
Bewerber vermerkt ſind gegenüber 387 männlichen und 248 weib⸗ 
lichen offenen Stellen, und daß durch die Vermittlung der Arbeits⸗ 
nachweiſe dieſer fünf Vereine bzw. Verbände 120 männliche und 
112 weibliche Stellen vermittelt worden ſind. Zu jenen Vereinen, 
die ſich an die Berichterſtattung über die Stellenvermittlung der 
Bureauangeſtellten für das Reichsarbeitsblatt angeſchloſſen haben, 
gehört, wie auch in der Fußnote auf S. 47 vermerkt iſt, der 
Berliner Anwaltverein, deſſen Arbeitsnachweis Herrn Schöwitz nach 
S. 8 ſeiner Schrift offenbar entgangen iſt. In jenem im Reichs⸗ 
arbeitsblatt veröffentlichten Berichte ſind die Ergebniſſe der Tätig⸗ 
keit der einzelnen Arbeitsnachweisorganiſationen nicht beſonders 
vermerkt, ſondern nur das Geſamtergebnis aller Arbeitsnachweiſe. 
Ich bin nun in der Lage, mitzuteilen, daß von den obenerwähnten 
349 männlichen Bewerbern 204 im Arbeitsnachweis des Berliner 
Anwaltvereins, von den oben erwähnten 400 weiblichen An⸗ 
geſtellten 329 in demſelben Arbeitsnachweis gemeldet waren, daß 
die Zahl der offenen männlichen Stellen im Arbeitsnachweis des 
Berliner Anwaltvereins 175 und die Zahl der offenen weiblichen 
Stellen 209 betragen hat, ferner daß durch den Arbeitsnachweis 
des Berliner Anwaltvereins von den oben erwähnten 120 Ver⸗ 
mittlungen männlicher Stellen 61 und von den oben erwähnten 
112 Vermittlungen weiblicher Stellen 93 vermittelt ſind. Es geht 
alſo daraus hervor, daß 50% aller Vermittlungen bei männlichen 
Angeſtellten und 83% aller Vermittlungen bei weiblichen An⸗ 
geſtellten durch den Arbeitsnachweis des Berliner Anwaltvereins 
erfolgt iſt. 

Im 1. Halbjahr 1916, für welches in den einzelnen Num⸗ 
mern des Reichsarbeitsblattes über die Ergebniſſe der Ver⸗ 
mittlungstätigkeit von 6—9 Verbänden monatliche Nachweiſe 
enthalten ſind, entfallen von 235 vermittelten männlichen 
Stellen 100 und von den 223 vermittelten weiblichen Stellen 188 
auf den Arbeitsnachweis des Berliner Anwaltvereins. Dies 
läßt klar erkennen, welche verhältnismäßig günſtigen Erfolge 
gerade der Arbeitsnachweis dieſer Arbeitgeberorganiſation ge⸗ 
zeitigt hat, und es dürfte angeſichts dieſer günſtigen Erfolge wohl 
nicht berechtigt ſein, von einer Gefahr zu ſprechen, die in der Er⸗ 
richtung einer ſolchen Arbeitgebernachweisſtelle für die Angeſtellten 
enthalten iſt. Ich weiſe hierauf beſonders deshalb hin, um 
den Satz von Schöwitz zu unterſtreichen, daß 
die Arbeits nachweiſe der Angeſtellten⸗Berufs⸗ 
organiſationen bei weitem nicht geeignet ge⸗ 
weſen ſind, den vorhandenen Bedürfniſſen zu 
genügen. Wenn ich auch keineswegs verkenne, daß eine engere 
geſchäftliche Verbindung zwiſchen dieſen Angeſtellten-Berufsorga⸗ 
niſationen geeignet wäre, den Arbeitsnachweis der Angeſtellten 
erheblich zu verbeſſern, ſo habe ich doch keinen Augenblick einen 
Zweifel daran, daß nur ein behördlich eingerichteter Nachweis 
unter gleichmäßiger Beteiligung von Vertretern der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer und unter Leitung eines unparteiiſchen Vor⸗ 
ſitzenden am geeignetſten iſt, dem Ziele näher zu kommen, dem ein 
Arbeitsnachweis genügen muß. 

In dem „Bureauangeſtellten“, Zeitſchrift für die fozialen Inter⸗ 
eſſen der Bureauangeſtellten, Organ des Verbandes der Bureau— 
angeſtellten Deutſchlands, 22. Jahrgang, find im laufenden Jahr⸗ 
gang Nr. 2 S. 9 und 10 und Nr. 3 S. 19 bis 21 im Anſchluß 
an den Bericht über eine Zuſammenkunſt faſt aller Angeſtellten⸗ 
verbände, die der Landesdirektor der Provinz Brandenburg, Herr 


45. Jahrgang. 


von Winterfeld, im Dezember 1915 zur Frage der Beſprechung 
der Arbeitsvermittlung einberufen hat, die Geſichtspunkte des 
näheren erörtert, die die Schaffung eines öffentlich-xechtlichen 
Stellennachweiſes für angebracht erachten. Ich kann mich im 
allgemeinen mit den dort enthaltenen Ausführungen einverſtanden 
erklären und darf auch darauf hinweiſen, daß in weſentlicher fiber: 
einſtimmung mit dieſen Ausführungen der Bundesrat mittels Ver— 
ordnung vom 14. Juli dieſes Jahres die Einrichtung öffentlicher 
unparteiiſcher Arbeilsnachweiſe beſchloſſen hat und den Gemeinden 
die Errichtung ſolcher Arbeiksnachweiſe zur Pflicht gemacht hat. 
Die Ausführung der Beſchlüſſe des Bundesrats iſt den 
Landes zentralbehörden oder den von dieſen bezeichneten Be— 
hörden übertragen worden, welche die Gemeinden oder Gemeinde— 
verbände verpflichten können, öffentliche unparteiiſche Arbeits— 
nachweiſe zu errichten und auszubauen ſowie zu den Koſten 
ſolcher von anderen Gemeinden errichteten Arbeitsnachweiſe bei— 
zutragen. 

Auf dieſe Weiſe iſt zu hoſſen, daß auch nach Friedensſchluß 
dem Bedürfnis der heimkehrenden Krieger, angemeſſene Arbeits— 
ftelen zu erlangen, in nachdrücklicherer Weiſe wird ent— 
ſprochen werden können, als mit den bisher beſtehenden und 
mit etwaigen weiteren lediglich auf privater Vereinstätig— 
keit beruhenden Arbeitsnachweiſen. Nicht bloß die Arbeitsnach— 
weiſe von Arbeitgebern können einſeitig zum Schaden der An— 
geſtellten geleitet werden, auch die Arbeitsnachweiſe einzelner 
Verufsorganiſationen können ihren wirklichen Zweck verfehlen, 
wenn dieſe ihre Arbeitsnachweistätigkeit, wie dies fo häufig ges 
ſchieht, lediglich oder vornehmlich als Propagandamittel für ihre 
Organiſationen zwecks Vermehrung ihrer Mitgliedſchaft ausüben. 
Dieſe Mängel können aber durch einen behördlichen unparteiiſchen 
Arbeitsnachweis behoben werden. 

Juſtizrat Ludwig Wreſchner, Berlin. 


Eduard Mathy, Bankdirektor: Durch die Bank. Ein Unter⸗ 
weiſungsbuch für jedermann, beſonders für die Frauenwelt 
und den Klaſſenunterricht. Verlag von Ludwig Beuſt, 
Straßburg i. E. 1916. 8. 55 Seiten. 

Im Vorwort ſchreibt der Verfaſſer, daß dieſes Büchlein aus 
drei Vorträgen über Zahlungsverkehr, Kapitalanlagen und Vermögens⸗ 
verwaltung, die er vor Frauen gehalten hat, entſtanden iſt. „Von 
fachmänniſchen Kreiſen,“ ſchreibt er weiter, „find die Vorträge durch 
Auswahl und Einteilung des Stoffes für geeignet befunden worden, 
ohne weſentliche Anderung ihrer Form als Lehrbuch für die reifende 
Jugend zu dienen.“ Für Leſer der JW. iſt das Büchlein alſo nicht 
beſtimmt und kommt hierfür auch gar nicht in Frage. Wenn ich es 
trotzdem, auf Erſuchen der Schriftleitung, einer Beſprechung in der 
JW. unterziehe, fo geſchieht es, weil Juriſten, und namentlich 
Anwälte, ſehr häufig um Empfehlung derartiger Literatur gebeten 
werden. 

Wer, wie ich, als Kaſſenbeamter und Depoſitenkaſſenvorſteher 
und nachher als Vorſtandsmitglied einer großen Bank mit Angehörigen 
aller Kreiſe der Bevölkerung zu tun hatte, weiß, wie ſehr Aufklärung 
not tut. So ſtehe ich grundſätzlich auf dem Standpunkt, es kann nicht 
genug populäre Literatur über die Technik des Bank- und Börfen- 
verkehrs geſchrieben werden, und ich ſelbſt habe ja, den verſchieden⸗ 
artigen Bedürfniſſen Rechnung tragend, meinen Teil dazu bei⸗ 
getragen. 

Was mich bei dem vorliegenden Büchlein nun von vornherein 
etwas ſtutzig gemacht hat, iſt die Menge des Stoſſes, der auf fo 
knappem Raum behandelt werden fol. Eine ſtraffe Dispoſition iſt 
nicht gegeben, und fo macht der Verfaſſer, der das an und für ſich 
ſehr lobenswerte Streben hat, möglichſt viel zu bringen, die oft 
ſchroffen Abergänge durch mehr oder minder geſchickte Redewendungen. 
So z. B. gleich am Anfang, wenn er von der Reichsbank auf die 
Sparkaſſen und von dieſen auf die Banken übergeht: „Daraus (Höhe 
der Kriegsanleihezeichnungen) erkennen wir die überragende Bedeutung 
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der Banken für den Zahlungsverkehr und die Kapitalanlagen.“ Damit 
iſt der Übergang geſchaffen! 

Der Juriſt, der das Büchlein zur Hand nehmen ſollte, würde 
ſich mit manchen Begriffserläutcrungen nicht ganz cinverſtanden ers 
klären. Auch in einem populären Büchlein ſollten ferner die Geſetze richtig 
zitiert fein, fo z. B. ſtatt Bankgeſetz nicht immer Reichs bankgeſet 
geſagt ſein. „Die Neichskaſſenſcheine wurden ſichergeſtellt durch den 
Goldvorrat im Juliusturm in Spandau“ —, ſo iſt auch leider 
wieder zu leſen. Gleich hinterher heißt es dann richtig: „Dieſer 
Goldvorrat wurde aus der Kriegsentſchädigung von 1870/71 für 
ſpäteren Kriegsbedarf zurückgeſtellt.“ Bei den Darlehnskaſſenſcheinen 
hätte hervorgehoben werden ſollen, daß für ſie auch das Reich haftet. 
An der Börſe vermitteln nicht nur vertidete Makler die Geſchäfte, 
wie S. 37 zu leſen iſt, ſondern es gibt auch eine Anzahl unvereideter 
(freie) Makler. 

Bei der Charakteriſierung der einzelnen Kategorien der Wert⸗ 
papiere konnte es ſich naturgemäß nur um knappe Angaben handeln. 
Dieſer Teil ſcheint mir dem Verfaſſer am beſten gelungen zu ſein. 
Der Ratſchlag aber, den er denen erteilt, die Aktien erwerben wollen, 
ſcheint mir ſehr ſchwer durchführbar zu ſein: „Darum ſuche man 
ſtets nach der Leitung zu forſchen, wenn man Aktien eines Unter⸗ 
nehmens beſitzt oder erwerben will. Sehr große Unternehmungen 
ſind vor tiefeingreifendem Schaden dadurch geſchützt, daß ſie das 
Geld nicht zu ſcheuen brauchen, um die erſten Kräfte zu ihrer 
Leitung zu berufen.“ — Na, ich glaube, das hohe Gehalt der Direktoren 
ſchützt die Aktionäre auch nicht vor Verluſten! Später (S. 43) wird 


dann das Börſenſpiel einmal mit dem Klavierſpielen verglichen: „Es 


gibt Leute, denen gelingt's, aber die meiſten bleiben Stümper im 
Klavierſpiel und im Börſenſpiel.“ Ich hätte es für richtiger 
gehalten, wenn im Hinblick auf den Leſerkreis, den der Verfaſſer doch 
ſtets vor Augen hat, ganz energiſch vor dem Börſenſpiel gewarnt 
worden wäre. 

Ich glaube, daß dieſe Hinweiſe dem Verfaſſer in feinem 
dankenswerten Streben, zur Aufklärung des kleinen Publikums über 
Bank und VBörſe beizutragen und auch ſchon die Jugend zu belehren, 
bei einer Neuauflage ſeines Büchleins von Nutzen ſein werden. 

Privatdozent Dr. Georg Obſt, Breslau. 


Kleinere Aufſätze. 


Die Abänderungen der deutſchen Priſenordnung. Vom 
4. Dezember 1908 tagte mit kurzer Unterbrechung bis zum 26. Februar 
1909 in London die Seekriegsrechtskonferenz, auf welcher Deutſchland, 
die Vereinigten Staaten von Nordamerika, Oſterreich, Spanien, Frank⸗ 
reich, Großbritannien, Italien, Japan, die Niederlande und Rußland 
vertreten waren. Das Ergebnis der Beratungen bildete die „Erklärung 
über das Seekriegsrecht“ (Declaration concerning the Laws of 
Naval War) beſtehend aus 71 Artikeln, die beſtimmen ſollten, was in 
einem kommenden Seekriege Rechtens ſein ſollte und zu deren genauen 
Beobachtung die Vertragsmächte ſich verpflichten wollten. Aber eine 
Ratifikation der Londoner Seerechtserklärung erfolgte nicht infolge 
des Widerſtandes Englands, das in gewohnter Heuchelei wohl an den 
Verhandlungen und Beratungen teilnimmt, weil dieſe zu nichts ver⸗ 
pflichten; aber ſobald eine Verpflichtung zur Beobachtung von Verträgen 
ausgeſprochen werden fol, ſucht es Ausflüchte, damit es um die Ber: 
pflichtung herumkomme. So wollte auch hier die engliſche Regierung 
die Seerechtserklärung nicht ratifizieren, d. h. nicht für vollwirkſam 
erklären; das Oberhaus lehnte die Annahme einzelner Beſtimmungen 
ab. Es wurden dann zwiſchen den Vertragsſtaaten diplomatiſche 
Verhandlungen gepflogen, die aber bei Ausbruch des jetzigen Krieges 
noch zu keinem Ergebnis geführt hatten. Übrigens darf man über⸗ 
zeugt ſein, daß England ſich an die Londoner Erklärung auch dann 
nicht gehalten haben würde, ſelbſt wenn es die Erklärung ratifiziert 
hätte. Am 20. Auguſt 1914 erklärte die britiſche Regierung, ſie werde 
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ſoweit als möglich gemäß den Beſtimmungen der Londoner 
Erklärung handeln; tatſächlich hielt ſich England gar nicht an die 
Beſtimmungen, ſondern traf willkürliche Anderungen, die zum Teil 
jedem Völkerrechte Hohn ſprechen. Dabei iſt hervorzuheben, daß die 
Londoner Erklärung nicht etwa ein neues Geſetzbuch über den 
Seekrieg darſtellt, ſondern in der Hauptſache wurden bloß die bereits 
in Geltung geweſenen und allgemein anerkannten Seekriegsregeln 
zuſammengefaßt, wie dies die einleitende Beſtimmung zur „Erklärung“ 
ausdrücklich beſagt: „Die unterzeichneten Mächte ſind darüber einig, 
daß die in den ſolgenden Artikeln enthaltenen Regeln in der Haupt⸗ 
ſache den allgemein anerkannten Grundſätzen des internationalen 
Rechtes entſprechen.“ Deutſchland verpflichtete ſich ſofort bei Ausbruch 
des Krieges zur Einhaltung des geltenden Seekriegsrechts und vers 
öffentlichte im Keichsgeſetzblatte vom 3. Auguſt 1911 die Priſenordnung 
vom BO. September 1909, die im weſentlichen, zum großen Teil 
ſogar den „wörtlichen“ Inhalt der Londoner Erklärung bildet. 

Am wichtigſten iſt die Behandlung der Bannwaren (Konterbande). 
Die Londoner Erklärung bzw. die deutſche Priſenordnung beſagen 
genau, welche Waren und Gegenſtände unmittelbare (abſolute), 
mittelbare (relative) und welche keine Bannwaren find. Die unmittel’ 
baren Bannwaren unterliegen der Beſchlagnahme oder Vernichtung, 
wenn bewieſen wird, daß ihre Beſtimmung das feindliche oder vom 
Feinde beſetzte Gebiet oder die feindliche Streitmacht iſt; das gleiche 
Schickſal haben die mittelbaren Bannwaren, wenn bewieſen wird, daß 
fie für den Gebrauch der Streimacht oder der Verwaltungsſtellen dez 
feindlichen Staates beſtimmt ſind; ſie werden alſo nicht beſchlagnahmt, 
wenn ſie für die übrige Bevölkerung des feindlichen Landes be⸗ 
ſtimmt ſind. A 

England kümmerte ſich nicht um dieſe feftgelegten Unterſcheidungen, 
ſondern erklärte Waren, die allgemein als mittelbare Bannwaren gelten⸗ 
zu unmittelbaren, und Waren, die überhaupt nicht beſchlagnahm 
werden dürfen, weil ſie keine Bannware ſind, wurden zu ſolchen von 
England erklärt. England ging ſchließlich noch weiter und will Waren 
jeder Art, wenn ſie für Deutſchland oder Oſterreich⸗Ungarn beſtimmt 
ſind, beſchlagnahmen. In dieſer willkürlichen Veränderung der ver⸗ 
ſchiedenen Arten von Bannware liegt eine Schädigung der Neutralen. 
Wir ſind es allerdings gewohnt, daß die meiſten Neutralen nur dann 
einen heftigen Proteſt erheben, wenn Deutſchland von ſeinem Priſen⸗ 


recht Gebrauch macht, nicht aber, wenn England, Frankreich und 


Rußland alle möglichen Rechte der Neutralen mit Füßen treten. So 
ſah ſich Deutſchland gezwungen, ebenfalls die Liſte der Bannwaren 
zu verändern und das geſchah mit der kaiferlichen Verordnung vom 
18. April 1915 (RGBl. Nr. 49 vom 20. April 1915). 

Ende Juni 1916 erklärte im engliſchen Unterhauſe der Unter⸗ 
ſtaatsſekretär des Auswärtigen, Lord Robert Cecil, die Beratungen 
der engliſchen und franzöſichen Regierung hätten den Beſchluß ergeben, 
daß es für die Verbündeten nicht wünſchens wert ſei, bei der teilweiſen 
Durchführung partial enforcement) der Londoner Seerechts⸗ 
erklärung weiterhin zu beharren. Damit beſeitigen die Verbündeten 
ein weiteres Stück des Völkerrechts, wenn auch hierdurch tatſächlich 
keine Anderung in der bisherigen Kriegführung Englands und ſeiner 
Verbündeten eintritt, da ſie ja ſchon vor dieſer formellen Außerkraft⸗ 
ſetzung der Seerechtserklärung ſich nicht an dieſe Beſtimmungen hielten. 
Tatſächlich hatte die Unterſcheidung von bedingter und unbedingter 
Bannware keinen großen praktiſchen Wert. Wenn z. B. Lebensmittel 
nur dann Bannware bilden, ſobald ſie für die Streitmacht des 
Feindes beſtimmt ſind, ſo hat die herrſchende Seemacht nicht die 
Möglichkeit, zu prüfen, ob die Lebensmittel nicht doch für das Heer 
Verwendung finden, ganz abgeſehen davon, daß mittelbar jede 
Lebensmittelzufuhr dem Heere zugute kommt; denn durch die Einfuhr 
von Lebensmitteln für die friedliche Bevölkerung werden die inländiſchen 
Erzeugniſſe für das Heer frei. In dieſer Hinſicht trug die Seerechts⸗ 
erklärung den Keim des Todes in ſich. 

Deutſchland anerkannte auch weiterhin das Seekriegsrecht, 
beobachtete die Londoner Seerechtserklärung bzw. die deutſche Priſen⸗ 
ordnung vom 30. September 1909 und ſchreitet bloß zur teilweiſen 
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Vergeltung. Am 22. Juli 1916 erging eine kaiſerliche Verordnung 
(RGBl. 1916 Nr. 166), durch welche die Lifte der unbedingten und 
bedingten Bannwaren erweitert oder geändert wurde; eine Anzahl 
Gegenſtände, die bisher als bedingte Bannwaren galten, find nunmehr 
unbedingte. 

Als unmittelbare oder unbedingte Bannware (abſolute Konter⸗ 

bande) werden nunmehr angeſehen: 

1. Waffen jeder Art, mit Einſchluß der Waffen für ſportliche 
Zwecke und ihre als ſolche kenntlichen Beſtandteile; 

2. Geſchoſſe, Kartuſchen und Patronen jeder Art ſowie ihre als 
ſolche kenntlichen Beſtandteile, ſowie Zwiſchenerzeugniſſe, die 
zu ihrer Herſtellung geeignet ſind; 

3. Schießpulver und Sprengſtoffe jeder Art; Rauch und Leucht 
körper, Brandmaſſen, Gaskampfmittel und Stoffe, die zu ihrer 
Herſtellung geeignet find, einſchließlich: Salpeterſäure und 
ſalpeterſaure Salze jeder Art, Ammoniak, Ammoniakwaſſer, 
Salmiak, Ammoniumſalze; Schwefel, Schwefeldioxyd, Schwefel⸗ 
ſäure, rauchende Schwefelſäure (Oleum), Schwefelkohlenſtoff; 
Eſſigſäure, eſſigſaure Salze (Azetate), z. B. eſſigſaures Kalzium 
(Graukalk); Eſſigäther, Ameiſenäther, Schweſeläther; Azeton; 
Athyl⸗ und Methylalkohol (Sprit), z. B. Sulfitſprit; Harnſtoff; 
Harzprodukte, Kampfer und Terpentin (Ol und Geiſt); Kalzium⸗ 
karbid; Cyanamid; Natriumchanid; Phosphor und feine Bers 
bindungen; chlorſaures und überchlorſaures Natrium, Barium 
Kalzium; Chlor, Chlorhydrin; Brom; Phosgen (Carbonhyl⸗ 
chlorid); Zinnchlorid; Queckſilber; Pech; Teer mit Einſchluß 
von Holzteer, Holzteeröl; Benzol, Toluol, Xylol, Solvent 
Naphtha, Phenol (Karbolſäure), Kreſol, Naphthalin, ſowie 
deren Miſchungen und Derivate; Anilin und ſeine Derivate 
Glyzerin; Mangandioxyd; Arſenik und ſeine Verbindungen; 

4. Geſchützrohre, Lafetten, Protzen, Munitionswagen, Feldküchen, 
Backofenwagen, Proviantwagen, Feldſchmieden, Scheinwerfer, 
Scheinwerfergerät und ihre als ſolche kenntlichen Beſtandteile; 

5. Entfernungsmeſſer und ihre als ſolche kenntlichen Beſtandteile; 

6. Doppelgläſer, Fernrohre, Chronometer, nautiſche und 
artilleriſtiſche Inſtrumente aller Art; 

7. militäriſche und als ſolche kenntliche Kleidungs⸗ und Aus⸗ 
rüſtungsſtücke; 

8. Sattel, Zug⸗ und Packtiere, jetzt oder künftig für den Kriegs⸗ 
gebrauch geeignet; 

9. militäriſches als ſolches kenntliches Geſchirr jeder Art; 

10. Lagergerät und feine als ſolche kenntlichen Beſtandteile; 

11. Panzerplatten; 

12. Stahl⸗ und Eiſendraht; Stacheldraht, ſowie die zu deſſen 
Befeſtigung und Zerſchneidung dienenden Werkzeuge; 

13. Bleche, verzinnt oder verzinkt; 

14. Kriegsſchiffe und ſonſtige Kriegs fahrzeuge, ſowie ſolche Beſtand⸗ 
teile, die nach ihrer beſonderen Beſchaffenheit nur auf einem 
Kriegsfahrzeuge benutzt werden können, Schiffsbleche und 
Schiffbauſtahl; 

15. Unterwaſſerſchallſignalapparate; 

16. Luft⸗ und Flugfahrzeuge aller Art, deren als ſolche kenntlichen 
Beſtandteile ſowie Zubehörſtücke, Gegenſtände und Stoffe, die 
erkennbar zur Luftſchiffahrt oder zu Flugzwecken dienen ſollen; 
Goldſchlägerhaut; 

17. Photographiſche Artikel; 

18. Werkzeuge und Vorrichtungen, die ausſchließlich zur Anfertigung 
und Ausbeſſerung von Waffen und Kriegsmaterial her⸗ 
geſtellt ſind; 

19. Drehbänke, Maſchinen und Werkzeuge, die bei der Herſtellung 
von Kriegsmunition gebraucht werden; 

20. Elektriſche Artikel, angefertigt für Kriegsgebrauch; 

21. Grubenholz mit Einſchluß roher und wenig bearbeiteter, zu 
Grubenholz beſtimmter Hölzer, ſpaniſches Rohr, Bambus, Kork 
einſchließlich Korkmehl; 

22. Kohlen und Koks; 


45. Jahrgang. 


23. Flachs, Hanf, Jute, Pflanzenfaſern und daraus hergeſtellte 
Garne; 

24. Wolle, roh, gelämmt oder gekrempelt; Wollabfälle, Wollflocken 
und Wollkämmlinge; wollene Streichgarne und Kammgarne; 
Tierhaar aller Art ſowie Flocken, Kämmlinge und Garne aus 
Tierhaar: 

25. Rohbaumwolle, Baumwollfaſern (linters), Baumwollabfälle, 
Baumwollgarne, baumwollene Stoffe und andere Baumwoll⸗ 
erzeugniſſe, die bei der Herſtellung von Sprengſtoſſen gebraucht 
werden können; 

26. Fäſſer aller Art und ihre Beſtandteile; 

27. Gold, Silber, geprägt und in Barren, Papiergeld und alle 
begebbaren Fandels papiere und verkäuflichen Effekten; 

28. Gummiräder für Kraftfahrzeuge, ſowie alle Gegenſtände und 
Stoffe, die beſonders bei der Herſtellung oder Reparatur von 
Gummirädern verwendet werden; 

29. Kautſchuk (einſchließlich Rohkautſchuk, Kautſchukabfälle und 
wiedergewonnener Kautſchuk, Kautſchuklöſung und ⸗teig oder 
irgendwelche andere kautſchukhaltigen Zubereitungen, Balata 
und Guttapercha ſowie folgende Sorten von Kautſchuk, nämlich: 
Borneo, Guayule, Jelutong, Palembang und alle anderen 
kautſchukhaltigen Stoffe); ferner Gegenſtände, die ganz oder 
zum Teil aus Kautſchuk hergeſtellt find; 

30. Mineralöle (einſchließlich Erdöle, Petroleum, Benzin, Naphtha, 
Gaſolin); 

81. Schmierſtoffe; 

82. Gerbſtoffe aller Art, einſchließlich Quebrachoholz und der beim 
Gerben gebrauchten Extrakte; 

33. Rindvieh⸗, Büffel und Roßhäute; Kalbe, Schweins⸗, Biegen 
und Wildhäute; ferner Leder, zugerichtet und nicht zugerichtet, 
ſofern es brauchbar iſt für Sattlerei, Geſchirr, Militärſchuhzeug 
oder militäriſche Bekleidungsſtücke; Treibriemen, hydrauliſches 
Leder und Pumpenleder; 

34. folgende Erze: Wolframerze (Wolframit und Scheelit), 
Molybdänerz, Manganerz, Nickelerz, Chromerz, Zinkerz, Blei⸗ 
erz. Hämatiteiſenerz, Pyrite ſowie deren Abbrände, Kupfererze; 

35. Aluminium, Aluminiumſalze, kalzinierte Tonerde, Bauxit; 

36. Antimon ſowie ſeine Schwefelverbindungen und Oxyde; 

37. Feldfpat; 

38. folgende Metalle: Wolfram; Molybdän; Vanadium; Nickel; 
Selen; Kobalt; Hämatitroheiſen; Mangan bzw. ſeine Legierungen; 
Kupfer bzw. ſeine Legierungen; Zinn, Blei; 

39. Eiſenlegierungen (Ferroverbindungen), einſchließlich Wolfram⸗, 
Mangan⸗, Vanadium⸗, Chromeiſen. 

Mittelbare oder bedingte Bannware (relative Konterbande) 
ſind nur folgende, für kriegeriſche wie für friedliche Zwecke verwend⸗ 
bare Gegenſtände und Stoffe: 

1. Lebensmittel; 

2. Furage und Futtermittel jeder Art; ölhaltige Sämereien, Nüſſe 
und Kerne; tieriſche, fiſch⸗ und pflanzliche Ole und Fette, außer 
den als Schmiermittel geeigneten, und nicht einbegriffen 
flüchtige Ole; 

3. folgende Gegenſtände, ſofern fie für den Kriegsgebrauch ge: 
eignet find: Kleidungsſtücke, Kleiderſtofſſe, Schuhwerk, Felle 
und Pelzwerk, die für Kleidung, Stieſel und Schuhe be⸗ 
nutzbar find; 

4. für den Krieg verwendbare Fuhrwerke jeder Art und ihre 
Beſtandteile, insbeſondere alle Kraftfahrzeuge; 

5. feſtes oder rollendes Eiſenbahnmaterial, Telegraphen⸗, Funken⸗ 
telegraphen und Telephonmaterial; 

6. en ausgenommen Kohlen und Koks; Schmier⸗ 
ſtoffe; 

7. Hufeiſen und Hufſchmiedegerät; 

8. Geſchirr⸗ und Sattelzeug; 

9. Schiffe, Boote und Waſſerfahrzeuge jeder Art, Schwimmdocks 
und Vorrichtungen für Trockendocks ſowie ihre Beſtandteile; 
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10. Zement; 
11. Hölzer jeder Art, roh oder bearbeitet (insbeſondere auch 
behauen, geſägt, gehobelt, genutet), ausgenommen Grubenholz. 

Die nachſtehenden Gegenſtände können jedoch nicht als Kriegs⸗ 
bannware erklärt werden: 

1. Rohſeide; 

2. Harz, Lack, Hopfen; 

3. Hörner, Knochen, Elfenbein; 

4. natürlicher und künſtlicher Dünger; 

5. Erde, Kalk, Kreide, Steine mit Einſchluß des Marmors; 
Ziegelſteine, Schieſer und Dachziegel; 

6. Porzellan und Glas; 

7. Papier und die zu ſeiner Herſtellung zubereiteten Stoffe; 

8. Seife, Farbe mit Einſchluß der ausſchließlich zu ihrer Her⸗ 

ſtellung beſtimmten Materialien und Firnis; 
9. Chlorkalk, Soda, Atznatron, ſchwefelſaures Natron in Kuchen, 
Ammonlak, ſchwefelſaures Ammoniak und Kupfervitriol; 

10. Spezialmaſchinen für Landwirtſchaft, für Textilinduſtrie und 
für Buchdruckerei; 

11. Edelſteine, Halbedelſteine, Perlen, Perlmutter und Korallen; 

12. Turm: und Wanduhren, Standuhren und Taſchenuhren, außer 
Chronometern; 

13. Modes und Galanteriewaren; 

14. Federn jeder Art; 

15. Gegenſtände zur Wohnungseinrichtung und zum Wohnungs⸗ 
ſchmucke, Bureaumöbel und Bureaubedarſf. 

Nach Ziff. 32 der deutſchen Priſenordnung (Art. 88 der Londoner 
Erklärung entſprechend) unterliegen die mittelbaren Bannwaren 
der Beſchlagnahme, wenn bewieſen wird, daß fie für den Gebrauch 
der Streitmacht oder der Verwaltungsſtellen des feindlichen Staates 
beſtimmt find, es ſei denn, daß im letzteren Falle nach Ausweis der 


‚ Umftänbe dieſe Gegenſtände tatſächlich nicht für den derzeitigen Krieg 


benutzt werden können. Die feindliche Beſtimmung war als vor⸗ 
handen anzunehmen: 
a) wenn die Sendung an eine feindliche Behörde oder 
b) an einen im Feindesland anſäſſigen Händler gerichtet iſt, von 
dem ſeſiſteht, daß er der Streitmacht oder den Berwaltungs⸗ 
ſtellen des feindlichen Staates Gegenſtände der fraglichen Art 
oder Erzeugniſſe aus ihnen liefert, oder 
c) wenn die Sendung nach einem befeſtigten Plat des Feindes, oder 
d) nach einem anderen Platz gerichtet iſt, der der feindlichen Streit⸗ 
macht als Operations- oder Verſorgungsbaſis dient. 
Vorausſetzung war außerdem noch, daß die Beſchlagnahme ſolcher 
mittelbaren Bannware nur auf einem Schiffe erfolgen durfte, welches 
ſich auf der Fahrt nach dem feindlichen oder vom Feinde beſetzten 
Gebiete oder zur feindlichen Streitmacht befindet und das dieſe Gegen; 
ſtände nicht in einem neutralen Zwiſchenhafen ausladen ſoll, d. h. in 
einem Hafen, den das Schiff vor dem Erreichen jenes Zieles anzu⸗ 
laufen hat. Oder mit anderen Worten: Dieſe Gegenſtände können 
nach der Priſenordnung bzw. der Londoner Erklärung nur beſchlag⸗ 
nahmt werden, wenn eine unmittelbare Zufuhr zum Feind erfolgt, und 
zwar unter den genannten Vorausſetzungen. — Es kam nun wiederholt 
vor, daß ſolche Waren allerdings nach Ausweis der Schiffspapiere 
für einen neutralen Hafen beſtimmt waren, in Wirklichkeit aber waren 
die Waren für den Feind beſtimmt und ſollten von dem neutralen 
Hafen nach einem feindlichen Hafen gebracht werden; ebenſo kam 
es vor, daß die Waren im neutralen Hafen ausgeladen und zu 
Lande oder auf Flüſſen oder Kanälen dem Feinde zugeführt wurden. 
In der Theorie des Völkerrechts war es beſtritten, ob ein ſolches 
Schiff mit verbotener Ware nach einem neutralen Hafen beſchlagnahmt 
werden dürfe oder nicht. In der Praxis kamen ſolche Beſchlagnahmen 
wiederholt vor und wurden als berechtigt anerkannt mit der Be⸗ 
gründung, daß die Ladung für den Feind beſtimmt geweſen ſei und 
es keinen Unterſchied bilden könne, ob das Schiff die Ladung 
unmittelbar zum Feind bringe oder erſt auf dem Umwege durch 
neutrales Land. Dieſe Lehre von der „einheitlichen Reiſe“ (continous 
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voyage) wurde von der deutſchen Priſenordnung nicht angenommen, 
weil man eine mögliche Schädigung der Neutralen befürchtete, bzw. weil 
der Beweis ſchwer zu erbringen iſt, daß die Waren nach Anlaufen des 
neutralen Hafens tatſächlich in das Feindesland gebracht werden. Die 
unmittelbaren Bannwaren können ohne weiteres beſchlagnahmt werden, 
wenn nur die feindliche Beſtimmung vorhanden iſt. — Nun hat aber 
England ſchon durch die Order in Council vom 20. Auguſt 1914 die 
Lehre der „einheitlichen Reife” auf die mittelbaren Bannwaren aus⸗ 
gedehnt, ſo daß England ſich das Recht anmaßt, ſolche Waren zu 
beſchlagnahmen, auch wenn das Schiff neutrale Häfen anläuft und die 
Schiffspapiere als Beſtimmungsort einen neutralen Hafen ausweiſen. 
Da England hierdurch willkürlich die Rechtsſätze der Londoner Er: 
klärung änderte, ſo blieb Deutſchland nichts übrig, als zur Wider⸗ 
vergeltung zu ſchreiten, und das tat Deutſchland mit der kaiſerlichen 
Verordnung vom 18. April 1915. Zunächſt beſtimmt die kaiſerliche 
Verordnung, daß eine feindliche Beſtimmung der Sendung anzunehmen 
iſt, ſofern nicht die Umſtände dem widerſprechen, 

a) wenn die Sendung an eine feindliche Behörde oder den 
Agenten einer ſolchen oder an einen Händler, von dem feſtſteht, 
daß er Gegenſtände der fraglichen Art oder Erzeugniſſe aus 
ihnen der Streitmacht oder den Verwaltungsſtellen des feind⸗ 
lichen Staates liefert, gerichtet iſt; 

b) wenn die Sendung an Order oder an einen aus den Schiffs⸗ 
papieren nicht erſichtlichen Empfänger oder an eine Perſon, 
die ſich im ſeindlichen oder vom Feinde beſetzten Gebiete 
aufhält, gerichtet iſt; 

c) wenn die Sendung nach einem befeſtigten Platze des Feindes 
oder nach einem Platze, der der feindlichen Streitmacht als 
Operations⸗ oder Verſorgungsbaſis dient, beſtimmt iſt. 

Unverändert blieb die Beſtimmung der Priſenordnung, daß 
Kauffahrteiſchiſſe ſelbſt nicht ſchon um deswillen als feindliche Streit⸗ 
macht oder für Verwaltungsſtellen des feindlichen Staates beſtimmt 
anzuſehen ſind, weil ſie ſich auf der Fahrt nach einem der in e 
genannten Plätze befinden. — Dabei hielt aber Deutſchland grund⸗ 
ſätzlich daran feſt, daß die Lehre von der einheitlichen Reiſe für die 
mittelbaren Bannwaren nicht gilt, fo daß alſo ſolche Waren nicht 
beſchlagnahmt werden dürfen, wenn ſie in einem neutralen Zwiſchen⸗ 
hafen ausgeladen werden ſollen, d. h. in einem Hafen, den das Schiff 
vor dem Erreichen des Feindeslandes anzulaufen hat. Aber dieſe 
Einſchränkung findet keine Anwendung nach der neuen Beſtimmung 
der kaiſerlichen Verordnung vom 18. April 1915, wenn 

a) die Vorausſetzungen der Ziff. 33 b vorliegen, d. h. wenn die 
Sendung an Order oder an einen aus den Schiffspapieren nicht 
erſichtlichen Empfänger oder an eine Perſon, die ſich im 
feindlichen oder vom Feinde beſetzten Gebiet aufhält, gerichtet iſt; 

b) wenn das Schiff nach einem neutralen Lande beſtimmt iſt, 
von dem feſtſteht, das die feindliche Regierung von dort Gegen⸗ 
ſtände der fraglichen Art bezieht. 

Eine weitere Verſchärfung erfuhr das Beſchlagnahmerecht durch 
die Anderung der Ziff. 40 der deutſchen Priſenordnung (Art. 38 der 
Londoner Erklärung), der beſagt, daß auf Grund einer früher aus⸗ 
geführten, aber bereits vollendeten Beförderung von Bannwaren eine 
Aufbringung nicht bewirkt werden könne. Die kaiſerliche Verordnung 
vom 18. April hielt dieſen Satz auch weiterhin aufrecht, machte aber 
ſolgenden Zuſatz: „Hat jedoch das Schiff Konterbande entgegen den 
Angaben ſeiner Schiffspapiere dem Feinde zugeführt, ſo unterliegt es 
der Aufbringung und Einziehung bis zur Beendigung des Krieges.“ 


Nach der Anderung vom 22. Juli 191s iſt die feindliche 
Beſtimmung ohne weiteres als vorliegend anzuſehen: 

a) wenn die Ware zur Ausladung in einem feindlichen Hafen 
oder zur Ablieferung an die feindliche Streitmacht beſtimmt iſt; 

b) wenn das Schiff nur feindliche Häfen anlaufen ſoll oder wenn 
es einen feindlichen Hafen berühren oder zur feindlichen 
Streitmacht ſtoßen ſoll, bevor es den neutralen Haſen erreicht, 
wohin die Ware beſtimmt iſt. 
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Aber ohne Rüdficht auf den Beſtimmungshafen des Schiffes iſt 
wenn die Umſtände dem nicht widerſprechen, die feindliche Beſtimmung 
nunmehr anzunehmen, wenn die Sendung gerichtet iſt: 

a) unmittelbar oder mittelbar an eine feindliche Behörde oder 
den Agenten einer ſolchen oder 

b) an Order oder an einen aus den Schiffspapieren nicht erſicht⸗ 
lichen Empfänger oder unmittelbar oder mittelbar an eine 
Perſon, die ſich im feindlichen oder vom Feinde beſetzten 
Gebiete aufhält oder während des gegenwärtigen 
Krieges Konterbande nach dem feindlichen oder vom 
Feinde beſetzten Gebiete oder an eine feindliche Be⸗ 
hörde oder den Agenten einer ſolchen unmittelbar 
oder mittelbar geliefert hat. 


Alle dieſe Anderungen ſollen gemäß der kaiſerlichen Verordnung 
nur für die Dauer des Krieges gelten und ſind nur Maßnahmen der 
Wiedervergeltung. — Fühlen ſich Neutrale von dieſen Beſtimmungen 
beſchwert, ſo mögen ſie ſich mit ihren Proteſten an England wenden, 
das ſich allerdings um alle Proteſte der Neutralen nicht im mindeſten 
bekümmert. Rechtsanwalt Dr. D. Pesl, München. 


Die Seſchlagnahme nach der Bekanntmachung des 
Bundesrats über die Sicherſtellung von Ariegsbedarf 
vom 24. Juni 1915. Nach 8 4 der genannten Bundesrats⸗ 
verordnung können die Kriegsminiſterien und das Reichsmarineamt 
oder die von ihnen zu bezeichnenden Behörden Gegenſtände des Kriegs⸗ 
bedarfs uſw. beſchlagnahmen. Die Beſchlagnahme erfolgt durch 
öffentliche Bekanntmachung oder durch Mitteilung an den Beſttzer 
odtr Herſteller oder an denjenigen, bei dem ſie unter Zollaufſicht ſich 
befinden. 

I. Der Begriff „Beſchlagnahme“ wird in der Verordnung nicht 
beſonders beſtimmt, ſondern als bekannt vorausgeſetzt. Sieht man 
ſich in der ſonſtigen Geſetzgebung um, ſo findet ſich auch hier nirgend 
eine Beſtimmung dieſes Begriffes. Die Veſchlagnahme wird ange 
wendet, abgeſehen vom Strafrecht, welches hier völlig beiſeite gelaſſen 
werden muß, im Geſetz über die Zwangsvollſtreckung in das unbeweg⸗ 
liche Vermögen, bei Arreſten und einſtweiligen Verfügungen, beim 
Konkurſe uſw. Sie läßt ſich mit Staudinger (Anmerkung zu § 1121 
BGB.) bezeichnen als das Mittel, durch das der Anſpruch des 
Gläubigers zur Geltung gebracht und verwirklicht wird. Sie ſchafft 
alſo nicht erſt ein neues Recht, insbeſondere nicht erſt ein dingliches 
Recht, ſondern ſie verwirklicht dieſes Recht und hat das dingliche 
Recht oder einen ſonſtigen Vollſtreckungstitel zur Vorausſetzung. Nach 
§ 23 Saß 1 ZUG. hat ſie die Wirkung eines geſetzlichen Veräußerungs⸗ 
verbotes im Sinne des 8 135 BGB. Ein ſolches iſt nur gegenüber 
denjenigen Perſonen wirkſam, zu deren Schutz es ergangen iſt; im 
übrigen finden die Vorſchriften zugunſten derjenigen, welche Rechte 
von einem Nichtberechtigten herleiten, entſprechende Anwendung. Die 
Wirkung eines geſetzlichen Veräußerungsverbotes iſt alſo eine relative. 
Allerdings wirken geſetzliche Veräußerungsverbote, die im Intereſſe 
der Allgemeinheit ergangen ſind, gegenüber allen Perſonen, und in⸗ 
ſofern läßt ſich auch von einer abſoluten Wirkung ſprechen. Aber 
auch hier bleibt der Schutz des guten Glaubens vorbehalten. 


Dieſe Darlegungen laſſen ſich auf die Beſchlagnahme im Sinne 
der Bekanntmachung vom 24. Juni 1915 nicht ohne weiteres an⸗ 
wenden, weil hier ein beſtehendes Recht, welches verwirklicht werden 
ſoll, nicht ſchon vorhanden iſt, ſondern durch die Beſchlagnahme erſt 
geſchaffen wird. Der 8 4 beſtimmt hinſichtlich der Wirkung der 
Beſchlagnahme was ſolgt: 

„Die Beſchlagnahme hat die Wirkung, daß die Vornahme von 
Veränderungen an den von ihr berührten Gegenſtänden ver⸗ 
boten iſt und rechtsgeſchäftliche Verfügungen über ſie nichtig 
ſind. Den rechtsgeſchäftlichen Verfügungen ſtehen Verſügungen 
gleich, die im Wege der Zwangsvollſtreckung oder Arreft: 
vollziehung erfolgen.“ 


45. Jahrgang. 


Dieſer letztere Zuſatz könnte die Meinung erwecken, als wenn 
der Geſetzgeber in der Beschlagnahme ein geſetzliches Veräußerungs⸗ 
verbot im Sinne des 8 135 BGB. erblickt. Das wäre jedoch irrig, 
denn die Beſchlagnahme ſoll nicht bloß Veräußerungen verhindern, 
ſondern auch Veränderungen. Sie hat außerdem noch weitere Wir⸗ 
kungen, wie die Verpflichtung zur Aufbewahrung und pfleglichen 
Behandlung. 

II. Eher ließe ſich annehmen, daß die Beſchlagnahmeanordnung 
ein geſetzliches Verbot im Sinne des § 134 BGB. enthält. Dies 
hat zur Folge, daß das verbotswidrige Nechtsgeſchäft abſolut nichtig 
iſt. Der Empfänger iſt danach zur Herausgabe verpflichtet. Aber 
die Herausgabe wird nicht mit der Vindikations⸗, ſondern mit der 
Kondiktionsklage gemäß 8 817 BGB. erreicht. Der Geſetzgeber ge 
ſtaltet alſo den Herausgabeanſpruch obligatoriſch. Die Nichtigkeit 
kann ſich aber nur auf die Rechtsgeſchäfte desjenigen erſtrecken, gegen 
den ſich das Verbot richtet, nicht auf weitere Verfügungen oder Ver⸗ 
änderungen, welche Dritte vornehmen, an die ſich das Verbot nicht 
richtet. Dieſe Unterſcheidung zeigt ſich im Falle einer ſogenannten 
Sonderbeſchlagnahme, welche nicht durch öffentliche Bekanntmachung, 
ſondern durch Mitteilung an den Beſitzer uſw. erfolgt. In dieſem 
Falle ſind nur diejenigen Verfügungen und Veränderungen nichtig, 
welche der betroffene Beſitzer vornimmt. Iſt z. B. Leder, welches 
ſich im Beſitz eines Gerbers befindet, beſchlagnahmt, ſo iſt dasjenige 
Leder, welches im Beſitze eines Händlers iſt, nicht beſchlagnahmt. 
Veräußert der Gerber verbotswidrig das Leder an einen Händler, ſo 
iſt dieſes Geſchäft zweifellos abſolut nichtig. Verbleibt aber das 
Leder bei dem Händler trotzdem, und veräußert der Händler das 
Leder an einen Schuhmacher weiter, ſo iſt dieſes Geſchäft ebenſo 
zweifellos gültig und wirkſam. Der Schumacher, welcher das Leder 
gutgläubig gekauft hat, iſt weder zur Herausgabe verpflichtet, noch 
macht er ſich wegen Verſtoßes gegen die Beſchlagnahme ſtrafbar. 

III. Es wäre weiter denkbar, die Beſchlagnahme im Sinne der 
Bekanntmachung vom 24. Juni 1915 dahin zu verſtehen, daß durch 
ſie ein neues dingliches Recht mit abſoluter Wirkung gegen jedermann 
begründet worden iſt. Eine ſolche Annahme findet aber in dem 
Geſetz ſelbſt keine Grundlage. Wenn das Geſetz ein ſolches neues 
dingliches Recht hätte ſchaffen wollen, ſo hätte es dies mit deutlichen 
Worten ausſprechen müſſen. Nach dem Syſtem des BGB. und aller 
ſonſtigen Geſetze gibt es nur ganz beſtimmte dingliche Rechte, deren 
abſolute Wirkung und Geltendmachung übrigens ihre Grenze in der 
Wirkung des guten Glaubens des Erwerbers findet. Das Eigentum 
ſowohl wie das Pfandrecht erlöſchen, wenn ein Gutgläubiger die 
Sache erwirbt. Der Ausgangspunkt aller dinglichen Rechte iſt ſtets 
der Beſitz geweſen mit der Maßgabe, daß bei Grundſtücken und Hypo⸗ 
theken der Beſitz durch Eintragung in das Grundbuch erſetzt wird. 
Ein dingliches Recht, welches außerhalb dieſer Vorſtellungen beſtände, 
iſt den übrigen Geſetzen unbekannt. In den Fällen der Beſchlagnahme 
gemäß der Bekanntmachung vom 24. Juni 1915 wird von der an⸗ 
ordnenden Stelle keinerlei Beſitz an dem beſchlagnahmten Gegenſtand 
erworben, vielmehr enthält die Beſchlagnahme lediglich ein Verbot 
der Vornahme von Veränderungen und von rechtsgeſchäftlichen Ver⸗ 
fügungen bzw. Zwangs vollſtreckungsmaßregeln. Der durch die Ber: 
ordnung angeſtrebte Schutz iſt daher darin zu erblicken, daß der von 
der Beſchlagnahme Betroffene ſich ſtrafbar macht, wenn er dagegen 
verſtößt, daß ihm der Betrieb ſeines Handelsgeſchäftes wegen Un⸗ 
zuverläſſigkeit unterſagt werden kann, und daß durch Enteignung des 
Gegenſtandes ſeine Sicherſtellung für Kriegsbedarf erfolgen kann. 
Dagegen läßt ſich nicht annehmen, daß der von der Beſchlagnahme 
berührte Gegenſtand ſelbſt eine neue Eigenſchaſt, nämlich die des 
Beſchlagnahmtſeins, angenommen habe. 

IV. Wie bereits angeführt, äußert die Beſchlagnahme ihre Wir⸗ 
kung nicht bloß hinſichtlich der Bindung des betroffenen Gegenſtandes 
und der betroffenen Perſonen, ſondern legt weiter dem Betroffenen 
die Verpflichtung auf, die Gegenſtände zu verwahren und pfleglich zu 
behandeln, und bedroht zugleich die Unterlaſſung mit Strafe. Wem 
gegenüber dieſe Verpflichtung beſteht, iſt in der Verordnung nicht ge⸗ 
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ſagt. Es kann aber kein Zweifel daran beſtehen, daß die beſchlag⸗ 
nahmende Stelle die Berechtigte ſein ſoll. Der Inhalt der Ver⸗ 
pflichtung entſpricht aber nicht etwa derjenigen des Verwahrers 
gegenüber dem Einlagerer. Denn die beſchlagnahmende Stelle lagert 
nichts ein. Inhalt und Zweck der Beſchlagnahme ſind vielmehr 
darin zu erblicken, daß die betroffenen Gegenſtände im Intereſſe der 
Kriegsbereitſchaft zur Verſügung der Heeresverwaltung geſtellt werden 
ſollen, aber nicht in der Weiſe, daß ein privatrechtliches Rechts⸗ 
verhältnis begründet wird, ſondern ein ausſchließlich öffentlich⸗xecht⸗ 
liches. Inſofern iſt die Beſchlagnahme ein durchaus neues Rechts⸗ 
gebilde. Sie iſt ein Akt, der zwar privatrechtliche Wirkungen auslöſt, 
ſich aber darin nicht erſchöpft. Sie ſchafft vielmehr in erſter Linie 
ein öffentlich⸗rechtliches Recht für die beſchlagnahmende Stelle. Dieſes 
Recht beſteht nicht in einer dem Eigentum oder Pfandrecht gleichen 
oder ähnlichen Befugnis, auch nicht in einem Aneignungsrecht, ſondern 
in dem Rechte, negativ zu verbieten, daß die betroffenen Gegenſtände 
verändert oder darüber verfügt werde, und poſitiv zu verlangen, daß 
ſie verwahrt und pfleglich behandelt werden, ſowie darin, Zuwider⸗ 
handlungen zu beſtraſen. Dieſes Recht iſt weder an den Beſitz der 
Gegenſtände geknüpft, noch hat es dingliche Eigenſchaft. Deshalb 
fallen Zuwiderhandlungen nicht unter § 137 StGB.; vielmehr waren 
beſondere Strafbeſtimmungen erſorderlich. Der Staat iſt in der 
Lage, dies Rechtsverhältnis durch Inbeſitznahme oder Enteignung in 
ein privatrechtliches zu verwandeln. Solange das aber nicht ge⸗ 
ſchieht, wäre es verfehlt, privatrechtliche Begriffe, insbeſondere die 
Vorſtellung einer dinglichen Wirkung der Beſchlagnahme, zur An⸗ 
wendung zu bringen. Juſtizrat Gundlach, Berlin. 


Zivilrechtliche Fragen in den Sundesratsverord- 
nungen über Febensmittelverſorgung. Die Lebensmittel⸗ 
verſorgungspolitik ſucht unter Zurückdrängung des freien Handels 
Lebensmittel, überhaupt Bedürfniſſe des täglichen Bedarfs, in Zen⸗ 
tralgeſellſchaften (3. B. Zentraleinkaufsgeſellſchaft, Bezugsvereinigung 
der deutſchen Landwirte) aufzukaufen und dann an die Verbraucher, 
zumeiſt durch Vermittlung der Kommunalbehörden, abzuſetzen. 

Soweit es ſich um die mit dem Einkauf in Zuſammenhang 
ſtehenden Rechts verhältniſſe handelt, finden ſich in allen Verordnungen 
mehr oder weniger entſprechende Beſtimmungen. Anders dagegen, 
ſoweit die mit dem Verkauf zuſammenhängenden Rechtsverhältniſſe in 
Frage kommen, wo ein gewiſſer Zuſtand der Rechtsunſicherheit nicht 
zu leugnen iſt. — Schon an anderer Stelle wurde in der JW. auf 
die Unklarheit der Bundes ratsverordnungen hingewieſen (vgl. JW. 1916 
S. 314 und 531). 

Ein weiteres Beiſpiel gibt ſolgender Fall: 

Die Bezugsvereinigung der deutſchen Landwirte offeriert einem 
Kommunalverband größere Poſten aus dem Auslande eingeführter 
Futtermittel. Der Kommunalverband nimmt an. Die Ware wird 
ſukzeſſive geliefert. Bei Eintreffen der erſten Lieferung ergibt ſich, 
daß die Ware wegen Feuchtigkeit minderwertig iſt. Der Kommunal⸗ 
verband lehnt ſofort telegraphiſch wegen Minderwertipkeit der Ware 
die Annahme ab. Die Bezugsvereinigung antwortet, die Ware müſſe 
abgenommen, der Minderwert ſolle durch Sachverſtändige ſeſtgeſtellt 
werden. Dies geſchieht, das Gutachten des Sachverſtändigen wird 
der Bezugsvereinigung alsbald eingeſchickt. Bei den folgenden Liefe⸗ 
rungen ergeben ſich die gleichen Mängel, die in derſelben Act und 
Weiſe angezeigt und durch Gutachten nachgewieſen werden. — Etwa 
nach 8 Wochen erklärt die Bezugs vereinigung, fie könne di: Bemände⸗ 
lung nicht anerkennen, da die Begutachtung der Mängel un zulange 0 
ſei, ſie müſſe daher die Bezahlung des Preiſes für mängelfreie Ware 
verlangen, gebe aber anheim, direkt mit ihren Lieferanten wegen 
Minderung zu verhandeln. In der hierzu in Frage kommenden Bes 
kanntmachung, betreffend die Einfuhr von Fnttermitteln, Hilfsſtoffen 
und Kunſtdünger vom 28. Januar 1916, ſowie den Ausführungsbe⸗ 
ſtimmungen zu dieſer Bekanntmackung vom 31. Januar 1916 wird 
nichts zu dieſen zivilrechtlichen Fragen erwähnt. Sollte der Kom⸗ 
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munalverband alſo nicht etwa aus praktiſchen Erwägungen, es mit 
der Zentralgeſellſchaft, von deren Zuweiſungen er abhängig iſt, nicht 
verderben zu wollen, von einer Verfolgung feiner Rechte abſehen, ſo 
wird nichts übrigbleiben, als im ordentlichen Rechtswege, etwa ber 
Klage der Bezugsvereinigung auf Zahlung des vollen Kaufpreiſes 
entgegenzuſehen. Daß dieſes Ergebnis bei dem Intereſſe auf mög⸗ 
lichſt ſchnelle Erledigung aller mit der Lebens⸗ und Futtermittelver⸗ 
ſorgung zuſammenhängenden Fragen durchaus unbefriedigend iſt, be⸗ 
darf keiner Ausführung. — Die Einrichtung eines Schiedsgerichts 
für unterſchiedslos alle aus Lieferungen der Zentralgeſellſchaften ſich 
ergebenden Streitigkeiten wäre daher äußerſt erwünſcht. — Die Ber: 
ſahrensvorſchriften könnten dieſelben ſein, wie die Vorſchriften für die 
auf Grund der Bekanntmachung, betreffend Einwirkung von Höchſt⸗ 
preifen auf laufende Verträge, vom 11. November 1915 (RGBl. 
1915, 827) eingerichteten Schiedsgerichte, insbeſondere müßten die 
Entſcheidungen des Schiedsgerichts endgültig und für die Gerichte 
bindend ſein. 

Aber auch für die ſachliche Beurteilung der Streitigkeiten fehlen 
die rechtlichen Unterlagen. Will man die Vorſchriften des BGB. 
über den Kauf nicht analog angewandt wiſſen, die Bezugsvereinigung 
ſcheint dieſer Anſicht zu ſein, indem ſie dem Kommunalverband die 
Abnahme der mangelhaften Ware zur Pflicht macht, mithin ein Recht 
auf Wandlung von vornherein ablehnt, ſo müßte dies ausdrücklich 
in der betreffenden Verordnung oder ihren Ausführungsbeſtimmungen 
erwähnt werden. — Auch das Rechtsverhällnis zwiſchen der Bezugs⸗ 
vereinigung und dem Kommunalverband ſelbſt iſt nicht zweifelsfrei 
als Kauf in dem Sinne anzuſehen, daß Verkäufer die Geſellſchaft iſt. 
Da der Kommunalverband mit ſeiner Mängelrüge an den Lieferanten 
der Bezug svereinigung gewieſen wird, wird offenbar die Meinung 
vertreten, daß die Bezugsvereinigung nur einen Kauf zwiſchen dem 
Kommunalverband und dem Importeur der Ware vermittelt, und 
Vertragsteile des Kaufvertrags der Importeur bzw. deſſen Lieferant 
einerſeits und der Kommunalverband andererſeits ſind. Allerdings 
dürfte dieſe Anſicht in Widerſpruch zu dem Wortlaut des 8 2 der 
Ausführungsbeſtimmungen vom 31. Januar 1916 ſtehen: „Wer aus 
dem Ausland Futtermittel, Hilfsſtoffe und Düngemittel einführt, 
hat ſie nach der Beſtimmung des 8 1 an die Zentraleinkaufs⸗ 
geſellſchaft m. b. H. oder an die Bezugsvereinigung der deutſchen 
Landwirte G. m. b. H. zu liefern.“ 

Hiernach kauft die Geſellſchaft von dem Importeur, um an den 
Kommunalverband weiterzuverkaufen. Eine Mängelrüge wäre alſo 
von der Geſellſchaft dem Importeur, von dieſem feinem ausländiſchen 
Lieſeranten weiterzugeben, ein etwas umſtändlicher Weg, der ſich 
jedoch bei der Einrichtung von Einfuhrmonopolen nie wird zunächſt 
vermeiden laſſen. 

Die „Beſchränkung des Geſetzes auf allgemeine Grundideen“, 
die wiederholt an den Kriegsverordnungen gerühmt wurde (z. B. 
Potthoff in Recht und Wirtſchaft 1915, 73), darf nicht zu einer Lücken⸗ 
haſtigkeit führen, von der man in Umkehrung eines Satzes des Modeſtin 
ſagen könnte: „expressa non nocent, non expressa nocent.“ 

Rechtsanwalt Dr. Johannes Biensfeldt, Hamburg. 


Zweifelsfragen aus dem Kriegsleiſtungsgeſetz. Kürz⸗ 
lich iſt in Hamburg ein Rechtsſtreit entſchieden worden, der einige ſehr 
wichtige Fragen aus dem Kriegsleiſtungsgeſetz berührt. Am 6. Auguſt 
1914 erſuchte die Korps⸗Intendantur in Altona den Senat von 
Hamburg um Erlaß der erforderlichen Anordnungen, daß alle ver: 
fügbaren Stallungen in Hamburg mit den etwa vorhandenen Futter⸗ 
vorräten auf Grund des KLG. ſofort für die Heeresverwaltung ſicher⸗ 
geſtellt würden. Auf Grund dieſes Erſuchens erteilte die ſtädtiſche 
Polizeibehörde im Auftrage des Senats einem Fuhrwerksbeſitzer die 
Auflage, die in ſeinem Beſitz befindlichen Stallräume für die Heeres⸗ 
verwaltung jederzeit bereitzuhalten und ſich der anderweitigen 
Verwendung der in den Räumen vorhandenen Futtermengen zu ent⸗ 
halten. Nachdem dann auf Grund einer ſpäteren Mitteilung der In⸗ 
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tendantur, daß infolge anderweitiger Dispoſttionen die Anlage eines 
Viehſtapels in Hamburg nicht zur Ausführung kommen werde, die in 
Anſpruch genommenen Stallungen wieder freigegeben worden waren, 
klagte der Fuhrwerksbeſttzer gegen den hamburgiſchen Staat auf Er⸗ 
ſatz des ihm durch die rechtswidrige Anordnung der Polizeibehörde 
erwachſenen Schadens. 

Das LG. Hamburg wies die Klage ab, weil das Kec. hier nicht 
in Frage käme. Unter Kriegsleiſtungen verſtehe das Geſetz nämlich 
nur poſitive Leiſtungen, nicht aber bloß vorbereitende Maßnahmen, für 
die übrigens auch eine Vergütung gar nicht ausgeworſen ſei. Das DLG. 
Hamburg wies die Berufung durch Urteil vom 25. Oktober 1915 zu⸗ 
rück, weil der durch das E88. 1) aufrechterhaltene Kechtsſatz, 
daß jeder Eingriff in wohlerworbene Rechte den Staat zur Entſchä⸗ 
digungsleiſtung verpflichte, für das Gebiet der Kriegsleiſtungen 
nicht gelte, da hierſür allein das KeG. maßgeblich ſei. Um eine 
ſolche Kriegsleiſtung handele es ſich auch hier; für ſie ſei aber im 
Geſetz eine Vergütung nicht feſtgeſetzt. 

Die beiden Entſcheidungen geben zu mancherlei Zweifeln Anlaß. 


Die Kriegsleiſtungen, zu denen die Gemeinden dem Reiche gegen⸗ 
über verpflichtet find, find im 8 3 KLG. erſchöpfend aufgeführt. 
Während die Ziffern 1 bis 5 die durch einen beſtimmten Inhalt ab⸗ 
gegrenzten Kriegsleiſtungen aufführen, fügt das Geſetz in Ziffer 6 
noch eine Generalklauſel hinzu, kraft welcher die Gemeinden zur 
Leiſtung aller Dienſte und zur Lieferung aller Segenflände ver 
pflichtet find, welche das militäriſche Intereſſe ausnahmsweiſe 
erforderlich machen könnte.) Wenn nun auch der Umfang dieſer 
Laft ganz unbeſtimmt und nahezu unbegrenzt iſt, fo hat die Ziffer 6 
doch andererſeits, abgeſehen von der Gewährung von Arbeit 
kräften, immer nur die Lieferung beſtimmter Quantitäten von 
Gegenſtänden im Auge. Die Ziffer 6 ſchließt ſich nämlich mit den 
Worten „ſowie der ſonſtigen Dienſte und Gegenſtände“ an die vor⸗ 
hergehende Ziffer 5, welche von der „Gewährung des im Gemeinde⸗ 
bezirk vorhandenen Feuerungsmaterials uſw.“ handelt, unmittelbar 
an, verpflichtet die Gemeinden alſo auch nur zur Gewährung der 
requirierten Gegenſtände. Wenn nun auch hier unter „Gewährung“ 
nicht allein die Übereignung, ſondern auch die Überlaffung zum vorüber 
gehenden Gebrauch verſtanden werden muß, fo fällt doch die Beſchlag⸗ 
nahme, die keine Leiſtung, ſondern lediglich ein Berfügungsverbot 
iſt, zweifellos nicht darunter. Eine ausdehnende Auslegung der Ziffer 6 
iſt aber ſchon nach allgemeinen Nechtsregeln um deswegen unzuläffig, 
weil ſie nach dem klaren Wortlaut des Geſetzes den Charakter einer 
Ausnahmevorſchrift hat; die Erfüllung der Verpflichtung ſoll 
nämlich nur „ausnahmsweiſe“, d. h. nur dann verlangt werden können, 
wenn außergewöhnliche Verhältniſſe ungewöhnliche Bedürfniſſe hervor⸗ 
rufen. Eine Anerkennung der Richtigkeit der hier vertretenen Rechts: 
auffaſſung wird auch noch darin gefunden werden können, daß der 
Bundesrat?) trotz der ſehr weitgehenden Faſſung der Ziffer 6 es für 
nötig befunden hat, die Generalklauſel durch die Verordnung vom 
24. Juni 1915 über die Sicherſtellung von Kriegsbedarf, die zwar 
formell keine Erweiterung oder Abänderung des KLG. enthält, aber 
doch materiell an 8 3 Ziffer 6 anſchließt, “), zu ergänzen, indem fie 
beſtimmt, daß während der Dauer des Krieges Gegenſtände, die bei 
der Herſtellung und dem Betriebe von Kriegsbedarfsartikeln zur 
Verwendung gelangen können, von ſeiten der zuſtändigen Milttärbe 
hörden nicht allein enteignet ($ 1), ſondern auch zwecks Sicherſtellung 
der Enteignung beſchlagnahmt werden können (8 4), und daß auch 
für durch die Beſchlagnahme bewirkte Verfügungsbeſchränkung aus 
Billigkeitsgründen durch die höhere Verwaltungsbehörde eine ange⸗ 


1) Es iſt aber nicht, wie das OLG. annimmt, der Art. 77, 
ſondern vielmehr der Art. 109. Der Art. 77 ſteht im engen Zu⸗ 
ſammenhang mit dem § 839 BGB. und behandelt den Fall rechts⸗ 
widriger Schadenzuſügung durch Beamte. 

) Laband, Staatsrecht, 5. Aufl. Bd. IV S. 295 (8 112). 

3) Auf Grund des $3 des ſog. Ermächtigungsgeſetzes vom 4. 8. 1914. 

9) Hirſch, Kommentar zum KLG. (1915) S. 101. 
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meſſene Entſchädigung gewährt werden kann (84 Abſ. 8). Dieſer 8 4 
wäre nicht erſorderlich geweſen, wenn die Befugnis zur Beſchlagnahme 
im dem Enteignungsrecht ſchon enthalten wäre. Nach allem dieſem 
kann es m. E. keinem Zweifel unterliegen, daß das Verlangen, Näum⸗ 
lichkeiten für einen etwaigen Bedarf der Heeresverwaltung bereitzu⸗ 
halten, auf ben § 8 Ziffer 6 KLG. nicht geſtützt werden kann. Das 
Verlangen wird auch nicht etwa, wie das LG. annimmt, dadurch ein 
berechtigtes, daß es zweckmäßig und vielleicht ſogar notwendig war, 
und daß die Requifition von der Militärbehörde ausging. Denn 
auch für dieſe gilt, ſelbſt wenn auf ſie die vollziehende Gewalt über⸗ 
gegangen ſein ſollte, das Prinzip der „Geſetzmäßigkeit der Verwaltung“; 
auch fie kann von den Gewaltunterworſenen keine Leiſtungen verlangen, 
die nicht im Geſetze begründet ſind. Durch die Aufhebung der ver⸗ 
ſaſſungsmäßigen Freiheitsrechte erhalten die Militärbefehlshaber ſelbſt⸗ 
verſtändlich noch nicht die unbeſchränkte Befugnis zum Eingriff in 
das Privateigentum. 5) Im vorliegenden Falle kommt noch hinzu, 
daß die requirierende Behörde nicht der kommandierende General, der 
hier allein als Träger der vollziehenden Gewalt in Frage kommt, 
ſondern die Intendanturbehörde war, der ähnlich weitgehende Voll⸗ 
machten nicht übertragen ſind. Ein Zwang, der objektiv Unrecht iſt, 
wird nun auch nicht etwa dadurch Recht, daß die Behörde in einem 
Notſtande handelte. Gegen das Geſetz kann ſich die Verwaltung, 
mag fie nun Zivil- oder Militärverwaltung fein, insbeſondere auch 
nicht auf ein ſog. Staats notrecht (Jus eminens) berufen. Auch die 
Not gibt, wie jetzt wohl allgemein anerkannt wird,) kein Recht, den 
geſetzlichen Boden zu verlaſſen. 

War demnach das Verlangen der Intendanturbehörde objektiv 
rechtswidrig, ſo fragt es ſich weiter, ob der durch die Anordnung ge⸗ 
ſchäd igte Kläger einen Erſatzanſpruch gegen den hamburgiſchen Staat 
geltend machen konnte. Die Frage iſt zu verneinen, weil die Inten⸗ 
danturbehörde gemäß der Vorſchrift des 8 4 Abſ. 2 KL G., wonach in 
Städten mit mindeſtens 25 000 Einwohnern die Requifitionen in der 
Regel direkt an den Stadtvorſtand zu richten ſind, den Senat 
nicht in ſeiner Eigenſchaft als oberſte Staatsbehörde, ſondern als 
Gemeindevorſtand angegangen war, und die Gemeinden als die ge⸗ 
mäß 8 8 KLG. in erſter Linie Verpflichteten den Requifitionen der 
Militärbehörden „promten Gehorſam“ zu leiſten haben.) Die ſtädtiſche 
Polizeibehörde war im vorliegenden Falle nicht, wie das OLG. an⸗ 
nimmt, als die „zuſtändige Zivilbehörde“ im Sinne des § 4 Abſ. 1, 
ſondern nur als Gemeindeorgan tätig geworden. Ein Schadenerſatz⸗ 
anfpruch hätte alſo immer nur auf Grund des Reichsgeſetzes vom 22. Mai 
1910 gegen das Reich erhoben werden können. 8) Der Erfolg hätte 
davon abgehangen, ob nach Sachlage anzunehmen iſt, daß dem be⸗ 
treffenden Militärbeamten ein vertretbares Verſchulden zur Laſt fiel. 
Dieſe Frage wird aber in Fällen der vorliegenden Art, wo das 
öffentliche Intereſſe ein ſchnelles Einſchreiten erfordert, nur unter 
beſonderen Umſtänden bejaht werden können. 

Oberregierungsrat Dr. Hartmann, Hamburg. 


Nechts hilfe im Felde. Beweisaufnahmen durch den erſuchten 
Richter gehören nicht zu den Einrichtungen, welche die Ermittlung 
der Wahrheit beſonders begünſtigen. Es gibt wohl wenig praktiſche 
Juriſten, die behaupten, der erſuchte Richter und der lediglich einen 
Beweistermin wahrnehmende Parteivertreter ſei ſtets genau fo gut 
informiert und intereſſiert wie der Prozeßrichter und der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte. 

Der Krieg hat es vermöge ſeiner langen Dauer und durch die 
Heranziehung immer weiterer Kategorien von wehrpflichtigen Männern 


5) RNoſenberg „Die rechtlichen Schranken der Militärdiktatur“ in 
der 8StW. Bd. 37 Heft 8 S. 823. 


6) Anſchütz im Verm Arch. V, 23. 
7) Laband a. a. O. S. 284. 


8) Die Militärbeamten des ſtehenden Heeres ſind nämlich mittel⸗ 
bare Reichsbeamte (vgl. Arndt, Reiche beamtengeſetz Anm. 1 zu § 120.) 
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mit ſich gebracht, daß in großem Umfange die Feldjuſtizbeamten um 
Erledigung von Beweisbeſchlüſſen durch Vernehmung von Heeres⸗ 
angehörigen erſucht werden. Im Bewegungskriege iſt für die Rechts⸗ 
hilſetätigkeit kein Raum, der Stellungskrieg bietet in der Regel aus⸗ 
reichend Zeit und Gelegenheit. 


Das von manchen Seiten geäußerte Bedenken, daß die Feldjuſtiz⸗ 
beamten als im weſentlichen ſtrafrechtlich geſchulte Juriſten nicht bes 
ſonders zur Erledigung von Rechtshilfeerſuchen in Zivilſachen geeignet 
ſeien, entbehrt im allgemeinen der Grundlage deshalb, weil die weitaus 
überwiegende Zahl dieſer Beamten nicht zu den Kriegsgerichtsräten 
des Friedensſtandes gehört, vielmehr Ziviljuriſten ſind, die erſt 
während des Krieges mit der Wahrnehmung der Geſchäfte eines 
Kriegsgerichtsrats beauftragt ſind. 

Ein anderes Bedenken dagegen iſt nicht zu verkennen: das 
Fehlen der Parteivertretung im Beweistermin. Das iſt ein 
Übel — leider aber ein notwendiges! 

Nun ſollte man annehmen, es geſchähe ſeitens der Gerichte 
alles, was dazu dienen köante, dieſes Übel zu verkleinern. Ich habe 
aber in meiner jetzt bald zweijährigen Tätigkeit im Felde die Erfah: 
rung gemacht, daß die heimiſchen Gerichte vielfach Gepflogenheiten 
haben, die die Unvollkommenheiten der Beweisaufnahme im Felde 
vergrößern, namentlich das Fehlen der Parteivertretung noch folgen⸗ 
ſchwerer machen. 


Wenn dem erſuchten Feldjuſtizbeamten die Prozeßakten zugeſandt 
werden, iſt alles in beſter Ordnung. Oft aber ſcheinen die erſuchenden 
Gerichte Bedenken zu tragen, die Akten ins Feld zu ſenden. Es ge⸗ 
langt dann an die erſuchte Stelle eine Abſchrift des Beweisbeſchluſſes. 
Bekanntlich ſind nicht alle, um nicht zu ſagen: die wenigſten — Be⸗ 
weisbeſchlüffe ſo abgefaßt, daß ſie aus ſich heraus, ohne Kenntnis 
der Akten und ohne jede Erläuterung, verſtanden werden und dem 
erſuchten Richter eine Grundlage bilden, auf der er den Zeugen in 
wünſchenswerter Weiſe vernehmen kann. Der fürſorgliche Prozeß⸗ 
richter wird einem ohne Akten ins Feld geſandten Beweißbeſchluß 
eine ausreichende Erläuterung, erforderlichenfalls auch Abſchriften von 
anderen Zeugenausſagen oder auch von Schriftſätzen beifügen, wird 
auch in dem Erſuchen Zweifel und Bedenken hervorheben, die er ſelbſt 
hegt und die von den Parteien geäußert find. Geſchieht das, dann 
kann der erſuchte Richter auch ohne Einſicht in die Akten und ohne 
Mitwirkung von Parteivertretern eine einwandfreie Vernehmung 
herbeiführen. 


Leider liegt die Sache aber oft ganz anders: 

Da erhält der erſuchte Richter einfach eine Abſchriſt des Be⸗ 
weisbeſchluſſes oder auch nur eines Teiles davon, der ohne Kenntnis 
der übrigen Teile und ohne Kenntnis der Akten mehr oder minder 
unbegreiflich iſt. Kein Wort der Erläuterung iſt beigeſügt. 


Hier einige Beiſpiele aus meiner Praxis: 

1. Eine Zivilkammer erſucht, einen Wehrmann als Zeugen Über 
folgende Frage zu vernehmen: „Hat die Kiſte mit Eiern 
(Nr. 14) dem Kläger zu 1 gehört?“ — Irgendein Wort der 
Erläuterung iſt dem Erſuchen nicht beigefügt. 

2. Ein Amtsgericht wünſcht Vernehmung eines Zeugen darüber, 
ob die Parteien als Grenze zwiſchen zwei Landſtücken „die 
Linie a—c” vereinbart haben. — Akten oder Zeichnung oder 
Erläuterung waren nicht beigeſügt. 

3. Ein Gericht II. Inſtanz erſuchte, einen Zeugen zu befragen, 
„ob der Erblaſſer der Klägerin bei ſeiner letzten Anweſenheit 
in Berlin 100 & gegeben habe“. — Das Erſuchen ließ zwar 
erkennen, wie die Parteien hießen, nicht aber, wer Klägerin, 
wer Beklagte war; auch nicht, wer der „Erblaſſer“ war. 
Der Zeuge kannte zwar die beiden Parteien und beider Ver⸗ 
wandtſchaft, wußte aber nichts davon, daß und welcher Ver⸗ 
wandte während des Krieges geſtorben und damit zum Erb⸗ 
laſſer geworden war! 

Lediglich der Vollſtändigkeit halber ſei erwähnt, daß auch in den 

ſehr häufig ins Feld gelangenden Erſuchen in Vormundſchafts⸗, 
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namentlich Alimentenſachen, höchſt mangelhafte Erſuchen nichts 
Seltenes ſind. So gelangte an meine Dienſtſtelle das Erſuchen eines 
oſtpreußiſchen Amtsgerichts, das wörtlich lautete: 
„In der Vormundſchaftsſache G. (lediglich Familienname) 
wird um Vernehmung des Militärkrankenwärters D. nach 
anliegendem Formular gebeten.“ 
Dem Schreiben lag lediglich ein unausgefülltes Formular bei; 
weder der Vorname der Mutter, noch des Kindes, noch deſſen Geburts⸗ 
tag, noch Wohnort beider war angegeben! 

Ich habe mich anfangs bemüht, mangelhafte Rechtshilfeerſuchen 
zu erledigen, um Verzögerungen der Prozeſſe vorzubeugen. In einer 
Reihe von Fällen blieb mein Bemühen aber erfolglos. Der Zeuge 
war ſich nicht llar über die Sache und das Beweisthema; es wurde 
erforderlich, mit ihm die Sache eingehend durchzuſprechen; das war 
mangels der erforderlichen Grundlagen nicht möglich. So mußte das 
Erſuchen unerledigt zurückgeſandt werden mit dem Anheimſtellen, die 
Akten oder eine ausreichende Erläuterung beizuſügen. Dieſe Anregung 
wurde dann meiſt befolgt. 

Allerdings war in manchen Fällen inzwiſchen der Zeuge gefallen 
oder verwundet oder krank von Lazarett zu Lazarett gelommen; oder 
er war in eine andere Dienſtſtelle oder mit ſeinem Truppenteil zu 
einer anderen Diviſion gekommen. Die Akten ſind ihm ſolchenfalls 
wohl langſam gefolgt. 

War er noch da, wurde er vernommen. Das klingt ganz einfach. 
Hat ſich aber ein Prozeßrichter daheim ſchon einmal klar gemacht, 
daß wegen eines mangelhaft abgefaßten Rechtshilfeerſuchens ein Feld⸗ 
ſoldat, der es wahrhaftig ſchon ſchwer genug hat, unter Umſtänden 
bei übelſtem Wetter auf übelſtem Wege unnützerweiſe ſtundenlang 
laufen muß? Denn die Truppen einer Diviſion ſitzen bekanntlich 
nicht alle auf einem Haufen, und der Feldjuſtizbeamte kann nicht zu 
jedem Zeugen ſich hinbegeben. a 

Sowohl die Rückſicht auf die zu vernehmenden Perſonen als 
auch die Erwägung, daß eine Parteivertretung bei Beweisterminen 
im Felde grundſätzlich unmöglich iſt, ſollte die erſuchenden Gerichte 
veranlaſſen, Rechtshilfeerſuchen, denen die Akten nicht beigefügt werden, 
ſo klar und ausführlich wie nur möglich abzufaſſen und zu bedenken, 
daß die Feldjuſtizbeamten und Feldſoldaten nicht dazu da ſind, dunkle 
Rätſelfragen zu löſen. 

Rechtsanwalt Hans Frieſe, Königsberg i. Pr., 
z. Z. Feldkriegsgerichtsrat bei einer Landwehrdiviſion. 


Die Stellung feindlicher Staatsangehöriger vor 
frauzöſiſchen Gerichten. Während Deutſchland bei Kriegsbeginn 
durch die Bekanntmachung des Bundesrats vom 7. Auguſt 1914 über 
die Geltendmachung von Anſprüchen von Perſonen, die im Ausland 
ihren Wohnſitz haben, eine Regelung bezüglich der Möglichkeit dieſer 
Perſonen, Prozeſſe in Deutſchland zu führen, getroffen hat, iſt in 
Frankreich eine ähnliche Regelung nicht erfolgt. Es ſind vielmehr 
die vor dem Krieg beſtehenden allgemeinen Rechtsgrundſätze in An⸗ 
wendung geblieben. Die maßgebenden Beſtimmungen finden ſich in 
den Art. 14 und 15 Code civil. 

Gemäß Art. 14 kann ein Ausländer, ſelbſt wenn er nicht in 
Frankreich anſäſſig iſt, vor dem franzöſiſchen Gericht in Anſpruch 
genommen werden zwecks Erfüllung der Verpflichtungen, welche er in 
Frankreich einem Franzoſen gegenüber übernommen hat. Ebenſo 
kann er zwecks Erfüllung ſolcher Verpflichtungen vor franzöſiſchen 
Gerichten verklagt werden, falls er dieſe Verpflichtungen im Auslande 
einem Franzoſen gegenüber eingegangen iſt. 

Gemäß Art. 15 kann ein Franzoſe vor einem franzöſiſchen Gericht 
in Anſpruch genommen werden zwecks Erfüllung ſolcher Verpflichtungen, 
die er im Auslande ſelbſt einem Ausländer gegenüber übernommen hat. 


Hieraus geht hervor, daß ein Franzoſe naturgemäß zwecks Er: 
füllung ſolcher Verpflichtungen, welche er in Frankreich eingegangen 
iſt, ſtets vor einem franzöſiſchen Gericht verklagt werden kann. 
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Dieſes den Ausländern zuſtehende Recht iſt ausdrücklich durch 
ein internationales Übereinkommen in Art. 23 zu dem Anhang der 
4. Haager Konvention vom 18. Oktober 1907 beſtätigt worden. 

Dieſe Grundſätze ſind in keiner Weiſe durch irgendwelche nach 
Kriegsbeginn erlaſſenen Geſetze oder Dekrete zuungunſten der feindlichen 
Ausländer 1) abgeändert worden, obwohl im übrigen bezüglich derſelben, 
ſowohl was ihre Perſon als auch ihr Vermögen angeht, tief ein⸗ 
ſchneidende geſetzliche Maßnahmen getroffen ſind. 

Es hat zwar das Dekret vom 27. September 1914 jeden Handel 
mit dem Feinde verboten, es iſt auch durch das Geſetz vom 5. April 
1915 jede Zuwiderhandlung gegen das obige Dekret unter ſchwere 
Strafe geſtellt, jedoch ſind hierdurch nicht die Rechte der feindlichen 
Ausländer, vor Gericht ihr Recht zu ſuchen, geſchmälert worden. Es 
iſt hierbei zu berückſichtigen, daß ſich das Verbot des Handels mit 
dem Feinde nicht auf die Beziehungen ausdehnen läßt, welche zwiſchen 
dem Advokaten und feinem Mandanten beſtehen. “) 

Demgemäß hat die 4. Kammer des Appellgerichtshofs in Paris 
bei einer Klage mehrerer Verſicherungsgeſellſchaften, unter denen ſich 
auch eine bulgariſche befand, den Standpunkt eingenommen, daß 
feindliche Staatsangehörige vor Gericht als Parteien auſtreten 
können. Der Standpunkt des Gerichts iſt durchaus einleuchtend und 
juriſtiſch ſtreng begründet. Das Gericht ſagt in ſeinen Gründen 
etwa folgendes: 

„Das Recht, vor Gerichte aufzutreten, gehöre zu dem 
natürlichen Recht, welches der Fremde in Frankreich genieße. 
Es liege kein Grund vor, den feindlichen Ausländer ſeines 
Rechts zu entkleiden, da er ja den Vorteil eines für ihn 
günftigen Urteils mit Rückſicht auf die erlaſſene Kriegsgeſetz⸗ 
gebung nicht ausnützen könne. An die Stelle des feindlichen 
Ausländers trete, falls es zur Ausübung des Rechts komme, 
ſein Sequeſter.“ 

Das Gericht kommt daher zum Ergebnis, daß kein Grund vor⸗ 
handen ſei, die Gerichte zu hindern, zwiſchen Franzoſen und feinds 
lichen Ausländern die Tragweite und die Ausdehnung der Nechte 
eines jeden zu beſtimmen. Die ausgeſprochene Entſcheidung werde 
ſofort in ihrer Ausübung gehemmt, wenn dieſe Ausübung dem feind⸗ 
lichen Ausländer eine Hilfe in der Weiſe gewähre, welche den Inter⸗ 
eſſen der nationalen Verteidigung entgegenſtehe. 

Der Generalſtaatsanwalt, welcher in der Sitzung der Kammer 
plädiert hat, hat ſich in demſelben Sinne ausgeſprochen. 

Dieſe Entſcheidung hat ſowohl in der franzöſiſchen Juriſtenwelt 
wie im Publikum eine große Erregung hervorgerufen und iſt beſonders 
vom Publikum wegen ihres angeblich vaterlandsfeindlichen Charakters 
ſcharf angegriffen worden. Es haben auch zwei Deputierte einen 
Geſetzentwurf bei der geſetzgeberiſchen Körperſchaft eingebracht, wo⸗ 
durch die Stellung der feindlichen Ausländer vor Gericht geregelt 
werden follte. 

Hierbei iſt zu bemerken, daß in Frankreich die Tragweite der 
Bekanntmachung des BR. vom 7. Auguſt 1914 falſch ausgelegt zu 
werden ſcheint. Die Franzoſen berückſichtigen nicht, daß ſolche Per⸗ 
ſonen, die in Deutſchland ihren Wohnſitz vor dem 81. Juli 1914 
und ſpäterhin noch hatten, ohne Kückſicht auf ihre Staatsangehörig⸗ 
keit vor deutſchen Gerichten unbehindert ihre Rechte wahrnehmen 
können und dies auch ſtändig tun. Es wird vor allem überſehen, 
daß ſich die Bekanntmachung ebenſogut gegen Neutrale, Verbündete, 
wie auch gegen die Auslandsdeutſchen ſelbſt richtet. 


Berückſichtigt man die in Frankreich herrſchende animoſe 
Stimmung gegen die feindlichen Ausländer, ſo iſt es nicht zu ver⸗ 
wundern, daß kurze Zeit nach Verkündung des Urteils durch die 
4. Kammer des Appellgerichts eine gerade entgegengeſetzte Entſcheidung 


1) Zu den feindlichen Ausländern rechnen nach dem franzöſiſchen 
Kriegsgeſetz nur die Deutſchen, Oſterreich⸗Ungarn und die Bulgaren. 
Die Türken gehören hierzu nicht. 

2) Vgl. hierzu den Beſchluß der Anwaltskammer in Paris vom 
80. November 1915. 


45. Jahrgang. 


von dem Präſidenten des Seinegerichts Monier im Wege des 
Beſchlußverfahrens getroffen worden iſt. 

Herr Monier hat in Kenntnis des Urteils der 4. Kammer ſeine 
Entſcheidung getroffen und in ſeinen Ausführungen die Gründe der 
genannten Kammer ſcharf angegriffen. 

Herr Monier, welcher der Vater der in Frankreich erlaſſenen 
Sequeſtergeſetzgebung iſt, geht auf das Dekret vom 27. September 
1914 und auf das Geſetz vom 4. April 1915 zurück. Er nimmt an, 
daß das Dekret ſich nicht auf das Verbot des Handelsverkehrs mit 
dem feindlichen Ausländer beſchränke, ſondern auf den Abſchluß jeder 
Verträge, unter welche auch der Abſchluß der Verträge des Advokaten 
mit ſeinem Klienten falle, auszudehnen ſei. Er glaubt, daß, falls 
dem Dekret vom 27. September 1914 eine nicht derartig ſtrikte Aus⸗ 
legung gegeben werde, die Möglichkeit vorhanden ſei, daß der Verkehr 
mit dem Feinde auch in anderer Weiſe gepflogen werde und eine 
Umgehung des Dekrets ſehr leicht möglich ſei. Er will jede noch ſo 
geringe Kolluſionsmöglichkeit vermieden ſehen. 

Monier ſtützt ſich ferner auf die erwähnte Bekanntmachung des 
BR. vom 7. Auguſt 1914, welche er in dem oben geſchilderten falſchen 
Sinne auslegt, und welche er als einen Völkerrechtsbruch ſeitens 
Deutſchlands darſtellt. Er wirft auch im übrigen den Deutſchen die 
Verletzung aller völkerrechtlichen Verträge und vor allem der Be⸗ 
ſtimmungen der Haager Konvention vor. Er kommt daher weniger 
aus rein juriſtiſchen als aus praktiſchen Gründen zu dem Schluß, 
daß der von der 4. Kammer des Appellgerichtshofs gemachte Unter⸗ 
ſchied zwiſchen der Klarlegung der Rechtsbeziehungen ſelbſt und der 
Ausübung der Rechte ein Unding ſei. Monier ſtellt daher feſt, daß 
ein Deutſcher weder vor Gericht ſelbſt klagen noch verklagt werden 
kann, daß zu dieſem Zweck vielmehr immer nur der Sequefter 
befugt iſt. 

Die Entſcheidung des Herrn Monier unterliegt dem Appell bei 
der 4. Kammer des Appellgerichts. Es iſt gegen dieſelbe inzwiſchen 
ſchon Beſchwerde eingelegt. Auch gegen die den feindlichen Ausländern 
günſtige Entſcheidung der 4. Kammer iſt das Rechtsmittel der Neviſion 
bei dem Cour de Cassation erhoben. 

Inzwiſchen iſt eine andere, ganz gleichlaufende Sache bei der 
3. Kammer des Appellgerichts anhängig gemacht worden. Das Ver⸗ 
fahren iſt aber ausgeſetzt worden bis zur Entſcheidung des Kaſſations⸗ 
hofes, ferner auch mit Rückſicht auf die bei der Deputiertenkammer 
eingebrachten Geſetzentwürfe. 

Es iſt zu erwarten, nachdem letzthin der oberſte Gerichtshof in 
England eine ungünſtige Entſcheidung in derſelben Frage getroffen 
hat, daß der Cour de Cassation aus politiſchen Gründen von der 
ſtreng juriſtiſchen Auffaſſung der 4. Kammer des Appellgerichts ab⸗ 
gehen und ſich auf den Standpunkt des Präſidenten Monier 
ſtellen wird. 

Betrachtet man die Sachlage nur vom rein juriſtiſchen Stand: 
punkt aus, ſo entbehrt die Entſcheidung des Präſidenten Monier 
den feindlichen Ausländern gegenüber der erforderlichen Objektivität. 
Vom praktiſchen Standpunkt aus geſehen erſcheint ſie mir für den 
feindlichen Ausländer viel vorteilhafter als die Entſcheidung der 
4. Kammer des Appellgerichts. 

Nach der Auffaſſung des Herrn Monier kann der feindliche 
Ausländer in Frankreich nicht klagen, er kann aber auch nicht ver⸗ 
klagt werden. Daß das letztere in der Regel der Fall ſein wird, iſt 
nicht zweifelhaft. Es kann daher nicht wie in Deutſchland ein Urteil 
auf Grund öffentlicher Zuſtellung im Verſäumniswege gegen ihn 
erwirkt werden. Es muß vielmehr ſtets der Sequeſter verklagt werden. 

Nimmt der Scqueſter die Rechte der Deutſchen gemäß dem ihm 
von der franzöſiſchen Regierung gewordenen Auftrage ordnungsmäßig 
wahr, ſo wird hierin für den Deutſchen ein größerer Vorteil zu ſehen 
ſein, als wenn er ſich ſelbſt erſt mit einem Anwalt in Verbindung 
ſetzen müßte. Daß durch die erſchwerte Poſtverbindung und infolge der 
langen Abweſenheit des Deutſchen von ſeinem Wohnſitz in Frankreich 
die Prozeßinſtruktion mit großen Schwierigkeiten verbunden fein 
würde, liegt klar auf der Hand. Außerdem iſt es noch nicht ſicher, 
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ob der Deutſche von einem gegen ihn angeſtrengten Prozeß überhaupt 
etwas erfahren würde. Er könnte daher von irgendwelchen bös⸗ 
willigen Perſonen leicht geſchädigt werden. Das wird aber dadurch 
vermieden, daß der Sequeſter ſeine Rechte wahrnimmt. 


Daß der Scqueſter zum Nachteil des Deutſchen Prozeſſe an: 
ſtrengt, wird dadurch vermieden, daß er nicht aus eigener Macht⸗ 
vollkommenheit klageweiſe vorgehen kann, ſondern hierzu immer erſt der 
Ermächtigung des Präſidenten des Gerichts der erſten Inſtanz bedarf. 


Rechtsanwalt Dr. Karl Hirſchland, Paris, z. Zt. Berlin. 


Zur Entwicklung des ruſſiſchen Zivilrechts. Die Ein: 
richtung einer deutſchen Juſtizorganiſation in den beſetzten ruſſiſchen 
Gebietsteilen lenkt die Aufmerkſamkeit auf das in Rußland geltende 
Recht. Dabei fällt zunächſt ins Auge, daß die deutſche Juſtiz in 
dieſen Gebieten faſt mit ſämtlichen in Rußland zur Anwendung 
gelangenden Rechtsſyſtemen zu tun hat. Man unterſcheidet dabei 
das Gebiet des Provinzialrechts der Oſtſeeprovinzen, das Gebiet des 
franzöſiſchen Nechts im ehemaligen Kongreß⸗Polen und dasjenige 
des ruſſiſchen Nechts in Litauen jenſeits der Memel und in den 
übrigen, zum eigentlichen Rußland gehörigen beſetzten Gebietsteilen. 

Für die deutſche Wiſſenſchaft bietet wohl das größte Intereſſe 
das Provinzialrecht der Oſtſeeprovinzen; denn dies iſt im weſentlichen 
deutſches Privatrecht. Die Oſtſeeprovinzen waren bekanntlich das 
älteſte und einzige Kolonialland des alten Deutſchen Reichs. In 
dieſe Kolonien brachten die deutſchen Anſiedler ihr heimiſches Recht 
mit. Es war dies namentlich das Lübiſche Recht, welches die 
Gründer der Stadt Riga um das Jahr 1200 dort einführten. Von 
Riga aus wurde es auf die meiſten andern Anſiedlungen übertragen. 
Eine Zuſammenſtellung der hiernach geltenden Rechtsſätze finden wir 
ſchon ſehr früh in dem ſogenannten „roten Buch“ der Stadt Reval. 
Das Lübiſche Recht hat ſich in den Oſtſeeprovinzen jahrhundertelang 
lebendig fortentwickelt. Daneben gelangten auch deutſche Neichögefege 
zur Einführung, z. B. die peinliche Gerichtsordnung Karls V. Ferner 
entwickelte ſich ein beſonderes Bauern- und Lehnrecht, welches die 
Eigentümlichkeiten der Bauern und des Adelsſtandes berückſichtigte. 
Das Rechtsſyſtem blieb verhältnismäßig lange Zeit unberührt von 
romaniſtiſchen Einflüſſen. Allerdings machen ſich ſolche vom Ende 
des 16. Jahrhunderts ab auch in den Oſtſeeprovinzen geltend, ohne 
aber überwiegenden Einfluß zu gewinnen. Vielmehr bleibt das 
deutſche Rechtsſyſtem in ſeinen Grundzügen unberührt. Daran ändert 
auch die Zeit der ſchwediſchen und polniſchen Herrſchaft vom Ende 
des 16. Jahrhunderts bis zum Nyſtädter Frieden von 1721 nichts 
Weſentliches. Ebenſo hat die ruſſiſche Herrſchaft, unter der Livland 
und Eſthland ſeit 1721 und Kurland ſeit 1795 ſtehen, an dem 
Privatrechtsſpſtem der Provinzen nichts Weſentliches geändert. 

Die 1802 begründete Univerſität Dorpat hat ſich von Anfang 
an mit der wiſſenſchaftlichen Durchforſchung des Privatrechts der 
Oſtſeeprovinzen beſchäftigt und den ſyſtematiſchen Ausbau desſelben 
in die Hand genommen. Unter Kaiſer Nikolaus I. begannen dann 
die Vorarbeiten für eine Kodifikation. Erſt unter Alexander II. im 
Jahre 1864 gelangte dieſe zum Abſchluß. Das geſamte öffentliche 
und private Recht der Oſtſeeprovinzen wurde in 3 Bänden ſyſtematiſch 
zuſammengeſtellt. Der 3. Band enthält das Privatrecht. Der Text 
erſchien gleichzeitig ruſſiſch und deutſch. Eine eingehende wiſſenſchaſt⸗ 
liche Darſtellung des Privatrechtsſtoffs gibt Erdmann in ſeinem 
„Privatrecht der Oſtſeeprovinzen“ (4 Vände, Riga 1889/1892). Es 
iſt zu beachten, daß neben dieſem Kodex das deutſche Privatrecht und 
das Gemeine Recht ſubſidiariſche Geltung behalten haben. 

Daß in dem vormaligen Kongreß-Polen das zur Zeit des von 
Napoleon begründeten Großherzogtums Warſchau eingeführte franzöſiſche 
Recht bis heute Geltung behalten hat, iſt allgemein bekannt. Natürlich 
hat die lange Zeit der ruſſiſchen Herrſchaft mannigfache Zuſätze und 
Abänderungen mit ſich gebracht, die aber das Weſen des Syſtems 
unberührt laſſen. 
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In denjenigen Gebietsteilen, die weder zu den Oſtſeeprovinzen 
noch zu Polen gehören, gilt ſchließlich das eigentliche ruſſiſche Recht 
Eine Kodifikation dieſes auf uralten ſlawiſchen Rechtsquellen beruhenden 
Rechts ſyſtems iſt zuerſt 1649 unter dem Zaren Alexei verſucht worden. 
Es war dies aber eine ziemlich oberflächliche und unvollſtändige Arbeit, 
die in weniger als 3 Monaten fertiggeſtellt worden iſt. Bis zur 
Regierungszeit Peters des Großen war die Rechtsordnung durch zahl⸗ 
reiche neue Geſetze wieder in völlige Verwirrung gebracht worden. 
Der haſtige Reformeifer Peters wollte auch hier ſchnell Ordnung 
ſchaffen. Auf ſeinen Befehl wurde im Jahre 1700 eine Kommiſſion 
eingeſetzt, deren Aufgabe es war, eine umfaſſende Kodifikation zu 
ſchaſſen. Dieſe erwies ſich aber als vollkommen unzulänglich und 
kam über die erſten Anfänge nicht hinaus. 

Durch das ganze 18. Jahrhundert wurden dieſe Verſuche fort 
geſetzt; immer mit dem für den ruſſiſchen Volkscharakter fo bezeichnenden 
Mangel an Gründlichkeit und Ausdauer. Am großzügigſten betätigte 
ſich hierbei Katharina II., die im Jahre 1765 zum Zwecke der 
Schaffung eines Geſetzbuchs eine Art Reichsparlament zuſammenrief. 
Es iſt dies der erſte Verſuch einer ruſſiſchen Volksvertretung. Aus 
ihrem Schoße wurden Kommiſſionen erwählt, die die eigentliche 
geſetgeberiſche Arbeit leiſten ſollten. Katharina übergab ihnen eine 
franzöſiſch geſchriebene Inſtruktion, in der ſie Leitgedanken für die 
Abfaſſung des Geſetzbuchs aufſtellte. Sie ſtand dabei ganz auf dem 
Boden der franzöſiſchen Aufklärungsphiloſophie. Montesquieu und 
Voltaire waren ihre Lehrer. Die Schrift iſt heute noch ein inter⸗ 
eſſantes Kulturdenkmal. 1) Aber Rußland war für dieſe Gedanken 
noch nicht reiſ. Die Kommiſſionen erwieſen ſich als völlig unfähig, 
die ihnen zugedachte Aufgabe zu löſen, und gingen auseinander, ohne 
daß ein Refultat erreicht wurde. Die große Kaiſerin iſt durch dieſen 
Mißerfolg von ihrem Gedanken, die Verfaſſung Rußlands in liberalem 
Sinne umzugeſtalten, vollſtändig zurückgekommen. 

Erſt der gewaltigen Energie Nikolaus I. gelang es, das Geſetz⸗ 
gebungswerk zu Ende zu führen. Ihn allerdings leiteten nicht mehr 
die Gedanken der franzöſiſchen Philoſophie; er befahl in einem Ukas 
vom 81. Januar 1826 lediglich eine Sammlung und Ordnung der 
beſtehenden Geſetze unter Beſeitigung von Widerſprüchen. Von einer 
Geſetzgebung aus neuem Geiſte heraus wollte er nichts wiffen. 
Trotzdem iſt unter ihm das große und bedeutſame Werk einer 
Sammlung der ruſſiſchen Rechtsquellen zuſtande gekommen. Bis 
zum Jahre 1834 wurden 15 Bände des ſogenannten Swod Sakonow 
(Geſetzeskodex) fertiggeſtellt. Im 5. Bande findet ſich das bürgerliche 
Recht, im 11. das Handelsrecht. An der Spitze der Kommiſſion für 
den Entwurf der Geſetzſammlung ſtand eine Perſönlichkeit, deren 
Entwicklung und erſte Wirkſamkeit noch in die liberale Reformperiode 
unter Alexander I. fällt, Michael Speransky. Größeren Kreiſen des 
deutſchen Publikums iſt ſeine Geſtalt aus dem berühmten Tolſtoiſchen 
Roman „Krieg und Frieden“ bekannt geworden. Dieſer ruſſiſche 
Suarez krönte durch ſeine große geſetzgeberiſche Arbeit eine an Wechſel⸗ 
fällen des Glücks überreiche abenteuerliche, echt ruſſiſche Laufbahn. 
Er ſtarb bald danach im Jahre 1839. 


Das ruſſiſche Zivilrecht nach Maßgabe der Faſſung des Swod 
iſt ſeit dem 1. Januar 1835 in Geltung. Selbſtverſtändlich iſt es 
ſeitdem durch Abänderungen, Zuſätze und Spezialgeſetze in reichem 
Maße fortentwickelt worden. Hervorzuheben ſind namentlich die 
Konkursordnung und die Wechſelordnung, ſowie Beſtimmungen über 
Aktienrecht. Die Wechſelordnung vom 27. Mai 1902 ſteht ganz 
unter dem Einfluß der deutſchen. ) 


1) Andreä, Beiträge zur Geſchichte Katharina II. Berlin 1912. 
G. Reimer. 

7) Eine Überſetzung des ruſſiſchen Zivilkodex nebſt Nachtrag hat 
Klibanski in Berlin, R. v. Deckers Verlag, herausgegeben, ebenſo 
eine Überſetzung der ruſſiſchen Wechſelordnung. Die ruſſiſchen Handels⸗ 
geſetze ſind in der Borchardtſchen Sammlung „Die Handelsgeſetze des 
Erdballs“ zuſammengeſtellt. Klibanski hat auch einen Kommentar 
zum ruſſiſchen Zivilkodex in deutſcher Sprache begonnen, von der 
bereits der 1. Band erſchienen iſt (Berlin 1911). 


Zum Schluß noch einige Worte über die ruſſiſche Gerichts, 
organiſation, an welche die von der deutſchen Juſtizverwaltung in 
den beſetzten Gebieten eingeführte ſich anſchließt. Für Zivilſachen, 
deren Wert 500 Rubel nicht überſteigt, ſind die Friedensgerichte 
zuſtändig. Dieſe waren in Rußland mit einem Friedensrichter aus 
dem Laienſtande beſetzt, in Polen traten an ihre Stelle auf dem 
Lande Gemeindegerichte in der Beſetzung mit einem Juriſten und 
drei Schöffen. Für Zivilſachen über 500 Rubel ſind die Bezirksgerichte 
zuſtändig, die ungefähr unſeren Landgerichten entſprechen. Sie ent⸗ 
ſcheiden in einer Beſetzung von drei gelehrten Richtern. Gegen ihre 
Urteile findet Beruſung an den Appellhof (Palata) ſtatt, der unſerem 
OLG. entſpricht. Als Kaſſationsinſtanz fungiert ſchließlich der 
dirigierende Senat in St. Petersburg. 

Rechtsanwalt Dr. Curt Rofenberg, Berlin. 


388. 8 566 und die Pereinbarung längerer als 
der geſetzlichen Kündigungsfriſten. Das LG. Aachen (Urt. 
v. 14. 4. 1916 in SW. 1916, 1041) hat den Satz aufgeſtellt: 
„Der dem 8 566 zugrunde liegende geſetzgeberiſche Gedanke nötigt zu 
der Annahme, daß bei allen ohne Schriftform geſchloſſenen Miet⸗ 
verträgen nach Ablauf des erſten Mietjahres die Bindung an eine 
längere als die geſetzliche Kündigungsfriſt ausgeſchloſſen ſein ſoll.“ 
Es hat dieſen Satz auf den zur Entſcheidung ſtehenden Fall an⸗ 
gewandt, daß der Mieter ſormlos auf unbeſtimmte Zeit unter Ber 
einbarung einer dreimonatigen Kündigungsfriſt gemietet hatte, während 
— da offenſichtlich der Mietzins nach Monaten bemeſſen war — nach 
dem Geſetz (BGB. § 565 Abſ. 1 Satz 2) ſpäteſtens am 15. eines 
Kalendermonats auf deſſen Schluß hätte gekündigt werden können. 
Der Mieter, der 1912 gemietet hatte, hat Anfang Auguſt 1915 auf 
das Ende dieſes Monats gekündigt. Der Vermieter berief ſich auf 
die vereinbarte drelmonatige Kündigungsfriſt, das LG. hat aber dem 
Mieter recht gegeben. Dem vermag ich nicht beizuſtimmen. 

Das LG. Aachen wendet den 8 566 „finngemäß“ an, dehnt ihn 
alſo auf einen andern Tatbeſtand aus. Dem ſteht hindernd ent⸗ 
gegen, daß der 8 566 eine Ausnahmebeſtimmung von ganz beſonderer 
Eigenart iſt, indem kraft Geſetzesvorſchrift an die Stelle der Partei⸗ 
vereinbarung eine Fiktion tritt (RG v. 29. 11. 1904, Entſch. 59, 246; 
Mittelſtein, Miete [3] S. 123). Eine fo einzigartige Vorſchrift kann 
nicht entſprechend angewandt werden. Die klare Vorausſetzung des 
8 566 iſt, daß der Mietvertrag für längere Zeit als ein Jahr 
geſchloſſen wurde; dann ſoll mit Rückſicht auf einen ſpäteren Erwerber 
des Grundſtücks (f. Mittelſtein S. 122 bis 123) die Fiktion des 
Geſetzes Platz greifen. An dieſen Vorausſetzungen fehlt es, ) wenn 
die Miete auf un beſtimmte Zeit eingegangen war und nicht 
(ausnahmsweiſe) eine ſo lange Kündigungsfriſt vereinbart war 
(J. B. von mehr als einem Jahr), daß der Vertrag nicht ſchon mit 
dem Ablauf des erſten Vertragsjahrs gelöſt werden kann (f. Mittelſtein 
S. 115). Im vorliegenden Falle war weiter nichts geſchehen, als 
daß die geſetzliche Kündigungsfriſt von einem halben Monat auf 
drei Monate erſtreckt war, ſo daß der Mietvertrag nicht ein Jahr 
ausgehalten zu werden brauchte, ſondern ſchon nach drei Monaten 
fein Ende hätte finden können. Es beſteht keinerlei Anlaß oder geſetz⸗ 
geberiſcher Grund, weshalb ein auf unbeſtimmte Zeit geſchloſſener, mit 
kurzer Friſt kündbarer Mietvertrag, wenn er tatſächlich länger als ein 
Jahr ausgehalten war, alsdann nur unter Einhaltung der geſetzlichen, 
nicht der vereinbarten längeren Kündigungsfriſt ſollte gekündigt werden 
dürfen, während im erſten Jahre letztere Friſt gegolten haben würde. 
Für einen ſolchen Wechſel der Kündigungsfriſten iſt nach $ 566 BGB. 
kein Raum, eben weil er für das erſte Jahr mit einer feften Bindung 
rechnet und dieſe vom Geſetz anerkannt wird. Es entfällt daher jeder 


1) Dagegen würde § 566 Platz greifen, wenn der Mietzins nach 
Monaten bemeſſen, trotzdem aber auf mehrere Jahre formlos 
gemietet worden wäre mit der Beredung, daß der Vertrag weiter⸗ 
laufe, wenn nicht unter Einhaltung einer Friſt von 8 Monaten 
gekündigt werde. 


45. Jahrgang. 


Grund für die Entſcheidung des LG. Aachen, welche einen nicht 
anzuerkennenden Eingriff in die Vertragsfreiheit darſtellt. Erſichtlich 
hat bei der Stellungnahme das LG. Aachen eine Rolle geſpielt, daß 
das RG. a. a. O. ſagt: „Die im § 566 Satz 2 gegebene Vorſchrift 
ſchließt die bindende Kraſt vereinbarter Kündigungsvorſchriſten, wenn 
nicht überall, ſo jedenfalls da aus, wo ſie eine längere als die 
geſetzliche iſt.“ Es handelte ſich ſür das RG. um einen Fall, wo die 
Kündigungsfriſt länger war, als das Geſetz beſtimmt (ebenſo in 
den Fallen des OLG. Hamburg in OL GRKſpr. 22 S. 257 und 258). 
Aber in allen drei Fällen lag ein Mietvertrag für eine längere 
Zeit als ein Jahr vor, ſo daß nur in Anwendung auf BGB. § 566 
jener Satz ausgeſprochen iſt, deſſen Wendung „wenn nicht überall“ 
daher nicht herausgeriſſen werden darf, und einen Ausſpruch darſtellt, 
der nicht einmal die Entſcheidung trägt, ſondern überflüſſig, ja irre⸗ 
leitend iſt (ſ. dagegen Mittelſtein S. 127 a. E.). 
Senats präſident Dr. Mittelſtein, Hamburg. 


Zur Auslegung des 8 909 BGB. Nach § 909 BGB. 
darf ein Grundſtück nicht in der Weiſe vertieft werden, daß der Boden 
des Nachbargrundſtückes die erforderliche Stütze verliert, es ſei denn, 
daß für eine genügende anderweitige Beſeſtigung geſorgt iſt. 

Rechtſprechung und Rechtslage halten nach dieſer Vorſchrift 
übereinſtimmend die Vertiefung eines Grundſtücks ſchon dann für 
unzuläſſig, wenn dadurch das auf dem Nachbargrundſtück errichtete 
Gebäude gefährdet wird, und erachten es für unerheblich, ob dieſes 
Gebäude vorſchriſtsmäßig gebaut und unterhalten iſt oder nicht. Der 
Grundſtückseigentümer ſoll alſo auch dann die Vertiefung unterlaſſen, 
wenn das Nachbargebäude allen Regeln der Baukunſt zuwider höchſt 
leichtfertig gebaut, insbeſondere nicht genügend fundamentiert iſt oder 
während ſeines Beſtandes völlig vernachläſſigt iſt, und wenn nur 
inſolgedavon die durch die Vertiefung hervorgerufene Bodenbewegung 
ihm gefährlich wird, mag auch eine ſolche Bewegung auf ein normales 
Haus ohne jeden Einfluß fein. RG. dom 16. Februar 1910 (JW. 10, 
3300 ſpricht dies mit voller Schärfe aus und fügt hinzu, daß cine 
außerordentliche Gefahr auch außerordentliche Gegenmaßregeln vers 
langt, und daß der Vertiefende ſich nicht mit der Beobachtung der 
gewöhnlichen Grundſätze der Baufunft über ſolche Arbeiten und die 
dabei erforderliche Sicherung des Nachbargebäudes verteidigen kann. 
(Ebenſo R im Recht 1909 Z. 8562.) 

Dieſe Anſicht führt zu unbilligen Härten, ſie zwingt den Eigen⸗ 
tümer, der fein Grundſtück in ortsüblicherweiſe bebauen will, unge⸗ 
wöhnlich hohe Aufwendungen zu machen, nur weil ſein Nachbar bei 
der Errichtung oder Unterhaltung ſeines Gebäudes höchſt nachläſſig 
gehandelt hat und dieſem deshalb eine ſonſt völlig unſchädliche 
Bodenbewegung gefährlich wird. Die Anſicht kann aber auch als 
richtig nicht anerkannt werden. § 909 ſpricht überhaupt nicht von 
einem auf dem Nachbargrundſtück errichteten Gebäude, ſondern von 
dem Boden dieſes Grundſtücks und verbietet nur, daß ihm die 
erforderliche Stütze entzogen wird. Wozu dieſe Stütze erforderlich 
ſein ſoll, ſagt das Geſetz nicht, kann auch nicht aus dem letzten Teil 
der Vorſchrift eninommen werden, da auch hier nicht geſagt iſt, wozu 
die Beſefligung genügen muß. Die Frage iſt alſo, ob die Stütze 
erforderlich ſein muß, damit das Nachbargrundſtück jedes auch noch 
ſo leicht und fahrläſſig gebaute Haus, oder ob ſie erforderlich ſein 
muß, damit es ein normales Gebäude tragen kann. Dieſe Frage 
läßt ſich beim Schweigen des Geſetzes nur nach allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen beantworten. 

Die Erdoberfläche bildet eine zuſammenhängende Maſſe, und die 
einzelnen Grundſtücke ſind regelmäßig nur durch Menſchenwillen, nicht 
durch die Natur voneinander getrennt. Sie beſitzen deshalb nicht, 
wie die beweglichen Sachen, eine völlige Selbſtändigkeit, und die 
Eigentumsrechte an den verſchiedenen Grundſtücken ſind in Wirklichkeit 
Rechte an Teilen derſelben Sache. Deshalb müſſen dieſe Rechte, ſoweit 
die Ausübung des einen nicht ohne Störung des anderen möglich 
iſt, ähnlich behandelt werden, wie die SS 1024 und 1060 BGB. dies 
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beim Zuſammentreſſen von mehreren Grunddienſtbarkeiten oder Nieß⸗ 
brauchrechten von gleichem Range an derſelben Sache beſtimmen, 
d. h. die Ausübung der Rechte muß eine den Intereſſen aller Be⸗ 
rechtigten nach billigem Ermeſſen entſprechende Regelung erfahren. 
Jedenſalls erſcheint es unbedenklich, dieſen Satz bei der Auslegung 
der einzelnen Beſtimmungen zugrunde zu legen. Dem widerſpricht 
8 903 nur ſcheinbar. Zwar kann nach feinem Wortlaut der Eigen⸗ 
tümer einer Sache mit ihr nach Belieben verfahren, ſoweit nicht das 
Geſetz oder Rechte Dritter, d. h. dingliche Rechte, entgegenſtehen. Aber 
die folgenden Paragraphen ſchränken bei dem Eigentum an einem 
Grundſtück, insbeſondere zugunſten der Nachbarn, dieſes Belieben ſo 
ſehr ein, daß man daraus als Willen des Geſetzes die Herrſchaft des 
obigen Grundſatzes für dieſes Eigentum entnehmen kann. 

Das Intereſſe aller Berechtigten wird aber bei der Vertiefung 
eines Grundſtückes einerſeits nur dann gewahrt, wenn dadurch der 
Boden des Nachbargrundſtückes nicht mehr beeinflußt wird, als es 
den örtlichen Verhältniſſen entſpricht, und bei der Errichtung eines 
Gebäudes andererſeits, wenn es ſo gebaut und unterhalten wird, daß 
der Nachbar bei der Vertiefung ſeines Grundſtückes nur diejenige 
Rückſicht zu nehmen braucht, die er auf ein ordnungsmäßig gebautes 
und unterhaltenes Gebäude zu nehmen hat. 

Beachtet man dies bei der Auslegung des § 909, dann kann 
man unter der erforderlichen Stütze nicht mit der herrſchenden 
Meinung diejenige Stütze verſtehen, die jedem auf dem Nachbar⸗ 
grundftücke vorhandenen Gebäude Halt gewährt, ſondern man kann 
den Halt nur für ein ſolches Gebäude erfordern, deſſen Errichtung 
und Unterhaltung den cbigen Anforderungen entſpricht. Genügt 
dieſe Stütze wegen der mangelhaften Beſchafſenheit des Nackbar⸗ 
gebäudes nicht, dann kann der vertiefende Eigentümer die weiteren 
Maßnahmen zum Schutze des Gebäudes ſeinem Nachbar überlaſſen 
und wird nur verpflichtet ſein, die Notwendigkeit ſolcher dieſem anzu⸗ 
zeigen, ſobald er davon Kenntnis erlangt hat. Vertieft er dagegen 
z. B. zur Errichtung eines beſonders großen und ſchweren Gebäudes 
ſein Grundſtück mehr, als es den örtlichen Verhältniſſen entſpricht, 
dann iſt es ausſchließlich ſeine Sache, die dadurch entſtehende Gefahr 
für das Nachbargebäude durch eine genügende anderweitige Befeſtigung 
zu beſeitigen. Dabei hat jeder Eigentümer bei der Bebauung ſeincs 
Grundſtückes nur die Verhältniſſe zu berückſichtigen, wie ſie zur Zeit 
des Baues ſind, und er kann beanſpruchen, daß auch bei einer 
Anderung der Verhältniſſe auf dieſen Bau Rückſicht genommen wird. 
Iſt alſo aus einer Villenſtraße eine Geſchäftsſtraße geworden, ſo muß 
der Eigentümer, der darin ein großes Geſchäftshaus baut, zum 
Schutze der von früher her noch vorhandenen benachbarten Villa für 
eine gerügende Vefeſtigung des Bodens ſorgen, mag eine ſolche auch 
nicht erforderlich ſein, wenn auf dem Nachbargrundſtück dem jetzigen 
Charakter der Straße entſprechend ſtatt der Villa ein Geſchäftshaus 
mit ſtarken und tiefen Fundamenten ſtehen würde. Dies entſpricht 
auch durchaus der Billigkeit. Durch die Anderung des Straßen 
charokters iſt der Wert des Bodens erhöht worden, und von dem, 
der dieſe Anderung zu feinem Vorteil ausnutzt, kann man verlangen, 
daß er die zum Schutz ſeines Nachbars erforderlichen Aufwendungen 
allein trägt. Man kann bier nicht § 906 entſprechend anwenden, 
wonach für die Zuläſſigkeit von Einwirkungen auf ein Nachbar⸗ 
grundſtück maßgebend iſt, ob die Benutzung des Grundſtücks, von 
dem die Einwirkungen ausgehen, zur Zeit dieſer Einwirkungen 
nach den örtlichen Verhältniſſen bei Grundſtücken dieſer Lage 
gewöhnlich if. Denn 8 906 verpflichtet nur zu einem Dul den, 
während es ſich im Falle des § 909 um eine Leiſtung handelt. Es 
fehlt daher den Tatbeſtänden beider Vorſchriften an der zu einer 
entſprechenden Anwendung erforderlichen Rechtsähnlichkeit. 

Der hier vertretenen Anſicht ſteht § 367 Z. 14 StGB. nicht 
entgegen. Allerdings nötigt dieſe Vorſchrift denjenigen, der Bauten 
oder Ausbeſſerungen von Gebäuden uſw. vornimmt, die erforderlichen 
Schutzmaßregeln zu treffen, und zwar nach NGZ. 6, 260; 51, 177 
auch zugunſten der Nachbargebäude. Indeſſen, ſie beſtimmt nicht, für 
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Hat alſo derjenige, der fein Grundſtück vertieft, mit Nüdficht auf 
8 367 8.14 StGB. beſondere Maßnahmen zum Schutze des Nachbarn 
getroffen, obwohl dieſer nach den obigen Ausführungen dazu ver⸗ 
pflichtet war, dann kann er nach den Vorſchriften über die Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag (8 679 BGB.) oder über die ungerechtfertigte 
Bereicherung Erſatz für feine Koſten von dem Nachbar verlangen. 
Senatspräſident Dr. Marwitz, Hamm (Weſtſ.). 


Haftet der Schädiger auch für die Koſten eines 
erfolgloſen Vorprozeſſes? Net oft iſt es zweifelhaft, wer 
einen Schaden zugefügt hat und gegen wen von mehreren an ſich 
als Schädiger in Betracht kommenden Perſonen die Klage einzureichen 
iſt? Namentlich bei Schiffskolliſtonen iſt es oft recht ſchwierig von 
vornherein den richtigen Schädiger einwandfrei zu ermitteln, recht 
oft ergibt erſt die erſchöpfende gerichtliche Beweiserhebung durch 
eidliche Vernehmung aller in Betracht kommenden Zeugen und Ein⸗ 
holung eines oder gar mehrerer ſchriſtlicher Gutachten, wer im 
Rechtsſinne die Verantwortung an dem Schiffszuſammenſtoß zu tragen 
hat. Ziemlich häufig tritt das für den Beſchädigten ſehr unerfreuliche 
Ergebnis ein, daß er den Falſchen verklagt hat und daß dann nach 
gewöhnlich ſehr zeitraubenden und koſtſpieligen Beweis aufnahmen die 
Klage koſtenpflichtig abgewieſen werden muß. Es erhebt ſich als dann 
die ſehr wichtige Frage, kann er vom ſchuldigen richtigen Schädiger 
im demnächſt anzuſtrengenden zweiten Rechts ſlreite die Erſtattung 
der — in Schiſſskolliſtonen faſt ausnahmslos ſehr hohen — Koſten 
des erfolgloſen Vorprozeſſes verlangen? Im Schrifttum hat unſeres 
Wiſſens die praktiſch höchſt bedeutſame aber auch wiſſenſchaftlich ſehr 
intereſſante Frage noch keine Behandlung gefunden. In der Praxis 
bejaht das OLG. Hamburg in ſtändiger Rechlſprechung (vol. 
HanſGG Z. 1901 Hauptblatt Nr. 32, 1905 Nr. 125 und 1913 Nr. 6) 
die Erſtattungsſähigkeit dann, wenn die Koſten „verſtändigerweiſe“ 
aufgewandt ſeien, d. h. wenn den Kläger kein Verſchulden treffe, daß 
er die Klage zuerſt gegen den unrichtigen Beklagten gerichtet habe. 
In ebenſo gleichmäßiger Rechtſprechung verneinen die Erſtattungs⸗ 
fähigkeit ſchlechthin die Zivilkammern des LG. Kiel. Maßgebend für 
ihre ablehnende Haltung iſt die Erwägung, ein urſächlicher Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen dem ſchadenſtiſtenden Handeln und dem Eintritt des 
Erfolgs, der Entſtehung der Koſten des Vorprozeſſes, beſtehe nicht, 
dieſer ſei unterbrochen, die Koſtenfolge ſei verurſacht lediglich durch 
das freie vorſätzliche Handeln des Geſchädigten. Dieſe Ausführungen 
können indes als ſtichhaltig nicht anerkannt werden. Der wahre 
Schädiger befand ſich — vorausgeſetzt nur, daß der Geſchädigte ſich 
zuerſt an ihn gewandt hatte, was er aber bei der Zweifelhaftigkeit 
der Nechtslage in Kolliſionsfällen wohl ſtets getan haben wird — 
im Schuldnerverzuge. Er haſtet alſo nach 8 286 BGB. dem 
Gläubiger für allen aus dem Verzuge erwachſenen Schaden. Weder 
Unmittelbarkeit noch Vorausſehbarkeit des Schadens wird vom 
Geſetz erfordert. Lediglich der erſte rechtswidrige Erfolg der ſchadens⸗ 
zuſügenden Handlung — bei Schiffs zuſammenſtößen alſo das ſchuld⸗ 
hafte Nichtausweichen des dem geſchädigten Schiffe entgegenfahrenden 
Schiffes und der hierdurch bewirkte Zuſammenſtoß der Schiffe muß 
voraus ſehbar geweſen fein. „Iſt aber dieſes Erfordernis erfüllt, fo 
kommt es auf die Voraus ſehbarkeit des daraus entſtehenden Schadens 
nicht an“ (Enneccerus: Lehrbuch des bürgerlichen Nechts 6./8. Aufl. 
Bd. I 8 235 IV S. 84 ſowie RGE., Bd. VI S. ff.; Bd. XIII 
S. 65 und Bd. 51 S. 30 ff.). Daß „rein logiſch“ urſächlicher 
Zuſammenhang vorliege, ſtellt auch das LG. Kiel nicht in Abrede, 
es verneint aber der Theorie, der adäquaten Verurſachung folgend, den 
rechtlichen Zuſammenhang. Dem kann nickt beigepflichtet werden. 
Es iſt keineswegs richtig, daß hier die ſchadenzuſügende Tatſache: 
das unvorſichtige und ſchuldhafte, meiſtens zu raſche Zufahren des 
ſchädigenden Schiffes auf das geſchädigte, ihrer allgemeinen Natur 
für die Entſtehung der unnötig aufgewandten Prozeßkoſten des erfolg⸗ 
loſen Vorprozeſſes ganz und gar indiſſerent war und nur infolge 
anderer außergewöhnlicher Umſtände zu einer Bedingung des Schadens 
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wurde. Bei der großen Zweifelhaftigkeit der Sach- und Rechtslage 
bei vielen Schadenszufügungen, bei denen mehrere Perſonen als 
Täter in B'tracht kommen können, inſonderheit aber bei Schiffs⸗ 
kolliſionen iſt es keineswegs etwas Ungewöhnliches und ganz aus 
dem Bereich der menſchlichen Erfahrungen Herausfallendes, daß der 
Geſchädigte zunächſt zu Unrecht jemanden als Schädiger verklage, 
von dem ſich nachher im Prozeß herausſtellt, daß er in Wahrheit 
nicht der eigentlich Schuldige iſt. 

Ganz im Gegenteile ſind derartige Fälle in der Praxis der 
Hamburger und Kieler Gerichte ziemlich häufige Fälle. Nach der 
Auffaſſung der in Betracht kommenden Kreiſe können ſie alſo ver⸗ 
nünftigerweiſe ſehr wohl in Betracht gezogen werden, ja ſie müſſen 
es ſogar (BG. in SeuffArch. 63, 263). 

Auch eine „Unterbrechung des Kauſalzuſammenhangs“ zufolge der 
Klagerhebung gegen den in Wahrheit unrichtigen Beklagten iſt nicht 
anzunehmen. Gewiß beruht dieſe auf dem freien und vorſätzlichen 
Handeln des Geſchädigten ſelber. Aber dieſer Willensentſchluß wurde 
doch nur durch das erſte ſchädigende Ereignis, den ſchuldhaft vom 
wahren Schädiger herbeigeſührten Schiffszuſammenſtoß, herbeigeführt, 
dieſe prima causa blieb als primum movens nach wie vor beim 
Eeſchädigten fortwirkſam, der eirgetretere Erfolg, die Koſten des 
erfolgloſen Vorprozeſſes laſſen ſich keineswegs ausſchließlich auf die 
Tatſache der Klagerhebung zurückführen. Nach wie vor blieb das 
ſchuldhafte Verhalten des wahren Schädigers für die Entſtehung der 
Prozeßkoſten urſächlich. Dieſer hätte es gar nicht auf die Einreichung 
der erſten — erfolgloſen — Klage gegen den vermeintlichen Schädiger 
ankommen laſſen dürfen, ſondern hätte aus freien Stücken dem Ge⸗ 
ſckädigten volle Entſchädigung darreichen müſſen. Es widerſpricht in 
hohem Grade der Billigkeit, und es iſt durchaus nicht einzuſehen, 
warum der im Verzuge befindliche Schuldner das Riſiko der oft recht 
ſchweren Ausmittelung des richtigen Beklagten von ſich auf den Ge⸗ 
ſchädigten ſolle abwälzen dürfen. Hier wie überall beim Verzuge ſind 
noch heute die goldenen Worte des Celſus und Paulus höchſt beachtens⸗ 
wert: „esse enim hanc quaestionem de bono et aequo, in quo 
genere plerumque sub auctoritate juris scientiae perniciose erratur* 
dex 91 83 Dig. de V. Oblig. 45, 1). 

Nur dann, wenn der Geſchädig'e ſeinerſeits leichtfertig, ohne 
vorher den Sachverhalt möglichſt genau nachzuprüfen, zunächſt einen 
Falſchen verklagt hat, wird man ihm aus Billigkeitserwägungen 
heraus, etwa unter dem Geſichtspunkt des mitwirkenden Verſchuldens, 
einen Anſpruch auf Erſtaltung der Koſten des erſolgloſen Vorprozeſſes 
zu verſagen haben. Aus dem großen, unſer ganzes bürgerliches Recht 
beherrſchenden Grundſatz von Treu und Glauben wird ſich der Satz 
herleiten laſſen, daß auch der Gläubiger gewiſſe Rückſichten auf feinen 
Schuldner zu nehmen hat und dieſen nicht mit unnötigen und ver⸗ 
meidbaren Koſten belaſten darf. 

Landrichter Dr. jur. et phil. Bovenſiepen, Kiel. 


Beſetzte Gebiete. 


Juſtizverwaltung und Zuſtellungen in Belgien, Nr. 242 
des Geſetz⸗ und Verordnungsblatts für die olkupierten Gebiete Belgiens 
veröffentlicht eine die Zuſtellungen regelnde Verordnung des General⸗ 
gouverneurs vom 29. Juli 1916. Nach Art. 1 dieſer Verordnung 
können Schriftſtücke auf Erſuchen deutſcher Behörden an Perſonen 
im Gebiete des Generalgouvernements, abgeſehen von Angehörigen des 
deutſchen Heeres (und wohl auch, obſchon dies nickt ausdrücklich ge: 
ſagt iſt, der Marine) in der Weiſe zugeſtellt werden, daß ſie dem 
Empfänger gegen Empfangsſchein durch einen Beauftragten des Ver⸗ 
waltungschefs ausgehändigt werden, mangels des Empfangsſcheins 
genügt ein Zeugnis des Beauftragten über Tatſache und Zeitpunkt 
der Aushändigung. Damit iſt das Zuſtellungsweſen in Belgien für 
das deutſche Prozeßverfahren und jedes ſonſtige von deutſchen Be: 
hörden zu erledigende Verfahren geregelt, die Tätigkeit des huissier 
iſt inſoweit beſeiligt. Nach Art. 2 erfolgt die Zuſtellung von Schriſt⸗ 
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ſtücken auf Erſuchen belgiſcher Juſtizbevörden an Perſonen in Deutſch⸗ 
land fo, daß das Schriftſtück durch Vermittlung des belgiſchen Juſtiz⸗ 
miniſteriums dem Verwaltungschef eingereicht wird, die Zuſtellung — 
deren weitere Erledigung durch Erſuchen der deutſchen Behörden mit⸗ 
hin der Verwaltungschef zu beſorgen hat — gilt erſt in dem Zeitpunkt 
als erfolgt, in dem das Schriftſtück dem Empfänger nachweisbar aus⸗ 
gehändigt oder nach den deutſchen Vorſchriften zugeſtellt worden iſt; 
die belgiſchen Vorſchriften über Zuſtellungen im Auslande haben für 
die Fälle der Zuſtellungen in Deutſchland dieſe Abänderungen erfahren. 
Art. 3 befugt den Verwaltungschef zum Erlaß von Ausführungsvor⸗ 
ſchriften. — Dieſelbe Nummer des belgiſchen Geſetzblatts bringt 
übrigens eine internationalrechtlich bemerkenswerte Bekanntmachung, 
die wohl weitere Beachtung verdient. In einem vor dem ſpaniſchen 
Gericht I. Inſtanz in Reinoſa ſchwebenden Verfahren eines Einge⸗ 
ſeſſenen dieſes Gerichts gegen die unbekannten Erben eines verſtor⸗ 
benen Brüſſeler Einwohners werden dieſe öffentlich geladen, und zwar 
erfolgt die öffentliche Ladung, abgeſehen von den in Spanien vorge⸗ 
ſehenen Veröffentlichungen, durch Bekanntmachung in dem Moniteur 
belge oder dem amtlichen Blatt der belgiſchen Regierung an ihrem 
gegenwärtigen wirklichen Amtsſitz, und in dem Blatt, das die deutſche 
Regierung in Brüffel herausgibt. 
Rechtsanwalt Dr. Hugo Kaufmann, Crefeld. 


Entgegnungen. 


Muß das Gericht auch im Falle des 8 10 Abſ. 2 
Satz 2 Hypo. vom 8. Juni 1916 das Hypotheken- 
einigungsamt vor der Entſcheidung über den Ein- 
ſtellungsantrag gutachtlich hören? Nußbaum äußert die 
Anſicht, daß auf Grund der Beſtimmungen des $ 13 der vorerwähnten 
Hypothekenverordnung „der Schuldner es ſtets in der Hand hat, die 
Aufhebung des Verſteigerungstermins zu erzwingen“ (JW. 1916, 
1001). In einem Falle könnte man wohl im Wege der Auslegung 
der S$ 10, 13 die Verwirklichung dieſer Abſicht des Schuldners mit 
Rückſicht auf das Intereſſe des betreibenden Gläubigers verhindern. 
Zwar iſt es richtig, daß gemäß § 13 uneingeſchränkt im Falle des 


§ 10 das Gericht „vor der Entſcheidung das Einigungsamt gutachtlich 


zu hören hat“. Aber andererſeits ſagt die Beſtimmung des 8 10 
Abſ. 2 Satz 2: „Der Antrag iſt abzulehnen, wenn fällige Anſprüche 
des betreibenden Gläubigers auf wiederkehrende Leiſtungen für zwei 
Jahre nicht gezahlt ſind.“ 

Sehr häufig wird es vorkommen, daß ſich ſchon aus dem Antrag 
auf Einleitung des Zwangsverſteigerungsverfahrens und den bei⸗ 
gefügten Titeln ohne weiteres wird feſtſtellen laſſen, wie lange fällige 
Anſprüche des betreibenden Gläubigers auf wiederkehrende Leiſtungen 
nicht gezahlt ſind. Iſt dies für zwei Jahre nicht geſchehen, ſo dürfte 
es überflüſſig ſein, wenn hier erſt das Gericht noch verpflichtet ſein 
ſollte, vor der Entſcheidung das Gutachten des Hypothekeneinigungs⸗ 
amts einzuholen; denn für die gutachtliche Außerung iſt gar kein 
Naum vorhanden, wenn die Vorausſetzungen des 8 10 Abſ. 2 Satz 2 
vorliegen. Das Gutachten iſt gemäß 8 1 Satz 1 a. a. O. darüber 
zu erſtatten, ob die Lage des Schuldners die Einſtellung rechtfertigt und 
ob die Einſtellung dem Gläubiger einen unverhältnismäßigen Nachteil 
bringt. Aber dieſe beiden Fragen aber darf ein Gutachten nicht erſtattet 
werden, weil die Beſtimmungen des § 10 Abſ. 2 Satz 2 entgegenſtehen. 

Wird das Gericht zweifelsfrei ſchon bei Eingang des Einſtellungs⸗ 
antrags aus den Akten das Vorhandenſein der Vorausſetzungen des 
8 10 Abſ. 2 Satz 2 feftftellen können, dann erübrigt ſich die gutacht⸗ 
liche Anhörung des Hyppothekeneinigungsamts. Das Gericht wird 
vielmehr den Antrag ohne weiteres als unzuläſſig zurückweiſen dürfen. 

Wollte man dieſe Anſicht nicht teilen, dann allerdings eröffnet 
ſich für den böswilligen und ſäumigen Schuldner ein Weg, die Ver⸗ 
tagung des Verſteigerungstermins zu erzwingen; denn der Richter 
müßte ohne jegliche Prüfung beim Eingang des Antrags die Akten 
an das Hypothekeneinigungdamt zur Erſtattung des Gutachtens ab⸗ 
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geben. Steht der Verſteigerungstermin unmittelbar vor der Tür, 
ohne daß das Gutachten noch rechtzeitig eingeholt werden kann, ſo 
muß der Richter den Termin aufheben. All dies läßt ſich vermeiden, 
wenn man die oben geſtellte Frage für den Fall des 8 10 Abſ. 2 
Satz 2 verneint. Dadurch wird man nicht nur böswilligen und 
ſäumigen Schuldnern wirkſam begegnen, ſondern auch das wirtſchaft⸗ 
liche Intereſſe des betreibenden Gläubigers ſchützen. 
Rechtsanwalt Karl Friedlaender, Berlin. 
* 


Darin, daß es in dem Ausnahmefall des 8 10 Abſ. 2 Satz 2 
Hypo. einer Angehung des Einigungsamts nicht bedarf, ſtimme ich 
dem Herrn Einſender vollkommen bei. Dagegen bin ich nach meinen 
Erfahrungen der Anſicht, daß derartige Fälle nicht „ſehr häufig“, 
ſondern ſelten vorkommen werden und daher an der Geſamt⸗ 
beurteilung nichts zu ändern vermögen. 

Rechtsanwalt und Privatdozent Dr. Nußbaum, Berlin. 


Einſtellung des Zwangsverſteigerungs verfahrens 
bei Mehrheit betreibender Gläubiger, beſonders die 
Geſtaltung des geringſten Gebots. 

A. Die unter dieſer Mberfchrift von Stillſchweig (JW. 1916, 
1013) behandelte Streitfrage kam in neuerer Zeit anſcheinend zum erſten 
Male zur Entſcheidung eines höheren Gerichts. Das OLG. Poſen hat 
mit Beſchluß vom 4. Juli 1914 (PoſMSchr. 1914, 121) ausgeſprochen, 
mit der in der Wiſſenſchaft vorherrſchenden Anſicht ſei anzunehmen, 
„daß alle Gläubiger, die das Verfahren beantragt haben, bis zur 
Zurücknahme des Verſteigerungs antrags auch als betreibende Gläubiger 
gelten und ein Ausſcheiden aus dieſer Rechtsſtellung noch nicht durch 
die Bewilligung der einſtweiligen Einſtellung hervorgerufen wird“. 
Daraus wird gefolgert, daß bei Feſtſtellung des geringſten Gebots 
der Anſpruch des vorgehenden Gläubigers, auch wenn er im Zeitpunkt 
der Verſteigerung die einſtweilige Einſtellung des Verfahrens bewilligt 
habe, zugrunde zu legen ſei. Dieſe Anſicht und nicht die entgegen⸗ 
geſetzte von Stillſchweig vertretene erſcheint auch zutreffend. Mit rein 
begrifflichen Erörterungen, wie ſie gewöhnlich angeſtellt werden, kommt 
man allerdings in dieſer Frage nicht weiter. Während z. B. Jaeckel⸗ 
Güthe (3G. [5] § 30 Anm. 2 und 8 31 Anm. 3) und andere annehmen, 
die Einſtellungsbewilligung eines einzelnen von mehreren betreibenden 
Gläubigern ſei überhaupt keine wirkſame Einſtellungsbewilligung, oder, 
falls ſämtliche Gläubiger die Einſtellung bewilligt hätten und einer 
den Fortſetzungsantrag ſtelle, verlören die anderen nicht ihre Rechts⸗ 
ſtellung als betreibende Gläubiger, nur der Ausübung nach ruhten 
ihre Rechte, meint Stillſchweig umgekehrt, wegen eines Anſpruchs, 
bezüglich deſſen die Einſtellung erfolgt ſei, werde das Verfahren nicht 
betrieben. Das Recht des Gläubigers auf Verſteigerung ſei aus⸗ 
geſchaltet und hiemit ſei das Recht auf Zugrundelegung ſeines Anſpruchs 
bei Feſtſtellung des geringſten Gebots organiſch fo eng verbunden, 
daß bei dem Ruhen des einen auch das andere zum Stillſtand kommen 
müſſe. Solche Erörterungen find ſchon deshalb nicht beweiskräftig, 
weil ſie gerade der Eigenart des Falles nicht Rechnung tragen, die 
darin befteht, daß der Gläubiger, der die einſtweilige Einſtellung des 
Verfahrens bewilligt hat, dieſen Nechtserfolg nicht erreicht und wegen 
der Fortſetzung des Verfahrens durch andere Gläubiger einer ganz 
neuen Situation gegenüberſteht. Hieran kann eine ſachgemäße, auf 
dem Zwecke der geſetzlichen Beſtimmungen fußende Entſcheidung der 
Streitfrage nicht vorübergehen, wenn es auch richtig iſt, daß die Ein⸗ 
ſtellungsbewilligung in ſolchen Fällen nicht an eine rechtsgeſchäftliche 
Bedingung oder Vorausſetzung geknüpft iſt. 

Die Vorſchriften über das geringſte Gebot bezwecken die Intereſſen 
der dem betreibenden Gläubiger vorgehenden Berechtigten und andrer⸗ 
ſeits des Eigentümers zu ſchützen; in Fällen, in denen der betreibende 
Gläubiger ſelbſt einen Vorteil von der Durchführung des Verfahrens 
nicht hätte, weil die ihm vorgehenden Rechte nicht ausgeboten werden, 
ſoll zum Schutze der oben bezeichneten Perſonen die Erteilung des Zu⸗ 
ſchlags verſagt werden (Denkſchriſt zum 3G. in Hahn⸗Mugdan S. 45). 
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Unmittelbar ergibt fih aus dieſem Zwecke des Geſetzes, daß beim 
Vorhandenſein mehrerer betreibender Gläubiger der Anſpruch des vor⸗ 
gehenden für die Feſtſetzung des geringſten Gebots maßgebend iſt (8 44 
Abf. 2 ZIG). Hat nun dieſer vorgehende Gläubiger die einſtweilige 
Einſtellung des Verfahrens bewilligt, während die Verſteigerung auf 
Antrag nachſtehender Gläubiger ſtatifindet, fo entſpricht es wohl dem 
angeführten Zwecke der Beſtimmungen über das geringſte Gebot, wenn 
die Entſcheidung darüber, ob dieſer vorgehende Gläubiger im Ver⸗ 
ſteigerungstermine die Nechtsſtellung des betreibenden Gläubigers eins 
nehmen ſoll oder nicht, in erſter Linie ihm ſelbſt überlaſſen bleibt. 
Dieſe Entſche' dung kann er auch in einer jeden Zweifel ausſchließenden 
Weiſe dadurch treffen, daß er entweder den Verſteigerungsantrag zurück⸗ 
nimmt (8 29 38.) oder die Fortſetzung des Verfahrens nach 8 81 ZUG. 
beantragt. Trifft er ſelbſt keine derartige Entſcheidung, ſo würde 
man, falls man die Frage, ob er als betreibender Gläubiger gelten 
ſoll oder nicht, nach ſeinen Intereſſen beurteilen wollte, zu keiner ein⸗ 
heitlichen Löſung gelangen. Oft wird es dem Gläubiger in ſolchen 
Fällen lieber ſein, wenn ſeine Hypothekforderung ins geringſte Gebot 
aufgenommen und er dadurch nicht zum Mitbieten genötigt wird, 
in anderen Fällen wird er hauptſächlich auf Auszahlung ſeiner Hypo⸗ 
thek bedacht fein und eventuell zum Einſteigern des Grundftücks ſich 
bereit finden. Da aber zweifellos eine gleichmäßige Behandlung aller 
in Betracht kommenden Fälle ſchon im Intereſſe der anderen Betci⸗ 
ligten ſich als notwendig erweiſt, ſo muß man, wie ich in einer kurzen 
Erörterung im Recht 1913, 513 bereits dargelegt habe, davon aus⸗ 
gehen, daß es auch Fälle gibt, in denen die einſtweilige Einflellung 
nicht auf dem Willen des Gläubigers beruht, ſondern auf einem Beſchluß 
des Prozeß⸗ oder Vollſtreckungsgerichts. Hierher gehören jetzt, wie 
Stillſchweig mit Recht bemerkt, namentlich die Fälle, in denen nach 
Kriegsrecht das Vollſtreckungsgericht auf Antrag des Schuldners die 
Einſtellung wegen des Hypothekkapitals oder der Zinſen angeordnet 
hat. Wird in ſolchen Fällen das Grundſtück wegen der Beteiligung 
anderer Gläubiger trotzdem verſteigert und gelangt inſofern der Ein⸗ 
ſtellungsbeſchluß des Gerichts nicht zur Durchführung, ſo würde nach 
der Stillſchweigſchen Anſicht im Verſteigerungstermin der Gläubiger, 
gegen den das Verfahren eingeſtellt iſt, ſo daſtehen, als ob er nicht 
betreibender Gläubiger wäre. Dies bedeutete aber eine große Unbillig⸗ 
keit gegen dieſen Gläubiger und ſtünde mit geſetzlichen Vorſchriften 


im Widerſpruch. Denn während die einſtweilige Einſtellung der Voll⸗ 


ſtreckung dem Gläubiger die durch feine Vollſtreckungsmaßregeln bereits 
erworbene Rechtsſtellung erhalten ſoll (arg. $ 776 ZRO.), ginge hier 
nach Durchführung der Zwangsverſteigerung und Erteilung des Bus 
ſchlags das Vollſtreckungsverſahren zu Ende, chne daß der Gläubiger, 
gegen den das Verfahren einſtweilen eingeſtellt war, die Möglichkeit 
hätte, die Vollſtreckung gegen ſeinen Schuldner weiterzuführen, ſeine 
Hypothek durch die Verſteigerung zu Geld zu machen. Es bliebe ihm nur 
übrig, ſpäterhin ein neues Vollſtreckungsverfahren gegen den Erſteher, 
der die Hypothek als im geringſten Gebote befindlich übernehmen 
müßte, einzuleiten. Sonach ginge die Wirkung einer einſtweiligen Ein⸗ 
ſtellung hier weit über die ſonſtigen geſetzlichen Folgen einer ſolchen Maß⸗ 
regel hinaus, ſie bedeutete im Ergebnis die Aufhebung der Vollſtreckung 
und der Beſchlagnahmewirkungen. Deshalb iſt es erforderlich, in 
ſolchen Fällen den Gläubiger, gegen den das Verfahren einſtweilen 
eingeſtellt war, im Verſteigerungstermin als betreibenden Gläubiger 
zu behandeln, und die gleiche Beurteilung muß eintreten, wenn der 
Gläubiger die Einſtellung nach 8 30 ZVG. bewilligt hat. 
Rechtsanwalt Dr. Ludwig Goldmann, München. 


B. Den vorſtehenden Ausführungen gegenüber halte ich meine 
frühere Auffaſſung aufrecht. Das OLG. Poſen zieht aus der Tatſache, 
daß der vorſtehende betreibende Gläubiger trotz der Einſtellung betrei⸗ 
bender Gläubiger bleibt, den Schluß, daß ſeine Hypothek der Bildung 
des geringſten Gebotes zugrunde gelegt werden müſſe. Dieſe Beweis⸗ 
ſührung, die ſich Goldmann nicht anzueignen ſcheint, glaube ich wider⸗ 
legt zu haben. — Richtig iſt, daß von meinem Standpunkt aus der 
vorſtehende Gläubiger, wenn auf das von einem nachſtelligen betriebene 
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Verfahren der Zuschlag erteilt wird, um zum Ziele zu kommen, ein 
neues Vollſtreckungsverfahren einleiten muß, da er der Beſchlagnahme⸗ 
wirkungen verluſtiggeht. Das iſt eine geſetzliche Folge der 
Durchführung des Verfahrens (Jaeckel Güthe, 8 23 Bem. 10), 
der auch derjenige Hypothekar unterworfen iſt, der erſt innerhalb der 
letzten zwei Wochen vor dem Verſteigerungstermin dem Verfahren 
beitritt; ein Widerſpruch zu $ 776 ZPO. liegt daher nicht vor. Daß 
dies Ergebnis eine „große Unbilligkeit“ gegen den vorſtehenden Gläu⸗ 
biger enthält, wird man nicht annehmen können, wenn man erwägt, 
daß er an der Durchführung der Verſteigerung aus eigenem Recht 
durch die einſtweilige Einſtellung ohnehin gehemmt iſt; mag er das 
Verfahren, ſobald er will und kann, erneuern (vgl. hierzu Jaeckel⸗ 
Güthe, 8 44 Bem. 4). Wohl aber würde die Anſicht Goldmanns zu 
ſchweren Härten für den Schuldner führen, ganz beſonders in den 
Fällen kriegs rechtlicher Einſtellung, indem fie nämlich ein niedriges 
geringſtes Gebot und demgemäß eine erhöhte Verſteigerungsmöglichkeit 
zur Folge hätte; damit würde die Einſtellung vielfach zur Bedeutungs⸗ 
loſigkeit herabſinken und der kriegsrechtliche Schutz des Eigentümers 
illuſoriſch werden. Juſtizrat Stillſchweig, Berlin. 


Aontrahieren mit ſich ſelbſt bei Übertragung von 
Anteilen einer Geſellſchaft m. b. 5. Das RG. bat in der in 
IW. 1916, 49 abgedruckten Entſcheidung den Satz aufgeſtellt, es 
ſei unzuläſſig, daß der Veräußerer eines Geſchäftsanteils auf Grund 
einer ihm von dem Erwerber erteilten Ermächtigung ($ 181 BGB.) 
den Veräußerungsvertrag in notarieller oder gerichtlicher Form für 
ſich und als Vertreter des Erwerbers abſchließe, wenn dieſe Er⸗ 
mächtigung ſelbſt nur formlos erteilt ſei. 

Die Richtigkeit dieſer Entſcheidung wird von Hachenburg in 
ſeiner Anmerkung nach dem geltenden Rechte bezweifelt. Meiner An⸗ 
ſicht nach iſt ſie richtig und entſpricht einem wirtſchaftlichen Be⸗ 
dürfnis. 

Wenn Hachenburg der Entſcheidung den Satz des geltenden 
Kechts entgegenhält, das Kontrahieren mit ſich ſelbſt ſei nicht nichtig, 
es bedürfe nur einer Ermächtigung hierzu, und daraus folgert, es 
könne alſo auch keine unzuläſſige Umgehung der Formvorſchrift des 


8 15 GmbHG. in der Übertragung des Geſchäftsanteils liegen, wenn 


der Erwerber oder Veräußerer zugleich für den andern Teil kraft 
beſonderer Vollmacht handelt, fo berüdfichtigt er hierbei nicht ge 
nügend, daß das NG. nicht ſchlechthin das Kontrahieren mit ſich 
ſelbſt für unzuläſſig erachtet, ſondern nur eine formloſe, d. h. nicht 
notariell oder gerichtlich beurkundete Vollmacht, nicht für eine aus⸗ 
reichende Grundlage hierzu hält. Der Hinweis, erſt bei einer Reform 
des Geſetzes könne bei der Übertragung von Geſchäſtsanteilen das 
Handeln derſelben Perſon für beide Kontrahenten verboten werden, 
geht alſo vorbei, da das Urteil ein ſolches Verbot gar nicht vorweg 
nimmt. 

Der vom NG. aufgeſtellte Nechtsſatz iſt durch feine Begründung 
getragen, der geſetzgeberiſche Zweck der Formvorſchrift des § 15 
GmbH., nämlich den ſpekulativen Handel mit Geſchäftsanteilen 
tunlichſt zu verhindern, werde vereitelt, wenn ohne Form eine Er⸗ 
mächtigung zum Selbfllontrabteren gegeben werden könne. Er ſteht 
auch im Einklang mit der anderen Kechtſprechung des RG. (vgl. 
RS. 76, 182 = JW. 1911, 577), die im Falle des § 313 BGB. 
(Verpflichtung zur Veräußerung von Grundflüden) ein Handeln gemäß 
8 181 BGB. auf Grund einer formloſen Vollmacht für unzuläſſig hält. 

Daß die Entſcheidung einem wirtſchaftlichen Bedürfnis ent⸗ 
ſpricht, verkennt ja wohl auch Hachenburg nicht. Der vom Geſetz 
nicht als erwünſcht erachtete ſpekulative Handel mit Geſchäftsanteilen 
beſteht tatſächlich. Man bedenke die wirtſchaftlichen Gefahren, die 
für geſchäftsunkundige Perſonen daraus entſtehen können, daß eine 
formloſe, etwa gar in gedruckten Geſchäftsbedingungen einer nicht 
zuverläſſigen Kommiſſions firma enthaltene Ermächtigung zum Selbſt⸗ 
kontrahieren ſie zu Anteilseignern macht, ſie ſo nicht nur zur 
Zahlung des übernommenen Anteils, ſondern auch zur Deckung von 


45. Jahrgang. 
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nicht einziehbaren Stammeinlagen anderer Geſellſchafter, wohl auch 
zu Nachſchüſſen nötigt! Gefahren, die durch die notoriſchen Miß⸗ 
bräuche bei Gründung von Geſellſchaften m. b. H. weſentlich verſchärft 
werden. Es wären alſo ähnliche Mißſtände zu beſorgen, wie ſie auf 
dem Gebiete des Grundſtückshandels lange Zeit tatſächlich beſtanden 
haben, bis das NG. ſich zu der oben wiedergegebenen RNechtſprechung 
bekehrte. Die Möglichkeit, die Vollmacht zu widerrufen, ſchützt den 
Vollmachtgeber nicht genügend, denn erfahrungsgemäß iſt ſie ihm 
häufig nicht bekannt, dann aber wird gerade der unzuverläſſige 
Empfänger einer ſolchen Ermächtigung ſich begreiflicherweiſe meiſt ſo 
beeilen, daß ein Widerruf zu ſpät käme. Der Zwang, zum Notar 
oder Gericht zu gehen, iſt mithin ein ebenſo notwendiger wie heil⸗ 
famer Zwang zur Befinnung. 

Nur eins bedauert man beim Leſen dieſes reichsgerichtlichen 
Erkenntniſſes. Wenn das NG. ſich auch auf andern Rechtsgebieten, 
z. B. auf dem der Gehalisſchiebungsverträge, zu dem Satze bekannt 
hätte, daß auch in der Benutzung erlaubter Rechtsformen eine Ge⸗ 
ſetzesumgehung liegt, wenn dadurch die rechtspolitiſchen Zwecke 
anderer Vorſchriften vereitelt werden, fo wären wir mancher crux 
unſeres Rechtslebens ledig. 

Rechtsanwalt Dr. Katzenſtein, Berlin. 


Reichsgericht.“ 
a) Zivil fachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Lehmann. 


“Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. — ** Wird in der 
amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts ab⸗ 
gedruckt. — + Anmerkung.] 


Reichsrecht. f 
Bürgerliches Geſetzbuch. 


* 1. 8 119 BGB. Auch ein Irrtum über den mit einer 
Willenserklärung zu erzielenden rechtlichen Erfolg kann ein Irrtum 
über den Inhalt der Willenserklärung fein.] 

Auf einem dem Kläger gehörigen Grundſtücke in E. war 
an erſter Stelle [Abt. III Nr. 3] eine Hypothek von 16 000 & 
für die Firma F. C. Söhne, an zweiter Stelle [Abt. III Nr. 6] 
eine Hypothek von 8000 & für die Erblaſſerin der Beklagten, 
Witwe T., eingetragen. Am 28. September 1914 wurde an 
dritter Stelle [Abt. III Nr. 7], unter Bezugnahme auf eine von 
dem Eigentümer [dem Kläger! am 22. September 1914 aus⸗ 
geſtellie Eintragungsbewilligung, eine Hypothek von 15 000 & 
für die Stadtgemeinde E. [Städtiſche Sparkaſſe] eingetragen. 
Am 17. Oktober 1914 wurde nach Löſchung von 15000 4 
von der Hypothek der Firma C. eingetragen, daß der 
Hypothek der Stadtgemeinde der Vorrang eingeräumt ſei vor 
der Reſthypothek C. von 1000 &. Dieſe Löſchung und Ein⸗ 
tragung geſchah auf Grund einer am 1. Oktober 1914 aus⸗ 
geſtellten, von der Firma C. und dem Kläger mit notarieller 
Beglaubigung unterzeichneten Privaturkunde folgenden Wortlauts: 
„Löſchungsfähige Quittung und Vorrangseinräumung. Beim 
Kgl. AG. zu E. ſtehen im Grundbuche von E. Land in Bd. 35 
Bl. 1395 in Abt. III unter Nr. 3 auf dem Grundeigentume 
des zu E. wohnenden Gärtners Wilhelm Sch. zufolge der 
Schuldurkunde vom 6. Februar 1905 für die zu Barmen unter 
der Firma F. C. Söhne beſtehende offene Handelsgeſellſchaft 
16 000 & Darlehen nebſt Zinſen eingetragen. Der unter⸗ 
zeichnete Vertreter der Gläubigerin quittiert hiermit über den 
Empfang eines von dem Grundſtückseigentümer gezahlten 
Betrages von 15 000 & nebſt Zinſen, überreicht die Schuld— 
urkunde mit Hypothekenbrief und bewilligt die Löſchung 
dieſes gezahlten Betrages im Grundbuche auf Koſten des 
Eigentümers überall, wo ſie eingetragen iſt. Sodann räumt 
derſelbe ciner in demſelben Grundbuchblatt einzutragenden 
Hypothek für die Städtiſche Sparkaſſe zu E. in Höhe von 


— 


15 000 & nebſt Zinſen den unbedingten Vorrang ein vor dem 
verbleibenden Reſte von 1000 & ſamt Zubehör und bewilligt 
die Eintragung dieſer Vorrangseinräumung gleichfalls auf 
Koſten des Grundſtückseigentümers im Grundbuche Der mit⸗ 
unterzeichnete Grundſtückseigentümer beantragt die 
bewilligte Löſchung des gezahlten Betrages im 
Grundbuche, ſtimmt der Vorrangseinräumung ge— 
nehmigend zu und bittet um Überſendung der Benachrichtigungen 
an Juſtizrat C. zu E. E., den 1. Oktober 1914. [gez] F. C. 
Söhne. [gez] W. Sch.“ Der Kläger hat mit der Klage be: 
antragt, die Beklagten zu verurteilen: „in ſchriftlicher öffentlich 
beglaubigter Form darein zu willigen, daß entweder die auf 
dem Grundſtücke des Klägers im Grundbuche von E. in Abt. III 
Nr. 3 eingetragene Hypothek, welche in Höhe von 15 000 4 
durch Zahlung Eigentümergrundſchuld des Klägers geworden 
war, aber durch den auf Irrtum beruhenden und angefochtenen 
Antrag des Klägers gelöſcht worden iſt, als Eigentümer⸗ 
arundſchuld des Klägers in Höhe von 15 000 & mit dem 
Range vor der in Abt. III Nr. 6 eingetragenen Hypothek von 
8000 & wiederhergeſtellt wird; Bor daß der in Abt. III 
unter Nr. 7 zuzunſten der Stadtgemeinde E. Städtiſche Spar⸗ 
kaſſe! eingetragenen Hypothek von 15 000 & der unbedingte 
Vorrang vor der zugunſten der Beklagten in Abt. III Nr. 6 
eingetragenen Hypothek von 8000 & zuſtehe.“ Das LG. hat 
die Klage abgewieſen. Die Berufung des Klägers iſt zurück⸗ 
l worden. Seine Reviſion hatte Erfolg, ſie führte zur 

ufhebung des angefochtenen Urteils und zur Zurückverweiſung 
der Sache an das BG. Aus den Gründen: Der BerR. 
unterſtellt zunächſt, daß der Kläger die Urkunde nicht durch⸗ 
geleſen habe, und hält in dieſem Falle eine Anfechtung wegen 
Irrtums für ausgeſchloſſen. Richtig iſt, daß eine unbewußte 
Nichtübereinſtimmung des Willens mit der Erklärung, wie ſie 
8 119 vorausſetzt, nicht vorliegt, wenn der Erklärende im 
Bewußtſein, daß er den Inhalt der Erklärung nicht kenne, 
ſie dennoch unter allen Umſtänden, ohne Rückſicht auf ihren 
Inhalt, als ſeine Erklärung gelten laſſen will. Das, und nicht 
mehr, iſt in den vom BerR. angeführten Urteilen des RG. 
RG. 62, 205) und 77, 312]*) geſagt. Vgl. auch V 262/1908, 
Urt. vom 24. Februar 1909 [JW. 1909, 2141] und 
VI 533/1909, Urt. vom 2. Juni 1910 [Warn. 1911 Nr. 429). 
Die Urteile betonen aber ausdrücklich, daß dieſer Grundſatz 
nicht zutrifft, wenn jemand eine Urkunde, ohne ſie zu leſen, 
unterzeichnet in der Meinung, ſie gebe die vorausgegangenen 
Vertragsverabredungen wieder, oder wenn er ſich ſonſt eine 
unrichtige Vorſtellung von dem Inhalte der Urkunde macht. 
Nur ein Fall letzterer Art kann nach den vom Ber. feſt⸗ 
geſtellten Behauptungen des Klägers hier vorliegen. Die 
weitere Annahme des Ber R., daß ein Irrtum über den Inhalt 
der Erklärung nach Maßgabe der Behauptungen des Klägers 
auch dann nicht vorliegen könne, wenn man unterſtelle, daß er 
die Urkunde durchgeleſen oder ſich durch Erkundigungen 
darüber unterrichtet habe, daß ſie einen Löſchungsantrag 
enthalte, erweiſt ſich ebenfalls als nicht frei von Rechts⸗ 
irrtum. Der BerR. verneint für dieſen Fall die Möglichkeit 
eines ſolchen Irrtums, weil die Urkunde einen „klaren 
Löſchungsantrag“ enthalte, und der Kläger nicht behaupte, 
daß er „poſitiv“ geglaubt habe oder daß ihm „poſitiv“ geſagt 
worden ſei, die Urkunde enthalte keinen Löſchungs— 
antrag. Der Umſtand aber, daß der Kläger [wie hier zu 
unterſtellen! gewußt hat, daß die Urkunde unter anderem auch 
die Worte enthielt, er beantrage die Löſchung der Hppothek, 
würde der Annahme nicht entgegenſtehen, daß er ſich über die 
rechtliche Bedeutung des in ihr beurkundeten Rechts— 
geſchäfts, und damit über den Inhalt ſeiner Erklärung, 
im Irrtum befunden habe. Einen ſolchen Irrtum hatte der 
Kläger behauptet, indem er aufſtellte, er habe geglaubt, daß 
das von ihm Erklärte die Abertragung des Ranges der 
erſten Hppothek auf die Hypothek der Sparkaſſe 
„enthalte“. Wenn er zur Erläuterung hinzugefügt hat, er 
habe von den hier eingreifenden grundbuchrechtlichen Fragen, 
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wie Eigentümergrundſchuld uſw., nichts verſtanden und alles 
unterzeichnet, wovon ihm der Notar ſagte, daß hierdurch der 
von ihm erſtrebte „Zweck“ erreicht werde, ſo zieht der BerR. 
mit Unrecht daraus den Schluß, daß dieſer Irrtum um des⸗ 
willen unbeachilich ſei, weil er die Rechtsfolgen der bes 
antragten Löſchung betroffen haben würde. Der Begriff der 
Rechtsſolgen und ſeine Bedeutung für die Irrtumsanfechtung 
iſt in der Rechtslehre Gegenſtand lebhaften Streites. — Vgl. 
beſonders Henle, Irrtum über die Rechtsfolgen, in der Feſt⸗ 
gabe für Krüger. — Von einigen — Danz in IheringsJ. 46, 
430 ff.; Oertmann in Seuffdl. 67, 29; Titze, Miß⸗ 
verſtändnis S. 443 beſ. 455 ff. — wird gelehrt, daß die 
Rechtsfolgen grundſätzlich zu dem Inhalte der Erklärung 
gehören. Dieſe Auffaſſung geht jedenfalls zu weit. Anzuerkennen 
iſt aber, daß auch ein Irrtum über den mit einer Willens⸗ 
erklärung zu erzielenden rechtlichen Erfolg ein Irrtum über den 
Inhalt der Willenserklärung ſein kann. Die weſentliche Be⸗ 
deutung einer rechtsgeſchäftlichen Willenserklärung beſteht gerade 
darin, daß durch ſie die Begründung, Veränderung oder Auf⸗ 
hebung von Rechten, alſo ein rechtlicher Erfolg, erſtrebt 
wird. Bildet dieſer Erfolg einen Beſtandteil des er⸗ 
klärten rechtsgeſchäftlichen Tatbeſtandes, ſo gehört er zum Inhalt 
der Erklärung. Ein Irrtum über den Inhalt der Erklärung 
liegt daher vor, wenn infolge Verkennung oder Unkenntnis 
ſeiner rechtlichen Bedeutung ein Rechtsgeſchäft erklärt iſt, das 
nicht die mit ſeiner Vornahme erſtrebte, ſondern eine davon 
weſentlich verſchiedene Rechtswirkung, die nicht gewollt iſt, hervor⸗ 
bringt; nicht dagegen, wenn ein rechtsirrtumsfrei erklärtes und 
gewolltes Rechtsgeſchäft außer der mit ſeiner Vornahme erſtrebten 
Rechtswirkung noch andere, nicht erkannte und nicht gewollte 
Rechtswirkungen hervorbringt. Vgl. Enneccerus, Lehrbuch 
des bürgerlichen Rechts Bd. I 8 157 I Lc.; Planck⸗Flad, Komm. 
um BGB. 4. Aufl. zu 8 119 Bem. V 4b S. 289; Biermann 

ürgerl. Recht § 69, la [der zwiſchen der „unmittelbaren oder 
Hauptwirkung“ und den mittelbaren oder Nebenwirkungen eines 
Rechtsgeſchäfts unterjcheidet]; Düringer⸗Hachenburg, HGB. 
Bd. II S. 111 Anm. 168 [wo gelehrt wird, daß nur der Irr⸗ 
tum über die ergänzend eintretenden Vorſchriften des ic e, 
z. B. über die Tragung der Kaufkoſten, nicht beachtlich ſei]; 
Coſack Lehrbuch I S 65 V 5 [Irrtum beachtlich, wenn er der 
Kaufvereinbarung einen anderen Sinn sibt); auch RGRKomm. 
a 119 Anm. 3, wo zwiſchen den „eigentlichen“ Folgen eines 

e e und den „bloßen wirtſchaftlichen oder bloßen 
Rechtsfolgen“ unterſchieden wird. In den von dem BerR. 
angeführten Urteilen des RG. ſtanden lediglich Irrtümer über 
Rechtsfolgen in letzterem Sinne, nämlich unrichtige Vorſtellungen 
über einzelne rechtliche Wirkungen, welche ſich aus einem irr⸗ 
tumsfrei als ſolches erklärten und gewollten Rechtsgeſchäfte 
beſtimmter Art ergaben, in Frage. [Wird weiter ausgeführt.) 
Die ſe Urteile ſtehen daher der hier vertretenen Auffaſſung nicht 
entgegen. Andererſeits hat aber das RG. wiederholt anerkannt, 
daß auch ein Irrtum im Beweggrunde beachtlich ſei, wenn er 
ſich auf einen Beſtandtteil des rechtsgeſchäftlichen Tatbeſtandes, 
nicht nur auf Umſtände beziehe, die außerhalb des Rahmens der 
Erklärung liegen. — Vgl. RG. 75, 272; 5) ferner VII 394/1902, 
Urteil vom 9. Januar 1903 [JW. Beil. S. 4084. — Ob ein 
folder Irrtum ein tatſächlicher oder ein Nechtsirrtum iſt, kann 
einen Unterſchied nicht begründen, da das Geſetz einen derartigen 
Unterſchied nicht macht. Vgl. Motive zum I. Entwurf des BGB. 
J S. 281; Protokolle der II. Komm. II S. 188. Vgl. auch RG. 
70, 394.) Im vorliegenden Falle beſtand die rechtsgeſchäftliche 
Willenserklärung des Klägers keineswegs lediglich oder auch nur 
weſentlich in demjenigen, was nach der Feſtſtellung des BerR. 
der Kläger bei dem Durchleſen als Inhalt der Urkunde erkannt 
haben muß, nömlich in dem Antrage auf Löſchung der C. ſchen 
Hypothek. Dieſer Antrag in Verbindung mit der Löſchungs⸗ 
bewilligung der Firma C. genügte allerdings formell gemäß $ 27 
GBO. zur Löſchung der C. ſchen Hypothek im Grundbuche. Durch 
die Auszahlung dieſer Hypothek im Betrage von 15000 & war 
aber gemäß $ 1163 Abſ. 1 Nr. 2 BGB. eine Eigentümergrund⸗ 


) JW. 1911, 274; Neumann, Rſpr. II § 119 Erk. d. 
4) JW. 1909, 246; Neumann, Rſpr. I § 2078 Erk. b. 


ſchuld des Klägers entſtanden. Zur Aufhebung dieſer Eigen⸗ 
tümergrundſchuld bedurfte es außer der Löſchung nach $ 875 
BGB. noch der gegenüber dem Grundbuchamte oder demjenigen, 
zu deſſen Gunſten ſie erfolgte, abzugebenden Erklärung des 
Klägers, daß er die Eigentümergrundſchuld aufgebe. Nur 
inſoſern dieſe Erklärung als in dem Antrage auf Löſchung 
ſtillſchweigend mitenthalten erblickt werden kann, iſt die Eigen⸗ 
tümerhypothek des Klägers erloſchen und das Vorrücken der 
Beklagten mit ihrer Hypothek eingetreten. Dieſe Erklärung 
aber hat der Kläger, wenn ſeine Behauptungen ſich als richtig 
erweiſen, nicht abgeben wollen und ſie nur deshalb abgegeben, 
weil er ſich über die rechtliche Bedeutung deſſen, was er erklärte, 
in einem Irrtum befand. Ein ſolcher Irrtum würde aber 
zweifellos ein Irrtum über den Inhalt der Willenserklärung 
fein. Sch. w. T., Erben. U. v. 3. Juni 1916, 70/16 V. — 
Düſſeldorf. [B.] | 

2. 88 133, 157 BGB. Über das Recht deutſcher Ver: 
ſicherter zum Rücktritt von Feuerverſicherungsverträgen, die vor 
Kriegsausbruch mit engliſchen Verſicherungsgeſellſchaften ge⸗ 
ſchloſſen find.] 

Die Klägerin iſt eine in Berlin errichtete Zweigniederlaſſung 
der engliſchen, unter der Firma Commercial Union Aſſurance 
Company Limited mit dem Sitze in London beſtehenden Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft. Die Beklagten zu 1a, 2, 3 und 4 haben 
laut den abſchriftlich zu den Prozeßakten gebrachten Verſicherungs⸗ 
ſcheinen bei der Klägerin Feuerverſicherung genommen. Der 
Vertrag mit der Beklagten zu la iſt zuletzt am 6. Oktober 1908 
für die Zeit bis zum 8. Oktober 1918 geſchloſſen, der Vertrag 
mit der Beklagten zu 2 am 12. Januar 1914 für die Zeit bis 
zum 15. Januar 1920, von den drei mit dem Beklagten zu 3 
geſchloſſenen Verträgen der erſte am 1. Juli 1909 für die Zeit 
bis zum 1. Juli 1919, der zweite am 6. Mai 1910 für die Zeit 
bis zum 15. Mai 1920 und der dritte am 6. Juni 1912 für 
die Zeit bis zum 1. 9150 1922, die zwei Verträge mit dem 
Beklagten zu 4 endlich am 14. November 1913 für die Zeit 
bis zum 1. November 1923. Nach Ausbruch des gegenwärtigen 
Krieges haben die Beklagten der Klägerin erklärt, daß ſie auf 
Grund der durch den Krieg geſchaffenen Verhältniſſe von den 
Verträgen zurücktreten. Gemäß dem mit der Klage geſtellten 
Antrag iſt durch das Urteil des LG. feſtgeſtellt worden, daß 
die Verträge zu Recht beſtehen. Die Berufungen der Beklagten 
hatten den Erfolg, daß das KG. die Klage abwies, jedoch dem 
Beklagten zu 3 gegenüber, ſeinem Antrag entſprechend, mit der 
Maßgabe, daß der am 6. Mai 1910 geſchloſſene Vertrag nur 
noch bis zum 15. Mai 1915, die beiden anderen mit dieſem 
Beklagten geſchloſſenen Verträge nur noch bis zum 1. Juli 1915 
in Kraft geweſen ſind. Die Reviſion der Klägerin iſt zurück⸗ 
gewieſen. Gründe: Von der Reviſion nicht angegriffen und 
auch nicht zu beanſtanden iſt die Grundauffaſſung des BG., daß 
für die Beurteilung der zwiſchen der Klägerin und den Beklagten 
begründeten Vertragsverhältniſſe das deutſche Recht maßgebend 
iſt. Nach deutſchem Rechte iſt allerdings privatrechtlichen Ver⸗ 
trägen die ſogenannte clausula rebus sic stantibus nicht 
allgemein als ſtillſchweigend innewohnend anzuerkennen. Immer 
aber bleibt zu prüfen, ob nicht im Wege der Auslegung der 
Vertragserklärungen, und gegebenenfalls auch im Wege ergän⸗ 
zender Auslegung, auf Grund der §8 133, 157 BGB., ſei es 
nun nach der Natur und dem Zwecke des gerade in Rede 
ſtehenden Einzelvertrags, ſei es nach Natur und Zweck der 
1 Vertragsgattung, der er angehört, es als Sinn des 
Rechtsverhältniſſes feſtgeſtellt werden muß, in, wegen veränderter 
Umſtände das Recht, ſich einſeitig von dem Vertrage loszuſagen, 
eintreten ſolle. Das wird dann der Fall fein, wenn mit Hılie 
jerer Auslegung der Wille, nur bei Fortbeſtand gewiſſer für 

as Vertragsverhältnis bedeutſamer Umſtände an den Vertrag 
gebunden zu bleiben, als beim Vertragsabſchluß, erkennbar für 
den anderen Teil, vorhanden geweſen anzunehmen iſt. Gerade 
für Verſicherungen bei einer auf den planmäßigen Großbetrieb 
gerichteten Verſicherungsgeſellſchaft hat das RG. in dem Urteil 
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RG. 60, 56°) das erwähnte Recht dem Verſicherungsnehmer wegen 
der damals feſtgeſtellten Veränderung der Umſtände zuerkannt 
vgl. übrigens für andersartige Fälle auch RG. 65, 188,0) ferner 
JW. 1914, 2962 und Urteil vom 18. Dezember 1915 V 247/15]. 
An der in dem Urteile RG. 60, 56 dargelegten Auffaſſung 
muß grundſätzlich feſtgehalten werden. Freilich war damals 
das VVG. noch nicht in Kraft. Die Klägerin hatte geltend 
gemacht, durch das VVG. ſei der Verſicherungsvertrag erſchöpfend 
geregelt und einen Rücktritt wegen veränderter Umſtände laſſe 
das VVG. nicht zu, der Rücktritt finde nur in den beſonderen 
dort angegebenen Fällen ſtatt. An dieſer Auffaſſung hält auch 
die Reviſion feſt. Allein die Annahme, daß die der erwähnten 
Auslegung Raum gebenden allgemeinen Grundſätze der 88 133, 
157 BOB. durch das VVG. für deſſen Anwendungsbereich 
ausgeſchaltet ſein möchten, iſt ſchlechterdings abzuweiſen; ſie 
gelten dort ſo gut wie auf anderen Gebieten des bürgerlichen 
Rechts. Auch unter der Herrſchaft des VVG. muß hiernach 
Platz greifen, was in dem Urteile RG. 60, 56 ausgeführt iſt: 
Der Vertragszweck der Verſicherung wird gefährdet, wenn in 
den wirtſchaftlichen und rechtlichen Verhältniſſen, auf deren 
unveränderten Fortbeſtand der Verſicherungsnehmer bei Ein⸗ 
gehung der Verſicherung erkennbar rechnete und rechnen durfte, 
eine weſentliche Veränderung zu ſeinem Nachteil eintritt. Dieſer 
Fortbeſtand iſt die als ſelbſtverſtändlich und erkennbar gewollt 
anzuſehende Vorausſetzung fortdauernder Bindung an den Ber: 
trag, und aus der Veränderung erwächſt das Recht zum Rück⸗ 
tritt, oder, genauer ausgedrückt, zu friſtloſer Kündigung. In 
dem durch jenes Urteil entſchiedenen Falle beruhte die Verände⸗ 
rung der Umſtände auf einer Handlung der Verſicherungsgeſell— 
ſchaft ſelbſt, während ſie hier vom BG. in der die deutſchen 
Verſicherten von dem in engliſchem Herrſchaftsbereiche beſindlichen 
Vermögen der Klägerin ausſchließenden engliſchen Verordnung 
vom 9. September 1914 gefunden iſt. Das macht aber keinen 
weſentlichen Unterſchied, da davon auszugehen iſt und vom BG. 
auch angenommen wird, daß die Hauptniederlaſſung der Klägerin 
ſich in ihrem tatſächlichen Verhalten nach jener Verordnung 
richten wird. Für die Beklagten liegt es demnach im Ergebnis 
ebenſo, als wenn die Verſicherungsgeſellſchaft auf Grund eigener 
freier Willensentſchließung handelte, und der Umſtand, daß die 
Verordnung der engliſchen Regierung von der Klägerin im 
privatrechtlichen Sinne nicht zu vertreten iſt, hat deshalb keine 
Bedeutung. Daß aber durch die Verordnung und ihre als 
fſeſtſtehend angenommene Befolgung in der den Vertragszweck 
bildenden Sicherung der Beklagten eine erhebliche Minderung, 
wenigſtens für die nicht abzuſehende Dauer des Krieges eintritt, 
hat das BG. mit Erwägungen, die dem Tatſachengebiet an⸗ 
gehören, feſtgeſtellt. Mit ihren hiergegen gerichteten Ausführungen 
überſchreitet die Reviſion die geſetzlichen Grenzen des Rechts— 
mittels. Insbeſondere gilt das von der Ausführung, daß bei 
Eingehung der Verträge die damals ſchon beſtehende politiſche 
Spannung den Beklagten den Gedanken an einen Krieg mit 
England nahegelegt haben müſſe und daß ſie überhaupt nur 
mit dem Inlandsvermögen der Klägerin gerechnet haben können. 
Nur die prozeſſualen Angriffe können der erwähnten Feſt— 
ſtellung gegenüber Beachtung beanſpruchen. Sie gehen aber fehl. 
Findet das Kaiſerliche Aufſichtsamt ſür Privatverſicherung, wie 
behauptet war, in dem Inlandsvermögen eine hinreichende 
Deckung der deutſchen Verſicherten, ſo wird dadurch rechtlich doch 
die gegenteilige tatſächliche Annahme des BG. ſo wenig aus— 
geſchloſſen, als dies durch den von der Klägerin angetretenen 
Beweis durch Sachverſtändige geſchehen könnte. Nicht einzu⸗ 
ſehen iſt auch, inwiefern ſich rechtliche Bedenken ergeben ſollten 
gegen die Annahme des BG., daß während des Krieges die 
allgemeine Feuersgefahr geſteigert und damit die durch das 
Inlandsvermögen gebotene Sicherung vermindert ſei. Wenn 
tatſächlich, wofür die Klägerin Beweis angetreten hatte, die 
Zahl der Brandſchäden im Jahre 1914 geringer war als 1913, 
ſo würde das jener Annahme ſchon darum nicht entgegenſtehen, 
weil von dem Jahre 1914 nur ein kleinerer Teil in die Kriegs⸗ 
zeit fiel und die an ſich vorhandene größere Gefahr nicht von 
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Anfang an ſich durch häufigere Brände verwirklicht haben muß. 
Auch kann es nicht darauf ankommen, ob, wofür ebenfalls Beweis 
erboten war, die Entſchädigungspflicht der Klägerin für tat⸗ 
ſächlich eingetretene Brände bisher erfüllt worden iſt. Ent⸗ 
ſcheidend iſt die rechtlich einwandfreie Erwägung des BG., daß 
die Beklagten, jedenfalls für die Kriegsdauer, nur noch das 
Inlandsvermögen der Klägerin in dem von dieſer angegebenen 
Betrage von rund 3 Millionen Mark als greifbare Sicherheit 
vor ſich haben, während ſie beim Vertragsſchluſſe dem von der 
Klägerin auf 59 Millionen angegebenen Vermögensſtande ver⸗ 
trauen durften und vertraut haben. Die Einbuße an Sicherung 
kann durch die zudem ſicherlich allmählich abbröckelnde Einnahme 
aus deutſchen Prämien nicht ausgeglichen werden, da dieſe Ein⸗ 
nahmen auch der Vermögensmaſſe von 59 Millionen zur Seite 
ſtanden. Ebenſo verhält es ſich mit den von der Klägerin 
geltend gemachten und unter Beweis geſtellten Rückverſicherungen. 
Auch gegen die Beurteilung, die das BG. dem Abkommen der 
Klägerin mit der Frankfurter Allgemeinen Verſicherungsaktien⸗ 
geſellſchaft und dem daraus hergeleiteten Einwande der Klägerin 
Hr zuteil werden laſſen, find rechtliche Bedenken nicht zu ers 
eben. Es genügt hier ſchon die Erwägung, daß jenes Ab⸗ 
kommen nur in Bruchſtücken vorgelegt worden und daß deshalb 
nicht abzuſehen iſt, ob nicht einem Anſpruche gegen jene Geſell⸗ 
ſchaft Einreden entgegenſtehen würden. Damit it auch hier der 
Beſchwerde über Nichtberückſichtigung des Beweisantrags der 
Boden entzogen. Commercial Union, Zweigniederlaſſung in 
Berlin w. R. u. Gen., U. v. 11. Juli 16, 66/16 VII. — 
Berlin. [L.] 

3. § 138 BGB. Sittenwidrigkeit eines Vertrages, durch 
den ein Angeſtellter ſeinen Dienſtherrn dafür, daß er ihm die 
Vertragstreue wahrt, zu einer erheblichen Gehaltserhöhung 
nötigt. 

Kläger ſtand vom Jahre 1904 an als Geſchäftsführer 
egen ein Jahresgehalt von 7200 & und eine weitere jährliche 
zergütung von 3000 & mit der Beſtimmung im Dienſte des 

Beklagten, daß die Anſtellung bis 1. April 1907 eine feſte 
ſein ſolle, und daß ihm von da an unter Einhaltung einer 
vierteljährlichen Friſt gekündigt werden könne. Am 5. Mai 1907 
hat er ſodann vor Beendigung dieſes Dienſtverhältniſſes mit 
der Firma C. & D. einen Anſtellungsvertrag auf mehrere Jahre 
geſchloſſen, durch den ihm für feine Dienſte als alleiniger Ges 
ſchäftsleiter ein Jahresgehalt von 15 000 & nebſt 5 Prozent 
des Reingewinns, ſowie die Erſtattung der etwa an den Be— 
klagten wegen ſeines vorzeitigen Austritts zu zahlenden 
Schadensſumme verſprochen wurde. Als aber der Kläger den 
Antritt ſeiner Stellung bei der Firma C. & D. verweigert 
hatte und bei dem Beklagten verblieben war, wurde er von 
jener Firma wegen des ihr gegenüber begangenen Vertrags⸗ 
bruchs auf Schadenserſatz belangt und hat an dieſe vergleichs— 
weiſe 3500 & bezahlt. Unter der Behauptung, daß ihm der 
Beklagte bei den über ſein Verbleiben in deſſen Geſchäfte 
gepflogenen Verhandlungen den Erſatz des ihm durch die An⸗ 
ſprüche der Firma C. & D. erwachſenden Schadens verſprochen 
habe, hat der Kläger mit der Klage die Bezahlung von 
5022,70 & vom Beklagten verlangt. Das LG. hat die Klage 
abgewieſen, das BG. das Urteil beſtätigt; die Reviſion des 
Klägers iſt zurückgewieſen. Gründe: Die dem Klaganſpruch 
5 liegende Vereinbarung der Parteien ging dahin, daß 
er Beklagte dem Kläger, der in Verletzung des mit ihm ges 
ſchloſſenen Anſtellungsvertrags der Firma C. & D. ſeine Dienſte 
gegen ein Gehalt von 15 000 & nebſt Beteiligung am Rein: 
gewinn zugeſagt hatte, im Falle des Verbleibens in ſeinen 
Dienſten die Erhöhung der bisher bezogenen Geſamtvergütung 
von 10 200 & auf 15 000 & bewilligte und ihm die Sicher: 
ſtellung gegen etwaige Schadenserſatzanſprüche der Firma C. & D. 
verſprach. Nach der weiteren p des BG. hat der 
Beklagte, wie der Kläger wußte, dieſe Verſprechungen unter 
dem Drucke der Befürchtung, den Kläger aus ſeinen Dienſten 
zu verlieren, in dem Bewußtſein abgegeben, daß er den Kläger 
nur dann halten könne, wenn er ihm dasſelbe Gehalt, das die 
Firma C. & D. ihm verſprochen nr gewährte. Die Ans 
nahme des BG., daß bei folder Sachlage der Vereinbarung 
die rechtliche Wirkſamkeit gemäß $ 138 BGB. zu verſagen ſei, 
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läßt keinen Rechtsirrtum erkennen. Es verftößt gegen die 
uten Sitten und widerſtreitet den Grundſätzen geſchäftlichen 
nſtands, wenn der Kläger dafür, daß er dem Beklagten die 
Vertragstreue wahrte, ſich eine ſo erhebliche Gehalts⸗ 
erhöhung versprechen ließ, und wenn er dem Beklagten dieſes 
Verſprechen durch den auf ihn ausgeübten Druck geradezu 
abnötigte. B. w. M., U. v. 6. Juni 16, 68/16 III. — Berlin. [L.] 
4. 8 157 BGB. — Bedeutung der A „Ausfuhrverbot 

und ſichere Ankunft der Ware in Deutſchland vorbehalten.] +) 
Die in Rendsburg anſäſſige Beklagte hat laut ihrer Be⸗ 
ſtätigung vom 18. Januar 1915 der Klägerin 90 t Mandioka⸗ 
mehl zum Preiſe von 30 & für 100 kg frei Waggon Mölln 
verkauft, und zwar 30 t prompt, 30 t per Februar, 30 t 
er März. Das Abſchlußſchreiben enthielt die Klauſel: „Aus⸗ 
fuhrwerbol und ſichere Ankunft der Ware in Deutſchland 
vorbehalten.“ Die beiden erſten Raten ſind geliefert. Am 
8. März hat die Beklagte der Klägerin mitgeteilt, daß ihre 
Märzware in den Dampfern Peleus und Banka in London 
liege. Ob und wann die Ware nach Deutſchland komme, laſſe 
ſich nicht abſehen. Am 31. März hat die Niederländiſche Re⸗ 
gierung eine Verordnung mit Wirkung vom gleichen Tage ver⸗ 
öffentlicht, durch welche die Ausfuhr von Stärkemehl, wozu auch 
Mandiokamehl gerechnet wird, verboten iſt. Hierauf hat die 
Beklagte am 1. April den Reſt des Vertrages aufgehoben. 
Klägerin iſt gemäß 8 326 BGB. vorgegangen und fordert 
12 000 & als Schadenserſatz wegen Nichterfüllung. Die Bes 
klagte beruft ſich gegenüber dieſem Anſpruche auf die angeführte 
Vertragsklauſel. Das LG. Kiel, KH., hat den Klageanſpruch 
für dem Grunde nach gerechtfertigt erklärt. Das Ausfuhrverbot 
könne die Beklagte nicht für ſich anführen, weil ſie dadurch nicht 
in der Erfüllung des Vertrages behindert ſei. Sie habe inner⸗ 
halb des März zu Mölln liefern ſollen. Ware, die ſie für 
dieſen Zweck bezogen habe, hätte durch das holländiſche Aus⸗ 
fuhrverbot nicht mehr betroffen werden können. Der Vorbehalt 
ſicherer Ankunft in Deutſchland könne nur Anwendung finden, 
wenn eine in ſich beſtimmte Warenmenge Gegenſtand des Ver⸗ 
trages geworden ſei. Das ſei hier nicht der Fall; denn Beklagte 
habe der Klägerin niemals angezeigt, daß ſie aus dem Peleus 
oder der Banka liefern werde, bevor dieſe in London feſtgehalten 
waren. Demnach ſei die Verteidigung der Beklagten hinfällig. 
Auf Berufung der Beklagten hat das OSG. Kiel die Klage 
abgewieſen. Das holländiſche Ausfuhrverbot ſei geeignet geweſen, 
die Erfüllung der von den 1 Hi übernommenen Lieferpflicht 
ſtörend zu beeinfluſſen, und die Klauſel habe ſich jedenfalls auch 
auf ein holländiſches Ausfuhrverbot bezogen. Da ein Ausfuhr⸗ 
verbot, wie es in der Klauſel gemeint war, erlaſſen ſei, ſo ſei 
die Beklagte frei. Darauf, ob die Leiſtung für ſie unmöglich 
geworden ſei, komme es nicht an. Auch auf den Vorbehalt 
ſicherer Ankunft der Ware in Deutſchland berufe die Beklagte 
ſich mit Recht. Dieſer Vorbehalt ſollte die Beklagte im weiteſten 
Umfange gegen die Gefahr einer Störung des überſeeiſchen 
Verkehrs ſichern. Da nun der Fall eingetreten ſei, daß eine 
für die Beklagte ſchwimmende und von ihr zur Lieferung 
beſtimmte Ware nicht rechtzeitig in Deutſchland eingetroffen 
ſei, ſo werde die Beklagte durch die Klauſel gedeckt. Auf 
Reviſion des Klägers hat das RG. das Urteil des LG. wieder⸗ 
hergeſtellt. Gründe: Unbeſtrittenermaßen iſt die Lieferung 
der Ware aus der Gattung möglich geweſen. Es kommt alſo 
nur darauf an, ob die Beklagte auf Grund des im Kauf— 
vertrage gemachten Vorbehalts „Ausfuhrverbot und ſichere 
Ankunft der Ware in Deutſchland vorbehalten“ vom Vertrage 
frei geworden iſt. Aus dem Vorbehalt des Ausfuhrverbots 
allein kann die Beklagte die Nichterfüllung des Vertrages 
jedenfalls nicht rechtfertigen. Wenn ein Vertrag unter Vor⸗ 
behalt von Ereigniſſen beſtimmter Art abgeſchloſſen iſt, ſo ſind 
damit nach der feſtſtehenden Rechtſprechung des erkennenden 
Senats, wie fie zuerſt in dem Urteile RG. 87, 927) zum 
Ausdruck gekommen iſt, nur ſolche Ereigniſſe der bezeichneten 
Art gemeint, die auf Betriebe, von denen der Verkäufer für 
die Lieferung abhängt, weſentlich ſtörend einwirken. Dieſe 
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Betriebe ſind aber nicht nur gegenſtändlich, ſondern auch zeitlich 
abzugrenzen. Im Streitfalle iſt der Geſchäftsbetrieb der Be⸗ 
klagten während der Zeit, während welcher ſie ſeiner zur 
Erfüllung des Vertrages bedurfte, durch das vom 31. März an 
geltende Ausfuhrverbot nicht geſtört worden. Die Lieferzeit 
der Beklagten war nach dem Kalender beſtimmt; ſie ſollte im 
Laufe des März liefern. Da die Lieferung frei Waggon Mölln 
erfolgen ſollte, mußte die Beklagte am 31. März alles ſür die 
Lieferung Erforderliche ſchon getan haben. Der für die vertrags⸗ 
mäßige 7 in Betracht kommende zeitliche Teil ihres 
Betriebes iſt alſo von dem Ausfuhrverbot nicht betroffen. In 
vertragsmäßiger Bewirkung der Leiſtung konnte, ſie durch das 
Ausfuhrverbot nicht mehr 555 werden. Deswegen kann ſie 
ſich auf dieſes Ausfuhrverbot allein jedenfalls nicht berufen. 
Etwas anderes wäre es, wenn ſie auf Grund des Vorbehalts 
der ſichern Ankunft der Ware zu einer Verſchiebung der Lieferung 
berechtigt geweſen wäre. Dann hätte das Ausſuhrverbot auf 
die ſpätere Lieferung ſtörend einwirken können, wodurch der 
Vorbehalt in Kraft getreten wäre. Allein die 19 ac 
Beklagten auf den Vorbehalt der ſicheren Ankunft der Ware 
in Deutſchland iſt verfehlt. Das BG. kommt bei ſeiner Aus⸗ 
legung dieſes zweiten Teils des Vorbehalts zu dem Ergebnis: 
„die weite Faſſung der Klauſel und der Hinweis darauf, daß 
die für Lieferung der erſten 30 t beſtimmte Ware bereits 
ſchwimme, in Verbindung mit dem dem Kläger bekannten 
Umſtande, daß die Mandiokawurzeln über See eingeführt 
werden, machten es dem Kläger erkennbar, daß die Beklagte 
im weiteſten Sinne gegen eine Störung des überſeeiſchen 
Verkehrs geſchützt ſein wollte.“ Dieſe Auslegung hält ſchon 
den erhobenen Prozeßrügen nicht ſtand, weil weſentliche Teile 
des Streitſtoffes außer acht gelaſſen find. Wenn der Ber. 
das im Schlußbriefe vom 18. Januar geſtellte Erſuchen, Kläger 
möge prompte Verladinſtruktion geben, da die Ware, aus der 
die erſte Lieferung erfolgen ſollte, bereits ſchwimme, dafür 
anführt, daß Kläger habe erkennen müſſen, daß es ſich um 
eine überſeeiſche Zufuhr handle, ſo beachtet er nicht, was 
die Beklagte ſelbſt in dem vorgetragenen Schriſtſatze vom 
12. November über dieſes Erſuchen äußert. Sie bezieht dort 
die Bemerkung, daß die Ware ſchon ſchwimme, auf den 
Transport von Holland nach Deutſchland. Die Mitteilung 
könnte alſo vielleicht dafür verwertet werden, daß im Sinne 
des Vorbehalts unter ſicherer Ankunft der Ware in Deutſch⸗ 
land die ſichere Überkunft von Holland nach Deutſchland zu 
verſtehen war; keinesfalls aber dafür, daß erkennbarerweiſe 
Beklagte ſich gegen die Gefahr einer Störung der Zufuhr 
des Nohſtoffes von Indien nach Holland hat ſchützen wollen. 
Überhaupt — und dies iſt das weſentlichſte — geht das BG. 
völlig darüber hinweg, daß die „Ware“ im Sinne des Kauf⸗ 
eſchäftes der Parteien das Mandioka mehl, nicht aber der Roh⸗ 
toff, aus dem es hergeſtellt wird, iſt; weshalb, wenn in dem 
Schlußbriefe ſichere Ankunft der „Ware“ vorbehalten wurde, 
zunächſt jedenfalls an die ſichere Ankunft des Mehles aus dem 
Lande ſeiner Herſtellung, namentlich alſo aus Holland, zu 
denken war. Das VBG. hätte dieſen Umſtand jedenfalls erwägen 
müſſen. Es hätte dabei auch den Brief vom 5. Januar berück⸗ 
ſichtigen müſſen, in dem die Beklagte mitteilt, daß neue Zufuhren 
aus Indien nicht zu erwarten ſeien. Wenn Klägerin dieſer 
Außerung glaubte, ſo konnte ſie mit den Gefahren überſeeiſcher 
Transporte nicht mehr rechnen. Die Auslegung des OLG. 
beruht alſo auf unvollſtändiger Würdigung des Parteivorbringens 
und verſtößt gegen 8 286 ZPO. Sie verſtößt aber ferner auch 
gegen 8 157 BGB. Der ſtreitige Vorbehalt iſt nicht von den 
Parteien gemeinſam verfaßt. Er iſt nach dem telephoniſchen 
Abſchluſſe des Kaufes einſeitig von der Beklagten in das Be⸗ 
ſtätigungsſchreiben hineingeſetzt und gilt nur, weil der Kläger 
nicht widerſprochen hat. Iſt eine Vertragsabrede auf ſolche 
Weiſe zuſtande gekommen, ſo kann nach Treu und Glauben 
nur dasjenige als durch ſie vereinbart gelten, was der 
Empfänger des Beſtätigungsbriefes notwendig aus ihm, als 
vom Schreiber gewollt, entnehmen muß. Geht man von dieſem 
durch die Regel des 8 157 gebotenen Grundſatze aus, jo iſt die 
von dem BG. gebilligte Auslegung ausgeſchloſſen, und es ergibt 
ſich aus dem Wortlaute des Vorbehaltes in Verbindung mit 
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der unſtreitigen Sachlage ein Verſtändnis der Abrede, daß die 
Sache zugunſten des Klägers entſcheidet. Der Kläger hatte von 
der Beklagten Mandiokamehl gekauft und wußte — das ſteht 
feſt und iſt von der Beklagten ſelbſt in der Berufungsinſtanz 
geltend gemacht —, daß dieſe Ware in Holland durch Ver⸗ 
mahlen der indiſchen Wurzeln hergeſtellt werde. Wenn nun die 
Bellagte in dem Beſtätigungsbrief Ausfuhrverbot und „Sichere 
Ankunft der Ware in Deutſchland vorbehielt, ſo lag es für den 
Kläger am vächſten, dies dahin zu verfteyen, daß die Beklagte 
frei ſein wollte, wenn der Bezug der Ware aus Holland durch 
ein Ausfuhrverbot oder durch Störungen des holländiſck-deutſchen 
Güterverkehrs behindert wurde. Jedenfalls konnte er die Klauſel 
ſehr wohl ſo verſtehen; eine umfaſſendere Bedeutung des Vor⸗ 
behalts war ihm gegenüber nicht zum Ausdruck gebracht. Sie 
darf daher nach dem vorher Geſagten nicht als von ihm ge: 
nehmigt angeſehen werden. Die Beklagte macht nun geltend, 
daß die Wurzeln, aus denen die Märzware für ſie hergeſtellt 
werden ſollte, in den Dampfern „Peleus“ und „Banka“ von 
Indien nach Holland verſchifft feien, daß dieſe Dampfer mehrere 
Wochen in London feſtgehalten 1 und daß die Ware des⸗ 
wegen nicht rechtzeitig und nicht vor Erlaß des holländiſchen 
Ausfuhrverbots über die deutſche Grenze habe gebracht werden 
können. Gegen dieſe Gefahr, daß der Transport des Rohſtoffs 
von Indien nach Holland geſtört wurde, iſt ſie aber durch den 
Vorbehalt nach ſeiner ſoeben feſtgeſtellten Bedeutung nicht ge— 
deckt. Sie würde ſelbſt dann nicht beſreit ſein, wenn ſie ſelbſt 
Wurzeln aus Indien bezogen hätte, um aus ihnen in Holland 
das zu liefernde Mehl herſtellen zu laſſen. Dies iſt zudem nicht 
einmal behauptet. Unter keinen Umſtänden aber lönnte der 
Vorbehalt dahin verſtanden werden, daß die Beklagte auch 
befreit fein ſollte, wenn wegen Störung der Zufuhr aus Indien 
ihre holländiſchen Lieferanten ihr nicht lieferten. Die Beklagte 
iſt alſo von der Pflicht rechtzeitiger Lieferung nicht auf Grund 
des Vorbehalts ſicherer Ankunſt der Ware deswegen frei ge— 
worden, weil der Rohſtoff, aus dem die Ware in Holland für 
ſie hergeſtellt werden ſollte, infolge Feſthaltung der Dampfer 
nicht rechtzeitig in Holland eingetroffen iſt, und da fie folge: 
weiſe alles zur Beſchaffung der Lieferung Erforderliche ſchon 
vor Ende März hätte tun müſſen, kann ſie ſich auch nicht auf 
das am 31. März erlaſſene Ausfuhrverbot berufen. Sie iſt 
alſo, weil ſie ohne rechtfertigenden Grund nicht geliefert hat, 
zum Schadenserſatze wegen Nichterfüllung verpflichtet. Es mußte 
daher das die Klage abweiſende Urteil des OLG. aufgehoben 
und die Berufung gegen das Urteil des LG. zurückgewieſen 
werden. M. w. H., U. v. 6. Juni 16, 113/16 II. — Kiel. [L.] 


5. Kriegsklauſel. ] }) 

Klägerin hat an die Beklagte am 1. Dezember 1913 
10 Tonnen Terpineol, lieferbar im Laufe des Jahres 1914, 
verkauft. Ferner hat ſie an Beklagte am 14. Mai 1914 
200 kg Thymol, lieferbar auf Abruf im Juli bis Dezember 
1914, verkauft. Die Verträge enthalten die Klauſel: Krieg, 
„Arbeiterſtreiks, Betriebe ſtörungen, Exploſion, Feuersbrunſt, 
Aberſchwemmung, Kohlenmangel und andere unvorhergeſehene 
Hinderniſſe, welche die Produktion verringern, verzögern oder 
unmöglich machen, befreien uns [d. i. die Klägerin] für die 
Dauer der Behinderung von der Einhaltung der vereinbarten 
Lieferzeit. Auf den Terpineolvertrag ſind vor Ausbruch des 
Krieges 6 t, auf den Thymolvertrag iſt nichts geliefert. Klägerin 


Zu 4 und 5. Die beiden Entſcheidungen behandeln wieder die 
Kriegsklauſel. Sie führen wieder in das Gebiet der Auslegung. In 
beiden Fällen legt das RG. Wert darauf, daß der Vertrag vom 
Verkäufer einſeitig verfaßt wurde nur was der Käufer „notwendig“ 
aus ihnen entnehmen muß, gilt. Das entſpricht dem Grundſatz, daß 
die nicht deutlich ausgeſprochene Abſicht des einen Antragſtellers nicht 
aus dem Vertrage herausgeleſen und :gedeutet werden darf. Gerade 
von dieſem Geſichtspunkte aus waren die erſten Urteile des RG. in 
der Kriegsklauſelfrage (RG. 87, 92 = JW. 1915, 912) nicht uns 
bedenklich erſchienen. Man kehrt nach dem Leſen der vorſtehenden 
Urteile wieder zu dem Zweifel zurück, ob nicht auch bei der Aus⸗ 
legung der allgemeinen Kriegsklauſel dieſes Moment ſtärker zu beachten 
geweſen wäre. Vielleicht daß in einzelnen Fällen das RG. doch auf 
Grund dieſer Auslegungsregel auch zugunſten der Käufer entſcheidet. 

Hachenburg. 
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hat mit der Klage beantragt, feſtzuſtellen, daß ſie nicht ver⸗ 
pflichtet iſt, während der Dauer des Kriegszuſtandes auf die 
beiden Verträge Ware zu liefern. Die Beklagte will dies nicht 
zugeben. Sie behauptet, daß die Klägerin, ſoweit ſie nicht die 
erforderlichen Rohſtoffe gehabt habe, in der Lage iſt, ſie an⸗ 
zuſchaffen, und auch in ihrem Betriebe nicht behindert ſei. Sie 
fordert mittels Widerklage Schadenserſatz wegen Nichterſüllung 
beider Verträge. Das LG. hat die Widerklage abgewieſen und 
der Klage gemäß erkannt. Das OLG. hat durch Teilurteil die 
Berufung der Beklagten hinſichtlich der Klage und hinſichtlich 
des den Betrag von 1679,50 & überſteigenden Teiles der 
Widerklage zurückgewieſen. Gegen dieſes Urteil hat die Beklagte 
Reviſion eingelegt, indes ohne Erfolg. Gründe: Die Ent⸗ 
ſcheidung hängt davon ab, wie die im Tatbeſtande wiedergegebene 
Klauſel zu verſtehen iſt, und ob die Vorausſetzungen, unter 
welchen nach dem richtigen Verſtändniſſe der Klauſel die Klägerin 
von der Einhaltung der vereinbarten Lieferzeit frei ſein ſoll, 
eingetreten ſind. Die ſtreitige Klauſel iſt nicht von den Parteien 
in gemeinſamer Verhandlung abgefaßt, ſondern ſie iſt in dem 
Formulare, das die Klägerin zur Beſtätigung des Abſchluſſes 
verwandt hat, vorgedruckt. Sie gilt, weil die Beklagte dieſer 
Beſtätigung nicht widerſprochen hat. Solchen einſeitig verfaßten 
Formularbedingungen des Verkäufers darf gemäß § 157 BGB. 
nur der Sinn beigemeſſen werden, den die Käuferin — hier 
alſo die Beklagte — ohne weiteres aus dem Worltlaute ent⸗ 
nehmen mußte. In der ſtreitigen Klauſel macht die Klägerin 
den Vorbehalt: Krieg uſw. ... und andere unvorhergeſehene 
Hinderniſſe, welche die Produktion verringern, verzögern oder 
unmöglich machen, befreien uns für die Dauer der Behinderung 
von der Einhaltung der vereinbarten Lieferzeit. Aus Gründen 
der grammatiſchen Konſtruktion ſowohl, wie aus inneren 
Gründen liegt es am nächſten, den Nelativfag auf alle vorher⸗ 
gehenden Subſtantive zu beziehen, und damit die Klauſel dahin 
zu verſtehen, daß alle einzeln angeführten, ebenſo wie die unter 
den Sammelbegriff der unvorhergeſehenen Hinderniſſe fallenden 
Ereigniſſe, die befreiende Wirkung nur dann ausüben follen, 
wenn fie die Produktion verringern, verzögern oder unmöglich 
machen. Jedenfalls hatte die Beklagte keinen Grund, die 
Klauſel anders zu verſtehen, und ſie kann daher ihr gegenüber 
nur in dieſem Sinne geltend gemacht werden. Klägerin iſt 
alſo von der Einhaltung der Lieferzeit nur dann frei, wenn 
durch den Krieg ihre Produktion verringert oder verzögert wird. 
Daß dieſer Fall eingetreten iſt, ergibt ſich aus dem un⸗ 
beſtrittenen Sachverhalte. Die Beklagte hat in der Berufungs⸗ 
inſtanz die Feſtſtellung des LG., daß der Fabrikbetrieb der 
Klägerin durch die Einberufung von Angeſtellten und Arbeitern 
beeinträchtigt iſt, nicht mehr beſtritten. Schon daraus folgt 
mit Notwendigkeit eine Verzögerung und Verringerung der 
Produktion. Sie hat auch nicht beſtritten, daß die verkauften 
Waren aus ausländiſchen Rohſtoffen hergeſtellt werden und 
daß deren Einfuhr abgeſchnitten iſt, was ebenſalls zu einer 
Verringerung der Produktion führen muß. Trotzdem beſtreitet 
ſie allerdings, daß die Produktion der Klägerin verzögert oder 
verringert ſei. Sie begründet dies aber nur noch darauf, daß 
die Klägerin auch während des Krieges in der Lage ſei, ſich 
die Rohſtoffe zu verſchaffen, deren fie bedürfe, um ihre Ver⸗ 
träge zu erfüllen. Sie macht mit der Reviſion auch nur die 
unvollſtändige Berückſichtigung dieſer Behauptung geltend. 
Darauf kommt es aber, wie die Vorinſtanzen mit Recht aus⸗ 
führen, nicht an. Die Klägerin hat ſich die Befreiung nicht 
für den Fall ausbedungen, daß ſie die zur e der 
lauſenden Verkäufe erforderliche Ware nicht herſtellen könne, 
ſondern mit deutlichen Worten für den Fall, daß ſie wegen 
Krieges ihre Produktion nicht in dem bisherigen Umfange und 
mit der bisherigen Schnelligkeit fortſetzen könne. Daß dieſer 
Fall eingetreten iſt, ergibt ſich, wie dargelegt, aus dem feſt— 
ſtehenden Sachverhalte. Daraus folgt, daß die Klägerin auf 
Grund der Klauſel von der Einhaltung der Lieferzeit ſo lange 
frei iſt, wie die durch den Krieg verurſachte Beeinträchtigung 
ihrer Produktion dauert. Daß die Vorinſtanzen die Freiheit 
der Beklagten von der Lieferpflicht für die Dauer des Krieges 
feſtgeſtellt haben, beſchwert die Beklagte nicht. Denn die Be⸗ 
einträchtigung der Produktion folgte, wie das BG. feſtſtellt, 
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mit Notwendigkeit aus Art und Ausdehnung des gegenwärtigen 
Krieges. Sie beſteht, ſolange ſich hieran nichts ändert. Sollte 
durch weſentliche Anderung des Kriegszuſtandes vor ſeinem 
Ende ein Wandel eintreten, ſo werden die hieraus ſich er⸗ 
gebenden Rechte der Beklagten durch das Urteil nicht ab⸗ 
geſchnitten. Wenn endlich die Beklagte ſich auf die Billigkeit 
beruft, und die Intereſſen des Verkäufers und Käufers gegen⸗ 
einander abgewogen ſehen will, ſo trifft dies die Lage des 
Streitfalles nicht. Es iſt nicht unbillig, wenn ein Fabrikant 
bei Abſchluß langſichtiger Lieferungsverträge ſich ſeine Freiheit 
vorbehält für den Fall, daß der regelmäßige Gang des wirt⸗ 
ſchaftlichen Lebens durch gewaltſame Ereigniſſe geſtört wird. 
Außerdem ſind die Gerichte nicht in der Lage, deutliche 
Vertragsbeſtimmungen, denen der Käufer ſich unterworfen hat, 
außer Kraft zu ſetzen. Die Reviſion mußte demnach zurück⸗ 
gewieſen werden. W. w. F. & Co., U. v. 8. Juni 16, 84/16 II. 
— Hamburg. 20 

** 6. 58 211 Abſ. 2, 202 BGB. Die Vereinbarung des 
Ruhens des Prozeſſes bewirkt nicht zugleich ohne weiteres eine 
Hemmung der Verjährung nach $ 202 BGB. 

Aus den Gründen: Das BG. hat die Klage abgewieſen, 
weil es die erſt in II. Inſtanz erhobene Einrede der Verjährung 
aus § 852 BGB. für durchſchlagend erachtet hat. Die auf 
Schadenserſatz gerichtete Klage iſt im Oktober 1903 zugeſtellt. 
Im Verhandlungstermine vom 23. November 1906 zeigten die 
Anwälte an, daß der vorliegende Rechtsſtreit bis zur Erledigung 
eines anderen Prozeſſes ruhen ſolle. Erſt durch Ladung der 
Klägerin vom 24. Mai 1912 wurde der „ wieder 
aufgenommen. Auf dieſen Tatbeſtand iſt die Verjährungs— 
einrede gegründet; während des Ruhens des Rechtsſtreits habe 
die Verjährung begonnen und ſich vollendet. Das BG. erachtet 
dies für zutreffend. Die mit der Klageerhebung erfolgte Unter: 
brechung der Verjährung habe ſpäteſtens mit der Anzeige des 
Ruhenlaſſens des Prozeſſes am 23. November 1906 aufgehört 
und von da an eine neue Verjährung begonnen, die bereits 
vollendet war, als der Prozeß wieder aufgenommen wurde. 
Die Vereinbarung des Ruhens des Progzeſſes bedeute nicht, daß 
der Beklagte bis zur Entſcheidung des anderen Prozeſſes zur 
Verweigerung der Leiſtung berechtigt ſein ſollte; ſie habe nur 
prozeßrechtlichen Charakter und habe eine Hemmung der Ver— 
jährung nicht bewirkt. Auf keinen Fall habe ſie die Klägerin 
gehindert, durch rechtzeitige Ladung die Verjährung zu unter: 
brechen, an deren Eintritt offenbar die Anwälte überhaupt nicht 
gedacht hätten. Hätte dies durch die Vereinbarung ausgeſchloſſen 
werden ſollen, ſo wäre dieſe inſoweit nach S 225 BGB. un⸗ 
gültig geweſen. Die auf materiellrechtlichen Rügen beruhende 
Reviſion war nicht für begründet zu erachten. [Es wird zunächſt 
ausgeführt, daß dem Erfordernis des S 852 BGB. für den 
Beginn der Verjährung genügt ſei, ſowie daß die durch die 
Klagerhebung eingetretene Unterbrechung der Verjährung infolge 
der Vereinbarung der Parteien, daß der Prozeß ruhen ſolle, 
gemäß § 211 Abſ. 2 BGB. endigte.] Mit der Erklärung der 
Parteivertreter in der mündlichen Verhandlung vom 23. No: 
vember 1906, daß fie das Ruhenlaſſen des Rechtsſtreits ver— 
einbart hätten, begann eine neue Verjährung, die, da ſie nicht 
durch die Wiederaufnahme des Rechtsſtreits abermals unter— 
brochen wurde, mit dem 23. November 1909 vollendet war. 
Eine andere Rechtswirkung würde die Vereinbarung der Parteien 
über das Ruhenlaſſen des Prozeſſes dann zur Folge gehabt 
haben, wenn ſie zugleich prozeßrechtlicher und materiellrechtlicher 
latur war, wenn damit eine Stundung der Schuld des Be: 
klagten verbunden ſein oder dieſem ein Recht gegeben werden 
ſollte, während des Ruhenlaſſens des Prozeſſes die Leiſtung zu 
verweigern; in dieſem Falle wäre durch die Vereinbarung gemäß 
8202 BGB. die Verjährung gehemmt worden. Eine ſolche 
materiellrechtliche, in das Schuldverhältnis ſelbſt abändernd ein⸗ 
greifende Wirkung iſt aber an und für ſich mit jener Ver: 
einbarung nicht verbunden; dieſe Annahme iſt durch § 211 
Abſ. 2 BGB. geradezu ausgeſchloſſen, deſſen Beſtimmung 
gegenſtandslos werden würde, wenn die Vereinbarung des 
Ruhens des Prozeſſes zugleich eine Hemmung der Verjährung 
nach 8 202 BGB. bewirken würde. Ein folder Inhalt der 
Vereinbarung muß beſonders dargetan werden. Von dem 
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BG. wird er auf Grund der Beweisaufnahme in tatſächlicher 
Würdigung verneint. [Wird weiter ausgeführt.] Die Klägerin 
und die Reviſion ſuchen der daraus ſich ergebenden Rechtsfolge, 
daß der Anſpruch der Klägerin durch Verjährung erloſchen iſt, 
mit der Einrede der Argliſt zu begegnen. Allein eine ſolche 
kann allein darauf, daß der Beklagte die Einrede der Ver⸗ 
jährung erhoben hat, nachdem er vorher mit der Gegenpartei 
die Vereinbarung des Ruhenlaſſens des Rechtsſtreits getroffen 
hatte, nicht geſtützt werden. Der Beklagte macht damit nur 
von einem geſetzlich ihm zuſtehenden Rechte Gebrauch; die 
Klägerin war durch jene Prozeßvereinbarung nicht gehindert, 
zum Zwecke der Unterbrechung der Verjährung den Gegner zur 
Verhandlung zu laden, wie in der Entſcheidung RG. 73, 3945) 
näher ausgeführt worden iſt. Würde ſchon das Vorhandenſein 
einer Prozeßvereinbarung, daß der Rechtsſtreit ruhen ſolle, 
gegenüber dem ſich nachher auf den Ablauf der Verjährung 
berufenden Gegner die Einrede der Argliſt begründen, dann 
würde wiederum die Beſtimmung des 8 211 Abi. 2 BGB. 
gegenſtandslos gemacht werden. Die Einrede der Argliſt, 
mittels deren ein Anſpruch abgewehrt werden ſoll, erfordert 
einen die Erforderniſſe des 8 826 BGB. erfüllenden Tat⸗ 
beſtand. Die Geltendmachung der Verjährungseinrede, zu der 
der Beklagte ein geſetzliches Recht hat, würde nur dann im 
Hinblick auf die vorausgegangene Vereinbarung des Ruhen— 
laſſens des Rechtsſtreits als Handlung der Argliſt und als eine 
wider die guten Sitten verſtoßende vorſätzliche Schädigung der 
Klägerin angeſehen werden können, wenn der Beklagte bei jener 
Vereinbarung von der Abſicht geleitet geweſen ſein würde, 
dadurch die Klägerin von einer Unterbrechungshandlung ab— 
zuhalten, oder wenn er in der Zwiſchenzeit während des Ruhens 
des Prozeſſes eine Handlung in dieſer Abſicht vorgenommen 
hätte [ogl. RG. 73, 394; 57, 372;°%) 64, 223; 10) etwas 
anderes iſt auch in den Urteilen des RG., Seuff Arch. 63, 220 
Nr. 128; SW. 1911, 488 ; Marnifpr. 1908 Nr. 53 und 
III 191/06 vom 26. Oktober 1906, die in dem vom Reviſions⸗ 
kläger überreichten Urteile des Oberlandesgerichts Cöln an— 
gezogen find, nicht ausgeſprochenl. Demnach kann von einer 
Argliſt nicht die Rede ſein, wenn beide Parteien bei der Ver⸗ 
einbarung des Ruhenlaſſens des Prozeſſes gar nicht an die 
Verjährung dachten, wie das BG. feſtgeſtellt hat. H. w. B., 
U. v. 22. Juni 16, 99/16 VI. — Berlin. [B.] 

7. 85 323, 275 BGB. Zum Begriffe verſchuldeter 
Unmöglichkeit.] 

Am 11. September 1914 kaufte die Klägerin von der Be: 
klagten 600 Blankleder⸗Croupons, Lieferung wöchentlich 100 Stück, 
der Kaufpreis betrug 7,75 / für das Kilogramm. Die Beklagte 
lieferte am 12. September 10 und am 21. September 1914 
weitere 40 Stück. Als die Klägerin am 1. Dezember 1914 die 
Lieferung von weiteren 100 Stück verlangte, ſtellte ſich die Be⸗ 
klagte in ihrer Antwort vom 2. desſ. Mts. auf den Standpunkt, 
daß fie im Hinblick auf Erklärungen, die von der Klägerin über 
die Beſchaffenheit der gekauften Ware abgegeben worden ſeien, 
den Abſchluß als erloſchen habe anſehen dürfen. Die Klägerin 
ließ darauf der Beklagten durch Brief eines Rechtsanwalts vom 
5. Dezember 1914 eine fruchtlos abgelaufene Nachfriſt von drei 
Tagen beſtimmen. Mit der Klage verlangte ſie bezüglich der 
nicht gelieferten 550 Stück Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
in Höhe von 37000 & nebſt Zinſen. Das LG. erklärte den 
Klaganſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt. Die Berufung 
der Beklagten wurde zurückgewieſen. Das RG. hob auf und 
verwies zurück. Gründe: Die Beklagte hat in erſter Reihe ein⸗ 
gewendet, die Klage ſei deshalb unbegründet, weil es bei einer 
Beſprechung, die nach den Lieferungen vom September 1914 
zwiſchen ihr und einem Vertreter der Klägerin ſtattgefunden habe, 
zur Aufhebung des Kaufvertrags, ſoweit er 195 nicht erfüllt 
war, gekommen ſei. Gegen die Zurückweiſung dieſes Einwands, 
den das BG. auf Grund des erhobenen Zeugenbeweiſes für 
hinfällig erachtet hat, liegt ein Reviſionsangriff nicht vor. 
Ferner hat die Beklagte aus dem Umſtande, daß die Klägerin 
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in der Zeit vom 21. September [dem Tage der letzten Lieferung] 
bis zum 1. Dezember 1914 keine Lieferung mehr verlangt hat, 
das Erlöſchen des Erſüllungsanſpruchs abgeleitet. Das BG. 
erwägt gegenüber dieſem Vorbringen, nach dem Inhalte des 
Vertrags der Parteien habe wohl eine Pflicht der Beklagten, 
wöchentlich zu liefern, nicht aber eine beſondere Pflicht der 
Klägerin, wöchentlich abzurufen, beſtanden, die Tatſache aber, 
daß die Klägerin die Beklagte nicht ſofort und dringend an die 
regelmäßige Erfüllung gemahnt habe, könne nicht dazu führen, 
die Klägerin ohne weiteres ihrer Rechte aus dem Vertrage für 
verluſtig zu erklären, und zwar um ſo weniger, als die Klägerin, 
nachdem ihr Vertreter bei der erwähnten Beſprechung ein feſteres 
Walzen des Leders verlangt gehabt habe, habe annehmen dürfen, 
daß die Lieferung ſich um einige Zeit hinausſchieben werde. 
Einen Rechtsirrtum laſſen dieſe Ausführungen nicht erkennen. 
Schließlich hat ſich die Beklagte auf nachträglich eingetretene 
Unmöglichkeit der Erfüllung berufen und dazu geltend gemacht, 
daß fie Anfang Dezember 1914 aus Mangel an Ware nicht 
mehr habe liefern können. Das BG. führt aus, nach ihrer 
eigenen Darſtellung ſei die Beklagte zu der Zeit, als ſie nach 
dem Vertrage zu liefern gehabt habe, im Beſitz von Vorräten 
geweſen, die zu den ihr obliegenden Lieferungen „ hin⸗ 
gereicht hätten; ohne ſich bei der Klägerin auch nur zu erkundigen, 
ob ihre eigene Auffaſſung, daß die Klägerin auf den Abſchluß 
verzichtet habe, richtig ſei, ſei ſie dazu übergegangen, dieſe Vor⸗ 
räte an Dritte zu verkaufen; bei dieſer Sachlage könne von 
einer unverſchuldeten Unmöglichkeit, die allein die Beklagte von 
ihren Verpflichtungen aus dem Vertrage hätte entbinden können, 
keine Rede ſein. Die Reviſion iſt mit Recht der Anſicht, daß 
dieſe Beurteilung auf einer Verletzung der SS 323, 275 BGB., 
8 286 ZPO. beruhe. Die Beklagte hat vorgetragen, Gegen— 
ſtand des Kaufes ſeien nicht Croupons irgendwelcher Herkunft, 
ſondern die in ihrem Betriebe hergeſtellte, gewiſſe Beſonder— 
heiten aufweiſende Ware geweſen, damit ſei die etwaige Pflicht 
zur Lieferung von Erſatzware von vornherein weggefallen, 
nach der am 22. November 1914 (durch das preußiſche Kriegs⸗ 
miniſterium] verfügten allgemeinen Beſchlagnahme der Rohhäute 
habe ſie, die Beklagte, für ihren Betrieb keine Häute mehr 
erhalten, da ihr als belgiſcher Firma von der Kriegsleder— 
aktiengeſellſchaft nichts zugewieſen worden ſei. So ſei es ihr 
nicht mehr möglich geweſen, dem Lieferungsverlangen, mit dem 
die Klägerin Anſang Dezember plötzlich wieder hervorgetreten 
ſei, zu genügen. Das BG. hätte ſich demgegenüber nicht auf 
die Erwägung beſchränken dürfen, daß die Beklagte in der 
urſprünglich vorgeſehenen Lieferungszeit [alfo in der Zeit bis 
etwa 20. Oktober 1914] hinreichende Vorräte gehabt und ſich 
ſchuldhaft außerſtand geſetzt habe, aus dieſen Vorräten zu 
erfüllen. Vielmehr war in dieſem Zuſammenhange von Be— 
deutung das weitere Vorbringen der Beklagten, daß die Klägerin 
nach der Sendung vom 21. September weder in der vor— 
geſehenen Lieferungszeit noch in den darauf folgenden ſechs 
Wochen irgendwie auf den Vollzug des Abſchluſſes zurück— 
gekommen fe. Denn damit war geltend gemacht, daß für die 
Beklagte ein Anlaß, jederzeit und insbeſondere Anfang De: 
zember 1914 Ware für die Klägerin bereitzuhalten, nicht be⸗ 
ſtanden habe, und daß die Beklagte über die Ware, die ſie 
während der vorgeſehenen Lieferzeit beſeſſen hat, ſonſtwie habe 
verſügen dürfen, ohne damit der Klägerin gegenüber ſchuldhaft 
zu handeln. Sollte das aber zutreffen, dann würde der Um⸗ 
ſtand, in dem das BG. ohne weiteres ein Verſchulden der 
Beklagten findet, kein ſolcher mehr ſein, den die Beklagte im 
Sinne des Geſetzes zu vertreten hat, und es würde noch darauf 
ankommen, ob das, was die Beklagte ſonſt noch zu ihrer Ent⸗ 
laſtung vorgebracht hat, geeignet iſt, das Fehlen ihres Ver⸗ 
ſchuldens zu ergeben. G. w. K., U. v. 23. Juni 16, 101/16 II. 
— Düſſeldorf. 

8. SS 421 ff. BGB. Geſamtſchuldneriſche Haftung 
mehrerer zu gemeinſamer Berufsausübung verbundener Rechts⸗ 


Zu 8. Das Urteil ergänzt zwei in der bisherigen Rechtſprechung 
des RG. ausgeſprochene Grundſätze: 

1. Nach NG. 85, 806 = JW. 1914, 1078 haſten aſſoziierte An: 
wälte für das Verſchulden eines von ihnen als Geſamtſchuldner, wenn 
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anwälte für das Verſchulden eines von ihnen beſteht nur bei 
Dienſtleiſtungen innerhalb der Grenzen des Anwaltberufes.] +) 

Der Kläger fordert von den Beklagten, die früher in M. 
gemeinſchaftlich den Anwaltsberuf ausübten, als Geſamt— 
ſchuldnern Schadenserſatz mit der Begründung, daß er im 
Jahre 1909 durch fahrläſſig falſche Auskünfte der Beklagten 
G. und M. zur Gewährung von Darlehnen an die Eheleute Gr. 
beſtimmt worden ſei, die über Mittel zur Rückzahlung nicht 
verfügten. Das OLG. hat das klagabweiſende Urteil des LG. 
aufgehoben und den Klaganſpruch dem Grunde nach für ge— 
rechtfertigt erklärt. Die Reviſion des Beklagten M iſt durch 
Beſchluß des NG. als unzuläſſig verworfen worden. Auf die 
Reviſion der Beklagten v. P. und G. wurde das klagabweiſende 
Urteil des LG. wiederhergeſtellt, ſoweit es den Anſpruch gegen 
v. P. und denjenigen Anſpruch gegen G. betraf, der aus den 
falſchen Angaben Mis abgeleitet wurde; ſoweit G. wegen 
eigener falſcher Auskunftserteilung in Anſpruch genommen 
wurde, wurde die Sache zurückverwieſen. Gründe: Mit Recht 
greift die Reviſion die Annahme des BG. an, daß die Be: 
klagten v. P. und G. für den Schaden einzuſtehen haben, der 
dem Kläger durch die auf Fahrläſſigkeit beruhenden unrichtigen 
Angaben des Beklagten M. entſtanden iſt. Unbeſtrittener⸗ 
maßen bot der Ingenieur Gr. dem Kläger, als er ihn um die 
Gewährung des Darlehns von 8000 & erſuchte, die Geſchäfts⸗ 
anteile als Sicherheit an, mit denen er und ſeine Ehefrau an 
der Internationalen Reklamegeſellſchaft m. b. H. in Cöln be⸗ 
teiligt waren. Wegen der Einholung von Auskünften über 
die Sicherheit verwies Gr. den Kläger an die Kanzlei der 
Beklagten, denen er für einen von ihm gegen die Reklame⸗ 
geſellſchaft geführten, damals noch ſchwebenden Rechtsſtreit 
Vollmacht erteilt hatte. Bei der Rückſprache, die auf dieſe 
Veranlaſſung hin der Kläger mit dem Beklagten M. nahm, 
ließ er dieſem — ſo ſtellt das BG. feſt — durch den mit ihm 
erſchienenen N. erklären, er mache das Geſchäft mit den Gr. chen 
Eheleuten nur, wenn es ohne Riſiko ſei. Die Auſſchluſſe, 
welche ihm hierauf M. gab, waren nach den Beweisannahmen 
des Vorderrichters inſofern unrichtig, als jener in bezug auf 
die Reklamegeſellſchaft verſicherte, daß ſie gut ſei, und als er 
dem Kläger keine Mitteilung davon machte, daß Gr., abgeſehen 
von der Beteiligung an dem Cölner Unternehmen, vermögenslos 
ſei. Das BG. nimmt nun an, daß durch die Inanſpruchnahme 
und die Erteilung der Auskunft ein Vertragsverhältnis Aion 
den Parteien begründet worden ſei, auf Grund deſſen die Be: 
klagten für die ſchuldhaft falſche Ratserteilung eines jeden von 
ihnen als Geſamtſchuldner zu haften haben und zieht hieraus 
die Folgerung, daß die Beklagten v. P. und G. die von M. 


ihnen der Auftrag gemeinſchaftlich erteilt wurde (vgl. Oertmann, LZ. 
1916, 199; Kaufmann, IW. 1916, 883; Noeſt Plum; RGE. 85 S. 82 
bis 35 — dem ſich die OLG. Hamburg [JW. 1916, 519] und Colmar 
[L Z. 1916, 831] angeſchloſſen haben). Von dieſem Grundſatze aus hätte 
auch im gegenwärtigen Falle vielleicht die Geſamthaftung bejaht werden 
können. Die Auskunſt wurde erteilt im Zuſammenhange mit einem 
Prozeſſe, der allen drei Anwälten übertragen worden war, anſcheinend 
hatten ſich auch tatſächlich zwei von ihnen mit der Sache befaßt, da 
ſie beide über den Mandanten Auskunft erteilten; trotzdem hat das 
RG. mit Recht die Geſamthaftung verneint, weil es ſich um eine 
Auskunft über rein wirtſchaftliche Dinge, alſo nicht um eine Angelegens 
heit handelte, die in den Berufsgrenzen des Anwaltes liegt. In 
folgedeſſen entfiel die Notwendigkeit, zu dem oben erwähnten Grund: 
ſatze von neuem Stellung zu nehmen. Der Fall zeigt aber, daß 
NR. 85, 306 keineswegs eine allgemeine Formel gewährt, auf Grund 
deren der Geſchädigte in allen Fällen ohne weiteres das „Anwalts⸗ 
bureau“, oder die „Anwaltsfirma“ alſo die Geſamtheit der Anwälte 
in jedem Falle verantwortlich machen könnte. 

2. In NG. 52, 866 = JW. 1902 Beil. S. 281 iſt bekanntlich 
ausgeſprochen, daß der Anwalt der über Vermögens verhältniſſe eines 
Klienten einem Dritten Auskunft erteilt, zu dieſem Dritten in ein 
Vertragsverhältnis tritt. Dieſen nicht unwiderſprochen gebliebenen 
Grundſatz ſchränkt das RG. in der vorſtehenden Entſcheidung dahin 
ein, daß durch eine ſolche Auskunft ein Vertragsverhältnis zwar 
begründet werden kann, aber nicht notwendig in jedem Falle begründet 
werden muß; es wird nicht begründet, wenn der Anwalt eine Haftung 
für die Auskunft nicht übernehmen wollte und dies für den anderen 
Teil erkennbar war und von ihm erkannt wurde. 

Rechtsanwalt Dr. W. Kaufmann, Leipzig. 
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verſchuldeten unrichtigen Angaben vertreten müſſen. Dieſe 
Beurteilung des Sachverhalts wird der beſonderen Laze des 
Falles nicht gerecht. In dem Urteil RG. 85, 30611) iſt aller⸗ 
dings dargelegt worden, daß zwei Rechtsanwälte, die ſich zur 
gemeinſamen Berufsausübung vereinigt haben, als Geſamt⸗ 
ſchuldner für den Schaden haftbar ſind, der durch das Ver⸗ 
ſchulden des einen von ihnen der Partei erwachſen iſt, die ſie 
mit der Wahrnehmung ihrer Rechte betraut hat. Dieſer Rechts⸗ 
grundſatz kommt jedoch dem Kläger nicht zuſtatten. Wie ſich 
die gemeinſchaftliche Betätigung der mehreren miteinander ver⸗ 
bundenen Anwälte auf das Berufsgebiet beſchränkt, ſo kann 
die in ihr zu erblickende Kundgebung an das Publikum nur 
dahin verſtanden werden, daß ſie ſich zu gemeinſchaftlichen 
Dienſtleiſtungen innerhalb der Grenzen des Anwaltberufs er⸗ 
bieten. Wenn und ſoweit daher einer der Anwälte eine Aus⸗ 
kunft unter Tiberfchreitung dieſer Grenzen erteilt, greift zwar 
nach Befinden eine vertragliche Haſtung des Auskunfterteilenden 
ſelbſt, nicht aber auch der mit ihm verbundenen Anwälte Platz, 
die durch eine ſolche Betätigung ihres Berufsgenofien in Ber: 
tragsbeziehungen zu dem Auskunft Begehrenden überhaupt 
nicht treten. Die falſchen Angaben Mis betrafen aber lediglich 
Verhältniſſe, die dem wirtſchaftlichen, nicht dem Rechtsgebiet 
angehören, deren Aufklärung auch nicht einmal durch die Be⸗ 
antwortung von Vorfragen rechtlicher Art bedingt war oder 
in einem ſonſtigen inneren Zuſammenhang mit den Aufgaben 
eines rechtskundigen Beraters ſtand. Mit Unrecht weiſt der 
Kläger demgegenüber darauf hin, daß M. im Namen der 
beiden anderen Beklagten dem Kläger gegenüber die Ver⸗ 
pflichtung übernommen habe, kraft der ihnen von den Gr. ſchen 
Eheleuten zu erteilenden Generalvollmacht über deren Geſchäfts⸗ 
anteile an dem Cölner Unternehmen, ſoweit es die Sicherung 
der Darlehnsanſprüche des Klägers erfordert, zu verfügen, alſo 
wirtſchaftliche Intereſſen des Klägers wahrzunehmen. Selbſt 
wenn M. zur Übernahme einer ſolchen Verpflichtung von den 
beiden anderen Beklagten ermächtigt war oder dieſe die Ein⸗ 
gehung der Verpflichtung nachmals genehmigt haben, ſo ſchließt 
weder das eine noch das andere zugleich eine Einverſtändnis⸗ 
erklärung der beiden Anwälte mit der Erteilung von Aus⸗ 
künften wirtſchaftlicher Art durch M. in ſich. Ebenſowenig 
wie hiernach die Anſprüche begründet ſind, die auf Grund der 
unrichtigen Aufſchlüſſe M.s gegen die Rechtsanwälte v. P. 
und G. erhoben werden, iſt auch der Anſpruch gegen v. P. 
gerechtfertigt, der auf die falſche Auskunft von G. geſtützt 
wird. Das BG. ſtellt in dieſer Hinſicht feſt, daß G. bei 
Gelegenheit der Errichtung der Urkunde über das zweite Dar: 
lehn vom 28. Dezember 1909 auf die Frage des Klägers, ob 
bei Gr. doch nichts fehle, erwidert hat, dies ſei ausgeſchloſſen, 
in kurzer Zeit ſitze Gr. im Golde. In dieſer Außerung ſieht 
der Ber R. einen Hinweis auf die Vermögenslage, in die Gr. 
durch die Veräußerung feiner Geſchäftsanteile an dem Unter: 
nehmen der Reklamegeſellſchaft kommen würde, und er erblickt 
demgemäß in den Worten die fahrläſſig falſche Zuſicherung, 
daß die Geſellſchaft gut fundiert und die Anteile ſicher und 
verwertbar ſeien. Auch hier handelt es ſich daher um eine 
Auskunft, die nur das wirtſchaftliche Gebiet berührt und für 
die deshalb dem Beklagten v. P. eine Verantwortung nicht 
aufgebürdet werden kann. Was aber endlich den Anſpruch 
anbelangt, der auf Grund dieſer Auskunft gegen den Bes 
klagten G. ſelbſt geltend gemacht wird, ſo gelangt die Vor— 
inſtanz zur Beachtung der Klage von der Erwägung aus, daß 
G. durch die Beantwortung der Frage des Klägers zu dieſem 
in ein Vertragsverhältnis getreten ſei und die damit über— 
nommenen Pflichten durch Außerachtlaſſung der erforderlichen 
Sorgfalt bei Erteilung der Antwort verletzt habe. Das Urteil 
iſt in dieſer Beziehung ſchon inſofern zu beanſtanden, als es 
ſich nicht mit den ſorgſam durchdachten, von richtigen Rechts— 
rundſätzen ausgehenden Gründen auseinanderſetzt, die das 
G. zu der Annahme veranlaßt haben, daß die Beklagten eine 
Haftung für ihre Auskünfte über die Reklamegeſellſchaft nicht 
hätten auf ſich nehmen wollen und daß dieſe Willensabſicht 
für den Kläger auch erkennbar geweſen und von ihm erkannt 
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worden ſei. v. P. u. Gen. w. Th., U. v. 26. Mai 16, 47/16 III. 
— München. (L.] 

9. § 826 BGB. Über die Vorausſetzungen der Schadens⸗ 
erſatzpflicht des früheren Dienſtherrn bei Unvollſtändigkeit des 
von ihm ausgeſtellten Zeugniſſes, falls der Angeſtellte in der 
EN 115 des Zeugniſſes erlangten Stellung Unterſchlagungen 

egeht. 

> E. F. war bei der Filiale der beklagten Bank in Hamm 
vom 1. April bis zum 1. Oktober 1904 als Lehrling und von 
da bis zum 15. Februar 1906 als Buchhalter und Korreſpondent 
beſchäftigt; während dieſer Zeit führte er die Stempel⸗ und 
Portokaſſe. Ende des Jahres 1905 ftellte ſich heraus, daß 
mehrere Schlußnoten fehlten und daß die Stempelkaſſe und 
die dazugehörigen Buchungen nicht in Ordnung waren, ſo daß 
ſich eine Differenz von 340 „ ergab. Auf Verlangen der 
Filialleiter, der Prokuriſten W. und Th., tilgte F. sen. dieſe 
Differenz und erklärte ihnen, es ſei beſſer, wenn er ſeinen 
Sohn fortnehme, er könne ihn in ſeiner Nähe unterbringen, 
wo er ihn dann beſſer unter ſeiner Aufſicht habe, worauf ihm 
die Filialleiter entgegneten, es ſei nicht nötig ihn Knall und 
Fall wegzunehmen, er möge nicht einen zu nahen Einſtellungs⸗ 
termin mit dem neuen Chef vereinbaren. Auf Erſuchen des 
8 sen. ſtellten ſie darauf unter dem 31. Januar 1906 ſolgendes 

eugnis aus: „Herr E. F. aus G. war vom 1. April bis 
1. Oktober 1904 als Lehrling, vom 1. Oktober 1904 ab als 
Buchhalter und Korreſpondent bei uns tätig und hat ſich in 
dieſer Zeit als befähigter Arbeiter mit raſcher Auffaſſungsgabe 
erwieſen. Herr F. verläßt ſeine jetzige Stellung, um ſeine 
Erfahrungen zu erweitern, wir wünſchen ihm für ſeinen ferneren 
Lebensweg das Beſte.“ F. jun. bewarb ſich unter Überreichung 
dieſes Zeugniſſes um eine Stelle in dem Bankgeſchäft der 
Klägerin und trat bei ihr, nachdem er bis zum 15. Februar 1906 
bei der Beklagten tätig geweſen war, am 1. März 1906 als 
Korreſpondent in der Effektenverwaltung ein; am 1. Januar 1907 
übertrug ihm die Klägerin den Kaſſiererpoſten; in dieſer Stellung 
unterſchlug er im Laufe von gut einem Jahre etwa 160000 &. 
Für den ihr ſonach entſtandenen Schaden macht die Klägerin — 
und zwar zunächſt wegen eines Teilbetrages von 30000 & — die 
Beklagte auf Grund von 8 826 haftbar, weil F. bei der 
Beklagten die 340 / unterſchlagen gehabt und nicht bloß 
eine Unregelmäßigkeit in ſeiner Geſchäftsführung vorgelegen 
habe, dies den Filialleitern bei Ausſtellung des Zeugniſſes 
auch bekannt geweſen ſei; ſie hätten daher in dem Bewußtſein, 
daß dem neuen Dienſtherrn des F., indem er ſich auf das 
Zeugnis verlaſſe, ein Schaden entſtehen könne, in einer wider 
die guten Sitten verſtoßenden Weiſe wiſſentlich wider die 
Wahrheit das Zeugnis ausgeſtellt; durch dieſes ſei ſie, die 
Klägerin, getäuſcht und geſchädigt worden. Die Vorinſtanzen 
haben die Klage abgewieſen. Das VG. hält nicht für erwieſen, 
daß F. bei der Beklagten Unterſchlagungen begangen habe, 
wennſchon ein ſtarker Verdacht dafür vorliege; es könne ſich 
auch bloß um eine „Bummelei“ handeln, die Möglichkeit, daß 
bloß eine grobe Nachläſſigkeit vorliege, ſei nicht von der Hand 
zu weiſen; jedenfalls hätten die beiden Filialleiter mindeſtens 
zur Zeit der Ausſtellung des Zeugniſſes an das Vorliegen 
einer Unterſchlagung nicht mehr feſt geglaubt, ſondern lediglich 
einen, wenn auch nicht geringen Verdacht gehegt. Von dieſem 
Standpunkt aus beurteilt es das Zeugnis und findet darin einen 
Mangel inſofern, als, wenn nach der Auffaſſung der Ausſteller 
nur eine Bummelei vorgelegen haben ſollte, ein Vorbehalt bei 
dem Urteil über die Leiſtungen, wenn aber nach ihrer Auf: 
faſſung eine Unredlichkeit nicht ausgeſchloſſen geweſen, ein 
Vorbehalt bei dem Urteil über die Führung hätte gemacht 
werden müſſen. Der weitere Inhalt des Zeugniſſes lege nun 
zwar den Verdacht nahe, daß die ihm gegebene Form gewählt 
ſei, um über dieſen Mangel hinwegzutäuſchen; gleichwohl könne 
nicht angenommen werden, daß hierin eine argliſtige Handlungs— 
weiſe zu erblicken ſei. Die Filialleiter hätten damit rechnen 
dürfen und hätten damit gerechnet, daß eine andere Bank oder 
ein anderes kaufmänniſches Unternehmen dem Zeugnis anmerken 
würden, daß nach ſeinem Inhalt mit dem F. etwas nicht in 
Ordnung geweſen ſein müſſe; nach der Ausſage des W. ſei 


mit der Möglichkeit zu rechnen, daß die Form des Zeugniſſes 
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auf einer ungeſchickten Faſſung beruhe, nicht aber in Täuſchungs⸗ 
abfiht gewählt fe. Hieraus ergebe ſich zugleich, daß eine 
vorſätzliche Schadenszufügung nicht als erwieſen gelten könne; 
die Filialleiter könnten nicht als möglich in ihre Vorſtellung 
aufgenommen haben, daß die Ausſtellung des Zeugniſſes ges 
eignet ſei, Schaden für den neuen Dienſtherin herbeizuführen. 
Weiter ſei es nach dem Gutachten in Bankkreiſen allgemein 
üblich, einen neuen Beamten nicht bloß auf Grund von 
Zeugniſſen anzuſtellen; es würden vielmehr Erkundigungen 
über ihn beim bisherigen Dienſtherrn eingezogen. Mit dieſer 
Gepflogenheit hätten die Filialleiter auch gerechnet, und es ſei 
daher für ſie die Möglichkeit, daß F. auf Grund des Zeugniſſes 
allein eine Anſtellung finden und ſich ſeinem neuen Dienſtherrn 
gegenüber vielleicht nicht redlich erweiſen und dadurch ihm 
Schaden zufügen werde, eine recht unwahrſcheinliche geweſen; 
erſt recht nicht könne ihnen der Gedanke gekommen fein, daß 
ihm ein Kaſſiererpoſten übertragen werden würde, ohne daß ſie 
zuvor Gelegenheit gehabt haben würden, ſich über ihn zu 
äußern. Die Reviſion der Klägerin iſt zurückgewieſen. Gründe: 
Das BG. iſt zur Abweiſung der Klage durch die Erwägung 
gelangt, daß die Filialleiter, wenn überhaupt, jedenfalls nicht 
vorſätzlich der Klägerin Schaden zugefügt haben, daß ſie ſich 
nicht bewußt geweſen find, der Inhalt des von ihnen ausgeſtellten 
Zeugniſſes könne für die Klägerin einen Schaden herbeiführen. 
Dieſe Tatſache, zu deren Feſtſtellung es hauptſächlich auf Grund 
der in Bankkreiſen beſtehenden Gepflogenheiten gelangt iſt, ſchließt 
die Anwendung des 8 826 BGB. aus. Nach den getroffenen 
Feſtſtellungen befanden ſich die Filialleiter in einer ſchwierigen 
Lage: ſchrieben ſie einen Vermerk in das Zeugnis, daß eine 
„Bummelei“ oder gar der Verdacht einer Unterſchlagung vor⸗ 
liege, ſo wurde dem jungen F. die Erlangung einer neuen 
Stellung erheblich erſchwert oder geradezu unmöglich gemacht, 
andererseits wollten fie nichts Unrichtiges bekunden. Sie kamen 
daher nach reiflicher Mberlegung auf den Ausweg, dem Zeugnis 
eine Faſſung zu geben, der ihrer und des Sachverſtändigen Meinung 
nach der kundige Leſer bei einiger Aufmerlſamkeit entnehmen 
mußte, daß es in der Tat nicht vollſtändig war, daß ins beſondere die 
Führung oder die Leiſtungen des F. nicht voll befriedigt hatten, 
daß mit dieſem etwas nicht in Ordnung geweſen ſein müſſe. 
Wenn das BG. — worauf die Reviſion hinweiſt — ausführt, 
daß insbeſondere die Bemerkung im Zeugniſſe, daß F. ſeine 
Stellung verlaſſe, um ſeine Erfahrungen zu erweitern, den Ver⸗ 
dacht nahelege, daß die dem Zeugnis gegebene Form gewählt 
worden ſei, um über den Mangel des Zeugniſſes hinweg⸗ 
zutäuſchen, ſo ſteht das nicht im Widerſpruch mit der an einer 
ſpäteren Stelle befindlichen Ausführung, es müſſe, da die 
Filialleiter nach der Beweisaufnahme bemüht geweſen ſeien, 
bei der Abfaſſung des Zeugniſſes nicht bloß dem Intereſſe des 
F., ſondern auch ſeines neuen Dienſtherrn gerecht zu werden, 
mit der Möglichkeit gerechnet werden, daß die Form des Zeug: 
niſſes auf einer ungeſchickten Faſſung beruhe, nicht aber in 
Täuſchungsabſicht gewählt worden ſei. Vor allen Dingen aber 
kommt in Betracht, daß nach der Feſtſtellung des BG. die 
Filialleiter damit rechnen durften und auch damit gerechnet 
haben, daß, bevor F. eine Stelle in einem Vankgeſchäft, ins⸗ 
beſondere die eines Kaſſierers, übertragen erhalten werde, bei 
ihnen über F. zunächſt Erkundigung eingezogen werden würde 
und daß fie die Mitteilung der wahren Urſache ſeines Aus⸗ 
ſcheidens der für ſpäter erworteten Auskunft vorbehalten konnten, 
bei der viel eher Gelegenheit geboten war, den Vorfall bezüglich 
der Schlußnotenkaſſe in einer Weiſe darzulegen, daß damit den 
Intereſſen des F. wie denen ſeines neuen Dienſtherrn gedient 
wurde. Wenn unter dieſen Umſtänden das BG. zu der tat⸗ 
ſächlichen Feſtſtellung gelangt iſt, daß die Filialleiter nicht als 
möglich in ihre Vorſtellung aufgenommen haben, daß die Aus⸗ 
ſtellung des Zeugniſſes geeignet ſei, Schaden für den neuen 
Dienstherrn des F. herbeizuführen, ſo kann hierin ein Rechts⸗ 
irrtum nicht gefunden werden. Ohne jeden Grund wirft die 
Reviſion dem Sachverſtändigen und damit auch dem BG. vor, 
er bejahe beinahe ein Recht des Angeſtellten auf ein unrichtiges 
Zeugnis, indem er meine, es ſei nicht üblich, dem Angeſtellten 
eine bewieſene Unredlichkeit ins Zeugnis zu ſchreiben. Der 
Sachverſtändige hat nur ausgeſprochen, es ſei in Bankkreiſen 
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üblich, den Angeſtellten, die ſich eine Unehrlichleit haben zus 
ſchulden kommen laſſen oder doch begründeten Verdacht einer 
Unehrlichkeit erweckt haben, dies nicht direkt in das Zeugnis 
zu ſchreiben; man werde ſich in ſolchen Fällen darauf beſchränken, 
einem ungetreuen Beamten gemäß 8 73 HGB. lediglich einen 
Beſchäftigungsausweis auszuſtellen, weil in der Regel ein ſolcher 
Angeſtellter die Ausdehnung des Zeugniſſes auf Führung und 
Leiſtungen ablehnen werde; zum mindeſten werde man jedoch, 
wie dies im vorliegenden Falle geſchehen ſei, die Faſſung des 
Zeugniſſes derartig halten, daß der Leſer bei einiger Aufmerk⸗ 
ſamkeit den Mangel erkennen könne. Dieſe, auch vom BG. 
angenommene Auffaſſung läßt ſich nicht beanſtanden und enthält 
keineswegs die Annahme eines Rechts des Angeſtellten auf ein 
unrichtiges Zeugnis. Hiernach kann es ſich nur fragen, ob die 
Erwägungen, die der Feſtſtellung des BG. zugrunde liegen, daß 
die Filialleiter nicht als möglich in ihre Vorſtellung aufgenommen 
haben, die Ausſtellung des Zeugniſſes ſei geeignet, Schaden für 
den neuen Dienſtherrn herbeizuführen, frei von Prozeßverſtößen 
ſind. Auch die in dieſer Richtung von der Reviſion erhobenen 
Rügen ſind unbegründet. (Wird ausgeführt.) Gebr. W. w. 
H., F. & Co., U. v. 8. Juni 16, 124/16 VI. — Hamm. (L.] 

+ 10. 81163 BGB., $ 91 ZVG. Entſteht durch ein nach 
erfolgtem Zuſchlage eintretendes Erlöſchen der Forderung des 
Hypothekariers ein der Eigentümergrundſchuld entſprechendes 
Recht an dem Verfteigerungserlöfe?] 

Aus den Gründen: Es kann anerkannt werden, daß 
nach dem Zuſchlage eine Eigentümerhypothek als ſolche 
nicht mehr entſtehen kann, weil mit dem Zuſchlage die dingliche 
Haftung des Grundſtücks hinwegfällt, und die im BOB ges 
ordneten dinglichen Rechte an Grundſtücken, zu welchen die 
Hypothek gehört, als Gegenſtand ein Grundſtück vorausſetzen. 
Dadurch wird aber nicht ausgeſchloſſen, daß infolge eines nach 
dem Zuſchlage eintretenden Wegfalls der Forderung eines 
Hypothekgläubigers das dieſem zuſtehende Recht auf Befriedi— 
gung aus dem Verſteigerungserlöſe, in das ſich die Hypothek 
aufgelöſt hat, auf den Eigentümer übergeht und dieſer deshalb 
berechtigt iſt, im Verteilungsverfahren gegen die Zuteilung des 
auf die Hypothek entfallenden Betrages an den Hypothek⸗ 
gläubiger Widerſpruch zu erheben und den entſprechenden 
Erlösteil für ſich zu beanſpruchen. Das gemäß $ 91 3G. 
eintretende „Erlöſchen“ der an dem Grundſtücke beſtehenden 
Rechte bedeutet nichts anderes, als daß das Grundſtück von 
ihnen frei wird und hinſichtlich ihrer der Verſteigerungserlös 
an die Stelle des Grundſtücks tritt. Das war in dem Ent⸗ 
wurfe I [von 1889] zum ZVG. [S 140] ausdrücklich ausge: 
ſprochen, und die Vorſchrift iſt von der II. Kommiſſion nur um 
deswillen nicht in das Geſetz aufgenommen, weil angenommen 
wurde, daß ſie lediglich einen aus den ſonſtigen Beſtimmungen 
des Geſetzes ſich von ſelbſt ergebenden Rechtsgrundſatz ausſpreche. 
Vgl. die vorläufige Zuſammenſtellung der Kommiſſionsbeſchlüſſe 
u dem Entwurfe I des ZVG. S. 200. Daß aber dieſer Rechts⸗ 
fat zum Geſetzesinhalte geworden iſt, kann nicht zweifelhaft 
fein und ergibt ſich namentlich aus den in § 92 des Geſetzes 
enthaltenen Vorſchriften, welche ihn zur Vorausſetzung haben. 
Soll aber in Anſehung der Rechte der Verſteigerungserlös 
den Erſatz [das Surrogat] für das Grundſtück bilden, ſo müſſen 
die für den materiellrechtlichen Inhalt der Rechte, ſolange ſie 
an dem Grundſtück beſtanden, maßgebend geweſenen geſetzlichen 
Vorſchriften auch weiter auf die nunmehr an dem Berfteigerungs: 
erlöſe uns Rechte inſoweit entſprechende Anwendung 
finden, als die Anwendung nicht dadurch ausgeſchloſſen wird, 
daß nicht mehr ein Grundſtück den Gegenſtand der Rechte bildet. 
Dadurch verbietet es ſich, ſchlechthin die Grundſätze über das 
Mobiliarpfandrecht an Forderungen auf die Befriedigungsrechte 
an dem Verſteigerungserlöſe anzuwenden, welche an die Stelle 
der Pfandrechte an dem Grundſtücke [Hypotheken, Grundſchulden! 
etreten ſind, wie Hirſch, Übertragung der Rechtsausübung, 
9.1 S. 378, will. [Vgl. dazu die Beſprechung von Predari 
bei Gruchot 55, 839.] Der Verſteigerungserlös iſt keine reine 
Mobiliarmaſſe, ſondern kraft der geſetzlichen en dinglich 
für den Zweck der Liquidation der Rechtsverhältniſſe, die an 
dem Grundſtück beſtanden haben, gebunden. Dieſer Liquidations⸗ 
zweck erfordert die möglichſte Aufrechterhaltung der bisherigen 
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Rechte und Rechtsbeziehungen hinſichtlich ihres materiellrechtlichen 
Inhaltes bis zur durchgeführten Verteilung. Vgl. das Urteil 
NG. 75, 313.72) Zu den aufrechtzuerhaltenden Rechtsbeziehungen 
gehört aber auch die durch das Geſetz begründete Anwartſchaft 
des Eigentümers — und zwar desjenigen, der es zur Zeit der 
Zwangsverſteigerung war — auf den Eintritt in das Recht 
eines ELBA na für den Fall des Wegfalls der 
„ die der Hypothek zugrunde liegt [§ 1163 Abſ. 1 
atz 2 BGB.]. (Wird näher ausgeführt.) Allerdings hat der 
erkennende Senat in den in RG. 55, 26013) und 60, 251%) 
abgedruckten Urteilen angenommen, daß ein nach dem Zuſchlage 
erklärter Verzicht des Gläubigers auf das an die Stelle einer 
Hypothek oder Grundſchuld getretene Recht auf Befriedigung 
aus dem Verſteigerungserlöſe nicht die in 88 1168, 1192 für 
den Verzicht auf die Hypothek bzw. Grundſchuld vorgeſchriebene 
Wirkung des Überganges des Rechts auf den Eigentümer haben 
könne. Val. auch das bei Gruchot 54, 1022 ff.'5) abgedruckte 
Urteil. Dieſe Auffaſſung iſt mit der Erwägung begründet, 
daß das Befriedigungsrecht an dem Erlöſe, in das ſich die 
Hypothek bzw. Grundſchuld aufgelöſt habe, ein anders ge⸗ 
artetes Recht ſei, auf welches die Vorſchriften über Hypotheken 
bzw. Grundſchulden „nicht ohne weiteres“ Anwendung finden 
könnten. Dieſe Urteile ſind in der Rechtslehre von beachtens⸗ 
werter Seite vielfach angefochten worden. Vgl. Jaeckel bei 
Gruchot 50, 596; Eccius ebenda 51, 164; Strohal in 
Iherings J. 59, 160 ff.; Güthe bei Jaeckel, 8VG. 5. Aufl. zu 
§ 92 Anm. 8; Staudinger zu $ 1192 Bem. 5a; Meyer, 
Die Pfändung von Eigentümerhypotheken, S. 102. In dem 
in RG. 78, 701%) abgedruckten Urteile hat der erkennende Senat 
die Frage offengelaſſen. Es kann auch jetzt unentſchieden 
bleiben, ob für den Fall des Verzichts an dem Ergebniſſe feſt⸗ 
zuhalten ſein würde, zu welchem der Senat in den erwähnten 
Urteilen gelangt iſt. Soweit etwa aus der Begründung dieſer 
Urteile entnommen werden müßte, daß die Vorſchriſten über 
Hypotheken bzw. Grundſchulden auf das Recht auf Befriedigung 
aus dem Verſteigerungserlöſe grundſätzlich und durchweg nicht 
angewendet werden könnten, vermöchte der Senat dieſe Auf⸗ 
faſſung nicht aufrechtzuerhalten. Eine entſprechende An⸗ 
wendung der dazu geeigneten Vorſchriften, zu denen insbeſondere 
der $ 1163 Abſ. 1 Satz 2 gehört, erſcheint vielmehr nicht nur 
zuläſſig, ſondern durch die vom Geſetze angeordnete Surrogation 
geboten. Ch. w. S., U. v. 7. Juni 1916, 59/16 V. — 
Königsberg. [L.] 
11. 8 1568 BGB. Es iſt unzuläſſig, einem beſtimmten 
Bevölkerungsteil das normale Sittlichkeitsgefühl abzuſprechen.] 
Die Parteien haben am 12. April 1904 die Ehe geſchloſſen, 
aus der drei Kinder hervorgegangen ſind. Durch Urteil des 
Schwurgerichts M. vom 8. Oktober 1910 wurde der Beklagte, 
nachdem er am 6. April 1910 in Unterſuchungshaft genommen 
war, wegen eines am 6. November 1909 begangenen Straßen⸗ 
raubs unter Einrechnung mehrerer Vorſtrafen zu einer Geſamt⸗ 
zuchthausſtrafe von 6 Jahren, die er gegenwärtig verbüßt, und 
zum Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte auf die Dauer von 
8 Jahren verurteilt. Die Klägerin erhob wegen der bezeichneten 
Straftat im November 1912 Klage auf Scheidung aus Ver⸗ 
ſchulden des Beklagten, welcher Klage durch Urteil des LG. 
ſtaltgegeben wurde. Im zweiten Nechtszuge beantragte der Be⸗ 
klagte widerklagend die Scheidung aus alleinigem Verſchulden 
der Klägerin, weil dieſe Ehebruch treibe und ſeit der Zeit, wo 
er in Haft ſei, bereits zweimal, am 20. Oktober 1911 und am 
12. Januar 1913, außerehelich ein Kind geboren habe. Durch 
Urteil des OLG. wurde das landgerichtliche Urteil dahin ge— 
ändert, daß die Klage abgewieſen und die Scheidung lediglich 
auf die Widerklage aus Verſchulden der Klägerin ausgeſprochen 
wurde. Die Klägerin hat mit Erfolg Reviſion eingelegt. Gründe: 
Das LG. erkennt an, daß in der von dem Beklagten begangenen 
ſtraſbaren Handlung des Straßenraubs ein ehrloſes und 
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unſittliches Verhalten zu erblicken ſei, es nimmt aber abweichend 
von dem LG. an, daß hierdurch die eheliche Geſinnung der 
Klägerin nicht zerſtört worden ſei. Dieſe Annahme wird einmal 
damit begründet, daß die Parteien einer Volksſchicht angehörten, 
deren Bildung, Ehrbegriff und Sittlichkeitsgefühl ſo tief ſtehe, 
daß auch ſchwerere Verfehlungen, insbeſondere Eigentumsver⸗ 
gehen, nicht als beſonders chrlos und unſittlich gälten. Zu 
dieſer Volksſchicht ſei der Beklagte als gewöhnlicher Ackerknecht 
und Schäfer zu rechnen. Dieſe Begründung kann, worin der 
Reviſion nur beigetreten werden kann, rechtlich nicht gebilligt 
werden. Ein ſolches allgemeines Urteil, daß in den geſellſchaft⸗ 
lich tiefer ſtehenden Volksklaſſen das Ehrgefühl und Sittlichkeits⸗ 
empfinden ſo wenig entwickelt ſei, daß ſelbſt das ſchwere Ver⸗ 
brechen des Straßenraubs nicht als eine die Ehe zerrüttende, 
ehrloſe oder unſittliche Handlung empfunden werde, entſpricht 
nicht der Erfahrung und nicht dem Geſetze [vgl. über die Un⸗ 
zuläſſigkeit des einem beſtimmten Bevölkerungsteil die Glaub⸗ 
würdigkeit abſprechenden Urteils Erkenntnis des RG. vom 
7. März 1891 in Gruchots Beitr. 35 S. 971 und 972). Das 
Sittlichkeits empfinden iſt nicht von Beſitz oder Bildung abhängig. 
Ein gehobenes Sittlichkeitsgefühl iſt ebenſo bei Perſonen niederen 
Standes wie bei Perſonen höheren Standes anzutreffen, wie 
es umgekehrt bei Perſonen beſſeren Standes ebenſo wie bei 
denen niederen Standes fehlen kann. Es kommt hierfür ganz 
auf das perſönliche Empfinden des einzelnen an. In dieſer 
Beziehung fehlt es aber an einer Feſtſtellung. Uber die Denk⸗ 
und Empfindungsweiſe der Klägerin iſt in dem BU. überhaupt 
nichts geſagt und hinſichtlich ihres Mannes iſt nur bemerkt, 
daß er ein gewöhnlicher Ackerknecht und Schafhirte ſei, der ſeinen 
Dienſt öfter gewechſelt habe. Als weiterer Grund dafür, daß 
die eheliche Geſinnung der Klägerin nicht zerſtört worden ſei, 
wird angeführt, daß dieſe während der erſten Zeit der Strafhaft 
ihres Mannes öfter an ihn geſchrieben und um Geld zum Unter⸗ 
halt für ſich und die Kinder gebeten habe, daß daraufhin auch 
von dem Beklagten nach und nach im ganzen 33 / und im 
Januar 1912, 16 & geſchickt worden ſeien. Hieraus wird ge⸗ 
folgert, daß Klägerin in ihren Briefen ihre eheliche Geſinnung 
zum Ausdruck gebracht haben müſſe, da der Beklagte ſonſt nicht 
geantwortet und Geld geſchickt haben würde. Dieſe Ausführungen 
entbehren, wie die Reviſion mit Recht rügt, der genügenden 
Begründung und find auch nicht von Rechtsirrtum frei. Be: 
greiflicherweiſe war die Klägerin, um mit ihren Kindern leben 
zu können, darauf angewieſen, von ihrem Manne Unterhalt zu 
erbitten. Es kann hieraus nur geſchloſſen werden, daß ihre 
Briefe nicht in unfreundlichem Tone gehalten ſein werden. Für 
die vom BerR. gezogene weitere Folgerung iſt ein ausreichender 
Anhalt nicht vorhanden. Es iſt aber auch rechtsirrtümlich, wenn 
das OLG. ausſchließlich darauf Gewicht legt, daß die eheliche 
Geſinnung in den Briefen zum äußeren Ausdruck gekommen 
ſei. Entſcheidend iſt die innere Geſinnung und Empfindungs⸗ 
weiſe der Klägerin, die zur Erlangung des Vorteils einer Unter⸗ 
ſtützung in ihren Briefen einen freundlicheren Ton angeſchlagen 
haben kann, als es ihrem wirklichen Empſinden entſprach. Ab⸗ 
geſehen hiervon hat das OLG. auch darin einen nicht zu billigenden 
Rechtsſtandpunkt eingenommen, daß es die in der Zeit von 
Oktober 1910 bis Januar 1912 von der Klägerin geſchriebenen 
Briefe, die vor dem 15. Februar 1916, dem Tage der letzten 
mündlichen Verhandlung vor dem BG. weit zurückliegen, für 
das Nichtvorhandenſein einer Ehezerrüttung als maßgebend an⸗ 
ſieht. Es handelt ſich nicht um einen der Verzeihung oder 
dem Verzicht ähnlichen Rechtsvorgang, der, ſobald er ein⸗ 
mal als abgeſchloſſener Vorgang in die 1 getreten iſt, 
ſogleich eine beſtimmte Wirkung hervorruft. Für die Frage der 
Zerrüttung der Ehe bleibt vielmehr, wie das RG. ſchon oft 
ausgeſprochen hat [vgl. RGRKom. Anm. 5 zu § 1568], zu 
unterſuchen, welche Wirkung die ah des einen Che: 
gatten zur Zeit der letzten mündlichen Verhandlung vor 
dem BG. auf den anderen Ehegatten gehabt haben. Es iſt 
ſehr wohl möglich, daß die Verfehlung zunächſt noch nicht von 
dem anderen Ehegatten als ehezerrüttend empfunden wird, daß 
ihm die volle Bedeutung und Schwere der Verfehlung erſt ſpäter 
zum Bewußtſein kommt und demgemäß die ehezerrüttende Wirkung 
erſt während des Prozeſſes eintritt. Eine Prüfung nach dieſer 
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Richtung iſt von dem OLG. nicht vorgenommen. Schon aus 
dieſem Grunde muß die Aufhebung des Urteils erfolgen, ganz 
abgeſehen davon, daß auch hier die Beurteilung von der ſchon 
vorher gemißbilligten Anſchauung beeinflußt wird, die Parteien 
gehörten vermöge der Beſchäftigung des Mannes als einfacher 
Ackerknecht und Hirt einer Volksſchicht an, die an Eigentums⸗ 
vergehen, insbeſondere an Straßenraub, keinen beſonderen Anſtoß 
nähme. Wenn ſchließlich das BG. noch darauf hinweiſt, daß 
die Klägerin mehr als zwei Jahre nach der Beſtrafung des Bes 
klagten mit der Erhebung der Scheidungsklage gewartet habe, 
ſo kann dieſer Umſtand, wie die Reviſion zutreffend ausführt, 
für Verneinung der Ehezerrüttung nickt verwertet werden. Aus 
dem Aufſchub der Scheidungsklage würde der Klägerin ein 
Nachteil nur inſofern entſtehen können, als die Friſt des § 1571 
BGB. abgelaufen wäre. Dieſer Friſtablauf iſt indes dadurch 
gehindert, daß bereits am 6. April 1910, zu welcher Zeit ſeit 
Begehung der der Klägerin übrigens erſt ſpäter bekannt ge⸗ 
wordenen Straftat noch nicht 6 Monate vergangen waren, in⸗ 
folge der Inhaftnahme des Beklagten die häusliche Gemeinſchaft 
der Parteien aufgehoben worden iſt. Im übrigen iſt es dem 
Belieben des Ehegatten überlaſſen, ob er die Scheidungsklage 
etwas früher oder ſpäter anſtellen will. Ein Schluß auf das 
Nichtvorhandenſein der Ehezerrüttung kann aus der ſpäteren 
Anſtellung der Scheidungsklage um ſo weniger gezogen werden, 
als für die Ehezerrüttung, wie bereits vorher dargelegt iſt, nicht 
der Zeitpunkt der Klageanſtellung, ſondern der Zeitpunkt der 
letzlen mündlichen Verhandlung vor dem BG. maßgebend iſt. 
Die Aufhebung des BU. war hiernach geboten. F. w. F., U. v. 
22. Juni 16, 94/16 IV. — Colmar. [B.] 

12. Pflichtteils recht. — Wenn ein Abkömmling bei Uns 
gehorſam gegen letztwillige Verfügungen auf den Pflichtteil 
geſetzt iſt, fo ſind ihm Erklärungen feines Prozeßbevollmächtigten, 
der die Verfügungen angreift, nicht ohne weiteres als eigener 
Ungehorſam anzurechnen.] 

Die Streitteile ſind Brüder; ſie und zwei Schweſtern ſind 
die einzigen Kinder der Eheleute G. F. und A. geb. W. Die 
Mutter ſtarb 1898, der Vater 1907. Die Eltern, die in alt⸗ 
münſteriſcher Gütergemeinſchaft gelebt haben, errichteten am 
3. Auguſt 1893 ein gemeinſchaftliches Teſtament; darin ſetzten 
ſie ſich gegenſritig zu Erben ein und als Erben in das beim 
Tode des Letztlebenden vorhandene Vermögen ihre 6 Kinder, 
und zwar die Kläger als „Haupterben“, während die anderen 
Kinder in Geld abgefunden werden ſollten. Sie beſtimmten 
ferner im 8 8, das Kind, das dieſes Teſtament oder andere 
von ihnen hinterlaſſene Verordnungen angreift und nickt gelten 
laſſen will, ſolle nichts weiter el3 den Pflichtteil in Geld er: 
halten. Nach dem Tode der Mutter trat der Vater die Erbſchaft 
an. Durch Vertrag vom 13. Januar 1904 übertrug er den 
Klägern ſein geſamtes Vermögen zum gemeinſchaftlichen Eigentum. 
Die Abfindung des Beklagten wurde auf 85 000 & feſtgeſetzt, 
aber durch nachträgliche Vereinbarung vom 3./4. Juli 1904 auf 
79 000 & ermäßigt, da er als Heiratskaution 6000 & erhalten 
habe. Dazu ordnete der Vater in den letztwilligen Verfügungen 
vom 13. Januar 1904 [§ 4] und vom 8. Februar 1906 (8 5] 
noch weiter an, der Beklagte ſolle, falls er den Vertrag an— 
fechten würde, auf den geſetzlichen Pflichtteil beſchränkt werden 
und müſſe ſich auf den Pflichtteil auch noch die Koſten ſeiner 
Ausbildung mit 15000 & anrechnen laſſen. Nach dem Ab— 
leben des Vaters zahlten die Kläger ihm 79 000 & aus. Im 
Februar 1910 erhob der Beklagte zwei Klagen gegen ſeine 
Brüder. Mit der erſten Klage [3 O. 74/10] verlangte er von 
den jetzigen drei Klägern Auskunft über den elterlichen Nachlaß. 
Die zweite Klage [3 0. 75/10] richtete er gegen die jetzigen 
Kläger H. und W. F. mit dem Antrage, ſie zur gemeinſchaſt— 
lichen Zablung von 6000 * zuſammen mit dem Kläger E. F. 
zu verurteilen; es handelte ſich bei ihr um die 6000 & Heirats- 
faution, die nach der Vereinbarung vom 3./4. Juli 190 von 
der urſprünglichen Abfindungsſumme von 85 000 & abgeſetzt 
worden war. Beide Klagen wurden rechtskräftig abgewieſen. 
Streit iſt nun, ob der Beklagte durch die Erhebung und 
Führung dieſer Klagen die letztwilligen Verfügungen ſeiner 
Eltern, insbeſondere ſeines Vaters angefochten habe und ſich 
deshalb auf den Pflichtteil beſchränken laſſen müſſe. Die Kläger 
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behaupten dies. Sie berechnen den Pflichtteil des Beklagten 
auf rund 55000 , kürzen ihn auf 34000 , indem fie von 
ihm die Heiratskaution von 6000 & und die Ausbildungskoſten 
mit 15 000 & abziehen und verlangen klagend die Zurück— 
zahlung der Abfindung von 79 000 &, abzüglich der 34 000.4, 
alſo 45 000 & nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit 1. Januar 1910. 
Das LG. erkannte durch das bedingte Endurteil vom 1. Oktober 
1914 auf einen Eid des Beklagten dahin, er habe den Rechts- 
anwalt Dr. C. lediglich beauftragt, aus dem ihm von ſeinen 
Brüdern gegebenen Zahlungsverſprechen klagbar zu werden, 
— ihm ſei vor Erlaß des Urteils nicht bewußt geworden, daß 
die Klage ſich auch auf die Ungültigkeit des Vertrags vom 
3./ 4. Juli 1904 gründete. Im Schwurfalle fol die Klage 
abgewieſen, im Weigerungsfalle die Klage dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt werden. Berufung und Reviſion der 
Kläger ſind zurückgewieſen. Gründe: 1. Zur erſten Klage 
3 0. 74/10 verneint das BG., daß der Kläger durch die 
Führung jenes Rechtsſtreits die elterlichen, insbeſondere die 
väterlichen Verfügungen angegriffen habe. Inſoweit iſt die 
Klage für unbegründet erachtet. Dies wird auch von der 
Reviſion nicht bemängelt. 2. Was dagegen die zweite Klage 
3 0. 75/10 betrifft, jo hat das BG. prozeßgerecht feſtgeſtellt, 
daß das Vorbringen des Beklagten allerdings objektiv eine 
Anfechtung der väterlichen Verfügungen enthält, indem er die 
Unwirkſamkeit des Vertrags vom 3./4. Juli 1904 geltend machte, 
um ſtatt der auf 79000 & ermäßigten Abfindung die urſprünglich 
vorgeſehene Abfindung von 85 000 & zu erhalten. Ihm reicht 
aber dieſer bloß äußere Tatbeſtand nicht aus, um ſchon 
daraufhin den Beklagten auf den Pflichtteil beſchränken zu 
können. Vielmehr nimmt es mit dem LG. in rechtsirrtumsſreier 
Auslegung der letztwilligen Verfügungen des Erblaſſers an, daß 
dieſer durch die Beſchränkung auf den Pflichtteil nur den 
Ungehorſam der von ihm Bedachten habe ſtraſen wollen, daß 
er alſo nur ſolche Anfechtungen ſeiner Verfügungen ahnden 
konnte und wollte, die mit Wiſſen und Willen des Beklagten 
ſelber geſchehen. Von dieſem Standpunkt aus hat das BG. 
unterſucht, ob der Beklagte, wie er behaupte, den Rechtsanwalt 
Dr. C. lediglich beauftragt hat, aus dem Verſprechen der 
Kläger auf Zahlung der 6000 & zu klagen und ob er von 
der durch Dr. C. dabei erfolgten Geltendmachung der Un— 
wirkſamkeit des Vertrags vom 3./4. Juli 1904 erſt nach Erlaß 
des Urteils Kenntnis erhalten hat. Den Nachweis für dieſe 
Behauptungen hat es nach eingehender Würdigung der Sachlage 
nicht für voll erbracht angeſehen und es daher bei dem vom 
LG. dem Beklagten zur Ergänzung ſeiner Beweisführung auf— 
erlegten richterlichen Eide belaſſen. Ob das BG. von der un— 
richtigen Annahme ausgeht, daß der Beklagte für feine 
Behauptungen den Beweis zu erbringen habe, iſt nicht ganz 
erſichtlich. An und für ſich ſind die Kläger, die den Beklagten 
auf den Pflichtteil beſchränken wollen, zur Begründung ihres 
Anſpruchs dafür beweispflichtig, daß der Beklagte die Ver: 
fügungen ſeines Vaters aus Ungehorſam angefochten, daß er 
alſo auch den Dr. C. beauftragt hat, den Vertrag vom 
3./ 4. Juli 1904 als unwirkſam anzufechten, ſowie daß er mit 
deſſen Prozeßfübrung nach dieſer Richtung einverſtanden war. 
Da aber eine Reihe von Umſtänden feſtgeſtellt find, die dafür 
ſprechen, daß der Beklagte auch mit der Geltendmachung der 
Unwirkſamkeit des Vertrags von 1904 einverſtanden war, fo 
konnte das BG. den an ſich den Klägern obliegenden Beweis 
zunächſt als geführt erachten und es dem Beklagten freilaſſen, 
durch ſeine aufgeſtellten Schutzbehauptungen den Vorwurf eines 
Ungehorſams gegen die väterlichen Verfügungen zu entkräften. 
Jedenfalls ſind die Kläger nicht dadurch beſchwert, daß dem 
Beklagten die Beweislaſt für ſeine Behauptungen auferlegt 
worden iſt. Die Reviſion greift jedoch die Erheblichkeit des 
Eides an, weil der Beklagte an die Erklärungen ſeines Stell: 
vertreters Dr. C. als ſeines Willensorgans ſoweit gebunden 
ſei, als ſie im Rahmen der ihm erteilten Vollmacht liegen, 
und zwar gleichviel, ob ſie den Anweiſungen des Beklagten 
ent⸗ oder widerſprochen haben ſollten. Die Rüge trifft nicht 
zu. — In Frage ſteht, ob der Beklagte in feiner Perſon 
Ungehorſam gegen die väterlichen Verfügungen betätigt hat. 
Erklärungen des Rechtsanwalts Dr. C., durch die dieſer den 
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Vertrag vom 3/4. Juli 1901 als unwirkſam angefochten und 
daraufhin die Zahlung der 6000 & beanſprucht hat, fallen 
daher den Beklagten als eigene Angriffe gegen den Vertrag 
nur dann zur Laſt, wenn ſie ſeinem eigenen Willen und 
Wiſſen entſprochen haben. Deshalb kommt es für die Frage 
des eigenen, perſönlichen Ungehorſamsverhaltens des Beklagten 
nicht darauf an, ob er etwa nach den Beſtimmungen der 
58 164, 166 BGB. über die Vertretung und des § 81 ZPO. 
über die Prozeßvollmacht auch an Willenserllärungen feines 
Prozeßvertreters gebunden iſt, die dieſer auftragswidrig und 
entgegen den erteilten Anweiſungen abgegeben hat. Es kann 
alſo dem Beklagten als eigener Ungehorſam, der die Bes 
ſchränkung auf den Pflichtteil nach ſich zieht, nicht zugerechnet 
werden, wenn der Rechtsanwalt C. dem ihm angeblich erteilten 
Auftrage, die Zahlung der 6000 & lediglich auf das Ver⸗ 
ſprechen der Kläger hin zu verlangen, zuwider gehandelt und die 

lage auf die Unwirkſamkeit des Vertrags vom 3./4. Juli 1904 
geſtützt hat. — Die Reviſion wirft dazu die Frage auf, ob 
dieſe Auffaſſung auch dann dem Beklagten zuſtatten käme, 
wenn er mit der auf die Anfechtung des Vertrags gegründeten 
Klage auf Zahlung der 6000 & obgeſiegt hätte. Aber 
auch in dieſem Falle würde das gleiche gelten. Denn ſolange 
der Beklagte von einem ſolchen ohne ſein Wollen und Wiſſen 
erſtrittenen Urteil keinen Gebrauch macht, insbeſondere nicht 
vollſtrecken läßt, kann von einem ſelbſt betätigten Ungehorſam 
des Beklagten gegen die väterlichen Verſügungen keine Rede ſein. 
F. u. Gen. w. F., U. v. 22. Juni 16, 70/16 IV. — Hamm. (L.] 


Handelsrecht. 


++ 13. Nachdem die Aktiengeſellſchaft mit dem urſprünglichen 
oder erhöhten Kapital in das Leben getreten iſt, kann derjenige, 
welcher alsdann Aktien gekauft hat, feine Beteiligungs erklärung 
wegen Irrtums, Betrugs oder Drohung anfechten.] 

Der Beklagte hat von der Gemeinſchuldnerin im Jahre 
1909 10000 & ihrer eigenen Aktien zum Kurſe von 109 Prozent 
käuflich erworben. Dieſe Aktien find mit dem Konkursausbruch, 
der im folgenden Jahre ſtatthatte, wertlos geworden. Nunmehr 
hat der Beklagte gegen die Gemeinſchuldnerin gemäß $ 45 
VörſG. Schadenserſaßanſprüche geltend gemacht, weil in dem 
von der Gemeinſchuldnerin ausgehenden Proſpekte, auf Grund 
deſſen die Aktien zum Börſenhandel zugelaſſen worden ſind, 
unrichtige, für die Beurteilung des Werts der Aktien erhebliche 
Angaben gemacht worden ſeien. Gegenüber der mit der Klage 
geltend gemachten, an ſich unbeſtrittenen Kontokorrentforderung 
von 10606 & 50 M hat der Beklagte feine Gegenforderung 
in gleicher Höhe zur Aufrechnung geſtellt. Das BG. hat die 
Klage abgewieſen. Die Reviſion des Klägers blieb erſolglos. 
Aus den Gründen: Die in der Entſcheidung RG. 71, 9717 
dargelegten Grundſätze, mit denen der erſte Senat von ſeiner 
früheren, in RG. 54, 128 16) und 62, 2919) ausgeſprochenen Auf⸗ 
faſſung abgewichen iſt, ſich aber mit dem in RG. 68, 309 20) für 
das Gebiet der Geſellſchaften m. b. H. eingenommenen Stand⸗ 
punkte des zweiten Senats im Einklang befindet, erachtet auch 
der jetzt erkennende Senat für zutreffend. Allgemein iſt zwar 
anerkannt, daß die Aktienzeichnungs erklärungen bei der 
Gründung der Geſellſchaft oder bei einer Kapitalserhöhung der⸗ 
ſelben der Anfechtung wegen Irrtums, Betrugs oder Drohung 
entzogen ſind und daß inſoweit die allgemeinen Grundſätze des 
BGB., ſowie die Vorſchriften des Börſengeſetzes über die Pros 
ſpekthaſtung nicht zur Anwendung gebracht werden dürfen. Die 
Rechtſprechung hat dieſen Grundſatz ohne ausdrückliche geſetzliche 
Beſtimmung aus der Erwägung abgeleitet, daß die Zeichnungs⸗ 
erklärungen als geſellſchaftliche, rechtspolizeiliche, der Allgemeinheit 
gegenüber vollzogene Vorgänge gelten, daß ſie die notwendige 
rechtliche und wirtſchaftliche Grundlage der Geſellſchaft als einer 
reinen a bildeten, und daß im Falle der Bus 
läſſigkeit der Anfechtung dieſer Erklärungen und der Wieder: 

17) JW. 1909, 433. Dieſe Entſcheidung wurde lebhaft von 
Veit Simon in 23. 1913, 11 ff. bekämpft, dagegen von Breit daſelbſt 
S. 337 ff. verteidigt. 

18) Neumann, Rſpr. 18119 ff. 

19) JW. 1908, 82. 

2) JW. 1908, 469; Neumann, Ripr. II 8 119 fl. 
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aufhebung derſelben dieſe Grundlage in Frage geſtcllt wäre. 
Gerade dieſer Grund, der bei den Zeichnungs erklärungen für 
den Ausſchluß der Anfechtung und der Schadenserſatzklagen 
gegen die Geſellſchaft maßgebend war, fehlt jedoch, wenn, 
nachdem die Aktiengeſellſchaft mit dem urſprünglichen oder er⸗ 
höhten Kapital in das Leben getreten iſt, der Umſatz der Aktien 
in Frage ſteht. [Wird weiter ausgeführt.] Die Reviſion macht 
weiterhin geltend, daß jedenfalls im Konkurſe der Aktien⸗ 
geſellſchaft die Aktionäre ihre Schadenserſatzanſprüche nicht in 
Gleichberechtigung mit den übrigen Gläubigern erheben könnten. 
Nirgends im Schrifttum findet ſich jedoch eine Bezeichnung der 
Vorſchrift der KO., die eine Anderung der Rechtslage für den 
Konkursfall ergeben könnte. Eine ſolche Vorſchrift beſteht nicht. 
Kein Zweifel beſteht endlich darüber, daß die in 8 45 BörſG. 
geregelte Proſpektshaftung ſich auch gegen die Altiengeſellſchaft 
ſelbſt richtet, wenn der Proſpekt von ihr ausgeht. Weder der 
Wortlaut noch die Geſchichte des Geſetzes ergibt ein Bedenken 
nach dieſer Richtung. In den Entſcheidungen RG. 40, 83; 
71, 97 iſt die Frage bejaht worden. Konkurs N. B. w. H., 
U. v. 2. Juni 16, 61/16 III. — Hamm. [B.] 

14. Cif⸗Klauſel bei Abladegeſchäften. Zufjolge dieſer 
Klauſel iſt der Abladehafen für die Erfüllungspflichten des 
Verkäufers jedenfalls inſoweit Erfüllungsort als es ſich um die 
Abergabe der verkauften Ware an den Käufer handelt.] 

Die Parteien haben im Mai 1914 den durch den beiderſeits 
unterſchriebenen Brief vom 26. Mai beurkundeten Verkauf 
geſchloſſen. Laut dieſem Briefe hat die Beklagte von der 
Klägerin ungefähr 150 Pikuls Swato⸗Gänſefedern zu 1,45 K 
für das Kilogramm. netto China Abladegewicht, Fracht 
und Verſicherung (cif) gekauft, und zwar eif Rotterdam, 
wohin die Ware von China im Juni oder Juli 1914 mit 
direktem oder indirektem Dampfer zu verladen war. Verſicherung, 
frei von 3 Prozent Beſchädigung, zuzüglich 10 Prozent imaginärem 
Gewinn, war von der Verkäuferin zu decken. Der in Rotterdam 
feſtgeſtellte Gewichtsverluſt, ſoweit er 2 Prozent überſtieg, ſollte 
von der Verkäuferin vergütet werden. Zahlung war durch 
Dreimonats⸗Bankrembours auf die Pfälziſche Bank in 
Frankfurt a. M. zu leiſten. Die Klägerin hat die Ware am 
18. Juli 1914 von Hongkong mit dem Dampfer Emden ab⸗ 
geſandt. Dieſer hat am 6. Auguſt des Krieges wegen den 
niederländiſchen Hafen Sabang angelaufen, wo er noch liegt. 
Klägerin hat am Tage der Abladung über den Kaufpreis von 
6577,09 & an die Order der Deutſch-Aſiatiſchen Bank einen 
drei Monate nach Sicht fälligen Wechſel auf die Pfälziſche 
Bank gezogen. Dieſer iſt der Traſſatin am 23. Januar 1915 
unter Angebot der Dokumente vorgezeigt worden. Die Pfälz iche 
Bank hat aber mangels Auftrags der Beklapten ihr Akzept 
verweigert, worauf der Wechſel am 4. März 1915 mangels 
Annahme proteſtiert worden iſt. Die Klägerin hat ferner für 
die Fortdauer der Verſicherung von Anfang Auguſt 1914 bis 
Ende März 1915 217,25 & bezahlt. Sie fordert mit der 
im Juni 1915 erhobenen Klage Zahlung des SKaufpreifes 
nebſt Zinſen vom 23. April 1915 und der gezahlten Verſicherungs⸗ 
prämie nebſt Zinſen vom 1. April 1915 und ferner Zahlung der 
laufenden Prämie von 88,88 & im Vierteljahr. Das CG. 
hat die Klage abgewieſen. Auf die Berufung der Klägerin 
hat das OLG. die Beklagte zur Zahlung des Kaufpreiſes nebſt 
Zinſen ſeit dem 23. April 1915 verurteilt, hinſichtlich der 
Verſicherungsprämie aber die abweiſende Entſcheidung des LG. 
beſtätigt. Die Beklagte hat Reviſion eingelegt. Die Klägerin 
hat mittels Anſchlußreviſion beantragt, die Beklagte auch zur 
Erſtattung der gezahlten und weiterlaufenden Verſicherungs⸗ 
prämie zu verurteilen. Die Reviſion blieb erfolglos, während 
die Anſchlußreviſion Erfolg hatte. Gründe: Das BG. hat 
den ſtreitigen Vertrag ohne Rechtsirrtum dahin ausgelegt, daß 
die Verkäuferin ihre Lieferpflicht durch Abladung vertraglicher 
Ware von China zu erfüllen und daß demgemäß die Beklagte 
als Käuferin die Gefahr des Transportes zu tragen hatte. 
Was insbeſondere die Verwendung der Cik-Klauſel bei Ablade⸗ 
geſchäften anlangt, ſo hat der Senat erſt vor kurzem in zwei 
Fällen [RG. 87, 134°) und II 71/16]*%) ausgeſprochen, daß 


21) JW. 1915, 1122. — 25) JW. 1916, 1018. 
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ufolge dieſer Klauſel nach allgemeiner Verkehrsauffaſſung der 

bladehafen für die Erfüllungspflichten des Verkäufers jeden⸗ 
falls inſoweit Erfüllungsort iſt, als es ſich um die Ubergabe 
der verkauften Ware an den Käufer handelt, und daß ſomit 
die Gefahr des zufälligen Untergangs oder einer zufälligen 
Verſchlechterung der Ware mit ihrer Auslieferung an den 
Schiffer auf den Käufer übergeht. Demnach kann es ſich nur 
darum handeln, ob etwa — wie die Reviſion dies geltend 
macht — Umſtände vorliegen, die trotzdem zu einem anderen 
Verſtändnis des Vertrages hinleiten müſſen. Dies iſt aber 
nicht der Fall. Daß als Ort der Abladung nicht ein beſtimmter 
Hafenplatz, ſondern China bezeichnet iſt, macht keinen Unterſchied. 
Ort der Leiſtung für den Verkäufer wurde auf Grund dieſer 
Beſtimmung der Haſen, den er für die Verſchiffung wählte; 
welche Wahl überdies tatſächlich eine beſchränkte war, da 
Den beſtimmter Herkunft den Gegenſtand des Kaufes bildeten. 
Der Vertrag ergibt auch keineswegs, daß die Gefahr des 
Verluſtes oder einer Verſchlechterung der Ware während der 
Seereiſe der Verkäuferin zur Laſt fallen ſollte. Die Beklagte 
ſollte grundſätzlich das Netto⸗China-Abladegewicht bezahlen. 
Wenn die Klägerin ſich verpflichtete, ein bei der Entlöſchung 
zu Rotterdam etwa feſtgeſtelltes Untergewicht, ſoweit es zwei 
Prozent überſtieg, zu vergüten, ſo erklärt ſich dies genügend 
aus dem Gedanken, daß ein höheres Untergewicht nicht wohl 
durch Schwund auf der Reiſe entſtehen konnte, ſondern auf 
ſchlechte Abladung zurückgeführt werden müßte. Eine Gewähr 
gegen teilweiſen Verluſt hat die Klägerin damit nicht über⸗ 
nommen. Ahnlich verhält es ſich mit der Gewähr gegen mehr 
als 30 Prozent Sand und Schmutz. Dieſe konnten nicht auf 
See in die Ware geraten. Klägerin garantierte alſo nur, daß 
eine um nicht mehr als 30 Prozent verunreinigte Ware abge⸗ 
laden werde. Die feſtgeſetzte Art der Bezahlung ſtimmt durch⸗ 
aus mit dem üblichen Sinne der Cif-Klaujel. Es war Drei⸗ 
monats⸗Bankrembours vereinbart. Die Beklagte ſollte alſo den 
von der Klägerin über den Kaufpreis gezogenen, drei Monate 
nach Sicht fälligen Wechſel gegen Tibergabe der Dokumente 
durch die von ihr genannte Bank, die Pfälziſche Bank zu 
Frankfurt, akzeptieren laſſen. Sie war verpflichtet, das Akzept 
gegen die Konoſſemente, alſo vor Eingang der Ware zu 
ſchaffen. Bei Fälligkeit des Wechſels konnte die Bank dem 
dritten Inhaber Einreden aus dem zugrunde liegenden Kauf: 
geſchäfte nicht entgegenhalten. Es kann alſo nicht die Rede 
davon ſein, daß die vereinbarte Art der Zahlung der Beklagten 
die Möglichkeit gelaſſen hätte, dem durch Bankakzept geſicherten 
Anſpruch auf den Kaufpreis Einreden wegen der Beſchaffenheit 
und Menge der Ware entgegenzuſetzen. Auch der Einwand, 
daß die Weiterbeförderung der Ware von Sabang der Klägerin 
obliege und von ihr nicht geleiſtet ſei, iſt unbegründet. Klägerin 
hatte die Ware auf ihre Koſten von dem chineſiſchen Hafen, 
den ſie wählte, nach Rotterdam zu verſchiffen und durfte gemäß 
der Abrede „Verladung per direckten oder indirekten Dampfer“ 
den Frachtvertrag auch ſo ſchließen, daß eine Umladung in 
einem Zwiſchenhafen vorgeſehen wurde. Sie genügte aber ihrer 
Vertragspflicht, wenn ſie die Ware auf Grund eines bis 
Rotterdam reichenden ordnungsmäßigen Frachtvertrages ablud. 
Spätere Störungen und Unterbrechungen der Reiſe ſind von 
ihr nicht zu vertreten. Es liegt ihr daher im Streitfalle, 
in dem der Transport wegen des Krieges hat unterbrochen 
werden müſſen, nicht ob, für die Weiterbeförderung zu ſorgen. 
Da demnach die Entſcheidung des BG. über die Forderung des 
Kaufpreiſes auf richtigem Verſtändnis des Vertrages beruht und 
alle hiergegen gerichteten Angriffe fi) als ungerechtfertigt er⸗ 
weiſen, jo konnte die Reviſion der Beklagten keinen Erfolg 
haben. Dagegen mußte die Anſchlußreviſion der Klägerin zur 
Aufhebung der Entſcheidung über die Verſicherungsprämien 
führen. Der Cit⸗Verkäufer iſt nicht verpflichtet, auf feine Koſten 
jede Verſicherung zu decken, die während der Reiſe vom Ablade⸗ 
plate zum Beſtimmungsorte nötig werden mag. Die Cif⸗Klauſel 
beſagt durch den Buchſtaben i (insurance), daß die Koſten der 
Verſicherung in den Kaufpreis eingeſchloſſen ſind. Darunter 
wird nur die handelsübliche Verſicherung gegen Seegefahr ver⸗ 
ſtanden, nicht jede etwa notwendig werdende Verſicherung, ine: 
beſondere nicht die Verſicherung gegen Kriegsgeſahr. Das iſt 
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bereits von dem früheren ROHGG. ausgeſprochen und ſteht 
ſeitdem in der Praxis des Handels und der Gerichte feſt. Im 
Streitfalle iſt noch beſonders beſtimmt, daß die Verkäuferin die 
Verſicherung frei von 3 Prozent Beſchädigung, plus 10 Prozent 
imaginärem Gewinn zu decken hatte. Indem ſie dieſe Verſiche⸗ 
rung auf ihre Koſten beſorgte, hat ſie ihrer Vertragspflicht genügt. 
Wie ſie für den Verlauf der Reiſe nicht einzuſtehen hatte, hat 
ſie auch die infolge der Unterbrechung der Reiſe notwendig 
gewordene weitere Verſicherung nicht zu tragen. Dieſe war 
vielmehr Sache der Beklagten. Die Entſcheidung des BG., 
welche dahin geht, daß die Klägerin auf Grund des Vertrages 
auch die weitere Verſicherung zu ihren Laſten hätte nehmen 
müſſen, war demnach als rechtsirrtümlich aufzuheben. In der 
Sache ſelbſt zu erkennen, war nicht möglich, weil weder die 
Höhe der gemachten Aufwendungen feſtſteht, noch das BG. ſich 
über den rechtlichen Grund des Anſpruchs, den die Klägerin 
anſcheinend auf die Vorſchriften über Geſchäftsführung ohne 
Auftrag ſtützen will, ausgeſprochen hat. Die Sache mußte 
deswegen in dieſem Umfange an die Vorinſtanz zurückverwieſen 
werden. B. & M. w. B. & Co., U. v. 12. Mai 16, 90/16 JI. 
— Frankfurt. (B.] 


Wechſelrecht. 

** 15. 1. Forderungen aus Wechſeln können nur unter 
Abergabe des Papieres wirkſam übertragen werden. — 2. Im 
Falle der Kolluſion iſt ein Urteil, das dem Inkaſſomandatar 
das Wechſelrecht abſpricht, für den Mandanten nicht bindend.] 

Aus den Gründen: 1. Da Forderungen aus Wechſeln 
ohne den Beſitz des Papieres nicht geltend zu machen ſind, 
können ſie auch nur unter Übergabe des Papieres wirkſam über⸗ 
tragen werden. Wie dies unter der Herrſchaft der früheren 
Geſetzgebungen einſtimmig angenommen wurde [vgl. RG. 3, 329; 
27, 377], ſo gilt es, als aus dem Weſen der Sache folgend, 
auch nach dem Inkrafttreten des BGB. Nur darüber gehen 
die Anſichten auseinander, ob auf eine ohne Übertragung des 
Wechſels erfolgte Abtretung der $ 409 BGB. Anwendung 
findet, ſo daß der Wechſelinhaber, wenn er die Abtretung dem 
Schuldner angezeigt hat, ſie bis zur Beibringung einer 
Zuſtimmungserklärung des Zeſſionars gegen ſich gelten laſſen 
müßte. Dies braucht jedoch im vorliegenden Falle nicht er⸗ 
örtert zu werden. Eine vorprozeſſuale Abtretungsanzeige hat 
die Beklagte nicht behauptet. — 2. Gewiß ſind Verfügungen 
des Inkaſſomandatars der Regel nach für den Mandanten 
bindend; auch für ein Urteil, das dem Mandatar das Wechſel⸗ 
recht abſpricht, iſt anerkannt, daß es der Mandant unter 
gewöhnlichen Umſtänden hinnehmen muß [vgl. RG. 36, 54; 
43, 42; 73, 309; 28) IW. 1911, 409 6]. Anders verhält es 
ſich aber im Falle der Kolluſion. Hat die Beklagte, indem ſie 
den Vergleich mit dem Inkaſſomandatar der Klägerin abſchloß 
und das Verſäumnisurteil gegen ihn erwirkte, durch welches 
die Zwangsvollſtreckung aus dem gegen die Beklagte im Wechſel⸗ 
prozeß ergangenen Urteile für unzuläſſig erklärt und der Inkaſſo⸗ 
mandatar verurteilt wurde, den Wechſel herauszugeben, den 
guten Sitten zuwider der Klägerin vorſätzlich Schaden zugefügt, 
ſo entzieht ihr der Grundſatz der Naturalherſtellung die Möglich— 
keit, ſich der Geſchädigten gegenüber auf den Verzicht oder das 
Urteil zu berufen [gl. SS 826, 249 BGB.]. Nach der Recht⸗ 
ſprechung des RG. beſteht kein Zweifel, daß die Klägerin durch 
Geltendmachung einer ſolchen „ nicht gegen 
die Rechtskraft des Urteils verſtößt [vgl. RG. 78, 3932 mit 
Nachweiſen]. J., G. m. b. H., Konkurs w. E., U. v. 6. Juni 16, 
62/15 II. — Berlin. (B.) 


Militärhinterbliebenengeſetz. 

* 16. 8 30 MHG. Wenn die Witwe eines verſtorbenen 
Offiziers ſich wiederverheiratet und dieſe Ehe für nichtig erklärt 
wird, ſo ſind ihre Verſorgungsanſprüche ſo zu behandeln, als 
wenn eine neue Ehe überhaupt nicht geſchloſſen wäre.] 

Die Klägerin, Witwe des im Jahre 1907 geſtorbenen 
Majors von S., heiratete im Januar 1910 den Schriftſteller W. 
Die Ehe wurde durch ein ſeit dem 26. April 1914 rechts⸗ 


25) SM. 1910, 652; Neumann, Ripr. 11 § 843 Erk. h. 
24) IW. 1912, 537. 
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kräftiges Urteil aus dem Grunde für nichtig erklärt, weil die 
Klägerin zur Zeit der Eheſchließung geſchäftsunfähig im Sinne 
des 5 104 Nr. 2 BGB. geweſen ſei [5 1325 BGB.]. Sie 
erhielt deshab ſeit dem 26. April 1914 wieder Witwengeld. 
Das Verlangen der Nachzahlung für die Zeit vom 1. Februar 
1910 bis zum 25. April 1914 lehnte der Beklagte ab. Die 


Klage wurde in erſter Sabary abgewieſen. Auf die Berufung 


der Klägerin wurde der Beklagte zur Nachzahlung verurteilt. 
Die Reviſion des [on iſt zurückgewieſen. Aus den 
Gründen: Nach $ 30 MHG. erliſcht das Recht auf den 
Deus des Witwengeldes mit dem Ablauf des Monats, 
in dem die Witwe ſich verheiratet. Da das Geſetz ſich nicht 
darüber ausſpricht, was als N im Sinne dieſer Be⸗ 
ſtimmung zu verſtehen iſt, muß auf die Vorſchriften des BGB. 
über die Eingehung der Ehe und ihre Gültigkeit zurückgegangen 
werden. Demzufolge muß angenommen werden, daß unter 
Verheiratung eine im Sinne des bürgerlichen Rechts gültige 
Eheſchließung zu verſtehen iſt. Die Frage des Einfluſſes der 
Nichtigkeit auf den Bezug des Witwengeldes kann nach dem 
Weſen der Nichtigkeit nur dahin beantwortet werden, daß, ſo⸗ 
bald dem Erforderniſſe der Nichtigkeitserklärung genügt iſt, der 
Anſpruch der Witwe ebenſo behandelt werden muß, wie wenn 
ſie eine neue Ehe überhaupt nicht geſchloſſen hätte. [Wird ein⸗ 
gehend ausgeführt.] Deutſches Reich w. Frau von S., U. v. 
20. Juni 16, 88/16 III. — Berlin. [L.) 


Höchſtpreisgeſetz vom 4. Auguſt 1914. 

17. Schadenserſatzklage wegen angeblich ungerechtfertigter 
ee von Gerſte. 

Auf Grund des Höchſtpreisgeſetzes vom 4. Auguſt 1914 
ſetzte das ſtellvertretende Generalkommando zu H. am 18. Auguſt 
1914 Höchſtpreiſe für Gerſte feſt. Die Klägerin, die damals 
856 565 kg Futtergerſte bei dem Spediteur J. M. in B. 
lagern hatte, verneinte die ihr durch M. übermittelte Anfrage 
des Amtshauptmanns W. in B., ob ſie bereit ſei, die Gerſte 
an die Landwirtſchaftskammern in Oldenburg und Hannover 
u dem feſtgeſetzten Höchſtpreiſe zu verkaufen. Daraufhin 

eſchlagnahmte das Großherzogliche Amt in B. am 24. Auguſt 
1914 die Gerſte auf Grund des § 2 HöchſtprG., weil die 
Klägerin ſich geweigert habe, ſie zu dem feſtgeſetzten Höchſtpreiſe 
u verkaufen, und überwies ſie gleichzeitig zu dieſem Preiſe 
en Landwirtſchaftskammern zu 2 und ? Bereits durch 
Verordnung vom 23. Auguſt 1914 hatte das ſtellvertretende 
Generalkommando die Feſtſetzung der Höchſtpreiſe wieder auf⸗ 
gehoben; die Benachrichtigung hiervon ging dem d a 
Oldenburgiſchen Staatsminiſterium am 24. desſelben Monats 
nachmittags zu und wurde von ihm durch Bekanntmachung 
vom 25. am 27. veröffentlicht. Die Gerſte der Klägerin wurde 
aber von den Landwirtſchaftskammern weiterveräußert. Die 
Klägerin begehrt nun Erſatz des ihr durch die Entziehung der 
Gerſte entſtandenen Schadens in Höhe von 20 257,03 m. Sie 
iſt in beiden Rechtszügen abgewieſen worden. Sie hat Reviſion 
erhoben, indes ohne Erfolg. Gründe: Das BG. ſieht den 
Klaganſpruch lediglich auf Grund des Oldenburgiſchen Geſetzes 
vom 22. Dezember 1908, betr. die Haftung des Staates und 
anderer Verbände für Amtspflichtverletzungen von Beamten bei 
Ausübung der öffentlichen Gewalt, an ſich für begründet an 
und gelangt zur Abweiſung der Klage, weil dem Amts— 
hauptmann W. eine fahrläſſige Amtspflichtverletzung nicht zur 
Laſt zu legen ſei. Die hiergegen erhobene Reviſion iſt nicht 
begründet. Die Reviſion macht zunächſt geltend, eine Weigerung 
der Klägerin, zu den feſtgeſetzten Höchſtpreiſen zu verkaufen, 
wie fie der § 2 HöchſtprG. vom 4. Auguſt 1914 lin feiner 
urſprünglichen Faſſung! nach Wortlaut und Begründung er⸗ 
fordere, habe nicht vorgelegen und von dem Amtshauptmann 
nicht als vorliegend erachtet werden dürfen, weil die Klägerin 
ſich nur geweigert habe, an die Landwirtſchaftskammern 
zu verkaufen, nicht dagegen, überhaupt zu den Höchſtpreiſen zu 
veräußern. Dieſer Angriff geht fehl. Ob der § 2 nach 
richtiger Auslegung der zuſtändigen Behörde das Recht zur 
Übernahme der betreffenden Gegenſtände und zu ihrem Verkaufe 
u den feſtgeſetzten Höchſtpreiſen nur dann gibt, wenn der 
eſitzer der Gegenſtände, wie in der Begründung geſagt iſt, 
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„auf deren Verkauf jetzt überhaupt verzichtet“, ſie „dem Verkauf 
entzieht“, bedarf hier keiner Entſcheidung. Auch im Falle der 
Bejahung dieſer Frage iſt die Klage abzuweiſen, wenn der 
Amtshauptmann ohne Verſchulden das Geſetz auf den gegebenen 
Fall für anwendbar erachten durfte, und das iſt mit dem 
BerR. anzunehmen. Die Faſſung des Geſetzes iſt keineswegs 
derart, daß jene Auslegung als allein möglich und die ab⸗ 
weichende Auffaſſung als ſchuldhaft 1 wäre. Mit 
Recht weiſt das BG. daraufhin, daß die geſetzliche Beſtimmung 
ihre Bedeutung verlieren und ihr Zweck vereitelt werden könnte, 
wenn der Beſitzer den Verkauf mit der Begründung weigern 
dürfte, er wolle nur an den als Käufer Vorgeſchlagenen nicht 
veräußern, nicht aber den Verkauf zu den Höchſtpreiſen überhaupt 
verweigern. Außerdem hat die Klägerin auf die Frage des 
Amtshauptmanns, ob ſie die Gerſte zu dem feſtgeſetzten Höchſt⸗ 
preis an die Landwirtſchaftskammern verkaufen wolle, nicht 
etwa erwidert, ſie ſei zu deren Verkaufe zu dem Höchſtpreiſe 
bereit, aber nicht an die Landwirtſchaftskammern, ſondern an 
ihre Kunden; ſie hat vielmehr die Anfrage ſchlechthin verneint. 
Der Amtshauptmann hatte daher keinen Anlaß, der Frage 
näherzutreten, ob die Vorausſetzung des § 2 auch dann 
gegeben ſei, wenn der Beſitzer ſich auf die Aufforderung bereit 
erklärte, zu dem Höchſtpreis an einen anderen als den Vor⸗ 
geſchlagenen zu verkaufen. Die Reviſion wendet ſich ferner 
gegen die Ausführung des Ber R., der Amts hauptmann habe 
die geſprächsweiſe gemachte Außerung des O. über eine Mit⸗ 
teilung aus dritter Hand, daß das Generalkommando die 
Höchſtpreiſe für Gerſte wiederaufgehoben habe, nicht zu berück⸗ 
ſichtigen brauchen. Auch dieſer Angriff iſt nicht e 
Der Amtshauptmann hatte ſich an die ihm amtlich bekannt⸗ 
gegebenen Beſtimmungen bis zu der 55 en Bekanntmachung 
ihrer Wiederaufhebung zu halten. ie Mitteilung, daß die 
erſt am 18. erlaſſene Beſtimmung bereits am 24. wieder⸗ 
aufgehoben ſei, trug, auch abgeſehen davon, daß ſie ihm 
eſprächsweiſe aus dritter Hand zuging, nach ihrem Inhalte 
eineswegs den Stempel der Glaubwürdigkeit an ſich, daß ſie 
ihn zu Nachforſchungen verpflichtete. P. & H. w. Oldenburgiſchen 
Staat, U. v. 27. Juni 16, 100/16 III. — Oldenburg. B.] 


Zivilprozeßordnung. 

18. Unbegründetheit der Einrede des Schiedsvertrages, 
weil der zum Schiedsrichter Berufene zum Heere eingezogen 
worden iſt.] +) 

Aus den Gründen: Ein Wegfall „aus einem anderen 
Grund“ im Sinne des $ 1033 Nr. 1 ZPO. iſt nicht nur dann 
anzunehmen, wenn es, gleich wie im Fall des Todes, unwider⸗ 
ruflich feſtſteht, daß der zum Schiedsrichter Ernannte für alle 
Zeiten nicht mehr in der Lage ſein wird, die ihm übertragene 
Tätigkeit auszuüben, ſondern es muß mit Rückſicht auf den von 
den Parteien offenſichtlich mit ihrer Abrede verfolgten Zweck, 
die Entſcheidung ihrer Rechtsſtreitigkeit unter Ausſchluß des 
ordentlichen Rechtsweges durch den Ausſpruch eines Schieds⸗ 


Zu 18. Die Entſcheidung iſt von großer praktiſcher Bedeutung, 
da der Fall, den das RG. entſchieden hat, recht häufig ſein dürfte. 
Es iſt daher erfreulich, daß dieſe zweifelhafte Frage nunmehr klar und 
— wie hinzugefügt werden darf — in einer den Bedürfniſſen der 
Praxis durchaus entſprechenden Weiſe gelöſt iſt. Dem Geſichtspunkte, 
daß die Einziehung zum Heer den Eingezogenen an der Ausübung 
ſeiner beruflichen Funktionen behindert, iſt auch ſonſt Rechnung zu tragen. 
Mit Recht iſt daher die bevorſtehende Einziehung eines Zeugen von der 
überwiegenden Mehrzahl der Gerichte als ein Grund „zur Sicherung 
des Beweiſes“ angeſehen worden. Unbegreiflicherweiſe haben manche 
Gerichte — allerdings nur vereinzelte — hiergegen Bedenken getragen, 
„weil die Vernehmung des Eingezogenen durch das zuſtändige Kriegs⸗ 
gericht noch möglich wäre“. Die Gerichte unterſchätzen anſcheinend die 
Schwierigkeiten derartiger Vernehmungen und den militäriſchen Geſichts⸗ 
punkt, daß dieſe Vernehmungen tunlichſt auf das geringſte Maß zu be⸗ 
ſchränken ſind, ganz abgeſehen von dem Geſichtspunkt, daß aus be⸗ 
dauerlichen Gründen immer mit der Gefahr des Wegfalls der Möglich: 
keit, den Zeugen zu vernehmen, zu rechnen iſt. Hoffentlich geben die 
der vorliegenden Reichsgerichtsentſcheidung zugrunde liegenden zutreffen⸗ 
den Geſichtspunkte auch hier den Gerichten, die bisher dieſe Praxis übten, 
Veranlaſſung, ihre Auffaſſung einer nochmaligen Nachprüfung zu 
unterziehen. 


45. Jahrgang. 


gericht? auf eine einfachere und rafchere Weiſe herbeizuführen, 
als Inhalt der geſetzlichen Vorſchrift angeſehen werden, daß 
ein Schiedsrichter ſchon dann als „weggefallen“ zu gelten hat, 
wenn ihm die Ausübung der ſchiedsrichterlichen Tätigkeit aus 
irgendeiner Urſache für eine nicht abſehbar lange Zeit un⸗ 
möglich geworden iſt. Auch das vom BG. angezogene, in dem 
Steinſchen Kommentar zur ZPO. angeführte Beiſpiel des Weg⸗ 
falls aus einem anderen Grund — die dauernde körperliche 
Erkrankung — dürfte wohl vom Verfaſſer dahin gemeint ſein, 
daß eine dauernde Erkrankung ſchon dann vorliegt, wenn das 
Ende der vorausſichtlich längere Zeit anhaltenden Erkrankung 
nicht abzuſehen iſt. Im vorliegenden Fall ſteht nun unter den 
Parteien der Wegfall des einen der beiden, nach der Darſtellung 
der Beklagten zu Schiedsrichtern berufenen Inhaber der Firma 
J. F. M. & Sohn feſt. Sie ſtreiten nur darüber, ob der andere 
Inhaber, Fritz M., durch ſeine Einziehung zum Heere für eine 
ſolche längere, ungewiſſe Zeit an der Ausübung der ſchieds⸗ 
5 Tätigkeit derart verhindert iſt, daß auch er als 
weggefallen im Sinne des 8 1033 Nr. 1 zu 0 ten hat. Das 
iſt im Gegenjat zum Bert. anzunehmen. Nach der eigenen 
Angabe des beklagtiſchen Vertreters befand ſich Fritz M. zur 
Zeit des Erlaſſes des BU. bei dem in Belgien ſtehenden Land⸗ 
ſturm. Von einer ſolchen in Feindesland ſtehenden Militär⸗ 
perſon iſt mit Rückſicht darauf, daß ſie zu jeder Zeit und in 
jeder Richtung lediglich zur Verfügung ihrer Vorgeſetzten zu 
ſtehen hat, bis zum Nachweis von für das Gegenteil ſprechenden 
beſonderen Umſtänden anzunehmen, daß ſie durch dieſe ihre 
militäriſche Gebundenheit für die nicht abſehbare Zeit des 
Krieges an der von den Parteien zu erwartenden pflichtmäßigen 
Ausübung des Schiedsrichteramtes tatſächlich verhindert iſt, und 
war ohne Rückſicht auf die größere oder geringere Schwierig⸗ 
keit der zu 5 Entſcheidung. Die Beklagte hat trotz 
ausdrücklicher Aufforderung keinerlei Umſtände auch nur be⸗ 
haupten können, aus denen zu folgern wäre, daß Fritz M. aus⸗ 
nahmsweiſe bei ſeiner militäriſchen Stellung an der Fällung 
des Spruchs nicht gehindert wäre. K. & L. w. 8 N. & Co., 
U. v. 6. Juni 1916, 100/16 VII. — Hamburg. (B.] 


b) Strafſachen. 
Berichtet von Juſtizrat Dr. Kallir, Leipzig. 


* 1. [StGB. 8 141. Teilnahme an Deſertion.] Ein 
unausgebildeter Landſturmpflichtiger, der der Aufforderung zur 
Geſtellung bei dem Muſterungs⸗ und Aushebungsgeſchäft keine 
Folge leiſtet, begeht keine Fahnenflucht im Sinne von Mil StGB. 

3 68, 69, weil noch keine Einberufung zum Dienſt vor: 
liegt. Eine Teilnahme Dritter hierbei kann daher nicht nach 
StGB. 8 141 als Teilnahme an Deſertion beſtraft werden. 
Wohl aber macht ſich der Landſturmpflichtige des 18 0 
gegen einen Befehl in Dienſtſachen ſchuldig (Mil StGB. 88 92, 
113), und an dieſer Straftat iſt Teilnahme Dritter in der 
Form der Anſtiftung, Beihilfe und Begünſtigung möglich. 
(u. v. 13. Y. 16, I 322/16.) 

2. [StGB. 5 141. Beförderung der Deſertion. Die 
Leiſtung muß auf das Gelingen der Tat abzielen. Abſendung 
von Geldunterſtützungen an den Fahnenflüchtigen ſind nicht 
unter allen Umſtänden Beförderung der Defertion.] In dem 
angefochtenen Urteil wird einwandfrei nachgewieſen, daß der 
Sohn des Angeklagten als deutſcher Soldat im Januar 1912 
fahnenflüchtig wurde und es bis zum Jahre 1914 war und 
noch iſt. Seine Entfernung von dem Truppenteil, dem er als 
Einjährig⸗Freiwilliger angehörte, ſcheint nach den Urteilsfeſt⸗ 
ſtellungen ohne Kenntnis und gegen den Willen des Angeklagten 
erfolgt zu ſein. Demnächſt hat der Angeklagte, obwohl er 
wußte, daß ſein Sohn in der Abſicht, ſich dauernd dem Dienſt 
im deutſchen Heere zu entziehen, in Frankreich blieb, dieſem, 
auf ſein Nachſuchen um Auslieferung des von der Mutter er⸗ 
erbten Vermögens, aus den Beſtänden des letzteren monatlich 
Geldbeträge von 200 „ zukommen laſſen, um ihm die Fort⸗ 
ſetzung ſeiner Studien zu ermöglichen; er hat ihm weiter die 
gewerbliche Verwertung einer für ihn angekauften Erfindung 
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übertragen. Nach der nicht widerlegten Behauptung des Ver⸗ 
teidigers Den dieſe Zuwendungen allerdings erſt erfolgt ſein, 
nachdem der Angeklagte durch Bitten und Drohungen ſeinen 
Sohn zur Rückkehr zu beſtimmen verſucht und ſich von der 
Ausſichtsloſigkeit dieſes Unternehmens überzeugt hatte. Das 
Urteil gibt dafür keine Unterlage, erwähnt übrigens nicht ein⸗ 
mal, in welchem Zeitpunkt die vorerwähnten Zuwendungen 
erfolgt ſind, wann insbeſondere die monatlichen Zuſchüſſe be⸗ 
gonnen haben. Da die Fahnenflucht als Dauervergehen zu 
2 bat, ſonach die Beförderung des Fernbleibens des 
ahnenflüchtigen von der Truppe unter das Strafgeſetz fällt 
(vgl. RES. 38, 417 und insbeſondere 49, 275, wodurch erſt 
die entgegenſtehende Entſcheidung RGSt. 6, 7 wirkſam auf⸗ 
gegeben wird), fo wäre die Verurteilung des Angeklagten dann 
nicht zu beanſtanden, wenn ausreichend nachgewieſen wäre, daß 
die Verabfolgung der erwähnten Unterſtützungen als Beförde⸗ 
rung des Unternehmens des Fahnenflüchtigen, ſich durch ſein 
an auch weiterhin und dauernd der Erfüllung der 
Dienſtpflicht zu entziehen, erfolgt wäre, alſo zu dem Zweck, 
die Durchführung dieſes Unternehmens zu ermöglichen oder zu 
erleichtern. Im Urteil iſt in dieſer Beziehung nicht mehr ge⸗ 
Ar als daß der Angeklagte „bei den Unterſtützungen die 
Abſicht. hatte, die Exiſtenz ſeines Sohnes ſicherzuſtellen, 
und damit zugleich die Folge ſeiner Handlungen, daß dem 
Sohn hierdurch das Fernbleiben von ſeinem Truppenteil er⸗ 
a erleichtert wurde, in feinen Vorſ Ri eingefejloften hatte“. 

ieſe Feſtſtellung genügt nicht, um die nterlage für die An⸗ 
nahme einer vorſätzlichen „Beförderung“ der Deſertion zu 
bilden. Aus dieſem Begriff 5 ſich notwendig, daß nur 
eine ſolche Unterſtützung eines Deferteurs im Geſetz bedroht iſt, 
die in Beziehung zu der Fahnenflucht als Straftat ſteht, die 
gerade darauf abzielt, den Zweck verfolgt, die Ausführung 
dieſer Tat zu ermöglichen oder leichter und günſtiger zu ge⸗ 
ſtalten. Das trifft auf ſolche Unterſtützungen nicht zu, die dem 
Fahnenflüchtigen — ſei es immerhin während der Fortdauer 
ſeines ſtrafbaren Verhaltens — zu dem Zwecke gewährt werden, 
um ohne Rückſicht auf ſeine Straftat und ohne Beziehung zu 
dieſer, namentlich auch ohne erkennbare Rückwirkung auf die 
Möglichkeit ihrer Ausführung und Fortſetzung, das allgemeine 
perſönliche Fortkommen des Deſerteurs günſtiger geſtalten, ſeine 
Zukunft ſichern ſollen. Durch Begehung der Fahnenflucht wird 
der Deſerteur nicht recht⸗ und friedlos, nicht jeder erkehr mit 
ihm, nicht jede Siber 8 die ihm perſönlich zuteil wird, iſt 
verboten und ſtrafbar. Sowenig der Fahnenflüchtige — ab⸗ 
geiehen von den Wirkungen der ihm gegenüber zugelaffenen 
eſchlagnahme — Einbuße an ſeinen Vermögensrechten er⸗ 
leidet, ſo wenig kann namentlich die von einem Dritten ge⸗ 
ſchuldete Erfüllung ſeiner e wenn ſie den geſetz⸗ 
lichen Sicherungsmaßnahmen gegenüber möglich iſt, den Leistenden 
ſtrafbar machen, vorausgeſetzt, daß nicht eben die Leiſtung die 
Beförderung der Tat bezweckt, alſo — denn das iſt der Inhalt 
des Begriffs ſowohl der Beihilfe wie der Beförderung — auf 
das Gelingen dieſer Tat gerade abzielt. Solche Unter⸗ 
ſtützungen, ſeien es Almoſen Mildtätiger, ſeien es die in Er⸗ 
füllung rechtlicher oder natürlicher Verbindlichkeiten Angehörigen 
gewährten Unterhaltsbeiträge, die für die Tat als ſolche, für 
das Fernbleiben von der Truppe oder Dienſtſtellung nicht 


ER werden und nach dem Willen des Gebenden nicht 
urſächlich werden ſollen, ſind nicht ſtrafbar, ſie gehören nicht 
zu den Beſtandteilen der Tat, mittels deren die Militärhoheits⸗ 


rechte verletzt werden, mögen ſie immerhin der Perſon eines 
ſtrafbaren Täters zugute kommen. Iſt das Fernbleiben des 
Deſerteurs ſchon anderweit geſichert, hat er nach ſeinen Ver⸗ 
hältniſſen bereits freie Wahl, ob er zu ſeinem Truppenteil 
en will oder nicht, nötigt ihn das Ausbleiben der 
e nicht zur Rückkehr und vermag es ſeine darauf 
bezügliche Entſchließung überhaupt nicht zu beeinfluſſen, weiß 
das alles derjenige, der die Unterſtützung gewährt, hält er die 
Rückkehr auch für den Fall der Nichtgewährung für aus⸗ 
geſchloſſen, ſteht ſein Handeln danach überhaupt nicht mehr in 
Beziehung zur Tat, die er nicht fördern will und deren Auf⸗ 
hören er von der Vorenthaltung der Unterſtützung nicht erwartet, 
ſo enthält die Gewährung der Unterſtützung ſchon dem äußeren 
i 151* 
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Vorſatz nicht auf widerrechtliche Beeinträchtigung des elterlichen 


Tatbeſtand nach keine Förderung der Straftat, noch weniger iſt 
ſie als ſolche gewollt. Die Wi en ſchließen nicht 
aus, daß die Sachlage im vorliegenden Fall ſo geſtaltet war. 
Wenn der Angeklagte, der von der unerlaubten Entfernung 
ſeines Sohnes keine Kenntnis hatte und demnächſt nach Er⸗ 
mittlung ſeines Aufenthalts ihn angeblich erfolglos zur Rück⸗ 
kehr aufgefordert haben ſoll, in dem — nicht feſtgeſtellten — 
Zeitpunkt, in dem ſeine Unterſtützungen begannen, den Fahnen⸗ 
flüchtigen verhältnismäßig geſichert im Ausland untergebracht 
wußte, und wenn ihm bekannt war, daß er, auch wenn ihm 
die Fortſetzung ſeiner Studien durch die väterlichen Zuſchüſſe 
nicht erleichtert und der Erwerb durch Verwertung der Erfin⸗ 
dung nicht ermöglicht wurde, trotzdem nicht genötigt ſei, zu 
ſeinem Truppenteil zurückzukehren, und daß er ſich dazu auch 
freiwillig im Hinblick auf das Ausbleiben dieſer Unterſtützungen 
nicht entſchließen würde, ſo hat er dadurch, daß er unab⸗ 
hängig hiervon ihm „ſeine Exiſtenz“ durch Gewährung einer 
beruflichen Ausbildung „ſicherzuſtellen“ unternahm, an dem 
Verbrechen der Verletzung der Militärhohritsrechte des Reichs 
keinen Anteil. Nicht die Fahnenflucht als ſolche hat er ge⸗ 
fördert, ſondern in Erfüllung feiner rechtlichen oder natürlichen 
Pflichten ſeinem Sohn Geldmittel zur Verfügung geſtellt, deren 
Vorenthaltung deſſen Fernbleiben von der Truppe auch nicht 
unmöglich gemacht oder derart erſchwert hätte, daß der Sohn 
ſich zur Rückkehr entſchloſſen hätte. (U. v. 13. 7. 16, 1331/16.) 
3. [StGB. $ 235. Kinderraub, äußerer und innerer 
Tatbeſtand, Irrtum.]! I. Die äußere Handlung, die von der 
Vorſchriſft des StGB. § 235 getroffen wird, iſt einwandfrei 
feſtgeſtellt. Sie erfordert nur, daß das minderjährige Kind dem 
Inhaber der Erziehungsgewalt, dem Vater, durch Liſt entzogen 
worden iſt. Nach dieſer Richtung werden auch von der Reviſion 
der Staatsanwaltſchaft keine Angriffe erhoben. Zum äußeren 
Tatbeſtand gehört aber weiter, daß dieſe Entziehung das Recht 
der elterlichen Gewalt des Vaters des entführten Kindes verletzt, 
deſſen Schutz in erſter Linie das Verbot der Entziehung nach 
StGB. 8 235 ſchützen will, RGSt. 18, 273; 24 S. 133 (138); 
48 S. 325 (326). Daß die Angeklagte dieſes Recht auch nur objektiv 
verletzt habe, wird von der Strafkammer mit unzureichender Be⸗ 
gründung verneint. Nach BGB. SS 1627 und 1631 hat in erfter 
inie der Vater kraft feiner elterlichen Gewalt das Recht, den 
Aufenthalt ſeines Kindes zu beſtimmen. Daß er in Ausübung 
dieſes Rechts ſeinen Sohn i ſich nahm und nicht der von 
ihm getrennt lebenden Angeklagten, ſeiner Ehefrau, mit der er 
wegen eines ihr zur Laſt gelegten Ehebruchs in Scheidung lag, 
überließ, verſtieß ſonach nicht gegen die ihm zuſtehenden Befugniſſe, 
und daß darin ein Mißbrauch ſeines Rechts gelegen habe, wird 
nach den Feſtſtellungen des Urteils von der Angeklagten ſelbſt 
gar nicht behauptet, es iſt auch von der Strafkammer nichts 
feſtgeſtellt worden, aus dem entnommen werden könnte, daß die 
Beſtimmung des Angeklagten, ſein Sohn ſolle bei ihm ſeinen 
Aufenthalt haben, einen Mißbrauch ſeines elterlichen Rechts 
enthielte. Damit entfällt aber ohne weiteres die Annahme des 
Urteils, daß die Handlung der Angeklagten, inſoweit ſie den 
Aufenthalt des Kindes änderte und es aus der Gewalt des 
Vaters nach dem Ausland verbrachte, wo er ſie nicht betätigen 
konnte, keinen objektiv unberechtigten Eingriff in das Recht des 
Vaters enthielt. Die Bezugnahme des Urteils auf RGZ. 55 
S. 419/421 iſt inſofern verfehlt, als es ſich dort gerade darum 
handelte, daß die Beſtimmung des Aufenthalts ſelbſt ſeitens des 
Vaters ſich als mißbräuchliche Ausübung ſeines Rechts aus 
BGB. § 1631 darſtellt. Hier aber handelt es ſich nur um 
die davon völlig verſchiedene Unterbindung des perſönlichen 
Verkehrs der Angeklagten mit dem Sohne. II. Auch die 
hilfsweiſe vom Gericht getroffene Verneinung des Vorſatzes 
der Angeklagten iſt nicht ausreichend begründet und nicht 
unbeeinflußt geblieben von der irrigen Auffaſſung über die 
objektive Rechtsverletzung. Ein Irrtum im Sinne von StGB. 8 59 
würde nur dann bei der Angeklagten anzunehmen ſein, wenn 
ſie geglaubt hätte, nach den Vorſchriften des BGB. ein 
Recht zu haben, auf Grund der auch ihr zuſtehenden elterlichen 
Gewalt entſcheidend den Aufenthalt ihres Kindes an Stelle 
des Vaters zu beſtimmen und deſſen elterliche Gewalt über 
das Kind zu verdrängen. Nur dann würde bei ihr der 


Rechts ihres Ehemannes bei der Wegführung ihres Sohnes 
gegangen ſein und das Bewußtſein von dem zum Vergehen 
nach StGB. 5 235 allerdings gehörigen Tatumſtand der 
rechtswidrigen Entziehung aus der väterlichen Gewalt fehlen, 
RGSt. 48 S. 325 (327). Daß fie ſich in dieſem Irrtum 
befunden hat, ergeben aber die Feſtſtellungen des Urteils nicht 
mit Sicherheit. Die Angeklagte hat geltend gemacht, „ſie habe 
angenommen, dasſelbe Recht an ihren Kindern zu haben wie 
ihr Mann“. Selbſt wenn ſie hiernach ſich über die überwiegende 
Stellung ihres Ehemannes, bei Meinungsverſchiedenheiten den 
Ausſchlag zu geben, alſo über ein durch BGB. § 1634 geord⸗ 
netes Recht, geirrt hätte, würde aus ihrer eigenen Darſtellung 
noch nicht folgen, daß ſie ſich auf Grund irrig verſtandener 
Sätze des bürgerlichen Rechts ein ausſchließliches Beſitzrecht 
an ihrem Sohne beilegte. Vielmehr machte ſie damit nur einen 
gemeinſchaftlichen Beſitz geltend. Es war zu prüfen, ob ſie 
ſelbſt von dieſer Annahme aus wirklich angenommen hat, trotz dem 
hiernach auch ihrem Ehemann zugeſtandenen Mitbeſitz befugt 
geweſen zu ſein, dieſen ganz zu verdrängen und ſich in den 
ausſchließlichen Beſitz des Kindes zu ſetzen, RG St. 48, 427. 
Wenn ſie ſodann nur das Recht für ſich in Anſpruch nimmt, 
ihren Sohn „dann und wann zu ſehen“, fo beruft fie ſich nur 
auf das ihr zuſtehende Recht des perſönlichen Verkehrs mit 
dem Kinde, unbeſchadet des Rechts ihres Ehemannes, deſſen 
Aufenthalt zu beſtimmen. Sie nimmt damit alſo ein ihr aus⸗ 
ſchließlich e Recht, das ſie zum alleinigen Beſitz 
und zur Entziehung des Kindes aus der väterlichen Wohnung 
befugte, gar nicht in Anſpruch. Damit entfällt aber die Annahme 
der Strafkammer, daß die Angeklagte geglaubt habe, es ſtehe 
ihr nach bürgerlichem Recht eine Befugnis zu, den Sohn 
der väterlichen Gewalt zu entziehen. III. Die Strafkammer 
verkennt aber überhaupt die Bedeutung der von der Angeklagten 
nach den gegenwärtigen Feſtſtellungen vorgebrachten Ein⸗ 
wendungen. Die Angeklagte macht geltend, ihr Ehemann habe 
das ihr neben ihm zuſtehende Recht auf perſönlichen Verkehr 
mit ihrem Kinde wiederrechtlich verletzt und ſie habe „deshelb 
geglaubt, ſich ſelbſt helfen zu können und aus dieſem 
Grunde ihren Knaben in der geſchilderten Weiſe an 
ſich genommen“. Damit beruft ſie ſich aber auf ein Doppeltes: 
einmal darauf, daß die Entziehung und Wegführung ihres 
Kindes durch Notwehr im Sinne von StGB. § 53 geboten 
war, um die von ihrem Ehemann verübte Beeinträchtigung ihres 
Rechts auf perſönlichen Verkehr abzuwenden; ſodann darauf, 
daß fie in erlaubter Selbſthilfe nach BGB. § 229 
gehandelt habe. Nach erſterer Richtung iſt das Gericht in eine 
Prüfung überhaupt nicht eingetreten, nach letzterer unzureichend. 
Zunächſt fragt es ſich für die Betttelung, ob Notwehr vorliegt, 
ob der Ehemann ſich der Angeklagten gegenüber überhaupt einer 
widerrechtlichen Verletzung eines ihr zuſtehenden Rechts ſchuldig 
e hat, die zur Abwehr berechtigte. Die Befugnis der 

ngeklagten, mit ihrem Kinde perſönlich zu verkehren, Net ich 
allerdings als ein unentziehbares Recht dar, das in dem neben 
dem Vater während der Dauer der Ehe der Mutter zuſtehenden 
Recht, für die Perſon des Kindes zu forgen, enthalten iſt, 
RG. 64 S. 47, 50.1) Behält die Mutter ſogar nach der 
Scheidung dieſes Recht, auch wenn ihr im übrigen die Sorge für 
das Kind entzogen iſt, ſo hat ſie es erſt recht, wenn die Ehe noch 
beſteht. Gleichwohl wird nicht auszeſchloſſen, daß dieſes Recht der 
Ausübung nach aus beſonderen Gründen vorübergehend beſchränkt 
und der perſönliche Verkehr unterſagt werden kann. Dies iſt 
im Falle des BGB. § 1636 für die vom Vormundſchaftsgericht 
zu treffende Regelung bei den Beratungen in der Kommiſſion 
über den Entwurf des BGB. ausdrücklich anerkannt worden 
(Prot. IV, 449), und dieſelbe Befugnis muß bei beſtehender 
Ehe auch dem Ehemann nach BGB. $ 1634 Satz 2 zugebilligt 
werden. Es kann ſich deshalb nur fragen, ob die vom Ebe⸗ 
mann getroffene Unterſagung des Verkehrs ſich als ein Miß— 
brauch feines Rechts aus BGB. 8 1634 Satz 2 darſtellt, die 
Angeklagte deshalb gemäß BGB. 8 1354 Abſ. 2 dieſer Ent 
ſcheidung nicht zu folgen brauchte. Denn daß auch einer ſolchen 
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Entſcheidung gegenüber die Berufung auf BGB. § 1354 Abſ. 2 
zuläſſig iſt, iſt vom RGZ. 55, 429 anerkannt. Hatte der Ehe⸗ 
mann der Angeklagten beſondere Gründe, die ſeine Unterſagung 
des Verkehrs nicht als Mißbrauch ſeines Rechts erweiſen, ſo 
war von vornherein ein rechtswidriger Angriff auf das der 
Angeklagten zuſtehende Recht zum perſönlichen Verkehr mit 
ihrem Kinde ausgeſchloſſen. Die Strafkammer hat nun jedoch 
angenommen, daß für den Ehemann im Verhalten der An⸗ 
geklagten kein rechtfertigender Grund vorlag, inſoweit alſo die 
Unterſagung des Verkehrs einen Mißbrauch und eine Be— 
einträchtigung ihres Rechts bedeutete. Zu einer näheren Be⸗ 
gründung ihrer Auffaſſung war fie nach StPO. 8 266 nicht 
verpflichtet. Dann aber war immer noch feſtzuſtellen, ob die 
Entziehung des Kindes aus der Gewalt des Vaters erforderlich 
war, um das Recht zum perſönlichen Verkehr gegen ſeine 
Beeinträchtigungen zu ſichern. Dies würde nur dann der Fall 
geweſen ſein, wenn anders als durch die Verdrängung des 
väterlichen Beſitzes ein ſolcher Verkehr nicht zu ermöglichen 
geweſen wäre. Daß die Angeklagte zunächſt ſelbſt dieſer Meinun 
erſichtlich nicht geweſen iſt, erhellt ſchon daraus, daß ſie ſich 
an das 5 gewendet hat. Das Urteil ſagt 
über den ablehnenden Beſcheid nur, daß das Vormundſchafts⸗ 
gericht erklärt habe, „nichts tun zu können“, ohne die weitere 
vom Vormundſchaftsgericht gegebene Begründung der Ablehnung 
anzuführen. Es kann unerörtert bleiben, ob die Ablehnung im 
Hinblick auf die Zuſtändigkeit des Eherichters nach ZPO. 8 627 
erfolgte und ob das Vormundſchaftsgericht nicht gleichwohl eine 
Regelung des perſönlichen Verkehrs mit dem Kinde hätte treffen 
können, RG. 69, 94 (97).2) Jedenfalls war die Angeklagte in 
der Lage, noch die Hilfe des Prozeßrichters oder im Beſchwerde⸗ 
weg die des OLG. in Anſpruch zu nehmen, ſo daß ein anderes 
Vorgehen der Angeklagten noch nicht erforderlich war. Hierbei 
kann dahingeſtellt bleiben, ob dann die Angeklagte nicht ver⸗ 
pflichtet war, ſich der Regelung des Gerichts zu fügen und 
hiergegen überhaupt eine Notwehr ausgeſchloſſen war. Denn 
es lag dann kein rechtswidriger Angriff mehr vor. Dafür 
endlich, daß eine ſtrafloſe Überſchreitung der Notwehr nach 
StGB. § 53 Abſ. 3 vorliegen könnte, iſt kein Anhalt gegeben. 
Wenn die Angeklagte die Entziehung ihres Knaben aus der 
väterlichen Gewalt zum Schutze ihres Rechts auf perſönlichen 
Verkehr für erforderlich hielt, obwohl dieſe Entziehung tatſächlich 
nicht erforderlich war, fo würde dies keine Überſchreitung der 
Notwehr mehr bedeuten und die Angeklagte nicht entſchuldigen 
können. Denn die Erforderlichkeit der . iſt nur 
objektiv, nicht danach zu beurteilen, wie die Angeklagte nach 
ihrer ſubjektiven Auffaſſung die zur Abwehr erforderlichen Mittel 
beurteilt, RG Z. 84, 306; RGSt. 21, 189; Rſpr. 9, 471. Nur 
ein Irrtum über eine bürgerlich-rechtliche Befugnis, ein ſolches 
Mittel anzuwenden, würde nach StGB. § 59 Beachtung finden 
können. Hierzu iſt auf das früher Ausgeführte zu verweiſen. 
Auch eine berechtigte Selbſthilfe im Sinne von BGB. § 229, 
die ebenfalls die Rechtswidrigkeit der Verletzung der elterlichen 
Gewalt ihres Ehemannes über ſeinen Sohn und damit die 
Strafe ausſchließen würde, iſt nach den bisherigen Feſtſtellungen 
nicht anzunehmen. Der Ehemann war danach zwar verpflichtet, 
den perſönlichen Verkehr der Angeklagten mit ihrem Sohne zu 
dulden, und inſoweit ſtellt dies der Angeklagten neben ihrem 
Ehemann zuſtehende Recht eine Beſchränkung ſeines eigenen 
Rechts über den Sohn dar. Die Angeklagte konnte deshalb 
zur Verfolgung dieſes ihres Rechts zwar den Widerſtand des 
Ehemannes gegen dieſen Verkehr beſeitigen, aber nur dann, 
wenn obrigkeitliche Hilfe nicht rechtzeitig zu erlangen war, und 
durfte dabei nicht weitergehen als zur Abwendung der Gefahr 
für ihr Recht erforderlich war, BGB. § 230 Abſ. 1. Beide 
Vorausſetzungen ſind nach den bisher getroffenen Feſtſtellungen 
nicht gegeben, ebenſowenig iſt, wie bereits ausgeſührt, bisher 
ein Irrtum der Angeklagten dahin ausreichend feſtgeſtellt, daß 
ſie ein ſolches Selbſthilferecht im Sinne des BGB. § 229 in 
dem Umfange, daß die Gewalt des Vaters dadurch völlig aus— 
geſchaltet werden konnte, als erforderlich und ihr zuſtehend 
angenommen habe. (U. v. 4. 7. 16, IV 214/16.) 
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4. Se 88 253, 43. Erpreſſungsverſuch, begangen 
durch Androhung einer unbegründeten Zivilklage.] Ob nach 
den herrſchenden Verkehrsanſchauungen die Verwicklung in 
einen bürgerlichen Rechtsſtreit unter allen Umſtänden als ein 
empfindliches bel, das Inausſichtſtellen einer unbegründeten 
Klage ſonach begrifflich ſtets als eine Drohung im Sinne des 
8 253 StGB. aufzufaſſen iſt, kann hier dahinſtehen. Denn 
für die Strafbarkeit des Verſuches der Erpreſſung kommt es 
nicht darauf an, ob das vom Täter benutzte Mittel tauglich iſt 
oder nicht, ſondern nur darauf, wie der Täter ſich die zur Er⸗ 
langung widerrechtlicher Vorteile angewendete Ankündigung einer 
Klage hinſichtlich ihrer Bedeutung und ihrer Wirkung auf die 
Freiheit der Willensbetätigung der zu Unrecht in Anſpruch ge⸗ 
nommenen Perſon vorgeſtellt hat Ein Anfang der Ausführung 
der Nötigung mittels Drohung liegt nach der in ſtändiger Recht⸗ 
ſprechung vertretenen Auffaſſung von dem Weſen des Verſuchs 
deshalb ſchon dann vor, wenn der Täter angenommen hat, daß 
die von ihm in Ausſicht geſtellte Erhebung einer unbegründeten 
Klage von dem Empfänger feiner Mitteilung als ein Übel von 
ſolcher Bedeutung aufgefaßt werde, daß dieſer aus Furcht vor 
der Verwirklichun ea werde, dem Verlangen des Täters 
entſprechend zu abe n, ſtatt ſich der Erduldung des ver⸗ 
meintlichen Übels zu unterwerfen. (U. v. 22. 6. 16, I 253/16.) 

5. [StGB. § 259. Hehlerei liegt auch dann vor, 
wenn die Sachen von einer ſtrafunmündigen Perſon geſtohlen 
ſind.] Die Vorſchrift des $ 55 Satz 1 StGB. beſtimmt nur 
die geſetzliche Unverfolgbarkeit der im ſtrafunmündigen Lebens⸗ 
alter befindlichen Perſonen; ſie enthält einen perſönlichen Straf⸗ 
ausſchließungsgrund, ſteht aber der Annahme nicht entgegen, 
daß es Hehlerei im Sinne der SS 259, 261 StGB. begründet, 
wenn jemand die von einer ſtrafunmündigen Perſon geſtohlenen 
Sachen ſeines Vorteils wegen an ſich bringt. Dieſer Stand⸗ 
punkt iſt vom RG. gegenüber abweichenden Anſichten in der 
Wiſſenſchaft zur Geltung gebracht worden (vgl. RGSt. 6 
S. 186 und 336); an ihm iſt ſeſtzuhalten. Die Sachhehlerei 
iſt ein der ſachlichen Begünſtigung ähnliches Vermögensvergehen, 
das, wie dieſe, auf die Erhaltung der widerrechtlich hervor: 
gerufenen Vermögenslage gerichtet iſt. Auch von dieſem Ge— 
ſichtspunkt aus kommt es für die Erfüllung des Tatbeſtandes 
nicht darauf an, daß für die Handlung, mittels deren der Vor: 
täter die gehehlten Sachen erlangt hat, im Einzelfalle wirklich 
Strafe verhängt werden kann. (U. v. 11. 7. 16, V 294/16.) 

6. [StGB. 88S 260, 49, 50. Der Gehilfe kann wegen 

ewerbsmäßiger Hehlerei nur dann beſtraft werden, wenn die 
Hüfeleiſtung ſelbſt gewerbsmäßig betätigt worden iſt, nicht, 
wenn ſie nur erfolgt, um dem Täter eine dauernde Einnahme— 
quelle zu verſchaffen.] Die Anwendung der SS 260, 49 Abſ. 2 
a. a. O. gegenüber der Beſchwerdeführerin war, da die Gewerbs— 
mäßigkeit der Hehlerei zu den perſönlichen Eigenſchaften im 
Sinne des 8 50 StGB. gehört und daher nur demjenigen 
Teilnehmer zugerechnet werden kann, bei dem ſie vorliegt, nur 
dann ſtatthaft, wenn auch die Beſchwerdeführerin ſelbſt als 
Gehilfin gewerbsmäßig gehandelt hatte, alſo mit der Abſicht 
tätig geworden war, aus der Fortſetzung ihrer fördernden Mit⸗ 
wirkung für ſich ſelbſt einen dauernden Erwerb zu erzielen, 
wenn alſo auch die Hilfeleiſtung ſelbſt gewerbsmäßig begangen 
worden war. In dieſer Beziehung genügte es nicht, wenn die 
Beſchwerdeführerin ihrem Ehemanne fortgeſetzt in der Abſicht 
Hilfe leiſtete, dieſem daraus einen ſtändigen Gewinn und eine 
dauernde Einnahmequelle zu verſchaffen; vielmehr mußte die 
Gewerbsmäßigkeit auch in ihrer — der Gehilfin — eigenen 
Perſon vorliegen, die Hilfeleiſtung ſelbſt gewerbsmäßig betätigt 
worden ſein. Wenn die Beſchwerdeführerin Kenntnis von der 
Gewerbsmäßigkeit der Hehlerei ihres Ehemannes hatte, ſo kann 
das zwar ſtrafſchärfend bei der Strafzumeſſung aus SS 259, 49 
Abſ. 2 StGB. wirken; für ſich allein reicht es aber nicht aus 
zur Verurteilung wegen Beihilfe zur gewerbsmäßigen Hehlerei 
(NGSt. 25, 266; 26, 3; auch Urteil des RG. vom 6. Dezember 

1907 in 2 D. 986/07). (U. v. 3. 7. 16, III 277.16.) 

7. [StGB. 8 263, StPO. § 260. Betrug der Karten: 
legerin. — Freie Beweiswürdigung.] Das LG. hat die An⸗ 

eklagte, die in der letzten Zeit in C. und anderen deutſchen 

Drten jahrelang als Kartenlegerin gegen Entgelt tätig war, 
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wegen fortgeſetzten Betrugs verurteilt. Es geht von der Über- 
zeugung aus, daß die Angeklagte ſelbſt nicht an ihre Kunſt 
geglaubt, ſondern gewußt hat, daß ſie den Leuten, die ihre 
Dienſte in Anſpruch nahmen, unter dem Vorgeben, ihnen die 
Wahrheit über die Zukunſt enthüllen zu wollen, für gutes 
Geld wertloſe und haltloſe, unwahre Mitteilungen gemacht hat. 
Es erachtet ferner für erwieſen, daß die Angeklagte damit 
rechnete, daß zwar ein Teil ihrer Kunden den Schwindel durch⸗ 
ſchaue und ihre Dienſte nur zur Unterhaltung in Anſpruch 
nehme, daß aber ein anderer Teil an die vorgeſpiegelte Un⸗ 
trüglichkeit der Karten glauben und ſich dadurch bewegen laſſen 
werde, ſie gegen Entgelt zu Rate zu ziehen. Das LG. ſtellt 
endlich feſt, daß die Angeklagte ſo in einer großen, nicht näher 
beſtimmbaren Zahl von Fällen ihre Opfer getäuſcht und um 
das Geld geſchädigt hat, um ſich ſelbſt zu bereichern, worauf 
ſie keinen Anſpruch hatte. Die gegen das Urteil erhobenen 
Angriffe gehen fehl. Der Klage darüber, daß das LG. die 
Feſtſtellungen getroffen habe, ohne in der Hauptverhandlung 
auch nur einen einzigen Zeugen vernommen zu haben, iſt ent⸗ 
gegen uhalten, daß die StPO. nirgends vorſchreibt, daß ber 
ngeklagte nur auf Grund von Zeugenausſagen verurteilt 
werden könne, dem Richter vielmehr im 8 260 die Freiheit 
einräumt, auch ohne ſolche Vernehmung auf Grund des Er⸗ 
gebniſſes der mündlichen Verhandlung zu urteilen. Das LG. 
konnte insbeſondere auch auf Grund der Ausſagen der An⸗ 
geklagten ſelbſt nach dem Eindrucke, den es in ihrer Richtigkeit 
oder Unrichtigkeit erlangt hatte, feine Überzeugung bilden. Auch 
handelt es ſich nur darum, ob das Gericht überzeugt war, nicht 
darum, ob Beweismittel vorhanden waren, die andere über⸗ 
zeugen konnten. Auf die Behauptung. das Gericht habe ſich 
hinſichtlich der Glaubwürdigkeit der Angeklagten geirrt, ihre 
Behauptungen feien nicht widerlegt, kann nach 8 376 StPO. 
die Reviſion nicht geſtützt werden. Die Rüge aber, daß in 
den Urteilsgründen gar keine eigentlichen Feſtſtellungen ge⸗ 
troffen, ſondern nur Vermutungen des Gerichts geäußert ſeien, 
wird durch den Geſamtinhalt der Urteilsgründe widerlegt. 
Aus den Urteilsgründen geht vielmehr hervor, daß das LG. 
über den von ihm geſchilderten Sachverhalt durchaus keinen 
Zweifel hatte, ſondern von ſeinem Vorliegen feſt überzeugt 
war. Daß die Perſonen der Getäuſchten und die einzelnen 
Vorfälle nicht näher feſtgeſtellt werden konnten, ſtand der Ver⸗ 
urteilung nach Lage der Sache nicht entgegen. Daß bei 
Bildung ſeiner Überzeugung der Richter allgemeine Erfahrungs⸗ 
ſätze berückſichtigt hat, verſtieß nicht gegen das Geſetz, daß in 
den angewendeten Erfahrungsſätzen ein Rechtsirrtum enthalten 
wäre, iſt nicht erſichtlich. Aber auch gegen die Anwendung 
des Geſetzes beſteht kein Bedenken. Unrichtig iſt die Auſſtellung, 
daß Kartenlegen keinen Betrug enthalten könne, weil die Karten⸗ 
legerin keine Gewähr für die Richtigkeit der Auskunft über⸗ 
nähme, ſondern nur ihre Tätigkeit im Miſchen, Auflegen und 
Deuten der Karten zur Verfügung ſtelle. Nicht darin, daß die 
Vorherſagungen nicht eingetroffen ſind, hat das LG. die Be⸗ 
ſchädigung der Getäuſchten geſehen, ſondern darin, daß ſie 
durch die Vorſpiegelung, vielleicht wertvolle Auskünfte zu er⸗ 
halten, bewogen worden ſind, ihr Geld an die Kartenlegerin 
zu wagen und ſo für etwas von vornherein Wertloſes hin— 
zugeben. Die Annahme des LG. aber, daß das Kartenlegen 
der Angeklagten, ſoweit es nicht zur Unterhaltung geſchah, für 
deren Kunden gänzlich wertlos war und daß deſſen ſich auch 
die Angeklagte bewußt war, läßt nirgends einen Rechtsirrtum 
erkennen. Mit Unrecht beruft ſich die Beſchwerdeführerin endlich 
darauf, daß ſie für das Kartenlegen weder vorher noch nachher 
ein Entgelt gefordert habe. Denn aus den Urteilsgründen 
erhellt, daß nach der Überzeugung des Gerichts die Entgeltlichkeit 
der Tätigkeit der Angeklagten bei ihr und ihren Kunden ohne 
weiteres von vornherein als ſelbſtverſtändlich galt und behandelt 
wurde, und daß die Angeklagte ihre Tätigkeit, wie jedermann be⸗ 
kannt, nur wegen der Bezahlung ausübte. Die Annahme, daß ſie 
die Tätigkeit gegen Entgelt ausübte, iſt darum rechtlich bedenken⸗ 
frei. Daß ein Anſpruch im Klagewege nicht geltend gemacht werden 
konnte, ſteht dem nicht entgegen. (U. v. 11. 7. 16, V 309/16.) 
8. [StGB. 8 263. Betrug durch Täuſchung des Richters 
auf dem Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit.] Wird durch 


Täuſchung des Richters eine Entſcheidung herbeigeführt, die in 
das Vermögensrecht einer Perſon nachteilig eingreift, ſo iſt nach 
der Rechtſprechung des RG. der urſächliche Zuſammenhang der 
Irrtumserregung mit der Vermögensbeſchädigung, wie ihn der 
Tatbeſtand des Betruges erfordert, gegeben. Das gilt auch 
für Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, insbeſondere 
für den Fall, wo der Nachlaßrichter einem Erbberechtigten die 
Erteilung des Erbſcheins verweigert, weil er von einer anderen 
erſon über die Erbverhältniſſe in Irrtum ee worden ift. 
Wenn der Erbſchein auch nur eine frei widerlegbare Vermutung 
des Erbrechts begründet (S 2365 BGB.), ſo genießt doch die 
im Erbſchein bezeichnete Perſon den Vorteil, ſich gegen jedermann 
bis zum Nachweiſe des Gegenteils auf dieſe Vermutung berufen 
zu können. Außerdem iſt dem Erbſchein in den SS 2366 und 
2367 daſelbſt öffentlicher Glauben mit der Wirkung beigelegt 
worden, daß die darin als Erbe bezeichnete Perſon rechtsgültig 
über Nachlaßgegenſtände verfügen und Leiſtungen auf Grund 
eines dem Nachlaß zuſtehenden Rechts entgegennehmen kann. 
Alle dieſe Befugniſſe ſind Beſtandteile des Vermögens des Erben, 
die in ſeiner Perſon mit dem Erbanfall zur Entſtehung gelangen. 
Der Erbſchein bildet daher, auch für ſich betrachtet, einen 
Vermögenswert, und ſeine Verſagung begründet eine Schmälerung 
des Vermögens des Erben, wenn ſie auch ſein Erbrecht un⸗ 
berührt läßt. Der die Erteilung des Erbſcheins ablehnende 
amtsgerichtliche Beſchluß trat mit der Zuſtellung an die Antrag⸗ 
ſteller in Wirkſamkeit, wenn ihnen auch die Beſchwerde an das 
LG. zuſtand (518 FGG.). Die Möglichkeit, im Beſchwerde⸗ 
wege die Erteilung des Erbſcheins durchzuſetzen, vermochte den 
Eintritt des Schadens nicht abzuwenden, ſondern nur den ein⸗ 
getretenen zu beſeitigen. (U. v. 19. 6. 16, III 251/16.) 
[StGB. 5 266 Nr. 2. Der Glaube an Erſatz⸗ 
möglichkeit allein ſchließt den Vorſatz der unerlaubten Verfügung 
nicht aus, erforderlich iſt Irrtum über das Einverſtändnis des 
Berechtigten. ] Im Sinne von StGB. § 266 Nr. 2 wird die 
objektive Widerrechtlichkeit der Verfügung durch Aneignun 
fremden Geldes, das man im Beſitz hat, nicht ſchon dadurch 
aufgehoben, daß eine Erſatzbereitſchaft beſteht, ſondern allein 
dadurch, daß der Eigentümer des Geldes mit der Verfügung 
und Aneignung einverſtanden iſt. Dieſes Einverſtändnis mit 
der Aneignung kann aber ſelbſt dann fehlen, wenn ſofortige 
Erſatzmöglichkeit vorliegt, wie dies in der Regel im Verhältnis 
des Staates zu ſeinen Beamten der Fall iſt; ſie kann in 
anderen Verhältniſſen zwar auch dann vorliegen, wenn wirklich 
Mittel zum ſofortigen Erſatz bei dem Aneignenden ſelbſt ſchon 
vorhanden ſind, aber doch fehlen, wenn er ſie ſich erſt von 
dritter Seite verſchaffen muß, mag auch die Verſchaffung ſicher 
zu erwarten ſein; und ſie wird nur ausnahmsweiſe auch für 
dieſen letzteren Fall noch gegeben ſein. Den Vorſatz der un⸗ 
erlaubten Verfügung vermag nach StGB. 8 59 daher nicht 
ſchon der Glaube an eine ſofortige oder alsbaldige Erſatz⸗ 
möglichkeit auszuſchließen, ſondern lediglich ein etwaiger Irrtum 
dahin, daß auch das Einverſtändnis des Berechtigten mit 
der Verfügung als Folge dieſer Erſatzmöglichkeit vorliege. Das 
allein vom Verteidiger behauptete Bewußtſein des Angeklagten 
davon, daß er jederzeit zum Erſatz fähig geweſen ſei, würde 
daher für ſich allein noch nicht den Angeklagten vor der Ver⸗ 
urteilung aus StGB. $ 266 Nr. 2 zu ſchützen vermögen, wenn 
ſich daraus nicht der weitere Glaube an das Einverſtändnis 
des Kriegervereins mit der vom Angeklagten vorgenommenen 
Verfügung des anvertrauten Geldes zu eigennützigen Zwecken 
verbunden hätte, ein Glaube, der vom Verteidiger ſelbſt nicht 
behauptet wird. (U. v. 4. 7. 16, IV 349/16.) 

10. [StGB. 8 329. Strafbarkeit des Vertragsbruchs bei 
ungünſtigen Vermögensverhältniſſen des Lieferanten und ge⸗ 
ſteigerten Preiſen der Rohmaterialien.] Der Angeklagte ver⸗ 
pflichtete ſich Ende Januar 1915 der Militärintendantur zu 
Altona gegenüber 24 000 Pfd. primageräucherte Bauernwurſt 
zum Preiſe von 1&4 35 für das Pfund ohne Abzug in 
den Monaten Februar, März, April 1915 mit 2000 Pfd. 
wöchentlich zur Deckung der Bedürfniſſe des Heeres zu liefern. 
Obwohl er wiederholt gemahnt wurde, hat er nicht geliefert 
und ſich der Militärbehörde gegenüber damit entſchuldigt, er 
könne nicht liefern, ſeine Geſellen ſeien zur Armee eingezogen, 
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er könne keine ordentlichen Geſellen bekommen, die Fleiſchpreiſe 
ſeien um 60 Prozent geſtiegen, der abgemachte Preis ſei zu 
niedrig, er habe ſein Geſchäft an ſeinen Sohn abgetreten und 
dieſer ſei nicht imſtande, zu dem vereinbarten Preis zu liefern. 
Die Verurteilung des Angeklagten wegen Vertragsbruchs, 
ſtrafbar nach § 329 Abſ. 1 StGB., iſt nicht zu beanſtanden. 
Unbeſtritten war die Lieferung von 24 000 Pfd. geräucherter 
Bauernwurſt während der Lieferungszeit an ſich durchaus 
möglich, mag auch der Anſchaffungspreis der Rohſtoffe derart 
geſtiegen ſein, daß der von dem Angeklagten erhoffte Gewinn 
nicht zu machen war. Der Angeklagte war ſohin zur Vertrags⸗ 
erfüllung verpflichtet. Davon war er weder durch ſeine bereits 
der Militärbehörde gegenüber angegebenen Gründe, noch dadurch 
befreit, daß er, weil er 1914 den Offenbarungseid geleiſtet 
hatte, kreditlos war und ihm Guthaben nicht eingingen, die 
er zum Ankaufe der Rohſtoffe und zur Herſtellung der Lieferungs⸗ 
ware verwenden wollte. Dieſe Umſtände könnten, da der An⸗ 
geklagte wußte, daß der Lieferungsvertrag mit einer Behörde 
über Bedürfniſſe des Heeres zur Zeit des Krieges abgeſchloſſen 
worden war, vielleicht die Annahme begründen, der Angeklagte 
habe den Vertrag leichtfertig, d. h. ohne genügende Beim 
auf die Erfüllungsmöglichkeit, vereinbart, er habe fahrläſſig ge: 
handelt, worauf auch die Ausführung der Reviſionsbegründung 
hinweiſt, auch die Intendanturbehörde treffe Verſchulden, weil 
ſie den Lieferungsvertrag mit dem Angeklagten in Kenntnis 
ſeiner ſchlechten Vermögensverhältniſſe abgeſchloſſen habe. Allein 
das erkennende Gericht weiſt einwandfrei nach, daß der An⸗ 
geklagte, der nach allgemeinen Regeln mit der Verpflichtung 
zur Leiſtung auch die Haftung für ſeine Leiſtungsfähigkeit über⸗ 
nahm, beim Abſchluſſe des Vertrags nicht leichtfertig handelte, 
daß ein Gewinn in Ausſicht ſtand, daß auch beim Vor⸗ 
handenſein der ungünſtigen Vermögensverhältniſſe des An⸗ 
geklagten und der übrigen der Vertragserfüllung entgegen⸗ 
ſtehenden Hinderniſſe für ihn die Möglichkeit der Lieferung 
beſtand, und daß er dieſe Möglichkeit bewußt nicht benutzte, 
weil das Geſchäft für ihn infolge der Preisſteigerung keinen 
Verdienſt mehr verſprach. (U. v. 19. 6. 16, III 255/16.) 

* 11. [StGB. 8 329°. Vertragsbruch. Begriff des Lieferungs⸗ 
vertrags. Mittelbare Bevollmächtigte. Verurſachung.] Lieferungs⸗ 
verträge im Sinne von § 329 find alle Verträge, die nach dem 
Sprachgebrauch des täglichen Lebens eine Lieferung von Sachen 
zum Gegenſtand haben, alſo auch Werkverträge, bei denen aus 
Stoffen des Beſtellers neue Sachen angefertigt werden. — 
Mittelbarer Bevollmächtigter des Lieferanten und daher möglicher 
Täter kann auch der als kaufmänniſcher Leiter Angeſtellte des 
Lieferanten ſein. — Eine vertragswidrige Erfüllung hat auch 
der verurſacht, der den der Sache anhaftenden Mangel nicht 
verurſacht hat, ihn auch nicht beſeitigen kann, aber bewirkt, daß 
die fehlerhafte Sache von dem Lieferanten der Behörde gegen⸗ 
über als Erfüllung verwendet wird. (U. v. 20. 6. 16, II 17/16.) 

12. [KO. 8 240 Abſ. 1 Nr. 3. Unordentliche Bud: 
führung. Kaſſenzettel.] Kaſſenzettel, die nicht zur Erläuterung, 
ſondern zur Ergänzung der Handelsbücher dienen, ſind kein 
ſtatthafter Erſatz formgemäß geführter Handelsbücher. (U. v. 
4. 7. 16, V 272/16). 

* 13. [UW. 820. Unternehmen der Verleitung eines 
anderen zum Verrat von Geſchäftsgeheimniſſen.] Daß der 
„andere“ ſchon Angeſtellter des Geſchäfts ſei, deſſen Geheimniſſe 
verraten werden ſollen, iſt nicht erforderlich, da das bloße 
Unternehmen der Verleitung unter Strafe geſtellt iſt. (U. v. 
4. 7. 16, V 265/16). 

* 14. [RVO. 55 532, 533, 398, 402. Vorenthaltung von 
Beitragsteilen der Arbeitnehmer durch den Arbeitgeber in der 
Krankenverſicherung.] Unzutreffend iſt die in der Wiſſenſchaft 
vertretene Anſicht, daß § 532 RWO. (verzögerte Ablieferung) 
nur einen beſonderen Fall des 8 533 (Vorenthaltung) heraus⸗ 
greife. Erfolgt der Lohnabzug mit dem Willen, das Abgezogene 
in abſehbarer Zeit an die Kaſſe abzuführen, fo ſchlägt $ 532 
ein; will der Arbeitgeber aber überhaupt nicht abliefern, ſo 
findet 8 533 Anwendung. Sofern und ſoweit das Nicht⸗ 
abliefern binnen der dreitägigen Friſt ($ 402) mit einem Bor: 
enthalten einheitlich zuſammentrifft, iſt lediglich 5 533 an⸗ 
zuwenden. (U. v. 4. 7. 16, V 277,16.) 
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* 15. [736. 8 134. Gegenstand des Unternehmens einer 
verbotenen Ausfuhr kann nur eine einzelne zur Verfügun 
ſtehende, keine bloß der Gattung nach beſtimmte Sache ban 
Die Angeklagten haben in einer Apotheke 100 kg Heilmitte 
um Zwecke verbotswidriger Ausfuhr beſtellt, aber nicht erhalten. 
Ihre Verurteilung wegen Unternehmens verbotswidriger Ausſuhr 
beruht auf Rechtsirrtum. Ein ſolches Unternehmen erfordert 
begrifflich als Gegenſtand eine bereits als einzelne zur Ver⸗ 
fügung ſtehende Sache, Gattungsſache genügt nicht. (U. v. 
26. 6. 16, 1 283/16.) 

16. [236. 8 134. BRVO. vom 30. September 1914 
und 19. November 1914. Zahlungsverbot gegen Rußland. 
Verbotene Ausfuhr nach den von deutſchen Truppen beſetzten 
ruſſiſchen Gebietsteilen iſt ſtrafbar.] Daß der Angeklagte die 
Waren nach einem von den deutſchen Truppen beſetzten ruſſiſchen 
Gebietsteile ausführen wollte, ſteht weder der Anwendung des 
8 134 VG. noch der des 8 6 der BRVO. vom 30. September 
1914 in Verbindung mit der Bekanntmachung vom 19. No⸗ 
vember 1914 entgegen, da dieſe Gebietsteile durch die Be⸗ 
ſetzung nicht zu Beſtandteilen des Deutſchen Reiches oder eines 
Bundesſtaates und ebenſowenig zu einem Beſtandteile des Boll: 
vereinsgebiets geworden ſind. (U. v. 14. 7. 16, IV 184/16.) 


17. [BRVO. vom 10. Dezember 1914. Höchſtpreis für 
Kupfer uſw. Die Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 
28. Dezember 1914, aufgehoben durch Bekanntmachung vom 
13. Auguſt 1915, betraf nur beſtimmte Erzeugniſſe aus be⸗ 
ſtimmten Metallen. Soweit der Reichskanzler nichts angeordnet 
hatte, galt und gilt jetzt noch für dieſe Metalle und Metall⸗ 
abfälle die BRVO. vom 10. Dezember 1914.] Die Rüge der 
Verletzung des Strafrechts, insbeſondere des § 2 StGB., ſtützt 
ſich auf die Behauptung, es habe zur Zeit der Hauptverhandlung 
und Urteilsfindung an der geſetzlichen Grundlage für die Ver⸗ 
urteilung des Angeklagten nach 5 6 Nr. 1 HöchſtprG. vom 
4. Auguſt / 17. Dezember 1914 verbunden mit 88 2, 3, 9, 13 
BALD. vom 10. Dezember 1914 über Höchſtpreiſe für 
Kupfer uſw. (RGBl. 501) gefehlt, weil die nach § 8 daſelbſt 
am 28. Dezember 1914 erlaſſene Bekanntmachung des Reichs⸗ 
kanzlers über die Feſtſetzung von Höchſtpreiſen für Erzeugniſſe 
aus Kupfer, Meſſing und Aluminium (RGBl. 551) durch deſſen 
ſpätere Bekanntmachung vom 13. Auguſt 1915 (RGBl. 501) 
vom 18. desſelben Monats ab wieder außer Kraft geſetzt worden 
ſei. Dabei wird indes vom Beſchwerdeführer — ebenſs aber 
auch vom LG. — überſehen, daß es ſich bei der Maßnahme 
des Reichskanzlers nur um die Höchſtpreiſe für ganz beſtimmte 
Erzeugniſſe aus den bezeichneten Metallen, die von ihm kraft 
der Ermächtigung in § 8 a. a. O. angeordnet worden waren, 
gehandelt hat, während im übrigen, d. h. ſoweit der Reichs⸗ 
kanzler nichts angeordnet hatte, für dieſe Metalle und Metall⸗ 
abfälle die Höchſtpreiſe der BRVO. galten und noch jetzt gelten; 
denn eine Aufhebung oder Abänderung der BD. iſt bisher 
nicht erfolgt. Da nun, wie das LG. für erwieſen erachtet, der 
Angeklagte die in letzterer feſtgeſetzten Höchſtpreiſe beim Einkauf 
nicht verarbeiteten Metalls (Meſſing, Bronze, Rotguß) in H. 
vom 17. April bis 12. Auguſt 1915 vorſätzlich überſchritten 
hat, unterliegt feine Verurteilung auf Grund der BRVO. vom 
10. Dezember 1914 keinem rechtlichen Bedenken. Nur iſt 
gegenüber der fehlerhaften Mitheranziehung des § 6 Nr. 1 
HöchſtprG. in der Schlußfeſtſtellung des LG. zu bemerken, daß 
dieſe Verordnung nicht auf dem HöchſtprG., ſondern auf § 3 
des Reichsgeſetzes über die Ermächtigung des Bundesrats zu 
wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Oktober 1914 (RG Bl. 
327) beruht. (U. v. 11. 7. 16, V 286/16.) 


18. [BRVO. vom 10. Dezember 1914. Höchſtpreis für 
Altkupfer. Kupfer von abmontierten Apparaten, das unter 
anderem Altmetall zum Einſchmelzen veräußert wird, iſt Alt⸗ 
kupfer.] Ob „Kupferapparate“ auch dann, wenn ſie nicht als 
Gebrauchsgegenſtände, ſondern zum Einſchmelzen verkauft 
werden, von der für Altkupfer im § 1 Nr. 3 der Bundesrats⸗ 
bekanntmachung vom 10. Dezember 1914 enthaltenen Höchſt⸗ 
preisfeſtſetzung ausgenommen ſind, kann unerörtert bleiben. 
Denn nach der Sachverhaltsdarſtellung des LG., die für das 
Reviſionsgericht allein maßgebend iſt, handelte es ſich nicht 
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darum, daß der Angeklagte „Kupferapparate“ zu ſolchen Zwecken 
verkauft hätte, ſondern unter dem vom Angeklagten verkauften 
Altmetall befand ſich „Kupfer von abmontierten Apparaten“. 
Daß das LG. Kupfer von abmontierten Apparaten, das im 
Altmetallhandel unter anderem Altmetall zum Einſchmelzen 
veräußert wird, als Altkupfer im Sinne der Bekanntmachung 
betrachtet, iſt nicht rechtsirrig. Es kann nicht zugegeben werden, 
daß für die Frage, ob ein Metallgegenſtand als Altmetall zu 
betrachten iſt, einzig und allein ausſchlaggebend wäre, ob er 
ſich noch in einem Zuſtand befindet, in dem er für ſeinen 
urſprünglichen Zweck „herkömmlich noch benutzt werden kann“. 
Die Auffaſſung, daß Beſtandteile von metallenen Gebrauchs⸗ 
gegenſtänden, wenn ſie aus ihrem Zuſammenhang gelöſt (ab⸗ 
montiert) und mit Altmetall vermiſcht ſind, ſelbſt als Altmetall 
im Sinne der Bekanntmachung angeſehen werden müſſen, iſt 
nicht zu mißbilligen. Die gegenteilige Auffaſſung, nach der 
jeder Gegenſtand erſt daraufhin unterſucht werden müſſe, ob 
er nicht anderswo wieder angebracht und dadurch ſeiner früheren 
Zweckbeſtimmung wieder zugeführt werden kann, läuft den Be⸗ 
dürfniſſen des Verkehrs zuwider und würde Wie Höchſtpreis⸗ 
beſtimmung zum großen Teil undurchführbar machen. Sie 
kann darum nicht im Sinne der Bekanntmachung vom 10. De⸗ 
zember 1914 liegen. (U. v. 11. 7. 16, V 296/16.) 


19. I Höchſtpreisgeſetz. Verkauf von Gegenſtänden, die 
Höchſtpreiſen unterliegen zuſammen mit höchſtpreisſreien Gegen⸗ 
ſtänden.] Wird Altmetall, für das Höchſtpreiſe feſtgeſetzt ſind, 
zugleich mit gebrauchsfähigen Erzeugniſſen aus Metall derſelben 
Art verkauft, für die Höchſtpreiſe nicht beſtehen, ſo können 
die Beteiligten allerdings für das Altmetall beſondere, inner⸗ 
halb der Höchſtpreiſe ſich haltende Einheitspreiſe vereinbaren 
und für die übrigen Gegenſtände beſondere Einheitspreiſe, und 
es iſt nicht ausgeſchloſſen, daraus einen Geſamtpreis für die 
Geſamtheit der verkauften Gegenſtände zu bilden. Ebenſo 
möglich iſt es aber, daß die Beteiligten für alle Gegenſtände 
der verſchiedenen Art einen und denſelben Einheitspreis nach 
dem Gewichte vereinbaren, ſo daß jeder einzelne Gegenſtand, 
ſei er von dieſer oder jener Art, für ſich allein genommen zu 
eben dieſem ſelben Preiſe verkauſt iſt. Dieſer Einheitspreis 
darf dann natürlich den Höchſtpreis, der für Altmetall feſtgefetzt 
iſt, nicht überſteigen. Ob die Beteiligten bei ihrer Preis⸗ 
beſtimmung im erſteren oder im letzteren Sinne verfahren 
wollten und welchen der beiden Wege ſie tatſächlich gewählt 
haben, hat auf Grund des Geſamtergebniſſes der mündlichen 
Verhandlung der Tatrichter zu prüfen und feſtzuſtellen. Das 
LG. hat im vorliegenden Falle dieſe Frage geprüft und hat 
für erwieſen erachtet, daß zwiſchen dem Angeklagten als Käufer 
und ſeinem Verkäufer jeweils Einheitspreiſe in dem Sinne 
vereinbart worden ſind, daß jeder einzelne der zuſammen 
verkauſten Gegenſtände für denſelben Einheitspreis verkauft 
ſein ſollte. Daß dieſe Feſtſtellung irgendwie auf Rechtsirrtum 
beruhte, iſt nicht erſichtlich. Es deutet insbeſondere nicht auf 
einen ſolchen Rechtsirrtum, daß das LG., die Beweisbehauptung 
des Angeklagten, der Verkäufer habe ihm beim Verkauf verſichert, 
es handele ſich der 1 nach um höchſtpreisfreie Gegen⸗ 
ſtände aus Neumetall, als richtig unterſtellt hat und doch ohne 
e über das Mengenverhältnis der beiden Arten von 

egenſtänden zueinander zur Annahme gelangt iſt, daß auch 
für die Altmetalle nach dem Willen der Vertragſchließenden 
der den Höchſtpreis überſteigende Einheitspreis gelten ſollte. 
Denn eine ſolche Willensrichtung und Einigung war auch dann 
rechtlich möglich, wenn die gebrauchsfähigen Gegenſtände über⸗ 
wogen. Dieſe Feſtſtellung über die Vereinbarung iſt darum 
auch für das Reviſionsgericht bindend. Wird ſie aber zugrunde 
gelegt, ſo kann kein Rechtsirrtum darin gefunden werden, daß 
das LG. den etwaigen Glauben des Angeklagten, beim Einheits— 
preis mit Rückſicht auf die mitverkauften höchſtpreisfreien Gegen⸗ 
ſtände, die Höchſtpreisvorſchrift nicht beachten zu dürfen, als 
rechtsirrig erachtet und den Irrtum als Irrtum über den 
Inhalt des Strafgeſetzes für unbeachtlich erllärt hat. (U. v. 
4. 7. 16, V 253 / 16.) 


20. IBRVO. vom 28. Juni 1915. Verkehr mit Brot: 
getreide und Mehl aus dem Erntejahr 1915. Verbotswidrige 
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Verwendung im Sinne von $ 9 iſt auch jede Weiterveräußerung 
zu anderen als Saatzwecken.] Der Beſchwerdeführer meint, 
unter dem Ausdruck „zu anderen Zwecken verwenden“ im Sinne 
von § 94 BRWVO. über den Verkehr mit Brotgetreide und 
Mehl aus dem Erntejahr 1915 vom 28. Juni 1915, RGBl. 
S. 363, falle kein „Beiſeiteſchaffen“, „Entfernen“, „Veräußern“ 
nicht beſchlagnahmten Saatgetreides; er habe daher durch die 
für andere als Saatzwecke vorgenommene Weiterveräußerung 
des von ihm als Saatgetreide erworbenen beſchlagnahmefreien 
Weizens nicht gegen jenes Strafgeſetz verſtoßen. ortlaut, 
Zuſammenhang, Sinn und Zweck der geſetzlichen Vorſchriften 
führen indeſſen zu einer anderen Auffaſſung. Saatgetreide im 
Sinne von 8 6 Abſ. 1c der angeführten BRVO. in ihrer 
hier allein maßgebenden urſprünglichen Faſſung wurde von der 
Beſchlagnahme frei mit einer nach § 6 zugelaſſenen oder einer 
von dem Kommunalverbande genehmigten Veräußerung, wenn 
es infolge davon aus dem 5 des zuſtändigen Kommunal⸗ 
verbandes entſernt ward, vgl. § 7, weiter mit der in 8 32 
Abſ. 3 vorgeſehenen Ausſonderung. Trotz Wegfalls der 
Beſchlagnahme blieb der Verkehr mit jenem Getreide den Ver⸗ 
boten der SS 9“ und 37 unterworfen. Während die Vorſchriften 
des § 9 Nr. 1 und 2 die in § 1 angeordnete Beſchlagnahme 
von Vorräten gegen Angriffe ſchützen ſollen, bezwecken diejenigen 
der SS 9“ und 37 die Sicherung der beſtimmungsgemäßen 
Verwendung des Saatgetreides auch über die Beſchlagnahme 
hinaus. Nur einen Verkehr „für Saatzwecke“ hat, um das 
Beſchaffen von Saatgetreide zur Ausſaat zu erleichtern, die 
Verordnung zugelaſſen, vgl. § 19 Abſ. 1 Schlußſatz, jeden 
anderen verboten; denn mit dem Aufhören der Beſchlagnahme 
wird eine wirkſame Überwachung des Verkehrs unausführbar. 
Saatgetreide ſoll ausſchließlich dazu dienen, neue Ernährungs⸗ 
werte entſtehen zu laſſen, nicht aber als Brotgetreide oder Mehl 
aufgebraucht zu werden. Wenn in § 6 Abſ. 1c a. a. O. feine 
Veräußerung „für Saatzwecke“ 0 wird, nach 8 9“ daſ. 
aber als Saatgetreide erworbenes Brotgetreide ohne Ge⸗ 
nehmigung der zuſtändigen Behörde nicht zu anderen Zwecken 
verwendet werden darf, ſo muß der Ausdruck „verwenden“ 
eine Veräußerung zu anderen Zwecken als für die Ausſaat in 
ſich ſchließen. Wäre es anders, ſo würde als Saatgetreide 
erworbenes, der Beſchlagnahme nicht mehr unterliegendes Brot: 
getreide in der Hand des Erwerbers frei veräußerlich und 
damit die Möglichkeit geboten fein, die Überwachung des 
Verbrauchs an Brotgetreide und Mehl zu durchkreuzen, was 
dem Grundgedanken, dem Zweck und Ziele der Verordnung 
ſchnurſtracks zuwiderliefe. Etwas anderes kann auch aus den 
Vorſchriften der 88 32 Abſ. 2 und 37 a. a. O. nicht ge 
folgert werden. Denn wenn das den Unternehmern land⸗ 
wirtſchaftlicher Betriebe, die ſich in den letzten zwei Jahren mit 
dem Verkaufe von Saatgetreide befaßt haben, belaſſene Saat⸗ 
getreide mit der Ausſonderung von der Beſchlagnahme frei 
wird, 5 32 Abſ. 3, fo war, um zu verhindern, daß es von 
ihnen der Ausſaat entzogen werde, das beſondere Verbot einer 
Verwendung alſo auch eines Verkaufes zu anderen Zwecken 
notwendig, wie ſolches in § 37 enthalten iſt, während für den 
Erwerber von Saatgetreide das des 5 9“ galt. Der Zweck der 
geſetzlichen Maßregeln, einen freien Handel mit Brotgetreide zu 
verhindern, verbietet, das Tatbeſtandsmerkmal des Verwendens 
im Sinne von 8 9“ einzuſchränken auf einen Verbrauch in 
eigener Wirtſchaft oder eigenem Geſchäft, die Veräußerung 
beſchlagnahmefreien Saatgetreides durch den Erwerber aber, 
auch wenn ſie nicht für Saatzwecke erfolgt, als von jenem 
Strafgeſetze ausgenommen anzuſehen. Hiernach und zumal, da 
der Wortlaut nicht e muß angenommen werden, 
daß unter das Verwendungsverbot des genannten Paragraphen 
jede Handlung eines Erwerbers von Saatgetreide fällt, durch 
welche dieſes der Ausſaat entzogen oder einem anderen Zwecke 
zugeführt wird, insbeſondere auch eine Weiterveräußerung für 
andere als Saatzwecke. (U. v. 10. 7. 16, III 275/16.) 

21. [BNBO. vom 28. Juni 1915 über den Verkehr 
mit Gerſte aus dem Erntejahr 1915. 8 10%. Wer als Saat: 
gerſte erworbene Gerſte ohne Genehmigung der zuſtändigen 
Behörde zu anderen Zwecken verwendet, macht ſich ſtrafbar, 
gleichviel ob die Gerſte im Zeitpunkt der Verwendung beſchlag⸗ 


45. Jahrgang. 


nahmt iſt oder nicht.] Nach S 41 BRBOD. vom 28. Juni 1915 
über den Verkehr mit Gerſte aus dem Erntejahr 1915 
(RGBl. 384) waren mit dem 1. Juli desſelben Jahres die 
an dieſem Tage auf Grund der BRV. vom 9. März und 
17. Mai 1915 (RGBl. S. 139, 282) noch für das Reich beſchlag⸗ 
nahmten und infolge dieſer Beſchlagnahme der Verwendung 
und Verarbeitung in den Betrieben der Beſitzer entzogenen 
(S 3 BD. vom 9. März 1915) Vorräte von Gerſte für den 
Kommunalverband beſchlagnahmt, in deſſen Bezirke ſie ſich be⸗ 
fanden, alſo keineswegs, wie die Reviſion meint, mit dem 
Außerkrafttreten der älteren Beſtimmungen zu beliebiger Ver⸗ 
wendung frei geworden. Vielmehr unterſtanden ſie fortan den 
nämlichen Vorſchriften, die für die im Reiche angebaute Gerſte 
aus dem Erntejahre 1915 laut der VO. vom 28. Juni 1915 
galten. Allerdings durften trotz der Beſchlagnahme nach 8 7 
daſelbſt, der den 8 4 Abſ. 3% der älteren VO. erſetzte, Unter: 
nehmer landwirtſchaftlicher Betriebe aus ihren Vorräten — 
gleichviel welcher Ernte — ſelbſtgezogene Saatgerſte für 
Saatzwecke liefern, falls ſie ſich nachweislich in den letzten 
2 Jahren mit dem Verkaufe von Saatgerſte befaßt haben, und 
es endete nach § 8 durch eine ſolche Veräußerung die Beſchlag⸗ 
nahme dann, wenn die Gerſte infolge der Veräußerung aus 
dem Bezirke des Kommunalverbandes entfernt wurde oder in 
das Eigentum eines im Bezirke desſelben Kommunalverbandes 
belegenen Betriebes mit Kontingent gelangte. Nach § 10 Nr. 4 
macht ſich jedoch ſtrafbar, wer als Saatgerſte erworbene Gerſte 
ohne Genehmigung der zuſtändigen Behörde zu anderen 
Zwecken verwendet, und zwar gleichviel, ob im Zeitpunkte 
der Verwendung die Gerſte beſchlagnahmt iſt oder nicht. Denn 
im Gegenſatze zu Nr. 1 und 2 ſtellt Nr. 4 des § 10 den 
Umſtand, daß die Gerſte beſchlagnahmt ſei, nicht als Tat⸗ 
beſtandserfordernis ihrer ſtrafbaren Verwendung auf, ſo wenig 
wie dies in § 7 Abſ. 2 der früheren VO. vom 9. März 1915 
und hinſichtlich des Hafers in 8 7 Abſ. 2 BRVO. vom 13. Fe⸗ 
bruar 1915 (RGBl. 81), desgleichen hinſichtlich des Brot⸗ 
getreides in 8 7 Abi. 2 BRVO. vom 25. Januar 1915 
(RGBl. 35) geſchehen war. Was die Reviſion hiergegen aus: 
führt, geht ſehl. Daß hinſichtlich der Gerſte aus früheren 
Ernten nach der VO. vom 28. Juni 1915 Lücken beſtänden, 
eh diefe die älteren Beſtimmungen aufhebe und nur den 
erkehr mit Gerſte aus dem Erntejahre 1915 regele, und ſo⸗ 
fern mit einer nach 8 4 Abſ. 30 VO. vom 9. März 1915 
erlaubten Lieferung nach einem Orte außerhalb des Kommunal⸗ 
verbandes, für den beſchlagnahmt war, die Beſchlagnahme auf⸗ 
gehört und die VO. vom 28. Juni 1915 inſoweit eine erneute 
eſchlagnahme nicht angeordnet habe, und daß demzufolge der 
Angeklagte zur freien Verfügung über die von ihm erworbene 
Gerſte, rückſichtlich deren es an der Feſtſtellung fehle, ob ſie 
aus dem Erntejahre 1915 ſtamme, befugt geweſen ſei, beruht 
auf einem Mißverſtändniſſe des im vorſtehenden dargelegten 
Sinnes der einſchlägigen Vorſchriften. Ebenſowenig trifft die 
weitere Behauptung zu: die Verwendung als Saatgerſte ein⸗ 
gekaufter Gerſte zu anderen Zwecken ſei nur ſo lange ſtrafbar, 
als ſie zur Ausſaat überhaupt noch verwendet werden kann, 
was nach dem Ablaufe der nächſten Saatzeit, die in den Auguſt 
falle, ausgeſchloſſen erſcheine. 8 10 Nr. 4 der alten V0. 
unterſcheidet nicht in dieſer Weiſe, ſondern knüpft, offenbar um 
Geſetzesumgehungen tunlichſt vorzubeugen, die Zuläſſigkeit der 
anderen Verwendung für jede als Saatgerſte erworbene Gerſte, 
einerlei welcher Beſchaffenheit, an die behördliche Genehmigung. 
Wie feſtgeſtellt, hat der Angeklagte Ende Juli und im Auguſt 
und September 1915 Gerſte, von der er ſelbſt nicht behauptet, 
daß ſie aus dem Auslande eingeführt geweſen ſei (S 32 BRVO. 
vom 9. März 1915 und $ 43 BRVO. vom 28. Juni 1915), 
mit der ausdrücklichen Beſtimmung, ſie zu Saatzwecken zu 
verwenden, von verſchiedenen Lieferanten bezogen und hiervon 
im Oktober und November 1915 einen ſehr großen Poſten teils 
unvermahlen, teils als ſelbſt daraus hergeſtelltes Mehl an 
Dritte zu menſchlicher Nahrung und als Viehfutter fortgeſetzt 
verkauft, hierbei auch ohne behördliche Erlaubnis und in voller 
Kenntnis der obengedachten Vorſchriften gehandelt. Seine 
Verurteilung aus § 10 Nr. 4 a. a. O. unterliegt daher keinem 
rechtlichen Bedenken. (U. v. 11. 7. 16, V 276/16.) 
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22. [BRVO. vom 8. Juli 1915. Höchſtpreiſe für 
Petroleum. Verſendungskoſten.] Nach $ 1 Abſ. 2 VO. gilt 


der Preis für Lieferung von einem deutſchen Lager oder von 
der deutſchen Grenze ab. Bei Lieferung von einem ausländiſchen 
Orte ab hat hiernach der Verkäufer die Koſten der Verſendung 
bis zur deutſchen Grenze ſelbſt zu tragen. (U. v. 7. 7. 16, 
IV 341/16.) 

23. [Bek. vom 4. November 1915 zur Regelung der 
Preiſe für Schlachtſchweine und Schweinefleiſch. Der Verkauf 
hat ſchlechthin nach Lebendgewicht zu erfolgen, nicht nur an 
den in § 1 der Bek. bezeichneten Orten.] Der Angeklagte 
hat Ende November oder Anfangs Dezember 1915 zum 
Schlachten beſtimmte Schweine in L. nach Schlachtgewicht 
gekauft. Deshalb iſt er wegen Zuwiderhandlung nach § 2 
der Bek. zur Regelung der Preiſe für Schlachtſchweine und 
Schweinefleiſch vom 4. November 1915, RGBl. S. 725, beſtraft, 
welche beſtimmt: „Der Verkauf von Schweinen zur Schlachtung 
darf nur nach Lebendgewicht erfolgen.“ Die Verfehlung hier⸗ 
gegen ift in § 9 mit Strafe bedroht. Die Bekanntmachung ſetzt 
in § 1 Höchſtpreiſe in beſtimmten Marktorten und Orten mit 
öffentlichen Schlachthäuſern feſt und beſtimmt hiernach die Höchſt⸗ 
preiſe des friſchen Schweinefleiſches und friſchen Fettes bei Ab⸗ 
gabe an den Verbraucher im ganzen Reichsgebiet nach Maßgabe 
des Lebendgewichts in der nächſtgelegenen Schlachthausgemeinde 
($ 5). Nach der Auslegung, welche die Verteidigung des An⸗ 
geflagten dem 5 2 der Bek. gab, ſoll dieſer Beſtimmung bie 

edeutung beigelegt werden, daß der Verkauf von Schlacht⸗ 
ſchweinen nur an den in § 1 genannten Orten nach Lebend⸗ 
gewicht erfolgen müſſe, ſie alſo ſo auszulegen wäre, wie wenn 
ſie lauten würde, der Verkauf von Schweinen zur Schlachtung, 
wie fie der $ 1 erwähnt, dürfe nur nach Lebendgewicht er: 
folgen. Dieſer Auffaſſung ſteht der Wortlaut des § 2 entgegen, 
wie die Strafkammer zutreffend ausgeführt hat. Die Preis⸗ 
regelung der Verordnung vom 4. November 1915 bot nur die 
äußere Veranlaſſung, den Handel nach Schlachtgewicht, gegen 
den ſchon früher erhebliche Bedenken beſtanden (vgl. die Motive 
um Geſetz vom 8. Februar 1909, die Preisſeſtſetzung beim 

arkthandel mit Schlachtvieh, Druckſchriften des RT. 12. LP. 
Druckſ. Nr. 991), allgemein zu beſeitigen. Mit der von der 
Strafkammer vertretenen Auffaſſung ſteht ferner auch im Ein⸗ 
klang die Bemerkung des VI. Nachtrags zur Denkſchrift über 
wirtſchaftliche Maßnahmen aus Anlaß des Krieges (Reichstags⸗ 
druckſ. Nr. 147 S. 42), welche zur Erläuterung der Vorſchrift 
des § 2 ſagt: „Da die Feſtſetzung der Höchſtpreiſe nach dem 
Lebendgewicht vorgenommen wurde, mußte der vereinzelt noch 
übliche Verkauf nach Schlachtgewicht unterſagt werden.“ Es iſt 
alfo eine ausnahmsweiſe noch beſtehende Übung allgemein, ohne 
Beſchränkung auf beſtimmte Fälle, verboten worden. Die Be⸗ 
kanntmachung vom 4. November 1915 iſt zwar durch eine 
neuere vom 14. Februar 1916 (RGBl. S. 99) außer Kraft 
geſetzt. Aber auch in dieſer letzteren iſt der Handel nach Lebend⸗ 
gewicht, und zwar auch beim Kauf vom Viebhalter vorgeſchrieben. 
Der Irrtum des Angeklagten betraf das Strafgeſetz und konnte 
ihn deshalb nicht entſchuldigen. (U. v. 29. 6. 16, I 259/16.) 

24. [BRV O. vom 23. Juli 1915. Preiswucher. Grund⸗ 
ſätze für die Feſtſtellung des übermäßigen Gewinns.] Die 
Ausführungen des Urteils im einzelnen über die Berechnung 
des übermäßigen Gewinns, den der Angeklagte aus ſeinen 
Schweineverkäufen als Viehhändler gezogen hat, ſind nicht be⸗ 
denkenfrei. Die tatſächlichen Feſtſtellungen genügen aber gleich: 
wohl, um die Annahme, daß der Angeklagte ſich des Ber: 
gehens nach 8 5 Nr. 1 der BRVO. vom 23. Juli 1915 
ſchuldig gemacht habe, zu rechtfertigen. Die Strafkammer ſtellt 
auf den „prozentualen Bruttogewinn“, d. h. den Gewinn ab, 
den der Angeklagte an 100 & des von ihm gezahlten Kauf— 
preiſes erzielte, und ferner auf den Unterſchied zwiſchen einem 
„Bruttoverdienſt“, den ſie als angemeſſen dem Angeklagten 
in Höhe von 15 & zubilligt, und einem ſolchen von 20 bis 
52 , den der Angeklagte tatſächlich aus feinen Verkäufen in 
der Zeit von Ende Juli bis Ende September 1915 gezogen 
hat. Das NG. hat ſchon wiederholt ausgeſprochen, daß der 
in 8 5 Nr. 1 der genannten VO. bezeichnete Gewinn der 
Reingewinn aus einem Verkaufe iſt und ſo berechnet werden 
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muß, wie im gefchäftlichen Leben dieſer berechnet zu werden 
pflegte, wenn es ſich, wie hier, um einen Unternehmerrein⸗ 
gewinn handelt. Es waren alſo die Einkaufspreiſe der Schweine 
feſtzuſtellen, die beſonderen Betriebsunkoſten und die anteiligen 
allgemeinen Betriebsunkoſten hinzuzurechnen, und erſt der die 
Summe dieſer Poſten überſteigende Verkaufspreis bildete den 
Reingewinn. Der ſo berechnete Reingewinn aus den Verkäufen 
im Frieden war dann mit dem Reingewinn aus den Verkäufen 
im Kriege zu vergleichen. Die verſchiedenen Einkaufspreiſe 
ſind jedoch vom Gericht gar nicht feſtgeſtellt worden, ebenſo 
wenig erklärt es, wie es den „Bruttogewinn“ und „Brutto⸗ 
verdienſt“ berechnet. Volkswirtſchaftlich iſt darin lediglich der 
Rohgewinn aus dem Verkaufe, d. h. der volle Verkaufspreis 
zu begreifen. Daß die Strafkammer dieſen richtigen Begriff 
nicht damit verbindet, iſt nach dem Geſamtinhalt des Urteils 
zweifellos. Trotz dieſer Unrichtigkeiten ergibt ſich immerhin 
folgendes als tatſächlich feſtgeſtellt. Nach dem eigenen 
Zugeſtändniſſe des Angeklagten ſind die auf jeden Schweine⸗ 
verkauf anteilig entfallenden geſamten Unkoſten — die er ſelbſt 
auf 13 & berechnet, die aber ihrer Höhe nach vom Gericht 
nicht feſtgeſtellt werden — während der Kriegszeit nicht weſent⸗ 
lich erhöht worden, dagegen haben ſich die Einkaufspreiſe der 
Schweine für ihn im Kriege gegenüber der Friedenszeit erheblich 
verteuert. Auf die Steigerung des Bruttogewinnes im 
Kriege gegenüber dem im Frieden ſind die Unkoſten — ihre Höhe 
dahingeſtellt — jedenfalls hiernach ohne Einfluß geweſen. Da 
die Verſchiedenheit des Einkaufspreiſes im Kriege und Frieden 
aber annehmbar für die Berechnung des „Bruttogewinns“ im 
Frieden und im Kriege von der Strafkammer berückſichtigt 
worden iſt, ſo ergibt ſich, daß, wenn ſelbſt bei höherem Ein⸗ 
kaufspreis im Kriege noch ein höherer „Bruttogewinn“ im Sinne 
der Strafkammer beſteht, als bei niedrigerem Einkaufspreis im 
Frieden, auf alle Fälle auch der Reingewinn in demſelben 
Verhältniſſe wie der Friedens⸗ zum Kriegsbruttogewinn größer 
iſt. Als gezogenen „Bruttogewinn“ des Angeklagten im Frieden 
ſtellt die Strafkammer 10 & feſt, als „Bruttogewinn“ im Kriege 
20 bis 52 . Für die Frage, ob der Gewinn übermäßig hoch 
iſt, kommt aber nur in Betracht, ob und wieviel er den im 
Frieden gezogenen Reingewinn überſteigt. Trotz mangelnder 
iffernmäßiger Feſtſtellung der Höhe des Reingewinns, den der 
ngeklagte im Frieden und im Kriege gezogen hat, und des 
Betrags, um den dieſer jenen überſteigt, läßt ſich ſonach aus 
den Feſtſtellungen über den ſogenannten „Bruttogewinn“ im 
Zuſammenhalt mit den Feſtſtellungen über die annähernd gleich 
gebliebenen Betriebsunkoſten entnehmen, daß der Angeklagte im 
Kriege auch einen weitaus größeren Reingewinn als im 
Frieden gezogen hat. Dann aber iſt die Annahme der Straf⸗ 
kammer, daß der Gewinn übermäßig im Sinne der BRVO. 
vom 23. Juli 1915 $5 Nr. 1 ſei, nicht rechtsirrig. Der An⸗ 
geklagte hat erſichtlich nach den Feſtſtellungen des Urteils auch 
gar nicht in Abrede geſtellt, aus den Schweineverkäufen im 
Kriege einen größeren Gewinn gezogen zu haben, als aus ſolchen 
Verkäufen im Frieden. Er behauptet nur, hierzu berechtigt ge⸗ 
weſen zu ſein. Was er aber zu ſeiner Entſchuldigung dafür 
vorbringt, iſt mit Recht von der Strafkammer für unrichtig an⸗ 
geſehen worden. Der Umſtand, daß das Angebot an Vieh ger 
ringer und die Nachfrage größer geworden iſt, ſchaltet zwar den 
Wettbewerb der Konkurrenten aus, der ſonſt die Preisſtellun 
in angemeſſenen Grenzen hält, und ermöglicht eben dadurch 
mit den Preiſen in die Höhe zu gehen, berechtigt ihn aber 
nicht dazu. Dieſem für den Frieden allerdings zuläſſigen Ver⸗ 
fahren will gerade die BRVO. entgegentreten. Das allein 
durch die Warenknappheit verurſachte geringe Angebot gibt des⸗ 
halb im Kriege noch keinen rechtfertigenden Grund für eine 
Preisſteigerung. Noch weniger berechtigt den Angeklagten zu 
dieſer Steigerung der Wunſch, einen Minderverdienſt in früheren 
Jahren nunmehr durch höhere Gewinne auszugleichen. Der in 
der Reviſionsverhandlung vom Verteidiger vorgebrachten Be— 
hauptung, der Angeklagte habe im Frieden aus dem einzelnen 
Geſchäft beim Schweineverkauf überhaupt keinen Gewinn 
gezogen, ſteht die Feſtſtellung des Urteils entgegen, und wenn 
nicht dieſer tatſächlich gezogene Gewinn (10 & Brutto), ſondern 
ein höherer (15 & Brutto) als ein im Frieden angemeſſener 
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in Vergleich mit dem Kriegsgewinn von der Strafkammer geſetzt 
wird, ſo iſt das nur zugunſten des Angeklagten. Ob der An⸗ 
geklagte im ganzen aus dem Betrieb ſeines Unternehmens 


einen Gewinn gezogen hat, was der Verteidiger unter Hinweis 


auf die Bankdarlehen verneint, kommt für die Beurteilung nicht 
in Betracht, da es ſich immer nur um den Gewinn bei den 
einzelnen Geſchäftem handelt. Auch daß der Gewinn zugleich 
den Unternehmerlohn und die Riſikoprämie abzugelten 
beſtimmt iſt, führt nicht dazu, die Abermäßigkeit des im Kriege 
gezogenen Gewinns zu verneinen. Denn daß dieſe für den An⸗ 
geklagten im Kriege höher waren als im Frieden, hat er ſelbſt 
nicht geltend gemacht und nicht behauptet, daß er zu deren 
Deckung einen größeren Reingewinn habe ziehen müſſen. Die 
Umſtände des Falles laſſen aber ein ſolches Anwachſen des Unter⸗ 
nehmerlohns und der Riſikoprämie ebenfalls nicht erkennen, das 
Gericht brauchte ſich deshalb hierüber nicht beſonders auszu⸗ 
ſprechen. Auch die Angriffe des 5 dagegen, daß die 
Strafkammer die von anderen Viehhändlern verlangten gleich 
hohen Preiſe nicht als Marktpreiſe anerkennt und für maß⸗ 
gebend anſieht, find verfehlt. Das LG. hält dafür, daß bereits 
dieſe Preiſe auf wucheriſcher Preistreiberei, ſonach auf keiner 
normalen Marktlage beruhen. Das iſt eine tatſächliche Feſt⸗ 
ſtellung, und ſie wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die all⸗ 
gemein geforderten Preiſe als „offiziell normierte Marktpreiſe“ 
des Schlachtviehhofes erſcheinen. Dieſe Normierung bedeutet 
nur eine tatfächliche Feſtſtellung der Preisbewegung, keine be⸗ 
hördliche Regelung und Preisbeſtimmung. Es iſt auch nicht 
erforderlich, wie der Verteidiger behauptet, daß der Angeklagte 
ſelbſt an der Herbeiführung einer ſolchen Marktlage mitgearbeitet 
hat. Das Geſetz verlangt nicht, daß er ſelbſt die Preiſe mit in 
die Höhe getrieben hatte, es genügt vielmehr, daß in dem von 
ihm verlangten Preiſe für ihn ein übermäßiger Gewinn ent⸗ 
halten iſt. Auch wenn er daher nur durch Fordern dieſer all⸗ 
emeinen Preiſe, die durch Preisſteigerungen entſtanden find, die 

arktlage derart für ſich ausnutzt, daß er einen übermäßigen 
Gewinn mit dem Preiſe macht, handelt er gegen das Verbot 
des § 5 Nr. 1 VO. Im übrigen ſteht das Urteil bei Beurteilung 
der Marktlage und ihrer Bedeutung für den Marktpreis auf 
dem Boden der Rechtſprechung des erkennenden Senats. Von 
dieſer abzugehen, liegt auch gegenüber der vereinzelt in der 
Literatur und in kaufmännischen Kreiſen hervorgetretenen gegen⸗ 
teiligen Meinung kein Anlaß vor. Das vom eidiger in 
Bezug genommene Urteil des I. Strafſenats vom 31. Mai 1916 
(1 D. 213/16) ſteht hiermit keineswegs in Widerſpruch. Denn 
dort wird nur aus beſonderen Gründen abgelehnt, den Einkaufs⸗ 
preis mit einem ordnungsgemäß gebildeten Marktpreis in Ver⸗ 
leich zu ſetzen, weil der Einkaufspreis zufolge beſonderer Ge⸗ 
ſchickichkeit des Unternehmers erheblich unter dem Werte ge⸗ 
halten worden ſei. Damit iſt in dem höheren Gewinn ein 
berechtigter höherer Unternehmerlohn zugeſtanden worden, aber 
keineswegs ſchlechthin der Marktpreis für maßgebend hingeſtellt 
worden. Auf den Zeitpunkt der Preiſe vor der VO. vom 
23. Juli 1915 und nach ihr kommt es endlich überhaupt nicht 
an, wie der Verteidiger meint. Entſcheidend iſt allein, wie 
bereits betont, ob der im Kriege gezogene Reingewinn den im 
Frieden gezogenen überſteigt. Die durch den Krieg hervor⸗ 
gerufene Warenknappheit und Konjunktur ſoll eben nicht dazu 
ansgenutzt werden, höhere Reingewinne zum Schaden der Ver⸗ 
braucher aus Gegenſtänden des täglichen Bedarfs zu erzielen. 
Die BRVO. vom 4. November 1915 (RGBl. S. 725) zur 
Regelung der Preiſe für Schlachtſchweine und für Schweine⸗ 
fleiſch iſt erſt am 12. November 1915 in Kraft getreten, etwa 
in ihr und auf Grund ihrer e feſtgeſetzte Höchſt⸗ 
preiſe gelten alſo für die hier in Betracht kommende Zeit von 
Ende Juli bis Ende September 1915 noch nicht. Der Ans 
wendung der VO. vom 23. Juli 1915 ſteht deshalb die BRVO. 
vom 22. Auguſt 1915 unter II (RG Bl. S. 514) nicht entgegen. 
Davon, daß die BR VO. über die Regelung der Schweinepreiſe 
gegenüber der BRVO. über Preiswucher vom 23. Juli 1915 
das mildere Geſetz im Sinne von StGB. 8 2 Abſ. 2 ſei, kann 
ſchon um deswillen keine Rede ſein, weil beide Verordnungen 
ganz verſchiedene Verbote und Zuwiderhandlungen zum Gegen⸗ 
ſtand haben. (U. v. 7. 7. 16, IV 353/16.) 


45. Jahrgang. 


* 25. [BRVO. vom 23. Juli 1915. Preiswucher.] Nicht 
die Übermäßigkeit des Preiſes an ſich, ſondern die Übermäßigkeit 
des durch den Preisanſatz erſtrebten Gewinnes iſt unter Strafe 
geſtellt. Wer beim Einkauf einen zu hohen Preis hat zahlen 
müſſen, darf, ohne ſich ſtrafbar zu machen, beim Verkauf den 
Marktpreis überſchreiten, wenn er ſich bei ſeinen Aufſchlägen 
zum Einkaufspreis für Unkoſtenerſatz und Unternehmergewinn 
innerhalb der Grenzen des Üblichen und Angemeſſenen hält, 
und der höhere Einkaufspreis nicht durch ſeine Mitwirkung bei 


einer in § 5 verbotenen Machenſchaft entſtanden iſt. (U. v. 
3. 7. 16, III 272/16.) 
26. [BRVO. vom 23. 7./ 22. 8. 1915. Preiswucher. 


Umſtände, die mit der Kriegsnot oder der durch ſie geſchaffenen 
Konjunktur in keinem Zuſammenhang ſtehen, können beim 
Begriff der übermäßigen Preisſteigerung nicht berüdfichtigt 
werden.] Der Angeklagte hat durch Verabredung mit den 
übrigen Bietern in der von einer Gemeinde veranſtalteten 
öffentlichen Verſteigerung von Vieh die Preiſe ſo niedergehalten, 
daß die 1 erfolglos blieb. Dann hat er die Vieh⸗ 
ſtücke für ſich und feine Genoſſen von der Gemeinde freihändig 
um einen erheblich unter ihrem Werte bleibenden Preis gekauft 
und zu einem Preiſe verkauft, der dem durch die Marktlage 
gerechtfertigten Marktpreis entſprach. Die StK. hat ihn 
wegen übermäßiger Preisſteigerung verurteilt, da der durch 
Vergleichung des Einkaufspreiſes mit dem Verkaufspreiſe nach 
Abzug der Koſten ſich berechnende Reingewinn ohne jedes 
Riſiko und ohne jede Mühe erlangt und übermäßig ſei. Auf 
ſeine Reviſion iſt der Angeklagte freigeſprochen worden. Die 
Übermäßigkeit des Gewinnes iſt unter Berückſichtigung der 
geſamten Verhältniſſe, insbeſondere der Marktlage, feſtzuſtellen. 
Ein übermäßiger Gewinn kann auch bei Innehaltung des 
Marktpreiſes vorliegen. Es können hierbei aber nur die Um⸗ 
ſtände in Betracht kommen, die einen den Zwecken des Geſetzes 
zuwiderlaufenden Gewinn als gegeben erſcheinen laſſen. Kein 
übermäßiger Gewinn im Sinne des Geſetzes liegt vor, wenn 
der Gewinn auf Umſtände zurückzuführen iſt, die in keinem 
Zuſammenhang mit der Kriegsnot oder der durch ſie geſchaffenen 
Konjunktur ſtehen, ſich auf die Perſon des Unternehmers und 
etwa noch ſeines Rechtsvorgängers beſchränken und auf die 
Preisbildung gegenüber der Allgemeinheit und dem Verbraucher 
ohne Einfluß ſind. Eine der wichtigſten Grundlagen für die 
Beurteilung des Gewinnes iſt der Einkaufspreis, wenn er ſich 
unter gewöhnlichen Verhältniſſen nach Geſichtspunkten allgemein 
wirtſchaftlicher Natur gebildet hat. Iſt dies aber nicht der 
Fall, beruht der Einkaufspreis beiſpielsweiſe auf teilweiſer 
Freigebigkeit des Verkäufers, ſo verliert er für ſich allein ſeine 
Bedeutung für die Beurteilung des Gewinnes. Ahnliches gilt, 
wenn ein billiger Einkaufspreis durch Betrug erlangt iſt. Die 
gleichen Geſichtspunkte ſind auf den vorliegenden Fall an⸗ 
zuwenden, da nach den Feſtſtellungen des Urteils der Gewinn 
ſeinen Grund allein in der ungewöhnlichen, durch die Machen⸗ 
ſchaften des Angeklagten und ſeiner Genoſſen herbeigeführten 
Niedrigkeit des Einkaufspreiſes hat. Eine Steigerung der 
Verkaufspreiſe und eine Ausbeutung der Verbraucher war nicht 
beabſichtigt. (U. v. 31. 5. 16, 1 213/16.) 


27. [BRVO. vom 23. Juli 1915. Preiswucher.] Der 
Angeklagte hat aus Liebhaberei eine Jagd gepachtet und die 
erlegten Haſen zu einem den Marktpreis überſteigenden Preiſe 
verkauft. Mit Recht hat die StK. den Jagdpachtzins bei 
Berechnung des Gewinnes außer Betracht gelaſſen. Bei Bes 
urteilung des Gewinnes nach §S 5 Nr. 1 VO. iſt zu unter: 
ſcheiden zwiſchen dem Handelsverkauf von Waren im Betriebe 
eines gewerblichen Unternehmens, bei dem die Erzielung eines 
Unternehmergewinnes bezweckt wird, und einem im bürgerlichen 
Verkehr vorgenommenen Verkauf, der ebenſogut die bloße Ver⸗ 
ſilberung der Waren, wie einen Vermögensgewinn zum Ziele 
haben kann. Bei jenem iſt Gewinn der Unternehmergewinn, 
bei dieſem jeder Zuwachs an Vermögenswerten, es entſcheidet 
das Verhältnis des Verkaufspreiſes zum Verkehrswerte. Jagd⸗ 

achtzins und Verkaufserlös für die Haſen ſtehen nicht im 
erhältnis von Mittel zum Zweck. (U. v. 28. 3. 16, 
IV 138/16.) 
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28. [BRVO. vom 23. Juli 1915. Übermäßige Preis: 
ſteigerung. Berückſichtigung der tatſächlichen Geſtehungskoſten.] 
Für die Frage eines übermäßigen Gewinnes iſt nicht nur die 
Marktlage in Berückſichtigung zu ziehen, ſondern es ſind auch 
die perſönlichen Verhältniſſe und Umſtände bei dem Verkäufer 
zu beachten, und unter dieſe gehören in erſter Linie die tat⸗ 
ſächlich von ihm aufgewendeten Geſtehungskoſten. 
Verlangt man vom Verkäufer, daß er bei höherem Marktpreis 
gleichwohl unter dieſem verkaufe, wenn ſeine Herſtellungskoſten 
erheblich niedriger ſind und der Marktpreis ſolchenfalls einen 
übermäßigen Gewinn bringen würde, fo muß man andererſeits 
auch zu ſeinen Gunſten die bei dem einzelnen Verkäufer vor⸗ 
liegenden beſonderen höheren Herſtellungskoſten bei Bemeſſung 
des Gewinns berückſichtigen. Erreichen die tatſächlich auf: 
gewendeten Herſtellungskoſten den erzielten Kaufpreis, ſo kann 
von einem Handelsgewinn, wie ihn $5 VO. vom 23. Juli 1915 
gegen übermäßige Preisſteigerung im Auge hat, regelmäßig 
keine Rede fein. (U. v. 14. 4. 16, IV 166/16.) 


29. Recht des verhafteten Angeklagten auf Anweſenheit bei 
einer kommiſſariſchen Vernehmung. J) Der § 223 Abſ. 2 StPO. 
beſtimmt: „Der nicht auf freiem Fuße befindliche Angeklagte 
hat einen Anſpruch auf Anweſenheit nur bei ſolchen Terminen, 
welche an der Gerichtsſtelle des Orts abgehalten werden, 
wo er ſich in Haft befindet.“ Der Schloſſer Th. iſt 
am 20. September 1915 in der Strafanſtalt in Naugard 
vernommen. Das Geſetz iſt alſo nicht dadurch verletzt, daß 
der Angeklagte, wenngleich er Gefangener war, nicht zu dem Ver⸗ 
nehmungstermine vorgeführt iſt. Urt. d. II. Sen. v. 18. Jan. 1916, 
792/15. 


30. I Gründung der Reviſion auf im Sitzungsprotokoll 
bezeugte Angaben des Angeklagten.] T) Der Strafmilderungs⸗ 
grund des §S 248 a StGB. iſt zwar, wiewohl ſich der Ans 
geklagte nach dem Sitzungs protokoll darauf gleichfalls berufen 
hatte, im Urteil keiner Erörterung unterzogen worden. Aber 
bei den perſönlichen Verhältniſſen des Angeklagten zur Zeit der 
Begehung der Tat und dem von ihm ins Auge gefaßten Ver⸗ 
wendungszweck iſt der Gedanke an einen Diebſtahl aus Not 
auch für den Käſe und Spiritus ein ſo fernliegender, daß die 
Anwendbarkeit des §S 248 a auch ohne beſonderen Ausſpruch 
als verneint angeſehen werden kann. Nichts ſpricht dagegen, 
daß die Strafkammer die Frage geprüſt und in dieſem Sinne 
eniſchieden hat. Urt. d. III. Sen. v. 3. Febr. 1916, 868/15. 


Zu 29. Wenn der § 223 Abſ. 2 StPO. dem in Haft befind⸗ 
lichen Angeklagten nur inſoweit ein Recht auf Anweſenheit bei der 
kommiſſariſchen Vernehmung eines Zeugen gibt, als dieſe Vernehmung 
an der Gerichtsſtelle ſtattfindet, wo ſich der Angeklagte in Haft 
befindet, ſo will das Geſetz damit dieſes wichtige Recht des Angeklagten 
nur inſoweit beſchränken, als ſeine Ausübung zu umſtändlichen und 
unter Umſtänden auch nicht ungefährlichen Transporten führen würde. 
Darauf, ob der Zeuge an der Gerichtsſtelle oder an einer andern 
Stelle, vorliegend in der Strafanſtalt, zu vernehmen iſt (in der 
übrigens ſogar der Angeklagte ſelbſt interniert war), kann es kaum 
entſcheidend ankommen. 

Rechtsanwalt Dr. Max Alsberg, Berlin. 


Zu 30. Das Urteil bietet inſofern Intereſſe, als es erſichtlich 
nicht das für gleichgültig erachtet, was das Protokoll als Einlaſſung 
des Angeklagten bezeugt. Es hält vielmehr auch in dieſer Beziehung, 
obwohl die §§ 273, 274 StPO. hierüber nichts ſagen, das Protokoll 
offenbar für beweiskräftig. Damit ſetzt es ſich in Gegenſatz zu einem 
Urteil des II. Straſſenats vom 4. Januar 1916 (RG St 49, 315), 
das es der Reviſionsinſtanz ausdrücklich verwehrt, das Haupt⸗ 
verhandlungsprotokoll zum Beweiſe dafür heranzuziehen, welche Er⸗ 
klärungen der Angeklagte in der Hauptverhandlung abgegeben hat. 
Der Standpunkt des vorliegenden Urteils des III. Senats verdient 
aus praktiſchen Gründen den Vorzug. Die Nachprüfung einer 
wichtigen Verteidigungsbehauptung darf dem Reviſionsgericht nicht 
deshalb verſchloſſen bleiben, weil das Urteil ſie nicht berührt, obwohl 
ſie unzweifelhaft vom Angeklagten in der Hauptverhandlung vor⸗ 
geſchützt worden iſt. Die §§ 273, 274 Std. ſtehen dem nicht 
entgegen. Sie enthalten nur das, was notwendig in das Sitzungs⸗ 
protokoll auſzunehmen iſt, ohne dem ſonſt durch das Sitzungsprotokoll 
Bezeugten Glauben abzuſprechen. 

Rechtsanwalt Dr. Max Alsberg, Berlin. 
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31. I[Stpdo. 8 243. Ablehnung von Beweisanträgen.] 
Die Beweisanträge ſind zu dem Zwecke geſtellt, um die Unzu⸗ 
verläſſigkeit und Unglaubwürdigkeit des Belaſtungszeugen R. 
darzutun. Das Gericht hat die Anträge mit der Begründung 
abgelehnt, durch die Erhebung der Beweiſe könne nicht bewieſen 
werden, daß der Angeklagte die beleidigenden Ausdrücke nicht 
gebraucht 55 wenn auch der als Zeuge benannte P. bekunden 
würde, daß nach ſeiner Anſicht der Zeuge R. unglaubwürdig 
ſei, und wenn auch die anderen unter Beweis geſtellten Tat⸗ 
ſachen feſtgeſtellt würden, ſo wäre alles das ungeeignet, einen 
Einfluß auf die Überzeugung des Gerichts auszuüben, die es 
ſich aus dem Inbegriffe der Verhandlung hinſichtlich der 
vom Zeugen bekundeten Tatſachen gebildet habe. Das Gericht 
we hiernach aus dem Inbegriff der Verhandlung, d. h. nach 
age der Sache aus der eidlichen Ausſage des Zeugen R. in 
Verbindung mit der in der Urteilsbegründung widergegebenen 
eigenen Auslaſſung des Angeklagten zu derſelben, die ÜUber⸗ 
zeugung geſchöpft, daß die unter Beweis geſtellten Tatſachen 
nicht geeignet feien, einen Einfluß auf dieſe auszuüben. Zu 
Bedenken muß die Ablehnung der angebotenen Beweiſe aus dem 
erſten von der Strafkammer angegebenen Grunde Anlaß geben, 
die Anträge ſeien unerheblich, weil durch deren Erhebung nicht 
bewieſen würde, daß der Angeklagte die beleidigenden Ausdrücke 
nicht gebraucht habe. Der Angeklagte hat nicht zu beweiſen, 
daß er die Ausdrücke nicht gebraucht hat, ſondern ihm iſt der 
Nachweis zu führen, daß er ſie gebraucht hat. Unterſtellt man 
aber, daß die Unglaubwürdigkeit des Zeugen R. im allgemeinen 
nachgewieſen werden würde, ſo kann auch nicht für ausgeſchloſſen 
erachtet werden, daß dadurch auch der Wert ſeines Zeugniſſes 
in der vorliegenden Sache beeinflußt, alſo durch die benannten 
Zeugen auch die Verläßlichkeit des über die Auslaſſungen des 
Angeklagten erhobenen Beweiſes erſchüttert werden könnte. 
Handelt es ſich aber um die Beurteilung des Wertes von er⸗ 
hobenen und noch zu erhebenden Beweismitteln, ſo kann nach 
ſtändiger Rechtſprechung der Wert ſolchen Entlaſtungsbeweiſes 
regelmäßig erſt dann beurteilt werden, wenn derſelbe erhoben 
iſt. Dagegen rechtfertigt die Ablehnung der Beweisanträge der 
ihr von der Strafkammer gegebene zweite Grund. Die Straf⸗ 
kammer unterſtellt nämlich, daß die unter Beweis geſtellten Tat⸗ 
ſachen erwieſen worden ſeien, daß der Zeuge P. bekundet haben 
würde, daß er den Zeugen R. für unglaubwürdig halte, und 
daß alle übrigen R. gemachten Vorwürfe als berechtigt nach⸗ 
gewieſen worden ſeien; ſie bleibt aber auch bei dieſer Unter⸗ 
ſtellung auf Grund des Inbegriffs der Verhandlung, alſo der 
eigenen Auslaſſungen des Angeklagten über die Anklage und 
zur Zeugenausſage in Verbindung mit der letzteren, der Über⸗ 
zeugung, daß gerade im vorliegenden Falle R., auch wenn er 
im allgemeinen eine unzuverläſſige Perſönlichkeit iſt, unter dem 
Eide die Wahrheit geſagt hat. Die Ablehnung der Beweis⸗ 
anträge unter Unterſtellung der Wahrheit des Beweisthemas iſt 
aber nach der Rechtſprechung des RG., an der feſtzuhalten iſt, 
zuläſſig. (U. v. 20. 6. 16, V 226/16.) 

32. [EBD 8 243. Unzuläſſige Ablehnung eines 
Beweisantrags.] Der Angeklagte hat in der Verhandlung vor 
der Strafkammer durch Berufung auf das Zeugnis ſeines 
früheren Mitfahrers Sch. unter Beweis geſtellt, daß er dieſen 
beauftragt babe, den Kunden mitzuteilen, daß er in Zukunft 
nicht mehr Beuſterſches Brot liefern werde, ſondern ſich ſelb— 
ſtändig gemacht habe und auf eigene Rechnung handle. Die 
Erhebung des Beweiſes iſt mit der Begründung abgelehnt: es 
werde unterſtellt, daß Sch. „an ſich wahrheite gemäß“ die Be— 
hauptung des Angeklagten beſtätigen werde. Aber, fährt das 
Urteil fort, das Gericht habe die (auf das Ergebnis der bis— 
herigen Beweisaufnahme geſtützte) Überzeugung, daß der Auf— 
trag nicht ernſtlich gemeint geweſen, ſondern vom Angeklagten 
erteilt und von der anderen Seite entgegengenommen ſei mit 
dem Bewußtſein und dem Willen, daß er nicht ausgeführt 
werden ſolle. Dieſe Ausführungen werden dem geſtellten 
Beweisantrage nicht gerecht. Die Behauptung, für welche der 
Angeklagte Beweis angetreten hatte, ging dahin, er habe dem 
Zeugen einen ernſtgemeinten Auftrag gegeben. Denn ein 
Scheinauftrag iſt kein Auftrag; die Ernſtlichkeit brauchte nicht 
ausdrücklich behauptet zu werden. So aufgefaßt war die Tat— 
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ſache für die Entſcheidung der Schuldfrage erheblich. Der im 
Urteil für die Ablehnung des Beweisantrags gegebene Ent: 
ſcheidungsgrund kann — bei der Unklarheit des Ausdrucks 
„an ſich wahrheitsgemäß“ — dahin zu verſtehen ſein: es 
werde unterſtellt, daß Sch. die behauptete Auftragserteilung 
beſtätigen und 1., daß dieſe Ausſage der Wahrheit entſprechen 
würde (alſo ein ernſtgemeinter Auftrag erteilt ſei): dann ſetzt 
ſich die Strafkammer mit der Unterſtellung in Widerſpruch, 
wenn ſie gleichwohl der Überzeugung Ausdruck gibt, es ſei eine 
nach §S 117 BGB. nichtige Willenserklärung abgegeben, alſo 
in Wahrheit kein Auftrag erteilt worden; 2. oder daß die 
Ausſage nur in bezug auf den äußerlichen Hergang bei Erteilung 
und Entgegennahme des Auftrags der Wahrheit entſprechen, für 
einen ernſtlich gemeinten Auftrag aber keinen verwertbaren 
Anhalt ergeben würde, weil, ſoweit der Zeuge die Ernftlichkeit 
beſtätigen würde, ſeine Ausſage keinen Glauben verdiene: dann 
liegt unſtatthafte Vorwegnahme der Beweiswürdigung vor. 
(U. v. 30. 6. 16, II 243/16.) 


+33. [StPO. § 252. In den Fällen des § 252 StPO. 
können unter Umſtänden auch Abſchriften früherer Ver⸗ 
nehmungsprotokolle verleſen werden.] Die Frage, ob ein 
kommiſſariſch vernommener Zeuge auf dem Wege des $ 252 
StPO. zuverläſſige Kenntnis von dem Inhalt ſeiner früheren 
Ausſage erhalten hat, iſt Beweisfrage. Es kann daher auch 
die Verleſung einer Abſchrift ſeiner früheren Ausſage ge⸗ 
nügen. Der abweichende Standpunkt in RG. 34, 48 wird 
nicht feſtgehalten. (U. v. 4. 7. 16, II 231/16.) 


34. [StPO. 8 296. Schwurgericht. Das Gericht kann 
die Stellung jeder Frage ablehnen, die rechtlich unzuläſſig oder 
rechtlich bedeutungslos iſt.] Auf Grund des Eröffnungsbeſchluſſes 
war eine Hauptfrage wegen vorſätzlicher Körperverletzung mit 
Todesfolge ($ 226 StGB.) ſowie eine Nebenfrage nach mildernden 
Umſtänden geſtellt worden. Der Verteidiger beantragte, je eine 

ilfsfrage wegen einfacher e und wegen gefährlicher 

örperverletzung (88 223, 2234 StGB.) ſowie je eine weitere 
Nebenfrage nach mildernden Umſtänden zu ſtellen. Durch Gerichts⸗ 
beſchluß wurde die Stellung der beantragten Hilfs⸗ und Neben⸗ 
fragen abgelehnt, weil das Vergehen der einfachen und der 
gefährlichen Körperverletzung unter den Königlich Bayeriſchen 
Gnadenerlaß vom 7. Januar 1916 falle — Strafantrag wegen 
Körperverletzung iſt von der Verletzten in der geſetzlichen Form 
und Friſt geſtellt worden. Die Ablehnung der Hilsfrage wegen 
einfacher Körperverletzung beſchwert den Angeklagten ſchon deshalb 
nicht, weil die Geſchworenen berechtigt waren, den erſten Teil 
der Hauptfrage wegen Körperverletzung mit Todesfolge zu 
bejahen, gleichzeitig aber den zweiten Teil dieſer Frage zu ver⸗ 
neinen. Im übrigen kommt in Betracht, daß das Gericht 
berechtigt und verpflichtet iſt, die Stellung jeder Frage abzulehnen, 
welche rechtlich unzuläſſig oder rechtlich bedeutungslos iſt. 
Die Beantwortung der abgelehnten Fragen war rechtlich 
bedeutungslos. Ihre Bejahung hätte niemals zu einer Ver⸗ 
urteilung des Angeklagten führen können. Auf Grund des 
Gnadenerlaſſes vom 7. Januar 1916 hätte ſowohl im Fall 
der Bejahung der Fragen wie im Fall ihrer Verneinung das 
Verfahren eingeſtellt werden müſſen. Die Stellung und 
Beantwortung der abgelehnten Fragen war auch rechtlich 
unzuläſſig. Die durch den Gnadenerlaß verfügte Abolition 
bildete ein Prozeßhindernis, welches jeder weiteren Ver⸗ 
folgung der unter den Erlaß fallenden Handlungen entgegen⸗ 
ſtand. Das Vorliegen dieſes Prozeßhinderniſſes hatten die 
BerR. zu prüfen. Einer vorherigen Feſtſtellung der ſtrafbaren 
Handlung durch die Geſchworenen bedurſte es nicht. Eine ſolche 
Feſtſtellung ſollte gerade durch die Abolition vermieden werden 
(vgl. Nr. IV und VI 2 der Bekanntmachung, die Niederſchlagung 
von Strafverfahren gegen die Kriegsteilnehmer betreffend, 
Bay JM Bl. 1916 S. 3/4). (U. v. 22. 6. 16, I 285/16.) 

35. [Mil Sto. § 1 Nr. 8, Mil StGB. § 155. Ab: 
grenzung der Zuſtändigkeit der Militärſtrafgerichtsbarkeit und der 
Zivilſtrafgerichtsbarkeit.] Gründe: Die Strafkammer hat tat⸗ 
ſächlich feſtgeſtellt, daß der Angeklagte zu der Zeit, in welcher der 
ihm zur Laſt gelegte Diebſtahl ausgeführt wurde, in einem Arbeits— 
verhältnis zu der Fortifikation St. ſtand, ferner, daß St. eine 


45. Jahrgang. 


armierte Feſtung und Sitz eines Armee⸗ Oberkommandos iſt. 
Dieſe Tatſachen reichen nicht aus, um die Annahme zu recht⸗ 
fertigen, daß der Angeklagte der Militärſtrafgerichtsbarkeit 
unterſteht. § 1 Nr. 8 Mil StGd. beſtimmt, daß die in § 155 
Mil StGB. bezeichneten Perſonen wegen aller ſtrafbaren 
Handlungen der Militärſtrafgerichtsbarkeit unterſtellt ſind, 
ſolange ſie den Militärſtrafgeſetzen unterworfen ſind. Zu den 
in 8 155 MilStGB. bezeichneten Perſonen gehören alle 
Perſonen, die in einem Dienſt⸗ oder Vertragsverhältniſſe bei 
dem kriegführenden Heere ſich befinden. Aus den Motiven 
des Geſetzes geht hervor, daß der weitere Begriff „kriegführendes 
Heer“ an Stelle des engeren Begriffs „kriegſührende Truppe“ 
gewählt wurde, um auch diejenigen Zivilperſonen zu treffen, 
welche ſich bei den im Hauptquartier befindlichen Truppen auf⸗ 
halten (Sten B. über die Verhandlungen des Deutſchen Reichs⸗ 
tags I. LP. III. Seſſ. 1872 Bd. 3 Nr. 5 S. 45). Im übrigen 
iſt aus der Entſtehungsgeſchichte des § 155 nicht erſichtlich, in 
welchem Sinne der Ausdruck „kriegführendes Heer“ gebraucht 
iſt. Aus dem einſchränkenden Zuſatz „kriegführend“ muß ge⸗ 
folgert werden, daß nur diejenigen Heeresteile zum kriegführenden 
Heere gehören, welche an den kriegeriſchen Operationen teil⸗ 
nehmen. Maßgebend iſt alſo die tatſächliche Verwendung der 
einzelnen Heeresteile. In einer Entſcheidung des Reichsmilitär⸗ 
gerichts vom 29. September 1915 (RMilG. 19, 268/269) wird 
die Anſicht vertreten, als kriegführend ſei ein Heeresteil dann 
anzuſehen, wenn er zum Kampfe gegen den Feind — ſei es 
im Felde, ſei es bei der Verteidigung der heimiſchen Feſtungen — 
beſtimmt ſei. Dieſer Anſicht kann nicht beigetreten werden. 
Nach derſelben müßten auch die Beſatzungen der im Innern 
Deutſchlands — weit entfernt von allen Kriegsſchauplätzen — 
gelegenen Feſtungen zu dem kriegführenden Heere — gerechnet 
werden. Die Strafkammer hätte alſo prüfen müſſen, ob die 
Fortifikation St. ein Heeresteil iſt, der nicht bloß zur Führung 
des Verteidigungskrieges beſtimmt iſt, ſondern dieſen Ver⸗ 
teidigungskrieg auch tatſächlich führt. Wäre die Strafkammer 
zur Bejahung dieſer Frage gelangt, ſo hätte ſie weiter unter⸗ 
ſuchen müſſen, ob die durch 8 155 begründete Zuſtändigkeit 
der Militärgerichte zur Aburteilung des Angeklagten noch fort⸗ 
beſteht. Gegenſtand des anhängigen Verfahrens iſt eine gegen 
die allgemeinen Strafgeſetze begangene Zuwiderhandlung, welche 
mit einem militäriſchen Verbrechen oder Vergehen nicht zuſammen⸗ 
trifft. In Anſehung dieſer Zuwiderhandlung hört die Militär⸗ 
ſtrafgerichtsbarkeit auf, wenn das die Gerichtsbarkeit begründende 
Verhältnis beendet wird. Eine Ausnahme tritt nur dann ein, 
wenn bereits Anklage erhoben oder eine Strafverfügung des 
Gerichtsherrn zugeſtellt iſt ($ 10 Abſ. 2 MilStGd .). Nach 
den Akten liegt weder die eine noch die andere Ausnahme vor. 
Die ſtrafrechtliche Unterſuchung iſt ausſchließlich von den Zivil⸗ 
behörden geführt worden. Hiernach iſt der Reviſion ſtatt⸗ 
ugeben und die Sache zur weiteren Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung an die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. (U. v. 19. 6. 16, 
1188/16.) 


Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 


a) Zivilſachen. 

Auf einem Grundſtück, für das auf Grund der 
Bundesratsverordnungen vom 26. November 1914 und 
vom 4. März 1915 ein Zwangsverwalter beſtellt iſt, kann 
eine Sicherungshypothek durch Zwangsvollſtreckung eins 
getragen werden. 


Auf Grund der Zwangsverwaltung verliert der Eigentümer 
oder ſonſt Berechtigte nur die Befugnis zu rechtsgeſchäſtlicher Ver: 
fügung über das Grundſtück, Zwangsvollſtreckungen in 
dasſelbe werden durch ſie nicht ausgeſchloſſen. Es 
iſt gar nicht erſichtlich, warum der Geſetzgeber einen Inländer 
verhindern ſollte, Befriedigung für eine zu Recht beſtehende 
Forderung aus dem Grundſtück des Ausländers zu ſuchen, und es 
enthalten denn auch die geſetzlichen Vorſchriften keinen Anhaltspunkt 
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dafür, daß dies in der Abſicht des Geſetzgebers gelegen wäre. 
Wenn der Beſchwerdeſührer meint, es handle ſich tatſächlich um eine 
rechtögefchäftliche, in dem vorausgegangenen Wechſelprozeß durch das 
Anerkenntnis der eingeklagten Forderung erfolgte Verfügung der 
Eigentümerin, fo iſt das offenbar unrichtig. Selbſtverſtändlich wäre 
die Eigentümerin nach erfolgter Anordnung der Zwangsverwaltung 
nicht berechtigt geweſen, im Wege der Prozeßführung über das 
Grundſtück oder ein dingliches Recht an demſelben zu verſügen; im 
übrigen aber blieb fie handlungsfähig und war daher nicht gehindert, 
den gegen ſie im Klageweg geltend gemachten Anſpruch, der nicht das 
Grundſtück oder ein Recht an demſelben, ſondern eine Wechſelforderung 
zum Gegenſtand hatte, anzuerkennen. Das Urteil, auf Grund deſſen 
die Eintragung erſolgt iſt, iſt alſo formell ordnungsgemäß ergangen. 
(Beſchl. v. 22. Februar 1916, Reg. III Nr. 16/1916.) Bay Not. 
1916, 269. 


b) Strafſachen. 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Friedrich Goldſchmit Il, München. 


1. Zuläſſigkeit des objektiven Verfahrens nach cin: 
getretener Niederſchlagung. 


Auf Grund des Gnadenerlaſſes vom 7. Januar 1916 wurde 
das Strafverfahren gegen den Küfer G. Tr. in L. wegen Vergehen 
nach 8 26 Nr. 1 Wein. niedergeſchlagen und eingeſtellt. 

Der Staatsanwalt beantragte die von G. Tr. vorſätzlich ge⸗ 
fälſchten und beſchlagnahmten Weine (8 26 Nr. 1 Wein G.) im ob: 
jeltiven Verfahren nach 8 31 Abſ. 4 WeinG. und 88 477 ff. StPO. 
einzuziehen und zu dieſem Zwecke Termin nach $ 478 StPO. anzu⸗ 
beraumen. 

Die Strafkammer des LG. L. ordnete jedoch durch den Beſchluß 
die Freigabe der bezeichneten Weine an, weil der Gnadenerlaß all⸗ 
gemein die Niederſchlagung von Strafverfahren zugunften der Kriegs⸗ 
teilnehmer betreffe und demgemäß nicht bloß die Perſon, ſondern 
auch das durch das Strafverfahren in Mitleidenſchaft gezogene Ver⸗ 
mögen des Kriegsteilnehmers im objektiven Verfahren erfaſſe, falls 
er Einziehungsintereffent ſei. Auf die Beſchwerde des Staatsanwalts 
hob der Strafſenat die angefochtene Entſcheidung auf und ordnete 
die Verhandlung und Entſcheidung über den Antrag des Staats— 
anwalts auf Einziehung der Weine in einem nach § 478 StpO. 
anzuberaumenden Termine an. 


Nach dem auf dem Geſetze vom 4. Dezember 1915 beruhenden 
Gnadenerlaſſe vom 7. Januar 1916 umfaßt die Niederſchlagung nur 
Perſonen, d. h. hier die Kriegsteilnehmer. Das Vermögen, ins⸗ 
beſondere das durch die Straftat eines unter den Allerhöchſten 
Gnadenerlaß fallenden Kriegsteilnehmers hervorgebrachte Gut wird 
von der Niederſchlagung nicht betroffen, mit Ausnahme der Koſten 
des Strafverſahrens, hinſichtlich deren Ziff. VII der Bek. des Saats⸗ 
miniſteriums der Juſtiz vom 7. Januar 1916 vorſchreibt, daß die in 
einem niedergeſchlagenen Verſahren bereits erwachſenen Gerichtskoſten 
einſchließlich der Auslagen niederzuſchlagen, die bereits gezahlten Be: 
träge zu erſtatten ſind. 


Die Niederſchlagung, die Abolition, iſt der Verzicht auf den 
ſtaatlichen Strafanſpruch, der Befehl, daß eine Strafverfolgung 
unterbleiben oder nicht fortgeſetzt werden ſoll (Löwe, StPO. 14. Aufl. 
S. 919). Der Strafanſpruch des Staates und ſeine Verwirklichung 
durch Strafe, in welche Form auch immer die letztere gekleidet iſt, 
kann ſich ſtets nur gegen eine Perſon richten, die irgendwie in einer 
vom Strafgeſetze gemißbilligten Weiſe ſich an der Straftat beteiligt 
hat (RG St. 46, 132 ff.). Die Niederſchlagung begünſtigt nur die 
Perſon des Täters, läßt dagegen dem ſogen. objektiven Verfahren 
freien Lauf (Löwe, S. 324 Note 27 ab. Die ſogen. Einziehungs⸗ 
intereſſenten im objektiven Verfahren find nach 8 478 Abſ. 2 StPO. 
Perſonen, welche einen rechtlichen, d. i. zivilrechtlichen Anſpruch auf 
den Gegenſtand der Einziehung, Vernichtung oder Unbrauchbarmachung 
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haben; fie kommen ſonach als Beteiligte an der Straftat gar nicht 
in Betracht, weshalb ihre Anſprüche der Wohltat der Niederſchlagung 
nicht teilhaftig werden können. 

Eine andere Frage iſt die, ob die Einziehung als Strafübel 
oder nur als Sicherungsmaßregel anzuſehen iſt. Im erſteren Falle 
würde die Einziehung von der Niederſchlagung betroffen, im letzteren 
Falle nicht. 

In dem erwähnten Urteile des RG. iſt ausgeſührt, daß die 
rechtliche Natur der Einziehung in der Rechtslehre ſtreitig iſt und 
daß auch das NG. zur Frage einer Begriffsbeſtimmung in dieſer 
Allgemeinheit nicht Stellung genommen, ſondern nur hie und da be⸗ 
züglich einzelner eine Einziehung anordnender geſetzlicher Beſtimmungen 
Entſcheidung darüber getroffen hat, ob durch ſie eine Strafe an⸗ 
gedroht oder eine polizeiliche Sicherungs⸗ oder Vorbeugungsmaßregel 
vorgeſchrieben iſt. 


In der Rechtslehre und Rechtſprechung herrſcht die Meinung 
vor, daß in den Fällen des $ 42 StGB. und in den ſonſtigen, im 
Geſetze vorgeſehenen Fällen, in denen wegen Unausführbarkeit der 
Verfolgung oder Verurteilung einer beſtimmten Perſon ohne Nückſicht 
auf das Eigentum an dem Gegenſtande der Einziehung auf dieſe 
ſelbſtändig erkannt werden kann wie im Falle des 8 31 Abſ. 4 Wein., 
die Einziehung als eine rein polizeiliche Vorbeugungsmaßregel er⸗ 
ſcheint, deren Handhabung in die Hände des Gerichts gelegt iſt. Es 
folgt dies aus der Natur der Sache von ſelbſt, weil überall da, wo 
ein zu ſtrafender Täter nicht vorhanden iſt, von einer Strafe, die 
ſich nur gegen die Perſon richten kann, nicht die Rede ſein kann 
(Olshauſen, Note 1 zu 8 42 StGB., Note Ad zu Teil I Abſchn. 1 
StGB.; Oppenhoff, Note 1 zu § 42 StGB. und die dorten ange⸗ 
führte Literatur; RGSt. 14, 382). 

Dieſelbe rechtliche Natur wohnt der Einziehung inne, wenn unter 
den gleichen Vorausſetzungen wie in den Fällen des 8 42 StGB. oder 
z. B. des § 81 Abſ. 4 MeinG. in dem Urteil, in dem der Täter zur 
Strafe (Geld⸗ oder Freiheitsſtraſe) verurteilt wird, gleichzeitig auf 
Einziehung des durch die Straftat erzeugten oder hierzu gebrauchten 
Gegenſtandes in vom Geſetze zuläſſiger Weiſe erkannt wird. Es iſt 
nämlich nicht abzuſehen, warum die Einziehung, die nach dem § 42 
StGB. als Polizeimaßregel zu erachten iſt, dieſe Eigenſchaft verlieren 
ſoll, wenn ſie in Verbindung mit dem gegen den erreichbaren Täter 
ergangenen Urteil ausgeſprochen iſt. Beiden Fällen liegt an ſich 
und nach den Motiven derſelbe geſetzgeberiſche Gedanke zugrunde, den 
verbrecheriſch erzeugten oder gebrauchten Gegenſtand für alle Zukunft 
unſchädlich, insbeſondere zur Verhütung weiterer Straftaten unfähig 
zu machen. Das Urteil richtet ſich in dieſer Richtung nicht gegen 
die Perſon, ſondern gegen die Sache. 


Durch die Einziehung der Sache erleidet der davon Betroffene 
regelmäßig ein wirtſchaftliches Übel, mag er als verfolgbarer oder 
unverfolgbarer oder als Einziehungsintereſſent erſcheinen. Das Übel 
iſt aber nicht ein Strafübel, d. i. nicht die Folge der Verurteilung 
des Täters zu einer (Geld: oder Freiheits-) Strafe, ſondern die Folge 
der dem verbrecheriſch erzeugten oder gebrauchten Gegenſtand inne: 
wohnenden Eigenſchaft der Schädlichkeit. 


Das RG. hat in dem bereits früher angeführten Urteile zu der 
Frage der rechtlichen Natur der Einziehung neuerdings Stellung 
genommen und iſt zu dem von ſeinen früheren Auffaſſungen teilweiſe 
abweichenden Ergebniſſe gekommen, daß der Einziehung häuſig eine 
Doppelnatur innewohnt, indem mit dieſer Maßregel ſowohl der 
Strafzweck als auch der Zweck polizeilicher Sicherung mit dem 
Abmaße verfolgt wird, daß das Überwiegen des einen oder anderen 
Zweckes für die Annahme eines Strafübels oder einer Sicherungs- 
maßregel entſcheidend iſt. 

Die Entſcheidung über die rechtliche Natur der Einziehung iſt 
aus dem Inhalte des Geſetzes zu ſinden und darf nicht von den 
Wirkungen abhängig gemacht werden, die im Einzelfalle die Ein⸗ 
ziehung nach ſich zieht (RGSt. 49, 53 und Baypfl 3. 1912, 
476 ff.). 


Nach § 31 Wein. iſt in den Fällen des § 26 Abſ. 1 Nr. 1 
neben der Strafe auf Einziehung der Getränke oder Stoffe zu erkennen, 
welche den dort bezeichneten Vorſchriften zuwider hergeſtellt, eingeführt 
oder in den Verkehr gebracht worden ſind, ohne Unterſchied, ob ſie 
dem Verurteilten gehören oder nicht; auch kann die Vernichtung aus⸗ 
geſprochen werden. Die Einziehung iſt hier zwingend vorgeſchrieben. 
Das Eigentum an den einzuziehenden Gegenſtänden bleibt unberüd: 
ſichtigt. Hiernach iſt unzweideutig die Einziehung als polizeiliche 
Sicherungsmaßregel gedacht, der die Eigenſchaft einer Strafe mangelt. 
Derſelbe geſetzgeberiſche Gedanke hat auch in der Beſtimmung des 
8 81 Abſ. 3 und 4 Wein. deutlichen Ausdruck gefunden. 


In dem zur Entſcheidung ſtehenden Falle nimmt die Straf⸗ 
kammer mit Recht die Vorausſetzungen des § 26 Abſ. 1 Nr. 1 als 
vorhanden an. Durch die Niederſchlagung und Einſtellung des 
Strafverfahrens gegen G. Tr. wegen Vergehens nach dieſer Geſetzes⸗ 
ſtelle iſt feine Verfolgung unausführbar geworden, weshalb dem 
Antrage des Staatsanwalts entſprechend das Verfahren nach 8 81 
Abſ. 4 WeinG. und 88 477 ff. StPO. Platz zu greifen hat (Löwe, 
S. 324 Note 27 a und c, S. 847 Note 2c; Olshauſen, Note 15 zu 
840 S. 137), wobei darauf hingewieſen wird, daß 8 18 Abſ. 4 
Wein. ebenſo wie § 42 StGB. nicht in dem Sinn aufzufaſſen iſt, 
als ob in den Fällen, in denen das Geſetz wie § 31 Abſ. 1 Wein. 
die Einziehung zwingend vorſchreibt, die Einziehung in das Ermeſſen 
des Gerichts geſtellt wäre (Olshauſen, Note 9 zu 8 42 StGB.). 
(Beſchl. v. 10. Juni 1916, Beſchw.⸗Reg. 164/1916. BayrJMBl. 
1916, 232.) 


2. Umgehung des Höchſtpreisgeſetzes. 

Die Überſchreitung des Höchſtpreiſes kann auch darin liegen, daß 
der Verkäufer ſich Nebenvorteile ausbedingt und hiedurch eine 
Erhöhung ſeines Nutzens erreicht. Gleichgültig iſt, ob eine geldwerte 
Nebenleiſtung vereinbart wird, durch deren Hinzurechnung der für 
die verkaufte Ware vorgeſchriebene Höchſtpreis überſtiegen wird — 
oder ob die Überſchreitung des Höchſtpreiſes durch beſondere Kauf⸗ 
verträge über andere Waren bewirkt wird, deren Abſchluß der Ver⸗ 
käufer als Bedingung für die Abgabe der von dem Käufer benötigten 
Ware zu dem dafür geltenden Höchſtpreiſe geſetzt hat. Beide Wege 
dienen zur Verſchleierung der Überſchreitung des Höchſtpreiſes und 
ſtehen deshalb der Beſtrafung des Täters nicht entgegen. In der 
Reviſionsbegründung macht der Angeklagte vergebens geltend, daß er 
bei den neben Petroleum abgegebenen Waren die dafür feſtgeſetzten 
Höchſtpreiſe nicht überſchritten habe. Abgeſehen davon, daß der 
Angeklagte nicht näher angibt, für welche der mitverkauften Waren 
Höchſtpreiſe beſtanden und daß dies auch aus dem Urteile der Straf⸗ 
kammer nicht erſichtlich iſt — denn für die dort namentlich auf⸗ 
geführten Waren (Zucker, Kaffee, Reis, Kerzen, Soda, Malzkaffee) 
waren im Herbſt und Winter 1915 für den Verkauf im Kleinhandel 
vom Bundesrate Höchſtpreiſe nicht feſtgeſetzt —, kann nichts darauf 
ankommen, ob die den Gegenſtand des weiteren Kaufvertrags bildende 
Ware höchſtpreisfrei iſt oder ob für fie gleichfalls ein Höchſtpreis 
beſteht und dieſer Höchſtpreis eingehalten wird. Maßgebend kann 
nur ſein, ob der von dem Täter an der nebenbei verkauften Ware 
gemachte Gewinn eine Überſchreitung des Höchſtpreiſes bei dem von 
dem Käufer über den Gegenſtand ſeines Bedarfs abgeſchloſſenen 
Geſchäfte darſtellt. Dies war aber nach der einwandfreien Feſtſtellung 
der Vorinſtanz bei den Verkaufsgeſchäften des Angeklagten über 
Petroleum der Fall. Selbſtverſtändlich iſt nicht, wie der Angeklagte 
meint, eine Feſtſtellung darüber notwendig, wie hoch er die ander⸗ 
weitigen Waren eingekauft, zu welchem Preis er ſie abgeſetzt und 
welchen Gewinn er dabei erzielt hat. Zur Anwendung des Straf⸗ 
geſetzes genügt, daß der Angeklagte mit dem Verkaufe Gewinn 
gemacht hat, und das hat der Berufungsrichter angenommen. (Urt. 
v. 1. Juli 1916, Rev.⸗Reg. Nr. 199/1916.) 


45. Jahrgang. 


Reichsverſicherungsamt. 


Berichtet von Regierungsrat Dr. Th. v. Olshauſen, Berlin. 
(Fortſetzung und Schluß aus Nr. 15, 1916.) 


111. Juvaliden⸗ und Hinterbliebenen verſicherung. 


1. 8 1226 RVO. Die während des Krieges in landwirt⸗— 
ſchaftlichen Betrieben beſchäftigten ruſſiſchen Zeitarbeiter 
unterliegen nicht der Verſicherungspflicht. 


Gemäß der ſtändigen Rechtsübung des RVA. find Arbeiter, wie 
Strafgefangene, Inſaſſen von Arbeitshäuſern, nicht verſicherungspflich⸗ 
tig. Werden ſie gegen Entgelt beſchäftigt, ſo handelt es ſich nicht um 
freien, wirtſchaftlichen Austauſch von Arbeit und Lohn, ſondern um 
einen, wenn auch nicht immer unmittelbaren obrigkeitlichen Zwang. 
Ahnlich liegt die Sache bei den ruſſiſchen landwirtſchaftlichen Zeit⸗ 
arbeitern. Sie unterliegen einem Zwange zur Arbeit und erheblichen 
Beſchränkungen ihrer perſönlichen Freiheit. Es iſt ihnen, ſoweit fie 
nicht zur Ausreiſe in ein neutrales Land befugt ſind, verboten, das 
Inland zu verlaſſen. Auch noch verſchiedene andere Umſtände laſſen 
die ruſſiſchen landwirtſchaftlichen Arbeiter als unfrei erſcheinen. Sie 
find demnach nicht verſicherungspflichtig. Beſchl.⸗Sen., 19. Februar 
1916, II 2830/16. 


2. 51235 Nr. 2, 81393 Abſ. 1 Nr. 2 RBO. Verſicherungs⸗ 
pflicht der Armierungsarbeiter. 

Gemäß 9 1235 Nr. 2 RBO. find Perſonen des Soldatenſtandes 
verſicherungsfrei, wenn ſie eine der im § 2226 bezeichneten Tätigkeiten 
im Dienſte ausüben. Dieſe Vorſchrift iſt nicht anzuwenden auf die 
durch Privatdienſtvertrag angenommenen Befeſtigungsarbeiter, die 
nicht Perſonen des Soldatenſtandes ſind. Sie gehören nämlich weder 
zu den aktiven Soldaten des Friedensſtandes noch zu denen des vor⸗ 
übergehenden Dienſtſtandes, wie er namentlich für den Krieg in Frage 
kommt. Die Vorſchrift des § 1393 Abſ. 1 Nr. 2 RVO ., auf die ſich 
die Militärverwaltung zum Beweiſe dafür, daß die Armierungsarbeiter 
verſichernngsfrei ſeien, beruft, iſt nicht anwendbar. Danach werden 
unter der Vorausſetzung des Abſ. 2 Zeiten, in denen ein Verſicherter 
während einer Mobilmachung oder eines Krieges freiwillig militäriſche 
Dienſtleiſtungen verrichtet, als Beitragswochen II. Lohnklaſſe angerechnet, 
ohne daß Beiträge entrichtet zu werden brauchen. Der Begriff der 
„militäriſchen Dienſtleiſtung“, der in der RVO. nicht näher beſtimmt 
wird, umfaßt nicht alle Dienſtleiſtungen für militäriſche Zwecke. Eine 
militäriſche Dienſtleiſtung ſetzt vielmehr begrifflich ein militäriſches 
Dienſtverhältnis voraus. Demgemäß werden die militäriſchen Dienſt⸗ 
leiſtungen im Sinne der Nr. 2, ebenſo wie die Erfüllung der Wehr⸗ 
pflicht (Nr. 1), im 8 1281 Nr. 1, 8 1419 Abſ. 3, § 1438 Abſ. 1 RVO. 
als „Militärdienſt“ bezeichnet, der nach § 1438 Abſ. 1 durch die 
Militärpapiere, alſo durch Ausweiſe über die Militärverhältniſſe des 
Inhabers, nachzuweiſen iſt. Unter einem militäriſchen Dienſtverhält⸗ 
nis in dem für § 1393 Abſ. 1 in Betracht kommenden Sinne iſt nur 
ein ſolches von Perſonen des Soldatenſtandes zu verſtehen. Hierfür 
ſpricht ſchon der Zuſammenhang mit § 1393 Abſ. 1 Nr. 1. Der 
§ 1393 Abſ. 1 Nr. 2 RVO. kann daher nach Znſammenhang und 
Zweck, Entſtehungsgeſchichte und Stellung nur für Perſonen des Sol⸗ 
datenſtandes gelten. Zu dieſen gehören aber die durch Privatdienſt⸗ 
vertrag angenommenen Befeftigungsarbeiter nicht. Demnach iſt es 
unerheblich, daß ſie, wie die Militärverwaltung geltend macht, in 
ſtrafrechtlicher und diſziplinariſcher Hinſicht ebenſo wie die Armierungs⸗ 
ſoldaten hehandelt werden, die gleichen Arbeiten wie dieſe verrichten 


Zu 1. Bei dieſer Entſcheidung handelte es ſich um ruſſiſche Arbeiter, 
die bereits bei Ausbruch des Krieges in einem deutſchen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betriebe beſchäftigt wurden und denen der Arbeitgeber auf 
Grund eines Beſehls des zuſtändigen ſtellvertretenden Generalkomman⸗ 
dos im Winter 1914/15 Unterkunft und Verpflegung gewährt hatte. 
Einen anderen Standpunkt hat das RA. hinſichtlich ſolcher ruſſiſcher 
Arbeiter eingenommen, die während des Krieges im beſetzten Gebiet 
angeworben und freiwillig nach Deutſchland gekommen waren, um 
hier zu arbeiten. Vgl. Rek.⸗Sen., 3. Mai 1916, oben S. 1031. 
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und den gleichen Gefahren des Krieges ausgeſetzt find. Alles das 
genügt nicht, um ihre Beſchäſtigung als eine militäriſche Dienſtleiſtung 
im Sinne des § 1393 Abſ. 1 Nr. 2 erſcheinen zu laſſen. Sie find 
daher verſicherungspflichtig, ſoweit nicht im einzelnen Falle die Be⸗ 
kanntmachung des Reichskanzlers vom 27. Dezember 1899 über die 
Befreiung vorübergehender Dienſtleiſtungen von der Verſicherungs⸗ 
pflicht anzuwenden iſt. Beſchl.⸗Sen., 12. Februar 1916, II 2587/16. 


8. 8 1303 R Vo. Vererblichkeit des Anſpruchs auf 
8 Waiſenrente. 

Der 8 1303 Abſ. 1 RVO. lautet: „Stirbt ein Verſicherter oder 
ein zum Bezug einer Witwen⸗ oder Witwerrente oder eines Witwen⸗ 
geldes Berechtigter, nachdem er ſeinen Anſpruch erhoben hatte, ſo 
ſind zur Fortſetzung des Verfahrens und zum Bezuge der bis zum 
Todestage fälligen Beträge nacheinander berechtigt der Ehegatte, die 
Kinder, der Vater, die Mutter, die Geſchwiſter, wenn ſie mit dem 
Berechtigten zur Zeit ſeines Todes in häuslicher Gemeinſchaft gelebt 
haben.“ Daraus folgt jedoch nur, daß die Waiſenrente ſich nach den 
Grundſätzen des BGB. vererbt, die in den Fällen, in denen § 1303 
eine beſondere Bezugsberechtigung feſtſetzt, nur hilfsweiſe zur An⸗ 
wendung kommen (zu vgl. Amtl. Nachr. des RBA. 1914 S. 694). 
Dagegen kann der Anſicht der Vorentſcheidung nicht zugeſtimmt 
werden, daß Waiſenrentenanſprüche auch dann vererblich ſeien, wenn 
ſie zu Lebzeiten der Waiſe noch nicht erhoben waren. Dieſe Folgerung 
kann aus der Nichterwähnung der Waiſenrenten im 8 1303 nicht 
gezogen werden, wie ſich aus der Entſtehungsgeſchichte der Vorſchrift 
ergibt. Hiernach muß angenommen werden, daß der Geſetzgeber 
beabſichtigt hat, die Vererblichkeit ſämtlicher Hinterbliebenenbezüge 
mit Ausnahme der Waiſenausſteuer, für die eine beſondere Vorſchrift 
getroffen iſt, an die Vorausſetzung zu knüpfen, daß der Anſpruch 
bereits erhoben worden iſt. Bei dieſer Sachlage muß die Nicht⸗ 
erwähnung der Waiſenrente in 8 1303 RVO. auf ein Verſehen bei 
der endgültigen Feſtſtellung des Geſetzeswortlauts zurückgeführt werden, 
zumal da ein Grund, die Waiſenrenten in dieſer Beziehung anders 
als andere Hinterbliebenenrenten zu behandeln, nicht erſichtlich iſt 
(fo auch Düttmann, RVO. Anm. 3 zu § 1303). Die beſtehende Lücke 
im Geſetz iſt hiernach auszufüllen durch entſprechende Anwendung der 
im $ 1303 für die Vererblichkeit anderer Hinterbliebenenrenten gegebenen 
Vorſchrift, daß die Rentenanſprüche zu Lebzeiten des Berechtigten 
erhoben fein müſſen. Rev.⸗Sen., 25. Januar 1916, IIa 950/15. 


4. 8 1316 RVO. Kapitalabfindung von Ausländern. 

Mit der Pflicht der Verſicherungsanſtalt, unter den geſetzlichen 
Vorausſetzungen eine Kapitalabfindung zu gewähren, iſt noch nicht 
feſtgelegt, daß das Recht des Ausländers auf Kapitalabfindung bereits 
entftanden iſt, im Zeitpunkt der Nechtskraft des Rentenfeſtſtellungs⸗ 
beſcheids oder, falls das Nuhen der Rente erſt ſpäter eingetreten iſt, 
mit der Rechtskraft des das Ruhen der Rente ausſprechenden Beſcheids. 
Dieſe Rechtsauffaſſung läßt ſich bei ſinngemäßer Auslegung der 
RVO. nicht begründen. Die Kapitalabfindung iſt nicht etwa eine 
beſondere Art der Rentengewährung, ſondern eine völlig eigenartige 
Leiſtung des Verſicherungsträgers und in ihren Vorausſetzungen 
durchaus ſelbſtändig geſtaltet; ſie begründet auch nicht lediglich Rechte, 
ſondern vernichtet zugleich dauernd den Anſpruch auf ſortlaufende 
Rentengewährung. Der Umſtand, daß bei der Gewährung der 
Kapitalabfindung ein beſonderer Antrag nicht erforderlich iſt, kann 
daher bei dieſer Rechtsgeſtaltung nicht dazu führen, den Anſpruch des 
Berechtigten auf dieſe Leiſtung ſchon entſtehen zu laſſen zugleich mit 
feinem Anſpruch auf die Rente ſelbſt, vielmehr iſt ebenfo wie unter 
bisherigem Rechte der Anſpruch auf Kapitalabfindung erſt gegeben 
mit dem Zeitpunkt der Erteilung des Kapitalabfindungsbeſcheids. 
RVA., 18. Mai 1914, IIa 1947/13. 


5. 8 1393 Abſ. 1 Nr. 2 RVO. Verſicherungspflicht der 
im Dienſte der freiwilligen Krankenpflege im Kriege 
gegen Entgelt beſchäftigten Schweſtern. 

Die Krankenpflege iſt, ſofern ſie nicht als ſelbſtändiges Gewerbe, 
ſondern in abhängiger Stellung ausgeübt wird, eine verſicherungs⸗ 
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pflichtige Beſchäftigung. Daran ändert an ſich der Umſtand nichts, 
daß es ſich um Kriegskranken⸗ und ⸗verwundetenpflege handelt. Das 
zur Unterſtützung des Sanitätsdienſtes auf dem Kriegsſchauplatz 
und in armierten Feſtungen verwendete Perſonal der freiwilligen 
Krankenpflege iſt zum Empfang einer fortlaufenden „Geldabfindung“ 
(Löhnung) nach Maßgabe beſonderer Beſtimmungen berechtigt. Dieſe 
Bezüge überſchreiten zweifellos das Maß des freien Unterhalts. 
Daher liegt eine entgeltliche, nach 8 1226 verſicherungspflichtige 
Tätigkeit vor, es ſei denn, daß eine der Vorausſetzungen, unter denen 
nach dem Geſetze ausnahmsweiſe Verſicherungsfreiheit eintritt, gegeben 
wäre. Das iſt nicht der Fall: Auch der enge Zuſammenhang, in 
dem während des Krieges das Perſonal der freiwilligen Krankenpflege 
zu der geſamten Heeresorganiſation ſteht, berechtigt nicht, es hinſichtlich 
der Verſicherung wie Perſonen des Soldatenſtandes zu behandeln. 
Beſchl.⸗Sen., 12. Februar 1916, II 2853/16. 


6. 8 1488, 8 1493 Nr. 1 RVO. Zur Strafbefugnis der 
Landesverſicherungsanſtalten. 


Die Frage, ob bei der Beſtrafung von mehreren Vorſtands⸗ 
mitgliedern einer juriſtiſchen Perſon eine Geſamthaftung der ſämtlichen 
beſtraften Vorſtandsmitglieder in der Weiſe eintritt, daß mit der 
Bezahlung der Strafe durch ein Mitglied des Vorſtandes die anderen 
Mitglieder von der Verpflichtung zur Entrichtung der Strafe befreit 
werden, läßt ſich aus dem Wortlaut des $ 1493 RVO. nicht ent⸗ 
ſcheiden. Daraus, daß nach dem allgemeinen öffentlichen Strafrecht 
eine derartige Geſamtbeſtrafung unzuläſſig und nur in einzelnen 
ſtrafrechtlichen Nebengeſetzen beſondere Vorſchriften über eine ſolche 
Art der Beſtrafung enthalten ſind, kann nicht geſchloſſen werden, daß 
dieſe Geſamtbeſtrafung auf dem Gebiete der RVO. unzuläſſig ſei. 
Denn das ſogenannte Ordnungsſtrafrecht der RVO. weicht in weſent⸗ 
lichen Punkten von dem allgemeinen Strafrecht ab. Es lag daher 
auch keine Veranlaſſung vor, den für das allgemeine Strafrecht 
geltenden Rechtsſatz, daß, wenn mehrere Täter wegen derſelben 
Straftat mit Geldſtrafen belegt find, die Zahlung der Geldſtrafe 
durch den einen die andern nicht befreit, auf das Ordnungsſtrafrecht 
der RVO. zu übertragen. Vielmehr ſprechen für die einheitliche 
Geſamtbeſtrafung ſowohl die geſchichtliche Entwicklung auf dem Ge⸗ 
biete der verſicherungsrechtlichen Straſvorſchriften, als auch Zweck⸗ 
mäßigkeitserwägungen. Was letztere betrifft, ſo handelt es ſich nur 
um einen einzigen Verſtoß vom Standpunkt des Ordnungsſtrafrechts 
aus. Dem Bedürfnis des Ordnungsſtrafrechts nach Sühne wird 
ſchon die einmalige Bezahlung einer Geldftrafe gerecht. Bei der 
Feſtſetzung einheitlicher Strafen unter geſamtſchuldneriſcher Haftung 
werden auch die Schwierigkeiten vermieden, die ſonſt entſtehen würden, 
wenn nach § 1488 Abſ. 1 Satz 2 RVO. neben der Geldſtrafe die 
Zahlung des Eins bis Zweifachen der Rüdftände auferlegt werden 
ſollte. Beſchl.⸗Sen., 20. Dezember 1915, II 4472/15. 


7. 51522 RVO. Dem Anſpruch auf Invalidenrente ſteht 
der Bezug von Verſorgungsgebührniſſen auf Grund des 
Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes nicht entgegen. 

Ein „entſchädigungspflichtiger Unfall“ im Sinne des § 1522 
RO. tft nur ein folder Unfall, der auf Grund der Vorſchriften der 
RVO. zu entſchädigen und von den in dieſem Geſetze vorgeſehenen 
Organen zu prüfen und in feinen Folgen zu bewerten iſt. 1) Dies 
ergibt ſich namentlich aus der Stellung des § 1522 im Geſetz. Denn 


Zu 7. ) Es hat nach 8 1522 R. der invalide Unfallverletzte nur 
dann einen Anſpruch auf Invalidenrente, wenn die Unfallfolgen allein 
ſeine Erwerbsfähigkeit um weniger als zwei Drittel beeinträchtigen 
und nur infolge des Zuſammenwirkens der Unfallfolgen mit anderen 
Leiden die Geſamteinbuße ſeiner Erwerbsloſigkeit mehr als zwei 
Drittel beträgt. Ein invalider Unfallverletzter, der die Invaliden⸗ 
rente erhalten hat, weil die Unfallfolgen allein nicht Invalidität be⸗ 
dingten, hat daher einen Anſpruch auf die Invalidenrente dann nicht 
mehr, wenn ſich die Unfallfolgen ſo verſchlimmern, daß ſie für ſich 
allein Invalidität verurſachen. Denn dann iſt die Vorausſetzung, 
unter der der Verſicherte die Invalidenrente neben der Unfallrente 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Nr. 16. 1916. 


die RVO. regelt im Fünften Buche in zwei Abſchnitten die Be 
ziehungen der Verſicherungsträger zueinander und zu anderen Ver⸗ 
pflichteten. Im erſten Abſchnitt werden ausſchließlich „die Beziehungen 
der Verſicherungsträger zueinander“, und zwar im dritten Unter: 
abſchnitt (8$ 1522 bis 1526) „Unfallverſicherung und Invaliden⸗ 
und Hinterbliebenenverſicherung“ behandelt. Der zweite Abſchnitt 
des Fünſten Buches handelt dann von den „Beziehungen zu anderen 
Verpflichteten“ (SS 1527 bis 1544). Hier hätte der Geſetzgeber die 
Leiſtungen auf Grund des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes in Be 
ziehung zu den Leiſtungen der RBO. bringen müſſen, wenn er dieſes 
hätte beabſichtigen wollen. Das iſt aber nicht geſchehen. Da ſomit 
keine Beziehungen zwiſchen den Leiſtungen des Mannſchaftsverſorgungs⸗ 
geſetzes und denen der RVO. beſtehen, fo laſſen ſich ſolche auch nicht 
auf dem Wege herſtellen, daß ein Unfall in einem Militärbetriebe, 
der ſeiner Art nach zu den durch die RVO. verſicherten Betrieben 
gehören würde, wenn in ihm nicht Militärperfonen beſchäftigt würden, 
als Vetriebsunfall im Sinne der RVO. angeſehen wird.?) Dies 
gehe um ſo weniger an, als das Mannſchaftsverſorgungsgeſetz ſich 
auf ganz anderen Grundlagen aufbaut und bei der Bewilligung der 
Entſchädigungen andere Geſichtspunkte berückſichtigt, als die Arbeiter⸗ 
verſicherungsgeſetze. Rev.⸗Sen., 3. Februar 1916, IIa 1062/15. 


Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Prozeßgrundſätze des Verwaltungsſtreitverfahrens. 
Berichtet von Juſtizrat Dr. Görres, Berlin. 
(Fortſetzung aus Nr. 15, 1916.) 


1. Parteirollen. 

Es handelt ſich um eine Abbürdungsklage aus § 56 Abſ. 4 des 
Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883. Danach mußte die Klage 
zugleich gegen den Dritten gerichtet werden, den die Klägerin zu der 
ihre angeſonnenen Leiſtung aus Gründen des öffentlichen Wegebaurechts 
ſtatt ihrer für verpflichtet erachtete. Sie hat ihre Klage auch gegen 
die Standesherrſchaft N. gerichtet. Der Ausdruck „als Beigeladene“ 
in der Klage iſt unſchädlich, zumal die Beiladung nicht Sache der 
Partei, ſondern des Gerichts iſt. Für die Beurteilung des Willens 
der Klägerin kommt es nicht allein auf die Aufſchrift und den Antrag 
der Klage an; es entſcheidet vielmehr der geſamte Inhalt der Klage 
(v. Brauchitſch, Verwaltungsgeſetze Bd. I, 21. Aufl., Anm. 106 zu 
§ 63 des Landesverwaltungsgeſetzes S. 87; Anm. 229 Abſ. 8 zu 
§ 56 des Zuſtändigkeitsgeſetzes, S. 428 / 9; OVG. 28, 253; 32, 231; 
49, 243; 51, 451). Nach dem Inhalt der Klage ſowie des ihr 
vorausgegangenen Einſpruchs und ſonſtigen Schriftwechſels kann es 
keinem Zweifel unterliegen, daß die Klägerin die ihr ange ſonnene 
Leiſtung auf die nach ihrer Meinung baupflichtige Herrſchaft N. ab⸗ 
bürden und dieſe, der Beſtimmung des § 56 Abſ. 4 des Zuſtändig⸗ 
keitsgeſetzes entſprechend, mitverklagen wollte. Der Vorſchrift des 
§ 56 Abſ. 4 des Zuſtändigkeitsgeſetzes iſt alſo genügt. 

Die Vorderrichter ſind ſich über die Parteirollen nicht klar ge⸗ 
worden. Der Kreisausſchuß hat die Beklagte zu 2 zwar in der 
Rolle einer Beklagten, aber ſtets mit dem Zuſatz „als Beigeladene“ 
aufgeführt; eine förmliche Beiladung hat er nicht ausgeſprochen. 
In der Aufſchrift ſeines Urteils nennt er ſie „Beigeladene“ und er⸗ 
wähnt ſie im Tenor nicht; aus ſeinen Gründen geht aber hervor, 
daß er fie für die nach öffentlichem Recht allein Baupflichtige hält. 
Das Verfahren des Kreisausſchuſſes war unrichtig; er mußte die 


erhalten konnte, weggefallen. Die Invalidität als ſolche bleibt die: 
ſelbe, aber die Urſachen der Invalidität ſind andere geworden. 
Rev.⸗Sen., 8. Januar 1916. 

2) Für die Anwendung des S 1522 RVO. iſt z. B. auch dann 
kein Raum, wenn eine nach dem Vierten Buche der RBO. zu gewährende 
Waiſenrente zuſammentrifft mit einer auf Grund des preußiſchen 
Geſetzes vom 2. Juni 1902, betr. die Fürſorge für Beamte infolge 
von Betriebsunfällen, gewährten Waiſenrente. 


45. Jahrgang. 


Herrſchafſt als Beklagte behandeln und — nach ſeinen Gründen — 
ihre Verpflichtung zu der der Klägerin angeſonnenen Leiſtung aus— 
ſprechen. 

Der Bezirksausſchuß hat die Eigenſchaft der Herrſchaft R. als 
ciner Beklagten erkannt. Er hat aber in der Auffchrift feines Urteils 
den Beklagten zu 1 gänzlich fortgelaſſen und danach nur zwiſchen der 
Klägerin und der Beklagten zu 2 Recht geſprochen. (Urt. v. 20. 9. 15, 
IV. Sen., IV C. 60/14.) 


2. Begrenzung des Streitſtoffs. 

Der Kläger zu 1 und alleinige Reviſionskläger hat gegen die 
Erteilung der Anſiedlungsgenehmigung geklagt, weil er Einſpruch 
erhoben hatte und damit zurückgewieſen worden war. In einem 
ſolchen Falle hat der Verwaltungsrichter lediglich zu prüfen, ob der 
Einſpruch begründet iſt oder nicht, während alle anderen Fragen 
ausſcheiden (vgl. OVG. 59, 265). Alleiniger Gegenſtand der Unter: 
ſuchung iſt mithin, ob der Einſpruch durch Tatſachen begründet war, 
welche die Annahme rechtfertigten, daß die Anſiedlung den Schutz der 
Nutzungen benachbarter Grundſtücke aus der Land- oder Forſtwirtſchaft, 
aus dem Gartenbau oder der Jagd gefährden werde. Eine Gefähr⸗ 
dung anderer Nutzungen, der das Geſetz außerdem durch Einſpruchs⸗ 
erhebung vorzubeugen zuläßt, kommt hier nicht in Frage. Iſt dem⸗ 
nach die Prüſung darauf eingeſchränkt, ob die Vorausſetzungen des 
§ 15 des Anſiedlungsgeſetzes vom 20. Auguſt 1904 gegeben find, und 
bildet das den alleinigen Gegenſtand der Beurteilung, ſo ſind eine 
Reihe von Einwendungen, die der Kläger zu 1 geltend gemacht hat, 
von vornherein unbeachtlich. Deshalb iſt nicht nachzuprüfen, ob die 
Genehmigungsbehörde die beklagte Geſellſchaft mit Recht als die 
eigentliche Unternehmerin angeſehen hat, welcher die Anſiedlungs— 
genehmigung zu erteilen war, ſowie, ob die geplante Wirtſchaft nicht 
zweckmäßiger an einer anderen Stelle anzulegen geweſen wäre, ob 
der Vorderrichter ſo urteilen durfte, wie er geurteilt hat, indem er 
ſeinerſeits ſtatt der zuſtändigen Behörde die Genehmigung erteilte 
und an die Bedingungen knüpfte, und endlich, ob letztere in genügend 
beſtimmter Weiſe feſtgeſetzt worden ſind oder nicht. Aus dem gleichen 
Grunde, daß nur Einwendungen aus $ 15 a. a. O. zu berückſichtigen 
ſind, verlieren auch die Angriffe des Reviſionsklägers ihre Bedeutung, 
die aus der „iſolierten“ Lage des Anſiedlungsplatzes und aus deſſen 
ſchwieriger Beaufſichtigung durch die Polizei hergeleitet ſind, und 
endlich diejenigen, welche ſich auf § 17a a. a. O. gründen, weil 
verabſäumt worden ſei, im öffentlichen Intereſſe die Ableitung der 
Auswurf⸗ und Unratftoffe zu regeln. 

Sonach kommt es allein darauf an, ob der auf 8 15 geſtützte 
Einſpruch gerechtfertigt iſt. (Urt. v. 10. 2. 16, IV. Sen., IV C. 140/14.) 


3. Wiedereinſetzung in den vorigen Stand. 

a) Die Klägerin hat zwar rechtzeitig Einſpruch erhoben, indeſſen 
bei der darauf folgenden Anſtellung der Klage die Klagefriſt verſäumt. 
Auf den ihr am 1. Juli 1912 noch in Coblenz perſönlich zugeſtellten, 
den Einſpruch zurückweiſenden Beſcheid des Gemeindevorſtandes hat 
ſie erſt am 24. Juli auf einer Reiſe nach Baden bei Zürich die Klage 
zum Teil mit eigener Hand aufgeſetzt und gleichzeitig mit ihr einen 
Antrag auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand verbunden. Klage 
und Antrag ſind dann durch die Hand des Gemeindevorſtandes dem 
Bezirksausſchuß zu Coblenz überſandt worden, bei welchem letzteren 
ſie am 2. Oktober eingegangen ſind. Der Antrag auf Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand iſt damit begründet, daß die Klägerin bei ihrem 
hohen Alter von 73 Jahren an Gedächtnisſchwäche leide und dadurch 
behindert geweſen ſei, die Klagefriſt einzuhalten. 

Der Bezirksausſchuß hat durch Beſcheid vom 3. April 1913 nach 
einer Beweisaufnahme durch Einholung eines Gutachtens des Kreis⸗ 
arztes die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand erteilt und in der 
Sache die Klägerin von dem von ihr erforderten Beitrage freigeſtellt. 


Zu 3. Eine weſentlich mildere Auffaſſung des Verſehens eines 
durch die Kriegshilfe in Anſpruch genommenen Rechtsanwalts bekundet 
das RG. in feinem Urteil vom 11. 12. 15, 230,15 IV. — Berlin 
(JW. Nr. 6 v. 15. 3. 16). 
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Die gegen dieſen Veſcheid von dem Beklagten eingelegte Reviſion, 
die ſich in erſter Linie gegen die Erteilung der Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand richtete, iſt begründet. 

Zunächſt mag betont werden, daß die von der Klägerin vorge⸗ 
tragene Anſicht, es ſei die Feſtſtellung des Vorderrichters, daß die 
Klägerin infolge ihrer Gedächtnisſchwäche durch einen unabweisbaren 
Zuſall verhindert worden ſei, die Klagefriſt einzuhalten, als auf tat⸗ 
ſächlichem Gebiete liegend der Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz 
entzogen, irrig iſt. Die Nachprüfung ſteht vielmehr dem Reviſions⸗ 
richter in vollem Umfange zu. Denn es handelt ſich um die Frage 
der Innehaltung der in den Geſetzen für die Anſtellung einer Klage 
oder für die Einlegung von Rechtsmitteln vorgeſchriebenen Friſten, 
welche als auf zwingenden Vorſchriften des Prozeßrechts beruhend 
die Verwaltungsrichter aller Inſtanzen, und zwar von Amts wegen, 
zu prüfen haben (vgl. Urt. des Gerichtshofs v. 25. 4. 1904, Pr VerwBl. 
Jahrg. 25 S. 765). Danach würde ſich alſo der Gerichtshof der 
ſelbſtändigen Unterſuchung, ob hier die tatſächlichen Vorausſetzungen 
eines unabwendbaren Zufalles, unter denen gemäß § 112 des Landes⸗ 
verwaltungsgeſetzes die Friſtverſäumnis der Klägerin als entſchuldigt 
anzuſehen wäre, wirklich vorgelegen haben, nicht haben entziehen 
können. Es kam aber auf dieſe Feſtſtellung nicht mehr an. Denn, 
was der Vorderrichter überſehen hat, die Klägerin hat es auch vers 
ſäumt, nach Behebung des behaupteten Hinderniſſes gemäß den weiteren 
Vorſchriften des $ 112 a. a. O. die unterlaſſene Streithandlung inner⸗ 
halb zwei Wochen nachzuholen. Dazu gehörte aber, daß fie die Klage 
und den Antrag auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand innerhalb 
der gedachten Friſt vom Tage der Hebung des Hinderniſſes ab dem 
dafür zuſtändigen Gericht überreichte. Dies iſt nicht geſchehen. 
Der Klageſchriftſatz iſt zwar an den Bezirksausſchuß adreſſiert, auch, 
wie anzunehmen, unmittelbar nach dem 24. Juli 1912, mit welchem 
Tage das Hindernis behoben war, nach Coblenz abgeſandt worden, 
indeſſen beim Bezirksausſchuſſe, wie aktenmäßig feſtſteht, erſt am 
2. Oktober 1912 eingegangen, und zwar durch die Schuld der Klägerin, 
indem ſie die Klage durch die Hand des Bürgermeiſteramts gehen 
ließ, ohne die Gewähr zu beſitzen, daß die Beförderung an den Bezirks— 
ausſchuß innerhalb der in § 112 vorgeſchriebenen Friſt erfolgen 
werde. Es fehlte ſomit an einem rechtzeitig geſtellten Antrag auf 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand, und der Vorderrichter durfte 
dieſem Antrage keine Folge geben. Da er das dennoch getan hat, 
unterliegt ſeine Entſcheidung der Aufhebung (Urt. v. 22. 9. 13, 
IV. Sen., IV C. 104/13). 

b) Gegen die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes legte die Klägerin 
rechtzeitig das irrtümlich als Berufung bezeichnete Rechtsmittel der 
Reviſion ein, ohne es indes zu rechtfertigen oder auch nur einen An⸗ 
trag zu ſtellen. Erſt nach Ablauf der Reviſionsſriſt erfolgte die Recht⸗ 
fertigung mit dem Antrage, nach dem Klageantrage zu erkennen. 
Gegen die Verſäumung der Friſt wurde Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand beantragt. Der Antrag iſt nicht begründet. 

Die angefochtene Entſcheidung iſt am 18. Mai 1915 zugeſtellt. 
Der Vertreter der Klägerin, Rechtsanwalt X. gibt an, er habe von 
dieſer den Auftrag zur Einlegung des Rechtsmittels am 25. Mai er⸗ 
halten, habe das Rechtsmittel ſofort eingelegt und noch an demſelben 
oder an dem folgenden Tage die ſofortige Vorlegung der Akten zur 
Anfertigung eines Schriftſatzes von ſeinem Bureau gefordert. Die 
Alten hätten als Eilſache ihm perſönlich übergeben oder auf feinen 
Schreibtiſch gelegt werden ſollen. Der ſtellvertretende Bureauvorſteher 
habe ſie aber am 26. Mai mit vielen anderen nicht eiligen Sachen 
zuſammen auf einen Stuhl gelegt. Dieſe ordnungswidrige Behand⸗ 
lung ſei dem Umſtande zuzuſchreiben, daß 5 Angeſtellte, darunter die 
beiden Bureauvorſteher, zum Heeresdienſte eingezogen geweſen ſeien. 
Er ſelbſt ſei an die Bearbeitung der Sache erſt ſpäter herangekommen, 
da infolge des Krieges ſeine Arbeitslaſt erheblich zugenommen habe, 
namentlich auch ſein Sozius, Rechtsanwalt Y., der die Sache im Ver⸗ 
anlagungs verfahren bearbeitet und die Klage ſowie die erſten Schrift⸗ 
ſätze angefertigt habe, als Soldat eingezogen worden ſei. Er habe 
ſich auch noch für Y., der am Kammergericht zugelaſſen ſei, als Ver⸗ 
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treter beſtellen laſſen. Einen Erſatz für Y. habe er erſt am 20. Juni 
bekommen können. Am 26. Mai habe er wegen Überlaſtung zahl⸗ 
reiche Sachen des Tagespenſums unerledigt laſſen müſſen. Am 
27. Mai habe er einen, den ganzen Vormittag dauernden Termin 
wahrzunehmen gehabt, und am 81. Mai habe er für Y. an dem 
Kammergericht eine ihm bis dahin unbekannte, äußerſt ſchwierige und 
zeitraubende Vorbereitungen erfordernde Sache vertreten müſſen. 

Alle dieſe Umſtände vermögen nicht das Vorliegen eines unab⸗ 
weisbaren Zufalles darzutun, welcher den Parteivertreter verhindert 
hätte, die für die Rechtfertigung der Reviſion vorgeſchriebene Friſt 
einzuhalten. Unabweisbar iſt ein Zufall nur dann, wenn er durch 
menſchliche Sorgfalt Überhaupt nicht zu vermeiden war. Das trifft 
hier nicht zu. Zunächſt hätte ſchon bei Einlegung der Reviſion zu 
deren Rechtfertigung die Gewähr einer angemeſſenen Nachfriſt be⸗ 
antragt werden können (88 95, 86 Abſ. 3 des Landesverwaltungs⸗ 
geſetzes). Ferner kann ſelbſt bei einem durch Einziehung verminderten 
Bureauperſonal Vorſorge getroffen werden, daß Eilſachen als ſolche 
kenntlich zur Vorlage gebracht werden. Vorgelegt iſt die Sache am 
26. Mai. Dem Parteivertreter ſtand zu ihrer Bearbeitung alſo noch 
die Zeit bis einſchließlich den 1. Juni frei. Das iſt ausreichend, 
namentlich da bei der milden Auffaſſung des OVG., welches nur 
verlangt, daß Gegenſtand und Ziel der Reviſion erkennbar ſei, der 
Schriftſatz hätte kurz gefaßt werden können. Dieſe Arbeit hätte ge⸗ 
leiſtet werden können, wenn auch der Parteivertreter am 26, 27. 
und 31. Mai durch anderweite Geſchäfte ſtark beanſprucht geweſen ſein 
mag. Daran ändert auch der Ausfall des Sozius Y. nichts. Die 
Schriftſätze ſind bis auf einen, von Juſtizrat Z. unterfertigten, alle 
vom Rechtsanwalt Dr. X. gezeichnet, und von den Verhandlungs⸗ 
terminen iſt nur der Schlußtermin von Y., die beiden anderen aber 
von K. wahrgenommen worden, fo daß deſſen Bekanntſchaft mit der 
Sache ohne weiteres angenommen werden muß. Hiernach handelt es 
ſich nicht um einen unabweisbaren Zufall, ſondern um ein Verſehen 
des Parteivertreters, deſſen nachteilige Folgen die Partei treffen. Die 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand kann alſo nicht gewährt 
werden, und die Reviſion unterliegt wegen Verſäumnis der Recht: 
fertigungsfriſt (58 95, 86 des Landesverwaltungsgeſetzes) der Zurück⸗ 
weiſung (Urt. v. 13. 10. 15, II. Hilfs⸗Sen., II H C. 80/15). 


Hypothekeneinigungsamt Charlottenburg. 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Erich Eyck, Berlin. 


Das Grundſtück hat in der Regel 22 550 & Zinſen aufzubringen. 
Die Mieteingänge betrugen vor dem Kriege 84 852 4, ſie betragen 
jetzt nach der von dem Vertreter der Gläubigerin der erſten Hypothek 
überreichten Zuſammenſtellung immerhin noch 32 016 &. Bezüglich 
der Eigentumsverhältniſſe hat der Liquidator angegeben, daß das 
Grundſtück zwar auf den Namen der offenen Handelsgeſellſchaft von 
G. & K. in Berlin eingetragen ſei, daß aber im Innenverhältnis der 
offenen Handelsgeſellſchaft der wahre Eigentümer Herr Sergius von 
G. in Petersburg ſei. Er hat ferner angegeben, daß dieſer Eigen⸗ 
tümer ein außerordentlich reicher Mann ſei, daß er 30 bis 40 Millionen 
habe, daß er aber infolge des Krieges nicht mit ihm in Verbindung 
treten kann. Der Vertreter der Gläubigerin hat nicht in Abrede ge⸗ 
ſtellt, daß von G. ein ſehr wohlhabender Mann ſei. Das Grundſtück 
befindet ſich jetzt in der Zwangsverwaltung. Hieran will auch der 
Liquidator, wie ſeine zum Protokoll des Einigungsamtes abgegebenen 
Erklärungen zeigen, nichts ändern. 

Über die Veranlaſſung der Zwangsverwaltung hat der Liquidator 
folgendes angegeben. Die erſte Hypothek iſt während des Krieges 
ſällig geworden und die Gläubigerin hat unbeſtritten für die Ver⸗ 
längerung eine Gebühr von 3400 & verlangt. Durch die Zahlung 
dieſer 3400 & ſei er im Juli 1915 nicht zur vollen Zahlung der 
Zinſen in der Lage geweſen; dies habe die Gläubigerin zum Anlaß 
genommen, die Zwangsverwaltung herbeizuführen. Die Gläubigerin 
hat nicht in Abrede geſtellt, daß die mit 4½ Prozent berechneten 
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Zinſen ihrer Hypolhek während der Zwangsverwaltung regelmäßig 
gezahlt worden ſind, und daß auch auf die Zinſen der zweiten Hypothel 
1456,25 A aus den Mieteingängen bezahlt wurden. Gegenwärtig 
verfügt die Zwangsverwaltung über einen Beſtand von 1364 &. 

Die Inhaberin der zweiten Hypothek, Frau G., hat ſich dem 
Standpunkte der erſten Hypothekengläubigerin angeſchloſſen, daß das 
Grundſtück zur Zwangsverſteigerung kommen ſoll. Sie hat hierzu 
angegeben, daß ihr daran liege, wieder geordnete Verhältniſſe einzu⸗ 
führen. Es iſt aber durch Befragen des Vertreters der erſten Hypothek 
feſtgeſtellt worden, daß zwiſchen den beiden Gläubigern eine Überein⸗ 
kunft zuſtande gekommen iſt, wonach Frau G. die erſte Hypothek aus⸗ 
bieten ſolle und dieſe ihr zum Zinsfuße von 4½ Prozent belaſſen 
werden ſoll. Dafür hat ſich die erſtſtellige Gläubigerin eine weitere 
Verwaltungsgebühr von 8700 & ausbedungen. 

Bei dieſer Sachlage war ſich das Einigungsamt nicht im Zweifel 
darüber, daß die Durchführung der Zwangsverſteigerung ebenſowenig 
befürwortet werden kann, wie der Eintritt der Verzugsfolgen. 


Die erſte Hypothek iſt offenbar vollkommen ſicher. Sie iſt nicht 
im geringſten gefährdet, fie kann auch, wenn keine unvorhergeſehenen 
Zwiſchenfälle eintreten, auf den regelmäßigen und ſicheren Eingang 
der Zinſen rechnen. Auch auf den Eintritt der Verzugsfolgen hat ſie 
bei den beſtehenden Verhältniſſen keinen Anſpruch. Es iſt auch die 
ſchwierige Lage des Liquidators zu berückſichtigen, der mit ſeinem 
Auftraggeber zum mindeſten in keiner regelmäßigen Verbindung ſteht, 
und deshalb nicht in der Lage iſt, eine vorübergehende Stockung zu 
vermeiden, wenn er zwiſchendurch einen ſo erheblichen Betrag wie 
3400 „ bezahlen muß. Die Darſtellung des Liquidators über die 
Urſache des Verzuges erſcheint durchaus glaubhaft. Er iſt lediglich 
eine Kriegsfolge, deren Beſeitigung eines der Ziele der Verordnung 
vom 8. Juni 1916 iſt. Ebenſowenig beſteht eine Veranlaſſung zur 
Erhöhung der Zinſen von 4½ Prozent auf 5 Prozent. Die Gläubigerin 
ift bereit, die Zinſen weiter mit 4½ Prozent zu bemeſſen, wenn das 
Grundſtück in die Hände der Inhaberin der zweiten Hypothek über⸗ 
geht. Sie ſieht alſo dieſen Zinsſatz als einen hinreichenden an. Der 
Wert und Ertrag des Grundſtücks rechtſertigt anſcheinend eine erſte 
Hypothek von dieſer Höhe zum Zinsſatze von 4½ Prozent. 


Würde man der Zwangsverſteigerung Fortgang geben, ſo würde 
vorausſichtlich die Inhaberin der zweiten Hypothek, die ihrerſeits das 
Grundſtück zu einem höheren Preiſe an den gegenwärtigen Eigentümer 
veräußert hat, es billig zurückerwerben; der Eigentümer würde um 
ſeine bare Einzahlung gebracht werden. Das Einigungsamt ſieht es 
nicht als ſeine Aufgabe an, ein ſolches Verfahren zu unterſtützen, 
dem der Eigentümer infolge ſeiner Abweſenheit keinen hinreichenden 
Widerſtand entgegenſetzen kann. Die Tatſache, daß der Eigentümer 
ruſſiſcher Staatsangehöriger iſt, kann an dieſer Beurteilung nichts 
ändern. [Gutachten vom 24. Juli 1916, Reg. Nr. 64.] 


* 


(Das AG. Charlottenburg hat ſich der Begründung des Gut: 
achtens angeſchloſſen und durch Beſchluß vom 3. Auguſt 1916, 
14 K. 21/16 dem Antrag auf Einſtellung der Zwangsverſteigerung 
für die Dauer von 6 Monaten ſtattgegeben.) 


Oberlandesgerichte. 


Kriegsrechtliche Entſcheidungen. 


1. Leiſtungsklagen find während der Geſchäftsauf— 
ſicht zuläſſig. 

Der Kläger erhob während der Geſchäftsaufſicht des Beklagten 
gegen dieſen Klage auf Zahlung; das LG. München J wies die Klage 
ab, das OLG. München hob jedoch das erſtinſtanzliche Urteil auf 
und gab der Klage ſtatt aus folgenden Gründen: 


— 


Zu 1. Vgl. IW. 1916 S. 216, 866 und 1223. 


45. Jahrgang. 
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Aus der Geſchäftsaufſichtsverordnung ergibt ſich lediglich, daß 
die gerichtliche Geltendmachung nichtbevorzugter Forderungen durch 
Arreſt und Zwangsvollſtreckung ebenſo unterſagt iſt wie die Konkurs⸗ 
eröffnung (8 5 BO). Dieſek Verbot entſpricht dem 8 14 Abſ. 1 KO. 
Dagegen fehlt eine dem § 12 KO. entſprechende Vorſchrift, wonach 
die Gläubiger ihre Forderungen nur nach Maßgabe des Auſſichts. 
verfahrens verfolgen können; dieſer Lücke entſpricht die Velaſſung 
der Verſügungsfähigkeit beim Beauſſichtigten, deſſen Zahlungen im 
Gegenſatz zur KO. 88 6 ff. wirkſam find (8 7 Abſ. 2 VO), auch wenn 
fie gegen den Widerſpruch der Aufſichtsperſon erfolgen; denn 87 
Abſ. 2 BO. enthält nur eine Sollvorſchrift im Verhältnis zwiſchen 
Schuldner und Aufſichtsperſon. Wollte der Bundesrat die Klage⸗ 
ſtellung als ſolche (nicht bloß Arreſt und Zwangsvollſtreckung) ver⸗ 
bieten, fo lag die Aufnahme einer dem 8 12 KO. entſprechenden Vorſchrift 
ſo nahe, das die Unterlaſſung als entſcheidend erachtet werden 
muß. Dies um ſo mehr, als es ſich um ein Ausnahmegeſetz handelt, 
die gegenteilige Auffaſſung auch weitere Normen über Prozeßunter⸗ 
brechung, Verzinſung und Aufrechnung (vgl. Recht 1916, 462; Leipzg. 
1916, 177) erfordert hätte und der jetzigen Art der Abfaſſung von 
Geſetzen eine beſondere Geſtattung der an ſich nicht ausdrücklich ver⸗ 
botenen Klageſtellung völlig fremd wäre. Dem Schuldner ſteht als 
Schutz ſohin lediglich die Einwendung nach 8 766 ZBD. zu, falls 
aus einem bereits vorhandenen oder nachträglich erwirkten Voll⸗ 
ſtreckungstitel die Vollſtreckung trotz 8 5 BO. betrieben werden will. 
Ob dieſe Regelung aus der Menge der an ſich zum Schutze des 
Schuldners zur Verfügung ſtehenden Mittel zutreffend gewählt wurde und 
ob fie genügt, hat nicht der Richter, ſondern lediglich der Geſetzgeber zu 
entſcheiden. Daß die hier vertretene Auffaſſung nicht unerträglich iſt, 
ergibt ſich ſchon daraus, daß der Bundesrat die Geſchäftsaufſichtsver⸗ 
ordnung ſeit Kriegsbeginn unverändert gelaſſen hat, obwohl die bislang 
herrſchende Rechtſprechung der oben dargelegten Auffaſſung des Senats 
entſprochen hat (vgl. die Entſcheidungen des 4. und 9. ZS. des OLG. 
Dresden vom 30. April und 14. Oltober 1915 in LeipzZ3. 1915, 1115 
und JW. 1915, 1377; des KG. vom 17. Auguſt 1915 in KGBl. 
1915, 107; des OLG. Düſſeldorf vom 1. März 1915 im Recht 1915 
S. 173 (Nr. 332); des OLG. Poſen vom 11. März 1915 in OL GRſpr. 
80, 369; des OLG. Frankfurt vom 14. Oktober 1915 in OL GRſpr. 
S. 388; Waſſermann⸗Erlanger, Kriegsgeſetze S. 191 und die dortigen 
Ausführungen). Der abweichenden Rechtſprechung des 1. ZS. des 
DLG. Dresden (OL GRſpr. 31, 389; JW. 1916, 866) kann ſohin nicht 
gefolgt werden. Auf die gelegentliche Bezeichnung der VO. als 
Moratorium oder Stundung in der Reichsgerichtsentſcheidung vom 
26. Mai 1916 JW. 1916, 1022 kann ſich der Beklagte nicht 
berufen; denn ein abgeſchwächtes Moratorium liegt auch im Voll⸗ 
ſtreckungsverbot, und außerdem handelt es ſich um die Entſcheidung 
einer ganz anderen Frage (Konkursvorrecht der Auſſichtsperſon für 
ihre Entlohnung), welche durch dieſe gelegentliche Bemerkung nicht 
getragen wird. Am allerwenigſten vermag ſich der Senat der Unter⸗ 
ſtellung anzuſchließen, als ob die Kriegsverordnungen in ſolcher Eile 
und Flüchtigkeit abgefaßt worden ſeien, daß das Fehlen wichtiger 
Vorſchriſten erklärlich ſei. Für dieſe Unterſtellung fehlt jeder Anhalt; 
es muß vielmehr angenommen werden, daß die Vorbereitung des 
Kriege zuſtandes für die Rechtspflege gewiß ebenſo von langer Hand 
geordnet war und auf dem Laufenden gehalten wurde, wie dies für 
die militäriſche Vorbereitung als ſelbſtverſtändlich gilt. (OL G. München, 
Ferien ZS., Urteil vom 23. Auguſt 1916, M. 434/1916 I.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Bacharach, München. 


* * 
* 


2. Aufrechnung gegenüber Forderungen des gemäß 
B RVO. vom 8. Auguſt 1914 unter Geſchäftsaufſicht 
geſtellten Schuldners iſt zuläſſig.!) 

Entgegen den Ausführungen der Oberlandesgerichte Nürnberg 
und Braunſchweig in den Urteilen vom 1. Juli und 5. November 


Zu 2. Vgl. IW. 1915 S. 170, 254, 854, 1304, 1376, 1505; 
1916 S. 220, 1036, 1223. 


1915 (Lcipzg3. 1915, 1174 und 1916, 179) muß zunächſt dem Urteil 
des Oberlandesgerichts Celle vom 12. Oktober 1915 (Leipz3. 1916, 
178) darin ohne weiteres beigetreten werden, daß 8 894 BGB. hier 
keine Anwendung findet. Dieſe Vorſchrift kann nur ſolche Forderungen 
im Auge haben, die ihrer Natur nach unpfändbar ſind, weil ſie 
wegen ihrer Beſtimmung für den nötigen Lebensunterhalt des 
Gläubigers oder wegen einer ſonſtigen auf das allgemeine Wohl und 
das ſtaatliche Intereſſe zu nehmenden Rückſicht nicht durch Pfändung 
der Verfügung des Gläubigers entzogen werden ſollen, wie insbeſon⸗ 
dere Unterhaltsanſprüche, Gehaltsanſprüche öffentlicher Beamter u. dgl. 
(Motive zu 8GB. II 113 zu 8 288 des Entwurfs I). Zu dieſer 
Art von Forderungen gehört aber die aus Bankkredit dem Angeklagten 
gegen die Klägerin zuſtehende Forderung zweifellos nicht. 

Der Umſtand, daß § 5 GeſchAufſ BO. während des Beſtehens 
der Geſchäftsaufſicht Arreſte und Zwangsvollſtreckungen in das 
Vermögen des beaufſichtigten Schuldners für andere als die in 
89 DD. aufgeführten bevorrechtigten Gläubiger ausſchließt, und daß 
daher inſoweit auch die zum Vermögen des Schuldners gehörenden 
Forderungen nicht gepfändet werden dürfen, macht dieſe Forderungen 
nicht zu ihrer Natur nach im allgemeinen unpfändbaren Forderungen. 
Würden ſie dazu gehören, fo könnten fie nach 8 400 BGB. auch 
nicht abgetreten werden, was durchaus dem Zweck der Geſchäfts⸗ 
aufſicht widerſpräche, da bei der Führung eines Geſchäfts, namentlich 
eines Bankgeſchäfts, die Möglichkeit der Abtretung von Forderungen 
gegeben fein muß. — Daß $ 394 BGB. hier nicht anwendbar iſt, 
ergibt ſich auch klar daraus, daß die KO. trotz ihrer Beſtimmung in 
§ 14, wonach Arreſte und Zwangsvollſtreckungen zugunſten der 
einzelnen Konkursgläubiger in das Vermögen des Gemeinſchuldners 
nicht ſtattfinden dürfen, die Aufrechnung des BGB. gleichwohl gegens 
über den Forderungen des Gemeinſchuldners ohne weiteres im all⸗ 
meinen auch während des Konkursverfahrens als feſtſtehend anſieht 
(SS 53 und 54 KO.) und ſie nur durch 8 55 in beſtimmten Fällen 
ausſchließt. Es tft insbeſondere unrichtig, wie das OLG. Braun⸗ 
ſchweig a. a. O. den § 53 KO. für eine Ausnahme von § 394 BGB. 
erklärt, von welcher Ausnahme der 8 55 KO. wiederum Ausnahmen 
mache, und wenn es deshalb die Unzuläſſigkeit der Aufrechnung 
damit begründen will, daß in der BRVO. vom 8. Auguſt 1914 
neben dem § 5 eine dem § 53 KO. ähnliche Beſtimmung fehlt. 
§ 53 KO. geht unverkennbar davon aus, daß nach den allgemeinen 
Grundſätzen des BGB. die Befugnis des Gläubigers zur Aufrechnung 
durch den Konkurs des Schuldners nicht berührt wird, und ſpricht 
deshalb für den Fall des Konkurſes den Grundſatz aus, daß ein 
aufrechnungsbefugter Gläubiger ſeine Forderung auch meiſt im Kon⸗ 
kurs geltend machen muß. 

Zu den Ausnahmen gehört allerdings die in Ziff. 2 des $ 55 KO. 
aufgeführte, daß jemand dem Gemeinſchuldner vor der Eröffnung 
des Konkursverfahrens etwas ſchuldig war und nach dieſer eine 
Forderung an den Gemeinſchuldner erworben hat, auch wenn die 
Forderung vor der Eröffnung für einen andern Gläubiger entſtanden 
war, und mit dieſem Fall hat der vorliegende, wo die Klägerin die 
Forderung, die ſie zur Begleichung bringen will, erſt nach der An⸗ 
ordnung des Geſchäftsauſſichtsverfahrens von einem anderen Gläu⸗ 
biger, für den ſie bereits vor jener Anordnung gegen die Veklagte 
entſtanden war, erworben hat, eine gewiſſe Ahnlichkeit. Es wirft 
ſich daher die Frage auf, ob nicht die Beſtimmung der Ziff. 2 des 
8 55 KO. auch im Geſchäftsaufſichtsverfahren entſprechend anzu⸗ 
wenden iſt. Auch dieſe Frage iſt indeſſen zu verneinen. Die 
GeſchAufſ O. bietet keinen Anhaltspunkt für die Annahme, daß 
durch die Anordnung der Geſchäftsaufſicht für den Schuldner eine 
ähnliche Rechtslage, wie ſie durch Eröffnung des Konkursverfahrens 
entſteht, geſchaſſen werden ſollte; vielmehr ſpricht ſchon die unbedingte 
Vorſchriſt des erſten Satzes des 8 5 VD, wonach während der 
Geſchäftsaufſicht das Konkursverfahren nicht über das Vermögen des 
Schuldners eröffnet werden darf, dafür, daß der Schuldner durch die 
Geſchäftsauſſicht möglichſt, ſoweit es die gebotene Rückſichlnahme auf 
die Gläubiger zuläßt, von den durch eine Konkurseröffnung ein⸗ 
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tretenden Beſchränkungen feiner Rechtslage befreit bleiben ſoll. In 
dieſem Punkt ſchließt ſich der Senat ohne weiteres den zutreffenden 
Ausführungen des OLG. Celle in dem ſchon angeführten Urteil vom 
12. Oktober 1915 an. 

Die Zulaſſung der Aufrechnung widerſpricht auch nicht dem 
geſetzgeberiſchen Zweck der Geſchäftsaufſicht. Dieſe will dem infolge 
des Kriegs zahlungsunfähig gewordenen Schuldner, wenn bei ihm 
nach Beendigung des Kriegs die Zahlung sunfähigkeit vorausſichtlich 
wieder behoben wird, vor dem Geſchäftszuſammenbruch während des 
Kriegs ſowohl durch das Verbot der Konkurseröffnung als auch da⸗ 
durch ſchützen, daß Arreſt und Zwangsvollſtreckungen zugunſten 
anderer als der in § 9 aufgeführten bevorrechtigten Gläubiger nicht 
ſtattfinden dürfen. Das Vermögen des Schuldners ſoll nicht, wie 
im Konkursverfahren, flüſſig gemacht und unter die Gläubiger ver⸗ 
teilt, ſondern es ſoll dem Schuldner tunlichſt ermöglicht werden, ſein 
Geſchäft in der bisherigen Weiſe fortzuführen. Dies darf zum 
Schutze der Gläubiger nur unter der Überwachung durch eine ge⸗ 
richtlich beſtellte Aufſichtsperſon geſchehen. Im übrigen aber liegt 
es im Sinne der BD. die Rechtslage des Schuldners bei der 
Führung ſeines Geſchäfts möglichſt unverändert zu erhalten und 
anderſeits, was zugleich der Aufrechterhaltung des Kredits des 
Schuldners zuſtatten kommt, die Rechte der Gläubiger möglichſt zu 
wahren. Hiernach iſt anzunehmen, daß nicht nur für den Schuldner, 
ſondern auch für den Gläubiger die Aufrechnungs möglichkeit nach 
Maßgabe des BGB. beſtehen bleiben ſoll. Die Aufrechnung iſt auch 
den nach § 5 VD. verbotenen Vollſtreckungsmaßregeln keineswegs 
gleichzuſtellen, vielmehr ein hiervon weſentlich verſchiedener Nechts⸗ 
vorgang. Der § 18 BD. aber enthält keine unmittelbare Regelung 
der Rechtsbeziehungen zwiſchen Gläubiger und Schuldner, ſondern 
nur die Anweiſung der Aufſichtsperſon hinſichtlich der Verwendung 
der vorhandenen Mittel zur Befriedigung der Gläubiger. Er will 
insbeſondere die Rechte der Gläubiger, inſoweit die Beſtimmungen 
des BGB. ihnen ermöglichen, ſich für ihre Forderungen auf anderem 
Wege als durch Antrag auf Konkurseröffnung, Arreſt oder Zwangs⸗ 
vollſtreckung Befriedigung zu verſchaffen, nicht einſchränken. 

Hiernach kann aber auch die Auffaffung des LG. nicht gebilligt 
werden, daß die Herbeiführung der Aufrechnungsmöglichkeit im vor, 
liegenden Fall, wo der Kläger die X.ſche Forderung zum Zweck der 
Aufrechnung erſt nach der Anordnung der Geſchäftsaufſicht erworben 
hat, gegen die guten Sitten verſtoßen ſoll. Das LG. findet einen 
ſolchen Verſtoß darin, daß der Kläger, indem er die X. ſche Forde⸗ 
rung zu dem an ſich zuläſſigen Zweck der Aufrechnung erwarb, 
immerhin ſich den Abſichten der VO. unter Außerachtlaſſung der 
Bedürfniſſe der Allgemeinheit widerſetzt habe. Allein der Beweis, 
daß die der VO. unterſtellten Abſichten beſtanden, iſt nicht erbracht; 
es iſt vielmehr aus den ſchon ausgeführten Gründen anzunehmen, 
daß nach der Abſicht der VO. die Zuläſſigkeit der Aufrechnung nicht 
beſchränkt fein ſollte. Wenn die VO. in der Aufrechnung mit einer 
nach Anordnung der Geſchäftsaufſicht erworbenen Forderung eine 
Vereitelung ihrer Abſicht erblickt hätte, ſo hätte ſie gewiß in 8 4 
Abſ. 2 neben den 83 72, 73 Abſ. 1 und 2 und $ 75 KO. auch den 
§ 55 Abſ. 2 KO. für entſprechend anwendbar erklärt. Auch in 
der Art und Weiſe, wie der Kläger die Forderung erworben hat, 
um ſie zur Aufrechnung zu bringen, iſt ein Verſtoß gegen die guten 
Sitten nicht zu erblicken. (Wird näher ausgeführt.) (OLG. Karls: 
ruhe, IV. ZS., Urteil vom 30. Juni 1916, Z. 4 BR. 58/16.) 


Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Bucherer, Karlsruhe. 


* * 
* 


3. Zur Beſchlagnahmeverordnung vom 81. März 1915. 
Die Klägerin hat der Beklagten laut Schlußſchein vom 16. März 
1915 etwa 50 Tons ungereinigter Soyabohnen zur Abnahme „in 
Verkäufers Wahl bis zum 15. April 1915“ verkauft. Am 31. März 


1915 erließ der Bundesrat eine Bekanntmachung, gemäß deren 8 3 
Händler mit gewiſſen Waren, zu denen auch Soyabohnen gehören, 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Nr. 16. 1916. 


dieſe vom 15. April ab nur durch die Bezugsvercinigung der deutſchen 
Landwirte abſetzen durften, wobei auch ſolche Lieferungsverträge unter 
die Bekanntmachung fallen ſollten, welche vertragsmäßig nach dem 
14. April zu erfüllen waren. Dagegen iſt in § 4 beſtimmt, daß 
Händler die Vorräte ſollten zurückhalten dürfen, die zur Erfüllung 
von Verträgen erforderlich ſeien, welche nachweislich vor dem 
31. März abgeſchloſſen und vor dem 15. April zu erfüllen waren. 
Die Klägerin verſuchte vergeblich, die Beklagte zur Abnahme der ihr 
verkauften Ware vor dem 15. April zu bewegen. Dieſe verweigerte 
ſchließlich die Abnahme und Zahlung ſchlechthin, weil der Klägerin 
die vertragsmäßige Lieferung infolge der oben genannten Bekannt⸗ 
machung überhaupt unmöglich ſei. Am 16. April teilte die Bezugs⸗ 
vereinigung der deutſchen Landwirte durch Rundſchreiben mit, 
daß ſie Soyabohnen dem freien Verkehr übergebe, ſofern ihr der 
Nachweis geliefert werde, daß dieſelben zur Ernährung der Bevölkerung 
(auch Kriegsgefangener) diene, daß fie aber die Überlaſſung der ſich 
aus der Verarbeitung ergebenden Abfälle zwecks Verteilung zu 
Fütterungszwecken verlange. Da die Beklagte trotzdem bei ihrer 
Abnahmeweigerung verharrte, ſtellte ihr die Klägerin gemäß § 326 
BGB. eine Nachfriſt und ließ nach deren fruchtloſem Ablauf die 
verkaufte Partie öffentlich verſteigern. Den Unterſchied zwiſchen dem 
Beriragd: und Verſteigerungspreiſe verlangt fie als Schadenerſatz 
wegen Nichterfüllung mit der Klage, die abgewieſen iſt. 

Aus den Gründen: Nach der Bekanntmachung des Bundesrats 
vom 31. März war der Abſatz von Soyabohnen an private Käufer 
nach dem 14. April 1915 verboten. Danach war eine Lieferung am 
15. April an die Beklagte unmöglich. Die in § 4 der Bekannt⸗ 
machung zugelaſſene Ausnahme liegt hier nicht vor. Zwar war der 
Lieferungsvertrag vor dem 31. März geſchloſſen worden. Aber die 
zweite Vorausſetzung, daß er vor dem 15. April zu erfüllen war, iſt 
nicht gegeben. Der Vertrag konnte und mußte vor dem 15. April 
erfüllt werden, wenn der Käufer dies verlangte. Da er tatſächlich 
ein ſolches Verlangen nicht geſtellt, ſondern im Gegenteil von ſeinem 
vertraglichen Rechte, den Abruf bis auf den letzten Tag der Liefer⸗ 
und Abnahmefriſt zu verſchieben, Gebrauch gemacht hat, ſo war der 
Vertrag am 15. April zu erfüllen. Die Auffaſſung der Klägerin, 
daß nach Sinn und Zweck der Bekanntmachung die bloße 
„Erſüllbarkeit“ vor dem 15. April genüge, kann nicht als zutreſſend 
erachtet werden. Der Wortlaut des 8 4 iſt völlig klar. Die Aus: 
legung der Klägerin verſtößt gegen die Vorſchriſt. Natürlich war 
es die Abſicht, den redlichen Verkäufer, der ſich mit Ware zur Er⸗ 
füllung von Lieferungsverträgen mit kurzer Lieferfriſt verſorgt hatte, 
zu ſchützen. Für dieſen Schutz hat aber der Bundesrat notwendiger⸗ 
weiſe eine Friſt geſetzt, und dieſe Friſt muß genaueſtens eingehalten 
werden. Wäre die Anſicht der Klägerin richtig, ſo würde es an jeder 
Grenze fehlen. Denn danach hätte, falls nur die Lieferzeit vor dem 
15. April begann, ſo lang auch dieſe bemeſſen war, immer noch nach 
dem 15. April geliefert werden können. Jedenfalls hätte es an einem 
ſicheren Anhalt dafür, welche Friſten als angemeſſen gelten konnten, 
gefehlt. 

Der Klägerin kann auch darin nicht zugeſtimmt werden, daß die 
Beklagte verſprochen habe, die Ware unter allen Umſtänden am 
15. April abzunehmen. Die in dieſer Richtung gemachten Aus: 
führungen der Klägerin haben nur dann Sinn, wenn die Beklagte 
zur Zeit der Zuſage Kenntnis von der inzwiſchen erfolgten Beſchlag⸗ 
nahme hatte. Aber auch wenn eine ſolche Kenntnis bewieſen würde, 
könnte die Klägerin mit der erhaltenen Zuſage nichts anfangen. Die 
Beklagte hätte in jedem Falle etwas Unmögliches verſprochen. Am 
15. April konnte die Klägerin nicht mehr liefern und daher auch die 
Beklagte nicht abnehmen. Wollte aber die Klägerin die Zuſage ſo 
deuten, daß die Beklagte in Kenntnis der Bekanntmachung ſich bereit 
erklärt habe, die Ware jedenfalls, d. h. auch unter vom Vertrage 
abweichenden Bedingungen, zu empfangen, ſo ſtände dem die Erwägung 
entgegen, daß zur Zeit der Zuſage von der Freigabe durch die Bezugs⸗ 
vereinigung und den von ihr daran geknüpften Bedingungen noch nichts 
bekannt war. 


45. Jahrgang. 


Endlich trifft auch die Behauptung der Klägerin, daß die Ware 
nachträglich, und zwar zu einer Zeit, als ſie, die Klägerin, noch nicht 
von der Beklagten in Verzug geſetzt geweſen ſei, freigegeben worden 
ſei, nicht zu. Die Bezugsvereinigung hat den freien Verkehr nur 
unter zwei Bedingungen zugelaſſen. Die Bohnen mußten ausſchließlich 
als menſchliches Nahrungsmittel verwandt und die bei der Verarbeitung 
entſtehenden Abfälle mußten der Vereinigung ausgeliefert werden. 
Schon die zweite Bedingung iſt gegenüber dem Vertrage eine ſolche 
Erſchwerung, daß ſich die Beklagte ihr nicht zu fügen brauchte. Aber 
dasſelbe gilt für die Beſchränkung des Gebrauchszweckes. Der 
Vertrag enthält über die Verwendung der Bohnen nichts. Da dieſe 
unſtreitig nicht nur als menſchliches Nahrungsmittel in Betracht 
kommen, ſo ſtand vertragsmäßig der Beklagten frei, was ſie mit der 
Ware machen wollte. Die Höhe der Preiſe hat mit dieſem Selbſt⸗ 
beſtimmungsrechte der Beklagten nichts zu tun. Würde man ſelbſt 
anzunehmen haben, daß beide Parteien beim Abſchluſſe des Kaufes 
davon ausgegangen ſind, daß die Bohnen als menſchliche Nahrung 
dienen ſollten, ſo konnte doch die Beklagte niemals verhindert werden, 
ſei es im regelmäßigen Verlaufe, ſei es im Notfalle, auch eine 
andere Verwendung vorzunehmen. (TYG. Hamburg, VI. 3 S., Urteil 
vom 25. Mai 1916, I 30/16.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. M. Leo, Hamburg. 


* * 
* 


4. Auſhebung des Ausſetzungsbeſchluſſes. 

Der Kläger klagt beim LG. in B. aus einem Wechſel. Dem 
Beklagten iſt die Klage am 30. Juni 1915 durch Erſuchen des Erſatz⸗ 
Bataillons eines Landwehr⸗Infanterie⸗Regiments in Mlawa (Rußland) 
zugeſtellt worden. Für ihn meldete ſich der Rechtsanwalt Dr. M. I. 
in B. als Prozeßbevollmächtigter. Dieſer erklärte, der Beklagte ſei 
im Felde, bei einer mobilen Truppe. In dem Termin zur münd⸗ 
lichen Verhandlung vom 22. Juli 1915 erſchienen die Anwälte des 
Klägers und der Anwalt des Beklagten. Der letztere beantragte, das 
Verfahren auszuſetzen. Das Gericht beſchloß demgemäß. 

Unter dem 24. Mai 1916 reichten die Anwälte des Klägers beim 
LG. einen Schriftſatz ein und beantragten, den Ausſetzungsbeſchluß 
aufzuheben, dem Verfahren Fortgang zu geben und einen neuen Ver⸗ 
handlungstermin anzuberaumen. Sie legten dar, daß es offenbar 
unbillig ſei, wenn der Beklagte feine längſt fällige Wechſelſchuld nicht 
bezahle, und behaupteten, der Beklagte ſei jetzt Verpflegungsoffizier in 
Grodno. 

Das LG. forderte den Rechtsanwalt Dr. M. I. zur Erklärung 
binnen gewiſſer Friſt auf. Als diefe Erklärung binnen der Friſt nicht 
erfolgte, beſchloß das LG. unter dem 10. Juni 1916: „Der Beſchluß 
vom 22. Juli 1915 wird aufgehoben.“ Der Beſchluß wurde den 
Anwälten der Parteien zugeſtellt. Das LG. ſetzte Verhandlungstermin 
auf den 5. Juli 1916 an. In dieſem Termin erſchienen die Anwälte 
der Parteien. Der Anwalt des Beklagten beantragte Vertagung. 
Dieſe wurde beſchloſſen und neuer Verhandlungstermin auf den 27. Juli 
1916 anberaumt. Gegen den Beſchluß vom 10. Juni 1916 hat der 
Rechtsanwalt Dr. M. I. Beſchwerde erhoben. 

Der Ausſetzungsbeſchluß vom 22. Juli 1915 muß in der Annahme 
ergangen ſein, daß der Beklagte bei einer mobilen Truppe ſtehe (Kriegs⸗ 
teilnehmergeſetz vom 4. Auguſt 1914, § 2 Nr. 1), da damals die Ber: 
ordnung vom 20. Januar 1916, die auch für Immobile den Kriegs⸗ 
ſchutz eingeführt hat, noch nicht beſtand. Andrerſeits war am 22. Juli 
1915 ſchon die Verordnung vom 14. Januar 1915 in Kraft, nach der 
auch bei Mobilen die Ausſetzung abgelehnt werden kann, wenn ſie 
„offenbar unbillig iſt“ (§ 2 a. a. O.). Das LG. muß alſo bei Erloß 
des Beſchluſſes vom 22. Juli 1915 angenommen haben, daß die Aus⸗ 
ſetzung nicht unbillig ſei. Es iſt nun beſtritten, ob es gegenüber 
mobilen Kriegsteilnehmern zuläſſig iſt, einen Ausſetzungsbeſchluß, der 
ſich nachträglich als „offenbar unbillig“ erweiſt, aufzuheben, vgl. Schäffer 
in IW. 1916, 228. In jedem Falle aber gilt folgendes: Soll ein 
gegen einen mobilen Kriegsteilnehmer ausgeſetztes Verfahren wieder 
in Gang kommen, ſo kann dies, ſo lange der Krieg dauert und wenn 
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nicht der Kriegsteilnehmer ſelbſt das Verfahren fortſetzt, nur dadurch 
geſchehen, daß der Gegner das Verfahren „aufnimmt“, und dies 
geſchieht durch Zuſtellung eines Schriſtſatzes und Ladung: Kriegs⸗ 
teilnehmergeſetz 8 4 Abſ. 1 Ziff. 2 und Abſ. 2 mit ZPO. S 250, vgl. 
auch Verordnung vom 14. Januar 1915 8 4 Abſ. 2. Keinesfalls iſt 
es zuläſſig, daß ohne Ladung und mündliche Verhandlung das Gericht 
auf bloßen Aktenantrag des Gegners — mag auch der Vertreter des 
Kriegsteilnehmers gehört worden fein — den Ausſetzungsantrag aufs 
hebt. Daher muß der Beſchluß vom 10. Juni 1916 aufgehoben und 
dem Gegner überlaſſen bleiben, ob er zur Aufnahme des Verfahrens 
laden wird. — Es iſt auch unbedenklich anzunehmen, daß gegen den 
auf nicht prozeßordnungsmäßiger Grundlage beruhenden Beſchluß der 
Auſhebung des Ausſetzungsbeſchluſſes die (einfache) Beſchwerde gegeben 
iſt (OLG. Hamm, II. 8S., Beſchluß vom 11. Juli 1916 2 W. 8 2/16). 
Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Frey muth, Hamm. 


* * 
* 


5. Die Ermäßigungsvorſchrift des 8 6 Abſ. 1 BRD 
vom 7. Auguſt 1914/20. Mai 1915 iſt auch für die Gebühr. 
des vorausgegangenen landgerichtlichen Mahnverfahrens 
anzuwenden. 

Zwiſchen den Parteien waren mit gleichen Parteirollen zwei 
Prozeſſe beim LG. anhängig. In beiden Prozeſſen ordnete der Vor⸗ 
ſitzende in Gemäßheit der BRVO. vom 9. September 1915 zunächſt 
Erlaß eines bedingten Zahlungsbefehls an, gegen den Widerſpruch 
erhoben wurde. Ohne ſtreitige Verhandlung wurde dann in beiden 
Sachen ein Sühneverſuch angeordnet und ein beide Prozeſſe erledigender 
Vergleich geſchloſſen. 

In der — von der Klägerin jetzt beanſtandeten — Koſtenrechnung 
des Gerichtsſchreibers wurde angeſetzt: a) Vergleichsgebühr zu , 
nach dem zuſammengerechneten Streitwerte (6419,50 ./), wobei auch 
die Pauſchgebühr nur nach der auf die Hälfte ermäßigten Gebühr 
des 8 23 Abſ. 2 G&G. berechnet wurde = 12,30 &&; b) Gebühren 
für die beiden Zahlungsbefehle mit 16,30 & und 7,10 A = 23,40 M. 

Gegen den Anſatz letzterer Gebühren erhob die Klägerin Erinne⸗ 
rung. Sie machte geltend, auch dieſe ermäßigten ſich nach § 6 Abſ. 1 
BRIT. über die Bewilligung von Zahlungsfriſten vom 7. Auguſt 
1914/20. Mai 1915 auf die Hälfte, und auch dieſe Gebühren ſeien 
nach § 12 GerEntl VO. auf die Vergleichsgebühr anzurechnen, fo daß 
nur dieſe zu erheben ſei. 

Das LG. wies die Erinnerung zurück, weil eine Zurückzahlung 
der gemäß $ 37 GKG. erhobenen Gebühr niemals ſtattſinde. 

Die gegen dieſen Beſchluß von der Klägerin erhobene Beſchwerde 
iſt begründet. 

Die Klägerin macht mit Recht geltend, daß die für die Koſten⸗ 
berechnung im amtsgerichtlichen Mahnverfahren nach §8 37 GKG. 
anzuwendenden Grundſätze im landgerichtlichen Mahnverfahren gemäß 
der neuen BRBO. nicht Platz greifen. 

Im 8 37 Abſ. 3 G&G. iſt die Gebührenanrechnung für den Fall 
beſtimmt, daß die Koſten des Mahnverfahrens „als Teil der Koſten 
eines entſtehenden Rechtsſtreits“ anzuſehen ſind. Das landgericht⸗ 
liche Mahnverfahren iſt „ein Teil des Rechtsſtreits ſelbſt, der ſich nur 
nicht in mündlicher, ſondern in ſchriftlicher Verhandlung abſpielt“ 
(vgl. Trendelenburg in JW. 1915, 1065), in dem alſo die Gebühren 
auch nur einheitlich berechnet werden können, ſo daß die Ermäßigungs⸗ 
vorſchrift des § 6 Abſ. 1 Stund VO. auch für die Gebühr des voraus: 
gegangenen Zahlungsbefehls unbeſchränkt anzuwenden iſt. Daß die 
Gebühr der Zahlungsbefehle auf die Vergleichsgebühr anzurechnen iſt, 
ergibt ohne weiteres § 12 GerEntl VO. 

Hiernach war in der Tat nur die ermäßigte Vergleichsgebühr, 
die höher iſt als die ermäßigten Gebühren für die beiden Zahlungs⸗ 
bef hle, anzuſetzen. Die Vergleichsgebühr tft vom Gerichtsſchreiber 
zutreffend nach dem zuſammengerechneten Streitwert beider Prozeſſe 
berechnet (vgl. Rittmann, 6. Aufl. Anm. 7 zu § 23 GKG.); mit Recht 
iſt auch die Pauſchgebühr des §S 80 b GGG. nur von der auf die 
Hälfte ermäßigten Vergleichsgebühr berechnet (vgl. über dieſe umſtritlene 
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Nr. 16. 1916. 


Frage die Zuſammenſtellung der Rechtſprechung bei Sörgel „Kriegs⸗ 
rechtſprechung und Kriegsrechtslehre“ 1914/15, 203 Ziff. 9; Güthe in 
IW. 1914, 759 unter Ziffer 4; n. o. neuerdings wieder OLG. München 
in JW. 1916, 975). 

Hiernach waren unter Aufhebung des angefochtenen Beſchluſſes 
von der Koſtenrechnung des Gerichtsſchreibers 23,40 K Gerichtsgebühren 
abzuſetzen. (OLG. Düſſeldorf, Ferien ZS., Beſchluß vom 25. Juli 1916, 
5 W. 65/16.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Hugo Kaufmann, Crefeld. 


* * 
% 


6. Für Tötung oder Verletzung der militäriſchen 
Bahnſchutzwachen haftet der Eiſenbahnfiskus nicht nach 
8 1 RHaftpfl. 

Der Landwehrmann P. war in der Nacht zum 12. Auguſt 1914 
zum Bahnſchutzdienſt kommandiert. Während des Dienſtes iſt er von 
einer leerfahrenden Lokomotive erfaßt und getötet worden. Die Frau 
und die Kinder des Verunglückten nehmen den Eiſenbahnfiskus aus 8 1 
NRHaftpfl®. auf Erſatz des Schadens in Anſpruch, der ihnen durch den Tod 
des ihnen unterhaltungspflichtigen Ernährers entſtanden ſei. Der Fiskus 
wendet ein, der Unfall ſei auf höhere Gewalt und eigenes Verſchulden 
des Getöteten zurückzuführen, er ſei deshalb von jeder Haftung frei. 

Das LG. hat das Armenrechtsgeſuch der Hinterbliebenen des 
P. wegen Ausſichtsloſigkeit der Rechtsverfolgung abgelehnt. Hiergegen 
haben dieſe Beſchwerde eingelegt. — Dieſe Beſchwerde iſt unbegründet. 

Allerdings iſt P. „bei dem Betrieb einer Eiſenbahn“ getötet 
worden. Die Haftpflicht des Eiſenbahnfiskus iſt deshalb an ſich be⸗ 
gründet (8 1 RHaftpflG.). Allein mit Recht beruft er ſich darauf, 
„daß der Unfall durch höhere Gewalt verurſacht tft”. 

Der Begriff der höheren Gewalt wird verſchieden beſtimmt. Mit 
der herrſchenden Meinung iſt für die Fälle, in denen höhere Gewalt 
ein Grund des Ausſchluſſes einer Schadenshaftung iſt, als höhere 
Gewalt „ein erkennbares, nicht aus dem Betriebe entſtehendes Ereignis“ 


anzuſehen, „deſſen ſchädigende Wirkung durch vernünftigerweiſe zu 


erwartende Vorſichtsmaßregeln nicht vermieden werden konnte, 
(Enneccerus 9. bis 11. Aufl. § 200 S. 561, RG. in Gruchots Beitr. 
47, 141; in Warneher 1911 Nr. 95 S. 103; Staudinger 7. und 
8. Aufl. Anm. 4 zu $ 203 S. 721 f.; Eger, RHaftpfl&. 7. Aufl. 


Zu 6. Sicherlich würde eine Entſchädigung nach dem Reichs⸗ 
haftpflichtgeſetze dem Eiſenbahnfiskus ſtarke Laſten auferlegen. Es 
liegt auch die Erwägung nahe, daß eine militäriſche Dienſtbeſchädigung 
vorliege, deren Unterſcheidung von anderen Kriegsbeſchädigungen durch 
nichts erfordert werde. Immerhin erſcheint es jedoch ſehr fragwürdig, 
ob die Bahn eine derartig allgemeine Kriegsklauſel zu ihren Gunſten 
konſtruieren kann. Es wirkt nicht überzeugend, den Krieg als ver⸗ 
urſachende höhere Gewalt für jeden Einzelunfall anzuſprechen, man 
iſt da gewohnt, an ein im Unfall ſelbſt ſich ausprägendes elementares 
Ereignis zu denken. Gewiß iſt das Vorhandenſein der Poſten eine 
Folge des Krieges, aber damit hat man die wirkſamſte Urſache noch 
nicht erfaßt. Der Sicherheitsdienſt auf den Bahnen, in dem ſchon 
immer gleichartige Unfälle vorkamen, hat ſich verändert und verſtärkt 
mit dem Erfolge, daß andere Unglücksfälle für die Benutzer um ſo 
ſicherer ausgeſchloſſen ſind. Dieſe Anderung der Organiſation muß 
die Bahn hinnehmen, ohne die einzelnen Schattenſeiten ſchlechthin als 
eine Folge von höherer Gewalt bezeichnen zu können. 

Dieſes Ergebnis wirkt mindeſtens dann befriedigend, wenn man von 
den ſogenannten Mobilmachungstagen und der Aufmarſchbeförderung 
abſieht, wo der Bahnbetrieb wirklich grundlegend verändert war. 


Überhaupt wird, wenn man dem Einwand höherer Gewalt näher 
treten will, jeder Einzelunfall beſonders zu würdigen ſein. In einer 
Unfallſache aus jüngerer Zeit hatten Angehörige einer Bahnſchutz⸗ 
wache zur Erſtattung der allnächtlichen Meldung der Vorſchrift gemäß den 
Bahnkörper überſchritten, während nach dem Unfall die Benutzung des 
in der Nähe befindlichen öffentlichen Übergangs befohlen wurde Meines 
Erachtens kann hier der Eiſenbahnfiskus nicht geltend machen, er habe 
keinerlei Einwirkung auf die militäriſchen Anordnungen. Die Bahn⸗ 
behörde kennt ihre Strecken ſowie die Betriebsgefahren für unein⸗ 
gewöhnte Hilfsperſonen von Grund auf und wird in der Regel mit 
ihren Vorſtellungen zur Vermeidung offenbarer Gefahren Gehör finden. 


Rechtsanwalt Dr. Jacobſon, Osnabrück. 


S. 127 ff. u. a. m.). Ein ſolches Ereignis hat im vorliegenden Fall 
den Tod des P. verurſacht. 

Zutreffend macht der Eiſenbahnfiskus geltend, daß die Bahn: 
ſchutzwachen von den Militärbefehlehabern aufgeſtellt würden, lediglich 
von ihren militäriſchen Vorgeſetzten ihre Belehrung und Anweiſung 
empfingen und dem Einfluß der Eiſenbahnverwaltung völlig entrückt 
feien, daß dieſe nicht einmal wiſſe, wann, wo und mit welchem Auf⸗ 
trage ein Bahnſchutzpoſten den Bahnkörper betrete. 

Nach Art. 47 RV. haben ſämtliche Eiſenbahnverwaltungen 
„den Anforderungen der Behörden des Reichs in betreff der Benutzung 
der Eiſenbahnen zum Zwecke der Verteidigung Deutſchlands un⸗ 
weigerlich Folge zu leiſten“. Durch dieſe Verfaſſungsbeſtimmung in 
Verbindung mit $ 31 KriegsL G. vom 18. Juni 1873 (RG Bl. S. 129ff.) 
iſt den Eiſenbahnverwaltungen hinſichtlich der Bahnen auf dem Kriegs⸗ 
ſchauplatze oder in deſſen Nähe die Verfügung genommen und der 
Militärbehörde übertragen worden (vgl. Laband, Staatsrecht des 
Deutſchen Reichs, 5. Aufl. 4. Bd. 8 112 IV 5 S. 306). Für dieſe 
Bahnſtrecken ſind nach der Mobilmachung die Anordnungen der Militär⸗ 
behörde allein maßgebend. Wenn im Art. 47 RV. dies nur In betreff 
der „Benutzung“ der Eiſenbahnen ausgeſprochen iſt, ſo umfaßt die 
Benutzung auch die Sicherung der Strecken, ohne die eine geregelte 
und zuverläſſige Benutzung der Bahnen nicht möglich if. Im 8 31 
des Neichsgeſetzes vom 13. Juni 1873 iſt deshalb auch von der 
„Einrichtung des Bahnbetriebes“ die Rede, die der Anordnung der 
Militärbehörde unterſtellt iſt. Zur Einrichtung iſt aber unbedenklich 
auch die Sicherung der Bahnen zu verſtehen. Dieſe Beſtimmungen 
finden auf die hier in Frage ſtehende Bahnſtrecke für den Unfallstag 
Anwendung, weil nach der Kaiſerlichen Verordnung vom 1. Auguſt 
1914 (RG Bl. S. 274) — erlaſſen auf Grund der Nr. 15 der BD. 
betr. die Ausführung des Geſetzes vom 18. Juni 1878 über die Kriegs⸗ 
leiſtungen vom 1. April 1876 (RGBl. S. 137 ff.) — ſämtliche Eiſen⸗ 
bahnen Deutſchlands als in der Nähe des Kriegsſchauplatzes befindlich 
anzuſehen ſind. 

Danach war dem preußiſchen Eiſenbahnfiskus keine rechtliche 
Möglichkeit gegeben, den Anordnungen der Militärbehörde, ſelbſt wenn 
ſeine Organe ſie etwa im Einzelfalle für unzweckmäßig oder bedenklich 
gehalten hätten, zu widerſtreben. 

Die Militärbehörde war befugt, zur Sicherung der Bahnſtrecken 
die ihr geeignet erſcheinenden Maßnahmen zu treffen, Bahnſchutzwachen 
aufzuſtellen, wo ſie es für erforderlich hielt, und deren Dienſt durch 
ihre Anweiſungen zu regeln. Das hat ſie im vorliegenden Falle 
durch Kommandierung des P. auf den Bahnkörper getan. 

Dieſe Maßnahmen, denen die Eiſenbahnverwaltung durch eigene 
Anordnung nicht begegnen, deren Zweckmäßigkeit und gefahrloſe 
Durchführbarkeit ſie nicht nachzuprüfen hatte, ſtellen ſich für ſie als 
ein von außen in ihren Betrieb eingreifendes Ereignis dar, deſſen 
Wirkungen nicht durch beſondere Vorſichtsmaßregeln von ihrer Seite 
vermieden werden konnten. 

Die Haftung des Eiſenbahnfiskus iſt ſomit ausgeſchloſſen, ohne 
daß es auf den Einwand eigenen Verſchuldens des Getöteten ankommt 
(OLG. Caſſel, 2. ZS., Beſchluß vom 22. Januar 1916, 2 W. 95/15). 


* * 
* 


7. Tatfächliche Verhinderung eines Kriegsteilnehmers 
an Ausübung der elterlichen Gewalt. 

Der § 1685 Abſ. 1 BGB. iſt — wie bereits in KGJ. 31 A 54 
dargelegt — erſt auf Beſchluß der Reichstagskommifſion in das Geſetz 
aufgenommen worden. Nach § 1555 Entw. I BGB. ſollte die Mutter 
zu einer ſolchen Ausübung nur berechtigt ſein, ſolange die elterliche 
Gewalt des Vaters ruhte, wozu auch der Fall gerechnet wurde, daß 
eine Feſtſtellung im Sinne des jetzigen $ 1677 BGB., alſo dahin 
getroffen ſei, daß der Vater auf längere Zeit an der Ausübung der elter⸗ 
lichen Gewalt tatfächlich verhindert iſt (§S 1554 Entw. I. Für den 
Fall einer nur vorübergehenden Verhinderung des Vaters glaubten 
die Mot. (Mugdans Mat. 4, 436), daß die Vorſchriften über die 
Anordnung einer Pflegſchaft und über die Geſchäftsführung ohne 
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Auftrag ausreichen würden, hielten es aber auch für bedenklich, die 
elterliche Gewalt der Mutter eintreten zu laſſen, da eine dahin gehende 
Beſtimmung wegen der Unbeſtimmtheit der Vorausſetzungen, von denen 
danach die Vertretungsmacht der Mutter abhängig ſein würde, die 
Sicherheit des Verkehrs zu gefährden drohe. Dieſe Gründe erſchienen 
jedoch der RTKomm. nicht für durchgreifend, der Mutter die ihr auch 
in einem folchen Falle zukommende Stellung als Inhaberin der elter⸗ 
lichen Gewalt zu verkümmern, und die Mehrheit entſchied ſich deshalb 
dahin, daß auch bei einfacher Verhinderung des Vaters die Mutter 
neben der Sorge für die Perſon des Kindes auch die Vertretung für 
die Perſon und die Sorge für das Vermögen des Kindes einſchließlich 
der Vertretung haben ſolle (Mugdans Mat. 4, 1255). Auf dieſem 
Beſchluſſe beruht die jetzige Faſſung des 8 1685 BGB., indem man 
zwar die Möglichkeit von ÜUbelſtänden anerkannte, die jetzige Regelung 
aber grundſätzlich für richtiger hielt und auch die Schwierigkeiten einer 
etwaigen doppelten Vertretung nicht allzu hoch anſchlagen zu ſollen 
glaubte. Über den Begriff der „tatſächlichen Verhinderung“ äußern 
ſich die Mot. (a. a. O. 4, 434) dahin, daß es ſich nicht empfehle, im 
Geſetze nur einzelne beſtimmte Fälle tatſächlicher Verhinderung, wie 
z. B. längere Abweſenheit, Krankheit oder Haft zu bezeichnen, da alle 
hier in Betracht kommenden Fälle, in denen das Bedürfnis einer all⸗ 
gemeinen Fürſorge für das Kind vorliegen könne und deshalb dem 
Kinde der erforderliche Schutz auf dem Wege der elterlichen Gewalt 
oder der Anordnung einer Vormundſchaft gewährt werden müſſe, im 
voraus ſich nicht überſehen ließen. Aus dieſer Entſtehungsgeſchichte 
folgt, daß in Ermangelung beſtimmter näherer Vorausſetzungen es im 
weſentlichen auf die Lage des einzelnen Falles ankommt, wenn es ſich 
um die Feſtſtellung handelt, ob ein Vater an der Ausübung der elter⸗ 
lichen Gewalt tatſächlich verhindert iſt. Ferner iſt mit KGJ. 31 A 53 
aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes zu entnehmen, daß ein Fall 
der Verhinderung des Vaters im Sinne des 8 1685 BGB. nur dann 
als gegeben anzuſehen iſt, wenn der Vater verhindert iſt, die mit der 
elterlichen Gewalt verbundenen Pflichten in ihrer Geſamtheit zu erfüllen. 
Dieſer Vorausſetzung genügt noch nicht die Tatſache, daß der Vater, 
ſelbſt längere Zeit, von ſeinem Wohnort abweſend iſt, ſondern es muß 
hinzukommen, daß dieſe Abweſenheit ihn verhindert, ſein Elternamt 
als ſolches auszufüllen oder doch eine Angelegenheit, die ihm kraft 
elterlicher Gewalt obliegt, zu erledigen. Ein ſolcher Fall wird ins— 
beſondere dann gegeben ſein, wenn der Vater ſich von Hauſe, unbekannt 
wohin, entfernt hat, ohne für ſeine Vertretung bei Ausübung der 
Sorge und geſetzlichen Vertretung im gegebenen Falle geſorgt zu haben, 
oder wenn die durch ihn angeordnete Vertretung weggefallen und für 
eine andere Vertretung nicht geſorgt iſt. Iſt dagegen ſein derzeitiger 
Aufenthalt bekannt und eine Verſtändigung mit ihm möglich und 
erreichbar, ſo wird, wenn er nicht ſelbſt für ſeine Vertretung geſorgt 
hat, von einer Verhinderung an der Ausübung der elterlichen Gewalt 
erſt dann die Rede ſein können, wenn es ſich um eine unaufſchiebbare 
Handlung handelt oder im gegebenen Falle eine Verſtändigung mit 
ihm über die betreffende Angelegenheit nicht möglich iſt. Nur unter 
dieſer Vorausſetzung überkommt daher die Mutter ſtatt der Neben— 
ſorge ($ 1634 BGB.) die Hauptſorge und die geſetzliche Vertretung. 
In allen anderen Fällen bleibt das Hauptſorgerecht und die geſetzliche 
Vertretung dem Vater, auch wenn er abweſend iſt, vorbehalten, und 
an ihn hat ſich daher zu wenden, wer mit dem geſetzlichen Vertreter 
in Verkehr zu treten hat. Wohl zu ſcheiden von dieſer Frage iſt die 
andere Frage, ob ein Vater, der trotz ſeiner Abweſenheit an der Aus⸗ 
übung der elterlichen Gewalt nicht verhindert iſt, von ſeinem Sorge⸗ 
recht und dem Rechte der geſetzlichen Vertretung nicht oder nicht den 
gehörigen oder ausreichenden Gebrauch macht. In einem ſolchen 
Falle kann, wenn eine ſchuldhafte Vernachläſſigung der Kinder vor⸗ 
liegt, mit Maßregeln aus § 1666 BGB. gegen den Vater vorgegangen 
werden mit der Wirkung, daß, ſoweit ihm die Sorge entzogen wird, 
dieſe auf einen den Kindern zu beſtellenden Pfleger, nicht auf die 
Mutter als ſolche, übergeht (vgl. KG J. 37 A 13). 

Von dieſen Geſichtspunkten aus betrachtet, erſcheint es rechts⸗ 
irrtümlich, in dem Umſtand allein, daß ein Vater im Felde ſteht, 
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ſchon deſſen tatſächliche Verhinderung an der Ausübung der elterlichen 
Gewalt zu finden. Es kommt auch hierbei alles auf die Umſtände 
des einzelnen Falles an. Iſt der Vater z. B. nur im Inland, im 
Garniſondienſt, in einem Gefangenenlager uſw. tätig, ſo liegt kein 
Grund vor, ihn an der Ausübung der elterlichen Gewalt als behindert 
anzuſehen, ſolange nicht beſondere Umſtände feſtgeſtellt ſind, aus denen 
zu entnehmen iſt, daß mit ihm derzeit eine Verſtändigung nicht möglich 
iſt. Dasſelbe iſt aber ſelbſt dann nicht ſchlechthin zu verneinen, wenn 
der Vater an den kriegeriſchen Operationen unmittelbar beteiligt iſt, 
vielmehr kommt es auch hierbei auf die im einzelnen feſtzuſtellende 
Lage des Falles an.!) (Beſchluß des KG. vom 26. Februar 1915, 
1 a. X. 356 / 14.) KG J. 47, 61. 


8. Verpflichtung zur Lieferung der Konnoſſemente 
beim Cif⸗Verlauf. Veräußerung der über England ge: 
ſandten Dokumente daſelbſt. 

Gründe: Verkauft war eine Gattungsware, nämlich chinefifche 
Seſamſaat, und zwar cif Rotterdam. Nach den Regeln des Cit⸗ 
Verkaufes (ſ. Urteil des RE. vom 7. Juli 1915, Hanſc gg. H. 1915 
Nr. 123) war der Abladehafen (Schanghai) für die Vertragspflichten 
der Verkäuferin jedenfalls inſoweit Erfüllungsort, als es ſich um 
die Übergabe der verkauften Ware an die Käuferin han 
delte, fo daß nach 88 447, 446 BGB. die Gefahr eines zufälligen 
Unterganges oder einer zufälligen Verſchlechterung der Ware mit 
ihrer Auslieferung an den Schiffer auf die Käuferin überging. In 
Anſehung jener Verpflichtung hat die Beklagte den Vertrag dadurch 
erfüllt, daß ſie die Ware durch die von ihr beauftragte Firma 
R. & Co. in Schanghai dem Schiffe zur Beförderung nach Rotterdam 
übergeben ließ. Ob ſich das Schuldverhältnis gemäß § 243 Abſ. 2 
GB. ſchon in dem Zeitpunkte auf die Lieferung der verladenen 
Ware beſchränkte, in welchem deren Übergabe an den Schiffer er⸗ 
folgte, oder doch in dem Zeitpunkte, in welchem der Käuferin die 
Verladung angezeigt wurde, iſt zweifelhaft. Die Frage bedarf 
aber keiner Entſcheidung, weil vorliegenden Falles der urſprüngliche 
Gattungskauf jedenfalls dadurch zu einem Spezieskaufe geworden, 
daß die Verkäuferin und die Käuferin ſich nachträglich darüber ge⸗ 
einigt haben, daß beſtimmte Waren, nämlich die im Juli 1914 
in das Schiff „Eumaeus“ eingeladenen, den Kaufgegenſtand 
bilden ſollten. Die Lieferung einer anderen als dieſer Ware kommt 
alſo nicht in Frage. 

Die von der Verkäuferin übernommenen Vertragspflichten ers 
ſchöpften ſich nun aber nicht darin, daß ſie die — von ihr gegen 
Seegefahr verſicherte — Ware im Abladehafen zur Verladung 
brachte, ſondern ſie hatte gemäß § 444 BGB. der Käuferin auch 
die „zum Beweiſe des Rechts dienenden Urkunden“, nämlich die 
über die Ware ausgeſtellten Konnoſſemente, auszuliefern; gegen 
Aushändigung dieſer und der übrigen im Vertrage unter 4 genannten 
Urkunden follte die Käuferin den vereinbarten Kaufpreis akzeptieren. 
Die Beklagte hat jener Verpflichtung nicht genügt. Die Beklagte hat 
geltend gemacht, fie fei nach 8 275 BGB. von der Verpflichtung zur 
Verſchaffung der Konnoſſemente frei geworden, und hierin iſt ihr 
beizutreten. 

In tatſächlicher Hinſicht beſteht kein Streit, daß die Abladerin 
R. & Co. in Schanghai die Konnoſſemente im Auftrage der Beklagten 
im Juli 1914 an die Londoner Bankiers der Beklagten geſandt 
haben und daß die Urkunden dort im September 1914, alſo 
nach dem Ausbruche des gegenwärtigen Krieges, eingetroffen ſind. 
Die Bankiers haben fie dann an R. & Co. in London ausgeliefert. 
Dieſe haben die Konnoſſemente, da ihnen nach engliſchem Kriegs⸗ 
geſetze deren Auslieferung an die Beklagte verboten war, ander⸗ 
weitig verkauft, und der Erwerber hat die im Oktober 1914 in 
Rotterdam eingetroffene Ware auf Grund der Konnoſſemente in 


Empfang genommen. 


1) A. A.: OLG. Karlsruhe, Beſchluß vom 8. Mai 1915, KGJ. 48, 
230 ff. in Anſehung eines im Felde ſtehenden Kriegsteilnehmers. 
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Iſt dieſer Sachverhalt richtig, fo kann nicht wohl bezweifelt 
werden, daß für die Beklagte, weil ſie ſelbſt die Konnoſſemente von 
R. & Co. nicht erhalten hatte und auch des Krieges wegen auf 
keine Weiſe erhalten konnte, die Auslieferung der urſprünglich von 
R. & Co. in Schanghai für ſie in Beſitz genommenen Urkunden an 
die Klägerin nachträglich unmöglich geworden iſt, und es kann ſich 
dem § 275 gegenüber nur fragen, ob dieſes nachträgliche Unmöglich⸗ 
werden der Leiſtung auf Umſtände zurückzuführen iſt, die von der 
Beklagten nicht zu vertreten ſind. Nach Lage des Falles muß dies 
aber bejaht werden. Daß die Beklagte vor dem Ausbruche des 
Krieges die Firma R. & Co. in Schanghai beauftragt hat, die Doku⸗ 
mente nach London zu ſchicken, gereicht ihr nicht zum Verſchulden. 
Es lag vielmehr durchaus im Rahmen des zwiſchen den Parteien in 
engliſcher Sprache geſchloſſenen Vertrages, für den ein Formular 
einer engliſchen Geſellſchaft benutzt war, deſſen Beſtimmungen viel⸗ 
fach auf das Rechtsverhältnis zwiſchen einem engliſchen Ablader und 
Empfänger zugeſchnitten waren. Im regelmäßigen Geſchäftsgange 
wären die Dokumente durch Vermittelung der Londoner Bankiers 
allem Erwarten nach ſicher in die Hände der Beklagten gelangt und 
von ihr der Klägerin gegen Akzeptierung des Kaufpreiſes aus⸗ 
gehändigt worden. Daß es hierzu nicht gekommen iſt, daß vielmehr 
die Dokumente in London geblieben ſind und daß dort anderweitig 
über ſie verfügt worden iſt, war allein eine Folge des ſeit 5. Auguſt 
1914 beſtehenden Kriegszuſtandes und der durch ihn veranlaßten 
engliſchen Geſetzgebung über das Verbot des „Handels mit dem 
Feinde“, alſo eine Folge von Umſtänden, die von der Beklagten 
nicht zu vertreten waren. Dieſe iſt daher nach $ 275 BGB. von 
ihrer Verpflichtung zur Leiſtung frei geworden. 


Die Klägerin hat ſich für ihren abweichenden Rechtsſtandpunkt 
auf die Entſcheidungen HanſG Z. H. 1912 Nr. 26, H. 1916 Nr. 48 
und Nr. 55 berufen. Mit Unrecht, denn dieſen Entſcheidungen und 
ebenſo der Entſcheidung des RG. in Bd. 69 S. 856 lagen anders 
geartete, nämlich ſolche Fälle zugrunde, in welchen das Un⸗ 
vermögen des Schuldners zur Leiſtung auch bereits zur Zeit der 
Begründung des Schuldverhältniſſes beſtanden hat. Gerade dieſe 
Vorausſetzung fehlt im vorliegenden Falle, weil am 7. Mai 1914, 
als der Vertrag geſchloſſen wurde, Schwierigkeiten irgendwelcher Art 
ſeiner Ausführung noch nicht entgegenſtanden. (OLG. Hamburg, 
3. ZS., Urteil vom 23. Mai 1916, Bf. III 446/16.) 

Mitgeteilt vom Senatspräſident Dr. Mittelſtein, Hamburg. 


* * 
* 


9. Welche Rechtsmittel find zu ergreifen, wenn ſo— 
wohl die Klage als das darauf ergebende Verſäumnis— 
urteil unter Verletzung der Vorſchriften in $$ 180, 182 
3 PO. zugeſtellt find und der Beklagte erſt nach Ablauf 
der Einſpruchsfriſt davon Kenntnis erlangt? (ZPO. 8$ 180, 
182, 187, 233, 338, 513, 538.) 

Am 19. Mai 1915 iſt beim LG. zu Plauen eine Klageſchrift ein⸗ 
gegangen, inhalts deren die Klägerin gegen den „Kaufmann und 
Stickereibeſitzer P. C. St., Plauen i. V., Nordſtraße“ Klage auf 
Schadenerſatz erhoben hat. 

Dieſe Klage iſt ausweislich der Urkunde des Gerichtsvollziehers 
des AG. zu Plauen, da er „den Empfänger ſelbſt in der Wohnung 
nicht angetroffen“ habe und eine Zuſtellung nach § 181 ZPO. nicht 
ausführbar geweſen, am 22. Mai 1915 durch Niederlegung beim Po⸗ 
lizeivorſteher zu Plauen zugeſtellt worden. 


Da der Beklagte in dem auf der Klagſchrift vermerkten Vers 
handlungstermin vom 10. Juni 1915 nicht erſchienen war, iſt an dieſem 
Tage Verſäumnisurteil gegen ihn erlaſſen worden, durch das er dem 
Klagantrag entſprechend verurteilt worden iſt. Auch dieſes Verſäumnis⸗ 
urteil iſt, da „der Empfänger ſelbſt in der Wohnung nicht angetroſſen“ 
worden und eine Zuſtellung nach $ 181 300. nicht möglich geweſen 
ſei, durch Niederlegung, und zwar auf der Gerichtsſchreiberei des AG., 
am 19. Juni 1915 zugeſtellt worden. 
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Mittels am 15. Juli 1915 beim LG. eingegangenen Schriſtſatzes 
hat der Beklagte gegen das Verſäumnisurteil Einſpruch eingelegt mit 
der Bitte, das Verſäumnisurteil aufzuheben und die Klage abzuweiſen, 
und damit den Antrag verbunden, ihm die Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand gegen die Verſäumung der Einſpruchsfriſt zu erteilen. 

Zur Begründung dieſer Anträge hat er im erſten Rechtögang 
geltend gemacht: 

1. Bereits im Januar 1915 habe er ſich in Plauen polizeilich 
abgemeldet und ſich ſeitdem in St. Gallen aufgehalten, nur im März 
1915 ſei er beſuchsweiſe einige Tage in Plauen geweſen. 

2. Erſt Mitte Juli 1915 habe er von der Zuſtellung des Ver⸗ 
ſäumnisurteils zufällig Kenntnis erhalten. 

8. Er habe alſo ohne ſein Verſchulden weder von der Zuſtellung der 
Klage, noch von der des Verſäumnisurteils rechtzeitig Nachricht erlangt. 


Auf Befragen des Gerichts hat der Beklagte im erſten Rechts⸗ 
gang noch erklärt: Er habe ſich des wegen bei der Polizei in Plauen 
abgemeldet, weil er nach St. Gallen überzuſiedeln beabſichtigt habe. 
Er habe jedoch noch jetzt Wohnräume und Möbel in ſeinem Grund⸗ 
ſtück Nordſtraße in Plauen und betreibe von da aus ſein Geſchäft. 


Das LG. hat den Antrag des Beklagten auf Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand zurückgewieſen und den Einſpruch gegen das 
Verſäumnisurteil als unzuläſſig verworſen, indem es annimmt, der 
Beklagte habe, auch wenn ſeine polizeiliche Abmeldung erfolgt ſein 
ſollte, ſeinen Wohnſitz in Plauen nicht aufgegeben, die Zuſtellung der 
Klage und des Verſäumnisurteils ſei alſo ordnungsgemäß erfolgt, die 
Unkenntnis des Beklagten von der Zuſtellung ſei keine unverſchuldete. 


Gegen das Urteil hat der Beklagte Berufung eingelegt. Zur 
Begründung ſeines Rechtsmittels macht er geltend: 

Die Klage und das Verſäumnisurteil ſeien nicht ordnungsgemäß 
zugeſtellt. Der Beklagte habe ſeit ſeiner polizeilichen Abmeldung keinen 
Wohnſitz mehr in Plauen. Er habe auch ſeitdem weder Wohnung 
noch geſchäftliche Niederlaſſung in Plauen. Die vom Beklagten im 
erſten Rechtsgang auf Befragung abgegebene Erklärung: „er habe be⸗ 
abſichtigt, nach St. Gallen überzuſiedeln, er habe jedoch noch Wohn⸗ 
räume und Möbel in Plauen und betreibe von Plauen aus fein Ge— 
ſchäſt“, ſei unvollſtändig und unrichtig. Er habe zwar bei feiner 
Abmeldung den Gedanken gehabt, daß er nur auf kurze Zeit nach 
St. Gallen gehen und ſpäter wieder nach Plauen zurückkehren werde, 
um von dort aus ſein Geſchäft weiter zu betreiben. Er ſei nach der 
Schweiz übergeſiedelt, in der Annahme, daß der Krieg ſehr bald be⸗ 
endet oder es mindeſtens bald möglich fein werde, direkt von Deutſch⸗ 
land aus wieder mit Syrien in Briefwechſel zu treten; er ſei näm⸗ 
lich Einkäufer für die Firma L. und H. St. in Damaskus und Kairo 
geweſen. Wenige Wochen nach der Überſiedlung habe ſich jedoch die 
Unmöglichkeit herausgeſtellt, nach Plauen zurückzukehren, um von dort 
aus wieder Geſchäſte zu betreiben. Einmal ſei dies durch die in 
Deutſchland ergangenen Ausfuhrverbote verhindert worden, ſodann 
auch durch die von den feindlichen Staaten erlaſſenen Vorſchriften, 
wonach Urſprungszeugniſſe für die zum Verſand gelangenden Waren 
verlangt worden ſeien. Deshalb habe der Beklagte ſchon im Februar 
1915 den Entſchluß geſaßt, dauernd in St. Gallen zu bleiben und 
nur dort ſeinen Wohnſitz zu haben. 

Von der Zuſtellung des Verſäumnisurteils habe er ohne ſein 
Verſchulden nicht rechtzeitig Kenntnis erhalten. Als er Mitte Juli 
1915 davon erfahren, ſei die Einſpruchsfriſt ſchon abgelaufen geweſen. 
Der Beklagte ſei nicht deutſcher, ſondern türkeiſcher Staatsangehöriger 
und mit den deutſchen Rechtsvorſchriften wenig vertraut. 

Auf die Berufung wurde das Urteil des LG. aufgehoben, der 
Einſpruch gegen das Verſäumnisurteil des LG. vom 10. Juni 1915 
ſür zuläſſig erklärt und die Sache zur weiteren Verhandlung an das 
LG. zurückgewieſen aus folgenden Gründen: 

Wäre die Zuſtellung der Klage und des Verſäumnisurteils 
ordnungsgemäß erfolgt, fo würde der Einſpruch allerdings verſpätet 
eingelegt fein und das, was der Beklagte über feine verſpätete Kenntnis 
davon anſührt, könnte ihm nicht zur Entſchuldigung dienen. Dem in 


45. Jahrgang. 


diefer Nichtung begründeten Wiedereinſetzungsantrag hat das LG. 
daher ohne Geſetzesverletzung den Erfolg verſagt. 

Die Frage aber, ob die erwähnten Zuſtellungen rechtswirkſam 
ſeien, hat das LG. zu Unrecht bejaht. 


Es bedarf keines näheren Eingehens darauf, ob das LG. zu 
Plauen im gegenwärtigen Falle zuſtändig war. Denn der Gerichts⸗ 
ſtand fällt nicht zuſammen mit dem Orte, wo eine Zuſtellung wirk⸗ 
ſam vorzunehmen iſt, nicht überall dort, wo die Zuſtändigkeit be⸗ 
gründet iſt, kann auch die Klage zugeſtellt werden. 


Ebenſowenig iſt maßgebend — worauf die erſten Richter das Haupt⸗ 
gewicht legen —, wo der Beklagte zur Zeit der Zuſtellungen feinen 
Wohnſitz im Sinne des §S 7 BGB. gehabt hat. Denn für Zuſtellungen 
entſcheidet nicht der juriſtiſche Wohnſitz des Empfängers ſondern das 
tatſächliche Wohnen. (Seuffert, Komm. zur ZPO. I, 280 
§ 180, 1. Abſ. 2; RG. in Seuff Arch. Bd. 47 Nr. 67.) 


Die Zuſtellung ſowohl der Klage wie des Verſäumnisurteils iſt 
im vorliegenden Falle erfolgt nach den Beſtimmungen des § 182 3p. 
Die dort gedachte Erſatzzuſtellung ſetzt zu ihrer Wirkſamkeit voraus, 
daß der Empfänger an dem Orte der Zuſtellung eine Wohnung im 
Sinne von $ 180 ZPO. hat (Seuffert a a. O. I, 282 8182 Anm. 1, 
Seuff Arch. a. a. O., Förſter⸗Kann, Komm. zur ZPO. 1, 495 
8182 Nr. 1, Peterſen⸗Remelé, Komm. z. ZPO. I, 886 § 182 11 
4 und 5.) 

Unter Wohnung in dieſem Sinne iſt die Räumlichkeit zu ver⸗ 
ſtehen, die der Empfänger zur Zeit der Zuſtellung tatſächlich zum 
Wohnen benützt, insbeſondere die Stätte, wo er zu ſchlafen pflegt. 
(Stein, ZPO. 1468 $ 180 II., Seuffert a. a. O. I, 280 8 180, 
1 Abſ. 2.) 

Der bloße Beſitz eines zum Wohnen eingerichteten Hauſes genügt 
nicht, wie denn jemand auch nicht überall dort, wo er Grundeigentum, 
insbeſondere ein Wohnhaus hat, lediglich im Hinblick auf dieſen 
Grundbeſitz ſeinen Wohnſitz hat. 

Vorliegend hat nun zwar der Beklagte in Plauen, Nordſtraße 
ein Hausgrundſtück. Die Wohnung aber, die er anſcheinend bisher 
darin innegehabt, hat er bei feiner Überſiedlung nach St. Gallen am 
13. März 1915 aufgegeben. Das folgt unwiderleglich aus der von 
ihm ſelbſt an dieſem Tage bewirkten polizeilichen Abmeldung. Gerade 
dadurch, daß er ſich auf dem Polizeiamt nach St. Gallen abmeldete, 
gab er deutlich zu erkennen, daß er von Plauen nach St. Gallen ver: 
ziehen und feine Wohnung in Plauen aufgeben wollte. Die polizei: 
liche Abmeldung widerlegt gerade die vom LG. aufzeftellte Vermutung, 
daß ſich der Beklagte nur vorübergehend auf Reiſen habe begeben, 
ſeine Wohnung in Plauen aber habe beibehalten wollen. Es wird 
in der Regel für jemand, der an einem beſtimmten Orte bisher ge— 
wohnt hat und dort weiterhin ein zum Wohnen geeignetes Grundſtück 
beſitzt, anders als durch polizeiliche Abmeldung nach einem anderen 
Orte gar nicht möglich ſein, darzutun, daß er an jenem Orte ſeine 
Wohnung aufgebe. 

Der Umſtand, daß der Beklagte noch jetzt Wohnräume und Möbel 
in feinem Grundſtück in Plauen hat, wie er im erſten Rechtsgang auf 
Befragen angegeben und die Klägerin im Hinblick auf ſeine veränderte 
Darſtellung im zweiten Rechtszug jetzt unter Beweis geſtellt hat, ge⸗ 
nügt nicht zu der Annahme, daß er noch jetzt eine Wohnung im Sinne 
von § 180 ZID. in Plauen habe. Er mag die Räume beibehalten 
haben, weil er zunächſt nicht gewußt, wohin mit ſeinen Möbeln, oder 
er mag, wie er im zweiten Rechtsgang ausgeführt, gehofft haben, in 
nicht allzu ferner Zeit nach Plauen zurückkehren zu können; aber dies 
rechtfertigt nicht die Annahme, er habe trotz ſeines, der zuſtändigen 
Behörde ausdrücklich erklärten Wegzugs von Plauen nach St. Gallen 
weiter in Plauen wohnen wollen. Dafür ſpricht auch nicht der 
Wortlaut ſeiner Erklärung vorm LG., „er habe ſich deswegen in 
Plauen abgemeldet, weil er nach St. Gallen überzuſiedeln beabſichtigt 
habe“. Die Abmeldung diente ja eben gerade der Ausführung dieſer 
Abſicht, die durch die danach tatſächlich erfolgte Überſiedelung nach 
St. Gallen endgültig verwirklicht wurde. 
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Spräche man einer polizeilichen Abmeldung die Wirkung der 
Aufgabe der bisherigen Wohnung im Sinne des 8 180 38D. trotz 
des Wegzuges von dem Orte, wo dieſe gelegen, lediglich deshalb ab, 
weil der Abmeldende Räumlichkeiten und Möbel in dem ihm gehörigen 
Grundſtück beibehält, ſo könnte jemand, der ſich in einer ſolchen 
Lage befindet, überhaupt nicht ſich dagegen ſchützen, daß er im 
Sinne der Vorſchriften der SS 180 f. ZPO. noch als an feinen 
bisherigen Wohnort wohnend angeſehen wird, obwohl er tatſächlich 
nicht mehr dort wohnt, ſondern nach einem anderen Ort über⸗ 
geſiedelt iſt. 


Eine andere Beurteilung köante vielleicht Platz greifen, wenn der 


„Beklagte in Plauen ſein Geſchäft beibehalten hätte oder weiterhin von 


hier aus, wie die Klägerin unter Beweisantritt behauptet, Geſchäfte 
betriebe. Allein das wird ſchon durch die Auskunft des Amtsgerichts 
aus dem Handelsregiſter zu Plauen vom 29. April 1916 in Verbindung 
mit der erwähnten Polizeiauskunft voll widerlegt. Danach hat der 
in der Klagefchrift als „Kaufmann und Stickereibeſitzer P. C. St.“ 
bezeichnete Beklagte eine Firma zum Handelsregiſter in Plauen über⸗ 
haupt nicht angemeldet gehabt. Der Beklagte iſt auch weder Kauſ⸗ 
mann noch Stickereibeſitzer. Denn auf die ihn in ſolcher Weiſe be⸗ 
zeichnende Anfrage bei der Polizeibehörde in Plauen erteilte dieſe die 
Auskunft, daß der „Wareneinkäufer und Handelsmann Ceſar 
Ilion St.“ ſich nach St. Gallen abgemeldet habe. Ein Zweifel an 
der Identität kann nicht obwalten, da die veränderte Bezeichnung Sts. 
in der Polizeiauskunft — auch hinſichtlich der Vornamen — die Ant⸗ 
wort bildet auf die ihn in der oben erwähnten Weiſe bezeichnende 
Anfrage und die Unſtimmigkeit in dieſer durch die in Wirklichkeit dem 
Beklagten zukommende Bezeichnung nur berichtigt. Iſt aber der Be 
klagte weder Kaufmann noch Stickereibeſitzer, fondern Wareneinkäuſer 
und Handelsmann, und hat er kein zum Handelsregiſter angemeldetes 
Geſchäft in Plauen, ſo entfällt auch die Möglichkeit zur Annahme, 
er habe die in ſeinem Grundſtück befindlichen Räumlichkeiten, in denen 
er noch Möbel fichen hat, als Wohnung beibehalten wollen, um von 
da aus ſein Geſchäft betreiben zu können. 


Steht nach alledem feit, daß der Beklagte ſeit dem 13. März 1915 
in Plauen eine Wohnung nicht mehr hat, ſo iſt ſowohl die am 22. Mai 
1915 nach der Vorſchriſt in 8 182 380. erfolgte Klagezuſtellung als 
auch die am 19. Juni 1915 nach derſelben Beſtimmung bewirkte Zu⸗ 
ſtellung des am 10. Juni 1915 erlaſſenen Verſäumnisurteils unwirkſam. 
Der Mangel der Zuſtellung konnte nicht dadurch geheilt werden, daß 
der Beklagte auf andere Weiſe, etwa durch eine diesbezügliche Mit: 
teilung ſeiner Wirtſchafterin, ven der Zuſtellung und von dem Inhalt 
des zugeſtellten Schriſtſtücks Kenntnis erhielt. (Bl. Förſter⸗Kann, 
Komm. zur ZPO. I, 500 $ 187.) 


Erſt mit dem Zeitpunkt, in dem der Beklagte nach ſeiner 
eigenen Erklärung die Ladung erhalten hat, iſt die Zuſtellung 
als bewirkt anzuſehen (§ 187 ZPO. Vgl. Peterſen⸗Remeleé, 
Komm. zur 8PO. I, 392 8 187 Nr. 2). Das iſt Mitte Juli 1915. 
Denn erſt zu dieſer Zeit hat der Beklagte nach ſeiner Angabe 
von der Zuſtellung des Verſäumnisurteils, damit aber auch von der 
Klage Kenntnis erhalten, und dieſe Erklärung iſt maßgebend für 
den Zeitpunkt, zu dem die Ladung in den Beſitz des Beklagten im 
Sinne des 8 187 ZPO. gelangt if. Anders als durch dieſe 
Erklärung kann der Nachweis, daß und wann der Beklagte die 
Ladung erhalten hat, überhaupt nicht geführt werden. (Val. Peterſen⸗ 
Remelé a. a. O, Seuffert, Komm. zur ZPO. 1. Bd. 286 8 187 
Nr. 2b.) 


Am 10. Juni 1915 lag ſonach eine gültige Klagezuſtellung noch 
nicht vor. Ein Verſäumnisurteil hätte alſo gegen den Beklagten nicht 
erlaſſen werden dürfen. Der zuläſſige Rechtsbehelf gegen dieſes in 
ungeſetzlicher Weiſe erlaſſene Verſäumnisurteil war der Einſpruch 
— Stein, ZPO. Bd. I, 870 $ 338 J; Bd. II, 13 5 513 II —, den 
der Beklagte auch ſchon vor der Zuſtellung des Verſäumnisurteils 
einlegen durfte, welch letztere nach §S 187 ZRO. erſt als Mitte Juli 
1915 erfolgt anzuſehen iſt. Da das LG. durch das Urteil vom 
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22. November 1915 den zuläſſigerweiſe und rechtzeitig eingelegten 
Einſpruch als unzuläſſig verworfen hat, ſo war dieſes Urteil aufzu⸗ 
heben, die Fuläſſigkeit des Einſpruchs auszuſprechen und die Sache 
nach 8 538 Nr. 1 3PO. zur weiteren Verhandlung an das Land: 
gericht zurückzuverweiſen. OLG. Dresden, Urteil vom 12. Juli 1916, 
7 O. 247/18. 

Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Dr. Warneyer, Dresden. 


* * 
er 


10. Im Scheidungsprozeſſe fällt die Vorſchußpflicht 
des Ehemanns für die der Ehefrau entſtehenden Koſten 
der Prozeßführung fort, ſofern der Anwaltswechſel von 
der Ehefrau ohne zwingenden Grund herbeigeführt iſt. 


„Die Antragſtellerin beſtreitet nicht, daß der Antragsgegner dem 
Juſtizrat H., ihrem urſprünglichen Vertreter vor dem LG., Vorſchuß 
gezahlt hat, behauptet auch nicht, daß Juſtizrat H. den Prozeß unſach⸗ 
gemäß für ſie geführt habe, ſo daß ein Anwaltswechſel habe eintreten 
müſſen. Sie meint aber, daß die Annahme eines anderen Anwalts 
angebracht geweſen ſei, weil ſie infolge gewiſſer Unſtimmigkeiten mit 
Juſtizrat H. das Empfinden gehabt habe, dieſer gehe nicht energiſch 
genug vor. Das LG. hat ihr in Anwendung des in 8 91 Abſ. 2 
ZPO. ausgeſprochenen Rechtsgedankens den Vorſchuß für den neuen 
Vertreter verweigert, weil der Anwaltswechſel nicht notwendig geweſen 
ſei. Dagegen führt die Antragſtellerin aus, der Antragsgegner ſei 
ihr nach 8 1887 BGB. allgemein vorſchußpflichtig, weil fie mit ihm 
im geſetzlichen Güterſtande lebe; die Frage, ob der Anwaltswechſel 
notwendig und die dadurch vermehrte Koſtenlaſt des Antragsgegners 
gerechtfertigt ſei, habe erſt für die ſpätere Vermögensauseinander⸗ 
ſetzung unter den Ehegatten Bedeutung, ſei aber jetzt im Prozeß 
ebenſowenig zu prüfen, wie die Vorſchußpflicht des Mannes für ein 
von der Frau einzulegendes Rechtsmittel; jedenfalls ſeien die Grund⸗ 
ſätze, wie fie z. B. für die Bewilligung des Armenrechts maßgebend 
ſeien, vorliegend unanwendbar. Nun hat allerdings beim geſetzlichen 
Güterſtande der Mann, da er die Verwaltung und Nutznießung des 
eingebrachten Gutes hat, die Koſten eines jeden von der Frau geführten 
Rechtsſtreits als Verwaltungskoſten vorzuſchießen. Denn es entſpricht 
der Villigkeit, daß die Frau, auch wenn ihre Rechte durch die Ver⸗ 
waltung und Nutznießung des Mannes beſchränkt ſind, doch grund⸗ 
ſätzlich nicht gehindert wird, den Schutz der Geſetze anzurufen, und 
daß ſie hierzu vom Manne die Mittel verlangen darf, die ſie ſonſt aus 
ihrem Vermögen beſtreiten würde (RGRKom. 8 1387 BGB. Anm 6a). 
Daher ſteht dem Manne auch nicht das Recht zu, bei einer Klage oder 
bei einem Rechtsmittel der Frau Vorſchüſſe auf die zu zahlenden Koſten 
von der bei der Armenrechtsbewilligung zu prüfenden Frage abhängig 
zu machen, ob das Vorgehen der Frau auch erforderlich ſei und 
Ausſicht auf Erfolg habe. Iſt demnach der Mann aus Billigkeits— 
rückſichten verpflichſet, für die Frau Koſtenvorſchüſſe zu zahlen, fo 
iſt es andererſeits wiederum ein Gebot der Billigkeit, ihn in ſeiner 
Stellung als Verwalter und Nutznießer des Frauenguts nicht dadurch 
zu beeinträchtigen, daß Vorſchußleiſtungen von ihm verlangt werden, die 
über die Grenze der Angemeſſenheit hinausgehen. Hat er alſo für 
Prozeßhandlungen der Frau einen angemeſſenen Vorſchuß gezahlt, ſo 
kann von ihm für dieſelben Handlungen ein weiterer Vorſchuß nur 
unter beſonderen Umſtänden verlangt werden. Ob dies der Fall 
iſt, dafür bietet, wie das LG. mit Recht annimmt, die maßgebende 
Richtſchnur die Vorſchrift des § 91 Abſ. 2 ZPO., daß der Koſten⸗ 
auſwand zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsver⸗ 
teidigung notwendig ſein muß. Das traf vorliegend nach eignem 
Vorbringen der Antragſtellerin nicht zu. Sie hat lediglich aus dem 
perſönlichen Empfinden, Juſtizrat H. gehe nicht raſch genug vor, alſo 
aus bloßer Ungeduld, die nach den vorgelegten Handakten unberechtigt 
war, ihren Anwalt gewechſelt. Hierdurch darf aber die Vorſchuß⸗ 
pflicht des Antragsgegners nicht geſteigert werden.“ KG., 35. 3, 
Urteil vom 2. Mai 1916 in Sachen B. e. B. 8. U. 2123 / 16. 
(ABl. 1916, 58.) 


* 
* 
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11. Einſtellung der Zwangsvollſtreckung aus einem 
Verſäumnisurteil und einem dieſes beſtätigenden Ans 
erkenntnisurteil; Unzuläſſigkeit der Beſchwerde wegen 
duae conformes; Berichtigung eines Beſchluſſes durch 
das Beſchwerdegericht (ZRO. 55 568, 319). 


Am 25. April 1916 erließ das AG. W. zugunſten des un⸗ 
ehelichen Kindes H. Verſäumnisurteil gegen R. auf Zahlung einer 
Unterhaltsrente von monatlich 20 &; das Urteil wurde hinſichtlich 
der Unterhaltsbeiträge für die Zeit nach Erhebung der Klage und 
das vorhergehende Vierteljahr für vorläufig vollſtreckbar erklärt. 


Der Beklagte legte Einſpruch ein. Am 13. Juni 1916 erließ 
das AG. vorläufig vollſtreckbares Anerkenntnisurteil, durch welches 
das Verſäumnisurteil vom 25. April 1916 aufrechterhalten wurde. 


Auf Grund des Verſäumnisurteils vom 25. April 1916 hat der 
Gerichtsvollzieher für eine fällige Unterhaltsforderung des Klägers 
von 420 & bei R. Pfändung vorgenommen und Verſteigerungstermin 
auf 18. Juli 1916 angeſetzt. 


Am 3. Juli 1916 hat Rechtsanwalt M. namens des R. beantragt, 
gemäß 8 3 BRVek. vom 7. Auguſt 1914 die Zwangsvollſtreckung auf 
drei Monate einzuſtellen. Das AG. W. hat durch Beſchluß vom 
3. Juli 1916 die Zwangsvollſtreckung „aus dem Verſäumnisurteil 
vom 25. April 1916“ für die Dauer von drei Monaten eingeſtellt. 


Auf Beſchwerde des Klägers hat das LG. durch Beſchluß vom 
8. Juli 1916 den amtsgerichtlichen Beſchluß dahin abgeändert, daß 
die Zwangsvollſtreckung aus dem Anerkenntnisurteile vom 13. Juni 
1916 nur bezüglich der vor dem 17. Dezember 1915 verfallenen 
Unterhaltsrenten eingeſtellt und der Antrag des Beklagten vom 
3. Juli 1916, ſoweit er mehr verlangt, zurückgewieſen werde. 


Gegen dieſen Beſchluß hat der Kläger weitere ſofortige Be: 
ſchwerde eingelegt. Das OLG. hat das Rechtsmittel als unzuläſſig 
verworfen und unter Ziff. IV den Beſchluß des LG. dahin berichtigt, 
daß die Worte „aus dem Anerkenntnisurteile des AG. W. vom 
13. Juli 1906“ erſetzt wurden durch die Worte „aus dem durch das 
Anerkenntnisurteil vom 13. Juni 1916 beſtätigten Verſäumnisurteile 
des AG. W. vom 25. April 1916“. 


Gründe: Bei Würdigung der formellen Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
mittels iſt davon auszugehen, daß die Zwangsvollſtreckung, deren 
Einſtellung der Schuldner beantragt hat, inhaltlich der Akten des 
Gerichtsvollziehers auftragsgemäß auf Grund des Verſäumnisurteils 
vom 25. April 1916 erfolgt iſt; der Antrag des Schuldners vom 
3. Juli 1916 enthält alſo einen Irrtum, ſofern er behauptet, die 
Pfändung ſei auf Grund des Anerkenntnisurteils vom 13. Juni 1916 
erfolgt; da aber beantragt war, die Zwangsvollſtreckung, „wie fie 
durch die Pfändung vom 19. Juni 1916 betätigt wurde“, ein⸗ 
zuſtellen, hat das AG. dem Antrag des Schuldners mit Recht in der 
Form ſtattgegeben, daß es die Zwangsvollſtreckung aus dem Ver⸗ 
ſäumnisurteil eingeſtellt hat. 


Auf Beſchwerde des Klägers hat nun das LG., das die Ein⸗ 
ſtellung der Zwangsvollſtreckung nur hinſichtlich der bis 17. Dezember 
1915 verfallenen Unterhaltsrenten für gerechtfertigt erachtete, den 
amtsgerichtlichen Beſchluß dahin abgeändert, daß nur hinſichtlich dieſer 
Beträge die Zwangsvollſtreckung „aus dem Anerkenntnisurteil vom 
13. Juni 1916“ eingeſtellt werde. 


Da aber die Zwangsvollſtreckung aus dem Anerkenntnisurteile 
allein (das ja lediglich den Inhalt des früheren Verſäumnisurteils 
beſtätigt), gar nicht möglich war, kann nicht angenommen werden, 
daß das LG. in der Tat, abweichend vom AG., lediglich die Zwangs⸗ 
vollſtreckung aus dem Anerkenntnisurteile (teilweiſe) einſtellen, die 
Zwangsvollſtreckung aus dem Verſäumnisurteile dagegen unbeſchränkt 
für zuläſſig habe erklären wollen, zumal die Gründe des land⸗ 
gerichtlichen Beſchluſſes jede Erklärung über dieſe Abweichung vom 
amtsgerichtlichen Beſchluſſe vermiſſen laſſen. Der wirkliche Sinn des 
landgerichtlichen Beſchluſſes iſt alſo unzweifelhaft der, daß die 
Zwangsvollſtreckung aus dem (durch das Anerkenntnisurteil be⸗ 
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ſtätigten) Verſäumnisurteil hinſichtlich der bis 17. Dezember 1915 
verfallenen Unterhaltsrenten eingeſtellt werde; die abweichende Faſſung 
beruht offenſichtlich auf Schreibverſehen. 

Iſt dies aber der Fall, dann erſcheint die weitere Beſchwerde 
als unzuläſſig, da in dem Beſchluſſe des LG. ein neuer ſelbſtändiger 
Beſchwerdegrund nicht enthalten iſt. Sowohl das AG. als das CG. 
find der Anſchauung, daß die BRBek. vom 7. Auguſt 1914 / 20. Mai 1915 
an ſich im vorliegenden Falle anwendbar iſt, weil die in Frage 
ſtehende Forderung vor dem 31. Juli 1914 entſtanden ſei; !) ſowohl 
das AG. als das LG. halten ferner hinſichtlich der bis 17. De⸗ 
zember 1915 verfallenen Unterhaltsrenten die Einſtellung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung auf drei Monate für angemeſſen; nur inſoweit aber will 
die weitere Beſchwerde eine Abänderung des landgerichtlichen Be⸗ 
ſchluſſes herbeiführen (8 PO. § 568). 

Zu dem gleichen Ergebnis würde es führen, wenn man im Wege 
buchſtäblicher Auslegung des angeſochtenen Beſchluſſes annehmen 
würde, die vom AG. ausgeſprochene Einſtellung der Zwangs— 
vollſtreckung aus dem Verſäumnisurteile ſei durch Ziff. 1 des land⸗ 
gerichtlichen Beſchluſſes beſeitigt, durch das LG. aber ſei lediglich 
die (praktiſch, wie erwähnt, völlig bedeutungsloſe) Einſtellung der 
Zwangsvollſtreckung aus dem Anerkenntnisurteil (hinſichtlich eines 
Teiles der Unterhaltsrenten) angeordnet. Denn unter dieſer An⸗ 
nahme wäre eine (praktiſch erhebliche) Einſtellung der Zwangs— 
vollſtreckung überhaupt nicht beſchloſſen und der Kläger daher durch 
den Beſchluß des LG in keiner Weiſe beſchwert, daher zur Einlegung 
der weiteren Beſchwerde nicht berechtigt. Auch in dieſem Falle würde 
ſich daher das Rechtsmittel als unzuläſſig darſtellen (Stein, Komm. 
zur ZPO., 10. Aufl. Bem. IV, 1 zu § 567). 

Die weitere ſofortige Beſchwerde war daher als unzuläſſig zu 
verwerfen. 

Da die ungenaue Faſſung des landgerichtlichen Beſchluſſes, wie 
oben erwähnt, auf Schreibverſehen beruht, erſchien es angezeigt, zur 
Vermeidung weiterer Unklarheiten und Schwierigkeiten dieſen Beſchluß 
zu berichtigen, wie dies in Ziff. IV vorſtehenden Beſchluſſes geſchehen 
iſt (vgl. über die Zuläſſigkeit einer derartigen Berichtigung Seuff., 
Komm. zur ZPO., 11. Aufl. Bem. 2 und 5 zu § 319). [OL G. München, 
Ferienſenat, Beſchluß vom 21. Juli 1916, Beſchw.⸗Reg. 333/16. 


Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Dr. Engelmann, München. 


% % 
* 


12. LitürhG. 836. Schutzfähigkeit eines muſikaliſchen 
Potpourris. 

Ob ein Potpourri, d. h. „ein aus mehreren, und zwar größten⸗ 
teils bekannten Themen zuſammengeſetztes Tonſtück“ (G. Schilling, 
Enzyklopädie der geſamten muſikaliſchen Wiſſenſchaften, Stuttgart 1837 
Bd. V S. 528), als ein ſelbſtändig ſchutzfähiges Werk der Tonkunſt 
anzuſehen iſt, hängt im einzelnen Falle davon ab, ob zu ſeiner Her⸗ 
ſtellung eine individuelle formgeſtaltende Tätigkeit erforderlich war 
(Allfeld a. a. O. S. 57). Das Potpourri will im Gegenſatz zum 
Sammelwerk „ein einziges ganzes Tonſtück aus mehreren Fragmenten 
fein, und leitet ſogar ſeine wenn auch noch fo zweifelhafte Berechtigung 
von dieſem Schein und Beſtreben ab“ (H. M. Schuſter, das Urheber⸗ 
recht der Tonkunſt, München, 1891, S. 199). So gering man auch 
den künſtleriſchen Wert des Potpourris „Berlin wackelt“ veranſchlagen 
mag, ſo iſt doch kaum zu beſtreiten, daß die Auswahl der auf⸗ 
zunehmenden Einzelmelodien, die Feſtſtellung ihrer Reihenfolge, ihre 
Verknüpfung durch die von den verſchiedenen Tonarten bedingten 
Übergänge, endlich die Beifügung der Einleitung und des Schluſſes, 
eine individuelle ſormgeſtaltende Tätigkeit erforderte, die das geſamte 
Potpourri als ſelbſtändiges Werk der Tonkunſt erſcheinen laßt. Daß 
derartige Zuſammenſtellungen, auch wenn ſie nur „ein buntes Allerlei 


1) Daß dieſe Anſchauung unzutreffend iſt, ſoll an anderer Stelle 
nachgewieſen werden. D. E. 
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ohne jede künſtleriſche Einheit“ find (Schilling a. a. O.), in den 
beteiligten Kreiſen als ſelbſtändige Werke der Tonkunſt angeſehen 
werden, zeigt ſich auch darin, daß man ihnen beſondere Titel zu 
geben und ſie mit ſelbſtändigen Opus⸗Zahlen des Verfaſſers zu ver⸗ 
ſehen pflegt, wie dies ja auch im vorliegenden Falle geſchehen iſt. 
(OLG. München, I. ZS., Urteil vom 13. März 1916, 622/16.) 
Markenſchutz und Wettbewerb 1916, 364. 


Landgerichte. 


1. Der Feſtſetzungsbeſchluß betreſſend die Vergütung 
des Geſchäfts führenden iſt nicht vollſtreckbar. 


Der Beſchwerdeführer war gemäß 8 4 BRVD. vom 8. Auguſt 
1914 von dem AG. Mülheim⸗Ruhr zur Beaufſichtigung der Gefchäfts: 
führung einer G. m. b. H. beſtellt worden, über deren Vermögen 
fpäter das Konkursverfahren eröffnet if. Durch Beſchluß vom 
12. November 1915 hat das AG. die ihm für ſeine Geſchäftsführung 
zuſtehende Vergütung einſchließlich feiner Auslagen auf 100 1 feſt⸗ 
geſetzt. Durch Beſchluß vom 24. Mai 1916 hat das AG. in Über 
einſtimmung mit der vorausgegangenen Entſcheidung des Gerichts⸗ 
ſchreibers den Antrag des Beſchwerdeführers, ihm eine vollſtreckbare 
Ausfertigung des Beſchluſſes vom 12. November 1915 zu erteilen, 
mit der Begründung abgelehnt, daß diefer Beſchluß keinen Voll⸗ 
ſtreckungstitel bilde. 

Die gegen dieſe Ablehnung gerichtete Beſchwerde iſt nach der 
3PO. als einfache Beſchwerde an ſich zuläſſig, jedoch fachlich nicht 
begründet. 

Eine Vorſchrift, wonach aus einem derartigen Feſtſetzungsbeſchluß 
ohne weiteres die Zwangsvollſtreckung ſtattfinden könnte, iſt in der 
Bekanntmachung vom 8. Auguſt 1914 ſelbſt nicht enthalten. Auch 
die allgemeine Vorſchrift des 8 794 Ziff. 3 ZPO. iſt nicht anwend⸗ 
bar, weil nach $ 11 der Bekanntmachung eine Beſchwerde gegen den 
Feſtſetzungsbeſchluß unter allen Umſtänden ausgeſchloſſen iſt. Richtig 
iſt allerdings, daß unter 8 794 Ziff. 3 ZPO. nicht nur ſolche auf 
eine vollſtreckungsfähige Leiſtung gerichtete Entſcheidungen fallen, die 
im einzelnen Falle noch mit der Beſchwerde anfechtbar ſind, ſondern 
auch diejenigen Entſcheidungen, gegen die im einzelnen Falle eine 
Beſchwerde oder weitere Beſchwerde lediglich deshalb nicht erhoben 
werden kann, weil der Beſchwerdeweg bereits erſchöpft iſt, oder weil 
der Wert des Gegenſtandes einen gewiſſen Betrag nicht erreicht, oder 
weil die Entſcheidung von einem höheren Gericht (OLG. 8 567 
Abſ. 2 ZPO.) erlaſſen iſt, deſſen Entſcheidungen einer Beſchwerde 
überhaupt nicht unterliegen. Erforderlich iſt nur, daß das Rechts— 
mittel der Beſchwerde nicht ſchon wegen des Inhaltes der Ent⸗ 
ſcheidung ganz allgemein vom Geſetze ausgeſchloſſen iſt. Gerade das 
iſt aber für die fraglichen Feſtſetzungsbeſchlüſſe durch 8 11 der Be: 
kanntmachung geſchehen. Aus dieſen Gründen kann auch den Aus⸗ 
führungen in dem Urteil des OLG. Dresden vom 13. Januar 1916 
(JW. 1916, 986) nicht beigetreten werden. Dem Beſchwerdeführer 
bleibt daher, wenn der Konkursverwalter die Zahlung der feſtgeſetzten 
Vergütung verweigert, nur übrig, dieſe Vergütung als Maſſeſchuld 
im Klagewege geltend zu machen, wobei natürlich der Inhalt des 
Feſtſetzungsbeſchluſſes einer Nachprüfung durch das Prozeßgericht nicht 
unterliegt. Mit Rückſicht hierauf iſt es auch nicht zutreffend, wenn 
das OLG. Dresden in der angeführten Entſcheidung bemerkt, daß 
derartige Feſtſetzungsbeſchlüſſe ohne die Eigenſchaft eines vollſtreckbaren 
Schuldtitels der praktiſchen Bedeutung und Wirkſamkeit ermangeln 
würden. (LG. Duisburg, V. 8S., Beſchluß vom 9. Juni 1918, 
5 T. 58/16.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Denkhaus, Mülheim a. Ruhr. 


Zu 1. Vgl. a. M. OLG. Dresden, IW. 1916, 986. 


* * 
* 
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2. Beſchwerdeſumme. Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die ſofortige Beſchwerde gegen das nach Erledigung des Rechts⸗ . g i 
ſtreits in der Hauptſache nur über die Koſten entſcheidende Urteil ift Die 32. ordentliche Generalverſammlung wird auf den 
gemäß 8 22 der BRTD. vom 9. September 1915 unzuläſſig, da die N 29. Optoder 1916, millags 12 Ahr, 
Beſchwerdeſumme 50 & nicht überſteigt. Es kommen nur die Koſten nach Leipzig, in den Geſchäftsräumen unſerer Kaffe, Otto⸗ 
in Frage, welche bis zur Erledigung der Hauptſache entſtanden ſind. Schill⸗Straße 4 III, berufen. 


Wären dieſe Koſten im Augenblick der Erledigung von der verpflichteten Gegenſtände der Tagesordnung ſind: 

Partei freiwillig gezahlt worden, hätte ſich die Fortſührung des 1. Erſtattung des Geſchäftsberichts für das mit dem 
Rechtsſtreits erübrigt. Jene Koſten allein bilden daher das Streit⸗ 30. Juni 1916 abgelaufene Geſchäftsjahr, 

objekt und die Hauptſache des weiteren Prozeſſes. Die durch Ver⸗ 2. Prüfung der Jahresrechnung und Entlaſtung des 
handlung und Entſcheidung über die Frage der Koſtentragung ent⸗ Vorſtandes, 

ſtandenen weiteren Prozeßkoſten hingegen ſtellen ſich, ebenſo wie die 3. Wahl von Vorſtandsmitgliedern in Gemäßheit des 
Koſten der Beſchwerde, als Nebenſorderungen dar, die gemäß 8 4 8 9 der Satzungen, 

PO. bei der Wertberechnung außer Betracht bleiben müſſen. Dieſen 4. Wahl von Rechnungsprüfern, 

vom RG. für den Fall des § 568 Abf. 3 ZPO. entwickelten Grund: 5. Wahl des nächſten Verſammlungsortes. 


ſätzen (RG. 50, 368) iſt das Beſchwerdegericht bei Entſcheidung der N 

vorliegenden Frage lediglich beigetreten (LG. Eſſen, Beſchluß vom Leipzig, den 4. September 1916. 

15. März 1916, 7 T. 47/16). Syring, 
Gerichtsaſſeſſor Dr. Herberg, Eſſen a. d. Ruhr. Geheimer Juſtizrat, Vorſitzender. 


gerichtigung. 
Die Anmerkung zu dem Beſchluß des LG. Leipzig, JW. 1916, 1145 f. iſt vollſtändig von Herrn Landgerichtsrat 
Dr. Müller verfaßt. Die anderweitige Unterzeichnung des letzten Abſatzes beruht auf einem Verſehen. 


Feichnet die fünfte Kriegsanleihe! 


Der Krieg iſt in ein entſcheidendes Stadium getreten. Die Anſtrengungen der Feinde 
haben ihr Höchſtmaß erreicht. Ihre Zahl iſt noch größer geworden. Weniger als je dürfen 
Deutſchlands Kämpfer, draußen wie drinnen, jetzt nachlaſſen. Noch müſſen alle Kräfte, 
angeſpannt bis aufs Außerſte, eingeſetzt werden, um unerſchüttert feſtzuſtehen, wie bisher, ſo 
auch im Toben des nahenden Endkampfes. Ungeheuer ſind die Anſprüche, die an Deutſchland 
geſtellt werden, in jeglicher Hinſicht, aber ihnen muß genügt werden. Wir müſſen Sieger 
bleiben, ſchlechthin, auf jedem Gebiet, mit den Waffen, mit der Technik, mit der 
Organiſation, nicht zuletzt auch mit dem Gelde! 

Darum darf hinter dem gewaltigen Erfolg der früheren Kriegsanleihen der der fünften 
nicht zurückbleiben. Mehr als die bisherigen wird ſie maßgebend werden für die fernere Dauer 
des Krieges; auf ein finanzielles Erſchlaffen Deutſchlands ſetzt der Feind große Erwartungen. 
Jedes Zeichen der Erſchöpfung bei uns würde ſeinen Mut beleben, den Krieg verlängern. 
Zeigen wir ihm unſere unverminderte Stärke und Entſchloſſenheit, an ihr müſſen ſeine 
Hoffnungen zuſchanden werden. 

Mit Ränken und Kniffen, mit Rechtsbrüchen und Plackereien führt der Feind den Krieg, 
Heuchelei und Lüge ſind ſeine Waffen. Mit harten Schlägen antwortet der Deutſche. Die 
Zeit iſt wieder da zu neuer Tat, zu neuem Schlag. Wieder wird ganz Deutſchlands Kraft 
und Wille aufgeboten. Keiner darf fehlen, jeder muß beitragen mit allem, was er hat und 
geben kann, daß die neue Kriegsanleihe werde, was ſie unbedingt werden muß: 


Für uns ein glorreicher Sieg, für den Feind ein vernichtender Schlag! 


45. Jahrgang. 


Nr. 168. 


nn. 


Juriſtiſche Wochenschrift. 


Sefanntmachung betreffend die Anordnung einer Geſchäſtsaufſicht 
zur Abwendung des Konkursverfahrens vom 8. Auguſt 1914. 


Von Juſtizrat Dr. Adolf Heilberg, Breslau. 


Literatur. 


Abel, Einfluß des Krieges auf Zivilrecht und zivilgerichtliches 
Verfahren in Cſterreich (JW. 16, 229). Beſprechung der öfter: 
reichiſchen Verordnung vom 17. Dezember 1915 über die Abänderung 
der die Geſchäftsaufſicht in Oſterreich betreffenden Verordnung vom 
17. September 1914. Vgl. dazu Hachenburg, DIZ 16, 202; 15, 886. 


a Prozeßkoſten und Geſchäſtsauſſicht (Holdheims MSchr. 
30). 


* * 
* 


15, 2 


Die öſterreichiſche Aufſichtsverordnung vom 17. Sep— 
tember 1914 iſt durch die Verordnung vom 17. Dezember 1915 
in einzelnen Punkten abgeändert worden. Vgl. Abel a. a. O. 


Für die von Deutſchland beſetzten polniſchen Gebiete vgl. 
IW. 15, 1304 und Dove, JW. 15, 978. 


85. 

1. a) Daß die Geſchäftsaufſicht der Klage nicht entgegen: 
ſteht, iſt nach wie vor die herrſchende Meinung (AG. Frank⸗ 
furt a. Main 30. September 1915, IW. 16, 216; OLG. Celle 
20. November 1915, LZ. 16, 176; OLG. Frankfurt a. Main 
14. Oktober 1915, OLG. 31, 388; OLG. Dresden 4. Senat, 
DIE. 16, 249 = Leipz3Z. 16, 252 = OLG. 31, 389; OLG. 
Stuttgart 4. Februar 1916, Recht 16, 201). 

b) Dem entgegen vertritt aber OLG. Dresden, 1. Senat, 
mit ausführlichen Gründen die Meinung, daß Leiſtungsurteile 
gegen den Schuldner unzuläſſig und nur Klagen auf Zahlung 
nach Aufhebung der Geſchäftsauſſicht unter den Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 259 ZPO., Feſtſtellungsklagen unter den all» 
gemeinen Vorausſetzungen der Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage 
zuläſſig ſind. Ein Urteil auf alsbaldige Leiſtung ſei unzuläſſig, 
wenn die Aufſichtsperſon oder der Aufſichtsrichter widerſprechen, 
Schuldner habe alsdann Recht und Pflicht der Leiſtungs⸗ 
weigerung, und wenn trotz Mitteilung dieſer Tatſache und des 
Beſtehens der Geſchäftsaufſicht Gläubiger klage, müſſe er die 
Koſten tragen (28. Oktober 1915, DIZ. 16, 144 = Leipzzg. 
16, 177 = DRG. 31, 389; 16. März 1916, JW. 16, 866 = 
Leipz Z. 16, 762). 

Ebenſo Peſchke a. a. O. 230. 

Die Aufſicht ſteht der Ausſetzung des Verfahrens wegen 
Kriegsteilnehmerſchaft nicht im Wege (OLG. Zweibrücken 
23. November 1915, JW. 16, 610). 


2. Koſtenlaſt bei Erhebung der Klage. 


Mit der herrſchenden Meinung (JW. 15, 1085) auch 
AG. Frankfurt a. Main 30. September 1915, IW. 16, 216; 
OLG. Celle 20. November 1915, Leipyg. 16, 176. 


Natürlich kann im einzelnen Falle Kläger koſtenpflichtig 
fein, wenn kein Anlaß zur Klage gegeben (OLG. Dresden 
4. Senat, vgl. zu la OLG. Frankfurt 14. Oktober 1915, 
OLG. 31, 388). 

Anderer Meinung die zu 1b Genannten. 

OLG. Poſen (16. Februar 1915, PoſMSchr. 15, 147) 
will dem Beklagten die Koſten auferlegt wiſſen, wenn der 
Gläubiger ohne ſein Verſchulden von der Einleitung der 
Geſchäftsaufſicht keine Kenntnis hat oder wenn die Forderung 
des Gläubigers nicht in das dem Gericht einzureichende 
Gläubigerverzeichnis aufgenommen iſt. 


§ 6. 

1. Iſt Aufrechnung gegen den Aufſichtsſchuldner zuläſſig? 

Bejahend (OLG. Celle 12. Oktober 1915, Leipzg. 16, 177; 
OLG. Stuttgart 6. Juni 1916, JW. 16, 1036; OLG. Poſen 
22. Dezember 1915, Poſ Schr. 16, 10; Gilbert im „Recht“ 
16, 39) ſelbſt dann, wenn der Schuldner des Aufſichtsſchuldners 
eine Forderung eines Gläubigers des Auſſichtsſchuldners erwirbt, 
um damit aufzurechnen (OLG. Celle und Stuttgart a. a. O.). 
Gilbert hält aber die Abtretung in dieſem Falle für nichtig 
aus § 138 BGB., wenn der Erwerb nach Anordnung der 
. lediglich zum Zwecke der Aufrechnung er⸗ 
olgt iſt. 

Abweichender Anſicht gegen die Zuläſſigkeit der Aufrech⸗ 
nung nach wie vor (v8 JW. 16, 220) OLG. Braunſchweig 
5. November 1915 (JW. 16, 179 = OLG. 31, 391). 


2. Iſt der Anſpruch der Aufſichtsperſon auf Erſtattung 
von Auslagen und auf Vergütung im Aufſichtsverfahren und 
in einem anſchließenden Konkursverfahren bevorrechtigt? KG. 
12. 3S. (3. Mai 1916, JW. 16, 976) verneint, AG. Mühl: 
heim (20. Januar 1916, IW. 16, 978) und Denkhaus (ebenda) 
wollen in dem dem Aufſichtsverfahren folgenden Konkurs⸗ 
verfahren das Vorrecht aus 8 611 KO. geben. 


Grundſätzlich und mit ausführlicher Begründung erklärt 
aber OLG. Dresden (13. Januar 1916, JW. 16, 685 = 
Leipz Z. 16, 1051) den Anſpruch für eine Maſſeſchuld. Dieſes 
Urteil iſt vom RG. (23. Mai 1916, JW. 16, 1021) beſtätigt, 
mit dem wohl entſcheidenden Grunde, daß die Koſten einer im 
Intereſſe der Gläubiger eingeſetzten Verwaltung aus dem ver⸗ 
walteten Vermögen vorweg zu decken ſeien, daß in jedem Voll⸗ 
ſtreckungsverfahren, auch ſchon in dem Verfahren zur Sicherung der 
Vollſtreckung, nur dasjenige Vermögen des Schuldners zur 
Befriedigung der Gläubiger zu verwenden ſei, welches nach 
Deckung der Koſten des Vollſtreckungsverfahrens übrigbleibt. 


Im Endergebnis zuſtimmend Jaeger, JW. 16, 1021. 
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Der die Auslagen und die Vergütung feſtſetzende Beſchluß 
des Amtsgerichts iſt ein vollſtreckbarer Schuldtitel (OLG. 
Dresden 13. Januar 1916, JW. 16, 686). 


8 9. 

1. Die Tatſache, daß bald nach Abſchluß eines Kredit⸗ 
kaufs der Käufer Geſchäftsaufſicht beantragt, macht noch nicht 
glaubhaft, daß ein Kreditbetrug vorliegt und Verkäufer dem⸗ 
gemäß Ausſonderungsanſprüche hat (OL G. München 24. Mai 
1916, „Recht“ 16, 404). 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Nr. 16a. 1916. 


2. Wenn vor Anordnung der Geſchäftsaufſicht gepfändet 
iſt, iſt die Fortſetzung der Zwangsvollſtreckung zuläſſig (LG. I 
Berlin 5. November 1914, KGBl. 15, 8), daher die Ver⸗ 
ſteigerung der gepfändeten Sachen zuläſſig, auch wenn die 
Pfändung im Konkurs anfechtbar ſein würde (OLG. Stuttgart 
25. November 1915, „Recht“ 16, 82). Daher kann auch die 
durch Pfändung des Anſpruchs auf Herausgabe begonnene 
Zwangsvollſtreckung durch Herausgabe der Sachen an den 
Gerichtsvollzieher fortgeſetzt werden (OLG. Colmar 15. Juni 1915, 
ElſLoth Z. 40, 329). 


Verorönung des Bundesrats zur Entlaſtung der Gerichte vom 9. September 1915 


und 


Verordnung über Abänderung der Veroroͤnung vom 18. Mai 1916. 


Von Juſtizrat Dr. Adolf Heilberg, Breslau. 


Literatur: 


a) Cahn, Gerichtsentlaſtung und Güteverfahren im Krieg und 
Frieden, Berlin 19168 — Levin, Die Entlaſtungsverordnung und die 
Neugeſtaltung des bürgerlichen Rechtsſtreits, Gruchot 60, 1. 


b) Aufſätze über die Verordnung und die nachträgliche Ab⸗ 
änderung: Eugen B. Auerbach, Sechsunddreißig Bedenken gegen die 
Entlaſtungsverordnung, JW. 16, 177, und derſelbe, SW. 16, 374. — 
v. Harder, Einige Bemerkungen zu Auerbach, JW. 16, 251. — 
Baum, Gerichtsentlaſtung nach wirtſchaftlichen Grundſätzen unter Mit⸗ 
wirkung der Rechtsanwaltſchaft, JW. 16, 568. — Baumeifter, Mit⸗ 
teilungen für Amtsgerichts anwälte, München 1915, 55 und 16 
Nr. 1— 2. — Böhm, ebenda, 15, 53. — Bendix, Entlaſtungs⸗ 
verordnung und Anwaltſchaft, SW. 16, 31. — v. Damm in „Deutſches 
Recht“ 15, 329. — Leo Haber, Nationalcharakter und Gerichts⸗ 
entlaſtung GerH. (Wien) 16, 22. — R. Hahn, Vortrag im Berliner 
Anwaltverein, JW. 16, 374. — Hawlitzky in den Mitteilungen für 
Amtsgerichtsanwälte (München) 16, 6. — Heilberg, Die Ver: 
ordnung vom 18. Mai 1916, JW. 16, 878. — Kallir, Die Ent⸗ 
laſtungsverordnung und die praktiſchen Erfahrungen, JW. 16, 659. — 
Lemberg, Die Verordnung zur Entlaſtung der Gerichte vom 9. Sep⸗ 
tember 1915 und die deutſche Anwaltſchaft, DIZ. 1916, 482. — 
v. Meyer, Kriegsgewinn für die Rechtspflege, DIZ. 16, 48. — 
Neumiller, Bay. 15, 313. — Pfahler, Ein Erfolg der Organiſation 
(Abänderungsverordnung, Mitteilungen für Amtsgerichtsanwälte, 
München 16, 15). Zur Wirkung der Verordnung, ebenda 16, 16. — 
Richard Schmidt, Die Verordnung als ein Schritt auf dem Wege 
zur künftigen Reform der Prozeßordnung, Vortrag in der JurGeſ. 
in Leipzig, Bericht darüber „Recht“ 15, 626. — Soldan, Entlaſtungs⸗ 
verordnung und Rechtsanwaltſchaft, DRA Z. 1916, 28. Die Abänderung 
der Entlaſtungs verordnung, DRA Z. 1916, 106. — v. Staff, Der 
Friedenswert der Verordnung, Recht und Wirtſchaft 16, 1. — 
Stölzle, Gerichtsentlaſtungsnovelle und Anwaltangeſtellte, JW. 16, 372. 
— Bierhaus, DIZ.16, 14. 


c) Beſprechung von Ausgaben der Verordnung. Heilberg, 
Beſprechung der Ausgabe von Samter, ZW. 16, 105. — Heinsheimer, 
Beſprechung der Ausgabe von Seuffert, IW. 16, 105. — Landsberg, 
Beſprechung der Ausgabe von Neukamp und Trendelenburg, Bofs 
Schr. 15, 163. — Levin, Beſprechung der zu a erwähnten Schrift 
von Cahn, IW. 16, 172. 


d) Aufſätze über einzelne Fragen. Buff, JW. 16, 651. — 
Cohn, Eine Lücke in der Verordnung, JW. 16, 178. — Denkhaus, 
Zur Frage des Anwaltszwanges, JW. 16, 31. — Doerr, Bedeutung 


für den konſularen und kolonialen Dienſt, 23.16, 590. — Fried⸗ 
leben, JW. 16, 570. — Hahn, JW. 16, 874. — v. Harder, 
JW. 16, 30. — Jordan, Abkürzung der Widerſpruchsfciſt im Mahn⸗ 
verfahren, JW. 16, 30. — Kahn, JW. 16, 1013. — Landsberg, 
Übergangsrecht, Poſ MSchr. 15, 161. — Schrohe, DIZ. 16, 235. 


e) Aufſätze über die Gebühren und Koſtenfragen. Förſter, 
IW. 16, 448. — Freymuth, Poſ Schr. 16, 6. — Heine, JW. 16, 
769. — Langenbach, Recht 16, 87 und Holdheims MSchr. 15, 194. 
— Kahn, Necht 15, 632. — Lerch, JW. 15, 1284. — Oppenheim, 
ebenda. — Pink, JW. 16, 472. — Reimar, JW. 16, 352. — 
Striemer, JW. 16, 353. 


b Hf) Eingaben an das Reichsjuſtizamt, a) des Vorſtandes des 
Deutſchen Anwaltvereins vom 23. Februar 1916, IW. 16, 559; 
b) der Vereinigung der Vorſtände deutſcher Anwaltskammern vom 
4. April 1916, JW. 16, 617. Beratung des Reichstags über Ab: 
änderung der Verordnung, Sitzung vom 8. April 1916, JW. 16, 659. 
Vertreterverſammlung des Deutſchen Anwaltvereins in Eiſenach vom 
16. April 1916, JW. 16, 619; Sten B.: Zugabe zur JW. 1916 
Nr. 15. 


Die erfreuliche Tatſache, daß die Entlaſtungsverordnung in 
weſentlichen Teilen durch die Verordnung vom 18. Mai 1916 auf⸗ 
gehoben worden iſt, führt dazu, daß ein nicht unerheblicher Teil der 
inzwiſchen erſchienenen Schriftwerke nur noch für die Übergangs⸗ 
fragen oder überhaupt nicht mehr praktiſch bedeutend iſt. Demgemäß 
iſt auch der nachfolgende Bericht über die Rechtſprechung und das 
Schrifttum weſentlich eingeſchränkt. 

Immerhin ſind aus den erſchienenen Schriften beſonders hervor⸗ 
zuheben die gründliche, alle Fragen der Verordnung erörternde Arbeit 
von Levin (vgl. oben zu a), der Aufſatz von Bendix, der darauf 
hinweiſt, daß gegenüber dem Bedürfnis und dem Wunſche, eine 
geregelte Auseinanderſetzung beſtehender Konflikte im Streitwege 
herbeizuführen, die Koſtenlaſt keineswegs immer entſcheidend, die 
Tendenz der Erſparung von Koſten daher nicht immer der richtige 
Ausgangspunkt geſetzgeberiſcher Tätigkeit ſei, und der nachdenkliche 
Aufſatz von L. Haber, der zwar in erſter Reihe die öſterreichiſche Ent⸗ 
laſtungsverordnung behandelt, aber auch für uns beachtenswert iſt, 
wenn er darauf hinweiſt, daß die öſterreichiſche Entlaſtungs⸗ 
verordnung dem Satze „Zeit iſt Geld“ eine ungeahnte Geltung 
verleihe, den Sieg des Einfluſſes der Oberflächlichkeit, des Praktizismus, 
des ſchnellen und kurzen Verfahrens befördere. 


* * 
* 


45. Jahrgang. 


Einleitung. 
Für die Gultigkeit der Verordnung Levin, 2 ff. 


81. 

1. Das landgerichtliche Mahnverfahren (88 1 bis 12) iſt 
wieder beſeitigt. 

2. Anwaltszwang für die Klage (Friedleben, JW. 16, 570; 
v. Harder, IW. 16, 251; Neumiller, 316). Anderer Anſicht 
Auerbach, JW. 16 S. 277, 374, 1015; Denkhaus, JW. 16, 31. 

3. Zahlungsbefehl nicht zu erlaſſen, wenn Zuſtellung im 
Auslande erfolgen müßte (KG. 8. November 1915; DIEB. 15, 
1238 Recht 15, 619; Neumiller, 316). 

Wenn bei mehreren Schuldnern, die notwendige Streit⸗ 
genoſſen ſind, gegen einen das Mahnverfahren zuläſſig iſt, gegen 
den anderen nicht, dann iſt Zahlungsbefehl überhaupt nicht zu 
erlaſſen (Levin, 6). Anders, wenn die Schuldner nicht not⸗ 
wendige Streitgenoſſen find (v. Harder, JW. 16, 251). 

4. Briefwechſel genügt zur Glaubhaftmachung, daß Be⸗ 
klagter beſtreiten werde (Vierhaus, DIZ. 16, 15), vgl. dagegen 
Neumiller, 316, der es mit der Glaubhaftmachung ſtreng 
nehmen will. 

5. Erläßt der Vorſitzende in einem Fall, auf den die Ver⸗ 
ordnung nicht anwendbar iſt, Zahlungsbefehl, fo iſt Beſchwerde 
gegeben (KG. wie zu 3). 

82. 

Zahlungsbefehl nicht zu erlaſſen, wenn nach materiellem 
Recht der Klaganſpruch nach dem Inhalt der Klage nicht be— 
gründet erſcheint (Heinsheimer, JW. 16, 105). 


83. 
Levin (Gruchot, 15; JW. 16, 172) hält die bewegliche 
Widerſpruchsfriſt für einen Vorzug des Verfahrens. 


8 5. 

Wenn das Gericht dem Schuldner, der auf den Zahlungs— 
befehl durch einen Schriftſatz des Anwalts den Klaganſpruch 
anerkennt und Zahlungsfriſt (VO. vom 20. Mai 1915) erbittet, 
dieſe Friſt ohne Anhörung des Klägers gewährt, ſo iſt Be— 
ſchwerde zuläſſig (OLG. Stuttgart 9. Sean 1915, Leipz3. 16, 
253 = Recht 16, 22). 

8 6. 

Der Schuldner, der gegen den Zahlungsbefehl Widerſpruch 
erhebt, dann aber vor der mündlichen Verhandlung dem Klag— 
anſpruch genügt, hat die Koſten zu tragen, auch wenn er vorher 
feine Veranlaſſung zur Klage gegeben hat (OLG. Stuttgart 
28. März 1916; Recht 16, 246). 


88. 
Der Antrag auf Vollſtreckungsbefehl unterliegt dem An⸗ 
waltszwang (Landsberg, PoſMSchr. 15, 163). 


8 10. 

Beſchwerde iſt zuläſſig, wenn das Gericht im Falle des 
§ 5 ohne Anhörung des Gläubigers Zahlungsfriſt bewilligt, 
(OLG. Stuttgart vgl. oben zu § 5), wenn der Vorſitzende fo: 
wohl einen Zahlungsbefehl wie die Terminsbeſtimmung ablehnt 
(OLG. Dresden 18. Oktober 1915; OLG. 31, 392. Der Vor: 
ſitzende hatte ermittelt, daß Beklagter im Felde ſtehe). 


§ 14. 
1. Wegen der Glaubhaftmachung vgl. § 1 Nr. 4. 
2. Vor der Zurückweiſung des Antrages iſt der Gläubiger 
zu hören (v. Harder, IW. 16, 251). Anderer Anſicht Auerbach, 
JW. 16, 375; vgl. Lewin a. a. O. 8. 


8 16. 


Wenn im Urkunden- und Wechſelmahnverfahren der Wider⸗ 
ſpruch ſich auf den Antrag beſchränkt, dem Beklagten die Aus⸗ 
führung ſeiner Rechte vorzubehalten und mit dieſem Vorbehalt 
Vollſtreckungsbefehl ergeht, ſo iſt gegen dieſen Vollſtreckungs— 
befehl Einſpruch nicht zuläſſig (Buff, JW. 16, 651). 
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18. 

1. Vgl. Levin 37 ff. 

2. Vierhaus (DIZ. 16, 17) beanſtandet, unter, Hinweis 
auf die Pſychologie der Prozeßführung, die Verlegung des 
Sühneverſuchs in die Zeit vor der mündlichen Verhandlung, 
ebenſo Levin 41. 

3. Die Vorſchrift gilt auch für die Gewerbe⸗ 
Kaufmannsgerichte (v. Staff: RuW. 16, 3). 


8 19. 

Da 8 19 inzwiſchen aufgehoben iſt, bedarf es einer Dar⸗ 
ſtellung der zahlloſen an die Beſtimmung anſchließenden Streit⸗ 
fragen nicht mehr; es mag genügen darauf hinzuweiſen, wo ſie 
erörtert ſind. 

1. Geltung für das Mahnverfahren? Lerch, JW. 15, 1284, 
dagegen Drpenbeim, IW. 15, 1284; Nürnberg, JW. 16, 569; 
Stammler, DRZ. 15, 751; vgl. auch Hohmann, JW. 16, 652. 

Geltung für das Zwangsvollſtreckungsverfahren? (AG. 
Dresden, 22. Dezember 1915, JW. 16, 616; AG. München, 
DRZ. 16, 56; AG. Schweinfurt, 15. Januar 1916; JW. 16, 
616 und dagegen Schloß, IW. 16, 616. 

Geltung, wenn der Anwalt ſelbſt Partei? Langenbach, 
Recht 16, 37 und HoldheimMSchr. 15, 194, ein nicht ge: 
nanntes AG. 17. März 1916; Mitteilungen der Amtsgerichts⸗ 
anwälte 16, 20. 

Geltung für die Koſten des Nebenklägers? LG. Saar: 
8 27. Dezember 1915, ZW. 16, 770. Abweichend Zelter 
ebenda. 


2. Welche Zeit iſt für den Streitwert maßgebend? 
miller, 314; Landsberg, 162. 


3. Für die zahlloſen Streitfragen der Übergangszeit (vor 
oder nach dem 1. Oktober 1915). 

a) Striemer, JW. 16, 353; Heine, JW. 16, 769; LG 
Gießen 20. Dezember 1915, DIZ. 16, 644; dagegen Lands⸗ 
berg, 161; LG. Bochum 22. Februar 1916, JW. 16, 769. 

b) LG. Leipzig 2. Dezember 1915, ZW. 16, 215; LG. 
Leipzig 10. Dezember 1915, IW. 16, 352; Kahn ebenda; 
LG. Gleiwitz 6. Dezember 1915, JW. 16, 353. 

c) Reimar, IW. 16, 352. LG. Naumburg, Naumburg. 
15, 76 

d) Levin, 26; LG. Frankfurt a. Main 6. Dezember 1915, 
IW. 16, 352; LG. Oppeln 14. Januar 1916, ebenda 353; 
LG. Neuwied 11. Januar 1916, JW. 16, 769; Landsberg, 
161; Kahn, Recht 15, 632; Landsberg, 161/2. 

e) LG. Breslau 2. November 1915, Naumburg AK. 15, 79. 


Für Privatllageſachen Landsberg, 162; LG. Königsberg, 
Poſ Schr. 16, 11. 


und 


Neu⸗ 


8 20. 

1. Über die grundſätzliche Streitfrage der Rechtspolitik 
Levin, 53 ff. 

2. Wenn ſich im Laufe des Prozeſſes die Hauptforderung 
erledigt, bilden die Zinſen, und erſt, wenn auch dieſe erledigt 
ſind, die Koſten den Streitgegenſtand. Der Anſpruch auf Nüds 
erſtattung der bezahlten Koſten erſter Jute bildet keine ſelb⸗ 
ſtändige Schadenserſatzforderung (OLG. Breslau 10. Mai 1916, 
JW. 16, 976). 

3. Wenn Kläger 10 Erlaß des Urteils und Ein⸗ 
legung der Berufung auf den 50 & überſteigenden Teil des 
zuerkannten Anſpruchs verzichtet, wird die Berufung unzuläſſig 
(LG. I Berlin, DIZ. 16, 548). 

4. Auch im Falle des § 20 wird das Urteil des AG. 
erſt nach Ablauf der Notfriſt rechtskräftig; denn das Unter⸗ 
gericht kann nicht endgültig über den Streitwert entſcheiden 
(Schrohe, DIZ. 16, 235), vgl. aber jetzt Verordnung vom 
18. Mai 1916. 

5. Bei Anwendung des § 20 neuer Faſſung iſt der An⸗ 
ſpruch auf 0 der Vollſtreckung in das eingebrachte Gut 
der Frau fo zu behandeln wie der Zahlungsanſpruch gegen 
die Frau (Kahn, IW. 16, 1013). 


8 22. 

1. Auch die Streitfragen zu § 22 ſind zum großen Teil 
durch die Novelle erledigt. Er war auch anwendbar im Falle 
des 8 4 GKG. (OLG. München 14. Januar 1916, JW. 16, 
512 = LeipzZ. 16, 485; Seuffert, SW. 16, 512). Bei Feſt⸗ 
ſetzung von Gebühren von Zeugen und Sachverſtändigen 
(OLG. Kiel 6. Dezember 1915, DIZ. 16, 546 = Leipzz3. 16, 
254; OLG. Jena 24. November 1915, Rſpr. 32, 396; Neu⸗ 
miller, 319) Bei Anwaltsbeſchwerden gegen den Streitwert 
(DLG. München 16. Februar 1916, JW. 16, 612 S Leipzz. 
16, 563; OLG. Roſtock 3. November 1915, OLG. 32, 296; 
Neumiller, 319; OLG. Karlsruhe 8. März 1916, Leipzz. 
16, 699. 

Streitig war die Anwendung für Privatklageſachen (LG. 
Leipzig 2. Dezember 1915, SW. 16, 215; Förſter, IW. 16, 
448; LG. Augsburg 5. November 1915, Bayr Z. 12, 50). 

Abweichend Freymuth, PoſMSchr. 16, 6; LG. Frank⸗ 
furt a. Main, JW. 16, 352; LG. Thorn 24. Januar 1916, 
JW. 16, 448; LG. Bochum 22. Februar 1916, JW. 16, 
769; LG. Saarbrücken 27. Dezember 1915, JW. 16, 770. 

Nicht anwendbar für Entſcheidungen aus §S 102 3PO. 
OLG. Breslau 6. April 1916, OLG. 32, 296. 


2. Wegen der Mbergangsfragen KG. 10. November 1915, 
Leipz Z. 16, 182. 


§ 23. 


1. Levin 50, vgl. auch Levin, JW. 16, 105; Vierhaus, 
DIZ. 16, 17. 

2. Die frühere mündliche Verhandlung muß vor dem 
Gericht in gleicher Beſetzung ſtattgefunden haben. Lands⸗ 
berg 164. 

3. Ein allgemeiner Verzicht für alle künftigen Verhandlungen 
iſt unzuläſſig (Neumiller, 315). Das Schweigen der Anwälte 
auf eine mit dem Präjudiz des Einverſtändniſſes und Friſt⸗ 
ſetzung geſtellte Aufforderung zur Erklärung kann nicht als 
Einverſtändnis gelten (Heinsheimer, IW. 16, 105; abweichend 
Neumiller, 315). Die Zuſtimmung kann aber auch außerhalb 
der mündlichen Verhandlung oder durch Fernſprecher geſchehen 
(Neumiller, 315). Auch der Anwalt des Nebenintervenienten 
muß zuſtimmen (Neumiller, ebenda). 

4. Die Berückſichtigung nachher eingereichter Schriftſätze, 
die nicht vorgetragen ſind, iſt unzuläſſig (Levin, 51. Anders 
Neumiller, 315). 
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5. Die Art der „Mitteilung“ der Entſcheidung iſt überhaupt 
nicht beſtimmt; Neumiller hält einen Vermerk auf dem Urteil, 
daß es nicht verkündet oder daß es mitgeteilt ſei, für zweck⸗ 
mäßig (318). 

8 24. 


1. Levin (Gruchot, 52; JW. 16, 105) weiſt mit Recht 
daraufhin, daß der Tatbeſtand das wirkſamſte und unent⸗ 
behrlichſte Mittel zur Selbſtzucht und Nachprüfung der tat⸗ 
ſächlichen und rechtlichen Grundlagen für den Richter iſt. Vgl. 
auch Vierhaus, DIZ. 16, 17. j 

Die Praxis hat ſchon jetzt die böſen Befürchtungen derer, 
die den § 24 bekämpft haben, gerechtfertigt. Vgl. auch Neu⸗ 
miller, 318. N 

2. Der Paragraph gilt auch für die vor dem 1. Oktober 
1915 verkündeten, aber erſt nachher abgefaßten Urteile (Lands⸗ 
berg, 161). 

8 25. 


Die Friſt beginnt erſt mit der Zuſtellung einer den Tat⸗ 
beſtand überhaupt enthaltenden, nicht einer abgekürzten Urteils⸗ 
ausfertigung (Landsberg, 164). 


8 26. 


Die abgekürzte Ausfertigung iſt auch für die vor dem 
1. Oktober 1915 verkündeten, erſt nachher abgefaßten Urteile 
zuläſſig (Landsberg, 161). 


8 27. 


1. Das LG., das die Berufung gegen die vor dem 1. Oktober 
1915 wegen ſachlicher Unzuſtändigkeit des AG. erfolgte Klage⸗ 
abweiſung zurückweiſt, kann gleichzeitig den Rechtsſtreit an das 
LG. verweilen (OL G. Karlsruhe 18. November 1915, DIzZ. 
16, 451; vgl. auch Neumiller, 317). Die Koſten der Berufung 
treffen dann den Kläger (OLG. Karlsruhe a. a. O.). 

Anderer Anſicht wegen der Verweiſungsmöglichkeit OLG. 
Hamburg 7. März 1916, OLG. 32, 282. 

2. Verweiſung an das Kaufmannsgericht nicht zuläſſig 
(OLG. Naumburg 10. November 1915, Naumburg AK. 15, 72). 


§ 31. 


Beſchwerde iſt zuläſſig, wenn der nicht verkündete Beſchluß 
vor dem 1. Oktober 1915 ergangen iſt (KG. 10. November 
1915, Leipz 3. 16, 182; Neumiller, 321). 


— 
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Im Rampfe für das vaterland find folgende Rechtsanwälte gefallen: 


(Fortſetzung der Liſte von Nr. 16, 1916.) 


Konrad Ehl aus Zell (Moſel). 

Jakob Engländer aus Cöln. 

Arno Goldſchmidt aus Gera⸗R. 

Dr. Felix Hazard aus Leipzig. 

Georg Helfer aus Kaiſerslautern. 

Frhr. Cord v. Hodenberg aus Frankfurt a. M. 
Karl Hufemann aus Bad Salzuflen. 
Weinhold Klincke aus Weferlingen. 


Die ſoziologiſche Auslegung der Zivilprozeßordnung. 
Von Rechtsanwalt Ernſt Fuchs, Karlruhe. 


Die ſoziologiſche, offen an dem Zweck und dem praktiſchen 
Ergebnis orientierte Rechtsfindung iſt für die Auslegung der 
ZPO. feierlich verkundet in dem Urteil des RG. 70, 291 Nr. 75 
— IW. 1909, 221: 

Es mag ſein, daß der Wortſinn der Beſtimmung (des 
S 207 Abſ. 1 ZPO.) mehr für die Auslegung des KG. 
ſpricht. Die Beſtimmungen der ZPO. find aber im 
roßen und ganzen techniſche Zweckmäßigkeitsvor— 
ten, darauf berechnet, den Rechtsſtreit in ange— 
meſſener Weiſe zu erledigen und dem materiellen 
Recht, ſoweit möglich, zum Siege, zu verhelfen. Bei 
ihrer Auslegung darf daher nicht am Wortlaut gehaftet 
werden, ſondern es iſt der geſetzgeberiſchen Idee 
nachzugehen. 

Betrachtet man daraufhin die zivilprozeßualen Urteile 
früherer Bände oder die Auslegung unſerer Kommentare zur 
ZPO., jo findet man, daß eine große Anzahl von Präjudizien 
und Auslegungen, die unter der alten philologiſch-formaliſtiſchen 


Dr. Albert Kuchenbäcker aus Thorn. 
Siegfried Lampe aus Bremen. 

Dr. Geinz Vanizza aus München. 
Dr. Friedrich Nahmer aus Berlin. 
Martin Reichardt aus Klingenthal. 
Dr. Felix Schirm aus Berlin. 

H. Schnitger aus Detmold. 


Rechtslehre mit deren Mitteln gefunden wurden, quasi e vinculis 
ratiocinantur und unter der Herrſchaft des neuen juriſtiſchen 
Geiſtes nicht mehr haltbar ſind. Es zeigt ſich auch hier, daß 
durch die neue Lehre die juriſtiſche Denkweiſe anders eingeſtellt 
iſt und zu anderen Ergebniſſen führt. Dies ſoll an folgenden 
drei Beiſpielen gezeigt werden. 

1. Nach 8 233 Abſ. 1 ZPO. iſt die Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand begründet, wenn eine Partei durch Natur— 
ereigniſſe oder andere unabwendbare Zufälle verhindert worden 
iſt, eine Notfriſt oder die Reviſionsbegründungsfriſt einzuhalten. 
Der Abſ. 2 fügt hinzu: 

Hat eine Partei die Einſpruchsfriſt verſäumt, ſo iſt ihr 
die Wiedereinſetzung auch dann zu erteilen, wenn ſie von 
der Zuſtellung des Verſäumnisurteils ohne ihr Verſchulden 
keine Kenntnis erlangt hat. 

Dem Beklagten wurden Ebeſcheidungsklage und Ehe: 
ſcheidungsurteil wegen angeblicher Unbekanntſchaft ſeines Auf— 
enthalts öffentlich zugeſtellt, und zwar das Urteil durch 
Anſchlag an die Gerichtstafel vom 8. bis 23. Juni 1905. Am 
28. Oktober 1905 erfahrt er von dem ergangenen Urteil, legt 
Berufung ein und begehrt Wiedereinſetzung mit dem Nachweis, 
daß der Klägerin ſein Aufenthalt ſpäteſtens ſeit März 1905 
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bekannt geweſen ſei. Die Wiedereinſetzung wird vom OLG. 
Stettin unter Billigung des RG. (JW. 1906, 567 Nr. 38) verſagt, 
weil es ſich nach § 618 Ziff. 5 ZPO. nicht um ein Verſäumnis⸗ 
urteil handle und eine entſprechende Anwendung des 8 233 
Abſ. 2 30. auf das nichtkontradiktoriſche Urteil in Eheſachen 
„ausgeſchloſſen“ ſei. Eine Begründung dazu wird nicht gegeben. 
Die weitere Tatſache, daß der Klägerin der Aufenthalt des 
Beklagten bekannt war, bilde auch keinen unabwendbaren Zufall 
im Sinne des 8 233 Abſ. 1 ZPO. Dafür wird auf RG. 59, 
263 verwieſen. Hier war durch Briefe glaubhaft gemacht, daß 
der Beklagte mit Zuſtimmung der Klägerin wegen geſchäftlicher 
Schwierigkeiten nach Amerika ausgewandert war, wohin ihm, 
ſobald er einen ſicheren Erwerb gefunden, die Frau mit den 
Kindern nachkommen ſollte. Er hatte mit ihr ſtändig korreſpondiert 
und ihr Geld geſchickt, deſſen Empfang ſie ihm jeweils beſtätigte, 
auch nach der wegen angeblichen böslichen Verlaſſens bewirkten 
Scheidung, ohne von dieſer jemals etwas zu erwähnen. Die 
Wiedereinſetzung wird verworfen, weil die Rechtsſicherheit die 
Unanfechtbarkeit von Urteilen notwendig mache, die ſich nach 
den vom 7 dafür aufgeſtellten verhältnismäßig leicht über⸗ 
ſehbaren Erforderniſſen als rechtskräftig darſtellen. Auch habe 
das Gericht nach freiem Ermeſſen die Vorausſetzungen der 
öffentlichen Zuſtellung zu prüfen gehabt. Zu demſelben Ergebnis 
führe die Entſtehungsgeſchichte, wofür angeführt werden: eine 
für unſere Frage nichtsſagende Stelle aus Hahns Materialien, 
eine den Fall nicht treffende Bemerkung eines Miniſterialdirektors 
in der Kommiſſion des Reichstags und ein neben dem Streit— 
vn liegendes, dort von einem Abgeordneten Klotz geäußertes 

edenken. Gegen dieſen Materialienkult vergleiche man z. B. 
JW. 1906, 470 Nr. 29: 


Der Hinweis auf die Entſtehungsgeſchichte des 8 258 
ZPO. und ſeinen Zuſammenhang mit der älteren Praxis 
iſt nicht durchgreifend, weil das, was daraus herzuleiten 
iſt, im Geſetz ſelbſt nicht Ausdruck gefunden hat. 

Die „adminikulierende“ Beiziehung der Motive geſchieht 
bekanntlich nur, wenn ſie das ſonſt — formallogiſch, manchmal 
kryptoſoziologiſch — für richtig gehaltene Ergebnis ſtützen; ſonſt 
werden ſie beiſeite geſetzt. 

In unſerem Urteil wird auch noch auf die Verſchiedenheit 
zu JW. 1906, 470 Nr. 28 hingewieſen, wo der Kläger durch 
beſondere Veranſtaltungen den Beklagten irregeführt habe. Hier 
hatte nämlich der Kläger, nachdem er mit ſeiner Eheſcheidungs— 
klage in München abgewieſen war, feinen Wohnſitz nach Nürn— 
berg verlegt und dort Scheidungsurteil erwirkt mit der falſchen 
Bezeichnnung der Beklagten in der öffentlichen Bekanntmachung 
als „früher in Nürnberg“. Wegen dieſer beſonderen, auf 
Täuſchung der Beklagten berechneten Veranſtaltungen war die 
Wiedereinſetzung nach Abſ. 1 des § 233 erteilt worden. Da 
hat alſo doch die erſchwindelte Scheinrechtskraft des Urteils 
nicht ſtandgehalten. 


Das Ergebnis dieſer Rechtſprechung wäre alſo folgender 
Rechtszuſtand: 

a) Beim nichtkontradiktoriſchen Eheſcheidungsurteil gibt es 
keine Wiedereinſetzung aus 8 233 Abſ. 2 ZPO. (Umkehrſchluß). 

b) Liegt nichts vor, als daß der beklagte Teil nichts von 
Klage und Urteil erfuhr, ſo iſt ihm auch nicht nach § 233 
Abſ. 1 ZPO. zu helfen. 

c) Auch dann greift weder der erſte noch der zweite 
Abſatz des 8 233 ZPO. ein, wenn der klagende Teil den 
Aufenthalt des beklagten Teils genau kannte, aber verſchwieg 
und Nachweiſe vorlegte, wonach der Gemeinde- oder 
Polizeibehörde der Aufenthalt nicht bekannt war. Denn, 
ſagt der formale Scharfſinn: auf die Kenntnis oder Nicht— 
kenntnis des klagenden Teils vom Aufenthalt des beklagten 
Teils hebt das Geſetz nicht ab. 

d) Geholfen kann nur dann werden, wenn der klagende 
Teil beſondere Täuſchungsmittel anwandte, um den beklagten 
Teil hinters Licht zu führen, für den Fall dieſer etwa das 
amtliche Verkündungsblatt oder den Reichsanzeiger oder die 
Gerichtstafel womöglich täglich daraufhin hätte durchmuſtern 
wollen, ob vielleicht gegen ihn eine Scheidungsklage öffentlich 
erhoben iſt! 
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Wie furchtbar iſt dieſe ganze „weltfremde“ Rabuliſtik der 
alten philologiſchen Formaljurisprudenz! Nach der nunmehr 
durchgedrungenen ſoziologiſchen Rechtslehre wird das RG. aller 
Vorausſicht nach bei der Frage, ob aus §S 233 Abſ. 2 ZPO. 
hier der Umkehrſchluß oder nicht vielmehr der Ahnlichkeitsſchluß 
zu ziehen ſei, folgendermaßen erwägen: 

Der Zweck des § 233 Abſ. 2 ZPO. iſt: den nicht⸗ 
vertretenen Beklagten, der vom Prozeß und Urteil gar nichts 
weiß, gegen eine hier unſinnige Übertreibung der Rechtskraft 
zu ſchützen im Intereſſe der Gerechtigkeit. Das Geſetz iſt ſtets 
lückenhaft und bedarf der Ergänzung und Berichtigung (Ein⸗ 
engung oder Ausdehnung) ſeines Wortlauts, weil, wie eine 
mehrtauſendjährige Erfahrung zeigt, es über alle menſchliche 
Kraft binausgeht, daß der Geſetzgeber an alle Konſtellationen 
denkt. Das Eheſcheidungsurteil beim öffentlich geladenen Be⸗ 
klagten kann ſogar — evtl. nach vorausgegangener, öffentlich 
zugeſtellter Eheherſtellungsklage und urteil — nach $ 1567 BGB. 
wegen böswilligen Verlaſſens erwirkt werden, ohne daß 
irgendwelcher weitere Beweis nötig iſt, als eben der 
Nachweis der öffentlichen Zuſtellung. Das weſentliche 
bei §8 233 Abſ. 2 ZPO. iſt aber nach dem obengenannten 
Zweck: die ſchuldloſe Nichtkenntnis des beklagten Teils vom 
Prozeß und Urteil. Für die Wiedereinſetzung iſt alſo das 
nichtkontradiktoriſche Eheſcheidungsurteil dem Verſäumnisurteil 
ähnlich und nicht entgegengeſetzt zu behandeln und der $ 233 
Abſ. 2 ZPO. auf eine ſolche Rechtsmittelfriſt entſprechend an⸗ 
zuwenden, ſelbſt wenn der klagende Teil den Aufenthalt des 
Beklagten nicht kennt. Kennt er ihn, ſo iſt außerdem — auch 
ohne beſondere weitere „Veranſtaltungen“ — der Abſ. 1 des 
8 233 ZPO. gegeben, denn mit aller vernünftigerweiſe zu 
verlangenden Vorſicht iſt gegen ein ſolches Manöver kein Kraut 
gewachſen. Zum dritten aber liegt bei Kenntnis des klagenden 
Teils vom Aufenthalt des beklagten Teils ſchon in der Vor⸗ 
lage der „Nachweiſe“ für einen unbekannten Aufenthalt ein 
Dolus begründet. Es iſt endlich an der Zeit, daß die exceptio 
doli generalis auch im Zivilprozeßrecht anerkannt wird, wie 
ſie im materiellen Recht längſt ſiegreich durchgedrungen iſt gegen 
die ausdrückliche Verwahrung der „Motive“, dieſer fälſchlich 
„Geſetzgeber“ genannten, vielfach höchſt minderwertigen und 
einer abgetanen Rechtsſchule entſproſſenen Privatarbeiten. 

Ich ſage, das RG. wird jetzt die Sache ſo beurteilen. Dieſe 
Zuverſicht ſchöpfe ich außer aus der allgemeinen Wende der Recht⸗ 
ſprechung (vgl. auch RG. 85, 117), im beſonderen aus RG. 77, 
159 Nr. 46 = JW. 1912, 42. Hier wurde die Wiedereinſetzung 
gegen die Verſäumung der zum Nachweis der Koſtenvorſchußzablung 
in der Reviſionsinſtanz gegebenen Friſt nicht dem Moloch des 
Umkehrſchluſſes hingeworfen. Formallogiſch wäre auch dies 
einfach damit zu begründen geweſen: der einzige durch die 
Novelle zugelaſſene Fall einer Wiedereinſetzung bei einer geſetz⸗ 
lichen Friſt, die keine Notfriſt iſt, ſei die Reviſionsbegründungs⸗ 
friſt. Ausnahmen dürften aber nicht ausgedehnt werden; dies 
hier zumal auch deshalb nicht, weil es ſich bei der Vorſchuß⸗ 
friſt gar nicht um eine geſetzliche, ſondern um eine richter— 
liche Friſt handle, das Geſetz aber eine Wiedereinſetzung gegen 
richterliche Friſten überhaupt nicht kenne. Fiat justitia! 
So hätte man früher deduziert und dafür ſicher irgend etwas 
gefunden in den Materialien oder der oder jener Außerung 
eines Regierungskommiſſars oder eines Abgeordneten in der 
Kommiſſionsſitzung. Im ſcharfen Gegenſatz dazu heißt es jetzt: 

Beide Vorſchriften, der Zwang zur Reviſionsbegründung 
in geſetzlicher Friſt und die Notwendigkeit, die Zahlung 
des Gebührenvorſchuſſes in der vom Vorſitzenden 
beſtimmten Friſt nachzuweiſen, dienen dem gleichen 

Zweck, eine Entlaſtung des NG. herbeizuführen. Die 

Gründe, die den Geſetzgeber bewogen haben, die 
Wiedereinſetzung der Reviſionsbegründungsfriſt zuzu⸗ 
laſſen, gelten mit gleicher Stärke auch für die Zu⸗ 
laſſung der Wiedereinſetzung gegen die Verſäumung der 
Friſt zum Nachweis über die Zahlung des Gebühren: 
vorſchuſſes. 

Von Materialien findet man in der kurzen vortrefflichen 
Entſcheidung weit und breit nichts, auch keinerlei anderen Bau⸗ 


45. Jahrgang. 


ſchutt von Zitaten. Iſt nun durch dieſe ſoziologiſche Zweckjuſtiz 
der 8 233 ZPO. über den Haufen geworfen und eine Unſicher⸗ 
heit eingeriſſen? Iſt nicht die entgegengeſetzte Juſtiz der Formal⸗ 
jurisprudenz ein Fauſtſchlag ins Geſicht von Recht und Ge⸗ 
rechtigkeit? 


2. Die SS 707 und 717 ZRO. geſtatten die vorläufige 
Einſtellung der Vollſtreckung bei folgenden Rechtsbehelfen: 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand, Wiederaufnahme des 
Verfahrens, Einſpruch und Berufung. Ahnliches ſieht 8 572 
Abſ. 2 und 3 ZPO. bei der Beſchwerde vor. Iſt aus dieſen 
Beſtimmungen für den Widerſpruch gegen einen Arreſt und 
einſtweilige Verfügung der Umkehrſchluß oder der Ahnlichkeits⸗ 
ſchluß zu ziehen? Ich nehme folgende beiden Fälle aus der 
Praxis. Durch einſtweilige Verfügung wird auf Geſuch des 
Beklagten angeordnet, daß wertvolle alte Weine, über deren 
Eigentumsrecht die Parteien ſtreiten, durch den Gerichtsvollzieher 
verſteigert werden. Der Kläger erhebt Widerſpruch, weil während 
des Krieges keine Nachfrage nach ſolchen Weinen vorhanden ſei 
und ſie durch Weiterlagern nur beſſer würden. Der Termin 
ur mündlichen Verhandlung über den Widerſpruch wird fünf 

age ſpäter beſtimmt als der Verſteigerungstermin des Gerichts— 
vollziehers. Der Kläger ſtellt deshalb Geſuch um vorläufige 
Einſtellung der Verſteigerung. Es wird mit der von Stein 
Anm. IV zu § 707 ZPO. unbeſehen aus der Rechtſprechung 
des RG. herübergenommenen Begründung zurückgewieſen: die 
Einſtellung widerſpreche dem Weſen der einſtweiligen Verfügung, 
weil dieſe ſelbſt nur proviſoriſch ſei! Der alte Begriffs⸗ 

ötzendienſt! Die Verſchiebung der Verſteigerung um acht Tage 
Fon bier dem Begriff der einſtweiligen Verfügung widerſprechen! 
Nicht gefragt wird nach dem Zweck und Geiſt der Beſtimmungen 
und auch nicht danach, daß durch die Verſagung der Einſtellung 
in einem ſolchen Fall der Widerſpruch illuſoriſch wird. 


Zweiter Fall: Es war eine erhebliche Rente aus einem 
Unfall eingeklagt. Nachdem der Prozeß ein halbes Jahr lang 
gedauert hatte und die Sache beim Sachverſtändigen zur Ab: 
gabe des Gutachtens ſchwebte, erließ das LG. am 15. Juni 
1915 auf Antrag des Klägers durch Urteil eine einſtweilige 
Verfügung, wonach die beklagte Stadt dem Kläger vom Unfall: 
tag, d. i. 12. Oktober 1914 ab eine Monatsrente von 450 4 
zu zahlen habe. Die Beklagte legte Berufung ein und bean— 


tragte vorläufige Einſtellung der Vollſtreckung mindeſtens für 


die Vergangenheit, weil die Verfügung inſoweit nach der 
Rechtſprechung (vgl. LZ. 14, 788) überhaupt unzuläſſig ſei. 
Ein Rückerſatz der offenbar auch im Betrag vergriffenen Rente 
ſei außerdem bei der völligen Vermögensloſigkeit des Klägers 
ausgeſchloſſen. Das Geſuch wird mit der nämlichen Begründung 
als begrifflich unzuläſſig zurückgewieſen. Infolgedeſſen mußte 
die Beklagte dem Kläger 6750 & auszahlen, weil ſonſt dieſer 
Betrag als bares Geld in der Stadtkaſſe gepfändet worden 
wäre. In dem dann folgenden Termin wurde auf den Widerſpruch 
das angefochtene Urteil dahin abgeändert: Die Beklagte hat auf 
12. 1. 1916 dem Kläger 810,67 & zu zahlen, der Mehranſpruch 
des Klägers wird abgewieſen. Gründe: Rückſtändige Schuld— 
beträge kommen in der Regel überhaupt nicht für die einſtweilige 
Verfügung in Betracht, zu Abwendung weſentlicher Nachteile 
iſt nur die Rente für die Zukunft erforderlich. Das Urteil des 
LG. ſei alſo jedenfalls unrichtig für die Renten vor Ein⸗ 
gang des Antrags auf einſtweilige Verfügung. Ferner ſei die 
Rente zeitlich bis zum vorausſichtlichen Erlaß des Urteils erſter 
Inſtanz zu beſchränken. Der Beklagten ſtehe freilich infolge des 
darnach zu Unrecht zu viel bezahlten Betrages gegen den Kläger 
Schadenserſatzrecht nach $ 945 ZPO. zu. Sie könne das 1 
Bezahlte zurückfordern, aber nur in einem beſonderen ordentlichen 
Prozeß (RG. 51, 41), dagegen dürfe ſie nicht mit dem nach 
dem Urteil für die Zukunft noch zu zahlenden Rentenbetrag auf: 
rechnen; denn dieſes ſei mit dem Zweck der einſtweiligen Ver— 
fügung (Bewahrung vor Not) unverträglich. 

Dieſes richtige Urteil des OLG. Karlsruhe vom 1. Deꝛember 
1915 (Z. 1 BR. 123/15) beleuchtet draſtiſch die Hilfloſigkeit der 
Begriffsjurisprudenz, die ſich in der vorausgehenden Ablehnung 
der vorläufigen Einſtellung kundgibt. Man möchte wünſchen, 
daß die Richter einmal an der eigenen Taſche verſpüren möchten, 
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was es auch für das Rechtsgefühl heißt, viele Tauſende offen⸗ 
ſichtlich zu Unrecht und auf Nimmerwiederſehen zahlen zu müſſen. 
Setzen wir folgenden kraſſen Fall: Irgendein Gauner erwirbt 
gegen dich auf Grund gefälſchter Papiere ohne mündliche Ver⸗ 
handlung eine einſtweilige Verfügung auf Zahlung oder Heraus- 
gabe. Du eilſt zum Richter mit den Beweiſen der 
Fälſchung. Der Richter erklärt dir, du könneſt Widerſpruch 
erheben, aber einſtwerilen müſſeſt du den Gauner befriedigen! 
In derſelben Lage ſiehſt du dich, wenn du nach Erlaß eines 
auf einſtweilige Verfügung lautenden Urteils die glatten Nach⸗ 
weiſe der Fälſchung dem Berufungsrichter vorlegen kannſt. Und 
das wird zunächſt bei einer auf ein Verbot gerichteten einſt— 
weiligen Verfügung vom RG. 40, 383 Nr. 108 ſo begründet: 


Die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung aus ſolchem 
Urteil iſt nur denkbar durch die Aufhebung des Ver⸗ 
bots; aber zu erreichen iſt die Aufhebung des Verbots 
nur durch die Aufhebung des Urteils, durch das es aus⸗ 
geſprochen worden iſt, im ordentlichen Wege Rechtens. 


Sodann aber hat das RG. 42, 361 Nr. 85 das nämliche 
ungereimte und ungerechte Ergebnis allgemein ausgeſprochen. 
Das angefochtene Urteil hatte dort eine einſtweilige Verfügung 
dahin angeordnet, daß der Antragsgegner für die Dauer des 
Eheſcheidungsverfahrens der Antragſtellerin ſein va zur 
alleinigen Benutzung zu überlaſſen und ihr ein beſtimmtes 
wöchentliches Wriſchaftsgeld zu zahlen habe. Der Antrag auf 
vorläufige Einſtellung der Vollſtreckung dieſer einſtweiligen Ber- 
fügung ſei, ſo meint das RG., auf etwas völlig Unſtatthaftes 
gerichtet, weil $ 657 (jetzt S 719) ZPO. auf Urteile, durch 
die ein Arreſt oder eine einſtweilige Verfügung erlaſſen ſei, 
überhaupt keine Anwendung fänden. Und das wird ſo 
begründet: 

Obgleich Arreſtbefehle und einſtweilige Verfügungen nach 
8 809 (jetzt 8 929) Abſ. 1 und 8 815 (jetzt § 936) 
ZPO. unmittelbar vollzogen werden können, gehören fie 
doch nicht zu den vorläufig vollſtreckbaren Urteilen im 
techniſchen Sinn, auf die ſich allein 8 657 (jetzt $ 719) 
ZPO. bezieht. Die Vollſtreckung eines Arreſtes und 
einer einſtweiligen Verfügung kann alſo durch eine vor— 
läufige Anordnung überhaupt nie aufgehalten werden. 
Das iſt auch von den verſchiedenen Senaten des RG. 
mehrfach ausgeſprochen worden. (Folgen eine ganze 
Reihe von Zitaten). 


Ohne Gehör und ohne Beſchwer kann ich alſo im 
Deutſchen Reich um Hab und Gut kommen! Glaubt 
jemand, der unbefangen dem ins Auge ſieht, Deutſch— 
lands wirklicher Geſetzgeber, der Bundesrat und Reichs— 
tag, habe derartiges gewollt? Beim Arreſt kann ſich 
vielleicht der Reiche helfen, der nach S 923 ZPO. den im Arreſt 
bezeichneten Betrag hinterlegt. Bei der einſtweiligen Verfügung, 
die in der Regel eine ſolche Klauſel nicht enthält, kann ſich aber 
auch der Reiche nicht helfen, denn die in 8 939 ZPO. nur 
unter beſonderen Umſtänden zugelaſſene Aufhebung gegen Sicher— 
heitsleiſtung geſchieht wiederum nur auf Grund mündlicher Ber: 
handlung durch Endurteil. N 

Leider iſt jetzt dieſe Rechtsmaterie dem RG. entzogen. Es 
kann alſo ſelbſt nicht abändernd eingreifen, wie es dies gegen 
andere ſcholaſtiſche frühere Entſcheidungen ſchon ſo oft und ſo 
energiſch getan hat. Auf dieſem wichtigen Gebiete ſind jetzt die 
Oberlandesgerichte zur Führung berufen. Die Kette der vom 
RG. vor dem neuen juriſtiſchen Oſtern nach der alten verba— 
liſtiſchen Methode gefällten Rechtsſprüche kann und darf nicht 
einfach weitergeſchleppt werden. 

3. Der $S 832 ZPO. beſtimmt: 
Das Pfandrecht, das durch die Pfändung einer Gehalts— 
forderung oder einer ähnlichen in fortlaufenden Bezügen 
beſtehenden Forderung erworben wird, erſtreckt ſich auch 
auf die nach der Pfändung fallig werdenden Beträge. 

Hier hat das Geſetz ſelbſt, wie aus dem Gebrauch des 
Worts „ähnlichen“ — nicht: „gleichen“ — hervorgeht, die 
analoge Anwendung ausdrücklich vorgeſchrieben. Fällt die 
Proviſionsforderung eines von einer Firma für eine Reihe von 
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Jahren angeſtellten Handelsagenten unter dieſe Beſtimmung? 
Die Frage iſt ſtreitig. Die Kommentare ſtützen ſich auf einen 
Aufſatz von Cohn in DIZ. 1908, 1218. Cohn teilt zunächſt die 
Verſchiedenheit der Anſichten mit und kommt dann dazu, drei 
Begriffsmerkmale zu verlangen: Unſelbſtändigkeit des une 
berechtigten, Unterhaltscharakter der Forderung und einheitliches 
Rechtsverhältnis. Cohn findet bei der Agentenproviſion die 
beiden letzten, in der Regel aber nicht das erſte Merkmal, das 
der Unſelbſtändigkeit des Bezugsberechtigten. Dieſes letztere 
Merkmal ſei nur dann gegeben, wenn ein Agent zu ſeinem 
Auftraggeber derart in dauernder Geſchäftsverbindung ſteht, daß 
er fortgeſetzt lediglich für deſſen Firma tätig werden und 
alle Obliegenheiten den Weiſungen des Geſchäftsherrn ent— 
ſprechend einrichten und ausführen muß. In ſolchen Fällen ſei 
durch die ſtändige untergeordnete Beziehung zu derſelben einen 
Auftragsfirma eine abhängige Gehilfentätigkeit geſchaffen, für 
die $ 832 ZPO. zutreffe. 

Der ganze Aufſatz Cohns beruht auf irriger Grundlage. 
Die beiden erſten Merkmale, Unſelbſtändigkeit des Bezugs- 
berechtigten und Unterhaltsnatur des Bezugsrechts werden 
vom 8 nämlich gar nicht aufgeſtellt. Miet- und Pachtzinſen 
fallen z. B. unbeſtritten unter S 832 ZPO. und doch iſt der 
Vermieter nichts weniger als ein unſelbſtändiger Bezugsberech— 
tigter des Mieters, und doch braucht der Mietzins entfernt 
keinen Unterhaltscharakter für den Vermieter zu haben und hat 
ihn an ſich nicht mehr als jede andere fortlaufende Einnahme⸗ 
quelle. Nicht die Unſelbſtändigkeit des Bezugsberechtigten 
und nicht der Unterhaltscharakter des Bezugs iſt alſo das, worin 
die Ahnlichkeit zur Gehaltsforderung zu beſtehen hat, ſondern 
lediglich die Einheitlichkeit des Rechtsverhältniſſes als Quelle 
der einzelnen Bezüge, alſo allein das von Cobn als drittes 
bezeichnete Merkmal. Dies ſagt auch das Geſetz deutlich, indem 
es nicht einfach gehaltsähnliche Forderungen anreiht, ſondern 
hinzufügt, worin die Ahnlichkeit zu beſtehen hat: „ähnliche in 
fortlaufenden Bezügen beſtehende“ Forderungen müſſen 
es ſein. Die Irrigkeit der Anſchauung Cohns iſt dadurch ver⸗ 
urſacht, daß er (a. a. O. S. 1219 oben) zwiſchen „äbnliche“ 
und „in fortlaufenden Bezügen beſtehende“ ein Komma ſetzt, das 
im Geſetz ferbft nicht ſteht. Durch dieſes falſche Komma führt 
er ſich und die Kommentatoren irre, als wäre das zweite Attribut 
im häufenden Sinn zu verſtehen, ftatt im beſtimmenden. Es 
zeigt ſich auch hier die alte Methode: man geht allzu buchſtäblich 
'von den einzelnen Worten und Begriffen aus, ſtatt vor allem 
den Zweck einer Norm ins Auge zu faſſen. Nur dadurch wird 
man vor Irrgängen gebütet. Der Zweck des Geſetzes iſt der: 
den Gläubiger nicht zu zwingen, bei Bezügen, die aus einem 
einheitlichen Rechtsverhältnis fließen, jeden einzelnen Bezug für 
ſich ſelbſtändig pfänden zu müſſen. Das führte zu nutzloſen 
F Mühen und Koſten und praktiſchen Schwierig— 
eiten. 

Das einzige entſcheidende Merkmal, das einheitliche Rechts— 
verhältnis für die fortlaufenden Bezüge, trifft zu bei den 
ſtändig angeſtellten Agenten. In dieſem Punkt unterſcheidet 
ſich ein ſolcher Agent in keiner Weiſe von dem — wie zu— 
läſſig — lediglich auf Proviſion angeſtellten Handlungsgehilfen, 
z. B. Reiſenden. 

Das OLG. Karlsruhe (Urteil vom 22. Februar 1916 
Z. II BR. 130/15) hat dieſe Grundſätze in folgendem Fall ange— 
wendet: Der Agent war beſtellt auf eine Reihe von Jahren 
als ſogenannter alleiniger Vertreter einer Mannheimer Firma 
für die Vereinigten Staaten von Amerika und Kanada. Er 
durfte andere Firmen Süd- nnd Mitteldeutſchlands im gleichen 
Geſchäftszweig nicht vertreten. Er hatte das Recht, Ein- und 
Verkäufe nach eigenem Ermeſſen vorzunehmen, Kredit zu ge— 
währen und Vergleiche abzuſchließen. Er hatte die Verpflichtung, 
„ſeine ganze Energie und Fähigkeiten“ der Wahrnehmung der 
Intereſſen des Mannheimer Hauſes zu widmen, was nicht aus— 
ſchloß, daß er — wie ſolche Agenten regelmäßig — in gleicher 
Weiſe ein halb Dutzend anderer Häuſer in anderen Geſchäfts— 
zweigen vertrat, wie ihm ja der Vertrag geſtattet. Der von 
ihm für das Mannheimer Haus erzielte Umſatz brachte ihm als 
Proviſion von 3 Prozent der von ihm geſchloſſenen Geſchäfte 
vierteljährlich 1800 bis 2000 Dollar. Die nach 8 832 ZPO. 
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geſchehene Pfändung wurde für zuläſſig erklärt, weil unter 
dieſen hier vorliegenden Umſtänden die Bezüge des Agenten 
derart regelmäßig und geſichert waren, daß ſie als einer 
Gehaltsforderung „ähnliche“ im Sinn von § 832 ZPO. an⸗ 
geſehen werden müſſen. . 

Eine entgegengeſetzte, formaliſtiſche Rechtsgeſtaltung hätte 
das Ergebnis gehabt, daß der Gläubiger um ſeinen Zugriff 
gekommen wäre; denn wie hätte er die einzelnen Geſchäfte des 
Amerikaners erforſchen und die entſprechenden einzelnen Proviſions⸗ 
forderungen pfänden können? 


*. * 
* 


Unſere ZPO. ſtammt wie unſer BGB. noch aus der Zeit 
der Herrſchaft der formallogiſchen Methode. Dieſe iſt durch 
die ſoziologiſche Rechtsbewegung der letzten Jahre in ihren 
Grundfeſten erſchüttert. Der durch die gewaltigen Stürme des 
Weltkrieges ſeines wahren eigenen Weſens bewußt gewordene 
deutſche Geiſt wird ſich raſcher, als man bis dahin wähnte, echt 
volkstümliche Rechtseinrichtungen und echt volkstümliche Rechts⸗ 
bücher ſchaffen, die alte verknöcherte philologiſche Jurisprudenz 
und das mittelalterlich gebliebene Rechtsſtudium völlig um⸗ 
geſtalten und vor allem dem ganzen abgeſtandenen romaniſtiſchen 
Rechtsplunder den Laufpaß geben. Das ſo von dem Alpdruck 
fremdtümlicher Rechtsſcholaſtik befreite deutſche Juriſtentum wird 
endlich ſeine wiſſenſchaftliche Rieſenkraft ſeinem eigenen Volks⸗ 
tum und deſſen Seelen⸗ und Wirtſchaftsleben zuwenden. Schon 
klingen die Totenglocken der alten Protokolljuſtiz und Pandektologie 
deutlich an unſer Ohr. Sie läuten Wie f die Erneuerung 
des ganzen deutſchen Rechtslebens ein. Wir ſtehen am Eingang 
einer neuen deutſchen Rechtskultur. 


Zur Reform der Zivilprozeßordnung. 
Von Juſtizrat E. Koffka, Berlin. 


In feiner von Levin JW. 1916, 107 beſprochenen Schrif 
„Zur Erneuerung der deutſchen Zivilrechtspflege“ macht der 
Landrichter Dr. Bovenſiepen Vorſchläge zu einer großen Reform 
unſeres heutigen Zivilprozeſſes. Er rechnet damit, daß die 
deutſche Rechtsanwaltſchaft — von wenigen rühmlichen Aus⸗ 
nahmen abgeſehen — ſich ihnen gegenüber ablehnend verhalten 
werde (S. 51). Darin wird er recht behalten, aber nicht, weil 
fie „ſcharfe Gegnerin faſt jeder großzügigen Reform iſt“, ſondern 
weil ſeine Reformvorſchläge dieſe von ihm dafür in Anſpruch 
genommene Eigenſchaft der Großzügigkeit nicht beſitzen. 

„Rein techniſch juriſtiſche Fragen, die lediglich für einen 
rechtlich vorgebildeten Leſer Intereſſe haben könnten“, wollte er 
nicht behandeln, ſondern „die Erörterungen in einen allgemein 
kulturellen und volkswirtſchaftlich⸗ſozialpolitiſchen Zuſammenhan 
hmeinſtellen“ (S. 1). Er bat ſich daher offenbar bemübt, fi 
ſeine juriſtiſche Haut abzuſtreifen und die behandelten Fragen 
vom Standpunkte des Laien zu erörtern. Dieſe Bemühungen 
ſind nicht ohne Erfolg geblieben, denn etwas laienhafteres 
J B. als die Unterſcheidung zwiſchen vermögensrechtlichen 
Streitigkeiten und ſachenrechtlichen Anſprüchen, insbeſondere 
Grenzſtreitigkeiten aus Grundgerechtigkeiten (S. 16 und 32) 
läßt ſich nicht denken. Unter vermögensrechtlichen Anſprüchen 
ſtellt er ſich nur ſolche Anſprüche vor, welche auf Zahlung einer 
Geldſumme oder Leiſtung einer beſtimmten Quantität anderer 
vertretbarer Sachen oder Wertpapiere gerichtet ſind! 

Seine Vorſchläge betreffen teils die Prozeßverhütung und 
Beitreibung unſtreitiger Forderungen und andernteils das 
eigentliche Streitverfahren. 

Bei den Vorſchlägen zwecks Prozeßverhütung und Bei⸗ 
treibung unſtreitiger Forderungen ſcheidet er nicht zwiſchen 
ſtreitigen und unſtreitigen, ſondern zwiſchen Bagatell⸗ und 
größeren Sachen. Die erſteren, und zwar Sachen bis zu einem 
Wert von etwa 60 , will er einem ungelehrten Friedens⸗ 
richter unter Ausſchluß jeder Parteivertretung durch Rechts⸗ 
anwälte oder gewerbsmäßige Parteivertreter überweiſen. Dieſer 
Friedensrichter ſoll auf den Abſchluß eines Vergleichs hinwirken, 
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ſoll aber auch, wenn ein ſolcher nicht zuſtande kommt, in der 
Sache ſelbſt, und zwar auch dann entſcheiden, wenn der Anſpruch 
vom Beklagten beſtritten wird, die Sache ſich alſo als ſtreitig 
herausſtellt. Gegen ſein Urteil ſoll die Berufung an das Amte- 
gericht zuläſſig fein, welches alsdann endgültig über den Rechte: 
ſtreit entſcheidet. Dieſer Vorſchlag muß ſchon an der Un⸗ 
möglichkeit ſcheitern, eine ſolche Anzahl von Perſonen zuſammen⸗ 
zubringen, welche bereit ſein würden, ehrenamtlich die Stelle 
eines Friedensrichters zu übernehmen; denn mit einer ſehr 
großen Zahl von Friedensrichtern müßte gerechnet werden, 
wenn anders dieſe befähigt ſein ſollten, jede einzelne Sache 
nach ihrer Beſonderheit zu behandeln. Andernfalls würde das 
Friedensrichtertum zu einer Vergleichsfabrik werden. 

Und wie denkt ſich der Verfaſſer die örtliche Zuſtändig⸗ 
keit der Friedensrichter? Soll der ungelehrte Friedensrichter 
bierüber auf Grund der rechtlich ſchwierigen Beſtimmungen der 
SS 12 ff. ZPO. entſcheiden? Oder ſoll er auch hier nicht „in 
Paragraphen eingeſchnürt“ (S. 13) werden? Und dazu der 
Aueſchluß jeder Vertretung durch Anwälte oder gewerbs⸗ 
mäßige Vertreter! Dann muß der Kaufmann in Mannheim, 
der feinen Schuldner in Königsberg verklagen will, zum Friedens⸗ 
richter nach Konigsberg reiſen. Ein ſolches obligatoriſches 
Schiedsverfahren führt zur Rechtsverweigerung. 

Für die größeren Sachen verlangt Verfaſſer ein obligatoriſches 
Mahnverfahren, welches er aber anders geſtalten will. Sein 
Mabnverfahren iſt jedoch überhaupt kein Mahnverfahren, ſondern 
nichts weiter als das ordentliche Verſäumnieverfahren. Es 
ſoll nämlich darin beſtehen, daß dem Beklagten nicht etwa ein 
Zahlungsbefehl mit dem Rechte, dagegen innerhalb beſtimmter 
Friſt Widerſpruch zu erheben, ſondern die vorher vom Gerichte 
auf ihre rechtliche Begrundetheit zu prüfende, alſo den Sach⸗ 
verhalt ausführlich darlegende Klageſchrift mit der Aufforderung 
zur Erklärung binnen einwöchiger Friſt zugeſtellt wird, nach 
deren fruchiloſem Ablauf der Zahlungsbefehl mit Rechtskraft⸗ 
wirkung erlaſſen werden ſoll (S. 32, 19). Dies iſt natürlich 
kein Mahnverfahren mehr, denn ob man den nach Ablauf der 
Friſt zu erlaſſenden richterlichen Beſcheid als Zahlungsbefehl 
oder als Urteil bezeichnet, kommt doch nur auf eine Wort⸗ 
und nicht auf eine Sachverſchiedenheit hinaus. Bezeichnend 
hierfür iſt es, daß der Verfaſſer, der ſeinen Zahlungsbefehl nur 
für die von ihm ſo genannten vermögensrechtlichen Anſprüche 
einführen will, in den von ihm fo genannten nichtvermögens— 
rechtlichen Sachen unter denſelben Nera an Stelle 
des Zahlungsbefehls ein Urteil ergehen laſſen will (S. 32). 
Und aus dem bloßen kurzen Antrag auf Erlaß eines Zahlungs- 
bejehls wird eine vollſtändige Klageſchrift! Seine mit dem 
Ziele einer Ausdehnung des Mahnverfahrens gemachten Vor— 
ſchläge bedeuten daher in Wahrheit deſſen gänzliche Beſeitigung. 

Hiernach müſſen ſeine auf Prozeßverhütung und Beitreibung 
unſtreitiger Forderungen abzielenden Vorſchläge als gänzlich 
undurchdacht bezeichnet werden. 

In demſelben Abſchnitt behandelt der Verfaſſer noch die 
gemeinnützigen Rechtsauskunftsſtellen und die Einziehungs— 
ämter und ſpricht er ſich auch mit vielleicht zutreffenden, aber 
nicht ſeinem Kopfe entſprungenen Gründen für die Einführung 
eines gerichtlichen Präventivakkordes zur Abwendung des Kon— 
kurſes aus. Den Rechtsauskunftsſtellen will er neben den 
Friedensgerichten die Aufgabe der Prozeßverhütung zuweiſen; 
von der prozeßverhütenden, vorbeugenden Tätigkeit der Anwälte 
hat er dagegen keine Vorſtellung. Solche Kenntnis muß den 
Richtern überhaupt fo lange fehlen, als nicht die auf dem Würz⸗ 
burger Anwaltstage (vgl. IW. 1911, 834, Zugabe zur JW. 
1911 Nr. 20 S. 95) erhobene Forderung verwirklicht iſt, die 
Richter in größerem Umfange aus dem Anwaltſtande zu ent— 
nehmen. Nach ihrer jetzigen Vorbildung muß den Richtern das 
Gebiet der Anwaltstätigkeit, ſoweit es nicht in der Führung 
von Prozeſſen beſteht, ganz unbekannt bleiben. Es würde eine 
lohnende demnächſtige Friedensaufgabe für den Deutſchen Anwalt⸗ 
verein fein, ſtatiſtiſche Erhebungen darüber zu veranſtalten, wie⸗ 
viel Prozeſſe alljährlich durch die vorbeugende Tätigkeit der 
Anwälte verhütet werden. Es iſt durchaus irrig, wenn 
Bovenſiepen in einer Beſprechung der Levinſchen Schrift „Über 
die rechtliche und wirtſchaftliche Bedeutung des Anwaltszwangs“ 
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(PrVerwBl. 37, 607) deren Aufſtellung beſtreitet, daß die Ans 
wälte „die geborenen Führer zum Ideal“ des Rechtsfriedens 
ſeien, weil — wie er (B.) meint — „die Anwälte lediglich die 
einfeitige Darſtellung ihrer eigenen Partei kennten“. Der ges 
wiſſenhaſte Anwalt unterrichtet ſich vor Klageerhebung auch 
über die von der Gegenpartei zu gewärtigenden Einwendungen. 
Dies kann er ſowohl durch eigene, vor Anſtellung der Klage 
mit der Gegenpartei zu führende Korreſpondenz, als auch durch 
die zweſchen den Parteien ſelbſt gewechſelte vorherige Korreſpon⸗ 
denz feſtſtellen Er iſt hiernach ſowohl in der Lage, gegebenen⸗ 
falls von einer Klage abzuraten, als auch einen Vergleich herbeis 
zuführen. Gerade die Scheidung zwiſchen ſtreitigen und unſtreitigen 
Sachen, zu der ein Bedürfnis vorhanden iſt, deren geſetzliche 
Regelung aber mit unüberwindlichen Schwierigkeiten verknüpft iſt 
(vgl. Vierhaus: Über die ſozialen und wirtſchaftlichen Aufgaben 
der Ziwilproꝛeßgeſetzgebung, S 45 ff.), ruht hiernach in erſter 
Reihe auf den Schultern der Anwaltſchaft. Sie würde dieſer 
ihrer Aufgabe allerdings noch viel mehr genügen können, wenn 
ſie gegebenenfalls an Stelle der Klageerhebung auf Ausſtellung 
vollſtreckbarer Urkunden gemäß § 794 Z ff. 5 ZPO. für un⸗ 
ſtreitige fällige Forderungen hinwirken könnte. Dies kann ſie 
heute mit Rückſicht auf die Anfechtbarkeit ſolcher Urkunden 
(RG. 9, 100. S 30 Ziff. 2 KO.) nicht tun, und die Notare 
ſtehen aus gleicher Ruckſicht der Aufnahme ſolcher Urkunden 
ſehr ſkeptiſch gegenüber. Es müßte deshalb geſetzlich beſtimmt 
werden, daß die Aueſtellung ſolcher Urkunden eine kongruente 
Deckung enthält und der Gläubiger gegen feinen Schuldner 
bei Fälligkeit der Forderung einen — allerdings nicht klag⸗ 
baren — Anſpruch darauf hat. Eine Klage darauf müßte 
ausgeſchloſſen werden, weil ſie zwecklos wäre. 

Schließlich ſchlägt B. in dieſem Abſchnitte behufs Verein⸗ 
fachung und Beſchleunigung des Verſahrens die Vollſtreckbarkeit 
der von einem Notar proteſtierten Wechſel vor. Dieſer Vor⸗ 
ſchlag iſt gänzlich undurchdacht. Der Verfaſſer ſcheint ſich eine 
völlig laienhafte Vorſtellung von der rechtlichen Bedeutung des 
Wechſelproteſtes zu machen, der doch nur dazu dient, die Nicht⸗ 
erfüllung einer wechſelmäßigen Verbindlichkeit zwecks Erhaltung 
der Regreßpflicht der Wechſelvormänner urkundlich feſtzuſtellen. 
Der Proteſt kann aber nicht die Gültigkeit des Wechſels und 
insbeſondere auch nicht die Echtheit der in Frage ſtehenden 
Wechſelunterſchriften dartun, und fo würde ſich das ungeheuer— 
liche Reſultat ergeben, daß gegen einen vermeintlichen Wechſel⸗ 
ſchuldner, deſſen Wechſelunterſchrift gefälſcht iſt, ohne weiteres 
eine Zwangsvollſtreckung vorgenommen werden kann. Vielleicht 
ſchlägt Verfaſſer vor, den $ 416 ZPO. dahin abzuändern, daß 
Privaturkunden, falls darunter nur der Name eines Ausſtellers 
ſteht, vollen Beweis dafür liefern, daß die darin enthaltenen 
Erklärungen von demjenigen abgegeben ſind, deſſen Namen in 
der Unterſchrift enthalten iſt. Oder wenn er dies nicht will, 
ſo könnte er vielleicht vorſchlagen, daß Wechſelunterſchriften zu 
ihrer Gültigkeit der öffentlichen Beglaubigung bedürfen. Zwiſchen 
beiden Vorſchlägen laſſe ich ihm die Wahl! 

Im zweiten Abſchnitt behandelt Verfaſſer das eigentliche 
Streiwerfahren. Dem gegenwärtigen Verfahren wirft er „Lang— 
ſamkeit, Schwerſälligkeit, öde Prinzipienreiterei, unverſtändlichen 
Formalismus und Koſtſpieligkeit“ vor (S. 25). Die öde Prin⸗ 
EN „die in ihren äußerſten Konſequenzen ſelbſt für 

en geſchulten Juriſten eine wahre Fundgrube von Fallſtricken 

bildet“ (S. 27), findet er einmal in der ſtarren Durchführung 
des Prinzips der Mündlichkeit, ſodann dem Prinzip der Einheit 
der mündlichen Verhandlung und endlich der unbedingten Partei: 
herrſchaft über den ganzen Verlauf des Verfahrens. 

Gegen die vermeintliche ſtarre Durchfuhrung des Münd— 
lichkeitsprinzips in der DPO. find ſchon oft Angriffe erhoben. 
Was der Verfaſſer aber hier vorbringt, iſt herzlich wenig und 
überdies belanglos. Er bemängelt, daß es erforderlich ſei, den 
Inhalt einer Klageſchrift dem Gericht beim Ausbleiben des Bes 
klagten noch mündlich vorzutragen und den z. B. eine Waren⸗ 
ſchuld einklagenden, vom Sitze des Prozeßgerichts weit entiernt 
wohnenden Kläger hiernach zu nötigen, ſich auch in Amts⸗ 
gerichtsſachen von einem Prozeßbevollmächtigten vertreten zu 
laſſen, anſtatt beim Ausbleiben des Beklagten nur einen ſchrift— 
lichen Antrag auf Erlaß des Verſäumnisurteils zu ſtellen zu 
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brauchen. Dieſe Unbequemlichkeit iſt aber nicht zu verhüten 
und iſt auch in der vom Verfaſſer wiederholt als Muſter hin⸗ 
geſtellten Oſt ZPO. ebenſowenig vermieden worden, wie in dem 
früheren preußiſchen Bagatellverfahren. Sie muß in den Kauf 
genommen werden, weil man es einer Sache von vornherein 
nicht anſehen kann, ob ſie Verſäumnisſache werden wird, und 
daher gerade zur Vermeidung eines ſonſt notwendig werdenden 
neuen Termins und einer damit verbundenen Verzögerung der 
Kläger im Termin vertreten ſein muß, um ſich nach Möglichkeit 
auf das Vorbringen des Beklagten ſofort erklären zu können. 
Das vom Verfaſſer beigebrachte Beiſpiel iſt aber auch ſehr 
ſchlecht gewählt. Ein weit entfernt wohnender Kläger wird, 
wenn er es nicht mit einem böswilligen Schuldner zu tun hat, 
nicht den Weg des ordentlichen Verfahrens, ſondern den des 
Mahnverfahrens einſchlagen; wenn er aber mit der Bös willigkeit 
des Schuldners zu rechnen hat, ohnehin einen Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten an Ort und Stelle zuziehen, der vermöge ſeiner, im 
Wohnſitze des Schuldners leichter einzuziehenden Information 
auch leichter imſtande iſt, die Zwangsvollſtreckung zu einem 
reellen Erfolge zu führen und etwaigen Vermögensverſchiebungen 
vorzubeugen, und der daher auch leicht die Vertretung des 
Klägers in den Terminen vor dem AG. übernehmen kann. 
Daß übrigens der vom Verfaſſer gerügte Übelftand bei feinem 
Bagatellverfahren auch vorhanden und in dieſem ſogar un⸗ 
vermeidbar iſt, iſt bereits oben bemerkt. 

Weitere Angriffe gegen „die ſtarre Durchführung des 
Mündlichkeitsprinzips“ bringt der Verfaſſer nicht vor. Es ſei 
aber hier die Bemerkung geſtattet, daß die anderweit dagegen 
erhobenen Beſchwerden nur auf einem Mündlichkeitsfanatismus 
beruhen, der erſt durch die Auslegung des Geſetzes, beſonders 
auch durch das RG. künſtlich in das Geſetz hineingetragen 
worden iſt. Auf ihm beruht das Urteil des RG. aus ſeiner 
erſten Zeit in RG. 4, 368,1) aber auch noch fein neuerdings 
erfolgter Ausſpruch über die Unzuläſſigkeit der nicht ſelten ge⸗ 
übten Praxis des Vortrags des feſtſtehenden Sachverhalts durch 
den Vorſitzenden oder ein anderes Mitglied des Gerichts. Auf 
ihm beruht auch die unwahre, gegen den Satz quod in actis 
est, est in mundo verſtoßende Fiktion, daß der Akteninhalt 
dem Gericht unbekannt ſei. 

Der zweite vom Verfaſſer angegriffene Grundſatz der Einheit 
der mündlichen Verhandlung iſt in der deutſchen Zivilprozeß⸗ 
ordnung gar nicht verwirklicht. Im Gegenteil befindet er ſich 
im Gegenſatz zur deutſchen in der öſterreichiſchen Zivilprozeß⸗ 
ordnung, und gerade aus ihm folgt die abweichende Regelung 
des Verſäumnisverfahrens in der öſterreichiſchen gegenüber der 
deutſchen Zivilprozeßordnung.?) Die Zuläſſigkeit der Abſchneidung 
nachträglich vorgebrachter Angriffs⸗ und Verteidigungsmittel 
verträgt ſich, wie die Oſt ZPO. zeigt, ſehr wohl mit dem 
Grundſatze der Einheit der mündlichen Verhandlung; daß das 
nachträgliche Vorbringen ſolcher Rechtsbehelfe im Laufe der 
Inſtanz nach der D3 PO. in weitem Umfange zuläſſig iſt, beruht 
nicht auf dieſem Grundſatze. Ob in dieſer Beziehung eine Ver⸗ 
beſſerung der ZPO. ratſam iſt, iſt eine andere Frage. Jeden⸗ 
falls verdient eine Ungehörigkeit des Verfaſſers die ſchärfſte 
Zurückweiſung, wenn er gegen die Anwaltſchaft den beleidigenden 
Vorwurf erhebt (S. 29), daß die Rückſicht auf die vermeintlich 
gebotene Kollegialität und die Beſorgnis, in ähnlichen Fällen 
der gleichen Rückſicht zu bedürfen, die Anwälte von der Stellung 
von Zurückweiſungsanträgen nach 88 279, 374 und 402 ZPO. 
abhalte. Anträge auf Zurückweiſung nachträglich benannter 


1) Dal. dagegen meine Schrift „Mündlichkeit und Unmittelbar⸗ 
keit im Zivilprozeß“, 1887, Sonderabdruck aus Gruchots Beitr. 31, 
145 f. Vierhaus hat ſeinerzeit dieſes Urteil als „das Mündlichkeits⸗ 
prinzip in feiner Reinheit wahrend“ begrüßt (33 P. 5, 100). Ich 
glaube, daß er dieſes Lob jetzt als eine Jugendſunde anſehen wird. 
Auf die übertriebene Vorſtellung von der Bedeutung dieſes Prinzips 
habe ich a. a. O. S. 44 bzw. 186 bingewieſen. Ganz ähnlich wie dort 
bemerkt Ihering (Geiſt des Römiſchen Rechts II S. 30), daß jede 
neue, tief eingreifende Wahrheit erſt das Stadium der Einſeitigkeit 
durchzumachen habe. 

2) Bol. mein Gutachten für den 24. Deutſchen Juriſtentag 
(Verhandl. Bd. 1 S. 163). 
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Zeugen und Sachverſtändiger werden ſelbſtverſtändlich von den 
Anwälten ſehr oft geſtellt, beſonders in der Berufungsinſtanz, 
in welcher die betreffende Partei des betreffenden Beweis⸗ 
mittels alsdann endgültig verluſtiggeht, während ihr für den 
Fan des Ausſchluſſes damit in erſter Inſtanz noch die Möglich⸗ 
eit freiſteht, es im Berufungsverfahren zur Geltung zu bringen. 
Selbſtändige Verteidigungsmittel können aber nach der ZRD, 
nicht endgültig wegen verſpäteten Vorbringens zurückgewieſen 
werden, ſondern bleiben auch im Berufungsverfahren vor⸗ 
behalten. Und daraus würde es ſich erklären, daß die Anwälte 
von der Beſtimmung des 5 279 ſeltener Gebrauch machen. 
Jedenfalls leiten ſie aber dabei rein ſachliche Rückſichten. Es 
wird darauf ankommen, ob es dem Anwalt im 1 Falle 
mehr daran gelegen ſein muß, ſchnell ein vollſtreckbares Urteil 
zu erhalten, oder aber daran, ein Urteil zu erwirken, welches 
den Streitſtoff erſchöpft und damit der Gegenpartei einen Grund 
zur Einlegung der Berufung benimmt. In der Berufungs⸗ 
inſtanz werden Anträge aus § 279 oft geſtellt, aber auch oft 
von den Gerichten wegen der mit dem we verknüpften 
Umſtände nicht durchgelaſſen. Daß ſachliche e für 
Unterlaſſung eines entſprechenden Antrags bei dem Anwalt 
maßgebend ſein können, geſteht Bovenſiepen zu, wie kommt er 
aber dann dazu, zu behaupten, daß die Anwälte ſich gewöhnlich 
durch perſönliche Rückſichten leiten ließen? Der Anwalt vertritt 
ſo viele verſchiedene Intereſſen, als er verſchiedene Parteien 
vertritt. Warum ſollte er nun das Intereſſe derjenigen Parteien, 
denen an einer Beſchleunigung gelegen iſt, den entgegengeſetzten 
Intereſſen anderer Prozeßparteien hintanſetzen? 

Der dritte Mangel ſoll in der Herrſchaft der Parteien 
über den Verlauf des Verfahrens liegen und durch Einführung 


eines weitgehenden richterlichen Prozeßleitungsrechts beſeitigt 


werden. Hier kommen die ſchon oft gehörten und erörterten 
Klagen über die Möglichkeit der Terminsvereitelung durch 
Parteiwillkür. Dies iſt des Pudels Kern. Bei dieſen Be⸗ 
ſchwerden trifft der Verſuch, das Allgemeinwohl dagegen in 
Schutz zu nehmen, mit dem perſönlichen Intereſſe des einzelnen 
Richters zuſammen, der ſeinem Unwillen darüber Ausdruck gibt, 
daß er in ſeiner Tätigkeit von dem Verhalten der Anwälte ab⸗ 
hängig iſt. Darum erſcheint der Richter, der dieſe Beſchwerde 
erhebt, für die Beurteilung der beregten Frage ebenſo parteiiſch, 
wie es der Anwalt ſein würde, der ſich für unbedingte Aufrecht⸗ 
erhaltung des ihm bequemen gegenwärtigen Zuſtandes einſetzen 
würde. Brauchbare Vorſchläge zur Abhilfe ſind bisher nicht 
gemacht worden. Hier hilft nur ein gegenſeitiges Entgegen⸗ 
kommen zwiſchen Richtern und Anwälten, wie es neuerdings 
vielfach dadurch bewieſen iſt, daß an einzelnen Gerichten 
zwiſchen dieſen und den Anwälten Vereinbarungen über die 
Handhabung der Terminsvertagung getroffen worden ſind.“) 
Daß damit nicht alle Unzuträglichkeiten beſeitigt werden können, 
ſondern „ein Erdenreſt, peinlich zu tragen“, übrigbleibt, fol 
nicht in Abrede geſtellt werden. Alle jene Abmachungen ſind 
aber erſt neueren Datums, und es iſt zu erwarten, daß 
ſich im Laufe der Zeit nicht nur ihre Verbeſſerungs⸗ 
bedürftigkeit, ſondern auch ihre Verbeſſerungsfähigkeit heraus⸗ 
ſtellen wird. 

Das von Bovenſiepen geforderte weitgehende richterliche 
Prozeßleitungsrecht iſt dem Gericht überall da, wo keine 
Übereinkunft der Parteien vorliegt, in weiteſtem Umſang gegeben. 
Dies zeigen die Kann⸗Vorſchriften in Buch I Abſchn. III Tit. 1 
und in Buch II Abſchn. I Tit. 2 ZPO. Aber gerade da, wo 
es heißt: hic Rhodus, hic salta, verſagen die Gerichte oft. Die 
Möglichkeit, den Prozeßſtoff mit den Parteien zu erörtern, 
den Prozeß durch Trennung der Verhandlung in einzelne Ab⸗ 


8) Vgl. die auch den Grundſätzen für die Berliner Landgerichte 
zugrunde gelegten „Grundſätze betr. die Vorbereitung und Behandlung 
der Termine vor dem KG.“ in IW. 1915, 471. Dieſe Grundſätze 
beruhen auf ſehr abgeſchwächten Vorſchlägen, welche ich ſeinerzeit 
gemacht hatte und die vom engeren Ausſchuſſe der Anwälte des KG. 
einſtimmig angenommen worden waren, aber leider nicht die Billigung 
der Mehrheit der Geſamtheit gefunden hatten. Eine Anzeige an das 
Gericht durch einen Anwalt, daß er verhandeln werde, verliert ihre 
Bedeutung, wenn ſie, wie dies leider vielfach geſchieht, wahllos er⸗ 
ſtattet und nachher doch häufig nicht eingehalten wird. 


— — 


45. Jahrgang. 


ſchnitte, durch Erlaß von Zwiſchen⸗ und Teilurteilen zu gliedern, 
wird lange nicht in dem Maße erſchöpft, wie es wünſchenswert 
und erforderlich iſt, um ein zweckmäßiges Verfahren berbei- 
zuführen, wenngleich anerkannt werden muß, daß ſich in dieſer 
Beziehung im Laufe der Jahre ſchon manches gegen früher 
gebeſſert hat. Es iſt zu hoffen, daß die Zahl derjenigen Richter, 
welche die Befriedigung ihres Ehrgeizes darin finden, die 
Parteien mit Geſichtspunkten in ihren Entſcheidungen zu über⸗ 
raſchen, die von keiner Seite vorgebracht und in der mündlichen 
Verhandlung daher nicht zur Erörterung gelangt ſind, mehr 
und mehr ausſterben wird.“) Hier ſind auch die Vorſchriften der 
PO. noch ausgeſtaltungsfähig, insbeſondere durch Ausdehnung 
der Möglichkeit, Zwiſchenurteile zu erlaſſen. Es genügt nicht, 
daß eine Entſcheidung durch Zwiſchenurteil getroffen werden 
kann, wenn ein einzelnes ſelbſtändiges Angriffs- oder Ver⸗ 
teidigungsmittel zur Entſcheidung reif iſt, ſondern das Inſtitut 
des Zwiſchenurteils muß ſo ausgebaut werden, daß durch den 
Erlaß eines ſolchen Urteils auch der Streitſtoff auf die ſeither 
vorgebrachten Angriffs- und Verteidigungsmittel beſchränkt 
werden kann. Iſt eine Klage an ſich ſchlüſſig begründet und 
ſtehen die zu ihrer Begründung angeführten Tatſachen entweder 
von vornherein oder nach erhobenem Beweiſe feſt und find nur 
noch eine oder mehrere prozeſſuale Einreden (Stein 10. Aufl. 
Bd. 1 S. 357) ſtreitig, ſo ſollte durch Zwiſchenurteil feſtgeſtellt 
werden können, daß die Klage begründet iſt, falls nicht die 
einzeln aufzuführenden Einreden beziehentlich eine von ihnen 
durchgreifen ſollte. Iſt ſowohl die Klage im obenbezeichneten 
Sinne als auch eine dagegen erhobene Einrede begründet und 
nur noch eine Replik gegen dieſe Einrede ſtreitig, ſo ſollte ein 
Zwiſchenurteil dahin zuläſſig ſein, daß die erhobene Einrede 
gegen die an ſich begründete Klage durchgreife, falls nicht die 
näher zu bezeichnende, noch nicht ſpruchreife Replik begründet 
ſein ſollte Dies mögen zwei auf ganz einfache Verhältniſſe 
zugeſchnittene Beiſpiele erläutern: 


1. Zwiſchenurteil. 


Die Darlehnsklage iſt begründet, falls nicht die 
vom Beklagten erhobene Einrede der Zahlung durch⸗ 
greifen ſollte. 


2. Zwiſchenurteil. 
Die gegen die an ſich begründete Klage auf Lohn⸗ 
zahlung erhobene Einrede der Verjährung tft bes 
gründet, falls nicht die Replik des Klägers durch⸗ 
greifen ſollte, daß die Verjährung durch Stundung 
gehemmt geweſen ſei. 


Es würde dabei auch möglich ſein, durch Zwiſchenurteil 
auf einen Eid zu erkennen und die bedingte Feſtſtellung der 
Begründetheit einer Klage oder Einrede an die weitere Be— 
dingung der Eidesleiſtung zu knüpfen. Selbſtverſtändlich würde 
es ſein, könnte aber auch noch durch ausdrückliche Vorſchrift 
klargeſtellt werden, daß neue, im Zwiſchenurteil noch nicht auf— 
geführte Angriffs- oder Verteidigungsmittel im Laufe der Inſtanz 
nicht mehr zuläſſig ſind. Das Zwiſchenurteil würde damit eine 
gewiſſe Ahnlichkeit mit dem früheren Beweisinterlokut erhalten, 
ohne deſſen Nachteile zu teilen. Solche Ausdehnung des 
Inſtituts des Zwiſchenurteils würde jede Eventualmaxime, die 
ebenſo unabweisbar zur Schriftlichkeit des Verfahrens führt, 
wie die Schriftlichkeit des Verfahrens dieſe Maxime erfordert, 
überflüſſig machen und würde trotzdem nicht nur die ſchrankenloſe 
Freiheit der Parteien in Geltendmachung von Angriffs- und 
Verteidigungsmitteln im Laufe der Inſtanz aufheben, ſondern 
auch zu einem weſentlichen Teil der oben behandelten häufigen 
Terminsvertagung ſteuern. Denn vielfach beruhen doch jetzt 
die Vertagungen darauf, daß die eine Partei ſich im Termin 
auf die neuen, kurz vorher durch Schriftſatz mitgeteilten An— 
führungen des Gegners nicht erklären kann und darum nicht 
verhandeln will. Eröffnet ſich aber für ſie die Möglichkeit, im 
Termin ſchon ein Zwiſchenurteil nach Maßgabe des bisher vor— 
liegenden Streitſtoffs zu erhalten, ſo wird ſie in die Verhandlung 
eintreten, um ein ſolches Zwiſchenurteil für ſich zu erwirken. 


4) Vgl. auch Verh. des 31. Juriſtentages (Wien) S. 898 ff. 
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Dieſer Vorſchlag erſcheint mir zweckmäßiger als der von 
Wachs) gemachte, der das Gericht berechtigen will, nachträglich 
vorgebrachte Angriffs- und Verteidigungsmittel auch ohne Antrag 
und ohne Feſtſtellung einer Verſchleppungsabſicht oder groben 
Fahrläſſigkeit zurückzuweiſen. Denn wie ſoll feſtgeſtellt werden, 
ob etwas nachträglich vorgebracht iſt? Dieſe Feſtſtellung iſt 
ſchwierig angeſichts der Möglichkeit, Tatſachen nur mündlich 
vorzutragen. Soll das Vorbringen ferner ſchon nachträglich 
ſein, wenn es in einem Termine zur Fortſetzung der mündlichen 
Verhandlung erfolgt, nachdem im erſten Termin eine ſachliche 
Entſcheidung irgendwelcher Art überhaupt noch nicht ergangen 
iſt? Iſt es nachträglich, wenn es erſt nachträglich näher 
ſubſtantiiert, früher aber ſchon in unſubſtantiierter Weiſe vor⸗ 
gebracht worden iſt? Und ſoll die Zurückweiſung, wie im 
1 an die Vorausſetzung geknüpft werden, daß durch Zu⸗ 
aſſung die Erledigung des Rechtsſtreits verzögert werden 
würde, was doch dann nicht der Fall iſt, wenn die Sache aus 
anderen Gründen noch nicht ſpruchreif iſt? 


Nachdem Bovenſiepen ſo Kritik an dem gegenwärtigen 
Verfahren geübt hat, geht er zu eigenen Vorſchlägen für die 
Geſtaltung des eigentlichen Streitverfahrens über. Dieſe ſtellt 
er ganz unter die Herrſchaft der Eventualmaxime und denkt er 
ſich folgendermaßen. 


Der Kläger reicht die Klageſchrift dem Gericht ein. Dieſes 
teilt die Klage, wenn es ſie für ſchlüſſig befindet, dem Be⸗ 
klagten mit der Androhung mit, daß, wenn er dagegen nicht 
innerhalb einer einwöchigen, nach richterlichem Ermeſſen aber 
bis auf drei Wochen zu erſtreckenden Friſt begründeten, d. h. in 
Form einer ausführlichen Klagebeantwortung zu erhebenden 
Widerſpruch einlegt, gegen ihn Zahlungsbefehl mit Rechtskraft⸗ 
wirkung (S. 19), ſoweit es ſich um die von ihm ſo genannten 
vermögensrechtlichen Anſprüche, oder Urteil, ſoweit es ſich um 
andere Anſprüche handelt, ergehen wird. Der Zahlungsbefehl 
ſoll im Falle des Nichtwiderſpruchs durch einen Referendar 
oder Gerichtsſekretär erlaſſen werden können (S. 21). Wird 
friſt⸗ und formgerecht Widerſpruch erhoben, ſo teilt das Gericht 
dem Kläger die Klagebeantwortung mit einer richterlich zu be⸗ 
meſſenden Friſt zur ſchriftlichen Erwiderung mit. Die friſt⸗ 
gerecht eingereichte Replik erhält der Beklagte zur nochmaligen 
ſchriftlichen Erwiderung innerhalb richterlich zu beſtimmender 
Friſt. Mit Einreichung der Duplik iſt alsdann der Schrift⸗ 
wechſel geſchloſſen, und nunmehr wird Termin zur mündlichen 
Verhandlung anberaumt, in welchem grundſätzlich neues, in den 
Schriftſätzen nicht enthaltenes Material nicht mehr vorgebracht 
werden darf, es ſei denn, daß die betreffende Partei glaubhaft 
macht, daß ſie ohne ihr Verſchulden zur früheren Geltend⸗ 
machung nicht in der Lage geweſen ſei (S. 32/33). Trotzdem 
ſollen im Verhandlungstermin die Parteien „alle im einzelnen 
Falle zur Begründung ihrer Anträge erforderlichen tatſächlichen 
Umſtände der Wahrheit gemäß vollſtändig und beſtimmt an— 
geben“ (S. 34) und ihr perſönliches Erſcheinen zu dem Termin 
in allen irgendwie verwickelten Sachen angeordnet werden 
(S. 35). Dieſes Verfahren bezeichnet er als „auf eine gründliche 
und erſchöpfende Aufklärung des Sachverhaltes wie zugeſchnitten“ 
(S. 45) und ſtellt er in Gegenſatz zu dem heutigen Verfahren, 
welches an „Schwerfälligkeit, Langſamkeit, ödeſter Prinzipien⸗ 
reiterei, die in ihren äußerſten Konſequenzen felbit für den ge: 
ſchulten Juriſten eine wahre Fundgrube zu Fallſtricken bildet“, 
leide (S. 27), während er an anderer Stelle den ordentlichen 
Richter — im Gegenſatz zu dem von ihm für Bagatellſachen 
empfohlenen Friedensrichter — „auf Schritt und Tritt durch 
einen wahren Wuſt von Paragraphen eingeſchnürt und in feiner 
Bewegungsfreiheit gehemmt“ bezeichnet (S. 13). 

Man ſollte es kaum für möglich halten, daß im Ernſt 
einem Verfahren, wie dem gegenwärtigen, bei welchem bis zum 
Erlaß des Urteils die Parteien jederzeit in der Lage ſind, ihre 
tatſächlichen Angaben zu ergänzen und neues vorzubringen, 
wo alſo bis zum letzten Augenblick die Möglichkeit gegeben iſt, 
den Sachverhalt erſchöpfend aufzuklären, der Vorwurf einer 
Fundgrube von Fallſtricken und Einſchnürung in Paragraphen 


5) Grundfragen und Reform des Zivilprozeſſes, S. 101. 
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gemacht und im Gegenſatz hierm das von der Eventualmaxime 
beherrſchte Verfahren des Verfaſſers als ein von beengenden 
Feſſeln befreites, die Erkenntnis der materiellen Wahrheit ver⸗ 
bürgendes hingeſtellt werden kann. Dem geltenden Prozeß⸗ 
verfahren kann eine zu große, der Gefahr der Zügelloſigkeit 
aus geſetzte Freiheit, aber doch nimmermehr eine Einſchnürung 
der Beteiligten in „wüſtes Paragraphengeſtrüpp“ (S. 16) vor⸗ 
geworfen werden, und für die Eventualmaxime die größere Vers 
bürgung der Wahrbeitsermittlung in Anſpruch nehmen, heißt 
die Sache auf den Kopf ſtellen. 

Bovenſiepen beruft ſich für ſeine Anſichten wiederholt auf 
Otto Bähr, „den genialen deutſchen Praktiker“ (S 33) und 
Wildhagen, in welchem er innerhalb der von ihm angeſchwärzten 
Rechtsanwaltſchaft den weißen Raben ſieht. Den Reformvor⸗ 
ſchlägen des letzteren hat man die Gleichheit mit dem Ver⸗ 
fahren der Preußischen Allgemeinen Gerichtsordnung vorgehalten. 
Ganz ſoweit zurück geht der Reaktionsverſuch von Bovenſiepen 
nicht, ſeine Vorſchläge ähneln demjenigen Verfahren, welches 
im größten Teile Preußens auf Grund der Verordnungen von 
1833 und 1846 bis zum 1. Oktober 1879 in Geltung geweſen 
iſt. Aber wie anders und wie weit durchdachter war doch dieſes 
preußiſche Verfahren, als die Bovenſiepenſche Reform. Ein 
Schriftwechſel fand mit Ausnahme der ſchriftlichen Klage nur 
inſoweit ſtatt, als entweder die Parteien durch Anwälte ver⸗ 
treten waren oder wenigſtens die von ihnen eingereichten Schrift⸗ 
ſätze die Unterſchrift eines Anwalts trugen und damit durch 
deſſen Verantwortlichkeit gedeckt wurden. Es wurde daher auf 
die Klage nicht die Einreichung einer ſchriftlichen Klagebeant⸗ 
wortung verlangt, ſondern ein Termin zur Klagebeantwortung 
vor einem Richterkommiſſar anberaumt, und die Parteien hatten 
nur das Recht, an Stelle ihres Erſcheinens in dieſem Termin 
bis zu dieſem Termin eine ſchriftliche, von einem Rechtsanwalt 
unterzeichnete Klagebeantwortung einzureichen. Desgleichen 
wurde, inſoweit der Kläger nicht durch einen Rechtsanwalt ver⸗ 
treten war, zur protokollariſchen Aufnahme der Replik durch 
einen Richterkommiſſar ein Termin anberaumt, bis zu welchem 
der Kläger wieder das Recht hatte, an Stelle feines Erſcheinens 
in dieſem Termin eine von einem Rechtsanwalt unterzeichnete 
ſchriftliche Replik einzureichen, und in gleicher Weiſe wurde mit 
der Duplik verfahren. Das ſchriftliche Verfahren unterlag alſo 
mit Ausnahme der Klageſchrift dem Anwaltszwange, der nur 
inſofern noch nicht ausreichend durchgeführt war, als nicht 
die Prozeßvertretung, ſondern nur die Unterzeichnung der 
Schrifiſätze durch Anwälte gefordert war, was 1 Miß⸗ 
bräuchen führen konnte und geführt hat, weil wenig 
gewiſſenhafte Rechtsanwälte ungereimte Parteiſchriftſätze ein⸗ 
fach mit ihrer Namensunterſchrift deckten. Gerade den An⸗ 
waltszwang will aber Bovenſiepen beſeitigen und die Par⸗ 
teien perſonlich zur Einreichung von Schriftſätzen berechtigen 
und — vorbehaltlich des Rechts, ſich durch einen Anwalt ver⸗ 
treten zu laſſen, — verpflichten. Nur bei verwickelten Sachen 
verlangt er bei rechtsunkundigen Parteien die Beſtellung eines 
Anwalts und will demgemäß das Gericht in Erweiterung der 
Vorſchriften des 5 157 ZPO. berechtigen, der Partei den weiteren 
Vortrag zu unterſagen und die Beſtellung eines Rechtsanwalts 
aufzugeben. Dies iſt aber ein ganz unzureichendes Auskunfis⸗ 
mittel. Denn ſelbſt wenn man ſeme Vorſchläge dahin verſtehen 
dürfte, daß dieſes Recht des Gerichts nicht erſt im Termin zur 
mündlichen Verhandlung, in welchem der Schriftwechſel bereits 
abgeſchloſſen vorliegt, ſondern ſchon im Laufe des Schriftwechſels 
ausgeübt werden kann, ſobald ſich herausſtellt, daß die betreffende 
Partei zur eigenen Prozeßführung nicht befähigt iſt, ſo kann 
das Gericht doch die Überzeugung von dieſer Unfähigkeit erſt 
im Laufe des Schriftwechſels gewonnen haben, wo alſo durch 
die ſeither eingereichten Schriſtſätze vermöge der von Bovenſiepen 
befürworteten Eventualmaxime der Ausſchluß der Parteien mit 
Anführungen, welche in dem verfloſſenen Schriftwechſel bereits 
hätten vorgebracht werden müſſen, bereits eingetreten iſt. 

Soweit Bovenſiepen daher etwas vorſchlägt, über deſſen 
Brauchbarkeit ſich wenigſtens ſtreiten läßt, iſt es nicht neu, 
ſondern ſchon im alten preußiſchen Verfahren verwirklicht ges 
weſen, und ſoweit er neues vorſchlägt, iſt es nicht brauchbar. 
Es iſt ja ein glücklicher Zug im Menſchen, daß ſich in ſeinem 
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geiſtigen Auge die Vergangenheit immer in roſigem Lichte 
ſpiegelt. Leider iſt damit aber oft ein Peſſimismus verbunden, 
der im Gegenwärtigen nur die Mängel, aber nicht auch die 
Vorzüge ſieht. Bei der Berufung auf „die gute alte Zeit“ 
überſieht man das Beſſere der neuen Zeit und ſieht nur, was 
in dieſer ſchlechter geworden iſt. Man vergißt die Vorzüge 
über die Mängel, die bei der Unvollkommenheit alles Irdiſchen 
jedem Erdenwerk anhaften, und überſieht, daß der Vergangen⸗ 
heit mit den Fehlern der Gegenwart auch deren damit ver⸗ 
bundene Vorzüge gefehlt haben. Die Mängel des früberen 
preußiſchen Verfahrens, welche mit ſeinen, in der größeren 
Straffheit des Verfahrens, bedingt durch die ſtreng durch⸗ 
geführte Eventualmaxime, begründeten Vorzügen verbunden 
waren und dieſe Vorzüge weit überſchatteten, lagen darin, daß 
die mündliche Verhandlung gar nicht imſtande war, noch neuen 
Tatſachenſtoff in den Prozeß einzuführen, ſo daß man dieſe 
mündliche Verhandlung oft als bloße Dekoration oder Schein⸗ 
mündlichkeit bezeichnet hat. Um der mündlichen Verhandlung 
noch möglichſten Wert zu verleihen, hat man in der Praxis 
den Parteien geſtattet, in ihr diejenigen Aufklärungen zu geben, 
welche zum Verſtändnis ihrer Anführungen und Anträge und 
zur Beſeitigung von Dunkelheiten und Zweifeln dienen konnten, 
und dieſe Prazis iſt in der Verordnung vom 24 Juni 1867, 
welche das preußiſche Verfahren im größten Teil der neu er 
worbenen Provinzen einführte, im § 22 legaliſiert worden. 
Wenn in der hier getroffenen Beſtimmung darüber hinaus noch 
Anführungen in der mündlichen Verhandlung für zuläſſig er⸗ 
klärt worden ſind, welche überbaupt behufs vollſtändiger Er⸗ 
mittlung des Sachverhalts dienlich erſchienen, ſo mußte dieſe 
auf dem Papier gewährte Freiheit in den ſtrengen Ausſchluß⸗ 
vorſchriften eine Schranke finden, welche für die Nichtanführung 
erheblicher Tatſachen in dem der mündlichen Verhandlung 
vorausgehenden Schriftwechſel bzw. Verfahren vor dem Gerichts⸗ 
deputierten gegeben waren. Die einzige wirkliche Freiheu be⸗ 
ſtand darin, daß es zuläſſig war, nach erhobenem Beweiſe in 
der mündlichen Verhandlung neue Beweiſe anzutreten, wenn 
die Gegenpartei dem nicht widerſprach, oder wenn die neuen 
Beweiſe ſich erſt aus dem vorliegenden Beweiſe als vorhanden 
ergeben hatten (8 35 VO. vom 1. Juni 1833). Solches 
weſentlich ſchriſtliche Verfahren bezeichnet Bovenſiepen auf eine 
gründliche und erſchöpfende Aufklärung des Sachverhalts wie 
zugeſchmitten! Statt Brot gibt er Steine, und „der Weile 
mangelte dem Stein“. Wenn nach ſeinem Vorſchlage zwar 
ſchon auf die Klage an Stelle des Schriftwechſels vom Gericht 
eine ſofortige mündliche Verhandlung ſoll angeordnet werden 
konnen (S. 27), ſo würde von dieſer Befugnis vom Gericht 
doch offenbar nur dann Gebrauch gemacht werden, wenn es ſich 
um einfache, nicht aber, wenn es ſich um verwickelte, der 
Schriftſatzvorbereitung bedürftige Sachen handeln würde. Nur 
dann würde alſo das jetzt allgemein gültige Verfahren Platz 
greifen, nur daß es dieſem an der jetzt erforderten Vorbereitung 
durch Schriftſätze fehlen würde. Und welchen Wuſt von un⸗ 
durchſichtigen, den Richter zur Verzweiflung bringenden Schrift⸗ 
ſätzen würde fein Verfahren zeitigen, wenn der Schriftwechſel 
nach ſeinem Vorſchlage vom Anwaltszwange befreit ſein würde. 
Alte Berliner Richter werden hiervon noch ein Lied zu ſingen 
wiſſen und ſich erinnern, was ſie an Schriftſätzen zu verdauen 
hatten, die ihnen von den Parteien perſönlich mit einem Legali⸗ 
ſationsvermerk eines damaligen ſkrupelloſen Charlottenburger 
Rechtsanwalts eingereicht worden waren. 

Ganz unbegreiflich iſt der Vorſchlag Bovenſiepens, das 
Berufungsverfahren auf die Nachprüfung der rechtlichen Richtig⸗ 
keit des erſten Urteils zu beſchränken und die Anführung neuer 
Tatſachen in der zweiten Inſtanz zu verbieten, und ſein Ver⸗ 
ſuch, dies damit zu begründen, daß nach ſeinen Vorſchlägen 
die ganze erſte Inſtanz auf eine gründliche und erſchöpfende 
Aufklärung des Sachverhalts zugeſchnitten ſei, und es in Zukunft 
die Aufgabe des Gerichts erſter Inſtanz ſein werde, für eine 
lückenloſe Zuſammentragung und Klarlegung des Streitſtoffs 
Sorge zu tragen (S. 45). Bekanntlich hatte man im Laufe 
der Entſtehungsgeſchichte unſerer ZPO. gerade aus der dem 
mündlichen Verfahren eigenen Freiheit der Parteien in der An: 
führung neuer Tatſachen während des ganzen Laufes der erſten 
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leiten zu können geglaubt. Man ſchrieb alſo vielfach gerade 
dieſem mündlichen Verfahren diejenige Fähigkeit einer gründe 
lichen und völlig erſchöpfenden Aufklärung des Sachverhalts in 
einer einzigen Inſtanz zu, welche Bovenſiepen jetzt für ſein 
Verfahren in Anſpruch nimmt. Dieſen Standpunkt hatte be⸗ 
ſonders Gneiſt vertreten, und auf ihm hat auch der preußiſche 
Juſtizminiſter Dr. Leonhardt geſtanden, welcher in dem unter 
ſeiner Anleitung im preußiſchen Juſtizminiſterium ausgearbeiteten 
Entwurf als Rechtsmittel nicht die Berufung und die Reviſion, 
ſondern die Reviſion und die Oberreviſion in Vorſchlag gebracht 
hatte, die ſich nur dadurch voneinander unterſchieden, daß die 
Oberreviſion auf Verletzung einer Rechtsnorm beſchränkt war, 
welche über den Bereich des Reviſionsgerichts hinaus in Geltung 
war. Es iſt aber gerade „der geniale deutſche Praktiker“ 
geweſen, welcher Leonbardt wegen dieſes Vorſchlags auf das 
heftigſte angegriffen hat!“) Bei einem Verfahren, welches die 
Eventualmaxime walten läßt, der Berufung die Möalichkeit 
neuer tatſächlicher Anführungen zu nehmen, iſt ein Unding. 
Eine einzige Säumnis bei Abfaſſung der Klage, der Klage: 
beantwortung, der Replik macht den Säumigen hinſichtlich der 
verſäumten erheblichen Anführung für die ganze Inſtanz rechtlos, 
und unter dieſem Mbelitande hat die preußiſche Praxis ſchwer 
gelitten. Bovenſiepen hat dieſe nicht gekannt; ich kann aber 
darüber noch aus eigenen, während meiner Referendarszeit 
geſammelten Erfahrungen berichten. Darum aber iſt gegen die 
Härte der Eventualmarime das Abhilfsmittel des bene ficium 
novorum in der zweiten Inſtanz unentbehrlich. Das Weſen 
der Appellation beſtand gerade in der Möglichkeit neuer An⸗ 
führungen, und dieſe war daher nicht nur bei der preußiſch⸗ 
rechtlichen, ſondern auch bei der gemeinrechtlichen Appellation 
gegeben. Es iſt ein ſchwerer Irrtum von Bovenſiepen, daß 
letztere ſich auf einen Angriff gegen die rechtliche Richtigkeit der 
erſtmſtanzlichen Entſcheidung beſchränkt habe. Eine ſolche Be⸗ 
ſchränkung hatte nur partikularrechtlich vereinzelt beſtanden, ſo 
in Kurheſſen, von welchem Bähr“) berichtet, daß infolgedeſſen 
Reſtitutionsgeſuche mit neuem Vorbringen in der Appellations— 
inſtanz häufig geweſen und dann verhältnismäßig auch leicht 
gewährt worden ſeien. Bähr?) führt zur Befürwortung des 
beneficium novorum in der Berufungsinſtanz das vielgebrauchte 
und zweifellos zutreffende Argument an, daß in vielen Fällen 
die Parteien erſt durch die vorinſtanzliche Entſcheidung gewahr 
werden, was ſie eigentlich bisher vorzubringen verſäumt haben, 
und daß, wenn demgegenüber geſagt werde, daß ein Anſpruch 
der Parteien, hierüber erſt durch das Urteil belehrt zu werden, 
nicht anzuerkennen ſei, der Geſetzgeber doch ſicherlich die Pflicht 
habe, auch einigermaßen auf die menſchliche Schwäche und Un⸗ 
vollkommenheit Rückſicht zu nehmen. Einen Anhänger wie 
Bovenſiepen würde Bähr, wenn er noch am Leben wäre, ſich 
hiernach wohl energiſch von den Rockſchößen abſchütteln. Freilich 
hat er die Notwendigkeit einer zweiten Tatſacheninſtanz für das 
mündliche Verfahren noch für dringender erklärt, als für das 
ſchriftliche, weil er — in Unterſchätzung der tatſächlichen Bes 
deutung der vorbereitenden Schriftſätze und der Pflichttreue der 
Anwälte in ſchriftlicher Feſtlegung ihrer erheblichen Ans 
führungen — dem formloſen Verfahren der ZPO. die Fähigkeit 
abgeſprochen hat, die Parteierllärungen hinreichend ſicher⸗ 
zuſtellen. 

Selbſtverſtändlich tritt Bovenſiepen für die Wahrheitspflicht 
der Parteien und für deren eidliche Vernehmung an Stelle des 
Schieds⸗ und Noteides ein. Beides gehört auch notwendig 
zuſammen, wie ich in meinem Gutachten für den 21. Anwaltstag 
über die Ermittlung der Wahrheit im Zivilprozeſſe (S. 7) 
hervorgehoben habe. Die geſetzlich zur Wahrheit verpflichtete 
Partei muß beanſpruchen können, daß man ſie über ihre vom 
Gegner beſtrittenen Behauptungen eidlich vernimmt, weil es 
für den redlichen Mann, der weiß, daß das Gericht an ihn 


6) Bähr: Der deutſche Zivilprozeß in praktiſcher Betätigung. 
1885. S. 14 f. 
7) Das Rechtsmittel zweiter Inſtanz im Deutſchen Zivilprozeß. 
1871. S. 35. 

8) A. a. O. S. 36. 
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den Anſpruch auf Wahrhaftigkeit ſeiner Erklärungen zu erbeben 
hat, ein unerträglicher Gedanke ſein muß, daß dieſe Erklärungen 
nachher vom Gericht als unwahr behandelt werden können.“) 
Wo keine eidliche Vernehmung der Parteien, da alſo auch keine 
geſetzliche Wahrheitspflicht, und wo geſetzliche Wahrheitspflicht, 
da auch die eidliche Vernehmung der Parteien. Letztere muß 
aber aus den Gründen meines Gutachtens (S. 9 f) abgelehnt 
werden. Ich konnte natürlich nicht erwarten, daß Bovenſiepen 
auf dieſe Gründe, aus denen ſich auch „der geniale deutſche 
Praktiker“ dagegen ausgeſprochen hat (33 P. 19, 99), eine 
gehen würde, aber wohl ware es zu verlangen geweſen, 
daß er die hierüber gefaßten Beſchlüſſe des 21. Anwalts⸗ 
tags und des 23. Deutſchen Juriſtentags beachtet hätte. 
Die des letzteren beſagen, daß unter Aufrechterhaltung 
der Verhandlungsmaxime, der Beweislaſt und der formalen 
Beweiskraft des Eides nur an Stelle eines „geſtabten“ Eides 
eine eidliche Vernehmung der betreffenden Partei über das 
Beweisthema erfolgen ſoll. Schon mit dieſem Vorſchlage 
würde den Bedenken Bovenſiepens gegen die feſte Eidesnorm 
Genüge getan werden, wobei übrigens bemerkt werden darf, 
daß das von ihm (S. 41) gegebene Beiſpiel ſür die Hinter⸗ 
haltigkeit einer ſeſten Eidesnorm den Kern der Sache gar nicht 
trifft. Denn daß ein Darlehn gerade an einem ganz be— 
ſtimmten Tage gegeben ſein ſoll, iſt, wenn nicht ganz beſondere 
Umſtände vorliegen, für die Verurteilung zur Ruckzahlung des 
Darlehns unerheblich, und ſo könnte auch ſchon jetzt die Weg⸗ 
laſſung eines beſtimmten Tages in der Eidesnorm nach § 469 
3PO. nachträglich beantragt werden. 


Bei Forderung der Wahrheitspflicht tritt Bovenſiepen — 
was beweiſt, daß er den Kernpunkt der ganzen Streitfrage gar 
nicht erfaßt hat — in Widerſpruch mit ſich ſelbſt, wenn er dieſe 
Pflicht auf S. 35 nur für eine ethiſche und keine Rechtspflicht 
angeſehen wiſſen will, aber auf S. 34 die Einführung der ſie aus⸗ 
ſprechenden Beſtimmung des 8 178 Oſt3ZPO. fordert. Abrigens 
gibt er zu, daß es von der Wahrheitspflicht Ausnahmefälle 
geben könne, und verweiſt hierfür beſonders auf die Anfechtungs⸗ 
prozeſſe, ein Beiſpiel, das mir, da eine Begründung hierfür 
nicht gegeben iſt, nicht verſtändlich geworden iſt. Mit einer 
rein ethiſchen Wahrheitspflicht, die Ausnahmen zuläßt, wird 
jedermann einverſtanden ſein. 

Dem Angriffe des Verfaſſers gegen die Geſtaltung unſeres 
heutigen Verſäumnisverfahrens gegenüber (S. 42) verweiſe ich 
auf die Ausführungen meines Gutachtens für den 24. Deutſchen 
Juriſtentag, insbeſondere die unter II daſelbſt gemachten Be⸗ 
merkungen. 


Aber die Frage des Anwaltszwangs, den Verfaſſer natür⸗ 
lich verwirft, will ich mich aus naheliegenden Gründen hier 
nicht auslaſſen, ſondern nur bemerken, daß die eigene Rechts⸗ 
kunde der Parteien mit ihr abſolut nichts zu tun hat, wie ich 
in meiner Schrift über Mündlichkeit und Unmittelbarkeit (S. 67) 
dargelegt habe. 

In einem Nachtrage behandelt der Verfaſſer die ſeit Aus⸗ 
bruch des Krieges erlaſſenen, die Materie betreffenden Bundes⸗ 
rate verordnungen. Leider war beim Erſcheinen der Schrift die 
Entlaſtungsverordnung vom 9. September 1915 noch nicht 
erlaſſen, ſonſt würde er wohl auch als Herold für dieſe auf— 
getreten ſein, und ſeine Trompetenſtöße würden wohl verhindert 
haben, daß ſich der Bundesrat in der neuen Verordnung vom 
18. Mai 1916 zu einem Rückzuge genötigt ſehen mußte. 


Es iſt bedauerlich, daß eine Schrift wie die vorliegende 
bei ernſt denkenden Männern und insbeſondere unter den 
Berufsgenoſſen des Verfaſſers hat Anklang finden können. 
Warneyer freilich lehnt ſeine Vorſchläge faſt ausnahmslos ab 
Sächſ Arch., 11. Jahrg. S. 166). Aber ſelbſt Levin (JW. 
1916, 107) ſpricht ſich trotz vieler Bedenken ſehr wohlwollend 
darüber aus, und unbeſchränkte Anerkennung findet Boven— 
ſiepen in der Beſprechung von Deinbardt im Jur“LitBl. 
S. 49 f. Die doch nur verſchämt bei Bovenſiepen zum Aus⸗ 


N Dieſen Gedanken hat auch Wach (Grundfragen und Reform, 
S. 33), allerdings ohne mich zu zitieren, ausgeſprochen. 
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druck gekommene Anwaltsfeindlichkeit 10) tritt bei dieſem in un⸗ 
verhüllter Offenheit zutage. Deinhardt ſpricht von dem „neu⸗ 
gebackenen Aſſeſſor, der ſich in den Anwaltsberuf ſtürzt, um 
ſofort vor ſeinem Kollegen im Staatsdienſt das klimpernde 
Geld ſpringen zu ſehen“, und von den Anwälten, die „mit 
der Arbeitskraft es Staats ihr Spiel treiben“ und „verhandeln, 
je nachdem ſie gerade nichts Einträglicheres zu tun haben“. 
Auf hohem, mit ſolchen üblen Vorurteilen gefütterten Pferde 
ſpringt er über alle Schranken hinweg, welche die zur Evolution, 
aber nicht Revolution bereiten Anhänger des mündlichen Ver⸗ 
fahrens einer Reform des Ziwilprozeſſes gezogen wiſſen wollen. 
f iſt unter der Würde der Anwaltſchaft, ſich damit zu be⸗ 
faſſen. 


Die zwiſchenſtaatlichen Rechtsbeziehungen vor und 
nach dem Kriege. 
Von Geh. Juſtizrat Heinrich Dove, Vizepräſident des RT. 
(Fortſetzung aus Nr. 14, 1916.) 


Art und Umfang der Zerreißung internationaler privat⸗ 
rechtlicher Beziehungen, wie ſie im Gefolge des Krieges ein⸗ 
ietreten ſind, kann ich hier nur kurz berühren. Zwei Gruppen 
möchte ich unterſcheiden: Zwiſchen den feindlichen Staaten 
1 es ein Beſtandteil und eine Folge des Wirtſchafts⸗ 
rieges, wie er von unſeren Feinden begonnen und von uns 
mit der Waffe des internationalen Kampfes, der Retorſion, 
aufgenommen iſt, was ſich auf international⸗ rechtlichem Gebiet 
über die Grenzen des aus dem Kriegszuſtande ohne weiteres 
folgenden Aufhörens der völkerrechtlichen Vertragsbeziehungen 
hinaus ereignet hat. Aber damit erſchöpft ſich das trennende 
Moment nicht: daneben tritt als geſetzgeberiſches Motiv die 
wirtſchaftliche Schonung der eigenen Volksgenoſſen oder einzelner 
ihrer Beſtandteile, wie fie ſich uns in der Moratorien- 
gef ehaebung zeigt. Auch fie wirkt hemmend auf die Rechts⸗ 


verfolgung. 

Zunächſt zu den Kampfgeſetzen! Ich folge hier im 
weſentlichen der in der Denkſchrift des deutſchen Auswärtigen 
Amtes über die Ausnahmegeſetze gegen deutſche Privatrechte in 
England, Frankreich und Rußland einleitend gegebenen Über⸗ 
ſicht, wenigſtens die Grundzüge hervorhebend.“) 


10) Dieſe zeigt ſich auch in ſeinem Artikel: Vertretung der Par⸗ 
teien in Patentprozeſſen durch Patentanwälte in Gewer Schutz. S. 143, 
in dem er, unter Nichtbeachtung der über dieſe Frage bereits vor⸗ 
handenen umfänglichen einſchlägigen Literatur, den Vorſchlag macht, 
die Vertretung in Patentprozeſſen den Rechtsanwälten abzunehmen 
und den Patentanwälten zu übertragen. Daß in Patentprozeſſen 
auch Rechts fragen eine große Rolle ſpielen und die genauere Kenntnis 
dieſer nicht zu den „erforderlichen“ Kenntniſſen gehört, über die 
fie der Patentanwalt vor dem Patentamt ausweiſen muß, über⸗ 
ieht er. 


4) Vgl. ZW. 1916 Nr. 14 S. 979 ff. 


5) Aus der Literatur hebe ich hervor den Vortrag von Kipp: 
Die Kampfgeſetze Deutſchlands und des Auslandes im 57. Jahres— 
bericht der Juriſtiſchen Geſellſchaft zu Berlin über das Jahr 1915, 
S. 20—42; ferner die im Text erwähnte Denkſchrift, welche in 
Carl Heymanns Verlag erſchienen iſt, wertvoll vor allem durch die 
Zuſammenſtellung der Ausnahmegeſetze und die dabei mitgeteilten 
oberſtrichterlichen Entſcheidungen; endlich das Werk: Moratorien 
und andere Sonderregelungen des Zahlungsverkehrs im 
Auslande. Zuſammengeſtellt von der Handelskammer zu Berlin. 
5. vervollſtändigte Auflage. Berlin 1916. Dieſe bis auf die neueſte 
Zeit (Ende Juni 1916) geführte Quellenſammlung enthält das geſamte 
europäiſche Moratoriums-⸗ und Kampfgeſetzmaterial in überſichtlicher 
Form und wird durch Nachträge auf dem laufenden gehalten werden. 
Die in JW. 1915 Nr. 3 u. Nr. 18 und 1916 Nr. 13 S. 940 ff. 
veröffentlichten, von Oscar Meyer und Heinrich Willemſen 
verfertigten Tabellen geben eine orientierende Überſicht und beruhen 
auf der ebenerwähnten Sammlung der Handelskammer zu Berlin. 
Dr. Delius: Die Ausnahmegeſetze gegen deutſche Privatrechte in 
England, Frankreich und Rußland im BankArch. XV Nr. 8 u. 9. 
Dr. Artur Curti: Handelsverbot und Vermögen in Feindesland. 
Berlin 1916. Internationales Kriegs⸗ Handelsrecht, heraus: 
gegeben von den Alteſten der Kaufmannſchaft von Berlin. I. Heft: 


Nr. 17. 1916. 


In 
Großbritannien 
ergingen zunächſt königliche Proklamationen über den Handel mit 
dem Feinde, denen dann Geſetze mit Strafbeſtimmungen folgten. 
Nach gemeinem engliſchen Recht genießt der feindliche 
Ausländer kein Klagerecht vor engliſchen Gerichten. 
Daran iſt nach der engliſchen Rechtsauffaſſung auch durch 
Art. 23h der Haager Landkriegsordnung nichts geändert. Als 
Beklagter kann der feindliche Ausländer vor engliſchen 
Gerichten ſeine Rechte wahrnehmen, auch Rechtsmittel einlegen. 
Als feindlicher Ausländer im Sinne dieſer Grundſätze gilt 
nach dem das engliſche Recht beherrſchenden Territorialprinzip, 
wer im feindlichen Auslande wohnt oder dort während des 
Krieges Geſchäfte betreibt, gleichviel, welchem Staate er angehört. 
Infolgedeſſen gelten nach ergangenen Entſcheidungen nicht als 
feindliche Ausländer: 
1. Angehörige feindlicher Staaten, die ihren Wohnftitz 
oder Geſchäftsbetrieb im neutralen oder verbündeten 
Ausland haben; denn „es iſt unzweifelhaftes Recht, 
daß das Entſcheidende nicht die Staatsangehörigkeit, 
ſondern der Ort des Geſchäftsbetriebs iſt“. 
2. Gogche e feindlicher Staaten, die auf engliſchem 
Gebiete wohnen und den Anforderungen des Ausländer⸗ 
beſchränkungsgeſetzes (the Aliens Restriction Act) 
und der dazu erlaſſenen Ausführungsverordnungen 
(Orders) nachgekommen ſind; ſie ſtehen unter dem 
Schutze einer ſlillſchweigenden „licence“ (Aufenthalts⸗ 
erlaubnis), die ſie befähigt, ihre Rechte vor Gericht 
geltend zumachen. 
Angehörige feindlicher Staaten, die in England 
interniert ſind. 
4. Handelsgeſellſchaften, die in England eingetragen ſind, 
auch wenn ſämtliche Anteile in den Händen feindlicher 
Ausländer ſind. 


Der Ausdruck „Feindesland“ bedeutet für den gegenwärtigen 
Krieg die Gebiete des Deutſchen Reiches und der Oſterreichiſch⸗ 
Ungariſchen Doppelmonarchie mit ihren Kolonien und Beſitzungen.“) 
Den Gegenſatz bilden die Bewohner der Königlichen Gebiete. 
Ihnen iſt durch die Proklamation vom 9. September 1914, 
welche ſich an die königliche Verordnung vom 5. Auguſt 1914 
anſchließt, dieſe in bezug auf das Zahlungsverbot verſchärfend, 
vorgeſchrieben: 

1. keine Geldſumme an einen Feind oder zu ſeinen Gunſten 
zu zahlen; 

2. über die Zahlung einer Schuld oder einer anderen 
Geldſumme mit einem Feinde oder zu ſeinen Gunſten 
keinen Vergleich zu ſchließen noch Sicherheit 
dafür zu leiſten; 

3. keine Ausſtellung, Annahme, Bezahlung, Vor: 
legung zur Annahme oder zur Zahlung, Be— 
gebung oder ſonſtige Verwendung eines Inhaber: 
oder Orderpapiers zugunſten eines Feindes vor⸗ 
zunehmen; 

4. kein Inhaber- oder Orderpapier, das ein Feind 
oder jemand für ihn innehat, anzunehmen, zu 


England; II Heft: Deutſchland; III. Heft: Frankreich. Berlin 1916. 
Da die Geſetzgebung der kriegführenden Länder fortgeſetzt im Fluß iſt, 
habe ich im Text den zur Zeit des Vortrags beſtandenen Rechts⸗ 
zuſtand bis auf die Gegenwart fortzuführen unternommen, ohne dies 
äußerlich kenntlich zu machen. Allerdings ſind die Quellen für die 
neueſte Zeit ſchwer zugänglich und deshalb angeſichts der Kampfes⸗ 
ſtimmung mit Vorbehalt zu benutzen. — Während des Druckes geht 
mir noch zu: Dr. Franz Klein: Der wirtſchaftliche Nebenkrieg. 
Tübingen 1916. Auch dieſe Schrift beruht auf Vorträgen, die an 
verſchiedenen Orten, u. a. auch in der Juriſtiſchen Geſellſchaft in 
Berlin gehalten ſind, und behandelt vor allem die Rückbildung nach 
Friedensſchluß. Leider kann ich die Ausführungen Kleins, die natürlich 
in erſter Linie in Betracht kommen, erſt bei den weiteren Fortſetzungen 
meiner Auffäße, die fo über den Rahmen des grundlegenden Vortrags 
hinauswachſen, berühren. 

6) Die Okkupationsgebiete werden dem okkupierenden Lande zu: 
gerechnet. Proklamation vom 16. Februar 1915. Denkſchr. d. Ausw. 
Amts S. 46. Gegen die Türkei iſt bisher ein Handelsverbot nicht 
ergangen. 


— — — — 


45. Jahrgang. 


bezahlen oder ſonſt zu verwenden; jedoch ſoll 
dieſes Verbot nicht als übertreten gelten, wenn jemand 
keinen verſtändigen Grund hat, anzunehmen, daß das 
Papier von einem Feinde oder für ihn innegehabt wird; 

5. nicht in Staatspapieren, Aktien oder anderen 
Wertpapieren neue Geſchäfte mit einem Feinde 
abzuſchließen oder bereits abgeſchloſſene zu 
erfüllen; 

6. keine neuen Sees, Lebens-, Feuer- oder ſonſtigen 
Verſicherungspolicen oder Verträge mit einem 
Feinde oder zu ſeinen Gunſten abzuſchließen, 
noch ein Niſiko zu übernehmen oder eine Verſicherung 
desſelben in Kraft zu ſetzen, das ſich aus einer Police 
oder einem Verſicherungsvertrage (mit Einſchluß der 
Rückverſicherung) ergibt, die vor Kriegsausbruch mit 


einem Feinde oder zu ſeinen Gunſten abgeſchloſſen ſind; 


7. keine Güter, Waren oder Handelsgut mittelbar 
oder unmittelbar an ein feindliches Land oder einen 
Feind oder zu deren Gebrauch oder Gunſten zu 
liefern oder von ihnen zu beziehen, noch Güter 
Waren oder Handelsgut mittelbar oder unmittelbar 
an eine Perſon oder zu deren Gebrauch oder Gunſten 
zu liefern oder von ihr zu beziehen, um ſie von oder 
nach einem feindlichen Lande oder von einem Feinde 
oder an einen Feind zu befördern, noch mittelbar 
oder unmittelbar Güter, Waren oder Handelsgut zu 
vertreiben oder zu befördern, die für ein feindliches 
Land oder einen Feind beſtimmt ſind oder von ihnen 
kommen; 

8. keinem britiſchen Schiffe zu geſtatten, nach einem 
Hafen oder Platze in Feindesland abzugehen, dort 
anzulaufen oder mit ihm in Verbindung zu treten; 

9. keinen Handels-, finanziellen oder fonftigen 
Vertrag oder eine ſolche Verpflichtung mit einem 
Feinde oder zu ſeinen Gunſten einzugehen; 

10. keine Geſchäfte mit einem Feinde abzuſchließen, wenn 
ſie durch eine auf Vorſchlag eines Staatsſekretärs 
erlaſſene und veröffentlichte Ratsverordnung (Order 
of Council) verboten find, ſelbſt wenn fie ſonſt kraſt 
Geſetzes oder nach dieſer oder anderen Proklamationen 
erlaubt ſein würden. 


Weder die Proklamationen noch die Geſetze ent— 
halten Beſtimmungen darüber, ob Verträge mit feind— 
lichen Ausländern, die vor dem Kriege geſchloſſen 
worden waren, nach dem Kriege wieder wirkſam 
werden. Um eine Klärung dieſer in der engliſchen Rechtslehre 
ſehr umſtrittenen Frage zu ermöglichen, iſt durch Geſetz vom 
16. März 1915 ein beſonderer Gerichtsſtand für ent⸗ 
ſprechende Feſtſtellungsklagen geſchaffen worden.“) 

Der Schutz der in England erlaſſenen allgemeinen Mora— 
torien iſt deutſchen Schuldnern nicht durch ausdrückliche Vor: 
ſchriften verſagt worden. Wie ſich die Praxis zu dieſer Frage 
geſtellt hat, iſt nicht bekannt geworden. Von den Vorteilen 
der Vorſchriften über richterliche Stundung ſowie des Börſen— 
moratoriums find die feindlichen Ausländer ausdrücklich aus: 
genommen. 

Unter gewiſſen Vorausſetzungen können Inſpektoren und 
Kontrolleure ernannt werden. 

Bezüglich der Börſenengagements erging die Vekannt⸗ 
machung des Börſenausſchuſſes vom 12. November 1914: 

Börſengeſchäfte, die von einem Börſenmitgliede vor 
dem Kriege für Rechnung eines Feindes eingegangen und 
bei Ausbruch der Fendſeligkeiten noch nicht erfüllt waren, 
dürfen mit Rückſicht auf die Vorſchriften über den Handel 
mit dem Feinde von dem Börſenmitgliede nicht erfüllt 
werden. Das Mitglied iſt berechtigt, das Geſchäft nach 
Lage des Falles durch Kauf oder Verkauf abzuwickeln. 


Durch das Ergänzungsgeſetz vom 27. November 1914 
wurde das Amt eines Verwahrers feindlichen Vermögens 


7) Vgl. das Urteil der Kings⸗Bench⸗Abteilung des Hich Court 
of Justice vom 7. September 1915 in Sachen Zinc Corporation 
Limited c. Aron Hirſch and Sons:, Denkſchr. d. Ausw. Amts S. 54 f. 
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geſchaffen, je einer für England und Wales, für Schottland und 
für Irland mit den gleichen Aufgaben und Befugniſſen. Dieſe 
gehen dahin: 

Der Verwahrer kann Gelder, die ihm auf Grund des 
Geſetzes gezahlt worden ſind, oder die er aus dem ihm 
auf Grund des Geſetzes übergebenen Vermögen einges 
nommen hat, als Bankdepoſiten oder in den vom Schatz⸗ 
amt genehmigten Wertpapieren (securities) anlegen; mit 
den Zinſen oder Dividenden, die er aus dieſen Depoſiten 
oder Anlagen vereinnahmt, iſt nach den Weiſungen des 
Schatzamts zu verfahren. 

Jede Summe, die, falls der Kriegszuſtand nicht bes 
ſtanden hätte, an einen Feind oder zu ſeinen Gunſten 
als Dividende, Zins- oder Gewinnanteil zahlbar geweſen 
und gezahlt worden wäre, iſt von der zahlungspflichtigen 
Perſon, Firma oder Geſellſchaft an den Verwahrer zum 
Behufe der Verwahrung gemäß den Beſtimmungen des 
Geſetzes und der auf Grund desſelben etwa ergangenen 
Verordnungen im Rate zu zahlen. Bei der Zahlung 
ſind die vom Handelsamte vorgeſchriebenen oder vom 
Verwahrer mit Ermächtigung des Handelsamts erforderten 
Angaben zu machen. 

Iſt vor der Annahme des Geſetzes eine ſolche Summe 
auf ein Konto bei einer Bank oder an eine andere Perſon 
als Treuhänderin für einen Feind gezahlt worden, ſo hat 
die Perſon, Firma oder Geſellſchaft, welche die Zahlung 
geleiſtet hat, innerhalb 14 Tagen nach der Annahme 
dieſes Geſetzes die Bank oder den Treuhänder ſchriftlich 
zu erſuchen, die Summe an den Verwahrer der Aufbe⸗ 
wahrung zu überweiſen, und hat ihm die oben bezeichneten 
Angaben zu übermitteln. Die Bank oder der Treuhänder 
hat dem Erſuchen innerhalb einer Woche nach ſeinem Ein⸗ 
gang nachzukommen und iſt jeder Verantwortlichkeit dafür 
enthoben. 

Die Nichtbefolgung dieſer Vorſchrift iſt unter Strafan⸗ 
drohung geſtellt. 

Treuhänder, die feindliches Vermögen in Beſitz oder Ver⸗ 
waltung haben, ſind bei Strafe zur ſchriftlichen Anzeige binnen 
Monatsfriſt an den Verwalter verpflichtet. 

Auf Antrag einer Perſon, die nach Anſicht des Gerichts 
ein Gläubiger eines Feindes zu ſein oder gegen einen Feind 
Schadenserſatzanſprüche zu haben oder an unbeweglichem oder 
beweglichem Eigentume (mit Einſchluß von Rechten an oder aus 
unbeweglichem und beweglichem Ei gentume, mögen fie auf Ges 
ſetz oder Billigkeitsrecht beruhen), das einem Feinde gehört oder 
für einen Feind oder in feinem Namen innegehabt oder vers 
waltet wird, beteiligt zu ſein ſcheint, oder auf Antrag des Ver⸗ 
wahrers oder einer Regierungsſtelle kann das Oberſte Reichs: 
gericht oder ein Richter desſelben, wenn es nach feiner Überzeugung 
für die Zwecke des Geſetzes dienlich iſt, unbewegliches oder be— 
wegliches Eigentum der bezeichneten Art durch Verfügung dem 
Verwahrer überweiſen und durch die Verfügung dem Verwahrer 
die ihm geeignet ſcheinenden Befugniſſe hinſichtlich des Verkaufs, 
der Verwaltung und der ſonſtigen Behandlung des Eigentums 
übertragen. ö 


Für unwirkſam gegenüber dem Schuldner erklärt ſind ferner 
alle auf Grund von Forderungs- und Anſpruchsabtretungen oder 
Übergabe von Inhaberpapieren nach Kriegsausbruch ohne Ge— 
nehmigung des Handelsamts geſchehenen Erwerbungen von 
Rechten, es ſei denn, daß der Erwerb entgeltlich und gutgläubig 
vor dem 19. November 1914 ſtattgefunden hat. Auf Wechſel 
findet dieſe Vorſchrift keine Anwendung. Den Betrag ver— 
mutlich in feindlichem Eigentum ſtehender Zinsſcheine kann der 
Schuldner an das Gericht zahlen. 

Die Umſchreibung von Wertpapieren, welche auf den Namen 
eines Feindes eingetragen ſind, in einem öffentlichen Buch oder 
Verzeichnis iſt während des Krieges nur mit Genehmigung des 
Gerichts oder des Handelsamts zuläſſig. Auch die Eintragung 
neuer Geſellſchaften iſt mit Kautelen gegen die Entziehung feind— 
lichen Eigentums aus der Kontrolle verſehen. Dieſe Vorſchriften 
bezwecken, die geſetzlichen Verbote gegen eine Umgehung ſicher— 
zuſtellen. 
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In einer Denkſchrift vom 19. April 1915 hat die groß⸗ 
britanniſche Regierung Erläuterungen zu dieſen Beſtimmungen 
gegeben. Hier iſt als Zweck des Handelsverbots bezeichnet, den 
Handel mit dem Feinde und beſonders Geldſendungen nach 
feindlichen Ländern zu verhindern. Es wird deshalb ſcharf das 
Territorialſyſtem betont. Bezüglich der Befugnis der Regierung, 
Inſpektoren oder Kontrolleure zu ernennen, iſt deren Wirkungs⸗ 
kreis und Aufgabe näher umſchrieben. Bei erſterer ſoll durch 
die Prüfung der Bücher lediglich feſtgeſtellt werden, daß kein 
Geld an den Feind abgeführt und kein Handel mit ihm unter⸗ 
halten wird. Die Kontrolleure ſollen da, wo die Geſchäfts— 
führung infolge des Krieges ſchwierig wird, aber im Intereſſe 
der Allgemeinheit liegt, vom Gericht beſtellt werden. Auch der 
Aufſeher (supervisor) ſoll ſich nicht in die Geſchäftstätigkeit 
miſchen, ſondern nur die Einhaltung des Handels- und Zahlungs⸗ 
verbots überwachen. 

Die Stellung des Verwahrers (custodian) iſt die, daß ihm 
Anzeige von dem feindlichen Vermögen zu erſtatten iſt, er auch 
die an Feinde zu zahlenden Summen wie Dividenden, Zinſen, 
Gewinnanteile entgegenzunehmen hat. Sonſtiges feindliches 
Vermögen kann ihm auf Grund gerichtlicher Verfügung über⸗ 
wieſen werden. Ebenſo auf gerichtliche Verfügung kann er aus 
dieſen Summen Beträge zahlen, welche britiſchen Gläubigern 
zuſtehen. Im übrigen hat er bis zum Ende des Krieges die 
Gelder, welche nicht als konfisziert gelten, in ſeiner Hand zu 
behalten. 

Neuerdings find dann weitergehende Beſtimmungen ge: 
troffen, ſür welche bisher eine amtliche Zuſammenſtellung des 
Materials nicht vorliegt. Das Abänderungsgeſetz, betr. den 
Handel mit dem Feinde vom 27. Januar 1916,8) verläßt den 
Territorialſtandpunkt und ermächtigt das Handelsamt, Verbot 
oder Einſchränkung des Gewerbebetriebes bei ſolchen Firmen 
eintreten zu laſſen, die feindlicher Staatsangehörigkeit oder vom 
feindlichen Ausland kontrolliert ſind. Im Anſchluß an die Pariſer 
Wirtſchaftskonferenz vom 14. bis 17. Juni d. J iſt man auch in 
Großbritannien zur Liquidation deutſcher Unternehmungen 
geſchritten.) Schon im Geſetz vom 23. Dezember 1915 war 
der Territorialitätsſtandpunkt inſofern verlaſſen, als eine 
königliche Verordnung vorgeſehen wurde, durch welche der 
Kreis der Perſonen, auf welche das Handelsverbot Anwendung 
finden ſollte, nicht auf die feindlichen Ausländer im vorhin 
bezeichneten Sinne beſchränkt bleiben, ſondern auf außerhalb 
Feindesland ſich aufhaltende Perſonen und Geſellſchaften feind⸗ 
licher Staatsangehörigkeit oder feindlicher Verbindung 
ſollte ausgedehnt werden können. Über dieſe Perſonen ſollten 
Liſten aufgeſtellt werden. In dem Notenwechſel mit der 
amerikaniſchen Botſchaft in London hat die britiſche Regierung 
dieſen Schritt als eine gemilderte Ubernahme des von Frank⸗ 
reich auf dem Gebiete des Handelsverbois befolgten Nationalitäts— 
prinzips bezeichnet. In gleicher Weiſe hat Frankreich für die 
Nichtbeachtung des Art. 23h der Haager Konvention von 1907, 
welcher es ſeinerzeit, im Gegenſatze zu England, vorbehaltlos 
ugeſtimmt hatte, die britiſche Begründung ſich zu eigen gemacht. 
Nach dieſer wird aus Art. 1 hergeleitet, daß es ſich lediglich 
um Gebote an die Militärbefehlshaber der Streitmächte für 
ihr Verhalten in beſetzten Gebieten in den Beſtimmungen der 
Konvention handle, das interne Landesrecht der kontrahierenden 
Staaten aber dadurch nicht abgeändert werde. Man hat ſich 
alſo beiderſeits den Grundſätzen des Verbündeten anbequemt, 
ſoweit dieſe für den Gegner nachteiliger ſind und ſchärfere 
Eingriffe in die Privatrechtsſphäre geſtatten. Dies iſt wichtig, 
feſtzuhalten, um bei der Neuredigierung internationaler Ver⸗ 
einbarungen derartigen Vorwänden, ſoweit möglich, einen 
Riegel vorzuſchieben. Die deutſche Regierung hat bekanntlich 
am 17. Juni d. J an die neutralen Regierungen eine energiſche 
Proteſtnote aus Anlaß der neueſten britiſchen Maßregeln er: 
laſſen. Auf die Vergeltungsmaßregeln wird weiterhin zurück⸗ 
zukommen ſein. 


8) Vgl. Nachrichten für Handel, Induſtrie und Landwirtſchaft 
1916 Nr. 29. 

) Nach den in der „London Gazette“ enthaltenen Veröffentlichungen 
ſind 114 Firmen in Liquidation genommen. 


Auf dem Gebiete des gewerblichen Rechtsſchutzes ift 
das Handelsamt durch die britiſche Geſetzgebung ermächtigt 
worden, unter von ihm feſtzuſetzenden Vorausſetzungen und 
Bedingungen auf Antrag ſolcher Antragſteller, die einen 
patentierten Gegenſtand gewerbsmäßig herſtellen wollen, wenn 
ſie nachweiſen, daß dies im öffentlichen Intereſſe liegt, 
feindliche Patente und Lizenzen zeitweilig oder dauernd auf: 
zubeben, die durch Eintragung von Handelsmarken und Muſtern 
begründeten Rechte außer Kraft zu ſetzen, das Verfahren auf 
Eintragung ſolcher Schutzrechte für feindliche Ausländer dauernd 
oder zeitweilig aufzuheben und nicht feindlichen Perſonen zur 
Benutzung zu überlaſſen. In der Tagespreſſe ſind übertriebene 
Schilderungen über die praktiſche Handhabung dieſer Befugniſſe 
durch die zuſtändigen Behörden gegeben. Nach der Bekannt⸗ 
machung des Comptroller⸗Generals vom 7. September 1914 
findet kontradiktoriſche Verhandlung ſtatt, die Vorausſetzungen, 
daß der Antragſteller die gewerbsmäßige Herſtellung e 
und die zeitweilige oder dauernde Außerkraftſetzung im 
gemeinen Intereſſe liegt, ſind glaubhaft zu machen. Lizenzen 
werden nach der Bekanntmachung des Handelsamts vom 
11. November 1914 in der Regel erteilt, 


1. wenn im Inland keine Fabrikation zur Ausnutzung 
des Patents beſteht; 

2. wenn die Fabrikation im Inland für Rechnung feind⸗ 
licher Ausländer betrieben wird, Zweifel an der Fort⸗ 
ſetzung der Fabrikation beſtehen und das Landes⸗ 
intereſſe die Fortſetzung erfordert. 


Handelsmarken. Die zeitweilige Außerkraftſetzung wird 
im allgemeinen nur in folgenden Fällen bewilligt: 


1. wenn die Marke in der Bezeichnung eines patentierten 
Gegenſtandes beſteht und eine Ausnutzungslizenz für 
das dieſen Gegenſtand ſchützende Patent bewilligt iſt; 

2. wenn ſie die einzige oder die einzige praktiſch brauch⸗ 
bare Bezeichnung eines Gegenſtandes bildet, der nach 
einem erloſchenen Patente hergeſtellt wird; 

3. wenn ſie die einzige Bezeichnung oder die einzige 
praktiſch brauchbare Bezeichnung eines Gegenſtandes 
bildet, der nach einem bekannten Verfahren oder nach 
einer veröffentlichten oder im Verkehre bekannten 
Formel hergeſtellt wird. 


Regelmäßig wird die zeitweilige Aufhebung von Marken, 
die auf figürlichen Elementen beruhen, nicht bewilligt. 


Neueintragungen von Patenten, Marken oder Muſtern 
zugunſten von Feinden finden während des Krieges nicht ſtatt. 
Friſten kann der Comptroller erſtrecken. 

In Frankreich folgte tatſächlichen Eingriffen in die 
Vermögensſphäre der feindlichen Ausländer die Verordnung 
vom 27. September 1914 über das Verbot der Handels⸗ 
beziehungen zu Deutſchland und Oſterreich-Ungarn. Nachdem 
ein Erkenntnis des Präſidenten des Zivilgerichts in Havre vom 
2. Oktober 1914 dieſe Verordnung dahin ausgelegt hatte, daß 
deutſches Vermögen in Frankreich einem Sequeſter zu über⸗ 
geben ſei, hat der franzöſiſche Juſtizminiſter durch Runderlaß 
vom 8. Oktober 1914 ſämtlichen Juſtizbehörden ein entſprechendes 
Vorgehen nahegelegt. In ſpäteren Runderlaſſen hat er die 
Sequeſtrierung aller deutſchen und öſterreichiſch— 
ungariſchen Vermögensintereſſen in Frankreich den 
beteiligten Behörden zur Pflicht gemacht und eingehende Be 
ſtimmungen über die Sequeſtrierung erlaſſen. 

Die Vorteile der Moratorien ſind feindlichen Schuldnern 
allgemein verſagt. 


Die franzöſiſche Rechtſprechung verneint im als 
ae das jus standi in judicio des feindlichen 
usländers, läßt aber die Klagen gegen den Sequeiter zu. 
Der gewerbliche Rechtsſchutz iſt nach dem Muſter Groß 
britanniens geregelt. 


Im einzelnen möge noch folgendes bemerkt werden: Das 
franzöſiſche Recht ſteht nicht auf dem Standpunkt des Territorial— 
ſyſtems. Deshalb unterſagt das Geſetz vom 27. September 1914 
jeden Handel mit den „Angehörigen des Deutſchen Reichs und 


45. Jahrgang. 


Oſterreich⸗Ungarns“, fügt dem aber „die dort ſich aufhaltenden 
Perſonen“ hinzu. Art. 2 des Geſetzes beſtimmt: 

Null und nichtig, weil mit der öffentlichen Ordnung 
unvereinbar, ſind alle Rechtsgeſchäfte und Verträge, die 
auf franzöſiſchem Gebiet oder auf dem Gebiet eines 
franzöſiſchen Protektorats von irgend jemand oder irgendwo 
von Franzoſen oder franzöſiſchen Schutzgenoſſen mit An: 
gehörigen des Deutſchen Reichs oder Oſterreich-Ungarns 
oder dort ſich aufhaltenden Perſonen geſchloſſen ſind. 

Die Beſtimmung des vorhergehenden Abſatzes über die 
Nichtigkeit gilt als mit dem 4. Auguſt 1914 hinſichtlich 
Deutſchlands und mit dem 13. Auguſt 1914 hinſichtlich 
Oſterreich⸗Ungarns in Kraft getreten; fie bleibt in Kraft 
während der ganzen Dauer der Feindſeligkeiten und bis 
zu einem ſpäter durch Verordnung feſtzuſetzenden Tage. 

Verboten und nichtig iſt nach Art. 3 während derſelben 
Zeit die Erfüllung von Geld- und anderen Verpflichtungen 
zugunſten von Angehörigen des Deutſchen Reichs oder 
Oſterreich⸗-Ungarns oder der dort ſich aufhaltenden 
Perſonen, ſoweit die Verpflichtungen aus Rechtsgeſchäften 
oder Verträgen herrühren, die vor den im Art. 2 Abſ. 2 
feſtgeſetzten Zeitpunkten auf franzöſiſchem Gebiet oder auf 
dem Gebiet eines franzöſiſchen Protektorats von irgend 
jemand oder irgendwo von Franzoſen oder franzöſiſchen 
Schutzgenoſſen geſchloſſen worden ſind. 

Iſt mit der Ausführung der Rechtsgeſchäfte oder Ver— 
träge noch in keiner Weiſe in Geſtalt von Waren: 
lieferungen oder von Geldzahlungen begonnen worden, 
ſo kann ihre Nichtigkeit auf Antrag durch eine vom 
Präſidenten des Ziviltribunals zu erlaſſende Verfügung 
ausgeſprochen werden. Berechtigt, dieſen Antrag zu ſtellen, 
ſind nur die Franzoſen, die franzöſiſchen Schutzgenoſſen 
5 Angehörigen der verbündeten und der neutralen 
änder. 


Eine Sonderregelung erfuhr das Verbältnis zu den deutſchen 
und öſterreichiſch⸗ungariſchen Unfall- und Lebensverſicherungs— 
geſellſchaften in dem Dekret vom 29. September 1914. Hier 
hätte die einfache Nichtigkeitserklärung der Verträge ſich als 
zweiſchneidiges Schwert erwieſen. Die Kampfmittel bewegen ſich 
deshalb auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts. Die Geneh— 
migung und Regiſtrierung der feindlichen Geſellſchaften wird 
zurückgezogen, an Stelle der Leiter der Zweigniederlaſſungen in 
Frankreich und Algier werden Sequeſter beſtellt. Ihre Be— 
fugniſſe und Aufgaben beſtimmt das Geſetz wie folgt: 

Der Sequeſter übt unter der Aufſicht und Aber⸗ 
wachung des Staates an Stelle dieſer Beamten die Bes 
fugniſſe aus, die im Art. 19 des Reglements für die 
öffentliche Verwaltung vom 28. Februar 1899 und im 
Art. 12 des Geſetzes vom 17. März 1905 beſtimmt ſind. 
Er hat insbeſondere die Aktiven, die den in Frankreich 
und Algier geſchloſſenen laufenden Verträgen entſprechen, 
in Verwahrung zu nehmen und den Berechtigten zu er— 
halten, die Abwicklung dieſer Verträge, unbeſchadet der 
Beſtimmungen des nachſtehenden Art. 2, unter den Bes 
dingungen, die durch Verfügung des Arbeitsminiſters 
feſtgeſetzt werden, fortzuführen, gegebenenfalls den Rück⸗ 
kaufsgeſuchen der Verſicherten ſtattzugeben und alle den 
Zweigniederlaſſungen geſchuldeten Summen einzuziehen, 
um davon entſprechend den maßgebenden Geſetzen, Ver— 
ordnungen und Verfügungen Gebrauch zu machen. 


Die Ausnahme des Art. 2 betrifft Kriegsverſicherungen, 
welche von Neutralen oder Franzoſen und ihren Verbündeten 
nach Kriegsausbruch bei den Zweigniederlaſſungen der feindlichen 
Geſellſchaſten genommen find. 

Durch miniſterielle Runderlaſſe vom 13. Oktober 1914 
wurde dann unter Anweiſung zu ſchärſſtem Vorgehen Beſchlag— 
nahme und Sequeſtrierung aller Waren, aller Gelder und über: 
haupt aller beweglichen und unbeweglichen Werte angeordnet, 
die den in Frankreich Handel, Gewerbe oder Landwirtſchaft 
treibenden deutſchen, öſterreichiſchen und ungariſchen Firmen zus 
ſtehen, gleichviel ob dieſe Firmen ihren Betrieb ſeit der Kriegs— 
erklärung eingeſtellt haben oder nicht. Ihnen gegenüber iſt ſelbſt 
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dann einzuſchreiten, wenn ſie wie in dem vom Präſidenten des 
Tribunals in Havre behandelten Falle ihre wirkliche Eigenſchaft 
unter der Form einer Geſellſchaft, die ihren Sitz in Frankreich 
hat und dem franzöſiſchen Rechte unterliegt, oder durch Vor— 
ſchiebung eines franzöſiſchen Staatsangebörigen oder eines An— 
gehörigen einer verbündeten oder neutralen Macht verborgen haben. 

Alle Zahlungen der ſequeſtrierten Firmen find an den Se⸗ 
queſter zu leiſten; wo ein Sequeſter nicht beſtellt iſt, zu hinter⸗ 
legen. Die miniſteriellen Runderlaſſe ſtellen ſich auf den Stand⸗ 
punkt, daß der Krieg als ſolcher das Verbot der Geſchäfts— 
führung ſeitens der feindlichen Staatsangchörigen herbeigeführt 
habe, den Verordnungen deshalb nur deklaratoriſche Kraft bei— 
wohne. Übrigens betonen aber auch die franzöſiſchen offiziellen 
Erlaſſe, daß es ſich bei den angeordneten Maßregeln nicht um 
eine Konfiskation handle (Runderlaß vom 14. November 1914). 
Inwieweit die Klagen, daß unter dem Vorwand der Erhaltungs— 
maßregeln vielfach Verſchleuderung deutſchen Eigentums im Wege 
der Veräußerung ſtattaefunden habe, begründet find, läßt ſich 
von hier aus ſchwer feſtſtellen. Es hat aber den Anſchein, daß 
die Miniſterialrunderlaſſe, welche den reſervierenden Charakter 
der Sequeſtration hervorheben, durch die aus der Flüſſigmachung 
der Kirchengüter bekannte Praxis vieler Sequeſter hervorgerufen 
find. Hervorzuheben iſt noch, daß auf Elſaß Lothringer, Polen 
und Tſchechen, die vor der Mobilmachung ihren Wohnſitz oder 
Aufenthalt in Frankreich hatten und eine Aufenthaltserlaubnis 
erhalten haben, ſowie auf frühere Einwohner Elſaß-Lothringens, 
Polens oder Böhmens, die ihre franzöſiſche oder ſlawiſche Ab— 
ſtammung nachweiſen, die Sequeſtrierungsvorſchriften keine An- 
wendung finden, wie ihnen auch die Vergunſtigungen der Miet⸗ 
zinsſtundungsverordnung, welche ſonſt nur franzöſiſchen Staats⸗ 
angehörigen, Verbündeten oder Neutralen gewährt ſind, zuſtehen. 
Hier tritt alſo an Stelle der Staatsangehörigkeit ein reines 

kationalitätsprinzip, ausgehend offenbar von der Annahme, daß 
ſich in den bezeichneten Fällen Staatsangehörigkeit und Staats⸗ 
zugehörigkeitsgefühl nicht decken. 

Im Runderlaß vom 4. November 1914 ſind die General⸗ 
ſtaatsanwälte angewieſen, bei dem Präſidenten des Zivilgerichts 
den Erlaß einer allgemeinen Verfügung über die Sequeſtrierung 
der Waren, Gelder und Werte der deutſchen, öſterreichiſchen oder 
ungariſchen Firmen zu beantragen, ſoweit ſich ſolche aus irgends 
einem Rechtsgrund in den Händen, ſei es von Banken, Bank⸗ 
filialen oder Vertretern, ſei es von Staats- oder Miniſterial⸗ 
beamten des Arrondiſſements befinden. Eine gleiche Verfügung 
iſt zu beantragen für Zollager, Docks, Sammelſpeicher oder 
Bahnhöfe des Arrondiſſements. Die Banken ſind für die bei 
ihnen beſchlagnahmten Gelder zu Sequeſtern zu beſtellen. Das 
Syſtem der ſchwarzen Liſten iſt nach einer Bekanntmachung im 
„Journal officiel“ vom 6. Auguſt 1916 übernommen. 

Man wird, wenn man die Tragweite der franzöſiſchen Maß— 
regeln beurteilen will, die freie Stellung der franzöſiſchen Gerichte 
gegenüber dem Geſetz nicht außer acht laſſen dürfen. Im 
„Matin“ vom 13. November 1914 hat der Advokat am Appell⸗ 
hof Henry Coulon aus der Stellung des Verwalters den 
Zweck der Veräußerung im günſtigſten Zeitpunkt oder ſofort, 
wenn es ſich um dem Verderben ausgeſetzte Sachen oder Gegen— 
ſtände, die die nationale Verteidigung intereſſieren, handelt, 
hergeleitet. Er beruft ſich auf das Recht der Notwehr, welches 
erlaube, ſich auf dem Verwaltungswege anzueignen, was an 
deutſchen induſtriellen und geſchäftlichen Werten in Frankreich 
exiſtiere. Gegenüber derartigen chauviniſtiſchen Gelüſten ſind die 
Runderlaſſe der Miniſter offenbar zu hemmen beſtimmt. Man 
wird ja überhaupt feſtſtellen können, daß der Staatsgedanke 
auch im Völkerverkehr zwiſchen feindlichen Staaten ſich gegen— 
über der erhitzten Leidenſchaft der einzelnen immerhin als 
mäßigendes Moment geltend macht. Das iſt nicht unnötig zu 
erwähnen gegenüber Stimmungen, welche angeſichts der ein— 
getretenen Kataſtrophe an einer vertragsmäßigen Fortbildung 
der Grundlagen des Volkerverkehrs verzweifeln möchten. Aller: 
dings iſt die Zeit kriegeriſcher Verwicklungen die ungeeignetſte, 
an eine autonome Regelung von Rechtsfragen, welche die inter: 
nationalen Beziehungen berühren, heranzugehen. Inſofern er— 
ſcheint das Vorgehen Frankreichs, der Kammer Geſetzesvorſchläge 
über Aufenthaltsrecht, Berufsausübung und Eigentumserwerb 
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von Ausländern zu machen, höchſt unzeitgemäß. Es iſt bier 
nicht der Ort, auf die Einzelheiten dieſer Vorſchläge, welche 
Erſchwerungen in mehrfacher Beziehung, insbeſondere auch Be— 
ſtrebungen der Nationaliſierung von Geſellſchaften enthalten, die 
dem Prinzip der société anonyme vielfach zuwiderlaufen, näher 
einzugehen. Aber auch hier ſehen wir, wie die Pariſer Handels⸗ 
kammer weitergehende Einſchränkungen fordert. Natürlich würden 
die mit beſtehenden Niederlaſſungsverträgen unvereinbaren Bor: 
ſchläge, wenn ſie Geſetz werden, Vergeltungsmaßregeln der eben- 
falls davon betroffenen nicht im Krieg mit der Republik befind⸗ 
lichen Staaten zur Folge haben. Die wirtſchaftlichen Erfahrungen 
werden dann daruber entſcheiden, ob eine Ara der Nationaliſierung 
des Wirtſchaftslebens eintritt oder die Bedürfniſſe des Verkehrs 
zu neuen Vertragsbeziehungen nötigen, die das nationale Recht 


einſchränken. (Fortſetzung folgt.) 


Zivilrechtliche Fragen aus dem Gebiete 
deer Kriegsſteuergeſetzgebung.) 


Von Senatspräſidenten Hallbauer, Dresden. 


I. Beſfenerung der Eheleute. 


1. Nach § 2 des Kriegsſteuergeſetzes vom 21. Juni 1916 
find die Beſtimmungen in § 14 des Beſitzſteuergeſetzes maß⸗ 
gebend, wonach das Vermögen der Eheleute zuſammengerechnet 
wird, wenn ſie nicht dauernd voneinander getrennt leben. Die 
Eheleute ſind, falls ihr Vermögen hiernach zuſammenzurechnen 
iſt, der Staatskaſſe als Geſamtſchuldner verpflichtet (§ 14 Satz 2 
BStG.). Dasſelbe galt ſchon für die Bemeſſung des Wehr⸗ 
beitrags. 

Die Zuſammenrechnung findet bei jeder Regelung des 
ehelichen Güterrechts ſtatt, alſo auch dann, wenn zwiſchen den 
Eheleuten Gütertrennung beſteht, und dann, wenn die Ehefrau 
nur Vorbehaltsgut beſitzt. Ausgeſchloſſen iſt ſie nur, wenn die 
Ehegatten dauernd voneinander getrennt leben. Dabei wird 
nur ein tatſächlicher Zuſtand vorausgeſetzt; nicht erforderlich 
iſt, daß die Trennung der Eheleute eine geſetzliche oder durch 
Richterſpruch herbeigeführte Unterlage hat (vgl. z. B. 8§ 1353 
Abſ. 2, 1575, 1586 BGB.). Eine Trennung, die lediglich 
auf 8 627 oder § 620 ZPO. beruht, kann nicht als eine 
„dauernde“ gelten; ſie wirkt ja nur für die Dauer des Rechts— 
ſtreites (vorübergehend) oder für einen beſtimmten Zeitraum 
(zeitlich beſchränkt). Der Wille der Eheleute oder eines ders 
ſelben muß darauf gerichtet ſein, von der Wiedervereinigung 
endgültig abzuſehen. Wichtig für die Beantwortung der Frage, 
ob eine dauernde Trennung der Eheleute anzunehmen ſei, iſt 
der 31. Dezember 1916, der Schlußtermin der Zuwachs— 
berechnung. 

2. Im Rechnungswerke geſtaltet ſich die Sache ſo, daß 
das Vermögen der Eheleute für den 1. Januar 1914 zu er⸗ 
mitteln und zuſammenzurechnen iſt (S 20 B StG). Dasſelbe 
gilt für den 31. Dezember 1916. Beſaß der Ehemann A. am 
1. Januar 1914 100 000 &&, die Ehefrau B. 50 000 &, fo 
iſt einzuſetzen mit einem Geſamtvermögen von 150 000 & 
(das Urſprungsvermögen). Beſitzt der Ehemann A. am 31. De⸗ 
zember 1916 120 000 &, die Ehefrau B. 60 000 &, ſo 
beträgt das Geſamtvermögen 180 000 & (das Schlußvermögen). 
Der ſteuerbare Vermögenszuwachs beträgt 30000 ,, die Kriegs» 
ſteuer alſo in ihren beiden Erſcheinungsformen 3000 * + 150 M 
(S 9 KStG.). 

Wie die Zuſammenrechnung des Vermögens ſteuertechniſch 
zu geſchehen hat, ſoll hier nicht näher erörtert werden. Dieſe 
Abhandlung ſoll ſich nur mit der zivilrechtlichen Seite der 
Sache befaſſen. 


I) Literatur: Dr. Rheinſtrom und Blum, Kriegsſteuergeſetz 1916 
S. 14, 15; Dr. Rheinſtrom, Beſitzſteuergeſetz 1916 S. 23, 33, 61 ff., 
75 ff. Norden und Dr. Friedländer, Kriegsſteuergeſetz 1916 
S. 26, 27; Dr. Stier⸗Somlo, Kriegsſteuergeſetz und Beſitzſteuer— 
gefeg 1916 S. 79, 89, 111, 177. 
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3. Der Staatskaſſe haften beide Eheleute als Geſamt⸗ 
ſchuldner, und zwar wird ſich die Staatskaſſe in der Regel an 
den Ehemann halten. Hier ergibt ſich nun für den zahlenden 
Ehemann unter Umſtänden ein Erſatzanſpruch, und es iſt zu 
prüfen, wie ſich dieſer Erſatzanſpruch bei den verſchiedenen 
Güterrechten geſtaltet und wie er zu beziffern und feſtzuſtellen iſt. 

Bei dem geſetzlichen Güterſtande der Verwaltung und 
Nutznießung ſchlägt an ſich S 1345 BGB. ein, und es fragt 
ſich, ob es ſich bei der Kriegsſteuer um den Regelfall von 
Ziff. 1 oder um eine außerordentliche Laſt handelt, die als 
auf den Stammwert des eingebrachten Gutes gelegt anzuſehen 
iſt. Nach meinem Daſürhalten kann es nicht zweifelhaft ſein, 
daß hier eine außerordentliche, auf dem Stammwerte ruhende 
Laſt anzunehmen iſt; denn es handelt ſich um eine einmalige, 
durch beſondere Umſtände bedingte Steuer, die nicht auf den 
Einkünften, ſondern auf dem Stamme des — zur Zeit vielleicht 
völlig ertrags!ofen — Vermögens ruht. Der Ehemann h ftet 
hier alſo dem Steuerfiskus auch nicht auf Grund von § 1388 
BGB., ſondern eben nur auf Grund von § 14 BStG., und 
hat ſchon auf Grund dieſer allgemeinen Erwägungen unter Um⸗ 
ſtänden einen Erſtattungsanſpruch gegen die Frau. Der Geſetz⸗ 
geber hat es aber, um alle Zweifel abzuſchneiden, für zived- 
mäßig gehalten, dies noch ausdrücklich auszuſprechen; denn 
§ 17 BStG. verfügt, daß bei einem der Nutznießung unter: 
liegenden Vermögen die Beſitzſteuer — alſo hier die Kriegs⸗ 
ſteuer — dem Eigentümer, alſo bei der ehemännlichen Nutz⸗ 
nießung der Ehefrau zur Laſt fällt. Es handelt ſich hier um 
eine privatrechtliche Beſtimmung, die aber nicht, wie Stier-Somlo 
(S. 111 Kriegsſteuergeſetz) anzunehmen ſcheint, das bürgerliche 
Recht abändert, ſondern nur — wie oben angeführt — das bereits 
vorhandene, richtig verſtandene bürgerliche Recht wiedergibt und 
der Sicherheit wegen ausdrücklich bekräftigt. 

Selbſtverſtändlich iſt der Erſtattungsanſpruch des Mannes, 
wenn Vorbehaltsgut in Frage kommt (ſ. auch § 1385 Ziff. 1 
BGB) und wenn Gütertrennung beſteht. 

Bei allgemeiner Gütergemeinſchaft kann ein Erſtattungs⸗ 
anſpruch des Ehemannes nur beim Sondergute in Varg kommen; 
durch die Steuer wird einfach das gemeinſame Vermögen ver⸗ 
ringert. Bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft und der Fahr⸗ 
nießgemeinſchaft liegt ein Erſtattungsanſpruch vor, ſoweit die 
Steuer auf dem eingebrachten Gute oder dem Vorbehaltsgute 
der Frau laſtet; ſoweit ſie auf dem Gemeinſchaftsgute ruht, 
wird dies einfach um den Betrag der Steuer verringert. 

Da die Steuer bei dem geſetzlichen Güterſtande betreffs 
des Frauenvermögens nicht vom Manne zu tragen iſt, kann er 
den zur Steuertilgung erforderlichen Betrag dem Stamme 
vermögen des eingebrachten Gutes entnehmen und dazu, da nötig, 
die Zuſtimmung der Frau verlangen (vgl. 88 1375, 1379 BGB.); 
es mindert ſich ſolchenfalls der Nutznießungsgegenſtand um den 
Steuerbetrag. Bei der Rückgabe des eheweiblichen Vermögens 
(beim Tode der Frau, im Falle der Scheidung und dergleichen) 
kann der Mann den zur Steuertilgung verwendeten Betrag in 
Abzug bringen. Hat er die Steuer aus eigenen Mitteln be⸗ 
zahlt, hat er einen Erſtattungsanſpruch, der ihm auch bei Güter⸗ 
trennung und vorbehaltenem Vermögen zuſteht In erſter Linie 
kann er aber beanſpruchen, daß ihm die Frau den anteiligen 
Steuerbetrag aus dem vorbehaltenen oder ihrem von der Güter⸗ 
trennung ergriffenen Vermögen zur Verfügung ſtellt; es kann 
ihm nicht zugemutet werden, inſoweit in Verlag zu gehen. 

4. Es fragt ſich nun aber, wie der dem Frauenvermögen 
zur Laſt fallende Betrag zu berechnen iſt. Hier ſind meines 
Erachtens folgende Fälle zu unterſcheiden: 

a) der ſteuerpflichtige Zuwachs liegt lediglich beim 
Frauenvermögen vor; 

b) der ſteuerpflichtige Zuwachs liegt lediglich beim Mannes⸗ 
vermögen vor; 

c) ein ſteuerpflichtiger Zuwachs liegt bei beiden Ver⸗ 
mögen vor; 

d) 4 zu behandeln iſt der Fall von 89 Ziff. 2 

StG. 


Zu a. Die Sache kann ſo liegen, daß ſich das Frauen⸗ 
vermögen vermehrt hat, während das Mannesvermögen ſtehen⸗ 


45. Jahrgang. 
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geblieben iſt oder fogar abgenommen hat. Das Zuwachs— 
ergebnis beruht nur auf der Vermehrung des Frauenvermögens: 


Frauenvermögen am 1. Januar 1914 50 000 &, am 
31. Dezember 1916 150 000 &, 

Mannesvermögen am 1. Januar 1914 60 000 &, am 
31. Dezember 1916 30 000 &, 

Geſamtvermögen am 1. Januar 1914 110 000 #, am 
31. Dezember 1916 180 000 &, 


zuwachsſteuerpflichtig ſind 70 000 &. 


Hier wird die Kriegsſteuer nur durch den Zuwachs beim ehe: 
weiblichen Vermögen bedinat; deshalb erfordert es die Billigkeit, 
daß der aus ſeinem Vermögen zahlende Ehemann bezüglich des 
geſamten Steuerbetrags einen Erſtattungsanſpruch hat; will er 
nicht ſelbſt zahlen, kann er bei eingebrachtem Gute den ge⸗ 
ſamten Steuerbetrag dem Stamme des eheweiblichen Vermögens 
entnehmen. 

Zu b. Beruht der ſteuerpflichtige Zuwachs lediglich auf 
einer Vermehrung des Mannesvermögens, fo hat der aus feinem 
Vermögen zahlende Mann keinen Erſtattungsanſpruch, er darf 
auch zur Steuerzahlung das eheweibliche Stammvermögen nicht 
angreifen. 

Zu c. Beruht der ſteuerpflichtige Zuwachs auf der Ver⸗ 
mehrung beider Vermögensmaſſen, iſt das Frauenvermögen um 
30000 &, das Mannesvermögen um 50000 & gewachſen, 
ſo iſt die Kriegsſteuer nach dem Verhältniſſe 3: 5 zu verteilen, 
der Mann hat alſo von der Steuer /, die Frau 7 zu tragen. 

Zu d. Iſt die Steuer nach 89 Ziff. 2 KStG. um 
deswillen zu bezahlen, weil das Schlußvermögen am 31. De⸗ 
zember 1916 noch mehr als 0 des Urſprungsvermögens vom 
1. Januar 1914 beträgt, fo find die Grundſätze unter a bis c 
entſprechend anzuwenden. Die Steuer fällt dem Manne 
zur Laſt, wenn der Überſchußbetrag lediglich durch den Stand 
des Mannesvermögens bedingt wird, im entgegengeſetzten Falle 
der Frau. In dem Falle, der dem Falle unter c entipricht, 
iſt der Steuerbetrag verhältnismäßig zu teilen. 


5. Beſteht das eheweibliche Vermögen aus eingebrachtem 
Gute und Vorbebaltsgute, fo iſt der auf das eheweibliche Ver: 
mögen entfallende Steuerbetrag wiederum auf dieſe beiden Be— 
ſtandteile zu verteilen. Zablt der Mann an den Staatsfiskus 
den ganzen Steuerbetrag für das geſamte Vermögen, ſo iſt er 
weder berechtigt noch verpflichtet, den ganzen auf das ehe— 
weibliche Vermögen entfallenden Steuerbetrag aus dem ein— 
gebrachten Gute oder dem Vorbehaltsgute zu entnehmen. Er 
muß vielmehr den auf das Nutznießungsvermögen fallenden 
Steuerbetrag aus dem eingebrachten Gute, den auf das Vor— 
behaltsvermögen entfallenden Steuerbetrag aus dieſem be— 
anſpruchen. 

Beſteht der ſteuerbare Zuwachs des Geſamtvermögens aus 
100 000 &&, und entfallen davon auf das ehemännliche Vermögen 
50 000 A, auf das Nutznießungsvermögen 30000 & und auf 
das Vorbehaltsgut 20000 &, jo muß der Mann von der 
Steuer 510 endgültig ſelbſt tragen, 10 kann er aus dem ein- 
gebrachten Gute entnehmen und 7/10 aus dem Vorbehaltsgute 
beanſpruchen. Es kann ihm nicht zugemutet werden. 5/0 aus 
dem eingebrachten Gute zu nehmen, da ſolchenfalls das ſeiner 
Nutznießung unterliegende Vermögen zu feinen Ungunſten un: 
billig verkleinert würde. Anderſeits darf er aber auch nicht 
5/10 aus dem Vorbehaltsgute beanſpruchen, weil dadurch wieder die 
Frau benachteiligt und das ihrer freien Nutznießung unterliegende 
Vermögen unbillig geſchmälert würde. Soweit nicht nach 
dieſen Grundſätzen verfahren wird, kann aus dem Vorbehalts— 
gute zum eingebrachten Gute oder aus dem eingebrachten Gute 
zum Vorbehaltsgute Erſatz beanſprucht werden (SS 1415 Ziff. 2, 
1417 BGB.). 


6. Hält ſich die Staatskaſſe an die Ehefrau, ſo kann dieſe, 
da ihr Vorſchußzahlung nicht zugemutet werden kann, bei Güter⸗ 
trennung oder wenn die Frau nur Vorbehaltsgut beſitzt, be— 
anſpruchen, daß ihr der Mann den auf ſein Vermögen ent— 
fallenden Steuerteil aus ſeinem Vermögen zur Verfügung ſtellt. 
Kommt er dem nicht nach und muß die Frau alles zablen, ſo 
hat ſie einen entſprechenden Erſtattungsanſpruch gegen den 


Mann. Soweit die Steuer auf eingebrachtem Gute laſtet, 
kann die vom Fiskus in Anſpruch genommene Frau verlangen, 
daß ihr der entſprechende Steuerbetrag aus dem eingebrachten 
Gute zur Verfügung geſtellt wird. Kommt der Mann dem nicht 
nach, fo kann die aus ihrem Vorbehaltsgute zahlende Frau 
beanſpruchen, daß ihr der gezahlte Betrag aus dem eingebrachten 
Gute als freies Vorbehaltsgut überwieſen wird. Die Aus⸗ 
führungen unter 4a bis d ſind hier entſprechend anzuwenden. 


7. Alle Anſprüche, die die Ehegatten nach dem Aus: 
geführten gegeneinander haben, ſind zivilrechtlicher Natur und 
im Streitfalle von den Zivilbehörden zu erledigen. Durch 
rechtsgeſchäftliche Abmachungen können dieſe Grundſätze geändert 
werden. 


II. Eltern und Kinder. 


Bei Eltern und Kindern iſt eine Zuſammenrechnung des 
Vermögens nicht vorgeſchrieben. Steht aber einem Elternteile 
kraft der elterlichen Gewalt die Nutznießung am Kindesvermögen 
zu, ſo taucht auch hier die Frage auf, ob die Kriegsſteuer, was 
das innere Verhältnis der Beteiligten anlangt, vom Inhaber 
der Nutznießung oder aus dem Stamme des Kindesvermögens, 
zu entrichten iſt. Sie iſt ebenſo zu beantworten, wie oben bei 
I, 3 (vgl. 8$ 1654, 1385 Ziff. 1 BGB.). Es handelt ſich 
eben bei der Kriegsſteuer um eine außerordentliche Laſt, die auf 
dem Stammwerte des Kindesvermögens rubt. Die ſchon aus 
den allgemeinen Beſtimmungen des BGB. ſich ergebende 
Haftung des Eigentümers iſt aber auch im 8 17 BStG., der 
jeden Zweifel beſeitigen will, ausdrücklich ausgeſprochen worden. 

Der Staatskaſſe haftet nur der Eigentümer, nicht der 
Nutznießer; § 1654 in Verbindung mit § 1388 BGB. ſchlägt 
nicht ein, da eben der Nutznießer im Verhältniſſe zum Eigen⸗ 
tümer die Steuerlaſt nicht zu tragen hat. Der Steuerfiskus 
kann aber nach 8 1659 BGB. ohne Rückſicht auf den Nutz⸗ 
75 wegen der Steuer Befriedigung aus dem Kindesvermögen 
ſuchen. 

Das der Nutznießung unterliegende Vermögen kommt als 
Steuerobjekt nur beim Eigentümer, nicht beim Nutznießer in 
Frage. Das Kind hat alſo den vollen Wert des Vermögens 
zu verſteuern, der Elternteil nicht den kapitaliſierten Nutzungs— 
betrag (ſo auch Dr. Rheinſtrom a. a. O. S. 23, 33, anders 
Norden und Dr. Friedländer a. a. O. S. 27). Nach dem 
bislang Ausgeführten darf alſo der Elternteil den Steuerbetrag 
dem Stamme des Kindesvermögens entnehmen; das der Nutz— 
nießung unterliegende, ſeinerzeit herauszugebende Vermögen 
mindert ſich dann um den Betrag der Steuer; zablt der 
Elternteil die Steuer aus eigenem Vermögen, ſo hat er einen 
zivilrechtlichen Erſatzanſpruch. 

Beſitzt das Kind freies, der Nußnießung nicht unterliegendes 
Vermögen im Sinne von § 1651 BGB., fo iſt die Steuer 
nach der Geſamtmaſſe des Kindesvermögens — Nutznießungs— 
plus freies Vermögen — zu berechnen. Die Steuer iſt dann 
aber auch hier verhältnismäßig auf beide Vermögensteile zu 
verteilen, wobei die oben unter I, 3—5 erwähnten Grundſätze 
entſprechend angewendet werden können. Aus dem Stamme 
des Nutznießungsvermögens iſt nur der auf das der Nutznießung 
unterliegende Vermögen entfallende Steuerteil zu entrichten. Der 
auf das freie Vermögen entfallende Steuerteil fällt dieſem zur 
Laſt (vgl. 88 1654, 1660, 1385 Ziff. 1, 1415 Ziff. 2 BGB.), 
Wird die ganze Steuer aus dem Nutznießungsvermögen oder 
aus dem freien Vermögen entrichtet, ſo hat im erſten Falle das 
freie Vermögen, im zweiten das Nutznießungsvermögen anteiligen 
Erſatz zu Schaffen (SS 1661, 1417 Abſ. 1, 2 BGB.). 

Selbſtverſtändlich können all dieſe Sätze durch rechtsgültige, 
rechtsgeſchäftliche Ausmachungen geändert werden (BStG. 8 17). 


III. Rieß braucher und Eigentümer. 


1. Von der auf Geſetz beruhenden Nutznießung iſt der 
auf Rechtsgeſchäft beruhende Nießbrauch ſtreng zu unterſcheiden. 
Auf ihn bezieht ſich §S 17 BStG. nicht; er ſpricht nur von 
Nutznicßung, und es iſt zweifellos davon auszugehen, daß ſich 
der Geſetzgeber des Unterſchieds der beiden Rechtsinſtitute und 
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der Terminologie des bürgerlichen Geſetzbuches wohl bewußt 
geweſen iſt. Beide Rechtsinſtitute find grundſätzlich vonein⸗ 
ander verſchieden und werden auch ſteuerlich getrennt behandelt. 
Von dem Nießbrauche (88 1030 f. BGB.) intereſſiert uns hier 
beſonders der Nießbrauch am ganzen Vermögen (SS 1085 f. 
BGB.). Bei dem Nießbrauch liegen ſteuerlich zwei verſchiedene 
Vermögensobjekte vor; der Nießbraucher verſteuert der Regel 
nach den kapitaliſierten Nießbrauch, der Eigentümer das Nieß⸗ 
brauchsvermögen abzüglich der darauf ruhenden Nießbrauchslaſt 
(SS 6 Ziff. 1, 5; 37, 38, 10, 45 BGB.). Dem Steuerfiskus haftet 
wegen der Eigentumsſteuer der Eigentümer, wegen der Nieß⸗ 
brauchsſteuer der Nießbraucher. Die auf dem Nießbrauchsrecht 
ruhende Steuer hat der Nießbraucher aus ſeinem Vermögen 
zu tragen, dagegen nicht die auf dem Eigentume ruhende Steuer. 
Denn es iſt ſchon ausgeführt worden, daß die Kriegsſteuer als 
eine außerordentliche, auf den Stammwert der Sache gelegte 
Laſt anzuſehen und deshalb vom Nießbraucher im Verhältnis zum 
Eigentümer nicht zu tragen iſt. Der Nießbraucher kann alſo 
den auf das Eigentum entfallenden Steuerteil, wenn er ihn 
abführt, aus dem Stamme des Nießbrauchsvermögens entnehmen 
oder, wenn er die Steuer aus ſeinem Vermögen zahlt, vom 
Eigentümer Erſtattung beanſpruchen. Einen Anſpruch gegen 
den Nießbraucher hat der Fiskus wegen des auf das Eigentum 
entfallenden Steuerbetrages nicht. Trotzdem kann der Eigen⸗ 
tümer, wenn er vom Steuerfiskus in Anſpruch genommen wird, 
beanſpruchen, daß ihm vom Nießbraucher aus dem Stamm⸗ 
2 0 0 der Betrag zur Verfügung geſtellt wird, der zur 
Bezahlung der Eigentumsſteuer erforderlich iſt. 


Beſonderheiten gelten dann, wenn Nießbrauch und Eigentum 
durch eine in die Veranlagungszeit fallende Erbſchaft in ver⸗ 
ſchiedene Hände gelangt ſind: hier ſind Nießbrauch und Eigentum 
ſteuerfrei (8 3 Ziff. 1 KStG). Andererſeits iſt der Nießbrauch, 
wenn er auf einer im Veranlagungszeitraum erfolgten Schenkung 
des Eigentümers beruht, der Regel nach vom Schenkgeber zu 
verſteuern, d. h. der Eigentümer hat den vollen Wert des 
Eigentums — ohne Abzug der Nießbrauchslaſt — zu verſteuern. 
Der Nießbraucher baftet aber für den auf den Nießbrauch 
fallenden Abgabenteil verhältnismäßig und iſt inſoweit dem 
Schenker, der dem Fiskus die Steuern zahlt, erſatzpflichtig 
(KStG. § 4 Abſ. 2). 


IV. Schenker und Schenſtnehmer. 


1. Nach § 3 Ziff. 3 des Kriegsſteuergeſetzes find Schen⸗ 
kungen und ſonſtige unentgeltliche Zuwendungen — ſoweit nicht 
Zuwendungen unter 1000 & in Frage ſtehen — der Regel 
nach bei der Ermittlung des Vermögens des Schenknehmers 
nicht zu berückſichtigen; fie find von feinem ſteuerbaren Ber: 
mögen abzuziehen. Sie ſind alſo beim Empfänger ſteuerfrei 
und können bei ihm keinen Vermögenszuwachs und keine 
Zuwachsſteuer begründen. Es hängt dies damit zuſammen, 
daß ja hier von einem Kriegsgewinne, der doch immerhin dem 
Geſetze wirtſchaftlich zugrunde liegt, offenſichtlich nicht geſprochen 
werden kann. Andererſeits dürfen ſolche Geſchäfte keine Hand— 
habe zur Umgehung der Steuer bieten, und deshalb beſtimmt 
84 KStG., daß Ste der Regel nach beim Schenkgeber ſteuer— 
pflichtig ſind. Sie ſind alſo dem Schlußvermögen desſelben 
zuzurechnen und können bei der Bildung des ſteuerpflichtigen 
Zuwachſes oder nach Maßgabe von § 9 Ziff. 2 KStG. er— 
heblich werden. 


2. Dem Fiskus gegenüber iſt der eigentliche Steuer— 
ſchuldner der Schenker; es haftet ihm aber auch der Bedachte 
für den Abgabenbetrag, der auf den Betrag der Schenkung 
verhältnismäßig entfällt: §S 4 Abſ. 2 Satz 1 KStG. 


3. Hält ſich nun die Steuerbehörde wegen des Geſamt— 
betrages an den Schenker, ſo kann dieſer von dem Beſchenkten 
Erſatz des dieſen verhältnismäßig treffenden Teilbetrages bean— 
ſpruchen: § 4 Abſ. 2 Satz 2 KStG. 

Selbſtverſtändlich kann dieſer Erſatzanſpruch rechtsgeſchäft— 
lich z. B. durch eine Erklärung bei der Schenkung ausgeſchloſſen 
werden; dadurch kann aber dem Steueranſpruche des Fiskus 
an den Beſchenkten kein Eintrag getan werden. 


4. Dieſer Erſatzanſpruch iſt zivilrechtlicher Natur und, da 
nötig, bei den Zivilgerichten geltend zu machen. Doch iſt 
ſelbſtverſtändlich, daß die Entſcheidung der Steuerbehörde, ſoweit 
ſie die den Schenker treffende Zuwachsſteuer feſtſtellt, für das 
Zivilgericht bindend iſt. Ebenſo wird für das Zivilgericht eine 
Feſtſtellung der Steuerbehörde maßgebend ſein, die ſich auf den 
den Nehmer nach § 4 Abſ. 2 Satz 1 treffenden Abgabenbetrag 
bezieht. Dagegen unterliegen alle übrigen Streitpunkte (Erlaß⸗ 
behauptungen, Stundungen, Gegenanſprüche u. dgl.) der freien 
Entſcheidung der Zivilbehörde. 

5. Bezüglich der Höhe des Erſatzanſpruchs möge folgendes 
Beiſpiel angeführt werden: 

A. hat ein Urſprungsvermögen (am 1. Januar 1914) von 
100 000 &, ein Schlußvermögen (am 31. Dezember 1916) von 
200 000 &. Dazu kommt eine im Jahre 1915 vollzogene 
Schenkung an den B. von 100 000 &. Sie iſt beim B. nicht 
zu verſteuern. Immerhin iſt ſie dem Schlußvermögen des A. 
zuzurechnen, das dadurch auf 300 000 & ſteigt. Hier liegt 
ein ſteuerpflichtiger Zuwachs von 200 000 & vor, der zur 
Hälfte auf die Schenkung entfällt. A. hat alſo, wenn er von 
der Steuerbehörde auf die ganze Kriegs (zuwachs)ſteuer in An⸗ 
ſpruch genommen wird, einen Erſatzanſpruch, der in der Hälfte 
des von der Geſamtzuwachsſumme zu gewährenden Steuer: 
betrags beſteht. (Ebenſo Dr. Rheinſtrom u. Blum a. a. O. S. 14, 
15, ſowie die Begründung des Geſetzentwurfs.) 

Bei einem Zuwachſe von 200 000 & beträgt die Steuer 
49 500 &, der fragliche Anſpruch beträgt alſo 24 750 M. 

Auf § 9 Ziff. 2 KStG. bezieht ſich folgendes Beiſpiel. 

A. beſitzt am 1. Januar 1914 ein Urſprungsvermögen 
von 50 000 &, am 31. Dezember 1916 ein Schlußvermögen 
von 40 000 &. Dazu kommt aber noch eine im Jahre 1916 
zugunſten des B. vollzogene Schenkung von 10 000 &. Da 
durch ſteigt das Schlußvermögen auf 50 000 A. Zuwachs⸗ 
ſteuer im Sinne von § 9 Ziff. 1 iſt nicht 1 entrichten, da 
kein Zuwachs vorliegt. Dagegen liegt ein Fall von § 9 Ziff. 2 
vor, da das Vermögen am Schluſſe immerhin mehr beträgt 
als 0 des Urſprungsvermögens, nämlich 5000 & mehr 
Der Schenker hat alſo eine Steuer von 50 & zu entrichten. 
Dieſe kann er voll erſetzt verlangen, da ſie lediglich auf dem 
geſchenkten Betrage beruht. 


Das Verhältnis des $ 826 BGB. zu $ 1 UnlWG. 
Von Geh. Juſtizrat M. Salinger, Berlin. 


8 826. 

Wer in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe einem 
Anderen vorſätzlich Schaden zufügt, iſt dem Anderen zum Erſatze des 
Schadens verpflichtet. 8 

1 


Wer im geſchäftlichen Verkehr zu Zwecken des Wettbewerbes 
Handlungen vornimmt, die gegen die guten Sitten verſtoßen, kann auf 
Unterlaſſung und Schadenserſatz in Anſpruch genommen werden. 


J. 


Das Nebeneinanderbeſtehen der beiden Geſetzesbeſtimmungen 
hat in der Theorie und Praxis zu zahlreichen Streitfragen ge⸗ 
führt. Der Regierungsentwurf des geltenden Geſetzes gegen 
den unlauteren Wettbewerb hatte die Generalklauſel des § 1 
noch nicht; er ging davon aus, daß bei der den Bedürfniſſen 
des redlichen Geſchäftsverkehrs entſprechenden Anwendung, welche 
der 8 826 in der Rechiſprechung des RG. erfahren hatte, eine 
Veranlaſſung zu einer neuen Generalklauſel nicht vorliege, und 
daß die Wiederholung des allgemeinen Rechtsſatzes in einem 
Spezialgeſetz überflüſſig und ſchädlich erſcheine. er Entwurf 
begnügte ſich damit, in feinem § 13 die Aktivlegitimation der 
Gewerbegenoſſen und der Verbände, die Erleichterung einſt⸗ 
weiliger Verfügungen und die Zuläſſigkeit der öffentlichen Urteils⸗ 
bekanntmachung für anwendbar zu erklären, wenn auf Grund 
des §8 826 wegen einer zu Zwecken des Wetibewerbs vor: 
genommenen ſittenwidrigen Handlung der Anſpruch auf Unter⸗ 
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laſſung geltend gemacht wird.!) Die Reichstagstommilfion ?) 
wollte indeſſen für das Gebiet des unlauteren Wettbewerbs 
den Schadenserſatzanſpruch des Geſchädigten von der Voraus⸗ 
ſetzung einer vorſätzlichen Schadenszufügung und den Unterlaſſungs⸗ 
anſpruch von den Vorausſetzungen einer bereits ſtattgefundenen 
Vermögensbeſchädigung und der Befürchtung weiterer Schadens⸗ 
zufügungen unabhängig machen, und jo kam der 5 1 UnlWG. 
zuſtande. 


Betrachtet man lediglich den Wortlaut beider Beſtim⸗ 
mungen, ſo zeigen ſich folgende Verſchiedenheiten: 

1. §S ] beſchränkt feine Anwendung auf Handlungen, 
welche im geſchäftlichen Verkehr zu Zwecken 
des Wettbewerbs vorgenommen werden, während 
§ 826 hierauf nicht beſchränkt iſt. § 826 hat bier 
nach ein weiteres Gebiet und iſt die allgemeinere Vor⸗ 
ſchrift; er iſt bei jeder gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßenden Schadenszufügung auf dem geſamten Rechts⸗ 
gebiet, auch auf dem Gebiet des Familienrechts und 
des Prozeſſes anwendbar. Vgl. RG. 58, 248; 61, 
365; 69, 280; 74, 224; 75, 213. 

2. § 826 gibt nur einen Anſpruch auf Schadenserſatz, 

Par 81 auch einen Anſpruch auf Unterlaſſung 
ewährt. 

5 826 verlangt für ſeinen Tatbeſtand eine vorſätz⸗ 
liche Schadenszufügung, während S 1 nur die 
Vornahme einer Handlung vorausſetzt. 

Gerichtspraxis und Rechtslehre haben indeſſen die zu 2 
und 3 genannten Verſchiedenheiten beider Beſtimmungen in 
weitem Umfange verwiſcht. 

Zu 2 hat das RG. mit Recht auch auf Grund des § 826, 
falls weitere Schädigungen zu beſorgen ſind, unter 
analoger Anwendung der SS 12, 862, 1004 BGB. und des 
älteren Geſetzes gegen den unlauteren Wettbewerb einen An⸗ 
ſpruch auf Unterlaſſung gegeben. Vgl. RG. 48, 118 ff.; 
78, 212; JW. 1907, 48; Mu W. XIII, 24. Dieſe Rechts⸗ 
anwendung hat in der Wiſſenſchaft allgemeine Zuſtimmung 
gefunden. 

Auf der anderen Seite iſt die Beſorgnis der Wieder⸗ 
holung der Handlung vielfach auch als Vorausſetzung der 
Unterlaſſungsklage aus §8 1 angenommen worden.?) Dieſe 
Auffaſſung iſt unhaltbar,“) da § 1 eine ſolche Vorausſetzun 
nicht nur nicht enthält, ſondern, wie ſchon oben erwähnt, weſentlich 
aus dem Grunde geſchaffen worden iſt, um dieſe Vorausſetzung 
der Unterlaſſungsklage aus $ 826 für das Gebiet des unlauteren 
Wettbewerbs zu beſeitigen. Die Unterlaſſungsklage richtet ſich 
allerdings gegen die zu beſorgende künftige Wiederholung der 
Handlung; $ 1 geht indeſſen davon aus, daß dieſe Beſorgnis 
bis zum Beweiſe des Gegenteils bei jeder im geſchäftlichen 
Verkehr zu Zwecken des Wettbewerbs vorgenommenen Handlung 
von ſelbſt gegeben iſt, und macht ſie deshalb nicht zum 
Tatbeſtandsmoment des Unterlaſſungsanſpruchs. Es 
iſt daher Sache des Beklagten, die Einrede zu erheben 
und zu beweiſen, daß eine Wiederholung der Handlung aus⸗ 
geſchloſſen iſt. Vgl. die Urteile des RG. in RG. 60, 154 
und in MuW. XII, 183. 

Hiernach beſteht für den Unterlaſſungsanſpruch der Unter⸗ 
ſchied, daß die Wiederholungsgefahr keine Vorausſetzung der 
Klage aus § 1, wohl aber eine ſolche der Klage aus § 826 
iſt, wenn auch bei der letzteren Klage ſich häufig aus der 
Beſchaffenheit der ſchädigenden Handlung die Gefahr ihrer 
Wiederholung ohne weiteren Beweis ergeben wird.“) 


1) Begründung des Entwurfs (Nr. 1109 der Druckſ. des RT. 
12. LP. I. Seſſ. 1907/09) S. 9, 10. 

2) Ihr Bericht (Nr. 1390 der Druckſ. des NT. 1907/09) 
S. z ff., 52 ff. 

8) So von Rofentbal in Unl WG. 4. Aufl. S. 65 f. 

4) Richtig Finger in Unl WG. 4. Aufl. S. 43, 207. 
MuW. XIV, 16; OLG. Braunſchweig in MuW. XIV, 84. 

5) Das iſt Sache der Beweiswürdigung und es iſt Gegen: 
beweis, wenn der Beklagte ſeinerſeits Beweiſe für den Ausſchluß 
der Wiederholungsgefahr beibringt. Vgl. RG. 78, 213 und 
JW. 1908, 333. 
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Zu 3 wird von § 1, falls aus ihm ein Anſpruch auf 
Schadenserſatz erhoben wird, ſelbſtverſtändlich auch voraus⸗ 
geſetzt, daß durch die ſittenwidrige Handlung ein Schaden 
entſtanden iſt. Hiernach ſcheinen zwiſchen den beiden Geſetzes⸗ 
beſtimmungen die weiteren Unterſchiede zu beſtehen, 

daß die Schadenserſatzklage aus 8 826 eine ſchuldhafte, 
und zwar eine vorſätzliche, dagegen aus S 1 keine 
ſchuldhafte Schadenszufügung vorausſetzt, 

daß ferner die Unterlaſſungsklage aus 8 826 eine vor⸗ 
ſätzliche Schadenszufügung, dagegen aus 8 1 
überhaupt keine Schadenszufügung vorausſetzt. 

Gerichtspraxis und Rechtslehre haben auch dieſe Ver⸗ 
ſchiedenheiten abgeſchwächt: f 

Das RG. ſieht das Tatbeſtandsmoment der Vorſätzlich⸗ 
keit der Schadenszufügung mit Recht ſchon dann als erfüllt 
an, wenn der Handelnde auch nur das Bewußtſein gehabt 
hat, daß ſeine Handlung einem anderen ſchaden werde. 
Vgl. RG. 57, 241; 58 S. 216, 397; 63, 148; 73, 113; 
IW. 1911 S. 30, 31. Auch derjenige, welcher eine Handlung 
mit einem ſolchen Bewußtſein vornimmt, hat den eingetretenen 
Schaden in ſeinen Willen mitaufgenommen und daher vorſätzlich 
zugefügt. 

Auf der anderen Seite ging die Reichstagskommiſſion bei 
den Verhandlungen über den § 1 (Bericht a. a. O. S. 4, 
52 bis 54) davon aus, daß eine Sittenwidrigkeit nur dann 
vorliegen könne, wenn der Handelnde ſich ihrer bewußt 
[et und daß daher der Tatbeſtand des § 1 von felbit ein 

erſchulden in ſich ſchließe. In Übereinſtimmung hiermit 
wird von verſchiedenen Seiten‘) für die Schadenserſatzklage, 
ja ſogar auch für die Unterlaſſungsklage aus S 1 das Bewußt⸗ 
lein des Handelnden von der Sittenwidrigkeit 1 55 Handlungs⸗ 
weiſe gefordert. So viel ſollte klar ſein, daß der Begriff des 
Verſtoßes gegen die guten Sitten im § 1 kein anderer als im 
§ 826 iſt.7)) Auch das RG. hat in keiner feiner zahlreichen 
Entſcheidungen dieſen Begriff im § 1 anders als im S 826 
aufgefaßt. Schon bei den SS 138, 817, 819 und 826 BGB. 
beſteht die gleiche Streitfrage.“ st hiernach die vorſätzliche 
Schadenszufügung im 8 826 ein ſelbſtändiges Tatbeſtands⸗ 
moment neben dem Verſtoß gegen die guten Sitten,“) ſo 
unterſcheiden ſich die Schadenserſatzklagen aus den beiden 
Geſetzen in der Tat dadurch, daß diejenige aus § 826 nur 
bei vorſätzlicher Schadenszufügung in dem vorgedachten 
Sinn, diejenige aus § 1 auch bei unverſchuldeter Schadens⸗ 
zufügung zuläſſig iſt. 

Die Unterlaſſungsklage aus § 1 iſt auch dann gegeben, 
wenn ein Schaden überhaupt nicht entſtanden iſt. Was 
den 8 826 anlangt, fo verlangt das RG. für die Unterlaſſungs⸗ 
klage aus dieſer Beſtimmung nur das Vorliegen ihres objektiven 
Tatbeſtandes, alfo keine ſchuldhafte Schadenszufügung. Es 
begründet dieſe Praxis mit dem Satz, daß jeder auch nur objek⸗ 
tive widerrechtliche Eingriff in ein vom Geſetz geſchütztes Recht 
zu einer Klage auf Unterlaſſung berechtigt, wenn weitere Ein⸗ 
griffe zu befürchten ſind. Vgl. RG. 60, 7 u. JW. 1916, 
739. So richtig dieſe Erweiterung des 8 1004 VGB. iſt, ſo 
wenig fett die Schadenszufügung des § 826 an ſich einen Eins 
griff in ein vom Geſetz geſchütztes Recht voraus.“) Auch der 
Hinweis auf die in der Entſcheidung JW. 1899, 749 erörterten 
negatoriſchen Klagen bei unverſchuldeter Verletzung eines Waren⸗ 
zeichens, Patentes oder Muſters paßt nicht, weil es ſich in allen 


6) Vgl. die bei Rofentbal a. a. O. S. 106 zitierten Schriftſteller. 

7) So auch Jacobi in IheringsJ. 41, 109; Finger a. a. O. 
S. 30 und Roſenthal a. a. O. S. 107, 125. 

8) Auf dieſe Streitfrage wird in einem demnächſt in der JW. 
erſcheinenden Aufſatz eingegangen werden. 

9) Mit Recht bezieht Oſterrieth, Lehrb. des gewerbl. Rechtsſchutzes 
S. 408, den Vorſatz des § 826 auf die ſchädigende Wirkung und 
nicht auf das ſittenwidrige Moment des Handelns. Vgl. auch Finger 
a a. O. S. 41 und Lobe, Die Bekämpfung des unlauteren Wettb. 
Bd. 1 S. 255. 

10) Vgl. Coſack, Lehrb. d. bürg. R. Bd. 1 (6. Aufl.) S. 665 und 
Lobe a. a. O. S. 153 Anm., S. 179. 
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dieſen Fällen um Eingriffe in zweifelloſe Rechte handelt. Trotz⸗ 
dem wird man die Praxis des RG. billigen müſſen, weil es in 
der Tat ein Gebot ber Gerechtigkeit iſt, eine gegen die guten 
Sitten verſtoßende Schädigung anderer auch dann zu verhindern, 
wenn die Vermögensbeſchädigung nicht verſchuldet iſt. Jedenfalls 
bildet aber eine e die Vorausſetzung der 
Unterlaſſungsklage aus 8 826. Vgl. RG. 67, 153. 


II. 

Für die Anſprüche aus § 826 gelten nicht die Beſonder⸗ 
heiten, welche das Unl WG. für die von ihm geſchaffenen An⸗ 
ſprüche angeordnet hat. 

Der Unterlaſſungsanſpruch kann nicht wie derjenige aus 

1 gemäß $ 13 Unl WG. von jedem Gewerbetreibenden, der 

aren oder Leiſtungen gleicher oder verwandter Art herſtellt 
oder in geſchäftlichen Verkehr bringt, oder von gewerblichen 
Verbänden, ſondern nur von dem Geſchädigten erhoben werden. 
Vgl. RG. 58, 284. 

Werden in einem geſchäftlichen Betriebe Handlungen gegen 
8 826 von einem Angeſtellten oder Beauftragten vorgenommen, 
o iſt der Unterlaſſungsanſpruch nicht wie im Falle des § 1 
gemäß 8 13 Unl WG. ohne weiteres gegen den Inhaber des 
Betriebes begründet, ſondern nur dann, wenn die Voraus⸗ 
ſezurgen des § 831 oder des $ 278 BGB. gegeben find. 

ie Anſprüche aus § 826, auch die Unterlaſſungsklage, 
welche nicht weniger eine Deliktsklage iſt, ) verjähren gemäß 
§ 852 BGB. in 3 Jahren von dem San an, in welchem 
der Verletzte von dem Schaden und der Perſon des Verpflich⸗ 
teten Kenntnis erlangt. Auch bei der oben gedachten Zulaſſung 
der Unterlaſſungsklage aus § 826 im Falle einer nicht ſchuld⸗ 
haften Schadenszufügung iſt es lediglich eine Konſequenz dieſer 
neuen Rechtsbildung, daß auch für die Verjährung einer ſolchen 
Klage 8 852 cit. anzuwenden if. Die Anſprüche aus § 1 
verjähren gemäß 8 21 Unl WG. in 6 Monaten von dem Zeit⸗ 
punkt an, in welchem der Anſpruchsberechtigte von der Handlung 
und von der Perſon des Verpflichteten Kenntnis erlangt, ohne 
Rückſicht auf dieſe Kenntnis in 3 Jahren von der Begehung 
der Handlung ab. 

Für Klagen aus 8 826, auch für die Unterlaſſungsklage 
iſt neben dem allgemeinen Gerichtsſtande der 88 12 ff 880. 
und dem beſonderen Gerichtsſtande des $ 21 ZRD. der Gerichts⸗ 
Sa des Tatort? gemäß 8 32 ZPO. gegeben. Wie bei ber 

age der Verjährung iſt es eine ſelbſtverſtändliche Folge der 
neuen Rechtsbildung, daß auch in dem Fall einer nicht ſchuld⸗ 
haften Schadenszufügung der Gerichtsſtand aus § 32 cit. für 
die Unterlaſſungsklage gegeben iſt. !“) Dagegen iſt für Klagen 
aus § 1 nach § 24 UnlWG. ausſchließlich das Gericht zus 
ſtändig, in deſſen Bezirk der Beklagte ſeine gewerbliche Nieder⸗ 
laſſung oder in Ermangelung einer ſolchen ſeinen Wohnſitz 
hat.“») Auch der im 8 24 cit. für Ausländer vorgeſchriebene 
ausſchließliche Gerichtsſtand gilt nicht für die Klagen aus § 826. 

Bei Unterlaſſungsklagen aus § 1 kann nach § 23 Unl WG. 
der obſiegenden Partei die Befugnis zugeſprochen werden, den 
verfügenden Teil des Urteils auf Koſten der unterliegenden 
Partei öffemlich bekanntzumachen. Bei Unterlaſſungsklagen 
aus 8 826 beſteht eine ſolche Ermächtigung des Gerichts nicht. 
Ein Antrag auf Zuerkennung dieſer Befugnis kann nur als 
Schadenserſatzanſpruch gemäß 8 249 BGB. in dem Sinne bes 
gründet werden, daß die Publikation den durch die unerlaubte 
1 beeinträchtigten früheren Zuſtand wiederherſtellen 
o 14 

Auch die in §8 25 Unl WG. angeordnete Erleichterung für 
die Erlangung einſtweiliger Verfügungen gilt nicht für die An⸗ 
ſprüche aus § 826. 


u) KG. 78, 257. 

15) Daraus folgt von ſelbſt auch die Zuläſſigkeit der Verbindung 
der Unterlaſſungsklage mit der Schadenserſatzklage im Gerichtsſtande 
des § 32, ohne daß es der anfechtbaren Begründung des RG. (z. B. 
in JW. 1915, 1023) bedarf. Vgl. über die Streitfrage Rofenthal 
a. a. O. S. 81. 82 und in MuW. XII, 30. 

15) Über den Gerichtsſtand bei einer Mehrzahl von Nieder 
laſſungen des Beklagten vgl. Salinger in GeweRſchutz XIX, 10. 

14) Vgl. RG. in MuW. XV S. 27, 28. 


Ebenſowenig iſt für dieſe Anſprüche die Beſtimmung aus 
8 27 Unl WG. anwendbar, daß der Rechtsſtreit vor die Kammer 
für Handelsſachen gehört. 

Endlich gilt die im 5 28 Unl WG. für Ausländer ans 


geordnete Beſchränkung des Rechtsſchutzes nicht für Anſprüche 
aus 8 826.16) en 


Sind nach dem Vorſtehenden die Vorausſetzungen der 
beiden Geſetzesbeſtimmungen nicht identiſch, ſo kann keine Rede 
davon fein, daß $ 826 durch den 5 1 aufgehoben oder auf die 
Rechtsgebiete außerhalb des geſchäftlichen Wettbewerbs beſchränkt 
worden iſt.“) Es hat denn auch bei den Beratungen des 8 1 
darüber volle Übereinftimmung geherrſcht, daß § 826 feine 
Geltung neben dem $ 1 behalten hat. 

Daraus ergibt ſich die Behandlung derjenigen Fälle von 
ſelbſt, welche die Tatbeſtände beider Geſetzesbeſtimmungen in 
ſich vereinigen: Soweit der Tatbeſtand die Vorausſetzungen des 
8 1 erfüllt, ergibt ſich die Anwendung dieſes Geſetzes als des 
neueren Reichsgeſetzes ohne weiteres. Inſoweit der Tatbeſtand 
auch die weitergehenden Vorausſetzungen des § 826 erfullt, ift 
auch die Anwendbarkeit des älteren, nicht aufgehobenen Geſezes 
von ſelbſt gegeben. Nirgends findet ſich eine geſetzliche Bor 
ſchrift, daß bei der Konkurrenz beider Geſetzesbeſtimmungen 
etwa nur der § 1 zur Anwendung zu bringen it Ebenſowenig 
iſt indirekt eine ſolche Abſicht des Geſetzgebers erkennbar. Im 
Gegenteil wird in dem Bericht der Reichstagskommiſſion 
(a. a. O. S. 47) ausdrücklich das allſeitige Einverſtändnis mit⸗ 
eteilt, daß die neue Generalklauſel die Erhebung eines An⸗ 
pruchs aus 8 826 nicht ausfchließe.!”) 

Hat der Beklagte im geſchäftlichen Verkehr zu Zwecken des 
Wettbewerbs in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden 
Weiſe den Kläger vorſätzlich geſchädigt und vermag der letztere 
alle Beſtandteile dieſes die Vorausſetzungen beider Geſetzes⸗ 
beſtimmungen erfüllenden Tatbeſtandes zu beweiſen, ſo wird er 
die Schadenserſatzklage aus $ 826 erheben, wenn er z. B. den 
Einwand der ſechsmonatigen Verjährung zu fürchten hat oder 
die Klage bei dem Gericht anſtellen will, in deſſen Bezirk die 
Handlung begangen iſt. Er wird die Entſchädigungsklage aus 
91 anſtellen, wenn ihm der Beweis der vorſätzlichen 
Schädigung ſchwer fällt. Er wird die Unterlaſſungsklage aus 
8 1 erheben, wenn er den Beweis der Schadenszufügung oder 
der Wiederholungsgefahr vermeiden will, oder wenn die Frage 
der Haftung des Beklagten aus einer Handlung ſeiner An⸗ 

eſtellten zweifelbaft erſcheint, oder wenn es ihm darauf an⸗ 
ommt, eine ſchleunige einſtweilige Verfügung zu erlangen. Es 
iſt irrig, wenn Kirchberger in MuW. XIII, 12 den Gerichts⸗ 
ſtand des $ 32 ZPO. nicht zulaſſen will, weil es ſich auch 
bei der Möglichkeit der Subſumtion der Klagetatſachen unter 
8 826 um eine Wettbewerbsklage handele, für welche der 
ausſchließliche Gerichtsſtand des 8 24 Unl WG. vorgeſchrieben 
ſei. § 24 cit. gilt nicht allgemein für Wettbewerbsklagen, 
ſondern nur für die Anſprüche aus dem Unl WG.; er berührt 
daher die Anſprüche aus § 826 überhaupt nicht. 18) Es liegt 
nicht der Fall einer Geſetzeskonkurrenz in dem Sinne vor, daß 
die Vorausſetzungen des älteren Geſetzes mit denjenigen des 
neueren Geſetzes identiſch und nur die daran geknüpften Folgen 
in beiden Geſetzen verſchieden beſtimmt ſind. Nur in einem 
ſolchen Fall würde zu unterſuchen ſein, ob das neuere Geſetz 
das ältere aufgehoben oder in ſeinem Anwendungsgebiet be⸗ 
beſchränkt hat. In dem in MuW. XIV, 344 mitgeteilten ab⸗ 
weichenden Urteil des OLG. Hamburg vom 23. Februar 1915 
ift jeder Satz falſch. Das LG. Muße wegen der Gerichts⸗ 
ſtandsfrage den Tatbeſtand der Widerklage ſowohl vom Stand⸗ 
punkt des § 826 als auch von demjenigen des § 1 prüfen.“) 


15) Vgl. RG. bei Gruchot 58, 189. 

16) And. Anf.: v. Liſzt, Deliktsobligationen S. 46. 

17) Vgl. auch RG. 74, 435. 

18) Das verkennt auch Lobe a. a. O. S. 397. Richtig Nofen- 


thal a a. O. S. 82, KG. in OS GRſpr. 27, 288 und Hanſdss. in 
JW. 1915, 731. 


19) Pgl. Stein 8p. 10. Aufl., Norbem. V vor $ 12. 


45. Jahrgang. 


Das UnlWG. konnte auch vermöge feiner Eigenſchaft als lex 
specialis den zugleich die weitergehenden Vorausſetzungen des 
an erfüllenden Tatbeſtand nicht ausschließlich beherrſchen. “) 

dlich verhindert der Umſtand, daß der Kläger in dem 
Gerichtsſtande des 8 32 ZPO. mit feiner Klage nur Erfolg 
haben kann, wenn er auch die nicht mit dem § 1 identiſchen 
Vorausſetzungen des § 826 zu beweiſen vermag, die willkür⸗ 
liche Umgehung des § 24 Unl WG., was auch Finger (a. a. O. 
S. 453, 477) überſieht. ) 

Sit das angegangene Gericht ſowohl aus $ 24 Unl WG. 
als auch aus § 32 ZPO. zuſtändig, fo hat das Gericht der 
Klage ſtattzugeben, wenn es den Tatbeſtand der einen oder 
der anderen Geſetzesbeſtimmung als vorliegend anſieht. Darauf, 
welche Geſetzesbeſtimmung der Kläger anführt, kann es ebenſo⸗ 
wenig ankommen, wie darauf, in welcher Reihenfolge er die 
Anſprüche aus 8 826 und § 1 erhebt. In der großen Mehr 
5 der Fälle bietet die Anwendung des § 826 für die 

urchführung der Klage größere Schwierigkeiten als die An⸗ 
wendung des § 1, was ja zur Schaffung der neuen General: 
klauſel geführt hat. Die Anwendung des 8 826 kann indeſſen 
auch in dem unterſtellten Fall dem Kläger zugute kommen, 
wenn die Frage zweifelhaft iſt, ob die Vermögensbeſchädigung 
um Zweck des Wettbewerbs geſchehen ift, und die Anwendun 
es 8 826 kann allein zum Ziel führen, wenn der Einwan 
der Verjährung aus § 21 UnlWG. begründet, dagegen die 
Verjährung des Anſpruchs aus 8 826 noch nicht abgelaufen iſt. 

St das Gericht ſowohl nach § 24 UnlWG. als auch 
nach 8 32 3PO. zuſtändig, fo hat der Kläger die Wahl, ob 
er die Klage bei der Zivilkammer oder bei der Kammer für 
Handelsſachen anbringen will. Der Beklagte hat nicht das 
Recht, die Verweiſung an die nichtangegangene Kammer zu 
beantragen.“) 


Die dritte Teilnovelle zum öſterreichiſchen 
Allgemeinen Bürgerlichen Geſetzbuch. 
(Ein Vergleich mit dem deutſchen Bürgerlichen Geſetzbnch.) 
Von Sektionsrat Prof. Dr. Emanuel Adler, Wien. 
(Fortſetzung und Schluß aus Nr. 14, 1916.) 


Der Titel über die Gewährleiſtung (8$ 117 bis 126) bringt 
Neuerungen der Haftung für Viehmängel: Hatte das 
ABGB. bisher die Tiere und die Krankheiten angeführt, für 
welche die Vermutung gilt, daß der Mangel ſchon zur Zeit der 
Abergabe beſtanden hat, ſo ſchien es jetzt beſſer, neue Be⸗ 
ſtimmungen dieſer Art nicht wieder im Geſetze ſelbſt feſtzulegen, 
ihre Feſtſetzung vielmehr dem Verordnungswege zu überlaſſen 
(vgl. § 482 Abſ. 2 BGB.); doch iſt der Novelle die Be⸗ 
ſchränkung auf gewiſſe Tiere, wie fie $ 481 BGB. feſtſetzt, 
fremd. Die Friſt zur Geltendmachung eines Mangels wurde 
nach dem Muſter des S 490 BGB. auf ſechs Wochen vom 
Ende der Gewährfriſt gekürzt. Die Anzeige vom Gewährfalle 
hat „ſogleich“ zu erfolgen, denn es erſchien mißlich, die Beweis⸗ 
ſchwierigkeiten durch Feſtſetzung einer beſtimmten Friſt für die 
Anzeige (S 485 BGB. beſtimmt zwei Tage) zu vermehren. 
Die Novelle übernimmt ferner S 489 BGB., der den Verkauf 
des Tieres vorſchreibt, über das eine Wandlungsklage ein⸗ 
gebracht iſt. Feſtgehalten wurde aber trotz 8 487 BGB. 
daran, daß auch bei Viehmängeln Minderung begehrt werden 
kann, weil, wie die „Mitteilung“ des Juſtizminiſteriums erklärt, 
„die Verſagung eines Anſpruchs auf Minderung des Preiſes 
wegen nicht behebbarer, den Wert weſentlich vermindernder 
Mängel zu einer groben Unbilligkeit gegen den Käufer führt 
und eine geſetzliche Prämie ſetzt auf die Überborteilung des 
minder nden oder gewandten Käufers, der das Tier 
auch bei eingehender Beſichtigung nicht ſo genau kennen kann 


20) Bol. auch RG. in JW. 1905, 239; Lobe a. a. O. S. 257. 
21) Vgl. auch KG. in OL GRſpr. 27, 288. 
15) 80 auch Lobe, a. a. O. S. 389 und Noſenthal a. a. O. S. 488. 
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wie der Verkäufer. Es ſchien jedoch, um Schikanen zu verhüten, 
vorſichtig auszuſprechen, daß eine unerhebliche Minderung des 
Wertes nicht in Betracht kommt, und auch im Geſetzestexte ſelbſt 
klarzuſtellen, daß neben dem Gewährleiſtungsanſpruch der An⸗ 
ſpruch auf Schadenserſatz nur beſteht, wenn der Schaden vom 
Übergeber verſchuldet iſt.“ 

8S 127 bis 129 Nov. geben dem Recht der Gaſtaufnahme 
eine zeitgemäße Ausgeſtaltung im Anſchluß an SS 701 ff. BGB. 
Aber die Novelle lehnt die Haftung des Wirtes bis zur höheren 
Gewalt ab, wie der Bericht erklärt, nicht nur aus Bedenken 
gegen dieſen Begriff überhaupt, ſondern vorzüglich aus ſachlichen 
Gründen: Eine derartige Belaſtung ſei zwar für die großen 
Hotels angemeſſen, nicht aber für die große Zahl mittlerer und 
kleinerer Hotels und Gaſthäuſer. Was aber jedem Gaſtwirt 
95880 werden dürfe, ſei, daß er die beſondere Gefahr ſeines 

etriebes trage, d. i. „die Gefahren des offenen Hauſes“. 
Deshalb befreit die Novelle den Wirt von der Haftung, wenn 
er beweiſt, daß der Schaden weder durch ihn oder ſeine Leute 
verſchuldet, noch durch fremde im Hauſe aus⸗ und eingehende 
Perſonen verurſacht iſt. Die Haftung für Koſtbarkeiten iſt nach 
§ 702 BGB. geregelt, doch trifft fie den Wirt nicht, wenn er 
die Aufbewahrung abgelehnt hat. Die Novelle gibt ferner dem 
Wirt für ſeine Forderungen kein Pfand⸗, ſondern nur ein 
. Endlich find den Wirten hinſichtlich der 

ftung die Unternehmer, welche Stallungen und Aufbewahrungs⸗ 
räume 5 ie bei ihnen eingeſtellten Tiere und Fahr⸗ 
zeuge und die auf dieſen befindlichen Sachen, ſowie die Beſitzer 
von Badeanſtalten für die üblicherweiſe eingebrachten Sachen 
der Badegäſte ausdrücklich gleichgeſtellt. 

Der 8. Titel der Novelle (SS 135 bis 149) behandelt den 
Beſtandvertrag, welcher Namen in der öſterreichiſchen Rechts⸗ 
ſprache Miete und Pacht zuſammenfaßt. Die Novelle führt 
aber Neuerungen nur für die Miete ein. An dem Grundſatz 
des ABGB. „Kauf bricht Miete“ wurde nichts geändert, weil, 
wie der Bericht erklärt, für das Abgehen von dieſem alt⸗ 
gewohnten Recht der „ſoziale“ Grund nicht zu finden war, 
praktiſche Bedenken aber dagegen ſprechen. Wichtig iſt die 
Einführung von zwingenden Rechtsſätzen, an denen es unſerem 
Mietrecht bisher fehlte. Hierher gehört die Unzuläſſigkeit des 
Verzichts auf Befreiung von der Zinszahlung wegen eines 
Mangels, der die unbewegliche Mietſache zum Gebrauch untauglich 
macht (anders S 540 BGB.), und die Befugnis des Mieters 
zum Abſtehen vom Vertrag aus dem Grunde der Geſundheit⸗ 
ſchädlichkeit gemieteter Wohnräume, auch wenn er darauf ver⸗ 
ichtet hatte oder ihm die Beſchaffenheit der Räume beim 

ertragsabſchluſſe bekannt war (S 544 BGB.). Das geſetzliche 
Beſtandrecht des Vermieters erſtreckt ſich nicht mehr, wie bisher 
auch auf die dem Mieter anvertrauten Sachen und die Sachen 
des Aftermieters, wohl aber, da durch 8 559 BGB. „die 
Grenzen zu eng gezogen find“, auf die dem Mieter oder feinen 
mit ihm im gememſchaftlichen Haushalte lebenden Familien⸗ 
mitgliedern gehörigen Einrichtungsſtücke und Fahrniſſe. Das 
Pfandrecht erliſcht durch Entfernung der Sachen vor ihrer 
pfandweiſen Beſchreibung (aber 8 560 BGB.), es ſei denn, 
daß dies infolge gerichtlicher Verfügung geſchieht und der Ver: 
mieter binnen drei Tagen ſein Recht bei Gericht anmeldet. 
Doch kann der Vermieter, wenn der Mieter auszieht oder 
Sachen verſchleppt werden, ohne daß der Zins entrichtet oder 
ſichergeſtellt iſt (8 562 BGB.), die Sachen auf eigene Gefahr 
en (S 561 Abſ. 1 BGB.), muß aber binnen drei 

agen um die pfandweiſe Beſchreibung anſuchen oder die Sachen 
herausgeben. Vorausbezahlung des Zinſes kann bedungen 
werden, die erfolgte Vorauszahlung für mehr als eine Friſt 
kann aber einem ſpäter eingetragenen Gläubiger oder neuen 
Eigentümer nur dann entgegengeſetzt werden, wenn ſie im 
Grundbuch eingetragen iſt; es konnte ſomit „von der Aufnahme 
eingehender und komplizierter Beſtimmungen, wie ſie das BGB. 
SS 573 ff. gibt“, ) abgeſehen werden. Der ſchon in $ 1107 
ABGB. enthaltene Satz, daß Zufälle, die den Mieter an der 
Benützung der Mietſache hindern, von der Zinszahlung nicht 
befreien, wird im Anſchluß an $ 552 BGB. durch die Vorſchrift 


9 Bol. JW. 1915, 880 ff. 
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ergänzt, daß ſich in dieſem Falle der Vermieter den erſparten 
Aufwand und die Vorteile, die er durch anderweitige Verwendung 
des Beſtandſtückes erlangt, anrechnen laſſen muß. Durch den 
Tod des Mieters wird bei Wohnungsmieten — nur bei dieſen 
(anders 8 569 BGB.), weil bei Miete von Geſchäftsräumlich⸗ 
keiten den Erben die Fortführung des Unternehmens nicht 
erſchwert werden fol — ohne Rückſicht auf die vereinbarte 
Dauer der Miete die Kündigung durch jeden Vertragsteil zuläſſig, 
und zwar nicht nur wie nach § 569 für den erſten Termin, 
da nunmehr der Vertrag als auf „unbeſtimmte Dauer“ geſchloſſen 
behandelt wird. Der ſehr beachtenswerte Kündigungsgrund 
des §S 570 BGB. hat in der Novelle keinen Platz gefunden. 
8 150 Nov. gibt dem Hauptſtück des ABGB. mit dem 
neuen Titel „Von Verträgen über Dienſtleiſtungen“ (§ 1151 ff.) 
einen weſentlich geänderten Inhalt. In den Beſtimmungen 
über den Dienſtvertrag ſchließt ſich hiebei die Novelle ſowohl 
in dem, was ſie ungeregelt läßt, als in dem, was ſie neu 
regelt, eng an das BGB. an, freilich nicht ohne an deſſen 
Beſtimmungen Anderungen vorzunehmen. Insbeſondere iſt die 
Zahl der zwingenden Vorſchriften um vieles größer. § 1151 
Nov. definiert den Dienſtvertrag als Vertrag, wodurch ſich 
jemand „auf eine gewiſſe Zeit zur Dienſtleiſtung für einen 
anderen verpflichtet“, während es hinſichtlich der Begriffs⸗ 
beſtimmung des Werkvertrages bei S 631 BGB. bleibt. Ob 
mit der Neuerung für die Prazis etwas gewonnen iſt, bleibt 
abzuwarten. § 1153 wiederholt §8 613 BGB., der folgenden 
Schlußſatz erhielt: „Soweit über Art und Umfang der Dienſte 
nichts vereinbart iſt, ſind die den Umſtänden nach angemeſſenen 
Dienſte zu leiſten.“ Dieſer Satz ſoll nach dem Bericht eine 
„leiſe Andeutung, daß auch die Vertragspflicht des Dienſt⸗ 
nehmers ... ex fide bona auszulegen iſt“, fein und nicht auf 
die Verhältniſſe zur Zeit des Vertragsabſchluſſes, ſondern auf 
die während der Dauer des Dienſtverhältniſſes jeweils ſich 
ergebenden Umſtände verweiſen. § 1154 ſetzt im Gegenſatz zu 
8 614 BGB. Lohnzahlungsfriſten feſt, die allerdings durch 
Vertrag verlängert werden können; zwingend iſt aber die Be⸗ 
ſtimmung, daß das bereits verdiente Entgelt jedenfalls mit der 
Beendigung des Dienſtverhältniſſes fällig wird. Neu iſt der 
dem Dienſtnehmer, der nach Stück oder Einzelleiſtungen entlohnt 
wird, zuerkannte Anſpruch auf „einen den geleiſteten Dienſten 
und ſeinen Auslagen entſprechenden Vorſchuß“. § 1154 b be 
ſtimmt wie $ 616 BGB., daß der Dienſtnehmer feinen Ent⸗ 
geltanſpruch behält, wenn er durch einen in ſeiner Perſon 
liegenden Grund an der Dienſtleiſtung durch eine verhältnis⸗ 
mäßig kurze Zeit verhindert iſt. Aber die Novelle macht hierfür 
die Vorausſetzung, daß der Dienſtnehmer ſchon mindeſtens 
. Tage in dieſem Dienſte ſteht, und gibt den Anſpruch 
bei Verhinderung durch Krankheit oder Unglücksfall für höchſtens 
eine Woche; 1 macht nicht jedes, ſondern nur grobes 
Verſchulden oder Vorſatz des Dienſtnehmers ihn ſeines An⸗ 
ſpruchs verluſtig. Bezüge auf Grund öffentlich⸗rechtlicher Ver⸗ 
ſicherung find ferner nicht zur Gänze (8 616 BGB.), ſondern 
nur mit jenem Teil in Abzug zu bringen, der dem Verhältniſſe 
der tatſächlichen Beitragsleiſtung des Dienſtgebers zu dem Geſamt⸗ 
verſicherungsbeitrag entſpricht. Die gleiche Abzugsbefugnis beſteht, 
wenn dem in die häusliche Gemeinſchaft aufgenommenen Dienſt⸗ 
nehmer im Falle ſeiner Erkrankung Verpflegung und ärztliche Be⸗ 
handlung gewährt wird. Die in dieſem Falle dem Dienſtgeber 
erwachſenden Pflichten find in § 1156 im ganzen mit 8 617 
BGB. übereinſtimmend geregelt, doch ſind ſie auf die Dauer 
von vierzehn Tagen beſchränkt, wenn das Dienſtverhältnis 
ſchon fo lange, und auf vier Wochen, wenn es ſchon ein halbes 
Jahr gedauert hat. Die vom BGB. zum Teil abweichenden 
Kündigungsfriſten der Novelle ſind, was beſonders zu betonen 
iſt, Mindeſtfriſten, unter die nicht heruntergegangen werden 
kann. Sind für die Vertragsteile ungleiche Friſten ver⸗ 
einbart, ſo gilt für beide die längere Friſt. Hervorzuheben iſt 
ferner die Beſtimmung, daß ein auf Probe oder nur für die 
Zeit eines vorübergehenden Bedarfes vereinbartes Dienſt⸗ 
verhältnis während des erſten Monates von beiden Teilen 
jederzeit gelöſt werden kann; nach Ablauf dieſes Monates iſt 
alſo ein ſolches Dienſtverhältnis nur nach den gewöhnlichen 
Kündigungsgrundſätzen zur Löſung zu bringen. 
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Im Falle des Kontraktbruchs des Dienſtnehmers gibt 
8 1162a dem Dienſtgeber das Recht, Wiedereintritt in den 
Dienſt nebſt Schadenserſatz oder Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung des Vertrages zu verlangen. Für die ſchon bewirkten 
Leiſtungen, „deren Entgelt noch nicht fällig iſt“, ſteht dem 
Dienſtnehmer ein Anſpruch auf die Vergütung inſoweit nicht 
zu, als dieſe Leiſtungen infolge der vorzeitigen Löſung des 
Dienſtverhältniſſes ihren Wert für den Dienſtgeber ganz oder 
zum größten Teil eingebüßt haben (vgl. 8 628 BGB.). Hat 
aber der Dienſtgeber dem Dienſtnehmer ohne wichtigen Grund 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt gekündigt, oder trifft 
ihn ein Verſchulden an dem vorzeitigen Austritt des Dienſt⸗ 
nehmers, ſo behält dieſer den „vertragsmäßigen“ Anſpruch 
(ſowohl hinſichtlich des Umfangs als der Fälligkeit) auf das 
Entgelt bis zur ordnungsgemäßen Beendigung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes (anders §S 628 Abſ. 2 BGB.), jedoch unter Ans 
rechnung deſſen, was er infolge Unterbleibens der Dienſt⸗ 
leiſtung erſpart oder durch anderweitige Verwendung erworben 
oder zu erwerben abſichtlich verſäumt hat; für einen Zeitraum 
von drei Monaten kann er aber das ganze ihm gebührende 
Entgelt ohne Abzug ſofort verlangen. Alle Anſprüche wegen 
vorzeitigen Austritts oder vorzeitiger Entlaſſung müſſen bei 
ſonſtigem Ausſchluß binnen ſechs Monaten geltend gemacht 
werden. Bei Beendigung des Dienſtverhältniſſes (nicht nur 
wie nach 8 630 BGB. eines dauernden) kann der Dienſt⸗ 
nehmer ein Zeugnis — anders 8 630 — nur über Dauer 
und Art der Dienſtleiſtung fordern; auf ſeine Koſten kann er 
ein ſolches aber auch ſchon während der Dauer des Dienſt⸗ 
verhältniſſes verlangen. 

Die Regelung des Werkvertrags durch die Novelle 
(S8 1165 bis 1171) erfolgt in weit kürzerer Weiſe als durch 
das BGB. Das zeigt ſich beſonders bei der Regelung der 
Gewährleiſtung für Mängel, die in der Novelle durch den 
einzigen $ 1167 erfolgt, während ſich mit ihr das BGB. in 
den 88 633 bis 635, 637 bis 639 befaßt. Nach § 1167 
kann der Unternehmer bei weſentlichen Mängeln, die das Werk 
unbrauchbar machen oder der ausdrücklichen Bedingung zuwider⸗ 
laufen, ſogleich vom Vertrage abgehen oder aber — und das 
gilt auch bei anderen Mängeln — Verbeſſerung wie nach 
§ 634 BGB. oder Minderung verlangen. Satz 2 des 8 633 
Abſ. 2 gilt auch nach der Novelle. „Im übrigen“, das iſt 
in allen durch §S 1167 nicht geregelten Punkten, kommen die 
allgemeinen Vorſchriften über Gewährleiſtung zur Anwendung. 
§ 1168 gibt dem Beſteller, wie ſchon bisher $ 1155 ABGB., 
Anſpruch auf das Entgelt, wenn die Ausfuhrung des Werkes 
aus einem Grunde unterblieb, der „auf Seite des Beſtellers“ 
liegt; doch beſteht die gleiche Anrechnungspflicht wie nach 5 642 
Abſ. 2 BGB. Unterbleibt eine zur Ausführung erforderliche 
Mitwirkung des Beſtellers, ſo hat der Unternehmer die näm⸗ 
lichen Befugniſſe wie nach SS 642 Abſ. 1, 643 BGB. Die 
für das Dienſtverhältnis gegebenen Fürſorgebeſtimmungen, 
mit Ausnahme der die Regelung der Dienſtleiſtungen und die 
Arbeits⸗ und Erholungszeit betreffenden, finden auf den Werk⸗ 
vertrag ſinngemäße Anwendung (S 1169 Nov.). Mit der 
Überſchreitung des Koſtenvoranſchlages beſchäftigt ſich §S 1170 a, 
der in Abſ. 2, übereinſtimmend mit § 650 B., dem Be⸗ 
ſteller, wenn der Unternehmer für die Richtigkeit des Vor⸗ 
anſchlags die Gewähr nicht übernommen hat, das Recht gibt, 
unter angemeſſener Vergütung für die bereits geleiſteten Arbeiten 
zurückzutreten. Die Sicherungshypothek des 8 648 BGB. iſt 
der Novelle fremd. 

Der Titel „Recht des Schadenserſatzes“ (85154 bis 170) 
bringt mehrere wichtige Neuerungen. So iſt neu Abſ. 2 des 
§ 1295, der die Erſatzpflicht desjenigen, der in einer gegen die 
guten Sitten verſtoßenden Weiſe abſichtlich Schaden zufügt 
(8 826 BGB.) mit dem Schikaneverbot ($ 226) derart ver⸗ 
bindet, daß er den in Ausübung eines Rechtes ſo Handelnden 
nur dann haften läßt, wenn dieſe Rechtsausübung offenbar 
den Zweck hatte, den anderen zu ſchädigen. 

§ 1306 behandelt die Schadenzufügung im Notſtand, „um 
eine unmittelbar drohende Gefahr von ſich oder anderen ab⸗ 
zuwenden“. Aus Gründen „geſetzgeberiſcher Zweckmäßigkeit“ 
wird, abweichend vom BGB., nicht zwiſchen Sachwehr ($ 228 
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BGB.) und Notſtand (§S 904 BGB.) unterſchieden und auch 
die Notſtandshandlung nicht als rechtmäßig erklärt; vielmehr 
„bat der Richter unter Erwägung, ob der Beſchädigte die 
Abwehr aus Rückſicht auf die dem anderen drohende Geſahr 
unterlaſſen hat, ſowie des Verhältniſſes der Größe der Be⸗ 
ſchädigung zu dieſer Gefahr oder endlich des Vermögens des 
Beſchädigers und des Beſchädigten zu erkennen, ob und in 
welchem Umfange der Schaden zu erſetzen iſt“. Hat ſich aber 
jemand durch eigenes Verſchulden in einen Notſtand verſetzt, 
ſo iſt auch der in demſelben verurſachte Schaden ſeinem Ver⸗ 
ſchulden zuzuſchreiben. 

8 1313a ſetzt die Haftung für das Verſchulden der Leiſtungs⸗ 
gehilfen (8 278 BGB.) feſt. Weiter aber als 8 831 BGB. 
geht §S 1315 Nov., der denjenigen, welcher ſich einer untüchtigen 
oder wiſſentlich einer gefährlichen Perſon zur Beſorgung ſeiner 
Angelegenheiten bedient, für den Schaden haftbar erklärt, den 
ſie in dieſer Eigenſchaft („Mitteilung“ des Juſtizminiſteriums: 
„d. h. bei und nicht nur gelegentlich der Verrichtung für den 
Geſchäftsherrn“) einem Dritten zufügt. 
beſchluß ſollte nur gehaftet werden, wenn ſich jemand wiſſentlich 
einer untüchtigen Perſon bedient, die Novelle entſchied ſich aber 
nach der „Mitteilung“ für die ſtrengere Haftung, weil derjenige, 
welcher zu einem Geſchäfte in ſeinem Intereſſe eine untüchtige 
Perſon beſtellt, dies auf eigene Gefahr zu tun habe, nicht auf 
Gefahr Dritter, die dadurch zu Schaden kommen. 

Der die Haftung für Bauſchäden regelnde $ 1319 Nov. 
ſchließt ſich ganz an 8 836 Abſ. 1 BGB. an, ohne aber auch 
die Haftung des früheren Beſitzers ($ 836 Abſ. 2) zu behandeln. 
Auch in der Frage der Haftung für Tierſchäden weicht die 
Novelle von 8 833 BGB. ſowohl in feiner urſprünglichen als 
in ſeiner jetzigen Faſſung ab. Denn, ſagt der Bericht, gerade 
die Erfahrungen im Deutſchen Reiche haben gezeigt, daß ſich die 
volle Gefährdehaftung nicht bewährt hat; die Unterſcheidung der 
zwei Kategorien von Tieren nach der deutſchen Novelle ergebe 
aber ein nur wenig praktikables Recht. Deshalb haftet der 
Tierhalter nach $ 1320 Nov. nur für fein Verſchulden; aber er 
muß beweiſen, daß er für die erforderliche Verwahrung oder 
Beaufſichtigung geſorgt hatte. 

§ 1328 Nov. gibt der durch eine ſtrafbare Handlung oder 
ſonſt durch Hinterliſt, Drohungen oder Mißbrauch eines Ab— 
hängigkeitsverhältniſſes zur Geſtattung außerehelicher Beiwohnung 
beſtimmten Frauensperſon wie §8 825 BGB. Anſpruch auf 
Schadenserſatz — und zwar ohne Rückſicht auf eine erfolgte 
Schwängerung —, verſagt ihr aber den ihr durch §S 847 BGB. 
wenigſtens in gewiſſen Fällen zuerkannten Anſpruch auf Erſatz 
ideellen Schadens, wie der Bericht zeigt, von dem Bedenken 
geleitet, hiedurch ein weites Feld für Erſatzanſprüche zu eröffnen, 
deren innere Berechtigung höchſt zweifelhaft wäre. 

Daß im Falle ſchuldhafter Verletzung der Ehre der Ver⸗ 
mögensſchaden zu erſetzen iſt, iſt ſchon durch 8 1330 ABGB. 
beſtimmt. Die Novelle erweitert den $ 1330 nun dahin, daß 
auch derjenige erſatzpflichtig iſt (§S 824 BGB.), der Tatſachen 
verbreitet, die Kredit, Erwerb oder Fortkommen eines anderen 

efährden, wenn er ihre Unwahrheit kannte oder kennen mußte. 

Die Novelle gewährt in dieſem Falle auch den Anſpruch auf 
Widerruf und ſeine Veröffentlichung. Ein berechtigtes Intereſſe 
an der Mitteilung ſchützt, abweichend von § 824 Abſ. 2, nur 
dann, wenn dieſe nicht öffentlich erfolgt iſt. 

Für die Zahlung einer fremden Schuld beſtimmt § 1358 
Nov., die in der öſterreichiſchen Literatur und Praxis herrſchende 
Anſchauung feſtlegend und weitergehend als §S 774 BGB., daß bei 
Zahlung einer Schuld, für die der Zahlende perſönlich oder mit 
beſtimmten Vermögensſtücken haftet, dieſer kraft Geſetzes in die 
Rechte des Gläubigers eintritt. Wer ſonſt die Schuld eines 
anderen zahlt, kann vor oder bei der Zahlung vom Gläubiger 
die Abtretung ſeiner Rechte verlangen; die Zahlung wirkt dann 
als Emlöſung der Forderung ($ 1422 Nov.). 

§ 1426 Nov. legt die ſtändige Praris feſt, daß die Koſten 
der Quittung — anders als nach 8 369 BGB. — mangels 
abweichender Vereinbarung vom Gläubiger zu tragen ſind. 
Wie der Bericht zeigt, waren für dieſe Regelung die bisherige 
Praxis, die Auffaſſung des Verkehrs bei kleinen Rechnungen, 
ſowie der von den Staatskaſſen beobachtete Brauch maßgebend. 
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§§ 176 ff. Nov. ſtellen das öſterreichiſche Anweiſungs⸗ 
recht auf eine moderne Grundlage; ſie ſtimmen mit 88 783 
bis 791 BGB. mit nur geringen Abweichungen überein. So 
muß die Anweiſung nicht notwendig auf vertretbare Sachen 
lauten und weder fie noch ihre Annahme ſchriftlich erfolgen. 
Inſoweit ferner der Angewieſene das zu Leiſtende dem An⸗ 
weiſenden bereits ſchuldet, iſt er dieſem gegenüber verpflichtet 
ee § 787 Abſ. 2 BGB.), der Anweiſung Folge zu 
leiſten. 

Der 13. Titel der Novelle (88 181 bis 188) regelt zunächſt 
die Erfülungsübernahme übereinſtimmend mit § 329 BGB., 
dann die eigentliche Schuldübernahme im Einklang mit 
8S 414 bis 419 BGB., jedoch in kürzerer und beſſerer Faſſung 
und mit nachſtehenden Abweichungen: Es fehlt in der Novelle 
die Beſtimmung des § 415 Abſ. 2 BGB. über die Setzung 
einer Friſt an den Gläubiger zur an über die Ge⸗ 
nehmigung der Übernabme; es ſehlt ferner der ausdrückliche 
Ausſchluß der Zuläſſigkeit der Aufrechnung mit Forderungen 
des bisherigen Schuldners ($ 417 Abſ. 1 BGB.; der Bericht 
hält dieſen Satz für unangebracht, weil der Schuldübernehmer 
über dieſe Forderungen als fremde Rechte ohnedies nicht ver⸗ 
fügen kann), ſowie der Zuläſſigkeit von Einwendungen aus 
dem der Schuldübernahme zugrunde liegenden Rechtsverhältnis 
zwiſchen Übernehmer und bisherigem Schuldner ($ 417 Abſ. 2 
BGB.); desgleichen fehlt eine Beſtimmung über den Übergang 
der Vorzugsrechte im Konkurs (§ 418 Abſ. 2 BGB.). Denn 
es hänge, wie der Bericht erklärt, von der Eigenart des 
Vorzugsrechts ab, ob es auch dem neuen Schuldner gegenüber 
zuſteht. Die Haftung des Übernehmers bei Übernahme eines 
Vermögens gemäß § 419 BGB. läßt die Novelle auch bei 
Übernahme eines Unternehmens eintreten, da eine Vorſorge für 
die Gläubiger in dieſem Falle dringend notwendig erſchien. 
Der Übernehmer haftet jedoch in beiden Fällen nur für die: 
jenigen Schulden, die er bei der Übergabe kannte oder kennen 
mußte, und es tritt die Haftung nicht ein, wenn die Übernahme 
im Wege des Konkursverfahrens oder der Zwangsvollſtreckung 
erfolgte. Iſt aber Erwerber des Vermögens oder Unternehmens 
ein „naher Angehöriger“ des Veräußerers im Sinne der KO., 
ſo haftet er, und zwar ſogar ohne Beſchränkung auf den Wert 
des übernommenen Vermögens oder Unternehmens, ſoweit er 
nicht beweiſt, daß ihm die Schulden bei der Übergabe weder 
bekannt waren noch bekannt ſein mußten; denn in dieſem Fall, 
erklärt die „Mitteilung“, erſchien die Nötigung für den Gläubiger, 
die Kenntnis der Schuld beim Erwerber nachzuweiſen, uns 
erträglich und den Bedürfniſſen und Anſchauungen des Verkehrs 
nicht entſprechend. 

Im letzten Abſchnitt der Novelle, „Verjährung und geſetzliche 
Friſtbeſtimmungen“, handelte es ſich vor allem darum, die 
Zahl der Anſprüche zu vermehren, für die eine kurze Ver⸗ 
jährungszeit zu gelten hat, während grundſätzlich an der 
30 jäbrigen — für die privilegierten Perſonen ſogar 40 jährigen — 
Verjährung feſtgehalten wird, an der letztgenannten aus Rückſicht 
auf den gegen die Aufhebung „von der Finanzverwaltung er⸗ 
hobenen entſchiedenen Widerſpruch“. Die der dreijährigen Ver: 
jährung ſchon nach 8 1480 ABGB. unterliegenden Forderungen 
rückſtändiger jährlicher Abgaben, Zinſen uſw. wurden durch die 
Novelle allgemeiner als „alle rückſtändigen jährlichen Leiſtungen“ 
bezeichnet und unter den Beiſpielen auch Unterhaltsbeiträge, 
Ausgedingsleiſtungen und Annuitäten zur Kapitalstilgung aus⸗ 
drücklich angeführt, ſo daß ſich der Umfang dieſes Verjährungs⸗ 
falles mit dem des 8 197 BGB. (für den allerdings vierjährige 
Verjährungsfriſt gilt) im weſentlichen deckt. Neu iſt die Setzung 
einer dreijährigen Verjährungsfriſt für „Forderungen aus 
Geſchäften des täglichen Lebens“; die dieſer Verjährung unter⸗ 
liegenden Forderungen ſind zum größten Teil die gleichen wie 
die, für welche 8 196 BGB. eine zweijährige Verjährung 
beſtimmt. 

Die Novelle entſcheidet ferner die vielumſtrittene Frage, 
ob die durch 8 1489 ABGB. feſtgeſetzte dreijährige Verjährung 
der Entſchädigungsklage nur für Schäden aus unerlaubten 
Handlungen ($ 852 BGB.) oder auch für die aus Verſtößen 
gegen ein konkretes Schuldverhältnis gelte, im Einklang mit 
der Praxis im letzteren Sinne. Die Haftung aus un⸗ 
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§ 852 Abſ. 2 BGB. feſtſetzt, hat die Novelle nicht aufs 
ommen. 

Auf die in der Novelle verſtreuten zahlreichen und viel⸗ 

am Plage Abergangsbeſtimmungen einzugehen, iſt hier nicht 
am e. 


> 


Die vorſtehende Überſicht zeigt, daß die Novelle die Rechts⸗ 
annäherung an das Deutſche Reich weſentlich gefördert hat. 
Soweit ſie vom BGB. abgeht, müſſen die Abänderungen zum 
guten Teile als Verbeſſerungen bezeichnet werden. Beſſer iſt 
vor allem, was freilich nicht gezeigt werden konnte, die Sprache 
der Novelle, obzwar ſie hinter der des ABGB. weit zurück⸗ 
bleibt. Die Novelle macht alſo wohl Beweis dafür, daß die 
Rechtsannäherung, wenn ſie nicht als einſeitiges Geben und 
Nehmen, ſondern als wechſelſeitige Bereicherung 3 und 
ihr Ziel nicht allzu weit geſteckt wird, durchführbar iſt und, 
was von entſcheidender Wichtigkeit iſt, beiden Teilen zum Nutzen 
gereichen kann. 


1 Bereicherung nach es Verjährung, wie 
gen 


Schrifttum. 


Peters: Die welſche Art im deutſchen Rechtsſtreit und ihre 
Zukunft. Hannover, Helwing 1916. Preis 3 4, geb. 3,50 &. 
Auch in dieſer neuen Schrift kämpft der Verfaſſer unter Eins 
ſetzung ſeines tiefen Wiſſens, feiner umfaſſenden, bis in die Zeit des 
preußiſchen Prozeſſes zurückreichenden Erfahrung in erſter Linie für 
feine Lieblingsidee, die Einführung der Eventualmaxime in das 
deutſche Prozeßrecht. In ſorgfältig abgewogenen, das geſamte Für 
und Wider gewiſſenhaft würdigenden Erörterungen hat er nochmals 
ſeine Lehre begründet. Den Beweis, daß von der Widerbelebung der 
Eventualmaxime ein Gewinn für unſer Prozeßrecht zu erhoffen iſt, 
ſcheint er mir aber auch dieſes Mal nicht erbracht zu haben. 

Der Verfaſſer will die Eventualmaxime in folgender Geſtalt ein⸗ 
ſühren: Der Kläger iſt an die Klageſchrift inſoweit gebunden, als 
Klageänderung ausgeſchloſſen iſt; ergänzende und berichtigende Ande⸗ 
rungen ſind ſtatthaft. Die Klagebeantwortung muß eine vollſtändige 
Einlaſſung auf die Klage enthalten. Was nicht beſtritten wird, iſt 
zugeſtanden. Mit Einwendungen, die nicht in der Klagebeantwortung 
geltend gemacht werden, iſt der Beklagte für die Inſtanz ausgeſchloſſen. 
Für die Replik ſowie alle weiteren Schriftſätze — deren Zulaſſung 
vom Ermeſſen des Gerichts abhängt — gilt das gleiche. ‚ 

Ich frage zunächſt: kann den Parteien in allen Fällen zugemutet 
werden, daß fie ihre ſämtlichen Angriffs⸗ und Verteidigungsmittel 
ſofort in einem Guſſe fertig und unabänderlich hinſtellen? Der 
Berfaffer meint dieſe Frage unbedenklich bejahen zu können. Er iſt 
der Überzeugung, daß die Parteien regelmäßig bei einigem Fleiß und 
gutem Willen imſtande ſeien, den Prozeßſtoff rechtzeitig und erfchöpfend 
heranzuſchaffen. Das häufig vorkommende Nachſchieben von Rechts⸗ 
behelfen in letzter Stunde iſt feiner Anſicht nach vielfach auf Nach: 
läſſigkeit der Parteien und namentlich ihrer Prozeßbevollmächtigten 
zurückzuführen, wofür der aus Volkmars Aufſatz in Gruchots Beiträgen 
55, 588 bekannte Anwalt, der den Grundſatz empfohlen habe, „ſich 
gar nicht erſt den Kopf über die zu erhebende Klage zu zerbrechen, 
ſondern nur dem Richter ein paar Tatſachen hinzuwerfen“, als 
Beweismittel aufgeführt wird. Mit dieſen Ausführungen beweiſt 
der Verfaſſer nur, daß er ſich über die Schwierigkeiten, die mit der 
Beſchaffung des Prozeßſtoffes vielfach verbunden ſind, doch keine zu⸗ 
treffende Vorſtellung macht. Schon bei früherer Gelegenheit (DIZ. 13) 
habe ich auf die ſich ſtetig ſteigernde Bedeutung hingewieſen, die 
in unſerem Prozeßverfahren infolge der Vielgeſtaltigkeit und Kom⸗ 
pliziertheit unſeres ganzen heutigen Wirtſchaftslebens den „facta 
aliena“ zukommt. (Es will deswegen auch wenig befagen, daß 
man, wie Peters verſichert, im preußiſchen Prozeß, alſo unter im 
Vergleich mit den unſrigen höchſt einfachen Wirtſchaftsverhältniſſen, 
mit der Eventualmaxime gut ausgekommen ſei, und aus demſelben 


Grunde können auch die Erfahrungen, die Deiß unter der Herr⸗ 
ſchaft der Lübeckiſchen Prozeßordnung gemacht hat, heute kaum 
noch in Betracht kommen.) Um ſich eine Vorſtellung davon zu 
machen, in welchem Umfange heutzutage mit unbekannten Tatſachen 
operiert werden muß, ſtelle man ſich eine handelsrechtliche Kaufklage 
vor. Da behauptet der Kläger — zum Teil ſogar formularmäßig —, 
dem Beklagten ſei die beſtellte Ware zugegangen, er habe ſie in ſeinem 
Betriebe verbraucht oder ſie weiterverkauft; er habe ein Mahnſchreiben 
des Klägers empfangen; die Mängelrüge des Beklagten ſei unbe⸗ 
gründet, da die Ware (die ab Fabrik geliefert worden und daher dem 
Kläger niemals zu Geſicht gekommen iſt) probemäßig geweſen ſei; die 
Rügefriſt ſei verſtrichen, weil der Beklagte die Ware ſofort bei 
der Ankunft beſichtigt und den Mangel ſofort wahrgenommen habe; 
der Beklagte habe die in gutem Zuſtande angekommene Ware ſchlecht 
aufbewahrt und dadurch ihr Verderben ſelbſt verſchuldet uſw. Bon 
den Schwierigkeiten, die ſich in Anfechtungs⸗, Interventions⸗ und 
äbnlichen Prozeſſen bei der Aufklärung von Schiebungsgeſchäften des 
Schuldners mit Dritten herausſtellen, ganz zu ſchweigen. 

Aufklärung über facta aliena zu erlangen, iſt nun der Partei 
vielfach ganz unmöglich. Einſicht in Akten von Behörden wit von 
Privatperſonen zu gewinnen, iſt gleich ſchwierig, der Weg dez 
Editionsprozeſſes oft ungangbar, ſchon weil die Parteien zur be⸗ 
ſtimmten Bezeichnung der einzelnen Schriftſtücke, auf die es gerade 
ankommt, nicht imſtande ſind. Aus einem Zeugen außergerichtlich 
etwas herauszufragen, iſt häufig ein ausſichtsloſes Beginnen. Ein 
ſolcher Verſuch iſt zuweilen ſogar bedenklich, dann nämlich, wenn der 
Zeuge, wie dies namentlich bei ungebildeten Leuten nicht ſelten vor⸗ 
kommt, die Befragung als Beeinfluſſungsverſuch deutet. 

So bleibt in zahlreichen Fällen der Partei nichts anderes 
übrig, als unter gewiſſenhafter Benutzung des vorhandenen Materials 
das Fehlende durch Kombination zu ergänzen. Stellt Ach dann auf Grund 
der Beweisaufnahme heraus, daß die Dinge doch anders liegen, als 
man vermutet hatte, fo wird die erforderliche Berichtigung im Rahmen 
des geltenden Prozeßrechts in der Regel ohne Schwierigkeiten möglich 
fein. Das iſt nach der Eventualmaxime nicht mehr möglich. Hier 
muß die Partei mit ihren Vermutungen von vornherein ins Schwarze 
treffen; denn, was ſie im Laufe des Prozeſſes an weiteren Rechts⸗ 
behelfen aufdeckt, nützt ihr nichts mehr. [Die Möglichkeit, die neuen 
Tatſachen noch in zweiter Inſtanz zu verwerten, !) iſt ein magerer 
Troſt, der ganz verſagt, wenn es ſich um Tatſachen handelt, die erſt 
im Laufe der zweiten Inſtanz aufgetaucht ſind.] Die Eventualmarime 
ſtellt ſomit Anforderungen an die Parteien, zu deren Erfüllung ſie in 
vielen Fällen außerſtande ſein werden. 

Was ſodann die vom Verfaſſer mit Hilfe der Eventualmaxime 
erſtrebte Konzentration der Prozeß vorbereitung betrifft, fo 
iſt es natürlich ein arger Mißſtand, wenn die Parteien ſtatt einer 
wohlgeordneten und gedrängten Sachdarſtellung den Prozeßſtoff in 
einer oft unüberſehharen Anzahl von Schriftſätzen tropfenweiſe und 
ohne rechte Ordnung dem Gericht vorführen. Daran ändert ſich nach 
des Verfaſſers Vorſchlägen aber nur inſoweit etwas, als der Richter 
nunmehr den Prozeßſtoff in Schriftſätzen, deren Zahl er ſelbſt zu 
beſtimmen hat, vorgeſetzt bekommt. Eine räumliche Konzentration des 
Prozeßſtoffes wird alſo in der Tat erreicht. Inhaltlich jedoch werden 
dieſe Schriftſätze — das wird ohne große Prophetengabe voraus⸗ 
geſagt werden können — nicht beſſer, ſondern erheblich unhandlicher 
und unüberſichtlicher als unſere heutigen Durchſchnittsſchriftſätze fein. 
Selbſtverſtändlich nämlich werden die Parteien, um der Gefahr des 
Ausſchluſſes mit etwelchen Rechtsbehelfen zu entgehen, alles Material 
hineinpacken, das in einem wenn auch noch fo loſe Zuſammenhang 
mit dem Streitgegenſtande ſteht, denn es wird ſich niemals voraus⸗ 
beſtimmen laſſen, ob nicht dieſe oder jene Tatſache doch in irgend⸗ 
einem Zuſammhang für die Entſcheidung erheblich werden kann. 


1) Eine Möglickkeit, die, nebenbei bemerkt, zu einer recht uns 
erwünſchten Mehrbelaſtung der Beruſungsgerichte mit Beweiserhebungen 
und damit gleichzeitig mit einer recht fühlbaren Vermehrung der Koſten 
führen würde! 
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Dabei wird ſich namentlich der Anwalt vor recht heikle Fragen 
geſtellt ſehen. Einerſeits iſt es ſeine Amtspflicht, offenbar unerhebliche 
Dinge dem Gericht fernzuhalten. Andererſeits aber trägt er, wenn 
er dieſen oder jenen Teil des ihm zur Verfügung geſtellten Prozeß⸗ 
materials unterdrückt, die eigene Haut zu Markte: ſtellt ſich ein von 
ihm nicht vorgebrachter Tatbeſtand ſchließlich doch wider alle Berechnung 
als erheblich heraus, ſo droht ihm der Regreß von ſeiten ſeines 
Klienten, eine Gefahr, die angeſichts der hohen Anforderungen, die 
eine neuere Praxis an die Divinationsgabe der Anwälte ſtellt, keines⸗ 
wegs zu unterſchätzen iſt. Nach alledem bin ich im geraden Gegenfak 
zu Peters der Meinung, daß wir unter der Herrſchaft der Eventual⸗ 
maxime mit Schriftſätzen zu rechnen haben würden, die eine weil 
ſchlimmere Stoffhäufung bringen als die heute üblichen. 

Was nun die Behandlung und Entſcheidung des ſo vorbereiteten 
Rechtsſtreits betrifft, fo iſt zuförderſt zu beachten, daß nicht nur die 
Parteien, fondern auch die Richter an den Inhalt der Schriftſätze 
gebunden find. Der Richter iſt daher gezwungen, das Ergebnis der ſchrift⸗ 
lichen Verhandlung ſeiner Entſcheidung zugrunde zu legen, ſelbſt wenn er 
ſich nach mündlicher Verhandlung und Beweisaufnahme davon über⸗ 
zeugt, daß dieſes Ergebnis mit der wahren Rechtslage durchaus nicht 
übereinſtimmt, denn Rechtsbehelfe, mit denen die Partei ausgeſchloſſen 
if, find auch für ihn nicht vorhanden. Trotz des Proteſtes des 
Verfaſſers muß demnach behauptet werden, daß die Eventualmaxime 
gelegentlich dahin führen kann, daß die „papierne“ über die wirkliche 
Wahrheit triumphiert. 

Weiter: durch den Zwang, alles auf einmal vorzubringen, ſoll 
insbeſondere den Anwälten die Möglichkeit genommen werden, mit 
einzelnen Angriffs und Verteidigungs mitteln zurückzuhalten, je 
nachdem es ihnen aus Gründen der ſogenannten „Prozeßtaktik“ oder 
aus anderen Gründen zweckmäßig erſcheint (65). Od es gerade ein 
Gewinn iſt, den Parteien die Möglichkeit zu ſolcher Prozeßtaktik 
abzuſchneiden — nebenbei bemerkt, ein Schlagwort ohne rechten Inhalt, 
das nach dem Vorgange Wildhagens ſich anſcheinend in der anwalt⸗ 
feindlichen Literatur einzubürgern beginnt —, möchte ich doch ſehr 
bezweifeln. Man denke an die zahlreichen Fälle, in denen gerade der 
gewiſſenhafte Anwalt mit dem Vorwurf der „argliſtigen Täuſchung“ 
bis zum letzten Augenblick zurückhält, weil er weiß, daß er mit der 
Geltendmachung dieſes Angriffes jede Möglichkeit eines Vergleichs 
oder einer Ausſöhnung der Parteien nach dem Prozeß ausſchließt. 
Solche „taktiſchen“ Rückſichten wird es künftig nicht mehr geben: kein 
Angriffsmittel, mag es noch ſo verletzend und vergiftend wirken, 
darf unbenutzt bleiben. 

Der bedenklichſte Punkt aber iſt und bleibt das Verhältnis 
zwiſchen Eventualmaxime und Mündlichkeit. Hier hatte der 
Verfaſſer den wuchtigen Angriff Wachs abzuwehren, der die münd⸗ 
liche Verhandlung im Rahmen des Prozeſſes mit Eventualmarime 
als „bedeutungsloſe Komödie“ bezeichnet hat. Wenn demgegenüber 
Peters fragt, ob denn die Verhandlung vor dem Rerviſtons⸗ 
gericht, die doch ebenfalls auf Grund eines ſchriftlichen Prozeß⸗ 
programms erfolge, eine bedeutungsloſe Komödie ſei, fo liegt dieſes 
Argument vollkommen neben der Sache: Rechtsausführungen werden 
durch die Eventualmaxime freilich nicht abgeſchnitten. Dagegen kann 
die Verhandlung über die tatſächliche Seite des Nechisſtreits nach 
Einführung der Eventualmaxime nur darin beſtehen, daß der Inhalt 
der Schriftſätze reproduziert wird (inſoweit es ſich nicht um die 
Würdigung der Beweiſe handelt), wobei Gericht und Gegner mit 
Argusaugen darüber wachen werden, daß der Vortrag fireng im 
Rahmen der in den Schriftſätzen angekündigten Rechtsbehelfe bleibt. 
Stellt man ſich weiter vor, wie bei jeder Gelegenheit die Verhandlung 
bei der Debatte über die „Schriftſatzmäßigkeit“ dieſer oder jener 
Einzelheit feſthaken wird, ſo hat man ein Bild von der mündlichen 
Verhandlung im Petersſchen Zukunftsprozeß. 

Es iſt daher mit Sicherheit vorauszuſagen — und iſt auch ſchon 
von manchen Seiten vorausgeſagt worden —, daß die Praxis un⸗ 
weigerlich dazu übergehen wird, dieſen völlig reizloſen Schriftſatz⸗ 
vortrag regelmäßig durch Bezugnahme zu erſetzen. Damit würde 


freilich nach des Verfaſſers Anſicht (59) die mündliche Verhandlung 
noch immer nicht gegenſtandslos gemacht, „denn es fiele dann den 
Anwälten immer noch die Aufgabe zu, das Sachverhältnis in recht⸗ 
licher und tatſächlicher Beziehung zu erörtern, insbeſondere auch die 
Ergebniſſe der aufgenommenen Beweiſe zu würdigen“. Er glaubt ſich 
dafür auf Magnus, 31. DIT. 8, 898, berufen zu können: „eine 
Verhandlung, bei der außer der Klage nicht ein Wort ſchriftlich vor⸗ 
bereitet iſt, ſondern alles möglichſt vorgetragen wird, bei der aber 
der Richter nicht ein Wort ſpricht, verdient viel weniger den Namen 
einer idealen mündlichen Verhandlung als eine ſolche, bei der der 
ganze Sachverhalt ſchriftlich vorbereitet und in Bezug genommen 
wird, bei der aber dann ein lebendiger Ideenaustauſch ſtattfindet“. 
Er überficht dabei nur, daß eine ſolche ideale Verhandlung nur 
erreicht werden kann, wenn der Prozeßſtoff, über den der lebendige 
Ideenaustauſch ſtattfinden fol, dem Gericht fo bekannt iſt. daß jedes 
Mitglied des Kollegiums fähig iſt, an der mündlichen Debatte mit⸗ 
zuarbeiten. Man iſt nun wohl ziemlich einig darüber, daß die von 
Magnus geſchilderte ideale Mündlichkeit gegenwärtig in den meiſten 
Fällen nicht erreicht wird, und zwar deswegen nicht, weil ſchon heute der 
Schwerpunkt des Verfahrens mehr in den vorbereitenden Schriftſätzen 
als in der eigentlichen Verhandlung gelegen iſt. Dies Verbältnis 
würde ſich unfehlbar noch weiter zuungunſten der Mündlichkeit 
verſchieben, wenn die vorbereitenden nach des Verfaſſers Norſchlage 
zu beſtimmenden, Parteien und Gericht bindenden Schriftſätzen 
würden. Im Gegenſatz zum Verfaſſer ſcheint mir eine Herſtellung 
der wahren Mündlichkeit daher nur ſo erreichbar zu ſein, daß man 
die ſchriftlichen Beſtandteile des Verfahrens wieder auf ihr richtiges 
Maß zurückführt. Die Schriftſätze ſollen nur der Vorbereitung 
dienen. Vorbereitet werden muß einmal felbftverftändlich der Gegner. 
Vorbereitet muß ferner der Vorſitzende werden, damit er imſtande 
iſt, das Prozeßleitungsamt auszuüben. Dagegen iſt für eine Vor⸗ 
bereitung der übrigen Mitglieder des Gerichts in einem Verfahren 
mit mündlicher Verhandlung grundſätzlich kein Raum. Lediglich in 
Sachen, in welchen ein ſo komplizierter Prozeßſtoff zu verarbeiten 
iſt, daß die Erfaſſung desſelben auf Grund des bloßen mündlichen 
Vortrags nicht möglich iſt, mag ſich das Gericht an Hand der Schrift⸗ 
ſätze vorbereiten — dann aber auch das ganze Gericht. Die 
Vorbereitung durch einen Berichterſtatter führt nach bekannter Er⸗ 
fahrung regelmäßig dahin, daß die Parteien ſowohl die Schriftſätze 
wie den mündlichen Vortrag auf dieſen zuſchneiden und ſo das allen 
Praktikern bekannte Zerrbild der mündlichen Verhandlung heraus⸗ 
kommt, wie es leider bei einem großen Teil unſerer Kollegialgerichte 
zu ſehen iſt. Um alſo zu einer wahren Mündlichkeit zu gelangen, 
verbiete man die Beſtellung eines Referenten vor der erſten mündlichen 
Verhandlung, laſſe in der Negel die Verhandlung vor einem unvor⸗ 
bereiteten Kollegium ſtattfinden und überlaſſe dem Ermeſſen des 
Vorſitzenden, in Ausnahmefallen eine Vorbereitung des ganzen 
Kollegiums eintreten zu laſſen (die ſich je nach der Lage des Falles 
auch auf einen Teil des zu entſcheidenden Tarbeſtandes oder auf eine 
einzelne beſonders ſchwierige Rechtsfrage beſchränken kann). Eine 
Umfrage bei Gerichten, die nach dieſem Prinzip gearbeitet haben und 
ſpäter zum Keferierſyſtem übergegangen find, würde nach meinen 
Beobachtungen ergeben, daß alle Beteiligten, Richter wie Anwälte, in 
dem letzteren Syſtem eine erhebliche Verſchlechterung des Verfahrens 
erblicken. Ahnliche Beobachtungen kann man im Auslande machen. 
Im Jahre 1876 wurde im ehemaligen Königreiche Polen der rufftiche 
Ziwilprozeß eingeführt. Gleichzeitig kamen ruſſiſche Richter nach 
Polen und brachten das in Polen bis dahin unbekannte Referiers 
ſyſtem mit. In ſeinen ſoeben erſchienenen Erinnerungen urteilt ein 
alter Warſchauer Anwalt,?) der die Übergangszeit noch ſelbſt mit⸗ 
erlebt hat, darüber folgendermaßen: „In Verachtung des Grundſatzes 
tres faciunt collegium entſchied bei den ruſſiſchen Gerichten regel⸗ 
mäßig nur ein Referent, die übrigen Mitglieder waren lediglich 


2) Alkar, Czasy sadownictwa Rossyjskiego w Warszawie, 
Warſchau, Zaſarski, 1916. 
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Statiſten. Nur in Ausnahmefällen, und noch dazu außerordentlich 
ſeltenen, kam es vor, daß das Kollegium zu einer von der Meinung 
des Referenten abweichenden Meinung gelangte.“ 


Neben dem Prinzip der Mündlichkeit bekämpft Peters das Prinzip 
des Parteibetriebes. Beide Prinzipien ſollen nicht nur aus juriſtiſch⸗ 
techniſchen, ſondern auch aus juſtiz⸗politiſchen Gründen abzulehnen 
ſein. Über die letzteren kann ich mich kurz faſſen. Wenn daraus, daß 
das Zivilprozeßrecht ein Teil des öffentlichen Rechts iſt, die Forderung 
hergeleitet wird, daß den Parteien eine Dispoſition über den Fort: 
gang des Verfahrens nicht eingeräumt werden könne und daß das 
„Schrittmaß“ des Prozeſſes allein durch das Gericht beſtimmt werden 
dürfe uſw., ſo will mir das doch allzu doktrinär erſcheinen. Für die 
Regelung ſolcher Fragen wie die der Abgrenzung zwiſchen Partei⸗ 
und Amtsbetrieb, können doch nur Zweckmäßigkeitserwägungen, nicht 
aus dem RNechtsſyſtem geſchöpfte Gründe maßgebend ſein. 


Und noch eine letzte Bemerkung: Parteiherrſchaft und Mündlichkeit 
find nach Peters welſche Elemente in unſerem Zivilprozeßrecht, deren 
Ausrottung ein dringendes Gebot der Stunde iſt. Nun iſt richtig, 
daß wir dieſe beiden Prinzipien dem franzöſiſchen Prozeßrecht entlehnt 
haben. Sind ſie aber in ihrer heutigen Geſtalt noch franzöſiſch? 
Die Frage muß, wer die neuere Geſchichte des Zivilprozeßrechts nur 
einigermaßen beachtet, verneinen. Sind doch die aus dem franzöſiſchen 
Recht geſchöpften Prinzipien durch die Geſetzgebung und Praxis 
mehrerer deutſcher Bundesſtaaten in jahrzehntelanger Arbeit ausge⸗ 
ſtaltet und dem deutſchen Weſen angepaßt worden und von dort erſt, 
nachdem ſie durch Entwürfe und Vorentwürfe neunmal geſiebt 
waren, in die Reichsgeſetzgebung übernommen worden. Für die 
Grundverſchiedenheit zwiſchen deutſchem und franzöſiſchem Prozeßweſen 
trotz Gemeinſamkeit gewiſſer Prinzipien hat gerade der Verfaſſer in 
feinen trefflichen rechts vergleichenden Bemerkungen ausgezeichnete 
Belege gegeben. So iſt die franzöſiſche Theorie von der Souveränität 
des Gerichts, kraft deren das Gericht, über erhebliche Behauptungen 
und Beweisantretungen der Parteien hinweggehend, im erſten Termin 
ſein Urteil fällt, durchaus welſch. Die unermüdlich auf Aufklärung 
aller Einzelheiten, auf reſtloſe Erſchöpfung aller Beweismittel gerichtete 
Arbeitsweiſe unſerer Richter dagegen — iſt deutſch! Schließlich 
frage ich: gab es denn vor der Übernahme der franzöſiſchen Prinzipien 
einen nationalen deutſchen Zivilprozeß, der durch die dem franzöſiſchen 
Vorbild nachſtrebende Geſetzgebung verdrängt worden iſt und zu 
welchem wir nach Beſeitigung der „welſchen“ Elemente zurückkehren 
könnten? Als ſolchen wird man doch weder den gänzlich überlebten 
gemeinen Prozeß noch den vom Verfaſſer ſo hoch geprieſenen preußiſchen 
Prozeß anſprechen dürfen. . 

Nach alledem wird daran feftzubalten fein, daß in das neue 
Zivilprozeßrecht, das im Laufe des 19. Jahrhunderts entſtanden iſt, 
freilich fremdländiſche Elemente verarbeitet worden ſind, daß es aber 
in der Geſtalt, in der es in der jetzt geltenden Prozeßordnung 
vorliegt, längſt nationales deutſches Recht geworden iſt und die 
unerſchütterlichen Grundlagen bildet, auf denen wir allein weiter⸗ 


bauen können. Rechtsanwalt Dr. Kann, Berlin, 
zur Zeit Bezirksrichter in Lukow (Polen). 


Das Reichs vereinsgeſetz vom 19. April 1908 mit der Novelle 
vom 26. Juni 1916. Erläutert zum Handgebrauch nament⸗ 
lich für Arbeitgeber, Arbeiter und ihre Berufsvereine von 
Max von Schulz, Magiſtratsrat, erſtem Vorſitzenden des 
Gewerbe: und Kaufmannsgerichts Berlin. Berlin 1916. 
Verlag von Franz Vahlen, W 9, Linkſtraße 16. 

Die Schrift bringt in der Einleitung eine knappe und überſicht⸗ 
liche Darlegung der Entſtehungsgeſchichte des Reichsvereinsgeſetzes. 
In der Erläuterung der einzelnen Geſetzesparagraphen werden ſowohl 
die amtlichen Begründungen der Geſetzentwürfe und die Kommiſſions⸗ 
und Reichstagsverhandlungen als auch die reichhaltige Literatur und 
Rechtſprechung zweckentſprechend verwertet. Der Anhang enthält eine 


Zuſammenſtellung der übrigen das öffentliche Vereins- und Ber: 
ſammlungsrecht berührenden reichsgeſetzlichen Beſtimmungen. Für 
den Praktiker, beſonders auch für Arbeitgeber und Arbeiter, iſt die 
Benutzung der über die ſchwierigen Fragen des Vereinsrechts in klarer 
und verſtändlicher Form zuverläſſig unterrichtenden Schrift emp⸗ 
fehlenswert. 

Juſtizrat Dr. Bell, Eſſen, M. d. R., M. d. A. 


Reichsgerichtsrat Dr. Adolf Lobe: übermäßiger Gewinn im 
Sinne von 5 5 Nr. 1 der BRBO. vom 23. Juli 1915 / 
23. März 1916. Zur Aufklärung für Verbraucher, Gewerbe⸗ 
treibende und Behörden. Leipzig, Dieterichſche Verlagsbuch⸗ 
handlung Theodor Weicher, 1916. Preis 1 &. 


Die Beantwortung der Frage, was als „übermäßiger Ge 
winn“ im Sinne der BRVO. vom 23. Juli 1915/23. März 1916 
anzuſehen iſt, hat in Handelskreiſen zu erheblichen Zweifeln Anlaß 
gegeben. Dieſe Unſicherheit hat auch in den Kreiſen des reellen 
Handels eine ſtarke Beunruhigung hervorgerufen. Go für es 
berechtigt erſcheint, gegen den unreellen Handel, der aus der jetzigen 
Lage einen übermäßigen Gewinn ziehen will, auf das ſchätſſe 
vorzugehen, und ſo zweckmäßig es geweſen wäre, dies früher zu 
tun, als es tatſächlich geſchehen iſt, ſo wenig kann es der Abſicht des 
Geſetzgebers unterſtellt werden, dem Handel ſchlechthin durch die 
Verordnung Feſſeln anzulegen, welche ſeine Bewegungsfreiheit 
lahmlegen. 

Die Schrift von Lobe — in deren Vorwort mit Recht hervor⸗ 
gehoben wird, daß auf der einen Seite zuweilen den Gewerbe⸗ 
treibenden vom Publikum ungerechte Vorwürfe gemacht werden, 
auf der anderen Seite verſäumt wird, die wirklich Schuldigen zu 
faſſen — bemüht ſich in ausgezeichneter Objektivität, hier die richtige 
Mitte zu finden. 

Der Verfaſſer geht in Übereinſtimmung mit dem RG. davon 
aus, daß der zu ermittelnde Unternehmergewinn ſich nur nach der 
für ihn üblichen Berechnungsweiſe, alſo nach kaufmänniſchen 
Grundſätzen, beſtimmen kann (vgl. auch RG., DIZ. 1916, 633). 
Der Unternehmergewinn, der im Handel in Friedenszeiten erzielt 
wurde, konnte je nach Lage des Falles ein recht erheblicher ſein, 
ohne daß er als übermäßiger Gewinn angeſehen wurde. Den 
Maßſtab für die Beurteilung bildete das einzugehende Geſamt⸗ 
riſiko. Konnte bei dieſer Sachlage ſchon im Frieden nach Lage 
des Einzelfalles ein erheblicher Gewinn unter Umſtänden als den 
geſamten Verhältniſſen nach angemeſſen angeſehen werden, ſo muß 
das gleiche auch in Kriegszeiten gelten. Denn die Preis⸗ 
beſchränkungsverordnung bezweckt nicht die Lahmlegung des Han⸗ 
dels als ſolchen, will vielmehr nur einer übermäßigen Verteuerung 
durch unreelle Elemente entgegentreten, damit nicht — wie das RG. 
zutreffend hervorhebt — „die Ernährung und Lebenshaltung weiter 
Kreiſe der Bevölkerung erſchwert und damit die allgemeine Wohl: 
fahrt durch einen ſchrankenloſen Erwerbsſinn Einzelner gefährdet 
werden könnte“ (RG., L Z. 1916, 737). Unter dieſen Umſtänden 
muß nicht nur, wie der Verfaſſer S. 16 anerkennt, bei einem 
Unternehmergewinn aus einem gewerblichen Betriebe die 
Riſikoprämie in Rückſicht gezogen werden, ſondern auch bei 
Handels unternehmungen. Auch der Umſtand, daß das Unter⸗ 
nehmen im Kriege geführt wird, kann gegebenenfalls eine größere 
Gefahr des Verluſtes bedeuten und deshalb eine höhere Riſiko— 
prämie beanſpruchen (RG., IW. 1916, 1133). 

Die Frage, wann ein Gewinn unter den jetzigen Zeitverhält— 
niſſen als übermäßig anzuſehen iſt, hängt weiterhin eng mit der 
Frage der Unkoſtenberechnung zuſammen. Dieſe Unkoſtenberech⸗ 
nung darf nicht ſchematiſch derartig geſchehen, daß dem Kaufmann 
lediglich feſte Speſen für die betreffende Einzelware als angemeſſen 
zugebilligt werden. Allerdings hat das RG. gelegentlich betont, 
daß nicht ohne weiteres zum Ausgleich früherer Einbußen 
infolge des durch den Krieg geſchaffenen allgemeinen wirtſchaft— 


—— — 
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lichen Notſtandes auf Koften der Verbraucher aus den einzelnen 
Geſchäften ein übermäßiger Gewinn gemacht werden darf (RG., 
23. 1916, 672); dies läßt ſich auch grundſätzlich nicht durch eine 
Unkoſtenkalkulation mit Rückſicht auf die „Geſamtlage“ rechtfertigen. 
Damit wird aber eine die Lage des geſamten Unternehmens berück⸗ 
ſichtigende Unkoſtenkalkulation nicht ſchlechthin ausgeſchloſſen. Eine 
Berechnung des Reingewinns an der einzelnen Ware verſagt 
— wie der Verfaſſer S. 11ff. zutreffend hervorhebt — bei Gegen⸗ 
ſtänden, bei denen dieſe Koſten kein Mittel für die Preisbildung 
ſind. In Fällen, in denen den Koſten abſichtlich und durch die 
Verhältniſſe, wie bei zuſammenhängender Erzeugung, Einheit des 
Unternehmens, ein Einfluß auf die Preisbildung entzogen wird, 
kommt für die Preisbildung kein Reingewinn aus der einzelnen 
Ware in Betracht, vielmehr für alle Waren gemeinſam nur der 
Reingewinn aus dem ganzen Unternehmen (Lobe S. 12/13). 


Unter Berückſichtigung dieſer Erwägungen wird man auch die 
Kalkulation auf der Grundlage von Durchſchnittspreiſen 
nicht ſchlechthin für unzuläſſig erachten dürfen. Die gelegentlich 
ſogar von Handelskammern vertretene Auffaſſung, daß ein Kauf— 
mann, der vor dem Krieg billig, nach dem Kriege teuer eingekauft 
habe, unter keinen Umſtänden einen durchſchnittlichen Einheitspreis 
feſtſetzen dürfe, vielmehr zuerſt die billig vor dem Kriege gekaufte 
Ware zu billigen Preiſen ausverkaufen müſſe, um dann plötzlich 
für die ſpäter gekaufte Ware einen um vieles höheren Preis zu 
nehmen, widerſtrebt fo ſehr dem kaufmänniſchen geſunden Emp— 
finden, daß auch der Juriſt hier ſtutzig werden muß, zumal auch 
die volkswirtſchaftlichen Vorteile dieſer Auffaſſung recht pro— 
blematiſch ſind. Es wird immer ausſchlaggebend ſein müſſen, in 
welcher Weiſe im Einzelfall die Durchſchnittspreiſe kalkuliert ſind. 
Auch nach der Geſamttendenz der Lo be ſchen Schrift wird man 
es für erlaubt erachten können, von vornherein bei der Geſamt⸗ 
kalkulation eine den Geſamtgewinn berückſichtigende Berechnung 
vorzunehmen, die nicht immer an den Geſtehungspreis der ein⸗ 
zelnen Ware anzuknüpfen braucht. 

Die vorſtehenden Erörterungen mögen genügen, um zu er— 
weiſen, daß grundſätzlich die leſenswerte Schrift in gleicher Weiſe, 
wie auch die Rechtſprechung des Reichsgerichts ſelbſt, der ver— 
antwortungsvollen Aufgabe gerecht zu werden beſtrebt iſt: den 
ſchrankenloſen Erwerbsſinn einzelner im Intereſſe der Ge— 
ſamtheit einzudämmen, dem reellen Handel aber diejenige Frei⸗ 
heit zu laſſen, deren er zur Erfüllung der ihm auch im Kriege ob— 
liegenden volkswirtſchaftlichen Aufgaben bedarf. 


Rechtsanwalt Dr. Fritz Haußmann, Berlin. 


Victor Szezesuy, Regierungsrat a. D. in Berlin⸗Halenſee: 
Ergänzungsband Lieferung 3 und 4 zu den Kriegsgeſetzen 
und Verordnungen über die Höchſtpreiſe und Sicherſtellung 
der Volksernährung mit den Ausführungsbeſtimmungen von 
Preußen, Bayern, Sachſen, Württemberg und Baden (Mit⸗ 
arbeiter Rechtsanwalt Dr. H. Neumann, Berlin). Stutt⸗ 
gart. J. Heß. 1916. 111 bzw. 256 Seiten. Preis geh. 
1,40 & bzw. 4,50 &. 

Wie ſchon in dieſer Zeitſchrift (1915, 1461 und 1916, 814) bei 
Beſprechung des Werkes von Victor Szezesny „Die Kriegsgeſetze 
und Verordnungen über die Höchſtpreiſe, Sicherſtellung der Volks⸗ 
ernährung, Rohſtoffe, Metalle uſw.“ hervorgehoben worden iſt, hält 
der Verfaſſer durch Herausgabe von Ergänzungsbänden das Werk auf 
voller Höhe. Nunmehr liegen die dritte und vierte Lieſerung vor. Mit 
der dritten Lieferung ſchließt der erſte Ergänzungsband. Sie umfaßt 
bayriſche, ſächſiſche und württembergiſche Ausführungsbeſtimmungen 
zur Bekanntmachung über den Verkehr mit Gerſte vom 28. Juni 1915, 
die Bekanntmachung über die Höchſtpreiſe für Gerſte vom 23. Juli 
1915, die Bekanntmachung über den Verkehr mit Kraſtfuttermitteln 
vom 28. Juni / 5. Auguſt 1915 mit Erläuterungen und den einzel⸗ 
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ſtaatlichen Ausführungsbeſtimmungen, die Bekanntmachung über zucker⸗ 
haltige Futtermittel vom 25. September 1915 mit Erläuterungen und 
Ausführungsbeſtimmungen, die Bekanntmachung über das Verſchroten 
von Brotgetreide zu Futterzwecken vom 2. Oktober 1915, die Bekannt⸗ 
machung über den Verkehr mit Stroh und Häckſel vom 8. November 
1915 mit Erläuterungen und Ausführungsbeſtimmungen, die Bekannt⸗ 
machung über die Errichtung einer Neichsfuttermittelſtelle vom 23. Juli 
1915 mit den einzelſtaatlichen Ausführungsbeſtimmungen. Nachtrags⸗ 
weiſe werden gebracht die Bekanntmachung vom 17. Januar 1916 über 
eine Anderung der Bekanntmachung über die Höchſtpreiſe für Brot⸗ 
getreide vom 23. Juli 1915, die Bekanntmachung vom 17. Januar 
1916 über Brotgetreide, die Bekanntmachung vom 17. Januar 1916 
zur Herbeiführung der beſchleunigten Ablieferung von Gerſte und 
Hafer, die Bekanntmachung vom 17. Januar 1916 über Anderung 
der Verordnung über die Regelung des Verkehrs mit Hafer vom 
28. Juni 1915, die Bekanntmachung über Saatgetreide vom 13. Januar 
1916 mit Ausführungsbeſtimmungen der Bundesſtaaten, die Bekannt⸗ 
machung der Reichsfuttermittelſtelle über den Vertrieb mit Saatgerſte 
und Saathafer vom 18. Januar 1916, die Bekanntmachung betreffend 
Anderung der Verordnung über den Verkehr mit Gerſte aus dem 
Erntejahr 1915 vom 28. Juni 1915 vom 27. Januar 1916, die Be⸗ 
kanntmachung betreffend die Einfuhr von Futtermitteln, Hilfsſtoffen 
und Kunſtdünger vom 28. Januar 1916 mit Ausführungsbeſtimmungen 
und die Bekanntmachung über Höchſtpreife für Heu vom 8. Fe⸗ 
bruar 1916. . 

Die vierte Lieferung enthält die Bekanntmachung über den Ver⸗ 
kehr mit Hülſenfrüchten vom 26. Auguſt 1915 mit den Ausführungs⸗ 
beſtimmungen der Einzelſtaaten, die Bekanntmachung zur Anderung 
der Bekanntmachung betreſſend die Einfuhr von Getreide, Hülſen⸗ 
früchten, Mehl und Futtermitteln vom 11. September 1915, die Be⸗ 
kanntmachung über das Verbot des Vorverkaufs von Erbſen, Bohnen 
und Linſen aus der Ernte des Jahres 1915 vom 26. Auguſt 1915, 
die Bekanntmachung über die Aufhebung des Verbots des Vorverkauſs 
von Erbſen, Bohnen und Linſen aus der Ernte des Jahres 1915 vom 
16. September 1915, die Bekanntmachung über Reis vom 22. April 
1915 mit Erläuterungen und den einzelſtaatlichen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen, die Bekanntmachung für die Regelung der Preiſe für 
Gemüſe und Obſt vom 11. November 1915 mit Erläuterungen, die 
Bekanntmachung über die Feſtſetzung von Preiſen für Gemüſe, Zwiebeln 
und Sauerkraut vom 4. Dezember 1915, die Bekanntmachung über die 
Feſtſetzung von Preiſen für Gemüſe, Zwiebeln und Sauerkraut vom 
25. Januar 1916 mit den einzelſtaatlichen Ausführungsbeſtimmungen, 
die Bekanntmachung über die Regelung der Preiſe für Obſtmus und 
ſonſtige Fetterſatzſtoffe zum Brotaufſtrich vom 11. November 1915, 
die Bekanntmachung über die Regelung der Preiſe für Marmeladen 
vom 14. Dezember 1915 mit den Ausführungsbeſtimmungen der ein⸗ 
zelnen Bundesſtaaten, die Bekanntmachung über Regelung der Preiſe 
für Buchweizen und Hirſe und deren Verarbeitung vom 11. November 
1915 mit Ausführungsbeſtimmung, die Bekanntmachung über die 
Kartoſſelverſorgung vom 9. / 28. Oktober 1915 und deren Abänderung 
vom 27. Januar 1916 mit Erläuterungen und den einzelſtaatlichen 
Ausführungsbeſtimmungen, die Bekanntmachung über die Speiſe⸗ 
kartoffelverſorgung im Frühjahr und Sommer 1916 vom 7. Februar 
1916 mit Erläuterungen und Ausführungsbeſtimmungen, die Bekannt⸗ 
machung über die Regelung der Kartoffelpreiſe vom 28. Oktober / 
11. und 29. November 1915 mit Erläuterungen und Ausführungsbeſtim— 
mungen, die Bekanntmachung betreffend Einwirkung von Höchſtpreiſen 
auf laufende Verträge vom 11. November 1915 mit Erläuterungen 
und Ausführungsbeſtimmungen, die Bekanntmachung über die Siche⸗ 
rung der Ackerbeſtellung vom 31. März / 9. September 1915 mit Aus: 
führungsbeſtimmungen, die Bekanntmachungen vom 4. April 1916 über 
die Bereitſtellung von ſtädtiſchem Gelände zur Kleingartenbeſtellung 
und über die Feſtſetzung von Pachtpreiſen für Kleingärten und die 
Bekanntmachung über Streu, Heide⸗ und Weidenutzung auf nicht 
landwirtſchaftlich genutzten Grundſtücken am 13. April 1916. 

Landgerichtsrat Alfons Hackenberger, Schweidnitz. 
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Kriegs-, Zivil- und Finanzgeſetze. Zweite Folge: Das 
Jahr 1915. Guttentagſche Sammlung deutſcher Reichs⸗ 
geſetze Nr. 116 a. Textausgabe mit Anmerkungen. Berlin 1916. 
Preis geb. 2 &. 


Dieſe Ausgabe bringt die Kriegs-, Zivil⸗ und Finanzgeſetze 
mit zugehörigen Verordnungen, Bekanntmachungen und Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen, ſoweit ſie im Jahre 1915 erſchienen ſind. 
Sie bildet eine Fortſetzung der 3. Auflage der Kriegs», Zivil⸗ und 
Finanzgeſetze, Nr. 116 der Guttentagſchen Sammlung deutſcher 
Reichsgeſetze (vgl. hierzu die Beſprechung JW. 1915, 666/667). 

Aus amtlichen Begründungen und aus den dem Reichstage 
übergebenen Denkſchriften iſt ſo viel wiedergegeben, wie zum Ver⸗ 
ſtändnis der Geſetze und Verordnungen erforderlich erſchien. 


Die Anordnung des Stoffes weicht etwas von der des bis 
Anfang 1915 führenden Bandes 116 ab, ſchließt ſich aber im 
übrigen an die frühere Anordnung in der Hauptſache an. 


Die 1915 erſchienenen, zu dem Gebiet der Kriegs-, Zivil⸗ und 
Finanzgeſetze gehörigen Vorſchriften ſind unter folgenden Ab⸗ 
teilungen zuſammengeſtellt: 

L Unterſtützung und Begünſtigung von Kriegsteilnehmern 
(einſchließlich Kriegswohlfahrtspflege und Gerichts⸗ 
verfahren für Kriegsteilnehmer). 

II. Gerichtsverfahren (einſchließlich Regiſterſachen). 

III. Finanz⸗ und Münzweſen. 
IV. Arbeiterſchutz und Sozialverſicherung. 

V. Friſten des Wechſel⸗ und Scheckrechts. 

VL Auslandswechſelmoratorium und Anſprüche von Per⸗ 
ſonen, die im Ausland ihren Sitz haben. 

VII. Bewilligung von Zahlungsfriſten (Individuelles Mora⸗ 

torium). 

VIII. Patent-, Gebrauchsmuſter⸗ und Warenzeichenrecht. 

IX. Zahlungsverbote gegen das feindliche Ausland und 
Überwachung ausländiſcher Unternehmungen. 
X. Zulaſſung von Kraftfahrzeugen u. dgl. 
XI. Verſchiedenes. 
XII. Volksernährung, Beſchlagnahme u. dgl. 


In den Abteilungen I— Xl find die in die Sammlung auf» 
genommenen Vorſchriften in der amtlichen Faſſung wiedergegeben. 
Die Abteilung XD ſieht von einer Wiedergabe des genauen Wort⸗ 
lauts der einſchlagenden Verordnungen und Bekanntmachungen 
ab. Hier iſt in der zeitlichen Folge und unter Angabe, wo die 
betreffende Beſtimmung im RGBl. 1915 abgedruckt iſt, eine Über⸗ 
ſicht über die wirtſchaftlichen Verordnungen, die die Volks⸗ 
ernährung, Beſchlagnahme u. dgl. betreffen, zuſammengeſtellt. Bei 
jeder Bekanntmachung find in kleinem Druck eine kurze Inhalts⸗ 
angabe, die das Weſentliche der amtlichen Vorſchriften hervor— 
hebt, und Verweiſungen auf inzwiſchen erfolgte Anderungen, 
Aufhebungen oder ſonſt in Betracht kommende Beſtimmungen bei— 
gefügt. Der Zuſammenſtellung dieſer Verordnung unter XI iſt 
ein Sachverzeichnis vorangeſtellt, das als Führung durch die unter 
XII aufgenommenen 240 Verordnungen und Bekanntmachungen 
dient und durch Nennung der Nummern der Verordnungen Zu— 
ſammengehöriges nachweiſt. Im Vorwort iſt zu dem Abſchnitt XII 
folgendes ausgeführt: 

„Die Verordnungen auf dem großen, aber dauernd der Alb» 
änderung unterliegenden Gebiet der Volksernährung, der 
Höchſtpreiſe, Ein⸗ und Ausfuhr und Beſchlagnahme aller 
Art ſind — im Gegenſatz zu dem Bändchen 116 — hier 
nur mit ihren Überſchriften und kurzen Inhaltsangaben als 
Geſetzestafel aufgeführt. Dieſe Beſchränkung mußten wir 
uns im Intereſſe derjenigen Intereſſenten dieſes Büchleins 
auferlegen, die mit ſolchen ſpeziellen Fragen nicht un— 
mittelbar zu tun haben und die Belaſtung des Buches mit 


dem Wortlaut dieſer umfangreichſten Verordnungen nicht 
gutgeheißen haben würden. Die Spezialintereſſenten für 
dieſes Gebiet beſitzen überdies ihre eigenen literariſchen 
Hilfsmittel, und für denjenigen, der ſich über dieſe Gruppe 
der Verordnungen unterrichten will, bildet die Aufzählung, 
wie wir ſie geben, einen gewiß willkommenen Wegweiſer 
(ſiehe Abſchnitt XII S. 125 ff. dieſes Buches).“ 

Die Verordnungen, die ſich auf militäriſche Dinge oder auf 
Poſt, Eiſenbahnen, Paßpflicht, Kolonialfragen und Priſenord⸗ 
nungen beziehen, ſind in die Sammlung nicht aufgenommen. 

Das Bändchen Nr. 1168 der Guttentagſchen Sammlung bildet 
eine willkommene Ergänzung zu den bisher bei Guttentag er⸗ 
ſchienenen Sammlungen der Kriegs-, Zivil⸗ und Finanzgeſetze zur 
Führung durch die einſchlägige Geſetzgebung vom Jahre 1915. 

Rechtsanwalt Dr. A. Hahnemann, Leipzig. 


Rotermund, z. Zt. Feldoberkriegsgerichtsrat: Die kaiſerlichen 
Verordnungen vom 28. Dezember 1899 über 1. die Stuf: 
rechtspflege bei dem Heere in Kriegszeiten und 2 das aupe: 
ordentliche kriegsrechtliche Verfahren gegen Ausländer und die 
Ausübung der Strafgerichtsbarkeit gegen Kriegsgefangene. 
Hannover 1916. Helwingſche Verlagsbuchhandlung. Preis 
1,50 &, 49 Seiten. 


Das Büchlein enthält das „tägliche Brot“ für alle diejenigen 
Militärjuſtizbeamten, die ſich bei den Feldformationen befinden. 
Wenn es auch etwas ſpät erſcheint, ſo wird es doch noch mit 
Freuden begrüßt werden, denn eine Erläuterung dieſer beiden wich⸗ 
tigen kaiſerlichen Verordnungen vom 28. Dezember 1899 fehlte 
bisher gänzlich. Im Laufe des Krieges haben ſich zu dieſen Ver⸗ 
ordnungen mancherlei Zweifelsfragen ergeben; es find auch zahl⸗ 
reiche Ergänzungen notwendig geweſen, viele Verfügungen und 
Entſcheidungen ſind ergangen uſw. Der Verfaſſer, deſſen Name 
beſonders in den Kreiſen der Militärjuriſten einen guten Klang hat, 
hat es ſich zur Aufgabe gemocht, die beiden Verordnungen mit 
allen dazu neu ergangenen Verfügungen und Entſcheidungen zu er⸗ 
läutern und hat zu dieſem Zweck die vielen im Armeeverordnungs⸗ 
blatt und in einzelnen Verordnungen zu findenden Ergänzungen 
den betreffenden Beſtimmungen der beiden kaiſerlichen Verord⸗ 
nungen eingefügt. Dadurch iſt eine ganz beſonders erfreuliche 
Überſicht erzielt worden. 

Insbeſondere gilt dies bei der erſterwähnten Verordnung 
über die Strafrechtspflege bei dem Heere in Kriegszeiten bezüglich 
der knappen, aber doch klaren und völlig ausreichenden Zuſammen⸗ 
faſſung der Beſtimmungen über die im Laufe des Krieges erfolgte 
Beleihung einzelner Befehlshaber mit höherer oder niederer Ge⸗ 
richtsbarkeit. Zwar ſind nach Erſcheinen des Büchleins (April 
1916) ſchon wieder eine große Anzahl neuer Beſtimmungen über 
Beleihung mit Gerichtsbarkeit ergangen; die bis zum April er⸗ 
laſſenen ſind jedoch ſämtlich erwäht. Weiterhin verdienen be⸗ 
ſonders hervorgehoben zu werden: die Bearbeitung der ſehr ver⸗ 
worrenen Frage der Zuſtändigkeit der einzelnen Gerichte im Felde, 
ferner auch die Erläuterungen zu dem im Felde fo überaus mid) 
tigen Beſtätigungs- und Aufhebungsrecht der Urteile. Dieſes 
wird namentlich eingehend in bezug auf den Übertritt des Beſchul⸗ 
digten vom immobilen in das mobile Verhältnis — und um⸗ 
gekehrt — beſprochen. Der bisher nicht unbeſtrittenen Anſicht des 
Verfaſſers, daß beim Übertritt des mobilen Beſchuldigten in das 
immobile Verhältnis über die Beſtätigung des Urteils noch der 
bisherige — mobile — Gerichtsherr zu befinden hat, iſt beizu⸗ 
pflichten. Auch das RMG. hat ſich in feinem neueſten Bande 
(Bd. 19 S. 207 ff.) eingehend mit dieſer Frage beſchäftigt und ſie 
im Sinne des Verfaſſers beantwortet. Auch die Ausſührungen 
auf S. 18ff. über das Recht des das Urteil beftätigenden Befehls⸗ 
habers auf Milderung der erkannten Strafe verdienen ein be⸗ 
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ſonderes Intereſſe. So manche Zweifelsfrage iſt vom Verfaſſer in 
kurzen, klaren Worten, denen faſt durchweg zuzuſtimmen iſt, gelöſt. 

Dasſelbe gilt von der zweiten kaiſerlichen Verordnung vom 
28. Dezember 1899, der ſogenannten Ausländerverordnung. Sie 
iſt erlaſſen auf Grund des 3 3 EGMStGd.; hiernach konnte, wie 
der Verfaſſer zutreffend ausführt, ſie entweder den Weg beſchreiten, 
daß fie die MStG O. für die Ausländer und Kriegsgefangenen bes 
ſtehen ließ und nur einzelne Anderungen vorſchrieb, oder ſie konnte 
auch das geſamte Verfahren neu regeln. Der Wortlaut des 8 3 
läßt beide Wege durchaus zu. Die Verordnung hat nun bezüglich 
der Ausländer ein beſonderes Verfahren eingeführt und dies ganz 
erſchöpfend geregelt, bezüglich der Kriegsgefangenen hat ſie dagegen, 
wie 8 19 beſagt, die MStGO. beſtehen laſſen. Der Verfaſſer be⸗ 
ſpricht zunächſt eingehend den im 8 1 der Verordnung feſtgeſetzten 
Perſonenkreis, für die das außerordentliche kriegsrechtliche Ver⸗ 
fahren gilt. Intereſſant iſt es hierbei insbeſondere, mit welcher Be⸗ 
gründung er für diejenigen Angehörigen feindlicher Armeen, 
die in Zivil hinter unſerer Front aufgegriffen werden, die 
Unzuſtändigkeit der ordentlichen Feldkrieg s gerichte annimmt. 
Meines Erachtens iſt dem Verfaſſer hierin nicht zu folgen. Es 
iſt vielmehr von dem für unſere Armee geltenden Grundſatze, 
den der Verfaſſer auch auf S. 28 Anm. 1 erwähnt, auszugehen, 
daß auch der in Zivil ergriffene Fahnenflüchtige aktiver Soldat 
bleibt, da er dieſe Eigenſchaft nur durch Entlaſſung verlieren kann. 
Nach dieſem Grundſatze bleibt auch der noch nicht entlaſſene, in 
Zivilkleidung ergriffene Angehörige einer feindlichen Armee Soldat; 
er iſt wie ein Kriegsgefangener zu behandeln. Es ſoll aber zu⸗ 
gegeben werden, daß dieſe Frage nicht unbeſtritten iſt. 

Eingehend behandelt der Verfaſſer ſodann die drei Quellen, 
aus denen die Strafen, auf die das Feldgericht erkennen kann, zu 
ſchöpfen ſind: Geſetze, Kriegsgebrauch und die erlaſſenen Ver⸗ 
ordnungen und Befehle. Dem an den Grundſatz nulla poena 
sine lege gewöhnten Juriſten fällt es ſchwer, von dem ſonſt 
Üblichen abzuweichen und eine Verurteilung lediglich auf den 
„Kriegsgebrauch“ aufzubauen. Dem Verfaſſer iſt aber beizu⸗ 
ſtimmen, daß gegenüber dem klaren Wortlaut des 3 2 kein Zweifel 
beſtehen kann, daß die Ausländerverordnung den Kriegsgebrauch 
ausdrücklich als materielle Grundlage einer Verurteilung im 
Feldverfahren hat zulaſſen wollen. Es iſt ſehr lehrreich, in dem 
Büchlein nachzuleſen, was theoretiſch unter „Kriegsgebrauch“ zu 
verſtehen tif. Der Verfaſſer kommt zu dem Ergebnis: „Kriegs- 
gebrauch iſt ſtrafrechtliches Gewohnheitsrecht, welches ſich im 
Kriege herausgebildet hat und dem — abweichend von den Straf⸗ 
rechtsgrundſätzen des Friedens — die Bedeutung materiellrecht⸗ 
licher Strafnormen zukommt.“ Unbedenklich wird ihm in dieſer 
Definition, die den dem Brüſſeler Militärjuriſtentag vorgelegten 
Nußerungen namhafter Juriſten entſpricht, zu folgen ſein. 

Sehr leſenswert ſind auch die Ausführungen des Verfaſſers 
über den Unterſchied zwiſchen Verordnung und Befehl (S. 33), 
über die den Ortskommandanten zuſtehende Polizeiſtrafgewalt 
S. 34) uſw. 

Zum Schluſſe (S. 36 bis 47) beſpricht der Verfaſſer eingehend 
die Beſtimmungen der 88 7 bis 16, die das Verfahren vor den 
Feldgerichten regeln. Dieſes Verfahren, das ſich eng an die alte 
Preuß Mil GO. anlehnt, und leider gerade die Schwächen und 
Mängel derſelben beibehalten hat, intereſſiert beſonders im Hinblick 
auf die Abweichungen vom ordentlichen Verfahren. Bei Über⸗ 
leitung des Feldverfahrens in das letztere entſtehen namentlich 
dann Schwierigkeiten, wenn die materielle Grundlage des Feld⸗ 
verfahrens nur der Kriegsgebrauch war. Natürlich reicht das für 
das ordentliche Verfahren nicht aus; Unterlage hierfür muß viel⸗ 
mehr ein Geſetz oder eine Verordnung fein (vgl. S. 45). 

Dem Vorwort des Büchleins iſt uneingeſchränkt beizu⸗ 
pflichten: Es iſt, wie kaum ein zweites, geeignet, der Rechtspflege 
im Felde zu dienen! Rechtsanwalt v. Loß berg, Berlin, 

3 Zt. Kriagsgericht rat in Allenſtein. 


Dr. jur. Paul D. Schourp: Der Zwangsvergleich zur Ber: 
hütung des Konkurſes. Ein Vorſchlag zu einer deutſchen 
Vergleichsordnung. Leipzig, Verlag von Veit & Comp. 1916. 
Preis 4,50 &. 


So ſehr die Geſchäftsaufſicht als erſter Schritt auf dem Wege 
zur Verhütung des Konkurſes in Deutſchland begrüßt werden muß, 
bildet ſie doch nicht eine zum Schutze von Schuldnern und Gläu⸗ 
bigern ausreichende Maßnahme, wenn nicht das Kriegsgeſetz als 
Vorbote und Überleitung zum Zwangs ausgleich zur Ver⸗ 
hütung des Konkurſes angeſehen werden darf. Schourp gibt zu⸗ 
nächſt einen Rückblick auf die geſchichtliche Entwicklung des Schuld⸗ 
nachlaſſes und erörtert auf dieſer Grundlage die Geſtaltung eines 
Zwangsausgleichverfahrens, wie er es für die deutſche Geſetzgebung 
für wünſchenswert hält. Das wirtſchaftliche Bedürfnis im langen 
und ernſten Krieg ſtellt jetzt für Deutſchland die Notwendigkeit 
eines den Konkurs abwendenden Zwangsakkords in den Vorder⸗ 
grund, nachdem der bisherige Vorſprung der deutſchen Konkurs⸗ 
geſetzgebung durch die tatkräftige Neubearbeitung der öſterreichiſchen 
Konkursordnung und Ausgleichsordnung vom 10. Dezember 1914 
ſtreitig gemacht iſt. 


Dem Schuldner ſoll nach Schourp auch im Falle der Überſchul⸗ 
dung das Antragsrecht zur Eröffnung des Vergleichs verfahrens ge: 
wöhrt werden. Dies iſt zu billigen. Schourps Vorſchlag weicht von 
dem öſterreichiſchen Geſetze in der Umgrenzung des Vermögensverzeich⸗ 
niſſes, Ausdehnung des Vergleichseides (den ich überhaupt nicht 
gutheiße) und Friſt für die Vergleichseinreichung ab. Nach 
ſchweizeriſchem Muſter ſoll den Gläubigern vom Anbeginn ein 
wohldurchdachter und weitgehend geprüfter Vergleichs vorſchlag 
unterbreitet werden. Meine gegen dieſes Syſtem gerichteten Vor⸗ 
ſchläge ſiehe DIT. S. 764. Bezüglich der Würdigkeitsfrage ſchließt 
Schourp erfreulicherweiſe ſich nicht den ſtrengen Anſichten von 
Wagner an. Dem Verfaſſer erſcheint auch mit Fug eine Mindeſt⸗ 
dividende verfehlt, da ſich dieſe den verſchiedenartigen Verhältniſſen 
nicht anpaßt. In Ofterreich ift die Beſtimmung eines Mindeſtſatzes 
dem Juſtizminiſterium anheimgegeben, bisher indes nicht in Kraft 
geſetzt. Ein Verfahren in breiter Offentlichkeit, wie es das öſter⸗ 
reichiſche Ausgleichsverfahren leider vorſieht, würde den Zweck des 
Ganzen vereiteln. Es ſind daher die Vorſchläge 4 und 5 von 
Schourp, die eine nur ſchriftliche Zuſtellung des Vergleichs⸗ 
vorſchlags und Eintragung desſelben in eine gerichtliche Rolle im 
Auge haben, zu begrüßen. Der Vergleichsführer kann — meines 
Erachtens muß — beim Grundbuchamt die Eintragung der Er⸗ 
öffnung des Vergleichsverfahrens beantragen. Ich denke auch noch 
an einen Eintrag ins Handelsregiſter, freilich ohne Veröffent⸗ 
lichung. 

Sehr erfreulich dünkt mir ſodann der Vorſchlag 8a von 
Schourp: mit der Einbringung ſeines Antrages verliert der 
Schuldner das Recht, ſelbſtändig Grundſtücke zu veräußern 
oder zu belaſten, Abſonderungsrechte an ſeinem Vermögen zu 
beſtellen, nichtbevorrechtigte Gläubigeranſprüche zu befriedigen, 
Bürgſchaften einzugehen und unentgeltliche Verfügungen zu treffen. 
Derartige Rechtshandlungen ſind den Gläubigern gegenüber un⸗ 
wirkſam. Ich ziehe dieſe klare und konſequente Norm den laxen 
88 5 und 7 der reichsdeutſchen GeſchäftsauffſVO. vom 8. 8. 1914 
bei weitem vor. Die Soll form ſollte fallen. Die Beſeiti⸗ 
gung der Zwangsvollſtreckungsrechte aus den letzten 
zwei Monaten vor Eröffnung des Verfahrens nimmt 
Schourp aus der öſterreichiſchen und ungariſchen Ausgleichs. 
geſetzgebung herüber. Der Verfaſſer ſieht — im Gegenſatz zu den 
nachbarlichen Geſetzen — die Löſung langfriſtiger zweiſeitiger Ver⸗ 
träge vor. Nicht zu billigen iſt das Vorrecht der Koſten, Gebühren, 
Steuern und Abgaben (Vorſchlag 23). Das Vergleichsgericht ſetzt 
das Stimmrecht feft, die Parteien haben zuvoriges Beſtreitungs- 
recht. Dieſer Einfluß des Richters iſt nicht zu umgehen. Die Ver⸗ 
hinderung des Stimmenkaufs (6 41 Oſterr Ausgl O.) nimmt 
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Schourp nicht auf. Sein Vergleich gewährt den feſtgeſtellten Gläu⸗ 
bigern das Recht, ſeine vergleichsweiſe geminderte Forderung durch 
Zwangsvollſtreckung beizutreiben. 

Zu begrüßen iſt vor allem, daß der Schourpſche Zwangs⸗ 
ausgleich nicht mit dem Begriff und Inſtitut „Geſchäftsaufſicht“ 
ſteht und fällt. Da nämlich nach der Bundesratsverordnung vom 
8. Auguſt 1914 dem Geſchäftsaufſichtsantrage nicht ſtattzugeben iſt, 
wenn die Behebung der Zahlungsunfähigkeit nach dem Krieg nicht 
in Ausſicht genommen werden kann, würden die dieſe Zuverſicht 
vermiſſenden Unternehmungen des Zwangsausgleichs nicht teil⸗ 
haftig werden, ſondern meiſt bald dem Konkurs verfallen, falls 
nur der Geſchäftsbeaufſichtigte einen außergerichtlichen Zwangs— 
ausgleich anregen könnte. Ceterum censeo: Geſchäftsaufſicht 
und Zwangsausgleich außerhalb des Konkurſes! Nicht: Zwangs⸗ 
ausgleich unlösbar mit der Geſchäftsaufſicht verbunden! 

Juſtizrat Dr. Hugo Cahn, Nürnberg. 


Eruſt Cohnitz, Rechtsanwalt und Notar: Das Moratoriums⸗ 
recht in Belgien. Berlin 1916. Karl Heymanns Verlag. 
Broſchiert 4 &. 

In klarer Erkenntnis, daß, je länger die Beſetzung Belgiens 
dauert, immer weitere Gebiete der geſetzgeberiſchen Regelung zu 
unterziehen ſind, hat die deutſche Okkupationsregierung in Belgien 
eine Reihe von Geſetzen erlaſſen, die ſich lediglich auf die geiſtigen 
und wirtſchaftlichen Intereſſen der Bevölkerung beziehen. Ve⸗ 
ſonders einſchneidend ſind die Maßnahmen, welche betreffen: Die 
Mietsgerichtsbarkeit,!) das Schul⸗ und Univerſitätsweſen (Genter 
Hochſchule) die Steuergeſetzgebung und das Moratoriumsrecht. 
Es kann nicht ausbleiben, daß die Völkerrechtswiſſenſchaft ſich 
noch vielfach mit dieſer bedeutſamen Anwendung des Geſetz⸗ 
gebungsrechts des Okkupanten beſchäftigen wird. Nicht minder 
groß iſt die praktiſche Bedeutung dieſer Maßnahmen, welche, 
ſoweit ſie das Zivilrecht betreffen, vorausſichtlich auch die bel⸗ 
giſchen Gerichte beſchäftigen werden. 

Mit dem Moratoriumsrecht in Belgien befaßt ſich das Buch 
des Rechtsanwalts und Notars Cohnitz. Der Verfaſſer war 
bei dem ſogenannten Abbau des Moratoriums als Referent des 
Generalkommiſſars für die Banken in Belgien tätig und iſt daher 
als beſonders ſachkundiger Bearbeiter der Materie anzuſehen. 
Dieſe iſt reichlich verwickelt. Die Schwierigkeiten liegen haupt⸗ 
ſächlich auf dem Gebiet des Wechſelmoratoriums. Die grundlegende 
belgiſche Verordnung vom 2. Auguſt 1914, welche die Proteſtfriſten 
bis zum 31. Auguſt 1914 verlängert (ergänzende belgiſche und 
deutſche Verordnungen haben die Verlängerung mehrfach erneuert), 
gibt keine klare Entſcheidung, ob auch die Fälligkeit des Wechſels 
hinausgeſchoben iſt, ſo daß das Moratorium alſo auch zugunſten 
des Okkupanten beſtünde. Sie hat ferner zu der Streitfrage Anlaß 
gegeben, ob die Erhebung des Proteſtes innerhalb der Friſten ver— 
boten iſt, wie die Motive ausführen, oder ob ſie nur hinaus— 
geſchoben werden darf, ohne daß dem Wechſelinhaber dadurch ſeine 
Regreßrechte verlorengehen. 

Daß derartige erhebliche Zweifelsfragen möglich ſind, iſt, 
wie Cohnitz mit Recht ausführt, ein Beweis, wie ſchädlich es iſt, 
wenn beim Ausbruch eines Krieges wichtige Beſtimmungen in 
aller Haſt getroffen werden müſſen, anſtatt, daß auch auf dem Ge— 
biet des Rechts- und Wirtſchaftslebens die Staaten für eine ge— 
nügende Vorbereitung in Friedenszeiten ſorgen. In Belgien wurde 
im Auguſt 1914 ſogar einfach das franzöſiſche Moratoriumsgeſetz 
vom 13. Auguſt 1870 abgeſchrieben. 

In dieſe Verwirrung hieß es Ordnung zu bringen. Dies iſt 
durch die deutſche Verordnung vom 5. Januar 1916?) geſchehen, 
wonach der Abbau des Moratoriums für die Regreßſchuldner in der 


1) Vgl. hierüber Philipsborn, JW. 1916, 162/3 und 
Schauer, DZ. 1916, 658 ff. 


2) Vgl. hierüber Philips born, JW. 1916, 164/5. 


Weiſe erfolgt, daß die Proteſtfriſten für den Regelfall letztmalig 
bis zum Ablauf von 19 Monaten und 7 Tagen nach dem Verfalltag 
verlängert werden. Der Proteſt kann nur in den letzten 7 Tagen 
dieſer Friſt erhoben werden. 

Die Verordnung regelt gleichzeitig den Abbau des Banken⸗ 
moratoriums, hebt die belgiſche Verordnung vom 18. Auguſt 1915 
betreffend die Außerkraftſetzung der Verſallklauſeln auf, welche ſich 
als zu weitgehend erwieſen hatten und überträgt dafür den Ge⸗ 
richten die Befugnis zu entſprechenden Anordnungen im Einzel⸗ 
falle. 

Das Cohnitzſche Buch iſt ein trefflicher Wegweiſer dutch 
das geſamte Gebiet. Cohnittz ſtellt zunächſt ſämtliche Mora⸗ 
toriumsbeſtimmungen der belgiſchen Regierung, des General⸗ 
gouverneurs in Belgien und des Etappenbefehlshabers chronologiſch 
zuſammen, beſpricht ſodann die Zuſtändigkeit der geſetzgebenden 
Organe, allerdings ohne näher auf die ſehr intereſſante und um⸗ 
fangreiche völkerrechtliche Literatur einzugehen und unterzieht 
ſchließlich ſowohl die anfängliche Rechtslage wie die Verordnung 
vom 5. Januar 1916 betreffend den Abbau des Moratoriums einer 
eingehenden Prüfung, die ſich auf die oben angedeuteten grund— 
legenden Fragen und viele andere aufgetauchte Zweifelspunkte er⸗ 
ſtreckt. Der Abdruck des Merkblattes des Generalkommiſſars für 
die Banken in Belgien an den Deutſchen Handelstag vom 
1. Oktober 1914 ſowie eines Auszuges aus den Erläuterungen 
des Generalkommiſſars zu der Verordnung vom 5. Januar 1916 
geben den eigenen Ausführungen des Verfaſſers eine willkommene 
Ergänzung. Im Anhang iſt noch der Proteſtkalender der „Banque 
Nationale de Belgique“ abgedruckt. 

Die zuverläſſige Vermittlung des weitſchichtigen Materials 
und die klare Erörterung der zahlreichen Streitfragen geben der 
Arbeit dauernden Wert und praktiſche Brauchbarkeit. 


Rechtsanwalt Dr. Philipsborn, Berlin (3. Z. in Brüffel). 


Siefart und Sitzler: Reichsverſichernngsorduung. Zweites 
Buch, Krankenverſicherung, Guttentagſche Sammlung deutſcher 
Reichsgeſetze Nr. 107. Guttentagſche Verlagsbuchhandlung. 
Berlin 1916. 

Die vorliegende Textausgabe des zweiten Buches der RNeichs⸗ 
verſicherungsordnung bildet den Schlußband der von neun höheren 
Beamten des KReichsamts des Innern, des Reichsverſicherungsamts 
und des Aufſichtsamts für Privatverſicherung veranſtalteten Heraus⸗ 
gabe der Keichsverſicherungsordnung in vier Bänden. Die Fertig: 
ſtellung des Geſamtwerkes hat ſich ſchon im Hinblick darauf, daß ſeit 
langem mehrere viel umfangreichere und großzügiger gehaltene Kom⸗ 
mentare zuſtande gekommen und zum Teil in mehreren Auflagen 
erſchienen find, etwas verſpätet, zumal ſeit Verkündung der RO. 
nicht weniger als fünf und ſeit dem Inkrafttreten des zweiten Buches 
faſt drei Jahre verfloſſen ſind. Unter dieſen Umſtänden konnten die 
Verfaſſer einen Einfluß auf die verwaltungsrechtliche Durchführung 
der Vorſchriften der RVO. ſowie auf die gerade in der erſten Zeit 
ſtark geſteigerte Rechtſprechung nicht ausüben; ſie haben ſich infolges 
deſſen darauf beſchränkt, die in der Literatur hervorgetretenen Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten und das Ergebnis der bisherigen Rechtſprechung feſt⸗ 
zuſtellen, ohne zu den zahlreichen Streitfragen, von denen ein großer 
Teil noch der Löſung harrt, ſelbſt Stellung zu nehmen. Die An⸗ 
merkungen ſind infolgedeſſen kurz und knapp gehalten, wobei auch die 
für Preußen ergangenen wichtigſten Ausführungsbeſtimmungen verwertet 
worden find. Im Anhang find aber nur die vom Bundesrat, RVA. 
und Reichskanzler erlaſſenen Ausführungsvorſchriften und das Berliner 
Arzteabkommen abgedruckt. 

Von anderen Textausgaben unterſcheidet ſich die vorliegende Be⸗ 
arbeitung dadurch, daß ſie ſich lediglich auf die Erläuterung der Vor⸗ 
ſchriften des zweiten Buches der RVO. erſtreckt und von der Erläute⸗ 
rung der für die Anwendung der Krankenverſicherung auch wichtigen 
Vorſchriften im 1., 5. und 6. Buch abſieht. Die Folge davon iſt, daß 


45. Jahrgang. 


der Band, weil er eine vollſtändige Wiedergabe der für die Kranken⸗ 
verſicherung in Frage kommenden Vorſchriften der RVO. nicht enthält, 
nicht für ſich allein benutzt werden kann, ſondern zu ſeiner Ergänzung 
des erſten Bandes bedarf, der die Vorſchriften des 1., 5. und 6. Buches 
erläutert. In der Praxis wird ſich das mit Sicherheit als eine 
Unbequemlichkeit herausſtellen, doch entſpricht dieſe Eigenart der ganzen 
Anlage des Werkes, von der der Bearbeiter eines einzelnen Bandes 
ſelbſtredend nicht abweichen durfte. 8 


Wirkl. Geh. Oberregierungsrat Dr. Hoffmann, Berlin Grunewald. 


Amtsrichter Dr. jur. Albert Hellwig: Der Laieurichter in 
Strafſachen. Em Leitfaden für Schöffen und Geſchworene. 
Staatsbürger » Bibliothek, Heft 71. Volksvereins verlag. 
München⸗Gladbach, 1916. 45 


Die kleine Schrift macht es ſich zur Aufgabe, den Laien in die 
Grundgedanken des Strafverfahrens und des Strafrechts einzuführen. 
Das geſchieht durch Beſprechung einiger Fragen, über die unterrichtet 
zu werden für den Laienrichter zweifellos von Wert iſt. Von Ein⸗ 
ſeitigkeiten hält ſich die Schrift nicht fern. Es muß befremden, wenn 
es auf S. 30 heißt: „Schöſſen und Geſchworene werden alſo gut⸗ 
tun, den Ausführungen der Staatsanwaltſchaft, des Angeklagten und 
ſeines Verteidigers mit einem gewiſſen Mißtrauen entgegenzutreten.“ 
Ob es möglich iſt, dem Laien auf fo knappem Raum eine Einführung 
zu geben, darf bezweifelt werden. Immerhin verdienen Beſtrebungen 
wie die des Berſaſſers Förderung. Soll die kleine Broſchüre nur 
die Vorſtufe zu einer umfaſſenden Schrift ſein, ſo dürfte man dieſer 
mit Intereſſe entgegenſehen. 

Rechtsanwalt Dr. Max Alsberg, Berlin. 


Ray und Kuiebe: Branntweinftenergefeg mit Einleitung, 
Kommentar und Anhang, enthaltend Kriegsverordnungen. 
2. Aufl. Guttentag 1916. Preis geb. 4 &. 


O quae mutatio rerum! Am 21. Mai 1912 führte der Reichs⸗ 
ſchatzſekretär im Reichstage aus: „In der letzten Zeit iſt mehrfach 
auf die Monopole hingewieſen worden, und rein theoretiſch be— 
trachtet, ſpricht ja manches dafür. Wie vor ungefähr einem 
Menſchenalter einzelne Bundesſtaaten ſich aus volkswirtſchaftlichen 
Gründen in den Beſitz der Eiſenbahn geſetzt und hierin allmählich 
die weſentliche Quelle ihrer Finanzen gefunden haben, ſo könnte 
man daran denken, daß das Reich auf andere Zweige von Pro— 
duktion, Handel und Verkehr feine Hand legt und ſich die Ein⸗ 
nahmen aus der künftigen Entwicklung ſichert. — Aber gegenüber 
der theoretiſchen Berechtigung der Monopole wird man die Schwie— 
rigkeiten der Durchführung nicht außer acht laſſen dürfen.“ Am 
15. April 1916 verordnete der Bundesrat: „Zur Regelung des 
Verkehrs mit Branntwein wird eine Reichsbranntweinſtelle er— 
richtet. . .. Branntwein ... darf nur durch die Spirituszentrale 
abgeſetzt ... werden. Wer Branntwein herſtellt, hat den her— 
geſtellten Branntwein ... an die Spirituszentrale zu liefern.“ 
Mit einem Schlage hat der Krieg, der Vater ſo vieler Dinge, die 
noch 1912 unüberwindlichen Schwierigkeiten beſeitigt und den Weg 
zu dem vorausſichtlich erſten Reichsmonopol weit geöffnet. Einem 
neuen Monopolgeſetz wird das Schickſal der Vorlagen von 1886 
und 1908 erſpart bleiben. Damit dürfte der Branntweinbeſteuerung 
im ganzen dann vorausſichtlich ein Ziel geſetzt ſein. Ihren bis— 
herigen Gang ſtellt die ausgezeichnete Einleitung zu dem Kom— 
mentar in knapper Zuſammenfaſſung dar. Ahnlich wie die Ge⸗ 
werbeordnung erfreute ſich die Branntweingeſetzgebung alle paar 
Jehre der geſetzgeberiſchen Fürſorge, bis ſchließlich „durch die 
vielen Anderungen das Branntweinſteuergeſetz im Laufe der Jahre 
immer verwickelter und und unüberſichtlicher geworden war“, S. 28. 
Tas zuſammenfaſſende Geſetz von 1909 erfreute ſich aber auch nicht 
einmal drei Jahre eines ungeänderten Beſtandes, ſondern erhielt 
1912 eine Novelle von 30 Paragraphen. Die Kompliziertheit der 
ganzen Regelung ergibt ſich wohl am beſlen daraus, daß von den 
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156 Paragraphen des Geſetzes von 1909 nicht weniger als 32, 
nämlich 88 111—143, Strafbeſtimmungen enthalten; dazu kommen 
noch ſechs Strafparagraphen des Abänderungsgeſetzes. Es erſcheint 
nur verwunderlich, daß der vorliegende Kommenkar der einzige 
zu dem Geſetze iſt und daß er erſt nach faſt ſieben Jahren eine neue 
Auflage erlebte. Dieſe iſt nach dem Heldentode des erſten Be— 
arbeiters, Geheimen Regierungsrates Johannes Nay, von Regie— 
rungsaſſeſſor Dr. Kniebe mit hervorragender Sachkenntnis, unter 
weitgehender Berückſichtigung der wirtſchaftlichen Seite und der 
Statiſtik herausgegeben worden. Das Underungsgeſetz von 1912 
iſt an den ſachlich zutreffenden Stellen eingefügt. Die Erläute— 
rungen ſind klar und eindringend und dürften bei aller Knappheit 
für viele Einzelfälle ausreichen. Im Anhang werden die Kriegs— 
verordnungen mitgeteilt, die ſchon bis zum Erſcheinen des Buches 
— Januar 1916 — nicht weniger als 13 Reichsverfügungen be: 
tragen, die aber inzwiſchen weiter vermehrt ſind, vor allem durch 
die oben zu Eingang erwähnte handelsmonopolartige Neuordnung. 
Auf S. 195 ff. iſt der einſchlägige Teil aus der Denkſchrift über 
die wirtſchaftlichen Kriegsmaßnahmen abgedruckt. Daraus mögen 
hier zwei Stellen beigefügt werden: Wenn auch in regel» 
mäßigen Verhältniſſen gegen die Ausbeutung 
der Geſchäftslage durch die Außenſeiter eines 
Sydikats Einwendungen nicht zu erheben ſein 
möchten, fo erſchien es doch bei der durch den Krieg geſchaffenen 
Wirtſchaftslage nicht langer angängig, daß nur der aujammen« 
geſchloſſene Teil der Brennereien die verluſtbringende Vereit— 
ſtellung des vollſtändig vergällten Branntweines übernimmt und 
der übrige Teil, ohne dem Volkswohl irgendein 
Opfer zu bringen, nur die günſtigſten Geſchäfts⸗ 
gelegenheiten wahrnimmt.“ Und ferner: „Die 
Spirituszentrale und die großen Spritfabriken haben zwar ihre 
Abnehmer in durchaus angemeſſener Weiſe bedacht, dagegen haben 
in einigen Gegenden einzelne Branntweinhändler und Groß— 
deſtillateure das Verſteuerungsrecht in der Weiſe gemißbraucht, daß 
fie denjenigen, die von ihnen un verarbeiteten Branntwein — bes 
zogen hatten, nicht eine den früheren Bezügen entſprechende Quote 
geliefert oder von ihnen Wucherpreiſe verlangt 
haben. — Der Mißbrauch konnte einen großen Umfang an⸗ 
nehmen. .... Durch die neue Regelung vom April dieſes Jahres 
wird dem leidigen Kriegswucher wenigſtens auf dieſem Gebiete ein 
Cnde bereitet fein. 
Rechtsanwalt Dr. Lion, Berlin (z. Zt. im Heeresdienſt). 


Die „Bezirksorduung“. Textausgabe mit Anmerkungen von 
Prof. Dr. E. Ruck. Dritter Band der „Verwaltungs⸗ 
rechtlichen Geſetze Württembergs“. Verlag von J. C. B. Mohr 
(Paul Siebeck) in Tübingen. Preis 3 60 &. 

Der Ankündigung entſprechend will das Büchlein kein eigentlicher 
Kommentar ſein, ſondern ſich darauf beſchränken, den Geſetzestext zu 
geben mit Anmerkungen, die in erſter Linie auf ergänzende Vorſchriften 
in Geſetzen oder Verordnungen aufmerlfam zu machen, gelegentlich 
aber auch das Geſetz in möglichſter Kürze zu erläutern und fein Ver⸗ 
ſtändnis unmittelbar zu ſördern beſtimmt ſind. Dieſer Aufgabe kommt 
die Bearbeitung in ſehr brauchbarer, die Geſetzes anwendung erleichternder 
Weiſe nach. Begreiflicherweiſe hätte man nicht ſelten den Wunſch, 
es möchten die Anmerkungen weiter in die Materie eindringen und 
einführen, womit freilich der geſteckte Rahmen wohl überſchriiten worden 
wäre. Denn die Anmerkungen machen häufig nicht auf mögliche Zweifel 
in der Geſetzesauslegung aufmerkſam, geſchweige denn, daß ſie ſie 
löſten. Das letztere iſt freilich beſonders erſchwert durch die Eigen⸗ 
tümlichkeit des Geſetzes. Dieſes regelt nämlich nicht den Teil des 
Öffentlichen Rechts, auf den es ſich bezieht, vollſtändig, ſcheidet auch 
nicht den von ihm geregelten Teil aus dem beſtehenden Rechtszuſtand 
klar aus, indem es etwa angäbe, was von dieſem fortbeftche, ja es 
bezeichnet nicht einmal die Art der fortgeltenden Rechtsquellen (vgl. z. B. 
die Regelung der Zuſtändigkeit von Staats⸗ und Gemeindebehörden in 
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Art. 4 d. G.). Da infolgedeſſen der Geltungsbereich des neuen Geſetzes 
weithin völlig unklar bleibt, wäre es zur Einführung des Geſetzes in 
die Praxis — von der wiſſenſchaftlichen Beherrſchung des Stoffs gar 
nicht zu reden — nicht bloß wünſchenswert, ſondern ſchlechthin not⸗ 
wendig, daß jene Grenze zu prägifieren geſucht würde, was freilich, 
nachdem die Geſetzgebung in dieſem Punkt völlig verſagt hat, mehr 
als ſchwierig iſt. So drängt ſich dem Leſer an mehr als einer Stelle 
der Gedanke auf, daß eine wiſſenſchaftlich⸗kritiſche Bearbeitung des 
Stoffs wertvoller und auch für die Praxis nützlicher wäre als eine 
mehr oder weniger ausführliche Kommentierung des Geſetzestexts. 

Einige Aufſtellungen des Verfaſſers find anfechtbar. So iſt z. B. 
Note 4 zu Art. 47 unrichtig: „Von den gültigen Stimmen müſſen 
mindeſtens die Hälfte und eine für den Beſchluß lauten“. Nach dem 
Grundſatz abſoluter Mehrheit genügen für einen Beſchluß bei 7 An⸗ 
weſenden 4, bei 5 Anweſenden 3 Stimmen. Das find aber nicht 
die Hälfte und eine. Nach des Verfaſſers Meinung wären, da bie 
Hälfte von 7 und 5 nicht bloß 3 und 2 iſt, zur Herſtellung einer 
Mehrheit in jenen Fällen 5 bzw. 4 mit Ja Stimmende nötig, was 
ſich nicht halten läßt. 

Oberbürgermeiſter a. D. Gauß, Stuttgart. 


Dr. Rudolf Goldfeld: Das Verhältnis zwiſchen dem Senat 
und der Bürgerſchaft in Hamburg. Hamburg, Otto 
Meißners Verlag. 1915. 

Die Verfaſſung der drei Hanſeſtädte weicht derart von der 
monarchiſchen Verfaſſung der anderen Bundesſtaaten ab, daß es 
dem außerhanſeatiſchen Juriſten oft ſchwer fällt, ſich in dieſe Ver⸗ 
hältniſſe hineinzufinden. Ebenſo entſtehen für die Hanſeſtädte 
oft Schwierigkeiten bei der Ausführung der Reichsgeſetze, die auf 
monarchiſche Verhältniſſe und Behördenorganiſation zugeſchnitten 
find. Die vorliegende tüchtige kleine Arbeit, die ein Zentral⸗ 
problem des hamburgiſchen Verfaſſungsrechts behandelt, gibt eine 
gerade für nichthanſeatiſche Leſer ſehr gute Erklärung von der hanſe⸗ 
atiſchen Verfaſſungseigenart und dem Weſen des Stadtſtaates. Dies 
Problem ſelbſt iſt das des „Kyrion“ oder der „höchſten Staats⸗ 
gewalt“. Man wird dem Verfaſſer in vielem zuſtimmen, in 
manchem widerſprechen. Jedenfalls kann es nur wünſchenswert 
ſein, wenn dieſe wie manche andere hanſeatiſche ſtaatsrechtliche 
Schrift auch außerhalb der Hanſeſtädte bekannt und wenn der 
Eigenart der drei Städte das Verſtändnis entgegengebracht würde, 
das ſie heute vielleicht nicht überall findet. 

Rechtsanwalt Dr. M. Leo, Hamburg. 


Kleinere Aufſätze. 


Die Bewegung für foriales Recht. Nichts bringt näher 
zu einer höheren Entwicklungsſtufe menſchlicher Solidarität, wie die 
fortwährende Reviſion der menſchlichen Denkweiſe. Das Goethewort 
„das Was bedenke, mehr bedenke Wie“ hat ſeinen allertiefſten Sinn 
in dieſer ethiſchen Bedeutung der erkenntnistheoretiſchen Forſchungen. 
Die erkenntnistheoretiſchen Forſchungen, auf deren Grundlagen jede 
Arbeit ſtehen muß, die den Namen „zwiſſenſchaftlich“ beanſprucht, 
gewinnen ihre große Kulturbedeutung dadurch, daß ſie eine fortwährende 
Prüfung unſeres Denkens ſind und daß ſie ſonach immer nach neuen 
Mitteln, Wegen und Garantien der immer ſachlicheren Denkweiſe 
forſchen. Das iſt eigentlich nichts anderes, als eine Beſtrebung nach 
Vereinheitlichung des menſchlichen Denkens auf dieſer Erde. Auch iſt 
das der einzige Weg, auf welchem die Menſchen verſchiedener Länder 
und verſchiedener Erdteile zueinander näher kommen, einander beſſer 
verſtehen, miteinander in gemeinſamer Arbeit und friedlicher Kultur⸗ 
entwicklung leben können. 

Fortwährende Prüfung unſerer Denkweiſe bedeutet die fortwährende 
Reviſion der Methode unſeres Denkens, alſo unſerer Wiſſenſchaft. 
Nur dieſe fortwährende Reviſton kann das Fachdenken vor Verknöcherung 


Gruppe arbeitender Menſchen gleichgemäß nahe. 


in Dogmen, vor Verſtarrung im Autoritätsprinzip und vor einer Ent⸗ 
fernung von den immer neuen Tatſachen des Lebens bewahren. 

Immerwährende erkenntnistheoretiſche Selbſtprüfung unſerer Denk⸗ 
weiſe iſt die einheitliche Grundlage der neuen Rechtsſchule. Dieſe 
Grundlage iſt durch das Ziel auch unſerer Wiſſenſchaſt, durch das 
ſtändige objektive ſoziologiſche Forſchen bedungen. Dieſes Ziel hat 
aber außer dieſer objektiven auch ſubjektive Bedingungen. Es bedingt 
im Arbeiter unſerer Wiſſenſchaft unbegrenzte Menſchenliebe, durch fort⸗ 
währende Induktion geſchärfte, möglichſt vorurteilsloſe Beobachtung 
und auf dieſen beiden ruhendes ſoziales Gerechtigkeitsgefühl. Die 
Rechtstalmudiſten, wie ſie Ernſt Fuchs treffend nennt, und die 
Parteijuriſten, die bewußt oder unbewußt den wirtſchaftlich ſtegreichen 
Machtgruppen zur ſtändigen Befeſtigung ihrer Machtlage helfen, die 
ſomit in Wirklichkeit nichts als Diener des ſchrankenloſen, brutalen 
Egoismus find, können alſo keine Arbeiter dieſer Wiſſenſchaft ſein. 
Rechtstalmudiſtik und Parteijuriſterei kann eben nur in der Form der 
dogmatiſchen Denkweiſe verrichtet werden; !) fie können auch nie zu 
einer geſteigerten Stufe der menſchlichen Solidarität führen; auch 
können fie freilich keine objektive Selbſtprüfung der Denkweiſe, alſo 
der Methode ertragen. 

Nicht Parteijuriſterei, ſondern das Schaffen einer Gerechtigkeit 
wiſſenſchaft iſt die Aufgabe des wahren Juriſten. Der wahre Juriſt 
ſteht von der einzelnen wirtſchaftlichen Gruppe fern, aber zu jeder 
Er ſchwebt nicht 
mehr auf den Bergen formallogiſcher Rhetorik, ſondern er iſt in der 
ganzen Geſellſchaft des Landes verbreitet, er geht von Gruppe zu 
Gruppe, von Familie zu Familie, vom Menſchen zum Menſchen und 
ſammelt ſein wiſſenſchaftliches Material. Er beobachtet überall und 
trachtet ſeine Beobachtungen überall zu vertiefen und zu verfeinern. 
Je mehr ihm das gelingt, um fo beſſer werden die ſozialen Ausgleichs⸗ 
möglichkeiten, die er aus feinen induktiven Arbeiten mit objektiv 
deduktiver Betätigung hervorbringt und der Offentlichkeit vorlegt. 

Das Recht iſt in ſeiner wiſſenſchaftlichen und geſellſchaftlichen 
Form der gerechteſte ſoziale Ausgleich in den betreffenden Lebensver⸗ 
hältniſſen. Die Vollſtreckbarkeit gibt dieſem Rechte den ſtaatlichen 
Charakter. Iſt alſo das Recht der gerechteſte ſoziale Ausgleich, 
ſo iſt ſeine Wiſſenſchaft die Wiſſenſchaft der ſozialen Gerechtigkeit. 
Dieſe Wiſſenſchaft zu vertiefen, ihre Methode auszubauen und mit 
ihr die Wiſſenſchaft immer objektiver zu geſtalten, iſt die Hauptauf⸗ 
gabe der neuen Rechtsſchule. Dieſer Aufgabe liegen hauptſächlich die 
Prüfung der ſozialen Lebensverhältniſſe und die pfychologiſche Er: 
kenntnis der ſozialen Ausgleichsmöglichkeiten zugrunde. Die Er⸗ 
gebniſſe dieſer Prüfung müſſen ſoziale Einrichtungen ſein, die die 
Grundſteine des richtigen Rechts ſein ſollen. Deshalb nennen wir 
unſere induktiv, empiriſch begründete Methode eine ſozial⸗ induktive 
Methode und das neue Recht ſelbſt: ſoziales Necht. 

Wir ſagen aber gleichzeitig: ſoziales Recht iſt Kulturrecht, denn 
dieſes Recht iſt nicht nur ein ſozialer Ausgleich der verſchiedenen 
Intereſſengegenſätze in der Geſellſchaft des Landes, ſondern es iſt auch 
dazu berufen, die Menſchen verſchiedener Länder und verſchiedener 
Erdteile zueinander näher zu bringen und in einer einheitlichen 
Kulturgemeinſchaft zuſammenzuſchmieden. “) 

Die Kulturwanderung über die Grenzen des einzelnen politiſchen 
Syſtems hinaus, ſagt Max Verworn in einer ausgezeichneten Schrift, 
(Die biologiſchen Grundlagen der Kulturpolitik, Jena, Guſtav Fiſcher, 
1916) führt zur Entwicklung der geſamten Menſchheit zu einem ein⸗ 
heitlichen rieſigen Kulturorganismus. Nichts mag aber, wollen wir 


1) Nähere Begründungen in meinem Buche: „Die Rechtswiſſenſchaft 
— eine Kulturmacht“. (Hannover, Helwing, 1916). — Unter Dogma⸗ 
tismus fol keineswegs juriſtiſche Formellenlehre und juriſtiſche Syſtematik 
verſtanden werden, welche beide Ergänzungen der ſoziologiſchen Rechts⸗ 
auffindung zu Zwecken der Kodifikation, der Rechtsanwendung und 
der Didaktik unentbehrlich ſind. 

9) Es iſt intereſſant zu beobachten, wie der Begriff der Kultur 
unter dem Einfluſſe der mächtigen foztalen Gefuühlsſtrömungen, bie 
infolge des Weltkrieges entſtanden, ein immer mehr ſozialaltruiſtiſches 
Gepräge und einen demgemäßen Inhalt erhält. 


45. Jahrgang. 


hinzufügen, die Übertragung der Kulturwerte verſchiedener Länder 
mehr befördern, als die Bearbeitung einer einheitlichen wiſſenſchaft⸗ 
lichen Forſchungsmethode, und infolgedeſſen das allmähliche Durch⸗ 
dringen einer einheitlich⸗ſozialen Denkweiſe. Im Falle der Rechts⸗ 
wiſſenſchaft führt dieſe Vereinheitlichung der objektiv⸗ſoziologiſchen 
Methode und der ſozial⸗altruiſtiſchen Denkweiſe zu ſozialen Einrichtungen, 
in welchen ſich die Kulturwerte verſchiedener Völker nebſt unbefleckter 
Bewahrung des nationalen Charakters in einem zuſammenfaſſenden 
Rahmen treffen und vereinigen. 

Es dämmert in der Perſpektive dieſer ſozialinduktiven Nichtungs⸗ 
wendung der Rechtwiſſenſchaft eine neue Ethik der Kulturgemeinſchaft 
aller Völker. Wie etwa die chriſtliche Weltanſchauung nach dem inneren 
Verfaulen der römiſchen und nachrömiſchen geſellſchaftspolitiſchen 
Struktur, oder die Weltanſchauung des Sozialismus nach der ver⸗ 
nichtenden Wirkung der kapitaliſtiſchen Ethik die Welt in neue Bahnen 
der fortalaltruiftifchen Entwicklung gelenkt haben, fo ſcheint die neue 
Ethik der ſozialen Kulturgemeinſchaft aller Völker die Grundlage einer 
Weltanſchauung zu ſein, die die Welt vielleicht zu einem rechtlich be⸗ 
feſtigten Kulturorganismus der Menſchheit entwickeln wird. 

Ich erblicke in dieſer neuen Ethik der ſozialen Kulturgemeinſchaft 
verſchiedener Völker, verſchiedener Länder, ja verſchiedener Erdteile 
die bedeutendſte indirekte Wirkung des Weltkrieges. Über die Dumm⸗ 
heit der Maſſen und über den ſchrankenloſen Egoismus einzelner 
wirtſchaftlich emporgeſchwungenen und in den bisherigen politiſchen 
Verſaſſungen machtvollen Menſchengruppen erhebt ſich die Idee der 
ſozialen Kulturgemeinſchaſt, die die Nationen liebevoll umſchlingt und 
ihre Kulturwerte in eine neue Einheit menſchlicher Solidarität zu⸗ 
ſammenſchmiedet. 

Eine wichtige Grundlage dieſer neuen Einheit iſt das neue Recht, 
das überall durch eine einheitliche ſozial⸗ induktive Methode in den 
breiteſten Schichten der arbeitenden Maſſen ermittelt und auf Grund 
dieſer Ermittlung geſtaltet werden fol. Das alte Recht, das durch 
den Weltkrieg faſt überall kompromittiert wurde, muß dem neuen 
ſozialen Rechte Platz räumen. 

Es find das Überzeugungen, die einige Arbeiter der neuen Recht: 
ſchule in Deutſchland, Oſterreich und in Ungarn ſchon zu Beginn des 
Krieges zur Gründung einer „Geſellſchaft für ſoziales Recht“ bewogen 
haben.“) Praktiſche Arbeiten auch dieſer Geſellſchaft, die ihre erſte 
Berſammlung in den nächſten Monaten einberufen wird, ſollen den 
Weg zu dieſer neuen Einheit ſozialer Kulturgemeinſchaft zeigen. Es 
ſoll gleichzeitig erwieſen werden, daß das National⸗Bodenſtändige in 
der Einheit des neuen Internationalismus unbefleckt zur Geltung 
kommen und die Politik im alten Sinne des Wortes durch Kultur 
im wahren Sinne des Wortes vertreten werden kann. 

Rechtsanwalt Dr. Artur Szirtes, Budapeſt. 


Ausdehnung des Geltungsbereiches der Jivilprozeſi- 
ordnung in &tterreich. 1) Der Gerichtsbarkeit des Oberſthofmarſchall⸗ 
amtes) in Wien unterſtehen die Mitglieder des kaiſerlichen und 
königlichen Hauſes, dann diejenigen Perſonen, auf welche dieſe 
Gerichtsbarkeit ausgedehnt wurde, oder in Hinkunft (durch Geſetz) 
ausgedehnt wird, ſchließlich Perſonen, denen nach Völkerrecht Exterri⸗ 


3) Auf Grund einer Beratung am 18. Dezember 1915 in Wien 
wurde ein Aufruf verfaßt, der bereits in den verſchiedenſten Tages⸗ 
zeitungen erſchienen iſt. Der Aufruf kann naturgemäß das Arbeits⸗ 
programm nur in großen Zügen andeuten; wir wollen aber über 
dieſes Arbeitsprogramm nach Feſtſtellung des Termins der geplanten 
Verſammlung in der JW. noch eingehend ſchreiben. (Anmeldungen 
und Anfragen ſind vorläufig zu richten an Dr. Alfred Bozi, Richter 
in Bielefeld, an Dr. Julius Ofner, Advokaten in Wien, an Dr. 
Artur Szirtes, Advokaten in Budapeſt, oder an Rudolf Goldſcheid, 
Vorſitzenden der Soziologiſchen Geſellſchaft in Wien). 

1) Vgl. 15 den Aufſatz desſ. Verfaſſers: Gerichtshalle, Wien 
1916, S. 524 D. N. 

5 Vgl. v. Strobl⸗ Albeg, Artikel „Oberſthofmarſchallgericht“ 
in Miſchler⸗Ulbrich. Oſterreichiſches Staatswörterbuch, 2. Aufl., 
„Bd. 8 S. 731 bis 736. Ferner derſelbe, „Das Oberſthofmarſſchall⸗ 
amt Seiner k. u. k. apoſtoliſchen Majeſtät“, Innsbruck 1908. 
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tortalität zuſteht, falls fie ſich dieſer Gerichtsbarkeit unterwerfen.) 
Die öſterreichiſche Zivilprozeßordnung vom 1. Auguſt 1895 galt 
bisher nicht für das Verfahren vor dem Oberſthofmarſchallamte, 
vielmehr wurde vor demſelben noch nach der „Allgemeinen Gerichts⸗ 
ordnung“ vom 1. Mai 1781 verhandelt. Mit der Zeit ward es 
immer ſchwieriger, Richter und Anwälte zu finden, die ſich in Geiſt 
und Gewirr dieſes verzopften Verfahrens zurechtfinden konnten; es 
iſt ein ehrendes Zeugnis für das Marſchallamt, daß es trotz ſolcher 
Behinderung die ihm geſtellten Prozeßaufgaben zu erfüllen vermochte. 
Schließlich aber wurde das Bedürfnis nach Anderung unabweislich, 
wollte man nicht dazu gelangen, daß es kaum möglich werde, Pro⸗ 
zeſſe gegen privilegierte Perſonen zu führen. So wurde denn ſchon 
vor ſechs Jahren eine Regierungsvorlage in dem Herrenhaus eins 
gebracht, welche auch für das Oberſthofmarſchallamt die Einführung 
der neuen Zivilprozeßordnung, dieſes glänzend bewährten Werkes 
Franz Kleins, anſtrebte.“) Die Vorlage wurde vom Herrenhaus 
beſchloſſen, blieb aber dann unerledigt. Eine auf Grund des 8 14 
des Staatsgrundgeſetzes erlaſſene kaiſerliche Verordnung vom 19. Juli 
1916 hat nunmehr dieſe Vorlage mit Geſetzeskraft ausgeſtattet. Die 
Prozeßvorſchriften, die auch ſonſt für das Verfahren in bürgerlichen 
Rechtsſachen gelten, werden ſomit in Hinkunft auch im Streitver⸗ 
fahren vor dem Oberſthofmarſchallamte zur Anwendung kommen. 
Die geringen Abweichungen, die die kaiſerliche Verordnung einführt, 
finden in der Stellung der Hofbehörde und ihrer Gerichtsuntertanen 
die Begründung. Dahin gehört, daß der mündlichen Streitverhand⸗ 
lung ein Vergleichsverſuch voranzugehen hat, ferner, daß auf Antrag 
einer Partei die Verhandlung nicht öffentlich und ohne Zuziehung 
von Vertrauensperſonen durchzuführen iſt, ſchließlich, daß die Mit⸗ 
glieder des kaiſerlichen und königlichen Hauſes auch als Parteien 
nicht zum perſönlichen Erſcheinen vorgeladen werden können. Im 
übrigen kommen die allgemeinen Vorſchriften auch in einem der 
wichtigſten Punkte, der Unabhängigkeit und Unabſetzbarkeit der Richter, 
voll zur Geltung. Der Vorſitzende und ſein Stellvertreter werden 
aus der Reihe der zum Richteramte befugten Perſonen vom Kaiſer 
auf Lebensdauer ernannt. Die Senatsmitglieder und deren Stell⸗ 
vertreter werden aus der Reihe der bei den Wiener Gerichtshöfen 
erſter Inſtanz in Verwendung ſtehenden Räte für die Zeit biefer 
Dienſtverwendung berufen. In zweiter Inſtanz entſcheidet wie bisher 
das Oberlandesgericht in Wien, in dritter Inſtanz der Oberſte 
Gerichtshof. Dem Bedürfniſſe des Verkehres entſpricht die Beſtim⸗ 
mung, daß die der Gerichtsbarkeit des Oberſthofmarſchallamtes unter: 
ſtehenden Perſonen als Inhaber von Bergwerken und Unternehmungen 
in ſtreitigen Nechtsſachen, die ſich auf ſolche Niederlaſſungen beziehen, 
nicht vor dem Marſchallgerichte, ſondern beim ordentlichen Gerichte 
der Niederlaſſung zu belangen ſind, eine Beſtimmung, welche die 
Zuſtändigkeit des Oberſthofmarſchallamtes im weſentlichen auf die 
perſönlichen Prozeßſachen der Beklagten einzuſchränken geeignet iſt. 
Durch alle dieſe Normen iſt die Rechtsverfolgung gegen Perſonen, 
die der Gerichtsbarkeit des Oberſthofmarſchallamtes unterſtehen, er⸗ 
leichtert und auf die allgemeine, durch die Garantie ſelbſtändiger und 
unabhängiger Nechtſprechung gefeſtigte Grundlage geftellt. 
Hofe und Gerichtsadvokat, Geh. IR., k. k. Regierungsrat 
Dr. Adolf Edler v. Bachrach, Wien. 


IR das Mahnverfahren gegen Kriegsteilnehmer m- 
läſſig? 1) Daß die Zuſtellung der Klage gegen einen Kriegsteil⸗ 
nehmer zuläſſig iſt, wird von der Mehrheit derer, die mit der Frage 


5) Dr. Heinrich Horten: Die 5 und ihr Ein⸗ 
führungsgeſez, Wien 1898, Manz, S. 12 ff. und die dort bezogene 
Literatur. — Dr. Georg Neumann: Kommentar zu den D 
geſetzen, 3. Aufl, Wien 1914, Manz, 1. Bd. S. 6 f. — Dr. Maxi⸗ 
milian Schuſter v. Bonnott: Oſterreichiſches N Wien 
1896, Manz, S 132 f. 

9 „Juriſtiſche Blätter“ vom 22. Januar 1911, Dr. mil 
Schrutka Edler von Rechtenſtamm und Dr. Adolf Bachrach. 


1) Dal. JW. 1915 6. 1295, 1452; 1916 8. 218, 450. 
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ſich beſchäftigt haben, angenommen. (Zu vgl. die Zuſammenſtellung 
im Kriegsbuch von Güthe⸗Schlegelberger [Berlin 1915] S. 31 ff.) 
Man wird die Zuſtellung der Klage für zuläſſig erachten müſſen, weil 
dieſe Prozeßhandlung beſtimmte prozeſſuale und materielle Wirkungen 
hat und weil durch kein Kriegsgeſetz beſtimmt iſt, daß es zur Er⸗ 
reichung und Erhaltung dieſer Wirkungen der Zuſtellung der Klage 
nicht bedarf, wenn der Beklagte Kriegsteilnehmer iſt. An der als⸗ 
baldigen Zuſtellung der Klage hat der Kläger z. B. dann ein beſonderes 
Intereſſe, wenn er auf Zahlung von Alimenten oder Entrichtung 
einer nach 88 843, 844 BGB. geſchuldeten Geldrente klagt, weil das 
Urteil inſoweit für vorläufig vollſtreckbar erklärt werden kann, als 
die Verurteilung zur Leiſtung für die Zeit nach Erhebung der Klage 
und das der Erhebung der Klage vorausgehende letzte Vierteljahr 
erfolgt. § 708 Ziff. 6 ZPO. Die einzelnen Fälle der Wirkungen 
der Klageerhebung ſind von Stein (JW. 1914, 805) näher behandelt, 
im Kriegsbuch S. 82/33 wiedergegeben, z. B. §8 291, 987, 1800 
Abſ. 2 BGB. Die Terminsanberaumung gegen einen Kriegsteilnehmer 
und folgerichtig auch die Zuſtellung der Klage erachtet das OLG. 
Hamburg für zuläffig (Beſchluß vom 15. September 1915, DI. 
1915, 1241); OLG. 31, 379, angeführt im Kriegsbuch Bd. II S. 8. 

Daß der Schuldner beim Heere ſteht oder gar Kriegsteilnehmer 
iſt, ergibt in der Regel erſt die Zuſtellungsurkunde. 

Nach den in der Zeitſchrift der Anwaltskammer Breslau 1916, 24; 
1915, 80 wiedergegebenen Entſcheidungen der 2. 8K. des LG. 
zu Oppeln vom 12. Januar 1916 und des AG. Breslau vom 
20. Auguſt 1915 ſoll das Mahnverfahren gegen Kriegsteilnehmer, die 
ſich auf dem Kriegsſchauplatz aufhalten, ſchon deshalb nicht zuläſſig 
fein, weil es nach $ 688 Abſ. 2 ZPO. dann nicht ftattfindet, wenn 
die Zuſtellung im Auslande erfolgen müßte. 8 688 Abſ. 2 ZRO. 
ſtimmt mit 8 628 Abf. 2 ZPO. alter Faſſung und $ 581 Abſ. 2 
des am 29. Oktober 1874 dem Reichstage zugegangenen Entwurfes 
einer Zivilprozeßordnung wörtlich überein. (Hahn, Die geſamten 
Materialien zur ZPO.; erſte Abt. 2., Berlin 1880 R. v. Deckers 
Verlag, S. 74.) In der Begründung des Entwurfs iſt, S. 415, 
nur geſagt: 

„Da das Verfahren nur fakultativ iſt, ſo können alle 
Unregelmäßigkeiten von demſelben ferngehalten werden, damit 
es in ſeiner Einfachheit um ſo erleichternd für die Geſchäfte 
wirkt. Aus dieſem Grunde ſind die Fälle der öffentlichen 
Zuſtellung und der Zuſtellung im Auslande, welche, abgeſehen 
von der hier unangemeſſenen Weitläufigkeit der Akte ſelbſt, 
eine Anderung der gewohnlichen Widerſpruchsfriſt erfordern 
würden, ganz ausgeſchloſſen.“ 

Daß die Zuſtellung eines Zahlungsbefehls im Auslande mit 
mehr Weitläufigkeiten verbunden ſei, als die Zuſtellung einer Klage 
im Auslande, iſt wohl kaum anzunehmen. Dagegen können Bedenken 
darüber beſtehen, ob im Auslande die Zwangsvollſtreckung auf Grund 
des Vollſtreckungsbefehls unter den gleichen Vorausſetzungen erfolgen 
wird wie die Zwangsvollſtreckung auf Grund des Urteils. Dieſe 
Bedenken ſind inſoweit unbegründet, als die Zuſtellung in dem von 
deutſchen Truppen beſetzten Gebiete erfolgt, wo bereits deutſche Gerichts⸗ 
und Verwaltungsbehörden und deutſche Poſtanſtalten eingerichtet find. 
Die Zuſtellung mittels Erſuchens der Kommandobehörde nach 83 201, 
202 ZPO. iſt ſehr einfach zu erlangen. Die Beſcheinigung über die 
erfolgte Zuſtellung geht in der Regel ziemlich raſch ein. 

Gegenſtand der Zwangsvollſtreckung ſind jedenfalls nicht die 
Habſeligkeiten, die der Kriegsteilnehmer im Torniſter mit ſich führt, 
ſondern ſein Vermögen, das ſich im Deutſchen Reiche befindet. Im 
Generalgouvernement Warſchau erfolgt nach einer Verordnung des 
Generalgouverneurs, die am 19. Januar 1916 in Kraft getreten iſt, 
die Zwangsvollſtreckung auf Grund deutſcher Schuldtitel ebenſo, wie 
auf Grund inländiſcher Schuldtitel. Die Vollſtreckbarkeit der Schuld⸗ 
titel wird ausſchließlich nach deutſchem Recht beurteilt. (PrJ MBl. 
1916 S. 24 Nr. 12.) 

Wegen Einhaltung der Widerſpruchsfriſt braucht der Schuldner 
ſich keine Sorge zu machen, da das Verfahren gegen ihn nach 8 2 


des Geſetzes betr. den Schutz der infolge des Krieges an Wahrnehmung 
ihrer Rechte behinderten Perſonen vom 4. Auguſt 1914 (RGBl. S. 328) 
mit der Zuſtellung des Zahlungsbefehls unterbrochen wird. Die 
Erteilung des Vollſtreckungsbefehls wäre nur mit ausdrücklicher Zu⸗ 
ſtimmung des Kriegsteilnehmers zuläſſig. Für den rechtsunkundigen 
Kriegsteilnehmer beſteht allerdings das Bedürfnis, gleichzeitig mit 
der Klage oder dem Zahlungsbefehl eine gemeinverſtändliche Belehrung 
über die Rechtswohltaten zu erhalten, auf die er als Kriegsteilnehmer 
Anſpruch hat. Dieſe Rechtsbelehrung wäre auf die Bekanntmachung 
über die Vertretung der Kriegsteilnehmer in bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten vom 14. Januar 1915 (RGBl. S. 17) auszudehnen. 
Zur Beſchleunigung des Verfahrens könnte an den Kriegsteilnehmer 
alsbald die Anfrage ergehen, ob er gegen die Beſtellung eines Kriegs⸗ 
vertreters Einwendungen erhebt und wen er zum Kriegsvertreter wünſcht. 

Da Formulare zu dieſer Nechtsbelehrung vorläufig noch nicht 
eingeführt find, muß der Inhalt im einzelnen Falle durch den Richter 
feſtgeſtellt werden. 

Verſagt der Kriegsteilnehmer ſeine Zuſtimmung zur Erteilung 
des Vollſtreckungsbeſehls, oder erhebt er ausdrücklich Widerſpruch, 
dann kann ihm ein Kriegsvertreter beſtellt werden. Die Frage, ob 
der Kriegsvertreter bereits vor Zuſtellung der Klage oder des 
Zahlungsbefehls beſtellt werden kann, hat nur untergeordnete Be⸗ 
deutung. Zuläſſig iſt es zweifellos, den Antrag auf Beſtellung des 
Kriegsvertreters gleichzeitig mit der Klage oder dem Mahngeſuch ein⸗ 
zureichen, nicht zweckmäßig aber, den Antrag in die Klageſchrift oder 
das Mahngeſuch aufzunehmen. Zweckmäßig iſt es, zunächſt das Er⸗ 
ſuchen um Zuſtellung abzuſenden und gleichzeitig dem Kriegsteilnehmer 
unter Überſendung einer Abſchrift des Antrages Gelegenheit zu geben, 
ſich über den Antrag auf Beſtellung des Vertreters zu äußern, dem⸗ 
nächſt gemäß 8 1 Abſ. 1 Satz 3 der Bekanntmachung vom 14. Januar 
1915 (RG Bl. S. 17) Verwandte des Kriegsteilnehmers oder andere 
Perſonen, die mit ſeinen Verhältniſſen vertraut ſind, zu hören. Die 
Entſcheidung könnte, wenn Bedenken beſtehen, den Kriegsvertreter zu 
beſtellen, bevor der Rechtsſtreit anhängig tft, bis zum Eingang der 
Beſcheinigung der Kommandobehörde über die erfolgte Zuſtellung 
hinausgeſchoben werden. Dem Gegner des Kriegsteilnehmers wird 
dadurch in der Regel wohl kein beſonderer Nachteil entſtehen. 

Man kann von der Vorausſetzung ausgehen, daß es bei der Aus⸗ 
arbeitung der Kriegsnotgeſetze an Zeit gefehlt hat, nach jeder Richtung 
hin zu prüfen, wie die Kriegsnotgeſetze in das bisherige Recht ein- 
greifen werden, und alle nötigen Übergangsvorſchriften zu erlaſſen. 

Um ſo mehr iſt es nötig, daß zur gegenwärtigen Kriegszeit die 
Rechtſprechung das Geſetz möglichſt dem Verkehrsbedürfnis anpaßt 
(RG3Z. 20, 235). § 1 der Bekanntmachung vom 14. Januar 1915 
verweiſt auf § 2 des Geſetzes vom 4. Januar 1914, woſelbſt von 
Rechtsſtreitigkeiten gehandelt wird, die anhängig ſind oder an⸗ 
hängig werden. Hieraus folgert Peſchke (JW. 1915, 1147), daß 
die Beſtellung eines Vertreters für einen Kriegsteilnehmer auch bereits 
dann ſchon zuläſſig iſt, wenn der Rechtsſtreit gegen ihn erſt anhängig 
werden ſoll. Vorausſetzung für den Fortgang des Verfahrens iſt es aber, 
daß der Zahlungsbefehl dem Kriegsteilnehmer ſchließlich zugeſtellt wird. 

Der Vorſitzende des Prozeßgerichts hat zwar die Befugnis, für 
den Kriegsteilnehmer einen Vertreter zu beſtellen, nicht aber die Be⸗ 
fugnis, die Geſchäftsführung des Vertreters in der Weiſe zu beauf⸗ 
ſichtigen, wie das Vormundſchaftsgericht die Geſchäftsführung des 
Abweſenheitspflegers nach 88 1915, 1837 BGB. zu beaufſichtigen hat. 
Der Kriegsteilnehmer, der von dem gegen ihn eingeleiteten Mahn⸗ 
verfahren oder der Beſtellung eines Kriegs vertreters keine Kenntnis 
erhält, wäre lediglich auf das pflichtmäßige Ermeſſen des Vertreters 
angewieſen. Daß dem Vertreter zuweilen das Pflichtgefühl gänzlich 
fehlt, ergibt ein Fall, in dem der Vertreter in zwei Terminen hinter⸗ 
einander ausblieb. Iſt eine Zuſtellung an den Kriegsteilnehmer 
undurchführbar, z. B. weil er in Kriegsgefangenſchaft iſt oder weil er 
vermißt wird, ſo iſt auch das Mahnverfahren gegen ihn unzuläſſig. 

Erwirkt die Gegenpartei gegen ihn die öffentliche Zuſtellung der 
Klage und Ladung, dann beſteht für das Prozeßgericht alle Ders 
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anlaſſung, dem Vormundſchaftsgericht Kenntnis zu geben, damit es 
für den Kriegsteilnehmer einen Abweſenheitspfleger beſtelle. 

Peſchke weiſt ferner darauf hin, daß wenigſtens im Mahnverfahren 
vor dem XG. die Verlängerung der Widerſpruchsfriſt gemäß 8 8 Abf. 1 
Satz 2 der Verordnung des Bundesrats zur Entlaſtung der Gerichte 
vom 9. September 1915 (RGGBl. S. 562) in Verbindung mit 8 262 
ZPO. zuläſſig iſt. Durch die Bekanntmachung vom 18. Mai 1916 
(RIBL S. 893) iſt die Entlaſtungs verordnung vom 9. September 1915 
abgeändert worden. Das Mahnverfahren vor dem LG. iſt aufgehoben 
worden. Wesbalb es gänzlich aufgehoben worden iſt, ſtatt dem Vor⸗ 
figenden die Befugnis zu geben, den Kläger auf den Weg des Mahn⸗ 
verfahrens beim AG. zu verweiſen, iſt nicht bekannt. Beim AGO. iſt aber 
die Beſtimmung der Widerſpruchefriſt durch den neu eingeſchalteten 
8 14a vorgeſchrieben. Die Friſt wird fo weit zu bemeſſen fein, daß 
der Vertreter mit dem Kriegsteilnehmer ſich verſtändigen kann. 
Wenn nun grundfäglich jeder Anſpruch, der im Mahnverfahren 
geltend gemacht werden kann, im Mahnverfahren geltend gemacht 
werden ſoll, dann iſt es nicht folgerichtig, das Magnverfahren dem 
Kriegs teilnehmer gegenüber auch in den Fallen auszuſchließen, in denen 


eine ſpätere Zwangsvollſtreckung im Auslande nicht in Frage kommt. 


Das Mahnverfahren gegen Kriegsteilnehmer iſt jedenfalls dann 
zweckmäßig, wenn es dem Gläubiger nur darauf ankommt, vom 
Schuldner eine Erklärung zu erhalten, auf Grund der ſich ein Ans 
erkenntnis der Forderung dem Grunde und der Höhe nach ergibt. 
Zwei Falle find mir bekannt geworden, in denen es ſich bewährt hat. 
In dem einen Falle gewährte der Gläubiger Stundung dis zur 
Beendigung des Krieges oder wenigſtens bis zur Entlaſſung des 
Schuldners aus dem Heere. In dem anderen Falle erbot ſich der 
Schuldner, dem Gläubiger Teilzahlungen von 5 & monallich durch 
die Kompagnie zu leiſten. Ob der Glaubiger von dieſem beſchamenden 
Anerbieten Gebrauch gemacht hat, iſt mir nicht bekannt. 

Amtsgerichtsrat Fröhlich, Neuſtadt (Oberſchl.). 


Bekanntmachung zur Fernhaltung unzuverläſſiger 
Berlonen vom Handel, gl. 1915, 603. Der Text der 
im Titel erwähnten Bekanntmachung gibt zu einer Reihe von Zweifeln 
Anlaß, die auffallenderweiſe bisher in der Literatur noch nicht be⸗ 
handelt worden ſind. 

Einige dieſer Zweifel, die ſich mir in der Praxis ergeben haben, 
ſollen in folgendem kurz behandelt werden. 

1. Gegenſtand der Verordnung iſt die Unterſagung des 
Handelsbetriebs mit Gegenſtänden des täglichen Bedarfs und mit 
Gegenſtänden des Kriegsbedarfs (8 1). „Das Handelsgewerbe, deſſen 
Betrieb unterſagt wird, iſt genau zu bezeichnen“ (5 1). 

Dies wird in den preußiſchen Ausfuhrungsbeſtimmungen (Mini 
ſterialblatt der Handels⸗ und Gewerbeverwaltung vom 29. Sept. 1915 
Nr. 20 S. 246 ff.) unter Ziff. 4 noch wie folgt näher definiert: 
„Damit über die Tragweite der Unterſagung kein Zoeifel beſteyt, 
find die Handelszweige, auf welche ſich die Unterſagung erſtreckt, in 
jedem Falle genau anzugeben“ ($ 1 Abſ. 1). 

Mir iſt in der Praxis ein Fall vorgekommen, in welchem der 
Polizeipräſident von Berlin „den Handel mit Gegenſtänden des 
Kriegsbedarfs, insbeſondere mit Häuten und Fellen“ unterſagte. 

Dieſe Bezeichnung entſpricht nach meiner Anſicht nicht den Er⸗ 
forderniſſen des Geſetzes. Es kann in vorliegendem Falle nicht von 
einer „Bezeichnung des Handelsbetriebs“, ganz gewiß aber nicht von 
einer „genauen Bezeichnung des Handelsbetriebs“ geſprochen werden. 

Zum Beweis für die Nichtigkeit meiner Ausführungen möchte ich 
auf folgenden analogen Fall aus der Rechtſprechung hinweiſen. 

8 7 Abſ. 2 Unl WG. vom 7. Januar 1909 lautet wie folgt: 
„Durch die höhere Verwaltungsbehörde kann nach Anhörung 
der zuſtändigen geſetzlichen Gewerbes und Handels vertretungen 
für die Ankündigung beſtimmter Arten von Ausverkäufen 
angeordnet werden, daß zuvor bei der von ihr zu bezeichnenden 
Stelle Anzeige über den Grund des Ausverkaufs und den 
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Zeitpunkt ſeines Beginns zu erſtatten ſowie ein Verzeichnis 
der auszuverkaufenden Waren einzureichen iſt. Die Einſicht 
der Verzeichniſſe iſt jedem geſtattet.“ 

Auf Grund dieſer Borfchrift haben einzelne Regierungspräſidenten 
ſämtliche Ausverkäufe den erſchwerenden Beſtimmungen des 8 7 
unterſtellt. Dieſe Verfügungen find ſamt und ſonders vom NG. 
aufgehoben worden, das erklärt hat, wenn anders Worte noch einen 
Sinn hätten, ſo könne man aus der einſchränkenden Bezeichnung 
„beſtimmte“ unmöglich das Recht der Behörde herleiten, „alle“ 
Ausverkäufe zu treffen (vgl. RGSt. 45, 22 und den Kommentar zum 
Unl WG. von Rofentbal, 4. Aufl. S 250). 

Die Brücke von dieſen Ausführungen zum Thema iſt ohne 
Schwierigkeit zu ſchlagen. Wenn derjenige, der beſtimmte Ausver⸗ 
käufe Ordnungsvorſchriften unterwerfen kann, ſeiner Befugnis zu⸗ 
widerhandelt, wenn er alle Ausverkäufe der Formvorſchrift unter⸗ 
ſtellt, dann handelt erſt recht die Behörde gegen ihre Inſtruktion, die 
eine genaue Bezeichnung innerhalb eines Kreiſes geben ſoll und ſtatt 
deſſen einfach den ganzen Kreis bezeichnet! 

Selbſtverſtändlich kann auch die Unterfanung des Handels⸗ 
betriebs ſich nur auf die in 8 1 der Bekanntmachung erwähnten 
Zweige erſtrecken. Das ſpricht hinſichtlich des 8 35 Gew., dem der 
8 1 nachgebildet iſt, ausdrücklich eine Entſcheidung des bayeriſchen 
Berwaltungsgerichtshofs aus (v. 29. 4. Ia 96 = Reger 17, 8). 

2. Adreſſat und Umfang der Unterſagung. In welcher 
Form das Handelsgewerbe betrieben wird, ſpielt keine Rolle. Wem 
alſo in beſtimmten Handelszweigen der Handel unterſagt iſt, der 
kann in dieſen Zweigen auch nicht als Kommiſſionär, Makler oder 
Agent tätig ſein. (Ebenſo Szezeſny und Neumann: Die Bekämpfung 
des Wuchers mit Lebensmitteln und Gegenſtänden des täglichen Be⸗ 
darfs, 1915, 61 ff.) Dies ergibt ſich durchaus einwandfrei, wenn 
man ſich 8 11 HGB. vor Augen hält („Kaufmann im Sinne dieſes 
Geſetzes iſt, wer ein Handelsgewerbe betreibt“) und ſich vergegen⸗ 
wärtigt, daß gemäß Ziff. 6 und 7 dieſer Beſtimmung auch die oben 
erwähnten Tätigkeiten als Handelsgewerbe anzuſehen find. 

Da nach der Rechtſprechung des RG. (JW. 1902, 42) der 
Handlungsgehilfe, Prokuriſt, Vorſteher einer Aktiengeſellſchaft (Gruch. 34, 
1213) keine Kaufleute im Sinne des $ 1 HG. find, weil fie kein 
Handelsgewerbe betreiben, ſondern in einem fremden Handels⸗ 
gewerbe tätig ſind, ſo enthält die Unterſagung des Handelsbetriebs 
einerſeits nicht das Verbot für einen ſelbſtändigen Kaufmann, 
der in ſolcher Stellung ſich befindet, in einem fremden 
Handelsbetriebe als Angeſtellter tätig zu ſein; andererſeits kann 
fie, wenn fie ſich an die Adreſſe eines Angeſtellten richtet 
(auch ein ſolcher Fall iſt mir in der Praxis vorgekommen), 
nur die Bedeutung haben, daß dem betreffenden Angeſtellten unter⸗ 
ſagt iſt, den fraglichen Handelszweig nunmehr als ſelbſtändiger 
Gewerbetreibender aufzunehmen (was beſonders nahe lag, da gleich⸗ 
zeitig auch dem Handelstreibenden ſelbſt der Betrieb unterſagt worden 
war). Nicht iſt dagegen dem Angeſtellten unterſagt, in einem anderen 
Handelsbetrieb, wenn ſich dieſer auch auf die unterſagten Zweige er⸗ 
ſtreckt, als Angeſtellter tätig zu ſein. Ein anderes Ergebnis wäre 
widerſinnig. Es würde den Angeſtellten vielfach jeglicher Möglichkeit 
des Erwerbs berauben. Dem Zweck des Geſetzes wird vollſtändig 
dadurch genügt, daß jeder Kaufmann, der einen ſolchen Angeſtellten 
in ſein Geſchäft aufnimmt, ſchon die nötigen Vorſichtsmaßregeln 
treffen wird, daß der Angeſtellte nunmehr auf dem Boden des Geſetzes 
verbleibt, da er ſonſt befürchten muß, daß ihm ſelbſt der Handels⸗ 
betrieb unterſagt wird. 

Auch juriſtiſchen Perſonen kann der Handelsbetrieb unter⸗ 
fagt werden (Ebenſo Szezeſny u. Neumann a. a. O.). Dies hat 
die Rechtſprechung zu § 35 GewO. ausdrücklich ausgeſprochen, die 
unbedenklich herangezogen werden kann. Vgl. hierzu Landmann» 
Rohmer, Kommentar zur GewdD., 6. Aufl. S. 373 (zu § 35): 

„Die Unterſagung kann auch einer juriſtiſchen Perſon, einer 

Akriengeſellſchaft oder Geſellſchaft m. b. H. oder einer anderen 

Perſonengemeinſchaft gegenüber ausgeſprochen werden (vgl. 
159 
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Urt. des MODS. v. 25. 1. 1906, Reger 27, 33). Die 
Richtigkeit dieſer Entſcheidung wurde bei den Verhandlungen 
über die Novelle vom 7. 1. 1907 ausdrücklich anerkannt 
(Sten B. 1906 S. 3770, 3776, 4271/72). Im Falle der 
Übertretung eines ſolchen Verbots iſt der Vorſtand der Geſell⸗ 
ſchaft entweder unmittelbar oder gemäß 8 151 ſtrafrechtlich 
verantwortlich.“ 

Die Unterſagung trifft den Gewerbebetrieb in ſeiner Geſamtheit, 
und es darf daher derſelbe nach der Unterſagung auch im Umher⸗ 
ziehen nicht ausgeübt und ein Wandergewerbeſchein hierfür nicht aus⸗ 
geſtellt werden, ebenſo die Rechtſprechung zu 8 35 Gewd., Entſch. 
des PrOVG. v. 7. 11. 1904 (Reger 26, 27, GArch. 4, 426, Entſch. 
46, 855) und Entſch. des Bay BGH. v. 7. 2. 1907 (Reger 27, 372). 
Auch die Ausübung im Marktverkehr tft unzuläſſig (vgl. Landmann⸗ 
Rohmer, die Anm. 8 lit. b zu $ 64). 

3. Vorausſetzung der Unterſagung iſt nach § 1, „daß 
Tatſachen vorliegen, die die Unzuverläſſigkeit des Handeltreibenden 
in bezug auf den Handelsbetrieb dartun“. Nach den preußiſchen 
Ausführungsbeſtimmungen Ziff. 3 hat darüber, ob im einzelnen Fall 
ſolche Tatſachen gegeben ſind, „die zuſtändige Behörde nach pflicht⸗ 
gemäßer Prüfung zu entſcheiden“. 

Zuſtändige Behörde iſt nach 8 8 VO. in Verbindung mit Ziff. 1 
der Ausſührungsbeſtimmungen in Preußen in Städten über 10 000 
Einwohner die Ortspolizeibehörde, ſonſt der Landrat, im Landes⸗ 
polizeibezirk Berlin der Polizeipräſident. Dem Erfordernis des Ge⸗ 
ſetzes, daß die Tatſachen pflichtgemäß zu prüfen find, dürfte nicht 
genügt fein, wenn in einem Falle, der mir vorlag, der Polizeipräſident 
von Berlin ohne jede weitere Begründung „auf Anordnung 
des Generalkommandos“ die Unterſagung des Handelsbetriebs aus⸗ 
ſpricht. Jedenfalls iſt eine ſolche Begründung mehr ein erfreulicher 
Beweis von Aufrichtigkeit als von beſonderer juriſtiſcher Vertiefung. 

4. Gemäß 8 5 VO. wird beftraft, „wer der gegen ihn er: 
gangenen Unter ſagung des Handelsbetriebs zuwiderhandelt“. Es 
fragt ſich nun, ob ſich auch derjenige ſtrafbar macht, der mit einer 
Perſon, welcher der Handelsbetrieb unterſagt iſt, Geſchäfte abſchließt, 
die ſie nur eingehen kann, wenn ſie der Unterſagung zuwiderhandelt. 
Die Bekanntmachung enthält nichts darüber. Auch die Ausführungs⸗ 
vorſchriften ſchweigen. 

Der Umſtand, daß 8 5 ein ſogenanntes „Sondervergehen“ unter 
Strafe ſtellt, d. h. ein Vergehen, bei dem ſich die zugrunde liegende 
Norm nur an beſtimmte Perſonen richtet (hier an die Perſon, welcher 
der Handelsbetrieb unterſagt ift), würde einer Beſtrafung einer 
Teilnahmehandlung nicht unbedingt im Wege ſtehen. In der Theorie 
iſt es allerdings beſtritten, ob bei Sonderverbrechen Perſonen, deren 
Täterſchaft ausgeſchloſſen iſt, dennoch ſtrafbare Teilnehmer fein 
können. Aber die Rechtſprechung des RG. bejaht dies (RG. 15, 398; 
25, 24; 27, 157; Recht 9, 218). Ebenſo der Kommentar von Ols⸗ 
hauſen, 8. Aufl. Anm. 20 S. 198 und Frank, 7. Aufl. S. 81. 
Frank begründet dies wie folgt: „Am meiſten für die herrſchende 
Lehre ſpricht die Erwägung, daß das Geſetz zur Strafbarkeit der 
Anſtiftung und der Beihilfe nicht mehr fordert, als eine ſtrafbare 
Haupttat, ohne Gewicht darauf zu legen, weshalb ſie ſtrafbar iſt.“ 

Mir hat auch ein Schreiben des Generalkommandos in den 
Marken vorgelegen, wonach im vorliegenden Falle „zweifellos“ auch 
der Abſchluß von Geſchäften Dritte ſtrafbar mache. Trotzdem habe 
ich Bedenken, und zwar deshalb, weil im Abſchluß eines Geſchäfts 
nicht eine — an ſich mögliche — Teilnahme am verbotenen Betrieb 
gefunden werden kant. 

Nicht der Abſchluß des einzelnen Geſchäfts iſt ſtraſbar — wenn 
dies vereinzelt bleibt, iſt es auch auf ſeiten des Normadreſſaten nicht 
ſtrafbar —, weil dann ja kein Handelsbetrieb vorliegt. Sondern der 
Handelsbetrieb iſt ſtrafbar, und dazu leiſtet z. B. der Angeſtellte Bei⸗ 
hilfe, der die Bücher führt, die Kundſchaft beſucht uſw., nicht aber 
der Abnehmer oder der Lieferant desjenigen, dem der Handel 
unterſagt iſt. 


Rechtsanwalt Dr. Rudolf Waſſermann, München. 


Porausverzicht auf richterliche Jupsthekenſtundunz. 
Im Hinblick auf die Gefahr, welche dem künftigen Realkredit dadurch 
droht, daß durch die BR VO. v. 8. Juni 1916 für alle, auch die nach dem 
31. Juli 1914 begründeten Hypotheken richterliche Zahlungsfriſten 
bewilligt werden können und daher die Kapitaliſten, aus Furcht, in 
abſehbarer Zeit weder Kapital noch Zinſen zu erhalten, vor einer 
Ausleihung auf Hypotheken zurückſchrecken werden, !) habe ich im Ber 
liner Tageblatt (Nr. 410) auf einen Ausweg hingewieſen. Ich habe 
dort den Standpunkt vertreten, daß eine Vereinbarung zuläffig 
und wirkſam iſt, durch welche der Schuldner ſich bei Ein⸗ 
gehung der Schuld verpflichtet, den Schutz der Verord⸗ 
nung vom 8. Juni 1916 über die Geltendmachung von 
Hypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden nicht 
anzurufen. 

In der Begründung meiner Anſicht habe ich darauf hingewieſen, 
daß die Rechtſprechung bereits hinſichtlich des 8 5 KTSch. von 
4. Auguſt 1914 die Zuläſſigkeit eines Verzichts des Schuldners auf 
die Beſchränkungen der Zwangsvollſtreckung gegen Kriegs teilnehmer 
bejaht hat.?) 

Gegen meine Ausführungen hat ſich Rechtsanwalt Dr. cy) 
gewendet. Er erachtet den von mir vorgeſchlagenen Verzicht für un 
wirkſam, weil er den öffentlich⸗ rechtlichen Charakter der Verordnung 
verletze. Dieſe Anſicht darf, mit Rüdficht auf die Gefahr, daß ſic 
das Kapital der Realbeleibung völlig verſchließen werde, nicht un 
widerſprochen bleiben. 

Zunächſt ſei hervorgehoben, daß die Bezugnahme des Rechtsanwalts 
Dr. Eyck auf einen Beſchluß des LG. München vom 3. Dezember 1914, 
welchen er zur Unterſtützung feiner Anſicht anführt, irreführend if. 
Aus dieſem Beſchluſſe ) geht nichts anderes hervor, als daß ein in 
dem betreffenden Falle vorliegender Ratenvergleich nicht als ein Ber: 
zicht auf den Zahlungsaufſchub der BR VO. v. 7. Auguſt 1914 angeſehen 
wurde. Darüber aber, ob ein ſolcher Verzicht zuläſſig iſt, hat ſich 
das Gericht überhaupt nicht ausgeſprochen. 

Anders liegt es allerdings bei einem Gutachten des Berliner 
Hypothekeneinigungsamts vom 27. März 1916, welches von Dr. Eyck 
ebenfalls zur Unterſtützung ſeiner Anſicht herangezogen wird. Dieſes 
Gutachtens) enthält die Anſicht, daß der Hypothekenſchuldner keines⸗ 
falls rechtswirkſam im voraus für die ganze Kriegszeit auf den Schutz 
der Kriegsgeſetze verzichten könne, da dieſer Schutz einen Beſtandteil 
der öffentlichen Rechtsordnung bilde. — Abgeſehen von dieſer Begrün: 
dung, auf welche unten näher eingegangen werden ſoll, iſt hervor⸗ 
zuheben, daß das Hypothekeneinigungsamt, welches in dieſem Gutachten 
ebenfalls auf den obenerwähnten Beſchluß des LG. München verweiſt, 
dieſen Beſchluß offenbar ebenſo mißverſtanden hat wie Rechtdanmwalt 
Dr. Eyck. Ferner iſt das Hypothekeneinigungsamt in dem fraglichen 
Gutachten meines Erachtens über ſeine Kompetenz hinausgegangen, 
indem es, ſtatt allein die Sachlage des Falles, alſo Tat fragen, zu 
begutachten, ein Urteil in einer Rechts frage abgab, welches allein 
dem — an das Gutachten des Hypothekeneinigungsamts nicht gebun⸗ 
denen — Gericht vorbehalten iſt. Überdies aber lag der damals zur 
Entſcheidung liegende Sachverhalt offenbar weſentlich anders als die 
von mir in meinem Artikel ins Auge gefaßten Fälle. Ich vertrete 
den Standpunkt, daß man grundſätzlich künftig die Hingabe 
von Kapital gegen Hypothek vom Verzicht des Schuldners 
auf die Rechte aus der Verordnung vom 8. Jun 1916 ab: 
hängig machen kann. In dem von dem Hypothekeneinigungsamt 
begutachteten Falle handelte es ſich aber darum, daß ein — überdies 
in ſehr günſtiger Vermögenslage befindlicher — Gläubiger die Stundung 


1) Vgl. Eingabe des Zentralverb. des deutſchen Bank: u. Bankier⸗ 
gewerbes, Bank⸗Arch. 15, 403; Nußbaum in JW. 1916, 933. 


2) So LG. Frankfurt a. M. in Zeitſchr. d. DNot V., Jahrg. 16 
Heft 3, ebenſo LG. 1 vom 19. 5. 16, in KGBl. 1916, 49. 


) In Nr. 415 der Voſſ. Ztg. 
4) JW. 1915, 55. 
5) JW. 1916, 1035. 
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der bereits beſtehenden Schuld von einem derartigen Verzicht 
abhängig machen wollte. Es iſt natürlich etwas weſentlich anderes, 
wenn jemand eine Stundung, welche dem Schuldner vom Gericht 
bedingungslos erteilt werden würde, ſogar noch, wie ei in dem vom 
Hypothekeneinigungsamt begutachteten Tatbeſtande der Fall war, unter 
Ausnutzung der Geſchäftsunkenntnis des Schuldners von der Bedingung 
des erwähnten Verzichts abhängig macht, als wenn man bei Be⸗ 
gründung des Schuldverhältniſſes ſein Geld nur dann hin⸗ 
gibt, wenn der Schuldner auf die Stellung des Stundungsantrags 
verzichtet. Das Hypothekeneinigungsamt verkennt den Rechtsgrund 
der Unwirkſamkeit des Verzichts in dem ihm unterbreiteten Falle 
Die Unwirkſamkeit hätte ſich aus & 138 BGB. (Rechts: 
geſchäft gegen die guten Sitten), nicht aus einer allge⸗ 
gemeinen Unzuläſſigkeit eines Vorausverzichts auf die 
Stundungsrechte der Kriegsverordnungen ergeben. 

Der Einwand dagegen, die Unzuläſſigkeit des Vorausverzichts 
ſolge aus dem öffentlich⸗rechtlichen Charakter der Verordnung 
vom 8. Juni 1916, iſt nicht geeignet, meinen Standpunkt zu widerlegen. 

Die Verordnung vom 8. Juni 1916 iſt unzweifelhaft aus ſozialer 
Fürſorge, alſo im öſſentlichen Intereſſe erlaſſen. Dieſer Umſtand 
hindert aber nicht, daß ihre Beſtimmungen durch Parteivereinbarung 
abgeändert werden können. Auch unſer in Friedenszeiten geltendes 
Recht enthält eine große Anzahl aus ſozialen Rückſichten geſchaffener 
Vorſchriften, die im Einzelfalle durch Verzicht des durch die Vorſchrift 
Geſchützten ausgeſchaltet werden können. Es ſei als Beiſpiel auf die 
Beſtimmung des § 570 BGB. hingewieſen. Auch die Möglichkeit, 
ſich auf dieſe zum Schutze des in der Vorſchrift bezeich⸗ 
neten Perſonenkreiſes getroffene Regelung zu berufen, 
kann nach feſtſtehender Rechtſprechung durch Vereinbarung 
zwiſchen Vermieter und Mieter aus der Welt geſchafft 
werden. Ebenſo kann grundſätzlich die Anwendung der Vorſchrift, 
daß beim Tode des Mieters ſowohl der Erbe als auch der Vermieter 
das Mietsverhältnis unter Einhaltung der geſetzlichen Kündigungsfriſt 
kündigen kann, auch wenn die vertragliche Kündigungsfriſt eine längere 
iſt ($ 569 8 G.), durch Parteivereinbarung bereits bei Abſchluß des 
Mietvertrages ausgeſchloſſen werden. Erſt in der Kriegszeit iſt eine 
Verordnung vom 7. Oktober 1915 dahin ergangen, daß eine derartige 
Vereinbarung den Erben des Mieters nicht bindet, wenn der Mieter 
infolge ſeiner Teilnahme am Kriege geſtorben iſt. Daraus folgt, 
daß auch im Kriege der Geſetzgeber davon ausgeht, ſelbſt 
eine im öffentlichen Intereſſe getroffene Beſtimmung 
könne grundſätzlich durch die Parteien abvereinbart 
werden, und zur Verhinderung einer derartigen Vertrags⸗ 
regelung bedürfe es einer ausdrücklichen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchrift. 

In der Verordnung vom 8. Juni 191s iſt aber nirgends 
hervorgehoben, daß Vorſchriften als zwingend, alſo nicht 
durch Parteivereinbarung abänderbar, anzuſehen ſind. 

Eine ſolche Folge ergibt ſich auch nicht etwa daraus, daß es ſich um 
das Recht auf einen an das Gericht zu richtenden Antrag handelt. 

Es beſteht kein weſentlicher Unterſchied zwiſchen den oben er⸗ 
wähnten ſozialen Schutzvorſchriſten des Mietrechts und dem Stun⸗ 
dungsrecht der Verordnung vom 8. Juni 1916. In beiden Fällen 
knüpft das Urteil an das Vorliegen beſtimmter Vorausſetzungen be⸗ 
ſtimmte Rechtsfolgen, die zugunſten der durch die betr. geſetzlichen 
Beſtimmungen geſchützten Perſonen eintreten. Im Ergebnis iſt es 
für den Schuldner völlig gleichgültig, ob der Richter die Zahlungsfriſt 
ſelbſt gewährt oder den Hypothekengläubiger zur Gewährung der 
Zahlungsfriſt verurteilt. 

Übrigens hat die Rechtſprechung auch bereits einen 
wirkſamen Vorausverzicht auf das den Kriegsteilnehmern 
durch das Kriegsteilnehmer⸗Schutzgeſetz gewährte Recht 
auf Ausſetzung des Verfahrens, alſo ebenfalls auf einen 
an das Gericht zu richtenden Antrag, anerkannt.“) 


6) OLG. München im Recht 1914, 735. 
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Gerade die Faſſung des Geſetzes, welche das Stundungs recht 
vom Antrage des Schuldners abhändig macht, zeigt, daß nicht über 
wiegend das öſfſentliche Intereſſe, ſondern das Privatintereſſe den 
Grund der Geſetzesvorſchrift bildet — und zwar das Privat⸗ 
intereſſe des Grundſtückseigentümers.“) 

Iſt ſomit ein Verzicht auf das Stundungsrecht der Verordnung 
vom 8. Juni 1916 zuläſſig, fo ſteht grundſätzlich auch nichts im Wege, 
daß der Schuldner auch von vornherein auf dieſes Recht ver⸗ 
zichtet. Der Verzicht auf Rechte ſetzt grund ſätzlich nicht ein 
bereits wohlerworbenes Recht voraus.) 

Die Möglichkeit meines Vorſchlags entſpricht aber auch dem 
wohlverſtandenen Zwecke der Bekanntmachung vom 8. Juni 1016. Die 
Verordnung will wirtſchaftlichen Schäden auf dem Gebiete des Neal: 
kredits entgegentreten. Von dieſem Geſichtspunkte heraus iſt alſo an 
die Beurteilung ihrer Vorſchriften heranzugehen. Zeigt ſich, daß eine 
ſtarre Anwendung des Geſetzes dem von ihm beabſichtigten Zwecke 
nicht entſpricht, fo wird man den Endzweck, dem Grundbeſitz zu helſen, 
zur Auslegung heranzuziehen haben. 

Die Folge, daß bei einer Auslegung der Verordnung unter dem 
Geſichtspunkte zwingenden Rechts die meiſten Kreditgeber ſich künftig 
von jeder Realbeleihung zurückhalten werden, iſt unvermeidlich. Hierzu 
treibt nicht nur der Umſtand, daß das Geſetz für die Frage der 
Stundung die Intereſſen des Gläubigers denen des Schuldners nach⸗ 
ſetzt, ſondern auch die Erwägung des Kreditgebers, daß er zur Ber: 
hinderung der Stundung ſeinen unverhältnismäßigen Nachteil glaub⸗ 
baft machen muß, alſo die wohl meiſt unerwünſchte Aufdeckung feiner 
Vermögensverhältniſſe nicht vermeiden kann. 

So ergäbe ſich, daß der Geſetzgeber ſeine guten Abſichten zum 
Teil ins Gegenteil verkehrt ſähe; er würde die bisherigen Hypotheken⸗ 
ſchuldner auf Koſten derjenigen, die erſt Realkredit aufnehmen wollen, 
ungerechterweiſe bevorzugt haben. 

Mein Vorſchlag dient dazu, dies Ergebnis zu vermeiden und 
damit gerade den Schutz des Grundbeſitzes zu beachten. Die entgegen⸗ 
ſtehende Anſicht, welche das Recht auf Stundung als unabänderbar 
anſieht, führt zu der doch ſicherlich nicht erwünſchten Variation eines 
allbekannten Satzes: Fiat justitia, pereat fundus! — 

Es ſei noch hervorgehoben, daß alle Auswüchſe bei den Verzichts⸗ 
vereinbarungen dadurch verhindert werden, daß gemäß 8 138 B88. 
derartige Rechtsgeſchäfte als gegen die guten Sitten verſtoßend, ins⸗ 
beſondere als wucheriſch, und daher als nichtig anzuſehen ſein werden. 
Damit eine derartige Beurteilung vermieden wird, wird es ſich oft 
empfehlen, nur einen beſchränkten Verzicht des Schuldners — z. B. 
erſt von einem beſtimmten Zeitpunkt an oder nur hinſichtlich der 
Hypotheken zinſen zu vereinbaren. 

Rechtsanwalt Julius Cohn, Berlin. 


IR der Anſpruch auf die Ariesswochenhilſe vererblich ? 
Bekanntlich iſt durch die BR VO. v. 3. 12. 1914 (RGBl. 1914 Nr. 106 
S. 492) und v. 23. 4. 1915 (RGBl. S. 49) ein über die Beſtimmungen 
der RVO. hinausgehender Anſpruch auf Wochenhilfe eingeführt worden. 
Es fragt ſich, ob ein Erbrecht auf die Bezüge der Wochenhilfe beſteht. 
Die BR VO. ſchweigen hierüber. Man wird auszugehen haben von 
der allgemeinen Frage der Vererblichkeit der Anſprüche aus der RBO. 
Das Keichsverſicherungsamt hat in der Entſcheidung v. 16. 8. 1914 
(Amtl. Nachr. 1914 S. 694 ff. Ziff. 1895) die vermögensrechtliche Natur 
des Anſpruchs auf Invalidenrente trotz feiner öffentlich rechtlichen Ent⸗ 
ſtehung anerkannt und ausgeſprochen, daß dieſer mit der Antragſtellung 
auf feine Zuerkennung erſt entſtehende Anſpruch beim Nangel von 
Bezugsberechtigten im Sinne der 88 1302, 1303 RBO. nach bürger⸗ 
lichem Recht vererblich ſei. Das entſpricht der herrſchenden Meinung 


7) Dies verkennt Max Diefke in Nr. 420 des Berl. Tagebl., wenn 
er den Schutz der nachſtehenden Hypothekengläubiger von mir nicht 
berückſichtigt findet. Zum Schutz der Nachhypotheken dienen andere 
Vorſchriften der Verordnung. 

) RRRom. Anm. 1 zu § 897 888. 
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(vgl. Mandry, Der zivilrechtliche Inhalt der Reichsgeſetze, 8. Aufl. 
S. 484, 485, 526; Roſin, Recht der Arbeiterverſicherung, Bd. 1 
S. 477; ſ. a. Leonhardt, Erbrecht, 2. Aufl., Anm. III C, zu § 1922; 
a. M.: Endemann, 888., 7. Aufl., 8%. III S. 11 Anm. 12 zu 8 8) und 
iſt auch für die Anſprüche aus der Unfallverſicherung (hier auch ohne 
Einleitung des Feſtſtellungsverfahrens) anzuerkennen. In der Ent⸗ 
ſcheidung vom 28. 6. 1915 (JW. 1916, 918 Nr. 1) erkennt das RVA. 
auch die Vererblichkeit der Anſprüche auf Krankengeld an, und zwar 
auch dann, wenn dieſe Anſprüche bei Lebzeiten des Verſicherten nicht 
angemeldet worden find. Geht man hiervon aus, fo iſt der Anſpruch 
auf Kriegswochenhilfe aus 8 8 der BRBE. v. 8. 12. 1914 und §8 4, 
6, 7, 8, 10 der BR Bek. v. 28. 1. 1915 als vererblich nach bürgerlichem 
Recht anzuerkennen, mag er auch bei Lebzeiten der Berechtigten nicht 
angemeldet ſein. Denn dieſer Anſpruch iſt vermögensrechtlicher Natur, 
mag feine Grundlage auch öffentlich⸗ rechtlich fein. Er unterſcheidet ſich 
in ſeinem Weſen in nichts von dem Anſpruch auf Krankengeld. Nach 
8 4 der BRBD. v. 3. 12. 1914 können die Vorſtände der Kaſſen be 
ſchließen, ſtatt der baren Beihilfen nach 8 3 Nr. 1 und 3 (einmaliger 
Beitrag zu den Koſten der Entbindung von 25 & und Beihilfe bis 
zum Betrag von 10 & für Hebammendienſte und ärztliche Behandlung, 
falls ſolche bei Schwangerſchaftsbeſchwerden erforderlich werden) freie 
Behandlung durch Hebamme und Arzt ſowie die erforderliche Arznei 
bei der Niederkunft und bei Schwangerſchaftsbeſchwerden zu gewähren. 
Bei Wöchnerinnen, denen die Kaſſe dieſe Behandlung bei der Nieder⸗ 
kunft und bei Schwangerſchaftsbdeſchwerden ſchon auf Grund ihrer 
Satzung als Mehrleiſtung nach der RVO. (vgl. 88 198, 1993, 2052 
daſelbſt) zu gewähren hat, bewendet es dabei in allen Fällen (§ 4 
Abf. 8 der Bek. v. 8. 12. 1914). Kann die Wöchnerin hiernach nur 
Hebammendienſte und freie ärztliche Behandlung, nicht Geldleiſtungen, 
verlangen, ſo handelt es ſich um einen ſeiner Natur nach höchſt per⸗ 
ſönlichen Anſpruch, der mit dem Tode der Wöchnerin erliſcht. Gleich⸗ 
wohl können auch Fälle vorkommen, wo der auf Sachleiſtungen 
gerichtete Anſpruch ſich in einen ſolchen auf eine Geldleiſtung um⸗ 
wandelt. Hier kommen (vgl. Koehne im Verwaltungsarchiv 23 S. 449 
oben) die Fälle in Betracht, daß 

1. das Oberverſicherungsamt der Kaſſe auf Grund des § 870 
RVO. bei einem Streite mit der Arzteſchaft das Recht erteilt hat, 
ſtatt der (außer der Krankenpflege) ſonſt erforderlichen ärztlichen 
Behandlung eine bare Leiſtung zu gewähren; 

2. die Wöchnerinnen „in dringenden Fällen“ andere als von der 
Kaſſe zugelaſſene Arzte benutzen oder ſich Arznei aus anderen Apo⸗ 
theken oder, ſoweit es ſich um dem freien Verkehr überlaſſene Arznei⸗ 
mittel handelt, dieſe ſich aus anderen Geſchäften als den von der 
Kaſſe zugelaſſenen liefern laſſen. (Aber den Begriff des „dringenden 
Falls“ vgl. Koehne a. a. O. unt. c; Hoffmann, Komm. z. RVO. Anm. 5a 
zu 8 868; Stier⸗Somlo, Komm. z. RVO. Bd. I S. 796, 798; Ols⸗ 
hauſen, RVO. 1 S. 811, 312 Anm. 5e — i; vgl. auch neuerdings die 
grundſätzliche Entſcheidung des RBA. v. 4. 4. 1916 in Breithaupts 
Samml. von Entſch. des RBA. uſw. V. Jahrg. S. 173 Nr. 104). 

In dieſen Fällen kann der Anſpruch, der zu 1 auf eine beſtimmte 
Geldſumme, zu 2 auf Erſatz der aufgewendeten Koſten oder Befreiung 
von der Schuld geht (vgl. Koehne a. a. O.; Stier⸗Somlo a. a. O. 
S. 796), auch von den Erben geltend gemacht werden. Das iſt auch 
bezüglich der Anſprüche auf Kriegswochenhilfe aus §8 4 der BRVO. 
v. 8. 12. 1915 anzunehmen. Koehne (a. a. O. S. 448 unter 5) nimmt 
an, daß der Anſpruch auf das in $ 199 Ziff. 1 und 2 RVO. geregelte 
Schwangerengeld und das durch § 200 daſelbſt eingeführte Stillgeld 
von den Erben des weiblichen Verſicherten erſt verfolgt werden dürfe, 
nachdem der Antrag auf Gewährung dieſer Leiſtungen von der 
Schwangeren oder Mutter bei der Kaſſe geſtellt iſt. Er folgert aus 
den humanitären und bevölkerungspolitiſchen Zwecken, aus denen man 
den Kaſſen geſtattete, jene Mehrleiſtungen einzuführen, daß die frag⸗ 
lichen Anſprüche nur der Schwangeren oder Mutter perſönlich zuſtehen 
und erſt nach Geltendmachung von ihrer Seite vererblich ſeien. Es 
iſt anzuerkennen, daß für dieſe Anſicht Zweckmäßigkeitsgründe ſprechen. 
Man würde fo, wie Koehne a. a. O. ausführt, langwierigen Rechts⸗ 


ſtreitigkeiten vorbeugen, bei denen die Streitſumme gering, der für 
das Urteil maßgebende Tatbeſtand aber häufig nicht mehr ſicher feſt⸗ 
ſtellbar ſein würde. Eine poſitive geſetzliche Grundlage iſt für die 
Anſicht Koehnes allerdings nicht zu finden. Will man ſich ihr an⸗ 
ſchließen, fo hat man entſprechendes auch für das Stillgeld der 
Kriegswochenhilfe (§S 34 BRD. v. 8. 12. 1914) anzunehmen. Lich 
recht, PrVBl., 87. Jahrg. S. 18, nimmt an, daß den Erben, welche 
die Hebammen⸗ und ärztlichen Koſten aus eigenen Mitteln zahlen, 
ein Anſpruch auf den Entbindungskoſtenbeitrag (8 31 BRD. 3. 12. 
1914) und die Beihilfe (8 88 daſelbſt) zuzugeſtehen ſei. Das Wochen; 
geld (8 82 daſelbſt) kann nach Liebrecht a. a. O. demjenigen aus⸗ 
gehändigt werden, welcher aus eigenen Mitteln für die Ernährung und 
Pflege des Säuglings ſorgt. Tatſächlich mag ſich die Sache in dieſer 
Weiſe in der Praxis erledigen. Das RBA. hat über die beſprochent 
Frage noch nicht entſchieden. Vgl. zu dieſer Frage noch Weymann, 
Monatsſchriſt für A rbeiter⸗ und Angeſtelltenverſicherung 1915, Sp. 420. 
Rechtsanwalt Heine, Bielefeld. 


Waren übertragung in Natur. (Zur Auslegung dis 
Warenumſatzſtempelgeſetzes.) Durch das Warenumſapſtempel 
geſetz iſt eine Reichsſteuer auf bezahlte Warenlieferungen eingeführt. 
Doch nur wenn die Ware in Natur übertragen wird, liegt überhaupt 
eine ſteuerpflichtige Warenlieferung vor. Damit ſoll einem Teile der 
Mißſtände jedweder Umſatzſteuer, daß fie jeden der häufig zahlreichen 
Umſätze trifft, welche eine Ware auf dem Wege vom erſten Erzeuger 
bis zum letzten Verbraucher zurücklegt, Abhilfe gebracht werden. 


Um eine ſolche unerträgliche Verteuerung der Ware zu verhüten, 
enthält das Warenumſatzſtempelgeſetz folgende Beſtimmung: 

„Wird bei Abwicklung mehrerer Kauf- oder Anſchaffungs⸗ 
geſchäfte, die zwiſchen verſchiedenen Perſonen über dieſelben 
Waren oder über Waren gleicher Art abgeſchloſſen find, die 
Ware nur einmal in Natur übertragen, fo gilt dies nur 
als Warenlieferung desjenigen, der die Ware in Natur 
überträgt.” 


Der kurze Sinn biefer Geſetzesbeſtimmung tft der: Nur wenn 
eine Warenübertragung in Natur erfolgt, tritt die 
Steuerpflicht ein. Handelt es ſich nur um ein einziges Umſaß⸗ 
geſchäft, ſo erfolgt auch ſtets — abgeſehen von dem Fall, daß der 
Erwerber die Ware bereits in unmittelbarem Beſitz hat — die 
Warenlieferung in Natur, wenn nicht ſogleich, ſo doch einmal 
ſpäter, wenn auch vielleicht erſt nach langer Zeit. Die Worte 
im Geſetze: 

„Wird bei Abwicklung mehrerer Kauf- oder Anſchaffunge⸗ 
geſchäfte, die zwiſchen verſchiedenen Perſonen über die 
ſelben Waren oder über Waren gleicher Art abgeſchloſſer 
ſ ind..“ 


find vollſtändig überflüſſig, weil fie nichts weiter ausdrücken als eint 
bloße Selbſtverſtändlichkeit. Ja, die vorſtehenden Worte find ſogar voll 
ſtändig ſinnverwirrend. Liegen nämlich noch keine mehreren Geſchäfte, 
ſondern liegt erſt ein einziges Anſchaffungsgeſchäft vor, ohne daß bis 
jetzt die Ware in Natur übertragen worden iſt, ſo iſt es noch ganz 
in der Schwebe, ob dieſem erſten Kauf- oder Anſchaffungsgeſchäfte 
noch weitere folgen werden oder ob es das einzige bleibt. Man 
wird aber nicht behaupten können, daß die Steuerpflicht ſchon 
vorliege, ſolange, ohne daß die Übertragung der Ware in Natur 
bereits erfolgt wäre, erſt ein einziges Kauf⸗ oder Anſchaffungsgeſchäft 
getätigt wurde, daß die Steuerpflicht dann aber wieder fortfalle, 
fobald dem erſten Umſatzgeſchäfte ein weiteres (oder weitere) folgt 
Und wenn nur bei einer Übertragung in Natur der Steuerfall 
gegeben iſt, ſo kann ferner die Unterſcheidung, ob die mehreren zur 
Abwicklung gelangenden Kauf: oder Anſchaffungsgeſchäſte über dieſelben 
oder über Waren gleicher Art abgeſchloſſen wurden, gar nicht auf⸗ 
kommen. ö 


45. Jahrgang. 

Wenn das Geſetz ausdrücklich allein an den Warenumſatz in 
Natur die Steuerpflicht anknüpft, ſo iſt damit dem Gewerbetreibenden 
geſtattet, wenn er es ermöglichen kann, feine Umſatzgeſchäfte fo zu 
tätigen, daß ein Umſatz der Ware in Natur ausſchaltet. Der Ge⸗ 
werbetreibende darf alſo die Warenlieferung in Natur zu vermeiden 
ſuchen; denn das Geſetz geſtattet ihm dies ausdrücklich. Nicht der 
Eigentums wechſel allein begründet die Steuerpflicht, es muß 
noch ein zweiter ſinnfälliger Vorgang hinzukommen, die 
Übertragung der Ware in Natur. 


Zunächſt wird eine Übergabe der Ware verlangt. Wenn 
darüber hinaus noch verlangt wird, daß die Abergabe in Natur 
zu erfolgen hat, fo folgt daraus klar, daß ein Erſatz der Übergabe, 
wie ihn die SS 930 u. 931 BGB. kennen, unbedingt keine Über: 
gabe in Natur bedeutet. Denn wenn ſchon ein Erſatz der Übergabe 
keine einfache Übergabe darſtellt, zu welcher nach 8 433 BGB. der 
Verkäufer außer zur Eigentumsverſchaffung noch ſchlechthin verpflichtet 
iſt, ſo ſtellt die Erſatzübergabe erſt recht nicht etwas dar, was 
noch mehr iſt als eine einfache Übergabe, alſo eine Ubergabe in 
Natur. 

Aus vorſtehendem ergibt ſich, daß folgende drei Fälle keine 
ſteuerpflichtigen Warenlieferungen darſtellen: 

1. Der Eigentümer tritt dem Erwerber den Anſpruch auf Heraus⸗ 
gabe der Sache ab, die ſich im Beſitz eines Dritten befindet (Fall 
des & 931 BGB.) 

2. Der Eigentümer behält den Beſitz der Sache und vereinbart 
mit dem Erwerber ein Rechtsverhältnis, vermöge deſſen der Erwerber 
den mittelbaren Beſitz erlangt, z. B. Leihe, Miete, Verwahrung (Fall 
des Beſitzkonſtituts 8 930 BGB.) 

3. Der Erwerber war bereits im Beſitz der Sache (Fall der 
traditio brevi manu 8 929 Satz 2 BGB). Hier erfolgt noch nicht 
einmal eine Erſatzübergabe, geſchweige denn eine Übergabe in Natur. 

In dieſen drei Fällen folgt aus dem klaren Wortlaute, daß 
eine Übertragung in Natur nicht vorliegt. Auch entſpricht dies der 
damit zum Ausdruck gekommenen Abſicht des Geſetzes, den Zwiſchen“ 
handel, welcher ſich häufig nur mit einem recht geringen Prozentſatz 
des Werts als Verdienſt begnügt, nach Möglichkeit von der Steuer 
freizulaſſen. Es iſt mir daher unverſtändlich, wieſo der Berichterſtatter 
(ausweie lich S. 12 des Kommiſſionsberichtes) bei der Beratung des 
Geſetzes unter ausdrücklicher Beſtätigung eines Regierungsvertreters 
aus führte, „daß die Fälle der Übergabe durch brevi manu traditio, 
durch constitutum possessorium und durch Abtretung des Herausgabe⸗ 
anſpruchs Fälle der Übertragung ,in Natur‘ ſeien“. 


Im Geſetz iſt beſtimmt: „Wird die Ware durch Konnoſſement, 
Ladeſchein oder Lagerſchein übertragen, ſo gilt nur die Übertragung 
durch den erſten inländiſchen Inhaber des Papiers als Warenlieferung.“ 
Bei dieſen Papieren, welche die Ware vertreten, hat die Übergabe 
für den Erwerb von Rechten an dem Gute dieſelben Wirkungen wie 
die Übergabe des Gutes ſelbſt. Dagegen liegt keine Warenlieferung 
in Natur vor. Folglich ſind dieſe Warenlieferungen, welche nur 
durch Übergabe des Papiers geſchehen, auch keine ſteuerpflichtigen 
Warenlieferungen, mit Ausnahme der Übertragung durch den erſten 
inländiſchen Inhaber des Papiers. (Bei dieſen vom Ausland ins 
Inland gelangenden Waren wird ſonach angenommen, daß der erſte 
Inhaber des Papiers doch einmal, wenn die Ware nicht aus dem 
Ausland käme, ſondern ſtatt deſſen ſich bei ihm im Inland befunden 
hätte, ob früher oder ſpäter eine Warenübergabe in Natur hätte 
vornehmen müſſen.) Gerade daraus, daß ſelbſt bei ſolchen 
Papieren, welche im Handelsverkehr die Ware zu vers 
treten berufen ſind, noch nicht einmal eine Übertragung 
in Natur vorliegt, muß denn auch erſt recht geſchloſſen 
werden, daß eine Übertragung in Natur niemals vor⸗ 
liegt, wenn z. B. der Herausgabeanſpruch abgetreten 
wird, welcher nicht, wie Konnoſſement, Ladeſchein oder Lager⸗ 
ſchein, die Ware ſelbſt vertritt; nichts anderes folgt für Beſitz⸗ 
konſtitut und brevi manu traditio. 
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Wird ein auf Lieferung von Waren lautender Vertrag in der 
Abſicht geſchloſſen, daß der Unterſchied zwiſchen dem vereinbarten 
Preiſe und dem Börſen⸗ oder Marktpreiſe der Lieferungszeit von dem 
verlierenden Teile an den gewinnenden gezahlt werden ſoll (Differenz⸗ 
geſchäft in Waren, 8 764 G.), fo ſcheidet ſchon begrifflich eine 
Warenlieferung, alſo auch eine ſolche in Natur, aus. Anders liegt 
es bei Börſentermingeſchäften und handels rechtlichen 
Lieferungsgeſchäften in Waren, bei denen die Verpflichtung 
zur effektiven Erfüllung eine Vorausſetzung iſt. Es kommt zwar 
auch hier regelmäßig die Differenzabſicht vor, da wegen der natur⸗ 
gemäßen vielfachen Trennung von Terminmarkt und Effektivmarkt 
gerade für das unzweifelhaft wirtſchaftlich berechtigte Deckungs⸗ und 
Verſicherungsgeſchäft die Abwicklung durch Gegengeſchäft das Normale 
erſcheint. Aus dieſem Grunde fallen aber die zwiſchen VBörſen⸗ 
beſuchern an der Börſe abgeſchloſſenen Börſentermingeſchäfte auch aus 
dem Rahmen der Differenzgeſchäfte im Sinne des 8 764 BSP. 
heraus. Denn die Gegengeſchäfte an der Börſe werden regelmäßig 
mit Dritten, nicht mit dem urſprünglichen Vertragsgegner ab⸗ 
geſchloſſen, und jeder in der ſich ſo bildenden Kette Stehende iſt 
verpflichtet, ſeine Verpflichtung zur Lieferung oder zur Abnahme und 
Zahlung zu erfüllen. Vermöge der an den meiſten Börſen vorhan⸗ 
denen Liquidations⸗(Skontrations-) einrichtungen zur möglichſten Bes 
ſchränkung der Bewegung von Waren (desgleichen Stücken und 
Umlaufsmitteln) erfolgt ſchließlich die tatſächliche Lieferung nur vom 
erſten Verkäufer an den letzten Käufer, während im übrigen die 
Lieferungsverpflichtungen überwieſen und die Zahlungsverpflichtungen 
mittels Aufrechnung und etwaiger Differenzzahlung ausgeglichen 
werden (vgl. Meyer, Kommentar zum Börſengeſetz S. 158). Es 
kommt alſo nur eine Warenlieferung in Natur vor, nämlich die tat⸗ 
ſächliche Lieferung vom erſten Verkäufer an den letzten Käufer, und 
nur dieſe einzige tatſächliche Warenlieferung iſt mithin ſteuer⸗ 
pflichtig. 

Im Verkehr werden noch weitere Fälle vorkommen, bei denen 
die Ware umgeſetzt wird, ohne daß fie in Natur geliefert wird. So 
kommt es z. B. häufig vor, daß der Eigentümer einen anderen be⸗ 
vollmächtigt, über die Ware zu verfügen; oft pflegt eine derartige 
Vollmacht unwiderruflich, den Tod des Vollmachtgebers über dauernd 
zu ſein, den Bevollmächtigten ermächtigend, ſeine Vollmacht weiter 
auf einen anderen zu übertragen, mit ſich ſelbſt im eigenen Namen 
oder als Vertreter eines Dritten im Namen des Vertretenen ein 
Kechtsgeſchäft vorzunehmen und dergleichen mehr. 

Nach dem vorſtehend Ausgeführten iſt Warenübertragung in 
Natur — wenn man dem natürlichen Sinn des klaren Wortlaut, 
wie ihn der Sprachgebrauch ergibt, keine Gewalt antut — nur dann 
gegeben, wenn eine tatſächliche Übergabe, kein Erſatz derſelben, 
geſchieht. In den meiſten Fällen wird man eine Raumverände⸗ 
rung der Ware ſelbſt, eine Bewegung von Ort zu Ort, ver⸗ 
langen müſſen. Geſchieht die Übergabe ſinnfällig nur durch ein 
ſymboliſches Zeichen, z. B. durch Übergabe der Schlüſſel zu dem vers 
ſchloſſenen Raume, in dem die Ware allein aufbewahrt wird, fo muß 
man von Fall zu Fall ſorgfältig prüfen, ob eine tatſächliche 
Übergabe erfolgt oder nur ein Erſatz derſelben, z. B. Ab⸗ 
tretung des Herausgabeanſpruchs, Begründung eines Beſitzkonſtituts 
oder dergleichen, vorliegt. In ganz ſeltenen Fällen, z. B. beim Verkauf 
von gefälltem Holz im Walde, wird es an jedwedem ſinnfällig wahr⸗ 
nehmbaren Zeichen der Übertragung fehlen; in den meiſten Fällen 
wird jedoch auch hier, z. B. durch Aufſtellung von Tafeln mit dem 
Namen des Erwerbers oder Beſtellung eines Hüters, irgendein Vorgang 
ſich abſpielen, der die Übergabe in Natur erkennen läßt. 


Gerichtsaſſeſſor Dr. Erwin Hirſchfeld, Berlin. 


Die Eigenhändlerklaufel in den Geſchäftsbedingungen 
der gankiers. Wie bekannt, find im Kriege die Bankgeſchäfte 
dazu übergegangen, den Ankauf und Verkauf von Wertpapieren für 
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Kunden grundſätzlich und formularmäßig nur als Eigenhändler (nicht 
als Selbſtkontrahenten) auszuführen. Damit iſt der geſetzliche 
Kunbenſchutz, der ſich an den Begriff des Kommiſſionärs knüpft 
(ogl. z. B. Br. 8 95, Bankdepotgeſetz 88 8 ff.), außer Kraft 
teſetzt; auch finden die allgemeinen Vorſchriften des Kommiſſions⸗ 
rechtes hier keine Anwendung, z. B. iſt der Bankier nicht verpflichtet, 
dem Kunden denjenigen Preis in Rechnung zu ſtellen, den er wirklich 
beim Verkauf bzw. Ankauf der fraglichen Wertpapiere erzielt bzw. 
bezahlt hat. Gegen dieſe durchgreifende Verſchlechterung der Nechts⸗ 
ſtellung des Kunden ſind wiederholt in der Offentlichkeit Bedenken 
hervorgetreten, und dieſe Bedenken ſind auch in dem S. 972 des 
laufenden Jahrgangs dieſer Zeitſchrift veröffentlichten Gutachten des 
Hypothekeneinigungsamts Berlin vom 13. März 1916 geſtreiſt. Die 
„Bereinigung von Berliner Banken und Bankiers“, der die zwölf 
größten Banken und Bankhäuſer Berlins angehören, hat demgegen⸗ 
über Veranlaſſung genommen, darauf hinzuweiſen, daß ſie gelegentlich 
ihrer Wiederbeteiligung am Wertpapierhandel Anfang Juni 1915 
feſte Vereinbarungen dahin getroffen habe, „daß alle von den Mit⸗ 
gliedern der Vereinigung als Eigenhändler abzurechnenden An⸗ und 
Verkäufe zu den Preiſen der Ausführungs⸗ und Deckungsgeſchäfte mit 
einem feſten Zu⸗ oder Abſchlage unter deſſen Hinzurechnung in den 
dem Kunden zu berechnenden Kurs zu erfolgen haben“. Die Ver⸗ 
einigung fügt hinzu, daß „dieſe ſehr mäßigen, in ihrer Höhe an⸗ 
gemeſſenen Proviſionen entſprechende Zu⸗ oder Abſchläge ſür die 
einzelnen Wertpapiergattungen genau feſtgelegt wurden und die Mit⸗ 
glieder der Vereinigung auch verpflichtet ſeien, ſie bei allen Geſchäften 
mit der Kundſchaſt ſowohl als Höchſt⸗ wie als Mindeſtſatz in An⸗ 
rechnung zu bringen“. Es liegt auf der Hand, daß ſolche Verein⸗ 
barungen geeignet erſcheinen, die Bedenken gegen die Eigenhändler⸗ 
Haufel weſentlich abzuſchwächen. Wären die Beſchlüſſe der Vereinigung 
ſchon bei früherer Gelegenheit bekanntgegeben worden, ſo hätten ſich 
ſicherlich manche Auseinanderſetzungen erſparen laſſen. 
Rechtsanwalt und Privatdozent Dr. A. Nußbaum, Berlin. 


Zwangsvollſtrechung wegen der Boflen der Arreſt- 
anordnung. In der Kriegszeit ſtehen Arreſte wegen Forderungen 
gegen Ausländer in das im Inland befindliche Vermögen auf der 
Tagesordnung. 

Hierbei iſt von Intereſſe die Frage, ob wegen der Koſten des 
Arreſtbefehls beigetriebene Beträge hinterlegt werden müſſen oder zur 
Befriedigung des Gläubigers verwendet werden dürfen. 

Im allgemeinen pflegen die Gerichte noch immer in einem 
Arreſtbefehl keine Entſcheidung über die Koſten der Anordnung des 
Arreſtes zu treffen. Der Gläubiger kann es aber in ſeinem Intereſſe 
verlangen. 

Die herrſchende Meinung ſteht auf dem Standpunkt, daß in dem 
Arreftbefehl in Gemäßheit 8 91 ZPO. eine Entſcheidung über die 
Anordnung des Arreſtes getroffen werden muß. 1) Es beſteht aber 
auch kein Bedenken, daß die unterlafſene Entſcheidung über die Koſten 
nachträglich ergänzt werden kann.?) Der Arreſtbefehl bildet, ſoweit 
er die Koſten dem Arreſtſchuldner zur Laſt legt, einen ſelbſtändigen 
Titel zur Feſtſetzung, obwohl ſeine Vollſtreckung in der Hauptſache 
biw. der Koſten des Arreſtprozeßes nur auf die Sicherſtellung des 
Gläubigers abzielt.). 

Die Zwangsvollſtreckung zur Befriedigung des Gläubigers findet 
auf Grund des Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes in Gemäßheit der 88 794 
Nr. 2a, 795, 724 — 793 ZPO. ſtatt. 


1) Stein, Anm. III 1 vor § 91 ZPO, Note 38 und 8 922 
Anm. II 3; Seuffert, Anm. II 5 zu § 922 3PO.; Stern, Arreſt 
und einſtweilige Verfügungen nach der D3PO. S. 54; Hein, Handb. 
d. Zwanzsvollſtreckung S. 653. 

2) Stein, Anm. VII zu § 104 ZPO.; Seuffert, a. a. O. Note dd; 
Hein, a. a. O. 


3) Stein, Anm. II I Note 9 zu § 103 ZPO. 


Die Vorſchrift des 8 930 ZPO., daß auf Grund eines Arreſt⸗ 
befehls gepfändetes Geld hinterlegt werden muß, hat keinen Bezug 
auf die Anordnung des Arreſtes und die hierbei getroffene Koften: 
entſcheidung. “) 

ubrigens ſteht auch das Reichsgericht auf dem Standpunkt, daß, 
wenn kein Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß vorliegt, die Koſten der Bol: 
ziehung des Arreſtes nicht zu hinterlegen find.) 

Iſt dem Arreſtſchuldner durch die Zwangsvollſtreckung ein 
Schaden entſtanden, fo iſt es ihm unbenommen, die Rüderftattung 
auf dem geſetzlichen Wege zu fordern.) 

Mit Recht weiſt Stern a. a. O. darauf hin, daß dadurch, daß 
in dem Arreftbefehl eine Entſcheidung über die Koſten der Arreſt. 
anordnung getroffen wird, Schwierigkeiten vermieden werden, die im 
Hauptprozeß über die Frage entſtehen können, ob in dieſem über bie 
Koſten des Arreſtbefehls mit zu entſcheiden iſt. Es dürſte ſich bier: 
nach empfehlen, im Arreſtbefehl ſchon gleich über die Koſten der 
Arreſtanordnung eine Entſcheidung zu treffen. 

Landgerichtsdirektor Dr. Craſemann, Hambutz. 


Anwälte als Schiedsrichter. In immer ſteigendem Naßt 
macht ſich das Beſtreben geltend, ſchwebende Streitfragen durch [ieh 
gerichtliche Entſcheidung zu erledigen. Dabei tritt nicht ſelten an den 
Anwalt, der eine Partei ſtändig zu vertreten pflegt, die Aufforderung 
heran, für dieſe Partei als Schiedsrichter tätig zu werden. Die ir: 
fahrung hat gezeigt, daß ſolchen Anträgen des öfteren Folge gegeben 
wird. Es kommt ſelbſt vor, daß die ſtändigen Anwälte beider Parteien 
als von beiden Seiten ernannte Schiedsrichter mit einem Obmann 
das Schiedsgericht bilden. 

Dieſer Gebrauch iſt meines Erachtens als ein Mißbrauch anzu⸗ 
ſehen. Er entwertet das Inſtitut des Schiedsgerichts, bei dem es 
dann praktiſch auf den Spruch eines einzelnen, des Obmannez, 
herauskommt. Er iſt aber auch unvereinbar mit den Pflichten des 
Anwalts und bringt unausweichlich Gewiſſenskonflikte mit ſich. G 
muß verlangt werden, daß der ernannte Schiedsrichter der Partei 
mit derſelben völligen Freiheit gegenüberſteht, wie der ordentliche 
Richter. Daß das nicht der Fall iſt, wenn der ſtändige Vertreter 
als Richter beſtellt wird, braucht nicht ausgeführt zu werden. Ge⸗ 
wiß kann ſich auch ein ſolcher Schiedsrichter bemühen, objektiv zu 
ſein, und wird dieſes Ziel, je nach ſeinen Fähigkeiten und ſeinem 
Temperament, mehr oder weniger erreichen können. Aber es bleibt 
dann immer das Reſultat einer beſonderen Bemühung. Gerade 
der Anwalt muß aber auch — ſelbſt wenn er ſich in dieſer Richtung 
das höchſte zutrauen darf — den Schein vermeiden. Tauſend un⸗ 
ſichtbare Fäden ſpinnen ſich zwiſchen dem Anwalt und ſeinem Klienten. 
Sie verhindern — jedenfalls für den Fernerſtehenden — daß der 
Anwalt der Richter feiner Partei fein kann. 

Stellt ſich noch ein gewiſſes Gleichgewicht her, wenn wenigſtens 
beide Schiedsrichter die Anwälte der Parteien ſind, ſo wird das 
Verhältnis ganz ſchief und unerquicklich, wenn auf der einen Seite 
der Parteianwalt, auf der anderen Seite ein „Neutraler“ ſteht. 


Der Gebrauch, von dem hier geſprochen wurde, iſt keineswegs 
nur von Kollegen geübt worden, deren Amtsführung vielleicht auch 
ſonſt zu Bedenken veranlaßte. Er wird vielmehr auch dort ange⸗ 
troffen, wo nicht das geringſte gegen Ruf und Führung vorliegt. 
Um ſo mehr iſt Veranlaſſung, die Frage zu erörtern und dahin zu 
entſcheiden, 

daß es nicht als angebracht anzuſehen iſt, wenn Anwälte in 
Sachen ihrer ſtändigen Klienten das Amt eines Schiedsrichters 
annehmen. 


) RG. 16, 367; Buſchs Z. 43, 31. 
5) JW. 1899, 483, 6. 
6) Gruchots Beitr. 55. 1078. 
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Mit einer ſolchen Stellungnahme wird in gleicher Weiſe der 
Inſtitution des Schiedsgerichts und der Würde des Anwaltſtandes 
gedient. Rechtsanwalt Dr. Albert Cohen, Hamburg. 


Zur Frage der Einkommenſteuerpflicht des feſten 
Kabatts (ſogenannter Spardividende) der Mitglieder 
einer eingetragenen Genoſſenſchaft in Baden. Das PrO VG. 
vom 28. September 1912 (JW. 1916, 859 Ziff. 15) hat ausge⸗ 
ſprochen, daß der feſte Rabatt an Mitglieder einer eingetragenen 
Genoſſenſchaft eine Minderung des Kaufpreiſes enthält und demnach 
nicht als Teil des Gewinnes der Genoſſenſchaft ſteuerpflichtig, ſondern 
vom Gewinn abzuziehen iſt, und zwar auch dann, wenn der feſte 
Rabatt nicht bereits im Statut vorgeſehen war und die Höhe des 
Nabatts durch Beſchluß der Genoſſenſchaftsverſammlung dem Vorſtand 
ilbertragen iſt. Im Gegenſatz dazu hat der badiſche Verwaltungs⸗ 
gerichtshof durch Urteil vom 4. Juni 1918 (abgedruckt Bad Rpr. 
1913, 201 Nr. 107) für das Gebiet des Badiſchen Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes ausgeſprochen, daß der feſte Rabatt nur dann abzugsfähig 
vom Gewinne und ſteuerfrei iſt, wenn die Mitglieder auf Grund 
des Statutes einen feſten und klagbaren Anſpruch auf Auszahlung 
eines beſtimmten Rabattſatzes haben. Inſoweit dies geſchehen 
if, hat auch die Großh. Zoll: und Steuerdirektion (Entſcheidung 
vom 6. Januar 1916 Nr. E 2546) ſich dieſer Auffaſſung, daß die 
ſtatutariſch feftgelegten Anſprüche auf Rabattguthaben „zu den Ges 
ſchäftsſchulden der Genoſſenſchaft gehören und weder einen Teil ihres 
ſteuerbaren Vermögens noch ihres ſteuerbaren Einkommens bilden“, 
angeſchloſſen. Rechtsanwalt Dr. Dietz, Karlsruhe. 


Entgegnungen. 


dum Rorſtſchen Mahngeſetzentwurfe. 

A. Den von Schiffer, Noeſt u. a. m. verfochtenen Gedanken, die 
Zahlungsaufforderung durch den Anwalt in die Prozeßordnung auf⸗ 
zunehmen, habe ich ſchon vor einer Reihe von Jahren gelegentlich bei 
Beſprechung über Prozeßreform und anwaltliche Fragen geäußert. 
In Übereinſtimmung mit manchen Kollegen habe ich die bisher üblichen 
„Aufforderungen“ als unſympathiſch, teilweiſe ſogar als geradezu un⸗ 
würdig empfunden und, wenn nicht die beſondere Lage des Falles 
eine vorherige ſchriftliche Berhandlung mit dem Gegner angebracht 
erſcheinen ließ — wie unter Verwandten oder bei beſonders ſchwieriger 
Sachlage —, eine ſolche Aufforderung ſtets abgelehnt. War der 
Schuldner ſchon durch eine oder mehrere erfolgloſe Mahnungen des 
Gläubigers im Verzuge, ſo ſollte ſich der Anwalt nicht dazu hergeben, 
noch eine vorausſichtlich ebenſo erfolglofe Mahnung hinterherzuſenden⸗ 
war dagegen der Schuldner noch nicht in Verzug, ſo iſt es bei ein. 
facher Sachlage, insbeſondere einfacher Geldſchuld, gleichfalls nicht 
richtig, wenn der Anwalt eine dem Handlungsgehilfen des Gläubigers 
obliegende Arbeit übernimmt und für ihn den Mahnbrief ſchreiben 
läßt. Es iſt an ſich ſchon mißlich, eine derartige Aufforderung als 
Anwalt zu erlaſſen, der gar keine andere Bedeutung rechtlich zukommt, 
als wenn irgendein beliebiger Beauftragter des Gläubigers ſie ge⸗ 
ſchrieben hätte, und als Schreckmittel, „um einen Druck auszuüben,“ 
wie man oft hört, ſollte ſich der Anwalt nicht gebrauchen laſſen. 
Hinzukommt, daß die Frage, ob Schuldner die Anwaltskoſten der 
Aufforderung zu erſtatten hat, im erſten Fall doch immer noch nicht 
ganz unſtreitig, im zweiten Falle jedenfalls zu verneinen iſt. Anders 
liegt die Sache, wenn grundſätzlich die Zahlungsaufforderung durch 
den Anwalt zu einem mit beſtimmten Wirkungen ausgeſtatteten Rechts⸗ 
behelf wird, Wirkungen, die einer nicht von einem Anwalt aus⸗ 
gehenden Aufforderung fehlen. Von dieſem Geſichtspunkt aus iſt der 
Noeſtſche Vorſchlag durchaus zu begrüßen. Die Ausgeſtaltung des 
Vorſchlages aber unterliegt einzelnen Bedenken. Vor allem darf nicht 
außer acht gelaſſen werden, daß der Anwalt, auch bei der ihm neu zu 
übertragenden Aufgabe, nicht Richter iſt, der zwiſchen Parteien zu 


entſcheiden hat, auch nicht Beamter, der, wie etwa der Gerichtsſchreiber, 
erhebliche Vorgänge des Nechtsſtreits zu beurkunden oder an gewiſſe 
derartige Vorgänge geknüpfte Folgen entſcheidend feſtzulegen hat, ſondern 
Vertreter einer Partei in deſonders geregelter Stellung, genau wie 
bei ſeiner ſonſtigen prozeſſualen Tätigkeit, wie insbeſondere bei der 
Pfändungsankündigung oder bei der Zeugenladung im Strafprozeſſe, 
bei Rechtsmittelfchriften und ähnlichem im Strafprozeß und im Ver⸗ 
fahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit, überhaupt noch bei der dem 
Anwaltszwang unterliegenden Berufstätigkeit. Damit muß die Ein⸗ 
legung des Widerſpruchs bei dem Rechtsanwalt wegfallen und weiter 
ſeine pflichtmäßige Verſicherung, daß Widerſpruch nicht erhoben iſt. 
Eine ſolche anwaltliche Verſicherung iſt dem bisherigen Prozeſſe fremd: 
ſie paßt nicht recht hinein, und es erhebt ſich ſofort die Frage nach 
den Folgen einer fahrläſſig oder vorſätzlich falſch abgegebenen Ver⸗ 
ſicherung. Es iſt aber auch gar nicht notwendig, dieſe fremdartige 
Einrichtung einzuführen, es iſt viel einfacher, es bezüglich der Stelle, 
bei der der Widerſpruch anzubringen iſt, bei dem geltenden Recht zu 
belaſſen, das AG. wäre dann in der Zahlungsaufforderung zu be⸗ 
zeichnen. Will man nicht, was unbedenklich geſchehen könnte, die 
Widerſpruchsſriſt zu einer Notfriſt machen, fo iſt der Widerſpruch jeden: 
falls nur ſo lange als rechtzeitig anzuſehen, als der Antrag auf Voll⸗ 
ſtreckungsbefehl noch nicht bei Gericht eingegangen iſt; es iſt zweck⸗ 
mäßiger, den Erlaß des Vollſtreckungsbeſehls dem Amtsrichter zu 
übertragen, als ein einzelrichterliches Verfahren beim LG. einzuführen. 
Auch die Friſt iſt ſo zu geſtalten, daß ſie wie bisher ſchlechtweg vom 
Tage der Zuſtellung an läuft. Der von Noeſt vorgeſchlagene § 690 
iſt überflüſſig, da er in § 689 ſchon enthalten iſt und die nicht be: 
amtete Stellung des Anwalts verwiſcht. In 8 688 Abf. 2 des Ent⸗ 
wurfs, der wörtlich aus der ZPO. übernommen iſt, beruht das gleiche 
Bedenken wohl auf einem Berfeben. Ob der § 699 in den Wortlaut 
des Geſetzes hineingehört, oder in die Motive, mag dahingeſtellt 
bleiben. Nicht berückſichtigt iſt meines Erachtens der Fall, daß der 
Schuldner von einem Anwalt vertreten wird, ebenſo ſind auch die 
Gerichtskoſten zu regeln. Daß 8 8 NAGebd. auch für das Noeſtſche 
Verfahren beſtehen bleibt, halte ich für felbftverftändlich, ganz ab: 
geſehen davon, daß es an der Zeit iſt, den Mindeſtbetrag der Summe, 
der in einer Inſtanz oder in einer Angelegenheit anzuſetzenden Ge⸗ 
bühren und Pauſchſätze, auch dann, wenn nur eine Gebühr verfallen 
ift, auf mindeſtens etwa 3 & feſtzuſetzen. 

Hiernach würde ich zu dem Noeſtſchen Entwurf folgende Ab— 


änderungen vorſchlagen: 
Art. I 


§ 688 Abſ. 2 die Worte „nach Inhalt des Geſuchs“ werden 
geſtrichen. 

§ 689 Ziff. 3 

3. Die Aufforderung an den Schuldner, dem Gläubiger binnen 
einer zu bezeichnenden, vom Tage der Zuſtellung laufenden Friſt wegen 
dieſes Anſpruchs nebſt etwaigen Zinſen und der dem Betrage noch 
anzugebenden Koſten zu befriedigen, oder, wenn er Einwendungen 
gegen den Anſpruch habe, bei dem AG. Einſpruch zu erheben, das für 
die Geltendmachung des Anſpruchs zuständig fein würde, wenn die 
Amtsgerichte in erſter Inſtanz ſachlich unbeſchränkt zuſtändig wären. 
Die Friſt iſt den geſetzlichen Vorſchriften über die Einlaſſungsfriſt 
entſprechend zu bemeſſen, und zwar, wenn es ſich um einen Anſpruch 
aus einem Wechſel oder Scheck handelt, nach S 604. Das AG. ift 
in der Aufforderung zu bezeichnen. 

§ 690 fällt weg, § 691 des Noeſtſchen Entwurfs wird § 690. 

8 691 erhält den Wortlaut des jetzigen § 694, indes wird das 
Wort „Gläubiger“ durch „Rechtsanwalt“ erſetzt. 

8 692. Iſt bis zum Ablauf der Friſt Widerſpruch nicht erhoben, 
fo hat das in § 689 Ziff. 3 beſtimmte AG. auf Antrag des Rechte: 
anwalts, der die Zahlungsaufforderung mit der Zahlungsurkunde 
dabei vorzulegen hat, den Vollſtreckungsbeſehl zu erlaſſen, in den die 
von dem Antragſteller zu berechnenden Koſten des bisherigen Ber: 
fahrens aufzunehmen ſind, ſofern der Widerſpruch auch nicht noch vor 
Eingang des Antrags auf Erlaß des Beſehls erhoben iſt. 
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Die Zuſtellung des Vollſtreckungsbefehls erfolgt auf Betreiben 
des Rechtsanwalts. | 

8 695 wird durch den Wortlaut des geltenden 8 700 ber 3p. 
erſetzt und erhält folgenden Abſ. 2: 

Handelt es ſich um einen Anſpruch aus einem Wechſel, ſo gilt 
der Rechtsſtreit als im Wechſelprozeſſe anhängig, wenn nicht der 
Gläubiger erklärt, im ordentlichen Verfahren zu klagen; bei Scheck⸗ 
anſprüchen gilt dieſe Vorſchrift entſprechend. 

Art. II 
8 38 NAGED. wird dahin abgeändert: 
Im Mahnverfahren erhält der Rechtsanwalt 
a) als Vertreter des Gläubigers 
1. die Sätze uſw. wie im Noeſtſchen Entwurf 
b) als Vertreter des Schuldners 

1. zwei Zehntel der Sätze des 8 9 für die Erhebung des 
Widerſpruchs, 

2. 10%10 der Sätze des § 9 für die Mitteilung der Ein⸗ 
wendungen des Schuldners an den Gegenanwalt und 
Verhandlung darüber mit ihm, 

3. 1% der Sätze des 8 9 für Herbeiführung eines Ber 
gleichs. 

In den Fällen unter a 2 bis 4 und unter b ſtehen dem Rechts⸗ 
anwalt die Auslagenpauſchſätze des 8 76 RAGebD. zu. Auf die in 
dem nachfolgenden Rechtsſtreit zuſtehende Prozeßgebühr wird die Ges 
bühr zu a 8 und zu b 2 zu 7½¼0 angerechnet. 

Rechtsanwalt Dr. Hugo Kaufmann, Crefeld. 


3. Der Entwurf zu einer Verordnung des Bundesrats zum 
Zwecke der Entlaſtung der Gerichte und der wirtſchaftlichen Erhaltung 
des Anwaltſtandes, ſo wie ihn Juſtizrat Dr. Noeſt in Nr. 15 
S. 1059/60 aufſtellt, dürfte in einzelnen Punkten zu ergänzen bzw. 
zu berichtigen ſein. 

1. Auch unter den auf Zahlung gerichteten Klagen gibt es 
bekanntlich eine Anzahl, bei denen beſondere Eile geboten iſt und der 
durch das Mahnverfahren bedingte Aufſchub den Gläubiger vielleicht 
um ſein Geld bringt, beſonders wenn der Schuldner in der Abſicht, 
Zeit zu gewinnen, Widerſpruch erhebt, um ſpäter doch Verſäumnis⸗ 
urteil gegen ſich ergehen zu laſſen. Ein Arreſtbefehl läßt ſich in 
ſolchen Fällen mangels zureichenden Arreſtgrundes nicht immer 
erwirken. Dagegen ließ ſich bisher in eiligen Sachen durch Ab⸗ 
kürzung der Einlaſſungsfriſt ein baldiger Verhandlungstermin und 
ein beſchleunigtes Urteil erreichen. Um dem Rückſicht zu tragen, 
würde ich vorſchlagen, dem erſten Satze des 8 688 des Entwurfs den 
Zuſat zu geben: 

„es jet denn, daß der Kläger beſondere Gründe glaubhaft 
macht, die eine Akürzung der Einlaſſungsfriſt rechtfertigen.“ 

2. Es dürfte ſich empfehlen, den Schuldner bei der Zahlungs 
aufforderung, wie bisher im Zahlungsbefehl, darauf hinzuweiſen, daß 
ihm bei nicht rechtzeitiger Zahlung ohne beſondere Klageerhebung 
die Zwangs vollſtreckung droht. Dementſprechend würde 8 680 des 
Entwurfs unter Ziff. 8 zu lauten haben: 

„die Aufforderung, bei Vermeidung ſofortiger Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung den Gläubiger wegen des Anſpruchs nebſt den dem 
Betrage nach zu bezeichnenden Koſten der Zahlungsaufforderung 
bis zu einem beſtimmt zu bezeichnenden Tage zu befriedigen 
oder bei dem Rechtsanwalt, der die Aufforderung erlaſſen 
hat, bis ſpäteſtens zu dieſem Tage Widerſpruch zu erheben“. 

8. Um bei Erhebung des Widerſpruchs eine beſondere Auf: 
forderung zur Mitteilung der Einwendungen und die hierdurch ein⸗ 
tretende Verzögerung zu vermeiden, dürfte der Schuldner ſchon von 
vornherein darauf aufmerkſam gemacht werden, daß er im Falle des 
Widerſpruchs ſeine Einwendungen ſofort mitzuteilen hat Da jedoch 
8 689 nur die zwingenden Mußvorſchriften aufzählen ſoll, fo könnte 
man dem 8 699 einen zweiten Abſatz geben, der beſagt: 

„Die Aufforderung zur Mitteilung der Einwendungen kann 
mit der Zahlungsaufforderung verbunden werden.“ 


4. Ich finde keine Gründe, die es rechtfertigen ſollen, den Erlaß 
des Vollſtreckungsbefehls bei den höheren Streitwerten vom Amts: 
gericht ans Landgericht zu bringen. Mag man doch die Zuſtändigkeit 
des Amtsgerichts uneingeſchränkt beſtehen laſſen, wie es bisher war, 
und dem erſten Abſatz des § 692 den Wortlaut geben: 
| „ . . ſo hat das für die Klage örtlich zuſtändige Amtsgericht 

auf Antrag des Rechtsanwalts die Zahlungsaufforderung für 
vorläufig vollſtreckbar zu erklären.“ 


5. Um den Zweck, daß der betreibende Anwalt für die Zahlungs⸗ 
aufforderung und die Erwirkung des Vollſtreckungsbefehls nur die 
Sätze des Gerichtskoſtengeſetzes erhalten ſoll, wirkſam burchzufegen, 
muß zum Ausdrucke kommen, daß die Beſtimmung, wonach die 
niedrigſte Gebühr des Anwalts eine Mark beträgt, hier nicht zur 
Anwendung kommt. 

Dem Rechtsanwalte für die Erwirkung des Vollſtreckungsbeſchls 
durch Abſ. II des Art. II neben dem Pauſchſatz des 8 80 b GG. noch 
einen beſonderen Pauſchſatz aus 8 76 NAGED. zuzubilligen, war 
wohl nicht beabſichtigt. 

Der abgeänderte 5 88 NAGeboO., wie ihn der Entwurf vorschlägt, 
würde den Rechtsanwalt, der vom Schuldner mit der Erhebung del 
Widerſpruchs beauftragt war und lediglich Widerſpruch erhoben ha, 
der ihm zuſtehenden Gebühren verluſtig machen. Bezüglich der 
Gebühren dieſes Rechtsanwalts müßte der bisherige § 38 feine 
Faſſung behalten. Demnach müßte Art. II etwa folgendermaßen 
lauten: 

„5 88 NAGebdDO. wird dahin abgeändert: 

Im Mahnverfahren erhält der Rechtsanwalt: 1. die Sahe 
der 88 87 Nr. 1, 80 b Abſ. 1 GKG. für den Erlaß der Zahlungs 
aufforderung; 2. die Sätze der $8 87 Nr. 2, 80 b Abſ. 1 G86. 
für die Erwirkung des Vollſtreckungsbefehls; 3. 1% der Säte 
des 89 NUGED. für Ermittlung der Einwendungen des 
Schuldners und Verhandlung darüber mit feinem Auftrag 
geber; 4. 10/10 der Sätze des 8 9 RAGebO. für Herbeiführung 
eines Vergleichs; 5. 0 der Sätze des 8 9 RAGebd. für die 
Erhebung des Widerſpruchs. 

Auf die Gebühren zu 1 und 2 finden die 88 8 und 76 
Abſ. 1 bis 5 keine Anwendung. Auf die im nachfolgenden 


Rechts ſtreit zuſtehende Prozeßgebühr wird die Gebühr von 


Nr. 3 zu 7/10, die Gebühr von Nr. 5 voll angerechnet.“ 


Daß zu den Gebühren zu z bis 5 auch die Pauſchſätze des 8 76 
RAGED. zuſtehen, braucht wohl nicht beſonders zum Ausdrucke 
gebracht zu werden, weil 8 76 ſelbſtverſtändlich auch für den abe 
änderten § 38 beſtehen bleibt. Dagegen müßte meines Erachtens noch 
zum Ausdrucke kommen, daß die das Mahnverfabren betreffenden 88 1 
bis 17 der Bundes ratsbekanntmachung vom 9. September 1915 eben⸗ 
falls außer Kraft treten ſollen, etwa dadurch, daß es zu Eingang 
des Art. I heißt: „An die Stelle der 88 688 bis 703 SPD. und 
1 bis 17 der Bekanntmachung vom 9. September 1915 treten nach⸗ 
folgende Beſtimmungen.“ 

Rechtsanwalt Kohlhaas, Euskirchen. 


d. Der auf S. 1059 ff. abgedruckte Entwurf iſt dankenswert, 
weil erfahrungsgemäß erſt der Verſuch der Formulierung die Gr 
örterung wichtiger Fragen herbeiführt, an die während der theoretischen 
Beſprechungen niemand dachte. Gerade deshalb iſt es wohl Pflicht, 
die einzelnen Beſtimmungen genau zu prüfen. — Fragt man, für 
welche Forderungen das Mahnverfahren Platz greifen ſoll, fo ſteht 
Noeſt auf dem Boden des bisherigen Rechts. Hier erhebt ſich die 
Frage. ob die Praxis bisher im Recht war, wenn fie alle die 
Fälle ausſchied, in denen die Forderung nicht bei Einreichung der 
Klage fällig war. Sie erwog, daß bei nicht fälligen An prüchen 
die Aufforderung zur Befriedigung bis zu einem beſtimmten Tage 
(8 689 8. 3) ſich nicht rechtfertigen laſſe. Sowohl das Geld 
wie der Entwurf behandeln dieſe Friſt als weſentlichen Beſtand⸗ 
teil des Zahldefehls; alſo wird in Fällen, die ſich dazu nicht 
eignen, ein Zahlbefehl nicht erlaſſen werden können. Es läßt 


45. Jahrgang. 
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ſich aber nicht abſehen, warum dieſe Fälle dem Zwang zum 
Mahnverfahren nicht unterliegen follten, die Zulaſſung dieſer Aus⸗ 
nahme bietet ſogar die Möglichkeit, das Mahnverfahren auf ſehr 
bequeme Weiſe zu umgehen, indem man die Verurteilung zur Zahlung 
z. B. am 1. des folgenden Monats auch bei fälligen Forderungen 
beantragt. An die Stelle der Befriedigung müßte bei nicht fälligen 
Anſprüchen die mit Vollſtreckbarkeit auszuſtattende Anerkennung zu 
Protokoll des Gerichtsſchreibers treten (vgl. meinen Aufſatz JW. 1915, 
1288. 

Für die Praxis mißlich iſt auch, daß zur Zahlung bis zu einem 
beſtimmt zu bezeichnenden Tage aufgefordert werden ſoll. Wir ſind 
nun einmal nicht imſtande die bei der Zuſtellung eniſtehenden Ver⸗ 
zögerungen und Ungenauigkeiten zu verhindern. Was iſt die Folge, 
wenn die Friſt nicht eingehalten iſt? Darf dann der Vollſtreckungs⸗ 
befehl nach Ablauf der Friſt erlaſſen werden oder wird der Zahl⸗ 
befehl unwirkſam, weil der rechtsunkundige Schuldner nicht zu wiſſen 
braucht, wann die geſetzliche Friſt abläuft? Wäre es nicht beſſer, 
hier wie bisher eine Friſt zu beſtimmen? f 

Im Falle der Einlegung des Widerſpruchs wird, wie mir 
ſcheint, viel Zeit unnötig verloren. Zunächſt iſt bedenklich, daß es 
offenbar bei der bisherigen Formloſiakeit des Widerſpruchs und der 
Entbehrlichkeit einer Vollmacht (8 703 ZPO.) bleiben fol. Kann 
auch telephoniſch beim Anwalt Widerſpruch eingelegt werden? Man 
wird es bejahen müſſen. Dann iſt es aber ſehr ſchwer, die in 
§ 692 Abſ. 2 verlangte pflichtmäßige Verſicherung abzugeben. Ebenſo 
wird angenommen werden müſſen, daß das Perſonal des Anwalts 
zur Entgegennahme des Widerſpruchs legitimiert ſein ſoll. Hier 
wird zweckmäßig ſchriftliche Erklärung oder mündliche dem Anwalt 
ſelbſt oder ſeinem juriſtiſch gebildeten Stellvertreter gegenüber verlangt 
werden müſſen, worunter dann auch die telephoniſche oder telegraphiſche 
zu verſtehen iſt; dabei könnte eine Sollvorſchrift den Antrag auf 
Vollſtreckungsbefehl auszuſchließen ſuchen, wenn die Möglichkeit vor⸗ 
liegt, daß ein Widerſpruch, der in unrichtiger Form erhoben wurde 
(3. B. telephoniſch gegenüber dem Perſonal) in vorgeſchriebener Form, 
wenn auch nach Friſtablauf, nachgeholt wird. Nach dem Widerſpruch 
muß nun erſt vor Klageinreichung der zu Verklagende gehört werden 
(8 699), und wenn dies geſchehen iſt, läuft trotz der ziemlich reichlich 
bemeſſenen Friſten des 8 689 — wobei aus oft erörterten Gründen 
„eine Woche“ „8 Tagen“ vorzuziehen wäre — die Einlaſſungsfriſt 
nochmals, während bisher nur eine Ladungsfriſt von 24 Stunden zu 
beobachten war. Allerdings ſind trotzdem beim LG. die Termine 
ziemlich weit hinausgeſetzt worden. Es wäre aber vielleicht zweck⸗ 
mäßig, in Sachen, bei denen ein Mahnverfahren ftattfand, allgemein 
die Einlaſſungsfriſt auf höchſtens eine Woche zu beſtimmen. 

Die Unmöglichkeit der Erwirkung einer weiteren Ausfertigung 
des Vollſtreckungsbefehls iſt oft beklagt worden, vgl. meinen Aufſatz 
JW. 1916 80, und ſollte ebenfalls bei einer Reviſion des Geſetzes beſeitigt 
werden; daß ein Bedürfnis dazu vorliegt, ſcheint von niemand 
beſtritten zu werden. Rechtsanwalt A. v. Harder, Mannheim. 


D. Zu den obigen Vorſchlägen und Bedenken erkläre ich folgendes: 
1. Wenn die Widerſpruchsfriflen, die in der Zahlungs aufforderung 
enthalten ſein ſollen, ſo kurz bemeſſen werden, wie ich es vorgeſchlagen 
habe, auf drei, fünf und höchſtens acht Tage, dann wird kaum ein 


Bedürfnis vorliegen, auch in eiligen Sachen die anwaltliche Zahlungs⸗ 


aufforderung zu umgehen. Es iſt dabei wohl zu beachten, daß der 
Beginn dieſer Friſten lediglich von einer Handlung des Anwalts ſelbſt 
abhängt und daher ſogleich in Lauf geſetzt werden kann. Wird in 
eiligen Sachen gegen die Zahlungsaufforderung Widerſpruch erhoben, 
dann kann noch immer das Gericht erſucht werden, einen Termin unter 
Abkürzung der Einlaſſungsfriſt anzuberaumen. Vergleichsverhandlungen 
ſollen der Termins anſetzung vorausgehen, „wenn tunlich“; es ſteht 
daher nich's im Wege, in eiligen Sachen nach erfolgtem Widerſpruch 
ſoſort einen Termin zu erbitten. 

2. Richtig iſt, daß der Schuldner bei der Zahlungsaufforderung 
Darüber belehrt werden muß, daß er ſich bei nicht rechtzeitigem Wider⸗ 


ſpruch der Zwangsvollſtreckung ausſetzt; der 8 689 meines Entwurfs 
muß eine entſprechende Ergänzung finden. 

3. Zweckmäßig wird es ſein, ſchon bei Erlaß der Zahlungs⸗ 
aufforderung zur Mitteilung etwaiger Einwendungen aufzufordern. 
Dagegen halte ich es doch für wünſchenswert, daß der Schuldner, 
wenn er ohne Begründung Widerſpruch erhoben hat, immer noch 
beſonders zur Mitteilung ſeiner Einwendungen aufgefordert wird. 

4. Der Widerſpruch muß beim Anwalt, nicht beim Gericht erhoben 
werden, wenn nicht der Zweck der Neuordnung, die Gerichte zu ent⸗ 
laſten, weſentlich beeinträchtigt werden ſoll. Auch der Anwalt würde 
unnötig damit belaſtet, daß er in den meiſten Fällen den Vollſtreckungs⸗ 
befehl zwecklos beantragen würde, bevor ihn die Nachricht erreicht hat, 
daß beim Gericht Wid erſpruch erhoben war. 

5. Bedenken wird es doch ſicher nicht unterliegen, den Widerſpruch 
beim Anwalt erheben zu laſſen. Ein fahrläſſiges Aberſehen des er⸗ 
hobenen Widerſpruchs wird ſicher dem Anwalt ebenſo ſelten unter⸗ 
laufen, als es heute dem Gerichtsſchreiber widerfährt. Und daß wider 
beſſeres Wiſſen die Verſicherung abgegeben würde, es ſei kein Wider⸗ 
ſpruch erhoben, halte ich für ausgeſchloſſen. Der Rechtsanwalt, der 
dieſe Verſicherung wider beſſeres Wiſſen abgäbe, würde damit wohl 
am Ende ſeiner anwaltlichen Tätigkeit angelangt ſein. Dem Schuldner 
aber würde kein ernſtlicher Schaden dadurch geſchehen; er würde Ein⸗ 
ſpruch gegen den erſchlichenen Vollſtreckungsbefehl erheben und die 
Zwangs vollſtreckung würde zweifellos ſofort eingeſtellt. 

6. Daß für den Widerſpruch Schriftform vorgeſchrieben würde, 
wäre erwünſcht. Selbſtverſtändlich wäre es dann Pflicht des Anwalts 
und ſeiner Angeſtellten, dafür zu ſorgen, daß ein auf der Kanzlei 
erhobener Widerſpruch fofort in Schriftform gebracht würde. 

7. Ich halte es für richtiger, daß in Landgerichtsſachen der Voll⸗ 
ſtreckungsbefehl von einem beauftragten Richter des Landgerichts erteilt 
wird. Wird gegen den Vollſtreckungsbefehl Einſpruch eingelegt, ſo 
gelangt auf dieſe Weiſe die Verhandlung direkt an das LG. 

8. Aberflüſſig erſcheint mir die Beſtimmung, daß der Rechtsſtreit 
im Wechſelprozeß anhängig ſein ſoll, wenn es ſich um den Anſpruch 
aus einem Wechſel handelt Es ſteht ja dem Gläubiger frei, nach 
erhobenem Widerſpruch die Klage im Wechſelprozeß zu erheben. 

9. Wollen wir das Mahnverfahren zu einer anwaltlichen Ein⸗ 
richtung machen, ſo dürfen wir es nicht gleichzeitig verteuern. Die 
Beſtimmung, wonach die niedrigſte Gebühr des Anwalts eine Mark 
beträgt (in Zukunft hoffentlich drei Mark!) darf daher bei der Zahlungs⸗ 
aufforderung nicht zur Anwendung kommen. Ich glaube, daß die 
Gebührenbeſtimmung, wie ich ſie vorgeſchlagen habe, ſchon einen 
Zweifel in dieſer Richtung ausſchließt. 

10. Richtig iſt, daß der Art II meines Entwurfes verſäumt hat. 
die Gebühren für den Anwalt zu beſtimmen, der im Mahn⸗ und Ber: 
mittlungs verfahren den Schuldner vertritt. Das dürfte in der vor⸗ 
geſchlagenen Weiſe nachzuholen ſein. 

11. Auch wäre die Entlaſtungsverordnung von 1915 gleichzeitig 
aufzuheben, ſoweit ſie noch zu Recht beſteht. 

12. Zuletzt, aber nicht zumindeſt möchte ich meine Buflimmung 
erklären zu dem Gedanken, das Anwendungsgebiet des Mahnverfahrens 
zu erweitern. Warum ſollte es nicht Anwendung finden auf Anſprüche, 
die noch nicht fällig find? mit der Maßgabe freilich, daß der Gläubiger 
in einem ſolchen Falle die Koſten des Mahnverfahrens ſelbſt zu tragen 
hat. Die Aufforderung könnte dahin gerichtet werden: „den Gläubiger 
wegen des bezeichneten Anſpruchs am . . .. zu befriedigen oder ſpäteſtens 
am . . . . Widerſpruch zu erheben”. Man könnte ſogar noch weiter 
gehen und das Mahnverfahren auch dann zulaſſen, wenn Zahlung 
erſt Zug um Zug gegen eine Gegenleiſtung zu erfolgen hat. Vielleicht 
könnte eine Erfülungdaufforderung auch dann ergeben und für voll⸗ 
ſtreckbar erklärt werden, wenn es ſich nicht um Geldzahlungen handelt. 
Dieſe Gedanken mögen hier nur angedeutet werden. 


Juſtizrat Dr. Noeſt, Solingen. 
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Ausfuhr-Ysrbote. Striemer iſt in feinem Aufſatze (IM. 
1915, 673), deſſen Darlegungen in jedem Punkte beizutreten iſt, davon 
ausgegangen, daß das Ausfuhrverbot eine endgültige Unmöglichkeit 
der Verſendung erzeugt. Wodtke (JW. 1916, 1099) weiſt nun 
auf die Möglichkeit hin, Befreiung von dem Ausfuhrverbote zu 
erreichen. Er legt dem Verkäufer die Verpflichtung auf, „alles zu 
tun, was in ſeiner Macht ſteht“, eine ſolche Befreiung zu erreichen. 
Meines Erachtens zu Unrecht. Daß dieſe Verpflichtung nicht aus 
dem Geſetz folge, nimmt er offenbar ſelbſt an. Es iſt dann aber 
ein grundſätzlicher Fehler, fofort mit der Billigkeit oder ſoziologiſchen 
Notwendigkeit zu operieren. Auch der Geſetzgeber will doch die 
Intereffen nach Billigkeit abwägen, und es geht nicht an, an die 
Stelle des im Geſetz zum Ausdruck gelangten Billigkeitsgefühls das 
höchſt eigene zu ſezen. Nach dem Geſetz iſt aber folgendermaßen 
zu entſcheiden: 

Der Verkäufer hat dem Käufer die Ware zu übergeben, alſo den 
Beſit (unmittelbaren oder mittelbaren) zu verſchaffen (§ 433 BGB.), 
und zwar am Orte feiner Handelsniederlaſſung ($ 269 BGB.) 
Durch die Übergabe der Ware an den Spediteur oder Frachtführer 
hat er feiner ÜUbergabepflicht und — was nach der ſogenannten Natur 
der Sache, d. h. notwendig, wenn es die Umſtände erfordern, aus 
erſterer Pflicht folgt — auch feiner Uberſendungspflicht genügt 
(8 447 BGB.) Wird nach Kaufabſchluß ein Ausfuhrverbot erlaſſen, 
ſo wird der Verkäufer, wie Striemer richtig ausführt, von der 
Verſendungspflicht frei oder hat auf Anweiſung des Käufers regel⸗ 
mäßig die Verpflichtung, die Ware an einen, nicht vom Verbot ge⸗ 
troffenen Ort zu verſenden. Sicher iſt es nicht ſeine Pflicht, von 
ſich aus ohne Anweiſung des Verkäufers ſich um einen Dispens von 
dem Ansfuhrverbot zu bemühen. Es kann ſich nur fragen, ob er 
rechtlich verpflichtet iſt, zur Erlangung eines ſolchen mitzuwirken. 
Nach den angeführten Geſetzesſtellen ſicherlich nicht. Daß, wie Wodtke 
ſagt, der Verkäufer die Pflicht habe, alles zu tun, was in ſeiner 
Macht ſtehe, damit der „Vertragszweck“!) erreicht werde, läßt ſich 
auch nicht aus 8 157 herleiten; denn die angezogenen Geſetzes⸗ 
beſtimmungen führen keineswegs zu einem unbilligen oder der Verkehrs⸗ 
ſitte widerſprechenden Reſultat. Entſcheldend iſt — was Wodtke 
gerade leugnet —, welcher Erfüllungsort vereinbart iſt. Liegt er im 
Auslande, iſt alſo dort zu übergeben, ſo hat der Verkäufer allerdings 
die Pflicht, alles zu tun, was dazu dient, feiner ÜUbergabe⸗ und 
Verſendungspflicht zu genügen. Liegt er im Inland, ſo hat Verkäufer 
nur die oben erwähnten, von Striemer dargelegten Pflichten, und 
es braucht der Kaufmann, der von Frankfurt nach bzw. in Cöln zu 
liefern hat (gleichgültig iſt dabei, ob auch cif Cöln), ſich nicht darum 
zu kümmern, wie der Käufer die Ware von Cöln über die Grenze 
nach Rotterdam bringt. Selbſt wenn das Geſchäft unter der Be⸗ 
dingung (Wodtke ſpricht nur von Vorausſetzung) geſchloſſen wäre, daß 
der Käufer die tatſächliche Möglichkeit hat, über die Ware frei zu 
verfügen, fo würde nach 8 162 BGB. die Pflicht des Verkäufers nur 
darin beſtehen, den Eintritt dieſer Bedingung, alſo die Bemühungen 
des Käuſers um Befreiung vom Ausfuhrverbote, nicht zu vereiteln. 


Allerdings kann die Verſendungspflicht auch weſentlicher und 
ſelbſtändiger Vertragsbeſtandteil neben der Übergabepflicht fein. Dann 
hat der Verkäufer natürlich ſich darum zu bemühen die Verſendung 
herbeizuführen. — Andererſeits aber wird er in ſolchem Falle von 
dem ganzen Vertrage frei, falls ſich die Unmöglichkeit der Verſendung 
an den vertraglichen Beſtimmungsort herausſtellt. Entſprechend aber 
auch der Käufer von ſeiner Zahlungs- und Abnahmepflicht. — Der 
Verkäufer, der ſeinerſeits nach dem Vertrage die Pflicht hat, die Ware 
vom Auslande her zu liefern und an der Hereinbringung in das Inland 
(Erfüllungsort deutſche Grenzſtation oder ſonſtiger inländiſcher Be⸗ 
ſtimmungsort) durch ein vom Auslande erlaſſenes Ausfuhrverbot 
behindert iſt, kann alſo Bezahlung nicht verlangen, und die Ware 
lagert auf ſeine Koſten und Gefahr im Auslande. So Urteil des 


1) Womit offenbar mehr gemeint iſt, als der nach dem Inhalt 
des Rechtsgeſchäfts bezweckte Erfolg im Sinne des 8 812 BGB. 


RG. vom 22. Oktober 1915 II 240/15, abgedruckt in der Zeitſchriſt 
der Anwaltskammer Breslau, und Urteil des Reichsgerichts vom 
15. Januar 1916, II 372/15, JW. 1915, S. 478. In erſterem 
Urteil handelt es ſich um Kichererbſen, die die Verkäuferin „aus 
Italien frei Waggons italieniſcher Verladeſtation, Zahlung gegen 
Vorlage der Verfrachtungsdokumente“ zu liefern hatte. Es iſt der 
Vertrag — übrigens auch unter Heranziehung anderer Rebenumftände — 
dahin ausgelegt worden, daß Erbſen zu liefern waren, die nach 
Deutſchland eingeführt werden konnten; unter dieſen Umſtänden könne 
dahingeſtellt bleiben, wo im übrigen der Erfüllungsort anzunehmen 
ſei. — Getragen wird die, die Zahlungspflicht der Käuferin ver⸗ 
neinende Entſcheidung allein ſchon durch die Verabredung „Zahlung 
gegen Vorlegung der Verladedokumente“. Im zweiten Falle hatte 
Ende Juli 1914 eine Firma ſchwediſche Bretter von ihrem Hamburger 
Lager an eine Bremer Firma cif Bombay und ebenfalls Kaſſe gegen 
Dokumente verkauft. Die Verſendung (Verſchiffung) nach Bombay war 
durch den Kriegsausbruch unmöglich geworden. Das Verlangen der 
Verkäuferin, daß ihr die Ware an ihrem Hamburger Lager ahge⸗ 
nommen werden ſollte, iſt als dem Vertragsinhalt zumiberluim 
erklärt worden. Rechtsanwalt Armbruſter, Berln. 


Zustellung des Pfändungsbeſchluſſes bei der Pfändung 
von Anſprüchen aus dem Kriegsleiſtungsgeſez. In den 
Auſſatze „Zur Geltendmachung der Anſprüche aus Kriegsleiſtungen“) 
vertritt Landsberg die Auffaffung, daß bei der Pfändung von An: 
fprüchen aus dem KLG. der Pfändungsbeſchluß der Intendantur als 
der geſetzlichen Vertreterin des Neichsmilitärfiskus zuzuſtellen je. 
Dieſer Auffaflung wäre jedoch nur dann beizupflichten, wenn die Ber: 
pflichtung zur Zahlung der nach dem KLG. zuſtändigen Vergütung 
geſetzlich dem Reichs militärfiskus obliegen würde, und wenn ferner 
der auf Grund des KeG. in Anſpruch Genommene berechtigt wäre, 
feinen Entſchädigungsanſpruch unmittelbar gegen die Militärbehörde 
geltend zu machen. 

Daß der Militärfiskus zur Zahlung der Vergütung verpflichtet 
fei, iſt aus dem KLG. nicht zu entnehmen. In 8 2 Abſ. 2 RIO. 
iſt nur geſagt, daß die Entſchädigung aus Reichs mitteln zu gewähren 
ſei. Die statio fisci bleibt alſo offen. 

1. a) Nur bezüglich der Vergütung für die gemäß 8 3 Nr. 6 Kr. 
erfolgten Leiſtungen beſteht eine Ausnahme. Dieſe Vergütung iſt nach 
8 20 Abſ. 1 KLG. aus der Kriegskaſſe, d. h. von der Militär: 
behörde zu zahlen, und demgemäß beſtimmt Ziff. 11 a 1 AK., daß 
die Bezahlung durch die requirierende Militär behörde oder durch die 
ſtellvertretende Intendantur zu erſolgen habe. a 

p) Allein der mit Kriegsleiſtungen oder Dienſten in Anſpruch 
Genommene kann nach 8 7 Abſ. 1 KLG. feinen Zahlungsanſpruch nut 
gegen die Gemeinde richten. Dieſe iſt nach der genannten Vorſchrift 
verpflichtet, ihn inſoweit zu entſchädigen, als ihr die Mittel hierzu 
vom Reich zur Verſügung geſtellt werden. Gegen das Reich iſt alſo 
dem in Anſpruch Genommenen ein unmittelbarer Entſchädigungs⸗ 
anſpruch nicht gegeben. 

In Verfolgung dieſes Grundſatzes hat nach Ziff. 11 a 1 ABK. 
Die ſofortige Bezahlung der Leiſtung an die Gemeinde, d. h. nut 
an die Gemeinde, zu erfolgen. Und auch nur die Gemeinde iſt nach 
dieſer Vorſchriſt berechtigt, bei unterbliebener Barzahlung die Ver⸗ 
gütung bei der ſtellvertretenden Intendantur anzufordern. 

Die unmittelbare Zahlung der requirierenden Militärbehörde 
oder der Intendantur an den in Anſpruch Genommenen wäre eint 
Leiſtung an einen Nichtberechtigten, würde alſo das Reich der Ge⸗ 
meinde gegenüber nicht befreien (es ſei denn, daß dieſe ihren Anſpruch 
gegen das Reich an den einzelnen abgetreten hat!“) 

Die Vorſchrift des 8 7 Abſ. 1 KG. gilt ihrem Wortlaute nach 
ohne Einſchränkungen für ſämtliche Fälle der Beitreibungen. Dem: 
1) PoſMSchr. 1915 S. 2 fl. 

2) A. A. ohne Begründung: Hirſch, Kr., Stuttgart 1410, 9 2011. 
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1 
gemäß kommen vorſtehende Grundſätze auch dann zur Anwendung, 
wenn der Leiſtungspflichtige gemäß 8 4 Abſ. 3 KL. von der Militär: 
behörde unmittelbar in Anſpruch genommen worden iſt.“) 

c) Daraus ergibt ſich nachſtehende Schlußfolgerung: Steht 
dem Leiſtungspflichtigen ein Anſpruch gegen den Reichsmilitärfiskus 
nicht zu, ſo kann bei einer Pfändung der nach dem KLG. zuſtändigen 
Bergütungsanſprüche der gegen den Leiſtungspflichtigen ergangene 
Pfändungsbeſchluß niemals der Militärbehörde (Intendantur) zugeſtellt 
werden. Drittſchuldner iſt lediglich die Gemeinde (bzw. der Lieferungs⸗ 
verband). An deren geſetzlichen Vertreter hat die Zuſtellung gemäß 
8 829 BO. zu erfolgen. 

2. Nicht anders iſt die Rechtslage bezüglich der gemäß $ 3 Ziff. 1 
bis 5 KG. erwirkten Leiſtungen. In dieſen Fällen erfolgt die 
Vergütung nicht durch Barzahlung, ſondern nach § 20 Abſ. 2 KLG. 
durch die Ausfertigung von Anerkenntniſſen. Die Ausſtellung dieſer 
Urkunden erſolgt durch die in der Beilage C zum KLG. genannten 
Behörden, d. h. in Preußen durch die Regierungspräſidenten. Die 
Einlöſung dieſer Anerkenntniſſe obliegt gemäß 8 2 Abſ. 2 KLG. zwar 
dem Reich. Durch welche Reichs behörden aber die Einlöſung ſtatt⸗ 
zufinden hat, iſt weder durch das KLG. noch durch die Beilage ( 
feſtgelegt worden. Der Reichs militär fiskus kommt alfo hier — im 
Gegenſatz zu den Fällen des 8 3 Nr. 6 KLG. — gar nicht in Frage. 
Er kann alſo bei einer Pfändung der Vergütungsanſprüche auch nicht 
Drittſchuldner ſein. 

Daran würde auch eine ſpätere Geſetzgebung, die dem Reichs⸗ 
militärfiskus die Einlöſung der Anerkenntniſſe auſerlegen würde, 
nichts ändern. Denn auch in den Fällen des § 3 Nr. 1 bis 5 KLG. 
gilt die Vorſchrift des §S 7 Abſ. 1 KLG., nach der dem Leiſtungs⸗ 
pflichtigen ſelbſt ein Anſpruch gegen das Reich nicht gegeben iſt. 
Die Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes erfolgt alſo auch hier aus⸗ 
ſchließlich an die Gemeinde oder den Lieferungsverband. 
Gerichtsaſſeſſor Dr. Bab, Poſen. 


Zaun die Befritigung der Wirkſamkeit eines Per- 
ſänmuisurteils durch Klagerücknahme im Wege der 
Erinnerung gemäß 8 766 399. geltend gemacht werden? 
Ich habe dieſe Frage verneint,!) Juſtizrat Bendix bejaht fie.) Er 
meint, ich würde dem 8 271 Abſ. 3 ZPO. nicht gerecht. Durch die 
Zurücknahme der Klage nach Einlegung des Einſpruchs kann aber ein 
vorläufig vollſtreckbares Urteil nicht beſeitigt werden.)) Vielmehr 
hört nach 8 717 Abſ. 1 ZPO. die vorläufige Vollſtreckbarkeit erſt auf, 
wenn das vollſtreckbare Urteil durch ein ſpäteres Urteil aufgehoben 
wird. Da nun eine ſolche Aufhebung des für vorläufig vollſtreckbar 
erklärten Verſäumnisurteils im vorliegenden Falle nicht erfolgt iſt, 
ſo behielt es, was Bendix überſieht, trotz der Klagerücknahme 
„formell“ ſeine Wirkſamkeit, und es wäre deshalb dem Gerichts⸗ 
vollzieher ſelbſt nach Zurücknahme der Klage die Pfändung nicht ver⸗ 
wehrt geweſen.“) Iſt ſonach die — hier ja bereits vor Einlegung 
des Einſpruchs — erfolgte Vollſtreckung aus dem Verſäumnisurteil 
nicht unzuläſſig, fo kann von einer Anwendung des $ 766 ZPO., 
der, wie aus den Motiven?) erhellt und auch in Theorie und Praxis 
allgemein anerkannt iſt, immer eine Verletzung der für das Voll⸗ 
ſtreckungsverfahren gegebenen Vorſchriften vorausſetzt,“) keine Rebe 
ſein. Auch der Kommentar von Skonietzki⸗Gelpcke,“ auf welchen 


2) Siehe Note 2 auf S. 1268. 


1) JW. 1914, 719. 

2) JW. 1915, 1391. 

3) Vgl. insbeſ. Stein (10) Anm. 1I2 zu § 271. 

) Pgl. insbeſ. OLG. Hamburg (SeuſſArch. 52 Nr. 120) und 
Begemann im Recht 7, 357. 

5) Hahn, Materialien S. 437. 

6) Pgl. insbeſ. Seuffert (11) Anm. 2 zu § 766, woſelbſt die 
hauptſächlichſten für die Praxis in Betracht kommenden Fälle auf⸗ 
gezählt werden. 

7) Anm. 14 zu § 271. 
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ſich Bendix ſtützt, vertritt nicht die Anficht, daß hier die Erinnerung 
aus 8 766 ZPO. Platz greift, ſondern verficht in Übereinſtimmung 
mit Yallmann?) und Begemann) die Meinung, daß Schuldner 
im Wege der Vollſtreckungsgegenklage des 8 767 ZPO. vorgehen 
müſſe. Aber auch dieſer Weg ſcheidet aus, weil nicht der Anſpruch 
als ſolcher, ſondern der Titel in Frage ſteht. Und ebenſowenig wie 
durch Zurücknahme der Klage tritt nach $ 717 Abſ. 1 ZPO. die vor: 
läufige Vollſtreckbarkeit außer Kraft, wenn die Parteien nach Ein⸗ 
legung des Einſpruchs einen Vergleich ſchließen. Nur inſoweit es 
ſich um das Nichterlöſchen der vorläufigen Bollftredbarfeit 
handelt, habe ich, wie aus meinen Ausführungen klar erhellt, die 
beiden Rechtsakte der „Klagerücknahme“ und des „Vergleichs“ auf 
eine Stufe geſtellt. Wie Bendix aus meinen Ausführungen ent: 
nehmen zu können glaubte, ich hätte in Abrede ſtellen wollen, daß 
der Einwand des Vergleichs gegen die Vollſtreckung im Wege der 
Vollſtreckungsgegenklage des 8 767 ZPO. geltend zu machen ſei, er: 
ſcheint um ſo weniger verſtändlich, als in dem von mir in Bezug 
genommenen Urteil des RG. vom 12. Oktober 1900 ausdrücklich 
darauf hingewieſen iſt, daß der hier angegebene Rechtsbehelf in 
Betracht kommt. 

Da es an einem zur Zwangsvollſtreckung geeigneten Titel im 
vorliegenden Falle nicht gefehlt hat, ſo kann auch die von Bendix 
angezogene Entſcheidung des RG. vom 27. November 1903 hier keine 
Anwendung finden. 

Hiermit entfallen alle von Bendix zur Begründung feiner Auf: 
faſſung geltend gemachten Argumente, und es muß an dem allerdings 
für die Praxis bedauerlichen Reſultate feſtgehalten werden, daß hier 
jedes geſetzliche Mittel fehlt, das vorläufig vollſtreckbare Urteil zu 
beſeitigen. Geh. Juſtizrat Dr. Neumann, Breslau. 


Reichsgericht.“ 
a) Jivil fachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Lehmann. 


[* Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. — Wird in 
der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts 
abgedruckt. — + Anmerkung.] 

I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

** 1. S 80 BGB. Eine „Stiftung“ braucht, auch wenn 
ſie Gegenſtand eines Rechtsgeſchäfts unter Lebenden iſt, nicht 
notwendig rechtsfähige Stiftung zu ſein.] 

Aus den Gründen: Es iſt nicht richtig, daß unter einer 
„Stiftung“, ſelbſt wenn ſie Gegenſtand eines Rechtsgeſchäfts 
unter Lebenden iſt, ſtets nur eine „rechtsfähige“ Stiftung im 
Sinne der SS 80 ff. BGB. verſtanden werden kann. Eine 
ſolche Annahme würde weder dem gewöhnlichen, noch dem 
geſetzlichen Sprachgebrauche entſprechen. Denn die SS 80 ff. 
BGB. regeln nicht erſchöpfend das ganze Gebiet der Stiftungen 
[vgl. die Prot. der zweiten Komm. Bd. I S. 585 ff., Denkſchriſt 
zur Reichstagsvorlage SS 77 ff.]. Sie laſſen nicht nur die 
Stiftungen des öffentlichen Rechts [S 89 BGB.), ſondern auch 
alle diejenigen privatrechtlichen Zuwendungen außer Betracht, 
die zwar einem beſtimmten Zwecke gewidmet ſind, aber keine 
ſelbſtändige Natur und keine Rechtsfähigkeit beſitzen. Auch dieſe 
unſelbſtändigen Zuwendungen, die ebenſogut auf einem Rechts— 
geſchäft unter Lebenden [z. B. einer belaſteten Schenkung] wie 
auf einer letztwilligen Anordnung beruhen können, werden her— 
kömmlich und geſetzlich wenigſtens inſoweit, als ſie anderen 
juriſtiſchen Perſonen, namentlich öffentlichen Korporationen zu— 
fallen, unter dem vieldeutigen Ausdruck „Stiftungen“ mit— 


) Die Zwangsvollſtreckung (2) S. 391. 
9) a. a. O. So 
160 * 
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begriffen. 8 ss 73 ff. 193 ff. des preuß. ALR. Tl. II 
Tit. 6; § 1 Nr. 2 des preuß. Gel. vom 23. Februar 1870; 
§ 3 Nr. 4 des preuß. Geſ. vom 20. Juni 1875 über die Ver: 
mögensverwaltung in kathol. Kirchengemeinden; Förſter⸗Eccius, 
reuß. Privatrecht Bd. IV 8 285 bei Anm. 5/7 und Zahl 5; 
Planc, Vorbem. 4 vor § 80 BGB.; RG. 78, 5 ff. 21) 
19, 259/60; Gr. 49, 387. W. M. w. kath. Pfarrgemeinde B., 
U. v. 24. Juni 16, 137/16 V. — Cöln. 


* 2. 8 123 BGB. Anfechtung eines Bürgſchaftsvertrages 
wegen argliſtiger Täuſchung, begangen durch den Vertreter einer 
juriſtiſchen Perſon, in deſſen Intereſſe die Mbernahme der Bürg⸗ 
ſchaft erfolgte, und der den Vertrag ſeinerſeits als Vertreter 
der juriſtiſchen Perſon nicht abgeſchloſſen hat.] 

Durch ſchriftliche Bürgſchaftserklärung vom 23. Februar 1914 
übernahm der Kläger der N. H. A.⸗G. Zweigniederlaſſung in V. 
gegenüber die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft in Höhe von 25000 & 
für alle Forderungen, die dieſer Gläubigerin gegen D. in V. — 
der ſelbſt Direktor dieſer Filiale der Bank war — aus der 
Geſchäftsverbindung mit dem letztgenannten zuſtehen würden. 
Der Bürgſchaftsvertrag wurde in der Art geſchloſſen, daß der 
Kläger dem D., der ihn um die Übernahme der Bürgſchaft er⸗ 
ſuchte, die von ihm in blanco unterſchriebene Urkunde einhändigte, 
damit dieſer ſie der Gläubigerin überliefere. Der Kläger be⸗ 
hauptet, daß er die Verpflichtung nur unter der ausdrücklich mit 
D. vereinbarten Bedingung eingegangen ſei, daß dieſer ihm 
Rückbürgſchaften zu ſeiner Sicherung beſorge und daß D. die 
Bürgſchaftsurkunde nicht ausfüllen und nicht aus den Händen 
a dürfe, bis dies geſchehen ſei. Dieſe Verpflichtungen habe 

. nicht erfüllt. D., für deſſen Handlungen als Vertreter der 
Beklagten dieſe einſtehen müſſe, habe ihn durch die argliſtige 
Täuſchung zur Abgabe ſeiner Unterſchrift verleitet, er könne, 
wenn er Bürgſchaften beſchafft habe, ſeine Stellung bei der 
Bank verbeſſern und doppeltes Gehalt bekommen, während er 
in Wirklichkeit durch leichtſinnige Kredite und gewagte Spekulationen 
ſich der Bank ſchadenserſatzpflichtig gemacht und, um ſich zu 
halten, die Bürgſchaft geſucht habe. Der Kläger hat deshalb 
auf Herausgabe der Bürgſchaftsurkunde und auf Feſtſtellung, 
daß die Beklagte daraus dem Kläger gegenüber keine Rechte herleiten 
könne, Klage erhoben. Das LG. hat die Klage abgewieſen, das 
OLG. auf die Berufung des Klägers die Beklagte nach dem Klage: 
antrage verurteilt. Die Beklagte hat ohne Erfolg Reviſion eingelegt. 
Aus den Gründen: Das BG. ſtellt feſt, daß der Kläger zur 
Eingehung des Bürgſchaftsvertrages, 97 Abgabe der Unter⸗ 
ſchrift unter der ihm von D. vorgelegten formularmäßigen 
Bürgſchaftserklärung durch argliſtige Täuſchung ſeitens des 
Hauptſchuldners D., der zugleich geſetzlicher Vertreter der Beklagten 
war, beſtimmt worden iſt, und daß er dieſe Verpflichtung nicht 
eingegangen ſein würde, wenn D. ihm nicht argliſtig die 
wiſſentlich falſchen Verſicherungen abgegeben haben würde. 
D. handelte bei der Erwirkung der Bürgſchaft des Klägers 
gewiß nach der einen Seite als der Schuldner der Beklagten, 
der, um ſich zu retten, ſeine Stellung bei der Bekagten ſich zu 
erhalten, nach einem Bürgen ſuchte, und er war andererſeits 
auch inſoweit Beauftragter und Bevollmächtigter des Klägers, 
der ihm die von ihm in blanco unterſchriebene Bürgfcharts- 
urkunde mit der Auflage aushändigte, für ihn die Urkunde 
auszufüllen und der Gläubigerin, der Beklagten, zu übermitteln, 
nachdem die Bedingungen, die er geſtellt, erfüllt ſein würden. 
Der Bürgſchaitsvertrag wurde durch die genehmigende Entgegen: 
nahme der Urkunde durch andere Vertreter der Beklagten zum 
Abſchluß gebracht. Das ſchließt jedoch nicht aus, daß nicht 
auch ſeine Eigenſchaft als geſetzlicher Vertreter der Beklagten 
bei dem Zuſtandekommen des Vertrages beteiligt war. Irrig 
it es. wenn die Reviſion auszuführen ſucht, D. erſcheine der 
Beklagten gegenüber ſowohl deshalb, weil er ihr Schuldner 
hinſichtlich der verbürgten Schuld war, wie, inſoweit er Be— 
vollmächtigter des Klägers war, als Vertragsgegner und er 
ſei für das Bürgſchaftsgeſchäft als geſetzlicher Vertreter der 
Beklagten ſchlechthin ausgeſchloſſen Das Bürgſchaftsgeſchäft 
hat mit dem Schuldverhältnis des D. zu der Beklagten nichts 


1) IM. 1912, 315. 
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weiter zu tun, als daß letzteres die Grundlage des im übrigen 
ſelbſtändigen Bürgſchaftsvertrages iſt. Vertragspartei des 
Bürgſchaftsvertrages war D., und nichts ſtand im Wege, daß 
er als geſetzlicher Vertreter der Beklagten den Bürgſchafts⸗ 
vertrag mit dem Kläger abſchloß; auch $ 181 BGB. hinderte 
das nicht [vgl. RG. 71, 2191.) Nur der Umſtand, daß der 
Kläger die Bedingung der Beſchaffung von Rückbürgſchaften 
ſtellte — deren Beſorgung naturgemäß in erſter Linie Sache des 
D. in ſeiner Eigenſchaft als Hauptſchuldner war — und dem D. 
das mit feiner Unterſchrift verſehene Bürgſchafts formular mit 
der Auflage übergab, es ſo lange unausgefüllt in ſeiner Hand 
zu behalten, bis der Bedingung genügt ſei, und es erſt dann 
auszufüllen und aus der Hand zu Sehen und an die Beklagte 
gelangen zu laſſen, hindert die Annahme, daß der Bürgſchafts⸗ 
vertrag ſchon durch die Empfangnahme der Urkunde ſeitens 
des D. zuſtande gekommen iſt. Nichts aber ſteht der Annahme 
im Wege, daß D. bei den Verhandlungen mit dem Kläger, die 
zum Abſchluſſe des Bürgſchaftsvertrages führten und bei denen 
er durch feine betrüglichen Täuſchungen den Kläger zur En 
gehung der Bürgſchaftsverbindlichkeit beſtimmte, als Ver 
der Beklagten gehandelt hat. Die feſtgeſtellten Tatſachen dt 
fertigen dieſe Annahme. Er handelte ſowohl in feinem eigen 
Intereſſe und in eigener Perſon als der Schuldner der zu ver 
bürgenden Forderung, wie auch im Intereſſe der Beklagten un 
als deren Vertreter, indem er der ihm ſeitens der Beklagte 
gemachten Auflage gemäß Bürgen für ſeine Schuld gegenüber 
der Beklagten ſuchte und mit dem dazu von ihm auserſehenen 
Kläger verhandelte; das Intereſſe des Schuldners und dasjenige 
der Gläubigerin am Zuſtandekommen des ee ee 
kreuzten ſich nicht, ſondern gingen nebeneinander; auch äußerlich 
hat D. ſeine Stellung als Vertreter der Beklagten dem Kläger 
gegenüber dadurch zum Ausdrucke gebracht, daß er ihm einen 
Formularvordruck der beklagten Bank zur Unterfertigung vor⸗ 
legte. Er hat, und zwar mit Wiſſen und Willen der 
Beklagten, das Bürgſchaftsgeſchäft vermittelt, und durch 
dieſe ſeine Tätigkeit iſt es zuſtande gekommen. Wenn er 
dabei ſich unlauterer und betrügeriſcher Mittel bediente, um 
den Kläger zur Eingehung der Bürgſchaftsverpflichtung zu 
bewegen, ſo muß die Beklagte ſich das argliſtige Verhalten 
ihres bösgläubigen Vertreters als ihre eigene unerlaubte 
Handlung entgegenſetzen laſſen. Wie im Falle RG. 81, 433 
gilt auch im vorliegenden, daß die Sache nicht weſentlich anders 
liegt, als wenn ein beim Abſchluſſe ſelbſt handelnder Vertreter 
den Vertragsgegner getäuſcht hätte, und daß der böſe Glaube 
des einen, wenn auch nur bei der Vorbereitung des Abſchluſſes 
des Vertrages mitwirkenden Vertreters den Vertretenen ſelbſt 
als bösgläubig erſcheinen laſſen muß. Zu demſelben Ergebnis 
würde die rechtliche Beurteilung des Klageanſpruchs und des 
ihm zugrunde liegenden Tatbeſtandes unter dem Geſichtspunkte 
der unerlaubten Handlung nach 88 31, 249, 826 ſowie 8 823 
Abi. 2 BGB in Verbindung mit § 263 StGB. führen. „In 
Ausführung der ihm zuſtehenden Verrichtungen“ hat D. als 
verfaſſungsmäßiger Vertreter der Beklagten durch eine uner⸗ 
laubte vorſätzliche Handlung dem Kläger einen Schaden damit 
zugefügt, daß dieſer eine Bürgſchartsverpflichtung einging, die 
er ohne die betrügeriſche Täuſchung ſeitens des D. nicht über⸗ 
nommen haben würde. Zu den dem Vertreter zuſtehenden 
Verrichtungen gehört jede Art rechtsgeſchäftlicher Tätigkeit, die 
vorbereitenden Verhandlungen ſowohl wie die Mitwirkung beim 
Vertragsſchluſſe. Es lag in D.'s Befugnis, mit dritten 
Perſonen über zwiſchen ihnen und der von ihm vertretenen 
Geſellſchaft abzuſchließende Rechtsgeſchäfte zu verhandeln. Durch 
den Burgſchaftsvertrag, der durch dieſe Verhandlungen des D. 
mit dem Kläger zuſtande gebracht wurde, ſollte die Beklagte 
berechtigt werden. Wenn D. bei den Verhandlungen, die dem 
formellen Vertragsſchluſſe durch andere Vertreter vorausgingen 
und zugrunde lagen, den Kläger argliſtig täuſchte und ſo durch 
eine unerlaubte Handlung ſchädigte, iſt die Beklagte zur Wider⸗ 
herſtellung des früheren Zuſtandes, zur Beſeitigung des Schadens, 
verpflichtet. Die Vertretung der Beklagten durch D. bei dem 
rechtsgeſchäftlichen Abſchluſſe des Vertrages ſelbſt iſt dazu nicht 


2) SW. 1909, 453; Neumann, Ripr. II 8 164. 
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nötig [vgl. SW. 1913, 5871, insbeſondere S. 589 bis 590]. 
N. H A.⸗G. w. W., U. v. 3. Juli 16, 121/16 IV. — Celle. [B.] 

3. § 133 BGB. Die Auslegungsvorſchrift des 8 133 
gilt nicht nur für rechtsgeſchäftliche Erklärungen, umfaßt viel⸗ 
mehr das geſamte Rechtsgebiet, findet daher auch Anwendung 
bei Auslegung von Pfändungsbeſchlüſſen des Vollſtreckungs⸗ 
richters J.) 

Die Witwe Laura A. in Altenvörde ſchuldete dem Kläger 
nach der vollſtreckbaren notariellen Schuldverſchreibung vom 
18. April 1913 100 000 & nebſt Zinſen. Der Kläger be⸗ 
antragte bei dem AG. Haspe am 9. Juni 1913 wegen ſeiner 
Forderung nebſt Zinſen „den Geſellſchaftsanteil der Schuldnerin 
an die Firma A., B. & Comp., G. m. b. H. in Milspe, in Höhe 
von 40 000 & nebſt Zinſen bzw. Gewinnanteilen für ihn zu 
pfänden und ihm zur Einziehung zu überweiſen. Am 12. Juni 
1913 erging ein Pfändungs- und Überweiſungsbeſchluß des 
AG. unter Benutzung des amtlichen Formulars, C. P. Nr. 53, 
der nach einer auf den Antrag des Klägers erfolgten Abänderung 
durch Streichung der unten bezeichneten Worte dahin lautete: 
„Nach der vollſtreckbaren Urkunde des Notars V. in Hagen i. W. 
vom 18. April 1913 ſteht der Gläubigerin gegen die Schuldnerin 
ein Anſpruch auf 100 000 & nebſt 6 Prozent Zinſen ſeit dem 
18. April 1913 zu. Wegen dieſes Anſpruchs (hier ſind die 
Worte: „in Höhe von 40 000 &“ geſtrichen) nebit........ 
Koſten wird der angebliche Geſchäftsanteil der Schuldnerin an 
die Firma A., B. & Comp. Milspe auf Höhe von 40 000 & 

epfändet. Die Firma darf an die Schuldnerin nicht mehr zahlen. 

ie Schuldnerin hat ſich jeder Verfügung über die Forderung, 
insbeſondere der e derſelben zu enthalten. Zugleich 
wird der Gläubigerin die bezeichnete Forderung auf Höhe des 
erwähnten Betrages zur Einziehung überwieſen. In dieſer 

aſſung ließ der Kläger den Veſchluß am 21. Juni 1913 der 

chuldnerin und der Geſellſchaft A. B. & Comp. zuſtellen. 
Auf den erneuten Antrag des Klägers vom 13. Mai 1914 
wurde der Beſchluß vom AG. Haspe an dem gleichen Tage 
dahin berichtigt: daß die Pfändung beſtehen bleibt, die Über: 
weiſung aber fortfällt. Den Berichtigungsbeſchluß ließ der 
Kläger der Witwe A. am 20. Mai 1914 zuſtellen. Im Ok⸗ 
tober 1914 erwirkte die Beklagte ebenfalls einen Pfändungs⸗ 
beſchluß in den Geſchäftsanteil der Witwe A. Auf den Antrag 
des Klägers ordnete das AG. Haspe die Verſteigerung des 
Geſchäftsanteils durch ein Bankhaus in Elberfeld an. Die 
Verſteigerung erbrachte einen Erlös von 89000 . Der 
Kläger hat hiervon 40 000 & erhalten, 49 000 & ſind vom 
Bankhaus nicht ausgezahlt, weil die Beklagte ſie beanſprucht. 
Sie erachtet den Geſchaftsanteil nur in Höhe von 40 000 & 
für zugunſten des Klagers gepfändet. Der Kläger verlangt die 
Verurteilung der Beklagten zur Einwilligung in die Herausgabe 
der 49 000 & nebſt Zinſen an ihn. Die Beklagte hat Ab⸗ 
weiſung der Klage beantragt. Nach dieſem Antrage haben das 
LG. und das OLG. erkannt. Das RG. hat dagegen der 
Klage entſprochen. Gründe: Die Entſcheidung des Rechts⸗ 

eits hängt davon ab, welche Auslegung dem im vorſtehenden 

albeſtande wörtlich ausgeführten Pfändungsbeſchluſſe des AG. 
Hae pe vom 12. Juni 1913 zu geben iſt. Sit der Pfändungs⸗ 
beſchluß mit den Vorinſtanzen dahin auszulegen, daß der 
Geſchäftsanteil der Witwe A. nur in Höhe von 40 000 & 


Zu 3. Die Anwendung der freien Auslegung, wie ſie in 
8 133 HGB. für Rechtsgeſchäfte vorgeſchrieben iſt, auf richterliche 
Verfügungen entſpricht der allgemeinen Auffaſſung und iſt nicht zu 
beanſtanden. Bedenklich iſt es aber, daß das RG. bei der Auslegung 
des Pfändungsbeſchluſſes auch die Verhandlungen berückſichtigt, die 
ſich zwiſchen dem Pfändungsgläubiger und dem Gericht abgeſpielt 
haben. Der Pfändungsbeſchluß wird nach § 829 Abſ. 3 3] O. erft 
mit der Zuſtellung an den Schuldner wirkſam. Er iſt daher ebenſo 
zu behandeln wie eine empfangsbedürftige rechtsgeſchäftliche Erklärung, 
und dürfte daher die Berückſichtigung ſolcher Tatumſtände unzuläſſig 
ſein, die dem Empfänger nicht erkennbar waren. Inſofern iſt nicht 
nur 8 133, ſondern auch § 157 auf Pfändungsbeſchlüſſe analog ans 
wendbar. In dem gegebenen Falle rechtfertigt ſich die Auffaſſung 
des RG. durch den Inhalt und namentlich die Gedankenfolge des 
Beſchluſſes, auch wenn man von der Vorgeſchichte abſieht. 

Profeſſor Dr. v. Heck, Tübingen. 
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für den Kläger gepfändet iſt, ſo ſteht ſeinem Anſpruche auf den 
erlöſten und hinterlegten Mehrbetrag von 49 000 & nebſt 
Zinſen die von der Beklagten auf den gleichen Geſchäftsanteil 
ausgebrachte Pfändung entgegen. Iſt dagegen für den Kläger 
der ganze Geſchäftsanteil der Witwe A. gepfändet, fo geht 
feine Pfändung der zeitlich ſpateren Prändung der Beklagten 
vor und die Klage iſt begründet. Prändungebeſchlüſſe find 
Willensakte des Vollſtreckungerichters, und bei ihrer Ausleaung 
iſt nach S 133 BGB., deſſen Beſtimmung nicht auf eigentliche 
rechtsgeſchäftliche Erklärungen beſchränkt iſt, ſondern das ganze 
Rechtsgebiet umfaßt, der wirkliche Wille des Vollſtreckungs⸗ 
richters zu erforſchen und nicht am buchſtäblichen Sinne des 
Ausdrucks zu haften. Über Ungenauigkeiten in der Ausdrucks— 
weiſe iſt hinwegzuſeben und ihnen keine entſcheidende Bedeutung 
einzuräumen, wenn der Beſchluß nur im übrigen erkennen läßt, 
in welchem Umfange und in welchem Sinne der Richter Voll⸗ 
ſtreckungshandlungen angeordnet hat. Solche Beſchluſſe des 
Vollſtreckungsgerichts find auch nicht für ſich allein zu prüfen, 
ſondern es ſind bei ihrer Auslegung die ihnen vorangegangenen, 
ſie begleitenden, für ihren Sinn erheblichen Umſtände mit in 
Betracht zu ziehen. Dieſe Geſichtspunkte find in der Recht⸗ 
ſprechung des RG. aufgeſtellt. Bei der von ihnen ausgehenden 
Nachprüfung hat die angefochtene Entſcheidung nicht ar 
erhalten werden können. Die Rüge der Reviſion iſt fur be⸗ 
rechtigt erachtet, daß das BG., indem es den Geſchäftsanteil 
der Schuldnerin in dem ſtreitigen Beſchluſſe für den Kläger 
nur in Höhe von 40 000 & für gepfändet anſieht, der buch⸗ 
ftäblihen Ausdrucksweiſe des Beſchluſſes eine ihr nicht zu⸗ 
kommende Bedeutung einräumt und damit § 133 BGB. ver⸗ 
letzt. Der Kläger, dem gegen die Witwe A. eine vollſtreckbare 
Forderung von 100 000 & nebſt Zinſen zuſtand, hat, wie 
dies auch das BG. als zmerfellos 1 ARs mit ſeinem 
Antrage vom 9. Juni 1913 zur Deckung ſeines Anſpruchs 
die Pfändung des ganzen, von ihm als Geſellſchafts⸗ 
anteil bezeichneten Geſchäftsanteils ſeiner Schuldnerin an 
der G. m. b. H., Firma A., B. & Comp. beabſichrigt. Die 
im vorſtehenden Tatbeſtande wiedergegebenen Worte des 
Antrages „in Höhe von 40 000 & ſind anſcheinend vom 
Vollſtreckungsrichter mißverſtanden, denn er pfändete nach der 
urſprunglichen Faſſung des Beſchluſſes nicht wegen 100 000 &, 
ſondern wegen eines Anſpruchs in Höhe von 40000 &. Dieſe 
Abweichung von ſeinem Antrage erkannte der Kläger aus dem 
ihm zugegangenen Beſchluſſe. Er ſchreibt in ſeiner Eingabe 
vom 18. Juni 1913, daß der Nennwert des Geſchäftsanteils 
der Schuldnerin zwar 40000 & ſei, dieſer ſolle jedoch einen 
höheren Veräußerungswert haben. Deshalb bitte er die Worte 
„Wegen dieſes Anſpruchs in Höhe von 40000 A” N zu 
ändern, daß fie nur lauten „Wegen dieſes Anſpruchs“. Dieſem 
Antrage hat der Vollſtreckungsrichter ſtattgegeben und in der 
neuen Faſſung, in der die Worte „in Höhe von 40000 &“ 
geſtrichen ſind, iſt der Beſchluß zugeſtellt. Eine weitere 
Anderung iſt nicht vorgenommen. Der entſcheidende Satz des 
Beſchluſſes lautet jetzt: Wegen dieſes Anſpruchs (d. h. nun 
wegen 100000 & nebſt Zinſen, und der .... Koſten wird 
der angebliche Geſchäftsanteil der Schuldnerin an die G. m. b. H. 
. . . auf Höhe von 40000 & gepfandet. Es iſt zuzugeben, 
daß, wenn dieſer Satz des Beſchluſſes für ſich allein betrachtet 
und ferner in Erwägung gezogen wird, daß in dem verwendeten 
Beſchlußformular bei dem Vordrucke „auf Höhe“ die Einrückung 
des Betrages der gepfändeten Forderung vorgeſehen iſt, die 
Auslegung des BG. zutreffend erſcheinen kann. Beim näheren 
Eingehen auf die Sache ergibt ſich aber doch, daß dieſe Aus⸗ 
legung den maßgebenden Worten „auf Höhe von 40000 &“ 
eine zu buchſtäbliche und deshalb nicht haltbare Auslegung 
gibt. Gewiß iſt es richtig, daß die Auslegung hier nicht eine 
Willenserganzung ſein darf und daß bei der Auslegung des 
Beſchluſſes das, was der Vollſtreckungsrichter ſich beim Erlaſſen 
des Beſchluſſes gedacht hat, nur inſoweit in Frage kommen 
darf, als es im Beſchluſſe auch tatſachlich zum Ausdrucke ge: 
langt iſt. Aber auch unter voller Berüdjichtigung dieſer beiden 
Geſichtspunkte iſt der Beſchluß im Sinne des Klagers zu deuten. 
Es kommt zunächſt in Betracht, daß, wie das BG. auch annimmt, 
der Beſchluß in beiden Faſſungen unzweideutig die Pfändung 
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des Geſchäftsanteils der Schuldnerin zum Ausdruck bringt. Es 
mag zutreffend ſein, daß der Vollſtreckungsrichter ſich bei dem 
Erlaſſen des Beſchluſſes über die rechtliche Natur des Geſchäfts⸗ 
anteils nicht klar geweſen, daß von ihm nicht bedacht iſt, daß 
es ſich dabei nicht um eine Forderung an die Geſellſchaft handelt, 
und daß er deshalb von einer der Rechtslage entſprechenden 
weitergehenden Abänderung des Vordrucks des verwendeten 
Formulars abgeſehen hat. Beſtehen bleibt, daß der Geſchäfts— 
anteil als ſolcher gepfändet iſt, nach der erſten Faſſung wegen 
einer Forderung von 40000 &, nach der zweiten wegen des 
ganzen klägeriſchen Anſpruchs. Der abgeänderte Beſchluß hat, 
dem Antrage des Klägers entſprechend, ihm mehr Rechte ver⸗ 
leihen ſollen als es der Beſchluß in ſeiner urſprünglichen 
Faſſung tat. Der Kläger führte aus, daß er, weil der Geſchäfts⸗ 
anteil höher als ſein Nennbetrag lautet, zu bewerten ſein ſolle, 
aus dieſem Befriedigung nicht nur in Höhe von 40000 #, 
ſondern wegen ſeines ganzen Anſpruchs ſuche. Dazu hat ihm 
der Richter durch die mehrfach erwähnte Streichung verhelfen 
wollen. Seine Abſicht kann, weil er auf den Antrag des 
Klägers eingegangen iſt, nicht dahin gegangen ſein, einerſeits 
die Teilpfändung in Wegfall zu bringen, andererſeits dem Kläger 
wegen ſeiner Forderung von 100000 4 aber doch nur ein 
Pfandrecht an dem Geſchäftsanteil in Höhe von 40000 & zu 
gewähren. Denn dann wäre die Rechtslage des Klägers, die 
der Richter doch beſſern wollte, die gleiche geblieben. Der 
Vollſtreckungsrichter kann vielmehr nach Lage der Sache, indem 
er den angeblich wertvolleren Geſchäftsanteil nunmehr wegen 
einer ſeinen Nennbetrag überſteigenden Forderung des Klägers 
pfändete, nur gewollt haben, daß der Geſchäftsanteil dem 
Kläger zur vollen Befriedigung, ſoweit eine ſolche aus ihm zu 
erzielen ſei, dienen ſolle. Das BG. glaubt zu dem Schluſſe, 
daß ein ſolcher Wille des Vollſtreckungsrichters in dem Beſchluſſe 
zum Ausdruck gekommen iſt, nicht gelangen zu können, weil die 
Worte „auf Höhe von 40000 &“ ſprachlich die Deutung 
nicht zuließen, daß der Geſchäftsanteil in einem höheren Betrage 
als 40000 & für den Kläger gepfändet ſei. Dabei begeht 
das BG., indem es das Wort auf betont, und aus dem Ge— 
brauche dieſes Wortes dem Kläger ungünſtige Folgerungen 
herleitet, den von der Reviſion gerügten Auslegungsverſtoß, 
die Anklammerung an den Wortlaut. Es iſt in Betracht zu 
ziehen, daß der Richter ein an ſich nicht paſſendes Formular 
1 hat, in welchem ſich das Wort „auf“ als Vordruck befand. 
Die Annahme, daß er ſich dem Zwange des Formulars gefügt 
und deshalb das vorgedruckte Wort hat ſtehen laſſen, liegt 
ſehr nahe. Es iſt das eine Ungenauigkeit des Beſchluſſes, der 
aber die Bedeutung nicht beizumeſſen iſt, die ihr das BG. 
einräumt und aus der ſich die Folgerung nicht rechtfertigt, daß 
der Richter den Geſchäftsanteil damit nach ſeinem Nennbetrage 
[S 14 des Geſetzes, betreffend die Geſellſchaften m. b. H.] nicht 
habe 1 wollen und nicht bezeichnet habe. Das BG. 
geht ſelbſt davon aus, daß die Pfändung den ganzen 
Geſchäftsanteil habe ergreifen ſollen, für die Annahme, daß 
der Geſchäftsanteil habe geteilt und nur ein Teil habe gepfändet 
werden ſollen, fehlt es auch an jeglichem Anhalt. Nun iſt es 
ja richtig, daß auch an einem ungeteilten Geſchäftsanteil 
Vegi und auch im Wege der Zwangsvollſtreckung ein 
Pfandrecht in Höhe eines beſtimmten Betrages erworben werden 
kann. Aber dagegen, daß der Pfändungsbeſchluß hier den 
Geſchäftsanteil nur in Höhe von 40 000 & hat pfänden ſollen, 
ſprechen alle bisher erörterten Umſtände. Das iſt auch nicht 
aus der im Beſchluſſe urſprünglich ausgeſprochenen, unzuläſſigen 
Überweifung zu folgern. Wenn der Vollſtreckungsrichter den 
Geſchäftsanteil als Forderung an die G. m. b. H. anſah, erklärt 
ſich damit auch die ÜUberweiſung auf Höhe des gleichen Betrages 
zur Einziehung. Das BG. will ſchon, wenn in dem Beſchluſſe 
ſtatt der Worte auf Höhe in Höhe ſtände, damit den Nenn⸗ 
betrag des Geſchäftsanteils als bezeichnet anſehen. Der 
ungenaue Gebrauch des Wortes auf iſt vorſtehend erklärt, 
und das Reviſionsgericht kann, da weitere tatſächliche Er- 
örterungen nicht erforderlich ſind und die Sache zur End— 
entſcheidung reif iſt, ausſprechen, daß nach dem vorſtehend 
Erörterten der Vollſtreckungsrichter in dem Pfändungsbeſchluſſe 
zum Ausdruck hat bringen wollen und auch zum Ausdrucke 
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gebracht hat, daß er den durch die Worte auf Höhe von 
10 000 & nach feinem Nennbetrage bezeichneten g 

Geſchäftsanteil der Schuldnerin für den Kläger wegen deſſen 
Forderung von 100 000 & nebſt Zinſen und Koſten pfände. 
Bei dieſer Auslegung iſt, wie ſchon ausgeführt iſt, der Anſpruch 
des Klägers begründet, das Reviſionsgericht konnte in der 
Sache ſelbſt entſcheiden [S 565 Abſ. 3 Nr. I ZPO.), und es 
war hiernach unter Aufhebung des angefochtenen Urteils und 
Abänderung der vom LG. erlaſſenen Entſcheidung, wie geſchehen, 
nach dem Klageantrage zu erkennen. Barmer Bankverein H., 
F. & Co. w. M., U. v. 9. Mai 16, 64/16 VII. — Hamm. (L.] 


4. § 276 BGB. Über den Umfang der von einem 
Lehrer bei Zurechtweiſungen der Schüler zu beobachtenden 
Sorgfalt.] 

Der 1 hat ſich am 9. September 1911 als Schüler 
der 29. Bezirksſchule in L. in einer vom Beklagten als Lebrer 
abgehaltenen Zeichenſtunde eine metallene Tuſchfeder in das 
rechte Auge geſtoßen und dieſes dadurch verloren. Für den 
ihm dadurch entſtandenen Schaden macht er den Beklagten ver⸗ 
antwortlich, weil dieſer ihn ohne Grund und Befugnis mit de 
Hand auf den Kopf geſchlagen habe und er infolgedeſſen m 
dem Kopfe herunter auf die Feder gefahren ſei. Das LG. kt 
die Klage abgewieſen. Das BG. hat die Entſcheidung von 
einem Eide des Beklagten darüber abhängig gemacht, daß er, 
als er am 9. September 1911 eine Handbewegung in der 
Nähe des Kopfes des Klägers gemacht, nicht geſehen habe, daß 
dieſer die Tuſchfeder aufwärts nach ſeinem Kopfe zu gerichtet 
gehalten habe. Die Reviſion des Klägers iſt zurückgewieſen. 
Gründe: Nach der Feſtſtellung des BG. hat der Beklagte 
eine leichte Handbewegung in der Richtung nach dem Kopfe 
des Klägers hin gemacht, um durch einen aufmunternden Klaps 
die Aufmerkſamkeit des Klägers zu erregen; die Handbewegung 
hat jedoch nicht eine ſolche Stärke gehabt, daß von einem 
Schlage geſprochen werden könnte. Ob der Beklagte den Kopf 
des Klägers vor deſſen Verletzung durch die Tuſchfeder getroffen 
bat oder ob der Kläger ſchon vorher ausgewichen iſt, hat das 
BG. dahingeſtellt gelaſſen. Es hat aber verneint, daß Be⸗ 
klagter den Kläger gezüchtigt habe oder ihn habe güchtigen 
wollen, weil 19 8 Begriffe der Züchtigung ein Schlag von 
irgend beträchtlicher Stärke gehöre, der wirklichen Schmerz zu 
erregen geeignet ſei. Endlich nimmt das BG. mit Rückſicht 
auf die geringe Heftigkeit der Bewegung des Beklagten nicht 
an, daß er etwa, ohne eigentlich zu züchtigen, einem Gefühle 
des nur in unſtatthafter Weiſe nachgegeben habe. Wenn 


das BG. auf Grund dieſer Feſtſtellungen annimmt, eine un 
erlaubte Handlung falle dem Beklagten nur dann zur Laſt, 
wenn er vor Ausführung der Handbewegung in der Nähe des 


Kopfes des Klägers geſehen habe, daß Kläger die Tuſchfeder 
aufwärts nach ſeinem Kopfe zu gerichtet halte, ſo iſt das nicht 
rechtsirrtümlich. Es hieße das Maß der im Verkehr erforder⸗ 
lichen Vorſicht überſpannen, wollte man verlangen, daß Be⸗ 
klagter, ehe er die harmloſe Handbewegung machte, ſich davon 
überzeugte, daß Kläger nicht etwa die Tuſchfeder aufwärts nach 
ſeinem Kopfe zu gerichtet hielt, zumal da er wiederholt den 
Schülern verboten hatte, die Tuſchfeder ſteil nach aufwärts zu 
halten. Ein Verſtoß gegen die im Verkehr erforderliche Sorg⸗ 
falt lag insbeſondere auch nicht darin, daß der Beklagte ſich 
die üble Angewohnheit des Klägers, bei Zurechtweiſungen und 
ähnlichen Anläſſen den Kopf nach vorn zu werfen, nicht ver⸗ 
gegenwärtigte, da ihm billigerweiſe nicht angeſonnen werden 
kann, während des Unterrichts einer großen Anzahl von 
Schülern an jede übele Angewohnheit jedes einzelnen Schülers 
jederzeit zu denken. K. w. W., U. v. 10. Juli 16, 180/16 III. 
— Dresden. [L.] 


5. § 276 BGB. Umfang der Pflicht des Rechtsanwalts 
zur Beratung des Auftraggebers, wenn bei Übernahme eines 
Geſchäfts unter Ausschluß der Paſſiva die Beachtung des 8 25 
HGB. in Frage ſteht.] 

Die offene Handelsgeſellſchaft Aug. O. in Magdeburg 
kaufte durch Vertrag vom 30. Juni 1911 das Holz und Koblen: 
geſchäft der offenen Handelsgeſellſchaft L. und S. in Chemnitz 
unter Ausſchließung des Übergangs der Geſchäftsſchulden und 
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unter der Vereinbarung, daß der Käuſerin das Recht zum 
Weitergebrauch der Firma zuſtehe. Die Käuferin begann, das 
Geſchaft, wie es im Vertrage in Ausſicht genommen war, fo: 
gleich nach dem gauſabſchluſſe und, noch ehe dem 8 25 Abſ. 2 
HGB. genügt war, unter der alten Firma weiterzubetreiben. 
Sie iſt deshalb von einem Gläubiger ihrer Rechtsvorgängerin 
auf Bezahlung ſeines Guthabens mit Erfolg in Anſpruch ge⸗ 
nommen worden und will auch zum Zwecke der Befriedigung 
anderer Gläubiger Opfer gebracht haben. Wegen eines Teiles 
des ihr hierdurch verurſachten Schadens fordert der Kläger, 
welcher das Geſchäft der Firma Aug. O. im Jahre 1913 zur 
Fortführung auf alleinige Rechnung übernommen hat, vom 
Beklagten Erſatz. Unter deſſen Mitwirkung iſt am 30. Juni 
1911 der bezeichnete Vertrag zwiſchen dem Kläger und den 
Teilhabern der veräußernden Firma beſprochen worden, und er 
hat das Abkommen alsdann in ſeiner Eigenſchaft als Notar 
beurkundet. Der Kläger wirft ihm vor, daß er ihn nicht auf 
die Vorſchrift des S 25 Abſ. 2 HGB. hingewieſen und die ſpäte 
Einreichung des Antrags auf Eintragung des Haftungsaus⸗ 
ſchluſſes im Handelsregiſter verſchuldet habe. Das LG. hat die 
Entſcheidung von einem richterlichen Eide des Beklagten über 
die Behauptung abhängig gemacht, daß er den Kläger bei der 
Beſprechung des Vertrags am 30. Juni 1911 über den Inhalt 
des 8 25 HGB. belehrt und ihn auf die Gefahren des ſofortigen 
Weiterbetriebs unter der bisherigen Firma aufmerkſam gemacht 
habe. Das OLG. hat auf die Berufung des Klägers den Eid 
auf die Behauptung erſtreckt, der Beklagte habe den Kläger bei der 
erwähnten Gelegenheit insbeſondere auch darauf hingewieſen, daß 
ſämtliche Gläubiger der Firma L. und S. von dem Ausſchluß der 
Mitübernahme der Geſchäftsſchulden ſofort benachrichtigt werden 
müßten. Die Reviſion des Klägers iſt zurückgewieſen. Gründe: 
Der Beklagte wurde von der offenen Handelsgeſellſchaft Aug. O. 
nicht nur als Notar, ſondern auch als Rechtsbeiſtand in An⸗ 
ſpruch genommen. Als ſolchem lag ihm, wie er ſelbſt nicht ver⸗ 
kennt, die Verpflichtung zur ſorgſamen Beratung ſeiner Auftrag⸗ 
geberin darüber ob, welchen Weg dieſe einzuſchlagen hatte, um 
angeſichts des beabſichtigten ſofortigen Weiterbetriebs des er⸗ 
worbenen Geſchäfts unter der bisherigen Firma die vereinbarte 
Ausſchließung der Schuldenübernahme nach außen wirkſam zu 
machen. Von den beiden Mitteln, welche das HGB. dem Cr: 
werber in § 25 Abſ. 2 für dieſen Zweck zur Verfügung ſtellt, 
war das eine, die Benachrichtigung der Gläubiger von der Ver⸗ 
einbarung, unter den vorliegenden Umſtänden nicht ohne Gefahr 
anwendbar. Die Mitteilung bedurfte, weil die Inhaber der 
Firma Aug. O. den Geſchäftsbetrieb ſofort beginnen wollten, 
beſonderer Beſchleunigung. Bei der gebotenen Eile lag die 
Möglichkeit nahe, daß der eine oder andere Gläubiger überſehen 
oder von der Anzeige nicht rechtzeitig im Sinne der Vorſchrift 
erreicht wurde. Die größere Gewähr für die Herbeiführung 
des anzuſtrebenden Erfolgs bot der Antrag auf die Eintragung 
des Haftungsausſchluſſes im Handelsregiſter und die nachfolgende 
Bekanntmachung. Die Verlautbarung und Bekanntgebung mußten 
zwar dem Beginne der Fortführung des Geſchäfts unverzüglich 
nachfolgen [RG. 75, 1405) und der Antrag hierauf war deshalb 
ohne Zögern zu ſtellen. Einem derartigen Vorgehen ſtand in— 
deſſen kein Hindernis von Bedeutung entgegen. Der Beklagte 
irrte, wenn er glaubte, daß es zur wirkſamen Antragſtellung 
beim Regiſtergericht der Einreichung einer notariellen Ausfertigun 
des Kaufvertrags bedürfe, an deren Erteilung er ſich aus ſtempel⸗ 
rechtlichen Rückſichten zur Zeit behindert ſah. Als Eintragungs— 
unterlags reichte eine öffentlich beglaubigte Urkunde aus, in der 
die Beteiligten neben dem Wechſel der Firmeninhaber den 
Haftungsausſchluß zum Handelsregiſter anmeldeten. Die offene 
Handelsgeſellſchaft Aug. O. durfte allerdings nur eine Firma 
führen [S 105 HGB., WarnRſpr. 1916 Nr. 81 S. 128] und 
der Antrag unterlag deshalb der Gefahr der Zurückweiſung, 
wenn die Geſellſchaft ſich als die Erwerberin des Geſchäfts 
bezeichnete und erklärte, daß ſie es unter der Firma L. und S. 
fortführen wolle. Dieſe Schwierigkeit ließ ſich jedoch vermeiden, 
wenn als Erwerber ſtatt der offenen Handelsgeſellſchaft Aug. O. 
deren beide Teilhaber auftraten, denen es freiſtand, mehrere 
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oſſene Handelsgeſellſchaften zum Betrieb verſchiedener Geſchaſte 
zu gründen [ROH G. 24, 156; RG. 16, 16; 32, 34]. Alles 
dies ſind Erwägungen, die dem Beklagten bei ſorgfältiger Über— 
legung nicht verſchloſſen bleiben konnten. Als Rechtsbeiſtand 
der Firma Aug. O. war er verpflichtet, ſeine Auftraggeberin 
in dieſen Richtungen zu belehren und dem mit ihm verhandelnden 
Kläger neben der Anzeige des Haftungsausſchluſſes an die 
Gläubiger die auf dem dargelegten Wege obne Zeitverſäumnis 
erreichbare Eintragung im Regiſter zu empfeblen. Im Erfolge 
war die Empfehlung lediglich dadurch bedingt, daß die Inhaber 
der Firma Aug. O. auf den Vorſchlag, ohne Rückſicht auf ihr 
ſchon beſtehendes Geſellſchaftsverhältnis als Erwerber des Ge— 
ſchäfts aufzutreten, eingingen und daß der Mitgeſellſchafter des 
Klägers zum Zwecke unverzüglicher Herſtellung der von ihm 
mitzuvollziehenden beglaubigten Anmeldung zum Regiſter binnen 
kürzeſter Friſt — wie es der Kläger behauptet — nach Chemnitz 
herbeigeruien werden konnte. Werden dieſe beiden Voraus— 
ſetzungen als gegeben unterſtellt, ſo iſt der Beklagte dadurch, 
daß er dem Kläger nicht die vorbezeichnete Beratung zuteil 
werden ließ, an ſich haftbar geworden. Die Meinung des BG., 
daß er ſchon durch die den Gegenſtand des richterlichen Eides 
bildenden Hinweiſe ſeiner Vertragspflicht genügt habe, erweiſt 
ſich als zu eng und wird von der Reviſion mit Recht beanſtandet. 
Zur Aufhebung des Urteils lag trotzdem keine Veranlaſſung vor. 
Wenn jene beiden Vorausſetzungen erfüllt ſind, ſo iſt zwar eine 
für den eingeklagten Schaden urſächliche Vertragsverletzung des 
Beklagten erwieſen. Sie führt aber nur, wenn der Beklagte 
den ihm auferlegten Eid verweigert, er alſo dem Kläger auch 
nicht einmal die dabei in Frage ſtehende Beratung hat an— 
gedeihen laſſen, endgültig zu feiner Haftung. Wird dagegen die 
vom Beklagten eidlich zu erhärtende Belehrung durch die Ab— 
leiſtung des Eides bewieſen, ſo haben ſich die Inhaber der Firma 
Aug. O. durch den ſofortigen Weiterbetrieb des Geſchäfts unter 
der alten Firma eines überaus großen Leichtſinns ſchuldig gemacht. 
Sie mußten, wenn die vom Beklagten als unerläßlich bezeichnete 
Mitteilung an die Gläubiger, wie der Kläger behauptet, wegen 
des Zuſtands der Geſchäftsbücher undurchführbar war, von der 
Fortführung des Geſchäfts bis zur Verlautbarung und Bekannt⸗ 
machung des Haſtungsausſchluſſes Abſtand nehmen. Nach der 
Belehrung konnten und durften ſie nicht annehmen, daß die 
Eintragung trotz des Aufſchubs, den fie durch die — vom Be: 
klagten aus ſtempelrechtlichen Gründen für nötig erachtete — 
Inventuraufnahme erfuhr, noch rechtzeitig erfolgen würde, um 
bei ſofortigem Geſchäftsbeginn den Ausſchluß der Haftung gegen— 
über den Gläubigern wirkſam zu machen. Wenn ſie trotzdem 
zum ſofortigen Weiterbetrieb des Geſchäfts ſchritten, ſo war dies 
eine jo grobe Fahrläſſigkeit, daß die Vertragsverletzung des Be: 
klagten an urſächlicher Bedeutung für den Schaden und nach 
dem Grade der Schuld völlig dahinter zurücktritt S 254 BGB. 
Im Ergebnis iſt es demnach rechtlich zutreffend, wenn das BG. 
die Entſcheidung von dem richterlichen Eide des Beklagten über 
die von ihm behauptete Beratung des Klägers abhängig gemacht 
hat. O. w. S., U. v. 4. Juli 16, 12/16 III — Dresden. [L.] 

6. 5 403 BGB. Kann die öffentlich beglaubigte Urkunde 
über die Abtretung erſetzt werden durch ein Verſäumnisurteil, 
in dem auf Antrag des angeblichen Zeſſionars gegen den 
Zedenten feſtgeſtellt wird, daß die Abtretung erfolgt iſt?] 

Der Kläger hat die Beklagte auf Rückzahlung eines ihr 
im Juni 1912 gewährten Darlehns von 10 000 & verklagt. 
Das LG. hat ſe antraggemäß verurteilt. Die Beklagte hat 
Berufung ergriffen und behauptet, der Kläger habe nach Er⸗ 
hebung der Klage Ende 1912 die Forderung an eine Frau W. 
abgetreten. Den hierüber zugeſchobenen Eid hat der Kläger 
verweigert, jedoch geltend gemacht, daß Frau W. am 28. Mai 
1913 ihm die Forderung zurückubertragen habe. Die hierfür 
benannte Zeugin Frau W. konnte nicht aufgefunden werden, 
worauf Kläger gemäß 8 356 ZPO. mit dieſem Beweismittel 
ausgeſchloſſen und durch Verſäumnisurteil die Klage abgewieſen 
wurde. Auf den Einſpruch des Klägers hat das OLG. das 
Verſäumnisurteil aufrechterhalten. Die Reviſion des Klägers 
iſt zurückgewieſen. Gründe: In der Einſpruchsverbandlung 
5 der Kläger ein von ihm gegen Frau W., unbekannten 
Aufenthalts, erwirktes rechtskräftiges Verſäumnisurteil des LG. 
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Hamburg vom 2. Juni 1915 vorgelegt, wodurch gegen fie feſt⸗ 
gen ift, daß ihr aus der Zeſſion der ftreitigen Forderung 
ine Rechte mehr zuſtehen, dieſe Forderung vielmehr von ihr 
an den Kläger „„ und er allein zur Geltend⸗ 
machung aller Rechte aus der Forderung gegen die heutige 
Beklagte berechtigt ſei. Das BG. hat dieſem Urteil, weil es 
nicht zwiſchen den Parteien des gegenwärtigen Rechtsſtreits 
ergangen ſei und gegen die Beklagte keine Rechtskraft erzeuge, 
die Beachtung verſagt und die Klage „unter Anwendung des 
5 265 Abſ. 3 ZPO.” abgewieſen. Die Reviſion wendet ein, 
es handle ſich nicht darum, ob die Verurteilung der Frau W. 
hier Rechtskraft ſchaffe, ſendern ob eine Legitimation für den 
Kläger hergeſtellt ſei. Er hätte gemäß 8 403 BGB. von der 
W. ſich eine öffentlich beglaubigte Urkunde über die Abtretung 
ausſtellen laſſen können und damit ſeine Legitimation einwand⸗ 
frei dargetan. Das rechtskräftige Urteil müſſe dieſelbe Wirkung 
haben; es ſei ſo gut eine öffentliche Urkunde wie der 
Beglaubigungsvermerk. Der Rüge kann keine Folge gegeben 
werden. Der Kläger hatte zu beweiſen, daß Frau W. ihm 
die Forderung wieder abgetreten habe. Das BG. will nur 
Pars daß das Verſäumnisurteil, weil dadurch zwiſchen den 
rteien nicht feſtſtehe, daß die Rückübertragung erfolgt ſei, 
dieſen Beweis nicht herſtelle. Daß Kläger nach § 403 BGB. 
ſich eine öffentlich beglaubigte Urkunde über die Abtretung hätte 
ausſtellen laſſen und daß bei Vorlegung dieſer Urkunde an die 
Beklagte dieſe ungefährdet an den Kläger hätte zahlen können 
— 8 409 BGB. —, iſt unerheblich. Denn er hat ſich eine 
olche Urkunde nicht verſchafft. Es fragt ſich nur, ob das 
erſäumnisurteil ſie erſetzt. Durch dieſes Urteil wird gemäß 
8 417 ZPO. nichts bewieſen, als daß es mit dem darin ans 
gegebenen Inhalt ergangen iſt. Für die hier ſtreitige Tatſache 
beſigt es alſo keine formelle Beweiskraft. Dann durfte aber 
das BG. nach freier Überzeugung entſcheiden, welchen Beweis⸗ 
wert es dem Urteil zuerkennen wollte. Frau W. iſt nach dem 
Vortrag des Reviſionsklägers öffentlich geladen, das Verſäumnis⸗ 
urteil iſt öffentlich zugeſtellt worden. Ohne Rechtsverſtoß ver⸗ 
ſagt das BG. einem unter ſolchen Umſtänden zuſtande gekommenen 
Urteil die gleiche Beweiskraft wie einer öffentlich beglaubigten 
Urkunde, laut welcher der Ausſteller erklärt hat, daß er die 
Forderung an den neuen Gläubiger abgetreten habe. Rechts⸗ 
irrig hat das BG. unter Anwendung des § 265 Abſ. 3 ZPO. 
die Klage abgewieſen. Dieſe Vorſchrift greift hier nicht Platz. 
Denn nach 8 325 ZPO. würde [nach Zurückweiſung des Ein⸗ 
wands der Zurüdübertragung] das zwiſchen den Parteien er⸗ 
angene Urteil auch für die Rechtsnachfolgerin des Klägers, 
au W., gewirkt haben. Ein Fall des § 325 Abſ. 2 oder 
Abſ. 3 liegt nicht vor. Die Klage mußte indes abgewieſen 
werden, weil, wie das RG. in ſtändiger Rechtſprechung erkannt 
hat, die Abtretung des rechtshängig gewordenen Anſpruchs nur 
in rein prozeſſualer Beziehung keinen Einfluß auf den Lauf des 
Rechtsſtreits hat, die materielle Rechtsfolge der Abtretung 
jedoch: daß nunmehr Frau W. forderungsberechtigt wurde, 
ungehindert eingetreten iſt, der Kläger aber dennoch den Antrag, 
an ihn und nicht an Frau W. zu zahlen, aufrechterhalten hat. 
[Vgl. die Nachweiſe bei Sydow und Buſch § 265 A. 5.] 
B. w. A., U. v. 6. Juli 16, 178/16 VI. — Hamburg. (L.] 
7. 5833 BGB. Aber die Pflichten eines Fuhrunter⸗ 
nehmers im Großſtadtverkehr.] 

Die Beklagte beſorgt für die Poſtverwaltung in Eſſen das 
geſamte Poſtfuhrweſen. Am 24. Auguſt 1913 wurde der Kläger 
von einem ihrer Pferde, das der Poſtillion P. aus der Tor: 
einfahrt vor dem Hauptpoſtamte quer über den Bürgerſteig 
führte, geſchlagen und verletzt. Seine Schadenserſatzklage iſt 
vom LG. abgewieſen, aber auf die Berufung des Klägers vom 
OLG. dem Grunde nach zugeſprochen worden. Das 9G. hob 
auf und wies zurück. Gründe: Das LG. verneint eine Haftung 
der Beklagten, indem es annimmt, ſie habe alle mit der Pferde⸗ 
wartung betrauten Leute ſowie die Pferde ſelber mit verkehrs⸗ 
erforderlicher Sorgfalt beaufſichtigen laſſen. Von den 
4000 Pferden, die ſie nach Angabe des Klägers beſchäftigen 
ſoll, ſeien rund 120, darunter das fragliche, im Stalle auf der 
Bahnhofſtraße untergebracht. Dieſe würden vom Oberſtall⸗ 
meiſter T., von zwei Stallmeiſtern und einem Futtermeiſter 
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beaufſichtigt. T. ſähe mehrmals im Monat die Poſtillione nach, 
achte dabei auch beſonders auf das Führen der ausgeſchirrten 
Pferde. Den Kutſchern werde wiederholt eingeſchärft, vorſichtig 
8 ſein und die Pferde kurz am Zugel zu halten. Ihr täglicher 
Verkehr mit den Aufſichtsperſonen bringe es von ſelbſt mit, daß 
ſie Fehler der Tiere meldeten, wenn fie den Aufſichtsperſonen 
nicht ſchon ſelbſt auffallen; daher ſei es nicht nötig, die Kutſcher 
noch beſonders zum Bericht über die Pferde aufzufordern. — 
Das fragliche Pferd habe der Obhut des Futtermeiſters H. 
unterſtanden. Weder ihm noch den Stallmeiſtern ſeien Fehler 
dieſes Pferdes bekannt geworden. Das Pferd ſei ruhig und 
fromm geweſen, habe ohne Scheuklappen gefahren werden konnen, 
ſei kein Schläger; ſeit einigen Wochen vor dem Unfalle ſei es 
leicht erſchreckbar geworden, dies habe es aber für den Betrieb 
nicht unbrauchbar gemacht. — Der Poſtillion P. ſei ein tüchtiger, 
zuverläſſiger, bewährter Kutſcher. Auch beim Un er 
ſich nichts zuſchulden kommen laſſen. Er habe das Pferd kur 
am Zügel und ruhigen Schrittes aus der Toreinfahrt geführt; 
als es den Bürgerſteig faſt ſchon verlaſſen hatte, habe ſich der 
Unfall ereignet. Ebenſo wie vom Fuhrunternehmer müſſe auf 
vom Fupgänger in der Großpadt erhöhte Aufmerkſamkeit auf 
den Verkehr verlangt werden. Die Beklagte habe damit rechen 
dürfen, daß der Kläger einer Gefährdung durch das ausgejctnt, 
aber ſorgſam gelenkte Pferd aus dem Wege gehen werde. Das 
BG. dagegen nimmt an, der Unfall ſei durch die Keigbartet 
und Schreckhaſtigkeit des Pferdes verurſacht worden. Es führt 
aus, ein Pferd mit Eigenſchaften, die den öffentlichen Verkehr 
gefährden, ſei für einen Dienſt, der es notwendig mache, es am 
Zugel durch belebte Straßen zu führen, ungeeignet. Die Sorg⸗ 
falt der Beklagten habe ſich auch darauf zu erſtrecken gehabt, 
daß ſolche Pferde nicht verwendet werden. Nach 8 833 Saß 2 
BGB. müſſe fie daher beweiſen, daß fie Maßnahmen zur Ver⸗ 
hütung der Verwendung ungeeigneter Pferde getroffen habe. — 
Zwar habe der Oberſtallmeiſter T. die Poſtillione angewieſen, 
alles Auffällige im Verhalten der Pferde zu melden, die Pferde 
hätten auch unter der ſtändigen Aufſicht des T. und zweier 
Stallmeiſter geſtanden, ſo daß ungehörige Eigenſchaften der 
Pferde zu ihrer Kenntnis kommen mußten. Dieſe Vorſichts⸗ 
maßregeln ſeien auch im allgemeinen deobachtet worden, doch 
laſſe die Beweisaufnahme Zweifel, ob ſie mit gehörigem Nach⸗ 
drucke verfolgt worden ſeien; P. hätte ſeine Beobachtungen 
nicht gemeldet und zwei anderen Zeugen ſei nach deren Be⸗ 
kundung nicht geſagt worden, daß ſie Untugenden der Pferde 
anzuzeigen hätten. Für die Bekanntmachung und Befolgung 
einer ſolchen Vorſchrift ſei in erſter Linie der Oberſtallmeiſter T. 
verantwortlich. Deſſen Zuverläſſigkeut könne aber die Beklagte 
allein nicht entlaſten. Denn es habe an einer dauernden 
aufmerkſamen Beobachtung der Pferde offenbar gefehlt. Das 
laſſe einen Mangel in der Einrichtung ihres Fuͤhrweſens wie 
in der Zuverlaſſigkeit ihrer Angeſtellten erkennen. Die Inhaber 
der Betlagten hatten ſelbſt auf Erlaß geeigneter Vorſchriſten 
und deren ſorgfälrige Beobachtung hinwirken müſſen. Daß 
dieſer Richtung irgend etwas geſchehen iſt, ſei nicht dargetan; 
die Firma habe ſich in keiner Weiſe davon überzeugt, daß ihre 
Angeſtellten mit der gebotenen Sorgfalt verſuhren. Auch in 
anderen Punkten habe es an Aufſicht gefehlt, da die Poſtillione 
häufig die Pferde an langem Zugel fuhren oder ſogar frei 
laufen ließen. Bei Anwendung der erforderlichen Sorgfalt 
hätten die Firmenmhaber erkennen müſſen, daß die Vernach⸗ 
laſſigung der Aufſicht die Verwendung ſchreckhafter Pferde und 
daher Unfälle, wie hier, zur Folge haben konnte. Daraus 
ergebe ſich die Schadenserſatzpflicht der Beklagten auch aus 
8 823 BGB. Eu urſächliches Mitverſchulden des Klägers ſei 
nicht nachgewieſen. Mit Recht erklärt die Reviſion zu dieſen 
Ausführungen des BG. die Beſtimmungen der 88 833, 276 
BGB. und des § 286 3 O. für verletzt. So iſt zunächſt die 
Rüge begründet, zu Unrecht ſei jede Schuld des Klägers ver⸗ 
neint; denn er habe ſich grundlos in den Bereich fremder Pferde 
begeben und auf eigene Gefahr trotz Warnung unternommen, 
zwiſchen den Pferden hindurchzugehen. Wie feſtſteht, iſt der 
Kläger auf dem Burgerſteige weuergegangen, als zwiſchen dem 
Schwanze des aus der Toreinfahrt bereits herausgeſührten 
Pferdes und dem Kopfe des folgenden Pferdes rund zwei Meter 
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Zwiſchenraum waren. Er ſuchte alſo zwiſchen fremden Pferden 
hindurchzugehen, ohne auch nur den kurzen Augenblick zu warten, 
bis beide Pferde völlig weggeführt waren. Damit hat er ſich 
willkürlich in den offenſichtlichen Gefahrenbereich dieſer Pferde 
begeben, gleichviel ob er, wie das BG. meint, nicht damit habe 
zu „rechnen“ brauchen, daß das erſte Pferd ausſchlagen könne. 
Durch dieſes Vorgehen hat er aber die einem Fußgänger ge⸗ 
botene Verkehrsſorgfalt verletzt, die er gegenüber dem Fuhr⸗ 
verkehr in einer Großſtadt aufzuwenden hatte; denn im Fuß⸗ 
gänger⸗ und Fuhrverkehr beſteht nach 8 276 BGB. das Rechts⸗ 
gebot, daß aufeinander Rückſicht genommen werden muß [Urt. 
des RG. vom 12. Januar 1914 VI 496/12 in LeipzZ. 1914 
Sp. 939 Nr. 3 und IW. 1914, 3535. Hiernach weiſt der 
ganze Hergang des Unfalls zunächſt ohne weiteres auf ein 
fahrläſſiges Verhalten des Klägers hin, und es iſt rechtsirrig, 
wenn das BG. gleichwohl ein urſächliches eigenes Verſchulden 
des Klägers für nicht nachgewieſen erklärt. Den aus der feſt⸗ 

eſtellten allgemeinen Sachlage ſich ergebenden berechtigten 
Vorwurf der Fahrläſſigkeit könnte der Kläger allerdings dadurch 
beſeitigen, daß er beſondere Umſtände darlegt, die ſein dichtes 
Herangehen an die vorbeigeführten Pferde mehr oder weniger 
entſchuldigen. Ob ſolche entlaſtenden Umſtände dem Kläger 
zur Seite ſtehen, was bisher tatſächlich nicht aufgeklärt iſt, 
muß der erneuten Sachverhandlung überlaſſen bleiben; gegebenen⸗ 
falls ſind dieſe, wenn die Beklagte überhaupt für erſatzpflichtig 
erklärt wird, unter dem Geſichtspunkte des 8 254 BGB. zu 
würdigen. Die weiteren Rügen der Reviſion richten ſich gegen 
die Ausführungen über die Schadenshaftung der Beklagten aus 
88S 833, 823 BGB, Nicht beanſtandet wird der rechtliche 
Ausgangspunkt, daß die Beklagte als Pferdehalterin für den 
Schaden des Klägers verantwortlich iſt, wenn ſie nicht nach 
§ 833 Satz 2 BGB. beweiſt, daß fie bei der Bcaufſichtigung 
des Pferdes die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet 
hat oder der Schaden auch bei Anwendung dieſer Sorgfalt 
entſtanden ſein würde; auch muß ſie für den Schaden nach 
§ 823 BGB. aufkommen, wenn fie jene Sorgfalt in einer 
ſonſtigen für den Schaden urſächlichen Weiſe vernachläſſigt hat. 
Was aber den Unfall tatſächlich betrifft, ſo iſt das BG. der 
Feſtſtellung des LG. nicht entgegengetreten, daß der Poſtillion P., 
ein tüchtiger und zuverläſſiger Kutſcher, ſich dabei nichts habe 
zuſchulden kommen laſſen; er habe das Pferd kurz am Zügel 
und ruhigen Schritts aus der Toreinfahrt herausgeführt. Das 
BG. würdigt dazu auch die Vorſichtsmaßregel der Beklagten, 
daß der Poſiſchafner D. auf dem Bürgerſteig aufgeſtellt war, 
um die Fußgänger auf das Heraus- und Vorbeiführen der 
Pferde warnend hinzuweiſen. Hinſichtlich des Hergangs 
des Unfalls ſelber wird auch der Beklagten keine Außeracht⸗ 
laſſung der verkehrserforderlichen Sorgfalt zur Laſt gelegt. 
Dieſe Annahme erſcheint nach der jetzigen Sachlage im Sinne 
des 5 833 Satz 2 BGB. frei von Rechtsirrtum. Indes bleibt 
es dem BG. unbenommen, die tatſächlichen Unterlagen bei der 
anderweiten Verhandlung nochmals daraufhin nachzuprüfen, ob 
die Beklagte bei Beaufſichtigung des Pferdetransports die 
gebotene Sorgfalt in jeder Hinſicht beobachtet hat. Die Reviſion 
wendet ſich aber gegen die Auffaſſung des BG., es hätte die 
Beklagte das fragliche Pferd, das nach der Ausſage des P. 
zwar empfindlich geweſen ſei, aber niemals geſchlagen, 
geſcheut und ſich bösartig gezeigt habe, kurzerhand aus dem 
Dienſte ziehen müſſen. Sie rügt dazu, dieſe Anforderung 
uͤberſpanne die geſetzlich gebotene Sorgfalt, fie ſei auch undurch⸗ 
führbar; höchſtens ſei zu verlangen, daß eine gewiſſe Vorſicht 
beobachtet werde, was auch, wie feſtgeſtellt, geſchehen ſei. 
Dieſe Rüge iſt beachtlich. — Der Großſtadtverkehr, der weit⸗ 
gehende tieriſche Zugkraft verwenden muß, würde unerträglich 
gefeſſelt und unterbunden, wenn man nur ſolche Pferde für 
verwendbar erklären wollte, die erprobterweiſe völlig fromm 
und fehlerfrei ſind. Das würde hier zutreffen, wollte man ein 
Pferd, das kein Schläger iſt und ohne Scheuklappen gefahren 
werden kann, ſchon deshalb gänzlich ausſchließen, weil es einiger⸗ 
maßen reizbar und ſchreckhaft iſt und ſeine „Nücken“ hat. Es 
kommt hier doch weſentlich auf den Grad der Schreckhaftigkeit 
an, um daraufhin das Pferd für derart verkehrsgefäbrlich zu 
erklären, daß es in keiner Weiſe, auch nicht einmal mit allen 
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Vorſichtsmaßregeln, im Straßenverkehr verwendet werden darf. 
In dieſer Hinſicht fehlen aber ausreichende tatſächliche Feſt⸗ 
ſtellungen. Daraus allein, daß das Pferd dem dicht hinter 
ihm herangekommenen Kläger einen Hufſchlag verſetzt hat, würde 
auf ſeine gänzliche Unbrauchbarkeit für den Poſtfuhrverkehr 
noch nicht geſchloſſen werden können. Die Anforderung an die 
Sorgfalt, mit der ein Fuhrunternebmer die Pferde auswählen 
muß, darf nicht ſo weit getrieben werden, daß er nur vollkommen 
tugendhafte Pferde einſtellen darf, denen der Fußgänger ſich 
acht⸗ und ſorglos nähern kann. So, wie die Sachlage bislang 
feſtgeſtellt iſt, kann der Beklagten nicht vorgeworfen werden, 
ſie hätte der Verwendung des Pferdes im Fuhrverkehre durch 
ſtreng beaufſichtigte Einrichtungen vorbeugen müſſen. Sodann 
hält die Reviſion die Auffaſſung des BG. für rechtsirrig, es 
hätten die Inhaber der verklagten Firma ſich ſelbſt davon 
überzeugen müſſen, daß die Maßregeln, nach denen Untugenden 
der Pferde zu melden ſind, immer durchgeführt wurden. Sie 
führt hierzu aus, die Beklagte hätte die ſelbſtändige Aufſicht 
und Leitung des Pferdeweſens dem Oberſtallmeiſter T. über⸗ 
tragen, für deſſen Zuverläſſigkeit Beweis erboten ſei; es ſei 
auch kein anderer Fall feſtgeſtellt worden, in dem eine Untugend 
eines Pferdes nicht zur Kenntnis des T. gekommen wäre. Was 
die Beweisaufnahme über die perſönliche Aufſichtstätigkeit des 
T. und der Stallmeiſter ergeben habe, ſei prozeßwidrig über⸗ 
gangen worden. Auch dieſe Rüge iſt im weſentlichen begründet. 
— Bei ſo umfangreichen Unternehmungen, wie es der Fuhr⸗ 
betrieb der Beklagten iſt, darf der Unternehmer [Geſchäftsherr, 
Tierhalter! die Ausführung gewiſſer ihm obliegenden Ver⸗ 
richtungen ſeinen Angeſtellten überlaſſen. Er hat aber 
dafür einzuſtehen, daß er die Angeſtellten mit der im Verkehr 
gebotenen Sorgfalt ausgewählt hat. Dies trifft hier auf den 
Oberſtallmeiſter T. zu, dem die Aufſicht über die Pferde über: 
tragen war und dem die Stall- und Futtermeiſter, Poſtillione 
und Kutſcher unterſtellt waren. Den Beweis für ſeine Zu— 
verläſſigkeit hat die Beklagte angetreten; es iſt daher für dieſe 
Inſtanz zu unterſtellen, daß er erbracht wird. Hinzukommen 
muß aber, daß auch beſtimmte Einrichtungen beſtehen, nach 
denen T. in ſeinem Wirkungskreiſe zu verfahren hat; erſt durch 
die Bindung an dieſe Einrichtungen wird er aus einem 
ſorgfältig Ausgewählten zu einem ſorgfältig Angeſtellten. Solche 
Einrichtungen zu treffen, iſt regelmäßig die eigene Aufgabe 
des Unternehmers. Es hat alſo die Beklagte ihren Sorgfalts— 
beweis auch darauf zu erſtrecken, daß in ihrem Unternehmen 
Einrichtungen beſtehen und gehandhabt werden, nach denen 
Untugenden von Pferden, namentlich ſolche, die die Pferde für 
den Dienſt ganz oder nur beſchränkt untauglich machen, ſicher be: 
merkt werden und wege anzuzeigen find [vgl. RG. 78, 107; 
Warneyer 1913 Nr. 364, Leipzd. 1914 Sp. 1718 Nr. 4, — 
Nun meint das BG., es habe „offenbar“ an einer dauernden 
Beobachtung der Pferde gefehlt, das laſſe einen Mangel in der 
Organiſation des Fuhrweſens ſowie in der Zuverläſſigkeit der 
Angeſtellten der Beklagten erkennen. Was jedoch die letztere 
Annahme der Unzuverläſſigkeit der Angeſtellten betrifft, ſo ſteht 
ſie keineswegs mit den übrigen Ausführungen des BG. im 
Einklange; denn es hebt ausdrücklich hervor, für die Zuverläſſig⸗ 
keit des T. ſei Beweis erboten und der Poſtillion P., dem 
das Pferd anvertraut war, habe als zuverläſſig gegolten. In 
welcher Weiſe aber die Unzuverläſſigkeit anderer Angeſtellten 
für den Unfall als urſächlich in Betracht kommen ſoll, iſt 
ungeſagt gelaſſen. Auch die weitere Annahme, es habe an 
Einrichtungen für eine ſorgfältige Beobachtung der Pferde 
gefehlt, es ſei nicht dargetan, daß nach dieſer Richtung „irgend 
etwas geſchehen“ ſei, hält der Reviſion nicht ſtand. Denn mit 
Recht wird es als Verletzung des 8 286 ZPO. gerügt, daß 
zu dieſem Punkte die erhobenen Beweiſe ungewürdigt geblieben 
ſeien: danach ſeien die Pferde von T. und den Stallmeiſtern 
ſtändig beaufſichtigt und vor- und nachmittags in dichter 
und ſtets wechſelnder Aufſtellung nachgeſehen worden, auch 
ſeien die Poſtillione angewieſen worden, alles Auffällige, jede 
Untugend der Pferde zu melden. Wenn aber anzunehmen ſein 
ſollte, daß tatſächlich in dieſer Weiſe die Pferde ſtändig 
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beaufſichtigt worden ſind, ſo war die Beklagte rechtlich der 
Notwendigkeit enthoben, noch ihrerſeits weitere Vorſchriften in 
dieſer Hinſicht zu erlaſſen. Denn die genaue Umgrenzung des 
Geſchäftskreiſes ihrer Angeſtellten kann ſich auch aus der Natur 
der Sache ſelber und durch die Billigung ihrer ausgeübten 
Tätigkeit ergeben [Urteil des RG. vom 6. Juni 1912 VI 60/12]. 
Sofern aber hier für die Stallmeiſter uſw. klare und beſtimmte 
Zuſtände geſchaffen waren, die ihnen über ihre Pflichten volle 
Gewißheit gaben, ſo kann es der Beklagten nicht als pflicht⸗ 
widrige Unterlaſſung vorgeworfen werden, es ſei ihrerſeits zur 
Regelung einer ſtändigen Pferdeaufſicht „nichts geſchehen“. Ob 
bei dem von der Bellagten behaupteten praktiſch geübten Ver⸗ 
fahren die Reizbarkeit der fraglichen Pferde wegen beſonderer 
Hochgradigkeit als verkehrsgefährdende Untugend mit dem Ziele 
auf fernere Un verwendbarkeit hätte zur Anzeige gebracht 
werden müſſen, iſt tatſächlich noch eine offene Frage, die in 
der erneuten Sachverhandlung gegebenenfalls zu erörtern ſein 
wird. Desgleichen wird zu prüfen ſein, ob und wieweit unter 
den etwa noch näher feſtzuſtellenden Umſtänden noch eine 
beſondere Mit⸗ oder Ober aufſicht der Inhaber der ver: 
klagten Firma geboten und ob deren Verletzung für den Unfall 
urſächlich geworden war; dabei mag berückſichtigt werden, daß 
nach der Ausſage des T. zur Schärfung des Pflichtgefühls 
die Einrichtung getroffen war, wonach die Poſtillione bei guter 
Führung Sonderprämien erhalten, dieſe aber einbüßen, wenn 
Nachteiliges über ſie bekannt wurde. van E. w. C., U. v. 
3. Juli 16, 118/16 IV. — Hamm. [L.] 


* 8. 8 847 BGB. Schmerzensgeld wegen eines erlittenen 
Eiſenbabnunfalls. Der Abſchluß eines Beförderungsvertrages 
mit der Eiſenbahn ſchließt deren Haftung aus unerlaubter Hand⸗ 
lung nicht aus.] 7) 


Aus den Gründen: Von dem Vorderrichter wird feſt⸗ 
geſtellt, daß der Eiſenbahnunfall der Ehefrau des Klägers 
durch das dienſtliche Tun oder Unterlaſſen eines Angeſtellten 
des Beklagten objektiv rechtswidrig verurſacht iſt, und hieraus 
gefolgert, daß der Beklagte gemäß S8 831, 847 BGB. auch 
zur Zahlung eines Schmerzensgeldes verpflichtet ſei. Die 
Reviſion macht dagegen geltend, daß zwiſchen der Verletzten, 
die ſich im Beſitze einer Fahrkarte befunden habe, und dem 
Beklagten ein Beförderungsvertrag geſchloſſen geweſen ſei, der 
durch ſein Beſtehen den Anſpruch auf Schmerzensgeld aus— 
ſchließe. Dieſer Auffaſſung kann nicht beigetreten werden. Nach 
der Rechtſprechung des RG., vgl. RGRKom., Vorbem. 4 vor 
8 823 BGB., begründet eine Handlung, die gleichzeitig eine 
Vertragsverletzung und einen Verſtoß gegen die allgemeinen 
Rechtspflichten der §8§ 823 ff. BGB. enthält, regelmäßig die 
Haftung des Täters aus dem Vertrage und zugleich aus der 
unerlaubten Handlung. Hiermit wird nicht ausgeſchloſſen, daß 
letztere durch das Daſein eines Vertrags beeinflußt werden kann. 
Soweit nicht $ 276 Abſ. 2 BGB. entgegenſteht, kann auf fie 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend verzichtet werden, auch mag es 
ſein, daß in Fällen, in denen, wie bei der Leihe, aus dem Ver⸗ 
trage nur wegen Vorſatz und grober Fahrläſſigkeit gehaftet wird, 
eine ſtrengere Haftung auch nicht aus unerlaubter Handlung 
ſtattfindet. Für die Annahme aber, daß der Abſchluß eines 
Beförderungsvertrags mit der Eiſenbahn deren Haftung aus 
unerlaubter Handlung ausſchließen ſollte, fehlt jeder Anhalt. 
Eine ſolche Anſicht iſt auch von dem erkennenden Senate in 


Zu 8. In dem Urfſeil vom 20. Januar 1916 (JW. 1916, 488) 
bat das RG. den Grundſatz ausgeſprochen, daß im Falle der Haftung 
der Eiſenbabn aus dem Beförderungs vertrage außer der ver: 
traglichen Entſchädigung ein Schmerzensgeld (§ 847 BGB.) nicht 
beanſprucht werden könne. Im vorliegenden Fall handelt es ſich um 
einen Anſpruch aus dem Beförderungsvertrage und zugleich einer 
unerlaubten Handlung. Hier iſt die Forderung von Schmerzens— 
geld berechtigt. (Vgl. außer den in der Begründung angezogenen 
Vorgängen auch Planck, Kommentar zum BGB. Zd. II 3. Aufl. 
S. 915: „Möalich iſt, daß dieſelbe Handlung die Verletzung eines 
Schuldverhältniſſes und zugleich eine unerlaubte Handlung enthält. 
Dann iſt neben dem Anépruch aus dem Schuldverhältnis ein Anſpruch 
auf Schadenserſatz aus der unerlaubten Handlung begründet.“) 


Wirkl. Geh. Nat Prof. Dr. v. der Leyen, Berlin. 
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feinem von der Reviſion angezogenen Urteile vom 20. Januar 
1916, JW. 1916, 4887, nicht vertreten worden. Damals 
handelte es ſich um die Frage, ob der § 5 EiſenbVerkd. für 
ſich allein ſchon einen Anſpruch auf Schmerzensgeld begründen 
könne, weil hier vorgeſchrieben iſt, daß die Eiſenbahn „für ihre 
Leute und für andere Perſonen, deren ſie ſich bei Ausführung 
der Beförderung bedient“, zu haften hat. Dieſe Frage wurde 
verneint, weil der angeführte § 5 nur die Haftung der Eiſen⸗ 
bahn aus dem Beförderungsvertrage regele und eine ſolche ſür 
unerlaubte Handlungen nicht feſtgeſetzt habe, während darüber, 
ob ein Beförderungsvertrag der Haftung aus unerlaubter Hand⸗ 
lung, wenn fie nach Maßgabe der Vorſchriften des BGB. an 
ſich gegeben iſt, entgegenſtehen könne, keine Entſcheidung zu 
treffen war. Daß aber die Haftung aus unerlaubter Handlung 
neben der aus dem Haffpflichtgeſetz und aus dem Beförderungs⸗ 
vertrage möglich iſt, hat der Senat auch in dem einen äbn⸗ 
lichen Fall behandelnden Urteile vom 1. Dezember 1913, Warn. 
1914 Nr. 53 S. 78, angenommen. Preuß. Eiſenbahnfiskus w. L, 
U. v. 19. Juni 16, 143/16 VI. — Hamm. B.] 


9. 5 2270 BGB. 8 2270 iſt nicht einſchränkend dan 
auszulegen, daß eine einheitliche gemeinſchaftliche Verfügung kene 
Ehegatten en der nämlichen dritten Perſon niemals wur 
dieſe Vorſchrift fällt.] 

Aus den Gründen: Das weſentliche für die Anwendung 
der Vorſchrift des S 2270 BGB. iſt, daß jeder der beiden Chr 
gatten eine auf ſeiner Willensentſchließung beruhende Anordnung 
getroffen hat, die ohne die Verfügung des andern Ehegatten 
nicht gewollt fein würde; die Zuſammenfaſſung ihrer Anord⸗ 
nungen in eine ſprachlich einheitliche Verfügung kann daran 
nichts ändern; ſie wird beiſpielsweiſe bei einer gegenſeitigen 
Erbeinſetzung der Eheleute häufig vorkommen. Ebenſowenig it 
aber auch erforderlich, daß die beiderſeits Bedachten verſckiedene 
Perſonen find; denn es iſt recht wohl denkbar, daß die Che 
gatten auch die beiderſeitige Bedenkung der nämlichen Perſon 
in der gedachten Weiſe voneinander abhängig machen. G. Na 
w. P., U. v. 22. Juni 16, 88/16 IV. — Caſſel. [L.] 


Zivilprozeßordnung. 

* 10. 8 615 ZPO. Auf Grund der Eheſcheidungsklage 
kann Scheidungsurteil ergeben ohne Eingehen auf die gled 
zeitig erhobene Nichtigkeitsklage, wenn dieſe Nichtigkeitsklage 
nur eventuell für den Fall erhoben iſt, daß die Scheidungs⸗ 
klage nicht durchdringe.] 

Die klagende Ehefrau hat auf Eheſcheidung angetragen, 
dann aber erklärt, daß fie die Ehe anfechte, und beantragt, 
die Ehe für nichtig zu erklären; dies jedoch nur für den Fall, 
daß die Scheidungsklage nicht begründet fein ſollte. Das LO. 
hat auf Eheſcheidung erkannt. Der Beklagte beſchwerte ſich 
darüber, daß nicht dem Nichtigkeitsantrage entſprochen le. 
Seine Berufung und Reviſion find indes zurückgewieſen. Aus 
den Gründen: Die Beſchwerde der Reviſion iſt im gegebenen 
Falle nicht begründet. Denn die Anfechtungsklage war in 
erſter Inſtanz nur bedingt erhoben und die Auslaſſungen der 
Klägerin in der Berufungsinſtanz ſtellten mit womöglich noch 
größerer Deutlichkeit klar, daß die Klägerin den Antrag, die 
Ehe auf Grund der Anfechtung für nichtig zu erklären, nut 
für den Fall geſtellt hatte und aufrechterhielt, daß ib 
Scheidungsklage ſich nicht als begründet erweiſen würde. Nun 
find zwar einzelne Schriſtſteller der Meinung, die Scheidungs⸗ 
klage komme neben der Anfechtungsklage „immer“ nur event 
für den Fall in Betracht, daß die Anfechtungsklage abgewieſen 
werde. Ob ſie dabei von der Vorausſetzung ausgehen, da 
die beiden Klagen nicht nur gleichzeitig, ſondern auch gleich— 
geordnet erhoben und aufrechterhalten werden, wie dies na 
§ 615 Abſ. 1 ZPO. zuläſſig iſt, läßt ſich aus ihren Aus⸗ 
führungen nicht deutlich erſehen. Jedenfalls wird von anderen 
Schriftſtellern, denen, ſoweit erſichtlich, die Rechtſprechung der 
Oberlandesgerichte bisher gefolgt iſt, für einen Fall, wie er 
bier vorliegt, mit Recht angenommen, daß der die Aniedtung® 
klage erhebende Ehegatte dieſer Klage mit rechtlicher Wirkſam— 
keit die Bedingung beiſügen kann, ſie ſolle nur als erhoben 
gelten, wenn die daneben an erſter Stelle erhobene Scheidunge— 
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klage nicht durchdringe, und daß ſich der Eherichter über dieſe 
Bedingung nicht hinwegſetzen darf. [Wird dargelegt] L. w. L., 
U v. 26. Juni 16, 124/16 IV. — Stuttgart. L.] 


Bundesratsverordnung vom 30. September 1914. 


11. Zahlungsverbot gegen England. 8 2 BRVO. vom 
30. September 1414. Anwendbarkeit der Stundungseinrede 
gegenüber demjenigen, der den Anſpruch aus einem Orderpapier 
durch verſtecktes Prokuraindoſſament erworben hat.] +) 

Der Kläger iſt durch Indoſſament legitimierter Inhaber 
eines Konnoſſements vom 31. Juli 1914 über 221 Ballen 
Jute, die die Firma C P. & Co., London, in Ausführung 
eines durch Vermittlung des Klägers, ihres Agenten, mit der 
Juteſpinnerei und ⸗weberei in Bremen am 9 Juni 1914 ge: 
ſchloſſenen Kaufvertrags mit dem der Beklagten gebörigen 
Dampfer Möve nach Bremen an Onder verſchifft harte. Anfang 
Auguſt 1914 zeigte die Bremer Speditionsfirma H. D. der 
Käuferin an, daß 221 Ballen Jute mit Dampfer Möre von 
London in Bremen eingetroffen wären, und daß ihr dieſelben, 
falls die Jute für ſie beſtimmt ſei, das Konnoſſement aber 
noch fehle, gegen Revers ausgeliefert werden ſollten. Darauf 
erfolgte die Auslieferung gegen Revers. Kurz nachher — am 


Zu 11. Das Urteil iſt weniger beachtlich wegen ſeines un⸗ 
mittelbaren juriſtiſchen Ergebniſſes und der darin gegebenen Be: 
handlung des Zahlungsverbots gegen England. Die Auslegung 
dieſes Geſetzes iſt ſchon durch den Wortlaut verbürgt. Wohl aber gibt 
das Urteil ſonſt Anlaß zu einigen Bemerkungen. Zunächſt werden 
die Beſtimmungen des Wechſelrechts über das Proturndoſſament 
auch auf das Konnoſſement angewendet. Auch bei dieſem findet eine 
Übertragung der Rechte nur für Rechnung des Indoſſanten ſtatt. Auch 
hier kann trotz der Form des Vollindoſſaments nachgewieſen werden, 
daß es ſich materiell nur um die Vertretung der Interrſſen des bis⸗ 
herigen Rechtsinhabers handelt. Der Indoſſatar iſt „vorgeſchobene 
Perſon“. Damit tft nicht eine Nichtigkeit des Rechtsaktes gemeint. 
Als Rechtsſubjekt erſcheint der Erwerber. Trotzdem aber gehört wirt⸗ 
ſchaftlich das Recht noch zum Vermögen des Veräußerers. Das RG. 
ſpricht ſich dahin aus, daß der Anſpruch aus dem Konnoſſement bei 
deſſen urſprünglichem Inhaber verblieben ſei. Das iſt aber auch nur 
in dem vorſtehend entwickelten Sinne zu verſtehen. Denn die Klage 
auf den Namen des Indoſſatars iſt ja nicht für unzuläſſig erklärt. 
Seine Legitimation im Prozeſſe iſt nicht beſtriiten. Es muß alſo 
der Anſpruch im juriſtiſchen Sinne auf den Kläger übergegangen fein. 
Rur ſtehen dem Schuldner gegen ibn alle Einwendungen zu, welche 
er gegen den Indofſanten beſitzt. Der Erwerber wird fo behandelt, 
wie fein RNechtsgeber es dulden müßte. Dieſer Rechtsgedanke wird 
nicht auf den Fall des Prokuraindoſſaments bei Orderpapieren zu 
beſchränken ſein. Er gilt überall da, wo die Übertragung einer 
Forderung nur zum Zwecke ihrer Ausübung fur Rechnung des 
Gläubigers ſtattgefunden hat. Es kann der Gläubiger feine RNechts⸗ 
ſtellung nicht dadurch verbeſſern, daß er feinen Anſpruch auf den 
Namen eines Dritten überträgt. 

Auf ein anderes Gebiet führt die Feſtſtellung des RG., daß nur 
ein Prokuraindoſſament vorliege. Die Beklagte wurde von der fie 
treffenden Beweis laſt befreit. Das OLG. hatte angenommen, der 
Kläger habe das Konnoſſement in Höhe feiner Proviſionsanſproche 
zu eigenem Recht erworben. Das RG. hat dieſe Feſtnellung nicht 
als bindend erachtet. Es iſt ſelbſt in eine Würdigung der Ausſagen 
des Klägers eingetreten. Sie rechtfertige die Schlußfolgerung des 
OLG. nicht. Das Neviſionsgericht begab ſich damit auf das Beweis⸗ 
gebiet. Es behandelt die Amlegung einer Parteiausſage. 
Allerdings nicht von dem Geſichtspunkte aus, ob der Inhalt glaup⸗ 
haft iſt oder nicht. Es wird nur aus den Mitteilungen des Klägers 
geſchloſſen, welche Rechtslage zwiſchen dem Indoſſanten und 
dem Indoſſatar geſchaffen werden ſollte. Es fragt fi aber doch, 
ob nicht entgegen dem Ausgangspunkte des RG. es ſich nicht um 
eine rechtliche Beurteilung, ſondern um eine tatſächliche Feſtſtellung 
handelt. Das RE. nimmt auf Grund beſtimmter Äußerungen an, 
daß eine Willensrichtung und Willenserklärung in beſtimmtem Sinne 
vorhanden war. Man wird jedenfalls gut daran tun, ſich die vor⸗ 
ſtehende Entſcheidung zu merken Falle, wie der vorliegende, werden 
ſich leicht auch in anderen Rechtsſtreitigkeiten ereignen können. 

Noch auf ein Drittes ſoll hingewieſen werden. Der Kläger hat 
feinen Prozeß verloren, nachdem er vor dem OLG zu Protokoll ver: 
nommen worden iſt. Er hatte nicht erklärt, daß die Höhe der Forderung 
zwiſchen ihm und der Indoſſantin vereinbart wurde. Das NG. 
unterſcheidet den Fall, daß der Indoſſatar die Forderung zur Deckung 
feiner Anſprüche erwerben ſollte, von dem, daß er fie nur für den 
Indoſſanten einziehen und dann mit dem Ergebnis feiner Gegen⸗ 


8. Auguſt 1914 — erhielt die Käuferin ein vom 1 Auguſt 
datiertes Schreiben der Verkäuferin mit der Mitteilung, daß 
das Konnofiement in London zu ihrer Verfügung liege. Der 
Kläger forderte auf Grund des Konnoſſements die Herausgabe 
der 221 Ballen Jute von der Beklagten, als Reederei der 
Möve, und erhob auf deren Erklärung, daß die Jute bereits 
ausgeliefert ſei, Klage auf Zablung von 23 543,90 & (als 
des Werts, den die Jute am 3. Auguſt 1914, zur Zeit der 
Löſchung, unſtreitig hatte) nebſt 5 Prozent Zinſen von dieſem 
Tage Die Beklaate beantragte die Abweiſung der Klage und 
entgegnete: der Kläger ſei vorgeſchoben, um für Rechnung der 
engliſchen Firma C. P & Co. den Gegenwert für 221 Ballen 
Jute einzuziehen; dies verſtoße gegen das Zahlungsverbot gegen 
England (BRTO vom 30. September 1914) Der Kläger 
beſtritt dieſen Einwand Das LG. wies die Klage ab Es 
nahm an, daß der Kläger den ihm obliegenden Beweis, daß es 
ſich um eine aus eigenem Recht erhobene Forderung handle, 
nicht geführt habe, und daher die im 82 BO. vom 
30. September 1914 beſtimmte Ausnahme von der Stundung 
auf ihn nicht zutreffe. Auf die Berufung des Klägers ver: 
urteilte das Ox G. die Beklagte nach dem Klageantrage. 
Das RG. ſtellte das Urteil des LG wieder her. Gründe: 
Nach § 2 Abſ. 1 BVO. vom 30 September 1914 gelten 
alle vermögensrechtlichen Anſprüche ſolcher natürlicher oder 
juriſtiſcher Perſonen, die in England ihren Wohnſitz oder Sitz 
haben, vom 31. Juli 1914 an, oder wenn ſie erſt an einem 
ſpäteren Tage zu erfüllen ſind, von dieſem Tage an bis auf 
weiteres als geſtundet. Nach 8 2 Abſ. 2 wirkt die Stundung 
auch gegen jeden Erwerber des Anſpruchs, es ſei denn, daß 
der Erwerb vor dem 31. Juli 1914, oder, wenn der Erwerber 
im Inland ſeinen Wohnſitz oder Sitz hat, vor dem Inkraft⸗ 
treten der Verordnung [dem 30. September 1914] ſtattgefunden 
hat. Nach Anſicht des ORG. greift dieſe Stundungseinrede 
dem Kläger gegenüber nicht durch, weil unter Erwerb im Sinne 
des § 2 zwar jede Nachfolge im weiteſten Sinne ohne Unter: 
ſchied, ob der Erwerb zu eigenem Recht oder nur zum Zwecke 
des Einziehens für Rechnung des Veräußerers erfolge, ins⸗ 
beſondere auch der Erwerb durch Indoſſament verſtanden werde, 
der Kläger aber erwieſenermaßen ſein Konnoſſement bereits in 
der zweiten Hälfte des Auguſt 1914 von S., dem Writinhaber 
der Firma C. P & Co. in London, erworben habe. Die Re: 
viſion rügt die Verletzung des § 2, deſſen Vorſchrift beſage, 
daß die Stundung gegen jeden Erwerber im weiteſten Umfange 
des Wortes wirke, es ſei denn, daß ein Erwerb zu eigenem 
Recht vor dem 31. Juli 1914 (bzw. vor dem 30. Septemder 
1914] ſtattgefunden habe. Hier liege aber ein Mehreres als 
ein fiduziariſcher Erwerb nicht vor. Bei Prüfung dieſer Rüge 
iſt davon auszugehen, daß der Ausdruck im Sinne des § 2, 
wie die Beitimmung des 5 4 derſelben Verordnung ergibt, 
auch die Übertragung eines Orderpapiers durch Indoſſament, 
alſo auch eines an Order lautenden Konnoſſements durch In⸗ 
doſſament [§S 363 Abſ. 2 HGB.] begreift. An ſich würde 
daher die Stundungseinrede aus 5 2 Abf. 2 dem im Inlande 
wohnenden Kläger nicht entagegenſtehen, da er das Konnoſſement 
vor dem 30 September 1914 erworben halte. Allein die 
Beklagte hat zugleich eingewendet, daß er nur vorgeſchoben ſei, 
um für Rechnung der Firma C. P. & Co den Gegenwert für 
221 Ballen Jute einzuziehen. Dieſer Einwand, der bedeutet, 


forderung verrechnen ſolle. In erſterem Falle hätte er fie zu eigenem 
Recht, im letzeren nur als Beauftragter der enzliſchen Firma ers 
worben. Diele Unterſcheidung zu ſeben braucht es ſchon ein juriſti⸗ 
ſches Auge. Den Parteien ſelbſt wird ſie in ihrem geſchäftlichen 
Verkehr kaum zum Bewußtſein kommen. Das war vielleicht auch 
bei der Vernehmung vor dem OLG. der Fall. Jedenfalls hat man 
die Feſtſtellung nicht von dieſen Geſichtspunkten aus getroffen. Der 
Kläger hätte ſonſt möglicherweiſe ſich auch über dieſen Punkt aus⸗ 
geſprochen. Das gibt vielleicht denen zu denken, die der Verhandlung 
des Recktsſtreits durch die Partei das Wort reden. Es iſt ein erbeh: 
licher Unterſchied, ob die Parteien in verbältnismäßig kurzer Zeit von 
dem Gericht vernommen und ihre Ausſagen niedergeſchrieben werden, 
oder ob nach ruhiger Norbereitung der Recktsanwalt den Parteiſtand— 
punkt vorträgt. Ergab ſich ſchon bei dem Ox G. eine vom G. jeit- 
geſtellte Lucke, um wieviel mehr muß dies bei den viclbeidartigten 
Untergerichten der Fall ſein. Hachenburg. 
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daß der Kläger das Konnoſſement nur der Form nach durch 
Vollindoſſament, in Wahrheit durch verſtecktes Prokuraindoſſa⸗ 
ment erworben habe, iſt erheblich. Aus der Feſtſtellung dieſer 
Tatſache würde folgen, daß der Anſpruch aus dem Konnoſſe⸗ 
ment auf den Kläger nicht übergegangen, ſondern bei dem 
urſprünglichen Inhaber des Konnoſſements verblieben iſt. Als⸗ 
dann könnte die Vorſchrift des 8 2 Abſ. 2 keine Anwendung 
finden; denn ſie ſetzt notwendig voraus, daß der vermögens⸗ 
rechtliche Anſpruch [im Sinne des § 2 Abſ. 2] nicht mehr dem 
urſprünglichen Gläubiger, ſondern einem anderen [dem Erwerber 
des Anſpruchs] gehört. Liegt ein ſolcher Wechſel des Gläubigers, 
obwohl ein anderer den Anſpruch geltend macht, überhaupt 
nicht vor, was beim verſteckten Prokuraindoſſament zutrifft, ſo 
verſagt die Regel des § 2 Abſ. 2 und es verbleibt bei der 
Stundung aus 82 Abſ. 1, nämlich bei der gegen den Macht⸗ 
geber des Prokuraindoſſatars begründeten Einrede. Es fehlt 
daher jeder Anlaß, dieſen Fall unter jene Regel zu bringen. 
Es trifft auf ihn auch der Grund nicht zu, der die Aus⸗ 
nahme von der Stundung nach § 2 Abſ. 2 Satz 1 recht⸗ 
fertigt. Wenn im Sinne dieſer Vorſchrift der Erwerb des 
Anſpruchs vor dem 31. Juli oder vor dem 30. September 
1914 ſtattgefunden hat, ſo würde es, weil die Zeit des Er⸗ 
werbs ihn unbedenklich erſcheinen läßt, der Billigkeit nicht 
entſprechen, auch gegen einen ſolchen Erwerber die Einrede 
der Stundung zuzulaſſen; deshalb darf der Anſpruch geltend 
gemacht werden. Iſt der Erwerb aber ſpäter geſchehen, ſo 
erfordert die Billigkeit nicht mehr, die Einrede zu verweigern. 
In dieſem Falle, bei dem auch ſtets der Verdacht beſteht, daß 
unlautere Gründe zum Erwerb geführt haben, hat ſich der 
Erwerber die Folge ſelbſt zuzuſchreiben. Es mag noch darauf 
hingewieſen werden, daß der § 2 im Unterſchiede von 8 1 
vermögensrechtliche Anſprüche jeder Art betrifft, gleichviel ob 
die Erfüllung des Anſpruchs eine Leiſtung nach britiſchem 
Gebiet bedeutet oder nicht. Die von der Reviſion angefochtene 
Begründung des Urteils iſt ſomit nicht geeignet, den an ſich 
erheblichen Einwand der Beklagten auszuſchalten. Das OLG. 
hat dabei verkannt, daß, ſofern er ſich als wahr erweiſt, die 
Stundungseinrede nach § 2 Abſ. 1 durchgreift. Dieſe Geſetzes⸗ 
verletzung führt zur Aufhebung des Urteils. Zwar trifft die 
Beklagte die Beweislaſt, ſie iſt aber von der Beweisführung 
befreit, weil ſich die Wahrheit ihres Einwandes aus den Er⸗ 
klärungen des Klägers ſelbſt ergibt. Die Annahme des OLG., 
der Kläger habe das Konnoſſement in Höhe ſeiner Proviſions⸗ 
anſprüche gegen die Firma C. P. & Co. und der Anſprüche 
der Geraer Jute⸗Spinnerei und⸗Weberei in Triebes zu eigenem 
Recht erworben, iſt keine das RG. bindende tatſächliche Feſt⸗ 
ſtellung, ſondern eine der Nachprüfung unterliegende Schluß⸗ 
folgerung aus der Vernehmung des Klägers vor dem OLG., 
die dieſen Schluß nicht rechtfertigt; denn er hat bloß bekundet, 
er habe S. den Vorſchlag gemacht, ihm für ſeine und der 
Triebes Forderungen das Konnoſſement zu überlaſſen, um ſich 
daraus dafür bezahlt zu machen, worauf S. eingegangen ſei. 
Er bekundet nicht, daß die Höhe der Forderungen zwiſchen 
ihm und S. vereinbart ſei. Auch das OLG. hat eine 
ſolche Feſtſtellung nicht getroffen. Es ſieht nur auf Grund 
der Darlegungen des Klägers die von ihm angegebenen Beträge 
[5800 &, als deſſen eigene Forderung, 8218,78 & und 
129,10 &, als Forderungen der Triebes] im allgemeinen als 
erwieſen an und bringt im Anſchluß daran ſeine Überzeugung 
zum Ausdruck, daß der Kläger einen jenen Beträgen entſprechen⸗ 
den Betrag der Konnoſſementsforderung überhaupt nicht, jedenfalls 
nicht während des Beſtehens des Zahlungsverbots gegen 
England an C. P. & Co. abführen oder ihnen gegenüber zur 
Verrechnung bringen werde, und daß die Verſicherung des 
Klägers, er werde vor Aufhebung des Verbots auch keinen 
Pfennig des Überſchuſſes der Konnoſſementsforderung nach dem 
Ausland remittieren, auf Wahrheit beruhe. Dieſe Erwägungen 
ſollen die Anwendung des 81 BRVO. vom 30. September 1914 
auf den vorliegenden Fall ausſchließen. Für die jetzt allein zu 
entſcheidende Frage, ob der § 2 anzuwenden ſei, kommen fie 
nicht in Betracht, weil die Stundungseinrede dieſes Paragraphen 
nicht vorausſetzt, daß die Erfüllung des Anſpruchs, dem ſie 
entgegengeſetzt wird, eine Leiſtung nach England oder dem 
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britiſchen Gebiet bedeuten würde. Mangels einer Vereinbarung 
zwiſchen S. und dem Kläger über die Höhe der Forderungen 
kann die zwiſchen ihnen nach der Erklärung des letzteren 
getroffene Abmachung nur dahin verſtanden werden, daß Kläger 
verſuchen ſollte, das Konnoſſement geltend zu machen, und daß 
der Betrag, den er daraus erlöſen würde, zunächſt auf ſeine 
und der Triebes Forderungen — vorbehaltlich der Einigung 
über die Höhe — verwendet werden ſollte. Danach verblieb 
die Firma C. P. & Co. Inhaberin der Forderung aus dem 
Konnoſſement zum vollen Betrage. Der Kläger war 
nur nach außen hin formell berechtigt, ſie im eigenen Namen 
geltend zu machen, nach innen blieb er der Bevollmächtigte 
der engliſchen Firma. Das auf ihn lautende Vollindoſſament 
war in Wahrheit bloß Prokuraindoſſament. Hierdurch unter⸗ 
ſcheidet ſich der vorliegende Fall weſentlich von dem im Urteile 
des RG. [RG. 41, 114] behandelten Falle. Da die Stundungs⸗ 
einrede aus 8 2 Abſ. 1 BRVO. vom 30. September 1914 
die Klage ſchlägt, ſo war unter Aufhebung des angefochtenen 
Urteils die Berufung des Klägers gegen das Urteil des LG. 
zurückzuweiſen. Dampfſchiffahrtsgeſ. A. w. E., U. v. 5. Juli 16, 
25/16 J. — Hamburg. (L.] 


Kriegsbeſoldungsvorſchrift. 


12. In Preußen iſt bei oberen Beamten der Militär⸗ 
verwaltung in immobilen Stellen, die Friedenseinkommen und 
Kriegszulage in getrennten Beträgen erhalten, das Gehalt und 
der Wohnungsgeldzuſchuß auf das Zivildienſteinkommen voll an⸗ 
zurechnen. 7) 

Der Kläger, Landgerichtsrat in C., nimmt ſeit dem 5. Auguſt 
1914 für die Dauer des Krieges die Geſchäfte eines Oberkriegs⸗ 
gerichtsrats bei dem ſtellvertretenden Generalkommando in C. 
wahr. Die monatlichen Gebührniſſe dieſer immobilen Stelle 
beſtehen in dem niedrigſten Friedensgehalt eines Oberkriegs⸗ 
gerichtsrats in Höhe von 550 &, dem Wohnungsgeldzuſchuſſe 
für C. im Betrage von 66,66 & und einer Kriegszulage von 
97,50 A. Bei der Zahlung feines Zivildienſteinkommens am 
1. Oktober 1914 wurden dem Kläger 7/0 jener Gebührniſſe mit 
Ausnahme der Kriegszulage, alſo 10 von monatlich 616,66 
oder vierteljährlich 1850 & auf ſein Zivildienſteinkommen an⸗ 
gerechnet. Auf Grund einer Rundverfügung des Juſtizminiſters 
vom 17. Oktober 1914 wurde der Kläger, weil jene Gebührniſſe 
von vierteljährlich 1850 & voll auf das Zivildienſteinkommen 
anzurechnen ſeien und nur die Kriegszulage außer Anrechnung 
zu bleiben habe, zur Rückzahlung der zuviel gezahlten 555,02 & 
aufgefordert und bei der Zahlung ſeines Zivildienſteinkommens 
am 31. Dezember 1914 für das erſte Vierteljahr 1915 wurden 
ihm die vollen 1850 & auf ſein Zivieldienſteinkommen in An⸗ 
rechnung gebracht. Zur Deckung jener nach der Anſicht der 
Juſtizverwaltung am 1. Oktober 1914 zuviel gezahlten 555,02 4 
wurde von dem Beklagten ein entſprechender Betrag von Kriegs⸗ 
bezügen des Klägers für Auguſt und September 1914 zurück⸗ 
behalten, die von der Regierungshauptkaſſe als der Zahlungs⸗ 
ſtelle des Armeekorps der Gerichtskaſſe im Dezember 1914 in 
Höhe von 863,33 & überwieſen waren. Der Kläger beanſprucht 
nun, unter Vorbehalt weiterer Anſprüche, einen Betrag von 


Zu 12. Die Entſcheidung iſt von grundlegender Bedeutung. 
Sie iſt wohl die erſte, die ſich mit dem Begriff der Kriegsbeſoldung 
befaßt. Unter der Kriegsbeſoldung im Sinne der Kriegsbeſoldungs⸗ 
vorſchrift iſt nur die einheitliche Beſoldung zu verſtehen, bei der 
alle Kriegsgebührniſſe zu einem Betrage verſchmolzen ſind, nicht 
aber ſind darunter zu rechnen die Kriegsgebührniſſe, die in dem 
Friedenseinkommen und der Kriegszulage beſtehen, wie ſie die 
oberen Beamten der Militärverwaltung in immobilen Stellen 
erhalten. Die vom preußiſchen Kriegsminiſter gegengezeichnete 
Kriegsbeſoldungsvorſchrift vom 29. Dezember 1887, 
auf die ſich die Entſcheidung mehrfach bezieht, iſt bekanntlich nur für 
den Dienſtgebrauch beſtimmt und weder im Geſetzblatt noch in einem 
Verordnungsblatt verkündet worden. Das RG. hat aber an der 
Gültigkeit dieſer Vorſchrift offenſichtlich keine Zweifel gehabt; die 
Entſcheidung kann daher als ſtillſchweigende Beſtätigung der im 
Reichstage am 25. Auguſt 1915 vom Kriegsminiſter und dem Staats⸗ 
ſekretär des Reichs ſchatzamts bei den Erörterungen über die Kriegs⸗ 
beſoldungsvorſchrift vertretenen Auffaſſung angeſehen werden. 
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150 , und zwar nach feinem Vorbringen in dem zweiten 
Rechtszug in erſter Linie als Teilbetrag ſeines Land⸗ 
gerichtsgehalts für das erſte Vierteljahr 1915. Das LG. 
hat den Beklagten nach dem Klagantrag verurteilt, 
das LING. die Klage abgewieſen; die Reviſion des 
Klägers iſt zurückgewieſen. Aus den Gründen: Die 
zwiſchen den Parteien ſtreitige Frage, ob das Gehalt und der 
Wobnungsgeldzuſchuß, die der Kläger als Oberkriegsgerichtsrat 
bezieht, voll oder nur zu 7½0 auf fein Zivildienſteinkommen 
anzurechnen ſind, iſt auf Grund des Beſchluſſes des Staats⸗ 
miniſteriums vom 1. Juni 1888 [IJMBl. S. 170] in Verbindung 
mit der Kriegsbeſoldungsvorſchrift vom 29. Dezember 1887 und 
den dieſer beigefügten Gebührnisnachweiſungen in dem erſteren 
Sinne zu entſcheiden, ohne daß es ſeines Eingehens auf die 
Erläuterung jenes Beſchluſſes durch den Staatsminiſterialbeſchluß 
vom 7. Juni 1915 [JMBIl S. 114] bedarf. Daß der Beſchluß 
vom 1. Juni 1888 die in dem letzen Abſatze des Reichsmilitär— 
geſetzes „den einzelnen Bundesregierungen“ vorbehaltenen näheren 
Beſtimmungen über die Anrechnung der Offizierbeſoldung auf 
die Zivilbeſoldung für Preußen gültig getroffen hat, wird von 
dem Kläger anerkannt und bedarf keiner näheren Darlegung; 
die eingehenden Ausführungen des BG. find von der Neviſion 
nicht angegriffen. Dieſer Beſchluß beſtimmt nun unter Nr. 13 
im Abſ. 1, daß dem Beamten, der die Beſoldung eines Offiziers 
oder oberen Beamten der Militärverwaltung erhält, „der reine 
Betrag derſelben, als welcher ¼0 der Kriegsbeſoldung ans 
geſehen werden, auf das Zivildienſteinkommen angerechnet“ wird, 
und im Ab}. 4: „Beamten, welche als obere Beamte der Militär: 
verwaltung in immobilen Stellen Verwendung finden, wird 
die mit 9 oder ¼10 des Friedens-Maximalgehalts zahlbare 
Zulage nicht angerechnet“. Der Kläger gehört nun zu den in 
dieſem Abſ. 4 genannten Beamten; er erhält als Oberkriegs⸗ 
gerichtsrat in einer immobilen Stelle nach der der Kriegs— 
beſoldungsvorſchrift beigefügten Gebührnisnachweiſung Nr. 6 
lid. Nr. 23 nebſt Anlage 1 dazu die mit / des Friedens: 
höchſtgehalts zahlbare Zulage, die ſog. Kriegszulage, und das 
niedrigſte Friedenseinkommen eines Oberkriegsgerichtsrats nebſt 
Wohnungsgeldzuſchuß. Auf ihn findet daher die Vorſchrift des 
Abſ. 4 Anwendung, und dieſe iſt mit dem Beklagten dahin aus— 
zulegen, daß für die von ihr betroffenen Beamten nur die Kriegs⸗ 
zulage außer Anrechnung zu bleiben hat, ihre übrigen Militär⸗ 
beamten⸗Gebührniſſe aber auf das Zivildienſteinkommen voll 
anzurechnen ſind. Die Anſicht des Klagers, daß für ſie neben 
Abſ. 4 auch Abſ. 1 gelte und außer der Kriegszulage noch 7/10 
der übrigen Gebührniſſe nicht zur Anrechnung zu bringen ſeien, 
wird von dem BG. mit Recht als unhaltbar bezeichnet. Als 
Kriegsbeſoldung im Sinne des Abſ. 1 kann unmöglich lediglich 
das Friedenseinkommen, ohne die Kriegszulage, angeſehen werden, 
wie in dem angefochtenen Urteile zutreffend ausgeführt wird, 
ſondern höchſtens die geſamten Gebührniſſe des Oberkriegs— 
gerichtsrats, und wie der Abſ. 4 ſonſt von dem Standpunkte 
des Klägers aus verſtanden werden könnte, iſt nicht erſichtlich; 
der Kläger ſtellt denn auch nur die nicht näher begründeten 
Vermutungen auf, der Abſ. 4 ſei nur infolge eines Mißverhält— 
niſſes in den Beſchluß hineingearbeitet, oder das Wörtchen 
„nicht“ ſei verſehentlich eingeſchaltet. Dem Beklagten iſt weiter 
auch darin beizupflichten, daß unter der Kriegsbeſoldung im 
Abſ. 1 nur die einbeitliche Beſoldung zu verſtehen iſt, bei der 
alle Kriegsgebührniſſe zu einem Betrage verſchmolzen ſind, ſo 
daß die Zuſammenſetzung nicht mehr erkennbar iſt, nicht dagegen 
die Gebührniſſe der oberen Reamten der Militärverwaltung in 
immobilen Stellen, die Friedenseinkommen und Kriegszulage in 
getrennten Beträgen erhalten. Dieſe Auslegung findet eine 
Stütze in der Beſtimmung unter Nr. IVa des Staatsminiſterial— 
beſchluſſes, nach der den 7/0 der Kriegsbeſoldung [in Nr. I 3 
Abſ. 1] in der Marine das Gehalt — ausſchließlich des darin 
liegenden Servisteils —, der Gehaltszuſchuß und der Wohnungs— 
geldzuſchuß gleichſtehen. Für fie ſprechen ferner die Kriegs- 
beſoldungsvorſchrift vom 29. Dezember 1887 8 7 Nr. 1 und 
deſſen Beiheft, die oben erwähnten Gebübrnisnachweiſungen, auf 
die ſich der Kläger zu Unrecht für feine Auffaſſung beruft. Die 
Kriegs beſoldungsvorſchrift, der die Beſtimmungen des Staats— 
miniſterialbeſchluſſes als Anlage und gemäß § 7 Nr. 5 als 
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Beſtandteil beigefägt find, beſtimmt im $ 7 Nr. 1 Abſ. 3, daß 
die Ausdrücke: Kriegsbeſoldung, Kriegsgehalt und Kriegslöhnung 
einerſeits und Friedensbeſoldung uſw. andrerſeits nur gebraucht 
werden, wenn das Einkommen der Kriegsſtellen dem der Friedens— 
ſtellen gegenübergeſtellt werden ſoll, und daſelbſt in Abſ. 4, daß 
in der Kriegsbeſoldung das Friedensgehalt und der geſetzliche 
Wohnungegeldzuſchuß mitenthalten find und als der reine 
Betrag des Gehalts [Friedensbeſoldung im Sinne der Anl. 1, 
Erläuterung des 8 66 RMilG.] Wo der Kriegsbeſoldung zu 
betrachten find. Und in der Nachweiſung Nr. 6, die die Über: 
ſchrift trägt: „Nach veiſung der Monatsſätze an Kriegsbeſoldung“, 
iſt bei der hier in Betracht kommenden laufenden Nr. 23 
— anders als bei den vorhergehenden und den nachfolgenden — 
die Spalte „Betrag“ nicht ausgefüllt, eine „Kriegsbeſoldung“ 
alſo nicht feſtgeſetzt, ſondern auf die Anlage 1 verwieſen, die 
unter der Überſchrift „Beſoldungsnachweiſung der immobilen 
Beamten der Militärverwaltung“ in getrennten Spalten die 
Kriegszulage und das niedrigſte Friedene gehalt aufführt. Daraus 
iſt zu folgern, daß die hier angeführten Beamten keine „Kriegs: 
beſoldung“ im Sinne der Kriegsbeſoldungsvorſchrift und damit 
auch des Staatsminiſterialbeſchluſſes beziehen. Endlich ver— 
wertet der Vorderrichter auch für dieſe Auslegung zutreffend 
die Entſtehungsgeſchichte des Beſchluſſes vom 1. Juni 1888, die 
in dem Schriftſatze des Beklagten vom 13. März 1915 unter 
Nr. III nebſt den ihm beigefügten Anlagen mitgeteilt iſt. Aus 
ihr folgt in der Tat, daß als der anzurechnende reine Betrag 
der Offiziersbeſoldung grundſätzlich wie bisher das Gehalt und 
der Wohnungsgeldzuſchuß im vollen Umfang — im Gegenſatze 
zu der Feldzulage — gelten ſollten und daß die Beſtimmung, 
/io der Kriegsbeſoldung ſeien als der reine Betrag anzuſehen, 
lediglich dadurch veranlaßt iſt, daß an Stelle der früheren ver⸗ 
ſchiedenen einzelnen Gebührniſſe [Gehalt, Feldzulage. Wohnungs⸗ 
geldzuſchuß uſw.] eine Gebührnis, die Kriegsbeſoldung, getreten 
war, die jene Einzelbeträge in ſich vereinigte. Das rechtfertigt 
den aus der Faſſung des Staatsminiſterialbeſchluſſes in Ber: 
bindung mit der Kriegsbeſoldungsvorſchrift und deſſen Beihefte 
gezogenen Schluß, daß bei den oberen Beamten der Militar⸗ 
verwaltung in immobilen Stellen, deren Kriegsgebührniſſe nicht 
in einer einheitlichen Kriegsbeſoldung, ſondern in dem Friedens- 
einkommen und der Kriegszulage beſtehen, nur letztere außer 
Anrechnung zu bleiben hat. Die Anſicht der Reviſion, daß 
dieſe Auslegung deshalb unmöglich ſei, weil es bei einer Auslegung 
nur auf den erklärten Willen des Geſetzgebers ankomme, findet 
damit ihre Erledigung, daß in dem Beſchluſſe Nr. I 3 Abſ. 1 
und 4 und der Kriegsbeſoldungsvorſchrift nebſt der Gebührnis⸗ 
nachweiſung die Erklärung zu finden iſt. Eine klare und 
deutliche Beſtimmung, wie ſie die Reviſion im Anſchluß an die 
Ausführungen des Landgerichts fordert, iſt nicht erforderlich; 
es genügt, daß die Beſtimmung im Wege der Auslegung aus 
dem Erklärten entnommen werden kann. Die Verwertung der 
Entſtehungsgeſchichte bei der Auslegung einer Beſtimmung iſt 
durchaus zuläſſig, ſofern nur das aus ihr gewonnene Ergebnis 
Ausdruck in dem Geſetze gefunden hat [vgl. RG. 62, 2919) 
66 S. 254,6) 334;7) 67, 54;8) 81, 282; 82 S. 200, 357, 
384 f.;) 84, 356;100 86, 245];11) daß die Vorarbeiten ver⸗ 
öffentlicht find, iſt keine Voraus ſetzung ihrer Verwertung. Aus 
den von der Reviſion weiter herangezogenen Allgemeinen 
Verfügungen des Juſtizminiſters vom 15. Auguſt 1914 [JM Bl. 
S. 685], des Finan:miniſters und des Miniſters des Innern 
vom 15.18. desſelben Monats [Min Bl. für die preu⸗ 
ßiſche innere Verwaltung S. 236 f.] und des Kriegsminiſters 
vom 16. Oktober 1914 [Armee VBl. S. 368] und aus den auf 
Grund ihrer angeblich erteilten Anweiſungen ergibt ſich nicht 
die Unrichtigkeit der hier vertretenen Auslegung, ſondern höchſtens, 
daß die Beſtimmungen des Staatsminiſterialbeſchluſſes zunächſt 


1906, 138; Neumann, Nipr. IT 8 1635 Anm. 1. 
. 1907, 514; Neumann, Rſpr. I 8 844 Erk. a. 

. 1907, 708; Neumann, Ripr. I S 768 Erk. b. 

. 1908, 5; Neumann, Rſpr. 1 8 181 Anm. 1. 

9) IW. 1913, 986. 

1914, 675. 
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unrichtig verſtanden und angewendet find. Auf Grund dieſer 
Auslegung des Beſchluſſes vom 1. Juni 1888 iſt die Klage 
abzuweiſen, ſoweit ſie auf Zahlung des Landgerichtsratsgehalts 
für das erſte Vierteljahr 1915 geht. O. w. Preuß. Staat, 
U v. 2 Juni 16, 62/16 III. — Caſſel. [L.] 


Perſonenſtandsgeſetz. 

5 13. 855 PStG. Die Eintragung des Randvermerkes 
über die erfolgte Scheidung der Ehe kann auch auf Grund 
eines aueländiſchen Urteils erfolgen. 
Vollſtreckungsurteils iſt nicht erforderlich. E 

Der Beſchwerdeführer, Schreiner Joh. Friedr. O. in Zürich, 
bat am 9. April 1902 mit Ida L. vor dem preußiſchen 
Standesamt in Friedrichshagen die Ehe geſchloſſen. Durch 
Urteil des Bezirksgerichts Zürich, Abt. IV vom 9. Cktober 1913 
ſind die Eheleute geſchieden worden. O. beantragte bei dem 
Standesamt in Friedrichshagen unter Überreichung einer mit 
dem Zeugnis der Rechtskraft verſehenen Ausfertigung dieſes 
Urteils, die erfolgte Scheidung auf Grund des 8 55 PStG. 
am Rande der über die Ebeſchließung bewirkten Eintragung 
im Standesregiſter zu vermerken. Der Standesbeamte lehnte 
die Eintragung unter Hinweis auf den Erlaß des preußiſchen 
Miniſteriums des Innern vom 19. März 1914 (Min Bl. f. d. 
i. V. S. 129, Prurch. S. 540) ab. Das darauf von O. auf 
Grund des § 11 Abſ. 3 PStG. angerufene AG. wies feinen 
Antrag, den Standesbeamten zur Beiſchreibung des Vermerks 
anzuweiſen, mit der Begrundung zurück, daß mit dem KG. 
(Beſchl. vom 26. Oktober 1903, Jahrb. 26 A 194) und 
in Übereinſtimmung mit der erwähnten Miniſterialverfügung 
anzunehmen ſei, daß ein ausländiſches Urteil keine geeignete 
Grundlage zur Eintragung jenes Randvermerkes bilde. Die 
von O. beim LG. eingelegte Beſchwerde hatte keinen Erfolg. 
Seine nunmehr erhobene weitere Beſchwerde hat das KG. auf 
Grund des § 28 Abſ. 2 FGG. durch Beſchluß vom 24. März 
1916 dem RG. zur Entſcheidung vorgelegt. Es würde, wie 
es ausführt, der weiteren Beſchwerde abhelfen, ſieht ſich daran 
aber gehindert durch einen Beſchluß des OLG. in Dresden 
vom 25. November 1902 (SächſOL G. 24, 384; auch Mugdan⸗ 
Falkmann, OL Ghiſpr. 6, 18) in dem ausgeſprochen iſt, daß 
ein im Ausland ergangenes Zivilurteil zu ſeiner Durchführung 
im Inlande nach SS 328, 722 ZRO. der Anerkennung durch 
ein von den deutſchen Gerichten erlaſſenes Vollſtreckungsurteil 
bedürfe. Das NG. hat der weiteren Beſchwerde ſtattgegeben. 
Aus den Gründen: Der $ 55 PStG. beſtimmt, ſoweit er 
hier in Betracht kommt, ganz allgemein: „Iſt eine Ehe für 
nichtig erklärt — iſt eine Ehe vor dem Tode eines der Ehe⸗— 
gatten aufgelöſt, ſo iſt dies am Rande der über die Eheſchließung 
bewirkten Eintragung zu vermerken.“ Dieſer Wortlaut bietet 
alſo keinen Anhalt für die Annahme, daß eine Eintragung auf 
Grund ausländiſcher Urteile nicht ſollte erfolgen dürfen. Voraus⸗ 
geſetzt iſt nur, daß eine Ehe „aufgelöſt“ alſo vom Standpunkte 
des deutſchen Rechtes aus in rechtswirkſamer Weiſe ihr 
Ende gefunden hat. Auch die Entſtehungsgeſchichte ſteht der 
Berückſichtigung ausländiſcher Urteile nicht entgegen. (Wird 
dargelegt.) Fur die Zulaſſigkeit der Eintragung von Rand— 
vermerken nach 8 55 auf Grund ausländiſcher Urteile ſpricht, 
wie die weitere Beſchwerde mit Recht hervorhebt, der Zweck des 
Geſetzes. (Wird ausgeführt.) Iſt hiernach zwar die Beifügung 
eines Randvermerks nach 8 55 PStG. auf Grund eines im 
Inlande wirkſamen ausländiſchen Scheidungsurteils an ſich für 
zuläſſig zu erachten, ſo fragt es ſich weiter, unter welchen 
Vorausſetzungen ein ausländiſches Urteil vom Standes— 
beamten als rechtswirkſam anzuerkennen iſt. Hier greift die 
zwiſchen dem OLG. Dresden und dem KG. ſtreitige Rechts— 
ag ein, die zur Einholung der Entſcheidung des RG. den 
Anlaß gegeben hat. Der Anſicht des KG., daß es zur Ein— 
tragung in das Standesregiſter des vorherigen Erlaſſes eines 
Vollſtreckungsurteils nicht bedarf, iſt beizutreten. (Wird ein— 
gehend begründet.) Daraus ergibt ſich, daß der Standes— 
beamte, wenn ihm ein ausländiſches Scheidungsurteil vorgelegt 
wird, ſelbſtändig zu prüfen hat, nicht nur, ob das Urteil nach 
ausländiſchem Rechte rechtskräftig iſt, ſondern auch, ob es den 
Erforderniſſen des S 328 ZPO. oder des Art. 7 des Haager 


Die Beibringung eines 


Eheſcheidungsabkommens, ſoweit dieſes zur Anwendung kommt, 
entſpricht. Es kann zugegeben werden, daß dieſe Prüfung für 
den Standesbeamten unser Umſtänden mit Schwierigkeiten vers 
bunden fein wird. Allein ſolche treten ihm auch in anderen 
Fallen ſeiner ſtandesamtlichen Tätigkeit entgegen. Jedenfalls 
können etwaige Schwierigkeiten, die ſich der Ausführung des 
Geſetzes entgegenſtellen können, entſcheidende Bedeutung nicht 
beanſpruchen. Beſchl. v. 18. Mai 16, IV B 2/16. [L.] 


II. Prenßiſches Recht. 
Preußiſches Kommunalbeamtengeſetz. 


14. S 10 Kom BG. findet auch auf eine Anſtellung auf 
Probe Anwendung.] +) 

Durch Anſtellungsurkunde vom 17. Dezember 1908 wurde 
der Kläger, nachdem er am 12. November 1908 von dem Bürger⸗ 
meiſtereirate Burglichtenberg zum Polizeiſergeanten und Volk 
ziehungsbeamten gewählt und die Wahl am 16. desſ. Monats 
von dem Landrat beſtätigt worden war, „unter Vorbehalt einer 
beiderſeitigen Kündigung von drei Monaten zunächſt auf eine 
Probezeit von ſechs Monaten zum Polizeiſergeanten und Tel: 
ziehungsbeamten der Bürgermeiſterei Burglichtenberg mit de 
amteneigenſchaft und Anſpruch auf Ruhegehalt und Hinte: 
bliebenenverſorgung ernannt“, und zwar unter Berechnung jene 
Dienſtzeit vom 25. November 1908 ab und unter Feſtſetzung jener 


Zu 14. Das vorftebende, rechtlich wie ſozialpolitiſch hoch 
bedeutſame Erkenntnis gehört zu den vielen des III. 3S., welche 
den Anſtellungsbehörden mutmaßlich wenig gefallen. Es gibt grund⸗ 
ſätzliche Entſcheidungen des RG., bezüglich derer die Anſtellungs⸗ 
behörden entſchloſſen find, fie unbeachtet zu laſſen und zu gewärtigen, 
ob der Beamte es auf den Rechtsweg ankommen läßt. Man kann 
das Beamtenverhältnis von einem verſchiedenen Standpunkte be 
trachten, von dem der anſtellenden Behörde und dem des Beamten. 
Die anſtellende Behörde hat das Intereſſe, tüchtige und dienſteifrige 
Beamte zu haben. Sie hat nun die Beamten um ſo mehr in ihrer 
Hand, als ſie berechtigt iſt. ihnen zu kündigen. Können die Beamten 
nur noch im Diſziplinarwege entlaſſen werden, ſo iſt die Behörde 
mehr oder weniger auf deren guten Willen angewieſen, da das Dil: 
ziplinarverfahren langwierig iſt und nur Erfolg haben kann, wenn 
ſehr gröbliche Pflicht verletzungen oder ſtrafbare Handlungen vorliegen. 
Aus dieſem Grunde hat man vielfach, ſogar im Landtage, bedauert, 
einzelne Klaſſen von Angeſtellten in das Beamtenverhältnis überführt 
zu haben. Bevor ſie Beamte waren, hatte die anſtellende Bebörde 
(es kommen namentlich die ſiskaliſchen in Betracht) die Herrſchaft, 
und die Angeſtellten bemühten ſich nach Kräften, um nicht aus dem 
Vertragsverhältnis durch Kündigung entlaſſen zu werden. Nachdem 
ſie unkündbare Beamtenſtellung erlangt hatten, erlahmte ſichtlich ihr 
Eifer und ließen ihre Leiſtungen nach. Vom Standpunkte des 
Beamten iſt erklärlich, daß er dahin ſtrebt, unabhängig von Laune 
und Willkür ſeiner Vorgeſetzten zu ſein und ſein meiſt beſcheidenes 
Einkommen ad dies vitae beizubehalten. Die Sicherung des Beamten 
gegen Laune und Willkür der Vorgeſetzten und namentlich gegen be⸗ 
liebige Entlaſſung liegt aber auch im allgemeinen Intereſſe. Von 
dieſem Standpunkte aus forderte die preußiſche Verfaſſung in Art. 98 
ein bisher noch nicht erlaſſenes Geſetz, das den Staatsbeamten gegen 
willkürliche Entziezung von Amt und Einkommen angemeſſenen Schutz 
gewähren fol. Daß die Richter lebenslänglich und unkündbar an: 
gefteut find, tft geltendes Recht und entſpricht der politiſchen Not 
wendigkeit. Das Reichsbeamtengeſetz fordert bekanntlich wenigſtens 
im Prinzip die lebenslängliche Anſtellung. Auf dieſem Boden ſtehen 
auch das Kommunalbeamtengeſetz von 1899, die Städteordnungen 
und die Landgemeindeordnungen. Nur ausnahmsweiſe läßt mit be 
ſonderer Genehmigung der Aufſichtsbehörde das Kommunalbeamten⸗ 
geſetz in 8 10 ein Kuͤndigungsrecht nach Ablauf der Probezeit zu. 
Dem entſpricht es, wenn das RG. annimmt, der bloße Umſtand, 
daß ein auf Probe und mit Kündigung angeſtellter Beamter, wenn 
man ihn über die Probezeit hinaus im Amt behält, dadurch ohne 
weiteres und ohne eine neue und beſondere Anſtellungsurkunde die 
Rechte eines lebenslänglich und unkündbar gewordenen Beamten et: 
langt. Vom Standpunkt des Beamten iſt dieſe Entſcheidung erfreulich 
und aibt ihm das für einen guten Beamten nötige Gefühl der per— 
ſönlichen Unabhängigkeit und Sicherheit. Für die anſtellende Be 
hörde erwächſt bieraus die Pflicht, während der Zeit, in der der 
Beamte noch auf Kündigung und Probe ſteht, ihn ſorgſam zu über: 
wachen und ſich die Überzeugung von feiner dauernden Dienſt⸗ 
tauglichkeit zu verſchaffen. Sechs Monate dürften, wie im vor 
liegenden Fall, dazu hinreichend genügen. 

Geh. Bergrat Profeſſor Dr. Arndt, Berlin. 


45. Jahrgang. 
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Einkommensbezüge, darunter eines Gehalts von 1000 &, „ſteigend 
von 3 zu 3 Jahren um 100 & bis zum Höchſtbetrage von 
1600 A“. Der Kläger verblieb auch nach Ablauf der ſechs 
Monate im Dienſte, ohne daß ihm eine Eröffnung über ſeine 
endgültige Anſtellung gemacht wurde. Durch Schreiben vom 
30. April 1912 kündigte der Bürgermeiſter auf Grund eines 
Beſchluſſes des Kollegiums der Beklagten von demſelben Tage 
dem Kläger zum 1. Auguſt 1912. Seine dagegel erhobene 
Beſchwerde wurde durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes vom 
27. Juni 1912, zugeſtellt am 5. Juli 1912, zurückgewieſen. 
Der Kläger hat darauf im Dezember 1912 Klage auf Zahlung 
ſeiner Dienſteinkünſte für die Zeit vom 1. Auguſt 1912 bis zu 
ſeinem Tode erboben; er behauptet, ſeine Anſtellung ſei mit dem 
Ablaufe der erſten ſechs Monate, alſo am 25. Mai 1909, eine 
lebenslängliche geworden. Das LG. hat die Klage abgewieſen. 
Die Berufung des Klägers iſt zuzückgewieſen worden. Das 
RG. hob auf und verwies zurück. Gründe: Das BG. hat 
die Kündigung des Beamtenverhältniſſes des Klägers durch die 
Beklagte trotz der Vorſchriften der §8§ 19, 8, 9 Prom BG. 
vom 30. Juli 1899 für zuläſſig erklärt, weil der Kläger mangels 
eines die endgültige Anſtellung nach Ablauf der Probezeit aus— 
ſprechenden Beſchluſſes der Bürgermeiſtereiverſammlung lediglich 
auf Probe angeſtellt geweſen ſei. Dieſe Auffaſſung iſt ſowohl 
mit dem Inhalte der Anſtellungsurkunde als auch mit der Vor— 
ſchrift des §S 10 Kom BBG. unvereinbar. Dieſe Vorſchriſt geſtattet 
ohne Genehmigung der Aufſichtsbehörde nur eine zweijährige 
Beſchäftigung auf Probe. Sie ſindet nicht etwa nur, wie die 
Reviſionsbeklagte aus der Faſſung des § 10 im Vergleiche zu 
der des § 2 des Geſetzes gefolgert hat, auf eine Beſchäftigung 
vor der Anſtellung als Beamter, ſondern auch auf eine An— 
ſtellung auf Probe Anwendung, wie ſich ſchon aus der Er— 
wägung ergibt, daß die bereits als Beamten Angeſtellten nicht 
ſchlechter geſtellt ſein können als die ohne Beamteneigenſchaft 
beſchäftigten, und wie außerdem auch durch die Begründung des 
Entwurfs des Geſetzes (Druckſ. Nr. 27 des Herrenhauſes Seſſ. 
1899) S. 14 beſtätigt wird; dort heißt es, ſoweit den auf 
Probe, zu vorübergehenden Dienſtleiſtungen oder zur Vorbereitung 
Angenommenen Beamteneigenſchaft beigelegt werde, was in der 
Form des 8 1 zu geſchehen habe, könnte ihnen der Entwurf 
zwar nicht die wichtigeren Beamtenanſprüche, wie Penſionsrecht, 
Reliktenverſorgung, Gnadenkompetenzen einräumen, müßte ihnen 
aber namentlich die Fürſorge zuteil werden laſſen, daß er eine 
Regelung der Annahmebedingungen vor Antritt der Beſchäftigung 
verlange, bei Probebeſchäftigungen außerdem eine beſtimmte zeit— 
liche Begrenzung einführe; das fer in 8 10 geſehen. Damit iſt 
es unvereinbar, daß der Kläger ohne — von der Beklagten zwar 
behauptete, aber von dem BG. nicht feſtgeſtellte — beſondere 
Genehmigung der Auſfſichtsbehörde über drei Jahre lediglich auf 
Probe angeſtellt geweſen ſein ſoll. Wollte man eine ſolche 
zeitlich unbeſchränkte Weiterbeſchäftigung eines zunächſt auf Probe 
angeſtellten Beamten zulaſſen, ſo würden die Kommunalbehörden 
es in der Hand haben, die Vorſchriften der SS 8, 9 des Geſetzes 
zu umgehen und deren Zweck zu vereiteln, wie die Reviſion 
zutreffend hervorhebt. Aber auch abgeſehen hiervon iſt die auf: 
faſſung des BG. unhaltbar, weil der Kläger nach dem Inhalte 
der Anſtellungsurkunde nicht nur zum Beamten auf Probe er— 
nannt, ſondern zugleich für den Fall, daß die Beklagte ihn über 
die Probezeit hinaus in ihrem Dienſte behalten ſollte, endgültig 
angeſtellt iſt. Die Auslegung, die der Ber R. der Urkunde gibt, 
iſt mit deren Faſſung nicht vereinbar. Die Aufnahme der nach 
der eigenen Anſicht des BG. für die Probezeit nicht in Betracht 
kommenden Beſtimmungen, des Kündigungsvorbehalts- und des 
Anſpruchs auf Ruhegehalt und auf Hinterbliebenenverſorgung, 
kann nicht, wie in dem angefochtenen Urteile geſchehen, als eine 
der Vorſchriit des § 10 Abſ. 2 Kom BG. entſprechende Regelung 
der Annahmebedingungen für eine etwaige künftige Anſtellung 
aufgefaßt werden; in der Urkunde iſt dem Kläger nicht die 
ſpätere Anſtellung unter dieſen Bedingungen in Ausſicht geſtellt, 
ſondern deutlich geſagt, daß er unter ibnen zum Beamten er— 
nannt, alſo ſchon jetzt angeſtellt werde. Nach Treu und Glauben 
konnte der Kläger die Urkunde nur dahin verſtehen, daß er ſchon 
jetzt zunächſt ſechs Monate auf Probe und zugleich für die 
ſpätere Zeit, wenn er über die ſechs Monate hinaus im Dienſte 


belaſſen werde, endgültig angeſtellt werde, ſo daß die nochmalige 
Aushändigung einer Anſtellungsurkunde nach dem Ablaufe der 
Probezeit nicht erwartet werden konnte. Der von dem BG. in 
Bezug genommene Satz von Kautz Appelius, Preußiſches Kom⸗ 
munalbeamtenrecht, 2. Aufl., S. 83: „Wird aus der Anſtellung 
auf Probe eine ſolche auf Lebenszeit oder auf Kündigung, ſo 
muß ſelbſtredend eine neue Anſtellungsurkunde ausgehändigt 
werden“, trifft nur für den hier nicht gegebenen Fall zu, daß 
die erſte Anſtellungsurkunde nur die Anſtellung auf Probe aus— 
ſpricht. Demnach iſt der Kläger mit dem Ablaufe der ſechs⸗ 
monatigen Probezeit ohne weiteres endgültig angeſtellt geweſen. 
Aber nach der von der Reviſion nicht angegriffenen Auslegung, 
die das BG. dem Kündigungsvorbehalte gegeben hat, daß nämlich 
dieſer ſich nicht auf die Probezeit, ſondern auf die ſpätere Zeit 
beziehe, iſt die Anſtellung auf Kündigung erfolgt. Bei dieſer 
Sachlage hängt die Entſcheidung gemäß §8 19, 8, 9 Kom BG., 
da ein die Anſtellung eines Polizeiſergeanten auf Kündigung 
zulaſſendes Ortsſtatut zu der in Betracht kommenden Zeit nicht 
beſtanden hat, von der noch offengebliebenen Frage ab, ob der 
Landrat als Aufſichtsbehörde die Abweichung von dem Grund⸗ 
ſatze der lebenslänglichen Anſtellung genehmigt hat. S. w. 
Bürgermeiſterei B., U. v. 23. Juni 16, 201/16 III. — Cöln. [L.] 


b) Strafſachen. 
Berichtet von Juſtizrat Dr. Kallir, Leipzig. 


1. [StGB. SS 1763 und 182 ſtehen zueinander nicht 
im Verhältnis der Geſetzeskonkurrenz, ſondern des einheitlichen 
Zuſammentreffens.] Nach den Feſtſtellungen des angefochtenen 
Urteils hat der Angeklagte Mitte Oktober 1913 mit der am 
22. Juni 1900 geborenen H. den Beiſchlaf vollzogen, nachdem 
er ſie nach anfänglichem Widerſtreben dazu durch Mißbrauch 
ſeines Anſehens als Freund ihrer Familie und durch fortgeſetzte 
Liebkoſungen geneigt gemacht hatte. Wenn der erſte Richter in 
dieſer Handlung nicht die Vornahme einer unzüchtigen Handlung 
mit einem Kinde unter 14 Jahren, ſondern die Verleitung zur 
Duldung unzüchtiger Handlungen erblickt, ſo läßt dies einen 
Rechtsirrtum nicht erkennen. Denn die letztere Alternative des 
§ 176 Nr. 3 StGB. umfaßt auch den Fall, wenn der Täter 
ſelbſt und nicht ein Dritter die unzüchtigen Handlungen, zu deren 
Duldung das Kind verleitet wird, an ihm vornimmt, und wird 
gerade dann in Frage kommen, wenn, wie hier feſtgeſtellt, eine 
Verführung des Kindes zu der unzüchtigen Handlung voraus— 
gegangen iſt. RGSt. 20, 30. Mit Unrecht macht die Reviſion 
geltend, daß der Angeklagte nicht aus dem $ 176 Nr. 3 StGB., 
ſondern allein aus dem 8 182 StGB. zu verurteilen ſei. Der 
Tatbeſtand des Vergebens nach 8 182 StB. — Verführung 
eines unbeſcholtenen Mädchens unter 16 Jahren zum Beiſchlafe 
— bildet keine beſondere Geſtaltung des Verbrechens der Ver— 
leitung von Kindern unter 14 Jahren zur Duldung unzüchtiger 
Handlungen, 8 176 Nr. 3. Es beſteht zwiſchen dieſen beiden 
Strafgeſetzen nicht das Verhältnis der ſog. Geſetzeskonkurrenz 
mit der Folge, daß bei der Verführung eines noch nicht 14 Jahre 
alten Mädchens zum Beiſchlafe ausſchließlich die Strafe aus 
dem § 182 StGB. zu erkennen wäre, vgl. auch RGSt. 46, 
139. Vielmehr kommt in einem ſolchen Falle ein einheitliches 
Zuſammentreffen eines Verbrechens gegen $ 176 Nr. 3 StGB. 
mit einem Vergehen gegen 8 182 StGB. in Frage. Daß der 
erſte Richter aber ein ſolches Zuſammentreffen nicht angenommen 
bat, kann den Angeklagten nicht beſchweren, da auch dann die 
Strafe nach 8 73 StGB. aus dem S 176 Nr. 3 StGB. zu 
beſtimmen geweſen wäre. (U. v. 23. 8. 16, II 333/16.) 


2. [StGB. SS 2681, 74. Zwei ſelbſtändige Urkunden⸗ 
fälſchungen liegen vor, wenn der Täter zwei Urkunden an zwei 
verſchiedenen Tagen fälſchlich anfertigte, ſie mit zwei verſchiede⸗ 
nen Namen unterzeichnete und an zwei verſchiedene Behörden 
richtete, fie aber gleichzeitig in den Poſtbriefkaſten einwarf.!] 
Die Et. hat in der Handlungsweiſe des Angeklagten zwer 
ſelbſtändige Verbrechen gegen 8 268 Nr. 1 StGB. erblickt, 
indem ſie davon ausgeht, daß der Angeklagte durch die fälſch— 
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liche Anfertigung an zwei verſchiedenen Tagen, die Einreichung 
bei zwei verſchiedenen Behörden und die Unterzeichnung mit 
zwei verſchiedenen Namen den Vorſatz der Urkundenfälſchung 
zweimal ſelbſtändig betätigte. Der 3 gerichtete Re⸗ 
viſionsangriff iſt nicht begründet. Allerdings iſt in dem Urteile 
die nicht widerlegte Angabe des Angeklagten enthalten, er habe 
die beiden Eingaben gleichzeitig durch Einwerfen in den 
Poſtbriefkaſten abgeſandt. Hierin aber liegt unter den gegebenen 
Umſtänden noch keine natürliche Handlungseinheit. Mit dem 
Einwerfen der Eingaben in den Brieſkaſten war die zur Voll⸗ 
endung der Urkundenfälſchung erforderliche Tätigkeit des An⸗ 
geklagten noch nicht abgeſchloſſen; er wollte weiter, daß die 
zuſtändigen Poſtbeamten als ſeine Mittelsperſonen die beiden 
Briefe mit den fälſchlich angefertigten Urkunden an die beiden 
verſchiedenen Behörden ablieferte. Dieſe Tätigkeit der Poſt⸗ 
beamten iſt dem Angeklagten zuzurechnen. Mit ihr aber kam 
der auf Urkundenfälſchung gerichtete Vorſatz des Angeklagten 
erſt zur Vollendung, da erſt hierdurch die falſchen Urkunden 
den Behörden zugänglich gemacht wurden und ſoweit ein 
Gebrauchmachen zum Zwecke der Täuſchung verwirklicht wurde. 
Jene Tätigkeit der Poſtboten als Werkzeuge des Angeklagten 
war weder zeitlich noch örtlich eine einheitliche, ſondern das 
Gebrauchmachen zum Zwecke der Täuſchung vollzog ſich in 
verſchiedenen Tätigkeitsakten der zuſtändigen Poſtboten gegenüber 
den beiden Behörden. Der jetzige Fall liegt weſentlich anders 
als die in RGSt. 15, 290; 29, 324; RGRſpr. 10, 515 ent⸗ 
ſchiedenen, in denen eine gleichzeitige Vorlegung mehrerer ge⸗ 
fälſchter Urkunden gegenüber derſelben Perſon in Frage kam. 
Die dort gegebenen Rechtsausführungen ſtehen mit der hier 
vertretenen Meinung nicht in Widerſpruch. Hiernach konnte 
der erſte Richter ohne Rechtsirrtum zwei ſelbſtändige Urkunden⸗ 
fälſchungen annehmen. Das Vorliegen einer fortgeſetzten 
Handlung wird durch die Feſtſtellung der Strafkammer, daß 
der Vorſatz des Angeklagten auf zwei ſelbſtändige Urkunden⸗ 
fälſchungen gerichtet war, ausgeſchloſſen. (U. v. 5. 8. 16, 
III 326/16.) 


3. [KO. S 240. Straſbarer Bankrott des tatſächlichen 
Geſchäftsinhabers bei Vorſchiebung eines Strohmanns im 
Handelsregiſter.] ) In dem angefochtenen Urteil iſt für er⸗ 
wieſen erachtet, unter der Firma Gebrüder M. Nachfolger habe 
der Angeklagte ſein eigenes Handelsgewerbe betrieben, obwohl 
durch den Eintrag im Firmenregiſter die Witwe H. als Ge⸗ 
ſchäftsinhaberin und der Angeklagte als deren Prokuriſt bezeichnet 
geweſen ſei. Nur zwecks Verſchleierung des wahren Sachverhalts 
ſei durch den Eintrag im Handelsregiſter die Witwe H. vor⸗ 
geſchoben und als diejenige bezeichnet geweſen, auf deren Namen 
und Rechnung die im Geſchäftsbetrieb vorkommenden Handels⸗ 
geſchäfte gemacht würden, während in Wahrheit der Angeklagte 
der Gewerbetreibende geweſen ſei, auf deſſen Rechnung die 
Handelsgeſchäfte gingen; alle Vereinbarungen zwiſchen ihm und 
der Witwe H. feien, abgeſehen davon, daß dieſe dem Mißbrauch 
ihres Namens zuſtimmte, nur zur Täuſchung Dritter beſtimmt 
und nicht ernſt gemeint geweſen, ſo namentlich auch die Beſtellung 
des Angeklagten als Handlungsgehilfen und Prokuriſten. Es 
it mit Recht angenommen, daß der Zuſammenbruch des Ge: 
ſchäfts für den Angeklagten die Einſtellung der eigenen Zahlungen 
bedeutete. Denn gleichviel ob und welche Anſprüche von den 
Geſchäftsgläubigern gegen die Witwe H. aus ihrer Zuſtimmung 


Zu 3. Das Urteil bringt den in RG. 26, 187 betonten 
Rechtsſtandpunkt zur Anerkennung, daß für die Entſcheidung der 
Frage, ob jemand Handelsgeſchäfte betreibt, nicht maßgebend iſt, ob 
er im Handelsregiſter eingetragen iſt oder nicht. Die dahingehende 
Erklärung iſt vom Regiſterrichter nicht zu prüfen; es wird daher auch 
ihre Richtiakeit durch den erfolgten Eintrag nicht bewieſen (RGZ. 1, 242). 
Soweit nicht Zahlungseinſtellung, ſondern lediglich Konkurseröffnung 
in Betracht kommt, iſt freilich die Feſtſtellung, daß der Angeklagte, 
ungeachtet ſeiner Eintragung als Prokuriſt, als tatſächlicher Inhaber 
des Geſchäftes anzuſehen iſt und als ſolcher die Bücher zu führen 
hatte, nicht ausreichend; vielmehr muß er ſolchenfalls im Eröfſnungs⸗ 
beſchluß ausdrücklich als Schuldner bezeichnet ſein (RG. 29, 103), es 
ſei denn, daß der Eröffnungsbeſchluß — was dem Geſetze aber kaum 
entſprechen dürfte — nur die Firma nennt (RG. 49, 321). 


Landgerichtsdirektor Carl Jaeger, Colmar. 


zu dem Verfahren des Angeklagten geltend gemacht werden 
können, endgültig für die Zahlung und ſonſtige Erfüllung der 
im Geſchäftsbetriebe erwachſenen Verbindlichkeiten verantwortlich 
iſt der Angeklagte, alle Schulden belaſten ausnahmslos ſein 
Vermögen ohne Rückſicht darauf, ob die Gläubiger von ihm 
oder der Witwe H. oder von beiden zugleich für ſech Zahlung 
verlangen können, wenn es richtig iſt, daß die Rechtsverhältniſſe 
in Wahreit jo geſtaltet waren, daß der Angeklagte perſöylich 
und für ſeine alleinige Rechnung das Handelsgewerbe betrieb. 
Iſt er außerſttande und hat er aufgehört, in der Allgemein: 
heit die Verbindlichkeiten zu erfüllen, die aus den von ihm für 
eigene Rechnung abgeſchloſſenen Handelsgeſchäften erwachſen 
waren und deren Erfüllung — auch nach der Vereinbarung, 
die zwiſchen ihm und der im Firmenregiſter als Geſchäftsinhaberin 
vorgeſchobenen Witwe H. beſtand — ihm allein oblag, fo if 
er es, der ſeine Zahlungen eingeſtellt hat. Eine weitere Folge 
der Annahme der Strafkammer iſt die, daß den Angeklagten 
perſönlich die Verpflichtung zur Buchführung trifft und er daher 
im Falle der Zahlungseinſtellung wegen Vernachläſſigung dieſer 
Pflicht ſtrafbar iſt. (U. v. 11. 5. 16, I 164/16.) 


4. [Zablungsverbot gegen Frankreich.] +) Wie der ak 
Richter feſtgeſtellt hat, betreibt der Angeklagte, welcher deu 
Staatsangehöriger iſt, in New Pork unter der Firma H. & 0. 
ein Agenturgeſchäft. Aus dieſem Geſchäftsbetrieb war für ihn 


Zu 4. Diele Entſcheidung des IV. Senats ſtimmt in dem 
Grundgedanken überein mit dem RG. 49, 286 veröffentlichten Urteil 
des II. Senats. Hier wie dort handelt es ſich um Zahlungen, die 
vom Auslande aus an eines der unter Zahlungsverbot ſtehenden 
Länder zu leiſten waren. Die beiden Senate erblicken in dem vom 
Inland aus erteilten Auftrag zur Zahlung eine „mittelbare“ Leiſtung 
der Zahlung, die, als im Inland erfolgt, dem Zahlungsverbot 
zuwiderläuft. Es iſt nicht anzunehmen, daß das NG. von dieſer 
Auffaſſung abgehen wird. Dennoch wird es ſich empfehlen, auf die 
Bedenken erneut hinzuweiſen, die ihr entgegenſtehen. Dabei ſei auf 
die Ausführungen von Leonhard Friedmann in der DIZ. XX, 699 
ausdrücklich Bezug genommen. Es muß zunächſt die Frage auf⸗ 


geworfen werden, ob durch die Gleichſtellung der mittelbaren mit der 


unmittelbaren Leiflung die Grundſätze über ſtrafbare Teilnahme auf: 
gehoben oder eingeſchränkt werden ſollen. Verſtehe ich die beiden 
Entſcheidungen richtig, fo ſtellen fie alles darauf ab, ob es ſich um 
eine eigene Schuld des Auftraggebers handelt oder nicht. Weiſt A. 
den B. an, eine Schuld des A. zu zahlen, ſo iſt das mittelbare 
Zahlung durch A.; fordert A. dagegen den B. auf, feine, des B., 
Schuld zu zahlen, ſo iſt die Strafbarkeit des A. bedingt durch die 
Strafbarkeit des B. Dieſer Unterſcheidung wird zuzuſtimmen ſein. 
Sie beweiſt aber, daß das Zahlungsverbot nicht alle Fälle triſſt, in 
denen eine Zahlung nach dem feindlichen Ausland geht und ſo eine 
wirtſchaftliche Stärkung des feindlichen Staates herbeiſührt; denn 
ſonſt müßte auch in dem zweiten der oben angeführten Fälle der 
Deutſche A. ſich ſtrafbar machen. Die Ausführungen des IV. Senat}, 
der jede einſchränkende Auslegung des Zahlungsverbots ablehnt, 
gehen alſo jedenfalls zu weit. Es kommt hinzu, daß die 8$ 2 bis 5 
des Zahlungsverbots gegen England vom 30. September 1914 bei 
der Auslegung des § 1 auch dann nicht außer acht gelaſſen werden 
dürfen, wenn ſie zu einer einſchränkenden Anwendung dieſes Para⸗ 
graphen führen ſollten. Das iſt der Gedanke, den Friedmann ber 
treten und der II. Senat in ſeinen Erwägungen nicht hinreichend 
gewürdigt hat. Zinsloſe Stundung, Befreiung durch Hinter 
legung uſw. kann das Deutſche Reich ſelbſtverſtändlich nur bezüglich 
ſolcher Anſprüche anordnen, die feiner Geſetzgebung und Recht⸗ 
ſprechung unterſtehen. Jene Anordnungen aber ſtehen in unlöslichem 
Zuſammenhang mit dem Zahlungsverbot. Allerdings geht § 1 über 
den 8 2 inſoweit hinaus, als er auch Zahlungen verbietet, die nicht 
Erfüllung eines beſtehenden Anſpruchs ſind. Aber vermögensrechtliche 
Anfprüche, die nach § 2 nicht als geſtundet gelten oder deren Betrag 
nicht nach 8 3 hinterlegt werden kann, fallen auch nicht unter 8 1. 
Die Verpflichtungen der New Yorker Firma gegenüber ihrem Pariſer 
Gläubiger entziehen ſich der deutſchen Geſetzgebung; ihre Erfüllung 
iſt daher auch keine Verletzung des deutſchen Zahlungsverbots. 
Anders wäre es, wenn zum Zweck der Erfüllung Geld oder Wert 
papiere aus Deutſchland nach Frankreich „abgeführt“ oder „über 
wieſen“ würden; aber davon iſt in dem entſchiedenen Fall keine 
Rede. — Ich bin weit davon entfernt, die vorgebrachten Bedenken 
für unbedingt entſcheidend zu halten; ich wollte aber betonen, daß 
die Frage einer gründlicheren Prüfung bedarf, als ihr bisher zuteil 
geworden iſt. 


Geh. Juſtizrat Prof. Dr. Franz v. Liſzt, Berlin. 
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gegenüber D. in Paris eine Schuldverbindlichkeit in Höhe von 
1478,05 Sr en Im Sommer 1914 befand fid 
der Angeklagte beſuchsweiſe bei ſeiner in Gera wohnenden 
Familie und wurde durch den Kriegsausbruch an der Rückkehr 
nach New Pork gehindert, fo daß er jetzt fein Geſchäft von 
Gera aus leitet. Währenddeſſen forderte D. die Firma 
H. & Co. in New York zur Berichtigung feiner Forderung auf, 
was dem Angeklagten von ſeinem dortigen Geſchäftsführer mit⸗ 
geteilt wurde. Daraufhin gab jener mittels Schreibens vom 
20. September 1915, das jedoch von der militäriſchen Über: 
wachungsſtelle angehalten wurde, an die Firma Fl. & Co. in 
New York, welche ihm die zum Geſchäftsbetriebe erforderlichen 
Mittel kreditiert und für ihn mit Ausnahme des ron ihm 
ſelbſt beſorgten Ein⸗ und Verkaufs der Waren den geſamten 
Geſchäftsbetrieb, insbeſondere die Einziehung der Forderungen 
und die Bezahlung der Geſchäftsſchulden beſorgt, Anweiſung, 
an D. Zahlung zu leiſten. Hierin hat die Strafkammer den 
Verſuch einer mittelbaren Zahlungsleiſtung nach Frankreich erblickt 
und den Angeklagten gemäß SS 1, 6 Abſ. 1 Nr. 1 und Abſ. 2 
BRVO. vom 30. September / 20. Oktober 1914 — RGyBl. 
S. 421, 443 — betreffend Zahlungsverbot gegen Frankreich 
beſtraft. — Dem dagegen gerichteten Reviſionsangriff des 
Angeklagten war der Erfolg zu verſagen. — Allerdings gibt 
der Urteilsinhalt über die rechtliche Natur des Verhältniſſes, 
in dem Angeklagter und die Firma Fl. & Co. miteinander 
ſtanden, keine klare Auskunft. Denn während zunäckſt geſagt 
iſt, daß von ihnen das Geſchäft gemeinſchaftlich in der ge⸗ 
ſchilderten Weiſe betrieben wurde, heißt es an einer anderen 
Stelle, daß lediglich der Angeklagte als Alleininhaber der Firma 
H. & Co. Schuldner des D. war. Es kann dies jedoch auf 
ſich beruhen; denn mag zwiſchen beiden ein Geſellſchaftsverhältnis 
beſtanden haben, wofür die erſte Annahme ſprechen würde, 
oder mag gemäß der zweiten davon auszugehen ſein, daß die 
Firma Fl. & Co. nicht Geſellſchafter des Angeklagten, vielmehr 
auf Grund eines andersgearteten beſonderen Vertragsverhältniſſes 
ihm als alleinigen Geſchäftsinhaber zu den fraglichen Leiſtungen 
verbunden war, immer würde der Angeklagte aus den im 
Betriebe abgeſchloſſenen Geſchäften wenn nicht allein, ſo doch 
zum mindeſten zuſammen mit Fl. & Co. berechtigt und ver⸗ 
pflichtet geweſen und daher in jedem Falle die Auffaſſung der 
Strafkammer einwandfrei ſein, daß es ſich um eine eigene 
Schuld des Angeklagten an D. gehandelt habe. Die Be⸗ 
hauptung, dasjenige was der Angeklagte getan habe, erſchöpfe 
ſich darin, daß er ſeiner Firma gegenüber nur eine Auskunft 
über den Rechtsbeſtand einer gegen ihn geltend gemachten 
Forderung gegeben habe, ſcheitert an den tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen der Strafkammer. Nach ihnen hat er auch nicht 
lediglich eine für die Außenwelt als bedeutungslos zu achtende, 
allein das innere Verhältnis zwiſchen ihm als Geſchäftsinhaber 
und ſeinem New Porker Geſchäftsperſonal berührende geſchäftliche 
und von dieſem Geſichtspunkt aus ſtrafrechtlich unerhebliche 
Weiſung erteilt. Vielmehr hat er, wie die Strafkammer zu⸗ 
treffend annimmt, ein Strafgeſetz des Deutſchen Reiches ver- 
letzt, indem er von Gera, alſo vom Inlande aus, an Fl. & Co. 
in New Pork das ſchriftliche Erſuchen richtete, den Geldbetrag 
der Forderung des D. an dieſen nach Paris zu überſenden, 
nahm er eine Handlung vor, durch die er die Tilgung ſeiner 
Schuld unter Inanſpruchnahme jener Firma zu bewirken be⸗ 
abſichtigte und erſtere herbeizuführen begann. Sie ſtellt ſich 
nicht bloß als Vorbereitung einer Zahlung, ſondern als das 
zur Verwirklichung einer ſolchen von ſeiten des Angeklagten 
weſentliche Tun, ſonach aber als in den Bereich des fraglichen 
Zahlungsvorgangs gehörige Ausführungshandlung dar, ſo daß 
in dem Verhalten des Angeklagten, da der gewollte Erfolg 
nicht erreicht wurde, ohne Rechtsirrtum der Verſuch einer durch 
die BRVO. verbotenen mittelbaren Zahlungsleiſtung gefunden 
werden konnte (vgl. RGSt. 49, 286). — Dem ſteht nicht 
entgegen, daß es ſich, wie der Beſchwerdeführer einwendet, um 
eine im Ausland entſtandene, daſelbſt und aus dortigen Mitteln 
zu erfüllende und auf Grund der dort geltenden Geſetze im 
Wege der Klage beitreibbare Geſchäftsſchuld handelt, ihm auch 
aus der Nichtzahlung erhebliche Nachteile erwachſen können. — 
Die vom Bundesrat erlaſſenen Zahlungs verbote find wirt⸗ 
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ſchaftliche Vergeltungsmaßregeln gegenüber ähnlichen Maß: 
nahmen, die ſeitens der feindlichen Staaten zur Bekämpfung 
und Erſchöpfung der wirtſchaftlichen Kräfte Deutſchlands ergriffen 
worden ſind, und bezwecken, eine günſtigere Geſtaltung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Lage des feindlichen Auslandes zu verhüten. Schon 
hiernach ſind ſie nicht einſchränkend auszulegen, und daß dies auch im 
Sinne der Verordnungen ſelbſt liegt, ergibt ſich aus ihrer Faſſung, 
nach der jede Zahlungsleiſtung in bar, in Wechſeln oder Schecks, 
durch Überweiſung oder in ſonſtiger Weiſe, ſowie das Abführen 
oder ÜUberweiſen von Geld oder Wertpapieren, und alles dies, 
ob es unmittelbar oder bloß mittelbar geſchieht, von dem 
Verbote ergriffen werden ſoll. Dementſprechend muß aber jede 
einſchlägige Handlung, die zur Vereitelung jenes Zweckes zu 
führen vermag, als dem Verbot unterfallend erachtet werden. — 
Das Zahlungsverbot ſetzt nicht voraus, daß die Befriedigung 
des Gläubigers aus Mitteln erfolge, die ſich im Inlande 
befinden. Es verbietet jede Zahlung nach dem feindlichen 
Auslande, auch ſolche, die der in Deutſchland Befindliche und 
damit dem deutſchen Geſetz Unterworfene aus Mitteln herbei⸗ 
führt, die ihm im Auslande zur Verfügung ſtehen, die er mit 
dem Umwege über das Ausland nach dem feindlichen Gebiete 
bewirkt. Auch durch ſolche Zahlungen wird die wirtſchaftliche 
Stärkung des feindlichen Staates, die das Geſetz unterbinden 
will, herbeigeführt, und zwar ſelbſt da, wo das ausländiſche 
Vermögen dem Zugriffe des Gläubigers offenſteht. Denn die 
freiwillige Zahlung ſchneidet mindeſtens den mit einer Prozeß⸗ 
führung verbundenen Zeitverluſt für die Befriedigung ab. — 
Ebenſowenig kann es darauf ankommen, ob aus der Befolgung 
des Verbotes Schaden für den einzelnen entſteht. Nicht deſſen 
Intereſſen ſchützt das Zahlungsverbot, ſondern die des deutſchen 
Vaterlandes. Freilich hat die grundlegende Verordnung vom 
30. September 1914 in den 8$ 2 und 3 gewiſſe Schutz⸗ 
vorſchriften über Stundung der Anſprüche, Zinſenlauf u. ä., 
ſowie Hinterlegung gegeben, auch in $ 7 dem Reichskanzler 
die Befugnis erteilt, Ausnahmen von dem Verbote zuzulaſſen. 
Soweit jedoch außerdem Verluſte oder Nachteile erwachſen, ſind 
es Opfer, die während des Krieges von dem einzelnen im 
Intereſſe der Allgemeinheit gebracht werden müſſen. (U. v. 
25. 2. / 17. 3. 16, 4 D. 44/16. 437 Xl.) 


5. [StPO. 5 31. Der Gerichtsſchreiber iſt von der Mit⸗ 
wirkung in der Hauptverhandlung nicht dadurch ausgeſchloſſen, 
daß er bei einer Durchſuchung in der Vorunterſuchung auftrags— 
gemäß anweſend war und über ſeine Wahrnehmungen einen 
ſchriftlichen Bericht erſtattet hat.] Auf Anordnung des Unter: 
ſuchungsrichters haben Polizeibeamte eine Durchſuchung der 
Wohnung des T. vorgenommen und hat der Burcauaififtent 
des LG. H. dieſer Durchſuchung beigewohnt. Bei der Durch— 
ſuchung hat T. dem H. erklärt, daß er einen Brief, nach dem 
vergeblich geſucht wurde, zerriſſen und verbrannt habe, und H. 
hat dieſe ihm gegenüber abgegebene Erklärung dem Unter— 
ſuchungsrichter berichtet. Auf fernere Anordnung des Unter— 
ſuchungsrichters hat H. einer durch Polizeibeamte ausgeführten 
Durchſuchung der Wohnung der Beſchwerdeführerin beigewohnt 
und auch über deren Ergebnis ſchriftlich berichtet. Unabhängig 
von dieſen Berichten haben die mit der Vornahme der Durch— 
ſuchungen beauftragten Polizeibeamten auch ihrerſeits über deren 
Ergebniſſe dienſtliche Berichte erſtattet. Die Tätigkeit des H. 
bei und nach dieſen Durchſuchungen ſchloß ihn nicht von der 
Mitwirkung als Gerichtsſchreiber in der Hauptverhandlung aus 
(S 31 Stq O.). Denn weder hat H. als Beamter der Staats— 
anwaltſchaft oder als Polizeibeamter mitgewirkt (8 22 Nr. 4 
StPO.) noch iſt er als Unterſuchungsrichter in der Sache tätig 
geweſen (S 23 Abſ. 2 StPO.). Er iſt lediglich bei einer von 
dem Unterſuchungsrichter gemäß 8 105 StPO. angeordneten 
und der von dieſem mit deren Ausführung beauftragten Polizei 
beamten durchgefuhrten Durchſuchung auf Anordnung des 
Richters anweſend geweſen und hat über ſeine bei dieſen Ge— 
legenheiten gemachten Wahrnehmungen dem Richter ſchriftliche 
Mitteilung gemacht. (U. v. 5. 8. 16, III 344/16.) 
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Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 
a) Zivilſachen. 

Der Notar haftet für die infolge verſpäteter Vor⸗ 
lage der Urkunde an das Grundbuchamt geſchuldete 
Zuwachsſteuer.“) 

Allerdings vermag das Reviſionsgericht der Anſchauung des 
OLG. darin nicht beizupflichten, daß der Notar die Vorlegung 
der Urkunde zum grundbuchamtlichen Vollzug aus dem Grunde habe 
beſchleunigen müſſen, weil er mit der Möglichkeit der baldigen 
Einführung des Zuſchlags zur Zuwachsſteuer in der Stadt N. 
habe rechnen müſſen und daß in der Außerachtlaſſung dieſer 
Möglichkeit eine Amtspflichtverletzung des Notars nach 8 839 BGB. 
zu finden ſei. Denn wenn der Notar auch verpflichtet iſt, ſich eine 
genaue Kenntnis der das Gebühren: und Steuerweſen betreffenden 
Geſetze und Verordnungen zu verſchaffen, ſo kann doch von ihm nicht 
verlangt werden, auf die in einer Gemeinde, in der er nicht einmal 
ſeinen Amtsſitz hat, möglicherweiſe bevorſtehende Einführung eines 
Zuſchlags zur Zuwachsſteuer Bedacht zu nehmen und aus dieſem 
Grunde die Vorlegung der Urkunde möglichſt zu beſchleunigen. Der 
Notar wäre, ſelbſt wenn er davon Kenntnis erhalten haben ſollte, daß 
die gemeindlichen Vertretungskörper in N. die Einführung des 
Zuſchlags zur Zuwachsſteuer beſchloſſen haben, gar nicht in der Lage 
geweſen, vorauszuſehen, wann der Zuſchlag in Kraft tritt. Der 
Notar durfte ſich darauf verlaſſen, daß ihm von der Einführung 
amtliche Mitteilung zugehen werde. Dieſe hat er durch die Ver⸗ 
fügung des LG. erhalten. 

Unter dieſen Umſtänden kann unerörtert bleiben, ob es über⸗ 
haupt zu den Amtspflichten eines Notars gehört, darauf 
Bedacht zu nehmen, daß aus Anlaß eines von ihm beur: 
kundeten Geſchäfts die Beteiligten nicht von den 
Wirkungen einer neuen Steuer oder Abgabe betrofſen 
werden. 

Es kann ſich hiernach nur darum handeln, ob der Notar im 
vorliegenden Fall an ſich die Vorlegung der Urkunde ſchuldhaft ver⸗ 
zögert und ſich dadurch einer Amtspflichtverletzung ſchuldig gemacht 
hat. Dies hat das Berufungsgericht mit Recht bejaht. Zutreffend 
iſt es hierbei davon ausgegangen, daß nach § 562 DA. für die 
Grundbuchämter die Vorlegung der Urkunden an das Grundbuch 
„Sofort“, d. h. ohne ſchuldhafte Verzögerung, geſchehen fol, ſobald 
ihrem Vollzuge durch das Grundbuchamt ein Hindernis vorausſichtlich 
nicht mehr im Wege ſteht (ſ. Samml. d. Entſch. Bd. 10 S. 646). Die 
Verpflichtung zur Vorlegung ruht, ſolange nicht die Staatsgebühren, 
die gemeindlichen Beſitzveränderungsabgaben und die Gebühren und 
Auslagen des Notars entrichtet ſind. Die Zahlung dieſer Gebühren 
und Abgaben geſchah am 3. Oktober 1912. Von da an war der 
Notar zur Vorlegung der Urkunde verpflichtet. Da der Inhalt der 
Urkunde in Anſehung der Beſchreibung und des Flächeninhalts der 
PlNr. 747 mit dem Inhalte des vor der Beurkundung des Kauſ— 
vertrages von dem Notar pflichtgemäß eingeſehenen Grundbuchs 
übereinſtimmte, ſtand, wie dem Notar bewußt ſein mußte, dem 
Vollzuge der Urkunde durch das Grundbuchamt ein Hindernis nicht 
entgegen. Die für die Grundbuchanlagen erforderlichen Auszüge 
konnten und mußten auch bei einem befchäftigten Notariate bis zum 
3. Oktober 1912 — die Beurkundung erfolgte am 27. September 
1911 — hergeſtellt werden. Es waren deshalb, um die Urkunde 
zum grundbuchamtlichen Vollzuge zu bringen, die nochmalige Einſicht 


1) Die Entſcheidung ſtellt ſtrenge Anforderungen an die Amts— 
pflicht der Notare und mahnt ſie, nicht nur Friſtſachen, ſondern 
jede Kanzleiarbeit unverzüglich erledigen zu laſſen. Das iſt in der 
Theorie leicht geſagt, in der Praxis ſchwer durchführbar. Da das, 
was fur die Notariatskanzleien gilt, auch für die Gerichtskanzleien 
gelten muß, ſo werden, wenn die Entſcheidung Schule macht, die 
Klagen des Publikums über die verzögerten Kanzleiarbeiten bei Gericht 
bald verſtummen. Der Fiskus wird ſich der Schadenserſatzanſprüche 
allerdings kaum erwehren können. Fuchs 


des Grundbuches und die Vornahme von Erbebungen bei dem Rent: 
amt über den Umfang der PlNr. 747 nicht nötig. Der Notar beruft 
ſich darauf, daß er wegen der Verſchiedenheit des Grundbuchs und 
des ihm vorgelegten Grundſteuerkataſterauszugs in Anſehung der 
Beſchreibung und des Umfangs der PlNr. 747 das Grundbuch 
wiederholt habe einſehen und zur Aufklärung Ermittlungen bei dem 
Rentamte habe pflegen müſſen. Der Notar hat allerdings daſur 
zu ſorgen, daß Abweichungen zwiſchen dem Grundbuch und dem 
Kataſter, namentlich in Anſehung des Flächenmaßes, aufgeklärt und 
beſeitigt werden. Dazu genügt es aber, daß der Notar dem Rent 
amte von der Unſtimmigkeit zwiſchen dem Kataſterauszug und dem 
Inhalte des Grundbuchs Mitteilung machte und es dieſem Amt 
üderließ, feſtzuſtellen, ob die Verſchiedenheit auf einer Unrichtigkeit 
des Kataſters oder — was nach den Umſtänden nahelag — in einer 
Mangelhaftigkeit des alten, nicht vollſtändig ergänzten Auszugs 
berubte. Auf keinen Fall durfte er deshalb die Vorlegung der Urkunde 
an das Grundbuchamt verzögern. Wenn aber der Notar glaubte, 
zur Aufklärung der zwiſchen dem ihm vorgelegten Kataſterausnz 
und dem Grundbuche beſtehenden Abweichung Erhebungen bei den 

Rentamte pflegen zu ſollen, fo hätte er dieſe ſoſort nad den 

28. September und nicht erſt nach dem 3 Oktober vornehmen müfer. 

Er hätte dann, wie nach der Sachlage mit Beſtimmtheit anzunehmen 
iſt, den gewünſchten Aufſchluß bis zum 3. Oktober 1912 erhalten. da 
die Beſchreibung der PlNr. 747 im Grundbuch auf einer Neuber 
meſſung beruhte, die in dem vorgelegten Kataſter nicht enthalten wat, 
konnte ſich die Erkundigung bei dem Rentamte nur auf die Frage 
erſtrecken, ob der Kataſter nach Maßgabe der Neuvermeſſung be⸗ 
richtigt ſei. 

Die Beantwortung dieſer Frage wäre dem Rentamte ſofort ohne 
beſondere zeitraubende Nachforſchungen auf Grund der Einſicht des 
Kataſters möglich geweſen. Daß die neue Bezeichnung der Pit. 747 
auf einer Neuvermeſſung beruhte, mußte der Notar ſchon daraus 
entnehmen, daß der Sandacker in dem Auszuge noch mit den 
PlNrn. 747 a und 747 b bezeichnet war. Hätte der Notar die Urkunde 
am 3. Oktober oder unmittelbar nach dieſem Tage dem Grundbuch⸗ 
amte vorgelegt, ſo wäre nach Maßgabe der einſchlägigen Vorſchriſten 
der Eigentumsübergang vor dem 11. Oktober 1912 im Grundbuch 
eingetragen worden. Dadurch aber, daß der Notar die Urkunde 
pflichtwidrig verſpätet vorlegte, konnte ſie erſt vollzogen werden, 
nachdem der gemeindliche Zuſchlag zur Zuwachsſteuer, das iſt am 
12. Oktober 1912, in Kraft getreten war. Die Verzögerung 
hatte daher den von den Klägern geltend gemachten Schaden zur 
Folge, für den nach Art. 126 NotGeſ. und Art. 60 AGB 8 der 
Staat haftet. 

Ohne Rechts irrtum hat das Berufungsgericht auch angenommen, 
daß der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen der Amtspflichtverletzung 
des Notars und dem den Klägern zugegangenen Schaden gegeben iſt. 
Die Möglichkeit des Eintritts eines Schadens im Falle der Gen 
zönerung der Vorlegung einer Urkunde an das Grundbuchamt it 
nicht eine ſo fernliegende, daß ſie nach der Auffaſſung des Lebend 
vernünftigerweiſe nicht in Betracht gezogen werden kann. Dies gilt 
auch für die Möglichkeit der Einführung eines gemeindlichen Zuſchlags 
zur Zuwachsſteuer. Durch den § 33 der zum Vollzuge des Zuwachs 
ſteuergeſetzes erlaſſenen und im Geſetz⸗ und Verordnungsblatt ver 
öffentlichten Bekanntmachung vom 27. Juni 1911 iſt den Gemeinden 
allgemein die Ermächtigung erteilt, durch Satzung zu beſtimmen, daß 
zu ihrem Anteil an der Steuer für ihre Rechnung Zuſchläge erhoben 
werden. Daß, wie zahlreiche andere Gemeinden, fo auch die Stadt N. 
von dieſer Ermächtigung Gebrauch machte, kann daher nicht als ein 
Ereignis angeſehen werden, das, wie die Reviſion geltend zu machen 
ſucht, außerhalb des natürlichen Verlaufs der Dinge lag. Daß der 
Notar die durch die Amtspflichtverletzung bewirkte Schädigung der 
Kläger hätte vorausſehen müſſen, iſt nicht erforderlich (ſ. Seuff Arch. 
Bd. 63 Nr. 150; RGZ. 81, 3612) JW. 1908, 526; Recht 1910 


2) JW. 1913, 546. 


— ru 


— 


45. Jahrgang. 


Nr. 2589; 1912 Nr. 875). Die nach dieſer Richtung hin erhobene 
Rüge iſt deshalb verfehlt. Das gleiche gilt für das Vorbringen der 
Reviſion, das Berufungsgericht habe mit Unrecht angenommen, dem 
Kläger ſei der Beweis dafür obgelegen, daß die Urkunde auch bei 
rechtzeitiger Vorlegung nicht vor der Einſührung des Zuſchlags zur 
Zuwachsſteuer von dem Grundbuchamte vollzogen worden wäre. Denn 
wenn der Beklagte behauptet, der Schaden wäre den Klägern auch 
dann zugegangen, wenn der Notar feine Amtspflicht erfüllt, d. h. die 
Urkunde ſoſort nach dem 3. Oktober 1912 vorgelegt hätte, ſo liegt 
ihm hierfür der Nachweis, und zwar dahin ob, daß der Schaden 
trotzdem nicht nur möglich geweſen, ſondern tarſächlich eingetreten 
wäre. (Urt. v. 27. März 1916, Neg. I Nr. 168/1915.) Bay Notz. 
1916, 266. 


b) Strafſachen. 
Berichtet von Nechtsanwalt Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


1. Begriff des Wortes: Ausfuhr. Räumliche An⸗ 
wendung des Strafgeſetzes. 


Die verbotene Ausfuhr erſchöpft ſich in dem bewußten Weg⸗ 
ſchaffen eines Pferdes aus dem Korpsbezirke, ſo daß der Pferdebeſtand 
in dem Bezirke verändert wird und der Militärbehörde ein jederzeitiges 
Zugreifen unmöglich gemacht iſt. Der Abſchluß des Veräußcrungs⸗ 
vertrages iſt ſür den Tatbeſtand der Zuwiderhandlung gegen das 
Ausfuhrverbot nicht weſentlich und nur inſofern tatſächlich von Belang, 
als dadurch der von dem Täter beabſichtigte Erfolg verwirklicht und 
ſein Einwand abgeſchnitten wird, er habe die Tiere zu einem erlaubten 
Zweck über die Grenze des Korpsbezirkes gebracht. Der Grundſatz 
der räumlichen Anwendung der Geſetze gilt auch für das Landesſtraf⸗ 
recht, wenn auch nicht in analoger Anwendung des 8 3 RStGB. 
(vgl. Olshauſen, StGB. Anm. 17 zu § 3); allein dieſer iſt durch 
das angefochtene Urteil keineswegs verletzt. Eine Straftat iſt da be⸗ 
gangen, wo der Täter irgendeine zu ihrem Tatbeſtande gehörige Tätig⸗ 
keit entwickelt hal. Setzt ſich die Ausfuhr eines Pferdes aus Einzel: 
handlungen, die im unmittelbaren Zuſammenhange miteinander das 
verbotene Unternehmen zum Abſchluſſe bringen, zu'ammen, fo hat der 
Angeklagte nach der tatrichterlichen Feſtſtellung innerhalb des Korps⸗ 
bezirkes, für den das Verbot gilt, den auf den Erfolg gerichteten 
Vorſatz gefaßt und ihn dadurch betätigt, daß er die Pferde durch den 
Bezirk und über deſſen Grenze brachte. Damit hat er in Bayern 
eine Handlung begangen, die unmittelbar darauf gerichtet war, die 
verbotene Pferdeausfuhr herbeizuführen. Die Tat des Angeklagten 
iſt daher in Bayern verübt (vgl. RGSt. 20, 170 und 39, 258). 
(Urt. v. 29. Juli 1916, Rev.⸗Reg. Nr. 248/1916.) 


2. Höchſtpreisgeſetz. Begriff des Wortes: Abſatz im 
Kleinverkauf in der Anordnung des Reichskanzlers vom 
18. November 1915. Ziffer III. 


Der Reichskanzler bewilligt in dieſer Beſtimmung ſür den Klein⸗ 
verkauf von Stroh eine Ausnahme von der Höchſtpreisfeſtſetzung in 
den §§ 5 und 9 BD. vom 8. November 1915. Als Kleinverkauf gilt 
nach Ziff. III Abſ. 2 der Abſatz unmittelbar an Verbraucher in Mengen 
von nicht mehr als täglich 15 Doppelzentnern unter der Voraus— 
ſetzung, daß zur Beförderung des Strobes bis zum Verbrauchsorte 
die Eiſenbahn oder der Waſſerweg nicht benützt wird. Das BG. 
hält die Ausnahmebeſtimmung für unanwendbar, weil das Kauf— 
geſchäft ſich auf 2 Fuhren Stroh zu 50 Zentner bezogen habe und 
gleichgültig ſei, ob dieſe auf einmal oder in mehreren Partien ge⸗ 
liefert worden wären. Es nimmt alſo an, daß die Ausnahme⸗ 
beſtimmung nicht zutrifft, wenn die an einem Tage geſchloſſenen 
Veräußerungsverträge mehr als 50 Doppel zentner umfaſſen, gleichviel, 
wie und wann die Übergabe des Strohes an den Erwerber erſolgt, 
und ſtellt damit den Begriff „Abſatz“ gleich dem ſchuldrechtlichen 
Veräußerungsvertrage. Dieſe Auslegung iſt weder mit dem allgemeinen 
Sprachgebrauche noch der Ausdrucksweiſe der Geſetzesſprache zu recht⸗ 
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fertigen. Unter „Abſatz“ in der Anwendung auf den Warenverkehr 
verſteht die Umgangsſprache die durch den Handel vermittelte Aber⸗ 
führung von Waren aus der Hand des Verkäufers in die des Käufers, 
namentlich des Verbrauchers (Konverſations lexikon von Brockhaus 
und von Meyer zu dem Wort „Abſatz“). In 8 259 R Stg. iſt 
das Wort „Abſatz“ gleichbedeutend mit der Übertragung dinglicher 
Rechte gebraucht (vgl. Olshauſen, StGB. 8 259 Anm. 14a). Das 
Geſetz über den Abſatz von Kaliſalzen vom 25. Mai 1910 erläutert 
im § 3 den Begriff „Abſatz“ dahin, daß darunter jede „Beſitzüber⸗ 
tragung“ von Kaliſalzen an einen anderen zu verſtehen ſei. Dieſe 
Auslegung wird auch dem Zwecke der Ausnahmebeſtimmung gerecht. 
Die Anordnung begünſtigt nur den unmittelbaren Abſatz an Ber: 
braucher, ſoweit er ohne Benützung der Eiſenbahn oder des Waſſer⸗ 
weges möglich iſt, und ſchließt damit den Abſatz an Zwiſchenhändler 
ohne Rückſicht auf ſeinen Umfang aus. Sie wird alſo naturgemäß 
in der Hauptſache dem Erzeuger zugute kommen, der das aus ſeinem 
landwirtſchaftlichen Betriebe gewonnene Stroh in der näheren Um⸗ 
gebung ſeines Wohnortes an Verbraucher abſetzt. Daraus ergibt ſich 
von ſelbſt eine Beſchränkung des begünſtigten Abſatzes, die notwendig 
einer übermäßigen Steigerung des Preiſes über die ſeſtgeſetzten Höchſt⸗ 
preiſe entgegenwirkt. Die Begünſtigung gilt indes nicht ausſchließlich 
für den Erzeuger, ſondern auch für den Händler, der unmittelbar an 
den Verbraucher verkauft und dieſer Umſtand machte wohl vor allem 
die geſetzliche ausdrückliche Umſchreibung des Bepriffes Kleinverkauf 
nötig. als deren Grundlage die Höhe des täglichen Abſatzes erſcheint. 
Nur wer täplich nicht mehr als 15 Doppelzentner an Verbraucher 
unmittelbar aus ſeinen Vorräten abgibt, alſo nicht die Vorteile der 
gleichzeitigen Beförderung einer größeren Menge ausnützen kann, ſoll 
von der Einhaltung der Höchſtpreiſe befreit ſein. Damit iſt auch dem 
Umfange des begünſtigten Geſchäſtsbetriebes des Händlers eine ſcharfe 
Grenze gezogen. Dieſe Grenze wird zum Nachteile der Ziele des 
Geſetzgebers, die er mit der Ausnahmebeſtimmung verfolgt, nicht da⸗ 
durch erweitert, daß ſich der Beſitzer der Ware in einem einzigen 
ſchuldrechtlichen Geſchäfte verpflichtet, einem Verbraucher eine größere 
Menge Stroh als 15 Doppelzentner Stroh zu liefern, ſoferne nur 
die Lieferung zu verſchiedenen Zeiten und nur in Mengen von nicht 
mehr als 15 Doppelzentnern täglich geſchieht. Ob der Beſitzer der 
Ware in einem Kaufvertrage ſich verpflichtet, dem Verbraucher 
30 Doppelzentner in der Weiſe zu liefern, daß er ihm an zwei ver⸗ 
ſchiedenen Tagen je 15 Doppelzentner abgibt oder ob jeweils erſt am 
Lieferungstage ſelbſt ein Vertrag über die Abgabe von 15 Doppel⸗ 
zentnern geſchloſſen wird, kann für die Anwendung der Ausnahme: 
beſtimmung keinerlei Unterſchied begründen, denn weſentlich iſt nur, 
daß an keinem Tage mehr als 15 Doppelzentner an Verbraucher ge— 
liefert werden, alſo der tägliche Umſatz des Verkäufers 15 Doppel: 
zentner nicht überfteigt. (Urt v. 29. Juli 1916, Rev⸗Reg. Nr. 227/1916) 


3. Bekanntmachung des Bundesrates vom 4. November 
1915 zur Regelung der Preiſe für Schlachtſchweine und für 
Schweinefleiſch. Begriff des Wortes: Lebendgewicht. Be: 
deutung des §S 2 der Bekanntmachung. 


In § 1 Abſ. 1 VO. find für 37 Städte des Deutſchen Reiches 
die Preiſe feſtgeſetzt, die beim Verkaufe von Schweinen zur Schlachtung 
nicht überſtiegen werden dürfen. Die Preiſe ſind nach dem Lebend— 
gewicht der Schweine beſtimmt. Nach Abſ. 3 darf auch in Gemeinden, 
die nicht zu den namentlich genannten 37 Städten gehören aber öffent: 
liche Schlachthäuſer beſitzen, der Preis für Schweine beim Verkaufe 
zur Schlachtung den Höchſtpreis der nächſtgelegenen im Abſ. 1 ge⸗ 
nannten Stadt nicht überſteigen. Nach 8 2 WO. darf, ſofern die 
Landeszentralbehörden nicht Ausnahmen zulaſſen, der Verkauf von 
Schweinen zur Schlachtung nur nach Lebendgewicht erfolgen. Wer 
dieſer Vorſchrift zuwiderhandelt, iſt nach 8 9 BD. zu beſtrafen. 

Die Strafdrohung iſt gegen die Überſchreitung von Höchſtpreiſen 
gerichtet. Sie trifft aber, wie in der Rechtſprechung gleichmäßig 
anerkannt wird, den Käufer, der höhere Preiſe gewährt, ebenſo wie 
den Verkäuſer. 
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Unter „Lebendgewicht“ kann nur das mit Hilfe der Wage, 
nicht das durch bloße Schätzung feſtgeſtellte Gewicht gemeint ſein. 
Andernfalls wäre die Beſtimmung allzu leicht zu umgehen. 

Dieſer Auslegung tritt auch die Reviſion nicht entgegen. Sie 
macht in erſter Linie geltend, daß die BD. vom 4. November 1915 
nicht anwendbar ſei, denn ſie habe nur für die im § 1 namentlich 
aufgeführten Städte und außerdem nur für Gemeinden mit öffentlichen 
Schlachthäuſern gegolten. Dem § 2 eine unabhängige Stellung zu: 
zuweiſen und ihm allgemeine Gültigkeit zuzuſchreiben, dafür biete das 
Geſetz keine Handhabe. Er ſei nach ſeiner Stellung im Geſetze als 
notwendige Ergänzung des § 1 anzuſehen, da er die Grundlage für 
die Höchſtpreisfeſtſetzung ſchaffe. 

Der Reviſion iſt zuzugeben, daß die Stellung des § 2 unmittel⸗ 
bar im Anſchluß an die Feſtſetzung der Höchſtpreiſe nach Lebendgewicht 
für ihre Auffaſſung zu ſprechen ſcheint. Dazu kommt, daß die SS 3 
und 4 nur ergänzende Beſtimmungen zu § 1 enthalten und daß erſt 
die BRVO. vom 14. Februar 1916 eine allgemeine Regelung der Preiſe 
für Schlachtſchweine und Schweinefleiſch brachte. Gleichwohl kann 
die Auslegung nicht als richtig anerkannt werden. § 2 DD. ſpricht 
ganz allgemein vom Verkaufe von Schweinen zur Schlachtung. Die 
Vorſchrift iſt nach ihrem Wortlaute nicht auf den Verkauf in den im 
8 1 angeführten großen Städten und Gemeinden mit öffentlichen 
Schlachthäuſern beſchränkt. Das entſpricht auch dem Zwecke des Ge⸗ 
ſezes. Die Verordnung iſt zur Regelung der Preiſe für Schlacht⸗ 
ſchweine und Schweinefleiſch erlaſſen; ſie will der fortwährenden 
Steigerung der Schweinefleiſchpreiſe entgegenwirken. Dieſen Zweck 
ſucht ſie zu erreichen durch eine allgemeine Höchſtpreisfeſtſetzung für 
Schlachtſchweine und für Schweinefleiſch (ſ. d. 6. Nachtrag zu der 
„Denkſchrift über wirtſchaftliche Maßnahmen aus Anlaß des Krieges“ 
Nr. 147 der Druckſ. des RT. 1914/15 S. 42). Da bei der Feſtſetzung 
der Preiſe für Schlachtſchweine eine Abſtufung nach den örtlichen 
Verhältniſſen geboten war, wurden die Preiſe, wie die Denkſchrift 
ſagt, für die verſchiedenen beſtehenden Hauptmärkte feſtgeſetzt. Die 
Verordnung geht alſo davon aus, daß die angeſtrebte allgemeine 
Höchſtpreis feſtſetzung durch die Preisfeſtſetzung für die Hauptmärkte 
erreicht wird, weil von dieſer die Preisbildung in den Gebieten, aus 
denen die Märkte verſorgt werden, notwendig beeinflußt wird. Hin⸗ 
ſichtlich der Beſtimmungen im § 2 BD. bemerkt die Denkſchrift, daß 
der vereinzelt noch übliche Verkauf nach Schlachtgewicht unterſagt 
werden mußte, weil die Preiſe nach Lebendgewicht feſtgeſtellt wurden. 
Daraus folgt, daß die Verordnung trotz der ſcheinbaren Beſchränkung 
der Preisfeſtſetzung demnach eine allgemeine Höchſtpreisfeſtſetzung vor⸗ 
nehmen wollte und daß fie die gewählte Art der Regelung zur Er: 
reichung des Zieles wegen des unabweisbaren Einfluſſes des Preiſes 
in den Hauptmärkten auf die Preisbildung im allgemeinen für aus⸗ 
reichend hielt. Das zwingt auch dem im $ 2 WO. enthaltenen Verbote 
des Verkaufes nach Schlachtgewicht die ſeiner Faſſung entſprechende 
allgemeine Verbindlichkeit beizulegen. 

Dieſe Auslegung findet ihre Beſtätigung auch in der Vorſchriſt 
des §S 5 O., nach der bei Abgabe an den Verbraucher der Preis 
für friſches Schweinefleiſch 140 v. H. des in der nächſtgelegenen 
Schlachthausgemeinde für das Lebendgewicht der Schweine im Gewichte 
von 80 bis 100 kg geltenden Höchſtpreiſes nicht überſteigen darf. 
Dieſe Beſtimmung gilt unbezweifelbar für alle Teile des Reichsgebietes. 
Sie ſoll einen übermäßigen Gewinn des Zwiſchenhandels und damit 
eine Ausbeutung des Verbrauchers verhindern (Denkſchrift S. 43). 
Da ſonach die ganze Preisregelung, nicht bloß die für Schlachtſchweine, 
ſondern auch die allgemein gültige für den Verkauf des Fleiſches an 
den Verbraucher ihre Grundlage in dem Verkaufe nach dem 
Lebendgewichte hat, kann die Beſtimmung im § 2 BD. nicht die 
begrenzte Bedeutung haben, die ihr der Beſchwerdeführer beilegt. 
Weder die Ausführungsbeſtimmungen des Bayriſchen Staatsminiſteriums 
des Innern vom 9. November 1915, noch die Ausführungsanweiſung 
der preußiſchen Miniſter des Innern, für Handel und Landwirtſchaft 
vom 11. November 1915 enthalten Vorſchriften, die zugunſten der 
Auffaſſung des Beſchwerdeführers gedeutet werden könnten. Vielmehr 
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iſt gerade in der preußiſchen Anweiſung betont, daß grundſätzlich 
der Handel nur nach Lebendgewicht erfolgen ſoll. (Urt. v. 20. Juli 
1916, Rev.⸗Reg. Nr. 172/1916.) 


Oberſchiedsgericht für Angejtelltenverfiherung.') 
Berichtet von Regierungsrat Dr. Th. v. Olshauſen, Berlin. 


1. 51. Verſicherungspflicht von im Ausland 
beſchäftigten Angeſtellten. 

Grundſätzlich iſt davon auszugehen, daß der räumliche Geltungs⸗ 
bereich der deutſchen Verſicherungsgeſetze an den Keichsgrenzen ſein 
Ende erreicht. Dieſer Grundſatz iſt auf dem Gebiete der Unfall⸗ und 
Invalidenverſicherung vom RBA. in ſtändiger Rechtſprechung feſt⸗ 
gehalten worden (zu vgl. Handbuch der Unfallverſicherung [3] I 227). 
Dieſe Auffaſſung hat auch für die Angeſtelltenverſicherung zu gelten. 
In Übereinſtimmung damit ſteht die in der erſten Kommiſſionsleſung 
des Entwurfs eines VGfA. abgegebene Erklärung eines Regierungs⸗ 
vertreters, daß nur inländiſche Betriebe von der Verſicherungspflicht 
erfaßt werden ſollen (Komm B. 12). Nun brauchen allerdings die 
inländiſchen Betriebe nicht immer auf das Inland beſchränkt zu ſein. 
Demgemäß hat das NVA. in feiner Rechtsübung angenommen, daß 
eine nur gelegentliche oder geringfügige Ausdehnung der inländiſchen 
Betriebstätigkeit ins Ausland, die keine ſelbſtändige wirtſchaftliche 
Bedeutung hat, ſondern ſich als Teil, Zubehör, Fortſetzung oder 
Aus ſtrahlung des inländiſchen Betriebs darſtellt, mitverſichert iſt. 
In ſolchen Fällen wird auch die Angeſtelltenverſicherung Platz zu 
greifen haben. Es wird alſo die Verſicherungspflicht von im Aus⸗ 
land beſchäftigten Angeſtellten von der Feſtſtellung abhängen, ob das 
im Ausland befindliche Unternehmen eine Ausſtrahlung des in⸗ 
ländiſchen darſtellt. Demgegenüber kann der in der Kommiſſionsleſung 
zu $ 3 des Entwurfs abgegebenen Erklärung eines Regierungs⸗ 
vertreters, wonach diejenigen Angeſtellten, welche in einem un⸗ 
mittelbaren Vertragsverhältnis zu einer inländiſchen Firma ſtänden, 
auch während ihrer Beſchäftigung im Ausland verſicherungspflichtig 
ſeien, nicht ſchlechtweg entſcheidende Bedeutung beigemeſſen werden 
(zu vgl. auch Mentzel, Schulz, Sitzler, VGfA. Anm. 20 Abſ. 5 zu 
§ 1). 16. Juni 1916, P. 186/15. 


2. § 1 Abſ. 1 Nr. 2 VGfA. Verſicherungspflicht von 
Angeſtellten mit Hochſchulbildung. 

Das VGfA. unterwirft auch diejenigen höheren Angeſtellten der 
Verſicherungspflicht, deren Stellung über die der Betriebsbeamten 
und Werkmeiſter hinausgeht, namentlich auch Angeſtellte mit Hoch⸗ 
ſchulbildung. Anderſeits ſollten nach der Entſtehungsgeſchichte des 
Geſetzes diejenigen Perſonen von der Verſicherung freibleiben, die 
nach der Art ihrer Stellung nicht zu ausführender, ſondern zu ſelb⸗ 
ſtändiger wiſſenſchaftlicher oder gleichwertiger Tätigkeit berufen ſind 
und regelmäßig ſich eine akademiſche Vorbildung erworben haben. 
Aus dieſem Grunde wird man auch Aſſiſtenten an Univerſitäten, die 
neben ihrer Lehrtätigkeit noch ausreichend Zeit und Gelegenheit zu 
freier wiſſenſchaftlicher Arbeit und Forſchung haben, aus dem Kreiſe 
der Angeſtellten ausſcheiden müſſen. Sie unterſcheiden ſich in dieſer 
Hinſicht nicht weſentlich von den Hochſchullehrern im engeren Sinne. 
Letztere nehmen freilich eine noch freiere Stellung als die Aſſiſtenten 
ein, da ſie auch ihre Lehrtätigkeit ausüben können, ohne der Leitung 
und Aufſicht eines anderen Mitgliedes des akademiſchen Lehrkörpers 
unterworfen zu ſein. Die Aſſiſtenten können ſich aber, mögen ſie 
auch bei der Unterweiſung der Studierenden mehr oder weniger der 
Überwachung durch einen Hochſchullehrer unterliegen, auf wiſſenſchaft⸗ 
lichem Gebiete ebenſo frei und ausgiebig betätigen, wie die übrigen 
akademiſchen Lehrkräfte. Inſofern unterſcheiden ſie ſich weſentlich 
von den akademiſch gebildeten Perſonen, die bei induſtriellen, kauf⸗ 


1) Vgl. den letzten Bericht über Angeſtelltenverſicherung. IW. 
1916, 762 ff. 
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45. Jahrgang. 
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männiſchen und ſonſtigen Inſtituten als Chemiker, Techniker, Juſtitiare 
u. dgl. angeſtellt und verpflichtet ſind, ihre ganze Zeit und Arbeits⸗ 
kraft dieſem Unternehmen zu widmen. 11. Februar 1916, P. 181/15. 


3. § 1 Abſ. 1 Nr. 2 Võf A. Angeſtellte in gehobener 
Stellung. 

Den Heilgehilfen J., der bei der Aktiengeſellſchaft H. gegen ein 
Monatsgehalt und dreimonatige Kündigung angeſtellt iſt, hat der 
Rentenausſchuß für verſicherungspflichtig erklärt. Gegenüber der 
erhobenen Beſchwerde führt das OSchG. folgendes aus: 

Es iſt nicht richtig, daß die rein techniſchen, körperlichen Arbeiten 
des J. überwiegen und ſeiner Stellung das Gepräge geben. Mag 
auch für die ſpätere Wartung und Pflege der Verletzten in erſter 
Linie der Arzt verantwortlich ſein, ſo hat doch J. gerade bei der 
erſten, beſonders wichtigen Behandlung der im Betriebe Verunglückten 
die nächſten Maßnahmen zu treffen, die oft für das Leben und die 
Geſundheit der in die Unfallſtation Eingelieferten von der höchſten 
Bedeutung find. So hat er zunächſt allein und unter ausſchließlicher 
Verantwortlichkeit ſelbſtändig Notverbände anzulegen und erforder⸗ 
lichenfalls Wiederbelebungsverſuche vorzunehmen. Von ſeiner Geſchick⸗ 
lichkeit, Umſicht und Tatkraft wird alſo nicht ſelten das Leben der 
Verunglückten abhängen. Er bekleidet ſomit eine Stellung, die etwa 
der des Arztes auf einer Unfallſtation verwandt iſt und das hohe 
Maß von Verantwortung kann und darf ihm auch nur mit Rückſicht 
auf ſeine Vorbildung auf dem Gebiete der Heilkunde zugeſtanden 
werden. Er hat ſich nämlich nicht nur in Krankenhäuſern praktiſche 
Erfahrung in ärztlichen Dingen erworben, ſondern mußte auch ſeine 
Befähigung als Heilgebilfe durch eine ſtaatliche Prüfung erweiſen. 
Hinzu kommt, daß ſeine Tätigkeit ſich nicht mit der erſten Hilfeleiſtung 
erſchöpft. Er hat vielmehr ferner ſelbſtändig zu befinden, ob ein 
Verletzter nur einem Arzte oder alsbald einem Krankenhauſe zu über⸗ 
weiſen iſt. Endlich hat er in leichteren Fällen ſogar die Weiter⸗ 
behandlung der Verletzten ſelbſt zu bewirken. Mag er dabei auch 
unter der Oberaufſicht des Arztes ſtehen, ſo muß er doch naturgemäß 
auch bei dieſen Verrichtungen ein nicht geringes Maß von eigener 
Verantwortlichkeit tragen und nicht unerhebliche fachtechniſche und 
mediziniſche Kenntniſſe und Erfahrungen beſitzen, ohne die er nicht 
mit Erfolg ſich als ein ſachverſtändiger Gehilfe des Arztes erweiſen 
könnte. Es handelt ſich daher um einen in gehobener Stellung 
befindlichen Angeſtellten. 19. Mai 1916, P. 19/16. 


4. § 1 Abſ. 1 Nr. 2 BEA. Zur Frage der Verſicherungs— 
pflicht von Kinderfräuleins. 

Luiſe K. war bei dem Fabrikbeſützer M. gegen ein monatliches 

Gehalt von 27,50. als Kinderfräulein in Stellung. Ihr lag die 


Zu 3. Als Angeſtellte in gehobener Stellung hat das OSchG. 
ferner angeſehen: die Direktrice eines Taillen⸗Ateliers, deren 
Tätigkeit im Maßnehmen, Zuſchneiden, Anprobieren und Muſter⸗ 
herſtellen beſteht, weil dieſe Arbeiten ein nicht geringes Maß von 
fachmänniſchen Kenntniſſen, erfinderiſcher Geſtaltungskraft, Formen⸗ 
ſinn und Geſchmack erfordern, 19. Januar 1916, P. 157/15, ſowie 
die Direktricen einer Wäſchefabrik, 20. November 1915, 
P. 77/15; Kriminalpolizeiſergeanten, da ihre Tätigkeit nicht 
nur eine eingehende Kenntnis der Geſetze und Verordnungen erfordert, 
ſondern auch ſolche Anforderungen an Denk- und Entſchlußfähigkeit 
und an die geſamten geiſtigen Kräfte ſtellt, wie ſie von einem An⸗ 
gehörigen der handarbeitenden Bevölkerungsklaſſe nicht verlangt werden 
(18. März 1916). Nicht verſicherungspflichtig ſind hingegen: der 
Pförtner eines kleinen Gaſthofs, wenn deſſen Tätigkeit nicht 
über dasjenige hinausgeht, was einem Gewerbegehilfen obliegt, 
14. April 1916, P. 173,15, der Oberkellner eines Gaſthofes mit 
nur 14 Fremdenzimmern, 24. November 1915, P. 100/15; die Gin: 
nehmer von Verſicherungsgeſellſchaften, die in der Haupt⸗ 
ſache mit der Einziehung von Beiträgen beſchäftigt ſind, 1. Mai 1915, 
P. 17/14, und 26. Mai 1916: die Packerinnen eines Waren⸗ 
hauſes, weil ihre Tätigkeit eine gewerbliche, nicht kaufmänniſche iſt, 
3. Dezember 1915, P. 96/15; die Paketkontrolle am Ausgang 
eines Geſchäftes, die gleichfalls eine gewerbliche Tätigkeit iſt, 3. Sep⸗ 
tember 1915, P. 103/15; Bierfahrer, da fie dem Arbeiterſtande 
zuzurechnen ſind, 16. Juni 1916, P. 81/16. 

Zu 4. Auch ein „Hausfräulein“ hat das OSchG. nicht für 
ver ſicherungspflichtig erklärt, weil gerade die für den Zuſchnitt 


Sorge für die drei Kinder ihres Arbeitgebers im Alter vor 8, 6 und 
1 Jahre ob. Sie hatte insbeſondere auch mit ihnen ſpazieren zu 
gehen, ſollte auf ein geſiittetes Betragen der Kinder achten, las fie 
ihnen vor oder lehrte ihnen Spiele. Die Beaufſichtigung der Schul⸗ 
arbeiten lag ihr nicht ob. Sie wurde Fräulein angeredet, ſie ſchlief 
im eigenen Zimmer. Sie hatte das Kinderzimmer und ihr eigenes 
Zimmer reinzumachen, im Haushalt wurde fie außerdem mit Nähen 
beſchäftigt. jedoch überwog die Beſchäftigung mit den Kindern ihre 
hauswirtſchaftliche Tätigkeit. 

Der Rentenausſchuß hat die Verſicherungspflicht der K. bejaht. 
Er ſieht fie als Angeſtellte im Sinne des 8 1 Abſ. 1 Nr. 2 VGfA. an. 

Das Oberſchiedsgericht ſührt aus, daß die K. Erzieherin im Sinne 
der Nr. 5 VGfA. ſchon deshalb nicht ſei, weil nach allgemeiner ge: 
ſellſchaftlicher Anſchauung nur ſolche Perſonen als Lehrerinnen oder 
Erzieherinnen angeſehen werden, die durch den Beſitz einer gewiſſen 
Bildung und eines nicht unerheblichen Maßes von Wiſſen zur Ver⸗ 
mittlung von Kenntniſſen oder Fertigkeiten oder doch zur erzieheriſchen 
Einwirkung auf Charakter und Gemüt der ihnen anvertrauten Kinder 
befähigt ſind. Dies traf für die K. nicht zu, weil ſie lediglich die 
Bürgerſchule beſucht hatte. Übrigens lag ihr eine Unterrichtserteilung 
ebenſowenig ob, wie die Beaufſichtigung der Schularbeiten der Kinder. 
Auch als höhere Angeſtellte kann fie nicht gelten. Wie der Renten: 
ausſchuß zutreffend hervorhebt? ſtand fie gegenüber den Dienſtboten 
in keinem Überordnungsverhältnis; ſie hatte auch keinen Familien⸗ 
anſchluß und aß am Familientiſch nur dann mit, wenn nicht fremder 
Beſuch anweſend war, alſo offenbar nur zum Zwecke der Beaufſichtigung 
der Kinder. Ebenſowenig kann darauf Gewicht gelegt werden, daß 
ſie als „Fräulein“ und nicht, wie Dienſtboten gewöhnlich, mit dem 
Vornamen angeredet wurde, weil dieſe Anrede Perſonen einer ſolchen 
Stellung oft zuteil, damit ſie den Kindern gegenüber das Anſehen 
genießen, das zur ordnung smäßigen Ausübung der Aufſicht erforder: 
lich iſt. Zieht man auch die hauswirtſchaſtliche Tätigkeit der K. in 
Betracht, ſo ergibt ſich, daß der Schwerpunkt ihrer Tätigkeit in Dienſt⸗ 
leiſtungen niederer Art lag. Auch die Höhe des ihr gewährten Bar⸗ 
entgelts erhebt ſie nicht über den Kreis beſſer bezahlter Dienſtboten. 
Sie iſt daher nicht verſicherungspflichtig nach dem VGfA. — 16. Juni 
1916, P. 95/16. 


5. 51 Abſ. 1 Nr. 1 und 2 VGf A. Beſchäftigung im Haupt⸗ 
beruf. Verſicherungspflicht eines Amtsanwalts. 


Der Amtsanwalt W. iſt Fideikommißbeſitzer mit einem Einkommen 
von 6000 % jährlich. Als Amtsanwalt bezieht er ein Jahresein⸗ 
kommen von 1400 4, wovon nach Abzug der Burcauunkoſten ein 


des Haushalts und ſeine Geſtaltung im einzelnen weſentlichen An⸗ 
ordnungen der Hausfrau ſelbſt oblagen, die ſich wegen Krankheit nur 
der rein körperlichen Arbeiten zu enthalten gezwungen war. 3. Dezember 
1915, P. 97/15. — Nicht verſicherungspflichtig find ferner, die 
Kinderpflegerinnen der Heilſtätte eines Nordſeebades, 18. Auguſt 
1916, P. 114/15. 

Zu 5. Über den Hauptberuf führt OSchG. 24. November 1915, 
P. 55/15 folgendes aus: Mehrere Beſchäftigungen zuſammen können 
den Hauptberuf bilden und zwar ſowohl wenn keine von ihnen alle in 
den Hauptberuf darſtellt, wohl aber alle in ihrer Geſamtheit oder 
wenn ein oder mehrere nebenberufliche Beſchäftigungen zu einer Haupt⸗ 
beruflichen noch hinzutreten und dann den ſchon vorhandenen Haupt⸗ 
beruf noch erweitern. Bei mehreren unter den § 1 fallenden Be⸗ 
ſchäftigungen iſt aber nicht nur die einzelne dem Hauptberuf im engeren 
Wortſinne bildende Beſchäftigung verſicherungspflichtig, ſondern alle 
dieſe Beſchäftigungen zuſammengenommen, wenn ſie im Vergleich zu 
der ſonſtigen — nach dem VGfA. nicht verſicherungspflichtigen — 
Tätigkeit oder den ſonſtigen Lebens⸗ oder Erwerbsverhältniſſen als 
Hauptberuf angeſehen werden können. — Die Frage, ob eine ver⸗ 
heiratete Frau, die ihrem Haushalt vorſteht, und außerdem als An⸗ 
geſtellte im Sinne des 8 1 Abſ. 1 Nr. 2 VEN. beſchäftigt iſt, in 
dieſer letzteren Eigenſchaft im Hauptberuf tätig ſein kann, hat das 
OSch G. grundſätzlich nicht entſchieden. Es hat aber eine Beſchäftigung 
im Hauptberuf verneint in einem Falle, in dem eine Ehefrau die Stelle 
einer Poſtgehilfen angenommen hatte. um dem gemeinſamen Haushalt 
eine willkommene Nebeneinnahme zuzuführen, weil ſie dieſen Poſten 
ohne Vernachläſſſgung ihres Haushalts ausfüllen konnte. 18. Dezember 
1915, P. 106 / 15. 
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Reineinkommen von etwa 990 4 jährlich übrig bleibt. Nach den 
Angaben der Juſtizver waltung werden zur Erledigung der Amts⸗ 
anwaltsgeſchäfte im Winter durchſchnittlich 4 bis 5, im Sommer 
durchſchnittlich 5 bis 6 Stunden verwendet, während die Verwaltung 
des Gutes durchſchnittlich täglich nur etwa zwei Stunden erfordert. 
Der Beſchwerdeführer W. vertritt den Standpunkt, daß er Amtsanwalt 
lediglich im Nebenberuf ſei. Sein Hauptberuf ſei der eines Ritterguts⸗ 
beſitzers. Dieſer ſei die Grundlage feiner Exiſtenz und begründe feine 
wirtſchaftliche Selbſtändigkeit. Die geringen Bezüge aus der Amts⸗ 
anwaltſchaft dagegen kämen als Einkommen überhaupt kaum in Betracht. 

Das OSchc hat die Verſicherungspflicht des Amtsanwalts W. 
mit folgender Begründung verneint: 

Nach der ausdrücklichen Vorſchrift des VGfA. ſetzt die Verſicherungs⸗ 
pflicht gemäß § 1 Abſ. 1 Nr. 1 und 2 voraus, daß dieſe Beſchäftigung 
den Hauptberuf des Angeſtellten bildet, wie auch in der allgemeinen 
Verfügung des Preuß. Juſtizminiſters vom 9. 12. 12 (JM Bl. 409) 
ausdrücklich hervorgehoben wird. Das Geſetz beabſichtigt durch die 
Aufſtellung dieſes Erforderniſſes, ſeine Anwendung in weiterem Um⸗ 
fang, als es vermöge der Beſtimmungen des Bundesrats über vorüber, 
gehende Dienftleiftungen geſchehen könnte, für ſolche Angeſtellte aus⸗ 
zuſchließen, welche ihre Stellung nur nebenamtlich verſehen. Liegen 
mehrere Erwerbstätigkeiten vor, ſo wird der Hauptberuf vielfach nach 
dem Verhältnis der auf ſie verwendeten Arbeitszeit und des dafür 
gewährten Entgelts beſtimmt werden können. Eine ihrer Art nach 
an ſich verſicherungspflichtige Tätigkeit iſt aber auch dann noch keines⸗ 
wegs notwendig der Hauptberuf des Angeſtellten, wenn neben ihr 
keine andere Erwerbstätigkeit ausgeübt, vielmehr der Lebensunterhalt 
im übrigen aus dem Vermögensbeſitz beſtritten wird. In Fällen 
dieſer Art kommt es noch darauf an, ob die an ſich verſicherungs⸗ 
pflichtige Tätigkeit, ſei es, weil ſie die Arbeitskraft des Beſchäftigten 
hauptſächlich in Anſpruch nimmt, ſei es, weil ſie den Beſchäftigten 
einem beſtimmten Geſellſchaftskreiſe zuweiſt, für die Lebensſtellung 
tatſächlich oder auch nach der berechtigten Anſchauung des Angeſtellten 
maßgebend iſt. Es wird hierbei auch auf die Höhe und Sicherheit 
des Arbeitsentgelts ſowie auch auf die Dauer der Arbeitsleiſtung 
Gewicht zu legen fein. In dieſer Hinſicht geht der Rentenausſchuß 
durchaus von richtigen Geſichtspunkten aus. Im vorliegenden Falle 
überwiegt die Lebensſtellung des Rittergutsbeſitzers ſowohl nach ihrer 
ſozialen Bedeutung als nach dem daraus gewonnenen Einkommen die 
beamtete Tätigkeit derart, daß es auf das Verhältnis der auf den 
einen oder den anderen Beruf verwendeten Zeit nicht entſcheidend 
ankommt. 19. Januar 1916, P. 134 / 15. 


6. 8 2 VGfA. Begriff des Entgelts. 


Unter Vertrauensſpeſen werden im Handelsverkehr die an⸗ 
gemeſſenen Ausgaben verſtanden, die der Reifende für die mit der 
Reiſe verbundenen notwendigen Aufwendungen und einen angemeſſenen 
Lebensunterhalt ſowie für die Repräſentation während der Reife tat⸗ 
ſächlich gehabt hat (zu vgl. Riefenfeld, Gutachten der Handelskammer 
in Breslau I 25; Brand, HGB. 202). Dieſe Vertrauensſpeſen ſtellen 
nur inſoweit einen Teil des Gehalts des Reiſenden dar, als ſie ihm 
die Ausgaben für den Lebensunterhalt erſparen, die er auch gehabt 
hätte, wenn er nicht gereiſt wäre (zu vgl. RG. IW. 1899, 230; Bolze, 
Bd. 2 Nr. 944; Bd. 11 Nr. 321; vgl. auch die bei Brand a. a. O. ans 
geführten Entſcheidungen des KG. ſowie der OLG. Celle, Darm: 
ſtadt, Dresden und Hamburg; ferner Staub, HGB. (9.) 317. Es 
kommt hiernach darauf an, feſtzuſtellen, was G. an den Reiſetagen 
für einen angemeſſenen Lebensunterhalt an ſeinem Wohnorte hätte 
aufwenden müſſen, wenn er nicht gereiſt wäre. Die Annahme des 
Rentenausſchuſſes, daß dieſe Aufwendungen auf höchſtens 1 & täglich 
zu bemeſſen ſeien, iſt nicht zutreffend. Denn ein Mann in der Lebens— 
ſtellung eines Prokuriſten kann feinen Lebensunterhalt in einer Groß: 
ſtadt ſelbſtverſtändlich nicht mit 1 & täglich beſtreiten, wenn man 
auch unterſtellen wollte, daß er ſeine Mahlzeiten ſämtlich im Familien⸗ 
haushalt einnimmt, wodurch naturgemäß eine nicht unerhebliche Er: 
ſparnis gegenüber der Verköſtigung in öffentlichen Wirtſchaften erzielt 
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werden würde ... Da etwa 200 Reiſetage jährlich für G. in Betracht 
kommen, fo find im Jahre 1913 dem feften Gehalt von 4500 & an 
erſparten Vertrauensſpeſen Beträge hinzuzurechnen, die 500 & weit 
überfteigen. Damit ergibt ſich ein Jahresverdienſt, der höher als 
5000 & iſt. 29. Januar 1916, P. 158/15. 


7. § 11 VGf A. Entſcheidung über die Gewährleiſtung 
der Anwartſchaft auf Hinterbliebenenfürſorge. 


Eine ausdrückliche Vorſchrift, wer darüber zu entſcheiden hat, ob 
im Falle des § 11 VGfA. die Anwartſchaft auf Hinterbliebenenfürſorge 
gewährleiſtet iſt, findet ſich weder im 3 11 noch im S 12 des Geſetzes. 
Jedoch iſt im 8 11 hinter den Worten „Anwartſchaft auf Hinter⸗ 
bliebenenfürſorge“ § 9 in Klammern geſetzt. Es ſollen alſo hier nicht 
nur die Vorſchriften über den Umfang der Hinterbliebenfürſorge im 
§ 9 Abſ. I, ſondern auch die Vorſchriften über die Zuſtändigkeit im 
8 9 Abſ. 3 gelten. Wäre dies nicht der Fall, jo hätte ſich der Hin⸗ 
weis im § 11 lediglich auf § 9 Abſ. 1 beſchränken müſſen. Dies 
lag aber nicht in der Abſicht des Geſetzgebers. In bewußter Ab⸗ 
weichung von der in der RVO. getroffenen Regelung iſt mit der 
Einfügung des Abſ. 3 in den § 9 der Zweck verfolgt, durch Über: 
tragung der Entſcheidung über die Frage der Gewährleiſtung der 
Anwartſchaften auf Ruhegeld und Hinterbliebenenrenten auf die oberiten 
Verwaltungsbehörden dafür zu ſorgen, daß dieſe Frage einheitlich und 
ſachgemäß beurteilt wird. Dieſer Zweck würde aber nicht erreicht werden, 
wenn im Falle des §9 Abſ. 1 die oberſten Verwaltungsbehörden, im 
Falle des S 11 der Nentenausſchuß zu entſcheiden hätte. In beiden 
Fällen handelt es ſich um die gleichen Vorausſetzungen für die Ge⸗ 
währleiſtung der Anwartſchaft auf Hinterbliebenenfürſorge, alſo um 
das gleiche Maß der Fürſorge für die Hinterbliebenen. Dem ent⸗ 
ſpricht es auch, daß in beiden Fällen eine und dieſelbe Inſtanz darüber 
entſcheidet, ob dieſes Maß von Fürſorge vorhanden iſt. Nur auf dieſe 
Weiſe iſt die einheitliche, gleichmäßige Regelung der Frage der Ge⸗ 
währleiſtung der Anwartſchaft auf Hinterbliebenenfürforge und die 
Aufſtellung einheitlicher Grundſätze hierfür möglich. Demgemäß iſt 
es nur zweckentſprechend, wenn die Zuſtändigkeit des Nentenausſchuſſes 
lediglich auf die Entſcheidung über den Antrag auf Befreiung als 
ſolcher beſchränkt bleibt und ſeiner in jedem Einzelfalle zu treffenden 
Entſcheidung die ihn bindende Feſtſtellung der oberſten Verwaltungs⸗ 
behörde gemäß § 9 Abſ. 3 vorausgeht. Dem RNentenausſchuß wird 
in dem Verfahren gemäß § 12 VGfA. immer noch die Prüfung einer 
Reihe wichtiger Fragen überlaſſen bleiben, z. B. ob der Antragſte ller 
überhaupt zu den nach dem BEA. verſicherten Perſonen gehört. 
19. Januar 1916, P. 132/15. 


8. 8 12 BEA. Über die Wirkung der Befreiung von der 
Verſicherungspflicht. 

Nach § 12 Abſ. 1 VGfA. hat der Rentenausſchuß über Anträge 
auf Befreiung nach § 11 des Geſetzes zu entſcheiden. § 12 Abſ. 2 
beſtimmt ſodann ausdrücklich, daß die Befreiung vom Eingang des 
Antrags ab wirkt. In dem angefochtenen Beſchluſſe wird die Anſicht 
vertreten, daß in gleicher Weiſe, wie in den Fällen des § 229 Abſ. 2 
und § 329 Abſ. 2 auch im Falle der SS 11, 12 der Eingang des 
Antrags bei einem anderen Organ der Reichs verſicherungsanſtalt oder 
bei einer anderen inländiſchen Behörde in ſeiner Wirkung dem Eingang 
bei dem zuſtändigen Rentenausſchuß gleichſtehe. Tiefe Auffaſſung iſt 
nicht zutreffend. Die 8§§ 229 und 329 enthalten Sondervorſchriften 
für die Anmeldung von Anſprüchen auf die Leiſtungen nach dem Gf A. 
und für die Einlegung der Rechtsmittel. §S 229 Abſ. 2 und § 329 
Abſ. 2 gewähren die beſondere Erleichterung für die Verſicherten, daß 
ihre auf die Geltendmachung dieſer Anſprüche und auf ihre Durch⸗ 
führung im Rechtsmittelverfahren gerichteten Anträge auch im Falle 
des Einganges bei den nicht zur Entſcheidung berufenen Organen 
und Behörden als rechtswirkſam geſtellt gelten ſollen, um dadurch 
einen verſpäteten Beginn des Bezugs der Leiſtungen ſowie die Ver— 
ſäumung von Rechtsmittelfriſten abzuwenden. Dafür, daß dieſe 
Sondervorſchriften ohne weiteres auch für die Anträge nach den SS 11, 
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12 gelten ſollten oder ſinngemäß angewendet werden könnten, bietet 
das Geſetz keinen Anhalt. Hätte der Geſetzgeber eine ſolche Aus⸗ 
dehnung beabſichtigt, ſo würde er ganz allgemein den Grundſatz auf⸗ 
geſtellt haben, daß der Eingang eines Antrags bei nicht zuſtändigen 
Organen und Behörden ſtets die Wirkſamkeit des Eingangs bei dem 
zuſtändigen Rentenausſchuß haben ſollte. Er würde dann nicht in 
jeden der beiden SS 229, 329 die erwähnte Vorſchrift ausdrücklich 
aufgenommen haben. 19. Februar 1916, P. 101/15. 


Preußiſches Oberverwaltungsgericht 
Prozeſgrundſätze des Verwaltungsſtreitver fahrens. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Görres, Berlin. 
(Fortſetzung aus Nr. 16, 1916.) 


1. Aufgabe des Verwaltungsrichters. Nechtskontrolle 
der Verwaltungsbehörden. 

Wenn der Bezirksausſchuß ein Bedenken gegen die Zuläſſigkeit 
der Klage noch daraus herleitet, daß die Entſchließung des Zuwachs⸗ 
ſteueramtes nach § 20 Abſ. 3 der Ausführungsbeſtimmungen des 
Bundesrats der Zuſtimmung der Oberbehörde, daher hier der Bu: 
ſtimmung des Landrats als Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes, bedürfe, 
und daß ſomit anderenfalls eine Verwaltungshandlung des Landrats 
der verwaltungsrechtlichen Kontrolle unterworfen werde, ſo iſt auch 
dieſes Bedenken nicht begründet. Rechtlich bleibt trotz der Zuſtimmung 
der Oberbehörde die getroffene Entſcheidung eine ſolche des Zuwachs⸗ 
ſteueramts, und die Rechtskontrolle von Anordnungen der Verwaltungs⸗ 
behörden, namentlich auf vermögensrechtlichem Gebiet, iſt überdies 
gerade der Zweck des Verwaltungsſtreitverfahrens, ſo daß dieſer vom 
Bezirksausſchuſſe geltend gemachte Geſichtspunkt nicht gegen, ſondern 
gerade für die Rechtsauffaſſung des erkennenden Gerichtshofes ſpricht. 
(Urt. VII. Sen. 8. 1. 15, VII C. 844 / 13. OVG. 69, 47.) 


2. Verwaltungsprozeß von der Unterſuchungsmaxime 
beherrſcht. Vergleich. Anerkenntnis. 

Während im Zivilprozeſſe grundſätzlich die Verhandlungsmaxime 
Geltung hat, wird der Verwaltungsprozeß von der Unterſuchungs⸗ 
maxime beherrſcht (Schultzenſtein, Die Unterſuchungs⸗ und die 
Verhandlungsmaxime in Vergleichung nach den einzelnen Prozeß⸗ 
arten S. 37 ff.). Deshalb haben in ihm die Parteien keine freie 
Verfügung über den Prozeßgegenſtand, weder allgemein, noch auch 
nur dann, wenn der Rechtsſtreit lediglich die Zahlung von Geld zum 
Gegenſtande hat. Wie für den Vergleich anerkannt iſt (Urt. vom 
21. Januar 1909, OVG. 54, 87), fo hat auch das dem Vergleiche vers 
wandte Anerkenntnis eines Anſpruchs eine ganz andere, weit geringere 
Wirkſamkeit als im Zivilprozeſſe nach dem § 307 ZPO. Es kann 
ſtets nur eine Unterlage für die vom Verwaltungsrichter gemäß den 
Rechten und Pflichten, die er nach der Unterſuchungsmaxime hat, zu 
treffende ſachliche Entſcheidung bilden. 

Was hiernach für das Verwaltungsſtreitverfahren überhaupt 
Kechtens iſt, iſt es für das Koſtenfeſtſetzungsverfahren ebenfalls, gleich⸗ 
viel ob das letztere eine ſelbſtändige Inſtanz darſtellt oder nicht, und 
es iſt Rechtens für das Koſtenfeſtſetzungsverfahren auch in der Bes 
ſchwerdeinſtanz. Eine Bindung des Verwaltungsrichters durch ein 
Anerkenntnis iſt bei der Koſtenfeſtſetzung um ſo mehr abzulehnen, 
als ſonſt nicht erforderliche, alſo nicht erſtattungsſähige, bare Aus⸗ 
lagen wegen eines aus irgendeiner unzutreffenden Veranlaſſung ab⸗ 
gegebenen Anerkenntniſſes des Anspruchs auf fie feſtgeſetzt werden 
müßten und ſogar, wie der vorliegende Fall zeigt, der Verwaltungs⸗ 
richter genötigt fein könnte, die Beſchränkungen, welche der § 103 des 
Landes verwaltungsgeſetzes der Erſtattung von Gebühren eines Rechts⸗ 
anwalts des obſiegenden Teiles aus allgemeinen Gründen in der 
Weiſe gezogen hat, daß weitere Gebühren von der Feſtſetzung ganz 
ausgeſchloſſen fein ſollen, ohne Anwendung zu laſſen. (GBeſchl. 
IV. Sen. 20. V. 1915. OVG. 69, 447.) 
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3. Verfahren gegen einen Verein. 

Iſt ein Verein in das Vereinsregiſter eingetragen worden, obs 
wohl ſein ſatzungsmäßiger Zweck auf einen wirtſchaftlichen Geſchäfts⸗ 
betrieb gerichtet war, jo findet nicht das Verfahren aus $ 43 Abſ. 2 
BEB., ſondern dasjenige aus SS 142, 143, 159 FGG. vom 17. Mai 
1898 ſtatt. Nicht jeder Begriff eines Idealvereins auf das wirt⸗ 
ſchaftliche Geſchäftsgebiet begründet die Entziehung der Rechtsfähigkeit, 
dieſe iſt vielmehr erſt dann zuläſſig, wenn der wirtſchaftliche Geſchäfts⸗ 
betrieb zur Hauptſache wird. (Urt. I. Sen., 11. 3. 15, I B. 35/13, 
DBG. 69, 323.) 


4. Ausſchließung von Gerichtsperſenen. 

Der Beklagte rügt als ungeſetzlich, daß der Regierungsaſſeſſor S., 
der bei der Fällung des Urteils des Kreisausſchuſſes als Vorſitzender 
beteiligt geweſen war, ſpäter um die vom Bezirksausſchuß angeordnete 
Beweisaufnahme erſucht worden iſt und dieſe bewirkt hat. Die Rüge 
geht fehl. Gemäß § 61 des Landes verwaltungsgeſetzes finden die 
Beſtimmungen der bürgerlichen Prozeßgeſetze über Ausſchließung und 
Ablehnung der Gerichtsperſonen für das Verwaltungsſtreitverſahren 
ſinngemäße Anwendung. Aus dem hiernach anwendbaren § 41 ZPO. 
folgt, daß ein Nichter, welcher in einer früheren Inſtanz bei der 
Erlaſſung der angefochtenen Entſcheidung mitgewirkt hat, keineswegs 
geſetzlich behindert iſt, auf Erſuchen eines im Inſtanzenzuge höheren 
Gerichts die Tätigkeit eines erſuchten Richters auszuüben. Urt. 
I. Sen., 19. 11. 1914, 1 C. 79/13, OVG. 69, 129.) 


5. Notwendige Streitgenoſſenſchaft. 

Die Berufungsrechtfertigung des Landrats iſt zwar einen Tag 
nach Ablauf der ihm gewährten Friſt, alſo zu ſpät beim Bezirks⸗ 
ausſchuß eingegangen. Gleichwohl wird die ſachliche Prüfung dieſes 
Rechtsmittels, ſoweit der Streit mit den beiden Geſamtſchulverbänden 
in Frage kommt, nicht ausgeſchloſſen. Wie im Falle des § 47 Abſ. 2 
des Zuſtändigkeitsgeſetzes die Schulaufſichtsbehörde und der mitverklagte 
Drittverpflichtete dergeſtalt in notwendiger Streitgenoſſenſchaft ſtehen, 
daß im Falle der Verſäumung einer Friſt durch einen der Streit⸗ 
genoſſen der ſäumige als durch den nichtſäumigen vertreten anzuſehen 
iſt (Urt. v. 12. Juni 1914, DVG. 67 S. 217, 223), fo muß ein 
gleiches für den Fall des dem § 47 Abſ. 2 nachgebildeten § 48 a. a. O. 
gelten (vgl. Urt. v. 4. Februar 1913, OVG. 63 S. 207, 211 ff.). Die 
Stiftung hatte aber rechtzeitig Berufung eingelegt und gerechtfertigt. 

Dagegen muß die Berufung des Landrats, ſoweit die Vorent⸗ 
ſcheidung die Streitſache mit dem Eigen ⸗Schulverbande C. zum 
Gegenſtande hat, als verſpätet zurückgewieſen werden, weil inſsweit 
keine notwendige Streitgenoſſenſchaft beſteht; denn 8 141 der Land⸗ 
gemeindeordnung ſchreibt, abweichend von dem nach § 54 Abſ. 8 des 
Volksſchulunterhaltungsgeſetzes nur auf Geſamt ſchulverbände ans 
wendbaren § 48 des Zuſtändigkeitsgeſetzes, die Mitverklagung des 
vermeintlichen Drittverpflichteten nicht vor. (Urt. VIII. Sen. 21. 9. 15, 
VII B. 1/15, OVG. 69, 256.) 


6. Unterbrechung und Ausſetzung. 

Eine Unterbrechung oder Ausſetzung im Sinne des § 249 Abſ. 2 
ZPO. als Folge des Todes einer Partei iſt dem Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren fremd. Zwar kann ein ſolcher Vorgang auch im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren tatſächlich zu einer Ausſetzung des Verfahrens führen; 
aber dieſe iſt nicht mit denjenigen Rechtsfolgen ausgeſtattet, welche die 
3 O. an die Unterbrechung oder Ausſetzung des Verfahrens knüpft. 
Durch den Tod des Geiſteskranken während des Anfechtungsverfahrens 
verlieren deſſen Erben nicht das Recht, die Aufhebung der polizeilichen 
Verfügung weiter zu betreiben. Auch die in einer Inſtanz unterlegene 
Polizeibehörde kann, ſelbſt wenn der Geiſteskranke vor Einlegung ihres 
Rechtsmittels verſtorben iſt, verlangen, daß über letzteres ſachlich ent⸗ 
ſchieden werde. (Urt. I. Sen. 1. 7. 15. IB. 39,14. OG. 69, 314). 

7. Zuſtellungsgrundſätze. 

Die §§ 171— 173, 181 ff. ZPO. find zwar für Behändigungen 
von Verfügungen und Beſcheiden, die auf dem Gebiete der allgemeinen 
Landesverwaltung ergehen, nicht unmittelbar anwendbar; die ent⸗ 
ſprechende Anwendbarkeit der geſetzlichen Beſtimmungen über gerich*s 
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liche Zuſtellungen auf Behändigungen von Verfügungen und Beſcheiden 
der Verwaltungsbehörden iſt aber in gewiſſen Beziehungen, ſo nament⸗ 
lich zur Beantwortung der Frage, wem behändigt werden kann, ſtets 
anerkannt worden. Dies gilt nicht nur hinſichtlich der Erſatzzuſtellungen 
(Urt. d. OVG. v. 4. April 1894, 8. Juli 1910, OVG. 26, 438; 
PrVerwöl. Jahrg. 82 S. 332, 334), ſondern auch hinſichtlich der 
Zuſtellung an dritte, in Anſehung der Zuſtellung vertretungsberechtigte 
Perſonen, ſo insbeſondere an Prozeßbevollmächtigte (Urt. v. 7. April 
1902, OVG. 41 S. 458, 460), aber auch die im 8 171 Abſ. 2 ZPO. 
(vgl. 8 29 AlgGerd. Tit. 7 Teil. I) genannten Vorſteher von Behörden, 
Gemeinden und Korporationen. (Urt. VIII. Sen. 2. 3. 1915, VIII C. 
209/14, OG. 69, 260). 


8. Erſatzzuſtellung an Anwaltsgehilfen. 

Eine Erſatzzuſtellung an den Gehilfen eines Rechtsanwalts gemäß 
§ 183 Abſ. 2 ZPO. kann rechtsgültig erfolgen, wenn der Zuſtellungs⸗ 
beamte in dem Geſchäftslokale des Rechtsanwalts war und dieſen dort 
tatſächlich nicht angetroffen hat. Ein Durchſuchen oder auch nur ein 
bloßes Abſchreiten der geſamten Geſchäftsräume des Rechtsanwalts iſt 
nicht Vorbedingung einer gültigen Erſatzzuſtellung. (Urt. III. Sen. 
22. 3. 1915, III C. 188/14, OVG. 69, 452.) 


9. Anſpruchsabtretung. 

Die Abtretung des Anſpruchs auf Nückſorderung der gezahlten 
Umfagfteuer hat nicht zur Folge, daß an Stelle des Herangezogenen 
und Einſprechenden der Zeſſionar als Kläger im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren auftreten kann. Hierfür läßt ſich die Analogie des bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreits geltend machen. Nach § 265 ZPO. hat die Ab: 
tretung ohne Zuſtimmung des Klägers auf den Prozeß keinen Einfluß. 
Bei dem Steuerprozeſſe ſpielt aber das öffentliche Intereſſe eine größere 
Rolle als in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten. (Urt. II. Hilfsſen. 7. 7. 
1915, II H C. 330/14, OG. 69, 194.) 


Großherzoglich Heſſiſcher Verwaltungsgerichtshof. 
Berichtet von Rechtsanwalt Hans Horch, Mainz. 


Beſchwerde des Rechtsanwalts gegen die Wertfeſt⸗ 
ſetzung im Verwaltungsſtreitver fahren.“) 

Durch Erkenntnis vom 21. November 1914 hatte der Provinzial⸗ 
ausſchuß der Provinz Starkenburg die Berufung des ftäbtifchen Bes 
amten Y. und diejenige des Oberbürgermeiſters der Stadt X. gegen 
das Erkenntnis des Kreisausſchuſſes des Kreiſes Y. vom 23. Januar 
1914 zurückgewieſen und die Koſten der Berufungsinſtanz zu / dem 
ſtädtiſchen Beamten Y., zu ½ der Stadt X. auferlegt, mit Ausnahme 
der durch die anwaltliche Vertretung des Y. erwachſenen Koſten, die 
letzterem allein zur Laſt geſetzt wurden. Der Wert des Streitgegen⸗ 
ſtandes wurde ohne nähere Begründung auf 2000 — 2200 & feſtgeſetzt. 
Das Erkenntnis wurde dem bevollmächtigten Vertreter des Y., Rechs⸗ 
anwalt Z., zugeſtellt und von dieſem mit Beſchwerde gegen die Streit⸗ 
wertfeſtſetzung angefochten. Der Provinzialausſchuß erklärte die Be⸗ 
ſchwerde für unzuläſſig und ſachlich unbegründet (Art. 99 Abſ. 1 VRG.) 
und gab die Akten an den Verwaltungsgerichtshof zur Entſcheidung 
über die Beſchwerde ab. Zur Begründung des Beſchluſſes wird aus⸗ 
geführt: Da die Beſchwerde die Erhöhung der dem Rechtsanwalt Z. 
gegenüber ſeinem Auftraggeber zuſtehenden Anwaltsgebühren bezwecke, 
habe letzterer hieran nicht nur kein Intereſſe, ſondern das gegenteilige 
Intereſſe, daß dem Antrag des Rechtsanwalts nicht ſtattgegeben werde, 
zumal er nach der angefochtenen Entſcheidung dieſe Gebühren ſelbſt zu 
tragen habe. Die Beſchwerde ſei deshalb im Anſchluß an die Recht: 
ſprechung des VGH. (Bd. J S. 84) überdies unzuläſſig. Der Präſi⸗ 
dent des VGH. forderte zunächſt noch eine Erklärung des Beſchwerde⸗ 
führers darüber ein, ob er die Beſchwerde im eigenen Namen oder 
zufolge Auftrags der von ihm vertretenen Partei erhoben habe. Der 
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Beſchwerdeführer erklärte hierauf, daß er die Beſchwerde im eigenen 
Namen erhebe. 

Es fragt ſich, ob die Beſchwerde dem Beſchwerdeführer zuſteht 
oder nicht. 

821 Heſſ BO. betr. die Gebühren der Rechtsanwälte vom 25. Januar 
1902 (Kegel. S. 19) beſtimmt, ſoweit er hier in Betracht kommt: 
„ . . . . Gegen den Feſtſetzungsbeſchluß ſteht den Betreiligten ſowie dem 
Rechtsanwalt die Beſchwerde ... an die dem Verwaltungsgericht 
vorgeordneten Verwaltungsgerichte zu. Der 8 568 Abſ. 1, 2 und die 
558 569 — 575 ZPO. finden entſprechende Anwendung.. Dieſe 
Beſtimmung gilt auch nach Erlaß des VRG. und der GebD. vom 
23. März 1012 noch fort (die in Anm. 3 zu 8 9 ber amtlichen 
Handausgabe zu dieſer GebD. enthaltene Behauptung, der zitierte 
8 21 ſei außer Kraft geſetzt, beruht auf einem Irrtum). Damit gilt 
für das Beſchwerderecht der Parteien und des Rechtsanwalts gegen⸗ 
über der Streitwertfeſtſetzung das gleiche, was für das Gebiet des 
Reichsrechts im 8 12 RAGebO. in der Faſſung der Novelle vom 
1. Juni 1909 wie folgt beſtimmt wird: „Gegen den im 8 16 GKs. 
bezeichneten Beſchluß ſteht dem Rechtsanwalt die Beſchwerde nach 
Maßgabe des § 567 Abſ. 2 und der §8 568 —575 ZPO. zu.“ Dieſe 
Beſchwerde ſteht aber nur dem Kechtsanwalt, nicht der Partei zu, da 
dieſer jedes Intereſſe an der Erhöhung des Streitwerts abgeht. Die 
Beſchwerde muß deshalb auch von dem Rechtsanwalt im eigenen 
Namen eingelegt werden; im Zweifelsfall iſt anzunehmen, daß die 
Beſchwerde von demjenigen eingelegt ſein ſoll, der allein ſie zuläſſiger⸗ 
weiſe einlegen konnte, d. h. von dem Rechtsanwalt (vgl. Merzbacher, 
Komm. zur RGeboO. für Rechtsanwälte, 2. Aufl., München 1910, und 
die in der Anm. 3 zu § 12 angerufenen Entſcheidungen und Literatur⸗ 
nachweiſe). Da im vorliegenden Fall ausdrücklich feſtgeſtellt iſt, daß 
Rechtsanwalt Z. die Beſchwerde im eigenen Namen verfolgt, iſt ſie 
als zuläſſig zu erachten. Die Berufung des Provinzialausſchuſſes auf 
die Rechtſprechung des VGH. erſcheint verfehlt. denn in denjenigen 
Fällen, in denen ſeit dem Inkrafttreten des VRG. die Beſchwerde 
gegen die Streitwertfeſtſetzung mangels Intereſſes der Partei an einer 
Erhöhung des Streitwerts als unzuläffig verworfen worden tft, war 
die Beſchwerde von dem beteiligten Rechtsanwalt nicht im eigenen 
Namen, ſondern namens der von ihm vertretenen Partei erhoben 
worden (vgl. Entſch. Bd. I S. 74 und S. 341). Entſch. des Groß 
herzoglich Heſſiſchen Verwaltungsgerichtshoſes vom 20. März 1915. 


Hypothekeneinigungsamt Charlottenburg. 
Berichtet von Stadiſyndikus Sembritzki, Charlottenburg. 


Aus einer übermäßig hohen Beleihung des Grund⸗ 
ſtücks zur I. Stelle dürfen keine Schlüſſe zum Nachteile 
des Hypothekenſchuldners gezogen werden, ſolange nicht 
eine beſondere Entwertung des Grundſtücks nachgewieſen iſt. 
Berückſichtigung des nachſtehenden Hypothekengläubigers. 

Das Einigungsamt iſt der Anſicht, daß die ſchwierige Lage, in 
welche der Grundbeſitz im allgemeinen durch den Krieg verſetzt worden 
iſt, es rechtfertigt, die Fälligkeit von Hypothekenkapitalien infolge 
unpünktlicher Zinszahlung nach Maßgabe der BRVO. vom 18. Auguſt 
1914 / 20. Mai 1915 im allgemeinen als nicht eingetreten anzu⸗ 
erkennen, wenn dadurch dem Gläubiger kein unverhältnismäßiger 
Nachteil erwächſt. Auch in vorliegendem Falle glaubt das Einigungs⸗ 
amt daher dem Schuldner die Wohltat der Abwendung der Fälligkeit 
des Hypothekenkapitals nicht vorenthalten zu dürfen, da nicht nach⸗ 
gewieſen iſt, daß die Gläubigerin ein beſonderes und berechtigtes 
Intereſſe an der baldigen Rückzahlung des Kapitals hat, oder ihr 
durch die weitere Stundung des Kapitals ein unverhältnismäßiger 
Nachteil erwachſen würde. Allerdings iſt nicht zu verkennen, daß die 
Beleihung des Grundſtücks mit einer I. Stelle von 210 000 K&R außer⸗ 
ordentlich hoch iſt und eine ordnungsmäßige erſtſtellige Beleihung 
erheblich überſchreitet. Aber aus einer ſolchen Tiberbeleibung des 
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Grundſtücks dürfen für die Frage der Anwendung der BRVBO. vom 
18. Auguſt 1914 / 20. Mai 1915 keinerlei Schlüſſe zum Nachteile des 
Schuldners gezogen werden, wenigſtens ſolange nicht eine beſondere 
Entwertung des Grundſtücks nachgewieſen iſt, weil die Gläubigerin 
für die Überbeleihung mitverantwortlich ift und die hierin liegende 
Gefahr nicht nachträglich auf den Schuldner abwälzen darf. Auch 
iſt das Einigungsamt der Anſicht, daß bei der Entſcheidung über die 
Fälligkeit des Kapitals der I. Hypothek das Intereſſe des nach⸗ 
ſtehenden Hypothekengläubigers nicht völlig unberückſichtigt bleiben 
darf. Der nachſtehende Hypothekengläubiger wird aber regelmäßig 
nicht in der Lage fein, fein eigenes Kapital durch Übernahme des 
Grundſtücks zu retten, wenn die I. Hypothek nicht ſtehen bleibt, weil 
ihm eine Ablöſung der I. Hypothek, insbeſondere im Falle der Über: 
beleihung, gegenwärtig regelmäßig nicht möglich ſein wird. Das 
Einigungsamt hält daher die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks 
wegen des Kapitals der betreibenden Gläubigerin zur Zeit ſowohl im 
Intereſſe des Schuldners als auch des II. Hypothekengläubigers für 
unerwünfcht und unzuläſſig, und zwar im Intereſſe des Schuldners 
insbeſondere auch deshalb, weil dieſer bei Ausfall der II. Hypothek 
mit der entſprechenden Ausfallhaftung belaſtet werden würde. 


Dagegen hält das Einigungsamt einen weiteren Aufſchub der 
Zwangsverſteigerung wegen der rückſtändigen Zinſen der betreibenden 
Gläubigerin nicht für gerechtfertigt, und zwar insbeſondere deshalb, 
weil der Schuldner es durch die Abtretung der Mieten des Grund⸗ 
ſtücks ſelbſt verſchuldet hat, daß die Zinſen der I. Hypothek in ers 
heblichem Umfange rückſtändig geblieben ſind, obgleich ſie aus den 
Erträgen des Grundſtücks entweder ganz oder wenigſtens zum größten 
Teil hätten bezahlt werden können, und weil der Vertreter des 
Schuldners vor dem Einigungsamt auch keine beſtimmte Ausſicht auf 
Deckung der rückſtändigen Zinſen binnen der zuläſſigen Einſtellungs⸗ 
friſt von drei Monaten hat eröffnen können. Der Vertreter des 
Schuldners hat in dieſer Beziehung zugeben müſſen, daß der Schuldner 
außer 8 ziemlich hoch belaſteten Grundſtücken weiteres flüſſiges Ver⸗ 
mögen nicht befitzt, und lediglich geltend gemacht, daß der Hypotheken⸗ 
gläubiger M. ſeines benachbarten Grundſtücks ihm bei der Regulierung 
feiner Bermögensverhältniſſe behilflich fein wolle. Wenn der 
Hypothekengläubiger M. hierzu bereit und in der Lage iſt, die rück⸗ 
ſtändigen Hypothekenzinſen der betreibenden Gläubigerin im Betrage 
von 13 781,25 & zu bezahlen, fo wird er hierzu auch ohne Be: 
willigung der zuläſſigen Einſtellungsſriſt von drei Monaten in der 
Lage ſein, zumal da ohnehin bis zur Verſteigerung des Grundſtücks 
in einem nunmehr neu anzuberaumenden Termin vorausſichtlich eine 
Friſt von etwa drei Monaten ablaufen wird. Iſt der Schuldner 
alſo überhaupt in der Lage, aus eigenen oder mit fremden Mitteln 
die rückſtändigen Hypothekenzinſen aufzubringen, fo bedarf es hierzu 
einer beſonderen Einſtellung der Zwangs verſteigerung nicht. Gegen 
die Verſteigerung des Grundſtücks wegen des Kapitalsanſpruchs der 
betreibenden Gläubigerin ſoll er geſchützt fein, wenn es ihm gelingt, 
für die Zahlung der rückſtändigen Zinſen zu ſorgen. (Gutachten vom 
20. März 1016, E. 61.) 


Oberlandesgerichte. 


Nriegsrechtliche Entſcheidungen. 
1. Zahlungsverbot gegen England. Geltendmachung 
der gepfändeten und überwieſenen Forderung des Eng⸗ 
länders gegen den Inländer im Inland. 


Die offene Handelsgeſellſchaft C. M. E. & Co. in London 
hat in Hamburg eine Zweigniederlaſſung. Dieſer ſteht der Kläger 
(ein Oſterreicher) vor, dem auch ſeitens der Londoner Firma Prokura 
erteilt iſt. Der Kläger hat nach Ausbruch des Krieges wegen 
einer ihm gegen die Londoner Firma zuſtehenden Forderung ein rechts⸗ 
kräftiges Verſäumnisurteil gegen dieſe erwirkt und ſich auf Grund 
deſſen mehrere Forderungen der Londoner Firma gegen deutſche Schuldner 
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zur Einziehung überweiſen laſſen, unter anderem eine Forderung gegen 
die Beklagte in Höhe des eingeklagten Betrages. Dieſe Forderung 
wird mit der Klage geltend gemacht. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen, weil die Verordnungen des 
Bundesrats vom 7. Auguſt 1914 und vom 30. September 1914 dem 
entgegen ſtänden; die Ausnahme des 8 2 der erſteren und des 8 5 
der letzteren Vorordnung treffe nicht zu. 

Inſoweit das LG. das Vorliegen ſolcher Ausnahme verneint, iſt 
ihm im Ergebnis beizutreten. Wenn in der Verordnung für Anſprüche, 
die im Betriebe inländiſcher Zweigniederlaſſungen von ausländiſchen 
Hauptniederlaſſungen entſtanden ſind, Ausnahmen von der Regel ge⸗ 
macht ſind, ſo iſt dabei der Gedanke der geweſen, dieſe inländiſchen 
Filialen wie Inländer zu behandeln, da kein Grund vorlag, ihren 
Erwerb und ihre Handelsbeziehungen zu ſtören; dadurch würde in 
vielen Fällen der inländiſche Handel geſchädigt ſein. Hinſichtlich der 
Geltendmachung von Forderungen ſolcher Filialen ſind dabei ſolche 
Forderungen gemeint, die nicht nur im Betriebe der Filiale entſtanden 
find, ſondern auch daher von dieſen Filialen geltend gemacht werden 
können; — vgl. Güthe⸗Schlegelberger, Kriegsbuch I S. 892 — Forde⸗ 
rungen, die zwar durch den Filialbetrieb erwachſen, aber dann an die 
Hauptniederlaſſung übergegangen find, gehören, wie einleuchtend iſt, 
nicht zu den Ausnahmen. Dieſer Fall liegt aber hier vor. Nach den 
zwiſchen der Beklagten und der Londoner Firma abgeſchloſſenen ſchrift⸗ 
lichen Verträgen kann es nicht zweifelhaft ſein, daß nur die Londoner 
Firma, nicht das Zweiggeſchäft in Hamburg berechtigt war, den Kauf⸗ 
preis von der Beklagten zu fordern, und es iſt ja auch nicht die 
Zweigniederlaſſung, welche als ſolche gegen die Beklagte vorgeht, 
ſondern der Vorſteher der Filiale macht eine von ihm gepfändete 
Forderung der Londoner Firma geltend. Wäre die Anficht die ges 
weſen, daß die Filiale hätte klagen können, ſo hätte es des Umwegs 
der Pfändung nicht bedurft. Es kommt alſo auf die zwiſchen den 
Parteien lebhaft erörterten Fragen, ob der Kläger mit den deutſchen 
Abnehmern nur vermittelte, oder ob er feſt verkaufte, und auch alles, 
was ſich daran anſchließt, gar nicht an. Die Ausnahmebeſtimmungen 
der 88 2 und 5 der beiden Verordnungen finden hier keine 
Anwendung. 

Schwieriger iſt die Frage, ob die Regel der beiden Verordnungen 
anzuwenden iſt, da der Wortlaut erheblichen Zweifel läßt. In der 
Verordnung vom 7. Auguſt 1914 heißt es (8 3), daß die Beſchränkung 
für die Geltendmachung der Forderungen ausländiſcher Gläubiger 
auch für den Rechtsnachfolger gilt, und in der vom 30. September 
1914 (§ 2), die Stundung wirke auch gegen jeden Erwerber. Wäre 
alſo die Überweifung im Wege der Zwangsvollſtreckung als Rechts⸗ 
nachfolge, als Erwerb im Sinne der Verordnung anzuſehen, ſo würde 
das LG. die Klage mit Recht abgewieſen haben. Sowohl die Worte 
Rechtsnachfolge wie Erwerb ſind vieldeutig. Der Auslegung der 
Kriegsverordnungen wird man nur dann gerecht, wenn man ihren 
Zweck und ihre Bedeutung für die durch den Krieg geſchaſſenen Vers 
hältniſſe ins Auge faßt. Dieſe find, daß die inländiſchen Schuldner 
ausländiſcher Gläubiger nicht nach dem Auslande Zahlung zu leiſten 
verpflichtet ſeien, und daß keinerlei Geld oder ſonſtige Zahlungsmittel 
nach dem feindlichen Ausland abfließen ſollen. Ebenſo wie das Aus⸗ 
land Deutſchland gegenüber Moratorien und Zahlungsverbote erlaſſen 
hat, ſo kann es nicht zugelaſſen werden, daß deutſche Schuldner 
während des Krieges genötigt ſein ſollen, Forderungen des Auslands 
zu begleichen, und noch weniger, daß Zahlungsmittel aller Art, ſei 
es mittelbar oder unmittelbar, dem feindlichen Ausland zukommen. 
Weil aber jeder rechtsgeſchäftliche Erwerb einer Auslandsforderung 
die naheliegende Beſorgnis aufkommen läßt, daß auf einem Umwege 
doch dem Auslande die Beitreibung einer ſolchen Forderung zugute 
kommt, ſo ſind die Vorſchriften über die Unmöglichkeit der Geltend⸗ 
machung und die Stundung auch auf die Rechtsnachfolger und Er⸗ 
werber ausgedehnt. Darüber hinaus wäre die Anwendung der Ber: 
ordnungen zwecklos und unbillig. Weshalb es einem inländiſchen 
Gläubiger nicht freiſtehen ſollte, ſich aus einem im Inlande greifbaren 
Vermögensobjekt ſeines ausländiſchen Schuldners, wenn dies in einer 
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Forderung beſteht, im Wege der Zwangsvollſtreckung zu befriedigen, 
wäre nicht einzuſehen — vgl. auch RIA. in Güthe⸗Schlegelberger 
Bd. II S. 412. — Denn in dieſem Falle erfolgt der Übergang der 
Forderung auf den neuen Gläubiger gegen den Willen des bisherigen 
Gläubigers, wenn nicht etwa, was nach der Regel nicht anzunehmen 
iſt, ein geheimes Einverſtändnis zwiſchen dem Zwangs vollſtreckungs⸗ 
gläubiger und ſeinem Schuldner beſteht. Eine Rechtsnachfolge oder 
ein Erwerb im Sinne der Verordnung liegt auch um deswillen nicht 
vor, weil der Zwangs vollſtreckungsgläubiger, der eine ihm überwieſene 
Forderung geltend macht, kraft eigenen Rechts handelt, nicht „aus der 
Perſon des Schuldners“ — vgl. Stein ZPO. 10. Aufl. II S. 665 — 
auf Grund öIffentlich⸗ rechtlicher Befugung. 


Iſt dies zutreffend, ſo bleibt nur noch zu prüfen, ob irgendwelche 


Beſorgnis beſteht, die Zahlung der Beklagten an den Kläger möchte 
dem feindlichen Auslande in irgendeiner Weiſe, wenn auch nur mittel⸗ 
bar, zugute kommen, ein Geſichtspunkt, der nach Anſicht des Gerichts 
von Amts wegen zu berüdfichtigen fein würde, übrigens auch von der 
Beklagten nachdrücklich geltend gemacht worden iſt. Dieſe Beſorgnis 
beſteht im vorliegenden Falle nicht. Es iſt freilich richtig, daß es in 
der gegenwärtigen Zeit verhältnismäßig leicht iſt, ſich mit Hilfe 
öffentlicher Zuſtellungen Zwangs vollſtreckungstitel gegen Angehörige 
des feindlichen Auslands zu beſchaffen, wie gerade dieſer Fall zeigt; 
und ein Mißbrauch ſolcher Titel erſcheint nicht ausgeſchloſſen; die 
Prüfung hat ſich daher auch auf dieſen Punkt zu erſtrecken. Dem 
Gericht iſt aber in überzeugender Weiſe glaubhaft gemacht, daß hier 
wenigſtens zum Betrag der Klagforderung ein Anſpruch des Klägers 
gegen die Londoner Firma wirklich beſteht, und es hat ſich nichts 
ergeben, was dafür ſpräche, daß der Kläger nicht beabſichtigte, die 
von der Beklagten zu zahlende Summe lediglich für ſich zu behalten. 

Die Beklagte hat ferner eingewendet, ſie beſorge, nach dem Kriege 
von der Londoner Firma wegen deren Forderungen in Anſpruch ge⸗ 
nommen zu werden und dann zum zweiten Male zahlen zu müſſen; 
möglicherweiſe — ſo hat der Prozeßvertreter der Beklagten ausgeführt 
— befände ſich auch Vermögen der Beklagten in England, das ent⸗ 
weder ſchon jetzt oder ſpäter von der Londoner Firma vergriffen 
werden könnte. Soweit deutſche Gerichte in Frage kommen, iſt jedoch 
die Beklagte durch den § 836 Abſ. 2 ZPO. völlig geſchützt; gegen 
etwaige unrichtige Urteile ausländiſcher Gerichte iſt es freilich nicht 
möglich, die Beklagte zu ſchützen; aber dies kann kein Grund ſein, 
ſie nicht nach deutſchem Recht zu verurteilen. Die angezogenen 
Bundesratsverordnungen haben jedenfalls nicht die Bedeutung und 
den Zweck, wegen dieſer Beſorgnis die Bezahlung von Auslands⸗ 
forderungen durch inländiſche Schuldner zu verhindern oder einzu⸗ 
ſchränken. 

Die Beklagte wendet ferner ein, die Forderung des Klägers ſei 
möglicherweiſe ſchon bezahlt, da der Kläger auch Forderungen anderer 
Schuldner der Londoner Firma gepfändet und überwieſen erhalten 
habe; die Bezahlung ſolle behauptet werden; dieſe Einwendung kann 
nur die Schuldnerin, nicht die Drittſchuldnerin erheben. 

Anlangend die gepfändete Forderung ſelbſt, ſo macht die Beklagte 
geltend, die Forderung könne nach dem Vertrage mit der Londoner 
Firma nur durch ein Londoner Schiedsgericht feſtgeſtellt werden. 
Dies iſt unrichtig, da die Beklagte die Waren, deren Bezahlung in 
Frage iſt (Baumwolle), zugeſtandenermaßen erhalten hat und irgend⸗ 
welche Einwendungen aus der Lieferung nicht erhebt; für ein Schieds⸗ 
gericht (arbitration), wie ſolches in den Verträgen unter Nr. 13 aller⸗ 
dings vereinbart iſt, iſt daher kein Raum. Ferner will die Beklagte 
nur zur Zahlung in London verpflichtet ſein; es iſt richtig, daß von 
ihr Zahlung in London verlangt werden kann; das ſchließt aber nicht 
aus, daß ſie zahlen muß, wenn an ihrem Wohnſitz von ihr Zahlung 
beanſprucht wird. (OLG. Hamburg, 5. ZS., Urteil vom 12. Juli 1916, 
Bf. V 106/1916.) 


Mitgeteilt von Senatspräſident Dr. Mittelſtein, Hamburg. 


* * 
* 


2. Gebührenanſpruch des dem obſiegenden Rriegs: 
teilnehmer gemäß 8 3 der BR Vd. vom 14. Januar 1915 
als Vertreter beſtellten Anwalts. 

In Übereinſtimmung mit dem LG. iſt davon auszugehen, daß 
Rechtsanwalt D. als gerichtlich beſtellter Vertreter des Antragsgegners 
Fritz K. berechtigt iſt, die ihm in dem Verfahren entſtandenen Gebühren 
in eigenem Namen gegen den Antragſteller als die unterliegende 
Partei geltend zu machen, und daß für die Höhe dieſer Gebühren die 
Beſtimmungen der NRAGebD. maßgebend find. 8 3 BRD. über die 
Vertretung der Kriegsteilnehmer in bürgerlichen Kechtsſtreitigkeiten 
vom 14. 1. 1915 kommt hier nicht zur Anwendung, da der Krieg 
teilnehmer in dem Nechtsſtreit obgeſiegt hat. Die Sache iſt vie: 
mehr fo zu beurteilen, wie wenn ein Rechtsanwalt in eigenem Namen 
oder als Konkursverwalter oder geſetzlicher Vertreter einer Partei 
den Rechtsſtreit geführt hätte und die Gegenpartei zur Tragung der 
Koſten verurteilt worden wäre (8 7 RAGEHD.). Daraus ergibt ſich 
aber zugleich, daß dem Rechtsanwalt D. dafür, daß er in der Berufungz⸗ 
inſtanz mit dem für den Kriegsteilnehmer aufgetretenen Rechtsanwalt! 
in Breslau den Schriftwechſel geführt hat, die Gebühr aus 5 
RAGED. nicht zuſteht (vgl. NG. in JW. 1890, 705; 1894, Alf, 
1898, 5451). (OLG. Breslau, Ferien ZS., Beſchluß vom 9. Auguſt 198, 
5 W. 189/15.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Hugo Danziger, Breslau. 


* * 
* 


3. Auslegung des Art. 4 des KReichsgeſetzes von 
8. Juni 1915. 

Wie die im Art. 4 des Reichsgeſetzes vom 8. Juni 1915 ent 
haltene Ubergangsbeſtimmung zu verſtehen iſt, iſt zweifelhaft und 
ſtreitig. Das LG. legt ſie dahin aus, daß mit dem Ablauf 
des dem Inkrafttreten des Geſetzes folgenden Vierteljahres, alſo mit 
dem 30. September 1915, die Vorſchriften des bisherigen Rechts 
ganz außer Kraft treten und von da an nur die neuen Beſtimmungen 
gelten ſollen. Dem vermag das Berufungsgericht nicht beizutreten. 
Daß der Wortlaut des Art. 4 mit der landgerichtlichen Auslegung 
vereinbar iſt, mag zugegeben werden. Entſcheidend aber ſpricht 
gegen eine derartige Auslegung, daß der Artikel dann überflüſſig 
und zwecklos wäre. Das BG. ſchließt ſich daher der, insbeſondere 
von Stillſchweig, JW. 1915, Nr. 12, 16, 21; Hallbauer, daſelbſt 
Nr. 18; Kretſchmar, BayRpflg. 1915 Nr. 14 und Mittelſte in, Necht 
1915 Nr. 15 vertretenen gegenteiligen Auffaſſung an. Der Art. 4 
ſagt nicht, daß die vorgeſetzlichen Vorausverfügungen nur bis zum 
30. September 1915 wirken, ſondern daß für die Frage, welche 
Wirkung fie haben, in der bis zum 80. September 1915 dauernden 
Übergangszeit das alte Recht zugrunde zu legen iſt. Das heißt mit 
andern Worten: „Die Vorausverfügung fol in der Ubergangszeit 
dieſelbe Wirkung haben, wie wenn das neue Recht noch nicht beſtände 
(Hallbauer a. a. O.). (OLG. Hamburg, Urteil des 6. 88S. vom 
13. Juli 1916, Bf. VI 66/1916.) 

Mitgeteilt von Senatspräſident Dr. Mittelftein, Hamburg. 


* 5 * 

4. Die Koſten eines Rechtsanwalts, der hinzugezogen 
wurde, weil der Mandant den zum Vertreter ſeines 
Prozeßbevollmächtigten beſtellten Referendar nicht mit 
der Fortführung des Prozeſſes betrauen wollte, ſind 
nicht erſtattungsfähig. 

Die Beklagten wenden ſich in erſter Linie gegen die vom 20. 
gebilligte Abſetzung von 45,60 &, das find die in der Rechnung des 
Rechtsanwalts P. vom 13. April 1916 geforderten Beträge. Der 
Gerichtsſchreiber hat fie abgeſetzt, weil fie bereits in der Rechnung 


Zu 3. Wie OLG. Hamburg auch Hagelberg, JW. 1915, 1072, 
und LG. III Berlin, JW. 1916, 522; a. A. Trendelenburg, Komm. 
S. 83; Hirſch, IW. 1915, 955; Joſef, Recht 1915, 390, und KG. 
IW. 1916, 1037. 
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des Rechtsanwalts R., des früheren Prozeß bevollmächtigten der 
Beklagten enthalten ſind, mithin doppelt gefordert werden. Die 
Beklagten begründen den doppelten Anfag damit, daß der Rechts⸗ 
anwalt N. zum Heeresdienſt damals eingezogen wurde, und ſie deshalb 
ſich mit der Wahrnehmung ihrer Rechte an einen anderen Nechts⸗ 
anwalt hätten wenden müſſen. Nach § 91 Abſ. 2 Schlußſatz PD. 
find die Koſten mehrerer RNechtanwälte nur inſoweit zu erſtatten, als 
fie die Koſten eines Rechtsanwalts nicht überſteigen oder als in der 
Perſon des Rechtsanwalts ein Wechſel eintreten mußte. Da hier 
die Koſten des zweiten Anwalts gleichfalls erſtattet verlangt werden, 
liegt der erſtere Fall nicht vor. Aber auch der zweite Fall trifft 
nicht gu. Wenn auch der frühere Prozeßbevollmächtigte, Rechts⸗ 
anwalt N., perſönlich verhindert war, die Beklagten in dem RNechts⸗ 
ſtreit zu vertreten, ſo war ihm doch von ſeiten der Juſtizverwaltung 
ein amtlicher Stellvertreter in der Perſon eines Referendars beſtellt. 
Der letztere muß, nachdem er zum Stellvertreter von der maßgebenden 
Seite amtlich beſtimmt worden iſt, auch für geeignet angeſehen werden, 
die rechtsanwaltlichen Geſchäfte des Vertretenen in vollem Umfange 
wahrzunehmen. Die Notwendigkeit eines Wechſels in der Perſon 
des urſprünglichen Prozeßbevollmächtigten in der Weiſe, daß die 
Beklagte ihre Geſchäftsführung einem anderen Rechtsanwalt hätte 
übertragen müſſen, liegt danach nicht vor. (OLG. Breslau, Beſchluß 
vom 23. Auguſt 1916, 7 W. 53/16.) 
Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Pfeiffer, Hirſchberg. 


* * 
* 


5. Beſchlagnahme bewirkt an ſich nicht Unmöglichkeit 
der Erfüllung. 

Die Beklagte begründet die Unmöglichkeit der Vertragserfüllung 
damit, daß nach dem Lieferungsvertrag vom 2. Juni 1915 Gegenſtand 
der Lieferung Graphit mit 75 Prozent Kohlenſtoff ſei, nach der Be⸗ 
ſchlagnahmeordnung nur mehr 80 Prozent Graphit verarbeitet werden 
dürfe und deshalb die Erfüllung des Vertrages unmöglich ſei, weil 
75 prozentige Ware gegenüber einer ſolchen mit 80 Prozent im Handel 
mit Graphit techniſch etwas völlig anderes ſei. 

Das Erſtgericht hat mit Recht dieſe Auffaſſung der Beklagten 
als unrichtig abgelehnt. Die Frage, ob die Beklagte verpflichtet iſt, 
80 prozentigen Graphit zu liefern, wenn 75 prozentiger Graphit nicht 
mehr hervorgeſtellt werden darf, iſt in erſter Linie nach den Be⸗ 
ſtimmungen des Lieferungsvertrages vom 2. Juni 1915 zu beurteilen. 

In dieſem Vertrage werden unter anderem 1½ bis 2 Waggons 
zirka 76 prozentiger Graphit zum Preiſe von 82 4 für 100 kg und 


Zu 5. Das Urteil beruht auf dem allgemeinen Auslegungss 
grundſatze, daß Verträge nach Treu und Glauben zu erfüllen find. 
Es ſchaltet damit die Konſequenz aus der Rechtöregel aus, daß die 
Unmöglichkeit der Leiſtung von der Erfüllung befreit. Es fragt ſich, 
wie weit die Pflicht des Verkäufers geht, an Stelle einer unmöglich 
gewordenen Qualität eine andere zu liefern. Mir ſcheint das Gericht 
dieſe Pflicht etwas ſehr weit zu ſtrecken. Allerdings iſt der Prozent⸗ 
fag von Kohlenſtoffgehalt eine Eigenſchaft der Ware. Dieſe aber 
macht ihr Weſen aus. Sowenig wie der Käufer verpflichtet iſt, 
eine andere Qualität zu nehmen, ſo wenig kann der Verkäufer 
gehalten werden, eine andere zu liefern. Daraus, daß der Verkäufer 
die ihm herzuſtellen geſtattete andersgeartete Ware zu höherem Preiſe 

zu liefern bereit erklärt, folgt nicht, daß er dadurch gegen Treu 

Glauben verſtößt. Man muß in ſolchen Fällen immer auch ſich 
das Verhalten bei umgekehrten Ereigniſſen denken. Wie wäre es, 
wenn die Ware im Preiſe geſunken wäre? Würde dann auch der 
Käufer gegen Treu und Glauben verſtoßen, falls er die Annahme 
der allein möglichen Qualität ablehnte? Man wird das wohl ver⸗ 
neinen. Dasſelbe wird auch für den Verkäufer gelten. Aus der 
Zirkaklauſel kann man auf eine abweichende Verpflichtung der Ver⸗ 
tragsteile nicht ſchließen. Dieſe gibt nur einer unbedeutenden Ab⸗ 
weichung nach oben oder unten Spielraum. Er darf nicht über⸗ 
ſchritten werden. Andernfalls würde man gegen den ausgeſprochenen 
Willen der Parteien eine ſtärkere Abweichung von dem bedungenen 
Prozentſatze für unerheblich erklären. Das widerſpricht dem ſtets vom 
NG. feſtgehaltenen und allgemein gebilligten Grundſatz, daß für eine 
Auslegung dann kein Raum mehr iſt, wenn der Vertrag ſelbſt klar 


und deutlich ſich ausgeſprochen hat. Hachenburg. 
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12 Waggons zirka 75 prozentiger Graphit zum Preiſe von 80 , für 
100 kg verkauft. Bezüglich dieſer 12 Waggons heißt es dann: „Bei 
dieſen 12 Waggons werden je 1 Prozent plus oder minus pro Waggon 
80 & vergütet“. Es iſt alſo in dem Vertrage keineswegs nur die 
Lieferung von 75 prozentigem Graphit vorgeſehen, ſondern es iſt ein 
gewiſſer Spielraum gelaſſen, wie ſchon das Wörtchen „zirka“ zeigt, 
und es iſt in einer Zuſatzbeſtimmung auch gleich der Preis für den 
höherwertigen Graphit feſtgeſetzt. Die Bedeutung dieſer Zuſatzbeſtimnumg 
wird erſt klar, wenn man berückſichtigt, daß die Streitsteile ſchon 
ſeit Februar 1915 in Geſchäftsverbindung ſtehen und verſchiedene Ab⸗ 
ſchlüſſe über Graphit von verſchiedenartigem Kohlenſtoffgehalt gemacht 
haben. Aus der Korreſpondenz ergibt ſich auch nicht der geringſte 
Anhaltspunkt dafür, daß 80 prozentiger Graphit „techniſch eine völlig 
andere Ware“ wäre als 75 prozentiger Graphit, wie die Berufungs⸗ 
führerin behauptet. Es iſt vielmehr dem Erſtgerichte zuzuſtimmen, 
wenn es darlegt, daß es lediglich ein Qualitätsunterſchied iſt, wenn 
der Graphit einige Prozent mehr oder weniger Kohlenſtoffgehalt hat. 
Es iſt dem Erſtgerichte auch darin beizuſtimmen, daß der Vertrag 
vom 2. Juni 1915 ohne weiteres eine der Verkehrstreue entſprechende 
Auslegung gibt, was die Parteien vereinbart hätten, wenn ſie gewußt 
hätten, daß in Zukunft nicht mehr 75 Prozent, ſondern nur mehr 
80 Prozent Graphit geliefert werden kann. Die Beſtimmung „bei 
dieſen 12 Waggons werden für je 1 Prozent plus oder minus pro 
Waggon 80 l vergütet“, kann finngemäß nicht fo ausgelegt werden. 
daß fe nur für ein einziges Prozent gilt, ſondern fie muß für einige 
Prozent gelten, worunter nach dem Sprachgebrauch auch noch 4 oder 
5 Prozent fallen. Wenn 80 prozentiger Graphit nach dem Willen 
der Parteien nicht mehr unter dieſe Beſtimmung hätte fallen ſollen, 
fo hätte dies zum Ausdruck gebracht werden müſſen. Es würde gegen 
Treu und Glauben im Verkehr verſtoßen, wenn die Beklagte eine 
militäriſche Anordnung, welche die Herſtellung von Graphit mit ges 
ringerem als 80 Prozent Kohlenſtoffgehalt verbietet, dazu benützen 
dürfte, um ſich von einem abgefchlofienen Lieferungsvertrage über 
zirka 75 prozentigen Graphit loszumachen und die Gelegenheit wahr: 
zunehmen, den Graphit zu höherem Preiſe zu verkaufen. (OLG. München, 
2. 36., Urt. vom 23. Auguſt 1916, Ber.⸗Reg. Nr. L. 258/16.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


6. Verhältnis des 8 544 zu den 88 542, 543 868. 
Unbewohnbarkeit wegen eindringender Feuchtigkeit. Ber: 
ſchulden des Mieters. 

Die Klägerin hat vom Beklagten ein Haus für die Zeit vom 
1. November 1912 bis 31. Dezember 1917 feſt gemietet. Zur Zeit 
der Mietung und der Gebrauchsüberlaſſung waren die Räume im 
Erdgeſchoß feucht, was beiden Parteien damals unſtreitig bekannt war. 

Klägerin behauptet, ſie habe das Haus gemietet, damit es für 
ihre Arbeiter zu Wohnzwecken diene. Es habe ſich alsbald heraus⸗ 
geſtellt, daß die Feuchtigkeit ſo erheblich ſei, daß die Benutzung der 
Ränme im Erdgeſchoß mit einer erheblichen Gefährdung der Geſundheit 
verbunden ſei. Von der Behörde ſei ihr daher der Gebrauch dieſer 
Räume zu Wohnzwecken verboten worden. 

Klägerin hat darauf zunächſt die Mietezahlung verweigert, iſt 
aber rechtskräftig mit der Begründung verurteilt worden, ſie habe 
die Feuchtigkeit bei der Mietung gekannt, auch habe der Vermieter 
vertragsmäßig ſeine Haftung für alle baulichen Mängel abgelehnt. 
Ob der Klägerin infolge des Zuſtandes der Mieträume nicht ein 
Kündigungsrecht nach 8 544 BGB. zuſtehe, fei nicht zu entſcheiden 

Darauf hat die Klägerin am 3. Januar 1914 dem Beklagten eine 
Friſt bis zum 1. März 1914 geſetzt, binnen welcher Beklagter die 
Räume in bewohnbaren Zuſtand zu ſetzen habe, widrigenfalls Klägerin 
den Vertrag als aufgelöſt betrachte. Beklagter iſt der Aufforderung 
nicht nachgekommen, worauf Klägerin dem Beklagten am 4. März 1914 
erklärt hat, ſie betrachte das Mietverhältnis ab 1. März 1914 als 
aufgelöſt. Das hat Beklagter nicht anerkennen wollen. 
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Mit der gegenwärtigen Klage fordert Klägerin, geſtützt auf 
8 544 888., die Feſtſtellung, daß der Mietvertrag hinſichtlich der 
Erdgeſchoßräume mit dem 1. März 1914 ſein Ende erreicht habe. 

Die Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage tft ohne weiteres gegeben. 

In der Sache ſelbſt war zunächſt zu prüfen, ob die tatſächlichen 
Vorausetzungen für die Anwendung des 8 544 BGB. zur Zeit der 
Kündigung vom März 1914 vorhanden waren. Dieſe Frage war zu 
bejahen. 

Nach dem Gutachten des Sachverſtändigen B. kann es ferner 
nicht zweifelhaft ſein, daß die Benutzung der fraglichen Erdgeſchoß⸗ 
räume mit einer erheblichen Gefährdung der Geſundheit verbunden 
war und daß dieſer durch Feuchtigkeit hervorgerufene Zuſtand ein 
nicht durch äußere Umſtände leicht zu beſeitigender Mangel ſei, 
ſondern einen nachhaltigen und nicht bloß vorübergehenden Ubel⸗ 
ſtand darſtelle. 

Danach iſt die Anwendung des 8 544 BGB. an ſich gegeben 
und die Klägerin war an ſich berechtigt, die Miete hinſichtlich der 
in Betracht kommenden Räume ohne Einhaltung einer Kündigungs⸗ 
friſt zu kündigen. 

Demgegenüber hat der Beklagte geltend gemacht, die Klägerin 
könne ſich auf die Vorſchrift des 8 544 BGB. um des willen nicht bes 
rufen, weil die Mieträume zur Zeit der Mietung und der Gebrauchs⸗ 
überlaffung zwar ſchon feucht, nicht aber unbewohnbar geweſen ſeien. 
Erſt mit der Zeit ſei der ſpäter feſtgeſtellte Zuſtand eingetreten. 
Der geſetzliche Vertreter der Klägerin habe aber ſeinerzeit das Vor⸗ 
handenſein der Feuchtigkeit gekannt und damit wie auch nach den 
vertraglichen Abmachungen der Parteien die aus der Feuchtigkeit ſich 
ergebende Gefahr übernommen. Klägerin ſei nach dem Vertrage 
verpflichtet geweſen, ihrerſeits durch Handlungen entſprechende Vor⸗ 
ſorge zu treffen, daß die vorhandene, ihr bekannte Feuchtigkeit nicht 
einen Grad erreiche, daß die Räume unbewohnbar würden. Das 
habe ſie nicht nur unterlaſſen, ſondern ſie habe ſogar ihrerſeits durch 
Vernachläfſigung der Waſſerabflüſſe den geſundheitsgefährdenden 
Zuſtand geradezu ſelbſt verſchuldet. 

Dieſe Verteidigung des Beklagten konnte keinen Erfolg haben. 

Soweit der Beklagte geltend machen will, daß das Kündigungs⸗ 
recht des 8 544 BGB. vertragsmäßig ausgeſchloſſen worden fet, ſteht 
ſeiner Verteidigung der Umſtand entgegen, daß die fragliche Geſetzes⸗ 
vorſchrift im öffentlichen Intereſſe gegeben iſt und ausdrücklich be⸗ 
ſtimmt, daß die Kenntnis des Mieters von der gefahrbringenden 
Beſchaffenheit bei der Mietung oder ein Verzicht des Mieters auf die 
Geltendmachung der ihm aus jener Beſchaffenheit zuſtehenden Rechte 
nicht ſchaden. | 

Aber auch im übrigen konnte der NRechtäftandpunft des Be 
klagten nicht für richtig erachtet werden. 

Dabei tft davon auszugehen, daß der 8 544 BGB. eine Sonder: 
vorſchrift iſt, die eine Ausnahme von den Beſtimmungen der 88 542, 
548, 589 BGB. darſtellt. Der 5 542 BGB. gewährt dem Mieter 
das Recht, ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt zu kündigen, und 
zwar regelmäßig nach vorheriger Friſtſetzung, wenn ihm der vertrags⸗ 
mäßige Gebrauch der gemieteten Sache ganz oder zum Teil nicht 
rechtzeitig gewährt oder wieder entzogen wird. Der § 548 BGB. 
erklärt in ſeinem Abſ. 1 auf dieſen Fall unter anderen den 8 539 
88. für entſprechend anwendbar, und dieſer wiederum gewährt die 
dort bezeichneten Rechte, an deren Stelle infolge der entſprechenden 
Anwendung das Kündigungsrecht des §8 542 BGB. tritt, u. a. dann 
nicht, wenn der Mieter den betreffenden Mangel bei der Mietung 
kannte. 

An dieſe Vorſchriften iſt erſt bei der zweiten Leſung des BGB. 
der jetzige 8 544 BGB. angeſchloſſen worden. Nach dem Vorgange 
des Gemeinen Rechts, das dem Mieter ein Rücktrittsrecht gab, wenn 
mit der Fortſetzung des Gebrauchs eine Gefahr für ihn verbunden 
war (vgl. Windſcheid, Pandekten, 7. Aufl., Bd. II Anm. 4 zu § 402 
S. 467, ferner v. Buchka, Bürgerliches Geſetzbuch und Gemeines Recht, 
8. Aufl., 8 17 III S. 117), bezweckte man durch die Neuein fügung 
der hier in Rede ſtehenden Vorſchrift, ſozialpolitiſchen und hygieniſchen 


Kückſichten Rechnung zu tragen und im öffentlichen Intereſſe eine 
Vorſchrift zu ſchaffen, die es dem Mieter ermöglichen ſollte, bei 
einer Beſchaffenheit der Mieträume, die die Benutzung als mit einer 
erheblichen Gefährdung der Geſondheit verbunden erſcheinen läßt, 
den Mietvertrag zu löſen, ſelbſt wenn er die gefahrbringende Be 
ſchaffenheit bei der Mietung kannte oder auf ſeine Rechte verzichtete. 

Daraus ergibt ſich zunächſt ohne weiteres, daß der 8 544 868. 
eine Vorſchrift zwingenden Rechts iſt, die, wie ſchon oben ausgeführt, 
durch Parteivereinbarung nicht abgeändert werden kann. 

Es ergibt ſich aber ferner daraus, daß 5 544 BGB. lediglich 
eine Ausnahme von der allgemeinen Regel des 8 548 Abſ. 1 868. 
darſtellt. 

Daraus folgt weiter, daß durch die Anwendbarkeit des § 544 
8888. die übrigen Beſtimmungen der 88 542, 548 BGB. keinesweg 
ausgeſchloſſen ſein ſollten und nicht ausgeſchloſſen find. § 544 88. 
betrifft nur einen in einigen Punkten abweichend geregelten Spezial 
fall, der eine Verallgemeinerung als Ausnahmebeſtimmung nach an 
erkannten Auslegungsgrundſätzen nicht geſtattet und daher jene all 
gemeinen Vorſchriften im übrigen unberührt läßt. 

Demnach iſt der § 544 BGB. fo zu leſen, als wenn es n 
Stelle der Worte: 

„ſo kann der Mieter das Mietverhältnis ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfriſt kündigen, auch wenn er“ uſw. 
hieße: 
„jo ſteht dem Mieter das Kündigungsrecht des § 542 868. 
zu, auch wenn er“ uſw. 
Alsdann iſt ohne weiteres klar, daß der Mieter auch beim Vorliegen 
der Vorausſetzungen des 8 544 BGB. regelmäßig die Pflicht hat, 
dem Vermieter zunächſt die in § 542 BGB. vorgeſehene Friſt zur 
Abhilfe zu beſtimmen, es ſei denn, daß die Erfüllung des Vertrages 
infolge des die Kündigung rechtfertigenden Umſtandes für den Mieter 
kein Intereſſe hat, was für die weitaus meiſten Fälle des An⸗ 
wendungsgebietes des 8 544 BGB. ohne weiteres zutreffen wird 
(fo Mittelſtein, Miete, 3. Aufl., $ 37 Nr. 3Za S. 268; a. M.: RGRRom., 
2. Aufl., Bd. II Anm. 1 zu § 544 S. 532). 

Im vorliegenden Falle hat die Klägerin dem Bellagten, wie 
dieſer nicht beſtritten hat, eine derartige Friſt geſetzt, deren An⸗ 
gemeſſenheit vom Beklagten nicht in Zweifel gezogen iſt. 

Aus den vorſtehend entwickelten Aus führungen ergibt ſich aber 
ferner ohne weiteres, daß der Mieter ſich auf die Ausnahmevorſchrift 
des 8 544 BGB. trotz des ſcheinbar entgegenſtehenden Wortlautes 
und des zwingenden Charakters der Beſtimmung dann nicht berufen 
kann, wenn er den geſundheitsgefährdenden Zuſtand ſelbſt verſchuldet 
hat. Denn daß ſolches Verſchulden nach allgemeinen Rechtsgrund⸗ 
fügen das Kündigungsrecht des Mieters nach 8 542 BGB. aub 
ſchließt, kann nicht zweifelhaft fein (Mittelſtein, a. a. O. § 36 Nr. 11f 
S. 262; RGRKom., a. a. O. Anm. 3 zu § 542 S. 531). Faßt man 
aber den $ 544 BGB. als Ausnahmebeſtimmung von der Regel des 
8 543 Abſ. 1 BOB. auf, fo ergibt ſich ohne weiteres und um 
gezwungen, daß die gleichen Grundſätze auf ſeinen Fall Anwendung 
finden müſſen (Mittelftein, a. a. O. 8 37 Nr. 3b S. 268, wo in 
Anm. 14 die einſchlägige Literatur zuſammengeſtellt iſt). 

Die Behauptung des Beklagten, Klägerin habe die Unbewohnbar⸗ 
keit der ſtreitigen Mieträume ihrerſeits durch Vernachläſſigung der 
Abflußwäſſer ſchuldhaft herbeigeführt, war daher für erheblich zu 
erachten. Der Senat tritt aber dem I. Richter darin lediglich bei, 
daß der Beklagte den ihm inſoweit obliegenden Beweis keineswegs 
zu erbringen vermocht hat. Für ein Verſchulden auf ſeiten der 
Klägerin liegt nicht das mindeſte vor. Es kommt hinzu, daß nichts 
dafür vorliegt, daß man klägeriſcherſeits überhaupt erkennen konnte, 
daß die Feuchtigkeit fortſchreite, und zwar in dem Maße, daß eine 
erhebliche Gefährdung der Geſundheit der die Mieträume benutzenden 
Perſonen zu beſorgen ſei. Denn war dieſer Grad der Feuchtigkeit 
bereits bei der Mietung oder zur Zeit der Gebrauchsüberlaſſung 
vorhanden, ſo kann die Klägerin ihn nicht verſchuldet haben. Trat 
er erſt ſpäter ein, ſo ſteht der Zeitpunkt ſeines Eintritts wie die 
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45. Jahrgang. 


Möglichkeit der Erkennbarkeit oder der Vorausſehbarkeit des Über: 
ganges völlig dahin. 
1916, Bf. V 83/16.) 

Mitgeteilt von Senatspräſident Dr. Mittelſtein, Hamburg. 


* * 
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7. Rücktritt, Wandlung und Minderung beim Plakat⸗ 
reklamevertrag. 

Die Klägerin hatte es übernommen, für die Beklagte 100 Plakate 
in den Wagen der Großen Berliner Straßenbahn zum Aushang zu 
bringen. Auf den Hinweis der Beklagten, daß die vollſtändige An⸗ 
zahl der Plakate nicht ausgehängt werde, hatte Klägerin zugegeben, 
daß eine Anzahl Plakate nicht von ihr vorgeführt wurden, und hat 
dementſprechend einzelne Monatsraten ermäßigt. Ohne weitere Mit⸗ 
teilung hat ſie dann vom April 1915 ab die vollen Monatsraten 
von 200 & erhoben. Die Beklagte behauptet, daß ſie durch die 
Einforderung der vollen Monatsraten vom April 1915 ab in den 
Glauben verſetzt ſei, daß die Klägerin von dieſem Zeitpunkte ab auch 
die volle Anzahl Plakate vorführe. Tatſächlich habe aber eine Ende 
1915 angeſtellte Kontrolle ergeben, daß ſtatt der vorgeſchriebenen 
100 Plakate nur 69 vorgeführt ſeien. Die Beklagte hat auf Grund 
dieſer Feſtſtellung ohne Friſtſetzung den Rücktritt bzw. die Wandlung 
geltend gemacht, auch den zuviel gezahlten Betrag zurückgefordert. 

Gründe: Der Vertrag, auf welchen die Klage gegründet iſt, 
verpflichtet die Klägerin zu einer einheitlichen fortgeſetzten Geſamt⸗ 
leiſtung. Der Senat iſt darin der Kechtsauffaſſung des RG. 
(III. 268. / 15. Urteil v. 18. Januar 1916) !) gefolgt. Insbeſondere 
iſt hervorzuheben, daß die Vereinbarung monatlicher Teilzahlungen 
den rechtlichen Charakter dieſes Werkvertrages nicht ändert, alſo die 
Leiſtungen der Beklagten nicht in zeitlich geteilte Leiſtungen von je 
einem Monat zerlegt. Die Widerklage der Beklagten, um welche es 
ſich zur Zeit allein handelt, beruht auf drei Rechtsgründen, nämlich 
Wandlung ($ 634 BGB.), Rücktritt ($ 636 BGB.) und Minderung. 
In Übereinſtimmung mit der Vorinſtanz hat der Senat angenommen, 
daß die Widerklage weder auf Rücktritt noch auf Wandlung geſtützt 
werden kann, weil die notwendige Erklärung des Rücktritts und 
der Wandlung erſt zu einer Zeit erfolgt iſt, in welcher der Vertrag 
durch Zeitablauf ſchon von ſelbſt beendet war. Es iſt rechtlich un⸗ 
möglich, von einem Vertrage zurückzutreten, welcher ſchon vorher ab⸗ 
gelaufen war. Dagegen ſteht der Beklagten das Minderungsrecht zu. 

Der Beſtimmung einer Friſt bedurfte es nach 8 634 Abſ. 2 BGB. 
nicht, weil die ſofortige Geltendmachung des Anſpruchs auf Minderung 
durch ein beſonderes Intereſſe des Beſtellers gerechtfertigt war. Dies 
iſt darin zu ſehen, daß es der Beklagten unmöglich geweſen wäre, 
nachzuprüfen, ob die Klägerin innerhalb der geſetzten Friſt genügend 
viele Plakate angebracht hatte. 

Der Umſtand, daß die Beklagte ſich beſtimmte Abzüge hat ge⸗ 
fallen laſſen, ſchließt ihr Minderungsrecht nicht aus. Denn ſie durfte 
mit Nückſicht auf das beſondere Vertrauen, welches fie der Klägerin 
durch den Abſchluß des Vertrages gezeigt hatte, davon ausgehen, daß 
einerſeits bis zum 1. April 1915 nicht mehr Plakate gefehlt hatten, 
als dem von der Klägerin geforderten Abzuge entſprachen, anderer⸗ 
ſeits aber ſeit dem 1. April 1915 ſämtliche Plakate wieder an: 
gebracht waren, weil die Klägerin von dieſem Zeitpunkt ab den 
vollen Werklohn verlangte. 

Endlich iſt der Anſpruch auf Minderung nicht verjährt. Die 
ſechsmonatige Friſt des §8 638 BGB. beginnt zwar im allgemeinen 
mit der Abnahme des Werks; iſt aber nach der Beſchaffenheit des 
Werks die Abnahme ausgeſchloſſen, fo tritt an deren Stelle nach 
8 646 BGB. die Vollendung des Werks. Im vorliegenden Falle 
war nun eine Abnahme deswegen ausgeſchloſſen, weil eine aus⸗ 
reichende Kontrolle durch die Beklagte unmöglich war. Die Vollen⸗ 
dung des Geſamtwerks iſt aber erſt am 31. Dezember 1915 eins 
getreten. Wollte man eine Anzahl einzelner Werke von Monatsdauer 


1) JW. 1916, 588. 
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annehmen, ſo würde dies der oben begründeten Anſchauung über 
das Vorhandenſein einer fortgeſetzten einheitlichen Geſamtleiſtung der 
Klägerin widerſprechen. Danach iſt alſo der Minderungsanſpruch recht⸗ 
zeitig erhoben. (KG., 3S. 15, Urteil vom 2. Juni 1916, 15 U. 2096 / 16.) 
Mitgeteilt von Rechtsanwalt Recken, Berlin. 


Landgerichte. 


1. Das Wetten am Totaliſator fällt unter 8 762 B88. 

Allerdings iſt dies nicht unſtreitig, denn es wird die Anſicht ver⸗ 
treten, daß das Setzen am Totaliſator als Lotterievertrag im Sinne 
des 8 763 BGB. abzuſehen iſt. Das BG. vermag jedoch dieſe Anſicht 
nicht als richtig anzuerkennen. Unter Lotterie verſteht man ein 
Unternehmen, bei dem die Spielenden auf Grund eines Spiel⸗ 
planes eine Einzahlung in beſtimmter Höhe machen, wogegen 
unter ſie durch den Unternehmer Gewinne verloſt werden. Dieſe 
Begriffe merkmale liegen beim Totaliſatorunternehmen nicht vor. Im 
Gegenteil, hier ſetzt der Teilnehmer einen Preis auf den Eintritt 
eines beſtimmten Ereigniſſes, nämlich auf den Sieg eines Pferdes. 
Das Setzen beim Totaliſator iſt alſo als Wette aufzufaſſen und ers 
zeugt keine Nechtsverbindlichkeit, (vgl. OLG. 4, 232 ff.; Staudinger zu 
8 762 II 1 b a und § 763 1a KGBl. 1912, 8). Der Umſtand, daß 
der Totaliſator ſtaatlich genebmigt iſt, ſchließt die zivilrechtlichen Folgen 
des 8 762 BGB. nicht aus, ſondern hat nur die Wirkung, daß die 
Beſtrafung des Unternehmens ausgeſchloſſen iſt und daß die weiter⸗ 
gehenden Folgen der Nichtigkeit gemäß § 184 BGB. nicht eintreten. 

Iſt aber der Spielvertrag unverbindlich, ſo iſt es mit rechtlicher 
Notwendigkeit auch der Auftrag zum Spiel oder der Dienſtvertrag 
zu Spielzwecken. Mithin gibt es auch keinen Schadenserſatzanſpruch 
wegen Nichtvornahme des Spiels. 

Die Klage unterlag daher ſchon aus dieſen Gründen der Ab⸗ 
weiſung. Es kommt aber noch hinzu, daß der Beklagte, wenn er es 
tatſächlich übernommen haben ſollte, die 10 & beim Totalifator zu 
ſetzen, nicht eine rechtliche Verpflichtung hat übernehmen, ſondern dem 
Kläger lediglich eine Gefälligkeit hat erweiſen wollen. Die Erfahrung 
des Lebens, der die Umſtände des vorliegenden Falles nicht entgegen⸗ 
ſtehen, ſpricht ſür eine ſolche Annahme. Aus derartigen lediglich den 
geſellſchaftlichen Verkehr entſprungenen, ſogenannten Gefälligleits⸗ 
verträgen kann aber ebenfalls ein klagbares Recht nicht hergeleitet 
werden. (LG. III Berlin, 3. 3 K., Urteil vom 4. Mai 1916, 5 8. 
251/15.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Alfons Loewe II, Spandau. 


* * 
* 


2. Zu 8 840 380. 

Bei Zuſtellung eines Pfändungsbeſchluſſes und der damit ver⸗ 
bundenen Aufforderung zur Auskunftserteilung nach 8 840 38D. 
hat der Gerichtsvollzieher ſich geweigert, die Erklärung eines Bureau⸗ 
angeſtellten des Drittſchuldners entgegenzunehmen. Dieſe Weigerung 
wird gebilligt. Die vom Drittſchuldner verlangte Erklärung ſoll 
keine bloße Auskunft über das Beſtehen der Forderung, ſondern eine 
rechtsverbindliche Willenserklärung ſein. Sie ſoll dem Gläubiger 
eine Grundlage gewähren, deren Wert nicht in der Glaubhaftigkeit 
des Erklärten, ſondern in ihrer Bedeutung als vollwirkſame Ver⸗ 
fügung über die Forderung liegt (RG. 41, 421). Zweifellos kann 
der Drittſchuldner dieſe Erklärung ſowohl perſönlich als auch durch 
einen Vertreter abgeben. Vorliegend mag allerdings der Bureau⸗ 
angeſtellte des Drittſchuldners tatſächlich von dem Beſtehen der ge⸗ 
pfändeten Forderung Kenntnis haben. Es kann aber nicht an⸗ 
genommen werden, daß er auch über die Zahlungspflicht des Dritt⸗ 
ſchuldners eine für dieſen bindende Willenserklärung abgeben und in 
deſſen Namen gemäß 5 840 Abſatz 3 Satz 2 ZPO. unterzeichnen 
darf. Eine Erklärung des Drittſchuldners im Sinne dieſer Vorſchrift 
lag daher nicht vor und brauchte vom Gerichtsvollzieher nicht 
protokolliert zu werden. Ob er dazu berechtigt geweſen wäre, kann 
dahingeſtellt bleiben. (LG. Eſſen, Beſchluß vom 16. Mai 1916, 
7 T. 222/16.) 

Mitgeteilt von Gerichtsaſſeſſor Dr. Herberg, Eſſen. 


1296 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Nr. 17. 1916. 


Amtsgericht. 
Nriegsrechtliche Entſcheidung. 


Ausſetzung der Wiederverſteigerung des Grundſtücks 
(8 183 336.) wegen Kriegsteilnehmerſchaft des Erſtehers.“) 


Der eingetragene Eigentümer S. hat das Grundſtück Wronke 


Bl. 183 durch Zuſchlagsbeſchluß vom 6. Mai 1916 erworben. Da 


er im Verteilungstermin den bar zu entrichtenden Teil des Meiſt⸗ 
gebots nicht vollſtändig bezahlt hatte, war durch Beſchluß vom 
24. Juni 1916 die Forderung gegen den Erſteher S. in Höhe von 
4609,25 & auf die betreibenden Gläubiger übertragen und im 
Grundbuch eine Sicherungshypothek für dieſe Forderung eingetragen 
worden. Auf Antrag des Bäckermeiſters Meier D. wurde die Wieder⸗ 
verſteigerung des Grundſtücks angeordnet. Von der Beſtimmung 
eines Verſteigerungstermins wurde jedoch Abſtand genommen, weil 
der eingetragene Eigentümer S. einem mobilen Truppenteil angehört. 
Der Gläubiger verlangt nun Anberaumung eines Verſteigerungs⸗ 
termins. Er meint, die Wiederverſteigerung ſei nur die Fortſetzung 
des bisherigen Verfahrens, ſo daß als Schuldner im jetzigen Ver⸗ 
fahren nicht der Kaufmann S., ſondern der frühere Eigentümer ans 
zunehmen ſei, und daß das Schutzgeſez vom 4. Auguſt 1914 in 
dieſem Falle keine Anwendung finde. 


Nach 8 5 des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 betr. den Schutz 
der Kriegsteilnehmer iſt die Zwangsvollſtreckung gegen Kriegsteil⸗ 
nehmer unter anderem inſoweit beſchränkt, als die zwangsweiſe Ver⸗ 
ſteigerung von Grundſtücken unzuläſſig iſt. Auch die Wiederverſteige⸗ 
rung iſt ein Akt der Zwangsvollſtreckung; dies geht aus dem Wortlaut 
des Geſetzes deutlich hervor — 5 132, 133 88. Es handelt ſich 
dabei um ein völlig neues Vollſtreckungsverfahren, welches ſich gegen 
eine andere Perſon als im vorigen Verfahren richtet, nämlich den 
Erſteher des Grundſtücks (vgl. Jaeckel Güthe, Anm. 16, § 183 38 .). 
Aus der Art des Verfahrens können deshalb Bedenken gegen die 
Anwendbarkeit des Schutzgeſetzes auf den Fall der Wiederverſteigerung 
nicht hergeleitet werden. 


Aber auch der Sinn und Zweck des Schutzgeſetzes ſprechen nicht 
gegen ſeine Anwendbarkeit auf den Fall der Wiederverſteigerung. 
Allerdings mag der Geſetzgeber bei Erlaß des Schutzgeſetzes in erſter 
Linie von dem Wunſche ausgegangen ſein, den langeingeſeſſenen 
Eigentümer, deſſen wirtſchaftliche Exiſtenz auf dem Eigentum beruht, 
vor plötzlichem Verluſt des Eigentums durch die erſchwerenden Um⸗ 
ſtaͤnde, welche die Einberufung zum Heeresdienſt mit ſich bringen, zu 
ſchützen. Es ſind aber auch Fälle denkbar, in denen der Verluſt des 
eben erſt erworbenen Eigentums mit Rüdfiht auf die Kriegsteil⸗ 
nehmerſchaft des Eigentümers unbillig ſein würde. Es ſei nur an 
den Fall gedacht, daß der Erſteher eines Grundſtücks im Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren erſt nach dem Verſteigerungstermin Kriegs⸗ 


1) Die Entſcheidung iſt unzweifelhaft zutreffend; fie entſpricht 
der Natur der Wiederverſteigerung und der Vorſchrift des 8 5 Nr. 2 
KTSHG. Nach den getroffenen tatſächlichen Feſtſtellungen verletzt fie 
allerdings das Billigkeitsempfinden in hohem Maße. 

Das KTSchG. hatte in feiner urſprünglichen Faſſung den zum 
Schutze der Kriegsteilnehmer gegebenen Beſtimmungen den Charakter 
ſtrengen Rechts verliehen, dem eine Durchbrechung aus Biligkeits⸗ 
gründen unbekannt war. Dieſer Zuſtand war, wie ſich bald zeigte, 
‚nicht aufrechtzuerhalten, da die Vorſchriften des Geſetzes in einer 
dem Verkehr unerträglichen Weiſe mißbraucht worden waren. Des⸗ 
wegen hat die BO. vom 14. Januar 1915 (über die Vertretung von 
Kriegsteilnehmern in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten) in den 88 1 
und 2 die ſtrengen Beſtimmungen des KTSchG. in den Fällen ges 
mildert, in denen ihre Durchführung zu einer offenbaren Unbilligkeit 
führen würde. Leider beziehen ſich dieſe Milderungen aber nur auf 
Rechtsſtreitigkeiten; daß auch andere Vorſchriften des KTEHG,, 
beſonders der 8 5 Nr. 2, nach der angegebenen Richtung änderungs⸗ 
bedürftig waren, iſt anſcheinend nicht beachtet worden, weil ſich hier 
Schwierigkeiten noch nicht gezeigt hatten. Dem Gedanken der BO. 
en Januar 1915 hätte eine Vorſchrift folgenden Inhalis ent⸗ 
prochen: 

Der § 5 Abſ. 1 Nr. 2 KTSHG. erhält folgenden Zuſatz: 
Das Gericht hat auf Antrag des das Verfahren betreibenden 
Gläubigers die Verſteigerung für zuläſſig zu erklären, wenn 
die Unzuläſſigkeit nach den Umſtänden des Falles offenbar 
unbillig iſt. Wird die Verſteigerung für zuläſſig erklärt, ſo 
hat das Gericht dem Kriegsteilnehmer einen geeigneten Ver⸗ 
treter zu beſtellen, der die Rechte des Kriegsteilnehmers im 
Verſteigerungsverfahren wahrzunehmen hat. Die Vorſchriften 
des § 1 Abſ. 1 Satz 3 und Abſ. 2 der VO. vom 14. Januar 
1915 finden Anwendung. 


Juſtizrat Stillſchweig, Berlin. 


den kann, daß es nur 
billig wäre, wenn dem Verfahren Fortgang gegeben würde, ſo bietet 
doch das Geſetz hierfür keine Handhabe. Der Antrag auf Beſtimmung 
eines Verſteigerungstermins mußte deshalb abgelehnt werden. (A. 
Wronke, Beſchluß vom 2. Auguſt 1916, K. 6/16.) 

* 


Das LG. Poſen hat die gegen den vorſtehenden Beſchluß 
eingelegte Beſchwerde koſtenpflichtig zurückgewieſen. (Beſchluß vom 
81. Auguft 1916, 6 T. 272/16.) 


Mitgeteilt von Rechtsanwalt Placzek, Poſen. 


Der Entwurf eines Geſetzes betreffend Anderungen des 
Gerichts koſtengeſetzes, der Gebührenordnung für Recht 
auwälte und der Gebührenordnung für Gerichts vollzieher 
iſt dem Reichstage zugegangen. 

Der Entwurf erhöht den Pauſchſatz in § 76 NACH. 
von 20 auf 30 *, den Höchſtbetrag von „30“ auf „45 4, 
den Mindeſtbetrag von „50 “ auf „80 &“ und den Mindeſ⸗ 
ſatz in der Zwangsvollſtreckung von „2 4 auf „3 . In 
Abſatz III § 76 wird eingeſetzt: Statt „4 % der Betrag von 
„6 A., ſtatt „50“ der Betrag von „75 , ſtatt „6 der 
zen von „9 A”, ftatt „60 , der Betrag von „90 A. 
Im Abſatz V wird der Betrag von „4.“ auf „6 , erhöht 

Im 5 80b GKG. wird Abſatz I dahin geändert, daß der 
Pauſchſatz 15 *, mindeſtens 20 , höchſtens 75 . beträgt. 
Im Abſatz II wird das Wort „50“ durch das Wort „80“ 
und das Wort „100“ durch das Wort „150“ erſetzt. 

Das Geſetz fol am 1. November 1916 in Kraft treten. 
Die Vorſchriften ſollen auf die vorher anhängig gewordenen 
Rechtsſachen Anwendung finden, ſoweit die Inſtanz nicht vor 
dem 1. November 1916 beendigt war. 


Vereinsnachrichten. 


Der Terminkalender für 1917 kommt Ende Oktober d. J 
zur Verſendung. Wegen feiner Geſtalt wird auf die Bekannt: 
machung in den „Nachrichten“ S. 34 verwieſen. Beſtellungen 
auf durchſchoſſene Exemplare ſind umgehend unter Einſendung 
von 0,60 & in Briefmarken an das Bureau des Deutſchen 
Anwaltvereins in Leipzig, Schreberſtraße 3 J, zu bewirken. 


Leipzig, den 15. September 1916. 


Dr. mM. Drucker, 
Rechtsanwalt, Schriftführer. 


Hülfskaſſe für dentſche Rechts auwälte. 
Die 32. ordentliche Generalverſammlung wird auf den 
29. Oktober 1916, mittags 12 Ahr, 
nach Leipzig, in den Geſchäftsräumen unſerer Kaffe, Dite 
Schill⸗Straße 4 III, berufen. 
Gegenſtände der Tagesordnung ſind: 
1. Erſtattung des Geſchäftsberichts für das mit dem 
30. Juni 1916 abgelaufene Geſchäftsjahr, 
2. —.— der Jahresrechnung und Entlaſtung des 
orſtandes, 
3. Wahl von Vorſtandsmitgliedern in Gemäßheit des 
89 der Satzungen, 
4. Wahl von Rechnungsprüfern, 
5. Wahl des nächſten Verſammlungsortes. 
Leipzig, den 4. September 1916. 


Syring, 
Geheimer Juſtizrat, Vorſttzender. 


45. Jahrgang. 
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Siebente Fortſetzung. 


Ausländer im Inlanòdsprozeß unter beſonderer Serüdfichtigung der 
Kechtſprechung der jetzigen Kriegszeit. 


Don Rechtsanwalt Klaus Menner, München, zur Seit beim baperiſchen Infanterie⸗Ceib⸗Regiment. 


IJ. Auslaubsmoratorium. 
1. Ausdehnung der Wirkſamkeit der BRVO. in der 


Weiſe, daß an die Stelle des 31. 7. 1916 der 31. 10. 1916 


getreten iſt (BRV. vom 13. 7. 1916, RGBl. S. 694). 

2. Maßgeblich erg zur Zeit der FE 
nicht der Entſtehung der Klageforderung (OLG. Düſſeldorf 
11. 2. 1916 5 U. 239/15: JW. 686 f. = „Recht“ S. 356 
Nr. 634, S. 364 Nr. 702). 


3. Negative Feſtſtellungswiderklagen von Auslands⸗ 
bewohnern ſollen nach einer nicht bedenkenfreien Entſcheidung 
des RG. (vom 28. 2. 1916 IV 317/15: „Recht“ S. 243 
Nr. 514) zuläſſig ſein; ein Auslandsbewohner wollte wider⸗ 
klageweiſe feſtgeſtellt wiſſen, daß ein vom Kläger nur zu einem 
Teil geltend gemachter Anſpruch ſeinem ganzen Umfang nach 
nicht zu Recht beſtehe. 

4. Gegen ein während der Unterbrechung des Verfahrens 
erlaſſenes, alſo materiell zwar unwirkſames, aber immerhin 
formell vorhandenes Urteil find die an ſich gegebenen Rechts⸗ 
mittel (z. B. Berufung, Reviſion, Einſpruch) zuläſſig; jedoch 
nur Wiederherſtellung des geiegmäßig mit der Unterbrechung 
des Verfahrens eingetretenen Rechtszuſtandes möglich; keine 
Verhandlung zur Hauptſache (OL G. Breslau 25. 2. 1916 
7 U. 44/16: JW. 765 f.? mit Anm. von Schäffer daſelbſt; 
ebenſo RG. 11. 4. 1916 II 59/16 im „Recht“ 1916 S. 363 
Nr. 700 = DIZ. 631 = Leipz Z. 869 ). BRVO. auch ans 
wendbar, wenn beide Parteien Ausländer ſind; nicht bloß 
für den gewöhnlichen Prozeß, ſondern auch für die einſt⸗ 
weilige Verfügung maßgebend; Beachtung von Amts wegen. 
Kein ausdrücklicher oder ſtillſchweigender Verzicht der Par⸗ 
teien auf die Wirkungen des Auslandsmoratoriums (ſo OLG. 
Breslau a. a. O.). 

5. Zuläſſigkeit der Klage, wenn die Forderung in der 
deutſchen ien einer ausländiſchen Firma 
entſtanden iſt, ſelbſt wenn das fragliche Geſchäſt nicht im In⸗ 
land, ſondern im Ausland ausgeführt iſt (OLG. Hamburg 
25. 5. 1916 Bs. Z. III 52/16: „Recht“ 1916, 457 Nr. 886). 

6. Über die Zulaffung einer allgemeinen Ausnahme 
von 8 1 Abſ. 1, ſoweit als es ſich um die Geltendmachung 
vermögensrechtlicher Anſprüche vor dem Reichsgericht handelt, 
die der Konſulargerichtsbarkeit unterliegen, ſ. Reichs⸗ 
kanzlerbek. vom 31. 7. 1916 (RGBl. S. 878); vgl. dazu auch 
190 Geſ. betr. die Konſulargerichtsbarkeit vom 7. 4. 1900 
(RGBl. S. 213) in Verbindung mit der kaiſerl. VO. vom 
25. 10. 1900 (RGBl. S. 999, namentlich SS 5, 14 KonſGG.). 

7. In dem Inlandskonkurs eines ausländiſchen 
Schuldners (8 238 KO.) kann der inländiſche Konkurs⸗ 
verwalter alle Rechte und Anſprüche des Gemeinſchuldners 
ungehindert geltend machen (Breit in ZW. 1916, 1084 r. 
Fußn. 23). 

II. Zahlungsverbole. 
1. Ausdehnung der Vorſchriften auch auf Portugal 


und die portuzieſiſchen Kolonien, freilich mit gewiſſen Ein⸗ 
ſchränkungen (Art. 1 Reichskanzlerbek. 14. 5. 1916: RGBl. 375) 


und ebenfo auf Rumänien (Reichskanzlerbek. vom 28. 8. 1916 
RGBl. 971 f.). In den nämlichen Bekanntmachungen wurde 
übrigens auch die VO. vom 7. 10. 1915 über die Anmeldung 
des im Inland befindlichen Vermögens von Angehörigen feind⸗ 
licher Staaten teilweiſe auf das Vermögen portugieſiſcher und 
rumäniſcher Staatsangehöriger ausgedehnt (Art. 2 ebenda). 


2. Über die territorial auf das Heimatland beſchränkte 
Geltung der feindlichen Zahlungsverbote ſ. KG. 5. 1. 1916 
8 U. 4939/13: DIZ. 1916, 733. 


3. Zahlung an einen im Inland wohnenden Ruſſen 
kann unter beſonderen Umſtänden als mittelbare Zahlung nach 
dem feindlichen Ausland erſcheinen, wenn die Gefahr eines 
Abfluſſes des Geldes dorthin zufolge beſtimmter Tatſachen im 
Einzelfall naheliegend iſt (OL G. Marienwerder Ferien ZS. 
20. 7. 1915: OL GRſpr. 32, 294 = „Recht“ 1916 S. 398 
Nr. 729, S. 408 Nr. 841). 

4. Die Befriedigung von Zwiſchenhändlern im neu⸗ 
tralen Ausland für die käufliche Lieferung von franzöſiſchen 
oder engliſchen Waren, die im Auftrag des Zahlenden in 
Frankreich oder England beſtellt wurden, fällt nicht ohne 
weiteres unter 8 6 Abſ. 1 Nr. 1; eine mittelbare Zahlung 
nach dem feindlichen Ausland könnte in Frage kommen, wenn 
die Zahlung nicht zur Tilgung der Forderungen der im neu⸗ 
tralen Ausland befindlichen Zwiſchenhändler erfolgen würde, 
ſondern zur eigentlichen Befriedigung der engliſchen oder fran⸗ 
zöſiſchen Lieferanten durch Vermittlung der Zwiſchenhändler 
(RG. 11. 4. 1916 V 740/15: „Recht“ 1916, 346 Nr. 558 
= Leipzg. 1916, 869 = DAB. 1916, 817 f. = BankArch. 
1916, 429 r. = JW. 1916, 1131 1 DeStrafr 3. 1916, 
310). Dieſe . mag wohl zwecks Vermehrung 
der Zufuhr aus dem Ausland den deutſchen Wirtſchafts⸗ 
intereſſen entſprechen; ob ſie aber auch mit dem Wortlaut 
und Sinn der BRVO. in Einklang zu bringen iſt, muß 
bezweifelt werden. Es wird im Weſen doch immer, wenn 
auch durch eine Mittelsperſon, ala Ware mit deutſchem 
Gelde nach dem feindlichen Ausland bezahlt. 

5. Der Ausdruck „Erwerber“ im Sinne des 8 2 bes 
greift auch die Ubertragung eines Orderpapiers durch In⸗ 
doſſament, alſo auch eines an Order lautenden Konnoſſe⸗ 
ments durch Indoſſament. Wenn aber der Erwerber das 
Konnoſſement nur der Form nach durch Vollindoſſament, in 
Wahrheit jedoch durch verſtecktes Prokuraindoſſament er⸗ 
worben hat, ſo iſt der Anſpruch aus dem Konnoſſement auf 
den Erwerber nicht übergegangen, ſondern bei dem urſprüng⸗ 
lichen Inhaber des Konnoſſements verblieben, ſo daß § 2 Abſ. 2 
unanwendbar iſt. S 2 betrifft — zum Unterſchied von 8 1 — 
vermögensrechtliche Anſprüche jeder Art, gleichviel ob die Er⸗ 
füllung des Anſpruchs eine Leiſtung nach dem britiſchen Gebiet 
bedeutet oder nicht (RG. 26. 5. 1916 1 25/16: Warn. 1916, 
290 ff. Nr. 183). 

6. Strafbarer Verſuch der Übertretung der deutſchen 
Zahlungsverbote, wenn ein in Amerika wohnender und dort 
ein Handelsgeſchäft betreibender Deutſcher während eines vor⸗ 
übergehenden Aufenthalts in Deutſchland einem am Orte ſeiner 
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Niederlaſſung befindlichen Bankgeſchäft brieflich Anweiſung zu 
erteilen verſucht, an einen in Frankreich wohnenden Geſchäfts⸗ 
gläubiger eine Zahlung zu leiſten, auch wenn ſie nicht aus 
inländiſchen Mitteln erfolgen ſollte (RG. 17. 3. 1916 
IV 44/16: SW. 1916, 1282 = „Recht“ 1916, 242 f. Nr. 513 
— Amtl. Samml. 49, 437 ff. = DStrafrß. 1916, 308 f.; ſ. auch 
ſchon JW. 1916, 772 r. Nr. 6). 


7. 8 6 Nr. 1 verlangt eine wiſſentlich begangene 
Zuwiderhandlung; ungenügend, daß der Zahlende weiß, daß 
er nach dem verbotenen Ausland zahlt; er muß das Verbot 
des S 1 kennen (RG. 23. 5. 1916 II 159/16 im „Recht“ 
1916, 398 Nr. 728 = Leipz 3. 1916, 1107: = DStrafrg. 
1916, 310 f.; ſ. auch OLG. Colmar 17. 4. 1916 S. 10/16: 
238. 1916, 740; noch näher erwähnt in der nachſtehenden 

r. 12). 

8. Unanwendbarkeit von § 2 Ab. 2, wenn Anſpruch einer 
deutſchen Bank auf den Kaufpreis der bei ihr lagernden, einem 
feindlichen Kaufmann gehörenden und für dieſen verkauften 
Waren bei Vinkulation dieſer ruſſiſchen Waren kraft eigenen 
Rechtes erhoben wird (RG. 1. 2. 1916 II 421/15: „Recht“ 
1916, 360 Nr. 682). 

9. Schuldbefreiung gemäß § 3 durch Hinterlegung 
des nen Betrages bei der Reichsbank, auch wenn der 
Schuldner nicht einwandfrei nachweiſen kann, daß ſeine Zahlun 
an den in Dentſchland wohnhaften engliſchen Gläubiger au 
dem Umweg über das neutrale Ausland nach dem feindlichen 
Ausland abfließen würde (OL G. Karlsruhe 4. 4. 1916 
Z. II B. R. 116/15: DSB. 643). 

10. Zuläſſigkeit der Übernahme von anwaltſchaftlichen 
Vertretungen für feindliche Staatsangehörige (Hachenburg in 
DIZ. 1916, 602; |. hingegen Stellungnahme der Pariſer und 
. 5 vgl. ſchon früher JW. 1916, 
772 r. Nr. 7). 


11. Der Verſuch, Spiritus während des Krieges nach 
Rußland auszuführen, verletzt das in § 6 Abſ. 1 Nr. 2, 
Abſ. II enthaltene Verbot; ſtrafbar als Unternehmen der Konter⸗ 
bande gemäß § 134 Vereins Zoll G. mit Konfiskation der Ware 
und daneben mit einer aus 5 6 BRWO. zu entnehmenden 
Strafe, da letzlere ſchwerer iſt als die im Vereins Zoll G. an⸗ 
Berne (RG. 3. 3. 1916 IV 56/16 im „Recht“ 1916, 242 

r. 512; ſ. dazu auch noch RG. 2. 3. 1916 I 11/16: „Recht“ 
1916, 239 Nr. 486). 


12. Unzuläſſigkeit der Ausfuhr von einem deutſchen 
Ausfuhrverbot unterliegenden Waren nach einem von den 
deutſchen Truppen beſetzten feindlichen (3. B. ruſſiſchen) 
Gebietsteil, wenn nicht beſondere Ausnahmen zugelaſſen 
find (RG. 21. 5. 1915 IV 223/15: Amtl. Sammlun Bd. 49, 
253 ff., insbeſondere 257 f.). Hingegen ließ es das OLG. Col- 
mar (17. 4. 1916 StrS. S. 10/16 — in ElſLoth Z. 1916, 
243 f. Nr. 71 angegeben mit dem Aktenzeichen W. 15/16 —: 
DIZ. 1916, 740 = „Recht“ 1916, 461 Nr. 912) dahingeſtellt, 
ob das Zahlungsverbot auch gegenüber dem vom deutſchen 
Heere beſetzten und unter deutſcher Verwaltung ſtehenden Ge⸗ 
biete Frankreichs gilt; es wies lediglich darauf hin, daß für 
das ruſſiſche, unter deutſcher u ſtehende Gebiet das 
Zahlungsverbot durch die Reichskanzlerbek. vom 4. 2. 1915 
(RGBl. 69) außer Anwendung geſetzt worden ſei und die 
Anſicht vertreten werde, dieſe Bek. habe nur einen Zweifel be⸗ 
ſeitigt; das in das beſetzte Gebiet fließende Geld diene weder 
unmittelbar noch mittelbar zur Verſtärkung der feindlichen 
Macht. Demgegenüber iſt daran feſtzuhalten. daß die von deut⸗ 
ſchen Truppen beſetzten und von deutſchen Beamten verwalteten 
Gebiete des Feindes nach wie vor (bis zur Regelung im 
Friedensvertrag) als feindliches Ausland behandelt werden 
müſſen, und die hiergegen erlaſſenen Zahlungsverbote in Kraft 
bleiben, wenn nicht allgemein oder im einzelnen Fall Aus⸗ 
nahmen gewährt werden. 

13. Über die BRVO. vom 16. 3. 1916 (RG Bl. 171) 
betr. den Nachnahme: und Frachtverkehr mit dem (geſamten 
feindlichen, neutralen wie verbündeten) Ausland (nach deren $ 1 
ſind Zahlungen nach dem Ausland im Wege der Nachnahme 
überhaupt verboten) |. Reindl⸗München im „Recht“ 1916, 
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371 f.: Die Befolgung der Beſtimmungen dieſer BR VO. durch 
die deutſchen Eiſenbahnverwaltungen begründet keine Schadens⸗ 
erſatzpflicht nach Art. 5 Abſ. I, IV des internationalen Übers 
einkommens über den Eiſenbahnfrachtverkehr (Art. 5 Abſ. I 
Satz 3 daſelbſt). 


III. Swangsweiſe Verwaltung feindlicher Auternehmungen. 


1. Geltung dieſer Vorſchriften nunmehr auch gegenüber 
den portugieſiſchen Staatsangehörigen Geichskanzlerbek. 
14. 5. 1916: RG Bl. 375.) Über Maßregeln Portugals gegen 
den deutſchen Handel, namentlich gegen verbündete oder neutrale 
Ladungen deutſcher Schiffe ſ. Nachrichten f. Handel, Induſtrie 
und Landwirtſchaft, zuſammengeſtellt im Reichsamt des Innern 
vom 17. 5. 1916 = „Handel und Gewerbe“ 1916 S. 444 
Nr. 28 vom 27. 5. 1916. 


2. Der Zwangsverwalter übt alle Befugniſſe der Geſell⸗ 
ſchafter oder Geſchäftsführer, eines Vorſtands oder Aufſichts rats 
wie auch der Geſellſchafter⸗(General⸗) Verſammlung aus, letztere 
ſogar dann, wenn ſonſt nach dem Geſetz oder Statut ihre Beſchlüſſe 
zu ihrer Gültigkeit einer Mehrheit der bei der Beſchlußfaſſung 
abgegebenen Stimmen bedürfen würden, daher auch Recht zur 
Abberufung der Geſchäftsführer einer Geſellſchaft (RSS. 
Bd. 47 S. 113) KG. 7. 3 S. 18. 2. 1916 in OL GRſpr. 32, 295 
— „Recht“ 1916, 403 Nr. 776, 778. Er kann auch im Rahmen 
der Satzung neue Geſchäftsführer beſtellen, die zwar für 
die Dauer der Zwangsverwaltung nicht befugt ſind, Willens⸗ 
erklärungen für die Geſellſchaft nach außen abzugeben, denen 
aber die auf den inneren Geſchäfts betrieb bezüglichen Befugniſſe 
nee Soweit die Rechte der Geſchäftsführer während der 

auer der Zwangsverwaltung ruhen, leben ſie mit Beendigung 
der Verwaltung von ſelbſt wieder auf (KG. ZS. Ia vom 7. 7. 
1916: „Recht“ 1916, 457 Nr. 887). 


3. Nach Art. 1 BRVOO. vom 10. 2. 1916 (RGBl. 89) in 
Verbindung mit den BRVO. vom 26. 11. 1914 und 5. 1. 1915 
(RGBl. 1914, 487; 1915, 13) wie den Reichskanzlerbek. vom 
22. 12. 1914 und 4. 3. 1915 (RGBl. 1914, 556; 1915, 133) 
können auch Nachlaßmaſſen, welche ganz oder überwiegend 
franzöſiſchen, engliſchen oder ruſſiſchen Staatsangehörigen zu⸗ 
ſtehen, zwangsweiſe unter Verwaltung geſtellt werden. Wird 
einem Nachlaßgericht bekannt, daß in ſeinem Bezirk ein 
franzöſiſcher, engliſcher oder ruſſiſcher Staatsangehöriger mit 
Hinterlaſſung von Vermögen verſtorben iſt oder daß der Nach⸗ 
laß eines anderen Ausländers oder eines Deutſchen ganz oder 
zum Teil an einen franzöſiſchen, engliſchen oder ruſſiſchen Staats⸗ 
angehörigen übergeht, ſo hat es nach einer allg. Verf. des pr. 
Juſtizminiſters vom 26. 5. 1916 (PrIJMBl. 122) das Minis 
ſterium für Handel und Gewerbe unverzüglich und un⸗ 
mittelbar zu benachrichtigen. 

4. Gegen den Eigentümer eines unter die politiſche Zwan 
verwaltung geſtellten Grundſtücks kann von einem Deut 
wegen der mangelnden Prozeßfähigkeit (2) des Eigentümers 
keine Klage auf Hypothekenbeſtellung erhoben werden. 
Wenn ein Deutſcher z. B. wegen einer Körperverletzung gegen einen 
feindlichen Ausländer einen Vollſtreckungstitel erwirkt hat, ſo 
ſoll er hierwegen auf dem unter politischer Zwangsverwaltung 
ſtehenden Grundſtück eine Zwangs hypothek eintragen laſſen 
können, ohne daß der Zwangsverwalter noch irgendwie heran⸗ 
gezogen werden müßte (fo Schiedermair in Bay. 1916, 
213 ff.; vgl. dagegen auch BayObe G. 10. 3. 16, ſchon erwähnt 
SW. 1916, 772 r. unter Nr. IV 2). Wenn ein Gläubiger im 
Einverſtändnis mit ſeinem feindländiſchen Schuldner unter Schä⸗ 
digung der übrigen Gläubiger einen Vollſtreckungstitel ſich ver⸗ 
ſchafft und in ein der politiſchen Zwangsverwaltung unter⸗ 
ſtehendes Grundſtück vollſtreckt, ſo kann der Zwangsverwalter 
nach 8 826 BGB. in Verbindung mit $ 6 BRVO. vom 26. 11. 
1914 Herausgabe dieſes Vollſtreckungstitels und Einſtellung der 
I fordern (jo Schiedermair: Bayß. 1916, 
213 ff.). 

5. Über feindſelige Maßregeln Großbritanniens 
gegen den deutſchen Handel und das geſamte Wirtſchaftsleben 
Deutſchlands ſ. Nachrichten für Handel, Induſtrie und Land⸗ 
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wirtſchaft, zuſammengeſtellt im Reichsamt des Innern vom 
12. 4. 1916 = „Handel und Gewerbe“ 1916 S. 444 ff. Nr. 28 
vom 27. 5. 1916; vgl. namentlich noch wegen der Beſchlag⸗ 
nahme von deutſchen Wertpapieren bei den Londoner Filialen der 
deutſchen Banken Frankf Ztg. Nr. 206 Abendbl. vom 27. 7. 1916 
Leitartikel S. 1 und Barthold Arons⸗Berlin im Bank Arch. 
1916 (XV), 397 ff., ſowie Friedländer ⸗Weimar: „Zur Liqui⸗ 
dation deutſcher und öſterreichiſcher Bankfilialen in London“ im 
Bank Arch. 1916 (XV), 425 f.; ſ. auch Großmann „Englands 
Kampf gegen den deutſchen Handel“ in der Kolonialen Rund⸗ 
ſchau 1916 Heft 2/3 S. 92 bis 106; Mendelsſohn⸗ 
Bartholdy: „Wirtſchaft und Recht in der engliſchen Kriegs⸗ 
juftiz“ ebendort S. 65 bis 92 ſowie „Engliſche Kriege: 
rechtſprechung im Juni⸗Juli 1915“ in der Rheiniſchen Zeitſchrift 
für Zivil⸗ und Prozeßrecht 1916 (8), 180 ff. und RA. Siegfried 
Goldſchmidt⸗ ‚Berlin: „Engliſche Kriegsrechtſprechung“ in den 
Blättern für vergleichende Rechtswiſſenſchaft und Volks⸗ 
wirtſchaftslehre 1916 (12), 60 ff. Vgl. ſchließlich die von den 
deutſchen Vergeltungsmaßnahmen bisher am weiteſten gehende 


BRID. vom 31. 7. 1916 (RGBl. 871 ff.), wodurch zur Ver⸗ 


geltung für dieſen engliſchen 1 gegen das deutſche 
Privateigentum nunmehr auch die Liquidation britiſcher 
Unternehmungen wie auch britiſcher Be aenden an irgend» 
welchen Unternehmungen durch den Reichskan 1 angeordnet 
werden kann (ſ. dazu auch z. B. fee e r. 212 zweites 
Morgenbl. und Abendbl. vom 2. 8. 1916 je S 

6. Aber die Möglichkeit und gwedmäßigken eines baldigen 
Schutzes der deutſchen Forderungen an das feindliche Ausland, 
!. 5 2 und Wirtſchaft“ 1916, 143 ff.; 
Trumpler⸗Frankfurt a. Frankftg. vom 15. 7. 1916 
Nr. 194 Abendbl. S. 3; Hande und Gewerbe“ 1916 (XXII) 
S. 356 f., 361, 407, 454, 467 f.; Kölniſche Zeitung vom 
1. 8. 1916 Nr. 774 Abendausgabe S. 2; Frankfätg. Nr. 214 
erſtes Morgenbl. vom 4. 8. 1916 S. 2 Sp. 4; ſ. aber auch 
Oskar Meyer⸗Berlin im BankArch. 1915/16 S. 352ff.; über 
die Einziehung deutſcher Forderungen zur Zeit in Serbien 
ſ. Deutſcher Reichsanzeiger vom 22. 5. 1916 = „Handel und 
Gewerbe“ 1916 (XIII), 443 f. (ſowohl wegen der wirtſchaft⸗ 
lichen Lage des Landes als auch wegen des beſtehenden Mora⸗ 
toriums it zur Zeit eine Beitreibung oder auch nur Sicherſtellung 
deutſcher Gläubiger gegen Schuldner in Serbien nur in ſehr 
beſchränktem Umfang durchführbar; einſtweilen ſolle von Forde⸗ 
rungsanmeldungen bei dem daiſerl. Konſulat in Belgrad oder 
anderen Behörden abgeſehen werden). 

7. Zur Regelung des Handels mit ausländiſchen 

ahlungsmitteln auf Grund der BRVO. vom 20. 1. 1916 
(RGBl. 49) 9 Albert Scharfenberger⸗Berlin in Gruchots⸗ 
Beitr. 2 586 ff. 

8. Über den Begriff der Veräußerung im § 8 der 
BRWO. über Aamelbung es im Inland befindlichen Vermögens 
von RT feindlicher Staaten vom 7. 10. 1915 ſ. LG. 
Straßburg II. 3K. 3. 7. 1916 II T. 21/16: Leipz3. 1916, 11492. 


IV. Ferträge mit engliſchen Nerſicherungsgeſellſchaſten. 
1. Berechtigung eines deutſchen Verſicherten, mit Rück⸗ 
ſicht auf die e Verhältniſſe, insbeſondere wegen des 

ke Zahlungsverbots, von einem mit einer engliſchen Ber: 
gsgeſellſchaft abgeſchloſſenen Vertrage zurückzutreten 
ſpruch auf Heraus zahlung der vorausgeleiſteten 

Prämien pro rata temporis (ORG. Hamburg IV. EN 

19. 11. 1915 Hanf. 1916, 151 f. Nr. 81 = ZBerf 

1916, 248 und OLG. Roſtock IL 38. 28. 4. 1916 La. ln 

Seuff Arch. 71, 318 ff.; ähnlich LG. Straubing II. 38K. vom 

11. 1. 1916 B R. II F. 44/15: Bay 3. 1916, 299 f. und 

OLG. Königsberg L 8S. 25. 1. 1916 II U. 88/15 in 

OL GRſpr. 32, 308 f. = Mitt Off Feuer VerſAnſt. 1916, 174 l., 

ſ. dort auch S. 176 ff.; vgl. ganz beſonders noch RG. 11. 7. 1916 

VII 66/16 in JW. 1916, 1184 = Warneyer, Leipz Z. 1916, 

1109 f.! = WVerſWeſ. 1916, 292 f. = DIg. 1916, 900 

= Mitt Off Feuer VerſAnſt. 1916, 221 r., 238 f., auszugsweiſe 

auch wiedergegeben z. B. in Frankiätg. Nr. 192 zweites 

Morgenbl. vom 13. 7. 1916 Ar 3 und Nr. 216 zweites 

Morgenbl. vom 6. 8. 1916 S. 3). Bezüglich der früheren 
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Literatur und Rechtſprechung ſ. Menner JW. 1915 S. 875, 
nn 1916 S. 223, 456, 773. 

2. In einem Aufſatz: „Das Rechtsverhältnis der deutſchen 
Verſicherungznehmer zu den engliſchen le 
Den in ber ae un De der Gerichte“ fordert 

erneburg⸗Cöln in den Annalen des Deutſchen Reichs 1916 
(49), 377 ff. mit Recht eine individualiſierende Be⸗ 
handlung jedes an Falles unter Berückſichtigung der 
gegenwärtigen Zahlungsfähigkeit der engliſchen Geſelſſchaſten und 
der finanziellen Sicherheit der deutſchen Verſicherten. 

3. Fuld⸗Mainz nimmt (in ZVerſWeſ. 1916, 145) bezüglich 
der Verträge deutſcher Verſicherungsgeſellſchaften mit feindlichen 
Ausländern infolge der deutſchen n für die Regel 
eine zeitweilige Unmöglichkeit der Erfüllung der Leiſtungs⸗ 
verpflichtungen der deutſchen Verſicherer an, fo daß ſolche Vers 
ſicherungsverträge keineswegs ſchlechthin aufgehoben find; er 
weiſt aber mit Recht darauf hin, daß derartige Verträge u 
dem Grunde in ſehr vielen Fällen als aufgehoben betrachtet 
werden müſſen, weil die feindlichen 55 die von 
ihnen geſchuldeten Prämien nicht bezahlen und die Verſicherungs⸗ 
ie wegen dieſes Zahlun nn nach Maßgabe des 
eſetzes oder der allgemeinen Verſicherungsbedingungen vorgehen. 


V. Andere reichs rechtliche Porſchriften. 
Art. 10 ff. EGBGB. 


Deutſches Recht, anwendbar für die Frage, ob der 7 era 
eines deutſchen Hauptgeſchäfts für die Verbindlichkeiten 
ſeiner ausländiſchen n am Orte des 
Hauptgeſchäfts verklagt werden kann. Ausländiſches Recht nur 
inſoweit anwendbar, als der Firmeninhaber ſich gefallen laſſen 
muß, daß Schulden, die ſein Vertreter am Orte der ausländiſchen 
Filiale gemacht hat, vor dem ausländiſchen Gericht eingeklagt 
werden, ſofern dies das ausländiſche Recht ir Wenn die 
Schuld bei dieſem fremden Gericht eingeklagt ift, kann der In⸗ 
haber des deutſchen Hauptgeſchäfts gegenüber einer neuerli 

Klage vor den deutſchen Gerichten grundſätzlich die Einrede 

Rechtshängigkeit und gegebenenfalls die der rechtskräftig ent⸗ 
ſchiedenen Sache erheben; ſelbſtverſtändlich kann er ſich auch auf 
Zahlung der Schuld im Ausland durch feine Filiale, wenn fie 
in einer nach dem ausländiſchen Rechte gültigen Weiſe erfolgt iſt, 
berufen OLG. Düſſeldorf 11. 2. 1916 5 U. 239/15: JW. 686 f. ). 


Art. 11 Abſ. I Satz 2; 13 Abf. I; 17 EGBGL. 


1. Rechtsgültigkeit einer von einer ehemaligen Deutſchen 
mit einem Türken armeniſch⸗katholiſcher i in Braſilien 
geſchloſſenen Ehe. Aus Art. 13 Abſ. I läßt ſich nicht ent⸗ 
nehmen, daß die Beobachtung der Geſetze des Ortes, an welchem 
die Ehe geſchloſſen wird, nur dann genügen ſoll, wenn auch 
das ausländiſche Eherecht eine entſprechende Vorſchrift enthält. 
Art. 11 Abſ. I Satz 2 iſt eine ſelbſtändige, für alle Rechts⸗ 
geſchäfte geltende Vorſchrift, in deren Bereich Art. 13 .I 
nicht eingreift. Art. 11 Abſ. I Satz 2 gilt auch für die Che⸗ 
ſchließung (RG. 6. 4. 1916 IV 420/15: JW. 837 = DIR, 
630 f. „Recht“ 1916 Nr. 964 f.) 

2. Wenn beide Ehegatten in Deutſchland ihren Wohnſitz 
haben, läßt das däniſche Recht eine deutſche i eeang 
in . ( 83 606 ff. ZPO.) zu, ſelbſt wenn der 
in Frage kommende Eh r däniſchem Rechte zu⸗ 
folge keinen *** ildet (Auskunft des däniſchen 
Juſtizminiſteriums im „Recht“ 1916, 412). 

3. Nach 8 606 Abſ. IV ZROD. kann, wenn die Ehegatten 
Ausländer ſind, die Scheidungsklage im deutſchen Inland nur 
erhoben werden, falls das inländiſche Gericht auch nach den 
8 des Staates Jace iſt, dem der Ehemann (hier 

Oſterreicher) angehört. Nach öſterreichiſchem Rechte nun wird 
die Zuſtändigkeit der deutſchen Gerichte für Scheidungs⸗ 
klagen von Oſterreichern nicht anerkannt (vgl. auch SS 76, 100, 
104 Jurisdiktionsnorm vom 1. 8. 1895; $ 81 Nr. 3 Exekutions⸗ 
ordnung vom 25. 5. 1896 und RG. in JW. 1914, 941). 
Materiell ſieht 8 111 ABGB. (für das Kaiſertum Oſterreich) 
vor, daß das Band der Ehe unauflöslich iſt, wenn auch nur 
ein Teil zur Zeit der Eheſchließung der katholiſchen Religion 
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zugetan war. Auf Eheſcheidung katholiſcher öſter⸗ 
reichiſcher Ehegatten kann alſo vor deutſchen Gerichten 
nicht geklagt werden. Aber auch auf beſtändige Trennun 
von Tiſch und Bett dürfen deutſche Gerichte nicht erkennen, ſelbſt 
nicht einmal dann, wenn nach deutſchem Rechte die Scheidung 
der Ehe gerechtfertigt und nach dem Rechte des Staates, dem 
der Mann zur 90 der Klageerhebung angehört, b ige 
Trennung von Tiſch und Bett zuläſſig wäre (RG. Plenarentſch. 
Bd. 55, 345) OLG. Hamburg 1. 2. 1916 Bs. Z. II 11/16: 
Hanf. Beibl. 1916, 148 Nr. 79 = Seuff Arch. 71, 295 f. 


Art. 23 EGSBGB.; 8 1911 Abſ. 1 56 B.; 88 5, 12 586. 


1. Regelmäßig keine Beſtellung eines Abweſenheits⸗ 
pflegers jetzt während des Krieges für einen feindlichen 
Ausländer, auch wenn die Anordnung einer Pflegſchaft zu⸗ 
gleich im Intereſſe der an der Erbſchaſt beteiligten linden 
liegen würde (OLG. Colmar I. ZS. v. 1. 3. 1916 IX 7/16: 
- 750 1916, 246 Nr. 535, S. 353 Nr. 598 = LeipzZ. 1916, 

03 1)). 

2. Art. 23 findet auf die den Vormundſchaftsgerichten 
zugewieſene Anordnung einer Fürſorgeerziehung keine An⸗ 
wendung. Wenn es ſich um die Fürſorgeerziehung eines unter 
elterlicher Gewalt ſtehenden, minderjährigen, in Deutſchland 
wohnenden Ausländers handelt, beſteht keine Verpflichtung des 
Vormundſchaftsgerichts, ſich vor Anordnung der Fü oe 
erziehung mit der Heimatbehörde des Minderjährigen ins Bes 
nehmen zu ſetzen (OLG. Stuttgart 7. 4. 1916 L F. 14/16: 
„Recht“ 1916 Nr. 966 —= Zeitſchr. f. freiw. Gerichtsbarkeit und 
die Gemeindeverwaltung in Württemberg 1916 [58], 161 ff.; 
vgl. auch ſchon KGJ. 47, 48). 

3. Soll die Zuſtändigkeit für eine einzelne vormundſchafts⸗ 
gerichtliche Maßnahme (z. B. nach Art. 23 EGBGB. bezüglich 
eines Ausländers) beſtimmt werden, ſo muß erſichtlich ſein 
welche Maßnahme beabſichtigt iſt. Eine Entſcheidung dar⸗ 
über, welches von mehreren (deutſchen) über ihre Zuſtändigkeit 
ſtreitenden Gerichten örtlich zuſtändig iſt, vermag das gemein⸗ 
ſchaftliche obere Gericht nur dann zu treffen, wenn ersichtlich 
iſt, für welche beſtimmte richterliche Tätigkeit es der Beſtimmung 
der Zuſtändigkeit bedarf (Samml. d. Entſch. d. Obe G. 9, 583). 
Das mit der Angelegenheit zunächſt befaßte Gericht muß die 
ihm nach $ 12 FGG. von Amts wegen obliegenden Ermitt⸗ 
lungen veranſtalten, namentlich alſo die für die Feſtſtellung der 
örtlichen Zuſtändigkeit im e maßgebenden Verhältniſſe 
und insbeſondere die Frage klarlegen, ob der Staat, dem der 
der Fürſorge bedürftige Ausländer angehört, die Fürſorge über⸗ 
nimmt, und dartun, um welche Maßnahmen, z. B. Anordnung 
einer Vormundſchaft, oder um welche ſonſtige Verrichtungen es 
ſich für das Gericht handelt, das als das zuſtändige Gericht 
beſtimmt werden ſoll (BayObLG. 24. 2. 16 IV 7/16: „Recht“ 
1916 Nr. 997; |. auch ſchon RIA. 4, 78). 


Art. 29, 24 EGBGB. 


Von dem Staatsdepartement der Vereinigten Staaten wird 
trotz Verleihung des Bürgerrechts der Vereinigten Staaten der⸗ 
jenige nicht als amerikaniſcher Bürger behandelt, der 
unter Umgehung des Geſetzes die Bürgerrechtsurkunde erlangt 
hat. Wenn die Bedingungen des Geſetzes nicht erfüllt ſind, 
muß ihm in Deutſchland ebenſo (wie in den Vereinigten Staaten) 
die Anerkennung als amerikaniſcher Staatsangehöriger verſagt 
werden. Wenn eine ſolche Perſon früher die deutſche Reichs⸗ 
angehörigkeit seien bat, hat bei ihrem Tod deren Vater nach 
deutſchem Rechte Anſpruch auf Gewährung des geſetzlichen Pflicht⸗ 
teils (OLG. Dresden 16. 6. 1914 4. O. 113/13: Annalen des 
SächſOèL G. 37, 92 fl.). 


Art. 30 f. EGBGB. 

Die zum Zwecke der (wirtſchaftlichen) Schädigung Deutſch⸗ 
lands erlaſſenen Vorſchriften feindlicher Staaten dürfen von den 
deutſchen Gerichten nicht berückſichtigt werden (KG. 
5.1.1916 8 U. 4939/13: DIZ. 1916, 733). 

85 104 ff. BGB.; Art. 7 EGBGB. 


Beurteilung der Geſchäftsfähigkeit von nichtdeutſchen 
Kriegs freiwilligen und der davon abhängigen Rechts⸗ 
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wirkſamkeit des abgeſchloſſenen Dienſtvertrags nach den Geſetzen 
des Staates, dem ſie angehören. Stellen dieſe Geſetze weiter⸗ 
gehende Vorausſetzungen für die Geſchäftsfähigkeit auf als das 
deutſche Recht, ſo iſt die Einſtellung als Kriegsfreiwilliger rechts⸗ 
gültig, wenn nur die Vorausſetzungen der 88 107 ff. BGB. 

find. Unanwendbarkeit des 8 21a Abſ. 1 Wehr O. für die 
Kriegsfreiwilligen (5 98 Nr. 2 WehrdD.; |. RMil GG. 6. 1. 1916 
IL Sen. 8/16: DStrafrß. 1916, 178). 


sg 119 ff. BGB. 


Anwendung des engliſchen Rechts für die Frage, ob ein 
in England wohnhafter äufer zur Anfechtung einer Eigen⸗ 
tums übertragung wegen Irrtums oder argliſtiger Täuſchung befugt 
iſt (RG. 78, 59; |. OLG. urg 15. 4. 16 Bf. VI 395/15: 
JW. 1916, 868 f. = Leipzg. 1916, 1067 f.). 


88 157, 275, 279, 323, 433, 446 f. BGB. 8 346 
HGB. (Cifs und Fob⸗Klauſel). 


1. Wenn in einem vor dem an auf Lieferung bon 
Menthol aus Japan nach Hamburg geſchloſſenen Vertrag neben 
der Cif⸗Klauſel und verſchiedenen anderen Klauſeln noch ver⸗ 
einbart iſt „Glückliche Dampferankunft vorbehalten. Kriegs⸗ 
gefahr zu Ihren (des Käufers) Laſten“, ſo iſt der Verkäufer 
mit Kriegsausbruch von jeder Lieferpflicht frei geworden, da 
1 des Krieges eine Verladung der Ware in Japan und 
ihre Verſchiffung nach Deutſchland nicht erfolgen kann. Eine 
Lieferung über neutrale Länder kann dem Verkäufer wegen der 
erheblichen Mehrkoſten und des großen Zeitverluſtes nach Treu 
und Glauben nicht zugemutet werden (OL G. Hamburg III. ZS. 
9. 11. 1915: OL GRſpr. 31, 396 f. = HanſGGZ. Hauptbl. 
1916, 105 ff.); s. 15 en OLG. Hamburg I. 3S. 14. 2. 1916 
Bf. 1274/15 in Hanf 5 Hauptbl. 1916, 81 f. = „Recht“ 1916 
Nr. 8982 Pflicht zur Erfüllung eines vor Kriegsausbruch ges 
ſchloſſenen Vertrages auf Lieferung von Arriba⸗Kakao cif Ham⸗ 
burg; keine Unmöglichkeit der Erfüllung, auch wenn nach 
Kriegsausbruch ein direkter Import von Kakao nicht mehr 
möglich iſt. Auch aus dem Grunde, weil die Ware inzwiſchen 
im Preiſe um 58 Prozent geſtiegen war, wurde keine Leiſtungs⸗ 
unmöglichkeit abgeleitet. Vgl. auch noch OLG. Hamburg 
VI. 86. 25. 5. 1916 in Haul Sauptbl. 1916, 181 ff. 
Nr. 99: Von der Lieferungspflicht befreiender Einfluß 
des Krieges auf einen Vertrag über Japan Pfeffermünz Mai⸗ 
a 1914 Abladung trotz den beſonderen Vereinbarungen über 

erladung, Aſſekuranz (cif Hamburg) und Londoner Rembours⸗ 
zahlung. 

2. Bei einem Cif⸗Geſchäft mit Andienung der Dokumente 
hat der Verkäufer ſeine Vertragsverpflichtungen erfüllt und kann 
daher den Kaufpreis fordern, wenn er die Ware zur Abladung 
gebracht, die Zahlung der Fracht für den Transport über⸗ 
nommen, die Verfiherung für den Seetransport abgeſchloſſen 
hat und dem Käufer ein den Bedingungen des Vertrages ent⸗ 
ſprechendes Konnoſſement mit den Verſicherungspapieren an⸗ 
dient. Alles weitere Riſiko, das die Ware nach Abladung 
der Ware, Ausſtellung des Konnoſſements und Abſchluß der 
Verſicherung trifft, hat der Käufer zu tragen. Auch das 
Ausladen der Ware aus dem Schiffe nach Ausſtellung des 
Konnoſſements befreit den Käufer nicht von ſeiner Pflicht, gegen 
die Dokumente zu zahlen (OLG. Hamburg II. ZS. 21. 3. 1916 
Bf. II 306/15: Hanſ GZ. Hauptbl. 1916, 114 ff. = Leipzg. 
1916, 11405; vgl. auch ſchon HanſGZ. Hauptbl. 1915 Nr. 123, 
1916 Nr. 27). 


3. Bei Beſchlagnahme einer von China nach Hamburg 
zu liefernden Ware, deren Preiszahlung unter der Klauſel 
„gegen Dokumente bei Ankunft des Dampfers auf der Elbe“ 
ſteht, durch ein feindliches Priſengericht, iſt der Kaufpreis 
fault trotz der mit „Havarie“ überſchriebenen weiteren Klauſel: 
„falls durch Untergang des Schiffes die Ware nicht ankommt, 
iſt dieſer Vertrag als nichtig zu betrachten“. Die Deckung 
der Kriegsgefahr war, wie im Falle oben unter Nr. 1, 2, 
Sache des Käufers (OLG. Hamburg IV. 35. 29. 3. 1916 
in OL GRſpr. 32, 317 f. = HanfG}. van 1916, 119 f. 
Nr. 64; vgl. hiergegen auch Hoed, ebenda S. 129 f.). Unter 


45. Jahrgang. 


die Kriegsverſicherung fallen übrigens nicht ſolche Auf⸗ 

wendungen des Verſicherungsnehmers, die zur Verhütung der 

Wegnahme des Schiffes durch den Feind gemacht werden, 
B. Anlaufen eines Nothafens und Verkauf der Fracht mit 

Sei (RG. 17. 6. 1916 I 20,16: „Recht“ 1916, 462 
r. 923). 


4. Nach allgemeiner Verkehrsauffaſſung iſt bei Cif⸗Ver⸗ 
käufen der Abladehafen für die Vertragspflichten des Ver⸗ 
käufers jedenfalls inſoweit Erfüllungsort, als es ſich um 
die Abergabe der verkauften Ware an den Käufer handelt. 
Die Gefahr des zufälligen Untergangs oder einer zufälligen 
Verſchlechterung der Ware geht mit ihrer Auslieferung an den 
Schiffer auf den Käufer über (fo ſchon RG. 2. 7. 1915 II 162/15: 
Frankf Ztg. Nr. 182 zweites Morgenbl. vom 3. 7. 1915 = Mün⸗ 
chener Neueſte Nachrichten Nr. 341 vom 7. 7. 1915 = Hold⸗ 
heims MSchr. 1916 [XXVI, 23 f. Leipzg. 1916, 12211 = 
„Recht“ 1916 Nr. 1973 f. = DAS. 1916, 129, Amtl. Sammlg. 
87, 134 ff. = JW. 1915, 1123 f.). Bei der Preis vereinbarung 
cif Gothenburg hat die Käuferin die Gefahr der Seereiſe vom 
Abladehafen bis zum Beſtimmungshafen zu tragen; unerheblich 
iſt es, daß ein Teil der Verbindlichkeit der Verkäuferin, nämlich 
die ÜUberſendung der Ware vom Beſtimmungshafen (Gothen⸗ 
burg) an den ſchließlichen Beſtimmungsort G. noch in Gothen⸗ 
burg zu erfüllen iſt (RG. 9. 5. 1916 II 71/16: Warn. 1916, 
250 ff. = ZVerſWeſ. 1916, 176 S Leipzg. 1916, 1019 f.“ 
= W. 1916, 1018 f. ). 


5. Der Cif⸗Verkäufer iſt nicht verpflichtet, auf ſeine 
Koſten jede Verſicherung zu decken, die während der Reiſe 
vom Abladeplatz bis zum Beſtimmungsort nötig werden mag. 
Die Cif⸗Klauſel beſagt durch den Buchſtaben i (S insurance), 
daß die Koſten der Verſicherung in den Kaufpreis bereits mit⸗ 
eingeſchloſſen find. Darunter wird jedoch nur die 3 
übliche Verſicherung gegen Seegefahr verſtanden, nicht 
jede etwa notwendig werdende Verſicherung, insbeſondere nicht 
die Verſicherung gegen Kriegsgefahr. Auch der Zuſchlag 
zur Seeverſicherungsprämie für Verſicherung des Aufenthalts⸗ 
rifilo8 der aufgebrachten Ware iſt aus dem nämlichen Grunde 
beim Cif⸗Geſchäft vom Käufer zu tragen (RG. 12. 5. 1916 
II 90/16: HanſGZ. Hauptbl. 1916, 174 f. Nr. 94 = Warn. 
1916, 303 ff. Nr. 192 = ZVerſWeſ. 1916, 327 = „Recht“ 
1916 Nr. 1208; hier als Entſch. des VII. 3S. angeführt; 
ſ. jedoch richtig „Recht“ 1916, 457 f. Nr. 894, 895). Die 
zwei letzten unter Nr. 4 und 5 angeführten Entſcheidungen des 
nämlichen II. ZS. des RG. ſind aufs ſcharfſinnigſte begründet 
und vorzüglich geeignet, manche Streitfrage auf dem Gebiete 
der erſt während des jetzigen Krieges ſo recht zur Bedeutung 
gelangten Cif⸗Klauſel zu klären. 


6. Wenn beim Cif⸗Geſchäft der Käufer innerhalb der 
Abladezeit Lieferung am Abladeort ſelbſt oder Verſchiffung 
nach einem anderen Orte als dem Beſtimmungsort ver⸗ 
langt, ohne daß dem Verkäufer hierdurch Mehrkoſten oder er⸗ 
hebliche Schwierigkeiten zugemutet werden, ſo kann ſich Ver⸗ 
käufer hierdurch einem ſolchen Begehren nicht entziehen (OLG. 
Hamburg I. 3 S. 7. 6. 1916 Bf. I 438/15: HanſGG3. Hauptbl. 
1916, 187 f. Nr. 102 = Leipz3. 1916, 11397; and. M.: OLG. 
Hamburg VI. 38S. 10. 2. 1916 Bf. VI 296/15: Hanf®2. 
Hauptbl. 1916 Nr. 36 = Leipz Z. 1916, 114314, und V. 3. 
31. 5. 1916 Bf. II 85/16: LeipzZ. 1916, 11409). 


7. Bei Verkäufen auf Abladung von überſeeiſchen Plätzen 
gilt die vereinbarte Zeit der Verſchiffung als weſentlich; 
eine Abladung außerhalb dieſer Zeit gilt nicht als Vertrags⸗ 
erfüllung. Der Paſſus der Schlußnote „eif Hamburg, Havre, 
London cif Neuyork mit üblichem Aufſchlag“ bedeutet, daß die 
Ware (hier von China) zunächſt nach Europa und von da, 
wenn der Käufer es fordert, nach Neuyork zu verſchiffen iſt 
(RG. 27. 6. 1916 II 169/16: Warn. 1916, 346 f. Nr. 216). 


8. Bei einem einfachen Lieferungsgeſchäft über Import⸗ 
ware — im Gegenſatz zu einem Abladegeſchäft — bedeutet die 
Klauſel „cif*, daß die Ablieferſpeſen am Lagerplatz zu 
Laſten des Käufers gehen (RG. 7. 7. 1916 II 154/16: Warn. 
1916, 345 f. Nr. 215), 
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9. Vgl. noch die beachtenswerten Bemerkungen von Adler: 
Czernowitz zum Urteil des OLG. Hamburg vom 7. 12. 1915 
Bf. ra (Recht“ 1916, 81 Nr. 141) in JW. 1916, 
1106 ff.). 


88 275, 279, 323, 346 ff. BGB. (Kriegsklauſel, 
Ausfuhrverbotsvorbehalt). 


1. Auf Grund der Lieferungsvertragsklauſel: „Der Aus⸗ 
bruch eines Krieges, an dem Deutſchland beteiligt iſt, 
hebt den Abſchluß ohne weiteres auf“, kann der Lieferungs⸗ 
pflichtige jetzt zurücktreten, da Deutſchland an dem zwiſchen 
Oſterreich⸗Ungarn und Italien ausgebrochenen Kriege im 
Sinne dieſer Kriegsklauſel als beteiligt anzuſehen iſt (OLG. 
Dresden 14. 12. 1915 4. O. 266/15: SächſArch. 1916, 200 ff. 
— DAL. 1916, 642 = SächſArch. 1916, 355 f. 6, beſtätigt 
vom RG. 5. 6. 1916 II 69/16: Warn. 1916, 297 f. Nr. 188 
— SächſArch. 1916, 307 = „Recht“ 1916, 458 Nr. 897 = 
DIZ. 1916, 899; ferner OLG. Dresden 21. 3. 1916 
9. O. 119/15: OL GRſpr. 32, 305 und 27. 6. 1916 
8. O. 12/16: SächſArch. 1916, 355 f. 55). 

2. Klauſel „Däniſches Ausfuhrverbot vorbehalten“ 
iſt eine auflöſende Bedingung. Auch bei Eintritt dieſer Be⸗ 
dingung Anſpruch des Mäklers auf die mit dem Vertragsſchluß 
ſchon endgültig verdiente Proviſionsforderung (OLG. Hamburg 
V. 3S. 10. 11. 1915: OL GRſpr. 32, 310 f.). | 

3. Befreiung des Verkäufers von der Lieferung durch ein 
Ausfuhrverbot. Käufer kann aber dartun, daß Verkäufer beim 
Vertragsſchluß die Gefahr für Ausfuhrverbote übernommen 
hat, wenn er z. B. in der Schlußnote erklärt, daß die Ware 
„nach Anzeige von Schweden nach Hamburg abgeſandt ſei“. 
Daran ändert auch die Klauſel „Vorbehalt der glücklichen 
Ankunft“ nichts, weil ſich letztere nur mehr auf den außerhalb 
des ſchwediſchen Hoheitsbereiches gelegenen Teil des Transport⸗ 
weges bezieht (OLG. Hamburg 25. 3. 1916 Bf. VI 439/15, 
97/16: OL GRſpr. 32, 311 f. = Leipzg. 1916, 830° = HanſGgg. 
Hauptbl. 1916, 128 = Frantigtg. Nr. 122 erſtes Morgenbl. 
v. 3. 5. 1916 S. 3 = Seuff Arch. 71, 262 f.). 

4. Unmöglichkeit der Lieferung, wenn das F 
land der verkauften Ware (Kolomea⸗Eier) vom Feinde beſetzt 
iſt. Nachträgliche Behebung der Unmöglichkeit durch Vertreibung 
des Feindes aus dem in Betracht kommenden Herkunftsort der 
Ware nach Ablauf der vertragsmäßigen Lieſerzeit verpflichtet 
den Verkäufer nicht mehr zur Lieferung (OL G. Dresden 
19. 5. 1916 2. 0. 155/15: Sächſ Arch. 1916, 319 f.). 

5. Unmöglichkeit der Abladung während der Ablade⸗ 
zeit z. B. von Holländiſch⸗Indien nach Hamburg liegt ſchon 
dann vor, wenn am Ende der Abladezeit die Abladung 
wegen des zwiſchen Deutſchland und England beſtehenden 
Krieges unmöglich iſt (OL G. Hamburg I. 35. 7. 6. 1916: 
Hanſchg. Hauptbl. 1916, 187 f. Nr. 102; ganz ähnlich OLG. 
Hamburg V. ZS. vom 31. 5. 1916 Bf. II 85/16: Leipz . 1916, 


11405). 
8 276 BGB. 


Der Arbeitgeber haftet dem im feindlichen Ausland beſchäftigt 
geweſenen, militärpflichtigen Arbeiter, der infolge der Mobil⸗ 
machung raſch abreiſen mußte, für Reiſeſpeſen und verlorens 
gegangene Arbeitsgeräte und andere . nur 
in beſchränkten Grenzen (GewG. Frankfurt a. M. 13. 3. 1916: 
GewͤfmG. 1916, 320 ff. Nr. 78). 


88 323, 439 BGB. 


Befreiung der Parteien von einem Kaufvertrag, insbeſondere 
des Käufers von der Verpflichtung zur Zahlung des Kauf⸗ 
preiſes, wenn eine beim Kriegsausbruch auf dem Seetrans port 
befindliche engliſche Ware von dem Berechtigten, wenn auch 
ohne Konnoſſemente, weiterveräußert und dann für England 
beſchlagnahmt wird, fo daß die Erfüllung des Lieferungs⸗ 
vertrags durch den Verkäufer nicht mehr möglich iſt. Kenntnis 
des Käufers von dem Nichtbeſitz der Konnoſſemente auf ſeiten 
des Verkäufers für dieſe Rechtsfragen unſchädlich (RG. 17. 3. 1916 
II 454/15: Frankf gtg. Nr. 140 erſtes Morgenbl. vom 
21. 5. 1916 S. 4). 
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88 552, 581, 323, 157 BGB. 2. Die einzelnen Mitglieder einer Geſellſchaft, welche eigene 
Wenn die Jagdausübung durch Ausländer während Rechtsperſönlichkeit hat, können nicht als die das gewerbliche 


des Krieges durch Kriegsmaßregeln irgendwelcher Art beſchränkt 
oder ganz verboten wird, iſt der Jagdpächter von der Pacht⸗ 
zins zahlung nicht befreit (OL G. Karlsruhe I. ZS. 8. 3. 1916 
Z. I BR. 183/15: Leipzg. 1916, 1140 f. 0). 


85 611 ff., 626 BGB. 

Entlaſſung feindlicher Ausländer aus dem Dienſte 
lediglich wegen ihrer Staatsangehörigkeit nicht zuläſſig, ſondern 
immer nur auf Grund beſonderer Umſtände im Einzelfall 
(Oppermann = Dresden im „Arbeitsrecht“ 1916 [III S. öff., 
05 ähnlich Hackenberger in JW. 1916, 1032 r.; vgl. dazu 
auch noch v. Harder in JW. 1916, 900 r.). 


588 809, 903 ff. BGB. 

Über das Privatrecht am Leichnam der Gefallenen 
und das Recht zur Anordnung der Heimführung aus dem 
indesland handelt — unter Verwertung der wichtigſten 
iteratur des Privatrechts (f. aber auch noch RGRKom. 
2. Aufl. Bd. I S. 78 Anm. 1 Abſ. II und S. 751 Anm. 2 
nebſt den daſelbſt angegebenen Entſch. des RG.) — im „Recht“ 

1916, 250 f. Völckers-Bremen. 


88 925 ff. BGB. 

Anwendbarkeit des deutſchen Rechts für den Eigentums⸗ 
übergang, wenn ein Ausländer im Inland einem Deutſchen 
für 1 einer ausländiſchen Firma die an letztere ver⸗ 
kau Waren übergibt (OLG. Hamburg 15. 4. 1916 
Bf. VI 395/15: JW. 1916, 868 f.5 = Leipz g. 1916, 1067f. 25). 


§ 13 HGB. 

Inhaber eines deutſchen Hauptgeſchäfts kann für 
die Verbindlichkeiten ſeiner im (feindlichen) Ausland befind⸗ 
lichen Zweigniederlaſſung belangt werden. Ohne Einfluß, 
daß der Gläubiger zur Zeit der Entſtehung der Forderung im 
(feindlichen) Ausland wohnte, ſofern er nur bei der Klage⸗ 
erhebung ſich im Inland befindet (OLG. Düſſeldorf 11. 2. 
1916: JW. 1916, 686 f.s = „Recht“ 1916 S. 356 Nr. 624, 
©. 364 Nr. 702; |. ſchon oben unter Nr. I 2). 


SS 105 ff. HGB. (ausländiſche 
gefellichaft). 

Rechtsverhältniſſe einer von Baflern in Baſel gegründeten 
offenen Handelsgeſellſchaft nicht nach deutſchem, ſondern 
nach Baſler Recht zu beurteilen, und zwar nicht nur hinſichtlich 
des Baſler Hauptgeſchäfts, ſondern auch bezüglich der im Aus⸗ 
land (z. B. im Deutſchen Reiche) gelegenen Zweigniederlaſſungen. 
Bei dem Zuwachsrecht (S 738 BGB.) handelt es ſich nicht um 
die Formen für den Eigentumserwerb an Liegenſchaften im 
Deutſchen Reiche, wofür das deutſche Recht maßgebend wäre, 
ſondern um die Rückwirkung des (Schweizer) Geſellſchaftsrechts 
auf die zum Geſellſchaftsvermögen gehörenden Sachenrechte. 
Dem Schweizer Obligationenrecht iſt aber ein Zuwachs⸗ 
recht, wie es §8 738 BGB. eingeführt hat, unbekannt 
(OLG. Colmar 18. 4. 1915 III. U. 139/13 ElſLoth Z. 1916 
S. 198 ff., 202). 


8 346 HGB. SS 262, 265 BGB. 

Klauſel „Mai bis September 1914 in 5 gleichen Sen⸗ 
dungen von Japan . . .. oder entſprechende Lieferung ab Lager 
Hamburg in Verkäufers Wahl“ begründet eine Wahlſchuld 
des Verkäufers. Es iſt ihm hierdurch nicht nur eine Löſungs⸗ 
befugnis (facultas alternativa) vorbehalten. Bei Unmöglich⸗ 
keit der Abladung der Ware von Japan infolge des Krieges 
kann Käufer nunmehr Lieferung von Lokoware verlangen 
(RG. 9. 5. 1916 II 8/16: Warn. 1916, 248 ff. Nr. 158 = 
Holdheims MSchr. 1916, 168 f.). 


Geſellſchaften m. b. H. 
1. Der Geſchäftsführer einer in Oſterreich ihren Sitz 


habenden G. m. b. H. braucht nicht in Oſterreich ſeinen Wohnſitz 
zu haben (OLG. Innsbruck 11. 3. 1914: IW. 1916, 821 f.). 


offene Handels⸗ 


Unternehmen der Geſellſchaft ſelbſt Betreibenden angeſehen werden, 
mögen ihre Geſellſchaftsrechte auch noch ſo ausgedehnt und 
die Verwaltung des Geſellſchaftsvermögens noch ſo rechtlich mb 
wirtſchaftlich in ihre Hände gegeben fein. Der § 49 Prà6. 
14. 7. 1893 / 30. 7. 1895 bezieht ſich nur auf die Geſellſchaften 
m. b. H. des deutſchen Rechtes nach dem Geſetz vom 20. 4. 1892, 
nicht aber auf Geſellſchaften ausländiſchen Rechts ähnlicher oder 
leicher Art (PrOVG. I. Hilfs Sen. 17. 1. 1916 J. H. C. 273/14: 
Pl 37, 603 ff.). 


§ 73 Abſ. II FGG. 

Joſef bekämpft in JW. 1916, 1104 f. die Entſch. des 
G. Hamburg vom 12. 5. 1915 (OL GRſpr. 30, 374) und 
gleichzeitig Levis, der bereits jene Entſch. angefochten hatte. 
Danach ſollen die Schutzgebiete grundſätzlich als Inland 
gelten; nur dann ſollen fie als Ausland gelten, wenn fie örtlich 
weit vom Deutſchen Reiche entfernt ſind und deswegen der 

Verkehr zwiſchen den beiden Gebieten ſchwierig iſt. 


88 157 ff. GVG. 

Soweit nicht die e der Militärjuftigbehörn 
egeben iſt, find Erſuchen um Rechtshilfe und Beiſtands⸗ 
eiſtung in denjenigen dem Oberbefehlshaber Oſt unten 
ſtellten ruſſiſchen Gebieten, in denen die deutſche Verwaltung 
eingeführt iſt, an die Kaiſerl. Deutſchen, in der allgemeinen Be: 
fügung des pr. Juſtizminiſters vom 15. 3. 1916 (PrIJMBl. 1916, 
59 ff.) genau bezeichneten Friedensgerichte zu richten. 


8 109 ZPO. 
Recht eines feindlichen Ausländers auf die in feinem 
Intereſſe hinterlegte Sicherheit nicht ſchon durch die Erlaſſung 
des deutſchen Zahlungsverbots beſeitigt (Kamps in Dig. 


1916, 530 f.). 
88 110 f. 3 PO. 

1. Pflicht italieniſcher Kläger, jetzt wegen der Prozeß⸗ 
1 Sicherheit zu leiſten. Jeder Beklagte, nicht bloß ein 
inländiſcher, iſt zum Verlangen dieſer Sicherheitsleiſtung berech⸗ 
tigt OLG Rſpr. 13, 118): LG. Cöln 2. K. f. HS. 29. 3. 1916 
15. O. 463/15 in JW. 1916, 922 r. = „Recht“ 1916, 409, 
Nr. 859; ähnlich bezüglich der ruſſiſchen Untertanen KO. 
5. 1. 1916 8. U. 4939/13: DIZ. 1916, 733 und OLG. Dresden 
I. ZS. 8. 6. 1916 1. O. 57/16: SächſArch. 1916, 358 f.“. 

2. Ein Deutſcher iſt nach dem Rechte der Vereinigten 
Staaten von Nordamerika von der Leiſtung einer Sicher⸗ 
heit für die Prozeßkoſten dort dann befreit, wenn er ſeinen 
Wohnſitz im Staate des Gerichts hat. Im umgekehrten Falle 
iſt ein Angehöriger der Vereinigten Staaten in Deutſchland 
von der Sicherheitsleiſtung befreit (OLG. München 4. 88. 
29. 10. 1915: OL GRſpr. 33, 62; ſ. ſchon OL GRſpr. 15, 99). 


f 114 Abſ. II ZPO.; 8 20 des internationalen Ab: 
ommens über den Zivilprozeß vom 17. Juli 1905 / 
24. April 1909 (RGBl. 1909, 409). 

1. Wenn auch durch das Haager Abkommen hinſichtlich 
des Armenrechts im Verhältnis zu Ausland die Gegenſeitigkeit 
verbürgt wurde, ſo iſt doch das Armenrechtsgeſuch einer Polm, 
die als ſolche die ruſſiſche Staatsangehörigkeit beſitzt, ohne Rück 
ſicht auf ihren Wohnſitz im Deutſchen Reiche abzuweiſen, da die 
fortdauernde Anwendung dieſes Abkommens einen geregelten 
zwiſchenſtaatlichen Geſchäftsverkehr vorausſetzt, an dem es je 
während des Krieges mit Rußland fehlt (OLG. Nürnberg 
23. 3. 1916, I. ZS. 79/16: „Recht“ 1916 S. 409 Nr. 861). 

2. Ausländer iſt jeder, der nicht Deutſcher im Sinne 
des Reichs⸗ und Staatsangehörigkeitsgeſetzes vom 22. 7. 1913 
iſt (ſ. dazu auch OLG. Dresden I. ZS. 8. 6. 1916 1. 0. 57/16: 
SächſArch. 1916, 35838). Wenn jemand die deutſche Reichs 
angehörigkeit verloren und eine andere Staatsangehörigkeit nicht 
erworben hat, kommt bei ihm die Vorausſetzung, unter der Aus 
länder das Armenrecht erhalten können, nicht in Frage. 
Staatenloſe haben keinen Anſpruch auf Gewährung des 
Armenrechts (KG. III. ZS. 4. 5. 1916: OL GRſpr. 33, 45 f.). 


1232 „ „% Su . 
null 


„ 
— 


45. Jahrgang. 


88 202 Abſ. II, 415, 418 ZPO. 

Ein deutſcher Konſul kann das Zuſtellungszeugnis auch 
dann mit beweiſender Wirkung ausſtellen, wenn er nicht ſelbſt 
das Schriftſtück übergeben, ſondern ſich der Poſt oder der Ge⸗ 
richtsbehörden des betreffenden Auslandsſtaates bedient und 
ſich durch deren Zeugnis oder auch nur durch die Quittung 
des Empfängers oder ſonſtwie von der Zuſtellung überzeugt 
hat. Eine Zuſtellung im Rechtsſinne ſetzt eine tatſächliche Über: 

abe an den Zuſtellungsadreſſaten perſönlich weder bei Zu⸗ 

ngen im Inland noch bei Zuſtellungen durch die Be⸗ 

hörden eines fremden Staates oder durch einen Konſul 

voraus (OLG. Hamburg V. 3S. 25. 2. 1914: Hans. 

Hosch 1916, 197 ff. Nr. 106); |. auch noch unten bei 8 19 
on 


eſ. 
8 203 3 POD. 


8 203 Jh lediglich voraus, daß Aufenthalt unbekannt iſt. 
Unter § 203 Abſ. II gehören die Fälle des Abbruchs der 
biplomatifheu Beziehungen oder des Kriegszuſtands. 
Offentliche Zuſtellung an Parteien in Afrika während des 
Krieges ohne Rückſicht auf Erfolgsausſicht (OLG. Breslau 
II. ZS. 23. 9. 1915 I W. 87/15: Leipzg3. 1916, 706 18 „Recht“ 
1916, 363 Nr. 695). 


88 286, 359, 373, 445 3p. 


Wenn die beweispflichtige Partei lediglich vermutet (Aus⸗ 
forſchungsbeweis!), daß die beiden Geſchäfte der Streitteile 
in Frankreich unter Zwangsliquidation geſtellt worden ſind und 
der eine Liquidator möglicherweiſe an den anderen die Schuld 
bezahlt hat, und lediglich hierfür Beweis anbietet, ſo ſoll ſie 
als beweisfällig angeſehen und zur Bezahlung des eingeklagten 
Betrages verurteilt werden (ſo OLG. Düſſeldorf 11. 2. 1916 
5 U. 239/15: JW. 1916, 686.5; hiergegen wohl mit Recht 
ebenda Dicken uud Heins heimer). 


8 328 ZPO. 


1. Auf Grund eines vor einem deutſchen Gerichte ab⸗ 
geſchloſſenen Vergleiches kann in Oſterreich eine Zwangs⸗ 
vollſtreckung nicht bewilligt werden. Das gleiche wird dann 
auch mit Rückſicht auf den Grundſatz der Gegenſeitigkeit bezüg⸗ 
lich der Zwangsvollſtreckung aus einem öſterreichiſchen Vergleich 
im deutſchen Reichsgebiet gelten müſſen (ſ. OſtObGGH. 21.3.1916 
R. I 109/16: JW. 1916, 731 f. = Gellers 3 Bl. 34, 540; 
erwähnt auch in OL GRſpr. 33, 67 Fußn. 1; gleiches gilt für 
vorläufig vollſtreckbare deutſche Urteile: Glaſer⸗Unger 48, 859). 

2. Zur Eintragung eines Randvermerks in das Standes⸗ 
regiſter über die durch ein ausländiſches Urteil ausgeſprochene 
Eheſcheidung bedarf es nicht des vorherigen Erlaſſes eines Voll⸗ 
8 (RG. 18. 5. 1916 IV B. 2/16: Leipzg. 1916, 
1122 f.). 

3. Über Nichtanerkennung eines amerikaniſchen 
Scheidungsurteils in Deutſchland wegen ausſchließlicher 
Zuſtändigkeit der deutſchen Gerichte und wegen Nichtverbürgung 
der Gegenſeitigkeit ſ. Urteil des OLG. Hamburg vom 27. 5. 1914 
in Zeitſchrift für deutſchen Zivilprozeß 46, 199 ff. 


8 767 ZPO. 
Die Frage, ob Beklagte die Urteilsſumme (in L aus⸗ 
us und in den während des Krieges im Werte geſunkenen 
rk⸗Werten entrichtet) bezahlt hat oder nicht, gehört vor die 
Zwangsvollſtreckungsinſtanz. Hat die Beklagte weniger 
bezahlt als die Urteilsſumme, ſo iſt es Sache der Klägerin, für 
den reſtlichen Betrag das Urteil zur Vollſtreckung zu bringen 
(OLG. Hamburg I. 38S. 6. 3. 1916: HanſGzZ. Beibl. 1916, 


145 f. Nr. 76). 
88 850 ff., 828 f. 8 PO. 


Kein privatrechtlicher Rechtsanſpruch jener (deutſchen 
oder fremdſtaatlichen) Perſonen, denen im feindlichen, von deutſchen 
Truppen beſetzten Gebiet von deutſchen Zivil⸗ oder Militär⸗ 
behörden a beſchlagnahmt oder enteignet werden, 
gegen das Deutſche Reich und daher auch keine Pfändbarkeit 
ſolcher Anſprüche (LG. Breslau 10. 3K. 5. 4. 1916 19 1. 389/15: 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 1303 


DIL. 1916, 740; OLG. Breslau 8. 3 S. 9. 5. 1916 5 U. 77/16: 
JW. 1916, 974f.; and. M.: Heine⸗ Bielefeld: Leipz Z. 1916, 


798 ff.). 
88 1039, 1041, 256 ZPO. 


Solange noch nicht (gemäß $ 1039) Raum für die Aufs 
hebungsklage des 8 1041 ZPO. eröffnet iſt, Feſtſtellungsklage 
jenes Inhalts zuläſſig, ſofern nur die gewöhnlichen Voraus⸗ 
Iedungen der Feſtſtellungsklage (des 8 256 ZPO.) vorliegen. 
Der bloße Umſtand, daß die Partei die Aufhebungsklage 
in Holland (vor dem niederländiſchen Schiedsgericht) anhängig 
Grit hat, ſteht der Feſtſtellungsklage vor dem deutſchen 

ericht nicht entgegen. 


8 19 KonſGeſ. vom 8. 11. 1867. 


Ein deutſcher Konſul iſt im Ausland (z. B. auch in 
Agypten) allgemein zu Zuſtellungen ermächtigt, auch an 
Nichtdeutſche, fremde Staatsangehörige. Das Haager Ab⸗ 
kommen über den Zivilprozeß vom 17. 7. 1905 gilt nicht auch 
für die in den Ländern mit Konſulargerichtsbarkeit wohnhaften 
Italiener. Nach Art. 26 dieſes Abkommens findet es nur auf 
die europäiſchen Länder der Vertrags ſtaaten Anwendung, 
nicht aber auch ohne weiteres auf die Angehörigen dieſer 
Staaten in den Konſulargerichtsbezirken. Dem Konſul ſteht es 
mit Wirkung für das inländiſche Prozeßverfahren frei, nach 
den Vorſchriften des betreffenden Auslandsſtaates die Zu⸗ 
ſtellung zu bewirken. Der Konſul ift bei der Art, wie er die 
Zuſtellung bewirkt, weder an die Vorſchriften des deutſchen 
noch an die des Rechts ſeines Amtsſitzes gebunden. Er 
hat, namentlich wenn die Übergabe außerhalb ſeines Wohn⸗ 
ſitzes erfolgen muß, nur die Überſendung durch die Poſt oder 
einen Boten zu veranlaſſen und ſich dann nur noch in freier 
Weiſe davon zu überzeugen, daß das Schriftſtück auch tatſächlich 
in die Hände des Zuſtellungsadreſſaten gelangt iſt, wofür er 
ſehr wohl als genügend erachten kann, daß die Poſt das 
Schriftſtück abgegeben und ſich mit der Unterſchrift einer 
für den Adreſſaten quittierenden Perſon begnügt hat 
(OLG. Hamburg V. 35. 25. 2. 1914: Hanſ GZ. Hauptbl. 
1916, 197 ff. Nr. 106). 


9 44 f. 


Keine entſprechende Anwendung dieſes Paragraphen 
auf Auslandskonkurſe (fo ſchon OLG. Hamburg HanſGZ. 
Hauptbl. 1889 Nr. 13); naturgemäße Beſchränkung konkurs⸗ 
rechtlicher Vorſchriften auf das eigene Staatsgebiet (ſog. 
Territorialprinzip). Namentlich dann keine entſprechende 
Anwendung des inländiſchen Konkursrechts, wenn der im Aus⸗ 
land wohnhafte Schuldner überhaupt nicht in Konkurs geraten, 
ſondern nur zahlungsunfähig geworden iſt (RG. 41, 335). 
Gewährung des Verfolgungsrechts, wenn dies am Orte der 
Niederlaſſung des Schuldners oder am Beſtimmungsort der 
Ware nach dortigem Rechte anerkannt wird (OLG. Hamburg 
15. 4. 1916 Bf. VI 395/15: JW. 868 f. 5). 


85 238, 1 KO. 


Maßgeblichkeit des deutſchen Konkurs⸗(Anfechtungs⸗) rechts 
auf ein gegen einen in Deutſchland feinen Wohnſfitz und feine 
gewverbliche Niederlaſſung habenden Gemeinſchuldner eröffnetes 
Konkursverfahren, auch wenn das mit der Klage angefochtene 
Rechtsgeſchäft (Hingabe von Wechſeln) im Ausland vorgenom⸗ 
men und erfüllt wurde, und auch wenn die dem Anfechtungs⸗ 
gegner übereigneten Wechſel auf ruſſiſche Staatsangehörige als 
Schuldner lauten (RG. ‚13. 7. 1916 VII 143/16: Warn. 1916, 


379 f. Nr. 233). 
8 214 Abſ. III RVO. 


Der Anſpruch auf die Leiſtungen der Krankenkaſſe 
fällt für die Kriegsteilnehmer ſtets dann weg, wenn ſie ſich bei 
Eintritt des Verſicherungsfalls (wenn auch nicht freiwillig) im 
Ausland aufhalten und die Satzung ihrer Kaſſe nichts anderes 
beſtimmt (RVA. großer Sen. 11. 12. 1915 IIa K. 224/15: 
SW. 1916, 285 f.; vgl. dagegen für $ 313 Abſ. 1 RVO. 8 1 
des Reichsgeſetzes vom 4. 8. 1914 über die Erhaltung von An⸗ 
wartſchaften aus der Krankenverſicherung für Kriegsteilnehmer 


a. · A = Ta 
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und weiter SS 216 Abſ. I Satz 2, 615 Abſ. I Satz 3, § 1313 
Satz 1 RBD.; ſ. nunmehr noch ganz beſonders BRVO. vom 
14. 6. 1916 RGBl. S. 516 f. mit rückwirkender Kraft: 
nach deren 82 Abſ. III hat die Krankenkaſſe, wenn ſeinerzeit 
von ihr oder im Rechtsmittelverfahren Anſprüche, die jetzt nach 
den Vorſchriften der erwähnten BRVO. begründet wären, nach 
dem 31. 7. 1914 rechtskräftig abgelehnt wurden, auf Antrag 
des abgewieſenen Berechtigten ſogar einen neuen Beſcheid zu 


erteilen). 
8 544 RVO. 


Bea ung il der während des Krieges im 
beſetzten feindlichen Gebiet angeworbenen, aber freiwillig nach 
Deutſchland gekommenen ausländiſchen Arbeiter, auch wenn 
ſie erheblichen Aufenthaltsbeſchränkungen, Meldepflichten uſw. 
unterliegen (RVA. vom 3. 5.1916 Ia 867/16: JW. 1916, 10315). 


8 186 VerſVtG. 88 820, 848 f. HGB. 


Bei der Klauſel „Der Dampfer are anderweitig gegen 
Seegefahr verfichert und valediert dieſe Verſicherung gegen Weg» 
nahme, Beſchädigung und Vernichtung des Dampfſchiffes und 
ubehör durch Kriegsſchiffe, Minen, Torpedos ſowie durch 
orts uſw.“ haftet der Verſicherer für eine e ſchlechthin 
ohne Rückſicht auf das Mittel, das zur Wegnahme geführt 
hat, wenn es nur ein kriegeriſches iſt. Der hier gebrauchte 
Ausdruck „Wegnahme“ bedeutet einen ſeinem Wortſinn ent⸗ 
ſprechenden Vorgang der dauernden Entziehung des Schiffes 
durch den Gegner, ſei es zum Zwecke der Aneignung nach vor⸗ 
ausgegangenem priſengerichtlichen Verfahren, ſei es zur Benützun 
für Kriegszwecke ohne ein ſolches Verfahren, aber nicht lediglich 
ein paſſives Verhalten, das Liegenlaſſen der Schiffe im fremden 
Hafen, um ſie der Benützung des en zu entziehen oder 
gar die freiwillige Mbergabe an den Gegner. Wenn z. B. ein 
in Antwerpen feſtliegendes Schiff, das von den Mann⸗ 
1 nach Kriegsausbruch verlaſſen wurde, erſt über einen 
onat, nachdem der Verſicherungsvertrag über dieſes Schiff 
gekündigt iſt, durch Dynamit ſchwer beſchädigt wird, ſo haftet 
der Verſicherer aus der Abernahme des Kriegsriſikos nicht mehr 
(LG. Bremen II. Kammer für Handelsſachen 17. 3. 1916: 
HanſGGZ. Hauptbl. 1916, 97 ff. Nr. 53). Wegen Übernahme 
des Kriegsriſikos kurz vor Ausbruch des gegenwärtigen Krieges 
ſ. die Entſcheidung des RG. vom 8. 4. 1916 I 175/15: Warn. 
1916, 226 ff. Nr. 145. Vgl. hierher allgemein noch Werne⸗ 
burg⸗Cöln: „Einfluß des Krieges auf die Feuer⸗, Lebens⸗ und 
Transportverſicherung“ in Mecklenburgiſche Zeitſchrift für Rechts⸗ 
pflege und Rechtswiſſenſchaft 1916, 328 ff., namentlich 332 ff. 


88 828, 829, 816, 849 HGB. 8 101 der allgemeinen 
Seeverſicherungsbedingungen. 


1. Wenn für eine vom Ausland (Niederländiſch Indien) 
nach dem Inland (Hamburg) zu liefernde Ware eine Seever⸗ 
ſicherung mit der Klauſel „This Policy covers also . . all 
consequences of hostilities or warlike operations, wether 
before or after declaration of war“ genommen iſt und infolge 
des Krieges das die Ware führende Schiff vor | des 
Beſtimmungshafens einen Nothafen anlaufen muß und die 
Ware von da auf dem Feſtland an den Beſtimmungsort geſandt 
wird, ſo hat der Verkäufer die Koſten der vorzeitigen Löſchung, 
der einſtweiligen Lagerung und der Mehrkoſten der Beförderung 
zu Lande zu tragen, ſelbſt wenn die Käuferin den Auftrag zum 
Landtransport gegeben hat (OLG. Hamburg III. ZS. 11. 1. 1916 
Bf. III 221/15: Hanſ Gg. Hauptbl. 1916, 112 ff. = ZVerſW. 
1916, 199 f. = LeipzZ. 1916, 900 12); ſ. auch ſchon oben bei 
Cif-⸗ und Fob⸗Klauſel Nr. 6. 


2. An Order geſtellte Konnoſſemente genügen nicht 
der Policenklauſel „Neutrale Verladepapiere“ und der 
Verabredung der Parteien, daß die Konnoſſemente einen neu⸗ 
tralen Abſender und einen beſtimmten neutralen Empfänger 
aufweiſen ſollen, ſo daß der Verſicherungsnehmer gegen die 
Verſicherungsgeſellſchaft bei Beſchlagnahme der verſicherten 
Ware durch einen feindlichen Staat keinen Anſpruch erheben 
kann (OLG. Hamburg IV. ZS. 19. 1. 1916: HanſGZ. Hauptbl. 


3. Keine Leiſtungspflicht des Verſicherers bei einer Ver⸗ 
ſicherung „nur gegen Seegefahr“ für in Antwerpen 
des Krieges von der belgiſchen Regierung gelöſchte Güter 
(OLG. Hamburg 10. 5. 1916 Bf. IV 484/15: JW. 1916, 
1036 ZVerſWeſ. 1916, 311 f.). 


§ 54 Abſ. II der allgemeinen Seeverſicherungs⸗ 
bedingungen. | 


Die in einer Seceverſicherungspolice ausdrücklich erwähnte 
Beſtimmung des § 54 Abſ. II, wonach die Konnoſſemente 
wegen der erhöhten Gefahr einer Aufbringung in Kriegszeiten 
nicht an Order lauten dürfen, gilt auch für Verſicherungen, 
bei denen die Kriegsverſicherung ausdrücklich ein⸗ 
ge] chloſſen iſt, und dies felbft dann, wenn noc) die befonder 

ereinbarung getroffen iſt, daß die Verladepapiere keine Namen 
deutſcher oder öſterreichiſcher Staatsangehöriger enthalten 
dürfen. Für Bildung einer Uſance, daß bei Kriegsverſiche 
rungen gerade eine beſondere Abmachung darüber getroffen 
fein müßte, wenn die Konnoſſemente nicht an Order kaum 
ſollten, war in der Zwiſchenzeit vom Kriegsausbruch bis m 
Abſchluß des fraglichen Verſicherungsvertrags (18. 9. 100 
kein Raum (OLG. Hamburg IV. ZS. 7. 6. 1916: Hanse,, 
Hauptbl. 1916, 209 ff. Nr. 114). 


87 Abſ. 2 Reichsgeſetzes über die Privatverficherungd: 
unternehmungen vom 12. Mai 1901. 


Hinzurechnung der beim Kaiſerl. Aufſichtsamt für Privat 
verſicherung hinterlegten Sicherheit zu dem Anlage⸗ und Betrieb 
kapital der inländiſchen „ ung einer ausländischen 
Verſicherungsunternehmung bei der Berechnung der Reichs 
ſtempelabgabe auf Grund der Vorſchrift in Anm. 3 zu Tarif 
nummer 1 A a und b des ReichsſtempGG. (Allgemeine Berl. 
des preuß. Juſtizminiſters vom 12. 4. 1916: PrJuſt Ml. 
1916, 80). 


Reichsſtempelgeſetz vom 3. Juli 1913 Tarifnummer 14 
Anm. 3 zu a, b, 1 A c und 8 8 Gef. 


1. Stempelpflichtigkeit der nach dem 1. 10. 1913 im Wege 
der Beurkundung erfolgten tatſächlichen Errichtung (ordnungs⸗ 
mäßige Anmeldung zur Eintragung im Handelsregiſter) einer 
inländiſchen Zweigniederlaſſung ſeitens einer vor dieſen 
Zeitpunkt begründeten ausländiſchen elle. 
(J. B. einer in den Vereinigten Staaten von Amerika nach 
amerikaniſchem Rechte errichteten ee ee unter Zu⸗ 

ndelegung des auf die Filiale entfallenden befonderen Ar 
age⸗ und Betriebskapitals im Gegenſatz zur . 
inländiſchen Zweigniederlaſſung ſeitens einer inländiſ en 
geſellſchaft, da letzterenfalls die Verwendung der als Anlage 
und Betriebskapital der Zweigniederlaſſung dienenden Ver⸗ 
mögenswerte au Geſellſchaftszwecken bereits bei der Errichtung 
der Hauptgeſe [deft oder einer etwa vorausgegangenen Kapitals 
erhöhung von der Steuer erfaßt worden iſt (RG. 17. 9. 1915 
VII 192/15: PrJuſtMBl. 1916, 91 ff. = AmtlSamml RG. 
87, 202 ff. = Holdheims Monatsſchrift 1916, 70 f.). 

2. Auch ein im Ausland über Geſchäftsanteile einer 
inländiſchen G. m. b. H. geſchloſſener Vertrag 0 
Stempelabgabe (RG. vom 12. 5. 1916 VII 90/16: „Recht 
1916 Nr. 1208). 


8A RStGB. 


1. Für die Frage, ob die Tat, die durch ein Inverkeht⸗ 
bringen einer verkauften Ware (SS 12 Abf. 1 Nr. 1, 14 Nahr MG.) 
verwirklicht wird, im Inland begangen iſt, kommt es nicht 
darauf an, ob nach dem bürgerlichen Recht das Kaufgeſchäft 
als im Inland abgeſchloſſen, die Ware dem Käufer als im 
Inland übergeben zu gelten hat und to fie bezahlt wird, 
ſondern darauf, ob die Ware von dem Täter bewußt dem IM 
ländiſchen Verkehrskreis zugeführt worden iſt (RG. 2. 5. 1910 
V 147/16: Leipz 3. 1916, 95628 = Bay. 1916, 230). 

2. Vgl. hierher allgemein noch Meyer in D. 1916 
615 f. für eine Anderung des jetzigen 8 4 RStGB. zugunſten 


Ag 72 * 
> 2 => 
weit”: 


BR 


Kup 


45. Jahrgang. 


des Rechtsſchutzes der Deutſchen im Ausland, gegen die 
von Ausländern im Ausland Verbrechen oder Vergehen be— 
gangen werden. 

3. Über die Auslieferung anarchiſtiſcher Ver— 
brecher nach deutſchem Rechte, 3 über die nicht be⸗ 
ſonders klare Faſſung der Anarchiſtenklauſel im Auslieferungs⸗ 
vertrag des Deutſchen Reichs mit Paraguay vom 26. 11. 1909 
ſ. Mettgenberg in DStrafrß. 1916, 326 ff. 


88 140 f. RStGB. 


Die Beförderung der Fahnenflucht durch Geld: 
unterſtützung iſt im Inland begangen, wenn trotz Zahlung im 
Ausland die eigentliche Vermögensſchiebung im d voll⸗ 
endet iſt (086. Colmar StrS. 28. 3. 1916 W. 12/16: 
ElſLoth Z. 1916, 286 Nr. 93). 


§S 11 RMilG. in der Faſſung vom 22. Juli 1913. 


Hat die zuſtändige Erſatzbehörde dritter Inſtanz die Heran⸗ 
ziehung eines Staatenloſen zur Erfüllung der Wehrpflicht 
im Deutſchen Reiche feſtgeſtellt, 50 unterliegt dieſe Entſcheidung 
nicht der richterlichen Nachprüfung, ſo daß mit der erfolgten 
Einſtellung in das Heer die Militärgerichtsbarkeit begründet iſt 
(RMilG. I. StS. 12. 11. 1915 in der amtl. Sammlung 
5 19 S. 300; |. dazu Olshauſen in LeipzgZ. 1916, 430 

r. Y. 


Verfahren gegen feindliche Kriegsgefangene. 


1. Zuläſſigkeit des ſtrengen Arreſtes gegen Kriegs⸗ 
e bei Gegebenſein der Vorausſetzungen des § 22 Abſ. 3 
Mil StG. Nil I. Sen. 11. 1. 1916 Nr. 22/16 in 
DStrafr Z. 1916, 177). 
2. Unanwendbarkeit der Strafbeſtimmungen über un⸗ 
erlaubte Entfernung und Selbſtbefreiung (88 64 ff., 
79 RMilStG.) auf den Fluchtverſuch von e ee 
Selbſtbefreiung keine Unterart der unerlaubten en: 
wiſchen beiden beſteht Ideal⸗, nicht Geſetzeskonkurrenz (RMilG. 
Plenerbeſchluß Nr. 87/16 vom 9. 2. 1916: DStrafr3. 1916, 
181 f.); vgl. hierher auch noch allgemein Delius in „Geſetz 
und Recht“ 17. Jahrgang Heft 7 bis 14 über „Die Rechts⸗ 
verhältniſſe der Kriegsgefangenen und der internierten feind⸗ 
lichen Ausländer“ und Oppler⸗Berlin über die Beſtrafung 
der Kriegsgefangenen wegen der vor ihrer Gefangennahme ver⸗ 
übten Straftaten in ZStrafrW. 37, 849 ff. 


zu Vorgeſetzten von kriegsgefangenen Offizieren zu machen 
Gale 1. & 
340 f.). 

4. Zuläſſigkeit der Beſchäftigung von Kriegsgefangenen 
mit Arbeiten, die nur in mittelbarer Bezieh un zu den 
Kriegsunternehmungen ſtehen, 10 B. in einem Eiſenwerk 
für Vorarbeiten zur Granatenherſtellung, wie Heranfahren von 
Koks, Erz uſw., nicht aber zur Herſtellung von Munition 
5 ke 6 der Haager Landkriegsordnung mit 88 94 ff. 
MIS:GB.) RMilG. 30. 12. 1915 IL Sen. Nr. 305/15. 


88 1 Abſ. III, 2 Satz 2; 3, 4, 13, 14, 26 Abſ. 1 Nr. 1 
Weingeſetz. 

1. Über die Einfuhr und Verkehrsfähigkeit ausländiſcher 
Deſſertweine (Samosweine, geſpritete Weine) ſ. RG. 
2. 12. 1915 ID. 485/14: amtl. Sammlung 49, 288 ff. = Bay⸗ 
Juſt MBl. 1916, 149 ff. 

2. Das Verbot der Verwendung von Deſſertweinen zum 
Verſchneiden von Weißweinen anderer Art ſteht der Verwendung 
von Weißweinen bei der Deſſertweinbereitung nicht entgegen, 
z. B. Zuläſſigleit der Vermiſchung eines ſpaniſchen Weiß⸗ 
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weines mit einem ſpaniſchen Süßwein (RG. 2. 12. 1915 
I D. 968/14: amtl. Sammlung 49, 298 f. = Bay JuſtMBl. 
1916, 139 ff.). 

3. Die Vorſchriften des 3 über die Zulaſſung der 
Zuckerung und das damit ausgeſprochene Verbot anderweitiger 
n ſind begrifflich nicht anwendbar auf ſolche aus⸗ 
ändiſche Süß Deſſert)weine, die entſprechend den ausländiſchen 
Vorſchriften mittels Zuckers und anderer Zuſatzſtoffe (Roſinen, 
Korinthen) künſtlich Hue worden ſind und dadurch einen 
fabrikatmäßigen Charakter erhalten haben. Süßweine, die in 
Oſterreich aus leichten ungariſchen Landweinen mittels 
techniſch reinen Rohr⸗ oder Rübenzuckers und unter Verwendung 
von Roſinen entſprechend den Vorſchriften des öſterreichiſchen 
Weingeſ vom 12. 4. 1907 a worden find, ſind 
in Deutſchland verkehrsfähig (RG. 14. 4. 1916/2. 5. 1916 
IV 842/15: Leipzg. 1916, 810 f. = JW. 1916, 10267 
„Recht“ 1916 Nr. 1244). 


SS 12, 14 Nahrungsmittelgeſetz. 


Ein Vergehen nach SS 12 Nr. 1, 14 durch Inverkehr⸗ 
bringen geſundheitsſchädlicher Ware kann im Inland be⸗ 
gengen fein, auch wenn nach den Vorſchriften des bürgerlichen 

echts Verkauf und Abnahme im Ausland erfolgt ſind (RG. 
2. 5. 1916 V D. 147/16: Bayg. 1916, 230). 


BRV. vom 10. Dezember 1914 über Höchſtpreiſe 
ür Kupfer. 

Gleichgültig iſt, woher eine „im freien Verkehr des 
Inlands“ befindliche Ware ſtammt, ob aus dem Aus⸗ 
oder Inland. Eine in das Inland eingeführte Auslandsware 
befindet ſich auch ſchon vor Abgabe eg Ay Einführer an 
eine andere zum „im freien Verkehr des Inlands“. Irrtum 
hierüber unbeachtlicher Strafrechtsirrtum (RG. 8. 5. 1916 
III 99/16: Leipz 3. 1916, 934 f.). 


§ 19 Reichs- und Staatsangehörigkeitsgeſetz und 
§! kaiſerliche Verordnung vom 3. Auguſt 1914 über 
Verbot der Entlaſſung aus dem Staatsverband. 


1. Das Vormundſchaftsgericht hat nicht bloß das Wohl 
des Mündels, ſondern auch das des Staates und des Reiches 
zu beachten. Die Genehmigung zur Entlaſſung iſt deshalb zu 
verſagen, wenn der Verdacht eſteht, daß die Entlaſſung zum 
Zwecke der Umgehung der Wehrpflicht nachgeſucht wird. Die 
Entlaſſung eines noch nicht Wehrpflichtigen iſt dagegen ſtatt⸗ 
haft, wenn er ſeit früher Jugend im Ausland 385 gen und dort 
mit Grundbeſitz begütert iſt (BayObe G. I. 36. 18. 2. 1916 
III 14/16: „Recht“ 1916 Nr. 1014 = DIZ. 1916, 736, 
erwähnt auch in der JuſtMBek. vom 12. 4. 1916: Bay Juſt⸗ 
MBl. 1916, 22 f.). 

2. Nach engliſcher Rechtsauffaſſung gilt ein ehemaliger 
Deutſcher, der keine andere Staatsange er ſich erworben hat, 
auch dann noch als alien enemy, wenn er ſich ſchon mehr als 
10 Jahre im Ausland aufgehalten und dadurch nach früherem 
deutſchen Recht die deutſche Staatsangehörigkeit verloren hat, 
weil er eben unter Umſtänden noch der Militärpflicht genügen 
muß und überdies die deutſche Staatsangehörigkeit wieder 
leichter erwerben kann (Urteil des Oberhausgerichts vom 17. 2. 
1916, berichtet von Mendelsſohn⸗Bartholdy im Arch Offg. 


35, 454 ff.). 

3. ler Grenzfälle zwiſchen deutſcher und engliſcher 
Staatsangehörigkeit berichtet RA. Dr. Siegfried Gold» 
ſchmidt⸗Berlin in DIZ. 1916, 842 ff., namentlich unter Be⸗ 
zugnahme auf die engliſche Geſetzgebung vor dem Kriege und 
während desſelben, insbeſondere auch unter Berückſichtigung 
der Entſch. des engliſchen High Court vom Juli 1915. 

4. Für eine beſſere Verſorgung der anläßlich des Krieges 
aus dem Ausland ins Inland gefluchteten Auslands deutſchen 
trat z. B. ein Neuberg⸗Berlin in DIZ. 1916, 492 ff. („Der 
Flüchtling aus dem Ausland und ſeine Anſprüche gegen das 
alte Vaterland“, vgl. dazu noch Maier-Frankfurt a. M. in 
DIZ. 1916, 812) und Reichstagsabgeordneter Thoma in der 
44. öffentlichen Sitzung des Reichstags am 9. 5. 1916, 
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Internationales Urheberrecht und ſonſtiges Staats⸗ 
vertragsrecht. 

1. Außerkrafttreten der Pariſer Übereinkunft zum Schutze 
des gewerblichen Eigentums in der Faſſung vom 2. 6. 1911 
(Art. 197 die zwar gleich einem deutſchen Reichsgeſetz wirkt, 
aber kein ſolches iſt, gegenüber engliſchen Firmen auch hinſichtlich 
der Geſchmacksmuſter infolge der vertragswidrigen Außer⸗ 
aße der Übereinkunft durch England gegenüber Deutſch⸗ 

(OLG. Dresden 20. 5. 1916, 6. Reg. 63/13: Leipz Z. 1916, 
1061 f. is = JW. 1916, 1038 f. = Blatt für Patent, Muſter⸗ 
und Zeichenweſen [PM Bl.] 1916, 100). 

2. Bedeutung der Anerkennung eines Zeichens im Verkehr 
für die Eintragbarkeit; Art. 6 der Pariſer (Waſhingtoner) ÜUber⸗ 
einkunft findet nicht nur auf ſolche Zeichen Anwendung, die 
bereits im Ausland eingetragen find (Kaiſerl. Patentamt Be⸗ 
3 I vom 4. 12. 1915, V 6047/15: MuW. 1916, 
296 l.). 

3. Priorität der Anmeldung bei ſpäterer Abänderung 
der Anmeldung (58 3, 20 PatG.) RG. vom 12. 4. 1916, 17/15: 
PMZBL 1916, 98 = Gewerblicher Rechtsſchutz und Urheber⸗ 
recht 1916, 147 f. 

4. Selbſt wenn in einem ausländiſchen Staate die Gegen⸗ 
ſeitigkeitsverbürgung bereits beſtehen würde, muß dies 
o lange unberückſichtigt bleiben, als nicht eine entſprechende 

ung im RGBl. erfolgt iſt; dem Patentamt ſteht 
eine Prüfung dahin, ob im Ausland gleichartige Beſtimmungen 
im Sinne der 88 2, 3 der BRVO. vom 10. 9. 14 betr. vor⸗ 
übergehende Sie auf dem Gebiete des Patents, 
Gebrauchsmuſter⸗ und Warenzeichenrechts erlaſſen ſind, nicht 
zu (Kaiſerl. Patentamt Beſchwerde⸗Abt. II vom 25. 2. 1916). 

5. Bezüglich der gewerblichen Schutzrechte von Angehörigen 
Portugals (Ausde der Vorſchriften der 88 1—4 der 
BO. vom 1. 7. 1915 auf die n Portugals) ſ. Reichs⸗ 
kanzlerbek. vom 23. 6. 1916 im RGBl. 575 = PMZUI. 
1916, 91. 

6. Über die Weitergeltung bzw. Aufhebung der zwiſchen 
dem Deutſchen Reiche und den mit ihm jetzt im Kriege befind- 
lichen Staaten geſchloſſenen Verträge |. Meikel in Bay. 1916, 
172, 193 ff.; auch Klein⸗Königsberg ebenda 1916, 199 f. 

7. Kündigung der Übereinkunft PERLE Stalien 
und Deutſchland vom 9. 11. 1907 (RGBl. 1908, 80) bes 
treffend den Schutz an Werken der Literatur, Kunſt und 
an Photographien durch Italien am 23. 4. 1916 und dem⸗ 
gemäß Außerkrafttreten am 23. 4. 1917 (vgl. 1 
vom 2. 5. 1916 RGBl. 363 und hierher noch Meikel in 
1 80 1916, 174 l. mit Fußn. 5, 192 l., und Hachenburg 
in DIg. 1916, 601 f. 
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8. Vgl. noch über die Aufhebung der vor Kriegsbeginn 
en Engländern und den ng Staatsangehörigen 
eſchloſſenen Verträge nicht bloß für die Zeit des Krieges, 
ondern auch für die nachfolgende Zeit nach engliſcher Rechts⸗ 
wiſſenſchaft und Rechtſprechung, |. Nöldeke⸗Hamburg in „Recht 
und Wirtſchaft“ 1916, 166 ff (Urteile der Kings Bench Di- 
vision des High Court of Justice und des Appeal Court 
beim Supreme Court of Judicature vom 7. 9. und 21. 12. 1915) 
und Hachenburg in DIZ. 1916, 692 bezüglich der Verträge 
deutſcher Käufer mit der Broken Hill Propietary Co. und der 
Zinc Co. über die Lieferung von Erzen aus den auſtraliſchen 
Bergwerken, ſowie Z. f. Induſtrierecht 1916 S. 52, 121. 


Rechtsverkehr in und mit den von deutſchen Truppen 
beſetzten Gebieten. 

1. „Über das internationale Privat⸗ und Prozeßrecht in 
den beſetzten Gebieten“ von Nordfrankreich, Belgien und Ruß⸗ 
land |. Kamps⸗Bonn in DIZ. 1916, 775 ff. 

2. Über die deutſche Rechtspflege im Gebiet der öſtlichen 
Etappenverwaltungen |. Kieſow in DIZ. 1916, 486 ff. 


3. Über den gewerblichen Rechtsſchutz im Generals 
gouvernement Warſchau ſ. die VO. des Generalgouverneurs 
von Warſchau vom 11. 3. 1916 über gewerbliche Schutzrechte 
deutſcher Reichsangehöriger innerhalb des Gebietes des General⸗ 

ouvernements Warſchau in den Mitteilungen vom Verbande 
eutſcher Patentanwälte 1916, 35 f.; vgl. dazu auch Finger 
in Mu W. 1916, 292 ff.; vgl. ferner Mitt. Verb. Dtſch. PAnwälte 
1916, 35. 

4. Zum Rechtsverkehr zwiſchen Deutſchland und dem 

Generalgouvernement Warſchau, insbeſondere hinfichtlich der 
uläſſigkeit von deutſchen Vollſtreckungsurteilen zu den im 
eneralgouvernement erlaſſenen ilen ſ. Thieſing im 

BankArch. 1916 (XV), 318 0 

5. Ausdehnung der Vorſchriften der 88 1, 2 der VO. 
über die Beglaubigung von Unterſchriften und über die 
Legaliſation von Urkunden in den beſetzten Gebieten vom 
20. 1. 1916 (RGBl. S. 48) auf die dem Oberbefehlshaber 
Oſt unterſtellten ruſſiſchen Gebiete, in denen die deutſche Ver⸗ 
waltung eingeführt iſt; Zuſtändigkeit der dortigen Friedens⸗ 
gerichte für öffentliche Beglaubigungen und der dortigen Chefs 
der Verwaltungen für die Legaliſationen (Reichskanzlerbek. vom 
6. 5. 1916 im RGBl. S. 364). 

6. Die Prozeßfähigkeit kommt vor öſterreichiſchen Ge⸗ 
richten den ruſſiſchen Staatsangehörigen zu, die in dem von 
öſterreichiſch⸗ungariſchen Truppen beſetzten Gebiete Rußlands 
wohnen. LG. Wien vom 12. 5. 1916. OſtPatBl. 1916, 132 
— Z. f. Induſtrierecht 1916, 196. 
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Im fampfe für das vaterland find folgende Rechtsanwälte gefallen: 


Fortſetzung der Lifte von Nr. 17, 1916.) 


Max Weitzle aus Elberfeld. 
Friedrich Frauk aus Regensburg. 


Dr. Nafßh aus Dortmund. 
Eruſt Sieg aus Schleswig. 


Ein Wegweiſer für die deutſchen Geſchwornen. 
Von Geh. Juſtizrat Prof. Dr. F. v. Liſzt, Berlin. 


Der Magdeburger Landgerichtsrat Dr. C. M. von Holten 

155 bei F. C. W. Vogel in Leipzig eine kleine Schrift erſcheinen 

ſſen (59 Seiten), die den Titel führt: „An die deutſchen 
Geſchwornen. Ein Wegweiſer.“ Der Gedanke, dem Geſchwornen 
ſein ſchweres Amt durch einen ſolchen Wegweiſer zu erleichtern, 
iſt meines Erachtens ganz ausgezeichnet; beſonders dann, wenn 
ein erfahrener Schwurgerichtspräfident zu dieſem Zwecke das 
Wort ergreift. Aber eines iſt unbedingt notwendig, damit eine 
ſolche Schrift ihre Aufgabe erfüllen kann: Der Verfaſſer muß 
mit wiſſenſchaftlicher Unbefangenheit an die Arbeit gehen; er 
muß es ſtreng vermeiden, ſeine eigene ſubjektive Auffaſſung 
über den Willen des Geſetzgebers zu ſtellen. Wie ſoll der 
Geſchworne Verſtändnis für das geltende Recht und Achtung 
vor dem geltenden Recht gewinnen, wenn der Mann, der ihm 
als Führer ſich erbietet, das geltende Recht in Grund und 
Boden verdammt? Oder iſt etwa nur das Strafgeſetzbuch 
geltendes Recht, nicht aber die Strafprozeßordnung? 

Im Vorwort erklärt der Verfaſſer: „Ich hätte mein Buch 
auch ‚Gegen die Schwurgerichte“ nennen können.“ Und in der 
Tat: Die Schrift iſt vom Anfang bis zum Ende eine ätzende 
Kritik des beſtehenden ſchwurgerichtlichen Verfahrens. Die Laien 
ſollten nach Anſicht des Verfaſſers aus der Strafrechtspflege 


völlig ausſcheiden; „iſt aber das Rechtsempfinden des Volkes 
noch nicht gereift genug, um auf die Mitwirkung der Laien 
Verzicht zu leiſten, dann werden an die Stelle der Schwur⸗ 
1 die großen Schöffengerichte treten müſſen“ (S. 59). 
eue Gründe für ſeine Anſicht hat der Verfaſſer nicht bei⸗ 
ebracht; die in den letzten Jahren e gemachten Vor⸗ 
ſchläge, um die von keiner Seite beſtrittenen Mängel des 
deutſchen ſchwurgerichtlichen Verfahrens zu beſeitigen, werden 
mit keinem Worte berührt. Im Grunde genommen (denn 
einzelne angebliche „Fehlſprüche“ beweiſen nichts) iſt für den 
Verfaſſer die Überzeugung maßgebend, daß dem Nichtjuriſten 
auch durch die beſte Rechtsbelehrung die Begriffe des Straf⸗ 
rechts nicht klargemacht werden können. Hat denn der Ver⸗ 
faſſer die Folgerungen ſich klargemacht, die aus dieſer Anſicht 
unabweislich ſich ergeben? Iſt es nicht wahnwitzige Grauſam⸗ 
keit, wenn unſere Strafrichter tagtäglich ihre Mitbürger zu 
Strafen verurteilen, obwohl dieſe beim beſten Willen das 
Geſetz nicht verſtehen konnten, deſſen Übertretung ihnen vor⸗ 
geworfen wird? Es mag ſein, daß gar mancher Schwur⸗ 
gerichtsvorſitzende feiner Aufgabe nicht gewachſen iſt (vgl. 
S. 51, 52), und daß daher ſeine Rechtsbelehrung von dem 
Nichtjuriſten nicht verſtanden werden kann: Daraus kann aber 
doch nicht der Schluß gezogen werden, daß das Strafrecht eine 
Geheimwiſſenſchaft des gelehrten (richtiger: des examinierten) 
Juriſten iſt, der ſieben Jahre angewendet hat, um in dieſe 
Myſterien einzudringen. 
165 
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Der Blick des Verfaſſers wird wohl auch durch den Um⸗ 
ſtand getrübt, daß er dem RG. gegenüber, deſſen Rechtſprechung 
allerdings alles andere eher als volkstümlich iſt, auf jede Kritik 
verzichtet und es für Pflicht der Geſchwornen erklärt, der „An⸗ 
weiſung des RG.“ zu folgen (S. 48). Den Leſern dieſer 
Wochenſchrift brauche ich nicht zu ſagen, daß, abgeſehen von 
der Zurückverweiſung in die Inſtanz, auch die Strafkammern 
nicht „verpflichtet ſind“, die Rechtsanſicht, die das RG. in 
einem anderen Falle ausgeſprochen hat, ihrer Entſcheidung zu⸗ 
grunde zu legen, ſondern daß ſie nach beſtem Wiſſen und Ge⸗ 
wiſſen, durch Präjudizien nicht gebunden, ihr Urteil abzugeben 
haben. Das gilt ganz ſelbſtverſtändlich auch von den Ge⸗ 
ſchwornen. Von ſeinem Standpunkt aus aber erklärt der Ver⸗ 
ſaſſer es als einen „offenbaren Fehlſpruch“, als in dem von 
ihm ausführlich geſchilderten Fall (S. 54 ff.) die Geſchwornen 
das plombierte Fleiſch trotz der Rechtsbelehrung nicht für eine 
öffentliche Urkunde erklären wollten. Es ſcheint ihm unbekannt 
oder nicht beachtlich zu ſein, daß dieſe Ausdehnung des Urkunden⸗ 
begriffs, die das RG. allerdings in einer Reihe von Ent⸗ 
ſcheidungen vertreten hat, in der Literatur vielfach, fo von 
Weißmann, P. Merkel, R. Frank, als zu weitgehend zurück⸗ 
gewieſen worden iſt. Er hätte auch bei Binding, den er nur 
als Gegner des Schwurgerichts anführt, recht intereſſante Aus⸗ 
führungen finden können, die den „Fehlſpruch“ der Geſchwornen 
ihm doch vielleicht in einem anderen Lichte hätten erſcheinen 
laſſen. S. 29 erfahren wir, daß der Schwurgerichtsvorſitzende 
am Ende jeder Sitzungsperiode dem Präſidenten des OLG. 
einen Bericht zu erſtatten hat, in dem auch über etwaige Fehl⸗ 
ſprüche der Geſchwornen Anzeige zu erſtatten iſt. Was mag 
in dieſen Berichten von den Geſinnungsgenoſſen des Verfaſſers 
an ſolchen „Fehlſprüchen“ zuſammengeſtellt ſein! Ich fürchte, 
daß, wenn die deutſchen Juſtizverwaltungen der Offentlichkeit 
nähere Angaben über Zahl und Art dieſer Fehlſprüche machen 
würden (S. 29), was ich für äußerſt wünſchenswert hielte, in 
gar manchen Fällen nicht die Geſchwornenbank, ſondern der 
Schwurgerichtspräſident bloßgeſtellt wäre! 

Ich möchte nicht mißverſtanden werden. Ich beſtreite 
ſelbſtverſtändlich keinem Schwurgerichtsvorſitzenden das Recht, 
die Schwächen und Mängel des Schwurgerichts hervorzuheben 
und, geſtützt auf ſeine Erfahrungen, die Abſchaffung der 
Schwurgerichte zu verlangen. Daß ein ſolches Verlangen jetzt 
weniger denn je bei Bundesrat und Reichstag Ausſicht auf 
Erfolg haben dürfte, ändert nichts an dem Wert oder Unwert 
ſolcher Ausführungen. Aber in einen für die Geſchwornen 
beſtimmten „Wegweiſer“ gehören dieſe Ausführungen nicht 
hinein; am wenigſten dann, wenn die Beiſpiele von Fehl⸗ 
ſprüchen ſo wenig geſchickt gewählt ſind wie in der vor⸗ 
liegenden Schrift. 

Der Verfaſſer hätte ſein Buch aber auch nennen können: 
„Gegen die Verteidiger“. Wie ein roter Faden zieht ſich durch 
die Schrift die Behauptung, daß „viele Verteidiger“ auf die 
Geſchwornen durch ſchöne Worte wirken wollen, an die ſie ſelbſt 
nicht glauben (S. 17, 18), daß ſie auf „die Euelkeit und 
Selbſtgefälligkeit der Geſchwornen ſpekulieren“ (S. 26), daß ſie 
künſtlich Reviſionsgründe ſchaffen (S. 34) und dieſes Verfahren 
„tagtäglich üben“ (S. 35), daß ſie verſuchen, den Vorſitzenden 
zu einer Verletzung der Vorſchriften über die Beeidigung der 
Zeugen zu verleiten (S. 39), daß ſie ſich bemühen, ihn zu 
„überliſten“ (S. 40), „durch Machinationen ans Ziel zu ge⸗ 
langen“ (S. 41) uſw. Ich muß es dem mit ſolcher Schärfe an⸗ 
gegriffenen Berufsſtande überlaſſen, dieſe Vorwürfe entſprechend 
e Ich möchte aber mit meiner Auffaſſung über 
ie Aufgaben des Verteidigers auch an dieſer Stelle nicht 
zurückhalten. Der Verteidiger, der, von der Schuld ſeines 
Klienten überzeugt, mit tönenden Worten ſich für ſeine Schuld⸗ 
loſigkeit einſetzt, begeht eine ſchwere Pflichtverletzung; ebenſo 
aber auch der Verteidiger, der nicht alle durch die Rechts⸗ 
ordnung ihm an die Hand gegebenen Hilfsmittel ausnutzt, um 
die Intereſſen des von ihm vertretenen Angeklagten zu wahren. 
Der Verteidiger, der in dem oben bereits erwähnten Falle einer 
„Urkundenfälſchung einer Urkunde“ (wie der Verfaſſer S. 54 
in nicht einwandfreier Weiſe ſich ausdrückt) den Geſchwornen 
ſagte: „Daß ein Wechſel eine Urkunde iſt, wird Ihnen ein— 
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leuchten. Aber ein Stück Fleiſch mit einer Plombe?“ (S. 56), 
t vielleicht die Worte nicht ſorgfältig gewählt (,verlaſſen 
ie ſich ganz auf Ihr Gefühl“); es wäre aber eine grobe 

Pflichtverletzung geweſen, hätte er die Geſchwornen auf die von 

verſchiedenſten Seiten geltend gemachten Bedenken gegen die 

reichsgerichtliche Uberſpannung des Urkundenbegriffs nicht hin 

gewieſen. 8 

Der Verfaſſer will (S. 3) „den Geſchwornen, ſolange die 

Schwurgerichte beſtehen, noch einen Rat, allerdings nur einen 

einzigen geben“. Ich habe dieſen Rat nirgends klar ausge⸗ 


ſprochen gefunden. Man wird aber kaum fehlgehen, wenn man 


ihn dahin faßt: „Laßt euch durch den Verteidiger nicht aufs 
Glatteis führen.“ Wenn ich dem Verfaſſer damit nicht unrecht 
tue, ſo iſt mein oben ausgeſprochenes Urteil über die vorliegende 
Schrift wohl zur 7 5 gerechtfertigt. Der Verfaſſer hat 
keinen Wegweiſer geſchrieben, ſondern eine Streitſchrift. 

Noch ein Umſtand darf bei der Beurteilung des Bücheldens 
nicht verſchwiegen werden. Eine ganze Reihe von juriſtiſch recht 
anfechtbaren Wendungen weiſt auf eine gewiſſe Flüchtigkeit oder 
juriſtiſche Unſicherheit des Verfaſſers hin. Ich gebe einige von 
ihnen wieder, wie fie mir beim Leſen aufgefallen find. S. 36 er⸗ 
zählt der Verfaſſer, daß die Angeklagte „rechtskräftig“ verurteilt 
worden ſei; unmittelbar darauf erfahren wir, daß ſie gegen das 
Urteil Reviſion eingeleat hat, fo daß das Urteil doch nicht ſo 
ganz rechtskräftig geweſen zu ſein ſcheint. S. 23 leſen wir von 
einem Totſchlagsverſuch mit Auflauern; daß der Gedanke, 
das Opfer zu erſchießen, „in Wut“ gefaßt worden iſt, dürfte 
die Annahme eines Mord verſuchs nicht ausſchließen. S. 43 
iſt die Anſicht des RG. über den Begriff des fortgeſetzten Ver⸗ 
brechens ganz unrichtig wiedergegeben; auf den einheitlichen 
Entſchluß kommt es nach dem RO, eben nicht an, ſowenig wie 
auf die einheitliche Abſicht. S. 46 ff. wird die Rechtſprechung 
des RG. über den untauglichen Verſuch als unantaſtbares 
Dogma hingeſtellt. Ganz beſonders auffallend iſt die Be⸗ 
hauptung S. 59: die geringe Zahl der Fälle, in denen das 
Wiederaufnahmeverfahren die Aufhebung eines Strafkammer⸗ 
urteils bewirke, „zwinge zu dem Schluß, daß die fünf Berufsrichter 
den Tatbeſtand mit großer Vorſicht feſtſtellen und Irrtümer 
kaum oder nur äußerſt ſelten unterliegen“. Daß das Verlangen 
nach Wiedereinführung der Berufung gegen die Strafkammer⸗ 
urteile von. der entgegengeſetzten Erfahrung ausgeht, erwähnt 
der Verfaſſer nicht. Freilich würde mit dem Zugeſtändnis, daß 
auch anderswo „Fehlſprüche“ vorkommen, das 
ſeiner Schlußfolgerungen zuſammenbrechen. 

Ich faſſe zuſammen. Ein „Wegweiſer“ für die Geſchwornen 
muß von der Achtung des geltenden Rechts ausgehen. Er hat 
den Leſern e welche Erwägungen für die Einführung 
der Schwurgerichte bei uns maßgebend waren, und welche 
Aufgaben der Geſetzgeber ihnen zugewieſen hat. Er hat ſie 
neben anderem auch darüber aufzuklären, daß im modernen 
Anklageprozeß dem Verteidiger ebenſo wie dem Staatsanwalt 
eine beſtimmte prozeſſuale Aufgabe zugewieſen iſt, und daß der 
Verteidiger, der innerhalb des Rahmens des Geſetzes die Inter⸗ 
eſſen des Angeklagien wahrnimmt, ſeine Pflicht ganz ebenſo 
erfüllt wie der anklagende Staatsanwalt. Er hat ihnen klar⸗ 
umachen, welche Zwecke die Rechtsbelehrung durch den Bor 
ſizenden verfolgt, aber auch, daß ſie nach ihrem eigenen 
Gewiſſen den Wahrſpruch abzugeben haben. Der Wegweiſer 
darf keine Tendenzſchrift ſein. Das hat der Verfaſſer überſehen; 
und darum muß die Kritik es öffentlich und in aller Schärfe 
ausſprechen. ö 


ganze Gerüft 


Lücken im Recht. 


Von Dr. Auguſt Saenger, Rechtsanwalt und Privatdozent 
in Frankfurt a. M. 


Es iſt die Aufgabe einer jeden Rechtsordnung, die Möglich 
keit dafür zu ſchaffen, daß jede den Rechtsfrieden des der be⸗ 
treffenden Rechtsordnung unterworfenen Perſonenkreiſes ſtörende 
oder bedrohende Streitigkeit in befriedigender d. h. gerechter 
und verſtändiger Weiſe geſchlichtet werden kann. 
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45. Jahrgang. 


Um dieſes Ziel erreichen zu können, beſtehen geſetzliche 
Anordnungen zwingender Natur in doppelter Richtung: 

1. es wird der maßgebende Wille der organiſierten 
Volksgeſamtheit darüber, was „Recht“ ſein ſoll und 
welche Folgen dem Rechtsverletzer drohen, feſtgelegt 
und in allgemein zugänglicher Form, d. h. in den 
Geſetzen und Verordnungen bekanntgemacht; 

2. es wird ein obrigkeitliches Organ geſchaffen, deſſen 
vornehmſte Pflicht es iſt, jeden Streit nach Maßgabe 
der vorerwähnten Geſetze zu entſcheiden, und dieſes 
Staatsorgan ſind die ſtaatlichen Gerichte. 


Den Gerichten liegt es ob, jeden Streit, der vor ihr 
Forum gebracht wird, zu entſcheiden. Daß der Richter eine 
Entſcheidung auch dann nicht ablehnen darf, wenn er im Geſetze 
eine Richtſchnur für feinen Spruch nicht unmittelbar zu 
finden vermag, galt keineswegs immer als etwas Selbſtverſtänd⸗ 
liches. Noch im code civil (Art. 4) findet ſich eine ausdrück⸗ 
liche Vorſchrift des Inhalts, daß der Richter auch dann ent⸗ 
ſcheiden muß, wenn das Geſetz im konkreten Falle ſchweigt. 
Später iſt dieſe Anſchauung jo ſehr Gemeingut aller Kultur: 
ſtaaten geworden, daß man bei den modernen Geſetzen bewußt 
und abſichtlich davon Abſtand genommen hat, dees Prinzip 
wörtlich zum Ausdruck zu bringen. 


Der Richter muß alſo Recht ſprechen, d. h. er muß eine 
Entſcheidung fällen, und ſeine Entſcheidung muß nicht nur nicht 
gerecht und verſtändig ſein, ſondern ſie muß auch „Rechtens“ 
ſein. Die Tätigkeit des Richters muß alſo darauf gerichtet 
fein, diejenige Rechtsquelle zu finden, welche für den ihm vor— 
gelegten einzelnen Tatbeſtand die abſtrakte allgemeingültige 
Regelung enthält. Als Rechtsquellen kommen dabei in Betracht: 

1. ordnungsmäßig, d. h. nach den Beſtimmungen der 

Staatsverfaſſung zuſtande gekommene und veröffent⸗ 
lichte Geſetze, und zwar ſowohl formelle Geſetze als 
auch Verordnungen — Geſetze im weiteren Sinne —; 

2. das Gewohnheitsrecht, das ungeſchriebene, aber gleich— 
falls auf dem Willen der Allgemeinheit beruhende 
Recht, das nicht in e ſondern durch 
eine ſtändige Mbung zum Ansdruck gebracht wird. 


Seitdem wir in Deutſchland mit einer Reicksgeſetzgebung 
rechnen, hat die an zweiter Stelle genannte Rechtsquelle ſtark 
an Bedeutung verloren. 

Das Beſtreben, die maßgebende Rechtsnorm in den Rechts- 
quellen zu finden, kann nun aber von recht verſchiedenartigem 
Erfolge begleitet ſein. 

Der Richter kann im Geſetze eine klare Entſcheidung vor— 
finden, z. B. er findet darin den Satz: 

„der Mieter iſt verpflichtet, den vereinbarten Mietzins 
au zahlen“, 
oder aber er findet im Geſetz ein Gebot vor, deſſen Faſſung 
ihm den wahren Willen des Geſetzgebers nicht zweifelsfrei 
offenbart. Man denke z. B. an folgendes: 

Im a findet ſich die Vorſchrift, daß kein Nachbar 
ſein Grundſtück ſo vertiefen darf, daß das angrenzende Grund— 
ſtück des Nachbarn dadurch den Halt verliert. 

Bei dieſer Vorſchrift bleibt es eine offene Frage, ob jede 
objektiv gegebene oder ob nur eine ſchuldhafte Übertretung 
dieſes Verbotes den Vertiefenden zum Schadenserſatz verpflichtet. 
Oder aber der Richter ſtößt auf eine Vorſchrift, die es abſichtlich 
ihm ſelbſt überläßt, zu ermitteln, was „Rechtens“ iſt. Dies 
iſt ſtets dann der Fall, wenn das Geſetz vorſchreibt, daß die 
Entſcheidung nach Treu und Glauben, nach freiem oder nach 
billigem richterlichen Ermeſſen zu erfolgen habe, oder wenn das 
Geſetz den Richter anweiſt, ſeine Entſcheidung davon abhängig 
vi 1 ob eine vorhandene Verkehrsſitte gebührend berück⸗ 
ichtigt iſt. f 

Hier ſieht alſo der Geſetzgeber abſichtlich davon ab, eine 
Regelung des einzelnen Falles vorzuſchreiben, beſchränkt ſich 
vielmehr darauf, dem Richter eine ganz allgemein gehaltene 
Anweiſung zu geben, indem er es ihm überläßt, für den 
einzelnen Fall nach Maßgabe dieſer Anweiſung, im übrigen 
aber vollkommen frei und ungehemmt das wahre Recht zu 
finden. Vgl. Art. 4 Schweiz 3 GB. 
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Hiervon abgeſehen aber gibt es Fälle, in denen der ſuchende 
Richter einen paſſenden Rechtsſat, ſei es allgemeinen, ſei es 
beſonderen Inhalts überhaupt nicht findet, ſei es, weil der 
Geſetzgeber dieſen Se nicht hat regeln wollen, oder weil der 
Tatbeſtand ſeiner Aufmerkſamkeit entgangen iſt oder auch, weil 
es ſich dabei um rechtliche oder tatſächliche Verhältniſſe handelt, 
die zur Zeit der Erlaſſung aller in Betracht kommenden Geſetze 
noch unbekannt waren. Man braucht hier nur an die eklatanten 
Fälle techniſcher Neuerungen — Telephon, Luftſchiffahrt — oder 
vollkommen neuer Erſcheinungen des Rechtslebens, Diskontierung 
von Buchforderungen, fiduziariſche Stiftung u. ä. zu denken. 
Keine Kodifikation, und wäre ſie noch ſo ſorgfältig vorbereitet, 
kann ſich vermeſſen, für alle die Tatbeſtände regelnde Normen 
zu erlaſſen, die zur Zeit ihrer Beratung möglicherweiſe zu einem 
Streit und dadurch zur Inanſpruchnahme richterlicher Hilfe 
Anlaß geben konnten. Kein Geſetgcher wird vollends ſo un⸗ 
beſcheiden ſein, prophetiſch jede Fortentwicklung unſeres ſozialen 
Lebens vorauszuahnen und für alle daraus entſpringenden 
Zweifelsfragen bindende Regeln aufſtellen zu wollen. 

Hieraus allein und aus der Tatſache, daß in den Mate⸗ 
rialien zu allen neueren N und Einzelgeſetzen 
Bemerkungen der an der Geſetzgebung beſonders Beteiligten 
Faktoren enthalten find, die zweifelsfrei ausſprechen, daß man 
gewiſſe Tatbeſtände nicht habe regeln wollen, ſondern es der 
„Wiſſenſchaft und Praxis“ überlaſſen wollte, die Löſung zu 
finden, geht zur Genüge hervor, daß es ſolche Lücken im 
poſitiven Recht immer geben muß und die tägliche Erfahrung 
des praktiſchen Rechtslebens zeigt, daß ſie tatſächlich in ſehr 
großer Zahl vorhanden ſind. 

Hiermit ſteht in einem gewiſſen Widerſpruch, daß bis vor 
wenigen Jahren zwei Dogmen ſich einer nahezu unbeſtrittenen 
Herrſchaft erfreuen durften, die mit dem Geſagten ſchlechthin 
unvereinbar ſind. Ich meine das Dogma von der abſoluten 
Lückenloſigkeit der Rechtsordnung und die Lehre, der Richter 
ſei nur dazu berufen, das vorhandene Recht anzuwenden, und 
ſei zu einer Fortbildung und Neubildun nicht berechtigt. 

Daß dieſe zweifellos nicht richtigen Lehren einer gründlichen 
Reviſion unterzogen worden ſind, iſt ein Verdienſt der gemeinhin 
als „Freirechtsſchule“ bezeichneten modernen Strömung unſerer 
Rechtswiſſenſchaft, einer Richtung, deren radikale Vertreter aller⸗ 
dings ſo weit gehen, daß ſie für den Richter nicht nur das 
Recht vindizieren, alle Lücken auszufüllen, ſondern die den 
Richter 1 ganz allgemein zum Geſetzgeber machen wollen, 
indem ſie die Bindung an geſetzgeberiſche Normen ſchlechthin 
oder wenigſtens für eine relativ große Zahl von Tatbeſtänden 
verwerfen. 

Das erſtgenannte Dogma von der Lückenloſigkeit des Rechtes, 
das den Richter auf die ziemlich untergeordnete Rolle der 
unparteiiſchen Anwendung vorhandener Normen als ſeiner aus⸗ 
ſchließlichen Tätigkeit verweiſt, wird meiſt damit begründet, daß 
man ſagt: 

er Richter müſſe doch Recht ſprechen, ſein Urteil ergehe 
von Rechts wegen, im Namen des Königs, alſo müſſe doch das 
Recht, das geſprochen wird, ſchon vorher vorhanden ſein; es 
müſſe irgendwo bereits exiſtieren und bedürfe nur der Hervor⸗ 
holung. Dieſe latente Exiſtenz könne aber nur im Geſetze, den 
verfaffungsmäßfg zuſtande gekommenen Rechtsquellen ji ſuchen 
ſein. Da nun aber die Tatſache, daß einzelne Geſetze lückenhaft 
ſind, nicht weggeleugnet werden kann, ſo hilft man ſich mit der 
Anſchauung, das Geſeg ſei nicht eine Summe geſchriebener 
Rechtsſätze, ſondern ein Syſtem ungeſchriebener Prinzipien, von 
dem die geſchriebenen Rechtsſätze nur Anwendungsfälle ſeien. 
Die richterliche Tätigkeit beſtehe alſo darin, den Sinn des Geſetzes, 
nämlich ſeine verborgenen Prinzipien aufzudecken und für den 
einzelnen zur Entſcheidung ſtehenden Fall zu verwerten. 

Selbst wenn aber das letztere 5 wäre und wenn es 
ferner richtig wäre, daß das, was der Richter für Recht erklärt, 
ohne ſich für die Richtigkeit ſeines Spruches auf eine Rechtsquelle 
berufen zu können, objektives Recht wäre, ſelbſt dann könnte 
man von einer Lückenloſigkeit der Rechtsordnung genau genommen 
auch nur in dem Zeitpunkt ſprechen, nachdem der Richter ſeine 
„Prinzipien aufdeckende, Sinn ermittelnde“ Tätigkeit beendet hat, 
nachdem er Recht geſprochen hat. Vorher wäre auch nach 
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dieſer Auffaſſung das poſitive Recht, fo wie es in den Rechts⸗ 
quellen niedergelegt und der Betrachtung (im Gegenſatze zur 
praktiſchen Anwendung) preisgegeben iſt, lückenhaft. Aber ſchon 
die Vorausſetzung dieſer Anſchauung iſt unrichtig. Sie geht 
davon aus, daß die poſitive, in Rechtsquellen niedergelegte 
Rechtsordnung aus einem Syſtem ungeſchriebener Prinzipien 
beſtehe, das ſo vollſtändig ſei, daß man daraus für jeden Fall 
eine poſitive Einzelvorſchrift gewinnen könne. Jedes Geſetz iſt 
ein Willensakt, iſt der in beſtimmt feſtgelegten Formen zum 
Ausdruck gelangende Wille der Geſamtheit. Jeder Willensakt 
muß aber, um wirkſam au werden, geäußert werden, er muß 
publiziert fein. Ein Wille, der nicht der Außenwelt bekannt 
gegeben wird, kommt bei Dingen, wie die das äußere Verhalten 
der Menſchen untereinander regelnde Rechtsordnung iſt, nicht 
in Betracht. Aber davon ganz abgeſehen, wie ſollte der über⸗ 
haupt nicht zum Ausdruck gelangte Wille des Geſetzgebers 
ermittelt werden, während es doch oft ſchon ſo außerordentlich 
ſchwer iſt, den zwar ausgedrückten, aber nicht unzweifelhaft 
ausgedrückten Willen des Geſetzgebers zu erforſchen. Und 
ſchließlich gibt es Fälle, in denen unzweifelhaft der Geſetzgeber 
weder eine Regelung im einzelnen noch ein grundlegendes Prinzip 
hat ſtatuieren wollen. Das preußiſche Landrecht von 1794 hat 
zweifellos keine Normen über Luftſchiffahrtsrecht oder die miß⸗ 
bräuchliche Benutzung elektriſcher Leitungen geben wollen, es 
hat ſie gar nicht geben können. 

Man hat bei der Lehre von dem lückenloſen Recht auch 
mit dem ſogenannten Naturrecht 5 der Vorſtellung eines 
unwandelbaren, aus der Natur der Dinge und Menſchen ſelbſt ſich 
ergebenden Rechtes, einem Begriff, der zuerſt von Ariſtoteles als 

vorxdv derato im Gegenſatz zum „outro dixato geprägt, in der 

echtswiſſenſchaft des 17. und 18. Jahrhunderts eine bedeutende 
Rolle geſpielt hat. Richtiger Anſicht kann aber dieſer dem 
Gefühl entſpringenden Vorſtellung des Rechtes niemals die 
Bedeutung einer Rechtsquelle, ſondern nur die einer Quelle bei 
der Ermittlung, Findung des Rechts zukommen. (Bähr) 

Aber auch wenn man dem dem Rechtsgefühl unmittelbar 
entſpringenden Ideal des Rechts eine andere Bedeutung als 
die eines Faktors bei der Kritik des beſtehenden und bei der 
Fortbildung des geltenden poſitiven Rechts zubilligen wollte, 
ſo müßte man doch zum mindeſten zugeben, daß das Rechts⸗ 
ideal mit dem Fortſchreiten des ſozialen Lebens, mit der Ver⸗ 
änderung der ſozialen Bedürfniſſe fortwährend ſich ändert, alſo 
auch nicht als unwandelbar und gewiß zu keiner Zeit als 
lückenlos bezeichnet werden kann. 

In neuerer Zeit iſt in einer Schrift von Hedemann 
die Lehre von der Lückenloſigkeit des Rechts wieder vertreten 
worden, aber von Hedemann in der Art, daß er Geſetz, Wiſſen⸗ 
ſchaft und Praxis zu einer höheren Einheit der Rechtsordnung, 
verſchmolzen wiſſen will. Dieſem Gedankengang kann nun 
ebenfalls nicht beigepflichtet werden. Er koordiniert Dinge, 
deren Weſen zu verſchiedenartig iſt, als daß daraus ein ein⸗ 
heitliches Ganzes geformt werden könnte. Das Geſetz ſchafft 
objektives Recht für jedermann, der Richterſpruch 1 
ſchafft ein Recht, das nur für die konkreten Parteien bindend 
iſt; die Wiſſenſchaft aber, ſoweit ſie ſich mit der Schöpfung 
und Fortentwicklung des Rechts befaßt, hat wohl einen moraliſchen 
Anſpruch darauf, bei Akten der Geſetzgebung und bei Ausübung 
der Rechtſprechung in einer dem Gewichte ihrer Argumente 
angemeſſenen Weiſe berückſichtigt zu werden, ihre Lehren haben 
aber weder die Kraft des Beachtung heiſchenden objektiven 
Rechtes noch die Macht des ſubjektive Rechte ſchaffenden 
Richterſpruchs. 

In einem anderen Sinne allerdings darf man vielleicht 
die Rechtsordnung als lückenlos bezeichnen, inſofern nämlich, 
als das Gebot ein weſentlicher Beſtandteil der Rechtsordnun 
ſelbſt iſt, daß der Richter für jeden vor ihn gebrachten Streitfa 
eine Entſcheidung geben un Indem auch dieſer Satz, der 
das Gebot an den Richter enthält, die Lücken des poſitiven 
Rechtes gerecht und n auszufüllen, ein Teil der Rechts⸗ 
ordnung iſt, darf man wohl das Syſtem der Rechtsordnung 
als einen geſchloſſenen Kreis bezeichnen, als ein Gebilde, bei 
dem einen ſehr weſentlichen, dem übrigen durchaus ebenbürtigen 
Teil die richterliche Lückenausfüllung bildet. 
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Eine verhältnismäßig untergeordnete Rolle ſpielt dabei die 
Frage, ob dasjenige, womit der Richter die vorhandene Lücke 
ausfüllt, ebenſowohl als „Recht“ bezeichnet werden darf, wie 
der Geſetzesinhalt. Es iſt das mehr oder minder ein Streit 
um Worte und es empfiehlt ſich wohl, die herkömmliche Be⸗ 
eichnung als „Recht“ beizubehalten, wenn man nur ſich 
arüber klar iſt, daß es ſich bei den von dem Richter gefundenen 
Rechtsnormen nicht um abſtrakte für die Allgemeinheit ver⸗ 
bindliche, ſondern um ein lediglich die Parteien des konkreten 
Rechtsſtreits bindendes Recht handelt, um eine Entſcheidung 
alſo, die ihre rechtsverbindliche Kraft von der Autorität des 
Richters herleitet. 5 

Nachdem wir feſtgeſtellt haben, daß das poſitive — objektive — 
Recht in vielen Fällen Lücken aufweiſt, daß aber nach einer 
zwingenden Borſchrift derſelben Rechtsordnung eine Entſcheidung 
über jeden geltend gemachten Rechtsanſpruch gefällt werden 
muß, und daß der Richter dazu berufen iſt, dieſe Entſcheidung 
im Falle des Mangels einer geſetzlichen Vorſchrift auf Grund 
eigener ſchöpferiſcher Tätigkeit zu finden, wollen uns nunmehr 
der Frage zuwenden, woher der Richter ſein Material nimm, 
um die 1 Lücke auszufüllen, und nach welchen Grund⸗ 
ſätzen er bei dieſer rechtsſchöpferiſchen Tätigkeit vorgeht. 

Um eine deutliche Vorſtellung zu gewinnen, wie ungemein 
verſchiedenartig die Aufgaben des rechtſprechenden Richters ſind, 
wie ſehr er bald Gefundenes anzuwenden, bald Zweifelhaftes 
auszulegen, bald aber ſelbſtſchöpferiſch vorzugehen hat, mögen 
einige Beiſpiele angeführt werden. 

Es beſteht, wie bemerkt, eine Vorſchrift, wonach kein 
Nachbar fein Grundſtück fo vertiefen darf, daß das Nachbar⸗ 

rundſtück den Halt verliert. Handelt er dieſer Vorſchrift zuwider, 
8 macht er ſich ſchadenserſatzpflichtig. Fraglich iſt, ob dicke 
Schadenserſatzpflicht an den Nachweis irgendwelchen Verſchuldens 
eknüpft iſt oder nicht, darüber ſchweigt das Geſetz. Die 
Tätigkeit des Richters muß daher in dieſem Falle auf Auf 
legung gerichtet, das Ziel ſeiner auslegenden Tätigkeit muß die 
Erforſchung des Willens des Geſetzgebers ſein. 

In dieſer Beziehung herrſcht Streit darüber, ob nicht der 
von der Perſon des Geſetzgebers losgelöſte Wille des Geſetzes 
u erforſchen ſei, dem nach Bekanntmachung des Geſetzes ſelb⸗ 
fade Eriftenz und Wirkſamkeit zukomme. Letzterer Anſicht 
ann meines Erachtens nicht beigepflichtet werden, denn es gibt 
keinen ſelbſtändigen Willen von Geſetzesworten, es gibt nicht 
einmal einen ſelbſtändigen ungewollten Sinn der Worte, fondern 
der wahre Sinn der Worte iſt der, der das Gewollte ver⸗ 
ſtändlich ausdrückt. Ein Willensakt kann aber ſtets nur von 
einer Perſon oder einem Inbegriff von Perſonen ausgehen, 
niemals hingegen von einem Beſtandteil der toten Materie. 

Beachtlich 0 allerdings an der ſich gegen die Erforſchung 
des geſetzgeberiſchen Willens ſträubenden Anſicht, daß es nicht 
ſo ſehr auf die Willensmeinung der zufällig an der Abfaſſung 
der einzelnen Vorſchrift beteiligten Perſonen, ſondern vielmehr 
auf den in der Geſamtheit der Rechtsquellen zum Ausdruck 
gebrachten Willen der Allgemeinheit ankommt. Aus dieſem 
Grunde iſt auch den in den ſogenannten Materialien, d. h. den 
veröffentlichten Vorarbeiten der Geſetze niedergelegten Aupe 
rungen der infolge ihrer parlamentariſchen Stellung oder als 
Gutachter beteiligten Perſonen nur mit Zurückhaltung Beachtung 
zu ſchenken, denn die Meinung dieſer geſetzgebenden Faktoren 
iſt ja nicht „Geſetz“ geworden. Trotzdem iſt ſie zweifellos, ins⸗ 
beſondere bei negativen Feſtſtellungen, außerordentlich wertvoll. 

Entſcheidend iſt jedoch — abgeſehen von einer vernünftigen 
ſprachlichen Auslegung der Geſetzesworte — der Zuſammenhang 
der einzelnen Vorſchrift mit anderen Geſetzesbeſtimmungen, die 
hiſtoriſche Entwicklung des betreffenden Rechtsverhältniſſes, die 
Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes und vor allen Dingen der 
ethiſche und wirtſchaftliche Wert des Ergebniſſes. In letzterer 
Beziehung iſt insbeſondere die Wertung in rechtsethiſcher und 
rechtspolitiſcher Hinſicht zu erforſchen, die der Geſetzgeber erkenn 
bar an den Tag gelegt hat, eine Wertung, die ſich von dem 
Rechtsideal zur geit der Geſetzanwendung bereits erheblich 
unterſcheiden kann. Welches dieſer Momente bei dem einzelnen 
konkreten Falle den Ausſchlag geben muß, läßt ſich nur ſchwer 
in allgemeinen Regeln feſtlegen. Soweit es ſich aber um Aus⸗ 


45. Jahrgang. 


legung, alſo um reine Rechtsanwendung handelt, ift doch 
wenigſtens das Ziel der richterlichen Tätigkeit klar und zweifels⸗ 
frei gegeben, es gilt den wahren Willen zu erforſchen, den die 
zur Vertretung der Allgemeinheit berufenen Perſonen in der 
jeweiligen Rechtsquelle zum Ausdruck gebracht haben. Welcher 
Weg dabei am ſicherſten und beſten im einzelnen Falle zum 
Ziele führt, das iſt weniger eine Sache des Wiſſens als Sache 
des Könnens. 
Nunmehr zu einem anderen Beiſpiel. 


Das alte HGB. unterſchied ebenſo wie unſer geltendes 
bürgerliches Recht zwiſchen der einem Anweſenden und der einem 
Abweſenden gemachten Offerte. Erſtere konnte nur unverzüglich 
angenommen werden. Erfolgte die Annahme nicht ſofort, ſo 
war der Offerent an ſein Wort nicht gebunden. 

Zur Zeit des Inkrafttretens des alten HGB. war das 
Telephon noch unbekannt. Es bürgerte ſich aber ein, während 
das alte HGB. noch in Geltung ſtand, und es entſtand dadurch 
für die Judikatur die Zweifelsfrage, ob die am Telephon gemachte 
Offerte wie einem Anweſenden oder wie einem Abweſenden 
gegenüber abgegeben zu behandeln ſei. Im ſtrengen Sinn iſt 
der an dem Empfangsapparat Stehende ſelbſtverſtändlich ab⸗ 
weſend; andererſeits paſſen offenſichtlich die für die Regelung 
der Offerte unter Anweſenden gegebenen Beſtimmungen beſſer 
auf den Fall einer telephoniſchen Unterredung. Jedenfalls ließ 
in dieſem Falle das Geſetz eine zweifelsfreie Antwort auf die 
der richterlichen Entſcheidung unterbreitete Frage nicht erkennen, 
und es war deshalb Sache der Rechtſprechung, den fehlenden 
Rechtsſatz in freier Rechtsſchöpfung ſelbſt zu bilden. Um dieſer 
Pflicht zu genügen, kann der Richter nicht anders verfahren, 
wie auch der Geſetzgeber verfahren wäre. 

Um zu ermitteln, wie der Geſetzgeber dieſe Fälle geregelt 
haben würde, muß der Richter in den verwandten Tatbeſtänden 
das ihrer Entſcheidung zugrunde liegende legislative Moment, 
d. h. Grund und Zweck der Vorſchrift, die vom Geſetzgeber 
zum Ausdruck gebrachte Wertung der widerſtreitenden Inter⸗ 
eſſen, aufſuchen und für ſeine Entſcheidung verwerten. Dieſe 
Durchdringung eines Rechtsſatzes, das Aufſuchen ſeiner juriſtiſchen 
und rechtspolitiſchen Elemente — unter Verwendung eines der 
Chemie entlehnten Wortes von Ihering als juriſtiſche Scheide⸗ 
kunſt bezeichnet — und die Anwendung der dabei gewonnenen 
Reſultate auf einen Tatbeſtand, deſſen Betrachtung bei dem 
Geſetzgeber vorausſichtlich die gleichen Erwägungen ausgelöſt 
hätte, nennt man analoge Rechtsanwendung. Die Analogie iſt 
aber, wie gar nicht ſcharf genug betont werden kann, nicht, wie 
früher allgemein gelehrt wurde, Anwendung bereits vorhandenen 
Rechts, ſondern bewußte und gewollte Fortbildung des Rechts, 
Entwicklung neuer in den Quellen des poſitiven Rechts nicht 
enthaltener Rechtsſätze. Daß dabei in erſter Linie die aus dem 
geltenden Recht entnommenen und entlehnten Rechtsſätze und 
allgemeinen Rechtsprinzipien Anwendung finden, beruht nicht 
etwa auf einer zwingenden poſitiven Vorſchrift, beruht auch 
nicht auf einem Geſetze der Logik, ſondern entſpringt nur dem 
bewußten, zuweilen auch unbewußten Streben, ſich nach Mög⸗ 
lichkeit an bereits Vorhandenes anzulehnen und ſchon im 
Intereſſe der Rechtsſicherheit und Einheitlichkeit der Rechts⸗ 
ordnung auf den bereits betretenen Pfaden fortzuwandeln. 

Hieraus ergibt ſich für das vorerwähnte Beiſpiel folgendes: 

er Geſetzgeber hat, jedenfalls in den Fällen, in welchen 
der Empfänger der Offerte ſich ſofort von Mund zu Munde 
äußern kann, im Intereſſe der Verkehrsſicherheit das Erſordernis 
ſofortiger Erklärung aufgeſtellt und das Intereſſe des Offerenten, 
raſche Gewißheit zu erlangen, höher bewertet als das Intereſſe 
des Antragsempfängers, genügend Zeit zur reiflichen Überlegung 
zu haben. Dieſe Erwägung trifft aber in gleicher Weiſe auf 
eine telephoniſche Unterredung zu, bei der in Rede und Gegenrede 
auf der Stelle Gewißheit geſchaffen werden kann. 

Ein beſonders deutliches Beiſpiel für die Bedeutung der 
rechtsfindenden Tätigkeit des Richters gibt die Lehre von der 
ſogenannten poſitiven Vertragsverletzung. Es iſt möglich, ver⸗ 
tragliche Verpflichtungen in 4 facher Form zu verletzen: 

1. durch fehlerhafte Leiſtung, 
2. durch verſpätete Leiſtung, 
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3. durch Nichterfüllung, 

4. durch ein irgendwie geartetes Handeln, das der 
handelnde Vertragsteil zu unterlaſſen verpflichtet 
geweſen wäre. 


Nun findet ſich aber, wie 91 0 Staub überzeugend nach⸗ 
ale hat, in der äußerſt komplizierten und zerſplitterten 
egelung der Materie überhaupt keinerlei Erwähnung der an 
vierter Stelle genannten Art von Vertragsverletzung, obwohl 
erade dieſe in der Praxis eine außerordentlich wichtige Rolle 
ſpielt Der Geſetzgeber hat bei ſeiner im übrigen ganz außer⸗ 
ordentlich ſorgfältigen und gründlichen Regelung auf dieſem 
Gebiet der Möglichkeit, Verträge durch poſitives Zuwiderhandeln 
u brechen, einfach nicht gedacht. Es läßt ſich daher z. B. für 
e praktiſch häufgen und wichtigen Tatbeſtand eine 
Entſcheidung aus dem Geſetz nicht ermitteln: A verkauft an B 
eine Generallizenz zum Vertriebe ſeines durch Patent geſchützten 
Gegenſtandes. Er erfüllt alle nach dem Vertrage ihm aus⸗ 
drücklich auferlegten Pflichten in korrekter Weiſe, handelt aber 
gegen die Grundſätze der Vertragstreue, indem er nachher in 
dem Bezirk des Generallizenznehmers noch eine weitere einfache 
Lizenz erteilt. 

Staub hat zunächſt den Weg gewieſen, diejenige Regelung 
des Geſetzgebers, die für den Fall des Verzugs ausgeſprochen 
iſt, analog für den Tatbeſtand der poſitiven Vertragsverletzung 
anzuwenden. Andere nach ihm haben die Lehre von der 
Unmöglichkeit der Vertragserfüllung zur analogen Anwendung 
empfohlen, und ſchließlich haben Theorie und Praxis mit vereinter 
Kraft in freier Rechtsſchöpfung gan ae Rechtsgrundſätze 
neu gebildet, die dem in ſeinen Rechten gekränkten Vertrags⸗ 
teil Rücktritt und Schadenserſatzanſpruch gewähren. 


Während in dem zuletzt erörterten Fall ein offenbares 
Überſehen des Geſetzgebers die äußere Veranlaſſung zur Ent⸗ 
Kung der Rechtslücke gegeben hat, bietet die Lehre von den 

echtsfolgen des Boykotts ein beſonders anſchauliches Beiſpiel 
für die Ausfüllung einer abſichtlich gelaſſenen Lücke. Das 
Geſetz ſagt nur ganz allgemein, daß zum 5 ver⸗ 
pflichtet ſei, wer in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden 
Weiſe einem anderen Schaden zufüge. Auf dem Boden dieſer 
eweis ganz allgemein gehaltenen Vorſchrift iſt eine wohl⸗ 
egründete, feſtſtehende Rechtſprechung über die Grenzen der 
Zuläſſigkeit wirtſchaftlicher Kampfesmaßregeln, insbeſondere des 
Boykotts, erwachſen, eine Rechtſprechung, die wohl den Boykott 
als eine an ſich erlaubte Form des Wirtſchaftskampfes be⸗ 
zeichnet, ſtets dann aber eine zum Schadenserſatze verpflichtende 
Handlung als gegeben anſieht, wenn entweder bei der Durch⸗ 
führung Mittel angewandt werden, die das Rechtsgefühl der 
billig und gerecht Denkenden verletzen, oder falls die ergriffenen 
Maßregeln ſo weitgehend ſind, daß dadurch die ganze wirt⸗ 
ſchaftliche Exiſtenz der Boykottierten bedroht wird. 

Wiederum anders liegt der Fall der durch die Recht⸗ 
ſprechung in immer wachſenden Umfange gebilligten Unter⸗ 
laſſungsklage. Während das Geſetz einen materiellrechtlichen 
Anſpruch auf Unterlaſſen von Handlungen nur in wenigen 
Fällen erwähnt, ſo z. B. bei der Eigentumsſtörung und Namens⸗ 
rechtverletzung ſowie im Falle unlauteren Wettbewerbs, gewährt 
heute die Rechtſprechung in ungemein großzügiger Verwendung 
des Hilfsmittels der Analogie einen Anſpruch auf Unterlaſſung 
überall da, wo durch das Begehen der erwarteten Handlung 
ein Anſpruch auf Schadenserſatz ausgelöſt würde, ſofern nur 
ernſtlich mit der Gefahr gerechnet werden muß, daß die be— 
treffende Handlung begangen werden wird. Maßgebend iſt 
auch hierbei, abgeſehen von der Berückſichtigung eines beachtlichen 
Fehr Bedürfniſſes, die Erwägung, daß aus einzelnen Vor: 
chriften des Geſetzes der Schluß gezogen werden kann, der 
Geſetzgeber würde auch in anderen Fällen, wenn er beſonderen 
Anlaß zur Stellungnahme gehabt hätte, den gleichen Grund— 
gedanken in geſetzliche Einzelnormen ausgeprägt haben. 

Während wir bisher nur ſolche Tatbeſtände erörtert haben, 
bei welchen der Mangel an einer für den konkreten Fall 
paſſenden Geſetzesnorm durch ein Verſehen oder durch abſichtliches 
Schweigen der geſetzgebenden Faktoren verurſacht iſt, bietet die 
Möglichkeit einer Schadenszufügung durch den Betrieb der Luft⸗ 
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ſchiffahrt Gelegenheit zu Rechtsſchöpfungen in einer Frage, die 
bisher kein Geſetzgeber der Welt hätte beantworten können 
oder An deſſen Regelung zum mindeſten bis vor wenigen Jahren 
kein Anlaß vorgelegen hat. Die Frage, die hier zur Entſcheidung 
ſteht, iſt in der Hauptſache die, ob für die Haftpflicht des Luft⸗ 
ſchiffers der allgemeine Rechtsgrundſatz maßgebend ſein ſoll, daß 
nur Verſchulden zum Erſatze von Schaden verpflichtet, oder 
ob Veranlaſſung beſteht, die Regeln der Erfolgs haftung ent⸗ 
ſprechend anzuwenden, die bei beſonders gefährlichen Betrieben, 
insbeſondere Eiſenbahn und Automobil, die Billigung des Geſetz⸗ 
gebers gefunden haben. Die unzweifelhaft beſonders große 
Gefährdung, die der Betrieb der Luftſchiffahrt mit ſich bringt, 
drängt dazu, den letzteren Weg einzuſchlagen. 

Wenn wir auf das Geſagte zurückblicken, ſo ſehen wir ein 

weites und unbegrenzt entwicklungsfähiges Gebiet für die rechts⸗ 
ausfüllende Tätigkeit des Richters vor uns, und man darf wohl 
im Hinblick auf den Umfang und die Bedeutung dieſer Aufgabe 
ſagen, daß die Montesquieuſche Lehre von der Teilung der Ge— 
walten bei uns nicht lückenlos durchgeführt iſt, indem die 
Grenzen zwiſchen Rechtſprechung und Geſetzgebung durch die vor⸗ 
erwähnte richterliche Tätigkeit in gewiſſer Beziehung verſchoben 
ſind. Die Rechtſprechung hat nach dem Geſagten die Geſetz⸗ 
ebung nicht bloß anzuwenden und Material für ihre Fort⸗ 
ildung zu ſchaffen, ſondern fie hat auch die beſtehende Geſetz⸗ 
gebung zu ergänzen, teilweiſe ſogar zu erſetzen. Wenn nun 
aber die Frage aufgeworfen wird, nach welchen Grundſätzen, 
nach welchen logiſchen und ethiſchen Prinzipien der Richter 
bei dieſer Tätigkeit vorzugehen hat, auf welche Weiſe er die 
erforderlichen Werturteile zu finden beſtrebt ſein muß, ſo gibt 
es meines Erachtens nur eine mögliche Antwort: 


„Er hat zu verfahren, wie ein Geſetzgeber an ſeiner 
Stelle verfahren würde.“ 
In a neuen ſchweizeriſchen Zivilgeſetzbuch ſteht an der Spitze 
der Satz: 
„Der Richter hat nach dem Geſetz, wo dieſes ſchweigt, 
nach bewährter Gewohnheit und falls auch dieſe fehlt, 
nach der Regel zu entſcheiden, die er als Geſetzgeber auf: 
ſtellen würde.“ Ä 


Er fol alſo in beſchränktem Umfange die Tätigkeit nad): 
holen, die der Geſetzgeber aus irgendwelchen Gründen verſäumt 
hat. Seine Entſcheidung ſoll ſo ausfallen, wie das, nicht 
exiſtierende, Geſetz ſie gefordert haben würde. Alſo muß er 
nach genau den gleichen Grundſätzen die richtige Intereſſen⸗ 
abwägung zu finden ſuchen, die auch der Geſetzgeber angeſtrebt 
hätte. Mit dieſer Feſtſtellung gewinnen wir aber gleichzeitig 
den richtigen Maßſtab für das Verhältnis der Analogie zur 
freien Rechtsfindung. 

Kein vernünftiger Geſetzgeber wird doch bei der Regelun 
einer Einzelfrage von vorne neu aufbauen, ſondern er wird ſich 
ſtets an die vorhandenen Grundſätze halten müſſen und wird 
dasjenige, was wirtſchaftlich und ethiſch ſowie der Intereſſenlage 
nach gleich geartet iſt, auch in rechtlicher Beziehung gleich be— 
handeln. Dieſer Grundſatz entſpricht nicht nur einer Forderung 
des Rechtsgefühls, ſondern liegt vor allem auch im Intereſſe 
der Rechtseinheit und der Verkehrsſicherheit. 

Es iſt deshalb durchaus nicht willkürlich, ſondern in der 
Natur der Sache begründet, wenn man als Grundſatz aufſtellt, 
was ja in der Praxis bewußt oder unbewußt von jeher ge⸗ 
handhabt wird, daß im Falle einer Lücke zunächſt verſucht 
werden muß, dieſelbe durch Analogie auszufüllen, und erſt, falls 
dieſe Unterart der Rechtsfindung verſagt, die freie Rechts— 
ſchöpfung Platz greifen darf. 

Nun muß allerdings zugegeben werden, daß die Lehre, der 
Richter müſſe bei dieſer Tätigkeit „wie ein Geſetzgeber“ ver⸗ 
fahren, keine klare Antwort, ſondern nur eine Veen 
enthält, denn auch, wie ein Geſetzgeber zu verfahren hat, ſteht 
keineswegs feſt. Gerade die literariſchen Kämpfe der letzten 
Jahre haben deutlich gezeigt, wie weit die Anſchauungen über 
die Pflichten des Geſetzgebers und über das Ideal der geſetz⸗ 
geberiſchen Tätigkeit auseinandergehen. Die extremen Vertreter 
der ſoziologiſchen Schule fordern eingehendſte Beobachtung jeden 
wirtſchaftlichen Vorgangs, einer jeden Auffaſſung des ſozialen 
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Lebens und Fällen einer Entſcheidung, die der ſozialen Anſchauung 
entſpricht. Dies ſoll zum mindeſten als die vornehmſte Aufgabe 
des Geſetzgebers gelten. Dabei wird aber überſehen, daß ſelbſt 
in der gleichen ſozialen Schicht die Auffaſſungen über Recht und 
Unrecht oft unendlich weit voneinander abweichen, daß ſie noch 
vielmehr voneinander abweichen, wenn die Anſchauungen ver⸗ 
ſchiedener ſozialer Schichten aufeinanderſtoßen und ſchließlich 
muß auch berückſichtigt werden, daß ſich im wirtſchaftlichen Leben 
Mißbräuche einſtellen, die von der Menge ſanktioniert werden, 
die aber der Geſetzgeber auf Grund ſeiner ethiſchen und ſittlichen 
Anſchauungen unmöglich ſanktionieren darf. 

Andererſeits vergißt die Lehre, die die Findung des wahren 
Rechtes in der Art anſtrebt, daß dabei vor allem der größt— 
möglichſte Kulturfortſchritt erzielt werden ſoll, daß die Anſichten 
über Kulturfortſchritt, über die wünſchenswerte Entwicklung in 
ethiſcher und auch in wirtſchaftlicher Beziehung gleichfalls Hart 
auseinandergehen, daß auch der Einzelne im konkreten Fall ſich 
ſchwer eine Vorſtellung darüber machen kann, welche Ent: 
ſcheidung nun, von dem höheren Standpunkt der Kulturent⸗ 
wicklung betrachtet, die beſſere iſt, und daß ſchließlich ein nach 
den herrſchenden ſozialen Anſchauungen wohl begründeter 
Anſpruch nicht deshalb verworfen werden darf, weil die be 
treffende Anſchauung dem Kulturideal des Richters oder Geſetz⸗ 
gebers nicht entſpricht. Aber wenn auch zweifellos jede dieſer 
extremen Anſichten in ihrer Einſeitigkeit über das Ziel hinaus⸗ 
ſchießt, ſo iſt doch bei der Wichtigkeit des Problems und im 
Hinblick auf die ſeither herrſchende Gleichgültigkeit gegenüber 
jeder derartigen Erörterung äußerſt dankenswert, daß die neuere 
Forſchung überhaupt zur Klärung und Abgrenzung des Pro⸗ 
blems in ſo reicher Weiſe beigetragen hat. an darf nur 
meines Erachtens an derartige Erörterungen nicht Anforderungen 
ſtellen, die unmöglich erfüllt werden können. Es gibt keine 
Erwägung ethiſcher, wirtſchaftlicher, ſoziologiſcher Natur, die für 
alle Tatbeſtände bei der Rechtsfindung ausſchließlich zu berüd: 
ſichtigen wäre, vielmehr gilt ſowohl für den Geſetzgeber als für 
den rechtfindenden Richter noch heute, was Adickes, einer der 
erſten, die ſich mit dieſen Problemen überhaupt befaßt haben, 
bereits als junger Referendar im Jahre 1872 ſchrieb, nämlich, 
daß der Geſetzgeber bei der Bildung ſeiner Werturteile, bei der 
Abwägung der Rechtsſchutzintereſſen alle überhaupt möglichen 
Erwägungen anzuſtellen verpflichtet iſt. Welcher Geſichtspunkt 
dann im einzelnen Falle den Ausſchlag geben muß, auf welchem 
der vielen Wege überhaupt erfolgreich vorgegangen werden kann, 
damit das Ergebnis gerecht und verſtändig ausfällt, das iſt 
weniger eine Sache des Wiſſens als des Könnens. 

Mit Recht darf man daher von einer Kunſt der Rechts⸗ 
findung ſprechen. Weil aber die Richtigkeit des Ergebniſſes 
meiſt mehr oder minder von der erfolgreichen Handhabung dieſer 
Kunſt abhängt, iſt das Beſtrecken aller neueren Richtungen, den 
heranwachſenden Juriſten durch Erweiterung ſeiner ſozialen 
Kenntniſſe und durch den Hinweis auf die Notwendigkeit, ſoziale 
Vorgänge genauer zu beobachten und ſich in dieſe Dinge mehr 
als bisher zu vertiefen, das Beſtreben ferner, den Jünger des 
Rechtes mit umfangreicheren Kenntniſſen auf den verſchiedenen 
Lebensgebieten e und damit zugleich ſeinen Wirklichkeits⸗ 
ſinn, d. h. ſeine Fähigkeit, ſich aus dem Vortrag der Parteien 
ein richtiges, dem Leben entſprechendes Bild von der Intereſſen⸗ 
lage zu machen, berechtigt, und dieſe Beſtrebungen beruhen 
ſicherlich auf einer durchaus verſtändigen Würdigung der ridier: 
lichen Tätigkeit. 

Abzulehnen ſind dagegen meines Erachtens die Verſuche 
der Freirechtsſchule, die Grenzen zwiſchen Rechtsanwendung und 
ee zugunſten der letzteren zu verwiſchen. Einzelne 
radikale Vertreter dieſer Richtung gehen doch ſogar ſo weit, 
daß ſie fordern, der Richter ſolle vom Geſetz abſehen können, 
wenn er annimmt, die jetzige Staatsgewalt würde das Geſetz 
in anderem Sinn erlaſſen haben, als es im Zeitpunkt des 
Erlaſſes möglich geweſen iſt, ſie finden ferner, daß in allen 
beſonders verwickelten Fällen, ſtets auch bei Einwilligung der 
Parteien der Richter berechtigt fein ſolle, ſich vom Geſetze frei 
zu machen und ohne Rückſicht auf geſchriebenes Recht zu ent⸗ 
ſcheiden. Es muß eigentlich auffallend erſcheinen, daß gerade 
in einer Zeit, in der Vorwürfe der Weltfremdheit und Klaſſen⸗ 
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juſtiz nichts Seltenes ſind, ſich Beſtrebungen geltend machen, 
die die Macht des Richters noch ins Ungemeſſene ſteigern wollen. 

De lege lata fcheitern derartige Vorſchläge an der Bes 
ſtimmung des $ 1 GG., wonach der Richter dem Geſetze 
unterworfen iſt. Eine Ausnahme von dieſer Regel gibt es nicht. 
Es iſt daher kein Tatbeſtand zuzulaſſen, in welchem der Richter 
ſich für berechtigt erachten dürfte, eine geſetzliche Vorſchrift zu 
ignorieren und ſich damit über das Geſetz zu ſtellen. 

Auch die grundlegenden Beſtimmungen unſerer Verfaſſung, 
wonach Geſetze nur unter Mitwirkung der Parlamente zuſtande 
kommen können, würden praktiſch außer Kraft geſetzt, wenn 
dieſe Reformbeſtimmungen Anerkennung finden würden. 

Aber auch de lege ferenda iſt meines Erachtens nicht zu 
wünſchen, daß die erwähnten Anſchauungen zum Siege gelangen 
möchten, denn die Folge würde zweifellos ſein, daß die Rechts⸗ 
unſicherheit größer würde und daß damit der Anreiz zu einer 
Fülle von Prozeſſen gegeben wäre, die jetzt nicht begonnen 
werden können, weil die rechtskundigen Berater von Anfang an 
von ihrer Durchführung abraten und ihre Mitwirkung verſagen. 

In Zukunft könnte aber kein Anwalt pflichtgemäß einer 
Partei unbedingt von der Erhebung einer Klage abraten, wenn 
er mit der Möglichkeit rechnen müßte, daß das erkennende 
Gericht von der Beobachtung der Geſetze abſehen und nach 
freiem rechiſchaffenden Ermeſſen entſcheiden würde. 

Es iſt aber auch fernerhin zu fürchten, daß die Erbitterung 
der unterliegenden Parteien viel größer würde, als jetzt, denn 
bei dem gegenwärtigen geſetzlichen Zuſtande und bei dem 
unbedingten Zutrauen, das man zur Unparteilichkeit deutſcher 
Richter haben darf, kann ſich der Groll einer ihrer Überzeugung 
nach zu Unrecht unterliegenden Partei doch nur gegen die Be— 
ſchaffenheit der Geſetze, nicht aber gegen die Anſchauung und 
Geſinnung der Rechtſprechenden richten. 

Vielleicht noch ſchwerer aber als dieſe beiden Bedenken 
würde ins Gewicht fallen, daß ſelbſt der beſte Richter, ſelbſt 
eine Ben von außergewöhnlichem Wiſſen, beſtem 
Charakter und großer Erkenntnis doch in den meiſten Fällen 
nicht ſo ſicher und zutreffend den Willen der Allgemeinheit 
erforſchen könnte, wie es den auf zablreichen Erfahrungen auf— 

ebauten, ſtets an Vergangenes anknüpfenden, und durch das 
Sarnen den möglichſt vieler Faktoren entſtehenden Geſetzen 
möglich ſein wird. 

Allein der Wille der Allgemeinheit aber iſt es, der eine 
jede Rechtsordnung trägt, und es muß deshalb auf das ent⸗ 
ſchiedenſte einer jeden Beſtrebung entgegengetreten werden, 
welche einen ſicheren Weg zur Erforſchung und Erfaſſung des 
Allgemeinwillens durch einen weniger ſicheren erſetzen will. 


Zur Entſtehung des Anſpruchs auf den Anlieger⸗ 
beitrag nach dem § 15 des Preußiſchen Flucht⸗ 
liniengeſetzes vom 2. Juli 1875. | 


Vom Senatspräſidenten des Preußiſchen Oberverwaltungsgerichts 
Wirklichen Geheimen e Dr. Schultzenſtein, 
erlin. 


L 


Am 22. Juni 1916 hat das Preußiſche Oberverwaltungs⸗ 
gericht in einer Verwaltungsſtreitſache wegen eines geforderten 
Anliegerbeitrags, nachdem der Bezirksausſchuß den Kläger frei⸗ 
geſtellt hatte, „weil in analoger Anwendung des in der Recht: 
ſprechung anerkannten Grundſatzes, daß die Kommunalſteuerpflicht 
zu verneinen iſt, ſobald durch den Fortzug die Verbindung mit 
der Gemeinde gelöſt iſt, Anliegerbeiträge von dem Beſitzer des 
Grundſtücks nur gefordert werden können, ſolange er noch in 
deſſen Beſitz iſt,“ in der Reviſionsinſtanz ein bisher nicht ver⸗ 
öffentlichtes Urteil — IV C. 54/14 — erlaſſen, in deſſen 
Gründen geſagt iſt: 

„In ſeiner Entſcheidung vom 1. Juli 1912 — IV C. 
136/11 — hat der Gerichtshof die He ob derjenige, welcher 
zur Zeit der Entſtehung der Beitragspflicht aus $ 15 FluchtlG. 
vom 2. Juli 1875 (GS. S. 561) Eigentümer des angrenzenden 


Grundſtücks geweſen iſt, auch noch, nachdem er dasſelbe ver⸗ 


äußert hat, zu dem Anliegerbeitrage herangezogen werden kann, 


bejaht. In der Begründung iſt ausgeführt: „Für einen Fall 
der vorliegenden Art iſt anerkannten Rechtens, daß die Pflicht 
ur Entrichtung des Anliegerbeitrags nicht bloß mit den Kräften 
es angrenzenden Grundſtücks, auf welchem ein Gebäude an 
der neuen Straße errichtet worden iſt, ſondern mit dem ganzen 
Vermögen des Verpflichteten zu erfüllen iſt. Wie ſerner das 
OVG. in zahlreichen Entſcheidungen ausgeſprochen hat, entſteht 
dieſe Pflicht, ſobald ihre beiden Vorausſetzungen: Errichtung 
eines Gebäudes an der Straße und Fertigſtellung der Straße 
mit der Möglichkeit, die Ausbaukoſten zu berechnen und auf die 
Anlieger zu verteilen, zuſammentreffen, nicht erſt mit der 
Heranziehung. Das bedeutet nicht, daß die Pflicht nur ob» 
jektiv entſtehe, nicht auch zugleich ſubjektiv. Eine ſolche Schei« 
dung läßt ſich bei einer Pflicht, für deren Erfüllung der Ver⸗ 
pflichtete mit feinem ganzen Vermögen, mithin perſönlich, 
al nicht vornehmen. Entſtände fie nicht auch ſubjektiv, d. h. 
o, daß gleichzeitig ein beſtimmter Verpflichteter vorhanden 
wäre, jo würde fie überhaupt noch nicht entftanden ſein 
und noch nicht beſtehen. Eine perſönliche Pflicht ohne 
einen beſtimmten Verpflichteten gibt es nicht. 

Hieraus folgt, daß derjenige zur Entrichtung des Beitrags 
pflichtig geworden iſt, der in dem Zeitpunkte des Zuſammen⸗ 
treffens jener Vorausſetzungen und damit des Entſtehens der 
Pflicht der Eigentümer des Grundſtücks geweſen iſt. Dieſe 
ſeine einmal entſtandene perſönliche Pflicht fällt, wie nicht 
in anderen ähnlichen Fällen, ſo auch hier nicht dadurch fort, 
daß er ſpäter aufhört, der Eigentümer zu ſein. Das Eigentum 
war allerdings weſentlich zur Entſtehung der Pflicht für ihn. 
Allein grundſätzlich hört eine entſtandene perſönliche Pflicht 
noch nicht deshalb auf fortzubeftehen, weil ein Umſtand, ohne 
welchen fie nicht entſtehen konnte, nach der Entſtehung fort— 
gefallen iſt. Es müßten deher beſondere Gründe vorhanden 
ſein, um von der Regel eine Ausnahme machen zu können. 
Hieran aber fehlt es.“ Weder aus 8 15 Fluchtl G., fo wird 
weiter dargelegt, noch aus dem das materielle Recht unberührt 
laſſenden Kommunalabgabengeſetz oder aus dem Weſen der 
Heranziehung laſſe ſich ein ſolcher Grund herleiten. Damit 
insbeſondere, daß in 8 15 von den angrenzenden Eigentümern, 
wenn ſie Gebäude an der neuen Straße errichten, geſprochen 
wird, ſei nicht geſagt, daß der angrenzende Eigentümer, der das 
Gebäude errichtet und deshalb einen Beitrag zu leiſten hat, 
ihn nur ſo lange zu leiſten habe, als er noch Eigentümer ſei, 
155 alſo von feiner Pflicht, zu deren Erfüllung er ſelbſt per⸗ 
önlich durchcus imſtande iſt, von feiner Heranziehung noch 
wieder durch Veräußerung ſeines Grundſtücks an einen anderen 
oder durch eine ſogenannte Aufgabe des Eigentums an dem 
Grundſtücke beliebig freimachen könne. 

Der hier angenommene Grundſatz kann nach nochmaliger 
N nicht aufrechterhalten werden. Es iſt davon aus⸗ 
gugehen, aß bei der Eigenartigkeit der in 8 15 FluchtlG. 
egründeten Beitragspflicht die Entſcheidung der Frage, ob 
derjenige, welcher als Eigentümer des angrenzenden Grund— 
ſtücks zu Straßenherſtellungskoſten beitragspflichtig geworden 
ift, 10 noch zu Beiträgen eien ee werden kann, nachdem 
er das Grundſtück veräußert hat, nur aus 8 15 entnommen 
werden kann. Nach 8 15, ſoweit er hier in Verbindung mit 
dem Ortsſtatut vom 2. Februar 1886 in Betracht kommt, gaben 
bei Anlegung einer neuen Straße uſw. die angrenzenden 
Eigentümer, ſobald ſie Gebäude an der neuen Straße errichten, 
den Erſatz der erforderlichen Koſten zu leiſten. In Über⸗ 
einſtimmung mit dem Urteile vom 1. Juli 1912 iſt daran ſeſt⸗ 
zuhalten, daß die Pflicht zur Entrichtung des Anliegerbeitrags 
nicht bloß mit den Kräften des angrenzenden Grundſtücks, auf 
welchem das Gebäude an der neuen Straße errichtet worden 
iſt, ſondern mit dem ganzen Vermögen des Verpflichteten zu 
erfüllen iſt, daß alſo die Beitragspflicht eine perſönliche Pflicht 
iſt und nicht als dingliche Laſt auf dem Grundſtück in der Weiſe 
ruht, daß dafür nur das Grundſtück haftet, ſowie ſerner, daß 
das Forderungsrecht der Gemeinde und ihm entſprechend die 
Beitragspflicht des angrenzenden Eigentümers entſteht, ſobald 
ihre beiden Vorausſetzungen, die Errichtung eines Gebäudes 
an der Straße und die Fertigſtellung der Straße mit der Mög— 
lichkeit, die Ausbaukoſten zu berechnen und auf die Anlieger 
zu verteilen, zuſammentreffen. Das Geſetz verpflichtet indes 
ausdrücklich nur den angrenzenden Eigentümer: aus deſſen 
Beziehungen zur Straße und den Vorteilen, welche ihm regel— 
mäßig aus deren Anlegung und Ausbau erwachſen, iſt zum 
weſentlichen Teile die Rechtfertigung für die geſetzliche Ein— 
ſührung ſeiner Beitragspflicht entnommen worden. Das Geſetz 
beſtimmt ferner, daß die angrenzenden Eigentümer nicht für 
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mehr als die Hälfte der Straßenbreite und höchſtens für 
13 m ee werden können, und daß die Koſten ihnen 
nach Verhältnis der Länge ihrer die Straße begrenzenden 
Grundſtücke zur Laſt zu legen ſind. Aus den letzteren Beſtim⸗ 
mungen folgt, 55 as Geſetz die Notwendigkeit der Umlegung 
der Koſten auf die Anlieger und deren Heranziehung kennt 
und als erforderlich vorausſetzt. Die Notwendigkeit einer Feſt⸗ 
ſtellung und Kundgebung des geforderten Beitrags an die 
Pflichtigen, d. h. ſachlich der — jetzt nach 8 69 KomAbgG. 
ch regelnden — Heranziehung liegt auch in der Art des 

orderungsrechts der Gemeinde begründet: die Gemeinde, 
welche ſelbſtändig über Zeit und Art des Ausbaues und dar⸗ 
über, was zu deren erſter Einrichtung zu rechnen iſt, zu be⸗ 
finden hat, muß ſich darüber ſchlüſſig werden, ob und wann 
und in welchem Umfange ſie die Anlieger in Anſpruch nehmen 
will und kann, und muß das Ergebnis ſelbſtverſtändlich den 
Anliegern eröffnen. Dieſe der Sache nach erforderliche und im 
Geſetze vorgeſehene und vorausgeſetzte Heranziehung kann aber 
nur dem nach dem Geſetze Verpflichteten gegenüber geſchehen. 
Es liegt ferner im Sinne und in der Abſicht des Wie wie dies 
auch in der Rechtſprechung ſtets . worden iſt, daß, 
ſolange Tilgung 115 nicht erfolgt iſt, auch der ſpätere Eigen⸗ 
tümer des Grundſtücks, der Beſitznachfolger desjenigen, welcher 
zur Zeit der Entſtehung der Beitragsforderung Eigentümer 
war, als pflichtig von der Gemeinde herangezogen werden kann: 
indem $ 15 den Eigentümer des angrenzenden Grundſtücks 
zur Entrichtung des Beitrags verpflichtet, wenn er darauf ein 
Gebäude an der Straße errichtet, ſchließt er den Beſitznach⸗ 
folger in die Pflicht ein, d. h. dieſer kann dann wegen jenes 
Gebäudes zu demſelben Beitrage herangezogen werden, als 
wenn er ſeinerſeits das Gebäude errichtet hätte (Entſcheidung 
vom 18. Juni 1914, PrVerwBl. Jahrg. 37 S. 313). Der ſpätere 
Beſitzer iſt aber nicht als Rechtsnachfolger feines Beſitzvorgängers 
für den Beitrag verhaftet und tritt nicht in die dieſem gegen⸗ 
über entſtandene Verpflichtung ein (OVG. 34, 83; 53, 110), 
ſondern iſt als nunmehriger angrenzender Eigentümer ſelbſtändig 
verpflichtet und als ſolcher beſonders heranzuziehen. Mit dieſer 
Verpflichtung des nachfolgenden Beſitzers if aber eine Ver⸗ 
bilichtung des bisherigen Eigentümers über feine Beſtitzzeit 
1 nicht * vereinigen, das Geſetz bietet dafür keine Unter⸗ 
age. 8 15 kann hiernach nur dahin verſtanden werden, daß 
die Beitragspflicht bei dem Vorliegen der geſetzlichen Voraus⸗ 
ſetzungen gegenüber dem angrenzenden Eigentümer als ſolchen, 
gegenüber dem jeweiligen Eigentümer und in der Begrenzun 
entſteht, daß ſie nur für dieſen als ſolchen begründet iſt, un 
von der Gemeinde nur dieſer herangezogen werden kann. Damit 
iſt aber die Verpflichtung des Veräußerers, welcher nicht mehr 
angrenzender Eigentümer iſt — vorausgeſetzt, daß ihm gegen⸗ 
über die Beitragsforderung der Gemeinde nicht bereits durch 
a in Vollzug geſetzt und 155 gemacht worden 
iſt —, und ie hünmebtige Heranziehung vom Gele aus⸗ 
geſchloſſen. Dies iſt aber nicht, wie in der Entſcheidung vom 
1. Juli 1912 angenommen iſt, ſo aufzufaſſen, als höre die ent⸗ 
ſtandene Pflicht deshalb auf zu beſtehen, weil ein Umſtand, 
ohne welchen ſie nicht entſtehen konnte, nach der Entſtehung 
lich won fel iſt, oder als könnte der Grundſtückseigentümer 
ich von Bi Pflicht dur i des Grundſtücks frei⸗ 
machen, ſondern die Verpflichtung des bisherigen Eigentümers 
iſt von vornherein und ihrem Entſtehungsgrunde nach nur für 
ihn in ſeiner Eigenſchaft als angrenzender Eigentümer und 
für die Dauer dieſer ſeiner Eigenſchaft begründet worden. 
Hiernach hat der Bezirksausſchuß die Zuläſſigkeit der Heran⸗ 
ziehung des Klägers mit Recht verneint. Seine Entſcheidung 
war deshalb zu beſtätigen.“ 


Die Gründe des zwar nicht in der Sammlung der Ent⸗ 
ſcheidungen des OVG., aber z. B. im VermArch. 22, 486 ff. 
abgedruckten (vgl. auch DJ Z. Jabrg. 18 S. 415 und JW. 1916, 
170) Erkenntniſſes vom 1. Juli 1912 — IV C. 136/11 — 
ſind nicht vollſtändig wiedergegeben, ſondern zu einem nicht 
geringen, und zwar zu einem weſentlichen Teile nur ganz kurz 
zuſammengefaßt. 

Ferner iſt an demſelben 22. Juni 1916 noch ein ebenfalls 
bisher nicht veröffentlichtes Urteil — IV C. 92/15 — des OVG. 
ergangen, deſſen Gründe lauten: 

„Maßgebend für die a ift lediglich die Beur⸗ 
teilung des Verjährungseinwandes. Der Vorderrichter iſt zu⸗ 
treffend davon ausgegangen, daß für die Verjährung der An⸗ 
liegerbeiträge ausſchließlich der 8 87 des KomAbgG. vom 
14. Juli 1893 in Betracht kommt, der das Recht der Ge⸗ 
meinden, Beiträge dieſer Art zu fordern, auf den Zeitraum von 


drei Jahren beſchränkt. Der Lauf dieſer Verjährungsfriſt 
beginnt aber nach der ſtändigen Rechtſprechung des G. 
nicht mit dem Ablaufe des Kalenderjahrs, ſondern mit dem⸗ 
jenigen des Be in dem die Forderung entſtanden 
iſt (vgl. Saran, Das Baufluchtliniengeſetz S. 380, 383). 
Der Gerichtshof hat weiter ftet3 daran feſtgehalten, daß 
jede Errichtung eines weiteren Gebäudes auf dem an die 
Straße angrenzenden, bereits bebauten Grundſtücke die Bei⸗ 
tragsforderung dem errichtenden Eigentümer gegenüber neu 
enttehen läßt. Selbſtverſtändlich beginnt für die durch den 
neuen Baufall neu 5 orderung auch eine neue 
ſelbſtändige Verjährungsfriſt gemäß 8 87 a. a. O. au laufen 
(vgl. Saran a. a. O. S. 383, 384). Hier liegt au Fall 
ni vor, die geltend gemachte Forderung wird auf den» 
ſelben Baufall zurückgeführt, der ſie dem Vorbeſitzer C. B. 
pe enüber hat zur Entſtehung kommen laſſen, und es fragt ſich 
aber. welchen Einfluß der Eigentumsübergang Sg te Klä⸗ 
gerin für den Lauf der bang 5 gegenüber hat. Nach 
8 15 FluchtlG. vom 2. Juli 1875 in Verbindung mit dem für 
die Stadtgemeinde H. geltenden Ortsſtatute ſind die angren⸗ 
zenden Grundſtückseigentümer beitragspflichtig, ſobald ſie Ge⸗ 
bäude an einer neuen Straße errichten. Das Forderungsrecht 
der Gemeinde auf der einen, die Zahlungspflicht des er⸗ 
richtenden Eigentümers auf der anderen Seite entſtehen, wenn 
und ſobald die beiden Vorausſetzungen, die Errichtung eines 
Gebäudes an der Straße und die Fertigſtellun der Straße 
mit der Möglichkeit, die Ausbaukoſten zu berechnen und auf 
die Anlieger zu verteilen, vorliegen. Verpflichtet iſt aber nur 
der Eigentümer der auf ſeinem an die Straße an⸗ 
grenzenden Grundſtück ein Gebäude errichtet hat 
ihm gegenüber kann auch allein die geſetzlich und ortsſtatutariſch 
eregelte Koſtenverteilung und demnächſt die Heranziehung er⸗ 
eien Der 8 15 a. a. O. enthält ſelbſt keine ausdrück⸗ 
liche Beſtimmung darüber, daß bei einem Eigentums wechſel 
der Beſitznachfolger auf Grund des nicht ſeiner 0 an⸗ 
ehörigen Baufalls 4 werden kann, und daß der 
frühere, noch nicht herangezogene Eigentümer aus der Ver⸗ 
ae ausſcheidet. Es liegt aber nach der ſtändigen Recht⸗ 
prechung des Gerichtshofs im Sinne und in der Abſicht des 
Geſetzes, daß, ſolange eine Tilgung noch nicht ſtattgefunden 
hat, der ſpätere Erwerber zwar nicht als e 
ſeines Vorbeſitzers, aber fra ſeines Eigentums an dem be 
treffenden Grundſtücke dergeſtalt als beitragspflichtig ange⸗ 
ehen wird, als habe er ſelbſt das Gebäude errichtet (val. 
rteil vom 18. Juni 1914, PrVerwBl. Jahrg. 37 S. 318). 
Die Zeit der Errichtung und damit der Zeitpunkt der Ent 
ſtehung der Forderung bleiben dabei unverändert. Es find 
nicht zwei Gebäude errichtet, und ebenſowenig iſt dasſelbe Ge⸗ 
bäude zweimal errichtet worden, ſondern der neue Eigentümer 
gilt als Errichter des Gebäudes an Stelle des Beſitzvorgängers, 
deſſen Pflicht mit dem Fortfalle der für die Heranziehung un⸗ 
erläßlichen Unterlage des Eigentums in Fortfall kommt, weil 
ſie für ihn nur in ſeiner Eigenſchaft als angrenzender Eigen⸗ 
tümer und nur für die Dauer dieſer ſeiner Eigenſchaft be⸗ 
ründet worden iſt. Der 5 es Eigentumsüberganges 
hat daher die Bedeutung, daß mit ihm die Möglichkeit der 
Heranziehung gegenüber dem früheren Eigentümer, der noch 
nicht herangezogen war, zu beſtehen aufhört, während ſie dem 
neuen Eigentümer gegenüber on wird, der Zeitpunkt ber 
Entſtehung der Forderung bleibt aber — von neuen Bau⸗ 
fällen ganz abgeſehen — bei jedem Eigentumsübergange der⸗ 
IE Daraus folgt mit Notwendigkeit, daß auch der Beginn 
er dreijährigen Verjährungsfriſt durch den Eigentums wechſel un⸗ 
berührt bleibt, und daß die dem früheren Eigentümer gegenüber 
erfolgte Unterbrechung dieſer Friſt für den neuen Eigentümer 
belanglos iſt. Dies hat der Vorderrichter, der dieſe Friſt von 
dem Zeitpunkte des Eigentumserwerbes ab neu laufen läßt, 
verkannt. Seine Entſcheidung unterliegt daher wegen Rechts⸗ 
irrtums der Aufhebung. 
Bei der hiernach eintretenden freien Beurteilung erſchien 

die Sache als ſpruchreif. Die geltend mn Beitrags 
orderung war jedenfalls ſpäteſtens am 4. Mai 1911, dem Tage 
er 5 des Vorbeſitzers der Klägerin, C. B., ent⸗ 
ſtanden. ie dreijährige Verjährungsfriſt begann daher ſpä⸗ 
teſtens mit dem 1. April 1912 und war am 1. April 1915 ab⸗ 
elaufen. Die Heranziehung der Klägerin iſt aber erſt durch 
erfügung vom 3. Mai 1915, alſo verſpätet, erfolgt. Die 
Klägerin mußte dementſprechend freigeſtellt werden.“ 


II. 
Sämtliche drei Urteile betreffen zwar lediglich den Fall, 


daß ein angrenzender Eigentümer ein Gebäude an einer neuen 


48. Jahrgang. 


Straße errichtet hat. Indeſſen dieſer Fall iſt für die Anwendung 
des § 15 im Leben der bei weitem häufigſte, und die Fragen, 
über welche dafür entſchieden worden iſt, ſind rechtlich und tat⸗ 
ſächlich für ihn die wichtigſten. Während es ſich aber bei dem 
weiten der Urteile vom 22. Juni 1916 nur um eine beſon dere 
Fol erung aus der allgemeineren, in dem erſten Urteile von 
demfelben Tage entwickelten Annahme handelt, ſtehen dieſes 
erſte Urteil und das vom 1. Juli 1912 in einem derartigen 
Gegenſatze zueinander, daß entweder das eine oder das andere 
ſich als das darſtellt, was man einen Fehlſpruch nennt. 


Wohl kaum jemals dürfte es vorgekommen ſein, daß ein 
sale Gerichtshof von zwei Malen innerhalb verhältnismäßig 
rzer Friſt in ſolcher Weiſe das eine Mal unrichtig geurteilt 
hat und ſich veranlaßt ſieht, dies zu bekennen und dadurch das 
Vertrauen zu ihm zu erſchüttern, ohne daß neuer Geſetzesſtoff 
ermittelt worden iſt, neue Geſichtspunkte hervorgetreten ſind, 
erhobene theoretiſche Einwendungen oder ergangene widerſprechende 
Entſcheidungen den Anſtoß gegeben haben — das Urteil vom 
1. Juli 1912 iſt bisher ganz unbeanſtandet geblieben — oder 
ein ſonſtiger ſachlicher Grund und nicht bloß ein Wechſel in 
der Beſetzung des Kollegiums dazu geführt hat. Offenbar hat 
denn auch der Senat, der jetzt die beiden Urteile vom 22. Juni 
1916 gefällt hat und früher das Urteil vom 1. Juli 1912 ge⸗ 
fällt hatte, das letztere Urteil als einen Fehlſpruch angeſehen, 
der als ſolcher gleich bei der erſten ſich bietenden Gelegenheit 
wieder aus der Welt geſchafft werden müſſe. Denn auch beim 
OVG. hat, wie aus einer Durchſicht ſeiner veröffentlichten Ent⸗ 
ſcheidungen erhellt, ſtets gegolten, daß wegen der Unſicherheit 
jeder menſchlichen Rechtſprechung es bei derjenigen eines höchſten 
Gerichtshofs regelmäßig mehr darauf ankommt, ſie bleibe eine 
feſte, gleichmäßige, als ihre Richtigkeit ſei jedem Bedenken ent⸗ 
rückt, und daß deshalb dasjenige, was einmal entſchieden worden 
iſt, feſtgehalten werden müſſe, ſolange nicht eine dringende und 
zweifelsfreie Notwendigkeit etwas anderes gebietet. 

Die drei Urteile ſind in einer Weiſe begründet, daß an⸗ 
unehmen iſt, es ſei darin alles für die eine und für die andere 
nſicht geltend gemacht, wovon geglaubt worden iſt, daß es 

ſich dafür geltend machen laſſe oder doch wenigſtens als das 
Erheblichſte und bereits Ausſchlaggebende in Betracht kommen 
könne. Auffallend iſt die Art, wie in den neuen Urteilen nur 
ein Teil der Gründe desjenigen vom 1. Juli 1912 erwähnt 
worden iſt, und beſonders daß ſo wenig, man darf wohl 
ſagen, faſt gar nicht, für notwendig gehalten worden iſt, ſich 
mit allen weſentlichen dieſer Gründe auseinanderzuſezen und 
ſie zu widerlegen, von denen doch mindeſtens zuzugeben iſt, daß 
ie in ihrer Vollſtändigkeit durchaus den Eindruck der Schlüſſigkeit 
machen, nämlich einer Schlüſſigkeit aus dem, was bisher über 
die rechtliche Eigenſchaft des Anſpruchs aufgeſtellt worden war 
und über die Entſtehung des Anſpruchs auf der einen Seite 
im Gegenſatze zu ſeiner bloßen Fälligkeit, Zahlbarkeit und Rück⸗ 
ſtändigkeit auf der anderen Seite gegolten hatte. Neues enthält 
das Urteil vom 1. Juli 1912 überhaupt nicht. Es zieht nur 
aus den bereits anerkannten und meiſt ſeit langem angewendeten 
Anſichten die Folgen für den damals gegebenen Fall und bringt 
dadurch dieſe Folgen in beſonderer Klarheit zur Erſcheinung. 
Trotzdem muß bei den beiden neuen Urteilen davon ausgegangen 
worden ſein, daß jenes Urteil zu wenig haltbar ſei, um eine 
beſondere Widerlegung aller ſeiner Gründe 5 erfordern, deren 
Hinfälligkeit ſich vielmehr ohne weiteres ergebe. Dieſe Faſſung 
beftätigt, daß das frühere Urteil ſpäter wirklich für einen Fehl⸗ 
ſpruch gehalten worden iſt. 

Bei dem folgenden ſind die ſämtlichen Gründe der drei 
Entſcheidungen, auch wenn ſie nicht beſonders beſprochen oder 
doch erwähnt worden ſind, namentlich auch die des Urteils vom 
1. Juli 1912, welche in den ſpäteren beiden Urteilen ungewürdigt 
geblieben ſind, neben den und zur Ergänzung der diesſeits ge⸗ 
machten Ausführungen mitzuberückſichtigen. 

itate ſind, wo man es mit bisher anerkannten oder doch 
herrſchenden Anſichten zu tun hat, unterlaſſen worden. Es iſt in⸗ 
ſoweit aus der Literatur, beſonders den Kommentaren und den 
Entſcheidungsſammlungen, mit Leichtigkeit das Erforderliche zu 
entnehmen. 
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Selbſtverſtändlich habe ich mir in meiner langjährigen 
praktiſchen und nicht minder ausgedehnten theoretiſchen Beſchäf⸗ 
tigung mit dem § 15 FluchtlG., welche letztere ſich auch auf 
die dem $ 15 verwandten außerpreußiſchen Beſtimmungen ers 
ſtreckt hat, eine Meinung über die Entſtehung des Anſpruchs 
auf den Anliegerbeitrag gebildet, und ebenſo ſelbſtverſtändlich iſt 
es, daß dieſe meine eigene Meinung in den nachſtehenden Ers 
örterungen nicht ohne Ausdruck geblieben iſt. Ich bin aber 
weit davon entfernt, ſie, wenn ſie auch bisher nicht umgeſtoßen 
worden iſt, für unumſtößlich zu halten. Deshalb wird die Ver⸗ 
ſchiedenheit der Urteile und der Anſichten hiermit der weiteren 
Prüfung unterbreitet. Die Prüfung möge, ſoweit es innerhalb 
des Rahmens einer bloßen Abhandlung zu ermöglichen iſt, zus 
gleich durch eine Reihe von Hinweiſen vorbereitet werden. 


III. 

Außer Ziveifel iſt, daß die Faſſung des § 15 FluchtlG. 
eine wenig glückliche iſt und viele abweichende Auslegungen 
verurſacht hat. Allmählich ſind dieſe Abweichungen jedoch in 
der Hauptſache geklärt und ausgeglichen worden. Nun ſteht 
aber zu befürchten, daß die Urteile von 1916 auf das, was ſo 
5 worden war, wieder verwirrend und ſtörend einwirken 
werden. 

Es wäre vielleicht möglich geweſen, die Entſtehung des 
Anſpruchs auf den Anliegerbeitrag allgemein oder wenigſtens 
für den allein in Rede ſtehenden Fall der Errichtung eines Ges 
bäudes an einer neuen Straße durch den angrenzenden Eigen⸗ 
tümer auf eine andere Grundlage als die bisherige zu ſtellen 
und darauf dann auch eine neue Anſicht über die Entſtehung 
des Anſpruchs aufzubauen. Dies iſt indeſſen nicht geſcheben. 
Vielmehr iſt ausdrücklich wiederholt worden, was nicht bloß 
richtig, ſondern auch ſeit langer Zeit übereinſtimmend von den 
Verwaltungsgerichten und den ordentlichen Gerichten in feſter 
Rechtſprechung angewendet ſowie von der Theorie übernommen 
worden iſt, „daß das Forderungsrecht der Gemeinde und ihm 
entſprechend die Beitragspflicht des angrenzenden Eigentümers 
entſteht, ſobald ihre beiden Vorausſetzungen, die Errichtung eines 
Gebäudes an der Straße und die Fertigſtellung der Straße 
mit der Möglichkeit, die Ausbaukoſten zu berechnen und auf die 
Anlieger zu verteilen, zuſammentreffen“ (daß „das Forderungs⸗ 
recht der Gemeinde auf der einen, die Zahlungspflicht des er⸗ 
richtenden Eigentümers auf der anderen Seite entſtehen, wenn 
und ſobald die beiden Vorausſetzungen, die Errichtung eines 
Gebäudes an der Straße und die Fertigſtellung der Straße 
mit der Möglichkeit, die Ausbaukoſten zu berechnen und auf die 
Anlieger zu verteilen, vorliegen“). Ebenſo iſt an dem feſtgehalten 
worden, was zwar noch nicht in gleicher Weiſe allgemein an⸗ 
erkannt, aber doch ſeit geraumer Zeit vom Oberverwaltungsgerichte 
beſtändig vertreten worden iſt (JW. 1916, 170), daß „die 
Beitragspflicht eine perſönliche Pflicht iſt und nicht als dingliche 
Laſt auf dem Grundſtück in der Weiſe ruht, daß dafür nur das 
Grundſtück haftet“. Endlich iſt es ungeachtet der Ablehnung 
der Dinglichkeit der Beitragspflicht bei der Haftung des Beſitz— 
nachfolgers für den Anliegerbeitrag belaſſen worden, weil es 50 
anzuſeben ſei, „als wenn er ſeinerſeits das Gebäude errichtet 
hätte“ („als habe er ſelbſt das Gebäude errichtet“). Für jenes 
perſönliche Recht der Gemeinde und jene perſönliche Pflicht des 
angrenzenden Eigentümers wird auch nicht mit einem Rechte 
und einer Pflicht von eigener Art gerechnet, was auch von der 
Hand zu weiſen geweſen wäre, da deren Begriff nicht von dem 
gewöhnlichen abweichen und als ein beſonderer für den § 15 
allein gelten kann. Einen ſolchen eigenen Begriff gibt es nicht 
für das öffentliche Recht oder das Verwaltungsrecht und noch 
weniger für den § 15. Jenes Recht, d. i. das öffentliche Recht oder 
das Verwaltungsrecht, und dieſe Geſetzesvorſchrift ſtehen nicht 
vollſtändig außerhalb des ſonſtigen Rechtes, ſondern ſind Teile 
des geſamten Rechtes, für das es eine ganze Anzahl gemein⸗ 
ſamer Begriffe gibt (vgl. hierzu z. B. aus neueſter Zeit für 
die Schuldverhältniſſe des BGB. und des öffentlichen Rechtes 
Friedrichs im Arch BürgR. 42, 28 ff. und für einen all⸗ 
gemeineren Umfang Alexander⸗Katz im VernArch. 24, 500 ff. 
mit weiteren Anführungen). Hierzu gehört auch der Begriff des 
perſönlichen Rechtes, der nicht etwa nur ein ſolcher des bürger⸗ 
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lichen Rechtes, ſondern ein allgemeiner, in gleicher Weiſe für 
das ganze Rechtsgebiet beſtehender iſt. Er iſt des halb auch für 
den § 15 maßgebend, und das um fo mehr, als der $ 15 noch 
unter der Herrſchaft und in den Anſchauungen des Allgemeinen 
Landrechts erlaſſen worden iſt, welches das geſamte materielle 
Recht, nicht nur das Privatrecht, ſondern auch das öffentliche 
Recht regeln ſollte, das letztere — außer in ſeinen allgemeinen 
Beſtimmungen namentlich in ſeinem zweiten Teile — einſchließ⸗ 
lich des Verwaltungsrechts, wenn auch nicht ſo erſchöpfend wie 
das bürgerliche Recht, mitenthielt und ſomit auf den § 15 eben⸗ 
falls Anwendung fand. Es iſt daher nicht zutreffend, mindeſtens 
leicht mißverſtändlich, wenn ſo, wie in dem Urteile vom 22. Juni 
1916 — IV C. 54/14 — geſchehen, mit Nachdruck betont wird, 
daß „die Entſcheidung der Frage nur aus § 15 entnommen werden 
kann“. Übrigens haben auch das Gemeine Recht und das 
Franzöſiſche Recht einen von dem allgemeinen Begriffe des per⸗ 
ſönlichen Rechtes und der perſönlichen Pflicht verſchiedenen 
Begriff für das Verwaltungsrecht nie gekannt. Anders wäre 
es hinſichtlich des §S 15 nur, wenn das Geſetz etwas Ab- 
weichendes verordnet hätte. Dann müßte man ſich hiermit 
abfinden, alſo ſelbſt mit einem perſönlichen Rechte ohne einen 
beſtimmten Verpflichteten, wennſchon es unklar ſein würde, wie 
man ſich mit derartigem ſollte abfinden können. Aber der $ 15 
hat doch weder ſelbſt etwas vorgeſchrieben, noch findet ſich in 
ſeinen Materialien oder ſonſt der geringſte Anhalt dafür, daß 
von irgendeiner Seite je Abweichendes gewollt oder auch nur 
als möglich gedacht worden je. Auch für den $ 15 wäre 
daher ein perſönlicher Anſpruch auf den Anliegerbeitrag, der 
ſich nicht ſofort mit ſeiner Entſtehung gegen einen feſt Ver⸗ 
pflichteten richtete, ſondern ohne einen ſolchen zu beſtehen 
vermöchte, mithin in Wahrheit nur auf der Gläubigerſeite, 
dagegen nicht zugleich auf der Schuldnerſeite beſtände, eine 
ganz neue Entdeckung, von der man über 40 Jahre lang nichts 
gewußt hat. 

Mit der hiernach den Entſcheidungen von 1916 gegebenen 
Grundlage iſt demgemäß zu rechnen. Damit erledigt ſich ins⸗ 
beſondere auch der Zweifel, welche rechtliche Eigenſchaft der 
Anſpruch auf den Anliegerbeitrag hat (JW. 1916 S. 169 ff. 
und 240 ff.), und wieweit dann, wenn der Anſpruch dingliche 
Natur von irgendeiner Art hätte, die neuen Urteile darüber 
hinaus, daß der frühere Eigentümer für den während feiner Beſitz⸗ 
zeit durch eine Heranziehung fällig gewordenen Beis 
trag perſonlich verhaftet it (vgl. OVG. 41, 137), zuträfen. Da 
ferner das OVG. dem Entſcheidungsgrunde des Bezirke: 
ausſchuſſes nicht zugeſtimmt hat, ſcheidet der Grund ebenfalls 
aus. Er wäre auch nur haltbar, wenn man ſich auf den 
Boden der ſogenannten Bändertheorie ſtellen und deshalb an⸗ 
nehmen würde, daß im Gebiete des Kommunalſteuerrechts die 
einmal entſtandene Pflicht durch Verluſt des Eigentums an dem 
angrenzenden Grundſtücke von ſelbſt untergehe. Dieſe Theorie 
iſt jedoch keineswegs allgemein anerkannt und anzuerkennen, 
weder für das Steuerrecht noch für das Abgabenrecht. Jeden⸗ 
falls iſt ſie es nicht für den Anſpruch auf einen Anlieger⸗ 
beitrag, ſowenig wie ſie es z. B. für die Wertzuwacheſteuer 
und in der Form des Fortganges von dem Kurorte fur die 


Kurtaxe iſt. Gortſetzung folgt.) 


Die Bundesratsverordnung über das Verfahren 
vor den außerordentlichen Kriegsgerichten vom 
21. September 1916. 


Von Kammergerichtsrat Lorenz, zur Zeit Oberkriegsgerichtsrat, 
erlin. 


Durch die am Tage ihrer Verkündung (22. September 1916) 
in Kraft getretene Verordnung des Bundesrats vom 21. Sep⸗ 
tember (RGBl. S. 1067) iſt für die Tätigkeit der außer⸗ 
ordentlichen Kriegsgerichte (a. o. K. G.) eine erhebliche Erleichterung 
geſchaffen. Sie betrifft, um dies klarzuſtellen, lediglich das 
Verfahren vor den a. o. K. G., die unter Suspenſion des Art. 7 
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PrVerflrk. auf Grund der SS 10 ff. des Geſetzes über den 
Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 (B3G.) hauptſächlich 
in den Grenzgebieten eingeführt find, nicht alſo das Verfahren 
vor den ſogenannten ordentlichen, den auf Grund der Militärs 
ſtrafgerichtsordnung tätigen Kriegsgerichten. Für Bayern, wo 
das BG. ſelbſt nicht gilt, iſt eine übereinſtimmende Neu 
regelung bereits durch das Geſetz vom 15. Juli 1916, be⸗ 
treffend die Abänderung des Kriegszuſtandsgeſetzes (Gu Bl. 
S. 134), geſchaffen. 

Die a. o. K. G. beſtehen aus fünf Mitgliedern (zwei richter⸗ 
lichen Zivilbeamten und drei Offizieren von mindeſtens Haupt 
mannsrang), ähneln alſo der Strafkammer des bürgerlichen 
Strafprozeſſes oder dem ordentlichen Kriegsgericht im Falle 
des § 51 der jetzigen MStGᷣO. Schon ihre Zuſammenſetzung 
zeigt, daß ihre Aufgabe grundſätzlich die Aburteilung ſchwererer 
Straftaten ſein ſollte; eine etwa dem Schöffengericht oder dem 
Standgericht der MStGbd. entſprechende Beſetzung oder die 
Dennis eines Strafbefehls kennt das BG. bei ihnen nicht. 

emgemäß überweiſt § 10 a. a. O. ihnen in erſter Linie die 
Unterſuchung und Aburteilung ſchwerer, die öffentliche Sicherheit 
gefährdender Verbrechen (Hochverrat, Mord, Aufruhr uſw.), 
weiter aber auch die der in § 9 daſ. mit Strafe bedrohten 
Handlungen. Nach § 9b daſ. iſt ſtrafbar, wer in einem in 
Belagerungszuſtand erklärten Orte oder Diſtrikte ein „vom 
Militärbefehlshaber im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit er⸗ 
laſſenes Verbot übertritt oder zu ſolcher Übertretung auffordert 
oder anreizt“. 

Bei Erlaß des BG. hat ſicherlich niemand den Umfang 
der Anordnungen auch nur ahnen können, die bei der langen 
Dauer des jetzigen Weltkrieges und der Fülle der in ihm zu 
löſenden wirtſchaftlichen Probleme von den Milit ärbefehlsbabern 
(den ſtellvertretenden Generalkommandos, in Berlin und Provinz 
Brandenburg dem Oberkommando in den Marken) erlaſſen 
werden mußten und die verſchiedenartigſten Fragen teils 
militäriſcher, teils wirtſchaftlicher Art (ſo noch kürzlich Beſchlag⸗ 
nahme der Apfel- und Pflaumenernte) regeln oder z. B. die 
Erhaltung der Kriegstüchtigkeit unſerer Jugend vorſehen (Ein⸗ 
ſchränkung des Zigarettenrauchens, des Wirtshausbeſuches und 
dergleichen). Naturgemäß betreffen zahlloſe dieſer Verordnungen 
Verhältniſſe geringerer Bedeutung, und ihre Verletzung, zu 
deren Strafbarkeit ja auch Fahrläſſigkeit genügt, ſtellt vielfach 
nur geringfügiges Verſchulden dar. Materiellrechtlich wurde 
daher ſchon durch das Geſetz vom 11. Dezember 1915 (lex 
Schiffer) geholfen, indem ftatt der in 8 9 BZEG. allein vor: 
geſehenen Gefängnisſtrafe beim Vorliegen mildernder Umſtände 
auch Haft und Geldſtrafe zugelaſſen wurde. Eine prozeſſuale 
Erleichterung wurde ferner für das Verfahren vor den ordent⸗ 
lichen Gerichten geſchaffen durch die Bundesratsverordnung jur 
Entlaſtung der Strafgerichte vom 7. Oktober 1915, die für die 
Vergehen gegen $ 9b BG. die Feſtſetzung der Strafe durch 
amtsrichterlichen Strafbefehl geſtattete. Dies galt aber nut 
für das ordentliche Strafverfahren. 

Auch in den Gebieten der a. o K. G. mußte indeſſen eine 
Erleichterung eintreten. Die Erledigung der zahlreichen Verſtöße 
ganz untergeordneter Art gegen 8 9b BZG. mit ihren meißt 
rein polizeilichen Tarbeſtänden führte auf die Dauer notwendig 
zu einer unhaltbaren Belaſtung der a. o. K. G. und zur Unter 
grabung ihres Anſehens; die Straftat ſtand vielfach in gar 
keinem Verhältnis zu dem aufgebotenen Apparat. Demgemäß 
beſtimmt die neue Verordnung — nach dem Muſter des er: 
wähnten bayeriſchen Geſetzes vom 15. Juli d. J. —, daß bei 
Zuwiderhandlungen gegen 8 9 b, wenn (wie gegenwärtig) der 
Kriegszuſtand vom Kaiſer erklärt iſt, das a. o. K. G. auf Antrag 
des Berichterſtatters ohne mündliche Verhandlung die Sache an 
den ordentlichen Richter verweiſen kann. Damit ift im Intereſſe 
der a. o. K. G. und der ſchnellen Erledigung ihrer wichtigeren 
Aufgaben ihre Befreiung von untergeordneten Straffällen, 
andererſeits im Intereſſe des Täters die Möalichkeit der einfachen 
Erledigung durch amtsrichterlichen Strafbefehl, im Falle ſeiner 
Verurteilung die Einlegung von Rechtsmitteln (die 8 13 
Ziff. 6 BG. nicht zuläßt) gegeben. Dem öffentlichen Intereſſe, 
ſchwerere Fälle der Zuſtändigkeit der a. o. K. G. nicht zu ent⸗ 
ziehen, dient die Notwendigkeit eines Antrages des Bericht 


45. Jahrgang. 


erſtatters. Dieſer hat (vgl. $ 12 Abſ. 2 BZ.) im weſentlichen 
die Stellung des vom Gerichtsherrn mit der Vertretung der 
Anklage beauftragten Kriegsgerichtsrats der MS:GD., iſt alſo 
an die Befehle des Militärbefehlshabers gebunden; letzterer hat 
es ſomit in der Hand, durch eine Weiſung an den Bericht⸗ 
erſtatter wichtigere Fälle dem Verfahren vor den a. o. K. G. 
vorzubehalten. 


Schrifttum. 


Landgerichtsrat Dr. C. M. von Holten: „Au die dentichen 


Geſchwornen. Ein Wegweiſer.“ Beſprochen von Geh- 
Juſtizrat Prof. Dr. F. v. Liſzt, Berlin. Verlag von 
F. C. W. Vogel, Leipzig. 59 Seiten. Preis 1 &. 


(Bol. den Aufſatz von Geh. Juſtizrat Prof. Dr. F. v. Liſzt S. 1307.) 


Hanus Dittrich, Vollſtreckungsrichter bei dem Amtsgericht München: 
Der Kampf zwiſchen Gläubiger und Schuldner. I! Ein 
Millionenſchaden für unſer Wirtſchaftsleben!! Berlin 1916. 


Das Schriftchen einſchließlich der vier auf dem Titelblatt ſtehenden 
Ausruſungszeichen wendet ſich nicht an die Juriſten, ſondern an die 
Laienwelt. Dies ſagen die erſten Worte des Vorworts, und gerade 
dieſe Tatſache begründet einen ſchweren Vorwurf gegen die Schrift 
Der Verfaſſer will auf Mißſtände unſerer Rechtspflege und unſeres 
Vollſtreckungsweſens aufmerkſam, gleichzeitig aber Vorſchläge zur Ab⸗ 
hilfe machen. Wer dies will, ſollte aber gerade, weil die Rechts⸗ 
pflege nicht für die Juriſten, ſondern für die Bevölkerung da iſt, rein 
formell einen anderen Ton anſchlagen und ſollte nicht den Verſuch 
machen, auf 36 Seiten die Reform unſerer ganzen Zivilprozeßgeſetz⸗ 
gebung zu behandeln. Der Verſaſſer wandelt in den Gedankengängen 
der Deutſchen Richterzeitung. Er klagt, die Veröffentlichungen der 
Richterzeitung würden totgeſchwiegen, die große Tagespreſſe habe nichts 
zur Aufklärung der Bevölkerung getan, die Juſtizverwaltungen hätten 
nichts getan, die Volksvertreter fügten ſich willenlos dem Einfluß der 
zünftigen Juriſten. Sollten zu den zünſtigen Juriſten nicht auch die 
meiſten Mitarbeiter der Deutſchen Richterzeitung gehören? Da 
könnten und ſollten ihm und der Nichterzeitung vielleicht zwei Er⸗ 
wägungen nahe liegen: 

Der Ton der Polemik des Verfaſſers („unglaublicher Stumpf⸗ 
ſinn, die Drahtverhaue und Wolfsgruben der prozeßhindernden Ein⸗ 
reden und ähnliche für Advokatenkniffe geſchaffene Dinge“, „Wuſt von 
Paragraphen“, „die geltende ZPO., ein Zerrbild deſſen, was fie in 
Wirklichkeit ſein ſollte“ uſw.) macht vielleicht die ernſteſten und beſten 
Elemente in der Tagespreſſe, in den Juſtizverwaltungen, in den 
Volksvertretungen und auch in dem großen Publikum mißtrauiſch 
gegen die Arzte, die für die Empfehlung ihrer Heilmittel ſo ſcharf 
gewürzte Worte nötig zu haben glauben. 

Der Verfaſſer beanſprucht für die Richter Freiheit von Geſetzen, 
durch die ſie „gefeſſelt ſind wie ein böſer Kettenhund“. Ein ſolcher 
Richter muß nicht nur in der äußerlichen Stellung, ſondern auch durch 
ſein eigenes Verhalten ein hohes Maß von Autorität gewinnen und 
ſich ſelbſt erwerben und darf nicht ſelbſt das Vertrauen der Bevölke⸗ 
rung zu den Juſtizverwaltungen, zu den geſetzgebenden Körperſchaften, 
Reichstag und Bundesrat, durch die Art ſeiner Polemik in bedenk⸗ 
lichſter Art beeinträchtigen. Sollten denn wirklich nur die zu der 
Richterzeitung ſchwörenden Richter allein vertrauens würdig fein? 
Wie kommt es denn, daß die in der Zahl von 24 oder 25 dem 
Reichstag angehörigen Richter dem Verfaſſer und ſeinen Genoſſen 
keinerlei Gefolgſchaft leiſten? 

In derſelben Richtung liegt die zweite Erwägung: Die Rechts⸗ 
pflege ſoll dem Volle dienen. Dies ändert doch wohl aber nichts 
daran, daß die große Maſſe des Volkes zur Ausgeſtaltung eines 
Geſetzes im einzelnen nicht imſtande und nicht befähigt iſt. Verfaſſer 
meint, bei Erörterungen der Zwangsvollſtreckung in unſeren Parla⸗ 
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menten habe man noch nie „tiefer geſchürft“, und das „Tieferſchürfen“ 
des Verfaſſers beginnt damit, daß er der „Laienwelt“, an die er 
ſeine Schrift richtet, eine zwar nicht gründliche, wohl aber herzlich 
einſeitige Klage über unſere Prozeßordnung und eine ebenſowenig 
gründliche Reihe von Vorſchlägen zur Anderung gibt, alles dies einem 
Publikum, das durch derlei Dinge wohl aufgeregt und aufgereizt 
werden kann, deſſen Verſtändnis für die ſchweren Fragen des Zivil⸗ 
prozeſſes aber durch eine ſolche Art der Darſtellung, trotz oder gerade 
wegen der agitatoriſchen Form nicht geſchaffen oder erhöht wird. Iſt 
es etwas anderes als eine zur ſchiefen Beurteilung führende Ein⸗ 
ſeitigkeit, wenn Verfaſſer, der ſelbſt ſagt, daß im Jahre 1913 bei 
dem AG. München rund 20 000 & richterliche Vollſtreckungen, alſe 
wohl meiſt Forderungspfändungen, erfolgt find, dann ganze 11 Sachen 
anführt, in denen bei zuſammen 105 & Hauptkapital 240 & Koſten 
entſtanden ſind? Derlei kraſſe Fälle erſcheinen bei dem Vortrag des 
Verfaſſers dem unkundigen Laien als typiſch, ein ernſter Beurteiler 
wird dieſe Art der Statiſtik mit Recht ſcharf beurteilen. Auch der 
Verfaſſer der vorliegenden Schrift iſt „zünftiger Juriſt“; aus dieſer 
ſeiner Eigenſchaft leitet er doch wohl ſeine Fähigkeit zur Gewinnung 
eines Urteils über unſere Geſetze und deren Anwendung her. Welches 
Vertrauen verdienen denn ſeine und ſeiner Freunde geräuſchvolle 
Verſuche, als Eideshelfer diejenigen heranzuziehen, denen die von dem 
Verfaſſer erworbene Grundlage des Urteils fehlt? 

Dieſe grundſätzlichen Erörterungen werden es begreiflich machen, 
daß die mancherlei Angriſſe, welche auch dieſe aus dem Kreiſe der 
Richterzeitung entſprungene Schrift gegen die Rechtsanwaltſchaft ent⸗ 
hält, nicht nur bei der Rechtsanwaltſchaft ſelbſt, ſondern — glücklicher⸗ 
weiſe — auch in anderen nachdenklicheren Kreiſen ſtarken Zweifeln 
begegnen werden. Verfaſſer meint, der Geſetzgeber habe „durch 
Rückſichtnahme auf einen Nebenzweck, nämlich die Erhaltung der 
Lebensfähigkeit und möglichſten Unentbehrlichkeit des Standes der 
Rechtsanwälte in der geltenden ZPO. ein Zerrbild deſſen geſchaffen, 
was fie in Wirklichkeit fein follte”. Der Gedanke, daß er durch 
derlei von der Laienwelt nicht nachprüfbare Bemerkungen die Autorität 
der geſetzgebenden Körperſchaften in demſelben Augenblick untergräbt, 
in welchem er für den Richter ein beſonders hohes Maß von Auto⸗ 
rität in Anſpruch nimmt, für den Richter, deſſen Auswahl und Er⸗ 
nennung doch auch von den von ihm ſo ſchwer angegriffenen Juſtiz⸗ 
verwaltungen ausgehen — dieſer Widerſpruch kommt dem Verfaſſer 
augenſcheinlich nicht zum Bewußtſein. Die feindliche Stimmung des 
Verfaſſers und feiner Freunde gegen die Rechtsanwaltſchaft wird da⸗ 
durch nicht aus der Welt geſchafft, daß der Verfaſſer an einzelnen 
Stellen der Schrift ein ſcheinbares Wohlwollen gegen die Anwalt⸗ 
ſchaft zur Schau trägt. Der Amtsrichter ſoll das Recht bekommen, 
in Fällen beſonderer Art Beiſitzer zuzuziehen, die er auch aus dem 
Kreiſe der Rechtsanwälte wählen kann; und es gibt auch im amts⸗ 
gerichtlichen Prozeß bei den nichtſtreitigen Sachen — „natürlich“ Fälle, 
in denen die Zuziehung eines Rechtsanwalts gerechtfertigt iſt. Ein 
Zugeſtändnis von köſtlicher Harmloſiakeit! Daß die Sachen nicht 
ſelten erſt dann und erſt deshalb unſtreitig werden, wenn und weil 
ſie mit unſagbarer Mühe von dem Rechtsanwalt, bevor ſie an das 
Gericht gedeihen, klargeſtellt ſind, davon iſt nicht die Rede, wohl aber 
dafür an anderer Stelle von dem „mehr oder weniger unzutreffenden, 
von den Parteivertretern künſtlich zurechtgeſtutzten oder herausgeputzten 
Tatbeſtande“. 

„Zum Teufel auch!“, um auch hier den Verfaſſer zu zitieren, 
das ſind alles der Stimmungsmache dienende Verallgemeinerungen, 
die keinen wiſſenſchaftlichen Wert haben — dieſen beanſprucht wohl 
die Schrift des Verfaſſers nicht —, und von denen ſichder ernſte wahre 
Freund unſeres Volkes und unferer Rechtspflege mit Bedauern abwendet. 

Die Einzelheiten der Schrift gehen durchweg von den beiden 
Prinzipien aus, die auch die Deutſche Nichterzeitung dauernd verficht: 

a) Ein ungemeſſenes Vertrauen dazu, daß das Geſetz alle 
Schäden heilen kann, wenn es 
b) dem Richter, beſonders dem Amtsrichter, möglichſte Freiheit 
gewährt. 
166“ 
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Das Vertrauen in die Allmacht der Geſetzgebung gehört einer 
etwas jugendlichen Periode der Geſetzgebungspolitik an; die Erfahrung 
hat uns gelehrt, daß nicht das Geſetz allein, ſondern vor allem die 
Geſetzesanwendung maßgebend iſt, und gerade die jetzige Zeit iſt recht 
geeignet, das erwähnte Vertrauen zu erſchüttern. Das freie Ermeſſen 
des Richters ſo ſchrankenlos zu geſtalten, wie es Verfaſſer wünſcht, 
— dafür wäre die erſte Vorausſetzung, daß der Richter ſich in ſeiner 
ganzen Perſönlichkeit etwas überlegener zeigt, als es die Verfaſſer 
ſolcher agitatoriſcher Schriften, wie die vorliegende, tun. Daß aber 
außerdem die Rechtsſicherheit und das Bewußtſein der Rechts ſicherheit 
die Grundlage unſeres geſamten Wirtſchafts⸗ und Kulturlebens iſt, 
und daß dieſe Grundlage durch die von dem Verfaſſer begehrte Frei⸗ 
heit arg erſchüttert wird, — dieſer dem ruhigeren Beurteiler ſehr nahe 
liegende Gedanke liegt den Schriften, die das „Richterkönigtum“ vers 
fechten, leider vollſtändig fern. 

Vom Standpunkt des Verſaſſers aus iſt es begreiflich, daß er 
amtlichen Kreditauskunfteien und amtlichen Schuldeneinziehungs⸗ 
ſtellen das Wort redet. Auch hier zeigt er ein Vertrauen zu der 
Allmacht des Staates und ſtaatlicher Einrichtungen, das die Er⸗ 
fahrung nicht rechtfertigt; gerade jetzt leiden wir unter einer Viel⸗ 
regiererei, die im Kriege erträglich ſein muß, die aber im Frieden 
nicht nur das ſubjektive Vertrauen der Bevölkerung zum Staat, 
ſondern auch die objektive Leiſtungsfähigkeit des Staates beeinträchtigen 
muß und damit begreiflicherweiſe auch dem Wirtſchafts⸗ und Kultur⸗ 
leben und dem Staate ſelbſt ſchadet. In derſelben Richtung liegt 
der Gedanke, nicht dem Gläubiger, der doch ſchließlich ein Recht hat, 
ſeine Forderung beizutreiben, ſondern dem pflichtmäßigen Ermeſſen 
des Gerichts es zu überlaſſen, welche Vollſtreckungsmaßnahmen er⸗ 
griffen werden ſollen. Man ſtelle ſich dieſes pflichtmäßige Ermeſſen 
vor in einer Großſtadt, in der die perſönlichen Verhältniſſe der 
Schuldner dem Richter nicht bekannt fein können. Um ein Beifpiel 
zu erwähnen: Mit welchen Schwierigkeiten hat jetzt in der Kriegs⸗ 
wohlfahrtspflege die Ermittlung der Verhältniſſe, der Würdigkeit und 
Bedürftigkeit der ſich um Unterſtützung bewerbenden Familien zu 
kämpfen, und man mache ſich dann eine Vorſtellung, wie die Voll⸗ 
ſtreckungsrichter — Verfaſſer erwähnt, daß im Jahre 1918 in 
München 70 000 Vollſtreckungen vorgekommen ſind — einer großen 
oder auch nur größeren Stadt die perſönlichen Verhältniſſe übers 
blicken und meiſtern ſollen. Das Vertrauen zu der Sachkunde und 
Unparteilichkeit des Richters würde ſehr bald erledigt ſein. 

Auf demſelben Gebiete liegt der Gedanke, das Publikum daran 
zu gewöhnen, den „Güterichter“ als Schiedsrichter zu beſtellen, der 
dann in einem ſchnellen, billigen und formloſen Verfahren den 
Rechtsſtreit entſcheiden könnte. An die Schnelligkeit, Billigkeit und 
Formloſigkeit glauben wir gern; aber weder an die Richtigkeit, noch 
an das Vertrauen der Bevölkerung zu einem Schiedsrichter, den ſich 
der Rechtſuchende nicht, wie es doch bei dem Schiedsrichter Regel 
und Vorausſetzung iſt, gewählt hat oder von dem ihm vertrauens⸗ 
würdig erſcheinenden Organ hat wählen laſſen, ſondern der ihm 
fremd und für ihn trotz des Namens „Güterichter“ doch eben nur 
einer der Amtsrichter des ihm fremden und nicht vertrauten 
Gerichts iſt. 

Auch die Leichtigkeit, mit der Ver faſſer das Mahnverfahren als 
„das Mittel“ anſieht, die ſtreitigen von den unſtreitigen Sachen zu 
trennen, beweiſt in draſtiſcher Weiſe, wie wenig „tief geſchürft“ (vgl. 
S. 5 der Schrift) Verfaſſer ſelbſt hat, und zur Entſcheidung über 
derartige Fragen, die unter den Sachkundigen in Theorie und Praxis 
außerordentlich ſtreitig ſind, ruft Verfaſſer die „Kaufleute, Hand⸗ 
werker, Hausbeſitzer, Landwirte, Angeſtellte und Arbeiter“ auf! 

Kein Wunder, daß auch andere Fragen, insbeſondere diejenige 
des Anwaltszwanges, deſſen Bedeutung für das geſamte Rechtsleben, 
die Gerichtsorganiſation und die Rechtspflege nicht mit einem Wort 
erörtert wird, die Frage des Amtsbetriebes, Fragen, welche ohne 
gründliches Eindringen in den geſamten Gang des Prozeſſes weder 
der Juriſt noch der — ſei es auch tüchtigſte und verſtändigſte — 
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Laie beurteilen kann, in gleich „volks tümlicher“ und gleich ungründ⸗ 
licher Weiſe behandelt werden. 


Vorläufig wird man es mit Freuden begrüßen können, daß daz 
von ihm empfohlene Recht des Amtsrichters, Sachen von geringerem 
Werte, in denen an ſich Berufung nicht zuläſſig ſein ſoll, dann aus⸗ 
nahmsweiſe für berufungsfähig zu erklären, wenn an der Entſcheidung 
der Sache durch die höhere Inſtanz ein allgemeines Intereſſe beſteht, 
noch nicht geſetzlich eingeführt iſt, und man wird redlich zweifeln 
können, ob die Art, wie Verfaſſer fein Thema behandelt, für feine 
Vorſchläge eine beſondere Empfehlung iſt. 


Daß daneben die Schrift auch durchaus beifallswürdige Gedanken 
enthält, ſoll aber keineswegs verſchwiegen werden. Der Gedanke der 
Kriegsgeſetze über den außerkonkursmäßigen Vergleich, über die 
Möglichkeit, dem Schuldner Zahlungsfriſten zu gewähren, ein Ge⸗ 
danke, den die jetzige ZPO. für Räumungsklagen bereits kennt 
(ZPO. 8 721), über die Beſeitigung der Rechtsfolgen des Ver⸗ 
zuges uſw., über die Regelung der Hypothekenverhältniſſe wird vom 
Verfaſſer mit Recht vertreten; freilich weder von ihm allein noch 
von ihm zuerſt. Mancherlei Mißſtände unſeres Zwangsvollſtreckungs⸗ 
weſens rügt er mit Recht. 


Verfaſſer ſetzt an den Schluß ſeiner Schrift das alte ſchöne 
Wort „justitia fundamentum regnorum“. Aber dieſes Fundament 
erfordert erheblich mehr Gewiſſenhaftigkeit der Arbeit und Gründlich⸗ 
keit, als Verfaſſer durch ſeine Schrift gezeigt hat. 


Juſtizrat Dr. Heilberg, Breslau. 


Oberlandesgerichtsrat A. Freymuth: Kriegsrecht. Gemein⸗ 
verſtändliche Darſtellung der wichtigeren Kriegsgeſetze und 
Kriegsverordnungen. Richard Oefler, Berlin, 1916, 32 Seiten. 
Preis geh. 1 &. 


Die Hochflut der Kriegsgeſetze und werordnungen iſt ſo ange⸗ 
ſchwollen und macht ſich auf allen Gebieten des praktiſchen Lebens in 
einer Weiſe geltend, daß auch der juriſtiſche Laie, ganz gleichgültig, 
welchem Berufe er angehört, gezwungen iſt, ſich mit ihrem Inhalte 
einigermaßen bekannt zu machen. Eine Schrift, die geeignet iſt, ihn 
in den gewaltigen Stoff in leichtfaßlicher Form einzuführen, iſt die 
vorliegende. Der Verfaſſer unterrichtet den Leſer über die allgemeinen 
Beſtimmungen hinſichtlich des im Kriege geltenden Vertragsrechts unter 
beſonderer Berückſichtigung der Kriegsklauſel. Die Ermächtigung des 
Bundesrats zur Anordnung von Maßnahmen, die behufs Abhilfe wirt⸗ 
ſchaftlicher Schädigungen erforderlich ſind, wird erörtert. Das Kriegs⸗ 
zuſtandsgeſetz und die militäriſche Verordnungsgewalt werden zum 
Gegenſtand der Darſtellung gemacht. Eingehend werden die getroffenen 
Schutz⸗ und Hilfsmaßregeln behandelt. Man erfährt näheres über 
den Schutz der Kriegsteilnehmer, die gerichtlichen Zahlungsfriſten und 
andere Schuldnervergünſtigungen, die Geſchäſtsaufſicht zur Abwendung 
des Konkursverfahrens, das Mindeſtgebot bei Pfandverſteigerung, die 
Pfändungsfreiheit hinſichtlich gewiſſer Einkommen bis 2000 &, die 
Abänderungen des Zivilprozeſſes, die Zahlungsverbote, die Prozeß⸗ 
verbote, die Uberwachung und Zwangsverwaltung ausländiſcher Unter 
nehmungen, die Proteſtfriſten, die Sonderbeſtimmungen hinſichtlich der 
Patente, Gebrauchsmuſter und Warenzeichen, die Goldklauſel, die 
Verjährung, das Kündigungsrecht der Hinterbliebenen von Kriegs⸗ 
teilnehmern, die Höchſtpreiſe und Schiedsgerichte, die Einigungsämter, 
die Anderungen der Krankenverſicherung und der ſonſtigen ſozialen 
Verſicherung, ſchließlich die Kriegsgewinnſteuer und andere Kriegs⸗ 
ſteuern. Mitgeteilt werden ferner die Beſtimmungen des Offizier⸗ 
penſionsgeſetzes und des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes. Aber die 
Familienunterſtützungen und die Hinterbliebenenfürſorge hört man das 
Notwendige. 


Aus einer bei der Beſprechung der Kriegsgewinnſteuer gemachten 


Bemerkung iſt zu entnehmen, daß das bis Anfang April 1916 vor 
liegende Material verarbeitet iſt. 


45. Jahrgang. 


Zu bemerken iſt, daß der Verfaſſer die Gründe, welche zum Erlaß 
der Bundesratsbekanntmachung vom 14. Januar 1915 über die Ver⸗ 
tretung der Kriegs teilnehmer in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten geführt 
haben, ausführlich mitteilt. Es iſt dies um ſo mehr zu begrüßen, als 
ſich der Verfaſſer ſonſt in der Darſtellung des Stoffes große Be⸗ 
ſchränkungen auferlegt, ſo z. B. hinſichtlich der Beendigung der Ver⸗ 
tretungsmacht des dem Kriegsteilnehmer in Gemäßheit der genannten 
Bekanntmachung beſtellten Vertreters durch Niederlegung ſeitens des 
Vertreters, hinſichtlich der Berechtigung des ſich auf die Kriegsklauſel 
berufenden Lieferanten, trotzdem an andere Kunden zu liefern, bins 
ſichtlich der Wirkung einer unrichtigen Widergabe der Anordnung des 
Militärbefehle habers in einer Zeitung. hinſichtlich der Wirkungsioſigkeit 
eines in der Reviſionsinſtanz abgeſchloſſenen Vergleichs auf diejenigen 
Koſten, über die bereits rechtskräftig entſchieden iſt, und ganz beſonders 
hinſichtlich der durch die Gerichtsentlaſtungsnovelle herbeigeführten 
Einſchränkung der Beſchwerde. 

Anzuerkennen iſt, daß der Verfaſſer das für weiteſte Kreiſe Wich⸗ 
tigfle aus dem Kriegsrecht ſorgfaltig zuſammengetragen bat. 

Landgerichtsrat Alfons Hackenberger, Schweidnitz. 


Dr. Bohumil VBlaſäk, Miniſterialrat im k. k. Finanzminiſterium: 
Die kaiſerliche Verordnung vom 16. April 1916, RGBl. 
Nr. 103, über die Kriegsgewinnſteuer ſamt der Durch⸗ 
führungsverordnung vom 8. Auguſt 1916, RGBl. Nr. 247, 
und dem Erlaß des Finanzminiſteriums vom 8. Auguſt 1916, 
Fin MV Bl. Nr. 98, betreffend Erläuterungen zur Durch⸗ 
führungsverordnung. Wien 1916. Manzſche k. u. k. Hof⸗ 
buchhandlung. IV u. 183 S. 


Mit der kaiſerlichen Verordnung vom 16. April 1916 wurde 
eine „außerordentliche Steuer von höheren Geſchäfiserträgniſſen der 
Geſellſchaften und vom Mehreinkommen der Einzelperſonen“, d. i. die 
gemeiniglich ſogenannte Kriegs gewinnſteuer, in Oſterreich eingeführt. 
Von dieſer Steuer, welche die in den Kriegsjahren erzielten übers 
normalen Gewinne treſſen ſoll — übrigens gleichviel, ob ſie infolge 
des Krieges oder aus Urſachen anderer Art gemacht wurden — iſt 
in der Tat mit einer amtlichen Mitteilung zu ſagen, daß ſie „ſich 
als durchaus gerechtfertigt erweiſt und einem in der Offentlichkeit mit 
Nachdruck geäußerten Wunſche entſpricht“. 

Die kaiſerliche Verordnung unterſcheidet zwiſchen Einzelperſonen 
und Geſellſchaften. Bei erſteren richtet ſich das Steuerausmaß nach 
der abſoluten Höhe des Mehreinkommens, bei Geſellſchaften — im 
Hinblick auf die Bedeutung, welche dem Kapital bei der Extrags⸗ 
bildung zukommt — nach der Rentabilitätsfteigerung; für Einzel⸗ 
perſonen beginnt die Steuerſkala mit 5 Prozent und ſteigt ſtaffel⸗ 
förmig bis 45 Prozent, für Geſellſchaften beginnt ſie erſt bei 10 Prozent 
und ſteigt nur bis 35 Prozent, da bei dieſen die ſtarke Belaſtung 
durch die Erwerbsſteuer in Ruckſicht gezogen wurde. Etwas anderes 
gilt wieder für inlandiſche Geſchäftsbetriebe ausländiſcher Geſellſchaften: 
die Skala beginnt bei 20 Prozent und ſteigt dis 40 Prozent, und 
die Abſtufung erfolgt nicht nach der Rentabilität, ſondern nach dem 
abſoluten Mehrertrag; doch find hierbei nur die Geſchäftsergebniſſe 
des inländiſchen Betriebes in Betracht zu ziehen. Mehrerträgniſſe 
von Geſellſchaften bis zu 10 000 Kr. und Mehrgewinne von Einzel⸗ 
perſonen bis zu 8000 Kr. bleiben von der Steuer frei. Es wird 
ferner angenommen, daß die Rentabilität der Friedensperiode 
mindeſtens 6 Prozent und das Einkommen mindeſtens 10000 Kr. 
betragen hat, ſo daß Mehrertrag und Mehreinkommen ſtets nur, ſoweit 
ſie dieſe Grenze überſteigen, der Beſteuerung unterliegen können. 

Die vorliegende Ausgabe der kaiſerlichen Verordnung bringt 
außer ihrem Texte den der Durchführunges verordnung vom 8. Auguft 
1916, die jene Verordnung in wichtigen Punkten ergänzt, dann zu 
den einzelnen Artikeln der Durchführungsverordnung die dazu gehörigen 
Stellen des dieſe Verordnung erläuternden Erlaſſes des Finanz⸗ 
miniſteriums vom gleichen Tage. In Form von Anmerkungen ſind 
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ferner die in Betracht kommenden wichtigſten Beſtimmungen des 

Perſonalſteuer⸗ und anderer Geſetze abgedruckt. Ein ſorgfältig ge⸗ 

arbeitetes Sachregiſter erhöht die Brauchbarkeit des Buches. 
Sektionsrat Prof. Dr. E. Adler, Wien. 


Die Kriegsbeſtimmungen zum ſchweizeriſchen Bundesgeſetz 
über Scyuldbeitreibung und Konkurs (Verordnungen des 
Bundesrats vom 28. September 1914, abgeändert durch 
Beſchluß des Bundesrats vom 30. März 1915 und 23. No: 
vember 1915), erläutert von Dr. C. Jaeger, Bundesrichter. 
(2. Auflage. Broſch. 3 Fr., geb. in Leinw. 3,80 Fr. Verlag: 
Art. Inſtitut Orell Füßli, Zürich.) 

Auch die Schweiz hat Kriegsbeſtimmungen über den Konkurs, 
deren Kenntnisnahme für den deutſchen Juriſten — namentlich den 
Anwalt — wegen der regen Beziehungen beider Länder praktiſch 
wichtig iſt. Auch die Schweiz hat ihren Kommentator Jaeger. 
Derſelbe betont, die Schweiz lebe ſeit dem 3. Auguſt 1914 unter 
einer Diktatur. Dem Bundesrat ſind Vollmachten eingeräumt, um 
alle „Maßnahmen zum Schutze des Landes und zur Aufrechterhaltung 
der Neutralität“ zu treffen. Durch die Kriegsverordnung vom 
28 September 1914 erleidet der bisherige Rechtszuſtand eine eins 
greifende Veränderung. Eine Milderung der Exekutionsnormen des 
Friedens war aber nicht zu umgehen. In den weiteren Beſchlüſſen 
des Bundesrats, der am 28. September 1914 ein erläuterndes 
Kreis ſchreiben erließ, iſt die anfänglich auf 6 Monate terminierte 
Dauer der allgemeinen Betreibungsſtundung um weitere 6 Monate 
verlängert worden. Ä 

Der Zweck der Verordnungen iſt, wie folgt, zu umſchreiben: 
Für die Wehrmänner dauert der Rechtsſtillſtand, der vom 
5. Auguſt bis 80. September 1914 ſchlechthin feſtgeſetzt war, fort, 
ſolange ſie unter den Fahnen ſtehen. Könnten ſeit 1. Oktober 1914 
gegen Schuldner, die Nichtwehr männer find, Zwangsvollſtreckungen 
durchgefuhrt werden, ſo würden viele in Konkurs geraten oder aus⸗ 
gepfändet werden, weil ſie zur Zeit nicht in der Lage ſind, ihren 
Verpflichtungen nachzukommen; dies möglichſt zu verhindern, iſt der 
Zweck der VO. Vorſchriften des Geſetzes werden für die Dauer der 
Geltung der VO. zum Teil allgemein, zum Teil nur für beſtimmte 
Fälle, aufgehoben, zum anderen Teil ergänzt die Novelle nur das 
Geſetz. 

Ein Schuldner kann, wenn das Verwertungsbegehren vor dem 
1. Oktober 1914 geſtellt war, die Hinaus ' chiebung der Verwertung 
verlangen, wenn er ſich verpflichtet, monatliche Abſchlags zahlungen 
von mindeſtens ½ der Betreibungsſumme zu leiſten und die erfte 
Rate ſofort bezahlt. Der Auſſchub fällt dahin, wenn die Abſchlags⸗ 
zahlungen nicht pünktlich erfolgen. Die Betreibungen der Forderungen 
unter 50 Fr., Bedienſtete, Angeſtellte, Unterhaltsberechtigte und 
Steuern werden hiervon nicht betroſſen. Das Gericht verfügt die 
Einſtellung der Verhandlung über das Konkursbegehren höchſtens für 
4 Monate in der ordentlichen Konkursbetreibung, von 2 Monaten 
in der Wechſelbetreibung, wenn der Schuldner glaubhaft macht, 
infolge des Krieges die Schuld nicht voll bezahlen zu können. Ein 
Schuldner, der das Nämliche glaubhaft macht, kann eine Betreibungs⸗ 
ſtundung für 6 (bzw. nunmehr 6 und 6) Monate verlangen. Mit 
Art. 17 des Bundesratsbeſchluſſes vom 23. November 1915, der die 
Verlängerung der Stundung bis längſtens 30. Juni 1916 feſtgelegt 
hatte, wurde verfügt, daß der Schuldner zwar fein Geſchäft fort⸗ 
führen, indes mehrfach in feiner Dispoſitionsjähinkeit beſchränkt 
werden kann. Vom rechtlichen Standpunkt intereſſiert uns vor 
allem die Möglichkeit obligatoriſcher Abſchlagsregelung, dann eine 
unſerem Geſchäfte aufſichtsverfahren ähnliche Konkursabwendung, für 
welche übrigens ein Rechtsmittel vorgeſehen tft (Art. 8 VO. vom 
28. September 1914) und eine unſerer VO. über die gerichtliche 
Bewilligung von Zahlungsfriften analoge Norm (Art. 12), freilich 
mit ſchärferen Kautelen gegen Mißbrauch. 
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Die von mir kurz ſkizzierten Leitſätze werden von Jaeger (als 
erfahrenem Praktiker), Paragraph für Paragraph, nach Zweck, Ver⸗ 
hältnis zum Friedensgeſetz, zeitlicher Geltung, formeller Handhabung, 
Folgen des Verzugs und event. Aufhebung des Aufſchubes, ſorgfältig 
erläutert. So dient der in 2. Auflage vorliegende und die bis⸗ 
herigen Ergebniſſe verwertende Kommentar den mit der Anwendung 
betrauten Amtsſtellen und dem mit der Schuldbetreibung in Be⸗ 
rührung kommenden Publikum. 

Juſtizrat Dr. Hugo Cahn, Nürnberg. 


Hofrat Prof. E. Czuber: Die Zukunft des Verſicherungs⸗ 
weſens in Oſterreich. Wien 1916. Manzſche k. u. k. Hof: 
Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buchhandlung. 82 Seiten. 2 Kr. 

Der Weltkrieg mit ſeinem ungeheuren Finanzbedarf rückt die 

Frage der Einführung ſtaatlicher Monopole in den Vordergrund. 

Auch die Verſtaatlichung des privaten Verſicherungsweſens iſt in vielen 

kriegführenden Staaten, bald von ſeiten der Regierung, bald von 

einzelnen politiſchen Parteien gefordert worden. Dieſe Erſcheinung 
hat eine ganze Reihe von Schriften veranlaßt, vorwiegend ſolcher, 
welche die gegen ein ſtaatliches Verſicherungsmonopol ſprechenden 

Gründe zuſammenfaſſen. In die Reihe dieſer Schriften gehört auch 

die vorliegende, von Profeſſor Emanuel Czuber verfaßte. Hier hat 

der berühmte Wiener Mathematiker, zu deſſen hervorragenden Eigen⸗ 
ſchaften es gehört, daß er auch die abſtrakteſten Dinge in größter 

Klarheit gemeinverſtändlich darſtellen kann, ſich im weſentlichen als 

Nationalökonom und Wirtſchaftspolitiker betätigt. Im erſten Teil 

der Schrift wird uns Zweck und Weſen der Verſicherung geſchildert, 

ihre Technik und ihr Geſchäftsbetrieb, ihre Organiſation und ihre 

Wirkung auf die Gemeinwirtſchaft. Der Hauptinhalt des Buches 

beichäftigt ſich aber, wie ſchon angedeutet, mit dem Verſtaatlichungs⸗ 

gedanken, mit den Gründen, die für eine Verſtaatlichung angeführt 
werden und mit den Gegengründen. Dabei wird der Geſchäftsbetrieb 
der öſterreichiſchen Lebensverſicherungsgeſellſchaſten 1909 — 1913 ein- 

gehend geprüft. Auf die Betriebsunkoſten, die Gewinne und Divi⸗ 

denden u. v. a. kommt Czuber zu ſprechen und gelangt ſchließlich zu 

dem Ergebnis, „daß das private Verſicherungsweſen ſeinen Aufgaben 
bisher in hohem Maße entſprochen hat .... Wenn auch zugegeben 
werden muß, daß die Konkurrenz mitunter die Grenze des Zuläſſigen 
überfchreitet, und daß es Fälle gibt, wo die Geſchäftsgebarung einer 
ſtrengen Kritik nicht ſtandhalten kann, ſo ſind das nicht Erſcheinungen, 
die dem Verſicherungsweſen allein zur Laſt zu ſchreiben find.... Die 
von manchen Seiten in Anregung gebrachte Verſtaatlichung wäre 
vergleichbar der Verpflanzung eines blühenden Baumes aus einem 

Erdreich, in dem er feſt verwurzelt iſt, in einen Boden, deſſen Eig⸗ 

nung nicht erwieſen iſt .... Unter ſolchen Umſtänden kann kein Eins 

ſichtiger dazu raten, in Beſtehendes und Bewährtes um eines ver⸗ 
meintlichen momentanen Erfolges willen einzugreifen und dabei wichtige 

Intereſſen der Zukunft aufs Spiel zu ſetzen.“ Faſt alles, was der 

Verfaſſer über die öſterreichiſche Verſicherung ausführt, kann auch auf 

die deutſche Anwendung finden. 

Prof. Dr. Alfred Manes, Berlin. 


Juſtizrat Dr. Alfred Korn: Kurzgefaßter Haudkommentar zum 
HGB. Köln 1915. Zentrale für G. m. b. H. Dr. O. Schmidt. 
VIII und 341 Seiten. 


Der Kommentar ſoll nach der Abſicht des auf dem Gebiete 
des Handelsrechts wohlbekannten Verfaſſers zur Einführung in 
das Studium des Handelsrechts, zur Belehrung für rechts» 
kundige Kaufleute und zur raſchen Informierung beſchäftigter 
Rechtsanwälte und Richter wie auch zur Wiederholung für 
Reihtsprüfungen geeignet ſein. Man wird bezweifeln dürfen, ob 
ſelbſt der beſchäfigte Richter und Rechtsanwalt ſich an der aus 
den Erläuterungen zu ſchöpfenden Belehrung genügen laſſen wird, 
da die einzelnen Materien nur in den weſentlichſten Umriſſen 
behandelt find. Für rechtsbefliſſene Referendare und rechtskun⸗ 
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dige Kaufleute dagegen wird dieſe kurze Art der Kommentierung, 
die in ſyſtematiſchem Aufbau den Inhalt der einzelnen Beſtim⸗ 
mungen zergliedert, von großem Vorteil ſein. Die Klarheit und 
Knappheit der Sprache, die Verbindung aller Rechtsſätze des 
HGB. mit demjenigen des BGB. und der übrigen einſchlägigen 
Geſetze iſt beſonders zu rühmen. Das Buch füllt eine fühlbare 
Lücke in der Literatur zum HGB. aus, und man darf ihm einen 
guten Erfolg wünſchen. 

Für eine etwaige neue Auflage dürfte ſich auch eine Kom⸗ 
mentierung der nur im Text wiedergegebenen Beſtimmungen zum 
EG HGB. empfehlen. 

Juſtizrat Kaufmann, Magdeburg. 


Dr. Heinrich Giesker⸗Zeller, Privatdozent in Zürich: Die 
Rechtsauwendbarkeitsnormen. Verlag von J. Bensheimer, 
1914. 94 Seiten. 

Der Verfaſſer entwickelt in der vorliegenden Schrift ins⸗ 
beſondere den Begriff der Rechtsanwendbarkeitsnormen. Er geht 
davon aus, daß man zwei Gruppen von Rechtsanordnungen aus⸗ 
einanderzuhalten habe, nämlich diejenigen, die ſich ſelbſt auf das 
objektive Recht beziehen, die ſagen, von wann an, in welchem 
Umfange und wie das objektive Recht angewendet werden müſſe, 
andererſeits die Rechtsanordnungen, die nicht die Anwendung 
regeln, ſondern felbft angewendet werden. 

Die erſte Gruppe, alſo die Anordnungen über das objektive 
Recht, bezeichnet der Verfaſſer als Rechtsanwendungsnormen. 

Dieſe Rechtsanwendungsnormen zerfallen wiederum in zwei 
große Hauptgruppen: 

1. die Rechts anwendbarkeitsnormenz; bar 
unter ſind ſolche Rechtsſätze zu verſtehen, welche be⸗ 
ſtimmen, ob und wann eine Anordnung als Teil des 
objektiven Rechts anwendbar ſei, 

2. die Rechtsauslegungsnormen, 
Regeln über die Rechts interpretation. 

Die Rechtsanwendbarkeitsnormen, mit denen ſich der Ver⸗ 
faſſer vorwiegend beſchäftigt, gliedern ſich in die Geltungskrafts⸗ 
normen und die Geltungsgebietsnormen. Die erſteren enthalten 
diejenigen Rechtsſätze, die das Sein oder Nichtſein der Rechts⸗ 
anordnung, ihr Inkrafttreten und Erlöſchen, ihre Verbindlichkeit 
und ihre Geltung an ſich regeln. 

Die Geltungsgebietsnormen entſcheiden über die 
relative Anwendbarkeit von Rechtsanordnungen. Sie geben 
Auskunft über die Tragweite der Rechtsſätze und ihr Herrſchafts⸗ 
gebiet. 

Die Geltungskraftsnor men zerfallen wiederum in die 
Textformen, alſo ſolche Regeln, die ſich auf den Wortlaut des Ge⸗ 
ſetzes beziehen und die Gültigkeitsnormen, die darüber Auskunſt 
geben, ob der mit Hilfe der Textnormen nachgewieſene Rechts⸗ 
text auch wirklich geltendes Recht iſt. 

Die Geltungsgebietsnormen teilt der Verfaſſer in ſolche ein, 
die lediglich auf die Herkunft des Rechts abſtellen, und in ſolche, 
deren Weſen nicht in der Verſchiedenheit der Rechtsquellen beſteht. 
Zu den letzteren gehören beiſpielsweiſe die ſogenannten inter⸗ 
perſonalen Geltungsgebietsnormen, die zwar derſelben Rechts⸗ 
quelle entſpringen, die aber nur für den einen Teil der Be 
völkerung gelten, für den anderen Teil nicht, beiſpielsweiſe für 
Kaufleute, Adlige, Bauern, Geiſtliche oder für Farbige einerſeits, 
für Weiße andererſeits und dergleichen mehr. 

Die Geltungsgebietsnormen, die lediglich auf die Herkunft des 
Rechts abſtellen, beziehen ſich entweder auf den Gegenſatz ſtaat⸗ 
lichen Rechts zu anderen Rechtsquellen oder auf die Abgrenzung 
nichtſtaatlicher Rechtsquellgebiete voneinander. 

Der Verfaſſer entwickelt in feiner Schrift weiterhin feine Auf: 
faſſung über das objektive Recht und erblickt darin jede verbindliche 
Willensanordnung, welche unmittelbar den Zweck verfolgt, Kon⸗ 
flikte zwiſchen dem Willen mehrerer Subjekte zu ſchlichten. 


alſo die 


45. Jahrgang. 


Schließlich gibt der Verfaſſer Ausführungen darüber, welche 
Stellung die Rechtsanwendungsnormen im Syſtem des objektiven 
Rechts einnehmen, an wen fie ſich wenden, von wem die Rechts⸗ 
anwendungsnormen erlaſſen werden und welchen Nutzen die Zu— 
ſammenfaſſung aller Rechtsanwendbarkeitsnormen unter einen Be: 
griff bringt. Die Schrift bezeichnet es vor allen Dingen als einen 
Vorteil, den Platz feſtzuſtellen, den die Rechtsanwendbarkeits— 
normen im Syſtem des objektiven Rechts einnehmen. 

Auch derjenige, der ſich mit dem reichlich abſtrakten Inhalt der 
nicht leicht zu leſenden Schrift nicht befreundet und der den 
weſentlichen Zweck der Rechtswiſſenſchaft nicht in der Formung 
und Gliederung von Begriffen erblicken kann, wird zugeben 
müſſen, daß der Verfaſſer die von ihm geſtellte Aufgabe unter Auf⸗ 
wand von ſehr großer Sorgfalt und Scharfſinn gelöſt hat. 

Rechtsanwalt Dr. Kirchberger, Leipzig. 


Dr. Alfred Löwenſtein: Der Rechtsbegriff als Relations: 
begriff. C. H. Beckſche Verlagsbuchhandlung in München, 
1915. 

Das vorliegende Heft iſt die Ausarbeitung einer Diſſertation. 

Sie gibt die Literatur der Frage nach dem Recht; eine Löſung 

der Frage verſucht ſie nicht und beſcheidet ſich nach ihren eigenen 

Worten darauf, „darüber Auskunft zu geben, was die Jurispru⸗ 

denz nicht iſt, nicht darüber, was fie i ſt“ (S. 15). — Dies geht 

nicht an, denn für die Negation der Kritik ſind poſitive eigene 

Gründe nötig; man kann ohne ſie nicht, wie der Autor, ſowohl 

die Rechtspſychologie wie die poſitiviſtiſche Philoſophie der Gegen⸗ 

wart ablehnen, wie ihn auch die Forſchungen des von ihm abge⸗ 
lehnten Zitelmann belehren müſſen; von anderen nicht zu reden, 
die er nicht kennt. Der Autor will einen Beitrag zur „Methodo— 
logie der Rechtswiſſenſchaft“ geben und baut ſeine Arbeit auf die 

Relationsvorſtellung auf. Allein dieſe Kategorie läßt ihn im 

Stich, und wir erfahren eben nicht, wie das „logiſche Problem 

ein ſpezifiſch juriſtiſches wird“. Hierzu muß ein anderes kommen, 

wenn man nicht nach Stammler ganz eigene, ſpezielle 

Rechtskategorien aufſtellt oder ein rechtspſycho⸗ 

logiſches Moment, das, wie Stammlers Kategorien, Rechts- 

band und Rechtsreaktion erklärt. Der Autor verkennt 
die zeitliche Unmöglichkeit des „Zwangs“ im Recht, auch den 

Begriff der richtigen Funktion, die niemals „ethifcher Natur“ iſt 

(S. 55). — Trotz alledem iſt es verdienſtlich, mit derartiger Aus⸗ 

forſchung der Literatur ſich an die letzten Fragen zu wagen; nur 

ſollte eine derartige Forſchung den Schluß und nicht den Anfang 
der theoretiſchen Arbeit bilden; ſonſt fehlt es, wie hier, an aller 
und jeder Bezugnahme auf die Praxis unſeres juriſtiſchen Lebens 
und an Beiſpielen aus den Rechtsgebieten. Die Arbeit hat meines 

Erachtens ein gutes Verdienſt; ſie zeigt negativ, daß wir 

hier weder mit der Modalität noch mit einer anderen Kategorie 

auskommen, ſie iſt ein Beitrag zum Irrationalen im 

Necht. | 

Juſtizrat Dr. A. Sturm, Naumburg a. ©. 


Dr. Fritz Schulz, ord. Prof. der Rechte in Kiel: Einführung 
in das Studinm der Digeſten. Tübingen, 1916. Verlag 
von J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). XI, 136. 


Das Buch will etwas ganz anderes als z. B. das Leſebuch 
Küblers; es will ein Lehrbuch ſein zur wiſſenſchaftlichen Ein⸗ 
führung in das wiſſenſchaftliche Studium und Verſtändnis der 
Digeſten. Es zerfällt in zwei Teile, einen theoretiſchen und einen 
praktiſchen. Der erſte entwickelt theoretiſch die Grundſätze der 
Digeſtenkritik, orientiert an den beiden Polen: klaſſiſcher und 
juſtinianiſcher Text. Der zweite Teil enthält einige praktiſche 
Proben auf die Theorie. Die Arbeit iſt als ganzes zu loben und 
wird hoffentlich in ihrem zweiten Teile künftig ſich noch erheblich 
vergrößern. Sie könnte die Brücke zu den Philologen bilden, die 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


1321 


eigentümlicherweiſe ſich um das Juriſtenlatein ſo gut wie gar nicht 
kümmern und wegen ihrer Unwiſſenheit in dieſen Dingen auch 
nicht imſtande ſind, ſachlich den Wert juriſtiſcher Bildung zu er⸗ 
meſſen. Schon aus Gründen der Zeiterſparnis wird die Schule 
doch ſchließlich einmal zu der juriſtiſchen Literatur greifen müſſen, 
um mit ihrer Hilfe den Anforderungen an den unvermeidlichen 
ſtaatsbürgerlichen Unterricht einigermaßen zu genügen. Staats⸗ 
bürgerkunde läßt ſich an die Behandlung der juriſtiſchen Quellen⸗ 
ſtellen bei einigem Geſchick ſehr leicht anſchließen, wenn der Lehrer 
nicht ganz weltfremd iſt und ſich nicht völlig an grammatikaliſche 
Haarſpaltereien verliert. Vorausſetzung aber iſt, daß die Philo⸗ 
logen ſchon auf der Univerſität in dieſen Dingen ausgebildet 
werden, und dazu kann das Buch von Schulz die beſten Dienſte 
leiſten. Gewiß wird es auch den Rechtsjüngern nützlich ſein, ich 
befürchte aber, daß alsbald der Repetent einen kurzen mund⸗ 
gerechten Auszug aus dem Buche der Jugend zur Verfügung 
ſtellen wird und daß hier wie ſo oft das Kleinere der Feind des 
Beſſeren ſein wird. Ich möchte daher glauben, daß die eigentliche 
Zukunft des Buches bei den Philologen fein wird, die nur be» 
ſtimmt daran zu erinnern ſind, daß ſie mit dem von ihnen be⸗ 
triebenen Latein denn doch nicht alles das leiſten, was für die 
Jugenderziehung wünſchenswert wäre. Ein weiterer Vorteil 
wäre, daß endlich auch uns Juriſten der Jugendunterricht etwas 
erleichtert würde, kein Beruf geht bei der jetzigen Jugenderziehung 
ſo vollſtändig leer aus, wie der juriſtiſche. 
Prof. Dr. Krückmann, Münfter. 


Willi, Dr. Georges, Rechtsanwalt in Chur: Die Gewähr⸗ 
leiſtung im Viehhandel nach Schweizer Recht. 118 Seiten. 
Zürich, Artiſtiſches Inſtitut Orell Füßli. (Jahr des Er— 
ſcheinens nicht angegeben, wahrſcheinlich 1915.) Geb. 1,80 &. 

Die Schweiz beſaß bis zum 1. Januar 1912 kein einheitliches 
Viehgewährſchaftsrecht. Jeder Kanton hatte andere Gewährſchafts⸗ 
beſtimmungen. In den einen galt das Hauptmängelſyſtem, in 
den andern dagegen gab es keine geſetzliche, ſondern nur eine ver⸗ 
tragsmäßige Haftung. Seit dem 1. Januar 1912 gilt für die 
ganze Schweiz ein einheitliches Recht über Viehgewährſchaft. Maß⸗ 
gebend ſind die Art. 198, 202 des Obligationenrechtes vom 30. März 
1911, in Kraft ſeit 1. Januar 1912, und die Verordnung, betr. das 
Verfahren bei der Gewährleiſtung beim Viehhandel vom 14. November 
1911, in Kraft ſeit 1. Januar 1912. 

Das neue Schweizer Viehgewährſchaftsrecht beruht auf folgendem 
Grundſatz: Beim Handel mit Vieh (Pferden, Eſeln, Maultieren, 
Rindvieh, Schafen, Ziegen und Schweinen) beſteht eine Pflicht zur 
Gewährleiſtung nur inſoweit, als der Verkäufer ſie dem Käufer 
ſchriftlich zugeſichert oder den Käufer abſichtlich getäuſcht hat. Es 
findet alſo die geſetzliche Haftung für Hauptmängel wie nach dem 
BGB. nicht ſtatt. 

Das Büchlein von Willi unternimmt es, eine gemeinverſtändliche 
Darſtellung des ſchweizeriſchen Viehgewährſchaftsrechtes in Frage und 
Antwort zu geben und ich muß fagen, daß dieſer Zweck vollſtändig 
erreicht iſt. Die Darſtellung iſt außerordentlich klar, gemeinverſtändlich 
und erſchöpfend. Das Büchlein zerfällt in 3 Abſchnitte: Der erſte 
Abſchnitt behandelt die Gewährleiſtung im Viehhandel auf Grund der 
ſchriftlichen Zuſicherung des Verkäufers, und zwar: 

J. das ſchriftliche Gewährleiſtungsverſprechen, 

II. die Gewährfriſt, die Mängelrüge und das Begehren um 

Unterſuchung des Tieres, 

III. das Vorverfahren, 

IV. das Hauptverfahren, 

V. die Wandelungs⸗ und Minderungsklage. 

Im zweiten Abſchnitt finden wir Ausführungen über die Gewähr⸗ 
leiſtung im Viehhandel auf Grund der abſichtlichen Täuſchung des 
Käufers durch den Verkäufer. 
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Ein dritter Abſchnitt bringt eine Zuſammenſtellung ber bundes⸗ 
geſetzlichen Beſtimmungen betreffend die Gewährleiſtung im Viehhandel, 
ein Formular für einen Gewährleiſtungsvertrag und einen kurzen 
Hinweis auf das Währſchaftsrecht des Auslandes. Ich habe an dem 
Büchlein von Willi nur eines auszuſetzen, und das iſt der Mangel 
jeglicher Literaturangabe. Ich verlange für eine populäre Darſtellung 
ſelbſtverſtändlich nicht Literaturangaben in der Darſtellung ſelbſt; es 
genügt, wenn in der Vorrede oder in einem Literaturverzeichnis auf 
die benützten Quellen hingewieſen wird. Als genauer Kenner der 
deutſchen Literatur auf dem Gebiete des Viehgewährſchaftsrechtes kann 
ich konſtatieren, daß Willi deutſche Literatur in nicht geringem Maße 
benützt hat, zitiert iſt aber nicht eine einzige Quelle, und das iſt ein 
Verfahren, das vom widſſenſchaftlichen Standpunkt aus zu ber: 
urteilen iſt. Rechtsanwalt Dr. Hans Stölzle, Kempten. 


5 — — 


Der Juſtizminiſter. 


I. 2024. Berlin W. 8, den 9. September 1916. 


Wilhelmſtr. 65. 

Von dem Herrn Miniſter des Innern und mir iſt an den 
Vorſtand des Preußiſchen Städtetages in Berlin C 2, 
Poſtſtr. 17, ein gemeinſchaftliches Schreiben vom 14. Juli 
d. J. gerichtet, in dem darauf hingewieſen iſt, daß es mit 
Rückſicht auf die durch den gegenwärtigen Krieg geſchaffenen 
Verhältniſſe zweifelhaft ſei, ob den Erſuchen der Stadt⸗ 
verwaltungen um Überlaſſung geeigneter juriſtiſch vor⸗ 
gebildeter Arbeitskräfte auch künftig durch Beurlaubung 
von Gerichtsaſſeſſoren in gleichem Umfange, wie bisher, 
werde entſprochen werden können. Andererſeits iſt in 
dem Schreiben hervorgehoben worden, daß unter den 
Rechtsanwälten zahlreiche Perſönlichkeiten vorhanden ſein 
würden, die bereit und geeignet ſeien, die Kommunal⸗ 
verwaltungen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben wirkſam 
zu unterſtützen. Für den Fall, daß den Kommunal⸗ 
verwaltungen eine ſolche Verwendung von Rechtsanwälten 
erwünſcht ſein ſollte, habe ich mich bereit erklärt, mit 
den Vorſtänden der Anwaltskammern in Verbindung zu 
treten, damit ſie den Stadtverwaltungen auf Wunſch 
geeignete und bereite Perſönlichkeiten in Vorſchlagebrächten. 

Nach dem abſchriftlich beiliegenden Schreiben des 
VBorſtandes des Preußiſchen Städetages vom 31. Auguſt 
d. J. hat eine Anzahl von Städten den Wunſch nach einer 
Vermittlung der Anwaltskammern geäußert, und es ſind 
zwei Vorſchläge für die praktiſche Durchführung gemacht 
worden. 

Den Vorſtand der Anwaltskammern erſuche ich, zu 
dem geäußerten Wunſche Stellung zu nehmen, gegebenen— 
falls die beiden Vorſchläge einer Prüfung zu unterziehen 
und von dem Ergebniſſe der Prüfung den Vorſtand des 
Preußiſchen Städtetages im Intereſſe einer tunlichſten 
Förderung der Angelegenheit unmittelbar in Kenntnis zu 
ſetzen. Aus dem gleichen Grunde wird es ſich empfehlen, 
etwa erforderliche Rückfragen gleichfalls unmittelbar an 
den Vorſtand des Preußiſchen Städtetages zu richten. 

Aber die endgültige Regelung der Angelegenheit 
erſuche ich mir demnächſt eine kurze Anzeige zu erſtatten. 

Zu dem abſchriftlich beiliegenden Schreiben vom 
31. v. Mts. wird ergänzend bemerkt, daß nach einer 
fpäteren Mitteilung des Vorſtandes des Preußiſchen 
Städtetages auch die Stadt Wandsbek nachträglich 
geſchrieben hat, daß die Frage der Anſtellung eines Hilfs— 
arbeiters bei ihr vorausſichtlich ſehr ſchnell erledigt 
werden müſſe. 

In Vertretung gez. Mügel. 


An den 
Borſtand ſämtlicher Anwaltskammern. 
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Preußiſcher Städtetag. Der Vorſtand. 
Nr. 149/16 P. 


Berlin C. 2, den 31. Auguſt 1916. 
Poſtſtr. 17, Ecke Molkenmarkt. 


An den Herrn Juſtizminiſter, Berlin. 


Auf die geneigte Zuſchrift vom 14. Juli d. J. — 
I. 1756 J. M. — und unter Hinweis auf unſere Zwiſchen⸗ 
antwort vom 22. Juli d. J., beehren wir uns mitzuteilen, 
daß eine Anzahl von Städten den Wunſch nach einer Ber: 
mittlung der Anwaltskammern bei der Verwendung von 
Rechtsanwälten in ſtädtiſchen Verwaltungen geäußert hat. 
Aus der Reihe der Städte find zwei Vorſchläge für die 
praktiſche Durchführung gemacht worden, nämlich 

1. der Vorſchlag einer generellen Fühlungnahne 
der Anwaltskammern mit den Kommunen, und 
zwar in der Richtung, daß von den Anwalts: 
kammern Verzeichniſſe bereiter und geeigneter 
Rechtsanwälte aufgeſtellt und den ſtädtiſchen 
Verwaltungen übermittelt werden, damit dieſe 
ſich im Bedarfsfalle mit den Bewerbern in Ber: 
bindung ſetzen können; 

2. iſt eine Inanſpruchnahme von Fall zu Fall 
befürwortet worden, und zwar in der Beife, 
daß die Anwaltskammern veranlaßt werden, den 
Kommunalverwaltungen auf Wunſch geeignete 
und bereite Perſönlichkeiten namhaft zu machen. 

Einen Bedarf an Hilfsarbeitern aus dem Stande der 
Rechtsanwaltſchaft haben gegenwärtig insbeſondere 
folgende Städte: Caſſel, Poſen, Raſtenburg, Stargard, 
Stolp und Tilſit. Namentlich die drei letztgenannten 
Städte haben gebeten, zur Beſeitigung des bei ihnen 
hervorgetretenen dringenden Bedürfniſſes alsbald die 
geeignete Maßnahme zu veranlaſſen. 


Wir wären dankbar, wenn wir von den Entſchließungen 
Euer Exzellenz in Kenntnis geſetzt würden. 
gez. Wermuth, Oberbürgermeiſter von Bert, 
Vorſitzender. 


Kleinere Anfſätze. 


Das Kapitalabſtudungsgeſetz. Das „Geſetz über Kapital 
abfindung an Stelle von Kriegsverſorgung“ vom 3. Juli 1916 (REEL 
1916, 680) fol dazu dienen, die Schäden, die der Krieg den Heeres 
angehörigen und ihren Hinterbliebenen zugefügt hat, zu milder. 
Während nach dem Stande der bisherigen Geſetzgebung lediglich eine 
fortlaufende Verſorgung — Rente — gewährt werden konnte, lam 
jetzt neben der fortlaufenden Berforgung die Möglichkeit 
gegeben werden, mit Hilfe eines Kapitals ſich auf eigener Scholl 
anſäſſig zu machen oder vorhandenes Beſitztum zu erhalten. 

Gemäß 8 1 des Geſetzes können alle Perſonen, die aus Anlaß 
des gegenwärtigen Krieges auf Grund des Mannſchaftsverſorgung 
geſetzes und des Militärhinterbliebenengeſetzes Anſpruch auf Kriegs“ 
verſorgung haben, auf ihren Antrag zum Erwerb oder ju 
Feſtigung eigenen Grundbeſitzes durch Zahlung eines Kapital 
abyefunden werden. Hierdurch kommt zunächſt zum Ausdruck, daß 
das Geſetz lediglich auf die ſeit dem 1. Auguſt 1914 aus dem aktiven 
Heeresdienſt entlaſſenen Perſonen ſowie die ſeit dieſem Zeitpuntt 
kriegsverſorgungsberechtigt gewordenen Witwen Anwendung findet 
Ausgeſchloſſen ſind alſo alle Kriegsteilnehmer bzw. deren Witwen, bie 
mit Rückſicht auf frühere Kriege verſorgungsberechtigt geworden find 
Sodann tft bedeutſam, daß kein Anſpruch auf die Abfindung 
ſumme beſteht. Vielmehr entſcheidet die oberſte Milit 
dehörde (Kriegs miniſterium, Reichs marineamt, Neichskolontalamt) naß 


45. Jahrgang. 


‚freiem Ermeſſen über den Antrag. Die Abfindung geſchieht „zum 
Etwerb oder zur Feſtigung eigenen Grundbeſitzes“. Auf die Beſitz⸗ 
form, unter der das Grundſtück erworben wird, kommt es nicht an; 
es ſollen unter die Beſtimmung des § 1 auch die Form des Renten⸗ 
guts, der Erbpacht und des Erbbaurechts ſowie diejenigen Beſitzformen 
fallen, welche für die Befeſtigung kleinerer landwirtſchaftlicher oder 
gärtneriſcher Beſitzungen landesgeſetzlich beſtehen oder künftig geſchaffen 
werden. Auch wird geeignetenfalls der Grunderwerb durch Beitritt 
zu einem gemeinnützigen Baus oder Siedlungsunternehmen (Bau- oder 
Wohnungsgenoſſenſchaft) als genügend erachtet werden können. Unter 
Feſtigung eigenen Grundbeſitzes ſollen alle Maßregeln verſtanden 
werden, die geeignet ſind, einen vorhandenen Beſitz und die Gelegen⸗ 
heit zu ländlicher Arbeit ſowohl den zu Verſorgenden ſelbſt, als auch 
ihren Angehörigen zu erhalten und zu ſtärken. Dazu ſind zu rechnen: 
die Tilgung von Schulden oder die ſonſtige Verbeſſerung der Schuld⸗ 
verhältniſſe, der Auſbau oder die Wiederherſtellung von Gebäuden, 
die Vergrößerung leiſtungsſähigen Beſitzes durch Neuerwerbungen, die 
Vervollſtändigung landwirtſchaftlichen Inventars uſw. Die gleichen 
Geſichtspunkte kommen für die Kriegs witwen in Betracht. 

Um nun eine nützliche Verwendung des Geldes zu gewährleiſten, 
wird eine genaue Prüfung der einſchlägigen Verhältniſſe, inbeſondere der 
perſönlichen, Familien⸗ und Vermögensverhältniſſe des Antragſtellers 
zu erfolgen haben. Die näheren Beſtimmungen hierüber, auf die 
noch eingegangen werden wird, ſind in den vom Bundesrat erlaſſenen 
Ausführungsbeſtimmungen vom 8. Juli 1916 enthalten. 

Da damit zu rechnen iſt, daß Perſonen früheſtens mit dem 
21. Lebens jahr ſelbſt beurteilen können, wie ſich ihr künftiges Leben 
geſtalten ſoll, iſt als Mindeſtgrenze für die Gewährung der Kapital⸗ 
abfindung die Vollendung des 21. Lebensjahres vorgeſehen. Anderer⸗ 
ſeits iſt im allgemeinen als Höchſtgrenze das 55. Lebensjahr beſtimmt 
und nur ausnahmsweiſe auch nach dieſem Zeitpunkt eine entſprechende 
Abfindung zugelaſſen. 

Neben dem vorgeſchriebenen Alter kommen als weitere Voraus⸗ 
ſetzungen für die Bewilligung der Kapitalabfindung in Betracht: 

1. daß der Verſo rgungsanſpruch anerkannt iſt, fo daß alſo z. B. 

der Antrag unzuläſſig tft, ſolange das Verfahren noch ſchwebt; 

2. daß nach Art des Verſorgungsgrundes ein ſpäterer Wegſall der 

Kriegsverſorgung nicht zu erwarten iſt; 

3. daß für eine nützliche Verwendung des Geldes Gewähr beſteht. 

über dieſen Punkt wird auf die obigen Ausführungen verwieſen. 

Hält die oberſte Militärverwaltungsbehörde eine nützliche Ver⸗ 
wendung des Geldes nicht für gewährleiſtet, fo tft dem Antragſteller 
vor der Entſcheidung ſchriftlich Kenntnis von den Gründen und 
Gelegenheit zur Außerung zu geben. 

Die Kapitalabfindung kann umfaſſen: 

a) Für die Kriegsteilnehmer: Die Kriegs zulage, die Ver⸗ 
ſtümmelungszulage, die Tropenzulage in Höhe der Kriegszulage. Für 
die Höhe dieſer Zulagen kommen die §§ 14, 13, 67 und 69 des 
Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes vom 31. Mai 1906 in Betracht. 
Danach beträgt die Kriegszulage monatlich 15 K und die Ver⸗ 
ſtümmelungszulage monatlich entweder 27 oder 54 l, wobei zu 
bemerken iſt, daß in gewiſſen Fällen kein Anſpruch auf die Ver⸗ 
ſtümmelungszulage beſteht, die Gewährung vielmehr in das freie 
Ermeſſen der Militärverwaltungsbehörde geſtellt iſt. Kriegs zulage 
und Tropenzulage können nicht nebeneinander gewährt werden. 

b) Für die auf Grund des Militärhinterbliebenengeſetzes vom 
17. Mai 1907 verſorgungsberechtigten Witwen von Militärperſonen 
der Unterklaſſen: Die Hälfte der ihnen zuſtehenden Bezüge, das heißt 
für die Witwe eines Feldwebels, Vizefeldwebels, Sergeanten mit der 
Löhnung eines Vizefeldwebels oder eines Zugführers der freiwilligen 
Krankenpflege bis zur Höhe von 300 &, für die Witwe eines 
Sergeanten, Unteroffiziers, Zugführerſtellvertreters oder Sektions⸗ 
führers der freiwilligen Kriegskrankenpflege bis zur Höhe von 250 &, 
für die Witwe eines Gemeinen oder einer jeden anderen Perſon des 
Unterperſonals der freiwilligen Kriegskrankenpflege bis zur Höhe 
von 200 /. 
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Da die Abfindung für die Kriegszulage oder die Verſtümmelungs⸗ 
zulage oder für beide nebeneinander in voller Höhe leicht über das 
wirtſchaftliche Bedürfnis hinausgehen können, kann die Abfindung auf 
einen Teilbetrag beſchränkt werden. 

Der Berechnung der Abfindungsſumme wird das Lebensjahr 
zugrunde gelegt, das der Antragſteller in demjenigen Jahre vollendet, 
das auf den Tag der Antragſtellung folgt. 

Für die Bemeſſung des Abfindungskapitals iſt die Statiſtik über 
die durchſchnittliche Sterbenswahrſcheinlichkeit maßgebend geweſen. 
Auf jeden Fall ſoll eine Abfindung nicht eintreten, wenn ein vor⸗ 
zeitiges Ableben des Antragſtellers zu befürchten iſt. 


Als Abfindungsſumme iſt danach unter Berückſichtigung des 
Lebensalters das aus der nachſtehenden Tabelle erſichtliche Vielfache 
der Ver ſorgungsgebührniſſe zu zahlen, und zwar bei dem: 


21. Lebensjahre das 18 ½ fache, 39. Lebensjahre das 14 fache, 
22. 4 „ 14 ½ „ 40. 7 „ 18%, „ 
23. 5 „ 18 „ 41. 1 „ 13½ „ 
24. n ” 17 1 in 42. . „ 13 9 4 „% 
25. 10 „ 17½ „ 43. 0 „ 13 1 
26. 1 „ 17½ „ 44. 1 „ 12¾ „ 
27. 1 > 17 1 45. 0 „ 12½ „ 
28. 1 „ 16¾ „ 46. 5 „ 12½ „ 
29. 1 „ 16 „ 47. m „ 12 ” 
80. " " 16 ur ” 48. 7 „ 11 3; " 
31. 5 „ 16 1 49 N „ 11½ „ 
82. 7 77 15 ur " 50. ” 1 10% L 
33. 1 „ 15½ „ 51. si „ 10 „ 
34. 7 „ 15 ½ „ 52. 8 „ 9 „ 
35. " T 15 M 53. MI ” 9 „7. 7. 
86. m „ 14% „ 54. " „ 8/½ „ 
87. 70 7. 14 la ” 55. 7. n 8 ur . 
38. 5 7 14 7. 


des Jahresbetrags der betreffenden Bezüge oder eines Teiles derſelben. 


Bei Perſonen, die das 55. Lebensjahr vollendet haben, iſt die 
Abfindung fo zu bemeſſen, daß ſich das 81/, ſache für jedes weitere 
Lebens jahr um die Hälfte desjenigen Verſorgungsteils vermindert, 
der der Kapitalabfindung zugrunde gelegt wird. Der Verſorgungs⸗ 
berechtigte erhält alſo beim: 


56. Lebensjahre das 7 ¼ fache, 
57. „ rakeene 1. 7 
58. %% tt 10000 77 6 n uſw. 


Es können nun, falls mehrere Zulagen zuſtändig ſind, dieſe 
kapitaliſiert und zuſammengerechnet werden. Die Abfindungsbeträge 
ſchwanken alſo im einzelnen, je nach dem Alter (21 55 Jahre), 
zwiſchen 3330 , und 1485 & bei der Kriegszulage, ſowie zwiſchen 
5994 A und 2673 & bei der einfachen Verſtümmelungszulage, endlich 
zwiſchen 11 988 & und 5346 &i, bei der doppelten Verſtümmelungs 
zulage. Es könnten alſo an Abfindungen z. B. erhalten: 

Ein 21 jähriger: 3 330 & Kriegszulage, 
5 994 4 einfache Verſtümmelungszulage, 
zuſammen .. 9 324 A, 
ein 35 jähriger: 2 700 & Kriegszulage, 
4 860 & einfache Verſtümmelungszulage, 
zuſammen .. 7 560 A, 
ein 45 jähriger: 2 250 K Kriegszulage, 
8 100 & doppelte Verſtümmelungszulage, 
zuſammen .. 10 350 &, 
ein 55 jähriger: 14854 Kriegszulage, 
2673 A einfache Verſtümmelungszulage, 
zuſammen .. 4 158 K. 

Für Witwen ſchwanken, je nachdem man die Beträge von 100, 
200 oder 300 & zugrunde legt, die Abfindungen zwiſchen 
1850 % bzw. 8700 & bzw. 5550 4 
825 , bzw. 1650 bzw. 2475 &. 

167 


und 


1324 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Nr. 18. 1916. 


Neben dieſen Alfindungsſummen wird den Witwen natürlich die nicht 
kapitaliſierte andere Hälfte der Verſorgungsgebührniſſe fortlaufend 
weitergezahlt. 

Um mißbräuchlicher Verwendung der Abfindungsſumme vorzu⸗ 
beugen, werden im Geſetz verſchiedene Maßnahmen vorgeſehen. So 
beſtimmt 8 6 des Geſetzes, daß die beſtimmungsgemäße Verwendung 
des Kapitals durch die Form der Auszahlung und in der Regel durch 
Maßnahmen zur Verhinderung alsbaldiger Weiterveräuße rung des 
Grundſtücks oder des an ihm beſtehenden Rechts zu ſichern iſt. Zu 
dieſem Zweck kann die oberſte Militärverwaltungsbehörde insbeſondere 
anordnen, daß die Weiterveräußerung und Belaſtung des auf Grund 
der Kapitalabfindung erworbenen Grundſtücks innerhalb einer Friſt 
von nicht über zwei Jahren nur mit ihrer Genehmigung zuläſſig 
iſt. Auf Erſuchen der oberſten Militärverwaltungsbehörde erfolgt die 
Eintragung dieſer Anordnung im Grundbuch; mit der Eintragung 
wird die Anordnung wirkſam. Auf Erfordern iſt die Abfindungs⸗ 
ſumme inſoweit zurückzuzahlen, als fie nicht innerhalb einer von der 
ober ſten Militärverwaltungsbehörde bemeſſenen Friſt beſtimmungs⸗ 
gemäß verwendet iſt (57). Wird der Zweck der Kapitalabfindung 
vereitelt, fo iſt auf Erfordern die Abfindungsſumme zurückzuzahlen. 
Zur Sicherung der Rückzahlung kann die oberſte Militärverwaltungs⸗ 
behörde die Eintragung einer Sicherungshypothek verlangen. Die 
Verpflichtung der Rückzahlung beſchränkt ſich auf den Betrag, auf den 
die Abfindungsſumme feſtzuſetzen geweſen wäre, wenn der Abgefundene 
den Antrag auf Kapitalabfindung im Zeitpunkt der Rückforderung 
geſtellt hätte (§ 8). 

Um dem Abgefundenen eine gewiſſe Bewegungsfreiheit zu laſſen, 
beſtimmt 8 9, daß ihm auf Antrag die durch die Kapitalabfindung 
erloſchenen Gebührniſſe gegen Rückzahlung der Abfindungsſumme wieder 
bewilligt werden können, wenn er zur Erlangung einer anderen 
Erwerbsmöglichkeit das Grundſtück weiterveräußert oder wenn andere 
wichtige Gründe vorliegen. 

Einer beſonderen Regelung bedurfte der Fall der Wiederverheiratung 
der abgefundenen Witwe. Nach § 30 Mil. erliſcht das Recht auf 
Witwenverſorgung, wenn die Witwe eine weitere Ehe eingeht. Eine 
entſprechende Regelung mußte daher auch durch das neue Geſetz 
getroffen werden. § 11 beſtimmt daher, daß in ſolchem Fall die 
Abfindungsſumme binnen drei Monaten nach der Eheſchließung 
inſoweit zurückzuzahlen iſt, als ſie den Geſamtbetrag der bei ihrer 
Feſtſetzung berückſichtigten und bis zu ihrer Wiederverheiratung fällig 
geweſenen Verſorgungsgebührniſſe überſteigt. Von dem hiernach 
zurückzuzahlenden Betrage iſt der Witwe der dreifache Betrag des⸗ 
jenigen Verſorgungsteils zu belaſſen, welcher der Kapitalabfindung 
zugrunde gelegt iſt. Zur Sicherung der Rückzahlung kann die Ein⸗ 
tragung einer Sicherungs hypothek oder eine andere Sicherheit verlangt 
werden. Liegen beſondere Umſtände vor, ſo kann von der Rück⸗ 
zahlung ganz oder teilweiſe abgeſehen, dieſelbe auch geſtundet werden. 
Hierdurch ſoll bewirkt werden, daß ungewollte Härten vermieden 
werden und die Wiederverheiratung nicht erſchwert wird. 

Aus der Bewilligung der Abfindung kann nicht geklagt werden. 
Hierdurch ſoll der Verſorgungsberechtigte bereits vor der Auszahlung 
vor den Zugriffen Dritter geſchützt werden. Innerhalb einer von der 
oberſten Militärverwaltungsbehorde bemeſſenen Friſt iſt ferner ein 
der ausgezahlten Abfindungsſumme gleichkommender Betrag an Geld, 
Wertpapieren und Forderungen der Pfändung nicht unterworfen. 

Aus den zur Durchführung des Geſetzes vom Bundesrat erlaſſenen 
Ausführungsbeſtimmungen vom 8. Juli 1916 (RGBl. 1916, 684) 
möge noch folgendes hervorgehoben werden: 

Der Antrag auf Kapitalabfindung iſt an keine Friſt gebunden. 
Er muß die Angaben über das Alter des Verſorgungsberechtigten, die 
Anerkennung des Verſorgungsanſpruchs, bei den Kriegsteilnehmern 
ſelbſt noch die Angabe, ob ein ſpäterer Wegfall der Kriegsverſorgung 
zu erwarten ſteht, endlich in jedem Falle eine allgemeine Angabe 
über den Verwendungszweck enthalten. Der Antrag der Renten: 
empfänger iſt bei dem Bezirksfeldwebel, der der Witwen bei der Orts⸗ 
polizeibehörde oder einer anderen von der Landeszentralbehörde zu 


bezeichnenden Amtsſtelle anzubringen. Das Bezirkskommando ver: 
anlaßt die Unterſuchung des Antragſtellers durch einen Arzt, der ſich 
auch darüber zu äußern hat, ob vom ärztlichen Standpunkt aus 
Bedenken gegen die Kapitalabfindung beſtehen; es prüft ferner die 
oben bezeichneten Vorausſetzungen bis auf diejenige über den Ber⸗ 
wendungszweck und hat demnächſt den Antrag dem Generalkommando 
zur Entſcheidung vorzulegen. Dieſes erteilt nach weiterer Prüfung 
der bezeichneten Vorausſetzungen einen Beſcheid, der ſich gleichzeitig 
über die Höhe der Abfindung im Falle nachgewieſener nützlicher 
Verwendung ausſpricht. Gegen den Beſcheid kann der Antragſteller 
die Entſcheidung der oberſten Militärverwaltungsbehörde anrufen. 
Letztere iſt allein zuſtändig bei Verſorgungsberechtigten, die das 
55. Lebensjahr vollendet haben, und bei Witwen von Angehörigen der 
Marine und der Schutztruppen. 

In dem Beſcheid hat das Generalkommando auch die Stolle 
bezeichnet, an die ſich der Antragſteller wegen der weiteren Behand: 
lung des Antrags zu wenden hat. Dieſe — in Preußen bis zur 
endgültigen Regelung die Landräte und in Stadtkreiſen die Bürger: 
meiſter — nimmt die Prüfung der Nützlichkeit der Verwendung vor. 
Die Prüfung erſtreckt ſich auf die Familien⸗ und perſönlichen Ver⸗ 
hältniſſe des Erwerbers, ſeine perſönliche Eignung zu der beabſichtigten 
Verwendung und auf den zur Erreichung des Zwecks erforderlichen 
Geldbetrag, ſowie bei Witwen auf die Sicherheit des Kapitals für 
den Fall der Wiederverheiratung bzw. darauf, ob von der Sicherheit 
abgeſehen werden kann. Das Ergebnis der Prüfung wird der oberſten 
Militärverwaltungsbehörde mitgeteilt. Gleichzeitig wird eine Außerung 
beigefügt, ob und welche Maßnahmen zur Sicherung des Zwecks der 
Abfindung erforderlich erſcheinen, ob und welche Friſt für die Be 
ſchränkung der Weiterveräußerung zu beſtimmen iſt, ob eine Sicherungs⸗ 
hypothek einzutragen iſt, endlich ob, wenn es ſich um den Beitritt 
zu einem Bau: oder Siedelungsunternehmen handelt, ein gemein 
nütziges Unternehmen in Frage kommt. 

Die endgültige Entſcheidung trifit die oberſte Militärverwaltungs⸗ 
behörde, welche den Antragſteller beſcheidet. Die Aus führung der 
Entſcheidung und die nützliche Verwendung des Geldes wird durch 
eine von der Landeszentralbehörde zu beſtimmende Stelle Überwacht. 

Rechtsanwalt Dr. Willy Landsberg, Berlin. 


Die Straſbarkeit der vor dem 31. Juli 1916 liegenden 
Verfehlungen gegen die Höchſtpreis vorſchriſten für Mr- 
talle. Die Bekanntmachung des Bundesrats über Höchſtpreiſe für 
Metalle vom 31. Juli 1916 (RGBl. 1916, 865) und die Bekannt⸗ 
machung des Reichskanzlers vom gleichen Tage (RGBl. 1916, 867) 
betreffend die Außerkraftſetzung der Bekanntmachung über Höchſtpreiſe 
für Kupfer, altes Meſſing, alte Bronze, Rotguß, Aluminium, Nickel, 
Antimon und Zinn vom 10. Dezember 1914 regen zu einer intereſſanten 
juriſtiſchen Unterſuchung an. 

An jenem denkwürdigen 4. Auguſt 1914, an welchem durch Reichs, 
geſetz der Bundesrat ermächtigt wurde, während der Zeit des Krieges 
diejenigen geſetzlichen Maßnahmen anzuordnen, welche ſich zur Abhilfe 
wirtſchaftlicher Schädigungen als notwendig erweiſen (§ 8 des Gefehel, 
RGBl. 1914, 327), wurde ein weiteres Geſetz betreffend Höchſtprtiſe 
verabſchiedet, durch deſſen § 1 beſtimmt wurde, daß für die Dauer 
des gegenwärtigen Krieges für Gegenſtände des täglichen Bedarſs, 
insbeſondere für Nahrungs⸗ und Futtermittel aller Art, ſowie für 
rohe Naturerzeugniſſe, Hei und Leuchtſtoffe Höchſtpreiſe feitgelet! 
werden können (§ 1 Höchſtpr., RGBl. S. 339). Der Umfang bier 
geſetzlichen Beſtimmung erwies ſich als zu eng, weil fie ſich neben 
Nahrungs- und Futtermitteln, Heiz- und Leuchtſtoffen nur auf rohe 
Naturerzeugniſſe erſtreckte. Es trat deswegen das Bedürfnis ein, die 
Zuläſſigkeit der Feſtſetzung von Höchfipreifen weiter auszudehnen. 
Dieſem Bedürfnis trug die Bekanntmachung vom 17. Dezember 1914 
über eine Anderung des Höchſtpreisgeſetzes (GBl. S. 518) dadurch 
Rechnung, daß der Abſ. 2 des Art. 1 verordnete: „Der Bundesrat 
kann beſtimmen, daß auch für andere Gegenſtände Höͤchſtpreiſe het 
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geſetzt werden.” Tiefe Erweilerung des Hockſtpreie geſetzes iſt ind eſſen 
erſt erfolgt, nachdem bereits der Bundesrat in einer Bekanntmachung 
vom 28. Oktober 1914 die 83 2 und 8 HöchſtprG. auf Grund feiner 
im § 8 ErmächtigungsG. enthaltenen Vollmacht abgeändert hatte, 
und nachdem der Bundesrat nicht auf Grund des Höchſtpreisgeſetzes, 
ſondern auf Grund feiner Vollmacht aus § 3 Ermächtigungs G. am 
10. Dezember 1914 eine Bek. über Höchſtpreiſe für Kupſer, altes 
Meſſing, alte Bronze, Rotguß, Aluminium, Nickel, Antimon und Zinn 
mit Geſetzeskraft ab 14. Dezember 1914 bereits erlaſſen hatte 
(RG Vl. S. 501). Tiefe Bel. mußte auf Grund des Ermächtigungs⸗ 
geſetzes und ohne Bezugnahme auf das Höchſtpreisgeſetz vom 4 Auguſt 
1914 erlaffen werden, weil das Höchſtpreisgeſetz ſelbſt am 10. Des 
zember 1914 noch nicht die geſetzliche Unterlage bot, auch für andere 
Gegenſtände als die im § 1 HöchſtprG. aufgeführten Höchſtpreiſe feſt⸗ 
zuſetzen. 

Die Bek. vom 10. Dezember 1914 iſt alſo eine ſelbſtändige ges 
ſetzliche Regelung der Höchſtpreiſe für Kupfer und die übrigen in dieſer 
Bek. aufgeführten Metalle Sie ſetzt im § 13 für die Überſchreitung 
der feſtgeſetzten Höchſtpreiſe Strafen ſeſt und überträgt im § 14 dem 
Neichskanzler die Befugnis, den Zeitpunkt des Außerkrafttretens dieſer 
Bek. zu beſtimmen. Folgerichtig können und ſollen ſich die im § 6 
der Bek. über eine Anderung des Geſetzes betreffend Höchſtpreiſe vom 
4. Auguſt 1914 (GBl. S. 339) enthaltenen Strafbeſtimmungen auf 
die Verfehlungen gegen die Höchſtpreis verordnung vom 10. Dezember 
1914 nicht beziehen, denn das letztbezeichnete Geſetz enthält eigene 
Strafbeftimmungen, regelt die Höchſtpreiſe nur für die dort bezeichneten 
Metalle und iſt auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes vom 4. Auguſt 
1914 erlaſſen, während es ſich bei der Bek. vom 17. Dezember 1914 
(RGBl. S 513) aus drücklich um eine Anderung des Höchſtpreisgeſetzes 
vom 4 Auguſt 1914 (RGBl. S. 339) handelt. 

Der durch dieſe Verordnungen geſchaffene Rechtszuſtand war 
zweifelsfrei. Für Kupfer, altes Meſſing, alte Bronze, Notguß, 
Aluminium, Nickel, Antimon und Zinn waren ohne jede Bezugnahme 
auf das Höckſtpreisgeſetz im Wege des ſelbſtändigen geſetzgeberiſchen 
Aktes auf Grund des § 3 Ermächtigungs GG. Höckſtpreiſe feſtgeſetzt. 
Wer dieſe überſchritt, machte ſich der Verfehlung gegen § 13 der Bek. 
vom 10. Dezember 1914 ſchuldig. Soweit für ſonſtige Gegenſtände 
Höchſtpreiſe feſtgeſetzt waren, kam das Höchſtpreisgeſetz in der Faſſung 
vom 17. Dezember 1914 zur Anwendung, und für derartige Zuwider— 
handlungen beſtand die Strafvorſchrift ſeines § 6, welcher für die 
Zeit vom 1. April 1916 an durch die Bek. über die Anderung des 
Geſetzes betreffend Höchſtpreiſe vom 23. März 1916 (NS Bl. S. 183) 
eine neue Faſſung erhalten hatte. 

Am 31. Juli 1916 wurde nunmehr vom Bundesrat eine Vek. 
über Höchſtpreiſe für Metalle erlaſſen, und zwar auf Grund von 81 


Abſ. 2 und § 5 des Geſetzes betreffend Höchſtpreiſe vom 4. Auguſt 


1914 in der Faſſung vom 17. Dezember 1914 in Verbindung mit 
jener letztbezeichneten, die Strafbeſtimmungen enthaltenden Verordnung 
vom 23. März 1916. Würde dieſe Bek. nur allein erlaſſen worden 
fein, fo würden ſich hieraus die Zweifel ergeben haben, welche Höchſt⸗ 
preisvorſchriften nunmehr für Kupfer, Meſſing, Aluminium, Nickel, 
Antimon und Zinn zu gelten haben, nachdem ſich auch dieſe Bek. 
in veränderter Faſſung und Form und in weſentlich erweiterter Ge⸗ 
ſtalt mit der Feſiſezung von Preiſen für die Metalle befaßt, für 
welche bereits eine ſelbſtändige geſetzliche Höchſtpreisregelung in der 
Bek. vom 10. Dezember 1914 auf Grund des § 3 Ermächtigung. 
vom 4. Auguſt 1914 ſtattgefunden hatte. Um dieſen Zweifel zu be⸗ 
ſeitigen, welcher notwendigerweiſe hätte entſtehen müſſen, hat der 
Reichskanzler von der ihm im § 14 der Bek. vom 10. Dezember 1914 
eingeräumten Befugnis Gebrauch gemacht und zugleich mit Erlaß der 
Bek. über Höchſtpreiſe für Metalle vom 81. Juli 1916 die Bek. vom 
10. Dezember 1914 außer Kraft geſetzt. 

Hierdurch iſt in Anſehung derjenigen Verfehlungen gegen die Bek. 
vom 10. Dezember 1914, welche in die Zeit vor dem 381. Juli 1916 
fallen, eine der rechtlichen Unterſuchung und Erörterung bedürftige 
Rechtslage geſchaſſen. 
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Unzweifelhaft iſt die Bek. über Höckhſtpreiſe für Metalle vom 
81. Juli 1916 ein neues ſelbſtöndiges Geſetz, welches mit der Bek. 
vom 10. Dezember 1914 nur den Gegenſtand gemeinſchaftlich hat. 
Da in der Einleitung der Bek. vom 31. Juli 1916 ausdrücklich die 
BRD. vom 23. März 1916 in Bezug genommen iſt, fo find auf 
Verfehlungen gegen dieſe Bek. die Strafvorſchriften des § 6 HöchſtprG. 
vom 4. Auguſt 1914 in feiner letzten durch die BN BO vom 23. März 
1916 geſchaffenen Geſtaltung anzuwenden. Wie ſteht es aber mit 
den vor dem 31. Juli 1916 liegenden Zuwiderhandlungen gegen 
Höchſtpreisvorſchriſten für Metalle? Auf dieſe kann die Bek. vom 
31. Juli 1916 nicht zur Anwendung kommen, denn es iſt ausgeſchloſſen, 
daß auf eine frühere Straftat ein nach deren Begehung erſt erlaſſenes 
Geſetz Anwendung finden darf, es ſei denn, daß im Geſetz ſelbſt dies 
ausdrücklich für zuläſſig erklärt iſt. Eine ſolche Beſtimmung enthält 
die Bek. vom 31. Juli 1916 nickt. Ihre Straſvorſchrift (8 6 Bek. 
vom 23. März 1916) weicht im Gegenteil nicht unweſentlich von der 
Strafvorſchrift des § 13 Bek. vom 10. Dezember 1914 ab. Hierin 
liegt zugleich ein überzeugender Beweis, daß die Bek. vom 31. Juli 
1916 keineswegs an die Stelle derjenigen vom 10. Dezember 1914 
dergeſtalt treten ſollte und konnte, daß nunmehr in allen Fällen, für 
welche das Geſetz vom 10. Dezember 1914 gegeben war, die Bek. vom 
31. Juli 1916 Anwendung zu finden hätte. Letztere Bek. iſt ein Er⸗ 
gänzunasgeſetz zum Höchſtpreisgeſetz vom 4. Auguſt 1914 und bes 
zeichnet ſich ausdrücklich als ſolches. Die Bek. vom 10. Dezember 1914 
hatte mit dem Höchſtpreisgeſetz nichts zu tun. 
Aus den bisherigen Ausführungen ergeben ſich in zwingender 
Schlußſolgerung folgende Sätze: 
a) die Bek. vom 31. Juli 1916 und die Strafoorſchriſt vom 
23. März 1916 können nur auf Verſehlungen gegen Höchſt— 
preiſe ſür Metalle Anwendung finden, welche in die Zeit 
ſeit dem 1. Auauſt 1916 fallen, 
b) alle derartige Verfehlungen, welche vor dem letztgedachten 
Zeitpunkt begangen find, und auf Grund der Bek. vom 
10. Dezember 1914 hätten verfolgt werden können, ſind 
nicht mehr verfolgbar bzw. ſtraffrei, nachdem die Bek. vom 
10. Dezember 1914 rechtsgültig außer Kraft geſetzt iſt. 


Dies Ergebnis trägt der Sachlage inſoſern am beſten Rechnung, 
als gerade durch die Bek. vom 31. Juli 1916 der Zuſtand der bis⸗ 
herigen Nechtsungleichheit befeitigt werden ſollte. Der Nechtszuſtand, 
daß es für beſtimmte Sorten von Metallen außerhalb des Rahmens 
der Höck ſtpreisgeſetzgebung vom 4. Auguſt 1914 ein ſelbſtändiges 
Spezialgeſetz für die Feſtſetzung von Höchſtpreiſen gab, konnte nicht 
aufrechterhalten werden. Dieſer Rechtszuſtand war zufällig und nur 
dadurch entſtanden, daß die Bek. vom 10. Dezember 1914 früher erging 
als das Höchſtpreisgeſetz die Erweiterung des Umfangs ſeines Ans 
wendungsgebietes auch „auf andere Gegenſtände“ erfahren hatte. 

Juſtizrat Elsbach, Berlin. 


Drei Fragen aus der Geſchäftsaufſichts verordnung. 
Das OL cg. München hat in freundlicher Geſinnung kürzlich!) die 
„Unterſtellung“ zurückgewieſen, als ob die Kriegsverordnungen flüchtig 
abgefaßt ſeien; im Gegenteil müſſe angenommen werden, daß die Vor⸗ 
bereitung des Kriegszuſtandes für die Rechtspflege ebenſo vorbereitet 
war wie die militäriſche Bereitſchaft. So meint das OLG. München. 
Der Streit um einige grundlegende Probleme aus dem Geſchäfts— 
aufſichtsverfahren, die unſchwer geſetzgeberiſch hätten gelöfl werden 
können, könnte leicht zu einer anderen Beurteilung veranlaſſen. 

Zu dieſen Problemen gehören: 

1. die Frage der Zuläſſigkeit der Leiſtungsklage gegen den 
Beaufſichtigten, 

2. die Frage der Koſtenpflicht bei Leiſtungsklagen, 

8. die Behandlung der Vollſtreckungsbeſchränkung. 


1) Urteil vom 23. Auguſt 1916, JW. 1916, 1212. 
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Die herrſchende Meinung ſpricht ſich für die Klageſtellung 
gegen den Beaufſichtigten aus. Dieſe Auffaſſung iſt vom Stand⸗ 
punkte des geltenden Rechtes aus zutreffend. Daß das Klagerecht, 
der Rechtsſchutzanſpruch, durch Vollſtreckungsverbot nicht beſchränkt iſt, 
bedarf keines beſonderen Beweiſes. Die rechtliche Stellung des Schuldners 
wird durch die Geſchäftsaufſicht überhaupt nicht beeinflußt; er und 
nicht die Aufſichtsperſon iſt legitimiert zu Aktiv⸗ und Paſſivprozeſſen; 
er bleibt nach jeder Richtung geſchäftsſähig. Die Auſſichtsperſon hat 
keine Vertretungsbefugnis für den Schuldner. Selbſt gebotswidrige 
Rechtsakte (8 7 Bek. über die Anordnung einer Geſchäftsauffſicht) 
haben dingliche Wirkung. Auch iſt für den Kläger ein Rechtsſchutz⸗ 
bedürfnis gegeben; er will im gegebenen Zeitpunkt, dem der Aufhebung 
der Aufficht, einen Vollſtreckungstitel haben. Dieſes Bedürfnis wird 
nicht befriedigt durch ein inzwiſchen liegendes Anerkenntnis des 
Schuldners oder der Aufſichtsperſon. 

Die Aufſichtsverordnung verhindert nicht etwa die Fälligkeit, 
ſondern lediglich die Vollſtreckungsfähigkeit, ſie hat prozeſſualen, nicht 
materiellen Charakter. Die Forderung des Gläubigers wird nicht 
erſt fällig, wenn ſie die Aufſichtsperſon nach billigem Ermeſſen für 
fällig erachtet; lediglich die Tilgung oder Nichttilgung der fälligen 
Forderung iſt dieſem Ermeſſen unterſtellt. 

Der § 5 DD. entſpricht dem 8 14 Abſ. 1 KO.; die Vollſtreckung 
iſt verſagt. Dagegen fehlt eine dem § 12 KO., der der Klageſtellung 
entgegenſteht, korreſpondierende Beſtimmung in der Aufſichtsverordnung. 
Wie erwähnt, ſtehen zuſtimmungspflichtige Verfügungen und Leiſtungen 
des Beauſſichtigten nur unter dem Sollverbot des 8 7 Abſ. 2 VO, 
während nach 83 6 ff. KO. derartige Maßnahmen des Gemein⸗ 
ſchuldners ſchlechthin unwirkſam ſind; auch daraus wird mit gutem 
Grunde (vgl. OLG. München, JW. 1916, 1212) die Klagebe fugnis 
gegen den Beaufſichtigten gefolgert. 

Aus dieſer Rechtslage ergibt ſich mit Notwendigkeit die Koſten⸗ 
pflicht des Schuldners, ſofern nur die allgemeinen Voraus⸗ 
ſetzungen hiefür gegeben find. Keinesfalls ſteht dem Schuldner 8 93 
ZPO. zur Seite; denn infolge der Nichtbezahlung einer fälligen Schuld 
hat er zur Klageſtellung Anlaß gegeben. 

Diejenigen, die zu einem abweichenden Reſultate kommen, ſuchen 
vornehmlich aus allgemeinen Erwägungen ihren Standpunkt zu ſtützen. 

Zu einer ſolchen Korrektur des Geſetzes fehlt aber die Befugnis, 
obgleich eine ſolche Anderung am Platze wäre. Denn entweder hat 
das Vorliegen zahlreicher Schuldtitel nach Aufhebung der Geſchäfts⸗ 
aufſicht den Zuſammenbruch des Schuldners zur Folge, denn wird 
der Zweck des Aufſichtsverfahrens vereitelt und die Gläubiger erhalten 
auch keine Befriedigung, oder es wird, um die Vollſtreckungstitel zu 
neutraliſieren — was ſich wohl als notwendig erweiſen wird —, 
ein neues Überleitungsverfahren von der Aufſicht in den freien 
Gewerbebetrieb geſchaffen werden müſſen, dann nützt dem Gläubiger 
fein Urteil auch nichts. Die Verückſichtigung dieſer Fälle hätte eln 
Verbot der Klageſtellung gerechtfertigt, auch jetzt wäre es noch nicht 
zu ſpät; erhebliche Koſten würden dem Schuldner erſpart. 

Das Vollſtreckungsverbot iſt weder von Amts wegen 
zu berückſichtigen noch überhaupt im Urteile aus zuſprechen. 
So entſcheidet auch das vorerwähnte Urteil des OLG. München. 
Immerhin ſtehen ſich die Rechtsmeinungen über dieſen Punkt noch 
ziemlich ſchroff gegenüber; die Rechtſprechung neigt offenſichtlich zu 
dem hier vertretenen Standpunkt; von dem Beftehen einer herrſchenden 
Meinung läßt ſich aber kaum ſprechen. 

8 780 ZPO. ſchreibt vor, daß der verurteilte Erbe die Be 
ſchränkung ſeiner Haftung nur geltend machen kann, wenn ſie ihm im 
Urteile vorbehalten iſt. Dieſe Beſtimmung iſt nicht anwendbar. Denn 
ſie enthält eine prozeſſuale Ausführungsvorſchrift für eine im bürger⸗ 
lichen Rechte begründete Haftungsbeſchränkung; bei der Auſſichtsver⸗ 
ordnung ſteht aber lediglich die prozeſſuale Vollſtreckungs hemmung in 
Frage, nicht eine durch das materielle Recht gewährleiſtete Haftungs⸗ 
beſchränkung. Sohin fehlt es dem Prozeßrichter an der geſetzlichen 
Ermächtigung, eine Haftungsbeſchränkung auszuſprechen; ein trotzdem 
erfolgter Urteilsſpruch bindet nach dieſer Richtung den Vollſtreckungs⸗ 
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richter nicht und enthebt ihn nicht der ſelbſtändigen Prüſungspflicht 
(vgl. Gilbert in Recht 1918, 187). 

Die Geltendmachung des Vollſtreckungsverbotes erfolgt nicht 
gemäß 8 732 ZPO.; denn die Vorausſetzung, daß die Vollſtreckungs⸗ 
klauſel zu Unrecht erteilt wurde, beſteht nicht. 

§ 766 ZPO. bietet den geeigneten Rechtsbehelf; er ſteht 
auch dann zur Verfügung, wenn die Unzuläſſigkeit der Vollſtreckung 
geltend gemacht wird. Und zwar kann zunächſt der beaufſichtigte 
Schuldner ſich des § 766 bedienen, ebenſo können es die durch 8 9 
BD. privilegierten Gläubiger; denn fie haben ein berechtigtes Intereſſe 
an der Abwehr der Vollſtreckung; nicht aber ſteht dieſes Recht der 
Aufſichtsperſon zu; ſie hat weder ein eigenes Intereſſe noch hat ſie 
Vertretungsbefugnis des Schuldners oder von Gläubigern (vgl. 
Löwenwarter, JW. 1915, 288). 

Auch kann der Schuldner, wie das wiederholt erwähnte ober⸗ 
landesgerichtliche Urteil ausführt, ſich ſchützen durch Vorzeigung des 
die Aufſicht ausſprechenden Beſchluſſes. Der Gerichtsvollzieher kann 
alsdann von einer Vollſtreckung abſehen, da das in dem Beſchluß 
tatſächlich enthaltene Vollſtreckungsverbot von Amts wegen zu berück⸗ 
ſichtigen iſt. Hat der Gerichtsvollzieher Zweifel, ob die Aufficht noch 
beſteht oder ob es ſich nicht etwa um einen privilegierten Gläubiger 
handelt, ſo wird er gut daran tun, zu vollſtrecken; der Schuldner 
oder die privileglerten Gläubiger können dann ſowohl nach § 766 
ZPO. vorgehen wie nach $ 776 ZPO., daß aber, wie das Urteil 
meint, nach $ 775 ZPO. die Vollſtreckung „ohne weiteres“ gehindert 
werden könne, iſt in dieſer Allgemeinheit nicht zutreffend. 

Rechtsanwalt Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


Das Einkaufs monopol der Jentraleinkaufsgeſellſchaft 
m. b. H. für aus ländiſches Getreide und Futtermittel. Die 
Geſetzgebung und ihre Handhabung.!) Durch die Verordnung 
des Bundesrats vom 11. September 1915 bzw. 4. März 1916 erhielt 
die JE. ein Einkaufsmonopol für ausländiſchen Noggen, Weizen, 
Gerſte, Hafer, Mais, Hülſenfrüchte, Buckweizen, ſowie ſämtliche 
Produkte und Abfälle dieſer Erzeugniſſe, welche durch Vermahlen, 
Schälen oder Schroten gewonnen werden, einſchließlich Malz und 
mit beſonderer Hervorhebung von Mehl und Kleie. Dieſe Zentra⸗ 
liſierung war wie die anderer Produkte nötig geworden, um ſowohl 
die Preiſe auf einer einigermaßen erträglichen Höhe zu erhalten, als 
auch die Einfuhr ihrer Quantität nach ſicherzuſtellen. Das haupt⸗ 
ſächlichſte Einfuhrland für die genannten Produkte war Rumänien. 
Die Erfahrung hat gezeigt, daß die Preiſe gegen die Zeit der freien 
Konkurrenz um rund 50 und mehr Prozent geworfen wurden. Die 
Einfuhrziffern waren ſo groß, daß kaum anzunehmen iſt, daß bei 
unterbleibender Zentraliſation eine größere Einfuhr möglich ge⸗ 
weſen wäre. 

Ihre Vervollſtändigung erhielten die beiden genannten Ver⸗ 
ordnungen des Bundesrats durch die Aus führungsbeſtimmungen des 
Reichskanzlers in der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1915. 

Die Verordnungen ſetzen im weſentlichen lediglich die Pflicht 
zur Ablieferung und die Strafbeſtimmungen feſt. In der Bekannt⸗ 
machung wird ausgeführt, daß dieſe Verpflichtungen dem 
„Empfänger“ obliegen. Als ſolcher wurde von der ZE. im 
allgemeinen der erſte Verfügungsberechtigte im Inland behandelt. War 
ein ſolcher nicht vorhanden, fo der deutſche Empſangsſpediteur. 
Schwierigkeiten haben ſich dabei in der Praxis nicht viele ergeben. 
Außer Betracht blieb dabei zunächſt die Frage, wie ſich dieſer „Emp⸗ 
fänger“, an den ſich die ZE. hielt, mit feinen Vormännern abfand. 
Dieſe Frage wurde meiſt zwiſchen den betreffenden Parteien durch 
ein börſenmäßiges Schiedsgericht ausgetragen. 


1) Pal. den ausführlicheren Artikel in „Recht und Wirtſchaft“ 
1916 S. 189-193 Nr. 8/9. 


1) Auch im folgenden ſtets als Abkürzung für Zentraleinkaufs⸗ 
geſellſchaft m. b. H. Berlin gebraucht. 


45. Jahrgang. 


Dieſe Entſcheidung war für den Beteiligten um fo wichtiger, 
als der Ubernahmspreiz, welcher von der ZEG. bewilligt wurde, 
in der Regel für die zur Ablieferung verpflichteten einen oft nicht 
unerheblichen Verluſt bedeutete. Daß hing damit zuſammen, daß durch 
die Bekanntmachung die EG. angewieſen war, einen „angemeſſenen“ 
Preis zu bewilligen. Da man aber ſich erſt in der dringendſten 
Notlage zu dem in dem Einkaufsmonopol liegenden ſchwerwiegenden 
Eingriff in den freien Handel entſchloß, hatten vor dem Inkrafttreten 
der Verordnung die Preiſe im freien Verkehr eine nie geahnte Höhe 
erklommen. Sie erreichten zum Teil das Vielfache der Friedens⸗ 
preiſe. Das konnte als „angemeſſen“ natürlich nicht betrachtet 
werden, die Friedenspreiſe aber ebenſowenig. Die ZES. ſchlug 
deshalb einen Mittelweg ein, indem ſie ungefähr diejenigen Preiſe 
bewilligte, zu denen ſie ſelbſt zu der fraglichen Zeit eingekauft hatte. 

Als Höchſtgrenze dieſer Angemeſſenhelt — dies wurde von den 
beteiligten Kreiſen häufig mißverſtanden — ſollte der Preis gelten, 
welcher im einzelnen Falle dem ausländiſchen Produzenten gezahlt 
wurde zuzüglich 10 Prozent, wenn die Ware vor dem 13. September 
1915, und 5 Prozent, wenn ſie nach dieſem Zeitpunkt eingekauft war. 
Tatſächlich ergab ſich nun, daß in keinem Falle der Übernahme 
durch die 8EG. der übergebende Teil vom ausländiſchen Produzenten 
eingekauft hatte. Oſſenbar deshalb hat auch der Ausſchuß, an 
welchen als eine Art Schiedsgericht der übergebende Teil ſich wenden 
konnte, wenn er mit der Preisfeſtſetzung der 8E. nicht einverſtanden 
war, die Grundſätze der Preisnormierung der 8EG. im allgemeinen 
gebilligt. Durfte er doch ſelbſt nur dann von der Grundlage des 
dem ausländiſchen Produzenten zu bezahlenden Preiſes abweichen, 
wenn ſie zu offenbarer Unbilligkeit geführt haben würde. Der 
Ausſchuß aber ſetzte ſich zuſammen aus einem hohen Beamten des 
Reichsamtes des Innern als Vorſitzender und je zwei Beiſitzern aus 
dem Getreidegroßhandel und der Landwirtſchaft. 

Daß ſich ein zur Ablieſerung Verpflichteter überhaupt geweigert 
hätte, der Aufforderung zur Ablieferung nachzukommen, iſt kaum 
vorgekommen. In ganz vereinzelten Fällen wurde die Übergabe 
gemäß der Bekanntmachung des Reichskanzlers erſetzt durch einen 
entſprechenden Ausſpruch der von den einzelnen Bundesſtaaten be⸗ 
ſtimmten Verwaltungsbehörden. 

Bis zur Übergabe obliegt dem Gewahrſamsinhaber die Auf⸗ 
bewahrung, die pflegliche Behandlung, die handelsübliche Verſicherung, 
die Pflicht zur Auskunfterteilung, zur Muſtereinſendung, zur Ver⸗ 
ſendung nach Aufgabe und zur Geſtattung der Beſichtigung. Die 
beſonders normierte Anzeigepflicht erſcheint nur als eine notwendige 
Vorausſetzung der Ablieferungspflicht. 

Von der letzteren kann der Reichskanzler Ausnahmen geſtatten. 
In genereller Weiſe wurde hiervon Gebrauch gemacht zugunſten des 
kleinen Grenzverkehrs. Einzelerlaubnis war ſehr ſelten und betraf 
ſelbſt dann nur die Übergangszeit; eine ſolche war nämlich 
grundſätzlich nicht vorgeſehen. 

Ausdrücklich iſt normiert, daß friſches Gemüſe von der 
Ablieſerungspflicht nicht betroffen wird, und das beſetzte Gebiet 
nicht als Ausland gilt. Die anfangs geſtattete Durchfuhr durch 
das Deutſche Reich wurde ſpäter aufgehoben (Bekanntmachung im 
Reichs anzeiger vom 2. Juni 1916 Nr. 129). Die Ware im Eigentum 
von Ausländern wurde ſtets wie ſolche von Inländern behandelt. 

Iſt ſchon erwähnt, daß die einſchlagende Geſetzgebung ihr wirt⸗ 
ſchaftliches Ziel erreicht hat, ſo bleibt hier als beſonders intereſſierend 
nur noch eine kurze Würdigung der Geſetzgebungstechnik übrig. Dabei 
ergibt ſich, daß für die neuartige Aufgabe der Geſetzgebung die 
bisherige juriſtiſche Technik kaum ausreichte. Man kam über dieſe 
Schwierigkeit nur dadurch hinweg, daß der Geſetzgeber eigentlich nur 
ſeinen Effektwillen zum Ausdruck brachte und die Wege zu ſeiner 
Verwirklichung faft ganz den die Geſetze anwendenden Stellen und ihrer 
Praxis überließ. Dieſer Verſuch ſcheint geglückt und damit ein wert⸗ 
volles Ergebnis für die zukünftige Rechtsentwicklung gewonnen zu ſein. 

RA. u. Dozent Dr. Heinrich Wimpſheimer, Mannheim 
(3. St. in der Leitung der ZEG., Berlin). 


Juriſtiſche Wocheuſchrift. 


1327 


Wiederauſnahmeverſahren vor den auf erordentlichen 
Ariegsgerichten. Rechtſprechung und Rechtslehre lehnen, ſoweit 
erſichtlich, einhellig die Zulaſſung des Wiederaufnahmeverfahrens (W.) 
vor den außerordentlichen Kriegsgerichten (a. o. K.) ab. [Vgl. Eber⸗ 
meher in Stengleins Strafrechtliche Nebengeſetze, IV. Aufl., S. 868 ff.; 
Goldſchmidt, Verfaſſung der a. o. K.; Kleinfeller bei Stenglein, 
I. Aufl, S. 433; Reichsmilitärgericht in Dig. 1915, 822; 
OLG. Düſſeldorf in Leipzg. IX Nr. 4.] 

Dieſe Anſicht wird begründet mit der Summarität des Ber 
fahrens vor den a. o. K. im allgemeinen und dem Hinweis auf 
Art. 13 Ziff. 6 Bel ZuſtS. im beſonderen („gegen die Urteile der 
a. o. K. findet kein Rechtsmittel ſtatt“). Zumal OLG. Düſſeldorf will 
den Begriff Rechtsmittel „im weiteſten Sinne, nicht in dem engeren 
Sinne unſerer Straſprozeßordnung“ aufgefaßt wiſſen. Nun wider⸗ 
ſpricht jedoch die Bezeichnung des W. als Rechtsmittel ſowohl der 
Begriffsbeſtimmung unſerer Geſetze und Rechtslehre, wie beſonders 
dem damaligen StGB. f. d. preuß. Heer (vom 3. April 1845). [Vgl. 
II. Teil V. Abſchnitt, SS 260 u. 268, 225, 263, 61 diſelbſt.] 

Es iſt nicht anzunehmen, daß ſich die Geſetzgebung in dem 
Bel Zuſt8Z. von 1851 mit der erſt 5 Jahre vorher erſchienenen 
Mil StG. in einen derart ſcharfen terminologiſchen Widerſpruch hat 
ſetzen wollen. Das W. iſt kein Rechtsmittel und darf auch im Wege 
einer im Straſprozeßrecht höchſt unangebrachten extenſiven Auslegung 
nicht dazu gepreßt werden. Es tritt vielmehr gerade in einen 
Gegenſatz zu den Rechtsmitteln, indem es häufig dazu dient, fehlende 
Rechtsmittel, z. B. die Berufung gegen Strafkammerurteile, zu erſetzen. 
[Vgl. Reichstagskommiſſionsberichte zur StPO. S. 97, 91.) 


Damit entfällt auch das Argument beſonders des Reichsmilitär⸗ 
gerichts, das W. vereine ſich nicht mit der ſummariſchen und 
beſchleunigten Verfahrensart vor den a. o. K. Gerade die hier fehlenden 
Rechtsgarantien erfordern gebieteriſch die Zulaſſung wenigſtens des W. 
Das W. verzögert auch in keiner Weiſe die Durchführung des 
beſchleunigten Verfahrens vor den a. o. K. Denn ſowohl StPO. wie 
Mil Std. beſtimmen ausdrücklich, daß durch den Antrag auf Wieder⸗ 
aufnahme des Verfahrens die Vollſtreckung des Urteils nicht gehemmt 
wird. Von einer Verzögerung kann insbeſondere dann keine Rebe 
fein, wenn das Urteil bereits vollſtreckt iſt. 


Rechtsanwalt Dr. Bruno Herrmann, Tilſit. 


Die Arbitrageklauſel im Getreidehandel. Unter dieſem 
Titel hatte ich in JM. 1914, 737 ausgeführt, es beſtände in kauf⸗ 
männiſchen Kreiſen und in der Rechtſprechung immer mehr das Bes 
ſtreben, die Arbitrageklauſel über ihre urſprüngliche Bedeutung hinaus 
zu erweitern. Seit der Niederſchrift dieſes Artikels ſind etwa 3 Jahre 
verfloſſen. Inzwiſchen iſt dieſes Beſtreben noch weit deutlicher zutage 
getreten. Die Gutachten der kaufmänniſchen Vertretungen und die 
inzwiſchen veröffentlichten Entſcheidungen ſind, ſoweit ich ſie überſehen 
kann, durchweg zugunſten der kaufmänniſchen Schiedsgerichte ergangen. 


Wenn damals bezüglich der „Hamburger Arbitrage“ noch 
Zweifel beſtanden haben, ſo ſind dieſe jetzt als beſeitigt anzuſehen. 
Zunächſt hat die Hamburger Handelskammer im Jahre 1911 (Amts⸗ 
blatt 1911 Nr. 56) als Hamburger Platzuſance feſtgeſtellt, daß das 
Wort „Arbitrage“ im Sinne eines Schiedsvertrages der ZPO. zu 
verſtehen ſei. Dem hat ſich das OLG. Hamburg (Urteil vom 26. Fe⸗ 
bruar 1912 in OLG. 25, 238) angeſchloſſen. Die Klauſel lautete: 
„Erfüllungsort Hamburg und Hamburger freundſchaftliche Arbitrage.“ 
Das OLG. führt hierzu aus, daß der Breslauer Beklagte die Bes 
deutung der Hamburger Verkehrsauffaſſung, ſo wie ſie durch die Ver⸗ 
öffentlichung der Handelskammer feſtgeſtellt ſei, gegen ſich gelten 
laſſen müſſe. 

Auch das OLG. Breslau hat ausgeſprochen, daß die Klauſel 
„Differenzen werden durch freundſchaftliche Breslauer Arbitrage 
geordnet,“ die Vereinbarung eines Schiedsvertrages enthalte (Urteil 
vom 20. Dezember 1912 in Breslau K. 26, 52). 
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In einem Falle haben die Alteſten der Kaufmannſchaft von 
Berlin dem LG. Stettin folgende Auskunft erteilt. Die Klauſel: 
„Bei Streitigkeiten jeder Art unterwerfen ſich beide Teile dem Urteil 
der Berliner Arbitrage endgültig und muß die Ware mit dem 
evtl. feſtgeſetzten Minderwert übernommen werden,“ werde dahin ver⸗ 
ſtanden, daß alle Streitigkeiten, die aus dieſem Vertrage zwiſchen 
den Parteien entſtehen, einſchließlich der Qulitätsſtreitigkeiten, 
endgültig durch das Schiedsgericht des Vereins Berliner Getreide⸗ 
und Produktenhändler unter Ausſchluß des Rechtsweges zu entſcheiden 
ſeien. Im Anſchluß daran haben LG. und OLG. Stettin aus dem 
Vermerk „Wegen Rechtsſtreitigkeit jeder Art unterwerfen ſich die 
Parteien dem Urteil der Berliner Arbitrage“ gefolgert, daß bei Ver⸗ 
einbarung der Klauſel nicht bloß an Qualitätsſtreitigkeiten gedacht 
ſei, über die durch Schiedsgutachter befunden werden ſolle. (Urteil 
vom 11. November 1915 in Sachen B. c. D. & L. — 2 C. 188/15.) 
Das OLG. führt aus, daß bei Streitigkeiten, die mit Preis⸗ oder 
Qualitäts ſtreitigkeiten nichts zu tun haben, das Wort „Arbitrage“ 
im Sinne eines eigentlichen Schiedsſpruchs verſtanden werden müſſe, 
da bei derartigen Streitigkeiten für ein bloßes Schiedsgutachten kein 
Raum ſei, und bemerkt ſchließlich wörtlich: „Nach dem Wortlaute des 
Schlußſcheins ſollen aber zwiſchen den Parteien Streitigkeiten jeder 
Art durch das Urteil der Berliner Arbitrage endgültig entſchieden 
werden. Vorliegend handelt es ſich um einen Streit, der mit Preis⸗ 
oder Qualitäts zwiſtigkeiten nichts zu ſchaffen hat.“ 

Hier nehmen die Stettiner Gerichte bezüglich der Klauſel Berliner 
Arbitrage den gleichen Standpunkt ein, den ſie um die gleiche Zeit 
in zwei Fällen der „Stettiner Arbitrage“ vertreten haben. In 
dieſen Fällen lautete die Klauſel folgendermaßen: „Jeden Streit aus 
dieſem Geſchäft entſcheidet Stettiner Arbitrage. Bei Qualitäts⸗ 
ſtreitigkeiten muß die Ware mit dem in der Arbitrage evtl. feſtgeſetzten 
Minderwert übernommen werden.“ Die Vorſteher der Kaufmannſchaft 
zu Stettin hatten unter dem 14. April 1915 die Auskunft erteilt, 
die genannte Klauſel bedeute, alle Qualitätsſtreitigkeiten werden durch 
die beeidigten Sachverſtändigen der Stettiner Kaufmannſchaft, 
alle übrigen Streitigkeiten durch das Schiedsgericht der Stettiner 
Getreidehändler entſchieden. Das LG. Stettin ſchloß ſich dieſer 
Auffaſſung an, und bezeichnete als gerichtsbekannt, daß die Vorſteher 
der Kaufmannſchaft ſich in anderen Fällen dahin ausgeſprochen hatten, 
in Intereſſentenkreiſen herrſche über die Bedeutung der Klauſel jetzt 
kein Zweifel mehr. Daher hat das LG., weil es ſich in den vor— 
liegenden Fällen nicht um Qualitätsſtreitigkeiten handelte, feine Zu: 
ſtändigkeit verneint. Die oben wiedergegebene Faſſung der Klauſel 
wird beſonders klar genannt, weil insbeſondere die Worte „Jeder 
Streit“ keinen Zweifel ließen, daß über alle Streitigkeiten das 
Schiedsgericht zu entſcheiden habe. Das OLG. Stettin iſt beiden 
Urteilen beigetreten. (Urteil vom 14. Oktober 1915 in Sachen H. 
c. D., 2 U. 168/15, und Urteil vom 6. Dezember 1915 in Sachen 
A. C. D., 2 U. 153/15.) In dieſen beiden Urteilen wird klar aus: 
geſprochen, daß allerdings Qualitätsſtreitigkeiten der Entſcheidung 
durch Schiedsgutachter unterliegen, „aber auch eben nur ſolche“, für 
alle anderen Streitigkeiten dagegen das Schiedsgericht der Stettiner 
Getreidehändler zuſtändig ſei, wenn die Klauſel den Satz enthalte: 
„jeden Streit aus dieſem Geſchäft entſcheidet Stettiner Arbitrage“. 
Das Os. führt auch noch übereinſtimmend mit dem LG. aus, daß 
ein pommerſcher Kaufmann ſich darum kümmern müſſe, was die 
Klauſel bedeute, und ſie ſo gelten laſſen müſſe, wie ſie in Stettin 
verſtanden werde. 

Auch das KG. hat die Klauſel: „Jeden Streit aus dieſem 
Geſchäft entſcheidet Stettiner Arbitrage“ im Sinne eines Schieds— 
vertrages verſtanden. (Urteil vom 23. September 1915, K. c. E. & K, 
18 U. 4044,15.) 

Danach wären wenigſtens für die oben wiedergegebene, die Regel 
bildende Faſſung der Arbitrageklauſel für Stettin alle Zweifel be: 
ſeitigt. Während alſo die Alteſten der Kaufmannſchaft von Berlin 
einen Unterſchied zwiſchen Qualitäts- und anderen Streitigkeiten nicht 
machen, tft für den Stettiner Handelsverkehr dieſer Unterſchied für 


die Zuſtändigkeitsfrage als entſcheidend anzuſehen. Damit iſt das 
von mir auf S. 739 in JW. 1914 zitierte Urteil des OSG. Stettin 
vom 24. April 1918 nur anſcheinend nicht in Einklang zu bringen. 
Zwar handelte es ſich auch in jenem Falle nicht um eine Qualität, 
differenz. Doch iſt die Verneinung der Zuſtändigkeit des Schieds⸗ 
gerichts in jenem älteren Falle wohl mit der engeren Faſſung der 
damaligen Klauſel („Stettiner Arbitrage mit einem Minderwert von 
60 & pro 100 kg abzunehmen“) zu erklären. Es bildete auch noch 
eine Beſonderheit des damaligen Falles, daß beide Parteien aus⸗ 
wärtige Kaufleute waren. Trotzdem habe ich Bedenken, ob das OLG. 
heute noch ſein Urteil vom 24. April 1913 aufrechterhalten würde. 

Auf alle Fälle muß auf Grund der neueren Urteile des DEG. 
Stettin gegenüber dem Urteil vom 24 April 1913 die Einſchränkung 
gemacht werden, daß der Zuſatz über die Abnahme mit Minderwert 
die Vereinbarung auf die engere Arbitrage dann nicht beſchränkt, 
wenn die Klauſel im übrigen die Faſſung hat, „Jeden Streit ent⸗ 


ſcheidet Stettiner Arbitrage“. 
Rechtsanwalt Witkowski, Stettin. 


Zur Berechnung des abſtrakten Schadens des Käufers, 
wenn dieſer mit dem Nlarktpreiſe einen „übermäßigen 
Gewinn“ erzielen würde. Hat der Käufer das Recht auf 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung, ſo wird er, wenn er den Schaden 
abſtrakt berechnet, dies repelmäßig in der Weiſe tun, daß er den 
Unterſchied zwiſchen dem Vertragspreiſe und dem Marktpreiſe fordert.!) 
Unter den gegenwärtigen Verhältniſſen kann ſich nun in dem Falle 
eine Beſonderkeit ergeben, daß der Käufer, wenn er tatſächlich zum 
Marktpreiſe weiterverkaufen würde, einen übermäßigen Gewinn im 
Sinne des 8 5 Nr. 1 der VBundesratsverordnung vom 23. Juli 1915 / 
23. März 1916 erzielen würde. Dies wird ja durch die Tatſache, 
daß er zum Marktpreiſe verkaufen würde, keineswegs ausgeſchloſſen. 
Die genannte Beſtimmung ſpricht nicht von Berückſichtigung der Markt— 
preiſe, ſondern der Marktlage. Beruht dieſe ſelbſt aber auf unlauterer 
Preistreiberei, ſo iſt dieſe Beſonderkeit der Marktlage zu berückſichtigen, 
es kann der allgemeine Marktpreis noch unter § 5 der genannten 
Verordnung fallen und es iſt ein Heruntergehen unter dieſen Preid 
geboten.?) Auch kann die Übermäßigkeit des Gewinns ſich ohne Rück— 
ſicht auf die allgemeine Marktlage, die ja nur einen einzelnen Geſichts⸗ 
punkt der Beurteilung bietet, im Einzelfall daraus ergeben, daß es 
ſich für den Käufer um einen alten, für die jetzigen Verhältniſſe be 
ſonders billigen Abſchluß handelt. Kann nun der Käufer auch in 
einem Falle, in dem er mit dem Marktpreiſe einen „übermäßigen 
Gewinn“ erzielen würde, der abſtrakten Schadensberechnung den Unter 
ſchied zwiſchen dem Vertragspreiſe und dem Marktpreiſe zugrunde legen! 
Man wird dieſe Frage meines Erachtens verneinen müſſen. Der ent: 
gangene Gewinn kann von dem Käufer auf jede angemeſſene Weiſe 
berechnet werden,?) aber eben auch nur auf dieſe. Der Käufer kann 
auch bei einer Ware, die einen Marktpreis nicht hat, bei Berechnung 
des abſtrakten Schadens nicht etwa die Preiſe anſetzen, die für die 
Ware nur durch Täuſchung des Publikums zu erreichen ſind !). Man 
wird auch bei konkreter Schadensberechnung keinen Zweifel haben, 
daß der Käufer nicht denjenigen Gewinn zugrunde legen kann, den 
er zwar nachweislich, aber auf wucheriſche Weiſe erzielt haben würde. 
Allerdings wird häufig im Falle eines übertrieben hohen Marktpreiſes 
das Ergebnis herauskommen, daß nunmehr der Verkäufer den über: 
mäßigen Gewinn einſteckt. Dieſes Ergebnis mag zwar auch nicht be 
friedigen. Es iſt aber zu bedenken, daß der Verkäufer verpflichtet iſt, 
den bei dem Dritten erzielten übermäßigen Gewinn dieſem wieder 
herauszugeben (ähnlich wie RG. in JW. 1916, 1021 bei Überſchreitung 
des Höchſtpreiſes ein Geſchäft zum Höchſtpreiſe als zuſtande gekommen 


1) Staub, Exkurs zu §S 374 Anm. 60. 
2) Lobe, Übermäßiger Gewinn ©. 23. 
) Staub, Anm. 87 zu 8 877. 

4) Staub, Exkurs zu $ 874 Anm. 62. 
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anficht, würde ich vorliegend annehmen, daß ein Geſchäft mit an⸗ 
gemeſſenem Gewinn zuſtande gekommen iſt), und ſich auch ſtraſbar 
macht. Nun iſt allerdings moglich, daß tatſächlich von dem Verkäufer 
weder der übermäßige Gewinn herausverlangt noch der Verkäufer 
beſtraft wird. Aber auch dies kann zu einer anderen Beurteilung 
nicht führen. Die Gerichte find nicht dazu da, dem Käufer zu einem 
übermäßigen Gewinn zu verhelfen. Der Käufer kann ja auch Preiſe, 
die nur durch Täuſchung des Publikums zu erreichen ſind, ſelbſt dann 
nicht der abſtrakten Schadensberechnung zugrunde legen, wenn der 
Verkäufer ſeinen Abnehmern gegenüber ſich desſelben unredlichen Ver⸗ 
haltens ſchuldig macht.“) Rechtsanwalt Dr. Leſſer, Poſen. 


Eine bedenkliche Rechtsunſicherheit. Bekanntlich geht 
die Rechtſprechung dahin, daß von einem unzuſtändigen Gericht er⸗ 
laſſene Forderungs- und Anſpruchspfändungen und Aberweiſungen 
der rechtlichen Wirkſamkeit entbehren, 8 802 ZPO. Eine erhebliche 
Gefährdung der Rechtsſicherheit entſteht daher mit jedem Zweifel 
darüber, welches Gericht für die Forderungs⸗ und Anſpruchspfändung 
oder die Uberweiſung zuſtändig ſei. Bisher wurde nun § 930 Abſ. 1 
Satz 3 ZPO. dahin ausgelegt, daß nur für die Pfändung der 
Forderung das Arreſtgericht zuſtändig und die Beſtimmung auf einſt⸗ 
weilige Verfügungen deshalb nicht anwendbar ſei, weil ihr Vollzug 
nicht in der Pfändung, ſondern, wenn der Fall ſich dazu eignet, in 
der Überweiſung zur Einziehung beſtehe. Gaupp⸗Stein, 10. Aufl., 
II. Bd. S. 877 N. 83; RG. 36, 390. 

Das bekannteſte Beiſpiel dafür iſt die auf Zahlung einer Rente 
gerichtete einſtw. Verf. im Eheſcheidungsprozeß. Die Praxis hatte 
ſich daran gewöhnt, beim AG. die Pfändung und Überweiſung von 
Forderungen auf Grund folder einſtw. Verf. zu beantragen. Bisher 
wurde dies von keiner Seite beanſtandet. Nun hat das OLG. Dresden 
durch Beſchluß vom 12. 8. 1915, OL GRipr. 16, 114, Mitte, das 
Gericht, das eine einſtw. Verf. erlaſſen bat, für zuſtändig erklärt zur 
Pfändung und Überweiſung des Anſpruchs des Schuldners auf 
Herausgabe beweglicher Sachen, §8§ 846, 847 ZPO. Die Erwägungen 
des Or G., daß § 930 Abſ. 1 Satz 3 anwendbar ſei und bei der 
einſtw. Verf. auch die Uberweiſung vom Gericht, das die Verf. erließ, 
anzuordnen ſei, weil für den Arreft nur die Pfändung in Betracht 
komme und § 936 ZPO. entſprechende Anwendung vorſchreibe, führen 
zum Schluſſe, daß auch für die Pfändung und Überweiſung einer 


Geldforderung auf Grund einſtw. Veif. das Gericht, das dieſe erließ, 


alſo nach Umſtänden das LG. zuſtändig ſei. Solange die Anſicht 
des OLG. Dresden aber nicht die heriſchende iſt, wird der Gläubiger 
guttun, beim Gericht der einſtw. Verf. und beim Vollſtreckungsgericht 
Forderungspfändung und Überweiſung zu erwirken. Der Anwalt, der 
ſich vor Regreßanſprüchen ſchützen will, wird gegen etwaige Ablehnungen 
wegen Unzuſtändigkeit — er kann die Anträge je gleichzeitig ſtellen, 
da er beim Gericht der einſtw. Verf. keinen Titel vorzulegen braucht — 
Beſchwerde einlegen und die Entſcheidung mößplichſt hoher Gerichte 
erwirken. Freilich wird die Friſt des S 845 ZP. oft nicht gewahrt 
werden können. Wünſchenswert wäre eine baldige Entſcheidung der 
Frage durch das NG. 
Rechtsanwalt A. v. Harder, Mannheim. 


Zur Bekanntmachung des Bundesrats zur Ent⸗ 
laſtung der Gerichte vom 9. September 1915. 


A. Die Kundesrats verordnung zur Entlaſtung der 
Gerichte vom 9. Heptember 1915 im Lichte der Praris. 
Novellen haben immer das Mißliche, daß ſie leicht mit dem bereits 
geltenden Rechte in Konflikt geraten und dadurch zahlreiche Streit⸗ 
fragen erzeugen, die einer einheitlichen Rechtsanwendung hinderlich 
find. Man würde deshalb, um den angeſtrebten Zweck der Entlaſtung 


— 
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der Gerichte zu erreichen, vielleicht beſſer getan haben, einen anderen 
Weg zu beſchreiten, indem man an die penſionierten Nichter einen 
warmherzigen Appell zum Wiedereintritt in den Dienſt für die Dauer 
des Krieges gerichtet hätte, ein Appell, der bei dem bekannten 
Patriotismus der deutſchen Richter ſicherlich einen freudigen Widerhall 
geweckt haben würde. Da man ſich aber anders entſchloſſen hat, ſo 
wollen wir hoffen, daß die Kriegszivilprozeßnovelle, der nachſtehend 
einige Bemerkungen gewidmet werden ſollen, nicht nur der Entlaſtung 
der Gerichte dienlich ſein, ſondern auch die Intereſſen des Publikums 
fördern möge. 


I. Sühneverſuch: Über den durch 8 18 VO. dem Amtsrichter 


zur Pflicht gemachten Sühneverſuch denkt man im allgemeinen ziemlich 


ſkeptiſch. Es kommt aber meines Erachtens viel darauf an, ob der 
Nichter die nötige Zeit und das nötige Geſchick hat, um in den dazu 
geeigneten Fällen einen Vergleich herbeizuführen. 

Einen beſonders günſtigen Boden dürfte der Sühneverſuch bei 
den durch die VO. der Beruſung entzogenen Streitſachen von nicht 
mehr als 50 & finden. Eine Ausdehnung des Sühneverſuchs auf 
den Anwaltsprozeß hat man wohl deshalb nicht beliebt, weil die 
Anwälte bei größeren Sachen in einem ſo frühen Stadium des 
Prozeſſes nur ſehr ſelten zu einem Vergleiche geneigt ſein werden. 


II. Mündliche Verhandlung: Den Fanatikern der reinen Mündlich⸗ 
keit iſt S 23 VO., nach welchem unter gewiſſen Vorausſetzungen ohne 
Schlußverhandlung eine Entſcheidung von den Amts- und Landgerichten 
erlaſſen werden kann, ein Dorn im Auge. Man hat auf die reine 
Mündlichkeit das witzige Wort geprägt, ſie erwecke den Anſchein, als 
ob der Richter Geſchriebenes nicht leſen könne. Gewiß iſt das 
mündliche Verfahren eindrucksvoller als das ſchrifiliche, aber die 
reine Mündlichkeit iſt an eine Reihe von Vorausſetzungen geknüpft, 
die ſich nur ſelten vereinigt ſinden. Sie erſordert ideale Richter, 
ideale Anwälte und keine Nberlaftung. Denn Überlaftung und reine 
Mündlichkeit ſind zwei Dinge, die ſich ſo wenig vertragen wie Feuer 
und Waſſer. Wie ſoll eine mündliche Verhandlung möglich ſein, 
wenn vor einer Zivilkammer des LG. 30 und mehr Sachen anſtehen? 
So bleibt denn die reine Mündlichkeit in den meiſten Fällen eine 
Fiktion.. Es iſt aber nicht gut, wenn die Gerichte täglich mit einer 
ſolchen Fiktion operieren, und es war deshalb mit Freuden zu 
begrüßen, daß die letzte Novelle zur ZPO. für das Verſahren vor 
den Amtsgerichten inſoſern eine Abkehr von dem Prinzip der reinen 
Mündlichkeit brachte, als dort in § 502 Abſ. 2 vorgeſchrieben iſt, 
daß eine Bezugnahme auf Schriſtſtücke zuläſſig ſei, ſoweit keine der 
Parteien widerſpricht und das Gericht ſie für angemeſſen hält, von 
welcher Vorſchriſt ihrer Zweckmäßigkeit wegen in der Praxis reichlicher 
Gebrauch gemacht wird. § 23 BWO. bedeutet nun einen weiteren 
Schritt auf dem betretenen Wege, und eine neue ZPO. könnte meines 
Erachtens nichts Beſſeres tun, als die Mündlichkeit auf die wirklich 
aufklärungsbedürſtigen Fälle zu beſchränken. 

III. Tatbeſtand: Der Tatbeſtand des Urteils iſt das Schmerzens⸗ 
kind der Prozeßrichter. Selbſt ſolche Richter, die ſchon längſt kein 
Prozeßdezernat mehr zu erledigen haben, verfolgt dieſer Tatbeſtand 
noch zuweilen bis in ihre tieſſten Träume. Nun ſagt allerdings 
ſchon unſere ZPO.: „Bei der Darſtellung des Tatbeſtandes iſt eine 
Bezugnahme auf den Inhalt der vorbereitenden Schriftſätze und auf 
die zum Sitzungsprotokoll erfolgten Feſtſtellungen nicht ausgeſchloſſen.“ 
Da kam aber das RG. und meinte in ſtändiger Rechtſprechung, !) der 
Tatbeftand könne immer nur durch eine ſolche Bezugnahme ergänzt, 
aber niemals erſetzt werden, eine Auffaſſung, die mir nicmals 
recht einleuchtend geweſen iſt. Denn weshalb ſollte der Tatbeftand 
nicht durch die Bezugnahme auf die Schriftſätze erſetzt werden können, 
wenn das mündliche Vorbringen ſich mit dem Inhalt der Schriftſätze 
genau deckt! Hier kann doch gar kein Wirrwarr entſtehen, während 
gerade bei teilweiſer Bezugnahme Irrtümer und Unklarheiten 
nicht ausgeſchloſſen find. Ich ſehe deshalb in §S 24 VO, der beſtimmt, 


1) Val. die bei Stein (10. Aufl.) in N. 44 zu 8 813 38D. 
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daß die Darſtellung des Tatbeſtandes durch eine Bezugnahme auf 
den Inhalt der vorbereitenden Schriftſätze und auf die zum Sitzungs⸗ 
protokoll erfolgten Feſtſtellungen erſetzt werden kann, ſoweit ſie den 
Sach⸗ und Streitſtand richtig und vollſtändig wiedergeben, keine 
Geſetzesänderung, ſondern nur eine im Intereſſe der Vermeidung 
überflüffigen Schreibwerks ſehr nützliche authentiſche Interpretation 
des obenangeführten 8 313 Abſ. 2 ZPO. Selbſtverſtändlich wird 
man von dieſem Hilfsmittel nur einen ſehr vorſichtigen Gebrauch 
machen können, damit ſpäter nicht zweifelhaft erſcheint, was vor⸗ 
getragen und worüber entſchieden iſt. 

IV. Mahnverfahren: Das Rückgrat der BD. bilden die Bes 
ſtimmungen über das Mahnverfahren (8$ 1 bis 17 VO.). Hier iſt 
dem bei Beratung der Frage: Wie iſt den hauptſächlichſten Klagen 
des Volkes über den Zivilprozeß abzuhelfen? abgegebenen Votum des 
dritten deutſchen Richtertages in Berlin,?) ſoweit es darauf gerichtet 
iſt, es ſolle auf eine beſſere Scheidung zwiſchen ſtreitiger und nicht⸗ 
ſtreitiger Rechtspflege Bedacht genommen werden, nach der prinzipiellen 
Seite hin Rechnung getragen, während die BD. bezüglich der Aus⸗ 
geſtaltung des zu dem gedachten Zwecke eingeführten Verfahrens ihre 
eigenen Wege geht. Ob durch die angeordneten Maßnahmen eine 
weſentliche Entlaſtung der Gerichte herbeigeführt werden wird, bleibt 
abzuwarten. Schon jetzt aber läßt ſich überſehen, daß die Vorſitzenden der 
Zivilkammern der Landgerichte, auf deren Schultern nunmehr Befug⸗ 
niſſe gewälzt worden ſind, die an ſich dem Kollegium zuſtehen, keine 
Entlaſtung, ſondern eine Mebrbelaftung erfahren haben. Auch kann 
der Umſtand, daß jetzt verſchiedene Mahnverfahren nebeneinander be⸗ 
ſtehen, zu Schwierigkeiten in der Praxis Anlaß geben. 

Schon aus den obigen Ausführungen dürfte ſich ergeben, und 
dies iſt auch in der bisher entſtandenen Literatur überwiegend zum 
Ausdruck gekommen, daß die VO. manche geſunden Gedanken enthält, 
die auch für die nach Beendigung des Krieges zu erwartende durch⸗ 
greifende Juſtizreform verwertet werden könnten. 

Geh. Juſtizrat Dr. Neumann, Breslau. 


B. 3u 8 14 Abſ. 1 80. vom 9. September 1915. 
Die Faſſung des 8 14 Abſ. 1 läßt die gegen § 13 eingereichte Klage 
nur dann als ſolche gelten und vom Erlaſſe eines Zahlungsbefehls 
nur dann abſehen, wenn die kontradiktoriſche Natur des Rechts⸗ 
ſtreits glaubhaft gemacht wird. Dieſe Beſchränkung auf kontra⸗ 
diktoriſche Prozeſſe erſcheint aber ſowohl für die Entlaſtung der Gerichte 
als für ein beſchleunigteres Verfahren unzureichend. Denn auch bei 
nichtkontradiktoriſchem Verlaufe des Prozeſſes iſt die ſofortige An⸗ 
beraumung eines Termins auf die eingereichte Klage an Stelle eines 
Zahlungsbefehls zur Erreichung jener Zwecke vielfach dringend geboten, 
wie deutlich folgender Fall zeigt: 

Von einer Forderung von 600 & wird wegen eines Teilbetrages 
von 800 & ein Zahlungsbefehl erwirkt. Beklagter erhebt 
gegen denſelben, obwohl ſein ſchriftliches Anerkenntnis vorlag, 
Widerſpruch und läßt im hierauf anberaumten Termine Ver⸗ 
ſäumnisurteil gegen ſich ergehen. Da Schuldner auf vor⸗ 
genommene Pfändung eine Abzahlung leiſtet, ſoll die Reſt⸗ 
forderung von 800 & eingeklagt werden. 

Es liegt auf der Hand, daß in dieſem nichtkontradiktoriſchen 
Falle der nach § 14 Abſ. 1 geforderte Erlaß eines Zahlungsbefehls 
dem Schuldner nur die erwünſchte Gelegenheit gibt, durch Erhebung 
des Widerſpruchs erneute Friſt zu gewinnen, und dem Gericht überflüſſige 
Arbeit verurſacht. Die Einſchränkung des § 14 Abſ. 1 dürfte daher 
— bei einer zukünftigen Ausgeſtaltung der BRV. — zweckmäßig 
durch Aufnahme der ſogenannten Verſchleppungsklauſel zu ergänzen 
ſein, etwa dahin: 

daß auch dann vom Mahnverfahren abzuſehen und Termin 
anzuberaumen iſt, wenn glaubhaft gemacht wird, daß das 
Mahnverfahren vom Beklagten zur Verzögerung des Rechts— 
ſtreites gemißbraucht wird. 

Juſtizrat Alfred Levy, Berlin. 


2) DRZ. 1913 S. 767, 768 
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C. Die Widerspruchs friſt im Mahnverfahren nach der 
Entlaſtungsverordnung vom 9. September 1915. Die 
Widerſpruchsfriſt im ordentlichen Mahnverfahren beträgt gemäß 
§ 692 ZPO. eine Woche. Im Gegenſatz zur Einlaſſungsfriſt iſt 
dieſe Friſt nicht abkürzbar. Dagegen beſtimmt § 14 a der Entlaſtungs⸗ 
verordnung (EV.) vom 9. September 1915 in Verbindung mit der 
Bekanntmachung vom 18. Mai 1916, daß die Friſt für den Wider⸗ 
ſpruch bei einer als Geſuch um Erlaß des Zahlungsbefehls geltenden 
amtsgerichtlichen Klage vom Gericht gemäß den Vorſchriften über die 
Einlaſſungsfriſt zu bemeſſen iſt. Die Friſt kann ſomit in dieſem 
Falle auf Antrag bis auf 24 Stunden verkürzt werden. Nach dem 
Wortlaut der EV. iſt eine entſprechende Anwendung der Vorſchrift 
über die Widerſpruchsfriſt auf das Mahnverfahren überhaupt leider 
nicht vorgeſehen. Wer alſo von vornherein den Erlaß des Zahlungs⸗ 
befehls beantragt, muß eine volle Woche warten, bis er den Voll⸗ 
ſtreckungsbefehl bekommen kann. Wer aber zunächſt eine Klage ein⸗ 
reicht, kann die Abkürzung der Widerſpruchsfriſt bis auf 24 Stunden 
ohne weiteres bewirken. Daß ein ſolches Ergebnis durchaus unhalt⸗ 
bar iſt, liegt auf der Hand. Es wäre ja eine förmliche Aufmunterung 
für die Gläubiger, ſtatt den Erlaß des Zahlungsbefehls zu bean: 
tragen, eine Klage einzureichen, während der Zweck der EV. doch 
offenbar in der Begünftigung des Mahnverfahren gipfeln ſoll. 
Es wird daher meines Erachtens nichts übrig bleiben, als den 8 14a 
EV., entſprechend dem Zweck des Geſetzes, auf dem Wege einer aus⸗ 
dehnenden Auslegung auf das geſamte Mahnverfahren zu erſtrecken. 
Das Gegenteil wäre Formalismus. 

Rechtsanwalt Dr. Breuer, Frankfurt a. M. 


Entgegnungen. 


Zur Gemeindeſtenerpflicht der Militärperſonen des 
Beurlaubtenſtandes in Preußen. 


A. Zu dieſem Thema hat Marcuſe, JW. 1916, 1109, einen 
berichtigenden Nachtrag zu feinen früheren Ausführungen a. a. O. 952 
gemacht, indem er anerkennt, daß das Militäreinkommen der Referve: 
und Landwehroffiziere und der mit Warnehmung einer Kriegsgerichts⸗ 
ratsſtelle Beauftragten zu Gemeindeſteuern herangezogen werden könne. 
Er beſchränkt jedoch dieſe kommunale Steuerpflicht lediglich auf die 
im Offiziersrange ſtehenden Militärperſonen, während er das Militär⸗ 
einkommen der zur Reſerve und Landwehr gehörigen Unteroffiziere 
und Mannſchaften (alſo auch Offizierſtellvertreter) für kommunal⸗ 
ſteuerfrei erklärt. Auch hierin muß ihm widerſprochen werden. Zu 
den von der Verordnung vom 23. 9. 1867 betroffenen „ſervisberechtigten 
Militärperſonen des aktiven Dienſtſtandes“ gehören Unteroffiziere und 
Mannſchaſten des Beurlaubtenſtandes ebenſowenig wie Reſerve⸗ und 
Landwehroſſiziere. Nur Kapitulanten, freiwillige und ausgehobene 
Mannſchaften (Rekruten) fallen darunter. So iſt bei Zugrundelegung 
der Rechtſprechung des OVG. die Heranziehung des Militäreinkommens 
auch der Nichtoffiziere der Reſerve und Landwehr zu Gemeindeſteuern 
als herrſchende Meinurg anzuſehen (vgl. PrVerwBl. 1916, 470). 
— Allerdings haben gewiſſe Gemeinden, ſo die Groß⸗Berliner Ge⸗ 
meinden eine lokale Regelung dahin getroffen, daß das Militäreinkommen 
der Unteroffiziere und Gemeinen des Beurlaubtenſtandes ganz als 
Dienſtaufwandsvergütung betrachtet und deshalb bei der Gemeinde⸗ 
einkommenſteuerveranlagung für 1916 unberückſichtigt gelaſſen 
werden ſoll. 

Schon dies Beſtreben einiger Städte, einem Teile der Heeres 
angehörigen des Beurlaubtenſtandes eine ſonſt noch nicht begründete 
Steuerbefreiung zu verſchaffen, weiſt darauf hin, daß hier eine ge: 
ſetzliche Lücke beſteht, die nicht nur in den Kreiſen der davon Be: 
troffenen als fühlbar empfunden wird. In der Tat kann es durch 
keinen inneren Grund gerechtfertigt werden, daß eine dem § 5 Ziff. 3 
Einkomm StG. entſprechende Vorſchrift im Kommunalabgabengeſetze 
ſehlt. Letzteres enthält überhaupt keine Sondervorſchrift für Kriegs⸗ 
teilnehmer. Wenn im 8§ 5 Ziff. 3 a. a. O. das Militäreinkommen 


45. Jahrgang. 
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aller Angehörigen des aktiven Heeres während der Zugehörigkeit zu 
einem in der Kriegsformation befindlichen Teile des Heeres von der 
Staatseinkommenſteuer befreit wird, ſo kommt damit keine ſinguläre, 
ihrem Sinne nach nur auf die Staatseinkommenſteuer zu beſchränkende 
Vorſchrift, ſondern ein ſachlicher Steuerbefreiungsgrund zum Ausdruck, 
der nach ſeinem Zwecke jede ſteuerliche Heranziehung des Militär⸗ 
einkommens aller Angehörigen des aktiven Heeres ausſckließen ſoll, 
alſo auch die Heranziehung zu Gemeindeſteuern. Dieſem allgemeinen 
Geſichtspunkte haben die Kirchenſteuergeſetze Rechnung getragen mit 
der Beſtätigung, daß die geſetzlichen Befreiungen von der Staats⸗ 
einkommenſteuer die entſprechende Befreiung von der Kirchenſteuer 
zur Folge haben (Geſez vom 26. 5. 1905 — Kirchliches Geſetz⸗ 
und Verordnungsblatt S. 31 — und Geſetz vom 14. 7. 1905 — 
PrGS. S. 281 —). Wird man nun auch nicht den Satz aufſtellen 
können, daß die Beſtimmungen des Staatsſteuerrechtes, alſo des 
Einkommenſteuergeſetzes auf dem Gebiete der Gemeindebeſteuerung 
überall da Anwendung finden, wo das Gemeindeabgabenrecht nicht 
abweichende Vorſchriften enthält (val. die Ausführungen im Urt. des 
OVG. vom 14. 10. 1915, PrVerwBl. 1915 Nr. 10 S. 155), fo bleibt 
das Bedürfnis nach einer Gleichſtellung der Kommunaleinkommenſteuer 
mit der Staatseinkommenſteuer und Kirchenſteuer nach dieſer Richtung 
beſtehen. Von dieſem durchaus richtigen Gefühl gegen eine derartige 
unterſchiedliche Behandlung geleitet, haben denn auch der Miniſter 
des Innern und der Finanzminiſter in dem Erlaſſe vom 28. 4. 1915 
— IVa 519 u. F. M. II 4006 — ihre Meinung dahin ausgeſprochen, 
daß das Militäreinkommen der Angehörigen des aktiven Heeres während 
des Krieges auch gemeindeeinkommenſteuerfrei zu laſſen ſei. Die in 
dieſem Erlafje ausgeſprochene Meinung bleibt aber fo lange nur ein 
Wunſch, als nicht die geſetzliche Grundlage dafür geſchaffen wird. 
Dies tut um ſo mehr not, als es nicht zur Erhaltung einer gleich⸗ 
mäßigen Dienſtſreudigkeit beitragen kann, wenn im Kriege bei einem 
Volksheere die Soldaten des Friedens⸗ und des Beurlaubtenſtandes 
bezüglich des Militäreinkommens ſteuerlich verſchieden behandelt 
werden. 

Deshalb empfiehlt es ſich, in das Kommunalabgabengeſetz eine 
dem § 5 Ziff. 3 Einkomm StG. entſprechende Beſtimmung ſchon jetzt 
während des Krieges einzufügen. 

Rechtsanwalt Braunſtein, Oſtrowo (z. Z. im Heeresdienſt). 


3. Ich kann vorſtehender Ausführung nicht ohne weiteres darin 
beipflichten, daß die Kommunalſteuerpflicht der Militärgebührniſſe von 
Unteroffizieren und Mannſchaften der Reſerve und der Landwehr als 
herrſchende Meinung anzuſehen ſei. Wie übrigens der Aufſatz ſelbſt 
bemerkt, findet in Groß⸗Berlin — und auch ferner in einer großen 
Anzahl anderer Kommunen — eine Heranziehung dieſer Gebührr iſſe 
zur Kommunalſteuer nicht ſtatt. Aus welchem Grunde dies geſchieht, 
bzw. ob dies deshalb geſchieht, weil die Militärgebührniſſe von Unter⸗ 
offizieren und Mannſchaften überhaupt nicht als Einkommen, ſondern 
nur als Dienſtaufwandsentſchädigung anzuſehen ſeien, iſt ſchließlich 
für die Zenſiten gleichgültig. Eine Entſcheidung des OLG. liegt 
nicht vor. 

Zu den Ausführungen des Verfaſſers über die Unbilligkeit des 
geltenden Rechts iſt nachzutragen, daß das OVG. in einer Entſcheidung 
vom Mai 1916, abgedruckt im Preuß. Verwaltungsblatt vom 28. Auguſt 
1916, Bd. 37 S. 747, feinen Standpunkt hinſichtlich der Kommunal⸗ 
ſteuerpflicht der Offiziere des Beurlaubtenſtandes in eingehender Be: 
gründung beſtätigt hat und daß ferner nach einer im Preuß. Ver⸗ 
waltungsblatt Bd. 37 S. 600 abgedruckten Entſcheidung die zur Dis⸗ 
poſition geſtellten Offiziere, die zum aktiven Dienſt eingezogen werden, 
hierdurch wiederum des Kommunalſteuerprivilegs der Offiziere aktiven 
Dienſtſtandes teilhaſtig werden, d. h. in Höhe ihrer Militärbeſoldung 
kommunalſteuerfrei ſind. Auf die Offiziere a. D., die wieder Dienſt 
tun, bezieht ſich dieſe Entſcheidung nicht, dieſe werden vielmehr den 
Landwehr: und RNeſerveoffizieren gleichgeſtellt. 

Eine Reviſion des Kommunalabgabengeſetzes, die auch anderweitig 
eifrig diskutiert worden iſt, widerſpricht zur Zeit dem berechtigten 
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Intereſſe der Städte, denen ein nicht unbeträchtlicher Einnahmeausſall 
entſtehen würde angeſichts immer wechſelnder Kriegslaſten. 
Rechtsanwalt Dr. Paul Marcuſe, Berlin. 


Nochmals Unterbrechung und Ausſetzung wegen 
Kriegsteilnehmerſchaft und Verjährung. Die Entgegnung 
des Herrn Rechtsanwalts Dr. Süſſer S. 1108 veranlaßt mich noch zu 
einigen Bemerkungen. Richtig iſt — und dies wurde, wie Dr. Süſſer 
ſelbſt zugibt, von mir von vornherein auch gar nicht verkannt —, 
daß 54 KTSchG. materiellrechtliche Vorſchriften Über die Anſpruchs⸗ 
verjährung nicht enthält. Nichtsdeſtoweniger iſt der Inhalt dieſes 
Paragraphen hiefür gerade im Hinblick auf den 8 211 BGB. von 
größter Bedeutung. Denn die Parteien find, ſolange das Prozeß⸗ 
verfahren nach Maßgabe der §8§ 2 und 3 KT SchG. unterbrochen oder 
ausgeſetzt iſt, überhaupt nicht imſtande, den Prozeß in Stillſtand ge⸗ 
raten zu laſſen, weil der Eintritt eines Stillſtands begrifflich und 
ſelbſtverſtändlich ein bis dahin im Gang befindliches Verfahren und 
ſohin zur Vorausſetzung hat, daß die Unterbrechung oder Ausſetzung 
wieder in Wegfall gekommen iſt. Wann letzteres bei einer Unter⸗ 
brechung oder Ausſetzung nach 88 2 und 3 a. a. O. der Fall wird, 
das eben iſt in 8 4 ausſchließend und erſchöpfend geregelt. 

Wie ich nun ſchon früher ausgeführt habe, gelangt aber der 
Zeitpunkt der Beendigung der Unterbrechung oder Ausſetzung zur 
ſicheren Kenntnis des Gegners des Kriegsteilnehmers. Der 
Gegner hat es ſonach in der Hand, ſich gegen die Verjährung ſeines 
Anſpruchs durch rechtzeitigen Weiterbetrieb des Prozeſſes zu ſchützen, 
und es iſt demnach unrichtig, wenn behauptet wird, daß ihm 8 4 
keinen genügenden Verjährungsſchuzz gewähre. Unterläßt er den 
Weiterbetrieb trotz dieſer Kenntnis, dann hat er — und unter Um⸗ 
ſtänden ihm gegenüber ſein Vertreter — die Folgen nach Maßgabe 
des allgemeinen bürgerlichen Rechts zu tragen. Denn noch immer 
gilt der alte Rechtsgrundſatz: Jura vigilantibus sunt scripta! 

Diefe meine Auffaſſung ſteht auch mit den in RG. 72, 185 
SW. 1910, 9 entwickelten Grundſätzen im Einklang. Mit Un 
recht vermißt Dr. Süſſer in dieſer Entſcheidung Ausführungen 
darüber, unter welchen Vorausſetzungen und mit welchem Zeitpunkt 
der neue Verjährungsbeginn im Sinne des § 211 Abſ. 2 BGB. beim 
Liegenlaſſen des Prozeſſes ſeitens des Klägers läuft. Ausdrücklich iſt 
daſelbſt geſagt, daß, wenn der Kläger den Prozeß nach Wegfall des 
Grundes zur Unterbrechung und Ausſetzung des Verfahrens liegen 
läßt, nunmehr (alſo mit dem Wegfall) der Zeitpunkt gekommen 
iſt, mit dem, weil von jetzt an der Stillſtand auf der Untätigkeit des 
Klägers, alſo nicht mehr auf geſetzlicher oder richterlicher Anordnung 
beruht, die neue Verjährung ihren Anfang nimmt. 

Allerdings knüpft hier das RG. ſchon an den Wegfall des 
Grundes zur Unterbrechung und Ausſetzung den Beginn der neuen 
Verjährung. Übertragen auf das KTSchG. würde ſich ſonach die 
Richtigkeit der von Dr. Süſſer vertretenen Anſicht ergeben, daß die 
durch die Klageerhebung unterbrochene Verjährung ſchon in dem 
Augenblicke von neuem zu laufen beginne, in dem die Vorausſetzungen 
des 8 2 KTSHhG. bei dem Kriegsteilnehmer in Wegfall kommen. 
Dagegen kommt aber in Betracht, daß die Reichsgerichtsentſcheidung nur 
auf Grund und im Hinblick auf die 8§ 239 bis 245 ZPO. ergangen iſt, 
und daß, wie der von mir auf S. 955 wiedergegebene Teil der Begrün⸗ 
dung zu 84 KTSchG. erſehen läßt, der Geſetzgeber in bewußter und 
gewollter Ergänzung der bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen ein 
beſonderes Aufnahmeverfahren in den § 4 eingefügt hat, durch das 
der Zeitpunkt der Beendigung der Unterbrechung und Ausſetzung des 
Verfahrens anders fixiert wurde, wie dort. Selbſtverſtändlich kann 
bei Unterbrechungen oder Ausſetzungen des Verſahrens nach Maßgabe 
der 88 3 und 4 KTSchG. hinſichtlich des Zeitpunktes ihrer Beendi⸗ 
gung aber nur die ſpezialgeſetzliche Regelung in § 4 zur Anwendung 
kommen. 

Zu einer Äußerung darüber, welche Art — abſichtliches, grob: 
oder leichtfahrläſſiges — Verſchulden den Kläger am e des 
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Prozeſſes treffen muß, hatte das NG. in feiner Entſcheidung nicht 
die geringſte Veranlaſſung. Für den Erfolg der Verjährung (8 222 
BGB.) iſt es ganz gleichgültig, ob er auf ein vorſätzliches oder auf 
ein fahrläſſiges Verſchulden des Gläubigers zurückzuführen iſt, und 
infolgedeſſen kommt es hierfür auch auf den Grad des Verſchuldens 
gar nicht an. Dieſe Fragen können höchſtens von Bedeutung 
werden, wenn es ſich um eine Entſcheidung darüber handelt, ob und in 
welchem Umfange etwa ein Vertreter des Klägers daſür ſchadenserſatz⸗ 
pflichtig gemacht werden kann, daß er den Eintritt der Verjährung. 
trotzdem er hierzu imſtande geweſen wäre, nicht verhindert hat. Das 
alles liegt aber auf einem ganz anderen Gebiete. Darüber kann bei 
dem Mangel von ſpezialgeſetzlichen Vorſchriften nur von Fall zu Fall 
nach den einſchlägigen Beſtimmungen des BGB. über Verſchulden 
und Schadenserſatzpflicht entſchieden werden, was nach dem heutigen 
Stande von Wiſſenſchaft und Rechtſprechung keine beſonderen 
Schwierigkeiten bieten kann. 

Meine Bemerkung auf S. 956, daß die Parteien und ihre Ver⸗ 
treter nach 8 4 KTSchG. in den Stand geſetzt find, den Stillſtand 
des Prozeſſes und damit die Anſpruchsverjährung zu verhindern, fo: 
fern fie dies nur wollen oder nicht in grob fahrläffiger Weiſe unter: 
laſſen, ſtellt ſich auch lediglich als die Schlußfolgerung aus meinen 
vorausgegangenen Erörterungen dar. Mit der Verſchuldensfrage im 
Sinne der Entgegnung des Herrn Dr. Süſſer habe ich mich nicht 
befaßt und nicht befaſſen wollen. 

Auf den 8 8 ATSHS. kann ſich Dr. Süſſer zur Unterftükung 
feiner Anſicht nicht berufen. Durch die Hemmung der Verjährung 
wird lediglich das Ende der eigentlichen Verjährungsfriſt um die 
Dauer der Hemmung hinausgeſchoben, und nichts kann, von einer 
etwaigen vertraglichen Bindung abgeſehen, den Gläubiger, alſo ins— 
beſondere auch den Gegner des Kriegsteilnehmers, im Falle des § 8 
hindern, noch während der Dauer der Hemmung die Klage zu er— 
heben und ſich dadurch die Vorteile der Verjährungsunterbrechung 
und der prozeſſualen Stellung nach §S 4 KTSchG. zu ſichern. Er iſt 
unter keinen Umſtänden gezwungen, den Ablauf der Hemmungsfriſt 
oder eines Teiles derſelben abzuwarten, und namentlich in der Lage, 
die Klage auch ſchon im Laufe der eigentlichen Verjährungsfriſt, 
deren Beginn ihm bekannt fein muß (§ 198 BGB.), und deren Ende 
er daher zu berechnen vermag, zu erheben. Unterläßt er eine der⸗ 
artige vorſorgliche Maßnahme, obwohl er Anlaß zu der Befürchtung 
hat, daß er von der Beendigung des Kriegszuſtandes oder des nach 
§ 2 KSchG. maßgebenden Verhältniſſes des Gegners nicht recht— 
zeilig und zuverläſſig Kenntnis erhalten werde, dann handelt er auf 
ſeine eigene Gefahr. Eine infolge dieſer Unterlaſſung eintretende 
Verjährung tft letzten Endes dann nicht auf einen Mangel im Ge: 
ſetze, ſondern auf das eigene Verhalten des Gläubigers oder ge— 
gebenenfalls ſeines Vertreters zurückzuführen, das jeder nach den 
allgemeinen Vorſchriften des BGB. zu vertreten hat. 

Die Zuläſſigkeit und Zweckmäßigkeit einer ſolchen vorſorglichen 
Klageerhebung iſt bereits von Juſtizrat Bendix in JW. 1914, 824 
überzeugend nachgewieſen. Ich begnüge mich daher hier mit der 
Bezugnahme auf die dortigen Ausführungen, denen ich mich mit 
Ausnahme des Satzes, daß die Beendigung des nach $ 2 KT Sch. 
maßgebenden Verhältniſſes dem Gläubiger „ohne jedes Verſchulden 
ſehr leicht“ unbekannt bleiben kann, vollkommen anſchließe. 

Füglich drängt der Umſtand, daß das KTSchG. zwar beſondere 
Vorſchriften über die Unterbrechung und Ausſetzung des Verfahrens 
ſowie über die Hemmung der Verjährung und des Laufs gewiſſer 
anderer Friſten (§S 8 Abſ. 2), dagegen keine ſolchen über die Unter⸗ 
brechung der Verjährung enthält, geradezu zu der Annahme, daß der 
Geſetzgeber jede weitere Regelung der Verjährungsunterbrechung in 
dieſem Geſetze ſür überflüſſig erachtete, weil er die Intereſſen der in 
§ 2 bezeichneten Perſonen und ihrer Gegner in dieſer Richtung ſchon 
durch die einſchlägigen Vorſchriften des BGB. im Zuſammenhalte 
mit denjenigen in $ 4 KTSchG. für genügend gewahrt erachtete. 

Ich habe nach alledem keinen Grund, von meinem urſprünglich 
eingenommenen Standpunkt, daß in den Fällen der Inter: 
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brechung oder Ausſetzung des Verfahrens nach 88 2 und 8 
KTSchG. die durch die Klageerhebung unterbrochene Ver⸗ 
jährung nicht ſchon mit dem Wegfalle der Vorausſetzungen 
des 8 2 auf ſeiten des Kriegsteilnehmers zu laufen be: 
ginne, irgendwie abzugehen. Wenn Herr Dr. Süſſer jetzt den 
Kernpunkt des Streits auf die Verſchuldensfrage verlegt, ſo ſcheint 
mir dics zwar eine Verrückung des urſprünglichen Streitſtands, aber 
ebenfalls nicht geeignet zu ſein, ſeinen entgegengeſetzten Standpunkt 
zu verbeſſern und zu befeſtigen. 

Schließlich möchte ich in Berichtigung eines Druckfehlers nur 
noch bemerken, daß es in meiner Abhandlung auf S. 955 unter 
Ziff. 3 Zeile 4 ſelbſtverſtändlich §S 4 Abſ. 2 Satz 1 ſtatt 8 4 Abſ. 1 


Sat 1 heißen muß. Oberſtlandesgerichtsrat Gehrlein, München. 


Reichsgericht.“ 
a) Zivil ſachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Lehmann. 


[Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. — * Wird in 
der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts 
abgedruckt. — + Anmerkung.] 

Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 88 133, 157 BGB. Die Vermutung der Voll⸗ 
ſtändigkeit der über ein Rechtsgeſchäft errichteten Urkunde er⸗ 
greift nicht die Frage der Auslegung. ob mit den Vertragsworten 
implicite eine Abrede getroffen ift.] 

Aus den Gründen: Es iſt etwas Verſchiedenes, ob eine 
in den Verhandlungen vereinbarte Abrede in der Vertrags⸗ 
urkunde fortgelaſſen wird, oder ob ſie nur deswegen nicht mit 
beſonderen ausdrücklichen Worten aufgenommen wird, weil ſie 
ſich ſür die Vertragſchließenden aus den aufgenommenen Be— 
ſtimmungen als ſelbſtverſtändlich ergibt und ſomit implicite in 
der-Urkunde enthalten iſt. Das letzte iſt eine reine Frage der 
Auslegung. R. w. V., U. v. 4. Juli 16, 162/16 II. — 
Dresden. [L.] 

* 2. § 138 BGB. Sittenwidrig und nichtig iſt ein Ver— 
trag, der im bewußten Zuſammenwirken zur Umgehung und 
nung fremder, auch obligatoriſcher Rechte geſchloſſen iſt.] 

Der Beklagte iſt Eigentümer eines Grundbeſitzes, auf dem 
die ſog. Rethlager Quellen entſpringen. In Abt. II Nr. 1 
dieſes Grundbeſitzes haftet für die Firma Karl W. & Co., G. 
m. b. H. als Eigentümerin von Fabrikgrundſtücken in P. ein 
Vorkaufsre Tt, das ſich namentlich auf die Waſſergrundſtücke 
bezieht. Die Klägerin beabſichtigte ihrerſeits zur Herſtellung 
einer Trinkwaſſerleitung ſich die Quellen zu ſichern und knüpfte 
durch den Stadtverordnetenvorſteher K. mit der Firma W. & Co. 
und dem Beklagten Verhandlungen an, die aber nicht zum Ziele 
führten, weil W. & Co. nur auf die Hälfte des Waſſers ver⸗ 
zichten wollten und dafür 10000 % verlangten. K. trat darauf, 
nachdem die Klägerin durch Rechtsgutachten, die ſie Ende 1912 
einbolte, darüber belehrt worden war, daß das Vorkaufsrecht 
nur für Kaufverträge, nicht für Tauſch verträge gelte, mit dem 
Beklagten in weitere Verhandlungen, deren Ergebnis ein Tauſch⸗ 
vertrag war, in dem die Klägerin eine, ſpäter auf 20200 4 
ermäßigte Varzugabe verſprach. Am 22. Januar 1913 ſchrieb 
der Beklagte der Klägerin, daß er den Vertrag wegen Täuſchung 
ſowie wegen Irrtums anfechte; ſollte die Anfechtung nicht Durch 
greifen, ſo ſei der Vertrag, der kein Tauſch- ſondern ein Kauf⸗ 
vertrag ſei, dadurch erloſchen, daß die Firma W. & Co. von 
ihrem Vorkaufsrechte Gebrauch gemacht babe und in den Ver⸗ 
trag eingetreten ſei. Demnächſt hat die Klägerin mit dem An: 
trag geklagt, der Beklagte ſolle verurteilt werden, unter den im 
Tauſchvertrage feſtgeſetzten Bedingungen der Klägerin die von 
dieſer eingetauſchten Grundſtücke aufzulaſſen. Der Beklagte 
machte geltend, es liege in Wahrheit kein Tauſch-, ſondern ein 


45. Jahrgang. 


verſchleierter Kaufvertrag vor, der den Zweck verfolge, das Vor⸗ 
kaufsrecht der Firma W. & Co. zu umgehen. Die Barzugabe 
von 28 300 & umfaſſe faſt die Hälfte des Geſamtpreiſes von 
58000 & und man babe fie deshalb durch den Nachtrag auf 
20 200 & zu verringern geſucht. Die im gerichtlichen Vertrage 
ihm zugeſagten Grundſtücke ſeien auf zuſammen 29700 .# be: 
wertet worden. Da er damit nichts anzufangen gewußt habe, 
fo habe K. ihn damit beruhiat, daß die Stadt die Grundſtücke, 
die ſie wegen des darin befindlichen Tonlagers nötig brauche, 
ibm ſpäter zu dem angeſetzten Werte wieder abnehmen werde. 
K. habe ihm auch zugeſagt, daß die Stadt die Koſten eines 
etwa von W. & Co. anzuſtrengenden Prozeſſes übernehmen 
werde. In den Vertrag ſei dies nicht aufgenommen worden, 
um die Sachlage nicht aufzudecken, er habe aber die Ausſtellung 
eines ſchriftlichen Reverſes noch bei Unterzeichnung des Nach— 
tragsvertrages zur Bedingung gemacht. LG. und OCG. ver: 
urteilten. Das RG. wies die Klage ab. Aus den Gründen: 
Begründet erſchien die Reviſion, ſoweit fie genen die Verneinung 
der Sittenwidrigkeit ſich richtet. Der Bert. hat dieſe Frage, 
die mit der Ernſtlichkeit des Vertrages nichts zu tun hat, mit 
der Frage des Schkeingeſchäfts vermengt und ganz unzureichend 
und unzutreffend gewürdigt. Er hat feſtgeſtellt, daß „beide 
Teile offenſichtlich den Zweck verfolgten, das Vorkaufsrecht der 
Firma W. & Co. zu umgehen und dieſe ſomit zu ſchädigen“. 
Er will dies damit entſchuldigen, daß beide Teile nur von einer 
ihnen rechtlich zuſtehenden Befugnis Gebrauch gemacht hätten, da 
das Vorkaufsrecht eben einen Kauf zur Vorausſetzung habe, und 
hat auch auf das löbliche Ziel verwieſen, das die Stadt ver: 
folgt habe, auf ihre Abſicht, den gemeinen Nutzen durch die 
Beſchaffung guten Trinkwaſſers zu fördern. Dieſer entferntere 
löbliche Zweck der Klägerin und ihr dadurch begründetes Inter: 
eſſe können jedoch nicht die Anwendung unlauterer ſittenwidriger 
Mittel rechtfertigen vgl. RG. 81, 90; 62, 139], und das be: 
wußte Zuſammenwirken zur Umgehung und Schädigung fremder 
Rechte, nicht bloß — wie im vorliegenden Falle — dinalicher, 
ſondern auch obligatoriſcher, iſt in der Rechtſprechung des RG. ſtets 
als ſittenwidrig behandelt worden, auch wenn dem Schädigenden 
formales Recht zur Seite Stand. Vgl. RG. 62, 138); 81, 
86,90%); Gruch Beitr. 50, 972,3; 51, 989.003); 54, 8929); 
58, 9900; IW. 1908, 545%. Die Sache hätte anders beurteilt 
werden können, wenn der Beklagte die eingetauſchten Grund: 
ſtücke gebraucht und nicht anders hätte erwerben konnen. Wie 
die Sache nach den Feſtſtellungen des Berg. liegt, durfte die 
Sittenwidrigkeit nicht verneint werden. H. w. Stadtgemeinde 
L., U. v. 1. Juli 16, 140,16 V. — Celle. IL.) 


3. Kauſvertrag. Reichsgeſetz über die Kriegsleiſtungen 
vom 13. Juni 1873. — Eme Beſchlagnabme auf Grund des 
Kriegsleiſtungsgeſetzes bringt nicht ohne weiteres den Lieferungs— 
anſpruch eines Käufers zum Erlöſchen. Inſoweit iſt ent: 
ſcheidend, ob Unmöglichkeit der Erfüllung vorliegt. — Bei 
Vorbehalt höberer Gewalt genügt zur Befreiung ſchon der 
Nachweis ernſtlicher Störung und erheblicher Beeinträchtigung 
des Geſchäftsbetriebes.] 1) 

Im September 1914 kaufte die Klägerin von der Beklagten 
200 Häute gefettetes Rindleder zum Preiſe von 7,50 * und 
wertere 500 Häute zum Preiſe von 8 , für das Kilogramm. 
In dem Beſtätigungsſchreiben der Beklagten vom 11. September, 


1) IW. 1906, 61; Neumann, RNechtſpr. 18 826 Anm. 4d. 
2) JW. 1913, 325. 

3) Neumann, Rechiſpr. I 8 826 Anm. 5b. 

4) JW. 1910, 279; Neumann, Neck tſpr. II § 339 Anm. 6. 


Zu 3. Nicht weniger als 4 Fragen des Kriegs vertragsrechts 
ſind hier zuſammengekommen. Zwei davon werden nur geſtreift. Der 
eine Einwand, daß die Preiſe zu einer abnormen Höhe geſtiegen ſind, 
hat nicht einmal zur Reviſion geführt. Es ſcheint, daß man die 
Unerſchwinglichkeit nicht ernſtlich behauptete. Das NG. hätte auch 
wohl ſelbſt in tiefem Falle an dem ablehnenden Standpunkt ſeſt— 
gehalten. (Urteil vom 12. März 1916, 23. 1916, 804.) Das ges 
ſchieht ja auch bei dem zweiten dieſer Punkte, der Klauſel der höheren 
Gewalt. Das Rg. kann ſich ſelbſt zitieren. Die Sache iſt erledigt. 
(Vgl. oben Nr. 2.) 

Zwei neue Momente ſind aufgetaucht. Davon iſt auch das eine 
nicht voll ausgetragen. Das iſt der am Schluſſe des Urteils behan⸗ 
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dem die Klägerin nicht widerſprochen hat, heißt es, die Lieferung 
erfolge ſukzeſſive, wenn möglich innerhalb 4 bis 6 Wochen, 
Beklagte fer fo ſtark beſchäftigt, daß fie kaum wiſſe, ob fie 
innerhalb dieſer Zeit die Leder ausliefern könne. Am Schluſſe 
des Schreibens iſt bemerkt, daß höhere Gewalt die Beklagte 
von der Lieferung enibinde. Nachdem die Beklagte in der Zeit 
bis zum 15. Oktober 1914 47 Häute geliefert hatte, wurde der 
Preis auf 8,50. % erhöht. Am 7. November 1914 griff die Militär- 
behörde durch eine, nachher wieder aufgehobene, Anordnung in 
das Vertragsverhältnis der Parteien ein. Es geſchah dies nach 
dem darüber aufgenommenen Protokoll in der Weiſe, daß ein 
Vizefeldwebel auf Grund einer Ermächtigung der Beſchaffungs— 
ſtelle Cottbus des Kriegsbekleidungsamts des III. Armeekorps die 
in den Fabrikräumen der Beklagten befindlichen, angeblich für 
die Klägerin beſtimmten fertigen und in der Fertigſtellung be— 
griffenen Vorräte an Fahlleder, 650 Häute, für Militärzwecke 
beſchlagnahmte. Weiter iſt in dem Protokolle geſagt, daß 
der Preis für ein Kilogramm auf 10 & feſtgeſetzt werde, daß 
die unfertige Ware fertiggeſtellt werde, daß 20 Häute ſofort 
und dann wöchentlich etwa 30 Häute an die Beſchaffungsſtelle 
abzuliefern ſeien, daß die Beklagte die beſchlagnahmten Vorräte 
an dritte Perſonen nicht ausliefern dürfe und daß auf 8 329 
StGB. hingewieſen werde. Die Beklagte lieferte zufolge dieſer 
Anordnung nach Cottbus 20 Häute. Der Klägerin hat ſie 
nichts weiter geliefert, auch nicht, nachdem ihr am 21. Dezember 
1914 wegen der reſtlichen 653 Häute eine Nachfriſt bis zum 
30. desſelben Monats geſetzt worden war. Mit der Klage 
forderte die Klägerin 38597 & nebſt Zinſen. Davon verlangte 
fie 1180 .% mit der Begründung, daß die Beklagte den Mehr: 


delte Anſpruch auf Herausgabe des Mehrerlöſes. Zum erſten Male 
ftand hier das RG. vor der Anwendung des vielbeſprochenen § 281 
Adſ. 1 BGB. Kann der Käufer, dem der Verkäufer die Ware infolge 
der behördlichen Beſchlagnahme nicht liefert, den Preis, den der Start 
bezablt, für ſich fordern? Eine ganze Literatur iſt darüber entſtanden. 
Das RI. lehnt dieſes Begehren ab. Die Beſchlagnahme habe ja die 
Unmöglichkeit der Erfüllung im vorliegenden Falle nicht herbeigeführt. 
Es ſügt aber bei, daß die Sache anders liege, wenn das Schuld⸗ 
verhältnis auf eine beſtimmte Ware beſchränkt wurde. Daraus wird 
man eine Ablehnung für die Gattungsſchuld entnehmen. Freilich 
pflegt das RG. derartige Fragen ſonſt nicht in einem Satze und ohne 
eine Auscinanderſetzung mit den verſchiedenen Meinungen zu erledigen. 
Man wird gut daran tun, ſich noch nicht zu ſehr auf die hier ange⸗ 
deutete Meinung zu verlaſſen. Sie tft wohl noch nicht das letzte Wort. 

Am eingehendſten iſt die Beſchlagnahme und ihre Bedeutung 
behandelt. Sie allein vernichtet noch nicht die Verbindlichkeit des 
Käufers. Sie iſt keine Endigung des Kaufvertrags. Der Staat 
will nicht an Stelle des Käufers treten. Sie kommt nur in Betracht 
als Urſache der Unmöglichkeit der Erfüllung. Sie wurde im vor⸗ 
liegenden Falle nach verhältnismäßig kurzer Zeit wieder beſeitigt. 
Alſo kann die vorübergehende Verhinderung nickt als dauernde Un⸗ 
möglichkeit erſcheinen. Das Ergebnis iſt einwandfrei. Es entſpricht 
auch dem Rechtsempfinden. Die Fabrik, deren Waren vorüber⸗ 
gehend mit Beſchlag belegt wurde, darf ſich nicht aus dieſem Grunde 
von ihren Verpflichtungen losmachen wollen, um ihre Erzeugniſſe 
anderweit teurer zu verwerten. Nur muß man bei der Benutzung 
dieſes Urteils in der Praxis nicht vergeſſen, daß es doch nur auf der 
Würdigung der konkreten Umſtände beruht. Man darf ſich nicht an 
den Satz der Begründung halten, die Militärbehörde verlange nur 
Lieferung „unter Hintanſetzung des Käufers“. Das führte zu falſchen 
Ergebniſſen. Der Beſchlag ſchaſſt nicht nur ein ſolches perſönliches 
Vorrecht. Er verbietet jede Ausfolgung der Ware an Dritte. Damit 
iſt die rechtliche Unmöglichkeit der Erfüllung gegeben. Sie ſchließt 
jeden Anſpruch des Käufers aus, folange fie dauert. Nur kann das 
Hindernis beſeitigt werden Es gilt dasſelbe wie bei allen Fällen 
nicht dauernder Unmöglichkeit. 


Das RO. ſpricht auch über die geſetzliche Grundlage der Bes 
ſchlagnahme. „In Betracht kann aber nur kommen das Reichsgeſetz 
über die Kriegsleiſtungen vom 13. Juni 1873.“ Damit brechen die 
Ausführungen des Urteils über dieſen Punkt ab. Das iſt zu bedauern. 
Es wäre von großem Intereſſe, zu hören, ob das im Tatbeſtand ge⸗ 
ſchilderte Vorgehen ſich durch das angeführte Geſetz rechtſertigen läßt. 
Das iſt durchaus nicht ſicher. Es wäre wohl der Mühe wert, einmal 
dieſer Frage nachmugehen. Dabei wäre freilich auch zu prüfen, ob nicht 
trotz ſolcher Bedenken die Tatſache der Beſchlagnahme allein ohne 
Rückſicht auf ihre öffentlich rechtliche Zuläſſigkcit den davon Vetrofſenen 
berechtigt, ſich dieſem Verbot zu fügen und die Erfüllung feiner Kon⸗ 
trakte abzulehnen. Hachenburg. 
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erlös herauszugeben habe, den ſie gegenüber dem mit ihr, der 
Klägerin, vereinbarten Kaufpreiſe bei der Lieferung der nach 
Cottbus geſandten 20 Häute erzielt habe; hierzu behauptete ſie, 
daß dieſe Lieferung zum Breite von 14,40 [nicht wie in 
dem Protokolle vom 7. November 1914 angegeben, von 10 M] 
für das Kilogramm ausgeführt worden ſei. Die weiteren 
37347 & beanſpruchte 5 als ihr an den übrigen 633 Häuten 
entgangenen Gewinn. Die Beklagte trat der Klage entgegen, 
indem ſie die Beſchlagnahme vom 7. November 1914 und ſonſtige 
Umſtände als Befreiungsgründe geltend machte und ſich auch 
auf den in ihrem Beſtätigungsſchreiben für den Fall der höheren 
Gewalt aufgenommenen Vorbehalt berief. Das LG. erklärte 
den Klageanſpruch für dem Grunde nach gerechtfertigt. Das 
OLG. wies die Berufung der Beklagten zurück. Auf Reviſion 
der Beklagten hat das NG. die Klage in Höhe von 1180 4 
nebſt Zinſen abgewieſen, im übrigen die Sache an das OLG. 
zurückverwieſen. Gründe: Soweit ſich die Beklagte gegenüber 
dem Anſpruche auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung darauf 
beruft, daß ihre Lieferungspflicht — auch abgeſehen von dem 
beſonders vereinbarten, nachher noch zu erörternden Befreiungs⸗ 
grunde der höheren Gewalt — durch die Beſchlagnahme vom 
7. November 1914 aufgehoben worden ſei, hat das BG. mit 
Recht dem Vorgehen der Militärbehörde dieſe Bedeutung nicht 
beigelegt. In der Beſchlagnahmeverfügung iſt die geſetzliche 
Grundlage der Anordnung nicht angegeben. In Betracht kann aber 
nur kommen das Reichsgeſetz über die Kriegsleiſtungen vom 
13. Juni 1873. Daß die Tatſache einer ſolchen Beſchlagnahme nicht 
etwa für ſich allein das Erlöſchen des Erfüllungsanſpruchs nach 
ſich zieht, hat dieſer Senat bereits in der durch Urteil vom 26. Mai 
1916 entſchiedenen ähnlichen Sache II 75/1916 [G. w. S.] aus⸗ 
geſprochen. Wie in jener Sache war auch hier die dem 
Verkäufer gegenüber ergangene Anordnung der Militärbehörde 
inſofern gegen den Käufer gerichtet, als mit Bezug auf den 
beſtimmten Abſchluß Lieferung an die Behörde unter Hintan⸗ 
ſetzung des Käufers verlangt wurde. Das hatte aber, weil 
das Kriegsleiſtungsgeſetz eine Enteignung obligatoriſcher Anſprüche 
Dritter nicht kennt, vielmehr nur die Anforderung von Natural⸗ 
leiſtungen und tatſächlichen Dienſten vorſieht, nicht zur Folge, 
daß die Klägerin aufhörte, aus dem Kaufvertrage berechtigt zu 
ſein, ſondern konnte nur je nach den Umſtänden dazu 
führen, daß durch das Vorgehen der Behörde eine Lage ge: 
ſchaffen wurde, die nach den für das Vertragsverhältnis der 
Parteien maßgebenden Vorſchriften des allgemeinen bürgerlichen 
Rechts den Lieferungsanſpruch beſeitigte. Dieſe Folge hätte 
insbeſondere eintreten können unter dem, von der Beklagten 
auch geltend gemachten Geſichtspunkte der durch das Eingreifen 
der Behörde herbeigeführten Unmöglichkeit der Leiſtung [SS 275, 
323 f. BGB.]. Das BG. erwägt jedoch zutreffend, daß eine 
Unmöglichkeit, die befreiende Wirkung gehabt hätte, nicht ange⸗ 
nommen werden könne, und zwar auch nicht von dem Stand⸗ 
punkte aus, daß unter beſonderen Verhältniſſen auch eine nur 
zeitweilige Verhinderung wegen der mit der Verzögerung ver— 
bundenen Veränderung des Leiſtungsinhalts der dauernden 
Unmöglichkeit gleichzuſtellen iſt. Die Entſcheidung wird zu 
dieſem Punkte ſchon gerechtfertigt durch die Feſtſtellung, daß 
bereits nach einigen Tagen die Anordnung der Beſchaffungs— 
ſtelle aufgehoben worden ſei. Was die Reviſion gegen dieſe 
Feſtſtellung und die darauf geſtützte Auffaſſung vorbringt, iſt 
unerheblich. Die Beklagte hat nach dem von ihr vorgelegten 
Briefwechſel ſchon am 16. November 1914 von dem ſtellver⸗ 
tretenden Generalkommando in Münſter auf Anfrage die tele— 
graphiſche Mitteilung erhalten, daß die Lieferung an die 
Beſchaffungsſtelle nicht auszuführen ſei. Tatſächlich hat ſie 
auch, abgeſehen von der Lieferung der 20 fertigen Häute, die 
ſofort an die Beſchaffungsſtelle geſchickt werden ſollten und 
auch ſofort abgeſchickt worden ſind, der Anordnung vom 
7. November 1914 nicht entſprochen. Mögen daher auch die 
förmlichen, die Anordnung vom 7. November ausdrücklich 
aufhebenden Mitteilungen der Behörden in Münſter und Cottbus 
der Beklagten erſt ſpäter, im Dezember zugegangen ſein, ſo 
handelte es ſich doch immer nur um eine Behinderung, die bei 
einem von vornherein nicht an eine genau beſtimmte Zeit ge- 
bundenen Vertragsverhältniſſe den Inhalt der Leiſtung nicht zu 


einem anderen geſtalten konnte und möglicherweiſe deshalb 
uberhaupt völlig unerheblich war, weil der Geſchäftsbetrieb der 
Beklagten einſtweilen weiterging und die der Klägerin noch zu 
liefernde Ware erſt fertiggeſtellt werden ſollte. Bei dieſer Sach⸗ 
lage kann auch dahingeſtellt bleiben, ob die Beklagte, die mu 
durch eine unverſchuldete Unmöglichkeit hätte befreit werden 
können, genügend dargelegt hat, daß ſie, wie es ihre Schuldner⸗ 
pflicht war, auf die tunlichſt raſche Beſeitigung des der Vertrags⸗ 
erfüllung entgegenſtehenden Hinderniſſes mit der im Verkehr 
erforderlichen Sorgfalt bedacht geweſen iſt. Ferner hat die 
Beklagte als Umſtände, die ſie unter dem Geſichtspunkte der 
Unmöglichkeit oder doch einer der Unmöglichkeit gleichzuftellenden 
Unerſchwinglichkeit der Leiſtung von der Lieferungspflicht befreit 
hätten, geltend gemacht, die am 22. November 1914 von dem 
preußiſchen Kriegsminiſterium verfügte allgemeine Beſchlagnahme 
der Rohhäute ſowie die Tatſache, daß ihr von der Kriegsleder⸗ 
aktiengeſellſchaft nur 70 Prozent ihres früheren Bedarfs an 
Rohware zugewieſen worden ſeien, und daß fie das Zugewieſent 
zudem nur gegen einen Preis erhalte, der neben gleichzeitiger 
erheblicher Steigerung des Preiſes der Gerbſtoffe weit höher 
ſei als derjenige, den ſie zur Zeit des Vertragsabſchluſſes auf⸗ 
zuwenden gehabt habe. Gegen die Zurückweiſung dieſes Ein⸗ 
wands ſind Reviſtonsangriffe nicht erhoben. Die hierber 
gehörigen Ausführungen des Urteils ſind auch dem Ergebniſſe 
nach rechtlich nicht zu beanſtanden. Weiter ift die Beklagte 
dem Anſpruche auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung ent⸗ 
gegengetreten durch Berufung auf die in ihrem i 
ſchreiben vom 11. September 1914 enthaltene Klauſel, daß 
höhere Gewalt ſie von der Lieferung entbinde. Die höhere 
Gewalt erblickt ſie in eben den Umſtänden, die ihrer Anſicht 
nach auch die Unmöglichkeit begründeten. Das BG. erachtet 
das Vorbringen für ungerechtfertigt, indem es erwägt, daß nach 
dem vorher von ihm Dargelegten die Leiſtung nicht durch einen 
nicht vorauszuſehenden und unabwendbaren Umſtand unmöglich 
geworden ſei, die Beklagte vielmehr ſehr wohl in der Lage ge: 
weſen wäre, ihren Verpflichtungen gegenüber der Klägerin 
nachzukommen. Dieſe Auffaſſung iſt grundſätzlich nicht zu 
billigen. Wie der erkennende Senat ſchon behalt ausgeſprochen 
hat, ſetzt die befreiende Wirkung des Vorbehalts der höberen 
Gewalt nicht voraus, daß das Ereignis, das ſich als höhere 
Gewalt darſtellt, die Leiſtung unmöglich macht, ſondern es 
genügt ſchon der Nachweis einer ernſtlichen Störung des 
Geſchäftsbetriebs und einer erheblichen Beeinträchtigung der 
Erfüllungsmöglichkeit; vgl. JW. 1916, 316 1; Holdheims Schr. 
1915, 44; IW. 1916, 9581; WarneyerErg Bd. 9 Nr. 122. 
Liegt dieſe Vorausſetzung vor, dann tritt die Befreiung von 
der Leiſtungspflicht ein, auch wenn der Schuldner trotz des ſich 
als höhere Gewalt darſtellenden Ereigniſſes noch in der Lage 
ſein ſollte, die Leiſtung zu bewirken. Daß im gegebenen Falle 
die Beſchlagnahme vom 7. November 1914 nicht als ein Er⸗ 
eignis anzuſehen iſt, das danach zur Befreiung der Beklagten 
geführt hat, kann nach dem feſtgeſtellten Sachverhalte unbedenk⸗ 
lich angenommen werden. Im übrigen aber reichen die nur 
unter dem Geſichtspunkte der Unmöglichkeit angeſtellten Er⸗ 
wägungen des BG. nicht aus, den aus dem Vorbebalte der 
höheren Gewalt hergeleiteten Einwand zu beſeitigen. Die über 
den Schadenserſatzanſpruch ergangene Entſcheidung konnte des⸗ 
halb nicht aufrechterhalten werden. Bezüglich der von der 
Beklagten auf Grund der Beſchlagnahme vom 7. November 1914 
nach Cottbus gelieferten 20 Häute verlangt die Klägerin nicht 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung, ſondern Herausgabe des 
von ihr auf 1180 & berechneten Mebrerlöſes, den die Beklagte 
durch die Lieferung an die Militärbehörde gegenüber dem von 
den Parteien vereinbarten Preiſe erzielt haben fol. Sie ſſützt 
dieſen Anſpruch auf 8 281 Abſ. 1 BGB., wonach der Schuldner, 
wenn er infolge des Umſtandes, der die Leiſtung unmöglich 
macht, für den geſchuldeten Gegenſtand einen Erſatz erlangt, 
dem Gläubiger auf Verlangen das als Erſatz Empfangene 
herauszugeben hat. Das BG. läßt unentſchieden, ob wirllich 
Unmöglichkeit der Leiſtung hinſichtlich der 20 Häute vorliege. 
Es iſt der Meinung, da die Parteien ſich über die Unmöglich— 
keit einig ſeien, ſei dieſe ohne weitere Prüfung zu unterſtellen. 
Hiervon ausgehend nimmt es an, daß 8 281 entgegen den 
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von der Beklagten gegen die Anwendbarkeit erhobenen Be: 
denken Platz greife. Auch in dieſem Punkte kann dem OLG. 
nicht gefolgt werden. Nach dem oben über die Wirkungen 
der Beſchlagnahme vom 7. November 1914 Ausgeführten iſt 
Unmöglichkeit der Leiſtung, auch ſoweit die Beklagte 20 Häute 
nach Cottbus geliefert hat, nicht eingetreten, weil das Vor⸗ 
gehen der Militärbehörde den Lieferungsanſpruch der Klägerin 
unberührt ließ. Bei richtiger Behandlung hätte deshalb die 
Klägerin nicht die Vorſchrift des § 281 heranziehen, ſondern, 
entſprechend ihrer Nachfriſtbeſtimmung vom 21. Dezember 1914, 
ihren geſamten Anſpruch unter dem Geſichtspunkte des Schadens— 
erſatzes wegen Nichterfüllung geltend machen ſollen. Eine andere 
Beurteilung käme nur etwa dann in Frage, wenn zur Zeit der 
Beſchlagnahme ſchon Konzentration des Schuldverhältniſſes 
[S 243 BGB.] bezüglich der 20 Häute eingetreten geweſen 
wäre, wofür jedoch nichts vorliegt. Der Anſpruch der Klägerin 
iſt daher unbegründet. Iſt er dies aber, dann kann er zu einem 
begründeten nicht dadurch werden, daß die den Anſpruch als 
ſolchen beſtreitende Beklagte in der einen hier in Betracht 
kommenden Rechtsfrage, ob Unmöglichkeit vorliegt, die gleiche 
Auffaſſung vertritt wie die Klägerin. Bezüglich des eben er— 
örterten, zur Endentſcheidung reiten Punktes mußte danach dem 
auf Abweiſung der Klage gerichteten Reviſionsantrage ſtatt— 
gegeben werden, ohne daß auf die ſonſtigen hinſichtlich der 
Anwendbarkeit der Vorſchrift des § 281 möglichen Zweifel 
einzugehen geweſen wäre. Bezüglich des Schadenserſatzanſpruchs 
wegen Nichterfüllung war die Sache, die inſoweit noch auf tat— 
ſächlichem Gebiete liegender Erörterung bedarf, an das BG. 
zurückzuverweiſen. J. w. G., U. v. 13. Juli 16, 168 16 II. — 
Düſſeldorf. [L.] 

4. $ 518 BGB. Ein formlos und daher unwirkſam 
gegebenes Schenkungsverſprechen wird nicht dadurch erfüllt und 
wirkſam, daß dem Schenknehmer Hypothek beſtellt wird.] 

Auf das Grundſtück des Klägers wurde am 24. November 
1906 in Abt. III Nr. 3 eine Briefhypothek zur Sicherung eines 
vom 1. November 1906 zu 5 Prozent verzinslichen, nach drei— 
monatiger Kündigung rückzahlbaren Darlehns von 15 000 .% 
für die Beklagte, die Ehefrau des Klägers, eingetragen. Die 
Eintragung erfolgte auf Grund einer notariell beglaubigten 
Urkunde vom 22. November 1906, in welcher der Kläger 
bekannte, von feiner Ehefrau ein Darlehn von 15000 # 
erhalten zu haben, ſich verpflichtete, dieſen Betrag vom 
1. November 1906 mit 5 Prozent zu verzinſen, und zur 
Sicherung des Darlehns die Eintragung der Hypothek für ſeine 
Ehefrau bewilligte und beantragte. In der Urkunde war 
weiter vermerkt, daß der Hypothcekenbrief der Gläubigerin zu 
Händen der Br. Diskontobank überſandt werden ſollte. Im 
Oktober 1913 erhob der Kläger gegen ſeine Ehefrau Klage 
mit dem Antrage, die Bellagte zu verurteilen, in die Löſchung 
der Hypothek zu willigen und ferner zu bewilligen, daß der 
über die Hypothek gebildete Hypothekenbrief, welcher ſich zur 
Zeit bei dem Sch. Bankverein befinde, ihm ausgehändigt 
werde. Er machte geltend, er habe die Hypothek nur formell 
beſtellt, um ſie verpfänden zu können. Die Beklagte erhob 
Widerklage auf Verurteilung des Klägers, ihr den Hppotheken— 
brief zu beſchaffen. Sie trug vor: Über 20 Jahre lang habe 
ſie für den Kläger und mit ihm ſchwer gearbeitet. Als Entgelt 
hierfür und, damit ſie für ihr Alter verſorgt ſei, habe der 
Kläger ihr die 15 000 & verſprochen, die, weil ſich Kläger 
nicht feiner Barmittel habe entäußern wollen, in das Grund: 
buch eingetragen werden ſollten. Der erſte Richter wies die 
Klage ab und verurteilte den Kläger nach dem Widerklagantrage. 
Er erklärte für nicht bewieſen, daß der Kläger die Hypothek 
nur formell beſtellt habe, um ſie zu verpfänden, nahm vielmehr 
an, daß der Kläger ernſtlich für ſeine Ehefrau die Hypothek 
beſtellt habe, um ihr eine unentgeltliche Zuwendung zu machen. 
Eine notarielle Beurkundung erachtete er nicht für erforderlich, 
weil es ſich nicht um ein Schenkungsverſprechen, ſondern um 
unmittelbare Bewirkung einer Schenkung handle. Der Ver. 
erkannte dagegen auf Verurteilung der Beklagten nach dem 
Klagantrage und auf Abweiſung der Widerklage. Das RG. 
hob aus hier nicht intereſſierenden Gründen auf und führte 
dabei zur Frage, ob vollzogene Schenkung vorliege, aus: Die 
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Reviſion macht geltend: Unterſtelle man mit dem BerR. das 
Vorliegen eines Schenkungsvertrages, ſo ſei mit Unrecht deſſen 
Rechtsgültigkeit verneint. Ein ſormlos geſchenktes dingliches 
Recht werde durch deſſen Beſchaffung wirkſam. Dieſer Grund: 
ſatz aber ziebe die Folgerung nach ſich, daß auch die dem 
dinglichen Rechte zugrunde liegende perſönliche Forderung zur 
Entſtehung gelange. — Dies iſt jedoch nicht zutreffend. Wäre 
das in der notariell beglaubigten Schuldurkunde erklärte Be⸗ 
kenntnis des Empfangs und der Verpflichtung zur Rückzahlung 
eines Darlehns unrichtig und die Verpflichtungserklärung nur 
ſchenkungsweiſe abgegeben, jo würde die Zahlung der 15 000 % 
nach erfolgter Kündigung und die Verzinſung der 15 000 #% 
mit 5 Prozent vom 1. November 1906 ab bis zur Zahlung 
vom Kläger der Beklagten ſchenkweiſe verſprochen ſein. Dieſes 
dann tatſächlich vorliegende Schenkungsverſprechen würde gemäß 
58S 125, 518 Abſ. 1 Satz 1 BGB. wegen Mangels der 
gerichtlichen oder notariellen Beurkundung [vgl. 53 128, 129 
BGB., 8$ 167 ff. FF G.] rechtsungültig geweſen fein. Für 
die Beklagte wäre daher auf Grund des Schenkungsverſprechens 
eine rechtsgültige perſönliche Forderung auf Verzinſung und 
Zahlung der 15 000 & gegen den Kläger nicht entſtanden. 
Nach 8 518 Abſ. 2 BGB. hätte allerdings der Mangel der 
Form durch die Bewirkung der verſprochenen Leiſtung geheilt 
werden können. Aber die verſprochenen Leiſtungen wären die 
Entrichtung der Zinſen und die Zahlung der 15 000 & geweſen, 
und dieſe Leiſtungen ſind nicht bewirkt worden. Durch die 
gleichzeitige Beſtellung der Hypothek an dem Grundſtück des 
Klägers wäre der Mangel der Form nicht geheilt worden. 
Denn die Hypothekbeſtellung hätte, ebenſo wie die Beſtellung 
eines Pfandrechtes zur Sicherung der Forderung, nur der 
Sicherung der künftigen Erfüllung des Leiſtungsverſprechens 
gedient, wäre aber nicht ſelbſt Erfüllung des Verſprechens 
geweſen, durch welche die von dem Kläger als Schenkgeber 
verſprochene Leiſtung der Zins- und Kapitalzahlung an die 
Beklagte als Schenknehmerin bewirkt worden wäre [vgl. 
RG. 71 S. 291, 29257) IW. 1904, 3373). [Wird weiter 
ausgeführt.] G. w. G., U. v. 1. Juli 16, 135,16 V. — 
Breslau. [L.] 


Konkursordnung. 
5. Die Ausſchlußfriſt des S 41 KO. wird durch Erhebung 
der Klage bei einem unzuſtändigen Gericht nicht gewahrt. Jr) 
Der klagende Konkursverwalter focht die von der Beklagten 
veranlaßte Pfändung binnen Jahresfriſt nach Eröffnung des 
Konkurſes (30. Juli 1913] mittels Klage an, wurde aber wegen 
Unzuſtändigkeit des Gerichts abgewieſen. Binnen ſechs Monaten 
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Zu 5. Ein recht formaliſtiſches Urteil, das die LeipzZ. 1912, 
204 f. geäußerten Bedenken unbeachtet läßt und bei der Unſicherheit 
des Gerichts ſtandes (Jaeger, KO. [5] 8 29 Anm. 17 f.) zu empfind⸗ 
lichen Härten führt. Die Begründung erſchöpft ſich in einem Orgen: 
ſchluſſe: weil der § 41 Abſ. 1 Satz 2 KO. nur die SI 208 Abſ. 2, 
207 BGB. nennt, iſt die entſprechende Anwendbarkeit anderer Ver⸗ 
jährungsregeln auf die Ausſchlußfriſt der Konkursanfechtung unſtatthaft. 
Die Folgerung ermangelt ſchon deshalb der zwingenden Kraft, weil 
nach der eigenen Anſicht des RG. die Verwandlung der Anfechtungs⸗ 
zeitſchranken aus Verjährungsfriſten in Ausſchlußfriſten auf einem 
Verſehen beruht (KO. [5] S 41 Anm. 2 mit Verweiſen). Jede Aus⸗ 
legung, die dieſen Irrtum des Redaktors über den Wortlaut des 
Geſetzes hinaus erſtreckt, iſt vom Übel. Da die Anſechtungsfriſten, 
wie das RG. in ſtändiger Rechtſprechung anerkennt, trotz der 
Redaktionsänderung auch unter der Herrſchaft der Novelle nur durch 
gerichtliche Geltendmachung gewahrt werden (KO. [5] § 29 Anm. 60 
mit Verweiſen), iſt es ganz unbedenklich, zur Erläuterung des Begriffes 
der gerichtlichen Geltendmachung, den § 209 Abſ. 2 BOB. ſamt deſſen 
Ergänzungen heranzufiehen. So gewinnt man für eine Reihe von 
Zweifelsfragen den feſten Rechtsboden. Von dieſem Standpunkt aus 
drängt ſich die Anwendbarkeit des S 212 BGB., deſſen Bannkreis 
auch das vorliegende Urteil ſich übrigens gar nicht zu entziehen ver⸗ 
mag, geradezu auf. Dazu kommt noch, daß der 8 212 BGB. einen 
den Bedürfniſſen des Verkehrs Rechnung tragenden allgemeinen Rechts⸗ 
ſatz, nicht eine nur für Verjährungen im geſetzestechniſchen Sinne 
maßgebende Aus nahme bedeutet. Zwar meint daß Urteil, es ſei bel 
friſtwahrenden Klagen „der Natur der Sache nach erforderlich, daß 
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nach Eintritt der Rechtskraft der abweiſenden Entſcheidung hat 
er ſodann am 7. Oktober 1915 den vorliegenden Rechtsſtreit 
durch Anfechtungsklage beim „ Gericht anhängig ge: 
macht. Das LG. wies die Klage auf Grund des § 41 KO. 
ab. Berufung und Reviſion ſind zurückgewieſen worden. Aus 
den Gründen: § 41 KO. erklärt den 8 203 Abſ. 2 und 8 207 
BGB. für entſprechend anwendbar, woraus klar erkennbar wird, 
daß im übrigen eine entſprechende Anwendung der für die Ver⸗ 
jährung geltenden Vorſchriften auf den Lauf der Ausſchlußfriſt 
es § 41 nicht eintreten fol. Darum erſcheint es namentlich 
ausgeſchloſſen, hier die Anfechtungsfriſt aus dem Grunde, weil 
Kläger binnen 6 Monaten nach Abweiſung ſeiner erfolgloſen 
Vorklage von neuem geklagt hat, nach Anhalt der Vorſchriften 
des § 212 BGB. für gewahrt zu erachten. Auch die Reviſion 
ſteht auf dieſem Standpunkte. Sie ſucht indes geltend zu 
machen, im Vorprozeß ſei der Anfechtungsanſpruch rechts hängig 
gemacht worden und damit die Friſt des § 41 eingehalten, dieſe 
Wirkung ſei durch die wegen Unzuſtändigkeit des Gerichts er: 
folgte Abweiſung der Vorklage nicht aufgehoben worden. Dieſer 
Ausführung iſt jedoch nicht zu folgen. Das NG. hat ſchon 
wiederholt gegenüber Klaganſprüchen, für deren Geltendmachung 
geſetzliche Ausſchlußfriſten in Betracht kamen, die Anſicht vers 
treten, daß die Friſt durch eine bei einem unzuſtändigen Gericht 
erhobene und deshalb erfolglos gebliebene Klage nicht gewahrt 
werde. [Vgl. RG. 3, 303, Urteil des III. ZS. vom 13. De⸗ 
zember 1907 in der Sache III 179/07]. Daran iſt auch für den 
vorliegenden Fall feftzubalten. Zur Wahrung der Friſt des 
8 41 KO. durch Klage des Konkursverwalters iſt der Natur 
der Sache nach erforderlich, daß ſich die Klage als gecignet 
erweiſt, zu einer ſachlichen Eniſcheidung über den Anfechtungs— 
anſpruch zu führen. Iſt den Prozeßvorausſetzungen nicht genügt, 
wird insbeſondere die Klage bei einem unzuſtändigen Gericht 
erhoben und des halb abgewieſen, ſo ſtellt ſie nur einen miß— 
lungenen, verfehlten Verſuch zur Ausübung des Anfechtungs— 
rechts dar. Wird ſodann der Anfechtungsanſpruch von neuem 
und diesmal durch Klage bei dem zuſtändigen Gericht geltend 
gemacht, fo iſt für die Frage der Rechtzeitigkeit der Anſpruchs— 
erhebung lediglich der Zeitpunkt entſcheidend, in welchem die 
neue Klage rechtshängig geworden iſt. Die ſachlich wirkungs— 
loſe Vorklage kann der Kläger nach keiner Richtung und ins— 
beſondere nicht zum Nachweis, daß die Anfechtungsbefugnis noch 
nicht erloſchen ſei, heranziehen. Inſofern darf grundſätzlich die 
e Beurteilung wie in dem Falle Platz greifen, daß die 

orklage durch Zurücknahme erledigt, mithin gemäß § 271 Abſ. 3 
ZPO. als nicht anhängig geworden anzuſehen iſt. Selbſt auf 
dem Gebiete des minder ſtrengen Verjährungsrechts ſind die 
Fälle, wenn die Klage zurückgenommen wird, oder wenn ſie 
durch ein nicht in der Sache ſelbſt entſcheidendes Urteil rechts— 
kräftig abgewieſen wird, miteinander auf gleiche Linie geſtellt. 
Die Regel — Vorſchrift des 8 212 Abſ. 1 BGB., wonach in 
beiden Fällen die Unterbrechung durch Klagerhebung als nicht 
erſolgt gilt, beruht auf einer Grundanſchauung, die für geich- 
liche Ausſchlußfriſten keineswegs weniger berechtigt als für Ver⸗ 
jährungsfriſten iſt. [Vgl. Motive zum I. Entwurf des BGB. 
Bd. 1 S. 330]. In dieſem Sinne erſcheint jene Vorſchrift ers 
wähnenswert, wiewohl der § 212 vorliegend weder unmittelbar 
noch entſprechend anwendbar iſt. G. Konkurs w. St. & Co., 
U. v. 6. Juni 16, 91/16 VII. — Berlin. [B.) 


ſich die Klage als geeignet erweiſe, zu einer ſachlichen Eniſcheidung 
über den Anſpruch zu führen“. Allein gerade gegenüber dieſem 
Standpunkte hat der 8 212 BGB. im Anſchluß an das preußiſche 
und an das franzöſiſche Recht und im Einklange mit der Praxis 
des RG. (Bd. 24 S. 199) die grundſätzliche Erwäaung zum Aus⸗ 
drucke gebracht, daß auch in der Klage zum unzuſtändigen Gericht 
eine rechtsförmliche Anſpruchserhebung liege, die bei baldiger Ab— 
ſtellung des Mangels durch ordnunasmaäßige Neuklage (wie bei Bes 
hebung durch ſonſtige Folgeereianiſſe, z. B. ſpätere Vereinbarung, 
Verweiſung, Eintritt der Rechtskraft) zur Friſtwahrung ausreiche. 
Welcher innere Grund ſollte eine abweichende Behandlung der Wahrung 
des Anfechtungsanſpruches rechiſertigen? Es muß immer wieder darauf 
hingewieſen werden, daß die Durchführung der Anfechtungsanſprüche 
ſchon an ſich ſchwer genug iſt. Man ſollte ſie nicht noch erſchweren. 


Geh. Hofrat Prof. Dr. Ernſt Jaeger, Leipzig. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Nr. 18 1916. 


Reichs haftpflichtgeſetz. 

6. § 1 RHaftpfl. Zum Begriff der höheren Gewalt.] J) 

Aus den Gründen: Höhere Gewalt im Sinne des 81 
RHaftpflG. iſt im allgemeinen ein von außerhalb des Eiſenbabn— 
betriebes wirkendes Ereignis, das nach menſchlicher Erfahrung 
nicht vorauszuſehen iſt und nicht erwartet wird, und deſſen 
Eintritt auch bei den zweckmäßigſten Einrichtungen durch menſch⸗ 
liche Kraft und Sorgfalt nicht abgewendet werden kann (NO. 44, 
404; 60, 304; 64, 404; WarngRſpr. 1909 Nr. 226; 1911 
Nr. 198). Wenn eine dritte Perſon, die mit dem Eiſenbahn⸗ 
betriebe nichts zu tun hat, den Eiſenbahnkörper betritt und von 
einem heranfahrenden Eiſenbahnzuge verletzt wird, ſo handelt 
es ſich gewiß um ein von außerhalb des Eiſenbahnbetriebes 
wirkendes Ereignis. Die Handlungsweiſe der dritten Perſon, 
die dem Verbote zuwider den Bahndamm beſchreitet, iſt ſckuld— 
haft, wenn ſie mit Bewußtſein handelt; fie kann als hehere 
Gewalt erſcheinen, wenn die Perſon unfrei in einer Störung 
des Bewußtſeins handelt. Ob es ſich dagegen um ein aufer 


Zu 6. Bei der Veſtimmung des Begriffs der höheren Gewalt 
hat ſich bekanntlich das RG. von Anfang an der objektiven (Exner 
ſchen) Theorie angeſchloſſen, d. h. höhere Gewalt iſt ein Ereignis, das 

1. außerhalb des Betriebskreiſes des Unternehmers entſprungen, 
durch Hereinrücken in dieſen Betriebskreis einen Schaden 
an Leib oder Gut verurſacht hat und 

2. vermöge der Art und Weiſe ſeines Auftretens die im 
ordentlichen Lauf des Lebens zu gewärtigenden Zuſälle 
augenſcheinlich überſteigt. 

In dem vorliegenden Falle — eine außerhalb des Eiſenbahn⸗ 
kreiſes ſtehende Perſon iſt verunglückt beim (unberechtigten) Beeten 
des Babnkörpers auf freier Strecke — iſt der erſte Satz bie 
Begriſfobeſtimmung unzweifelhaft gegeben. Streitig iſt, ob das Cr 
eigr is die im ordentlichen Lauf des Lebens zu gewärtigenden Zuſalle 
überſteigt, d. h. ob das Betreten des Bahnkörpers durch Unbeſugte 
jo häufig erfolgt, daß mit derartigen Unglücksfällen gerechnet werden 
muß, und ob und welche Cinrichtungen die Eiſenbohn zu Ireften hat, 
damit derartige Unſälle ausgeſchloſſen ſind. In dieſer Beziehung 
hält das RG. in dem vorliegenden Urteil die im Urteil vom 
13. 3. 16 (JW. 839 11 nebſt Anm.) aufgeftellten Grundſätze aufredt, 
einmal, daß, da derartige Unfälle bei der Straßenbahn ihrer ganzen 
Anlage nach häufiger vorkommen, als bei der Eiſenbahn, die Haftung 
der Straßenbahn eine ſtrengere tft, bei ihr der Einwand der höheren Ge— 
walt ſeltener in Frage kommt, als bei der Eiſenbahn, und weiter: 
hin, daß die Eiſenbahn nicht verpflichtet iſt, zur Verhütung derartiger 
Unfälle Einrichtungen zu treffen, durch die der wirtſchafiliche Erſolg 
des Unternehmens in Frage neftellt wird. — Der Richter wird hie: 
nach in jedem einzelnen Falle die von der Eiſenbahn getroffenen 
Einrichtungen auch unter dieſem Geſichtspunkt zu prüfen haben, 
und der Eiſenbahn wären wenigſtens gewiſſe objektive Anhaltspunkte 
gegeben. 

Im vorliegenden Falle wird die Rechtsfrage verwickelt durch das 
Hereinziehen des eigenen Verſchuldens der Verletten. Des 
Betreten des Bahnkörpers iſt allgemein den Perſonen verboten, die 
dazu nicht — vermöge ihrer dienſtlichen Stellung oder aus anderen 
Gründen — ausdrücklich ermächtigt find. Die Übertretung dieſes 
Verbotes iſt zweifellos ein Verſckulden. Der Einwand des eigenen 
Verſchuldens genügt aber zur Abweiſung der Entſchädigungoͤklage, 
der Einwand der höheren Gewalt ſcheidet aus. Ein ſolches Ver 
ſchulden liegt — nach der übereinſtimmenden Auffaſſung der beteiligten 
Gerichte — nicht vor, wenn der Verletzte, wie er behauptet und noch zu 
beweiſen hat, beim Betreten des Bahnkörpers in bewußtloſem Zuſtand 
war. In dieſem Falle liegt auch nicht unbedingt hohere Gewalt 
vor, ein derartiges Ereicnis kann nur, fo ſagt das NG., als hebert 
Gewalt erſcheinen. Sie wird nur dann anzunehmen fein, wenn 
die Eifenbabn Einrichtungen getroffen hat, die einem in bewußtloſem 
Zuſtande befindlichen Menſchen das Betreten des Bahnkörpers un' 
möglich machen. Damit iſt der früher aufgeſtellte Grundſat, daß 
Einrichtungen nicht verlangt werden können, die den wirtſchafilichen 
Erfolg des Unternehmens gefährden, für die Eiſenbahn nabeu be 
deutungsles geworden. Denn es iſt nicht erſichtlich, wie ſich Ein 
richtungen, die das Betreten des Bahnkörpers durch eine in klarem 
Bewußtſein befindliche Perſon verhindern ſollen, von folden unter 
ſcheiden, die dieſes Betreten einer in geſtörtem Bewußtſein befindlichen 
Perſon unmöglich machen. Ja man wird ſogar ſagen konnen, 
daß Einrichtungen letzterer Art — man denke nur an bctrur kene 
Perſonen — unter Umſtänden ſchwieriger und koſtſpieliger und daher 
mehr geeignet find, die Wirtſchaftlichkeit des Unternehmens zu ge 
fährden, als die für normale Perſonen notwendigen. 


Wirkl. Geh. Nat Prof. Dr. v. der Leyen, Berlin Wilmersderſ 


45. Jahrgang. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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gewöhnliches Ereignis handelt, das nach menſchlicher Erfahrung 
nicht vorauszuſehen und zu erwarten war, und weiter, ob dem 
Betriebsunternehmer zuzumuten war, durch Sicherungseinrich— 
tungen die Gefahr von Unfällen überhaupt abzuwenden, richtet 
ſich weſentlich nach den örtlichen Verhäliniſſen und kann nicht 
allgemeinhin entſchieden werden. Wie in früheren Entſcheidungen 
des erkennenden Senats, iſt beſonders in einem neuerlichen Urteil 
vom 13. März 1916 [wiedergegeben JW. 1916, 839 11] auf den 
Unterſchied zwiſchen dem auf den öffentlichen Verkehrsſtraßen ſich 
bewegenden Betrieb der Straßenbahnen und dem auf beſonderem 
Bahnkörper, von dem jeder Verkehr ferngehalten wird, ſtatt⸗ 
findenden Eiſenbahnbetrieb für die Frage, ob höhere Gewalt 
vorliegt oder nicht, hingewieſen worden. Was bei dem Straßen⸗ 
bahnbetriebe jeden Tag ſich ereignen kann und womit des halb nach 
der Erfahrung gerechnet werden muß, daß Unachtſame oder 
Betrunkene oder geiſtesgeſtörte Perſonen oder namenttich Kinder 
ſich in gefährliche Beruhrung mit dem Straßenbahnbetriebe 
bringen, kann bei dem Eiſenbahnbetriebe auf abgeſondertem 
Strapenbahnkörper als ein außergewöhnliches Ereignis an— 
geſprochen werden, mit dem nicht zu rechnen war. In der: 
ſelben neueren Entſcheidung des erkennenden Senats iſt auch 
ferner ausgeſprochen, daß dem Betriebsunternehmer der Eiſen⸗ 
bahn keineswegs angeſonnen werden kann, unbedingt wirkungs— 
volle Vorkehrungen gegen alle möglichen Eiſenbahnunfälle zu 
treffen und den Bahnkorper etwa in deſſen ganzer Ausdehnung 
oder auch nur, wenn in der Nähe öffentliche Wege laufen, durch 
Errichtung von Mauern, Zäunen oder dichten Hecken abzu— 
ſondern, ſelbſt wenn durch dieſe Emrichtungen der wiriſchaftliche 
Erfolg der Unternehmung noch nicht in Frage geſtellt würde. 
Von den „zweckmäßigſten Einrichtungen“, die zu fordern ſind, 
kann nur da geſprochen werden, wo ſolche Einrichtungen über: 
haupt noch einen vernünftigen Zweck haben. Preuß. Eiſenbahn⸗ 
fiefus w. H., U. v. 3. Juli 16, 145/16 VI. — Hamm. (L.] 


Zivilprozeßordnung. 

7. Zuläſſigkeit der Klage auf Herausgabe des in einer 
nichtigen Ehe geborenen Kindes ſeitens der Mutter mit der 
Behauptung, beide Ehegatten hätten die Nichtigkeit der 
Ehe bei der Eheſchließung gekannt, das Kind ſei deshalb uns 
ehelich. 

Die Klägerin hat mit dem Beklagten am 4. September 
1911 in England die Ehe geſchloſſen, dieſe Ehe iſt jedoch durch 
Urteil des LG. vom 20. November 1913 auf Grund des 
8 1328 BGB. für nichtig erklärt worden, weil eine frühere 
Ehe der Klägerin wegen ihres Ehebruchs mit dem Beklagten 
geſchieden worden war. Aus der Ehe der Streitteile iſt ein 
Kind, ein am 30. Januar 1912 geborener Knabe, hervor⸗ 
gegangen. Im gegenwärtigen Prozeß hat die Klägerin zunächſt 
Verurteilung des Beklagten zur Herausgabe des Kindes an ſie 
beantragt; nachdem dann zufolge einſtweiliger Verfügung das 
Kind zur Klägerm gebracht worden war, hat ſie beantragt, 
feſtzuſtellen, daß der Beklagte kein Recht habe, die Herausgabe 
des Kindes von ihr zu verlangen. Der Beklagte hat bes 
antragt, die Klage abzuweiſen und Widerklage auf Herausgabe 
des Kindes an ihn geſtellt. Das LG. hat die Klage abgewieſen 
und der Widerklage ſtattgegeben. Das OLG. hat unter Ab⸗ 
weiſung der Widerklage dem Klageantrag ſtattgebend aus— 
geſprochen: es wird feſtgeſtellt, daß der Beklagte kein Recht 
hat, die Herausgabe des Kindes von der Klägerin zu verlangen. 
Der Beklagte hat ohne Erfolg Reviſion eingelegt. Gründe: 
Die Klägerin hat ihren Anſpruch auf Herausgabe des Kindes 
darauf geſtützt, daß das Kind unehelich ſei und ſie als ſeine 
uneheliche Mutter das Recht habe, für die Perſon des Kindes 
zu ſorgen [$ 1707 BGB.]. Daß das Kind als uneheliches 
zu behandeln ſei, begründet fie damit, daß die Che nichtig ſei 
und daß die Sondervorſchriſten in SS 1699 bis 1702 BGB. 
nicht anwendbar ſeien, weil beide Ehegatten die Nichtigkeit der 
Ehe bei der Eheſchließung gekannt hätten. Darüber, daß die 
Klägerin ſelbſt die Nichtigkeit gekannt habe, beſteht kein Streit 
unter den Parteien; das BG. legt inſoweit feiner Entſcheidung 
die „unbeſtrittene Behauptung“ der Klägerin zugrunde. Der 
Streit dreht ſich einerſeits darum, ob die Klage in der Weiſe, 
wie ſie geſtellt iſt, überhaupt zuläſſig iſt, andererſeits darum, 


ob auch der Beklagte die Nichtigleit der Ehe bei der Che 
ſchließung gekannt hat. Das LG. hatte die Klage als un« 
zuläſſig angeſehen und aus dieſem Grunde ohne Eingehen auf 
die Beweisfrage abgewieſen. Das BG. bezeichnet die Klage 
als zuläſſig und ſiebt den Beweis als erbracht an, daß der 
Beklagte die Nichtigkeit der Ebe gekannt habe. Die Reviſion 
macht zunächſt unter Berufung auf das Urteil des RG. 76, 2839) 
geltend, daß eine Klage auf Herausgabe des Kindes unzuläſſig 
ſei, ſolange nicht in einem Verfahren nach 85 640, 643 ZPO. 
durch ein für und gegen alle wirkendes Urteil der Perſonenſtand 
des Kindes feſtgeſtellt ſei. Der Einwand kann nicht als be— 
gründet anerkannt werden. Die Sache liegt weſentlich anders 
als in dem Falle RG. 76, 283. Über die Frage der Ab— 
ſtammung des Kindes beſteht hier überhaupt kein Streit, 
ſondern nur darüber, welche rechtlichen Folgen die Nichtigkeit 
der Ehe für das Rechtsverhältnis der Eltern zu dem Kinde 
nach ſich zieht. Eine gewiſſe Zwieſpältigkeit kann ſich allers 
dings dadurch ergeben, daß im gegenwärtigen Prozeß das Kind 
der Mutter zugeſprochen wird, weil es als ein uneheliches zu 
behandeln ſei, während im übrigen das Kind vorerſt auf Grund 
der Eintragung der Geburt im Standesregiſter als ehelich zu 
gelten hätte und demnach der Vater als ſein geſetzlicher Ver⸗ 
treter zu handeln berechtigt wäre. Aber das iſt keineswegs 
ein Sed von dem ſich, wie im Falle RG. 76, 283, ſagen 
ließe, er könne vom Geſetze nicht gewollt ſein und nicht ge— 
duldet werden; mit Recht weiſt das BU. darauf hin, daß für 
gewiſſe Fälle der Nichtigkeit der Che ein ähnlicher Zuſtand 
vom Geſetz ausdrücklich angeordnet wird, indem die Sorge für 
die Perſon des Kindes der Mutter, die geſetzliche Vertretung 
dagegen dem Vater zuſteht [SS 1700, 1635 Abſ. 1 und 2 BGB.. 
Richtig iſt ſoviel, daß die im gegenwärtigen Prozeß ergehende 
Entſcheidung der Klägerin keine endgültigen Rechte verleihen 
kann, weil das Urteil im Familienſtandsprozeß — der längſt 
anhängig gemacht und bereits in die dritte Inſtanz gelangt 
iſt — für und gegen alle wirkt und daher auch für die Rechte 
beider Elternteile von Bedeutung ſein wird. Aber dieſer 
Umſtand ſteht der Durchfuhrung des gegenwärtigen Prozeſſes 
nicht im Wege. Da der letztere den Rechten des Kindes in 
keiner Weiſe vorgreifen kann, fo iſt es auch ohne Belang, daß 
hier andere Prozeßregeln gelten als im Familienſtandsprozeß, 
und namentlich die dem Kinde nachteilige Behauptung der 
Mutter, daß ſie die Nichtigkeit der Ehe gekannt habe, eine 
grundſätzlich andere Bedeurung hat als im Familienſtands⸗ 
prozeß, wo der Beweis der Behauptung verlangt werden konnte. 
Alles in allem genommen, liegen im Streitfalle keine Umſtände 
vor, die dazu nötigten, in gleicher Weiſe wie im Falle 
NG. 76, 283 die Klage auf Herausgabe des Kindes vor Durch— 
fuhrung einer Familienſtandsklage für unzuläſſig zu erklären. 
Die Reviſion macht ſodann dem BG. zum Vorwurf, daß es 
nicht auf die vom Beklagten vorgebrachte allgemeine Einrede 
der Argliſt eingegangen ſei, mit welcher er der Klägerin 
entgegengehalten habe, daß ſie aus ihrem eigenen rechtswidrigen 
Handeln, der Eingehung der Ehe trotz Kenntnis der Nichtigkeit, 
keine Rechte für ſich herleiten könne. Die Nüge iſt nicht be⸗ 
gründet; die Klägerin leitet ihren Anſpruch nicht aus der be: 
zeichneten Handlung her, ſondern aus den geſetzlichen Vorſchriften 
über die der Mutter in Fällen wie hier zuſtehenden Rechte. 
[Folgen Ausführungen über die gegen die Feſtſtellung des BG., 
daß der Beklagte die Nichtigkeit der Ehe gekannt habe, ge⸗ 
richteten Angriffe.] F. w. St., U. v. 6. Juli 16, 104/16 IV. 
— Braunſchweig. [B.] 

8. 8546 Abſ. 1 ZPO. Der Anſpruch eines Vereins⸗ 
mitgliedes, den gegen ihn erlaſſenen Ausſchließungsbeſchluß für 
unwirkſam zu erklären, iſt kein vermögensrechtlicher Anſpruch, 
wenn es ſich um einen unter §S 21 BGB. fallenden Verein 
handelt. +) 

Dem Klageantrage entſprechend hat das LG. für Recht 
erkannt: „Der Vorſtandsbeſchluß des beklagten Vereins, durch 


6) JW. 1911, 715; Neumann, Rfpr. II $ 1596. 

Zu 8. Die Entſcheidung ſtützt die ſchon bisher befolgte reichs⸗ 
gerichtliche Praxis, wonach Ausſchließungsprozeſſe bei Vereinen regel⸗ 
mäßig als nicht vermögensrechtliche Rechtsſtreitigkeiten anzufiben und 
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welchen der Kläger aus dem Verein ausgeſchloſſen worden iſt, 
wird für ungültig erklärt.“ Auf die Berufung des Beklagten 
hat das OLG. abändernd den Kläger mit der Klage ab⸗ 
A Der Kläger hat mit Erfolg Reviſion eingelegt. 

us den Gründen: Die von dem Reviſionsbeklagten gegen 
die Zuläſſigkeit der Reviſion vorgebrachten Bedenken ſind nicht 
begründet. Der Reviſionsbeklagte will S 546 Abſ. 1 ZPO. 
zur Anwendung btingen und vermißt die Glaubhaftmachung 
eines den Betrag von 4000 & überſteigenden Werts des Be⸗ 
ſchwerdegegenſtandes. Allein die eine Ausnahme von der Regel 
des 8 545 Abſ. 1 ZPO. enthaltende Vorſchriſt des $ 546 Abſ. 1 
ſetzt voraus, = es fih um einen vermögensrechtlichen 
Anſpruch handelt. Dieſe Eigenſchaft kommt dem erhobenen 
Anſpruche nur dann zu, wenn er entweder aus einem ver⸗ 
mögensrechtlichen Verhältnis abgeleitet wird oder zwar auf 
nicht vermögensrechtlicher Grundlage beruht, dann aber ein 
Verlangen darſtellt, deſſen Gegenſtand einen Vermögenswert 
beſitzt [vgl. das Urteil des II. ZS. vom 9. November 1900, 
IW. 8535. Weder das eine noch auch das andere trifft auf 
den mit der Klage erhobenen Anſpruch zu. Der Rechtsgrund, 
von dem aus der Kläger geltend macht, der gegen ihn erlaſſene 
Ausſchließungsbeſchluß ſei unwirkſam, iſt die von ihm verneinte 
Gültigkeit der Satzungsnorm, die der Verein gegen ihn zur 
Anwendung gebracht hat, ſowie die von ihm beſtrittene gehörige 
De Tun diefer Satzungsnorm in formeller Beziehung für 
den Fall, daß ſie gültig wäre. Damit bildet die rechtliche 
Grundlage des Anſpruchs das Vereinsrecht. Geht es nun auch 
nicht an, lediglich aus dem Grunde, weil das BGB. das Vereins⸗ 
recht im Erſten Buche unter den die Aufſchrift „Perſonen“ 
führenden Abſchnitt gebracht hat, der geſetzlichen Regelung des 
Vereinsrechts in ſeiner Geſamtheit eine perſonenrechtliche 
und darum nicht vermögensrechtliche Bedeutung beizumeſſen, ſo 
kann es doch keinem Bedenken unterliegen, mit Bezug auf ſolche 
Vereine, die unter die Begriffsbeſtimmung des 8 21 fallen, ſolche 
alſo, deren Zweck nicht auf einen wirtſchaftlichen Geſchäfts— 
betrieb gerichtet iſt, den ſie beherrſchenden Rechtsnormen ihrem 
Geſamtcharakter nach die vermögensrechtliche Eigenſchaft ab⸗ 
zuſprechen. Bei ſolchen Vereinen bildet jede wirtſchaftliche 
und darum der Natur der Sache nach auch vermögensrechtliche 
Betätigung wie nach außen ſo auch nach innen im Verhältnis 
zu ihren Mitgliedern und im Verhältnis der Mitglieder zueinander 


daher ſchlechthin reviſibel ſind, durch grundſätzliche Erörterungen. Sie 
gibt einen vermögensrechtlichen Charakter des Anſpruchs dann zu, 
wenn es ſich um einen rechtsfähigen Verein der im BGB. § 22 bezeich⸗ 
neten Art — verliehene Rechtsfähigkeit bei einem auf einen wirt⸗ 
ſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichteten Vereinszweck, ein bekanntlich 
im Leben ſo gut wie nie vorkommender Fall — handelt, verneint ihn 
aber für alle unter BGB. § 21 fallenden Vereine ohne wirtſchaftlichen 
Geſchäftsbetrieb mit Rechtsfähigkeit kraft Eintragung. Dabei wird 
auch weiter kein Unterſchied gemacht, je nachdem der Vereinszweck 
ein ſogenannter idealer, alſo z. B. geſelliger, oder aber ein den wirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen der Mitglieder dienender iſt, wie bei dem im 
gegebenen Fall vorliegenden Grund⸗ und Hausbeſitzerverein. Denn das 
könne nicht dahin ſühren, einen ſolchen Verein „in die Klaſſe der 
Vereine mit wirtſchaftlicher Zweckbeſtimmung einzureihen“. Indeſſen 
kann doch das Begriffs merkmal wirtſchaftlichen Geſchäftsbetriebs nicht 
demjenigen einer wirtſchaftlichen Zweckbeſtimmung gleichgeſtellt werden. 
Dieſer letztere Begriff iſt offenbar viel weiter als jener. Denn eine 
Vereinigung kann ſehr wohl eine wirtſchaftliche Zweckbeſtimmung 
haben, ohne dieſen Zweck durch einen eigenen Geſchäftsbetrieb zu ver⸗ 
folgen. Die wirſchaftliche Zweckbeſtimmung kann eben auch in der 
fördernden oder fonftigen Einwirkung auf die Wirtfchaft der Mit⸗ 
glieder, auf ihre Geſchäftsbetriebe, ihren Grundbeſitz, ihre Unter⸗ 
nehmungen liegen. Welche Zwecke nichtwirtſchaftlicher Art, ing: 
beſondere ein Grund- und Hausbeſitzerverein als weſentliche verfolgen 
ſollte, iſt nicht erſichtlich. So mag dies Urteil, das ſich ja auch, 
gewiß mit Abſicht, jeder Ausführung über die Behandlung der Frage 
bei nicht rechtsfähigen Vereinen enthält, ſie doch wohl noch nicht 
endgültig erledigen. De lege ferenda wäre jedenfalls zu empfehlen, 
daß die Anſprüche, bei welchen die Reviſion — wegen ihrer fach: 
lichen Wichtigkeit, nicht, wie jetzt, wegen ihrer rechtsbegrifflichen 
Beſchaffenheit — ohne Rückſicht auf die Wertfrage zuläſſig ſein ſoll, 
im Geſeß einzeln aufgezählt wurden. 
Prof. Dr. Heinsheimer, Heidelberg. 
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nur ein ihr Weſen nicht beſtimmendes Mittel zum Zweck, und 
darum kann auch die Antwort auf die Frage, ob die Geſetzes⸗ 
normen, denen dieſe Vereine unterſtellt ſind, dem Vermögens⸗ 
recht angehören, nur im verneinenden Sinne ausfallen. Um⸗ 
gekehrt wird man bei Vereinen, die unter S 22 BGB. fallen, 
auch ſoweit ſie Rechtsfähigkeit beſitzen, in deren Verleihung und 
in der unter dieſe Rechtsſorm gebrachten Regelung ihrer äußeren 
und inneren Beziehungen nur das konſtruktive Mittel ihrer ge⸗ 
ſetzlichen Ausgeſtaltung erblicken können, dieſe Regelung daher 
mit Rückſicht auf den ihr eigentümliches Weſen beſtimmenden 
wirtſchaftlichen Vereinszweck als dem Vermögensrecht angehörig 
anzuſehen haben. Wenn man nun auch weiter in der Frage, 
ob der Zweck des Vereins auf einen wirtſchaftlichen Geſchäfts⸗ 
betrieb gerichtet iſt, die geſchehene Eintragung in das Vereins⸗ 
regiſter und die darin liegende Anerkennung der Nichtwirt⸗ 
ſchaftlichkeit des Vereinszwecks nicht für ſchlechthin maßgebend 
halten darf, ſo a ſich doch für den vorliegenden Fall aus 
der Satzung des beklagten Vereins nichts, was dahin führen 
könnte, ihm im Gegenſatze zu der Annahme des Regıfterrichters 
eigenwirtſchaftliche Ziele und Beſtrebungen zuzuſchreiben. Der 
Verein ſtellt ſich nach $ 1 der Satzung die Aufgabe, das Wohl 
der Elberfelder Haus- und Grundbeſitzer, zugleich aber auch das 
der Anmieter in der Stadt Elberfeld zu wahren und zu fördern. 
Von den in 8 2 für die Erreichung dieſes Zweckes in Ausſicht 
genommenen Veranſtaltungen weiſen zwar einzelne daraufhin, 
daß es ihm auch um die allgemeine wirtſchaftliche Lage der 
Vereinsmitglieder und deren günſtige Geſtaltung zu tun iſt. 
Keine dieſer ſatzungsmäßigen Veranſtaltungen läßt jedoch das 
Beſtreben erkennen, eigenen wirtſchaftlichen Gewinn für den 
Verein ſelbſt zu erzielen. Trifft dies nicht zu, ſo kann, wie 
der erkennende Senat in dem Beſchluſſe vom 30. Oktober 1913 
[RG. 83, 231 f.] des näheren ausgeführt hat, der Umſtand, 
daß es dem Verein auch darum zu tun iſt, ſeine Mitglieder 
in ihrer wirtſchaftlichen Beru'sbetätigung zu ſördern, nicht 
dahin führen, ihn in die Klaſſe der Vereine mit wirtſchaftlicher 
Zweckbeſtimmung einzureihen. Der hiernach auf nicht ver⸗ 
mögensrechtlicher Geſetzesgrundlage beruhende Klageanſpruch 
ſtellt aber auch ſeinem Gegenſtande nach ein Verlangen dar, 
bei dem der erſtrebte wirtfchaftliche Vorteil von dem perſönlichen 
Intereſſe des Klägers an der Durchführung weit überwogen 
wird. Schon der Umſtand, daß der Kläger ſich mit ſeinem 
Klageverlangen in der Rechtsſtellung als Mitglied des beklagten 
Vereins zu behaupten ſucht, weiſt bei der ſchon hervorgehobenen 
nicht wirtſchaftlichen Art des ſatzungsmäßigen Vereinsbetriebes 
daraufhin, daß er, mag auch der wirtſchaftliche Nutzen für ihn 
dabei mitſprechen, jedenfalls zugleich auf ein außerhalb des 
Wirtſchaftsgebiets liegendes Ziel ausgeht. Sein Klagebegehren 
richtet ſich überdies namentlich gegen das von dem beklagten 
Verein in Anſpruch genommene Recht, zum Zweck einer Be⸗ 
endigung ſeiner Mitgliedſchaft das Mittel der Ausſchließung 
gegen ihn zur Anwendung zu bringen. Die Bedeutung und 
die Wirkung einer ſolchen Maßregel liegt vornehmlich auf per⸗ 
ſönlichem Gebiet. Sie beeinträchtigt nicht nur nebenher das 
wirtſchaftliche Fortkommen des Klägers, ſondern ſie beeinträchtigt 
ſeine ſoziale Stellung, ſein Anſehen innerhalb der Geſellſchafts⸗ 
und Berufsklaſſe, der er angehört, und berührt ſeine bürgerliche 
Ehre. Sein Antrag bezweckt eine richterliche Entſcheidung, 
durch die dem Beklagten die Befugnis, ihn in ſolcher Art per⸗ 
ſönlich zu treffen, als nicht durch die Satzung und durch die 
ihr rechtliche Geltung verleihenden Geſetzesnormen gerechtfertigt, 
aberkannt werden ſoll. Aus dieſen Gründen konnte dem Ne 
viſionsbeklagten nicht darin beigetreten werden, daß die Voraus⸗ 
ſetzungen einer Anwendung des § 546 Abſ. 1 ZPO. im vor: 
liegenden Falle gegeben waren. L. w. E. Haus⸗ und Grund⸗ 
beſitzerverein, U. v. 22. Juni 16, 93/16 IV. — Düſſel⸗ 
dorf. [B.] 


9. 5 549 ZPO. Das Anhaltiſche Berggeſetz iſt auch 
in der Faſſung vom 20. März 1896 revifibel.] 

Aus den Gründen: In der Sache ſelbſt rügt die 
Reviſion Verletzung des § 137 AnhBergG. vom 20. März 
1896, und es fragt ſich zunächſt, ob dieſes Geſetz ſich als eine 


45. Jahrgang. 


reviſible Rechtsnorm darſtellt. Von dem Reviſionsgegner iſt 
dies beſtritten worden unter der Ausführung, daß nach dem 
Keichsgeſeze vom 15. März 1881 nur das Anbaltiſche Geſetz 
vom 30. April 1875 reviſibel ſei, das Geſetz vom 20. März 1896 
aber fich, als ein neues und daher nicht reviſibles Geſetz dar⸗ 
ſtelle. Richtig iſt, daß das ältere Berggeſetz durch die ſpätere 
anhaltiſche Geſetzgebung Ne berichtigt, ergänzt und ab⸗ 
eändert worden war, und daß es dann zu dem neuen noch 
jetzt geltenden Geſetze vom 20. März 1896 kam. Allein in 
dieſem neuen Geſetze hat, abgeſehen von der Vorſchrift, daß 
das Recht auf die Gewinnung der Salze ausſchließlich dem 
Staate vorbehalten worden iſt, das alte Geſetz ſeinem ganzen 
Inhalte nach und durch wörtliche Übernahme ſeiner Einzel⸗ 
beſtimmungen unveränderte Aufnahme gefunden, und dies ſogar 
in Anſehung des § 242: lautend: Dieſes Geſetz tritt mit dem 
1. Juli 1875 in Kraft. Die ſpäteren ergänzenden, berichtigenden 
und abändernden Beſtimmungen ſind in das Geſetz zwar eben⸗ 
falls aufgenommen, aber durch die Art ihrer Bezeichnung 
[S$ 1a—c, 80 a—k, 83 a, 85 a—p uſw.] durchweg äußerlich 
kenntlich gemacht worden. Dazu kommt, daß in der mit Zu⸗ 
ſtimmung auch des Landtags erlaſſenen Bekanntmachung vom 
30. April 1896 noch ausdrücklich hervorgehoben worden iſt, 
daß dem Geſetze vom 30. April 1875 eine „neue Faſſung“ 
gegeben und daß künftig im amtlichen Verkehr lediglich auf 
dieſe „neue Faſſung“ Bezug zu nehmen ſei. Dies rechtfertigt 
den Schluß, daß der Geſetzgeber von einer Aufhebung des alten 
Geſetzes bewußt abgeſehen hat, und das Reviſionsgericht trägt 
deshalb bei der gegebenen Sachlage kein Bedenken, das Geſetz 
auch in der ihm in der „Bekanntmachung“ vom 20. März 1896 
gegebenen Faſſung, ſoweit dieſe inhaltlich nur das ältere Berg⸗ 
80 wiedergibt, als eine nach dem Reichsgeſetze vom 15. März 
1881 reviſible Rechtsnorm anzuerkennen. Hierin ſieht ſich der 
erkennende Senat auch nicht durch feine Urteile vom 5. Januar“) 
und 13. Mai 1916 [V 284/15 u. V as behindert, durch die 
bei einer weſentlich verſchiedenen Rechtslage die Reviſibilität 
des Gothaiſchen Berggeſetzes von 1899 im Gegenſatze zu dem 
Geſetze von 1868 verneint worden iſt. Gewerkſchaft L. II 
w. Anhaltiſchen Fiskus, U. v. 8. Juli 16, 161/16 V. — 
Naumburg. (L.] 


10. Der Reviſionsangriff, es ſei die Frage der Anwendung 
ausländiſchen Rechts nicht geprüft worden, entbehrt der genügenden 
Begründung, ſofern nicht dargelegt wird, daß die Anwendung 
ä Rechts für den Reviſionskläger günſtiger fei.] 

Der Rauchwarenhändler Samuel K. in L. ſtand mit dem 
gleichfalls in L. wohnhaften Beklagten im Geſchäftsverkehr und 
war deſſen Schuldner. Ende Auguſt 1911 hat K. dem Beklagten 
in Niſhnij Nowgorod, wo beide zur Meſſe weilten, verſchiedene 
Kundenwechſel über zuſammen 5355,80 Rubel = 11 568,60 M 
ſowie einen Wechſel über 2000 & hingegeben, und der Beklagte 

at ſpäterhin die Wechſel bis auf einen über 1000 Rubel 

tenden, am 30. April 1912 fälligen eingezogen und daraus 
11 356,55 & erlöſt. Am 5. Oktober 1911 iſt über das Ver: 
mögen des K. Konkurs eröffnet. Der zum Konkursverwalter 
beſtellte Kläger focht die Wechſelhingabe und das ihr zugrunde 
liegende Rechtsgeſchäft unter Hinweis auf die §8§ 30 Nr. 1, 2, 
31 Nr. 1 KO. an und forderte am Schluß der erſten Inſtanz 
Zahlung von 11 356,85 & nebſt gewiſſen Zinſen ſowie Heraus: 
gabe des Wechſels über 1000 Rubel. Das LG. wies die Klage 
ab. Das OLG. hat in Abänderung der landgerichtlichen Ent⸗ 
ſcheidung auf Verurteilung des Beklagten, dem Kläger 11 356,854 
nebſt 4 Prozent Zinſen ſeit dem 5. Dezember 1912 zu zahlen 
und den näher bezeichneten Wechſel über 1000 Rubel heraus⸗ 
ugeben, erkannt, Hiergegen hat der Beklagte ohne Erfolg 
Reviſion eingelegt. Gründe: Das BU. läßt dahingeſtellt, ob 
es ſich bei dem in Niſhnij Nowgorod von K. mit dem Beklagten 
geſchloſſenen und vollzogenen Wechſelgeſchäfte um ein Diskont⸗ 
eſchäft, einen Wechſelkauf oder eine Sicherungsübereignung 
dandelte und ob die Verrechnung des eingehenden Betrages auf 
die Forderung des Beklagten ausdrücklich vereinbart oder nur 
tatſächlich erfolgt iſt. Für jeden dieſer Fälle iſt feſtgeſtellt, daß 


—— —— m —— 


7) JW. 1916, 494. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


188) 


durch Vornahme jenes Geſchäfts die Merkmale eines i 
tatbeſtandes ſowohl im Sinne des § 31 Nr. 1 Kd. als auch 
im Sinne des ö 30 Nr. 2 KO. erfüllt ſind. Die Feſtſtellung 
hat eingehende ſachliche Begründung gefunden. Bedenken ſind 
inſofern weder von der Reviſion vorgetragen worden noch auch 
von Amts wegen zu erheben. Die Reviſion regt aber 1 
mit Hinweis darauf, daß die deutſche KO. als Ganzes räumli 
nur im deutſchen Reichsgebiet Geltung hat, den Zweifel an, 
ob nicht die Frage der Rechtswirkſamkeit des angefochtenen 
Geſchäfts nach ruſſiſchem Recht beurteilt werden müſſe, und 
macht dem Ber R. zum Vorwurf, daß er ohne Prüfung dieſer 
7008 von der Anwendbarkeit der Vorfchriften der deutſchen 
ausgegangen iſt. Die Rüge muß ſchon deshalb erfolglos 
bleiben, weil gar nicht dargelegt iſt, daß und inwiefern der 
Beklagte günſtiger geſtellt ſein würde, wenn man nicht deutſches, 
ſondern ruſſiſches Recht anwendete. Ohne ſolche Darlegung wird 
nicht erſichtlich, daß die Entſcheidung der Vorinſtanz dem Be⸗ 
klagten und Reviſionskläger zur Beſchwerde gereiche. Der Revi⸗ 
ſionsangriff entbehrt daher einer genügenden Begründung. Ab⸗ 
geſehen davon iſt aber auch nicht einzuräumen, daß der Ver. 
durch Anwendung der Vorſchriften der deutſchen KO. das Geſetz 
verletzt hat. Der Konkurs iſt hier von einem deutſchen Gericht 
über das Vermögen des Samuel K. ohne Einſchränkung eröffnet 
worden. Wie 8 1 KO. und ein gebotener Gegenſchluß aus der 
Vorſchrift des § 238 Abſ. 1 ebenda erkennen laſſen, erſtreckte ſich 
das Konkursverfahren grundſätzlich auf das geſamte, einer Zwangs⸗ 
vollſtreckung unterliegende Vermögen des Gemeinſchuldners und 
namentlich auch auf die etwaigen Vermögenswerte dieſes 
Schuldners, welche ſich im Ausland befinden oder aus aus⸗ 
ländiſchen Werten herrühren. Sowohl der Gemeinſchuldner als 
auch der an dem angefochtenen Geſchäfte beteiligte Beklagte haben 
und hatten auch ſchon zur Zeit jenes Geſchäfts ihren Wohnſitz 
und ihre gewerbliche Niederlaſſung im Bezirke des deutſchen 
Konkursgerichts. Die mit der Klage verfolgten Anſprüche auf 
Zahlung einer gewiſſen Geldſumme und auf Herausgabe eines 
im Beſitz des Beklagten befindlichen Wechſels fallen ihrer Natur 
nach in deutſches Raumgebiet. Alle weſentlich in Betracht 
kommenden Verhältniſſe perſönlicher und ſachlicher Art weiſen 
danach zwingend auf Anwendung deutſchen Rechts hin. Der 
zufällige Umſtand, daß Vereinbarung und Vollzug der Hingabe 
der Wechſel nicht erſt innerhalb Deutſchlands während oder nach 
der Rückkehr der Beteiligten, ſondern noch während des gelegent⸗ 
lichen Aufenthalts K.s und des Beklagten in Niſhnij Nowgorod 
erfolgten, kann hier eine irgendwie weſentliche Beziehung des 
aus dem Konkursfalle K.s für die Parteien des Prozeſſes ſich 
ergebenden rechtlichen Verhältniſſes zum Raumgebiet des ruſſiſchen 
Rechts nicht begründen. Gleiches gilt hinſichtlich der vermut⸗ 
lichen Tatſache, daß die dem Beklagten übereigneten Wechſel mit 
einer Ausnahme auf ruſſiſche Staatsangehörige als Schuldner 
lauteten. Wären die Wechſelforderungen im Vermögen des 
Gemeinſchuldners verblieben, ſo hätte der Konkursverwalter auf 
Grund der Vorſchriften der deutſchen KO. die Aufgabe gehabt, 
gegen die ruſſiſchen Schuldner vorzugehen und von ihnen die 
Schuldſumme zur Konkursmaſſe einzuziehen. Folgerecht ergab 
ſich im tatſächlich vorliegenden Falle, in welchem die Forderungen 
dem Vermögen K.s entfremdet find, für den Konkursverwalter 
auf Grund und nach Maßgabe des deutſchen Konkursrechts die 
Aufgabe, im Wege des Anfechtungsprozeſſes eine Rückgewähr 
der dem Befriedigungsrechte der Konkursgläubiger zuwider aus 
dem Vermögen des Gemeinſchuldners ausgeſchiedenen Werte zu 
erwirken, damit die Konkursmaſſe 5 normalen Beſtand er⸗ 
gänzt wird. Führt der deutſche Konkursverwalter einen An⸗ 
fechtungsprozeß im Ausland, ſo hat er unter Umſtänden mit 
der Gefahr zu rechnen, daß ihm Schwierigkeiten begegnen, ins⸗ 
beſondere der grundſätzliche Standpunkt ſeiner Klage von dem 
Prozeßrichter nicht anerkannt wird. Der Fall iſt aber nicht 
gegeben und ſcheidet von der Betrachtung aus. Im Streit⸗ 
verhältniſſe der Parteien mangelt es an jedem haltbaren Grunde, 
von der Anwendung deutſchen Konkursrechts abzuſehen und 
Rechtssätze des Auslandes, insbeſondere Rußlands, heranzu⸗ 
jehen. K. w. K. Konkurs, U. v. 13. Juli 16, 143/16 VII. — 
den. [B.] 


169 


1340 


11. Während der Dauer der Stellvertretung eines an 
der Ausübung ſeines Berufs zeitweiſe verhinderten Rechtanwalts 
können Erſatzzuſtellungen an ihn gültig erfolgen.] +) 

In das Muſterregiſter des AG. in D. iſt unter Nr. 1565 
für die Klägerin das Muſter eines Ornamentglaſes eingetragen. 
Mit der Behauptung, daß es von der Beklagten widerrechtlich 
benutzt werde, hat ſie auf Unterlaſſung der Nachahmung dieſes 
Muſters, auf amtliche Verwahrung der nach ihm bereits au⸗ 
gefertigten Waren und der zu ihrer Herſtellung beſtimmten Vor⸗ 
richtungen bis zum Ablauf der Schutzfriſt und auf Rechnungs⸗ 
legung Klage erhoben. Ihr Prozeßbevollmächtigter war Juſtiz⸗ 
rat G., der ſeit Kriegsbegmn als Rittmeiſter im Felde ſteht, als 
deſſen allgemeiner Vertreter nach 8 25 NAD. der mit ihm ges 
meinſame Kanzlei haltende Rechtsanwalt F. beſtellt iſt. Die 
Klage iſt durch Urteil des LG. vom 19. Januar 1915 abgewieſen 
worden. Der von dem Prozeßbevollmächtigten der Beklagten, 
Rechtsanwalt B., mit der Zuſtellung des Urteils betraute Gerichts⸗ 
vollzieher bediente ſich dabei gemäß $ 194 ZPO. der Mitwirkung 
der Poſt, welche auftragsgemäß und ſormgerecht am 12. Februar 
1915 die Zuſtellung an Juſtizrat G., und zwar mangels ſeiner 
perſönlichen Anweſenheit in dem Geſchäftslokal zu Händen ſeiner 
Buchhalterin F. vollzog. Rechtsanwalt B. ließ ſich ſpäter die 
des an Urteilsabſchrift nebſt der Poſtzuſtellungsurkunde in 

er Kanzlei des Juſtizrats G. herausgeben und die erſtere am 
18. Februar 1915 durch den Gerichtevollzieher an Rechtsanwalt 
F. zuſtellen. Am 13. März 1915 ging der die Berufungs⸗ 
einlegung enthaltende Schriftſatz der Klägerin bei dem OLG. 
ein, das durch Urteil vom 6. März 1916 die Berufung 
als unzuläſſig verwarf. Gegen dieſe Entſcheidung richtet 
ſich die Reviſion der Klägerin, die Erfolg nicht hatte. 
Gründe: Dem OLG. iſt darm beizutreten, daß während der 
Dauer der Stellvertretung eines an der Ausübung ſeines 
Berufs zeitweiſe verhinderten Rechtsanwalts [S 25 RAO .] Er⸗ 
ſatzzuſtellungen an ihn gültig erfolgen können und daher ge⸗ 


Zu 11. Das Urteil enthält zwei Grundſätze: 


1. An einen zum Heere einberufenen Rechtzanwalt kann die 
Erſatzzuſtellung gültig erfolgen. 

2. Die Vereinbarung der Parteien, eine Zuſtellung ſolle keine 
Wirkung haben, iſt ungültig, wenn die Zuſtellung eine Notfriſt in 
Lauf geſetzt hat. 


Beide Grundſätze entſprechen dem geltenden Rechte. Intereſſant 
iſt folgendes: 

a) Die verſpätete Einlegung der Berufung hätte geheilt werden 
können, wenn Juſtizrat G. nicht Rittmeiſter, ſondern Gemeiner oder 
Unteroffizier wäre! In dieſem Falle wäre — nach herrſchender Ans 
ſicht — die Erſatzuſtellung an ihn unwirkſam geweſen, da nur eine 
Zuſtellung an den Chef der zunächſt vorgeſetzten Kommandobehörde 
erfolgen konnte (ZPO. $ 172). Dieſer Mangel wäre zwar durch die 
Verordnung vom 22. Dezember 1915, die rücdwirkende Kraft hat, 
geheilt worden, ſo daß auch in dieſem Falle die Berufung verſpätet 
war, jedoch hätte nach § 2 der erwähnten Verordnung gegen die 
Verſäumung der Berufung die Wiedereinſetzung in den früheren 
Stand bewilligt werden muſſen. Man ſieht, von welcher Bedeutung 
der militäriſche Rang eines Prozeßbevollmächtigten unter Umſtänden 
ſein kann! 


b) Die nochmalige Zuſtellung iſt aus folgenden Gründen erfolgt: 


Juſtizrat G. und Rechtsanwalt F. hatten Bureaugemeinſchaft, 
aber getrenntes Perſonal. Das Urteil war zunächſt dem Juſtizrat G. 
zu Händen ſeiner Buchhalterin zugeſtellt worden. Rechtsanwalt B. 
war der Meinung, daß dieſe Zuſtellung unwirkſam ſei. — Ein ſehr 
verzeihlicher Irrtum, wenn man bedenkt, wie kompliziert und wider⸗ 
ſinnig die Grundiäge über die Zuſtellung an einberufene Rechts⸗ 
anwälte vor der Verordnung vom 22. Dezember 1915 waren. Das 
Urteil iſt ein neuer Beleg dafür, daß mit der Starrheit der Zu⸗ 
ſtellungsvorſchriften gebrochen werden muß Sie hält den Anwalt 
und fein Perſonal in ſtändiger Sorge; aus Uberängſtlichkeit wird 
bisweilen — wie im gegenwärtigen Falle — die Sache falſch gemacht. 
Die Vorſchrift des 5 187 3 O. über die Zuſtellung einer Ladung 
und die Heilung einer unwirkſamen Zuſtellung muß in entiprechender 
Weiſe auf alle Arten von Zuſtellungen ausgedehnt, der Grundſatz, 
daß die Einlegung der Berufung erſt nach Zuſtellung des Urteils 
erfolgen darf, muß beſeitigt werden. 


Rechtsanwalt Dr. Kaufmann, Leipzig. 
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eignet find, eine Rechtsmittelfriſt in Gang zu bringen [vgl. 
Urteil des ObL G. für Bayern vom 9. Januar 1895 in SeuffArch. 
Bd. 51 Nr. 62; Wach, Handbuch der d. ZPO. 850 S. 580,81; 
Skonietzli Gelpcke, Komm. z ZPO. Anm 5 zu § 176; Seuffert, 
Komm. z. ZPO. Anm. 4a zu 8 81; Friedländer, RAO. Anm. 32 
zu § 25]. Nach § 176 ZPO. müſſen Zuſtellungen innerhalb 
eines anhängigen Rechtsſtreits an den Inſtanzprozeßbevollmächtigten 
bewirkt werden. Dieſe Vorſchrift enthält zwingendes Recht. 
Eine Abweichung von ihr macht die Zuſtellung nichtig. Da 
nun der nach 8 25 RAD. vertretene Anwalt auch während der 
Dauer der Vertretung Prozeßbevollmächtigter der Partei bleibt 
und als ſolcher jederzeit befugt iſt, für ſie neben dem Vertreter 
prozeſſual tätig zu werden, alſo auch rechtswirkſame Zuſtellungen 
zu veranlaſſen, ſo muß auch der Gegner berechtigt ſein und 
bleiben, die von ihm ausgehenden Zuſtellungen an den ver⸗ 
tretenen Anwalt zu richten. Das Gegenteil aus dem Begriffe 
der Stellvertretung oder aus dem im 8 25 NAD. erwähnten 
Stellvertretungsanlaß abzuleiten, dazu liegt ein zwingender 
Grund nicht vor, weil eine gültige Zuſtellung — mit Aus⸗ 
nahme der von Anwalt zu Anwalt — weder eine Handlung 
noch überhaupt einen Willensakt des Empfängers vorausſetzt. 
Zwar beſteht das Weſen der Zuſtellung in der Übergabe des 
zuzuſtellenden Schriftſtücks. Der Empfänger iſt aber nicht in 
der Lage, ſie durch eine Annahmeverweigerung zu vereueln. 
Haben die ſtaatlichen Zuſtellungsorgane, der Gerichtsvollzieher 
oder der Poſtbote, einmal mit der Zuſtellung begonnen, ſo 
gibt ihnen das Geſetz auch die Mittel, ſie ohne oder gar gegen 
den Willen des Empfängers zu Ende zu führen. Für den 
Fall, daß derjenige, welchem zugeſtellt werden ſoll, von ihnen 
nicht angetroffen wird, hat die ZPO. in ausgiebigſtem Maße 
die Möglichkeit von Erſatzzuſtellungen geſchaffen [SS 181 bis 
183, 295), welche ſofort mit ihrer Vollyehung für und gegen 
ihn Rechtswirkungen zu äußern beginnen. Bei grundloſer 
Annahmeverweigerung hat der Zuſtellungsbeamte das zu über⸗ 
gebende Schriftſtück ohne deſſen weitere Sicherung am Orte der 
Zuſtellung zurückzulaſſen [S§ 186, 195]. Das Geſetz behandelt 
alſo die Annahme als eine Pflicht des Empfängers und unter⸗ 
ſtellt in den zuletzt genannten Fällen ohne Rückſicht auf das 
Schickſal der zugeſtellten Urkunde, daß ſie rechtzeitig in ſeinen 
Beſitz und zu ſeiner Kenntnis gelangt iſt. Von dieſem Stand⸗ 
punkte des Geſetzgebers aus darf man es als ſicher anſehen, 
daß er, wenn er im Falle des §S 25 RAO. eine Ausnahme von 
dem Grundſatz des 8 176 3PO. beabſichtigt hätte, eine dem⸗ 
entſprechende ausdrückliche Beſtimmung getroffen haben würde. 
Gegen eine ſolche Ausnahme ſpricht aber noch folgende Er⸗ 
wägung. Nicht immer erſtreckt ſich die Vertretung eines An⸗ 
walts, wie jetzt im Kriege, über Monate oder Jahre hinaus. 
Schon eine Reiſe von 8 bis 10 Tagen macht ſie erforderlich 
[S 29 RAD.) Da der vertretene Anwalt, abgeſehen von einer 
Anzeige an den Gerichtsvorſitzenden und an das AG. ſeines 
Wohnſitzes, nicht verpflichtet iſt, die Vertretung und ihre Dauer 
nach außen hin kundzutun, ſo werden namentlich kurze Ver⸗ 
trerungen oft beendet ſein, ehe die ortsanſäſſigen und aus⸗ 
wärtigen Anwälte und das übrige Publikum von ihr Kenntnis 
erhalten. Unter dieſen Umſtänden würde es zu emer großen 
Rechtsunſicherheit und zu vom Geſetz nicht gewollten Un⸗ 
billigkeiten führen, wenn alle Zuſtellungen an den vertretenen 
Prozeßbevollmächtigten wirkungslos wären, oder wenn man 
den Parteien eine Erkundigungspflicht vor jeder einzelnen Zu⸗ 
ſtellung auferlegen wollte. Sie und die Anwälte müſſen ſich 
vielmehr darauf verlaſſen können, daß der als Prozeßbevoll⸗ 
mächtigter aufgetretene und im Urteil als ſolcher bezeichnete 
Anwalt jederzeit auch zur Entgegennahme von Zuſtellungen 
berechtigt und verpflichtet iſt. Die eigene und die Gegenpartei 
können von dem letzteren verlangen und als ſelbſtverſtändlich 
vorausſetzen, daß er im Falle ſeiner Abweſenheit, mag ſie von 
kurzer oder von langer Dauer ſein, Vorkehrungen getroffen 
hat, daß Erfatzzuſtellungen ihn oder feinen Vertreter redhizeitig 
erreichen. Hält er noch dazu, wie im gegebenen Falle, ſein 
Bureau offen, ſo gibt er dadurch dem Publikum in ſchlüſſiger 
Weiſe zu erkennen, daß in ihm nach wie vor Eingänge aller 
Art angenommen und pünktlich erledigt werden. Auch eine 
etwaige Kenntnis des Zuſtellenden von dem Vertretungs⸗ 


45. Jahrgang. 


verhältnis vermag an der Rechtslage nichts zu ändern, da eine 
verſchiedene Behandlung der Zuſtellungen an denſelben Empfänger 
nur durch eine ausdrückliche geſetzliche Vorſchrift gerechtfertigt 
werden könnte. Stein [vgl. Komm. z. ZPO. Anm. III I zu 
§ 176] und Scheele [Zeitſchr. d. Anw. im Bez. d. OLG. 
Hamm, Jahrg X S. 4 ff.], welche lediglich perſöͤnliche, nicht 
aber Erſatzzuſtellungen an den vertretenen Anwalt für gültig 
erachten, iſt denn auch entgegenzuhalten, daß nach der klaren 
Wortfaſſung der 85 181 bis 183 ZPO. da, wo an den 
Empfänger perſönlich zugeſtellt werden darf, ausnahmslos auch 
Erſatzzuſtellungen zuläſſig find. — Steht daher die Geſetz— 
mäßigkeit der Zuſtellung vom 12. Februar 1915 außer Frage, 
ſo hat das BG. die übereinſtimmende Erklärung der Parteien, 
aus ihr keine Rechte herleiten zu wollen, mit Fug für uns 
erheblich gebalten. Mit Recht hat es das Intereſſe betont, 
welches der Staat daran hat, die Dauer der Prozeſſe zu be— 
ſchränken und daher die Rechtskraft der Urseile nicht ins Uns 
gemeſſene hinein in der Schwebe zu laſſen. Dies Intereſſe hat 
der Geſetzgeber dadurch gewahrt, daß er die Zuläſſigkeit der 
Berufung und der Reviſion an die Einhaltung einer mit der 
Urteilszuſtellung beginnenden Notfriſt von einem Monat ge— 
knüpft [SS 516, 552 ZPO.], daß er dem Gericht die Pflicht 
auferlegt hat, von Amts wegen zu prüfen, ob das Rechtsmittel 
in der geſetzlichen Form und Friſt eingelegt iſt [SS 535. 554 
ZPO.], und daß er eine Vereinbarung der Parteien über die 
Verlangerung oder Verkürzung einer Notfriſt für unwirkſam 
erklart [5 224 Abſ. 1 ZPO.]. Gewiß hat zunächſt — ab— 
geſehen von verurteilenden Erkenntniſſen in Ebeſachen [§ 625 
3p•O.)] und von Beſchlüſſen im Entmündigunasverfahren ISS 659, 
662, 678, 683 ZPO.] — die Partei allein ſich ſchlüſſig zu 
machen und darüber zu befinden, ob ſie eine Zuſtellung vor— 
nebmen und damit eine Rechtsmittelfriſt in Gang ſetzen will. 
Fehlt es daher an einem Auftrage, ſo iſt, wie die Reviſion 
zutreffend annimmt, die Zuſtellung wirkungslos. Bezeichnet die 
Zuſtellungsurkunde einen zur Zuſtellung nicht befugten Auf— 
traageber, ſo braucht ſie der Empfänger nicht zu beachten 
[RG. 17, 414; 52, 368). Die Rechtsmittelfriſt hat nicht zu 
laufen begonnen. In allen anderen Fällen, in welchen ein 
ordnungsmäßiger Auftrag beurkundet iſt, bleibt es den Parteien 
überlaſſen, deſſen Mangel zu rügen, wobei die vom Gerichts— 
vollzieher bewirkten Zuſtellungen bis zum Beweiſe des Gegen— 
teils [S 292 ZPO.) die Vermutung für ſich haben, daß ſie im 
Auftrage der Partei erfolgt find [§S 167 ZPO.]. Der Wille 
der Parteien hat aber baltzumachen vor denjenigen Vor: 
ſchriften, die nach dem Willen des Geſetzgebers zwingendes 
Recht enthalten. Iſt daher eine mangelfreie Zuſtellung einmal 
der Kenntnis des Gerichts gebracht, ſo ſteht es nicht mehr in 
em Belieben der Parteien, ſie als nicht geſchehen zu behandeln 
und auf ihre prozeſſualen Wirkungen zu verzichten, ebenſo wie 
ſie nicht in der Lage ſind, weſentliche Mangel der für eine 
Notſriſt maßgebenden Zuſtellung durch einen Rügeverzicht zu 
heilen [$ 295 Abſ 2 35O.]. Wollte man das eine oder das 
andere geſtatten, jo würde man ihnen damit einen Einfluß auf 
den Lauf der Notfriſt einräumen, der ihnen nach 8 224 ZPO. 
entzogen ſein ſoll. — Freilich blieb den Parteien der in der 
Reviſionsbegründung angedeutete Weg offen, die Zuſtellung 
vom 12. Februar 1915 dem BG. zu verheimlichen und 
durch Zuſtellung einer anderen Urteilsabſchrift den Schein zu 
erwecken, als hätte nur die letztere ſtattgefunden. Allem eine 
ſolche Möglichkeit, das Gericht zu täuſchen, kann nicht wohl 
dazu führen, der Vereinbarung, daß eine wirkſam erfolgte Bus 
ſtellung nicht gelten ſolle, eine Bedeutung beizulegen, die das 
Geſetz ihr verſagt. Da das landgerichtliche Urteil ſomit am 
12. Februar 1915 ordnungsmäßig zugeſtellt iſt. war die erſt 
am 13. März 1915 eingelegte Berufung verſpätet [SS 518, 
516 ZPO.]. Die Reviſion mußte daher, wie geſchehen, als 
unbegründet zurückgewieſen werden. A.⸗G. G. G. w. Vereinigte 
Z. u. P. Farbglaswerke A.⸗G., U. v. 17. Juni 16, 63/16 J. — 
München. [B.) 

12. Tatſachen, die ergeben ſollen, daß die Vorausſetzungen 
einer Entmündigung wegen Trunkſucht zur Zeit der Urteils⸗ 
fällung im Anfechtungs verfahren nicht mehr vorliegen, ſind 
nur inſoweit erheblich, als ſie einen Rückſchluß zulaſſen, daß 
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dieſe Vorausſetzungen auch nicht im Zeitpunkte der Entmündigung 
vorgelegen haben.] 

Auf Antrag der Beklagten iſt der Kläger durch . 
des AG. in Charlottenburg vom 9. Mai 1913 wegen Trunk⸗ 
ſucht entmündigt worden. Dieſen Beſchluß ficht er an. Die 
Anfechtungsklage wurde vom LG. abgewieſen. Die Berufung 
des Klägers gegen dieſes Urteil wurde vom KG. als unbegründet 
zurückgewieſen. Gegen das kammergerichtliche Urteil hat der 
Kläger ohne Erfolg Reviſion eingelegt. Aus den Gründen: 
Das KG. ſtellt feſt, daß der Kläger jedenfalls zur Zeit des 
Erlaſſes des Entmündigungsbeſchluſſes eine krankhafte 
unwiderſtehliche Neigung zum übermäßigen Genuſſe geiſt'ger 
Getränke gehabt und daß er jedenfalls zu dieſer Zeit 
infolge Trunkſucht feine Angelegenheiten in ihrer Geſamtbeit 
nicht zu beſorgen vermocht habe. Es hält deshalb mit dem 
AG. und dem LG. die Vorausſetzungen einer Entmündigung 
wegen Trunkſucht für gegeben. Die Reviſion rügt vor allem, 
daß das KG. ſeine Entſcherdung zeitlich lediglich auf den Erlaß 
des Entmündigunasbeſchluſſes abſtellt. Sie meint, das ſei, 
mindeſtens zum Nachteile des Klägers, rechilich nicht zutreffend, 
vielmehr ſei, wie der aus 8 681 ZPO. zu fo'gernde Gedanke 
des Geſetzgebers beweiſe, zu verlangen, daß die Vorausſetzungen 
der Entmündigung auch noch zur Zeit der Urteilsfällung gegeben 
ſeien. Dieſer Anſicht kann nicht beigetreten werden. Die 
Sondervorſchrift, die 8 681 ZPO. für die Entmündigung wegen 
Trunkſucht gibt, daß nämlich das Gericht die Beſchlupfaſſung 
über die Entmündigung auslegen kann, wenn Ausſicht auf 
Beſſerung des zu Entmündigenden beſteht, hat keine materiell: 
rechtliche, ſondern nur prozeßrechtliche Bedeutung. Sie bezieht 
ſich überdies, wie ihre Faſſung und auch ihre Nicbtanührung 
in 8 684 Abſ. 4 ergibt, nur auf das der Entmündigung 
vorausgehende Beſchluß verfahren, nicht auch auf das im Falle 
einer Anfechtung des Entmündigungsbeſchluſſes nachfolgende 
Prozeß verfahren. Das Ziel der Anfechtungsklage iſt bei der 
Entmündigung wegen Trunkſucht durchaus Ddaefelbe wie bei 
allen anderen Arten der Entmündigung, näm'ich die Bekämpſung 
der Rechtmäßigkeit des Entmündigungsbeichluſſes zur Zeit 
feines Erlaſſes, ſo daß die Anfechtungsklage — im Gegen⸗ 
ſatze zu der Klage auf Wiederaufhebung der Entmündigung 
[SS 679, 686 ZBD.] — wie bei der Entmündigung wegen 
Geiſteskrankheit, wegen Geiſtesſchwäche und wegen Verſchwendung 
auch bei der Entmündigung wegen Trunkſucht auf eine Ver: 
änderung der Umſtände nach dieſem Zeitpunkte nicht geſtützt 
werden kann [vgl. IW. 1895, 32816; 1896, 3728 und gerade 
für die Entmündigung wegen Trunkſucht IW. 1902 Beil. 280 230], 
Daran iſt feſtzuhalten. Tatſachen, die ergeben ſollen, daß die 
Vorausſetzungen einer Entmündigung gegenwärtig nicht mehr 
vorliegen würden, ſind für das Anfechtungsverfahren nur 
inſoweit erheblich, als fie den Rückſchluß zulaſſen, daß dieſe 
Vorausſetzungen beim Entmündigten überhaupt nicht und jeden- 
falls nicht im Zeupunkte der Entmündigung vorgelegen haben. 
Dafür jedoch, daß das KG. das verkannt haben ſollte, gibt 
fein Urteil keinen Anhalt. Das KG., das ausdrücklich davon 
ſpricht, der Kläger ſcheine ſich nach der Entmündigung etwas 
gebeſſert zu haben, ſteht vielmehr erſichtlich auf dem Stand» 

unkte, daß aus dem ſpäteren Zuſtand ein Rückſchluß auf den 
e Zuſtand beim Kläger nicht gezogen werden könne. 
Dieſe Beurteilung iſt rein tatſächlicher Natur und darum der 
Nachprüfung durch das Reviſionsgericht entzogen. Unrichtig iſt 
es jedenfalls, wenn die Reviſion meint, falls der Kläger jetzt 
gebeſſert ſei, ſo ergebe ſich daraus ohne weiteres, daß von einer 
„eigentlichen“ Trunkſucht keine Rede ſein konne. Die Begriffs— 
merkmale der Trunkſucht im Sinne des § 6 Abſ. 1 Nr. 3 BGB. 


ſind in dem angefochtenen Urteile zutreffend und in Aberein⸗ 


ſtimmung mit der Rechtſprechung des NG. [vgl. außer dem 
zuletzt angeführten Urteile noch WarnErgBBd. 1913 Nr. 1] 
wiedergegeben. Einen Rechtsirrtum laßt das Bu. auch ſonſt 
nirgends erkennen. [Wird weiter ausgefuhrt.] M. w. M., 
U. v. 6. Juli 16, 162/16 IV. — Berlin. (B.) 


Kommunalbeamtengeſetz. 
13. Die Frage, ob der Penſion fordernde Kläger zur 
Zeit feiner Zurruheſetzung ein nur als Nebentätigkeit ans 
169 * 
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. Kommunalamt führte, iſt der Entſcheidung im 


ordentlichen Rechtswege unterworfen.] 


Der am 30. Januar 1849 geborene, ſeit 1890 von der 
Beklagten als Nachtwächter angeſtellte Kläger fordert, nachdem 
ihm durch Schreiben des Bürgermeiſters vom 30. Dezember 
1912 auf den 1. April 1913 gekündigt worden iſt, Penſion 
auf Lebenszeit. Das LG. hat zugeſprochen, das OLG. ab⸗ 
ewieſen. Der Bert. führt unter anderem aus, der Kläger 
8 bis zum Kommunalbeamtengeſetz durch ſeine Nachtwach⸗ 
geſchäfte [je eine Nacht um die andere] nur nebenbei in Ans 
ſpruch genommen worden, und die Frage, ob inſolange und 
auch nach dem Jahre 1904 [von da ab jede Nacht] nur 
eine Nebenbeſchäftigung vorlag, ſei ſowohl nach der Städte⸗ 
ordnung von 1856 als nach 5 12 KBG. gemäß § 5 Abſ. 2 
Staats BPenſGG. vom 27. März 1872 dem Rechtsweg entzogen 
und ausſchließlich der vorgeſetzten Dienſtbehörde, die darüber 
noch nicht befunden habe, zugewieſen. Zu dieſem Punkte heißt 
es in den Gründen des Reichsgerichtsurteils⸗ Die Frage, ob 
der Kläger zur Zeit feiner Zurruheſetzung [1. April 1913] ein 
nach ſeiner Art und ſeinem Umfange nur als Nebentätigkeit 
anzuſehendes Kommunalamt führte, iſt der Entſcheidung im 
ordentlichen Rechtswege unterworfen. Die gegenteilige An⸗ 
nahme des Ber R. verkennt den Zuſammenhang der 88 2 und 
7 KBG. — 57 eröffnet für alle ſtreitigen vermögensrechtlichen 
Anſprüche der Kommunalbeamten, einſchließlich der nur auf 
Probe, zu vorübergehenden Dienſtleiſtungen oder zur Vor⸗ 
bereitung angeſtellten, den ordentlichen Rechtsweg nach vor— 
gängigem Beſchlußverfahren, in welchem im Gegenſatz zu den 
Staatsbeamten die Beſchwerdeinſtanz nicht erſchöpft zu werden 
braucht [vgl. den Bericht der Herrenhauskommiſſion zu 8 7]. 
Der Zivilrichter hat über alle Vorausſetzungen der Anſprüche 
zu entſcheiden, ausgenommen allein die dem Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren zugewieſene Frage, welcher Teil des Dienſteinkommens 
bei Feſtſtellung der Penſionsanſprüche als Gehalt anzuſehen iſt. 
Die erſte Vorausſetzung ſolcher vermögensrechtlichen Anſprüche 
bildet immer das Beſtehen eines Beamtenverhältniſſes im Sinne 
des KBG. Die Anſtellung und das ſich daraus ergebende und 
entwickelnde Anſtellungs verhältnis beruht auf Rechtsakten 
zwiſchen dem betreffenden Kläger und dem Kommunalverband, 
ebenſo wie die Verſetzung in den Ruheſtand wegen dauernder 
. ein Rechtsakt zwiſchen dem betreffenden Kläger 
und dem Kommunlverband iſt. Ob ſolche Rechtsakte beſtehen, 
ob nämlich die unterliegenden Tatſachen einen ſolchen Rechtsakt 
darſtellen, hat der ordentliche Richter zu prüfen. Der Zivil⸗ 
richter befindet alſo auch darüber, ob der — ſei es nach dem 
KBG. durch Anſtellungsurkunde, ſei es vor dem KBG. ohne 
ſolche — angeſtellte Beamte nur eine Nebentätigkeit ausübt. 

5 Abſ. 2 Staats BPenſG. von 1872 hat es nur mit dem 
rwerb des Anſpruchs auf Penſion zu tun; § 2 Abſ. 2 KBG. 
dagegen ſchließt die nur als Nebentätigkeit anzuſehenden Kom⸗ 
munalämter von der Anwendung des KBG. überhaupt aus. 
Eben dieſelbe Frage der Nebentätigkeit wird demnach dort und 
hier in verſchiedenem Sinne und Umfange aufgeworfen. Und 
Ir ben volleren Umfang des § 2 Abſ. 2 eröffnet der nach⸗ 
olgende 8 7 den Rechtsweg. Darum tft es unrichtig, aus der 
Verweiſung in $ 12 KBG. auf die für die Penſionierung der 
unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Grundſätze zu ent⸗ 
nehmen, daß für den Penſionsanſpruch der Kone 
über die Frage der Nebentätigkeit die vorgeſetzte Dienſtbehörde 
unter Ausſchluß des Rechtswegs zu entſcheiden habe. Dieſe 
Beſtimmung des § 5 Abſ. 2 PenſG. von 1872 iſt eben durch 
den § 7 KVG. beſeitigt und erſetzt, fo daß ſich ein fernerer 
Unterſchied zwiſchen dem Recht der Staatsbeamten und dem 
der Kommunalbeamten ergibt [vgl. RG. 76, 3918); IW. 1911, 
830]. Über die zur Begründung vermögensrechtlicher N 
aufgeſtellte eee daß der Kläger ein nicht als Neben⸗ 
tätigkeit anzuſehendes Kommunalamt führe, haben allein die in 
8 7 bezeichneten Behörden zu entſcheiden. Dies iſt auch die 
allgemeine Meinung: ſchon die Ausführungsanweiſung des 
Miniſters des Innern vom 12. Oktober 1899 zum KBG. be⸗ 
merkt zu 8 2 Abſ. 2: „Ein etwaiger Streit über das Vor⸗ 
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handenſein dieſer Vorausſetzungen würde in dem durch $ 7 des 
Geſetzes vorgeſchriebenen Verfahren auszutragen ſein, voraus⸗ 
geſetzt, daß es ſich bei demſelben um vermögensrecktliche 
Anſprüche des Beamten handelt“; ebenſo Kautz⸗ Appelius, 
Kommunalbeamtenrecht, 2. Aufl., S. 4, und Ledermann⸗Brühl, 
Kommunalbeamtenrecht, 2. Aufl., S. 55; und ebenſo vorliegend 
der Bezirksausſchuß und der Provinzialrat, welche gerade über 
dieſe Frage ihrerſeits entſchieden haben. K. w. Stadtgemeinde B., 
U. v. 7. Juli 16, 160/16 III. — Hamm. [B.] 


Mannſchaftsverſorgungsgeſetz. 

14. 5 36 MVG. Der Begriff des Zivildienſteinkommens 
iſt nicht auf das feſte Gehalt zu beſchränken.] +) 

Dem Kläger, der am 1. Mai 1911 nach mehr als 18jähriger 
Dienſtzeit als Obermaat aus dem aktiven Marinedienſt aus⸗ 
geſchieden iſt, iſt monatlich eine Dienſtzeitrente von 31 4 80 f 
ſowie eine Rentenerhöhung von 25 4 85 & zuerkannt worden. 
Zur Zeit iſt der Kläger bei einem preußiſchen AG. als Kanzlei⸗ 
diätar gegen ein feſtes Monatsgehalt von 125 & angeſtellt. 
Neben dieſem feſten Gehalt verdient er ſeit 1. November 1913 
durch die Ausführung weiterer Kanzleiarbeiten ſo viel, daß ſeine 
Geſamtbezüge unter Mitberückſichtigung der Dienſtzeitrente den 
Betrag von 2000 & im Jahre überſteigen. Der Beklagte, der 
den nicht feſten Verdienſt des Klägers zu ſeinem Zivildienſt⸗ 
einkommen im Sinne des $ 36 MWG. rechnet, hat die Militär⸗ 
renten des Klägers bis zur Ausgleichung überhobener Beträge 
urückbehalten. Der Kläger, 1 deſſen Auffaſſung der nicht 
ſeſte Verdienſt kein Zivildienſteinkommen iſt, verlangt mit der 
Klage die Feſtſtellung, daß der Beklagte zur Zurückforderung 


Zu 14. Die vorliegende Entſcheidung betrifft das Ruhen der 
Militärrente nach 8 36 MG. Gerade dieſe Vorſchrift hat das 
RG. in den letzten Jahren recht häufig beſchäftigt. Es ſei hier nur 
auf die Entſcheidung des III. Senats vom 12. Juli 1912 (RG. 80 
S. 68 ff.) hingewieſen, in der es ſich darum handelte, was 
bei preußiſchen, unwiderruflich, aber ohne Mindeſteinkommen an⸗ 
geſtellten Kanzleigehilfen unter dem „erreichbaren Höchſtpenſions⸗ 
betrag“ zu verſtehen iſt. Vorliegend war zu entſcheiden, ob bei einem 
preußiſchen Kanzleidiätar der Überverdienft, den er durch häusliche 
Schreibarbeiten neben ſeinem feſten Gehalt vom Staate erhält, als 
„Dienſteinkommen“ im Sinne des §8 36 MVG. anzuſehen iſt. Das 
RG. hat dieſe Frage bejaht. Dieſe Auslegung des MVG. ſteht 
übrigens im Einklang mit der, die dem 8 27 des preußiſchen 
Penſionsgeſetzes vom 27. März 1872 (GS. S. 268) auf dem Ge⸗ 
biete des preußiſchen Zivilpenſionsrechts zuteil geworden iſt (vgl. 
auch Geſey vom 27. Mai 1907, G—S. S. 9). Bei Wiederverwendung 
eines Penſionärs wird auf Grund dieſer Vorfchrift der Uberverdienſt 
des Kanzleiperſonals als Teil des Dienſteinkommens der neuen Stelle 
angeſehen. 

Die vorliegende Entſcheidung hat eine große, über den praktiſchen 
Fall hinausgehende Bedeutung: Wenngleich es ſich um das Ruhen 
einer ſog. Dienſtzeitrente (5 1 Abſ. 3 MVG.) handelt, fo gilt doch 
das gleiche auch für das Ruhen von Erwerbsunfähigkeits⸗ 
renten ($ 1 Abſ. 1 MG.). Mit Rückſicht auf die große Zahl der 
kriegsbeſchädigten Militärrentenempfänger, mit der wir nach dieſem 
Kriege rechnen müſſen, ſeien die wenig erfreulichen praktiſchen Folgen 
der Entſcheidung hervorgehoben. Sie wird nämlich die Arbeits⸗ 
freudigkeit der Rentenempfänger zweifellos ungünſtig beeinfluſſen, 
denn welcher Rentenempfänger wird geneigt ſein, Mehrarbeit ju 
leiſten, wenn er weiß, daß der in der freien Zeit erworbene Ber 
dienſt ſpäter wieder an der ihm an ſich zuſtehenden Militärrente ge 
kürzt wird! Beklagenswert iſt auch die häufig notwendig werdende 
Rückzahlung von gutgläubig auf Grund des Mannſchaftsverſorgungs⸗ 
geſetzes empfangenen Rentenbeträgen. Bedenkt man ferner, daß die 
Rentenempfänger, welche die laufende Rente in der Regel verbraucht 
haben werden, durch die nachträgliche Anrechnung des Überverdienſtes 
in eine Notlage geraten können, ſo muß man zu dem Schluſſe ge⸗ 
langen, daß dieſe Auslegung des Begriſſs des Zivildienſteinkommens, 
die nach Lage der Beſlimmungen offenſichtlich nicht zu vermeiden 
war, mit dem Geiſte der Militärverſorgungsgeſetzgebung ſchwerlich in 
Einklang ſteht. Nur nebenbei ſei noch auf die erhebliche Mehrarbeit 
der Penſionsregelungsbehörden hingewieſen. 

Die Entſcheidung des RG. iſt üdrigens nicht wr für das 
MIO., ſondern auch für das Mil G. von Bedeutung, da für das 
Mil. der gleiche Begriff des Zivildienſteinkommens gilt (ogl. $ 51 


letzter Abſatß Mil d.). 
Regierungsrat Dr. v. Olshauſen, Berlin. 


45. Jahrgang. 


und Einbehaltung der Beträge nicht berechtigt ſei, ſowie die 
Berurteilung des Beklagten zur Entrichtung der Militärrenten, 
bis er aus feſtem Einkommen einſchließlich 13 Renten 2000 & 
beziehe. Das LG. hat der Klage entſprochen, das BG. ſie 
abgewieſen. Die Reviſion des Klägers iſt zurückgewieſen. 
Gründe: Gemäß § 36 Abſ. 13 c MVG. ruht die Dienſtzeit— 
rente während einer Anſtellung oder Beſchäftigung im Zwil— 
dienſte inſoweit, als das Zivildienſteinkommen und die Renten⸗ 
erhöhung den Jahresbetrag von 2000 & überſteigen. Der 
Kläger beſtreitet das Ruhen ſeiner Dienſtzeitrente, weil der 
Überverdienſt, den er für die über ſeine Pflichtleiſtung hinaus— 
gehenden Schreibarbeiten vom Staate außer ſeinem feſten Gehalte 
erhält, keinen Beſtandteil ſeirſes Zivildienſteinkommens im Sinne 
der genannten Vorſchrift bilde. Mit Recht hat jedoch das BG. 
dieſe Auffaſſung als recktsirrtümlich zurückgewieſen. Weder der 
ſprachliche Ausdruck noch der Inhalt des $ 36 MWG. recht⸗ 
fertigen es, den Begriff des Zivildienſteinkommens auf das feſte 
Gehalt des Angeſtellten zu beſchränken. Grundſätzlich iſt jedes 
dienſtliche Einkommen darunter zu verſtehen. Nach 8 36 
Abſ. 2 daſ. gilt als Zivildienſt jede Anſtellung oder Beſchäftigung 
als Beamter oder in der Eigenſchaft eines Beamten, wenn und 
ſolange der Angeſtellte oder Beſchäftigte durch dieſen Dienſt ein 
Einkommen bezieht. Die in der Eigenſchaft eines Beamten bes 
fchäftigten Perſonen werden, wie das VG. zutreffend bemerkt, 
vielfach kein ſeſtes Gehalt beziehen. In 8 36 Abſ. 3 dal. 
trifft das Geſetz nähere Beſtimmungen über die Berechnung des 
Zivildienſteinkommens, insbeſondere die Veranſchlagung der 
Dienſtwohnung ſowie des Wohnungsgeldzuſchuſſes und ſcheidet 
von der Berechnung beſtimmte Bezüge als nicht anſatzfähig aus, 
nämlich die für die Beſtreitung eines Dienſtaufwandes und zur 
Entſchädigung für außergewöhnliche Teuerungsverhältniſſe ge— 
währten Bezüge. Gerade aus der Auſſtellung dieſer Aus— 
nahmen, zu denen der Ülberverdienft des Klägers nicht gehört, 
iſt zu entnehmen, daß die übrigen Bezüge bei der Renten⸗ 
kürzung zu berückſichtigen ſeien. Die Entſtehungsgeſchichte der 
Geſeesbeſtimmung führt zu keinem anderen Ergebniſſe. Aus 
§ 106 des früheren Militärpenſionsgeſetzes [Faſſung 1893] iſt 
nichts abzuleiten; er beſtimmte nur die Umſtände, die eine 
Beamtenſtellung nicht begründen. Der Kläger iſt aber nach 
der ausdrücklichen Vorſchrift der Kanzleiordnung für die Gerichte 
und Staatsanwaltſchaſten vom 27. März 1907 [S 1] un 
zweifelhaft Beamter. Die Verhandlungen der Reichstags— 
kommiſſion über die fragliche Beſtimmung des § 36 Abſ. 1 3 c, 
die im Regierungsentwurf nicht enthalten war und erſt von 
jener Kommiſſion aufgenommen wurde, geben in keiner Weiſe 
eine Grundlage dafür, daß dem Begriffe des Zivildienſt— 
einkommens die beſchränkte Bedeutung des feſten Gehalts ge— 
eben werden ſolle [Komm. Beil. 133 S. 150 bis 155). Der 
berverdienſt des Klägers iſt ein dienſtliches Einkommen des 
Klägers, nicht bloß, wie er behauptet, eine privatrechtliche Ver⸗ 
gütung. Die Überarbeit wird den Kanzleibeamten durch den 
verteilenden Beamten dienſtlich in genau vorgeſchriebenem Maße 
zugeteilt [KanzlO. § 11 Nr. 5, 7]. Der Kanzliſt, der Beamter 
iſt, leiſtet die übernommene Arbeit als Beamter. Dahinſtehen 
kann, ob er zur Leiſtung der Arbeit verpflichtet iſt. Die Ver⸗ 
gütung für die Arbeit wird aus demſelben Fonds bezahlt wie 
das Gehalt [Miniſterialverfügung über das Kanzleiweſen vom 
27. März 1907 Nr. 3]. Ein ſtaatliches Bedürfnis für die 
Arbeit liegt vor; ſonſt wäre deren Verteilung nicht vorgeſchrieben. 
Der Umſtand, daß der Aberverdienſt nicht penſionsfähig iſt, 
ändert nichts an dem dienſtlichen Charakter des Bezugs. Gegen— 
über dem unzweifelhaften Wortlaut und Sinn des Geſetzes 
können die vom LG. angeführten und anzuerfennenden Billigkeits— 
gründe ebenſowenig zu einer anderen Auffaſſung führen, wie 
die Beſtimmungen anderer, für die Auslegung des Mannſchafts— 
verſorgungsgeſetzes nicht maßgebender Geſetze. 8 818 BGB. 
iſt nicht verlegt. RG. 81, 340 läßt keinen Zweifel darüber, 
daß der Rückforderungsanſpruch des Staats. wegen über 
hobener Rentenbeträge nach §S 40 Abi. 2 MWG. lediglich von 
den beiden Vorausſetzungen abhängig iſt, daß die Veträge 
bezahlt wurden und daß ſie nicht geſchuldet waren, nicht aber 
davon, daß der Empfänger bereichert ſei. H. w. Deutſches 
Reich, U. v 30. Juni 16, 108/16 III. — Berlin. [L.] 
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Wehrbeitragsgeſetz. 

15. 25 11 WBG. Steuerpflicht der in Liquidation bes 
findlichen Aktiengeſellſchaften. ] +) 

Die am 1. April 1913 in Liquidation getretene Klägerin 
ie Terrain⸗Aktiengeſellſchaft! ift auf Grund der Liquidations⸗ 
ilang vom 31. Dezember 1913 für einen Betrag von 
1469205 4 64 & zum Wehrbeitrag herangezogen worden, 
der demgemäß auf 12 258 4 feſtgeſetzt worden iſt. Der zu 
verſteuernde erſtgenannte Betrag wurde dadurch gefunden, daß 
von dem Liquidationskonto von 3 772 705 4 64 & das ſteuer⸗ 
freie Grundkapital von 2 300 000 & und der ſteuerfreie Talon⸗ 
ſteuerreſervefonds von 3500 & abgezogen wurde. Nach der 
Bilanz ſetzt ſich jener Betrag zuſammen aus 1. dem Liquidations⸗ 
konto für den 1. April 1913, nämlich a) Reſervefondskonto 1 
mit 120 056 & 76 & und b) vorgetragener Gewinn für den 
1. April 1913 mit 1 246 078 & 48 9, ſowie 2. Zugang laut 
Liquidationsberechnung vom 31. Dezember 1913 mit 103 070 & 
40 „ Die Klägerin hält ſich hinſichtlich dieſer Beträge nicht 
für ſteuerpflichtig. Sie hat nach Erſchöpfung der Beſchwerde⸗ 
inſtanz auf den Wehrbeitrag 8172 & gezahlt und verlangt mit 
der Klage die Rückzahlung dieſes Betrages nebſt Zinſen und 
Fauntelung. daß ſie nicht verpflichtet ſei, einen weiteren Wehr⸗ 
eitrag von 4186 & zu zahlen. Das LG. wies die Klage 
ab. Berufung und Reviſion der Klägerin find zurückgewieſen. 
Gründe: Nach 8 11 WBG. vom 3. Juli 1913 find wehr⸗ 
beitragspflichtig inländiſche Aktiengeſellſchaften „mit den in der 
Bilanz des letzten Betriebs jahres aufgeführten wirklichen Reſerve⸗ 
kontenbeträgen zuzüglich etwaiger Gewinnvorträge“. Die Parteien 
ſtreiten darüber, ob dieſe Vorſchrift auch auf ſolche Aktien⸗ 
geſellſchaften anzuwenden ſei, die, wie die klagende Terrains 
geſellſchaft, ſich ſchon zur Zeit des Inkrafttretens des Geſetzes 
im Zuſtande der Liquidation befanden, und ob deshalb die 
aus der Liquidations-Jahresſchlußbilanz vom 31. Dezember 
1913 in Verbindung mit der Liquidationseröffnungsbilanz vom 
31. März 1913 ſich ergebenden, im Tatbeſtande aufgeführten 


Zu 15. Die Entſcheidung vereitelt einen Verſuch mit un⸗ 
tauglichen Mitteln. Der Wehrbeitrag, insbeſondere der Aktiengeſell⸗ 
ſchaft, iſt eine Vermögens ſteuer. Dadurch entfallen für die 
Beſteuerung der in Liquidation befindlichen Geſellſchaft die Zweiſel, 
die für die Einkommen- und Gewerbeſteuer beſtehen. Nicht unbedingt 
beiſtimmen kann man dem Satz der Begründung: die Freilaſſung der 
Reſervekonten würde ſich rechtfertigen, wenn den Aktionären ſchon 
eine klagbare Forderung auf Zahlung der Rücklage an ſie zuſtände, 
und dieſe deshalb in der Hand der Aktionäre der Steuer unterliegen 
würden. Gleichviel, ob den Aktionären ein rechtlicher Anſpruch auf 
Zahlung der Rücklage zuſteht oder nicht, jedenfalls unterliegt der 
wirtſchaftliche Anteil des Aktionärs an dieſen Rücklagen dem Wehr⸗ 
beitrag. Denn die Höhe der NReferven iſt maßgebend für den Kurs 
oder Verkaufswert der Aktien. Der Aktionär hat aber für ſeine 
Veranlagung ſeine Aktien zum vollen Kurs oder Verkaufswert anzu⸗ 
ſetzen (83 18, 19 MBG.). Inſofern enthält eben die Wehrbeitrags⸗ 
pflicht der Aktiengeſellſchaft ſtets eine Doppelbeſteuerung. Hieraus 
können aber deshalb weder Argumente für noch gegen eine beſondere 
Behandlung von Liquidationsgeſellſchaften entnommen werden. 

Die Entſcheidung ſtellt den Gewinnvortrag den RNeſerveſonds 
gleich, jedoch mit dem vorſichtigen Zuſatze: „hinſichtlich der Steuer⸗ 
pflicht“. Der bekannten Streitfrage über die Tantiemepflicht des 
Gewinnvortrages ſoll alſo nicht vorgegrifſen werden. Der Wortlaut 
des § 11 des Geſetzes ſührt den Gewinnvortrag ausdrücklich neben 
den Reſervekonten auf. Doch kann auch hieraus nichts für die Natur 
des Gewinnvortrages gefolgert werden. 

Die Entſcheidung kann neue Bedeutung erhalten für das Kriegs⸗ 
ſteuergeſetz. Deſſen § 19 ſpricht von den „bei Beginn des erſten 
Kriegsgeſchäftsjahres ausgewieſenen wirklichen Reſervekontenbeträgen“. 
Die Begründung des Geſetzentwurſes (S. 26) verweiſt ausdrücklich 
auf & 11 Abſ. 1 Nr. 1 WBG. als Vorbild. Das Kriegsſteuergeſetz 
gilt auch unbeftreitbar fur in Liquidation befindliche Geſellſchaften 
(vgl. 8 26 KSG). Auch ſolche haben vielfach erhebliche Kriegs⸗ 
gewinne zu verzeichnen, beſonders durch günſtige Veräußerung ihrer 
Warenbeſtände. Die Kriegsſteuer iſt abgeſtuft nach dem Verhältnis 
des Mehrgewinns zu dem offenen Kapital der Geſellſchaft (Aktien⸗ 
kapital zuzüglich ausgewicſener Reſervekoͤnten). Je größer alſo die 
Reſervekonten ſind, um ſo niedriger iſt die Steuerſtufe. Hier wirken 
alſo die vom R. aufzeſtellten Grundſätze zugunſten der fteuer: 
pflichtigen Liquidationsgeſellſchaſt. 

Prof. Dr. Flechtheim, Berlin. 
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Kontenbeträge [Reſervefondskonto I und vorgetragener Gewinn 
nebſt Zugang] zum Wehrbeitrag berangeronen werden durften. 
Die Frage iſt mit dem Beklagten zu bejahen. Bei der rechts 
lichen Würdigung des Sachverhalts ſind auch die Ausführungs⸗ 
beſtimmungen des Bundesrats heranzuziehen, die dieſer auf 
Grund der ihm durch den S 70 des Geſetzes erteilten Er⸗ 
mächtigung erlaſſen hat. Zwar beſchränkt ſich nach Art. 7 
Nr. 2 der Reichsverfaſſung die dem Bundesrate zugewieſene 
Ausführung der Reichsgeſetze regelmäßig auf die Erlaſſung der 
erforderlichen „allgemeinen Verwaltungsvorſchriften“ und Her⸗ 
ſtellung der erforderlichen Einrichtungen; aber ſelbſtverſtändlich 
iſt auch die dabei hervortretende Auslegung der ſachlichen Vor— 
ſchriften des Geſetzes ſeitens des bei der Schaffung des Geſetzes 
mitwirkenden Bundesrats von ſchwerwiegender Bedeutung. Im 
vorliegenden Fall iſt der in den Ausfübrungsbeſtimmungen, 
ſoweit ſie hier in Betracht kommen, vertretenen Auffaſſung 
völlig beizupflichten, da ſie mit dem Wortlaut und Sinn des 
Geſetzes und den aus ſeiner Entſtehungsgeſchichte ſich ergebenden 
Abſichten des Geſetzgebers in Einklang ſteht. Nach 5 48 
daſelbſt gehören zu den „wirklichen Reſervekontenbeträgen“ des 
§ 11 des Geſetzes nur ſolche Poſten, die ausweislich der Bilanz 
eine Kapitalanſammlung über den Betrag des Grundkapitals 
hinaus darzuſtellen beſtimmt find [z. B. der geſetzliche Reſerve⸗ 
fonds, freiwillige Reſervefonds, Rückſtellungen für künftige, 
möglicherweiſe eintretende Verluſte oder Ausgaben]. dagegen 
unter anderen nicht Poſten, die einen Ausgleich für die Wert⸗ 
minderung von Vermögensgegenſtänden der Geſellſchaft dars 
ſtellen ſollen [z. B. Erneuerungsfonds] oder die zur Deckung 
bereits begründeter Verpflichtungen eingeſtellt ſind. Für den 
vorliegenden Fall läßt ſich nicht bezweifeln, daß die Bilanzpoſten 
Reſervefondskonto 1 und Gewinnvortrag nebſt Zugang ſolche 
Kapitalanſammlungen über den Betrag des Grundkapitals 
hinaus darſtellen ſollen. Das ſcheint auch die Reviſion nicht 
zu beſtreiten; ſie vertritt aber die Meinung, daß nur 
dauernde Kapitalanſammlungen ſteuerpflichtig ſeien, und daß 
die Annahme, um eine ſolche Anſammlung handele es ſich hier, 
mit dem Weſen und Zweck der Ligquidationsgeſellſchaft in 
Widerſpruch ſtände. Dem iſt nicht beizutreten. Zunächſt liegt 
zu emer einſchränkenden Auslegung der im $ 11 des Geſetzes 
enthaltenen Auedrücke „Reſervekontenbeträge“ und „Gewinn— 
vorträge“ ein Anlaß nicht vor, zumal nach SS 1, 2 des Geſetzes 
grundſätzlich das „geſamte“ Vermögen, ſoweit nicht etwas 
anderes im Geſetz beſtummt iſt, den Gegenſtand der Beſteuerung 
bildet. Für eine einengende Auslegung iſt auch der Umſtand, 
daß nach § 299 Abſ. 2 HGB. für die Zeit der Liquidation 
der durch § 262 daſelbſt angeordnete Zwang zur Bildung eines 
Reſervefonds beſeitigt iſt, nicht zu verwerten, denn nicht nur 
der geſetzliche Reſervefonds, ſondern auch die freiwilligen in der 
Bilanz auegewieſenen Rücklagen werden durch die Vorſchriſt 
des 8 11 des Geſetzes getroffen, was auch im § 48 der 
AusfBeſt anerkannt iſt. Wenn ferner im § 11 die Bilanz 
des letzten „Betriebsjahres“ für maßgebend erklärt iſt, ſo iſt 
darunter für den Streitfall nichts anderes zu verſtehen als die 
Bilanz des „Geſchäfts jahres“ der in Liquidation befindlichen 
Aknengeſellſchaft, hinſichtlich deſſen im S 299 HGB. Beſtimmung 
getroffen if. Daß das Betriebe jahr des § 11 ein ſolches ſein 
muß, währenddeſſen der Betrieb der Geſellſchaft als einer 
Erwerbsgeſellſchaft erfolgt, iſt aus der Vorſchrift nicht zu ent⸗ 
nehmen. Geſchäfte betreibt aber auch die Liquidations— 
geſellſchaft, die freilich nicht auf neuen Erwerb gerichtet ſind, 
ſondern auf Sammlung des Vermögens, Berichtigung der 
Schulden und Verteilung des Überſchuſſes unter die Aktionäre. 
Das während eines Geſchäſtsjahres nach dieſer Richtung hin 
erzielte Ergebnis iſt aus der nach § 299 am Schluß jedes 
Jahres aulzuſtellenden Bilanz erſichilich. Die Anſammlung frei— 
williger Rucktagen für eine gewiſſe Dauer widerſpricht auch 
nicht dem Weſen der Liquidationegeſellſchaft; denn ihr einziger 
Zweck iſt feineswegs — was die Reviſion im Anſchluß an 
e nen Teil des Schrifttums vertritt — die Selbſtoernichtung, 
ſondern auch die Erhaltung und Verteilung des Geſellſchafts— 
vermbaens. Zur Erreichung dieſes Zeles wird es den 
Liciudatoren, wie auch der vorliegende Fall zeigt, zuweilen — 
insbeſondere bei Terraingeſellſchaften, da ihre Liquidation er⸗ 


fahrungsmäßig häufig eine längere Reihe von Jahren er⸗ 
fordert — zweckmäßig erſcheinen, Geldbeträge bis zur künftigen, 
zur Zeit noch nicht durchführbaren Verteilung zurückzulegen. 
Es iſt kein Grund erſichtlich, ſolche Anſammlungen von Geld, 
ſoweit fie das Grundkapital überftergen, von ber Wehrſteuer 
freizulaſſen. Die Freilaſſung würde ſich rechtfertigen, wenn den 
Aktionären ſchon eine klagbare Forderung auf Zahlung der 
Rücklage an ſie zuſtände und dieſe deshalb in der Hand der 
Aktionäre der Steuer unterliegen würde. Dieſe Vorausſetzung 
trifft aber nicht zu. Es mag fein, daß im inneren Verhaltnis 
der Aktionäre zur Geſellſchaft ſie beanſpruchen dürfen, daß der 
zurückgelegte Betrag. ſoweit er nicht noch zur Deckung bekannter 
oder unbekannter Schulden, zur Schadensabwendung beim 
Eintritt unvorhergeſebener Ereigniſſe zu verwenden iſt oder 
abhanden gerät, in Zukunft unter ſie zur Verteilung gebracht 
wird. Hinſichtlich dieſes Anſpruchs ſteht aber der Aktionär 
der Geſellſchaft nur als Mitglied, nicht als ein außerhalb ihrer 
berechtigter Gläubiger gegenüber, dem eine vom Aktienrecht 
getrennte, veräußerliche und vererbliche Schuldforderung gegen 
die Geſellſchaft zuſtände. Deshalb bedarf es auch nicht der 
ſonſt [S 40 HGB.] vorgeſchriebenen Anſetzung dieſer Anſprüche 
der Aktionäre in der Jahresbilanz. Eines näheren Eingehens 
auf die im Schrifttum ſtreitige Rechtsnatur dieſer Anſprüche 
bedarf es hier nicht. Ebenſo wie der Reſervefonds ſtellt auch 
der Gewinnvortrag eine bis zur künftigen Verteilung zurück⸗ 
behaltene Kapitalanſammlung dar, von der hinſichtlich der 
Steuerpflicht dasſelbe gilt. Auf dem vorſtehend vertretenen 
Rechteſtandpunkt ſteht auch das PrO VG. in feinem Urteil vom 
9. Juli 1915 [Amtl. Mitteilungen über die Zuwachsſteuer uſw., 
6. Jahrg. Nr. 4 S. 69]. Terrain⸗A.⸗G. W. w. Hamburg. Staat, 
U. v. 4. Juli 16, 133/16 VII. — Hamburg. [L.] 

Reichsſtempelgeſetz. 

16. 8 83 RStempG. Zum Begriff der „Veranlaſſer 
der Aufnahme eines Schriftſtückes“. T) 

Die beiden Kläger ſchloſſen mit dem Gutsbeſitzer St. den 
notariellen Vertrag vom 14. März 1913 und mit dem Guts⸗ 
beſitzer B. den notariellen Vertrag vom 10. Mai 1913 über 
die Veräußerung des Grundbeſitzes der beiden Beſitzer. In 
den als „Mäklervertrag“ bezeichneten Verträgen verpflichten ſich 
St. und B., ihre Grundſtücke zu den von den beiden Klägern 
anzugebenden Bedingungen zu verkaufen und aufzulaſſen, falls 
der Geſamtpreis der Grundſtücke des St. 215 000 & und der 
des B. 250 000 & beträgt, die am Tage der Auflaſſung bar 
zu zahlen ſind. Was die Kläger über dieſe Mindeſtbeträge 
hinaus erzielen, ſoll ihnen als Entgelt für die Ausführung des 
Auftrags und die Finanzierung gebühren. Jeder der Beſitzer 
verpflichtet ſich, die Kaufverträge ſelbſt oder durch einen zu be⸗ 


Zu 16. Aus dem Urteil RG. 78, 30 (JW. 1911, 496) find 
in der Praxis der Gerichte und der Verwaltungsbehörden vielfach zu 
weitgehende Schlußfolgerungen gezogen worden, denen das RG. im 
obigen Urteil entgegentritt. In dem früheren Urteil war das RG. 
davon ausgegangen, daß derjenige, welcher durch ſein Anſuchen 
die Tätigkeit des Notars in Bewegung ſetze, zur Entrichtung 
der Stempelabgabe für den vom Notar beurkundeten Vertrag ver⸗ 
pflichtet ſei, auch wenn er nur als Bevollmächtigter eines Vertrags⸗ 
teilnehmers die Dienſte des Urkundsbeamien in Anſpruch genommen 
habe, und daß bei der Betrachtung der ſtempelrechtlichen Normen 
über die Verbindlichkeit zur Entrichtung des Stempels der zivil⸗ 
rechtliche Standpunkt der oſſenen Stellvertretung, der die Wirkungen 
der Handlungen und Erklärungen des Bevollmächtigten in der Perſon 
des Machtgebers eniſtehen laſſe, nicht entſcheiden könne. Auf Grund 
dieſes Urteils ſind die Bevollmächtigten der Veräußerer, auch wenn 
ſie ſelbſt bei der Auflaſſung nicht mitgewirkt und die Aufnahme des 
Auflaſſungeprotokolls nicht ſelbſt herbeigeführt hatten, vielfach zur 
Zahlung des Auflaſſungsſtempels herangeiogen worden, weil, wie es 
in einem Urteil des OLG. Marienwerder vom 30. Oktober 1913 
(JMBl. 1414, 526) heißt, das Staatsintereſſe es erfordere, daß auch 
der Verkaufsbevolimächtigte, der wirtſchaftlich als der wirkliche Ver⸗ 
äußerer erſcheine, für den Stempelanſpruch des Staates bafıbar ge⸗ 
macht werden könne. Durch das obige Urteil des RG. iſt nunmehr 
klargeſtellt, daß die Zahlungspflicht nur denjenigen trifft, welcher durch 
ſein Verhalten gegenüber der Behörde oder dem Notar dieſe zur Auf— 
nahme des Schrifiſtucks veranlaßt hat, nicht aber denjenigen, welcher 
wenn auch ſeines Vorteils wegen, einen anderen dahin beeinflußt 


45. Jahrgang. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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nennenden Bevollmächtigten unmittelbar mit den Käufern nach 
den Angaben der Kläger, die jedoch mit dem Inhalte des 
Auftrags nicht in Widerſpruch ſtehen dürfen, abzuſchließen und 
die Auflaſſung nach ihren Anweiſungen zu erklären. Die 
Kläger verpflichten ſich für den Fall, daß ſie vom Vertrage 
zurücktreten oder den Auftrag bis zum 15, November 1913 
nicht ausführen ſollten, eine Vertragsſtrafe von 20 000 & 
und 16 000 & zu bezahlen. Der in den Verträgen bezeich⸗ 
nete Grundbeſitz ſowohl des St. als auch des inzwiſchen 
in Konkurs geratenen B. iſt in Teilen an einzelne Käufer auf⸗ 
gelaſſen worden. Die Auflaſſungen an dieſe Erwerber wurden 
von dem Bureauvorſteher W. als Bevollmächtigten des St. und 
B., zum Teil von dem Konkursverwalter, erklärt. Zu den Auf: 
laſſungen wurden verſtempelte notarielle Verträge überreicht, 
die von W. als dem Vertreter der Verkäufer [Eigentümer] mit 
den Erwerbern abgeſchloſſen waren. Nur einer der Verträge 
war von St. ſelbſt als Verkäufer abgeſchloſſen. Für die Auf⸗ 
laſſungen der Grundſtücke des St. wurden durch die Steuer: 
behörde als Landesſtempel 2825 & und als Reichsſtempel 
1884,50 & und für die Auflaſſungen der Grundſtücke des B. 
als Landesſtempel 2537 & und als Reichsſtempel 1693 4 von 
den Klägern erfordert und vorläufig geſtundet. Mit der Klage 
verlangen die Kläger die Feſtſtellung. daß ſie die erforderten 
Abaaben zu zahlen nicht verpflichtet ſind. Das LG. wies die 
Klage entſprechend dem Antrage des Beklagten ab. Die Be⸗ 
rufung der Kläger wurde zurückgewieſen. Das RG. erkannte 
dagegen zugunſten der Kläger. Aus den Gründen: Die 
ſtreitigen Auflaſſungsſtempel hat der Beklagte auf Grund der 
Tarifſtelle 8 Pr temp StG. vom 30. Juni 1909 und der Tarif⸗ 
nummer 11d RStempG. vom 15. Juli 1909 erfordert. Die 
Kläger vertreten die Meinung, daß ſie dem Beklagten gegen⸗ 
über Schuldner der Steuer ſelbſt dann nicht geworden ſeien, 
wenn der Anſpruch des Beklagten auf die Abgabe ſachlich zu 
Recht beſtände. Dieſe Rechtsanſicht entſpricht dem Geſetze. Der 
Kreis der Perſonen, die bei den von Behörden und Beamten, 
einſchließlich der Notare, aufgenommenen Verhandlungen zur 
Zahlung der Stempelſteuer verpflichtet find, iſt im $ 12 zu a 
2 StempG. und ebenſo im § 83 zu a NStemp®. dabin begrenzt, 
daß zur Entrichtung diejenigen verbunden ſind, „auf deren Veran⸗ 
laſſung die Schriftſtücke aufgenommen find“. Zu den ge: 
nannten öffentlichen Urkunden gehören auch die Beurkundungen 
von Auflaſſungen. Der Ber R. bejaht die Frage, ob im Streits 
falle dieſe Schriftſtücke auf Veranlaſſung der Kläger aufgenommen 
worden ſind. Er führt aus: Wenn die Kläger auch nicht per— 
ſönlich die Auflaſſungen an die einzelnen Käufer der Teilgrund— 
ſtücke erklärt hätten, jo hätten doch die von den Grundeigen— 
tümern mit dieſen Käufern auf Weiſung der Kläger abgeſchloſſenen 
Kaufverträge nichts weiter bezweckt, als die Auflaſſung hinſichtlich 
der von den Klägern für eigene Rechnung mit den Ab— 


daß dieſer die aufzunehmende Erklärung abgibt. Zutreffend führt 
das RG. aus, daß man mit einer ſolchen Auffaſſung jeden Boden 
für die Abgrenzung des Kreiſes der als Steuerſchuldner anzuſehenden 
Perſonen verlieren würde. 

Zwei Fragen hat das RG. in feiner Entſcheidung unerörtert 
gelaſſen. Die Entſcheidung der für das Urteil nicht in Betracht 
kommenden Frage, ob die Kläger etwa verpflichtet waren, die als 
Mäklerverträge bezeichneten Urkunden als bedingte Kaufverträge 
zu verſteuern, hing von den beſonderen Umſtänden des Falles, 
nämlich davon ab, ob durch die Verträge für die Kläger die bedingte 
Verpflichtung zum Erwerbe der Grundſtücke begründet war. Hin⸗ 
ſichtlich der ferneren Frage, ob der Anſpruch auf den Auflaſſungs⸗ 
ſtempel begründet war, weil die bei den Auflaſſungen vorgelegten 
Kaufverträne nicht das der Veräußerung zugrunde liegende Rechts⸗ 
geſchaft enthielten, iſt durch ein nicht veröffentlichtes Urteil des RI. 
vom 12. Januar 1915 (VII 383/14) feſtgeſtellt worden, daß der 
Auflaſſungsſtempel, wenn der vom Eigentümer mit dem Erwerber 
geſchloſſene und gehörig verſteuerte Kaufvertrag dem Grundbuchamte 
vorgelegt iſt, auch dann nicht zu erheben iſt, wenn der Offertvertrag, 
der die Veranlaſſung des Kaufvertragd geweſen iſt, nicht vorgelegt 
worden iſt. Von dieſem Grundſatz geht auch das Urteil des RG. in 
Gruchots Beitr. 47, 682 aus, und in gleichem Sinne hat der II. 38S. 
des KG. in einem rechtskräftig gewordenen Urteile vom 11. Juli 1916 
(2 F. 8028/16) entſchieden. 

Geh. Juſtizrat Dr. E. Heinit, Berlin. 


käufern geſchloſſenen Grundſtücksgeſchäfte 05 erreichen; es ſeien 
daher auch in Wirklichkeit die Kläger, welche die Tätigkeit des 
Gerichts für die Auflaſſungen in Bewegung geſetzt hätten, um 
die Vergütung für ihre Leiſtungen zu erlangen. Dieſe Aus⸗ 
führungen, die in dem von ihnen in Bezug genommenen Urteile 
RG. 76, 30; IM Bl. 1911, 224 eine Stütze nicht finden, bes 
ruhen auf einer Verwechſlung des Begriffs „Veranlaſſer der 
rechtsgeſchäftlichen Erklärung der Auflaſſung“ mit dem Begriffe 
„Veranlaſſer der Aufnahme des dieſe rechtsgeſchäftliche Er— 
klärung beurkundenden Schriftſtücks“. In jenem Urteil geht 
der Senat davon aus, daß derjenige, der durch ſein Anſuchen 
die Tätigkeit des Notars in Bewegung ſetze, ihn alſo hierzu 
beſtimme, den Anlaß dazu gebe, daß die Verhandlung über den 
vom Notar beurkundeten Vertrag protokolliert werde, und dee: 
halb zur Entrichtung der Abgabe verpflichtet ſei, auch wenn er 
nur als Bevollmächtigter eines Vertragsteilnehmers die Dienſte 
des Urkundsbeamten in Anſpruch genommen habe; auf ſeine 
Handlung und ſeine Erklärung ſei die Aufnahme des Aktes 
zurückzuführen. Dieſe Begründung ſchon ergibt, daß die Zablungs⸗ 
pflicht denjenigen trifft, der durch fein Verhalten gegen: 
über der Behörde oder dem Notar dieſe zur Aufnahme 
des Schriftſtücks veranlaßt hat. Den Anlaß zur Aufnahme gibt 
ſtets derjenige, der zum Zwecke der Beurkundung vor der Be— 
börde oder dem Notar rechtsgeſchäftliche Erklärungen abgibt. 
Ob ein bei dieſen Erklärungen ſelbſt nicht beteiligter Dritter, 
für den aber die Abgabe dieſer Erklärung von Wichtigkeit iſt, 
die Abgabe in allen Fällen zu entrichten hat, wenn er gegen⸗ 
über der Behörde oder dem Notar den Anſtoß zur Aufnahme 
des Schriſtſtücks, z. B. durch Stellung des Antrags auf An— 
beraumung eines Auflaſſungstermins, gegeben hat, braucht hier 
nicht entſchieden zu werden. Wollte man weitergehen und 
unter Berufung auf den Sprachgebrauch des gewöhv lichen Ver: 
kebrslebens unter dem Veranlaſſer der Aufnahme des Schrift— 
ſtücks auch ſchon denjenigen verſtebhen, der — ſei es feines Nor: 
teils wegen oder ohne einen ſolchen Beweggrund — den 
anderen dahin beeinflußt hat, daß dieſer die aufzunehmende 
Erklärung abgibt, ſo würde man damit jeden Boden für die 
Abgrenzung des Kreiſes derjenigen verlieren, die als Steuer— 
ſchuldner hinſichtlich der Abgabe für Aufnahme des Schrift— 
ſtücks anzuſehen ſind. Im vorliegenden Fall haben die Kläger 
irgendwelche aufzunehmende Erklärungen bei der Auflaſſung 
nicht abgegeben, ſind im Auflaſſungstermin überhaupt nicht 
erſchienen und haben auch Anträge auf Anberaumung eines 
Auflaſſungstermins bei dem Grundbuchamt nicht geſtellt. 
Dahingehende Behauptungen hat der Beklagte ſelbſt nicht auf: 
geſtellt. Es mag ſein, daß den Klägern zur Förderung ihres 
geſchäftlichen Vorteils an dem Zuſtandekommen der Auflaſſungen 
viel gelegen war, und daß auf ihr Betreiben hin der Grund— 
ſtückseigentümer und die Abkäufer ſich zur Abgabe und Ent⸗ 
gegennahme der Auflaſſungserklärungen entſchloſſen haben. 
Dieſe Umſtände begründen aber für die Kläger keine Steuer⸗ 
ſchuld, ebenſowenig wie ein Notar von ihnen hätte die 
Beibringung des Kaufſtempels beanſpruchen dürfen [§ 15 Abſ. 1 
LStempG. und 8 85 Abſ. 2 RStempG.], wenn fie bei einer 
notariell aufgenommenen Kaufvertragsverbandlung weder irgend— 
wie perſönlich mitgewirkt, noch auf den Notar ſonſt dahin ein: 
gewirkt hätten, daß er die Verhandlung aufnehme. Da hiernach 
der Klageanſpruch in jedem Falle begründet iſt, bedarf es keiner 
Crörterung, ob der Anſpruch auf den Auflaſſungsſtempel, um 
den allein es ſich hier handelt, ſachlich begründet iſt, ins— 
beſondere deshalb, weil die bei den Auflaſſungen vorgelegten 
Kaufverträge nicht das der Veräußerung zugrunde liegende 
Rechtsgeſchäft enthielten. Unerörtert kann auch bleiben, ob die 
Kläger nicht verpflichtet waren, die von ihnen als Mäkler⸗ 
verträge bezeichneten Urkunden vom 14. März 1913 und 
10. Mai 1913 als bedingte Kaufverträge zu verſteuern, weil 
durch die Verträge nicht nur die Pflicht der Grundſtückseigen⸗ 
tümer zur Veräußerung, ſondern auch die durch Vertragsſtrafen 
geſicherte Verpflichtung der Kläger, die Grundſtücke zu beſtimmten 
Preiſen für ſich oder für andere zu erwerben, begründet geweſen 
fi. G. u. Gen. w. Preuß. Fiskus, U. v. 28. März 16, 
440/15 VII. — Naumburg. (L.] 
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b) Strafſachen. 
Berichtet von Juſtizrat Dr. Kallir, Leipzig. 


1. [StGB. 8 259. Das Aufbewahren geſtohlener Sachen 
iſt kein Anſichbringen. In dem bloßen Mitgenießen geſtohlener 
Lebensmittel kann für ſich allein der Tatbeſtand der Hehlerei 
nicht gefunden werden.] Die Strafkammer hat die Beſchwerde⸗ 
ſührerin der Hehlerei in zwei Fällen für ſchuldig erachtet, weil 
ſie die vom Mitangeklagten F. geſtohlenen Getränke und Lebens⸗ 
mittel in Kenntnis des ſtrafbaren Erwerbs derſelben verheimlicht 
und an ſich gebracht habe. Die hierſür gegebene Begründung 
erſcheint indes nicht frei von rechtlichen Bedenken. Es wird 
darin ausgeführt, die Beſchwerdeführerin habe die Hüllen von 
den Doſen entfernt, von den Sardinen ſofort mitgegeſſen; ſie 
a die Lebensmittel nicht zurückgewieſen, vielmehr durch ihr 

erhalten gezeigt, daß ſie auch dieſe Waren, wie die bereits 
im Keller befindlichen Weine und Liköre, in den von ihr ge⸗ 
mieteten Räumen aufbewahren wollte; ſie habe dieſelben alſo 
in ihren Gewahrſam genommen, ſie an ſich gebracht. Hiernach 
hat die Strafkammer in der Übernahme der geſtohlenen Getränke 
und Lebensmitel zur Aufbewahrung ein Anſichbringen derſelben 
gefunden. Dieſe Annahme beruht auf Rechtsirrtum. Der Begriff 
des Anſichbringens im Sinne von § 259 StGB. erfordert den 
Erwerb der tatſächlichen Verfügungsgewalt zum Zweck ihrer 
willkürlichen Ausübung ſeitens des Hehlers von dem Vortäter, 
es muß auf Grund gegenfeitigen Abereinkommens ein äußeres 
Verhältnis zur Sache geſchaffen werden, das dem Empfänger 
ermöglicht, über ſie, wie über ſeine eigene Sache, d. h. für 
ſich, zu eigenen Zwecken zu verfügen. Hiernach erfüllt nicht 
jede Aushändigung und Annahme das Merkmal des Anſich⸗ 
ringens, vielmehr kommt es auf die Willensrichtung der Be⸗ 
teiligten und den tatſächlichen Erfolg an. RGSt. 39, 308. 
Daß der Angeklagte F. der Beſchwerdeführerin die Getränke 
und Lebensmittel zur ſelbſtändigen Verfügung für ihre eigenen 
Zwecke überlaſſen habe, iſt in dem angefochtenen Urteil nicht 
dargelegt, aus dem feſtgeſtellten Sachverhalt auch nicht zu ent⸗ 
nehmen. Wenn die Beſchwerdeführerin auch die Mieterin der 
Wohnung war und den Angeklagten F. „in Koſt und Logis“ 
hatte, ſo iſt doch auch feſtgeſtellt, daß beide verlobt waren und 
bereits einen gemeinſamen Haushalt hatten, in welchem die 
Lebensmittel verwendet werden ſollten. Ferner ſteht feſt, daß 
F., als er die Sardinen brachte, geſagt hat, er wolle de einmal 
ordentlich fatt eſſen. Die Beſchwerdeführerin hat ſich nach An⸗ 
nahme der Strafkammer auch darüber klar ſein müſſen, daß F. 
die teuren Getränke und Fiſche in ſolchen Mengen, die nicht 
zum alsbaldigen Verbrauch beſtimmt ſein konnten, zu ſeinem 
Lebensunterhalt von ſeinem Lohn nicht hätte erwerben können. 
Danach mußte die Strafkammer prüfen, ob der Verbrauch der 
Sachen im Haushalt nicht auf einer ausdrücklichen oder ſtill⸗ 
ſchweigenden Anordnung des F. beruhte, alſo ein Ausfluß ſeiner 
Verfügungsgewalt war, und die Beſchwerdeführerin bei der 
ſpäteren Verwendung der Sachen im gemeinſamen Haushalte 
nicht lediglich den Weiſungen des F. Folge geleiſtet hätte. 
RGSt. 39, 308310; RGRſpr. 7, 484. Danach kann das 
Merkmal des Anſichbringens bisher nicht als genügend nach⸗ 
gewieſen gelten. In dem bloßen Mitgenießen der geſtohlenen 
Getränke und Lebensmittel kann für ſich allein der Tatbeſtand 
der Hehlerei nicht geſunden werden. RGRſpr. 5, 609. (U. v. 
22. 9. 16, IV 432/16.) 


2. 115 8 240. Unordentliche Buchführung begangen 
durch Fehlen früherer Bilanzen. ] ) Richtig iſt, daß das Tat⸗ 
beſtandsmerkmal der unordentlichen Buchſührung nur dann 
erſüllt iſt, wenn der Kaufmann ſeine Handelsbücher ſo unordentlich 


Zu 2. Der Entſcheidung kann nur teilweiſe zugeſtimmt werden. 
Soweit während eines Zeitraumes von mehr als drei Jahren über⸗ 
haupt keine Bücher geführt wurden, iſt die Strafbarkeit des Schuldners 
ohne weiteres gegeben und entfällt auch nicht etwa dadurch, daß in 
der Folgezeit Bücher angelegt wurden, ſowenig als die ſpätere 
Bilanzziehung die Tatſache ungeſchehen macht, daß in früherer Zeit 
die Bilanz nicht gezogen wurde (RG. 39, 165). — Was hingegen 
die neu angelegten Bücher betrifft, ſo kommt hier nur die unordent⸗ 
liche Führung in Betracht und — nach poſitiv- rechtlicher Vorſchrift — 
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Nea rt hat, daß fie zur Zeit der Zahlungseinſtellung oder der 
rseröffnung keine Überſicht ſeines Vermögenszuſtandez 
ewähren. ß ſie zu irgendeinem früheren Zeitpunkte einmal 

fehlerhaft geführt waren und damals die notwendige Ver⸗ 

mögensüberſicht vermiſſen ließen, reicht nicht hin. Sind die 

Mängel vor der Zahlungseinſtellung oder der Konkurseröffnung 

wieder beſeitigt worden, mit dem Erfolge, daß ſie der Gewinnung 

einer Überficht über den Vermögenszuſtand jetzt kein Hindernis 

mehr bereiten, fo ſchließt das die Beſtrafuug aus 8 240 

Nr. 3 KO. aus. Immerhin gilt das nur von Fehlern einer 

beſtehenden Buchführung und nur von ſolchen Fehlern, die ſich 

richtigſtellen laſſen und durch die Richtigſtellung ihre Be⸗ 
deutung im Augenblicke der Zahlungseinſtellung oder Konkurs- 
eröffnung verlieren. Im vorliegenden Falle hat der Angeklagte 

9 während der Jahre 1910, 1911 und 1912 überhaupt 
eine Handelsbücher geführt. Dieſer Mangel beſtand noch 

fort, als im Mai 1914 zu ſeinem Vermögen der Konkurs aus⸗ 

brach; er hat auch nicht dadurch beſeitigt werden können, daß 
der Angeklagte mit dem 1. November 1913 kaufmänniſche Bücher 
eingerichtet und ſeitdem ordnungsmäßig geführt hat. Bezüglich 
der neu angelegten Handelsbücher ſtellt zwar die Strafkammer 
feſt, daß fie eine vollſtändige Überſicht über den Vermögens⸗ 
zuſtand, insbeſondere auch zur Zeit der Konkurseröffnung gewähren. 

Dem liegt jedoch eine unrichtige Auffaſſung deſſen zugrunde, 

was das Geſetz unter Mberficht des Vermögenszuſtandes verſtebt. 

Die tauſmämniſche Buchführung ſoll nicht bloß den rein rechnungs⸗ 

mäßigen Aktiv- und Paſſivbeſtand des Geſchäfts zur Anſchauung 

bringen; ſie ſoll vielmehr durch eine Darſtellung der einzelnen 

Geſchäftsvorfälle zugleich eine Überſicht über die Entwicklung 

des Geſchäfts ermöglichen und die Umſtände erſehen laſſen, die 

zu der jeweiligen Geſtaltung der Vermögenslage des Schuldners 
geführt haben (RGRſpr. 3 S. 190, 191). Es hätte einer 
näheren Begründung bedurft, wie eine ſolche Überſichtsmöglichkeit 
durch eine Buchführung gewährleiſtet ſein konnte, die ſich 
nur auf einen Zeitraum von etwa ſieben Monaten unmittelbar 
vor der Konkurseröffnung erſtreckte und für die weiter zurück⸗ 
liegenden Vorgänge im Geſchäftsbetriebe des Angeklagten 
keinerlei Aufſchluß bot. Vgl. hierzu RGSt. 39 S. 217 (219, 
49, 276. (U. v. 20. 6. 1916, II 217/16.) 


3. [Höchſtpreisgeſetz. Ortliche Höchſtpreisfeſtſetzungen gelten 
nur für den Bezirk der feſtſetzenden Behörde. Bei Verkäufen 
aus dem Bezirk nach auswärts entſcheidet der Ort der Ab⸗ 
lieſerung.] Dagegen beruht das Urteil inſoweit auf Rechts⸗ 
irrtum, als der Angeklagte beſtraft iſt wegen Verkaufs von 
Eiern nach Frankfurt a. M. und Bonn zu Preiſen, die zwar 
die vom Bezirksamt V. feſtgeſetzten Höchſtpreiſe überſtiegen, 
aber am Wohnſitz der Käufer zuläſſig waren. Die Strafkammer 
nimmt an, daß der Höchſtpreis zwar nur für den Bezirk des 
Amts V. feſigeſetzt ſei, aber für die in dieſem Bezirk Wohnenden 
allgemein gelten müſſe, ohne Unterſchied, wohin ſie die Eier 
verkauften, und daß der Angeklagte darüber auch nicht im 
3 hätte ſein können, weil ihm aus Anlaß einer früheren 

öchſtpreisfeſtſetzung durch das Bezirksamt eröffnet worden ſei, 
daß die Händler auch auswärts die Eier zu dem für den 
Bezirk V. geltenden Höchſtpreis abgeben müßten. Dieſe Wirkung 
würde jedoch die Höchſtpreisfeſtſetzung nicht haben können, ſelbſt 
wenn die feſtſetzende Behörde ſie ihr hätte beilegen wollen, 
weil das Bezirksamt wegen feiner beſchränkten Zuſtändigkeit 
mit Wirkung über den Bezirk hinaus Höchſtpreiſe nicht feſtſetzen 
kann, ganz abgeſehen davon, daß ein ſolcher Wille des Bezirks⸗ 
amts in der e nicht zum Ausdruck gelangt 
und deshalb unbeachtlich iſt. Die Höchſtpreisſeſtſetzung findet 


— — 


auch dieſe nur inſoweit, als ſie zur Folge hat, daß die Bücher zur 
Zeit der Zahlungseinſtellung keine Überficht über den Vermögens⸗ 
zuſtand gewähren. Iſt letzteres der Fall und iſt aus den Büchern 
das Aktiv und Paſſivvermögen mit hinreichender Deutlichkeit zu 
erſehen, ſo erſcheint der Angeklagte nicht noch aus dem Geſichts punkte 
ſtrafbar, daß er feine Bücher unordentlich geführt hat. Die in ber 
Entſcheidung aufgeſtellte weitergehende Forderung findet in $ 240 KB. 
jedenfalls keine Stütze. Das Urteil RG. 39, 217 iſt ſchon früher 
(Galli, DIZ. 1907, 513) mit Recht als bedenklich bezeichnet worden. 
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vielmehr an den Grenzen des Bezirks ihre Schranken, nur die 
im Bezirk befindlichen Ger werden davon ergriffen und nur ſo 
lange, wie fie ſich im Bezirk befinden, die im Bezirk ges 
wonnenen oder aufgekauften Eier unterliegen ihr nicht 5 
ſobald ſie die Grenze des Bezirks überſchreiten. Der Händler 
ſowohl wie der Erzeuger der Ware wird durch die Höchſtpreis⸗ 
feſtſetzung nicht gehindert, die Ware aus dem Bezirk, für den 
der Goch reis ſeſtgeſezt iſt, auszuführen und außerhalb des 
Bezirks abzuſetzen ohne Rückſicht auf den Höchſtpreis, der bis 
zur Ausfuhr maßgebend war. Inſofern iſt die Annahme der 
Strafkammer, die Höchſipreisfeſtſetzung binde alle Einwohner 
des Bezirks ohne Unterſchied, wohin ſie die Eier verkauften, 
nicht richtig und das für dieſe Annahme angeführte Urteil des 
erkennenden Senats vom 12. Juli 1915 g. Sch. 1 D. 375/15 
ftebt ihr nicht zur Seite. Dort iſt ausgeſprochen, daß die 
Höchſtpreisfeſtſetzung die Verpflichtung begründet, innerhalb 
des von der Feſtſetzung betroffenen Bezirks die Ware 
nicht zu höheren Preiſen als dem Höchſtpreiſe abzugeben, gleich: 
gültig, ob der Käufer oder Verbraucher der Ware innerhalb 
oder außerhalb des Bezirks ſeinen Wohnſitz hat. Das trifft 
jedoch nicht die hier zu entſcheidende Frage, ob der Höchſtpreis 
auch dann einzuhalten iſt, wenn die davon betroffene Ware 
nach außerhalb, nach Orten, wo die Höchſtpreisfeſtſetzung 
nicht gilt, verkauft wird, was keineswegs dasſelbe iſt, wie 
Verkauf im Bezirk an einen von auswärts kommenden Käufer. 
Für dieſen Fall hat der erkennende Senat bereits in dem 
rteil vom 1. Mai 1916 g. Sch. 1 D. 160/16 angenommen, 
daß, eben weil bei örtlicher Höchſtpreisfeſtſetzung es darauf an⸗ 
kommt, wo die Ware ſich befindet, und die Höchſtpreisfeſtſetzung 
die Ware nur ſo lange ergreift, als ſie ſich in dem Bezirk be⸗ 
findet, für den der Höchſtpreis feſtgeſetzt iſt, nicht der Ort des 
Vertragsſchluſſes maßgebend iſt, den die Beteiligten noch dazu 
nach Belieben wählen können, auch nicht ſchlechthin der geſetzliche 
Erfüllungsort, ſondern der davon möglicherweiſe verſchiedene 
Ort der Ablieferung, der Ort, an dem die Ware aus der 
Hand des Verkäufers in die des Käufers übergehen ſoll, der 
Käufer ſie zu übernehmen hat. Nach dieſer Richtung hat die 
Strafkammer den Sachverhalt nicht geprüft, die Möglichkeit, 
daß die nach Frankfurt a. M. und Bonn verkauften Eier von 
dem Käufer erſt an ihrem Wohnſitz übernommen worden ſind, 
iſt nicht ausgeſchloſſen und deshalb iſt die Annahme, daß der 
Angeklagte auch durch dieſe Verkäufe den Vier Höchſtpreis übers 
ſchritten habe, zu beanſtanden. Das führt zur Aufhebung des 
Urteils im ganzen Umfang, weil nur eine Handlung an: 
genommen worden iſt. (U. v. 21. 9. 16, I 327/16.) 


4. [Sißdd. 8 56%. Begriff der den Gegenſtand der 
Unterſuchung bildenden Tat.] Die Prozeßrüge iſt begründet. 
Zwar ſtellt die Begehung der von dem Kuppler geförderten 
Unzucht regelmäßig keine Teilnahme an der Förderung der 
Unzucht dar, wenn nicht, was hier nicht feſtgeſtellt iſt, die ver⸗ 
kuppelte Perſon den Kuppler angeſtiſtet oder ihm Beihilfe ge⸗ 
leiſtet hat (RG St. 6, 286; Goltd Arch. 43, 52; 47, 291). 
Der vorliegende Fall iſt aber inſofern beſonders geartet, als 
der Angeklagte nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt nicht nur die 
Unzucht gefördert, ſondern zu ihr den Zeugen B. zugleich an⸗ 
geſtiftet oder mindeſtens ihm Beihilfe geleiſtet hat. Die von 
dem Zeugen B. verübte Unzucht aber war ein Ehebruch. Daß 
er nicht verfolgbar war, iſt für die Anwendung des § 56 
StPO. unerheblich; es genügt, daß er an ſich ſtrafbar war. 
Der Zeuge B und der Angeklagte ſtanden alſo in Anſehung 
des Ehebruchs im Verhältnis von Täter und Anſtifter oder 
Gehilfen. Da Tat des Angeklagten im Sinne des 8 56° 
StPO. nicht nur die ihm zur Laſt gelegte Kuppelei, fordern 
auch die mit ihr zugleich begangene ang oder Beihilfe 
zum Ehebruch war, ſo war der Zeuge B. Teilnehmer an der 
den Gegenſtand der Unterſuchung bildenden Tat, durfte mithin 
nicht beeidigt werden. Der § 565 SPD. iſt daher verletzt. 
Da das Urteil auf dieſer Geſetzes verletzung beruht, war es dem: 
gemäß aufzuheben. (U. v. 8. 9. 16, V 427/16.) 


5. [ SipO. $ 201. Ein von der Strafkammer gefaßter, 
aber nur die Unterſchrift zweier Richter tragender Eröffnungs⸗ 
beſchluß iſt gültig.] Die Beſchwerdeführerin behauptet nicht, 
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daß das Hauptverfahren von der Strafkammer in unvollſtändiger 
Beſetzung eröffnet worden fe. Sie folgert das vielmehr nur 
aus der fehlenden Unterzeichnung des dritten Richters unter dem 
Beſchluſſe. Allein, daß der Eröffnungsbeſchluß vom 22. Mai 
1916 von der Strafkammer gefaßt worden iſt, geht aus der 
Unterſchrift hervor. Die Unterzeichnung durch alle mitwirkenden 
Richter iſt vom Geſetze nicht vorgeſchrieben, zu vgl. RGSt. 1 
S. 210 und 403. Es wird auch die Vermutung für das 
geſetzmäßige Zuſtandekommen des Beſchluſſes nicht dadurch 
widerlegt, daß vor Eintritt in die Hauptverhandlung ein neuer 
Eröffnungsbeſchluß erlaſſen worden iſt. Denn das iſt nach der 
zum Sitzungsprotokoll erfolgten Beurkundung aefchehen, weil 
der Vorſitzende mitgeteilt hatte, „daß der Eröffnungsbeſchluß 
vom 22. Mai 1916 nur zwei Unterſchriften trage“. Er hat 
keineswegs erklärt, ein ſolcher ſei überhaupt nicht ergangen, 
oder die beſchließende Strafkammer ſei nicht vorſchriftsmäßig 
dabei beſetzt geweſen. Jene Beurkundung ergibt aber zugleich, 
daß die das Hauptverſahren erneut eröffnende Strafkammer den 
Beſchluß vom 22. Mai 1916 als ſchon vorhanden betrachtet 
hat, von dem ſie erwähnte, er ſei bereits zugeſtellt. Es war 
alſo ausſchließlich die fehlende dritte Unterſchrift, was zu dem 
Verfahren der Strafkammer Veranlaſſung gegeben hat. Auf 
die Bemängelung des neuen Beihluffes vom 2. Juni 1916 
und deſſen fehlende Zuſtellung kommt daher nichts weiter an. 
Der Eröffnungsbeſchluß vom 22. Mai 1916 iſt denn auch laut 
Protokoll in der Hauptverhandlung verleſen worden. (U. v. 
21. 9. 16, III 329/16) 


6. [StPO. 8 2573. Nichterteilung des Schlußwortes 

an den Angeklagten iſt Reviſionsgrund.]. Wie das Sitzungs⸗ 
rotokoll ergibt, ſind die Angeklagten nach dem Schluſſe der 
eweisaufnahme nicht befragt worden, ob ſie ſelbſt noch etwas 

zu ihrer Verteidigung anzuführen hätten. Die von ihnen ge⸗ 
rügte Verletzung des $ 257 Abſ. 3 StPO. liegt daher vor. 
Zugunſten der Angeklagten muß auch angenommen werden, daß 
das Urteil auf dem gerügten Verſtoße beruht: denn es iſt nicht 
ausgeſchloſſen, daß fie, wenn die Vorſchrift des 8 257 Abſ. 3 
beobachtet worden wäre, in der Lage geweſen ſein würden, 
noch weitere Ausführungen zu machen oder Anträge zu ſtellen 
und dadurch eine ihnen günſtige Entſcheidung herbeizuführen. 
Danach war die Aufhebung des angefochtenen Urteils und die 
Zurückverweiſung der Sache geboten. (U. v. 22. 9. 16, IV 475/16). 


7. [StPO. 83 2631, 2591. Erfordernis der Frei⸗ 
ſprechung in einem Falle, wenn bei zwei ſelbſtändigen Hand⸗ 
lungen die eine nicht für erwieſen erachtet wird.] Der Er⸗ 
öffnungsbeſchluß ging davon aus, daß Anſtiftung zum Diebftahl 
und Hehlerei bezüglich derſelben Gegenſtände durch zwei ſelb⸗ 
ſtändige Handlungen begangen worden ſeien. Das LG. hat die 
Angeklagte der Anſtiftung für nicht überſührt erachtet, und nur 
wegen eines Vergehens der Hehlerei aus §S 259 StGB. Strafe 
verhängt, weil „auch wenn ſich die Angeklagte der Anſtiftung 
zum Diebſtahle ſchuldig gemacht haben würde, dieſe mit der 
Hehlerei nur eine ſelbſtändige Handlung bilden würde“. Das 
iſt rechtsirrig, weil die Annahme einer Einheit der aus Einzel⸗ 
handlungen ſich zuſammenſetzenden Tat die Strafbarkeit jener 
zur Vorausſetzung hat. Erſt nach Bejahung der Strafbarkeit 
konnte an die Frage der Einheitlichkeit herangetreten werden. 
Es hätte daher die Angeklagte wegen des ſelbſtändigen Anklage⸗ 
punktes mit der geſetzlichen Folge für den Koſtenpunkt frei⸗ 
geſprochen werden müſſen. An einem ſolchen Ausſpruche fehlt 
es ſowohl im Urteilsſatze wie in den Gründen des angefochtenen 
Urteils. Da aber keine Verfahrensbeſchwerde deswegen aus 
dem § 263 Abſ. 1 vgl. mit 8 259 Abſ. 1 StPO. erhoben 
worden iſt, kann die fehlende Freiſprechung nicht erfolgen. Da⸗ 
gegen mußte auf die ſachliche Reviſionsbeſchwerde die Entſcheidung 
im Koſtenpunkte nach 8 498 Abſ. 1 StPO, wie geſchehen, 
richtiggeſtellt werden. (U. v. 21. 9. 16, III 32416). 

8. [Ne bis in idem. Auch polizeiliche Etrafverfügungen 
führen hinſichtlich der ihren unmittelbaren Gegenſtand bildenden 
Abertretung zum Verbrauch der Strafllage, wenn lediglich dieſe 
Übertretung als Gegenſtand der ſpäteren gerichtlichen Ab⸗ 
urteilung in Betracht kommt.] Die Beſchwerdeführerin iſt auf 
Grund des § 360 Nr. 12 StGB. zu Strafe und in den ent⸗ 
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ſprechenden Teil der Koſten des Verfahrens verurteilt worden, 
weil ſie in der Zeit vom 10. Januar bis Ende Februar 1916 
einen größeren Teil der damals durch ſie der Mitangeklagten R. 
abgekauften (von dieſer geſtohlenen) Gegenſtände nicht in das⸗ 
jenige Buch eingetragen hat, das von ihr als Althändlerin nach 
der anhaltiſchen Verordnung vom 26. Mai 1872 zu führen iſt. 
Sie hat hiergegen materielle Beſchwerde erhoben und insbeſondere 
Verletzung des Grundſatzes von der Unzuläſſigkeit der noch⸗ 
maligen Aburteilung einer rechtskräftig entſchiedenen Sache 
gerügt, alſo den Einwand der bereits rechtskräftig entſchiedenen 
Sache erhoben. Dieſer Einwand war auch noch im gegenwärtigen 
Reviſionsverfahren an ſich zuläſſig und unter Verwendung der 
für ſeine Würdigung dem Reviſionsgericht zu Gebote ſtehenden 
Unterlagen zu prüfen (RGSt. 35, 370; 43, 168). Er war 
auch begründet. Denn wie der Inhalt der bereits durch die 
Staatsanwaltſchaft zu D. herangezogenen Akten der Polizei- 
verwaltung zu Z. ergibt, iſt die Beſchwerdeführerin wegen der 
nämlichen, im angefochtenen Urteile wider ſie feſtgeſtellten 
Straftat bereits durch eine — ſpäter rechtskräftig gewordene — 
polizeiliche Strafverfügung vom 21. März 1916 in eine Geld⸗ 
ſtrafe von 10 &, hilfsweiſe in eine zweitägige Haftſtrafe, ge⸗ 
nommen worden. Mit der Rechtskraft dieſer Strafverfügung 
war aber der Verbrauch der Strafklage hinſichtlich der hier in 
Rede ſtehenden Übertretung eingetreten. Es ſteht in der 
Rechtſprechung des RG. feſt, daß auch polizeiliche Straf⸗ 
verfügungen, ſofern ſie vollſtreckbar geworden ſind, jedenfalls 
hinſichtlich der ihren unmittelbaren Gegenſtand bildenden Über: 
tretung zum Verbrauche der Strafklage führen, wenn — wie 
im vorliegenden Falle — lediglich dieſe Übertretung als Gegen⸗ 
ſtand der ſpäteren gerichtlichen Aburteilung in Betracht kommt 
(RGSt. 34, 167; 41, 153). (U. v. 18. 9. 16, III 311/16.) 


Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 


a) Bivilſachen. 


Keine Stempelpflicht der für einen Verteidiger aus 
geſtellten Vollmachtsurkunde in Bayern.“) 


In einem Strafverfahren wurde von einem Verteidiger eine 
Vollmachtsurkunde vorgelegt, in der die Ausſteller den als Verteidiger 
beſtellten Rechtsanwälten „uneingeſchränkte Vollmacht“ erteilen, ſie 
„in der Anklageſache bei dem Amtsgerichte X. ſowie in allen weiteren 
Inſtanzen zu vertreten bzw. zu verteidigen. Dieſelben ſollen aus⸗ 
drücklich auch ermächtigt fein: 1. Gelder, Wertſachen und Dokumente 
ſowie Beſchlüſſe und Urteilsausfertigungen mit rechtlicher Wirkung 
in Empfang zu nehmen; 2. Rechtsmittel gegen Urteile und Beſchlüſſe 
einzulegen und zurückzunehmen; 3. Strafanträge und Anträge nach 
88 443 u. f. StPO. zu ſtellen und Vergleiche abzuſchließen; 4. ſich 


1) Die obige Entſcheidung weicht von der in Preußen auf 
Grund der Rechtſprechung des RG. beſtehenden Gerichtspraxis ab. 
Nach den Vorſchriften des PrStempG. entſteht die Stempelpflicht 
einer Urkunde durch ihre Ausſtellung, und infolgedeſſen beſteht für 
die Anwendung des PrStempG. kein Zweifel darüber, daß die 831, 
2 DERG. der Beſteuerung der Prozeßvollmachten nicht entgegenſtehen, 
da die Erfüllung der Stempelpflicht von der Frage des Gebrauchs 
der Vollmacht im Verfahren unabhängig iſt. Nur für die außerhalb 
des preußiſchen Staatsgebiets von nicht preußiſchen Staatsangehörigen 
errichteten Vollmachten, von denen im Prozeßverfahren durch ihre 
Einreichung zu den Prozeßakten Gebrauch gemacht worden iſt, hat 
das RG. angenommen, daß fie der Verſteuerung auf Grund des 
PrstempY. entzogen ſeien, weil für ſolche Vollmachten nach § 16 
Abſ. 1 unter f PrStempG. ein weiteres Erfordernis des ſtempel⸗ 
pflichtigen Tatbeſtandes aufgeſtellt, nämlich die Stempelpflichtigkeit 
durch den Gebrauch der Urkunde bedingt ift (NGZ. 46, 274; 54, 
426). Dagegen hat in dem letzterwähnten Urteil das RG. ebenfalls 
angenommen, daß die im Auslande von einem Ausländer ausgeſtellte 
Prozeßvollmacht, auch ſoweit ſie Ermächtigungen enthält, die über den 
geſetzlichen Rahmen der Prozeßvollmacht im Sinne des § 81 BED. 
hinausgehen, durch die Einreichung zu den Gerichtsakten nicht ſtempel⸗ 


pflichtig werde. Geh. Juſtizrat Dr. E. Heinitz, Berlin. 


durch einen anderen vertreten zu laſſen.“ Die Stempelpflicht dieser 
Urkunde wurde derneint. 

Aus den Gründen: Unzutreffend find zunächft die Ausführungen, 
die ſich mit der Frage der Einwirkung des RK ch. auf die fonft 
nach dem bayeriſchen Stempelgeſetze, der allgemeinen Vorſchrift des 
Art. 7 Abſ. I und der beſonderen Beſtimmung der Zarifft. 43 zu be 
urteilende Stempelpflicht der Vollmachtsurkunde befaſſen. Zu eng iſt 
in dieſer Hinſicht die Auslegung des § 2 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes, 
daß dieſe Beſtimmung die Erhebung des Stempels nur ſoweit aus: 
ſchließe, als fie an den Gebrauch der Urkunde ſelbſt geknüpft fa. 
Die Bedeutung des § 2 Abſ. 2 geht weiter; die Regel greift auch 
dann Platz, wenn die Urkunde nach der Landesgeſetzgebung der 
Stempelpflicht ſchon deshalb unterworfen ſein ſoll, weil ſie dazu 
beſtimmt iſt, daß von ihr bei Gericht Gebrauch gemacht werde; denn 
auch in dieſem Fall erfolgt die Erhebung des Stempels „mit Rüd: 
ſicht auf den Gebrauch der Urkunde in dem Rechtsſtreit“ (RG. 17, 
427 ff.). Unſchlüſſig find ſodann die Folgerungen, die die Negierungs: 
finanzkammer aus den Beſtimmungen des bahyeriſchen Stempelgeſetzes 
ſelbſt zieht. Es iſt richtig, daß das bayeriſche Stempelgeſetz dit 
Stempelpflicht nicht an den tatſächlichen Gebrauch der Urkunde knüpſt, 
daß es in dieſer Hinſicht überhaupt nicht darauf ankommt, ob von 
ihr ſpäter in dem gerichtlichen Verfahren Gebrauch gemacht wird oder 
nicht, daß die Stempelpflicht auch bei Vollmachten grundſätzlich und 
ohne daß hier für einen Vorbehalt des Gegenteils Raum fein fol, 
mit der Errichtung der Urkunde eintritt. Daraus ſolgt aber nicht, 
daß die Beſtimmung des § 2 Abſ. 2 GKG. der Vorſchrift des Art. 7 
Abſ. 1 Stemp®. gegenüber keine Anwendung fände, ſondern es ergibt 
ſich daraus, daß ſie die Entſtehung der Stempelpflicht ſchon bei der 
Errichtung der Vollmacht hindert [Beſchluß des erkennenden Senats 
vom 17. Januar 1916, Reg. V Nr. 46 1915.9) Nicht widerlegt iſt 
die Annahme des LG., der für die Frage der Stempelpflicht maß 
gebende Inhalt der Urkunde gehe über die Ermächtigung zur Ver⸗ 
teidigung in dem anhängigen Strafverfahren nicht hinaus. Mit der 
dem Rechtsanwalte von den Beſchuldigten erteilten Vollmacht, ſie in 
der bezeichneten Angelegenheit zu vertreten und zu verteidigen, ſicht 
die in der Urkunde beſonders hervorgehobene Befugnis, Beſchlüfſe 
und Urteilsausfertigungen in Empfang zu nehmen, Rechtsmittel gegen 
Urteile und Beſchlüſſe einzulegen und zurückzunehmen, ſich durch einen 
anderen vertreten zu laſſen, in unmittelbarem inneren Zuſammenhang. 
Auch die Ermächtigung, Gelder, Wertſachen und Dokumente für die 
Auftraggeber in Empfang zu nehmen, geht über den Rahmen der 
durch die Vollmacht für ein beſtimmtes Strafverfahren eingeräumten 
Vertretungsbefugnis nicht hinaus. Ein Anlaß zur Ausübung dieſer 
Vertretungsmacht konnte ſich ergeben, wenn die dem freigefprocenen 
Angeſchuldigten entſtandenen notwendigen Auslagen, z. B. die Koſten 
der Verteidigung, nach 8 499 Abſ. 2 StPO. der Staatskaſſe auferlegt 
wurden, wenn eine zur Abwendung der Unterſuchungshaft nach den 
88 117, 118 durch Hinterlegung von barem Geld oder in Wetrt⸗ 
papieren geleiſtete Sicherheit gemäß 8 121 Abſ. 1 frei wurde, wenn 
die nach den I 94 ff. erfolgte Beſchlagnahme einer Urkunde außer 
Kraft trat. Bedenken könnte höchſtens die Ermächtigung, Straf: 
anträge und Anträge nach 83 443 ff. zu ſtellen und Vergleiche m 
ſchließen, hervorrufen, da für dieſe Befugniſſe nur in einem Verfahren 
auf erhobene Privatllage im Falle des § 428 oder bei der Neben 
age nach den §§ 435, 443 im Falle der Anſchließung des Veelctzten 
als Nebenkläger Raum wäre, während es ſich in dem vorliegenden 
Fall um die Vertretung und Verteidigung der Angeſchuldigten in 
einem Verfahren auf erhobene öffentliche Klage handelt. Gleichwohl 
kann auch dieſer Teil der Vollmacht ihre Stempelpflicht nicht be 
gründen. Für die Bevollmächtigung in dem beſonderen Fall iſt er 
gegenſtandslos, da das Verfahren, in dem die Vollmacht ausgeſiell 
iſt, zur Ausübung ſolcher Befugniſſe eine Gelegenheit nicht bieten 
kann. Außerhalb dieſer Ermächtigung tft er ohne fachliche Bedeutung. 
Denn die Vollmacht iſt nicht allgemein für jede ſich eröffnende Rot 


2) BayRpfl . 1916, 72. 


45. Jahrgang. 


wendigkeit elner Rechtsverfolgung oder Nechtäwerteibigung, ſondern 
nur für die beſondere Angelegenheit erteilt. (Beſchluß des II. 88. 
dom 1. Mai 1916, Reg. V Nr. 11/16.) Vay pfl. 1916, 266 f. 


: b) Straf ſachen. 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Friedrich Goldſchmit Il, München. 


1. Verſuch eines Vergehens nach dem Kriegszuſtands⸗ 
geſetze iſt trotz vorliegender Strafandrohung nicht ſtraf⸗ 
bar. Einziehung verbotswidrig ausgeführter Gegenſtände 
iſt unzuläſſig. 

Das ſtellv. Generalkommando hatte die Ausfuhr von Butter aus 
Bayern nur durch die Vermittlung der Butterzentrale für Bayern 
geſtattet und nach $ 15 Bek. mit Strafe bedroht .... 5. wer dieſer 
Vorſchrift zuwiderhandelt, 6. alle ſonſtigen Handlungen oder Unter⸗ 
laffungen, die dem Zwecke dieſer Bek. zuwiderlaufen; endlich in Abſ. 2 
beſtimmt: „Der Verſuch der Zuwiderhandlung gegen dieſe Vorſchriften 
iſt ſtrafbar.“ 

Sohin iſt nicht nur die Butterausſuhr aus Bayern ſelbſt, ſondern 
auch jede auf ſie bezügliche Handlung, wenn ſie ohne Genehmigung 
und Mitwirkung der Butterzentrale in München erfolgt, verboten. 
Es iſt ein jeder auf die Butterausfuhr bezügliche Schritt, der ohne 
die Genehmigung der Butterzentrale ſtattfindet, unterſagt. Daß dies 
der Wille der beteiligten Generalkommandos iſt, ergibt ſich aus dem 
Inhalte der Bek, insbeſondere aus dem Abſ. 2 und der Nr. 6 des 
Abſ. 1 des 8 15. Nach den Feſtſtellungen der Strafkammer hat der 
Angeklagte dem Verbote des Generalkommandos zuwidergehandelt. 
Das Verbringen der eingekauften Butter zur Bahn, das Mitſichführen 
derſelben auf der Eiſenbahnfahrt und der Verſuch, die Eiſenbahn⸗ 
verwaltung zur Beförderung des mit Butter gefüllten Reiſekorbs nach 
Sachſen zu veranlaſſen, ſind Handlungen, die ohne Genehmigung der 
Butterzentrale und zu dem Zwecke der Ausfuhr der Butter aus Bayern 
unternommen wurden, die alſo gegen das von dem Generalkommando 
erlaſſene Verbot verſtoßen. Bei der rechtlichen Beurteilung der Hand⸗ 
lung des Angeklagten haben die Vordergerichte gefehlt. Die Bek des 
ſtellv. Generalkommandos iſt kein Strafgeſetz. Die oberſten Militär⸗ 
beſehlshaber in Bayern haben während der Dauer des Kriegszuſtandes 
nicht die Befugnis, Strafgeſetze zu erlaſſen. Sie ſind lediglich befugt, 
das in Art. 4 Nr. 2 Kriegs Zuſt G. enthaltene Blankettſtrafgeſetz durch 
Erlaſſung der dazugehörigen Gebote und Verbote auszufüllen. Der 
in 8 16 Abſ. 2 Bek. enthaltene Satz, wonach der Verſuch der Bus 
widerhandlung ſtrafbar iſt, iſt daher nur inſoweit rechtsverbindlich, 
als damit der Wille zum Ausdruck gebracht iſt, jede Handlung zu 
verbieten, die als Verſuch der Ausführung der erlaſſenen Verbote 
ſich darſtellt. Da nach § 48 Abſ. 2 RStGB. der Verſuch eines Ber, 
gehens nur in den vom Geſetze beſonders vorgeſehenen Fällen ſtraſbar 
iſt und Art. 4 Kriegs Zuſt GS. eine Beſtimmung über die Strafbarkeit 
des Verſuchs der dort aufgeführten ſtrafbaren Handlungen nicht hat, 
kann der Verſuch zu einem Vergehen gegen das Kriegszuſtandsgeſetz 
nicht beſtraft werden. Die Handlung des Angeklagten iſt eine Zu⸗ 
widerbandlung gegen das in unzuläſſiger Weiſe von dem ſtellv. 
Generalkommando erlaſſene Verbot eines jeden auf die Butterausfuhr 
gerichteten, ohne die Genehmigung und Mitwirkung der Butterzentale 
unternommenen Schrittes und damit ein vollendetes Vergehen gegen 
das Kriegszuſtandsgeſetz. 

Der Ausſpruch der Vordergerichte über die Einziehung der be⸗ 
ſchlagnahmten Butter iſt durch den Hinweis auf $ 40 R StGB. bes 
gründet. Dieſe geſetzliche Beſtimmung gibt aber keine Handhabe zur 
Einziehung der Butter. Die Butter iſt nicht durch das Vergehen des 
Angeklagten hervorgebracht, war auch nicht zur Begehung desſelben 
gebraucht oder beſtimmt, ihre Gebrauchsbeſtimmung war nicht, aus⸗ 
geführt zu werden; fie war der Gegenſtaud der vom Beklagten be 
gangenen Handlung, nicht das von ihm zu deren Ausführung benutzte 
Mittel (vgl. RG. 21, 432 und RG. in LZ. 1916, 756). Urt. v. 5. Aug. 
1916, Rev.⸗RNeg. Nr. 248/1916. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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D. Prozeſſuale Bedeutung des Beſchluſſes, durch den 
ein Strafverfahren wegen feiner Niederſchlagung ein⸗ 
geſtellt wird; Zuläſſigkeit feiner Aufhebung wegen irr⸗ 
tümlicher Annahme der Niederſchlagung. 


Die Strafkammer eröffnete am 25. Juli 1914 das Hauptverfahren 
wegen eines Vergehens des einfachen Bankerotts und wegen dreier 
Vergehen des Betrugs. 

Vom 17. April 1916 an wurde der Angeklagte zum Techniſchen 
Betriebsbataillon J. einberufen. Auf den Antrag des Staatsanwalts 
verfügte die Strafkammer durch den Beſchluß vom 10. Juni 1916 
die Einſtellung des Verfahrens wegen der bezeichneten Vergehen; ſie 
ging dabei wie der Staatsanwalt von der Anſicht aus, daß das 
Strafverfahren durch den Allerhöchſten Erlaß vom 7. Januar 1916, 
die Niederſchlagung von Strafverfahren gegen Kriegsteilnehmer be⸗ 
treffend, niedergeſchlagen worden ſei. Nachdem in einer anderen 
Sache durch den Beſchluß des Senats vom 25. Mai 1916 (JW. 1916, 
1136) ausgeſprochen worden war, daß der Gnadenerlaß vom 7. Januar 
1916 ſich nur auf ſolche Perſonen erſtrecke, die ſchon vor dem ge: 
nannten Tage Kriegsteilnehmer waren, beantragte der Staatsanwalt 
die Aufhebung des Einſtellungsbeſchluſſes vom 10. Juni 1916. Die 
Strafkammer entſprach dieſem Antrage durch den angefochtenen Beſchluß. 

Die Beſchwerde des Angeklagten iſt nicht begründet. Prozeſſuale 
Bedenken gegen das Verfahren der Strafkammer beſtehen nicht. Der 
Beſchluß vom 10. Juni 1916 ſtellt eine Entſcheidung dar, die der 
ſoſortigen Beſchwerde nicht unterliegt, die ſonach der Rechtskraft nicht 
fähig, auch durch das Geſetz (vgl. SS 346, 347 Stpd.) einer An: 
fechtung nicht ausdrücklich entzogen iſt. Die Gerichte ſind befugt, 
ſolche Entſchzidungen, auch wenn keine Beſchwerde eingelegt iſt, auf 
Antrag zurückzunehmen, falls fie einen Anlaß hierzu finden (vgl. 
Löwe⸗Roſenberg, Note 5a zu § 848 StPO.). Der Beſchluß iſt auch 
gerechtfertigt, weil der Angeklagte nicht unter den Gnadenerlaß vom 
7. Januar 1916 fällt; denn aus den Eingangsworten des Erlaſſes 
ergibt ſich mit aller Deutlichkeit, daß ſeine Vorausſetzungen nur bei 
ſolchen Perſonen zutreffen, die vor dem 7. Januar 1916 Kriegsteil⸗ 
nehmer geweſen find. (Beſchl. v. 27. Juli 1916, Beſchw.⸗ Reg. 
Nr. 254/1916. — Bay MBl. 1916, 279.) 


Reichsverſicherungsamt. 
Berichtet von Regierungsrat Dr. Th. v. Olshauſen, Berlin. 


I. Krankenverſicherung. 


1. 8 165 RBD. Zum Begriff eines krankenverſicherungs⸗ 
pflichtigen Beſchäftigungsverhältniſſes. 

Die RVO. knüpft bei den Vorſchriften über die Verſicherungs⸗ 
pflicht ſtets an das konkrete Arbeitsverhältnis an. Ein nach dem 
zweiten Buche der RWO. verſicherungspflichtiges Beſchäftigungsver⸗ 
hältnis iſt ohne Beziehung zu einem oder mehreren beſtimmten Arbeit⸗ 
gebern nicht denlbar. Denn es beruht auf perſönlicher und wirt: 
ſchaftlicher Abhängigkeit des Beſchäftigten von einem oder mehreren 
beſtimmten Arbeitgebern. Aber auch für eine wirkſame Durchſührung 
der Krankenverſicherung genügt es nicht, wenn lediglich feſtgeſtellt 
wird, daß der Arbeiter verſicherungspflichtig beſchäftigt iſt. Vielmehr 
bedarf es der Feſtſtellung, wer Arbeitgeber iſt, da ſeine Mitwirkung 
nicht entbehrt werden kann (zu vergl. Rofin, Recht der Arbeiterver⸗ 
ſicherung II, 45). Gerade auf dem Gebiete der Krankenverſicherung 
ſind die Beziehungen zwiſchen Arbeitgeber und Verſicherungsträger am 
weiteſten ausgeſtaltet. Zunächſt hängt unter Umſtänden die Ent⸗ 
ſcheidung. welcher Kaffe der Beſchäftigte als Mitglied angehört, davon 
ab, wer ſein Arbeitgeber iſt. Aber auch wo die Kaſſenzugehörigkeit 
an ſich keinem Zweifel unterliegt, bedarf es dieſer Feſiſtellung. Der 
Arbeitgeber hat, ſoweit es ſich nicht um unſtändig Befchäftiate handelt, 
jeden von ihm verſicherungspflichtig Beſchäftigten zu melden. Die 
Meldung bildet in jedem einzelnen Fall die Grundlage für die 
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Deitragsbemeſſung. Die Kaffe hat daher ein beſonderes Intereſſe 
daran, über die Perſon des Arbeitgebers im klaren zu ſein, zumal 
dieſer grundſätzlich nach 8 898 N., unbeſchadet ſeines Rechts, den 
auf den Verſicherungspflichtigen entſallenen Beitragsteil vom Barlohn 
abzuziehen (8 344 RBD.), die Beiträge für ihn einzuzahlen hat. 
Nev.⸗Sen., 4. Oktober 1915, IIa K. 123/15. 


2. 8 182 Nr. 2 RVO. Zum Krankengeldanſpruch frei⸗ 
williger Kaſſenmitglieder. 


Wenn die RBD. die Gewährung des Krankengeldes davon ab⸗ 
hängig macht, daß die Krankheit den Verſicherten „arbeitsunfähig 
macht“, fo ſetzt dieſes voraus, daß bis zu der Erkrankung Arbeits⸗ 
fähigkeit, ſei es auch nur in geringem Grade, beſtanden haben muß. 
Dieſe Voraus ſetzung tft bei einem bereits völlig Arbeitsunfähigen 
nicht gegeben. Er kann durch eine hinzutretende Erkrankung nicht 
noch einmal arbeitsunfähig gemacht werden. Daraus, daß auch den 
völlig Arbeitsunfähigen die freiwillige Weiterverſicherung nicht verſagt 
iſt, läßt ſich nicht ohne weiteres entnehmen, daß ſie auf ſämtliche 
Kaſſenleiſtungen Anſpruch haben ſollen. Auch ſie müſſen die hierfür 
aufgeſtellten Bedingungen erfüllen. Da das Krankengeld aber nur 
gewährt wird, wenn die Krankheit die Arbeitsunfähigkeit herbeigeführt 
hat, und dieſe Vorausſetzung bei einem bereits völlig arbeitsunfähigen 
Verſicherten nicht zutrifft, ſo ſteht ihm auch kein Anſpruch auf 
Krankengeld zu. Die Gewährung des Krankengeldes an ohnehin ſchon 
Arbeitsunfähige läßt ſich auch nicht aus Gründen der Billigkeit recht: 
fertigen. Da es ſich hier um einen freiwillig Verſicherten handelt, 
der jederzeit das Verſicherungsverhältnis löſen, auch in eine niedere 
Klaſſe oder Lohnſtufe eintreten kann, erſcheint es vielmehr hinreichend, 
wenn ihnen für neue Unterſtützungsfälle der wichtige Anſpruch auf 
Krankenpflege gewahrt bleibt. Es wäre eine Unbilligkeit den Kaſſen 
gegenüber, wenn ſie ſolchen Perſonen, die überdies infolge ihres Zu⸗ 
ſtandes leichter Erkrankungen ausgeſetzt ſind, neben den ſonſtigen 
Leiſtungen noch Krankengeld zu gewähren hätten. Hierbei iſt zu be⸗ 
achten, daß nur das Vorliegen völliger Arbeitsunfähigkeit den An⸗ 
ſpruch auf Krankengeld ausſchließt. Rev. Sen., 18. Oktober 1915, 
IIa K. 179/15. 


3. 8 195 RVO. Vorausſetzung für die Anwendung dieſer 
Vorſchrift iſt, daß die Wöͤchnerinnen zur Zeit der Nieder: 
kunft Mitglieder der Kaſſe ſind. 


In einer Entſcheidung vom 10. April 1916 führt das RVA. 
ſolgendes aus: Es iſt zwar richtig, daß im § 195 Abſ. 1 RVO. die 
Porausſetzung der Kaſſenmitgliedſchaft nicht ausdrücklich erwähnt wird. 
Dies iſt aber nur deshalb als unnötig unterblieben, weil ſowobl 
nach dem Syſtem des zweiten Buches der RVO. als auch nach dem⸗ 
jenigen des Krankenverſicherungsgefetzes zweifellos Unterſtützungen 
nur an Mitglieder zu zahlen ſind, ſoweit das Geſetz nicht ausdrücklich 
Ausnahmen zuläßt, wie dieſes z. B. im 8 214 RVO. der Fall iſt. 
Hiernach ſteht der Klägerin kein Anſpruch auf Wochenhilfe zu, weil 
ſie zur Zeit der Niederkunſt der beklagten Kaſſe nicht mehr als 
Mitglied angehörte. Rev. Sen., 10. April 1916, IIa K. 73/16. 


4. 8198 RVO. Zum Begriff der Hebammendienſte. 

Nach der Äußerung des Kaiſerlichen Geſundheitsamts geht die 
allgemeine ärztliche Auffaſſung dahin, daß die Hebammendienſte auch 
bei einer regelrecht verlaufenden Geburt nicht mit der Ausſtoßung 
der Frucht aus dem Mutterleibe enden, ſondern ſich noch auf die 
nächſtfolgende Zeit erſtrecken. Der Aufſaſſung, daß, wie die Geburt 
ſelbſt, auch die erſte Zeit des Wochenbetts eine ſachverſtändige Über: 
wachung erfordere, entſprechen die für die Hebammen beſtehenden 
Beſtimmungen. Der Senat iſt der Anſicht, daß der Begriff Nieder⸗ 
kunft im Sinne des 8 198 RO. dahin aufzufaſſen ſei, daß er die 
Geburt einſchließlich der noch mit ihr zuſammenhängenden erſten 
Zeit des Wochenbetts bedeute. Dafür ſpricht insbeſondere auch 
die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes. Auch können nach 8 199 RD. 
Schwangeren Hebammendienſte, die bei Schwangerſchaſtsbeſchwerden 
erforderlich werden, zugebilligt werden. Da aber auch im Wochenbett 
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Beſchwerden auftreten können, die Hebammendienſte erforderlich machen, 
ſo wäre es vom geſundheitlichen Standpunkt nicht verſtändlich, warum 
Hebammenbienfte bei Schwangerſchaftsbeſchwerden zugebilligt werden 
dürfen, bei Beſchwerden im Wochenbett aber ausgeſchloſſen ſein ſollen 
Rev.⸗ Sen., 11. März 1916, IIa K E. 95/15. 


5. 8 200 RVO. Stillgeld bei Zwillingsgeburten. 


Nach 8 200 RVO. kann die Satzung der Krankirkaſſe 
Wöchnerinnen, ſolange fie ihre Neugeborenen ſtillen, ein Stillgeld 
zubilligen. Über den Zweck der Gewährung eines ſolchen Stillgeldes 
wird in der Begründung zu dieſer Vorſchriſt ausgeführt, daß fie 
Krankenkaſſen, die ſich in günſtiger Vermögenslage befinden, die 
vielfach erwünſchte Möglichkeit gewähre, „ſich auf dem wichtigen 
Gebiete der Säuglings fürſorge in zweckmäßiger Weiſe zu betätigen“. 
In der Säuglingdfürforge iſt aber die zweckentſprechende und aus⸗ 
reichende Ernährung des Säuglings von beſonderer Wichtigkeit. Daz 
Stillgeld ind beſondere ſoll die Mutter durch geeignete eigene Er⸗ 
nährungsweiſe in den Stand ſetzen, den Säugling ſelbſt zu ſtillen, 
da die Muttermilch anerkanntermaßen die beſte Ernährung für den 
Säugling iſt Bei Mehrlingsgeburten wird zur Erzeugung eine 
möglichſt großen Milchmenge eine beſonders reichhaltige und zweck 
entſprechende Ernährung der Mutter erforderlich fein. Häufig wird 
auch die eigene Milch trotzdem nicht ausreichen. Als dann wird die 
Zuführung einer ergänzenden anderweitigen guten Säuglingsnahrung 
notwendig fein. Es entſpricht demnoch auch dem Weſen und Zweck 
der Säuglingsfürſorge, daß in ſolchem Falle das Stillgeld ent 
ſprechend der Anzahl der Säuglinge erhöht wird. Demgegenüber 
kann der Wortlaut des § 200, wonach die Satzung ein Stillgeld 
bis zur Höhe des halben Krankengeldes zubilligen kann, nicht aus⸗ 
ſchlaggebend in Betracht kommen. Auch läßt ſich nicht entgegen⸗ 
halten, daß bei doppelter Gewährung des Stillgeldes mö,lichermile 
eine zu ſtarke Belaſtung der Krankenkaſſe eintreten könnte. Denn, 
abgeſehen von der verhältnismäßigen Seltenheit von Zwillings⸗ 
geburten hat es die Kaffe in der Hand, da es ſich um eine Meht⸗ 
leifturg handelt, durch eine ausdrückliche Beſtimmung der Satzung 
die Gewährung doppelten Stillgeldes bei Zwillingsgeburten aus⸗ 
zuſchließen. Die gleichen, auf die Hebung der Säuglinge fürforge 
abzielenden Erwägungen gelten aber auch für das Stillgeld der Kriegs⸗ 
wochenhilfe. (Vgl. § 3 Nr. 4 der Bek. des Reichskanzlers vom 
3. Dezember 1914 [RGBl. S. 492].) Denn es iſt davon auszugehen, 
daß ſich die Leiſtungen der Kriegswochenhilfe erg an die Leiſtungen 
der Wochenhilfe nach der Reichsverſicherurgserdnung anlehnen, da 
fie dieſer nachgebildet find. Nev.⸗Sen., 30. November 1915, 
IIa K. 223/15. 


6. 8 223 RBO. Verjährung des Anſpruchs auf Kranlın 
kaſſenleiſtungen. 


Die Unterbrechung der Verjährung wird in der NBD. ebenſo⸗ 
wenig wie im Krankenverſicherungsgeſetz ausdrücklich geregelt. Die 
Vorſchriften des BGB. ſind deshalb ſinngemäß anzuwenden, wie 
das Keichsverſicherungsamt auch ſchon früher in einem die Invaliden 
verſicherung betreffenden Falle entſchieden hat (Amtl. Nachr. des 
NVA. 1910, 644). Darum war den Vorinſtanzen darin beizutreten, 
daß durch bloße, an die Krankenkaſſe gerichtete Zahlungsaufforderungen 
oder Mahnungen die Verjährung nicht unterbrochen wird. Die 
Wirkung einer Unterbrechung der Verjährung hat bei Streit über 
die Leiſtungen aus der Krankenverſicherung erſt die nach § 1636 
RVO. bei dem Verſicherungsamt erhobene Klage, denn die Stellung 
der Träger der Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſicherung und der 
Träger der Krankenverſicherung bei Anträgen auf Gewährung ven 
Verſicherungsleiſtungen iſt grundſätzlich verſchieden. Während auf 
dem erſteren Verſicherungsgebiete die Verſicherungsträger nach den 
88 1660, 1631 NO. bei Geltendmachung eines Anſpruchs einen 
förmlichen Beſcheid zu erteilen haben, alſo erkennende Behörden 
erſter Inſtanz find, fo daß hier der nach 8 1613 Rd. an das 
Verſicherungsamt zu richtende, von ihm dem Verſicherungsträger u 
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überſendende Antrag auf die Verſicherungsleiſtungen einer förmlichen 
Klage gleichſteht, haben die Krankenkaſſen bei Anträgen auf Gewährung 
der Krankenhilfe (§S 1551 Abſ. 1 RWO.) derartige Beſcheide nicht zu 
erlaſſen. Hier ergehen eigentliche Entſcheidungen über die Leiſtungs⸗ 
pflicht der Kaſſen nur in Streitfällen, und zwar werden ſie in 
etſter Inſtanz nicht von dem Verſicherungsträger ſelbſt, ſondern dem 
Berſicherungsamt nach 8 1836 RVO. gefällt. Deshalb ſteht hier 
auch erſt die Anrufung des Verſicherungsamts der Klageerhebung 
gleich, während die Geltendmachung des Anſpruchs gegenüber der 
Krankenkaſſe nur die Bedeutung einer an den Schuldner gerichteten 
außergerichtlichen Zahlungsaufforderung oder Mahnung hat, die allein 
zur Unterbrechung der Verjährung nicht ausreicht. Nev.⸗Sen., 
10. Januar 1916, IIa X. 256/15. 


ortſetzung folgt.) 


Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 
Prozeßſgrundſätze des Verwaltungs ſtreitverfahrens. 
Berichtet von Juſtizrat Dr. Görres, Berlin. 
(Fortſetzung aus Nr. 17, 1916.) 


1. Stellung des Diſziplinarrichters zum ſtrafrichter⸗ 
lichen Urteil. 


Bei Punkt 1 (Zerreißen der Einladung des Stadtverordneten⸗ 
vorſtehers zur Sitzung) iſt im gerichtlichen Strafverfahren Frei⸗ 
ſprechung des Angeſchuldigten von der Anklage aus 8 133 Sts. 
erfolgt. Die Annahme des Angeſchuldigten, daß damit auch ein 
Eingehen auf dieſe Anſchuldigung im Diſziplinarverfahren ausge⸗ 
ſchloſſen ſei, trifft nicht zu. Nach § 5 Abf. I des Diſziplinargeſetzes 
vom 21. Juli 1852 kann vielmehr wegen derjenigen Tatſachen, welche 
in der gerichtlichen Unterſuchung zur Erörterung gekommen ſind, auch 
noch ein Diſziplinarverfahren ſtattfinden; freilich nur inſofern, als 
dieſelben an ſich und ohne ihre Beziehung zu dem geſetzlichen Tat⸗ 
beſtande des Vergehens, welches den Gegenſtand der Unterſuchung 
bildete, ein Dienſtvergehen enthalten. Danach iſt dem Bezirks⸗ 
ausſchuſſe darin beizutreten, daß der Angeſchuldigte, wenngleich ihm 
nach Maßgabe des ſtrafgerichtlichen Erkenntniſſes die vom Strafgeſetze 
erforderte Vorſätzlichkeit gefehlt hat, für ſeine Handlungsweiſe doch 
diſziplinariſch zur Rechenſchaft gezogen werden kann und muß. 

Ebenſo iſt auch die zweite Anſchuldigung der Beleidigung der 
Magiſtrats mitglieder durch den Vorwurf der Urkundenfälſchung, ob⸗ 
gleich hier das Strafverfahren nach Zurücknahme der Strafanträge 
durch Urteil eingeſtellt iſt, mit Recht und uneingeſchränkt in das 
Diſziplinarverfahren einbezogen worden. Daß der Angeſchuldigte 
in der Strafkammerſitzung die beleidigenden Äußerungen zurück⸗ 
genommen hat, kann ihn vor dem Diſzplinarrichter nicht entlaſten. 
Denn dadurch wird die Tatſache nicht ausgeräumt, daß der Ange⸗ 
ſchuldigte in unerhört leichtfertiger Weiſe ſchwer beleidigende Vorwürfe 
gegen Magiſtratsmitglieder in öffentlicher Stadtverordnetenſitzung 
erhoben und dadurch ihr Anſehen vor den Stadtverordneten und der 
Bürgerſchaft zu untergraben verſucht hat. 

Beſonders verwerflich iſt das Verhalten des Angeſchuldigten, das 
zu ſeiner gerichtlichen Beſtrafung mit einem Monat Geſängnis wegen 
wiſſentlich ſalſcher Anſchuldigung gemäß 8 164 StGB. geführt hat 
und wegen deſſen das Diſziplinarverfahren nach rechtskräftigem 
Abſchluß des Strafverfahrens folgerichtig wieder aufgenommen iſt. 
Die vom Angeſchuldigten hierzu beantragte Beweiserhebung vorzu⸗ 
nehmen erübrigt ſich; vielmehr find nach ſtändiger Nechtſprechung des 
Gerichtshofes, don der abzugehen keine Veranlaſſung vorlag, die 
tatfächlichen Feſtſtellungen des ſtrafgerichtlichen Erkenntniſſes der 
diſtipltnariſchen Entſcheldung zugrunde zu legen. 

Daß die gegen den Angeſchuldigten erkannte gerichtliche Strafe 
im Bnadenwege in eine Geldſtrafe umgewandelt wurde, iſt nicht 
geeignet, eine andere Nuffaſſung herbeizuführen, da dadurch die tat⸗ 
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ſächlichen Feſtſtellungen, auf die es allein ankommt, in keiner Weiſe 
berührt werden. (U. v. 6. 7. 16, Diſziplinarſen., P. S. 9/18.) 


2. Beweislaſt. 

Es war unrichtig, wenn der Bezirksausſchuß, ohne die rechtliche 
Eigenſchaft der einzelnen unter dem Konto „Spareinlagen“ gebuchten 
Poſten zu unterſuchen, annahm, daß eine gewiſſe Samme biefer 
Poſten als dem Gewerbebetriebe des Klägers dauernd gewidmet an⸗ 
zuſehen ſei. Er mußte vielmehr bei jedem einzelnen Poſten prüfen, 
ob es ſich um echte Depoſiten oder Spareinlagen, oder, wie der 
Beklagte behauptet hat, um fremde Gelder handelte, die der Kläger 
nicht angenommen und empfangen hat, weil der Einzahlende über⸗ 
flüſſige Gelder nicht ſelbſt aufbewahren und ſich gegen Diebſtahl und 
Berluft ſichern will, auch nicht, um den Sparſinn der Mitglieder zu 
wecken und hierdurch und durch Gewährung von Zinſen den Wohlſtand 
zu fördern und zur Hebung feiner Mitglieder beizutragen, ſondern 
nur zur Vermehrung des zu feinem Unternehmen erforderlichen 
Betriebskapitals und um einen Gewinn zu erzielen. Die Vorent⸗ 
ſcheidung, die den Begriff des Betriebskapitals verkennt, mußte hier⸗ 
nach aufgehoben werden. 

Bei freier Beurteilung iſt die Sache nicht ſpruchreiſ. Sie 
mußte deshalb zu anderweitiger Verhandlung und Entſcheidung in 
die Vorinſtanz zurückgewieſen werden. Der Vorderrichter wird unter 
Beachtung der angegebenen Geſichts punkte nochmals zu prüfen haben, 
ob und in welchem Umfange die ſogenannten Spareinlagen zum 
Betriebskapital gehören. Wenn der Beklagte nicht imſtande 
iſt, den Nachweis zu führen, daß die ſogenannten Spareinlagen 
Gelder ſind, die zu anderen Zwecken, als ſie bei Spareinlagen und 
Depoſiten obwalten, dem Kläger überlaſſen ſind, werden ſie vom 
Betriebskapital auszuſchließen ſein. (Urt. v. 22. Februar 16, 
VIII. Sen., VIII C. 45/16.) Vgl. DVG. 68, 256 zum KAG. 8 53: 

Das OG. hat im allgemeinen ausgeſprochen, daß es in erſter 
Linie Sache der Betriebsgemeinde ſei, den Nachweis der Vorteile zu 
führen, die ſie angerechnet wiſſen will. Damit iſt aber nicht geſagt, 
daß die Wohngemeinde ſich demgegenüber lediglich beſtreitend verhalten 
und jede Mitwirkung bei der Feſtſtellung ablehnen kann. Soweit es 
ſich um Unterlagen handelt, die in erſter Linie die Wohngemeinde 
beizubringen in der Lage iſt, wird ſie zur Aufklärung der Sache 
ihrerſeits beitragen müffen. Entzieht ſich die Wohngemeinde dem 
ſchuldhafterweiſe, ſo wird ſie ſich über ihr ungünſtige Schätzungen 
nicht beſchweren können. 


8. Gutachten. 

Die Reviſionsrüge des Beklagten iſt begründet. Wie er mit 
Recht geltend macht, iſt nach der ſtändigen Rechtſprechung des er: 
kennenden Gerichtshofs wie auch der Gerichtshöfe anderer deutſcher 
Bundesſtaaten bei Ermittlung des gemeinen Wertes eines Grundſtücks 
zunächſt danach zu fragen, was für das Grundſtück unter normalen 
Verhältniſſen bezahlt worden iſt, und ſodann ſind die in der frag⸗ 
lichen Zeit für weſentlich gleichartige Grundſtücke gezahlten Kauf⸗ 
preiſe zum Vergleiche heranzuziehen. Als ein Verfahrensmangel er⸗ 
ſcheint es, wenn ſolche Ermittlungen unterlaſſen werden, ohne daß 
dargetan wird, weshalb von den Parteien etwa angegebene Vergleichs⸗ 
preiſe ungeeignet waren oder nicht zum richtigen Ergebniſſe führen 
könnten. Hiergegen verſtößt das Gutachten der Sachverſtändigen, 
auf welches ſich die angefochtene Entſcheidung im weſentlichen ſtützt. 
Ferner leidet dieſes Gutachten noch an dem Mangel, daß es die 
Unterlagen, auf denen es beruht, nicht in ausreichender Weiſe er: 
kennen läßt. Da der Bezirksausſchuß dies verkannt hat, unterliegt 
feine Entſcheidung der Aufhebung. Denn die Bezugnahme eines 
Urteils auf ein ungenügend begründetes Gutachten bildet — als eine 
ungenügende Begründung des Urteils ſelbſt — nach der ſtändigen 
Rechtſprechung des O6. einen weſentlichen Verfahrensmangel. 
(Urt. d. 28. 8. 10, VII. Sen., VII C. 18/10). 

Der Bezirksausſchuß ſtützt feine Annahme, daß der Srwerbäpreis 
für die veräußerte Parzelle auf 1865 M zu bemeſſen fei, auf das 
Gutachten eines Sachverſtändigen. Wenn er aus dieſem die Aber⸗ 
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zeugnng von der Richtigkeit der Annahme gewann, fo brauchte er 
allerdings, da der Verwaltungsrichter ſich feine Überzeugung frei und 
unabhängig von den Anträgen der Parteien bilden kann (88 76, 79 
LVG.) den Sachverſtändigen nicht zu vereidigen und auch nicht weitere 
Beweiſe zu erheben. Aber das Gutachten mußte die rechtlichen Ge⸗ 
ſichtspunkte und die tatſächlichen Unterlagen, auf denen es beruht, 
erkennen laſſen, da andernfalls eine Nachprüfung, die ſowohl den 
Parteien wie dem Verwaltungsrichter möglich ſein muß, nicht ſtatt⸗ 
finden und das Gutachten der Entſcheidung nicht als Grundlage 
dienen kann. (Urt. v. 11. 2. 16, VII Sen., VII C. 147/14). 


4. Urteilsinhalt. 

Wie das OVG. für das Gemeindeabgabenrecht in ſtändiger 
Rechtſprechung angenommen hat, muß der Verwaltungsrichter in 
ſeiner Entſcheidung über eine Steuerklage entweder die endgültige 
Freiſtellung des Klägers von der geforderten Steuer oder die Ab⸗ 
weiſung der Klage oder die Herabſetzung der geforderten Steuer 
auf einen beſtimmten Betrag ausſprechen und darf die Entſcheidung 
nicht auf die Feſiſtellung der Grundſätze für eine anderweite Ver⸗ 
anlagung beſchränken. Da die Staatsbehörde mit dem nach 8 23 
des Geſetzes betreffend die Erhebung von Kirchenſteuern in den 
katholiſchen Kirchengemeinden und Geſamtverbänden vom 14 Juli 1905 
zu erlaſſenden Beſcheide eine der richterlichen ähnliche Tätigkeit ausübt 
und eine Entſcheidung in einem Parteienſtreite gibt, ſo muß für die 
von ihr zu erlaſſenden Beſcheide das gleiche gelten. Hiergegen hat 
der Regierungspräſident in feinem Beſcheide vom 17. April 1915 
verſtoßen. Er erachtet zwar die Beſchwerde des Beklagten in einzelnen 
Punkten für begründet, hält ſomit eine Ermäßigung der Steuer in 
einem gewiſſen Umfange für berechtigt, hat jedoch den Betrag, um 
welchen die Ermäßigung eintreten ſoll, nicht erkennbar gemacht. Er 
hat vielmehr nur die Grundſätze für eine richtige Veranlagung auf⸗ 
geſtellt. Das Verfahren des Regierungspräſidenten leidet ſomit an 
einem auch den Kläger beſchwerenden Mangel. (Urt. v. 23. 5. 16, 
VIII Sen., VIII A. 21/15). 


5. Rechtskraft. 

Das Begehren, eine Steuerverordnung allgemein für ungültig zu 
erklären, iſt unzuläſſig. Denn eine Klage auf Ungültigkeitserklärung 
einer Steuerordnung iſt nicht gegeben. Wenn eine Steuerordnung 
an einem weſentlichen Mangel leidet, ſo kann der Verwaltungsrichter 
allerdings in die Lage kommen, ihre Ungültigkeit feſtzuſtellen. Dies 
iſt jedoch nur zuläſſig, wenn die Entſcheidung über einen Antrag 
auf Freiſtellung (oder Herabſetzung der Steuer) von der Gültigkeit 
der Steuerordnung abhängt, und die Feſtſtellung der Ungültigkeit 
bezieht ſich dann ſtets nur auf den einzelnen entſchiedenen Fall; 
allgemeine formale Wirkung hat ſie nicht; vielmehr muß in 
etwaigen ſpäteren Fällen über die Gültigkeit der Steuerordnung 
von neuem entſchieden werden. (Urt. v. 18. 1. 16, VII. Sen., 
VII C. 367/16.) 


Hypothekeneinigungsamt Berlin. 


Berichtet von Rechtsanwalt und Privatdozent Dr. Arthur Nußbaum, 
Berlin. 


1. Der einzelne Hypothekengläubiger hat, wenn der 
Schuldner ſeine geſamten Einnahmen den Gläubigern in 
geeigneter Weiſe zur Verfügung ſtellt, bei ſeinem Vor⸗ 
gehen auch die Geſamtintereſſen der Gläubiger zu be: 
rückſichtigen. 

Die Friſtgewährung wird durch die Lage des Schuldners gerecht⸗ 
fertigt. Der Schuldner hat ſein ganzes Vermögen im Grundbeſitz an⸗ 
gelegt. Ihm gehören in Berlin drei und in H. zwei Grundſtücke. 
Infolge des Krieges ſind ſeine Einnahmen ſtark zurückgegangen. 
Allein an dem hier in Frage ſtehenden Grundſtück belaufen ſich die 
Kriegsverluſte auf jährlich 6000 /. Das Grundſtück ſteht unter 


Zwangsverwaltung. Der Schuldner iſt Verwalter unter Aufſicht des 
Direktors der an erſter Stelle eingetragenen Verſicherungsgeſellſchaſt. 
Dieſe hat bewilligt, daß aus den Grundſtückseinnahmen der Antrag⸗ 
ſteller (ein nachſtehender Gläubiger) vierteljährlich mindeſtens 1004 
Zinſen erhält. Das Einigungsamt hat durchaus den Eindruck ge⸗ 
wonnen, daß der Schuldner ehrlich beſtrebt iſt, ſeinen Verpflichtungen 
nachzukommen. Er hat glaubhaft dargelegt, daß er alle ſeine Ein⸗ 
nahmen zur Befriedigung der Hypothekengläubiger verwende, genau 
kontrolliert werde und ſeinen Lebensunterbalt lediglich durch Unter⸗ 
ſtützungen feiner Kinder beziehe. Das Vorgehen des Antragſtellers, 
der dem Schuldner durch fortgeſetzte kleine Wechſelklagen erhebliche 
Koſten verurſacht, ſcheint bei dieſer Sachlage nur geeignet, die Ge 
ſamtintereſſen der Gläubiger und damit letzten Endes auch ſeine 
wohlverſtandenen eigenen Intereſſen zu gefährden. Eine un⸗ 
verhältnismäßige Benachteiligung des Gläubigers kommt daher nicht 
in Frage. (Gutachten vom 1. Mai 1916, C. 16.) 


2. Die Aufhebung des Verſteigerungstermins iſt nur 
gerechtfertigt, wenn eine irgendwie greifbare Hoffnung 
dafür beſteht, daß der Eigentümer nach dem Friedens⸗ 
ſchluß ſeinen Verbindlichkeiten gerecht werden kann. 


Nach der Auffaſſung des Einigungsamtes iſt eine irgendwie 
greifbare Hoffnung dafür, daß die Eigentümerin ihren Verbindlich⸗ 
keiten auch nach dem Friedens ſchluß gerecht werden könnte, nicht vor: 
handen. Schon gegenwärtig belaufen ſich die rückſtändigen Zinſen 
der erſten Hypothek auf ungefähr 20 000 .%, die der zweiten Hypothek 
auf ungefähr 7500 &, die rückſtändigen Grundſteuern auf etwa 
2000 A, und da das Grundſtück unvermietet iſt, fo müſſen dieſe 
Nückſtände fortgeſetzt erheblich ſteigen Der von der Eigentümerin 
vorgenommene Umbau muß als ein durchaus verfehltes und höchſt 
ſpekulatives Unternehmen beurteilt werden. Die Hoffnungen, die ſich 
die Eigentümerin auf ſpätere günſtige Verwertung des Grundſtücks 
macht, ſind ganz unbeſtimmt und von einem Optimismus getragen, 
der einer nüchternen Prüfung nicht ſtandhält. Nach der Auffaſſung 
des Einigungsamts würde eine weitere Hinausſchiebung der Zwangs⸗ 
verſteigerung daher einen unverhältnismäßigen Nachteil insbeſondere 
für die an erſter Stelle ſtehende Verſicherungsgeſellſchaft nach ſich 
ziehen. (Gutachten vom 10. April 1916, A. 186.) 


Oberlandesgerichte. 


Kriegsrechtliche Entſcheidungen. 


1. Das Kriegsteilnehmerſchutzgeſez vom 4. Auguſt 
1914 findet auch auf juriſtiſche Perſonen und Handels⸗ 
geſellſchaften, für die die Vertretung infolge Kriegsteil⸗ 
nehmerſchaft weggefallen iſt, Anwendung. 


Die Beklagte, eine unter Geſchäftsaufſicht geſtellte G. m. b. H., 
hat beantragt, das Verfahren gegen ſie bis zur Beendigung des gegen⸗ 
wärtigen Kriegszuſtandes auszuſetzen, und das LG. hat das durch 
Beſchluß abgelehnt, weil das Kriegsteilnehmerſchutzgeſetz vom 4. Auguſt 
1914 auf juriſtiſche Perſonen grundſätzlich keine Anwendung finden 
könne. Die ſofortige Beſchwerde gegen dieſe Entſcheidung tft zurüd: 
gewieſen aus folgenden Gründen: 

„Die Frage, ob das Geſetz auf Geſellſchaften m. b. H. und andere 
juriſtiſche Perſonen, ſowie auf Geſamthandelsgemeinſchaften wie die 
offene Handelsgeſellſchaft überhaupt angewendet werden kann, iſt im 
Schrifttum ſehr beſtritten und vielfach verneint (vgl. die Uberſichten 
bei Waſſermann Erlanger, Kriegsgeſetze [2] AI, A d zu 88 2, 8 des 
Geſetzes; Menner, JW. 1915, 2). Es iſt zuzugeben, daß der Wortlaut 
des Geſetzes nicht für die Bejahung der Frage ſpricht. Der dort in 
den 88 2, 8 gebrauchte Ausdruck Partei kann ſowohl auf eine natur 
liche wie auf eine juriftifche Perſon bezogen werden. Die näheren 
in 821 aufgeſtellten Voraus ſetzungen ergeben aber Bedingungen, die 


45. Jahrgang. 


nur von natürlichen Perſonen erfüllt werden können, weil nur folche 
zum Heere eingezogen und gefangen werden oder ſich dienſtlich im 
Auslande aufhalten können. Auch 89 des Geſetzes wie 8 8 Bek. vom 
20. Januar 1916 ſprechen ihrem Wortlaute nach nur von natürlichen 
Perſonen. Aber es tft zu beachten, daß der Zweck des Geſetzes ſo⸗ 
wohl bei juriſtiſchen wie bei natürlichen Perſonen wirkſam werden 
kann. Das Geſetz will dem Schutzbedürſnis der zu den Fahnen eins 
berufenen Perſonen dienen, die gegen die nachteiligen Folgen einer 
Weiter führung ihrer Prozeſſe während ihrer Abweſenheit geſichert ſein 
ſollen. Hierbei iſt es gleich, ob fie nur als natürliche Perſonen für 
ſich oder als Organe juriſtiſcher Perſonen an dem Progzeſſe beteiligt 
ſind. Die letzteren ſind bei Abweſenheit ihrer Organe der Fürſorge 
beraubt und in gleicher Weiſe ſchutzbedürftig. Die Rechtſprechung hat 
ſich daher im Anſchluſſe an das NG. (Recht 1905, 109 Nr. 248; 
Leipz 3. 1915, 43) mehr und mehr dahin entſchieden, die Beſtimmungen 
des Geſetzes entſprechend auf juriſtiſche Perſonen anzuwenden; ins⸗ 
befondere ſteht fie, ſoweit die Veröffentlichungen der letzten Monate 
erſehen laſſen, jetzt weitaus überwiegend auf dem grundſatzlich 
bejahenden Standpunkte. So iſt die Ausſetzung für eine G. m. d. H. 
grundſätzlich zugelaſſen vom OLG. Dresden (JW. 1916, 219; 
Recht 1915, 562 Z. 1042 und 564 8. 1071; OL. 31, 187; 
Recht 1915, 454 3. 810, 3. 809), Darmſtadt (DIZ. 1915, 
1241 825), Hamburg (Recht 1915, 620 8. 1193; DZ. 1915 
725 114). Grundſatzlich ähnlich für andere Fälle Recht 1916, 85 
3. 182; 1915, 562 3. 1038, 1039, 1040; 564 8. 1072; 522 
3. vis; 521 3. v09; 522 8. 917, 914; 454 3. 811; JW. 1916 
S. 148, 219; Ov. 31 S. 163, 169; DIZ. 1915, 1042. Vgl. 
die Zuſammenſtellungen bei Soergel, Kriegsrechiſprechung 1914/15 
S. 140, 142, 147, 154; JW. 1915 S. 835, 846, 1077, 1080, 1801, 
1502; 1916, 219.) Grundſätzlich ablehnend OLG. Colmar, 24. März 
1915 (Hiccht 1915, 454 Z. 804), Hamburg, 5. Januar 1915 (DIZ. 
1915, 432), Darmſtadt, 7. Januar 1915 (DIZ. 1915, 213), Stutt⸗ 
gart, 23. März 1915 (Recht 1915, 286 Z. 495), München, 18. No⸗ 
vember 1914 (Seuff A. 70, 48). Der Senat trägt keine Bedenken, 
im Anſchluſſe an den für eine offene Handelsgeſellſchaft ergangenen 
Beſchluß vom 9. Oktober 1914 (DIZ. 1914, 1306) die Anwendbarkeit 
auf juriſtiſche Perſonen zu bejahen, für die die Vertretung infolge der 
Kriegsteilnehmerſchaft weggefallen iſt, ſei es, daß die einzige oder alle 
vertretungsberechtigten Perſonen zum Kriegsdienſt eingezogen ſind, ſei 
es bei Geſamtvertretung, daß wenigſtens ſo viele weggefallen ſind, 
daß eine Geſamtvertretung nicht mehr zu ermöglichen iſt. 

Für den einzelnen Fall ſind trotzdem die näheren Umſtände 
daraufhin zu prüfen, ob nicht die Ausſetzung offenbar unbillig iſt 
(S 2 der Bek. vom 14. Januar 1915). Hier findet Geſamtvertretung 
für die verklagte G. m. d. H. ſtatt, da nach dem vorgelegten Geſellſchafts⸗ 
vertrage zwei Geſchäftsführer oder ein Geſchäſtsführer und ein Prokuriſt 
gemeinſam zeichnen. Nach der in den Schriftſätzen nicht beſtrittenen An⸗ 
gabe der Beklagten iſt ihr Werk in der Kriegszeit ftillgelegt. Danach 
iſt anzunehmen, daß ein Prokuriſt nicht mehr vorhanden iſt. Von den 
beiden Geſchäftsführern iſt der eine, nach der Behauptung der Beklagten, 
noch vorhanden, aber bei einem anderen Werk auswärts in Stellung, 
während der zweite eingezogen iſt. Wenn auch der erſtere ſeine 
Stellung nur ſormell beibehalten hat, ſo hat er ſie doch inne und 
kann zur Vertretung der Beklagten mitwirken. Zu welchem Truppen⸗ 
teile der zweite eingezogen iſt, erhellt weder aus der Darſtellung der 
Beklagten noch aus der von ihr zur Glaubhaftmachung überreichten 
Beſcheinigung des Rechtsanwalts K. Dieſe ſagt aber, daß die Briefe 
dem Geſchäftsſührer nachgeſchickt werden und er möglichſt oft auf 
Urlaub zu kommen ſucht. Ob die hiernach beſtehenden Schwierigkeiten 
in der Führung der Geſchäfte durch die Beſtellung eines neuen Ge⸗ 
ſchäſtsführers gelöſt werden können, iſt mindeſtens zweifelhaft. Da 
das Werk ſtillgelegt iſt, kann bei dem durch den Krieg hervorgerufenen 
Perſonalmangel nicht ohne weiteres angenommen werden, daß eine 


— 


1) Vol. auch JW. 1916 S. 452, 609, 876. D. S. 
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geeignete Rraft zu finden iſt, und wenn fie zu finden iſt, kann die 
dadurch bedingte unnütze Ausgabe der Beklagten, die nichts verdienen 
wird, nicht zugemutet werden. Die gedachte Beſcheinigung ergibt 
aber, daß die Verbindung mit dem Geſchäftsführer M. noch aufrecht⸗ 
erhalten wird, er auch ab und zu ſelbſt in O. erſcheint. Er kann 
alſo Geſchäfte beſorgen, die brieflich erledigt werden können. Für die 
Weiterführung des vorliegenden Prozeſſes iſt dies anzunehmen.“ 
(OLG. Braunſchweig, II. Senat, Beſchluß vom 22. Februar 1916, 
2 W. 10/16.) 
Mitgeteilt von Rechtsanwalt V. Heymann, Braunſchweig. 


* * 
a 


2. Klage des Zwangsverwalters einer in Deutſch⸗ 
land anſäſſigen engliſchen Firma auf Herausgabe eines 
Betrags, den der Engländer in Erwartung von Zwangs⸗ 
maßregeln weggegeben hatte. 


Als Zwangsverwalter des hier unter der Firma Peter J. B. 
beſtehenden engliſchen Unternehmens — auf Grund der Verordnung 
vom 26. November / 22. Dezember 1914 — hat der Kläger vor 
allem die Aufgabe, das dem Unternehmen gehörende Vermögen in 
Beſitz zu nehmen (8 2 Bek. vom 26. November 1914); er hat die 
Befugnis, alle Rechtshandlungen für das Unternehmen an Stelle von 
deſſen Inhaber vorzunehmen. Die Beklagte nimmt nicht in Abrede, 
daß ſie von dem Kaufmann John B., dem alleinigen Inhaber jener 
Firma, Ende Oktoder 1914 die Summe von 10 500 & und ein 
Sparkaſſenbuch von 843 & aus dem Geſchäftsvermögen erhalten hat. 
Über den rechtlichen Grund der Hingabe dieſer Werte von B. an die 
Beklagte ſtreiten die Parteien. 

John B. hat allerdings bei ſeiner Vernehmung als Zeuge von 
einer „Schenkung“ jener Beträge an die Beklagte nicht gefprochen; 
er hat nur ausgeſagt, daß er ihr das Geld ausbezahlt und das 
Sparkaſſenbuch übergeben habe, damit fie zu leben habe, falls ihm 
etwas zuſtieße, und damit ſie mit der Ausſteuer anfangen könne. 
Auch wenn man mit dem Landgericht dieſe Ausſage dahin auffaßt, 
daß der Zeuge danach der Beklagten das Geld nur zur Verwendung 
ſür die erwähnten Zwecke während ſeiner Abweſenheit gegeben hat, 
ohne ſich damit endgültig und völlig des Geldes entäußern zu wollen, 
fo würde doch der Kläger, der an Stelle von B. deſſen Rechte aus: 
übt, zur Zeit nicht zur Rückforderung berechtigt ſein; vielmehr hätte die 
Beklagte einen Anſpruch darauf, das Geld zu behalten und für ihre 
erwähnten eigenen Zwecke zu verwenden, bis B. wieder auf freien 
Fuß kommt und in der früheren Weiſe für ſie ſorgen kann. Erſt 
dann könnten B. oder an ſeiner Stelle der Kläger die Herausgabe 
des noch vorhandenen Geldes verlangen. 

Demgegenüber bleibt die Beklagte dabei, daß B. ihr das Geld 
geſchenkt habe, und auch die Ausſage B.s in der Strafſache ſcheint 
für eine Schenkung zu ſprechen. Das Gericht läßt es dahingeſtellt, 
ob eine Schenkung der geſamten Beträge vorlag oder ob das Geld 
der Beklagten zur Verwendung für ihre Zwecke in dem oben ange⸗ 
gebenen Sinne gegeben wurde. In dem einen wie in dem anderen 
Falle würde das Geld durch die getroffenen Maßnahmen — voraus⸗ 
geſetzt, daß dieſe rechtsgültig find, worauf unten einzugehen iſt — dem 
Zugriff des klagenden Zwangsverwalters entzogen fein. 

Das Gericht iſt aber auch überzeugt, daß B. bei dieſer Zu⸗ 
wendung an die Beklagte den Zweck verfolgte, das Geld einem be⸗ 
vorſtehenden Zugriff der deutſchen Regierung zu entziehen. Dafür 
ſpricht zunächſt die Erwägung, daß zu der fraglichen Zeit — Ende 
Oktober 1914 — wie gerichtsbekannt iſt, bereits allgemein mit einem 
Eingreiſen der deutſchen Regierung in die im Inland betriebenen 
feindlichen Geſchäftsunternehmungen zu Vergeltungszwecken gerechnet 
wurde, wenn im einzelnen auch nicht bekannt war, wohin die Maß⸗ 
nahmen gehen würden. Allerdings iſt die Anordnung einer Zwangs⸗ 
verwaltung zunächſt für franzöſiſche Unternehmungen erſt am 
26. November 1914 und die gleiche Anordnung für britiſche Unter⸗ 
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nehmungen am 22. Dezember 1914 erfolgt. Aber es waren ſchon 
geraume Zeit vorher Nachrichten bekannt geworden, nach denen die 
feindlichen Regierungen auch das in ihrem Herrſchaftsbereich befindliche 
Privateigentum deutſcher Reichs angehöriger angriffen und insbeſondere 
deutſche Unternehmungen in ihrem Gebiet unter Aufſicht ſtellten, und 
in der deutſchen Preſſe wurden allgemein entſprechende Vergeltungs⸗ 
maßregeln gefordert. Es mag in dieſer Beziehung auf die Denkſchriſt 
zu der bereits am 4. September 1914 erlaſſenen Bekanntmachung 
betreffend die Überwachung ausländiſcher Unternehmungen verwieſen 
werden (abgedr. bei Güthe⸗Schlegelberger, Kriegsbuch Bd. I S. 869). 
Wenn dieſe zunächſt auch eine Geſchäftsaufſicht nur für vom feind⸗ 
lichen Ausland aus geleitete oder beaufſichtigte Unternehmungen an⸗ 
ordnete, To daß das Geſchäft B.s davon nicht betroffen wurde, fo 
ſagt die Denkſchriſt doch weitergehend, daß nach den erhaltenen Nach⸗ 
richten die engliſche und franzöſiſche Regierung gewerbliche Nieder⸗ 
laſſungen deutſcher Reichs angehöriger unter Staatsaufſicht ſtellten 
und unter ungünſtigen Verhältniſſen zur Liquidation zwängen, und 
daß die deutſche Regierung, wenn ſte ſich zunächſt auch auf die An⸗ 
ordnung einer Geſchäftsaufſicht über die erwähnten Unternehmungen 
beſchränke, gegebenenfalls doch zu weiteren Vergeltungsmaßnahmen 
gezwungen ſein würde. Es kann nicht zweifelhaft fein, daß B. von 
dieſen Vorgängen Kenntnis hatle, an denen er als engliſcher Staats⸗ 
angehöriger, der in Deutſchland ſein Geſchäft betrieb, in höchſtem 
Naße intereſſiert war. 

Dafür, daß B. mit der Zuwendung der 11 000 & an die Be: 
Hagte bezweckte, dieſes Geld einem Zugriff der Regierung zu entziehen, 
ſpricht ferner aber die Tatſache dieſer Zuwendung an die Beklagte. 
Wenn es ihm nur darauf ankam, die Beklagte während ſeiner Ab⸗ 
weſenheit zu verſorgen, hätte er ihr die für ihren Unterhalt jeweils 
erforderlichen Beträge aus ſeinem Geſchäft zukommen laſſen können. 
Dies hätte um ſo näher gelegen, als er der Beklagten nach ſeiner 
Ausſage auch ſeine Vertretung im Geſchäft übertrug und ſie beauf⸗ 
tragte, den Angeſtellten aus den Eingängen ihr Gehalt weiter zu 
zahlen; ebenſo hätte er es ihr überlaſſen können, das für ihren Be⸗ 
darf erforderliche Geld der Geſchäftskaſſe zu entnehmen. Wenn er 
ſtatt deſſen alle verfügbaren Mittel aus dem Geſchäft zog und ihr 
ſchenkte oder doch in oben angegebener Weiſe zur Verfügung ſtellte, 
fo läßt ſich dieſe Maßnahme nur erklären aus dem Zwecke, die 
Mittel des Geſchäfts vor einem Zugriff der Regierung beiſeite zu 
ſchaffen, wenn er daneben auch die Abſicht verſolgt haben mag, für 
die Beklagte zu ſorgen. Dabei iſt auch zu beachten, daß die 11000 & 
einen ſehr erheblichen Teil des ganzen Geſchäftskapitals darſtellten, 
fo daß dieſe Zuwendung an feine Braut auch nach den Verhältniſſen 
B.8 eine durchaus ungewöhnliche war, zumal da nach feiner Aus⸗ 
ſage auch ſein Vater überwiegend an dem Geſchäft beteiligt war, dem 
gegenüber er eine ſolche Verfügung über die Geſchäftsmittel gar nicht 
vornehmen durfte. Auch die zwiſchen den Parteien unſtreitige Tat⸗ 
ſache, daß B. zunächſt verſuchte, das Geld bei ſeinem Schwager unter⸗ 
zubringen, der es aber zurückgehen ließ, ſpricht dafür, daß es ihm 
auf ein Beiſeiteſchaffen ankam. Endlich hat B. dem Kläger zunächſt 
unwahrerweiſe geſagt, er habe der Beklagten das Geld gegeben zur 
Bezahlung einer Forderung von K.; auch dies läßt erkennen, daß er 
mit der Hingabe des Geldes an die Beklagte einen Zweck verfolgt 
hatte, den er vor dem Kläger zu verheimlichen ſuchte. 

Das Gericht iſt aber auch überzeugt, daß die Beklagte davon 
Kenntnis hatte, daß B. das Geld durch die Zuwendung an ſie einem 
Zugriff der deutſchen Regierung entziehen wollte. Wenn er ihr dieſe 
für ſeine Verhältniſſe ſo erhebliche Summe in bar übergab, damit ſie 
für ihre Zwecke darüber verfüge, ſo mußte das für ſie in hohem 
Maße auffällig ſein. Bei ihrem nahen Verhältnis zueinander — ſie 
waren ſeit Jahren verlobt und lebten zuſammen — kann kein Zweifel 
daran fein, daß B. fie über feine Abſicht, das Geld vor einem Zugriff 
der Regierung beiſeite zu bringen, unterrichtete. Auch die Tatſachen, 
daß fie das Geld fofort auf zwei Sparkaſſenbücher auf ihren Namen 
wieder belegte und daß fie dem Kläger auf feine Anfrage wegen biefer 
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Abhebungen von dem Geſchäftsguthaben anfangs die Auskunft ver⸗ 
weigerte, laſſen erkennen, daß fie von jener Abſicht B.s Kenntnis halte. 

Erfolgte die Zuwendung des Geldes an die Deklagte aber zu 
dem beiden Beteiligten bekannten Zwecke, das Geld einem erwarteten 
Eingreifen der deutſchen Regierung zu entziehen, fo verfiieh das 
Rechtsgeſchäft gegen die guten Sitten und war daher nichtig (888. 
8 188). Nach der Rechtſprechung des RG. verſtößt ein Nechtsgeſchäft 
dann gegen die guten Sitten, wenn es dem Anſtandsgefüßhl aller 
billig und gerecht Denkenden widerſpricht (RGRKom. zum BEL. 
8 138 Anm. 1); um zu beurteilen, ob dies der Fall iſt, iſt das zur 
Zeit der Vornahme des Geſchäfts herrſchende Vollsbewußtſein in 
Betracht zu ziehen (RG. 77, 421f.). “) 

Dieſe Erforderniſſe eines ſittenwidrigen Geſchäfts aber find hier 
gegeben. Allerdings mag die Beklagte ſich bei der Annahme des 
Geldes von dem Beſtreben haben leiten laſſen, damit die Mittel für 
ihren Unterhalt und die Beſchaffung ihrer Ausſteuer während der 
Abweſenheit BD zu gewinnen, ein Beſtreben, das an ſich begreiflich 
und unter anderen Umſtänden bei ihrem Verhältnis zu B., der bisher 
ſchon für fie geſorgt hatte, auch durchaus berechtigt fein würde. 
Einen Anſpruch auf das Geld hatte fie keinenfalls; fie ſelbſt gibt an, 
B. habe es ihr geſchenkt, fo daß beide Beteiligten ſich über die Un⸗ 
entgeltlichkeit der Zuwendung einig waren. 

Aber wenn auch jenes egoiſtiſche Beſtreben bei der Beklagten 
maßgebend geweſen fein mag, fo gab den Anlaß zur Überweifung 
dieſer erheblichen Geldbeträge aus dem B. ſchen Geſchäft, wie oben 
ausgeführt, doch die Befürchtung, daß ein Zugriff der deutſchen 
Regierung bevorſtehe, und der Zweck war, dieſe Mittel des Geſchäftz 
einem ſolchen Zugriff zu entziehen. Es widerſpricht aber in hohem 
Maße dem herrſchenden Volksbewußtſein, daß in einer ſolchen Zeit, 
in der das Vaterland in ſchwerer Bedrängnis die größten Opfer an 
Blut und Gut von den Mitbürgern fordert, ein Deutſcher ſich unter 
Voranſtellung ſeiner perſönlichen Intereſſen von einem feindlichen 
Staatsangehörigen Mittel geben läßt, die damit einer gegen die 
Feinde gerichteten Maßnahme der deutſchen Regierung entzogen werden 
ſollen, und ſo zur Schädigung der Intereſſen des Vaterlandes beiträgt. 
Dabei kann dahingeſtellt bleiben, ob die Anordnung einer Zwangs 
verwaltung über feindliche Unternehmungen ſich lediglich als eine Ver⸗ 
geltungsmaßregel gegen gleiche Eingriffe der feindlichen Staaten dar⸗ 
ſtellt oder ob damit weiter die deutſche Regierung ſich auch ein Pfand 
ſichern wollte für eine ſpäter elwa erforderliche Entſchädigung der 
durch ſolche Maßnahmen der Feinde betroffenen RNeichsangehörigen. 
In beiden Fällen war die Maßregel der Regierung im Intereſſe des 
Vaterlandes getroffen, und ſie wurde illuſoriſch, wenn es den In⸗ 
habern der feindlichen Unternehmungen gelang, zuvor ihre Mittel 
beiſeite zu bringen. Ob die Beklagte ſich der Sittenwidrigkeit ihres 
Handelns bewußt war, iſt gleichgültig; es genügt, daß ſie als Deutſche 
durch die Annahme des Geldes der feindlichen Unternehmung objektiv 
ſittenwidrig handelte (RG. 79, 23).2) 

Berftieß die Beklagte aber durch die Annahme der ihr von B. 
zugewendeten Werte gegen die guten Sitten, fo tft fie nach BGB. 
8 817 zur Heraus gabe des Erlangten verpflichtet. Der Kläger kann 
in feiner Stellung als Zwangsverwalter des B. ſchen Geſchäfts die 
Rückgabe fordern, da dem B. als Leiftenden ein Verſtoß gegen die 
guten Sitten nicht zur Laſt fiel (5 817, 2); wenn dieſer als Eng. 
länder die gegen ſein Vaterland gerichteten Maßnahmen der deutſchen 
Regierung zu durchkreuzen beſtrebt war, fo kann ihm der Vorwurf 
des ſittenwidrigen Handelns nicht gemacht werden. (OLG. Hamburg, 
38S. 4, Urteil vom 14. Juli 1916, Bf. IV 203/1916.) 

Mitgeteilt von Senatspräſident Dr. Mittelſtein, Hamburg 


) JW. 1912, 134. 
2) JW. 1912, 588. 
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3. Zuläſſigkeit der Zwangs vollſtreckung gegen einen 
unter Geſchäftsauſſicht ſtehenden Schuldner wegen Aus⸗ 
ſonderungsanſprüchen der in 8 46 KO. bezeichneten Art; 
3 9 Nr. 2 GeſchAufſ Bo. vom 8. Auguſt 1914. 


Die vom LG. nicht erörterte Frage der Zuläſſigkeit der ſofortigen 
Beſchwerde war zu bejahen. Obwohl nach 8 11 BRVDO. vom 
8. Auguſt 1914, betr. die Anwendung einer Geſchäftsaufſicht zur 
Abwendung des Konkursverfahrens, die dieſe Verordnung betreffenden 
Entſcheidungen des AG. unanfechtbar find, iſt doch ein Rechtsmittel 
dann für zuläſſig zu erachten, wenn es ſich, wie hier, darum handelt, 
ob im gegebenen Falle gegenüber den Vorſchriſten der BD. die 
Zwangsvollſtreckung in das Vermögen des unter Geſchäftsaufſicht 
ſtehenden Schuldners ſtattfinden darf (ZRD. § 793); zu vgl. Sin⸗ 
tenis, Kriegsgeſetze, 2. Aufl., S. 374 Anm. 1 zu 8 11. Stehen 
mithin der von der Gläubigerin erhobenen ſofortigen Beſchwerde 
(88 766, 793 ZPO.) keine Bedenken entgegen, fo auch nicht der von 
der Schuldnerin eingelegten weiteren ſoſortigen Beſchwerde. 


Letztere iſt auch für begründet zu erachten. Zwar iſt dem LG. 
imſoweit beizuſtimmen, als es mit Jaeger (BankA. 14, 85), Breit 
(JW. 1915, 168 Note 11) und Waſſermann⸗Erlanger (Kriegs⸗ 
geſetze, 2. Aufl., S. 211) gegen Bendix (Kriegs ſonderrecht S. 98/99) 
und Mayer (Privatrecht des Kriegs S. 163) die Ausnahmevorſchrift 
des 8 9 Nr. 2 BD. vom 8. Auguſt 1914 auch auf die Erſatzaus⸗ 
ſonderung des 8 46 KO. erſtrecken will. Aber um einen Fall des 
8 46 KO. handelt es ſich bei der durch die fofortige und die weitere 
ſofortige Beſchwerde zu entſcheidenden Frage Überhaupt nicht. 

Wie ſich aus dem Beſchluffe des AG. vom 21. Juni 1916 in 
Verbindung mit den Ausführungen der Parteien ergibt, betrifft das 
Beſchwerdeverfahren weder die Zwangsvollſtreckung in die bei der 
Schuldnerin in Natur vorhandenen Teppiche der Gläubigerin, noch 
die Vollſtreckung wegen der Beträge, die während der dauernden 
Geſchäftsaufſicht für veräußerte Teppiche vereinnahmt und mit 
3999 4 5 & ſamt Zinſen am 31. Mai 1916 (Schriftſatz der 
Schuldnerin vom 81. Mai 1916 in Verbindung mit dem bei den 
Gerichtsvollzieherakten Q. II 505/16 befindlichen Poſteinlieferungs⸗ 
ſchein) an die Gläubigerin eingeſandt worden ſind. 

Vielmehr herrſcht Streit zwiſchen den Parteien lediglich darüber, 
ob die Schuldnerin, abgeſehen von der bereits übermittelten Summe 
von 8999 & 5 & ſ. A. wegen des Anſpruchs auf Zahlung von 
18 310 4 88 &, als des Wertes der nicht mehr vorhandenen 
Teppiche, aus dem Urteil des OLG. Darmſtadt vom 16. März 1916 
die Zwangs vollſtreckung während der Dauer der Geſchäfts aufſicht 
dulden muß, und zwar hinſichtlich ſolcher Beträge, die von der 
Schuldnerin für die von ihr verkauften Teppiche vor Anordnung 
der Geſchäftsaufſicht vereinnahmt worden find. 


Danach kann aber von einer Anwendung des 8 46 KO. keine 
Rede ſein. Denn die hier zugelaſſene Erſatzausſonderung greift nur 
Plaz, wenn die Gegenleiſtung für veräußerte, der Ausſonderung nach 
8 48 KO. unterliegende Gegenſtände bei der Eröffnung des Kon⸗ 
kurſes noch ausſteht. Iſt fie bereits vorher vom Gemeinſchuldner 
eingezogen worden, ſo kann der Gläubiger ſeinen Anſpruch auf Er⸗ 
füllung oder auf Schadenserſatz nur als Konkurs forderung verfolgen; 
zu vgl. Jaeger, Konkursordnung, 5. Aufl, I. Bd. S. 717, 8 46 
Anm. 12. Ein Ausſonderungsanſpruch, gerichtet auf das⸗ 
jenige, was der Hauptſchuldner an Stelle des der Ausſonderung 
unterliegenden Gegenſtandes erhalten hat, ſteht dem Gläubiger, außer 
im Falle des 8 46 KO., nicht zu; zu vgl. Jaeger, a. a. O. S. 652 
Fußnote 1, S. 654 Anm. 8. Damit entfällt auch die Anwendbar⸗ 
keit des 8 9 Nr. 2 VD. vom 8. Auguſt 1914 auf einen Fall wie 
den vorliegenden, wo ſich der Ausſonderungsanſpruch bereits vor 
Anordnung der Geſchäftsaufficht in einen Erſatzanſpruch auf Geld⸗ 
zahlung verwandelt hat. Denn nach dem klaren Wortlaut dieſer 
geſetzlichen Beſtimmung werden von dem Aufſichtsverfahren nicht bes 
troffen „die Gläubiger, denen nach 8 48 KO. im Falle des Konkurſes 
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ein Anſpruch auf Ausſonderung zuſteht“. Sinngemäß und dem 
Zwecke der Verordnung entſprechend kann dieſe Vorſchrift zwar, wie 
oben dargelegt, auf die Erſatzausſonderung nach § 46 KO. ausgedehnt 
werden, nimmermehr aber auf andere, nach den Beſtimmungen der 
KO. der Ausſonderung nicht unterliegende, insbeſondere 
nicht unter § 46 fallende Erſatzanſprüche. 

Hiernach war in Beachtung der weiteren fofortigen Beſchwerde 
der Schuldnerin der die Anwendbarkeit des 8 9 Nr. 2 TO. vom 
8. Auguſt 1914 bejahende Beſchluß des LG. aufzuheben und die fos 
fortige Beſchwerde der Gläubigerin gegen den Beſchiuß des AS vom 
21. Juni 1916 zurückzuweiſen. Dies jedoch mit der Mıfuabe, daß 
der Schuldnerin ein entſprechender Teil der Koſten des erſtinſtanz— 
lichen Vollſtreckungsverfahrens nach 8 92 Abſ. 1 3p O. aufzuerlegen 
war, weil ſie die nach Anwendung der Geſchäftsaufſicht vereinnahmten 
3999 .4 5 & fofort, nicht erſt am 31. Mai 1916, an die Gläubigerin 
hätte einſenden müſſen und die Erinnerung gegen die Vollſtreckung 
nicht auch auf dieſen Betrag hätte ausdehnen dürfen. Denn inſoweit 
ſchlug 8 9 Nr. 1 VO. vom 8. Auguſt 1914 ein. (Os G. Dresden, 
Ferien g S. C. Beſchluß vom 29. Juli 1916, 6a Reg. 250/16.) 


Mitgeteilt von Geh. IR. OL GRat Dr. Kretzſchmar, Dresden. 


4. Der Grundſtückseigentümer kann nur unmittelbar 
nach Kenntnis von der Einleitung der Zwangsverwaltung 
beantragen, ihn gemäß der Bekanntmachung vom 22. April 
1915 zum Zwangs verwalter zu beftellen. 


„Nach § 1 der Bek. vom 23. April 1915 iſt die Beſtellung des 
Schuldners oder ſeines geſetzlichen Vertreters als Zwangeverwalter 
nur bei der Einleitung des Verfahrens zuläſſig. Dies ergibt der 
Wortlaut und der Zweck der Beſtimmung, das eingeleitete Verfahren 
nicht ohne ſchwerwiegende Gründe zu ſtören (vgl. Güthe, Kriegsbuch J, 
247. 2d; Güthe, JW. 15, 475). Der Schuldner bzw. deſſen Ab⸗ 
weſenheitspfleger hätte alſo bei Einleitung dieſes Verfahrens einen 
ſolchen Antrag, wenn auch nur in der Beſchwerdeinſtanz, ſtellen müſſen. 
Dies iſt nicht geſchehen. Ein diesbezüglicher Antrag des Abweſenheits⸗ 


Zu 4. Die Entſcheidung entſpricht dem Wortlaut der Beſtimmung, 
nach welcher der Schuldner (§ 1), Beamte des Hyvpothekeninſtituts 
(8 3) und der betreibende Gläubiger ($ 4) nur bei „Einleitung der 
Zwangsverwaltung“ zu Zwanasverwaltern beſtellt werden können. 
Es mag auch fein, daß dieſer Wortlaut fo eindeutig ift, daß die 
Vollſtreckungsgerichte über ihn ſich nicht werden hinwegſetzen können; 
übrigens jet hervorgeboden, daß das Nollſtreckungsgericht München 
auf einem anderen Standpunkt ſteht, indem es ſich in beionreren 
Fällen für befugt hält, zunächſt einen anderen Verwalter „ein ſtweilen“ 
zu beſtellen und dann dem Schuldner zu überlaſſen, die Abſetzung 
dieſes Verwalters und ſeine eigene Anſtellung zu beantragen (Voll⸗ 
ſtreckungsgrundſätze des Vollſtreckungsgerichts Munchen. mitgeteilt in 
Gütbe, Kriegsbuch II S. 155). Innerlich gerechtfertigt iſt die Ein⸗ 
ſchränkung keinesfalls. Sie führt zu dem unerfreulichen Ergebnis, 
daß die neuen Beſtimmungen, deren Notwendigkeit in der amtlichen 
Begründung der VO. zutreffend dargetan iſt, in zablreichen Fällen 
nicht verwirklicht werden können. Ein innerer Grund für die Ein⸗ 
ſchränkung iſt auch aus der amtlichen Begründung nicht zu entnehmen. 
Es ſcheint wirklich, daß — wie Hirſekorn in der Handelszeitung des 
Berliner Tagedlatts vom 2. Oktober 1916 Nr. 505 meint — eine 
mißverſtändliche Ausdrucks weiſe vorliegt. — Wenn in der oben mits 
geteilten Entſcheidung im Anſchluß an eine gelegentliche Bemerkung 
Gütbes geſagt wird, der Zweck der Beſtimmung ſei, das eingeleitete 
Verfahren nicht ohne ſchwerwiegende Grunde zu ſtören, fo kann dem 
nicht beigetreten werden: Einmal iſt die Störung. die das Verfahren 
durch Entlaſſung des erſtbeſtellten und Einſetzung eines neuen Ver⸗ 
walters erleidet, durchaus nicht ſebr erheblich: ſie beſteht im weſent⸗ 
lichen darin, daß der abgehende Verwalter Rechnung zu legen, daß das 
Gericht ſie entgegenzunehmen und dem neuen Verwalter vielleicht noch 
Inſtruktionen zu erteilen hat. Dieſes kleine Quantum Mehrarbeit 
kann es nicht rechtfertigen, in einer großen Zahl von Fallen die 
volkswiriſchaftlich bedeutiamen Gedanken der NO einfach auézuſchalten. 
Aber noch mehr: gerade die nach dem Wortlaut vorliegende Not⸗ 
wendigkeit. ſchon bei Einleitung der Zwangsverwaltung einen Beſchluß 
über die Eignung des Schuldners zum Verwalter zu treffen, fuhrt 
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pflegers H. vom 20. Januar 1916 iſt zwar geſtellt worden. Durch 
den die Zwangsverwaltung angeordneten Beſchluß vom 16. Februar 
1916 iſt jedoch als Verwalter K. beſtellt; dies enthielt zugleich die 
Ablehnung des Antrags, den H. als Verwalter zu beſtellen. Dieſer 
Beſchluß iſt dem H. am 18. Februar 1916 ſelbſt zugeſtellt. Er hat 
aber weder die Rechtsmittel des 8 766 ZPO. noch $ 793 ZPO. ers 
griffen. Sein Antrag vom 10. März 1916 muß als verſpätet angeſehen 
werden, da nunmehr ſtörend in das Verfahren (vgl. insbeſondere die 
Zahlungsverbote uſw) eingegriffen werden würde. Nur aus ſachlichen 
Gründen (vgl. ZPO. 8 158; Güthe, Kriegsbuch 247/248) könnte ein 
Wechſel des Verwalters notwendig werden. (KG., 83S. 11, Beſchluß 
vom 19. Mai 1916, 11 W. 1865 / 16. — KGBl. 1916 Nr. 8/9.) 


* * 
22 


5. 8 19 RAGEbD., $ 15 der Bekanntmachung vom 
8. Juni 1916 über die Geltendmachung von Hypotheken uſw. 
Wird im Urkundenprozeß der Klageanſpruch anerkannt 
und nur über die Zahlungsfriſt ſtreitig verhandelt, fo 
gilt die Verhandlung Über den Anſpruch als nicht kontra⸗ 
diktoriſch. 

. . Die Anſicht, daß die Verhandlung vom ... hinſichtlich 
der Gebührenberechnung für eine kontradikoriſche zu erachten ſei, 
weil in ihr über die Bewilliaung der Zahlungsfriſt ſtreitig verhandelt 
tft, erſcheint nicht zutreffend. Der maßgebende 8 15 BRBD. vom 
8. Juni 1916 lautet in reinem betreffenden Tile nicht dahin, daß 
für die Verhandlung über die Bewilligung einer Zahlungsfriſt 
Gebühren nicht gefordert werden konnen, ſondern beſagt, daß für die 
Berechnung der Anwaltsgebühren die nur auf die Zahlungefriſt ſich 
beziehenden Verhandlungen außer Betracht bleiben. Hiernach iſt der 
Umftand, daß über die Bewilligung der Zahlungsfriſt ſtreitig vers 
handelt iſt, bei der Eniſcheidung der Frage, od für die Verhandlung 
üder das Beſtehen des Anſpcuchs deshalb hohere Gebuhren anzuregen 
find, weil fie eine kontradiktoriſche war, nicht zu berüdfichtigen. 
Dasſelbe folgt aus dem nach 8 16 AAGED. auch für die Anwalts⸗ 
gebühren anzuwendenden 8 19 GKG., nach welchem eine Verhandlung 
als tontradikioriſch gilt, ſoweit in derſelben von beiden Parteien 
einander widerſprechende Anträge geſtellt werden. Denn in betreff 
des Beſtehens des Anſpruchs ſind einander widberſprechende Anträge 
nicht geſtellt. Die Verhandlung über den Anſpruch hat alſo als eine 
nicht konnadikiotiſche hinſichtlich der Gebührenberechnung zu gelten. 
(KG., 18. 8 S., Beſchluß vom 25. September 1916, 18 W. 2568/16.) 

Mugeteilt von KGRat Dr. Redlich, Verlin⸗Schöneberg. 


wegen der Ermittlungspflicht des Richters zu einem ſehr unerfreulichen 
Schwebezuftand. Näheres hierüber und über die Vorſchlage zur Be: 
ſeuigung der ſich hieraus ergebenden erheblichen Mißſtande findet 
man in den Aufſätzen von Weinmann und Buhe (Ich. 1915, 695; 
1915, 1050/51). Weinmann ſpricht deswegen nicht mit Unrecht von 
einem bedenklichen Rückſchritt gegenüber dem bisher geltenden Recht. 
Dieſer unbefriedigende Zuſtand tritt nicht ein, wenn der Schuldner⸗ 
verwalter erſt im Laufe des Verfahrens beſtellt wird, nachdem zunächſt 
ein anderer Verwalter ernannt war. Ein ſolches Vorgehen ſoll aber 
gerade nicht zulaſſig fein! Die oben wiedergegebene Löſung des 
Münchener Gerichts, nach der zunächſt einmal ein anderer Verwalter 
beſtellt wird und dann dem Schuldner überlaſſen bleibt, deſſen Ab: 
ſetzung und feine eigne Anſtellung zu beantragen, enthält legislatoriſch 
einen geſunden Gedanken, nur erſcheint es eben zweifelhaft, ob ſie 
mit dem Recht der BD. in Einklang zu bringen iſt. Der BD. ſelbſt 
iſt der Gedanke nicht gerade fremd, indem fie es zuläßt (8 6), daß 
in den zur Zeit ihres Inkrafttretens bereits ſchwebenden Zwangs⸗ 
verwaltungen an Selle des bisherigen Verwalters ein anderer Verwalter 
nach Maßgabe der 98 1, 8, 4 beſtellt werden kann. Von erheblichen 
Störungen des Verfahrens, die auf die Tarſache des Perſonen⸗ 
wechſels zurückzuführen wären, hat man meines Wiſſens nichts ver⸗ 
nommen; ſie werden auch in den neuen Verfahren nicht eintreten. 
Nach alledem ſcheint eine Ergänzung des 5 1 BD. dringend er 
ſorderlich. Die Eingangs worte ſollten etwa lauten: Bei der Einleitung 
oder während der Zwangsverwaltung eines Grundſtücks 
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6. 5 28 der Entlaſtungsverordnung vom 9. Sep⸗ 
tember 1915. Urteile ohne müundliche Verhandlung 
dürfen nur erlaſſen werden, wenn das Gericht noch in 
derſelben Weiſe wie bei der letzten mündlichen Ber: 
handlung beſetzt iſt. 

. . . Die Entſcheidung des Rechtsſtreits ohne vorgängige münd⸗ 
liche Verhandlung ſetzt nach dem Wortlaute des 8 28 BD. unter 
anderem voraus, daß das Sach⸗ und Streitverhältnis „auf Grund 
einer früheren mündlichen Verhandlung für hinreichend geklärt“ er 
achtet wird. Hleraus ergibt ſich, daß die Entſcheidung nur von 
denjenigen Richtern erfolgen kann, die der früheren mündlichen Ber 
handlung beigewohnt haben, denn nur dieſe können auf Grund der 
Verhandlung den Sach⸗ und Streitſtand für hinreichend geklärt er 
achten. Es iR auch nicht anzunehmen, daß die Bundesrat 
verordnung, die nur eine Entlaſtung der Gerichte bezweckt, die 
Fundamentalvorſchrift des 5 809 ZPO. hat ändern wollen (vgl. 
Oppler in Leipzg. 1915, 1500; Kommentare von Sammter, S. 39 
und Neukamp, S. 25). (KG., 13. 3 S., Urteil vom 22. Juni 1916, 
13 U. 7840/16.) 

Mitgeteilt von KGRat Dr. Redlich, Berlin: Schöneberg. 
* * 
* 

7. ZPO. 8 811 Nr. 5 in Anwendung auf einen kriegs. 

beſchädigten Tiſchler. 


Die ſofortige Beſchwerde iſt begründet. Dem Beſchwerdeführer, 
welcher Tiſchler iſt und in den von ihm gemeinſam mit feiner Ehe 
frau gemieteten Räumlichkeiten die Tischlerei mit Maſchinen und 
maſchinellen Werkzeugen betreibt, find von dem Gläubiger Maſchlnen 
und Werkzeuge im Wege der Zwangsvollſtreckung gepfändet worden. 
Auf die Einwendung des Schuldners find ihm diejenigen Mafdinen 
und Werkzeuge freigegeben worden, welche in dem Beſchluſſe des 
hieſigen AG. vom 29. April 1916 im einzelnen aufgeführt 
find. Auf die Beſchwerde des Gläubigers hat das 28. nach 
Anhörung des Schuldners und eines Sachverſtändigen durch Beſchluß 
vom 17. Juli d. J. den amtsgerichtlichen Beſchluß aufgehoben und 
die Einwendung des Schuldners gegen die Art und Weiſe der 
Zwangs vollſtreckung völlig verworfen. 

Dieſer Entſcheldung iſt nach Sachlage nicht zuzuſtimmen. Nac 
88115 ZPO. find der Pfändung bei Handwerkern die zur perſönlichen 
Fortſetzung der Erwerbstätigkeit unentbehrlichen Qegenſtände nicht 
unterworfen. Der Schuldner iſt Handwerker; daß er im feine 
Betriebe Maſchinen und durch Maſchinenkraft getriebene Werhheuge 
verwendet, ſteht feiner Einreihung in dieſe Kategorie der Gewerbe 
treibenden nicht im Wege. Andererſeits find nun zwar Maſchinen 
und maſchinelle Werkzeuge in der Regel nicht ſolche Gegenſtünde, 
welche einem Handwerker zur perſönlichen Ausübung oder Zortiekum 
ſeines Berufes unentbehrlich find, durchweg werden fie vielmehr don 
Gehilfen oder Arbeitern bedient werden und deshalb nicht zu den 
in 5811 ausgenommenen Gegenſtänden gehören. Im vorliegenden 
Falle aber tft glaubhaft gemacht, daß die hier fraglichen Sachen den 
Schuldner zur Fortſetzung feiner beruflichen Erwerbstätigkeit in der Tat 
unentbehrlich find. Der Beſchwerdeführer iſt im Kriege als Soldat ver 
wundet und hat von der Verwundung einen lahmen linken Arm junld: 
behalten, auch {ft die linke Hand gelähmt. Er kann deshalb kim 
Beruf nicht mehr mit eigner Handarbeit betreiben, ſondern er iR füt 
feine eigene persönliche Tätigkeit auf Hülfe der Bafdinenkaft 
angewieſen, und zwar — wie nach dem Gutachten des Gewerbe 
kammer: Sachverſtändigen anzunehmen iſt — auf die Hilfe een 
der hier in Rede ſtehenden Maſchinen und Werkzeuge, zu deren 
dienung es nur einfacher, von ihm mit einer Hand auzzuführender 
Handgriſſe bedarf. Auf eigene Tätigkeit iſt aber der Schuldner, M 
Kapital nicht zur Verfügung hat, angewieſen. Wenn er früher und 
indbefondere auch zur Zeit der Pfändung wegen des Zuſtanden feine) 
Armes noch nicht wieder ſelbſt tätig war, fo darf biefer vorüber 
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gehende, durch den Krieg geſchaffene Umſtand doch nicht dahin führen, 
dem Schuldner den Schutz des Geſetzes, den dieſes den Schuldnern 
zur Ermöglichung ihrer wirtſchaſtlichen Tätigkeit gewähren will, zu 
verſagen. 

Hiernach iſt der angeſochtene Beſchluß aufzuheben und die Ent⸗ 
ſcheidung des AG. wiederherzuſtellen. (OL G. Hamburg, Ferien S., 
Beſchluß vom 14. Auguſt 1916, Bs. Z. IV 81/1916.) 


Mitgeteilt von Senatspräſident Dr. Mittelſtein, Hamburg. 


8. Das uneheliche Kind im Nachlaßkonkurs. 

Der Verwalter im Konkurſe über den Nachlaß eines Kriegsteil⸗ 
nehmers beantragte Feſtſtellung, daß dem unehelichen Kinde des Erb⸗ 
laſſers Unterhaltsanſprüche gegen die Konkursmaſſe nicht zuſtänden 
und daß die ihm gemäß 8 1712 Abſ. 2 BGB. zuſtehende Abfindungs⸗ 
forderung erſt nach allen übrigen Nachlaßverbindlichkeiten, an der 
durch 8 226 Nr. 4 KO. beſtimmten Stelle zu berichtigen ſei. Das 
Landgericht wies die Klage ab. Die Berufung des Klägers hatte 
Erfolg. 

Aus den Gründen: Mit der herrſchenden Meinung ſieht ber 
Senat den Nachlaßkonkursverwalter als Vertreter des Erben an. Ihm 
ſteht deshalb auch die im 8 1712 Mb. 2 BGB. dem Erben ein 
geräumte Befugnis zu. Von dieſer Befugnis hat der Kläger vorliegend 
Gebrauch gemacht. Der Beklagte muß ſich alſo gefallen laſſen, mit 
dem Betrage abgefunden zu werden, der ihm als Pflichtteil gebühren 
würde, wenn er ein ehelicher Sohn des Erblaſſers wäre. Bei Be 
rechnung der Abfindungsſumme find nun aber gemäß 88 2811—2318 
BGB. vom Werte des Nachlaſſes die übrigen vom Erblaſſer herrühren⸗ 
den Schulden in Abzug zu bringen. Da hiernach mit Nüdficht auf die 
Aberſchuldung des Nachlaſſes ein Aktivrecht überhaupt nicht verbleibt, ſo 
iſt die Abfindungsſumme gleich Null, d. h. der Beklagte hat aus dem 
Nachlaß nichts zu beanſpruchen, ebenſo wie dies bei einem etwaigen 
ehelichen Kinde des Erblaſſers der Fall ſein würde. Dagegen läßt 
ſich auch nicht einwenden, es ſei keine Abfindung, wenn das uneheliche 
Kind überhaupt nichts erhalte. Denn offenbar können die Anſprüche 
des letzteren bei ÜUberſchuldung des Nachlaſſes nicht größer fein, als 
bei deſſen Zulänglichkeit. Den dahingehenden Ausführungen von Jaeger 
KO. (5) 88 226 ff. Anm. 5 ſchließt der Senat ſich an. Wenn der 
Beklagte meint, daß die Anſprüche des unehelichen Kindes nicht unter 
8 226 Abſ. 2 Nr. 4 KO. fallen, da es nicht pflichtteilsberechtigt ſei 
und auch durch die Ausübung des Abfindungsrechts aus 8 1712 
nicht pflichtteilsberechtigt werde, fo erſcheint das belanglos. Iſt dieſe 
Auffafſung richtig, fo kann die Feſtſtellung zu b nicht als dem 
Beklagten nachteilig, ſondern nur als ihm günftig angeſehen werden. 
Es beſchwert den Beklagten nicht, daß fie außer der Feſtſtellung 
zu a dem Untrage des Klägers gemäß getroffen wird. (KG., 15. 8 S., 
Urteil vom 11. April 1916, 15 U. 1698/16.) 

Mitgeteilt von Juſtizrat Fuchs I, Berlin. 


* * 
* 


9 Die einſtweilige Verſügung auf Getrenntleben 
von Ehegatten hat die Slaubhaftmachung des Che: 
ſcheidungsgrundes nicht zur Vorausſetzung. 

Nach 8 627 3PO. kann die Anordnung des Getrenntlebens von 
jedem der beiden Ehegatten ohne Nüdfiht auf die Parteirolle 
beantragt werden. Daraus ergibt ſich, daß eine Glaubhaftmachung 
des Eheſcheidungsanſpruchs nicht erforderlich iſt (RG., JW. 1908, 
2799: Stein, 88D. [10] 8 627 Dem. II 83; Neincke⸗ 
Wienſtein, BD. [6] 8 627 Bem. I). Wenn Ste in a. a. O. 
ſagt, daß das OLG. Braunſchweig in feinem in der OL GRſpr. 21, 87 
abgedruckten Urteile anderer Anſicht ſei, ſo iſt das nicht zutreffend. 
In dieſem Urteile handelte es ſich um den beſonderen Fall, daß die 
Trennung durch einſtweilige Verfügung verlangt wurde, während 
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bereits ein — allerdings noch nicht rechtskräftiges — Urteil auf 
Wiederherſtellung des chelichen Lebens erlaſſen war. Mit einem 
größeren Anſchein von Berechtigung könnte man ſich für die gegen⸗ 
teilige Anſicht auf ein anderes in der Braunſchwg. 51, 156 ab: 
gedrucktes Urteil des erkennenden Senats berufen, inſofern in dieſer 
Entſcheidung Wert darauf gelegt iſt, daß der Eheſcheidungsanſpruch 
glaubhaft gemacht ſei. Allein, daß ſolche Glaubhaftmachung erfolgen 
müffe, um eine einſtweilige Verfügung auf Getrenntleben zu 
rechtſertigen, iſt auch dort nicht behauptet. Richtig iſt indeſſen, daß, 
wenn der Eheſcheidungsanſpruch glaubhaft tft, ſich die erforderliche 
Prüfung erübrigen mag, ob die beantragte Regelung der ehelichen 
Verhältniſſe nach 88 627, 940 ZPO. begründet erſcheint. Für dieſe 
Prüfung kommt aber auch nichts auf das Berſchulden des Beklagten an 
(RG. in JW. 1908, 601%). Maßgebend iſt allein, ob in der Zwiſchen⸗ 
zeit, während des Prozeſſes, ein erträgliches Zuſammenleben zu 
erwarten iſt (RG., Recht 1907, 774; Neukamp, 3880. [2] 8 627 
Bem. a a). Das iſt aber regelmäßig und fo auch hier zu verneinen, 
wo ſich Parteien gegenfeltig fo ſchwere Vorwürfe gemacht haben und 
noch machen (Hamburg in OL GRſpr. 29, 144; Braunſchw g. 54, 3). 
Daß der Beklagte bereits von der Klägerin getrennt lebt, iſt eine bloße 
Tatſache, die ſelbſtverſtändlich nicht ausſchließt, daß letztere auch für 
die Zukunft während des ſchwebenden Eheſcheidungsprozeſſes das 
Recht zum Getrenntleben erlangt (München in Os. 27, 111). 
(OLG. Braunſchweig, I. 8S., Urteil vom 14. April 1916, V 17/16 
Braunſchw pfl. 1916, 125.) ö 


Landgerichte. 

1. Erſtattungs fähigkeit der Neichsportoabgabe. 

Der Gerichtsſchreiber hat die Feſtſetzung von 0,15 K Reiche: 
portoabgabe als nicht erſtattungsfähig abgeſetzt. Dies rügt die 
Erinnerung mit Recht. Die gemäß dem Geſetz betreffend eine mit 
den Poſt⸗ und Telegraphengebühren zu erhebende außerordentliche 
Reichsabgabe vom 21. Juni 1910 mit dem Porto erhobenen Be 
träge ſtellen kein Porto, ſondern eine ſelbſtändige Abgabe dar, deren 
Erhebung von vornherein zeitlich beſchränkt gedacht iſt. Dadurch, daß 
die Beträge in der Weiſe erhoben werden, daß über ſie und den 
Portobetrag einheitliche Marken ausgegeben werden, wird die Selb⸗ 
ſtändigkeit und der Charakter dieſer Abgabe nicht berührt. Dieſe 
Abgabe iſt nicht eine Poſtgebühr, wie das Porto, ſondern eine ſelb⸗ 
ſtändige Abgabe dom Verkehr, fällt alſo nicht unter die Pauſchgebühr 
des 8 76 RAGEbD., fondern ein Sonderunkoſtenpoſten, der aber nach 
8 91 ZPO. erſtattungsfähig if. Denn die Frankierung des Schrift: 
wechſels dient zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung, und die 
Sonderabgabe muß dabei mitbezahlt werden. Die Rechtslage iſt 
genau die gleiche wie bei dem Vollmachtsſtempel, wenn die Prozeß⸗ 
vollmacht direkt verſtempelt wird. 

Es war daher in Übereinſtimmung mit den bisher veröffentlichten 
Meinungsäußerungen (vgl. IW. 1910 S. 464, 656, 1012) der 
Erinnerung ſtattzugeben. (LS. Guben, Ferien g K., Beſchluß vom 
20. September 1916, 2 O0. 97/ù15.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Hawlitzky, Forſt i. L. 


* 4 * 

2. Der Vermerk des Zurücktretens bei der Vorrang 
einräumenden Poſt iſt als notwendiger Beſtandteil der 
Vorrangseinräumung eine die vortretende Hypothek 
betreffende Eintragung und als ſolche im Hypotheken⸗ 
brief der letzteren zu beſcheinigen. Erſparnis von Schreib⸗ 
werk darf nicht zur Unklarheit führen. Der Hypotheken⸗ 
brief muß die Grundbucheinſicht tunlichſt erſetzen. 

Auf dem Grundbuchblatt T. Bd. I Bl. 1 ſteht in Abteilung II 


Nr. 4 b 15 Silbergroſchen Zins an die Dorfſchaft, Nr. 5 ein Aus⸗ 
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gedinge für die Witwe G., in Abt. III Nr. 9 1200 & BDarlehns: 
forderung der Rentiere G., Nr. 11 19 000 & Amortiſations darlehn⸗ 
bypothek der Antragſtellerin. Auf dem Grundbuchblatt T. Bd. II 
Bl. 74 ſteht in Abt. II Nr. 1 eine Wegegerechtigkeit, in Abt. III Nr. 2 
dieſelben 19 000 & Amortiſations darlehnhypothek der Antragſtellerin 
zur Geſamtbaft. Der Poſt der Antragſtellerin iſt auf T. Bd. I Bl. 
laut der Eintragung vom 10. Juli 1914 (eingetragen bei Abt. II Nr. 5 
und Abt. III Nr. 9 und Nr. 11) der Vorrang vor dem Ausgedinge 
der Witwe S. und den 1200 & der Rentiere G. eingeräumt. 

Im Hypothekenbrief der Antragſtellerin fehlt bei der Wiedergabe 
des Inhalts der Eintragung der den Vorrang betreffende Vermerk. 
Als vorgehende Eintragungen ſind in ihm nur der Zins an die 
Dorſſchaft und die Wegegerechtigkeit vermerkt. Die Antragſtellerin 
beantragte daher, auf dem Brief den Vorrang ihrer Hypothek vor 
den Poſten Blatt 1 Abt. II Nr. 5, Abt. III Nr. 9 mit Angabe des 
Datums, unter dem der Vorrang bei ihrer Hypothek und den beiden 
zurückgetretenen Laſten im Grundbuch eingetragen worden ſei, 
zu vermerken. 

Der Antrag wurde vom AG. abgewieſen, weil zur Verminderung 
des Schreibwerks alle überflüſſigen Vermerke auf den Brieſen zu 
unterlaſſen ſeien und der Brief auch in der vorliegenden Form die 
Rechtslage zutreffend angäbe. Das LG. hat abgeändert. 

Aus den Gründen: Nach 8 57 Abſ. II Nr. 8, 897 GD. 
und 8 38 Abſ. 2 Nr. 1 Anf vom 20. November 1899, JIMBl. 
S. 849 f., tft „der Inhalt der die Hypothek betreffenden Eintragungen“ 
in den Hypothekenbrief aufzunehmen, d. h. ſämtliche Eintragungen, 
die bezüglich der Hypothek in das Grundbuch gemacht ſind. Daß der 
ganze unverkürzte Inhalt vermerkt werden muß, ergibt ſich aus 
der Vergleichung der Ziff. 8 und 4 des 8 57 EBD. Wäre bei Nr. 8 
nicht die vollſtändige Wiedergabe des Inhalts der betreffenden Ein⸗ 
tragungen gemeint, ſo hätte auch hier an der Stelle der Worte „der 
Inhalt“ der in Nr. 4 gebrauchte Ausdruck die Bezeichnung des Inhalts 
geſetzt werden können. Zum Inyalt der Hypothek gehört aber auch 
ihr Rang; und deshalb bildet die Eintragung der Vorrangs⸗ 
einräumung bei der vortretenden Hypothek und bei der 
zurücktretenden Poſt, die beide ordnungsmäßig im Grundbuch zu 
erfolgen haben, eine die vortretende Hypothek betreffende 
Eintragung. 

Dieſer ohne Einſchränkung lautenden Vorſchrift des 8 57 Abſ. 2 
Nr. 8 GBO. und des 8 38 Abſ. 2 Nr. 1 Af. vom 20. November 
1899 widerſpricht die Weglaſſung eines Teils der die Hypothek be⸗ 
treffenden Eintragungen ledialich aus dem Grunde, weil ſich dieſer 
Teil aus anderen Vermerken auf dem Hypothekenbrief ſolgern läßt 
(aus dem Fehlen der zurücktretenden Poſt unter der Beieichnung des 
Inhalts der vorgehenden oder gleichſtehenden Eintragungen gemäß 
8 57 Abſ. 2 Nr. 4 GB.). Durch die Weglaſſung des ſtreitigen 
Vermerks können daher bei den Gläubigern und anderen Beteiligten 
nur Zweifel argeregt werden, ob auch die Eintragung der Hypothek 
im Grundbuch eine vollſtändige ſei. Andererſeits gibt gerade die 
Erwähnung der Eintragung der Vorrangseinräumung bei der vor⸗ 
tretenden Hypothek und der zurücktretenden Laſt mit dem Datum, an 
welchem Tage die Eintragung erfolgt iſt, dem Gläubiger der Hypothek 
die Gewähr, daß der Vorrang zweifelsfrei zu Recht beſteht. 
Der vollſtändige Hypothekenbrief verhindert damit ſpätere Anfragen 
beim Grundbuchamt und einen erneuten Schriftwechſel. 

Der Hypothekenbrief entſpricht auch damit mehr ſeinem Zweck 
weil er die zur Verbürgung der Sicherheit der Hypothek erforderlichen 
Nachrichten deutlich enthält und bei einer Übertragung der Erwerber 
das Grundbuch nicht einzuſehen braucht. (Vgl. OL GRſpr. 
9, 345; KG J. 35 A 294; 45 A 292; Güthe, Anm. 6 zu 8 57 GBO. 
2. Aufl.; Turnau⸗Förſter, Anm. A 1 zu 8 57 GBO. 3. Aufl.) (LG. 
Inſterburg, 1. 3 K., Beſchluß vom 19. Juni 1916, 2 T. 44/16.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. v. d. Trenck, Berlin. 
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3. Das vorläufig vollſtreckte 
ventionsurteil. 

Kläger im Interventionsprozeßz erlangt in J. Inſtanz ein für 
vorläufig vollſtreckbar erklärtes obſiegendes Urteil. Der Gerichts- 
vollzieher hebt die Pfändung auf, Beklagter legt Berufung ein. 
Kläger hält den Rechtsſtreit in der Hauptſache für erledigt und be⸗ 
antragt, „dem Beklagten die Koſten zur Laſt zu legen“. 

Das Berufungsgericht folgte der Anſicht der Beklagten, daß der 
Rechtsſtreit ſich nicht lediglich auf die Koſten beſchränke: 

„Zu Unrecht bemängelt der Kläger den in dieſer Inſtanz 
geſtellten Sachantrag der Beklagten, indem er die Aufſaſſung 
vertritt, der Rechtsſtreit ſei in der Hauptſache erledigt, dem⸗ 
nach nur noch für eine Entſcheidung hinſichtlich der Koſten 
des Rechtsſtreits Raum. Die Beklagte iſt dieſer Anſicht mit 
der Ausführung entgegengetreten, daß die Aufhebung der 
Pfändung auf Grund des für vorläufig vollſtreckbar erklärten 
Urteils I. Inſtanz zwar erfolgt ſei, es ſich indes nur um eine 
vorläufige Maßnahme handle. | 

Der Anſicht der Beklagten war beizutreten. Ob, wie bie 
Beklagte allerdings auch anzunehmen ſcheint, die Vollſtreckbar 
keits erklärung überhaupt nicht zuläſſig war, mag auf ſich be 
ruhen. Denn jedenfalls iſt nur die vorläufige Vollſtreckbar⸗ 
keitserklärung ausgeſprochen. Schon hieraus ergibt ſich der 
proviſoriſche Charakter dieſer Maßregel, der insbeſondere noch 
durch die Vorſchrift in 8 717 Abſ. 2 ZPO. verdeutlicht wird. 
Hier ſind die beſonderen Schadensfolgen normiert, wenn das 
für vorläufig vollſtreckbar erfärte Urteil aufgehoben oder ab 
geändert wird, es iſt demgemäß anerkannt, daß die Durch⸗ 
ſührung der Zwangsvollſtreckung aus einem derartigen Urteile 
auf die Gefahr des Urteilsgläubigers geht.“ 

(LG. Düſſeldorf, Urteil v. 9. Juni 1916, 6 S. 959/15.) 


obſiegende Inter— 


Zu 3. Die Anſicht des LG. Düffeldorf dürfte keineswegk zw 
treffend ſein. 

Es iſt an ſich wohl kein befriedigendes Ergebnis, daß der ob⸗ 
ſiegende Interventionskläger von der vorläufigen Vollſtreckbarkeit des 
Urteils ſtets derartig Gebrauch machen kann, daß der Rechtsſtreit in 
der Berufungsinſtanz auf die Koſten beſchränkt und der Beklagte in 
die Notwendiakeit verſetzt wird, eine erneute Pfändung vorzunehmen. 
Da gewöhnlich dem Beklagten nachgelaſſen wird, durch Hinterlegung 
die Vouftredung abzuwenden, bängt die Frage, ob der Rechteſtret 
II. Inſtanz lediglich auf die Koſten beſchränkt wird, von dem Ergeb⸗ 
nis eines Wettlaufes zwiſchen dem Kläger und Beklagten ab, ob der 
obſiegende Kläger mit dem Urteil (evtl. bei einem Werte über 300 A 
auch mit der Hinterlegungsbeſcheiniaung) oder der unterlegene Bo 
klagte mit der Hinterlegungsbeſcheini mung zuerſt beim Gerichtsvollzieher 
erſcheint. Beträgt der Streitwert unter 800 A, fo wird normaler 
weiſe ſtets der Kläger zuerſt beim Gerichtsvollzieher ſein, ſo daß 
ſtets die Aufhebung der Pfändung erfolgt. 

Hat nun aber der Gerichtsvollueher die Pfändung aufgehoben 
und iſt ſomit das Pfandrecht erloſchen, ſo kann, wenn nachher das 
Urteil nicht die Billigung des Berufungsgerichts findet, dennoch nicht 
das bereits erloſchene Pfandrecht ipso iure wieder entſtehen. 

Die Entſcheidung des Gerichts findet auch keine Stütze in 8717 
Abſ. 2. Bei der Regelung der Vollſtreckung hat man kaum an den 
in Rede fiehenden Fall gedacht; 8 717 Abſ. 2 iſt wohl nur auf den 
Fall zugeſchnitten, daß ein Leiſtungsurteil, z. B. Zahlung einer Geld 
ſumme gegen einen Schuldner durch Verſteigerung von deſſen Möbeln, 
vorläufig vollſtreckt wird. Dann ſpricht § 717 Abſ. 2 aber auch 
von einem Schadenserſatz. Schadenserſatz ſeitens des Gläubigers 
und ipso iure » Entſtehen des Pfandrechts iſt aber ein Unter 

ied. 
5 An Hand der beſtehenden Geſetzesbeſtimmungen ſcheint es nicht 
möglich, zu verhindern, daß ein obſiegender Interventionskläger durch 
Benutzung des für vorläufig vollſtreckbar erklärten Urteils in der 
Berufungsinſtanz den Rechtsſtreit ſtets auf die Koſten beſchränken kann. 

Eine Behebung des mißlichen Zuſtandes iſt nur de lege ferenda 
möglich, nämlich durch das Verbot, Urteile, die eine Pfändung für 
unzuläſſig erklären, für vorläufig vollſtreckbar zu erklären. 


Rechtsanwalt Dr. Wolterhoff, Düſſeldorſ 


45. Jahrgang. 


Nr. 18 a. 
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Der Einfluß des Krieges auf | ſchwebende Lieferverträge im Lichte 
der Rechtſprechung. 


Von Kechtsanwalt plum in Coöln. 


Die Erfüllung ſchwebender Lieferverträge iſt durch die 
neuen wirtſchaftlichen Verhältniſſe, die der Krieg unmittelbar 
und mittelbar durch Akte der Geſetzgebung und Verwaltung 
verurſacht hat, nach Art und Maß ungeahnt ſtark beeinflußt 
worden. Jedem im Geſchäfts- und Rechtsverkehre Stehenden 
liegt dieſe Tatſache klar und deutlich ſichtbar vor Augen, ſo 
daß Einzelheiten nicht angeführt zu werden brauchen. In— 
zwiſchen iſt die rechtliche Bedeutung dieſer wirtſchaftlichen 
Einwirkungen des Krieges, wenn auch nicht nach allen Rich— 
tungen, durch die Rechtſprechung, insbeſondere auch die des 
RG. beleuchtet worden. Vor allem die Auffaſſung des höchſten 
deutſchen Gerichts iſt um ſo mehr zu beachten, als ſie trotz 
zweifelnder Erörterungen in der Lehre jedenfalls zum großen 
Teile feſtſtehend geworden iſt. Im folgenden ſei daher eine 
kurze Überſicht über die wichtigſten Urteile gegeben. Soweit 
die Rechtslage durch Urteile des RG. geklärt worden iſt, iſt in 
der Regel von der Erwähnung oberlandesgerichtlicher Urteile 
abgeſehen worden. Gleichzeitig ſei der Leſer auf die ein— 
ſchlägige Lehre kurz wieder aufmerkſam gemacht. Damit hier— 
durch nicht der Überblick über die Rechtſprechung zu ſehr 
geſtört werde, iſt das Schrifttum in Anmerkungen angeführt.“) 

Die Fälle, in denen ſich die Frage nach der rechtlichen 
Bedeutung der wirtſchaftlichen Kriegseinwirkungen auf ſchwe— 
bende Lieferverträge erhebt, teilen ſich ihrer Natur nach in zwei 
Gruppen, erſtens die Fälle, in denen ſich die Beteiligten 
durch vertragliche Beſtimmungen für den Fall des Krieges 
vorgeſehen haben, das Gebiet der Kriegsklauſeln, 
und zweitens die Fälle, in denen das nicht geſchehen iſt, die 
Fälle, die die Rechtſprechung wie die herrſchende Lehre haupt» 
ſächlich auf Grund der durch den Krieg zu nicht voraus— 
geſehener Blüte erwachſenen Rechtsſätze über die 
Unmöglichkeit der Leiſtung beurteilt. 


Die Kriegsklauſel.“) 


1. Das RG. hat ſich in zahlreichen Fällen auf den Stand» 
punkt geſtellt: im Zweifel befreit die Kriegsklauſel den 


1) Im ganzen alle in Betracht kommenden Fragen erörternde 
a) beſondere Schriften: Alteſte der Kaufmannſchaft von Berlin, 
Krieg und Lieferungsverträge, Berlin 1915: dieſelben, Inter— 
nationales Kriegshandelsrecht, Deutſchland; Ewald, Die Kriegs- 
klauſel, Erlangen 1916; Horſter, Das Recht des Kaufmanns im 
Kriege, Berlin 1915; Mayer, Das Privatrecht des Krieges, 
München 1915; Schmeißer, Der Einfluß des Krieges auf die 
Hauptverträge des BGB., Berlin 1915; Starke, Lieferungs⸗ 
verträge unter Einwirkung des Krieges, Berlin 1915. b) Auf⸗ 
ſätze: Bittinger, DR. Z. 1915, 370; Brönner, ZHandelsw. 1916, 
137; Hueck, DJ Z. 1914, 1168; Lemberg, RuW. 1915, 101; 
Neukamp, 23. 1914, 1825; Oertmann, Bank A. 1913/14, 387; 
Oppermann, SächſA. 1915, 133. 

2) a) Die erwähnte beſondere Schrift von Ewald. b) Aufs 
ſätze: Bundſchuh, DIZ. 1915, 272; Dicken, IW. 1915, 741: Dove, 
Staatsb. 1, 90; Düringer, 23. 1915, 9; Hachenburg. IW. 1915, 
961 A. 2 uſw. (f. unten); Lemberg, RuW. 1915, 101; Loewen⸗ 
ſtein IW. 1914, 948; Oßwald, IW. 1915, S. 202, 229: Reiche, 
IW. 1914, 903; Reigers, IW. 1914, 951: Rotbarth, IW. 1915, 
1287; Sänger, Holdh Schr. 1914, 237; Siber, Gruchot 1916, 458; 
Starke, 23. 1915, 668; W. H. DR AZ. 1914, 204; Staadecker, 
3%. 1914, 848. 


Lieferpflichtigen von der Lieferpflicht, ohne Rückſicht darauf, 

ob ihm dieſe durch den Krieg unmöglich oder unerſchwinglich 

geworden iſt. So in dem den feſtgehaltenen Ausgangspunkt 

ſeiner Rechtſprechung bildenden Urteile RG. 87, 92 = JW. 

1915, 912 = DJ. Z. 1915, 921. Die Klauſel lautete: 
„Beſtätige, unter nachfolgenden Bedingungen an Sie 
verkauft zu haben — — — Feuer, Streik, Beſchädi— 
gung der Maſchinen, Mobilmachung, Krieg, Blockade, 
Aus- und Einfuhrverbot, ſowie ſonſtige Fälle höherer 
Gewalt vorbehalten.” 

Das Urteil deutet ſie ſo: 

„Damit hat der Verkäufer deutlich erklärt, daß er 
den Kauf nur unter Vorbehalt dieſer Ereigniſſe ab— 
ſchließe, alſo im Falle ihres Eintritts nicht an den Ber» 
trag gebunden ſein wollte. Er wollte alſo 
keineswegs nur dannſreiwerden, wenn 
die vorbehaltenen Ereigniſſe Unmög⸗ 
lichkeit der Leiſtung verurſachten, 
ſon dern wenn ſie überhaupt eintraten. 
Der Vertrag iſt in dieſem Punkte ſeinem 
Wortſinne nach völlig deutlich und feine Aus» 
legung, die ſelbſtverſtändlich gemäß SS 133, 157 
BGB. erfolgen muß, bietet inſoweit keine Zweifel 
und Schwierigkeiten. Denn daß die namentlich 
aufgeführten Ereigniſſe ‚fonitigen Fällen höherer Ge— 
walt' gleichgeſtellt ſind, erklärt ſich daraus, daß ſie 
alle ihrer Natur nach durch die Kräſte des Verkäufers 
nicht abgewandt werden können, alſo, wenn ſie ſeinen 
Geſchäftsbetrieb treffen, als höhere Gewalt auf ihn ein— 
wirken. Zweifel beginnen erſt bei der Frage, welche 
Tatbeſtände mit den kurzen Worten Streik, Krieg uſw. 
gemeint ſind. Hierüber ſpricht ſich der Vertrag nicht 
aus, weshalb er gemäß 8 157 nach Treu und Glauben 
mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte ergänzend ausgelegt 
werden muß. Offenbar iſt nicht jeder Streik, Krieg, 
Maſchinenſchaden, die ſich irgendwo in der Welt zu— 
tragen, gemeint. Wenn Chile an Peru den Krieg er— 
klärt, wenn geringfügige Streiks im deutſchen Trans⸗ 
portgewerbe ausbrechen, ſelbſt wenn kleine Maſchinen— 
ſchäden in Pl.s Mühlen entſtehen, fo iſt das nicht der 
Tatbeſtand eines Krieges, Streiks, Maſchinenſchadens 
im Sinne des vertraglichen Vorbehaltes. Gemeint 
ſind offenbar nur ſolche Ereigniſſe der 
bezeichneten Art, die auf Betriebe, 
von denen der Beklagte für ſeine Liefe⸗ 
rung abhängt, weſentlich ſtörend ein⸗ 
wirken. Wie erheblich aber die Einwirkung ſein 
muß, damit nach dem Sinne des Vertrages ein vor— 
behaltenes Ereignis vorliegt, kann zweifelhaft ſein. 
Man denke z. B. an den Fall, daß ein Viertel oder 
Drittel von Pl.s Mühlen abgebrannt wäre. In ſolchen 
Fällen iſt die Grenze nach Treu und Glauben mit 
Rückſicht auf die Verkehrsſitte zu ziehen; und wenn ein 
ſolcher Grenzfall vorläge, könnte die Reviſion darin 
recht haben, daß das Gericht den § 157 verletzt, wenn 
es den Vertrag auslegt, ohne die Verkehrsſitte durch 
Sachverſtändige feſtzuſtellen. Es liegt aber kein Grenz⸗ 
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fall vor. Der Ausbruch des gegenwärtigen 
Krieges hat alle Vorausſetzungen, unter 
denen der Beklagte und der hinter ihm 
ſtehende Fabrikant arbeiten, geändert. 
Daß für ſie Lieferpflichten, die ſich über Monate er⸗ 
ſtrecken, nach Ausbruch des Krieges eine ganz andere 
Laſt bedeuten als in gewöhnlichen Zeiten, liegt auf der 
Hand. Deswegen iſt jeder Zweifel ausgeſchloſſen, daß 
durch Ausbruch des gegenwärtigen Krieges ein Tat⸗ 
beſtand eingetreten iſt, für deſſen Eintritt der Beklagte 
ſich Befreiung von ſeiner Lieferpflicht vorbehalten hat. 
Ob der Beklagte nach feinen Vorräten, 
die er zu ſeiner Verfügung hatte, 
ſtande geweſen wäre, die laufenden 
Verträge zu erfüllen, iſt gleichgültig. 
Der von ihm bedungene Vorbehalt ſchließt es nach 
ſeinem klaren Sinne aus, daß er ſich mit den Käufern 
auf Erörterungen einzulaſſen hätte. Er wollte 
freiſein, wenn ein Krieg eintrat, wor⸗ 
unter nach Treu und Glauben nur ein 
ſolcher Krieg zu verſtehen iſt, von dem 
ſein Betrieb in erheblicher Weiſe be⸗ 
troffen wurde. Da dies geſchehen iſt, iſt er frei 
geworden.“ 


Ebenſo L Z. 1916, 315 = Warn. 1916, 57 . 


2. Bedenken gegen dieſes grundlegende Urteil waren 
geäußert worden,“) weil nicht ausreichend ME und feftgeftellt 
et, ob auch der Käufer beim Abſchluſſe des 
ertzagesblefemeitgehenbe Frelzeichnung 
des Verkäufers erkannt ha 


Das RG. hat in ſpäteren u feine Prüfung dieſer 
Frage beſonders betont, iſt aber mit Rückſicht auf den kauf⸗ 
männiſchen Sprachgebrauch faft ſtets wieder zu der dem Liefer» 
pflichtigen günſtigen Auslegung wie in jenem Urteile gelangt. 


a) In dem Falle, der entſchieden iſt in JW. 1916, 1185 
— DIZ. 1916, 130 — LZ. 1916, 54% — Warn. 1916, 37, 
lautete die Klauſel: 


„Arbeiterausſtände, ferner Mobilmachung, Krieg, 
Blockade von Ein⸗ und Ausfuhrhäfen, unvorher⸗ 
geſehene Unfälle, welche die Produktion verringern oder 
unmöglich machen, gelten als höhere Gewalt.“ 


Das Urteil meint: 


„Es unterliegt keinem Bedenken, daß in der ſtreitigen 
Klauſel der Relativſatz ‚welche die Produktion ver: 
ringern oder unmöglich machen“ ſich gemäß den Regeln 
der Grammatik nur auf das Hauptwort ‚Unfälle‘ be⸗ 
zieht und die nähere Beſtimmung nur dieſes Begriffes 
bildet. Das Berufungsgericht hat, hiervon ausgehend, 
bei Auslegung der ſtreitigen Vertragsbeſtimmung rich⸗ 
tige Rechtsgrundſätze ohne Rechtsirrtum angewandt. 
Es ſpricht aus, daß Kaufleute, wenn ſie in ihren Ver⸗ 
tragſchlüſſen von höherer Gewalt reden, damit nach dem 
Sprachgebrauche des Handels nicht jedes 
Ereignis meinen, das ſeinem Weſen nach höhere Ge— 
walt iſt, ſondern ſolche Fälle höherer Gewalt, die die 
Erfüllung einer Vertragspflicht unmöglich machen und 
deswegen den Vertrag auflöſen. Daraus wird für die 
Auslegung der ſtreitigen Vertragsbeſtimmung „Feuer, 
Mobilmachung, Krieg uſw. gelten als höhere Gewalt! 
gefolgert, daß die Klägerin bei Aufnahme dieſes Satzes 
in ihrem Schlußſchein die regelmäßig durch die Auf: 
nahme von Kriegsklauſeln verfolgte Abſicht gehabt hat, 
ſich für den Fall des Eintritts der genannten Ereigniſſe 
von der Lieferpflicht zu befreien; daß dieſer ihr 
Wille auch einen dem kaufmänniſchen 
Sprachgebrauche entſprechenden Aus- 
druckgefunden hat und demzufolge von der Be— 
klagten verſtanden werden muß. Alles dies folgt mit 
Notwendigkeit aus dem Ausſpruch über den im 
Handelsverkehr herrſchenden Sprachgebrauch.“ 


i m⸗ 


) Dicken. JW. 1915, 741; Hachenburg 1915 S. 961, 1038, 
1287; 1215 1157 
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b) In dem Falle JW. 1916, 257* — 23. 1916, 234. 

— Warn. 1916, 55 “ lautet die Klauſel: 
„Krieg, Arbeiterſtreik, Betriebsſtörungen, Mangel an 
Rohmaterial, Feuersbrunſt und andere Fälle höherer 
Gewalt bei Verkäufer und Verkäufers Lieferanten, 
welche die Erfüllung gegenwärtigen Vertrages unmog⸗ 
lich machen, befreien die Verkäufer von den eingegan⸗ 

genen Vertragsverpflichtungen.“ 


Hier gelangt das Urteil auf Grund folgender Erwägungen 


zur Freizeichnung des Lieferpflichtigen: 


„Solche Klauſeln können ſo verſtanden werden, daß der 
Zuſatz ‚welche die Erfüllung des Vertrages unmöglich 
machen“ nur auf die ‚anderen Fälle höherer Gewalt', 
alſo nicht auf die vorher einzeln angeführten Ereigniſſe 
bezogen wird. Möglich iſt in manchen Fällen aber auch 
die Auslegung, daß die in dem Relativpſatz enthaltene 
Einſchränkung ſich auf alle vorher genannten Ereigniſſe 
bezieht, daß alſo nur derjenige Krieg, Streik uſw., der 
die Erfüllung des Vertrages unmöglich macht, den Ver⸗ 
käufer befreien ſoll. Im Streitfall iſt jedoch dieſe zweite 
Auslegung durch den ganzen Zuſammenhang der PIb- 
rede ausgeſchloſſen. Es ſind verſchiedene Ereigniſſe 
aufgeführt, die dem Verkäufer, der nicht ein Fabrikat 
beſtimmten Urſprungs verkauft, die Lieferung zwar er⸗ 
ſchweren, aber kaum unmöglich machen können. Be: 
triebsſtörungen, Feuersbrunſt — in der überwältigenden 
Mehrzahl der Fälle auch Streik der Arbeiter — 
kommen nicht bei allen Produzenten gleichzeitig vor, 
ſondern in einzelnen Fabriken und, was Streiks angeht, 
in Fabriken eines beſtimmten Bezirks. Sie ſind alſo 
keine Ereigniſſe, von denen zu befürchten war, daß ſie 
der Verkäuferin, die nicht eine Ware beſtimmten Ur: 
ſprungs verkaufte, die Lieferung unmöglich machen 
könnten. Dagegen ſind ſie offenſichtlich Ereigniſſe, 
welche die von der Verkäuferin für die Lieferung ge: 
troffenen Vorbereitungen vereiteln konnten. Danach 
iſt es ausgeſchloſſen, daß die Beklagte als Verkäuferin 
durch die ſtreitige Vertragsabrede ſich nur für den Fall 
eines ſolchen Krieges, Streiks uſw. hat e 
wollen, der ihr die 17 unmöglich machte. Sie 
hat vielmehr bei Eintritt der einzeln 
aufgeführten Ereigniſſe ſchlechthin 
frei werden wollen, weil dieſe Ereig⸗ 
niſſe ſehr leicht ihre Vorausberech— 
nungen und Vorbereitungen zur Liefe- 
rung vereiteln konnten. Das geht aus dem 
Geſamtinhalte der Klauſel auch fo deutlich hervor, d aß 
die Klägerin es verſtehen mußte, und 
es iſt alſo dadurch, daß die Klägerin 
der Klauſel zuſtimmte, zwiſchen den 
Parteien vereinbart. Dabei ſind allerdings 
unter Krieg, Streik uſw. im Sinne der Klauſel nur 
ſolche Ereigniſſe der genannten Art zu verſtehen. 
welche auf die Betriebe, von denen die 
Beklagte für ihre Lieferung abhängt. 
erheblich ſtörend einwirken; wie der cr- 
kennende Senat dies ſchon für einen anderen Fall in 
dem Urteil vom 20. Mai 1915 (II 83/15), RG. 87, 92. 
dargelegt hat. Daß der gegenwärtige Krieg 
ſolche Wirkung hat, ift unzweifel: 
haft.“) ö 
c) Nach dem Urteil DIZ. 1916, 131 — 2. 1916, 230 !® 
— Recht 1916 S. 19 Nr. 44, 45 — Warn. 1916, 5 entſchied 
das RG. fogar in dem Falle zugunſten des Verkäufers, wo 
die Klauſel urſprünglich lautete: 


„Mobilmachung, Krieg, Blockade, Ein- und Ausſubr— 
verbot, Feuerſchaden, ſchwere Betriebsſtörung oder 
ſonſtige Fälle höherer Gewalt berechtigen die Mile 
zur Aufhebung dieſes Abſchluſſes oder deſſen uner 
ledigten Teiles“, 


der Käufer dagegen noch ausdrücklich den vom Verkäufer zu— 


geſtandenen ändernden Zuſatz hinter „ſonſtige Fälle höherer 


») Dazu Hachenburg, JW. 1916, 257 A. 4. 


45. Jahrgang. 


Gewalt“ wünſchte, „welche die Ausführung des Kontraktes 
unmöglich machen“. 0 

d) Dagegen iſt das RG. zu einer dem Lieferpflichtigen 
weniger günſtigen Auffaſſung gelangt in den Urteilen JW 
1916, 1186“ und JW. 1916, 1187 = LZ. 1916, 11725. 

Im zweiten Falle lautete die Klauſel: 

„Krieg, Arbeitsſtreiks, Betriebsſtörungen, Erplofion, 
Feuersbrunſt, Überſchwemmung, Kohlenmangel und 
andere unvorhergeſehene Hinderniſſe, welche die 
Produktion verringern, verzögern oder unmöglich 
machen, befreien uns (d. i. die Klägerin) für die Dauer 
der Behinderung von der Einhaltung der vereinbarten 
Lieferzelt.“ 

Beide Urteile fußen auf dieſem Auslegungs⸗ 
grundſatze: 

„Die ſtreitige Klauſel iſt nicht von den Parteien in 
gemeinſamer Verhandlung abgefaßt, ſondern ſie iſt in 
dem Formulare, das die Klägerin zur Beſtätigung des 
Abſchluſſes verwandt hat, vorgedruckt. Sie gilt, weil 
die Beklagte dieſer Beſtätigung nicht widerſprochen hat. 
Solchen einſeitig verfaßten Formularbedingungen des 
Verkäufers darf gemäß 8 157 BGB. nur der Sinn 
beigemeſſen werden, den die Käuferin — hier alſo die 
Beklagte — ohne weiteres aus dem Wort⸗ 
laute entnehmen mußte.“ 

Die Bedeutung der Klauſel iſt nach dem 
Urteile die: 

„In der ſtreitigen Klauſel macht die Klägerin den Vor⸗ 
behalt: Krieg uſw. . .. und andere unvorhergeſehene 
Hinderniſſe, welche die Produktion verringern, ver⸗ 
zögern oder unmöglich machen, befreien uns für die 
Dauer der Behinderung von der Einhaltung der ver⸗ 
einbarten Lieferzeit. Aus Gründen der grammatiſchen 
Konſtruktion ſowohl, wie aus inneren Gründen liegt es 
am nächſten, den Relativpſatz auf alle vorhergehenden 
Subſtantive zu beziehen und damit die Klauſel dahin 
zu verſtehen, daß alle einzeln angeführten, ebenſo wie 
die unter den Sammelbegriff der unvorhergeſehenen 
Hinderniſſe fallenden Ereigniſſe die befreiende Wirkung 
nur dann ausüben ſollen, wenn ſie die 
Produktion verringern, verzögern oder 
unmöglich machen. Jedenfalls hatte die Be⸗ 
klagte keinen Grund, die Klauſel anders zu verſtehen, 
und ſie kann daher ihr gegenüber nur in dieſem Sinne 
geltend gemacht werden. Klägerin iſt alſo von der 
Einhaltung der Lieferzeit nur dann frei, wenn durch 
den Krieg ihre Produktion verringert oder verzögert 
wird.““) 

e) Nach dem RG. iſt der Lieferpflichtige ohne 
Rückſicht darauf, ob er liefern kann, von der Liefer: 
vſlicht frei, nicht nur wenn die Klauſel den 
Fall des Krieges erwähnt, ſondern ſogar 
dann, wenn ſie nur die Fälle höherer Gewalt 
vorbehält. Die Klauſel: 

„Streik, Betriebsſtörung, korce majeure befreien von 
der Verbindlichkeit rechtzeitiger Lleferung“. 
hat die Bedeutung einer freizeichnenden Kriegsklauſel. So 
JW. 1916, 3161 = LZ. 1916, 317%? Warn. 1916, 58 * und 
IW. 1916, 9581 = DJ Z. 1916, 631 Warn. 1916, 193 122. 
Das letzte Urteil begründet dies wie folgt: 
„Die Klauſel: „Streik, Betriebsſtörung. force majeure 
befreien von der Verbindlichkeit rechtzeitiger Lieferung“ 
beſagt nichts davon, daß die genannten Ereigniſſe die 
befrelende Wirkung nur dann ausüben ſollen, wenn 
ſie die Leiſtung oder die rechtzeitige Leiſtung unmöglich 
machen. Im Gegentell iſt deutlich erklärt, daß die Be⸗ 
klagte zu rechtzeitiger Lieferung nicht verpflichtet ſein 
wollte, wenn ein Strelk, eine Betriebsſtörung. ein Fall 
höherer Gewalt überhaupt eintrat. Inſoweit iſt die 
Klauſel nach dem deutlichen Wortſinne klar, womit ſich 
auch das in der Literatur erhobene Bedenken 
erledigt. daß zu prüfen ſei, ob der Käufer 
die Klauſel ſo habe verſtehen müſſen. 


2) Dazu Hachenburg, JW. 1916, 1187 A. 4 und 5. 
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Klar iſt andererſeits auch, daß nur ſolche 

Streiks, Betriebsſtörungen und Er⸗ 

eigniſſe höherer Gewalt gemeint ſein 

können, die auf den Betrieb des Ver⸗ 

käufers oder ſolche Betriebe, von denen 

er für die Erfüllung des Vertrages 

abhängt, weſentlich ſtörend einwirken. 

Geht man von dieſem Verſtändnis der Klauſel aus, ſo 

iſt die Entſcheidung nicht zweifelhaft. Der Krieg iſt 

ein Ereignis höherer Gewalt; denn weder die Beklagte 

noch ſonſt ein Privatmann kann durch ſeine Kräfte den 

Ausbruch des Krieges oder ſeine Einwirkung auf das 

Wirtſchaftsleben abwenden. Der Ausbruch des 

Krieges und die durch ihn verurſachte 

Abſchneidung des Verkehrs mit dem 

feindlichen Auslande find alfo force 
majeure im Sinne der Klauſel.“) 

f) über die Bedeutung der Klauſel: Ausfuhrverbot und 

ſichere Ankunft der Ware in Deutſchland vorbehalten“ ſiehe 

IW. 1916, 1186 *. 


3. Mehrere Kriegsklauſeln gaben dem RG. auch Anlaß, 
die Frage zu prüſen, ob der Verkäufer auf Grund der Klauſel 
dauernd oder nur für die Zeit des Krieges von der Liefer⸗ 
pflicht befreit ſein ſollte.“) 

In den beiden zuletzt erwähnten Urteilen über die 
ſogenannte Force-majeure-Rlaufel iſt das RG. zu der Auf⸗ 
ſaſſung gelangt, daß der Verkäufer (im erſten Falle) „nicht 
gänzlich frei ſei von der Vertragspflicht, aber jedenfalls nicht 
verpflichtet ſei zu liefern. ſolange die auf höherer Gewalt be⸗ 
ruhende Störung dauere“, daß er (im zweiten Falle) „wäh⸗ 
rend der Dauer der kriegeriſchen Hinderniſſe von der Pflicht 
zur Lieferung frei ſei“. 

Zu einem anderen Ergebniſſe dagegen iſt das RG. 
gelangt in dem Urteile JW. 1916. 487° — DIZ. 1916, 
338 — 82. 1916, 306° — Warn. 1916, 60 % — Recht 1916, 
S. 142 Nr. 279. Die Klauſel lautete hier: 

„Falls die rechtzeitige Lieſerung durch Blockade, Krieg, 
Streik, Ausfuhrverbot, Waggonmangel oder außer⸗ 
gewöhnlichen Waſſerſtand ſowie ſonſtige elementare Er⸗ 
eigniſſe unmöglich iſt, wird die Lieferzeit für den noch 
unerledigten Teil des Kontraktes bis nach Aufhebung 
des Hinderniſſes prolongiert.“ 

Während das NG. die Lieferpflicht nur als aufgeſchoben 
anſah, ſcheint das RG., das die Sache an das KG. zurück⸗ 
verwies, der Auffaſſung zuzuneigen, daß die Lieferpflicht auf⸗ 
gehoben worden ſei. In den bemerkenswerten Gründen wird 


geſagt: 

„(In der ftreitigen Abrede) heißt es: Die 
Parteien .... wollten den Vertrag auch bei längeren 
Verzögerungen der Lieferung aufrechterhalten und nur 
die Lieferzeit bis zur Hebung des Hinderniſſes hinaus— 
geſchoben haben.“ Iſt dies richtig, ſo iſt die Ent⸗ 
ſcheidung zugunſten des Klägers klar. Dann haben die 
Parteien eben vereinbart, daß der Vertrag ausgeführt 
werden ſollte, auch wenn durch zeitliche Verſchiebung 
die wirtſchaftliche Bedeutung der Leiſtung ſich gänzlich 
änderte, und daß alſo zwiſchen ihnen bei Eintritt der 
vorbehaltenen Hinderniſſe die verabredete Lieferzeit 
keinesfalls als weſentlich gelten ſollte. Ein Ber: 
trag dieſes Inhaltes wäre in hohem 
Maße ungewöhnlich und der Verkehrs 
fitte widerſprechend. Dies zeigt fih auch 
darin, daß das Schiedsgericht des Vereins der Berliner 
Getreidehändler in feinem von dem Beklagten vor: 
gelegten Spruche vom 24. Juni 1915 die gleiche Ner: 
tragsabrede nicht im Sinne des BG. verſtanden hat. 
Trotzdem iſt die Auslegung des BG. möglich. Da 
aber gemäß § 157 BGB. Verträge fo auszulegen ſind, 
wie Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrs⸗ 
ſitte es erfordern, ſo hätte das BG. bei der Auslegung 


6) Dazu Hachenburg. IW. 1916 S. 316. A. 1. 958 A. 1. 


7) Dazu Cantor RuW. 1916, 164; Hachenburg, IW. 1916. 
487 A. 6; Hueck DIZ. 1915, 815; Krückmann, LZ. 1916, 713; 
Schreiber, DIZ. 1915, 1176. 
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die Verkehrsſitte in Betracht ziehen müſſen. E 
konnte zu ſeiner Auslegung nur 
kommen, wenn es die Überzeugung 

e wann, daß die Parteien hier in der 

at einen Vertrag von ungewöhn⸗ 
lichem, von dem Gebrauche des Ver⸗ 
kehrs abweichendem Inhalt haben ab⸗ 
ſchließen wollen und ſolchen Inhalt 
in der ſtreitigen Abrede erkennbar 
zum Ausdruck gebracht haben. Die 
Gründe des Urteils laſſen aber nicht erkennen, daß 
das BG. ſich dies vergegenwärtigt und die Vorſchrift 
des $ 157 berückſichtigt hat; vielmehr weiſt ihr Zu— 
ſammenhang darauf hin, daß dieſer Punkt über- 
ſehen iſt.“ 2 

4. Steht bedenkenfrei feſt, daß bei Vereinbarung der Kriegs⸗ 
klauſel nicht nur der Verkäufer, ſondern auch der Käufer ſich 
darüber klar war, daß damit der Verkäufer ſich im Kriegs⸗ 
falle, ohne Rückſicht auf ſeine Unmöglichkeit zu liefern, von 
der Lieferpflicht befreien kann, ſo wird unverkennbar in der 
Regel der Käufer dem ſich auf die Kriegsklauſel berufenden 
Verkäufer gegenüber nicht entgegenhalten können, der Ver— 
käufer verſtoße dadurch gegen die guten Sitten, auch wenn 
die Kriegsklauſel dem Verkäufer große Gewinne, dem Käufer 
dagegen große Verluſte bringt. Das Gebiet der Ein⸗ 
rede der allgemeinen Argliſt gegenüber der Berufung auf die 
Kriegsklauſel i ſt en g.) 

Das RG., Warn. 1916, 298 1%, weiſt gegenüber der Ein⸗ 
rede des Käufers, der Verkäufer habe die Verträge ſehr wohl 
erfüllen können und nutze die Kriegsklauſel nur aus, um höhere 
Preiſe zu erzielen, darauf hin: „Der ſtreitige Vorbehalt iſt 
(wie im einzelnen dargelegt wird) ſo deutlich, daß kein 
Zweifel obwalten kann. . .. Darauf, ob die Klägerin trotz 
alledem noch Vorräte gehabt hat, die ihr die Lieferung er⸗ 
möglicht hätten, kommt es nicht an.“ 

Nach dem OLG. München aber, LZ. 1915, 241, iſt 
die Berufung auf die Klauſel nach $ 226 ausgeſchloſſen, 
„wenn ſie lediglich dem Zwecke der Schädigung dienen 
kann. Man wird aber darüber hinaus aus 8 826 den 
Grundſatz ableiten dürfen, daß die Bezugnahme auf die 
Klauſel den Rücktritt auch dann nicht rechtſertigen kann, wenn 
ein ſolches Verhalten dem Anſtandsgefühl eines billig und 
gerecht denkenden Mannes widerſpricht und ſich daher als 
Verſtoß gegen die guten Sitten darſtellt (exceptio doli 
generalis; Staudinger Komm. z. BGB. 7./8. Aufl. Bem. 2 zu 
§ 826 und die dort angeführte Lit. u. Rechtſpr.). Eine derartige 
Beurteilung kann z. B. gerechtfertigt fein, wenn derjenige, 
der ſich auf die Klauſel beruft, ohne jede Schädigung ſeines 
Vermögens erfüllen könnte und die Klauſel lediglich dazu 
mißbraucht, um ſeinen Abnehmer zur Bewilligung eines 
höheren Preiſes zu zwingen (Staadecker in JW. 1914, 848). 
Die Tatſache allein, daß die Erfüllung unter Berufung auf 
die Klauſel verweigert wird, weil der Lieferant es vorzieht, die 
durch das unvorhergeſehene Ereignis herbeigeführte Anderung 
der Marktlage zu ſeinen eigenen Gunſten zu verwerten, ſtatt 
den Vorteil feinem Abnehmer zu überlaſſen, kann die Une 
wendung des 8 826 nicht rechtfertigen, denn ein Verſtoß gegen 
die guten Sitten darf nicht in jeder Handlung erblickt werden, 
die der Denkungsart eines vornehmen Mannes oder der kauf: 
männiſchen Kulanz widerſpricht (Staudinger a. a. O. Bd. II 
S. 1734 unter a und die dort erwähnten Entſch. des RG.). 

Nach dem OLG. Dresden, SW. 1915, 1376 = LZ. 
1916, 415° — Recht 1916, S. 21 Nr. 56, iſt es auch nicht 
zu beanſtanden, wenn der Verkäufer dem einen Käufer 
die Kriegsklauſel entgegenhält, dagegen dem anderen gegen— 
über erfüllt. „Denn ein argliſtiges gegen die guten 
Sitten verſtoßendes Verhalten kann darin nicht erblickt 
werden, daß die Beklagte das Entgegenkommen, das 
ſie anderen Abnehmern durch Nichtgeltendmachung der Kriegs— 
klauſel erwies, der Klägerin nicht angedeihen ließ.“ Nach dem 
OLG. Stuttgart aber, Recht 1916 S. 244 Nr. 522, 


5) Düringer, L Z. 1915, 9; Horfter a. a. O. 48; Loewenſtein, 


IW. 1914, 948; Neukamp, LZ. 1914, 1826; Staadecker, ZW. 1914, 


848; Starke, Lieferungsverträge 38. 
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„könnte ein Verſtoß gan die guten Sitten insbefonbere 
see fein, wenn bie ae das nertragsmäßige t. im 

riegsfall vom Vertrag zurückzutreten, zu unreellen s 
treibereien benutzt hätte“. 

5. Hinſichtlich der Zeit, wann der Verkäufer von dem in 
der Klauſel vorbehaltenen Rechte Gebrauch machen muß, 
wirdrigenfalls er es verliert oder ſich ſchadenserſatzpflichtig 
macht, ſteht er unter dem Gebote von Treu und Glauben mit 
Rückſicht auf die Verkehrsſitte. Wie das RG., JW. 1916, 
829 1 = DD. 1916, 726 = 23. 1916, 673° — Recht 1916, 
S. 347 Nr. 568, ſagt, muß gemäß dem Zwecke der Kriegs⸗ 
klauſel dem Verkäufer eine Friſt zur Erklärung zu⸗ 
ſtehen, die ihm ermöglicht, die für ihn 
durch den Krieg geſchaffene Lage zu über⸗ 
blicken, ehe er ſich entſchließt. Keineswegs aber fordert 
das durch die Klauſel zu ſchützende Intereſſe, daß er die 
weitere Entwicklung der Verhältniſſe unbeſtimmte Zeit hin⸗ 
durch abwartet und ſeinen Entſchluß danach einrichtet, ob die 
ſpätere Bewegung der Preiſe die Erfüllung oder die Auf⸗ 
hebung des Vertrages vorteilhafter macht. Durch ſolches 
Abwarten würde auf der anderen Seite eine längere einſeitige 
Gebundenheit des Käufers entſtehen, die kein Käufer auf ſich 
nehmen kann und bei Bewilligung einer Kriegsklauſel auf ſich 
nehmen will. Eine Auslegung, die ohne poſitiven Anhalt im 
Wortlaut des Vertrages dem Käufer ſo unbillige Zumutungen 
ſtellt und dem Verkäufer ſo übermäßige Rechte einräumt, 
verſtößt gegen 8 157 BGB. „Nach Treu und Glauben 
kann dem Verkäufer das Recht der Los⸗ 
ſagung vom Vertragenur binnen derjenigen 
Friſt zugeſtanden werden, deren er bedarf, 
um nach Eintritt des vorbehaltenen Falles 
ſeine Lage zu überblicken.“ 

In dieſer Hinſicht belehrend ſind auch die Urteile 
RG. Recht 1916, S. 143 Nr. 288; OL G. Braun» 
ſchweig, ROL G. 31, 183; Os G. Hamburg, 
R OLG. 31, 362; Kammergericht, ROL. 32, 312. 
In dem letzten Erkenntniſſe wird darauf hingewieſen, daß es 
nicht Pflicht des Käufers iſt, den Verkäufer zu einer Außerung 
zu veranlaſſen, ob er den Vertrag einhalten oder von ihm 
zurücktreten wolle, ſondern daß der Verkäufer von ſich aus 
ſeinen Rücktritt binnen angemeſſener Friſt zu erklären hat. 

6. Umgekehrt aber darf auch nicht der Käufer, wie das 
RG., JW. 1916, 1018 — DIZ. 1916, 898 = 23. 1916, 
1009 “, entſchieden hat, feine Stellung gegenüber einer 
Geltendmachung der Klauſel auf unbeſtimmte Zeit verſchieben. 

7. Daß der Verkäufer nicht jederzeit von der Kriegsklauſel 
wieder Gebrauch machen kann, nachdem er ſie geltend ge⸗ 
macht, dann aber zur Beſeitigung ihrer Wirkungen mit dem 
Käufer Vereinbarungen getroffen hat, erörtert das RG., 
Warn. 1916, 108 58. 

8. Wie das OLG. Roſtock, ROLE. 31, 180, unter Ab⸗ 
lehnung angebotener gegenteiliger Gutachten aus Handels⸗ 
kreiſen entſcheiden mußte, ſteht der zwiſchen dem 
Zwiſchenhändler und ſeinem Abnehmer 
geſchloſſene Vertrag an ſich nicht unter 
denſelben Bedingungen wie der Vertrag 
des Zwiſchenhändlers mit feinem Liefer- 
pflichtigen und wird daher auch nicht beeinflußt durch 
eine zwiſchen den beiden letztgenannten vereinbarte Kriegs⸗ 
klauſel. Natürlich kann ſich der Abnehmer den zwiſchen 
dem Zwiſchenhändler, von dem er gekauft hatte, und 
deſſen Lieferungspflichtigen vereinbarten Vertragsbedingungen 
unterwerfen. Das lag vor in dem vom RG., 23. 1916, 
50° — DIZ. 1916, 340 entſchiedenen Falle einer 
vom Zwiſchen händler weitergegebenen 
und als ſolche vom Abnehmer erkannten und 
gutgeheißenen Fabrikationsklauſel (redt- 
zeitiger Eingang der Garne und etwaige Schwierigkeiten in 
der Fabrikation vorbehalten) und war von Bedeutung für die 
Frage, ob der Zwiſchenhändler in Verzug geraten war. 

ber die Bedeutung einer „Kriegsklauſel“ in einem 

während des Krieges geſchloſſenen Vertrage hat ſich das 
Os G. Kiel, ROG. 32, 325, dahin ausgeſprochen: 
„Wenn während eines Krieges im Kaufvertrage verein: 

bart iſt, daß die Kriegsklauſel von der Lieferung be⸗ 
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freien fol, fo liegt entweder eine unverſtändliche und 
widerfinnige Willenserklärung vor oder die Abſicht der 
Parteien muß fo ausgelegt werden, wie es 6 183 
BGB. erfordert. Da jeder Anhalt dafür fehlt, daß 
die Parteien etwas Unſinniges vereinbart haben, ſo 
läßt ſich die Aufnahme der Kriegsklauſel unter die 
höhere Gewalt nur in dem Sinne auslegen, daß der 
Beklagte ſich auf die Kriegsklauſel nur in dem Sinne 
hat berufen wollen, daß infolge des Krieges die Liefe— 
rung durch höhere Gewalt unmöglich war. Es 
kommt hier alſo lediglich darauf an, 
ob der Beklagte gemäß 8 275 BGB. da⸗ 
durch von der Verpflichtung zur 
Leiſtung frei geworden iſt, daß ihm 
letztere unmöglich war.“ 

10. Das OLG. Dresden hat in dem Falle 2,3. 1915, 
1538 — ROG. 31, 395, auf einen fofort zu erfüllenden, noch 
vor dem Kriege geſchloſſenen Verkauf eine formular⸗ 
mäßig beigefügte Kriegsklauſel für unanwend— 
bar erklärt. 


11. Daß als Krieg, an dem Deutſchland beteiligt iſt, im 
Sinne einer Kriegsklauſel auch das Verhältnis zwiſchen dem 
Deutſchen Reich und Italien ſchon vor dem 27. Auguſt 1916 
zu gelten hat, hat das RG., DJ Z. 1916, 899 = Warn. 1916, 
297 1, angenommen. 


Verträge ohne Kriegs klauſel. 


A. Dauernd und nur während des Krieges unerfüllbare, 
teilweiſe unerfüllbare Verträge. 


Enthält der Liefervertrag keine Krlegsklauſel, die 
geltend gemacht iſt, fo beſteht er in der Regel unverändert fort. 
Nur dann ſind nach der der Rechtſprechung hauptſächlich zu⸗ 
grunde gelegten Lehre von der Unmöglichkeit der Leiſtung die 
wirtſchaftlichen Anderungen, die der Krieg zur Folge hatte, von 
rechtlicher Bedeutung, wenn infolgedeſſen der Vertrag nicht 
erfüllt werden kann, ohne daß der Lieferpflichtige die Un⸗ 
möglichkeit der Erfüllung zu vertreten hätte. Dabei iſt es be⸗ 
kanntlich weiter von Bedeutung, nicht nur, ob eine beſtimmte 
Sache oder eine Gattungsware (rein oder begrenzt) zu liefern 
iſt, ſondern vor allem auch, ob wirklich nicht oder doch, aber 
nur mit Schwierigkeiten (die Frage: wann liegt Unmöglich— 
keit vor?), ob dauernd oder nur vorübergehend (während des 
Krieges), ob nichts, oder nur teilweiſe nicht geliefert werden 
kann. In allen Beziehungen liegen wichtige Erkenntniſſe 
vor. Die Richtigkeit des Satzes: „Eng beieinander wohnen 
die Gedanken, doch hart im Raume ſtoßen ſich die Sachen“ 
tritt, vergleicht man die Friedenslehre von der Unmöglichkeit 
mit der Kriegspraxis, oft in ein helles Licht. 


1. War zu entſcheiden, ob die Lieferung einer Gattungs⸗ 
ware unmöglich oder nur erſchwert ſei,“) fo war bisher vor allem 
RG. 57, 116 = JW. 1904, 200 Leitſtern. 

a) In dem hier entſchiedenen Falle war Vertragsgegen⸗ 
ſtand deutſches doppelgeſiebtes entfaſertes Baumwollſaatmehl, 
eine Ware, die von A. nach einem beſonderen, fein Ge—⸗ 
heimnis bildenden, techniſchen Verfahren mit eigens dazu ge⸗ 
bauten Maſchinen in der Mühle der R. hergeſtellt und mit der 
dem A. geſchützten Marke Eichenlaub bezeichnet wurde. Die 
Mühle war mit allen Vorräten abgebrannt. Vertragsgegen⸗ 
ftand war alfo „eine ſpezialiſierte Gattung“. Nach dem RG. 
lag Unmöglichkeit vor; denn 

„8 279 BGB. darf nicht dahin ausgelegt werden, daß 
nur der Untergang der ganzen Gattung den Schuldner be⸗ 
freie, im übrigen aber dieſer ſchlechthin und allein die Ge⸗ 
fahr eines ſolchen zufälligen Ereigniſſes zu vertreten habe. 
Vielmehr iſt im Sinne des § 279 a. a. O. die Leiſtung 
aus der Gattung nicht bloß dann unmöglich, wenn die 
ganze Gattung untergegangen, ſondern auch dann, 


) Außer den in den Erläuterungswerken zum BGB. und 
HGB. ſich findenden und angezeigten Erörterungen über die 
Unmöglichkeit der Lieferung ſ. die A. 1 und A. 7 angeführten 
Schriftſteller, ferner Haußmann, JW. 1915, 634; M a 
1916, 808; Sänger, Hold MSchr. 1914, 213; Starke, DIZ. 1916, 
286; Schumacher, 23. 1916, 141. N * 
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. von Gegenſtänden 
der fraglichen un eine fo ſöwie⸗ 
rige geworden iſt, daß fie billigerweiie 
nlemandem zugemutet werden kenn. Die 
letztbezeichnete Einſchränkung fteht zwar nicht in 9 279, 
ergibt ſich aber wenigſtens für einen Gattungskauf der 
ſpezialiſierten Art, wie er hier vorliegt, aus 8 242 
BGB. Allerdings darf dieſer Einſchränkung nicht eine 
Anwendung oder vielleicht richtiger eine Ausdehnung 
gegeben werden, die entgegen der Abſicht des 8 279 
und deſſen Wortlaute im Ergebniſſe darauf hinaus- 
läuft, daß der Gläubiger die Gefahr ſolcher zufälligen 
Ereigniſſe auch beim Gattungskauf in der Regel zu 
tragen hätte. Die Beſchaffung des Lei⸗ 
ſtungsgegenſtandes darf l eines 
zufälligen Ereigniſſes nicht bloß etwas 
mehr Schwierigkeiten bieten — dieſe 
mögen in der Notwendigkeit umfaſſenderer Nachfrage 
oder erheblich höherer Anſchaffungskoſten beſtehen —, 
ſondern muß mit ſo außer gewöhnlichen 
Schwierigkeiten verbunden ſein, daß 
dieſe Schwierigkeiten nach der Auffaſ⸗ 
lung des Verkehrs der Unnöglichkeit 
geichgeachtet werden. Danach wir 

n einem Falle, wie er hier v 
er Verkäufer nicht darauf beſ 
ürfen, auf ſeinem Markte na 
1 er hat wohl umfa 
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rer Preiſe bereit zu erklären, um 

Ware etwa noch aus dritter Hand zu 
erhalten.“ 

Das Urteil berückſichtigt dann die Feſtſtellung des Be⸗ 
rufungsrichters, daß auf dem Markte die Ware mit allen An⸗ 
ſtrengungen und Opfern nicht mehr zu haben war, und billigt 
deſſen ee die Bemühungen, die der Schuldner zur 
Beſchaffung der Ware machen müſſe, hätten doch auch ihre 
Grenze; eine Nachfrage auf allen Märkten des In⸗ 
und Auslands könne vom Schuldner nicht verlangt 
werden. 

b) Eine engere Auffaſſung wird dagegen vom 
RG. in JW. 1916, 830° = DIZ. 1916, 815 = LZ. 1916, 801° 
vertreten. In dem Falle weigerte ſich der verklagte Verkäufer, 
beſtimmte engliſche Marken Kammzinn, die der Kläger für 
301—309 A die 100 kg gekauft hatte, zu liefern, weil die 
engliſche Zinnzufuhr über Holland abgeſchnitten ſei und er das 
Zinn nur mehr für 645 % die 100 kg einkaufen könne. Der 
Verkäufer wurde auf Grund folgender grundſätzlich höchſt 
bedeutungsvollen Erwägungen verurteilt: 

„Für die Frage, ob im Sinne des 8 279 BGB. die 
Leiſtung aus der Gattung möglich fei, komme es darauf 
an, ob die Ware durch Mittel, mit deren Anwendung 
nach Treu und Glauben zu rechnen ſei, beſchafft werden 
könne. Im Großhandel werde damit ge: 
rechnet, daß der Verkäufer die ver⸗ 
kaufte Ware, die er nicht beſitze, an⸗ 
ſchafſe, dabei mache eine außerordent⸗ 
liche Höhe des Marktpreiſes, folange 
ein ſolcher beſtehe, keinen Unterſchied. 
Das Beſtehen eines Marktpreiſes ergebe, daß eine 
Mehrheit von Kaufleuten die Ware zu dieſem Preiſe 
kaufe. Dann aber komme es auf Unvermögen des 
Käufers gemäß 8 279 nicht an, es werde auch durch die 
Höhe des Marktpreiſes allein nicht begründet, weil der 
Verkäufer ebenſowohl wie andere Kaufleute am Markte 
kaufen könne. Die Anſicht, daß Deckungs⸗ 
käufe dem Verkäufer nicht zuzumuten 
feten, wenn der Marktpreis gewiſſe 
Grenzenüberſteige, ſei abzulehnen; die 
Befreiung des Verkäufers aus ſolchem Grunde (8 242 
BGB.) würde in aufgeregten Zeiten die Erhaltung 
eines geordneten Wirtſchaftslebens unmöglich machen. 
Käufer und Verkäufer hätten im Großhandel in der 
Regel ein gleich geartetes und gleich hohes Intereſſe: 
172 
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die Berüͤckſichtigung des Verkäufers würde den Schaden 
auf den Käufer abwälzen, obwohl im Verhältnis zwi⸗ 
ſchen beiden der Verkäufer die Gefahr der Konjunktur 
übernommen habe. Bei ihm ſtehe es, ſich rechtzeitig 
einzudecken. Es gelte im Großhandel der 
Grundſatz, daß kein noch ſo hohes Stei⸗ 
gen des Prelſes den Verkäufer befreie, 
1 ein wirklicher Marktpreis be- 
ehe.“ 

Der Grundgedanke des vorerwähnten Urteils!) iſt vom RG. 
dann, Recht 1916 S. 349 Nr. 579 — 23. 1916, 870“, ohne daß 
er hier angewendet worden wäre, ſo ausgedrückt worden, „daß 
im Großhandel der Verkäufer ſich auf Uner⸗ 
ſchwinglichkeit niemals berufen kann, ſo⸗ 
lange für die verkaufte Ware ein Marktpreis 
beſteht, zu dem ſie in genügenden Men 
käuflich iſt.“ Die unter Umſtänden bis zur wirtſchaft⸗ 
lichen Vernichtung des Verkäufers reichende Tragweite, die 
der Grundſatz ſeinem Wortlaute nach hat, iſt augenfällig. 

Daß Unerſchwinglichkeit der Ware nicht mit ſelbſt ſehr 
hohen Preisſteigerungenn) begründet werden kann, 
tritt auch in zahlreichen Urteilen der Oberlandesgerichte her⸗ 
vor. Siehe z. B. ROG. 31, 180; 32, 312. 


2. Keine Unmöglichkeit für den Lieferpflichtigen lag 
in dem Falle vor, wo dieſer die geſchuldete Ware von ſeinem 
Verkäufer deshalb nicht erhielt, weil er den in belgiſchem Geld 
bedungenen Kaufpreis nicht aufbringen konnte. OLG. Ham⸗ 
burg, LZ. 1916, 346; RG., L Z. 1916, 748°. 


3. Die Frage, ob Beſchlagnahmen *) auf Grund 
der vielen Kriegsverordnungen Unmöglich⸗ 
keit der Lieferung begründen, iſt in einer Reihe 
von Urteilen geprüft. S. Warn. 1916, 145%; 1916, 24356; 
er 2967; 1916, 299 1%; 1916, 338 212; 9 5 1916. 

459 Nr. 901, 902; OL G. München, JW. 1 1293˙. 
Wenn reine Gattungsware zu liefern iſt, ſetzt Unmöglichlelt 
wegen Beſchlagnahme jedenfalls voraus, daß keine beſchlag⸗ 
nahmefreie Ware mehr zu haben iſt. Auch dann begründet 
Beſchlagnahme keine Unmöglichkeit, wenn ſie auf Antrag auf⸗ 
gehoben werden kann. 

In dem Urteil Warn. 1916, 338 — JW. 1916, 1333 
heißt es über eine Beſchlagnahme auf Grund des 
Reichsgeſetzes über die Kriegsleiſtungen 
vom 13. Juni 1873: 

„Daß die Tatſache einer ſolchen Beſchlag⸗ 
nahme nicht etwa für ſich allein das Erlöſchen des 
Erfüllungsanſpruchs nach ſich zieht, hat dieſer Senat 
bereits in der durch Urteil vom 26. Mai 1916 ent⸗ 
ſchiedenen ähnlichen Sache II 75/1916 (H. wider Sch.) 
[ Recht 1916 S. 459 Nr. 901, 902] aus: 
geſprochen. Wie in jener Sache war auch hier 
die dem Verkäufer gegenüber ergangene Anordnung 
der Militärbehörde inſofern gegen den Käufer ge⸗ 
richtet, als mit Bezug auf den beſtimmten Abſchluß 
Lieferung an die Behörde unter Hintanſetzung des 
Käufers verlangt wurde. Das hatte aber, veil 
das Kriegsleiſtungsgeſetz eine Enteignung obliga⸗ 
toriſcher Anſprüche Dritter nicht kennt, vielmehr nur 
die Anforderung von Naturalleiſtungen und tatſäch⸗ 
lichen Dienſten vorſieht, nicht zur Folge, daß die Klä⸗ 
gerin aufhörte, aus dem Kaufvertrage berechtigt zu ſein, 
ſondern konnte nur je nach den Umſtänden dazu führen, 
daß durch das Vorgehen der Behörde eine Lage ge— 
ſchaffen wurde, die nach den für das Vertragsverhältnis 
der Parteien maßgebenden Vorſchriften des allgemeinen 
bürgerlichen Rechtes den Lieferungsanſpruch beſeitigte. 
Dieſe Folge hätte insbeſondere eintreten können unter 
dem, von der Beklagten auch geltend gemachten, Ge⸗ 
ſichtspunkte der durch das Eingreifen der Behörde herbei— 
geführten Unmöglichkeit der Leiſtung (BGB. SS 275, 


10) Hlerzu Cabn, L Z. 1916, 1165; Hachenburg, IW. 1916, 
030 A. 3; Hueck, DAR, 1916, 855: Mittelſtein, DIZ. 1916, 977. 
12 Saubmann, JW. 1915, 634; Starke, DIZ. 1916. 286. 

A. 20 angeführten iftſteller, insbeſondere 
en | Gruchot 59, 769 und Starke, 1916, 561. 
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Nr. 18a. 1916. 


323 ff.). Das BG. erwägt jedoch zutreffend, daß 
eine Unmöglichkeit, die befreſende Wirkung gehabt hätte, 
nicht angenommen werden könne, und zwar auch nicht 
von dem Standpunkte aus, daß unter beſonderen Ver⸗ 
hältniſſen auch eine nur zeitweilige Ber: 
hinderung wegen der mit der Verzöge⸗ 
rung verbundenen Veränderung des 
Leiſtungsinhalts der dauernden Un⸗ 
möglichkeit gleichzuſtellen iſt. Die Ent⸗ 
ſcheidung wird zu dieſem Punkte ſchon gerechtfertigt 
durch die Feſtſtellung, daß bereits nach einigen Tagen 
die Anordnung der Beſchaffungsſtelle aufgehoben 
worden ſei.“ 

Iſt mit der Möglichkeit der Aufhebung auf Antrag zu 
rechnen, ſo iſt es Sache des Verkäufers, dieſe 
Freigabe zu beantragen. Über dieſe Pflicht des 
Verkäufers und die Pflicht des Käufers, dabei 
mitzuwirken, ſowie die Beweislaſt heißt es bei 
Warn. 1916, 243: 

„Schuldner war die Beklagte. Ihr lag 
es alſo ob, dasjenige zu tun, was nötig 
war, um die Leiſtung zu ermöglichen. 
Dabei hatte allerdings der Kläger ge: 
mäß 8 242 BGB. fie zu unterſtützen, Jo: 
weit dies nach Treu und Glauben von 
ihm zu fordern war. Er hätte alſo der Be⸗ 
klagten der Wahrheit gemäß beſcheinigen müſſen, daß 
die Ware durch ihn dem Heere zukommen werde, hätte 
ihr die vorhandenen urkundlichen Belege (z. B. ſchrift⸗ 
liche Beſtellung der Heeresverwaltung) zur Verfügung 
ſtellen, vielleicht auch die Anträge mitunterzeichnen 
müſſen, wenn die Beklagte dies alles von ihm ge⸗ 
fordert hätte. Aber die Angelegenheit zu betreiben, 
lag der Beklagten ob, weil ihre Leiſtung in Frage ſtand. 

Die Beklagte iſt völlig untätig geblieben. Nichts ſpricht 

dafür, daß ſie die Freigabe der dem Kläger verkauften 

Schäfte nicht durch geeignete Maßnahmen hätte er⸗ 

reichen können. Sie hat dafür auch keinerlei Bewels 

1 

Nur der behördliche Hinweis auf die 
künftige Möglichkeit einer Beſchlagnahme 
iſt nicht der Beſchlagnahme ſelbſt gleich zu achten, RG. in Recht 
1916 S. 460 Nr. 903. 

5. Die Grundſätze über die Beſchlagnahme werden auch 
bel Au s und Einfuhrverboten ) zu beachten ſein, 
ſo daß der Verkäufer ſich um Ausfuhrbewilllgungen bemühen 
muß. Aber Ausfuhrverbote ſiehe auch JW. 1911, 94; 
RO LG. 32 S. 310, 311 = LZ. 1916, 565 1; 1916, 830°. 

6. Was die Frage anlangt, ob dauernde oder nur 
vorübergehende Unmsglichleit vorliege, und ob demnach 
die Lieſerpflicht auſgehoben oder nur bis 
nach dem Kriege aufgeſchoben ſei, ſo ſei auf 
folgendes hingewieſen. 

a. Die Lieferzeit kann in dem Sinne feſt⸗ 
geſetzt ſein, daß Lieferung zu anderer Zeit 
nicht möglich ſein, alſo nicht mehr als Er⸗ 
füllung gelten ſoll (die ſogenannten un: 
eigentlichen Fixgeſchäfte). Das RG. hat in 
Warn. 1916, 353 21 dieſe Auffaſſung nochmals wie folgt ent⸗ 


wickelt: 
„Die Feſtſtellung des BG., daß der Sukzeſſiv⸗ 
lieſerungsvertrag vom .... als ein Fixgeſchäft im Sinne 
des § 376 HGB. nicht anzusehen ſei, iſt durchaus mit 
der Annahme vereinbar, daß nach dem erkennbar zun 
Ausdrucke gebrachten Vertragswillen der Parteien die 
Erfüllung des Vertrages innerhalb des Jahres 1913 
habe erfolgen und nach Ablauf dieſes Zeitraumes habe 
ausgeſchloſſen ſein ſollen. Nach dem auf dem Gebiete 
des Rechts der Schuldverhältniſſe herrſchenden Grund⸗ 
ſatze der Vertragsfreiheit ſteht es völlig im Belieben 
der Vertragſchließenden, auch bei einem Nichtfix⸗ 
geſchäfte der Erfüllungszeit weſentliche Bedeutung bei⸗ 


ften Armbruſter, I 
0 "109. 


1916, 1268; Striemer, JW. 1915, 678; Wodle, JW. 1916, 


45. Jahrgang. 


zulegen und den Abruf zu einer Hauptverpflichtung 
des Käufers zu machen. ... Es iſt keineswegs un⸗ 
ſchlüſſig, wenn das BG. aus dem Zuſammenhange der 
getroffenen Abmachungen, namentlich aus dem zwiſchen 
Zeit- und Preisbeſtimmung beſtehenden Abhängigkeits⸗ 
verhältniſſe folgert, daß die Klägerin beim Vertrag: 
ſchluſſe ein dem Beklagten erkennbares Intereſſe an der 
völligen Abwicklung des Geſchäfts innerhalb des 
Jahres 1913 gehabt habe, und daß gerade mit Rückſicht 
hierauf von beiden Seiten ſowohl der Zeitſtimmung, 
wie dem Abruf eine für die Vertragserfüllung weſent— 
liche Bedeutung beigelegt worden ſei. Erſcheint es 
aber danach unbedenklich, daß der Abruf eine jedenfalls 
vor Ablauf des Jahres 1913 zu bewirkende Haupt— 
leiſtung des Beklagten bilden, und daß die Klägerin 
auf keinen Fall verpflichtet ſein ſollte, einem erſt nach 
Ablauf dieſes Jahres erfolgenden Abrufe zu ent: 
ſprechen, ſo iſt auch die weitere Schlußfolgerung gerecht— 
fertigt, daß der Beklagte wegen Nichtabrufes von ... 
ſpäteſtens am 31. Dezember 1913 von ſelbſt in 
Leiſtungsverzug geraten (vgl. BGB. 8 284 Abſ. 2) 
und die Klägerin nunmehr ſogleich Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung zu fordern berechtigt war. Eine 
Erfüllung, wie ſie dem Vertragswillen beider Teile ent— 
ſprach, war nach Ablauf des Jahres 1913 nicht mehr 
möglich, und dieſe Unmöglichkeit, als die Folge des 
von dem Beklagten zu vertretenden Leiſtungsverzuges, 
begründet die Schadenserſatzforderung der Klägerin 
ohne weiteres (§ 325 daſ. . . .)“ 


b. Unter dieſe Gruppe von Lieferungsverträgen fallen im 
beſonderen die ſoge nannten Abladegeſchäfte n) 
über überſeeiſche Waren, wobei die Abladezeit bedeuten kann, 
daß, wenn innerhalb ihrer nicht abgeladen wird, die Erfüllung 
als nicht mehr möglich gilt. Warn. 1916, 346 2˙ ſagt 
hierüber: 

„Nach feſtſtehender Rechtſprechung, die ſich auf einen 
ſeit lange beſtehenden Handelsgebrauch gründet, gilt 
bei-Verkäufen auf Abladung von überſeeiſchen Plätzen 
die vereinbarte Zeit der Verſchiffung als weſentlich. 
Eine Abladung außerhalb dieſer Zeit gilt nicht als 
Vertragserfüllung Es kann weder der Verkäufer die 
Abnahme, noch der Käufer die Lieſerung einer ſpäteren 
Abladung fordern.“ 

RG. II 409/15; Recht 1916, 1079 erläutert die Be— 
deutung des Abladegeſchäfts fo: 

„Die Kaufverträge der Parteien waren ſogenannte Ab— 
ladegeſchäfte. Die Klägerin brauchte die Ware nicht 
ſelbſt verſchiffen zu laſſen; es genügte, wenn ſie der Be— 
klagten in Hamburg Ware anbot, die in Madagaskar 
zur fraglichen Zeit (Mai / Juni bzw. Juli /Auguſt 
1914) abgeladen war. Die Beſtimmung der Abladung 
und der Zeit iſt als eine Bezeichnung für die Be: 
ſchaffenheit der Ware anzuſehen. Traten nun Um. 
ſtände ein, welche die Erfüllung dieſes Vertrages un— 
möglich machten, und können dieſe Umſtände von keiner 
Partei vertreten werden, fo find beide Teile ihrer An— 
ſprüche aus dem Vertrage nach $ 323 BGB. ledig ge: 
worden. So liegt aber die Sache hier. Durch den 
Kriegszuſtand iſt es dem Verkäufer unmöglich ge— 
worden, aus dem franzöſiſchen Madagaskar die ver: 
kaufte Ware nach Hamburg hereinzubringen. Dem 
Verkäufer iſt nicht zuzumuten, die Ware bis in eine 
ungewiſſe Zukunft hin anſzubewahren und dann noch 
dem Käufer zu liefern, nachdem inzwiſchen hohe Un— 
koſten entſtanden find. Ein ſolches Verlangen ift nach 
Treu und Glauben im Handelsverkehr nicht berechtigt. 
Auch iſt anzunehmen, daß die Parteien 
die Verträge ſicher nicht abgeſchloſſen 
haben würden, wenn ſie mit dem Aus- 
bruch des Krleges gerechnet hätten.“ 


11) Die Schrift: Die Einwirkungen des Krieges auf Kauf⸗ 
verträge über Importwaren aus überſeeiſchen Ländern, heraus⸗ 
gegeben von 14 Hamburger Warenvereinen; Heymann DZ. 
1915, 758; Leo, Bank A. 1914/15, 92. N 
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Warn. 1916, 345 21° ſpricht ih Über den Unter F led 

en Cif-Gefhäft und Abladegeſchäft 

o aus: 
„Es liegt kein ſogenanntes Ablade⸗ 
geſchäft vor. Laut dem Schlußbrief war die Be: 
klagte nicht verpflichtet, eine aus dem überſeeiſchen 
Urſprungslande nach Hamburg verſchiffte Ware aus 
dem Dampfer zu liefern. Sie war auch nicht ver— 
pflichtet, eine innerhalb beſtimmter Zeit abgeladene 
Ware zu liefern. Vielmehr war ihre Leiſtung nur 
dahin beſtimmt, daß ſie Ware gewiſſer Beſchaffenheit, 
Herkunft und Ernte zu liefern hatte; und zwar zu 
Hamburg innerhalb der Monate September, Oktober, 
November. Daran ändert auch der Ausdruck 
cif in der Preisbeſtimmung nichts. Er bedeutet 
in dieſem Zuſammenhangenur, daß die 
Ablieferſpeſen am Lieferplatze zu 
Laſten des Käufers ſind. Dieſe Feſtſtellung 
ſteht in keinem Widerſpruch zu den die Bedeutung der 
Cif-Klauſel betreffenden Ausſprüchen des er⸗ 
kennenden Senats in den Urteilen RGZ. 87, 134, 
II 71/1916 und II 90/1916. Denn dieſe Urteile be- 
trafen nur die Bedeutung der Cif-Klaufel in 
Abladegeſchäften, während hier kein ſolches, 
ſondern ein einfaches Lieferungsgeſchäft 
über Importware vorliegt. Es ſtand alſo nach dem 
Inhalte des ſtreitigen Vertrages der Beklagten frei, 
die vertragsmäßige Ware, nämlich Superior⸗Sommer⸗ 
Ariba⸗Kakao der Ernte 1914, in beliebiger Weiſe, ins⸗ 
beſondere auch vom Lager zu liefern. Deswegen war 
für ſie die Leiſtung möglich, wenn in den für die 
Lieferung beſtimmten Monaten ſolche Ware zu 
Hamburg am Markte war.“ 


e. Für die Frage, ob dauernd oder nur 
vorübergehend nicht geliefert werden kann, 
hat im übrigen noch unveraltete Bedeutung der ſchon RG. 42, 11. 
ausgeſprochene Satz: „Eine zeitweilige Verhinderung der 
Leiſtung hat deren dauernde Unmöglichkeit zur Folge. 
wenn die notwendige zeitliche Verſchiebunga 
ſo bedeutend iſt, daß dadurch die wirt⸗ 
ſchaftliche Bedeutung und der Inhalt dei 
Leiſtung weſentlich geändert wer den. Dieſen 
Grundſatz hat das RG. in dem Urteile JW. 1916, 487“ 
— DI. 1916, 338 — 83. 1916, 305. — Recht 1916 
S. 141 Nr. 273 wiederholt. Zu beachten iſt, daß jenes wie 
dieſes Urteil zur Erhärtung der Unmöglichkeit auch die Un 
erreichbarkeit des Vertragszweckes durchdie 
Verzögerung betont. 

„Das Bedürfnis, deſſen Deckung es galt, war in⸗ 
zwiſchen längſt auf ſonſtige Weiſe befriedigt. Der 
Zweck des Vertrages iſt unerreichbar ge⸗ 
worden. Es handelt ſich um eine Ware (Mehl), die 
ſehr erheblichen Konjunkturen und Preisſchwankungen 
unterliegt .. . Die Wahrfcheinlichfeit war groß, daß 
(die Parteien) einer veränderten Markt⸗ 
lage gegenüberſtehen würden. Das Riſtko, das fie 
damit traf, war aber nach Inhalt und Umſang von 
demjenigen Riſiko, das die geſchäftlichen Fluktuationen 
innerhalb der vertraglichen Lieferzeit mit ſich brachten, 
gänzlich verſchieden. Und es hieße Unſicherheit und Be⸗ 
unruhigung in den regulären Geſchäftsbetrieb hinein⸗ 
tragen, wenn man auch jetzt noch dem einen die Be⸗ 
ſchaffung der Erfüllung und dem anderen deren Ent- 
gegennahme anſinnen wollte. Der Leiſtungs⸗ 
gegenſtand wird felber verändert und 


hat die Fähigkelt, als Vertrags⸗ 
erfüllung zu dlenen, verloren.“ RG. 
42, 116. 


d. Daß das RG. bei der langen Dauer 
des Krieges der Annahme zuzuneigen ſcheint, 
daß in der Regel Nachlieferung nach dem 
Kriege nicht verlangtwerden kann,“) iſt ſchon 


15) S. A. 7. er 
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oben unter Hinweis auf JW. 1916, 487 dargelegt worden. hafen gekapert, jo kann der Verkäufer den Verkaufspreis 
N ergibt der Fall Warn. 1916, 296% wo eine Klage auf fordern. ndes, wie dasſelbe Urteil Warn. 1916, 252 
Lieferung „ſobald die Beſchlagnahme aufgehoben iſt“, ab. betont, können die beſonderen Umſtände des Falles dieſen 
gewieſen wurde. „Eine Lieferung nach dem dereinſtigen noch Satz einſchränken. Das Urteil fordert nämlich, das BG. 


nicht abſehbaren Ende des Krieges (kann) nicht mehr als 
Erfüllung des Vertrages gelten; aus der zeitweiligen (iſt) 
alſo eine endgültige Unmöglichkeit der Leiſtung geworden.“ 

5. Unter dem Geſichtspunkte der teil⸗ 
weiſen Lieferungsuumö lichkeit!) iſtunter Umſtänden 
die Betriebseinſchränkung zu beurteilen. Die 
nämlichen Umſtände, die völlige Lieferungsunmöglich⸗ 
keit herbeiführen können, können auch eine begrenztere 
Wirkung haben, indem ſie dem Lieferpflichtigen nur 
einen Teil der Warenmengen entziehen. Es ſei an die Ver⸗ 
ordnungen erinnert, durch die für gewiſſe Geſchäftszweige die 
Menge der von den einzelnen Fabriken herzuſtellenden Waren 
auf einen beſtimmten Prozentſatz herabgeſetzt und den Be⸗ 
trieben nur ein entſprechender Bruchteil der allgemein be⸗ 
ſchlagnahmten Rohſtoffe zugewieſen worden iſt. Nach RG. 
84, 125 = W. 1914, 464 Noeſt⸗Plum 84, 26 hat 
man angenommen, daß in einem ſolchen Falle der Liefer⸗ 
pflichtige die Abnehmer aus der verminderten Menge 
der erzeugten Waren nach dem Verhältniſſe der Schlüſſe zu 
befriedigen habe. Wie in dem Falle RG. 84, 125 hat das RG. 
in dem Urteile Holdheim 1915, 121 entſchieden. Dagegen 
ſteht das RG., Recht 1916 S. 459 Nr. 902, in einem Falle, wo 
während des Krieges verkauft war, auf einem anderen Stand⸗ 
punkte. Soweit der Verkäufer durch eine Einſchränkung im 
Abſchluſſe ſpäterer Lieferverträge ſeine Lieferpflicht gegenüber 
den vor der Erzeugungseinſchränkung getätigten Verkäuſen 
voll hätte erfüllen können, hat er die Abnehmer bei Ver⸗ 
meidung feiner Schadenserſatzpflicht voll zu befriedigen. „Die 
Beklagte hat damit (daß ſie während des Krieges verkauft hat) 
beim Vertragsabſchluß gewußt, daß ſie ſich für eine Zeit band, 
die unter der Einwirkung der ihrem Betrieb möglicherweiſe 
auch Nachteile bringenden kriegeriſchen Verhältniſſe ſtand.“ 
Den Verteilungsgrundſatz r) aber hielt wieder für 
anwendbar OLG. Hamburg, RO LG. 32, 314. 

6. Iſt die Erfüllung unmöglich, ſo kommt zur Löſung der 
Frage, wer die Folgen der Unmöglichkeit zu tragen hat, der 
Umſtand in Betracht, wer die Gefahr zu tragen hat. Nach 
88 446 Abf. 1 und 447 BGB. geht die Gefahr bekanntlich ent⸗ 
weder mit der Übergabe der verkauften Sache oder in dem Falle, 
daß der Verkäufer auf Verlangen des Käufers die Ware nach 
einem anderen Orte als dem Erfüllungsorte verſendet, 
mit der Übergabe an die zur Verſendung beſtimmte Perſon 
oder Anſtalt über. Im Ferngeſchäft des über⸗ 
ſeeiſchen Verkehrs wird die Gefahr in der 
Regel gemäß beſtimmten Klauſeln unter den 
Parteien verteilt. Der Krieg hat die wiederholte 
Erörterung der Bedeutung dieſer Klauſeln durch die Gerichte, 
insbeſondere durch das OLG. Hamburg und das RG. veranlaßt. 
Folgende Erkenntniſſe des RG. ſeien hervorgehoben. Hin— 
ſichtlich der Rechtſprechung des OLG. Hamburg und anderer 
Gerichte wird auf die Überſichten von Menner, IW. 1915, 
1309; 1916, 457; 1916 S. 774, 1297 verwieſen. 

a. Was die Cif-Klauſel n) anlangt, fo iſt laut 
RG. 87, 134 = IM. 1915, 1122 5; 1916, 1018 — 23. 1916, 
1919° Warn. 1916, 250 1, IW. 1916, 1194 — 2}. 
1916, 1182 — Warn. 1916, 303 12 nach allgemeiner Verkehrs: 
auffaffung bei Cik- Verkäufen der Abladehaſen 
für die Vertragspflichten des Verkäufers 
jedenfalls inſoweit Erfüllungsort, als es 
ſich um die Übergabe der verkauften Ware 
an den Käufer handelt, und geht ſomit 
die Gefahr des zufälligen Unterganges oder einer zufälligen 
Verſchlechterung der Ware mit ihrer Auslieſerung an den 
Schiffer auf den Käufer über. Wird alſo die Ware auf 
der Seefahrt vom Abladehaſen nach dem Beſtimmungs— 


10) und 17) Krückmann, LZ. 1915, 95; Merzbacher, Recht 
1915, 214: Neukamp, LZ. 1914, 1826: Starke, IW. 1915, 978. 

18) Adler, JW. 1916, 1106; Buntſchuh, LZ. 1914, 1836; 
v. Daſſel. Recht 1915, 237; Flechtheim, LZ. 1914, 1729; Hachen⸗ 
burg, IW. 1915, 1155 A. 5 und die A. 14 angeführten Erörte— 
rungen. 


habe noch zu prüfen, ob nicht mit Rückſicht auf die beſonderen 
Umſtände des Falles „die Klägerin, ehe fie von der Beklagten 
den Kaufpreis fordern kann, alles getan haben muß, um die 
Ware für die Beklagte zu retten und, falls dies nicht möglich, 
die Verſicherungsſumme einzuziehen“. 

Zweifelhaft erſcheint, ob mit dem RG. 87, 134; JW. 
1916, 478? — LZ. 1916, 4605 in vollem Einklange ſteht. „Der 
Verkäufer,“ führt das Urteil aus, „der, ſei es auf Grund einer 
Handelsübung, ſei es auf Grund einer beſonderen Abrede, 
die Verſendung zu bewirken hat, beſorgt damit regelmäßig ein 
Geſchäft des Käufers. Aber die Übernahme der 
Verſendungspflicht kann auch weſentliche 
Vertragspflicht des Verkäufers ſein, ſo daß 
mit der Unmöglichkeit der Verſendung der 
Verkäufer die Möglichkeit verliert, zu er⸗ 
füllen. Die Beklagte hat die Hölzer, die von der Klä⸗ 
gerin nach Bombay befördert werden ſollten, unverkennbar 
nicht für ihren einheimiſchen Bedarf, ſondern zu einem Zwecke 
gekauft, der ohne die Verſchiffung überhaupt nicht erreichbar 
war. . . Mit dem Wegfalle der Verſchiffung würde das 
ganze Geſchäft zu einem anderen werden.“ 

Die Cif-Klauſel verpflichtet den Ver⸗ 
käufer, die Verſicherung zu tragen. Aber, 
wie Warn. 1916, 304 — JW. 1916, 1194 ſagt: „der Cif-Ver⸗ 
käufer iſt nicht verpflichtet, auf ſeine Koſten jede Verſicherung 
zu decken, die während der Reiſe vom Abladeplatze zum Be: 
ſtimmungsorte nötig werden mag“. Die Cik-Klauſel beſagt 
durch den Buchſtaben (insurance), daß die Koſten der Verſiche⸗ 
rung in den Kaufpreis eingeſchloſſen ſind. Darunter 
wird nur die handelsübliche Verſiche⸗ 
rung gegen Seefahrt verſtanden, nicht jede 
etwa notwendig werdende Verſicherung, 
insbeſondere nicht die Verſicherung gegen 
Kriegsgefahr. 5 

b. Die Klauſel „ Kaſſa gegen Dokumente bei 
Ankunft des Dampfers“ tft nach RG. 87, 134 dahin 
zu verſtehen, daß der Käufer trotz gehöriger Andienung erſt 
bei Ankunft des Dampfers oder der Ware am Beſtimmungs⸗ 
orte zu bezahlen braucht, ſolange nicht feſtſteht, daß mit einer 
ſolchen Ankunft und darauffolgender Andienung der Ware 
überhaupt nicht mehr zu rechnen iſt. 

7. a. Was die Folgen der Unmöglichkeit anlangt, 
fo iſt nach FW. 1916, 6691 — LZ. 1916, 534“ und nach 
23. 1916, 802“, wenn die Unmöglichkeit feſtſteht, nicht mehr 
für eine Klage auf Erfüllung, ſondern nur noch für eine ſolche 
auf Schadenserſatz Raum.“) 

b. Kann die Ware nicht geliefert werden, 
im beſonderen, weil ſie beſchlagnahmt und enteignet worden iſt. 
hat aber der Verkäufer für die Ware einen 
Erſatz, im beſonderen von der enteignenden Behörde eine 
den mit ſeinem Abnehmer vereinbarten Kaufpreis überſteigende 
Entſchädigung erhalten, fo fragt es ſich, ob der 
Mehrpreis dem Verkäufer, oder auf Grund 
der 88 281, 323 BGB. dem Käufer gebühre. 
Die verwickelte Frage iſt bekanntlich viel erörtert worden.““) 
Ein Urteil des RG., worin die Frage eingehend be— 
handelt wäre, ſcheint bisher noch nicht ergangen, wenigſtens 
nicht in der Fach- oder Tagespreſſe veröffentlicht worden zu 
fein. In Warn. 1916, 338 22 — IW. 1916, 1333 hat das RG. 
freilich die Frage berührt. Entgegen dem OLG. Düſſeldorf 
hat es hier den $ 281 für nicht anwendbar erklärt und den 
Kläger auf einen Schadenserſatzanſpruch wegen Nichterfüllung 


10) Hachenburg, IW. 1916, 669 A. 1. 

10) Becker, IW. 1914, 1114; 1915, 182; Bendix, Recht 1915, 
332; Bundſchuh DIZ. 1915, 990; Cohn, ZW. 1915. 291; 
v. Daſſel, Recht 1916, 92; Hachenburg, IW. 1916, 351; Kemritz, 
IW. 1915, 675: Kluckhohn, JW. 1915, 1222; Korſch, Arch ZivPrax. 
1916, 1: Lemberg. RuW. 1915, 101; Loewenwarter, W. 1915. 
111; Neukamp, Gruchot 59. 769; Oertmann, LZ. 1915, 743: 
Starke, IW. 1915, 561; Waſſermann, IW. 1914, 1005; 1915, 71: 
Werneburg, LZ. 1916, 1086; Wunderlich, LZ. 1915, 1488. 
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verwieſen, weil keine Unmöglichkeit vorgelegen habe. Elne 
andere Beurtellung käme nur etwa dann in Frage, wenn 
zur Zeit der Beſchlagnahme fchon Konzentration des 
Schuldverhältniſſes (8 243 BGB.) eingetreten geweſen 
wäre. Die Urteile der unteren Gerichte 
gehen auseinander. Doch ſcheint nunmehr, meines Er— 
achtens mit vollem Recht, die Mehrzahl der Gerichte Dem 
Käufer den Mehrpreis zuzubilligen. Gegen einen 
ſolchen Anſpruch des Käufers OLG. Hamburg, I. 3. 
1. 12. 15, IW. 1916, 351 LZ. 1916, 6267 (gegen dieſes 
Urteil Werneburg in LZ. 1916, 1086). Dagegen für 
einen ſolchen Anſpruch LG. Greiz, JW. 1916, 3512; OLG. 
Hamburg, II. ZS. 1. 2. 16, IW. 1916, 444 2 L. 
1916, 6255; LG. Karlsruhe, IW. 1916, 4471; OLG. 
Celle, 23. 1916, 1057 1; LG. Cöln 9 0. 44/16. 


B. Erfüllbare Verträge. 


Der Grundgedanke der meiſten der obenerwähnten Ur⸗ 
teile, daß Lieferverträge, ſoweit ſie keine Kriegsklauſel ent⸗ 
halten, möglichſt unverändert beſtehen bleiben und erfüllt 
werden ſollen, tritt in verſchiedenen Hinſichten 
auch in folgenden Erkenntniſſen hervor: 

1. Das OLG. Augsburg, RO OG. 31, 363 = L. 
1916, 18518, iſt dem Verſuche, die vereinbarten 
Friſten nicht innezuhalten, ſondern ſie 
hinauszuzögern, um günftige Kriegskon⸗ 
junfturen auszunützen, ungünſtige zu ver⸗ 
meiden, mit dieſen bemerkenswerten Erwägungen ent⸗ 
gegengetreten: 

„Es muß in Wahrung von Treu und Glauben all— 
gemein gefordert werden, daß während des jetzigen 
Kriegszuſtandes, in welchem weite Handels- und Pro⸗ 
duzentenkreiſe zu einem den Intereſſen der Allgemein— 
heit widerſtreitenden Höhertreiben der Preiſe neigen, 
bedungene Friſten genau eingehalten und nicht erheb— 
lich verzögert werden. Es kann bei den geſpannten 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen nicht angehen, daß der 
Käufer bei einem feſten Schluß den Abruf einer nach 
Bedarf gekauften Ware bei ſich nach aufwärts be— 
wegenden Preiſen abſichtlich verzögert, um ſich dann 
unter Berufung auf eine ihm nach 8 326 zu ſetzende 
Nachfriſt zu einem günſtigen Preiſe einzudecken oder 
Schadenserſatz zu verlangen. Der Verkäufer darf nach 
Treu und Glauben bei den gegebenen Zeitverhältniſſen 
erwarten, daß der Käufer beſonders bei einer während 
des Lagerns ſorgfältig zu behandelnden Ware ſich ſtreng 
an die vereinbarte Friſt hält. Er darf annehmen, daß 
der Käufer nach Ablauf der Lieferfriſt auf Vornahme 
der Lieferung keinen Wert mehr legt. Recht 1907 
1314, 3268; LZ. 1909, 951 *.“ 

2. Derſelben Gedankenquelle entſprungen iſt das Urteil 
des RG. II 444/15, aus dem ſich der Satz ergibt: Soll 
ſofort oder ſpäteſtens innerhalb einer be⸗ 
ſtimmten kurzen Nachfriſt geliefert werden 
(lieferbar ſofort, Nachlieferungsfriſt bis 
20. November), ſo bedarf es im Falle eines 
Lieſerverzugs nicht mehr der in 58 326 BGB. 
vorgeſchriebenen Friſtſetzung, ſo daß der 
Käufer ohne weiteres vom Vertrage zurück⸗ 
treten darf. „Die Vereinbarung über die Lieferfriſt iſt 
zwar nicht als Fixgeſchäft aufzufaſſen, aber doch in dem 
Sinne zu verſtehen, daß eine Friſtſetzung nach $ 326 BGB. 
als entbehrlich verabredet worden iſt, jo daß in dieſer Be— 
ziehung eine Annäherung an ein Firxgeſchäft vorliegt.“ 

3. Wenn bei einem Dauerliefervertrag auf Abruf der Käufer 
eine Zeitlang nicht mehr abgerufen hat, zumal wenn er das 
nicht mehr getan hat, nachdem er die gelieferte Ware be— 
mängelt hatte, ſo iſt der Lieferpflichtige bei ſteigenden Preiſen 
oft geneigt, ein ſolches Verhalten als Verzicht auf weitere 
Lieferungen zu deuten. Das hat das RG., JW. 1916, 1188 
— Warn. 1916, 299 %, mißbilligt, indem es erwog, nach 
dem Inhalte des Vertrages habe wohl eine Pflicht 
des Verkäufers, wöchentlich zu liefern, 
nicht aber eine beſondere Pflicht des 
Abnehmers, wöchentlich abzurufen, be⸗ 
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ſtanden. Die Tatjahe aber, daß der Abnehmer den 
Verkäufer „nicht ſofort und bringend an die regelmä 
Erfüllung gemahnt habe, könne nicht dazu führen, den Ab⸗ 
nehmer feiner Rechte aus dem Vertrage für verluſtig zu er» 
klären, beſonders nicht, wenn der Abnehmer annehmen durſte, 
daß ſich die Lieferung wegen der Abſtellung der gerügten 
Mängel auf einige Zeit verzögern werde“. 

4. In demſelben Urteile iſt aber dem Um ſtan de, daß 
der Abnehmer weder in der i 
Lieferzeit noch in den darauffolgenden 
ſechs Wochen irgendwie auf den Abfhluß 
zurückgekommen war, die Bedeutung beigelegt worden, 
daß dadurch das Verſchulden des Lieferpflichtigen an der 
zur Zeit des nachträglichen Abrufs beſtehenden Unmöglich⸗ 
keit zu liefern, weggefallen ſei. „Denn damit war geltend 
gemacht, daß für (den Lieferer) ein Anlaß, die Ware jederzeit, 
insbeſondere (zur Zeit des nachträglichen Abrufs) für den 
Abnehmer bereitzuhalten, nicht beſtanden habe und 
Lieferer über die Ware, die (er) während der vorgefehenen 
Lieferzeit beſeſſen hatte, ſonftwie habe verfügen dürfen, ohne 
damit (dem Abnehmer) gegenüber ſchuldhaft zu handeln. 

5. Vereinbaren die Parteien eines Liefer- 
vertrages Hinausſchiebung der urſprüng⸗ 
lich feſtgeſetzten Lieferpflicht, ſo kann darin 
unter Umſtänden, namentlich, wenn es ſich um ſchwer zu be⸗ 


ſchaffende Ware handelt, eine Pflicht des Verkäufers 


gefolgert werden, die zu dieſer Zeit vorhandene 
Ware bis zum Abruf aufzubewahren. Verkauft 
er in einem ſolchen Falle die Ware anderweitig und vermag 
ſich dann die Ware nicht mehr zu beſchaffen, ſo hat er die Un⸗ 
möglichkeit, zu liefern, verſchuldet und haftet. Recht 1916 
S. 350 Nr. 580 = Warn. 1916, 145 5s. 

6. Auch Schweigen kann mit Rückſicht auf die 
wirtſchaftliche Lage, die der Krieg hervor⸗ 
gerufen hat, unter Umſtänden die Bedeutung 
der Zuſtimmung haben, die es im Frieden 
nicht gehabt hätte. Während nach der Auffaſſung des 
Verkehrs in Friedenszeiten Schweigen auf eine Erfüllungs⸗ 
weigerung des Lieferers in der Regel nicht als Zu⸗ 
ſtimmung wird gedeutet werden können, kann, wie die Urteile 
IW. 1916, 8292 und JW. 1916, 1018 DIZ. 1916, 
898 — 23. 1916, 1009 * zeigen, mit Rückſicht auf den Krieg 
Schweigen des Abnehmers auf die Erklärung des Lieferers, 
nicht erfüllen zu wollen, ein Verhalten ſein, das nach den 
Grundſätzen von Treu und Glauben die weitere Geltend⸗ 
machung des Lieferungsanſpruchs ausſchließt. 

7. Nach 8 321 BGB. braucht der Lieferpflich⸗ 
tige nicht im voraus zu liefern, ſon dern kann 
oder Sicherheit ver⸗ 


trages ſich die Vermögensverhältniſ 
Käufers ſo verſchlechtert haben, da 
Zahlungsanſpruch gefährdet iſt. Di 
deutung des Krieges für dieſen Fall b 
das RG. in Warn. 1916, 7° = Recht 1916 S. 20 Nr. 48, 
wo ausgeführt iſt: 
„Die Folgen ſo allgemein wirkender Ereigniſſe wie 
rückgängige Konjunktur, Handelskriſen und jetzt dieſer 
Krieg reichen für den Tatbeſtand nach 8 321 
oder $ 610 BGB. nicht aus, wofern nicht im ein⸗ 
zelnen Falle die Verhältniſſe des Schuldners von ihnen 
betroffen werden und dadurch gefährdet erſcheinen. 
Ein Unternehmen, das bereits im Rückgange iſt, oder 
das überhaupt finanziell zu ſchwach daſteht, gerät in 
ſolchen Zeiten beſonders in Gefahr, und hier ann 
jene Gefährdung des Anſpruchs auf Rückerſtattung uſw. 
gegeben ſein, auch ehe es geradezu zu Zahlungs⸗ 
einſtellung und Konkurs kommt. Aber daß es im 
gegebenen Falle ſo liegt, muß mit Tat⸗ 
ſachen belegt werden. Es müſſen ſachdien⸗ 
liche Tatſachen behauptet werden. Es genügt nicht, 
daß man allgemeine Behauptungen aufftellt und ſich 
dafür auf das Gutachten Sachverſtändiger beruft .*) 


n) Plum, JW. 1916, 26. 


eine Verkehrsanſchauung, die jid 
hrend des Krieges gebildet hat, für 
slegung eines vor dem Kriege ge: 
chloſſenen Vertrages von Bedeutung? 
Dieſe außerordentliche wichtige Frage iſt vom RG. in einem 
zwar nicht einen Liefervertrag betreffenden Rechtsſtreite, aber 
auch für Lieferverträge ſehr beachtenswert, DJZZ. 1916, 53.1 
— %3. 1916, 1018, wie folgt beurteilt worden: 
„Ein Bezirksagent (8 89 HGB.), dem die Allein⸗ 
vertretung für Herrenſtoffartikel übertragen war, ver⸗ 
langte auch Proviſion von den ſeit Kriegsausbruch 
von der Geſchäftsherrin, einer Geſellſchaft, verkauften 
Militärtuchen, die dieſe erſt ſeit Kriegsausbruch her⸗ 
ſtellte und vertrieb. Das KG. wies die Klage ab; das 
RG. hob auf und verwies zurück; es ſagt: Daß 
die Vertragsteile bei dem Abſchluſſe 
des Vertrags nur den Handel mit 
Herrenſtoffen in dem die Militärtuche 
nicht umfaſſenden engeren und gewöhn⸗ 
lichen Sinne im Auge gehabt haben, 
ſchließt eine dem Kläger günſtige Aus: 
legung des Vertrages nicht aus, da die 
Vertragſchließenden an die Möglichkeit eines Krieges 
und die Anderung in dem Gegenſtande des Handels⸗ 
betriebes der Beklagten nicht gedacht haben. Denn der 
Richter iſt befugt, etwaige Lücken in dem Vertrag aus⸗ 
Ae den Vertragsinhalt nach dem, was Treu und 
Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte erfordern, 
zu ergänzen und ſo zu entſcheiden, als ob ſich das Pro⸗ 
viſionsverſprechen nach Inhalt und Zweck auch auf den 
jetzt gegebenen, damals nicht vorhergeſehenen, Fall er⸗ 
ſtreckt. Bei der Beantwortung der Frage, 
was Treu und Glauben erfordern, iſt 
auch eine Verkehrsanſchauung von be⸗ 
ſonderer Bedeutung, die ſich noch nicht 
zu einer Verkehrsſitte oder zu einem 
Handelsgebrauch entwickelt und ſich 
erſt nach dem Vertragsſchluß ge⸗ 
bildet hat. Denn grundſätzlich iſt einem Ver⸗ 
trage, ſoweit ſein Inhalt nicht von den Parteien be⸗ 
ſtimmt iſt, der Inhalt zu geben, der ſich aus der Auf⸗ 
faſſung des redlichen Verkehrs ergibt, und eine 
ſolche Auffaſſung kann ſich, ſoweit es 
ſich um die Beurteilung unvorher⸗ 
geſehener Ereigniſſe handelt, vielfach 
erſt nach dem Vertragsſchluſſe bilden. 
Deshalb tft die oben erwähnte Behauptung des Klä⸗ 
gers erheblich. Sollte wirklich jetzt im Handelsverkehr, 
und zwar nicht etwa nur in dem Kreiſe der Agenten, 
ſondern auch bei der überwiegenden Mehrheit der be⸗ 
teiligten Geſchäftsinhaber (RG. 69 S. 121, 153), die 
Anſchauung herrſchen, daß wegen der inneren Ver⸗ 
wandtſchaft von Herrenſtoffen und Militärtuchen ein 
über die erſteren geſchloſſener Bezirksagenturvertrag, der 
dem Agenten für alle mit ſeiner Mitwirkung oder ohne 
fie geſchloſſenen Geſchäfte aus feinem Bezirke Pro⸗ 
viſion gewährt, ſich auch auf Militärtuche erſtrecke, 
deren Vertrieb der Geſchäftsherr unter dem Einſluſſe 
des Krieges begonnen hat, ſo würde die Vertragsaus⸗ 
legung des KG. in ihrer bisherigen Begründung mit 
dem Grundfatze von Treu und Glauben nicht im Ein⸗ 
klange ſtehen.“ 

9. Auch dieſe Sätze eines durch die Kriegsverhältniſſe 
veranlaßten, wenn auch nicht einen Liefervertrag betreffenden 
Erkenntniſſes dürften bei Beurteilung von Lieferverträgen, 
vielleicht mehr als bisher geſchehen, zu beachten fein. JW. 
1916, 1141 = DIZ. 1916, 132 ſagt das RG.: 

„Wer den Krieg und die durch ihn 
herbeigeführte ſchwierige wirtſchaft⸗ 
liche Lage bewußt dazu b 
für ſich zum Nachteil 
Vorteile herauszuſchlagen, deren Er⸗ 
ne ihm ſonſt nicht offenſteht, 
handelt wider die guten Sitten. 
Wenn die Reviſion meint, aus der Begründung des 


8. J 
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BU. gehe nicht hervor, daß es den Vertragſchließenden 
darum zu tun geweſen ſei, unverhältnismäßige Vor⸗ 
teile zu erlangen, ſo iſt dieſes einmal bei der großen 
Bedeutung, die die Verkürzung der Kreditfriſt für 
die Beteiligten nach den getroffenen Feſtſtellungen 
und übrigens auch nach den Anführungen beider Par⸗ 
teien hat, tatſächlich unzutreffend, und es wäre zudem 
rechtlich zur Annahme eines Verſtoßes 
gegen die guten Sitten nicht erforder: 
lich, daß derjenige, der den Krieg in 
der vorbezeichneten Weiſe für ſich aus— 
nutzen will, gleich ganz ,unverhältnis⸗ 
mäßige“, alſo ganz beſonders hohe 
Vorteile zu erlangen beſtrebt iſt.“) 
10. Das Überſchreiten der auf Grund der 
Höchſtpreisgeſetzgebung feſtgeſetzten Höchſtpreiſe 
macht in der Regel nicht den ganzen Vertrag nichtig. Denn, 
wie das RG. abweichend von KG., KW. 1916, 1021? = TI}. 
1916, 814 ſagt: „ſoll, wie das Geſetz es offenbar will, darauf 
hingewirkt werden, daß die verfügbaren Vorräte gegen Pteiſe, 
die ſich innerhalb der gefetzten Grenze halten, in den Verkehr 
kommen, ſo müſſen die unter Überſchreitung der Höchſtpreiſe 
geſchloſſenen Verkäufe aufrechterhalten und nur die Preiſe 
auf das erlaubte Maß herabgeſetzt werden.“ 


Nicht unmittelbar für den Liefervertrag vom höchſten 
deutſchen Gerichte geprüft ſcheint bisher die Frage zu ſein, 
welche Rechte die Unmöglichkeit oder Schwierigkeit des Ab⸗ 
ſatzes dem Abnehmer geben. Wie aber die Entſcheidung 
vorausſichtlich fallen würde, läßt ſich den Urteilen entnehmen 
betr. Kündigungsrecht des Mieters wegen Unmöglichkeit, die 
gemietete Sache (Zirkus) wegen der Kriegseinwirkung 
gewinnbringend zu benutzen (RG. 86, 397 — JW. 1915, 
“0° — LZ. 1915, 99627 — Noeſt⸗Plum 86, 31 und 
betr. Kündigungsrecht des Dienſtberechtigten wegen Un: 
möglichkeit der Weiterführung des Betriebes mit Rückſicht auf 
die Folgen des Krieges RG. 87, 349 = DIZ. 1916, 338 = 
IW. 1916, 261° = LZ. 1916, 160? — Recht 1916 S. 20 
Nr. 53 und Warn. 1916, 621 — L. 1916, 401. 
Das RG. ſteht auf dem Standpunkte: Sowenig in dem an: 
geführten Falle der Mieter kündigen kann, kann auch der 
Dienſtherr nicht ſchon deshalb kündigen, wenn „die unter der 
Einwirkung des Krieges entſtandene wirtſchaftliche Lage den 
Betrieb, für den vertragsmäßig der Dienſtverpflichtete tätig 
zu ſein hat, nicht mehr lohnend erſcheinen läßt, ja felbſt dann 
nicht, wenn aus dieſem Grunde der Dienſtberechtigte ſich zur 
Einſtellung des Betriebes entſchließt. Inſoweit hat allein der 
Dienſtberechtigte die wirtſchaftliche Gefahr des Betriebes zu 
tragen ... „Erſt dann kann er kündigen, wenn die Weiter: 
führung des Betriebes mit Rückſicht auf die Folgezuſtände des 
Krieges unmöglich erſcheint. Dieſe Unmöglichkeit braucht 
nicht darin zu beſtehen, daß Vernichtung, Plünderung oder 
andere Kriegsereigniſſe die Hilfsmittel des Betriebes zerſtött 
haben, ſie iſt ſchon dann gegeben, wenn nach den tatſächlichen 
Verhältniſſen vernünftigerweiſe und nach Treu und Glauben 
dem Dienſtberechtigten die Weiterführung unter keinen Um: 
ſtänden zugemutet werden kann.“ 

In dieſem Zuſammenhange ſiehe auch RG., Recht 1916, 
S. 501 Nr. 963 — Warn. 1916, 342 , wonach eine Verlag: 
buchhandlung, die vertragsmäßig die neue Auflage eines 
Kartenwerks im November 1914 abzunehmen hatte, nicht ver: 
langen konnte, daß die neue Auflage erſt nach Friedensſchluß 
und unter Berückſichtigung der durch dieſen vorausſichtlich 
eintretenden geographiſchen Gebietsänderungen hergeſtellt 
werde, trotz des zu befürchtenden ſchlechten Abſatzes der früher 
hergeſtellten Auflage. N 
Würdigung der deutſchen Rechtſprechung mit Hinweiſen auf 

die Rechtſprechung des Wiener OG. 


So reizvoll die Aufgabe iſt, die Rechtſprechung der deut 
ſchen Gerichte, insbeſondere des RG., über den Einfluß 


des Krieges auf ſchwebende Lieferverträge mit der des Oberſten 


22) Hierzu Hachenburg, JW. 1916, 114 A. 1; Kiſch, DD 
1916, 466. 
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Gerichtshofes in Wien!) im einzelnen vergleichend zu würdigen, 
ſo geſtattet mir der zur Verfügung geſtellte Raum bei der 
nachſtehenden kurzen Würdigung der deutſchen Rechtſprechung 
doch nur einige der wichtigſten Erkenntniſſe des Oberſten 
Gerichtshoſes in Wien hervorzuheben. Zuzugeben dürfte ſein, 
daß ſich die deutſche Rechtſprechung, in den bisher begangenen 
Bahnen ſortſchreitend, nach dem geltenden Rechte dem Ziele, 
einen billigen Ausgleich zwiſchen den widerſtreitenden, in 
ihrem Gegenſatze durch die vom Krieg hervorgerufene un⸗ 
geahnte Umwälzung des Wirtſchaftslebens verſchärften Inter⸗ 
eſſen des Lieferers und des Abnehmers herbeizuführen, ſchwer⸗ 
lich von allen Seiten nähern konnte. 

„Durch die 5 des geltenden 
Rechtes On dem Richter nicht die Macht⸗ 
befugnis erteilt, zwecks Milderung der 
Härten des Krieges einen Ausgleich 
zwiſchen den Vertragsparteien zu ſchaffen, 
betont das RG. nicht eben tröſtlich, RG. 87, 397 = 
IW. 1915, 700, und nochmals JW. 1916, 261 e, freilich 
nicht gelegentlich der Beurteilung eines Lieferwertrages, 
ſondern im erſten Falle der eines Mietvertrages, im 
zweiten der eines Dienſtvertrages. Daß aber nach dem RG. 
für den Liefervertrag die gleiche Loſung gilt, wird nach der 
vorſtehenden Überſicht nicht zu bezweifeln ſein. 

Es gibt nur eine Wahl für den Richter: „alles oder 
nichts“. Der Liefervertrag beſteht weiter, höchſtens wird die 
Erfüllung aufgeſchoben. In einer die widerſtreitenden 
Intereſſen der Beteiligten ausgleichenden Weiſe geändert 
N kann er nicht. Die 5 dem im vorhergehenden er⸗ 

nten Vorbilde von RG. 125 unter Umſtänden zu⸗ 
lä ge Verteilung einer für ale Abnehmer unzureichenden 
Warenmenge könnte vielleicht als Ausnahme angeſprochen 
werden, obwohl ja hier nicht der Gegenſatz zwiſchen Verkäufer 
und Käufer, ſondern der zwiſchen den verſchiedenen Käufern 
ausgeglichen wird. 

Das Budapeſter Börſenſchiedsgericht, L Z. 1915, 102, da⸗ 
pe gen hat in dem Streite der dortigen Mühlen vermittelt und 

ieſe 3 
Gericht konnte es mit feinem Gerechtigkeits⸗ 

N gefü U nicht vereinbaren, daß das Recht auf Natural: 

erfüllung, welches dem Kläger laut 8 65 der Börſen⸗ 
uſancen unter normalen Verhältniſſen 1 zu⸗ 
käme, ihm auch unter den gegenwärtigen außerordent⸗ 
lichen Verhältniſſen zugeſtanden werde; es konnte da⸗ 
her — in Übereinſtimmung mit dem Plenarbeſchluſſe 
des a Zahl 2860/1914 — keine Hand dazu 
bieten, daß der Kläger infolge der beim Vertrags⸗ 
ſchluſſe nicht vorgeſehenen außerordentlichen Ereigniſſe 
zu einem unbilligen Vorteile gelange, die Beklagte aber 
einen unbilligen Schaden erleide. Aus dieſer Urſache 
und weil der Schaden, welcher aus dem Wegfall der 

Naturalerfüllung entſtand, als unverſchuldeter zu be⸗ 

trachten iſt, hat das Gericht es für billig gefunden, 

den Schaden zwiſchen den beiden Parteien zu teilen. 

Als Grundlage der Schadensabmeſſung nahm das Ge⸗ 

richt jene Preiſe an, die der Börſenrat in ſeiner Kund⸗ 

machung Zahl 2932/1914 für den Fall der vergleichs⸗ 
weiſen Stornierung feſtgeſetzt hat.“ 

Der Oberſte Gerichtshof in Wien hat anſcheinend dieſen 
Gedanken Einfluß auf ſeine Rechtſprechung verſtattet und 
kommt ſo unter Umſtänden auch zur Verteilung der Folgen 
des Krieges auf beide Teile. Siehe Entſcheidung v. 29. 2. 16 
II 115/16 nach zn Allg OſtGer, Z. 1916, 233: 

„Dem Verkäufer ſind bei derart geänderten Verhält⸗ 

niſſen, wie ſie der Krieg hervorgerufen hat, nicht aus⸗ 

ſchließlich alle Folgen zuzurechnen.“ 

Auffallend iſt in der Rechtſprechung des RG. der 
Gegenſatz, wie leicht dem Lieferpflichtigen es iſt, auf Grund 
einer Kriegsklauſel von der Lieferpflicht frei zu werden, 
wie ſchwer dagegen, ſoweit er ſich nicht durch eine Kriegs⸗ 
klauſel vorgeſehen hat. Der Glückliche, der bei der Durchſicht 


e ren 28 Der Sr: des Kri u die Er⸗ 
bur von Wien 1916 Burke, el, 1915, 
90²³ Fuchs, Allg Gers. 1916, 238. 
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ſeiner Verträge, als mit dem Kriege die große Umgeſtaltung 
der Wirtſchaftslage einſetzte, eine Kriegsklauſel entdeckt, wird 
von der Lieferpflicht frei, mag ſie ihm auch noch möglich ſein. 
Ungeahnte Gewinne ſtrömen in ſeine Taſchen. Der Unglück⸗ 
liche, der infofern eine „Lücke“ in feinen Verträgen findet, 
als ſie keine Kriegsklauſel enthalten, hat zu liefern, mag es 
ihm auch (ſo muß es wenigſtens nach den erwähnten bisher 
veröffentlichten Urteilen ſcheinen) nur „möglich“ ſein mit dem 
Geſchäftsergebnis, daß er an den Rand oder gar in ſein wirt⸗ 
ſchaftliches Verderben gerät. Unzweifelhaft freilich ſind dieſe 
gegenſätzlichen Schickſale gerecht, ſoweit es ſich um für 
Lieferer und Abnehmer nach treugläubigem Verkehre klare 
und eindeutige Kriegsklauſeln handelt. Ob aber alle Klauſeln, 
die das RG. zu beurteilen hatte, in dem von ihm ihnen bei⸗ 
gelegten Sinne beim Vertragsſchluſſe auch vom Lieferer 


und beſonders vom Abnehmer gemeint waren, dürfte meines 


Erachtens doch oft ſehr die Frage ſein. Es ſei nur an die 
oben angeführte Klauſel erinnert, wo der Käufer in den Ver⸗ 
tragsverhandlungen noch beſonders hinter den Worten „ſon⸗ 
ſtige Fälle höherer Gewalt“ im Einverſtändnis mit dem Ver⸗ 
käufer den Zuſatz einſchob, „welche die Ausführung des 
Kontraktes unmöglich machen“. Hier den Verkäufer von der 
Lieferpflicht frei zu erklären, ohne Rückſicht darauf, ob er 
liefern konnte, dürfte die Berufung auf den kaufmänniſchen 
Sprachgebrauch kaum überzeugend rechtfertigen, wenn anders 
ſür den Kaufmann die Sprache nicht ein Mittel iſt, ſeine Ge⸗ 
danken zu verbergen. Zweifelhaft ſcheint es mir auch, ob es 
bei der ſogenannten Foree-majeure-Hlauſel nach dem beut- 
lichen Wortſinne klar iſt, daß ſie den Lieferpflichtigen nach 
dem Kriegsausbruche von der Lieſerpflicht befreie ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, ob dadurch die Lieferung unmöglich geworden 
war. Nicht nur das OLG. Hamburg, 83. 1916, 701, 
auch der OGH. in Wien ſcheint anderer Meinung zu ſein. 
„Die Schlußbriefklauſel ging dahin, daß alle unvor⸗ 
hergeſehenen Hinderniſſe die Beklagte von der Liefer⸗ 

friſt entheben. Wenn nun eines der beiſpielsweiſe an⸗ 
geführten Ereigniſſe oder ein ſonſtiges Ereignis ſich 
zuträgt, das in abstracto die Lieferung zu hindern 
geeignet iſt, ſo kommt es gerade darauf an, ob es auch 

in concreto als Lieferungshindernis wirkte. Speziell 

in Anſehung des Krieges entſpricht nur dieſe Aus⸗ 
legung dem Vertragsinhalte ſowie ſehr erheblichen 
wirtſchaftspolitiſchen Erwägungen. Das ganze wirt⸗ 
ſchaftliche Leben müßte ins Wanken kommen, wenn 

man den Grundſatz anerkennen wollte, daß der Krieg, 

weil er im einzelnen vertragaufhebend wirken könne, 

ſchon an und für ſich die Vertragspflicht zur Liefe⸗ 

rung aufhebt.“ OGH. 18. 5. 1915 (nach Abel JW. 


916, 234). 

„Mit Rückſicht auf den derzeit beſtehenden Weltkrieg, 
deſſen Ende unabſehbar iſt, kann eine Schlußbrief⸗ 
klauſel (worin der Begriff force majeure bloß durch 
die Worte „Streik, Verkehrsſtörung und Waggon⸗ 
mangel“ näher umſchrieben iſt) nicht als Kriegsklauſel 
e werden, und es läßt ſich nicht behaupten, 
daß ſchon durch die erwähnte Klauſel vereinbarungs⸗ 
gemäß die Aufhebung des Schluſſes eingetreten ſei.“ 
OGH. 26. 10. 15 (nach Fuchs a. a. O. S. 232). 

Sowenig der Satz pacta sunt servanda die Recht⸗ 
ſprechung auf dem Gebiete der Kriegsklauſeln zu beherrſchen 
ſcheint, ſo ſehr auf dem Gebiete, das nach der Lehre von der 
Unmöglichkeit der Lieferung zu ordnen iſt. Verglichen mit 
den erwähnten grundlegenden Leitſätzen der Urteile JW. 
1916, 830 * hat der OGH. in Wien Leitſätze geprägt, die eher 
geeignet ſind, die Härten im Intereſſenſtreite der Beteiligten 
auszugleichen. 

„Wenn die eingetretene Preisänderung von einem 
ſolchen Umfange iſt, daß eine ganz ungerechtfertigte und 
unverhältnismäßige Bereicherung des einen Teils bei 
unverhältnismäßiger Schädigung des anderen Teils 
eintreten müßte, dann müßte die Schwierigkeit der Er⸗ 
füllung der Unmöglichkeit derſelben gleichgehalten 
werden; unter ſolchen Umſtänden auf Erfüllung des 
Vertrages 5 . e gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßen.“ OGH. 1. 


1870 


Nicht nur dann, wenn eine unbedingte Unmöglich⸗ 
ben der el g vorliegt, ſonbern auch ſchon dann, wenn 
eine Un lichkeit der Beſchaffung der zu liefernden 
Gegenſtände Matz gegriffen hat, wird als Folge dieſer 
ngsunmöglichkeit die Aufhebung des Vertrages 
und bie Befreiung von der Lieferungspflicht an⸗ 
mmen werden müſſen. Die Einrede der 
Unerſchwinglichkeit kann auf die Er⸗ 
wägung gegründet werden, daß man 
einem Schuldner nicht zumuten kann, 
um ſeiner Erfüllungspflicht nachzu⸗ 
kommen, ſeine eigene Exiſtenz zu 
opfern.“ OGH. 5. 10. 15 (nach Abel a. a. O.). 
Aberblickt man die Rechtſprechung, fo ſcheint mir auch 
die Frage aufgeworfen werden zu dürfen, ob nicht doch die 
sula rebus sie stantibus ſtatt abgelehnt zu werden wie 
nach RG. 86, 397 (Krieg und Miete), RG. 87, 349 (Krieg 
und Dienftvertrag) öfter angewendet zu werden verdiente, zu⸗ 
mal wenn es richtig ſein ſollte, wovon das RG. ausgeht, daß 
die Kriegsklaufel ſo weit, der Begriff der Unmöglichkeit aber 
ſo 8 ſei. 
rade nach der Faſſung, die die Grundſätze ſowohl in 
Urteilen aus der Zeit vor dem Kriege wie in dem Urteile vom 
11. 7. 1916 die friſtloſe Kündigung einer mit einer engliſchen 
Perſicherungsgeſellſ geſchloſſenen Feuerverſicherung be⸗ 
end, JW. 1916, 1184? = DIZ. 1916, 900 — L. 1916, 
1109, gefunden haben, fällt es meines Erachtens auf, daß der 
Krieg die geſunden Keime der Lehre nicht befruchtender für 
das Rechtöteben entwickelt hat. IW. 1913, 1914 Recht 
1913, 464 — Noeſt⸗Plum 85, 24 heißt es beiſpielsweiſe: 
„Eine in den petſönlichen und geſchäftlichen Verhält⸗ 
niſſen des einen Vertragsteiles eingetretene Ver⸗ 
änderung hat für gewöhnlich, jedenfalls bei einem 
Kaufvertrag, nicht die Wirkung, daß der andere Teil 
von ſeiner Vertragspflicht befreit wird. Im ein⸗ 
zelnen Falle können aber die geſamten 
Umſtände ergeben, daß eine mit dem 
Bertragszweck unvereinbare Beein⸗ 
trächtigung der Lage des anderen Teils 
eintreten würde, wenn er trotz der ver⸗ 
änderten Umſtände zur Fortſetzung 
des Vertragsverhältniſſes gezwungen 
wäre. Ob ein ſolcher Fall vorliegt, iſt in Anwen⸗ 
dung der Grundſätze der 88 133, 157 BGB. nach dem 
Zweck und Inhalt des Vertrages, wie er ſich bei einer 
den Etforderniſſen von Treu und Glauben ent⸗ 
ſprechenden und die Verkehrsſitte berückſichtigenden 
Auslegung ergibt, zu beurteilen. Trifft die Voraus⸗ 
ſetzung zu, ſo iſt der Rücktritt von dem Vertrag als 
zuläſſig anzuerkennen.“ 
Das Urteil vom 11. 7. 1916 ſagt: 
„Nach deutſchem Rechte iſt allerdings priwatrechtlichen 
Verträgen die ſogenannte clausula 
rebus sic stantibus nicht allgemein als ſtill⸗ 
ſchweigend innewohnend anzuerkennen. Immer aber 
bleibt zu prüfen, ob nicht im Wege der Aus⸗ 
legung der Vertragserklärungen, und gegebenenfalls 
auch im Wege ergänzender Auslegung, auf 
Grund der 88 133, 157 BGB., ſei es nun nach der 
Natur und dem Zweck eines Einzel⸗ 
vertrages, ſei es nach Natur und Zweck der 
ganzen Vertragsgattung, der er an⸗ 
gehört, es als Sinn des Verhältniſſes feſtgeſtellt 
werden muß, daß wegen veränderter Umſtände das 
Recht, ſich einſeitig von dem Vertrage loszuſagen, ein⸗ 
treten ſolle. Das wird dann der Fall ſein, wenn mit 
Hilfe jener Auslegung der Wille, nur bei Fortbeſtand 
ewiſſer für das Vertrags verhältnis be⸗ 
eutſamer Umſtände an den Vertrag gebunden 
zu bleiben, als beim Vertragsabſchluß erkennbar für 
den anderen Teil vorhanden geweſen anzunehmen iſt. 
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Die Vorausſetzungen, wie fie bier cet ſinb, werden 
unter der Einwirkung des Krieges bei ſchwebenden Liefer⸗ 
verträgen doch nicht ſelten vorliegen. In der Tat, wenn auch 
nicht ausgeſprochenermaßen beruhen denn auch manche Ur⸗ 
teile mehr oder weniger auf der Klauſel. Siehe z. B. 22. 
1915, 1330? (OL G. Hamburg), freilich anſcheinend auf 
gehoben durch RG., Recht 1916 S. 80 Nr. 140 — Warn. 
1916, 106% LZ. 1915, 1255 (OLG. Hamburg) beſtätigt 
durch RG., JW. 1916, 478? — LZ. 1916, 4605; Recht 
1916, 1079; JW. 1916, 487° — 23. 1916, 305 . 

Gerade die Umwertung aller Werte durch den Weltkrieg 
dürfte es doch ermöglichen, den Grundſätzen über die Bedeu⸗ 
tung der veränderten Umſtände in ihrer Anwendung auf 
Lieferverträge, die durch den Krieg beeinflußt ſind, eine 
Faſſung zu geben, daß ſie keine „gefährlichen Präjudizien“ 
der „gefährlichen Lehre“ für zukünftige Fälle werden. 

Daß eine freie, die Zeitverhältniſſe be⸗ 
rückſichtgende Auslegung der Verträge 
manchen Stein des Anſtoßes auf dem Wege zu einer billigen 
Beurteilung wegräumen kann, hat insbefondere das er⸗ 
wähnte hervorragende Urteil über die Bedeutung einer nach 
Kriegsausbruch entſtandenen, noch nicht zur Verkehrsſitte oder 
zum Handelsgebrauch gewordenen Verkehrsanfchauung gezeigt. 
Daß ſolche Verkehrsanſchauungen beſtehen, gerade auch hin: 
ſichtlich der Erfüllung von Lieferverträgen im Kriege, wird 
man z. B. den Leitſätzen entnehmen dürfen, die 14 Hamburger 
Warenvereine in dem erwähnten Schriftchen „Die Ein⸗ 
wirkungen des Krieges auf Kaufverträge über Importwaren 
aus überſeeiſchen Ländern“ aufgeſtellt haben. 


Rechtsvergleichend ſei ſchließlich noch darauf hingewieſen: 

a) Nach dem OGH. in Wien vernichtet entgegen dem 
RG. die Überſchreitung der Höchſtpreiſe den ganzen Liefe⸗ 
5 OGH. 21. 12. 15 und 11. 1. 16 nach Fuchs 
a. a. 


b) Die in der Rechtſprechung des RG., wie erwähnt, 
noch offene Frage, ob im Falle von Beſchlagnahmen 
der von den Behörden gezahlte, den Kaufpreis überſteigende 
Mehrpreis, dem Verkäufer oder dem Käufer gebühre, hat OGH. 
in Wien zugunſten des Käufers gelöſt. So z. V. in dem 
Urteile vom 18. 1. 1916 nach Fuchs a. a. O. 236: 

„Es wäre auch unbillig und den guten 
Sitten und der Auffaſſung von Treu 
und Glauben im Verkehre wider⸗ 
ſtreitend, wenn die Beklagte berechtigt ſein ſollte, 
denſelben Umſtand, nämlich die entgeltliche Requirle⸗ 
rung ſeitens der Militärbehörde, der ihr den von ihr von 
vornherein angeſtrebten Nutzen beläßt und fie von der 
dafür entfallenden Gegenleiſtung und auch von der 
Pflicht, Erſatz zu leiſten, befreit, noch überdies zum 
Behalten eines weiteren ungebührlichen Vorteils aus⸗ 
zunützen, und dies deſſenungeachtet, daß für den Kläger 
eben dieſelben tatſächlichen Umſtände zu ſeiner Schädi⸗ 
gung ſogar in einem bedeutend höheren Maße geführt 
haben. Den ſich aus dem erwähnten Ge⸗ 
ſichtspunkt ergebenden Forderungen 
des Rechtsgefühles zum Durchbruche 
zu verhelfen, bietet die Schlußbeſtimmung der 
88 878, 1447 ABGB. eine geeignete und unbedenkliche 
Handhabe, ſowohl was den Rechtsgrund des An⸗ 
ſpruches ſelbſt anbelangt, als auch bezüglich des Aus⸗ 
maßes der ‚Verantmortlichkeit‘, die eben in der Leiſtung 
desjenigen beſteht, womit die Beklagte grundlos be 
reichert erſcheint, mag auch dieſer Begriff nicht im 
ne Sinne des § 1431 ABGB. zu verſtehen 
ein.“ 


„Dieſe Entſcheidung tft“, wie Adler JW. 1916, 1161 
mit Recht betont, „um ſo bemerkenswerter, als hierfür das öſter⸗ 
teichiſche Recht in den vom Oberſten Gerichtshof angezogenen 
88 878, 1447 ABGB. keineswegs eine ſo zuverläſſige Grund- 
lage bietet, wie es bei 58 281, 823 Abf. 2 BGB. der Fall iſt. 


r die 
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Salle aus Buxtehude. 

Dr. Theophil Jacoby aus Berlin. 
Johann Joerges aus Crivitz. 
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Dr. Moegling aus Heidenheim (Brenz). 
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Eingabe des Vorſtandes des Deutſchen Anwalt⸗ 
vereins an den Reichstag. 


Leipzig, den 13. Oktober 1916. 
Dem Hohen Reichstag 


beehren wir uns, einen Abdruck einer Eingabe zu über: 
reichen, die wir am 23. Mai 1916 dem Bundesrat übers 
ſandt haben. In dieſer Eingabe iſt gebeten, daß eine 
Verordnung erlaſſen werde, nach der für die Kriegszeit 
die Sätze des 5 9 der Gebührenordnung erhöht werden 
und außerdem eine Erhöhung des Pauſchquantums für 
die Auslagen in J. und II. Inſtanz feſtgeſetzt werde, ſowie 
daß eine allgemeine Reform der Gebührenordnung vor⸗ 
bereitet werde. 

Dabei iſt auf die vom Reichstag vom 27. April 1909 
(Druckſachen des Reichstags S. 8168, 8284) angenommene 
Reſolution hingewieſen worden, lautend: 

„Den Herrn Reichskanzler um die Vorlegung 
einer Geſetzednovelle zu erſuchen, durch welche die 


Gebührenordnung der Rechtsanwälte einer Repifion 
unterzogen wird, welche unter Berückſichtigung der 
Forderungen der ſozialen Gerechtigkeit einerſeits 
und der geſteigerten Teuerung aller Lebens⸗ 
verhältniſſe andererſeits, den Vorſchlägen der 
Vorſtände der Anwaltskammern entſprechend, eine 
angemeſſene Erhöhung der Gebühren der Rechts⸗ 
anwälte vorſieht.“ 

Vergleiche Bericht der 30. Kommiſſion über den Ent⸗ 
wurf eines Geſetzes betreffend Anderungen des Gerichts- 
verfaſſungsgeſetzes, der Zivilprozeßordnung, des 
Gerichtskoſtengeſetzes und der Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte Nr. 735, erſtattet am 31. März 1909 S. 77 ff. 

Die beantragte Verordnung iſt nicht erlaſſen, es iſt 
dem Reichstage nur infolge des Geſetzes vom 21. Juni 
1916 betreffend eine mit den Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
gebühren zu erhebende außerordentliche Reichsabgabe ein 
Geſetzentwurf zugegangen, der die Anderung der Pauſch— 
ſätze zum Gegenſtand hat (Nr. 414 der Druckſachen). Die 
Not der Rechtsanwälte iſt während des Krieges fort⸗ 
geſetzt geſtiegen, ſo daß, wenn nicht baldige Hilfe 
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kommt, unwiederbringlicher Schaden zu gewärtigen iſt. 

Wir ſind uns deſſen wohl bewußt und haben auch in 

unſerer Eingabe an den Bundesrat ausgeſprochen, daß 

im allgemeinen die Erſchwerniſſe des Krieges, ſolange 

es irgend angeht, ertragen werden müſſen. Wir haben 

aber dort bereits hervorgehoben, daß andere Berufs: 
ſtände imſtande ſind, durch höhere Verwertung ihrer 

Leiſtungen die entſtandenen Verluſte einigermaßen aus— 

zugleichen, während die Rechtsanwälte durch die geſetz⸗ 

liche Taxe hieran gehindert ſind. 

So hat der Verband Deutſcher Patentanwälte 
folgenden Beſchluß gefaßt: 

„Nachdem die Patentanwaltſchaft während zweier 
Jahre mit erheblichen Opfern die bisherigen 
Gebühren der Gebührenordnung innegehalten hat, 
ſieht ſie ſich zu ihrem Bedauern infolge der 
beträchtlichen Erhöhung ſämtlicher in Betracht 
kommenden Unkoſten, Gehälter, Porti ufw. — ganz 
abgeſehen von den höheren Koſten der eigenen 
Lebenshaltung — genötigt, für die Folge auf die 
ſämtlichen Gebühren nach der Gebührenordnung 
bis auf weiteres einen Teuerungszuſchlag von 
25 Prozent zu machen. 

Die Koſten für Zahlung von Jahresgebühren 
bleiben unverändert.“ 

Der Verein Deutſcher Ingenieure hat feinen Mit: 
gliedern empfohlen, den Gebührenrechnungen einen Ver— 
merk beizufügen, daß der Ausſchuß des Vereins für 
Gebührenordnung während des Krieges einen Zuſchlag 
von 20 Prozent auf die Sätze der Gebührenordnung der 
Architekten und Ingenieure als angemeſſen bezeichnet. 
(Mitteilung des Verbandes deutſcher Gutachterkammern 
1916 S. 159). Es handelt ſich aber auch gegenwärtig nicht 
nur um eine Laſt des Krieges, ſondern um die Frage, ob 
die Gebührenerhöhung, die ſchon vor dem Kriege von uns 
und den vereinigten Kammervorſtänden beantragt, vom 
Reichstage angeregt und von der Regierung erwogen war 
und deren Unterlagen wir ſchon vor dem Kriege auf Ber: 
langen des Reichsjuſtizamts beſchafft hatten, zur Zeit 
unterbleiben ſoll, weil die Kriegszeit für ſolche Geſetz— 
gebungsarbeit nicht geeignet ſei, während gerade die 
Kriegszeit die durch die Gebührenerhöhung zu lindernde 
Not in ſehr hohem Maße geſteigert hat. 

Wir nehmen an, daß gegenwärtig eine allgemeine 
Reform einer Gebührenordnung nicht durchgeführt werden 
kann. Daher geſtatten wir uns an den Hohen Reichstag 
den Antrag zu richten, den wir in der Eingabe an den 
Bundesrat vom 23. Mat 1916 als eventuellen bezeichnet 

atten: 

ö Dahin zu wirken, daß durch Geſetz oder Ver— 
ordnung die Gebühren der Rechtsanwälte für die 
Dauer des Krieges und bis zu einer organiſchen 
Reform der Gebührenordnung um 25 Prozent 
erhöht werden. 


Ehrerbietigſt 
Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins. 
gez. Haber. 


An 


den Reichstag 
Berlin. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Die Erhöhung der Pauſchſätze. 
Von Rechtsanwalt Dr. Martin Drucker, Leipzig. 


Unter dem 28. September d. J. iſt dem Reichstage der 
vom Bundesrate beſchloſſene Entwurf eines Geſetzes, betreffend 
Anderungen des Gerichtskoſtengeſetzes, der Gebührenordnung 
für Rechtsanwälte und der Gebührenordnung für Gerichte 
vollzieher, vorgelegt und inzwiſchen in Kommiſſionsberatung 
genommen worden. 

Weil der mit einem Blicke zu überſehende Inhalt des 
Entwurfs im weſentlichen in einer Erhöhung der zur Ver⸗ 
gütung der Schreib⸗ und Poſtauslagen dienenden Pauſchſätze 
beſteht, liegt die Vermutung nahe, daß in erſter Linie einer 
wirtſchaftlichen Aufgabe habe genügt, einer wirtſchafilichen 
Schwierigkeit habe abgeholfen werden ſollen. Dieſe Meinung 
ſcheint nicht zuzutreffen. Wäre ſie richtig, ſo hätte der Bundesrat 
wohl von der ihm durch 5 3 des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 
eingeräumten Befugnis Gebrauch gemacht, alſo eine Not⸗ 
verordnung erlaſſen, nicht aber den verfaſſungsmäßigen Weg 
der Schaffung eines Geſetzes beſchritten. 

Wurde die Vergütung, die Anwalt, Gericht, Gerichts⸗ 
vollzieher für die nicht beſonders zu berechnenden Auslagen 
empfängt, als zu niedrig, im Hinblick auf die durch den nimmer 
endenwollenden Krieg unſagbar erſchwerte und verteuerte Berufs⸗ 
tätigkeit der Rechtsanwälte vielleicht als unwürdig empfunden, 
jo war es eine Maßregel unabweisbar wittſchaſtlichen Charakters, 
durch eine raſche Notverordnung Abhilfe zu ſchaffen. Wo vor 
Jahresfriſt die Entlaſtungsverordnung als eine „wirtſchaftliche“ 
Maßregel geplant worden war, hätte der arithmetiſche Vorgang 
eines Taxzuſchlages ſich gewiß nicht als Prärogative der gefch: 
gebenden Körperſchaſten dargeſtellt. Daher wird es zu einer 
gerechten Würdigung des Entwurfs beitragen, wenn man ihm 
unbeſchadet feiner Wirkungen eine wirtſchaſtliche Tendenz nicht 
beimißt. Sein Ausgangspunkt iſt am deutlichſten ſichbar in 
ſeinem die Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher betreffenden 
Art. III. Hier wird kein Tarif verbeſſert, kein Zuſchlag be 
willigt, ſondern nur ausgeſprochen, daß zu den dem Gerichte⸗ 
vollzieher als bare Auslagen zu vergütenden Poſt⸗ und 
Telegraphengebühren auch die mit dieſen Gebühren auf Grund 
des Geſetzes vom 21. Juni 1916 zu erhebende Reichsabgabe 
gehört. Man könnte ſtreiten, aber es wäre müßig zu ftreiten, 
ob damit lediglich authentiſch interpretiert oder ein neuer geſetz⸗ 
geberiſcher Befehl gegeben wird. Weder das eine noch das 
andere würde wirtſchaftlichen Charakter tragen. Desbalb iſt der 
Weg der Notverordnung nicht offen. Es iſt vielmehr geboten, 
wie die Begründung hervorhebt, „den Erſatz der Reichsabgabe 
im Wege der Geſetzgebung zu regeln“. Das Wort „Geſetz⸗ 
gebung“ iſt im engſten Sinne zu verſtehen. 

Die Begründung ſchildert in einleuchtenden Worten die 
Unzuträglichkeiten, die infolge der dem Geſetz vom 21. Juni 
1916 innewohnenden prinzipiellen Unterſcheidung zwiſchen Poſt⸗ 
gebühren und Reichsabgaben trotz der Gleichheit aller die Ent⸗ 
richtung, Erhebung, Beitreibung und Hinterziehung regelnden 
Vorſchriſten entſtehen müſſen. Als beſonders beachtlicher Nach⸗ 
teil tritt die Notwendigkeit auf, die Reichsabgabe, wenn ſie 
überhaupt erſtattet werden ſoll, neben dem Pauſchſatze einzeln 
zu berechnen. „In dieſem Falle müſſen die Einzelbeträge in 
der Berechnung aufgeführt und im Koſtenfeſtſetzungs verfahren 
belegt und geprüft werden. Hierdurch werden die mit der 
Pauſchalierung verbundenen Vorteile in Frage geſtellt.“ Dieſe 
Vorteile ſind Erſparniſſe an Dit und Bureauperſonal, namentlich 
Gerichtsſchreibereibeamten. Deutlich ſteht hinter dem Entwurſe 
die Rieſengeſtalt des Fiskus, der, was die Reichsabgabe bringt, 
nicht gern durch Beamtengehälter geſchmälert ſehen möchte; 
alſo eine ſehr verſtändige Zweckmäßigkeitserwägung. 

Gerade die Rechtsanwaltſchaft wird guttun, den Entwurf 
unter den hier angedeuteten Geſichtspunkten zu betrachten. Er 
hat Enttäuſchung hervorgerufen bei vielen Anwälten. „Es fol 
alſo nach wie vor dabei bleiben, daß dem Anwalte für ſeine 
Tätigkeit nur diejenige Entlohnung zugebilligt wird, die im 
Jahre 1879 für angemeſſen erachtet wurde,“ klagt Dr. Eyck.) 


5 1) Voſſiſche Zeitung vom 10. Oktober 1916, Abendausgabe. 
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Mit Unrecht! Man überſchätzt den Entwurf, wenn man ihn als 
eine Abſchlagszahlung auf unſere Gebührenerhöhungsforderung 
oder gar als deren Abfindung auffaßt. Man unterſchätzt nicht 
nur das Billigkeitsgefühl, ſondern auch die Einſicht des zunächſt 
in Betracht kommenden Reichsamts, wenn man ihm die Abſicht 
beimißt, mit dieſer beſcheidenen Gelegenheitsnovelle die Gebühren⸗ 
erhöhung zu bewirken oder auch nur zu beginnen, die in der 
bekannten Reſolution des Reichstages vom 27. April 1909 ver⸗ 
langt worden iſt unter Hinweis auf die Forderungen der ſozialen 
Gerechtigkeit. Dieſe Forderungen der ſozialen Gerechtigkeit, 
gleich Lehren der hiſtoriſchen Vernunft, find in früheren Jahren 
feitens der Anwälte nicht mit der gebotenen Entſchiedenheit ver⸗ 
treten worden. Aber dieſe Zeiten der Ohnmacht eines unzweck⸗ 
mäßig organiſierten Standes ſind vorüber. Seit dem vorzüg⸗ 
lichen Referate Blochs auf dem Reorganiſationsanwaltstage 
des Jahres 1909 iſt die Gebührenfrage nicht wieder zum Still— 
ſtand gekommen. In weiten Sprüngen iſt ihre neuere Geſchichte 
dargelegt in der Eingabe des Vorſtandes des Deutſchen Anwalt— 
vereins an den Bundesrat vom 23. Mai 1916 (vgl. IW. 1916, 
881). Die Kleinarbeit, die zur 5 eines vorläufigen 
Zieles — das letzte Ziel ſoll nach der Überzeugung des 2 
faſſers die Aufhebung der Gebührenordnung fein! — geleiſtet 
worden iſt, mag unerwähnt bleiben. Heute iſt die Gebühren: 
reform ein Poſtulat der Anwaltſchaft geworden, für das fie die 
Kraft und Entſchloſſenheit ihrer Organiſation einſetzt. Nur ge— 
zwungenermaßen ſind die Pläne aufbauender Friedensarbeit 
hinter dem die Zeit ausfüllenden Zerſtörungswerke des Krieges 
zurückgetreten. Iſt die Welt einmal wieder zu ſich gekommen, 
ſo werden gleich anderen Arbeitsſtänden auch die Rechtsanwälte 
wieder an ſich denken. Möglich, daß uns neue Schwierigkeiten 
bereitet werden. Möglich, daß die Gebührenreform abgelehnt 
wird. Unmöglich, daß man unſere gerechtfertigten Forderungen 
zu befriedigen vorgäbe mit einer Erhöhung der Pauſchſätze, die 
aus ſolcher Veranlaſſung erwächſt, wie der Entwurf vom 28. Sep⸗ 
tember 1916. 

Daran iſt ſeſtzuhalten: Mit Erhöhung der Anwalts⸗ 
gebühren hat dieſer Entwurf nichts zu tun. Sie kommt oder 
unterbleibt ohne alle Rückſicht auf ihn. Die Schlußworte der 
Begründung beſagen: „Sollte die Abgabe (nach dem Geſetz vom 
21. Juni 1916) aufgehoben werden, ehe eine allgemeine Neu— 
ordnung des Gebührenweſens Platz greifen kann, ſo wird in Frage 
kommen, die vorgeſchlagene Erhöhung der Pauſchſätze wieder zu 
befeitigen.” In dieſem Satze fpiegelt ſich das Bewußtſein 
wider, daß die Erhöhung der Pauſchſätze keine Gebührenerhöhung 
darſtellt und daß die allgemeine Gebührenreform kommen werde. 

Aus der Begründung des Entwurfs kann geſchloſſen 
werden, daß den Anſtoß zu ſeiner Einbringung Anregungen 
und Wünſche der Vertretungen der Rechtsanwaltſchaft gegeben 
haben. Der Deutſche Anwaltverein hat, nachdem das Geſetz 
vom 21. Juni 1916 veröffentlicht worden war, ſich an das 
Reichsjuſtizamt mit einer Eingabe gewendet, aus der folgende 
Sätze hier mitgeteilt werden können: 

„Wenn, wie wohl allgemein angenommen wird, die durch 
das Geſetz vom 21. Juni d. J. eingeführte Erhöhung der 
Portoſätze uſw. eine Reichsabgabe darſtellt, die von den 
Rechtsanwälten neben dem Pauſchquantum berechnet 
werden darf, ſo würde doch eine ſolche Einzelberechnung 
die Arbeitszeit der Gerichtsbehörden und der Rechts— 
anwälte im Koſtenfeſtſetzungsverfahren in nicht wünſchens⸗ 
werter Weiſe in Anſpruch nehmen und zu den Übel: 
ſtänden zurückführen, die durch die Einführung der Pauſch⸗ 
gebühren vermieden werden ſollten. Daher würde eine 
Beſtimmung zweckmäßig ſein, durch welche die Abgabe 
in die Pauſchgebühr einbezogen, dieſe aber angemeſſen 
erhöht wird.“ 

Die im Entwurf vorgeſehene Erhöhung beträgt grund— 
ſätzlich 50 Prozent der bisherigen Pauſchſätze, ſo daß der ein⸗ 
zelne Pauſchſatz nunmehr 30 ſtatt, wie bisher, 20 Prozent der 
zum Anſatz gelangenden Gebühr ausmacht. Dieſe Erhöhung 
geht im Ergebnis etwas über das Maß der Speſenſteigerung 
hinaus, die durch die Einführung der Reichsabgabe entſteht, 
denn die Portoauslagen ſtellen doch nur einen Teil der Aus⸗ 
lagen des Purcaubetriebs dar. Eine exakte Ermittlung des 
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Anteils der durch die Reichsabgabe geſteigerten Auslagen an 
den geſamten Bureaukoſten iſt nicht verſucht worden. Sie wäre 
auch wohl kaum möglich. Die Portoausgaben des in der 
kleinen Landſtadt zu billiger Miete wohnhaften Rechtsanwalts 
ſtellen einen viel bedeutenderen Anteil der allgemeinen Bureau⸗ 
koſten dar, als die Portoauslagen des auf die Oberlandes— 
N einer Großſtadt ſich beſchränkenden Rechtsanwalts. 
ie Erhöhung von 20 auf 30 Prozent wird offenbar vor⸗ 
geſchlagen in der Erkenntnis, daß der Pauſchſatz an und für 
ſich bisber viel zu niedrig normiert war, um dem in $ 76 
RAGebd. bezeichneten Zweck, die Koſten für Herſtellung des 
Schreibwerks und die Poſtgebühren zu erſetzen, auch nur an⸗ 
nähernd zu genügen. Daß die vorgeſchlagene Steigerung nicht 
unter dem Geſichtspunkte erfolgt iſt, eine Erhöhung der An⸗ 
waltseinnahmen herbeizuführen, zeigt die gleichartige Erhöhung 
der Sätze des S 80b GKG. Die Begründung ſagt: 
„Auch die Finanzverwaltungen des Reichs und der 
Bundesſtaaten können unter den gegenwärtigen Verhält⸗ 
niſſen nicht darauf verzichten, die aus der Einführun 
einer Reichsabgabe für das gerichtliche Koſtenweſen ſi 
ergebende Folgerung zu ziehen und dieſe Auslagen in 
gleicher Weiſe wie die Poſt⸗ und Telegraphengebühren 
von den Koſtenſchuldnern zu erheben.“ 

Eine notwendige Folge der Steigerung der einzelnen 
Pauſchſätze war eine Erhöhung der Minima. Wäre das in 
§ 76 Abſ. 3 Gebo. auf 4 4 normierte Minimum nicht erhöht 
worden, ſo hätte bei allen amtsgerichtlichen Verſäumnisſachen 
erſter bis vierter Wertklaſſe die Steigerung der Pauſchſätze von 
20 auf 30 Prozent keine Wirkung gehabt. Erſt in der fünften 
Wertklaſſe betragen 30 Prozent der im Falle des Verſäumnis⸗ 
urteils erwachſenden Gebühren (10 ＋5 & = 15 &) mehr als 
das bisherige Minimum von 4 M. 

Mit der in demſelben Maße erſolgenden Erhöhung der 
Maxima hat der Geſetzentwurf eine Konſequenz bewieſen, die 
zwar ſtreng aber unnötig iſt. Die Maxima konnten allerdings 
bei der Umgeſtaltung der ganzen Vorſchrift nicht auf dem 
bisherigen Betrage belaſſen werden. Wenn man aber eine 
Anderung vornehmen mußte, ſo war es richtiger, die Maxima 
zu beſeitigen. Ihre Einführung durch die Novelle vom 1. Juli 
1909 ſtellt einen erheblichen Fehler der Geſetzestechnik dar, 
der den Grundgedanken des Pauſchalierungsſyſtems aufhebt. 
Wenn nicht die wirklichen Auslagen in Anſatz gebracht, ſondern 
an deren Stelle gewiſſe Prozente der Gebühren vergütet werden, 
ſo iſt damit nicht vereinbar die Vorſtellung, als ob die in der 
einzelnen Sache zu berechnenden Pauſchprozente gerade die in 
dieſer Sache wirklich entſtehenden Auslagen ausgleichen. Es 
ſoll vielmehr eine innerhalb der Anwaltsexpedition ſich voll⸗ 
ziehende Verrechnung der aus den höhere Gebühren bringenden 
Rechtsſachen zufließenden Pauſchſätze mit denjenigen der kleineren 
Sachen eintreten. Dann kann aber auch nicht für die Sachen 
mit höheren Gebühren eine Höchſtgrenze der Pauſchſätze unter 
dem Geſichtspunkte vorgeſchrieben werden, daß über dieſen 
Höchſtbetrag hinaus die wirklichen Auslagen der einzelnen 
Sache ſich nicht erheben werden. Denn gerade dieſe ſeltenen 
großen Sachen muſſen die Nachteile ausgleichen, die die 
Pauſchalierung bei den a der mittleren Wertſtufen und 
namentlich bei gewiſſen Abſchnitten des Prozeſſes, beiſpielsweiſe 
der häufig zu ganz erheblichen Auslagen führenden Zwangs⸗ 
vollſtreckung, mit ſich bringt. Es iſt richtig, daß bei ſtrenger 
Durchführung des Pauſchalierungsprinzips auch die Minima 
ſich nicht aufrechterhalten laſſen. Ihre Einführung iſt aber 
eine gebotene Folge der überaus niedrigen Feſtſetzung der 
Sätze des § 9 Geb. einerſeits und des ÜAberwiegens der 
Sachen mit kleinen Objekten in der Prozeßpraxis andererſeits. 
Die Aufrechterhaltung der Maxima trotz ns Erhöhung iſt 
nur mit dem Gedanken zu erklären, daß alle in $ 76 vor⸗ 
geſehenen Pauſchſätze eine Steigerung um 50 Prozent erfahren 
ſollen. Das iſt aber Schematismus und nicht Rechtfertigung. 

Daß der Entwurf das einfache Mittel eines feſten Zu⸗ 
ſchlages gewählt hat, iſt durch die Veranlaſſung, die zu ſeiner 
Vorlegung geführt hat, hinreichend erklärt. Auch hier zeigt 
ſich wieder, wieweit entfernt ſich der Entwurf von dem Gedanken 
einer Reform oder gar Aufbefferung der Anwaltsgebühren 
178” 
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halten will. Eine ſolche würde mindeſtens zu einer Veredlung 
des Pauſchalicrungsprinzips einen Anreiz geboten haben. Mit 
Recht gilt es als einer der größten Mängel dieſes Prinzips, 
daß Bureauſpeſen gerade da, wo ſie in größerem Maße entſtehen, 
die geringſte Deckung finden, und daß dort, wo Bureauſpeſen 
keinen nennenswerten Anteil des Einkommens aus der Anwalts— 
tätigkeit darſtellen, durch die aus Rechtsſtreiten über große 
Objekte zufließenden Pauſchſätze eine beträchtliche Steigerung 
der Gebühren herbeigeführt wird: auf der einen Seite der mit 
vielen Prozeſſen in niedrigen Wertſtufen und Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungen beſchäftigte erſtinſtanzliche Anwalt, auf der anderen 
Seite der Anwalt beim RG. Ebenſo ungeſund iſt es, daß 
das Pauſchquantum für die kontradiktoriſchen Sachen nicht 
höher normiert wird als für die nichtſtreitigen. Aber dieſe 
Mängel des Pauſchſyſtems ſind jetzt nicht zu beſeitigen. Sie 
würden eine organiſche Umarbeitung des Geſetzes verlangen, 
zu der der Krieg nicht Zeit und Ruhe gibt. 
Das jetzt vorgelegte Geſetz muß und ſoll ſchleunigſt in 

Kraft treten. Ob der im Entwurf vorgeſehene Termin, der 
1. November 1916, eingehalten werden kann, läßt der gegen⸗ 
wärtige Stand der parlamentariſchen Beratungen nicht erkennen. 
Um fo bedeutſamer wird die im Art. V des Entwurfs vor⸗ 
eſehene Beſtimmung wirken, nach der das Geſetz auf die vor 
einem Inkrafttreten anhängig gewordenen Rechtsſachen An⸗ 
wendung finden ſoll, ſoweit die Inſtanz vor dem Tage des 
Inkrafttretens nicht beendigt war. Der Entwurf geht von der 
ſehr beachtlichen Erwägung aus, daß die Reichsabgabe ſchon 
ſeit dem 1. Auguſt 1916 erhoben wird. Er will alſo noch 
möglichſt viele Rechtsſachen unter die Wirkung der neuen ver⸗ 
einfachenden Vorſchriften ſtellen. Deshalb aber wäre es auch 
zweckmäßig, die Anwendbarkeit des Geſetzes auf ältere Sachen 
nicht ſchon dann auszuſchließen, wenn die Inſtanz vor dem 
Tage des Inkrafttretens beendigt war. Der Begriff der Inſtanz 
im Sinne der Koſtengeſetze (vgl. SS 30 bis 33 GKG., §§ 25, 
26 RAGebdO.) zerreißt bisweilen den einheitlichen Rechtsſtreit. 
Die Inſtanz endigt auch häufig, ehe der Koſtenpunkt geregelt 
iſt. Es würde ſich empfehlen, dem letzten Satze des Art. V 
folgende Faſſung zu geben: 

„Dies gilt nicht, ſoweit der Rechtsſtreit vor dem Tage 

des Inkrafttretens durch rechtskräftiges Urteil beendigt 

und das Koſtenfeſtſetzungsverfahren durch rechtskräftigen 

Beſchluß abgeſchloſſen war.“ 


Der Art. IV des Entwurfs beſtimmt (wie die Begründung 
betont, nach dem Vorbilde des Art. VI des Geſetzes, betreffend 
Anderungen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes uſw. vom 1. Juli 
1909), daß, ſoweit in Reichsgeſetzen oder in Landesgeſetzen auf 
die Vorſchriften der durch den Entwurf getroffenen Geſetze ver⸗ 
wieſen iſt, die durch das neue Geſetz geändert werden, an deren 
Stelle die entſprechenden Vorſchriften des neuen Geſetzes treten 
ſollen. Das würde auf die Anwaltsgebührenordnung an⸗ 
gewendet alſo bedeuten, daß der § 76 nunmehr auch überall 
da, wo er in Reichs⸗ und Landesgeſetzen angezogen wird, in 
der neuen Faſſung gilt. 

Die Vorſchrift iſt nahezu ſelbſtverſtändlich für das Gebiet 
der Reichsgeſetzgebung. Ob ſie in ihrer Übertragung auf die 
Landesgebührengeſetze einen nach der Reichsverfaſſung erlaubten 
Eingriff in die Landesgeſetzgebung darſtellt, mag ununterſucht 
bleiben. Beachtlich iſt aber, daß die Vorſchrift einer ganzen 
Reihe von Bundesſtaaten die Pflicht auferlegt, ihre eigenen 
Gebührengeſetze in Einklang mit der Tendenz des Reichsgeſetzes 
zu bringen, daß die auf Grund des Geſetzes vom 21. Juni 1916 
zu erhebende Reichsabgabe nicht von den Rechtsanwälten aus 
eigenen Mitteln gezahlt, ſondern ihnen vergütet werden ſoll. 
Auf den 8 76 der Reichsgebührenordnung wird nur in einigen 
Landesgebührenordnungen verwieſen, beiſpielsweiſe in Art. 27 
der e . die Gebühren der Rechtsanwälte 
in den Angelegenheiten der Rechtspflege betreffend, vom 26. März 
1902, und in Art. 13 der Bayeriſchen Verordnung, die Ge⸗ 
bühren der Rechtsanwälte in den Angelegenheiten der Verwal⸗ 
tung und der Verwaltungsrechtspflege betreffend, vom 26. März 
1902, ferner in 8 32 der Württembergiſchen Verordnung vom 
14. November 1899, 8 2 der Badiſchen Verordnung vom 
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16. September 1879, 8 9 und 19 der Heſſiſchen Verordnung 
vom 25. Januar 1902, 8 125 des Gerichtskoſtengeſetzes für 
Elſaß⸗Lothringen. Dagegen hat für Preußen der durch Geſetz 
vom 21. März 1910 dem Geſetze vom 27. September 1899 
angefügte Art. 15 beſondere Pauſchſätze für die Herſtellung des 
Schreibwerkes ſowie zum Erſatze der Poſtgebühren eingeführt, 
und Sachſen hat durch das feine Koſtenordnung für Rechts⸗ 
anwälte und Notare abändernde Geſetz vom 18. März 1910 
die bis dahin geltende Verweiſung auf 8 76 der Reichs⸗ 
gebührenordnung ausdrücklich geſtrichen, ſo daß nunmehr weder 
Schreibgebühren noch Porti pauſchaliert ſind. Der durch 
Art. IV des Entwurfs vom 28. September 1916 hervor⸗ 
gerufene Schein, als ob eine Übereinftimmung zwiſchen Reichs⸗ 
recht und Landesrecht erzielt werde, trügt alſo ſehr. Und es 
wird Aufgabe nicht erſt der geſetzgebenden Inſtanzen der 
Bundesſtaaten, ſondern wohl ſchon der mit der Beratung des 
Entwurfs betrauten Reichstagskommiſſion ſein, dieſe infolge 
der neuen Reichsabgabe recht empfindlich werdende Ungleichheit 
zu beſeitigen. 

Der Reichstag hat ſeit mehr als 7 Jahren zum erſten 
Male wiederum Gelegenheit, ſich mit einem Geſetz zu beſaſſen, 
das auf die Gebührenordnung für Rechtsanwälte eine un⸗ 
mittelbare Wirkung äußern ſoll. Es wäre nicht zu verwundern, 
wenn der Reichstag bei dieſem Anlaſſe daran erinnerte, daß 
der von ihm in der Reſolution vom 27. April 1909 aus⸗ 
geſprochenen Forderung bisher noch immer nicht Berückſichtigung 
zuteil geworden iſt. Zwar wird unter den Sorgen und 
Angſten des Krieges nicht die Möglichkeit beſtehen, nachzuholen, 
was in langen Friedensjahren bedauerlicherweiſe verſäumt 
worden iſt: ein die Gebührenordnung für Rechtsanwälte or⸗ 
ganiſch reformierendes Geſetz zu ſchaffen. Aber gerade darum, 
weil der Krieg ausgebrochen iſt, ehe dieſer vom Reichstag ver⸗ 
langte Entwurf vorgelegt wurde, und weil der Krieg die Ver⸗ 
hältniſſe, denen jenes Geſetz Abhilfe ſchaffen ſollte, ſo ganz 
weſentlich verſchlimmert hat, ſollte der Reichstag die Initiative 
ergreifen zur Schaffung eines Notgeſetzes. Der Rechtsanwalts⸗ 
ſtand hat die Laſten und Leiden dieſes 1 empfunden und 
auf ſich genommen in keinem geringeren Maße als irgendein 
anderer Stand des Reichs. Zwei Drittel etwa ſeiner Mitglieder 
ſind beim Heere, viele Hunderte ſind im Felde geblieben, eine 
große Anzahl zu Krüppeln geworden oder in geiſtiges Siechtum 
verfallen. Sowohl die Familien derjenigen, die im Felde 
ſtehen und zum großen Teil die Löhnung des einfachen Soldaten 
beziehen, wie auch nur allzu viele derjenigen, die zurückgeblieben 
ſind, leiden Not. Das alles gilt freilich in gleicher Art auch 
für andere Stände; aber es darf behauptet werden, daß der 
Krieg den Anwaltsſtand härter getroffen hat, als die Mehrzahl 
der übrigen, ja vielleicht als alle Erwerbsſtände des Volles. 
Diejenigen, die für ihre Arbeitsleiſtung und ihre Erzeugniſſe 
das Entgelt ſelbſt beſtimmen, haben unter dem Drucke der 
Teuerung mit Recht zu Preiserhöhungen gegriffen. Die 
das nicht dürfen, alſo die Feſtbeſoldeten, darunter alſo 
alle Beamten, ſtehen, auch wenn ſie nicht Kriegs⸗ und 
Teuerungszulagen empfangen haben, trotzdem dem Kriege ge⸗ 
rüſteter gegenüber als der Anwaltsſtand. Einmal deshalb, 
weil ihr Einkommen vor dem Kriege im Gegenſatze 0 
dem der Rechtsanwälte nicht nach Anſchauungen und Verhält⸗ 
niſſen des Jahres 1878 geregelt war, und andererſeits deshalb, 
weil durch den Krieg ihr Einkommen nicht herabgedrückt worden 
iſt. Andere freie Stände, wie der Arzteſtand, ſind, von beweis⸗ 
unerheblichen Ausnahmen abgeſehen, als Stand durch den Krieg 
in ihrem Einkommen gehoben worden. Wiederum andere, wie 
die Künſtler, haben die dem Anwalt verſagte Möglichkeit, ſich 
während des Krieges einen anderen Nebenerwerb zu ſuchen oder 
einſtweilen in einen anderen Beruf überzutreten. Der Anwalt, 
der 1878 mit einer ſchon damals als unzulänglich empfundenen 
Taxe beglückt und deſſen Arbeitsgebiet durch abgünſtige Maß⸗ 
regeln der Geſetzgebung mehr und mehr eingeſchränkt worden 
iſt, ſteht den durch den Krieg hervorgerufenen wittſchaftlichen 
Nöten ſchutzlos gegenüber. Seine Gerichtspraxis iſt auf einen 
Bruchteil des Friedensſtandes zuſammengeſchrumpft. Die nicht⸗ 
gerichtliche Praxis bringt ihm zwar infolge der unermüdlichen 
Tätigkeit großer und kleiner Geſetzgebungsmaſchinen Mühe und 
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Arbeit, aber keine würdige Vergütung. Die Bureaukoſten Steigen. 
Nötiger iſt es nie geweſen als jetzt, die Gebühren der Rechts⸗ 
anwälte zu verbeſſern. Eine ſolche Verbeſſerung muß erfolgen, 
wenn nicht der Glaube beſeitigt werden ſoll, daß die Erhaltung 
des Anwaltsſtandes im Intereſſe der Rechtspflege als notwendig 
oder auch nur wünſchenswert aufgefaßt werde. Und da es nicht 
an der Zeit iſt, eine gründliche Reform zu ſchaffen, ſo iſt zu 
dem einfachen Mittel zu greifen, mindeſtens für die Dauer des 
Krieges alle Gebühren der Rechtsanwälte um 25 Prozent zu 
erhöhen. Eine ſolche Maßnahme ſetzt eindringende Beratungen 
und Erwägungen innerhalb der geſetzgebenden Körperſchaften nicht 
voraus. Sie liegt im Zuge der Zeit. Wo Taxen beſtehen, find 
ſie erhöht worden. Die Patentanwaltſchaft erhebt nach Beſchluß 
des Verbandes Deutſcher Patentanwälte einen Teuerungszuſchlag 
von 25 Prozent auf die ſämtlichen Gebühren. Der Verein 
Deutſcher Ingenieure hat ſeinen Mitgliedern empfohlen, den 
Gebührenrechnungen einen Vermerk beizufügen des Inhalts, daß 
ein Zuſchlag von 20 Prozent auf die Sätze der Gebühren: 
ordnung während des Krieges als angemeſſen bezeichnet werde. 
Die Arzte haben in der Privatpraxis ihre Honorare erhöht. 

Maßregeln dieſer Art ſind aber auch nicht etwa aus 
Rückſicht auf andere Stände zu vermeiden. Wir erleben im 
Kriege eine ungeheure Steigerung der Preiſe für die not⸗ 
wendigſten Lebensmittel und Bedarfsartikel. Die vorgeſchlagene 
25prozentige Erhöhung der Anwalisgebühren bedeutet eine 
geringfügige Erhöhung der Koſten für ein nicht alltägliches 
Bedürfnis. Wer nach dem bisherigen Satze ſeinem Anwalte 
für eine beſtimmte Rechtsſache 10 & Koſten zu zahlen hat, 
wird und darf es angeſichts der allgemeinen Teuerung nicht 
als unbillige Belaſtung empfinden, wenn er ſür dieſelbe Tätigkeit 
nunmehr 12,50 & zu zahlen hat. Für den Anwalt aber be⸗ 
deutet es eine außerordentliche Hilfe, wenn er in einer be— 
ſtimmten Arbeitsperiode ſtatt 1000 * 1250 ‚ einnimmt. 

Der Deutſche Anwaltverein hat nach Beſchluß feiner Ver: 
treterverſammlung vom 16. April 1916 an das Reichsjuſtizamt 
das dringende Erſuchen gerichtet, mit tunlichſter Beſchleunigung 
durch eine Notverordnung die in § 9 Geb O. aufgeſtellten Sätze 
in Gemäßheit des vom Deutſchen Anwaltvereine überreichten 
Entwurfs und unter Berückſichtigung der darin feſtgelegten 
Grundſätze, insbeſondere bezüglich der Scheidung ſtreitiger von 
unſtreitigen Sachen, auch das Pauſchquantum — dieſes aber 
nur für die Sachen erſter und zweiter Inſtanz — zu erhöhen. 
Der Antrag iſt bisher unerledigt. Er kann leine beſſere Er⸗ 
ledigung finden als die durch ein Geſetz, das zunächſt für die 
Dauer des Krieges und bis zur Vorlegung des Entwurfs 
einer neuen Gebührenordnung alle Gebühren der Rechtsanwälte 
um 25 Prozent erhöht. 


Zur Frage der Friedensgerichte. 
Von Amtsgerichtsrat Dr. Levin, Berlin⸗Schöneberg. 


Die unſterblichen Verdienſte großer Geſetzgeber werden uns 
im Geſchichtsunterricht ſchon früh eingeprägt. Die einfache und 
zweckmäßige Geſtaltung der Rechtsordnung iſt eine Aufgabe von 
höchſter Schwierigkeit, deren Löſung nur ſeltenen Männern von 
genialem Scharf: und Weitblick zu gelingen pflegt. Es iſt ein 
glücklicher Zufall, wenn gerade in Zeiten des rechtlichen Bedürfs 
niſſes ſolche Männer entſtehen. Wir können aber damit nicht 
rechnen, müſſen vielmehr ſedem ſach⸗ und fachkundigen Manne, 
dem das öffentliche Wohl am 5 liegt, die Befugnis zu⸗ 
geſtehen, ſich mit der rechtlichen Neugeſtaltung der Dinge zu 
befaſſen und feine Vorſchläge der Offentlichkeit zu unterbreiten. 
Aber das Urteil der Offentlichkeit darf erſt und nur angerufen 
werden, wenn die behandelte Frage nach allen Richtungen durch⸗ 
dacht, in allen durch das Rechtsſyſtem und die Gerichtsverfaſſung 
gegebenen Zuſammenhängen verfolgt, wenn die Wirkung der 
vorgeſchlagenen Anderung auf den geſamten Rechtsverkehr ſorg⸗ 
faltig geprüft iſt. Wer ſich mit den Erörterungen über die 
Neugeſtaltung des bürgerlichen Rechtsſtreits eingehender be⸗ 
ſchäftigt, wird ſehr bald die Beobachtung machen, daß das 
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meiſte überhaupt nicht verhandlungsreif iſt. Es ſehlen nicht 
nur unentbehrliche wiſſenſchaftliche (und ſtatiſtiſche) Vorarbeiten, 
wie ſie etwa die erſt im Jahre 1913 von namhaften Gelehrten 
(Johannes Nagler, Friedrich Oetker, Richard Schmidt, Auguſt 
Schoetenſak) gegründete Zeitſchrift „Der Rechtsgang“ zu leiſten 
verſpricht. Es fehlt vor allem den meiſten Vorſchlägen an einer 
ründlichen, juriſtiſch-techniſchen und rechtspolitiſchen Selbſt⸗ 
ritik. So kommt es, daß in der überwältigenden und ver⸗ 


wirrenden Fülle der dargebrachten Entwürfe immer wieder die 


alten Schlagwörter auftauchen und die Zahl der Schriftſteller 
wächſt, die längſt Geſagtes wiederholen, anſtatt den Einwürfen 
der Gegner nachzugehen und Brauchbarkeit und Tragweite des 
Vorgeſchlagenen zu überlegen. Die ſuggeſtive Kraft der Be⸗ 
harrlichkeit iſt groß und gefährlich. Eine Wahrheit muß un⸗ 
zählige Male wiederholt werden, ehe ſie geglaubt wird. Aber 
auch Irrtümer werden ſchließlich geglaubt, wenn ſie immer 
wieder als Wahrheiten vorgetragen und als allgemein anerkannte 
herrſchende Memung dargeſtellt werden. So hat es der wich⸗ 
tigen Frage des Güteverfahrens ſchaden müſſen, daß man das 
wirtſchaftliche Bedürfnis nach Vereinfachung und Verbilligung 
der Rechtspflege immer wieder betont und zum Überfluß nach⸗ 
gewieſen, aber vergeſſen hat, die rechtliche Natur des Güte⸗ 
verfahrens feſtzuſtellen und die Prüfung vorzunehmen, worin 
denn eigentlich das Weſentliche dieſes Verfabrens zu erblicken 
iſt, ob grundſätzliche Unterſchiede von dem ordentlichen Streits 
verfahren vorhanden ſind, und worin dieſe beſtehen. Ich habe in 
wiederholten Darlegungen (Richterliche Prozeßleitung S. 211 ff.; 
Gruchots Beitr. 60, 37 ff.; Rhein Z. für Zivilrecht und Zivil⸗ 
prozeß 1916, 207 ff.) den Nachweis verſucht, daß die ſogenannte 
Erörterung der Sachlage und Feſtſtellung der für die „Schlichtung“ 
erforderlichen Tatſachen, gegebenenfalls durch Zeugenverneh⸗ 
mungen, nichts anderes iſt, als eine ſummariſche mündliche Ber: 
handlung und Beweisaufnahme vor dem Prozeßgericht, daß ferner 
die „Schlichtung“ als ſolche nur dann ein erſtrebenswertes Ziel 
iſt, wenn fie dem Rechte entſpricht, auf Übereinſtimmung mit 
dem Rechte hinſtrebt, daß daher eine wirtſchaftliche und rechtlich 
befriedigende Erledigung der Streitigkeiten einen Überblick über 
das geſamte Rechtsgebiet vorausſetzt, wie ſie einem Laien niemals 
zu eigen ſein kann. Die angeblichen günſtigen Erfahrungen, die 
man im Auslande mit dem Inſtitut der Friedensrichter gemacht 
hat, ſcheinen mir von geringer Beweiskraft zu ſein. Sie ſind 
jedenfalls in Frankreich nicht vorbanden. Wir haben unſer 
Haus ſelbſtändig zu bauen und auch keinen Anlaß, auf die 
italieniſchen conciliatori mit gläubiger Bewunderung hinzu 
blicken. Die Abtrennung des ſogenannten Güteverfahrens von 
dem ordentlichen Verfahren unter Übertragung auf Laiengerichte 
bleibt eine unzweckmäßige, gefährliche und durch keine Not⸗ 
wendigkeit gebotene Maßregel. Das hat denn auch der eifrigſte 
Verfechter beſonderer Friedensämter, Bovenfiepen, unter Aufgabe 
ſeines früheren (Recht und Wirtſchaft 1914, 71 und Erneuerung 
der deutſchen Zivilrechtspflege 1915, 13 ff. vertretenen) 
Standpunkts ſchließlich rückhaltlos anerkannt (Rhein Z. 1916 
S. 254 ff., 265 ff.). 

Neuerdings iſt den Friedensrichtern in der Perſon eines 
Richters von hoher Stellung und hohem Anſehen (Landgerichts 
präſident Felsmann in Breslau) ein Fürſprecher entſtanden, 
deſſen Worte in der breiten Offentlichkeit naturgemäß nicht ohne 
Eindruck bleiben konnten (Recht und Wirtſchaft 1916, 207 ff.). 
Felsmann ſchlägt vor, für Bezirke von vielleicht 5000 bis 
10 000 Einwohnern einen Friedensrichter, vielleicht auf Grund 
von Vorſchlägen kommunaler Körperſchaften, zu ernennen. „Sein 
Amt iſt ein Ehrenamt, was jedoch eine kleine Bezahlung von 
jäbrlich etwa 1000 Mark nicht ausſchließt. Er wird auf die 
Zeit von 3 oder 5 Jahren ernannt und kann immer wieder 
ernannt werden. Rechtskenntniſſe ſind für das Amt zwar er⸗ 
wünſcht, aber keines wegs erforderlich. Der Friedensrichter muß 
ein Mann in gehobener Lebensſtellung, von untadeliger Nechts 
ſchaffenheit, vielleicht ein ehemaliger Offizier oder Beamter, ein 
größerer Gutsbeſitzer oder Induſtrieller fein, der ſich des all⸗ 
gemeinen Anſehens erfreut und mit klarem praktiſchen Blick ein 
warmes Verſtändnis für die Anſchauungen des Volkes ver— 
bindet. Einen aktiven Beamten, insbeſondere einen Richter 
oder Rechtsanwalt zum Friedensrichter zu beſtellen, 
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ae: ſich wohl nicht.“ — „Der wohl für ſehr lange 
Zeit geſunkene Wert des Geldes rechtfertigt es, die Prozeß⸗ 
zuſtändigkeit des AG. bis auf 1000 & zu erhöhen. Vor dem 
AG. ſoll aber ein bürgerlicher Rechtsſtreit erſt dann anhängig 
emacht werden, wenn ein Verfahren vor dem zuſtändigen 
Friedens ericht zu keinem Ergebnis geführt hat. — Das Haupt⸗ 
ziel der Verhandlung vor dem Friedensrichter iſt die Erreichung 
eines billigen Vergleichs. Es wird ſich aber weiter emp⸗ 
fehlen, dem Friedensrichter auch die Befugnis ein— 
zuräumen, Anerkenntnis- und Verſäumnisurteile zu 
erlaſſen. Darüber hinaus wäre es wohl am Platze, 
dem Friedensrichter auch die Erledigung wirtſchaftlich 
geringfügiger und rechtlich einfacher Sachen zu über— 
tragen, alſo etwa der Sachen bis zum Werte von 
100 bis 200 oder 300 &, der kleinen Mietſtreitig— 
keiten uſw. In dieſen Sachen würde der Friedensrichter 
Beweis erheben uſw. — das Verfahren würde möglichſt formlos 
zu geſtalten ſein —. Gegen jedes Urteil des Friedensgerichts 
würde innerhalb einer kurzen Friſt die Entſcheidung des AG. 
angerufen werden können. Gegen die Entſcheidung des AG. 
in dieſen kleinen Sachen würde aber höchſtens eine ſchriftliche 
Reviſionsbeſchwerde an das LG. einzuräumen ſein.“ 

Ich will davon abſehen, näher zu zeigen, daß auf dem 
vorgeſchlagenen Wege weder eine Verbilligung noch eine Ber: 
einfachung der Rechtspflege erfolgen kann. Nach der Schätzung, 
die ich im Anſchluß an Fiſcher (DR AZ. 16, 65) vorgenommen 
habe (Rhein Z. S. 221), würde die Schaffung beſonderer 
Friedensgerichte ohne die Ausgabe für die Bureaubeamten und 
die gar nicht zu überſehenden ſachlichen Unkoſten etwa zehn 
Millionen jährlich koſten, alſo etwa ſo viel wie die Ernennung 
von 2000 Amtsrichtern. Von einer Vereinfachung und Be— 
ſchleunigung der Rechtspflege kann man wirklich nicht reden, 
wenn zunächſt der Friedensrichter anzugehen iſt, dann die Be: 
rufung an das AG. und die Reviſionsbeſchwerde an das LG. 
geht. Aber es erſcheint doch geboten, den auch hier zutage 
tretenden Irrtum zu bekämpfen, als ob ohne ſchwere Gefähr⸗ 
dung der Rechtspflege die Erledigung „wirtſchaftlich gering: 
fügiger und rechtlich einfacher Sachen“ Laien in gehobener 
Lebensſtellung anvertraut werden könnte. Was wirſcchaſtlich 
geringfügig iſt, kann nur im gegebenen Falle beurteilt werden. 

an muß, um die Zuſtändigkeit der Gerichte zu beſtimmen, 
gewiſſe Grenzen ziehen. Aber davon, daß die Schwierigkeit der 
rechtlichen Erledigung nicht erſt bei 100, 200 oder 300 & an⸗ 
fängt, kann jeder Prozeßrichter an jedem Sitzungstag Zeugnis 
ablegen. Man hat früher dem Juriſten Zunfthochmut vor: 
geworfen. Für die letzten zehn Jahre der Reformbewegung iſt 
dieſer Vorwurf ſicherlich nicht berechtigt. Ich wüßte nicht, 
welcher akademiſch vorgebildete Berufsſtand dem Kurpfuſchertum 
Be Nachgiebigkeit bewieſen hat als der Juriſtenſtand. Wir 
emühen uns, die Vorbildung der Juriſten auf das ſorg— 
fältigſte zu geſtalten, verlangen von unſeren Richtern und Uns 
wälten eine jahrelange wiſſenſchaftliche und praktiſche Vor— 
bereitung. ir ſind dazu gelangt, durch eine Reihe ſchwerer 
Prüfungen die Befähigung zur Ausübung dieſes Berufs feſt— 
zuſtellen. Aber wir tragen kein Bedenken, Laien-Friedens⸗ 
richter für befähigt zu erachten, in Sachen bis zu 100, 
200 und 300 & ohne alle dieſe Vorbedingungen, ohne 
jede Kenntnis des materiellen Rechts und ie jede Er: 
ziehung zur Gerechtigkeit, Recht zu Sprechen. Felsmann will 
für dieſe Richter ein möglichſt formloſes Verfahren einſühren. 
Aber es iſt nicht einzuſehen, weshalb man (wie ich an anderer 
Stelle ausgeführt habe), wenn es möglich iſt, das summariun 
des ordentlichen Prozeſſes zu einem summariissimum auszu— 
geſtalten, nicht in erſter Linie die ordentlichen Gerichte an dieſer 
Wohltat teilnehmen laſſen will. Und wie weit ſoll die Form⸗ 
loſigkeit des friedensrichterlichen Verfahrens gehen? Iſt denn 
nicht auch dies Verfahren auf das ſchwer zu erreichende Ziel 
gerichtet, der Wahrheit möglichſt nahezukommen, und kann der 
Friedensrichter zu dieſem Ziele gelangen ohne Vorzeichnung 
der Wege, die nach den Erfahrungen der Prozeßrechtsgeſchichte 
begangen werden müffen, um den wahren Sachverhalt zu ermitteln? 
Man vergeſſe doch nicht, daß ſich gewiſſe formelle Forderungen 
aus dem Ordnungsgrundſatz von ſelbſt bei jeder praltiſchen 


„Erledigung“ eines Rechtsſtreits ergeben. Das Gewerbe⸗ und 
Kaufmannsgerichtsgeſetz haben daher wohlweislich, abgeſehen 
von den beſonderen Beſtimmungen der §8§ 26-61 GG., die 
geſamten für das amtsgerichtliche Verfahren geltenden Vor⸗ 
ſchriften für entſprechend anwendbar erachtet. Es iſt äußerst 
lehrreich, zu verfolgen, wie viele Beſtimmungen der Z Pd. ein 
Gerichtshof wie das Reichsverſicherungsamt, deſſen Verfahren 
urſprünglich nur wenige Ordnungsvorſchriften unterworfen war, 
hat übernehmen müſſen. Bei der vorgeſchlagenen viel größeren 
und mannigfaltigeren Zuſtändigkeit der Friedens gerichte würden 
die Fragen der Partei⸗ und Prozeßſähigkeit, Nebenintervention, 
Streitverkündung, Streitgenoſſenſchaft, Rechtshängigkeit, Rechts⸗ 
kraft uſw. hier noch eine viel größere Rolle ſpielen als vor 
den Gewerbe- und Kaufmannsgerichten. Glaubt man im Emite, 
daß alle dieſe zahlloſen formellen Zuſammenhänge, die in dem 
ordentlichen Verfahren zu den größten Schwierigkeiten führen, 
in dem höchſt formloſen Verfahren vor den Friedensgerickten 
alle Bedeutung verlieren, oder daß ſie von Laien in unbeſoldeten 
oder geringbeſoldeten Ehrenämtern ebenſogut erledigt werden 
können wie von den ordentlichen Gerichten? Eine Rechtſprechung 
ohne die materiellen Bürgſchaften der Geſetzeskenn mis und ohne 
die formellen Bürgſchaften eines geordneten Verfahrens wäre 
keine Reform, ſondern ein Unglück. 

Einzugehen iſt noch mit einem Worte auf das Verhältnis 
der Rechtsanwälte zu den Friedensgerichten. Felsmann ſchätzt 
die Stellung der Anwälte im Rahmen der Gerichtsverfaſſung 
ſehr ſchlecht ein, wenn er ihnen den Erlaß der Zablungs⸗ 
beſehle deshalb nicht übertragen will, „weil dem Publikum 
naturgemäß das Vertrauen zu ihrer Unparteilichkeit fehlt. 
Richtiger wäre es, dem Gerichtsſchreiber dieſes Geſchäft zu 
übertragen, der das Vertrauen verdient, dieſe Arbeit ſachgemäß 
auszuführen“. Das mag weitverbreiteten Anſchauungen ent: 
ſprechen, die entſtanden ſind, weil uns leider der, von der Gerichts⸗ 
verfaſſung vorausgeſetzte, übrigens urdeutſche innere Zuſammen— 
hang zwiſchen Richter⸗ und Andaltstätigkeit verlorenzugehen 
droht. Aber wir ſollten uns hüten, dieſen Mbelftand als ein 
Dogma anzuerkennen. 

Felsmann will nun zwar eine Vertretung durch Rechts⸗ 
anwälte vor den Friedensgerichten zulaſſen, aber die Gebühren 
und Auslagen der Rechtsanwälte durch einen niedrigen Geſamt— 
betrag von etwa 5 & begrenzt wiſſen, damit „den in der über⸗ 
wiegenden Mehrzahl unbemittelten Perſonen in dieſen gering⸗ 
fügigen Sachen keine unverhältnis mäßig hohen außergerichtlichen 
Koſten entſtehen“. Man kann darüber ſtreiten, ob und in 
welchem Umfange der Koſtenerſtattungsgrundſatz des 8 91 ZIEL. 
aufrechtzuerhalten iſt. Ihn aufzugeben widerraten ſchwer⸗ 
wiegende Bedenken, die in der Prozeßſucht unſeres Volkes be⸗ 
gründet ſind, und man kann mit Fug darauf hinweiſen, daß 
unſere weitherzig gehandhabten Beſtimmungen über das Armen: 
recht die Rechtsverfolgung gerade zur Genüge erleichtern. 
Immerhin bliebe zu erwägen, inwieweit der Grundſatz des 
§ 52 GGG. ausgedehnt werden kann. („Die Verpflichtung 
der unterliegenden Partei, die Koſten des Rechtsſtreits zu 
tragen, erſtreckt ſich auf die Erſtattung des dem Gegner durch 
die Zuziehung eines Prozeßbevollmächtigken oder Beiſtandes 
entſtandenen Auslagen nur unter der Vorausſetzung, daß die 
Zuziehung durch beſondere Umiſände gerechtfertigt war, und 
nur in Anſehung des Betrages, welchen das Gericht für an 
gemeſſen erachtet.“) Worüber aber eine ernfthafte Disluſſion 
nicht möglich iſt, das iſt der Vorſchlag, die erſtattungsfähigen 
Gebühren der Anwälte vor den Friedensgerichten auf 5 4 zu 
beſchränken. Das wäre bei oft mühſeliger Vorbereitung und 
langwieriger Terminsverhandlung ein Entgelt, das nicht einmal 
dem Verdienſt eines ſchlechtbelohnten Handwerkers gleichkommen 
würde. Jedenfalls wäre auch eine ſorgfältige Reviſion anderer 
prozeß⸗ und koſtenrechtlicher Beſtimmungen unerläßlich. Es 
wäre z. B. nicht mehr angängig, daß einem Rechtskonſulenten 
auf Grund der von verſchiedenen Oberlandesgerichtspräſidenten 
erlaſſenen Tarife (vgl. Willenbücher, Koſtenfeſtſetzungsverſahren, 
8. Aufl. S. 60) die Hälfte der Rechtsanwaltsgebühren zu⸗ 
gebilligt werden, und, entſprechend dieſer von mir wiederbolt 
bekämpften Praxis, im gegebenen Falle etwa ein Rechts 
konſulent, der ein Mahngeſuch eingereicht hat, ebenſoviel erhält 
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wie ein Rechtsanwalt, der perſönlich einen Sühnetermin wahr: 
nimmt und vielleicht die zwanzigfache Zeit aufgewendet hat. 

Noch andere gewichtige Erwägungen, nämlich ſolche ſtaats⸗ 
rechtlicher und rechtspolitiſcher Natur, drängen ſich auf, wenn 
man dem Inſtitut der Laienfriedensrichter das Wort reden will. 
Wir haben in jahrelangen Kämpfen die Unabhängigkeit des 
Richters nach oben und nach unten als ein unzerſtörbares 
Grundrecht der Gerichtsverfaſſung erobert und ſchätzen gelernt. 
Es war meines Erachtens ein ſchwerer Fehler, bei den Ge— 
werbe⸗ und Kaufmannsgerichten dieſen Grundſatz zu verlaſſen 
und für den Vorſitz den Wahlrichter auf mindeſtens ein Jahr 
einzuführen, der bei den Kaufmannsgerichten wenigſtens die 
Fähigkeit zum Richteramt erlangt haben ſoll und tatſächlich bei 
den Kaufmanns- und Gewerbegerichten in der Mehrzahl der 
Fälle beſitzt. Die großen Kommunen pflegen dieſen Fehler dadurch 
gutzumachen, daß fie vielfach die Vorſitzenden als Gemeinde— 
beamte auf Lebenszeit anſtellen. Aber bei der empfohlenen 
Beſetzung der Friedensgerichte handelt es ſich um das Problem, 
viele tauſende unabhängige und gerechtdenkende Laien auszu— 
wählen, ſelbſtverſtändlich ohne Rückſicht auf politiſche Neigungen 
und Beziehungen. Selbſt wenn man das Vorſchlagsrecht der 
kommunalen Körperſchaften oder ihrer Vertretungen anerkennen 
wollte, beſteht die Gefahr politiſcher Kämpfe und Unter⸗ 
ſtrömungen, die man von der Rechtspflege fernhalten ſollte. 
Näher liegt es, anſtatt ſolchen Sprung ins Dunkle zu wagen, 
die in der Richter⸗ und Anwaltſchaft reichlich vorhandenen 
Kräfte auch dem Güteverfahren nutzbar zu machen. Dabei muß 
aber nach wie vor eindringlichſt vor der Überſchätzung des 
„guten Willens“, insbeſondere auf der Schuldnerſeite, gewarnt 
werden. Vor kurzem hat ein Laie (Fabrikbeſitzer Cremer in 
Recht und Wirtſchaft S. 222) auf Grund langjähriger Er: 
fahrungen feine Zweifel daran ausgeſprochen, ob die auf das 
Sühneverfahren geſetzten Hoffnungen in Erfüllung gehen würden. 
Er hat zur Vermeidung leichtfertiger oder ſchikanöſer Prozeß— 
verzögerungen ſogenannte „Sicherheitsleiſtungsurteile“ (auf 
Hinterlegung der Streitſumme) empfohlen, die das Gericht, 
auch ohne die Vorausſetzungen einer einſtweiligen Verfügung, 
ſollte erlaſſen können. Solche Stimmen aus der Praxis ſind 
ſehr beachtlich. Sie beweiſen die Notwendigkeit, es zunächſt 
mit dem Ausbau der techniſchen Mittel des geltenden Geſetzes 
zur Erlangung des Prozeßzieles zu verſuchen. Werden dieſe 
Verſuche von Männern unternommen, die in den Geiſt des 
Geſetzes eingedrungen ſind, ſo iſt nicht daran zu zweifeln, daß 
ſich unſere Zwilprozeßordnung noch als ſehr lebensfähig er⸗ 
weiſen wird.!) 


Perſönliche Haftung des Anwalts für die von 
ſeiner Partei geſchuldeten Gerichtskoſten. 


Von Juſtizrat Emil Koffka, Berlin. 


In einem die Beilegung mehrerer Prozeſſe, von denen der 
eine beim KG., 22. 3 S, geſchwebt hatte, betreffenden außer⸗ 
gerichtlichen Vergleich haben ſich die Parteien dahin geeinigt, 
daß der Beklagte eine beſtimmte Summe an den Kläger zahlen 
ſolle, der dagegen auf ſeine Mehrforderungen verzichtet und 
die geſamten Prozeßkoſten übernommen hat. Der Beklagte 
hat ſich aber weiter verpflichtet, dem Kläger über die Vergleichs⸗ 
ſumme hinaus binnen Monatsfriſt einen Betraa von 10000 & 
ur Begleichung der geſamten Prozeßkoſten zu zahlen, und zwar 
ſollte dieſe Zahlung an den Prozeßbevollmächtigten des Klägers, 
Rechtsanwalt Dr. M., erfolgen, der mit der Koſtenregulierung 
betraut wurde. Lange nackdem dieſe Friſt von einem Monat 
verſtrichen war, richtete der Anwalt des Klägers, Dr. M., an 
das KG. das Erſuchen, die Koſtenrechnungen ihm zu überſenden. 
Dics geſchah in zwei Eingaben. Die erſte Eingabe vom 19. Ja⸗ 
nuar 1916 lautet wörtlich: „In Sachen uſw. zeige ich ergebenſt 
1) Ein ſeltenes Beiipiel eines wohldurchdachten Reformvor⸗ 
ſchlages bieten die Aus führungen Kofſkas über die Erweiterung des 
Zwiſchenurteils in JW. 16, 1232. 
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an, daß ich die Koſtenrechnungen mir zu überſenden bitte“, 
und die zweite vom 23. Februar 1916: „In Sachen uſw. bitte 
ich nochmals um Veranlaſſung der Mberfendung der Gerichte: 
koſtenrechnungen zu meinen Händen.“ Dem Rechtsanwalt 
Dr. M. iſt darauf eire Gerichtskoſtenrechnung zugegangen, gegen 
die er wegen einiger Koſtenanſätze namens des Klägers eine 
Erinnerung einlegte, welche durch Beſchluß des KG. vom 15. Juni 
1916 zurückgewieſen worden iſt. Noch vor Erlaß dieſes Be— 
ſchluſſes hat der Gerichtsvollzieher gegen M. perſönlich wegen 
der Koſtenſchuld eine Pfändung vorgenommen. M. ſtellte darauf 
aus den Gerichtsakten feſt, daß er in dieſen tatſächlich vom 
Gerichtsſchreiber perſönlich als Koſtenſchuldner bezeichnet ſei. 
Er legte daher jetzt im eigenen Namen eine neue Ermnerung 
gegen die Koſtenrechnung ein, in der er ſich darüber beſchwerte, 
daß die Koſten von ihm perſönlich erfordert ſeien. Dieſe Er⸗ 
innerung iſt vom KG. durch Beſchluß vom 29. Juni 1916 und 
eine dagegen erhobene Vorſtellung durch Beſchluß vom 13. Juli 
1916 zurückgewieſen. Beide Beſchlüſſe find in KGBl. f. Rpfl. 
1916, 78 auszugsweiſe abgedruckt. 


M. hatte in feinen Erinnerungen u. a. geltend gemacht, 
daß vom Kläger gemäß $ 88 Gg. nicht die ganzen Koſten, 
ſondern nur die Hälfte erfordert werden könne, da eine Er⸗ 
klärung im Sinne des § 86 GKG., daß der Kläger die ganzen 
Koſten übernehme, dem Gericht weder abgegeben noch mitgeteilt 
ſei. Gegen dieſe Begründung der Erinnerungen wenden ſich 
diejenigen Ausführungen der Beſchlüſſe des KG., in welchen 
die Gerichtskundigkeit des Inhalts des geſchloſſenen Vergleichs 
hervorgehoben wird. Dieſe Ausführungen bieten kein allgemeines 
Intereſſe. Von höchſter Bedeutung‘ für die Anwaltſchaft iſt 
aber derjenige Teil der Gründe, in welchem in dem Erſuchen 
des Anwalts um Überſendung der Gerichtskoſtenrechnungen 
eine dem Gericht gegenüber abgegebene Erklärung gefunden 
wird, daß er die Koſten perſönlich übernehme. Dies find die 
folgenden Ausführungen: 

„In 82 des Vergleichs vom 26. Juli 1915 üt....... 
vereinbart, daß von der Gegenpartei 10000 , außer 
der Vergleicheſumme von 60000 „4, an den Rechts- 
anwalt Dr. M zu dem Zwecke innerhalb eines Monats 
zu zahlen ſeien, um die vom Kläger übernommenen 
Koſten zu beſtreite n bei dieſer Sachlage ſind 
die Anträge des Rechtsanwalts Dr. M. vom 19. Ir 
nuar und 23. Februar 1916, ihm die Koſtenrechnungen 
zu überſenden, mit Recht dahin verſtanden worden, 
daß er an Stelle des Klägers als Koſtenſchuldner zu 
bezeichnen ſei und von ihm die Koſtenrechnungen be— 
zahlt werden würden. Dazu kommt, daß dieſe Bezeich⸗ 
nung als Koſtenſchuldner in der früheren Erinnerung 
auch gar nicht bemängelt worden iſt. Es iſt daher nicht an⸗ 
zuerkennen, daß, wie jetzt geltend gemacht wird, der Rechts⸗ 
anwalt Dr. M. als Koſtenſchuldner nicht habe bezeichnet 
werden dürfen. Die beiden Anträge auf Überſendung 
der Koſtenrechnungen würden unverſtändlich geweſen ſein, 
wenn nicht bereits der Vergleichsabſchluß und die dadurch 
geregelte Koſtenpflicht aktenkundig und zugeſtanden geweſen 
wäre. Deshalb war die Frage, wer gegenüber der 
Staatskaſſe Koſtenſchuldner ſei .. .... nach dem Inhalte 
des bereits vorliegenden Vergleichs zu beantworten“ 


(Beſchluß vom 29. Juni 1916) und 
„der Senat verbleibt ...... bei der Annahme des Bes 
ſchluſſes vom 29. v. Mts., daß in den Anträgen des An— 
walts vom 19. Januar und 23. Februar 1916 unter den 
obwaltenden Umſtänden die Erklärung einer Koſtenüber⸗ 
nahme zu finden ſei. Zur Zeit der Abgabe dieſer Er⸗ 
klärung war die im $ 2 des Vergleichs für die Einzahlung 
der 10000 & beſtimmte einmonatige Friſt längſt vers 
ſtrichen. Dem Anwalte ſtand es frei, wenn er die 
10000 &,, die nach ſeiner jetzigen Erklärung „noch nicht 
voll“ an ihn gezahlt ſeien, noch nicht empfangen hatte, 
jene Anträge zu unterlaſſen. Sind aber jene Anträge 
auf „Veranlaſſung der Überſendung der Gerichtskoſten⸗ 
rechnungen zu ſeinen Händen“ von ihm einmal geſtellt, 
jo iſt ihnen auch nach den Verhältniſſen des täglichen 
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Lebens mit Recht die Bedeutung beigelegt worden, daß 
er perſönlich aus der ihm zu zahlenden Summe von 
10000 & die von dem Kläger übernommenen Gerichts⸗ 
koſten bezahlen wolle.“ 

(Beſchluß vom 13. Juli 1916.) 

Die Beſchlüſſe haben zur rechtlichen Grundlage den $ 86 
GKG., wonach Schuldner der entſtandenen Gebühren und Aus: 
lagen derjenige iſt, . ... welcher dieſelben durch eine vor dem 
Gericht abgegebene oder demſelben mitgeteilte Erklärung über⸗ 
nommen hat. Solche Übernahme findet das KG. in den Ein⸗ 
gaben des Rechtsanwalts Dr. M vom 19. Januar und 23. Februar 
1916. Dieſer Auffaſſung muß aber mit Entſchiedenheit wider⸗ 
ſprochen werden. Es würde eine ſeltſame Ausdrucksweiſe ſein, 
wenn man die Übernahme der Koſtenpflicht in die Form des 
Erſuchens um Überſendung der Koſtenrechnung kleiden würde. 
Die Mberfendung der Koſtenrechnung iſt zwar eine naturgemäße 
Folge der Übernahme der Koſtenpflicht, aber dieſe iſt nicht not⸗ 
wendige Vorausſetzung für ſolche Überfendung oder ein Aber⸗ 
ſendungserſuchen, und darum kann aus dem Erſuchen um Übers 
ſendung nicht ohne weiteres der Schluß gezogen werden, daß 
damit die Koſtenpflicht übernommen werden ſolle. Ganz zweifel⸗ 
los iſt nun die Übernahme der Koſtenpflicht von M. in ſeinem 
zweiten Geſuch vom 23. Februar 1916 nicht erklärt worden, 
denn wenn er darin um Überſendung der Koſtenrechnungen zu 
ſeinen Händen erſucht, ſo hat er damit deutlich zu erkennen 
gegeben, daß er die Koſtenrechnungen nur für den Koſten⸗ 
ſchuldner in Empfang nehmen wolle. Die Überjendung 
eines Schriftſtücks zu Händen einer beſtimmten Perſon hat 
ſprachlich die Bedeutung, daß der Adreſſat die Sendung mit 
den Händen eines Anderen in Empfang nehmen ſoll. Sie ſetzt 
alſo zwei verſchiedene Perſonen voraus, die eine, für welche die 
Sendung beſtimmt iſt, und die andere, welche ſie für dieſe in 
die Hand nehmen ſoll. Beantragt daher jemand, ihm eine 
Gerichtskoſtenrechnung zu ſeinen Händen zu überſenden, ſo iſt 
damit ſo deutlich wie nur möglich zum Ausdruck gebracht, daß 
der Antragſteller die Koſtenrechnung nur für den Schuldner in 
Empfang nehmen will. Das Geſuch vom 23. Februar 1916 
enthält hiernach ganz deutlich das Gegenteil einer perſönlichen 
Schuldübernahme. Dieſes Geſuch mußte auch gleichzeitig zur 
Auslegung des erſten Geſuchs vom 19. Januar 1916 dienen, 
in welchem M. die Mberfendung der Koſtenrechnung an ihn 
gewünſcht hat. Aber auch ganz für ſich ſelbſt betrachtet, kann 
der Wortlaut dieſes erſten Geſuchs nicht die Auslegung des 
KG. rechtfertigen. In zahlreichen Prozeſſen erſucht der Anwalt 
der unterlegenen Partei den Anwalt der Gegenpartei um Aber⸗ 
ſendung ſeiner Koſtenrechnung. Da hat noch niemand daran 
gedacht, daß der Anwalt mit dieſem Erſuchen die außergericht⸗ 
lichen Koſten der Gegenpartei perſönlich übernehmen wolle. 
Ganz ebenſo fern liegt aber dem Anwalt, der bei Gericht um 
Überfendung der Koſtenrechnung für feine Partei nachſucht, ein 
ſolcher Wille, die Koſten perſönlich zu übernehmen. Wenn das 
KG. meint, derartige Anträge würden andernfalls unverſtändlich 
ſein, ſo entſpricht dies keineswegs „den Verhältniſſen des täglichen 
Lebens“. Es laſſen ſich die verſchiedenſten Gründe dafür denken, 
daß es dem Koſtenſchuldner erwünſcht iſt, die Gerichtskoſten⸗ 
rechnung nicht direkt, ſondern zu Händen ſeines Anwalts zu⸗ 
geſtellt zu erhalten. Zwei Beiſpiele aus meiner Praxis. Der 
Koſtenſchuldner verreiſt auf längere Zeit, in ſeiner Wohnung 
bleibt keine zuverläſſige Perſon zurück, welcher er die Behandlung 
gerichtlicher Zuſendungen anvertrauen könnte, er muß daher 
beſürchten, daß die ihm direkt zugehende Koſtenrechnung un⸗ 
beachtet bleibt oder verlorengeht und er plötzlich mit Zwangs⸗ 
vollſtreckung behelligt wird. Darum erſucht er ſeinen Anwalt, 
ſich für ihn die Koſtenrechnung überſenden zu laſſen. Ein 
Ehemann führt einen Prozeß. der vor ſeiner Ehefrau geheim 
bleiben ſoll, um dieſe vor unnötigen Aufregungen zu ſchützen. 
Er will daber alle, dieſen Prozeß betreffenden Postsendungen 
nach ſeiner Wohnung verhüten, und aus dieſem Grunde ergreift 
ſein Anwalt neben anderen Maßnahmen auch die, die Zuſendung 
der Gerichtskoſtenrechnung an ſich zu beantragen. Die Gründe 
für ſolche Anträge entziehen ſich naturgemäß der Kenntnis des Ges 
richts, ſie gehen auch das Gericht gar nichts an. Aber dies gibt dem 
Gericht kein Recht, dem Antrage die vom Anwalt ſchlechterdings 
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nicht beabſichtigte Deutung der Übernahme einer perſönlichen 
Koſtenpflicht zu geben. Beſonders häufig werden aber gerade 
ſolche Fälle wie der vorliegende ſein, wo der Anwalt der einen 
Partei mit der Regulierung aller Koſten beauftragt wird und 
darum naturgemäß der Einfachheit halber um AUberſendung der 
Gerichtskoſtenrechnung erſucht, ohne aber daß er von dem 
Koſtenſchuldner in den Beſitz des zur Zahlung erforderlichen 
Geldes geſetzt zu ſein braucht. Aber ſelbſt wenn letzteres der 
Fall iſt, fo kann darin nicht eine perſönliche Koſtenübernahme 
gefunden werden. Dieſen Umſtand hat das KG. zwar zur 
Begründung feiner Beſchlüſſe verwertet, obwohl M. in feine 
Vorſtellung vom 8. Juli 1916 noch ausdrücklich darauf hin⸗ 
gewieſen hatte, daß das vorgeſehene Koſtenpauſchquantum von 
10 000 & noch nicht voll an ihn eingezahlt worden ſei. Aber 
die Tatſache des Beſitzes hinreichender Mittel zur Koſtendeckung 
würde doch den Rechtsanwalt Dr. M. nicht zum perſönlichen 
Koſtenſchuldner gemacht und ihn auch nicht haben veranlaſſen 
können, die Koſten perſönlich zu übernehmen. Würde man 
denn im Ernſt meinen wollen, daß er hätte perſönlich haften 
wollen, auch wenn das ihm zur Beſtreitung der Koſten aus⸗ 
gehändigte 1 das doch nicht in ſein Eigentum 
übergegangen iſt, ſondern das er von ſeinen eigenen Mitteln 
getrennt aufbewahren mußte, mittels Einbruchs in ſeinen Geld⸗ 
ſchrank geſtohlen werden würde? Aus der Tatſache der Aus⸗ 
händigung zur Koſtenzahlung hinreichenden Geldes an M. 
iſt daher gar nichts zugunſten der Beſchlüſſe des KG. herzu⸗ 
leiten. Nun offenbart ſich aber gerade in dieſer Beziehung ein 
offenbarer Widerſpruch zwiſchen den Beſchlüſſen vom 29. Juni 
und vom 13. Juli 1916. Im erſten Beſchluſſe wird mit 
ſtrikten Worten M. als perſönlicher Koſtenſchuldner bezeichnet, 
fo daß er der Gerichts kaſſe mit feinem perſönlichen Vermögen 
gehaftet hat. In den Gründen des zweiten Beſchluſſcs, durch 
deſſen Tenor die von M. gegen den erſten Beſchluß erhobene 
Vorſtellung zurückgewieſen wird, wird ſeine Erklärung aber 
einſchränkend dahin ausgelegt, daß er nur aus der ihm zu 
zahlenden Summe von 10000 & die vom Kläger über: 
nommenen Gerichtskoſten bezahlen wolle. Eine Illuſtration 
findet dieſer Widerſpruch in einem weiteren Beſchluſſe des KG. 
Dem Rechtsanwalt Dr. M. war nämlich noch eine nachträgliche, 
wiederum auf ſeinen Namen lautende Gerichtskoſtenrechnung 
vom 26. Juli 1916 zugegangen, gegen welche er von neuem 
Erinnerung eingelegt hat, und dieſer Erinnerung iſt in einem 
Beſchluſſe vom 18. September 1916 mit folgender Begründung 
ſtattgegeben: 
Die Nachtragskoſtenrechnung iſt erſt am 26. Juli 1916 
aufgeſtellt worden. Daß um dieſe Zeit Rechtsanwalt 
Dr. M. wegen des auf Grund des Vergleichs vom 
28. Juli 1915 empfangenen Geldbetrages, der Ab: 
rede gemäß zur Bezahlung aller Koſten beſtimmt war, 
bereits längſt abgerechnet hatte und nichts mehr zurück 
behalten hat, iſt wegen der Länge der inzwiſchen ver⸗ 
ſtrichenen Zeit ohne weiteres anzunehmen. Damit entfällt 
aber für die Zeit der nachträglichen Koſtenberechnung 
ein weſentlicher Grund für die in den früheren Beſchlüſſen 
angenommene Auslegung, daß er durch ſeine dem Gericht 
sg abgegebenen Erklärungen die Bezahlung der 
‚often übernommen habe. 
Nach den Gründen der Beſchlüſſe vom 13. Juli und 
18. September 1916 iſt alſo eine Haftung des Anwalts nicht 
mit ſeinem eigenen Vermögen, ſondern nur mit der ihm nach 
Annahme des Gerichts ausbezahlten Summe von 10 000 4 
angenommen worden, und dies ſteht in Widerſpruch zu dem 
Inhalte des Beſchluſſes vom 29. Juni und dem Tenor des 
Beſchluſſes vom 13. Juli 1916 Wer nur aus einer beſtimmten 
Vermögensmaſſe als Koſtenſchuldner in Anſpruch genommen 
werden ſoll, iſt nicht perſönlich der Koſtenſchuldner, wie denn 
z. B. der einen Prozeß führende Vormund oder Teſtamente⸗ 
vollſtrecker der Gerichtskaſſe nicht perſönlich, ſondern nur mit 
dem Mündelvermögen oder Nachlaß haftet. Aus den Gründen 
der Beſchlüſſe vom 13. Juli und 18. September 1916 hätte das 
KG. daher die Folgerung ziehen müſſen, daß die Bezeichnung 
des Anwalts als Koſtenſchuldner unzuläſſig war. Der Anwalt 
als Empfänger und Verwahrer des ihm zur Beſtreitung det 
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Koſten gezahlten Pauſchquantums war kraſt Auftrags den 
Prozeßparteien gegenüber verpflichtet, dieſes Pauſchquantum 
= Bezahlung der Koſten zu verwenden. In Erfüllung dieſer 

erpflichtung hat er bei Gericht um Überſendung der Koſten⸗ 
rechnungen erſucht. Die Gerichtskaſſe erwarb aber daraus kein 
Recht, ihn perſönlich in Anſpruch zu nehmen, oder auch nur 
etwa die Zwangsvollſtreckung in das in ſeinem Beſitz befind- 
liche Pauſchquantum vorzunehmen. Sie hätte nur den Anſpruch 
ihres Koſtenſchuldners gegen M. auf Bezahlung der Koſten 
aus dem Pauſchquantum pfänden dürfen, denn inſoweit unters 
ſcheidet ſich die Rechtsſtellung des bloßen Beauftragten von 
derjenigen eines geſetzlichen Vertreters, wie es Vormund und 
Teſtamentsvollſtrecker ſind. Eine Erklärung dem Gericht gegen— 
über, aus einem zwar im Beſitze des Exklärenden, aber im 
Eigentum ſeines Auftraggebers befindlichen Geldbeſtande die 
Gerichtskoſten zahlen zu wollen, iſt keinenfalls eine Ubernahme 
der Koſten im Sinne des 8 86 GKG., ſondern höchſtens eine 
Bereitwilligkeit zur Herausgabe im Sinne des 8 809 ZRO. 
Die Koſtenſchuld iſt eine Gattungsgeldſchuld, die Schuld, aus 
einer Maſſe zu zahlen, die Schuld der Leiſtung einer beſtimmten 
Sache oder deren Teils. Dieſe Schuld lag dem Anwalt den 
Prozeßparteien, aber nicht der Gerichtskaſſe gegenüber ob, ſie konnte 
von ihm daher auch nicht dieſer gegenüber übernommen werden. 

So unbegründet hiernach auch die Heranziehung des 
Rechtsanwalts Dr. M. zu den Gerichtskoſten geweſen iſt, ſo 
erſcheint doch ein Warnungsruf an alle Kollegen dringend er— 
forderlich. Alle Anwälte mögen in Zukunft bei ihren Erſuchen 
um direkte Uberſendung von Gerichtskoſtenrechnungen unzwei— 
deutig zum Ausdruck bringen, daß ſie damit eine perſönliche 
Koſtenpflicht nicht übernehmen wollen. 

Der Rechtsanwalt Dr. M. hat die Sachlage dem Aus— 
ſchuſſe der Rechtsanwälte des KG. zur Kenntnisnahme und 
Erwägung geeigneter Maßnahmen unterbreitet Deeſer hat ſich 
außerſtande geſehen, in der Sache ſelbſt etwas zu tun, ſich 
aber zu einer offentlichen Kritik der Beſchlüſſe des KG., ver— 
bunden mit einer Warnung an die Kollegen, entſchloſſen und 
mich mit Ausführung dieſes Beſchluſſes betraut. Dieſes Auf— 
trags habe ich mich mit vorſtehenden Worten entledigt. 


Entwurf zu einer Verordnung des Bundesrats 
zum Zwecke der Entlaſtung der Gerichte und der 
wirtſchaftlichen Erhaltung des Anwaltſtandes. 


Neue Jaſſung.!) 

Art. J. An die Stelle der SS 688 bis 703 ZPO. treten 
nachfolgende Beſtimmungen: 

8688. Die Erhebung einer Klage iſt erſt zuläſſig, nach— 
dem der Schuldner im Mahnverfahren Widerſpruch erhoben hat. 

Das Mahnverfahren findet nicht ſtatt, wenn bei Einreichung 
der Klage glaubhaft gemacht wird, daß Gefahr im Verzuge vor— 
liegt, ferner nicht, wenn die Aufforderung im Auslande oder 
durch öffentliche Bekanntmachung zugeſtellt werden müßte. 

S 689. Das Mahnverfahren wird durch eine von einem 
Rechtsanwalt erlaſſene Aufforderung, zu zahlen, den Anſpruch 
des Gläubigers in anderer Weiſe zu erfüllen oder an— 
zuerkennen, eingeleitet. Die Aufforderung muß enthalten: 
1. die Bezeichnung des Gläubigers und Schuldners nach Namen 
und Wohnort; 2. die beſtinmte Angabe des Betrages oder 
Gegenſtandes und des Grundes des Anſpruchs; 3. die Auf— 
forderung, den Gläubiger wegen dieſes Anſpruchs zu befriedigen 
oder bei dem Rechtsanwalt, der die Aufforderung erlaſſen hat, 


1) Mein Entwurf zur Regelung eines anwaltlichen Mahn⸗ 
verſahrens und anwaltlichen Güteverfahrens hat ſowohl in der 
Juriſtiſchen Wochenſchriſt als in manchen Einzelzuſchriſten an mich 
Beurteilungen erfahren, die in der Verfolgung des Zieles ſich mit 
mir einverſtanden erklärten, Einzelheiten aber abweichend geregelt 
ſehen wollten. Ich habe mich von der Berechtigung mancher dieſer 
Vorſchläge gern überzeugt und geſtatte mir, eine neue Faſſung meines 
Entwurfs zu bringen, in der ich die getroſſenen Abänderungen durch 
Sperrſchrift kenntlich gemacht habe. 


Juriſtiſche Wochenſchriſt. 
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bis ſpäteſtens zu einem beſtimmten Tage ſchriftlich Wider— 
ſpruch zu erheben. Zwiſchen der Zuſtellung der Aufforderung 
und dem zu bezeichnenden Tag muß eine Friſt liegen von 
mindeſtens 3 Tagen, wenn der Anſpruch aus einem Wechſel 
herrührt, von mindeſtens 5 Tagen, wenn die Parteien in dem 
nämlichen Landgerichtsbezirke wohnen, von mindeſtens 7 Tagen 
in allen übrigen Fallen. 

Die Aufforderung ſoll ferner enthalten: eine Belehrung 
des Schuldners darüber, daß er bei einem nicht rechtzeitig 
erhobenen Widerſpruch Zwangavollſtreckung zu gewärtigen habe, 
und daß der Widerſpruch zweckmäßig durch Einſchreibebrief 
zu erheben ſei. Der Schuldner ſoll erſucht werden, bei Erhebung 
von Widerſpruch die Gründe ſeines Widerſpruchs darzulegen. 

8 690. Schon vor Fälligkeit einer Leiſtung kann 
die Aufforderung erlaſſen werden, am Fälligkeitstage zu erfüllen. 
Die Koſten des Mahnverfahrens hat in dieſem Falle der 
Gläubiger zu tragen. 

§ 691. Sit die Durchführung des Anſpruchs von einer 
noch nicht erfüllten Gegenleiſtung abhängig, ſo iſt die 
Aufforderung auf Erfüllung Zug um Zug zu richten. Die Koſten 
des Mabnverfahrens fallen dem Gläubiger zur Laſt, wenn nicht 
nach Inhalt der Aufforderung ſchon vorher vergeblich Erfüllung 
Zug um Zug verlangt worden iſt. 

§ 692. Zuſtändig für den Erlaß der Aufforderung iſt 
jeder bei einem deutſchen Gerichte zugelaſſene Rechtsanwalt. 

§ 693. Mit der Zuſtellung der Aufforderung an den 
Schuldner treten die Wirkungen der Rechtshängigkeit ein. 

§ 694. Sit bis zum Ablauf des in der Aufforderung 
angegebenen Tages bei dem Rechtsanwalt, der die Aufforderung 
erlaſſen hat, kein ſchriftlicher Widerſpruch erhoben, ſo hat das 
für die Entſcheidung über den Anſpruch zuſtändige Gericht 
auf Antrag des Rechtsanwalts einen Vollſtreckungebeſehl zu 
erlaſſen. Der Vollſtreckungsbefehl wird beim Landgericht von 
einem Einzelrichter erlaſſen; S 78 Abf. 1 findet keine Anwendung. 

Der Rechtsanwalt hat dem Gericht die Aufforderung mit 
der Zuſtellungsurkunde vorzulegen und dem Gericht die pflicht— 
mäßige Verſicherung abzugeben, daß bis zu dem Augenblick, in 
welchem er den Antrag auf Erlaß des Vollſtreckungsbefehls ein— 
reicht, ein Widerſpruch des Schuldners nicht eingegangen iſt. 

Wird der Widerſpruch mündlich auf der Schreib— 
ſtube des Rechtsanwalts erhoben, ſo hat der Rechtsanwalt 
ſofort für deſſen ſchriftliche Beurkundung Sorge zu tragen. 

§ 695. Das Gericht hat vor Erlaß des Vollſtreckungs— 
befehls ſeine Zuſtändigkeit und ferner zu prüfen, ob die Er— 
forderniſſe des § 689 erfüllt find, insbeſondere ob der Anſpruch 
in beſtimmter und ſchlüſſiger Weiſe bezeichnet iſt. 

§ 696. Gegen den Beſchluß. durch welchen das Geſuch um 
Vollſtreckungsbefehl zurückgewieſen wird, findet ſofortige Be: 
ſchwerde ſtatt. 

§ 697. Der Vollſtreckungsbefehl ſteht einem für vorläufig 
vollſtreckbar erklärten auf Verſäumnis erlaſſenen Endurteile gleich. 
Gegen ihn findet der Einſpruch gemäß §§ 338 bis 346 ſtatt. 

§ 698. Wird in dem Falle, wenn Widberſpruch nicht 
erhoben iſt, die Erlaſſung des Vollſtreckungsbefehls nicht binnen 
6 Monaten ſeit Zuſtellung der Aufforderung nachgeſucht, ſo 
erlöſchen die Wirkungen der Rechtshängigkeit. Dasſelbe gilt, 
wenn das Geſuch um Erlaß des Vollſtreckungsbefehls rechts— 
kräftig zurückgewieſen iſt. 

§ 699. Die Koſten des Mahnverfahrens find im Falle 
rechtzeitigen Widerſpruchs als ein Teil der Koſten des Rechts— 
ſtreits anzuſehen. 

§ 700. Wird, bevor der Nechtsanwalt des Gläubigers 
den Antrag auf Erlaß des Vollſtreckungsbeſebls geſtellt hat, 
von dem Schuldner Widerſpruch erhoben, ſo iſt die Erhebung 
der Klage nach den Vorſchriften der SS 253 ff., 496 zuläſſig. 
Die Aufforderung und der Widerſpruch des Schuldners ſind bei 
Einreichung der Klage dem Gericht vorzulegen. 

8 701. Der Rechtsanwalt des Gläubigers ſoll, bevor er 
die Klage erhebt, den Schuldner auffordern, ihm ſeine Ein⸗ 
wendungen mitzuteilen. Er ſoll Einwendungen, die der 
Schuldner mitteilt, ſeinem Auftraggeber zur Kenntnis bringen 
und von ihm Auskunft darüber einholen, ob und inwieweit 
die Einwendungen begründet ſind. Er ſoll auch, ſoweit es 
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nicht offenbar unzweckmäßig iſt, einen Vermittlungsverſuch 
machen. Er ſoll in der Klageſchrift angeben, ob und welche 
Einwendungen der Schuldner mitgeteilt hat, welche Stellung 
der Gläubiger zu dieſen Einwendungen einnimmt und welches 
Ergebnis der von ihm angeſtellte Vermittlungsverſuch gehabt hat. 

Von der Ermittlung der Einwendungen des Schuldners 
kann Abſtand genommen werden im Wechſelprozeß und 
ferner, wenn der Kläger glaubhaft macht, daß Gefahr 
im Verzuge liege oder daß der Schuldner Ein— 
wendungen nicht beſitzt. 

Art. II. § 38 RAG. wird dahin geändert: 

Im Mahnverfahren erhält der Rechtsanwalt: a) Als Ver⸗ 
treter des Gläubigers: 1. die Gebühr des 8 37 Nr. 1 GKG. 
für den Erlaß der Zahlungsaufforderung; 2. die Gebühr des 
837 Nr. 2 GKG. für die Erwirkung des Vollſtreckungsbefebls; 
3. die Gebühr des § 9 RAG. für Ermittlungen der Ein: 
wendungen des Schuldners und Verhandlung darüber mit den 
Parteien: 4. die Gebühr des 89 RAG. für Herbeiführung 
eines Vergleichs. b) Als Vertreter des Schuldners: 
1. die Gebühr des 8 37 Nr. 1 GKG. für die Erhebung des 
Widerſpruchs; 2. die Gebühr des SI RAG. für Darlegung 
der Einwendungen des Schuldners und Verhandlung darüber 
mit den Parteien; 3. die Gebühr des 89 RAG. für Herbei⸗ 
führung eines Vergleichs. 

In den Fällen a 1 und 2 und b! ſteht dem Anwalt der 
Auslagenpauſchſatz des S 80 b Abſ. 1 GKG., in den übrigen 
Fällen ſtehen ihm die Auslagenpauſchſätze des S 76 RAGD. zu. 

Art. III. Die Entlaſtungsverordnung vom 9. Sep— 
tember 1915 wird, ſoweit ſie noch in Geltung iſt, aufgehoben. 


Juſtizrat Dr. Noeſt, Solingen. 


Zuläſſigkeit und Wirkungen der einſtweiligen Ein— 
ſtellung der Zwangsverſteigerung ſeitens eines oder 
einiger der das Verfahren betreibenden Gläubiger. 


Von Geh. Juſtizrat Oberlandesgerichtsrat Dr. Kretzſchmar, 
Dresden. 


Durch die Kriegsnotverordnungen find neue Fälle der einſt— 
weiligen Einſtellung des Zwangsverſteigerungsverfahrens ge: 
ſchaffen; wieder aufgerollt worden iſt aus dieſem Anlaſſe die 
von jeher verſchieden beantwortete Frage, wie es ſich mit der 
Feſtſtellung des geringſten Gebots verhält, wenn nur eimer oder 
einige der das Verfahren betreibenden Gläubiger die einſtweilige 
Einſtellung des Verfahrens bewilligt haben. Man ſollte meinen, 
es könne überhaupt keinem Zweifel unterliegen, daß der Anſpruch 
eines Gläubigers, der die Einſtellung bewilligt hat und der 
alſo für ſeine Perſon das Verfahren nicht mehr mitbetreibt, bei 
der Feſtſtellung des geringſten Gebots nicht in Betracht kommen 
könne. So auch Reinhard, Anm. II 5; v. d. Pfordten, Anm. II 4 
zu 8 31 ZPO; Marcus im Recht 1911, 94; Stillſchweig in 
JW. 1916, S. 1013 und 1182. Überwiegend wird aber die 
egenteilige Meinung vertreten und angenommen, daß auch der 
Anſpruch eines ſolchen Gläubigers zu berückſichtigen ſei, weil 
das Verfahren, wenn nicht ſämtliche betreibende Gläubiger die 
Einſtellung bewilligen, feinen Fortgang nehme und nur einheit 
lich erledigt werden könne. Val. Sacdel-Güthe, Anm. 3; Wenz⸗ 
Wagner, Anm 8 zu $ 31; Fiſcher-Schaefer, Anm. 4b, 5 zu 
§ 30; Wolff, Anm. 1 zu S 77 ZVG. und im Recht 1910, 654; 
Goldmann im Recht 1913, 513 und in JW. 1916, 1181. 
Dieſe Meinung bringt die mehreren Verſteigerungsanträge in eine 
Verbindung miteinander, die zwiſchen ihnen nach dem Geſetze 
nicht beſteht. 

Das 30G. unterſcheidet nicht zwiſchen dem betreibenden 
und einem beigetretenen Gläubiger, kennt vielmehr nur einen 
„Gläubiger“ ſchlechthin. Der Gläubiger, deſſen Beitritt zu— 
gelaſſen iſt, hat nach 8 27 Abſ. 2 ZG. dieſelben Rechte, wie 
wenn auf ſeinen Antrag die Zwangsverſteigerung angeordnet 
worden wäre. „Der Gläubiger“ im Sinne des Geſetzes iſt 
jeder, der die Zwangsverſteigerung (Zwangsverwaltung) betreibt, 
gleichviel, ob das Verfahren auf ſeinen Antrag erſt angeordnet 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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wurde oder ob er einem bereits eingeleiteten Verfahren bei: 
getreten iſt. 

Der Gläubiger iſt Herr des Verfahrens; wie das Ver: 
fahren nur auf Antrag angeordnet wird, ſteht es im Belieben 
des Gläubigers, die Aufhebung oder die einſtweilige Einſtellung, 
d. i. einen Stillſtand, des von ihm betriebenen Verfahrens herbei 
uführen (ZVG. 8$ 29, 30). Wird das Verfahren von mehreren 
Personen betrieben, ſo gehen deren Rechte ſelbſtändig und von⸗ 
einander unabhängig im Verfahren einher; eine Ausnahme gilt 
nur inſofern, als für die Feſtſtellung des geringſten Gebots der, 
abgeſehen von der Sondervorſchrift des $ 13 Abſ. 3 Satz! für die 
Berechnung der laufenden Beiträge wiederkehrender Leiſtungen, 
vorgehende Anſpruch maßgebend iſt. Der Grund hierfür it, 
daß die Anträge in einem einheitlichen Verfahren erledigt werden 
und daher nur einer der Anſprüche der Feſtſtellung des geringſten 
Gebots zugrunde gelegt werden kann, dies aber eben der dem 
Range nach beſſere fein muß; im übrigen iſt jeder Antrag hin: 
ſichtlich ſeiner Wirkungen im Verfahren ſelbſtändig zu beurteilen. 
Es muß daher auch jedem Gläubiger freiſtehen, für ſeine Perſon 
die Aufhebung oder die einſtweilige Einſtellung des Verfahrens 
zu bewilligen, wiewohl dies mit der Beſchränkung, daß dadurch 
die Rechte der übrigen Gläubiger unberührt bleiben. 

Bewilligt alſo einer der mehreren Gläubiger die Aufhebung 
des Verfahrens, fo ſcheidet er für feine Perſon aus dem Ber: 
fahren als Gläubiger aus; das Verfahren nimmt fuͤr die übrigen 
Gläubiger ſeinen Fortgang und dem Ausgeſchiedenen kommt 
nur noch die Eigenſchaft eines ſonſtigen Beteiligten (ZG. 9 9) 
zu. Entſprechendes gilt, wenn nur einer oder einige der das 
Verfahren betreibenden Gläubiger die Einſtellung bewilligen; 
das Verfahren kommt hierdurch nicht zum Ruhen, ſondern nimmt 
ſeinen Fortgang, aber unter Ausſcheidung desjenigen, der die 
Einſtellung bewilligt hat, in ſeiner Eigenſchaft als Gläubiger, 
ſo daß ſein Verſteigerungsantrag und die ſich daran knüpfenden 
Wirkungen für das Verfahren außer Betracht bleiben müſſen, 
ſolange er das Verfahren nicht wieder aufgenommen hat. 
Beiſpiel: Auf Antrag des A. iſt das Verfahren angeordnet. 
Der beſſerberechtigte B. iſt beigetreten. A. bewilligt die Ein: 
ſtellung. Die Zulaſſung des Beitritts des B. iſt dem Schuldner 
erſt 10 Tage vor dem anberaumten Verſteigerungstermin zugeſtellt 
worden. Hier kann in dieſem Termin das Grundſtück überhaupt 
nicht verſteigert werden, ſondern es muß zu dieſem Zwecke ein 
neuer Termin anberaumt werden, denn in dem anſtehenden 
Termine könnte dem geringſten Gebote nach § 44 Abſ. 2 326. 
nur der Anſpruch des A. zugrunde gelegt werden. Das iſt 
aber unzuläſſig, da für A. in ſeiner Eigenſchaft als Gläubiger 
das Verfahren ruht und die Verſteigerung des Grundſtücks 
wegen ſeines Anſpruchs ſeinem durch die Bewilligung der Ein— 
ſtellung bekundeten Willen widerſprechen würde. 

Ir Hieraus ergibt ſich die Unrichtigkeit der Meinung, wonach 
ein Gläubiger, der die einſtweilige Einſtellung bewilligt hat, 
für die Feſtſtellung des geringſten Gebots (ſowie für die An 
wendung der §§ 45, 46, 68 Abſ. 3 97 ZG.) trotzdem als 
betreibender Gläubiger anzuſehen ſein ſoll. So entbehrt denn 
auch die Begründung, die Güthe a. a. O. hierfür gibt, der 
Schlüſſigkeit. Zur Begründung iſt geſagt, daß alle, die den 
Verſteigerungsantrag geſtellt und nicht zurückgenommen haben, 
betreibende Gläubiger ſeien. Durch die bloße Bewilligung der 
Einſtellung verändere ſich die Rechtsſtellung eines Gläubiger 
ols ſolche nicht; nur der Ausübung nach ruhten die Nichte 
des betreffenden Gläubigers, weil das Verfahren ruhe. Aber 
das Verfahren kommt ja nur zum Ruhen, wenn ſämtliche Gläu— 
biger die Einſtellung bewilligen; andernfalls nimmt das Xer: 
fahren in der Weiſe ſeinen Fortgang, daß diejenigen, von denen 
die Einſtellung bewilligt wurde, in ihrer Eigenſchaft als — fe 
treibende — Gläubiger aus dem Verfahren ausſcheiden und nur 
noch die ihnen nach 8 9 3G. zukommende Eigenſchait eines 
ſonſtigen Beteiligten beſitzen. Der Gläubiger, der die Einſtellung 
bewilligt, erllärt damit, das Verfahren wegen ſeines Anſpruchs 
zunächſt nicht weiter betreiben zu wollen; ſein Wille iſt hierfür 
unbedingt maßgebend und findet eine Schranke lediglich in dem da— 
von unabhängigen Rechte der übrigen Gläubiger, fo daß das Ver— 
fahren für dieſe, aber auch nur für dieſe, ſeinen Fortgang 
nimmt. Es verhält ſich inſoweit ebenſo, wie wenn einer der 
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Gläubiger den Antrag zurückgenommen hat. Der Unterſchied 
wiſchen den beiden Fällen iſt nur der, daß ein ſolcher Gläu— 
iger endaültig aus dem Verfahren ausſcheidet und deshalb 
die Eigenſchaſt eines Gläubigers nicht durch Fortſetzung des 
Verfahrens für ſich, ſondern nur durch Stellung eines neuen 
Antrags und deſſen Zulaſſung gemäß 8 27 Abſ. 1 3G. wieder: 
erlangen kann. Insbeſondere gilt die Vorſchrift des § 13 Abſ. 3 
Satz 1 auch im Falle der Rücknahme des zuerſt geſtellten An— 
trags und nicht bloß bei der Bewilligung der einſtweiligen Eins 
ſtellung ſeitens des betreffenden Antragſtellers; vgl. Jaeckel— 
Güthe, Anm. 2. 

Nicht zutreffend iſt deshalb, wenn Güthe Anm. 2 zu $ 31 
3G. meint, dem Einſtellungsantrag eines einzelnen von 
mehreren Gläubigern gehe überhaupt die Wirkſamkeit ab, und 
das auf die Bewilligung der — ſämtlichen — Gläubiger ein— 
geſtellte Verfahren werde für alle fortgeſetzt, wenn auch nur 
einer von ihnen die Fortſtellung beantrage. Dies findet 
Widerlegung dadurch, daß der zwiſchen einer Mehrheit von 
Verſteigerungsanträgen beſtehende Zuſammenhang ſich in der 
Erledigung der Anträge in einem einheitlichen Verfahren er— 
ſchöpft und daher nur ſo lange andauert, als die Anträge auf— 
rechterbalten werden. Mit der Bewilligung der Einſtellung des 
Verfahrens ſeitens eines der mehreren Gläubiger verliert deſſen 
Antrag die Wirkſamkeit für das Verfahren, und er erlangt ſie 
erſt wieder, wenn dieſer Gläubiger, nicht aber wenn ein 
anderer Gläubiger, der ebenfalls die Einſtellung bewilligt hatte, 
das Verfahren fortſtellt. Ebenſo wie deshalb die Bewilligung 
der Einſtellung ſeitens eines der das Verfahren betreibenden 
Gläubiger nicht wirkungslos iſt, ſondern für die Dauer der 
Einſtellung das Ausſcheiden dieſes Gläubigers aus dem Ver: 
fahren zur Folge hat, kann die Fortſtellung des auf die Be— 
willigung aller Gläubiger eingeſtellten Verfahrens durch einen 
oder einige von ihnen zur Forſetzung nur für dieſe und nicht 
auch für die übrigen Gläubiger führen. 

Richtig iſt freilich, daß der beſſerberechtigte Gläubiger, der 
die Einſtellung bewilligt hatte, durch die Fortſetzung des von 
einem nachgehenden Gläubiger betriebenen Verfahrens ſeiner 
Rechte aus dem Verfahren verluſtiggeht und ein neues Ver— 
fahren erwirken muß, um die Zwangsverſteigerung des Grund— 
ſtücks zu erlangen. Das iſt aber, worauf ſchon Stillſchweig 
S. 1182 hinweiſt, eine geſetzliche Folge des Verfahrens, der 
auch derjenige Gläubiger unterworfen iſt, der dem Verfahren 
nicht rechtzeitig beigetreten war und deſſen Anſpruch deshalb 
nach § 44 Abſ. 2 ZG. nicht der Feſtſtellung des geringſten 
Gebots zugrunde gelegt werden kann. Ein Widerſpruch mit 
den geſetzlichen Vorſchriften, den Goldmann a. a. O. darin 
findet, liegt alſo nicht vor; ebenſowenig kann von einer Un— 
billigkeit geſprochen werden, da ſich der die Einſtellung be— 
willigende Gläubiger den Nachteil ſelbſt zuzuſchreiben hat. Der 
Nachteil iſt zudem nicht einmal von großer Bedeutung. Der 
Gläubiger kann durch die Anmeldung der Rechtshängigkeit 
ſeines Anſpruchs im Verſteigerungstermin ſich die Erlangung 
der Vollſtreckungsklauſel gegen den Erſteher ſichern (ZPO. 8 325 
Abſ. 3 Satz 2, 8 727) und, wenn dieſer ihn nicht befriedigt, 
die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks betreiben, ohne erſt 
neu klagen de müſſen. 

Dasſelbe wie für die von einem Gläubiger bewilligte 
einſtweilige Einſtellung des Verfahrens gilt für die vom Gerichte 
verfügte Einſtellung, ſo daß der Anſpruch des Gläubigers, 
gegen den das Verfabren eingeſtellt iſt, bei der Feſtſtellunz des 

eringſten Gebots nicht berückſichtigt werden kann. Mit Recht 

hebt Stillſchweig in dieſer Beziehung hervor, daß hier die 
gegenteilige Meinung zu ſchweren Härten gegen den Schuldner 
führen und deſſen kriegsrechtlichen Schutz hinfällig machen 
würde, infofern ſie ein niedrigeres geringſtes Gebot und damit 
eine erhöhte Verſteigerungsfähigkeit zur Folge hätte. 

Die ſonſtigen Ausführungen Goldmanns fußen, gleich 
denjenigen Güthes, auf der ſchon widerlegten Annahme, daß 
einem Gläubiger, obwohl er die Einſtellung bewilligt hat, 
immer noch die Eigenſchaft eines betreibenden Gläubigers zus 
komme. Das iſt er aber eben nicht; denn für die Dauer der 
Einſtellung betreibt er ja das Verfahren nicht mehr, erſt durch 
die Fortſtellung des Verfahrens ſeinerſeits wird er wieder be— 
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treibender Gläubiger. Durch dieſe Fortſtellung kann er auch 
erreichen, daß ſein Anſpruch der Feſtſtellung des geringſten 
Gebots zugrunde gelegt wird. Erforderlich iſt hierzu nach 
8 44 Abſ. 2 32G. an ſich, daß der Fortſtellungsbeſchluß dem 
Schuldner zwei Wochen vor dem Verſteigerungstermin zugeſtellt 
iſt; mit Zuſtimmung des Schuldners aber iſt auch der erſt im 
Verſteigerungstermin geſtellte Antrag des Gläubigers auf Fort— 
ſtellung des Verfahrens für ihn noch zuzulaſſen, da die Vor— 
ſchrift des 8 44 Abſ. 2 ZG. ausſchließlich zum Schutze des 
Schuldners dient und deshalb ein anderer Gläubiger kein Recht 
auf ihre Beachtung hat (vgl. 8 100 Abſ. 2 Z G.). 

Zum Schluſſe iſt noch auf folgendes hinzuweiſen. Güthe 
äußert in Anm. 2 zu § 30 die Meinung, daß die von nur 
einem oder einigen der das Verfahren betreibenden Gläubiger 
erklärte Eintragungsbewilligung nicht zu beachten ſei, ſo daß 
alſo auch kein Einſtellungsbeſchluß zu erlaſſen wäre. Dies 
beruht auf dem Standpunkt Güthes, daß bei einer Mehrheit 
von Gläubigern die Einſtellungsbewilligung einzelner Gläubiger 
überhaupt keine Wirkſamkeit ausübe. Iſt dieſer Standpunkt, 
wie ich meine, unzutreffend, kommt vielmehr der Einſtellungs— 
bewilligung eines der mehreren Gläubiger die von mir dar— 
gelegte beſchränkte Wirkung zu, fo iſt auch ein Beſchluß zu 
erlaſſen, durch den das Verfahren inſoweit eingeſtellt wird, als 
es auf dem Antrage des betreffenden Gläubigers beruht. Der 
Beſchluß iſt dem Schuldner ſowie dem Gläubiger zuzuſtellen 
(338. 8 32). 

Auch hier läßt ſich das richtige Ergebnis nur gewinnen, 
wenn man beachtet, daß mebrere Verſteigerungsanträge aller— 
dings in einem einheitlichen Verfahren erledigt werden, daß 
jedoch jeder Antrag für ſich allein und unabhängig von den 
übrigen Anträgen das Verfahren auelöjt und trägt, und daß 
mithin die Rücknahme des Verſteigerungsantrags und die Be— 
willigung der einſtweiligen Einſtellung ſeitens eines der Gläu— 
biger zu einer teilweiſen Aufhebung oder Einſtellung des Ver— 
fahrens führen. Die Folge iſt, daß ſich ein dies bekundender 
Beſchluß des Vollſtreckungsgerichts erforderlich macht. 

Entſprechendes gilt bei der Fortſtellung des Verfahrens 
durch den Gläubiger, der die Einſtellung bewilligt hatte, ſo daß 
in dem zu erlaſſenden Beſchluſſe zum Ausdrucke zu kommen 
hat, daß das Verfahren nunmehr auch wieder für dieſen 
Gläubiger ſtattfindet. Der Beſchluß iſt gleich dem Einſtellungs— 
beſchluſſe dem Schuldner und dem Gläubiger zuzuſtellen. 

Die Beſchlüſſe werden mit der Zuſtellung wirkſam; werden 
ſie im Verſteigerungstermin verkündet, ſo tritt die Wirkſamkeit 
bereits mit der Verkündung ein. 

Beſtätigt wird die hier vertretene Auffaſſung dadurch, daß 
die erwähnte Vorſchrift des § 13 Abſ. 3 Satz 1 anerkannter⸗ 
maßen eine Ausnahmcvorſchrift iſt, der nur die von ihr be: 
ſtimmte prozeſſuale Bedeutung zukommt und die alſo nicht zur 
Folge hat, daß ein Gläubiger ſich hinſichtlich der materiellen 
Wirkungen der Beſchlagnahme (vgl. SS 20 ff.) auf die für einen 
andern Gläubiger erfolgte Beſchlagnahme des Grundſtücks be— 
rufen könnte. 


Zur Enutſtehung des Anſpruchs auf den Anlieger— 
beitrag nach dem § 15 des Preußiſchen Flucht— 
liniengeſetzes vom 2. Juli 1875. 

Vom Senatspräſidenten des Preußiſchen Oberverwaltungsgerichts 
Wirklichen Geheimen Oberregierungsrate Dr. Schultzenſtein, 
Berlin. 

(Fortſetzung aus Nr. 18, 1916) 


IV. 

1. Mit der ſo gegebenen Grundlage iſt es freilich bereits 
ſchwer zu vereinbaren, wenn am Schluſſe des erſten Urteils von 
1916 — IV C. 5/14 — geſagt iſt, daß „die Verpflichtung des bis— 
herigen Eigentümers von vornherein und ihrem Entſtehungs— 
grunde nach nur für ihn in feiner Eigenſchaft als angrenzender 
Eigentümer und für die Dauer dieſer ſeiner Eigenſchaft begründet 
worden iſt,“ und wenn in dem zweiten Urteile — IV C. 02:15 — 
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hiermit übereinſtimmend gejagt wird, daß „die Pflicht des Beſitz⸗ 
vorgaͤngers mit dem Fortfalle der für die ng un: 
erläßlichen Unterlage des Eigentums in Fortfall kommt, weil ſie 
für ihn nur in ſeiner Eigenſchaft als angrenzender Eigentümer 
und nur für die Dauer dieſer ſeiner Eigenſchaft begründet worden 
iſt,“ dennoch aber die Verjährung von der Zeit ab gerechnet 
wird, wo nach dem Urteile vom 1. Juli 1912 die Forderung 
als entſtanden erklärt worden iſt. Denn träfe jenes wirklich zu, 
ſo gäbe es ein perſönliches Recht bereits ohne einen beſtimmten 
Verpflichteten. Davon kann aber, wie vorhin dargelegt, für 
den § 15 keine Rede ſein. Was geſagt worden iſt, heißt in 
Wahrheit wegen des Mangels eines feſt Verpflichteten das Be— 
ſtehen eines perſönlichen Rechtes vollſtändig ausſchließen. Es 
würde das ſogar für jede irgend denkbare Eigenart von einem 
perſönlichen Rechte tun. Denn es iſt keine bloße Einſchränkung 
oder Abänderung eines ſolchen Rechtes mehr, ſondern eine ein— 
fache Verneinung jeden perſönlichen Rechtes. Ein perſönliches 
Recht kann eben niemals beſtehen, wenn und ſolange nicht eine 
entſprechende perſönliche Pflicht beſteht, und eine perſönliche 
Pflicht kann nicht beſtehen mit einem „jeweiligen Eigentümer“ 
als dem Verpflichteten, d. h. mit einem beſtändig wechſelnden 
und deshalb unbeſtimmten Verpflichteten, der infolge der Be— 
herrſchung durch den und der Abhängigkeit von dem ſtets mög: 
lichen Wechſel nicht bloß nicht mehr verpflichtet iſt, ſondern 
überhaupt niemals verpflichtet geworden iſt, ſobald der Wechſel 
ſtattgefunden hat. 

In der vorſtehenden Weiſe aber müſſen die Urteile von 
1916 verſtanden werden. Sie ſelbſt haben es vermieden, näher 
anzugeben, welches die Rechteſtellung des „jeweiligen Eigentümers“ 
it, ſolange er angrenzender Eigentümer iſt und dieſe ſeine Eigen: 
ſchaſt dauert. Möglich wäre nur dreierlei: entweder die voll— 
ſtändige Nichtpflicht, von der ſoeben ausgegangen worden iſt, 
oder eine bedingte Pflicht oder eine betagte Pflicht. In den 
beiden letzteren Fällen iſt eine aufſchiebend bedingte oder eine 
an einen Anfangstermin gefnüpfte Pflicht natürlich ausgeſchloſſen. 
Daß die Urteile eine auflöſend bedingte oder von einem End— 
termin abhängige Pflicht gemeint hätten, würden ſie geſagt haben 
und mußten ſie ſagen. Denn dann fand alles darauf An— 
wendung, was für derartige Pflichten während des Schwebe— 
zuſtandes gilt. Davon iſt aber nicht nur nicht die Rede, ſondern 
es iſt hieran offenbar nicht einmal gedacht worden. Sonſt 
wären die Begründungen ganz anders ausgefallen. Auch konnte 
nicht hinſichtlich des gleich an den Anfang geſtellten Ergebniſſes 
ſo, wie geſchehen, bemerkt werden, daß „der in dem Urteile vom 
1. Juli 1912 angenommene Grundſatz nach nochmaliger Er— 
wägung nicht aufrechterhalten werden kann,“ das heißt wegen 
des Mangels einer Beſchränkung: überhaupt und vollſtändig 
nicht aufrechterhalten werden kann. Höchſtens hätte aus— 
geſprochen werden ſollen und dürfen, daß zwar der Grundſatz 
ſelbſt ſeſtgehalten werde, er aber dahin richtig zu ſtellen oder 
zu begrenzen ſei, daß die Pflicht des „jeweiligen Eigentümers“ 
eine durch eine auflöſende Bedingung oder durch einen End— 
termin beſchränkte ſei, und im Anſchluſſe hieran wären dann die 
Folgen, die ſich für den Rechtsſtreit aus einer jo bedingten oder 
betagten Pflicht ergeben, zu ziehen geweſen. So iſt nicht ver⸗ 
fahren worden, und deshalb bleibt allein übrig, die gänzliche 
Nichtpflicht als in den Urteilen von 1916 vertreten zu finden. 
Ob es möglich wäre, ſich über eine auflöſend bedingte oder eine 
durch einen Endtermin betagte Pflicht leichter zu verſtändigen, 
muß dahingeſtellt bleiben, da eine derartige Pflicht eben gar 
nicht behauptet worden iſt. Jedenfalls könnte es nur unter 
Vorbehalt der daraus zu ziehenden eigenartigen, d. i. regel: 
mäßig anderen Folgen geſchehen. 

Anlangend im beſonderen noch die Verjährung, ſo iſt auch 
ſie ein allgemeiner Begriff, der weder in ſeinem Weſen noch 
hinſichtlich des Beginns des Laufes der Verjährungszeit anders 
für das bürgerliche Recht, anders für das Verwaltungsrecht und 
noch weniger anders allein für den §S 15 fein kann. Für den 
letzteren gelten im Gegenteil die SS 87 und 88 KomAbgG. 
vom 14. Juli 1893 mit, die ganz auf dem Boden deſſen ſtehen, 
was für das bürgerliche Recht teils ausdrücklich vorgeſchrieben 
teils ſonſt anerkannt iſt. Ausdrücklich wird namentlich der 
Beginn der dreijährigen Verjährungszeit, wie im bürgerlichen 
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Rechte, auf die Entſtehung der Forderung abgeſtellt, d. i. bei 
einer perſönlichen Forderung auf die Entſtehung durch Vor⸗ 
handenſein nicht nur eines beſtimmten Berechtigten, ſondern auch 
eines beſtimmten Verpflichteten. Die Urteile von 1916 ſetzen 
dagegen an die Stelle der wirklichen Entſtehung die bloße 
Erwartung oder Möglichkeit einer Entſtehung gegenüber dem 
„jeweiligen“ Eigentümer, der ſonſt vollſtändig der Eigentümer 
iſt und nur, wo ſeine Pflicht für den Anliegerbeitrag in Frage 
kommt, es wegen „Jeweiligkeit“ nicht ſein ſoll, und es wird 
auch für den Beginn der Verjährung bereits mit dieſer bloßen 
Erwartung oder Möglichkeit der Entſtehung gerechnet. Wird 
der „jeweilige Eigentümer“ mit dem Fortfalle ſeines Eigentums 
zum Nichtverpflichteten und nie verpflichtet Geweſenen, ſo iſt es 
geradezu ein innerer Widerſpruch, daß die Verjährung zugunſten 
eines anderen, des ſpäteren Eigentümers, von da an beginnen 
ſoll, wo für dieſen und für ſonſt jemand noch gar keine per: 
ſönliche Pflicht vorhanden geweſen iſt. 

Übrigens läßt ſich, um das gleich hier zu erwähnen, zur 
Unterſtützung des die Verjährung betreffenden Urteils auch nicht 
geltend machen, daß es notwendig geweſen wäre, an dem Beginne 
der Verjährung von der bisherigen Zeit ab feſtzuhalten, zu dem 
Zwecke ihn aber ſo, wie geſchehen, zu begründen, um nicht die 
berechtigten Gemeinden zu günſtig zu ſtellen. Denn bei dem 
Beginne von dem Zeitpunkte der Entſtehung des Anſpruchs auf 
den Anliegerbeitrag durch Fertigſtellung der Straße mit der 
Möglichkeit, die Ausbaukoſten zu berechnen und auf die An⸗ 
lieger zu verteilen, und Errichtung eines Gebäudes gegenüber 
dem Eigentümer zu dieſer Zeit ab, gemäß dem Urteile vom 
1. Juli 1912, gelangt man, wenn nicht noch auf anderem Wege, 
ſo doch auf dem folgenden ohne jede Schwierigkeit zu demſelben 
Ergebniſſe. Es iſt nämlich zu berückſichtigen, daß der Erwerber 
nicht Schuldner einer erſt allein gegen ihn entſtehenden Forde— 
rung iſt, ſondern nur dem Schuldner einer bereits entſtandenen 
BUNG als Mitſchuldner hinzutritt, und daß dieſes ſein 
Hinzutreten an der ſchon in Lauf gekommenen Verjährung der 
entſtandenen Forderung nichts mehr zu ändern vermag. Die 
Forderung ſelbſt aber verjährt von da ab, wo ſie in der be: 
zeichneten Weiſe entſtanden war, vollſtändig und jedem Schuldner, 
nicht nur dem urſprünglichen, ſondern auch jedem hinzutretenden 
weiteren Schuldner gegenüber. 

2. Noch mehr macht es den Eindruck der Unvereinbarkeit, 
daß der Anſpruch der Gemeinde gegen einen „jeweiligen Eigen: 
tümer“ vorhanden ſein ſoll. Derartiges hat es wohl noch nie 
bei einem perſönlichen Anſpruche gegeben. Eine dingliche Laſt 
kann allgemein gegenüber dem jeweiligen Eigentümer vorhanden 
ſein, und daraus kann eine einzelne perſönliche Pflicht für den: 
jenigen, der zu einer gewiſſen Zeit der Eigentümer iſt, entſtehen, 
welche Pflicht jedoch, wenn ſie für ihn einmal entſtanden iſt, 
für ihn fortbeſtehen bleibt, nachdem er aufgehört hat, Eigentümer 
zu ſein. Beiſpiele ſind aus dem öffentlichen Rechte die Wege— 
unterhaltungslaſt und die Verpflichtung zur Räumung eines 
Waſſerlaufs als ſolche und die daraus ſich entwickelnde Pflickt, 
eine einzelne Unterhaltungs- oder Räumungsmaßregel zu be⸗ 
wirken. Aber bei einer rein perſönlichen Pflicht iſt gleiches 
nicht denkbar. Sie kann das Eigentum an einem Grundſtücke 
zur Entſtehung vorausſetzen. Deshalb ſchwebt ſie aber doch 
nicht fo in der Luft, daß fie nur „für den bisherigen Eigen 
tümer in ſeiner Eigenſchaft als angrenzender Eigentümer und 
nur für die Dauer dieſer ſeiner Eigenſchaft begründet worden 
it”. Natürlich gilt hier wieder (oben Nr. III), daß das Geſetz 
derartiges vorſchreiben konnte und man ſich dann damit hätte 
abſinden müſſen. Indeſſen das Geſetz hat das nicht getan. 
Es ſpricht zwar einerſeits nur von angrenzenden Eigentümern, 
andrerſeits aber doch von allen angrenzenden Eigentümern, und 
der angrenzende Eigentümer kann doch nur derjenige Eigentümer 
ſein, der zur Zeit der Entſtehung des Rechtes und der Pflicht 
der angrenzende Eigentümer iſt. Dieſen und ſchlechthin ihn, 
ohne irgendeinen einſchränkenden Zuſatz, erklärt das Gel 
für den Verpflichteten, der inſolgedeſſen perſönlich verpflichtet 
bleibt, auch nachdem er aufgehört hat, Eigentümer zu ſein. 
Ebenſowenig bieten die Materialien einen Anhalt für eine Ab 
weichung von dem Wortlaute. In dem Urteile vom 7. Okteber 
1915 (PrVerwBl. Jahrg. 37 S. 521; IW. 1916, 1033) bat 
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derſelbe Senat für einen weit zweifelhafteren Fall — die Worte 
„dieſes Statuts“ in dem neuen Statut waren lediglich aus 
Verſehen aus dem früheren Statut abgeſchrieben worden, ſtatt 
ſie durch die Worte „des früheren Statuts“ zu erſetzen, — das 
Heilen eines Verſehens bei der Redaktion eines Ortsgeſetzes für 
unzuläſſig erachtet und am Wortlaute feſtgehalten, weil er zu 
Zweifeln keinen Raum gebe. Im S 15 iſt von einem „jeweiligen 
Eigentümer“ keine Rede. Hier wäre nicht bloß (vgl. oben Nr. III), 
ſondern iſt wirklich der „jeweilige Eigentümer“ eine ganz neue Ent— 
deckung, die ebenſo mit dem Wortlaute wie mit der perſönlichen 
Eigenſchaft des Rechtes und der Pflicht ſchwer vereinbar erſcheint. 
Gewiß iſt auch früher ſchon für den § 15 von einem „jeweiligen 
Eigentümer“ geſprochen worden. Aber dies iſt geſchehen von 
der damaligen Auffaſſung des Anſpruchs auf den Anliegerbeitrag 
als eines dinglichen Anſpruchs aus (z. B. OVG. 33, 125) 
und ſonſt jedenfalls ſtets (3. B. neueſtens Nußbaum, Die 
Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung, 74 oben) mit 
einer ganz anderen Bedeutung und Tragweite als in den Urteilen 
von 1916. 

3. Es entbehrt der erforderlichen Begründung für den Schluß, 
daß „die Notwendigkeit einer Feſtſtellung und Kundgebung des 
geforderten Beitrags an die Pflichtigen“ dazu führt, denjenigen 
Eigentümer als den Verpflichteten anzuſehen, welcher es zur 
Zeit der Heranziehung, und zwar „der jetzt nach §S 69 Kom: 
AbgG. ſich regelnden Heranziehung“ iſt. Denn jene Kund— 
gebung deckt ſich keineswegs mit dieſer Heranziehung. Beide 
ſind „ſachlich“ durchaus nicht dasſelbe. Die Kundgebung iſt 
ein ſachliches Erfordernis für das Fälligwerden des Anſpruchs. 
Die Heranziehung iſt ein formelles Erfordernis für die Geltend— 
machung des Anſpruchs. Die Kundgebung braucht nicht zu 
geſchehen, bevor es zu einer Heranziehung kommt, ſondern kann 
damit verbunden werden, bzw. iſt in ihr von ſelbſt mitenthalten. 
Sie kann aber auch für ſich beſonders und formlos auf jede 
klare Weiſe bewirkt werden. Sie wird namentlich dann oft 
allein und vor der Heranziehung vorkommen, wenn es eine 
größere Anzahl von Anliegern an der ausgebauten Straße gibt 
und aus irgendeinem Grunde als wünſchenswert befunden wird, 
die ſämtlichen Anlieger gleichzeitig heranzuziehen. Fallen eine 
Kundgebung und die Heranziehung in der Weiſe auseinander, 
daß jene vor dieſer liegt, ſo könnte ihre Notwendigkeit niemals 
zu etwas Anderem oder Mehrerem führen als dazu, daß nicht 
erſt die Zeit der Heranziehung, ſondern ſchon die frühere der 
Kundgebung entſcheidend ſei. Das wäre der allein mögliche 
Schluß aus der Notwendigkeit der Kundgebung geweſen. Dieſer 
Schluß iſt jedoch in den neuen Urteilen nicht gezogen, ſondern 
lediglich ein ſolcher auf die Zeit der Heranziehung, dem die 
Folgerichtigkeit abgeht. Jedenfalls iſt — namentlich in Anlaß 
von Verhandlungen über den Verkauf des Grundſtücks wird 
oft angefragt, welcher Anliegerbeitrag zu zahlen ſein wird, und 
die Mitteilung hierauf iſt mindeſtens oft eine Kundgebung an 
den Eigentümer — der Fall einer Kundgebung vor der Heran⸗ 
ziehung gar nicht ſo ſelten, daß er mit Stillſchweigen über⸗ 


gangen werden durfte. Wie das Kundgegebene geändert werden 


kann, jo kann die Heranziehungs verfügung zurückgenommen und 
durch eine neue mit anderem Inhalt erſetzt werden, ſo daß 
auch inſoweit zwiſchen der Kundgebung und der Heranziehungs⸗ 
verfügung kein Unterſchied obwaltet und kein Grund beſteht, 
der erſteren jede Bedeutung zu verſagen. 

4. Als eine Vorausſetzung wird in dem erſten Urteile vom 
22. Juni 1916 — IV C. 54/14 — aufgeſtellt, „daß dem an: 
grenzenden Eigentümer gegenüber die Beitragsforderung der 
Gemeinde nicht bereits durch Heranziehung in Vollzug geſetzt 
und fällig gemacht worden iſt“. Damit eine perſönliche 
Forderung in Vollzug geſetzt und fällig gemacht werden kann, 
iſt erforderlich, daß ſie ſchon vorher entſtanden iſt oder mindeſtens 
gleichzeitig 1 Dem Wortlaute nach wird der Heran⸗ 
ziehung die Wirkung, die Forderung der Gemeinde zur Ent⸗ 
ſtehung zu bringen, nicht beigelegt, ſondern nur die, ſie fällig 
zu machen. Es fehlt alſo an einer entſtandenen Forderung. 
Man könnte denken, es liege nur eine ungenaue Ausdrucksweiſe 
vor und ſollte ausgeſprochen werden, daß dem angrenzenden 
Eigentümer gegenüber die Beitragsforderung nicht bereits durch 
Heranziehung entſtanden ſei. Allein das wird ſchon dadurch 
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ausgeſchloſſen, daß es gerade auf die Verſchiedenbeit eines 
Entſtehens und eines bloßen Falligmachens ankam und beides 
deshalb nicht miteinander verwechſelt werden konnte. Außerdem 
aber ſoll ja doch durch das Zuſammentreffen von Fertigſtellung 
der Straße mit der Koſtenberechnungs- und Verteilungsmöglichkeit 
und von Gebäudeerrichtung „die Verpflichtung des bisherigen 
Eigentümers von vornherein und dem Entſtebungsgrunde nach 
nur für ihn in feiner Eigenſchaſt als angrenzender Eigentümer 
und für die Dauer dieſer ferner Eigenſchaft begründet werden“. 
Daraus folgt mit logiſcher Notwendigkeit, daß durch das Auf— 
hören des Eigentums auch das Zuſammentreffen aufhört, Ent— 
ſtebungsgrund einer Verpflichtung und ſelbſt einer Verpflichtungs— 
möglichkeit zu fern, und es fo anzujeben iſt, als ob eine Ver— 
pflichtung nie begründet worden ſei. Was dann ſonſt die 
Verpflichtung, welche durch die Heranziehung könnte fällig 
gemacht worden fein, zur Entſtebung gebracht habe, iſt nicht 
geſagt und nicht erfindlich. Denn auch die Heranziehung iſt es 
nicht. Letzteres würde geſagt ſein und hätte geſagt und vor 
allem mit Gründen unterſtützt werden müſſen, da hierdurch 
von etwas allgemein Anerkanntem abgewichen würde, nämlich 
davon, daß die Heranziehung den Anſpruch auf den Anlieger— 
beitrag nicht zur Entſtehung bringt, ſondern nur den bereits 
vorher entſtandenen Anſpruch fällig macht. 


V. 

Statt denjenigen, der zur Zeit der Entſtehung des Anſpruchs 
auf den Anliegerbeitrag Eigentümer geweſen iſt, auf dem Um— 
weg als „nur jeweiliger Eigentümer“ auszuſchalten, hätte es 
nähergelegen, einfach für verpflichtet gleich allein den Eigen— 
tümer anzuſehen, der zur Zeit der Heranziehung der Eigentümer 
iſt. Dies iſt jedoch nicht geſchehen und konnte auch nach dem 
§ 15 ſowie nach dem Weſen der Heranziehung und ohne mit 
der bisherigen Rechtſprechung zu brechen nicht geſcheben. Es 
ſei in letzterer Beziehung nur auf meine Abhandlung im 
VerwArch. 22, 4810 ff., beſonders S. 505 ff., und z. B. noch 
auf OVG. 41 S. 109, 110 verwieſen. Wenn das OVG. in 
der von mir a. a. O. beanſtandeten Art für die Urteilsunterlage 
die Zeit des Einſpruchsbeſchluſſes entſcheiden laſſen will, ſo 
mußte dieſe Zeit für die Frage nach dem verpflichteten Eigen— 
tümer ſelbſtverſtändlich außer Betracht bleiben. Es läge ſonſt 
ein Umdrehen im Kreiſe vor. In dem Einſpruchsbeſchluſſe 
kann immer nur über die Rechtmäßigkeit der Heranziehung 
befunden werden, und es wäre ſtets die Freiſtellung von dem 
geforderten Anliegerbeitrag auszuſprechen bzw. die Heran— 
ziehungsverfügung außer Kraft zu ſetzen, wenn ſich der Ver— 
pflichtete erſt nach der Zeit des Beſchluſſes beſtimmte. Hätte 
man unmittelbar der Zeit der Heranziehung ausſchlaggebende 
Bedeutung beigelegt, ſo würde das auch noch dazu nicht 
ſtimmen, daß nicht dieſe Zeit, ſondern erſt die davon ver— 
ſchiedene des Einſpruchsbeſchluſſes als für die Urteilsunterlage 
entſcheidend bezeichnet worden iſt. 


(Fortſetzung folgt.) 


Schrifttum. 


Adolf Weber, ord. Prof. der wirtſchaftlichen Staatswiſſen⸗ 
ſchaſten an der Univerſität Breslau: Uuſer Wirtſchafts⸗ 
leben als Gegenſtand des Uuiverſitätsunterrichts. Tü⸗ 
bingen, 1916. J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 88 Seiten. 
Preis 1,20 &. 

Anfangs November ſollen in Anlehnung an die Univerſität 
Breslau Fachhochſchulkurſe für Wirtſchaft und Verwaltung beginnen. 
Das Vorleſungsverzeichnis dafür iſt ausgegeben. Ein Mitglied der 
rechts- und ſtaatswiſſenſchaftlichen Fakultät, Prof. Dr. Adolf Weber, 
gibt in ſeiner obenbezeichneten Schrift dem jungen Unternehmen den 
Geleitbrief.1) Das Unternehmen hat eine weittragende Bedeutung. 


1) Vgl. auch die kurzen Darlegungen Webers in Recht und 
Wirtſchaft, 1916 S. 220. 
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Unter den Aufgaben, deren Läſung uns nach Beendigung des 
Krieges als dringende Pflicht obliegt, iſt eine der wichtigſten die 
Geſtaltung des Unterrichtsweſens, vor allem auf ſeiner höchſten 
Stufe. Die Univerſitäten mit ihrem Doppelzweck als Anſtalten zu 
reiner wiſſenſchaftlicher Forſchung und als Ausbildungsinſtitute für 
die wiſſenſchaftlichen Berufe konnten ſchon vor dem Kriege der Ent⸗ 
wicklung der beiden Aufgaben nicht mehr überall folgen. Die Methode 
wiſſenſchaftlicher Forſchung bot dem künftigen Praktiker zu viel an 
wiſſenſchaftlicher Vertiefung, zu wenig an praktiſcher Ausbildung. 
Darunter litten vor allem die ſtaatswiſſenſchaſtlichen, insbeſondere 
die wirtſchaftlichen Wiſſenszweige. Die Gefahr lag nahe, daß dieſe 
Wiſſenszweige auf den Univerſitäten verkümmerten und daß andere 
Lehranſtalten die dort in den Hintergrund tretenden Fächer an ſich 
zogen. Die Folge wäre ein Nückgang der Univerſitäten, während 
anderſeits den an ihnen vorhandenen tüchtigen Kräften die Gelegen⸗ 
heit zur Ausübung ihrer Lehrtätigkeit beſchränkt würde. Weber 
ſchildert beredt dieſe rückläufige Bewegung an den Univerfitäten — 
denn hier heißt nicht fortſchreiten nichts anderes wie zurückbleiben. 
Wirtſchaftswiſſenſchaften, Verwaltungsrecht, Arbeitsrecht — überall 
ſtiefmütterliche Behandlung auf den Univerſitäten (S. 18). Was 
wunders, wenn Verſuche gemacht wurden, dem Bedürfnis außerhalb 
der Univerſitäten zu genügen. Die techniſchen Hochſchulen kamen 
für die fraglichen Unterrichtsaufgaben nach ihrem ſonſtigen Zwecke 
nicht in Betracht (S. 9— 12). Geeigneter erſchienen die neu 
entſtandenen Handelshochſchulen, aber auch hier erwuchfen aus der 
durch den nächſten Zweck dieſer Anſtalten ſich ergebenden Arbeitsteilung 
und aus dem Überwiegen der Privatwittſchaftslehre unter den 
Aufgaben, ſowie aus dem auf die Vorbildung der Hörer zugeſchnittenen 
Unlerrichtsbetriebe Schwierigkeiten für den hier fraglichen Unterricht. 
Erſatz des Unterrichts auf Hochſchulen durch unmittelbare praktiſche Ers 
fahrung genügt nicht (S. 18 ff.). Von der Univerſität völlig losgelöſte 
Fortbildungskurſe dienen vielleicht der Fortbildung. aber nicht der 
Ausbildung (S. 21—25). Auch die ſonſtigen Mittel und Wege zum 
Ziele (Veſichtigungen von Fabriken, Wirtſchaftsarchiv [S. 26 fl.], 
Seminararbeit [S. 27, 28]) werden von Weber als ungenügend 
nachgewieſen, dagegen größtes Gewicht auf Gewinnung von Dozenten 
aus der Praxis zur Ergänzung des regelmäßigen Univerſitätsunter⸗ 
richts gelegt (S. 30 ff.). 

Dieſer Gedanke und ſeine Durchführung ſcheinen nun die Löſung 
des Problems zu enthalten, wie auch auf dem Gebiete der Staats— 
wiſſenſchaſten die Univerſität ihre alte Aufgabe ſtreng wiſſenſchaſt⸗ 
licher Forſchung erhalten und daneben das Ziel der Ausbildung in 
geeignetſter Weiſe verfolgen kann. Die Theorie würde von der 
engen Verbindung mit der praktiſchen Ausbildung größten Nutzen 
ſchöpfen, die Praxis belebt und befruchtet werden durch die Angliede⸗ 
rung an den Betrieb wiſſenſchaftlicher Forſchung. 

Wie dieſer Gedanke durchzuführen iſt, richtet ſich in erſter Linie 
nach dem Kreiſe der Hörer, für den die Einrichtungen beſtimmt find. 
Es find die ſämtlichen Perſonen, deren Beruf Kenntnis der Verwal⸗ 
tung und der Wirtſchaftswiſſenſchaften fordert: vor allem künftige 
ſtaatliche und kommunale Verwaltungsbeamte, daneben aber auch die 
in wirtſchaſtlichen Berufen tätigen Perſonen, die ihre Kenntniſſe zu 
vertiefen beſtrebt find, endlich auch Zeitungsleiter, im Verſicherungs⸗ 
weſen beſchäftigte Perſonen uſw., — ſowohl während ihrer Aus: 
bildungszeit als zur Ergänzung ihrer Vorbildung. 

Die Fachhochſchulkurſe ſollen der Univerſität angegliedert 
werden, d. h. zur Ausbildung in den Kurſen gehört Teilnahme an 
gewiſſen „grundlegenden Vorleſungen“, die auf der Univerſität ge⸗ 
halten werden, und daneben Anhörung der für die Spezialkurſe be⸗ 
ſtimmten Vorträge und Vorleſungen (S. 62). 


Für die Zulaſſung zu den Vorleſungen gelten dieſelben Auf— 
nahmebedingungen, wie fie für die Univerſität maßgebend find. 
Jeder Lehrgang dauert zwei Semeſter. Vorläufig ſind vier Kurſe 
eingerichtet: für kommunale Verwaltung, für ſoziale Verſicherung und 
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ſoziale Fürſorge, für Bankwirtſchaſt und für ländliche Verwaltung. 
Weitere Kurſe find vorbehalten. 


Der organiſche Zuſammenhang mit der Univerſität wird durch 
die Satzungen (S. 52 ff.) näher geregelt. Die Fachkurſe werden ge⸗ 
halten „in Anlehnung an die Univerſität“. Die Einrichtung ſteht 
unter Aufſicht des Unterrichtsminiſters, der die Aufſicht durch den 
Univerſitätskurator ausübt. Die Leitung hat ein Verwaltungs ausſchuß, 
der aus ſämtlichen ordentlichen Profeſſoren der rechts⸗ und ſtaats⸗ 
wiſſenſchaftlichen Fakultät unter Vorſitz des jeweiligen Dekans beſteht. 
Zur Förderung der Kurſe wird ein Beirat durch Wahl des Der 
waltungsausſchuſſes auf 3 Jahre gebildet. Der Verwaltungsausſchuß 
beſtimmt eines ſeiner Mitglieder, unter deſſen Oberleitung ein vom 
Ausſchuß beſtimmter Dozent die laufenden Geſchäfte wahrnimmt. 

Am wichtigſten iſt der § 6 der Satzungen: 

An dem Unterricht im Rahmen der Kurſe können außer den 
Dozenten der Univerſität und der Techniſchen Hochſchule noch 
andere geeignete Perſönlichkeiten nach eingeholter Genehmigung 
des Miniſters teilnehmen. 


Die gleichberechtigte Mitarbeit der Fakultätsmitglieder und hinzu⸗ 
zuziehender Praktiker, die Verſchmelzung wiſſenſchaftlicher und praf: 
tiſcher Befähigung des Lehrkörpers iſt der Kern des Inſtituts, deſſen 
Finanzierung in 8 8 der Satzungen vorgeſehen und durch reiche Beiträge 
(S. 60 ff.) trotz der Ungunſt der Zeiten geſichert iſt. — 

Dieſe Zeilen bezwecken nur, die Aufmerlſamkeit auf einen 
wichtigen Verſuch zur Erweiterung und Vertiefung des ſtaatswiſſen⸗ 
ſchaftlichen Unterrichts zu lenken. Kritik zu üben, wäre verfrüht: 
erſt mögen die Kurſe ſelbſt ihre Exiſtenzberechtigung dartun. Wer 
Webers Schrift lieſt, muß anerkennen, daß der Plan in allen Einzel⸗ 
heiten erwogen und durchgearbeitet iſt. Getragen werden kann die 
Einrichtung nur durch zwei Dinge: die Perſönlichkeit der Lehrer und 
die Teilnahme der Lernenden. 

Daß für den Lehrkörper nach Möglichkeit geſorgt iſt, ergibt die 
Mitteilung Webers (S. 81) ſowie das Vorleſungsverzeichnis. 

Die Lernenden müſſen erſt gewonnen werden. Den „Inter⸗ 
eſſentenkreis“ für die bereits ins Leben tretenden und die weiter 
noch in Ausſicht genommenen Kurſe hat Weber genau bezeichnet 
(S. 68, 71, 77, 80). Beſondere Bedeutung kann die Einrichtung 
noch für die Ausbildung der Kriegsteilnehmer gewinnen, die durch 
Verletzungen zur Berufsänderung genötigt ſind (S. 85 f.). Wir 
möchten weitergehen und als „Intereſſenten“ auch diejenigen be⸗ 
zeichnen, welche eine ſonſtige, insbeſondere eine juriſtiſche Bildung 
ergänzen wollen. Zu denken iſt hierbei insbeſondere an Gerichts⸗ 
aſſeſſoren und an junge Rechtsanwälte, die ſich den Weg in andere 
Berufstätigkeit zu öffnen beabſichtigen. Daß die äußeren Einrichtungen 
(Zahl und Zeit der Stunden für Vorleſungen und Vorträge) eine ſolche 
Teilnahme ermöglichen, wird von Weber dargelegt (S. 69). 


Endlich aber muß die Einrichtung noch ausgenutzt werden für 
die Möglichkeit einer Fortbildung auch ſolcher Perſonen, namentlich 
Juriſten, denen die Zeit oder die Mittel mangeln, um einen vollen 
Kurſus mitzumachen, für die aber der Lehrkörper der Kurſe die 
Möglichkeit bietet, über einzelne abgegrenzte Gebiete der Verwaltung 
oder Wirtſchaft ſich zu unterrichten. Die Ausgeſtaltung, ob Ferien⸗ 
kurſe, ob Veranſtaltungen während des Semeſters, iſt eine Zweck⸗ 
mäßigkeitsfrage. Es kommt nur insbeſondere darauf an, auch den 
nicht am Sitze der Univerſität Wohnenden durch eine Veranſtaltung 
von kurzer Dauer den in den Kurſen angeſammelten Lehrſtoff in 
kleinen Abſchnitten zugänglich zu machen. 


Die neue Einrichtung, an deren Schaffung Weber vornehmlich 
beteiligt war, wird nun den Beweis zu erbringen haben, daß fie 
richtig geplant iſt und das leiſtet, was not tut. Mögen ihr günſtige 
Sterne leuchten und möge es mir vergönnt ſein, demnächſt über das 
Gelingen berichten zu dürſen. 


Od G.⸗Präſident Wirkl. Geh Rat Dr. Vierhaus, Breoͤlau. 
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— un — — 0. — — — —— — 


Dr. Albert Hellwig, Amtsrichter: Der Krieg und die Krimi— 
nalität der Jugendlichen. Halle a. S. Verlag der Buch— 
handlung des Waiſenhauſes. 1916. 282 Seiten. 


Der Verfaſſer, der bis zum Ausbruch des Krieges Aſſiſtent an 
der juriſtiſchen Fakultät der Berliner Univerſität geweſen iſt, hat 
dieſes Buch im Felde geſchrieben, als Führer einer Feldhaubitzen— 
Munitionskolonne. Das Vorwort vom 16. März 1916 iſt aus der 
Ruheſtellung in dem Ardennendorf Harcy datiert; das Nachwort 
vom 27. Juni aus dem Lager Deutſch-Eck vor Verdun. Dieſe 
Tatſache hemmt die Stimme der Kritik, wenn ſie Mängel der 
Darſtellung, Lücken, Flüchtigleiten, Wiederholungen rügen wollte. 
Und das Buch iſt zweien der Berliner Lehrer und Kollegen des 
Verfaſſers gewidmet: Joſef Kohler und mir. Dieſer Umſtand 
legt dem Berichterſtatter Feſſeln an, wenn er ſeiner Anerkennung 
lebhafteren Ausdruck geben möchte. So bleibt mir nur die 
Möglichkeit objektiver Berichterſtattung über den Inhalt des 
Buches, das eines der wichtigſten Probleme der Gegenwart und 
der nächſten Zukunft auf Grund eines reichen und ſorgfältig ver— 
arbeiteten Materials in überſichtlicher und anſchaulicher Weiſe zur 
Tarſtellung bringt. 

Aus dem großen Gebiete der Frage nach dem Einfluß des 
Krieges auf das Kulturleben des deutſchen Volkes hat der Ver— 
ſaſſer den Abſchnitt herausgehoben, der den Einfluß des Krieges 
auf die Kriminalität behandelt; und hier wieder den Unter: 
abſchnitt von dem Einfluß des Krieges auf die Kriminalität der 
Jugendlichen. Er hat bei ſeiner Arbeit das allgemein zugängliche 
Material benützt, das in der reichen Literatur der Frage nieder— 
gelegt iſt, und dieſem das weitere Material hinzugefügt, das eine 
Umfrage bei den Gerichten und Polizeibehörden vom November 
1915, ſowie eine zweite in der Zeitſchrift für die geſamte Straf— 
rechtswiſſenſchaft veröffentlichte Umfrage zutage gefördert hat. Er 
hat auf dieſer Grundlage das Problem nicht erſchöpſend behandelt, 
denn noch iſt der Krieg nicht zu Ende und die Beobachtung noch 
nicht abgeſchloſſen; aber erſchöpſender als alle anderen die Frage 
behandelt haben und ſo eindringlich, daß jeder Nachfolger mit ihm 
ſich wird auseinanderſetzen müſſen. 


Infolge eines Zuſaunnentreffens verſchiedener Umſtände iſt 
dem Verfaſſer erſt bei der Korrektur ſeines Nachwortes der 
Vortrag zu Geſicht gekommen (S. 271), den ich am 12. Februar 
1916 über dasſelbe Thema in der Berliner Juriſtiſchen Geſell— 
ſchaft gehalten und in JEW. 37, 496 ff. veröffentlicht habe. Daß 
wir unabhängig voneinander in allen entſcheidenden Punkten zu 
demſelben Ergebnis gelangt ſind, ſei hier ausdrücklich betont. 
In meinem Bericht braucht daher nicht die Zuſtimmung, ſondern 
nur die Abweichung beſonders hervorgehoben zu werden. 

Die Gliederung des Buches ergibt vier Abſchnitte: 1. Die 
Erſcheinungsformen der jugendlichen Kriminalität während des 
Krieges (S. 18 bis 139); 2. Die Urſachen der Kriegskriminalität 
(S. 140 bis 175); 3. Maßnahmen gegen die jugendliche Krimi— 
nalität (S. 251 bis 268); 4. Die vermutliche Entwicklung der 
jugendlichen Kriminalität nach dem Kriege. 

Der erſte Abſchnitt unterſucht den Einfluß des Krieges 
auf die Kriminalität der Jugendlichen. Der ungünſtige Einfluß 
überwiegt im Laufe der Monate den günſtigen. Man kann dabei drei 
Gruppen von Fälle unterſcheiden (S. 22). Bei der erſten Gruppe 
iſt nur die äußere Geſtaltung des Verbrechens durch den Krieg 
beſtimmt, während die eigentliche Verbrechensurſache in anderen 
Verhältniſſen zu ſuchen iſt. Bei der zweiten Gruppe hat der Krieg 
neue Urſachen der Verwahrloſung und damit der Kriminalität ge— 
ichafjen oder die ſchon vorhandenen Urſachen geſteigert. Bei der 
dritten iſt das durch den Krieg gegebene Motiv an ſich nicht ver— 
werflich, die Befriedigung des Motivs aber hat zu einer ver— 
brecheriſchen Handlung als Miltel zum Zweck geführt. Bei der 
Betrachtung der Pewegung, die die Kriminalität der Jugendlichen 
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(ich möchte es vermeiden von einer „jugendlichen Kriminalität“ 
zu ſprechen) während des Krieges genommen hat, müſſen wir die 
Fehlerquellen im Auge behalten, die der kriminalſtatiſtiſchen 
Methode überhaupt und auf dieſem Gebiete im bejonderen an— 
haften. Der Verſaſſer betont die verſchieden ſtarke „Reizbarkeit“ 
des Volkes, der durch die Tat Geſchädigten und der ſtraf— 
verfolgenden Behörden; dieſe war in den erſten Kriegsmonaten 
berabgefegt, iſt aber ſpäter wieder geſtiegen (S. 23 ff.). Wir 
werden daher die uns mitgeteilten Zahlenangaben mit kritiſchem 
Blick betrachten müſſen. So iſt die von vielen Seiten berichtete 
Abnahme der Kriminalität der Jugendlichen in den erſten 
Monaten des Krieges zum Teil auf die Abnahme der kriminellen 
Reizbarkeit der Geſchädigten und auf die geringere Energie der 
verfolgenden Behörden zurückzuführen; ebenſo wie das Steigen 
der Zahlen in den ſpäteren Monaten auf die wiedereinſetzende 
Zunahme dieſer Reizbarkeit (S. 44). Aber reſthos läßt ſich die 
Bewegung der Zahlen durch dieſe äußeren Umſtände nicht er— 
klären; auch innere Urſachen müſſen vorliegen. Der Verfaſſer 
beſpricht weiter die verſchiedene Intenſität der Kriminalität der 
Jugendlichen in den Städten und auf dem Lande (S. 46 ff.), 
ohne freilich hier feſten Boden unter den Füßen zu haben; die 
Kriminalität der Knaben und der Mädchen, bei denen haupt— 
ſächlich die gewerbsmäßige Unzucht in Frage kommt (S. 50), ſo 
daß bei den Schulpflichtigen die weibliche Jugend weit beſſer 
abſchneidet als die männliche; endlich die Kriminalität der ver— 
ſchiedenen Altersklaſſen (S. 51), von denen die jüngſte von 12 bis 
14 Jahren die ſtärkſte, die von 14 bis 16 Jahren eine geringere, 
die von 16 bis 18 Jahren die geringſte Steigerung aufzuweiſen 
hat. Die wirkliche Kriminalität der Jugendlichen während des 
Krieges läßt ſich aber durch die Statiſtik nicht mit Zuverläſſigkeit 
feſtſtellen (S. 59); manche äußeren Umſtände, z. B. die Ver— 
ringerung der Zahl der Polizeibeamten, läßt die Kriminalität 
günſtiger erſcheinen als ſie in Wirklichkeit iſt, während andere 
Umſtände, wie die Unzahl neuer Strafdrohungen, die gerade 
entgegengeſetzte Wirkung haben. Der Verfaſſer gelangt daher 
zu dem Ergebnis (S. 68), daß immer nur ein „ungefähres 
Urteil“ möglich ſei. Es iſt daher die Betrachtung der einzelnen 
Fälle notwendig, um zu einem geſicherteren Ergebnis zu gelangen. 
Mit dieſer Betrachtung befaßt ſich der nächſte ausführliche Unter— 
abſchnitt. Der Verſaſſer hebt zunächſt die Fälle hervor, in denen 
ein Einfluß des Krieges überhaupt nicht zu erkennen iſt (S. 68); 
dann 2. die Fälle, in denen der Krieg nur die äußere Geſtaltung 
der Delikte beſtinumt hat, wie beſonders bei Betrügereien, aber auch 
bei Diebſtahl und anderen Delikten (S. 73); 3. die Fälle, in denen 
der Krieg nicht auf die Form der Straſtat, wohl aber auf die 
Art des begangenen Delikts von Einfluß geweſen iſt (S. 77), 
wie beim Diebſtahl an Feldpoſtpaketen mit Liebesgaben; 4. die 
Fälle, in denen durch den Krieg (wirtſchaftliche Notlage, leichtere 
Gelegenheit zur Begehung von Unterſchlagungen uſw.) die 
Kriminalität direkt ungünſtig beeinflußt worden iſt, die daher zu 
der eigentlichen „Triegskriminalität“ im Gegenſatz zur „Krimi— 
nalität während des Krieges“ gehören (S. 80); 5. die Fälle, in 
denen die durch den Krieg erregte Phantaſie Anteil an der Ver: 
übung von Straſtaten hat, die im großen und ganzen nichts 
anderes ſind als Fortſetzung kindlichen Spieles in krimineller 
Form (S. 88), wozu der Verfaſſer (S. 99) in gewiſſer Beziehung 
auch die Bandendiebſtähle (S. 99), ſowie Diebſtahl, Unter— 
ſchlagungen, Betrügereien aus Großmannsſucht (S. 103), endlich 
aber auch ſchwerere Roheiten und Gewalttaten rechnet (S. 120), 
die auf „bluttriefende Berichte vom Kriegsſchauplatz“ und die 
dadurch erregte Phantaſie zurückzuführen ſind; endlich 6. die Fälle 
der durch den Krieg verurſachten ſittlichen Verwahrloſung der 
jungen Mädchen (S. 132). 

Der zweite Abſchnitk beſpricht die Urſachen der Kriegs— 
kriminalität. Der Verfaſſer unterſcheidet drei große Gruppen 
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von Urſachen: 1. die wirtſchaftlichen Urſachen (S. 141), und zwar 
vor allem die Arbeitsloſigleit in den erſten Monaten des Krieges 
ſowie umgekehrt die erleichterte Arbeitsgelegenheit verbunden 
mit hohem Lohn in den ſpäteren Monaten. 2. Die erziehungas— 
widrigen Ginflüfe des Krieges (S. 150), insbeſondere die 
Lockerung der häuslichen Erziehung infolge der Abweſenheit des 
Vaters und die der Schulzucht infolge des Lehrermangels, ſowie 
die Auflöſung oder Lockerung des Lehrlingsverhältniſſes; auch der 
Einfluß der Schundliteratur und der Schundfilms und eine gewiſſe 
durch die Kriegsereigniſſe hervorgerufene Verrohung der Jugend— 
lichen gehören hierher. 3. Die ſonſtigen Urſachen (S. 170), wobei 
insbeſondere der unheilvolle Einfluß der allgemeinen Amneſtie— 
erlaſſe hervorgehoben wird. 

Im dritten Abſchnitt beſpricht der Verfaſſer die 
Maßnahmen, die gegen die Kriminalität der Jugendlichen ergriffen 
werden können. Er warnt dabei vor vorſchnellem Erlaſſen neuer 
Strafdrohungen gegen Jugendliche (S. 178), gibt aber zu, daß 
man ohne ſolche nicht werde auskommen können. Die verſchiedenen 
Maßnahmen gruppieren ſich nach der Einteilung der Urſachen der 
Kriminalität. Unter den wirtſchaftlichen Maßnahmen beſpricht 
der Verfaſſer eingehend den Sparzwang (S. 181); die 
Bedenken, die der Verfaſſer gegen ihn vorbringt, dürſten durch 
die inzwiſchen gemachten Erfahrungen im weſentlichen beſeitigt 
ſein. Von den Maßnahmen gegen die erziehungswidrigen Ein— 
flüſſe des Krieges wird die Frage der Schaffung einer Jugend— 
wehr eingehend (S. 193) unter Beſprechung der für und wider 
den Vorſchlag geltend gemachten Gründe erörtert. Der Ver— 
faſſer ſpricht ſich gegen die zu ſtarke Betonung der militärischen 
Ausbildung der Jugendlichen und gegen eine zu frühe Ein— 
führung militäriſchen Geiſtes aus (S. 206). Die bekannten und 
vielbeſprochenen Erlaſſe der Stellvertretenden 
Generalkommandos werden (S. 211 ff.) ſorgfältig ge⸗ 
prüft. Der Verfaſſer kommt letzten Endes zu demſelben Ergebnis, 
zu dem ich in meinem oben erwähnten Vortrag gelangt bin, 
nämlich zu der Forderung eines Reichsgeſetzes, das zu 
einem großzügigen Jugendgeſetz auszugeſtalten wäre 
(S. 230). Nach der Beſprechung der Maßnahmen gegen 
Schundliteratur und Schundfilms (S. 232), bei 
denen der Verfaſſer die Berückſichtigung bloß äſthetiſcher Geſichts— 
punkte ausſchalten will (S. 230), ſchließt dieſer Unterabſchnitt 
niit beachtenswerten Ausführungen über die Bekämpfung des 
erziehungswidrigen Haſſes zwiſchen den Völkern (S. 239). 
Bei der Erörterung der „Maßnahmen gegen die ſonſtigen 
Urſachen“ (die oben erwähnte dritte Gruppe), wünſcht der Ver— 
ſaͤſſer, daß die Allgemeinheit mehr als bisher die Wahrung 
polizeilicher Aufgaben als Aufgabe eines jeden einzelnen Staats— 
bürgers anſehen möchte (S. 244) und gelangt zu der Forderung, 
daß man jedem Staatsbürger in Ergänzung des Erziehungs— 
rechtes der Eltern auch fremden Kindern gegenüber Erziehungs— 
recht und Erziehungspflicht und als deren Ausfluß ein 
Züchtigungsrecht zuerkennen ſolle (S. 249); ein Vorſchlag, dem 
ich mich anzuſchließen nicht vermag. 

Der vierte und letzte Abſchnitt handelt von der 
vermutlichen Entwicklung der Kriminalität der Jugendlichen nach 
dem Kriege. Mit Wulffen und v. Hoſſmann hält er es für möglich, 
daß der Krieg eine ungünſtige Einwirkung auf die während ſeiner 
Dauer und in den unmittelbar darauſſolgenden Jahren erzeugte 
Nachkommenſchaft üben könne (S. 253). Auch die Steigerung 
der Frauenarbeit, ſowie die Arbeitsverhältniſſe und bei längerer 
Dauer des Krieges auch die Ernährungsverhältniſſe der Jugend— 
lichen, können einen ungünſtigen Einfluß ausüben (S. 256, 259). 
Andererſeits darf nicht überſehen werden, daß manche Urſachen, 
die während des Krieges auf die Kriminalität der Jugendlichen 
einen ungünſtigen Einfluß ausgeübt haben, nach dem Kriege 
hinwegfallen oder doch weſentlich geringere Wirkſamkeit äußern 
werden (S. 262). Hoffentlich aber werden gerade die während 
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des Krieges von uns gemachten Erfahrungen den Anſtoß dazu 
geben, daß mit der Umwandlung des Jugendſtrafrechts in ein 
Verbrechensbekämpfungsrecht ernſtlich begonnen wird (S. 307). 
Zo klingt das Buch aus mit der wiederholten Forderung nech 
einem anfallenden Reichs-Jugendgeſetz. 

Ich glaube den Leſern dieſer Wochenſchrift ein Bild von dem 
reichen Inhalt des Buches gegeben zu haben und hoffe, daß es auch 
in den Streifen unſerer Praktiker die verdiente Beachtung finden 
wird. Ich möchte aber von dem Verſfaſſer nicht ſcheiden, ohne aus: 
drücklich darauf hinzuweiſen, daß er nicht nur an verſchiedenen 
Stellen feiner Ausführungen (S. 199 Anm. 1, 225, Anm. 1, 239), 
ſondern mit beſonderer Beſtimmtheit in feinem Schlußwott 
(S. 274) ſich zu dem Glauben an die Wiedererſtehung der 
Kulturgemeinſchaft der Völker nach dem Kriege be— 
kennt. Daß dieſes Bekenntnis von einem unſerer Offiziere 
abgelegt wird, der Monate hindurch auf dem Schlachtfeld dem 
Tode ins Auge geſehen hat, verleiht ihm beſonderen Wert. Es 
gehört heute nicht geringer Mut dazu, ein ſolches Bekenntnis 
öffentlich abzulegen. Und darum ſei dem Verfaſſer auch dafür auf— 
richtiger und warmer Dank geſagt. 

Geh. Juſtizrat Prof. Dr. v. Liſzt, Berlin. 


Dr. K. Strupp: Deutſches Kriegszuſtaudsrecht. Berlin, Karl 
Heymann, 1916. Preis gebunden 4 1. 


Das früher nur ſtiefmütterlich behandelte, ſeit dem 31. Juli 1914 
zu immer ſteigender Bedeutung gelangte preußiſche Geſetz über den 
Belagerungszuſtand und die ihm entſprechenden bayriſchen Vorſchriften 
ſind in der bekannten Heymannſchen Taſchengeſetzſammlung einer 
trefflichen Bearbeitung durch Dr. Strupp unterzogen. Das Werk 
bringt eine gründliche, überall auf die Entſtehungsgeſchichte zurüd: 
greifende und Literatur wie Rechtſprechung bis zum Juli 1916 er: 
ſchöpfend zuſammenfaſſende Erläuterung des Art. 68 MVerf., des 
preußiſchen B3G., des bayriſchen Kriegszuſtandsgeſetzes einſchließlich 
der Novelle vom 15. Juli 1916 nebſt den Vollzugsvorſchriſten; auch 
die ſächſiſchen und elſaß⸗lothringiſchen Geſetze ſind verwertet. Die 
zahlreichen Streilſragen find überſichtlich behandelt und gewähren ein 
gutes Bild des Streitſtoffes auch da, wo man dem Verfaſſer nicht 
folgen will; ſo hat ſeine an Goldſchmidt anſchließende Darlegung 
S. 124, daß auch die Militärperſonen den außerordentlichen Kriegs⸗ 
gerichten, ſogar mit der Koſtenfolge aus § 496 ff. RStP0O. (entgegen 
§ 469 MStSD., S. 140) unterſtehen ſollen, mich nicht überzeugen 
können. Dem leidigen Geſchicke wohl aller Bearbeiter des Kriegs⸗ 
rechts, von dem ſtetigen Wandel der Geſetzgebung überholt zu werden, 
iſt auch Verfaſſer nicht entgangen, da die bald nach dem Erſcheinen 
des Buches ergangene Bundesratsverordnung vom 21. September 1916 
nicht mehr verwertet werden konnte; doch wird dem durch ein den 
kurzen Text der Verordnung enthaltendes und die Bemerkung S. 127 
über den amtsrichterlichen Strafbefehl abänderndes Deckblatt abgeholfen 
werden können. Ebenſo konnte der faſt gleichzeitig herausgekommene 
Conradſche Kommentar!) nicht verarbeitet werden. Aber auch ſo 
bleibt das Buch eine wertvolle Bereicherung der Kriegszuſtandslehre 
und ein guter Wegweiſer für die Praxis. 

Kammergerichtsrat Lorenz, z. Z. Oberkriegsgerichtsrat, Berlin. 


Die Bundesratsverorduungen über Brotgetreide und Mehl, 
Hülſeufrüchte, Buchweizen und Hirſe, Grünkern, Gerſte, 
Hafer, Kraftfuttermittel und zuckerhaltige Futtermittel, 
die dazu gehörigen Höchſtpreisverordunugen ſowie Neben: 
verordnungen für 1916, bearbeitet von Dr. Arthur 
Oppenheimer, Rechtsanwalt beim Landgericht in Düſſel⸗ 
dorf, Geſchäftsführer der Reichsgetreideſtelle Geſchäftsabteilung 
G. m. b. H., und Dr. Herbert Dorn, Gerichtsaſſeſſor, Hilfs⸗ 
arbeiter im Reichsjuſtizamt. I. Teil: Die Bundesrats⸗ 
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verordnungen über Brotgetreide und Mehl, Höchſtpreiſe für 
Brotgetreide, Hülſenfrüchte, Buchweizen und Hirſe, Grün⸗ 
kern, ſowie Nebenverordnungen für 1916, bearbeitet von 
Dr. Arthur Oppenheimer. Verlag von Franz Vahlen 
in Berlin W 9, Linkſtr. 16. Preis geb. 4 &. 


Das vorliegende Werkchen tritt als eine erweiterte Neuheraus— 
gabe der beiden im gleichen Verlag im Jahre 1915 erſchienenen, 
ungefähr die gleichen Materien behandelnden Arbeiten von Heinrici 
auf. Die neue Darſtellung iſt nötig geworden durch die Abänderung 
und Neuherausgabe der einſchlägigen Bewirtſchaftungsgeſetze für 
das Jahr 1916. 

Der vorliegende erſte Teil behandelt das geſamte Geſetzes— 
material über die einheimiſchen Zerealien, ſoweit ſie als Lebens— 
mittel in Betracht kommen. Dem zweiten Teil ſind offenbar die 
Zerealien, ſoweit ſie Futtermittel ſind, vorbehalten. Grundſätzlich 
ſind danach die Lebens- und Futtermittel, ſoweit ſie aus dem Aus— 
land hereinkommen und ſoweit fie nicht Zerealien find, aus— 
geſchloſſen. 

Die Hauptſtücke des erſten Teiles bilden die Verordnungen 
über Brotgetreide und Mehl und über Hülſenfrüchte vom 29. Juni 
1916. Dieſe haben auch eine, zum Teil recht ausführliche Kom— 
mentierung und beſondere „Einführungen“ erfahren. Im übrigen 
haben ſich die Verfaſſer auf gelegentliche Anmerkungen beſchränkt. 
Das Geſetzes material iſt reichhaltig. Es betrifft der Sache nach 
noch Buchweizen und Hirſe und alle in die Geſetzgebung ein— 
ſchlägigen Ausführungsverordnungen und internen Anweiſungen. 
Es iſt ein beſonderes Verdienſt, daß die zahlreichen in 
Miniſterialblättern und an ſonſtigen ſchwer zugänglichen, noch 
ſchwerer auffindbaren Stellen verſtreuten Materialien vollſtändig 
Aufnahme gefunden haben. Sind es doch gerade bei einer wirt— 
ſchaftlichen Geſetzgebung ſolche Detailvorſchriſten, welche dem 
großen Rahmen erſt Leben und Anſchaulichkeit verleihen. Darüber 
hinaus finden ſich auch aus dem reichen Schatz der Archive der 
Reichsgetreideſtelle Anweiſungen und Normalien abgedruckt. Dem 
Verfaſſer iſt es ſogar gelungen, in die Anmerkungen kleine Mono— 
graphien über verwandte Geſetzeskomplexe einzuarbeiten, ohne da— 
durch die Einheitlichkeit zu ſtören z. B. über die Behandlung vom 
Ausland eingeführter Zerealien. 

Ein weiteres beſonderes Verdienſt ſcheint mir zu ſein, daß 
mit der Form des Kommentars dogmatiſche Überſichten verbunden 
ſind. Das erleichtert die Orientierung und Einarbeitung in die 
Materie außerordentlich. Es iſt dies um ſo willkommener, als der 
ganze Gegenſtand neu iſt und viele zu dem Büchlein ihre Zuflucht 
nehmen werden, die ſich überhaupt erſt über die Ziele und die 
Grundzüge der Geſetzgebung unterrichten müſſen. 

Dieſen Zwecken dient vor allem die Einführung über die 
Hülſenfruchtverordnung. Die zu der Brotgetreideverordnung be— 
ſchränkt ſich auf eine Aufzählung der Anderungen, wohl in der 
Annahme, daß dieſe ältere Verordnung durch das Werk von 
Heinrici in der Hauptſache bekannt iſt. Solche Überſichten wieder: 
holen ſich im Rahmen der Anmerkungen zu den wichtigſten Para— 
graphen. Als ſchönes Beiſpiel ſeien die Ausführungen unter 88 1 
und 13 der Brotgetreideverordnung, über die Beſchlagnahme des 
Getreides und über die Zuſtändigkeit der einzelnen Stellen, die 
Vorbemerkungen zu §8 20 bis 26f. über das intereſſante Kapitel 
der Selbſtbewirtſchaftung durch die Kommunalverbände genannt. 


Auf dieſe Weiſe macht der Verfaſſer ſein Werk nicht nur dem 
Juriſten und Verwaltungsmann, ſondern auch dem unmittelbaren 
Intereſſenten und Laien leicht verſtändlich. Die einzelnen Noten 
ſind umfaſſend und doch klar und knapp. Die Begriffe ſind ſcharf 
hervorgehoben, die Sprache einfach und ungezwungen. Die 
Kaſuiſtik geht bis ins einzelne und iſt doch im Zuſammenhang 
dargeſtellt. Die Quellen liefern hier begreiflicherweiſe in geringem 
Maße Gerichtsentſcheidungen. In der Hauptſache iſt es das Er⸗ 
gebnis der Praxis der Reichsgetreideſtelle und des unmittelbaren 
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Lebens. Es dürfte kaum eine Frage des praktiſchen Verkehrs in 
Zerealien geben, die an Hand der neuen Geſetzgebung nicht berück— 
ſichtigt iſt. Dabei kommt es, dem Charakter der Sache entſprechend, 
weniger auf logiſch feine Deduktion und die Behandlung ſchwie— 
riger Rechtsfragen an, als auf eine die Praxis befriedigende klare 
eindeutige Löſung. Daß dieſe auch allen juriſtiſchen Anſprüchen 
genügt, iſt bei der Perſon des Verfaſſers ſelbſtverſtändlich, ebenſo, 
daß bei der Fülle der Details der Überblick auf das große Ganze 
ſtets gewahrt bleibt. 

Das Oppenheimer-Dornſche Buch dürfte daher auf dieſem 
Gebiet der Kommentar ſein. Es iſt aber mehr als ein bloßer 
Kommentar. Es eignet ſich nicht nur zum Nachſchlagen, es 
bietet auch eine anſprechende Lektüre. Sie führt auf verſchlungenen 
Pfaden durch öffentliches und privates Recht, durch die Technik 
der Gewinnung, Bearbeitung und des Handels mit den wichtigſten 
Landesprodukten und durch die intereſſanteſten Kapitel unſerer 
Kriegs- und Friedenswirtſchaft. Man gewinnt ungefähr ein Bild, 
welche Anforderungen der Krieg an unſere Wirtſchaftsführung 
ſtellt und welche Aufgaben Volkswirt und Juriſt zu bewältigen 
hatten und haben. So wird das Werkchen, deſſen Verfaſſer an 
der glücklichen Bewältigung dieſes Rieſenproblems hervorragend 
beteiligt war, ein doppeltes Dokument: für die ſachliche und per— 
ſönliche Tüchtigkeit unſeres Juriſtenſtandes und in ihm nicht zu— 
letzt der Anwaltſchaft. 

RA. u. Doz. Dr. Heinrich Wimpfheimer, Mannheim 
(3. Zt. in der Leitung der ZEG., Berlin). 


Die Bundesratsverordnungen über den Verkehr mit Brot- 
getreide, Gerſte, Hafer und Hülfenfrüdten aus der 
Ernte 1916. Erläutert von Rudolf Scheerbarth, 
Gerichtsaſſeſſor, Syndikus der Zentralgenoſſenſchaft zu Halle. 
Halle a. S. Verlag von Otto Thiele (Halleſche Zeitung). 
100 Seiten. 0,75 &. 


Die Schrift erſcheint zum dritten Male. Sie will als Weg— 
weiſer nicht nur den Landwirten und den mit der Ausführung der 
Verordnung beauſtragten Behörden, ſondern auch den Gerichtsbehörden 
und Anwälten dienen. Der Verkehr mit Brotgetreide und Mehl aus 
der Ernte 1916 iſt geregelt durch die Bekanntmachungen: 1. vom 
22. 5. 16 a) über Kriegsmaßnahmen zur Sicherung der Volks— 
ernährung, b) über die Errichtung eines Kriegsernährungsamts; 
2. vom 29. 6. 16 über den Verkehr mit Brotgetreide und Mehl 
(vgl. dazu die PrAusfAnw. vom 24. 7. 16); 3. vom 24. 7. 16 über 
Höchſtpreiſe für Brotgetreide; 4. vom 27. 7. 16 über den Verkehr 
mit Brotgetreide zu Saatzwecken; 5. vom 28. 6. 15, 28. 6. 15, 
27. 7. 15 über das Ausmahlen von Brotgetreide, Verfüttern von 
Brotgetreide, Mehl und Brot, und den Handel mit Mehl. 

Das wohlfeile Büchlein iſt für den Praktiker wertvoll durch die 
ſyſtematiſchen Erläuterungen zu den einzelnen Abſchnitten der Ver⸗ 
ordnungen, die Hervorhebung des Unterſchiedes zwiſchen dem Verkehr 
mit Brotgetreide aus der Ernte 1915 und 1916, und durch die 
kommentierenden Fußnoten, denen ſich die Beſtimmungen der 
PrAusf Anw. unmittelbar anſchließen. Im Anhange ſind eine Reihe 
von Bekanntmachungen, die im Zuſammenhang mit den Verordnungen 
ſtehen, die Kaufbedingungen und Schiedsgerichtsordnung der Reichs⸗ 
getreideſtelle und die wichtigſten, dem Kriegsernährungsamt unterſtellten 
Kriegsgeſellſchaften zuſammengeſtellt. Ein alphabethiſches Sachregiſter 
erleichtert die Benutzung des empfehlenswerten Büchleins. 

Geh. Juſtizrat Dr. Eugen Fuchs, Berlin. 


Geſetz über einen Warenumſatzſtempel vom 26. Juni 1916 
nebſt Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrats vom 7. Sep⸗ 
tember 1916. Für den praktiſchen Gebrauch erläutert 
von Dr. jur. Fritz Koppe, Rechtsanwalt und Syndikus, 
Berlin, und Dr. rer. pol. Paul Varnhagen, Berlin. 

175 


1388 


Zweite unveränderte Auflage. Berlin, 1916. Induſtrieverlag 
Spaeth & Linde. ö 

Das am 1. Oktober 1916 in Kraft getretene Warenumſatz⸗ 
ſtempelgeſetz bedarf für alle, welche zu ſeiner Anwendung berufen 
ſind, dringend der Erläuterung. Denn es ergeben ſich bei der 
Anwendung des Geſetzes auf die vielgeſtaltigen Verhältniſſe des 
Warenverkehrs zahlreiche Zweifelsfragen, für deren Beantwortung 
aus den Materialien des Geſetzes, die ſich im weſentlichen auf 
den kurzen Bericht der Reichstagskommiſſion beſchränken, ſichere 
Anhaltspunkte nur ſelten zu entnehmen ſind. Die Verfaſſer der 
vorliegenden erläuterten Ausgabe haben im allgemeinen ihren 
Zweck, eine auch den Laien verſtändliche Einführung in die neue 
und recht ſpröde Steuermaterie zu bieten, erreicht. Die ein⸗ 
gehenden Erläuterungen, denen praktiſche Beiſpiele eingefügt ſind, 
zeigen, daß die Verfaſſer mit den Verhältniſſen des Waren⸗ 
verkehrs vertraut ſind, die meiſten ſich bietenden Zweifelsfragen 
erfaßt und regelmäßig eine zutreffende Löſung gefunden haben. 
Die allgemeinen Beſtimmungen des Reichsſtempelgeſetzes ſind in 
die Erläuterungen hineingearbeitet, die Ausführungsbeſtimmungen 
des Bundesrats vollſtändig abgedruckt. Für den Kaufmann 
werden von beſonderem Wert ſein die in einem Anhang gegebenen 
Beiſpiele für eine zweckmäßige und tunlichſt einfache Anpaſſung der 
Buchführung an das neue Geſetz, ſowie ferner die Beiſpiele für 
die Umſatzſchätzung, welche einzutreten hat, wenn in einem Be⸗ 
triebe keine geregelte Buchführung ſtattfindet und auch ſonſtige 
Unterlagen für die genaue Berechnung des Geſamtbetrages der 
für Warenlieferungen eingegangenen Zahlungen fehlen. 

In manchen Einzelheiten wird man freilich den Verfaſſern 
nicht beitreten können. Die Annahme, daß bei Teilzahlungen 
ſtets die Steuerpflicht bis nach Eingang der letzten Teilzahlung 
aufgeſchoben ſei, iſt nicht zutreffend; ſoweit ein Gewerbetreibender 
im Steuerzeitraum Teilzahlungen für im Betriebe ſeiner in⸗ 
ländiſchen Niederlaſſung gelieferte Waren erhalten hat, muß er 
dieſe in die Anmeldung nach 8 76 des Geſetzes aufnehmen; die 
Vorſchrift des 8 83 a Abſ. 2 Satz 2, daß bei Teilzahlungen ein 
verſteuertes Empfangsbekenntnis über den Geſamtbetrag der be⸗ 
zahlten Schuld bei der letzten Teilzahlung zu erteilen iſt, bezieht 
ſich nur auf Einzelquittungen und hat für die Pauſchalabgabe 
keine Bedeutung. In der Frage, ob bei Lieferungen aus Werk⸗ 
verträgen die auf die perſönliche Arbeitsleiſtung entfallenden Be⸗ 
träge aus dem Vertragspreis ausgeſondert werden können, legen 
die Verfaſſer entſcheidendes Gewicht darauf, ob die Zahlung ſich 
als eine wirtſchaftlich untrennbare Einheit darſtellt, und wollen 
in Zweifelsfällen unterſcheiden, ob das Entgelt geſondert für ge⸗ 
lieferte Waren und für Arbeitslohn oder in einer Summe für 
beides vereinbart und berechnet iſt. Da indeſſen das Geſetz die 
Lieferung aus Werkvertrag, alſo die Geſamtleiſtung des Unter⸗ 
nehmers, der Warenlieferung ſchlechthin gleichſtellt, wird immer der 
Geſamtbetrag der Zahlung für die Herſtellung des Werks der 
Steuerberechnung zugrunde zu legen ſein, auch dann, wenn für 
den zu beſchaffenden Stoff und für die gelieferte Arbeit beſondere 
Preiſe veranſchlagt waren. Zu weit gehen die Verfaſſer, wenn ſie 
im Falle der Verſteuerung von Einzelquittungen eine ſubſidiäre 
Haftung des Zahlenden für die Steuer auch dann annehmen, wenn 
die Ausſtellung eines Empfangsbekenntniſſes dem Geſetz zuwider 
unterblieben iſt; denn die ſubſidiäre Haftung iſt im 8 83 a Abſ. 3 
nur dem „Empfänger des Empfangsbekenntniſſes“ auferlegt. Ver⸗ 
mißt habe ich eine Erörterung der Frage, ob die Verträge der 
Bauunternehmer und Bauhandwerker, welche Gebäude oder Teile 
eines ſolchen aus den von ihnen beſchafften Stoffen auf einem 
Grundſtücke des Beſtellers errichten, unter die Steuerpflicht fallen 
oder nicht. Zweifel über die Steuerpflicht können deshalb be— 
ſtehen, weil in ſolchen Fällen nach bürgerlichem Recht reine Werk⸗ 
verträge vorliegen, während das Steuergeſetz nach der Erklärung 
des Berichterſtatters der Reichstagskommiſſion nur die Werk⸗ 
lieferungsverträge im Sinne des $ 651 BGB. treffen will. 
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Anzuerkennen iſt die durch klaren Druck, Hervorhebung von 
Stichworten und Überſchriften und ein ausführliches Sachregiſter 
erreichte Überſichtlichkeit der Handausgabe. 

Geheimer Oberjuſtizrat Lindemann, Berlin. 


Georg Bamberger, Juſtizrat in Aſchersleben: Auswanderung: 
ſteuer. Hannover 1916. Helwingſche Verlags buchhandlung. 
Der Verfaſſer — bekannt durch ſeine Schriften über Erb⸗ 
ſchaftsſteuern (Erbrechtsform, 1908; Für das Erbrecht des 
Reiches, 1912; Finanzvorſchläge, 1915; Kriegsgewinn⸗ und 
Kriegserbſchaftsſteuer, 1916) — macht auf die Gefahr aufmerkſam, 
daß infolge des zu erwartenden Steuerdrucks ſowohl Kapitaliſten 
(namentlich Kriegsgewinner) wie Arbeiter aus Deutſchland aus⸗ 
wandern, und ſchlägt, um dieſer Gefahr zu begegnen, fol: 
gendes vor: 

1. Zur Auswanderung iſt die Erlaubnis er⸗ 
forderlich. Sie wird von dem Reichsamt für Auswanderung 
erteilt. N 

2. Die Erlaubnis wird nicht vor Ablauf vo 
ſechs Monaten und nur gegen Entrichtung einer 
Auswanderungsſteuer erteilt. Die Steuer be⸗ 
trägt 10 Prozent des Vermögens. Maßgebend für 
die Berechnung des Vermögens iſt der Erſte des Monats, in 
welchem der Antrag eingeht. Beläuft ſich das Ber: 
mögen auf mehr als 100000 &, fo erhöht ſich die 
Steuer für weitere 10000 4 um je 1 Prozent 
bis zu 50 Prozent. 

Er empfiehlt ferner zwei dringliche Maßregeln: 

a) den Erlaß einer für die Kriegszeit beſtimmten Bunde 
ratsverordnung, wonach das Verlaſſen des Reichsgebiets 
nur gegen Sicherheit für die Erfüllung der Steuet⸗ 
pflicht geſtattet wird; 

b) die Einſetzung einer Kommiſſion zur Prüfung der 
Frage, wie den Nachteilen dauernd zu begegnen iſt, 
die von einer zunehmenden Auswanderung zu be⸗ 
fürchten ſind. 

Auf die wirtſchaftliche und ſteuertechniſche Frage, ob die not 
wendige Vermehrung der Reichseinnahmen durch direkte Steuern 
zu erfolgen hat, an die der Verfaſſer bei der Annahme eines zu 
erwartenden Steuerdrucks wohl in erſter Linie denkt, kann 
hier nicht eingegangen werden. Einzelne Verbände, die ſich 
ſchon jetzt mit dieſen Fragen befaſſen (Steuer⸗ und Wirtſchafts⸗ 
reformer, Schutzverband für deutſchen Grundbeſitz), empfehlen 
Monopole und indirekte Steuern. Immerhin iſt damit zu rechnen, 
daß nach dem Kriege auch eine ſtärkere direkte Beſteuerung zu er 
warten ſteht und damit ein erhöhter Steuerdrud eintreten wird. Es 
muß aber unterſchieden werden zwiſchen der Auswanderung 
von Kapitaliſten und Arbeitern. Der Gedanke des Ver⸗ 
faſſers, zu verhindern, daß die Kriegsgewinner den Staub der 
Heimat von den Füßen ſchütteln, nach Baſel oder Zürich ziehen 
und es „den zurückbleibenden Bemittelten und Unbemittelten über 
laſſen, wie ſie mit ihren Steuern und den ihnen aufgebürdeten 
Steuerausfällen fertig werden“, kann ſicher auf Zuſtimmung 
rechnen. Ob der Verfaſſer darin recht hat, es könne nicht 
ernft genug mit ſolcher Möglichkeit gerechnet werden, tt 
ſcheint ſchon zweifelhafter. Die ſogenannten Kriegsgewinner find 
doch wohl zum größten Teil rührige und ſtrebſame Kaufleute, die 
die Tätigkeit, durch die fie während des Krieges Reichtümer et: 
worben haben, in anderer Art auch nach dem Kriege fortichen 
werden. Und für ſolche Leute wird trotz aller Steuern ſich, 
namentlich in den erſten Jahren nach dem Kriege, wo Kol 
ſtoffe einzuführen, zu verkaufen und alle Läger neu du 
füllen fein werden, in Deutſchland ausreichende Gelegen- 
heit zum Verdienen bieten. Hinzu kommt, daß der Aufentbelt 
in einem kleinen Lande, wie die Schweiz, fo angenehm er 
vorübergehend iſt, auf die Dauer für den Deutſchen keineswegs 


45. Jahrgang. 


ähnliche Vorteile verſpricht, wie ſie dem reichen Manne in Berlin, 
Hamburg, München und anderen großen Orten Deutſchlands ſich 
bieten. Die Auswanderung nach den feindlichen Staaten wird 
überhaupt nicht möglich ſein, und in einem großen Teil der 
neutralen Staaten wird die herrſchende deutſchfeindliche Ge⸗ 
ſinnung für Deutſche eine Niederlaſſung unerwünſcht machen. Die 
Gefahr iſt daher nicht ſo ſchwer, wie der Verfaſſer anzunehmen 
ſcheint. Aber geſetzt den Fall, ſie wäre es, ſo begegnet die Mög⸗ 
lichkeit, die Abwanderung des Kapitals und der Kapitaliſten zu 
verhindern, in der Ausführung ſo großen Schwierigkeiten, daß ſie, 
wenn beſchloſſen, praktiſch kaum durchführbar ſein 
würde. Das Kriegs StG. vom 21. 6. 1916 enthält die Beſtimmung, 
daß der Steuerpflichtige vor Verlegung ſeines Wohnſitzes oder 
Aufenthalts in das Ausland für die geſchuldeten Abgaben Sicher⸗ 
heit zu leiſten hat, und daß die Abgaben beizutreiben ſind, wenn 
Tatſachen vorliegen, welche die Annahme rechtfertigen, daß der 
Steuerpflichtige durch Verbringung von Vermögen ins Ausland 
die Erhebung der Abgabe gefährdet. Unter Umſtänden (8 12 
Abſ. 4 d. G.) kann das Vermögen auch mit Beſchlag belegt werden. 
Nach dem Paßſteuergeſetz vom gleichen Datum kann bei der Gefahr 
der Verbringung von Vermögen ins Ausland die Erteilung des 
Paſſes verweigert werden. Derartige Maßnahmen laſſen ſich aber 
offenbar nur während des Krieges aufrechterhalten. Nach Friedens⸗ 
ſchluß würde eine ſolche Verhinderung des freien Verkehrs die 
Möglichkeit, die unentbehrlichen Beziehungen zum Auslande anzu⸗ 
knüpfen und aufrechtzuerhalten und unſere Wirtſchaft wiederherzu⸗ 
ſtellen, fo ſchwer ſchädigen, daß fie ſich nicht durchführen laſſen wird. 
Der Verfaſſer ignoriert ferner die Tatſache, daß die Aus⸗ 
wanderungsfreiheit zu den anerkannten Freiheitsrechten 
zählt. Der Art. 11 der preußiſchen Verfaſſungsurkunde beſtimmt: 
„Die Freiheit der Auswanderung kann von Staats wegen 
nur in bezug auf die Wehrpflicht beſchränkt werden. Ab⸗ 
zugsgelder dürfen nicht erhoben werden.“ 
Und nach 8 22 des Reichs⸗ und Staatsangehörigkeitsgeſetzes vom 
22. Juli 1913 darf in Friedenszeiten aus anderen als Gründen 
der Wehrpflicht die Entlaſſung nicht verſagt werden. Das Wohl 
des Staates iſt ſicher das höchſte Geſetz, und wenn es das Staats⸗ 
wohl erfordern würde, ſo könnte auch die preußiſche Verfaſſung 
und das deutſche Staatsangehörigkeitsgeſetz geändert werden. 
Doch wird man zu ſolcher Maßregel nur im Falle der ſchwerſten 
Not ſchreiten. Was die Auswanderung von Ar⸗ 
beitern angeht, ſo kann zwar nicht geleugnet werden, 
daß einzelne Länder, zum Beiſpiel Irland, das nach 1840 
in kurzer Zeit durch Auswanderung 30 Prozent ſeiner Be— 
völkerung verloren hat, durch eine ſtarke Auswanderung dauernd 
geſchädigt worden ſind. So dürfte aber der Fall für Deutſchland 
nicht liegen. Sicher wäre ein Rückgang der Bevölkerung im 
Wege der Auswanderung ſehr unerwünſcht. Ob der Ver⸗ 
faſſer aber mit der Annahme recht hat, daß nach dem Kriege 
wieder eine zunehmende Auswanderung von Arbeitern ein⸗ 
treten wird, erſcheint recht zweifelhaft, einmal, weil dem 
deutſchen Arbeitsmarkt durch Tod und ſchwere Verwundung 
viele Arbeitskräfte entzogen ſind, ferner, weil die ruſſiſchen und 
polniſchen Wanderarbeiter vorausſichtlich geraume Zeit ausbleiben 
werden, endlich, weil mit einer Rückwanderung deutſcher Arbeiter 
aus den feindlichen Ländern, namentlich aus Rußland, aber auch 
aus neutralen deutſchfeindlich geſinnten Staaten, beſonders aus 
Amerika, zu rechnen iſt. Friedrich Wilhelm I. hat durch Verordnung 
von 1721 die Auswanderung eines preußiſchen Bauern ſowie Vers 
leitung dazu bei Todesſtrafe verboten. Dem heutigen Zeitgeiſte 
widerſpricht aber ein ſolcher Zwang, welcher den Staat zum Ge⸗ 
fängniſſe macht, aufs allerſchärfſte. Eine gewiſſe Gefahr für unſer 
Land durch Auswanderung iſt zuzugeben; ſie wird übrigens vor⸗ 
ausſichtlich nicht während des Krieges und auch nicht in den erſten 
Jahren nach dem Kriege eintreten; ſpäter vielleicht, wenn die wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe in Deutſchland ungünſtige werden ſollten. 
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Es iſt auch nichts dagegen einzuwenden, wenn die vom Verfaſſer 
vorgeſchlagene Kommiſſion einberufen und ein Reichsamt für Aus: 
wanderung errichtet wird, ein Vorſchlag, der übrigens ſchon einmal 
in früheren Zeiten in dem am 20. März 1850 in Erfurt zu⸗ 
ſammengetretenen Unionsparlament gemacht worden iſt. Dem 
Vorſchlage einer Auswanderungsſteuer in dem horrenden Betrage 
von 50 Prozent der Vermögen der Auswanderer über 500 000 & 
muß aber aufs allerſchärfſte widerſprochen werden, und auch die 
ſechsmonatliche Wartefriſt hat, weil die ganz verſchiedenen Fälle 
ſich nicht ſchematiſch behandeln laſſen, erhebliche Bedenken. 

Und auch daran mag erinnert werden, daß der Auswande⸗ 
tungstrieb dem Deutſchen ſeit jeher im Blut liegt; daß die Aus⸗ 
wanderungsfreiheit infolge einer langen Kulturbewegung als all⸗ 
gemeines Menſchheitsrecht ausgebildet worden iſt, das wir auch 
nach dem Kriege nicht preisgeben wollen; daß Länder mit ſtarker 
Auswanderung, namentlich England, durch die Auswanderung 
zwar Nachteile, aber auch überwiegende Vorteile geerntet haben; 
und daß für Deutſchland eine ſolche Auswanderung ſich unter 
Umſtänden gerade durch die Notwendigkeit, Beziehungen im 
Auslande zu pflegen, als nützlich erweiſen kann. Wenn man 
aus den angegebenen Gründen den Vorſchlägen des Verfaſſers 
im weſentlichen ablehnend gegenüberſteht, muß man doch an⸗ 
erkennen, daß die von ihm angeregte Frage eine überaus wichtige 
und der Erörterung bedürftige iſt, und daß er ſich durch den Hin⸗ 
weis auf dieſelbe ein beachtenswertes Verdienſt erworben hat. 

Juſtizrat Dr. W. Loewenfeld, Berlin. 


Rechtsanwalt Dr. Nichard RNoſendorff, Berlin: Das Recht 
des Aktionärs auf Auskunft in der Generalverfammlung. 
(Sonderabdruck aus der Monatsſchrift „Zeitſchrift für das 
geſamte Aktienweſen“, Berlin.) 

Die kleine Schrift behandelt eine der wichtigſten Fragen des 
Aktienrechts, nämlich die Frage, ob der Aktionär als ſolcher Aus⸗ 
kunft in der Generalverſammlung verlangen kann oder ob, wie RG. 
82, 182 = JW. 1913, 742, entſchieden hat, dies Recht nur ausgeübt 
werden kann, wenn die Generalverſammlung — d. h. deren 
Mehrheit — dem zuſtimmt (vgl. hierüber auch JW. 1916, 990). 
Der Verfaſſer verficht in temperamentvoller Weife das Recht des 
Einzelaktionärs, insbeſondere bei der praktiſch wichtigſten Frage 
der Bilanzprüfung, Auskunft über die einzelnen Poſten der Bilanz, 
namentlich über die Minderbewertung und die ſtillen Reſerven 
zu verlangen. 

So ſehr dieſen Ausführungen an ſich zugeſtimmt werden muß, 
ſo muß ich leider der Anſicht des Verfaſſers, daß die bezeichnete 
Entſcheidung des RG. ein derartiges Recht des Aktionärs offen⸗ 
läßt, entgegentreten. Das RG. ſagt klar und deutlich, daß nur 
dann eine Auskunftspflicht gegenüber dem einzelnen Aktionär 
beſteht, wenn auch ohne Rückſicht auf den Wunſch der General⸗ 
verſammlung dies als Rechtspflicht im Geſetz beſtimmt iſt; ferner, 
wenn der Mißbrauch der Mehrheitsrechte als Verſtoß gegen die 
guten Sitten anzuſehen iſt. — Beide Fälle ſcheinen ſür die Praxis 
nicht von großer Bedeutung. — Von dieſen Ausnahmen abgeſehen, 
erklärt aber das RG., daß das Recht, Auskunft zu erhalten über 
die für eine ſachgemäße Abſtimmung nötigen Punkte, nicht als 
Sonderrecht anzuſehen iſt, ſondern nur ausgeübt werden kann, 
wenn die Generalverſammlung in ihrer Mehrheit die Stellung 
der Frage beſchließt. Damit iſt, wenn man der Auffaſſung des 
RG. beitritt, im allgemeinen dem ee des Aktionärs der 
Boden entzogen. 

Wenn der Verfaſſer aus den Worten des RG., daß da, wo 
eine beſondere Rechtspflicht beſteht, dem Einzelaktionär Auskunft 
zu erteilen iſt, folgert, daß dies auch bei Fragen über Einzelpoſten 
der Bilanz anzunehmen ſei, ſo überſieht er, daß das RG. gerade in 
dem ihm vorliegenden Falle von der Bemängelung einzelner 
Poſten der Bilanz ausging und für dieſe eine Rechtspflicht nicht 
konſtitulert. Es muß alſo dabei verblieben werden, daß das RG. 
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das Auskunftsrecht der Einzelaktionäre beſeitigt hat, und es muß, 
ſolange das RG. dieſen Standpunkt feſthält, mit dieſer Tatſache 
gerechnet werden. 

Eine andere Frage, die in der Schrift nicht behandelt iſt, 
iſt die, wie der im Erkenntnis eingenommene Rechtsſtandpunkt 
gegenüber der Vorſchrift des 8 264 Abſ. 2 HGB. wirkt. Dort iſt 
beſtimmt, daß wenn eine Minderheit von 10 Prozent des Grund: 
kapitals beſtimmte Anſätze der Bilanz bemängelt hat und inſolge⸗ 
deſſen vertagt iſt, eine weitere Vertagung erfolgen kann, wenn 
über die bemängelten Anſätze der Bilanz die erforderliche Auf⸗ 
klärung nicht erteilt worden iſt. 

Es iſt ohne weiteres anzunehmen, daß hier eine Rechtspflicht 
der Verwaltung beſteht, Aufklärung zu geben, und würde daher 
auch nach der Anſicht des RG. hier das Fragerecht und die Auf— 
klärungspflicht vorhanden ſein. 

Demnach kommt man, wenn man ſich der Anſicht des RG. 
fügt, zu folgendem Rechtsſatze: 

Der Einzelaktionär hat, von Ausnahmen abgeſehen, kein Recht 
auf Auskunftserteilung, ſoweit die Mehrheit dies nicht beſchließt; 
eine Minderheit von 10 Prozent hat das Recht, wenn ſie Anſätze 
der Bilanz bemängelt hat und daraufhin die Generalverſammlung 
vertagt iſt, in einer neuen Generalverſammlung Aufklärungen über 
die bemängelten Poſten der Bilanz zu verlangen. — Es iſt alſo mit 
anderen Worten das Recht auf Auskunftserteilung, das man 
bisher als Einzelrecht des Aktionärs angeſehen hat, ein 
Minderheitsrecht geworden. 

Juſtizrat Albert Pinner, Berlin. 


Dr. Arnold Appel, Rechtsanwalt in Bremen: Die rechtliche 
Stellung der Zwiſchenperſonen (Kolonuenführer, Akkord⸗ 
meiſter, Zwiſcheumeiſter) beim gewerblichen Arbeits vertrage. 
Heft 3 der Schriften des Verbandes Deutſcher Gewerbe⸗ 
und Kaufmannsgerichte. Berlin 1916. Verlag von Franz 
Vahlen. 


Wer die Lebenserinnerungen eines Arbeiters von Bromme 
geleſen hat, mit der wundervollen Schilderung des tragiſchen Kon⸗ 
flikts, wo der von einer Zwiſchenperſon eines Hüttenwerks bei 
Osnabrück in ſeinem Verdienſte ſtändig Benachteiligte mit einem 
Male in verhaltener Wut auf den Tiſch ſchlägt und ruft: „Hier 
Schwert des Herrn und Gideon, ich will auch 5 & täglich ver⸗ 
dienen!“, um dann ſofort von der „Firma“, einem ihm nur un— 
vollkommen faßbaren Begriff, entlaſſen zu werden und wieder ein— 
mal auf der Straße zu ſtehen, der weiß, was die Zwiſchenperſonen 
für das Leben des gewerblichen Arbeiters bedeuten. Als Juriſt 
hätte er es eigentlich in ſeinem akademiſchen Unterricht lernen 
ſollen, aber da erfährt er ſtatt deſſen, daß es im alten Rom nur vier 
res mancipi gab, und insula in den Quellen die Mietskaſerne 
bedeutet! Da nach dem Kriege bekanntlich alles anders wird, ſo 
müſſen wir auch auf eine gründliche Moderniſierung unſeres 
Rechtsunterrichts hoffen. Dieſe muß in erſter Linie dem Arbeits— 
rechte zugute kommen, das für das wirtſchaftliche Schickſal von 
16 Millionen Volksgenoſſen, ungerechnet deren Frauen und 
Kinder, entſcheidend iſt. Aus der Materie des Arbeitsrechts hat 
der Verfaſſer des obengenannten Buches ſein Thema heraus— 
gegriffen. Daß das auf Anregung des ehemaligen Vorſitzenden 
des Bremer Gewerbegerichts geſchehen iſt, beweiſt allein, wie ſehr 
die Praxis nach einer wiſſenſchaftlichen Verarbeitung ſolcher Stoffe 
zur Erleichterung ihrer ſchwierigen Aufgabe verlangt, der Auf— 
gabe, dort Recht zu ſprechen, wo das Recht noch allzu ſehr im 
Dunkel iſt. 

Das Buch zerſällt in drei Teile. In muſtergültiger Weiſe 
ſchildert uns der Verfaſſer im erſten Teil die wirtſchaftliche 
Stellung der Zwiſchenperſonen, unter ſorgfältiger Heraus— 
arbeitung der drei Typen des Kolonnenführers, Alkordmeiſters 
und Zwiſchenmeiſters. Gegenüber einer veralteten Begriffs- 


jurisprudenz kann man ſich ſolcher Methode, die auch räumlich ein 
volles Drittel der Unterſuchung auf die volkswirtſchaftlichen 
Grundlagen des Themas verwendet, um das Recht an die Wir: 
ſchaft zu knüpfen, nicht genug freuen. Wir lernen am Schluß 
dieſes Abſchnitts, daß der alte Akkord meiſter, der, urſprüng⸗ 
lich mit ausgedehnter Machtbefugnis und einem Zwiſchenmeiſter 
ähnlich, den Produktionsprozeß nach eigenem Gutdünken leitete, 
infolge techniſcher Umwälzungen und fortſchreitender Ausbildung 
der Arbeiterſchaft heute ſich in ſeiner Stellung immer meht dem 
bloßen Gruppenführer nähert, ſo daß von dieſer Seite her 
eine erfreuliche Entwicklung vom Akkordmeiſterſyſten zu 
dem des Gruppenakkords mit Kolonnenführer fiat 
findet, bei dem die einzelnen Arbeiter Anteil am Akkordgewinn 
haben und nicht ausgeſchwitzt werden. Auf gewiſſen Gebieten 
des Arbeitslebens, wie bei den Zieglern und Putzern, werden 
freilich umgekehrt die freien Gruppenakkorde vielfach von einem 
Zwiſchenmeiſtertum verdrängt, bei dem die einzelnen Arbeiter nicht 
nur des Anteils am Akkordgewinn entbehren, ſondern überhaupt 
nur gegenüber dem Zwiſchenmeiſter berechtigt ſind. Dieſer aber 
iſt ein wirtſchaftlich höchſt ſchwacher Kleinunternehmer, der bis⸗ 
weilen mit dem Lohn durchgeht, oft aber auch, weil das eigene 
Geſchäft nicht einſchlägt, den Lohn ſchuldig bleibt. 

Der zweite Teil des Buches behandelt die rechtliche Stellung 
der Zwiſchenperſonen. Daß die allgemeinen geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen des „Bürgerlichen“ Geſetzbuchs hier vielfach 
unzureichend ſind, erklärt ſich eben aus dem „Klaſſencharalter“ 
dieſes geſetzgeberiſchen Werkes, der unbewußt und ungewollt dann 
doch in ganz naiver Weiſe in ſeinem Titel zum Ausdruck kommt. 
Denn wenn man vom „bürgerlichen“ Recht und von den „bürger: 
lichen Gerichten“ im Sinne des allgemeinen und ordentlichen 
ſpricht, ſo liegt dem doch die ſoziale Evolution der franzöſiſchen 
Revolution zugrunde, die das Bürgertum zur herrſchenden Klaſſe 
machte, aber noch gar nicht daran dachte, den Bedürfniſſen des 
vierten Standes gerecht zu werden. Das Verſagen der poſitiven 
Rechtsordnung iſt hier aber um ſo ſchlimmer, als es auch an 
klaren und vollſtändigen Willenserklärungen der Parteien meiſtens 
zu fehlen pflegt. Das liegt nicht nur an der mangelnden Rechts⸗ 
vertrautheit der Arbeiter, ſondern, wie Appel mit Recht bemerkt, 
oft auch an der Geiſtesrichtung der Arbeitgeber, die von dem be⸗ 
kannten „Herrenſtandpunkt“ aus eine klare Regelung aller mit dem 
Arbeitsverhältnis im Zuſammenhang ſtehenden Rechtsfragen für 
überflüſſig, unbequem und untunlich halten. Im Falle unſozialet 
Geſinnung, die ja mit ſolchem Herrenſtandpunkt freilich durchaus 
nicht immer Hand in Hand zu gehen braucht, kann dann der Unter⸗ 
nehmer von Fall zu Fall bald gewiſſe Arbeitgeberrechte für ſich 
in Anſpruch nehmen, bald ſich den Pflichten des Arbeitgebers 
entziehen. 

Um ſo wichtiger ſind die auf die eindringliche dogmatiſche 
Unterſuchung im letzten Teile der Arbeit folgenden Vorſchläge füt 
eine geſetzliche Regelung der Stellung der Zwiſchenperſonen. Eine 
ſolche erſcheint um jo notwendiger, als die Urteile der Gewerbe⸗ 
gerichte meiſtens keiner Berufung unterliegen, und auch, wo das der 
Fall iſt, mangels einer Zentralinſtanz ſich keine einheitliche Judi⸗ 
katur der Landgerichte entwickeln kann. Für ſolche geſetzgeberiſche 
Regelung liegt ſeit den, den Anfang machenden verdienſtvollen und 
grundlegenden Arbeiten Wölblings mancherlei wertvolles Material 
vor, über das uns der Verfaſſer in Kenntnis ſetzt. Hierher ge⸗ 
hören namentlich auch die vom Deutſchen Juriſtentag angenomme⸗ 
nen Theſen von Prof. Ludwig Bernhard. Der Verfaſſer ſelbſt 
entſcheidet ſich mit Recht im Anſchluß an Wölbling für eine 
Regelung der rechtlichen Stellung der Zwiſchenperſonen innerhalb 
des Syſtems der RGewO., wo er die betreffenden Beſtimmungen 
hinter 8 119 c eingefügt ſehen möchte. Nicht ohne Grund ver⸗ 
wirft er in bezug auf das „Wie“ der Regelung den radikalen 
Standpunkt des Berliner Gewerbegerichts, das ein direktes Verbot 
der Zwiſchenperſonen verlangt hat. Statt deſſen verlangt er den 
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geſetzgeberiſchen Zwang zu klareren Abmachungen bei Eingehung 
des Arbeitsvertrags und möchte dieſe materiellen Arbeits— 
bedingungen nicht in die Akkordzettel und Lohnbücher, ſondern in 
die Arbeitsordnung aufgenommen ſehen. Auch darin iſt ihm beizu⸗ 
ſtimmen, daß der Erlaß der Arbeitsordnung für alle Betriebe ges 
fordert werden muß, in denen Akkordarbeit vorkommt, und daß dem 
Arbeitnehmer der Inhalt der Arbeitsordnung vor Abſchluß des 
Arbeitsvertrags bekannt gemacht werden muß. Für die Art und 
Weiſe, wie der bezügliche Abſchnitt der Arbeitsordnung die Rechts— 
ſtellung der Zwiſchenperſonen zu regeln hätte, müßte der Geſetz— 
geber dann eine Reihe Normativbeſtimmungen ſchaffen, z. B. daß 
der Arbeitgeber ſich auf Vereinbarungen mit dem Kolonnenführer 
dann nicht berufen kann, wenn ſie der Kolonne zum Nachteil 
gereichen und nicht von allen Mitgliedern der Kolonne genehmigt 
ſind. Es würde zu weit führen, hier auf weitere Einzelheiten der 
geſetzgeberiſchen Vorſchläge einzugehen. Nur auf einen Geſichts— 
punkt mag noch hingewieſen werden. Der moderne rechtspolitiſche 
Gedanke, daß derjenige, der den wirtſchaftlichen Vorteil aus der 
Tätigkeit des Arbeiters hat, dieſem gegenüber auch gewiſſe Haf— 
tungen übernehmen muß, die ihn in ſeiner Exiſtenz ſchützen, muß 
ſich auch in der Beziehung durchſetzen, daß Grundſätze, wie ſie auf 
dem Gebiete der Unfallverſicherung für die Einziehung der Bei— 
träge gelten, auch für die Lohnforderungen Geltung gewinnen, in⸗ 
dem hier wenigſtens eine ſubſidiariſche oder ſolidariſche Haftung 
der Hauptunternehmer für die Lohnſchulden ihrer Zwiſchenmeiſter 
gegenüber den Arbeitern einzutreten hätte. 

Die Unterſuchung von Appel blendet nicht durch geiſtreiche 
Theſen und neue Ideen, aber ſie ſtellt eine wertvolle Arbeit dar 
durch die abſolute Beherrſchung des geſamten Materials und durch 
einen beſonders ſcharfen Blick für das Vernunftgemäße. Anzu— 
erkennen iſt weiter das Geſchick der Darſtellung. 

Profeſſor Dr. Walther Schücking, Marburg. 


Emannel Adler: Der urheberrechtliche Schutz arditeltoni- 
ſcher Pläne und kunſtgewerblicher Entwürfe und Erzeng- 
niſſe. Oſterreichiſche Zeitſchrift für Strafrecht, 7. Jahrgang, 
1916. 

Die erſtrebenswerte Annäherung zwiſchen der deutſchen und 
öſterreichiſchen Geſetzgebung muß ſich vor allem auch auf das 
Urheberrecht beziehen. Hier nimmt Eſterreich dank dem völlig 
ungereiften und dilettantiſchen Elaborate des Pandektiſten Exner, 
gegen das ich ſeinerzeit warnend aufgetreten bin n) und das doch 
zum Geſetz geworden iſt, eine Sonderſtellung ein, die nicht eben 
zu beneiden iſt. Der ganze grundlegende Gedanke von dem 
Unterſchied zwiſchen Individual- und Immaterialrecht fehlt hier, 
die Rechte der Autoren ſind außerordentlich verkürzt, die Brücke 
zu den Geſetzgebungen anderer Kulturvölker fehlt, die Gedanken 
find unfertig, die Ausführung untüchtig, und fo iſt zu hoffen, daß 
das Geſetz möglichſt bald in die Verſenkung verſchwindet. Dann 
werden auch für die Literatur und Jurisprudenz des Urheber— 
rechts in Sfterreich beſſere Tage erſcheinen, und wir werden 
zuſammen arbeiten können in einer Materie, die ſchon darum 
eine ſpeziell deutſche genannt werden muß, weil der Gedanke des 
geiſtigen Eigentums (ein an und für ſich überſchießender und 
juriſtiſch unrichtiger Gedanke, der aber ein ſtarkes Ferment in das 
Urheberrecht brachte), auf deutſchem Boden entſtanden iſt. “) 

Der Verfaſſer geht von Entſcheidungen des öſterreichiſchen 
Kaſſationshofes aus, welche es allerdings an abgrenzender 
Schärfe und an juriſtiſcher Erfaſſung der Materie fehlen laſſen. 
In einer Entſcheidung vom 15. März 1915 wird vom Verhältnis 
zwiſchen Kunſtgewerbe und Urheberrecht geſprochen und vom Kunſt— 
werk verlangt, daß es die Befriedigung des äſthetiſchen Gefühls 
bezwecke und der Ausdruck der Individualität des Künſtlers ſei. 


1) Arch BürgR. X, 280 of. 
2) Vgl. mein Urheberrecht an Schriftwerken S. 68f. 
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Der Unterſchied zwiſchen Kunſtwerk und Muſter würde alſo darin 
beſtehen, daß die Kunſt Selbſtzweck und das Muſter eine 
Schöpfung zum Zwecke der Gebrauchszier ſei. Dieſen Grund⸗ 
gedanken habe auch ich vor Jahren vertreten, insbeſondere auch 
noch auf dem deutſch-öſterreichiſchen Muſterrechtskongreß von 1896; 
ich habe ihn längſt aufgegeben: er hatte zu einer Zeit einen ratio⸗ 
nellen Hintergrund, als Kunſt und Kunſtgewerbe ſich noch völlig 
ausſchloſſen. Allerdings war dieſer Ausſchluß und dieſe Trennung 
eine erſt künſtlich gewordene, ſie hatte ſich mit der Entwicklung 
des Zunftrechts und als deſſen Folge gebildet. Die blühende 
Zeit der Renaiſſance kannte eine derartige Ausſcheidung nicht: 
die Künſtler arbeiteten dort wechſelweiſe für die hohe Kunſt wie 
für das Kunſtgewerbe, ja ſie ſchrieben ſich in eine der Handwerks— 
zünfte ein; und erſt ſpäter, als ſich mit der Entwicklung der 
Lucasgilden die Maler zu einer beſonderen Berufsgruppe ver— 
einigten, mußte ſich allmählich eine weite Kluft zwiſchen Kunſt 
und Gewerbe auftun.?) Dieſe iſt heutzutage nach Löſung der 
Zunftſchranken vollſtändig gewichen, und die Künſtler arbeiten für 
die Ausſtattung von Gebrauchsgegenſtänden mit derſelben ne 
brunſt wie für die Bilder, welche, von allem Gebrauch abgeſchieden, 
nur allein der äſthetiſchen Beſchauung dienen. Schon die Art und 
Weiſe, wie die Künſtler die Bilderrahmen dem Bilde entſprechend 
zu geſtalten ſuchen, oder wie ſie die Bilder in die Architektur der 
Zimmer und Treppenhäuſer einfügen, zeigt, wie ſehr Gebrauch 
und äſthetiſche Betrachtung ineinander übergehen. 

Der heutige Unterſchied zwiſchen Kunſtwerk und Muſter kann 
darum nicht mehr in dem Zwecke gefunden werden, ſondern in der 
Natur der Darſtellung, je nachdem fie ein Bild (Weltſchöpfungs— 
bild) vor die Seele bringt und damit ein Bildindividuum innerhalb 
der Bildidee ſchafft, oder je nachdem man nur Raumformen ge— 
ſtaltet, welche ohne Bildidee durch Linien und Farbe einen 
äſthetiſch anregenden Eindruck machen; mit anderen Worten, die 
Kunſt ſchafft etwas, was in den platoniſchen Ideen liegt, 
das Muſter bleibt außerhalb. 

Ein zweiter ſchwerer Irrtum liegt in der Entſcheidung des 
Kaſſationshofes vom 27. Oktober 1914, wonach die Nachbildung 
von Kunſtwerken, auch falls fie durch den Inhaber eines Ges 
werbes und für das Gewerbe erfolgt, dann keine Rechtsverletzung 
ſei, wenn nur je eine Nachbildung eines jeden Werkes be— 
abſichtigt wird; eine Theorie, welche die Kunſt im höchſten Grade 
gefährdet.“) Allerdings muß auch das deutſche Recht in dieſer 
Beziehung eine Irrung anerkennen; denn ehemals hat auch das 
RG. unter Ablehnung meiner Aufſtellung angenommen, daß eine 
einmalige Abſchrift einer Partitur zum Zwecke der Aufführung 
erlaubt ſei. Doch davon iſt man ſchon längſt abgekommen.“) 

Wenn man mit einem jo untüchtigen Geſetzeswerk, wie dem 
öſterreichiſchen Urheberrechtgeſetze zu tun hat, wäre es wünſchens⸗— 
wert, daß einſtweilen Rechtslehre und Rechtsübung durch 
ſchöpferiſche Geſetzesbehandlung den Mißſtänden möglichſt abzu— 
helfen ſuchten und nicht etwa die Exnerſchen Irrtümer vers 
ewigten. Davon iſt man leider bis jetzt noch weit entfernt.“) 

Geh. Juſtizrat Prof. Dr. Joſef Kohler, Verlin. 


Dr. Wilhelm Boethke, Kgl. Preuß. Oberverwaltungsgerichtsrat: 
Das Rote Kreuz. Seine Entſtehung, ſein Weſen und ſeine 
Einrichtungen. Leipzig, Verlag von Philipp Reclam jun. 

Der Juriſt, der die Zeichen der Zeit verſteht, wird ſich der 

Anſicht nicht verſchließen können, daß es mit der überwiegenden 

Bedeutung des Zivilrechts ein für allemal vorbei iſt. Offentlich— 


2) Vgl. mein Kunſtwerkrecht S. 6f. 

) Anders hatte der Kaſſationshof 14. April 1913 (OſtZ. 
f. Strafrecht IV Entſch. S. 242) entſchieden. 

8) Val. mein . an Schriftwerken S. 176. 

2 Man vergleiche die höchſt 1 Ausführungen 
von Löffler, Oſtz. 7 S Strafrecht IV Entſch. S. 246, die noch 
mu Herrenhausmaterraiten hantieren! 
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rechtliche Gebiete, insbeſondere Staats⸗ und Verwaltungsrecht im 
allgemeinen, Steuerrecht, Arbeiterverſicherungs⸗ und Arbeiterſchutz⸗ 
recht und anderes im beſonderen werden immer bedeutſamer und 
geben der Beſchäftigung mit dem, was früher allein der Beachtung 
des Juriſten wert erſchien, die ihr gebührende Stellung als Grund⸗ 
lage und Mittelpunkt, aber nicht als ausſchließliche Domäne. Auch 
das Völkerrecht, das nichts weniger als tot iſt, wenn es auch zu 
den „Kriegsbeſchädigten“ im weiteſten Sinne gehört, wird nach 
dem Kriege vorausſichtlich das Intereſſe in erhöhtem Maße in 
Anſpruch nehmen und hoffentlich auch von der deutſchen Rechts⸗ 
wiſſenſchaft mehr als bisher bearbeitet werden. 

Alles das geht auch den Anwalt an: Erweiterung des 
Geſichtskreiſes, intenſive Beſchäftigung mit Dingen, die nach der 
hergebrachten Auffaſſung nur loſe mit ſeiner bisherigen Tätigkeit 
zuſammenhängen, ſind ihm vonnöten. Nur ſo kann er imſtande 
ſein, aus dem reinen Prozeßanwalt ſich rechtzeitig in den Rechts⸗ 
berater, in den „juriſtiſchen Hausarzt“ umzuwandeln. 

Das Rote Kreuz, dem die angezeigte Schrift gewidmet iſt, ſtellt, 
wie ſeine umfaſſende Kriegstätigkeit täglich von neuem offenbar 
werden läßt, einen ſo bedeutſamen Faktor des öffentlichen Lebens 
dar, daß auch dem Juriſten und beſonders dem beratenden Anwalt 
eine nähere Kenntnis ſeiner Organiſation erwünſcht ſein muß. 
Sind doch — wie der Verfaſſer, der frühere Kammergerichtsrat, 
jetzige Oberverwaltungsgerichtsrat Boethke, hervorhebt — über 
das Rote Kreuz, von dem jeder ſpricht, das aber nur wenige genau 
kennen, allenthalben Unklarheiten und Mißverſtändniſſe vorhanden. 
Der Verfaſſer nennt ſeine Schrift daher eine Aufklärungsſchrift, 
die ſich an alle wendet, die Aufklärung ſuchen, dabei aber nicht an 
der Oberfläche haften, ſondern tiefer in das Weſen der Sache ein⸗ 
dringen wollen.!) 

Dieſen Zweck wird die Arbeit vollauf erreichen, denn in klarer 
Sprache und überſichtlicher Anordnung, in populärer Form und 
doch mit wiſſenſchaftlicher, ſtets auf die Quelle zurückführender 
Gründlichkeit und Genauigkeit wird ein anſchauliches Bild von 
dem Roten Kreuz entworfen. Wir erfahren das Weſentliche über 
die geſchichtliche Entwicklung und den Inhalt des Genfer Ab⸗ 
kommens und hören, daß die den Kriegs⸗Sanitätsdienſt ergänzende 
freiwillige Krankenpflege nur dann unter dem Schutz des Roten 
Kreuzes ſteht, wenn ſie von beſonders zugelaſſenen Hilfsgeſell⸗ 
ſchaften, eben den Vereinen vom Roten Kreuz, ausgeübt wird. 
Es wird die Organiſation dieſer Vereine in Deutſchland dar⸗ 
geſtellt, der Orts⸗, Bezirks⸗ und Provinzialvereine, die ihre Spitze 
in dem Landesverein und ſchließlich im Zentralkomitee der 
deutſchen Vereine vom Roten Kreuz haben. Die vielfach ver⸗ 
breitete Anſicht, als ſtelle das deutſche Rote Kreuz eine ſtraffe, ein⸗ 
heitliche Geſamtorganiſation dar, iſt jedoch irrig. „Jeder Verein, 
namentlich aber die einzelnen Landesvereine, iſt grundſätzlich ganz 
ſelbſtändig. Alle haben ihre eigenen Aufgaben und ihre eigenen 
Geldmittel. Die Geſamtorganiſation iſt zu vergleichen mit der 
Gemeindeorganiſation im Staate. Die einzelnen Gemeinden 
haben ihre Selbſtändigkeit und Selbſtverwaltung. Die vorgeſetzte 
Aufſichtsbehörde kann zwar nach gewiſſer Richtung hin auf ſie 
einwirken, ſie kann aber nicht beſtimmend in ihre Verhältniſſe ein⸗ 
greifen, ſoweit das Geſetz das nicht zuläßt.“ (S. 17.) 

Die Vereine unterſtehen dem allgemeinen Vereinsrecht, dem 
Reichsvereinsgeſetz in öffentlich⸗rechtlicher Beziehung, dem BGB. 
in privatlicher Hinſicht. Zum Roten Kreuz in weiterem Sinne 
gehören auch die Frauenvereine, von denen der größte, der ſeit 
1866 beſtehende Vaterländiſche Frauenverein, gerade in dieſen 
Tagen ſeinen 50. Geburtstag feiert. 

Eingehend werden ſodann die Aufgaben des Roten Kreuzes 
im allgemeinen, die ſich in Kriegskrankenpflege im engeren und 
weiteren Sinne und in Kriegswohlfahrtspflege gliedern, ſowie 
einzelne Hauptzweige ausführlicher geſchildert, ſo das Kaſſen⸗ 


1) S. a. Boethke: Das Rote Kreuz, JW. 1916, 703 f. 


und Sammelweſen und die Liebesgaben, die Vereinslazarette, 
Vereinslazarettzüge, Lazarettſchiffe, die Kriegsbeſchädigten⸗ und 
Hinterbliebenenfürſorge, Bäder⸗ und Anſtaltsfürſorge, Ge⸗ 
fangenen⸗ und Flüchtlingsfürſorge, die Tätigkeit des Zentral⸗ 
komitees, das Rote Kreuz zur See. 

Von unmittelbarem Intereſſe für den Juriſten ſind die Aus⸗ 
führungen über das Perſonal der Vereine. Hier find zu unter 
ſcheiden die Vereinsbeamten für die Bureautätigkeit, die im Dienſt 
der freiwilligen Krankenpflege Beſchäftigten, das männliche 
Unterperſonal (Krankenträger, Krankenpfleger und Depotperſonal) 
und das weibliche Perſonal (Berufs- und Hilfsſchweſtern). An 
der Spitze der geſamten freiwilligen Krankenpflege ſteht der Kaiſer⸗ 
liche Kommiſſar und Militär⸗Inſpekteur der freiwilligen Kranken⸗ 
pflege, dem die einzelnen Delegierten unterſtellt ſind. Je nach 
der Zugehörigkeit zu der einen oder der anderen Kategorie regelt 
ſich die praktiſch wichtige Frage nach den anzuwendenden Rechts⸗ 
ſätzen; es genügt, an dieſer Stelle auf folgende Schlagworte hin⸗ 
zuweiſen: Dienftvertrag 8 611 ff. BGB., Arbeiter⸗ und An» 
geſtelltenverſicherung, Militärſtrafgerichtsbarkeit, Diſziplinargewalt, 
Invalidenverſorgung, Kriegsverſorgung für Hinterbliebene, Fa⸗ 
milienunterſtützung und anderes mehr. Der Anhang, welcher ein 
Abteilungsverzeichnis des Zentralkomitees vom Roten Kreuz und 
eine Zuſammenſtellung der Dienſtſtellen der freiwilligen Kranken⸗ 
pflege in und für Berlin enthält, vervollſtändigt die praktiſche 
Brauchbarkeit der Schrift, die, ohne ein Nachſchlagebuch zu ſein, 
doch, wie der Verfaſſer hofft, bei Gelegenheit auch die Zwecke eines 
ſolchen wird erfüllen können. 

Rechtsanwalt Dr. Alexander Philipsborn, Berlin 

(zur Zeit Brüſſel). 


Jahrbuch des Deutſchen Rechts. Begründet von Dr. Huge 
Neumann. Herausgegeben von Dr. Franz Schlegelberger, 
Kammergerichtsrat, und Dr. Theodor v. Olshauſen, 
Regierungsrat. 13. und 14. Jahrgang. Verlag, F. Vahlen, 
Berlin. Preis geb. 25 bzw. 30 &. 


Nicht ohne Wehmut nimmt man die beiden letzten Bände des 
Jahrbuchs zur Hand. Der erſte Herausgeber und Schöpfer des 
Buches iſt dahingegangen. Die Idee, ein derartiges Jahrbuch zu 
ſchaffen, war völlig neu. Sie konnte nur dem Haupte eines 
Mannes entſpringen, der, auf hoher wiſſenſchaftlicher Warte 
ſtehend, zugleich die Bedürfniſſe der Praxis voll zu würdigen ver⸗ 
mochte, der wußte, was der praktiſche Juriſt im Augenblick ge⸗ 
braucht und wie man es ihm zuzuführen habe. So iſt dieſes Buch 
allmählich das große Sammelbecken geworden, durch welches ſich 
die von überall her ſtrömenden Quellen wiſſenſchaftlicher Arbeit 
nutzbringend und befruchtend über das Feld praktiſcher juriſtiſcher 
Betätigung ergoſſen. Die ſtattliche Reihe von Bänden, welche 
das Werk bereits aufzuweiſen hat, zeigt, wie glücklich der Gedanke 
iſt, der es ins Leben gerufen hat. Die ſeltene Gabe, die Neu⸗ 
mann beſaß, ſchwierige wiſſenſchaftliche Arbeit zu organifieren, 
trat bei dieſem Werk beſonders in die Erſcheinung, und wenn 
man es ſtets als einen Beweis von vollendeter Organiſation an⸗ 
geſehen hat, daß der Organiſator ſich ſelbſt überflüffig macht, daß 
man ſeinen Wegfall nicht merkt, fo iſt auch hier dieſer Beweis 
glänzend erbracht. Allerdings muß rühmend anerkannt werden, 
daß er ausgezeichnete und feiner würdige Nachfolger in den Ber: 
ſonen von Schlegelberger und Olshauſen, der von 
Anbeginn unter Neumann an dem Werke gearbeitet hatte, gefunden 
hat. So hat es ſich — das höchſte Lob, das man dem beliebten 
Werke ſpenden kann! — ſeine Stellung auch unter den neuen 
Herausgebern bewahrt, und wird ſie zweifellos weiter behaupten. 
Das haben die Monate, die ſeit dem Erſcheinen der beiden Bände 
verfloſſen ſind, gelehrt; wenn auch, gerade in dem Organ des 
Deutſchen Anwaltvereins, dem weite Kreiſe der Anwaltſchaft be⸗ 
wegenden Bedauern Ausdruck gegeben werden muß, daß in der 
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Führung dieſes ausgezeichneten und wohl bewährten Werks — 
das anwaltlicher Initiative entſprochen, anwaltlichem praktiſchen 
Blick ſeine Entſtehung und Organiſation verdankt — kein Anwalt 
mehr erſcheint. Die Kriegsgeſetze ſind in dem Jahrbuch nicht be⸗ 
handelt, welches inſoweit ſeine Ergänzung in dem nicht minder 
vortrefflichen „Kriegsbuch“ von Güthe und Schlegelberger !) findet. 
Wohl aber zeigt ſich die Wirkung des Krieges auf unſer geſamtes 
bürgerliches Recht auch in dieſem Friedensteil des Jahrbuchs 
auf Schritt und Tritt. In ihm ſind diejenigen einzelnen 
Geſetze, welche, obwohl durch die Kriegszeit hervorgerufen, 
lediglich die inneren rechtlichen Verhältniſſe betreffen, auf- 
genommen. So namentlich das Geſetz zur Einſchränkung 
der Verfügung über Miet⸗ und Pachtzinsforderung. Höchſte 
Anerkennung verdient es, daß es gelungen iſt, trotz der 
Schwierigkeit der Verhältniſſe ſämtliche Materien (mit Ausnahme 
des Patent⸗ und Gebrauchsmuſterrechts, deſſen Berichterſtatter 
einberufen iſt) vollſtändig fertigzuſtellen. Gerade angeſichts der 
Bedeutung, die dies Buch für die Praxis erlangt hat, wäre ſein 
Ausbleiben ſchmerzlich vermißt worden; um fo größerer Dank 
gebührt namens der ganzen Juriſtenwelt den Herausgebern, den 
Mitarbeitern ſowie dem Verlage. Auch dieſes Buch und fein reich- 
haltiger Inhalt wird, wenn einſt die Geſchichte dieſes Krieges 
geſchrieben werden wird, als ein Beweis für die innere Geſund⸗ 
heit und Arbeitsfreudigkeit des deutſchen Volkes und der Feſtigkeit 
unſerer inneren Verhältniſſe betrachtet werden. M. 


Kleinere Aufſätze. 


Die Generalſubſtitution vor den Militärgerichten. 
Im „Recht“ 1916, 509 vertritt Amtsrichter Dr. Haeger die Meinung, 
daß im militärgerichtlichen Strafverfahren ein Rechtsanwalt als 
Generalſubſtitut eines anderen nur dann auftreten könne, wenn er 
nach 8 841 Mil Std. qualifiziert oder ſelbſt Offizier des Beurlaubten⸗ 
ſtandes ſei. Bei dem Offizialverteidiger, den nur der Gerichtsherr 
beſtellen dürfe, ſei dagegen jede Subſtitution, alſo auch die General⸗ 
ſubſtitution, überhaupt unzuläffig. 

Der zuerſt angeführte Satz gibt den Inhalt einer Entſcheidung 
des Reichsmilitärgerichts vom 23. Auguſt 1905 (RMilG. 9, 87) 
wieder, die ich ſchon an anderer Stelle (Kommentar zur RAD. 8 25 
Anm. 24) als unzutreffend bekämpft habe. Ob dagegen die Ent⸗ 
ſcheidung in RMilG. 7, 5 den zweiten oben angeführten Satz auch 
für die Generalſubſtitution oder nur für die Spezialſubſtitution auf⸗ 
ſtellen wollte, iſt nicht unbedingt ſicher, wenn auch nach ihrer Bes 
gründung die Richtigkeit der erſteren Annahme wahrſcheinlich iſt. 

Die beiden von Haeger vertretenen Sätze verkennen die grund⸗ 
ſätzliche Stellung des anwaltſchaftlichen Generalſubſtituten. Zunächſt 
muß man ſich klarmachen, daß dieſer durch ſein Auftreten für den 
verhinderten Anwalt gar nicht ſelbſt „Verteidiger“ wird, ſondern nur 
die Rechte des Verteidigers für dieſen ausübt Er wird ja auch 
im Zwilprozeß nicht ſelbſt Prozeßbevollmächtigter, was man z. B. 
daraus erkennen kann, daß ſein Tod ohne Einfluß auf den Fortgang 
des Verfahrens iſt. Er ſteht auch für feine Perſon in keinem Bers 
tragsverhältniſſe zur Partei, auch ihr gegenüber erſüllt er nur die 
Pflichten des Vertretenen, erwirbt er nur für dieſen Rechte und Anſprüche. 

Anderſeits repräſentiert der allgemeine Stellvertreter die ganze 
Perſönlichkeit des vertretenen Anwalts in beruflicher Hinficht. Er 
kann grundſätzlich alle eigentlichen Berufsgeſchäfte für ihn vornehmen, 
und zwar kraft der ihm durch 8 25 RAD. allgemein verliehenen 
öffentlich⸗ rechtlichen Stellung, während die beſonderen, für 
einzelne Prezeßgebiete erlaſſenen Beſtimmungen über die Spezial⸗ 
ſubſtitution (wie die 8 139 StPO. 88 27 Abſ. 2, 101 RW.) 
hier gar nicht heranzuziehen ſind. Daraus ergibt ſich einmal, daß 
die Unterſcheidung zwiſchen Wahl und Offizial verteidigung für unſere 


1) Vgl. JW. 1915, 943; 1916, 649. 
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Frage ganz abwegig iſt. Auch der beſtellte Verteidiger wird — im 
bürgerlichen wie im Militärftrafprogeß — durch den Generalſubſtituten 
vertreten, und zwar einfach deshalb, weil die Verteidigung zweifellos 
zu feinen Berufsgeſchäften gehört, nicht weil — wie Löwe zu 8 144 
SPD. ſagt — in der Beſtellung eines Rechtsanwalts zum Verteidiger 
ſtillſchweigend die Beſtellung ſeines allgemeinen Stellvertreters ent⸗ 
halten iſt oder weil — wie Haeger ausführt — das erkennende 
Gericht im bürgerlichen Strafprozeß durch die Zulaſſung des Generals 
ſubſtituten dieſen ſtillſchweigend als Verteidiger anſtatt des Bertretenen 
beſtelle. Stillſchweigende Beſtellung oder Mitbeſtellung des Generals 
ſubſtituten könnte doch nur ſo lange angenommen werden, als nicht 
das Gericht oder der Vorſitzende einen gegenteiligen Willen kundgäbe. 
Dazu find fie aber nicht berechtigt. Der Verteidiger kann von feiner 
Funktion enthoben werden; es kann aber, ſolange er Verteidiger iſt, 
dem Generalſubſtituten nicht verboten werden, ſeine Funktionen aus⸗ 
zuüben. Das würde gegen 8 25 RAD. verſtoßen. Daher kann auch für 
den Militärſtrafprozeß kein anderes Ergebnis daraus abgeleitet werden, 
daß der Gerichts herr allein zur Auswahl des Verteidigers zuſtändig iſt. 

Aus dem oben Geſagten und dem Inhalt des 8 25 RAD. folgt 
ferner, daß der Generalſubſtitut keineswegs die beſonderen Eigen⸗ 
ſchaften zu haben braucht, deren Vorhandenſein auf ſeiten des Ver⸗ 
tretenen das Prozeßrecht für die Ausübung einzelner Funktionen vor⸗ 
ausſetzt. Im Intereſſe einer gedeihlichen Rechtspflege beſtimmt das 
Geſetz, daß im Kollegialgerichtsprozeß nur Rechtsanwälte, die beim 
Prozeßgerichte zugelaſſen ſind, als Prozeßbevollmächtigte fungieren 
können. Dennoch geftattet 8 25 RAD., daß auch Rechtskundige, die 
mindeſtens wei Jahre im Vorbereitungsdienſt beſchäftigt waren, als 
Generalſubſtituten alle Funktionen des Prozeßbevollmächtigten ausüben. 

Im reichsgerichtlichen Zivilprozeß iſt nur eine privilegierte, nach 
freiem Ermeſſen ausgewählte Rechtsanwaltſchaft zugelaſſen; jede 
Spezialſubſtitution anderer Anwälte iſt unterſagt. Dennoch kann als 
Generalſubſtitut jeder Aſſeſſor, jeder bei einem anderen Gerichte zu⸗ 
gelaſſene Anwalt uſw. aufgeſtellt werden, und wenn er aufgeſtellt iſt, 
fo übt er alle Funktionen des Reichsgerichtsanwalts für dieſen aus 
(Ber ZS. in JW. 1883, 209). Im bürgerlichen Strafprozeß hängt 
die Zulaſſung eines Wahlverteidigers, der nicht Anwalt oder Hoch⸗ 
ſchullehrer iſt, vom Ermeſſen des Gerichts ab. Der Generalſubſtitut 
eines Rechtsanwalts aber muß nach längſt herrſchender Meinung 
auch dann zugelaſſen werden, wenn er weder Anwalt noch gegen⸗ 
wärtig im Juſtizdienſt beſchäftigt iſt. Es iſt hienach nicht einzuſehen, 
warum im Militärftrafprogeß andere Grundſätze herrſchen und warum 
hier die Erſorderniſſe, die 8 341 Mil Std. für den Verteidiger aufs 
ſtellt, auch für den Generalſubſtituten gelten ſollten. Das allgemeine 
geſetzgeberiſche Motiv, daß aus militärdienſtlichen Gründen im weſent⸗ 
lichen nur auserwählte Rechtsanwälte bei den Militärgerichten als 
Verteidiger zugelaſſen werden ſollen, kann nicht dazu führen, daß das 
Geſetz über feinen Inhalt hinaus gedeutet wird; auch beim NG. ver 
folgt das Geſetz mit ſeiner Einſchränkung der freien Advokatur aus 
prozeßpolitiſchen Gründen die Tendenz, die zivilprozeſſuale Neviſions⸗ 
inſtanz dem auserwählten Kreiſe der Reichsgerichtsanwälte vorzubehalten. 
Und doch iſt man ſeit mehr als 30 Jahren darüber einig, daß die 
geſetzliche Beſchränkung mangels einer beſonderen Vorſchrift auf den 
Fall der Generalſubſtitution nicht ausgedehnt werden darf. 

Es iſt gerade im Kriege ein praktiſches Bedürfnis, daß im 
militärgerichtlichen Verfahren der Rechtsanwalt als Verteidiger ſich 
auch durch einen Generalſubſtituten vertreten laſſen darf, der nicht zu 
den gemäß 8 341 MilStGD. qualifizierten Perſonen gehört. Für 
die zahlreichen Anwälte, die Kriegsdienſte tun, wird es an ſich ſchon 
immer ſchwerer, einen allgemeinen Vertreter zu finden; muß nun der 
beim Militärgericht zugelaſſene Anwalt noch eine engere Auswahl 
unter den in gleicher Weiſe qualifizierten Kollegen treffen, ſo wird die 
Schwierigkeit häufig zur Unmöglichkeit werden. Dem ſollte die Praxis 
durch eine richtige Anwendung des Geſetzes vorbeugen. In friedlichen 
Zeiten iſt ja die Generalſubſtitution ein Ausnahmezuſtand. Etwaigen 
Mißbräuchen würden die Vorſtände der Anwaltskammern zu begegnen 
wiſſen. Rechtsanwalt Dr. Max Friedländer, München. 
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Die Unklarheit der Vertreter- Bekanntmachung vom 
14. Januar 1915 (681. 5. 17). Nach dem KTG. vom 
4. Auguſt 1914 wird ein Verfahren, in dem eine Partei Kriegsteil⸗ 
nehmer (KT.) iſt, von Geſetzes wegen unterbrochen (§ 2). Hat aber 
der KT. einen Prozeßbevollmächtigten oder anderen Vertreter, ſo wird 
das Verfahren nicht unterbrochen. Nach der urſprünglichen Faſſung 
des KTG. mußte jedoch das Gericht auf Antrag des Vertreters 
(Prozeß bevollmächtigten) das Verfahren ausſetzen (8 3 Abſ. 2). Die 
amtliche Begründung (Begr.) zur Vertreter⸗ Bekanntmachung (Vertr.⸗Bek.) 
— abgedruckt in der Voſſ. Ztg. Nr. 27 vom 15. Januar 1915 — 
bemerkt dazu, daß dieſe Vorſchriften vielfach mißbraucht worden ſeien, 
um die Erfüllung beſtehender Zahlungspflichten ohne Grund zu ver⸗ 
weigern. Es wird dann erkärt, daß die Unzuträglichkeiten beſeitigt 
werden ſollten, und zwar fo, daß § 2 des Entwurfs der Vertr.⸗Bek. 
die Möglichkeit eröffnet, einen gemäß 8 3 Abſ. 2 KTG. geſtellten 
Antrag auf Ausſetzung des Verfahrens abzulehnen, wenn die Aus⸗ 
ſetzung offenbar unbillig ſein würde. Dann heißt es: „Soll die 
Möglichkeit, gegen den KT. vorzugehen, praktiſche Bedeutung haben, 
fo muß zugleich dafür geſorgt werden, daß der KT., wenn er nicht 
ſchon einen Vertreter hat, im Rechtsſtreit einen Vertreter erhält, der 
ſeine Intereſſen wahrnimmt. Ohne eine Vertretung des KT. würde 
das Verfahren nach 82 KTG. ohne weiteres unterbrochen und damit 
die Durchführung von Anſprüchen praktiſch ausgeſchloſſen fein.“ 
In der Einzelbegründung zu § 2 heißt es: „Nach der Beſtellung 
eines Vertreters kommt eine Unterbrechung des Verfahrens auf Grund 
des KTG. nicht mehr in Frage. Vielmehr hängt die Fortſetzung des 
Verfahrens zunächſt davon ab, ob der Vertreter die Ausſetzung be⸗ 
antragt. Unterbleibt der Antrag, ſo nimmt das Verfahren ſeinen 
Lauf. Wird der Antrag geſtellt, ſo iſt ihm nach der Vorſchrift in 
8 3 Abf. 2 KTG., die als leitender Grundſatz nach wie vor beſtehen 
bleibt, regelmäßig ſtattzugeben, es ſei denn, daß das Gericht 
dies Ergebnis für offenbar unbillig erachtet.“ 


Dieſe amtl. Begr. und ebenſo die ganze Vertr. Bek. leidet an 
einer inneren Unklarheit. Dies ergibt ſich aus folgendem: Wie nicht 
zweifelhaft iſt und die amtl. Begr. ſelbſt betont, ſoll die Vertr.⸗Bek. 
das KTG. nur ergänzen. Die nicht abgeänderten Vorſchriften des 
KTG. bleiben in Kraft. Das KTG. wieder iſt begrifflich als Teil 
der ZPO. zu betrachten. Wenn das KTG. von „Unterbrechung“ und 
„Ausſetzung“ des Verfahrens ſpricht, ſo ſind für dieſe Begriffe zweifellos 
die Vorſchriften der ZPO. maßgebend. Ich nehme nun den nach dem 
KTG. für den nicht vertretenen KT. als normal anzuſehenden Fall: 
Gegen den nicht vertretenen Beklagten ſchwebt eine Klage, nunmehr 
wird er KT.; oder aber: gegen den nicht vertretenen KT. wird eine 
Klage angeſtrengt.!) 

Jetzt iſt von Geſetzes wegen nach § 2 KTG. das Verfahren unters 
brochen. Demnächſt beſtellt auf Antrag des Gegners der Vorſitzende 
des Grichts dem KT. einen Vertreter (§ 1 Vertr.⸗Bek.). Was nun 
weiter? Die Vertr.⸗Bek. ſchweigt. Sie gibt nur für die am 14. Januar 
1915 fon anhängigen Rechtsſtreitigkeiten in 8 4 eine Übergangs⸗ 
vorſchrift, die allerdings unten noch betrachtet werden ſoll, hier aber, 
weil eben dem Wortlaut nach nur Übergangsvorſchrift, außer Betracht 
bleiben mag. Sehe ich mir nun die oben mitgeteilte amtl. Begr. zu 
§ 2 Vertr.⸗Bek. an, fo finde ich, daß fie nicht paßt. Nach der Be 
ſtellung eines Vertreters ſoll „eine Unterbrechung nicht mehr in Frage 
kommen“? Das Verfahren iſt ja ſchon unterbrochen. Der „Fortgang“ 
des Verfahrens ſoll davon abhängen, ob der Vertreter „Ausſetzung“ 
beantragt? Wie kann bei einem ſchon unterbrochenen Verfahren 
„Ausſetzung“ in Frage kommen? Wenn der Ausſetzungsantrag nicht 
geſtellt wird, ſo ſoll das Verfahren „ſeinen Lauf“ nehmen? Welchen 
Lauf denn? Ein unterbrochenes Verfahren läuſt nicht, es ſei denn, 
daß es aufgenommen wird. Vgl. ZPO. 8$ 250, 239, KTG. § 4 Nr. 2. 


1) Daß es zuläſſig iſt, gegen einen KT. die Klage anzuſtellen, 
iſt nach Wortlaut und Sinn des KTG. nicht zweifelhaft, vgl. die 
amtl. Begr. zum 8 2 KTG. und die Mehrzahl der Schriftſteller 
(Güthe in IJMBl. 1914, 743 ff. unter II 1 e.). 
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Sollte etwa die Vertr.⸗Bek. annehmen, daß das unterbrochene Verfahren 


ohne weiteres weiterläuft, nachdem der Vertreter beſtellt iſt — was 
eine ganz eigentümliche Abweichung von der Regel der ZPO. be 
deuten würde, ohne daß in der Vertr.⸗Bek. auch nur ein Wort von 
dieſer Eigentümlichkeit geſagt iſt? 

Wie mir ſcheint, erklärt ſich die Tatſache, daß die Vertr.⸗Bel. 
alle dieſe Zweifel erweckt, aus folgendem: Merkwürdigerweiſe geht 
die Vertr.⸗Bek, ohne dieſes zu ſagen, ſtillſchweigend von det 
Annahme aus, daß der Vertreter für den KT. vor der Klageerhebung 
beſtellt wird. Die amtl. Begr. zu § 1 der Vertr.⸗Bek. bemerkt: „Die 
Beſtellung kann vor Erhebung der Klage und zum Zwecke der Zu⸗ 
ſtellung der Klageſchrift erfolgen .. ..“. Dieſe von der Begr. an 
genommene Möglichkeit den Vertreter ſchon vor Klageerhebung zu beſtellen, 
bat ſich dann in dem Kopfe des Verfaſſers der Begr. und der Vertr. 
Bek. unmerklich als Normalfall, ja als einzig möglicher Fall dar⸗ 
geftellt.2) Denn nur für dieſen Fall paſſen die Bemerkungen ber 
amtl. Begr. Iſt der Vertreter vor Klageerhebung beſtellt, ſo tritt aller⸗ 
dings keine Unterbrechung des Verfahrens ein (KTG. 8 2 Abi. 1 Nr. 2). 
Dann nimmt das Verfahren „feinen Lauf“, falls nicht der Vertreter 
Ausſetzung beantragt. Beantragt er Ausſetzung, ſo kann doch bei 
Unbilligkeit der Antrag abgelehnt werden ($ 3 Abſ. 2 Satz 2 KTG.) 
Dann alſo klappt alles wunderſchön. Ganz anders aber, wenn der 
Vertreter beſtellt wird, während das Verfahren ſchon unterbrochen oder 
ausgeſetzt iſt. Wie in ſolchem Falle zu verfahren iſt, darüber enthält 
die Vertr. Bek. kein Wort. Auch § 4 Nr. 2 KTG rrift nicht zu. 

Wie iſt zu helfen? Mir ſcheint ſo, daß man die Vorſchriften 
des § 4 Vertr.⸗Bek. entſprechend anwendet. § 4 enthält nach feinem 
Wortlaut und der amtl. Begr. nur eine Übergangsvorſchrift, d. h. eine 
Vorſchrift für diejenigen Prozeſſe, in denen am 14. Januar 1915 
das Verfahren auf Grund der bis dahin geltenden Vorſchriften des 
KTG. ſchon unterbrochen oder ausgeſetzt war. Dabei hat ſich aber 
die Vertr.⸗Bek. offenbar in der Meinung befunden, daß für die ſpäter 
(nach dem 14. Januar 1915) vorkommenden Fälle eine beſondere 
Regelung nicht nötig ſei, ſondern ſich ſchon aus den beſtehenden 
Vorſchriften dahin ergebe, daß das Verfahren „ſeinen Lauf nehme“ 
und abzuwarten ſei, ob der Vertr. den Ausſetzungsantrag ſtelle. Daß 
dieſe Auffaſſung unrichtig iſt, habe ich oben dargelegt. Da iſt dann 
die naturgemäße Erwägung die: Iſt das Verfahren unterbrochen oder 
ausgeſetzt, ſo ſetzt die Vertreterbeſtellung das Verfahren nicht wieder 
in Lauf. Die Vertreterbeſtellung tft nur eine vorbereitende Maßregel. >) 
Um das Verfahren wieder in Lauf zu bringen, dient das entſprechend 
anzuwendende Verfahren des § 4 Vertr.⸗Bek., und zwar kann die Auf: 
nahme gemäß dem angeführten $ 4 — der oſſenſichtlich 8 239 ZPO. 
nachgebildet iſt — durch den Gegner des KT. erzwungen werden. 
Das Verfahren iſt ſo, daß der Gegner den Vertreter „zur Aufnahme des 
Verfahrens und zugleich zur Verhandlung der Hauptſache“ lädt. Wenn 
der Vertreter erſcheint (im Anwalts verfahren natürlich fein Anwalt), 
ſo iſt aber auch jetzt nicht etwa richtig, daß der Vertreter, der den Fort⸗ 
gang des Verfahrens nicht wünſcht, einen „Ausſetzungsantrag“ zu 
ſtellen hätte. Denn das unterbrochene oder ausgeſetzte Verfahren 
iſt noch gar nicht wieder im Gange, kann alſo auch nicht „ausgeſetzt“ 
werden. Der richtige Antrag des Vertreters geht vielmehr dahin, den 
Aufnahmeantrag des Gegners abzulehnen. Das Gericht hat richtiger⸗ 
weiſe nicht darüber zu entſcheiden, ob das Verfahren ausgeſetzt werden 
ſoll, ſondern darüber, ob das unterbrochene oder ausgeſetzte Verfahren 
erneut in Gang kommen ſoll. Soll es dies, ſo hat das Gericht durch 
Beſchluß dahin zu entſcheiden, daß das Verfahren als aufgenommen 
gelte; dies kann auch im Verſäumnisverfahren geſchehen (Vertr. Bek. 
§ 4 Abſ. 2 Satz 3). Das Verfahren iſt dann von dieſem Zeitpunkt 


2) Daß die Vertreter Beſtellung ſchon vor Klageerhebung möglich 
iſt, iſt durchaus zuzugeben, auch praktiſch notwendig. So auch neuer 
dings OLG. Bamberg 12. 1. 1916, IW. 1916, 610 und mit beſonders 
guter Begründung OLG. Breslau 4. 8. 1916, ZW. 1916, 610. 


) Daher auch bei unterbrochenem oder ausgeſetztem Verfahren 
ohne Syſtemwidrigkeit zuläſſig, vgl. ZPO. § 249 und Gaupp Stein 
dazu unter III. 
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an wieder in Gang gekommen.“) Hält das Gericht aber den Weiter⸗ 
lauf des Verfahrens nicht für angebracht, ſo hat es durch Beſchluß 
den Aufnahmeantrag des Gegners abzulehnen. Ein Verfahren ohne 
mündliche Verhandlung iſt unzuläſſig. Stets muß geladen und in 
mündlicher Verhandlung befunden werden. Nur dann iſt dies anders, 
wenn der Vertreter des KT. ſelbſt das Verfahren aufnehmen will. Dies 
kann er, und zwar dadurch, daß er dem Gegner einen Aufnahme⸗ 
ſchriftſatz zuſtellt (ZPO. § 250). Das Verfahren kommt dann mit 
der Zuſtellung dieſes Schriftſatzes in Lauf. Wollte etwa ſpäter der 
Vertreter den Fortgang des Verſahrens hemmen, ſo hätte er dann aller⸗ 
dings einen „Ausſetzungsantrag“ zu ſtellen, da ja jetzt wirklich ein 
(wieder) im Gange befindliches Verfahren aufgehalten werden ſoll. 
Hält man den hier angegebenen Weg nicht für richtig und gang⸗ 
bar, ſo wüßte ich nicht, wie ein Verfahren, bei dem der Vertreter erſt 
nach dem 14. Januar 1915, und zwar bei ſchon ſchwebendem, aber 
unterbrochenem oder ausgeſetztem Verfahren beſtellt wird, ordnungs⸗ 
mäßig und in einer namentlich den Zeitpunkt des Weiterlaufs des 
Verfahrens zweifelsfrei feſtſtellenden Art auch gegen den Willen des 
KT. oder des Vertreters in Gang kommen könnte. Ginge dies aber 
nicht, dann hätte die Vertr. Bek. größtenteils ihr Ziel verfehlt. Denn 
ihr Ziel iſt ja gerade, für Ausnahmefälle die Rechtsverſolgung gegen⸗ 
über dem KT. auch gegen ſeinen Willen zu ermöglichen, und zwar 
ſowohl für die vor wie die nach dem 14. Januar 1915 angeſtrengtem 
Proze ſſe. Oberlandesgerichtsrat A. Freymuth, Hamm. 


Ladung und Zuſtellung an Kriegs- und Zivilgefangene. 
Über eine Million Kriegs- und Zivilgefangene find im deutſchen 
Wirtſchaftsleben tätig. Damit haben fie auch für den Rechtsverkehr 
erhöhte Bedeutung gewonnen. 

Im Ladungs⸗ und Zuſtellungsweſen in Gefangenenprozeſſen 
herrſcht in der Praxis große Verſchiedenheit und Unſicherheit. Dieſer 
Zuſtand iſt auf einem Gebiete, der wie das Zuſtellungsweſen von 
ſtrengen Formvorſchriften beherrſcht wird, nicht wünſchenswert. 

Im Zivilprozeß treten die Gefangenen ſelten hervor. Zu ſcheiden 
iſt zwiſchen Kriegs⸗ und Zivilgefangenen. 

Die Kriegsgefangenen find vollkommen militäriſch organiſiert. 
Sie find in Kompanien eingeteilt. Die Kompanien find zu 
Bataillonen zuſammengefaßt. Die Vorſchriſten des Militärſtrafrechts 
finden auf fie Anwendung ($ 1 Nr. 8 MStGd., 8 158 Y St. GB.). 
Die bei Ladung und Zuſtellung für Soldaten geltenden Beſtimmungen 
der ZPO. find auf fie analog anzuwenden. Danach hat die Zeugen: 
ladung eines Kriegsgefangenen durch Erſuchen der Militärbehörde zu 
erfolgen (§S 378 ZPO.). Die Zuſtellung erfolgt gemäß § 172 30. 
an den Chef der zunächſtvorgeſetzten Kommandobehörde. Iſt der 
Gefangene einem Arbeiterbataillon im Auslande zugeteilt, ſo erfolgt 
die Zuſtellung an ihn gemäß § 201 ZPO. durch Erſuchen der vor⸗ 
geſetzten Kommandobehörde. Jede andere Form der Zuſtellung trägt 
der militäriſchen Organiſation nicht Rechnung. Vor allem iſt es 
nicht angängig, die Zuſtellung ſo veranlaſſen zu wollen, als wäre 
der Gefangene in Straſhaft, alſo Erſatzzuſtellung an den Gefängnis⸗ 
vorſteher vorzunehmen. Zwiſchen der durch Aufenthalt im Kriegs⸗ 
gefangenenlager bewirkten Freiheitsentziehung und Straſthaft iſt ein 
grundlegender Unterſchied. Dies ſolgt ſchon daraus, daß in jedem 
Geſangenenlager ein beſonderes Arreſthaus beſteht, in dem Freiheits⸗ 
firafen verbüßt werden. Dem Kommandanten des Geſangenenlagers 
kommt ſicherlich nicht die Eigenſchaft eines „Gefängnisvorſtandes“ 
zu, noch viel weniger aber dem Feldwebel oder Unteroffizier, der 
das Arreſthaus leitet. 

Bei Zivilgefangenen iſt wieder zu unterſcheiden, ob ſie zur freien 
Arbeitsaufnahme entlaſſen ſind oder einem Lager angehören. Im 
erſten Falle ſtehen ſie der militäriſchen Organiſation völlig fern. Sie 


4) Es würde auch genügen, daß — wenigſtens im Verſäumnis⸗ 
verfahren — das Gericht keinen beſonderen Beſchluß faßt, aber die 
Verhandlung zur Hauptſache zuläßt, vgl. Gaupp⸗Stein 8 239 unter IV. 
Empfehlenswert dürfte aber ſtets ein beſonderer Beſchluß ſein. 
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unterſtehen lediglich Polizei und Landrat. Ladung und Zuſtellung 
an ſie erſolgt wie an jeden anderen Ziviliſten. 

Gehören ſie dagegen einem Kriegsgefangenenlager an, ſo ſind 
ſie als Ziviliſten einer umſaſſenden militäriſchen Organiſation ein⸗ 
gegliedert. Sie gehören denſelben Kompanien und Batatllonen an wie 
die Kriegsgefangenen. Sämtliche im Lager für die Kriegsgefangenen 
geltenden Beſtimmungen finden auf fie Anwendung. Sie machen denſelben 
Dienſt wie dieſe. Vor allem geht jeder Poſtverkehr mit ihnen durch die 
Lagerzenſur. Bei Ladung und Zuſtellung muß dieſe Organiſation berück⸗— 
ſichtigt werden. Es iſt unmöglich, fie unmittelbar zu laden. Der Zivil 
gefangene hat gar keine Möglichkeit, ohne Kenntnis und Veranlaſſung 
ſeiner Kompanie einen Termin wahrzunehmen. Auch beſteht keine Ge⸗ 
währ dafür, daß die Zenſurſtelle bei der Unmenge des zu prüfenden 
Briefwechſels überhaupt in der Lage iſt, eine Ladung etwa bei amts⸗ 
gerichtlicher Ladungsfriſt rechtzeitig weiterzugeben. Der Eigenart der 
Verhältniſſe wird nur dadurch Rechnung getragen, daß auf Zivil⸗ 
gefangene, die einem Lager angehören, die gleichen Veſtimmungen 
bei Ladung und Zuſtellung zur Anwendung kommen wie auf Kriegs: 
gefangene. 

Ungleich häufiger ſind Ladung und Zuſtellung an Gefangene im 
Strafprozeß. Wieder iſt zwiſchen Kriegs- und Zivilgefangenen zu 
ſcheiden. Die Ladung eines Kriegsgefangenen erfolgt gemäß 83 171, 
185 MStSD. durch Erſuchen um Geſtellung und dienſtliche Ans 
ordnung. Es kommen die für aktive Soldaten geltenden Beſtimmungen 
zur Anwendung. 

Die Zuſtellung regelt ſich nach 8 142 MStGD. Von den im 
1. Abſ. des 8 142 MStGd. aufgeführten Mittelsperſonen kommt 
jedoch nur die hierzu beſtellte Militärperſon in Betracht. Durch 
kriegsminiſteriellen Erlaß vom 15. Juni 1916 iſt angeordnet, daß 
für den Bezirk eines jeden Lagers eine Militärperſon beſtimmt wird, 
die allgemein mit der Vornahme von Zuſtellungen an Kriegsgefangene 
beauftragt iſt. Dieſe Militärperſon übergibt dem Zuſtellungs empfänger 
eine Auöfertigung oder beglaubigte Abſchriſt des zuzuſtellenden 
Schriſtſtückes gegen Empfangsbeſcheinigung. Auf der Empfangs⸗ 
beſcheinigung iſt in jedem Falle noch zu vermerken, daß der zuſtellende 
Soldat mit der Zuſtellung beauftragt iſt (Erlaß des Kriegsminiſteriums 
vom 15 Juni 1916). 

Zivilgefangene unterſtehen dem Militärſtraſrecht auch dann nicht, 
wenn fie einem Lager angehören (RMG. 19, 228). Demnach find 
für Ladung und Zuſtellung die Vorſchriften der StPO. maßgebend. 
Sind die Zivilgefangenen zur freien Arbeitsaufnahme entlaſſen, ſo 
beſteht zwiſchen ihnen und jedem anderen, der geladen oder dem 
zugeſtellt wird, kein Unterſchied. 

Gehören ſie dem Lager an, ſo ergibt ſich der eigentümliche Fall, 
daß ſie zwar der militäriſchen Organiſation eingegliedert ſind, aber 
nicht nach Militärrecht beurteilt werden. Sie unmittelbar zu laden, 
iſt aus den oben angeführten Gründen undurchführbar. Es iſt auch 
hier nicht zutreffend, wenn ſie wie ein Ziviliſt geladen werden, der 
nicht auf freiem Fuße iſt (8 215 StPO.). Ganz abgeſehen von den 
bereils erwähnten Gründen ergibt das im Falle des § 215 StBD. 
gebräuchliche Formular der Zuſtellungsurkunde die Widerſinnigkeit dieſer 
Art der Zuſtellung. Es ſieht vor, daß ein Gefängnisbeamter 
dem Angeklagten den Termin bekanntgibt. Einem deutſchen Unter⸗ 
offizier, der den Zivilgefangenen von dem Termin benachrichtigt, kann 
man ebenſowenig die Role eines Gefängnisbeamten zuweiſen wie dem 
Lagerkommandanten oder Arreſthausfeldwebel die eines Gefängnis⸗ 
vorſtehers. 

Auch hier iſt lediglich die militäriſche Organiſation maßgebend. 
Ihr wird nur dann Rückſicht getragen, wenn Zivilgefangene als 
Zeugen durch Erſuchen der Militärbehörde gemäß § 48 II StPO. 
geladen werden. Für eine Ladung des Angeklagten fehlt eine ähnliche 
Beſtimmung in der StPO., denn für die Ladung eines aktiven 
Soldaten als Angeklagten gelten die Beſtimmungen der MStGd. 
Die richtige Löſung liegt darin, daß 8 48 I StPO. auf Ladung eines 
Zivilgefangenen als Angeklagten analog angewandt wird. Dieſe Praxis 
beſteht bereits bei einzelnen Gerichten. 
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Auf die Zuſtellung finden gemäß 8 87 StBO. die in der 380. 
gegebenen Beſtimmungen Anwendung. Es behält darum hier bei den 
oben für den Zivilprozeß entwickelten Grundſätzen ſein Bewenden. 

Referendar Proskauer, Langenſalza. 


Die Fortdauer des Beſtätigungsrechts des mobilen 
Gerichts herrn nach der Demobilmachung. Die Beſtimmung 
des 8 419 MStGdO., wonach es gegen die im Felde ergangenen 
militärgerichtlichen Urteile kein Rechtsmittel gibt, iſt infolge häufiger 
Erörterung auch weiteren Kreiſen bekannt. Über den Begriff „im 
Felde“ iſt gleichfalls im Laufe des Krieges ſo viel geſchrieben worden, 
daß es eines näheren Eingehens kaum bedarf; es ſei deshalb hier 
nur erwähnt, daß nach 8 5 EGMSIGD. die für das „Feld“ 
gegebenen Ausnahmevorſchriften einmal für die Dauer des mobilen 
Zuſtandes des Heeres oder einzelner Teile desſelben und ferner auch 
für die Beſatzung eines feſten Platzes, ſolange derſelbe vom Feinde 
bedroht iſt, in Geltung find. 

Als Erſatz für die Rechtsmittel iſt bei den feldkriegsgerichtlichen 
Urteilen das Beſtätigungs⸗ und Aufhebungsrecht der PrMStGö0. bei 
behalten worden.!) Nach 8 421 RMStd. gilt dasſelbe hinſichtlich 
derjenigen militärgerichtlichen Urteile, welche zu der Zeit, in welcher 
der Angeklagte in ein mobiles Verhältnis tritt, die Rechtskraft noch 
nicht erlangt haben. Sie werden wie feldkriegsgerichtliche Urteile 
behandelt; beide Arten von Urteilen, ſowohl die „im Felde“ ergangenen 
aus 8 419, als auch diejenigen aus 9 421 MESLtGD. bedürfen zu 
ihrer Rechtskraft und Vollſtreckbarkeit demnach der Beſtätigungsorder 
durch den zuſtändigen Befehlshaber. 

Dies vorausgeſchickt, ſei folgender Fall mitgeteilt, der bei allen 
Militärgerichten praktiſch werden kann: 

Der Angeklagte war in erſter Inſtanz vor dem Kriege verurteilt 
worden; er hatte gegen dieſes Urteil friſt⸗ und formgerecht Berufung 
eingelegt; über die Berufung konnte jedoch nicht mehr entſchieden 
werden, weil der Angeklagte inzwiſchen — nach Ausbruch des Krieges 
— mit einem mobilen Truppenteil ins Feld gerückt war. Auf ihn 
fand deshalb nunmehr der 8 421 MStGd. Anwendung. Die Akten 
wurden daher zwecks Beſtätigung bzw. Aufhebung des Urteils dem 
zuſtändigen mobilen Befehlshaber ins Feld geſandt. Die Beſtätigungs⸗ 
order wurde jedoch weder erteilt noch verſagt, ſondern die Akten 
kamen mit der Bemerkung zurück, daß der Angeklagte, der inzwiſchen 
ſchwer verwundet und in ein Heimatslazarett transportiert worden 
wäre, wieder immobil geworden fet, fo daß eine Beſtätigung des 
Urteils ſeitens des mobilen Befehlshabers nicht mehr in Frage käme. 

Eine derartige Folgerung iſt unrichtig. 

Mit dem Eintritt des Angeklagten in ein mobiles Verhältnis 
war das von ihm gegen das kriegsgerichtliche Urteil eingelegte Rechts⸗ 
mittel der Berufung untergegangen. Das Beſtätigungsrecht, das nach 
3 421 MStGd. zweifellos auf den zuſtändigen mobilen Befehls⸗ 
haber übergegangen war, ging jedoch mit dem Ausſcheiden des An⸗ 
geklagten aus dem mobilen Verhältnis und ſeinem erneuten Immobil⸗ 
werden nicht gleichfalls unter, ſondern es dauerte über dieſen 
Zeitpunkt hinaus fort, ſo daß der mobile Befehlshaber auch noch nach 
dem Immobilwerden des Angeklagten irgendwie zu dem Urteil hätte 
Stellung nehmen müſſen. Er hätte es entweder beſtätigen oder die 
Beſtätigung verſagen und ſeine Aufhebung veranlaſſen müſſen. 
Allerdings iſt nur der Zeitpunkt des Beginns des Beſtätigungs⸗ 
rechts für die Urteile des 8 421 MSGO. im Geſetz ausdrücklich 
feſtgelegt, während es an einer ausdrücklichen Beſtimmung hinſichtlich 
der Beendigung dieſes Rechts fehlt. 

Es konnten daher — dies mag zugegeben werden — mangels 
ausdrücklicher geſetzlicher Regelung hierüber manche Zweifelsfragen 
entſtehen, und es iſt zur Behebung eines jeden Zweifels ſehr erfreulich, 


1) Über die „Beftättaung” im einzelnen vgl. 88 10 ff. der kaiſer⸗ 
lichen Verordnung über die Strafrechtspflege bei dem Heere in Kriegs⸗ 
zeiten vom 28. Dezember 1899 
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daß fi eine grundlegende Entſcheidung des RM. im neueſten 
Bande (Bd. 19 S. 207 fl.) eingehend mit dieſer Frage beſchäftigt. 

1. Die Entſcheidung geht davon aus, daß als Erſatz für Rechts⸗ 
mittel nicht nur bei den feldkriegsgerichtlichen Urteilen, ſondern auch 
bei denjenigen des 8 421 MStED., das Beſtätigungs⸗ und Auf⸗ 
hebungsrecht des zuſtändigen Befehlshabers geſchaffen woc den ſei, und 
zwar derart, daß, wie ſchon kurs bemerkt, die bis zum Eintritt des 
Angeklagten in das mobile Verhältnis zuläſſig geweſenen Rechtsmittel 
mit dieſem Zeitpunkte untergehen. Sie ruhen alſo nicht nur, 
ſondern ſind nicht mehr vorhanden! Die Hervorhebung dieſes Um⸗ 
ſtandes iſt wichtig; denn hieraus ergibt ſich ohne weiteres die Folge⸗ 
rung, die das RMG. zieht, nämlich, daß mit etwaigem erneuten Im⸗ 
mobilwerden des Angeklagten die Rechtsmittel nicht von ſelbſt wieder 
aufleben können. Wenn fie wieder zuläſſig fein follten, müßten fie 
vielmehr durch poſitive geſetzliche Vorſchrift neu geſchaffen worden fein. 

Und eine ſolche poſitive Vorſchriſt enthält der 8 433 MEtSd. 
Allgemein bekannt iſt wohl die Beſtimmung des Abſ. 1, wo die 
Überleitung des feldkriegsgerichtlichen in das ordentliche Verfahren 
geregelt iſt. Wird danach im Laufe eines im Felde eingeleiteten 
Strafverfahrens der Beſchuldigte zu einem immobilen militäriſchen 
Verbande verſetzt oder einem ſolchen überwieſen, fo findet die Über: 
leitung des Feldverfahrens in das ordentliche Verfahren ftatt. Für 
den oben mitgeteilten praktiſchen Fall intereſſiert jedoch nur die Vor⸗ 
ſchrift des 8 433 Abſ. 2. Dort heißt es: „War jedoch ein Urteil 
bereits ergangen, ſo hat über die Beſtätigung der bis dahin zuſtän⸗ 
dige Befehlshaber ... zu befinden.“ Nach dieſer Beſtimmung 
dauert alſo das Beſtätigungsrecht des zuſtändigen mobilen Befehls⸗ 
habers bei den „im Felde“ ergangenen Urteilen des 8 419 
MStGd. grundſätzlich über den Zeitpunkt des Wiedereintritts des 
Angeklagten in ein immobiles Verhältnis hinaus fort. Wenn man 
die Urteile des § 421 ohne weiteres den feldkriegsgerichtlichen Urteilen 
gleichſtellt, ſo hatte zweifellos ſchon nach dieſer poſitiven geſetzlichen 
Vorſchrift in unſerem Fall der zuſtändige mobile Befehlshaber auch 
nach erneutem Eintritt des Angeklagten in das immobile Verhältnis 
das Recht und die Pflicht, ſich zu entſcheiden, ob er das kriegsgericht⸗ 
liche Urteil beſtätigen oder die Beſtätigung verſagen wollte. Wenn 
er trotzdem weder das eine, noch das andere tat, ſo iſt dies nur ſo 
zu erklären, daß er der Anſicht war, der 8 483 Abſ. 2 MstSo. 
gelte nur für die feldkriegs gerichtlichen Urteile des 8 419; da 
es ſich aber im vorliegenden Falle nicht um ein ſolches, ſondern um 
ein Urteil aus § 421 a. a. O. handle, könne die Vorſchrift des 
8 433 nicht Platz greifen. 

Zwar iſt im 8 483 nicht ausdrücklich auch auf den 8 421 Bezug 
genommen; meines Erachtens iſt jedoch mit dem NM. in der an: 
geführten Entſcheidung anzunehmen, daß eine derartige Einſchränkung 
der Beſtimmung des 5 433 MStGD. unrichtig iſt. Der 8 421 iſt 
ja gerade deshalb ins Geſetz aufgenommen worden, weil berückſichtigt 
werden mußte, daß bei eintretender Mobilmachung diejenigen Perſonen, 
gegen welche bis dahin im ordentlichen Verfahren erkannt werden 
konnte, zum größten Teil in das Feld verhältnis eintreten. Der 
Geltendmachung und Durchführung von Rechtsmitteln gegen dieſe 
Perſonen betreffende Urteile würden alſo dieſelben Hinderungsgründe 
entgegenſtehen, wie ſie bei den im Felde ergangenen Urteilen vor⸗ 
handen ſind. Gerade um derartige Hinderungsgründe von vornherein 
auszuſchließen, find die Urteile des § 421 hinſichtlich des Beſtätigungs⸗ 
rechts den feldkriegsgerichtlichen Urteilen völlig gleichgeſtellt worden. 
Schon hieraus ergibt ſich, wie man meines Erachtens mit dem RM. 
folgern muß, daß das Beſtätigungsrecht des zuſtändigen mobilen 
Befehlshabers auch bezüglich der Urteile des 8 421 dieſelbe Zeit⸗ 
dauer haben muß, wie es bei den Urteilen der Feldgerichte der Fall 
iſt. Dauert bei dieſen das Beſtätigungsrecht unſtreitig gemäß $ 433 
Abf. 2, über den Zeitpunkt des Immobilwerdens des Angeklagten 
hinaus fort, ſo iſt es nicht einzuſehen, warum dies bei den den feld⸗ 
kriegsgerichtlichen Urteilen ſonſt völlig gleichgeſtellten Urteilen des 
8 421 nicht ebenſo fein ſollte. Daß der Geſetzgeber gerade hinſichtlich 
der Dauer des Beſtätigungsrechts dieſe beiden Arten von Urteilen 
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verſchieden hat behandeln wollen, ift bei dem Mangel einer aus 
drücklichen Beſtimmung nicht anzunehmen. 

2. Dazu kommt aber noch folgendes: Wenn wirklich bei den 
Urteilen des 8 421 MStGd. das Beſtätigungsrecht des mobilen 
Befehlshabers mit dem Zeitpunkt, in welchem der Angeklagte wieder 
im das immobile Verhältnis tritt, ohne weiteres aufhören würde, fo 
müßte ſich doch im Geſetz bzw. in der oben in der Anmerkung er⸗ 
wähnten kaiſerlichen Verordnung eine Beſtimmung befinden, daß das 
Beſtätigungsrecht auf den nunmehr zuſtändigen immobilen Befehls⸗ 
haber übergeht. Schon deshalb müßte eine ſolche Beſtimmung vor⸗ 
handen ſein, weil ſonſt die Rechtskraft ſolcher Urteile überhaupt 
nicht herbeigeführt werden könnte. Denn die bis zum Eintritt 
des Angeklagten in das mobile Verhältnis zuläſſig geweſenen Rechts⸗ 
mittel ſind ja mit dieſem Zeitpunkt untergegangen. 

Dieſes Bedenken kann man nicht etwa dadurch beſeitigen, daß 
man argumentiert, die bis zum Eintritt des Angeklagten in das 
mobile Verhältnis zuſtändig geweſenen Rechtsmittel ſind zwar unter⸗ 
gegangen, ſie leben aber mit dem erneuten Immobilwerden des An⸗ 
geklagten wieder auf. Wenn das richtig wäre, wäre allerdings für 
das Beſtätigungsrecht kein Platz mehr, es hätte mit dem Zeitpunkt 
des Wiedereintritts des Angeklagten in das immobile Verhältnis 
aufgehört. Eine derartige Argumentation iſt aber zweifellos unrichtig. 
Und zwar ſchon deshalb, weil ſie darauf hinauskäme, daß in jedem 
derartigen Falle mit dem Augenblick des erneuten Immobilwerdens 
eine Überleitung der Sache in das ordentliche Verfahren zu erſolgen 
hätte. Der eine ſolche Überleitung behandelnde Abſ. 1 des 8 433 
MESISD. betrifft jedoch nur die Fälle, in denen ein Urteil noch 
nicht ergangen war. Daraus iſt zu entnehmen, daß Fälle, in 
welchen bereits ein Urteil vorliegt, nicht ohne weiteres in das ordent⸗ 
liche Verfahren überzuleiten ſind; es leben alſo auch in ſolchen Fällen 
die früher zuläſſig geweſenen Rechtsmittel nicht ohne weiteres wieder 
auf. Um die Rechtskraft derartiger Urteile überhaupt herbeiführen 
gu können, bleibt alſo nur die Beſtätigung; ein weiterer Weg, dieſe 
Urteile rechtskräftig werden zu laſſen, iſt nicht vorhanden. Die Bes 
ſtätigungsorder hat mangels einer entgegenſtehenden Beſtimmung der 
zuſtändig geweſene mobile Beſehlshaber zu erteilen. 

Dieſes find die beiden Hauptgründe, aus denen auch das RM. 
in der angeführten Entſcheidung das Beſtätigungsrecht des zuſtändigen 
mobilen Befehlshabers über den Zeitpunkt des Wiedereintritts des 
Angeklagten in ein immobiles Verhältnis hinaus fortdauern läßt. 
Beide reichen meines Erachtens vollkommen aus, um jeden Zweifel 
über die Fortdauer des Beſtätigungsrechts zu beheben. 

8. Immerhin dürfte es intereſſant fein, noch einen Blick auf die 
weitere Begründung zu werfen, die das RM. feiner Entſcheidung 
zugrunde legt (S. 211 ff.). 

a) Würde das Beſtätigungsrecht nicht fortdauern, ſo würden, ſagt 
das RMG., für dieſelbe Perſon bald die Rechtsmittel gegeben fein, bald 
nicht; denn natürlich könne ſich bei jeder einzelnen Perſon der mobile und 
der immobile Zuſtand, und zwar auch wiederholt, ablöſen. — Dieſer 
an ſich höchſt unerfreuliche Zuſtand würde meines Erachtens zwar 
eine erhebliche Verzögerung der anhängigen Strafſachen bedingen, er 
allein wäre aber wohl kaum ein Beweis dafür, daß — ſchon um 
derartige Zuſtände zu vermeiden — das Beſtätigungsrecht über den 
Zeitpunkt des erneuten Eintritts in die Immobilität hinaus fort⸗ 
dauert. Lediglich zur Unterſtützung der beiden erwähnten Hauptgründe 
könnte man ſagen, daß es zudem recht unprakttſch vom Geſetzgeber 
gedacht wäre, wenn er das Beſtätigungsrecht des mobilen Befehls⸗ 
habers mit dem Wiedereintritt des Angeklagten in das immobile 
Verhältnis untergehen laſſen wollte. Und zwar deshalb unpraktiſch, 
weil andernfalls für dieſelbe Perſon bald die Rechtsmittel gegeben 
wären, bald nicht, ein Zuſtand, der mit den Grundſätzen der militäriſchen 
Rechtspflege und dem militäriſchen Intereſſe unvereinbar wäre. 

b) Für das Fortbeſtehen des Beſtätigungsrechts hebt das RM. 
ferner die Vergleichung mit 8 435 Abſ. 2 MELSD. hervor. Eine 
ſolche Hervorhebung geſchieht zwar mit Recht; der 8 435 kann aber 
meines Erachtens auch lediglich zur Unterſtützung der oben für die 
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Fortdauer des Beſtätigungsrechtes über den Zeitpunkt des erneuten 
Immobilwerdens hinaus angeführten beiden Hauptgründe in Frage 
kommen. 8 435 beſagt: „Mit der Demobilmachung treten die Bes 
ſtimmungen dieſes Titels außer Anwendung. Noch nicht erledigte 
Straſſachen ſind in das ordentliche Verfahren überzuleiten. 

„Auf die bei Eintritt der Demobilmachung noch nicht beſtätigten 
Urteile finden die im 8 433 Abſ. 2 für den Fall der Verſagung der 
Beſtätigung gegebenen Beſtimmungen Anwendung.“ 

Dieſe für den Fall einer allgemeinen Demobilmachung ge⸗ 
troffene Beſlimmung, die den 8 433 Abſ. 2 ausdrücklich für anwendbar 
erklärt, bezieht ſich zweifellos auf alle Urteile, auf die feldkriegs⸗ 
gerichtlichen und diejenigen des 8 421. Bei allgemeiner Demobil⸗ 
machung beſteht alſo das Beſtätigungsrecht auch hinſichtlich der Urteile 
des 8 421 über die Demobilmachung hinaus fort. Es iſt daher nicht 
einzuſehen, inwiefern der Geſetzgeber das Beſtätigungsrecht bei dem 
Wiedereintritt einer einzelnen Perſon in das immobile Verhältnis 
etwa hätte aufhören laſſen wollen. 

Aus alledem ergibt ſich, wie mit dem RM. anzunehmen iſt, 
daß das Beſtätigungsrecht des mobilen Beſehlshabers bei allen Urteilen, 
ſowohl denjenigen der Feldkriegsgerichte gemäß 8 419 als auch den⸗ 
jenigen aus 8 421, über den Zeitpunkt der Immobilmachung des 
Angeklagten hinaus fortdauert. Auch in unſerem Falle hätte alſo 
der mobile Befehlshaber nach dem erneuten Eintritt des Angeklagten 
in das immobile Verhältnis ſein Beſtätigungsrecht in irgendeiner 
Weiſe ausüben müſſen. Zweierlei Möglichkeiten waren vorhanden; 
entweder er hätte die Beſtätigungsorder erteilen, oder fie verſagen 
und die Aufhebung des Urteils veranlaſſen müſſen. Im erſteren 
Falle wäre damit das Urteil rechtskräftig geworden; für den zweiten 
Fall trifit 8 433 Abſ. 2 S. 2 MSt Gd. entſprechende Beſtimmungen. 
„Wird die Veſtätigung verſagt, ſo iſt das Urteil dem Angeklagten 
nach deſſen Übertritt in den immobilen Verband bekanntzumachen. 
Gegen das Urteil iſt binnen der geſetzlichen Friſt (8 879) die Berufung 
zuläſſig,“ heißt es dort. Im Falle der Nichtbeſtätigung wird der 
Kechtsmittelzug alſo neu eröffnet.“) Natürlich nur inſoweit, als er 
vor dem Mobilwerden des Angeklagten noch nicht erſchöpft war; 
welches Rechtsmittel im einzelnen ſtattfindet, wird durch die Lage des 
Verfahrens beſtimmt, in welcher ſich die Sache im Zeitpunkt des 
Mobilwerdens des Angeklagten befand. 

Die Wiedereröffnung des Rechtsmittelzuges hat aber zur Vorauss 
ſetzung, daß nach Verſagung der Beſtätigung das Urteil dem Angeklagten 
zugeſtellt wird. Eine vor dem Mobilwerden des Angeklagten bereits 
bewirkte Zuſtellung kommt nicht in Betracht und muß wiederholt 
werden. Binnen der geſetzlichen einwöchigen Friſt muß dann, ſoll der 
Rechtsmittelzug neu eröffnet werden, das betreffende Rechtsmittel 
eingelegt werden. Das bereits vor dem Mobilwerden des Angeklagten 
eingelegte — aber untergegangene — Rechtsmittel muß neu eingelegt 
werden, wenn es wieder zur Entſtehung gelangen ſoll. 

Unter dieſen Vorausſetzungen ſtand alſo in unſerem Falle dem 
Angeklagten nach Verſagung der Beſtätigung durch den bisher zuſtändig 
geweſenen mobilen Befehlshaber erneut das Rechtsmittel der Berufung 
zu. Zunächſt hätte eine Verſagung der Beſtätigung aber auch tat⸗ 
ſächlich erfolgen müſſen. Nur bei Nichtbeſtätigung des Urteils kann 
der mobile Befehlshaber ausgeſchaltet werden; ſeine gerichtsherrlichen 
Befugniſſe gehen alsdann nach 8 433 Abſ. 2 Satz 5 MStED. auf 
den Gerichtsherrn des immobilen Verbandes über. 

Rechtsanwalt v. Loßberg, Berlin, 
zur Zeit Kriegsgerichtsrat in Allenſtein. 


Die Ariegsleiſtungen nach 8 3 Zi. 6 des Kriegs- 
leiſtungs geſetes. Der Geſetzgeber iſt davon ausgegangen, daß 
die in den Ziffern 1 bis 5 bezeichneten Leiſtungen die wichtigſten 


5) Schon dieſe Neueröffnung bildet übrigens einen Beweis 
dafür, daß die Rechtsmittel tatſächlich, wie oben erwähnt, mit dem 
Eintritt des Angeklagten in ein mobiles Verhältnis nicht nur geruht 
haben, ſondern daß fie untergegangen waren. 
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ſeien, die von der Allgemeinheit im Kriegsfalle für unmittelbare 
militäriſche Zwecke zu bewirken ſeien, und daß das militäriſche 
Intereſſe „ſonſtige Dienſte und Gegenſtände“ nur ausnahmsweiſe 
erforderlich machen könnte. Der Krieg hat jedoch eine ſolche Fülle 
militäriſcher Notwendigkeiten und Zweckmäßigkeiten gezeitigt, daß 
dieſe „ſonſtigen Dienſte und Gegenſtände“ ein ſehr häufiges Objekt 
militäriſcher Requifitionen geworden find. Der Geſetzgeber hat es 
mit NRüdfiht auf die von ihm angenommene Seltenheit dieſer 
Leiſtungen unterlaſſen, ſie zu ſyſtematiſieren. Es iſt daher vielfach 
zweifelhaft geworden, ob gewiſſe beſondere Opfer, die man dem 
einzelnen aufzuerlegen genötigt geweſen iſt, als Kriegsleiſtungen im 
Sinne von 8 3 Ziff. 6 KLG. aufzufaſſen find. So wurden Ents 
ſcheidungen darüber nötig, ob dem Eigentümer von Brieftauben eine 
Entſchädigung zu zahlen war, die zur Verhütung von Spionage in 
amtliche Verwahrung, nicht aber in das Eigentum des Reichsmilitär⸗ 
fiskus übernommen oder für militäriſche Zwecke benutzt worden ſind, 
ob dem Inhaber einer Abdeckereiberechtigung eine Vergütung zu 
leiſten war, wenn angeordnet wurde, daß alle Felle einer beſtimmten 
Art, dem Inhalte der Abdeckereiberechtigung zuwider, an eine be⸗ 
ſtimmte andere Stelle abzuliefern waren. Was die Vergütung für 
ſolche beſonderen Opfer anlangt, die jemandem im militäriſchen 
Intereſſe auferlegt werden, ſo kann man ſie nicht als Dienſte oder 
Gegenſtände auffaffen, deren Leiſtung bzw. Lieferung das militäriſche 
Intereſſe erforderlich gemacht hat, und die daher nach 8 15 KLG. 
vergütet werden müſſen. Wie der in $ 8 Ziff. 6 gemachte Zuſatz: 
„ſoweit die hierzu erforderlichen Perſonen und Gegenſtände im 
Gemeindebezirke anweſend und beziehungsweiſe vorhanden ſind“, 
ergibt, hat man bei der Normierung dieſer Leiſtungspflicht nur 
die Bewirkung perſönlicher Dienſte, alſo aktive Betätigungen, 
und die Übertragung von körperlichen Sachen (als Beiſpiele ſind 
Bewafſnungs⸗ und Ausrüſtungsgegenſtände, Arznei⸗ und Verband⸗ 
mittel genannt) in das Eigentum des Reichsmilitärfiskus oder zur 
Benutzung für militäriſche Zwecke im Auge gehabt. Eine Umwand⸗ 
lung einer zugunſten einer Perſon beſtehenden Pflicht in eine für den 
Reichsmilitärfiskus zu bewirkende (im Falle der Beeinträchtigung der 
Abdeckereigerechtigkeit), ſowie die Auferlegung einer Pflicht, die Bes 
nutzung einer Sache zu unterlaſſen (im Falle der Beſchlagnahme) 
oder die Auferlegung von Freiheitsbeſchränkungen fallen alſo nicht 
unter den Begriff der Kriegsleiſtungen des § 3 Ziff. 6 KLG. 

Das Allgemeine Landrecht unterſcheidet die perſönlichen Rechte, 
die auf dem perſönlichen Verhältnis beruhen, in welchem ein jeder 
gegen den anderen oder gegen den Staat ſelbſt ſich befindet, von den 
„allgemeinen Rechten“, die ſich auf „die natürliche Freiheit, ſein 
eigenes Wohl ohne Kränkung des Rechts eines anderen ſuchen und 
befördern zu können“, gründen. § 75 EinlALR. ſetzt eine Ent⸗ 
ſchädigungspflicht des Staates bei einer ſtaatlichen Nötigung zur 
Aufopferung ſolcher privater Nechte feſt. Kraft (in Gruchots Beitr. 60, 
293 ff.) rechnet zu ihnen obligatorifche Rechte, das Eigentum, andere 
dingliche Rechte und eigentumsähnliche, d. h. fremde Einwirkungen 
ausſchließende Aneignungsrechte (z. B. das Bergwerkseigentum, 
Patentrecht) im herkömmlichen Sinne. Die erwähnten beſonderen 
Opfer, die aus militäriſchen Gründen dem einzelnen im Kriegsfalle 
auferlegt werden müſſen, würden in die Kategorie dieſer beſonderen 
Rechte hineingehören. Da ſich aber ergeben hat, daß § 75 EinlALR. 
keine Pflicht zur Zahlung einer Kriegsentſchädigung begründet, da 
das Kriegsleiſtungsgeſetz mit ſeiner Spezialiſierung der Leiſtungen 
und Schädigungen des einzelnen im Kriege, die allgemein ent⸗ 
ſchädigungswürdig erſchienen, die Geltendmachung weiterer Anſprüche 
aus beſonderen Opfern, die der einzelne im Kriegsintereſſe bringen 
mußte, ausſchließen wollte, ſo können Schäden, die dem einzelnen 
daraus entſtanden find, nur auf Grund des gemäß 8 35 KLG. zu 
erlaſſenden Spezialgeſetzes vergütet werden. Unbenommen bleibt es 
naturgemäß auch den requirierenden Stellen, durch Vereinbarungen 
($ 2 KLG.) für die Vergütung beſonderer Belaſtungen des einzelnen 
Sorge zu tragen, falls die Nichtgewährung einer ſolchen Vergütung 
beſonders unbillig erſcheinen würde. 


Dienſtleiſtungen, die nach 8 3 Ziff. 6 begehrt werden können, 
find auch die Feſtnahme, Abſchiebung und Unterbringung der In 
gehörigen feindlicher Staaten, ſofern dieſe wehrpflichtig oder weht 
fähig find, oder ſoweit aus ſonſtigen Gründen das ſpezifiſch mil; 
täriſche Intereſſe dieſe Maßnahmen erfordert. Soweit dies nicht der 
Fall iſt, ſoweit alſo die genannten Maßnahmen aus ſonſtigen 
Gründen (z. B. wegen Spionageverdachts) angeordnet werden und 
eine Beitreibung der Koſten von den Feſtgenommenen ſelbſt nicht 
möglich iſt, müſſen die Armenverbände als zur Koſtentragung ver 
pflichtet angeſehen werden. Es iſt zu erwarten, daß das künftige, 
gemäß 8 35 KLG. zu erlaffende Geſetz über die Entſchädigung bei 
Kriegsſchäden dieſe zum Teil ſehr erheblichen Laſten mancher Ge 
meinden ausgleichen wird. 

Rechtsanwalt Dr. Beyer, Pr. Eplau. 


Zur Anwendung des 8 281 868. auf Bıldlar 
nahmen. Die Frage der Anwendung des § 281 BGB. auf die 
infolge des Krieges erfolgten Beſchlagnahmen von Waren kommt nicht 
zur Ruhe. Außer den bereits im Jahrgang 1915 von der IR. 
beſprochenen Entſcheidungen (S. 11, 182, 1222) ſind kürzlich wieder 
verſchiedene Entſcheidungen ergangen und in der JW. beſprochen 
(1916 S. 354, 444, 447, 1293). Auch das RG. hat ſich zu der 
Frage in WarnRſpr. 1916, 339 geäußert. In einzelnen Punkten 
ſcheint die Rechtſprechung jetzt übereinzuſtimmen; nämlich einmal 
darin, daß § 281 auch auf Gattungsſchulden Anwendung findet, wenn 
die ganze Gattung beſchlagnahmt wird; ferner darin, daß der für dit 
beſchlagnahmte Ware bezahlte Preis ſelbſt dann als ein Erſat für 
den geſchuldeten Gegenſtand im Sinne $ 281 anzuſehen iſt, wenn 
er auf einer nach der Beſchlagnahme und in ihrer Verfolgung ge 
troffenen Vereinbarung beruht. In anderen Punkten herrſcht dagegen 
noch Streit. Kürzlich hatte der Unterzeichnete Gelegenheit, einen 
Fall zu begutachten, der in verſchiedenen Punkten von den bisher 
erörterten Fällen abweicht. Es handelte ſich um Tierfuttermehl, das 
von der Gemeinde G. in einer Abdeckerei hergeſtellt wurde. Die im 
Jahre 1915 hergeſtellte Menge war der Firma F. im voraus zum 
Preiſe von 17 A für 100 kg verkauft. Durch Verordnungen des 
Bundesrats vom 31. März 1915, 27. Mai 1915 und ſchließlich von 
28. Juni 1915 wurde das Tierfuttermehl beſchlagnahmt. Bis zum 
1. Juni 1915 hatte die Firma F. von der Gemeinde G. rund 
120 000 kg geliefert erhalten, den Reſt der Jahreserzeugung hat fie 
nicht bekommen. Firma F. verlangt von der Gemeinde G. den 
Mehrerlös, den letztere erzielt hat. 

Dieſer Fall unterſcheidet ſich von den bisher erörterten Fällen 
zunächſt dadurch, daß die Beſchlagnahme von Tierfuttermehl ab 
weichend von den fonftigen Beſchlagnahmen geregelt iſt. Die Beſchlaz⸗ 
nahme erfolgt nicht zugunſten des Staates, ſondern zugunſten einer 
Privatgeſellſchaft, nämlich der Bezugsvereinigung der deutſchen Land⸗ 
wirte. Dieſe kann von den Produzenten die Lieferung des Tier 
futtermehls verlangen, und ſie ſetzt dann das Mehl an die Konſumenten 
ab. Die Ware bleibt alſo im Verkehr. Unmöglichkeit der Leiſtung im 
natürlichen Sinne liegt alſo gewiß nicht vor; gleichwohl iſt die Leiſtung 
für den Produzenten kraft Geſetzes nicht möglich, er darf an ſeinen 
Vertragsgegner nicht liefern, und das iſt einer Unmöglichkeit im 
Sinne $ 281 BGB. gleichzuachten. — Weiter iſt in den genannten 
Bundesratsverordnungen die Beſchlagnahme inſofern eigenartig geregelt, 
als es in das Ermeſſen der Bezugsvereinigung geſtellt iſt, Ware 
freizugeben. Sie muß ſich binnen einer kurzen Friſt auf Verlangen 
des Berechtigten äußern, widrigenfalls die Ware als freigegeben gilt. 
In dieſer Schwebezeit beſteht zwar auch für den Produzenten das 
Verbot, die Ware an Dritte zu liefern. Aber da es in einer ver 
hältnismäßig kurzen Friſt beſeitigt werden kann, wird ſich weder der 
Produzent noch der Abnehmer in dieſer Zeit auf Unmöglichkeit 
berufen können. Erſt mit der Erklärung der Bezugsvereinigung, daß ſie 
die Ware nicht freigebe, führt fie eine Unmöglichkeit der Leiſtung im 
Sinne 8 281 BGB. herbei. Dieſe Rechtslage führt aber zu der wei 
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teren Frage, ob nicht der eine oder andere Teil verpflichtet iſt, ſich um 
Freigabe der Ware bei der Vertragsvereinigung zu bemühen. In dem 
gegebenen Falle hatte in der Tat die Bezugs vereinigung auf Antrag 
der Firma F. die Futtermittel bis zum 1. Juni 1915 dieſer auf An⸗ 
trag freigegeben. Dann hatte ſich aber die Firma F. nicht weiter um 
Freigabe bemüht und die Gemeinde G. hatte die weiter hergeſtellten 
Futtermittel der Bezugsvereinigung geliefert. Die Gemeinde G. meinte, 
damit habe F. ihr Recht auf den Erſatz nach § 281 verloren, während 
F. der Anſicht war, G. hätte ſich um Freigabe bemühen müſſen und 
ſei deshalb ſchadenserſatzpflichtig. Die beiderſeitigen Einwendungen 
find unbegründet. Für den Anſpruch aus 8 281 BGB. iſt es gleich⸗ 
gültig, ob und wer den Umſtand, auf dem die Unmöglichkeit beruht, 
zu vertreten hat. Er führt lediglich das Surrogatsprinzip für 
gewiſſe Fälle der Unmöglichkeit ein und läßt im übrigen die vertrag⸗ 
lichen Rechte beider Parteien unberührt, insbeſondere iſt für die 
Anwendung des 8 254 BGB., der nur für Schadenserſatzanſprüche 
gilt, kein Raum. Es kann übrigens auch nicht anerkannt werden, 
daß dem Käufer oder Verkäufer die Pflicht obliegt, ſich um Freigabe 
zu bemühen. — Schließlich hatte der Fall noch eine weitere Eigen⸗ 
tümlichkeit, die ihn von ähnlichen Fällen abhebt. Die Gemeinde G. 
hatte vom 1. Juni 1915 ab die reſtliche Jahreserzeugung nicht auf 
einmal, ſondern in Teilmengen an die Bezugsvereinigung, und zwar 
einzelne Teile zu geringeren, andere zu höheren Preiſen als den mit 
F. vereinbarten Preiſen. F. beanſprucht nun lediglich die Mehrpreiſe 
für die teurer verkauften Mengen, ohne die geringeren Preiſe in 
Abzug zu bringen. Das erſcheint nicht berechtigt. Selbſtverſtändlich 
wäre F. nicht verpflichtet geweſen, wenn der ganze Reſt unter dem 
für ihn vereinbarten Preis an die Bezugsvereinigung verkauft wäre, 
die Differenz an die Gemeinde G. herauszuzahlen. Das ergibt ſich aus 
§ 323 Abſ. 2 BOB. Gleichwohl iſt aber auch feine Berechnung nicht 
zutreffend. Der von der Gemeinde G. geſchuldete Gegenſtand waren 
nicht die einzelnen Monatslicferungen, ſondern die ganze Jahres⸗ 
menge, und daraus folgt, daß als Erſatz im Sinne 8 281 BGB. 
nur der Geldbetrag in Frage kommen kann, den die Gemeinde G. 
insgesamt für die an die Bezugsvereinigung gelieferte Menge erhalten 
hat. Soweit dieſer Geldbetrag den zwiſchen G. u. F. vereinbarten 
Preis überſteigt, iſt G. zur Herauszahlung verpflichtet. 
Oberregierungerat v. Daſſel, Hamburg. 


Trifft die Umſatzſtempelpflicht den Zedenten oder 
den Zgeſonar? Das am 1. Oktober 1916 in Kraft getretene 
„Geſetz üder einen Warenumſatzſtempel“ läßt folgende Frage offen: 
Wer hat den Umſatz zu verſtempeln, wenn der Warenlieferant die 
Forderung zediert? 

Der bisherige Gläubiger iſt wohl nicht ſtempelpflichlig, denn dieſer 
erhält keine Zahlung von feinem Schuldner. Ob. er vom Zeſſionar 
etwas erhält, hängt von dem wirtſchaftlichen Grunde der Zeſſion ab. 
Dieſelbe kann ſchenkweiſe, verkaufsweiſe oder zum Inkaſſo geſchehen 
ſein. Beſonders im letzteren Falle konnte man geneigt ſein, dem 
bisherigen Gläubiger die Verſtempelungspflicht aufzuburden. Doch 
verbietet die abſtrakte Rechtsnatur der Zeſſion das wirtfchaftliche 
Aquivalent in Ruckſicht zu ziehen. Aber auch aus anderen Grunden 
kann den bisherigen Gläubiger die Verſtempelungepflicht nicht treffen. 

Auch wenn er vom Zeſſionar Bezahlung für die Abtretung der 
Forderung erhalten hat, fo iſt gleichwohl ſeine Rechispoſition folgende: 

Er hat zunächſt die Ware, dann aber den aus dem Kaufvertrag 
reſultierenden Anſpruch auf Zahlung verkauft. Nun iſt der Waren⸗ 
vertauf allerdings ſtempelpflichtig, aber nur dann, wenn Geldempfänger 
und Warenverkäufſer identiſch find, was hier nicht der Fall iſt. Der 
Forderungs verkauf jedoch iſt überhaupt als Verkauf einer Nicht⸗ 
Ware ſtempelfrei. Aus dieſen beiden Gründen geht der bisherige 
Gläubiger ſtempelfrei aus. 

Es wird deshalb wohl richtig ſein, die Verſtempelungspflicht dem 
neuen Glaubiger aufzuerlegen, denn dieſer iſt immerhin Geldempfänger 
einer vom Schuldner geleiſteten Zahlung „für gelieferte Waren”. 
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Hiermit iſt auch dem Fiskus beſſer gedient, weil in dieſem Falle 
der geſamte Schuldbetrag zur Verſteuerung gelangt. 

Ob nun der neue Gläubiger für dieſe Zahlung Umſatzſtempel 
oder Quittungſtempel zu zahlen hat, hängt davon ab, ob er die Forde⸗ 
rung innerhalb ſeines Gewerbebetriebes erworben hat. Die praktiſche 
Bedeutung dieſer Frage iſt übrigens nicht groß, da in beiden Fällen 
die Höhe des Stempels die gleiche iſt. 

Referendar Dr. L. Oppenheimer, Darmſtadt. 


Fremdländiſche Vornamen. Die Verhältniſſe der Kriegs⸗ 
zeit haben mehrfach die Frage zur Sprache gebracht, ob und wie 
jemand ſeinen fremdländiſchen Vornamen in die deutſche Sprachform 
umwandeln könne. In einer in der JW. 1915, 1459 mitgeteilten 
Entſcheidung vom 5. November 1915 hat das LG. München J aus⸗ 
geſprochen, daß ſich der in Trient geborene Kaufmann Enrico S., der 
ſich ſpäter in Deutſchland niedergelaſſen und die deutſche Reichs⸗ 
angehörigkeit erworben hatte, ohne weiteres in Heinrich S. umnennen 
dürfe, da unter den gegebenen Umſtänden in der bloßen Überſetzung 
des Vornamens keine Anderung liege. 

Inzwiſchen hat, wie die Zeitſchrift des Allgemeinen Deutſchen 
Sprachvereins (im Septemberheft von 1916) mitteilt, das ſächſiſche 
Miniſterium des Innern vom 27. Mai 1916 eine Verfügung erlaſſen, 
wonach in ſolchen Fällen eine Berichtigung des Eintrags im Standes⸗ 
regiſter dann nicht möglich ſei, wenn die fremdſprachliche Form in 
zuläſſiger Weiſe im Standes regiſter eingetragen worden ſei. Es 
bleibe nur der Weg der förmlich zu erteilenden Namensänderung; die 
vom LG. München 1 vertretene Auffaſſung könnte kaum gebilligt 
werden. Das Miniſterium ſtellte aber das weiteſte Entgegenkommen 
gegenüber Geſuchen um Vornamensänderung in Ausſicht. 

Im erſten Teil der Verfügung iſt dem Miniſterium jedenfalls 
beizutreten: iſt in zuläſſiger Weiſe im deutſchen Standesregiſter der 
Vorname Jean eingetragen, ſo kann allerdings keine Berichtigung 
erfolgen, weil eben der Eintrag nichts enthält, was in der Sache 
oder in der Form unrichtig wäre. Aber zu eng und ängſtlich iſt die 
andere Auffaſſung, daß jemand den fremden Vornamen nur auf 
Grund eines formlichen Namensänderungsverfahrens mit dem deutſchen 
vertauſchen dürfte. Ich habe mit näherer Begründung eine freiere 
Aufſaſſung vertreten in der Zeitſchrift des deutſchen Notarvereins 1916, 
S. 195 f. und bin dabei noch weitergegangen als Rechtsanwalt 
Goldſchmit in ſeiner Beſprechung der genannten Entſcheidung 
(a. a. O.). Die inzwiſchen ergangene amtliche Kundgebung mag es 
rechtfertigen, meine dortigen Ausführungen zu ergänzen. Ich kam 
dort zu dem Ergebniſſe, daß Johann und Jean, Jan oder Juan 
immer ein und dasſelbe iſt, nichts als die den verſchiedenen Sprachen 
angehörende Form desſelben Vornamens, der in lateiniſcher Form 
Joannes lautet. Wer ſich bisher Jean genannt hat (mag er als 
der Sohn eines Ausländers oder gar eines Deutſchen mit dieſer 
Form des Vornamens im deutſchen Standesregiſter ſtehen, mag er 
in der Zeit vor 1876 in einem Kirchenbuche, oder mag er, im 
Ausland geboren, dort ſo eingetragen ſein), ändert nichts an ſeinem 
Namen, nimmt keinen anderen an, wenn er jetzt, aus Gründen wie 
immer, ſich Johann nennt. Freilich gilt es ſich hier frei zu machen 
von einer Genauigkeitsſucht, in die wir Juriſten nur zu ſehr verſtrickt 
find. Wer es aver dem Jean oder Jan verwehren wollte, ſich furder 
Johann zu nennen, dürſte bei dem nicht ſtehen bleiben, was ſich dem 
Auge als verſchiedene Form des Namens darbietet. Iſt Caeſar 
Adam Richard in der englischen Geburtsurkunde dasſelbe wie Caſar 
Adam Richard in der deutſchen? Die Schreibweiſe iſt dieſelbe, aber 
welch ſtarker Unterſchied der Ausſprache! Namen werden aber nicht 
nur geschrieben, ſondern auch geſprochen. Wer von feinem Vater 
in England als Sſieſr angemeldet worden iſt, dürfte ſich dann nicht 
dem deutſchen Beamten gegenüber Cäſar nennen, ohne dem 8 360 
Nr. 8 StG. zu nahe zu kommen. Will man aber von dieſer Auf⸗ 
faſſung nichts wiſſen: ſoll ſich dann derjenige, der in England als 
Adm Rüſchrd angemeldet wurde, in Deutſchland ohne weiteres Adam 


1400 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Nr. 19. 1916. 


Richard nennen dürfen, während ſein Bruder ſeinen engliſchen Vor⸗ 
namen Dſchohdſch nicht in Georg verwandeln könnte ohne ausdrückliche 
Bewilligung der Namensänderung, bloß weil der Name im Engliſchen 
ein bißchen anders geſchrieben wird als im Deutſchen? 

Freilich, ſoweit die Schriftform in der deutſchen und in der 
fremden Sprache ſtarke Unterſchiede zeigt (Etienne, Iſtvan, Stefan!), 
möchte man immerhin geneigt ſein, eine förmlich genehmigte Namens⸗ 
änderung zu verlangen. Aber ſoll ein Xavier, ein George oder 
Erneſt erſt eines amtlichen Verfahrens bedürfen. um das überſchüſſige 
i oder e hinauszuwerfen und ſtatt der lateiniſchen die deutſchen 
Buchſtaben zu benutzen? 

Aber vielleicht können wir dem Erneſt die Namensänderung 
erſparen — weil Erneſt auch im Deutſchen als Nebenform vorkommt 
und der Träger dieſes Namens auf einem Umwege weiterhin berechtigt 
wäre, aus dem nun deutſch gedachten und deutſch geſprochenen Erneſt 
das e zu ſtreichen? Leider ſteht es indeſſen gar nicht ſo feſt, daß der 
Träger eines deutſchen Vornamens berechtigt wäre, ſich auch nur die 
beſcheidenſte Abweichung von der eingetragenen Form zu erlauben — 
etwa unſere Frauen ihre Vornamen auf a in die Form auf e umzu⸗ 
wandeln. Eine ſolche Befugnis möchte man freilich für ſelbſtver⸗ 
ſtändlich halten, wenn nicht für eine ähnliche Frage eine ängſtlich 
enge Auffaſſung amtlich vertreten worden wäre. In den preußiſchen 
Miniſterialerlaſſen vom 10. Juni 1903 und vom 25. September 1905 
iſt nämlich beſtimmt, daß bei Geburtsbeurkundungen der Vorname 
des Kindes in der neuen amtlichen Schreibweiſe einzutragen ſei — 
wenn nicht vom Anmeldenden ausdrücklich eine andere 
Schreibart verlangt werde. Alſo wenn der Vater Carolina 
Bertha für ſchöner hält, hat ſich der Standesbeamte zu fügen — und 
das Kind ſoll wohl Carolina Bertha heißen ſein Lebtag und nicht 
anders? Ein ſolches Entgegenkommen gegenüber Liebhabereien des 
einzelnen iſt unrecht. Im amtlichen Buche ſoll der Beamte ſchreiben, 
wie es die amtliche Rechtſchreibung heiſcht. Mag dann der Vater 
ſelbſt den Namen des Kindes Bertha oder Perchta oder ſonſtwie 
ſchreiben, nach Laune, Geſchmack und Grille. Mag er ſich ſpreizen 
wie er will: der Name iſt immer derſelbe, ob ex nun nach der 
beſteh enden amtlichen Rechtſchreibung Berta geſchrieben wird oder 
anders; ſei es aus wirklich beſſerem Sprachgefühl, aus mangelnder 
Schulbildung oder Fexerei. 

Aber freilich, wer im kleinſten und kleinen Abweichungen von der 
eingetragenen Form zuläßt, dürfte nicht vor weiteren Zugeſtändniſſen 
haltmachen. Eins folgt aus dem andern, und ſchließlich bleibt nur 
übrig ſich zum letzten und richtigen zu bekennen: daß immer nur 
ein Vorname gegeben iſt, mag die deutſche Form ſo oder anders 
gewählt ſein, mag er in deutſcher oder fremder Sprache eingetragen 
ſein, und daraus die Folgerung zu ziehen, daß demnach auch keine 
Berichtigung und keine förmliche Namensänderung nötig iſt, um die 
eine Form durch die andere zu erſetzen. 

Man möchte Bedenken tragen, daß ſich aus einem ſolchen jus 
variandi des Vornamenträgers Unzuträglichkeiten ergeben müßten: 
Verwirrung, Verwechſlungen, Verſchleierung von Rechtsverhältniſſen. 
Das Bedenken iſt nicht ganz von der Hand zu weiſen. Aber es 
muß beachtet werden, daß ſich (worauf auch Goldſchmit a. a. O. 
hinweiſt) die Übung der Gerichte und Verwaltungsbehörden im 
allgemeinen durchaus nicht ängſtlich an die in der Geburtsurkunde 
eingetragene Vornamens form zu halten pflegt, dann aber insbeſondere, 
daß man im geſellſchaftlichen und geſchäftlichen Verkehr die kleinen 
Abweichungen ohne jede Beanſtandung hinnimmt, wenn nur der 
Vorname für den halbwegs Gebildeten, wenngleich in anderer Form, 
noch als ſachlich unverändert erkennbar bleibt. Für die Fälle ſtarker 
Veränderungen freilich, bei denen dieſer Vorbehalt nicht mehr zutrifft 
(mag es ſich um Fälle der Verdeutſchung fremdländiſcher Vornamen 
handeln oder um Verſtümmelungen deutſcher), können ſich jene 
Gefahren ergeben. Aber um ihretwillen allgemein jede Anderung 
der Form zu verbieten oder an eine förmliche amtliche Genehmigung 
zu knüpfen, ginge gegenüber der verbreiteten Verkehrsübung nicht an. 


Vielleicht ließe ſich ein Ausgleich und Vorbeugungsmittel darin treffen, 
daß jemand, der ſich entſchloſſen hat, eine von der eingetragenen 
abweichende Vornamenform zu führen, von der Behörde (etwa von 
Amtsgericht) anzuhalten wäre, in öffentlich beglaubigter Form die 
Erklärung abzugeben, wie er künftig ſeinen Vornamen im geſchäftlichen 
Verkehr führen wolle. Dieſe Aufforderung könnte von Amts wegen 
geſchehen oder auf Antrag eines irgendwie Beteiligten. 
A. Zeiler, I. Staatsanwalt in Zweibrücken. 


* Das Recht des Angeklagten auf Erteilung ven J. 
ſchriften. Im Zivilprozeß tft es ſelbſtverſtändlich, daß die Parteien 
Abſchriſten der Protokolle und der in ihnen enthaltenen Gerichts 
beſchlüſſe auf Antrag und nach Anordnung der Juſtizverwaltung auch 
ohne ihn erhalten, weil deren Kenntnis den Parteien und ihren Bed 
tretern die Führung des Prozeſſes ermöglicht und deshalb für dieſe 
Führung als unbedingt erforderlich erachtet wird. Im Strafprozeß 
wird unter Hinweis auf RGSt. 44, 53 die Erteilung von Abſchriften 
der verkündeten Beſchlüſſe bis zum Abſchluß des Protokolls am Schluſſe 
der Verhandlung abgelehnt und das Protokoll bis dahin auch zum 
Teil nicht abgeſchloſſen. Iſt dieſe Praxis gerechtfertigt? 

a) Der die Entſcheidung letzten Endes beſtimmende Grund in 
dem Urteil des Ferienſenats des RG. vom 26. Juli 1916, durch daz 
die Ablehnung für begründet erklärt wird, dürfte in feinen Schluß⸗ 
ſätzen gelegen fein. Die Prozeßbeteiligten ſollen nach dem Gel 
nicht befugt ſein, in einem nicht zu ermeſſenden Umfang Unter 
brechungen der Hauptverhandlung dadurch herbeizuführen, daß fe 
durch Anträge den Erlaß von Gerichtsbeſchlüſſen erwirken und dam 
durch Verlangen von Abſchriften dazu nötigen könnten, die Beſchlüfſe 
fofort niederzuſchreiben und die Niederſchriften zur Anfertigung der 
Abſchriften an die Kanzlei zu ſchicken. Außer dieſem den möglichen 
Mißbrauch des 8 85 StPO. abſchneidenden Grunde rechtfertigt das 
RG. das Ablehnungsrecht damit, daß die Abſchrift nicht ausführbar 
ſei, weil ein Beſchluß in Schriftform erſt mit der Vollziehung des 
Protokolls, und zwar des ganzen Protokolls oder des betreffenden Teiles 
der Verhandlung durch Vorſitzenden und Gerichtsſchreiber entſtehe. 

Dieſe beiden Entſcheidungsgründe folgen nicht aus dem Worb 
laut des hier in Frage kommenden 8 85 StpO., der auch die 
folgende entgegengeſetzte Auslegung zuläßt: Die Prozeßbeteiligten 
haben einen Anſpruch auf Abſchriften der Gerichtsbeſchlüſſe. Damit 
dieſer Anſpruch nicht gegenſtandslos werde, ſind die Protokolle derart 
abzuſchließen, daß die Erteilung von Abſchriften möglich iſt, und dei 
halb ſind die Gerichtsbeſchlüſſe in endgültiger Schriftform alsbald 
abzuſetzen und entſprechend Teilprotokolle herzuſtellen. 

Der nicht zu ermeſſende Umfang von etwa erforderlich werdenden 
Unterbrechungen der Hauptverhandlung vermag an dieſer Rechtslage 
de lege lata nichts zu ändern; eventuell kann dieſer Satz vom Stand⸗ 
punkt des RG. aus dahin eingeſchränkt werden, daß der Antrag auf 
Erteilung von Abſchriften zurückgewieſen werden kann, wenn er 
zweifelsfrei erkennbar nur den Zweck verfolgt, die Unterbrechung der 
Hauptverhandlung herbeizuführen, was mit der Judikatur von Ab 
lehnbarkeit ſolcher Beweisanträge übereinſtimmen würde, die nicht 
ernſt gemeint ſind. 

Das Geſetz läßt beide Auslegungsmöglichkeiten zu, der Wortlaut 
des 8 85 StPO. ſpricht fonar gegen das RG. für die eben angeführte 
Auslegung. Da im öffentlichen Recht, insbeſondere im Strafrecht, 
ſtrikte Interpretationsgrundſätze gelten, müßte die Anſicht des RG. 
als im Geſetz nicht begründet zurückgewieſen werden. Aber ſo einfach 
liegt die Sache nicht. Ehe endgültig Stellung genommen werden 
kann, muß die Bedeutung des § 35 für die Struktur des geltenden 
Strafprozeſſes geprüft werden. 

1. Nach der hier nicht weiter zu erörternben Entſtehungs⸗ 
geſchichte des 9 35 StPO. gibt es zwei Arten der Bekanntmachung: 
die Verkündung von Entſcheidungen, die in Anweſenheit der davon 
betroffenen Perſonen ergehen, und die Zuſtellung aller anderen Ent 
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ſcheidungen. In beiden Fällen ſoll die betroffene Perſon die Ent⸗ 
ſcheidung in ihrem ſchriftlich fixierten und zu fixierenden Wortlaut 
unbedingt erhalten, im erſten Falle auf ihren Antrag eine gewöhnliche 
Abſchrift, die genügt, weil ſie durch die Verkündung ſchon Kenntnis 
hat und auf Grund eigener Erinnerung den Inhalt der Abſchrift 
nachprüfen kann, im zweiten Falle durch Zuſtellung, die in Übergabe 
einer beglaubigten Abſchrift beſteht; im letzteren Falle gilt dann noch 
die beſondere Regelung des Abſ. 8. Sind dieſe Ziele nun im § 35 
StPO. geſetzlich erreicht worden? 

Antragsberechtigt für die Erteilung einer Abſchrift iſt die von 
der Entſcheidung betroffene Perſon, alſo in dem hier eigentlich 
praktiſchen Falle der Ablehnung von Beweisanträgen (8 34 StPO.) 
der Angeklagte. Auch die Staatsanwaltſchaft im gleichen Falle? 
Der Wortlaut ſpricht gegen die Bejahung der Frage, denn ſie iſt 
keine Perſon, ſondern eine Behörde, die unter die Bezeichnung 
„Perſon“ nicht gebracht werden kann. Auch der Zuſammenhang der 
Beſtimmungen (88 36, 41 StPO) ſpricht dagegen, fo daß die Frage 
verneint und angenommen werden muß, daß es ſich in 8 85 StpO. 
ausſchließlich um eine Vorfchrift zum Schutze des Angeklagten handelt. 
Der Schutz liegt darin, daß der Angeklagte über das immer nur 
flüchtig Gehörte hinaus — es gibt Vorſitzende, die bei Verkündung 
von ablehnenden Beſchlüſſen mit einer außerordentlichen Schnelligkeit 
zu Werke gehen — in der Abſchrift den genauen Wortlaut des Ver⸗ 
kündeten erfahren und dadurch in die Lage kommen ſoll, ſeine Ver⸗ 
teidigung entſprechend einzurichten. Dieſes im Geſetz begründete Recht 
des Angeklagten wird natürlich vollſtändig beſeitigt, wenn das Pro⸗ 
tokoll erſt am Schluß der Verhandlung abgeſchloſſen, und wenn ſo 
erſt nach dem Urteilsſpruch die Abſchriften erteilt werden. 

2. Eine wichtige Nebenbedeutung des hier erörterten Rechts, an 
die man bei ſeiner Einführung anſcheinend nicht gedacht hat, beſteht darin, 
daß durch ſeine Ausübung und Erfüllung das Gericht gezwungen 
wird, den Beſchluß, deſſen Abſchrift gefordert wird, wirklich endgültig 
abzuſchließen, wodurch Fortlaſſungen und Ergänzungen, die gegenüber 
den verkündeten Gründen korrekt und inkorrekt ſein und die Intereſſen 
des Betroffenen gefährden, ja ſchädigen können, verhindert werden. 

b) Die Tragweite der Schutzvorſchrift des § 35 Abſ. 1 Satz 2 
StPO. wird erſt aus der eigentümlichen Stellung des Angeklagten 
— ich greife den Hauptfall heraus, wenngleich die Beſtimmung für 
jeden von der Entſcheidung Betroffenen gilt, mit Ausnahme der 
Staatsanwaltſchaft — im Verhältnis zum Gericht vollſtändig ins 
Klare geſtellt: Eine Stellungnahme des Gerichts zu dem in der Ver⸗ 
handlung aufgedeckten Prozeßſtoffe findet, wenn der Angeklagte keine 
Anträge geſtellt, erſt nach dem Schluß der Verhandlung im Urteil 
ſtatt. Der Vorſitzende kennt aus den Gerichtsakten den Prozeßſtoff, 
es iſt ſeine prozeſſuale Aufgabe, den Eröffnungsbeſchluß zu erledigen 
und das von der Anklagebehörde zuſammengetragene Belaſtungs⸗ 
material in der Beweisaufnahme durchzugehen. Er wird und muß 
hierbei ſich von dem Bilde leiten laſſen, das er ſich aus dem 
Studium der Akten von der Sache und der Perſönlichkeit des An⸗ 
geklagten gemacht hat, und die Verhandlung ſo führen, daß auch die 
anderen Gerichtsperſonen aus der Beweisaufnahme zu feiner Auf: 
faſſung gelangen. Der Angeklagte iſt in dem Drama der Haupt⸗ 
verhandlung fein Gegenſpieler. Die StPO. hat ihm nur ein einziges 
Mittel zur Verfügung geſtellt, um feine Auffaffung zur Geltung zu 
bringen und die Anſicht des Gerichts zu erforſchen, nämlich die 
Stellung von Anträgen. Nur dadurch wird es ihm möglich, zu er, 
forſchen, ob das Gericht dem Vorſitzenden folgt, deſſen Auffaſſung in 
der Art ſeiner Prozeßführung zumeiſt erkennbar wird. In dieſer 
Auseinanderſetzung des Angeklagten und der Verteidigung mit dem 
Vorſitzenden, in dem Meinungskampf beider Hauptſpieler gibt allein 
die Begründung der ablehnenden Beſcheide auf die geflellten Anträge 
die Grundlage für die Verteidigung. Dieſe Begründung iſt deshalb 
für ſie von ausſchlaggebender Bedeutung, zu ihr kann die Verteidigung 
gar keine richtige, d. h. die berechtigten Intereſſen des Angeklagten 
wahrende Stellung nehmen, wenn ſie ihr nicht im genauen Wortlaut 
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vorliegt. Denn nur deſſen Kenntnis läßt es zu, beſtimmte, in ihm 
erſt erkennbar hervortretende Auffaſſungen des Prozeßſtoffes durch 
entſprechende weitere Anträge zu bekämpfen. Der Angeklagte kann 
bei der grundſätzlichen Mehrdeutigkeit von Tatſachen, deren von ihm 
vertretene Beurteilung nur durch Stellung von Anträgen zur Geltung 
bringen, und dies kann in ſeinem Intereſſe nur dann richtig geſchehen, 
wenn er in der Lage iſt, die vom Gericht vertretene, ihm ungünſtige 
Deutung auf Grund des genauen, durch die Abſchriften zugänglich 
gemachten Wortlauts der ablehnenden Beſchlüſſe zu erſchließen. 
Anderenfalls muß ja ſeine Verteidigung ins Leere gehen, und muß 
die Verhandlung ſchließlich zur Wehrloſigkeit und Überraſchung des 
Angeklagten führen. Beides ſollte durch §8 85 Abſ. 1 Saß 2 SPD. 
vermieden werden. 

c) RGSt. 44, 53 ſteht grundſätzlich den Ausführungen nicht 
entgegen, wenn ſie nur richtig verſtanden und angewandt wird. 
Denn die vom RG. ausgeſprochenen Grundſätze beſagen nur, daß das 
hier erörterte Recht nicht überſpannt werden und nicht zur Störung 
und Unterbrechung der Hauptverhandlung führen dürfe, und daß der 
Abſchluß des Verhandlungsprotokolls nicht durch den Antrag auf Er⸗ 
teilung von Abſchriften gemäß 8 35 Abſ. 1 Satz 2 in jedem an ſich 
auch ungeeigneten Stadium der Verhandlung vom Angeklagten ver⸗ 
langt werden könne; ſie befagen aber in keiner Weiſe, daß es in das 
Ermeſſen des Vorſitzenden geſtellt ſei, ob und wann er das Protokoll 
abſchließen und den Angeklagten durch Erteilung von beantragten 
Abſchriften aus den abgeſchloſſenen Protokollen ſeine Verteidung er⸗ 
möglichen wolle, und daß er dieſe erſchweren oder unmöglich machen 
dürfe, indem er erſt nach Schluß der vielleicht wochen⸗ oder monates 
lang dauernden Verhandlung, alſo nach Verkündung des Urteils, die 
Abſchriften antragsgemäß erteilt. Eine ſolche Praxis verletzt offenbar 
den 8 35 Abſ. 1 Satz 2 StPO. und ſteht auch mit der Entſcheidung 
Bd. 44 S. 53 nicht im Einklang. Denn dieſe ſtellt doch grade auf 
eine von ihr vorausgeſetzte ordnungsmäßige Verhandlungs⸗ und Pro⸗ 
tokollführung ab. Bei länger dauernden Strafſachen iſt die Verhand⸗ 
lung aber nur ordnungsmäßig, wenn wöchentlich ein oder zwei Tage 
ſitzungsfrei find. An diefen Tagen können doch die Abſchriften ohne 
Unterbrechung der Verhandlung angefertigt werden und müſſen es 
deshalb auch, wenn dies nicht auch während der Verhandlung durch 
die durchaus mögliche Hingabe des vorher abzuſchließenden Protokolls 
in die Kanzlei geſchieht. Und die Protokollführung iſt nur dann 
ſach⸗ und ordnungsgemäß, wenn das Protokoll in beſtimmten Zeit⸗ 
abſtänden als Teilprotokoll endgültig abgeſchloſſen wird, weil ja nur 
dann das Gedächtnis noch zuverläſſig arbeiten kann, während es doch 
geradezu eine formaliſtiſche Ungeheuerlichkeit iſt, ein Protokoll nach 
2—8 wöchiger oder gar 2—3 monatlicher Verhandlung mit dem 
Anſpruch auf Zuverläſſtgkeit endgültig abſchließen zu wollen. Iſt 
das Protokoll in ſolchem Falle wirklich zuverläſſig, dann muß es aus 
längſt fertigen Teilprotokollen beſtehen, die aus naheliegenden, hier 
hervortretenden Gründen nicht formell abgeſchloſſen werden. 

Und damit komme ich zum letzten: Würde die Entſcheidung 
Bd. 44 S. 53 gegen den hier dargelegten Sinn und Zweck wirklich, 
wie dies in der Praxis zu geſchehen pflegt, weiter ausgelegt werden, 
ſo darf die Auslegung niemals dahin ſühren, den Angeklagten des 
Rechts in 8 35 Abſ. 1 Satz 2 StPO. zu berauben: das Protokoll 
und die Verhandlung müſſen ſo geſührt werden, daß der Angeklagte 
dieſes Recht wirklich zu ſeiner Verteidigung ausüben kann, und zwar 
natürlich, wie er ſie für erſorderlich hält. Und deshalb muß geprüft 
werden, ob die Beſchlüſſe, deren Abſchriften in Frage ſtehen, eine 
ſolche Bedeutung haben, daß der Angeklagte ſich mit ſeiner weiteren 
Verteidigung auf ſie einrichten muß, daß er dazu von feinem 
Standpunkt aus Stellung zu nehmen ſür berechtigt gehalten werden 
muß. In ſolchen Fällen muß unter Umſtänden ſogar die Verhand⸗ 
lung unterbrochen und das Protokoll abgeſchloſſen werden, damit ihm 
Abſchriften erteilt werden können, und er Gelegenheit erhalte, in dem 
grade in Frage ſtehenden wichtigen Abſchnitt der Verhandlung zu 
dem ihm erkennbar gewordenen, für ſeine weitere Verteidigung maß⸗ 
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gebenden Standpunkt des Gerichts an Hand des genauen Wortlauts 
ſeiner Entſcheidung Stellung zu nehmen. Dieſe die berechtigten 
Intereſſen des Angeklagten beachtende Anſicht ſteht mit der erörterten 
Reichsgerichtsentſcheidung nicht im Widerſpruch. 

Rechtsanwalt Dr. Ludwig Bendix, Berlin. 


Entgegnungen. 


Verzicht auf den Rechtsſchutz der Hypotheken verordnung. 
Wirkung von Vergleichen. 

A. In dieſer Zeitſchriſt S. 1260 (ſchon vorher im Berl. Tagebl. 
vom 12. Auguſt 1916) behandelt Julius Cohn die Frage, ob 
der im voraus erklärte Verzicht auf die richterliche Hypotheken⸗ 
ſtundung rechtswirkſam iſt. Er bejaht ſie für neu zu begrün⸗ 
dende Hypotheken; ſeine Begründung iſt jedoch weitergehend und 
umfaßt anſcheinend auch beſtehende Rechtsverhältniſſe. Zweigert 
(Kommentar S. 18 Bem. 3) hält den vertraglichen Verzicht auf die 
Zahlungsfriſt ohne die angegebene Unterſcheidung für zuläſſig, ſeine 
Begründung paßt aber nur auf neue Hypotheken. Gegen Cohn hat 
Eyck in der Voſſ. Zeitg Nr. 415 Stellung genommen. 

Die Frage iſt für die Geſtaltung des kriegsrechtlichen Liegen⸗ 
ſchaftsrechts von der erheblichſten Bedeutung; ſie betrifft nicht nur 
die Zahlungsſriſt, ſondern auch die anderen ſelbſtändigen Rechts⸗ 
behelſe der HypVO., nämlich das Recht auf Beſeitigung gewiſſer 
Rechtsfolgen (8 8) und das ſelbſtändige Necht auf Einſtellung der 
Zwangsverſteigerung (8 10). Sie läßt ſich dahin formulieren, ob 
die Hyp O. inſoweit ſtrenges oder nachgiebiges Recht ent: 
hält. In den Erörterungen iſt bisher ein Fall in den Vordergrund 
gerückt worden, der diefen Vorzug nicht verdient, nämlich der Voraus⸗ 
verzicht auf die Zahlungsfriſt bei neu zu begründenden Hypo⸗ 
theken. Die VO. wird ja doch nur für eine beſtimmte Zeit Geltung 
haben, für eine Zeit, die für das Hypothekenweſen dadurch ein be⸗ 
ſonderes Gepräge erhält, daß die großen Bankinſtitute ihre Beleihungs⸗ 
tätigkeit eingeſtellt haben und der Baumarkt daniederliegt. Da wird 
von Neubeleihungen nicht viel die Rede ſein; es iſt daher verſehlt, 
die Löſung der Frage von hier aus in Angriff zu nehmen. Ungleich 
wichtiger iſt die Unterſuchung, ob bei bereits beſtehenden Hypo⸗ 
thekenverhältniſſen auf die Rechtsbehelfe der VO. im voraus vers 
zichtet, insbeſondere, ob das Recht, in Zukunft die Zahlungsfriſt zu 
beantragen, im voraus vertraglich ausgeſchloſſen werden kann. 

Es liegt nahe, daß der wirtſchaftlich ſtärkere Hypothekengläubiger 
unter Ausnutzung der Not des Schuldners ein ihm gewährtes Ent⸗ 
gegenkommen davon abhängig macht, daß er in Zukunft auf den 
weiteren Schutz der VO. verzichtet. Solche Fälle mehren ſich in der 
Praxis; folgende Situation darf ſchon jetzt als typiſch bezeichnet 
werden: Das Kapital iſt aus irgendeinem Grunde fällig geworden; 
wendet ſich der Schuldner an das Gericht, ſo kann er zunächſt eine 
Zahlungsfriſt von höchſtens einem Jahre erwirken; ob er ſie er⸗ 
halten wird, weiß er nicht mit Sicherheit, noch weniger, ob ihm die 
Friſt wiederholt bewilligt werden wird; da erſcheint ihm dann der 
Ausweg, daß der Gläubiger ihm von vornherein eine Friſt von zwei 
Jahren bewilligt, überaus annehmbar, und um ſie zu erkaufen, iſt 
ihm der Verzicht auf den kriegsrechtlichen Schutz kein zu hoher Preis. 
Aber er braucht nur einmal die Zinſen nicht pünktlich zu bezahlen, 
ſo iſt er dem Gläubiger auf Gnade und Ungnade ausgeliefert — 
wenn nämlich der Verzicht wirkſam iſt. Will man derartige Verein⸗ 
barungen für zuläſſig erachten, ſo iſt der ganze kriegsrechtliche 
Schuldnerſchutz in hohem Maße gefährdet. Man darf nicht ſagen, 
volenti non fit iniuria, der Staat erfüllt ſeine Pflicht, wenn er dem 
notleidenden Schuldner die geeigneten Linderungsmittel an die Hand 
gibt; verzichtet er auf ſie, ſo iſt das ſeine Sache, er kann ohnehin 
nicht gezwungen werden, die Zahlungsfriſt zu beantragen, und nur 
auf Antrag wird ſie ihm gewährt. Daß ſolche Erwägungen für die 


allgemeine Zahlungsfriſt zutreffen, mig fein; für die Rechts 
bebelfe der HypVO. treffen fie jedenfalls nicht zu. Die 
Erhaltung des Grundbeſitzes, die Verhütung von Zuſammenbrüchen 
der Eigentümer, liegt im Intereſſe des Staates, ſowohl nach der 
Richtung des Schutzes des Eigentums ſelbſt, als des mittleren und 
kleinen Kapitals, das in nachſtelligen Hypotheken zu außerordentlich 
großen Beträgen angelegt iſt. Der Eigentümer, der fein Grundftück 
zu halten ſucht, führt damit nicht nur feine eigenen Geſchäfte, ſondem 
nimmt zugleich, ob mit oder ohne Abſicht, die Intereſſen der nad 
ſtelligen Hypothek wahr. (Das verkennt Cohn [Note 7] in jene 
Polemik gegen Max Diefke [Nr. 420 Berl. Tagebl.]; auch die amt: 
liche Begründung zur HypVᷣO. hebt hervor, daß der Rechtsſchutz des 
Eigentümers mittelbar dem Gläubiger der zweiten Hypothek zugute 
kommt.) — Daß dem Eigentümer der Schutz nur auf Antrag ge 
währt wird, hat feinen beſonderen Sinn; hätte man hiervon ab 
geſehen, ſo würde das auf ein allgemeines Hypothekenmoratorium 
hinauslaufen, das man aus wohlerwogenen Gründen abgelehnt hat. 
Andererſeits durfte es dem Ermeſſen des Eigentümers, der ja nor⸗ 
malerweiſe wie kein anderer ferne Intereſſen kennt und deren be 
rufener Hüter iſt, überlaſſen bleiben, ob und wann er den Schutz des 
Geſetzes in Anſpruch nimmt. Aber gerade dieſe Freiheit des 
Entſchluſſes, die Möglichkeit, im gegebenen Augenblicke 
ſich in den Schutz des Staates zu ſtellen, iſt von öffent⸗ 
lich⸗rechtlicher Bedeutung im eminenteſten Sinne. Jede 
Einſchränkung erſcheint daher abſolut unzuläſſig. 

Damit wird auch die Bedeutung und Tragweite von Vergleichen, 
namentlich ſoweit fie Zahlungsfeiſten für Kapital und Zinſen fe: 
ſetzen und ſoweit fie an die Nichtinnehaltung der Friſten Nachteile, 
z. B. die fofortige Fälligkeit des ganzen Kapitals, knüpfen, beſtimmt. 
Enthält der Vergleich ausdrücklich den Verzicht des Schuldners auf 
den Schutz der VO., fo iſt dieſe Klauſel jedenfalls nichtig; ob man 
auf Grund des § 139 BGB. dann auch den ganzen Vergleich als 
nichtig betrachten will, iſt ohne große Bedeutung; dem Schuldner 
verbleiben, für den Fall der Nichtigkeit, die Rechtsbehelfe der BD. 
Aber auch wenn die Verzichtklauſel nicht beigefügt iſt, darf dem 
Vergleich nicht die Bedeutung beigelegt werden, daß der Schuldner 
nunmehr der Rechtsbehelſe verluſtiggegangen iſt. Das würde ihrem 
Charakter als Einrichtungen von öſſentlich⸗ rechtlicher Bedeutung 
widerſprechen. Damit iſt ſelbſtverſtändlich nicht geſagt, daß der 
Vergleich nichtig iſt. Exiſtenz und Name des Hypothekeneinigungs⸗ 
amts beweiſen die rechtliche Zuläſſigkeit ſolcher Vergleiche. Damit 
iſt vielmehr zum Ausdruck gebracht, daß auch dem rechtswirkſamen 
Vergleich gegenüber die Berufung auf die VO. ftatthaft iſt, daß 
Gericht und Einigungsamt über das durch den Vergleich geänderte 
Kechtsverhältnis zu befinden haben, wobei freilich für die Beurteilung, 
namentlich für das richterliche Ermeſſen, die vergleichsweiſe getroffenen 
Vereinbarungen von Bedeutung ſein können. Es kommt häufig vor, 
daß namentlich der Gläubiger der zweiten Hypothek dem Eigentümer 
unter der Bedingung pünktlicher Zinszahlung und gegen mäßige Ev: 
höhung der Zinſen die an ſich fällig gewordene Hypothek bis zur 
Beendigung des Krieges oder auch für beſtimmte Zeit ſtundet. Hier 
darf der Schuldner erneut Zahlungsfriſt wegen des Kapitals bean 
tragen, wenn dasſelbe durch Friſtablauf oder auch vorzeitig fällig 
wird; auch wegen der Zinſen werden ihm die Rechtsbehelfe nicht 
prinzipiell zu verſagen fein, nur wird hier die Abwägung der Inter 
eſſen von Gläubiger und Schuldner meiſt zu einer dem letzteren un 
günſtigen Beurteilung führen. Nach alledem hat der Vergleich aller 
dings eine dem Friedensrecht gegenüber abgeſchwächte Bedeutung, 
was in der Eigenart der Rechtslage begründet iſt. 

Vorſtehende Ausführungen betonen die stricti-iuris-Natur fut 
Hypothekenverhältniſſe, die bei Feſtſetzung der vom Geſetz abweichenden 
Vereinbarungen bereits vorhanden waren. Gegen dieſe Auffaflung 
bringen Cohn und Zweigert ein gewichtiges Argument bei, das 
freilich nur, wie ſchon hervorgehoben, für erft zu begründende Hype⸗ 
thelen, für Neubeleihungen, zu verwerten iſt: die Unzuläſſigkeit des 
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Verzichtes könne bei Neuanlagen zu einer Lähmung des Hypotheken⸗ 
verkehrs führen; der Kapitaliſt werde ſich ſchwerlich entſchließen, fein 
Geld in Hypotheken anzulegen, wenn er bei Geltendmachung ſeiner 
Kapitals⸗ oder Zinsforderung den Schranken der Hyp BO. unter: 
worfen wäre; dieſe Flucht des Kapitals vom Hypothekenmarkt würde 
dem Grundeigentum verhängnisvoll werden, ſomit würden ſich die 
Abſichten der VO. in ihr Gegenteil verwandeln, wenn es nicht zus 
läſſig ſein ſollte, jene Schranken durch Vereinbarung zu beſeitigen, 
insbeſondere auf das Recht auf die richterliche Zahlungsfriſt zu ver: 
zichten. Die Erheblichkeit dieſes Einwandes iſt nicht zu verkennen; 
er läßt ſich auch nicht mit dem Hinweis darauf beſeitigen, daß in 
ſolchen Fällen — bei prinzipieller Annahme der Unzuläſſigkeit des 
Verzichts — die Lage des Schuldners die Friſterteilung nicht recht⸗ 
fertigen würde; dem ſteht ſchon entgegen, daß die HypyO. — im 
Gegenſatz zu ihrer Vorgängerin — auch neu begründete (nach dem 
31. Juli 1914 zur Entſtehung gelangte) Schuldverhältniſſe ihrem 
Wirkungsbereich allgemein unterwirft. — Hier kann man ſehr wohl 
ein Überwiegen des privaten gegenüber dem öffentlichen Intereſſe 
annehmen und die Vertragsfreiheit für unentbehrlich erklären. Würde 
man nun auf dem Standpunkt ſtehen, daß beide Fälle, alte Hypo— 
theken und Neuanlagen in der hier in Betracht kommenden Bes 
ziehung nach einem und demſelben Prinzip geregelt werden müßten, 
ſo müßte man fragen, welcher der beiden Geſichtspunkte, der der 
publiei-iuris-Natur bei der alten oder der des privaten Intereſſes 
bei der neuen Hypothek, bei ihrem offenbaren Widerſtreit den Aus— 
ſchlag zu geben hätte; da, wie oben erwähnt, Neuanlagen unter der 
Herrſchaft der HypVO. nur eine untergeordnete Bedeutung haben, 
die Frage für die alten Hypotheken aber von übtrragender Wichtig: 
keit iſt, fo müßte man unbedingt an dem Grundſatz von der stricti- 
iuris-Natur der Vorſchriften feſthalten und die Härten, die ſich hierbei 
ſür Neuanlagen ergeben, wohl oder übel in den Kauf nehmen. So 
liegt die Sache aber nicht; es ſteht nichts im Wege, beide Gruppen 
von Hypotheken verſchieden, ihrer Eigenart entſprechend, zu bebandeln. 
Es iſt zu erwägen, daß das Geſetz, die Hyp O., beide Gruppen, ohne 
ſie zu unterſcheiden, ſeinen Beſtimmungen unterwirft, daher ſowohl 
für die eine als für die andere feine Anordnungen trifft, daß 
aber die Frage, ob ſtrenges oder nachgiebiges Recht, lediglich aus 
dem Charakter der einzelnen Anordnung zu entſcheiden iſt, daß 
daher dieſer Charakter bei beiden Anordnungen verſchieden ſein kann. 
Hiernach iſt zuläſſig, bei der einen Gruppe zwingendes, bei der 
anderen nachgiebiges Recht anzunehmen. So kommt man ohne 
Schwierigkeiten zu einem befriedigenden Ergebnis, das wir dahin 
zuſammenſaſſen: 

Vereinbarungen, die von den Vorſchriften der HypVᷣb. ab: 

weichen, ſind unwirkſam, wenn ſie ſich auf bereits beſtehende, 

wirkſam, wenn ſie ſich auf erft zu begründende Hypotheken⸗ 


ſchuldverhältniſſe beziehen. 
Juſtizrat Stillſchweig, Berlin. 


B. Gegen die — ſchwerlich beiſallswerten — Ausführungen von 
Cohn, ZW. 1916 S 1260,61, wonach ein Vorausverzicht auf richter⸗ 
liche Hypothekenſtundung wirkſam ſein ſoll, ſei hier u. a. auf folgende 
Analogie verwieſen: 

Wenn eine Kriegerfrau ſich eine neue Wohnung beſchaſſen muß, 
ſo wird ſie häufig von einem neuen Vermieter nur dann aufgenommen, 
wenn ſie ausdrücklich verſpricht, auch wirklich die volle Miete zu be⸗ 
zahlen. In dieſem Verſprechen dürfte ein Verzicht darauf liegen, 
daß die Kriegerfrau ſich bei nur teilweiſer Zahlung (ſei es durch ſie 
ſelbſt, ſei es durch den Magiſtrat der Stadt) gegenüber dem 
Näumungsverlangen des Vermieters auf die Verordnungen über die 
Folgen der nicht rechtzeitigen Zahlung einer Geldforderung (RGBl. 
1915, 292; 1916, 451) beruft, wozu fie ja an ſich nach § 4 der 
Bekanntmachung über die Bewilligung von Zahlungsfriſten an Kriegs⸗ 
teilnehmer vom 8 Juli 1916 (RGBl. 1916, 452) berechtigt iſt, da 
eine vor dem 31. Juli 1914 entſtandene Geldforderung nicht mehr 
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Vorausſetzung iſt. !) Ich glaube aber kaum, daß man einen ſolchen 
Verzicht für gültig halten wird. Dies iſt auch der Standpunkt des 
Poſener Städtiſchen Mieteinigungsamts. 

Rechtsanwalt Dr. Leſſer, Poſen. 


Die Ariegsſteuer bei Vermehrung einheitlich ſteuer⸗ 
pflichtiger Vermögensmaſſen. Den lehrreichen Ausführungen des 
Herrn Senatspräſidenten Hallbauer (S 1240 ff) muß in einem Punkte 
widerſprochen werden. Unter 14 c ſchlägt er bei Vermehrung zweier 
einheitlich ſteuerpflichtiger Vermögensmaſſen vor, eine Gleichung 
zwiſchen den beiden Zuwachszahlen zu berechnen und dementſprechend 
verhältnismäßig die Steuer zu verteilen. Das führt zu unbilligen 
Ergebniſſen. Angenommen, der Zuwachs der Maſſe A. beträgt 
50 000 , der der Maſſe B. 1 950 000 &, fo iſt der Geſamtzuwachs 
2 000 000 #, mithin find bei einheitlicher Verſteuerung (z. B. bei 
Ehegatten § 2 Kriegs StG., § 14 Beſ StG.) 874 500 = Kriegsſteuer 
zu zahlen. Das Verhältnis der Maſſe A. zu der Maſſe B. iſt gleich 
2,5 % zu 97,5 %; mithin hätte nach Hallbauer die Maſſe A. 21862,50. , 
die Maſſe B dagegen 852 637,50 K von der Geſamtſteuer zu tragen. 
Ohne die Zuſammenrechnung der Maſſen hätte A. die 50 000 & mit 
7000 % und B. die 1 950 000 & mit 849 500 .#% (vol. 8 9 
KriegsſtG.) verſteuert. Dadurch daß A. mit B. einheitlich verſteuert 
wird, zahlt A. nicht 14 % Kriegsſteuer, ſondern rund 45% V. Das 
iſt für A. ſehr hart, und wenn man an Stelle der Maſſe A. an einen 
Nutznießer denkt, fo iſt eine derartige Minderung des Nutznießungs— 
vermögens recht bitter. Aber darüber hinaus iſt ſie auch ungerecht. 
Denn wie kommt A. mit feinem im Verhältnis zu B. beſcheidenen 
Vermögenszuwachs dazu, nun ohne den entſprechenden Gewinn die 
Laſt der hohen Staffeln zu tragen, die nur B.8 großer Gewinn rechts 
fertigt? Das Einſetzen einer Proportion, wie Hallbauer fie vorſchlägt, 
ſieht von den Staffeldifferenzierungen ab, die der $ 9 Kriegs StG. 
aufſtellt, und kann deshalb nicht dem Sinne des Geſetzes entſprechen. 
Nun könnte man an eine andere „verhältnismäßige“ Berechnung 
denken, etwa derart, daß man die Steuerſummen, die A. und B. an 
ſich, alfo bei getrennter Verſteuerung, zu zahlen hätten, in ein Ber: 
hältnis ſetzt und ſagt, daß die geſuchte Zahl zu dem aus der ein⸗ 
heitlichen Berechnung ſich ergebenden Steuerbetrage in dem gleichen 
Verhältnis zu ſtehen habe. Das ergibt im obigen Falle (A.s Zu⸗ 
wachs = 50 000 4; B.s Zuwachs = 1 950 000 % gemäß 8 9 


. 7000: 849 500 = x : 874 500 


x = 7200,60 


Demnach zahlt alfo die Maſſe A. ftatt 7000 & nunmehr 7200,60 M 
und die Maſſe B. ftatt 849 500 K* nunmehr 867 299,10 A. B. hat 
ſich alſo diesmal weſentlich verſchlechtert, aber auch diesmal tft es 
nicht gerecht zugegangen. Denn in Wahrheit hat B. jetzt infolge der 
einheitlichen Verſteuerung mit A. die günſtigen Anfangsſtaffeln aus 
8 9 zugunſten von A. eingebüßt. A. iſt zu gut weggekommen. Mit einer 
„verhältnismäßigen“ Berechnung läßt ſich die Frage eben wegen der 
Staffeſdiſſerenzierungen nicht löſen, vielmehr muß man an den Staffel: 
aufbau des § 9 herantreten und von dem einfachſten Billigkeiisgrundſatz 
ausgehend ſagen: „Was dem einen recht iſt, iſt dem andern billig.“ Jeder 
hat im gleichen Ausmaß den Anſpruch auf gleichmäßige Staffelung, A. wie 
B. Hat Maſſe A. einen Zuwachs von 50000 , fo muß die Maſſe A den 
gleichen Zuwachs bei der Maſſe B., alſo bis 50 000 , mittragen 
und ertragen, aber nichts darüber hinaus. Da die kleinere Zahl in 
der größeren enthalten ſein muß, ſo ergibt ſich eine ſehr einfache 
Berechnung: Bis 2 X 50 000 & tft der Zuwachs als gemeinſchaft⸗ 


1) Iſt die Kriegerfrau ſelbſt Mieterin, was häufig vom Ver⸗ 
mieter verlangt wird, fo iſt jene Beſtimmung übrigens nur analog 
anwendbar, da fie unmittelbar nur Kriegsteilnehmer ſeldſt betrifft. 
Sind beide Eheleute Mieter, jo genügt es, daß ſich der Ehemann 
auf jene Beſtimmung beruft, da die Ehefrau dann auf Grund ab— 
geleiteten Rechts wohnen bleiben kann. 
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licher unter den Maſſen zu behandeln, darüber hinaus trägt B. die 
Zuwachs ſteuer allein. Für 100 000 & beträgt die Steuer 19 500 #5 
hiervon trägt A. die Hälfte, alſo 9750 &, und B. den Reit des 
ganzen Steuerbetrages, alſo 874 500 — 9750 = 864 750 4. Hieraus 
ergibt ſich eine ſehr einfache Regel: der kleinere Zuwachs zahlt 
die Hälfte von der Staffelſteuer ſeines Zweifachen, der 
größere den Reſt von der Kriegsſteuer des Geſamtbetrages. 
Dieſe Berechnungsaufgabe wird, wie die Hallbauerſchen Darlegungen 
zeigen, in einer großen Anzahl von erbrechtlichen und familienrecht⸗ 
lichen Verhältniſſen auftauchen, und es wird namentlich, wenn eine 
Maſſe mit Nutznießungen belaſtet iſt, mancher Streit um die Vorteile 
der Staffelung, die niemand mit dem andern gern wird teilen wollen, 
entſtehen, ein Streit, der durch die hier vorgeſchlagene Löſung unſchwer 
entſchieden werden kann. 
Rechtsanwalt Dr. Alfred Friedmann, Berlin 
(zur Zeit im Felde). 


Warenübertragung in Natur (ur Auslegung des 
Warenumſahflempelgeſetzes). Die unter dieſer Aberſchrift auf 
Seite 1262 dieſer Zeitſchriſt wiedergegebenen Ausführungen von 
Dr. Hirſchfeld dürfen nicht ohne Widerſpruch bleiben. Der Ver⸗ 
faſſer geht von der Behauptung aus, daß das Warenumſatzſtempel⸗ 
tzeſetz eine Reichsſteuer auf bezahlte Warenlieferungen eingeführt habe, 
und knüpft daran folgende Schlußfolgerungen: 

1. Nur wenn die Ware in Natur übertragen werde, liege eine 
ſteuerpflichtige Warenlieferung vor; 

2. In dem Zuſatz 4 zu Tarif⸗Nr. 10, der lautet: 

„Wird bei Abwicklung mehrerer Kaufe und Anſchaſſungs geſchäſte, 
die zwiſchen verſchiedenen Perſonen über dieſelben Waren oder 
über Waren gleicher Art abgeſchloſſen find, die Ware nur 
einmal in Natur übertragen, fo gilt dies nur als Waren⸗ 
lieferung desjenigen, der die Ware in Natur überträgt“, 
ſeien die Worte: 
„Wird bei Abwicklung mehrerer Kauf: und Anſchaſſungsgeſchäfte, 
die zwiſchen verſchiedenen Perſonen über die ſelben Waren oder 
über Waren gleicher Art abgeſchloſſen ſind“, 
überflüffig, weil ſelbſtverſtändlich oder ſinnverwirrend; 

3. Die Stempelpflicht trete demnach, möge es ſich um ein einziges 
Anſchaffungsgeſchäft oder um die Abwicklung mehrerer Anſchaffungs⸗ 
geſchäfte handeln, immer nur ein, wenn die Ware nach BGB. 8 929 
Satz 1 tatſächlich übergeben worden ſei, nicht aber, wenn der Lieferer 
dem Erwerber die Sache durch Abtretung des dinglichen Heraus gabe⸗ 
anſpruchs (868. § 931) oder durch Beſitzkonſtitut (BGB. § 930) 
oder durch brevi manu traditio (BGB. § 929 Satz 2) verſchafft habe. 

Schon der Ausgangspunkt kann nicht als zutreffend erachtet 
werden. Tarif⸗Nr. 10 NStemp®. in der Faſſung des Geſetzes über 
einen Warenumſatzſtempel vom 26. Juni 1916 bezeichnet als Gegen⸗ 
ſtand der Beſteuerung die Anmeldung der Gewerbetreibenden über 
bezahlte Warenlieferungen. Die Anmel dungen haben nach § 76 
RStempö. die Zahlungen zu umfaſſen. Nach 8 83a ift über die 
Zahlung für eine nicht im Betrieb eines inländiſchen Gewerbes 
erfolgte Warenlieferung eine Quittung zu erteilen und zu verſteuern. 
Gegenſtand der Abgabe iſt demnach die Zahlung, nicht die Waren⸗ 
lieferung. Die Warenlieferung ſpielt nur inſofern eine allerdings 
ſehr weſentliche Role, als die zu verfteuernde Zahlung die Gegen⸗ 
leiſtung für eine Warenlieferung ſein ſoll. Ob die Warenlieferung 
vor der Bezahlung bewirkt worden iſt, ob ſie Zug um Zug mit der 
Bezahlung geſchieht oder ob ſie der Bezahlung nachſolgt, iſt für die 
Beſteuerung der Bezahlung gleichgültig. Iſt hiernach ſchon die Tat⸗ 
ſache der Warenlieferung ohne Bedeutung, ſo iſt erſt recht die Art, 
wie der Veräußerer feine Lieferungsverpflichtung erfüllt, ob er die 
Ware nach BGB. § 929 Satz 1 dem Käufer übergibt oder fie ihm 
in einer der anderen vorerwähnten Arten übereignet oder etwa auf 
deſſen Rechnung an einen Dritten liefert, gleichgültig. Es kann 
alſo zu 1 nicht zugegeben werden, daß eine Zahlung nur dann 


ſteuerpflichtig ſei, wenn die bezahlte Ware dem Käuſer vom Dal⸗ 
käufer nach BGB. § 929 Satz 1 „in Natur“ übergeben worden 
ſei. Es if auch nicht richtig, daß bei einem einzigen Umſag⸗ 
geſchäſt die Ware, wenn auch nicht ſogleich, ſo doch ſicher einmal 
ſpäter nach 8 929 Satz 1 in Natur übergeben werden müſſe. In den 
erwähnten Auſſatz wird von dieſem angeblichen Grundſatz ſelbſt ſchon 
der Fall der brevi manu traditio ausgenommen; auch bei den anderen 
Fällen der Erſatzübergabe iſt aber keineswegs unbedingt notwendig, 
daß der Beſitzer die Sache ſchließlich einmal an den Käufer oder an 
deſſen Vertreter oder für Rechnung des Käufers an einen Dritten 
tatſächlich herauszugeben habe. 
Hieraus folgt, wie zu 2 zu bemerken iſt, daß die Eingangswotte 
im Zuſatz 4 keineswegs überflüſſig ſind, eine Annahme, die man an 
ſich ſchon nicht ohne weiteres in ein Geſetz hineintragen darf. Zuſaz 4 
geht vielmehr von folgender Vorſtellung aus: Wenn über eine und 
dieſelbe Sache mehrere Kaufverträge oder ſonſtige Lieferungsgeſchaſt 
abgeſchloſſen worden find und durch eine einzige Erfüllungs handlung 
abgewickelt werden, wenn alſo A eine Sache an B verkauft, B fe 
weiter an C veräußert und C weiter an D und wenn dann A die 
Sache dem D unmittelbar übergibt, fo liegt in dieſer Handlung des A dit 
Erfüllung der Lieferungspflicht des A an B, die Erfüllung der Lee 
rungspflicht des B an C und die Erfüllung der Lieferungépflicht des 
C an D. Kaufpreiſe haben für dieſe Lieferungen zu bezahlen D an 
C, C an B und B an A. Dieſe drei Zahlungen würden ſtempel⸗ 
pflichtig ſein, wenn das Geſetz nichts anderes beſtimmte. Etwaz 
anderes will das Geſetz nun im Intereſſe des Zwiſchenhandels im 
Zuſatz 4 beſtimmen und tut das, indem es fart, daß nur eine dieſtt 
drei Warenlieferungen eine die Stempelpflichtigkeit der Bezahlung 
auslöſende Warenlieferung im Sinne des Geſetzes ſei, und zwar dit 
Lieferung desjenigen, der die Ware „in Natur“ überträgt. Wohl: 
verſtanden, Übertragung der Ware in Natur wird verlangt, nicht 
wird „zunächſt eine Abergabe der Ware verlangt“, wie im Eingang 
des 5. Abſatzes in jenem Aufſatze behauptet wird. Damit fallen die 
Schlußfolgerungen des Verfaſſers, die an das Wort „Übergabe“ an 
knüpfen, von ſelbſt. Die Übergabe iſt, wie ein Blick auf die Über 
ſchrifſt von $ 929 BGB. lehrt, nur eine Art der Übertragung, neben der 
als gleichwertig die brevi manu traditio, das Beſtitzkonſtitut und die 
Abtretung des dinglichen Herausgabeanſpruchs anerkannt ſind, wobei 
dahingeſtellt bleiben mag, ob das Warenumſatzſtempelgeſetz das Wert 
Übertragung nicht in einem noch weiteren Sinne gebraucht. Unter 
„Übertragung der Ware in Natur“ iſt in der obigen Reihe von Ge 
ſchäften die Handlung zu verſtehen, die die Ware ſelbſt unmittelbar 
einem anderen zu eigen überträgt, nicht aber die zugleich in iht 
liegende Erfüllungswirkung, die ſie zugunſten der übrigen an dem 
Kettengeſchäſt als Veräußerer be'eiligten Perſonen äußert. Zuſaß 4 
beſagt alſo: bei der Abwicklung mehrerer Anſchaffungsgeſchäfte iſt 
Warenlieferer nur der erſte Verkäufer, der die ihm gehörige Ware 
ſelbſt einem andern übereignet. Nur die Zahlung, die er erhält, it 
ſtempelpflichtig. Ob er die Ware dem letzten Erwerber durch tatſäch⸗ 
liche Übergabe, durch Beſitzkonſtitut, durch brevi manu traditio oder 
durch Abtretung des dinglichen Herausgabeanſpruchs übereignet, if 
gleichgültig, wenn er nur aufhört Eigentümer zu ſein und der Tritte 
das Eigentum auf Grund der Verfügung des erſten Veräußerer 
erwirbt. 
Die Beſtätigung dieſer Auslegung gibt das Geſetz ſelbſt im Au: 
ſatz 5, der lautet: 
„Wird die Ware durch Konnoſſement, Ladeſchein oder Lager 
ſchein übertragen, ſo gilt nur die Übertragung durch den 
erſten inländiſchen Inhaber des Papiers als Warenlieferung.“ 
Das im Geſetzestext allerdings nicht geſperrte Wörtchen „nut“ 
hat allem Anſchein nach Hirſchfeld überſehen; von feinem Standpunkt aus 
müßte es fehlen oder ftait feiner „jedoch“ ſtehen. Denn wenn mt 
die Übergabe der Ware „in Natur“ nach BG. 8 929 Satz 2 die 
Stempelpflichtigkeit der Bezahlung auslöſte, fo würde die Mbergalt 
der Ware durch Bepebung eines Traditions papiers, die doch nach 
der in jener Abhandlung vertretenen Anſicht keine Übergabe in Rau! 
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iſt, die Zahlung nicht ſtempelpflichtig machen. Sollte die Begebung 
des Traditionspapiers, wie auch Hirschfeld will, die gegenteilige 
Wirkung haben, fo müßte Zuſatz 5 als eine Ausnahmevorſchrift zu 
Zuſatz 4 geſaßt ſein. Eine ſolche Ausnahmevorſchrift iſt fie aber 
nicht, im Gegenteil bedeutet ſie, worauf eben auch das Wort „nur“ 
unmißverſtändlich hindeutet, eine Einſchränkung des Grundſatzes des 
Zuſatzes 4. Denn wenn nach Zuſatz 4, gemäß der hier vertretenen 
Auffaſſung, die Übereignung der Ware das ſtempelpflichtige Geſchäft 
beim Kettengeſchäft kennzeichnet, ſo wäre an ſich in der mehr fachen 
Begebung eines Traditionspapiers eine mehrfache Übertragung in 
Natur zu erblicken, fo daß an ſich alle Zahlungen ſeitens der auf⸗ 
einander folgenden Empfänger des Traditionspapiers je für ſich 
ſtempelpflichtig wären. Dem will aber Zuſatz 5 vorbeugen; deshalb 
hebt er nur eine dieſer Übertragungen als ſtempelpflichtig heraus. 
N Als Ergebnis iſt demnach feſtzuſtellen, daß beim Kettengefchäft 
jede Art der Übereignung der Ware nach BGB. SS 929 bis 931 
deren Übertragung in Natur im Sinne des Zuſatzes 4 zu Tarif Nr. 10 
darſtellt. Wenn in dem Kommiſſionsbeiicht S. 12 das ſelbe vom 
Berichterſtatter unter Zuſtimmung eines Vertreters der verbündeten 
Regierungen ausgeführt worden iſt, ſo iſt das um ſo mehr zu begrüßen, 
als dieſe Feſtſtellung im Kommiſſions bericht ganz gefliffentlich, wie 
ebenfalls der Kommiſſionsbericht S. 11 hervorhebt, in der Abſicht 
geſchehen iſt, klarzuſtellen, was ſich die beiden geſetzzeb. nden Fak⸗ 
toren bei der Abfaſſung der in Rede ſtehenden Beſtimmung gedacht 
haben. Notwendig zur Geſetzesauslegung iſt aber im vorliegenden 
Falle ein derartiges Zurückgehen auf den Kommiſſionsbericht nicht, 
ta, wie dargelegt, das Geſetz ſelbſt den Sinn der allerdings nicht ſehr 
glücklich gefaßten Vorſchrift des Zuſatzes 4 deutlich erkennen läßt. 
Geheimer Finanzrat Dr. Kloß, Dresden. 


Zur Frage der Unpfändbarkeit von Gegenfländen, welche 

auf Grund der Perordnung des Fundesrats über die 

Ficherſtellung von Kriegsbedarf vom 24. Juni 1915) 
beſchlagnahmt find. 

A. Die Ausführungen von Gundlach (JW. S. 1101) zu dem 
Beſchluß des OLG. Dresden vom 3. Juni 1916 (JW. S. 973) 
treffen die Sachlage nicht. 

In dem fraglichen Falle hat das OLG. entgegen den Entſchei⸗ 
dungen beider Vorinſtanzen die Zuläſſigkeit der Pfändung bejaht. 
Dieſer Beſchluß allein entſpricht der Rechtslage. 

Die Bedenken Gundlachs beruhen auf einer Verkennung des 
meines Erachtens zu Zweifeln keinen Anlaß bietenden geſetzlichen 
Materials. 

Gundlach zitiert am Eingang feiner Ausführungen aus 8 4 der 
Bekanntmachung über die Sicherſtellung von Kriegsbedarf folgende 
zwei Sätze: 

„Die Beſchlagnahme hat die Wirkung, daß die Vornahme 
von Veränderungen an den von ihr berührten Gegenſtänden 
verboten iſt und rechtsgeſchäftliche Verfügungen über ſie nichtig 
ſind. Den rechtsgeſchäftlichen Verfügungen ſtehen Verfügungen 
gleich, die im Wege der Zwangsvollſtreckung oder Arreſt⸗ 
vollziehung erfolgen.“ 

Er läßt an dieſer Stelle fort den darauf folgenden Satz, welcher 
allein für den hier in Frage kommenden Streitfall maßgebend iſt und 
folgendermaßen lautet: 

„Trotz der Beſchlagnahme ſind alle Veränderungen und Ver⸗ 
fügungen zuläſſig, die mit Zuſtimmung der beſchlagnahmenden 
Stelle erfolgen.“ 
Es iſt allerdings richtig, daß zwei Abſätze weiter Gundlach in ſeinen 
Ausführungen auch dieſen Satz ebenfalls zitiert; allein verkannt wird 
von ihm, daß es ſich in dem der Entſcheidung des OLG. Dresden 
zugrunde liegenden Fall tatſächlich bei der Pfändung um eine Ver⸗ 


1) Nicht Juli, wie es anſcheinend auf Grund eines Druckſehlers 
auf S. 1101 von 1916 der JW. heißt. 
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fügung handelt, die als mit Zuſtimmung der beſchlagnahmenden 
Stelle erfolgt anzuſehen iſt. Es iſt nämlich gerade auf Grund der 
Bekanntmachung über die Sicherſtellung von Kriegsbedarf vom 24. Juni 
1915 die Bekanntmachung betreffend Beſchlagnahme der deutſchen Schaf⸗ 
ſchur vom 17. September 1915 erlaſſen worden. 

Die — wie unſtreitig — Geſetzeskraſt habende Bekanntmachung vom 
24. Juni 1915 if} lediglich das allgemeine Geſetz für die daraufhin 
erlaſſenen beſonderen weiteren Bekanntmachungen betr. Beſchlagnahme 
der einzelnen Gegenſtände. 

Nun heißt es in der Bekanntmachung betr. Beſchlagnahme der 
deutſchen Schaſſchur im 8 3 Abſ. 2 wie folgt: 

„Die Beſchlagnahme hat die Wirkung, daß die Vornahme von 

Veränderungen an den von ihr berührten Gegenſtänden ver⸗ 

boten iſt und rechtsgeſchäſtliche Verfügungen über ſie nichtig 

find. Den rechtsgeſchäftlichen Verfügungen ſtehen Verfügungen 
gleich, die im Wege der Zwangsvollſtreckung oder Arreſt⸗ 
vollziehung erfolgen. Trotz der Beſchlagnahme find alle Ber; 
änderungen und Verfügungen zuläſſig, die durch dieſe Belannt⸗ 
machung ausdrücklich geſtattet ſind, oder die mit Zuſtimmung 
des Königlich Preußiſchen Kriegsminiſteriums in Berlin, 
Kriegs⸗Rohſtoff⸗Abteilung, erfolgen.” 
Es heißt ferner in derſelben Bekanntmachung 8 6 Abf. 1: 

„Die Wolle darf nur veräußert werden: 

a) an die Kriegswollbedarfs⸗Aktiengeſellſchaft, Berlin 8W 48, 
Verl. Hedemannſtraße 3, 

b) an Perſonen, Firmen oder Geſellſchaften, welche die Wolle 
unmittelbar oder mittelbar an die Kriegswollbedarfs⸗Altien⸗ 
geſellſchaft, Berlin 8 48, Berl. Hedemannſtraße 3, verkaufen.“ 

Auf dieſe ebenfalls Geſetzeskraft habenden Beſlimmungen kommt es 
hier allein an. 

Der Sinn dieſer Beſtimmungen war nicht ganz zweifelsfrei. Es 
iſt deshalb zu dieſer Bekanntmachung ſpäter noch von der Kriegs⸗ 
Rohſtoff⸗Abteilung des Königlich Preußiſchen Kriegsminiſteriums eine 
beſondere Erläuterung ergangen, die das, was im nachfolgenden 
erörtert wird, noch beſonders hervorhebt. 

Nach Inhalt der Beſchlagnahmebekanntmachung betr. die deutſche 
Schaſſchur, iſt der Handel mit Wolle inſoweit nicht unterſagt, als 
jede beliebige Perſon derartige Wolle anlaufen kann, wenn fie nur 
demnächſt dafür ſorgt, daß die Wolle an die Kriegswollbedarfs Aktien⸗ 
geſellſchaft abgeführt wird. Dies beſagte gerade der § 6, wie er eben 
im Wortlaut wiedergegeben iſt. In der amtlichen Erläuterung iſt 
deshalb auch nochmals feſtgeſtellt worden, daß der Ankauf von Wolle 
nicht behindert iſt, inſoweit die Wolle nicht an einen Verbraucher von 
Wolle abgegeben wird. Nur die Abgabe an den Verbraucher iſt un⸗ 
zuläſſig. Der Aufkauf von Wolle iſt geſtattet, fofern demnächſt die 
Wolle an diejenige Rechts perſönlichkeit weiterveräußert wird, der 
allein die Abgabe an den Verbraucher zuſteht, nämlich die Kriegs⸗ 
wollbedarfs⸗Aktlengeſellſchaft in Berlin. 

Nach Inhalt dieſer geſetzlichen Beſtimmungen kann kein Zweiſel 
daran ſein, daß die Pfändung zuläſſig iſt; denn es handelt ſich hier 
um eine Verfügung, welche mit Zuſtimmung der beſchlagnahmenden 
Stelle erfolgt. Die beſchlagnahmende Stelle, nämlich die in Betracht 
kommenden Kriegsminiſterien, haben durch die Bekanntmachung betr. 
Beſchlagnahme der deutſchen Schaſſchur ausdrücklich allgemein die 
Veräußerung von Wolle zugelaſſen, ſoweit die Veräußerung nicht an 
einen Verbraucher erfolgt. 

Jeder Eigentümer von Wolle darf alſo nach Inhalt der mit 
dem 18. September 1915 in Kraft getretenen Beſchlagnahme die Wolle 
an ſich veräußern, ſoweit ſie nicht an einen Verbraucher geliefert wird. 
Es liegt eine allgemeine Zuſtimmung der beſchlagnahmenden Stelle 
bezüglich dieſer mit obiger Beſchränkung freien Veräußerlichkeit der 
Wolle trotz der Beſchlagnahme vor. 

Wenn aber der Eigentümer, wie nach Inhalt der Bekannt⸗ 
machung zweifelsfrei iſt, die Wolle veräußern darf, ſo muß ſie auch 
der Pfändung unterliegen; denn ſoweit die Veräußerlichkeit feſtſteht, 
muß auch die zwangsweiſe Verfügung zuläſſig ſein. 
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Darauf beruht der Beſchluß des OLG., welcher allein der 
wirklichen Sach⸗ und Rechtslage gerecht wird. 

Wenn im Anſchluß hieran Gundlach die Frage aufwirft, wer 
denn nun entſcheiden ſolle, ob die Ware pfändbar iſt oder nicht, ſo 
dürfte auch die Beantwortung dieſer Frage in Wirklichkeit keine 
Schwierigkeiten machen. Es iſt in dieſer Beziehung nicht richtig, 
wenn Gundlach ſagt, daß es nicht Aufgabe des Gerichts vollziehers 
ſei, zu prüfen, ob die Pfändung zuläſſig ſei oder nicht, weil er ledig⸗ 
lich Vollzugs⸗ und nicht Entſcheidungsorgan der Rechtspflege ſei; 
ſondern es iſt ſelbſtverſtändlich in dieſem Fall, wie in allen anderen 
Fällen, Sache des Gerichtsvollziehers, zu entſcheiden, ob ein Gegen⸗ 
ſtand pfändbar iſt oder nicht. f 

Dies muß er ja auch bezüglich aller derjenigen Sachen prüfen, 
die er ſonſt als unpfändbar dem Schuldner zu belaſſen hat. 

Es kann zugegeben werden, daß unter Umſtänden die Prüfung 
ſchwierig fein wird; dafür find aber Rechtsbehelfe gegeben. 

Weigert ſich der Gerichtsvollzieher, einen nach der Rechtsauffaſſung 
des Gläubigers pfändbaren Gegenſtand, den er beim Schuldner ſindet, 
zu pfänden, fo kann der Gerichtsvollzieher zu dieſer Pfändung vers 
anlaßt werden. 

Pfändet umgekehrt der Gerichtsvollzieher einen Gegenſtand, welcher 
nach der Überzeugung des Schuldners nicht pfändbar tft, fo find dem 
Schuldner die bekannten Rechtsbehelfe gegeben, um die Pfändung zu 
beſcitigen. Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß die Frage, ob 
eine Sache pfändbar iſt oder nicht, durch den Gerichtsvollzieher zu 
entſcheiden iſt. 

Es ſei ſchließlich darauf hingewieſen, daß in dem der Entſcheidung 
des OLG. Dresden zugrunde liegenden Fall ſogar auch die Verſteige⸗ 
rung durchgeführt worden iſt und trotz der Verſteigerung die Wirkung 
der Beſchlagnahme erreicht worden iſt, indem der Käufer die Ware 
derjenigen Stelle zugeführt hat, welche ſie nach Inhalt der Bekannt⸗ 
machung zu erhalten hatte. Es ſtand alſo in der Tat die Beſchlag⸗ 
nahme auch der Verſteigerung nicht entgegen, weil die Beſchlagnahme 
eben nach Anordnung der beſchlagnahmenden Stelle nur eine be⸗ 
ſchränkte Rechtswirkung haben ſollte. 


Auch die verſteigerte Ware blieb beſchlagnahmt und von den 
Geſetzeskraft habenden Beſtimmungen ergriffen. 


Juſtizrat Dr. Carl Erich Friedlaender, Berlin. 


B. In dem Aufſatz S. 1101 JW. iſt in Abſ. 5 beſonders hervor⸗ 
gehoben, daß auf den der Entſcheidung des OLG. Dresden zugrunde 
liegenden Einzelfall nicht eingegangen werden ſolle. Das geſchah aus 
dem Grunde, weil der genaue Tatbeſtand, insbeſondere nicht bekannt 
war, ob etwa die Zuſtimmung einer zuſtändigen Stelle zur Pfändung 
vorlag. Es kann auch dahingeſtellt bleiben, ob in jenem Einzelfalle 
trotz der Verſteigerung der Zweck der Wollbeſchlagnahme erreicht 
worden iſt. Das iſt als ein beſonders glücklicher Zufall anzuſehen. 
Es hätte auch anders kommen können. 


Die Ausführungen Friedlaenders erörtern nicht den enſcheidenden 
Punkt. Entſcheidend iſt allein die Frage, ob die beſchlagnahmende 
Stelle der Pfändung und Verſteigerung zugeſtimmt hat oder nicht. 
Friedlaender vermag nur anzuführen, daß nach der Wollbeſchlagnahme⸗ 
verordnung der Verkauf, und zwar unter gewiſſen Kautelen und 
Einſchränkungen, geſtattet iſt. Das war nötig, um die Wolle vom 
Schafsbeſitzer her in Bewegung zu ſetzen. Nirgends aber iſt in der 
Verordnung die Pfändung und Zwangsverſteigerung geſtattet. Es 
kann doch nicht einer Behörde unterſtellt werden, daß, wenn ſie den 
Verkauf wünſcht, ſie damit auch die Pfändung geſtattet. Die letztere 
hindert unter Umſtänden den Verkauf. Die Ausführung Friedlaenders, 
daß die Wolle, weil ſie in beſchränktem Umfange veräußert werden 
darf, daher auch der Pfändung unterliegen müſſe, trifft jedenfalls für 
den Geltungsbereich der Sicherſtellungsverordnung vom 24. Juni 1915 
nicht zu. Juſtizrat Gundlach, Berlin. 


Zaun die Befeiligung der Wirkſamkeit eines per- 
ſäumnisurteils durch Blagerüdinahme im Wege der 
Erinnerung gemäß 8 766 350. geltend gemacht werden? 
Die Ausführungen des Herrn Geh. Juſtizrats Dr. Neumann in 
der JW. 1916, 1269 haben mich nicht überzeugt. Ich halte ihnen 
folgende Sätze entgegen: 


1. Die Rücknahme der Klage beſeitigt wie die Rechts hängig⸗ 
keit auch das gegen den Beklagten ergangene und vollſtreckte Ver⸗ 
ſäumnisurteil mit rückwirkender Araft.!) Das Urteil gilt mithin 
als nicht erlaſſen. 


2. Ein derart kraftloſes Urteil bildet keinen vollſtreckbaren 
Schuldtitel. 


3. Dem Schuldner ſtehen zur Beſeitigung der auf Grund des 
außer Kraft geſetzten Urteils bewirkten Pfändung zwei Wege offen: 
a) der Rechtsbehelf aus $ 766 ZPO., 
b) die Klage gemäß SS 812 ff. BGB.) 


4. Der Rechts ſtandpunkt des Herrn Geh. IR. Dr. N. führt zu 
dem praktiſch unannehmbaren Ergebniſſe, daß der Schuldner 
gegenüber der Pfändung aus dem Verſäumnisurteile trotz der Klage⸗ 
rücknahme rechtlos ſei; er muß ſchon um deswillen abgelehnt 
werden.) Rechtsanwalt Juſtizrat Bendix, Breslau. 


Vereine. 


In der Sitzung des Berliner Auwaltvereins vom 19. Oktober 
hielt Rechtsanwalt Dr. Eyck einen Vortrag über das Kriegsſteuer⸗ 
geſez. Er knüpfte an die Bewegung an, die durch die hohen 
Gewinne der Kriegslieferanten hervorgerufen wurde, und eine Sonder 
ſteuer hierauf verlangte. Er zeigte, wie man dann aber von dieſem 
Ausgange pankt abgekommen iſt, um ſchließlich jeden Vermögens; 
zuwachs zu beſteuern, gleichviel, ob er auf den Krieg zurückzuführen 
iſt oder nicht. Als Beſteuerungsmaßſtab kommt neben dem Ver— 
mögenszuwachs auch die Einkommensvermehrung in Frage, wofür 
namentlich Juſtizrat Bamberger, Aſchersleben, und Regierungsrat 
Buck (im Finanzarchibo Jahrg. 33 Bd. 1) eintraten, währerd Strutz 
ſich nachdrücklich dagegen wandte. Nach einem vorübergehenden 
Erfolg bei der erſten Kommiſſionsleſung unterlag dieſe Richtung bei 
der ſchließlichen Faſſung des Geſetzes, das nun aber neben dem 
Vermögenszuwachs auch, allerdings mit einem erheblich geringeren 
Satz, die letzten 10 Prozent des früheren Vermögens beſteuert. Der 
Vortragende gab dann einen Abriß der für die Beſteuerung der 
natürlichen Perſonen geltenden Grundſätze. Neben der Kriegsſteuer 
wird die Beſitzſteuer voll veranlagt. Das neue Geſetz unterſcheidet 
ſich von dem Beſitzſteuergeſetz vielfach durch die Beſtimmungen über 
Nichtzurechnung beſtimmter Fälle des Vermögenszuwachſes. Sie ent: 
ſpringen zum großen Teil der Abſicht, Umgehungen des Geſcetzes 
durch Kriegs lieferanten zu verhindern. Deshalb werden Schenkungen 
und Zuwendungen, ohne entſprechende Gegenleiſtung und ohne geſet⸗ 
liche Verpflichtung, nicht beim Beſchenkten, ſondern beim Schenker 
beſteuert. Dieſe Vorſchri't iſt auch dahin auszulegen, daß eine Aus⸗ 
ftattung oder Mitgift nicht der ausgeſtatteten Tochter, ſendern dem 
Vater anzurechnen iſt. Die Vorſchrift, daß Grundſtücke zu keinem 
geringeren Wert als den Geſtehungskoſten beſteuert werden ſollen, 
trifft zwar etwaige Verſchleierungsverſuche von Kriegslieferanten, ſie 
läßt aber tie während des Krieges eingetretene Wertfteigerung land: 
wirtſchaftlicher Güter, ſoweit fie nicht realifiert wird, leider völig 
unberückſichtigt. 

Die juriſtiſchen Perſonen werden nicht nach dem Ver— 
mögenszuwachs, ſondern nach dem Mehrgewinn beſteuert. An ſich 
ſetzt ein Mehrgewinn das Beſtehen einer Geſellſchaſt vor dem Kriege 
voraus. Dann würden aber die während des Krieges begründeten 


) Vgl. RG., JW. 1889, 108 5; RG. 75, 289. 
2) Vol. RGZ. 56, 70. 
9) Pgl. NG. 70, 291. 
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Geſellſchaften von der Steuer befreit bleiben. Dieſe Spwierigkeit 
iſt dadurch befeitigt, daß ſür ſolche Geſellſchaſten die Annahme fingiert 
wird, ſie hätten einen Friedensgewinn von 6 v. H gehabt (8 17 
Abſ. 4). Die Berechnung des Geſchäftsgewinns hat jetzt ſchon zahl: 
reiche Streitſcagen hervorgerufen. Die Tantieme des Vorſtandes 
und des Aufſichtsrats einer Aktiengeſellſchaft iſt zu den abzugsfähigen 
Betriebskoſten zu rechnen und unter die Paſſiva einzuſtellen. 
Streitig iſt auch, ob von der Sonderrücklage, die nach dem Vor⸗ 
bereitungsgeſetz zu bilden iſt, Tantieme an den Vorſtand und Aufſichts⸗ 
tat zu bezahlen iſt. Dies iſt aber zu verneinen, weil nur das jenige 
tantiemepflichtig iſt, was verteilt wird. Die Vorſchrift des 8 16 
Abſ. 1, daß Abſchreibungen nur inſoweit zu berückſichtigen ſind, als 
ſie einen angemeſſenen Ausgleich der Wertverminderungen darſtellen, 
führt zu der Schlußfolgerung, daß die ſtillen Reſerven mitzuverſteuern 
ſind. Daraus ergeben ſich äußerſt wichtige und vielfach beſtrittene 
Konſequenzen. An ſich war es für die Kraft unſerer Volkswirtſchaſt 
im Kriege ſehr bedeutſam, daß die großen Alktiengeſellſchaften die 
Politik der ſtillen Reſerven betrieben haben. Sie find im Kriege 
vielfach realiſiert worden, indem ein niedrig bewertetes Lager zu 
meiſt außerordentlich geſteigerten Preiſen abgeſetzt wurde. Die preußiſchen 
Ausführungsbeſtimmungen Art. 8 Abſ. 8 ſtellen ſich auf den Stand» 
punkt, daß ſoweit ſtille Rücklagen des früheren Jahres in einem 
Kriegsgeſchäftsjahre realiſiert werden, fie Gewinne dieſes Kriegs⸗ 
geſchäftsjahres bilden. Das wird z. B. von Oberverwaltungsgerichts⸗ 
rat Mrotzek (Kommentar S. 47) beſtritten. Jedenfalls iſt zu be⸗ 
rückſichtigen, daß die Geſellſchaften, wenn ſie nach dem Kriege ihr 
Lager wieder auffüllen wollen, vorausſichtlich ſehr viel mehr anlegen 
müſſen, als fie dafür in ihre Bilanz eingeſtellt haben. Nicht nur 
in dieſen, ſondern auch in zahlreichen anderen Punkten bietet das 
Geſetz der Auslegung erhebliche Schwierigkeiten. Es wird die Auf: 
gabe der Anwaltſchaft fein, hier den Steuerzahlern mit ſachverſtändigem 
Rat zur Seite zu ſtehen; wie fie ſich überhaupt künftighin den Fragen 
des öffentlichen Rechts in erhöhtem Maße werden widmen müſſen. 

In der Diskuſſion wies Juſtizrat Goldmann darauf hin, daß 
die Geſellſchaften für die Friedensjahre neue Bilanzen mit abweichender 
Bewertung ihrer Aktiven und Ausſchaltung der ſtillen Reſerven auf: 
ſtellen könnten. Geh. Juſtizrat Dr. Heinitz ergänzte die Ausſührungen 
des Vortragenden in einigen Punkten und bezweifelte auch ſeinerſeits 
die Richtigkeit der Auffaſſung des preußiſchen Finanzminiſteriums, 
daß die realiſierten ſtillen Reſerven als Kriegsgewinn zu verſteuern 
feien. Die Mitgift ſei für die Kriegs ſteuer beim Vater, für die Bes 
ſitzſteuer bei der Tochter zu veranlagen. Rechts anwalt Dr. Marcuſe 
wies darauf hin, daß Geſellſchaften, die eine abgeänderte Bilanz 
für die Friedens jahre einrichten, mit einer Nachveranlagung zur Eins 
kommenſteuer rechnen müßten. 


Eine Verſammlung von Bertretern der deutſchen 
Miet- und Hypothekeneinigungsämter trat auf Anregung 
des Einigungsamtes in Frankfurt a. M. und Einladung des Leipziger 
Einigungsamtes am 21. Oktober d. J. in der Alten Börſe zu Leipzig 
zuſammen. Die von etwa 55 Einigungsämtern mit mehr als 
100 Vertretern — darunter mehreren Mitgliedern des RG., anderen 
Richtern und vielen Anwälten — beſchickte Verſammlung hatte den 
Zweck, eine Ausſprache über die Organiſation, die bisherigen Er: 
fahrungen und die weitere Ausgeſtaltung der Einigungsämter während 
der Kriegszeit, ſowie über die Frage ibrer Beibehaltung und Aus⸗ 
geſtaltung nach dem Kriege herbeizuführen. Die Verbandlungen, die 
vom Geh. IR. Dr. Haber, dem Vorſitzenden des Leipziger Miet⸗ 
einigungsamtes, eröſſnet und ſpäter von Bürgermeiſter Dr. Luppe, 
dem Vorſitzenden des Frankfurter Miet⸗ und Hypothekeneinigungs⸗ 
amtes, geleitet wurden, ſollten ſich alſo im weſentlichen auf die 
Organiſation und Tätigkeit der Einigungsämter an ſich beſchränken, 
nicht aber auf die ihrer Tätigkeit zu runde liegende Kriegsteilnehmer⸗ 
und Schuldnerſchutzgeſetzgebung und auch nicht auf die materiellen 
Leiſtungen der Kriegsſürſorge zugunſten von Mietern und Haus⸗ 
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beſitzern erſtrecken. Dieſe Beſchränkung erſchien mit Rückſicht auf 
den Umfang der Tagung geboten, ließ ſich aber nicht ſtreng durch⸗ 
führen, weil die Tätigkeit der Einigungsämter ihren Inhalt von der 
Kriegsteilnehmer⸗ und Schuldner ſchutzgeſetzgebung empfängt, und auch 
die materiellen Leiſtungen der Kriegsfürſorge, insbeſondere die Miet⸗ 
beihilfen, vielfach durch die Einigungsämter vermittelt werden. 

Senatspräſident Dr. Mittelſtein⸗Hambura ſchilderte in feinem 
Bericht über die heutige Organiſation der Einigungsämter, wie dieſe 
inſolge der Not des Krieges alsbald — ſchon vor dem Erlaß der 
Bundesratsverordnung über die Einigung ämter vom 15. Dezember 
1914 — an vielen Orten entſtanden, weil ſich das Bedürfnis nach 
einer Vermittlung zwiſchen Mietern und Vermietern überall gebieteriſch 
geltend machte, ins beſondere auch dort, wo das Mietverhältnis mit 
Mitteln der Kriegsfürſorge geregelt werden ſollte. Dabei wurde 
vielfach an beſtehende Einrichtungen, wie Rechtsauskunf Sftellen, 
Wohnungsämter und ſonſtige Kriegsfürſorgeſtellen der Gemeinden 
oder auch gemeinnütziger Vereine, angeknüpft. Auch die Bundesrats⸗ 
verordnung vom 15. Dezember 1914 läßt neben den kommunalen die 
gemeinnützigen Einigungsämter beſtehen und verlangt überhaupt nicht, 
daß die Einigungsämter ſich ihr unterwerfen, uͤberläßt es vielmehr 
den Gemeinden, bei der Landeszentralbehörde die Verleihung der 
ſogenannten Zwangsbeſugniſſe nachzuſuchen, vermöge deren die Be⸗ 
teiligten durch Ordnungsſtrafe zum Erſcheinen und zur Auskunſt⸗ 
ertcilung vor dem Einigungsamt angehalten werden können, ihnen 
auch eine Verſicherung an Eides Statt über die Nichtigkeit ihrer Auskunft 
abgenommen werden kann. Wie wenig die Bundesratsderordpung 
die freie Entwicklung gehemmt hat, geht daraus herver. daß noch 
heute eine Reihe großſtädtiſcher Einigungsämter, fo au b das von 
dem Berichterſtatter geleitete Amt in Hamburg, ohne die Zwangs⸗ 
befugniſſe arbeiten. Allerdings beſteht die Verpflichtung der Gerichte, 
Gutachten der Einigungsämter in den bekannten Fällen einzuholen, 
nur gegenüber den mit Zwangsbefugniſſen ausgeſtatteten Amtern. 
Die meiſten Einigungsämter ſind kollegi il zuſammengeſetzt, gewöhnlich 
ſo, daß die Beiſitzer je zur Hälfte aus Mietern und Vermietern bzw. 
aus Hypothekenſchuldnern und Hypothekengläubigern beſtehen. 

Der zweite Berichterſtatter, Stadiſyndikus Sembritzki⸗Char⸗ 
lottenburg, ſprach über die Proxis und Fortbildung der Mieteimigungs⸗ 
ämter, von denen die meiſten nach den ein egangenen Mitteilungen 
viele Tauſende von Einzelfällen erledigt haben, und zwar überwiegend 
durch Vergleiche. Das Zuſtandekommen der Vergleiche iſt in vielen 
Fällen, aber keineswegs regelmäßio, durch Mieibeihilfen aus Mitteln 
der Kriegsſürſorge erzielt; fo iſt in Charlottenburg die Mehrzahl der 
Vergleiche vor dem Einigungsamt ohne Unterſtützung zuſtande gekommen. 
Die Anſicht, daß ein Mieteinigungsamt ohne Geldmittel zur Ohn⸗ 
macht verurteilt ſei, iſt daher mindeſtens eine ſtarke Übertreibung 
und zurückzuweiſen. Die Tätigkeit der Amter, insbeſondere des 
Charlottenburger Amtes, hat ſich auch bei Mietverhältniſſen mit hohem 
Jahresmitzins bewährt; die Beſchränkung der Zuſtändigkeit des Amtes 
auf Mietverhältniſſe von geringem Wert empfiehlt ſich daher nicht. 
Die Vorſchriften über das Verfahren haben ſich im allgemeinen bewährt, 
obgleich von den Zwangs befugniſſen überall nur ein ſehr geringer Ge: 
brauch gemacht wird. Zur Ausſchließung von Anwälten vor dem Eini⸗ 
gungsamt liegt nach den gemachten Erfahrungen nicht der geringſte 
Grund vor, wenn auch auf das perſönliche Erſcheinen der Parteien 
entſcheidendes Gewicht zu legen iſt. Der von einem Kritiker in der 
Sozialen Praxis beklagte Mangel ſitzungs polizeilicher Befugniſſe iſt 
nicht anzuerkennen. Dagegen wird es vielfach als Mangel empfunden, 
daß die vor den Mieteinigungsämtern geſchloſſenen Vergleiche nicht 
vollſtreckbar find. Der Berichterſtatter empfiehlt daher, dieſen Ver⸗ 
gleichen die Vollſtreckbarkeit zu verleihen, ſoweit ſie überhaupt einen 
vollſtreckbaren Inhalt haben. Seloſtverſtändlich müſſen die Vergleiche 
ſchriftlich abgeſchloſſen werden. Gegen die Übertragung anderer Ge⸗ 
ſchäfte der Kriegsfürſorge, insbeſondere der Bewilligung von Miet⸗ 
beihilfen, auf das Mieteinigungs amt iſt nichts einzuwenden. 

Rechtsanwalt und Privatdozent Dr. Nußbaum Berlin betonte 
in ſeinem Bericht über die Hypothekencinigungsämter deren Bedeutung 
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für die Durchführung der ergangenen Bundesratsverordnungen, ind: 
beſondere der Verordnung vom 8. Juni 1916, zum Schutze des Real 
kredits, da es ſich hierbei weniger um rechtliche als um wirtſchaftliche 
Fragen von großer Tragweite handele, zu deren Beurteilung und 
Entſcheidung der Richter auf die ſachverſtändige Mitwirkung der 
Hypothekeneinigungsämter angewieſen ſei. Das Berliner Hypotheken⸗ 
einigungsamt hatte bereits über 500 Gutachten an die Gerichte 
erſtattet. Die Zurückhaltung anderer Städte in der Schaffung ſolcher 
Amter oder in der Ausdehnung der Zuſtändigkeit beſtehender Miet: 
einigungsämter auf Hypothekenangelegenheiten ſei daher auffällig, 
vielleicht aber durch die verſchiedene Lage des Realkredits in den 
einzelnen Städten und Landesteilen zu erklären. Die Zuſtändigkeit 
der Amter ſei im allgemeinen auf Hypothekenverhältniſſe an Grund⸗ 
ſtücken in ihrem Bezirk beſchränkt. Im Notfalle könnten und ſollten 
ſich die Gerichte an benachbarte Einigungsämter wenden. Die wich⸗ 
tige Frage der Feſtſetzung des Zinsfußes bei der Stundung von 
Hypothekenkapitalien ſei nicht nach privatwirtſchaftlichen, ſondern nach 
gemeinwirtſchafilichen Geſichtspunkten zu behandeln, insbeſondere 
gegenüber Kreditinſtituten. Die meiſten Hypothekenbanken und Ber: 
ſicherungsgeſellſchaſten haben ſich auch bereit erklärt, den Zins fuß 
während der Kriegszeit auf nicht mehr als 4½ Prozent zu erhöhen. 
Im übrigen ſei eine Erhöhung des Zinsfußes bei der Kriegsſtundung 
nur am Platze, wenn der alte Zinsfuß ungewöhnlich niedrig ſei, und 
der Schuldner die Erhöhung tragen könne. Auch der Umſtand, daß 
der Gläubiger felbft eine höhere Zinslaſt tragen müſſe, rechtfertige 
nicht unbedingt die Erhöhung des Zinsfußes, insbeſondere dann nicht, 
wenn der Gläubiger den Kredit ſeinerſeits für neue gewinnbringende 
Geſchäfte aufgenommen habe. Der Berichterſtatter weiſt ferner auf 
die Möglichkeit der Mitwirkung der Einigungsämter bei der Zwangs⸗ 
verwaltung nach Maßgabe der Bundes ratsverordnung vom 22. April 
1915 hin und wünſcht und erwartet von der Betätigung und dem 
Zuſammenſchluß der Einigungsämter auch eine Beeinfluſſung der 
zukünftigen Geſetzgebung und Rechtſprechung auf dem Gebiet des 
Kealkredits. Zu dieſem Zweck ſei auch die Veröffentlichung von 
Gutachten der Einigungs ämter in der Juriſtiſchen Wochenſchrift zu 
begrüßen. 

In der anſchließenden Beſprechung betonte Geheimrat Haber 
die Aufgabe der Einigungsämter, die wirtſchaftliche Laſt des Krieges 
von den zunächſt Betroffenen auf breitere Schultern zu verteilen; zu 
dieſem Zweck ſeien insbeſondere ausreichende Mietbeihilfen nicht nur 
aus leicht erſchöpflichen Wohlfahrtskaſſen, ſondern aus öffentlichen 
Mitteln unumgänglich. Im übrigen hatte die weitere Erörterung 
hauptſächlich die Frage der Vollſtreckbarkeit der vor den Mieteinigungs⸗ 
ämtern geſchloſſenen Vergleiche zum Gegenſtande. Gegen die Boll: 
ſtreckbarkeit wurden insbeſondere die Schwierigkeiten der Legitimations⸗ 
prüfung in dem Verfahren vor den Einigungsämtern, z. B. bei aͤb⸗ 
weſenden Kriegsteilnehmern, geltend gemacht. Von anderer Seite 
wurde auf die Gefahren des zu weit gehenden Schuldnerſchutzes für 
den Hypothekenmarkt hingewieſen. Einſtimmigkeit herrſchte darüber, 
daß der Ausſchluß der Anwälte von dem Verfahren vor den Einigungs⸗ 
ämtern nicht zu rechtfertigen ſei. In dieſem Zuſammenhang wurde 
insbeſondere auch auf die ſehr ſtarke Beteiligung der Anwälte an der 
Leitung der Einigungsämter hingewieſen. 

Die beiden letzten Berichterſtatter beſchäftigten ſich mit der Frage 
der Beibehaltung und Ausgeſtaltung der Einigungsämter nach dem 
Kriege. Natsadjunkt Dr. Kleindinſt⸗Augsburg empfahl die Bei⸗ 
behaltung der Einigungsämter für diejenigen Fälle, in denen es ſich 
nicht um Rechtsfragen, ſondern um Streitigkeiten aus ſozialen oder 
pſychologiſchen Urſachen handele; in ſolchen Fällen erziehe das Ver⸗ 
fahren vor dem Einigungsamt beſſer zum ſozialen Frieden als der 
Prozeß, weil es keine Verbitterung zurücklaſſe. Die ſoziale Bedeutung 
der Mieteinigungsämter ergebe ſich auch aus ihrem Zuſammenhange 
mit Wohnungs⸗, Tuberkuloſe⸗ und ſonſtigen Fürſorgeſtellen. Von der 
Juſtizverwaltung ſei ein Ausbau des Einigungs verfahrens nicht zu 
erwarten; daher müßten die Einigungsämter bei der Gemeinde⸗ 
verwaltung verbleiben. Auf die Beteiligung der Beiſitzer ſei Gewicht 


zu legen, um weitere Kreiſe zur Mitarbeit zu gewinnen, insbeſondere 
auch Vertreter der Gewerkſchaften. Die Hypothekeneinigungsämter 
würden voraußfichtli nur für die Zeit der ÜUbergangswirtſchaft auf 
dem Gebiet des Realkredits erforderlich fein, demnächſt aber entbehrlich 
werden, weil fie nach Wiederherſtellung normaler Verhäliniſſe keine 
Aufgaben mehr zu erfüllen hätten. 

Der letzte Berichterſtatter Beigeordneter Rohde ⸗ Zehlendorf bob 
die Bedeutung der Einigunsänter für die Frage der allgemeinen 
wirtſchaftlichen Sanierung nach dem Kriege hervor. Diejenigen 
Exiſtenzen, die gerettet werden könnten, müßten gerettet werden, und 
zwar tunlichſt nicht mit Schenkungen, ſondern mit Darlehen. 

In der Beſprechung fand der Vorſchlag der Beibehaltung der 
Einigungsämter nach Wiederkehr geordneter wirtſchaftlicher Verhält⸗ 
niſſe ſcharfen Widerſpruch. Die tiefgehenden Meinungsverſchieden⸗ 
heiten über das Problem eines allgemeinen Güteverfahrens machten 
ſich geltend. Mindeſtens wurde verlangt, daß ein ſolches Verfahren 
an die ordentlichen Gerichte und nicht an die Gemeindeverwaltung 
oder an Rechtsauskunftsſtellen angeſchloſſen werden dürfte. Auf 
keinen Fall dürften die Anwälte von dem Verfahren ausgeſchloſſen 
werden. Von anderer Seite wurde die Ausdehnung der Zuſtändig⸗ 
keit der Einigungsämter auf die Schlichtung von Abzahlungs⸗ 
geſchäften und den Schutz der Mieter gegen unbillige Erhöhung des 
Mietzinſes empfohlen. Dagegen wurde geltend gemacht, daß die 
wirtſchaftlichen Geſetze, die den Mietzins beſtimmen, mächtiger ſeien 
als alle Einigungsämter, und auf die Gefahren eines Eingriſſs in 
dieſe wirtſchaftlichen Geſetze für die Wohnungsproduktion hingewieſen. 
Nur um den Schutz der Mieter gegen wucheriſche Ausbeutung könne 
es ſich handeln; vielleicht empfehle es ſich, den Einigungsämtern zu 
dieſem Zweck Schiedsrichterfunktionen zu übertragen. 

Nach weiterer Erörterung machte die Verſammlung ſich ſchließlich 
einſtimmig dahin ſchlüſſig, daß die Miet: und Hypothekeneinigungs⸗ 
ämter ſich während des Krieges durchaus bewährt hätten und ihre 
möglichſt allgemeine Errichtung und Beibehaltung in der Übergangs⸗ 
zeit nach dem Kriege durchaus erwünſcht ſei, ebenſo die Heranziehung 
zu Gutachten. Im einzelnen erſcheine es angebracht, dem zum 
Richteramt befähigten Vorſitzenden das Recht zur Erteilung der 
Vollſtreckungsklauſel für ſchriftlich geſchloſſene Vergleiche in geeigneten 
Fällen zu erteilen; ſerner den Parteien das Recht zur Vertretung 
durch geeignete Perſonen einſchließlich der Anwölte zu gewähren, 
vorbehaltlich der Befugnis des Vorſitzenden, das perſönliche Erſcheinen 
der Partei anzuordnen. Endlich wurde beſchloſſen, einen Ausſchuß 
zur Fortführung der Arbeiten, insbeſondere zur Sammlung von 
weiterem Material und zur Aufſtellung von Grundſätzen für die Er⸗ 
ſtattung von Gutachten zu bilden. 

Stadtſyndikus Sembritzki, Charlottenburg. 
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Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Lehmann. 
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1. Cif⸗Klauſel bei einfachen Lieferungsgeſchäften über 
Importware. — Begriff der höheren Gewalt.] +) 

Die Bernhard M. G. m. b. H. hat laut Schlußſchein vom 
22. April 1914 von der Beklagten 1500 Ztr. Superior Sommer 


Zu 1. Aus der Entſcheidung lernt man zunächſt eine neue 
Bedeutung der Cif-Klauſel. Sie wird nicht nur bei Abladegeſchäſten 
gebraucht. An dieſe denkt man in der Regel. Sie kann aber auch 


45. Jahrgang. 


Ariba Kakao, je 500 Ztr. in den Monaten September, Oktober 
und November zu liefern, zum m... von 60 & für den 
Zentner Neugewicht cik Hamburg gekauft. Der Schlußſchein 
enthält den Vorbehalt: force majeure befreit Verkäufer von 
der Erfüllung des Kontraktes. Da die Beklagte unter Berufung 
auf den Krieg nicht lieferte und auch die ihr nach S 326 BGB. 
geſetzte Friſt verſtreichen ließ, nimmt die Käuferin wegen Nicht⸗ 
erfüllung Erſatz ihres Schadens in Anſpruch. Sie berechnet 
ihn auf 25 000 & und hat hiervon den Betrag von 5000 & 
an den Kläger abgetreten Kläger klagt auf dieſe Summe. 
Die Beklagte beſtreitet die Forderung. Sie habe Ariba Kakao, 
der im Sommer 1914 geerntet würde, mit der Klauſel cif 
Hamburg Neugewicht verkauft. Damit ſei zum Ausdruck ge⸗ 
bracht, daß es ſich um Ware handelte, die zur See nach 
Hamburg eingeführt, in a neu gewogen und ohne 
Zwiſchenlagerung an den Käufer geliefert werden ſollte. Die 
Käuferin jet damit einverſtanden geweſen, daß fie Kakao kaufte, 
den die Beklagte ſelbſt in den Monaten September bis November 
aus Guayaquil beziehen wollte. Cik-Ware ſei aber in dieſen 
Monaten in Hamburg nicht zu haben geweſen. Die Abladungen 
mit den Dampfern Mera, Palatia, Corcovado, welche die Be⸗ 
klagte für die Klägerin beſtimmt hatte, ſeien unterwegs infolge 
des Krieges teils liegen geblieben, teils beſchlagnahmt worden 
und auch ſonſtige, direkte Dampfer von transatlantiſchen Plätzen 
ſeien nach Kriegsausbruch nicht mehr auf der Elbe eingetroffen. 
Deswegen ſei die Beklagte von der Lieferpflicht frei. Sie ſei ferner 
auch auf Grund der Klauſel über force majeure frei. Höhere Gewalt 
liege vor, weil die Beklagte durch den Krieg gehindert ſei, die 
zur Erfüllung des ſtreitigen Verkaufs beſtimmte Ware zu beziehen. 
Das LG. hat Sachverſtändigenbeweis darüber erhoben, ob nach 
dem Inhalte des Schlußſcheines ein Abladegeſchäft vorliege, 
und hat ſodann die Beklagte in die geforderten 5000 & nebſt 
Zinſen verurteilt. Das OLG. hat die Berufung zurück⸗ 
gewieſen. Es führt aus: Die Lieferpflicht der Beklagten ſei 
nicht vertraglich auf Lieferung ſolcher Waren beſchränkt, die zu 
den Lieferzeiten mit direktem Dampfer in Hamburg eingeführt 
werden könne. Deswegen liege kein Abladegeſchäft vor. Das 
Wort eik beſage nur, daß Lieferſpeſen am Lieferplatz zu Laſten 
des Käufers ſeien; auch bei Lokoware werde der Preis eit be⸗ 
rechnet. Ariba Sommerware von 1914 ſei im September, 
Oktober 1914 in Hamburg erhältlich geweſen. Deswegen ſei 
die Beklagte nicht nach SS 275, 279 BGB. von der Leiſtung 
befreit. Auch die Force-majeure-⸗Klauſel befreie fie nicht. Krieg 
ſei bei beſtehenden Verträgen nur dann als höhere Gewalt zu 
erachten, wenn infolge des Krieges dem Schuldner die Leiſtung 
nicht möglich ſei, Das treffe hier, jedenfalls für die September⸗ 
rate nicht zu. Gegen dieſes urteil hat die Beklagte mit Erfolg 
Reviſion eingelegt. Das Urteil des OLG. iſt aufgehoben und 
die Klage abgewieſen worden. Gründe: Der erſte, die Frage 
des Abladegeſchäfts und die Bedeutung des Ausdrucks eif be⸗ 
treffende Streitpunkt iſt vom BG. richtig entſchieden. Es liegt 


bei einfachen Lieferungsgefchäften über Importware ſtattfinden. Dann 
hat fie lediglich Bedeutung für die Verrechnung. Das RG. anerkennt 
den vom OLG. feflgeftellten Handelsgebrauch. 

Das RG. hält bei der Auslegung der Force-majeure-Klauſel 
an der ſeitherigen Rechtſprechung feſt. Darüber wäre an ſich nichts 
mehr zu ſagen. Neu iſt aber ein Stück der Begründung: Es wird 
der Rechtsbegriff der höheren Gewalt gegeben. „Jedes von außen 
kommende Ereignis übermächtiger Art iſt ſtets höhere Gewalt.“ Das 
beſtimmt ſich nicht nach den Folgen, ſondern nach feinem Weſen. 
Nun verſtand man bisher im Sinne des Verkehrs unter einer ſolch 
äußeren Nacht nur dann eine höhere Gewalt, wenn ſie ein beſtimmtes 
menſchliches Subjekt erfaßt. Schuld, Zufall, höhere Gewalt bekamen 
ihre juriſtiſche Bedeutung erſt durch ihre Einwirkung auf die RNechts⸗ 
beziehungen zweier Menſchen. Haftung oder Befreiung aus einer 
Verbindlichkeit hingen von ihr ab. Eine Tatſache ohne Einfluß auf 
eine wirtſchaftliche Situation iſt rechtlich gleichgültig. Auch nach 
der Auffaſſung des RG. wird eine Einwirkung auf einen Verpflichteten 
verlangt. Nur wird die Wirkung abgeſchwächt. Man begnügt ſich 
damit, daß die Betriebe, von denen die Leiſtung des Käufers abhängt, 
von dem Kriege „ernſtlich betroffen und geſlört werden“. Damit iſt 
aber nicht mehr die Verhinderung durch die unwiderſtehliche äußere 
Gewalt gegeben. Es iſt ein Rücktrittsrecht des Verkäufers beim 
Eintritt beſtimmter Momente angenommen. Die Klauſel, die von 
der höheren Gewalt ſpricht, wird umgedeutet. Hachenburg. 
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kein ſogenanntes Abladegeſchäft vor. Laut dem Schlußbrief 
war die Beklagte nicht verpflichtet, eine aus dem überſeeiſchen 
Urſprungslande nach Hamburg verſchiffte Ware aus dem Dampfer 
zu liefern. Sie war auch nicht n eine innerhalb be⸗ 
ſtimmter Zeit abgeladene Ware zu liefern. Vielmehr war ihre 
Leiſtung nur dahin beſtimmt, daß ſie Ware gewiſſer Beſchaffen⸗ 
heit, Herkunft und Ernte zu liefern hatte; und zwar zu Ham⸗ 
burg innerhalb der Monate September, Oktober, November. 
Daran ändert auch der Ausdruck cif in der Preisbeſtimmung 
nichts. Er bedeutet, wie das BG. ae Grund des gefamten 
Streitſtoffes einwandfrei feſtſtellt, in dieſem Zuſammenhange 
nur, daß die Ablieferſpeſen am Lieferplatze zu Laſten des Käufers 
ſind. Dieſe Feſtſtellung ſteht in keinem Widerſpruch zu den die 
Bedeutung der Cif:Klaufel betreffenden Ausſprüchen des er⸗ 
kennenden Senats in den Urteilen RG. 87, 134, II 71/1916!) 
und II 90 / 19162). Denn dieſe Urteile betrafen nur die Bes 
deutung der Cif Klauſel in Abladegeſchäften, während hier kein 
ſolches, ſondern ein einfaches Lieferungsgeſchäft über Import⸗ 
ware vorliegt. Es ſtand alſo nach dem Inhalte des n 
Vertrages der Beklagten frei, die vertragsmäßige Ware, nämlich 
Superior Sommer Ariba Kakao der Ernte 1914, in beliebiger 
Weiſe, insbeſondere auch vom Lager zu liefern. Deswegen war 
für ſie die Leiſtung möglich, wenn in den für die Lieferung 
beſtimmten Monaten ſolche Ware zu Hamburg am Markte war; 
was das BG. auf Grund der Gutachten feſtgeſtellt hat. Gemäß 
der Regel der SS 275, 279 iſt die Beklagte alſo nicht von der 
Leiſtung frei geworden. Die Befreiung iſt aber entgegen der 
Meinung des BG. auf Grund der Force-majeure-Klauſel eins 
getreten. Nach dem Ausſpruche des BG. ſoll Krieg als höhere 
Gewalt bei 1 Verträgen nur dann gelten, wenn er 
einem Kontrahenten die Erfüllung des Vertrages unmöglich 
macht. Dabei iſt der Rechtsbegriff der höheren Gewalt ver⸗ 
kannt. Ob ein Ereignis höhere Gewalt iſt, beſtimmt ſich nicht 
nach ſeinen Folgen, en nach ſeinem Weſen. Jedes von 
außen kommende Ereignis übermächtiger Art und ſomit auch der 
Krieg iſt ſtets höhere Gewalt. Dies 0 ſeit dem Urteil vom 
20. Mai 1915 [II 83/1915, RG. 87, 92] 5) von dem erkennenden 
Senat ſtets feſtgehalten worden. Wenn nun, wie im Streit⸗ 
falle, der Verkäufer im Vertrage höhere Gewalt vorbehält, ſo 
kann damit allerdings nicht jedes in dieſe Kategorie fallende 
Ereignis, namentlich nicht jeder Krieg gemeint ſein, der ſich 
irgendwo in der Welt zuträgt. Nach Treu und Glauben können 
nur ſolche Fälle höherer Gewalt gemeint ſein, durch 1450 die 


Betriebe, von denen der Verkäufer für die Lieferung abhängt, 
ernſtlich betroffen und geſtört werden. So hat der Senat ähn⸗ 
liche Klauſeln ſtets ausgelegt und namentlich in den Urteilen 


II 370/1915 labgedr. in Holdh MSchr. 1916 S. 44) und 
II 40/1916°) über einen dem jetzt ſtreitigen, ganz ähnlichen 
Vorbehalt erkannt. An dieſer Rechtſprechung wird feſtgehalten. 
Nach ihr iſt die Beklagte im Streitfalle von der Leiſtung frei 
geworden. Denn es ſteht außer Zweifel, daß ihr Einfuhrhandel 
durch den gegenwärtigen Krieg aufs ärgſte geſtört iſt, daß durch 
ihn die Vorbereitungen, die ſie zur Erfüllung des ſtreitigen Ver⸗ 
trages getroffen hatte, vereitelt ſind, weil ſie die Waren, die ſie 
der Käuferin liefern wollte, nicht mehr auf dem üblichen Ziege, 
fondern, wenn überhaupt, fo nur mit größten Koſten und Ges 
fahren hat beziehen können. Deswegen ift ihre Berufung auf 
den Vorbehalt gerechtfertigt. Sie iſt vom Vertrage frei, und 
der Anſpruch des Käufers iſt folglich unbegründet. Firma van E. 
w. M., U. v. 7. Juli 16, 154/16 IL — Hamburg. (B.] 


2. § 1166 BGB.] 7) 

Durch Vertrag vom 29. Auguſt 1907 verkaufte der Kläger 
ſeinen zu R. und H. belegenen ee an bie offene 
Handelsgeſellſchaft H. & Co. Von dem Kaufpreife wurde ber 


1916, 1018. 
1916, 1194. 
1915, 912. 
. 1916, 316. 
. 1916, 958. 


Zu 2. Nach § 1166 BGB. hat der die Zwangsverſteigerung 
betreibende Gläubiger zur Vermeidung von Rechtsnachteilen den pers 
ſönlichen Schuldner, der ſeinerſeits dem Eigentümer gegenüber 
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Betrag von 23 500 & auf den veräußerten Grundſtücken ein: 
getragen. Die genannte Geſellſchaft ließ darauf dieſe Grund— 
ſtücke am 5. Oktober 1903 an Frau Minna L. weiter auf, 
wobei dieſe die beſtehenden Hypotheken übernahm. Am Tage 
nach der Auflaſſung vereinbarte der Kläger mit Frau L, 
daß die Hypothekenzinſen fortan halbjährlich zu zahlen ſeien. 
Demnächſt brachte der Kläger die Grundſtücke zur Zwangs— 
verſteigerung und am 20. Juni 1910 erhielt er ſie zugeſchlagen, 
und zwar für das Meiſtgebot von 420 &&, während die 
Hypothekenforderung nebſt den Zinsanſprüchen ausfiel. In 
der vorliegenden Sache hat der Kläger den Beklagten, der 
erſt am 22. Oktober 1908 aus der Geſellſchaft H. & Co. aus— 
geſchieden iſt, als perſönlich haftenden Geſellſchafter in Anſpruch 
genommen, nach Abzug gewiſſer Eingänge mit dem Antrage, 
den Beklagten zur Zahlung von 23 401,55 & nebſt 4 Prozent 
Zinſen von 21 545 & ſeit dem 1. Oktober 1912 zu verurteilen. 
Der Beklagte machte demgegenüber geltend, daß der Kläger 
die Schuldübernahme durch Frau L. genehmigt habe; daß der 
Ausfall des Klägers durch die vorteilhafte Erſtehung der 
Grundſtücke wieder ausgeglichen ſei, und endlich, daß der 
Kläger unterlaſſen habe, ihn vom Zwangsverſteigerungs verfahren 
gemäß § 1166 BGB. in Kenntnis zu ſetzen. Das LG. ver: 
urteilte den Beklagten jedoch, unter Abweiſung des Klägers 
mit der Mehrforderung, zur Zahlung von 21245 & nebſt 
Zinſen. Die vom Beklagten dagegen eingelegte Berufung ift 
erfolglos geblieben. Mit ſeiner Reviſion hat der Beklagte die 
Aufhebung des BU. erzielt. Aus den Gründen: Das BG. 
hat alle drei Einwendungen des Beklagten als hinfällig erachtet, 
und die Reviſion wendet ſich hiergegen in jedem Punkte. Ihre 
erſten beiden Rügen können jedoch keinen Erfolg haben. (Wird 
zunächſt bezüglich der behaupteten Genehmigung der Schuld— 
übernahme näher ausgeführt.) Daß das BG. den Einwand 
der Vorteilsausgleichung verworſen hat, läßt einen Rechts— 


erſatzberechtigt iſt, von der Einleitung der Zwangsverſteigerung un— 
verzüglich zu benachrichtigen. Dieſen den Schutz des perſönlichen 
Sckuldners bezweckenden Grundſatz, der hauptſächlich bei dem Tat: 
beſtand der nicht genehmigten Schuldübernahme Anwendung findet, 
erſtreckt das RG. in vorliegender Entſcheidung auch auf den Fall, 
daß dem perſönlichen Schuldner der Erſatzanſpruch gegen den Recht: 
vorgänger des Eigentümers zuſteht, d. h. gegen denjenigen, der 
früher der dinglich Verpflichtete geweſen. Das NG. leitet diefe 
Erweiterung aus der Weſensahnlichkeit mit dem Falle des § 1164 
her, der neben dem Eigentümer auch den Rechtsvorgänger des Eigen— 
tümers berückſichtigt. Damit hat die dem betreibenden Gläubiger 
auferlegte Sorgfaltenflicht eine Steigerung erfahren; beſonders wird 
auch der ihn vertretende Rechtsanwalt wachſam ſein müſſen, da er 
nach der Rechtſprechung des RG. (JW. 1909, 496 19) wegen unter: 
laſſener Benachrichtigung ſchadenserſatzpflichtig iſt. — Worauf die 
Er ſatzpflicht des Recktsvorgärgers berubt, iſt ohne Bedeutung. In 
der vorliegenden Entſcheidung war Rechtsvorgänger im Eigentum 
eine offene Handels geſellſchaft, aus welcher der als perſönlicher 
Schuldner in Anſpruch genommene Bellapte bei Einleitung der 
Zwangsverſteigerung ausgeſchieden war. Sein Erſtattungsanſpruch 
gegenüber der Rechts vorgängerin wird aus der auf § 738 Abſ. 1 
Satz 2 BGB in Verbindung mit § 105 Abſ. 2 SGB. beruhenden 
Befreiungs pflicht der Geſellſchaft gegenüber dem ausſcheidenden Geſell— 
ſchafter hergeleitet. 

Weit häufiger wird der Grundſatz in folgenden Fällen Bedeu— 
tung gewinnen: A., der für eine Hypothek des X. auch perſönlicher 
Schuldner iſt, veräußert fein Grundſtück an B.; B. übernimmt die 
Hypothek, ohne daß X die Schuldübernahme genehmigt; B. ver: 
äußert das Grundſtück weiter an C. Zwiſchen A. und C., dem 
Eigentümer, beſteben keinerlei Rechtsbeziehungen. Wobl aber kann 
A. verlangen, daß B., der Rechtsvorgänger des Eigentümers, 
ihn von der perſönlichen Schuld dem X. gegenüber befreit; muß A. 
dem X. zahlen, fo kann er von B. Erſtattung verlangen. Wird das 
Grundſtück des C. verſteigert, fo muß X., wenn er einen etwaigen 
Aus all bei der Zwanasverſteigerung gegen feinen Schuldner A. 
geltend machen will, dieſen von der Berfteigerung benachrichtigen, 
ebwehl dem A. ein Erſatzan'pruch nicht gegen den Eigentümer C., 
ſondern gegen den Rechtsvorgänger des Eigentümers, B. zuſtebt, 
ein Erk ebnis, das der Ballgkeit ſicherlich eniſprickt. Ahnliche Fälle 
find bereits früher in gleichem Sinne entſchieden worden, fo vom 
RG. in der im Text erwäbnten Entſcheidung (3 BIN G. 6, 14), vom 
OLG. Poſen (Peſ Schr. 1911, 169); Bedenken äußert ODYS. Dresden 
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irrtum nicht erkennen. Das Urteil hält für entſcheidend, daß 
der Kläger hier nicht eine Schadenserſatzforderung, ſondern 
einen Vertragsanſpruch geltend macht, deſſen Höhe ſich ſchlechthin 
aus dem Vertragsverhältniſſe allein ergibt, und dabei befindet 
ſich das Gericht in Einklang mit der Rechtſprechung des RG., 
insbeſondere auch des erkennenden Senats. [RG. 80, 154; 
IW. 1913, 195; Urteil vom 3. Februar 1915 Rep. V 383/1914 
und vom 7. Mai 1913 Rep. V 562/1912.] Begründet iſt 
nun aber die dritte Rüge, betreffend die Ablehnung des Ein: 
wandes aus $ 1166 BGB. Das BG. hat die Anwend⸗ 
barkeit dieſer Vorſchrift aus zwei Gründen verneint: einmal 
deswegen, weil der Beklagte betreffs der durch den Vertrag 
vom 29. Auguſt 1907 begründeten Kauſpreisforderung des 
Klägers nicht als deſſen perſönlicher Schuldner gelten könne; 
und zweitens deshalb, weil für den Kläger kein Erfordernis 
beſtanden habe, dem Beklagten noch beſonders Kenntnis von 
der Zwangsverſteigerung der belaſteten Grundſtücke zu geben; 
da die Geſellſchaſt H. & Co. von Amts wegen in Kenntnis 
geſetzt worden ſei, ſo ſei es deren Sache geweſen, die gemäß 
8 128 HGB. für die Geſellſchaftsſchulden auch perſönlich 
haſtbaren Geſellſchafter zu benachrichtigen. Beide Gründe 
beruhen auf Rechtsirrtum. Allerdings lautet die Vorſchrift 
des § 128 HGB. dahin, daß die Geſellſchafter „für die Ver⸗ 
bindlichkeiten der Geſellſchaft“ den Gläubigern als Gefamts 
ſchuldner perſönlich haften, und hiernach könnte es den Anſchein 
haben, als werde bei Eingehung einer Verbindlichkeit durch 
eine offene Handelsgeſellſchaft in erſter Linie nur die Geſellſchaft 
verpflichtet, während die Geſellſchafter erſt in zweiter Linie 
nur akzeſſoriſch! haftbar ſeien, und als gehe dieſe Haſtung 
nicht unmittelbar aus dem von der Geſellſchaft abgeſchloſſenen 
Vertrage, ſondern erſt aus der geſetzlichen Anordnung hervor. 
Wäre es wirklich ſo, und wäre die Sache mithin ſo anzuſehen, 
als hafteten die Geſellſchafter kraft Geſetzes nur für die ihnen 
an ſich fremde Geſellſchaftsſchuld, dann könnten hinſichtlich der 
Anwendbarkeit des 8 1166 BGB. in den zutreffenden Fällen 
allenfalls Zweifel beſtehen. Wenigſtens hat der VL ZS. in 
RG. 65, 138°) bereits entſchieden, daß der $ 1166 zugunſten 
des akzeſſoriſch haftenden Bürgen nicht anwendbar iſt. Die 
Anſchauung, daß die Geſellſchafter für Verbindlichkeiten der 
Geſellſchaft nur „akzeſſoriſch“ haftbar ſeien, wie ſolches 
RG. 30, 35 unter der Herrſchaft des alten Rechts angenommen 
hat, iſt indeſſen mit der Geſtaltung, die die offene Handels⸗ 
geſellſchaft jetzt erhalten hat, keinesfalls mehr vereinbar. Nach 
richtiger Anſicht iſt die offene Handelsgeſellſchaft kein ſelbſtändiges 
Rechtsſubjekt, und demgemäß kann auch die Verbindlichkeit 
einer offenen Handelsgeſellſchaft nicht als eine Verbindlichkeit 
eines derartigen, von den Geſellſchaftern verſchiedenen Rechts⸗ 
ſubjekts angeſehen werden. [Vgl. RG. 61, 75; 65 S. 23 
und 2297); 68, 4123).] „Nach der herrſchenden, insbeſondere vom 
RG. ſtändig feſtgehaltenen Anſicht“ bildet vielmehr die offene 
Handelsgeſellſchaft eine Gemeinſchaft zur geſamten Hand. 
Träger der im Geſellſchaftsvermögen vereinigten Rechte ſind 
ſonach die einzelnen Geſellſchafter [RG. 65, 23J. Demgemäß 
ſind aber auch die Verbindlichkeiten der offenen Handels: 
geſellſchaft Verbindlichkeiten der einzelnen Geſellſchafter, und 
zwar in der Weiſe, daß den Gläubigern einmal das unter der 
Geſellſchaft vereinigte Geſamtvermögen der Geſellſchafter und 
ferner auch jeder einzelne Geſellſchafter mit feinem Sonder: 
vermögen haftet. Immer ſind es daher lediglich die Geſell— 
ſchafter ſelbſt, die für eine von der Geſellſchaft, d. h. von den 
Geſellſchaftern in ihrer Geſamtheit eingegangene Verbindlichkeit 
aufzukommen haben. mag der Gläubiger feine Forderung auch 
gegen die Geſellſchaft richten und mag er zunächſt auch das 
Geſellſchaftsvermögen in Anſpruch nehmen. Dieſen Auffaſſungen 
ſteht auch die Vorſchriſt des §S 124 HGB. nicht entgegen, 
wonach die Geſellſchaft nach außen hin unter ihrer Firma 
auftreten und die a. a. O. aufgeſührten Rechte ausüben kann 
[RG. 56, 209 )J. Die Firma dient eben nur zur Bezeichnung 
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der Geſellſchaft, als ihr Name, unter dem fie im Verkehr in 
die Erſcheinung tritt. — Wird ſomit die Vorſchrift des § 128 
dahin verſtanden, daß jeder einzelne Geſellſchafter auch dann 
perſönlich und unmittelbar verbunden worden iſt, wenn das 
die Schuld begründende Rechtsgeſchäft von der Geſellſchaft 
unter ihrer Firma abgeſchloſſen worden iſt, ſo ergibt ſich ohne 
weiteres, daß auch der Beklagte auf Grund des Kaufvertrags 
vom 29. Auguſt 1907 unmittelbar der Schuldner des Klägers 
geworden iſt. Weiter aber unterliegt es auch keinem Zweifel, 
daß das Schuldverhältnis auch durch den ſpäterhin erfolgten 
Austritt des Beklagten aus der Geſellſchafſt keine Anderung 
erfahren hat [$ 159 HGB.]. Wäre inſoweit mithin die erſte 
Bedingung für die Anwendbarkeit des 8S 1166 BGB. zugunſten 
des Beklagten gegeben: das Vorhandenſein ſeiner perſönlichen 
Schuldnerſchaft, ſo hängt die Anwendbarkeit der angezogenen 
Beſtimmung doch noch davon ab, ob auch die weitere Voraus⸗ 
ſetzung erfüllt iſt, daß dem Beklagten eine Erſatzberechtigung 
im Sinne des Geſetzes zuſtand. Indes auch dieſe Frage iſt 
zu bejahen. Hätte nämlich der Beklagte den Kläger befriedigt, 
dann würde er jedenfalls die Geſellſchaft H. & Co. auf Erſatz 
ſeiner Aufwendung haben belangen können, da jene gemäß 
§ 738 Abſ. 1 Satz 2 BGB. in Verbindung mit $ 105 Abſ. 2 
HGB. verpflichtet geweſen wäre, den aus der Geſellſchaft zur 
Zeit der Zwangsverſteigerung bereits ausgeſchiedenen Beklagten 
von ſeiner Schuld dem Kläger gegenüber zu befreien, dieſer 
Verpflichtung aber nicht nachgekommen iſt. Die genannte 
Geſellſchaft war nun zwar zu der in Rede ſtehenden Zeit nicht 
mehr der Eigentümer der zur Verſteigerung gebrachten Grund⸗ 
ſtücke. Eigentümer war damals vielmehr ſchon ihre Rechts⸗ 
nachfolgerin, die Frau L., und inſofern trifft die Vorſchrift des 
S 1166 hier nicht ausdrücklich zu, da 8 1166 feinem Wort⸗ 
laut nach nur denjenigen perſönlichen Schuldner berückſichtigt, 
welchem ein Erſatzanſpruch gegen den „Eigentümer“ gebührt. 
Allein für die Anwendung der Regel des § 1166 genügte es, 
daß der Beklagte berechtigt geweſen wäre, die Rechtsvorgängerin 
der Frau L., nämlich die Geſellſchaft H. & Co., auf Erſatz in 
Anſpruch zu nehmen. Dieſe, von dem erkennenden Senate in 
feinem Urteile vom 2. November 1904 Rep. V 18/1904 
labgedruckt im ZBl FG. 6, 14] bereits vertretene Rechtsauffaſſung 
findet darin ihre Rechtfertigung, daß der Fall des § 1166 
durchaus ähnlich liegt wie der des 8 1164, daß dieſe Vorſchrift 
aber ausdrücklich auch denjenigen perſönlichen Schuldner berück⸗ 
ſichtigt, welcher dem Rechtsvorgänger des Eigentümers gegenüber 
erſatzberechtigt iſt. Beiden Vorſchriften liegt der gleiche Gedanke 
zugrunde, nämlich der, den nur perſönlich verpflichteten Schuldner, 
dem anderſeits ein Erſatzanſpruch an den dinglich Verpflichteten 
zuſteht, mit Rüd ſicht hierauf möglichſt dagegen zu ſchützen, daß 
er durch ſeine Inanſpruchnahme ſeitens des Gläubigers eine 
Vermögenseinbuße erleidet. Wie nun das Geſetz in § 1164 
dem perſönlichen Schuldner nicht nur für den Fall ſeinen 
Schutz zuwenden will, daß er einen Erſatzanſpruch an den 
gegenwärtigen Eigentümer, alſo an den zur Zeit dinglich Ver⸗ 
pflichteten hat, ſondern auch unter der Vorausſetzung, daß ihm 
der Rechtsvorgänger dieſes Eigentümers, mithin derjenige, der 
zuvor dinglich verpflichtet geweſen war, auf Erſatz haftet, ſo 
muß ein gleiches auch bei §S 1166 gelten Beide Vorſchriften 
beruhen auf Billigkeitsgründen, und die nämlichen Billigkeits⸗ 
gründe greifen in vollem Umfange hier wie dort Platz. Daß 
die Art, wie der perſönliche Schuldner geſchützt werden ſoll, 
im Falle des § 1164 eine andere iſt als die in $ 1166 vor⸗ 
geſehene Weiſe, liegt in der Natur der Sache, hindert aber 
nicht eine dem § 1164 eniſprechende Ausdehnung des An⸗ 
wendungsgebiets der erſteren Vorſchrift. Der vom Senate im 
angezogenen Urteile ausgeſprochene Grundſatz hat zumeiſt auch 
in der Literatur Billigung gefunden, und wenn er anderſeits 
auch angefochten worden iſt, ſo iſt doch kein Anlaß gegeben, 
von ihm abzuweichen. Die Gegner kommen darauf hinaus, 
daß das Geſetz in § 1166 den Zuſatz aus § 1164 „oder einem 
Rechtsvorgänger des Eigentümers“ abſichtlich fortgelaſſen habe. 
Das kann jedoch nicht anerkannt werden. Die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des §S 1166 ſpricht ſchon dagegen. Dieſe Beſtimmung 
iſt erſt von der II. Kommiſſion eingefügt worden. In ihren 
Anträgen [Prot. III, 611 ff., auch in dem Antrage Nr. 3 
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(a. a. O. S. 612)] war allgemein die Verpflichtung des 
Gläubigers zur Benachrichtigung des „perſönlichen Schuldners“ 
vorgeſehen, ohne daß jene Pflicht auf den Fall des Beſtehens 
eines Erſatzanſpruchs überhaupt eingeſchränkt geweſen wäre. 
Dieſe Einſchränkung iſt erſt von der Redaktionskommiſſion [in 
§ 1073 des II. Entwurfs] eingefügt worden, ohne daß jent 
jedoch erſichtlich geworden, daß die Kommiſſion durch ihre 
Faſſung den Fall des Beſtebens eines Erſatzanſpruchs gegenüber 
dem Rechtsvorgänger des Eigentümers gefliſſentlich hätte aus: 
ſchließen wollen. Aus den Ausführungen der Kommiſſion 
[Prot. III, 613] ergibt ſich vielmehr, daß die Genannte in 
Wirklichkeit mit ihrer Einſchränkung nichts anderes bezweckt 
hat, als den Fall aus S 1166 auszuſcheiden, daß der perſönliche 
Schuldner auch dem Eigentümer gegenüber zur Tragung der 
Schuld verbunden wäre. Denn unter ſolchen Umſtänden hätte 
der perſönliche Schuldner auf einen Schutz im Sinne des 
8 1166 allerdings keinen Anſpruch. Geht man hiervon aus, 
dann ſteht der Anwendung dieſer Vorſchrift zugunſten des 
Beklagten wiederum nichts entgegen, da keine Rede davon ſein 
kann, daß der Beklagte der Frau L. gegenüber zur Befriedigung 
des Klägers verpflichtet geweſen wäre. Aus den erörterten 
Gründen kann es ſonach keinem Zweifel mehr unterliegen, daß 
der Kläger, um dem Einwande des Beklagten im Sinne des 
8 1166 vorzubeugen, den Genannten vom Betreiben der 
Zwangsverſteigerung hätte in Kenntnis ſetzen müſſen, und daß 
er das getan, vermochte er ſelbſt nicht zu behaupten. Er bat 
nach dem vorgetragenen Schrifiſatze vom 14. Mai 1914 zu 
Nr. 1 nur geltend gemacht, daß der Beklagte vor dem Ver⸗ 
ſteigerungstermin anderweit von dem Zwangasverſteigerungs⸗ 
verfahren Kenntnis erhalten habe. Dieſe Behauptung war 
freilich ebenfalls erheblich. Denn, ihre Richtigkeit vorausgeſetzt, 
könnte ſich der Beklagte keinesfalls auf den § 1166 berufen, 
weil es alsdann an ſeiner freien Entſchließung gelegen hätte, 
wenn er ſich im Verſteigerungsverfahren nicht beteiligte und, 
um einen Schaden von ſich abzuwenden, nicht das tat, was 
er im Falle der Benachrichtigung getan haben würde und hätte 
tun können. Der Eintritt des Schadens wäre mithin nicht 
mehr auf die Unterlaſſung des Beklagten, ſondern auf ſein 
eigenes Verhalten urſächlich zurückzuführen, während dasjenige 
des Klägers unſchädlich geblieben wäre. Hat ſonach das BG. 
den Einwand des Beklagten aus § 1166 zu Unrecht ſchon 
jetzt zurückgewieſen, ſo bedarf die Sache doch noch einer weiteren 
ſachlichen Erörterung. Einmal darüber, ob der Beklagte vom 
Verſteigerungsverfahren ohnehin Kenntnis gehabt hat, und ferner 
auch darüber, ob der Beklagte infolge ausgebliebener Benach⸗ 
richtigung wirklich einen Schaden und gegebenenfalls in welcher 
Höhe erlitten hat. In dieſer Hinſicht fehlt es noch an jeder 
Aufklärung. H. w. W., U. v. 12. Juli 16, 105/16 V. — 
Naumburg. (B.] 


Reichsſtempelrecht. 

3. § 8 Abſ. 2 RStempG. vom 3. Juli 1913.1) 

Die klagende A. G. erhöhte durch Beſchluß vom 15. April 
1912 ihr Grundkapital um 400 000 4. Von dieſem Betrage 
wurden bis Anfang Juli 1913 300 000 , die letzten 100000 4 
aber erſt Anfang Juli 1914 eingezahlt. Im Auguſt 1912 wurde 
der Reichsſtempel gemäß Tarif⸗Nr. 1a RStempG. vom 15. Juli 


Zu 3. Die obige Entſcheidung ſteht in einem bewußten Gegen⸗ 
ſatze zu der die entſprechenden Vorſchriften des PrStempG. behan⸗ 
delnden Rechtſprechung des RG. Nach Tarifftelle 25a PrStempG. 
wurde der zur Entſtehung der Stempel pflichtigkeit erforderliche Tat⸗ 
beſtand erft durch die jedes maligen Teiliahlungen erfüllt, 
und daher trat eine von den ſteuerpflichtigen Geſell ſchaften peinlich 
empfundene Rückwirkung ein, wenn zwiſchen der Gründung der 
Geſellſchaft oder dem Kapitalerhöhungsbeſchluß und den Einzahlungen 
die Steuerſätze erhöht wurden. Nach den früheren Faſſungen des 
RStempG. war die auf Aktien und Interimsſcheinen laſtende Ab⸗ 
gabe ein reiner Urkundenſtempel, ſo daß mit der Ausgabe der 
Aktie oder des Inter imsſcheins die Stempelpflichtigkeit entſtand, 
auch wenn die Fälligkeit des entſtandenen Stempelanſpruchs 
ſich nach der Zeit der beſcheinigten Einzahlungen richtete. Inſolge⸗ 
deſſen erachtet das RG. auf Grund des 5 8 Abſ. 2 NStempG. in 
der Faſſung vom 3. Juli 1918 die Vorſchriften dieſes Geſetes Bin: 
ſichtlich der nach feinem Inkrafttreten auf Interimsſcheine geleiſteten 
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1909 mit 3 v. H. des Betrages der geſamten Erhöhung ein- 
gezahlt. Später hat die Klägerin auf Erfordern des Fiskus 
eine weitere Abgabe von 1 v. H. des Betrages der letzten 
Einzahlung von 100 000 „ mit 1500 & bezahlt. Sie vers 
langt mit der Klage die Rückzahlung dieſes Betrages nebſt 
4 v. H. Zinſen. Das LG. erkannte nach dem Klageantrage. 
Auf die Berufung des Beklagten wurde die Klage abgewieſen. 
Auf die Reviſion der Klägerin iſt das Urteil des BG. auf⸗ 
gehoben und die Berufung des Beklagten gegen das landgerich⸗ 
liche Urteil zurückgewieſen worden, und zwar hinſichtlich des 
Zinſenpunktes mit der Maßgabe, daß die zuerkannten Zinſen 
ſeit dem Tage der Klagezuſtellung zu zahlen find. — Gründe: 
Von dem Erhöhungskapital von 400 000 & find 300 000 & 
vor dem Inkrafttreten des RStempG. vom 3. Juli 1913, alſo 
unter der Herrſchaft des RStempG. vom 15. Juli 1909, 
100 000 & unter der Herrſchaft des RStempG. vom 3. Juli 
1913 eingezahlt worden. Die Parteien ſtreiten darüber, ob auf 
die Einzahlung der 100 000 & die Stempelvorſchriften des 
einen oder die des anderen Geſetzes anzuwenden ſind. Nach 
dem Geſetz von 1909 unterlagen „Interimsſcheine über Ein⸗ 
zahlungen auf dieſe Wertpapiere,“ nämlich auf inländiſchen 
Aktien einer Abgabe von 3 v. H. der Einzahlung; nach dem 
Geſetz von 1913 ſind Beurkundungen von Geſellſchaftsverträgen 
und Beſchlüſſen, wenn ſie die Erhöhung des Grundkapitals 
einer inländiſchen Aktiengeſellſchaft betreffen, einem Stempel von 
4½ v. H. des Erhöhungsbetrages unterworfen. Der Unter: 
ſchied mit 11/3 v. H. des Betrages von 100 000 & bildet den 
Gegenſtand der Rückforderunge klage. Dieſe iſt begründet. Die 
Verſteuerung der Interimsſcheine iſt, obſchon die Einzahlung des 
letzten Viertels des Aktienbetrages mit 100 000 & damals noch 
nicht erfolgt war, noch unter der Herrſchaft des älteren Geſetzes 
zum vollen Betrage der Erhöhung, entſprechend den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes geſchehen. Der entrichtete Betrag iſt vom Be⸗ 
klagten als Steuer angenommen und von der Klägerin ebenſo 
bezahlt worden, in dem Sinne, daß die geſetzliche Steuer da⸗ 
durch voll entrichtet ſei und daß dem Veklagten ein Anſpruch 
auf einen weiteren Reichsſtempel nicht zuſtände. Letzteres hat 
der Beklagte ausdrücklich dadurch anerkannt, daß er die Interims⸗ 
ſcheine gemäß § 12 der Ausführungsbeſtimmungen des Bundes⸗ 
rats vom 5. Februar 1912 am 22. Auguſt 1912 mit dem 
Stempelaufdruck „Vollzahlung iſt vorausbeſteuert“ verſehen hat. 
Durch dies Anerkenntnis in Verbindung mit der erfolgten Zahlung 
war der Stempelanſpruch nach dem damals beſtehenden Rechts⸗ 
zuſtand endgültig beſeitigt. Wäre ein neues Reichsſtempelgeſetz 
mit abweichendem Inhalte nicht erlaſſen worden, ſo hätte der 
Beklagte auch aus Anlaß der ſpäteren Einzahlung von 100 000 & 
eine Nachforderung nicht erhoben und nicht erheben dürfen. Ob 
eine Nachforderung auch dann ausgeſchloſſen geweſen wäre, 
wenn der Stempel aus Irrtum oder aus einem anderen Grunde 
zu niedrig berechnet geweſen wäre, bedarf hier keiner Prüfung, 
denn es iſt unſtreitig, daß aus dem Geſetz von 1909 ein weiterer 
Abgabeanſpruch, als er dem als Vollſteuer entrichteten Betrag 
entſprach, nicht hergeleitet werden kann. Nach der Entrichtung 
der Vollſteuer war alſo eine ſtempelpflichtige Urkunde nicht 
mehr vorhanden. Es fragt ſich aber, ob an dieſem Ergebnis 
durch das neue RStempG. von 1913 etwas geändert worden 
iſt. Das iſt zu verneinen. Zwar muß anerkannt werden, daß 
ein neues Stempelgeſetz es in der Hand hat, auf einen in der 
Vergangenheit liegenden Tatbeſtand, obgleich der ihn treffende 


Teilzahlungen nicht als anwendbar, wenn die frühere Reichsſtempel⸗ 
abgabe von 8 Prozent für die Interimsſcheine vor dem 1. Oktober 
1913 bezahlt worden iſt. 

Das RG. läßt die Froge offen, wie zu entſcheiden geweſen fein 
würde, wenn die Verſteuerung nicht bis zum 1. Oktober 1913 bewirkt 
geweſen wäre. Nach der juriſtiſchen Konſequenz muß angenommen 
werden, daß hierdurch das gewonnene Ergebnis nicht beeinflußt 
werden kann und daß in ſolchem Falle bei Leiſtung der weiteren 
Einzahlungen die frühere Reichsſtempelabgabe von 3 Prozent 
zu entrichten iſt. Der Umſtand, daß mit dem 1. Oktober 1913 das 
RStempG. in der Faſſung vom 15. Juli 1909 außer Kraft getreten 
iſt, ſteht dem nicht entgegen, weil die Stempelpflichtigkeit der Interims⸗ 
ſcheine vor dem 1. Oktober 1913 entſtanden war. 


Geh. Juſtizrat Dr. Ernſt Heinitz, Berlin. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Steueranſpruch durch Tilgung völlig erledigt * nochmals zurück⸗ 
zugreifen und ihn nachträglich einer neuen Abgabe zu unter⸗ 
werfen. Ein folder Eingriff, der einem Eingriff in wobl⸗ 
erworbene Rechte gleichſteht, wird als vom Geſetzgeber gewollt 
nicht zu vermuten und nur 1 ſein, wenn die Abſicht 
einer ſolchen Nachbeſteuerung klar und beſtimmt aus dem neuen 
Geſetze ſich ergibt. Dieſe Vorausſetzung trifft aber hier nicht 
zu. Der § 8 des Geſetzes von 1913 beſtimmt im erſten Abſatze, 
daß hinſichtlich der Beurkundungen von Kapitalerhöhungen, die, 
wie im Streitſalle, vor dem 1. Oktober 1913 vorgenommen 
worden ſind, ſowie hinſichtlich der aus Anlaß dieſer Kapital⸗ 
erhöhungen ausgegebenen Interimsſcheine es bei den bisherigen 
Geſetzen bewendet. Käme es nur auf dieſe Vorſchrift an, ſo 
könnte für die hier ausgegebenen Interimsſcheine ein höherer 
Stempel als 3 v. H. ſelbſt dann nicht erhoben werden, wenn 
vor dem 1. Oktober 1913 ein Stempel für ſie überhaupt noch 
nicht entrichtet worden wäre. Der 8 8 beſtimmt aber in Abſ. 2 
weiter, daß die Vorſchriften des neuen Geſetzes, falls das Kapital 
der Aktiengeſellſchaft nicht voll eingezahlt iſt, „hinſichtlich der 
nach dem 30. September 1913 erfolgenden Einzahlungen“ An⸗ 
wendung finden ſollen, außer dann, wenn die Abgabenpflicht 
dieſer Einzahlungen „nach den bisherigen Reichs⸗ oder Landes⸗ 
geſetzen bereits vor dem 1. Oktober 1913 eingetreten iſt“. Dieſer 
letztere Ausnahmefall liegt hier vor, denn nach dem NStemp®. 
von 1909 war die Abgabepflicht hinſichtlich der geſamten auf 
die Interimsſcheine zu leiſtenden Einzahlungen am 1. Oktober 
1913 ſchon entſtanden. Bedenken gegen die Anwendung des 
Abſ. 2 ergeben ſich hier ſchon daraus, daß das neue Geſetz bei 
inländiſchen Aktiengeſellſchaften [Tarif⸗Nr. 1 Aa] weder die 
Einzahlungen noch auch die Interimsſcheine zum Gegenſtand 
einer Abgabe macht; die Anmerkung Nr. 2 zu 1 Aa, b gewährt 
nur ein Recht auf Ausſetzung der Verſteuerung der Geſell⸗ 
ſchaftsverträge und ⸗beſchlüſſe, die nach 1 A a und b den Gegen: 
ſtand der Steuer bilden; nur für Kuxe [Tarif-Nr. 1 B] und 
ausländiſche Aktien iſt eine Abgabe auf „Einzahlungen“ und 
„Interimsſcheine“ angeordnet. Sieht man aber auch von dieſem 
Bedenken ab, ſo iſt doch nicht zu bezweifeln, daß hier die Ab⸗ 
gabepflicht hinſichtlich aller auf die Interimsſcheine zu leiſtenden 
Einzahlungen ſchon vor dem 1. Oktober 1913 voll entſtanden 
war. Zwar werden im preußiſchen Stempelrecht [Tarifſt. 25 
StempG. vom 31. Juli 1895/30. Juni 1909] Gegenſtand der 
Abgabe die jedesmaligen Teilzahlungen ſelbſt [RG. 82, 320; 
JW. 1911, 999]. Dagegen find in den bis zum RStempG. 
vom 3. Juli 1913 erlaſſenen ſämtlichen RStempG. die Ein⸗ 
zahlungen nicht in Sp. 2 [Gegenſtand der Beſteuerung] auf: 
gelührt, ſondern die Interimsſcheine über Einzahlungen auf 

ktien. Nur in der Sp. 4 [Berechnung der Stempelabgabe] 
iſt angeordnet, daß bei Interimsſcheinen die Abgabe vom Be⸗ 
trage der beſcheinigten Einzahlungen zu berechnen iſt. Es handelt 
ſich hierbei alſo nur um eine bloße Berechnungsvorſchrift, während 
die Pflicht zur Zahlung des auf dem Interimsſchein ruhenden 
Urkundenſtempeis zugleich mit der Ausgabe der Interims⸗ 
ſcheine, der Regel entſprechend, zur Entſtehung gelangt iſt. Nur 
die Fälligkeit der Teilſteuer richtet ſich nach der Zeit der be⸗ 
ſcheinigten Einzahlungen. Das hat der erkennende Senat ſchon 
in ſeinem Urteil RG. 45, 42 anerkannt. Ein Gegengrund darf 
auch nicht daraus entnommen werden, daß in der Sp. 2 nicht 
Interimsſcheine ſchlechthin, ſondern „Interimsſcheine über Ein⸗ 
zahlungen“ auf inländiſche Aktien als Gegenſtand der Beſteuerung 
bezeichnet ſind. Denn der Interimsſchein iſt eine Verabreichung 
des ganzen ungeteilten Anteilsrechts am Aktienvermögen und 
damit des Mitgliedsrechts auch dann, wenn die Vollzahlung 
noch nicht erfolgt und der Betrag der geſchehenen Teileinzahlung 
in Scheinen angegeben iſt. Die Interimsſcheine ſollen „den 
definitiven Stücken“, die ſie zu vertreten beſtimmt ſind, ſteuerlich 
völlig gleichgeftellt fein [Begr. I S. 26]. Freilich handelt es 
ſich bei der Ausgabe von Interimsſcheinen um Teilzahlungen, 
da ſie nur „vor der vollen Leiſtung der Einzahlungen“ auszu⸗ 
5 find [$ 179 Abſ. 3 HGB.]. War hiernach — was der 

ergt. ohne Grund verneinte — die Abgabenpflicht hinſichtlich 


der Einzahlungen, auch der zukünftigen, in vollem Umfange 


ſchon bei der Ausgabe der Interimsſcheine reichsgeſetzlich „ein⸗ 
getreten“, fo kommt es nach der Faſſung des § 8 Ab}. 2 [„nach 
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den bisherigen Reichs⸗ oder Landesgeſetzen“] nicht weiter darauf 
an, daß fie, was der Ber R. bindend feſtſtellt nach Hamburgiſchem 
Stempelrecht hinſichtlich der Reſtzahlung von 100 000 & am 
1. Oktober 1913 noch nicht begründet war. Wie zu entſcheiden 
wäre, wenn hinſichtlich dieſes Betrages die Verſteuerung bis zu 
dem genannten Tage noch nicht bewirkt geweſen wäre, kann hier 
dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls kann, ſelbſt wenn in der Be⸗ 
ſtimmung des 8 8 Abſ. 2 eine Abänderung des früheren Geſetzes 
im Sinne der Beſteuerung nicht ſowohl der Urkunde als der 
Einzahlung zu finden wäre, dieſe Auslegung des Geſetzes nicht 
dahin führen, den Nichteintritt der Stempelpflicht auch in dem 
Fall anzunehmen, daß die Abgabe nach Maßgabe des bisherigen 
Rechts in vollem Umfange bezahlt iſt. Für die Entſcheidung 


des Zinſenpunkts war das Urteil des RG. 54 S. 25, 27 maß⸗ 


gebend. A.⸗G. Eiswerke H. w. Hamburger Staat, U. v. 
7. Juli 16, 112/16 VII. — Hamburg. 8) 


Handelsrecht. 


4. a HGB. Eine Vereinbarung des in § 186 
Abſ. 2 HGB. vorgeſehenen Inhalts muß in dem Geſellſchafts⸗ 
vertrage einen klaren und deutlichen Ausdruck finden. 1) 

Laut Urkunde des Notars D. vom 11. Juli 1910 wurde 
die beklagte Aktiengeſellſchaft mit einem Grundkapital von 
2 000 000 &, beſtehend aus 2000 Inhaberaktien zu 1000 &, 
errichtet. Gründer waren: 1. Witwe Maria A., 2. Wilhelm K., 
3. Chriſtian F., 4. Otto E., 5. Fritz B. Die Aktien wurden 
teils bar bezahlt, zum Teil wurden auf das Grundkapital 
Sacheinlagen gemacht. Die unter 1—3 aufgeführten Gründer 
brachten Grundſtücke ein, die ihnen als Miteigentümern gehörten. 
Die Einlage erfolgte unter nachſtehender Bedingung: „Die ein⸗ 

elegten Eigentums bruchteile bzw. die vorbezeichneten Grund⸗ 
tücke gehen mit allen entgeltlichen und unentgeltlichen 
Rechten und Gerechtigkeiten, insbeſondere mit allen zu 
ihren Gunſten beſtehenden, im Grundbuch eingetragenen und 
etwa nicht eingetragenen Grunddienſtbarkeiten frei von dinglichen 
Laſten jeder Art mit Ausnahme von Bodenzinſen mit Wirkung 
von heute ab auf die neue Aktiengeſellſchaft über.“ Unter den 
eingelegten Grundſtücken befand ſich ein Grundſtück in Ederlsdorf. 
Dieſem Grundſtücke ſtanden als herrſchendem Grundſtück 
Graphitausbeuterechte an Grundſtücken im Haarer Gebiet zu. 
Dieſe letzteren Abbaurechte waren ſog. Optionsrechte, d. h. ſie 
waren bis zum Jahre 1917 bei Meidung des Erlöſchens ab⸗ 
zulöſen. An Erwerbspreiſen waren für fie noch rückſtändig: 


Zu 4. Die Entſcheidung ſichert den Rechtsverkehr gegen die 
Gefahren, die den Aktionären und den Gläubigern einer AG. aus 
einer unklaren Faſſung des Geſellſchaftsvertrags, insbeſondere der 
Feſiſetzungen über Sacheinlagen erwachſen können Es ſollen der 
Geſellſchaft nicht im Wege mehr oder weniger gewaltſamer Auslegung 
Verpflichtungen auferlegt werden können, die aus dem Geſellſchafts⸗ 
vertrag bei unbefangener Prüfung nicht herauszuleſen ſind. Die 
Entſcheidung liegt in der gleichen Richtung, wie RG. in JW. 1905, 
214 *, wo für die G. m. b. H. der Satz aufgeſtellt wird, daß eine in 
den notariellen Gründungsakt nicht mitaufgenommene Vereinbarung 
der Gründer über eine Schuldübernahme der Geſellſchaft dieſe dem 
Gläubiger gegenüber nicht verpflichtet. In RG. 81, 404 wird 
die Bezugnahme auf eine nicht formgerechte Urkunde, in der eine 
aus dem Geſellſchaftsvertrage nicht erſichtliche Belaſtung eines 
eingebrachten Gegenſtandes enthalten iſt, für unzuläſſig und der 
Geſellſchaft gegenüber unwirkſam erklärt. In der Literatur wird 
vielfach (vgl. Staub $ 182 Anm 30; Lehmann⸗RNing § 186 Nr. 6) 
unter Berufung auf RG. in JW. 1901, 1429 gelehrt, daß zur Aus⸗ 
legung des Geſellſchaftsvertrags auch außerhalb des ſelben abgegebene 
Erklärungen, insbeſondere Vorverhandlungen, herangezogen werden 
können. Dieſer Grundſat ift jedenfalls, mit Rückſicht auf die vor: 
liegende Entſcheidung, weſentlich einzuſchränken. Der an die Offentlich⸗ 
keit ſich wendende Geſellſchaftsvertrag darf nicht unter Berückſichti⸗ 
gung von Umſtänden, die nur einem beſchränkten Perſonenkreis be⸗ 
kannt ſind, ausgelegt werden. Wenigſtens nicht zum Nachteil der 
Geſellſchaft. Gerade darin unterſcheidet ſich aber auch der vor⸗ 
liegende Fall von der RGE. JW. 1901 1429. Dort wird es nach 
Lage der Sache für möglich erklärt, „Erklärungen, die nicht in den 
Geſellſchaftsvertrag aufgenommen wurden, aber bei der Gründung 
abgegeben ſind und eine Rechtseinräumung an die A.-G. zum 
Inhalt hatten, zu berückſichtigen“. 

Profeſſor Dr. Flechtheim, Berlin. 


Juriſtiſche, Wochenſchrift. 1413 


1965 4, zu zahlen an die Eheleute S., ferner 8838 &, zu 
zahlen an Franziska W. Gelegentlich der Gründungs⸗ 
verhandlungen wurden dieſe Optionsrechte bei Bewertung der 
Sacheinlage nicht berückſichtigt. Die Gründer waren aber 
darüber einig, daß die an die Eheleute S. und an Franziska W. 
noch zu zahlenden Beträge von der Aktiengeſellſchaft übernommen 
werden ſollten. Mit Rückſicht hierauf wurde die oben angeführte 
Bedingung in die Gründungsurkunde aufgenommen. Im 
Auguſt 1911 erhoben die Eheleute S. und Franziska W. gegen 
die unter 1—3 aufgeführten Gründer Klage auf Zahlung der 
rückſtändigen Beträge. K. zahlte im Vergleichswege. Ihre 
Anſprüche auf Erſatz des ſie treffenden Teils dieſer Beträge 
ge Maria A. ſowie F. an K. abgetreten. Mit der Klage 

t nun H. als Zeſſionar des K. von der Beklagten Zahlung 
gefordert. Er machte geltend: Wenn der Wortlaut der 
Gründungsurkunde auch undeutlich ſei, ſo komme darin doch 
deutlich genug zum Ausdruck, daß die Aktiengeſellſchaft ver» 
pflichtet fein ſollte, an Stelle der oben unter 1—3 aufgeführten 
Gründer die für den Erwerb der Abbaurechte im Haarer 
Gebiete noch rückſtändigen Beträge an die Eheleute S. und an 


Franziska W. zu zahlen. Darüber, daß dieſe Verpflichtung 


durch die Worte „mit allen entgeltlichen und unentgeltlichen 
Rechten“ ausgedrückt ſein ſollte, ſeien alle Beteiligten und 
Notar D. ſelbſt einig geweſen. LG. und OLG. erkannten in 
der Hauptſache zugunſten des Klägers. Das RG. wies dagegen 
die Klage ab. Gründe: Das BG. ſtellt tatſächlich feſt, 
bei Abſchluß des Gründungsvertrages ſeien alle Beteiligten 
darüber einig geweſen, daß die neu zu gründende Aktiengeſellſchaft 
verpflichtet ſein ſolle, diejenigen Beträge, welche Maria A., 
K. und F. für Erwerbung der Abbaurechte im Haarer Gebiet 
damals noch an die Eheleute S. und an Franziska W. ſchuldeten 
an Stelle der Schuldner A, K. und F. zu bezahlen. Es hätten 
auch die ſämtlichen Beteiligten, die Gründer ſowohl als auch 
der beurkundende Notar, den Satz des Geſellſchafts vertrages, 
daß die Grundſtücke mit den entgeltlichen Rechten übergehen, 
wirklich dahin verſtanden, die Geſellſchaft ſolle zur Zahlung 
der für den Erwerb der Haarer Abbaurechte noch rückſtändigen 
Beträge verpflichtet ſein. In rechtlicher Beziehung iſt das 
BG. zutreffend und im Einklange mit der Rechtſprechung des 
RG. von den Grundſätzen ausgegangen, einesteils, daß die 
gedachte Vereinbarung der Gründer gemäß 5 186 Abſ. 2 HGB. 
der Geſellſchaft gegenüber nur dann rechtswirkſam iſt, wenn ſie 
im Geſellſchaftsvertrage zum Ausdrucke gekommen iſt, andern⸗ 
teils, daß der Geſelſſchaftsvertrag auch inſoweit, als § 186 
Abſ. 2 HGB. in Betracht kommt, den allgemeinen 1 
vorſchriften der 88 133 und 157 BGB. N und mithin 
daß zur Auslegung unklarer oder zweideutiger Beftimmungen 
des Geſellſchaftsvertrages auch die ihm zugrunde liegenden 
Verhandlungen herangezogen werden dürfen. Von dieſem 
rechtlich einwandfreien Rechtsſtandpunkte hat es weiter erwogen, 
die gewählte Faſſung des Geſellſchaftsvertrages „mit allen 
entgeltlichen und unentgeltlichen Rechten“, bringe zwar die 
damit bezweckte Willensmeinung, daß der für den Erwerb der 
Abbaurechte zu zahlende Preis noch nicht bezahlt ſei und von 
der Geſellſchaft als der nunmehrigen Erwerberin dieſer Rechte 
bezahlt werden ſolle, nur höchſt unvollkommen zum Ausdrucke, 
zweifelhaft ſei ſchon, was ein entgeltliches oder unentgeltliches 
Recht ſein ſolle. Immerhin könne jedoch die Deutung. welche 
der Kläger den in Frage ſtehenden Worten gebe, nicht als 
ſchlechthin ausgeſchloſſen betrachtet werden. Die Vor⸗ 
ſchrift des 8 186 Abſ. 2 HGB. ſtehe daher der Rechtswirkſam⸗ 
keit der vereinbarten 1 im Sinne des 
8 329 BGB. nicht entgegen. ie Beklagte ſei zur Zahlung 
der rückſtändigen Erwerbspreiſe an S. und W. verpflichtet. 
Dieſer letztere Teil der Entſcheidung iſt, wie mit Recht gerügt 
wird, rechtlich zu beanſtanden. Soll der 8 186 Abſ. 2 HGB. 
ſeine für den Kechtsverkehr wichtige Bedeutung nicht verlieren, 
ſo genügt es nicht, wie das BG. annimmt, daß eine Verein⸗ 
barung des in 8 186 Abſ. 2 vorgeſehenen Inhalts in der 
Urkunde über Errichtung der Geſellſchaft nicht als ſchlechthin 
ausgeſchloſſen betrachtet werden kann, vielmehr iſt zu ihrer 
Wirkſamkeit gegenüber der Geſellſchaft und dritten onen, 
die mit ihr in Rechtsbeziehungen treten, erforderlich, daß ſie in 
178 * 
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der Urkunde einen hinlänglich klaren und deutlichen Ausdruck 
findet. Dieſem Erforderniſſe genügt die fragliche Vertrags⸗ 
beſtimmung in dem Geſellſchaftsvertrage nicht, da der Ausdruck 
„entgeltliche und unentgeltliche Rechte“, wie ſchon das BG. 
ſelbſt hervorgehoben hat, die erforderliche Beſtimmtheit und 
Klarheit vermiſſen läßt, und aus der Urkunde auch in keiner 
Weiſe die Perſonen der Gläubiger der fraglichen Erwerbspreiſe 
noch der Betrag ihrer Forderungen erfihtlih find Erſte Bayr. 
Graph.⸗A.- G. w. H., U. v. 13. Juli 16, 224/16 II. — 
München. [L] 


Geſetz, betr. die Entſchädigung der im Wieder⸗ 
aufnahmeverfahren freigeſprochenen Perſonen, vom 
20. Mai 1898, und Geſetz, betr. die Entſchädigung 
für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft, vom 
14. Juli 1904. 


5. Die mit der Rechtskraft eines Strafurteils in 
Wirkung getretene Dienſtentlaſſung iſt als Strafvollſtreckung im 
Sinne des Geſetzes vom 20. Mai 1898 anzuſehen. — Schon 
die bloße Verhängung der Unterſuchungshaft kann in Gemäßheit 
des Geſetzes vom 14. Juli 1904 den Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz begründen.] 

Der im Jahre 1912 verſtorbene Ehemann der Klägerin 
zu 1 und Vater der Klägerin zu 2 war durch die Urteile der 
Strafkammer zu H. vom 11. und 27. April 1906 wegen 
1 Betruges zu einer Geſamtſtrafe von 
2 Jahren und 6 Monaten Gefängnis verurteilt worden, nachdem 
er bereits am 3. Februar 1906 auf Grund eines Haftbefehls 
wegen jener Straftaten in Unterſuchungshaft genommen war. 
Die Straſvollſtreckung aus den Urteilen wurde am 21. Mai 
1907 unterbrochen, weil ſich Geiſteskrankheit bei dem Ver⸗ 
urteilten zeigte. Nachdem er in der Heila ſtalt, in der er 
untergebracht worden, verſtorben war, wurde der Verurteilte 
im Wege des Wiederaufnahmeverfahrens am 26. November 
1913 rechtskräftig freigeſprochen. Durch Beſchluß vom 5. De⸗ 
zember 1913 hat das LG. in H. die preußiſche Staatskaſſe 
für verpflichtet erklärt, den Unterhaltsberechtigten des ver⸗ 
urteilten und im Wiederaufnahmeverfahren freigeſprochenen 
Sch. inſoweit Erſatz . leiſten, als ihnen durch die Straf⸗ 
vollſtreckung und die Verhaftung des Sch. der Unterhalt ent⸗ 
zogen worden iſt. Die darauf von den Klägerinnen gegen den 
preußiſchen Juſtizfiskus erhobenen Anſprüche wurden durch 
einen am 10. November 1914 zugeſtellten Beſcheid des preußiſchen 
Juſtizminiſters vom 30. Oktober 1914 abgewieſen. Sie haben 
darauf mittels der gegenwärtigen, am 6. Februar 1915 er⸗ 
hobenen Klage beantragt, den Beklagten zur Zahlung von 
22462 4 an beide Klägerinnen, von 1344 und 118,20 4 
an die Klägerin zu 1 und von 492,80 & an die Klägerin zu 
2 zu verurteilen. Der Beklagte, der feine Zahlungs verpflichtung 
beſtreitet, weil durch den Vollzug des Haftbefehls und durch 
die Vollſtreckung des Strafurteils ein Schaden nicht entſtanden 
ſei, hat die Abweiſung der Klage beantragt. Dieſem Antrage 
haben die Vorinſtanzen entſprochen. Die von den Klägerinnen 
eingelegte Reviſion hatte Erfolg. 1. Das BU. verletzt nämlich 
die Vorſchriften der 88 1, 2 des Geſetzes vom 20. Mai 1898 
und des § 1 des Geſetzes vom 14. Juli 1904 durch Nicht: 
anwendung und diejenigen der 88 7 und 48 PrDiſziplinarG. 
vom 21. Juli 1852 durch unrichtige Anwendung. a) Schon 
der Ausgangspunkt des angefochtenen Urteils muß als rechts⸗ 
irrtümlich bezeichnet werden; er ſteht insbeſondere mit den Aus⸗ 
führungen in den Urteilen des erkennenden Senats vom 11. De⸗ 
zember 1905 VI 106/05 [RG. 62, 152, insbeſondere 156 ff. 10)], 
an denen feſtzuhalten war, in unvereinbarem Widerſpruch. Das 
BG. führt nämlich wörtlich folgendes aus: .... „Es kann 
nicht wohl zweifelhaft ſein, daß nur, wenn und ſoweit eine 
Strafe vollſtreckt, eine Unterſuchungs haft erlitten iſt, der An⸗ 
ſpruch auf Entſchädigung gemäß den beiden bezeichneten Geſetzen 
Fer 20. Mai 1898 und 14. Juli 1904] begründet ſein kann. 

die Folgen, die ſich ſchon an die Verurteilung ſelbſt oder 


10) IW 1906, 128. 
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an den Erlaß des Haftbefehls knüpfen, läßt ſich eine Ent⸗ 
ſchädigung aus den beiden Geſetzen nicht begründen. In dem 
vom RG. behandelten und in RG. 62, 152 ff. mitgeteilten 
Falle handelte es ſich nur um die Frage, ob man von einer 
Strafvollſtreckung überhaupt ſprechen könne, wenn ohne eine 
beſondere Vollſtreckungshandlung die bloße Rechtskraft des auf 
Verluſt des Amtes lautenden Urteils eben dieſen Verluſt 
herbeiführe.“ Die hier aufgeſtellte Unterſcheidung zwiſchen der 
Verurteilung auf der einen und der Rechtskraft des 
Urteils auf der anderen Seite wird dem vorliegenden Falle 
nicht gerecht, dies ſchon deshalb nicht, weil der Verluſt des 
Amtes niemals, auch nicht in Fällen wie dem vorliegenden, 
durch die bloße „Verurteilung“, ſondern erſt mit der Rechts⸗ 
kraft des Urteils eintritt. 
Annahme des BG., als ob ſich in dem entſcheidenden Punkte 
der vorliegende Fall ſachlich von dem in der Entſcheidung 
RG. 62, 152 zur Aburteilung gelangten irgendwie unterſcheide. 
In dieſem letzteren Falle war ein Offizier durch kriegsgerichtliches 
Urteil wegen Urkundenfälſchung und verſuchten Betruges ver: 
urteilt und gleichzeitig [gemäß § 30 Nr. 2, § 34 Abſ. 2, 8 37 
Abſ. 2 und 8 40 Abſ. 2 Nr. 3 MStGB.] auf Dienſtentlaſſung 
erkannt worden. Nachdem das Urteil im Wiederaufnahme⸗ 
verfahren aufgehoben und der Verurteilte freigeſprochen war, 
hat das RG. die wegen der Dienſtentlaſſung verlangte Ent⸗ 
ſchädigung für begründet erklärt. Hierbei hat es ausgeführt, 
daß die mit der Rechtskraft des Strafurteils in Wirkung ge 
tretene „Dienſtentlaſſung“ als „Straſvollſtreckung“ im Sinne 
des Geſetzes vom 20. Mai 1898 anzuſehen ſei. Im vor⸗ 
liegenden Falle iſt gegen den Verurteilten durch die Strafurteile 
vom 11. und 27. April 1906 eine Gefängnisſtrafe von 2 Jahren 
und 6 Monaten verhängt worden. Die Vorinſtanzen haben 
nun angenommen, daß dadurch der Verurteilte auf Grund des 
§ 7 PrDiſziplinar G. vom 21. Juli 1852, wonach die Ver⸗ 
urteilung zu ciner Freiheitsſtrafe von längerer als einjähriger 
Dauer den Verluſt des Amtes von ſelbſt nach ſich zieht, ſeines 
Amtes ohne weiteres verluſtig gegangen ſei, ſo daß inſoweit 
eine „Vollſtreckung“ der Strafurteile vom 11. und 27. April 
1906 gar nicht ſtattgefunden habe und keinesfalls durch eine 
ſolche „Vollſtreckung“ den Klägerinnen ein Schaden ent⸗ 
ſtanden ſei. Das BG. faßt hiernach den Begriff der Straf⸗ 
vollſtreckung offenbar viel zu eng. Es ſcheint darunter nur 
diejenige Art der Vollſtreckung zu verſtehen, die in der 
Beitreibung einer Geldſtrafe, der Verbüf ung einer Frei⸗ 
heitsſtrafe oder der Vollziehung der Todesſtrafe beſteht. 
Wie aber ſchon der Wortlaut ergibt, hat als „Straſvollſtreckung“ 
jede Verwirklichung des als Folge des rechtskräſtigen Strafurteils 
ſich ergebenden Strafübels zu gelten, ohne Rückſicht darauf, ob 
die ſes Übel ohne weiteres eintritt [z. B. der Verluſt der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte mit ſeinen Folgen; vgl. darüber RG. vom 
3. November 1898, PrIJMBl. 1900, 12] oder erſt durch be⸗ 
ſondere Vollſtreckungsakte hervorgerufen wird. Denn durch die 
Verhängung eines jeden Übels, das mit dem Strakurteil ver: 
knüpft iſt, wird dieſes vollzogen, alſo vollſtreckt. Mit dieſer 
Auffaſſung des Begriffs der Strafvollſtreckung, wie er auch 
dem Urteil des erkennenden Senats RG. 62, 152 zugrunde 
liegt, tritt der Standpunkt des BG. in unvereinbaren Wider⸗ 
ſpruch. Denn ob ausdrücklich auf Dienſtentlaſſung erkannt ift, 
die „mit der Rechtskraft“ des Strafurteils eintritt oder ob kraft 
Geſetzes [z. B. kraft der 88 31, 33 StGB., § 7 P. Dipzipli⸗ 
nar G.] die rechtskräftige Verurteilung zu einer beſtimmten Strafe 
den Verluſt des Amtes nach ſich zieht, das iſt für die Ent⸗ 
ſcheidung der Frage bedeutungslos, ob ein Schaden durch die 
Vollſtreckung des Urteils entſtanden iſt. In beiden Fällen 
beſteht hier die Vollſtreckung darin, daß der Verurteilte von 
der Ausübung ſeines Amtes ausgeſchloſſen, die Gehaltszahlung 
eingeſtellt worden iſt, ihm die Sachen, die ſich etwa vermöge 
ſeines Amtes in ſeiner Innehabung befanden, abgenommen ſind 
[RG. 62, 157], daß er ferner feinen Amtstitel nicht mehr führen 
darf [S 360 Nr. 8 StGB.]. Alle dieſe Folgen find, wie in 
RG. 62, 156 mit Recht dargelegt worden ift, Vollſtreckungsalte, 
genau fo, wie auch der Umſtand, daß gemäß § 894 ZEV. mit 
der Rechtskraft eines Zivilurteils, durch welches jemand zur Ab: 


Noch weniger zutreffend iſt die 
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gabe einer Willenserklärung verurteilt worden ift, die Erklärung 
als abgegeben gilt, als ein Akt der Zwangsvollſtreckung 
angeſehen wird. [gl auch Urteil des erkennenden Senats 
vom 27. April 1914, VI 44 14; teilweiſe abgedruckt JW. 1914, 
0%.) Wäre die vom BG. ſelbſt als „eng“ bezeichnete Aus: 
legung des Begriffs der „Strafvollſtreckung“ richtig, fo würde 
den unter der Herrſchaft des Geſetzes vom 21. Juli 1852 
ſtehenden preußiſchen Beamten, die ohnehin ſchon dadurch ſehr 
benachteiligt ſind, daß jenes Geſetz eine Wiederaufnahme des 
Verfahrens gegenüber rechtskräftigen Diſziplinarurteilen, alſo 
einen Schutz gegen materiell unrichtige Diſziplinarurteile nicht 
kennt, die Wohltaten der Geſetze vom 20, Mai 1898 und 
14. Juli 1904 nur in den allerſeltenſten Fällen zugute kommen. 
Denn die Verbüßung von Freiheitsſtrafen auf Grund eines 
Straſurteils iſt an und für ſich mit irgendwelchen vermögens⸗ 
rechtlichen Nachteilen für den Beamten oder ſeine Angehörigen 
nicht verknüpft. Dieſe treten erſt durch den Verluſt ſeines Amtes 
und die damit verbundene Entziehung ſeines Anſpruchs auf 
Gehaltszahlung, Penſion uſw. ein. Der Verluſt des Amtes 
und ſomit auch des Gehaltsanſpruchs iſt nicht mit der Ver⸗ 
büßung der durch das Strafurteil verhängten Freiheitsſtrafe 
verbunden; vielmehr tritt er mit der Rechtskraft des Straf: 
urteils [§ 31, 33, 34 StGB.; § 7 Pr Diſziplinar G.], alſo auch 
dann ein, wenn die Freiheitsſtrafe nicht verbüßt wird. In 
allen ſonſtigen Fällen, in denen infolge und im Anſchluß an 
ein Strafverfahren der Beamte durch ein im Wege des Diſ— 
ziplinarverfahrens ergangenes Urteil feines Amtes ent: 
hoben wird, beruht der Verluſt des Amtes und ſomit auch ſeiner 
Anſprüche, z. B. Gehaltsanſprüche uſw. nicht auf dem Straf-, 
ſondern auf dem Diſziplinarurteil. In dieſem letzteren Falle 
iſt die mit dem Disziplinarurteil verknüpfte Auntentſehung nicht 
die Folge der Vollſtreckung eines Strafurteils, ſo daß in 
ſolchem Falle allerdings die Anwendung des Geſetzes vom 
20. Mai 1898 ausgeſchloſſen erſcheint. In einem Falle, wie 
dem vorliegenden, zieht aber, wie $ 7 Pr DiſziplinarG wörtlich 
ſagt, „das Straferkenntnis den Verluſt des Amtes von ſelbſt 
nach ſich, ohne daß darauf beſonders erkannt wird“, d. h. ohne 
daß es eines beſonderen Ausſpruches des Strafrichters oder 
einer Diſziplinarbehörde bedarf. Daraus ergibt ſich, daß 
hier der Verluſt des Amtes eine unmittelbare, von ſelbſt 
eintretende Folge des Strafurteils war. Für die Anwendung 
des Geſetzes vom 20. Mai 1898 kann es nun aber keinen 
Unterſchied machen, ob dieſe Folge, wie z. B. in den Fällen 
der 88 31, 33, 35 StGB. im Strafgeſetzbuch ſelbſt oder 
in einem anderen Geſetz, z. B. in einem Reichs- oder Landes⸗ 
diſziplinargeſetz ausgeſprochen und ſomit nicht als eine ſtraf— 
rechtliche, ſondern als eine diſziplinäre Folge des Straf— 
urteils anzuſehen iſt. Wollte man dies nicht annehmen, ſo 
käme man zu dem unhaltbaren Ergebnis, daß in denjenigen 
Fällen, in denen ein Beamter unſchuldigerweiſe zu einer Zu t⸗ 
hausſtrafe oder zum Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte ver⸗ 
urteilt worden, in welchen Fällen die SS 31, 33 StGB. mit 
dem Strafurteil den Verluſt des Amtes von Rechte wegen ver: 
knüpfen, das Geſetz vom 20. Mai 1898 zur Anwendung zu 
gelangen hätte, nicht aber in den Fällen, in denen gemäß 8 7 
Pr DiſziplinarG. ein Beamter wegen Verurteilung zu einer 
langeren als einjährigen Gefängnisſtrafe feines Amtes ver: 
luſtig vegangen iſt. Da alſo im vorliegenden Falle die Amts— 
entſetzung und der damit verknüpfte Verluſt des Gehalts und 
des Penſionsanſpruchs des unſchnldig verurteilten Sch, alſo 
der entſtandene Vermögensſchaden eine unmittelbar kraft Ge⸗ 
ſetzes mit der Vollſtreckung des Strafurteils eingetretene 
Folge derſelben iſt, ſo hat das BG. zu Unrecht die Anwend⸗ 
barkeit der SS 1, 2 des Geſetzes vom 20. Mai 1898 ver: 
neint. — b) Muß ſchon hiernach die Aufhebung des ans 
geſochtenen Urteils wegen Verletzung der 88 1, 2 des Geſetzes 
vom 0. Mai 1898 erfolgen, jo geben auch diejenigen Aus— 
führungen des BG. zu rechtlichen Bedenken Anlaß, mittels 
deren es die Entſchädigungspflicht des Beklagten auf Grund 
der SS 1, 3 des Geſetzes vom 14. Juli 1904 abgelehnt hat. 
In dieſer Hinſicht führt das BG. zunächſt aus, für die Folgen, 
die ſich ſchon an den Erlaß des Haftbefehls knüpfen, laſſe ſich 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


1418 


eine Entſchädigung aus dem Geſetze nicht herleiten. Ferner 
wird vom BG. zur Begründung dieſer Anſicht der weitere Satz 
aufgeſtellt, daß die Beantwortung der Frage, ob den Unter⸗ 
haltsberechtigten des Verurteilten eine Entſchädigung zuzu⸗ 
ſprechen ſei, wenn er infolge der Beſtimmungen des S 48 
Pr DiſziplinarG. vom 21. Juli 1852 eines Teiles feines Ges 
balts verluſtiggehe, nicht allein aus dem Geſetze von 1904, 
ſondern auch zugleich aus dem Diſziplinargeſetz entnommen 
werden müſſe. Alle dieſe Sätze vermögen die 5 
Entſcheidung nicht zu tragen. Mag es auch richtig ſein, daß 
nach $ 48 Diſziplinar G. ſchon der Erlaß des Haftbefehls die 
Suspenſion des Beamten vom Amte kraft Geſetzes An Folge 
hat, fo beſtimmt doch 8 49 ausdrücklich, daß die Suspenſion 
nach Wiederaufhebung des Verhaftungsbeſchluſſes in Wegfall 
kommt, ſo daß der dem Verurteilten und bzw. den Klägerinnen 
im vorliegenden Falle erwachſene Schaden erſt dadurch in vollem 
Umfang entſtanden iſt, daß der Haſtbefehl auch für die Zeit 
vom 3. Februar 1906 bis zum 27. April 1906 vollzogen 
wurde. Aber auch abgeſehen davon iſt es nicht einmal richtig, 
daß der Erlaß des Haftbefehls überhaupt keinen Anſpruch auf 
Schadenserſatz begründen könne, wie das BG. nach dem oben 
mitgeteilten Satze meint. Dieſer Auffaſſung ſteht ſchon der 
Wortlaut des § 3 des Geſetzes vom 14. Juli 1904 entgegen, 
der ausdrücklich vorſchreibt: „Gegenſtand des dem Verhafteten 
zu leiſtenden Erſatzes iſt der für ihn durch die Unter⸗ 
ſuchungshaft entſtandene Vermögensſchaden.“ Dieſer Satz 
läßt ganz ungezwungen die Auslegung zu, daß ſchon die bloße 
Verhängung, alſo die Anordnung der Unterſuchungshaft, die 
naturgemäß als ein erhebliches, mit mancherlei Nachteilen ver⸗ 
bundenes Übel erſcheint, den Anſpruch auf Schadenserſatz bes 
gründen kann. Wird z. B. der Haftbefehl lediglich deshalb 
nicht vollſtreckt, alſo die Unterſuchungshaft ſelbſt deshalb nicht 
verhängt, weil der Beſchuldigte auf Grund des § 117 StPO. 
gegen Sicherheitsleiſtung mit der Haft verſchont oder 3 
aus der Unterſuchungshaft entlaſſen worden iſt, ſo liegt auch in 
ſolchem Falle ein „durch die Unterſuchungshaft“ erwachſener 
Schaden vor. Demnach wird hier der Anſpruch derjenigen 
Perſonen, gegen die trotz ihrer Unſchuld die Unterſuchungshaft 
angeordnet worden iſt, nicht bloß auf Rückgewähr der beſtellten 
Sicherheit, ſondern auch auf Erſatz der ſonſt durch die Ver⸗ 
hängung der Unterſuchungshaft erwachſenen Schäden, h B. auf 
Erſatz des durch die Hinterlegung der Sicherheit entſtandenen 
Zinsverluſtes uſw. mit Erfolg ſich richten können. — c) Stehen 
ſchon alle dieſe Erwägungen den Ausführungen des BG. ent⸗ 
gegen, ſo gibt auch der Satz, daß die Frage, ob den Kläge⸗ 
rinnen eine Entſchädigung auf Grund des Geſetzes von 1904 
u gewähren ſei, im vorliegenden Falle auch aus dem preu⸗ 
ßiſchen Diſziplinargeſetz beantwortet werden müſſe, in dieſer 
Allgemeinheit zu rechtlichen Bedenken Anlaß. Denn die Reichs: 
geſetze von 1898 und 1904 haben die Frage der Entſchädigung 
unſchuldig verurteilter oder unſchuldig in Unterfuchungshaft 
genommener Perſonen und deren unterhaltsberechtigten An⸗ 
ehörigen einheitlich und erſchöpfend für das ganze 
Deutſche Reich geregelt. Demnach können auch nur dieſe 
Geſetze zur Anwendung gelangen, wenn es ſich um die Frage 
handelt, ob und in welchem Umfange derartigen Perſonen eine 
Entſchädigung für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft oder 
Straſvollſtreckung zu gewähren iſt. Würde man zur Beant⸗ 
wortung dieſer Fragen auch die in den einzelnen Bundesſtaaten 
geltenden Beamtendiſziplinargeſetze heranziehen und je nach 
deren Inhalt jene Frage beantworten, ſo könnte dies zu dem 
Ergebnis führen, daß der unſchuldig verurteilte oder in get 
genommene Beamte in dem einen Bundesſtaat eine Er 

ſchädigung erhält, in dem anderen dagegen nicht. Daß dies 
nicht die Abſicht der einheitlich für das ganze Deutſche Reich 
erlaſſenen Geſetze geweſen ſein kann, liegt ohne weiteres auf 
der Hand. Daraus ergibt ſich alſo, daß der Inhalt des 
preußiſchen Diſſiplinargeſetzes vom 21. Juli 1852 bei der 
Beantwortung der Frage, ob den Klägerinnen die beanſpruchten 
Entſchädigungen zuſtehen oder nicht, an und für fi) völlig 
außer Betracht bleiben muß. Hiernach war das . 
Urteil aufzuheben und die Sache zu anderweiter Verhandlung 
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und Entſcheidung an das BG. zurückzuverweiſen. Sch. u. Gen. 
w. preuß. Juſtizfiskus, U. v. 10. April 16, 18/16 VI. — 
Celle. [B.) > 


11. Preußiſches Recht. 

Preußiſches Geſetz vom 1. Auguſt 1909. 

6. In der Verletzung der dem Polizeibeamten obliegenden 
Schweigepflicht liegt eine fehlerhafte Ausübung der ihnen an⸗ 
vertrauten öffentlichen Gewalt. 

Gegen den Kläger iſt im März 1910 wegen des Ver⸗ 
dachtes, daß er in ſeinem Schlachtereibetrieb verdorbenes Blut 
zur Herſtellung von Würſten verwendet habe, ein Strafverfahren 
a oa worden, in dem eine Reihe von Würſten durch die 
Polizei beſchlagnahmt wurden, das jedoch mit der Freiſprechun 
des Klägers endigte. Der Kläger behauptet, daß ihm dur 
die Einleitung des Straſverfahrens und die weiter damit zu⸗ 
ſammenhängenden Ereigniſſe infolge des Verluſtes ſeiner Kund⸗ 
ſchaft ein ſehr erheblicher Schaden erwachſen ſei. Mit der Klage 
verlangte er den Erſatz dieſes Schadens. Die Klage iſt in 
beiden Vorinſtanzen abgewieſen worden. Das RG. hob auf 
und verwies zurück. Aus den Gründen: Die allein zur 
Entſcheidung des Reviſionsgerichts ſtehende Klagbegründung geht 
dahin, daß die Polizeibeamten in W, die mit dem ÖStrafver: 
fahren gegen den Kläger befaßt waren, durch Verletzung ihrer 
Amtspflicht den angeblichen Schaden des Klägers verurſacht 
hätten und daß gemäß dem Geſetze vom 1. Auguſt 1909 den 
Preußiſchen Staat die Verantwortlichkeit hierfür an Stelle der 
Beamten treffe. Der Kläger hat eine Amtspflichtverletzung der 
Polizeibeamten aus dem Grunde behauptet, daß ſie in mehreren 
Zeitungen Wes eine ausführliche Mitteilung über die Beſchlag⸗ 
nahme und deren Gründe veröffentlicht hätten. Das BG. 
hat die en dieſer Behauptung unterftellt, den Klaganſpruch 
aber ſchon deshalb abgewieſen, weil durch die Veröffentlichung, 
wenn ſie auch gegen die den Beamten im Intereſſe des inneren 
Dienſtes gegebenen Vorſchriften verſtoßen haben möge, jeden⸗ 
falls keine den Beamten gegenüber cinem Dritten obliegende 
Amtöpflicht verletzt worden ſei. Dieſe Annahme wird von der 
Reviſion mit Recht beanſtandet. Die Schweigepflicht der Polizei⸗ 
beamten über die Vorgänge, die ihnen amtlich zur Kenntnis 
gelangen, ergibt ſich, wie der Senat bereits in der Entſcheidung 
vom 21. Dezember 1915 [Rep. III 308/1915] ausgeſprochen 
hat, aus der Kabinettsorder vom 21. November 1835 und 
5 88 II, 10 ALR.. Die Beamten hatten die Schweigepflicht 
nicht bloß im Intereſſe des inneren Dienſtes auszuüben, ſondern 
ſie lag ihnen auch denen gegenüber ob, die, wie der Kläger, 
ein Intereſſe an ihrer Erfüllung hatten und denen durch ihre 
Verletzung Schaden zugefügt werden konnte. Sofern den Polizei⸗ 
beamten die behauptete Amtspflichtverletzung zur Laſt fällt, 

eſchah ſie auch in Ausübung der ihnen anvertrauten öffent⸗ 
ichen Gewalt. (Wird ausgeführt.) L. w. Preuß. Staat, 
U. v. 21. März 16, 415/15 III. — Celle. [L.] 

7. Die Ausnahmebeſtimmung des 8 1 Abſ. 3 des preuß. 
Geſetzes vom 1. Auguſt 1909 kommt nur zur Anwendung, wenn 
dem Beamten ein unmittelbarer Anſpruch gegen die Beteiligten 
auf die Gebühren zuftebt.] 

Aus den Gründen: Der Beklagte beſtreitet ſeine Haftung 
für die Amtspflichtverletzung des B. vor allem deshalb, weil 
der Vollziehungsbeamte für ſeine Tätigkeit im Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahren Gebühren beziehe und deshalb die Ausnahme⸗ 
beſtimmung des § 1 Abſ. 3 des Geſetzes vom 1. Auguſt 1909 
zur Anwendung komme. Beide Vorinſtanzen haben dieſen Ein⸗ 
wand mit der Begründung zurückgewieſen, der § 1 Abſ. 3 ſetze 
voraus, daß dem Beamten ein unmittelbarer Anſpruch gegen 
die Beteiligten auf die Gebühren zuſtehe, während der Voll⸗ 
e einen Gebührenanſpruch nur gegen ſeine Voll⸗ 

reckungsbehörde habe. Die Reviſion greift dies an, aber zu 
Unrecht. Daß das Wort „unmittelbar“ in dem Geſetze fehlt, 
iſt unerheblich; auch ohne dieſes ſpricht der Wortlaut für die 
Auslegung des BG., denn man kann nicht ſagen, daß ein 
Beamter „Gebühren von den Beteiligten zu beziehen“ hat, wenn 
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nicht er, ſondern nur der Staat oder der Kommunalverband 
den Gebührenanſpruch gegen die Beteiligten hat und der Beamte 
ſich nur an jenen halten kann. Dieſe Auslegung findet denn 
auch in der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes ihre volle Be⸗ 
ſtätigung. (Wird eingehend dargelegt.) Kreis K. w. Kreis W., 
U. v. 23. Mai 16, 49/16 III. — Poſen [L] 


b) Strafſachen. 
Berichtet von Juſtizrat Dr. Kallir, Leipzig. 


1. [StGB. 5 113. Widerſtand gegen die Staats 
gewalt. Irriger Glaube des Täters an die Unrechtmäßigkeit 
der Amtsausübung für ſich allein ſchützt ihn nicht vor Strafe.] 
Die Mehrzahl der Schriftſteller nimmt zwar an, $ 113 StGB. 
dürfe gegen den nicht angewendet werden, der, wenn ſchon im 
Bewußtſein, einem zur Vollſtreckung des Geſetzes berufenen 
Beamten in der Amtsausübung mit Gewalt Widerſtand zu 
leiſten, gehandelt, dies aber in dem irrigen Glauben getan hat, 
die Amtsausübung ſei nicht rechtmäßig. Das RG. hat aber 
ſtets angenommen, daß, wenn die Amtsausübung in Wirklich⸗ 
keit rechtmäßig iſt, der irrige Glaube an ihre Unrechtmäßigkeit 
für ſich allein den Täter vor der Strafe des § 113 nicht 
ſchützt. An dieſem Standpunkt hält auch der jetzt erkennende 
Senat nach neuerlicher Prüfung feſt. Der § 113 ſoll den 
Beamten bei ihrer rechtmäßigen Amtsausübung gegen Gewalt 
und Drohung beſonderen Schutz gewähren und den Vollzug der 
Geſetze vor unberechtigtem Widerſtande ſichern. Das iſt offen⸗ 
ſichtlich der Zweck des Geſetzes. Dieſer Schutz der öffentlichen 
Gewalt wäre aber außerordentlich eingeſchränkt, ja in vielen 
Fällen ganz vereitelt, wenn es jedem geſtattet wäre, der recht⸗ 
mäßigen Amtsausübung des Beamten durch Drohung mit 
Gewalt oder durch Gewalt Widerſtand zu leiſten, falls nur er 
ſie für unrechtmäßig hält. Eine ſolche Einſchränkung würde 
ein bei unſeren Rechtszuſtänden und Lebensverhältniſſen ganz 
außergewöhnliches, nur durch beſondere Gefährdung der bürger⸗ 
lichen Freiheit zu rechtfertigendes Schutzmittel für die Bevölle⸗ 
rung ſein. Sie bedurfte darum als etwas dem geſamten 
ſonſtigen Rechtszuſtande Zuwiderlaufendes der ausdrücklichen 
Feſtſetzung im Geſetze. Da dieſe fehlt, ſo geht aus dem Ge⸗ 
ſetze ſelbſt hinreichend deutlich hervor, daß die Einſchränkung 
nicht gewollt iſt. Die Anwendung des $ 113 iſt alſo nicht 
davon abhängig, daß der Täter die Amtsausübung des Be⸗ 
amten als rechtmäßig erkannt oder doch bewußt auf die Gefahr 
ihrer Rechtmäßigkeit hin gehandelt hat. (U. v. 26. 9. 16, 


V 336/16.) 
2. [StGB. 8 141. Fahnenflucht iſt Dauervergehen.] 
Aus den Urteilsgründen iſt zur Genüge zu entnehmen, daß die 


von den Angeklagten dem fahnenflüchtigen K. gewährte Unter⸗ 
ſtützung — die Verſorgung mit Nahrungsmitteln in der Zeit, 
während ſich dieſer in den Wäldern verborgen hielt, die dem⸗ 
nächſtige Aufnahme in das elterliche Haus, die Verſchaffung 
eines Verſtecks vor ſeiner Verhaftung — mit dem Bewußtſein 
und zu dem Zweck erſolgten, um dem Fahnenflüchtigen das 
Fernbleiben von ſeiner Truppe zu ermöglichen oder doch da⸗ 
durch zu erleichtern, daß ſie ihn vor Entdeckung ſchützten. 
Dadurch iſt mittels eines tätigen Verhaltens die Fahnenflucht 
gefördert worden. Dieſes Vergehen war im Zeitpunkt der 
erwähnten Förderungsmaßnahmen zwar bereits im Rechtsſinn 
vollendet, es wurde aber durch die abſichtliche ſchuldhafte Unter⸗ 
laſſung der Rückkehr des Fahnenflüchtigen, ſein Fernbleiben 
von ſeiner Truppe noch fortdauernd begangen. Das folgt aus 
dem Weſen des militäriſchen Vergehens der Fahnenflucht, die 
nicht mit der unerlaubten, in der Abſicht dauernder Dienſt⸗ 
entziehung erfolgten Entfernung vom Truppenteil abſchließt, die 
dadurch zwar als Straftat vollendet, aber ſo lange fortgeſetzt 
und nicht beendet wird, als die Rückkehr vorſätzlich und in der 
vorerwähnten Abſicht unterbleibt. Wenn in der Recktſprechung 
des RG. früher ein anderer Standpunkt vertreten wurde, jo 
namentlich in der vom Verteidiger angezogenen Entſcheidung 
RGSt. 6, 7 (zu vgl. die in ähnlichem Sinne lautenden Ent: 
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ſcheidungen RGRſpr. 1, 511 und RGSt. 3, 280), ſo iſt dieſe 
Rechtsanſicht demnächſt verlaſſen und in Übereinſtimmung mit 
der Rechtſprechung des Reichsmilitärgerichts die rechtliche Natur 
der Fahnenflucht als eines Dauervergehens ohne Einſchränkung 
(RGSt. 38, 417) anerkannt und weiter auch in RGSt. 49, 275 
mit der Einſchränkung angenommen, daß nach gelungener Ents 
fernung die Begehung des Vergehens wenigſtens ſo lange 
fortdauert, als der Täter nicht durch Umſtände, die von feinem 
Willen unabhängig ſind, verhindert iſt, zur Truppe oder in 
ſeine Dienſtſtellung zurückzukehren, alſo ein verſchuldetes Fern⸗ 
bleiben vorliegt. Dieſer Rechtsanſicht ſchließt ſich der erkennende 
Senat an; das kann ohne Herbeiführung einer Entſcheidung 
der Vereinigten Strafſenate geſchehen, weil in der zuletzt an⸗ 
gezogenen Entſcheidung Bd. 49 S. 275 der dritte Strafſenat 
die von ihm herrührende Entſcheidung (RG St. 6, 7), nachdem 
ſie bereits in dem Urteil 3 D. 297/13 in Zweifel gezogen 
war, ausdrücklich aufgegeben hat, danach aber auch die von 
demſelben Senat herrührende Entſcheidung (Nipr. 1, 511) nicht 
mehr entgegenſteht. Der erkennende Senat hat ſchon in 
RGSt. 27, 157 für die Urlaubsüberſchreitung in ähnlichem 
Sinne erkannt. Hiernach iſt die im angefochtenen Urteil ge— 
troffene Entſcheidung, ſoweit ſie der Nachprüfung überhaupt 
unterliegt, dahin zu billigen, daß die Angeklagten ſich des Ver⸗ 
gehens gegen $ 141 StGB. ſchuldig gemacht haben. Ob mit 
Ruckſicht darauf, daß in dem Zeitpunkt, in dem die Angeklagten 
dem Fahnenflüchtigen Unterſtützungen zuteil werden ließen, deſſen 
Deſertion im Rechtsſinne als vollendetes und ſtrafbares Ber: 
gehen bereits begangen und nur noch nicht beendet war, in 
dem Verhalten der Angeklagten auch eine perſönliche Be— 
günftigung gefunden werden könnte u vgl. RGSt. 17, 227), 
bedarf nicht der Erörterung, weil auch in dieſem Falle die Bes 
förderung der Deſertion ftraibar bliebe; denn daraus, daß die 
persönliche Begünſtigung durch Angehörige ſtraflos bleibt, folgt 
keineswegs, daß auch eine anderweite Teilnahme am Vergehen, 
auch wenn ſie ausſchließlich im Intereſſe des Täters ſtattfand, 
ſtraflos zu bleiben hätte, am wenigſten da, wo die Teilnahme⸗ 
handlung nicht als ſolche bedroht iſt, ſondern ſo, wie es in 
§ 141 StGB. geſchieht, als eine ſelbſtändige Straſtat. 
Übrigens hat die Frage, ob ſich die Angeklagten der 
perſönlichen Begünſtigung ſchuldig gemacht haben, ſchon um 
deswillen auszuſcheiden, weil das Urteil keine Unterlage daſür 
bietet, daß die Unterſtützungen, die von den Angeklag'en ge: 
währt wurden, nicht etwa nur auf die Erleichterung ſeines 
künftigen Fernbleibens von der Truppe, ſondern auch auf Ber: 
eitlung des ſtaatlichen Strafanſpruchs abgezielt hätten, der 
durch die vorhergehende unerlaubte Entfernung und die daran 
anſchließende Fernhaltung vom Dienſt damals bereits begründet 
war. (U. v. 25. 9. 16, 1351/16.) 

3. [SıBD. $ 264, SGB. § 329. Hinweis des An: 
geklagten auf die Veränderung des in Betracht kommenden 
rechtlichen Geſichtspunkts iſt erforderlich, wenn er aus StGB. 
§ 3291 angeklagt‘ iſt, aber aus § 329? verurteilt wird. — 
Unter Schaden im Sinne von $ 329° iſt nicht bloßer Ver: 
mögensſchaden des Fiskus gemeint, ſondern eine die Kriegs— 
macht des Staates beeinträchtigende Einwirkung] Die Rüge 
einer Verletzung des §S 261 Std. iſt begründet. Das Haupt⸗ 
verfahren gegen den Angeklagten war aus § 329 Abſ. 1 StGB. 
eröffnet, weil er einen Lieferungsvertrag über Bedürfniſſe des 
Heeres zur Zeit eines Krieges vorſätzlich nicht erfüllt hatte. 
Die Verurteilung des Angeklagten iſt aus S 329 Abſ. 2 StGB. 
erfolgt. Dieſe Geſetzesſtelle ſtellt ein anderes Strafgeſetz dar 
als das im Eröffnungsbeſchluß bezeichnete. Denn es erfordert 
im Gegenſatz zu § 329 Abſ. 1, welcher bei vorſätzlichem Handeln 
die Gefährdung des Heeres ohne Rückſicht auf die eingetretene 
Folge als genügend anſieht, ein Fall des fahrläſſigen Handelns 
zur Beſtrafung auch einen beſtimmten Erfolg, der in der 
Verurſachung eines Schadens beſtehen muß. Deshalb war die 
Beobachtung des § 264 Abſ. 1 Std. erforderlich. Dieſe 
Vorſchrift iſt aber nur beachtet, wenn der Angeklagte auf die 
Veränderungen des in Betracht kommenden rechtlichen Ge— 
ſichtspunkts hingewieſen wurde. Die ihm zu gewährende Auf⸗ 
klärung mußte hier dahin gerichtet fein, daß ein Strafgeſetz 
gegen ihn zur Anwendung kommen könne, welches ihn wegen 
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fahrläſſigen Handelns für einen von ihm verurſachten Schaden 
zur Verantwortung ziehe. Die in der Hauptverhandlung erteilte 
Belehrung entſprach aber dieſer Anforderung nicht. Es wurde 
ihm nur eröffnet, es könnte unter Umſtänden angenommen 
werden, daß er die Nichterfüllung des Vertrags durch Fahr— 
läſſigkeit verurſacht habe. Das war nicht genügend. Es wurde 
dem Angeklagten weder der 8 329 Abſ. 2 StGB. bekannt⸗ 
gegeben noch ihm in irgendeiner Weiſe erkennbar gemacht, 
daß ihm nunmehr auch eine Schädigung zur Laſt gelegt werde. 
Der Angeklagte vermochte ſich hiernach nicht klarzumachen, um 
welche andere rechtliche Geſtaltung ſeiner Tat es ſich handelte 
und war nicht veranlaßt, ſeine Verteidigung fo einzurichten, 
daß fie das für den Tatbeſtand des § 329 Abſ. 2 StGB. maß: 
gebende Tatbeſtandsmerkmal einer Schadensverurſachung ums 
faßte. Auf dem Verſtoß beruht aber das Urteil, weil das 
Gericht bei zweckentſprechender Verteidigung des Angeklagten 
zu einem anderen Ergebnis hätte gelangen können. ee 
geht aber auch das Urteil, ſoweit es zur Annahme eines 
Schadens gelangt, von einer rechtsirrtümlichen Annahme aus. 
Es führt in dieſer Beziehung aus, die Militärbehörde ſei durch 
das Verhalten des Angeklagten abgehalten worden, ſich einen 
Wagen Weißkraut rechtzeitig anderweit zu verſchaffen und ſei 
genötigt geweſen, ſich dieſe Ware ſpäter mit einem Schaden 
von 250 & zu verſchaffen. Damit iſt der Begriff des Schadens 
nach § 329 Abſ. 2 verkannt. Es wird nur ein der Militär: 
behörde zugegangener Vermögensſchaden unterſtellt. Wie aber 
Sinn und Zweck des § 329 Abſ 2 zeigt, genügt ein ſolcher 
nicht. Nicht auf einen Vermögensnachteil kommt es an, der 
dem Fiskus durch das Unterbleiben rechtzeitiger Leiſtung er— 
wächſt, ſondern der Schaden muß ein ſolcher ſein, der darüber 
hinaus für die Heeresmacht des Staates eingetreten iſt. Es 
wird hierzu irgendeine Wirkung auf die Schlagfertigkeit und 
Handlungsfähigkeit des Heeres, eine die Kriegsmacht des Staates 
irgendwie ſchmälernde oder beeinträchtigende Einwirkung er— 
fordert. In dieſem Sinn iſt die in der Rechtslehre beſtrittene 
Frage vom RG. entſchieden. Vgl. Entſcheidung des IV. Senats 
vom 26. Februar 1915, IV D. 1227/1914, RG St. 49, 94, ins⸗ 
beſondere S. 99— 108. Über den hiernach geforderten Schaden 
geben die Gründe der Strafkammer keine Auskunft. (U. v. 
25. 9. 16, I 358/16.) 

4. [ Nahrungsmittelgeſetz §S 10. Für die Anwendung 
des S 10 J kommt es nicht darauf an, ob der Täuſchungs— 
verſuch ausſichtsvoll oder wegen allzu grober Verfälſchung aus— 
ſichtslos iſt.] Gegen den Angeklagten hätte allerdings der 
§ 10 Nahr Mittel G. nicht angewendet werden dürfen, wenn ihm 
nur nachgewieſen wäre, daß er Waſſer mit ſich geführt hat, 
um damit ſpäter Milch zu verfälſchen. Feſtgeſtellt iſt aber im 
Urteil, daß er Milch durch übermäßigen Waſſerzuſatz verfälſcht 
hat, um ſie ſpäter den Käufern als unverfälſcht zuzuführen, 
alſo zum Zwecke der Täuſchung im Handel und Verkehr. 
Darin konnte unbedenklich eine Nahrungsmittelfälſchung im 
Sinne des § 10 Nr. 1 Nahr Mittel G. erblickt werden. Ob der 
Täuſchungsverſuch ausſichtsvoll oder wegen der allzu groben 
Verfälſchung ausſichtslos war, kam für die Anwendung des 
§ 10 Nr. 1 nicht in Betracht. Daß der Angeklagte, wie das 
LG. feſtſtellt, die Abſicht hatte, die ſchon verfälſchte Milch noch 
mit anderer, unverfälſchter zu miſchen und ſo auch dieſe zu ver— 
fälſchen, konnte als ſtraferſchwerend in Betracht gezogen werden 
und hinderte in keinem Falle die Beſtrafung wegen der ſchon 
geſchehenen Verfälſchurg. Sind in einer Handlung die Tat: 
beſtandsmerkmale eines vollendeten Vergehens enthalten, ſo wird 
ſie nicht um deswillen ſtraflos, weil ſie zur Vorbereitung eines 
weiteren Vergehens begangen iſt. (U. v. 26. 9. 16, V 316/16.) 

5. [ Höchſtpreiſeverordnung vom 10. 12. 14 für Kupfer 
uſw. Der Zuſatz „mit mindeſtens 60 v. H. Kupfergehalt“ in 
§S2 Ziff. 2 bezieht ſich ſowohl auf altes Meſſing wie auf 
Meſſingabfälle.] Der im Urteil vertretenen Auslegung des 
823 der Höchſtpreis verordnung vom 10. Dezember 1914 (RG Bl. 
S. 501) iſt beizupflichten. Wäre die Auffaſſung des Verteidi— 
gers richtia, fo würden Meſſingſpäne mit 60 und mehr v. H. 
Kupfergehalt überhaupt keinem Höchſtpreis unterliegen, was nicht 
beabfichtigt fein kann. — §S 2 Nr. 2 ſagt: „für altes Meſſing 
und Meſſingabfälle“; der Zuſatz: „mit mindeſtens 60 v. H. 
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Kupfergehalt“ bezieht ſich auf beide Metallſorten. Dagegen 
5 2 Nr. 3: „für alles ſonſtige alte Meſſing, für Späne und 
für Meſſingabfälle mit weniger als 60 v. H. Kupfergehalt“; 
die Wiederholung der Präpoſition läßt hier den Zuſatz „mit 
weniger als 60 v. H. Kupfergehalt“ als nur zu dem Satzteil 
„für Meſſingabfälle“ gehörig erkennen. Die Reviſion verweiſt 
noch auf $ 3 VO. wonach bei Rotguß⸗ und Bronzeſpänen 
der Höchſtpreis je nach dem Kupfergehalt verſchieden bemeſſen 
iſt, und meint, es erhelle nicht, weshalb im Gegenſatz hierzu 
Meſſingſpäne unabhängig von ihrem Prozentſatz an Kupfer: 
gehalt einem einheitlichen Höchſtpreis unterworfen ſein ſollten. 
Allein dieſelbe unterſchiedsloſe Behandlung wird im § 1 auch 
den Kupferſpänen und im 8§ 4 den Aluminiumſpänen zuteil. 
(u. v. 26. 9. 16, II 390/16.) 


6. [BRVO. vom 10. 12. 1914. Höchſtpreiſe für Kupfer uſw.] 
Die BR O. vom 10 12. 1914 betrifft allerdings nur Metalle, 
die als Rohſtoffe in Betracht kommen. Halbfabrikate oder 
Fabrikate verlieren dieſe ihre Eigenſchaften und ſind als Roh⸗ 
ſtoffe anzuſehen, wenn ſie als ſolche in den Verkehr gebracht 
werden. Werden neue Gebrauchsgegenſtände im Altwaren⸗ 
handel nach Gewicht angekauft und verkauft, ſo finden die 
Höchſtpreiſefeſtſetzungen der BNBD. vom 10. 12. 14 Anwendung. 
(U. v. 22. 9. 16, IV 336/16.) 


7. [836. 8 9b, BRVO. vom 2. 2. 15 8 5. Straf⸗ 
androhungen der ſtellvertretenden Generalkommandos können 
ſich teils auf das Belagerungszuſtandsgeſetz, teils auf Bundes⸗ 
ratsverodnungen ſtützen.] Die Rechtswirkſamkeit der Straf: 
androhungen in der Metallbeſchlagnahmeverfügung der ſtell⸗ 
vertretenden Generalkommandos des XII. und XIX. Armeekorps 
vom 30. April 1915 wird vom Verteidiger ohne Grund be⸗ 
ſtritten. Wie das NG. bereits dargelegt hat (Urteile des 
V. StS. vom 16. Mai 1916) gegen G. und des erkennenden 
Senats vom 11. Juli 1916 gegen B. und Gen., bedeutet der 
Hinweis im Eingang der Verfügung, nach welchem jede Uber⸗ 
tretung der darm enthaltenen Vorſchriften nach 8 9b BG. 
oder nach 8 5 BRVO. über Vorratserhebungen vom 2. Februar 
1915 beſtraft wird, daß zum Schutze der Meldevorſchriften die 
dafür in der Bundesratsverordnung gegebenen Straſvorſchriften 
Anwendung finden ſollen, daß en diejenigen Vorſchriften 
der Beſchlagnahmeverfügung, die über die BRVO. hinausgehen 
und daher durch deren Strafandrohungen nicht geſchützt werden, 
als im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit erlaſſene Verbote 
ausgeſprochen und damit dem Schutze des 8 9b B38. unter⸗ 
ellt werden ſollen. Eine ſolche Zuſammenfaſſung von Vor⸗ 
chriften, die ſich teils auf 5 9b B33G., teils auf $ 4 B3G. in 
Verbindung mit der BRVO. vom 2. Februar 1915 ſtützen, 
it nicht unzuläſſig (vgl. RGSt. 49, 410 ff.). (u. v. 22. 9. 16, 
IV 337/16.) 


8. J Allerhöchſte preußiſche Erlaſſe vom 27. 1. 15, 24. 4. 15, 
27. 1. 16 und deren Einwirkung auf anhängige Strafſachen. 
Gegen den Angeklagten iſt in der Straſſache J. 89/15 dur 
Beſchluß vom 14. Juni 1915 das Hauptverfahren vor der 
Strafkammer eröffnet worden wegen Beleidigung der W., be⸗ 
gangen im März 1915 durch mindeſtens drei ſelbſtändige 
Handlungen. Gegen ihn iſt ferner in der Strafſache J. 198/15 
durch Beſchluß vom 20. Mai 1916 das Hauptverfahren vor 
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Zu 8. In vorſtehendem Urteil wirft das RG. die grund: 
ſätzliche Frage auf, ob die Allerhöchſten Erlaſſe betreffend Nieder⸗ 
ſchlagung von Strafverfahren gegen Kriegsteilnehmer für die 
Zwiſchenzeit, während welcher es noch ungewiß iſt, ob die an die 
Bedingung des Nichtverluſtes der Eigenſchaft als Kriegsteilnehmer 
geknüpfte gnadenweiſe Niederſchlagung der Unterſuchung eintreten 
wird, die Wirkung haben, daß das Verfahren gegen den Krieges 
teilnehmer zu ruhen hat, damit während der Schwebezeit durch die 
vorzeitige Fortſetzung des Verfahrens nicht die Möglichkeit der Be⸗ 
gnadigung beeinträchtigt oder vereitelt werde — ja, ob die Erlaſſe 
gar bezwecken, daß ein Kriegsteilnehmer durch Verfahren wegen 
der von den Erlaſſen betroffenen Straftaten auch nicht einmal nur 
behelligt werden ſolle. Der höchſte Gerichtshof ſieht ſich aus Gründen, 
die in der beſonderen Geſtaltung des abgeurteilten Falles liegen, der 
Entſcheidung dieſer Rechtsfragen überhoben. Er beſchränkt ſich auf 
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dem Schwurgericht eröffnet worden wegen Notzucht an der K., 
begangen im Mai 1913. Nach Eröffnung des Hauptverfahrens 
ſind beide Sachen durch Beſchluß der Strafkammer vom 7. Juni 
1916 auf Grund des 8 4 StPD. verbunden worden. Am 
7. Juli 1915 iſt der Angeklagte Kriegsteilnehmer geworden 
und hatte dieſe Eigenſchaft auch noch zur Zeit der Haupt⸗ 
verhandlung vor dem Schwurgericht; er war mit Rückſicht auf 
dieſes Strafverfahren nur vom Waffendienſt zurückgeſtellt 
worden. Der ſtellvertretende Kommandierende General des 
Gardekorps, dem der Angeklagte als Kriegsteilnehmer unterſtellt 
war, hat gemäß SI MilStpPO. der Abhaltung der Haupt: 
verhandlung zugeſtimmt. In der Hauptverhandlung vor dem 
Schwurgericht hat der Verteidiger im Hinblick auf die Aller⸗ 
höchſten Erlaſſe vom 27. Januar 1915, 24. April 1915 und 
27. Januar 1916, ſowie auf die zu ihrer Ausführung ergangenen 
Verfügungen des preußiſchen Juſtizminiſters vom 27. Januar 
1915, 26. April 1915, 27. Januar 1916 (JMBl. 1915 
S. 13 ff., 83 ff.; 1916, 9 ff.) der Verhandlung gegen den 
Angeklagten wegen ſeiner Eigenſchaft als Kriegsteilnehmer 
widerſprochen. Der Widerſpruch iſt vom Gericht zurückgewieſen 
worden. Die Geſchworenen haben den Angeklagten ſchuldig 
geſprochen der Notzucht an der K., begangen im Mai 1913, 
ſowie der Beleidigung der W., der gewaliſamen Vornahme 
unzüchtiger Handlungen und der Notzucht, begangen durch weitere 
ſelbſtändige Handlungen am 8., 9. und 10. März 1915, und 
zwar bei den Verbrechen unter Verneinung mildernder Umſtände. 
Der Verteidiger rügt zunächſt Verletzung der erwähnten Erlaſſe 
und ihrer Ausführungsbeſtimmungen. Er führt aus, daß die 
Gnadenerlaſſe einen „Strafausſchließungsgrund“ im Sinne der 
8S 51 ff. StGB. und „gewiſſermaßen res judicata zugunſten 
des Angeklagten“ geſchaffen hätten, ſodaß die Strafklage ver⸗ 
braucht ſei Dem kann nicht beigetreten werden. Ein Gnaden⸗ 
erlaß iſt keine Rechtsnorm, ſowenig wie die zu ſeiner Aus⸗ 
führung ergangenen Verwaltungsanordnungen. Das Be⸗ 
gnadigungsrecht des Königs von Preußen iſt ein Staatsrecht, 
das nach der Verfaſſung nicht Rechtsquelle iſt, ſeine Ausübung 
kann daher auch nicht Rechtsnormen im Sinne des $ 376 StPO. 
ſchaffen. Als Rechtsnorm kann hier nur der ſich aus Begriff 
und Weſen des Gnadenrechts ergebende Satz in Frage kommen, 
daß durch einen Gnadenausſpruch der verfaſſungsmäßig berufenen 
Stelle der Strafanſpruch des Staates erliſcht und demgemäß 


weder eine Strafverfolgung. noch eine Strafvollitredung ent⸗ 


gegen dieſem Gnadenausſpruch ſtattfinden darf. Ob dieſer Satz 
als Norm über das Verfahren oder als andere Rechtsnorm 
anzuſehen iſt, oder ob er ſowohl auf dem Gebiete des Verfahrens 
wie auf anderem Rechtsgebiete liegt, kann für den vorliegenden 


die Andeutung, daß die Allerhöchſten Erlaſſe ſelbſt keinen Anhalt für 
die Abſicht der „Nichtbehelligung“ des Kriegsteilnehmers geben. 
Offen bleibt die Frage, ob dem Verfahren nicht eine aus der 
Eigenſchaft als Kriegsteilnehmer auf Grund der Allerhöchſten Erlaſſe 
gewonnene Anwartſchaft entgegenſteht. Dieſe Frage wird zu bejahen 
fein. Denn ebenſo wie es unzweiſelhaft iſt, daß der Strafaniprud 
des Staates noch nicht erloſchen iſt, ſolange die Bedingung, an 
welche die Begnadigung geknüpft iſt, nicht eingetreten iſt, gewähren 
die Erlaſſe dem Kriegsteilnehmer auch ein bedingtes Recht auf bie 
Niederſchlagung (analog dem aus dem ſuspenſiv bedingten Rechts⸗ 
geſchäft erwachſenden Anſpruch). Dieſer Anſpruch muß dem Kriegs⸗ 
teilnehmer geſichert werden, wenn anders der Zweck der Erlaſſe nicht 
vereitelt werden ſoll. Die Sicherung kann aber nur dadurch erreicht 
werden, daß das Verfahren ruht. Dies iſt auch die Auffaſſung der 
Allaemeinen Verfügung des preußiſchen Juſtizminiſters vom 27. Januar 
1916 über Strafverfahren gegen Kriegsteilnehmer (JMBl. S. 16), 
die grundſätzlich anordnet, daß Strafverfahren gegen Kriegsteilnehmer 
wegen der vor der Einberufung zu den Fahnen begangenen Straſtaten 
bis auf weiteres zu ruhen haben. Eine ſolche Anweiſung der Juſtiz⸗ 
verwaltung an die untergeordneten Behörden iſt allerdings keine 
Rechtsnorm (§ 376 St.), die Reviſion kann auf ihre Verletzung 
nicht geſtützt werden. Wie aber das RG. den ſich aus Begriff und 
Weſen des Gnadenrechts ergebenden Satz, daß der Strafanſpruch des 
Staates durch einen Gnadenausſpruch erliſcht, als Rechtsnorm im 
Sinne des § 376 StPO. bezeichnet, fo dürfte auch der Satz, daß 
ein bedingt Begnadigter einen Anſpruch darauf hat, der Möglichkeit 
des Erlöſchens des ius puniendi nicht beraubt zu werden, als reviſible 
Rechtsnorm anzuerkennen fein. 

Staatsanwaltſchaftsrat und Privatdozent Dr. Klee, Berlin. 
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Fall unentſchieden bleiben, da aus der Reviſionsbegründung 
die ausdrückliche Rüge einer Verletzung dieſer Rechtsnorm zu 
entnehmen iſt, das Reviſionsgericht daher in jedem Falle zur 
Prüfung dieſer Frage berechtigt und verpflichtet iſt. Dagegen 
ſchafft ein Gnadenausſpruch weder einen „Strafausſchließungs— 
grund“ im Sinne der SS 5 ff. StGB., noch Rechtskraft 
oder Verbrauch der Strafklage, die rechtebegrifflich nur durch 
einen Ausſpruch des Richters begründet werden können. 
Es iſt daher zu prüfen, ob die dem Angeklagten zur Laſt 
gelegten Straftaten unter die Erlaſſe fallen. Der Fall K. 
ſcheidet ohne weiteres aus, weil es ſich hier nicht um eine Tat 
handelt, die nach ihrer Art unter die Erlaſſe fällt. Während 
des ganzen Verfahrens wegen dieſer Tat iſt dem Angeklagten 
Sittlichkeitsverbrechen zur Laſt gelegt worden. Auf ein ſolches 
erſtrecken ſich die Erlaſſe überhaupt nicht. Rechtlich belanglos 
iſt, daß ſich der König in den Erlaſſen vorbehalten hat, auch 
in anderen Fällen auf Einzelvorſchläge der Miniſter von 
ſeinem Begnadigungsrecht Gebrauch zu machen. Denn ſolange 
dies tatſächlich nicht geſchehen iſt, bleibt der Strafanſpruch des 
Staates unberührt beſtehen. Die Verurteilung des Angeklagten 
in dem Falle K. iſt daher, da auch der Anwendung des Straf— 
geſetzes ein Rechtsirrtum nicht zugrunde liegt, bedenkenfrei. 
Die Reviſion war demgemäß in dieſem Falle dem Antrage des 
Oberreichsanwalts entſprechend zu verwerfen. Auch in den Fällen 
W. finden die Erlaſſe vom 27. Januar und 24. April 1915 
unmittelbar keine Anwendung. weil die Taten nicht vor dem 
27. Januar 1915, ſondern erſt im März 1915 begangen ſind. 
Jene Erlaſſe ſind nur mittelbar von Bedeutung, ſoweit der ſie 
erweiternde Erlaß vom 27. Januar 1916 auf ſie verweiſt. 
Dieſer Erlaß findet auf die Fälle W. inſofern Anwendung, 
als der Angeklagte vor dem 27. Januar 1916 — nämlich am 
7. Juli 1915 — Kriegsteilnehmer geworden war, die Taten im 
März 1915, alſo vor der Einberufung zu den Fahnen begangen 
hatte, und weil die Taten ihrer Mt nach unter den Erlaß 
fallen. Denn da in den Erlaſſen die Taten, auf die ſie An⸗ 
wendung finden ſollen, nach rechtlichen Geſichtspunkten 
bezeichnet find, iſt für ihre Anwendbarkeit derjenige rechtliche Ges 
ſichtspunkt entſcheidend, unter dem zur Zeit des Erlaſſes die von dem 
Kriegsteilnehmer vor feiner Einberufung begangene Tat verfolgt 
wird. Am 27. Januar 1916 aber war in den Fällen W. gegen den 
Angeklagten das Hauptverfahren wegen mehrerer Beleidigungen 
eröffnet, alſo wegen Vergehen, die nicht den Verrat 
militäriſcher Geheimniſſe betreffen und demgemäß unter den 
Erlaß vom 27. Januar 1916 fallen. Damit ſind jedoch die 
Vorausſetzungen des Erlaſſes noch nicht erſchöpft, die Nieder⸗ 
ſchlagung der Unterſuchung iſt vielmehr ausdrücklich an die 
„Bedingung“ geknüpft, daß der Täter — wenn er, wie hier, 
keine Perſon des Soldatenſtandes iſt — nicht mit Rückſicht 
auf eine Straftat feine Eigenſchaft als Kriegsteilnehmer verloren 
hat „oder verlieren wird“. Solange die „Bedingung“ noch 
nicht eingetreten iſt, iſt auch der Strafanſpruch noch nicht 
erloſchen, die Frage der Begnadigung vielmehr noch in der 
Schwebe. Zweifeln begegnet indeſſen die Frage, welche Wirkungen 
die Allerhöchſten Erlaſſe für dieſe Zwiſchenzeit äußern, ob ins— 
beſondere das Verfahren zu ruhen hat. Dieſe Frage braucht 
jedoch hier nicht entſchieden zu werden. Denn auch wenn man 
annimmt, daß in den Fällen W. das Verfahren gegen den 
Angeklagten bis zur Entſcheidung über Eintritt oder Nichteintritt 
jener „Bedingung“ hätte ruhen müſſen, und demnach der 
Vorinſtanz ein Verſtoß zur Laſt fiele, ſo könnte dieſer doch nur 
dann zur Aufhebung des angefochtenen Urteils führen, wenn 
der Angeklagte durch ihn beſchwert wäre. Das aber iſt hier 
nach der beſonderen Lage des Falles zu verneinen. Mit 
einem ſolchen Ruhen des Verfahrens könnte nur der Zweck vers 
folgt ſein, daß während der Schwebezeit durch die vorzeitige 
Fortſetzung des Verfahrens nicht die Möglichkeit der Begnadi⸗ 
ung beeinträchtigt oder vereitelt werde. Der Zweck enıfällt, 
ſobald feſtſteht, daß der Angeklagte der Begnadigung überhaupt 
nicht teilhaftig werden kann. Die Fortſetzung des Verfahrens 
hat alsdann die Möglichkeit der Begnadigung weder beeinträch⸗ 
tigt noch vereitelt, alſo den Angeklagten auch nicht beſchwert. 
So aber liegt der Fall hier. Durch die Verwerfung der Re⸗ 
viſion im Falle K. ſteht die rechtskräftige Verurteilung des 
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Angeklagten zu Zuchthausſtrafe und damit ſeine dauernde Un⸗ 
fähigkeit zum Dienſte im deutſchen Heere feſt (§S 31 StGB.). 
Er hat alſo ſeine Eigenſchaft als Kriegsteilnehmer mit Rück— 
ſicht auf eine Straftat verloren und iſt daher nach dem Erlaſſe 
vom 27. Januar 1916 zu I Abſ. 2 von der Begnadigung aus: 
geſchloſſen. Die Fortſetzung des Verfahrens in den Fällen W. 
hat ihm mithin die Möglichkeit der Begnadigung nicht ver— 
ſchränkt. Es könnte ſich vielleicht noch fragen, ob es im Sinne 
der Erlaſſe liege, daß ein Kriegsteilnehmer durch ein Verfahren 
wegen der von den Erlaſſen betroffenen Straftaten auch nicht 
einmal nur behelligt werden ſolle. In den Erlaſſen iſt dies 
weder ausgeſprochen, noch angedeutet. Selbſt wenn man aber 
zugunſten des Angeklagten ſo weit gehen wollte, dies anzu— 
nehmen, ſo könnte doch im vorliegenden Falle auch dies 
nicht zur Aufhebung des Urteils führen, weil der inſofern 
durch die Fortſetzung des Verfahrens dem Angeklagten er— 
wachſene Schaden überhaupt nicht heilbar wäre. Denn der 
Zuſtand, daß der Angeklagte als Kriegsteilnehmer durch 
dieſes Verfahren unbehelligt bleibe, kann, nachdem er die Eigen— 
ſchaft als Kriegsteilnehmer verloren hat, nicht wiederhergeſtellt 
werden. Die auf die Gnadenerlaſſe geſtützte Reviſionsrüge 
vermag daher auch in den Fällen W. die Aufhebung des Ur— 
teils nicht zu begründen. (U. v. 19. 9. 16, IV 530/16.) 

9. [StPO 8 295. Unerheblichkeit einer falſchen Frage⸗ 
ſtellung im Schwurgerichtsprozeß.] Prozeßrechtlich ſtellt der 
8217 StGB. gegenüber 8 212 StGB. einen geſetzlichen Straf— 
milderungsgrund dar. RGSt. 20, 171 (174). Die ihn be⸗ 
treffende Frage mußte mithin nicht als Hilfsfrage, ſondern nach 
8 295 SıBD. als Nebenfrage geſtellt werden, alſo für den 
Fall nicht der Verneinung, ſondern der Bejahung der Frage 1 
wegen Totſchlags. Allein auf der Verletzung des $ 295 SıBD. 
beruht das Urteil nicht. Die Frage 1 iſt verneint worden. Bei 
richtiger Frageſtellung wäre dann die Nebenfrage unbeantwortet ge⸗ 
blieben und die Freiſprechung der Angeklagten geboten geweſen. 
Tatſächlich iſt die Frage wegen des Kindesmordes verneint 
worden. Die Antwort widerſpricht der Antwort auf Frage 1 
nicht, ſondern bekräftigt die Verneinung des Totſchlags in der 
Richtung, daß die Angeklagte ihr uneheliches Kind insbeſondere 
auch nicht in oder gleich nach der Geburt getötet habe. Die 
Geſchworenen haben ſachlich die Angeklagte in allen ihren zur 
Beurteilung unterbreiteten Richtungen für nicht ſchuldig erklärt. 
Der Rechtsirrtum in betreff des Verhältniſſes der Fragen zu⸗ 
einander hat ihren Spruch nicht beeinflußt. (U. v. 26. 9. 16, 
II 329/16.) 


Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 


Strafſachen. 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


1. Über den Einfluß der ſog. Sommerzeit auf die 
Berechnung der Strafzeit ($ 19 Abſ. 1 StGB., BRVO. vom 
6. April 1916 über die Vorverlegung der Stunden während 
der Zeit vom 1. Mai bis 30. September 1916). 

P. wurde am 15. März 1916 zu 3 Monaten Gefängnis und am 
25. März 1916 zu einer Gefängnisſtrafe von zweimal 10 Tagen ver; 
urteilt. In dem erſten Urteil, das am 15. März 1916, vormittags 
11 uhr 27 Min., rechtskräftig wurde, iſt ausgeſprochen, daß auf die 
Strafe 14 Tage der erlittenen Unterſuchungshaft anzurechnen ſind. 
Die Einzelſtrafen wurden auf eine Geſamtgefängnisſtrafe von 
3 Monaten und 14 Tagen zurückgeführt; gleichzeitig wurde verſügt, 
daß von dieſer Strafe die Unterſuchungshaft und die bei Eintritt der 
Rechtskraft des Beſchluſſes auf Grund dieſes Urteils verbüßte Straf: 
zeit abzuziehen find. Die Strafkammer ſetzte (gemäß § 490 Abſ. 1 
StPO.) das Ende der Geſamtſtrafe auf den 14. Juni 1916, vor⸗ 
mittags 11 Uhr 27 Minuten feſt. Gegen dieſen Beſchluß erhob der 
Staatsanwalt die ſofortige Beſchwerde mit dem Antrage, das Straf⸗ 
ende auf den 14. Juni 1916, nachmittags 12 Uhr 27 Min. feſtzu⸗ 
ſetzen: Das Strafende falle in die ſog. Sommerzeit, die auf einer 
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Tünftlichen, von der Wirllichkeit abweichenden Zeitrechnung beruhe; 
die Strafzeit ſei nach der Wirklichkeit zu berechnen. Die Annahme 
der Strafkammer führe zu dem unannehmbaren Ergebnis, daß, wenn 
der Strafbeginn in die Sommerzeit, das Strafende aber in die Winter: 
zeit falle, der Gefangene eine Stunde länger büßen müſſe. Die Be: 
ſchwerde wurde verworſen. 

Aus den Gründen: Die Unterſcheidung zwiſchen der künſtlichen 
und der natürlichen Zeitrechnung iſt nicht berechtigt. Die BRBek. 
über die Vorverlegung der Stunden während der Zeit vom 1. Mai bis 
zum 30. September 1916 hat Geſetzeskraft und muß mit allen ſich aus 
ihr ergebenden Folgerungen zur Anwendung kommen; ſie muß ſelbſt⸗ 
verſtändlich auch bei der Berechnung der Freiheitsſtrafen beachtet 
werden. Bei Strafen, die nach Monaten oder Jahren bemeſſen 
find, kann dadurch um des willen keine Schwierigkeit entſtehen, weil 
bei ihnen nach § 19 Abſ. 1 StGB. die Strafzeit nach der Kalender⸗ 
zeit zu berechnen und es deshalb ohne Belang iſt, ob der Tag 23, 
24 oder 25 Stunden umfaßt. Für Freiheitsſtrafen, die nach Wochen 
oder Tagen bemeſſen ſind, enthält der § 19 Abſ. 1 die Vorſchrift, 
daß der Tag zu 24 Stunden, die Woche zu 7 Tagen zu rechnen iſt. 
Würde dieſe Vorſchrift mit der BRBek. im Widerſpruche ſtehen, ſo 
wäre fie inſoweit durch dieſe für deren Geltungszeit außer Kraft 
geſetzt. Das Weſentliche der Vorſchrift beſteht indeſſen nicht darin, 
daß für Tage und Wochen ein Zeitmaß ſeſtgeſetzt iſt, das mit der 
zur Zeit der Erlaſſung des Strafgeſetzbuchs allgemein anerkannten 
Zeitrechnung übereinſtimmte, ſondern darin, daß bei Tagen und 
Wochen die Berechnung nach der Kalenderzeit ausgeſchloſſen und die 
natürliche Berechnungsweiſe a momento ad momentum angeordnet 
iſt. Dieſe Berechnungsweiſe aber iſt auch während der Geltung der 
BR Bek. möglich. Es iſt indeſſen nicht nötig, hierauf weiter einzu: 
gehen. Denn hier handelt es ſich um eine nach Monaten und Tagen 
beſtimmte Strafe, bei deren Berechnung der Umſtand, daß nach der 
DAB. der 30. April 1916 nur 23 Stunden umfaßt, aus dem Grunde 
keine Rolle ſpielen kann, weil dieſer Tag in die nach Monaten be⸗ 
ſtimmte Strafzeit fällt. Die Strafzeit iſt nämlich nach dem Beſchluſſe 
vom 20. April 1916 in der Weiſe zu berechnen, daß zunächſt, be⸗ 
ginnend mit dem Eintritte der Rechtskraft des Beſchluſſes, die 
8 Monate und im unmittelbaren Anſchluß an dieſe die 14 Tage zu 
berechnen ſind, und die ſo gefundene Strafzeit um diejenige Zeit zu 
kürzen iſt, welche nach dem Beſchluß von der Geſamtſtrafe abzuziehen 
iſt. Bei dieſer Berechnung fällt der 30. April 1916 in die nach der 
Kalenderzeit berechnete Strafzeit für die 3 Monate. (Beſchluß vom 
20. Mai 1916, Beſchw.⸗Reg. Nr. 172/1916.) BayNpflZ. 1916, 265 f. 


2. Umfang der Erkundigungspflicht nach Kriegs— 
anordnungen. 

Anerkannt iſt die beſondere Erkundigungspflicht, die einzelnen 
Erwerbs⸗ und Berufskreiſen daraus erwächſt, daß gewiſſe kriegs⸗ 
mäßige Anordnungen der Reichs- und Landesbehörden ihrer Natur 
nach nur für dieſe Kreiſe beſtimmt ſind. Solche Anordnungen werden 
mangels eines allgemeinen Intereſſes in der Tagespreſſe oder in ört⸗ 
lichen Amtsblättern nicht immer bekanntgegeben; die Beteiligten haben 
hienach die Pflicht, über die ſie näher angehenden Erlaſſe aus jenen 
Veröſſentlichungsorganen ſich zu unterrichten, die den Bekannt⸗ 
machungen der zuſtändigen Stellen vorzugsweiſe dienen; ſie ſind nicht 
verpflichtet, ſich ſolche Organe ſelbſt zu halten, wohl aber ſich darum 
zu kümmern, was dieſe für ihren Geſchäftszweig bringen. Es iſt 
keine Uberſpannung der an einen Großhändler im Kriege zu ſtellenden 
Anforderungen, wenn man verlangt, daß er den Reichsanzeiger oder 
den bayeriſchen Staatsanzeiger bei den örtlichen oder den Diſtrikts⸗ 
behörden ſeines Wohnſitzes darauſhin einſieht oder durch Angeſtellte 
oder Dritte einſehen läßt. Der Angeklagte war überdies durch die 
wiederholten Zuſchriften der Zentraleinkaufsgeſellſchaſt, die das Be⸗ 
rufungsgericht zutreffend als Mahnungen bezeichnet, darauf hingewieſen, 
daß die ihm obliegenden Beſtandsanzeigen über Zuckervorräte in 
beſtimmten, wenn auch ungleichen Zeitabſchnitten zu wiederholen ſind; 
dieſer Hinweis hätte für ihn einen beſonderen Anlaß bilden ſollen, 
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ſich ſelbſt um das weiter Erforderliche zu kümmern. Der von ihm 
nachträglich erhobene Anſpruch, die Zentraleinkaufsgeſellſchaft hätte 
mit ihren Anforderungen fortfahren ſollen, anſtatt ihn in Strafe zu 
bringen, verrückt den Nechtsſtandpunkt völlig. Das Unterlaſſen eigener 
ſachdienlicher Bemühungen haben die Vorinſtanzen mit Recht als 
Fahrläſſigkeit erachtet; daß die von dem Angeklagten für genügend 
angeſehenen Behelfe in Wahrheit nicht genügt haben, kann ihn nicht 
entlaſten. (Urt. v. 5. Aug. 1916, Rev.⸗Reg. Nr. 254/1916.) 


3. Beſtimmung des Begriffes: Übermäßiger Gewinn bei 
gewerblichen und bei nichtgewerblichen Unternehmungen. 

Bei gewerblichen Unternehmungen wird in der Regel der durch 
den Verkauf einer Ware erzielte Gewinn und ein etwaiges Übermaß 
desſelben unter Zugrundelegung der Geſtehungskoſten der Ware und 
der Betriebskoſten berechnet werden können und müſſen. Bei Be: 
trieben aber, die nicht nach den Grundſätzen eines reinen Erwerbs⸗ 
geſchäftes geführt werden, bei denen die Gütererzeugung zunäckhſt für 
den Bedarf des Betriebsinhabers und feiner Familie erfolgt und nur 
der feiner Menge nach wechſelnde ÜUberſchuß veräußert wird, kann 
eine ſolche Rechnung nicht aufgeſtellt werden, bei ihnen kann die 
Frage, ob durch den Verkauf einer ſelbſterzeugten Ware ein über⸗ 
mäßiger Gewinn erzielt wurde, nur durch Vergleichung des Kauf: 
preiſes mit dem normalen Verkaufswert, dem Verkehrswert der Ware, 
beantwortet werden. Ein Selbſtkoſtenpreis für die Ware kann in 
ſolchen Betrieben nicht feſtgeſtellt, der Kaufpreis muß nach dem Markt⸗ 
preis berechnet werden (vgl. die Ausführungen von Dr. Lobe in dem 
Aufſatz „Übermäßiger Gewinn“ S. 13 ff. und S. 28 fl., dann die 
Entſcheidung des RG. vom 28. März 1916 im Recht Sp. 345 
Nr. 557). Die Bauerngüter werden in der Regel in der geſchilderten 
Weiſe bewirtſchaftet. (Urt. v. 17. Aug. 1916, Rev.⸗Reg. Nr. 259/1916.) 


4. Zu § 2 Abſ. 2 RStGB. Bekanntmachung des 
Bundesrats vom 25. September 1915 /4. November 1915 
über die Errichtung von Preisprüfungsſtellen und die 
Verſorgungsregelung. 

Nach § 12 Nr. 1 der Bek. können die Gemeinden mit Zuftimmung 
der Landeszentralbehörden oder der von ihnen beſtimmten Behörden 
zur Durchführung der Verſorgung der Bevölkerung mit beſtimmten 
Gegenſtänden des notwendigen Lebensbedarfes zu angemeſſenen Preiſen 
für die Handel⸗ und Gewerbetreibenden ihres Bezirkes Vorſchriften 
hinſichtlich des Erwerbes ſolcher Gegenſtände erlaſſen; nach 9 15 Abſ.3 
dürfen die Landeszentralbehörden die Verſorgung der Bevölktrung 
ihres Bezirkes oder eines Teiles ihres Bezirkes auch ſelbſt regeln 
und hat bei dieſer Regelung der § 12 entſprechende Anwendung zu 
finden. Das bayeriſche Staatsminiſterium des Innern ordnete auf 
Grund dieſer Beſtimmungen in § 7 Abſ. 1 vom 20. Januar 1916 
über den Verkehr mit Vieh, Wild und Fleiſch an, daß derjenige, der 
nach dem 1. Februar 1916 gewerbsmäßig Vieh zur Weiterveräußerung 
für ſich oder für einen anderen erwerben will, dazu der ſchriftlichen 
Genehmigung der Diſtriktspolizeibehörde bedarf, in deren Bezirk er 
den Aufkauf ausüben will und daß er dieſe Genehmigung bei Aus: 


übung des Gewerbes bei ſich zu führen hat. Auf die Erwerbung 


von Vieh zum Weiterverkauf ohne die nach § 7 erſorderliche 
Genehmizung iſt in § 8 Nr 5 der Bek. die in § 17 Nr. 2 BR. 
für die Zuwiderhandlungen gegen die auf Grund des § 12 erlaſſenen 
Anordnungen vorgeſehene Strafe angedroht, nach § 8 Nr. 6 verwirkt 
die gleiche Strafe, wer bei Ausübung des Gewerbes die ſchriftliche 
Genehmigung nach § 7 nicht bei ſich führt. In Ergänzung der Bek. 
vom 20. Januar 1916 beſtimmte die Entſchließung des Staats 
miniſteriums des Innern vom 5. Februar 1916, Verkehr mit Vieh, 
Wild und Fleiſch betreffend, in Abſ. 1, daß die von den Diſtrilts⸗ 
polizeibehörden nach § 7 ausgeſtellten Erlaubnisſcheine zum 28. Februar 
1916 nicht nur für den betreſſenden Diſtriktsverwaltungsbezirk, ſondern 
für das ganze Königreich Geltung haben, und in Abſ. 2, daß vom 
1. März 1916 ab die Vorſchrift des § 7 wieder voll in Kraft tritt. 

Der Angeklagte kaufte in G. am 2. Februar 1916 von dem 
Brauereibeſitzer K. zwei Ochſen und am 3. Februar 1916 von dem 


45. Jahrgang. 


Gutler B. eine Kuh zum Zwecke der Weiterveräußerung, ohne die 
Genehmigung des zuſtändigen Bezirksamtes Pf. zum Aufkaufe von 
Vieh zu haben. Er wendete im Strafverfahren ein, daß er das Vieh 
vor dem Inkrafttreten der Bek. vom 20. Januar 1916 gekauft habe. 
Nachdem dieſe Behauptung in der Verhandlung vor dem Schöffen— 
gerichte durch die Beweisaufnahme widerlegt worden war, übergab 
der Verteidiger des Angeklagten eine von dem Stadtmagiſtrat J. am 
2. Februar 1916 dem Angeklagten erteilte fchriftliche Genehmigung 
zum gewerbsmäßigen Ankauſe von Vieh im Stadtbezirke J. Das 
Schöſſengericht verurteilte den Angeklagten wegen eines Vergehens 
gegen § 17 Nr. 2 BRBD. und gegen $ 8 Nr 6 desſ. vom 20. Januar 
1916 zu einer Geldſtrafe. Es war der Anſicht, daß der Angeklagte 
in Anwendung der Miniſterialentſchließung vom 5. Februar 1916 
freizuſprechen ſei, wenn er bei dem Gefchäfte mit K. den Erlaubnis— 
ſchein des Stadtmagiſtrats bereits in Händen hatte, nahm aber an, 
daß er die Urkunde nicht bei ſich ſührte, weil ſie ihm noch nicht zu— 
gegangen fein konnte, fo daß er jedenfalls nach § 8 Nr. 6 der Bek. 
vom 20. Januar 1916 ſtrafbar ſei. 

Amtsanwalt und Angeklagter legten Berufung ein. Veide Be— 
ruſungen wurden verworfen. Abweichend von der erſten Inſtanz war 
die Strafkammer der Meinung, daß die Bek. vom 20. Januar 1916 
Platz greife, daß der Angeklagte ſich gegen § 8 Nr. 5 dieſer Bek. 
verfehlt habe und daß darum eine Zuwiderhandlung gegen § 8 Nr. 6 
nicht in Betracht kommen könne. 

Der Angeklagte hat Reviſion eingelegt. Er macht geltend, daß 
entgegen der Anſicht des Berufungsgerichtes der Bek. vom 5. Februar 
1916 rückwirkende Kraft zukomme und daß er daher nicht beſtraſt 
werden könne. 

Die Neviſion iſt nicht begründet. 

Die Strafkammer hat mit Recht der Miniſterialentſchließung 
vom 5. Februar 1916 keine rückwirkende Kraſt beigelegt Die neue 
Beſtimmung wurde nach ihren Eingangsworten „in Ergänzung“ der 
Bek. vom 20. Januar 1916 getroffen. Sie dehnte die Gültigkeit der 
von den einzelnen Diſtriktspolizeibehörden ausgeſtellten Erlaubnis⸗ 
ſcheine vorübergehend auf das ganze Königreich aus und verordnete, 
daß dieſe Ausdehnung bis zum 28. Februar 1916 gelten und daß 
vom 1. März 1916 ab die Beſtimmung des § 7 wieder voll in Kraſt 
treten fell. Sie ſpricht ſich nicht ausdrücklich darüber aus, ob ber: 
jenige, der in der Zeit vom 1. Februar 1916 bis zu ihrer Bekannt⸗ 
gabe mit einem für den Bezirk einer Diſtriktsverwaltungsbehörde aus— 
geſtell'en Erlaubnisſchein auch anderwärts gewerbsmäßig Vieh behufs 
Weiterveräußerung aufgekauft habe, ſtraflos zu laſſen ſei. Ihrem 
Inhalte kann nicht entnommen werden, daß die Neuordnung rüd: 
wirkend auch für die Zeit vom 1. bis zum 6. Februar 1916 eingeführt 
werden ſollte; im Gegenteil weiſt der Umſtand, daß die neue Regelung 
nur bis zum 28. Februar 1916 Geltung haben und vom 1. März ab 
8 7 der Bek. vom 20. Januar 1916 wieder voll in Kraft treten ſolle, 
darauf hin, daß fie einem unvermutet aufgetauchten Bedürfniffe 
Rechnung tragen und deshalb für die Zeit von ihrem Erlaß an bis 
zum Schluſſe des Monats den Erlaubnisſcheinen einen ausgedehnteren 
Geltungsbereich geben wollte. Hiernach war für die Zeit vom 1. bis 
zum 6. Februar 1916 zum gewerbsmäßigen Ankauf von Vieh die 
ſchriftliche Erlaubnis der Diſtriktspolizeibehörde erforderlich, in deren 
Bezirk das Vieh angekauft wurde. § 2 Abſ. 2 R StG. kommt nicht 
in Frage. Die Verfehlungen, die bis zum Inkrafttreten der neuen 
Vorſchrift begangen waren, find nach den zur Zeit ihrer Begehung 
geltenden Beſtimmungen zu beurteilen. Denn das Strafgeſetz ſelbſt 
iſt unverändert geblieben, nur die Vorausſetzungen der Strafbarkeit 
ſind geändert worden. Die Rechtſprechung hat deshalb mit Grund 
angenommen, daß eine Strafſatzung, die von der Reichs⸗ oder Landes⸗ 
geſetzgebung allgemein für die Übertretung eines Verbotes oder Gebots 
aufgeſtellt wird, das von einer anderen Behörde ausgeht, auch in dem 
Fall anzuwenden iſt, wenn während der Zeit zwiſchen der begangenen 
Zuwiderhandlung bis zu deren Aburteilung das Verbot aufgehoben 
wird und daß hier 8 2 Abſ. 2 StGB. keine Anwendung findet (vgl. 
NG St. 16, 171; 31, 225; Obe GSt. 1, 218). Geradeſo iſt zu ent: 
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ſcheiden, wenn das Verbot von vornherein auf eine beſtimmte Zeit 
aufgehoben oder eingeſchränkt wird. (Urt. v. 20. Juli 1916, Rev.: 
Reg. Nr. 218/1916.) 


5. Höchſtpreisgeſetz und Bundesratsbekanntmachung 
vom 28. Oktober 1915. 


Der Angeklagte verkaufte anfangs Febr. 1916 an den durch den 
Okonom H. vertretenen Stadtmagiſtrat A. 500 bis 600 Ztr. gute, 
handverleſene Speiſekartoſſeln, Lieferbar ſobald es die Witterung erlaubt, 
zum Preiſe von 4,20 & für den Zentner. Vor dem Abſchluſſe des 
Vertrags hatte der Angeklagte mit Nüdfiht darauf, daß nach der 
Bundesrates bek. vom 28. Okt. 1915 und der am gleichen Tage er: 
gangenen Bek. des Reichskanzlers der Höchſtpreis für Kartoffeln beim 
Verkaufe durch den Kartoffelerzgeuger im Großhandel in Bayern 3,05. .4 
für den Zentner betrug, den H. gefragt, wie er 4,20 „ für den 
Zentner bieten könne, hatte ſich aber bei der Erklärung des H, der 
Stadtmagiſtrat dürſe 4,20 & bieten, beruhigt. Die Erklärung des H. 
war zutreffend. Denn am 27. Jan. 1916 hatte der Bundesrat verfügt, 
daß die Heeresverwaltungen, die Marineverwaltung, die Reichskartoffel— 
ſtelle und die von dieſer ermächtigten Stellen und Perſonen an die 
in der Bek. vom 28. Okt. 1915 feſtgeſetzten Höchſtpreiſe nicht gebunden 
find, jedoch bei ihren An- und Verkäufen den Weiſungen des Reichs— 
kanzlers unterliegen; auf Grund dieſer Bundesratsbek. hatte ſerner 
die Reichskartoffelſtelle den Stadtmagiſtrat A. ermächtigt, bei dem 
Ankauſe von Kartoſſeln zu dem geltenden Höchſtpreiſe einen Zuſchlag 
anzubieten, der für die Zeit vom 28. Jan bis zum 15. Febr. 1916 
auf 1,25 / für den Zentner und für die Zeit vom 15. Febr. bis 
15. März 1916 auf 1,00 % für den Zentner feſtgeſetzt war. Als 
der Angeklagte am 21. Februar 1916 zur Ablieferung der Kartoffeln 
aufgefordert wurde, ſchrieb er am 24. desſelben Monats dem Stadt— 
magiſtrat, es ſeien ihm von anderer Seite 4,80 / für den Zentner 
geboten worden, er bitte, ihm mindeſtens 4,60 & für den Zentner 
zu bieten, er werde dann tadelloſe Speiſekartoſſeln zuſenden. Bei einer 
am 28. Febr. 1916 ſtattgeſundenen Beſprechung ſtellte Rechtsrat Gr. 
als Vertreter des Stadtmagiſtrats A. dem Angeklagten vor, daß ein 
Preis von 4,60 % für den Stadtmagiſtrat eine Überſchreitung des 
Höchſtpreiſes darſtelle, durch deſſen Bewilligung dieſer ſich ſtrafbar 
machen würde, und forderte ihn auf, die Kartoffeln um den Preis 
von 4.20. / für den Zentner zu liefern. Der Angeklagte erwiderte, 
er liefere die von H. für die Stadt A. gekauſten Kartoffeln um 4,20 .# 
für den Zentner, das ſeien aber nicht erſtklaſſige Speiſekartofſeln, 
nicht fo forgfältig verleſen, wie die, welche er um 4,60% anbiete; 
für dieſen Preis würde er allererſtllaſſige Speiſekartoffeln liefern. 
Da eine Einigung nicht zu erzielen war, wurde vom Stadtmagiſtrat A. 
das Enteignungs verfahren betrieben und Strafanzeige gegen den Anz 
geklagten erſtattet. Dieſer wurde verurteilt. Der Angeklagte legte 
Reviſion ein. Zur Begründung des Rechtsmittels wurde vorgebracht, 
durch die Bundsratsbek. vom 27. Jan. 1916 ſeien die Höchſtpreiſe 
für die von der NReichefartoffelftelle ermächtigten Kommunalverbände 
beſeitigt, es ſei alſo auch der Verkäufer an ſie nicht gebunden; nehme 
man an, daß für ſolche Stellen die Höchſtpreiſe nicht aufgehoben, 
ſondern um die von der Reichskartoſſelſtelle bewilligten Zuſchläge er: 
höht worden ſeien, ſo komme in Betracht, daß die Zuſchläge nicht 
veröffentlicht wurden; es lagen Höchſtpreiſe vor, denen die verbindliche 
Kraft fehle, da fie nicht bekanntgemacht wurden. Den geheim— 
gebliebenen Weiſungen des Reichskanzlers oder der von dieſem be 
auftragten Kartoffelſtelle komme keine Geſetzeskraft zu. Der Angeklagte 
könne daher wegen einer Zuwiderhandlung gegen die Höchſtpreis— 
anordnung nicht geſtraſt werden. Dieſe Ausführung iſt irrig Durch 
die Bundesratsbek vom 27. Jan. 1916 wurde die Höchſtpreisanordnung 
vom 28. Okt. 1915 nicht aufgehoben, ſondern nur in ihrem Geltungs⸗ 
bereiche eingeengt. Es wurde lediglich den Heeresverwaltungen uſw. 
die Erlaubnis erteilt, die Höchſtpreiſe für Kartoffeln bei ihren Ankäuſen 
zu überſchreiten, um ihren dringenden Bedarf an Kartoffeln möglichſt 
raſch bei den mit ihrer Ware zurückhaltenden Erzeugern und Händlern 


decken zu können. Alle anderen Perſonen und Stellen blieben an die 
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Höchſtpreisanordnung gebunden; ſie wurden nur inſofern von der Pflicht, 
den Höchſtpreis einzuhalten, befreit, als ſie berechtigt waren, ein den 
Höckſtpreis überſchreitendes Angebot der in der Bek. bezeichneten 
Behörden und Stellen anzunehmen, dieſen alſo Kartoffeln zu einem 
über den Höchſtpreis hinausgehenden Kaufpreis zu verkaufen. Dieſe 
Ausnahme iſt ſelbſtverſtändlich. Denn ohne ſie hätte der Zweck, den 
genannten Behörden und Stellen die Eindeckung ihres Bedarfs an 
Kartoffeln zu erleichtern, nicht erreicht werden können. In allen 
übrigen Bezichungen blieben die Höchſtpreisanordnung vom 28. Okt. 
1915 und die Beſtimmungen des Höchſtpreisgeſetzes vom 4. Aug. 1914 
in der Faſſung vom 17. Dez. 1914, auf welchen erſtere beruhte, in 
Kraft. In Kraft blieb daher für die nicht durch die VO. vom 
27. Jan. 1916 Begünſtigten auch das Verbot des § 6 Nr. 2 des 
Höchſtpreisgeſetzes, einen anderen zum Abſchluß eines Vertrages, durch 
den die Höchſtpreiſe überfchritten werden, aufzufordern oder ſich zu 
einem ſolchen Vertrage zu erbieten. Gegen dieſes Verbot hat ſich 
der Angeklagte durch ſeinen Brief vom 24. Febr. 1916, in welchem 
er mit deutlichen Worten einen Preis von 4,60 % für den Zentner 
Kartoffeln verlangte und durch ſein bei der Beſprechung vom 28. des⸗ 
ſelben Monats dem Rechtsrat Gr. gemachtes Angebot, um einen Preis 
von 4,60 & für den Zentner allererſtklaſſigſte Kartoffeln zu liefern, 
verfehlt. Daß er ſeine Erklärung gegenüber einer von der Höchſt⸗ 
preisanordnung für Kartoffeln befreiten Stelle abgab, iſt ohne Be⸗ 
deutung. Denn nach der Bundesratsbek. vom 27. Jan. 1916 war er 
zwar berechtigt, ein den Höchſtpreis überſteigendes Angebot des Stadt: 
magiſtrats A. anzunehmen, nicht aber ſelbſt ein ſolches Angebot dem 
Stadtmagiſtrate gegenüber zu machen. (Urt. v. 10. Aug, 1916, Nev.⸗ 
Reg. Nr. 252/1916.) 


6. Vergehen gegen die BRV. vom 25. Januar 1915 
über den Verkehr mit Brotgetreide und Mehl. 


Das Bezirksamt hat ordnungsgemäß angeordnet, daß Getreide 
nur auf Grund eines von der Gemeindebehörde ausgeſtellten Mahl⸗ 
ſcheines in den im Mahlſcheine angegebenen Mengen zur Mühle ge: 
bracht und von den Mühlen nur in den im Mahlſcheine angegebenen 
Mengen angenommen werden darf; weiter iſt beſtimmt, daß ohne 
Mahlſchein kein Müller Getreide annehmen und ausmahlen darf. Es 
wurde nun Brotgetreide in die Mühle des Angeklagten gebracht, ohne 
daß der Überbringer einen Mahlſchein hatte. Da die baldige Bei⸗ 
bringung des Mahlſcheines zu erwarten war, geſtattete der Angeklagte 
dem Überbringer, das Getreide einſtweilen im Mühlraume zu hinter⸗ 
ſtellen; er erklärte aber ausdrücklich, daß er das Getreide erſt ver⸗ 
mahle, wenn der Schein beigebracht ſei. Das freiſprechende Erkenntnis 
wurde aufgehoben. 


Aus den Gründen: Die Anordnung des Bezirksamts will die 
Überwachung des Brotgetreideverbrauches durch die Selbſtverſorger 
ſichern. Zu dieſem Zwecke ſchreibt ſie an erſter Stelle vor, daß die 
Selbſtverſorger das zur Ausmahlung für den eigenen Gebrauch be— 
ſtimmte Brotgetreide nur in den im Mahlſchein angeführten Mengen 
zur Mühle bringen und die Mühlen das Getreide nur in dieſen 
Mengen annehmen dürfen. Dieſer Vorſchrift kann nur genügt werden, 
wenn der Selbſtverſorger bei der Abgabe des Getreides an den Müller 
den Schein bei ſich führt und dem Müller zur Einſichtnahme übers 
gibt. Die Anordnung beſtimmt weiter, daß der Müller das ihm zur 
Vermahlung gebrachte Getreide ohne den Mahlſchein nicht nur nicht 
ausmahlen, ſondern überhaupt nicht annehmen darf. Die Auslegung 
der Strafkammer, daß das rein tatſächliche Annehmen von Getreide 
durch die Verordnung nicht getroffen werde, da das Getreide zum 
Zwecke der Vermahlung erſt angenommen ſei, als dem Angeklagten 
der Mahlſchein übergeben worden ſei und daß er bis dahin das Ge— 
treide nur in Verwahrung gehabt habe, ſteht im Widerſpruche mit 
dem Wortlaute der Anordnung. Die dem Wortlaute angemeſſene 
Auslegung der Anordnung wird aber auch durch ihren Zweck erſordert. 
Daß, falls die Auffaſſung der Strafkammer richtig wäre, die Über⸗ 
wachung des Verbrauchs der Selbſtverſorger gerade da erheblich er⸗ 
ſchwert, wenn nicht ganz ausgeſchaltet würde, wo ſie am wirkſamſten 


einſetzen kann, nämlich in den Mühlen, liegt auf der Hand. Die An⸗ 
ordnung hat ſich dementſprechend nicht auf das Verbot der Annahme 
des Getreides durch den Müller ohne Mahlſchein beſchränkt, fie ver: 
pflichtet auch den Müller, den Schein bei der Ablieferung ab⸗ 
zunehmen und aufzubewahren. 

Die Anſchauung, daß der Müller das ihm von einem Selbſt⸗ 
verſorger zur Ausmahlung auch ohne Mahlſchein überbrachte Getreide 
annehmen dürfe, wenn er nur die Ausmahlung von der nachträglichen 
Beibringung des Scheines abhängig macht, iſt demnach irrig. (Urt. 
v. 3. Febr. 1916, Rev.⸗Neg. Nr. 388/1915). 

7. Iſt „leihweiſe Überlaſſung“ von Gerſte ein ge: 
nehmigungspflichtiges Veräußerungsgeſchäft? Umfang 
der Erkundigungspflicht für einen Nichtbayern. Ort der 
begangenen Handlung. 

Der Aygeklagte hat einem Geſchäftsfreunde leihweiſe Malz 
übe laſſen, welches ſobald als möglich. fpäteflend aber Ende dieſes 
Jahres zurückzugeben wäre, und als Gegenwert zu ſeiner Sicherheit 
x ¶ erhalten. 

Die Anordnung des Generalkommandos vom 31. Januar 1916 


lautet: 
„§ 2. Wer ein nicht voll ausgenütztes Malzkontingent er⸗ 


werben will, hat ſich der Vermittlung der Verteilungsſtelle für 
Malzkontingente zu bedienen. 

§ 3. Wer ein nicht voll ausgenütztes Malzkontingent ver: 
äußern will, hat es der Gerſtenverwertungsgeſellſchaft m. b. H. 
unter Angabe von Menge und Zeitraum anzubieten. Jeder Handel 
mit Braumalz iſt verboten. Malz und auf Braukontingente ce 
lieferte Gerſte dürfen nur zuſammen mit dem Malzkontingent und 
nur zum Geſtehungspreiſe veräußert werden und ſind mit dem 
Malzkontingente der Gerſtenverwertungsgeſellſchaft anzubieten. 

§ 8. Wer den ihm nach 88 2, 3 obliegenden Verpflichtungen 
nicht nachkommt, wird — nach dem Art. 4 Nr. 2 Kriegs ZuſtG. — 
beſtraft.“ 

Erwerb oder Veräußerung von Malzkontingenten unter Um: 
gehung der Verteilungsſtelle und der Gerſtenverwertungsgeſellſchaft 
iſt ſtrafbar. Veräußerung tft im allgemeinen nicht in einem auf den 
Verkauf beſchränkenden Sinne aufzufaſſen; unter Veräußerung iſt 
nach dem BGB. und in wirtiſchaftlichem Sinne die Übertragung des 
Eigentums oder eines ſonſtigen Rechts zu verſtehen, wobei es gleich⸗ 
gültig iſt, in welche Form das Rechtsgeſchäft gekleidet tft. Daß von 
einer Leihe im eigentlichen Sinne — 8 598 BGB. —, die zur 
Vorausſetzung die unentgeltliche Geſtattung des Gebrauchs einer 
Sache und deren Rückgabe nach dem Gebrauche an den Verleiher 
hat, in gegenwärtiger Etraffache nicht die Rede fein kann, wird von 
der Reviſion ſelbſt zugegeben; ſie räumt ein und im angefochtenen 
Urteil iſt einwandfrei feſtgeſtellt, daß das Malz mit der Abſicht, 
das Eigentum hieran zu übertragen, verfrachtet wurde und durch 
Übergabe an den Erwerber in deſſen Eigentum mit dem Willen des 
Angeklagten übergegangen iſt. Hiernach hat ſich der Angeklagte jeden 
Rechtes auf das Malz begeben, er hat es in aller Form Rechtens 
veräußert. | 

Feſtgeſtellt iſt, daß dem Angeklagten die Anordnung bekannt war 
und der Mitangeklagte von ihm auf ſie aufmerkſam gemacht wurde. 
Die Annahme der Strafkammer, daß die beiden Angeklagten als ge⸗ 
wandte, mit ausreichenden Geiſtesgaben ausgeſtattete Geſchäſtsleute 
ſich über den Inhalt und die Bedeutung der Anordnung klar ſein 
konnten, jedenfalls verpflichtet geweſen wären, ſich hierüber an zu⸗ 
ſtändiger Stelle Auskunft zu erholen, ſteht im Einklang mit der 
ſtändigen Rechtſprechung des RG. und des Strafſenats. Richtig iſt 
auch im angeſochtenen Urteil ausgeführt, daß der Mitangeklagte 
wegen ſeines Wohnſitzes außerhalb Bayerns von der Verpflichtung, 
vor oder bei Vornahme von Geſchäften in Bayern die Kenntnis der 
daſelbſt hierüber beſtehenden Geſetze ſich anzueignen, nicht entbunden 
wurde. 

Einwandfrei feſtgeſtellt iſt, daß der Vertragsabſchluß in Bavern, 
die Vertragserfüllung in Coburg ſtattfand; hiernach iſt eine zum 
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Tatbeſtand gehörige Tätigkeit in Bayern entwickelt und daſelbſt die 
Straftat begangen worden, NGSt. 39, 263. (Urt. v. 12. Sept. 
1916, Nev.⸗Reg. Nr. 290/1916.) 

8. Begriff des Kaufens und Aufkaufens. 

Nach der Gencralkommandoanordnung iſt unter Strafe geſtellt 
der ohne diſtriktspolizeiliche Genehmigung erfolgte An⸗ und Aufkauf 
von Kartoffeln. Es iſt hierbei ohne Bedeutung, ob das Kaufen oder 
Aufkaufen im eigenen oder fremden Namen und für eigene oder 
fremde Rechnung erfolgt. Vorausſetzung der Strafbarkeit iſt aber 
eine Tätigkeit, die rechtlich unter den Begriff des Ankaufens oder Auf: 
kaufens fällt. Ob dies hinſichtlich der von dem Angeklagten ent⸗ 
wickelten Tätigkeit zutrifft, unterliegt der Prüfung des Reviſions— 
gerichts; denn „Kaufen“ und „Aufkaufen“ find Rechtsbegriſſe, und 
das Reviſionsgericht hat daher zu prüfen, ob der von dem Berufungs— 
gericht aus den von ihm feſtgeſtellten Tatſachen gezogene Schluß, daß 
ein „Aufkaufen“ vorliegt, richtig iſt. Es kann alſo keine Rede davon 
ſein, daß der Satz des Berufungsgerichts: „In gleicher Abſicht handelte 
der Angeklagte als Beauftragter, wenn er auch bei dem Ankauf der 
Kartoffeln nur eine vermittelnde Tätigkeit ausübte ...“ eine das 
Reviſionsgericht bindende tatſächliche Feſtſtellung enthält. Es iſt 
vielmehr zu prüfen, ob der Angeklagte nach den von dem Beruſungs⸗ 
gericht feſtgeſtellten Tatſachen Kartoffeln „angekauſt“ oder „aufgekauft“ 
hat. Dieſe Frage iſt zu verneinen. Für die Beantwortung derſelben 
iſt ohne Bedeutung, daß der Angeklagte von S. bevollmächtigt wurde, 
für ihn Kartoſſeln aufzukaufen. Denn aus dieſer Bevollmächtigung 
geht nicht ohne weiteres hervor, daß der Angeklagte auch tatſächlich 
Kartoffeln aufgekauft hat. 

Wohl aber geht aus den übrigen Feſtſtellungen des Berufungs⸗ 
gerichts hervor, daß er dies nicht getan hat. Nach denſelben iſt er 
zu dem Bürgermeiſter von E. gegangen und hat im Auftrage des S. 
angefragt, ob von den Gemeindeangehörigen 200 Ztr. Kartoffeln 
nach Sch. geliefert werden könnten, er hat ihm auch den Preis, der 
im Falle der Lieferung bezahlt werden würde, genannt und ihm mit⸗ 
geteilt, ſür wen die Kartoffeln beſtimmt waren. Im Januar 1916 
hat dann der Angeklagte dem Bürgermeiſter, nachdem dieſer inzwiſchen 
hatte Umfrage halten laſſen, wer Kartoſſeln liefern könne, mitgeteilt, 
daß nunmehr die Lieferung erfolgen müſſe. Eine weitere Tätigkeit 
wurde von dem Angeklagten nicht entwickelt, alles übrige wurde von 
S. beſorgt, insbeſondere hat dieſer die Kartofſeln, als fie geliefert 
wurden, von den Lieferanten in Empfang genommen, er hat auch 
die Entſcheidung darüber getroffen, wieweit ſie für ſeine Zwecke 
verwendbar waren und hat 20 Ztr. als für ihn unbrauchbar zurück⸗ 
gewieſen, er hat endlich auch den Kaufpreis an die Verkäufer bezahlt. 
Der Kauf der Kartoffeln iſt ſonach erſt bei der Anlieferung derſelben 
an S. zuſtande gekommen, von einem durch den Angeklagten erfolgten 
Ankauf oder Aufkauf kann ſchon um deswillen keine Rede ſein, weil 
— ſolange er mit der Sache befaßt geweſen iſt — gar nicht feſt⸗ 
ſtand, ob Kartoffeln überhaupt geliefert würden und von wem und 
wieviel geliefert werden würden, ſohin von einer Einigung über den 
Kaufsgegenſtand damals noch keine Rede ſein konnte. 

Der Angeklagte hat demnach Kartoffeln weder für ſich, noch für 
S. „gekauft“, er hat vielmehr nur für dieſen eine Kauſsgelegenheit 
ausfindig gemacht; dazu aber bedurfte er keiner diſtriktspolizeilichen 
Genehmigung. (Urt. v. 14. Sept. 1916, Rev.⸗Reg. Nr. 800/1916.) 


Reichsverſicherungsamt. 
Berichtet von Regierungsrat Dr. Th. v. Olshauſen, Berlin. 


II. Unfallverſicherung. 


1. Zur Frage der Verſicherung von Arbeiten deutſcher 
Unternehmer in Ruſſiſch⸗ Polen. 

Für die deutſche ſoziale Verſicherung gilt das Territorialprinzip. 

An den politiſchen Grenzen des RKeichs endet daher grundſätzlich das 

Geltungsgebiet der Verſicherung. Die ſtrenge Durchführung dieſes 
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Grundſatzes würde jedoch inſofern zu Härten führen, als danach 
Arbeiter, die von dem Unternehmer zur Ausführung einer Arbeit 
über die Grenze geſchickt werden, während ihres dortigen Aufenthalts 
unverſichert ſein würden. Zur Vermeidung ſolcher Härten hat das 
R VA. in Nechtſprechung und Verwaltung die ſogenannte „Ausſtrahlungs— 
theorie“ entwickelt. Danach unterliegen Arbeiten im Ausland der 
deutſchen Verſicherung, ſofern fie lediglich als unſelbſtändiger Beftand: 
teil eines inländiſchen Betriebs anzuſehen ſind. Ob eine ſolche 
„Ausſtrahlung“ tatſächlich vorliegt, iſt eine Frage des Einzelfalls. 
Die ungewöhnlichen Verhältniſſe, die der Krieg ſchuf, haben dazu ge: 
führt, den Ausſtrahlungsbegriff möglichſt auszudehnen. Wenn man 
im Kriege den gleichen Maßſtab anlegen wollte wie im Frieden, ſo 
würden, da das beſetzte Feindesland feine Nechtͤnalur als Ausland 
nicht verloren hat, zahlloſe deutſche Arbeiter, die daſelbſt im deutſchen 
Intereſſe in Privat⸗ und Staatsbetrieben, insbeſondere in Dienſten 
der Heeresverwaltung tätig find, aus der Verſicherung herausfallen 
und damit des ihnen im Inland gewährleiſteten geſetzlichen Anſpruchs 
auf Unſallentſchädigung verluſtiggehen. Eine dementſprechend erweiterte 
Anwendung des Ausſtrahlungsbegriſſs läßt ſich trotz möglicherweiſe 
großer örtlicher Entfernung der Arbeiten von dem inländiſchen Ve— 
trieb und trotz ihrer manchmal erheblichen Dauer damit rechtfertigen, 
daß die Arbeiten immerhin vorübergehender Art ſind und daß ſie 
unter dem Schutze der deutſchen Staatsgewalt ausgeführt werden. 
Vorausſetzung der Mitverſicherung dieſer Arbeiten iſt aber, daß ſie zu 
dem inländiſchen Vetrieb in enger Beziehung ſtehen und ihm gegen⸗ 
über unſelbſtändig ſind. Iſt danach eine Ausſtrahlung anzunehmen, 
fo folgt ohne weiteres, daß auch die ausländiſchen Arbeiter mit unter 
die Verſicherung fallen. Im allgemeinen macht die deutſche Unfalls 
verſicherung hinſichtlich der Frage der Verſicherungoͤpflicht zwiſchen 
inländiſchen und ausländiſchen Arbeitern keinen Unterſchied. Immer⸗ 
hin kann für die Beantwortung der Frage, ob tatſächlich eine „Aus: 
ſtrahlung“ vorliegt, die ausſchließliche oder überwiegende Verwendung 
ausländiſcher Arbeitskräfte von entſcheidender Bedeutung fein. Ein 
Bedürfnis zur Einbeziehung der Arbeiten in die deutſche Verſicherung 
beſteht bei weitaus überwiegender Beſchäftigung von Ausländern 
nicht. Als unſelbſtändiger Beſtandteil des inländiſchen Betriebs können 
die Arbeiten in einem ſolchen Falle verſicherungsrechtlich in der Regel 
auch nicht gelten. Denn gerade die Verwendung inländiſcher Arbeits 
kräfte ſchafft die enge Verbindung der ausländiſchen Arbeiten mit dem 
inländiſchen Betrieb und gerade mit Nückſicht auf fie iſt der Aus: 
ſtrahlungsbegriff aufgeſtellt worden. Werden dagegen ausſchließlich 
oder weit überwiegend ausländiſche Arbeiter beſchäftigt, ſo gewinnen 
die ausländiſchen Arbeiten gegenüber dem inländiſchen Betrieb eine 
derartige Selbſtändigkeit, daß ſie, ſofern nicht andere nahe Beziehungen 
hierzu nötigen, verſicherungs rechtlich dem inländiſchen Betriebe nicht 
mehr zugerechnet werden dürſen. Beſchl.⸗Sen., 26. Auguſt 1916, 
Ia 6048/16. 


2. 8 544 RVO. Unfall eines von der Militärverwaltung 
angenommenen Schanzarbeiters auf dem Wege zu dem 
Beſtimmungsort. 


Der Kläger, der während des Krieges in Berlin von der 
Militärverwaltung für Schanzarbeiten in Lötzen angenommen worden 
war, hat während des Transports von Berlin nach Lötzen einen 
Unfall erlitten. Das RBA. hat ſtändig angenommen, daß die uns 
entgeltliche Hin⸗ und Rückbeförderung von Arbeitern zur Arbeitsſtätte 
durch den Unternehmer nicht dem Betriebe zuzurechnen ſei. Es würde 
daher im vorliegenden Falle ein Betriebsunfall ohne weiteres zu 
verneinen ſein, wenn ſich der Unſall des Klägers bei ſonſt gleichen 
Umſtänden in Friedenszeiten zugetragen hätte, wobei ganz unerörtert 
bleiben kann, ob ſchon ein Arbeitsvertrag zwiſchen dem Kläger und 
der Heeresverwaltung geſchloſſen war. Namentlich muß es auch ohne 
Belang ſein, wenn, wie der Kläger behauptet, bei der Umladung auf 
die Schiſſe der Transport von Soldaten oder Poliziſten geführt 
worden iſt; denn das geihab nur im Intereſſe der öffentlichen 
Ordnung und weil Führer in der Nacht bei dem Durchmarſch einer 
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ſo großen Menge nötig waren. Ob die Leute mit einem Wagen des 
Unternehmers befördert werden oder mit einem von dieſem geſtellten 
Sonderzuge, kann auch keinen Unterſchied machen, im Gegenteil, die 
Beziehung zum Betriebe wird dadurch noch loſer. Es fragt ſich 
mithin nur, ob die Tatſache, daß ſich der Unfall während des 
Krieges zugetragen hat, zu einer anderen Rechtsauffaſſung führen 
muß. Das hat der Senat verneint. Zweifellos ſind die Arbeiten, 
bei denen der Kläger tätig werden ſollte, ganz beſonders dringend 
geweſen, das iſt aber rechtlich ohne Bedeutung. Zweifellos war die 
Gewährung freier Fahrt auch nötig, um in dieſer Zeit Arbeiter für 
Oſtpreußen zu gewinnen. Auch das iſt bei früheren Entſcheidungen 
in entſprechenden Fällen berückſichtigt worden. Von Bedeutung könnte 
höchſtens ſein, daß die Arbeiter während des Krieges wegen der 
Verkehrsſperre nicht anders nach Lötzen kommen konnten, als wenn 
ſie durch die Militärverwaltung befördert wurden. Auch dadurch 
wird aber die Beteiligung des eigenwirtſchaftlichen Intereſſes des 
Klägers und der anderen Arbeiter an der Reiſe nicht geringer und 
die des Betriebsintereſſes nicht größer. Wie wenig der Betrieb be— 
teiligt war, ergibt ſich auch daraus, daß für die Zeit der Reiſe kein 
Lohn gezahlt worden iſt. Der Senat hat daher nicht angenommen 
daß der Kläger den Unfall beim Betriebe der Heeres verwaltung 
erlitten hat. Rek.⸗Sen., 19. Februar 1916, Ia 4092/15. 


3. § 544 RVO. Fliegerangriff auf eine Munitionsfabrik. 


Die Fabrik, in welcher der Kläger beſchäftigt war, ſtellt Spreng⸗ 
ftoffe und Munition für den Heeresbedarf her. Derartige Betriebe 
haben, insbeſondere dann, wenn ſie, wie hier, von der feindlichen 
Grenze nicht weit entfernt find, naturgemäß während der Dauer eines 
Krieges ſtändig Angriffe durch feindliche Luftſtreitkräfte zu gewärtigen. 
Dadurch nimmt die allgemeine Betriebsgefahr ſolcher Unternehmen 
während des ganzen Krieges einen größeren Umfang an. Zu den 
eigentlichen techniſchen Geſahren des Betriebs tritt für die in ihm 
beſchäftigten Arbeiter die weitere Gefahr, infolge feindlicher Angriffe 
verletzt oder getötet zu werden. Da aber bei einem Fliegerangriff 
erfahrungsgemäß die Geſchoſſe nicht ſämtlich ihr Ziel erreichen, ſondern 
zum großen Teil abirren, wird um die Betriebsanlagen, gegen die 
ſich der Angriff richtet, ein Gefahrenkreis geſchaffen, der, von dem 
Betriebe als Mittelpunkt ausgehend, die in entſprechender Entfernung 
liegenden benachbarten Grundſtücke und Straßen umfaßt. Außerdem 
kann es keinem Zweifel unterliegen, daß die feindlichen Angriffe, die 
nicht nur die Zerſtörung der Betriebseinrichtungen und Betriebsſtoffe, 
ſondern auch die Vernichtung der menſchlichen Arbeitskräſte ſolcher 
Betriebe bezwecken, nicht in letzter Linie die Tötung der zu beſtimmten, 
allgemein bekannten Tageszeiten dem gefährdeten Betrieb zueilenden 
und namentlich in ſeiner Nähe gruppenweiſe gehenden Arbeiter zum 
Ziele haben. Durch alle dieſe Umſtände wird der Gefahrenbereich 
des Betriebes über die räumlichen Grenzen der eigentlichen Betriebs— 
ſtätte hinaus erweitert. In dieſen Gefahrenbereich mußte ſich der 
Verſtorbene notwendigerweiſe begeben, um feine Arbeit auf der eigent— 
lichen Betriebsſtätte rechtzeitig beginnen zu können. An der Stelle, 
wo er den Tod erlitt, war er den Gefahren ausgeſetzt, die dem Be— 
triebe einer Munitionsfabrik gerade während des Krieges eigentümlich 
ſind. Denn es kann unbedenklich angenommen werden, daß die in 
einer Entfernung von nur 150 Metern von der Betriebsſtätte nieder: 
gegangenen Bomben dem Betriebe ſelbſt gegolten haben. In dieſem 
Umkreis beſteht eine lediglich durch die Eigenart ſolcher Betriebe be: 
dingte Gefahr gegenüber der durch Fliegerangriſſe auf eine Stadt 
überhaupt geſchaffenen allgemeinen, jedermann bedrohenden Kriegs— 
gefahr. (Rek.⸗Sen, 1. April 1916, Ia 218/16.) 


4. 8544 RVO. Der Heimweg des Arbeiters. 


An ſich iſt der Heimweg eines Arbeiters, der nach der Beendi— 
gung der Arbeit für den Betrieb noch eine Beſtellung auszurichten 
und zu dieſem Zweck einen Umweg zu machen hat, von der Erledis 


Zu 4. Im vorliegenden Falle ſuhr der Kläger täglich mit ſeinem 
Fahrrade nach Hauſe, und zwar durch Straßen, auf denen nur wenig 


gung des Auftrags ab nicht mehr verſichert (zu vgl. Rek⸗Entſch. 2136, 
Amtl. Nachr. des RBA. 1906 S. 271). Wird aber infolge des 
Auftrags der Heimweg für den Arbeiter gefahrvoll, indem er infolge 
dieſes Auftrags gezwungen iſt, ſtatt ſeines gewöhnlichen gefahrloſen 
Heimwegs von feiner Arbeitsſtelle aus einen gefuhrvollen Heimweg 
nach Erledigung des Auftrogs ſeines Arbeitgebers zu nehmen, und 
wirkt gerade dieſer Umſtand zur Entſtehung des Unfalls mit, ſo iſt 
der urſächliche Zuſammenhang des Unfalls mit dem Betriebe vor⸗ 
handen. (Rek.⸗Sen., 19. September 1916, Ja 5590/15.) 


5. 8 544 RVO. Unfall infolge Abſpringens von der in 
Fahrt befindlichen elektriſchen Straßenbahn. 

Es iſt nicht angängig, das Wort verbotswidrig im 8 544 Abſ. 2 
nur in dem Sinne von „entgegen Verboten des Betriebs, in welchen der 
Verletzte tätig war“ anzuwenden. Verboten, die für den Betricb er: 
laſſen ſind, in dem der Verletzte arbeitete, find vielmehr grundſätzlich 
alle ſonſt erlaſſenen Verbote gleichzuſtellen, alſo auch das Verbot des 
Abſpringens von elektriſchen Straßenbahnen während der Fohrt. 
Auch abgeſehen von verbotswidrigem Handeln ſteht grundſätzlich jede 
Fahrläſſigkeit auf Betriebswegen der auf der Vetriebsſtätte ſelbſt be 
gangenen Fahrläſſigkeit gleich. Für die Frage, ob ein Unfall bei 
verbotswidriger oder ſonſt fahrläſſiger Handlung auf einem Betriebs⸗ 
wege zu entſchädigen iſt, bleibt nur maßgeblich, ob die unfallbringende 
Verrichtung dem verſicherten Betriebe, in dem der Verletzte tätig war, 
noch zugerechnet werden kann. Die Prüfung dieſer Frage wird aller— 
dings bei Unfällen auf Betriebswegen ſtrenger fein müſſen als bei 
Unfällen auf der Betriebsſtätte, weil bei den erſteren der räumliche 
und meiſt auch der zeitliche Zuſammenhang mit dem Betriebe ſelbſt 
fehlt. Dieſes Ergeonis ſtimmt auch mit $ 556 RBO. überein, wo: 
nach Unfälle bei Betriebs handlungen, zu denen auch Wege gelören 
koͤnnen, nur dann keinen Entſchädigungsanſpruch begründen, wenn die 
Unfalle vorſätzlich herbeigeſührt find. In dem zur Entſcheidung 
ſtehenden Falle kann es nicht zweifelhaft ſein, daß die unfallbringende 
Verrichtung dem Betriebe des Arbeitgebers diente. Der Kläger war 
in unmittelbarem Verfolg ſeines Betriebsweges vor dem Haufe ſeines 
Arbeitgebers abgeſprungen, in das er zur Empfangnahme der Auf 
träge gelangen mußte. Unterſtützend, aber nicht entſcheidend, kommt 
dabei in Vetracht, daß der Kläger zu dem Abſpringen ſicherlich durch 
die Kürze der ihm zur Verfügung ſtehenden Zeit mit veranlaßt worden 
iſt. Hieraus ergibt ſich die Entſchädigungspflicht der beklagten Be 
rufsgenoſſenſchaft. Rek⸗Sen., 12. April 1916, Ia 1425/15. 


6. 8 544 RVO. Spielen an einer Betriebseinrichtung. 

Das NVA. hat in ſtändiger Rechtſprechung den Standpunkt ver: 
treten, daß ein Unfall, den ſich der Verletzte durch Spielcrei zuzieht, 
als Betriebsunfall in der Regel deshalb nicht angeſehen werden kann, 
weil der Verſicherte ſich durch die Spielerei außerhalb des Betriebs 
geſtellt hat. Von dieſem Grundſatz iſt das RBA. nur unter beſon⸗ 
deren Umſtänden, namentlich wenn es ſich um jugendliche Perſonen 
handelte, die ſich der Gefährlichkeit ihrer Handlungsweiſe nicht hin: 
reichend bewußt waren, abgewichen. Weder die RV. ſelbſt noch der 
Entwurf und die Kommiſſionsberatungen enthalten ausreichende An: 
haltspunkte dafür, daß der Geſetzgeber die Rechts lage, wie fie durch 
die Spruchübung des RA. hinſichtlich der Unfälle infolge Spielerei 
geſchaffen worden iſt, habe ändern wollen. Bei der Ei tſcheidung der 
Frage, ob ein entſchädigungspflichtiger Unfall vorliegt, iſt daher auch 
nach dem Inkrafttreten der RVO. allein maßgebend, daß die unfall: 
bringende Handlung „beim Betriebe“ vorgenommen worden iſt, daß 
alſo der Verſicherte einer Gefahr erlegen iſt, der er durch feine Be: 
triebstätigkeit ausgeſetzt war. Iſt aber die gefahrbringende Tätigkeit 
lediglich den perſönlichen Neigungen des Verletzten entſprungen, hat 
ſich der Verletzte nar aus Spielerei, alſo zu einem dem Betriebe 
völlig fremden Zwecke, an einer Betriebseinrichtung zu ſchaffen gemacht, 
ſo kann dieſe Tätigkeit dem Betriebe nicht zugerechnet werden. Denn 
Fuhrwerke verkebren, während er am Unfalltage ſeinen Weg durch 


Straßen nehmen mußte, die ſtark durch Geſchäſts- und Privatanto— 
mobile ſowie durch ſonſtige Wagen benutzt werden. 


45. Jahrgang. 
wenngleich fie räumlich und zeitlich mit dem Betriebe zuſammenfällt 
und wenngleich auch eine Betriebseinrichtung zum Zuſtandekommen 
des ſchädigenden Ereigniſſes mitgewirkt hat, ſo ſteht die ſpieleriſche 
Tätigkeit doch ihrer Zweckbeſtimmung nach in keinerlei Zuſammenhang 
mit der Betriebstätigkeit des Verletzten. Lag die unfallbringende 
Tätigkeit in keiner Weiſe im Intereſſe des Betriebs, wurde ſie viel⸗ 
mehr lediglich aus Spielſucht ausgeführt, ſo kennzeichnet ſie ſich deut⸗ 
lich als eine dem Betriebe fremde Tätigkeit und kann deshalb dem 
Betriebe nicht mehr zugerechnet werden. Rek.⸗Sen., 3. März 1916, 
Ia 5769/14. 


7. §S 603 RVO. Verpflichtung eines Unfallverletzten zur 
Vornahme einer Operation. 

Das RA. hat unter der Herrſchaſt des alten Rechts in ſtändiger 
Rechtſprechung daran feſtgehalten, daß die Unfallverletzten zur Duldung 
ſolcher Heilmaßnahmen und auch ſolcher Eingriffe verpflichtet ſeien, die 
eine oidnungsmäßige Wundbehandlung erſt ermöglichen, wie Freilegung 
der verletzten Stelle, Reinigung der Wunde und in der Regel auch 
Einſchnitte in Geſchwüre, nicht dagegen zur Duldung von Operationen, 
die in den Beſtand oder die Unverſehrtheit des Körpers eingreifen 
oder nicht ohne Lebensgeſahr vorgenommen werden können. Denn 
einem Verletzten müſſe die Freiheit, über Leben und Geſundheit zu 
verfügen auf jeden Fall unbenommen ſein. Als Operation in dieſem 
Sinne wurden auch relativ ungeſährliche Eingriffe, wie das Aus: 
ſchneiden einer Narbe oder das Tälowieren eines Hornhautflecks im 
Auge angeſehen. An dieſen Rechtsgrundſätzen ſollte, wie aus den 
Kommiſſionsverhandlungen einwandfrei hervorgeht, durch die NWO. 
nichts geändert werden. Ein Antrag, daß Verletzte zur Duldung von 
relativ ungefährlichen Operationen verpflichtet fein ſollten, iſt unter 
ausdrücklicher Billigung der bisherigen Rechtſprechung des RWA. 
abgelehnt worden (u vgl. Bericht der 16. Kommiſſion über den 
Entwurf der RBO, 3 Teil, S. 81 ff). Vorliegend hat ſich aber 
der Verletzte durch rechtskräftig gewordenen Vergleich vor dem OVA. 
verpflichtet, die Entfernung eines Teils der Tränendrüſe vornehmen 
zu laſſen. Hierdurch iſt die Berechtigung, die Operation zu ver⸗ 
weigern, nicht verlorengegangen. Denn in der Berechtigung eines 
Verletzten, die eigentlichen Operationen abzulehnen, muß ein unan⸗ 
taſibares perſönliches Recht erblickt werden, auf das er ſich jederzeit 
berufen kann und das erſt mit dem Augenblick der tatſächlichen 
Vornahme des Eingriſſs erliſcht. Bis zu dieſem Zeitpunkt muß es 
dem Verletzten aber unbenommen ſein, ſeine Einwilligung zu verſagen 
oder, wenn er ſie ſchon erteilt hatte, zu widerrufen, wenn ihm im 
letzten Augenblick Bedenken auffteigen, weil er jetzt erſt zu klarem 
Erkennen der Bedeutung der Operation gelangt. Eine vertragliche 
Bindung zur Duldung der Operation iſt deshalb unwirkſam. Rek.⸗Sen., 
15. Juni 1916, Ta 88/16. 


8. 8 1548 RVO. Anmeldung des Entſchädigungsanſpruchs 
durch die Hinterbliebenen. 

Der 8 1518 RO. beſtimmt, abweichend von den $S 72, 92 
Gew verſG.: „Stirbt der Verletzte infolge des Unfalls, jo iſt der 
Anſpruch auf Entſchädigung für die Hinterbliebenen zur Vermeidung 
des Ausſchluſſes ſpäteſtens zwei Jahre nach dem Tode des Verletzten 
bei dem Verſicherungsträger anzumelden.“ In allen Fällen, mag für 
den Verletzten ſelbſt eine Entſchädigung feſtgeſtellt ſein oder nicht, 
läuft mithin für den aus dem Tode als Unfallfolge herzuleitenden 
Anſpruch der Hinterbliebenen eine ſelbſtändige, erſt vom Tode des 
Verletzten an lauſende zweijährige Ausſchlußfriſt, ſo daß der Anſpruch 
der Hinterbliebenen jetzt entſprechend ſeiner von der des Verletzten 
abweichenden Rechtsgrundlage (hier Unfall und Tod, dort nur der 
Unfall) auch hinſichtlich der Anmelde: oder Ausſchlußfriſt vom An: 
ſpruch des Verletzten unabhängig geworden iſt. Dieſe dem Anſpruch 
der Kläger günſtigere Vorſchriſt der RVO. muß den Klägern zugute 
kommen, da der Tod infolge des zeitlich vor Inkrafttreten der RED. 
liegenden Unfalles erſt nach dem Inkrafttreten der RVO. eingetreten 
iſt. Nek. Sen., 28. April 1916, Ia 2743,15. 
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Preußiſches Oberverwaltungsgericht 
Proze ſigrundſätze des Verwaltungsſtreitverfahrens. 
Berichtet von Juſtizrat Dr. Görres, Berlin. 
(Fortſetzung aus Nr. 18, 351.) 


1. Keine Konkurrenz des Zivilrichters mit dem Ver⸗ 
waltungsrichter. 

Der Negierungspräſident verlangte von der Gemeinde, daß fie 
Beiträge zu den Koften der Straßenreinigung, die fie von den Anliegern 
auf Grund unangefochtener Heranziehung erhoben hatte, zurückzahlen 
ſolle, weil die Heranziehung mangels gültigen Ortsrechts zu Unrecht 
erfolgt war. Zu dieſer Erſtattung iſt die Gemeinde weder durch eine 
unmittelbare Geſetzesvorſchrift verpflichtet, noch kann für fie eine 
Erſtattungspflicht durch die kommunale Auſſichtsbehörde begründet 
werden. Met dem Eintritte der Unanfechtbarkeit der Heranziehung 
verloren die Anlieger, die vom Einſpruche keinen Gebrauch gemacht 
hatten, jeden Anſpruch auf Freiſtellung von der Abgabe oder auf 
Nückerſtattung der gezahlten Beträge. Ebenſowenig ſtand ihnen hierzu 
der Weg des Zivilprozeſſes offen (vgl. RGZ. 60, 353; 67, 403; 49, 
220). Gegenüber einer unanfechtbar gewordenen Heranziehung kommt 
es nicht mehr darauf an, ob dieſe dem beſtehenden Recht entſprach 
oder nicht. Was auf dieſem Wege in den Beſitz der Gemeinde 
gelangt iſt, bildet auch dann keine ungerechtfertigte Bereicherung, wenn 
die Heranziehung ſelbſt der rechtlichen Grundlage entbehrte. (Urt. I. Sen. 
vom 18. 2. 1915, IA. 67/13 [69, 78J.) Dies iſt feflftehende Recht: 
ſprechung des OB G. auf dem Gebiete des geſamten Gebührenweſens, 
wis ſich namentlich darin äußert, daß Zinſen von Beträgen, die im 
Verwaltungsſtreitverſahren zurückerſtritten werden, als nicht erſtattungs⸗ 
fähig gelten. Wehrbeitragsgeſetz § 50 verordnet im Gegenſatze 
hierzu: Die auf Grund rechtskräftiger Entſcheidung zu erſtattenden 
Beträge ſind mit 4 vom Hundert für das Jahr zu verzinſen. Nach 
richtiger Meinung läuft dieſe Zinspflicht vom Tage der Zahlung, 
nicht erſt vom Tage der Rechtskraft an. 


2. Rechtskonſulenten. 

Die Vorſchriften des Handelsminiſters über den Geſchäſtsverkehr 
der Vermittlungsagenten für Immobiliarverträge vem 29. November 
1907 23. Januar 1911 und für den Gewerbebetrieb der Perſonen, 
die fremde Rechtsangelegenheiten beſorgen, vom 28. November 
1901 4. Dezember 1906 finden auch auf juriſtiſche Perſ 'nen und 
Geſellſchaften Anwendung; insbeſondere auch auf Geſellſchaften, die 
nach dem HGB. oder beſonderen Geſetzen, z. B. dem Geſetz über die 
Geſellſchaften m. b. H. vom 20. Mai 1898 zur Führung von Handels 
büchern verpflichtet ſind. (Urt. III. Sen. v. 4. 3. 1915, III X. 17,14 
169, 357].) 

3. Petita partium. 

Das Verfahren leidet an einem weſentlich n Mangel. Obwohl 
der Kläger ſelbſt nur eine Ermäßigung der Abgobe beanſprucht hatte, 
iſt er durch die Vorentſcheidung von ihr freigeſtellt worden. Durch 
dieſes Hinausgehen über den Antrag des Klägers wurde die Be: 
fiimmung im § 79 LVG. verletzt, nach welcher die Entſcheidung nur 
die im Streitverſahren erhobenen Anſprüche betreffen darf. (Urt. 
VIII. Sen. v. 9. 2. 1915, VIII C. 188 14 (69, 721) N 


4. Beweislaſt. Feſtſtellung der Geiſtes krankheit. 

Im Verwaltungsſtreitverſahren ſpielt vermöge der dieſes be⸗ 
herrſchenden Unterſuchungsmaxime allerdings die Beweis laſt nicht 
die nämliche Rolle wie im Zivilprozeſſe, vielmehr iſt es im all⸗ 
gemeinen Aufgabe des Verwaltungsrichters, von Aints wegen den 
Sachverhalt vollſtändig aufzuklären (§ 71 Abſ. 3 und 8 76 LG.). 
Indeſſen iſt die Rechtſprechung darüber nie im Zweifel geweſen, 
daß, wenn die Beweiserhebung zu keinem ſicheren Ergebniſſe geführt 
hat, auf die Beweislaſt zurückzugehen und zuungunſten des Beweis⸗ 


pflichtigen zu entſcheiden iſt. 


Weiter iſt ſtets daran feſtgehalten worden, daß im Verfahren 
aus SS 127 fl. a. a. O. der Kläger zu beweiſen hat, daß die tatſäch⸗ 
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lichen Vorausſetzungen für die angeſochtene polizeiliche Verfügung 
nicht vorliegen. Daher hat nicht die beklagte Polizeiverwaltung die 
Fortdauer der gemeingefährlichen Geiſteskrankheit zu beweiſen, ſondern 
umgekehrt liegt dem Kläger, der die Aufhebung ſeiner Unterbringung 
in die Irrenanſtalt begehrt, der Beweis daſür ob, daß die tatſächlichen 
Vorausſetzungen dieſer Anordnung weggefallen waren, als er ſeine 
Entlaſſung beantragte. 

Gewichtige Bedenken erheben ſich dagegen, die Feſtſtellung, ob 
Kläger gemeingefährlich geiſteskrank, ohne Rückſicht auf die akten⸗ 
mäßigen Vorgänge weſentlich auf den perſönlichen Eindruck zu gründen, 
den Kläger bei der mündlichen Verhandlung machte. Dieſe Frage 
kann in der Regel nicht unter Übergehung pſychiatriſcher Wiſſenſchaft 
und Erfahrung gelöſt werden. Es iſt Sache des Richters, ſich dieſe 
Hilfe durch Auswahl geeigneter Sachverſtändiger zu beſchaffen. (Urt. 
I. Sen. 20. 4. 1914, I B. 26/13 [67, 314].) 


5. Prozeſſuale Begrenzung des Konflikts. 

Da der Hund des Klägers vom Beklagten innerhalb ſeines 
Schutzbezirks getötet worden iſt, ſo hat Beklagter den Hund in ſeiner 
Eigenſchaft als Forſt⸗ und Jagdſchutzbeamter, alſo in Ausübung 
ſeines Amtes erſchoſſen. Somit ſchließt die Behauptung des Klägers, 
daß die Tötung widerrcchtlich erfolgt und der Beklagte auf Grund 
des § 823 BGB. ſchadenserſatzpflichtig ſei, die Behauptung in ſich, 
daß der Beklagte feine Antsbefugniſſe überſchritten habe. Gegen die 
Zuläſſigkeit des Konflikts beſtehen daher inſoweit leine Vedenken; 
der Konflikt erweiſt ſich aber aus einem anderen Grunde als unzuläſſig. 

Wenn bei Anſprüchen auf Schadenserſatz über den Anſpruch dem 
Grunde nach vorweg rechtskräftig entſchieden worden iſt, kann 
gegenüber dem die Höhe des Anſpruchs betreffenden gerichtlichen 
Verfahren der Konflikt nicht mehr erhoben werden. Ob die Ent: 
ſcheidung über den Grund des Anſpruchs in einem beſonderen 
Prozeſſe gefällt iſt oder in einem über den Grund und den Betrag 
zugleich anhängigen Verfahren durch Zwiſchenurteil erfolgt, iſt hierfür 
gleichgültig. (Urt. I. Sen. v. 26. 11. 1914, I A. 191/13 [68, 452]. 


Hypothekeneinigungsamt Berlin. 


Berichtet von Rechtsanwalt und Privatdozent Dr. Arthur Nußbaum, 
Berlin. 


1. Die Kriegsgeſetzgebung will verhindern, daß der 
betreibende Gläubiger infolge der Kriegsnotlage auf 
Koſten der nachſtehenden Hypothekare und des Eigen— 
tümers große Vorteile erlangen. 

Die Erteilung der Friſt wird durch die Lage der Schuldnerin 
gerechtfertigt. Daraus, daß ſie in der Zeit vor dem Kriege Schwierig⸗ 
keiten hatte, das Kapital zur Rückzahlung der hier fraglichen zweiten 
Hypothek zu beſchaffen, läßt ſich nichts zu ihren Urgunſten herleiten 
angeſichts der überaus ſchwierigen Verhältniſſe, die ſich auf dem Markt 
der zweiten Hypotheken ſchon vor dem Kriege herausgebildet hatten. 
Die Schuldnerin hat auch noch bis zum April 1915 die Zinſen zu 
zahlen vermocht. Wenn ſie die Zinsleiſtungen auf die Dauer nicht 
aufrechterhalten konnte, ſo lag dies daran, daß infolge des Krieges 
ein ſtarker Rückgang der Mieten einſetzte. Im Frieden belief ſich der 
Brutto⸗Mietertrag auf 49 000 &, im Auguſt 1915 auf 31 000 &. 

Andererſeits kommt die Gefahr eines unverhältnismäßigen Nachteils 
auf ſeiten der Gläubiger nicht in Frage. Dafür, daß die Gläubiger 
ſich in einer Notlage befinden, tft nicht der geringſte Anhalt gegeben, 
die Gläubiger wollen dies anſcheinend auch ſelbſt nicht behaupten. 
Auch von einer Gefährdung der Sicherheit der Hypothek kann nicht 
die Rede ſein. Der Wert des Grundſtücks überſteigt noch die den 
klägeriſchen Hypotheken nachſtehenden Hypotheken beträchtlich; auch 
find die Grundſtückseinnahmen immerhin noch fo groß, daß ein An⸗ 
ſchwellen von Zinsrückſtänden der erſten Hypothek in nennenswertem 
Betrage nicht zu erwarten iſt. Es liegt ſogar im Bereiche der Mög⸗ 
lichkeit, daß durch Vermietung der jetzt leerſtehenden Läden der Miet⸗ 


ertrag ſo weit gehoben wird, daß auch die Zinſen der den Klägern 
gehörigen Hypotheken gedeckt werden können. 

Da die Zwangsverwaltung des Grundſtücks bereits ſchwebt, fo 
können die Kläger mit ihrer Klage nur den Zweck verfolgen, das 
Grundſtück zur Zwangsverſteigerung zu bringen. Sie würden dann 
in die Lage kommen, das Grundſtück billig zu erſtehen, da, wie ſeitens 
der Schuldnerin glaubhaft gemacht iſt, auch der an dritter Stelle 
ſtehende Hypothekar U. die Friſtgewährung dringend wünſcht und alſo 
offenbar ſeinerſeits die Erſtehung des Grundſtücks nicht beabſichtigt, 
was ſich zur Genüge daraus erklärt, daß allein die baren Koſten des 
Zuſchlags (Stempel uſw.) ſich auf rund 30000 & ſtellen würden. 
Die Zulaſſung der Verſteigerung würde daher im vorliegenden Falle 
nur die Wirkung haben können, daß die Kläger infolge der Kriegs⸗ 
notlage einen Vorteil erlangen, der auf mehrere hunderttauſend Mark 
zu ſchätzen wäre, wogegen die nachſtehenden Hypothekare ſchwer ge⸗ 
ſchädigt und die Schuldnerin wirtſchaftlich vernichtet werden würde. 
Gerade derartigen Möglichkeiten will die Kriegsgeſetzgebung entgegen⸗ 
treten. (Gutachten vom 28. Febr. 1916, A. 228.) 


2. Einem im Felde ſtehenden verheirateten Hypotheken⸗ 
ſchuldner muß für ſich und ſeine Familie ein angemeſſener 
Betrag belaſſen werden. 


Die eingehende Erörterung der Verhältniſſe vor dem Einigungs⸗ 
amt hat ergeben, daß die Gewährung der Friſt durch die Lage des 
im Felde ſtehenden Schuldners vollauf gerechtfertigt wird. Der Schuldner 
hat zwar ein nicht unerhebliches Vermögen in Grundbeſitz angelegt, 
aber es ift dem Einigungsamt bekannt, daß es unter den gegenwärtigen 
Verhältniſſen unmöglich iſt, dieſe Werte in Geld umzuſetzen. Aller⸗ 
dings hat der Schuldner noch zwei Aktien der pp. Fabrik, auf die er 
nach Anſicht der Gläubigerin etwa 2400 %% — der Betrag iſt übrigens 
zu hoch gegriffen — erhalten könnte. Von einem im Felde ſtehenden 
verheirateten Schuldner kann aber nicht verlangt werden, daß er den 
letzten Pfennig zur Rückzahlung von Hypothekenkapitalien verwende 
und feine Familie Not leiden laſſe. Ein ſolches Verlangen iſt be 
ſonders im vorliegenden Falle ungerechtfertigt, da auch nicht das 
geringſte dafür erbracht iſt, daß der Gläubigerin durch die Friſt⸗ 
gewährung ein unverhältnismäßiger Nachteil zugefügt werden würde. 
Vielmehr iſt das Gegenteil als feſtgeſtellt zu erachten. (Gutachten 
vom 3. Januar 1916, A. 197.) 


Oberlandesgerichte. 
Kriegsrechtliche Entſcheidungen. 


1. Ausdehnende Auslegung der BRV. vom 14. Januar 
1915 über die Beſtellung eines Vertreters für einen Kriegs⸗ 
teilnehmer. 


Die Beſtellung eines Vertreters iſt in allen Fällen zuläſſig, wo ſie 
zur Verhütung offenbarer Unbilligkeiten erforderlich iſt, und nicht be⸗ 
ſchränkt auf die Fälle, die zum Erlaſſe der Bek. nach ihrer Begründung 
Veranlaſſung gegeben haben Der Richter hat die Frage nach freiem 
Ermeſſen unter Berückſichtigung der beſonderen Umſtände des Einzel 
falls zu entſcheiden, wobei auch Fälle ganz anderer Art als die in 
der Begründung angeführten zur Aufſtellung eines Vertreters führen 
können. Im vorliegenden Falle behauptet die Klägerin, daß ſie ihre 
klagbegründenden Tatſachen in der Hauptſache nur durch Eides⸗ 
zuſchiebung vertreten könne, was bei der Art des Sachverhältniſſes 
ohne weiteres glaubhaft iſt. Es iſt in hohem Maße unbillig, wenn 
ihr dieſes Beweismittel durch Zufälligkeiten des Krieges verloren⸗ 
gehen würde. Sie wäre gegenüber den Rechtsnachfolgern des Be 
klagten faft rechtlos geſtellt. Unter dieſen Umſtänden find die Bor: 
ausſetzungen des § 1 der erwähnten Bek. gegeben, weshalb die an⸗ 
gefochtene Verfügung aufzuheben und die Aufſtellung eines Vertreters 
für den Beklagten anzuordnen war. Zur Anhörung von Verwandten 
oder anderen mit den Verhältniſſen des Beklagten vertrauten Perſonen 


45. Jahrgang. 


beftand kein Anlaß. Nach § 575 ZPO. waren die weiteren Ans 

ordnungen dem Vorſitzenden des Prozeßgerichts zu übertragen. (OLG. 

München, Beſchluß vom 2. Oktober 1916, Beſchw.⸗Neg. Nr. 424/16.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


* * 
1 


2. Rechtsſtellung der Geſchäfts führer einer unter 
zwangsweiſe Verwaltung geſtellten ausländiſchen Ge⸗ 
ſellſchaft mit beſchränkter Haftung. 

Im Handels regiſter des Kgl. AG. C. iſt die P. K. Compagnie 
m. b. H. mit dem Sitze in... eingetragen. Das Kapital der Unter⸗ 
nehmung ſteht ganz engliſchen Staatsangehörigen zu. Nach Kriegs⸗ 
ausbruch tft zunächſt der Kauſman ! M. zur Aufſichtsperſon über die 
Geſellſchaft beſtellt worden. Auf deſſen Antrag hat das A. den 
Kaufmann Sch. gemäß $ 5a Bek. betr. die Überwachung auslägdiſcher 
Unternehmungen vom 4 September / 22. Oktober 1914 (RG Bl. 397, 
447) zum Vertreter beſtellt und dies im Handelsregiſter eingetragen. 
Der damalige alleinige Geſchäſtsführer H. war am 6. November 1915 
in Ruhleben interniert worden. Durch Verfügung des Miniſters für 


Zu 2. Das KG. hat die Entſcheidung des LG. wegen eines 
Mangels im Verfabren aufgehoben. Es geht aber doch auch auf die 
materielle Seite der Sache ein. Es bejaht die Berechtigung des 
Zwangsverwalters, nicht nur den Gefchäftsführer einer ihm unters 
fielen G. m. b H. zu entlaſſen. Es gibt ihm auch das Recht, neue 
Geſchäftsführer zu beſtellen. Es geht von dem Grundgedanken aus, 
daß der Zwangsverwalter die Rechte aller Organe der Geſellſchaft, 
alſo ach der Geſellſchafterverſammlung ausübe. Die Frage hat 
grundſätzliche Bedeutung. Sie trifft die Stellung des Zwangsverwalters 
zu dem innern Leben der juriſtiſchen Perſonen des Geſellſchaftsrechts. 
Hier ſcheint nun aber das KG. dem Gedanken der Zwangsverwaltung 
nicht gerecht zu werden. Zweifellos bat Dritten gegenüber der Zwangs— 
verwalter ausſchließlich das Recht die G. m. b. H zu vertreten Er 
hat ſich in den Beſitz des Unternebmens zu ſetzen gleich dem Konkurs— 
verwalter. Er ſchaltet damit die Beſugniſſe der Organe der Geſellſchaſt 
aus. Dieſe ruhen während der Dauer der Verwaltung. Das trägt 
aber auch hier nicht weiter, als, wie beim Konkurſe, der Zweck dieſer 
Einrichtung erfordert. In das Innenleben der Körpeiſchaft kann und 
ſoll die Zwangs verwaltung nicht eingreifen. Das Verhältnis der 
Geſellſchaſter zueinander berührt ihn nicht. Wäre wirklich, wie das 
KG. meint, der Zwangsverwalter auch beſugt, die Rechte der Geſellſchafter— 
veirſammlung auszuüben, dann müßte er auch die Geſellſchaft durch 
ſeinen Beſchluß auflöſen können. Daß dies nicht der Fall iſt, zeigt 
8 3 3B. Nur der Reichskanzler kann im Wege der Vergeltung 
dies für zuläſſig erklären. Sowenig wie die Auflöſung kann der 
Zwangsverwalter eine Anderung des Geſellſchaftsvertrags beſchließen. 
Er kann das Stammkapital weder erhöhen noch herabſetzen. So— 
wenig wie der Konkursverwalter kann er Nachſchüſſe einzuziehen be⸗ 
ſchließen. Das ſteht auch hier nur den Geſellſchaſtern ſelbſt zu. Und 
wie dieſe Beſchlüſſe find ibm auch die übrigen in $ 43 Gmb. 
aufgezählten entzogen. Es iſt nicht angängig, ihm die Genehmigung 
zur Veräußerung eines Geſchäftsanteils zumweiſen. Die Zwangs— 
verwaliung nimmt den ausländiſchen Geſellſchaftern die Verſüaung 
über das Geſellſchaſtsvermögen. Nicht aber find damit die Geſchäfts⸗ 
anteile und die daraus fließenden Rechte getroſſen. Daher kann auch 
der Zwangsverwalter nicht an Stelle der bisberigen Geſchäftsſührer 
neue ernennen Zwelfellos kann er die vorhandenen entlaſſen. Er 
iſt ja der alleinige Prinzipal Ich verweiſe hier wieder auf den 
Konkursverwalter. Zwiſchen der G. m. b. H. und dem Geſchäſtsſührer 
beſteht ein Dienftvertrag. Dieſen kündigt er auf. Das kann er hier 
wie bei jedem Angeſtellten. Einen neuen Geſchäſtsführer aber zu 
ernennen fehlt ihm die Beſugnis. Es fehlt auch das praktiſche Bes 
dürfnis hierzu. Welchen Zweck ſoll es haben, eine Perſon als Ges 
ſchäftsführer in das Handelsregiſter einzutragen, die doch keine Ver⸗ 
tretungsmacht haben kann? Welchen Sinn hat es, wenn im vor— 
liegenden Falle geſagt wird, daß Willenserklärungen für die Geſellſchaft 
durch die beiden Geſchäſtefuhrer gemeinſchaftlich oder mit einem 
Proluriſten erfolgen, da doch die Befugniſſe auch der vom Zwangs— 
verwalter ernannten Geſchäſtsſührer genau fo ruhen wie die ur: 
ſprünglichen? Gewiß bedarf der Zwangsverwalter der Mitwirkung 
geeigneter Kräfte bei der Geſchäftsſührurg. Gewiß kann ihm die 
Leitung des geſamten innern Betriebes nicht allein zugemutet werden. 
Avein darin iſt feine Lage nicht anders. als die jeden Inhabers eines 
Geſchäſts. Er kann beliebig viel Gehilfen beſtellen. Er kann ihnen 
nach außen Handlungsvollmacht und Prokura geben. Etwas anderes 
als ſolche Angeſtellten können die von ihm berufenen Perſonen nicht 
fein. Er kann fie nicht zu Geſchäſtsführern im Sinne der 88 35 ff. 
GmbHG. machen. Hachenburg. 
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Handel und Gewerbe iſt die Geſellſchaft in zwangsweiſe Verwaltung 
genommen und die bisherige Aufſſichtsperſon zum Zwangsverwalter 
ernannt worden. M. hat am 2. Februar 1915 angemeldet, daß die 
Beſtellung des Sch. erlofchen ſei und daß er dieſem und dem Fräu⸗ 
lein H. Geſamtprokura erteilt habe. Die Eintragung iſt antrags⸗ 
gemäß erfolgt. 

In notariell beglaubigter Urkunde vom 25. April 1916 hat M. 
erklärt, er beſtelle die Kaufleute G. und Sch. zu Geſchäftsführern der 
Geſellſchaft, urd zwar dergeſtalt, daß ſortan Willenserklärungen und 
Zeichnungen für die Geſellſchaft entweder durch die beiden Geſchäfts⸗ 
führer in Gemeinschaft miteinander oder durch einen der beiden 
Geſchäftsführer in Gemeinſchaft mit der Prokuriſtin Fräulein A. er⸗ 
folgen; durch die Beſtellung des Sch. zum Geſchäfts führer ſei feine 
bisherige Prokura erloſchen. Er hat die Beſtellung der Geſchäfts— 
führer und das Erlöſcken der Prokura des Sch. gemeinſam mit den 
Kaufleuten G. und Sch. zur Eintragung angemeldet. 

Das AG. hat die Eintragung abgelehnt, da die Beſtellung von 
Geſchäſtsführern während der Zwangsverwaltung ausgeſchloſſen ſei. 
Die Zivilkammer des LG. hat die Beſchwerde des Zwangsverwalters 
zurückgewieſen. Auf ſeine weitere Beſchwerde hat das KG. den Be⸗ 
ſchluß des LG. aufgehoben und die Sache zu anderweiter Erörterung 
und Entſcheidung an die Kammer für Handelsſachen des LG. zurück⸗ 
gewieſen. 

Gründe: Das Rechtsmittel mußte zur Aufhebung der angefoch⸗ 
tenen Entſcheidung führen, da das Verfahren an einem weſentlichen 
Mangel leidet (K GJ. 48 A 27; 24 A 209; 39 A 140). 

In II. Inſtanz hat eine Zivilkammer entſchieden. Nach 9 30 
550. erfolgen aber die Entſcheidungen über Beſchwerden in Handels⸗ 
ſachen durch die Kammern für Handelsſachen, wie ſolche hier 
bei dem LG. eingerichtet find. Eine Handels ſache liegt hier vor. 

Zr Entſcheidung ſteht, ob der Anmeldung von Geſchäſtsführern 
für die P. K. Compagnie m. b. H. ſtattgegeben werden ſoll. Die auf 
eine Geſellſchaft m. b. H. bezüglichen Eintragungen, mithin auch die 
Eintragung von Geſchäftsführern im Sinne des GmbH., erfolgen im 
Handelsregiſter, fie find alſo Handels ſachen im Sinne des VII. Abs 
ſchnittes des FGG. und des § 30 daſelbſt. Daran Ändert auch der 
Umſtand nichts, daß die Geſellſchaft als „eng liſche Unternehmung“ 
unter Zwangsverwaltung geſtellt iſt, und daß die Geſchäftsführer von 
dem Zwangsverwalter beſtellt ſind. Die Verhängung der Zwangs⸗ 
verwaltung ändert an dem rechtlichen Charakter des ihr unterſtellten 
Unternehmens nichts. Iſt dies eine Geſellſchaſt, jo bleibt fie als 
ſolche beſtehen, wenn nicht der Reichskanzler ihre Auflöſung für zu⸗ 
läſſig erklärt ($ 3 Bek. vom 22. Oktober 1914). Auch die Organe der 
unter Zwangsverwaltung geſtellten Geſellſchaften bleiben als ſolche 
beſtehen. Durch $ 2 Abſ. 3 a. a. O. iſt nur beftimmt, daß ihre Be 
fugniſſe zu Rechtshandlungen für das Unternehmen ruhen. Dieſe 
Befugniſſe gehen für die Dauer der Verwaltung auf den Zwangs⸗ 
verwalter über, der nach $ 2 Abſ. 1 a. a. O. zu allen Nechtshand⸗ 
lungen für das Unternehmen befugt iſt. Er hat dieſe Befugniſſe 
allein und unter Ausſchluß jedes anderen (RG. in DIZ. 1915, 
1129 = JW. 1916, 140 = Leipz3. 1916, 47) Seine Vertretungs⸗ 
macht iſt unbegrenzt, er übt alle Befugniſſe der Inhaber (Geſell⸗ 
ſchafter), des Vorſtandes, der Geſchäftsführer, des Auſſichtsrats und 
der Generalverſammlung aus (KGJ. 47 A 113). Dieſe ſtarke 
Stellung erklärt ſich aus dem Zwecke der Zwangsverwaltung, die die 
Vermögenswerte feindlicher Staatsangehöriger ſür die Dauer des 
Krieges im Inlande zurückhalten ſoll, um bei etwaigen Verletzungen 
deutſchen Privatvermögens im Auslande die Möglichkeit der Wieder⸗ 
vergeltung zu ſichern. Dieſer Zweck erſordert es, daß der Zwangs⸗ 
verwalter unumſchränkter Herr über alle Nechtsgeſchäfte des Unter⸗ 
nehmens nach außen iſt, da er nur ſo verhindern kann, daß Ver⸗ 
mögenswerte der Verſtrickung entzogen werden. Von untergeordneter 
Bedeutung für die Errichtung des erörterten Zweckes iſt dagegen die 
Tätigkeit der Geſellſchaftsergane im inneren Betrieb. Inſoweit 
bleiben daher ihre Befugniſſe und Pflichten unberührt Das gilt 
namentlich auch für die Geſchäftsführer einer Geſellſchaft m. b. H., 
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deren Aufgabe nicht nur die Vertretung nach außen, ſondern auch 
die Geſchäftsführung im Innenverhältnis iſt (zu vgl. § 41 
GmbH., wo ihnen die ordnungsmäßige Buchführung beſonders zur 
Pflicht gemacht iſt). Die bei Beſtellung eines Zwangsverwalters 
vorhandenen Gefchäftsführer bleiben ſonach im Amte, bis der Ber 
walter ſie entläßt. Dazu iſt er beſugt, weil er die Rechte aller 
Organe der Geſellſchaft, alſo auch die der Geſellſchaftsverſammlung 
ausübt (KJ. 47 A 113). Aus dem gleichen Grunde iſt er aber 
auch befugt, neue Geſchäftsſührer im Rahmen der Satzung zu be⸗ 
ſtellen. Er wird dazu auch meiſt im Intereſſe des Unternehmens 
genötigt ſein, da ihm nicht die Leitung des geſamten inneren Betriebes 
zugemutet werden kann. Die Vertretungsbefugniſſe eines ſo beſtellten 
Geſchäftsführers ruhen zwar für die Dauer der Verwaltung; Willens⸗ 
erklärungen für die Geſellſchaft nach außen abzugeben, iſt er nicht in 
der Lage. Dieſe Befugniſſe leben jedoch nach Beendigung der Ver⸗ 
waltung von ſelbſt auf; überdies ſind die auf dem inneren Geſchäfts⸗ 
betrieb bezüglichen Befugniſſe von vornherein vorhanden. Die vom 
Zwangsverwalter zu Geſchäftsſührern beſtellten Perſonen ſind ſonach 
wahre Geſchäftsführer im Sinne der 8$ 35 ff. GmbHG, ihre Eins 
tragung iſt daher eine reine Handelsſache. 

Zum Schluß wird noch bemerkt, daß der Geſchäftsführer H. 
bisher anſcheinend noch nicht abberufen iſt. Seine Internierung in 
Ruhleben hat ſein Amt ebenſowenig beendigt wie die Einſetzung 
einer Aufſichtsperſon, eines Vertreters und eines Zwangsverwalters. 
(KG., ZS. Ja, Beſchluß vom 7. Juli 1916, Ia II. 470/16.) 
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3. Zuläſſigkeit der Teilnahme von Angehörigen des 
feindlichen Auslandes an einem Verfahren der frei— 
willigen Gerichtsbarkeit. Unwirkſamkeit der mit Rußland 
geſchloſſenen Nachlaßabkommen während des Kriegs— 
zuſtandes. Zuläſſigkeit von Sicherungsmaßnahmen des 
deutſchen Nachlaßgerichts über den Nachlaß eines Ruſſen 
beim Beſtehen einer Teſtamentsvollſtreckung des ruſſiſchen 
Rechts. 

Im Jahre 1915 verſtarb zu Berlin, feinem letzten Wohnſitz, der 
ruſſiſche Staatsangehörige J. J. Er hatte in Berlin zu notariellem 
Protokoll durch Übergabe einer offenen Schrift ein Teſtament errichtet, 
in dem er ſeine Söhne M. und J. zu Berlin, ſeinen Sohn A. zu 
Newhork, feine Tochter K. und feinen minderjährigen Enkel H. zu 
Erben ſeines Vermögens auf je Y, einſetzte. Sein Sohn J. ſollte 
außerdem ein Vermächtnis von 2000 / erhalten. Derſelbe ſollte 
ferner berechtigt ſein, das ſchon bisher von ihm mitbetriebene Geſchäft 
des Erblaſſers unter der bisherigen Firma weiter fortzuführen, ohne 
für das Geſchäft als ſolches oder für die Firma etwas zu bezahlen. 
J. iſt ferner zum Teſtamentsvollſtrecker behufs Auseinanderſetzung 
des Nachlaſſes ernannt. 

Am Todestage des Erblaſſers ſiellte die Mutter des minder: 
jährigen Erben H. als deſſen geſetzliche Vertreterin beim Nachlaß— 
gericht den Antrag, die Sicherſtellung des Nachlaſſes ihres Schwieger⸗ 
vaters gemäß § 1960 BGB. anzuordnen. Später bat fie um 
ſofortige Siegelung des Nachlaſſes, Aufnahme eines Inventars und 
Hinterlegung der Gelder, Wertpapiere und Kofibarkeiten, da fie 
keinen Zweifel habe, daß ihre Schwägerin, die Miterbin K, bei der 
beabſichtigten Rückreiſe in ihre Heimat von dem Nachlaſſe ſoviel wie 
möglich mitnehmen werde. 

Das Nachlaßgericht ordnete an, daß ſoſort ein Verzeichnis des 
Nachlaſſes des Erblaſſers aufgenommen und die Koſtbarkeiten und 
Wertpapiere, außer Papiergeld und Banknoten, ſo lange hinterlegt 
würden, bis ſich J. über die Annahme des Teſtamentsvollſtreckeramts 
entſchieden habe. Der Gerichtsvollzieher hat darauf ein Nachlaß— 
verzeichnis aufgenommen und die im Nachlaſſe vorgefundenen, einzeln 
bezeichneten Wertpapiere im Geſamtbetrage von 17 048,91 , beim 
AG. hinterlegt. 

Durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgericht nahm nunmehr 
J. das Amt als Teſtamentsvollſtrecker an und beantragte, ihm ein 


Teſtamentsvollſtreckerzeugnis zu erteilen. Er bat ferner, die getroffenen 
Sicherungsmaßnahmen aufzuheben. Das Nachlaßgericht ordnete 
darauf an, daß die Hinterlegung der Koſtbarkeiten und Wertpapiere 
bis zur Rückkehr geordneter völkerrechtlicher Beziehungen zwiſchen 
dem Deutſchen Reiche und Rußland beſtehen bleibe. 

Durch Verfügung vom gleichen Tage lehnte das Nachlaßgericht 
die Erteilung eines Teſtamentsvollſtreckerzeugniſſes an J. mangels 
Kenntnis der einſchlägigen ruſſiſchen Geſetzesvorſchriſten ab. 

Die Beſchwerde wurde zurückgewieſen. Das LG. iſt der Anſicht, 
daß ſowohl nach ruſſiſchem als auch nach deutſchem Recht, insbeſondere 
im Hinblick auch auf Art. 1 der zwiſchen Deutſchland und Rußland 
geſchloſſenen Konvention vom 12. November 1874, das Nachlaßgericht 
befugt geweſen ſei, die von ihm getroffenen Sicherungsmaßnahmen 
anzuordnen. Dieſe ſeien auch in tatſächlicher Beziehung mit Rückſicht 
auf das von J. dem Gerichtsvollzieher gegenüber gezeigte Verhalten 
und die zwiſchen J. und der Mutter des Miterben H. beſtehende 
Feindſchaft und weitgehende Meinungsverſchiedenheiten gerechlfertigt. 
Auch ſei J. nur zum Vollſtrecker behufs Auseinanderſetzung des 
Nachlaſſes ernannt. Der weiteren Beſchwerde wurde ſtaltgegeben, 
und zwar mit folgender Begründung: 

Die Beſchwerde und weitere Beſchwerde iſt eingelegt außer von 
einem angeblichen amerikaniſchen Staats angehörigen (M.) auch von 
zwei Untertanen Rußlands (J. und Frau K.), mit dem das Deutſche 
Reich ſich im Kriegszuſtande befindet. Das formelle Recht der beiden 
letzteren, überhaupt die deutſchen Gerichte anzurufen, wird aber durch 
die Tatſache, daß die völkerrechtlichen Beziehungen zur Zeit zwiſchen 
dem Deutſchen Reiche und Rußland unterbrochen ſind, nicht aus— 
geſchleſſen, da die Zugehörigkeit zum feindlichen Ausland an ſich 
auch im Kriege der Teilnahme an einem Verfahren der freiwilligen 
Gerichtsbarkcit nicht enkgegenſteht (zu vgl. auch Schlegelberger, 
Kriegsrecht der freiwilligen Gerichtsbarkeit in Gruchots Beitr. 59 
S. 193 ff., 202). 

Der Erblaſſer war ruſſiſcher Untertan, und zwar Angehöriger 
des ruſſiſchen Teiles des vormaligen Königreichs Polen. Zbwiſchen 
dem Deutfchen Reiche und Rußland iſt — und zwar unbedenklich 
auch für Ruſſiſch-Polen, zu vgl. Böhm, Internationale Nachlaß⸗ 
behandlung § 53 Anm. 1 S. 373 f. und KGJ. 35 A S. 135 ff, 137 
— außer dem hier nickt intereſſierenden Konſularvertrage vom 
8. Dezember 1874, Art 9 und 10 (RGBl. 1875 S. 145 ff.) — die 
Konvention vom 12. November 1874 (RGBl. 1875 S. 136 ff.) 
geſchloſſen worden. Danach find, abge'chen von beſonderen, hier 
vom Nachlaßgericht nicht getroffenen Maßnahmen, hinſichtlich des 
Nachlaſſes eines in Deutſchland verſtorben en Ruſſen dieſelben 
Sicherungsmaßnahmen zu ergreifen, wie nach den Landesgeſeßen 
hinſichtlich der Hinterlaſſenſchaften der Landesangehörigen. Das LG. 
gründet nun ſeine Billigung der nachlaßgerichtlichen Maßnahmen auf 
dieſe Nachlißkonvention. In dieſer Hinſicht beruht jedoch feine 
Entſcheidung auf Geſetzesverletzung. Es kann unerörtert bleiben, ob 
die Nachlaßkonvention nicht ſchon durch Eintritt des Kriegszuſtandes 
mit Rußland ohne weiteres aufgehoben iſt, wie dies offenſichtlich der 
ſächſiſche Juſtizminiſter annimmt (SächſArchſR. 1915, 199; zu vol. 
auch Schlegelberger in Gruchots Beitr. 59, 227). Die Konvention 
hat aber ſo offenbar für ihre Durchführung geordnete völkerrechtliche 
und diplomatiſche Beziehungen zwiſchen dem Deutſchen Reiche und 
Rußland zur Vorausſetzung, daß ſie unbedenklich für die Dauer des 
Kriegszuſtandes und des Fehlens dieſer Beziehungen als außer 
Wirkſamkeit getreten erachtet werden muß. Dies iſt auch mehrfach 
für das in gleicher Richtung liegende Haager Abkommen über den 
Zivilprozeß ausgeſprochen worden (zu vgl. auch Meikel in DIZ. 1914, 
1202; Leipz3. 1915, 1177; Ov GRſpr. 30, 239,40; 31, 32; 
JW. 1915 S. 602, 802 und 1127). 

Wenn hiernach auch die Wirkſamkeit des gedachten Staats— 
vertrags mindeſtens für die Kriegszeit zu verneinen iſt, ſo könnte 
man allerdings die Frage aufwerfen, ob ſich nicht infolge inter: 
nalionalen Herkemmens (KGJ. 36 & 85) trotz des Krieges (gu vgl. 
Schlegelberger a. a. O. S. 227/228) wegen Schutzbedürftigkeit des 
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Nachlaſſes eines Ausländers Anlaß zum Einſchreiten bietet. Dies 
läge wenigſtens dann nahe, wenn die Sicherung der Erben auch im 
deutſchen Intereſſe läge, wofür hier — auch vor Eingang der in 
der weiteren Beſchwerde nicht beachtlichen neu überreichten Ein— 
bürgerungsurkunde des O. — immerhin Anhaltspunkte vorlagen. 
Dann aber könnte, ſoweit man überhaupt hierfür nicht bei feindlichen 
Ausländern die Verwaltungsbebörden für zuſtändig hält, das Schutz⸗ 
bedürfnis nur nach deutſchen Geſetzen geprüſt werden. Nach dieſen 
Vorſchriſten aber fehlt es im vorliegenden Falle an einem Schutz⸗ 
bedürfnis. 

Die vom Nachlaßgericht zur Sicherung eines Nachlaſſes zu 
treffenden Maßnahmen ſinden nach deutſchem Recht ihre Stütze im 
8 1960 BGB. Danach hat das Nachlaßgericht von Amts wegen 
fur die Sicherung des Nachlaſſes bis zur Annahme der Erbſchaft 
und foweit ein Bedürfnis bis zu dieſem Zeitpunkt beftcht, zu ſorgen. 
Das gleiche gilt, wenn ungewiß iſt, ob der Erbe die Crbjchaft ans 
genommen hat. Von einem Unbekanntſein der Erden im Sinne des 
S 1960 BGB. kann man hier nicht wohl ſprechen. Daß nun die 
drei Beſchwerdeführer die Erbſchaft angenommen haben, aber auch 
die Mutter des minderjährigen Miterben H. für dieſen, erſcheint 
zweifellos. Das ergibt ſchon der Umſtand, daß fie ſämtlich das 
Nachlaßgericht angerufen haben, wozu jeder Anlaß fehlen würde, 
wenn ſie etwa der Erbſchaft entſagt hätten. Die Mutter des H. 
war aber auch als ſeine derzeitige geſetzliche Vertreterin berechtigt, 
für ihn die Erbſchaft anzunehmen, ſowohl nach deutſchem Recht 
(SS 1627, 1630, 1643, 1684, 1686 BGB.), fofern man die von ihr 
nachträglich eingereichte und eine neue Tatſache darſtellende Ein— 
bürgerungsurkunde überhaupt im Verfahren der weiteren Veſchwerde 
berückſichtigen kann, als auch — zu vgl. Leske Löwenfeld, Die Rechts— 
verfolgung im internationalen Verkehr, Bd. II S. 755/56 — nach 
den in Ruſſiſch Polen geltenden geſetzlichen Beſtimmungen (Art. 774, 
776, 778 Code civil, Art. 311, 342 des Polniſchen Civilcodex 
von 1825). 

Mit Annahme der Erbſchaft entfällt aber nach der ausdrücklichen 
Beſtimmung des Geſetzes für das Nachlaßgericht die Möglichkeit für 
die betreffenden Erben noch Maßnahmen aus § 1960 BGB. zum 
Schutze des Nachlaſſes anzuordnen. Von dieſem Zeitpunkt ab muß 
vielmehr der betreffende Erbe ſelbſt tätig werden und nötigenfalls 
das Prozeßgericht anrufen [zu vgl. auch KGJ. 33 & 92 ff.)]. Dies 
triſſt vorliegend für H. und deſſen Mutter zu, auf deren Anregung 
das Nachlaßgericht tätig geworden iſt. 

Nun ſind allerdings bei einer Mehrheit von Erben die Voraus— 
ſetzungen des 8 1960 BGB. für jeden Erbteil geſondert zu prüfen 
[FGG. a. a. O. 33 A 92 ff.!) und Schlegelberger, FG K., Anm. 1 
zu § 74]. Es könnte ſich deshalb fragen, ob etwa die vom Nachlaß— 
gerichte getroſſenen Maßnahmen (Hinterlegung der Koſtbarkeiten und 
Wertpapiere), gegen welche die Beſchwerdefährer ſich wenden — die 
Aufnahme des Nachlaßverzeichniſſes durch den Gerichtsvollzieher wird 
von ihnen nicht angegriſſen und kann es auch nicht, nachdem dieſelbe 
durchgeführt iſt —, im Intereſſe des Miterb.n A. in Newyork geboten 
waren. Dies iſt zu verneinen. 

Es ſteht allerdings bisher nicht mit voller Sicherheit feſt, ob 
A. auch Ruſſe iſt und die Erbſchaft ebenfalls angenommen hat. 
Sein von den Beſchwerdeführern mit der weiteren Beſchwerde über— 
reichter Brief vom 8. Oktober 1915 kann hierfür nicht verwertet 
werden, weil er eine neue Tatſache im Sinne des $ 27 FGG. 
§ 561 BD. darſtellt und deshalb im dritten Rechtszuge nicht mehr 
berückſichtigt werden darf. Immerhin ſteht dieſer Brief der Annahme 
nicht entgegen, daß auch A. ein Eingreifen des Nachlaßgerichts 
nicht wünſcht. 

Zu einem ſolchen Eingreifen fehlt aber auch mit Nüdficht auf 
A. jeder Anlaß im Hinblick darauf, daß in dem Teſtament eine 
Teſtamentsvollſtreckung angeordnet iſt und der zum Teſtaments— 
vollſtrecker berufene Miterbe J. dieſes Amt auch angenommen hat. 


— 


1) zu dgl. NIA Bd. 8 S. 100. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Hierbei kann ganz dahingeſtellt bleiben, ob feine Rechtsſtellung als 
Teſtamentsvollſtrecker, da der Erblaſſer ruſſiſcher Staatsangehöriger 
aus dem Zarzum Polen war, mit Rückſicht auf Art. 27 EGBGB., 
aber auch Art. 3 des gedachten Polniſchen Civilcodex (entſprechend 
dem Art. 3 des Code civil) überhaupt nach deutſchem Recht, ins— 
beſondere nach §S 2205 BGB. beurteilt werden kann. 

Nach Art. 25 EG uch B. wird ein Ausländer, der zur Zeit ſeines 
Todes ſeinen Wohnſitz im Inlande hatte, nach den Geſetzen des 
Staates beerbt, dem er zur Zeit ſeines Todes angehörte. Nach 
Art. 11 EGBGB. beſtehen gegen die Formgültigkeit des Teſt ments, 
das allerdings der Form des in Nuſſiſch-Polen geltenden Art. 971 
Code civil nicht entſpricht, wohl aber denen des deutſchen BGB., 
keine Bedenken. 

Nach dem danach (Art. 25 EGBGB.) in erſter Linie anzuwenden⸗ 
den ſranzöſiſchen in gleicher Weiſe in Ruſſiſch Polen geltenden Necht 
iſt die Nechtsſtellung des Teſtamentsvollſtreckers weſentlich beſchränkter 
als nach dem BGB. (vgl. auch Förtſch, Der Code civil und das 
3GB. S. 142 f.). Insbeſondere kann ihm nach Art. 1026 Code civil 
der Erblaſſer den Beſitz ſeines beweglichen Vermögens ganz oder 
zum Teil nicht auf längere Zeit als auf Jahr und Tag nach ſeinem 
Tode einräumen. 

Dieſen Willen hat aber der Erblaſſer unbedenklich zum Ausdruck 
gebracht. Das iſt ſchon daraus zu entnehmen, daß er, wie der 
Inhalt des Teſtaments ergibt, offenbar nach deutſchem Recht über 
ſeinen Nachlaß verfügen und demgemäß auch dem ven ihm berufenen 
Teſtamentsvollſtrecker die dieſem nach deutſchem Recht zukommende 
Rechtsſtellung einräumen wollte. Der Erblaſſer hat aber auch 
deutlich in ſeinem Teſtament zum Ausdruck gebracht, daß ſein 
Sohn J., welcher mit ihm zuſammen das Handelsgeſchäft betrieb 
und zu dem er velles Vertrauen hatte, bis zur Durchführung der 
Auseinanderſetzung im Beſitze des Nachlaſſes verdleiben, auch das 
einen weſentlichen Teil des Nachlaſſes bildende Geſchäft ſortführen 
ſolle. Da nun der Erblaſſer erſt im September 1915 verſtorben 
und ſein Teſtament eröffnet worden iſt, läuft die Friſt des Art. 1026 
a. a. O. noch. 

Unzutreſſend iſt es, wenn das LG. meint, der nach dem BGB. 
zur Auseinanderſetzung berufene Teſtamentsvollſtrecker habe nicht das 
Recht, den Nachlaß in Veſitz und Verwaltung zu nehmen. Das 
Gegenteil ergibt ſich aus SS 2204, 2205 BG. 

Daß J. bisher noch kein Teſtamentsvollſtreckerzeugnis erhalten 
hat, begründet nech kein Sicherungsbedürfnis, zumal da nichts 
erſichtlich iſt, was dieſer Erteilung ausſchließend im Wege ſtehen 
könnte (zu vgl. auch Schlegelberger a. a. D. Anm. 17 zu § 84 des 
Reichsgeſetzes und KG J. 36 A 109). Um an feiner Zuverläſſigkeit 
zu zweifeln, iſt bisher nichts erbracht. Sein Verhalten gegenüber 
dem Gerichtsvollzieher iſt nicht ausreichend; es entſprang offenbar 
einer begreiflichen Erregung. Feindliches Verhalten und Meinungs— 
verſchiedenheiten ſind für ſich allein nicht ausreichend. Auch daß er 
ruſſiſcher Staatsangehöriger iſt, kann bei ſeinem dauernden Aufenthalt 
in Deutſchland nicht ausſchlaggebend ins Gewicht ſallen. Es kommt 
doch in Betracht, daß ihm der Vater das Vertrauen ordnungsmäßiger 
Verwaltung entgegengebracht hat und daß es eines deutlichen Anhalts 
bedurfte, um ſeſtzuſtellen, daß dies nicht begründet war. Glauben 
die hieſigen Erben das nachweiſen zu können, fo mögen fie geeignete 
Schritte gegen ihn tun. (KG., Beſchluß vom 23. Dezember 1915. — 
NIA. 1916, 28 ff.) 

N * 

4. Kriegsklauſel. 
Cif⸗Geſchäft. 

Die Beklagte kann ſich, ſofern nicht eine konkrete Lieferungs— 
veirhinderung infolge des Krieges in Frage kommt, auf die Kriege: 
ll azuſel nicht berufen. 

Denn die Klauſel lautet: „Sollte die Lieferung verhindert 
werden durch höhere Gewalt, Krieg ufw., fo hat der Verkäufer das 
Recht, von dieſem Kontrakt zurückzutreten.“ 


Verzicht auf die Verſendung beim 
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Im Gegenſat zu den Kriegsklauſeln, die u. a. vom RG. in den 
Entſcheidungen JW. 1916 S. 118 und 257 behandelt find, iſt hier 
alſo in völlig klarer Weiſe zum Ausdruck gekommen, daß das 
Rücktrittsrecht nur dann gegeben werden ſolle, wenn der Krieg auf 
die Erfüllung gerade des hier in Frage kommenden Vertrages „ver⸗ 
hindernd“ einwirkt, vgl. HanfG3. 1916, 51 ff. 

Es iſt daher zu prüfen, ob das der Fall war. 

Dabei kann dahingeſtellt bleiben, ob in dieſem Sinne aufgefaßt 
die Klauſel in der Tat nur, wie Beklagte meint, das ihr bereits von 
Geſetzes wegen zuſtehende Rücktrittsrecht für den Fall objektiver 
Unmöglichkeit ſtatuiert oder ob nicht weitergehend bei einer nach Treu 
und Glauben mit Kückſicht auf die Verkehrsſitte erfolgenden Aus⸗ 
legung eine „Verhinderung“ bereits dann vorliegt, wenn der Verkäufer 
durch den Krieg in der Erfüllung erheblich behindert wird, derart, 
daß ihm die an ſich mögliche Aberwindung der infolge des Krieges 
auftretenden Erfüllungsſchwierigkeiten billigerweiſe nicht mehr zuge⸗ 
mutet werden kann. 

Denn auch wenn man ſich der letzteren Auffaſſung anſchließt, 
kann die Beklagte ſich bei den hier vorliegenden Umſtänden auf die 
Klauſel nicht berufen. 

Sie macht in dieſer Hinſicht geltend, daß die im Vertrage vor⸗ 
geſehene direkte Abladung nach Hamburg nicht möglich geweſen ſei, 
daß dadurch die Vertragserfüllung unmöglich geworden ſei, daß eine 
Verladung über neutrale Länder aber eine Vertragsänderung ſei, die 
weder ausführbar noch ihr zuzumuten geweſen ſei. 

Es iſt nun unzweifelhaft richtig, daß eine direkte Abladung der 
Ware nach Hamburg unmöglich war. Dieſer Umſtand aber befreit 
die Beklagte nicht. 

Es handelt ſich um ein Cif⸗Geſchäft über von Amerika abzu⸗ 
ladende Ware. Der Verkäuſer hat alſo an ſich im Zweifel das zur 
Leiſtung ſeinerſeits Erſorderliche getan, wenn er die Ware in vertrags⸗ 
mäßiger Qualität abgeladen und ordnungsmäßig auf den Weg 
gebracht, das heißt, insbeſondere auch die Verſicherung gedeckt hat. 
Damit geht die Gefahr der Ware auf den Käufer über. 

Die Verſendung ſtellt ſich daher nur als eine Nebenverpflichtung 
dar, die vom Verkäufer weſentlich im Intereſſe des Käufers übers 
nommen iſt. 

Wenn nicht etwa nach den beſonderen Umſtänden des Vertrages 
eine Verpflichtung des Käufers, die Ware auch tatſächlich auszu⸗ 
führen, begründet iſt, kann daher der Käufer im Zweifel auch auf 
die Beſchaffung der Verſendung verzichten und ſich zur Übernahme 
der Ware am überſeeiſchen Erfüllungsort erbieten; ebenſo kann er im 
Zweifel, wenn alſo nicht beſondere Intereſſen des Verkäufers entgegen⸗ 
ſtehen, eine andere Art der Verſendung wählen. Dabei handelt es 
ſich nicht um Veränderung des Inhalts der auf die Lieferung im 
überſeeiſchen Erfüllungsort gerichteten Hauptleiſtung, ſondern nur um 
eine veränderte Art, in der die vertragsmäßig vorgeſehene Neben⸗ 
leiſtung bewirkt werden ſoll. 

Ob und in welchem Umfange aber, insbeſondere infolge Ver: 
änderung der für den Transport maßgeblichen Verhältniſſe eine 
nachträgliche Veränderung der vorgeſehenen Transportart dem Ver⸗ 
käufer angeſonnen werden kann, beſtimmt ſich nach Treu und Glauben 
mit Rückſicht auf die Verkehrs ſitte, 8 242 BGB. 

Im vorliegenden Fall war, wie der Sachverſtändige bekundet, die 
indirekte Verladung nicht nur möglich, ſondern ſie wurde bei Ver⸗ 
trägen cif Hamburg und insbeſondere auch bei ſolchen über Kuhhaare 
maſſenhaft vorgenommen, wobei die Mehrkoſten von den Käufern 
getragen wurden. 

Was aber die Mehrzahl der übrigen Verkäufer auf ſich nahm, 
war auch der Beklagten zuzumuten, und da die Klägerin ihr Erſatz 
der Mehrfracht, worunter bei ſachgemäßer Auslegung natürlich Erſatz 
der geſamten Mehrkoſten zu verſtehen iſt, angeboten hat, ſo war ſie 
verpflichtet, die indirekte Verladung vorzunehmen. 

Ohne Belang iſt es, daß der Anwalt der Klägerin ſchrieb, daß 
Klägerin ihrem Rechtsſtandpunkt nicht präjudizieren wolle, denn das 
hieß nach dem Zuſammenhang nicht, daß ſie die Mehrkoſten, die ſie 


„zu tragen“ ſich bereit erklärt hatte, nur vorſchießen wolle, ſondern 
daß fie im Übrigen prinzipiell den Standpunkt der Beklagten 
verwerfe. 

Ebenſo iſt es ohne Bedeutung, das das Angebot, die Mehrkoſten 
zu tragen, erſt nach dem Rücktritt der Beklagten erfolgt iſt, denn 
es iſt ſchlechterdings nicht zu verſtehen, wie die Klägerin vor der 
plötzlich am 27. September erfolgten Rücktrittserklärung dazu hätte 
kommen ſollen, der Beklagten, die bis dahin über irgendwelche 
Schwierigkeiten noch nichts hatte verlauten laſſen, indirekte Verladung 
anzuſinnen. 

Kann ſich ſomit die Beklagte auf die Unmöglichkeit direkter 
Abladung zur Begründung ihres Kücktritts nicht berufen, ſo verſagt 
auch ihr Hinweis auf den angeblichen Kontraktsbruch ihres Lieferanten. 

Es handelt ſich um eine Gattungsſchuld, und zwar auch ſür den 
Fall, daß Ware einer beſtimmten Fabrik zugeſagt wäre, nur daß dann 
eine ſogenannte beſchränkte Gattungsſchuld vorläge. 

Daß die Gattung untergegangen wäre, behauptet Beklagte ſelbſt 
nicht; fie hat daher gemäß 8 279 BGB. ihr Unvermögen zu vertreten. 

Ihr Verſuch, darzulegen, daß ſie nach den ganzen durch den 
Krieg geſchaſſenen Verhältniſſen ihr Unvermögen nicht zu vertreten 
habe, iſt verſehlt. 

Beklagte ſelbſt verkennt nicht, daß der ihr Unvermögen angeblich 
verurſachende Kontraktbruch ihres Lieferanten eine Verhinderung im 
Sinne der Kriegsklauſel nicht darſtellt, und in der Tat iſt nicht der 
Krieg, ſondern vermutlich ein aus Anlaß des Krieges gefaßter 
ſpekulativer Entſchluß des Lieferanten die Urſache der Lieferungs⸗ 
verweigerung. 

Kommt aber die Kriegsklauſel nicht in Betracht, ſo iſt nicht 
abzuſehen, aus welchem Grunde Beklagte von der durch das Geſetz 
geſchaſſenen Haftung für ſolches Unvermögen befreit ſein ſollte, es 
wäre vielmehr eine mit dem geſunden Handel völlig unvereinbare 
und Spekulationen gegen den eigenen Abnehmer Tür und Tor öffnende 
Auffaſſung, wenn bei der Anſchaffungsſchuld der Verkäufer ſich auf 
den Kontraktbruch ſeines Lieferanten mit befreiender Wirkung ſollte 
berufen dürfen. 

Der Rücktritt der Beklagten iſt ſomit unberechtigt und Klägerin 
iſt berechtigt, Schadenserſatz zu verlangen. (OLG. Hamburg, 4. 38, 
Urteil vom 14. Juli 1916, Bf. IV 495/1915.) 

Mitgeteilt von Senatspräſident Dr. Mittelſtein, Hamburg. 


* * 
* 


5. Inhalt des Dienſtzeugniſſes. 

Mit Unrecht wendet ſich der Beklagte dagegen, daß das LG. ihn 
zur Ausſtellung eines Zeugniſſes verurteilt hat, daß nicht nur die 
Dauer, ſondern auch die Art der Beſchäftigung des Klägers in der 
unter Architekten üblichen Weiſe genauer zu ergeben habe. Denn der 
ihm nach § 630 Satz 1 BGB. obliegenden Pflicht iſt er bisher nicht 
nachgekommen, ſelbſt wenn das dem Kläger erteilte Zeugnis be 
ſcheinigt hat, daß dieſer beim Beklagten während beſtimmter Ztit 
als Architekt beſchäftigt worden iſt. Damit war der erwähnten 
Vorſchrift nicht genügt, welche verlangt, daß aus dem Zeugnis das 
Dienſtverhältnis hervorgehen ſoll. Dieſes wurde nicht in aus⸗ 
reichender Weiſe dadurch gekennzeichnet, daß der Beklagte über den 
Kläger nichts weiter ſagte, als daß dieſer bei ihm Architekt geweſen 
ſei. In einer derartigen Stellung konnte der Kläger Verrichtungen 
verſchiedener Art gehabt haben, ſei es, daß er ausſchließlich im 
Bureau des Beklagten oder auch bei Leitung von Bauten oder nach 
beiden Richtungen beſchäftigt war. Ferner konnte es ſich bei der 
Tätigkeit im Burcau um ſolche mannigfacher Art gehandelt haben, 
z. B. um de Anfertigung von Entwürfen und Koftenanfchlägen zu 
Bauten oder von Arbeiten für die innere Ausſtattung von Gebäuden. 
Dieſen verſchiedenen Möglichkeiten mußte das Zeugnis des Beklagten 
Rechnung tragen und ſich darüber ausſprechen, welche Beſchäſtigung 
dem Kläger bei ihm obgelegen hatte. (OLG. Celle, 4. 8S., Urteil 
vom 7. Oktober 1916, 5 U. 111/15.) 


* * 
* 


45. Jahrgang. 


6. Der Nießbraucher eines Grundſtücks kann ſich 
die Mietzinsforderungen vom Eigentümer nicht rechts⸗ 
geſchäftlich abtreten laſſen. 

Das RG. hat bisher in ſtändiger Rechtſprechung [RG Z. 80 
S. 311!) bef. 315; 86, 135 2)] die Anſicht vertreten, daß die Abtretung 
von Mietforderungen von dem grundbuchlich eingetragenen Nieß⸗ 
braucher des Grundſtücks ſeitens des Grundſtückseigentümers rechtlich 
unwirtfam iſt. Dabei wird auf die dingliche Wirkung des eingetragenen 
Nießbrauchsrechis beſonderer Nachdruck gelegt. Kraft feines dinglichen 
Rechts, fo heißt es in der Entſcheidung Bd. 86, war der Nießbraucher 
ſchon in die Mietoerhältniſſe des Grundſtücks als Berechtigter eins 
getreten (53 1030, 99 Abſ. 3 BG8.). Erfolgt nun eine Abtretung 
der Mietzinſen von dem nicht mehr forderungsberechtigten Eigentümer 
an den ſchon kraft eigenen Rechts zum Mietzinsbezuge befugten Nieß⸗ 
braucher, ſo iſt ſie gegenſtandslos und rechtlich nicht geeignet, das 
Recht des Nießbrauchers zum Beziehen der Mieten dem Eigentümer 
gegenuber noch zu verſtärken. In Bd. 80 führt das RG. aus: Stehen 
die, wenn auch noch belegten, Mietzinsforderungen dem Nießßbraucher 
bereits kraft eigenen Rechts zu, fo kann er dieſe feine eigenen Forde⸗ 
rungen durch Rechtsgeſchäft nicht nochmals erwerben. Zur Über: 
tragung einer Sache, eines Rechts, einer Forderung iſt begrifflich 
ein Übertragender und ein empfangsfayiger Erwerber notwendig. 
Ein Üderiragungsvertrag, bei dem es an dieſen Erforderniſſen, ins⸗ 
beſondere an einem empfangsjähigen Erwerber, der die Sache oder 
die Forderung dis dahin noch nicht ſelbſt hatte, fehlt, iſt auf einen 
unmöglichen Erfolg gerichtet und deshalb nichtig (§ 306 GB.). 

Das KG. ſchließt ſich dieſen Entſcheidungen im weſentlichen an: 
& wird dabei nicht verkannt, daß der vom NG. vertretene Stand⸗ 
punkt ein formaliſtiſcher iſt und bei ſreierer Geſrtzesauslegung unter 
Berückſichtigung der wirtſchaftlichen Ertordernijje nicht unbedenklich 
erſcheint. Das Betonen der ſormaliſtiſchen Auffaſſung findet aber hier 
ſeine durchſchlagende Begründung in der Notwendigkeit des Schutzes 
grundbuchlicher Eintragungen und der auf dieſem beruhenden dinglich 
wirkenden Rechte. Demgegenüber kann der Hinweis der Klägerin auf 
die Beſtimmungen des 8 185 BGB. nicht durchgreifen. Verfügung 
über die Mietzinsforderungen ſeitens des nicht berechtigten Grund⸗ 


Zu 6. Die Entſcheidung ſteht mit der Rechtſprechung des RG. 
im Einklang. Nur ſei der Annahme entgegengeireren, daß der Stand— 
puntt des MG., nach dem eine Abtretung der Mietzinsen ſeitens des 
Eigentümers an den Nie ßbraucher der Wirkſamkeit entbehrt, ein 
for maliſtiſcher iſt; er iſt vielmehr im Weſen des Nießbrauchs bes 
gründet, kraft deſſen die Mietzinsforderung in der Perſon des Nieß⸗ 
brauchers ſeldſt entſteht. Befremdlich iſt deshalb nur der gegenteilige 
Standpunkt des RG., nach dem der Nießbraucher die Mieten fur ſich 
pfanden laſſen kann; er widerspricht nicht nur der Natur des Nieß⸗ 
brauchs, ſetzt ſich vielmehr auch in ſchroſſen Gegenſatz zu der Des 
ſtimmung des 8 851 8O., nach der eine Forderung in Ermangelung 
beſonderer Vorſchriften rur inſoweit der Pfändung unterworfen iſt, 
als ſie übertragbar iſt. Eine eigentliche juriſtiſche Begrundung 
ſeiner Annahme hat das NG. nie gegeden. Man ſieht auch ſtreng 
genommen nicht, wie die Pfandung ausgeführt werden ſoll; die dem 
Eigentümer gegen die Mieter zuſtehenden Forderungen konnen nicht 
gepfändet werden, da ſolche Forderungen ja gar nicht exiſtieren; 
die ihm ſelbſt gegen die Mieter zuſtehenden Forderungen kann der 
Nießbraucher aber nicht pfänden, da ſein Schuldtuel, der doch Voraus⸗ 
ſetzung für die Pfändung iſt, nicht gegen ihn ſelbſt (), ſondern gegen 
den Eigentümer gerichtet iſt. (Ahnliche Bedenken liegen übrigens 
gegen die Begründung der bekannten Entſch., RG. 81, 146 ff. = JW. 
1918, 830% vor; fie iſt im Ergebnis zutreffend, und zwar aus 
dem Grunde, den ſie ſelbſt in ihrem letzten Satze andeutet.) Trotz 
alledem lag für das NG. die Notwendigkeit vor, die Pfandung der 
eigenen Mietzinſen durch den Nießbraucher zuzulaſſen, wenn es nicht 
zu hochſt unbilligen Ergebniſſen kommen wollte; das hangt legten 
Grundes anſcheinend mit der ſtändig feſtgehaltenen Auffaſſung des 
NS. zuſammen, daß der Nießbrauch eine Verfügung über die Miet⸗ 
zinſen nicht enthält. Es ſcheint, als ob von hier aus die Loſung 
des ſchwierigen Problems, das gradezu eine erux juris consultorum 
(vgl. auch Ury in IW. 1915, 745) genannt werden kann, verſucht 
werden muß. Im Rahmen einer Anmerkung kann hierauf nicht weiter 
eingegangen werden. Juſtizrat Stillſchweig, Berlin. 


1) JW. 1918, 186. 
2) Ich. 1915, 898, 
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ſtückseigenrümers im Verhältnis zu dem Nießbraucher waren an ſich 
ſchon deshalb ausgeſchloſſen, weil der letztere die abgetretenen Rechte 
bereits beſaß. Durch nachträgliche Genehmigung kann dieſes von 
vornherein gegenſtandsloſe und nichtige Geſchäft nicht wirkſam werden. 

Auch die Bezugnahme auf 83 306, 308 BGB. vermag den 
Standpunkt der Klägerin nicht zu fügen. Die bier vorliegende 
Eigenart des Grundes für die Nichtigkeit der Abtretung, daß ſie 
nämlich mangels eines Übertragenden und zugleich eines empfangs⸗ 
fahigen Erwerbers auf einen unmöglichen Erfolg gerichtet war, ſchließt 
die Anwendung des § 308 a. a. O. aus. Wenn die Klägerin hervor⸗ 
hebt, daß, wie das NG. entſchieden habe, der Nießbraucher eines 
Grundſtücks Mietzinſen dieſes Grundſtücks für ſich pfänden laſſen 
könne, ſo iſt darauf zu entgegnen, daß das RG. in den erwähnten 
Entſcheidungen dieſes Pfändungsrecht unter Gegenüberſtellung zur 
bloßen Abtretung deshalb für wirkſam erachtet hat, weil dem Nieß⸗ 
braucher nicht zu verſagen ſei, von einem ihm zugleich zuſtehenden 
vollſtreckbaren Titel zum Schutz ſeines Mielbezuges gegenüber anderen 
Gläubigern Gebrauch zu machen. (KG., Urteil vom 30. September 
1916, 12 U. 091/16.) 

* * 
* 

7. Buchſchuld des Reichs. Unzuläſſigkeit einer Be⸗ 
ſcheinigung des Nachlaßgerichts zugunſten einer befreiten 
Vorerbin dahin, daß ſie über die eingetragene Forderung 
zu verfügen befugt iſt. 

Im Reichsſchuldbuche find 5000 % zu 4 v. H. verzinsliche 
Reichsanleihe nebſt Zinſen auf den Namen des H. eingetragen. 
H. iſt geſtorben. In ſeinem Teſtamente hat er ſeine Ehefrau als 
befreite Vorerbin, ſeine Kinder als Nacherben eingeſetzt. 

Die Witwe erbat vom Nachlaßgericht auf Grund des Teſtaments 
eine Beſcheinigung, daß fie zur Verfügung über die im Keichsſchuld⸗ 
buch eingetragene Forderung berechtigt ſei. Sie hat in einer weiteren 
Eingabe erklärt, daß um Ausſtellung der Beſcheinigung ohne jede 
Einſchränkung erſucht werde. Das AG. lehnte den Antrag ab. 
Die Beſchwerde wurde zurückgewieſen. Auch der weiteren Beschwerde 
iſt der Erfolg verſagt worden, und zwar aus nachſtehenden Grunden: 

Die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts iſt auerdings in mehr⸗ 
facher Beziehung nicht frei von Rechisirrtum, im Endergebnis aber 
iſt dem XG. darin beizutreten, daß die Antragſtellerin als bloße 
Vorerbin über die fragliche Schuldbuchforderung nicht frei vers 
fügen kann. 

Rechtsirrtümlich iſt es zunächſt, wenn das LG. annimmt, die 
Witwe habe Erteilung eines Erbſcheins begehrt. In Wirklichkeit 
verlangt die Witwe nach dem ausdrucklichen Wortlaut ihres Antrags 
nur eine Verfügungsbeſcheinigung (Schulobuchzeugnis) gemäß § 16 
des Reichsſchuldbuchgeſetzes in der Faſſung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 1910 (AG Bl. S. 840). Dieſe Beſtimmung beſagt: 

„Rechtsnachfolger von Todes wegen haben ſich durch einen 
Erbſchein oder durch eine Beſcheinigung daruber, daß fie über 
die eingetragene Forderung zu verfugen befugt find, aus⸗ 
zuweiſen.“ 

Eine ſolche Verſügungsbeſcheinigung, die — zur Erleichterung 
und Verbilligung des Verkehrs der Staatsſchuldbuchverwaltung mit 
den Beteiligten gegenüber einem Erbſchein — zunachſt für das 
Preußiſche Staatsſchulobuch durch das Geſetz vom 20. Juli 1883 
eingeführt war (zu vgl. darüber die Begrundung zum Geſetzemwurfe: 
Druckſ. des AbgH., 1882/1883, Anlagen zu den Sten. der 15. LP., 
1. Seſſ. Bd. 2 Aktenſtuck Nr. 92 S. 1089 ff.), hat denn auch im 
Reichs ſchuldbuchgeſetz (in der Faſſung von 1891 im 8 11, in der 
jetzigen Faſſung im § 16) Aufnahme gefunden. In der Begrundung 
zu § 11 heißt es daruber: 

„Der Reichsſchuldenverwaltung kann bei der außerordentlichen 
Mannigfaltigkeit der in den verschiedenen Rechtsgebieten hierfur 
maßgebenden Vorſchriften die Verpflichtung nicht auferlegt 
werden, die Legitimation der Rechtsnachfolger von Todes 
wegen ſelbſtändig zu prüfen. Der 8 11 überträgt daher die 
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Prüfung und Beſcheinigung der Erbberechtigung den Gerichten 
als den hierzu in erſter Linie geeigneten Organen mit der 
Maßgabe, daß die Reichsſchuldenverwaltung durch Zahlung 
an den ſolchergeſtalt legitimierten Erben liberiert wird.“ 
(zu vgl. Druckſ. des RT. 8. LP. IJ. Seſſ. 1890592, Sten. 
4. Anlagenband, Aktenſtück Nr. 421 S. 2485). Im übrigen iſt 
dieſer Geſetzesbegründung ein Abdruck derjenigen des Preußiſchen 
Staatsſchuldbuchgeſetzes beigefügt. 

Eine ſolche Verfügungsbeſcheinigung ſteht nun einem Erbſcheine 
nicht gleich, hat insbeſondere auch nicht die Bedeutung eines gegen— 
ſtändlich beſchränkten Erbſcheins. Von dem Erbſchein unterſcheidet 
ſich dieſes Zeugnis vielmehr begrifflich dadurch, daß es keinen 
öffentlichen Glauben genießt und eine Rechtsvermutung nicht begründet. 
Dies wird in der Begründung zu § 12 des Entwurfs für das 
Preußiſche Staatsſchuldbuchgeſetz in der Faſſung vom 27. Mai 1911, 
deſſen 8 16 den gleichen Wortlaut hat wie § 16 des Reicheſchuld⸗ 
buchgeſetzes, ausdrücklich hervorgehoben (zu vgl. Druckſ. des Op., 
Anlagen zu den Sten B, Seſſ. 1910, Aktenſtück Nr. 8 S. 33 ſſ., 39). 
Aus dieſem Grunde findet auch das für die Erteilung von Erbſcheinen 
in 83 2353 ff. BGB. vorgeſchriebene Verfahren auf dieſe Schuldbuch— 
zeugniſſe keine Anwendung. Das Nachlaßgericht, welches als ſolches 
auch derartige Schuldbuchzeugniſſe zu erteilen hat, iſt an dieſe 
Beſtimmungen des BGB. nicht gebunden, hat dabei nur die Vorſchrift 
des § 12 §GG. zu beachten (zu vgl. darüber die Ausführungen des 
Senats im KGJ. 45 A 154 und Schlegelberger, FGG., 2. Aufl., 
Anm. 23 zu 8 84 des Reichsgeſetzes). 

Materiellrechtlich hängt allerdings die Erteilung der Verſüaungs— 
beſcheinigung von denſelben Voraus ſetzungen ab, wie nach 88 2350 ff. 
BGB. die Erteilung eines Erbſcheins (RGJ. 45 A 157). Auch hier 
find die Beſchränkungen zu beachten, die dem Antragſteller durch das 
betreffende Teſtament auferlegt find. Auch bier kann insbeſondere 
die erbetene unbeſchränkte Verfügungsbeſcheinigung nur dann erteilt 
werden, wenn nicht, wie im Erbſcheinsverſahren, $ 2363 BGB. Platz 
greift, der Verfügungsberechtigte durch Anordnung einer Nacherbſolge 
beſchränkt iſt. Daß etwa auch im letzteren Falle die Verfügungs⸗ 
beſcheinigung (im Gegenſatze zum Erbſchein) unbeſchränkt erteilt werden 
könnte, wie dies die Antragſtellerin verlangt, dafür fehlt jeder Anbalt. 
Dagegen ſpricht nicht nur die Entſtehungegeſchichte des jetzigen § 16 
a. a. O., ſondern auch fein Wortlaut. Gerade aus dem Umſtande, 
daß der Verſügungsnachweis durch einen Erbſchein oder ein ſolches 
Schuldbuchzeugnis geführt werden kann, beide Möglichkeiten alſo als 
gleichwertig einander gegenübergeſtellt werden, darf der Schluß gezogen 
werden, daß für beide Zeugniſſe auch materiellrechtlich die gleichen 
Erforderniſſe verlangt werden. Dies um ſo mehr bei der Tragweite, 
welche einer ſolchen Verfügungsbeſcheinigung innewohnt, indem ſie, 
wie aus der oben angeführten Begründung zu dem früheren § 11 
hervorgeht, die Schuldbuchverwaltung, wenn ſie ſich auf die Richtigkeit 
derſelben verläßt, von jeder Verantwortung befreit. 

Während nach dem früheren Wortlaute des S 11 Abſ. 1 zwiſchen 
dem Ausweiſe des geſetzlichen und des durch letztwillige Verfügung 
berufenen Erben die Verſchiedenheit beſtand, daß erſterer ſich durch 
einen Erbſchein, letzterer ſich durch eine Verfügungsbeſcheinigung aus— 
zuweiſen hatte — darauf weiſt auch die Begründung zu dem jetzigen 
§ 16 des Reichsſchuldbuchgeſetzes hin (zu vgl. Druckſ. des RT. Bd. 275, 
12. LP. II. Seſſ., Anlagen zu den StenB. Aktenſtück Nr. 386 
S. 19) —, iſt dieſer Unterſchied im jetzigen S 16 als ohne Grund 
beſtehend beſeitigt worden. 

Eine ſolche für den Nachlaßrichter bei Ausſtellung des Schuld— 
buchzeugniſſes beachtliche Verfügungsbeſchränkung liegt aber hier vor. 

Es kann keinem Bedenken unterliegen, daß die Witwe nach dem 
Inhalt des Teſtaments, was ſie anſcheinend ſelbſt nicht in Abrede 
ſtellt, eine Vorerbin iſt, nicht Vollerbin. Für die geſetzliche Ver: 
mutung des 8 2269 BGB., die nur im Zweifel unter den dort 
erſichtlichen Vorausſetzungen Platz greift (u vgl. RGZ. 59, 85; 
Recht 1909 Nr. 698; JW. 1911, 220 27), iſt vorliegend kein Raum. 
Daß die Witwe nach dem Teſtamente nur Vorerbin iſt, ergibt die 
im Teſtament angeordnete Befreiung des überlebenden Ehegatten von 
den Verpflichtungen aus § 2116 ff. BGB., wobei es unerheblich iſt, 
daß die gleichfalls angeordnete Befreiung von der Verpflichtung aus 
ES 2121, 2122 BOB. nach SF 2136 BGB. nicht zuläſſig iſt. Jeden⸗ 
ſalls kann die Witwe, wenn ihr nicht die freie Rechtsſtellung als 
Vollerbin, ſondern nur die beſchränkte als Vorerbin eingeräumt tft, 
gemäß § 2113 Abſ. 2, §S 2136 BGB. nicht unentgeltlich, alſo nicht 
unbeſchränkt über die Schuldbuchforderung verfügen. (KG., Beſchluß 
vom 23. September 1915. — RIA. 1916, 19.) 


* * 
* 


8. Keine Rückgabe eröffneter eigenhändiger Teſta⸗ 


mente an Erben oder Angehörige. 


Die Mutter eines im Kriege geſallenen Leutnants bat, ihr das 
eröſſnete eigenhändige Teſtament des Sohnes als wertvolles Andenken 
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zurückzugeken. Die Vorinſtanzen baben den Antrag, das KG. die 
weitere Veſchwerde zurückgewieſen. Das NG. hat die Zuläſſigkeit 
der Rückgabe eigenhändizer Teſtamente bisher in Übereinſtimmung 
mit anderen Oberlandesgerichten verneint (KGJ. 24 B 5, 11; 
36 A 85; 38 A 145; 31 A 363; OLG. 14, 306). Die Richtigreit 
dieſer Anſicht iſt in DJ Z. 1915, 1221 neuerdings beswei’elt. Es 
iſt anzuerkennen, daß der oft geäußerte, menſchlich verſtändlicke 
Wunſch der Hinterbliebenen Kriegsgefallener, die Urſchriſt des letzten 
Willens als teures, letztes Andenken ſelbſt aufzubewahren, Arlaß zu 
erneuter Nachprüfung ‚bietet. Dieſe ergibt aber die Richtigkeit des 
bisherigen Standpunkts. Andernfalls würden zunächſt Zweifel ent: 
ſtehen. ob die Rückgabe an den Ablieferer oder den Erben erfolgen 
müßte, wie bei Mehrhe't von Erben, bei Teſtamentsvollſtreckung, bei 
Ungewißbeit über die Perſon des Erben zu verfahren, ob die Rück— 
gabe alsbald oder nur nach Erbſcheinserteilung zuläſſig wäre. Auf 
alle dieſe Fragen möchte ſich ſchließlich befriedigende Antwort finden. 
Die Herausgabe verträgt ſich aber nicht mit dem Zweck des Geſetzes, 
was erſchöpfend in KG J. 38 A 145 dargelegt iſt. Auf dieſen Bes 
ſchluß iſt zu verweiſen. Bei Verwahrung der Teſtamente handelt das 
Eericht in Erfüllung der öffentlicherechtlichen Pflicht der Sicherſtellung 
des letzten Willens Verſtorbener. Das Geſetz geſtattet jeder teſtaments 
fähigen Perſon, abweichend von der geſetzlichen Erbfolge zu verfügen, 
ſorat aber im öſſentlichen Intereſſe, daß die Erbfolge nicht verdunkelt 
wird. Das Teſtament regelt zwar die privaten Rechtsverhältniſſe 
des Verſtorbenen, die Regelung iſt aber auch Gegenſtand ſtaatlichen 
Intereſſes, das unbedingte Sicherſtellung des Beltandes des Teſtaments 
fordert. Dem genügt Zurückhalturg einer Abſchrift nicht. Der 
Erbſchein entſcheidet über das Erbrecht nicht endgültig, ſendern nur 
vorläufig (Gruchot 57 S. 1021, 1025). Prozeß- und Nachlaßgericht 
koͤnnen ſtets der Einſicht der Urſchrift bedürſen (Prüfung der Echtbeit, 
Einziehung des Erbſcheins). Annahme einer Rückaabepflicht nach 
Erbſcheinserteilung würde alſo auf einer gewiſſen Willkür beruhen. 
(AG., 1. ZS., Beſchluß vom 28. September 1916. Nachlaßſache v. L. 
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9. Eintragunasfäbigfeit der ſogenannten Marken⸗ 
vereine. BGB. § 21. 

Im Vereinsregiſter des Kgl. AG. M. findet ſich unter dem 
14. Februar 1911 der „Markenverein M.“ eingetragen. Mit Ver⸗ 
fügung vom 19. Juni 1916 nahm das AG. gemäß SS 142, 159 G6. 
in Ausſicht, die Eintragung zu löſchen, weil der Zweck des Vereins 
auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet ſei. Der Wider⸗ 
ſpruch des Vereins gegen die Verſügung wurde vom AG. mit 
Billigung des LG. verworfen. Der weiteren Beſchwerde des Vereins 
wurde vom OLG. mit folgender Begründung ſtattgegeben: 

Wie das RG. in dem Beſchluſſe vom 30. Oktober 1913 [RG 3. 
83, 232 ff.] 1) ausführt, kann von einem wirtſchaftlichen Geſchäfts⸗ 
betriebe eines Vereins nur geſprochen werden, wenn die von dem 
Verein entwickelte Tätigkeit gegen ein Entgelt erſolgt, das dem Verein 
ſelbſt oder unmittelbar ſeinen Mitgliedern zufließt. An dieſem Er⸗ 
ſorderniſſe fehlt es hier. 

Der Verein bezweckt die Förderung der gemeinſamen geſchäft⸗ 
lichen Intereſſen feiner Mitglieder und damit den Schuß des ſoliden 
Handels. Zur Erreichung dieſes Zweckes find die Mitglieder vers 
pflichtet, bei Barkäufen einen gleichmäßigen Rabatt in Marken zu 
gewähren. Der Verein läßt die Marken anfertigen, gibt ſie gegen 
Zahlung des aufgedruckten Preiſes an die Vereinsmitglieder ab und 
löſt ſie von deren Kunden, an die ſie als Rabatt weitergegeben 
worden ſind, zu dem gleichen Preiſe wieder ein. Irgendwelches 
Entgelt bezieht der Verein hierfür nicht. Auch ſonſt erſtrebt er keinen 
Gewinn für ſich; das Eintrittsgeld und der Jahresbeitrag, die von 
den Mitgliedern erhoben werden, ſind lediglich zur Deckung des ent⸗ 
ſtehenden Aufwands beſtimmt. 

Wenn aber die Vereins mitglieder aus ihrer Zugehörigkeit zu dem 
Vereine wirtſchaftliche Vorteile ziehen, inſoſern ihnen die Rabatt⸗ 
gewährung einen größeren Kundenkreis zuführt und ſie zugleich durch 
die den Kunden dabei obliegende Barzahlung vor den Nachteilen des 
Borgunweſens bewahrt werden, ſo ſind dieſe Vorteile die Folge der 
Einführung einer einheitlich geregelten Rabattgewährung, nicht aber 
wird hierdurch, wie die Vorinſtanzen annehmen, die in der Ausgabe 
und der Einlöſung der Rabattmarken beſtehende Tätigkeit zu einer 
entgeltlichen, ſo daß ſie einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb des 
Vereins im Sinne des § 21 BGB. begründete. 

Hiernach war der weiteren Beſchwerde ſtattzugeben und mit den 
beiden Beſchlüſſen der Vorinſtanzen zugleich die auf die Löſchung des 
Vereins gerichtete amtsgerichtliche Verfügung aufzuheben. (Ox. 
Dresden, 6. ZS., Beſchluß v. 13. September 1916, zu 6 Reg. 101/16.) 


Mitgeteilt von Geh. IR. OL GRat Dr. Kretzſchmar, Dresden. 
1) IW. 1914, 70. 
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10. Iſt die Beſchwerde des als Partei auſtretenden 
Rechtsanwalts wegen zu niedriger Feſtſetzung des Streit: 
werts zuläſſig? 

Die Frage iſt vom KG. verneint worden aus den in der 
Os Ggſpr. 2.3, 260 mitgeteilten Gründen. 

Der 3. 35. des OLG. in Frankfurt a. M. hat die Frage in 
ſeinem Beſchluß vom 17. September 1914 bejaht aus folgenden 
Gründen: 

Das LG. Wiesbaden hat den Streitwert auf 10 000 %% feſt⸗ 
geſetzt. Der Kläger, ein Rechtsanwalt, beantragt Erhöhung auf 
35 000. /. — Im allgemeinen iſt die Vefchwerde einer Partei gegen 
die Wertfeſtſetzung, wenn fie auf Erhöhung des feſtgeſetzten 
Betrages gerichtet iſt, unzulaſſig (NG. 22, 425). Das KH. hat in 
einer in der OrGRſpr. 23, 260 veröffentlichten Entſcheidung dieſe 
Unzuläſſigkeit auch für den hier zutreſſenden Fall angenommen, daß 
ein Rechts mwalt Partei iſt und ſich in dem Prozeß gemäß § 78 
Abſ. 3 ZO. ſelbſt vertritt. Dieſer Entſcheidung kann nicht zus 
geſtimmt werden. Denn der Grund, aus welchem der Partei für 
den Regelfall das Recht verſagt wird, mit Beſchwerde eine 
Ethöhung des ſeſtgeſetzten Streitwerts zu verlangen, iſt lediglich der 
Mangel eines eigenen Intereſſes an folder Eıhöhung 
Tiefer Grund trifft aber für den erwähnten Ausnahmefall 
nicht zu Der Rechtsanwalt, welcher in eigener Angelegenheit den 
Prozeß führt, darf nach 8 7 RAGebDO. von dem zur Erſtattung der 
Koſten des Verfahrens verpflichteten Gegner Gebühren und Auslagen 
bis zu dem Betrage fordern, in welchem er Gebühren und Auslagen 
eines bevollmächtigten Rechtsanwalis erſtattet verlangen 
könnte. Für die Berechnung dieſer Gebühren iſt nach S 11 RASEDD. 
die gemäß § 16 GKG. erfolgte Feſtſetzung des Wertes maßgebend. 
Daraus er,ibt ſich, daß der als Partei auftretende Rechtsanwalt 
durch eine zu niedrige Wertfeſtſetzung in ſeinem Rechte als Rechts— 
anwalt beeinträchtigt werden kann. Damit iſt ſein Intereſſe an der 
Erböbung der feſtgeſetzten Summe von ſelbſt gegeben, und deshalb 
nuiß ihm auch die Beſchwerde gegen die zu niedrige Feſtſetzung zus 
ſtehen, und zwar ebenſo wie der als Bevollmächtigter einer 
Partei auftretende Rechtsanwalt ſich nach F 12 RAGebO. über ſolche 
Feſtſetzung beſchweren darf. (OLG. Frankfurt a. M., Beſchluß vom 
17. September 1914, 3 W. 147/14. St. w. W.) 

Mitgeteilt von Juſtizrat Dr. L. Wurzmann, Frankfurt a. M. 


Landgerichte. 


Kriegsrechtliche Entſcheidungen. 


1. Fortzablung des Gehalts an zum Heeresdienſt 
eingezogene Angeſtellte. 

Mit Unrecht zieht die Beklagte den S 616 BGB. bzw. den S 63 
HGB. zum Beweiſe dafaͤr heran, daß für die im Felde befindlichen 
kauſmänniſchen Angeſtellten die Weiterjahlung ihres Gehalts oder 
eines Teils dieſes Gehalts nicht eine Leiſtung aus dem Dienſtvertrag, 
ſondern eine freiwillige, rein liberale Zuwendung bedeute. 

Der § 63 HB. ſchützt die Handlungsgehilfen gegen plötzliche 
Entlaſſung in unverſchuldeten Dienſtbehinderungsfällen, und es beſteht 
kein Zweifel darüber, daß ein zum Heeresdienſt eingezogener Hand⸗ 
lungsgehilfe, der dem Geſchäft monatelang fernzubleiben gezwungen 
iſt, keinen Anſpruch auf weitere Gehaltszahlung erheben kann, viel⸗ 
mehr fein Dienſt verhältnis als gelöſt anzuſehen bat, wenn nicht ab: 
weichende Vereinbarungen zwiſchen ihm und ſeinem Dienſtherrn vorliegen. 

Solche beſonderen Vereinbarungen beſtehen aber, wie die Be: 
klagte ſelbſt vortränt, zwiſchen ihr und den im Felde befindlichen 
Angeſtellten. Die Rechtslage iſt nicht ſo, als ob de Beklagte mit 
dem Zeitpunkt des militäriſchen Dienſteintcitts oder des Ablaufs von 
6 Wochen nach dieſem Zeitpunkt ihr Vertragsverhältnis zu dem Ein⸗ 
gezogenen ausdrücklich gelöſt hatte und ihm während des Krieges wie 
irgendeinem fremden bedürftigen Kriegsteilnehmer einen gewiſſen 
Betrag monatlich hätte aus reiner Liberalität zukommen laſſen, viel⸗ 
mehr hat fie mit den Angeſtellten das bisher beſtehende Vertrags⸗ 
verhältnis ſtillſchweigend oder ausdrücklich ſertgeſetzt mit der auf 
beiden Seiten beſtehenden Abſicht, es nach Rückkehr des Angeſtellten 
aus dem Felde in der früheren Form und unter den früheren Be⸗ 
dingungen wieder aufzunehmen. Der Umſtand, daß die Angeſtellten 
während des Kriegsdienſtes ihre vertraglich übernommenen Dienſte 
nicht leiſten können, daß alſo auf Seiten der Beklagten eine Leiſtung 
ohne zeitweilige Gegenleiſtung vorliegt, ſteht der Annahme nickt ent: 
gegen, daß der Dienſtvertrog weiterlieſe und die herabgeſetzte Ver⸗ 
gütung als cine ſolche aus dem Dienſtvertrage anzuſchen iſt. Die 
Sache iſt nicht anders zu beurteilen, als wenn der Tienftherr dem 
Angeſtellten in der Abſicht ſpäterer Fortſetzung des Dienſtvertrags 
bei einer über 6 Wochen dauernden Krankheit oder ſonſtigen unver: 
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ſchulteten Verhinderung das Gehalt weiterzablt. Auch bier wird das 
Gehalt nicht dadurch zum Geſchenk, daß der Angeſtellte zeitweilig 
leine Dienſte tut und der Dienftberr berechtigt geweſen wäre, ihm 
nach 8 63 Hi. § 323 Abſ. 1 BGB. eine Gehaltszahlung zu 
verweigern. 

Bei dieſer Sachlage kann dahingeſtellt bleiben, ob die Beklagte 
in der Bemeſſung des den Angeſtellten bleibenden Gehalts und in 
der von ihr gehandhabten Fortſetzung der Dienſtverträge, obgleich ſie 
zu deren Löſung berechtigt geweſen wäre, ledialich aus ſolchen 
Empfindungen heraus gehandelt und ihre patriotiſche Geſinnung be— 
tätigt oder auch geſchäftliche Intereſſen für die Zukunft wahr— 
genomen hat. (LG.! Berlin, Urteil vom 21. Jan. 1916, 44 F. 3, 16.) 

Mitgeteilt von Neferendar Harnier, Berlin. 


** * 
* 


2. Erſtattbarkeit der Anwaltskoſten in einem vor dem 
Inkrafttreten der Entlaſtungsverordnung vom 9. Sep: 
tember 1915 anhängig gewordenen Privatklageverfahren, 
wenn die Koſtenentſcheidung während der Geltungsdauer 
des 8 19 dieſer Verordnung, der Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß 
aber erſt nach ſeinem Außerkrafttreten ergangen iſt? 
Zuläſſigkeit der Beſchwerde gegen den Feſtſetzungs— 
beſchluß bei Beträgen unter 50 Kl. 

Der Privatkläger hatte im Februar 1914 Privatklage erhoben. 
Am 1. Mai 1914 ſprach das Schöfſengericht frei. Der Privatkläger 
legte Berufung ein. Zur Verhandlung über ſie kam es jedoch nicht, 
ta der Privailkläger bei Kriegsbeginn zum Heeresdienſt eingezogen 
wurde und das Verſahren auf ſeinen Antrag bis auf weiteres ruhte. 
Am 1. Auguſt 1915 wurde auch der Angeklagte zum Heeres dienſt 
eingezogen. Infolgedeſſen wurde das Verfahren gegen ihn durch den 
Hochſten Gnadenerlaß vom 27. Januar 1916 niedergeſchlagen. Das 
G. ſtellte es deshalb durch Beſchluß vom 29. April 1916 ein und 
legte ſeine Koſten einſchlieflich der dem Angeklagten erwachſenen 
notwendigen Auslagen gemäß 8 503 Abſ. 2 StpO. dem Privatkläger 
auf. Dieſer Beſchluß wurde dem Angeklagten am 18. Mai, dem 
Vertreter des Privatklägers am 19. Mai 1916 zupeſtellt; er iſt nicht 
angeſochten. Auf Grund dieſes Beſchluſſes ſetzte das AG. die dieſem 
zu erſtattenden Koſten auf zuſammen 53 % 90 „½ feſt, darunter 
38 A 10 % Anwaltskoſten des Angeklagten für beide Inſtanzen. 
Gegen dieſen Beſchluß hat der Privatkläger Beſchwerde eingelegt. 
Er hält die geſamten Anwaltskoſten nicht für erſtatibar. 

Aus den Gründen: Die Beſchwerde tft zuläſſig, obwohl die 
Beſchwerdeſumme weniger wie 50 ./ beträgt. Der 8 22 BRVO. vom 
9. September 1915 findet keine Anwendung. Es kann dahingeſtellt 
bleiben, ob er ſich überhaupt auf Privatklageſachen bezieht oder nicht 
vielmehr nur auf bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten (vgl. LG. Frankfurt 
vom 6. Dezember 1915, IW. 1916, 352; a. M.: LG. Leipzig vom 
2. Dezember 1915, SächſArchfR. 1916, 125). Jedenfalls iſt die 
Beſchränkung der Beſchwerdeſumme durch die BVO. vom 18. Mai 1916 
(NGVUl S. 393) mit Wirkung vom 22. Mai 1916 an wieder auf: 
gehoben worden. Der angeſochtene Feſtſetzungsbeſchluß iſt aber erſt 
im September d. J. ergangen, alſo zu einer Zeit, wo jene Beſchränkung 
nicht mehr galt (vel. Art 11 Abſ. 1 und 4 BRAO. vom 18. Mai 1916). 

Die Beſchwerde konnte jedoch keinen Erſolg haben. Allerdings 
würde an ſich der 8 19 Ziff. 2 EmBD. vom 9. September 1915 — 
wonach in Privatklageſachen die entſtandenen Anwaltskoſten nicht 
ohne weiteres, ſondern nur dann erſtattbar waren, wenn die Zuziehung 
eines Anwalts zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung bzw. vers 
teidigung notwendig war — auf den vorliegenden Fall noch anzu: 
wenden fein, nämlich dann, wenn die Pridatklage nach dem Inkraft⸗ 
treten der Entlaſtungsverordnung erhoben wäre. Auch § 19 iſt zwar 
ſeit dem 22. Mai 1916 wieder aufgehoben (val. BRVO. vom 
18. Mai 1916 Art. 1 Ziff. III); in Art. II Abſ. 3 dieſer letzteren 
Verordnung iſt aber ausdrücklich beſtimmt, das in allen Fällen, wo 
die Koſtenentſcheidung vor dem 22. Mai 1916 ergangen iſt, die 
Koſtenerſtattung, die auf Grund dieſer Entſcheidung erfolgt, weiter 
wie bisher nach § 19 zu behandeln iſt. Den Titel zur Stoften: 
erſtattung bildet aber im vorliegenden Falle der Einſtellungsbeſchluß 
vom 29. April 1916: auf Grund feiner erfolgt die Koften: 
erſtattung (vgl $3 496 I, 503 II. W Std). Dieſer Einſtellungs⸗ 
beſchluß iſt nun zwar erſt mit feiner Zuſtellung an die Parteien 
(vgl. § 35 IL StPO.), immerhin aber noch vor dem 22. Mai 1916, 
nämlich am 18. bzw. 19. Mai 1916 wirkſam geworden. Nach alledem 
würde die Notwendigkeit der Zuziehung des vom Angeklagten ange— 
nommenen Verteidigers zu prüfen ſein, wenn die Privatklage erſt 
nach dem Inkrafttreten der Entlaſtungsverordnung vom 9. Sep⸗ 
tember 1915, alſo nach dem 1. Oktober 1915 erhoben wäre. Sie 
iſt aber viel früher erhoben, und es iſt insbeſondere auch die 
geſamte Tätigkeit, für die dem Verteidiger des Angeklagten die 
erſtattet verlangten Gebühren und Pauſchſätze erwachſen ſind, vor 
dem 1. Oktober 1915 geleiſtet worden. Dies gilt ohne weiteres für die 


1434 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Nr. 19. 1916. 


beanſpruchten erftinftanzlichen Gebühren (Vorverfahrensgebühr nach 
8 67 Ziff. 1, Hauptverhandlungsgebühr nach SS 63 Ziff. 1, 65 
HAGEbD.) nebft den entſprechenden Pauſchſätzen nach 8 76. Es gilt 
aber in gleicher Weiſe auch für die nach 3 89 Ged. beanſpruchte 
Gebühr für die Tätigkeit in der Berufungsinſtanz; denn auch dieſe 
Tätigkeit liegt vor dem 1. Oktober 1915. Die deanſpruchten Anwalts⸗ 
koſten waren alſo ſämtlich ſchon vor dieſem Tage verdient. In einem 
ſolchen Falle kann der § 19 Ziff. 2 EntlVO. nicht rückwirtend ans 
gewendet werden. Sein Zweck war oſſenbar der, die Parteien von 
der unnotigen Zuziehung eines Anwalts abzuhalten, um eine 
gütliche Beilegung nicht durch die Höhe der Koſten zu erſchweren. 
Dieſer Zweck konnte aber nicht mehr erreicht werden, wenn die 
Zuziehung des Anwalts bereits geſchehen war; der Geſetzgeber hatte 
alſo zweifellos nur die Falle künftiger Anwaltsannahme im Auge 
(vgl. hierzu die LG. Gleiwitz und Leipzig vom 6. und 10. Dezember 
1915 in IW. 1916 S. 352, 353 Ziff. 1 a und d). 

Nach alledem war nicht zu prüfen, ob die Zuziehung eines 
Verteidigers für den Angeklagten zur zweckentſprechenden Rechts⸗ 
verfolgung notwendig war; die dadurch eniſtandenen Koſten ſind 
vielmehr nach 5 503 Abſ. 5 StPO. § 91 Adſ. 2 ZPO. ohne 
weiteres zu erſtatten. (LG. Greiz, Beſchluß vom 11. Okcober 1916, 


P. 11/14.) Mitgeteilt von Gerichtsaſſeſſor Hallbauer, Greiz. 


* * 
* 


3. Zuläſſigkeit der Beſchwerde. 


Aus der Unzuläſſigkeit eines Rechtsmittels in der Hauptſache 
folgt die Unſtaithaftigkeit einer Anfechtung des Koſtenpunktes (KO. 
57, ll). Dieſer Grundſatz gilt auch fur den Fall des § 22 Entl VO. 
vom 9. September 1915 / 18. Mai 1916. Ware alſo, mangels Er⸗ 
ledigung des Rechtsſtreits in der Hauptſache, die Berufung nach § 20 
Ab]. 1 BD. ausgeſchloſſen geweſen, fo iſt auch die forortige Beſchwerde 
unzuläſſig, obwohl die Koſtenſumme 50 A überjteigt (LG. Eſſen, 
Beſchluß vom 6. Juni 1916, 7 T. 236/16). 

Mitgeteilt von Gerichtsaſſeſſor Dr. Herberg, Eſſen. 
* * 
* 

4. Rechtsgeſchäftlicher Verkehr mit nichterkennbar 
Geiſteskranken. 

Geſchäftsunfähig iſt nach § 104 Ziff. 2 BGB., „wer ſich in 
einem die freie Willensbeſtimmung ausſchließenden Zuſtand krank⸗ 
hafter Störung der Geiſteslätigkeit befinden, ſoſern nicht der Zuſtand 
feiner Natur nach ein vorübergehender iſt“, ferner nach § 104 Ziff. 3, 
„wer wegen Geiſtee krankheit entmündigt iſt“. 

Das Geſetz knüpft in beiden Fällen die Rechtsfolge der Geſchäfts⸗ 
unfähißkeit nicht an die bloße Tatſache der geiſtigen Erkrantung, 
ebenſowenig wie der dritte Fall der Geſchaftsunſahigkeit in § 104 
Ziff. 1 aus der geiſtigen Beſchaffenheit des Minderjahrigen allein ſich 
ergibt; es muß vielmehr je noch ein weiteres hinzukommen: die von 
der des Normalen abweichende geiſtige Verfaſſung muß in die äußere 
Erſcheinung treten. Es muß der Minderjahrige unter 7 Jahren 
fein, ſeine geiſuge Unreiſe muß durch die durch das Alter bedingte 
körperliche Beſchaffenheit erkenntlich ſein; im Falle der Ziff. 3 muß 
der Kranke enımündigt fein, was wiederum nach § 6 Ziff. 1 BGB. 
zur Vor ausſetzung hat, daß das Leiden dadurch in Erſcheinung tritt, 
daß der Kranke ſeine Angelegenheiten nicht zu beſorgen vermag; im 
Falle der Ziff. 2 aber muß die krankhafte Störung der Geiſtestätig— 
keit den Ausſchluß der freien Willensbeſtimmung verurſachen und jo 
in die äußere Erſcheinung treten. 

Das Gericht iſt der Uoerzeugung, daß P. im Jahre 1905 
geiſteskrank geweſen iſt, daß er an progreſſiver Paralyſe auf Grund 
einer im Jahre 1895 akquirierten Lues litt. In welchem Jahre die 
Krankheit begann — die Sachverſtändigengutachten divergieren hier 
— mag dahingeſtellt bleiben. Denn P. iſt im Jahre 1905, trotzdem 
er an Paralyſe litt, nicht geſchaftsunfahig geweſen. Das Gericht 


Zu 4. Das Urteil ſchließt ſich der Danzſchen Auslegung des 
8 105 (vgl. IW. 1913, 1016) an. Durch die Entſcheidung des RG. 
(JW. 1915, 570) muß dieſer Verſuch, die Frage zu löſen, leider für 
längere Zeit als unausführdar betrachtet werden. Es ſtutzt aber die 
Klageabweiſung auch mit einer neuen, bisher nur von Homburger, 
Bankurch. 10, 36, angedeuteten Auffaſſung des § 104 Abſ. 2, und 
zeigt damit zur Loſung der Frage des rechtsgeſchaſtlichen Verkehrs 
mit unerkennbar Gerſteekranken einen von der Kechtſprechung der 
Obergerichte bisher noch nicht betretenen Weg. 


Rechtspraktikant Robert Held, Nürnberg. 


vermag den Gutachten in der Frage, ob die Erkrankung die freie 
Willenebeftimmung ausſchloß, nicht zu folgen: „Da es ſich hierbei 
um eine weſentlich tarfächliche Frage handelt, kann von einer Ge: 
bundenheit des Richters an den ärztlichen Ausſpruch keine Rede ſein“ 
(vgl. RG Kom. 2. Aufl. zu $ 104 Anm. 4; IW. 1905, 167). 

Bei der Prüfung der Frage, ob Geſchäftsunfahipkeit wegen 
Geiſteskrankheit vorliegt hat der Richter vielmehr „namentlich auch 
die Erſcheinungen der Störung, wie ſie ſich im Verkehrsleben zeigen, 
zu berückſichtigen“ (vgl. RG RKom. a. a. O.). 

Es iſt nicht an dem. daß, wie der Sachverſtändige, Hofrat 
Dr. B., fagt, „ein Paralytiker unter allen Umſtänden als geiſteskrank 
zu betrachten“ iſt. So iſt es anerkanntes Recht (vgl Staudinger 
7./8. Aufl. zu 8 104 Anm. 4 c), daß der Geiſtee kranke während 
lichter Augenblicke geſchafisfähig iſt, alſo auch der Baralptifer 
während der oft lange Zeit dauernden Remiſſionen, in denen die 
Krankheit fortbeitebt. 

Es iſt vielmehr davon auszugeben, daß ein anderes iſt die 
Geiſtes krankheit im pſychiatriſchen Sinn, ein anderes die — Geſchäits⸗ 
unfähigkeit bewirtende — Geiſteskrankbeit im Rechte ſinn, im Sinne 
des § 104 Ziff. 2. Für den Rechisverkehr kann als geiſteskrank 
nur der erkennbar Kranke in Betracht kommen (vgl. Homburger im 
Bank A. 10, 369). 

Prüft man nun die Erſcheinungen der Erkrankung, die im Ver⸗ 
kehrsleben hervortreten, und faßt man (mit Staudinger 7./8. Aufl. 
zu § 104 Anm. 4 d) den Begriff der freien Willensbeſtimmung auf 
als die „normale Willensbeſtimmung, welche erfolgt auf Grund 
richtiger Erfaſſung der Erſcheinungen der Außenwelt und vernünftiger 
Überlegung”, fo muß man zu dem Schluß kommen, daß im Jahre 
1905 bei P. die freie Willensbeſtimmung nicht ausgeſchloſſen war. 

hat — die Klägerin gibt dies zu — in jener Zeit noch 
große Grundſtückstransaktionen vorgenommen. Grundbuchrichter und 
Notare haben ſeine Erklärungen beurkundet, ohne ihn als geiſteskrank 
zu erkennen. Die mannigfaltigen und ſchwierigen Geſchäftstatiakeiten 
eines Grundſtucke ſpekulanten und Bauunternehmers erfordern die 
Fähigkeit, ſeinen Willen wie ein normaler Menſch beſtimmen zu 
können. Wenn P. dabei Verluſte erlitten hat, ſo teilt er dieſes 
Schickſal mit einer Unzahl Bauunternehmern, die um ibr Vermögen 
kamen, ohne geiſteskrank zu ſein. Waren aber manche ſeiner Ge⸗ 
ſchäfte unſinnig und riskant, ſo iſt dies nicht auf die Geiſteskrankheit 
zurückzuführen, ſondern es entſprach dies vollſtändig dem Weſen des 
P. (wird näher ausgeſührt). 

Alles dies ergibt, daß P. im Jahre 1905 ſeinen Willen wie ein 
geſunder Menſch beſtimmen konnte und daß auch feine Entſchließungen, 
ſoweit ſie unſinnig waren, nicht auf die Geiſteskrankheit zurückzu⸗ 
ſühren ſind, ſondern für ihn normale, von der geiſtigen Störung 
unbeeinflußte, ſeinem Weſen entſprechende waren. Die Krankheit 
ſelbſt iſt nicht in die äußere Erſcheinung getreten, hat ſich 
nicht in irgend erheblicher Weiſe im Verkehrsleben gezeigt. 

Nach alledem kam das Gericht zur Überzeugung, daß P. nicht 
in einem die freie Willensbeſtimmung ausſchließenden Zuſtand krank 
hafter Störung der Geiſtestätigkeit die Burgichaftderllärung und die 
Hypothekenpfändung betätigte. (LG. Nürnberg, Urteil vom 27. No⸗ 
vember 1913, A. 29/1912.) 


* * 
* 


5. Zu 8 26 Nr. 2 des Gerichtskoſtengeſetzes. 


Die vom Gerichtsſchreiber aus den §8 26, 80 b, 181 GKG. an⸗ 
geſetzte Gebühr von 88 // wird auf die Erinnerung des Klägers 
aufgehoben, da eine lediglich auf Antrag des Klägers ohne 
Unzuſtändigkeiteeinrede des Beklagten erfolgende Verweiſung des 
Rechtsſtreits an das zuſtändige Gericht nicht die Bedeutung einer 
Sachentſcheidung, ſondern die einer prozeßleitenden Verfügung bat‘ 
(LG. Aurich, 8K. 2, Beſchluß vom 9. Dezember 1915, O. 75,15.) 


Mitgeteilt von Rechtsanwalt Hibben, Leer i. Oſtſriesl. 


Zu 5. Die Begründung des Beſchluſſes geht fehl: der Ver⸗ 
weiſungebeſchluß hat nicht nur die Bedeutung einer prozeßleitenden 
Verfügung im Sinne von § 47 Nr. 1 GKG. (RG. 30, 830), ſondern 
die einer Sachentſcheidung im Sinne von $ 26 Nr. 2 Gag. Für 
den Beſchluß iſt daher eine 0 Gebühr anzuſetzen. Dieſe Gebühr 
iſt aber, falls in dem demnächſtigen landgerichtlichen Verfahren die volle 
Gebühr fir einen gleichen Akt erwächſt, nicht neben dieſer zu erheben 
(5 28 GG.), und zwar ohne Rückſicht darauf, ob die Verweiſung 
an das LG. ſchon im Mahngeſuch oder erſt ſpäter beantragt war. 
Denn 8 30 GKG. (in der Faſſung der Novelle vom 1. Juni 1909) 
unterſcheidet nicht zwiſchen Abſ. 1 und 2 des 8 697 38 O. 


Juſtizrat Irmler, Berlin. 
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Im Kampfe für das Vaterland find folgende Rechtsanwälte gefallen: 


(Fortſetzung der Liſte von Nr. 19, 1916.) 


Hermann Biermann aus Gütersloh. 
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Siegmund Mun aus Leipzig. 
Vaul Stein aus Nürnberg. 


Rechtsauwälte und Richter. 
A. 
Von Amtsgerichtsrat Geh. Juſtizrat Kade, Berlin. 


Wir wollen und müſſen in dem jetzigen Weltkriege ſiegen. 
Nicht um uns einen über unſeren Bedarf hinausgehenden 
Länderbeſitz zu verſchaffen, ſondern um für den deutſchen Geiſt 
und die deutſche Tatkraft, die ſich gegen engliſche Knechtung 
auflehnen, die Möglichkeit freier Entfaltung zu erlangen. „Wer 
Großes will, muß ſich zuſammenraffen.“ Nur durch enge, 
feſte Vereinigung aller ſchaffenden Kräfte wird das Deutſchtum 
in der Welt ſiegreich ſein und zu deren Geneſung beitragen. 
Nicht zum geringſten Teile wird hierbei die deutſche Rechtlich⸗ 
keit und Wahrhaftigkeit mitwirken. Fehlt uns auch noch ein 
völlig abgeſchloſſenes wurzelechtes deutſches Recht, ſo hat doch 
unſere neuzeitige Rechtsentwicklung immer mehr die Pfropfreiſer 
fremden Rechts abzuſtoßen und ihre ſproſſenden Kräfte aus ur⸗ 
deutſchem Kern zu entnehmen gewußt. Jedenfalls iſt ſie geſund 
und kraftvoll. Und doch wird ſie fortan mehr wie bisher ſich 
zuſammenraffen müſſen, insbeſondere dadurch, daß die bei der 
Rechtspflege werktätigen Männer, die Rechtsanwälte und die 
Richter, ſich enger und vertrauensvoller e 
Allerdings erzeugen Gegenſätze Strom, und Strom gibt Kraft. 
Aber zu gewiſſen Zeiten kann ein allzu großer Gegenſatz auch 
die Kräfte zerſplittern. 

Jetzt geht das Streben, wie allenthalben, ſo auch im 
Rechtsleben, auf die Vereinigung der Kräfte ſowie auf eine 


edle Sparſamkeit in der Rechtspflege, die mehr durch Schlichten 
als durch Richten zur Geſundung des Volkslebens beitragen 
ſoll. Es macht ſich demgemäß auch da und dort eine gewiſſe 
Gegnerſchaft gegen die mehr oder minder auf ſtreitige Dinge 
angewieſene Tätigkeit der Rechtsanwälte bemerkbar, die aber 
ihren wirklichen Grund lediglich in der Abneigung gegen die 
„advokatoriſche Politik“ in den Ländern unſerer Feinde, die dieſe 
zum Kriege getrieben hat, findet und ſich keineswegs gegen 
unſeren maßvollen deutſchen Anwaltſtand richtet, der ſelbſt in 
der friedlichſten Rechtspflege unentbehrlich iſt. Dieſer iſt indes 
in der ſchweren Zeit des das geſamte Wirtſchaftsleben und 
auch ſein Daſein ſchwer beeinträchtigenden Krieges gegenüber 
jeder Gegnerſchaft etwas überempfindlich geworden, ſelbſt wenn 
dieſe ſich auf rein ſachlichen Wegen befindet. In neuerer Zeit 
hat ſich ſogar ſein Mißtrauen gegenüber dem Richterſtand, in 
dem er bislang nur einen Gegner auf dem Gebiete der Geſetz⸗ 
gebung erblickte, vermehrt. Einzelne Entgleiſungen auf beiden 
Seiten haben auch zu Zuſammenſtößen geführt, die beſſer ver⸗ 
mieden worden wären und die jedenfalls nicht der wünſchens⸗ 
werten Einigung der Kräfte dienen. 


Wir können uns in der jetzigen Zeit des notwendig ge⸗ 
ſchloſſenen Auſſtiegs des Deutſchtums nicht die Verſchwendung 
ritterlicher Kampfſpiele des Geiſtes leiſten, ſondern müſſen alle 
vorhandene Kraft auf die gemeinſamen hohen Ziele einſetzen. 
Deshalb müſſen auch die beiden der Rechtspflege dienſtbaren 
Stände immer mehr als bisher Schulter an Schulter als ge⸗ 
treue Kameraden für das Beſte des Vaterlandes kämpfen, 
indem ſie jedes wechſelſeitige Mißtrauen niederhalten und 
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überall nur die zur Einigkeit führenden Verührungspunkte auf 
ſuchen. 

N Unrichtig iſt es, wie kürzlich von einem Nechtsanwalt 
geſchah, von einer „invidia advocatorum“ bei den Richtern zu 
ſprechen. Wir Richter beneiden wahrlich nicht die wenigen 
Anwälte mit hohem Einkommen um dieſes. Wir wiſſen ganz 
1 daß dieſes faſt immer nur aus hervorragender Tüchtig⸗ 
eit oder außerordentlicher Arbeitskraft hervorgegangen iſt. 
Wäre es ſo leicht, große Einnahmen als Rechtsanwalt zu 
beziehen, ſo würden gewiß viele Richter alsbald durch die ihnen 
ſtets offenſtehende Tür in den Anwaltſtand übergehen. Sie 
ziehen es faſt alle vor, das ſchlichte, feſte Einkommen des 
Richters zu beſitzen, als den ungewiſſen Kampf ums Daſein zu 
beginnen. Wir mißgönnen deshalb auch keineswegs den An⸗ 
wälten eine jetzt, hoffentlich mit Erfolg, zur Erörterung ſtehende 
Erhöhung ihrer Gebühren, die uns gar nicht berührt, höchſtens 
beim Eintritt in den Anwaltſtand nur vorteilhaft wäre. 

Die Rechtsanwälte ſollten auch noch mehr darauf himwirken, 
daß ihre unterlegene Partei nur den Spruch, aber nicht den Richter 
ſchelte. Es iſt meiſt nicht ſo einfach und leicht, ein unbedingt 
überzeugendes Urteil zu fällen. Auch wir Richter ſind fehlbare 
Menſchen und dem Irrtum unterworfen, den wir allerdings 
nach Kräften vermeiden ſollen. Mancher Rechtsanwalt emp⸗ 
findet es auch als Schiedsrichter ſelbſt, wie ſchwer es iſt, ein 
treffendes Urteil zu ſchöpfen. Um den Richterſtand in ſeinen 
geiſtigen Leiſtungen zu heben, bedarf es weſentlich anderer 
Mittel, als ihn häufig zu tadeln. Dies erzeugt, da es uns 
ſchließlich doch nicht verborgen bleibt, nur Mißſtimmung und 
wechſelſeitige Spannung. 

Die Rechtsanwälte müßten ſich überhaupt noch viel mehr 
bemühen, parteilos ihre Tätigkeit wahrzunehmen, wenn ſchon 
dieſe für eine Partei eintritt. Es iſt doch an ſich auch nur 
ihr Beruf, der Gerechtigkeit zu dienen und nicht lediglich ihrer 
Partei. Jede an ſich begreifliche perſönliche Empfindlichkeit 
darüber, daß der eigene Eifer nicht den erſtrebten Erfolg er⸗ 
reichte, iſt immerhin unſachlich und parteiiſch. Die Beſorgnis 
des Anwalts, daß die ihn beauftragende Partei wegen ihres 
Mißerfolges gegen ihn ſelbſt verſtimmt ſein könnte, wäre ein 
Zugeſtändnis eigener Schwäche. Ein Unrecht aber iſt es, wenn 
ein Anwalt für die Niederlage ſeiner Partei dieſer gegenüber 
eine Mangelhaftigkeit des Richters verantwortlich macht. Jeder 
nur angedeutete Zweifel an der Unparteilichkeit des wahrlich 
in dieſer erprobten deutſchen Richters, wie wir — glaube ich — 
von uns ſelbſt ſagen dürfen, wäre geeignet, die Staatsgrund⸗ 
lage zu gefährden. Ein über jeden Zweffel erhabenes richtiges 
Recht können auch die tüchtigſten Richter nicht finden. Wir 
ſind nur eingeſetzt, einen Richterſpruch zu fällen. Wem er nicht 
zuſagt, mag gegen ihn weiterkämpfen, ſolange ihm noch ein 
Rechtszug offenſteht. Schließlich muß er ſich aber doch fügen. 
Und hierbei ſoll ihm der Anwalt nach beſten Kräften zur Seite 
ſtehen und keinesfalls ſeine begreifliche Mißſtimmung vermehren. 
Wenn ſich die Rechtsanwälte ſchon beizeiten auf dieſen Stand⸗ 
punkt ſtellen, ſo werden ſie dem Rechtsfrieden im Volke einen 
großen Dienſt erweiſen. 

Die leider mehr oder minder tat'ächlich vorhandene Miß⸗ 
ſtimmung zwiſchen Anwälten und Richtern, die fortan mit aller 
Kraft bekämpft werden muß, hat meines Dafürhaltens ihren 
eigentlichen Grund in dem Kampf um gewiſſe Geſetzgebungs— 
fragen, bei denen es ſich im weſentlichen um die Oberherrſchaft 
im Gerichtsverfahren handelt. An erſter Stelle ſteht in dieſer 
Beziehung der Anwaltzwang, den die Mehrzahl der Anwälte 
offenbar zugleich als einen ihnen zukommenden wirtſchaftlichen 
Vorteil betrachtet, der Richter aber als eine ſeinem Streben 
nach wirklicher Wahrheit — an Stelle der ihm von den 
Parteien vorgetragenen Wahrheit — vorgeſtellte Schranke 
empfindet. Es ſoll hier nicht das weitgreifende Für und Wider 
über den Anwaltzwang abgewogen werden. Nach meinem 
Dafürhalten ſind die Gründe für ſeine Beibehaltung in den 
weiteren Rechtszügen überwiegend, aber keinesfalls im erſten 
Rechtszuge. In dieſem, der ſich hauptſächlich mit der Ermitt⸗ 
lung des wahren Sachverhalts zu befaſſen hat, bedarf die 
Partei nicht unbedingt eines rechtskundigen Beiſtandes. Richtiger⸗ 
weiſe müßten alle Rechtsſtreite im erſten Rechtszuge von dem 


Einzelrichter ohne Anwaltzwang bearbeitet werden. Geſchieht 
dies doch auch am LG., wie wir alle wiſſen, ſchon vorwiegend 
durch den Berichterſtatter, beſonders hinſichtlich der Beweis⸗ 
aufnahme. Wie viele Richterkräfte würden auch auf dieſe Weiſe 
erſpart werden können. 

Das Bedenken gegen dieſe Erweiterung der Tätigkeit des 
Einzelrichters, dieſer würde beſonders an den kleinen Gerichten 
ſeiner hohen Aufgabe nicht gewachſen ſein, trifft kaum zu, würde 
auch ſich durch die Einfegung beſonderer Spruchrichter, die mit der 
übrigen Rechtspflegetätigkeit nicht befaßt ſind und nötigen⸗ 
falls zu den Spruchſitzungen umherreiſen, völlig heben laſſen. 
Wir erleben zur Zeit eine große Erweiterung der Zuſtändigkeit 
der Schöffenrichter. Sollte eine ſolche der Einzelrichter nicht 
auch im bürgerlichen Rechtsſtreitverfahren entſprechend an: 
gängig ſein? 

Mit dem Anwaltzwang ſteht es in einem gewiſſen Zu— 
ſammenhang, daß im deutſchen bürgerlichen Rechtsſtreit immer 
noch die Wahrheitsermittlung aus den Erklärungen der Parteien 
ſelbſt verſchloſſen iſt. Es iſt naturgemäß, daß ein gewiſſenhafter, 
frei denkender Richter, der das treffende Recht nur aus der 
wirklichen Wahrheit zu finden weiß, nach dieſer verlangt und 
ſich durch die ſog Parteienwahrheit und die geſamte ſormale 
Beweisführung, beſonders die Eideszuſchiebung, beengt fühlt. 
Es darf keinesfalls fortan mehr gelten, daß eine Partei auf 
Grund ſichtlich unwahrer Anführungen, wennſchon ſie nicht 
vom Gegner beſtritten werden, einen Richterſpruch für ſich 
fordern kann. 

Der Höhepunkt des Gegenſatzes zwiſchen Anwälten und 
Richtern liegt aber in dem Streit um das fog. dominium litis. 
über das ſchon ſo viel geſprochen und geſchrieben iſt. Hierüber 
will ich mich ganz kurz faſſen. Ich halte es ſchon mit der 
notwendigen Würde eines ſtaatlichen Gerichts für unvereinbar, 
daß deſſen einmal angerufene Tätigkeit jederzeit wieder durch 
den Parteienbetrieb ſtillgelegt werden kann. Iſt einmal erſt ein 
Rechtsſtreit bis zum Richter gelangt, ſo hat ihn dieſer unbedingt 
ſelbſtändig weiter zu bearbeiten, ohne an Parteianträge über 
den Fortgang gebunden zu ſein. Meint eine Partei, in dem 
anberaumten Termine nicht verhandeln zu können, ſo hat der 
Richter nach augenblicklicher Lage der Sache, für die auch die 
ſchriftlichen Unterlagen in Betracht zu kommen hätten, zu ent⸗ 
ſcheiden. Was für das Strafverfahren gilt, müßte auch für 
das bürgerliche Rechtsſtreitverfahren zuläſſig ſein: der einmal 
angeſetzte Termin wird abgehalten. Im Strafverfahren iſt 
allerdings ſtets der Staatsanwalt zur Stelle und kann Anträge 
ſtellen, wenn der Angeklagte nicht erſcheint. Iſt im bürgerlichen 
Rechtsſtreit keine Partei im Termin erſchienen oder verhandlungs⸗ 
bereit, ſo würde der Rechtsſtreit für erledigt zu erklären ſein. 
Wer die angerufene Entſcheidung des Gerichts nicht ſelbſt 
genügend fördert, hat auf eine ſolche keinen Anſpruch. 

Ich gebe zu, daß hierüber viel zu ſtreiten iſt. Aber in 
dieſem Punkte muß es endlich einmal zu einem förderſamen 
Frieden zwiſchen den Anwälten und den Richtern kommen. 


Es wäre ratſam, wenn beide ſich zu einer eingehenden 
Friedensberatung darüber und über mancherlei andere Streit⸗ 
punkte vereinigen und das Ergebnis ihrer gemeinſamen Be⸗ 
ratungen den geſetzgebenden Stellen übermitteln würden. In 
jedem Falle müſſen fortan Rechtsanwälte und Richter die viel 
fachen geſetzgeberiſchen Streitfragen miteinander klarzulegen und 
zu beſeitigen ſuchen, damit auch ihre Einigkeit die Kraft des 
Deutſchtums zum Beſten unſeres Vaterlandes erhöhe. 


B. 
Von Geh. Juſtizrat Dr. Eugen Fuchs, Berlin. 
I. Zu dem Auffage Kades ſeien mir einige Bemerkungen 
geſtattet. 


Der warme Ton feines Artikels, der Appell an Reckts⸗ 
anwälte und Richter, ſich enger und vertrauensvoller zuſammen⸗ 
zuſchließen, immer mehr denn bisher Schulter an Schulter als 
getreue Kameraden für das Beſte des Vaterlandes zu kämpfen, 
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jedes wechſelſeitige Mißtrauen niederzuhalten und überall nur 
die zur Emigung führenden Berührungspunkte aufmſuchen, wird 
in dem Herzen jedes deutſchen Rechtsanwalts Ichnaften Wider: 
hall finden. Deshalb will ich von vornberein alles perſönlich 
Trennende ausſchalten, nicht unterſuchen, ob wir „über: 
empfindlich geworden“, ob die Angriffe der Richter-Zeitung ſich 
„immer auf rein ſachlichen Wegen“ gehalten haben. Nicht 
auf die Entgleiſungen Einzelner kommt es mir an, ſondern 
darauf, zu unterſuchen, ob es wirklich wahr iſt, daß die Trennungs— 
ſakioren nicht ſowohl in den Menſchen als in den Inſtitutionen 
ibren Grund haben. Ich glaube aber die Friedensberatung, 
die auch mir willkommen iſt, zu fördern, wenn ich darauf bins 
weiſe, daß, richtig verſtanden, die Inſtitutionen keinen Grund 
zur Trennung bilden, und daß Kade bei ihrer Bewertung von 
unrichtigen tatſächlichen Vorausſetzungen ausgeht. 


1. Mit der Frage, ob wir ein „murtelechtes deutſches 
Recht“ haben oder nicht, ob wir „die Pfropfreiſer fremden 
Rechts abzuſtoßen und ihre ſproſſenden Kräfte aus urdeutſchem 
Kern zu entnebmen” haben, hat die vorliegende Frage wobl nichts 
zu tun. (Allerdings glaube ich perſönlich: Wir können dem 
Schickſal dankbar ſein, daß unſer Recht und unſere Kultur 
durch die Aufnahme des römiſchen Obligationenrechts eine 
ſo wertvolle Bereicherung erfahren haben. Im Sachen-, Familien⸗ 
und Erbrecht iſt das Undeutſche länaſt abgeſtoßen.) 

Beruht die Mißſtimmung zwiſchen Anwälten und Richtern 
auf der Frage, wer die Oberherrſchaft im Gerichtsverfahren 
haben fol und auf dem durch die Juſtugeſetze eingeführten 
Anwaltzwang, ſo kann die Frage nach der Berechtigung der 
Rezeption des römiſchen und anderer Rechte ganz außer acht 
bleiben. 


2. Der Anwaltzwang iſt — das iſt wiſſenſchaſtlich 
belegt — nicht im Intereſſe der Anwälte, um ihnen „wirtſchaft— 
liche Vorteile“ zu erbringen, eingeführt worden, ſondern im 
Intereſſe der Parteien, des Gerichts und der Rechtspflege. 

a) Der Geſetzgeber iſt von der weiſen Erwägung aus 
gegangen, daß man dem Richter Übermenſchliches zumutet, wenn 
man von ihm nicht bloß die Entſcheidung der Rechtsfrage und 
die Feſtſtellung des wahren Sachverhalts aus den widerſprechenden 
Parteibehauptungen fordert, ſondern ihm auch die Pflicht auferlegt, 
diejenigen Behauptungen herauszuholen, die notwendig ſind, 
um ſowohl die Rechtsverfolgung des Klägers wie die Rechts— 
verteidigung des Beklagten als ſchlüſſig zu geſtalten. Ganz 
abgeſeben davon, daß ſchon die Entſcheidung der Rechtsfrage 
in zahlloſen Fällen eine Hervorhebung des rechtlichen Fuͤr und 
Wider durch rechtskundige Sachwalter erheiſcht, find die Parteien 
bei der Kompliziertheit der heutigen Verkehrs- und Lebensverhält⸗ 
niſſe vielfach nicht in der Lage, ſelbſt alles zu erkennen und in 
ſchluſſiger Weiſe vorzubringen, was entſcheidend iſt. Sie haben 
häufig nur das dunkle Gefühl ihres Rechts und des gegneriſchen 
Unrechts, ohne auch nur die Tatſachen zu kennen Man glaube 
doch nicht, daß es ſich im Prozeſſe immer um den Gegenſatz von 
offenſichtlichem Recht und brutalem Unrecht handelt; in der 
Mehrzahl der Fälle iſt und bleibt zweifelhaft, wer recht und 
unrecht hat, was erheblich und nichterheblich iſt, weil der eine 
das formelle, der andere das materielle Recht, der eine den 
Wortlaut, der andere den Geiſt des Vertrages für ſich hat, 
oder weil beide nicht korrekt gehandelt haben. Wenn der 
unvorſichtig kreditierende Bauhandwerker aus dem erſchöpften 
Baugeld keine Befriedigung findet, wenn der Maller ſich 
durch argliſtige Ausſchaltung um ſeine Proviſion gebracht 
wähnt, wenn der Gläubiger in der Zwangsvollſtreckung ſich 
einer Interventionsklage ausgeſetzt ſieht und den Erwerb des 
Klägers anfickt, wenn der Schuldner auf Erfüllung feiner Ber: 
tragepflichten belangt, das Gefühl aber nicht den Nachweis hat, 
daß man ſittenwidrig gegen ihn gehandelt und ihm Fallſtricke 
elegt habe uſw., ſoll da derſelbe Richter nicht bloß den Wider⸗ 
ch zwiſchen formellem und materiellem Recht, zwiſchen Recht 
und Billigkeit entſcheiden, ſondern gleichzeitig derjenige ſein, der 
ſowohl für den Kläger wie für den Beklagten die erheblichen 
Tatſachen zu eruieren hat. Der Richter mag mit denkbar größter 
Vorurteilsloſigkeit und denkbar größtem Eifer an die Ermittlung 
des Sachverhalts herangehen: immer oder regelmäßig wird er 
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doch nur das aufſpüren und feſthalten, was ihm von ſeinem 
Standpunkt aus erheblich erſcheint. Aber das iſt nicht immer 
das in letzter Inſtanz Entſcheidende. Und deshalb wird dem 
Recht beſſer gedient, wenn der Richter nicht inquiriert und 
entſcheidet, ſondern wenn den rechtsverſtändigen Parteiſachwaltern 
uberlafjen bleibt, das Material vom Parteiſtandpunkt vorzu⸗ 
bereiten und der Nichter nur über das Fur und Wider zu ent— 
ſcheiden hat. Das, nicht der wirtſchaftliche Vorteil und die Lebens⸗ 
erhaltung der Anwälte ſind die Gründe, die für den Anwalt⸗ 
zwang ſprechen. Ihn grade von der erſten Inſtanz fernzuhalten, 
erſcheint mir unerträglich. Ganz abgeſehen davon, daß die 
Schlichtung des Parteiſtreits vor der Klageerhebung und die 
Prozeßverhütung nicht zu unterſchätzen iſt, iſt die Proze ß— 
geſtaltung mit das wichtigſte und wertvollſte Glied in der 
Kette ſeiner Tätigkeiten. Die Fehler einer unſchlüſſigen Klage 
können häufig nie wieder gutgemacht werden, weder in der 
zweiten, noch gar in der dritten Inſtanz. Gerade im Intereſſe der 
von Kade für notwendig erachteten edlen Sparſamkeit kann vom 
Anwaltzwang auch in erſter Inſtanz nicht abgeſehen werden. 
Wieviel Richter müßten wir haben, wenn die Richter nicht bloß 
entſcheiden, ſondern auch den Prozeß vorzubereiten und das 
Proꝛeßmaterial herbeimſchaffen hätten? Die Zahl der Bes 
rufungen würde anſchwellen. Ich erinnere mich, neuerdings 
geleſen zu haben, daß einer unſerer erſten Verwaltungs⸗ 
richter das Feblen des Anwaltzwanges im Verwaltungeſtreit⸗ 
verfahren als einen Grund für nutzloſe Aberlaſtung des höchſten 
Verwaltungsgerichts empfunden hat. Daß der Anwaltzwang 
die ſozialen Unterſchiede von Arm und Reich, von Einfalt 
und Verſchlagenheit möglichſt ausgleicht, ſoll nur kurz berührt, 
aber keineswegs unterſchätzt werden. 

3. Schiebt man zwiſchen den Anwalt und die Parteien 
eine rechtsverſtändige Perſon ein, ſo muß man natürlich neben 
den Vorteilen die Nachteile in den Kauf nehmen, die ſich im 
Einzelfalle aus der mangelnden Information, dem mangelnden 
Pflichtgefühl und Takt des einzelnen Anwalrs ergeben. Wo viel 
Licht iſt, da iſt viel Schatten. Kade ſieht immer nur die Parteien, 
die der Wahrheit die Ehre geben wollen, und den Anwalt, der 
die Wahrheit verdunkelt und dem Streben des Richters nach 
wirklicher Wahrheit Schranken entgegenſtellt. Ich weiß nicht, 
ob er, abgeſehen von der Anwaltsſtation, jemals als Anwalt 
tätig geweſen iſt. Wäre er das, fo würde er wiſſen, 
wie häufig, vielleicht häufiger die Fälle ſind, wo der Anwalt 
der eigenen Partei entgegentritt, wenn ſie die Wahrheit ver— 
dunkeln will, und um wieviel beſſer die Rechtspflege geitellt iſt, 
wenn den Richtern an Stelle der ſelbſtſüchtigen, von Haß und 
Leidenſchaft nicht freien Partei ein Sachwalter entgegentritt, 
der unbeteiligt, wie der Richter vorgebildet, im Erkennen des 
Weſentlichen geſchult, mit Verantwortlichkeitsgefühl erzogen und 
der Berufs- und Standespflichten bewußt iſt. Befürchtet ein 
Richter, daß wirklich einmal ein pflichtvergeſſener Anwalt die 
Wabrheit verdunkelt, nun, fo mag er das perſönliche Erſcheinen 
der Partei anordnen. Wenn man die Ermittlung der Wahrheit 
den Parteien unter gegenſeitiger Kontrolle der Anwälte über— 
trägt, ſo wird das, was Kade beklagt, daß eine Partei auf 
Grund ſichtlich unwahrer An'ührungen, die vom Gegner nicht 
beſtritten werden, einen Richterſpruch will (ein Fall, der in der 
Praxis kaum vorkommen dürfte, und wohl nur in den Schriften 
über die Reform des Zivilprozeſſes ſein Weſen treibt!), viel 
ſeltener vorkommen, als wenn der geſchäftsgewandten Partei 
die geſch if'sungewandte ohne Anwalt gegenüberſteht. 

4. Der Geſetzgeber iſt mit Recht davon ausgegangen, daß, 
wenn er den Anwaltzwang nicht ausnahmslos für die größeren 
Prozeſſe ſtatuieren würde, die Parteien häufig dort, wo es gut 
wäre, daß ſie im Intereſſe ihres Rechts ſich des Anwalts be— 
dienten, ohne Anwalt vor Gericht erſcheinen würden. Je ein⸗ 
fältiger und harmloſer die Partei iſt, um ſo leichter wird ſie 
geneigt Sem, die Schwierigkeiten ihrer Rechisverfolgung und 
Rechtsverteidigung zu unterſchätzen. Und deshalb hat der 
Geſetzgeber — gerade aus wohlverſtandenen ſozialen 
Gründen — recht daran getan, den Anwaltzwang generell eins 
zutühren, weil es geſährlich wäre, die Entſcheidung, ob ein 
Anwalt notwendig oder nicht notwendig iſt, der Partei zu über⸗ 
laſſen. Auch dem Richter ſie zu überlaſſen, wäre unſachgemäß; 
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der Anwalt ſoll ja gerade der Schutz der Partei auch gegen: 
über dem Gericht ſein; häufig wäre der Schaden einer ver⸗ 
ſpäteten Anwaltsbeſtellung irreparabel. Ob der Anwaltzwan 
übertrieben iſt, ob einzelne Beſtimmungen zu weit gehen, o 
rechtsverſtändige Perſonen desſelben entbehren können, iſt eine 
andere Frage. Ich verneine ſie. Ich würde, wenn ich einen 
Prozeß für mich perſönlich zu führen hätte, mich eines anderen, 
bei dem betreffenden Gericht heimiſchen Anwalts auch dann 
bedienen, wenn ich ſelber den Prozeß zu führen in der Lage 
wäre. Nicht jeder, der rechtskundig iſt oder es zu ſein glaubt, 
nicht einmal jeder, der die Richterprüfung beſtanden hat, hat 
übrigens diejenige Schulung, die notwendig iſt, um ſeine Sache 
vor Gericht ſachgemäß e 

5. Was Kade über das dominium litis, über Partei⸗ 
betrieb und Offizialbetrieb ſagt, halte ich gleichfalls für unzu⸗ 
treffend. Im Strafverfahren, wo öffentlich Sühne begehrt 
wird, mag es richtig ſein, daß die Parteien nicht das dominium 
litis haben. Daß aber derjenige, welcher einen Privatrechts⸗ 
ſtreit anhängig gemacht hat, nicht mehr das Recht haben ſoll, 
mit dem Gegner zu vereinbaren, man wolle jetzt oder für eine 
beſtimmte Zeit hinaus noch keine Entſcheidung haben, iſt mir 
unverſtändlich. Soll denn, wenn die Parteien überein⸗ 
ſtimmend der Auffaſſung ſind, daß es ihren Intereſſen zur 
Zeit nicht entſpricht, einen Urteilsſpruch herbeizuführen, weil 
die Verhältniſſe ſich geändert haben, weil unvorhergeſehene 
Umſtände eingetreten ſind oder bevorſtehen, weil man eine güt⸗ 
liche Erledigung anbahnt, der Richter auf ſeinem Schein be⸗ 
ſtehen und ſagen, jetzt muß ich ein Urteil ſprechen, auch wenn 
Ihr es nicht wollt? Schon im Privatklageverfahren erſcheint 
mir die Befugnis des Schöffengerichts, wenn beide Teile nicht 
erſchienen ED den Rechtsſtreit 5 erledigt zu erklären, als 
derart unleidlich, daß ihre Beibehaltung bei einer Reform 
der Geſetzgebung würde nachgeprüft und an Kautelen ge⸗ 
knüpft werden müſſen. Der Vorſchlag von Kade, daß der 
Richter auch gegen den Willen der Parteien nach augenblick⸗ 
licher Lage der Sache zu entſcheiden hätte, iſt nach meiner 
Auffaſſung kaum diskutabel. Der Geſetzgeber iſt vom Offizial⸗ 
betrieb zum Parteibetrieb übergegangen, weil er mit Recht davon 
ausgegangen iſt, daß in ihrer Privatrechtsſphäre die Parteien 
am beſten ſelbſt ihr Recht zu wahren wiſſen werden. 

6. Das Grundübel der Dinge liegt meines Erachtens 
nicht in den Inſtitutionen, ſondern in der Eigenart der 
Menſchen. (Es gibt Anwälte, die ungern verhandeln, und 
Richter, die ungern entſcheiden, Richter, denen der Anwalt 
willkommen, denen er gleichgültig oder denen er zuwider iſt.) Ich 
darf auf das verweiſen, was ich in meinem Aufſatz zur Reform der 
juriſtiſchen Ausbildung in der DIZ. 1912 S. 598 geſagt habe. 


„Für den Juriſten kommt neben Wiſſen und Können 
ganz beſonders auch der Wille in Betracht. .. Iſt der 
Wille (ſo) entſcheidend, ſo iſt die Bildung des Charakters 
die Hauptſache, und dann heißt es: Menſchen, nicht 
Maßregeln. Die kleinen Mittel helfen nichts und die 
großen ändern bloß. Wir reformieren viel zu viel. 
Zwiſchen Freiheit und Reglementierung pendeln unſeres 
Herzens Wünſche. Was wir geſtern angebetet haben, 
verbrennen wir heute, was wir geſtern verbrannt haben, 
beten wir heute an. Heute Unbeſchränktheit, freie Advo⸗ 
katur, Parteibetrieb, morgen Eventualmaxime, numerus 
clausus, Offizialbetrieb; heute Kodifizierung, morgen 
Freirecht uſw. Die Nachteile alter Inſtitutionen find 
vergeſſen, man ſieht nur die Fehler, nicht die Vorzüge 
der heutigen Inſtuutionen; alles Künftige erſcheint in 
roſigem Licht. Wie der Kranke, der glaubt, daß er 
beſſer liegt, wenn er anders liegt, ſo wollen wir immer 
anders liegen.“ 


Schaffen wir den Anwaltzwang — ſei es nur für die 
erſte Inſtanz — ab, fo wird vielleicht die Mißſtimmung 
zwiſchen Richtern und Anwälten gemildert werden; der Rechts⸗ 
pflege, dem Publikum und auch den Gerichten wird mit der 
Beſeitigung des Anwaltzwanges ein ſchlechter Dienſt erwieſen 
werden und aller Voraus ſicht nach wird er nach einem Menſchen⸗ 
alter wieder eingeführt werden. 
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II. Bei der . der Lewinſchen Schrift über den 
Anwaltzwang ſagt Reichsgerichtsrat Dr. Lobe im ZBFG. 
1916 S. 214: 

„Wünſchenswert wäre es, wenn die Fragen einmal ſo 
geſtellt und unterſucht werden: welche Mißſtände ergeben 
ſich durch den heutigen Anwaltzwang für die Rechts⸗ 
pflege und welches ſind ihre Urſachen? Vielleicht fände 
ſich dann, daß viele nur auf mißbräuchliches Verhalten 
der einzelnen Anwälte zurückzuführen ſind und die Frage 
dann zu ſtellen wäre: welches ſind hiervon die Urſachen 
und wie iſt ihnen zu begegnen? Würde ſich heraus⸗ 
ſtellen, daß ſie lediglich in der großen Konkurrenz beruhen, 
müßte aber doch die Frage des numerus clausus in 
irgendeiner Form beantwortet werden. Man kann nicht 
völlige Freiheit des Gewerbebetriebs 1 der einen Seite 
und Garantien für ausreichendes Einkommen auf der 
anderen Seite gleichzeitig verlangen.“ 

Zum Teil deckt fc mein Standpunkt mit dem Lobes. 

ch meine aber, man muß die Frage To ſtellen: Aber⸗ 
wiegen die Vorteile des Anwaltzwanges die Nachteile desſelben 
und wenn das der Fall iſt, wenn der Rechtspflege durch Auf⸗ 
hebung des Anwaltzwanges ein größerer Nachteil erwächſt als 
durch ſeine Beibehaltung, ſo behalte man ihn bei. Alle großen 
Inſtitutionen der Menſchheit haben ihre Vorzüge und ihre 
Fehler: Monarchie und Republik, Bureaukratie und Parlament, 
Ehe und Zölibat. Wer wird Wehrpflicht, Schulpflicht, Impf⸗ 
pflicht noch miſſen wollen? Wer wird die Eiſenbahnen 
verwünſchen, weil ſie die Menſchen mehr gefährden als die 
Poſtkutſche? Numerus clausus und Anwaltzwang haben mir⸗ 
einander nichts oder wenig zu tun. Der numerus clausus wird 
die vermeintlichen Miſeren des Anwaltzwanges nicht beſeitigen, 
eher nach meiner Auffaſſung verſchärfen, weil die freie Advokatur 
die Anwaltſchaft ertüchtigt. 

Die Schlußbemerkung Lobes hat zwar mit der vorliegenden 
Frage nicht unmittelbar was zu tun, aber es ſei mir in dieſem 
Zuſammenhang auch zu ihr ein Wort geſtattet. Weder ver⸗ 
langt die Anwaltſchaft völlige Freiheit des Gewerbebetriebes 
— bei einem Berufe, der Abiturientenexamen, Hochſchulbildung, 
Referendariatsexamen, Referendariatszeit, Aſſeſſorexamen ver: 
langt und unter Aufſicht der Anwaltskammern ſteht, wird man 
wohl kaum von völliger Freiheit des Gewerbebetriebes (!) 
ſprechen können —, noch wird eine Garantie für ein aus⸗ 
reichendes Einkommen verlangt. Das Exiſtenzminimum ſoll 
Faktor einer ſachgemäßen Gebührenordnung, nicht garantiertes 
Anwalts gehalt ſein. Jede Dienſtleiſtung wird, mag fie die 
eines Friſeurs, eines Dienſtmannes oder die eines Anwalts 
ſein, vernünftigerweiſe nach den Vorbereitungskoſten und 
Standesexiſtenzbedingungen zu bemeſſen ſein. Auch Lobe ver⸗ 
kennt ſicher nicht, daß die Gebührenſätze für Anwälte aus dem 
Jahre 1879 nicht höhere Offenbarungen, ſondern Menſchen⸗ 
willkür ſind und daß, wenn die Anwaltsgebühren nach ver⸗ 
nünftigen Grundſätzen geregelt werden ſollen, man nur die 
Arbeitsleiſtung und Exiſtenzbedingung des normal beſchäftigten 
Anwalts und nicht etwa die Verelendungstheorie wird zugrunde 
legen können. Doch das nur nebenher! Der ſachliche Widerſpruch 
gegen einzelne Ausführungen Kades hindert mich nicht, ſeine 
dankenswerte Anregung zur Friedensberatung mit wärmſtem 
Dank anzuerkennen. Wo ein Wille iſt, da iſt auch ein Weg. 
Vielleicht wird die Beſetzung von Richterſtellen mit Anwälten 
auch nach der Kriegszeit ſich verwirklichen laſſen und gute Früchte 
tragen. Hoffentlich gelingt Kades Beſtreben, die einigenden Be⸗ 
rührungspunkte zu finden, Streitfragen klarzulegen und zu be⸗ 
ſeitigen; der Dank der geſamten Anwaltſchaft wird ihm dann 
nicht fehlen! 


Der Schutz der deutſchen Auslandsgläubiger. 
Von Geheimem Oberjuſtizrat Dr. Thieſing, Berlin, 
vortragendem Rat im Preußiſchen Juſtizminiſterium. 
Unter den wirtſchaftlichen Fragen, die der Krieg hervor⸗ 

gerufen hat, ſteht die Behandlung der Kriegsſchäden nicht an 
letzter Stelle. Gleich die erſten Begleiterſcheinungen des aus: 
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brechenden Weltbrandes, die in Belgien verübten Ausſchreitungen 
gegen Deutſche und deutſches Eigentum, gaben der öffentlichen 
rörterung Anlaß, ſich mit ihr zu beſchäftigen. Handelte es 
ſich hier um Schäden, die unſeren im Auslande befindlichen 
Landsleuten zugefügt waren und im Verlaufe des Krieges auch 
in anderen Ländern zugefügt worden ſind, !) fo wurde das all⸗ 
gemeine Intereſſe an der Kriegsſchädenfrage um vieles nach⸗ 
drücklicher durch den Einfall der feindlichen Heere in unſere 
Grenzgebiete wachgerufen. Die Verwüſtungen, die insbeſondere 
die Ruſſen in Oſtpreußen angerichtet hatten, veranlaßten denn 
auch alsbald behördliche Schritte.“) Ein Rechtsanſpruch auf 
Erſatz des Schadens ſteht dem Geſchädigten jedoch nicht zu. 
Für Preußen iſt ein ſolcher infolge der Kabinettsorder vom 
4. Dezember 1831 (GS. S. 255) ausgeſchloſſen.s?) Im Reich iſt 
durch § 35 des Kriegsleiſtungsgeſetzes vom 13. Juni 1873 zwar 
ausgeſprochen, daß „für alle durch den Krieg verurſachten Be⸗ 
ſchädigungen an beweglichem und unbeweglichem Eigentum, 
welche nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes nicht oder nicht aus⸗ 
reichend entſchädigt werden, der Umfang und die Höhe der etwa 
zu gewährenden Entſchädigung .... durch jedesmaliges Spezral: 
geſetz des Reiches beſtimmt wird“. Allein hierdurch iſt nicht ein⸗ 
mal eine Verpflichtung zur Erlaſſung eines ſolchen Entſchädigungs⸗ 
geſetzes geſchaffen, vielmehr enthält § 35, worüber allgemein 
Abereinſtimmung herrſcht, nur einen jedes ſelbſtändigen rechts 
lichen Inhalts entbehrenden Hinweis auf ſpätere geſetzgeberiſche 
Pläne.“) Auch das unter Bezugnahme auf den § 35 nunmehr 
ergangene Reichsgeſetz über die Feſtſtellung von Kriegsſchäden 
im Reichsgebiete vom 3. Juli 19165) ſetzt keine Entſchädigungs⸗ 
pflicht feſt, ſondern ordnet nur die Feſtſtellung der Schäden an 
unter der ausdrücklichen Hervorhebung, daß dadurch ein Rechts⸗ 
anſpruch nicht begründet wird (8 15). Zweck des Geſcetzes iſt 
nur, die Bundesſtaaten darin ſicherzuſtellen, daß ſie Entſchädi⸗ 
gungen, die ſie auf Schäden im Sinne des Geſetzes gezahlt 
haben oder noch zahlen werden, im Rahmen der nach dem 
Geſetze getroffenen Feſtſtellungen vom Reiche erſtattet erhalten. 
In Übereinſtimmung mit § 35 KLG. beſchränkt ſich die 
Feſtſtellung auf Sachſchäden, und zwar auf Inlandsſchäden, 
wobei auch der Verluſt von Wertpapieren, ſoweit der Geſchädigte 
nicht im Wege des Aufgebots Erſatz erlangen kann, in das 
Geſetz einbezogen iſt. So bedeutungsvoll auch dieſe Schäden 
an körperlichen Gegenſtänden ſind, die ſich ja zunächſt bei dem 
Ausdruck Kriegsſchäden der Vorſtellung aufdrängen — ihr 
Geſamtbetrag allein in der Provinz Oſtpreußen wird nach der 
Begründung des Feſtſtellungsgeſetzes auf 1¼ bis 1½ Milliarden 
Mark geſchätzt —, ſo ſind ſie doch nicht die einzigen und nehmen 
vermutlich auch dem Betrage nach nicht die erſte Stelle ein. 
Abgeſehen von den Schäden an Leib und Leben, die nach dem 
Geſetz ſelbſt, und die Schäden der Seeſchiffahrt, ſowie die 
Kolonialſchäden, die nach der Begründung des Eeſetzes be— 
ſonderer geſetzlicher Regelung vorbehalten bleiben ſollen, bean⸗ 
ſpruchen die durch den Krieg verurſachten Schädigungen 
ſonſtiger Vermögensrechte, insbeſondere die Einbußen an 
Außenſtänden im feindlichen Auslande, ſowie die Gefährdung 
deutſcher Intereſſen bei ſchwebenden Verträgen mit feindlichen 
Ausländern, die ernſteſte Beachtung. Bei der gewaltigen Aus⸗ 
dehnung des deutſchen Außenhandels, der im Jahre 1913 
die zwanzigſte Milliarde überſchritten hatte, iſt es klar, daß 
hier Werte auf dem Spiele ſtehen, deren Verluſt die deutſche 


) Zu ihrer Feſtſtellung iſt bekanntlich der „Neichskommiſſar zur 
Erörterung von Gewalttätigkeiten gegen deutſche Zivilperſonen in 
Feindesland“ eingeſetzt worden. 

) Für Preußen haben die Allerböchſten Erlaſſe vom 27. Auguſt 
und 24. September 1914 die Inangriffnahme ſchleuniger Maßnabmen 
zur Feſtſtellung der Kriegsſchäden und zur Gewährung ſtaatlicher 
Hilſe an die geſchädigten Bewohner, um ihnen die Fübrung ihres 
Haushalts-, Wirtſchafts⸗ und Gewerbebetriebes zu ermöglichen, ans 
geordnet. Die erforderlichen Mittel wurden durch Geſetz vom 10. No⸗ 
vember 1914 in Höhe von 400 Millionen Mark bereitgeſtellt. 

3) Vgl. hierüber Heilfron, die rechtliche Behandlung von Kriegs⸗ 
ſchäden in Preußen nach den Freiheitskriegen und die Kabinettsorder 
vom 4. Dezember 1831, insbeſondere S. 236 ff. 

4) Heilfron, a. a. O. S. 268 ff. 

5) Dazu die Bekanntmachung des Bundesrats über das Ver⸗ 
fahren vom 19. September 1916, RG Bl. S. 1053. 
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Volkswirtſchaft ſchwer treffen würde. So wird in einer Ein⸗ 
de des Handelsvertragsvereins an den Reichskanzler von 

itte März 1916 angenommen, daß ſich die in den feindlichen 
Ländern zur Zeit ausftehenden deutſchen Handels forderungen 
auf mehrere Milliarden Mark belaufen, und auch von anderer 
Seite werden ähnliche Zahlen genannt. Sind dies auch 
nur Schätzungen, die der ſicheren Unterlagen entbehren, 
ſo kann doch die große Bedeutung der Angelegenheit 
nicht bezweifelt werden. Es iſt daher verſtändlich, daß 
ſich die beteiligten Handels- und Induſtriekreiſe ſchon in 
den erſten Monaten nach Kriegsausbruch zu regen begannen 
und mit dem Verlangen an die Reichsregierung herantraten, 
geeignete Maßregeln zur möglichſten Sicherung der deutſchen 
Intereſſen zu ergreifen. Je länger der Krieg dauert und je 
unverhüllter das Ziel unſerer Feinde hervortritt, Deutſchland 
wirtſchaftlich ſoviel wie möglich zu ſchwächen und ſeinen Wett⸗ 
bewerb auf den ausländiſchen Märkten in Zukunft auszuſchalten, 
deſto dringlicher wurde dies Verlangen. Dabei ſind Anſprüche 
erhoben, die über jedes Maß hinausgehen, und Vorſchläge 
gemacht worden, die ſich praktiſch nicht durchführen laſſen und 
nur unerfüllbare Erwartungen erwecken können. Wenn z. B. 
verlangt iſt,“) in den Friedensverträgen auszubedingen, daß 
der feindliche Staat für uneinbringlich gewordene Forderungen 
Gewähr zu leiſten habe, oder ihm eine Kriegsentſchädigung 
aufzuerlegen, die hinreiche, um daraus auch noch die deutſchen 
Gläubiger zu befriedigen, ſo würde das zunächſt einmal einen 
Ausgang des Krieges vorausſetzen, der uns in den Stand 
ſetzte, den Gegnern den Frieden zu diktieren. Aber auch davon 
abgeſehen entbehrt ein ſolches Verlangen jedenfalls dann der 
Berechtigung, wenn die Uneinziebbarkeit der Forderung eine 
allgemeine Folge des Krieges iſt. Derartige Schäden, die 
lediglich auf die mit dem Krieg verbundenen unvermeidlichen 
Veränderungen und Verſchlechterungen der wirtſchaftlichen Ver⸗ 
bältniſſe zurückzuführen find, muß eben jeder tragen. Auch dem 
Gläubiger, deſſen inländiſcher Schuldner durch den Krieg 
zahlungsunfähig geworden iſt, bleibt dieſer Schaden zur Laſt. 
Anders liegt die Sache rechtlich, wenn der Forderungsſchaden 
durch Maßnahmen des feindlichen Staates verurſacht iſt, die 
den Grundſätzen des Völkerrechts widerſprechen. Solche Maß⸗ 
nahmen ſind bekanntlich von unſeren Feinden unter dem 
Vorantritt von England in weitem Umfang getroffen worden. 
Nach der dem Haager Abkommen betreffend die Geſetze und 
Gebräuche des Landkrieges vom 18. Oktober 1907 beigefügten 
Landkriegsordnung?) haben „die Kriegführenden kein unbe: 
ſchränktes Recht in der Wahl der Mittel zur Schädigung des 
Feindes“ (Art. 22). Unter den Mitteln, deren Anwendung 
unterſagt iſt, findet ſich auch das Verbot der „Aufhebung oder 
zeitweiligen Außerkraftſetzung der Rechte und Forderungen von 
Angehörigen der Gegenpartei oder die Ausſchließung ihrer 
Klagbarkeit“ (Art. 23 h). Gleichwohl haben unſere Gegner 
alsbald Zahlungsverbote zuungunſten feindlicher Ausländer 
erlaſſen und es dadurch den in ihren Ländern wohnenden 
Schuldnern unmöglich gemacht, ihren Vertragspflichten gegenüber 
ihren deutſchen Gläubigern nachzukommen.“) Für den hierdurch 


6) Zum Beiſpiel in einer Eingabe aus Hamburg an den Reichs⸗ 
tag, die von einer Reihe kaufmänniſcher und induſtrieller Verbände 
und über 700 Firmen unterſtützt iſt — vgl. Bericht der Kommiſſion 
für Handel und Gewerbe vom 25. Auguſt 1915 — RNeichstags- 
druckſachen, II. Seſſion 1914/15 Nr. 135. 

7) Wegen der Verbindlichkeit des Abkommens herrſcht bekanntlich 
Streit, weil nicht alle kriegführenden Staaten Vertragsparteien find 
(vgl. Art. 2). Auf Grund des Art. 4 Abſ. 2 würde dann das Ab⸗ 
kommen von 1899 gelten, das allerdings cine dem Art. 23h L KO. 
entſprechende Beſtimmung nicht enthält. Vgl. über die Frage beſonders 
v. Liſu, Leipzg. 1915, 169 ff. Übrigens haben die kriegführenden 
Staaten auf beiden Seiten ſich häufig auf die Landkriegs ordnung 
von 1907 berufen, fie alſo als verbindlich angeſehen oder anerkannt, 
daß die in ihr enthaltenen Vorſchriſten dem völkerrechtlichen 
Gewohnheitsrecht entſprechen. 

8) Vgl. z. B. für England, entſprechend der Anſchauung des 
engliſchen common law, die Proklamation vom 9. September 1914 
und die Geſetze vom 23. Dezember 1915 und 27. Januar 1916: für 
Frankreich die Verordnung vom 27. September 1914; für Rußland 
den Beſchluß des Miniſterrats vom 19. November 1914. 
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verurſachten Schaden, der auf einer Verletzung der Landkriegs⸗ 
ordnung beruht,?) iſt der ſchuldige Staat nach Art. 3 des 
Haager Abkommens erſatzpflichtig. Allerdings iſt dadurch nicht 
dem einzelnen Gläubiger ein Anſpruch gegen den fremden 
Staat gewährt, vielmebr handelt es ſich um völkerrechtliche 
Verpflichtungen, deren Durchſetzung nur von Staat zu Staat, 
alſo im Friedensvertrage geſchehen könnte. Bemerkt mag 
übrigens werden, daß England de Völkerrechtswidrigkeit ſeines 
Zahlungsverbots beitreitet. Im Gegenſatz zu der im deutſchen 
Weißbuch über die zweite Haager Konferenz niedergelegten amts 
lichen deutſchen Auffaſſung, die von der feſtländiſchen Literatur 
durchweg geteilt wird, hat die engliſche Regierung auf Anfrage 
eines engliſchen Rechtsgelehrten bereits in einer ausführlichen 
Darlegung vom 28. März 1911 erklärt, der Art. 23h berühre 
die Landesgeſetzgebung der Vertragsſtaaten überhaupt nicht. 
Wie aus Art. 1 des Abkommens hervorgehe, “) beriehe ſich die 
Landkriegsordnung nur auf das Verhalten von Streitkräften 
und ihrer Befehlshaber im Felde. Dazu komme, daß die 
fragliche Beſtimmung in einem mit: „Mittel zur Schädigung 
des Feindes, Belagerungen und Beſchießungen“ überſchriebenen 
Kapitel ſtehe, das nur Handlungen der bewaffneten Macht zum 
Gegenſtande habe, die auf dem Kriegsſchauplatze möglich ſeien, 
und daß dies auch bei allen übrigen Verboten des Art. 23 
ganz unzweideutig zutage trete. Die LKO. ſtehe daber nicht 
im Wiederſpruch mit dem engliſchen gemeinen Recht, das jeden 
Handel mit dem Feinde verbietet und alle Verträge für die 
Dauer des Krieges außer Kraft ſetzt oder unter Umſtänden gar 
als aufgelöſt anſieht. Dieſen Standpunkt hat auch eine Ent⸗ 
ſcheidung des High court of justice vom Jahre 1915 als zu— 
treffend anerkannt. Wenn auch dieſer Beweisführung ein ge— 
wiſſer Schein nicht abzuſprechen iſt, ſo iſt ſie gleichwohl nicht 
durchſchlagend. Unrichtig iſt, daß die Vorſchriften der LKO. 
ſich nur an die Befehlshaber der Armeen richten. Dies iſt 
z. B. nicht der Fall bei einer Reihe von Beſtimmungen über 
die Kriegsgefangenen. Vor allem aber würde Art. 23 h bei 
der engliſchen Auslegung kaum irgendeine Bedeutung haben, es 
ſei denn für beſetztes Gebiet, deſſen Verhältniſſe aber im dritten 
Abſchnitt der LKO. unter der AÜberſchrift: „Militäriſche Gewalt 
auf beſetztem feindlichen Gebiet“ beſonders geregelt ſind. 
Schließlich ſpricht aber auch die Entſtehungsgeſchichte der Be⸗ 
ſtimmung, die auf einem deutſchen Antrag berubt, gegen die 
engliſche Auffaſſung. Die Erklärung des deutſchen Vertreters 
ergibt unzmeideutig, daß dadurch der Grundſatz der Unverletzlich— 
keit des Privateigentums im Kriege auch auf das Gebiet der 
Forderungsrechte ausgedehnt werden ſollte. 105) 

Die Urſachen, aus denen eine Forderung notleidend ge— 
worden iſt, aufzudecken und feſtzuſtellen, inwieweit dies auf 
völkerrechtswidrige Maßregeln zurückzuführen iſt, iſt praktiſch 
nicht möglich. Der Weg, im Friedensvertrage auf Grund des 
Art 3. Haag Abk. Schadenserſatz zu verlangen, dürfte daher — 
immer vorausgeſetzt, daß die ſchließliche Kriegslage uns über— 
haupt die Möglichkeit der Aufſtellung einer ſolchen Forderung 
geben ſollte — nicht gangbar ſein. Es fragt ſich aber, ob 
und was zum Schutze der in Betracht kommenden Intereſſen, 
und zwar nicht ſowohl vom Geſichtspunkt eines eingetretenen 
Schadens, als zur Sicherung gefährdeter Vertragsrechte und 
zur Verhütung oder Verringerung endgültiger Verluſte geſchehen 
kann. Zu unterſcheiden ſind, wie ſchon oben angedeutet, zwei 
Probleme: die Sicherung der deutschen Außenſtände im feind— 
lichen Ausland und die Behandlung ſchwebender Verträge mit 
Bewohnern des feindlichen Auslandes. Hier fol zunächſt nur 
das erſte erörtert werden, das zweite bleibt einem weiteren 
Aufſatz vorbehalten. 

Die öffentliche Beſprechung hat ſich vorwiegend dem erſten 
Problem zugewandt; von den gemachten Vorſchlägen hat noch 


) Die von Deutſchland erlaſſenen Zablunasverbote ſtellen ſich 
lediglich als Vergeltungsmaßnahmen dar und ſind nicht rechtswidrig. 
10) Art. 1 lautet: „Die Vertragsmächte werden ihren Landheeren 
Verhaltungsmaßregeln geben, welche der dem vorliegenden Abkommen 
beigefünten Ordnung der Geſetze und Gebräuche des Landkriegs 
entſprechen.“ 
108) Val. hierzu auch Wilhelm, Der Einfluß des Krieges auf 
Privatverträge, S. 14—82. 
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keiner zu einem Ergebnis geführt. Vülmehr hat ſich die 
Reichsregierung im weſentlichen noch abwartend verhalten. 12) 
Auch in den Kreiſen des Außenhandels und der Ausfuhr⸗ 
induſtrie gehen die Meinungen nicht nur über die Zweckmäßig⸗ 
keit der einzelnen Vorſchläge, ſondern auch über die Notwendig⸗ 
keit eines ſtaatlichen Eingreifens überhaupt erheblich ausemander. 
So ſollen ſich nach dem oben in Anmerkung 6 erwähnten 
Kommiſſionsbericht z. B. die in der Berliner Handelskammer 
vertretenen Kreiſe und viele maßgebende große Firmen gegen 
den Vorſchlag eines Forderungsausgleichs ausgeſprochen haben. 
Desgleichen haben ſich der Verband deutſcher Exporteure (vgl. 
„Der Welthandel“ Nr. 14/15 von 1916) und der Verband der 
Vereine Kreditreform (vgl. Jahresbericht 1915/16 S. 17 fl.) 
ablehnend geäußert. Die vorgeſchlagenen Maßnahmen kann 
man in zwei Gruppen teilen: 


1. Die erſte Gruppe umfaßt Vorſchläge, die eine Bes 
friedigung der deutſchen Auslandsgläubiger durch Einführung 
eines Ausgleichs verfahrens zum Ziele haben. Der dieſen 
Vorſchlägen zugrunde liegende gemeinſame Gedanke iſt der 
eines Ausgleichs der deutſchen Auslandsguthaben und der 
deutſchen Auslande ſchulden gegenüber jedem einzelnen feindlichen 
Lande im Wege der Aufrechnung. In der Ausgeſtaltung 
dieſes Gedankens finden ſich erhebliche Abweichungen. 


a) Am weiteſten geht der Vorſchlag, einen ſolchen Aus⸗ 
gleich ſchon während des Krieges, und zwar zwangsweiſe ſtatt⸗ 
finden zu laſſen. Zu dieſem Zwecke ſolle eine Stelle nach 
Art eines Clearinghauſes errichtet werden. An dieſe Stelle 
hätten die deutſchen Auslandsſchuldner ihre Schuld mit bes 
freiender Wirkung zu zahlen. Die eingegangenen Zahlungen 
ſeien den deutſchen Auslandsgläubigern, und zwar des be⸗ 
treffenden feindlichen Landes, zur Verfügung zu ſtellen. Nach 
Beendigung des Krieges ſolle die Abwicklung des Ausgleichs 
mit dem feindlichen Lande in der Weiſe erfolgen, daß die 
dahin geſchuldeten Beträge, die zur Befriedigung der deutſchen 
Gläubiger verwandt worden ſeien, nunmehr in dem Umfange 
den feindlichen Gläubigern zugeführt würden, wie die Forde— 
rungen der deutſchen Gläubiger von den feindlichen Schuldnern 
bei der deutſchen Zentralſtelle eingingen. Mit dieſem all⸗ 
gemeinen Zwangsausgleichsverfahren beſchäftigt ſich bereits 
„der zweite Nachtrag zu der Denkſchrift über wirtſchafiliche 
Maßnahmen aus Anlaß des Krieges“ vom 8. März 1915 
(Reichstagsdruckſachen, II. Seſſion 1914/15 Nr. 44 ©. 86 f.). 
Die Regierung verwirſt in dem Nachtrag das Verfahren wegen 
der Unſicherheit feiner Grundlagen, der Zweifelhaftigkeit feiner 
Durchführbarkeit und der Fragwürdigkeit ſeines volkswirtſchaft⸗ 
lichen Gewinns. Sie weiſt darauf hin, daß es in ſehr vielen 
Fällen unmöglich ſei, die zur Befriedigung bei der Zentralſtelle 
angemeldeten Forderungen lediglich nach den Angaben und 
Büchern des Gläubigers auf Beſtand und Güte mit aus⸗ 
reichender Zuverläſſigkeit zu prüfen, und daß es daher ſelbſt 
bei grundſätzlicher Anerkennung des Verfahrens durch den 
feindlichen Staat in zablreichen Fällen zu Schwierigkeiten bei 
der Abwicklung des Ausgleichs mit dem Ausland und zu 
Rückgriffen der Zentralſtelle gegen befriedigte Gläubiger kommen 
müſſe, deren Forderungen ſich nachher als unbegründet heraus⸗ 
ſtellten. Im übrigen fehle es aber auch an jeder Gewähr 
dafür, daß die Gegner ſich zu einer Anerkennung des Ver⸗ 
fahrens entſchließen würden. Mangels einer ſolchen ſchwebe 
die Befriedigung der deutſchen Gläubiger völlig in der Luft, 
und die deutſchen Schuldner, die Vermögen im Auslande 
hätten, wären der Gefahr ausgeſetzt, zu nochmaliger Bezahlung 
ihrer Schuld gezwungen zu werden. Schließlich aber laufe 
das Verfahren auf nichts weiter als eine im Inland vorzu⸗ 
nehmende Kapitalverſchiebung hinaus, die für die Allgemeinheit 
keinen volkswirtſchaftlichen Gewinn bedeute. Der deutſche 
Gläubiger werde aus der Taſche des deutſchen Schuldners bes 
friedigt; dieſer büße die Vorteile der Stundung ein, die er 


11) Auf die Bundesratsverordnungen über die Anmeldung des 
im Inland befindlichen Vermögens von Angehörigen feindlicher 
Staaten vom 7. Oktober 1915 — RGBl. S. 633 — und über die 
Anmeldung von Wertpapieren vom 23. Auguſt 1918 — ROY. 
. 952 m wird nachher noch eingegangen werden. 
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infolge des Kriegszuſtandes tatſächlich und infolge der Zahlungs⸗ 
verbote gegen das feindliche Ausland auch rechtlich genieße. 
Ein ausreichender Grund für eine derartige rein ſchematiſche 
Verſchiebung der Summen von der einen Intereſſentenklaſſe 
auf die andere ſei nicht erſichtlich. 

Dieſen Erwägungen wird man im weſentlichen zuſtimmen 
müſſen. Es erheben ſich aber auch noch andere Bedenken. Zu⸗ 
nächſt widerſpricht der Vorſchlag dem Grundgedanken des 
Clearingverfahrens, das die gegenſeitige Anerkennung der Be⸗ 
teiligten als gleich gut, ſowie Gleichartigkeit und Liquidität der 
Forderungen vorausſetzt. Hieran fehlt es aber. Gute und 
ſchlechte Forderungen werden in einen Topf geworfen und die 
erſteren von den letzteren abhängig gemacht. Auch wer einen 
guten ausländiſchen Schuldner hat, könnte „nur im Verhältnis 
der tatſächlichen Einzahlungen ſeitens deutſcher Schuldner auf 
Bezahlung rechnen“. 12) Ebenſo ſteht es mit dem Erfordernis 
der Liquidität, da die Zahl der Forderungen, denen Ein: 
wendungen entgegenſtehen, wie die Einrede des nicht oder nicht 
ordnungsmäßig erfüllten Vertrags, Mängeleinreden u. dgl., 
natürlich ſehr erheblich ſein wird. — Ferner wird durch die Ein⸗ 
ſchaltung einer ſtaatlichen Stelle zwiſchen die privaten Parteien 
die Wiederaufnahme der durch den Krieg unterbrochenen ges 
ſchäftlichen Beziehungen ſehr erſchwert. Wenn auch die feind⸗ 
lichen Staatsmänner und die feindliche Preſſe den Wirtſchafts⸗ 
krieg bis aufs Meſſer nach Friedensſchluß in Ausſicht ſtellen, 
ſo wird die Zeit ſchon dafür ſorgen, daß der wüſte Haß, der 
die Gehirne umnebelt, verfliegt und der kühle Verſtand des 
rechnenden Geſchäftsmanns wieder zur Geltung kommt. Zur 
Anknüpfung der zerriſſenen Fäden iſt aber die perſönliche Aus⸗ 
einanderſetzung zwiſchen den früheren Geſchäftsfreunden von 
großer Bedeutung. Mit Recht iſt gerade in Handelskreiſen be⸗ 
tont worden, daß der einzelne Gläubiger auf die Lage ſeines 
Schuldners in ganz anderer Weiſe durch Gewährung von 
Stundung u. dgl. Rückſicht nehmen könne als die Zentral⸗ 
ſtelle, und daß dies individuelle Eingehen auf die Verhältniſſe 
ſeines Vertragsgegners häufig das einzige Mittel für den 
Gläubiger ſei, ſich vor Schaden zu bewahren und ſich eine 
Geſchäftsverbindung dauernd zu erhalten.!) 

b) Eine Abſchwächung der gegen das geſchilderte Ausgleichs⸗ 
verfahren erhobenen Einwände hat ein Abänderungsvorſchlag 
im Auge, der das Verfahren des Zwangscharakters entkleiden 
will. Die Schuldner ſollen nicht verpflichtet, ſondern nur be: 
rechtigt ſein, an die Zentralſtelle zu zahlen. Der Zwang ſoll 
erſetzt werden durch das Anreizmittel der Gewährung eines 
prozentual beſtimmten Nachlaſſes an der freiwillig gezahlten 
Schuldſumme. Aus den eingebenden Zahlungen ſollen dann 
nur diejenigen Gläubiger befriedigt werden, die ſich mit einer 
Kürzung ihrer Forderung etwa in doppelter Höhe des für den 
Nachlaß feſtgeſetzten Prozentſatzes einverſtanden erklären. Da 
dieſer Vorſchlag den Schuldnern freie Hand läßt, ob ſie den 
Weg der Zahlung an die Zentralſtelle wählen wollen, ſo ver⸗ 
meidet er allerdings ihre in dem erzwungenen Verzicht auf die 
Stundungsvorteile liegende Beeinträchtigung. Es fragt ſich 
aber, ob die Ausſicht auf den Nachlaß einen hinreichend ſtarken 
Anreiz auf die Schuldner ausüben würde. Jedenfalls werden 
die übrigen Bedenken gegen das Ausgleichverfahren auch durch 
die Ausſchaltung des Zahlungszwanges nicht beſeitigt. 

c) Weitere Vorſchläge unterſcheiden ſich im weſentlichen 
dadurch von den erörterten, daß ſie den Ausgleich ſchon während 
des Krieges, alſo die Verwendung der feindlichen Guthaben in 
Deutſchland zur Befriedigung der deulſchen Gläubiger des feind— 
lichen Auslandes im gegenwärtigen Zeitpunkt, nicht verlangen, 
ſondern die Vollziehung des Ausgleichs auf die Zeit nach 
Friedensſchluß vertagen, und zwar unter Herbeiführung eines 
gleichmäßigen Verfahrens in den einzelnen feindlichen Staaten. 
Dieſer Standpunkt wird in einer Reihe von Eingaben an den 
Reichskanzler, insbeſondere von dem Kriegsausſchuß der 
deutſchen Induſtrie, von dem Handelsvertragsverein, dem Verein 
deutſcher Maſchinenbauanſtalten vertreten. Die Eingabe des 


19) Heymann, D. 1915, 951. 
18) Pgl. Alexander, Bankürch. XIV, 288. 
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Handelsvertragsvereins von Mitte März 19161 Müpft an die 
Bundesratsverordnung über das Zahlungsverbot gegen Eng⸗ 
land vom 30. September 1914 und die auf Grund des 8 7 
Abſ. 2 dieſer e durch Bekanntmachung des Reichs⸗ 
kanzlers vom 20. Oktober und 19. November 1914 erfolgte 
Ausdehnung ihrer Vorſchriften auf Frankreich und Rußland 
an. 16) In 8 3 WO. iſt bekanntlich dem Schuldner geſtattet, 
die geſchuldeten Beträge bei der Reichsbank für Rechnung des 
Berechtigten zu hinterlegen. Dieſe Erlaubnis ſoll in ein 
Zahlungsgebot unter Beſchränkung auf alle vor Kriegsbeginn 
entſtandenen Forderungen aus Hundelsgeſchäften, ſoweit fie 
unbeſtritten oder rechtskräftig feſtgeſtellt ſind, umgewandelt 
werden, wobei Friſtgewährung zuläſſig ſein ſoll. Durch Ein⸗ 
zahlung ſoll die Schuld getilgt werden. Die bei der Reichs⸗ 
bank errichtete „Schuldausgleichsſtelle“ ſoll auf Zahlung klagen 
können. Ferner ſoll jeder Kaufmann verpflichtet ſein, ihm zu⸗ 
ſtehende Auslandsforderungen unter Vorlage der Belege bei der 
Handelskammer binnen einer von der Ausgleichsſtelle zu be- 
ſtimmenden Friſt anzumelden. Die Handelskammern haben die 
angemeldeten Forderungen zu prüfen, „ob ſie gut oder faul 
find“, und die Anmeldungen mit dem enifpredhenden Vermerk 
der Ausgleichsſtelle zu überſenden. Eine alsbaldige Befriedi⸗ 
gung iſt nur vorgeſehen, wenn der ausländiſche Schuldner des 
deutſchen Gläubigers zugleich Gläubiger eines deutſchen 
Schuldners iſt. Aus dem von dieſem eingezogenen Betrage 
ſoll dann der deutſche Gläubiger bezahlt werden. Dies der 
weſentliche Inbalt eines vom Handelsvertragsverein ſeiner Ein⸗ 
gabe nachgereichten Geſetzentwurfes, bei dem es auf einer ſorg⸗ 
fältigen juriſtiſchen Durcharbeitung wohl nicht ankam. 


Von einer alsbaldigen Befriedigung der deutſchen Gläubiger 
aus den Taſchen der deutſchen Schuldner wird alſo abgeſehen. 
Vielmehr ſoll die Abwicklung ſo erfolgen, daß im feindlichen 
Ausland, „was nötigenfalls durch entſprechende Verpflichtungen 
in den Friedensverträhgen zu erwirken wäre“, gleiche Eins 
richtungen zu ſchaffen wären und daß dann zwiſchen den 
Ausgleichsſtellen mit der Maßgabe abgerechnet würde, „daß 
für Forderungen, de nicht innerhalb einer beſtimmten al 
nach Friedensſchluß bei den Ausgleichsſtellen eingezahlt find, 
der Fiskus des betreffenden Landes .... den Fehlbetrag zu 
decken habe unter dem Vorbehalt, ihn ſeinerſeits von den 
Schuldnern einzutreiben“. Näheres über die Abrechnung zwiſchen 
den Ausgleichsſtellen iſt nicht geſagt. Sie iſt aber wohl ſo 
gedacht, daß die Stelle jedes Staates aus den bei ihr ein— 
gegangenen Beträgen diejenigen Gläubiger ihres Landes be— 
friedigt, auf deren Forderungen bei der Stelle des Geanerſtaates 
Zahlungen von den dortigen Schuldnern geleiſtet ſind. Die 
deutſche Stelle würde danach aus den bei ihr von deutſchen 
Schuldnern für ihre engliſchen Gläubiger eingezahlten Geldern 
diejenigen deutſchen Gläubiger engliſcher Schuldner befriedigen, 
für die bei der engliſchen Zahlſtelle Zahlungen gemacht ſind. 
Und ebenſo würde die engliſche Zahlſtelle zu verfahren haben. 
Die Zahlſtelle, bei der ſich ein Überſchuß ergibt, würde dieſen 
zurückbehalten, bis bei der gegneriſchen Zahlſtelle weitere 
Zahlungen eingehen oder, wenn dieſe wegen Uneinbringlichkeit 
nicht mehr zu erwarten ſind, der gegneriſche Staat die un⸗ 
gedeckten Beträge übernimmt. 


In den Grundgedanken ſtimmen hiermit der mehr in Um⸗ 
riſſen gehaltene Vorſchlag des Kriegsausſchuſſes der deutſchen 
Induſtrie und die im einzelnen ausgearbeitete Denkſchrift des 
Vereins deutſcher Maſchinenbauanſtalten überein. Die erſte 
Vorausſetzung der Durchführbarkeit dieſes Verfahrens iſt natürlich 
das Gelingen einer Verſtändigung mit unſeren Feinden. Den 
Bedenken, die ſich aus der Schwierigkeit einer zuverläſſigen 


14) Dieſe Eingabe liegt auch einem Vortrag von Wertheimer zus 
grunde, der unter dem Titel „Der Schutz der deutſchen Außenſtände 
im feindlichen Auslande und die Behandlung der durch den Krieg 
unterbrochenen internationalen Privatverträge“ im Verlag von Encke, 
Stuttgart, erſchienen tft. 

15) Weitere Ausdehnung des Zahlungsverbots durch Bekanntm. 
vom 14. Oktober 1915 (britiſches Okkuvationsgebiet in Agypten und 
die unter franzöſiſchem Protektorat ſtehenden Gebietsteile von Marokko), 
vom 14. Mai 1016 (Portugal) und vom 28. Auguſt 1916 (Rumänien). 
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Feſtſtellung der angemeldeten Forderungen ergeben, insbeſondere 
auch nach der Richtung, ob die Einbringlichkeit nicht bereits 
vor dem Kriege zweifelhaft war, ſuchen die Befürworter dieſes 
Syſtems durch den Vorſchlag zu begegnen, bei der Prüfung 
beſtrittener oder zweifelhafter Anſprüche Vertreter der Ausgleichs⸗ 
ſtelle des betreffenden fremden Staates mitwirken zu laſſen. 
Möglicherweiſe könne auch die Errichtung einer zwiſchenſtaatlichen 
Berufungsſtelle ins Auge gefaßt werden. Der Handelsvertrags⸗ 
verein möchte „als Reviſionsinſtanz für das gerichtliche Vor⸗ 
gehen in allen einſchlägigen Klagen zwiſchen Firmen der krieg⸗ 
führenden Staaten einen internationalen Gerichtshof“ eingeſetzt 
wiſſen, der zu gleichen Teilen aus Juriſten jedes der beiden 
beteiligten Länder unter neutraler Leitung, vielleicht in u 
welcher Verbindung mit dem Haager Schiedsgerichtshof, gebildet 
werden müßte. Hier ſcheint alſo als letzte Inſtanz über die 
Rechtſprechung der ſtaatlichen Gerichte, bei denen die 
Prozeſſe nach den gewöhnlichen Grundſätzen anhängig zu machen 
wären, das internationale Gericht geſetzt werden zu ſollen, 
während dort offenbar an eine Stelle gedacht iſt, die auf An⸗ 
trag über die Prüfungsbeſcheide der Ausgleichsſtelle zu befinden 
haben ſoll. Über den Zweck jenes internationalen Reviſions⸗ 
gerichts äußert ſich die Eingabe des Handelsvertragsvereins 
nicht näher. Ein organiſcher Zuſammenhang mit den inter⸗ 
nationalen Ausgleichsſtellen und dem Abrechnungsverfahren iſt 
nicht erſichtlich. Vielleicht ſoll es für dort nicht berückſichtigte 
Forderungen, deren Geltendmachung eben in Ermangelung eines 
ſicheren Prüfungsergebniſſes auf den Rechtsweg zu verweiſen 
ſein würde, einen Titel ſchaffen, der ohne weiteres in den 
beteiligten Staaten anerkannt werden müßte und vollſtreckbar 
wäre. Es ſcheint jedoch, als wenn ſich der Verſaſſer der Ein⸗ 
gabe über feinen Vorſchlag nicht recht klar geweſen ij. — Um 
den deutſchen Gläubigern übrigens ſchon vor Friedensſchluß 
und vor der endgültigen Abwicklung zu helfen, ſoll die Ge⸗ 
währung von Vorſchüſſen durch die Ausgleichsſtelle auf feſt⸗ 
geſtellte und fällige Auslandsforderungen zuläſſig ſein. 

Auch in dieſer Ausführungsform dürfte ſich der Ausgleichs⸗ 
gedanke ſchwerlich verwirklichen laſſen. Ob unſere Feinde auf 
die Schaffung ſolcher Ausgleichsſtellen und eine derartige Ab⸗ 
wicklung eingehen werden, iſt zum mindeſten völlig ungewiß. 
Allerdings iſt nicht zu verkennen, daß auf ihrer Seite das 
gleiche Intereſſe an der gedeihlichen Regelung dieſer für ihre 
Wirtſchaft und die Aufrechterhaltung der Exiſtenz vieler ihrer 
Staatsangehörigen ſo wichtigen Frage beſteht, und daß daher 
das eigene Intereſſe ſie vielleicht geneigt machen wird, zu einer 
angemeſſenen Auseinanderſetzung die Hand zu bieten. Auch 
haben ſie bereits Einrichtungen getroffen, die auf einen Schutz 
ihrer Aus landsgläubiger abzielen. So iſt durch das engliſche 
Ergänzungsgeſetz zum Geſetz über die Handelsbeziehungen zu 
dem Feinde vom 27. November 1914 eine Behörde unter dem 
Titel „Verwahrer des feindlichen Eigentums“ eingeſetzt, an den 
einem Feind geſchuldete „Dividenden⸗, Zins⸗ oder Gewinn⸗ 
anteilſcheine“ abzuliefern ſind und bei dem auch Forderungen 
an einen Feind freiwillig angemeldet werden können. Dieſe 
Werte können auf gerichtliche Verfügung zur Begleichung der 
Schulden des ſelben Feindes bei engliſchen Gläubigern ver— 
wendet werden. Gleichwohl haften auch dieſem Syſtem der in 
den einzelnen Ländern zu ſchaffenden innerſtaatlichen Ausgleichs⸗ 
ſtellen, abgeſehen von ſeiner Kompliziertheit, dieſelben Mängel 
an, die bereits bei Erörterung des Zwangsausgleichsverfahrens 
durch eine deutſche Zentralſtelle hervorgehoben find. — Auch 
die geforderte ſtaatliche Gewährleiſtung für die von den Aus— 
gleichsſtellen feſtgeſtellten, aber nicht eingehenden Forderungen 
würde wohl von keinem Staate zugeſtanden werden. Daß die 
deutſchen geſetzgebenden Faktoren die zur Übernahme einer 
ſolchen Verpflichtung auf das Reich erforderlichen Beträge be— 
willigen würden, erſcheint ausgeſchloſſen. In engliſchen Inter: 
eſſentenkreiſen ſoll übrigens ein Geſetzentwurf vorgeſchlagen 
ſein, wonach die engliſche Regierung Auslandsforderungen, 
deren Einziehung den engliſchen Gläubigern nicht gelungen iſt, 
nach Prüfung 1155 Rechtsgültigkeit, wobei den ausländiſchen 
Schuldnern Gelegenheit zur Anfechtung der Forderungen vor 
den britiſchen Gerichten gegeben werden ſoll, zu bezahlen hat. 
Die gezahlten Beträge würde die engliſche Regierung von den 
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feindlichen Ländern erſetzt verlangen.!) Ob hierbei etwa an 
ein gleiches Verfahren auf der Gegenſeite gedacht iſt, iſt nicht 
erſichtlich; es iſt aber kaum anzunehmen, vielmehr geht dieſer 
Vorſchlag offenbar ebenſo wie das deutſcherſeits erhobene ähn⸗ 
liche Verlangen (vgl. oben Anm. 6) von der Erwartung einer 
völligen Niederringung des Gegners aus. 

Was ſchließlich die Bevorſchuſſung der Auslandsguthaben 
anlangt, die von den Anhängern des Ausgleichsverfahrens der 
Ausgleichsſtelle als eine weitere Aufgabe zugewieſen wird, fo 
iſt das Bedürfnis, dieſe großen, zur Zeit nicht realiſierbaren 
Außenſtände für die Krediterlangung nutzbar zu machen, gewiß 
dringend. Es bedarf aber zu ſeiner Befriedigung nicht der 
Einrichtung der Ausgleichſtelle und der ang der er: 
forderlichen Mittel durch Einziehung der deutſchen Auslands⸗ 
ſchulden. Vielmehr reichen hierzu die beſtehenden Kreditorgani⸗ 
ſationen aus. Insbeſondere iſt es Sache der für die Beleihung 
von e in erſter Linie mitbeſtimmten Kriegskredit⸗ 

en Auslandsgläubigern ihre Hilfe zu gewähren. 
Dieſer Pflicht haben ſie ſich im großen und ganzen auch unter⸗ 
zogen. So hat z. B. die Kriegskreditbank für Groß⸗Berlin 
gerade dies von Anfang an als ihre Hauptaufgabe angeſehen. “) 

2. Daß das Ausgleichsverfahren in irgendeiner Form 
Ausſicht habe, ins Leben zu treten, dürfte nach der bisherigen 
Stellungnahme der Regierung nicht zu erwarten ſein. Anders 
ſteht es dagegen mit einer weiteren Gruppe von Vorſchlägen, 
deren Kern der Gedanke iſt, die feindlichen Guthaben in 
Deutſchland gewiſſermaßen als Pfand für die Geſamthe't der 
deutſchen Auslandsforderungen zu benutzen. 1s) Mit Recht 
betont ein Antrag wirtſchaftlicher Verbände Hamburgs vom 
März 1916, ) daß „die Hauptſache eine greifbare Sicherheit, 
alſo ein Exekutionsobjekt bleibe“. Die Art und Weiſe aller⸗ 
dings, wie die Verbände die Erlangung einer ſolchen Sicherheit 
herbeigeführt wiſſen wollen, entfernt ſich allzuſehr vom Boden 
der Wirklichkeit. Die feindlichen Staaten ſollen beim Friedens⸗ 
ſchluß gehalten werden, in Höhe der deutſchen Auslandsforde⸗ 
rungen der deutſchen Regierung Pfand zu beſtellen, auf das 
die deutſchen Gläubiger in einem dem Arreſtverfahren nachzu⸗ 
bildenden Verfahren Beſchlag legen und in das ſie mittels 
einer vor den deutſchen Gerichten zu erhebenden Klage Ein⸗ 
weiſung erlangen könnten. Auch hier wird als ſelbſtverſtändlich 
ein ſolcher Erfolg unſerer Waffen vorausgeſetzt, daß wir dem 
Gegner die ſchwerſten Bedingungen auferlegen können. Warum 
dann aber dieſer umſtändliche Weg eingeſchlagen werden ſoll, 
iſt nicht einzuſehen. Viel einfacher würde es dann ſein, in die 
von unſeren Feinden aufzubringende Kriegsentſchädigung die 
Milliardenbeträge der Auslandsguthaben einzurechnen. 

Zur Durchführung des Pfandgedankens bedarf es aber 
nicht der praktiſch nicht 1 verwirklichenden Herbeiſchaffung ſolcher 
Mittel beim Friedensſchluß, ſondern nur des Zugriffs auf die 
in unſerem Machtbereich befindlichen feindlichen Außenſtände und 
ſonſtigen Werte. Ihre Beſchlagnahme und Zurückhaltung, um da⸗ 
durch zur Sicherung der deutſchen Auslandsgläubiger einen Druck 
auf unſere Gegner ausüben zu können, erſcheint möglich. Sie iſt 
auch von der Regierung in dem oben erwähnten zweiten Nachtrag 
zur Denkſchrift über die wirtſchaftlichen Maßnahmen während des 
Krieges für berechtigt erklärt. Zwar iſt dagegen von anderer 
Seite das Bedenken erhoben, daß der Wert des deutſchen Ver⸗ 
mögens einſchließlich der Außenſtände im feindlichen Auslande 
erheblich größer ſei, als die in Deutſchland greifbaren Werte 
unſerer Feinde,?) und daß wir daher bei Zurückhaltung unſerer 
Zahlungen, die von den Feinden in gleicher Weiſe erwidert 


16) „Handel und Gewerbe“ Nr. 16 vom 5. Februar 1916. 

17) Alexander, BankArch. XIV, 285. 

18) Eine Mittelſtellung nimmt ein Vorſchlag Tetzners, Recht 
und Wirtſchaft 1916, 143, ein, der aber auch einen ſolchen Sieg 
N Waſſen vorausſetzt, daß wir die Bedingungen vorſchreiben 
önnen. 

19) Meyer, BankArch. XV, 352. 

0) So ſoll auf eine Anfrage im engliſchen Unterhaus regierungs⸗ 
ſeitig mitgeteilt ſein, daß das Bermögen deutſcher Perſonen in Enaland 
auf 105 Milionen Pfund, das britiſcher Untertanen in Deutſchland 
auf 72 Millionen Pfund geſchätzt werde. 
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werden würde, recht ſchlecht fahren würden. Die Zahlungs: 
bilanz kann aber nicht ausſchlaggebend ſein. Angeſichts des 
Umſtandes, daß unſere Feinde mit den von ihnen getroffenen 
Maßnahmen bezwecken, die in ihrem Machtbereich befindlichen 
deutſchen Werte an ſich zu bringen, in der ausgeſprochenen 
Abſicht, ſie als Pfand bei den Friedensverhandlungen gegen 
uns zu verwenden, bleibt uns keine Wahl, ihnen hierin zu folgen, 
um bei Friedensſchluß nicht ohne jedes Druckmittel dazuſtehen. 

Notwendige Grundlage für Maßregeln in dieſer Richtung 
iſt es, zunächſt einen Überblick über das in Deutſchland vor— 
handene feindliche Vermögen zu erlangen. Dieſe Grundlage 
iſt bereits gewonnen. Durch die BRVo vom 7. Oktober 1915 
[RG Bl. S. 63321) iſt bekanntlich die Anmeldung des im 
Inlande befindlichen Vermögens von Angehörigen feindlicher 
Staaten angeordnet worden. Hierzu gehören auch „vermögens— 
rechtliche Anſprüche aller Art, wenn ſie gegen Perſonen gerichtet 
find, die im Inland ihren Wohnſitz oder Sitz haben“ (SH VO). 
Soweit es ſich um Geldforderungen handelt, gibt Art 3 der 
Ausführungsbekanntmachung des Reichskanzlers nähere Be— 
ſtimmungen. Danach haben die im Inland anſäſſigen Perſonen 
oder Unternehmungen, die einem im Auslande befindlichen 
feindlichen Staatsangehörigen oder im feindlichen Auslande 
anſäſſigen Unternehmen eine auf Geld lautende Leiſtung ſchulden, 
ihre Verbindlichkeiten gegenüber jedem Gläubiger einzeln nach 
Art, Schuldgrund und Betrag aufzuführen, wobei bedingte oder 
beſtrittene Verbindlichkeiten als ſolche zu kennzeichnen ſind. Die 
Anmeldepflicht gilt nicht für Leiſtungen, die von einer noch aus 
ſtehenden Gegenleiſtung abhängig ſind. 

Dieſe Beſtandsaufnahme der feindlichen Bermögen in 
Deutſchland, die ſich als Vergeltungsmaßnahme darſtellt und 
die Möglichkeit gewährt, den bisherigen und ferneren Eingriffen 
unſerer Gegner in deutſche Vermögensrechte entſprechend zu 
begegnen, wird ein einigermaßen zutreffendes Bild von der Höhe 
der Werte ergeben haben, die als Pfand für die deutſchen 
Auslandsguthaben feſtgehalten werden können. Soll aber bei 
den Friedensverhandlungen hiervon Gebrauch gemacht werden 
können, ſo bedarf es als weiterer Unterlage auch der Kenntnis 
unſerer Aktivpoſten, zu deren Sicherung auf die feindlichen 
Werte Hand gelegt wird. Als Gegenſtück der unter die 
Anmeldungsverordnung vom 7. Oktober 1915 fallenden Aufnahme 
des Beſtandes der feindlichen Forderungen gegen Inländer 
ergibt ſich daher die Regiſtrierung der deutſchen Guthaben im 
feindlichen Ausland. Dieſe Maßregel, die, wie oben erörtert, 
für das Ausgleichsverfahren von ſeinen Anhängern als ſelbſt— 
verſtändliche Vorausſetzung gefordert werden mußte, iſt auch 
von anderen Seiten, die das Ausgleichs verfahren nicht empfehlen, 
befürwortet worden. Schon die Reichtagskommiſſion für Handel 
und Gewerbe?) hat dieſe Frage aus Anlaß einer Anzahl von 
Petitionen, die ſich mit der Schaffung einer Zentralſtelle für 
die Regiſtrierung von Schulden und Forderungen gegenüber 
dem feindlichen Auslande befaßten, eingehend erörtert und 
beantragt, die Petitionen, ſoweit ſie ſich auf dieſe Maßnahmen 
beziehen, dem Reichskanzler zur Berückſichtigung zu überweiſen. 
Regierungsſeitig war damals zwar noch keine beſtimmte 
Erklärung abgegeben, jedoch die dann ſpäter in der Boi O. 
vom 7. Oktober 1915 angeordnete Anmeldung des feindlichen 
Vermögens in Ausſicht geſtellt, gegen die Anmeldung der 
deutſchen Auslandsforderungen dagegen Bedenken erhoben. 
Dieſe gipfelten darin, daß bei Abſtandnahme von dem Aus» 
gleichsverfahren der hauptſächlichſte praktiſche Grund dafür 
entfalle und eine Anmeldung lediglich aus ſtatiſtiſchen Zwecken 
um ſo weniger notwendig und angezeigt ſei, als das Ergebnis 
unzuverläſſig ſein müſſe und mit der ungeheuren Mühe und 


21) Val. dazu die zu ihrer Ausführung ergangene Bekanntmachung 
des Reichskanzlers vom 10. Oktober 1915 — ROLL. S. 653 —; ferner 
die Bekanntmachungen vom 21. Oktober 1915 — N. Bl. S. 707 — 
und vom 19. April 1916 — Gl. S. 312 — betr. Ausnahmen vom 
Zahlungsverbot, ſowie die Bekanntmachungen vom 14. Mai 1916 — 
NGBl. S. 375 — und vom 28. Auguſt 1916 — RGBl. 971 —, die 
einige Vorſchriften der BRV. vom 7. Oktober 1915, aber nicht den 
Anmeldezwang auf das Vermögen portugieſiſcher und rumäniſcher 
Staatsangehöriger ausdehnen. 


22) Pgl. oben Anm. 6. 
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Beläſtigung für alle Beteiligten in keinem Verhältnis ſtehe 
man auch obne Statiſtik ungefähr über den Stand der Dinge 
Beſcheid wiſſe. 

Dieſe Ausführungen dürften doch der Sachlage nicht gerecht 
werden. Daß die Anſchreibung der Auslandsforderungen nur 
für das Ausgleichsverfahren von Bedeutung ſei, kann nicht an— 
erkannt werden. Auch für den bloßen Sicherungszweck genügt 
nicht die Feſtſtellung der feindlichen Werte. Wenn unſere Feinde 
bei den Friedensverhandlungen über zahlenmäßiges Material 
verfügen, ſo wird die Stellung unſerer Vertreter ſchon dadurch 
eine ungünſtigere, daß ihnen ſolche Unterlagen fehlen. Auch iſt 
die Sicherung der Auslandsgläubiger keineswegs der einzige 
Zweck, für deſſen Erreichung die Regiſtrierung wünſchenswert 
iſt. Abgeſehen davon, daß noch nicht zu überſehen iſt, zu 
welchen völkerrechtswidrigen Schritten unſere Feinde vielleicht 
noch kommen werden, gegen die Vergeltung zu üben ſein würde, 
wird eine möglichſt genaue Kenntnis des Standes der beider— 
ſeitigen Guthaben bei der Schwierigkeit der betreffenden Ver⸗ 
handlungen die Aufgabe unſerer Unterhändler erleichtern, indem 
ſie ihnen ermöglicht, unrichtige Behauptungen zu entkräften und 
Anſprüche mit größerem Nachdruck zu vertreten. Aber nicht nur 
zur Vorbereitung der Friedensverhandlungen, ſondern auch zur 
Beeinfluſſung der Feinde während des Krieges kann die Re— 
giſtrierung nützlich ſein. Sie würde, wie ſchon die Beſtands⸗ 
aufnahme des feindlichen Vermögens, zeigen, daß Deutſchland 
nicht geneigt iſt, die gegneriſchen Übergriffe hinzunehmen, ſondern 
ſich zur Abwehr und zur Sicherung der Jutereſſen ſeiner Staats⸗ 
angehörigen rüſtet. Von größter Bedeutung dürfte die Kenntnis 
unſerer Auslandsguthaben ferner für die Geſtaltung unſerer 
Valutapolitik ſein. Der Krieg, vornehmlich die Unterbindung 
unſerer Ausfuhr, hat den Stand unſerer Valuta äußerſt um: 
günſtig beeinflußt. Dies iſt beſonders bedenklich im Hinblick 
darauf, daß nach dem Kriege mit der Wiedereinſtellung unſerer 
Induſtrie auf die Friedenswirtſchaſt ein ſtarkes Bedürfnis nach 
der Einfuhr von Rohſtoffen zu befriedigen iſt. Die Kaufkraft 
Deutſchlands wird aber bei einer anfänglich noch nicht ent⸗ 
ſprechenden Ausfuhr und der notwendigen Schonung unſeres 
Goldbeſtandes zunächſt nur beſchränkt ſein. Zu ihrer Stärkung 
und zur Hebung der Valuta werden die Auslands guthaben zu 
dienen haben. Ihre Regiſtrierung rechtfertigt ſich daher auch 
aus dieſem Zweck. Allerdings iſt nicht zu verkennen, daß die 
beiden Zwecke gewiſſe Verſchiedenheiten bedingen. So iſt aus 
dem Geſichtspunkt des Schutzes der Auslandsforderungen nur 
die Anſchreibung der Außenſtände im feindlichen Ausland 
erforderlich, während das Intereſſe der Valutapolitik auch die 
Einbeziehung des verbündeten und neutralen Auslandes 
geboten erſcheinen läßt. Auch dürften für eine alsbaldige Ver⸗ 
wertung zugunſten der deutſchen Valuta praktiſch im weſent— 
lichen nur Forderungen in Betracht kommen, die von unzweifel⸗ 
bafter Sicherheit und Güte ſind, alſo vor allem Wertpapiere, 
Bankguthaben und etwa Wechſel und Schecks. 

Inzwiſchen iſt nun mit der Regiſtrierung der deutſchen 
Auslandsaktiva inſoweit ein Anfang gemacht worden, als es 
ſich um Wertpapiere handelt. Nach der Bundesratsverordnung 
vom 23. Auguſt 1916 (RGBl. S. 952) find bis zum 31. Ob 
tober 191628) anzumelden: die im Ausland befindlichen Wert— 
papiere, ſoweit fie Perſonen gehören, die im Inlande Wohnſitz, 
Sitz oder dauernden Aufenthalt haben, und die im Inland 
befindlichen Wertpapiere, aus denen ein im Ausland anſäſſiger 
Schuldner haſtet oder durch die eine Beteiligung an einem im 
Ausland anſäſſigen Unternehmen verbrieft wird, einſchließlich 
der Zeugniſſe über Beteiligung an ausländiſchen Akriengeſell⸗ 
ſchaften. Hierher gehören nach der Ausführungsbekanntmachung 
des Reichskanzlers vom gleichen Tage Oi G Bl. S. 953) Aktien, 
Kuxe, Interimsſcheine, ſowie auf den Inhaber lautende oder 
durch Indoſſament übertragbare Schuldverſchreibungen oder 
andere vertretbare Wertpapiere mit Ausnahme der Erneuerungs-, 
Zins⸗ und Gewinnanteilſcheine, Banknoten und Papiergeld, 
Weckſel und Schecks. 


23) Die Friſt iſt in- wiſchen bis 15. November 1918 durch Be: 
kanntmachung des Reichskanzlers vom 28. Oktober 1916 — RGBl. 
S. 1209 — erſtreckt worden. 
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Nach dem oben Geſagten dürfte der Zweck dieſer BRLD., 
die ſich einerſeits auf die Erfaſſung der Wertpapiere beſchränkt, 
andrerſeits das geſamte Ausland berückſichtigt, nur auf die 
Vorbereitung von Maßnahmen zugunſten unſerer Valuta ge⸗ 
richtet fein. Das Verlangen, auch für die übrigen Auslands- 
forderungen die Anmeldepflicht einzuführen, wartet daher noch 
auf ſeine Erfüllung. Die von dem Regierungsvertreter in der 
Kommiſſion für Handel und Gewerbe geäußerte Befürchtung, 
daß die Anmeldung die Beteiligten erheblich beläſtigen und kein 
zuverläſſiges Ergebnis haben werde, iſt gewiß nicht von der 
Hand zu weiſen, aber doch nicht ſo ſchwerwiegend, daß die 
Schwierigkeiten nicht überwunden werden könnten. Die Er⸗ 
füllung von Anmeldepflichten iſt der Bevölkerung — und hier 
kommen vorwiegend nur Kaufleute und Induſtrielle in Betracht 
— nachgerade etwas Gewohntes geworden. Daß den An⸗ 
meldungen mit größerer Vorſicht begegnet werden muß als der 
Anmeldung der feindlichen Forderungen nach Maßgabe der 
BALD. vom 7. Oktober 1915, iſt richtig. Denn Schulden wird 
niemand mehr anmelden, als er wirklich hat, während es in 
der Natur der Dinge liegt, daß unbegründete, beſtrittene und 
ſonſtwie zweifelhafte Forderungen in erheblichem Umfange zur 
Anmeldung kommen werden. Es muß deshalb eine ſtrenge 
ns einſetzen, die allerdings nicht alle Febler verhüten 
ann, da fie lediglich an der Hand der vom Gläubiger vor: 
gelegten Beweismittel ohne Anhörung des Schuldners erfolgen 
muß. Immerhin wird aber bei genügender Sichtung das ges 
wonnene Material von großem Wert ſein und als ausreichende 
Grundlage benutzt werden können. Für die Entgegennahme 
der Anmeldungen würde eine beſondere Stelle zu ſchaffen ſein, 
da die Reichsbank, bei der die Wertpapiere anzumelden ſind, 
hiermit nicht zu befaſſen ſein wird. Ob die Stelle rein amt— 
lichen Charakter tragen oder ob von den in erſter Linie intereſſierten 
Wirtſchaftsverbänden eine Anmeldeſtelle zu errichten ſein würde, 
der aus Reichsmitteln ein Beitrag zu den Koſten gewährt werden 
könnte, iſt ſchließlich nicht von grundlegender Bedeutung. 

Immer wird man ſich jedoch gegenwärtig halten müſſen, 
daß auch im erſteren Falle ſchwerlich Ausſicht beſteht, daß das 
Reich als ſolches die Beitreibung der einzelnen Forderungen 
auf ſich nehmen würde.“) Dagegen würde vielleicht die An⸗ 
meldeſtelle, wenn ſie etwa einen ähnlichen Charakter wie andere 
unſerer Kriegsorganiſationen erhielte, alſo eine im amtlichen 
Auftrag arbeitende, die Unterſtützung des Reiches genießende 
ſelbſtändige Einrichtung würde, zur Übernahme der Einziehung 
auf Erſuchen der Gläubiger für befugt erklärt werden können. 

3. Schließlich ſoll noch darauf hingewieſen werden, daß es 
Sache der Friedensverträge ſein wird, dafür zu ſorgen, daß 
die wirtſchaftlichen Kriegsmaßnahmen gegen die Auslands— 
gläubiger abgebaut, z. B. Zahlungs⸗ und Klageverbote auf⸗ 
gehoben werden. Wenn in dieſem Zuſammenhang darauf hin⸗ 
gewieſen iſt, daß unſere Gegner zwar in einer ſolchen Ver— 
einbarung ſchon allein ihr volles Genüge finden würden, weil 
fie ſich auf die Objektwität der deutſchen Rechtſprechung vers 
laſſen könnten, daß die deutſchen Gläubiger dagegen bei dem 
Stande der Rechtspflege in dem jetzt feindlichen Auslande viel 
ungünſtiger geſtellt ſeien, ſo iſt das gewiß richtig. Nur ſcheint 
mir die daran geknüpfte Forderung, im Friedensvertrage für 
die Sicherung unparteiiſcher und raſcher Rechtſprechung und 
Vollſtreckung zu ſorgen, nicht wohl zu verwirklichen. Mit 
völkerrechtlichen Abmachungen läßt ſich auf ſolche Mängel der 
Rechtſprechung, um die es ſich hier handelt, nicht einwirken. 
Ebenſowenig dürfte der Vorſchlag, zur Entſcheidung der fraglichen 
Rechtsſtreitigkeiten beſondere Gerichtshöfe in neutralen Staaten 
zu errichten, praktiſche Bedeutung erlangen. Abgeſehen von 
allen anderen Schwierigkeiten, von den Koſten und dem Zeit⸗ 
verluſt würde das erſtrebte Ziel der Unparteilichkeit bei der im 
Kriege zutage getretenen Geſinnung der meiſten neutralen 
Länder kaum erreicht werden. 


24) So hat z. B. Streſemann, Recht und Wirtſchaft 1915, 195, vor⸗ 
geſchlagen, daß das Reich die Forderungen als Gläubiger, wenn auch 
nicht zum vollen Kurſe, übernehmen ſolle. 
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Vollſtreckungstitel gegen den Ehemann in Anſehnug 
des eingebrachten Gutes bei dinglicher Unter⸗ 
werfungsklauſel gegen die Ehefran ($ 800 ZPO.) 
und bei der Zwangsvollſtreckung gegen eine Ehefrau 
als Anſteigerin aus SS 132, 133 3G. 


Von Landrichter Dr. Karl Becker, Berlin, 
Hilfsarbeiter im Juſtizminiſterium. 


Das KG. hat in der Entſcheidung vom 12. Februar 1912, 
OL GRſpr. 25, 233; 3BlFG. 14, 592, den Standpunkt ver: 
treten, daß es zur Immobilarvollſtreckung in ein Grundſtück 
eines Titels gegen den Ehemann auf Duldung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung nicht bedarf, wenn eine Hypothek gemäß 8 800 
ZPO. im Grundbuch mit dem Vermerk der Zuläſſigkeit der 
Vollſtreckung gegen den jeweiligen Eigentümer des Grundſtücks 
eingetragen iſt und als deſſen Eigentümer ſpäter eine im geſetz⸗ 
lichen Güterrecht lebende Ehefrau eingetragen worden iſt. Die 
Eintragung der Unterwerfungsklauſel mit der Wirkung gegen 
den jeweiligen Eigentümer habe zur Folge, führt das KG. aus, 
daß die Vollſtreckung gegen jeden ſpäter eingetragenen Eigen⸗ 
tümer erfolgen könne, ohne Rückſicht darauf, ob er irgend: 
welchen Verſügungsbeſchränkungen unterworfen ſei ($ 800 ZPO., 
8 1148 BGB.); deshalb könne die Vollſtreckung gegen eine 
Ehefrau, die das Grundſtück nach der Hypothekeintragung er: 
worben habe, nicht dadurch behindert ſein, daß das Grundſtück 
als eingebrachtes Gut der Verwaltung und Nutznießung des 
Mannes unterworfen ſei; der Ehemann erwerbe dieſes Recht 
mit der aus dem Grundbuch ſich ergebenden Beſchränkung, daß 
die Hypothek ſofort in das Grundſtück vollſtreckbar ſei, ohne 
daß es noch eines neuen Vollſtreckungstitels bedürfe und des⸗ 
halb greife 8 739 ZPO. nicht Platz. 

Dieſer Anſicht tritt Marcus im ZBIF G. a. a. O. bei und 
er hält aus den gleichen Gründen einen Duldungstitel gegen 
den Ehemann auch dann nicht für erforderlich, wenn eine Ehe⸗ 
frau vor ihrer Verheiratung auf einem Grundſtück eine Hypothek 
mit der Vollſtreckungsklauſel gegen den jeweiligen Eigentümer 
hat eintragen laſſen und dieſes Grundſtück durch ihre Ver⸗ 
heiratung eingebrachtes Gut geworden iſt, oder wenn eine voll 
jährige Ehefrau ohne Zuſtimmung ihres Ehemannes bei der 
Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks Meiſtbictende geblieben 
und ihr der Zuſchlag erteilt iſt, fie aber das Bargebot nicht 
entrichtet hat und ein zur Hebung gelangter Gläubiger aus 
der für ihn eingetragenen oder noch einzutragenden Sicherungs⸗ 
hypothek auf Grund einer vollſtreckbaren Ausfertigung des Zu— 
ſchlagsbeſchluſſes die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück 
gegen die Ehefrau betreibt (SZ 128, 132, 133 Z3G.). Auch 
im letztern Falle, ſagt Marcus, ſei 8 739 ZPO. nicht aus 
wendbar; der Ehemann habe mit der Eigentumserlangung der 
Ehefrau durch den Zuſchlag ($ 80 3G.) Verwaltung und 
Nutznießung erlangt, aber doch nur mit allen Rechten und 
Pflichten die der Ehefrau aus dem Meiſtgebot und dem ihr 
erteilten Zuſchlag zufielen; in dieſen Pflichtenkreis falle auch die 
Beſtimmung des 8 132 Abſ. 2 ZVG. Hieraus ſowie aus der 
weiteren Vorſchrift des 8 133 ZVG. ergebe ſich als Zweck dieſer 
Beſtimmung, daß die Zwangsvollſtreckung ohne prozeſſuale 
Weiterungen erfolgen ſolle. 

Stein dagegen läßt ſowohl für dieſen letzten Fall als auch 
für den erſten, des Erwerbs eines mit einer gegen den jeweiligen 
Eigentümer vollſtreckbaren Hypothek belaſteten Grundſtücks durch 
eine Ehefrau, 8 739 ZPO. Anwendung finden, verlangt alſo 
ein beſonderes, den Ehemann zur Duldung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in das Grundſtück verurteilendes Erkenntnis und damit 
einen beſondern, auf dieſes Ziel gerichteten Prozeß gegen den 
Ehemann, falls dieſer es nicht vorzieht, in einer gerichtlichen 
oder notariellen Urkunde gemäß § 794 Abſ. 1 Nr. 5, Abſ. 2 
ZPO. die Vollſtreckung in das Grundſtück zu bewilligen (Gaupp⸗ 
Stein, 10. Aufl, 8 800 Anm. 16, § 727 Anm. 27, § 930 I 
Abſ. 3). Zu dem zweiten Fall äußert ſich Stein nicht. 

Das LG. München (Seuff Bl. 70, 511) hat zunächſt auf 
den Fall der Rechtsnachfolge einer verheirateten Ehefrau als 
Schuldnerin den § 742 3PO. angewendet, und zwar allein aus 


— 
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dem Zweck dieſer Beſtimmung heraus, „zweckloſe Weiterungen 
und Koſten zu vermeiden“. In einer ſpäteren Entſcheidung 
(Seuff Bl. 78, 205) läßt es dagegen § 739, nicht 8 742 ZPO. 
Platz greifen; es vermißt für dieſen Fall eine dem 8 742 ent: 
ſprechende Vorſchrift; $ 742 fer aber als Ausnahmevorſchrift 
von 8 739 ſtrikte zu interpretieren; derſelbe befaſſe ſich aus— 
drücklich nur mit der Vollſtreckung gegen eine Ehefrau, die als 
primäre Schuldnerin verklagt ſei, gedenke dagegen mit keinem 
Worte des Falles, daß eine Ehefrau als Rechtsnachfolgerin 
mit der Vollſtreckung bedroht ſei; es müſſe daher in dieſem 
Falle bei der Regel des § 739 verbleiben. Auf den gleichen 
Standpunkt hat ſich das BayOL LG. (Seuff Bl. 73, 543) geſtellt. 

Für den Fall der SS 12, 132, 133 3 G., der Wiederverſteige⸗ 
rung eines Grundſtücks gegen eine Ehefrau als Erſteherin vers 
langt Güthe in Jaeckels Kommentar zum ZVG. (Note 4 zu 
S 72) einen Duldungstitel gegen den Ehemann, während Kurnick 
(Recht 1912, 751) die Vollſtreckung nicht nur in das Grund— 
ſtück, ſondern in das geſamte Vermögen der Frau ohne dieſen 
Duldungstitel ſtattfinden läßt und verlangt, daß die Rechte des 
Mannes ſchon bei der Prüfung der Gebote zu ſchützen ſeien. 
Das LG. Hirſchberg (Recht a. a. O.) wendet hier mit Stein 
8 739 3PO. an. 

Im folgenden ſoll gezeigt werden, daß in allen drei Fällen 
auch ein Vollſtreckungstitel gegen den Ehemann erforderlich, 
daß dieſer aber nicht auf dem umſtändlichen Prozeßwege des 
8 739 ZPO,, ſondern auf dem einfachen Wege des § 727 
bzw. $ 742 ZP. zu erwirken iſt. 


J. Nach S 795 ZPO. finden auf die Zwangsvollſtreckung 
aus den Urkunden des § 794 Nr. 5, die auch im Falle des 
§ 800 den Vollſtreckungstitel bilden, und aus dem Zuſchlags— 
beſchluß (SS 132, 96 3G. 8 791 Nr. 3 ZPO.) die Be 
ſtimmungen der ES 724 bis 793 ZPO. entſprechende Anwendung, 
ſoweit nicht in den SS 795 bis 800 ZPO. bzw. in den S3 132, 
133 3G. abweichende Vorſchriften enthalten find. Wird wie 
in den hier erörterten Fallen die Zwangsvollſtreckung in ein 
zum eingebrachten Gut einer Ehefrau gehöriges Grundſtück 
betrieben, ſo richtet ſie ſich nicht nur gegen die Ehefrau, ſondern 
auch gegen den Ehemann, dem daran die Verwaltung und 
Nußnießung und der Beſitz zuſteht und der mit dem einge— 
brachten Gut, hier mit dem Grundſtück, ſelbſt haftet; er iſt 
neben der Ehefrau ſelbſt Vollſtreckungsſchuldner und daher 
bedarf es zum Beginn der auch gegen ihn gerichteten Zwangs— 
vollſtreckung grundſätzlich auch eines gegen ihn lautenden Titels 
(SS 739, 750 3PO., vgl. RG. Gruchots Beitr. 53, 1055 
= Seuff Arch. 65 Nr. 16). Ausnahmefälle, in denen ein Dritter 
ſich die Zwangsvollſtreckung in ihm zuſtehendes oder ſeiner 
Rechtsmacht unterſtelltes Vermögen gefallen laſſen muß, ohne 
daß es eines Vollſtreckungstitels gegen ihn bedarf, ſind nur in 


den SS 735, 740, 741, 746, 748 Abſ. 1 3 O. ent⸗ 
halten. Von dieſen kommt hier nur 8 741 in Betracht; 
danach iſt zur Zwangsvollſtreckung in eingebrachtes Gut 


ein Titel gegen die Ehefrau allein nur dann gerügend, 


wenn dieſe ſelbſtändig ein Erwerbsgeſchäft betreibt. Weitere 
Ausnahmen von dem allgemeinen Grundſatz des 739 


ZVD. finden ſich weder in den „abweichenden Vorſchriſten“ der 
SS 795 a bis 799, noch in $ 800 ZPO., der eigentlichen sedes 
materiae für unſere Frage. § 800 beſtimmt nur eine einzige 
erleichternde Abweichung von den in S 795 für anwendbar ers 
klärten Beſtimmungen der 83 724 bis 793, inſofern es bei der 
Zwangsvollſtreckung gegen einen ſpäteren, im Grundbuch ein⸗ 
getragenen Eigentümer der an und für ſich nach $ 750 Abf. 2 
ZPO. erforderlichen Zuſtellung der den Eigentumserwerb nach— 
weiſenden Urkunden nicht bedarf. Aber auch die beſondere 
Eigenart, der dingliche Charakter des durch S 800 ZPO. ge— 
ſchaffenen Vollſtreckungstitrels läßt eine Ausnahme von dem 
Grundſatz des §8 739 ZPO. nicht zu. § 800 ZYD. ſchafft 
nicht eine ausſchließlich dingliche Vollſtreckung in Grunditüde 
ohne Berückſichtigung der Eigentümer als Vollſtreckungsſchuldner; 
der Gläubiger kann nicht in das Grundſtück vollſtrecken, ohne 
das Verfahren gegen einen beſtimmten Schuldner, den jeweil'gen 
Eigentümer als Vollſtreckungsſchuldner zu betreiben; er muß 
vielmehr, wenn der Eigentümer gewechſelt hat, gegen den der: 
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zeitigen nach S 727 ZPO. eine vollſtreckbare Ausfertigung der 
Urkunde erwirken und ihm dieſe nach $ 750 ZPO. zuſtellen 
laſſen. Sit ſonach durch 8 800 ZPO. der jeweilige Eigentümer 
des Grundſtücks als Hauptvollſtreckungsſchuldner aus dem Voll— 
ſtreckungsverfahren nicht ausgeſchaltet, ſo iſt mangels einer aus— 
drücklichen Beſtimmung nicht einzuſehen, warum dies bezüglich 
anderer Perſonen, gegen die ſich im Falle des § 800 die Voll— 
ſtreckung mitrichtet und die alſo auch Vollſtreckungsſchuldner 
ſind und, wenn die Vollſtreckung der Hypothekenforderung auf 
Grund eines anderen Titels erfolat, zu dem Verfahren zugezogen 
werden müſſen, der Fall ſein ſoll. Die Berufung des KG. auf 
§ 1148 BGB. mit $ 800 ZPO. für die entgegengeſetzte An⸗ 
ſicht iſt verfeblt. Nach 8 1147 BGB. erfolgt die Befriedigung 
des Hypothekengläubigers aus dem Grundſtück im Wege der 
Zwangsvollſtreckung, ſie ſetzt alſo einen gegen den derzeitigen 
Eigentümer, ſei es als perſönlichen oder nur dinglichen Schuldner 
gerichteten Titel voraus. Der § 1148 BGB. ſtellt lediglich 
zur leichteren Beſchaffung dieſes gegen den Grundſtückseigentümer 
erforderlichen Titels unter Erweiterung des Grundſatzes des 
öffentlichen Glaubens des Grundbuchs (SS 892, 893 BGB.) 
für das Gebiet der Zwangsvollſtreckung eine Eigentumsvermutung 
auf: der eingetragene Eigentümer gilt ohne weiteres als ding: 
licher Schuldner und muß ſich auf Grund des gegen ihn 
als ſolchen erwirkten Titels die Zwangsvollſtreckung in das 
Grundſtück gefallen laſſen, auch wenn er in Wirklichkeit 
nicht Eigentümer iſt. Im übrigen aber greifen die SS 1147, 
1148 BGB. in die Vorſchriften der ZPO. über die 
Zwangsvollſtreckung nicht ein, namentlich nicht, ſoweit dieſe den 
Schutz von der Zwangsvollſtreckung gegen den eigentlichen 
Schuldner mitbetroffener Rechte Dritter bezwecken. Handelt es 
ſich z. B. um eine nicht mit der Vollſtreckbarkeit gegen den 
jeweiligen Eigentümer ausgeſtattete Hypothek, die eine Ehefrau 
vor ihrer Verheiratung auf ihrem Grundſtück beſtellt hat, oder 
bat eine Ehefrau ein mit einer ſolchen Hypothek belaſtetes 
Grundſtück zu ihrem eingebrachten Gut erworben, ſo genügt 
nir Vollſtreckung der Hypothek in das Grundſtück trotz § 1148 
BOB. ein im Wege des Prozeſſes oder des Mahnverfahrens 
(S 688 Abſ. 1 S. 2 3D.) erwirkter Titel gegen die Ehefrau 
allein nicht, ſondern es iſt auch ein auf den gleichen Wegen 
zu beſchaffender Duldungstitel gegen den Ehemann erforderlich 
($ 739 35 0.); dasſelbe gilt, wenn bereits ein ſolcher gegen 
die Ehefrau vor deren Verheiratung oder gegen deren Rechts— 
vorgänger im Eigentum erlangter Titel vorliegt und — in 
letzterem Falle — nach $ 727 ZPO. nur gegen die Ehefrau 
umgeſchrieben zu werden braucht. Auch hier erwirbt der Ehe⸗ 
mann das Recht der Verwaltung und Nutznießung an dem 
Grundſtück mit der, wenn auch nicht aus dem Grundbuch allein, 
ſo doch aus dieſem in Verbindung mit dem bereits vorliegenden 
Titel ſich ergebenden Beſchränkung, daß die Hypothek in das 
Grundſtück ſoſort vollſtreckbar iſt; gleichwohl braucht er die 
Zwangsvollſtreckung nur zu dulden, wenn ein entſprechender 
Titel gegen ihn ſelbſt erwirkt iſt. Daß dieſes Erfordernis für 
den Beginn der Zwangsvollſtreckung nicht erfüllt zu fein braucht, 
wenn ein Titel gegen die Ehefrau nach $ 800 30. beſtebt, 
ergibt die Verbindung dieſer Beſtimmung mit § 1148 BGB. 
nicht. §S 800 3 O. will vielmehr die nach 8 1147 BGB. 
zur Befriedigung aus dem Hypothelengrundſtück erforderliche 
Titelbeſchaffung gegen einen ſpäteren Eigentümer und das 
weitere Verfahren nur inſoweit erleichtern, als es in Abſ. 2 
und 3 ausdrücklich ausgeſprochen tft, wie S 799 ZPO. für den 
Fall der Rechtsnachfolge auf der Gläubigerſeite die entſprechende 
Vereinfachung bezüglich der zuzuſtellenden Urkunden ſchafft. 
Welche beſondere Bedeutung der Vollſtreckbarkeit gegen den. 
jeweiligen Eigentümer zukommt, dafür läßt ſich aus § 800 
Abſ. 1, der lediglich die Zuläſſigkeit dieſer Klauſel und die 
Vorausſetzungen ihrer Gültigkeit normiert, nichts entnehmen; 
Bedeutung und Tragweite dieſer Urkunde ſind vielmehr aus 
den nach 8 795 ZPO. auf die Zwangsvollſtreckung aus ihr für 
anwendbar erklärten 88 724 bis 793 zu entnehmen mit den 
erſcköpfend in den SS 797, 798, 799, 800 Abſ. 2 und 3 ZPO. 
angegebenen Beſonderheiten. Wenn das Geſetz der Eintragung 
der Unterwerfungsklauſel mit der Wirkung gegen den jeweiligen 
Eigentümer die Bedeutung hätte beilegen wollen, daß die Voll⸗ 
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e beben jeden ſpäteren Eigentümer erfolgen könne ohne 
üͤckſicht darauf, ob er irgendwelchen Verfügungsbeſchränkungen 
unterworfen ſei, alſo die Erforderlichkeit eines Titels gegen 
einen der in den 88 737, 739, 743, 745 Abſ. 2, 748 Abf. 2 
ZPO. genannten Beteiligten hier hätte beſeitigen wollen, fo 
hätte es dies, nachdem es kurz vorher in 8 794 Abſ. 2 für die 
Verurteilung zur Duldung der Zwangsvollſtreckung einen Erſatz 
geſchaffen hat, ausdrücklich beſtimmen müſſen. Für eine ab: 
weichende Regelung liegt aber kein berechtigter Grund vor; im 
Gegenteil rechtfertigen die Gründe, die für das Erfordernis eines 
Duldungstitels gegen die Beteiligten in den genannten Fällen 
maßgebend geweſen find, das Erfordernis eines Vollſtreckungs⸗ 
titels gegen dieſe Beteiligten im Falle des 8 800 ZPO. 
mindeſtens im gleichen Maße wie ſonſt. 

Die Vollſtreckbarkeit gegen den jeweiligen Eigentümer hat 
nicht elwa die Wirkung, daß der dingliche Schuldner die Voll: 
ſtreckung in die Gegenſtände der Hypothekenhaftung unter allen 
Umſtänden dulden müſſe und in keiner Weiſe abzuwenden ver⸗ 
möge; vielmehr iſt der Grundſtückseigentümer als dinglicher 
Schuldner nach 8 1142 BGB. berechtigt, den vollſtreckenden 
Gläubiger durch Zahlung, Hinterlegung oder Aufrechnung zu 
befriedigen, dadurch die Vollſtreckung abzuwenden, das Grundſtück 
ſeinem Vermögen zu erhalten und, falls er nicht der perſönliche 
Schuldner iſt, die Forderung nebſt der Hypothek ſelbſt zu er⸗ 
werben. Handelt es ſich um eine Hypothek auf einem ein: 
gebrachten Grundſtück einer Ehefrau, ſo ſteht dem Ehemann 
auf Grund ſeines Verwaltungsrechts die Entſcheidung darüber 
zu, ob die Befriedigung des Gläubigers durch die Zwangs— 
verſteigerung des Grundſtücks oder durch Zahlung der Schuld 
erfolgen fol. Dieſe Entſcheidung nach Maßgabe ſeines pflicht⸗ 
mäßigen Ermeſſens im Einklang mit den Intereſſen ſeiner Ehe⸗ 
frau zu treffen, iſt er nicht bloß berechtigt, ſondern auch ver⸗ 
pflichtet (S3 1374 ff., 1359 BGB.). Aber auch als Nutznießer 
und Beſitzer, alſo in ſeinem eigenen Intereſſe iſt der Ehemann 
nach 8S 1150, 268 BGB. beſugt, den mit der Vollſtreckung 
vorgehenden Gläubiger zu befriedigen, um dem eingebrachten 
Gut das Grundſtück und ſich ſelbſt das Objekt der Nutznießung 
zu erhalten. Grund und Zweck der von der ZPO. gebotenen 
Zuziehung des Ehemannes als Beteiligten bei der Zwangs— 
vollſtreckung in eingebrachtes Gut ſeiner Ehefrau iſt, ihm die 
Möglichkeit der Erfüllung jener Verwaltungspflicht und die 
Ausübung feines Verwaltungs- und Nutznießungsrechts unter 
allen Umſtänden ſicherzuſtellen. Warum hiervon bei der Voll⸗ 
ſtreckung einer gegen den jeweiligen Eigentümer vollſtreckbaren 
Hypothek gegen eine Ehefrau als ſpätere Eigentümerin des 
Grundſtücks hätte abgeſehen werden können und ſollen, iſt nicht 
erſichtlich. Dagegen ſpricht zunächſt die beſondere Wichtigkeit 
des Vollſtreckungsobjekts als Grundſtück, dem im Wirtſchaſts— 
leben eine viel größere Bedeutung beigemeſſen und im Rechts- 
verkehr eine ſtrengere, ſormellere Behandlung zuteil wird als 
beweglicher Habe. Sodann aber iſt, wenn bereits ein Voll— 
ſtreckungstitel gegen die Ehefrau als ſpätere Eigentümerin des 
Grundſtücks nach $ 800 ZPO. vorliegt, die Zwangsvollſtreckung 
alſo um ſo überraſchender kommen kann, die Zuziehung des 
Ehemanns als Vollſtreckungsbeteiligten, um ihm die Möglichkeit 
der Erfüllung ſeiner Verwaltungspflicht und der Ausübung 
ſeines Nutznießungsrechts zu gewährleiſten, in höherem Grade 
geboten, als wenn ein Vollſtreckungstitel gegen die Ehefrau 
erſt im Prozeßwege erwirkt werden muß; denn ohne dem wäre, 
namentlich bei zerrütteten Eheverhältniſſen und bei etwaiger 
Kolluſion der Ehefrau mit dem Hypothekengläubiger, die Mög— 
lichkeit gegeben, daß der Ehemann von der Verſteigerung des 
Grundſtücks gar keine Kenntnis erlangte und daher zur Er— 
füllung ſeiner Verwaltungspflicht und zur Ausübung ſeines 
Nutznießungsrechts in der oben angegebenen Richtung gar nicht 
in der Lage wäre; die bloße Erſichtlichkeit der fofortigen Voll: 
ſtreckbarkeit der Hypothek aus dem Grundbuch bietet keine 
genügende Gewähr, beſonders dann nicht, wenn perſönlicher und 
dinglicher Schuldner verſchiedene Perſonen ſind. 

Alle dieſe Gründe machen einen Titel gegen den Ehemann 
auf Duldung der Zwangsvollſtreckung nicht bloß dann erforderlich, 
wenn gegen eine Ehefrau als ſpätere Eigentümerin eines ein— 
gebrachten Grundſtücks in dieſes auf Grund eines Titels aus 
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8 800 3D. vollſtreckt wird, ſondern auch dann, wenn die 
Ehefrau ſelbſt vor Eintritt des Güterſtandes der Verwaltung 
und Nutznießung die Eintragung der Hypothek mit der Bell: 
ſtreckbarkeit gegen den jeweiligen Eigentümer bewilligt hat, oder 
wenn auf Grund der §8 132, 133 3G. gegen eine Eheſrau 
die Wiederverſteigerung des Grundſtücks oder die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in ſonſtiges eingebrachtes Gut betrieben wird. 

Die Gegengründe und Bedenken, die Kurnick a. a O. be⸗ 
züglich des letztern Falles vorbringt, find nicht ſtichhaltig. Zu: 
nächſt iſt Güthe a. a. O. darin beizupflichten, daß in der Zwangs⸗ 
verſteigerung das Gebot einer Ehefrau der Zuſtimmung des 
Mannes nicht bedarf, weil die Ehefrau unbeſchränkt geſchäfts⸗ 
fähig iſt; etwas Gegenteiliges ergibt ſich weder aus dem ZUG. 
noch aus dem BGB. Es findet ſich nirgendwo ein Anbalt 
dafür, daß der Verſteigerungsrichter das Gebot auf feine Wirk⸗ 
ſamleit gegenüber dem Ehemann für das eingebrachte Gut hin, 
ſei es von Amts wegen, ſei es auf Antrag eines Beteiligten, 
zu prüfen habe; unter $ 71 Abſ. 2 3G. läßt ſich dieſer Fall 
nicht bringen; auch Kurnick nimmt dies nicht an. Auf Art. 40 
Pr GG. kann hier nicht exemplifiziert werden, weil die Grund: 
ſätze der freiwilligen Gerichtsbarkeit weſentlich andere ſind als 
die des Prozeßrechts und der Zwangsvollſtreckung. § 132 Abf. 1 
3G. regelt die materiellen Vorausſetzungen der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung nur inſoweit, als der Erſteher in Betracht kommt; 
daß er damit die ſonſt gebotene Berückſichtigung der gemäß den 
auch hier anwendbaren §§ 737, 739, 743, 745 Abſ. 2, 748 
Abſ. 2 ZPO. bei dieſer Zwangsvollſtreckung Beteiligten ſtill⸗ 
ſchweigend habe ausſchalten wollen, kann nicht angenommen 
werden. Die auch nach Kurnick ſich aus § 795 ZPO. er 
gebende entſprechende Anwendung des § 739 ZPO. kann 
aber nicht, wie dieſer will, dazu führen, daß die Duldungs⸗ 
bene des Mannes ſchon vor dem Zuſchlag und innerhalb des 

erſteigerungsverfahrens feſtgeſtellt werde; das würde voraus⸗ 
ſetzen, daß der Vollſtreckungsrichter das Gebot einer Ehefrau 
zurückzuweiſen befugt wäre, wenn die für die Wirkſamkeit des 
Gebotes in Anſehung des eingebrachten Gutes gegenüber dem 
Ehemann erforderliche Zuſtimmung desſelben fehlte. Für dieſe 
Befugnis des Vollſtreckungsrichters iſt eine Grundlage im Geſetz 
nicht zu finden. Es iſt auch willkürlich und unkonſequent, wenn 
Kurnick 8 739 ſchon im Verſteigerungsverfahren ent: 
ſprechend angewendet, die Zuſtimmung des Ehemannes geprüſt 
und feſtgeſtellt wiſſen will, aber die Vollſtreckung aus SS 132, 
133 ZUG. in das angeſteigerte Grundſtück und das geſamte 
übrige eingebrachte Gut der Frau ohne Duldungstitel gegen 
den Mann zuläßt. Das Weſentlichſte des 8S 739 ZPO., daß 
nämlich die Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut einen 
ausdrücklich gegen den Ehemann auf Dulduug lautenden gericht— 
lichen Ausſpruch vorausſetzt, wirft Kurnick über Bord und will 
nur das völlig Selbſtverſtändliche, die dem Ausſpruch vorauf⸗ 
gehende Prüfung der Duldungspflicht Platz greifen laſſen. Die 
Feſtſtellung des Ergebniſſes dieſer Prüfung könnte allenfalls 
nach 8 78 ZVG. im Verſteigerungsprotokoll erfolgen; dem 
Protokoll kommt aber für die ſpätere Vollſtreckung aus SS 132, 
133 3G. keine Bedeutung au, diefe erfolgt lediglich auf Grund 
und nach Maßgabe des Inhalts des Verſteigerungsbeſchluſſes. 
Jene Feſtſtellung im Protokoll vermag alſo der in $ 739 ZRU. 
aufgeſtellten Vorausſetzung nicht zu genügen. In dem Zu⸗ 
ſchlagsbeſchluß iſt nach § 82 3G., der deſſen Inhalt er 
ſchöpfend angibt, für die Feſtſtellung der Duldungspflicht kein 
Raum; denn in dem Zuſchlagsbeſchluß kann nach 8 82 eine 
vermögensrechtliche Verpflichtung — um eine ſolche handelt es 
ſich auch bei der Verpflichtung, die Zwangsvollſtreckung in die 
der Verwaltung und Nutznießung des Ehemanns unterworfenen 
Gegenſtände zu dulden —, abgeſehen von dem Erſteher, nur des 
nach § 61 Verpflichteten und im Falle des 8 81 Abſ. 4 des 
Meiſtbietenden ausgeſprochen werden. Kurnick unterläßt es aber 
auch, anzugeben, wie die Zuſtimmung des Ehemanns zum Gebot 
ſeiner Frau oder die Nichterforderlichkeit dieſer Zuſtimmung in 
den Ausnahmefällen des S 1401 BGB. vom Vollſtreckungs⸗ 
richter geprüft und feſtgeſtellt werden ſoll. Soll etwa nur eine 
Erklärung des Ehemanns ſelbſt vor dem Vollſtreckungsgericht 
dazu ausreichen? Sollen zum Nachweis der Zuſtimmung nur 
öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden nach Analogie 
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des § 71 Abſ. 2 ZG. oder alle Beweismittel der 3PO. zu: 
läſſig ſein? Aus welchen geſetzlichen Beſtimmungen ſollte eine 
Beſchränkung in bezug auf die Beweismittel ſich begründen 
laſſen? Und woraus ergibt ſich die Zuläſſigkeit eines un— 
beſchränkten Beweisverfahrens mit allen möglichen Weitläufig— 
keiten, das die Einhaltung der einwöchigen Friſt, über die 
hinaus der Termin zur Verkündung der Entſcheidung über den 
Zuſchlag nach 8 87 Abſ. 2 30G. nicht anberaumt werden ſoll, 
in den meiſten Fällen unmöglich machen würde? Soll dem 
Ehemanne das rechtliche Gehör verſagt ſein? Oder ſoll er zu 
dem Beweisverfahren in irgendeiner Rolle zugezogen werden 
können oder müſſen? Soll er gar als Zeuge auftreten können, 
während er doch in dem Verfahren nach 8 739 3PO., um 
deſſen entſprechende Anwendung es ſich hier doch handelt, nur 
Partei ſein kann? Und ſoll die Beweisführung nur eine Laſt 
der Ehefrau, oder ſollen dazu auch die Beteiligten, namentlich 
die Gläubiger, berechtigt ſein, deren Forderungen durch das 
Gebot der Ehefrau gedeckt ſind? Und wie ſoll unter Berüd: 
ſichtigung aller dieſer und noch vieler anderer Fragen die Prüfung 
und Feſtſtellung eines von der Ehefrau oder einem beteiligten 
Gläubiger behaupteten Ausnahmefalles erfolgen, daß das Gebot 
der Ehefrau zur Wirkſamkeit in Anſehung des eingebrachten 
Gutes gegenüber dem Manne deſſen Zuſtimmung nicht bedarf 
(S 1401 BGB.)? Oder ſoll die Anwendung dieſer Beſtimmung 
ausgeſchloſſen ſein? Und warum? Welchen Rechtsbehelf endlich 
will man dem Ehemann gegen die mit oder ſeine Zuziehung 
getroffene Feſtſtellung feiner Duldungspflicht geben? Gegen 
das Verſteigerungsprotokoll, in dem wohl, wie geſagt, nach 8 78 
ZG. die Feſtſtellung zu treffen wäre, wäre eine Beſchwerde 
in dieſer Richtung ausgeſchloſſen (vgl. S 95 3 G.); gegen den 
Zuſchlagsbeſchluß, der nach Kurnick die Duldungspflicht des 
Ehemanns mit Vollſtreckbarkeitswirkung ſtillſchweigend enthalten 
ſoll, iſt ihm die Veſchwerde verſagt, da er zu den in 8 97 ZVG. 
erſchöpfend aufgezählten Beſchwerdeberechtigten nicht gehört. 
Der Ehemann ware alſo gegen die zu Unrecht, vielleicht ſogar 
ohne fein Gehör erfolgte vollſtreckbare Feſtſtellung feiner Duldungs— 
pflicht völlig wehrlos. Für eine Löſung aller dieſer Schwier'g— 
keiten gibt das Geſetz nicht die geringſte Handhabe. 

Daß mangels der Zuſtimmung des Ehemannes zu dem 
Gebot ſeiner Frau den nichtbefriedigten Gläubigern der Zugriff 
auf deren eingebrachtes Gut verwehrt iſt, mag für ſie zwar 
mißlich ſein, rechtfertigt es aber noch nicht, einer Ehefrau mangels 
des Konſenſes ihres Mannes den Zuſchlag zu verſagen. § 739 
ZPO. bezweckt ja nicht den Schutz der Gläubiger der Ehefrau, 
ſondern einzig und allein den Schutz des Mannes. Zutreffend 
iſt allerdings die Ausführung Kurnicks, daß gegenuber dem 
allgemeinen Grundſatz, daß der Zugriff auf das eingebrachte 
Gut erſchwert und oft unmöglich iſt, eine Schutzmöglichkeit ſonſt 
inſofern beſteht, als im rechtsgeſchäftlichen Verkehr niemand ge— 
nötigt iſt, ohne Prüfung des Güterſtandes mit einer Frau zu 
kontrahieren. Es iſt aber zu beachten, daß die Zuſtimmung des 
Mannes zu einem Verpflichtungsgeſchäft ſeiner Frau und jene 
daraus reſultierende Zugriffs möglichkeit nur eines von viclen 
I oder gegen den Geſchäftsabſchluß mit einer Ehefrau ſprechenden 

omenten iſt, die der andere Teil nach ſeinem freien Belieben 
auf ſeine Eniſchließung wirken laſſen kann. Regelmäßig wird 
er mit einer Ehefrau, deren Vorbehaltsgut oder Kreditwürdig— 
keit die Befriedigung feiner Anſprüche gewährleiſtet, abſchließen, 
ohne auf die Zuſtimmung des Mannes und die Haftung des 
eingebrachten Gutes Wert zu legen. Das ZVG. regelt aber 
die Vorausſetzungen für die Zulaſſung eines Gebots und für 
die Erteilung des Zuſchlags ſelbſt, und zwar erſchöpfend und 
für den Vollſtreckungsrichter bindend. Auf die tatſächliche Be: 
friedigung der Gläubiger durch den Erſteher nimmt es nur in⸗ 
ſoweit Bedacht und die finanzielle Leiſtungsfähigkeit des Bieters 
berückſichtigt es nur inſoweit, als es in 85 67 ff., 61 eine 
Sicherheitsleiſtung vorſieht und das Gebot zurückzuweiſen iſt, 
falls die Sicherheit nicht geleiſtet wird. Dagegen ſcheiden alle 
andern vermögensrechtlichen, die Sicherheit der Erfüllung der 
Verpflichtungen aus dem Zuſchlag betreffenden Momente fur die 
Entſcheidung über die Zuläſſigkeit eines Gebots und für die 
Erteilung des Zuſchlags aus. Hu dieſen Momenten gehört aber 
auch die Frage der Haftbarkeit des eingebrachten Cutes einer 
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bietenden Ehefrau. Es iſt auch nicht einzuſehen, warum einem 
notoriſchen Bettler, wenn er nur die erforderliche Sicherheit 
leiſten kann, der Zuſchlag erteilt werden muß, während er einer 
begüterten Ehefrau, deren großes Vermögen aber eingebrachtes 
Gut iſt, oder einer vermögensloſen Ehefrau möglicherweiſe trotz 
der Sicherheitsleiſtung nur deshalb, weil die Zuſtimmung des 
Mannes zu ihrem Gebote fehlt oder nicht feſtgeſtellt werden 
kann, ſollte verſagt werden können oder müſſen. Zudem iſt der 
Zugriff auf das eingebrachte Gut dem Glaubiger der Frau nur 
ſo lange benommen, als dieſe Eigenſchaft ihres Vermögens be— 
ſteht; iſt der betreffende Güterſtand beendet, ſo unterliegt auch 
das frühere eingebrachte Gut nach den einſchlägigen Beſtimmungen 
des materiellen Rechts, ſei es gegen die Ehefrau und bei jedem 
andern an die Stelle des früheren getretenen Güterrechts auch 
gegen den Mann, ſei es gegen die Erben der Frau, unbeſchränkt 
dem Gläubigerzugriff. 

Endlich hat der Gläubiger es auch in der Hand, den 
Schaden, der ihm aus der Nichtbefriedigung ſeines Anſpruchs 
durch die Erſteherin und die zeitweilige Unmöglichkeit des Zugriffs 
auf deren eingebrachtes Gut erwachſen könnte, dadurch abzu— 
wenden, daß er feine durch Übertragung der Forderung gegen 
die Erſteherin erloſchene urſprüngliche Forderung durch Verzicht 
auf die Rechte aus der Übertragung oder durch Antrag auf 
Wiederverſteigerung des Grundſtücks wieder zum Aufleben bringen 
(SS 118, 132, 133 ZVG.) und dadurch wohl in den meiſten 
Fällen bezüglich ſeiner Befriedigungsmöglichkeit den früheren 
Zuſtand wiederherſtellen kann. Auch das Bedenken Kurnicks, 
daß das Erfordernis eines beſonderen Vollſtreckungstitels gegen 
den Ehemann unvereinbar ſei mit der in 8 129 3G. zur 
Erhaltung gewiſſer Rangrechte vorgeſchriebenen ſechsmonatigen 
Friſt für den Antrag auf Wiederverſteigerung des Grundſtücks, 
iſt hinfällig, da, wie unten zu zeigen iſt, der Vollſtreckungstitel 
gegen den Mann bezüglich des Grundſtücks nicht auf dem weit— 
läufigen Prozeßwege des § 739 ZPO., ſondern durch einrache 
Umſchreibung des Zuſchlagsbeſchluſſes gegen den Ehemann in 
Anſehung des Grundſtücks nach Ss 727, 325 3] O. in aller: 
kurzeſter Zeit beſchafft werden kann. Endlich kann auch nicht 
zugegeben werden, daß die Beſchaffung eines Titels gegen den 
Mann auf Duldung der Wiederverſteigerung des Grundſtücks 
ſtets eine ſinnloſe Zeit- und Koſtenvergeudung ſei, da unter 
allen Umſtänden von vornherein feſtſtehe, daß der Mann zur 
Duldung verurteilt werden müſſe. Kurnick überſieht, daß das 
Erfordernis der Beſchaffung des Titels, gegen den Ehemann 
nicht Selbſtzweck iſt, ſondern, ſei es ſchon allein, fer es in 
Verbindung mit der Zuſtellung des Titels, die ſicherſte Gewähr— 
leiſtung darür bieten ſoll und tatſächlich auch bietet, daß dem 
Ehemann Gelegenheit gegeben wird, ſeine aus der Verwaltung 
und Nutznießung am eingebrachten Gut ſich ergebenden Pflichten 
und Rechte zu erfüllen und auszuüben. 


II. Der hiernach in allen drei Fällen erforderliche Titel 
benen den Ehemann in Anſehung des eingebrachten Grundſtücks 
zw. des eingebrachten Gutes allgemein wird in folgender 
Weiſe beſchafft. Ob es ſich dabei um eingebrachtes Gut des 
geſetzlichen Güͤterſtandes oder der Errungenſchafts- oder Fahrnis⸗ 
gemeinſchaft handelt, begründet keinen Unterſchied. 

1. Die Ehefrau iſt nach Eintritt des betreffenden 
Güterſtandes Eigentümerin des mit der nach 8 800 
3PO. gegen den jeweiligen Eigentümer vollſtreck— 
baren Hypothek belaſteten Grundſtücks geworden. 

Muß ein Hppothekengläubiger mangels einer vollſtreckbaren 
Urkunde nach 83 794 Nr. 5, 800 ZPO., um ſich aus dem 
Grundſtück im Wege der Zwangsvollſtreckung befriedigen zu 
können ($ 1147 BGB.), erſt im Wege der Klage ein Urteil 
mit dem Inhalt, daß er berechtigt iſt, die Zwangsvollſtreckung 
in das Grundſtück zu betreiben, oder, was dasſelbe iſt, daß der 
Eigentümer dieſe Vollſtreckung dulden muß, erwirken, ſo iſt in 
dieſem Prozeß das Grundſtück eine im Streit befangene Sache 
im Sinne der 88 325, 727 ZPO, das Urteil wirkt daher 
auch gegen denjenigen, der nach dem Eintritt der Rechts- 
hängigkeit das Eigentum an dem Grundſtück erworben hat und 
damit Rechtsnachfolger des Beklagten in der dinglichen Schuld 
geworden iſt, ſowie gegen denjenigen, der nach dieſem Jeüpunkt 
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den Beſitz des Grundſtücks in der Weiſe erlangt hat, daß der 
Beklagte oder ſein Rechtsnachfolger mittelbarer Beſitzer geworden 
iſt ($ 325 3PO.), und gegen beide kann nach §S 727 ZPO. 
das Urteil umgeſchrieben werden. Die entſprechende Anwendung 
(S 795 3PO.) der SS 727, 325 ZRO. auf die Vollſtreckung 
aus einer Urkunde nach 88 794 Nr. 5, 800 3] OO. ergibt 
folgendes: Wenn auch hier kein Prozeß vorausgegangen iſt, ſo 
muß doch das Grundſtück hinſichtlich der Zwangsvollſtreckung 
wie eine im Streit befangene Sache nach SS 727, 325 ZPO. 
behandelt werden; maßgebender Zeitpunkt, alſo dem Beginn 
der Rechtshängigkeit gleichzuſtellen, iſt der Augenblick der Ent: 
ſtehung des vollſtreckbaren Titels, alſo der Zeitpunkt der Ers 
richtung der vollſtreckbaren Urkunde bzw. der Eintragung der 
Vollſtreckbarkeit gegen den jeweiligen Eigentümer im Grundbuch. 
Nach dieſem Zeitpunkt iſt in unſerem Falle die Ehefrau Nechts⸗ 
nachfolgerin des dinglichen Schuldners geworden und hat ihr 
Ehemann kraft ſeines Verwaltungs- und Nutznießungsrechts 
den unmittelbaren, ſie ſelbſt den mittelbaren Beſitz an dem 
Grundſtück erlangt — unerheblich iſt, ob der betreffende Güter⸗ 
ſtand vor oder nach der Errichtung der Urkunde bzw. der 
Grundbucheintragung eingetreten iſt —; deshalb kann ohne 
weiteres der Vollſtreckungstitel nach 8 727 ZPO. gegen beide 
umgeſchrieben werden. Daß außer dieſem gegen den Ehemann 
als unmittelbaren und Geſamtvollſtreckungsſchuldner lautenden 
Titel nicht auch noch ein Duldungstitel nach 8 739 BRD. 
erforderlich ift, bedarf trotz des Wortlauts dieſer Beſtimmung 
eigentlich keiner beſonderen Ausführung. Die Duldungsopflicht 
iſt als das Mindere in dieſem Titel enthalten; deſſen Inhalt, 
wenn auch nicht ſein Wortlaut, iſt zudem lediglich darauf 
gerichtet, daß die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück zu 
dulden iſt. Daß der Ehemann, abgeſehen von dieſer aus 
allgemeinen prozeſſualen Beſtimmungen ſich ergebenden 
Rechtskraftwirkung und Vollſtreckbarkeit des Titels gegen ihn 
als Beſitzer der im Streit befangenen Sache, den Zugriff der 
Gläubiger ſeiner Ehefrau auf das Grundſtück als eingebrachtes 
Gut auch auf Grund anderer, und zwar materiellrechtlicher 
Vorſchriften des ehelichen Güterrechts (SS 1411 ff. BGB.) ſich 
gefallen laſſen müßte, iſt unerheblich, da es auf die materiell⸗ 
rechtliche Begründung des Vollſtreckungstitels niemals ankommt. 
Eine beſondere Klage des Gläubigers nach 8 739 ZPO. gegen 
den Ehemann auf Duldung der Zwangsvollſtreckung in das 
Grundſtück wäre daher mangels eines Rechtsſchutzbedürfniſſes 
abzuweiſen (vgl. Zeitlmann, Seuff Bl. 73, 498; Schmidt⸗Knatz, 
DIZ. 1907, 1019). — Durch die Zuſtellung des gegen ihn 
umgeſchriebenen Titels erfährt der Ehemann von der drohenden 
Zwangsvollſtreckung und kann daber ſelbſt auf Grund ſeines 
Verwaltungs- und Nutznießungsrechts die Entſcheidung über das 
weitere Schickſal des Grundſtücks treffen. 

Iſt die Ehefrau nach Eintritt des betreffenden Güterſtandes 
auch Rechtsnachfolgerin in die perſönliche Schuld geworden, ſo 
iſt die Umſchreibung des Titels gegen den Ehemann nach 
SS 727, 325 ZPO. nur zuläſſig für die Zwangsvollſtreckung 
in das Grundſtuck, nicht aber für die Zwangsvollſtreckung in 
das eingebrachte Gut allgemein. Das eingebrachte Gut als 
ſolches iſt zunächſt keine Sache, ſondern ein Inbegriff von 
Vermögensrechten; außerdem wäre es, wenn aus der perſön— 
lichen Forderung mangels der vollſtreckbaren Urkunde noch ge— 
klagt werden müßte, nicht „im Streit befangen“, ſo daß die 
Vorausſetzungen für die Umſchreibung der vollſtreckbaren Ur— 
kunde hinſichtlich der perſönlichen Schuld nur gegenüber der 
Ehefrau als Rechtsnachfolgerin, nicht aber gegenüber deren 
Manne gegeben find. Aber auch 8 742 ZPO. trifft, wie das 
LG. München (Seuff Bl. 73, 205) entgegen der früheren Ent 
ſcheidung (daſ. 70, 511) inſoweit, aber auch nur inſoweit richtig 
ausführt, hier nicht zu, und zwar auch nicht bei entſprechender 
Anwendung. Als notwendiges Erfordernis ſtellt 8 742 auf, 
daß die maßgebende prozeſſuale Rechtsbeziehung (Anhängig— 
werden des Prozeſſes) für oder gegen die Ehefrau vor 
dem Eintritt des betreffenden Güterſtandes liegt; bei der voll⸗ 
ſtreckbaren Urkunde iſt die prozeſſuale Rechtsbeziehung für oder 

egen die Ehefrau die Vollſtreckbarkeit für oder gegen dieſe 
elbſt; weſentlich aber iſt, daß dieſe Vollſtreckbarkeit für oder 
gegen ſie bereits bei Eintritt des Güterſtandes gegeben war; 


daß ſie zu dieſer Zeit bereits gegenüber einem andern, ihrem 
Rechtsvorgänger, beſtand, oder mit andern Worten, daß die 
vollſtreckbare Urkunde ſchon errichtet war, genügt nicht. In 
dem hier erörterten Falle iſt aber die Vollſtreckbarkeit gegen 
die Ehefrau ſelbſt mit ihrer Rechtsnachfolge in die perſönliche 
Schuld erſt nach dem Eintritt des Güterſtandes eingetreten, 
fo daß es an einer weſentlichen Vorausſetzung des S 742 3D. 
für die Umſchreibung des Titels gegen den Ehemann in An: 
ſehung des eingebrachten Gutes fehlt. Um ſich einen ſolchen 
zu verſchaffen, bleibt dem Gläubiger daher nur der Weg der 
Klage nach 8 739 ZPO. übrig. 


2. Die Ehefrau hat ſelbſt vor Eintritt des Güter⸗ 
ſtandes nach $ 794 Nr. 5, 800 ZPO. die Eintragung 
einer Hypothek mit der Vollſtreckbarkeit gegen den 
jeweiligen Eigentümer auf ihrem Grundftüd ſ bewilligt. 


Dann ſind ſowohl die Vorausſetzungen der 88 727, 325 
ZPO. als auch die des 8 742 ZPO. für die Umſchreibung des 
Titels gegen den Ehemann in Anſehung des eingebrachten 
Grundſtücks gegeben; denn einerſeits hat der Ehemann den 
Beſitz des Grundſtücks (der im Streit befangenen Sache) nach 
dem Eintritt der maßgebenden prozeßrechtlicken Beziehung (der 
Vollſtreckbarkeit der dinglichen Schuld) erlangt und anderſeits 
liegt dieſe Vollſtreckbarkeit gegen ſeine Ehefrau bereits beim 
Eintritt des Güterſtandes vor. Der Gläubiger hat zwiſchen 
beiden Möglichkeiten der Titelerwirkung gegen den Mann die Wahl. 

Hatte in dieſem Falle die Ehefrau ſich auch hinſichtlich 
der perſönlichen Schuld der ſofortigen Zwangsvollſtreckung aus 
der Urkunde unterworfen, fo find die Vorausſetzungen des § 742 
SED. für die Umſchreibung des Titels gegen den Ehemann in 
Anſehung des ganzen eingebrachten Gutes erfüllt, weil wiederum 
die prozeſſuale Rechtsbeziehung, die Vollſtreckbarkeit gegen die 
Ehefrau in Anſehung ihres ganzen Vermögens bereits bei Ein⸗ 
tritt des Güterſtandes gegeben war. Dies iſt aber auch dann 
der Fall, wenn die Ehefrau den Vollſtreckungstitel zwar nicht 
ſelbſt als perſönliche Schuldnerin begründet hat, aber vor Ein: 
tritt des Güterſtandes Nechtsnachfolgerin des perſönlichen Schuld⸗ 
ners geworden iſt. Denn wenn ſchon die prozeſſuale Rechts⸗ 
beziehung der Rechtshängigkeit gegen die Ehefrau vor Eintritt 
des Güterſtandes für die Umſchreibung des Titels gegen den 
Ehemann in Anſehung des eingebrachten Gutes genügt, ſo muß 
dies in noch höherem Grade ein rechtskräftiges Urteil (vgl. S 738 
ZPO., der inſoſern enger iſt als 8 742) und ein dem für die 
Vollſtreckung gleichſtehender Titel aus 8 794 Nr. 5 ZPO., der 
nach 83 795, 325 gegen fie wirkſam iſt und nach SS 795, 727 
nur gegen ſie umgeſchrieben zu werden braucht. Der Satz des 
LG. München (Seuff Bl. 73, 205), daß S 742 ZPO. ſich aus⸗ 
drücklich nur mit der Vollſtreckung gegen eme Ehefrau befaßt, 
die als primäre Schuldnerin verklagt ſei, aber mit keinem 
Worte des Falles gedenke, daß eine Ehefrau als Rechts⸗ 
nachfolgerin mit der Vollſtreckung bedroht ſei, iſt daher nur 
für den oben bereits behandelten Fall richtig, wenn die Rechts⸗ 
nachfolge der Ehefrau erſt nach dem Eintritt des Güterſtandes 
ſtattfindet. Die verſchiedene Behandlung dieſer beiden Fälle 
hat ihren Grund im materiellen Recht, der Regelung der Haftung 
des eingebrachten Gutes für die Schulden der Frau und deren 
Prozeßführungsrechts mit Wirkung gegenüber dem Mann in 
Anſehung des eingebrachten Guts Während nämlich bei den 
fraglichen 3 Güterſtänden das eingebrachte Gut ſtets für Schulden 
der Frau haftet, die vor Eintritt des betreffenden Güterſtandes 
entſtanden waren, iſt dieſe Haftung für nach dieſem Zeitpunkt 
entſtandene Schulden der Frau nur unter beſtimmten, vom 
Geſetz aufgeſtellten Vorausſetzungen gegeben, deren Vorliegen 
beim Beſtreiten des Mannes regelmäßig nur im Prozeß dargetan 
werden kann (8$ 1411 ff., 1525 Abſ. 2, 1550 Alf. 2 BGB.); 
und ſerner bedarf die Ehefrau bei allen 3 Güterſtänden, damit 
das Urteil in Anſehung des eingebrachten Gutes gegenüber dem 
Manne wirkſam ſei, deſſen Zuſtimmung nicht zur Fortſetzung 
eines bei Eintritt des Güterſtandes anhängigen Rechtsſtreits, 
während zur Führung eines Prozeſſes der Frau, der zu dieſer 
Seit noch nicht anhängig war, mit jener Wirkung des Urteils 
die Zuſtimmung des Mannes erforderlich iſt (8$ 1400, 1407, 
1525 Abſ. 2, 1550 Abf. 2 BGB.). Dieſe materiellrechtlichen 


45. Jahrgang. 
Vorſchriften rechtfertigen die prozeſſuale Beſtimmung des § 742 
ZO. und deren hier vertretene Tragweite; denn einer: 
ſeits ſind die materiellen Vorausſetzungen der Haftbarkeit des 
eingebrachten Gutes in dem Falle, wo bereits zur Zeit des 
Eintritts des betreffenden Güterſtandes ein gegen die Ehefrau 
wirkſamer Titel vorliegt, mindeſtens ebenſo einwandfrei gegeben 
wie in dem Falle, wo eine Forderung gegen die Ehefrau zu 
dieſer Zeit noch im Prozeß begriffen iſt, und anderſeits kann 
die mit Vollſtreckbarkeitswirlung erfolgte urlundliche Feſtſtellung 
der Forderung und der Eintritt dieſes prozeßrechtlichen Zuſtandes 
der Forderung gegenüber der Ehefrau vor dem Beginn des 
maßgebenden Güterſtandes regelmäßig ebenſo leicht mittels 
öffentlicher Urkunden nachgewieſen werden, wie der betreffende 
Zeitpunkt des Rechtshängigwerdens der erſt ſpäter durch das 
ergehende Urteil vollſtreckbar werdenden Forderung. 


3. Die Zwangsvollſtreckung gegen eine Ehefrau 
als Anſteigerin aus 88 132, 133 3G. 

a) Höchſtgebot der Ehefrau und Zuſchlag liegen vor Eintritt 
des betreffenden Güterſtandes: Materiellrechtlich iſt die Haftung 
des eingebrachten Gutes für die ſämtlichen Anſprüche gegen 
die Ebefrau aus dem Zuſchlag zweifelsfrei; prozeſſual find nach 
den obigen Ausführungen unter Ziff. 2 ſowohl die Vorauss 
ſetzungen der 88 727, 325 ZPO. für die Umſchreibung des 
Titels (Zuſchlagsbeſchluſſes) gegen den Ehemann in Anſehung 
des eingebrachtes Gut gewordenen Grundſtücks als auch die 
Vorausſetzungen des $ 742 ZPO. für die Umſchreibung des 
Titels gegen den Ehemann in Anſehung des geſamten ein— 
gebrachten Gutes gegeben. Das Grundſtück hat auch hier die 
Bedeutung der in Streit beſangenen Sache; prozeßrechtlich iſt 
ferner die Abgabe des Gebots durch die Eheſrau dem Rechts— 
hängigwerden gleichzuſtellen. 

b) Das Höchſtgebot der Frau liegt vor, der Zuſchlag 
dagegen nach dem Eintritt des betreffenden Güterſtandes: die 
Abgabe des Gebots iſt ein Rechtsgeſchäft der Frau; da dieſes 
Rechtsgeſchäft vor dem Eintritt des Güterſtendes vorgenommen 
worden iſt, haftet für die daraus entſtandenen Verbindlichkeiten 
der Frau nach dem Eintritt des betreffenden Güterſtandes das 
geſamte eingebrachte Gut; unerheblich iſt in dieſer Beziehung 
der Zeitpunkt des Zuſchlags; materiellrechtlich muß alſo der 
Ehemann ſich den Zugriff der Gläubiger der Frau auf das 
eingebrachte Gut gefallen laſſen. Prozeßrechtlich für die Um— 
ſchreibung des Titels gegen den Ehemann iſt hier die Sach— 
und Rechtslage die gleiche wie zu a, da nicht der Zuſchlag, 
ſondern das Gebot der Frau den für die Zuläſſigkeit der 
Umſchreibung maßgebenden Zeipunkt beſtimmt. 

c) Das Gebot der Frau und der Zuſchlag liegen nach dem 
Eintritt des betreffenden Güterſtandes. Will der Gläubiger 
lediglich die Wiederverſteigerung des Grundſtücks gegen die 
Ehefrau betreiben, ſo kann er die Umſchreibung des Titels gegen 
den Ebemann in Anſehung des Grundſtücks nach 88 727, 
325 ZPO. erwirken; denn kraft ſeines Verwaltungs- und Nutz⸗ 
nießungsrechts hat der Ehemann auch hier unmittelbaren Beſitz 
des mit dem Zuſchlag eingebrachtes Gut gewordenen Grund— 
ſtücks erlangt, und zwar nach dem Eintritt des hier die Rechts— 
hängigkeit vertretenden prozeſſualen Rechtsverhältniſſes, nämlich 
der Abgabe des Gebots ſeiner Frau; dieſe iſt mittelbare Be⸗ 
ſitzerin des Grundſtücks. Die Vorausſetzungen der 88 727, 
325 3PO. für die Umſchreibung gegen den Ehemann in Ans 
ſehung des eingebrachten Grundſtücks ſind alſo gegeben und 
eines „nur ſinnloſe Seit: und Koſtenvergeudung bedeutenden 
Prozeſſes“ nach § 739 ZPO. bedarf es nicht zur Beſchaffung 
des Titels gegen den Ehemann. Der materiellrechtliche Grund 
für dieſe erleichterte Vollſtreckung liegt aber nicht darin, daß 
„das ehemännliche Recht erſt mit dem Zuſchlag entſtanden iſt 
und ebenſo wie eine von der Erſteherin bewilligte Eintragung 
nach den Sicherungshypotheken rangiert und ſomit zu deren 
Nachteil nicht geltend gemacht werden kann“ (vgl. Kurnick a. a. O.), 
ſondern in 8 1399 BGB., wonach der Mann, wenn er dem 
Gebot der Frau nicht zugeſtimmt hat, dieſes gleichwohl nach 
den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung gegen ſich gelten, alſo unter allen Umſtänden den 
Zugriff der Gläubiger auf das Grundſtück dulden muß. 
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Dagegen iſt eine weitere Umſchreibung des Titels gegen 
den Ehemann in Anſehung des eingebrachten Gutes allgemein 
nach $ 742 BRD. in dieſem Falle nicht möglich, gleichviel ob 
er dem Gebot ſeiner Frau zugeſtimmt hat oder nicht; denn es 
fehlt hier an der weſentlichen Vorausſetzung dieſer Beſtimmung: 
die maßgebende prozeſſuale Rechtsbeziebung, das Gebot der 
Ehefrau, liegt nicht vor, ſondern nach dem Eintritt des Güter: 
ſtandes. Daher kann bier der zur Vollſtreckung in das eins 
gebrachte Gut allgemein erforderliche Titel nur als Duldungs⸗ 
titel im Wege der Klage nach § 739 ZO. beſchafft werden, 
falls der Ehemann, wenn er dem Gebot ſeiner Frau zugeſtimmt 
hat, es nicht vorzieht, ſich in einer nach § 794 Abſ. 1 Nr. 5, 
Abſ. 2 3] O. zu errichtenden Urkunde der Zwangsvollſtreckung 
in das eingebrachte Gut zu unterwerfen. 

Wo die Umſchreibung des Titels gegen den Ehemann, ſei 
es nach 88 727, 325 3P O., ſei es nach $ 742 ZPO. möglich 
iſt, kommen als Urkunden zur Erbringung der — in den 
einzelnen Fällen verſchiedenen — erforderlichen Beweiſe für das 
maßgebende eherechtliche und Beſitzverhältnis und für die maß 
gebenden Zeitpunkte in Betracht: beglaubigte Abſchrift des be⸗ 
treffenden Grundbuchblattes, Standesamtsurkunde über die 
Ebeſchließung, beglaubigte Abſchrift des Güterrechtsregiſters 
und das Verſteigerungsprotokoll. Die Umſchreibung der Ur— 
kunde gegen den Ehemann erfolgt nach § 797 ZRO., des 
Zuſchlagsbeſchluſſes auf Anordnung des Vollſtreckungsrichters 
(53 795, 730 ZPO.) durch den Gerichtsſchreiber des Voll: 
ſtreckungsgerichts (3 132 Alf. 2 386, 8$ 795, 724 Abſ. 2 
3pO.). Kann der erforderliche Beweis nicht durch dieſe Ur: 
kunden geſührt werden, fo bleibt nur die Klage aus 8 731 
350. auf Umſchreibung der Klauſel übrig, wofür der dingliche 
Gerichtsſtand des Grundſtücks gegeben iſt (§S 800 Abſ. 3 8 O.). 


Zur ſoziologiſchen Auslegung der Zivilprozeßordnung. 
Von Rechtsanwalt Ernſt Fuchs, Karlsruhe. 
(Fortſetzung aus Nr. 17, 1916.) 


4. Kann der ſtreitgenöſſiſche Streitgehilfey des 
Klägers den Rechtsſtreit weiterbetreiben, nachdem der 
Kläger die Klage zurückgenommen hat? 

Ein Geſellſchafter A einer G. m. b. H. erhebt die Auf: 
löſungsklage gegen die Geſellſchaft nach 8 61 GmbHG. Ein 
zweiter Geſellſchafter B tritt dem Kläger als Streitgehilfe bei. 
Er gilt in dieſem Fall nach $ 69 30. als Streitgenoſſe des 
Klägers, und zwar nach $ 62 ZPO. hier als notwendiger 
Streitgenoſſe (RG. 34, 364), weil das Rechtsverhältnis nur 
einheitlich feſtgeſtellt werden kann. Nachdem weitläufige Beweis⸗ 
erhebungen gepflogen ſind, gelingt es der G. m. b. H., den 
Kläger durch eine beſondere Leiſtung zur Zurücknahme der 
Klage zu bewegen. Kann der Streitgehilfe ſie weiterführen? 
Vorausgeſetzt für dieſe Prozeßfrage iſt dabei, daß der Streit⸗ 
gehilfe auch für ſich klagberechtigt wäre, alſo in unſerm Fall, 
weil er für ſich gleichfalls den zehnten Teil des Stammkapitals 
beſitzt, oder aus anderen (ſtatutariſchen oder kartellrechtlichen) 
Gründen. 

Unſere Prozeßgelehrten ſtreiten, ob die Worte „gilt als 
Streitgenoſſe“ beſagen: der Streitgehilfe wird (echter) Streits 
genoſſe (ſo Skonietzki) oder: er bleibt Nebenintervenient aber 
mit den Rechten eines Streitgenoſſen. (So Stein, Hellwig und 
die meiſten andern; ebenſo BadRpr. 16, 85.) Das RG. (34, 
364 u. 42, 389) ſcheint ſich im allgemeinen auf die letztere 
Seite zu neigen, hat aber zur Spezialfrage noch nicht Stellung 
genommen. Die außerordentlich ſcharfſinnigen Begriffsdeduktionen 
gehen völlig um den Zweck des 8 69 ZPO. herum. Welchen 


1) Wir ſind berechtigt, das entſetzliche Kanzleiwort Nebenintervenient 
durch Streitgehilfſe und Nebenintervention durch Streithilfe zu ver⸗ 
deutſchen. Die faft nur in der Theorie mit allen ihren Streit⸗ 
fragen blühende Hauptintervention — mir iſt in mehr als einem 
Menſchenalter erſt einmal eine ſolche voraekommen — könnte man, 
ſolange ſie nicht ganz geſtrichen wird, mit Drittklage und den Haupt⸗ 
intervenienten mit Drittlläger verdeutſchen. 
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Sinn ſoll es denn haben, daß der ganze Prozeß, und zwar 
genau der gleiche Prozeß zwiſchen B und der Geſellſchaft — 
alſo zwiſchen zwei Prozeßteilnehmern des ſeitherigen Prozeſſes — 
nunmehr von neuem ſoll begonnen werden müſſen? Wer hat 
daran ein vernünftiges Intereſſe, daß große Opfer an Zeit, 
Mühe und Koſten völlig nutzlos vergeudet ſein ſollen, nur um 
nochmals alles Seitherige von vorn anzufangen? Der 5 69 
ZPO. will doch gerade den Fall des ſpäteren Eintritts 
eines Streitgenoſſen zulaſſen, deshalb „gilt“ ein ſpäter 
eintretender Streitgehilfe als Streitgenoſſe. Er wird Mit⸗ 
kläger oder Mitbeklagter, ſoll als ſolcher gelten, d. h. fo be: 
handelt werden, wie wenn er von vornherein mitgeklagt hätte 
oder mitverllagt worden wäre. Kann man denn auch noch 
deutlicher ſprechen? Oder wirkt es anſtößig, daß das Deutliche 
zugleich das Richtige und Zweckmäßige ergibt? Eine ſoziologiſche, 
an dem Zweck des §S 69 ZPO. und dem vernünftigen Er: 
gebnis orientierte ee kann nicht einen Augenblick über 
die Sinnloſigkeit der Begriffsjurisprudenzkontroverſe hier im 
Zweifel ſein. 


5. Bewirkt die Vereinbarung des Beruhens des 
Prozeſſes bis zur Erledigung eines anderen Prozeſſes 
zugleich eine Hemmung der Verjährung? 

Gegen die Verneinung dieſer Frage in RG. 73, 394 habe 
ich (Jur. Kulturkampf 28) eingewendet, daß eine ſolche Ver: 
einbarung nicht eine ſchwächere, ſondern eine ſtärkere Stundung 
ſei und daß damit ſonſt nur wieder eine konſtruktionsjuriſtiſche 
Falle aufgeſtellt werde, in die das Recht geſtürzt werde. In 
der Entſch. IW. 1916, 11886 hält das RG. an feiner 
Diſtinktion feit, daß die Vereinbarung des Ruhens nur 
prozeßrechtlicher, nicht materiellrechtlicher Natur ſei. Als ob 
unſere Volksgenoſſen in ſolchem Fall zwei Schachteln im 
Hirn hätten, in deren eine die „prozeßrechtlichen“ in deren 
andere die „materiellrechtlichen“ Vereinbarungen der zeitweiſen 
Nichtbeitreibung einer Schuld hineinkämen. „Geradezu aus— 
geſchloſſen“ ſoll durch S 211 Abſ. 2 BGB. die Annahme fein, 
daß eine ſolche Vereinbarung zugleich eine Stundung nach 
8 202 BGB. enthalte; 8 211 Abſ. 2 BGB. würde ſonſt 
vermeintlich „gegenſtandslos“. Es handelt ſich aber hier 
nicht um eine allgemeine Vereinbarung des Ruhens, wie ſie 
8 211 Abi. 2 BGB. im Auge hat. Zum Weſentlichen 
unſerer Vereinbarung gehört das: „bis zur Erledigung des 
anderen Prozeſſes “. 


Ganz ähnlich wie die Vereinbarung des Ruhens bis Er— 
ledigung eines anderen anhängigen Prozeſſes iſt die jetzt häufige 
Vereinbarung des Ruhens „bis nach dem Krieg“. In vielen 
Fällen, wo der Kriegsteilnehmer das Ausſetzungsrecht hatte, 
iſt zur Erſparung eines förmlichen Ausſetzungsbeſchluſſes dieſe 
Vereinbarung getroffen worden. Soll fie andere — und zwar 
ſchwächere Wirkung haben, wenn ſie nach Klagerhebung ge— 
troffen wird, als wenn ſie vorher getroffen wird? In andern 
Fällen, z. B. wo die Frau des Kriegsteilnehmers in der be— 
kannten Art als Geſamtſchuldnerin mitunterſchrieben hatte und 
der Prozeß nur gegen den Mann ausgeſetzt wurde, haben Parteien 
auf Zuſpruch des Gerichts vereinbart, daß der Prozeß auch 
gegen die Frau fo lange ruhe, als er gegen den Mann ausgeſetzt 
ſei. Die Frau war nämlich ſchlechterdings von den ganzen 
Rechtsvorgängen nicht unterrichtet und konnte daher nicht in— 
formieren. Soll da eine Verjährung laufen? Das RG. meint, 
durch die „Prozeßvereinbarung“ ſei der Gläubiger nicht ge— 
hindert, zum Zweck der Unterbrechung der Verjährung 
zu laden. Eine ſolche Ladung gibt es aber nur zur, d. i. 
„zum Zweck“ der mündlichen Verhandlung. Eine ſolche 
iſt aber doch gerade durch die Vereinbarung ausgeſchloſſen. 
Die ganze Papier- und Zeitverſchwendung geſchähe alſo ledig— 
lich zur Aufführung eines Scheinmanövers! Hat unſer Volk 
dazu noch Sinn und Neigung? Auch mit der Replik der Argliſt 
will das NG. hier nicht helfen können, weil der Schuldner 
nicht ſchon bei der Vereinbarung von der Abſicht geleitet 
war, den Gläubiger von einer Unterbrechung abzuhalten! Als 
ob die Argliſt an eine . Entſtehung gebunden wäre! 

Nein, wer einen Augenblick ſeinen formalen Begriffsadam 
auszieht, dem wird ſsſort klar: wenn Gläubiger und Schuldner 
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vereinbaren, daß ihr Prozeß ruhen ſolle, bis ein anderer 
erledigt iſt, von dem ſie den ihrigen ganz oder teilweiſe 
abhängig anerkennen, dann muß hinſichtlich der Einſtellung 
der Verjährung die nämliche Rechtswirkung eintreten, wie wenn 
das Gericht aus dem nämlichen Grund den Prozeß nach § 148 
ZPO. ausſetzt. Alſo auch rein vom prozeßrechtlichen Stand⸗ 
punkt iſt hier die analoge Anwendung des 8 148 ZPO. jeden⸗ 
falls auf ſolche Vereinbarungen geboten, die auf einen anderen 
anhängigen Prozeß abheben; denn ſie erübrigen lediglich 
einen Ausſetzungs beſchluß. Der Grund, warum das Geſetz bei 
Ausſetzung die Verjährung unterbrochen bleiben läßt, iſt beide⸗ 
mal genau gleich. Ein ohne Begrenzung vereinbartes Beruhen⸗ 
laſſen iſt eben etwas ganz anderes. Das iſt eine ſachliche 
„Unterſcheidung“ im Gegenſatz zur ſcholaſtiſchen „Diſtinktion“. 

Man ſieht auch bei dieſer Frage wieder: die buchſtaben⸗ 
mäßige Logik der Formaljurisprudenz iſt nur ſchein bar ſcharf⸗ 
ſinniger als die ſoziologiſche Sachlogik; in Wahrheit iſt es 
umgekehrt. 


6. Gibt es einen Rechtsbehelf gegen die unver⸗ 
ſchuldete Verſäumung der für die Hinterlegung eines 
Zeugengebührenvorſchuſſes geſetzten Friſt? 

Die Formaljurisprudenz ſagt nach dem Buchſtaben des 
§ 379 Abſ. 2 3PO.: Nein (RG. 7, 391). Der Beweisführer 
könne dieſe ſein Recht vernichtende Folge nicht einmal dadurch 
abwenden, daß er nachträglich den Beweisantrag auf einen 
Teil der benannten Zeugen beſchränkt und um entſprechende 
Herabſetzung des Vorſchuſſes bittet (OL GRſpr. 29, 116). 
Auch die Armut der Partei ſoll jetzt nicht mehr in Betracht 
kommen, ja, nicht einmal ein Naturereignis oder ein anderer 
unabwendbarer Zufall, der ſie hindert, die Friſt einzuhalten. 
Sie kann mit dem Geld rechtzeitig unterwegs geweſen ſein, 
kommt aber in ein Unwetter, oder der Betrag wird auf der 
Poſt veruntreut, und man erfährt davon erſt nach der Friſt. 
Sie wird dann, wenn ihr das in der Berufungsinſtanz zuſtößt, 
endgültig und rettungslos ihres Rechts beraubt. Das halt die 
arme fiat-justitia- und argumentum-e- contrario-Juris- 
prudenz für deutſchen Geſetzeswillen. Dieſen Bann hat aber, 
wie zu 1 ausgeführt, das RG. (77, 159) gebrochen durch die 
analoge Gewährung der Wiedereinſetzung gegen die Ver⸗ 
ſäumung der richterlichen Friſt für den Nachweis der Koſten⸗ 
vorſchußzahlung in der Reviſionsinſtanz. Es gibt alſo grund⸗ 
ſätzlich Nicht⸗Notfriſten mit ſo notfriſtähnlichem Charakter, 
daß der geſetzliche Wiedereinſetzungszweck genau ſo zutrifft wie 
bei der geſchloſſenen Zahl der ausdrücklichen eigentlichen Not⸗ 
friſten. Es iſt ein richtiger Schritt vorwärts, wenn aus dem 
Zweck des Geſetzes heraus das auch auf die richterliche Friſt 
des § 379 IPOD. ausgedehnt wird. Denn die Verſäumung 
dieſer Friſt hat gleichfalls eine rechtsvernichtende Wirkung. 
Der Begriff des „unabwendbaren Zufalls“ müßte dabei, ſolange 
er nicht durch das einfache „unverſchuldet“ erſetzt iſt, milde 
und ſozial ausgelegt werden. Man beachte auch folgendes: 
Nachträgliches Benennen neuer Beweisperſonen hat nur bei 
abſichtlicher oder grobnachläſſiger Verſchleppung auf Antrag 
Zurückweiſung zur Folge (SS 374, 402 ZPO.) Ahnliches 
gilt für den Urkundenbeweis ($ 433 ZPO). Nachträgliches 
Vorbringen ganzer Angriffs- und Verteidigungsmittel hat nur 
Koftenfolge und auch dies nur nach Ermeſſen (5 278 Abſ. 2 3 PO.) 
Nachträglich vorgebrachte ganze Verteidigungsmittel können 
außerdem zurückgewieſen werden, aber wiederum nur im Fall 
der abſichtlichen oder grobfahrläſſigen Verſchleppung und nur 
auf Antrag und nach Ermeſſen ($ 279 ZPO.). Eine ſolche 
Zurückweiſung hat in der Berufungsinſtanz nur Verweiſung 
in ein Nachverfahren zur Folge ($ 540 ZPO.). Gänzlich 
unverſchuldete Nichtbeibringung eines Koſtenvorſchuſſes für 
den rechtzeitig benannten Zeugen dagegen ſoll erbarmungslos 
den endgültigen Verluſt herbeiführen. Das kann bei einem 
Zuſammenhalt dieſer Beſtimmungen unmöglich von einem ver⸗ 
nünftigen Geſetz gewolltes Recht ſein. Entgegen der rechts⸗ 
widrigen philologiſchen Formaljurisprudenz ergibt eine wahre 
richterliche Rechtsforibildung und Lückenausſüllung im Geiſte 
des Geſetzes und der Rechtsordnung hier folgendes als allein 
„geſetzestreues“, d. h. im Sinn des 8 1 G. richtiges Recht: 
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a) Gegen die Verſäumung der nach S 379 Ab}. 2 ZPO. 
geſetzten Friſt iſt in beiden Inſtanzen die Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand nach Analogie der 83 233 ZPO. vom 
Gericht auf Geſuch zu erteilen. (Die analoge Anwendung des 
§ 235 ZPO. beſtünde darin, daß es genügt, wenn das Geld 
ſpäteſtens am 3. Tag vor Ablauf der Friſt zur ‘Bolt gegeben wird.) 

b) Wird Wiedereinſetzung nicht verlangt oder nicht erteilt, 
ſo iſt in der Berufungsinſtanz Vorbehaltsurteil nach Analogie 
der SS 540, 541 ZO. zu erlaſſen. 

In dem Augenblick, in dem das RG. dies verkünden 
wird, erſcheint es nicht mehr als kühn, ſondern als ſelbſt— 
verſtändlich. Die unteren Inſtanzen dürfen aber nicht warten, 
bis die Erlöſung vom RG. kommt, und jahrelang, im beſten 
Glauben „Recht“ zu üben, Unrecht auf Unrecht häufen. Sie 
müſſen es mutig wagen, weiſe zu ſein, und eine richtige 
Theorie und Methode muß ſie es lehren. 


7. Iſt außer den im Geſetz vorgeſehenen Fällen 
(88 302, 540, 599 ZPO.) ein Urteil unter Vorbehalt 
zuläſſig? 

Dieſe Frage taucht nicht nur als ſog. Geſetzesanalogie 
auf — wie bei dem ſoeben in Ziff. 6 behandelten Fall —, 
ſondern auch als ſog. Rechtsanalogie. (Ich rede dabei bewußt 
in den Figuren der alten Hermeneutik.) Eine Düſſeldorfer 
Fabrik hatte in Paris eine Zweigniederlaſſung. Dieſe bezog 
von einem in Paris wohnenden Deutſchen, der dort eine Buch— 
druckerei beſaß, kurz vor Ausbruch des Kriegs Druckarbeiten. 
Nach dem Krieg floh der Buchdruckereibeſitzer nach Deutſchland 
und klagte ſeine Forderung gegen das Düſſeldorfer Haupts 
geſchäft bei den Düſſeldorfer Gerichten ein. Die Beklagte ver⸗ 
weigerte die Zahlung, weil ſie die Lieferung ſelbſt und die 
Höhe des geſchuldeten Betrags nicht prüfen konne und weil die 
Schuld möglicherweiſe in Paris von Sequeſter zu Sequeiter 
bezahlt ſei, wofür ſie die Sequeſter als Zeugen anruft und 
den Eid zuſchꝛebt. Das OLG. Duſſeldorf (JW. 1916, 696°) 
verurteilt glatt und vorbehaltlos. Es meint, auf dieſe Be— 
weiſe könne es nickt ankommen, da die Beklagte ſelbſt zugibt, 
etwas Beſtimmtes hierüber nicht wiſſen zu können. Sollte ſich 
ſpäter herausſtellen, daß die Schuld in Paris ebenfalls bezahlt 
iſt, fo muſſe die Beklagte auf den Weg der Zurückforderung 
wegen ungerechtfertigter Bereicherung verwieſen werden. Ich 
will hier nicht die zutreffende Kritik des Kollegen Dr. Dicken 
und des Profeſſor Dr. Heinsheimer (a. a. O.) wiederholen, die 
dieſes in mehrfacher Hinſicht merkwürdige Erkenntnis treffend 
beleuchten. Ich knüpfe an zwei Säge der Heinsheimerſchen 
Kritik an. Bei abſichtlicher und grobfahrlaſſiger Verſchleppung, 
ſagt er, wäre Vorbehalt der Verieidigungsmittel im Urteils⸗ 
tenor möglich; für den ſehr viel härteren Fall, daß ein Vers 
teidigungsmutel rechtzeitig vorgebracht ſei, aber nicht voll auf— 
geklart werden könne, kenne unſere ZPO. „leider“ einen Vor⸗ 
behalt nicht. Und zweitens: Unſere Gerichte hielten ſich zu 
einer derartigen prozeßrechilichen Neuſchöpfſung auch in den 
außerordentlichen Kriegszeiten nicht für befugt. Man lieſt 
zwiſchen den Zeilen, daß Heinsheimer dieſe begriffsjuriſtiſche 
Ohnmacht innerlich verdammt; das „leider“ gehört richtig in 
dieſen jenen zweiten Satz. Denn die Theorie vom Stillſtand 
und von der Lückenloſigkeit des normierten Rechts it doch 
jetzt als irrig erkannt. Gerade weil die ZPO. ſolche Fälle 
nicht vorausſah, iſt vom Standpunkt des Zwecks und des ges 
rechten Ergebniſſes das Argument der Analogie oder der 
Luckenausfüllung und nicht der Umkehrſchluß am Platz. Die 
begriffsjuriſtiſche, buchſtabengefeſſelte Auslegung führt ſonſt 


beſtenfalls zu kryptoſoziologiſchen Schleich und Abwegen; jo 


hier in den Urteilsgründen zu der an der Rechtskraft ſcheitern⸗ 
den condictio indebiti. Iſt die von uns hier verlangte 
Lückenausfullung etwa größer als die tauſende Fortbildungen 
im bürgerlichen Recht, z. B. die Gewährung von Schadens⸗ 
erſatz an Stelle der verſagten Störungsklage beim Funkenflug 
aus der Lokomotive? 

Gerade der ſchöpferiſchen juriſtiſchen Kraft der Recht— 
ſprechung will die ſoziologiſche Rechtslehre im Intereſſe der 
Rechtsſicherheit und 6 
gleich der Rechtswiſſenſchaft den Fortſchritt öffnen zu einer 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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„vertieften Wiſſenſchaftlickkeit.“) Fort mit dem Wahn, daß 
die bewußte Rechtsfortbildung nur für das materielle Recht 
gelte! Sie iſt — wie die exceptio doli — ein geſamtjuriſtiſcher 
Hauptgrundſatz und gilt deshalb auch für die Auslegung und 
Fortbildung der ZPO. Auch unſere ZPO. darf nicht als 
ſtarres Syſtem gußeiſerner Paragraphen betrachtet werden. 
Das Märchen von einer die Unverbindlichkeit der Geſetze 
predigenden Freirechtsſchule muß vor der Pforte der neuen 
Rechtsära zurückgelaſſen werden. Die neue Lehre richtet ſich 
nicht gegen Logik und Rechtsſicherheit, ſondern wir verlangen 
im Namen einer echten Rechtslogik und einer größeren Rechts— 
ſicherheit eine lebenswahrere Erfaſſung des Geſetzeszwecks und 
des Geſetzesinhalts. 

Die Feindſchaft gegen unſere ZPO. verlöre ihre Haupt⸗ 
nahrung, wenn wir auch den prozeſſualen Normen gegenüber 
das ſtarre Syſtem aufgeben und außerdem — was freilich noch 
viel wichtiger iſt — eine Wiſſenſchaft der juriſtiſchen Pſycho— 
logie in die Tatſachenforſchung einführen. 


Zur Entſtehung des Anſpruchs auf den Anlieger⸗ 
beitrag nach dem § 15 des Preußiſchen Flucht⸗ 
liniengeſetzes vom 2. Juli 1875. 


Vom Senatspräſidenten des Preußiſchen Oberverwaltungsgerichts 
Wirklichen Geheimen Oberregierungsrate Dr. Schultzenſtein, 
Berlin. 


(Fortſetzung aus Nr. 19, 1918.) 


VI. 


Bei dem Anliegerbeitrage wird je nach ſeinem Betrage, 
der oft ſehr hoch iſt, ein mehr oder minder heftiger Kampf 
zwiſchen den Gemeinden und den Anliegern ausgefochten. Wer 
dabei glaubt, ſich grundſätzlich auf die Seite der Anlieger 
ſtellen zu ſollen, dem werden die beiden Urteile von 1916 will⸗ 
kommen ſein. Für denjenigen, welcher mehr den Vorteil der 
Gemeinden beruüͤckſichtigt, verhält es ſich umgekehrt. Solche 
Empfindungen müſſen aber völlig beiſeite gelaſſen werden. 
Das Geſetz iſt anzuwenden, auch wenn man es nicht billigt; 
eine Geſetzesauslegung, die auf eine Geſetzesbeſſerung abzielt 
oder hinausläuft, iſt falſch (vgl. darüber, daß dies auch für 
den Verwaltungspraktiker zutrifft, neueſtens Hubrich im Verw— 
Arch. 24, 469 ff.). Allein das Geſetz und ſein Inhalt ſind 
maßgebend, und nur das iſt die Frage, ob die Urteile von 
1916 im Geſetz, alſo außer in dem durch §8S 10 KomAbgG. 
ergänzten $ 15 FluchtlG. und in demjenigen, was zum Ver⸗ 
ſtändniſſe ſeines Wortlauts zu benutzen iſt, noch in den für 
ihn mitgeltenden allgemeinen Rechtsgrundſätzen, vor allem dem 
Weſen des perſönlichen Rechtes und der perſönlichen Pflicht, aus— 
reichenden Halt finden. Ihre Gründe ſelbſt laſſen, wie nach dem 
bereus Ausgeführten hinſichtlich des „jeweiligen Eigentümers“, 
ſo auch ſonſt dies wenig erſehen. Es wird deshalb, um die 
Urteile zu halten, noch der weiteren Stütze für ſie bedürfen. 

Welchen größeren Wert die umfaſſendere Möglichkeit, in 
dem Umfange gegen die Anlieger vorzugehen, welcher durch das 
Urteil vom 1. Juli 1912 zugelaſſen worden war, im Verhält⸗ 
niſſe zu der Beſchränkung durch die Ausſcheidung des „jeweiligen 
Eigentümers“ nach den neuen Urteilen hat, iſt nicht zu be— 
rechnen, auch nicht einmal mit annähernder Sicherheit zu 
ſchätzen. Immerhin darf behauptet werden, daß er nicht gering 
iſt. Es ſei inſoweit nur eins hervorgehoben. Aus zahlreichen 
Streitigkeiten iſt zu erkennen geweſen, daß ſeit vielen Jahren 
und in vielen Fällen von den Eigentümern, die ein Gebäude 
an einer Straße innerhalb deren ſogenannter Anlegungszeit 
errichteten, eine Sicherheit für die ſpäter zu zablenden Anlieger 
beiträge gefordert und geleiſtet worden iſt, und zwar nicht für 
die Beiträge ſchlechthin, gleichviel, von wem ſie demnächſt zu 
entrichten ſein würden, ſondern bloß für die Beiträge, die der 
Errichtende ſelbſt nach dem Ausbau der Straße zu zahlen 


2) Wuſtendörfer, Zur Hermeneutik der ſoziologiſchen Rechts 
findungstheorie im Arch. f. R. u. W. 9, 434. 
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haben werde. Dies und die wohl nicht zu beſtreitende Tat⸗ 
ſache, daß ſolche Sicherheiten nicht zurückgefordert und zurück⸗ 
gegeben worden ſind, nachdem der „jeweilige Eigentümer“ auf⸗ 
gehört hatte, Eigentümer zu ſein, was doch geſchehen mußte 
bzw. geſchehen konnte, beweiſen, daß in weiten Kreiſen und ſeit 
langer Zeit der $ 15 in dem Sinne, den in der Rechtſprechung 
das Urteil vom 1. Juli 1912 zu beſonders klarem Ausdrucke 
gebracht hat, verſtanden und angewendet worden iſt. Die Folge 
der neuen Urteile iſt nun die, daß im Falle einer Nichtfortdauer 
des Eigentums diejenigen, welche die Sicherheiten beſtellt hatten, 
ſie oder das, was durch deren Verwertung erlangt worden iſt, 
zurückfordern können, da die Vorausſetzung einer Pflicht zur 
Zahlung des Anliegerbeitrags und die Möglichkeit, daß eine 
ſolche Pflicht für ſie noch zur Entſtehung gelange, fortgefallen 
ſeien. Dies iſt zuläſſig, ohne daß eine kurze Verjährung das 
Forderungsrecht ausſchließt. In dem weiteren Behalten der 
Sicherheiten oder des durch ihre Verwertung Erlangten liegt 
eine Rechtswidrigkeit gegenüber den Beſtellern, die eine Heraus⸗ 
gabe⸗ oder Erſtattungspflicht begründet. Die Gemeinden müſſen 
dann ſehen, ob und wie ſie noch zu ihren Anliegerbeiträgen 
trotz der kurzen Verjährung des Anſpruchs darauf, bei der es 
ja auch das zweite Urteil von 1916 beläßt, kommen können. 
Meiſt werden ſie nichts mehr erlangen. 


VII. 


Die Frage, wer von mehreren zeitlich aufeinander folgenden 
Eigentümern des Grundſtücks verpflichtet iſt, den Anliegerbeitrag 
zu zahlen, hat bisher noch von keiner Seite eine nähere Behand— 
lung erfahren. In der Theorie insbeſondere hat man ſich meiſt 
jeder Außerung enthalten oder mit einem kurzen Ausſpruche 
begnügt, bei dem namentlich die dabei teilweiſe angezogenen, mehr 
oder weniger gar nicht oder nicht mehr paſſenden Entſcheidungen 
zeigen, in wie geringem Maße man ſich die Sache klargemacht 
hat. Eine weitere Begründung fehlt überall. So ſagt beiſpiels⸗ 
weiſe Strutz, Das Kommunalabgabengeſetz, 4. Aufl., S. 639: 
„Die Schuld — d. i. die Pflicht, einen Anliegerbeitrag zu zahlen, 
— entſteht für den Grundbeſitzer erſt mit ſeiner vorſchriftsmäßigen 
Heranziehung“, geht aber von einer dinglichen Natur der An— 
liegerbeiträge aus, führt auch bloß Stellen aus zwei alten, 
durch neuere Urteile überholten Entſcheidungen an, bemerkt 
Meyer, Geſetz vom 2. Juli 1875 S. 162, nur, daß der 
Rechtsvorgänger übrigens durch den Eigentumswechſel nicht frei 
werde, und der jo gründliche Saran, Baufluchtliniengeſetz, 
ſpricht zwar eingehend über den angrenzenden Eigentümer, 
S. 275 ff., und über die Entſtehung des Anſpruchs auf den 
Anliegerbeitrag, S. 352 ff., 380, 383, 388 (vgl. auch deſſen 
neueſte — ſehr kurze — Bemerkungen in Stier-Somlo, 
Handbuch des kommunalen Verfaſſungs- und Verwaltungsrechts 
in Preußen, Bd. 2 S. 341), aber der „jeweilige Eigentümer“ 
iſt ihm hierbei gänzlich unbekannt, und auch ſonſt iſt allen 
ſeinen Ausführungen nichts für die Urteile von 1916 zu ent— 
nehmen, namentlich unterſcheidet er ebenfalls ſcharf zwiſchen der 
Entſtehung und der Fälligkeit. 

Dieſes Verhalten der Theorie erklärt ſich dadurch, daß, wie 
vielfach auf dem Gebiete des Verwaltungsrechts, ſo gerade au 
für den § 15 FluchtlG. es nicht die Theorie geweſen iſt und no 
iſt, welche die Praxis fördert und belehrt, ſondern umgekehrt die 
Praxis die Theorie. Nicht ohne Grund haben denn auch die 
Urteile von 1916 für ſich keine Anführungen aus der Literatur 
beigebracht; ſie konnten dies eben nicht. 


VIII. 


Ahnlich wie aus dem Falle, welchen der § 15 als den 
Hauptfall betrachtet und an erſter Stelle geordnet hat, etwas 
für die Frage nach der rechtlichen Eigenſchaft des Anſpruchs 
auf den Anliegerbeitrag hergeleitet werden konnte (JW. 1916, 
243 Nr. 8), iſt aus dieſem Falle auch etwas dafür zu entnehmen, 
ob das Urteil vom 1. Juli 1912 das Richtige getroffen hatte 
oder die neuen Urteile zutreffend ſind. Für ihn aber iſt das 
erſtere zweifellos. Denn bei der Verpflichtung des Unternehmers 
iſt eine Unterſcheidung zwiſchen einem trotz der Entſtehung des 
Rechtes und der Pflicht nur möglichen Verpflichteten, der be: 
ſtändig wechſeln kann, und einem ſchließlich Verpflichteten ganz 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Nr. 20. 1916. 


undenkbar. Der Verpflichtete beſtimmt ſich hier lediglich nach 
der Zeit der Entſtehung der Pflicht, und wer nach ihr verpflichtet 
worden iſt, bleibt der Verpflichtete. Gerade ſo verhält es ſich 
bei dem Urteile vom 1. Juli 1912. Bei ihm befinden ſich die 
beiden Fälle, die nach Anſicht und Abſicht des Geſetzgebers in 
dem Verhältniſſe des Hauptfalls und eines in Gemäßheit des 
Hauptfalls geregelten Nebenfalls ſtehen, in vollſtem Einklange, 
nicht wie bei den neuen Urteilen in Unſtimmigkeit miteinander. 


(Fortſetzung folgt.) 


Schrifttum. 


Kwartalnik prawa cywilnego i handlowego, herausgegeben 
von J. J. Litauer, A. Kuratöw und J. Namietkiewicz, 
Warſchau. E. Wende & Co. 1916. 

Das neue Unternehmen, von dem bereits zwei ſtattliche Hefte 
vorliegen, hat ſich große Ziele geſteckt. Es will theoretiſche und 
praktiſche Erörterungen aus dem Gebiet des geltenden Zivil⸗ und 
Handelsrechts bringen, die Rechtſprechung, namentlich die höchſt⸗ 
richterliche, behandeln und den Leſer über polniſche und fremdländiſche 
Geſetzgebung und endlich auch über die Rechtsliteratur unterrichten. 
Die neue Zeitſchrift, die mit großem Ernſt vor das juriftifche 
Publikum tritt, wird hoffentlich zur Neubelebung der vollkommen er⸗ 
ſtarrten polniſchen Rechtswiſſenſchaft beitragen. 

In den bisher erſchienenen Heften ſind neben mehreren recht 
tüchtigen Aufſätzen von rein lokaler Bedeutung (aus dem polniſchen 
Grundbuch-, Berg, Zwangshypothekenrecht) auch einige von all: 
gemeiner Bedeutung erſchienen, ſo ein Beitrag von Lyskowski, der 
eine allgemeine Überficht über die Lehre von den Rechtsgrundlagen 
des Bereicherungsanſpruchs gibt. Mehrere andere Aufſätze betreffen 
das — in Polen ſtark rückſtändig gebliebene — Handelsrecht: Rots 
wand ſtellt die verſicherungsrechtlichen Beſtimmungen der europäiſchen 
Handelsgeſetzgebungen zuſammen, Niſenſon liefert eine Studie über 
die Kommanditgeſellſchaften und Namietkiewicz behandelt die Weiter⸗ 
führung eines Handelsunternehmens durch einen minderjährigen Erben 
— durchweg recht brave Anfänge. 

Den Abſchnitt „Rechtſprechung“ füllen vorläufig Mitteilungen 
über Entſcheidungen ausländiſcher Gerichtshöfe. (Nach einer Ans 
deutung in der Vorrede iſt anzunehmen, daß ſich das bald ändern 
wird.) Vis jetzt iſt außer drei Entſcheidungen des Petersburger 
Senats in polniſchen Sachen, die der Einſender als „Schwanengeſang 
eines fremden Kaſſationsgerichtes in unſern Sachen“ bezeichnet, nur 
ein Urteil des Kaſſationshoſs in Rom vom Jahre 1918 mitgeteilt 
und von Szezepanski ausführlich beſprochen worden, in welchem es 
ſich um die Frage handelt, ob der Arzt für die vom Patienten 
im Vorzimmer abgelegten Sachen haftet. Der Kaſſationshof 
bejaht die Frage. Er meint: Durch das Ablegen der Sachen ſchließe 
der Patient ſtillſchweigend einen Verwahrungsvertrag mit dem Arzt, 
auch wenn letzterer von dem Erſcheinen des Patienten noch nichts ahnt, 
und zwar entſtehe ein „dépôt nécessaire“ im Sinne des Art. 1949 
des code civil (S Art. 1865 des ital. O. G). Ein ſolches wird 
nach dem Wortlaut des Geſetzes dadurch begründet, daß man zu der 
Inverwahrgabe „durch irgendein zufälliges Ereignis, z. B. eine 
Feuersbrunſt, Einſturz, Plünderung, Schiffbruch oder eine andere 
unvorherſehbare Begebenheit genötigt worden iſt“, alſo das depositum 
miserabile des gemeinen Rechts. Aus dem ſo entſtandenen Vertrags⸗ 
verhältnis läßt der Kaſſationshof den unglücklichen Arzt haften, und 
zwar nicht nur wie den gewöhnlichen Depoſttar wegen diligentia 
quam in suis, ſondern weil er ſich „zur Aufbewahrung der Sachen 
ſelbſt erboten habe“ (Art. 1928 1 code civil), für omnis culpa — 
auch z. B. die ſeines Bedienten! 

Ich behalte mir vor, auf das vielverſprechende Unternehmen 


demnächſt zurückzukommen. 
Rechtsanwalt Dr. Kann, Berlin, 


zur Zeit Bezirks richter in Lukow, Polen. 


45. Jahrgang. 


Die Bekämpfung des Wuders mit Lebensmitteln und 
Gegenftäuden des täglichen Bedarfs. Herausgegeben und 
erläutert von Victor Szezesny, Regierungsrat a. D. in 
Halenſee, und Dr. Heinrich Neumann, Rechtsanwalt in 
Berlin, mit einer volkswirtſchaftlichen Einleitung von 
Dr. Heinz Potthoff in Düſſeldorf. Verlag J. Heß, 
Stuttgart 1916. Preis geh. 3 &, geb. 4 &&. 


Die jetzt vorliegende II. Auflage des Buches erſchien wohl in 
erſter Linie notwendig durch die neu erlaſſenen Bekanntmachungen, 
welche die Ordnung des Lebensmittelhandels und den Kampf gegen 
die darin zutage getretenen Mißſtände betreffen, fo die Verordnungen 
über die äußere Kennzeichnung von Waren vom 18. und 26. 5. 16 
und insbeſondere über die Bekämpfung des Kettenhandels vom 24. 6. 16. 
Sie gibt, wie die erſte Auflage, zunächſt eine umfangreiche wirt⸗ 
ſchaftliche Einleitung von Dr. Heinz Potthoff, worin der Verfaſſer 
neben einem Überblick über die derzeitigen Verhältniſſe und einem 
Ausblick auf die wirtichaftlichen Zuſtände nach dem Friedensſchluſſe 
an alle, die es angeht, die berechtigte Mahnung richtet, nicht nur mit 
dem Leben und der Geſundheit, ſondern auch mit der Arbeitskraft 
und dem Vermögen ſich in den Dienſt des großen Ganzen zu ſtellen. 
Wenn der Verfaſſer allerdings meint, der große ſoziale Fortſchritt, 
den der Krieg uns bringen müſſe, ſei, daß er „neben die allgemeine 
Wehrpflicht auch die allgemeine Wirtſchaftspflicht“ ſetzen 
müſſe, ſo wird er damit ſchwerlich allgemeiner Zuſtimmung begegnen. 

Das Buch ſelbſt gibt ſodann in ſeinem Hauptteil zunächſt die 
Beſtimmungen des RStG 3. ($ 302 e) über den Sachwucher und den 
Wucherparagraphen des BGB. (§ 138) mit kurzen Anmerkungen wieder 
und ſchließt daran in bunter Folge die Bundesratsderordnung vom 
24. 6. 15 „Über den Aushang von Preiſen in Verkaufsräumen des 
Kleinhandels“, die Bekanntmachung des Oberkommandos in den 
Marken vom 15. 7. 15 über „Preisaushang“, die Erlaſſe ber ftell: 
vertretenden Generalkommandos gegen wucheriſche Preistreibereien 
nebſt dem „Geſetz betr. Abänderung des Geſetzes über den Belagerungs— 
zuſtand“ vom 21. 12. 15 und der „Bekanntmachung zur Entlaſtung 
der Strafgerichte“ vom 7. 10. 15; ferner die „Bundesratsverordnung 
vom 23. 7. 15/ 22. 8. 1571. 4. 16 gegen übermäßige Preisſteigerung“ 
mit den Ausführungsbeſtimmungen für Preußen, Bayern, Sachſen, 
Württemberg und Baden, die „Bundesratsverordnung vom 23. 9. 15 
zur Fernhaltung unzuverläſſiger Perſonen vom Handel“, die Vekannt⸗ 
machung des Bundesrats vom 18. 5. 15 und des Reichskanzlers vom 
26. 5. 16 „über die äußere Kennzeichnung von Waren“, die „Be: 
kanntmachung gegen irreführende Bezeichnung von Nahrungs- und 
Genußmitteln“ vom 26. 6. 16, die Bundesratsverordnung vom 
25. 9./4. 11. 15 „über die Errichtung von Preisprüfungsſtellen und 
die Verſorgungsregelung“ nebſt Ausführungsbeſtunmungen und ſchließ— 
lich die „Verordnung über den Handel mit Lebens- und Futter⸗ 
mitteln und zur Bekämpfung des Kettenhandels“ vom 24. 6. 16 nebſt 
Ausführungsbeſtimmungen. 

Auf eine ſyſtematiſche Anordnung und wiſſenſchaftliche Durch— 
arbeitung, wie ſie etwa das Alsbergſche Buch über das Kriegs— 
wucherſtrafrecht auszeichnet, verzichten die Verfaſſer leider faſt gänzlich, 
ſo daß dem Leſer das Durchfinden durch das Gewirr und Geſtrüpp 
von Geſetzen, Verordnungen, Erlaffen und Ausfuhrungsbeſtimmungen 
nicht allzuſehr erleichtert wird. 

Immethin hält die Arbeit durchaus, was ſie verſpricht, nämlich 
„Behörden, wirtſchaſtlichen Vereinigungen und Privaten eine Sammlung 
und Erläuterung der Verordnungen auf dem Gebiete der Bekämpfung 
des Wuchers zu ſein“. Sie enthält die zahlreichen Beſtimmungen 
gegen den Lebensmittelwucher bis auf das Höckſtpreisgeſetz, das die 
Verfaſſer beſonders bearbeitet haben, faſt vollſtändig; und es iſt 
dankbar zu begrüßen, daß die Ausführungsbeſtimmungen der haupt⸗ 
ſächlichſten Bundesſtaaten mitaufgeführt find. 

Die Anmerkungen zu den wichtigeren Bekanntmachungen, wie 
z. B. zu den Verordnungen gegen übermäßige Preisſteigerung vom 
23. 6. 15 und zur Bekämpfung des Kettenhandels vom 24 6. 16, 
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find kurz, klar und den Bedürfniffen der Praxis angepaßt und nehmen 
auch, wo es angängig erſcheint, zu Rechtſprechung und Schrifttum 
ſelbſtändige Stellung, wie in der Frage bezüglich des Eigentums⸗ 
erwerbs auf Grund des § 1 Preis Steig vO., über die Abgrenzung 
der Begriffe des „übermäßigen Gewinns“, der „unlauteren Machen⸗ 
ſchaſten“ und des ſog. „Kettenhandels“. 

Alles in allem bietet das Buch dem praktiſchen Juriſten wie 
dem Laien ein wertvolles Hilfmittel im Kampfe mit den zahlreichen, 
ihrem Inhalt nach teils ſich deckenden, teils voneinander abweichenden 
Bekanntmachungen und Erlaſſen zur Bekämpfung des Lebensmittel⸗ 
wuchers. Rechtsanwalt F. Nübell, Berlin. 


Dr. W. Silberſchmidt, Oberlandesgerichtsrat: Beteiligung 
und Teilhaberſchaft, ein Beitrag zum Rechte der Geſell⸗ 
ſchaft. Halle a. S., Verlag der Buchhandlung des Waiſen⸗ 
hauſes. 1915. 184 Seiten. 

Der Verfaſſer, der ſeit 30 Jahren die Geſchichte des Geſell— 
ſchaftsrechts um eine Reihe wertvoller Beiträge bereichert und 
hierbei insbeſondere die Entwicklung der Kommenda und des 
Sendegeſchäfts berückſichtigt hat, bringt dieſe Einzelſtudien in der 
vorliegenden Arbeit zu einem zuſammenfaſſenden Abſchluß. Auch 
ſie iſt daher vor allem rechtsgeſchichtlichen Charakters, läuft aber 
dann in eine Entwicklung des Begriffs der Beteiligung und der 
Teilhaberſchaft und ſchließlich in eine kurze Skizze des heutigen 
deutſchen und außerdeutſchen Rechts der Beteiligung und der 
Teilhaberſchaft aus. An ſich iſt der Gegenſatz beider Begriffe 
einfach: dort Beteiligung des einen mit Gewinn an einem Unter- 
nehmen des andern, hier Teilhaberſchaft mehrerer an einem 
gemeinſamen Unternehmen. Tatſächlich und rechtlich aber kann, 
wie bekannt, nicht nur jeder dieſer Begriffe in ſehr verſchiedenen 
Formen auftreten, ſondern es iſt auch die genauere Beſtimmung 
jedes von beiden und damit die Grenzziehung zwiſchen ihnen oft 
ſchwierig, zweifelhaft, ſtreitig. Wenn Verfaſſer es unternimmt, ein 
ſo weites und ſo beſchaffenes Gebiet in einer immerhin kleineren 
Schrift zu behandeln, ſo kann ſeine Abſicht nur geweſen ſein, 
das zu liefern, als was er ſelbſt dieſe Schrift bezeichnet, nämlich 
einen „Beitrag“, insbeſondere von der durchaus im Vordergrund 
ſtehenden geſchichtlichen Seite her. Ein ſehr reiches Material iſt zu 
dieſem Zwecke in verhältnismäßig knapper, allerdings doch nicht 
immer genügend überſichtlicher Darſtellung verarbeitet. Daß im 
ganzen mehr berichtet, als Neues geboten wird, liegt wohl im 
Plane des Verfaſſers. Die Ausbeute an Belehrung und Anregung 
iſt darum für den geduldigen Leſer keine geringere. 

Prof. Dr. Heinsheimer, Heidelberg. 


Alfred Roſenthal: Die Unterlaſſungsklage. Eine Überſicht 
für den Praktiker. München 1916. J. Schweitzers Verlag. 
Preis 2,40 &. 

Der Verfaſſer verſucht eine ſyſtematiſche, kurze Darſtellung der 
Unterlaſſungsklage und ihrer Rechtsfragen für den Praktiker. Danach 
beſteht ein Bedürfnis; denn die Unterlaſſungsklagen haben ſtändig 
zugenommen, das Schrifttum iſt ſtark angeſchwollen und die Rechts⸗ 
ſprüche ſind überall zerſtreut und wenig einheitlich. 

Roſenthal iſt ſeiner Aufgabe in hervorragendem Maße gerecht 
geworden. Sein Leitfaden iſt keine bloße Zuſammenſtellung, ſondern 
eine ſelbſtändige Leiſtung von wiſſenſchaftlichem und praktiſchem Wert. 
Rofenthal verfügt über eine klare Auffaſſung der rechtlichen Grund⸗ 
begriffe, er beherrſcht die Literatur und Judikatur und nimmt zu den 
neu aufgetauchten Problemen entſchieden und mit ſachlicher Schärfe 
Stellung. Die Entwicklungstendenzen ſind gut herausgearbeitet. 
Dabei iſt überall auf größte Konzentration der Gedanken Wert gelegt. 
So iſt es dem Verſaſſer gelungen, auf 72 Seiten nahezu alle für die 
Praxis bedeutſamen Fragen zu behandeln, nämlich die Rechtsnatur 
und die Anwendungsfälle des Unterlaſſungsanſpruchs, die Hilfs: 
anſprüche neben dem Unterlaſſungsanſpruch, die allgemeinen Lehren 
des Unterlaſſungsanſpruchs wie Rechtsſchutzvorausſetzungen, Entſtehen, 
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Erlöſchen, Übertragbarkeit und Vererblichkeit uſw., die Klageberechtigung, 
die Beklagtenſtellung, die Beweislaſt, die Unterlaſſungsklage gegen die 
mit öffentlicher Strafe bedrohten Handlungen, die Wiederholungsgeſahr, 
den Klageantrag, die Zwanasvollſtreckung, den Gerichtsſtand, die 
Verjährung und endlich den Wert des Streitgegenſtands. 

Auf all das einzugehen und zu jedem Punkte Zuſtimmung oder 
Widerſpruch zu äußern, iſt unmöglich. Ich beſchränke mich auf den 
zur Zeit im Vordergrund des Intereſſes ſtehenden Punkt, die 
Unterlaſſungsklage bei ſtrafbaren Handlungen. Mit großer 
Schärfe und Eindringlichkeit wendet ſich der Verfaſſer gegen die 
neuerliche Nechtſprechung des 6. Senats (RG. 77, 217; 82, 59), 
der die Unterlaſſungsklage — ſoweit das Geſetz ſie nicht ausdrücklich 
anerkennt — nur mehr ausnahmsweiſe im Falle eines beſonderen 
Bedürfniſſes geben will. Den Leſern der JW. dürften die Anſichten 
des Verfaſſers bereits aus ſeinen Aufſätzen aus den vergangenen 
Jahren (JW. 1914 S. 1059 bis 1064; 1915 S. 299 bis 306) 
bekannt fein; die Auffaſſung des 6. Senats hat in Neukamp einen 
gewandten Verteidiger gefunden (JW. 1915 S. 113 bis 120). Den 
beim Leſen dieſer Aufſätze gewonnenen Eindruck, daß die Gegner zum 
Teil aneinander vorbeireden, bin ich auch beim Studium der neuen 
Ausführungen Roſenthals nicht ganz los geworden. Vielleicht find meine 
nachfolgenden Darlegungen geeignet, zu einer ſchärferen Begrenzung 
der Streitfrage zu führen und ein beſſeres Verſtändnis der entgegen⸗ 
ſtehenden Auffaſſungen anzubahnen. 

Nicht gerecht geworden tft zunächſt Roſenthal dem RG. und 
Neukamp mit ſeinem Hauptbeweisgrund für die Unabhängigkeit des 
Unterlaſſungsanſpruchs von der Strafandrohung, nämlich mit dem 
Hinweis auf die verſchiedene funktionelle Bedeulung des Strafurteils 
und des richterlichen Unterlaſſungsgebots: jenes wolle ſühnen, dieſes 
der ferneren Zuwiderhandlung vorbeugen. Dagegen iſt zu ſagen: 
Die Strafnorm dient auch dem Vorbeugungszweck; das Strafurteil 
beugt der Wiederholung durch Ahndung der unrechten Tat vor. Und 
auf der anderen Seite kann man zur Strafe des 8 890 ZRO. in 
Steins Kommentar (10. Aufl. 8 890 Note 2) leſen: Die Strafe 
werde als echte Rechtsſtrafe zur Sühnung der begangenen Zuwider⸗ 
handlung verhängt und diene dem Zweck der Verhütung künftiger 
Zuwiderhandlungen nicht anders als jede Verbrechensſtrafe der 
Verbrechensverhütung diene. Der von Roſenthal angenommene 
fundamentale Gegenſatz in den Funktionen beſteht alſo nicht; er iſt 
ein konſtruierter. 

Auch dafür hat Roſenthal wenig Verſtändnis, daß ein Überhand⸗ 
nehmen der Unterlaſſungsklagen zu ſchwer erträglichen Eingriffen in 
die menſchliche Handlungsfreiheit und Perſönlichkeitsſphäre führen 
müßte. Beiſpiele für derartige Klagen laſſen ſich leicht anführen, ich 
erinnere nur an die Klage auf Unterlaſſung weiteren ehebrecheriſchen 
Verkehrs. 

So iſt das Streben des NG. durchaus verſtändlich, die Flut der 
Unterlaſſungsklagen, die es ſelbſt entſeſſelt hat, wieder einzudämmen. 
Wollte es den in RZ. 48, 118 ff. proklamierten Grundſatz, daß 
jede unerlaubte Handlung bei Wiederholungsgefahr einen Unterlaſſungs⸗ 
grund erzeugen könne, nicht wieder preisgeben, ſo blieb nur ein Weg 
übrig zur Einſchränkung der Unterlaſſungsklagen, nämlich eine engere 
Fixierung des Rechtsſchutzgrundes, der Rechtsſchutzbedingungen. Von 
hier aus geſehen eröffnet ſich allein das Verſtändnis für die vom 
6. Senat vorgenommene Verneinung des Rechtsſchutzbedürfniſſes in 
den Fällen, wo gegen die unerlaubte Handlung bereits die ſchwerere 
Reaktion des öffentlichen Straſverfahrens vorgeſehen iſt. 

Auf den erſten Blick dürfte damit eine befriedigende Löſung 
gefunden fein. Wo das Geſetz das öffentliche Strafverfahren zur 
Verfügung ſtellt, ſcheint die private Unterlaſſungsklage in ihrer vor⸗ 
beugenden Funktion überflüſſig, ja geradezu überholt zu ſein, alſo das 
Rechtsſchutzbedürfnis zu fehlen. 

Wer dieſe Gedankengänge angreifen will, kann das nur durch 
den Nachweis, daß das öffentliche Strafverfahren trotz ſeiner zuge⸗ 
ſtanden vorbeugenden Funktion doch nicht das gleiche leiſtet wie die 
private Unterlaſſungsklage, weil es nach anderen Geſichtspunkten 


ausgeſtaltet iſt wie dieſe. Danach iſt die entſcheidende Frage die: 
Leiſtet die öffentliche Strafdrohung, das Strafverfahren vom Stand⸗ 
punkt der verletzten Privatperſon aus betrachtet, im weſentlichen das 
gleiche wie die Unterlaſſungsklage? 

In dieſer Richtung erhebt nun Rofenthal eine Reihe höchſt bes 
achtlicher Angriffe, die wiederum Neukamp bis jetzt nicht hinreichend 
zu widerlegen verſucht hat. 

Roſenthal weiſt darauf hin, daß das Strafverfahren auf ber 
ſubjektiven Strafbarkeitsvorausſetzung der Schuld aufgebaut iſt, daß 
8 193 StG. der Verurteilung entgegenſtehen kann, ferner daß nach 
der Rechtſprechung des 6. Senats gegen die leichtere, weil bloß 
widerrechtliche Zuwiderhandlung eine wirkſamere Verteidigung möglich 
iſt, als gegen den ſchwereren, ſtrafbaren Angriff, endlich daß unſere 
Geſetzgebung in vielen Fällen die private Unterlaſſungsklage und die 
öffentliche Strafandrohung nebeneinander kenne, wie z. B. im Wett⸗ 
bewerbsgeſetz und damit indirekt den reichsgerichtlichen Grundſatz ſchon 
verworfen habe. Alle dieſe Angriffe Roſenthals find durchaus bes 
gründet und laſſen ſich meines Erachtens nicht widerlegen. Seinen 
Bedenken kann man nur dadurch wirkſam begegnen, daß man ihnen 
Rechnung trägt. Das tut aber — was Roſenthal wiederum nicht 
genügend berüdfichtigt — der 6. Senat dadurch, daß er die private 
Unterlaſſungsklage gegenüber ſtrafbaren Handlungen nur für den 
Regelfall verwirft, ſie aber zulaſſen will, „wenn vom Kläger ein 
beſonderes Rechtsſchutzbedürfnis für den einzelnen Fall dargetan 
werde“, ſo RG. 82, 64. 

Der 6. Senat behält ſich alſo vor, die private Unterlaſſungs⸗ 
klage überall da zu geben, wo ein Bedürfnis nach ihr trotz der Straf⸗ 
androhung beſteht. Auf dieſem Wege läßt ſich den Bedenken Rofen 
thals im einzelnen Fall durchaus Rechnung tragen. Freilich, ein 
großer Nachteil iſt mit dieſem Sicherheitsventil verbunden: die 
Vor ausberechenbarkeit der Entſcheidung ſcheint verloren gegangen und 
alles Frage des einzelnen Falles geworden zu ſein. 

Für die erſten Jahre wird man dieſe Unſicherheit zweifellos ſehr 
empfinden, wenn der 6. Senat an ſeiner Lehre feſthalten und die 
Zuſtimmung der anderen bisher noch etwas widerſtrebenden Senate 
finden ſollte. An Stelle einer ſicheren, feſten Praxis wird ein neuer 
Zeitraum des Taſtens und Experementierens treten. Wie unerfreulich 
das auch iſt, ſo darf man doch die Nachteile nicht übertreiben. Hier 
kann und muß die Theorie einſetzen und verſuchen, durch klare Frage⸗ 
ſtellung allmählich die typiſchen Situationen herauszuarbeiten, wo 
nach der privaten Klage trotz der Strafandrohung ein Bedürfnis be⸗ 
ſteht. Die wertvollſten Anſätze dazu enthalten die Ausführungen 
Roſenthals ſelber. Einen Verſuch in dieſer Richtung macht auch 
ſchon das RG., indem es als ſolche beſonders geartete Fälle 
namentlich die nennt, wo der Strafverfolgung Hinderniſſe entgegen⸗ 
ſtehen, die jedesmalige Strafverfolgung die Abwehr ungebührlich er⸗ 
ſchwert, oder einen ausreichenden Schutz gegen die hartnäckige Wieder⸗ 
holung des Angriffs nicht bietet. 

Nach alldem ſollte man meinen, daß ſich auch unter der neuen, 
vom 6. Senat eingeleiteten Praxis leben ließe, wenn die Gerichte 
das beſondere Bedürfnis nach der privaten Unterlaſſungsklage im 
einzelnen Fall ohne Engberzigkeit prüfen würden. Sowohl die alte 
wie die neue Lehre haben ihre Schwächen, eine gute Proxis vermag 
ſie aber bis zu einem gewiſſen Grade auszugleichen und zu mildern. 

OL GRat Prof. Dr. Heinrich Lehmann, Jena. 


Dr. Carl Chemnitins: Der geringe Erlös beim Pfand- 
verkauf, ſeine Urſache und die Mittel zur Abhilfe. 
München und Leipzig, Duncker & Humblot. 1,50 &. 55 S. 


Die vorliegende kleine Arbeit enthält eine beachtenswerte 
Veröffentlichung auf einem Gebiete, das den untrennbaren Zu— 
ſammenhang von Recht und Wirtſchaft am ſchärfſten in die Er— 
ſcheinung treten läßt. Wenn Zwangsvollſtreckung die Ver 
wirklichung des Rechts bedeutet, ſo iſt klar, daß ſie den wichtigſten 
Abſchluß der ganzen Prozeßordnung bedeutet und hier der not- 
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wendige Ausgleich zwiſchen den Intereſſen des Gläubigers Ind 
Schuldners vor ganz beſonders ſchwierige Aufgaben ſtellt. Die 
Entwicklung des objektiven Kompetenzrechts in den SS 811 und 
850 ZPO. wird durch große ſoziale Fortſchritte gekennzeichnet, 
die noch nicht zum Abſchluß gekommen ſind. Die Schrift von 
Chemnitius beſchäftigt ſich mit einem Übelſtande von höchſter 
volkswirtſchaftlicher und rechtlicher Bedeutung; ſie geht von der 
Tatſache aus, daß der Erlös aus einer Pfandſache regelmäßig 
hinter ihrem Werte zurückbleibt. Freilich iſt es unrichtig, wenn 
Chemnitius behauptet, dieſe Tatſache ſei bisher im Schrifttum 
nirgends ausführlich erörtert worden. Die deutſche Richter— 
zeitung hat gerade in den Jahren 1913 und 1914 eine große Anzahl 
von Abhandlungen über die Frage gebracht, unter denen die 
Unterſuchungen Dittrichs, DRZ. 1914, 466 bis 499 über Prozeß⸗ 
und Vollſtreckungskoſten beſondere Beachtung verdienen. Immer— 
hin iſt es Chemnitius zum Verdienſte anzurechnen, daß er den 
Gründen des geringen Erlöſes beim Pfandverkauf in ſyſtematiſcher 
Weiſe nachgegangen iſt und beſtimmte Vorſchläge zur Abhilfe auf 
Grund kritiſcher Betrachtung der wirtſchaftlichen und rechtlichen 
Verhältniſſe bezeichnet hat. Er hat zunächſt verſucht, ſich gewiſſe 
ſtatiſtiſche Unterlagen aus Pfandregiſtern und Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungsakten zu verſchaffen, vor allem aber den Gang von 
10 Zwangsverſteigerungen perſönlich zu verfolgen. Dabei iſt ihm 
nicht entgangen, daß die unwirtſchaftlichen Ergebniſſe zahlreicher 
Pfandverkäufe zu einem großen Teil auf Gründen beruhen, die 
mit der menſchlichen Natur zuſammenhängen, und die ſich bei den 
örtlich verſchiedenen Verſteigerungen in verſchiedenem Maße 
geltend machen. Dieſen „ſubjektiven“ Gründen ſtellt er die 
„objektiven“ gegenüber. Solche findet er einmal in der, dein 
Gerichtsvollzieher durch die Rechtſprechung des Reichsgerichts 
vorgezeichneten Stellung, wonach der Gerichtsvollzieher als Be— 
anıter bei Ausübung der Zwangsvollſtreckung keineswegs lediglich 
nach dem Intereſſe des Gläubigers, ſondern ſo zu verfahren hat, 
wie es ihm Geſetz und Geſchäftsanweiſung vorſchreiben. Daher 
iſt der Gerichtsvollzieher (vgl. z. B. $ 59 der Preußiſchen 
Geſchäftsanweiſung) verpflichtet, die Zwangsvollſtreckung ohne 
jeden Verzug durchzuführen; er kann aber nicht, will er ſich nicht 
regreßpflichtig machen, im Falle eines geringen Meiſtgebots das 
weitere Verfahren einſtellen und zunächſt die Weiſung des 
Gläubigers einholen. Chemnitius beſchäftigt ſich ſodann ein⸗ 
gehend mit den Fehlern der heute üblichen Vorbereitung und 
Durchführung der Zwangsvollſtreckung. Er weiſt mit Recht 
darauf hin, daß von großer Bedeutung freundliche, reinliche und 
geräumige Pfandkammern im Mittelpunkt des Verkehrs ſind, die 
einen größeren Zuzug des kaufkräftigen Publikums gewährleiſten, 
die vorteilhafte Aufſtellung der Gegenſtände, ihre genaue Be— 
ſichtigung vor dem Verkaufe ermöglichen. Er zeigt, welchen 
Einfluß die richtige Auswahl des Verkaufsorts (an Stelle des 
heute üblichen Aufbewahrungsorts), die rechtzeitige Bekannt— 
machung und die Beſtimmung der Tageszeit auf das Ergebnis der 
Verſteigerung ausüben. 

Chemnitius beſpricht natürlich auch das Unweſen der ſo— 
genannten Händlerringe, in denen ich die Haupturſache der 
unwirtſchaftlichen Verſchleuderung der Pfandſtücke erblicken möchte. 
Es iſt ein offenes Geheimnis, daß es in den Großſtädten für eine 
nichtbeteiligte Privatperſon faſt zu den Unmöglichkeiten gehört, 
auf öffentlichen Verſteigerungen gegenüber dieſen geſchloſſenen 
Vereinigungen in ernſtlichen Mitbewerb zu treten. Dagegen wird 
ſeit langen Jahren vergeblich engekämpft. § 123 Abſ. 4 der 
Preußiſchen Geſchäftsanweiſung ) beſtimmt: „Weiß oder muß er 
(der Gerichtsvollzieher) den Umſtänden nach annehmen, daß Ver⸗ 
abredungen getroffen ſind, auf Grund deren andere vom Mitbieten 
oder Weiterbieten abgehalten oder Sachen durch vorgeſchobene Per— 


1) Vom 24. März 1914. IM Bl. 343. Chemnitius zitiert noch 
die alte Anweiſung vom 1. Dezember 1899, ergänzt 8. April 1903. 
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jonen angefteigert werden follen, um unter den Teilnehmern ſo— 
dann zu gemeinſamen Vorteilen veräußert zu werden, ſo hat er die 
an ſolchen Verabredungen Beteiligten, nötigenfalls mit polizei» 
licher Hilfe, zu entfernen. Er kann die Verſteigerung auch ab— 
brechen.“ Allein dieſe Vorſchrift gilt, was Chemnitius nicht 
hervorhebt, nur für die öffentliche Verſteigerung außerhalb 
der Zwangsvollſtreckung. Ihre Ausdehnung auf die Zwangs— 
vollſtreckung ſollte erwogen werden. Immerhin muß zugegeben 
werden, daß es nicht immer ſo einſach iſt, die verdächtigen Per— 
ſonen zu erkennen, und daß gegenüber dem tatſächlichen Monopol 
der Händlerringe gelegentliche Verſchiebungen des Verſteigerungs— 
termins nicht viel helfen werden, da ſich andere Kaufluſtige als 
Teilnehmer dieſer Ringe oder von ihnen vorgeſchobene Perſonen 
kaum einzufinden pflegen. 

Unter den Mitteln zur Abhilfe ſtellt Chemnitius in erſter 
Linie die Mitwirkung des Gerichts. Er bekennt ſich als Freund 
des die öſterreichiſche Exekutionsordnung vom 27. Mai 1896 durch⸗ 
ziehenden Amtsprinzips. Zwar lehnt er die Wiederaufnahme der 
von unſerer Prozeßordnung (auf Grund ſehr gewichtiger Er— 
fahrungen) beſeitigten richterlichen Exekutionsbewilligung ab. Das 
Vollſtreckungsverfahren ſoll nach wie vor mit dem Auftrage an 
den Gerichtsvollzieher beginnen. Der Gerichtsvollzieher ſoll ferner 
über die Zuläſſigkeit der Wünſche feines Auftraggebers und über 
die Pfändung ſelbſtändig beſchließen können. Dagegen ſoll er — 
ebenſo wie der Verſteigerer nach BGB. — verpflichtet ſein, die 
Fälle, in denen er einen Verkauf anberaumt hat, dem Richter 
vorzulegen. Der ſoll die Art der Verwertung anordnen. Zwiſchen 
der Pfändung und der Verwertung muß heute eine Woche, 
zwiſchen der Verpfändung und dem Verkauf ein Monat (ſoll nach 
§ 1234 Abſ. 2 BGB. heißen: zwiſchen der Androhung des Ver⸗ 
kaufs und dem Verkauf) liegen. In dieſer Zeit kann der Richter 
gut feine Entſchließung treffen. Regelmäßig konnt ja nur ein 
geringer Teil der gepfändeten Sachen zum Verkauf, da inzwiſchen 
gezahlt oder die Zwangsvollſtreckung eingeſtellt worden iſt. 
(S. 37.) Ich glaube, daß dem Richter hier Aufgaben zugemutet 
werden, die er gerade an denjenigen Orten, wo die Verſchleude⸗ 
rung der Pfandſachen beſonders auffällige und auf die Dauer 
volkswirtſchaftlich nicht zu ertragende Mißſtände erzeugt hat, 
nämlich in den großen Städten, zu erfüllen nicht in der Lage 
iſt, die er jedenfalls nicht ohne erhebliche Umſtände und Ver— 
zögerungen erfüllen kann, und die vielleicht auch für den Staat und 
den Richter eine unüberſehbare Fülle von Regreßanſprüchen er» 
zeugen würden. Chemnitius verſpricht ſich ferner großen Erfolg 
von der Einrichtung ſtaatlicher Verkaufsräume und rechtfertigt 
dieſe Erwartung durch bemerkenswerte ſtatiſtiſche Ergebniſſe aus 
Oſterreich (40, 41). Die Groß⸗Berliner Erfahrungen werden es 
gerechtfertigt erſcheinen laſſen, vor übertriebenen Hoffnungen in 
dieſem Punkte zu warnen. Solange die Händlerringe ihre un— 
beſchränkte Herrſchaft ausüben, wird die Verbeſſerung der Vers 
kaufsräume lediglich eine mittelbare Verſtärkung dieſes volks— 
wirtſchaftlichen Krebsſchadens im Gefolge haben. Dagegen iſt 
Chemnitius unbedenklich darin beizutreten, daß in dem Mindeſt⸗ 
gebot eine der ſchärfſten Waffen gegen die Ringbildung und andere 
Erſcheinungen, die den Erlös herabdrücken, gegeben iſt. 
Chemnitius will allgemein die ſachverſtändigen Schätzer erſt bei 
der Wertgrenze von 150 & einführen und empfiehlt im übrigen 
die Feſtſetzung der Grenze auf ein Drittel des Schätzungswerts, 
die nach den Erfahrungen der öſterreichiſchen Exekutionsordnung 
das Richtige getroffen habe. Es würde nahegelegen haben, die 
Kriegsverordnung vom 8. Oktober 1914 zu erörtern, für deren 
Beibehaltung und Ausdehnung Bovenſiepen und Stein mit guten 
Gründen eingetreten ſind. (Leipz Z. 15, 685 und 249.) Ob der 
Schätzungswert der Hälfte, den die Kriegsverordnung zugrunde 
legt, auch für die Friedenszeit beizubehalten iſt, erſcheint zweiſel⸗ 
haft. Die Grundſätze der SS 1 und 2 über die Schätzung durch 
Sachverſtändige werden jedenfalls einer ſorgfältigen Nachprüfung 
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zu unterziehen fein. Es befteht die Gefahr, daß der Gerichls— 
vollzieher, der nach der Verordnung, abgeſehen von den Fällen des 
5 813 ZPO. und von Wertpapieren, die keinen Börſen- oder 
Marktpreis haben, regelmäßig die Abſchätzung ſelbſt vornehmen 
ſoll, den gewöhnlichen Verkaufswert mit den Schleuderpreiſen 
gleichſtellt, die bei der gegenwärtigen Ordnung der Dinge tat= 
ſächlich erzielt werden. 

Chemnitius erörtert weiter die großen wirtſchaftlichen Vor— 
teile, die für Gläubiger und Schuldner die Einrichtung von 
Gerichtsvollzieherämtern mit ſeſter Beſoldung der Gerichtsvoll— 
zieher (unter Gewährung eines geringen Anteils am Erlöſe), 
nicht nur für die ſachgemäße Durchführung der Zwangsvoll— 
ſtreckung als ſolche, ſondern vor allem für die Herabſetzung der 
baren Auslagen im Gefolge haben würde. Die im Jahre 1907 
dem preußiſchen Abgeordnetenhaus vorgelegte Denkſchrift hat in 
Übereinſtimmung mit der Mehrzahl der Oberlandesgerichts— 
präſidenten die Zweckmäßigkeit der Gerichtsvollzieherämter ver— 
neint. Ein gewiſſer Ausbau der Verteilungsſtellen unter Be— 
rückſichtigung der günſtigen Erfahrungen in Hamburg, Lübeck und 
Sachſen wäre auch bei uns denkbar. 

In einem Anhang tritt Chemnitius ſchließlich für die Herab— 
ſetzung der Pfändungsgebühren ein, die zur Zeit einen unverhält— 
nismäßig hohen Anteil gerade bei den kleinen Objekten aus— 
machen. Die Notwendigkeit einer Reform auf dieſem Gebiete 
wird von niemand ernſtlich beſtritten werden. Die Anwaltſchaft 
hat jedenfalls ſchon lange vor allen in Frage kommenden Ver⸗ 
öffentlichungen, auch vor denjenigen, die ſich nicht, wie die Schrift 
von Chemnitius, von Übertreibungen fernzuhalten vermochten, 
deutlich zu erkennen gegeben, daß ſie in den Gebühren für die 
Mitwirkung bei der Zwangsvollſtreckung eine Grundlage ihrer 
berechtigten wirtſchaftlichen Forderungen nicht erblicken kann. 

Amtsgerichtsrat Dr. Levin, Berlin-Schöneberg. 


Wolf, Das Telegrapheuwegegeſetz. Guttentagſche Sammlung 
deutſcher Reichsgeſetze Nr. 120. Berlin 1916. Preis 1,20 &. 
Das Buch ſtellt eine willkommene Ergänzung der Guttentaaſchen 
Sammlung dar. Die bisher erſchienenen Handausgaben zum Tele⸗ 
graphenwegegeſetz ſtammen faſt ſämtlich aus der Zeit kurz nach der 
Veröffentlichung des Geſetzes. Die zahlreichen Streitfragen, die ſich 
an einzelne Beſtimmungen, beſonders die 88 5 und 6, geknüpft 
haben, waren noch nicht aufgelaucht und konnten daher noch nicht 
einer Erörterung an Hand der Praxis und der Rechtſprechung unter⸗ 
zogen werden. 
In der ſonſt vollſtändigen Überſicht über das Schrifttum vermißt 
man die gediegene Arbeit von Schelcher „Das Telegraphenwegegeſetz“. 
Dem Abdrucke des Textes folgt der Geſetzentwurf, ſodann ein 
kurzer Überblick über die Rechtslage vor und nach dem 1. Januar 1900, 
dem Tage des Inkrafttretens des Geſetzes. Bei der Beſprechung des 
neuen Rechtszuſtandes vertritt der Verfaſſer die Anſicht, der Inhalt 
des Geſetzes ſei zivilrechtlicher Natur, er finde ſeine Grundlage im 
BGB. (88 1090 ff. beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten). Dieſe 
Auffaſſung iſt offenbar zurückzuführen auf den Bericht der Reichstags⸗ 
kommiſſion zu den 88 5 und 6 des Entwurfs. Danach wurde aller⸗ 
dings bei den Beratungen von einer beſchränkten perſönlichen Dienſt⸗ 
barkeit (BGB. § 1090) geſprochen. Für die rechtliche Beurteilung 
der Beſugniſſe, die das Geſetz der Telegraphenverwaltung einräumt, 
iſt jedoch eine gelegentliche Hußerung Einzelner bei der Beratung 
nicht maßgebend. Es iſt vielmehr daran feſt zuhalten, daß zwar eine 
Reihe von Anſprüchen, die ſich aus dem Geſetz ergeben, zum Teil 
nach einer Vorentſcheidung im Verwaltungsverfahren, endgültig vor 
den ordentlichen Gerichten geltend gemacht werden müſſen, daß es ſich 
hierbei aber nur um Anſprüche handelt, die erſt infolge der Ausübung 
des Rechts der Telegraphenverwaltung zur Benutzung der öffentlichen 
Wege entſtehen, dagegen nickt um das Recht zur Benutzung ſelbſt. 
Dies gegen jedermann wirkende und deshalb dinglichen Charakter 
tragende Benutzungsrecht oder wie das Geſetz ſagt, die Benutzungs⸗ 
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„Befugnis“, gehört ebenſo wie beiſpielsweiſe das Enteignungsrecht 
dem Gebiete des öffentlichen Rechts an, unbeſchadet des Umſtandes, 
daß ſich an die Ausübung des Rechts zivilrechtliche Folgen knüpfen. 
Nur von einer öffentlich⸗rechtlichen Eigentumsbeſchränkung mit zivil⸗ 
rechtlichen Folgen kann daher die Rede fein. (Vgl. Schelcher a. a. O. 
S. 62; Eger, EiſenbE. 32, 26.) 

An den Überblick über das Geſetz ſchließt ſich das Geſetz ſelbſt 
an. Ausführliche und durchweg klar gefaßte Anmerkungen zu den 
einzelnen Paragraphen erleichtern das Verſtändnis und die Durch⸗ 
dringung des in manchen Punkten ſpröden Stoffes weſentlich. Die 
Ergebniſſe der Rechtſprechung des OVG. und des NG. find ſorgfältig 
berückſichtigt und zur Auslegung herangezogen. Beſonders eingehend 
beſchäftigt ſich der Verfaſſer mit dem vielumſtrittenen $ 6 des Geſetzes, 
der die Frage behandelt, welche Rechtsbeziehungen zwiſchen der vor: 
handenen Telegraphen⸗ oder Fernſprechleitung und der ſpäter hinzu⸗ 
kommenden „beſonderen Anlage“ im Bereiche öffentlicher Wege 
beſtehen. Eine völlige Klärung der an den 8 6 ſich anſchließenden 
Streitfragen iſt heute noch nicht erfolgt. Insbeſondere gilt dies, 
wie Wolf hervorhebt, für die Frage der Kreuzung öffentlicher, von 
Telegraphenleitungen in Anſpruch genommener Wege durch beſondere 
Anlagen, vor allem durch Bahnanlagen. An der Stelle, wo Bahn 
und Telegraphenleitung im Zuge des öffentlichen Weges ſich kreuzen, 
ſind beide auf dem Wegegelände „vorhanden“. Man wird alſo nicht 
umhin können, in jedem einzelnen Falle zu prüfen, ob die ſpäter 
kommende Bahnanlage von dem Wegeunterhaltungs pflichtigen oder 
unter überwiegender Beteiligung eines oder mehrerer derſelben zur 
Ausführung gebracht wird, und danach die entſtehenden Koſten für 
Anderungen der Telegraphenleitung den Beſtimmungen des 8 6 
entſprechend der beſonderen Anlage oder der Telegraphen verwaltung 
auferlegen. Die Frage, was unter „überwiegender“ Beteiligung an 
den Koſten der Herſtellung einer beſonderen Anlage zu verſtehen iſt, 
wird man mit Wolf und dem RG. dahin beantworten müſſen, „daß 
auf Grund freier Würdigung zu entſcheiden iſt, ob den geſamten 
Leiſtungen und Auſwendungen des Wegeunterhaltungspflichtigen 
gegenüber den Leiſtungen des Unternehmers der beſonderen Anlage 
eine überwiegende Bedeutung zukommt“. Nach der Anmerkung 3 zu 
§ 15 des Geſetzes ſcheint der Verfaſſer nur diejenigen Eiſenbahnen 
als beſondere Anlagen im Sinne der SS 5 und 6 Tel WG. zu bes 
trachten, die den öffentlichen Weg in der Längsrichtung benutzen. 
Dieſe Anſicht dürfte inſofern irrig ſein, als das Tel WG. ſchon dann 
Anwendung zu finden hat, wenn die Bahn als beſondere Anlage 
auf dem öffentlichen Wege „vorhanden“ iſt. Das trifft außer bei 
der „Benutzung des Weges in der Längsrichtung“ auch dann zu, 
wenn nur eine Über⸗ oder Anſchneidung des Weges durch die Bahn 
in Frage kommt. Ein Abdruck der BRVO. vom 21. Dezember 1868 
über die Verpflichtungen der Eiſenbahnverwaltungen im Intereſſe 
der Bundes⸗Telegraphenverwaltung würde die Handausgabe ver⸗ 
vollſtändigen. 

Die Wiedergabe der Begründung der Geſetzesvorlage zu den 
85 5 und 6 des Entwurfs und des Berichts der Reichtagskommiſſion 
zu den 88 5 und 6 des Entwurfs im Anhange des Buches bringen 
die Unterlagen, ohne deren Heranziehung die Auslegung der ein⸗ 
ſchlägigen Beſtimmungen des Geſetzes kaum möglich wäre. 

Regierungsrat Meißner, Eſſen (Ruhr). 


Die kaiſerliche Verordnung über den Pfandraug von 
Zinſenrückſtänden (kaiſerliche Verordnung vom 15. Februar 
1916, RGBl. Nr. 43, über Begünſtigungen zur Berichtigung 
von Rückſtänden an Zinſen verbücherter Forderungen und an 
Steuern und öffentlichen Abgaben). Mit Erläuterungen 
verſehen von Dr. Ernſt Durig, Miniſterialrat im k. k. 
Juſtizminiſterium. Wien, 1916. Manzſche Hofbuchhandlung. 
95 Seiten. 

Nach dem geltenden öſterreichiſchen Recht (GBG. und EO.) 
genießen bei Hypotheken dreijährige Zinſenrückſtände die gleiche 
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Rangordnung wie die Forderung ſelbſt; Zinſen aber, die mehr 
als drei Jahre, vom Tage des Zuſchlags zurückgerechnet, rück— 
ſtändig ſind, kommen erſt im Range nach allen verbücherten Forde— 
rungen aus dem Meiſtbot zum Zuge, gehen alſo meiſt leer aus. 
Der Gläubiger kann alſo zwar durch einige Zeit ohne Gefahr 
die Zinſen ausſtehen laſſen, muß aber, bevor ein dreijähriger 
Zinſenrückſtand angewachſen iſt, die Zwangsverſteigerung des 
Hypothekargutes erwirken, wenn er nicht auf anderem Wege die 
Zahlung der Rückſtände erreichen kann und von den Zinſen nichts 
verlieren will. Andererſeits muß zwar jeder nicht in erſter Rang— 
ordnung ſtehende Hypothekargläubiger bei Berechnung der ſeiner 
Forderung im Range vorgehenden Forderungen auch deren Zinſen 
in Rechnung ſtellen, das Höchſtmaß aber, das er davon zu berück— 
ſichtigen hat, iſt ein dreijähriger Rückſtand. 

Nach beiden Richtungen haben die durch den Krieg hervor— 
gerufenen wirtſchaftlichen Zuſtände Abänderungen notwendig ge— 
macht, die durch die kaiſerliche Verordnung vom 15. Februar 1916 
ins Leben gerufen wurden. Die Neuerungen dieſer Verordnung 
gehen in erſter Linie dahin, daß unter gewiſſen Vorausſetzungen 
der Zeitraum, für den Zinſenrückſtände die Rangordnung des 
Kapitals genießen, von drei auf fünf Jahre erweitert wird und 
daß Zinſenrückſtände in gewiſſem Umfang in eine Kapitalforde— 
rung („Zinſenkapital“) umgewandelt werden können, für das 
ein neues Pfandrecht in der Rangordnung der Hauptforderung 
eingetragen wird; nur auf dieſe Beſtimmungen der Verordnung 
ſoll hier eingegangen werden. Der Gläubiger kann alſo mit der 
Eintreibung der Zinſenrückſtände ohne Gefahr zwei Jahre länger 
zuwarten; dem Schuldner ſichert ferner die Umwandlung in ein 
Zinſenkapital die Zuläſſigkeit allmählicher Abſtattung der auſ— 
gelaufenen Zinſen. Benachteiligt ſind hierbei die in ſchlechterer 
Rangordnung ſtehenden Hypothekare, da ihre Ausſichten, aus dem 
Meiſtbot Befriedigung zu finden, entſprechend vermindert werden. 
Aber wenn durch Sicherſtellung der vorangehenden Gläubiger die 
Zwangsverſteigerung zur ungünſtigen Zeit verhindert wird, ſo 
liegt dies auch im Intereſſe der Nachhypothekare, deren Aus— 
ſichten auf Befriedigung um ſo weniger günſtig ſind, je geringer die 
Wahrſcheinlichkeit iſt, bei der Zwangsverſteigerung einen dem 
vollen wirtſchaftlichen Wert des Hypothekargutes entſprechenden 
Erlös zu erzielen. Zudem ſtellen dieſe Ausnahmsbeſtimmungen 
nur zeitweilige Maßnahmen dar, da ihre zeitliche Geltuna 
weſentlich beſchränkt iſt, und ſie gelten nicht ſchlechthin, fondern nur 
unter gewiſſen Vorausſetzungen, die ihre Anwendung gerechtfertigt 
erſcheinen laſſen. 

Aus der Not der Kriegsverhältniſſe geſchaffen, ſollen nämlich 
dieſe Beſtimmungen ihre Anwendbarkeit verlieren, ſobald voraus: 
ſichtlich der Schuldner die Schwierigkeiten, welche die Gegenwart 
geſchaffen hat, überwunden haben dürfte.. Denn die kaiſerliche 
Verordnung will nicht das Anhäuſen der Zinſenrückſtände fördern, 
ſondern lediglich, wie ihr Titel beſagt, „Begünſtigungen zur Be— 
richtigung von Rückſtänden an Zinſen verbücherter Forde— 
rungen“ (und an Steuern und öffentlichen Abgaben) dem 
Schuldner gewähren. Deshalb gilt die Erweiterung des Pfand— 
ranges auf fünf Jahre nur für den Fall, daß der Zuſchlag der 
zwangsweiſe verfteigerten Liegenſchaft vor dem 1. Juli 1918 
erfolgt, und auch die Umwandlung in ein Zinſenkapital kann nur 
bis 30. Juni 1918 bewilligt werden. „Die Wahl des 30. Juni 
1918 als Endtermin des Ausnahmsrechtes“, führt Verfaſſer der 
vorliegenden Schrift aus, „ſtellt ſich als der Niederſchlag zweier in 
entgegengeſetzter Richtung verlaufender Erwägungen dar. Auſ der 
einen Seite mußte darauf geſehen werden, daß der Charakter einer 
auf die Zeit des unbedingten Bedarfs beſchränkten Kriegsmaß— 
nahme gewahrt und die Rückkehr zur gewohnten Rechtsordnung 
möglichſt bald gefunden wird. Andererſeits durfte der Endtermin 
auch nicht zu kurz geſteckt werden, weil ſonſt im Hinblick auf die 
Dauer des Zwangsverſteigerungsverfahrens ſchon in naher Zeit 
mit der Klage: und Exekutionsführung begonnen werden müßte; 
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damit wäre aber der weſentliche Zweck der kaiſerlichen Verordnung 
vereitelt.“ 

Dem wirtſchaftlichen Zweck der Vorſchriften entſpricht es 
ferner, daß die Umwandlung in ein Zinſenkapital nicht für mehr 
als einen 4 jährigen Rückſtand an Zinſen und Nebengebühren 
bewilligt werden kann, und daß die Rückzahlung dieſes Kapitals, 
das nicht mit mehr als 6 Prozent verzinslich ſein darf, in 
Annuitäten oder Halbjahrs- oder Jahresraten im Kriegsgebiet in 
ſpäteſtens 16, im Hinterland in ſpäteſtens 10 Jahren feſtzu— 
ſetzen iſt. 

Die Begünſtigungen der kaiſerlichen Verordnung gelten ferner 
keineswegs für jeden Schuldner. Sie gelten nur für Forderungen 
gegen Militärperſonen, da gegen dieſe die gerichtliche Geltend— 
machung von Forderungen ſowie Exekutionshandlungen zur 
Hereinbringung von Geldforderungen derzeit unzuläſſig ſind, ſerner 
für die durch Miniſterialverordnung beſtimmten, durch die 
Kriegsereigniſſe beſonders betroffenen Gebiete. Die Umwandlung 
in ein Zinſenkapital iſt überdies zuläſſig bei Forderungen gegen 
„Fremdenverkehrsintereſſenten“, d. i. „Perſonen oder Unter— 
nehmungen, die beſcheinigen, daß ſie vorwiegend auf den Erwerb 
oder auf Einkünfte aus dem Fremdenverkehr angewieſen ſind“, 
vorausgeſetzt, daß — und dieſe Vorausſetzung gilt auch ſonſt, 
wenn Gläubiger oder Schuldner dieſe Umwandlung begehren — 
der Schuldner infolge der kriegeriſchen Ereigniſſe außerſtande iſt, 
die Zinfen rechtzeitig zu berichtigen. Endlich kann der Gläubiger, 
der „durch Rechtsvorſchrift, richterlichen Ausſpruch oder ſonſt in— 
folge des Krieges an der Geltendmachung oder Hereinbringung 
einer bücherlich ſichergeſtellten Forderung gehindert war“, die 
Umwandlung der rückſtändigen Zinſen und ſonſtigen wieder— 
lehrenden Nebengebühren in ein Zinſenkapital begehren. 

Die Beſtinnmungen der kaiſerlichen Verordnung, die vorſtehend 
nur in ihrem wichtigſten Teile wiedergegeben wurden, werden in 
dem vorliegenden Büchlein ausführlich und klar in ſyſtematiſcher 
Darſtellung behandelt. Vielfach leſen ſich die Erläuterungen wie 
ein amtlicher Motivenbericht, und da Verfaſſer als Miniſterialrat 
im Juſtizminiſterium offenbar an der Ausarbeitung der Ver— 
ordnung beſonders beteiligt war, kommt ihnen wohl erhöhte Be— 
deutung zu. Es iſt ſicher, daß das Büchlein die Handhabung der 
Verordnung weſentlich erleichtern und dadurch die mit ihr an— 
geſtrebten wichtigen volkswirtſchaftlichen Zwecke zu erreichen 
helfen wird. 

Seltionsrat Prof. Dr. Emanuel Adler, Wien. 


Dr. Arpad Pleſch, Rechtsanwalt in Budapeſt: Die Aktien ⸗ 
geſellſchaft nach ungariſchem Recht. Carl Heymanns 
Verlag, 1916. 32 Seiten. Preis 1,20 M. 

Durch eine auch für den Laien verſtändliche kurze Überſicht des 
ungariſchen Aktienrechts will der Verfaſſer dem der Landesſprache 
Unkundigen Gelegenheit geben, ſich über das Weſentliche zu unter⸗ 
richten und damit eine Vorbedingung für die Verſorgung der ungari⸗ 
ſchen Induſtrie mit deutſchem Kapital ſchaffen. 

Die Grundlage des ungariſchen Aktienrechts von 1875 iſt das 
deutſche nach dem Stande der Novelle von 1870. Einzelne Vor⸗ 
ſchriften, wie diejenigen über den verhältnismäßigen Anteil des 
Aktionärs am Geſellſchaftsvermögen ſowie über den verteilungs⸗ 
fähigen Gewinn, find wörtlich aus dem ADHGB. übernommen. In 
Einzelheiten weiſt das ungariſche Aktienrecht gegenüber dem deutſchen 
(in der Faſſung der 1870 er Novelle) Vorzüge auf, fo in der aus⸗ 
ſchließlichen Zuſtändigkeit der Generalverſammlung für wichtige 
Geſellſchaftsangelegenheiten, z. B. von Statutenänderung und Auf: 
löſung, die in Deutſchland bis zur Novelle von 1884 durch die 
Satzung auch dem Aufſichtsrat zugewieſen werden konnten. Einen 
Vorzug bedeutet ferner die Vorſchrift, auf Grund deren die Draanis 
ſationskoſten aktiviert werden können und innerhalb von 5 Jahren 
abgeſchrieben werden müffen, während der § 261 Zeff. 4 unſeres 
HGB. (der auf die Novelle von 1870 zurückgeht) in dem Beſtreben 
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nach einer mißverſtandenen Solidität die Aktivierung ſchlechtweg ver⸗ 
bietet und dadurch nur zu verſchleierten und viel unſolideren, weil 
weit länger als 5 Jahre andauernden Aktivierungen verleitet. — 
Einen demjenigen der deutſchen Rechtſprechung gleichen Standpunkt 
nimmt die ungariſche für das Anfechtungsrecht des Aktionärs in⸗ 
ſoweit ein, als dem Aktionär nicht der Nachweis eines ihm aus dem 
angefochtenen Generalverſammlungsbeſchluſſe erwachſenen Schadens 
auferlegt, d. h. als der anfechtende Aktionär als Vertreter der 
Geſamtheit, als Organ anerkannt wird. 

Wenn der Verfaſſer den von ihm gewollten Zweck erreichen 
will, ſo dürfte nicht minder für den deutſchen Juriſten als Kapitaliſten 
wiſſenswert fein, an welchen wichtigen Stellen das Geſetz unzureichend 
iſt, und wie ſich die Rechtſprechung dazu verhält. Eine Lücke laſſen 
unzweifelhaft die Vorſchriften des ungariſchen Rechts in der Ordnung 
des heikelſten Punktes im Aktienweſen, der qualifizierten Gründung, 
erkennen. Gewiß haben mit den in dieſem Punkte ausführlichen 
Vorſchriften unſeres HGB. die Verfaſſer der Novelle von 1884 nicht 
entfernt den Erfolg, den ſie ſich verſprachen, erreicht, und die Kautelen 
gegen die qualifizierte Gründung (Sacheinbringen und Gründer⸗ 
vorteile) find auch im deutſchen Recht durchaus reſormbedürftig; 
aber das ungariſche Recht iſt es noch weit mehr. In Ungarn haften 
gemäß engliſch⸗franzöſiſchem Vorbild die Aufſteller (Verbreiter) des 
Proſpektes der zu gründenden Aktiengeſellſchaft, fie haften nur den 
Zeichnern für die Abführung der erhobenen Einzahlungen an die 
Geſellſchaft und für die Richtigkeit des Proſpekts in betreff der 
qualifizierten Gründung, und ſie haften ſchließlich nur bis zur kon⸗ 
ſtituierenden Generalverſammlung, wo ihre Liberierung erfolgt. Das 
Schlimmſte iſt jedenfalls, daß dieſe Verſammlung zur Prüfung der 
Gründungshergänge berufen iſt, obwohl ſte dazu völlig unfähig iſt. 

Wünſchenswert wäre es ferner, etwas darüber zu erfahren, 
welchen Standpunkt die Rechtſprechung gegenüber der im Geſetze nicht 
behandelten Simultangründung einnimmt, ſowie ob und welche 
Unzuträglichkeiten ſich aus der nach ungariſchem Recht (ebenſo wie 
nach deutſchem bis 1884) ſtatthaften freien Regelung des Stimm⸗ 
rechts ergeben haben. 


Würde die Form der Aktiengeſellſchaft, entſprechend den Wünſchen 
des Verfaſſers, in den induſtriellen Unternehmungen Ungarns Ver— 
breitung finden, ſo würde, wie es in Deutſchland geſchehen iſt, aller 
Wahrſcheinlichkeit nach ebenfalls in Ungarn Rechtſprechung und Geſetz⸗ 
gebung zu dem in wirtſchaftlicher wie rechtlicher Beziehung ſchwierigen 
Problem der Sanierung von Aktiengeſellſchaften Stellung zu nehmen 
haben. Dann könnte das auf dieſem Gebiete ausgebaute deutſche 
Aktienrecht ein ſchätzenswertes Vorbild abgeben, zumal wenn inzwiſchen 
die der Entwicklung des deutſchen Aktienrechts hinderliche Entſcheidung 
des RG. im 52. Bande (Verbot der ungleichmäßigen Zuſammen⸗ 
legung) durch die Abänderung, ſei es der Rechtſprechung, ſei es der 
Geſetzgebung, beſeitigt wäre. 

Rechtsanwalt Dr. R. Fiſcher, Leipzig. 


Kleinere Aufſätze. 


Rechtsanwälte als Richter. Im Gebiet des General⸗ 
gouvernements Warſchau ſind deutſche Rechtsanwälte in erheblichem 
Maße zu richterlicher Tätigkeit herangezogen worden. Gegenwärtig ſind 
von den 57 Bezirksrichterſtellen des Generalgouvernements 26 in Händen 
von Rechtsanwälten. (Die Bezirksgerichte entſprechen etwa unſeren 
Landgerichten. Sie bilden die Rechtsmittel⸗ und Dienſtaufſichts inſtanz 
über den Gemeindegerichten [Friedensgerichtenf. Sie find meiſt mit 
einem, nur an größeren Orten mit mehreren Richtern beſetzt und er⸗ 
kennen in Zivil⸗ wie in Strafſachen unter Zuziehung zweier Laien: 
beifiger.) — Von den Friedensrichterſtellen find nur 17 mit deutſchen 
Juriſten beſetzt; 7 davon find deutſche Rechts anwälte. 

Übrigens find auch in anderen Zweigen der Juſtizverwaltung 
Rechtsanwälte tätig. Das — dem gleichnamigen Inſtitut des preu⸗ 
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ßiſchen Rechts nachgebildete — Juſtizkommiſſariat wird faſt aus: 
ſchließlich von Rechtsanwälten verwaltet (12 von 13 Stellen). Endlich 
befinden ſich unter den 50 Staatsanwälten des Generalgouvernements 
— die ſtets gleichzeitig auch Strafpolizeidezernenten find —, 8 deutſche 
Rechtsanwälte. Rechtsanwalt Dr. Kann, Berlin, 

z. St. Bezirksrichter in Lukow (Polen.) 


Rechtsauskunft im Felde. „Je länger der Krieg dauert, 
deſto größer wird die Notwendigkeit, den in Feindesland ſtehenden 
Heeres angehörigen die Möglichkeit zu geben, ſich wegen ihrer Familien. 
und Geſchäfts⸗ oder Berufsangelegenheiten an eine Perſon wenden zu 
können, die infolge ihrer Vorbildung in der Lage iſt, juriſtiſchen Rat 
zu erteilen und einen etwa erforderlichen Schriftwechſel zu führen. 
Es kann die ganze wirtſchaftliche Exiſtenz eines Kameraden und ſeiner 
Familie in und nach dem Kriege bedroht ſein, wenn nicht der richtige 
Weg zum Schutze gefährdeter heimatlicher Intereſſen rechtzeitig be⸗ 
ſchritten wird.“ 

Mit dieſen treffenden Worten begründet der Oberbefehlshaber des 
Oſtheeres die Notwendigkeit der Einrichtung von Rechtsauskunfteſtellen 
bei den Truppen im Felde, indem er gleichzeitig darauf hinweiſt, daß 
bei den Truppen ſich überall Juriſten in genügender Anzahl befinden, 
die zweifellos gern bereit ſind, ihre Kenntniſſe und Fähigkeiten in den 
Dienſt einer guten Sache zu ſtellen. 


So ſind denn im Oſten, ähnlich wie ſchon früher im Weſten, in 
großer Zahl Rechts auskunftsſtellen geſchaffen worden. Die Feldjuſtiz⸗ 
beamten (Kriegsgerichtsräte, Oberkriegsgerichtsräte) allein damit zu 
betrauen, hat ſich nicht als empfehlenswert erwieſen. Denn abgeſehen 
davon, daß ſie unter Umſtänden durch ihre gewöhnlichen Berufs⸗ 
geſchäfte hinreichend in Anſpruch genommen ſind, bietet die bisweilen 
ziemlich große räumliche Entfernung von einzelnen Truppenteilen ein 
beträchtliches Hindernis. Es iſt nicht leicht mit dem Dienſt verträg⸗ 
lich, daß die Auskunſtſuchenden ſtundenlang marſchieren, um zu dem 
Berater zu kommen. Ein tagelanger Aufſchub ſchadet aber oft der 
Erledigung dringender Geſchäfte. Es ſind deshalb tunlichſt bei den 
einzelnen Formationen Auskunftsſtellen errichtet worden, und zwar bei 
der Infanterie möglichſt eine für jedes Bataillon, bei der Feldartillerie 
möglichſt eine für jede Abteilung. Als Leiter der Stellen ſind in 
erſter Linie Rechtsanwälte beſtellt, gleich, ob ſie Offiziere ſind oder 
dem Mannſchaftsſtande angehören. Natürlich finden ſich nicht bei 
jeder Truppe Rechtsanwälte, und es werden dann Richter, Staats⸗ 
anwälte, Aſſeſſoren, ſchließlich auch Referendare und ſonſtige Perſonen, 
die das erſte juriſtiſche Examen beſtanden haben, herangezogen. 

Begreiflicherweiſe haftet dieſen Auskunftsſtellen etwas Primitives, 
Behelfsmäßiges an. Schon der Umſtand, daß nicht alle dieſe Per⸗ 
ſonen, die zur Auskunftserteilung berufen werden, die nötige praktiſche 
Erfahrung beſitzen, erregt Bedenken. Des ferneren haben aber auch 
erfahrene Ziviljuriſten, namentlich auch Anwälte, unter dem Umſtande 
zu leiden, daß ſie zum Teil faſt zwei Jahre aus dem Milieu des Zivil⸗ 
rechts herausgekommen und — möchte man ſagen — aus der Übung 
gekommen ſind. Erſchwerender noch iſt für Auskunftserteiler aller Art 
der Umſtand, daß während — und im Weſentlichen aus Anlaß — 
des Krieges viele Geſetze und Verordnungen privatrechtlichen Inhalts 
erlaſſen, zum Teil auch ſchon wieder aufgehoben oder abgeändert find, 
deren Kenntnis manchem ſonſt recht fleißigen und intereſſierten. Juriſten 
fehlt, da er im Felde nicht Gelegenheit, Zeit und ſchließlich auch nicht 
Luft gehabt hat, ſich in das Studium dieſer Beſtimmungen zu ver 
tiefen. Noch viel weniger aber iſt es den meiſten im Felde ſtehenden 
Juriſten möglich geweſen, die ganze um die Kriegsgeſetze und verord⸗ 
nungen üppig ſich rankende Literatur und Rechtſprechung kennen zu 
lernen. Da iſt es denn natürlich nicht ganz einfach, mit einem Male 
in dieſe Dinge hineinzukommen, ſelbſt wenn einem, wie es geſchieht, 
von der Militärverwaltung die Texte der Kriegsgeſetze und verord⸗ 
nungen zur Verfügung geſtellt werden. Jeder Auskunſtsſtelle eine 
umfangreiche juriſtiſche Bibliothek einzurichten, iſt ſelbſtverſtändlich 
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ausgeſchloſſen. Höchſtens die Feldjuſtizbeamten der einzelnen Truppen⸗ 
verbände können — in beſcheidenem Umfange — ſo etwas wie eine 
Bibliothek mit ſich ſübren und ſie gelegentlich den zu dem Truppen⸗ 
verband gehörenden Rechtsberatern zur Einſicht überlaſſen. 

Es iſt alſo klar, daß eine erſchöpfende und abſolut zuverläſſige 
Auskunftserteilung in allen möglichen ſchwierigen Fällen im Felde 
nicht möglich iſt. Ein ſo hohes Ziel hat man ſich aber auch kaum 
geſteckt. 

Es iſt nicht zu überſehen, daß alle Heeredangebörtgen, die den 
gebildeten Ständen angehören und nicht unbemittelt find, ihre Nechts⸗ 
berater in der Heimat haben, mit denen ſie, wie im Frieden, ſchnell 
und ſicher korreſpondieren können. Gewiß wird es auch ihnen mit⸗ 
unter angenehm ſein, mündlich mit einem Juriſten eine Angelegenheit 
zu beſprechen; es wird ſich dann aber weniger um eine verbindliche 
Auskunftserteilung, als vielmehr darum handeln, eine gewiſſe Klarheit 
über die maßgebenden Geſichtspunkte und Gewißheit darüber zu er⸗ 
halten, ob es der Inanſpruchnahme eines Anwalts in der Heimat 
bedarf oder ob es eine Angelegenheit iſt, die ſich einfach er⸗ 
ledigen läßt. 

Von viel größerer Wichtigkeit iſt die Auskunftserteilung für die 
Kriegsteilnehmer, die nicht die Mittel beſitzen, ſich der Hilfe eines 
heimatlichen Anwalts zu bedienen; am wichtigſten aber für die große 
Zahl derer, die überdies — wenn auch des Leſens und Schreibens 
kundig — nicht die Fähigkeit und Gewandtheit beſitzen, einen mehr 
oder minder verwickelten Sachverhalt klar und vollſtändig ſchriftlich 
wiederzugeben. Dieſen Heeres angehörigen kann jeder, auch derjenige, 
der nicht von Berufs wegen Rechtsberater iſt, wertvolle Hilfe dadurch 
leiſten, daß er für fie Geſuche, Eingaben und Schrittſätze aller Art 
aufſetzt und an die richtige Stelle lenkt. Dieſen Rechtsſuchenden kann 
der Berater bei ſchwierigen rechtlichen Fragen ſchließlich auch dadurch 
helfen, daß er den Sachverhalt möglichſt klar und genau aufzeichnet 
und die Angelegenheit dann, je nach den Vermögensverhältniſſen des 
Ratſuchenden, einem Anwalt in der Heimat oder auch einer gemein⸗ 
nützigen Auskunftsſtelle im Inland überſendet, damit von dort aus 
zuverläſſige Auskunft erteilt wird. Jeder Anwalt, der einen feder: 
ungewandten Soldaten in einem Rechtsſtreit vertritt, wird es ſtets 
mit Freuden begrüßen, wenn ſein Mandant, anſtatt ſelbſt zu ſchreiben, 
ſich an die Auskunftsſtelle ſeines Truppenteils wendet und durch deren 
Leiter das Informationsſchreiben aufſetzen läßt. 

Es bietet ſich alſo den feldgrauen Juriſten ein reiches Tätigkeits⸗ 
feld; und die dort geleiſtete Arbeit gewährt ſchließlich außer dem 
idealen Gefühl, nach beſten Kräften eine kameradſchaftliche Pflicht ers 
füllt zu haben, den weiteren Vorteil, im Felde auch einmal wieder ſo 
etwas wie ſeine Berufstätigkeit auszuüben und davor bewahrt zu 
bleiben, allmählich den inneren Zuſammenhang mit dieſer zu verlieren. 

Die Befehlshaber, welche die Einrichtung von Auskunftsſtellen 
fördern, bezwecken damit aber nur den Schutz der anſtändigen Heeres⸗ 
angehörigen, haben ſich nicht etwa das Ziel geſteckt, jeden Heeres: 
angehörigen um jeden Preis gegenüber anderen Perſonen in Schutz 
zu nehmen. So finden wir auch von dem Oberbefehlshaber des Oſt— 
heeres folgende Mahnung an die Rechtsberater ausgeſprochen: „Die 
Berater erinnere ich daran, daß nicht immer der Kriegsteilnehmer 
der wirtſchaftlich ſchwächere Teil zu ſein braucht, und daß die für 
Kriegsteilnehmer erlaſſenen Schutzverordnungen von gewiſſenloſen 
Leuten bisweilen ſchon dazu ausgenützt worden find, um ſich recht⸗ 
lichen Verpflichtungen zu entziehen, zu deren Erfüllung ſie ſehr wohl⸗ 
gelegentlich ſogar leichter als in Friedenszeiten, imſtande waren. Wo 
ein derartiger Verdacht auftaucht, iſt jegliche Mithilfe ſelbſtoerſtändlich 
zu verweigern, der NRatfuchende vielmehr in angemeſſener Form auf 
das hinzuweiſen, was Ehre und Anſtand von ihm fordern. In dieſem 
Sinne muß ſich der Berater der Unparteilichkeit befleißigen“ 

Rechtsanwalt Hans Frieſe, 
z. Zt. Feld⸗Kriegsgerichtsrat bei einer Landwehr⸗Diviſion. 
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Bedarf es bei Pollziehung eines Arreſtes oder einer 

einſtweiligen Verfügung gegen eine aktive Militär- 

perſon mit Rückſicht auf 8 929 Abſ. 3 350. der An- 
feige aus 8 752 390.7 


1. Während nach 8 750 ZPO. die Zwangsvollſtreckung aus 
einem Urteile nur beginnen darf, wenn dieſes vorher dem Schuldner 
zugeſtellt iſt, kann nach 8 929 Abſ. 3 ZPO. der Arreitbefchl auch 
vor ſeiner Zuſtellung vollzogen werden. Nur iſt die Vollziehung 
ohne Wirkung, wenn die Zuſtellung nicht innerhalb einer Woche 
nach der Vollziehung und vor Ablauf der in $ 929 Abſ. 2 vor⸗ 
geſchriebenen Friſt von einem Monat erfolgt. 


Durch die Rechtſprechung (vgl. die Entſcheidungen der Ober— 
landesgerichte Dresden und Frankfurt a. M., Seuff A. 44 Nr. 152 
und 45 Nr. 68, auf deren Begründung unten näher eingegangen 
wird) iſt dieſe von dem Grundſatz des $ 750 gemachte Ausnahme 
auf den Fall des 8 751 Abſ. 2 ausgedehnt worden. Auch der 
Nachweis der erfolgten Sicherheitsleiſtung, von der die Noll: 
ziehung des Arreſtbefehls abhängig gemacht iſt, braucht nur inner— 
halb einer Woche nach der Vollziehung und binnen der Monats— 
friſt des 8 929 Abſ. 2 erbracht zu werden. — Es fragt ſich, ob 
dieſe Ausnahme von 8 929 Abſ. 3 cuch auf 8 752 zu erſtrecken iſt. 


Die Frage iſt berechtigt, weil die Vorſchriften der 88 750 
bis 752, wie ſie räumlich zuſammenſtehen, ſo auch inhaltlich eine 
gewiſſe Zuſammengehörigkeit beſitzen; fie ſchreiben Handlungen 
vor, von deren urkundlich nachzuweiſender Vornahme die Statt— 
haftigkeit des Beginns der Vollſtreckung abhängig gemacht wird. 
Die gemeinſame Erwägung dieſer drei Geſetzesbeſtimmungen als 
zueinander gehörender Beſtimmungen iſt daher in der Literatur 
eine gewöhnliche Erſcheinung. 

2. Ausdrücklich wird die Frage, ſoweit ſich feſtſtellen ließ, nur 
von Güthe in A. 118 zu $ 19 GO. (2. Aufl. S. 438) berührt. 
Er erklärt ohne Begründung, 8 752 ſei auch für die Arreſtvoll— 
ziehung maßgebend. Seuffert (11. Aufl. 8 929 3d) und Gaupp— 
Stein (10. Aufl. $ 929 III 1) erwähnen nur die Ausdehnung des 
8 929 Abſ. 3 auf 8 751 Abſ. 2, halten alſo eine weitere Ausdehnung 
auf 8 752 anſcheinend nicht für gerechtfertigt. 

3. Die Anwendung des $ 929 Abſ. 3 auf 8 752 müßte eigent- 
lich die Folge haben, daß die Anzeige aus 8 752 ſpäteſtens inner— 
halb einer Woche nach Vollziehung des Arreſtes der Militärbehörde 
zuzugehen hätte. Dann aber wäre ſie inhaltlich durch die Er— 
eigniſſe überholt. Sie würde dahin lauten, die Vollziehung 
ſtände bevor, während ſie tatſächlich ſchon erfolgt iſt. Einen 
in ſich ſinnwidrigen prozeſſualen Vorgang verlangt aber das Geſetz 
ſicherlich nicht. Andererſeits kann daraus auch nicht der Schluß 
gezogen werden, die Anzeige müſſe dahin gehen, die Vollziehung 
habe ſtattgefunden. Das wäre geradezu eine Umkehrung 
der Vorſchrift des 8 752 in das Gegenteil ihres Wortlautes; 
hierzu liegt aber weder Zwang noch Berechtigung vor. Höchſtens 
könnte es ſich fragen, ob es ſchon ein ausreichender Grund gegen 
die Anwendbarkeit des 8 929 Abſ. 3 auf 8 752 überhaupt iſt, daß 
ſie, während das Erfordernis der Zuſtellung des Arreſtbefehls nur 
zeitlich verſchoben wird, den Gläubiger von der Notwendigkeit der 
Anzeige überhaupt befreien würde. 

Darum geht unfere Frage jetzt näher dahin, ob die der Voll— 
ziehung des Arreſtes vorher gehende Anzeige aus 8 752 zwar 
zuläſſig, aber nach 8 929 Abſ. 3 nicht erforderlich iſt und, wenn 
nicht erfolgt, unbeſchadet der Wirkſamkeit des Arreſtvollzuges, weil 
inhaltlich unmöglich geworden, nicht mehr nachgeholt zu werden 
braucht. 

Die Frage fällt alſo mit der neuerdings viel erörterten 
Meinungsverſchiedenheit, ob 8 752 nur eine Ordnungs- oder eine 
Mußvorſchrift enthält, nicht zuſammen. 

Was hier für den Arreſt erörtert wird, ſoll auch zugleich für 
die einſtweilige Verfügung geſagt fein, für die nach $ 936 3PO. 
das gleiche wie für den Arreſt gilt. 

184 
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4. Zwecks Beantwortung der aufgeworfenen Frage erſcheint 
es zunächſt erforderlich, ſich die Bedeutung des § 929 Abſ. 3 als 
einer Ausnahmebeſtimmung von § 750 und die Gründe ihrer 
Ausdehnung auf § 751 Abſ. 2 klarzumachen. 

§ 929 Abſ. 3 beruht auf einem beſonderen Reichsgeſetz vom 
30. April 1886. Damals entſprachen die SS 671 bis 673 den 
jetzigen 88 750 bis 752 und 8 809 dem jetzigen $ 929 Abſ. 1 und 2. 
Nach $ 809 Abſ. 2 war die Vollziehung des Arreſtbefehls unſtatt— 
haft, wenn ſeit ſeiner Verkündung oder ſeiner Zuſtellung an den 
Antragſteller zwei Wochen verſtrichen waren. Hierdurch waren 
beſonders in Hamburg Übelſtände zutage getreten; die Arreſtvoll— 
ziehung gegen unbekannte und namentlich gegen im Auslande 
befindliche Schuldner war nämlich in zahlreichen Fällen unmög— 
lich, da die Friſt von zwei Wochen hierfür zu kurz war und vor 
dem Vollzuge auch noch die Zuſtellung an den Antragsgegner er— 
folgt fein ſollte. Zur Beſeitigung dieſes Mißſtandes kam es zu 
der Novelle, die ſich aber nicht auf den Fall beſchränkte, daß der 
Arreſtgegner unbekannt oder im Auslande war, ſondern ſich über— 
haupt auf alle Schuldner, auch die inländiſchen und bekannten, er— 
ſtreckte. Hierzu führte die Begründung des Entwurfs (ſ. Z 3. 9, 
544 ff.) außer der Notwendigkeit der bloßen Ermöglichung 
des Arreſtvollzuges noch einen neuen Geſichtspunkt an, nämlich 
den der Arreſtſicherung: Die Arreſtanordnung habe regel— 
mäßig die Beſorguis zur Vorausſetzung, die Zwangsvollſtreckung 
werde vom Schuldner vereitelt oder erſchwert werden, und ſie ver— 
fehle unter Umſtänden geradezu ihren Zweck, wenn der Vollziehung 
eine Bekanntmachung an den Schuldner vorangehe. Das Geſetz 
ſelbſt, das in anderer Faſſung als der Entwurf zuſtande kam 
(ſ. auch Seuffert, A. 3 zu $ 929), ging dann noch weiter und 
ſtellle den in der Begründung des Entwurfs nur angeführten Ge— 
danken der Arreſtſicherung mit Abſicht in den Vordergrund. 
Das ergibt zunächſt der Bericht des Mitgliedes der Reichstegs— 
kommiſſion Peterſen in der Z3P. 10, 153 ff. Die Schriftſteller, die 
ſich demnächſt in der genannten Zeitſchrift und in Gruchots Beitr. 
zu der Novelle äußerten, beſtätigen, daß neben der Arreſtermög— 
lichung die Arreſtſicherung, für die das bis dahin geltende Geſetz 
nicht geſorgt hatte, die Hauptbedeutung des neuen Geſetzes aus— 
machte. Vgl. insbeſondere Brettner bei Gruchot 30, 526 ff. 

Die Folgerung, die ſie überall daraus ziehen, geht dahin, 
daß die Novelle für den Arreſt einen neuen 
Grundſatz dem für das Urteil geltenden 8 671 
gegenüberſtellt. Vgl. Peterſen S. 162/3: „Durch den erſten 
Grundgedanken (Zulaſſung der Arreſtvollziehung vor der Zu: 
ſtellung an den Schuldner) iſt der 8 671 für die Arreſtvollziehung 
völlig beſeitigt .. . .. Damit iſt die ZPO. zu dem für ein geſundes 
Arreſtverfahren allein richtigen Prinzip zurückgekehrt.“ 

Brettner a. a. O. S. 529: „Der Grundſatz, daß die Voll— 
ziehung des Arreſtbefehls erſt nach Zuſtellung an den Arreſt— 
ſchuldner ftatthaft, iſt aufgehoben.“ 

Marcus bei Gruchot 31, 37: „Mit dem Grundſatz der vor— 
herigen Zuſtellung iſt gebrochen.“ 

Als bezeichnend für den Nachdruck, der in der Kommiſſion 
auf die Sicherung des Gläubigerintereſſes gelegt wurde, muß es 
auch angeſehen werden, daß ſie durch die Novelle eine Sicherung 
nicht nur der Arreſt-, ſondern zugleich der Urteilsvollſtreckung er— 
ſtreben wollte; dies teilt Peterſen a. a. O. in dem, von einer kleinen 
Stelle abgeſehen, einzig ſperrgedruckten Satze ſeines eingehenden 
Berichts mit: 

„Ausdrücklich wurde dabei betont, daß die Erleichterung 
der Arreſtvollziehung auch der Sicherung einer Urteils— 
vollſtreckung zugute komme.“ 

5. Weder die Begründung des Entwurfs zur Novelle, noch 
Peterſen in ſeinem Kommiſſionsbericht, noch auch die übrigen 
demnächſt ſich äußernden Schriftſteller bemerken etwas darüber, 
ob die neue Beſtimmung nicht nur für den § 671, ſondern auch 
für die 8$ 672 und 673 gelten ſolle. Dennoch haben die beiden 
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eingangs erwähnten Entſcheidungen der Oberlandesgerichle 
Dresden und Frankfurt a. M. keinen Anſtand genommen, die 
Novelle, obgleich ſie lediglich von der Zuſtellung des Urteils 
ſpricht, auch auf die nach 8 672 Abi. 2 (751 Abſ. 2) erforderliche 
Zuſtellung des Nachweiſes der Sicherheitsleiſtung auszudehnen. 
Sie betonen zwar nicht die der neuen Beſtimmung zugrunde 
liegende Abſicht der Arreſtſicherung, ſondern weiſen im weſent⸗ 
lichen nur darauf hin, daß 8 672 Abſ. 2 eine Ergänzung des 
§ 671 bilde und daß die Veranlaſſung, die zu der Ausnahme von 
§ 671 geführt habe, ebenſo für eine Ausnahme von 8 672 Abi. 2 
vorhanden ſei. Dieſer Anſicht, für die ſich auch ſonſt Wiſſenſchaſt 
und Rechtſprechung mit geringer Ausnahme erklärt haben (val. 
Gaupp-Stein S 929 III A. 26), iſt zuzuſtimmen, da ein innerer 
Grund, die nach 8 672 Abſ. 2 erforderliche Zuſtellung anders zu 
behandeln als diejenige des Urteils, nicht erſichtlich iſt. 

6. Hinſichtlich des § 752 iſt bei feiner näheren Betrachtung 
nach Urſprung und Bedeutung nicht zu verkennen, daß er für die 
vorliegende Frage dem 8 750 innerlich nicht fo nahe ſteht wie 
§ 751 Abſ. 2, vielmehr in gewiſſem Maße eine Sonderſtellung ein: 
nimmt. Während die 8S 750, 751 Abſ. 2 Beſtimmungen all: 
gemeiner Natur zum Schutze des Schuldners darſtellen, iſt der 
§ 752 nicht in feinem Intereſſe geſchaffen, ſoll vielmehr den be: 
ſonderen Intereſſen und „eigentümlichen Geſtaltung der mili— 
täriſchen Verhältniſſe“ Rechnung tragen (ſ. Prot. S. 381). Die 
eingehenden Verhandlungen, die in der Reichstagskommiſſion der 
Einigung auf den fpäteren 8 673 vorausgingen, laſſen hierüber 
keinen Zweifel. In Frage kam zwar im weſentlichen nur das 
Intereſſe, daß nicht zum Schaden der militäriſchen Autorität bei 
Offizieren und Unteroffizieren und namentlich in Kaſernen die 
Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen betrieben werde, 
ohne daß die Militärbehörde vorher davon Kenntnis und dadurch 
Gelegenheit bekommen habe, den Schaden nach Möglichkeit abzu— 
wenden oder zu mindern. Aber mit voller Abſicht wurde alsdann, 
um durch Unterſcheidungen nicht Schwierigkeiten in das Geſetz 
hineinzutragen (Prot. S. 379), die Vorſchrift auf ſämtliche 
Militärperſonen und auf jede Art der Zwangsvollſtreckung aus— 
gedehnt. 

7. So ſind allerdings Zweifel berechtigt, ob für unſere Frage 
mehr das Gemeinſame, das die 88 750 und 752 verbindet, zur 
analogen Anwendung des 8 929 Abſ. 3 auf $ 752 führt, oder ob 
das Beſondere, das dieſe Vorſchrift von 8 750 trennt, eine ſolche 
Anwendung ausſchließt. 

Das erſtere dürfte aber den Vorzug verdienen. $ 929 Abſ. 3 
iſt das ſpätere Geſetz. Ein neuer Grundſatz iſt in dem Gedanken 
der Arreſtſicherung den bisherigen Vorſchriften gegenübergeſtellt. 
Rechtſprechung und Wiſſenſchaft haben das neue Geſetz auch auf 
§ 651 Abſ. 2 angewandt. So ſpricht der ganze Gang der Rechts⸗ 
entwicklung dafür, daß dies auch bezüglich des § 752 zu gelten 
habe. Die Tatſache, daß die entſprechende Anwendung eine weitete 
Wirkung als die Anwendung des Geſetzes auf den eigenen Fall 
hat — da fie ja im Gegenſatz zu dem nur zeitlich verſchobenen Er: 
fordernis der Zuſtellung des Arreſtbefehls die Notwendigkeit der 
vorhergehenden Anzeige in eine bloße Zuläſſigkeit verwandelt 
(ſ. oben Nr. 3) —, kann gleichfalls den Schluß auf die Zuläſſig⸗ 
keit nicht beſeitigen. Dieſe weitere Wirkung im Falle des $ 752 
hängt eben mit der Eigentümlichkeit ſeines Falles zuſammen, daß 
im Gegenſatz zu dem Falle der Arreſtzuſtellung die Anzeige der 
bevorſtehenden Vollziehung, wenn ſie dieſer nachfolgt, etwas 
anderes iſt, als wenn fie ihr vorangeht, und daß an ber nad: 
folgenden Anzeige die Militärbehörde außerdem kein Intereſſe 
haben kann. 

Endlich kommt hier mehr noch als bei den §§ 750, 751 Abſ.2 
auch der Geſichtspunkt der bloßen Arreſtermöglichung in 
Betracht, der den Anlaß zu der Novelle gab. Unbekannt oder im 
Auslande ſind häufig gerade die Militärperſonen; im Kriege nicht 
nur die mobilen, ſondern auch die immobilen Militärperſonen, 


45. Jahrgang. 
die den Truppenteil und Aufenthaltsort oſt plötzlich wechſeln; im 
Frieden die Angehörigen der Marine. Die durch $ 929 Abſ. 3 
gewährte Monatsfriſt erweiſt ſich, zumal wenn die Anzeige aus 
§ 572 noch eine vorhergehende Aufenthaltsermittlung notwendig 
macht, leicht als nicht ausreichend. Die Anzeige bringt dabei noch 
eher Verzögerung als die Zuſtellung des Arreſtbefehls; denn 
während die Zuſtellungsurkunde in der Regel unverzüglich zurück— 
geht, ſteht es im Belieben der Militärbehörde, ob und wie bald 
ſie die Beſcheinigung des Eingangs der Anzeige abgehen laſſen 
will; es iſt vorgekommen, daß ſie ſie auf das erſte Erſuchen hin 
nicht erteilt hat. Für die Zuſtellung beſteht außerdem noch die 
Vergünſtigung des $ 207 Abſ. 1. 

8. Es iſt aber außerdem ein zweiter Grund vorhanden, der 
noch ſicherer als die Analogie zu dem Ergebnis führt, daß § 920 
Abſ. 3 auch eine Ausnahme für § 752 ſchafft: ihr Beſtehen neben— 
einander in ihrer vollen Bedeutung iſt überhaupt nicht 
möglich. 

Das gilt auch ſchon für $ 751 Abſ. 2 und § 929 Abſ. 3. Bei 
einem gegen Sicherheitsleiſtung erlaſſenen Arreſtbefehl iſt für die 
Sicherung des Gläubigers gar nichts dadurch erreicht, daß er den 
Arreſtbefehl nicht vor der Vollziehung zuzuſtellen braucht, wenn er 
den Nachweis der erfolgten Sicherheitsleiſtung vor der Voll— 
ziehung dem Schuldner zuſtellen müßte. Das empfindet auch die 
oben erwähnte Entſcheidung des OLG. Frankfurt a. M., SeuffA. 
45 Nr. 68, indem fie die Anwendbarkeit des 8 929 Abſ. 3 auf 
Ss 751 Abſ. 2 auch mit den Worten begründet: 

„wie denn andernfalls der mit dieſer Beſtimmung — der 
Novelle — von dem Geſetzgeber offenbar verfolgte Zweck 
in Fällen vorliegender Art vereitelt wäre“. 


Ebenſo kann ein Verſuch, $ 752 und § 929 Abſ. 3 auf den 
einzelnen Fall zuſammen zur Anwendung zu bringen, nicht ge— 
lingen. § 929 Abſ. 3 iſt, ſoweit fein ausgeſprochener Inhalt geht, 
wie nicht beſtritten werden kann, auch ſür den Fall der Voll— 
ſtreckung des Arreſtes gegen die Militürperſonen geſchaffen. Die 
Beſtimmung beſagt alſo, in ihrer ganzen Schärfe auf ihre Be— 
deutung ſür einen ſolchen Fall zurückgeführt: „Die vorherige Zu— 
ſtellung des Arreſtes an die Militärperſon iſt nicht erforderlich, 
damit dieſe von dem beabſichtigten Arreſtvollzuge vorher keine 
Kenntnis erhält und nicht durch Gegenmaßregeln den Vollzug 
vereiteln kann.“ § 752 dagegen würde zugleich Jagen: „Die 
Militärbehörde ſoll aber vorher Kenntnis erhalten, damit ſie in 
der Lage iſt, die im militäriſchen Intereſſe liegenden Gegenmaß— 
regeln zu treſfen.“ Da fie dies praktiſch nicht tun wird und kaum 
tun kann, ohne daß ſie den Schuldner von dem bevorſtehenden 
Arreſtvollzuge in Kenntnis ſetzt, fo zielt S 752 gerade auf eine 
ſolche Inkenntnisſetzung des Schuldners hin und fördert alſo die 
Vereitelung des Arreſtvpollzuges. 

Hier liegt ein vollkommener Widerſtreit zweier Geſetzes— 
beſtimmungen in Abſicht und Bedeutung vor. Der Geſetzgeber 
kann aber nicht mit der einen Hand nehmen wollen, was er mit 
der anderen gibt. Deshalb iſt nur der Schluß möglich, daß eine 
der beiden Beſtimmungen weichen muß. Das kann aber nur der 
8 752 fein, wiederum, weil S 929 Abſ. 3 das ſpäter geſchaffene 
Geſetz iſt und weil mit vollem Nachdruck das berechtigte Intereſſe 
des Gläubigers an Arreſtermöglichung und Arreſtſicherung zur 
Geltung gebracht iſt, ohne daß geſagt wäre, dies beziehe ſich nicht 
auf Militärperſonen. 

Es handelt ſich hier nicht um eine entſprechende Anwendung 
des $ 929 Abſ. 3 auf S 752, ſondern um die Folge wirkung 
des 8 929 Abſ. 3, daß er den § 752 in feiner Anwendbarkeit 
einengt. 

Ebenſo wie bei der entſprechenden Anwendbarkeit bleibt nur 
die Zuläſſigkeit der vorhergehenden Anzeige beſtehen; ihre 
Notwendigkeit wie auch diejenige einer nachfolgenden Anzeige 
fallen fort. Hieraus kann noch weniger als aus der entſprechenden 
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Anwendbarkeit ein Grund gegen die ſeſtgeſtellte Folgewirkung her— 
geleitet werden; denn der Umſtand, daß bei ihr nicht Ahnlichkeit 
der Sachlage, ſondern Gegenſätzlichkeit wirkt, rechtfertigt noch mehr 
die Einengung der Beſtimmung, die an Kraft geringer iſt. 

9. Dem gewonnenen Ergebnis ſcheint auch das Rechts— 
empfinden zu entſprechen. Wenn ſchon der Umſtand, daß 8 752 
für den Fall der Urteils vollſtreckung eine Muß- und keine 
Ordnungsvorſchrift enthalten ſoll, ſeit Beginn des Krieges mehr— 
fachen und lebhaften Widerſpruch erfahren hat (vgl. Mayer: Das 
rivatrecht des Krieges in materieller und formeller Beziehung, 
S. 228, J. Schweizers Verlag, zitiert bei Güthe und Schlegel— 
berger, Kriegsbuch Bd. J S. 111, und Holz, IW. 1915, 1130/31), 
ſo iſt die Anſicht, der Anſpruch des Gläubigers auf Arreſtſicherung 
habe allen anderen Geſichtspunkten voranzugehen, noch viel näher— 
liegend. 


10. Die erörterte Frage iſt von großer praktiſcher Bedeutung: 
die Gerichte haben in weitem Umfange, namentlich zu Anfang des 
Krieges, aber auch noch bis in die Gegenwart, den Nachweis 
der Anzeige aus 8 752 nicht erfordert. Insbeſondere iſt daher 
wohl eine nicht unerhebliche Anzahl von Arreſthypotheken gegen 
Kriegsteilnehmer eingetragen, die des Tages harren, wo ein 
Widerſpruch anderer Berechtigter, beſonders im Zwangsverſteige— 
rungsverfahren, ihre Gültigkeit in Zweiſel ſtellt. Rückgriffe gegen 
den Fiskus, wenn die Gültigkeit verneint wird, würden kaum aus— 
bleiben; es iſt daher die Erwägung am Platze, ob nicht eine mit 
rückwirkender Kraft verſehene Bundesratsverordnung die immer: 
hin nicht wegzuleugnende Zweifelsſrage im Sinne der Gültigkeit 
der ergangenen Vollſtreckungsmaßregeln entſcheidet. Die Be— 
kanntmachung betreffend das Verfahren bei Zuſtellungen vom 
22. Dezember 1915 (RGBl. S. 833) gibt in dieſer Hinſicht ein 
Vorbild. Amtsrichter Clauſen, Znin. 


— 


Zur gekanntmachung über die Ladung zur Geſell- 
ſchafts verſammlung einer Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung vom 8. Oktober 1914 (6881. 1914, 428). 
Von den beiden Geſchäftsführern einer G. m. b. H., welche nach dem 
Geſellſchaftsvertrag nur gemeinſam zur Vertretung der Geſellſchaft 
berechtigt ſind, war der eine plötzlich geſtorben. Der geſamte Verkehr 
mit den Banken, der Poſt und dem Scheckamt ſowie den Wechſel⸗ 
ſchuldnern gegenüber uſw. war gehemmt, da die alleinige Zeichnung 
des zweiten Geſchäftsführers beanſtandet wurde. Die fofortige Ein 
berufung einer Geſellſchaſtsverſammlung zur Beſchlußfaſſung über 
Beſtellung eines neuen Geſchäftsführers oder Anderung des Geſellſchafts⸗ 
vertrags zwecks Erweiterung der Befugniſſe des nunmehr alleinigen 
Geſchäftsführers erwies ſich als unmöglich, da einer der beiden Geſell⸗ 
ſchafter im Felde ſteht. Gegenüber dem Antrag des andern Geſell⸗ 
ſchafters, zur Zwanasbeſtellung eines zweiten Geſchäftsführers auf 
Grund 8 29 BGB. zu ſchreiten, erhob das AG. zunächſt Bedenken 
mit dem Hinweis, die Vorausſetzungen der Bekanntmachung vom 
8. Oktober 1914 liegen vor und es ſei demgemäß für den abweſenden, 
mittels eingeſchriebenen Briefes nicht erreichbaren Geſellſchafter ein 
Vertreter zur Ausübung ſeiner Rechte bei der Beſchlußfaſſung in der 
Geſellſchaftsverſammlung zu beſtellen. Dieſer Weg würde allerdings 
zum Ziele geſührt haben, wäre aber mit Zeitverluſt verbunden und 
umſtändlich geweſen. Zunächſt hätte vom AG. ein Vertreter zur 
Ausübung der Rechte des Geſellſchafters beſtellt und dann eine Ge⸗ 
ſellſchaftsverſammlung einberufen werden müffen, um zu der durch 
den Tod des Geſchäftsführers geſchaffenen Lage Stellung zu nehmen. 
Die Geſellſchaft hatte aber aus den angeführten Gründen das größte 
Intereſſe daran, dieſen Zuſtand ſo raſch wie möglich beſeitigt zu ſehen. 
Mit Recht hat daher wohl das AG. Geislingen (11. Januar 1916), 
der Begründung des Antragſtellers folgend, die Zwangsbeſtellung 
eines zweiten Geſchäſtsführers bis zur Hebung des Mangels in Ans 
wendung des 8 29 BGB. beſchloſſen und damit den für die Geſell⸗ 
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ſchaft entſtandenen Schwierigkeiten auf dem einfachſten Wege abgeholfen. 

Eine derartige analoge Anwendung des § 29 BGB. für die Geſell⸗ 

ſchaften m. b. H. hat auch RG. 68, 180 ausdrücklich anerkannt. 
Rechtsanwalt Dr. Häberlen, Geislingen a. St. 


Zur Auslegung der 88 3 Ziff. 3 und 14 des Kriegs- 
leiſtungsgeſetzes. Die Frage, ob bei der Requiſition von leeren 
oder disponiblen Gebäuden einer Gemeinde Naturalquartierſervis 
gemäß § 9 KLG. in Verbindung mit 8 3 der Servisvorſchrift oder 
nur eine Vergütung für die herbeigeführte Beſchädigung und außer⸗ 
ordentliche Abnutzung zu zahlen iſt, wird von Friedmann (in der 
JW. 1914, 677) verneint. Doch iſt jenen Ausführungen hinzu⸗ 
zufügen, daß es für dieſe Rechtsfolge lediglich darauf ankommt, ob 
von der Gemeinde individuell beſtimmte Räume requiriert werden, 
oder ob lediglich die Quartierleiſtung ſchlechthin von ihr begehrt 
wird. Im letzten Falle würde Naturalquartierſervis bei Erfüllung 
der ſonſtigen Vorausſetzungen zuſtändig fein, ſelbſt wenn die Gemeinde 
ein disponibles oder leerſtehendes Schulgebäude zur Erfüllung ihrer 
Pflicht benutzen wird. Die requirierenden Truppenteile oder Militärs 
behörden werden daher, wenn die ſonſtigen militäriſchen Intereſſen 
dies zulaſſen, etwa vorhandene disponible Gebäude der Gemeinden 
zur Unterbringung von Mannſchaften requirieren und nicht die 
Quartierleiſtung der Gemeinden in Anſpruch nehmen. Umgekehrt 
werden ſie die letztgenannte Verpflichtung der Gemeinden zweckmäßig 
dann in Anſpruch nehmen, wenn nur ſolche Gebäude vorhanden ſind, 
bei deren Requiſition auch für die entgangene Nutzung (8 14 Abi. 2 
KLG.) Vergütung zu zahlen iſt. Denn dieſer Betrag wird häufig 
die Servisſätze überſteigen. Bemerkt ſei hierzu, daß die Gemeinden 
ſelbſtverſtändlich als verpflichtet anzuſehen ſind, bei der Inanſpruch⸗ 
nahme der Quartierleiſtung durch die militäriſche Macht und der 
Unterverteilung der Ouartierlaſten die von militäriſcher Seite 
geäußerten allgemeinen Wünſche, die ſich auf militäriſche Rückſichten 
zurückführen laſſen, zu berückſichtigen. 

Das Verhältnis des § 3 Ziff. 3 KLG. zum Reichsrayongeſetz 
ſteht mangels einer ausdrücklichen Beſtimmung nicht zweifelsfrei feſt. 
Wenn 8 14 Abſ. 2 feſtſetzt, daß eine Vergütung für entzogene 
Nutzung bei beſtimmten Gebäuden und Grundſtücken nicht gewährt 
wird, ſoweit der Vergütungsanſpruch durch das Geſetz über die 
Beſchränkung des Grundeigentums in der Umgebung von Feſtungen 
vom 21. Dezember 1871 überhaupt ausgeſchloſſen iſt, ſo liegt hierin 
nur die Ausſchließung einer Vergütung bei Requiſitionen, die inhaltlich 
auch im Frieden auf Grund des Reichsrayongeſetzes erfolgen können. 
Allerdings ſpricht die Faſſung dieſer Beſtimmung (Ausſchluß durch 
das Reichsrayongeſetz) für die Wahrſcheinlichkeit, daß das Reichs⸗ 
rayongeſetz im Kriege eine gewiſſe Anwendung finden fol, und daß 
§ 3 Ziff. 3 KLG. und die damit zuſammenhängenden Beſtimmungen 
des KLG. die Anwendung des Reichsrayongeſetzes nicht ausſchließen. 
In der Praxis wird das letztgenannte Geſetz angewendet, wenn 
anläßlich der Armierung elner Feſtung eine Anordnung getroffen 
wird, der zu entſprechen der Grundſtückseigentümer nach den Be⸗ 
ſtimmungen des Reichsrayongeſetzes verpflichtet iſt. In ſolchen Fällen 
hat die Feſtſtellung der Entſchädigung nach den Beſtimmungen des 
Reichsrayongeſetzes zu erfolgen. In allen anderen Fällen muß die 
Entſchädigung gemäß den Veſtimmungen des KLG. feſtgeſtellt werden. 
Daraus ergibt ſich, daß, wenn z. B. die auf militäriſche Requiſition 
hin zu bewirkenden Leiſtungen des Grundſtückseigentümers über den 
Inhalt der ihm nach dem Reichs rayongeſetz auferlegten Verpflichtungen 
hinausgehen, inſoweit die Beſtimmungen des KLG. für die Feſtſetzung 
der Vergütung Anwendung finden müſſen. 

Der Umfang der Beſchädiaungen und der außerordentlichen 
Abnutzung iſt gemäß Ziff. 7 Abſ. 2 und 4 Ausf. erſt bei der 
Rückgabe des Grundſtücks feftzuftellen. Dagegen kann eine Vergütung 
für entzogene Nutzung ſchon vorher feſtgeſtellt und gezahlt werden. 

Bei der Ermittlung der entzogenen Nutzung von Ackern und 
Wieſen wird der Wert der Ernte abzüglich der erſparten Aberntungs⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Nr. 20 1918. 


koſten (evtl. auch der erſparten Beſtellungskoſten), bei Abholzungen 
wird als entzogene Nutzung der Betrag vergütet werden müſſen, der 
ſich bei ordnungsmäßigem Wirtſchaftsbetriebe als Nutzungserträgnis 
ergeben hätte. 

Bei der Abholzung von Wäldern jüngeren Alters (d. h. ſolchen, 
die etwa unter 50 jährig ſind) wird der Wert des gewonnenen 
Holzes oft hinter dem Erwartungs⸗ und Koſtenwert zurüͤckſtehen. 
Dieſe letzten find (evtl. unter Abzug eines Interuſuriums) der Ent 
ſchädigung zugrunde zu legen. Dies muß für die Requifition aller 
Gegenſtände angenommen werden, deren normale Benutzung und 
Verwertung von der militäriſchen Verwendung in einer Weiſe ab⸗ 
weicht, daß die militäriſchen Zwecke auch durch Benutzung geringer 
wertigen Materials erreicht werden können. 

Bei Vergütung für die Nutzungsentziehung iſt die Zeit bis zur 
vollen beſtimmungsgemäßen bzw. gleichwertigen Wiederverwendungs⸗ 
möglichkeit des Grundſtücks in Betracht zu ziehen. Bei völliger 
Benutzungsunmöglichkeit iſt die Vergütung für die entgangene 
Nutzung bis zum Eintritte der Benutzungsmöglichkeit nach der 
jährlichen Bodenrente, vermehrt um die Verwaltungskoſtenrente, zu 
berechnen. Für eine infolge der Verzögerung des Eintritts der 
Benutzungs möglichkeit zu erwartende Bodenverſchlechterung iſt natur 
gemäß gleichfalls durch Vergütung Erſatz zu leiſten. 

Rechtsanwalt Dr. Beyer, Pr. Eylau. 


Der Einfluß unbeanſtandeter Falſchlieferungen an 
den Vertragspreis. Die unterſchiedliche Behandlung zwiſchen 
eigentlichen, ſog. Qualitätsmängeln der gelieferten Ware und den 
Fällen, wo dem Käufer nur ein Zuwenig oder Zuviel oder etwas 
anderes als der Vertragsgegenſtand geliefert war, hatte im alten 
Handelsgeſetzbuch bekanntlich zu den erheblichſten praktiſchen Schwierig⸗ 
keiten geführt. Ihnen ſollte der jetzige 8 378 HGB. abhelfen, indem 
er die zuletzt erwähnten Fälle — ich will ſie ſtatt der bisher üblichen, 
umſtändlichen und undeutſchen Bezeichnung: „Qualitätsmängel und 
Lieferung eines aliud“ einfach „Fal ſchlieferungen“ nennen — der 
Unterſuchungs⸗ und Rügepflicht des Käufers aus 8 377 (früher 
Art. 347) unterwarf. Wie ſich inzwiſchen leider gezeigt hat, nur 
mit ſehr beſchränktem Erfolg: einmal hat die vielſagende Ein⸗ 
ſchränkung am Schluſſe des 8 3781) die Gleichſtellung beider Fälle 
für einen großen Teil des Anwendungsgebiets hintangehalten; die 
Vorſchrift iſt zudem in der Faſſung wenig gelungen, und dieſe hat 
neueſtens durch Adler?) eine äußerſt Scharfe, freilich meines Erachtens 
ungerecht ſcharfe Kritik erfahren. Zum andern iſt die Tragweite 
des § 378 auch im übrigen ſtreitig geblieben, ja im Laufe der Jahre 
immer ſtreitiger geworden: Unterwirft er die Falſchl'eferung nur der 
Mängelrüge, oder darüber hinaus dem geſamten Gewährſchaſtsrecht? 
Und welchen Einfluß hat es auf die Höhe des geſchuldeten Kauf— 
preiſes, wenn der Käufer eine Zuviel⸗ oder Zweniglieſeruug un 
beanſtandet läßt? Auf die erſte dieſer Fragen will ich an anderer 
Stelle?) eingehen; der zweiten iſt der vorliegende Aufſatz gewidmtt. 


Die Beantwortung muß naturgemäß drei Fälle ſondern: 

1. Es iſt zwar vertrags mäßige Ware geliefert, aber in größerer 
als der beſtellten Menge. Muß dann der Käufer bei Unterlaſſung 
oder Verſpätung der Mängelrüge das Mehr beſonders bezahlen! 

Die weitaus herrſchende Lehre hat das ven jeher bejaht.“ 
ſowohl in der Rechtſprechung wie in der Literatur. Doch fehlt es 


1) „Sofern die gelieferte Ware nickt off nſichtlich von der Be 
ſtellung fo erheblich abweicht, daß der Verkaufer die Genchmigung 
des Käufers als ausgeſchloſſen erachten mußte.“ 

2) In der Feſtſchrift für G. Cohn, hier nach dem Sonder⸗ 
abdruck benutzt. 

3) In ZOR., nächſtes Heft. 

4) So ſchon für einen im weſentlichen gleichartigen, damals nach 
Analogie des alten Art. 847 beurteilten Fall, ROHG. v. 16. 12. 1870, 
Entſch. 1 Nr. 43 S. 148. Für das neue Recht: LG Leipzig v. 
13. 7. 1908, LZ. 8 Sp. 170; LG. Hamburg v. 1. 3. 1912, dal. 7 
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auch nicht an Widerſachern,?) von denen Adler dem Wortlaut zum 
Trotz den § 378 auf Zuviellieferungen überhaupt nicht anwendbar 
fein läßt. „Denn das Präjudiz des Nichtrügens iſt Genehmigung, 
Nechtsverluſt, niemals Rechtsgewinn. Und eine Zuvielſendung kann 
nicht genehmigt, ſondern nur gekauft oder nicht gekauft werden.“ 


Auch unter den Anhängern der herrſchenden Lehre machen einige, 
beſonders Düringer⸗ Hachenburg, eine Ausnahme für die Fälle 
eines für die ganze Waren menge vereinbarten Geſamtpreiſes — 
dieſer ſoll trotz der Zuviellieferung unverändert bleiben. 

Mir erſcheint die herrſchende Anſicht allein als beifallswert. 
Adlers Lehre ſcheitert ſchon an ihrer vollſtändigen Geſetzwidrigkeit 
— man kann unmöglich einfach aus konſtruktionellen Gründen dem 
klaren Wortlaut des Geſetzes einfach die Anwendbarkeit abſtreiten. 
Auch das nicht beſtellte aliud kann ſtreng logiſch nicht genehmizt, 
ſondern nur „gekauft oder nicht gekauft werden“ — alſo müßte § 378 
auch ſeinetwegen unanwendbar ſein, was Adler ſelbſt wohl nicht zu 
behaupten wagt. Zudem ſind Adlers Bedenken nicht unüberwindlich 
— warum ſoll das Geſetz nicht die Macht haben, einem Käufer die 
Zahlungspflicht wegen eines größeren als des beſtellten Waren⸗ 
quantums aufzuerlegen, obwohl im Sinne des Tatbeftandes inſoweit 
kein Kauf zuſtande gekommen iſt? 

Daß aber der Käufer nicht begehren kann, die gelieferte größere 
Menge zum urſprünglichen, der beſtellten entſprechenden Preiſe zu 
behalten, ſcheint mir ſelbſtverſtändlich. § 378 iſt nach Sinn und 
Entſtehungsgeſchichte eine einſeitige Schutzvorſchriſt für den Ber: 
käufer; die Gegenmeinung aber würde im Widerſpruch zu allen be⸗ 
währten Auslegungsgrundſätzen dahin führen, umgekehrt den Käufer 
daraus Vorteile ziehen zu laſſen. Er köynte abſichtlich die 
Mängelrüge unterlaſſen oder verzögern, um hernach ſchmunzelnd das 
empfangene Mehr zu dem urſprünglichen Preiſe zu behalten. Der 
Troſt, daß das eine moralwidrige, zum Schadenserſatz verpflichtende 
Handlungsweiſe ſei, würde dem Verkäufer ſchon wegen der Beweis⸗ 
ſchwierigleit nicht viel nützen. 

Allerdings kann nicht angenommen werden, daß das Kauſal⸗ 
geſchäft des Kaufes mit voller Wirkung gegenüber beiden Parteien 
nunmehr ohne weiteres auch auf das gelieferte Mehr zu beziehen ſei. 
Allenfalls da, wo der Verkäufer im Bewußtſein, daß weniger beſtellt 
ſei, mehr liefert, ließe ſich darin allenfalls eine Kaufofferte finden. 
Aber auch dann würde es an deren Annahme durch den Käufer meiſt 
fehlen, zum mindeſten könnte die bloße Verſäumung der Rügepflicht 
für ſich allein nie und nimmer als eine ſolche Annahme gedeutet 
werden — man würde damit den Vertragsbegriff zu unbrauchbarer 
Weite verflüchtigen. 

Aber auch wenn kein Kauf hinſichtlich des gelieferten, unbean⸗ 
ſtandet gebliebenen Mehr zuſtande gekommen iſt, kann der Verkäufer 
in den bisher unterſtellten Fällen das Gelieferte nicht unterſchiedslos 
als nichtgeſchuldet zurückfordern. Denn es fehlt ja an dem für die 
condictio indebiti unerläßlichen Irrtum, BGB. $ 814. Anders 
nur, wenn der Verkäufer im irrigen Glauben an einen weitergehenden 
Vertragsinhalt das Mehr geliefert hat: Dann liegt darin einerſeits 
ſicher kein neues Vertrags angebot wegen dieſes Mehr. Andererſeits 
kann dem Verkäufer ein Bereicherungsanſpruch auf Rückerſtattung 
nicht verſagt werden. Denn unmöglich kann man § 378 im Ergebnis 
gegen ihn kehren, ſeine Vertragspflichten auf Grund der vom Käuſer 
verſäumten Rügepflicht erweitern wollen. 

Jedenfalls ſteht danach ſeſt, daß der Verkäufer zwar in vielen, 
aber keineswegs in allen Fällen die Möglich keit hat, das gelieferte 
Mehr zurückzuſordern. Die hier bekämpfte Meinung kann ſich ſchon 
deshalb nicht auf ſolche Möglichkeit als Ausweg beruſen. Sie kann 
es aber auch für die anderen Fälle nicht: Denn die Stellung des 
mehrliefernden Verkäufers wäre danach ſelbſt im beſten Falle auf 


Ep. 175. Aus der Literatur die Kommentare zu 8 378 von Dü⸗ 
ringer⸗ Hachenburg, Anm. 15a; Goldmann, Anm. 4; Staub, 
Anm. 11; ferner Schneider, ZHR. 54, 93. 


6) So Ritter zu $ 378 cit, Anm. 2; Adler a. a. O. S. 12. 
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Grund des § 378 nicht günftiger, als fie auch ohne ihn fein würde 
— die Vorſchrift wäre zwar nicht gegenſtands⸗, aber nutzlos. 
Andererſeits entbehrte die einſchränkende Klauſel am Schluß der — 
im Sinne der Gegner verſtandenen — Vorſchrift für die Fälle der 
Mehrlieferung jeden Sinnes. Denn brauchte der Käufer ſie nicht durch 
einen erhöhten Preis zu entgelten, ſo wäre ſeine Genehmigung zu 
ihrem Empfang wohl einfach als ſelbſtverſtändlich zu unterſtellen, 
auf keinen Fall von vornherein als aus geſchloſſen zu betrachten. 

Dieſe Erwägungen treffen, wie mir ſcheint, auf alle Fälle der 
Mehrlieferungen gleichmäßig zu, einerlei, ob der Preis einheitlich für 
die ganze verkaufte Menge vereinbart oder nach Maß⸗ oder Gewichts⸗ 
einheiten berechnet war. Kauft der Kleinhändler A. vom Obſtgroß⸗ 
händler B. 10 Zentner Apfel zum Geſamtpreiſe von 150 &, und 
B. ſendet dem A. das doppelte Quantum in der Erwartung, dieſer 
werde bei dem billigen Preiſe ſofort zu entſprechenden Bedingungen 
zugreifen, ſo kann A. unmöglich das Recht haben, die Geſamtmenge 
für 150 & zu behalten. Die Gegenmeinung könnte hier nicht einmal 
mit dem Bereicherungsanſpruch aushelfen, da A. ja in Kenntnis 
ſeiner Nichtſchuld deren Mehrbetrag abgeſandt hat. 

Die Höhe des Preiſes für das Mehrgelieferte wird ſich in den 
regelmäßigen Fällen des Anſatzes nach Maß⸗ oder Gewichtseinheiten 
dieſem Anſatze gemäß beſtimmen; andernſalls entweder nach den 
Grundſätzen, die bei Verkäufen ohne beſondere Preisbeſtimmung 
gelten, oder aber, meines Erachtens beifallswerter, durch Heraufſetzung 
des Vertragspreiſes entſprechend der Mehrlieſerung im Verhältnis 
zu dem vertragsmäßig zu Liefernden. 

Auf die konſtruktionellen Schwierigkeiten, die ſich bei der 
geſchilderten Rechtslage ergeben, iſt an dieſer Stelle nicht näher ein⸗ 
zugehen; meines Erachtens kann man ohne Zwang annehmen, daß 
der Verkäufer, der nicht zur Kondiktion des Mehrgelieferten ſchreitet, 
ſondern den erhöhten Preis dafür in Anſpruch nimmt, damit ohne 
weiteres auch in den Kaufabſchluß wegen des Mehr nachträglich ein⸗ 
willigt. Er haftet daher nach den Kaufregeln auch hinſichtlich der 
dieſem Mehr anhaftenden, ſpäter erkennbaren Mängel. 

2. Viel ſtreitiger noch iſt der zweite Fall, daß der Verläufer 
weniger als die vertragsmäßige Menge geliefert hat. 

Vielfach) nimmt man an, daß der Käufer bei unterlaffener 
Mängelrüge alsdann nur das Recht auf Nachlieferung und Schadens⸗ 
erſatz wegen Verſpätung und Nichterfüllung verliert, dafür aber auch 
nur das wirklich Gelieferte zu bezahlen braucht, ſei es unterſchieds⸗ 
los, ſei es wenigſtens in den — regelmäßigen — Fällen einer Preis⸗ 
feſtſetzung nach Maß oder Gewichtseinheit.7) Aber es herrſcht doch 
im ganzen, insbeſondere in der Rechtſprechung, die entgegengeſetzte 
Anſicht vor. d) 

Ich meinerſeits kann mich dieſer in keiner Weiſe anſchließen. 
Sie läßt von vornherein jede zwingende Begründung in aufiälliger 
Weiſe vermiſſen. Wenn ſie ſich auf den Wortlaut beruft, ſo iſt 
das ganz verfehlt; § 378 läßt nur die Folgen des § 877, alſo die 
Fiktion der Genehmigung, auch bei der unbeanſtandeten Falfchlieferung 
eintreten, das gelieferte Weniger genügt alſo fortan zur Erfüllung 
der Verkäufer pflichten, aber die Frage nach dem Umfang der Ber: 


6) So z. B. die Kommentare zu § 378 von Düringer⸗ Hachenburg 
Anm. 15, Goldmann Anm. 4 und Littauer; ferner Schneider, 
30 R. 54, 90 f.; Schonfeld, Recht 1905, 365; Sıübel, SächſArch. 
10, 453. Aus der Rechtſprechung OLG. Colmar v. 12. 4. 1907, 
Recht 1907 Nr. 1227, OLG. Hamturg v. 23. 12. 1904, Ov Gziſpr. 
10, 341 und v. 28. 3. 1906, daſ. 14. 381 (V. Senat); ſ. auch ſchon 
HAY. Nürnberg v. 30. 4. 1866, Eeufiert 21 Nr. 147 S. 251. 

7) Für letzteres z. B. Duringer⸗Hachenburg und Stübel. 

t) So die Kommentare zu § 378 von Lehmann-RNing, Ans 
merk 2a; Ritter, Anm. 2; Staub⸗Könige, Anm. 12; ſerner 
Adler a. a. O S. 13. Dann die Erkenniniſſe des KG. v. 19. 4. 1906, 
OL GRſpr. 14, 379; der OrG.e Breslau v. 9. 3. 1905, Recht 1905 
Nr. 1068; Dresden v. 7. 7. 1910, OrGRſpr. 24, 193; Hamburg 
(Senat I) v. 3. 10. 1906, Nipr. 14, 380; Hamm v. 3. 5. 19086, 
daſelbſt 13, 30; Karlsruhe v. 14. 10. 1910 und 7. 1. 1911, 
Kaufmann, Handelsr., Ripr. 13 S. 165 Nr. 1, 2; Stettin, 3 R. 
54, 90 f. 
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läuferrechte hat damit unmittelbar gar nichts zu tun. Ebenſo⸗ 
wenig vermag ich einzuſehen, daß der Zweck des Geſetzes zur 
herrſchenden Meinung hinführe; ich behaupte im Gegenteil, daß dieſe 
ihm weniger gerecht wird als die Gegenmeinung. 

Das iſt leicht zu beweiſen: 8 378 legt dem Empfänger der 
Falſchlieferung die Rügepflicht ja nur unter der Vorausſetzung auf, 
daß die Abweichung das im Texte angeführte Höchſtmaß nicht über⸗ 
ſchreite. Müßte er nun das empfangene Minder trotzdem mit dem 
vollen, für das Ganze vereinbarten Preiſe bezahlen, fo würde feine 
Genehmigung zu ſolcher ſeltſamen Behandlung ſicherlich ſo gut wie 
niemals, beſtenfalls bei ganz geringfügigen Quantitätsmängeln, 
zu vermuten ſein — die herrſchende Meinung führt alſo zu einer 
ungemeinen Einſchränkung in der Tragweite des § 378, erweitert 
ſomit das Gebiet, für das es keiner Mängelrüge bedarf, und ſteigert 
die mit deren Fehlen verbundenen Unzuträglichkeiten für den 
Käufer. Muß dieſer dagegen das empfangene Weniger nur mit ent⸗ 
ſprechend gemindertem Preiſe entgelten, ſo wird ſeine Genehmigung 
auch viel eher vermutet werden dürfen. Andererſeits verliert die 
Notwendigkeit der Mängelrüge bei unſerer Auffaſſung keineswegs 
ihre Bedeutung — der Käufer muß ſie immerhin vornehmen, um 
ſich das Recht auf Nachlieferung und Schadenserſatz zu erhalten. 

Die Folge einer unterlaſſenen Mängelrüge iſt laut des § 377, 
alſo auch des auf ihn verweiſenden § 878, einfach die Fiktion, daß 
die Ware als genehmigt gilt. Welche weitere Wirkungen das auf 
die Rechtsſtellung der Parteien habe, ſagt das Geſetz nicht und konnte 
es nicht ſagen — denn dieſe Wirkungen können bei mangelhafter 
Lieferung nicht einfach dieſelben ſein wie bei Falſchlieferung. Bei 
jener beſeitigt die Genehmigung das Gewährſchaftsrecht der 88 459 f. 
BGB., bei dieſer ſteht ein Gewährſchaftsrecht von vornherein nicht 
in Frage, wenigſtens nach der weitaus herrſchenden und, meines Er⸗ 
achtens, allein haltbaren Anſicht. Die fingierte Genehmigung be: 
ſeitigt hier, wie geſagt, den Leiſtungsanſpruch des Käufers. 

Jedenfalls kann die fingierte Genehmigung nicht weiter wirken, 
als eine wirkliche es vermöchte. Eine ſolche kommt ja bei Falſch⸗ 
lieferungen im Leben nichts weniger als ſelten vor; z. B. der Wein⸗ 
händler ſchickt ein größeres oder kleineres Faß als das beſtellte, mit 
der Bitte, der Beſteller möge die Abweichung entſchuldigen; der 
Fleiſcher ſchneidet ein größeres oder kleineres Quantum Wurſt oder 
Schinken ab als das verlangte und teilt das dem Kunden unter 
gleichem Erſuchen mit. Jeder Leſer wird ſolche Fälle zu Dutzenden 
erlebt haben. Aber keiner iſt je auf den Gedanken gekommen, daß 
olche Mehr: oder Minderlieferung nach erfolgter Genehmigung auf 
den urſprünglich vereinbarten Preis ohne Einfluß ſei. Erklärt der 
Käufer ſich mit jener einverſtanden, ſo iſt nach allgemeinen Aus⸗ 
legungsgrundſätzen als ſtillſchweigend beigefügt zu unterſtellen: „ſelbſt⸗ 
verſtändlich unter entſprechender Einwirkung auf den vereinbarten 
Preis“. Vergebens aber fragt man ſich, warum das, was jedermann 
als natürliche Folge der ausdrücklichen Genehmigung anerkennt, 
bei der fingierten aus 585 377, 378 plötzlich nicht gelten ſolle. 

Gegen die herrſchende Anſicht ſpricht ferner die Ungleich— 
mäßigkeit des Ergebniſſes: daß der mehrlieſernde Verkäufer den 
Überſchuß über das Beſtellte bezahlt erhalte, wird ja faſt allgemein 
zugegeben und iſt auch gar nicht ernſtlich zu beſtreiten (ſ. oben Z. 1); 
wollten wir demgegenüber das gelieferte Minder auf den Preis 
einflußlos fein laſſen, fo enthielte das ein unbilliges, ja ungerechtes 
Meſſen mit zweierlei Maß. Gewiß ſoll § 378 die ſchutzwürdigen 
Intereſſen des Verkäufers fördern — aber doch nicht auf Koſten der 
Gerechtigkeit, von Treu und Glauben. Dieſem Leitgrundſatz des ge: 
ſamten Schuldrechts würde es nach meinem Rechtsgefühl durchaus 
zuwider ſein, wenn der Verkäuſer, der vielleicht bewußtermaßen, in 
der Erwartung erſolgender Genehmigung, ein Minder geliefert hat, 
den unbedachtſamen Käufer hernach durch Begehren des vollen Preiſes 
von Rechts wegen ſchmählich benachteiligen dürfte. Es ſollte ohne⸗ 
dies nicht verkannt werden, daß unreelles oder doch aufdringliches 
Geſchäftsgebahren ſich leicht des § 378 als bequemer Handhabe zur 
Abervorteilung minder gewandter Geſchäftsgegner bedienen kann. 
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Das iſt gewiß kein genügender Grund, um die Vorſchrift zu be 
kämpfen, wohl aber, um ihr kein größeres Anwendungsgebiet zuzu⸗ 
billigen, als Wortlaut und Zweck es als unbedingt notwendig er⸗ 
ſcheinen laſſen. 

Zweifelhaft ſcheint mir mein Ergebnis nur für die Fälle, wo 
der Preis einheitlich vereinbart war. Gewiſſe Geſichtspunkte der 
Zweckmäßigkeit ſprechen hier unleugbar zugunſten der herrſchenden 
Lehre. Aber andererſeits treffen die entwickelten Gegengründe faſt 
durchweg auch auf dieſen Fall zu. Er tft zudem praktiſch zweifellos 
viel weniger wichtig, und fo enthalte ich mich des näheren Eingehen 
darauf. Bewilligt man dabei mit mir dem Käufer eine Preis⸗ 
minderung, ſo dürfte dieſelbe einfach nach dem Verhältnis des wirklich 
Gelieferten zum vertragsmäßig zu Liefernden zu vollziehen fein: 

Der Vertragsgegenſtand verhält ſich zum wirklich Gelieſerten, 
wie der Vertragspreis zu dem zu ſuchenden Reſtpreis. 

3. Der dritte Fall, daß etwas anderes als die vertrags⸗ 
mäßige Ware geliefert war, hat in Wiſſenſchaft und Rechtſprechung 
bisher am wenigſten Beachtung gefunden. Er iſt im Leben ungleich 
ſeltener, kann daher auch hier kürzer abgemacht werden. Dies auch 
ſchon deshalb, weil die bisher entwickelten Geſichtspunkte im weſent⸗ 
lichen dabei wiederkehren. Zu ihnen kommt aber noch ein weiterer 
hinzu: das gelieferte aliud kann minderwertig, aber gelegentlich auch 
höherwertig ſein gegenüber dem vertragsmäßig zu Liefernden. Wollte 
man dieſen Umſtand bei der Behandlung als unerheblich ausſchalten, 
fo würde das im Ergebnis öfter zu einer Benachteiligung des Ber: 
käufers führen, alſo dem Schutzzweck des § 378 inſoweit geradezu 
entgegenwirken. Denn für eine Kondiktion des gelieferten Gegen 
ſtandes iſt wegen der Erforderniſſe des §8 814 BGB. dabei nicht 
überall Raum. Man könnte dem nur dadurch entgehen, daß man 
zwar dem Verkäufer einen Anſpruch auf den Mehrwert des Ge 
lieferten verleiht, nicht aber dem Käufer eine Entlaſtung wegen 
ſeines Minder werts zubilligt. Aber zu einer ſolchen groben, hand» 
greiflichen Unbilligfeit wird ſich nicht leicht jemand verſtehen; fie 
würde „geriſſene“ Verkäufer geradezu einladen, auf Koſten un 
erfahrener Käufer im trüben zu fiſchen, alſo im Sinne der Ro: 
tivationspolitik höchſt unerfreulich wirken. 

Die Preisberechnung wegen der nicht beſtellten, aber ge 
lieferten Gegenſtände macht ſich hier freilich minder einfach als in 
den Fällen der Mehr⸗ und der Minderlieferung; meines Erachtens 
wird dabei nichts anderes übrigbleiben, als zu unterſtellen, jene 
Gegenſtände ſeien einfach ohne beſondere Preisvereinbarung gekauft 
worden: es iſt alſo im Zweifel der Markt: oder Ladenpreis, mangels 
eines ſolchen der angemeſſene Preis als maßgebend zu erachten, wo⸗ 
gegen der urſprünglich vereinbarte ganz ausgeſchaltet wird. 

Prof. Dr. Paul Oertmann, Erlangen. 


Der Schuß gutgläubiger Rechtsnachfolger gegen rechts 
kräftige Urteile in 8 325 Abſ. II 350. und feine Sremen. 
Bereitet die Auslegung einer Geſetzesvorſchrift, deren Inhalt durch 
entſprechende Anwendung anderer Vorſchriften zu beſtimmen iſt, ſtets 
gewiſſe Schwierigkeiten, fo gilt dies um fo mehr dann, wenn die ent⸗ 
ſprechend anzuwendenden Vorſchriften einem ganz anderen Rechtsgebiet 
angehören, wie bei § 325 Abſ. 2 ZPO. 

I. Zu welchen Rechtsfragen feine Auslegung Anlaß gibt, lehrt 
folgender Fall: 

G. wird geiſteskrank und veräußert in dieſem Zuſtande ein 
Grundſtück und einen koſtbaren Ring an B. Nach feiner Entmün⸗ 
digung klagt ſein Vormund gegen B. auf Feſtſtellung, daß G. noch 
Eigentümer beider Gegenſtände ſei. Fragen: 

a) Wann wirkt das obſiegende Urteil gegen B. auch gegen 
den Erwerber der Gegenſtände, E.? 

p) Wie kann der Vormund die etwaige Unwirkſamkeit E. 
gegenüber verhüten? 

Zu a) Daß das (rechtskräftige) Urteil dann gegen E. wirkt, 
wenn er von der Rechtshängigkeit oder, wenn ſchon Rechtskraft 


45. Jahrgang. 
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eingetreten iſt, von dieſer!) wußte, bzw. (beim Ring) fein Nichtwiſſen 
auf grober Fahrläſſigkeit beruhte, iſt jetzt allgemein anerkannt. Merk⸗ 
würdigerweiſe find die Anſickten darüber geteilt, ob die Rechte kraſt⸗ 
wirkung gegen E. auch dann eintritt, wenn dieſer beim Erwerbe 
materiellsrechtlich ($S 932, 892 BGB) bösgläubig war. Gegen 
die Rechtskraftwirkung find beſonders Biermann?) und Stein). Ge: 
ſtützt wird deren Anſicht auf ein arg. e contr. aus Abſ. III des § 325. 
Allerdings würde ein Urteil aus den dort genannten Anſprüchen aus 
eingetragenen Sachhaſtungsrechten ſchon nach Abſ. II gegen den Er⸗ 
werber wirken, wenn es danach überhaupt auf materiellrechtliche 
But: bzw. Bösgläubigkeit ankäme ) 5) Daraus ein arg. e contr. 
herzuleiten, verbietet aber folgende Erwägung: 

Wenn wirklich die Rechtskraftwirkung des Abſ. I nur eintriit, 
wenn (quisque praesumitur bonus) bewieſen werden kann, daß der 
Rechtsnachfolger die Rechtshängigkeit kennt (bzw. ſeine Unkenntnis 
auf grober Fahrläſſigkeit beruht), fo wird die Nechtskraftwirkurg eben 
in den meiſten Fällen nicht zur Geltung gebracht werden können: 
denn in wie vielen Fällen kann man ſolche Kenntnis der Rechte: 
hängigkeit (bzw. grobfahrläffige Unkenntnis) nachweiſen?!3) So würde 
der Abſ. I des § 325 durch Abſ. II nahezu aufgehoben, wenn jene 
Auslegung richtig wäre. Für eine vorurteilsloſe Betrachtung kann 
es doch aber keinem Zweifel unterliegen, daß Abſ. II den Abſ. I nur 
zugunſten einiger Nechtsnachſolger einſchränken will. 


Dazu kommt ſolgendes: 

Nach § 238 ZPO. von 1877 follte die in § 236 Abſ. III daſ. 
vorgeſchriebene Wirkung des Urteils gegen die Rechtsnachfolger inſoweit 
nicht eintreten, als „Vorſchriſten des bürg. Rechts über den Erwerb 
beweglicher Sachen, über den Erwerb auf Grund des Grund- oder 
Hypothekenbuchs und über den Erwerb im guten Glauben“ „entgegen“ 
ſtänden. Danach war alſo der (nach Maßgabe der Reichs- bzw. Landes⸗ 
geſetze) bös gläubige Erwerber keinesſalls gegen ein zuungunſten feines 
Vorgängers ausgefallenes Urteil geſchützt, auch wenn er die Rechts— 
hängigkeit nicht kannte. Nach der Begründung zur Novelle von 1897 
(S. 109) wurde dann der $ 238 durch den § 293 ee, den jetzigen § 325, 
„erſetzt“. Keinesfalls ſollte alſo der Grundgedanke des 3 238 preis⸗ 
gegeben werden, wie das der Fall wäre, wenn man nunmehr auch den 
materiell bösgläubigen Erwerber für den Fall der Nichtkenntnis 
(bzw. nicht grobfahrläſſigen Unkenntnis) der Rechtshängigkeit hätte 
ſchützen wollen. Der jetzige 8 325 Abſ. II kann darum dies ebenſo⸗ 
wenig beabſichtigen wie die Vorſchrift des 8 238 der alten ZPO., 
die er „erſetzt“. 

Die Entſtehungsgeſchichte in Verbindung mit ſachlicher Erwägung 
lehrt alſo, daß Abſ. II des 8 325 auch den materiell bösgläubigen 
Rechtsnachfolger von der Rechtskraftwirkung des Abſ. I ausſchließt. “) 

Die Antwort auf Frage a lautet alſo: Das Urteil wirkt gegen 
E,, wenn dieſer hinſichtlich des Rechts des B. bösgläubig nach §§ 932, 
892 BGB. war, ferner dann, wenn E. von der Rechtshängigkeit oder 
Rechtskraft wußte (bzw. beim Ring, fein Nichtwiſſen auf grober Fahr: 


1) So Motive zu § 192 des erſten Entwurfs eines BGB., der 
dem jetzigen § 325 Abſ. 1 und Il ZBD. entſpricht, und Predari, 
GB0O., 2. Aufl. 1913, S. 97. 

1) Widerſpruch und Vormerkung 1901 S. 124/5. 

3) ZPO. für das Deutſche Reich, 10. Aufl., § 325 Note IV. 
Ahnlich Skonietzky⸗Gelpke, ZPO. Note 8 zu 8 325. 

4) Vgl. auch Schneider, Necht 1902, 472 ff. und Förſter⸗Kann, 
ZPO, 8. Aufl. 1913, Note 3b zu $ 325. 

5) Abſ. III iſt in Wahrheit gleichwohl nicht überflüſſig, da er 
meines Erachtens nur falſche Folgerungen aus der Natur der darin 
genannten Rechte verhüten will. 

6) Anders nur (bei Grundſtücken), wenn die Rechtshängigkeit ein⸗ 
tragbar wäre, was nicht der Fall iſt (vgl. zu b). Die Erwirkung des 
Widerſpruchs würde nach Stein⸗Biermann zwecklos ſein, da er nur die 
Wirkung materiellrechlicher Gutgläubigkeit auſhebt, auf die es nach 
jenen nicht ankommt (vgl. Hellwig, Weſen und ſubj. Begrenzung der 
Rechtskraft, 1901 S. 197). 

7) So (im Ergebnis) auch RG. 79 Nr. 37, dgl. Förſter⸗Kann, 
3PO., 3. Aufl., 1913 Note 3h zu § 325. 


läſſigkeit beruhte). In allen anderen Fällen wirkt das Urteil nicht 
gegen E, nützt alſo dem G. nach vollzogener Veräußerung nichts 
mehr. 

Zu b) Eine Veräußerung des Ringes kann der Vormund nur 
durch eine, Glaubhaftmachung erfordernde, einſtweilige Verfügung 
gemäß §8 936, 938 ZPO. verhindern. Gegen Veräußerung des 
Grundſtücks kann er ſich ſichern durch Erwirkunz eines Widerſpruchs 
(3 899 BGB.), der gleichfalls, wenn der Gegner ihn nicht bewilligt, 
nur auf Grund einer, Glaubhaftmachung des Rechts des G. erfordernde, 
einſtweiligen Verſügung eingetragen wird (SS 936, 921 Abſ. II 380.) 
Solcher oft ſchwierigen, zuweilen unmöglichen Glaubhaftmachung 
würde G nicht bedürfen, wenn die Eintragung der Rechtshängigkeit 
ſelbſt zuläſſig wäre. Das iſt indes nicht der Fall.?) Die gegen: 
teilige), weitverbreitete Ar ſicht überſieht folgendes: 

Mit jener Eintragung würde die ſie nachſuchende Partei genau 
das gleiche erieiken, wie mit dem Widerſpruch: Sie würde vers 
hindern, daß der Erwerber des ſtreitbefangenen Rechts gegen die 
Rechts!raftwirkung des Urteils geſchützt wäre. Wozu bedürfte es 
aber der Rechtsein richtung des „Widerſpruchs“, wenn das gleiche 
Ergebnis leichter auf andere Weiſe zu erzielen wäre? Das Gefeg, 
das ihn ſchuf, hat neben ihm für die Eintragung der Rechtshängigkeit 10) 
keinen Raum. 

Unſer Ergebnis iſt alſo: Der Vormund kann G. gegen die 
Gefahren, die ihm aus § 325 Abſ. II ZPO. erwachſen können, ſtets 
nur ſchützen, wenn er in der Lage iſt, die Rechte des G. glaubhaft 
zu machen. 


II. Zur Klarſtellung zuweilen auftauchender Irrtümer über die 
Tragweite des § 325 Abſ. II iſt folgendes zu bemerken: 

a) Bei Streitigkeiten aus dinglichen Rechten iſt § 825 Abſ. II 
nicht anwendbar, wenn nur geſtritten wird über den Umfang der 
Befugniſſe, die aus einem an ſich unſtreitig beſtehenden Rechte 
fließen, z. B. über die Beſugniſſe, die eine Grunddienſtbarkeit gewährt, 
deren etwas unklare Eintragung zu Zweifeln über ihren Umfang 
Anlaß gibt. Denn eine Unrichtigkeit des Grundbuchs liegt hier 
nicht vor, es kommt alſo 8 892 BGB. nicht in Frage und ſomit 
auch nicht § 325 Abſ. II 3PO., da deſſen Wirkſamkeit nur fo weit 
reicht, wie die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts, auf die er Bezug 
nimmt. Es tritt alſo hier in allen Fällen Rechtskraftwirkung gemäß 
§ 325 Abſ. I ein. 

b) Abſ. II findet aber ferner keine Anwendung, wenn Gegenſtand 
des Rechtsſtreits lediglich obligatoriſche Rechte find und nach Rechts: 
hängigkeit der Gegenſtand der Verpflichtung veräußert wird, da eine 
Rechtsnachfolge hinſichtlich des Streitgegenſtandes ſelbſt nicht vorliegt. 
Das gilt auch, wenn die Verpflichtung durch Vormerkung geſichert iſt 
(§ 883 BGB.). Denn auch dann wird der Erwerber des den Gegen⸗ 
ſtand der Verpflichtung bildenden Grundſtücksrechts nicht Rechts; 
nachfolger in die den Streitgegenſtand bildende Verpflichtung ſelbſt. 
Wenn gegen ihn dann der Sonderanſpruch des 8 888 BGB. 
gegeben iſt, ſo wird dadurch beſtätigt, daß er an ſich in die den 
Gegenſtand des RNechtsſtreits bildende Verpflichtung nicht eintritt. In 
dieſem Falle b (anders wie oben zu a) kommt Abſ. II des § 325 
deshalb nicht zur Anwendung, weil Abſ. J, den der Abſ. II nur einſchränlt 
(vgl. Ja), gar nicht Platz greift. 

Dr. Otto Hollaender, Gerichtsaſſeſſor, z. Zt. Spandau. 


Die Entſtehungsgründe und Geſchichte des 5 
Teſtamentskataſters. Dieſes in Oſterreich (Wien 
hilferſtraße 1c) begründete Inſtitut verdankt zwar nicht feine 


8) Bol. Allgemeineres darüber: Kretzſchmar, ZBlF G. 1903 S. 647 
und derſelbe Sachenrecht, 1906 S. 217. 

9) al. Oberneck, Reichsgrundbuchrecht, 4. Aufl., 1909 S. 399 
Note 17 und die dort Zitierten. 

10) Für die Eintragung der Rechtskraft beſteht keinerlei Be⸗ 
dürfnis, da der Sieger ſein Urteil nur auszunützen braucht, um eine 
wirkſame Veräußerung des Streitgegenſtandes zu verhindern. 
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ſtehung, wohl aber ſeine Ausreifung dem Kriege. Bereits in 
Friedenszeiten erfolgten zahlreiche Recherchierungen nach Teſtamenten 
und ſonſtigen letztwilligen Verfügungen. Dieſe Nachforſchungen bewegten 
ſich größtenteils in der Form von öffentlichen Aufrufen oder Zirkular⸗ 
ſchreiben an Anwälte und Notare, wenn den Angehörigen bekannt 
war, es erliege irgendwo eine letztwillige Verſügung, aber nicht zu 
ermitteln war, wer der Verwahrer iſt. Derjenige, der ein Teſtament 
errichtet, wird in vielen Fällen gerade ſeinen Angehörigen gegenüber 
hierüber ſich nicht ausſprechen, vielmehr eine Perſon zum Vertrauens, 
mann wählen, welche mit ſeinen engeren Familien⸗ und Freundeskreiſen 
nicht in engſter Berührung ſteht. Der Verwalter des Teſtaments hat 
nun in Oſterreich die Aufgabe, im Ablebensſalle dasſelbe zum Nachlaß⸗ 
gericht zu bringen und die gehörige Kundmachung zu veranlaſſen. 
Zum Verwahrer wird in der Regel die Kanzlei eines Advokaten oder 
eines Notars gewählt. Erfährt die Kanzlei zufälligerweiſe nicht das 
Ableben des betreffenden Hinterlegers (Teſtators), ſo ergibt ſich der 
Begriff der ſogenannten „obſoleten“ oder richtiger „verſchollenen“ 
Teſtamente, deren manche in älteren Kanzleien erliegen. Ich ſpreche 
von Kanzleien, weil dieſe der häufigſte Verwahrungsort von Teſtamenten 
ſind, ſelbſtredend gilt dasſelbe auch für jene Fälle, in welchen ein 
Teſtament bei einem Privaten erliegt, der nicht zum Kreiſe der 
nächſten Angehörigen des Teſtators gehört und über deſſen Schickſale 
nicht von ſelbſt durch geſellſchafiliche Beziehungen immerfort informiert 
bleibt (z. B. Dienſtgeber des Teſtators uſw.). Nicht zu überſehen 
ſind übrigens auch die Fälle einer Verheimlichung, wobei unter Um⸗ 
ſtänden nicht einmal unlautere Motive zugrunde liegen müſſen. Es 
genügt auch Nachläſſigkeit, Sorgloſigkeit oder eine Nichtübereinſtimmung 
der eigenen Anſichten über gerechte Verteilung des Nachlaſſes mit dem 
Teſtamente, z. B. die Überzeugung, daß der Teſtator grundlos ſeine 
nächſten Angehörigen enterbt hat. 

Laſſen wir auch die letztere Kategorie von Fällen der Teſtaments⸗ 
verluſte beiſeite, ſo iſt die erſtere zahlreich genug, um eine Vorſorge 
dagegen zweckmäßig erſcheinen zu laſſen. Der Verfaſſer dieſes Auf: 
ſatzes hat daher bereits im Frieden den Gedanken eines Regiſters 
angeregt, welches, namentlich für die Bedürfniſſe des Mittelſtandes 
berechnet, die Möglichkeit gibt, die Aufſindung der Teſtamente tun⸗ 
lichſt zu ſichern. Der Gedanke wurde beifällig aufgenommen. Denn 
ſeine Verwirklichung liegt ja gleichmäßig im Intereſſe des letztwillig 
Verfügenden wie auch der Verwahrer. Die näheren Modalitäten 
des neuen Inſtituts mußten gründlich erwogen werden. War auch 
der Gedanke als ſolcher höchſt einfach, ſo entſtanden in bezug auf die 
Durchführung verſchiedene Zweifelsfragen. Von Beginn an ſtand es 
ſeſt, daß das Inſtitut des Zentral⸗Teſtamentskataſters alle Eins 
tragungen mit dem Schleier der ſtrengſtem Geheimhaltung umgeben 
muß. Da jedoch zwei Perſonenkreiſe in Betracht kommen (die letzt⸗ 
willig Verfügenden und die Verwahrer der letztwilligen Verfügungen), 
müßten immerhin die Befugniſſe der erſteren und der letzteren in 
bezug auf die Anmeldung der Teſtamente zur Vormerkung zur Löſchung 
uſw. abgegrenzt werden, um die Einrichtung ſo zweckmäßig als möglich 
zu geſtalten. 

Anläßlich der Prüfung der projektierten Geſchäftsordnung des 
Kataſters durch die Gerichte ergaben ſich gerade in dieſem Punkte 
differierende Meinungen. Die Schwierigkeit wurde dadurch überbrückt, 
daß im Regiſter eine Rubrik dafür geſchaffen wurde, wer die An⸗ 
meldung bewirkte, ob der Teſtator oder der Verwahrer. 

In jenen Fällen, in welchen die Anmeldung durch den Teſtator 
erfolgte, kann auch deren Anderung nur mit ſeiner ausgewieſenen 
Zuſtimmung prinzipiell erfolgen, wo aber die Anmeldung bloß ſeitens 
des Verwahrers erfolgt iſt, ohne daß der Teſtator mit dem Teſtaments⸗ 
kataſter in Verbindung trat, iſt eine größere Bewegungsfreiheit dem 
Ver wahrer auch in bezug auf Eintragung von Anderungen eingeräumt. 
Die Angabe des Teſtaments inhalts fällt ſelbſtverſtändlich ganz 
außerhalb des Rahmens des Regiſters. Der Gedanke des Teſtaments⸗ 
kataſters wurde während des Krieges aktuell. Durch den Krieg ers 
gab ſich eine Menge von Verſchiebungen, mit denen früher nicht ge⸗ 
rechnet werden konnte. Auch für Perſonen im jungen Alter ergibt 


ſich in vielen Fällen die Notwendigkeit einer letztwilligen Vorſorge. 
Hatten fie andererſeits fremde Teſtamente in Verwahrung, fo eniftand 
für die Hinterleger ein neues Gefahrenmoment, mit dem fie bisher 
nicht gerechnet haben. In vielen Fällen rückten ſowohl der Ver⸗ 
wahrer wie der Teſtator ins Feld ab und ſtehen beide vor derſelben 
Gefahr. Die Verhältniſſe ſind unüberſichtlich. 

Dieſen Verſchiebungen in den bisherigen Verbältniſſen tritt nun 
ein ganz neues Bedürfnis des Klägers an die Seite, welches ſchon 
von den Römern erfaßt und von unſerer Geſetzgel ung nach dem 
römiſchen Vorbilde anerkannt wurde. Es iſt das die Vorſorge für 
die Militärteſtamente. Das fogenannte Testamentum militis ift ge 
ſetzlich begünſtigt. In Erwägung, daß der Soldat in vielen Fällen 
keine Möglichkeit oder Muße hatte, vor feiner Abrückung in den Feld⸗ 
zug allſeitig Vorſorge zu treffen und die Verhältniſſe im Felde die 
Einhaltung von Formalitäten unmöglich machen, hat das Geſetz das 
Teſtament des Soldaten von jeder Förmlichkeit entbunden. Es ge 
nügt jede formlofe Niederſchrift, wie fie z. B. bei einem Kameraden 
oder ſonſt irgendwo ohne Zeugen hinterlegt werden kann. Um ſo 
geringer iſt aber hier die Sicherheit, daß ein ſolches Militärteſtament 
auch gegebenenfalls aufgefunden wird. 

Um den beſonderen Bedürfniſſen der Militärperſonen zu ent⸗ 
ſprechen, wurde beim Zentral⸗Teſtamentskataſter für dieſe auch eine 
Teſtamentsbewahrſtelle eingerichtet, von welcher namentlich die Per⸗ 
ſonen im Felde häufig Gebrauch machen. 

Die Einrichtung des Kataſters wurde ſeitens des Juſtizminiſteriums 
den Gerichten mit der Weiſung bekanntgegeben, in allen geeignet er 
ſcheinenden Fällen das Vorhandenſein von Teſtamenten bei dem 
Kataſter zu erfragen. Das k. u. k. Kriegsminiſterium hat die Ein 
richtung allgemein auch den Truppen im Felde wiederholt verlautbart, 
die Tätigkeit des Kataſters iſt, inſoweit Teſtamente von Eingerückten 
in Betracht kommen, ganz unentgeltlich, während ſeitens der Zivil⸗ 
perſonen eine geringfügige Manipulationsgebühr von .. Kr. ein 
gehoben wird. 

So liegen die Verhältniſſe in Oſterreich. 


In Preußen beſteht eine Bewahrſtelle für Militärteſtamente bti 
dem Kriegsminiſterium ſelbſt. 

Sie eiſtreckt ihre Tätigkeit ſelbſtverſtändlich nur auf preußiſche 
Soldaten, alſo nicht auch auf jene der übrigen Bundesſtaaten und 
auch nicht auf die Zivilbevölkerung. Auch iſt es eine bloße Teſtaments⸗ 
bewahrſtelle, nicht aber zugleich eine Evidenzſtelle über anderswo er 
liegende Teſtamente. 

Es dürfte auch noch eine offene Frage ſein, was mit dieſen 
Teſtamenten nach Friedensſchluß zu geſchehen hat. 

Aus dieſem Grunde würde ſich auch für Deutſchland die 
Schaffung einer ähnlichen Zentralſtelle, wie es der Zen 
tral⸗Teſtamentskataſter in Wien iſt, ſicherlich empfehlen; 
ſo hat z. B. der Berliner Anwaltverein kürzlich gleichfalls es als 
durchaus erwünſcht bezeichnet, daß eine ähr liche Einrichtung auch in 
Deutſchland ins Leben gerufen werde. 

Hof⸗ und Gerichtsadvokat Dr. Georg Wurzel, Wien. 


Entgegnungen. 


Nochmals Interbrechung und Ausſetzung wegen 
Krlegsteilnehmerſchaft und Perjährung. Die neuerlichen 
Ausführungen des Herrn Oberſtlandesgerichtsrats Gehrlein zu dieſem 
Thema S. 1331 ff. vermögen nicht von der Richtigkeit ſeines Stand⸗ 
punkts zu überzeugen. Statt längerer theoretiſcher Auseinander⸗ 
ſetzungen ein kurzes, praktiſches Beiſpiel: Es ſei die Viehgewäht⸗ 
ſchafts⸗ oder ſonſt welche kurzfriſtige Wandlungsklage erhoben, der 
Prozeß wurde bei Kriegsbeginn ausgeſetzt, weil Beklagter zum Heere 
eingerückt iſt. Beklagter wird ſchon nach kurzer Zeit wegen völliger 
Dienſtuntauglichkeit wieder entlaſſen. Der Kläger weiß das, verlaßt 
ſich aber auf die ſeinerzeitige Mitteilung ſeines Anwalts, daß der 
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Prozeß ausgeſetzt ſei, infolgedeſſen bleibt der RNechtsſtreit bis Kriegs⸗ 
beendigung, alſo jabrelang liegen, obwohl er gemäß § 4 BR O. 
längſt hätte wieder aufgenommen und durchgeführt werden können. 
Ich zweifle ſehr, ob hier nicht der Beklagte mit dem Einwand der Ver⸗ 
jährung gemäß § 211 Abſ. 2 BGB. und RG. 72, 185 durchdringt, ohne 
daß es dem Kläger etwas nützt, wenn er ſich nach Gehrlein auf den 
Schutz des §8 4 BR BO. beruft. Denn dieſer 8 4 handelt eben nur 
von prozeſſualen Beendigungsgründen der Verſahrensunterbrechung, 
behandelt aber nicht die materiellrechtliche Seite der Verjährungs⸗ 
unterbrechung. Gerade der 8 4 gibt ja dem Kläger das Recht, 
das Verfahren weiterzubetreiben, warum nicht auch die Pflicht? Jura 
vigilantibus sunt scripta ſage ich hier mit Herrn Oberſtlandesgerichts⸗ 
rat Gehrlein. 

Gegenüber dem Wortlaut des 8 4 BRVO., der den 8 211 Abſ. 2 
BGB. nicht berührt, iſt der bloße Hinweis auf die Begründung der BD. 
nicht ſtichhaltig; denn erſtens erwähnt dieſe Begründung überhaupt 
nicht die Verjährungsunterbrechung, ſondern nur die prozeßrechtlichen 
Friſten nach $ 249 3PO., und zweitens iſt — wie uns allen aus 
Erfahrung der reichsgerichtlichen Rechtſprechung bekannt iſt — die 
Stütze auf die nicht geſetzeskräftigen Diotive oft von ſehr zweifel⸗ 
haftem Wert. Was die Frage des Verſchuldens anlangt, ſo hat Herr 
Oberlandesgerichtsrat Gehrlein ſcheinbar meine Ausführungen miß⸗ 
verſtanden. Das NG. ſelbſt wirft in der zitierten Entſcheidung, 
BD. 72 S. 185 in Auslegung des 8 211 Abf. 2 8 B., die Ber: 
ſchuldensfrage auf, indem es ausführt: „Dieſe geſetzliche Be⸗ 
ſtimmung wolle erſichtlich nur einen Kläger treffen, dem aus dem 
Nichtbetrieb des Prozeſſes ein Vorwurf gemacht werden 
könne, in den Fällen der Unterbrechung und Ausſetzung des Ver⸗ 
fahrens, ſei der Stillſtand des Prozeſſes fürs erſte entſchuldigt, 
erſt wenn der Grund zur Unterbrechung und Ausſetzung des Ver⸗ 
fahrens weggefallen ſei und der Kläger auch dann den Prozeß 
noch liegen laſſe, ſo ſei nunmehr der Zeitpunkt gekommen, mit 
dem, weil von jetzt an der Stillſtand auf der Untätigkeit des 
Klägers beruhe, die neue Verjährung ihren Anfang nimmt.“ Mit 
dieſen Ausführungen hat meines Erachtens das RG. ſelbſt in Aus: 
legung des § 211 Abſ. 2 die Frage des Verſchuldens eingeführt. 
Nach Anſchauung des RG. läuft die unterbrochene Verjährung nicht 
ſchon automatiſch im Zeitpunkt des Wegfalls des Unterbrechungs⸗ 
oder Ausſetzungsgrundes, der dem Kläger meiſt unmöglich ſofort be⸗ 
kannt ſein kann, vielmehr erſt dann, wenn der Kläger den Prozeß 
ſchuldhafterweiſe nicht betreibt, nachdem er den Wegfall des 
Ausſetzungsgrundes kannte oder hätte kennen müſſen. 
3. B. im Falle der §§ 239, 246 3PO. (Unterbrechung oder Aus⸗ 
ſetzung bei Tod einer Partei) beginnt die neue Verjährung erſt mit 
dem Zeitpunkt, wo der Kläger imſtande war, die Rechtsnachfolger 
gemaß 8 239 Abſ. 2 ZPO. zur Aufnahme des Verfahrens und zur 
Verhandlung zu laden. Die genaue Feſtſtellung dieſes Zeitpunktes 
des neuen Verjährungsbeginns wird oft ſehr ſchwierig ſein, man 
denke nur an verwickelte erbrechtliche Verhältneſſe, Beteiligung aus⸗ 
ländiſcher Erben uſw. Inſofern gibt RG. 72, 185 zu einer Reihe 
von Zweifelsfragen Anlaß bezüglich des genaueren Zeitpunkts des 
neuerlichen Verjährungsbeginns nach Wegfall des Unterbrechungs⸗ 
oder Ausſetzungsgrundes, was bei kurzen Verjährungsfriſten ſehr 
wichtig ſein kann, und bezüglich der Verſchuldensfrage. 

Ich halte alſo daran feſt, daß in den Fällen der SS 2 und 3 
KrT Sch. trotz § 4 die Verjährung in dem Zeitpunkt neuerdings zu 
laufen beginnt, wo der Kläger nach Wegfall des Unterbrechungs⸗ 
oder Ausſetzungsgrundes, alſo der Kriegsteilnehmereigenſchaft, es 
ſchuldhafterweiſe unterläßt, den Prozeß weiter zu betreiben. 

Rechtsanwalt A. Süſſer, Würzburg. 


Zu 8 14a der Bekanntmachung zur Entlaſtung der 
Gerichte vom 9. September 1915. Rechtsanwalt Dr. Breuer, 
Frankfurt a. M., erörtert in Nr. 18 der JW. 1916 S. 1330 C, die durch 
den 8 14a Entl Bek. vom 9. September 1915 (eingefügt durch Bek. 
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vom 18. Mai 1916) geſchaffene Neugeſtaltung der Widerſpruchsfriſt 
im Mahnverfahren Das Ergebnis feiner Unterſuchung, daß $ 14a 
auf das geſamte Mahnverfahren zu erſtrecken ſei, iſt entſchieden richtig 
und auch praktiſch allein haltbar, doch auf dem unnötigen Umweg 
über die extenſive Interpretation gewonnen. 


Dr. Breuer geht davon aus, daß § 14a nach der Bekanntmachung 
nur bei ſolchen Zahlungsbefehlen Anwendung zu finden habe, die auf 
Grund einer als Geſuch um Erlaß des Zahlungsbefehls geltenden 
amtsgerichtlichen Klage zu erlaſſen ſeien. Damit wird er meines 
Erachtens der Bekanntmachung in keiner Weile gerecht. 8 14a iſt 
eingeſchoben in den Abſchnitt „Mahnverfahren vor den Amtsgerichten“. 
Dieſer regelt in Ergänzung des 7. Buchs der ZPO. die Kompetenz des 
Mahnverfahrens reſtlos auf Koſten des Prozeßverfahrens. Iſt es 
nach der ZPO. dem Gläubiger überlaſſen, feinen Anſpruch (voraus⸗ 
geſetzt, daß er den Erforderniſſen des 8 688 ZPO. entſpricht) im 
Wege des Mahnverfahrens zu verfolgen, ſo ordnet die Bekanntmachung 
nunmehr kategoriſch an, daß grundſätzlich ſämtliche Anſprüche des 
8 688 ZPO. — abgeſehen von dem Ausnahmefalle des § 14 Abſ. 1 
Ende — im Mahnverfahren geltend gemacht werden müſſen. Denn 
der in Frage ſtehende Abſchnitt umfaßt nicht bloß, wie Dr. Breuer 
anzunehmen ſcheint, die ſogenannten Klagezahlungsbefehle des § 14, 
ſondern ſchlechtweg — man beachte 8 18 — ſämtliche vom AG. zu 
erlaſſenden Zahlungsbeſehle, alſo auch ſolche, die auf ein Geſuch des 
Gläubigers ausgefertigt werden. 

Geht man nun davon aus, fo iſt die Tragweite des § 14a aus 
feiner Stellung heraus klar. Er bezieht ſich nicht nur auf $ 14, 
dann wäre er dieſem nur als beſonderer Abſatz angehangen worden, 
ſondern auch auf § 13, d. h. alfo auf ſämtliche Zahlungsbefehle, ſie 
mögen nun vom AG. auf Grund eines Geſuchs oder einer Klage ers 
laſſen werden. 

Und damit iſt das Reſultat gegeben, daß hinſichtlich der Wider⸗ 
ſpruchsfriſt ſämtliche Zahlungsbefehle ſchon nach dem Wortlaut der 
Bekanntmachung einheitlich zu behandeln ſind. 

Gerichtsaſſeſſor Pr. Dittmar Wieluner, Grünberg i. Schl. 


Pertragsauslegung. Hachenburg wendet ſich in der Ans 
merkung zu dem JW. S. 1293 unter Nr. 5 abgedruckten Urteil des 
OLG. München vom 23. Auguſt 1916 gegen die nach ſeiner Meinung 
in dem Urteil ausgeſprochenen Grundſätze, welche, wie er ſagt, die 
Konſequenz aus der Rechtsregel, daß die Unmöglichkeit der Leiſtung 
von der Erfüllung befreit, ausſchalten. Die Entſcheidung der Frage, 
die Hachenburg in dem Urteil beantwortet findet, iſt gerade für die 
Jetztzeit von außerordentlicher Bedeutung. In dem zur Entſcheidung 
ſtehenden Fall handelt es ſich darum, ob der Verkäufer von zirka 
75 Prozent Graphit ſolchen von 80 Prozent Kohlenſtoffgehalt liefern 
müſſe, wenn der geringerprozentige beſchlagnahmt iſt. Ahnliche 
Fragen tauchen jetzt in der Praxis fortgeſetzt auf, insbeſondere iſt in 
der Textilbranche vielfach Verwendung von beſtimmten Geweben ver⸗ 
boten, während die Verwendung von geringerwertigen Geweben erlaubt 
bleibt. Da nun die geringerwertigen vielfach einen höheren Markt⸗ 
preis als die beſtellten Waren zur Zeit des Kaufabſchluſſes haben, 
ſo ſtellt ſich der Verkäufer der Regel nach auf den Standpunkt, daß er 
von der Lieferungspflicht frei ſei, während der Käufer den entgegen⸗ 
geſetzten Standpunkt vertritt und Lieferung aus dem minderwertigen 
Material verlangt. Für dieſen Fall will Hachenburg mit Recht dem 
Standpunkt des Verkäufers den Vorzug geben, da die vereinbarte 
Lieferung unmöglich iſt und kein Teil Ausführung in anderer Ware 
verlangen kann. Das von Hachenburg behandelte Urteil will dieſen 
Grundſatz aber gar nicht verletzen, es ſtellt ſich vielmehr die Frage, 
was in dem in Rede ſtehenden Vertrage unter zirka 75 prozentigem 
Graphit zu verſtehen ſei, und es kommt aus dem Umſtande heraus, 
daß der Gehaltszahl ein „zirka“ beigeſügt iſt und daß für je 1 Pro⸗ 
zent plus oder minus ein beſtimmter Preis vertragsmäßig vergütet 
werden muß, zu dem Reſultat, daß auch 80 progentiger Graphit von 
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dem Kauf erfaßt wird. Es interpretiert ſomit den Kaufvertrag dahin, 
daß nach dem übereinſtimmenden Willen beider Teile nicht gerade 
75 prozentiger Graphit geliefert werden muß, ſondern auch noch 
80 prozentiger. Man kann natürlich darüber ſtreiten, ob das Or. 
München hierbei dem übereinſtimmenden Willen beider Teile gerecht 
geworden iſt. Jedenfalls aber darf ſeiner Interpretation nicht der 
Vorwurf gemacht werden, daß ſie dem widerſpricht, was der Vertrag 
klar und deutlich ausgeſprochen hat. 

Die Entſcheidung verſtößt ſomit nicht gegen die Begrenzung, 
welche das Reichsgericht für die Auslegung gegeben hat, und ſie 
bricht auch nicht mit der Rechtsregel, daß die Unmöglichkeit der 


Leiſtung von der Erfüllung befreie. 
Juſtizrat Jacuſiel, Berlin. 


Haftet der Schädiger auch für die Koſten eines erfolg- 
loſen Dorprozeſſes? In Nr. 16 der IW. S. 1180 unterjucht 
Landrichter Dr. Bovenſiepen dieſe wichtige Frage. Wenn er die 
entſcheidende Vorfrage, ob eine verwickelte Sach⸗ und Rechtslage zu 
Laſten des Gläubigers oder des Schuldners gehen ſoll, grundſätzlich 
zuungunſten des letzteren beantwortet, ſo kann ihm weder im Er⸗ 
gebnis noch in der Begrundung zugeſtimmt werden. Aber auch die 
Begründung des LG. Kiel, der urſächliche Zuſamenhang ſei durch 
das freie vorſätzliche Handeln des Geſchadigten unterbrochen worden 
und deshalb nur der „rein logiſche“, nicht aber der rechtliche Kauſal⸗ 
zuſammenhang gegeben, geht meines Erachtens fehl. Die Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen logiſchem und rechtlichem Kauſalzuſammenhang iſt 
eine Konſtruktion, mit der man ſachlich kaum weiterkommt. Es iſt 
logiſch und auch zugleich billig, wenn man ſagt: Der Gläubiger, der 
ſich in eine ſchwierige Rechtslage verſetzt ſieht, hat ſelbſt dafür zu 
ſorgen, wie er zweckmäßig zu feinem Recht kommt, und ebenſo logiſch 
iſt es vom Standpunkt des Schuldners aus, wenn man ſagt: Der 
Schuldner hat den auf der freien Entſchließung des Gläubigers be⸗ 
ruhenden Prozeß gegen den unrichtigen Schuldner nicht verurſacht. 
Andererſeits wird man es wiederum nicht als unlogiſch bezeichnen 
können, wenn man ſagt: Der Schuldner, der eine ſchwierige Rechts⸗ 
lage geſchaffen hat, hat auch alle Folgen zu vertreten bis zur letzten 
Konſequenz und daher auch den unnötigen Prozeß verurſacht. Die 
Bemerkung Vovenſiepens, bei einer zweifelhaften Sach⸗ und Rechts: 
lage, insbeſondere bei Schiffskolliſionen, ſei es keineswegs etwas Uns 
gewöhnliches und ganz aus dem Bereich der menſchlichen Erfahrungen 
Herausfallendes, daß der Gefchädigte zunächſt zu Unrecht jemanden 
verklage, iſt inſofern zweifellos zutreffend, aber ſeine Verallgemeine⸗ 
rung, daß deshalb grundſatzlich der Schuldner das Riſiko der oft 
recht ſchwierigen Ermittlung des richtigen Beklagten zu tragen habe, 
geht doch zu weit und ſtellt in Wirtlichkeit eine einſeitige Begünſti⸗ 
gung des Gläubigers dar. Nach allgemeiner Rechtsüberzeugung muß 
es ſtets dem Rechtſuchenden überlaſſen bleiben, welchen Weg er zur 
Herbeiführung des erſtrebten Nechtserfolges für zweckmaßig hält. 
Auch entſpricht die Begünſtigung des Glaubigers insbeſondere dann 
nicht der Billigkeit, wenn der Schuldner über die Sach⸗ und Rechts⸗ 
lage ebenfalls ſchuldlos Zweifel hegt. In dieſem Falle geht alſo die 
Begründung Bovenſiepens, der wahre Schuldner habe es gar nicht 
auf die Einreichung der Klage gegen den vermeintlichen Schuldner 
ankommen laſſen dürfen, fehl. 


Zu einer richtigen Löſung der aufgeworfenen Frage kann man 
meines Erachtens nur dann kommen, wenn man zunachſt die Frage 
prüft: Was entiſpricht am meiſten der Billigkeit und der Verkehrs⸗ 
auffaſſung. Dieſe von Bovenſtepen bereits geſtreifte Frage kann aber 
nicht generell, ſondern nur für den einzelnen Fall beantwortet werden. 
Es zeigt ſich hier deutlich, daß man mit logiſchen Deduktionen und 
Aufſtellung genereller Regeln nicht weiterkommt, denn was im einen 
Falle billig iſt, kann je nach den beſonderen Umſtänden im andern 
Falle zu Härten führen. Nur ſorgfältige Abwägung des Für und 
Wider durch den Richter in jedem Falle nach den beſonderen Um⸗ 
ſtänden und unter Berückſichtigung der Schuldloſigkeit nicht nur des 
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Gläubigers — eine ſolche wird nur in den ſeltenſten Fällen vor 
liegen —, ſondern in erſter Linie des Schuldners an der umichtigen 
Prozeßführung wird das richtige Ergebnis zeitigen. 

Aſſeſſor Dr. Hans Becker, Eisleben. 


Vereine. 
Reichs deutſche Waffenbrüderliche Vereinigung. 


A. Leipzigs. 

„Der Beweis im ungariſchen Zivilprozeß.“ Vortrag des 
Juſtizminiſters a. D. Dr. Plöſz aus Budapeſt. Der Vor⸗ 
tragende, bekanntlich der Schöpfer der ungariſchen ZBO., gab auf 
ſicherer theoretiſcher Grundlage eine Überſicht über das Beweis⸗ 
recht des ungariſchen Prozeſſes. Im allgemeinen ſtimmt es mit 
dem Beweisrecht der deutſchen ZPO. überein. Die wichrigſte Ab: 
weichung beſteht im Eidesrecht. Wie im öſterreichiſchen, iſt auch 
im ungariſchen Recht der Parteieid, von einigen Ausnahmen ab⸗ 
geſehen, durch die eidliche Einvernahme der Partei erjegt. Beide 
Parteien werden vernommen; nur eine Partei wird vereidigt. Nicht 
ausgeſchloſſen iſt es, daß die Berufungsinſtanz eine Partei vereidigt, 
obwohl in I. Inſtanz die andere vereidigt wurde. Der Vortragende 
rechifertigt die Parteivernehmung mit bekannten, zum Teil auch mit 
neuen Gründen, vor allem: Der Parteieid iſt Überhaupt kein Beweis 
mittel, ſondern Akt der Parteidispoſition und paßt deshalb nicht in 
das moderne Beweisſyſtem. Reizvoll waren die Ausführungen dez 
Vortragenden, wonach zwiſchen den einzelnen Beweismititeln ein 
grundſätzlicher Unterſchied nicht beſteht. Die Grenze zwiſchen Urkunde 
und Augenſcheinsobjekt iſt fluſſig. Die Urkunde kann zugleich auch 
Augenſcheinsobjekt fein, und das gleiche gilt im Grunde auch vom 
Zeugen, nicht nur was er fagt, ſondern auch wie er es ſagt. Seme 
Geſamtperſönlichkeit, die der Richter mit Hilfe der Pßpchologie 
würdigt, iſt Gegenſtand des Beweisverfahrens. Dieſe Anſchauung 
des Vortragenden iſt in der ungariſchen ZPO. zum praktiſchen Auz⸗ 
druck gekommen. 

Im Streite über die Wahrheitspflicht der Partei iſt es von 
Intereſſe, daß die öſterreichiſche ZPO. ein Lügenverbot ausſpricht. 
Die Lüge, zu der auch das mutwillige Leugnen gehört, iſt mit Geld⸗ 
ſtrafe bis zu 600 Kronen bedroht. — Der Schluß des Vortrages 
behandelte den ſchwierigen Gegenſtand der Beweislaſt. Der Vor⸗ 
tragende ſteht auf dem Standpunkt der Lehrmeinung, die die Beweis⸗ 
laft in das Gebiet der Rechtsanwendung, des Prozeßrechts verweiſ. 
Auch hier hat der Standpunkt des Vortragenden im Geſetze jelbft 
einen Ausdruck gefunden. Die ungariſche ZPO. trifft im Gegenſatz zur 
deutſchen eine Vorſchrift über die Beweislaſt. Sie beſchränkt ſich aler: 
dings im weſentlichen auf den Ausſpruch, daß die Beweislaſt den hiflt, 
in deſſen Intereſſe es liegt, daß eine beſtimmte Tatſache feftgeftellt werde. 


B. Berlin. 


Der Bau des Prozeſſes in erſter Inſtanz nach der ungariſchen 
Zivilprozeßordnung. Vortrag des Juſtizminiſters a. D. Dr. Pl f. 
aus Budapeſt. In dieſem Vortrag legte der Vortragende klar und 
lichtvoll nach einer intereſſanten Einleitung das Verfahren des 
ungariſchen Zivilprozeſſes dar. Beſonderes Intereſſe fanden die eingehen 
den Darlegungen des Vortragenden über den auch für die Reform des 
deutſchen Prozeſſes lebhaft befürworteten Vortermin ſowie feine Rib 
teilungen über die Dauer der ungariſchen Prozeſſe, nach welchen über 
80 Prozent der Prozeſſe in erſter Inſtanz nicht länger als 6 Monate, 
während nur 5 Prozent über 12 Monate gedauert haben, wobei 
allerdings zu bemerken iſt, daß dieſe Zahlen ſich auf den Krieg 
beziehen, in dem naturgemäß die Gerichte nicht das nämliche Arbeit 
penſum wie im Frieden zu bewältigen haben. Nicht minderes Inter 
eſſe auch in Berlin fanden die Darlegungen des Vortragenden über 
das vielumſtrittene Lügenverbot des ungariſchen Prozeſſes. Leider 
verhinderte das Fehlen einer Diskuſſion ein näheres Eingehen hierauf, 
und insbeſondere die Erörterung der Frage, für die alle das lib 
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hafteſte Intereſſe bezeigten, wie dies in der Praxis ausgeführt werde 
und wie die Feſtſtellung getroffen werde, daß eine Behauptung 
wider beſſeres Wiſſen aufgeſtellt oder vertreten worden iſt. 


In Leipzig wie in Berlin blieben Ungarn und Deutſche nach 
dem Vortrag verſammelt. Die Freude, eine ganze Reihe hervor⸗ 
ragender Juriſten Ungarns in unſerer Mitte zu ſehen, fand überall 
lebhaften Ausdruck. Alte Beziehungen zur Uniwerſität Leipzig wurden 
von neuem lebendig. Manches kluge und in die Zukunft weiſende 
Wort wurde gesprochen. Mit beſonderer Freude wurde auch das 
Erſcheinen des Borfigenden des Ungariſchen Anwaltvereins, Hofrats 
Dr. Pollack bemerkt, deſſen perſönliche Fuhlungnahme mit maßgebenden 
Perſonlichteiten der deuiſchen Anwailtſchaft — wie zu hoffen — 
weiterhin engere kollegiale Beziehungen der beiderſeitigen Anwalt⸗ 
ſchaften im Gefolge haben wird. Die beſte Frucht der Waffenbruder⸗ 
lichkeit wurde die Rechisgemeinſchaft auf manchen Gebieten des Privat 
rechts, vielleicht auch des öffentlichen Rechts ſein, ſoweit es politiſche, 
ſo nale, kulturelle Unterſchiede zulaſſen. Dieſe Aufgabe der Gere» 
gebung iſt ein weites Feld. Aber — wie ein geiſtvoller ungariſcher 
Redner des Leipziger Abends andeutete — nicht das Geſetz allein 
entſcheidet, wichtiger iſt der Geiſt, in dem es gehandhabt wird. Die 
Einheit der Nechtswiſſenſchaft und der Rechtspflege werden durch die 
Veranſtaltungen der Waffenbrüderlichen Bereinigung in wertvoller 
Weiſe gefordert. 


Aus den Verhandlungen des Reichstags. 
Sitzung vom 3. November 1916. 


Zweite und dritte Beratung des Entwurfs eines 

Geſetzes, betreffend Anderungen des Gerichtskoſten⸗ 

geſetzes, der Gebührenordnung für Rechtsanwälte 

und der Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher 
(Nr. 414 der Druckſachen).“ 


Mündlicher Bericht des 18. Ausſchuſſes Nr. 489 der Druckſachen. 


Liſt (Eßlingen), Abgeordneter,“) Berichterſtatter: Meine 
Herren, der Geſetzentwurf hat die Kommiſſion in unveränderter 
Form verlaſſen, mit Ausnahme einer kleinen Abänderung in 
Art. VI. Dieſer Artikel beſtimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Geſetzes. Er ſah den 1. November 1916 vor. Die Some 


miſſion hat dieſes Datum in den 16. November umgeändert. Einer. 


Begründung bedarf dieſer Beſchluß der Kommiſſion nicht, da wir 
heute ſchon den 3. November haben. 

Widerſpruch grundſätzlicher Art hat ſich gegen die Er: 
höhung der Pauſchalgebühren überhaupt nicht er⸗ 
hoben. Der Entwurf ſieht ja die Erhöhung der Pauſchalgebühren 
ſowohl bei dem Gerichtskoſtengeſetz als in der Rechtsanwalts— 
gebührenordnung vor. Widerſpruch bezüglich der Erhöhung inner: 
halb der Rechtsanwaltsgebührenordnung hatte ſich erhoben, weil 
der Rechtsanwalt geſetzlich berechtigt iſt, die Reichsabgabe von der 
erſatzpflichtigen Partei zu erheben, weil ferner der Pauſchſatz jetzt 
ſchon genügend hoch ſei, und weil die von dem Entwurf vorgeſehene 
Erhöhung nicht bloß die Ausgleichung der Mehrausgaben des 
Rechtsanwalts, ſondern zugleich darüber hinaus eine weitere Ver— 
mehrung ſeiner Einnahmen bedeutete. 

Dieſer Standpunkt wurde von anderen Mitgliedern der Kom— 
miſſion bekämpft. Insbeſondere wurde darauf verwieſen, daß 
die Bureaukoſten des Rechtsanwalts namentlich auch durch den 
Krieg eine ganz bedeutende Steigerung und Vermehrung erfahren 
haben, weil die Angeſtellten während des Krieges beſſer bezahlt 
werden müßten und auch die übrigen Bureaubedürfniſſe eine 
weſentliche Preisſteigerung erlitten. Die Kommiſſion hat ſich in 


8) Rechtsanwalt, Reutlingen (5 Württemb.), Natl. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


1469 


ihrer großen Mehrheit dem Standpunkt des Geſetzentwurfs an⸗ 
geſchloſſen. 

Ein weiterer Widerſpruch hatte ſich ſodann im beſonderen 
noch gegen die Erhöhung der Pauſchalgebühr innerhalb des Ge— 
richtskoſtengeſetzes gerichtet mit der Begründung, daß tatjächlich 
keine Erhöhungen der Koſten und Auslagen eingetreten und eine 
Erhöhung des Pauſchalſatzes deshalb unangebracht ſei. Es wurde 
auch gefordert, daß jedenfalls eine Trennung zwiſchen Amtsgericht 
und Landgericht bezüglich des Pauſchalſatzes eintreten müſſe. Die 
Vertreter der Reichsjuſtizverwaltung und ein Vertreter einer 
bundesſtaatlichen Juſtizverwaltung rechtfertigten demgegenüber an 
Hand eines reichen ſtatiſtiſchen, ziffernmäßigen Materials die Note 
wendigkeit der Erhöhung der Pauſchalſätze, weil die Kanzleikoſten 
insbeſondere beim Schreibwerk ganz erheblich geſtiegen ſeien. Die 
Konmmiſſion hat den Geſetzentwurf auch in dieſem Punkt gebilligt. 

Eine ſehr lebhafte allgemeine Ausſprache hatte ſich in der 
Kommiſſion an die Petitionen, die bezüglich der Reviſion 
der Rechtsanwaltsgebürenordnung vorlagen, an⸗ 
geſchloſſen. Es wurden in dieſer Ausſprache ſowohl die allgemeinen 
Verhältniſſe des Rechtsanwaltsſtandes als insbeſondere die Frage 
einer Reviſion der veralteten Gebührenordnung von 1879 lebhaft 
erörtert. Den Ausgangspunkt für dieſe Erörterungen bildete die 
vom Reichstag am 24. April 1909 beſchloſſene Reſolution fol⸗ 
genden Wortlauts: 

Den Herrn Reichskanzler um Vorlegung einer Geſetzes— 
novelle zu erſuchen, durch welche die Gebührenordnung der 
Rechtsanwälte einer Reviſion unterzogen wird, welche 
unter Berückſichtigung der Forderungen der ſozialen Ge— 
rechtigkeit einerſeits und der geſteigerten Teurung aller 
Lebensverhältniſſe andererſeits, den Vorſchlägen der Vor⸗ 
ſtände der Anwaltskammern entſprechend, eine angemeſſene 
Erhöhung der Gebühren der Rechtsanwälte vorſieht. 
Es wurde insbeſondere auch auf die Veränderungen hingewieſen, 
die in den Einnahmen des Rechtsanwalts, in der Tätigkeit des 
Rechtsanwalts überhaupt durch den Krieg entſtanden waren. Die 
beiden Petitionen, die zu dieſem Punkte vorliegen, die Petition 
des Vorſtandes des Deutſchen Anwaltvereins in Leipzig und die 
Petition des Vorſtandes der Anwaltskammer im Oberlandes- 
gerichtsbezirk Naumburg gehen dahin, daß für die Dauer des 
Krieges und bis zu einer organiſchen Reſorm der Gebühren— 
ordnung durch Geſetz oder Verordnung die Gebühren der Rechts— 
anwälte um 25 vom Hundert erhöht werden ſollen. Sie wünſchen 
demnach eine Notverordnung für die Zeit des Krieges. Trotz des 
Anerkenntniſſes der Notlage des Rechtsanwaltsſtandes und trotz 
der Erkenntnis, daß der Krieg ſchwere Schädigungen für den 
Rechtsanwaltsſtand mit ſich gebracht habe, konnte ſich die Kom⸗ 
miſſion doch nicht dazu entſchließen, eine Notverordnung oder auch 
nur eine Reſolution empfehlen, durch welche im Anſchluß an die⸗ 
jenige von 1909 eine organiſche Reviſion der Gebührenordnung 
gefordert werden ſolle. 

Die Kommiſſion ſah von einer Beſchlußfaſſung in dieſer 
Richtung ab. Dieſer Entſchluß wurde ihr namentlich auch durch 
die Erklärungen erleichtert, die von der Reichsjuſtizverwaltung zu 
der Frage einer Reviſion der Rechtsanwaltsgebührenordnung ab— 
gegeben wurden. Der Vertreter der Reichsjuſtizverwaltung hatte 
ausgeführt: 

Die Reichsjuſtizverwaltung habe ſeit der Reſolution des 
Reichstags von 1909 der Frage einer Reviſion der Ge— 
bührenordnung für Rechtsanwälte unausgeſetzt ihre Auf: 
merkſamkeit zugewendet. Sie habe zunächſt verſucht, das 
zur Beurteilung der Notwendigkeit und des Maßes einer 
Gebührenordnung nötige Material von den Anwalts— 
kammern zu erlangen. Nachdem dieſer Weg ſich als un⸗ 
gangbar erwieſen, ſei ſie zunächſt durch Vermittlung der 
preußiſchen Juſtizverwaltung an die Oberlandesgerichts— 
präſidenten herangetreten. Auch die Ergebniſſe dieſer Um⸗ 
185 * 
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frage ſeien nur geringe geweſen, und der Staatsſekretär 
des Reichsjuſtizamts habe daher am 18. April 1912 im 
Reichstage erklären müſſen, daß er mangels ausreichender 
Unterlagen nicht in der Lage ſei, eine allgemeine Erhöhung 
der Gebühren in Ausſicht zu ſtellen. Demnächſt habe ſich 
der Deutſche Anwaltverein erboten, an der Beſchaffung 
ſtatiſtiſchen Materials mitzuwirken. Er habe im Einver⸗ 
nehmen mit der Reichsjuſtizverwaltung einen Fragebogen 
aufgeſtellt, habe ihn allen Anwälten zugeſandt. Eine Be⸗ 
antwortung ſei allerdings nur von etwa 700 Anwälten er⸗ 
folgt. Immerhin ſei doch einiges Material gewonnen 
worden. Das Ergebnis der Umfrage ſei im Juli 1914 an 
das Reichsjuſtizamt gelangt. Als an die Bearbeitung des 
Materials und an die Erörterung der einſchlägigen Fragen 
habe herangetreten werden ſollen, habe der Krieg die Ar⸗ 
beiten unterbrochen. Dieſe Arbeiten würden, ſobald es an⸗ 
gängig ſei, und jedenfalls nach Friedensſchluß erneut auf⸗ 
genommen werden. 


Angeſichts dieſer Erklärung der Reichsjuſtizverwaltung be⸗ 
ſchloß die Kommiſſion, dem Reichstag zu empfehlen, die beiden 
Petitionen durch die Beſchlußfaſſung über den Geſetzentwurf für 
erledigt zu erklären. 

Endlich lag noch eine Petition des Bundes der deutſchen 
Gerichtsvollzieher vor. Schon früher hatten ſich ja die Ge⸗ 
richtsvollzieher wegen einer Anderung ihrer Ge⸗ 
bührenordnung an den Reichstag gewandt. Die Kom⸗ 
miffion war der Meinung, daß dieſer Wunſch der Gerichtsvollzieher 
berechtigt ſei, und beſchloß deshalb, die Petition dem Herrn 
Reichskanzler als Material zu überweiſen. 

Ich habe namens der Kommiſſion Sie zu bitten, den Anträgen 
der Kommiſſion zuzuſtimmen. 


Bruhn, Abgeordneter: “) Meine Herren, der Geſetzentwurf 
ſoll angeblich die Erſtattung der Reichsabgabe, die mit den Poſt⸗ 
und Telegraphengebühren auf Grund des Geſetzes vom Juni 
dieſes Jahres zu erheben iſt, für die Gerichte, die Rechtsanwälte 
und die Gerichtsvollzieher regeln. In Wirklichkeit geht der Ent⸗ 
wurf ſowohl bei den Gerichtskoſten als auch bei den Bezügen der 
Rechtsanwälte nicht unweſentlich über die eigentlichen Auslagen 
hinaus. (Hört! hört! bei der Deutſchen Fraktion.) Während der 
Entwurf in bezug auf die Gebührenordnung der Gerichtsvoll⸗ 
zieher lediglich ſagt, daß die Gerichtsvollzieher berechtigt ſein ſollen, 
die Poſt⸗ und Telegraphengebühren, die auf Grund jenes Geſetzes 
von ihnen zu zahlen ſind, in ihrer Koſtenrechnung in Anſatz zu 
bringen, wird es ſowohl bei den Gerichtskoſten, als auch bei den 
Bezügen der Rechtsanwälte anders gemacht: die ſogenannten 
Pauſchalſätze, die ja ſeit einigen Jahren für das Schreib⸗ 
werk und für die Poft: und Telegraphenauslagen eingeführt 
worden ſind, und die bisher 20 Prozent der Prozeßgebühren be⸗ 
trugen, ſollen um 50 Prozent erhöht werden. Man hätte wohl 
meinen können, daß die verhältnismäßig ganz minimale Erhöhung, 
die durch die Poſtgebühren eingetreten iſt, von der Gerichtskaſſe 
ohne weiteres hätte übernommen werden können. Wollte man das 
nicht, dann hätte man ſowohl bei den Gerichtskoſten als auch bei 
den Anwaltsgebühren für die Dauer des Krieges — und dieſe 
Reichsabgabe iſt doch als Proviſorium gedacht — beſtimmen 
können, daß dieſe Koſten zu den Gebühren hinzugeſchlagen werden 
und im einzelnen in Anſatz zu bringen ſeien. Ich meine, Gerichte 
und Rechtsanwälte wären auch ohne eine geſetzliche Maßnahme 
dazu berechtigt geweſen. Das iſt jedoch nicht geſchehen. Man hat 
die Pauſchalſätze erhöht, und ich habe den Eindruck, als ob die 
Abänderung des Gerichtskoſtengeſetzes nur deswegen ſtattfindet, 
um die Erhöhung der Bezüge der Rechtsanwälte etwas zu ver— 
decken und ſie nicht zu ſehr in die Erſcheinung treten zu laſſen. 


5) Zeitungsverleger, Berlin (1 Frankf.), Wirtſch. Ver. 
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(Sehr richtig! bei der Deutſchen Fraktion.) Unſere Rechtſprechung 
iſt ſowieſo ſchon teuer genug. (Sehr richtig! bei der Deutſchen 
Fraktion.) Es gibt eine ganze Anzahl von Berufsſtänden, die 
bittere Not leiden (ſehr richtig! bei der Deutſchen Fraktion), und 
wenn eine Zeit nicht dazu geeignet geweſen wäre, die Bezüge der 
Rechtsanwälte und die Gerichtskoſten zu erhöhen, ſo iſt es die 
gegenwärtige. (Sehr richtig! bei der Deutſchen Fraktion.) 

Meine Herren, darum wenden wir uns mit aller Entſchieden⸗ 
heit gegen die Abſicht, die in dieſem Entwurf zutage tritt. Wenn 
es im Volke richtig bekannt werden ſollte, daß der Reichstag jetzt 
dazu übergegangen iſt, die Einnahmen der Rechts⸗ 
anwälte um ein nicht Unerhebliches zu erhöhen, ſo wird man 
das in keinem Berufsſtande verſtehen, mit Ausnahme der Rechts⸗ 
anwälte ſelbſt. (Sehr richtig! bei der Deutſchen Fraktion. Wider⸗ 
ſpruch im Zentrum.) Bei der Einführung der Pauſchalſätze iſt 
man ſchon ſehr reichlich vorgegangen. Mit 20 Prozent der Prozeß⸗ 
koſten find die Schreibgebühren und Porti ſchon ſehr gut ab» 
gegolten. Nun ſollen dieſe Sätze noch um 50 Prozent erhöht 
werden! Dieſe Erhöhung würde ſich für einen Berliner Anwalt 
mit mittlerer Praxis, für den man 400 bis 450 Prozeſſe jährlich 
ennehmen kann, von denen zwei Drittel amtsgerichtliche und ein 
Drittel landgerichtliche Prozeſſe ſind, folgendermaßen ſtellen. Die 
Pauſchale bei einem Objekt von 600 M betragen 11 & 40 7; die 
Erhöhung würde 5,70 & betragen. Bei einem Objekt von 2000 4 
betragen die Pauſchale 21,60 &; die Erhöhung würde 10,80 4 
betragen. Bei einem Objekt von 10 000 & beträgt die Pauſchal⸗ 
gebühr 37,40 &; die Erhöhung würde 18,70 & betragen. Wenn 
wir annehmen, daß in einem Prozeß 20 Briefe geſchrieben werden 
— ſoviel find es ja im allgemeinen nicht —, und der Brief 5 9 
Portoerhöhung fordert, fo iſt das 1 A für Porti. Nun fol auch 
noch die Ausgabe für das Papier hinzukommen. Im ganzen 
wird es ſich in jeder einzelnen Prozeßſache um minimale Summen 
für den Anwalt handeln, und das wird nun zum Anlaß genommen, 
um eine Erhöhung der Pauſchalſätze von 50 Prozent herbeizu⸗ 
führen, ſie unter dem Deckmantel der Portoerhöhung durchzu⸗ 
drücken. (Zuruf aus dem Zentrum.) — Ich habe ſo viel Ahnung 
davon, wie die Herren Rechtsanwälte ſelbſt, weil ich mich danach 
erkundigt habe. (Sehr richtig! bei der Deutſchen Fraktion.) 
Übrigens ſteht Ihnen ja das Recht zu, dem, was ich geſagt habe, 
entgegenzutreten. — Wenn ein Anwalt jährlich 100 Landgerichts⸗ 
prozeſſe hat und für jeden nur 10 & mehr einnimmt, entſprechend 
den von mir ſoeben mitgeteilten Pauſchſätzen, fo find das 1000 4 
Mehreinnahme. 

Ich möchte nun einmal auf die Konſequenzen dieſer geſez⸗ 
lichen Maßnahmen hinweiſen. Während des Krieges ſollen, ſo 
iſt fortgeſetzt.geſagt worden, keine Gehaltserhöhungen der Beamten 
ſtattfinden. Wenn jetzt die Beamten an uns herantreten und eine 
Verbeſſerung ihrer Bezüge wünſchen, ſo wird wahrſcheinlich nicht 
die Einmütigkeit zwiſchen Reichstag und Regierung vorhanden 
ſein, wie das den Rechtsanwälten gegenüber der Fall iſt (ſehr 
richtig! bei der Deutſchen Fraktion), obwohl ich glaube, daß eine 
Einkommensverbeſſerung bei den Beamten viel mehr am Platze iſt 
als bei den Rechtsanwälten. Die geſuchten Rechtsanwälte, die 
etwas von ihrem Beruf verſtehen, haben auch zu tun, dieſe Rechts⸗ 
anwälte machen ſich auch noch immer ein Extrahonorar über die 
geſetzlichen Gebühren hinaus aus; ſie nehmen keinen Prozeß an, 
wenn ſie kein Extrahonorar erhalten. (Sehr richtig! bei der 
Deutſchen Fraktion — Widerſpruch im Zentrum.) — Ich gebe zu, 
daß es eine große Anzahl von Rechtsanwälten gibt, die nicht die 
Einnahme haben, die ſie ihrem Bildungsgang nach haben müßten. 
Aber glauben Sie denn, meine Herren, daß die Proletariats⸗ 
bildung im Rechtsanwaltsſtande durch die Gebührenerhöhung 
überhaupt zu verhüten iſt? Wenn wir heute die Gebühren der 
Rechtsanwälte verdoppeln, werden wir nach einigen Jahren, 
wenn der Krieg vorbei iſt, doppelt ſoviel Rechtsanwälte haben. 
(Sehr richtig! bei der Deutſchen Fraktion. — Widerspruch im 
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Zentrum.) Die Kriegszeit iſt ja beſonders geeignet, um Leute 
heraufkommen, reich werden zu laſſen; dieſe laſſen dann ihre 
Söhne, weil es vornehm iſt, Jura ſtudieren. Nach der Mitteilung 
des Herrn Staatsſekretärs gab es in Berlin im Jahre 1888 
231 Rechtsanwälte, im Jahre 1907 1327 und im Jahre 1915 gab 
es bereits 2260 Rechtsanwälte. (Hört! hört! bei der Deutſchen 
Fraktion.) Iſt denn das eine Entwicklung, die in irgendeinem 
Verhältnis zu der Erhöhung der Bevölkerungszahl ſteht? Das 
kann von keiner Seite behauptet werden. 

Eine allgemeine Notlage, wie ſie bei den Rechtsanwälten 
durch den Krieg beſtehen ſoll, iſt in der behaupteten Weiſe nicht 
vorhanden. Es iſt folgendes zu berückſichtigen. Zunächſt iſt eine 
ganze Anzahl von Rechtsanwälten ins Feld eingezogen. Darüber 
hinaus hat man eine große Anzahl von Rechtsanwälten 
zu Kriegsgerichts⸗ und Intendanturräten gemacht. 
Leute, die niemals des Königs Rock getragen haben, gingen ganz 
plötzlich in Offiziersuniform mit Hauptmanns⸗ und Majors⸗ 
achſelſtücken. In den okkupierten Gebieten iſt eine große Anzahl 
von Anwälten in der Zivilverwaltung beſchäftigt. Dieſe Rechts⸗ 
anwälte ſind jetzt dem Heimatsgebiet entzogen und haben den 
anderen, die daheim geblieben ſind, Platz gemacht. Die Be⸗ 
hauptung, daß die Notlage der Rechtsanwälte ſo groß ſei, iſt alſo 
vielfach eine Übertreibung Für die Daheimſitzenden ſollen jetzt 
die Bezüge erhöht werden. Die Freunde der Anwälte bringen mit 
aller Entſchiedenheit zum Ausdruck, daß dieſe Vorlage nicht ſo 
ausgelegt werden dürfe, als ob es ſich um eine Erhöhung der Ein⸗ 
nahmen der Anwälte handle. Eine Reſolution, die für die Zeit 
nach dem Kriege eine allgemeine Erhöhung der Gebühren für die 
Rechtsanwälte vorſieht, iſt ja nicht zuſtande gekommen. Wir 
würden uns gegen dieſe Reſolution mit aller Entſchiedenheit ge: 
wandt haben. Wir ſind bereit, für die Erhöhungpauſchale bei den 
Gerichtskoſten und auch für diejenige der Rechtsanwälte zu 
ſtimmen bis zu der Grenze, die durch die Erhöhung der Poſt⸗ und 
Telegraphengebühren gegeben iſt. Mit 30 Prozent der bisherigen 
Pauſchalſätze würde dieſe Mehrausgabe für Porti und Materi⸗ 
alien gut abgegolten ſein. Da der Geſetzentwurf erheblich darüber 
hinausgeht, ſtimmt die Deutſche Fraktion gegen ihn, aber für die 
Gebührenordnung für die Gerichtsvollzieher, weil dieſer Entwurf 
lediglich die Gerichtsvollzieher ermächtigt, die Reichsabgabe an 
Poſt⸗ und Telegraphengebühren von ihren Mandanten einzuziehen, 
wozu es überhaupt keines Geſetzes bedurft hätte. (Bravo! bei der 
Deutſchen Fraktion.) 


Liſt (Eßlingen), Abgeordneter: Meine Herren, die Aus⸗ 
führungen des Herrn Kollegen Bruhn waren nicht gerade von 
Sympathie für den Stand der Rechtsanwälte getragen (ſehr 
richtig!), und ſo ſehr wir Rechtsanwälte uns bisher immer zurück⸗ 
gehalten haben, wenn es pro domo ging, wenn wir unſere An⸗ 
gelegenheiten zu vertreten hatten, ſo wenig können wir doch hin⸗ 
nehmen, was ſoeben Herr Kollege Bruhn ausgeführt hat. (Sehr 
richtig!) 

Herr Kollege Bruhn ſprach von einer Übertreibung der Not» 
lage im Rechtsanwaltsſtande. Herr Kollege Bruhn, 
wenn Sie das ſagen, ſo haben Sie keine Ahnung davon, wie es 
mit der Erwerbsmöglichkeit der Rechtsanwälte und mit ihren Ein⸗ 
nahmequellen ausſieht. (Sehr richtig!) Auch bei den beſchäftigten 
Rechtsanwälten iſt die Zahl der Prozeſſe gegenüber der Friedens⸗ 
zeit nicht nur um 50 Prozent, ſondern erheblich mehr zurück⸗ 
gegangen. Eine ganze Anzahl von Rechtsanwälten hat ihre 
Praxis fo gut wie ganz durch den Krieg überhaupt verloren. 
(Zuruf.) — Der Mittelſtand hat auch durch den Krieg gelitten, 
das erkennen wir ohne weiteres an. Aber warum prügeln Sie 
denn auf uns Rechtsanwälte los? Wir leiden doch gerade ſo 
unter dem Kriege; der Mittelſtand wehrt ſich feiner Haut, und 
nun find wir gezwungen, dasſelbe zu tun. Der deutſche Rechts- 
anwaltsſtand hat ſich zurückgehalten während des ganzen Krieges 
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bis jetzt; er hat immer geſagt: wir dürfen uns nicht in den 
Vordergrund drängen, wir wollen als ein Stand, der eine be— 
ſondere Stellung im Staat einnimmt, unſere finanziellen Intereſſen 
nicht in den Vordergrund ſchieben. Aber nunmehr, nachdem die 
Notſchreie aus dem ganzen Reich in ſo ſtarkem Maße gekommen 
ſind, mußte ſich der Deutſche Anwaltverein dazu entſchließen, 
ſeine Petition an den Deutſchen Reichstag zu richten, aus der 
Tatſache heraus, daß eine Notlage ohnegleichen im Rechtsanwalts⸗ 
ſtande vorhanden iſt, daß eine große Zahl von Rechtsanwälten 
ſeine letzten Sparpfennige während dieſes Krieges aufzehren muß. 

Herr Kollege Bruhn hat uns mit den Beamten verglichen; 
dieſer Vergleich hinkt ganz koloſſal. (Sehr richtig!) Der Beamte 
hat nicht nur fein Gehalt während des Krieges behalten, er hat auch 
Teurungszulagen bekommen. Im Gegenſatz dazu ſind bei uns 
Rechtsanwälten die Einnahmen ganz rieſig zurückgegangen. 

Nun iſt ja vielleicht aus der vorgeſehenen Erhöhung 
des Pauſchalſatzes ein kleiner Betrag noch über die tat⸗ 
ſächlichen Auslagen an Porto uſw. hinaus vom Rechtsanwalt zu 
erzielen, aber dieſer Betrag iſt minimal, er kommt überhaupt nicht 
weſentlich in Betracht. (Zuruf.) Jedenfalls aber ſind die Koſten des 
Rechtsanwalts für Unterhaltung feines Bureaus, für Bezahlung 
ſeiner Angeſtellten während des Krieges deraratig geſtiegen, daß 
durch dieſe Mehreinnahme bei weitem das nicht ausgeglichen 
wird, was der Rechtsanwalt zuzulegen hat. Vergeſſen Sie auch 
nicht, meine Herren — das ſage ich auch namentlich Herrn 
Kollegen Bruhn —, daß der Rechtsanwalt die Pflicht hat, die er 
gern erfüllt, Armenprozeſſe zu führen, und daß dieſe 
Prozeſſe durch den Krieg nicht etwa eine Verminderung, ſondern 
der Zahl nach eine große Vermehrung erfahren haben (ſehr 
richtig!), und daß der Rechtsanwalt bei dieſen Armenprozeſſen 
dem Staate noch ſo und ſo viel Auslagen ſchenkt, die er an Porto 
und anderen Gebühren uſw. aufwenden muß, von ſeiner Arbeits⸗ 
kraft ganz abgeſehen. (Zuruf.) Dazu muß er noch eine Steuer 
bezahlen an den Staat dafür, daß er die Armenprozeſſe umſonſt 
führt, in Geſtalt der Reichsabgabe. Dies alles iſt doch auch mit⸗ 
zubedenken. 

Der Herr Kollege Bruhn hat eine Statiſtik von dem 
Berliner Rechts- 
anwälte aufgeſtellt. Ich weiß nicht, ob es zutrifft, daß ein 
durchſchnittlicher Berliner Rechtsanwalt 400 bis 450 Prozeſſe im 
Jahre hat. Das iſt jedenfalls während des Krieges nicht zu⸗ 
treffend, war aber ſicherlich für die Friedens verhältniſſe auch nicht 
zutreffend, denn nach der Statiſtik, die der Deutſche Anwalt⸗ 
verein aufgenommen hat, ſind in Berlin — ich weiß nicht, wieviel 
Prozent, jedenfalls mehr als 50 Prozent der Rechtsanwälte mit 
einem Jahreseinkommen von unter 3000 & verzeichnet. Woher 
ſollen da die 400 bis 450 Prozeſſe im Durchſchnitt kommen? Das 
iſt ganz ausgeſchloſſen. 

Der Herr Kollege Bruhn hat weiter darüber geklagt, daß die 
Rechtſprechung im Deutſchen Reich ſchon ohnehin ſo teuer 
ſei. Ich glaube, den Ruhm darf das Deutſche Reich für ſich in 
Anſpruch nehmen, daß die Rechtſprechung nirgends billiger iſt als 
im Deutſchen Reich (lebhafte Zuſtimmung), und nirgends ſind 
auch die Rechtsanwaltsgebühren ſo niedrig wie gerade im 
Deutſchen Reich. (Erneute Zuſtimmung.) 

Wenn der Herr Kollege Bruhn geſagt hat, daß dieſe Zeit nicht 
für eine Gebührenerhöhung geeignet ſei, ſo haben wir ja 
dieſer Tatſache Rechnung getragen. Wir verzichten darauf, fetzt 
eine Gebührenerhöhung zu fordern; aber darauf können wir aller⸗ 
dings nicht verzichten, daß eine veraltete Gebührenordnung, die 
aus dem Jahre 1879 ſtammt, in einer den jetzigen Verhältniſſen 
Rechnung tragenden Weiſe geändert wird. Die Verhältniſſe 
haben ſich ſeit 1879 nicht bloß bezüglich der Einahmegeſtaltung 
verändert, ſondern es hat ſich auch das ganze wirtſchaftliche 
Leben verändert, und damit möchte ich auf einen Punkt nochmals 
zurückkommen, den ich vorhin überſehen habe. 
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Der Herr Kollege Bruhn hat an der Hand der ſtatiſtiſchen 
Angaben der Reichsjuſtizverwaltung feſtgeſtellt, daß in Berlin — 
im Kammergerichtsbezirk — im Jahre 1880 nur 231 Rechts⸗ 
anwälte zugelaſſen waren, während es im Jahre 1915 nicht 
weniger als 2216 waren. Dieſe Zahl iſt unanfechtbar. Sie 
aber einzig und allein damit zu bekämpfen, daß man ſagt: man 
ſieht hieraus die ungeheure Zunahme der Zahl der Rechts⸗ 
anwälte, den ungeſunden Zudrang zum Rechtsanwaltsberuf, 
das iſt eine Einſeitigkeit, die ſich in keiner Weiſe rechtſertigen 
läßt. Denn, meine Herren, das werden Sie alle zugeben: die 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe, die Beſchäftigungs möglichkeiten, alle 
ſonſtigen Umſtände ſind in Berlin ſeit 1880 mindeſtens auch um 
das Zehnfache geſtiegen, und damit iſt die Zunahme der Zahl 
der Rechtsanwälte ohne weiteres in ein ganz geſundes Verhältnis 
zum Aufſteigen der Wirtſchaftsbewegung, der wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe gebracht. Auf die Überfüllung des Rechtsanwalts⸗ 
berufes allein zurückzuführen, daß ſeine Einnahmen im Durchſchnitt 
ſo geringe ſind, iſt ein ganz verfehlter Standpunkt. Es iſt zum 
großen Teil die mangelhafte Gebührenordnung, die die veralteten 
Sätze aus der Zeit des Jahres 1879 hat, die daran die Schuld 
trägt, und wenn wir Rechtsanwälte jetzt endlich uns regen und 
danach ſtreben, daß zwar nicht jetzt im Kriege, wohl aber nach dem 
Krieg endlich daran gegangen werde, unſere Gebührenordnung den 
veränderten Umſtänden anzupaſſen, ſo erfüllen wir damit eine 
Pflicht gegen uns, zu deren Vertretung wir das entſchiedene Recht 
haben. (Lebhafte Zuſtimmung.) Und, meine Herren, was ein 
unabhängiger, ein von finanzieller Sorge nicht geplagter, ſtolzer 
Rechtsanwaltsſtand für das ganze öffentliche Leben wert iſt, das 
glaube ich im Rahmen dieſes Hauſes nicht näher ausführen zu 
müſſen. (Lebhafter Beifall.) 


* * 
** 


Zweite und dritte Beratung des von den Mitgliedern 
des Reichstags Schiffer (Magdeburg) und Genoſſen 
eingebrachten Entwurfs eines Geſetzes betreffend 
Auskunfterteilung über Kriegsverorduungen 
(Nr. 444 der Druckſachen). 


Mündlicher Bericht des 20. Ausſchuſſes (Nr. 488 der Druckſachen). 


Siehr (Inſterburg), Abgeordneter,“) Berichterftatter: Meine 
Herren, der 20. Ausſchuß hat den Antrag Schiffer, der von der 
überwiegenden Mehrheit der Mitglieder dieſes hohen Hauſes unter⸗ 
zeichnet war, in Anweſenheit von Vertretern des Reichsjuftizamts 
und des Reichsamts des Innern in zwei Leſungen beraten und 
dann dem Entwurf, der durch die Kommiſſionsbeſchlüſſe abgeändert 
war, durch eine Redaktionskommiſſion die Faſſung gegeben, wie 
ſie Ihnen jetzt auf Druckſache Nr. 488 vorliegt. Obwohl der 
Kommiſſionsbericht für dieſen Initiativantrag ſpäter die einzige 
Auslegungsquelle fein würde, hat die Kommiſſion mündliche 
Berichterſtattung deswegen beſchloſſen, weil ſie die Dringlichkeit 
dieſer hier vorgeſchlagenen Kriegsmaßnahme für unſer Wirtſchafts— 
leben einhellig anerkannte und den dringenden Wunſch hegte, daß 
dieſe Maßnahme durch den Reichstag noch in ſeinem jetzigen 
Tagungsabſchnitt erledigt würde, was bei ſchriftlicher Bericht— 
erſtattung nicht möglich geweſen wäre. 

Der Ausſchuß ging einſtimmig aus von der Notwendigkeit 
des dieſem Antrage zugrunde liegenden geſetzgeberiſchen Ge— 
dankens. Die in dem 8 3 des Ermächtigungsgeſetzes den ver— 
bündeten Regierungen gegebene Blankovollmacht und die völlige 
Umſchaltung unſeres ganzen Wirtſchaftslebens durch den Krieg 
haben eine fo unüberſehbare Flut von Bundesrats— 
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verordnungen gezeitigt daß ein gewöhnlicher Sterblicher 
ſich in dieſem Paragraphenlabyrinth überhaupt kaum mehr zurecht⸗ 
finden kann. Selbſt ein geſchulter Juriſt, der dieſe Fülle des 
Rechtsſtoffes, der ſich gegenſeitig abändernden und aufhebenden, 
zum Teil widerſprechenden Paragraphenmaſſen zu ſcheußlichem 
Klumpen geballt, vor ſich ſieht, wird häufig in Verlegenheit 
kommen, wenn er ſagen ſoll, was auf dem Gebiet unſerer Kriegs⸗ 
wirtſchaft eigentlich Rechtens iſt und was nicht. Die Folge iſt eine 
Fülle von Strafprozeſſen und eine große Verſchiedenartigkeit der 
auf Grund dieſer Verordnungen ergangenen ſtrafrichterlichen Ent⸗ 
ſcheidungen. Geradezu unüberwindlich wird die Schwierigkeit 
aber für einen juriſtiſchen Laien, für unſere Handelswelt, für die 
Landwirte, die mehr: und ratlos dieſer Maſſenhaftigkeit der Rechts⸗ 
erzeugung gegenüberſtehen, deren Rechts- und Wirtſchafts⸗ 
verhältniffe in intenſivſter Weiſe durch tief einſchneidende Bundes⸗ 
ratsverordnungen berührt werden, und die jetzt jederzeit in 
Gefahr ſind, mit dem Strafrichter in Konflikt zu kommen, und 
ſelber das Gefühl haben, ſtets mit einem Fuß im Gefängnis zu 
ſtehen. Die Unkenntnis des Strafgeſetzes oder ſeiner Auslegung 
ſchützt ja nicht vor Strafe, und ſo iſt es unausbleiblich, daß Straf⸗ 
urteile dabei herauskommen, die das Rechtsgefühl weiter Kreiſe 
verletzen. 

Eine zweite, ſehr unangenehme Folge dieſes unerträglich 
gewordenen Rechtszuſtandes iſt es, daß gerade die anſtändigſten 
und beſten Kreiſe unſerer Geſchäftswelt zu einer, in kriegswirt⸗ 
ſchaftlichem Intereſſe durchaus bedauerlichen Zurückhaltung auch 
gegenüber geſunden und durchaus zuläſſigen Geſchäften veranlaßt 
werden, weil ſie es eben vermeiden wollen, ſich einer Anklage auszu⸗ 
ſetzen, ſelbſt wenn vielleicht eine Freiſprechung herauskommt. Auch 
das Freigeſprochenwerden iſt ja nicht immer ein Vergnügen. So 
unterbleiben nicht ſelten infolge dieſer Rechts unſicherheit 
Geſchäfte, die nicht nur im Intereſſe des einzelnen, ſondern auch 
durchaus im Intereſſe unſerer Kriegswirtſchaft gelegen hätten, 
oder dieſe Geſchäfte werden von ſkrupelloſeren Perſonen über: 
nommen, die ſich das Riſiko, beſtraft zu werden, dann eben ent⸗ 
ſprechend bezahlen laſſen. 

Den von verſchiedenen Handelsvertretungen, darunter auch 
dem Ausſchuſſe des Deutſchen Handelstages, zur Beſeitigung dieſes 
Mißſtandes gemachten Vorſchlag, man ſolle den Grundſatz, daß 
Strafrechtsirrtum nicht vor Strafe ſchützt, für das Gebiet 
der Kriegsverordnungen des Bundesrats beſeitigen, hielt die 
Kommiſſion für nicht annehmbar. (Sehr richtig!) Dieſer Grund⸗ 
ſatz iſt durch die Rechtſprechung des Reichsgerichts zwar für das 
Gebiet der Höchſtpreisfeſtſetzungen in einer dem Rechtsempfinden 
wohltuenden Weiſe abgemildert worden; aber eine völlige Be⸗ 
ſeitigung dieſes Grundſatzes für das ganze Gebiet der Kriegs⸗ 
verordnungen wurde im Ausſchuß von keiner Seite befürwortet. 
Einerſeits würde den Kriegsverordnungen dadurch die Erzwing⸗ 
barkeit genommen werden, die Rechtsunſicherheit würde vergrößert 
und neue Verwirrung würde in die Rechtſprechung hineingetragen 
werden. Sodann würden die Gerichte in jeder ſolchen Strafſache 
mit der Prüfung der Frage belaſtet werden, ob der Angeklagte 
etwa nach ſeinem Bildungsgrade, nach ſeinen geſchäftlichen oder 
ſonſtigen Verhältniſſen, nach der Art, wie und wo das Geſchäft 
zuſtande gekommen iſt, in der Lage geweſen wäre, ſich die erforder⸗ 
lichen Rechtskenntniſſe und Rechtsbelehrungen zu verſchaffen. 
Das würde zu einer geradezu unerträglichen Mehrbelaſtung 
unſerer Strafgerichte und zu unhaltbaren Zuſtänden auf dem 
Gebiete der Rechtspflege führen. Vor allen Dingen würde aber, 
da die Gerichte über dieſe Tatfrage ſehr verſchieden urteilen 
würden, das Geſchäftsleben von der Sorge, gegen ein Strafaeſetz 
zu verſtoßen, keineswegs entlaſtet werden; denn ein vorſichtiger 
Geſchäftsmann könnte auf Grund einer fo unſicheren Rechtsgrund— 
lage nicht Geſchäfte abſchließen, wenn er ſich dabei der Gefahr aus 
ſetzt, angeklagt zu werden und dann vor Gericht den ſchwierigen 
und höchſt unſicheren Beweis führen zu müſſen, daß er aus 
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tehtsunlenntnig gefehlt habe und daß fein Strafrechts— 
irrtum aus irgendwelchen tatſächlichen Gründen als entſchuldbar 
anzuſehen ſei. Der Ausſchuß war ſich darüber einig, daß ein 
objektives Kriterium, ob ein beſtimmtes Geſchäft einer Kriegs— 
verordnung zuwiderlaufe, geſchaffen werden müſſe, ein Präjudiz, 
das den Strafrichter bindet, eine autoritative amtliche Aus⸗ 
kunft über die Frage, ob ein konkretes Geſchäft oder Unter— 
nehmen einer der erwähnten Bundesratsverordnungen wider— 
ſpricht oder nicht. 


Von Regierungsſeite wurde demgegenüber darauf hin— 
gewieſen, daß hierin ein gewiſſer Eingriff in die Rechtſprechung 
liege, inſofern als dieſe amtliche Auskunſt den Richterſpruch binde 
und ihm vorgreife. Dem wurde von einem Ausſchußmitgliede 
entgegengehalten, daß eine ſolche Maßregel durchaus nicht ohne 
geſetzgeberiſchen Vorgang wäre. Es wurde auf den $ 190 des 
Strafgeſetzbuchs hingewieſen, wonach der Beweis der Wahrheit in 
Beleidigungsprozeſſen ausgeſchloſſen iſt, wenn der Beleidigte 
wegen der behaupteten ſtrafbaren Handlung rechtskräftig frei— 
geſprochen iſt, ſo daß dieſes frühere Urteil ſür den erkennenden 
Richter bindend iſt. 


Ferner wurde darauf hingewieſen, daß die Entſcheidungen 
des Heroldamtes über die Berechtigung zur Führung von Adels— 
prädikaten für die Gerichte bindend ſind. Vor allen Dingen wurde 
aber darauf hingewieſen, daß es ſich hier um eine bloße Kriegs— 
maßnahme handelt, die nur als ſolche erträglich, aber auch durch 
die beſonderen, durch den Krieg geſchaffenen Verhältniſſe dringend 
erforderlich geworden iſt, und deren Hauptzweck es iſt, Beruhigung 
in unſer Wirtſchaftsleben hineinzutragen, eine gefährliche Rechts— 
unſicherheit zu beſeitigen und unſere Gerichte von zahlloſen un— 
erwünſchten Strafprozeſſen zu entlajten. 


Der Ausſchuß war darüber einig, daß zu dieſem Zweck amt— 
liche Auskunftsſtellen — man dachte dabei in Preußen 
an die Regierungspräſidenten — geſchaſſen werden müßten, die 
zur Auskunftserteilung darüber verpflichtet ſein ſollen, ob die 
Vereinbarkeit beſtimmter beabſichtigter Handlungen mit den 
Kriegsverordnungen beſtehe, und daß, wenn dieſe Vereinbarkeit 
von der Auskunftsſtelle ausgeſprochen ſei, eine Strafverfolgung 
auf Grund der Kriegsverordnungen ausgeſchloſſen ſein ſolle. 


Die Auskunft kann naturgemäß nur als Rechtsauskunft ver: 
langt werden. Die Amter haben nur zu entſcheiden, ob ein 
beſtimmter Tatbeſtand, der ihnen vorgelget wird, gegen eine 
Kriegsverordnung verſtößt. Man kann ihnen aber nicht zumuten, 
daß fie Unterſuchungen tatſächlicher Art anſtellen. 

Bei der Spezialberatung über die 88 1 bis 3 des Entwurfs 
wurde von einer Seite hervorgehoben, daß man ſich darüber klar 
werden müſſe, ob die mit der Auskunftserteilung zu betrauenden 
Amtsſtellen lediglich Auskunft über das Beſtehen, den Sinn und 
Inhalt einer auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes erlaſſenen 
Kriegsverordnung geben ſollten, oder ob die Auskunft nur 
in konkreten Fällen darüber zu erteilen ſei, ob den be⸗ 
ſtimmten beabſichtigten Geſchäften Verbotsbeſtimmungen einer 
Kriegsverordnung entgegenſtehen, ähnlich wie es in England 
durch die permit offices geſchehe. Gegen die erſtere Alternative, 
wonach die Auskunft gewiſſermaßen nur eine allgemein gültige 
authentiſche Interpretation der Verordnungen ſein ſollte, wurde 


geltend gemacht, daß eine ſolche authentiſche Auskunft 
darüber, was die Auskunftsſtelle ihrerſeits als Sinn und 
Inhalt einer Kriegsverordnung anſehe, wenig prcktiſchen 
Nutzen bieten würde, da eine ſolche reine Rechts— 


auskunft wieder als ein der Auslegung fähiger und bedürftiger 
Orakelſpruch wirken und damit die gewünſchte Rechtsſicherheit 
nicht verbürgen würde. Wirklichen Nutzen für die Praxis könne 
nur ein Spruch der Auskunftsſtelle bieten, der beſtimmt erklärt, 
ob die konkrete beabſichtigte Handlung einer auf dem Ermächti— 
gungsgeſetz beruhenden Verordnung widerſpricht. Verneint das 
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Auskunftsamt dieſe Frage, dann ſolle, ſelbſt wenn die Auskunft 
an ſich unrichtig ſein ſollte, eine Strafverfolgung auf Grund einer 
Kriegsverordnung nicht eintreten dürfen, eine ſtrafbare Über— 
tretung einer Kriegsverordnung nicht vorliegen, wenn die 
Handlung demnächſt zur Ausführung gelange. Auf dieſe letztere 
Auffaſſung, die in erſter Leſung noch ſtreitig blieb, einigte ſich der 
Ausſchuß in zweiter Leſung, was dazu führte, daß die 88 1 bis 3 
des Entwurfs durch den jetzigen 8 1 erſetzt wurden in folgender 
Faſſung: 

Durch Verordnung des Bundesrats werden Amtsſtellen 
beſtimmt, die auf Verlangen der Bezirkseingeſeſſenen 
darüber ſchriftliche oder gedruckte Auskunft zu erteilen 
haben, ob eine beabſichtigte Handlung einer auf Grund 
des § 3 des Geſetzes über die Ermächtigung des Bundes— 
rats zu wirtſchaftlichen Maßnahmen uſw. vom 4. Auguſt 
1914 (Reichsgeſetzblatt Seite 327) erlaſſenen Anordnung 
widerſpricht. 

Wenn die Auskunſt dahin lautet, daß die Handlung 
einer ſolchen Anordnung nicht widerſpricht, ſo findet eine 
Strafverfolgung eines Bezirkseingeſeſſenen wegen einer 
ſolchen Handlung auf Grund einer der vorbezeichneten 
Anordnungen nicht ſtatt. 

Weicht eine fpätere Auskunft von einer früheren Auskunſt 
derſelben Stelle ab, ſo iſt ſie zu veröffentlichen. Mit der 
Veröffentlichung gilt die frühere Auskunft als aufgehoben. 

Dabei herrſchte Einverſtändnis im Ausſchuß darüber, daß die von 
einem Auskunftsamt erteilte Auskunft, die eine beſtimmte Hand— 
lung für zuläſſig erkläre, nicht nur den Anfragenden perſönlich 
ſtrafrechtlich decke, ſondern alle Bezirkseingeſeſſenen des betreffen— 
den Auskunftsamtsbezirks hinſichtlich gleichartiger Handlungen, 
und zwar ſo lange, bis eine gegenteilige Auskunft erteilt und ver— 
öffentlicht wird. Einverſtändnis herrſchte im Ausſchuß auch dar— 
über, daß die Auskunftsämter zur Erteilung der Auskunft 
nicht nur befugt, ſondern auch unbedingt verpflichtet ſein ſollten, 
ferner darüber, daß es vor allem auf eine raſche Auskunſtserteilung 
ankomme und daß daher in möglichſt vielen Fällen von dem 
Telegraphen (allerdings nicht vom Telephon oder mündlicher 
Auskunftserteilung) Gebrauch gemacht werden ſolle. 

Die anweſenden Vertreter der Reichsämter erklärten, ſich zu 
dem Antrage noch nicht äußern zu können, da die verbündeten 
Regierungen zu dem Initiativantrag Stellung noch nicht hätten 
nehmen können. Lediglich für ihre Perſon wieſen ſie darauf hin, 
daß mit dem Antrag eine gewiſſe Mehrbelaſtung der 
Zentralſtelle und der Auskunftsämter verbunden ſei und 
daß die Beſchaffung der erforderlichen Hilfskräſte im Kriege nicht 
leicht ſei. Dieſe Schwierigkeiten wurden von einem Ausſchuß— 
mitgliede nicht für unüberwindbar erklärt. Auch wurde demgegen⸗ 
über von einem anderen Mitgliede auf die als Wirkung des Entwurſs 
erwartete ſtarke Entlaſt ung der Gerichte hingewieſen. Der 
Vertreter des Reichsamts des Innern machte ferner geltend, daß die 
Arbeiten der Auskunftsämter keineswegs leicht ſein würden, daß 
der Antrag eine gewiſſe Verquickung von Verwaltung und Juſtiz 
bringe, und daß die Gefahr von Mißbräuchen und Verſuchen, 
durch die Anrufung der Auskunftsämter eine Hintertür zur Ums 
gehung der Kriegsverordnungen zu gewinnen, nicht ganz von der 
Hand zu weiſen ſei. Auch dieſe Bedenken, wenngleich ſie zum 
Teil nicht unbeachtlich ſein mögen, und auch die ſonſtigen, vom 
Ausſchuß durchaus nicht verkannten, in der Materie ſelbſt liegen⸗ 
den Schwierigkeiten vermochten nicht den Ausſchuß zu einer 
anderen Stellungnahme zu veranlaſſen, da nach ſeiner einhelligen 
Überzeugung die Erforderniſſe des praktiſchen Lebens und die nun 
einmal beſtehende Rechtsunſicherheit die vorgeſchlagene Kriegs— 
maßnahme zu einer gebleteriſchen Notwendigkeit machten. 

Darüber herrſchte Einverſtändnis, daß die erteilte Auskunſt, 
welche eine Handlung für zuläſſig erklärt, dies nur hinſichtlich der 
auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes erlaſſenen Bundesrateverord⸗ 
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nungen ausſpricht, nicht aber etwa auch einen Freibrief ausſtellt, 
falls dieſe Handlung gleichzeitig gegen andere Geſetze verſtößt. 

Von verſchiedenen Seiten wurde darauf hingewieſen, daß der 
Entwurf noch eine empfindliche Lücke aufweiſe, da er die Aus⸗ 
kunftspflicht nur auf die gemäß des Ermächtigungsgeſetzes 
erlaſſenen Anordnungen erſtreckt und nicht auch auf die Ver— 
ordnungen der Militärbehörden und ihrer Organe, 
die auf Grund des Belagerungszuſtandsgeſetzes erlaſſen worden 
ſind. Ein Antrag, der dieſe Lücke ausfüllen wollte, indem er die 
Auskunftspflicht auch auf dieſe Verordnungen auszudehnen be— 
abſichtigte, iſt im Ausſchuß geſtellt worden; er iſt dann aber mit 
Stimmengleichheit gefallen. Der Antragſteller hatte dargelegt, 
daß die Kommandogewalt zwar durch dieſe Einbeziehung in keiner 
Weiſe berührt werde, da die erteilte Auskunft ja nicht für die 
Kommandoſtellen, ſondern lediglich für die erkennenden Straf: 
gerichte bindend ſei. Auch könne man ja eine militäriſche Aus⸗ 
kunftsſtelle neben den zivilen Auskunftsſtellen einrichten, von denen 
die erſtere über die Vereinbarkeit der beabſichtigten Handlung mit 
den Verordnungen der Militärbehörde, die letztere über die Verein— 
barkeit der Handlung mit den Verordnungen des Bundesrats 
Auskunft erteile; die militäriſche Auskunftsſtelle könne vielleicht an 
die ſtellvertretenden Generalkommandos angegliedert werden. 

Ein anderer Befürworter des Antrags hielt dieſe Zwei— 
teilung der Auskunftsſtellen für entbehrlich und ſchlug vor, fur 
beide Auskünfte eine gemeinſame Auskunftsſtelle zu ſchaffen. Er 
betonte, daß der Frageſteller aber die Sicherheit erhalten müſſe, daß 
die beabſichtigte Unternehmung weder einer Kriegsverordnung des 
Bundesrats noch einer Verordnung der Militärbehörden zu nahe 
trete. Er wies auf einen praktiſchen Fall hin, in welchem eine 
Firma von den Zivilbehörden die Ausfuhrerlaubnis für be— 
ſtimmte Waren im Werte von 1% Millionen Mark erhalten, die 
Waren gekauft und zum Ausfuhrort hintransportiert hatte, wo 
dann aber die Militärbehörde in letzter Stunde auf Grund einer 
militäriſchen Anordnung die Ware zurückbehielt, ſo daß ein be— 
deutender Schaden entſtand. Solche Fälle ließen ſich aus der 
Praxis beliebig vermehren. 

Von anderer Seite wurde dieſem Antrag entgegengehalten, 
daß möglicherweiſe das Zuſtandekommen des Geſetzes gefährdet 
werde, wenn man auch die Auskunft über die militäriſchen An⸗ 
ordnungen hineinbeziehe. Der Antrag fiel, wie geſagt, in der 
Kommiſſion. 

8 4 des urſprünglichen Entwurfs, der die Auskunftsſtellen 
anwies, in Zweifelsfällen vorher die Entſcheidung des Reichs— 
amts des Innern einzuholen, wurde geſtrichen, da er nur ein 
Internum der Verwaltung enthielt, das einer geſetzlichen Regelung 
nicht bedürftig erſchien. 

Die 85 5 und 6 des Antrags Schiffer und Genoſſen, die in 
Zukunft die Paragraphennummern 2 und 3 erhalten müſſen, geben 
dem Reichskanzler — nicht, wie ſeinerzeit der Antrag 
Schiffer wollte, dem Reichsamt des Innern — die Möglichkeit, 
im Intereſſe einer einheitlichen Handhabung von den erteilten 
Auskünften Kenntnis zu nehmen, ſie eventuell zu mißbilligen und 
die Auskunftsämter anzuweiſen, in Zukunft abweichende 
Auskünfte zu erteilen. Der Reichskanzler hat die von ihm 
gebilligten Entſcheidungen und die von ihm gegebenen An— 
weiſungen, ſoweit ſie grundſätzlicher Natur ſind, zu veröffent— 
lichen. Die veröffentlichten Entſcheidungen und Anweiſungen ſind 
für die Amtsſtellen bindend, und mit der Veröffentlichung gelten 
alle früheren abweichenden Entſcheidungen und Anweiſungen als 
aufgehoben. 

Meine Herren, namens des Ausſchuſſes habe ich Ihnen die 
möglichſt einmütige Annahme dieſes Antrags, deſſen Grund— 
gedanken ja im Ausſchuß ſich einer einhelligen Zuſtimmung er— 
freuten, zu empfehlen. An die verbündeten Regierungen habe ich 
die Bitte zu richten, den Entwurf ſo raſch und ſo wohlwollend wie 
irgend möglich zu prüfen und ihm ihre Zuſtimmung nicht zu ver— 


ſagen. Ich weiß mich mit dem Ausſchuß darin einig, daß er den 
Entwurf nicht etwa als ein Präjudiz für einen fpäteren Abbau 
des ſtrafrechtlichen Grundſatzes von der Unentſchuldbarkeit des 
Strafrechtsirrtums aufgefaßt wiſſen will, ſondern lediglich als eine 
Kriegsmaßnahme, geboren aus dem Verlangen der Förderung der 
Rechtsſicherheit und der Vermeidung zahlreicher unerwünſchter 
Strafverfahren. Mögen die verbündeten Regierungen dieſen 
Wünſchen Rechnung tragen, und mögen ſie dem Entwurf in friſcher 
Entſchließzung ihre Zuſtimmung geben, ohne über juriſtiſche 
Zwirnsfäden zu ſtolpern und ohne allzu ſchwere Rückſichten zu 
nehmen auf etwaige Schwierigkeiten der Perſonalbeſchaffung. Sie 
würden ſich dadurch den Dank weiter Kreiſe unſerer Bevölkerung 
erwerben. 

Vor allem aber tut nach der Auffaſſung unſeres Ausſchuſſes 
Eile not. Sollte es den verbündeten Regierungen nicht möglich 
ſein, dem Entwurf in der Form, wie er hier vorliegt, ihre Zu: 
ſtimmung zu erteilen, ſollten ſie aber dem Grundgedanken des 
Entwurfs ſympathiſch gegenüberſtehen, dann richtet der Ausſchuß 
an die verbündeten Regierungen die Bitte, nicht mit einer neuen 
Vorlage zu warten, bis wir im Januar oder Februar hier wieder 
zuſammenkommen, ſondern ſich des Mittels zu bedienen, das der 
5 3 des Ermächtigungsgeſetzes ihnen in die Hand gibt. Das 
Schwert, das die Wunden geſchlagen hat, kann auch hier die 
Wunden heilen, und es iſt den verbündeten Regierungen ja burd- 
aus die Möglichkeit gegeben, daß ſie die durch den allzu reichlichen 
Gebrauch des $ 3 des Ermächtigungsgeſetzes hervorgerufenen Ber: 
dauungsſtörungen unſeres Rechtslebens beſeitigen dadurch, daß 
ſie auf Grund desſelben 8 3 des Ermächtigungsgeſetzes durch eine 
Bundesratsverordnung dem geſetzgeberiſchen Gedanken unſerer 
Vorlage zur Verwirklichung helfen. Hier hilft doppelt, wer ſchnell 
hilft. (Bravo!) 


Dr. Freiherr v. Rechenberg, Abgeordneter: “) Mit Rückſicht 
auf die in der Kommiſſion erzielte Einſtimmigkeit über den Ent⸗ 
wurf, welche, wie ich hoffe, nicht allein bei meinen Parteifreunden, 
ſondern im ganzen Hauſe zum Ausdruck kommen wird, ferner mit 
Rückſicht auf die Dringlichkeit der Angelegenheit und auf die der 
Regierung zu bietende Möglichkeit, das Entgegenkommen, welches 
ihr der Herr Berichterſtatter nahelegte, in möglichſt kurzer Zeit zu 
beweiſen, ſtelle ich den Antrag, den Entwurf nach dem Beſchluſſe der 
Kommiſſion, wobei die 88 5 und 6 die Nummern 2 und 3 erhalten 
würden, ohne Debatte zur Abſtimmung zu bringen. (Bravo!) 


Reichsgericht.“ 
a) Zivil ſachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Lehmann. 
[Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. — * Wird in 


der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts 
abgedruckt. — + Anmerkung.] 


I. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

* 1. 839 BGB. Dieſe Vorſchrift hat zwingenden Charakter; 
ſie zieht auch der ſtatutariſchen Einführung einer Schiedsgerichts⸗ 
zuſtändigkeit beſtimmte Grenzen.] 

Aus den Gründen: Für die ſtatutariſche Einfübrung 
einer zeitlich über die Austrittserklärung hinausreichenden Schieds⸗ 
„ ſetzt 8 39 Abſ. 2 BGB. dem Vereme be⸗ 
tımmte Grenzen. Dieſe zwingende Geſetzesvorſchrift, deren 
Unnachgiebigkeit ſchon aus ihrer Nichteinreihung unter die m 
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8 40 angegebenen nachgiebigen Vorſchriften erſichtlich iſt, bes 
ſchränkt die Satzungsfreiheit inſofern, als das Recht, beliebig 
auezutreten, den Mitgliedern nicht über die daſelbſt vorgeſehenen 
Einſchränkungsmöglichkeiten hinaus verkürzt werden darf. Eine 
darüber hinausgehende Bindung des austretenden Mitgliedes 
darf aber auch nicht in der Weiſe beſtehen bleiben, daß zwar 
im allgemeinen eine Beendigung der Mitgliedſchaft eintritt, das 
Mitglied aber deſſenungeachtet in einzelnen Beziehungen der 
Satzung unterworfen bleibt. Andernfalls wäre damit die Mög⸗ 
lichkeit einer Umgehung des Geſetzes gegeben, vermöge deren 
ſich die ſachliche Emſchränkung der Austrittswirkungen beliebig 
und bis zu einem der Aufrechterhaltung aller Mugliederpflichten 
gleichkommenden Maße aue dehnen ließe. Dies gilt auch von 
der Gebundenheit der Mitglieder an die ſchiedsgerichtlichen 
Normen der Satzung. Es folgt daraus, daß auch eine etwa 
für die Zeit nach der Auetrittserklärung vorgeſehene Zuſtändigkeit 
des Schiedsgerichts ſachlich nicht weiter ausgedehnt werden 
kann, als darauf, ob die Mitgliedſchaft zeitlich bis zur äußerſten 
Grenze des § 39 Abſ. 2 nach der Austrittserklärung fortbeſtanden 
hat oder innerhalb dieſer Grenze noch ſortbeſteht. J. u. Gen. 
w. Verband Deutſcher Schirm⸗Großfabrikanten e. V., U. v. 
21. Sept. 16, 119/16 IV. — Berlin. [L.] 

* 2. 8 196 BGB. Die Verjährungsvorſchrift der Nr. 1 
§ 196 BGB. iſt nicht ſchon dann anwendbar, wenn der 
Gläubiger, ohne Kaufmann zu fein, als Kaufmann aufs 
getreten ift.] 

Kläger verlangt von der Beklagten Zahlung des auf 
49 275,82 & ermäßigten Reſtbetrags der Vergütung für der 
Beklagten auf deren Beſtellung in der Zeit vom 16. Juni 1905 
bis April 1907 gelieferte Baggerarbeiten. Die Beklagte hat 
Abweiſung der Klage beantragt und an erſter Stelle die Ein⸗ 
rede der Verjährung vorgebracht, aber auch beſtritten, noch 
irgendetwas ſchuldig zu fen. Das LG. hat die Einrede der 
Verjahrung für begründet erachtet und die Klage abgewieſen. 
Auf die Berufung des Klägers hin hat das BG. abändernd 
den Klaganſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt erklart. 
Die Reviſion der Beklagten iſt zurückgewieſen. Aus den 
Gründen: Die Reviſion greift das BU. inſoweit an, als der 
BerR. weder die Vorſchrift der Nr. 7 noch die der Nr. 1 des 
Ab}. 1 des 8 196 BGB. für anwendbar erachtet hat; fie 
konnte Erfolg nicht haben. Zunächſt iſt die Annahme des 
Ber R., daß der dem Klaganſpruch zugrunde liegende Vertrag 
als Werkvertrag zu betrachten und deshalb die zweijährige 
Verjährung nach Nr. 7 nicht Platz greife, nicht zu beanſtanden. 
(Wird ausgeführt.) Der Ber R. hat aber auch ohne Rechts⸗ 
irrtum die Anwendbarkeit der Nr. 1 des § 196 verneint. Uns 
beſtritten kommt Kläger weder als Kaufmann im Sinne des 
§ 1, noch, da ein Eintrag in das Handelsregiſter nicht ftatt: 
gefunden hat, im Sinne des 8 2 HGB. in Betracht. Die 
Beklagte verſucht denn auch die Anwendbarkeit der Nr. 1 des 
& 196 nur noch daraus hermleiten, daß Kläger tatſächlich ein 
nach 8 2 HGB. eintragepflichtiges Unternehmen nach Taufs 
männiſcher Art betrieben und ſomit im Rechtsverkehr wie ein 
Kaufmann aufgetreten ſei, ſo daß er allgemein als ſolcher zu 
gelten habe. Allein dem BerR. iſt darin beizutreten, daß es 
einen Rechtsſatz, nach dem derjenige, der im Rechtsverkehr wie 
ein Kaufmann auftritt, lediglich wegen dieſes ſeines Auftretens 
ganz allgemein als Kaufmann zu gelten habe, nicht gibt. 
Schon die Vorſchriſt des 8 2 HGB., nach der erſt nach er⸗ 
ſolgtem Eintrag der Firma in das Handelsreaiſter das bes 
treffende Unternehmen als Handelsgewerbe im Sinne des Ge— 
ſetzes und damit deſſen Inhaber als Kaufmann zu gelten hat, 
ſpricht gegen das Beſteben eines ſolchen Rechteſatzes. In 
einem Fall, wie dem vorliegenden, in dem überhaupt irgendein 
Eintrag ın das Handelsregiſter nicht in Frage ſtebt, wird es 
allerdings zum Schutz des redlichen Verkehrs gerechtfertigt ſein, 
in Anwendung der in den ES 157 und 242 BGB. aus⸗ 
geſprochenen Rechtsgrundſätze denjenigen, der, ſei es allgemein 
im Rechtsverkehr oder ſei es einer beſtunmten anderen Perſon 
gegenüber, wahrbeitswidrig ſich als Kaufmann ausgegeben hat, 
zugunſten ſeines Vertragsgenoſſen als Kaufmann zu behandeln. 
Inſoweit als der gutaläubige Vertragsgenoſſe nach Treu und 
Glauben und mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte infolge des 
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Auftretens des Scheinkaufmanns zu der Annahme berechtigt 
erſcheint, daß des letzteren ausdrücklicher oder ſtillſchweigender 
Willenserklärung eine beſtimmte Bedeutung, ein beſtimmter 
Inhalt zukommt, erfordert es die Sicherheit des Verkehrs, daß 
die Erklärung gleich wie die eines Kaufmanns zu beurteilen 
iſt. Soweit es ſich jedoch nicht um den Schutz des redlichen 
Verkehrs in dieſem Sinn handelt, insbeſondere inſoweit die 
Anwendbarkeit der verſchiedenen die Verjährung betreffenden 
geſetzlichen Vorſchriften in Frage kommt, fehlt es an jedem 
Rechtsgrund dafür, den im Handelsregiſter nicht eingetragenen 
Nichtkaufmann lediglich deshalb den für Kaufleute gegebenen 
Verjährungsvorſchriften zu unterwerfen, weil er als Kaufmann 
aufgetreten iſt. G. M. w. B., U. v. 19. Sept. 16, 140/16 VII. 
— Naumburg. [L.] 

3. § 652 BGB. Zum Erwerb der Proviſionsforderung 
des Maklers iſt nicht erforderlich, daß das abgeſchloſſene Geſchäft 
mit dem angeſtrebten vollſtändig übereinſtimmt; es muß aber 
im weſentlichen derſelbe wirtſchaftliche Erfolg erzielt ſein.] 

Der Beklagte, der den Durchbruch einer Häuſerreihe zwiſchen 
der W.⸗ und F. ſtraße zu B. behufs Herſtellung der verlängerten 
H.ſtraße unternommen hatte, hat im Oktober 1913 mit der 
Mecklenburgiſchen Hypothrfens und Wechſelbank zu Schwerin 
einen Baugelderdarlehnsvertrag in Höhe von gegen zwei 
Millionen Mark abgeſchloſſen. Mit der Klage verlangte die 
Klägerin, die dem Beklagten die genannte Bank als Geld— 
geberin bezeichnet hatte, unter Berufung auf den mit dem Be⸗ 
klagten geſchloſſenen Vertrag als Teilbetrag der ihr in Höhe 
von ½ Prozent der Darlehnsſumme verſprochenen Vergütung 
die Bezahlung von 5000 &. Die Klage iſt vom LG. abs 
gewieſen, Berufung und Reviſion der Klägerin find zurück— 

ewieſen. Gründe: Der Inhalt des von den Parteien im 
tat 1912 abgeſchloſſenen Vertrags ging nach der bedenken⸗ 
freien Auslegung des BG. dahin, daß die Klägerin dem Be— 
klagten eine nicht in B. anſäſſige Bank nachweiſe, die bereit 
wäre, dem Beklagten den von ihm erſtrebten Baukredit gegen 
Zablung von 5 Prozent Zinſen und 1 Prozent Abſchluß⸗ 
proviſion zu gewähren, und daß der Beklagte der Klägerin im 
Falle des Abſchluſſes des Kreditvertrags durch die von ihr 
benannte Bank ½ Prozent Proviſion zu zahlen habe. Obwohl 
nun nach den Feſtſtellungen die Klägerin dem Beklagten die 
Mecklenburgiſche Hypotheken- und Wechſelbank als Geldgeberin 
benannt und der Beklagte mit dieſer — nach dem Scheitern 
der anfänglichen Verhandlungen — im Oktober 1913 einen 
Baugeldervertrag abgeſchloſſen bat, in deſſen Erfüllung die Bank 
dem Beklagten Beträge von über 1 100 000 & gewährt hat, 
erachtet das BG. die Proviſion des Klägers doch nicht als 
verdient, weil dieſer Vertrag unter weſentlich anderen Bes 
dingungen geſchloſſen worden ſei, als ſie dem angeſtrebten 
proviſionspflichtigen Vertrag zugrunde lagen. Zu Unrecht wird 
dieſe Annahme von der Reviſion als rechtsirrtümlich beanſtandet. 
Allerdings iſt es zum Erwerbe der Proviſions forderung des 
Mäklers nicht erforderlich, daß das tatſächlich abgeſchloſſene 
Geſchäft vollſtändig mit dem angeſtrebten Geſchäfte überein: 
ſtimme; es genügt, wenn im weſenllichen derſelbe wirtſchaftliche 
Erfolg erzielt worden iſt. Dies hat jedoch das BG. keines⸗ 
wegs verkannt. Es bat ausdrücklich erwogen, daß bei ſolchen 
großen Darlehnsvermittlungen alle einzelnen Bedingungen im 
Mäklervertrag nicht vorgeſehen au werden pflegen, mit Recht 
aber darauf hingewieſen. daß die Parteien als weſentliche Bes 
dingung der Proviſtonspflichtigkeit einen Zinsfuß von 5 Prozent 
und eine Bankproviſion von 1 Prozent feſtgeſetzt haben. Dem: 
gegenüber bedeuten nun aber die Bedinaungen des abgeſchloſſenen 
Geſchäfts ſehr erhebliche Mehrbelaſtungen. Die Höbe der 
Abſchlußproviſion der Bank war zwar dieſelbe: allein es wurde 
der Zinsfuß nicht auf 5 Prozent, ſondern auf den jeweiligen 
Lombard zinsfuß der Reichsbank, mindeſtens auf 5 Prozent feſt— 
geſetzt; der Beklagte bekam das Darlehn zum weitaus größten 
Teile nicht in bar, ſondern durch Hmterlegung von and» 
brieten der Bank; der Beklagte hatte endlich von der Bank ein 
Haus zu übernehmen, auf das er 60 000 & bar anzuzablen 
hatte und das fortgeſetzte Zuſchüſſe nötig macht. Auch bei In: 
wendung der Grundſätze von Treu und Glauben kann nicht 
angenommen werden, daß die Proviſionszuſage für ein Geſchäft 
186 
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mit derartig erſchwerenden Bedingungen gegeben worden ſei. 
Der Einwand der Reviſion geht fehl, daß der Beklagte ſich 
die Benennung der Bank zunutze gemacht und die durch die 
Verzögerung des Geſchäftsabſchluſſes bewirkte Erſchwerung der 
Bedingungen ſelbſt verurſacht babe; der Beklagte war der 
Klägerin gegenüber zum Abſchluſſe nicht verpflichtet; es ſtand 
in ſeinem Belieben, ob und wann er das Geſchäft abſchließen 
wollte. Daß der Beklagte den Geſchäftsabſchluß argliſtig 
u dem Zwecke verzögert habe, die Klägerin um die zugeſagte 
Provision zu bringen, iſt nicht behauptet, geſchweige feſtgeſtellt. 
B. w. M., U. v. 22. Sept. 16, 141/16 III. — Berlin. [L.] 


4. Eine vertragliche Verpflichtung des Gläubigers dem 
Bürgen gegenüber, beim Vorgehen gegen den Hauptſchuldner 
auf die Intereſſen des Bürgen Rückſicht zu nehmen, beſteht 
grundſatzlich nicht.] 

Der Kläger nimmt den Beklagten als Bürgen wegen eines 
von Carl G. in E. für Maurer⸗ und Putzarbeiten geſchuldeten 
Werkpreiſes von reſtlich 24441,13 & nebſt Zins in Anſpruch. 
Der erſte Richter hat die Klage ganz, das BG. für einen Teil⸗ 
betrag von 10000 & abgewieſen. Im übrigen hat das BG. 
den Klaganſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. 
Hiergegen haben beide Teile erfolglos Reviſion eingelegt Aus 
den Gründen: Den Einwand, der Kläger hätte nach Treu 
und Glauben die für ihn auf dem Grundſtück Marienſtraße 50 
im Betrage von 15000 & beſtellte Hypothek, die durch den 
Wert des Grundſtücks reichlich gedeckt geweſen ſei, in der 
Zwangsverſteigerung ausbieten müſſen, um ſein Guthaben auf 
dieſem Wege ganz oder teilweiſe einzubringen und dadurch die 
Verpflichtung des Bürgen entſprechend zu mindern, hat das 
BG. abweichend vom erſten Richter verworfen. Dem war, ent⸗ 
gegen der von der Reviſion vertretenen Rechtsanſicht bei— 
zutreten. Mit Recht geht das BG. davon aus, daß hier dafür, 
es ſei eine Hypothek im Sinne des 8 776 BGB. aufgegeben 
worden. nicht einmal genug behauptet geweſen ſei. Und Ent⸗ 
ſprechendes gilt auch für einen etwa ins Auge zu faſſenden 
Vorwurf der Argliſt. Im übrigen aber beſteht, wie das RG. 
ſchon in mehrfacher Anwendung ausgeſprochen hat [vgl. 
RGRKom. 8 776 Erl. 1 und weiter Warn. 1915 Nr. 17; 
RG. 87, 327; auch ſchon IW. 1905, 720 und VI 307/07], 
eine vertragliche Verpflichtung des Gläubigers dem Bürgen 
gegenüber, beim Vorgehen gegen den Hauptſchuldner auf die 
Intereſſen des Bürgen Rückſicht zu nehmen, grundſätzlich nicht. 
An ſich werden für den Gläubiger durch den Bürgſchaftsvertrag 
nur Rechte begründet; nach deſſen Sinn und Zweck beſteht die 
Vertrageleiftung des Bürgen darin, dem Gläubiger eben dafür 
eine Sicherung zu gewähren, daß ſeine Anſprüche an den Haupt⸗ 
ſchuldner befriedigt werden. Das Verlangen, der Gläubiger 
ſolle ſeine Hypothek ausbieten, unter Umſtänden ohne Ruckſicht 
darauf, ob es für ſeine eigene Vermögenslage erſprießlich ſein 
möchte, das Grundſtück ſelbſt erwerben und verwerten, erſcheint 
daher nach Sachlage ungerechtfertigt. Die von der Reviſion 
dafür insbeſondere angeführten Worte des Briefs vom 16. Juli 
1908: .. . daß ich Bürgſchaft für Zahlung derart übernehme, 
daß ich die Reſtforderung, welche nach geſchehenen Raten⸗ 
zahlungen bei Aufnahme der Hypotheken ſeitens des Herrn G. 
noch verbleibt, ſpäteſtens am 1. Juli 1910 begleichen werde, — 
ſind in der in Rede ſtehenden Nichtung ſchlechthin unſchlüſſig 
und unverwertbar. Das BG. hatte keinen Anlaß, in der 
Urteilsbegründung dazu beſonders Stellung zu nehmen. St. 
w. L., U. v. 28. Sept. 16, 64/16 VI. — Jena. [B.] 


5. 8 1412 BGB. Seine Zuſtimmungserklärung muß 
der Ehemann ſo aegen ſich gelten laſſen, wie fie der Empfänger 
nach Treu und Glauben verſtehen durfte.] 

Die Klägerin hat die Beklagten aus dem Bürgſchaftsſchein 
vom 25. Juli 1911 wegen Geſchäftsforderungen an den 
Schwiegerſohn der Beklagten M. auf Zahlung von 5225 4 
29 & nebſt Zinſen verklagt. Die Beklagten haben entgegnet, 
ſie ſeien des Leſens, der beklagte Ehemann auch des Schreibens 
unkundig: ſie hatten ſich nur für 1000 4 verbürgt. Sie haben 
die Bürgſchaft, ſoweit ſie dieſen Betrag überſchreitet, wegen 
argliſtiger Täuſchung und Irrtums angefochten. Das LG. 
hat die Beklagten zunächſt ihrem Anerkenntnis gemäß zu 


1000 &, fodann zur Zahlung des Reſts von 4225 4 29 4 
verurteilt. Das OsG. hat die beklagte Ehefrau zur Zahlung 
von 4182 & 60 & und den beklagten Ehemann zur Duldung 
der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut ſeiner Frau 
verurteilt, im übrigen die Klage abgewieſen. Die Reviſion des 
beklagten Ehemannes iſt zurückgewieſen. Aus den Gründen: 
Der Bürgſchaftsſchein trägt die Unterſchriften der beiden Be 
klagten. Das BG. hält die Beklagte 2 aus der Bürgſchaft 
kraft ihrer eigenhändigen Unterſchrift für verpflichtet. Die 
Urkunde habe den klaren unzweideutigen Inhalt, daß die Aus⸗ 
ſteller ſich für die Geſchäftsverbindlichkeiten des M. der Höhe 
nach unbeſchränkt verbürgten. Der Einwand der Beklagten 2, 
ſie habe ſich nur im Vertrauen auf die Verſicherung des M. 
verbürgt, daß die Bürgſchaft 1000 & nicht überſteige, könne 
nur zur Anfechtung des Vertrags wegen Irrtums oder arg⸗ 
liſtiger Täuſchung führen. In beiden Richtungen ſei indes die 
Anfechtung verſpätet erfolgt. Der Klägerin Bene fehle es 
zudem an der Vorausſetzung des §S 123 Abſ. 2 BGB. Da 
gegen ſei die Bürgſchaftserklärung des Beklagten 1 mangels 
der in 8 766 BGB. erforderten Schriftform unwirkſam, weil 
er die Urkunde nicht unterſchrieben, ſondern, des Schreibens 
unkundig, ſeinen Namen von ſeiner minderjährigen Tochter, 
der er ſich als Werkzeug bediente, unter die Urkunde habe 
ſetzen laſſen. Heute handelt es ſich nur mehr darum, ob der 
Beklagte 1 die Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut 
ſeiner Frau zu dulden hat. Das BG. erachtet um deswillen 
für erwieſen, daß der Beklagte 1 der Bürgſchaftserklärung 
feiner Frau zugeſtimmt habe, weil, wie die Reihenfolge der 
Unterſchriften unter dem Schein ergebe, die Frau ihn nach 
der Tochter, alſo im Beiſein des Mannes unterſchrieben habe. 
Die Zuſtimmung habe nicht der Form des 5 766 BGB. be 
durft. Die Reviſion macht geltend, es ſei nicht abzuſehen, wie 
der Beklagte 1 dadurch, daß er ſeine Frau die Urkunde ohne 
Widerſpruch unterſchreiben ließ, ihrer unbeſchränkten Verbürgung 
zugeſtimmt haben ſollte, wenn er die Urkunde nicht leſen konnte 
und infolge der Täuſchung durch M. der Meinung war, die 
Verbürgung gehe nur bis 1000 &. Dieſe Rüge kann nicht 
zur Aufhebung des Urteils führen. Allerdings ſetzt die Zu⸗ 
ſtimmung des Mannes zu einem beſtimmten Rechtsgeſchäft der 
Frau, durch das ſie ſich zu einer Leiſtung verpflichtet, voraus, 
daß der Mann den Inhalt des Rechtsgeſchäfts kennt, es ſei 
denn, daß er, was hier nicht in Betracht kommt, der Frau 
allgemein oder in einem gewiſſen Umfang die Zuſtimmung zu 
ſolchen Rechtsgeſchäften erteilt hat. Iſt der Mann über den 
Inhalt des Rechtsgeſchäfts, dem er zuſtimmt, im Irrtum, jo 
reicht feine Zuſtimmung nicht weiter als feine Kenntnis von 
dem Inhalt. Das BG. ſcheint der Verteidigung der beiden 
Beklagten, daß der Mann nicht nur ſchreibens⸗, ſondern beide 
auch leſensunkundig und der Meinung waren, ſie verbürgten ſich 
nur bis 1000 &, Glauben zu ſchenken. Jedenfalls iſt für die 
Reviſionsinſtanz von der Richtigkeit dieſer nicht widerlegten Ein⸗ 
wendung auszugehen. Trotzdem kann ſich der Beklagte 1 der 
noch ſtreitigen Verpflichtung nicht entziehen. Seine Unterſchrift, 
die er unter die Bürgſchaftsurkunde ſetzen ließ, hatte eine 
doppelte Bedeutung: einmal ſollte damit die Bürgſchaft über⸗ 
nommen, zum andern der Bürgſchaftsverbindlichkeit der Frau 
die ehemännliche Zuſtimmung erteilt werden. Dieſe Zuſtimmung 
bedurfte der für die Bürgſchaftser lärung beſtimmten Form nicht 
und war wirkſam. Nach dem Willen der beiden Ausſteller der 
Urkunde ſollten ihre Erklärungen der Klägerin zugehen, zu 
deren Gunſten ſie abgegeben waren. Die Klägerin konnte die 
Erklärung des Beklagten 1, ſoweit ſie die Zuſtimmung zu der 
Bürgſchaft der Frau enthielt, angeſichts des klaren Inhalts 
der Urkunde nicht anders auffaſſen, als daß er der nicht be⸗ 
ſchränkten Bürgſchaft feiner Frau zugeſtimmt habe. Hat der 
Beklagte 1 eine ſolche Erklärung an die Klägerin gerichtet, ſo 
kommt es nicht darauf an, was er damit gemeint hat, ſondern 
er muß ſie ſo gegen ſich gelten laſſen, wie die Klägerin ſie 
nach Treu und Glauben verſtehen durfte. Wollte er eme 
Erklärung dieſes Inhalts nicht abgeben, ſo mußte er ſie 
wegen Irrtums anfechten. Die Friſt hierzu hat er jedoch 
verſtreichen laſſen. P. w. N., U. v. 2. Okt. 16, 187/16 VI. — 
Breslau. [L.] 


45. Jahrgang. 


Handelsgeſetzbuch. 
6. 8 37 HGB, 8 12 BGB.] 

Seit 1877 hat in D. unter der Firma „A. K. jr. früher 

F. W.“ ein induſtrielles Unternehmen beſtanden, das ſich ſeit 
Ende der 80er Jahre mit der Herſtellung von Aufzügen be⸗ 
faßte. Im Jahre 1905 haben die damaligen Inhaber, die 
auch den Namen K. führten, dieſes Geſchäft mit der Firma 
an die Beklagte „D. Gasmotorenfabrik, vorm. Moritz H, 
Aktiengeſellſchaft“ veräußert. Die Beklagte hat das Geſchäft 
zunächſt unter der mit ihm erworbenen Firma fortgeführt. 
Dieſe iſt auch im Jahre 1905 für ſie in der Form: „A. K. jr. 
früher F. W., Inhaberin die Gasmotorenfabrik vorm. Moritz H.“, 
in das Handelsregiſter eingetragen. Im Jahre 1915 iſt dieſe 
Firma durch Beſchluß des LG. als unzuläſſig gelöſcht worden, 
weil eine Aktiengeſellſchaft nicht verſchiedene Firmen führen 
kann. Seitdem bezeichnet die Beklagte ihre Abteilung für 
Eiſengießerei und Aufzüge als „Abteilung A. K. jr. früher 
F. W.“ und hat im Betriebe dieſer Abteilung dieſe Bezeich— 
nung auf ihren Geſchäftspapieren ſowie bei Unterſchriften in 
der Form: „Aktiengeſellſchaft D. Gasmotorenſabrik vorm. 
Moritz H., Abteilung A. K. jr. früher F. W., D. — A. 7 — 
Chemnitzerſtraße 22“ und ähnlich verwandt. Hiergegen richtet 
ſich die Klage. Kläger ſind die offene Handelsgeſellſchaft 
Auauſt K. & Söhne und deren Teilhaber. Dieſe Firma bes 
treibt ebenfalls die Herſtellung von Aufzügen. Keines der 
beiden Geſchäfte iſt aus dem anderen hervorgegangen. Die 
Kläger beſtreiten den Beklagten das Recht, ihren Betrieb oder 
einen Teil davon mit dem Namen K. zu bezeichnen, behaupten 
auch, daß ſie die Bezeichnung „A. K. jr.“ firmenmäßig ver⸗ 
wende. Sie berufen ſich auf ihr Namensrecht, auf den 8 37 
HGB., auf das Geſetz über den unlauteren Wettbewerb und 
haben mit der Klage beantragt: Der Beklagten zu verbieten, 
für ihren Betrieb oder einen Teil ihres Betriebes ſich der Bes 
zeichnung „A. K. jr.“ oder überhaupt der Bezeichnung „K.“ 
zu bedienen und ſolche Bezeichnung auf ihren Geſchäfts papieren 
oder Fabrikaten anzubringen; in zweiter Linie der Beklagten 
u verbieten, in ihren Geſchäftspapieren und Ankündigungen 
ie Worte „A. K. jr.” oder „K.“ dermaßen gegenüber ihrer 
Firma durch den Druck hervorzuheben, daß der Anſchein ers 
weckt wird, die Firma der Beklagten ſei „A. K. jr.“; ferner 
der Klägerin die Befugnis zur Veröffentlichung des Urteils zu⸗ 
zuſprechen. Das LG. bat dem zweiten Antrage ſtattgegeben, 
welche Entſcheidung rechtskräftig iſt. Es hat aber den Haupt⸗ 
antrag abgewieſen und der Klägerin die Befugnis zur Ver— 
öffentlichung des Urteils verſagt. Klägerin hat Berufung ein⸗ 
gelegt. Das OLG. hat das Rechtsmittel zurückgewieſen. Die 
gegen dieſes Urteil von der Klägerin eingelegte Reviſion blieb 
erfolglos. Aus den Gründen: Die Klage iſt von der offenen 
Handelsgeſellſchaft Auguſt K. & Söbne und außerdem von 
ibren drei Teilhabern erhoben. Die Geſellſchaft hat kein 
Namensrecht, ſondern nur ein Firmenrecht. Die Bezeichnung, 
innerhalb welcher die Beklagte den Namen K. verwendet — 
A. K. jr. früher F. W. — unterſcheidet ſich aber genügend 
von der der Klägerin zu 1 zuſtehenden Firma Auguſt K. 
& Söhne, weshalb fie und ihre Teilhaber in ihrem Fumen⸗ 
rechte von der Beklagten nicht verletzt werden. Die Klage der 
offenen Handelsgeſellſchaft iſt alſo mit Recht abgewieſen, und 
auch ihre Teilhaber, die Kläger zu 2 bis 4, können ihren 
Anſpruch nicht auf ihr Firmenrecht, ſondern nur auf Verletzung 
des ihnen nach 8 12 BGB. zuſtehenden Rechts auf ihren 
bürgerlichen Namen gründen. Unſtreitig gebraucht die Beklagte 
den den Klägern 2 bis 4 zuſtebenden Familiennamen K. in 
der im Taibeſtande wiedergegebenen Weiſe. Die Kläger 2 bis 4 
dürfen alſo von der Beklagten Unterlaſſung dieſes Gebrauchs 
verlangen, wenn er ein unbeiugter iſt. Wird der Name 
firmenmaßig, d. h. als Beſtandteil einer Firma, unbefugt nes 
braucht, jo ſteht ihnen die beſondere Klage aus $ 37 HGB. 
zu. In allen Fällen unbefugten Gebrauches iſt die Unter: 
laſſungsklage aus 8 12 BGB. gegeben. Das BG. bat nun 
zunächſt ausgeſprochen, daß die Beklagte den Namen K nicht 
als Beſtandteil einer Firma verwendet. Die hiergegen ges 
richteten Angriffe find unbegründet. Zweifellos richtig iſt 
freilich der Satz, daß der Begriff der Firma durch 8 17 HGB. 
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nicht durch die Auffaſſung des Verkehrs beſtimmt wird. Das 
BG. verſtößt aber hiergegen auch nicht. Es verkennt nicht, 
daß firmenmäßiger Gebrauch vorläge, wenn die Beklagte den 
Namen K. innerhalb eines Namens, unter dem ſie im Handel 
Geſchäfte betreibt und die Unterſchrift abgibt, verwendete Das 
BG. verneint aber, daß die Beklagte dies tat. Das BG. hat 
auf Grund eines ausgedehnten tatſächlichen Materials unter 
Erörterung der allgemeinen bung des Verkehrs wie auch der 
beſonderen Umſtände des Einzelfalles entſchieden, daß über: 
einſtimmend mit der im Verkehr herrſchenden Auffaſſung auch 
im Streitfalle durch das vorgelegte Mort Abteilung in einer 
für Kaufleute allgemein verſtändlichen Weiſe zum Ausdruck ge— 
bracht iſt, daß die nachfolgenden Worte, obwohl ſie früher 
eine Firma waren, dieſen Charakter nun nicht mehr haben und 
nur noch dazu dienen, einen zwar tatſächlich geſonderten, rechtlich 
aber unſelbſtändigen Teil des Geſchäftsbetriebes der durch die 
vorausſtehende Firma genannten Aktiengeſellſchaft zu bezeichnen. 
Das iſt eine weſentlich auf tatſächlichen Gründen beruhende 
Auslegung, in der Rechtsirrtümer nicht enthalten ſind, und die 
alſo auch für die Reviſion feſtſteht. Aus ihr folgt, daß die 
Beklagte den Familiennamen der Kläger nicht innerhalb einer 
Firma verwendet, und daß demnach den Klägern eine Unter⸗ 
laſſungs klage aus 8 37 Abſ. 2 HGB. nicht zuſteht. Wenn 
das BG. ausſpricht, daß die beklagte Aktiengeſellſchaft die 
Worte „Abteilung A. K. jr. früber F. W. zur Bezeichnung 
eines tatſächlich geſonderten, rechtlich aber unſelbſtändigen 
Teiles ihres Gewerbebetriebes verwendet, ſo iſt damit zugleich 
ſeſtgeſtellt, daß fie dieſe Worte als Geſchäftsbezeichnung, als 
ſogenannten Etabliſſementsnamen gebraucht. Auch dieſer Ge⸗ 
brauch des Familiennamens der Kläger iſt ein unbefugter und 
iſt folglich auf Grund des 8 12 BGB. zu verbieten, wenn die 
Beklagte nicht ein beſonderes Recht auf den Gebrauch des 
Namens K. erworben hat. Die Gründe des BG. ergeben aber 
ſolchen Erwerb. Das BG. ſtellt feſt, daß die früheren Ge⸗ 
ſchäfts inhaber bei der Veräußerung des Geſchäfts der Beklagten 
das Recht übertragen haben, die Bezeichnung A. K. jr. früher 
F. W. nicht nur als Firma, ſondern auch als Etabliſſements⸗ 
namen zu führen. Dieſe Feſtſtellung iſt von der Reviſion 
nicht angegriffen und konnte von ihr nicht angegriffen werden. 
Die früheren Geſchäftsinhaber waren auch in der Lage, der 
Beklagten das Recht auf Fübrung des Etabliſſementsnamens 
zu verſchaffen. Freilich kann die Feſtſtellung, daß ſie ſelbſt die 
Firma auch als Etabliſſementsnamen benutzt hätten, nicht aufs 
rechterhalten werden: denn fie iſt durch den auf Rechtsirrtum 
beruhenden Aueſpruch beeinflußt, daß regelmäßig jede Firma 
zugleich Etabliſſementsname ſei. Das iſt unrichtig. Es kommt 
aber auf dieſen rechtsirrtümlichen Ausſpruch nicht an. Uns 
zweifelhaft iſt, daß die früberen Geſchäftsmhaber jederzeit einen 
Etabliſſementsnamen für ihren Betrieb ſchaffen und dabei ihren 
Firmennamen verwenden durſten, obgleich darin der Name K., 
der auch der Familienname der Kläger iſt, vorkommt. Sie 
durften dies bis zum Zeupunkt der Geſchäftsübertragung und 
konnten deswegen auch beim Verkaufe des Geſchäfts mit der 
Firma der Beklagten das Recht zur Führung einer den 
Namen K. enthaltenen Etabliſſementsbezeicknung für das ver⸗ 
kaufte Geſchäft emräumen. Da dies feſtgeſtelltermaßen ges 
ſchehen ift, haben die Beklagten das Recht, die frübere Firma 
ihrer Geſchäftsvorgänger zur bloßen Bezeichnung des Geſchaäfis⸗ 
betriebes zu verwenden, wirkſam erworben. Sie handeln mithin 
nicht unbefugt, wenn fie den Namen K. in dieſer Weiſe ge 
brauchen. Demnach ift die Klage mit Recht abgewieſen worden. 
Offene Handelsgeſellſchaft K. & Söhne und Gen. w. D. Gas: 
motorenfabrik, U. v. 29. Sept. 16, 104/16 II. — Dresden. B.] 


7. 8 355 HGB. Vorausſctzungen der Fälligkeit einer 
Forderung aus einem Kontokorrentwertrage.] F) 
Die Klägerin fordert, im Urkundenprozeß klagend, die 
Zablung eines Teils des ihr von der am 24. Dezember 1914 
in Konkurs geratenen offenen Handelsgeſellſchaft K. & S. 


geſchuldeten Betrags von der Beklogten, die nach der vor— 


Zu 7. Der Kernpunkt der Entſcheidung liegt weniger in der 
Frage, ob es ſich um eine Einrede oder ein Leugnen der Klagetatſache 
dreht. Er iſt im Verhältniſſe der Kontokurrent zu dem Banlkredit⸗ 
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gelegten Urkunde vom 4. Juli 1911 für alle jetzigen oder 
ukünftigen Forderungen der Klägerin an dieſe Handelsgeſellſchaft 
die Bürgſchaft übernommen hat. Sie hat unter Vorlegung 
eines von K. & S. unter dem 28. Juli 1914 und eines vom 
Konkursverwalter unter dem 13. März 1915 ausgeſtellten 
Saldoanerkenntniſſes, ſowie eines Rechnungsauszugs über die 
egenſeitigen Geſchäfte zwiſchen ihr und K. & S. behauptet, ſie 
habe mit letzterer derart in Geſchäftsverbindung geſtanden. daß 
die daraus entſpringenden beiderſeitigen Anſprüche und Leiſtungen 
nebſt Zinſen in Rechnung geſtellt und einhalbjährlich für den 
30. Juni und den 31. Dezember durch Been und Feſt⸗ 
ſtellung des für den einen oder den anderen Teil ſich ergebenden 
Überſchuſſes ausgeglichen und der bei dem Rechnungsabſchluß 
für den einen Teil ſich ergebende Überfhuß auf neue Rechnung 
vorgetragen wurde. Die Beklagte hat das Vorliegen eines 
Kontokorrent vertrags beſtritten und unter anderen Eins 
wänden geltend gemacht, der Anſpruch auf Auszablung des in 
Frage ſtehenden Saldo könne zur Zeit von der Klägerin nicht 
geltend gemacht werden und demzufolge auch nicht gegen ſie als 
die Bürgin, weil der Geſchäftsverbindung zwiſchen der Klägerin 
und der Firma K. & S. ein Kreditvertrag zugrunde liege, nach 
dem jene die Kreditſumme bis zum 1. Juli 1916 zur Verfügung 
der genannten Firma zu halten habe. In den Inſtanzen 
wurde darüber geſtritten, ob hierin ein Leugnen des Klag⸗ 
grundes lag oder die Behauptung einer beſonderen Vereinbarung, 
die zur Beweislaſt der Beklagten ſtand. Das RG. hat letzteres 
angenommen. Aus den Gründen: Nach 8 355 HGB. 
kann im Zweifel auch während der Dauer einer Rechnungs⸗ 
periode die laufende Rechnung jederzeit mit der Wirkung ge⸗ 
kündigt werden, daß der, dem nach der Rechnung ein Überſchuß 
gebührt, deſſen Zahlung beanſpruchen kann; es bedarf daher 
nach dem Geſetz dazu nicht erſt einer beſonderen Vereinbarung. 
Hieraus erhellt, daß die von der Klägerin behaupteten und 
durch Urkunden bewieſenen Tatſachen nach dem Geſetz die 
Fin des Klaganſpruchs ergeben. Die Frage, ob mit der 
ingehung der Kontokorrentverbindung zugleich die Einräumung 
eines Kredits zugunſten des einen Beteiligten verbunden iſt, iſt 
für das Weſen des Kontokorrentverhältniſſes an ſich nicht ent⸗ 
ſcheidend; unberührt bleiben mithin die Wirkungen eines mit 
dieſem Verhältniſſe verbundenen Vertrags, durch den ſich der 
eine Teil verpflichtet, dem Gegner bis zu einem gewiſſen Zeit⸗ 
punkte einen Kredit bis zu einer beſtimmten Höhe zu gewähren 
[Denkſchrift z. Entw. eines HGB. von 1897 ©. 198J. Wenn 
daher die Beklagte behauptet, es ſei zwiſchen der Klägerin und 


vertrage zu ſuchen. Dieſer iſt die Form, in der ſich der geſchäftliche 
Verkehr zwiſchen einem Kaufmann und einer andern Perſon abſpielt. 
Die laufende Rechnung kann jederzeit durch eine der beiden Parteien 
abgeſchnitten werden Das gilt im Zweifel. Es kann auch das 
Gegenteil gewollt ſein. Dieſes Gegenteil kann ſich aus den Beziehungen 
der beiden Parteien zueinander ergeben. Es bleibt bei der jederzeitigen 
Kündbarkeit, wenn der Fabrikant mit dem Händler die Lieferungen 
in laufender Rechnung belaſtet und ibm die Zahlungen oder Wechſel 
oder Waren gutſchreibt. Er kann dieſe Art des Verkehrs beenden, 
wenn es ihm beliebt. Behauptet der andere. daß er ihm in gleicher 
Weiſe weiterliefern oder für den Saldo Ausſtand geben müſſe, ſo 
muß er es beweiſen. Aus dem Abſchluſſe von beiderſeitigen Kauf⸗ 
verträgen ſolgt dies nicht. Ebenſo wäre es, wenn ein Rechtsanwalt 
mit einer Bank in Verbindung ſtebt. Bricht er ab, ſo kann daraus, 
daß er regelmäßig die bei ibm eingehenden Gelder dort einzahlte, 
daß ihm die Bank die Erträgniſſe der dei ihr ruhenden Effekten gut⸗ 
ſchrieb und dieſe ihn für die Entnahmen im Scheckverkehr und die 
Beſorgung von Wertpapieren belaſtete, die Bank keinen Widerſpruch 
ableiten. Anders aber bei dem von der Bank ihren Kunden ges 
währten Kredit. Auch bier iſt der Kontokurrent nur die Form für 
das Darlehen. Es wird in einer beſtimmten Höhe zugeſaat Die 
Rechtslage iſt genau dieſelbe, wenn der Kunde die ganze Summe auf 
einmal abhebt und dann keinen weiteren Umſchlag herbeiführt, als 
wenn er den drei- orer mehrfachen Umſatz bewirkt. Hier folat aus 
dem Weſen des Geſchäfts die Kundigungsfriſt von drei Monaten. 
(8 #04 BGB.). Hier muß die Bank beweiſen, daß fie dieſe Bes 
ſtimmung des Geſetzes außer Kraft ſetzte. Daraus allein, daß fie 
den Kredit im Wege des Kontokurrents gewährt, folgt dies 
nicht. Erſt wenn der Kreditnehmer eine weitere Friſt als die viertel⸗ 
jährliche des Geſetzes begehrt, muß er wieder den Beweis führen. 


Hachenburg. 


K. & S. vereinbart worden, daß jene dieſer die Kreditſumme 
bis zum 1. Juli 1916, alſo obne Rückſicht auf die Dauer des 
Kontokorrentverhältniſſes, zur Verfügung halten ſolle, ſo macht 
fie damit eine Vereinbarung geltend, die von dem vom Belek 
angenommenen regelmäßigen Vertragsinhalt abweicht. Sie muß 
daher den Beweis für dieſe Vereinbarung führen, und zwar 
auch dann, wenn, wie ſie behauptet, die Vereinbarung gleich⸗ 
zeitig mit der Begründung des Kontokorrentverhältniſſes ges 
troffen worden iſt [gl. auch RG. 57, 48 ff.]. !) [Wird weiter 
ausgeführt.] O. Bank w. Sch., U. v. 6. Juli 16, 147/16 VI. — 
Celle. [L.] 


Genoſſenſchaftsgeſetz. 


S. 5 68 GenG. Wird ein Genoſſe ausgeſchloſſen und 
ficht er den Ausſchließungsbeſchluß an, ſo iſt er vor Rechts 
kraft des Urteils, das den Ausſchließungsbeſchluß aufhebt, zu 
einer Generalverſammlung der Genoſſen nicht zuzulaſſen; Ein⸗ 
fluß der Ausſchließung auf die Stellung als Vorſtandsmitglied; 
Zuläſſigkeit der Amtsſuspenſion bei Anfechtung der Aus⸗ 
ſchließung. J 

Der Kläger war im Sommer 1910 der Beklagten als 
Genoſſe beigetreten und für die Zeit bis zum 1. Auguſt 1916 
zum Vorſtandsmitgliede beſtellt worden. Am 24. Dezember 
1911 hatten ihm die beiden anderen Vorſtandsmitglieder durch 
eingeſchriebenen Brief mitgeteilt, daß in der tags zuvor ab⸗ 
gehaltenen gemeinſchaftlichen Sitzung des Aufſichtsrats und 
des Vorſtands einſtummig feine Ausſchließung als Genoſſe 
wegen Schädigung der Intereſſen der Genoſſenſchaft zum 
Schluſſe des Geſchäſtsjahres 1911 auf Grund des 8 9 der 
Satzung beſchloſſen worden, und daß er durch dieſe Aus⸗ 
ſchließung nach 8 68 Abi. 4 GenG. ſeines Amts als Vor⸗ 
ſtandsmitglied verluſtiggegangen ſei. Seine Löſchung in der 
Liſte der Genoſſen war am 27. Dezember 1911 erfolgt. In 
dem daraufhin von ihm anhängig gemachten Prozeſſe hatte das 
OL G. Naumburg als BG. feinem Antrag gemäß feſt⸗ 


1) JW. 1904, 173; Neumann, Nſpr. I 8 145. 


Zu 8. Durch den etwas verzwickten Tatbeſtand iſt das Den 
ſtändnis der Nechtsaus führungen des RG. nicht ganz leicht. Auf 
eine einfache Formel gebracht, handelt es ſich um die Frage nach 
der Wirkung der rechtskräftigen Aufbebung einer Ausſchließung aus 
der e. G. auf die Folgen der Ausſchli'ßung Das NG. vertritt hier 
— wie ſchon Bd. 72 S. 4; JW. 1909, 699 — den Grundſat det 
Nichtrückwirkung; dabei erklärt es für zuläſſig. daß fur den Fall 
der Aufhebung der Ausſchließung die durch die Ausfchließung bewirkte 
Beendigung einer Organſchaft auf dem regulären Weg ausgeſprochen 
wird. Bemerkenswert iſt die zur Begründung dieſer lesteren Anſicht 
vorgetragene ſtrenge Scheidung zwiſchen der Amts: (organſchaftlichen) 
Stellung des Vorſtanrsmitglieds und dem etwa parallel laufenden 
Anſtellunge verhältnis, die ſich mit den in meiner „Eing. Genoſſen⸗ 
ſchaft“ vorgetragenen Erwägungen deckt Dieſer Tendenz des vor⸗ 
liegenden Urteils entspricht es. wenn das RG. der Rechts geſtaltungt 
klage des 8 51 Gen. die Fähiakeit abipricht, das für den An⸗ 
ſtellungsvertrag bedeutſame Vorbringen zur Sprache zu bringen, ob 
die den Gegenſtand des angefochtenen Beſchluſſes bildende (vorſorgliche) 
Amtsenthebung aus berechtigtem Anlaß erfolgt tft oder nicht. 


Zu beachten iſt weiter der Hinweis auf eine Anwendbarkeit des 
Schikaneverbots auf (unmittelbar wirkende?) Generalverſammlungs⸗ 
beſchlüſſe. ſowie der Ausſpruch. daß die Ausſchließung von Vorſtands⸗ 
genoſſen auch durch andere Organe als nur durch die General 
verſammlung vorgeſehen werden könne. 


Zweifelbaft iſt, ob das vorliegende Urteil in dem Sinne ge⸗ 
deutet werden kann, daß die Anfechtung einer durch die General 
verſammluna erfolgten Ausſchließung aus der e G nur auf dem 
Wege der Klage aus 8 Al Gen. angefochten werden kann, wie ich 
dies a. a O S. 180 ausgeführt habe (a. A. Pariſius Crüſer. 
8. Aufl, A. 7 zu § 8, und Deumer, Recht der e. G. S. 168, 
beide unter Berufung auf die ſeuberige ſchwankende Rechtſprechuna). 
Für eine Verwendbarkeit der vorliegenden Eniſcheidung in dieſem 
Sinne könnte vielleicht ſprechen, daß dier ein ſolcher Verſuch, unab: 
hängig und neben jener Anechtungsklage aus § Al den Aue ſchließunas⸗ 
beſchluß feiner Wirkſamkeit zu berauben, durchkreuzt worden iſt 
Dagegen ſpricht allerdings, daß das Rid zu dieſer Durchkreuzung ſo 
tief in die Sache ſelbſt hineinzuſteigen für nötig fand. 


Privatdozent Dr. Waldecker, Berlin. 
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geſtellt, daß ſeine Ausſchließung aus der Genoſſenſchaft und 
ſeine Entlaſſung als Vorſtandsmitglied unwirkſam erfolgt ſeien, 
und es hatte die Genoſſenſchaft verurteilt, ihm Zug um Zug 
gegen Zurückzahlung des ihm bereits ausgekehrten Geſchäfts⸗ 
guthabens von 11416 & an ruckſtändigem Gehalt 5521,60 & 
nebſt Zinſen und an Gehalt für die Zeit vom 1. April 1913 
bis 1. Auguſt 1916 monatlich 416,66 & zu zahlen. Gegen 
dieſe am 25. November 1913 ergangene Entſcheidung hatte die 
Genoſſenſchaft Reviſion eingelegt. Bevor die letztere vom 
NG. zuruckgewieſen wurde [Urteil vom 23. Juni 1914], 
richtete der Vorſitzende des Aufſichtsrats unter dem 
27. März 1914 an den Kläger ein Schreiben, worin es 
heißt, daß der Aufſichtsrat ſich gezwungen ſehe, ihn 
vorſorglich von ſeinem Amt als Vorſtandsmitglied zu ſuspen⸗ 
dieren, weil er in ſeinem Briefe vom 28. Dezember 1913 an 
den damals nicht mehr den Vorſitz im Auifichterate führenden 
von G. die übrigen Vorſtandsmuglieder der Gebührenüberhebung 
beſchuldigt und ſie neuerdings ſogar der Urkundenfälſchung ge⸗ 
ziehen habe. Dieſe Anordnung des Aufſichtsrats wurde gemäß 
8 26 der Satzung durch Beſchluß der Generalverſammlung vom 
29 April 1914 einſtimmig beſtätigt, was dem Kläger durch 
Schreiben vom 2. Mar 1914 mitgeteilt wurde. Mit der am 
27. Mai 1914 erhobenen Klage beantragte der Kläger, die Be⸗ 
klagte zu verurteilen, anzuerkennen, daß der Generalverſamm⸗ 
lungsbeſchluß vom 29. April 1914, durch den ſeine Enthebung 
vom Amt eines Vorſtandsmitgliedes beſtätigt worden, rechts⸗ 
ungültig fe Er leitete die Rechtsungültigkeit des Beſchluſſes 
einmal daraus her, daß ſein Verlangen nach Teilnahme an der 
Generalverſammlung abgelehnt worden ſei, ſodann aber auch 
daraus, daß ein ſeine Amtsenthebung rechtfertigender wichtiger 
Grund nicht vorgelegen habe. Das LG. erklärte durch Urteil 
vom 27. Oktober 1914 den Generalverſammlungsbeſchluß vom 
29. April 1914 für rechtsungültig, weil der Kläger, der nach 
dem Ergebniſſe des Vorprozeſſes noch Genoſſe geweſen ſei, von 
der Teilnahme an der Generalverſammlung nicht habe aus⸗ 
geſchloſſen werden dürſen. Auf die Berufung der Beklagten 
erkannte dagegen das OLG. am 4. Februar 1916 auf Abweiſung 
der Klage. Es nahm unter Hinweis auf das Urteil des RG. 
[RG. 72, 4]2) an, daß der Kläger trotz des ihm günſtigen Aus⸗ 

anges des Vorprozeſſes zu der während deſſen Dauer abge⸗ 

altenen Generalverſammlung nicht habe zugelaſſen zu werden 
brauchen, da ihm feine am 23. Dezember 1911 gemäß 8 9 der 
Satzung beſchloſſene Ausſchließung aus der Genoſſenſchaft durch 
den eingeſchriebenen Brief vom 24. Dezember 1911 ordnungs⸗ 
mäßig mitgeteilt und die Wirkung dieſer Mitteilung [§ 68 Abſ. 4 
5 erſt mit der endgültigen Erledigung des Prozeſſes, ohne 
rückwirkende Kraft, beſeitigt worden ſei. Weiter ftellte es feſt, 
daß die Amtsenthebung des Klägers auch ſachlich gerechtfertigt 
erſcheine, da ein wichtiger Grund zu ſeiner Entlaſſung vorgelegen 
habe. Die Reviſion des Klägers iſt zurückgewieſen. Gründe: 
Der Klagantrag geht zwar ſeinem Wortlaute nach auf Ver⸗ 
urteilung der Beklagten zur Anerkennung der Rechtsungültigkeit 
des Generalverſammlungsbeſchluſſes vom 29. April 1914, er 
fordert aber in Wirklichkeit auf Grund des § 51 GenG. die 
Nichtigkeitserklärung dieſes Beſchluſſes durch das Gericht. Die 
Klage iſt gegen die Genoſſenſchaft, vertreten durch den Vorſtand 
und den Aufſichtsrat [Abſ. 3 Satz 1, 2 des 8 51] gerichtet, fie 
iſt am 27. Mai 1914, alſo innerhalb eines Monats nach der 
Beſchlußfaſſung [Abſ. 1 daſ.], erhoben worden, und die Ans 
fechtung des Beſchluſſes iſt in erſter Linie darauf geſtützt, daß 
der Kläger, der im Jahre 1910 die Mitgliedſchaft erworben 
hatte, zu der Generalverſammlung unberechtigterweiſe nicht zu⸗ 
gelaſſen worden ſei [Abſ. 2 Satz 1J. Da nach § 43 Gen. 
ein Genoſſe grundſätzlich an jeder Generalverſammlung teilzu⸗ 
nehmen berechtigt iſt, ſo fragt es ſich demnach zunächſt, ob dem 
Kläger, wie das BG. im Gegenſatze zum LG. annimmt, die 
Teilnahme an der Generalverſammlung vom 29. April 1914 
deshalb verwehrt werden durfte, weil er am 23. Dezember 1911 
durch einen gemeinſamen Beſchluß des Vorſtandes und des 
Aufſichtsrats aus der Genoſſenſchaft ausgeſchloſſen, durch einen 
am folgenden Tage an ihn abgeſandten eingeſchriebenen Brief 


5) JW. 1909, 699. 


des Vorſtandes hiervon benachrichtigt und am 27. Dezember 
1911 in der Liſte der Genoſſen geloſcht worden war, obgleich 
er ſchon am 25. November 1913 das die Ausſchließung für 
unwirkſam erklärende Urteil des OLG. in Naumburg erwirkt 
hatte und das RG dieſes Urteil ſpäter, am 23. Juni 1914, 
mit der Begründung beſtätigt hat, daß die Ausſchließung ſachlich 
ungerechtfertigt geweſen ſei. Die Frage ıft aber zu bejahen. Nach 
§ 68 Abi. 4 Gen. hat ein die Ausſchließung aus der Genoſſen⸗ 
ſchaft ausſprechender Beſchluß ſchon vom Zeitpunkte feiner 
Mitteilung durch Abſendung eines eingeſchriebenen Briefes des 
Vorſtandes an den ausgeſchloſſenen Genoſſen ab die Wirkung, 
daß dieſer nicht mehr an einer Generalverſammlung teilnehmen 
und auch nicht mehr Mitglied des Vorſtands oder des Aufſichts— 
rats fein kann [val. $ 9 GenG.]. Ob dieſe Wirkung lediglich 
mit der Abſendung des die Mitteilung des Beſchluſſes ent— 
haltenden Einſchreibebriefes durch den Vorſtand verknupft iſt, 
oder ob ſie weiter vorausſetzt, daß der Beſchluß von dem dafür 
zuſtändigen Organ der Genoſſenſchaft gefaßt worden iſt, darf 
hier dahingeſtellt bleiben. Denn nach 8 9 der Satzung der 
Beklagten kann die Ausſchließung eines jeden Genoſſen durch 
emeinſamen Aufſichtsrats- und Vorſtandsbeſchluß erfolgen. 

er in der erwähnten Entſcheidung des RG. vom 23. Juni 
1914 hervorgebobene Zweifel, ob § 9 der Satzung auch für 
den Fall Geltung habe, daß der auszuſchließende Genoſſe das 
Amt eines Vorſtandsmitgliedes bekleidet, die Ausſchließung alſo 
zugleich mit Notwendigkeit den Verluſt dieſes Amtes zur Folge 
haben würde, während die Enthebung vom Amte für ſich allein 
nach Geſetz [SS 24. 40] und Satzung [SS 25 Abſ. 2, 26 Nr. 4] 
nur von der Generalverſammlung endgültig beſchloſſen werden 
könne, muß gegenüber der Erwagung ſchwinden, daß die Aus— 
ſchließung nur aus den im Geſetz oder in der Satzung beſonders 
beſtimmten Gründen [§ 68 Abſ. 1, 2 GenG.], die Amts⸗ 
enthebung aber, wenngleich „unbeſchadet der Entſchädigungs— 
anſprüche aus beſtehenden Verträgen“ auch ohne einen ſolchen 
Grund [S 24 Abſ. 3 daſ.] ſtatthaft iſt, und ſonach kein Anhalt 
für die Annahme beſteht, daß das Geſetz die Ausſchließung 
eines Genoſſen, der zugleich Vorſtandsmitglied iſt, durch ein 
anderes Organ, als die Generalverſammlung, nicht zuließe [gl. 
das zum Abdruck in der amtlichen Sammlung beſtimmte Urteil 
vom 7. April 1916 — II 7/16]. Dagegen hängt der Eintritt 
der in § 68 Abſ. 4 Gen®. feſtgeſetzten Wirkung von dem tat⸗ 
ſächlichen Vorliegen eines rechtmäßigen Grundes zur Ausſchließung 
nicht ab, und die Wirkung wird auch nicht etwa bei erfolgreicher 
Anfechtung des Ausſchließ ungsbeſchluſſes rückwärts wieder bes 
feitigt [RG. 72, 10].9) Insbeſondere iſt ein vor der Wieder: 
aufhebung des Ausſchließungsbeſchluſſes durch rechtskraftiges 
Urteil ergangener Beſchluß der Generalverſammlung nicht deshalb 
als geſetz⸗ oder ſatzungswidrig anfechtbar, weil der ausgeſchloſſene 
Genoſſe zu der Generalverſammlung nicht zugelaſſen worden 
war. Bei der zwingenden Natur des § 68 Abi. 4 Gen®. 
war die Nichtzulaſſung nicht nur nicht unberechtigt [S 51 
Abſ. 2 daſ.], ſondern ſogar geboten. Indem das Geſetz 
beſtimmt, daß der Ausgeſchloſſene ſchon von der Abſendung 
der Benachrichtigung über feine Aueſchließung ab an der 
Generalverſammlung nicht mehr teilnehmen konne, bringt es 
zugleich unzweideutig zum Ausdruck, daß die Generalverſammlung 
von da ab ohne ſeine Teilnahme tätig zu ſein habe. Es legt 
alſo allen in der Zeit zwiſchen der Abſendung der Benachrichtigung 
über die Ausſchließung und der Rechtskraft der richierlichen 
Entſcheidung über deren Rechtmäßigkeit von der General— 
verſammlung ohne Teilnahme des ausgeſchloſſenen Genoſſen 
gefaßten Beſchlüſſen die volle Rechtsgültigkeit bei, einerlei ob 
die richterliche Entſcheidung die Ausſchließung billigt oder nicht. 
Die Ausführung der Reviſion, daß jedenfalls die Generals 
verſammlung einen Beſchluß auf Amtsenthebung eines von ſeiner 
Ausſchließung aus der Genoſſenſchaft benachrichtigten Vorſtands— 
mitgliedes vor Rechte kraft der richterlichen Eniſcheidung ent⸗ 
weder überhaupt nicht, oder doch nicht ohne Zulaſſung des 
Ausgeſchloſſenen faſſen dürfe, iſt unzutreffend. Solange nicht 
unanfechibar feſtſteht, daß die Ausſchließung dauernd erfolgt 
und dadurch der Ausgeſchloſſene endgültig ſeines Amts als 


3) JW. 1909, 699. 
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Vorſtandsmitglied verluſtiggegangen iſt, beſteht für die General⸗ 
verſammlung die rechtliche Moglichkeit, ihn auch noch beſonders 
dieſes Amis zu entheben. Gerade weil er im Falle der 
erfolgreichen Anfechtung des Ausſchließungsbeſchluſſes wieder 
Vorſtandsmitglied ſein würde, muß die Generalverſammlung 
ſchon vorher in der Lage ſein, von ihrem Recht der Amts⸗ 
enthebung Gebrauch zu machen, um auf dieſe Weiſe die ihr 
nicht genehme Fortſetzung feiner Amtstatigkeit zu verhindern. 
Nach 8 24 Abi. 3 Satz 2 Gen®. iſt die Beſtellung eines 
Genoſſen zum Vorſtandsmitgliede zu jeder Zeit widerruflich, 
5 daß von einer Verpflichtung der Generalverſammlung, die 

eſchlußfaſſung über die Amtsenthebung eines Vorſtands⸗ 


mitgliedes bis zur Rechtskraft der Eniſcheidung über die Recht⸗ 


mäßigkeit feiner Ausſchließung aus der Genoſſenſchaft aus— 
zuſetzen, nicht die Rede ſein kann. Beſchließt aber die General⸗ 
verſammlung die Amtsentjegung vorher, fo handelt fie durchaus 
der zwingenden Vorſchrift des 8 68 Abſ. 4 Gen®. ent⸗ 
ſprechend, wenn ſie die Teilnahme des ausgeſchloſſenen 
Genoſſen ablehnt. Daß im vorliegenden Falle die Beſchluß⸗ 
faſſung der Generalverſammlung nur den Zweck gehabt haben 
könnte, dem Kläger Schaden zuzufügen [vgl. $ 226 BGB., 
erhellt nicht und iſt in den Vorinſtanzen auch gar nicht bes 
hauptet worden. Der Kläger hat ſodann zur Begründung der 
Klage weiter geltend gemacht, daß ſeine Amtsenthebung auch 
ſachlich ungerechtfertigt ſei, weil es an einem wichtigen Grunde 
zu ſeiner ſofortigen Entlaſſung fehle, und das BG. hat ſich 
einer Prüfung auch dieſes Vorbringens auf Grund der Er⸗ 
wägung unterzogen, daß der angefochtene Beſchluß der General⸗ 
verſammlung vom 29. April 1914 zugleich eine friſtloſe Kündi⸗ 
gung des von den Parteien miteinander abgeſchloſſenen Dienſt⸗ 
vertrages enthalte, eine ſolche aber nur beim Vorliegen eines 
wichtigen Grundes im Sinne des § 626 BGB. zulaſſig jet. 
Es iſt dabei zu dem von der Reviſion bemängelten Ergebniſſe 
gelangt, daß der Beklagten ein die ſofortige Entlaſſung des 
Klägers rechtfertigender Grund zur Seite ſtehe. In eine ſach⸗ 
liche Prüfung des auf Verletzung des $ 626 a. a. O. und des 
8 286 ZO. geſtützren Reviſtonsangriffs iſt indes nicht ein⸗ 
zutreten, weil der Streit über das Vorliegen eines wichtigen 
Grundes zur friſtloſen Kündigung im gegenwärtigen Prozeſſe 
nicht zum Austrage gebracht werden kann. Die erhobene Klage 
iſt die Anfechtungsklage aus $ 51 GenG. Sie iſt, worauf 
ſchon oben hingewieſen worden, gegen die durch Vorſtand und 
Aufſichtsrat vertretene Genoſſenſchaft und auf Ausſpruch der 
Nichtigkeit eines Generalverſammlungsbeſchluſſes gerichtet. 
Infolgedeſſen muß fie ſchon daran ſcheuern, daß in 8 51 a. a. O. 
Abſ. 2 die Anfechtungsbefugnis an ganz beſtimmte Voraus: 
ſetzungen geknüpft iſt, und daß gerade die für den gegen⸗ 
wartigen Kläger einzig in Betracht kommende Vorausſetzung, 
die der „unberechtigierweiſe“ erfolgten Nichtzulaſſung zur 
Generalverſammlung, nach den obigen Ausführungen nicht 
beſteht. Außerdem kann die Amtsenthebung als ſolche, wie 
aus 5 24 Abſ. 3 Satz 2 GenG. zu entnehmen iſt, von der 
Generalverſammlung ohne jeden Grund, nach freiem Belieben, 
wirkſam beſchloſſen werden, und ſelbſt die mit der Amts⸗ 
enthebung etwa verbundene friſtloſe Kündigung des Dienſt— 
verhaltniſſes iſt wegen Fehlens eines wichtigen Grundes nicht 
„anfechtbar“, ſondern ſie beläßt dem ohne wichtigen Grund 
friſtlos Entlaſſenen nur die „Entſchädigungsanſprüche aus be⸗ 
ſtehenden Verträgen“. Auf die Geltendmachung derartiger 
Anſprüche iſt aber der Klageantrag nicht gerichtet, und es 
beſtand auch für den Klager, ſoweit ſem Vorbringen dies er— 
kennen läßt, kein Anlaß hierzu, da ihm ja in dem Vorprozeſſe 
die vertragsmäßige Vergütung für ſeine Dienſte bis zum 
1. Auguſt 1916 [dem Ende der Dienſtzeit! durch das ſpater 
rechtskraftig gewordene Urteil des OLG. vom 25. November 
1913 bereus zuerkannt worden war. Dieſes Urteil ſteht ihm 
noch jetzt und fo lange zur Seite, bis die Beklagte die Ein 
wendungen, die ſie daraus herleiten zu können glaubt, daß ſie 
das Dienſtverhältnis jpater wegen eines wichtigen Grundes mit 
Recht gekündigt habe, im Prozeßwege mit Erfolg zur Geltung 
bringt. Nach allem iſt die Reviſion zurückzuweiſen. L. w. M. G., 
e. G. m. b. H., U. v. 26. Sept. 16, 151/ IL — Naum⸗ 
burg a. S. [L.] 


Gewerbeordnung. 

** 9. 5 32 GewO. Wird die Erteilung der Erlaubnis 
zum Betriebe eines Schauſpielunternehmens von der Huter, 
legung einer ſogenannten Theaterkaution abhängig gemacht, ſo 
iſt die betreffende Anordnung eine polizeiliche Verfügung, em 
bürgerlichrechtliches Vertragsverhaltnis wird dadurch nicht be 
gründet.] 

Der Polizeipräſident in B. machte im Jahre 1912 die 
von dem Theaterdirektor R. nachgeſuchte Erlaubnis zum Betriebe 
des Schauſpielunternehmens der G. m. b. H. Theater⸗G.⸗B. 
von der Hinterlegung einer ſogenannten Theaterkautun ab» 
hängig. Die Sicherheit wurde in der Weiſe beſtellt, daß der 
Bankier W. in B. auf Erſuchen der G. m. b. H. einen von 
dieſer zugunſten des Kgl. Polizeipräſidiums ausgeſtellien Sicht- 
wechsel über 60 000 & mit feinem Akzepte verſah und bei der 
Kgl. Seehandlung für die G. m. b. H. hinterlegte, wogegen dem 
W. gegenüber 7 Perſonen, darunter der Kläger, je zu ½ die 
ſelbſtſchuldneriſche Burgſchaft fur deſſen Forderungen gegen die 
G. m. b. H. übernahmen, falls und mſoweit er aus ſeinem 
Akzept in Anſpruch genommen werden ſollte. Die Bedingungen, 
die tur die Thearerfaution maßgebend ſein ſollten, wurden in 
einer als Revers bezeichneten, an den Poltizeipräſidenten ges 
richteten Erklärung der G. m. b. H. als der Beſtellerin der 
Sicherheit und ihres Geſchäftsführers R. als des Theater⸗ 
unternehmers vom 18. November 1912 niedergelegt. Nachdem 
am 31. Dezember 1912 uber das Vermogen der G. m. b. H. 
Theater⸗G.⸗B. das Konkursverfahren eröffnet war, wurde auf 
Antrag des Konkursverwalters die Theaterkaution bis auf einen 
Reſt von rund 3000 & zu von dem Poltzzeipräſidenten an 
geordneten Zahlungen verwendet. W. zog ½ der von ihm 
bezahlten Berrage von dem Kläger ein. Durch privat 
ſchriſtliche Erklarung vom 7. November 1912 ubertrug die 
G. m. b. H. Theater⸗G.⸗B. dem W. ihren Anſpruch auf den 
nicht verwendeten Teil der Theaterkaution und W. trat durch 
Abtretungserklarung vom 12. Februar 1914 die ihm eventuell 
gegen den Betlagten, den Preußiſchen Staat, vertreten durch 
den Polizeipraſidenten in B., zuſtehenden Anſprüche in Hohe 
des von dem Kläger ihm erſtatteten Betrags von 8216,79 4 
dem Kläger ab. Seiner Klage auf Zahlung dieſer Summe 
hat das LG. in Höhe von 2881,89 & ſtaitgegeben; das KG. 
hat dagegen die Klage völlig abgewieſen. Der Kläger hat 
erfolglos Reviſion eingelegt. Aus den Gründen: Die 
Reviſion wendet ſich nur gegen die Abweiſung der Klage, foren 
letztere auf ein Rechtsverhalinis zwiſchen der G. m. b. H. 
Theater⸗G.⸗B. und dem Betlagten in Verbindung mit den Ab⸗ 
tretungen vom 7. November 1912 und 12. Februar 1914 
geſtutzt iſt. Mit Recht iſt aber die Klage inſoweit wegen Un 
zulaſſigkeit des Rechiswegs abgewieſen worden. Der Kläger 
beansprucht die Ruckzahlung des nicht verbrauchten Reſtes und 
die Erſtattung des angeblich zu Unrecht verausgabten Teils 
der Theaterkaution ſowohl auf Grund des nach feiner Memung 
durch den Revers vom 18. November 1912 zwiſchen der G. m. b. H. 
und dem Betlagten geſchloſſenen bürgerlichredyrlichen Vertrags, 
als auch gemaß 8 839 BGB. in Verbindung mit dem Geſez 
vom 1. Auguſt 1909 auf Grund angeblicher Amtspflicht⸗ 
verletzungen des Polizeipräſidenten. Das BG. verneint Dis 
gegen das Vorliegen eines burgerlichrechtlichen Vernags⸗ 
verhältniſſes und einer bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit im Smne 
des 8 13 GVG. und erklart auch den Rechtsweg für den 
Anſpruch aus § 839 gemäß 8 5 des Geſetzes vom 1. Auguſt 
1909, 8 6 des Geſetzes vom 11. Mai 1842 für unzulaſſig, 
weil die Anordnungen des Polizeipräſidenten über die einzelnen 
Zahlungen und die Verweigerung der Auszahlung des Reſtes 
der Theaterkaution polizeiliche Verfügungen im Sinne des 
Geſetzes vom 11. Mar 1842 ſeien und eine Aufhebung dieſer 
Verfugungen im Beſchwerdewege nicht erwirkt fen Dem iſt 
beizupflichten. Über die Anträge auf Erteilung der Erlaubnis 
zum Betriebe eines Schauſpielunternehmens beſchließt im Landes⸗ 
polizeibezufe B. an Stelle des ſonſt zuſtandigen Bezuks⸗ 
ausſchuſſes der Polizeipräſident. Er handelt dabei in Aus 
übung der Polizeihoheit. Erteilt er die nachgeſuchte Erlaubns 
nur unter einer Bedingung oder Auflage, ſo trifft er, ebenſo 
wie wenn er fie völlig verſagt, damit eine poltzeiliche Ver: 
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gung, denn in der Einſchränkung liegt eine Teilverſagung 
vgl. OVG. 33, 335; das Urteil, daſelbſt 69, 371, ſteht damit 
nicht in Widerſpruch, es ſpricht der Entſcheidung des Poltzei⸗ 
präſidenten nur die Natur emer polizeilichen Verfügung im 
Sinne des § 127 Abſ. 3, § 128 des Landes verwaltungsgeſetzes 
ab]. Nicht minder als bei dem Beſchluſſe, durch den er die Ec⸗ 
teilunz der Erlaubnis von der Hinterlegung der Theaterkaution 
abhängig machte, handelte der Polizeipräſident in dem vor⸗ 
liegenden Falle auch bei den weiteren Maßnahmen nur in 
Ausübung der Polizeihoheit; feine ganze Tärigkeit liegt auf dem 
Gebiete des öffentlichen Rechts, der Gewerbepolizei. Ins— 
beſondere diente die Ausſtellung und Entgegennahme des Reverſes 
vom 18. November 1912 lediglich der Ausfuhrung der im 
öffentlichen Intereſſe gemäß § 32 Gewd. fur erforderlich er: 
achteten Sicherung der zu dem Schauſpielunternehmen ers 
forderlichen Mitiel. Ein bürgerlichrechtliches Vertragsverhältnis 
iſt zwiſchen der G. m. b. H. und dem Beklagten nicht begründet, 
ein Vertrag zwiſchen ihnen überhaupt nicht geſchloſſen worden; 
es liegt lediglich ein öffentlichrechtliches Verhältnis vor. Die 
Anordnungen der Zahlungen aus der Theaterkaution ſowie die 
[mit Rückſicht auf noch unerledigte Anſprüche Berechtigter er: 
folgte) Verſagung der Genehmigung zur Ruckzahlung des Reit: 
betrags ſind polizeiliche Verfügungen im Sinne des Geſetzes 
vom 11. Mai 1842, denn ſie ſind Maßnahmen des zuſtändigen 
Polizeipräſidenten in polizeilichen Angelegenheiten, durch die ein 
Gebot erlaſſen oder eine Erlaubnis verſagt und unmittelbar in 
den Rechtskreis der Beſtellerin der Sicherheit eingegriffen iſt. 
Der Rechtsweg iſt demnach gemäß der oben angeführten gejeß: 
lichen Beſtimmungen mit Recht für unzuläſſig erklärt. Dabei 
iſt es ohne Bedeutung, ob man die in der Praxis übliche An- 
ordnung der Beſtellung einer Theaterkaution mit einem Teile 
der Rechtslehre für unverembar mit der Beſtimmung des 8 32 
Gewd. erachten ſollte; denn dadurch wird die Rechtsnatur der 
Maßnahmen des Polizeipräſidenten, der eine polizeiliche Tätig⸗ 
keit ausuben und nicht etwa den Staat als Vermögensſubjekt 
vertreten wollte, nicht berührt. S. w. Preuß. Staat, U. v. 
29. Sept. 16, 203/16 III. — Berlin. [B.) 

Zivilprozeßordnung. 

* 10. Die in RG. 70, 337 vertretene Auffaſſung, daß die 
Vorſchrift des 8 208 Nr. 3 ZPO. nicht zutreffe, wenn ein 
Gläubiger, der auf Erfüllung geklagt hat, erſt im Laufe des 
Rechisſtreits dem Beklagten eine fruchtloſe Nachfriſt beſtimmt, 
obwohl er ſchon vorher in der Lage war, die Umwandlung in 
den Schadenserſatzanſpruch herbeizuführen, wird nicht aufrecht— 
erhalten.] 

Am 16. Juni 1914 verkaufte die Beklagte an die Klägerin 
500 Tonnen Ruhr⸗Briketts, lieferbar im Juli und Auguſt 1914. 
Gegenüber dem Erfüllungsverlangen der Klägerin berief fie ſich 
nach Kriegsausbruch auf die in ihren allgemeinen Verkaufs- 
bedingungen enthaltene Kriegsklauſel. Die Klägerin erhob 
deshalb Klage mit dem Antrage, die Beklagte zur ſofortigen 
Lieferung der Ware zu verurteilen. Das LG. gab der Klage 
ſtatt. Der von der Beklagten eingelegten Berufung ſchloß ſich 
die Klägerin an. Sie verlangte nunmehr Schadenserſatz wegen 
Nichterfullung und ſtellte den Antrag, in Abänderung des lands 
gerichtlichen Urteils die Beklagte zur Zahlung von 4350,46 4 
nebſt Zinſen zu verurteilen. Die Beklagte erhob die Einrede 
der unzulaſſigen Klagänderung. Ihr Antrag ging auf Zurüds 
weiſung der Anſchlußberufung und Abweiſung der Klage. Das 
OLG. entſprach dieſem Antrage. Die Klägerin hat Reviſion 
eingelegt, die zur Aufhebung des angefochtenen Urteils und zur 
Zurückvberweiſung der Sache an das BG. führte. — Gründe: 
Die Anſicht des BG., daß eine unzuläſſige Klagänderung vor: 
liege, beruht auf einer Verletzung der $3 268 Nr. 3, 529 Abſ. 2 

PO. Das BG. führt aus, die Klagerin ſei ſchon vor der 

lagerhebung in der Lage geweſen, ſtatt der Lieferung Schadens— 
erſatz wegen Nichterfüllung zu verlangen, weil ſie ſchon im 
Dezember 1914 und im Januar 1915 mehrfach fruchtloſe Nach⸗ 

ſten zur Erfüllung geſetzt habe, in Wirklichkeit fer deshalb eine 
eränderung ihres Verhältniſſes zur Beklagten oder eine ſonſtige 
Umgeſtaltung der Sachlage, nach der die Geltendmachung des 
Schadenserſatzanſpruchs erſt nach der Klagerhebung für ſie möglich 
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geworden wäre, überhaupt nicht eingetreten, nach $ 326 Abf. 1 
Satz 2 BGB. ſei im Gegenteil, da die Klagerin den Erfüllungs⸗ 
anſpruch durch die fruchtloſen Nachfriſtbeſtunmungen verloren 
gehabt habe, die Klage auf Schadenserſatz von vornherein allein 
in Frage gekommen. Hierbei iſt uberſehen, daß die Klägerin 
den jetzt erhobenen Anſpruch auf Schadenserſatz nicht auf Grund 
einer Nachfriſtbeſtimmung [3 326 Abſ. 1 BGB.) geltend macht, 
ſondern daraus herleitet, daß wegen eines nachträglich — während 
des Prozeſſes — eingetretenen Umſtandes die Erfüllung des 
Vertrags infolge des Verzugs der Beklagten für ſie kein Intereſſe 
mehr habe [Abſ. 2 daſelbſt]. Sie ſtutzt alſo die von ihr be⸗ 
hauptete Umwandelung des Anſpruchs auf ein Ereignis, das 
ſowohl zeitlich wie ſachlich ſich nicht deckt mit dem Umſtande, 
in dem das BG. die Grundlage des nunmehr Beanſpruchten 
findet. Bei der Frage, ob die Vorausſetzungen des $ 268 Nr. 3 
3BD. vorliegen, kommt es aber nur darauf an, wie eine Partei 
bei der Erhebung und Begründung ihrer Anſprüche tatſachlich 
verfahren iſt, nicht darauf, wie ſie nach der Anſicht des Gerichts 
hätte verfahren ſollen. Die gegen die Annahme einer unzus 
läſſigen Klagänderung gerichtete Reviſionsrüge iſt deshalb als 
gerechtfertigt anzuſehen, ohne daß zu prüfen ware, ob die Klägerin 
ſchon vor der Klagerhebung durch fruchtloſe Nachfriſtbeſtimmung 
den Erfüllungsanſpruch verloren hatte. Sollte letzteres — ent» 
gegen der von der Reviſionsklägerin vertretenen und an der 
Hand des Briefwechſels der Parteien begründeten Auffaſſung — 
der Fall geweſen fein, jo mag daraus für die ſachliche Ent: 
ſcheidung gefolgert werden, daß die Berufung der Klagerın auf 
den Wegfall des Intereſſes unbegründet iſt, weil der Lieſerungs⸗ 
anſpruch zu der Zeit, als das Intereſſe weggefallen ſein ſoll, 
gar nicht mehr beſtanden hat, aber die Tatſache, daß die Klägerin 
den Schadenserſatzanſpruch aus dieſer nachträglichen Veränderung 
ableitet, würde davon nicht berührt. In dem von der Reviſions— 
beklagten angezogenen Urteile, RG. 70, 337“), hat der erkennende 
Senat allerdings angenommen, daß die Vorſchrift des 8 208 
Nr. 3 ZO. nicht zutreffe, wenn ein Gläubiger, der auf Er: 
füllung geklagt hat, erſt im Laufe des Rechtsſtreits dem Be⸗ 
klagten eine fruchtloſe Nachfriſt beſtimmt, obwohl er ſchon vorher 
in der Lage geweſen wäre, die Friſt zu ſetzen und ſo die Um⸗ 
wandlung in den Schadenserſatzanſpruch herbeizuführen. Die 
Berufung auf dieſe Entſcheidung verſagt jedoch im gegebenen 
Falle, weil der Sachverhalt ein weſentlich anderer iſt. Übrigens 
kann der Senat die in jenem fruheren Urteile ausgeſprochene 
Anſicht auch nicht aufrechterhalten. Das Urteil geht aus von 
dem in früheren Entſcheidungen [RG. 26, 385; 39, 428] aufs 
geſtellten Rechtsſatze, daß es bei der Anwendung des § 268 
Nr. 3 a. a. O. nicht lediglich auf das objektive Ereignis, das 
für den Kläger den Sachverhalt geändert hat, ankomme, ſondern 
daß der Zeupunkt maßgebend ſei, wo der Kläger von dem Er— 
eigniſſe Kenntnis erlangt hat oder doch hätte erlangen muſſen. 
Die Kenntnis hat nach der Auffaſſung jener Urteile keine ſelb— 
jtändıge Bedeutung, ſondern nur die Bedeutung eines Umſtandes, 
der nicht fehlen darf, wenn die eingetretene Veranderung fo 
beſchaffen fein fol, daß der Kläger ihr ſchon bei der Klag— 
erhebung Rechnung tragen mußte. Daraus folgt, daß jenen 
früheren Urteilen nichts für die hier in Rede ſtehende Frage zu 
entnehmen iſt. Anderſeus ſteht aber der in RG. 70, 337 ver⸗ 
tretenen Auffaſſung ein gewichtiges Bedenken entgegen, das als 
durchgreifend angeſehen werden muß. Iſt bei einem gegen⸗ 
ſeuigen Vertrage der Schuldner in Verzug, ſo hat der Gläubiger 
nicht nur die Befugnis, ihm eine Nachfriſt mit den in § 326 
BGB. geordneten Folgen zu beſtimmen, ſondern er kann ſich 
auch auf die Geltendmachung des einfachen Erfüllungsanſpruchs 
beſchränken. Wann er dazu übergehen will, im Wege der Nach⸗ 
friſtbeſtummung feinen Anſpruch zu verfolgen, iſt ihm grund⸗ 
ſätzlich freigeſtellt. In dieſem freien Entſchließungsrechte würde 
er verkürzt werden, wenn er nach der Erhebung der Erfüllungs— 
klage von der Befugnis der Nachfriſtbeſtimmung keinen Gebrauch 
mehr machen könnte, ohne ſich der Gefahr auszuſetzen, wegen 
Klagänderung zunächſt abgewieſen zu werden und den Rechts⸗ 
ſtreit doppelt führen zu muſſen. Daß ein ſolcher Eingriff in 
die materiellrechtliche Stellung des Klägers der Abſicht der 8 BO. 
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entſpricht, kann um fo weniger angenommen werden, als ber 
Wortlaut des Geſetzes keinerlei Anhalt dafür bietet. Sch. & J. 
w. R. K. & Cie. G. m. b. H., U. v. 22. Sept. 16, 203/16 II. — 
Colmar. [B.] 


Reichs beamtengeſetz. 

11. 8 155 RBG. Der Nechtsbeſtand der Verſetzung in 
den Ruheſtand unterliegt nicht der Nachprüfung durch die 
Gerichte.) 

Der Kläger, der damals als Proviantmeiſter im Dienſte 
der preußiſchen Miltärverwaltung ſtand, wurde durch Verfügung 
des Kriegsminiſteriums vom 19. Auguſt 1907 nach § 63 des 
RBG. mit dem geſetzlichen Ruhegehalt in den Ruheſtand ver— 
ſetzt, nachdem ihm durch Verfügung der vorgeſetzten Dienſt— 
behörde vom 28. Juni 1907 gemäß SS 61, 62 RBG. eröffnet 
worden war, daß der Fall ſeiner Verſetzung in den Ruheſtand 
vorliege, und der Kläger gegen dieſe Eröffnung Einwendungen 
nicht erhoben hatte. Mit der im Januar 1912 erhobenen Klage 
begehrte er Verurteilung des Beklagten zur Bezahlung des 
Unterſchiedes zwiſchen dem ſemer früheren Dienſtſtellung ent— 
ſprechenden Gehalt und dem ihm bewilligten Ruhegehalt. Zur 
Begründung der Klage behauptete er zunächſt, die Verſetzung 
in den Ruheſtand ſei unwirkſam geweſen, weil er ſich in einem 
die freie Willensbeſtimmung ausſchließenden Zuſtande der Geiſtes— 
ſtörung befunden habe, die fraglichen Verfügungen daher nicht 
ihm, ſondern einem zu beſtellenden geſetzlichen Vertreter hätten 
zugeſtellt werden müſſen. Auch ſei die Zuſtellung der Verfügung 
vom 19. Auguſt 1907 nicht in der dem § 133 RBG. ent: 
ſprechenden Form erfolgt. Im Laufe der erſten Inſtanz berief 
er ſich dann noch darauf, daß die Erklärungen, die er vor der 
Verſetzung in den Ruheſtand am 2. und 6. Juli 1907 abgegeben 
habe, ſowie die Unterlaſſung von Einwendungen auf Irrtum 
und argliſtige Täuſchung zurückzuführen ſeien. In der 
Berufungsinſtanz machte er unter Widerſpruch des Beklagten 
geltend, die Verlegung in den Ruheſtaad und das ihr voraus— 
gehende Verfahren enthielten eine Verletzung der dem Staat 
gegenüber ſeinen Beamten obliegenden Schutzpflicht, die den 
Beklagten zum Schadenserſatz verpflichte. Die Klage wurde 
abgewieſen, Berufung und Reviſion des Klägers ſind zurückwieſen. 
Gründe: Das BG. hat die gegen das Verfahren der Ver: 
waltungsbehörden erhobenen Einwendungen ſachlich geprüft und 
angenommen, daß das vorgeſchriebene Verfahren eingehalten, 
die erſt im Januar 1912 erhobene Klage aber nach 8 150 RBG. 
verſpätet ſei. Dieſes Eingehen auf die Angriffe des Klägers 
ſteht jedoch nicht im Einklang mit der dem Reichsbeamtengeſetze 
zugrunde liegenden Begrenzung der gerichtlichen Zuſtändigkeit. 
Nach 8 155 RBG. find die Entſcheidungen der Verwaltungs- 
behörden darüber, ob und von welchem Zeitpunkt ab ein Reiche: 
beamter in den Ruheſtand zu verſetzen ſei, für die Beurteilung 
der vor dem Gericht geltend gemachten vermögensrechtlichen 
Anſprüche [§ 149 ff.] maßgebend. Schließt auch dieſe Vorſchrift 
nicht jede Prüfung des Gerichts aus, fo kann die Prüfung 
ſich doch nur darauf erſtrecken, ob eine ſolche Verſetzung in den 
Ruheſtand durch die Verwaltungsbehörde verſügt worden iſt, 
nicht auch darauf, ob bei dem ihr vorausgegangenen Verfahren 
jede einzelne Verfahrensvorſchrift beobachtet wurde. Lediglich 
um Beanſtandungen dieſer Art aber handelt es ſich, wenn der 
Kläger geltend macht, es hätte ihm behufs Durchführung des 
Verfahrens ein Vertreter beſtellt werden müſſen, dieſem Ber: 
treter wären die Verfügungen vom 28. Sum und 19. Auguſt 
1907 zuzuſtellen geweſen, und die Zuſtellung der letzteren Ver— 
fügung fer auch nicht in der dem 8 133 RBG. vorgeſchriebenen 
Form erfolgt. Wollie man eine Prüfung ſolcher Fragen durch 
die Gerichte zulaſſen, ſo würde ihnen damit eine Beaufſichtigung 
des von den Verwaltungsbehörden in den Grenzen ihrer eigenen 
Zuſtändigkeit geübten Verfahrens eingeräumt werden, die der 
Nebenordnung von Gerichten und Verwaltungsbehörden nicht 
entſpricht und für den Fall einer Verſetzung in den Ruheſtand 
durch 8 155 RBG. und ähnliche Vorſchriften anderer Geſetze 
gerade ausgeſchloſſen werden ſoll. Demgegenüber iſt ein ent— 
ſcheidendes Gewicht nicht darauf zu legen, daß, wie das BG. 
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hervorhebt, die Begründung des Reichsbeamtengeſetzes [S. 39 
der Reichstagevorlage] den Rechtsweg für zuläſſig erklärt, falls 
„die Quieſzierung ohne Veobachtung des vorgeſchriebenen Vers 
fahrens verfügt“ wurde. Denn im Geſetze hat dieſe Auffaſſung 
keinen Ausdruck gefunden. Nicht fur den vorliegenden Fall zu 
verwerten iſt ferner das vom BG. und auch von der Reviſion 
in Bezug genommene Urteil des IV. ZS. vom 14. Juni 1900 
[JW. 595 ff.] Die Entſcheidung behandelte den ſchon oben er⸗ 
wähnten, weſentlich anderen Fall, daß, wie dort ausdrücklich 
feſtgeſtellt wurde, eine Verſetzung in den Ruheſtand gar nicht 
verfugt worden war. Hier aber liegt eine Verſetzung in den 
Ruheſtand unbeſtritten vor, und die Angriffe des Klägers be⸗ 
ſchränken ſich darauf, das dabei eingeſchlagene Verfahren zu 
beanſtanden. Eine Nachprüfung dieſer Beanſtandungen iſt 
demnach ausgeſchloſſen. Es ift aber nicht nur die von der 
Verwaltungsbehörde verfügte Verſetzung in den Ruheſtand nach 
§ 155 RBG. für das Gericht maßgebend, ſondern es muß 
darüber hinaus, da die Klage in ihrer urſprünglichen Be 
gründung nur eine Bekämpfung dieſer Verſetzung in den Ruhe⸗ 
ſtand enthält, inſoweit der Rechtsweg als unzuläſſig erachtet 
werden. Der Kläger weiß, daß er als ein in den Ruheſtand 
verſetzter Beamter einen Anſpruch auf Gehalt nicht hat. Wenn 
er gleichwohl einen Gehaltsanſpruch erhebt, ſo liegt darm in 
Wahrheit nichts anderes als das Verlangen, daß das Gericht 
die Verſetzung in den Ruheſtand ſelbſtändig nachprüfe und, 
wenigſtens in finanzieller Beziehung, außer Kraft ſetze. Für 
einen ſolchen Anſpruch aber iſt, auch wenn er in die äußere 
Form eines Gehalisanſpruchs gekleidet wird, der Rechtsweg 
im Sinne der §8 149 ff. RBG. nicht gegeben. In dem gleichen 
Sinne hat der erkennende Senat in einem Urteil vom 13. Juni 
1911 [JW. 1911, 720] bezüglich des nach preußiſchem Recht zu 
beurteilenden Gehaltsanſpruchs eines in den Ruheſtand ver⸗ 
ſetzten Kommunalbeamten entſchieden. Die dort gegebene Be⸗ 
gründung trifft auch für das Reichsbeamtenrecht zu. Die 
Zurückweiſung der Klage rechtfertigt ſich daher aus der Un⸗ 
zuläſſigkeit des Rechtsweges. Auf die Wurdigung der einzelnen 
Beanſtandungen des Klägers durch das BG. und die dazu von 
der Reviſion erhobenen Angriffe iſt nicht einzugehen. Bei⸗ 
zuſtimmen iſt dem BG. darin, daß die Berufung auf Irrtum 
und argliſtige Täuſchung eine Anderung der Klage bedeutet. 
Es kommt dabei nicht darauf an, ob der Kläger ſich auf jene 
Umſtände ſchon in der Klage hätte ſtützen können, ſondern ob 
er die Klage wirklich darauf geſtutzt hatte. Dies iſt aber nicht 
der Fall. Daß der Beklagte der Anderung nicht widerſprach, 
machte fie prozeſſual zuläſſig [$ 264 ZPO.]. Das BG. hat 
dies aber nicht verkannt, ſich vielmehr nur mit der Frage be 
faßt, ob der geänderte Anſpruch innerhalb der Friſt des 
§ 150 RBG. erhoben worden ſei. Dieſe Frage iſt aber nicht 
zu prüfen. Denn in Wahrheit handelt es ſich auch bei der 
neuen Begründung der Klage nur um einen trotz der Form 
des Gehaltsanſpruchs unzulaſſigen Angriff gegen den Rechts⸗ 
beſtand der Verſetzung in den Ruheſtand. Der Kläger will nur 
eine Außerkraftſetzung dieſer Verfügung durch Richterſpruch 
herbeiführen. Der Rechtsweg iſt auch hier unzulaſſig, eine 
ſachliche Würdigung abzulehnen. Daß endlich die Geltend⸗ 
machung einer Schadenserſatzpflicht gegenüber der Gehalts 
forderung eine Anderung der Klage enthält, folgt aus dem vom 
BG. hervorgehobenen Umſtande, daß bei der Gehaltsforderung 
die Unwirkſamkeit der Verſetzung in den Ruheſtand, bei dem 
Schadenserſatzanſpruch die Wirkſamkeit derſelben, durch die der 
Kläger geſchädigt worden fen fol, zum Klagegrunde gehört. 
Das BG. hat die erſt in der Berufungsinſtanz erfolgte Anderung 
beim Widerſpruch des Beklagten mit Recht als unzulaſſig 
zurückgewieſen [8 527 ZPO]. P. w. Deutſches Reich, U. v. 
19. Sept. 16, 134/16 III. — Colmar. [L.] 


II. Preußiſches Recht. 


Preußiſches Kommunalbeamtengeſetz. 


12. Es iſt unzutreffend, daß ſtädtiſche Beamte auf 
Kündigung nur dann Anſpruch auf Ruhegehalt haben, wenn 


Zu Nr. 11 und 12. Die Anſicht, daß der Anſpruch eines ſtädti⸗ 
ſchen Beamten auf Kündigung betreſſend Ruhegehalt unabhängig da 


45. Jahrgang. 


fie eine in dem ſtädtiſchen Beſoldungsetat aufgeführte Stelle 
bekleiden.] 7) 

Aus den Gründen: Dem Berg. kann darin nicht 
zugeſtimmt werden, daß ſtädtiſche Beamte auf Kündigung nur 
dann Anſpruch auf Ruhegehalt haben, wenn ſie eine in dem 
ſtädtiſchen Beſoldungsetat aufgeführte Stelle bekleiden. Der 
Berg. ſtützt dieſe Anſicht auf 8 12 des Kommunalbeamten— 
geſetzes, nach dem die ſtadtiſchen Beamten bei eintretender Dienſt— 


von iſt, ob eine Stelle für ihn im ſtädtiſchen Beſoldunasetat aufge⸗ 
führt in, wird mit Recht vom NG. darauf gegründet, daß die Abſicht 
der Heſſen⸗Naſſauiſchen Stadteordnung wie des Kommunalbdeamten⸗ 
geſetzes dahin geht, die Verhaltniſſe der ſtadtiſchen Bramten, ins— 
deſondere auch der Kündigungsbeamten, ſicherzuſtellen und dieſen durch 
geſezliche Verleihung von Penſionsrechten ein größeres Maß von 
wirtſchgaftlicher Sicherheit zu verſchaffen, wovon keine Rede fein könne, 
wenn ihr Penſionsrecht von der Art und Weiſe abhänge, wie die 
Siadt ihren Haushaltungsplan aufſtellt. Dieſe Anſicht laßt ſich auch 
aus einem weiteren Genchtspunkte rechtferligen: Es iſt anerkannten 
Rechts und unter anderem in § 8 des Geſetzes betreffend den Staats⸗ 
haushalt vom 11. Mai 1898 GS. S. 77 (joy. Komptabilitäisgeſetz) aus⸗ 
geſprochen: „Durch die Etais werden Priwalrechte oder Prwarpflichten 
nicht degrundet.“ Dieſer Satz gilt ſowohl fur das preußiſche Staais— 
recht, wie für das Reichs ſtaaisrecht, wie für das Recht der Kommunal⸗ 
verbände und bedeutet, daß die Haushalisplane nur Recht machen 
und Bedeutung haben für das Verhaltnis zwiſchen Landtag und 
Reichstag gegenüber der Regierung und zwiſchen Stadtverordneten 
und Magiſtrat. Was im Etat ſteht, tft ſur die Schuldner und 
Gläubiger des Staates, des Reichs und der Kommunalverbande un: 
erheblich. Fur den Beamten genügt es, wenn er von einer dazu be⸗ 
rechiigten Behörde angeſtellt wird. Andererſeits kann der Beamte 
keinen Anſpruch daraus herleiten, daß etwa im Etat ein höheres 
Gehalt oder eine Gehaliszulage für feine Stelle feſtgeſetzt iſt. Eine 
Ausnahme im letzteren Sinne beſteht nur zuguanſten richterlicher 
Beamter, die auf im Etat vorgeſehene Alierszulagen klagen konnen 
(PiA GG. vom 28. April 1878 § 9, RG. 11, 289; 15, 274). 

Die Anſicht des RG., daß das Gericht nicht zu prüfen habe, ob 
ein Reichsdbeamter von der Verwaliungsbehorde mit Recht in den 
RNugeſtand verſetzt ſei, muß anertannt werden. Dies folgt aus der 
ausorückuchen Vorſchrift in 3 155 des Reichsbeamtengeſetzes, wonach 
— eniſpꝛechend § 5 des Preußiſchen Geſetzes vom 24. Mai 1861, GS. 
S. 241 — die Entſcheidungen der Duziplinar und Verwaltungs⸗ 
behörden daruber, ob und von welchem Zeitpunkte ab ein Reichs⸗ 
beamier aus feinem Amie zu entfernen, einſtweilig oder definitiv in 
den Rubeſtand zu verſetzen oder vorlaufig ſeines Dienſtes zu enthe den 
ſei, fur die Beurteilung der vor dem Gerichte geltend gemachten ver— 
mögenscechtlichen Anſprüche maßgebend find. Zunächſt fireint dieſe 
Vorſchrift in Widerspruch zu ſtehen mit § 1 GG.: „Die richterliche 
Gewalt wird durch unabhängige, nur dem Geſetze unierworſene Ge: 
richte ausgeubt.“ Allein der Widerſpruch Loft ſich dadurch auf, daß 
in § 155 N 8G., alſo im Werte, der Rich er der Vorichrift unter: 
worfen iſt, wonach die erwahnten Eniſcheidungen der Di iziplinar⸗ 
und Verwaltungsbehorden für ihn maßgebend find. Eniſprechende 
Vorſchrifien üder Bindung des Richters finden ſich in 8 901 RD. 
vom 19. Juli 1911 (Nc Bl. 509) und 3 91 des VerſG. für die Priwat⸗ 
angejiellien vom 20. Dezember 1911 (RÖBL S. 989). 

Die Sache laßt ſich auch jo aufſaſſen, daß grundſätzlich Ver⸗ 
waltung und Juſtiz unabhängig voneinander ſein fouen. Dieſer 
Sag entſpringt der Lehre der Gewalienieilung und tit auf dem Um: 
wege über Frantreich, wo er durch die große Revolution (Dekret vom 
16./ 24. Auguſt 1790) ausgeſprochen wurde, nach Preußen und in das 
Deutſche Reich gekommen. Mit der Unabhängigkeit der Verwaltung 
von der Juſtiz ware es nicht vereinbar, daß überhauot über Anſpruche 
von Verwaliungsbeamten aus dem Beamtenverhalinis der Rechiweg 
ſtaitfindet. Im Intereſſe der Beamten laſſen jedoch der Preußiſche Staat 
und das Deutſche Reich über Gehaltsanſpruche auch der Verwaltunss⸗ 
beamien den Rechtsweg mit gewiſſen Einichränkungen zu. Dieſe Ein— 
ſchränkungen ſtellen, von einem großeren Ge ſichtspunkte aus betrachtet, 
nicht eine Ausnahme, ſondern nur die Aufrechrerhallung eines Rechts— 
grundjages dar, nämlich desjenigen der Unabhängigkeit der Verwalt⸗ 
tung von der Juſtiz. 

Inteteſſant iſt, daß die Unabhängigkeit der Verwaltung von der 
Juſtiz bzw. der Ausſchluß des richterlichen Prüſungerechis bei Ber: 
waltungsakten von der franzöſiſchen Revolution nur deshalb aus— 
geiprochen wurde, weil man ſonſt befürchtete, daß die reaktionären 
Gerichte die einſt bevorrechtigten Klaſſen unter der Angabe des 
Schutzes wohlerworbener Rechte vor Eingriffen der Geſetze (Aujbebung 
aller Feudalrechte) und der Verwaltungsbehörden fivern und die 
bürgerliche Freiheit und Gleichheit dadurch wieder aufheben würden. 


Geh. Bergrat Prof. Dr. Arndt, Berlin. 
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unfähigkeit, ſofern nicht mit Genehmigung des Bezirksaus— 
ſchuſſes ein anderes feſtgeſtellt iſt, Penſion „nach den für die 
Penſionierung der unmittelbaren Staatsbeamten geltenden 
Grundſätzen“ erhalten, in Verbindung mit § 2 des Beamten: 
penſionegeſetzes vom 27. März 1872, wonach die unter dem 
Vorbehalte des Widerrufs oder der Kündigung angeſtellten 
unmittelbaren Startsbeamten nur dann einen Anſpruch auf 
Penſion haben, wenn fie eine in dem Beſoldungeetat aufgeführte 
Stelle bekleiden; er findet alſo in dieſer Vorſchrift einen der 
im § 12 für anwendbar erklärten Grundſätze. Gegen dieſe 
Anſicht kann man vielleicht ſchon den Wortlaut des § 12 in 
Verbindung mit $ 2 des Kommunalbeamtengeſetzes anführen. 
[Werd weiter ausgeführt.] Indeſſen auch wenn man die Anſicht 
des BG. mit dem Wortlaut des 8 12 für vereinbar halt, iſt 
ſie nicht zu billigen. Gegen ſie ſpricht zunächſt die Begründung 
der gesetzlichen Beſtimmung; in der Begrundung des Entwurfs 
des Kommunalbeamtengeſetzes [Druckſ. Nr. 27 des Herrenhauſes, 
Seſſ. 1899] heißt es [S. 21]: „Von dieſen Erwagungen aus 
iſt dem Emwurf zwar der Wortlaut des § 71 der Heſſen⸗ 
Naſſauiſchen Städteordnung zugrunde gelegt worden; indeſſen 
ſchien ein weiteres Fortſchreiten in der Richtung der für die 
unmittelbaren Staaisbeamten in $ 2 des Penſionsgeſetzes vom 
27. März 1872 geltenden Beſtimmungen um deswillen ange: 
zeigt, weil ein innerer Grund für den Ausſchluß der gegen 
Kundigung angeſtellten Kommunalbeamten von der Penhons— 
berechtigung, ſofern die Beamten, ohne eine Kündigung zu 
erhalten, dienſtunfähig geworden ſind, nicht abzuſehen iſt. 
Hiernach ſind von dem Entwurf alle ſtädtiſchen Beamten mit 
Ausſchluß der im § 2 Abſ. 1 erwähnten und unbeſchadet ander⸗ 
weiter genehmigter Vereinbarungen fur penſionsberechtigt 
erklärt worden.“ Vor allem aber iſt die Anſicht des BG. nicht 
vereinbar mit dem Zweck des Kommunalbeamtengeſetzes, die 
Verhäliniſſe der ſtadtiſchen Beamten, insbeſondere auch der 
Kundigungsbeamten, ſicherzuſtellen, dieſen durch geſetzliche Ber: 
leihung von Penſionsrechten ein größeres Maß von wirtſchaft⸗ 
licher Sicherheit zu verſchaffen [vgl. die Begrundung a. a. O. 
S. 10; Kom. Druckſ. Nr. 63 des Herrenyauſes Seſſ. 1899 
S. 2]. Denn von einer Sicherſtellung der Verhältniſſe der 
Kündigungsbeamten kann keine Rede fein, wenn ihr Penſions— 
recht von der Art und Weiſe abhängt, wie die betreffende 
Stadt ihre Haushaltsplane aufſtellt, und dieſe in der Lage iſt, 
den Kundigungsbeamten durch ihre Nichtaufnahme in den Etat 
den Penſionsanſpruch zu entziehen. Aus dieſen Gründen kann 
der Anſicht des BG. nicht beigetreten werden. Sie iſt auch, 
ſoweit erſichtlich, bisher weder in der Rechtslehre noch in der 
Rechiſprechung vertreten; insbeſondere iſt die Frage in dem 
von dem Ber. angezogenen Urteile RG. 81, 99 nicht erörtert 
worden, weil der damalige Kläger nach den maßgebenden Feſt— 
ſtellungen eine in den Beſoldungsetats der Beklagten aufgeführte 
Stelle bekleidete. Die mininerielle Ausfuhrungsanweiſung zum 
Kommunalbeamtengeſetz vom 12. Oktober 1899 Art. ıV Nr. 2 
Abſ. 1 ſteht auf dem hier vertretenen Standpunkt. (Stadt M. 
w. Sch., U. v. 19. Sept. 16, 111/16 III. — Caſſel. (B.] 


b) Strafſachen. 
Berichtet von Juſtizrat Dr. Kallir, Leipzig. 


1. [StGB. §5 246, 263, 266. Die Verwertung des 
durch Unterſchlagung erlangten rechtswidrigen Vermögensvorteils 
kann, wenn fie eine neue Rechtsverletzung bewirkt, ſtrafbar ſein.] 
Der Satz, von dem die Strafkammer ausgeht, daß die bloße 
Verwertung des durch eine Straftat Erlangten nicht eine neue 
Straftat darſtellt, iſt zwar richtig, aber er gilt eben auch nur, 
ſoweit es ſich um die bloße Verwertung handelt, mithin nicht 
da, wo die Verwertung eine neue Rechtsverletzung bewirkt. 
Das gerade wird jedoch dem Angeklagten zur Laſt gelegt. 
Denn es wird ihm vorgeworfen, daß er in der Abſicht, ſich 
den durch Untreue und Unterſchlagung erlangten rechtswidrigen 
Vermögensvorteil zu erhalten und gegen die drohende Ent⸗ 
ziehung zu ſichern, das Vormundſchaftsgericht, den Gegen⸗ 
vormund und auch die volljährige Mündelm durch Vorſpiege⸗ 
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lung oder Unterdrückung von Tatſachen getäuſcht und ſie durch 
den ſo erregten oder unterhaltenen Irrtum von der Geltend⸗ 
machung der Erſatzforderung abgehalten habe. Damit 
wäre an ſich der Tatbeſtand des Betrugs erfüllt. Ebenſo iſt 
der Tatbeſtand der Untreue gegeben, wenn der Vormund eine 
dem Mündel zuſtehende Forderung verheimlicht oder vorenthält 
und dadurch abſichtlich zu deſſen Nachteil handelt. (U. v. 22. 9. 
16, IV 374/16. — Leipzig.) 


2. [StGB. 8 340. Züchtigungsrecht des Lehrers.] Das 
Züchtigungsrecht eines Lehrers ſchließt die Strafbarkeit einer in 
ſeiner Ausübung zugefügten körperlichen Mißhandlung aus. 
Irrt der Lehrer im beſonderen Falle über die vorſchriftsmäßigen 
Vorausſetzungen für die Ausübung ſeines ihm im allgemeinen 
zuſtehenden Züchtigungsrechts, ſo befindet er ſich nicht im Irr⸗ 
tum über ein Strafgeſetz, ſondern über verwaltungsrechtliche 
Vorſchriften, und es iſt deshalb ein ſolcher Irrtum geeignet, die 
Anwendung des § 59 StGB. zu rechfertigen. Der Angeklagte 
hat in Ausübung ſeines Amts als Lehrer, als Beamter, ge⸗ 
babe ſein Handeln iſt ihm daher, ſoweit es infolge entſchuld⸗ 

aren Irrtums des Angeklagten nach deſſen Meinung vorſchrifts⸗ 
mäßig war, trotz ſeiner äußeren Widerrechtlichkeit aus inneren 
Gründen nicht als rechtswidrig zuzurechnen. Soweit der An⸗ 
geklagte jedoch bewußt über die der Ausübung ſeines Züchtigungs⸗ 
rechts gezogenen Grenzen hinausgegangen iſt, hat er ſein Handeln 
ſtrafrechtlich zu verantworten, und zwar als Beamter, da er die 
Züchtigung, auch ſoweit fie im Übermaß erfolgt iſt, in Ausübung 
ſeines Amis vorgenommen hat. (U. v. 5. 10. 16, I 376/16. 
— Paſſau.) 


3. [KO. 88 239, 240, 242. Zwiſchen betrügeriſchem 
Bankrott, KO. § 239, und einfachem Bankrott, KO. 240, iſt 
nur Idealkonkurrenz möglich. Auch zwiſchen der Geltendmachung 
erdichteter Forderungen, KO. 8 242, und Beihilfe zum bes 
trügeriſchen Bankrott, KO. 8 239, iſt Idealkonkurrenz möglich! 
Die Ausführung des Verteidigers der Frau K., betrüglicher und 
einfacher Bankrott könnten weder in Ideal⸗ noch in Real⸗ 
konkurrenz miteinander treten, es hätte deshalb von den Ge⸗ 
ſchworenen nur entweder das eine oder das andere Konkurs⸗ 
delikt als vorliegend angenommen werden dürfen, iſt rechtlich 


Zu 3. Die Entſcheidung beſchäftigt ſich mit der höchſt beſtrittenen 
Frage der Konkurrenz beim Bankrottverbrechen, und zwar in ihrem 
erſten Teil mit dem Zuſammentreffen von betrüglichem und einfachen 
Bankrott, im zweiten Teil mit dem Zuſammentreffen der ſogenannten 
Banktottunterſtützung und der akzeſſoriſchen Teilnahme am betrügeriſchen 
Bankrott. Das RG. gelangt in beiden Fällen in Übereinſtimmung mit 
früheren Entſcheidungen zur Annahme der Möglichkeit der ſogenannten 
idealen Konkurrenz, während die Beſchwerdeführer — nicht ohne 
Grund — die Möglichkeit eines ſolchen Zuſammenfluſſes beſtritten 
haben. Die praktiſche Bedeutung der Frage liegt darin, daß das 
Vorliegen idealer Konkurrenz bei der Strafzumeſſung berüdfichtint 
werden kann (RGSt. 4, 180). Über ihre unmittelbare Tragweite hinaus 
gewinnt die Streitfrage um deswillen Intereſſe, weil gerade die Frage 
der Konkurrenz bemerkenswerte Einblicke in die noch immer ungeklärte 
Verbrechensnatur des ſtrafbaren Bankbruchs gewährt. 


IJ. Wenn Hergänge der in 8 239 KO. erwähnten Art oder ſolche 
des 8 240 (ſogenannte Bankrotthandlungen) unter ſich zuſammentreffen, 
ebenſo aber auch dann, wenn Bankrotthandlungen des betrüglichen 
Bankrotts mit Bankrotthandlungen des einfachen Bankrotts zuſammen⸗ 
treffen und nur eine einzige Zahlungseinſtellung (Konkurseröffnung) 
in Betracht kommt, ſo liegen nach der in Theorie und Praxis zur 
Herrſchaft gelangten Anſicht nicht mehrere ſelbſtändige Handlungen im 
Sinne des § 74 StGB. vor, ſondern eine Verbrechenseinheit. Darüber 
aber, wie dieſe Verbrechenseinheit zu begründen ſei, gehen die Mei⸗ 
nungen weit auseinander, und wie es mit der Begründung beſtellt iſt, 
erhellt am beſten daraus, daß nach der Anſicht derjenigen, die in der 
Zahlungseinſtellung (E.) ein Tatbeſtandsmerkmal erblicken, das ges 
meinſchaftliche Tatbeſtandsmerkmal die verſchiedenen Handlungen und 
Unterlaſſungen zur Einheit verknüpft, während diejenigen, die in der 
Zahlungseinſtellung (KE.) eine bloße Bedingung der Strafrarteit 
ſehen wollen, behaupten, daß es gerade die allen Bankrotthandlungen 
gemeinſame Bedingung ſei, welche die Verbrechenseinheit begründe. 
In Wirklichkeit iſt weder die eine noch die andere Begründung ſtich⸗ 
haltig. Die beſtehende Ehe iſt, wie Oppenhoff (XI. Aufl. S. 717 Nr. 33) 
zutreffend bemerkt, unzweifelhaft ein Tatbeſtandsmerkmal der Bigamie, 
und dennoch begründet die Eingehung jeder neuen Ehe ein weiteres 
Verbrechen nach 8 171 StG. Noch viel weniger iſt erfindlich, wie 


unzutreffend. Gegenüber derſelben Zahlungseinſtellung oder 
derſelben Konkurseröffnung kann das Delikt des ftraibaren 
Bankrotts nur einmal begangen werden; eine reale Konkurrenz 
zwiſchen dem betrügeriſchen und dem einfachen Bankrott iſt in 
ſolchem Falle ebenſowenig denkbar wie zwiſchen den einzelnen 

ormen, in denen jedes dieſer Delikte begangen werden kann. 

ie einzelnen in § 239 und § 240 KO. vorgeſehenen Hand» 
lungen und Unterlaſſungen bilden, wie vom RG. wiederholt 
dargelegt iſt (RG St. 11, 251; 36, 193; 38, 318), ſofern fie 
unter ſich zuſammentreffen, nicht ſelbſtändige Straftaten, ſondern 
ſtellen nur ein einheitliches Delikt ftraibaren Bankrotts dar, 
indem die Einheitlichkeit durch die Beziehung auf die Tatſache 
der Zahlungseinſtellung oder Konkurseröffnung vermittelt wird. 
Dasſelbe gilt aber auch für das Verhältnis des § 239 und 
§ 240 KO. zueinander. Auch die einzelnen Tatbeſtände dieſer 
Strafvorſchriften bilden, wenn ſie nebeneinander treten, keine 
ſelbſtändigen Straftaten, ſondern werden durch das gemeinſame 
Band der Zahlungseinſtellung oder Konkurseröffnung, welche 


die gleiche Bedingung mehrere Tatbeſtände zu einem organiſchen Ganzen 
verbinden ſoll Auch damit iſt nichts erreicht, daß man aufſtellt, es 
fet die leichtfertige (betrügliche) Handlungsweiſe des Schuldners in 
in ihrer Geſamtheit (RSSt. 1, 101), ein unreelles Verhalten als Ganzes 
(Binding, H. I, 363), die einheitliche Gefahrdung oder Benachteiligung 
der Gläubiger (Frank, StGB. zu § 239 VII KO.), welche der Geſetz⸗ 
geber mit Strafe treffen wolle; denn daß dem ſo iſt und warum 
gerade hier eine ſolche Einheit angenommen werden ſoll, wäre erſt 
zu erweiſen Vielmehr find alle dieſe Erklärungsverſuche nur die 
Umſchreibung des ſich unbefangener Auffaſſung von ſelbſt darbietenden, 
auch vom RG. mehrfach (vgl. insbeſ. RG St. 13, 43) ausgeſprochenen 
Gedankens, daß eben nicht in den einzelnen in 88 239, 240 Nr. 1 
bis 4 erwähnten Handlungen und Unterlaſſungen, ſondern in der 
Zahlungseinſtellung (dem Konkursmachen) das Bankrottverbrechen 
zu erblicken iſt, inſofern die allgemeine Nichterfüllung fälliger Ver⸗ 
bindlichkeiten die Gläubiger benachteiliat und den Kredit erſchüttert. 
Hält man dieſen Standpunkt feſt, ſo ergibt ſich der Ausſchluß eines 
ſachlichen Zuſammenfluſſes auf die allernatürlichſte MWeiſe, da es ſich, 
wie viele Bankrotthandlungen auch immer vorliegen, ſtets nur um 
eine einzige Zahlungs einſtellung (KE.) handelt. Dieſe Bear ndung, 
die — wie auch Frank a. a. O. anerkennt — allein völlig überzeugend iſt, 
führt aber in konſequenter Verfolgung zu dem weiteren Ernebnis, daß 
das gleichzeitige Vorliegen von Bankrotthandlungen des 8 239 und 
des 8 240 auch einen rechtlichen Zuſammenfluß ebenſowenig begründen 
kann, als dies nach dem Standpunkt des RG. (Nipr. 5, 52) beim gleich⸗ 
zeitigen Vorliegen von Bankroithandlungen des einen oder anderen 
Paragrapben unter ſich der Fall iſt. Denn fol die Zahlungseinſtellung 
(der Konkurs) die ſtrafbare Handlung des Bankrotts darſtellen, ſo 
muß, da Zahlungseinſtellung und Konkurs nicht ſchuldhaft herbeigeführt 
zu fen brauchen, die Bankrotthandlung füglich das Schul dmoment in 
bezug auf ihren Eintritt vertreten. Strafgeſetze aber, die ſich nur in 
der Schuldform unterſcheiden, können nicht durch ein und dieſelbe 
Handlung verletzt werden, weil eine Schuldform die andere ausſchließt. 
Es müſſen alſo diejenigen Tatſachen, welche die Annahme begründen, 
daß die Zahlungseinſtellung (der Konkurs) auf einem unwirtſchaftlichen 
und pflichtwidrigen Verhalten des Schuldners beruhe, gegenüber den⸗ 
jenigen, die die Zahlungseinſtellung (den Konkurs) als eine auf Täu⸗ 
ſchung und unlautere Machenſchaſten gegründete erſcheinen laſſen, in 
ihrer Bedeutung für die Beurteilung des Verbrechens zurücktreten: 
Der betrünliche Bankrott ſchließt den ſchuldhaft, aber nicht betrüglich 
herbeigeführten (einfachen) Bankrott ſchlechterdings aus. 

II. Die weiter Frage, wie es zu halten ſei, wenn mit der ſog. 
Bankrottunterſtützung (8 242) Handlungen zuſammenfallen, die ſich als 
akzeſſoriſche Beihilfe (§ 49) zum Verbrechen des betrügeriſchen Bank⸗ 
rotts darſtellen, eine der hoffnungsloſeſten der ganzen Materie, findet 
von dem hier vertretenen Standpunkt gleichfalls ihre Erledigung. 
Ein ſolches Zuſammentreffen iſt ausgeſchloſſen, weil, ſoweit nicht 
8 242 ergänzend eingreift, eine ſtrafbare Teilnahme Dritter am 
Bankrottverbrechen nicht ſtatt hat. Der Teilnehmer ſetzt eine Be⸗ 
dingung zum Erfolg: davon kann hier keine Rede ſein, da das Geſetz 
beim Vorliegen der in §§ 239, 240 unter Nr. 1 bis 4 bezeichneten 
Umſtände einen ſtrafbaren Bankbruch annimmt, ohne zu unterſuchen, 
wie tatſächlich Zahlungseinſtellung und Konkurs zuſtande kamen. 

Die Rechtſprechung des RG. ergeht ſich in dieſen Einzelfragen 
unentwegt auf altgewohnten, aber recht unſicher gewordenen Pfaden. 
Dringend erwünſcht wäre eine Uberprüfung der geſamten Rechtſprechung 
und eine klare Stellungnahme in bezug auf die Grundauffaſſung des 
Verbrechens, wozu der im letzten Jahrzehnt geführte lebhafte Meinungs⸗ 
austauſch reichen Stoff döte. 
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den Handlungen oder Unterlaſſungen erſt den ſtrafbaren Charakter 
verleiht, zu dem einheitlichen Delikt des Bankrotts verbunden. 
Sonach iſt nur eine ideale Konkurrenz zwiſchen SI 239 und 
240 KO. möglich, RGSt. 6, 94 (97); RGRſpr. 5, 86. Ebenſo 
leugnet der Verteidiger des Beſchwerdeführers Franz K. zu 
Unrecht die rechtliche Möglichkeit einer Idealkonkurrenz zwiſchen 
8 2422 KO. mit 88 239, 240 daſelbſt in Verbindung mit 5 49 
StGB. Die Tat im Sinne von 8 242 KO. ſtellt ein ſelb⸗ 
ſtändiges Verbrechen dar und umfaßt nicht grundſätzlich die 
Beihilfe zum Verbrechen im Sinne von $ 239 KO. Wohl aber 
iſt es rechtlich möglich, daß jemand, der den Talbeſtand des 
8 242 KO. erfüllt, ſich zugleich an der Tat des Gemeinſchuldners 
im Sinne von $ 239 KO. in einer der vom Strafgeſetze an⸗ 
erkannten Formen der Teilnahme beteiligt, RGSt. 9, 430; 21, 
S. 291, 293; 42 S. 105, 110. Der Umſtand, daß im vor⸗ 
liegenden Falle die Geltendmachung der erdichteten Forderungen 
ſeitens des Beſchwerdeführers nach dem Spruch der Geſchworenen 
nicht im Intereſſe der Gemeinſchuldnerin, ſondern, um ſich einen 
Vermögensvorteil zu verſchaffen, erfolgt iſt, ſtand der Annahme 
einer Idealkonkurrenz auch nicht als rechtliches Hindernis ents 
gegen. Denn mit der Erſtrebung des eigenen Vermögensvor— 
teils wird regelmäßig der auf Schädigung der Gläubiger ge— 
richtete Wille verbunden fein. Die in $ 242 Nr. 2 KO. mit 
Strafe bedrohte Handlung kann deshalb auch in dieſer Tat— 
beſtandsform zugleich eine Förderung und Unterſtützung des 
ebenfalls auf eine Benachteiligung ſeiner Gläubiger gerichteten 
Tuns des Gemenſchuldners enthalten, insbeſondere ſoweit dieſes 
in den Handlungen des §S 239 Nr. 2 KO. beſteht. Nach dieſer 
Richtung war daher der Spruch der Geſchworenen nicht zu be— 
anſtanden. Gegen die Annahme einer Idealkonkurrenz des 8 240 
KO. ſind aber im vorliegenden Falle aus einem anderen von 
der Verteidigung nicht geltend gemachten Geſichtspunkt rechtliche 
Bedenken zu erheben. Die Befragung der Geſchworenen, ob 
die Angeklagte Klara K. ſich des Verbrechens im Sinne von 
8 239 Nr. 1 bis 4 und des Vergehens im Sinne von § 240 
Nr. 3 und 4 KO. in einheitlichem Zuſammentreffen ſchuldig 
gemacht habe, iſt durch Vorlegung zweier beſonderer Haupt⸗ 
fragen erfolgt. Zeit und Ort der Tat ſowie das Merkmal, ob 
Angeklagte „als eine Schuldnerin, über deren Vermögen das 
Konkursverfahren eröffnet iſt“, gehandelt habe, ſind aber nur 
in der erſten Frage betreffend den betrüglichen Bankrott an⸗ 
gegeben, fehlen dagegen in der zweiten Frage nach dem ein⸗ 
fachen Bankrott. Wenn ein Verſtoß gegen $ 293 StPO. auch 
nicht gerügt iſt, ſo bot doch auch materiell der Geſchworenenſpruch 
keine ausreichende Grundlage für die Annahme eines ideell 
konkurrierenden Konkursvergehens gemäß §S 240 KO. und dent: 
gemäß auch nicht für die Annahme einer Beihilfe des Franz K. 
auch zu dieſem Vergehen. Zu einer Aufhebung des angefochtenen 
Urteils kann aber die unrichtige Anwendung des Strafgeſetzes, 
ſoweit eine ſolche überhaupt anzuerkennen wäre, nicht führen. 
Nach der Urteilsformel iſt eine Verurteilung überhaupt nur 
wegen Konkursverbrechens, bei Franz K. auch wegen Beihilfe 
zu einem Konkursverbrechen, nicht aber auch wegen Konkurs— 
vergehens bzw. Beihilfe dazu erfolgt. In den Entſcheidungs⸗ 
gründen ſind allerdings gegenüber der Frau K. neben dem 
8 239 auch SS 240, 73 SGB. als angewendetes Strafgeſetz 
bezeichnet. Der Inhalt der Strafzumeſſungsgründe bietet aber 
keinen Anhalt dafur, daß das Zuſammentreffen mit den ein⸗ 
fachen Bankrotthandlungen auf die Strafzumeſſung irgendwie 
von Einfluß geweſen wäre. Es erſcheint auch ausgeſchloſſen, 
daß die unterlaſſene Buchführung oder unordentliche Buch— 
führung im Sinne von § 240 Nr. 3 KO. gegenüber dem in 
der Abſicht der Benachteiligung der Gläubiger feſtgeſtellten Ber: 
brechen aus § 239 Nr. 4 KO. noch irgendwie ins Gewicht ges 
fallen wäre. Es bliebe ſonach nur noch das ſormale Delikt der 
unterlaſſenen Bilanzziehung im Sinne von § 240 Nr. 4 KO. 
übrig, das ebenfalls gegenüber dem feſtgeſtellten ſchwereren Delikt 
in bezug auf die Handelsbücher aus § 239 Nr. 4 KO. gänzlich 
in den Hintergrund trat. Vollends ausgeſchloſſen erſcheint es, 
daß der Angeklagte Franz K. ſich in dieſer Hu ſicht irgendwie 
beſchwert fühlen könnte, denn ſeine Verurteilung iſt auch aus— 
weislich der Urteilsgründe lediglich auf Grund der SS 242, 
239 KO., 8$ 49, 73 StGB. erfolgt; die Anwendung des 
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8 240 KO. in Verbindung mit 8 49 StGB. ift ihm gegenüber 


alſo überhaupt nicht erfolgt. (U. v. 19. 9. 16, IV 381/16. 
— Beuthen O.⸗S.) 


4. [B36. §8 9b, 4. Strafandrohungen des ſtell⸗ 
vertretenden Generalkommandos konnen ſich teils auf § 9b, 
teils auf S 4 B3G ſtützen.] Es handelt ſich bei dem mit 
der Reviſion angefochtenen Teile des Urteils um die Frage, ob 
die im § 4 Abſ. 2 und 3 des Befehls des ſtellvertretenden 
Kommandierenden Generals des IX. Armeekorps vom 
28. Oktober 1915 betr. die ruſſiſchen Arbeiter enthaltenen 
Strafandrohungen (Geldſtrafen von 10 bis 60 & und 3 bis 
9 4) rechtsgültig find. Mit Unrecht wird von der St. ihre 
Gültigkeit beanſtandet, weil fie in Widerſpruch mit dem 8 9b 
BG. ſtünden, der in erſter Linie Gefängnis androhe. Dabei 
iſt überſehen, daß der erwähnte Befehl nach ſeinen Eingangs— 
worten nicht nur auf Grund des 8 9b B3G., ſondern auch 
auf Grund des 8 4 BG. erlaſſen worden if. Es muß 
deshalb angenommen werden, daß der Kommandierende General 
Beſtimmungen treffen wollte, ſowohl nach S 9b auf Grund 
der ihm hier übertragenen Beſugnis, im Intereſſe der öffentlichen 
Sicherheit Verbote aller Art zu erlaſſen, als auch in Ausübung 
der nach $ 4 auf ihn übergegangenen vollziehenden Gewalt. 
Eine derartige Zuſammenfaſſung von Beſtimmungen, die ſich 
teils auf $ 4, teils auf 8 9b BZG. gründen, in einer Ans 
ordnung unterliegt keinem Bedenken, wie der erkennende Senat 
RGSt. 49, All in einem gleichliegenden Straffalle bereits 
entſchieden hat. Dort iſt ausgefuhrt worden, daß das Ber: 
ordnungsrecht des Militärbefehlshabers auf Grund des 8 4 
BG. an diejenigen geſetzlichen Schranken gebunden iſt, die 
nach dem Rechte des Bundesſtaates, in dem die Verordnung 
wirkſam werden ſoll, für polizeiliche Verordnungen der Zrwil⸗ 
verwaltungsbehörden beſtehen. Vorliegend iſt alſo das 
Staats- und Verwaltungsrecht des Großherzogtums Mecklenburg⸗ 
Schwerin maßgebend. Ob nach dieſem Rechte die Verwaltungs⸗ 
behörden, insbeſondere die Großherzoglichen Mumiſterien als 
Ausfluß der vollziehenden Gewalt allgemein die Befugnis zum 
Erlaſſe von Polizeiverordnungen haben, braucht hier nicht ent⸗ 
ſchieden zu werden. Nach dem Inkrafttreten der landesherrlichen 
Verordnung vom 28. September 1915 betr. Zuwiderhandlungen 
gegen Polizerwerordnungen während des Kriegszuſtandes 
(Regierungsblatt Nr. 156) ſind jedenfalls die Großherzoglichen 
Miniſterien berechtigt, während der Dauer des Belagerungs— 
zuſtandes auf Veranlaſſung des Kommandierenden Generals 
ſolche Polizeiverordnungen mit Wirkung für den ganzen 
Bundesſtaat zu erlaſſen. Daraus ergibt ſich jetzt auch die 
Befugnis des Kommandierenden Generals zu derartigen An⸗ 
ordnungen, da ihm die vollziehende Gewalt in demſelben Um: 
fange zuſteht wie den Miniſterien. RGSt. 49, 5. Jedenfalls 
muß die Gültigkeit der fraglichen Strafandrohungen als Polizei⸗ 
verordnung im Sinne der erwähnten landesherrlichen Verordnung 
vom 28. September 1915 ſchon deshalb anerkannt werden, 
weil der Befehl des Kommandierenden Generals vom 
28. Oktober 1916 von dem zuſtändigen Minifterium des Innern 
in dem Regierungeblatte nicht nur veröffentlicht, ſondern auch 
mit erläuternden Bemerkungen verſehen worden iſt. Hiernach 
ſind die Beſtimmungen des Befehls vom 28. Oktober 1915, 
ſoweit ſie die vorübergehende Entfernung ruſſiſcher Arbeiter 
aus dem Ortsbezirke ihrer Arbeitsſtelle mit Übertretungsitrafe 
bedrohen, als Polizeiverordnung nach Mecklenburg⸗Schwermſchem 
Landesrechte als gültig anzuſehen. (U. v. 2. 10. 16, III 378716. 
— Güſtrow.) 


5. [B3G. $ 9b. Verfügung der ſtellvertretenden 
Generalkommandos des XII. und XIX. Armeekorps vom 1. 4. 15. 
§ 6b Nr. 2 betr. Beſchlagnahme von Metallen. Belegſcheine müſſen 
vor jeder Abgabe von Metallmengen gegeben werden. — Fertige 
und halbfertige Fabrikate, die nicht als ſolche, ſondern zum Eins 
ſchmelzen verkauft werden, unterliegen als Altmetall den Höchſt⸗ 
preiſen der BRV O. v. 10. 12. 14.] Nach § 6b Nr. 2 der Ver⸗ 
fügung der ſtellveriretenden Generalkommandos des XII. und 
XIX. Armeekorps betr. Beſtandsmeldung und Beſchlagnahme 
von Metallen vom 1. April 1915 dürfen aus den beſchlagnahmten 
Vorräten entnommen werden Mengen zur Ausführung von 
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Kriegslieferungen in fremden (inländiſchen) Betrieben, ſofern der 
Abnehmer dies, d. h. die Verwendung der jeweilig in Betracht 
kommenden Metallmenge zu Kriegszwecken, durch eine ſchriftliche 
Erklärung nachgewieſen und außerdem in gleicher Weiſe beſtätigt 
hat, daß ſeine Beſtände beſchlagnahmt ſind. Wortlaut und 
Zweck dieſer Vorſchrift, die die Verwendung der beſchlagnahmten 
Metalle für Heereszwecke nach Möglichkeit ſichern will, laſſen 
keinen Zweifel darüber, daß die vorgeſchriebenen ſchriftlichen Er: 
klärungen des Käufers beſchlagnahmter Metallmengen vor jeder 
Abgabe einer ſolchen, alſo bei mehreren Verkäufen wiederholt 
abgegeben ſein müſſen. Der Beſchwerdeführer hat ſich alſo je 
einer Zuwiderhandlung gegen das in der Beſchlagnahmeverfügung 
enthaltene Veräußerungsverbot des Miluärbefehlshabers und 
damit eines Vergehens gegen 5 9b BG. ſchuldiggemacht, ins 
dem er am 6. und am 13. Auguſt 1915 von den bei ihm be⸗ 
ſchlagnahmten Metallvorräten die im Urteil angegebenen Mengen 
an die Firma M. L. käuflich lieferte, ohne zuvor von dieſer die 
ſchriftliche Erklärung gefordert und erhalten zu haben, daß die 
betr. Mengen zu Heereslieferungen verwendet werden wurden 
und daß die Vorrate der Firma M. L. ebenfalls beſchlagnahmt 
ſeien. Der Angeklagte hat aber auch die in der BRBD. vom 
10. Dezember 1914 feſtgeſetzten Hochſtpreiſe für Kupfer, Alt: 
meſſing und Rotguß überſchruten, indem er von der Firma M. L. 
ſich den Höchſtpreis und außerdem noch einen Gewinnanteil 
zahlen ließ. Zutreffend nimmt dies das LG. auch inſoweit an, 
als ſich unter den zum Einſchmelzen verkauften Meralljtüden 
fertige oder halbfertige Erzeugmiſſe befunden haben, denn dieſe 
ſind nicht als ſolche, ſondern als Altmetall verkauft worden, 
darauf allein kommt es aber für die Hochſtpreisfeſtſetzung an. 
Des Nachweiſes, daß der Angeklagte ſich bewußt war, auch 
die in Betracht kommenden fertigen oder halbrertigen Erzeugniſſe 
nur zum Höchſtpreiſe für Altmetall verkaufen zu durfen, bedurfte 
es nicht, denn die auf Grund der Ermächtigung des Bundesrats 
zu wirtſchaftlichen Maßnahmen durch das Reichsgeſetz vom 
4. Auguſt 1914 erlaſſene BVO. vom 10. Dezember 1914 hat 
die Kraft eines Reichs geſetzes, § 13 derſelben ſtellt alſo ein 
Strafgeſetz dar, und ein Irrtum des Beſchwerdeführers über 
deſſen Inhalt und Tragweite würden unbeachtlich fen. (U. v. 
29. 9. 16, IV 422/16. — Leipzig.) 


6. [StPO. 8 127, StGB. § 117. Die Befugnis zur 
vorläufigen Feſtnahme einer Perſon nach StPO. 8 127 ſchließt 
auch das Recht in ſich, dieſer Perſon die in ihrem Gewahrſam 
befindlichen, zu der ſtrafbaren Handlung in Beziehung ſtehenden 
Sachen wegzunehmen. — Die vorläufige Feſtnahme eines 
Täters nach StPO. § 127 kann als rechtmaßige Ausübung 
eines Amts im Smne des 8 117 StGB. aufgefaßt werden.] 
Nach den getroffenen Feſtſtellungen iſt der Beſchwerdefuhrer 
dabei betroffen worden, wie er mit geladenem ſchußbereiten 
Gewehre auf dem Jagdgebiete des Landwirts P, wo er zu 
jagen nicht berechtigt war, dem Wilde nachſtellte. Als P. den 
ihm völlig unbekannten Angeklagten verfolgte, um ihm das 
Gewehr abzunehmen und ſo an der weueren unberechtigten 
Jagdausubung zu verhindern, und um ihn zwecks Feſtſtellung 
ſeiner Perſönlichkeit vorläufig feſtzunehmen, hat der Angeklagte, 
der ſich inzwiſchen auf das Jagdgebiet des M. gefluchtet harte, 
von dort aus auf P., der ſich gleichfalls bereus auf dieſem 
Jagdgebiet befand, geſchoſſen und ihn dabei am rechten Hand— 
gelenk verwundet. Die Strafkammer nimmt an, daß P. zwar 
zur vorläufigen Feſtnahme des Angeklagten nach 8 127 St;pO., 
nicht aber zur Wegnahme des Gewehrs befugt geweſen ſei; 
nachdem der Angeklagte auf dem Jagdgebiete des M. angelangt 
geweſen ſei, habe er ſich der letzteren Maßnahme, die ſich als 
verbotene Eigenmacht darſtelle, erwehren dürfen. Gleichwohl 
hält das Gericht Notwehr nicht als vorliegend, indem es von 
der Erwägung ausgeht, daß der Angeklagte den P. verwunden 
und an der wenteren Verfolgung habe verhindern wollen, 
„weniger deshalb, weil er die Forinahme feines Gewehrs 
fürchtete, ſondern in erſter Reihe deshalb, weil er nicht wollte, 
daß P. ihn feſtnahm und ſeine Perſonalien durch die zuſtändige 
Polizeibehörde feſtſtellen ließ“. Dieſe Ausführungen geben 
allerdings zu Bedenken Anlaß. War der Wille des Angeklagten 
bei Abgabe des Schuſſes auf P., wenn auch nicht „in erſter 
Reihe“, auf die Abwehr eines gegenwärtigen und, wie die 


Strafkammer annimmt, rechtswidrigen Angriffs gerichtet, dann 
hätte es auch einer Erörterung darüber bedurft, ob die von 
ihm gewählte Verteidigung zur Abwendung dieſes Angriffs er: 
forderlich war. Der Mangel dieſer Erörterung vermag aber 
den Beſtand des Urteils nicht zu gefährden, weil der Anſicht 
der Strafkammer, daß P. zur Wegnahme des Gewehrs nicht 
berechtigt geweſen ſei, nicht beigetreten werden kann. Die 
Vorausſetzungen des 8 127 Stq;pO. find nachgewieſen. Da 
der Angeklagte auf friſcher Tat bei Begehung einer ſtrafbaren 
Handlung betroffen war und feine Perſönlichkeit nicht ſofort 
feſtgeſtellt werden konnte, war P. befugt, ihn auch ohne richter⸗ 
lichen Befehl vorlaufig feſtzunehmen. Dann aber ſtand ihm 
auch die Befugnis zu, dem Angeklagten das Gewehr, welches 
dieſer bei ſich führte und bei Begehung der ſtrafbaren Handlung 
benutzt hatte, abzunehmen; denn die Befugnis zur vorläufigen 
Feſtnahme einer Perſon nach § 127 a. a. O. ſchließt auch das 
Recht in ſich, dieſer Perſon die in ihrem Gewahrſam befind⸗ 
lichen, zu der ſtrafbaren Handlung in Beziehung ſtehenden 
Sachen, namentlich ſolche, welche zur Begehung der Straftat 
gebraucht ſind, wegzunehmen und vorläufig zu verwahren 
ASt. 8, 288; RG3. 64, 385). Der Angeklagte handelte 
daher nicht in Notwehr, wenn er ſich der Wegnahme des Ge: 
wehrs widerſetzte; ſeine Verurteilung aus 88 223, 223a StGB. 
iſt daher nicht zu beanſtanden. Verkannt hat die Strafkammer, 
daß durch die Tat des Angeklagten gleichzeitig die 88 117 
Abſ. 1 und 2, 118 StGB. verlegt find. Mit Unrecht wird 
die Anwendbarkeit dieſer Geſetzesbeſtimmungen um des willen 
vernemt, weil ſich der Widerſtand des Angeklagten nicht gegen 
die rechimäßige Ausübung des Rechts des Jagdpachters, ſondem 
gegen die Ausübung des jedem Staatsbürger nach 8 127 Erd. 
zuſtehenden Rechts zur vorläufigen Feſtnahme gerichtet habe. 
Daß auch die vorläufige Fennahme eines Täters nach § 127 
als rechtmäßige Ausübung eines Amts oder Rechts im Sinne 
des 8 117 SiGB. aufgefaßt werden kann, iſt vom RG. wiederholt 
ausgeſprochen (RG St. 19 S. 101, 103, 104; 21, 10). Auch 
dieſer Mangel iſt jedoch für den Beſtand des Urteils ohne 
Einfluß, da der Angeklagte dadurch, daß die Strafe aus 5 223a, 
anſtatt aus dem die ſtrengere Strafe androhenden 8 118 StGB, 
entnommen wurde, keinesfalls beſchwert iſt. (U. v. 3. 10. 16, 
IV 506/16. — Danzig.) 

7. [StPO. 58 243%, 377 Nr. 8. Unzuläſſige Ablehnung 
des Beweisantrags auf Vernehmung von Leumundszeugen über 
den Leumund des Belaſtungszeugen.] Die Erwägungen der 
Strafkammer rechtfertigen die Ablehnung des Antrags des An- 
geklagten, L. und F. als Zeugen über den Leumund des 
Belaſtungszeugen J. zu vernehmen, nicht. Der Umſtand, daß 
es ſich bei einem ſolchen Leumundszeugnis um ein Urteil über 
die Glaubwürdigkeit des Zeugen handelt, das die Leumunds⸗ 
zeugen abgeben, ſteht ihrer Vernehmung nicht entgegen. Dem 
die Tatſache, daß im geſchäftlichen Verkehr diejenigen Perſonen, 
mit denen der Zeuge in Verbindung gekommen iſt, über ihn 
zu dieſem Urteil gelangt ſind, iſt auch fur das Gericht von 
Bedeutung. Es wird hierbei deſſen Sache fein, die Be 
rechtigung dieſes Urteils nötigenfalls an der Hand der von 
den Zeugen gegebenen Unterlagen nachzuprüfen und zu er⸗ 
wägen, ob es danach ſelber den Zeugen fur glaubwürdig halten 
will oder nicht. Dem Angeklagten aber kann nicht angeſonnen 
werden, ſeinerſeits die Tatſachen anzugeben, auf Grund deren 
die Leumundszeugen ihr Urteil gewonnen haben. Hierzu it 
er unter Umſtänden gar nicht in der Lage. Völlig unzulaſſig 
endlich war es, die Vernehmung der Zeugen um des willen 
abzulehnen, weil fie dem Zeugen feindlich geſinnt ſeien. Denn 
dieſe Annahme beruht ſelbſt erſt lediglich auf der Angabe des 
Zeugen J., um deſſen Glaubwürdigkeit es ſich ja gerade handelt. 
Überdies braucht die feindliche Geſinnung nicht notwendig zu 
unwahren Ausſagen der Zeugen vor Gericht zu führen. Sie 
von vornherein als unglaubwürdig abzulehnen, lauft deshalb 
auf eine Vorwegnahme der Beweiswürdigung hinaus. Hiernac 
verletzt die Ablehnung, fo wie ſie geſchehen iſt, die Vorſchrift 
von StPO. 5 377 Nr. 8. (U. v. 22. 9. 16, IV 403/16. — 
Leipzig.) 

8. [Sipd. § 3693. Auch wenn das BG. als eilt 
Inſtanz entſcheidet, bildet dies Verfahren mit dem voraus 
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gegangenen ſcköffengerichtlichen ein Hauptverfahren.] Cine 
Verletzung des 5 66 Sı O. liegt nicht vor. Er ermächtigt 
das Gericht, ſtatt der nochmaligen Vereidigung eines Zeugen 
ihn die Richtigkeit ſeiner Ausſage auf den früher geleiſteten 
Eid verſichern zu laſſen, wenn der Zeuge in demſelben 
Hauptverfahren nochmals vernommen wird. Dieſe Voraus— 
ſetzung war bezüglich der von der Strafkammer vernommenen, 
bereits in der früheren ſchöffengerichtlichen Verhandlung ver: 
eidigten Zeugen gegeben. Zwar hat die Strafkammer, wie die 
Reviſion richtig bemerkt, das jetzt angefochtene Urteil nicht als 
Berufungsgericht, ſondern, wie ſie ſelbſt ausdrücklich hervor⸗ 
hebt, nach Abſ. 3 des 5 369 StPO als Gericht I. Inſtanz er: 
laſſen. Trotzdem bildete auch die Verhandlung vor der Straf— 
kammer nicht ein neues Hauptverfahren, ſondern nur einen 
Teil eines und desſelben, auf dem Eröffnungsbeſchluſſe vom 
16. Oktober 1915 beruhenden und erſt durch ein rechtskräftiges 
Urteil ſein Ende findenden Hauptverfahrens. Das „Haupt— 
verfahren“ im Sinne des § 66 a. a. O. umfaßt das geſamte 
Verfahren vom Eröffnunge beſchluſſe an bis zur Rechtskraft des 
Urteils; ein mehrfaches Hauptverfahren in einer und derſelben 
Sache vor deren rechtskräftiger Aburteilung iſt der StPO. 
fremd. Auch für die Verhandlung vor der Strafkammer war 
daher im vorliegenden Falle die Anwendbarkeit des § 66 a. a. O. 
nicht ausgeſchloſſen. In demſelben Sinne haben ſich für den 
gleichen Fall auch der erſte und der zweite Strafſenat des RG. 
ausgeſprochen (vgl. Goltd Arch. 53, 77 und das — ungedruckte — 
Urteil vom 18. Mai 1909 in 2 D. 294/09). (U. v. 25. 9. 16, 
III 304/16. — Stargard i. P.) 


Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 


Strafſachen. 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


1. Umfang der Auskunftspflicht gegenüber der BR VO. 
über die Vornahme einer Viehzählung vom 15. November 
1915. 

Nach 8 4 der erwähnten BRVO. wird beſtraft, wer vorſätzlich 
eine Anzeige, zu der auf Grund dieſer Verordnung oder den nach 
8 2 erlaſſenen Aus ſührungs beſtimmungen der Landeszentralbehörden 
aufgefordert wird, nicht erſtattet oder wiſſentlich unrichtige oder 
unvollſtändige Angaben macht. 

Nach dem als weſentlichen Beſtandteil der BRD. erklärten 
Erhebungsmuſter iſt anzugeben die Zahl der in der Nacht vom 
30. November bis 1. Dezember 1915 im räumlichen Verfügungs⸗ 
bereich einer Haushaltung (ſei es auf dem Gehöfte ſelbſt, im Hauſe, 
Stalle, Scheune, Schuppen, Hof und Garten, ſei es in Außenwerken 
oder auf Wieſe, Weide, Feld uſw.) vorhandenen Viehes nach Gattungen 
und Abteilungen, wobei es gleichgültig iſt, wer Eigentümer des Viehes 
iſt. Nach der Anlage 1 iſt lediglich die Anzahl der Viehgattungen, 
nach der Anlage 2 — Zuſammenſtellungsmuſter — iſt neben der 
Geſamtzahl der in einem Staat oder größeren Verwaltungsbezirke 
vorhandenen Viehgattungen die Geſamtzahl der Vieh beſitzenden 
Haushaltungen anzugeben. 

Das Kgl. Staatsminiſterium des Innern hat auf Grund des 
§ 2 BVO. die Entſchließung vom 18. November 1915 erlaſſen, die 
unter anderem anordnet: 

Die Tiere find von den Viehbeſitzern der Gemeindebehörde an: 
zuzeigen. Anzuzeigen ſind alle Viehſtücke, die in den einzelnen 
Haushaltungen (Gehöfte, Schlachthaus, Bergwerk uſw.) vorhanden 
ſind ohne Unterſchied, ob ſie dem Haushaltungsvorſtand oder einem 
anderen, ob ſie einem oder mehreren Eigentümern gehören. 

Die in jeder Gemeinde aufgeſtellten Aufnahmekommiſſäre haben 
innerhalb ihres Zählbezirks durch Umfrage von Haus zu Haus das 
vorhandene Vieh genau zu ermitteln, in die Ortsliſte einzutragen, 
dar auf zu achten, daß keine Vieh beſitzende Haushaltung übergangen, 
der Viehbeſtand einer jeden Haushaltung vollſtändig erfaßt wird; ſie 


ſind zur Erzielung richtiger Ergebniſſe verpflichtet, die Angaben der 
Anzeigepflichtigen auf ihre Nichtigkeit und Vollſtändigkeit gewiſſenhaft 
nachzuprüfen. Der Zweck der Viehzählung war ſonach, die Anzahl 
des im Reiche vorhandenen Viehes zu ermitteln; um das Eigentum 
an den Viehſtücken hatten ſich die Aufnahmekommiſſäre nicht zu 
kümmern; fie hatten das Vieh an feinem Standort aufzunehmen 
und ſich bei dem Haushaltungsvorſtande, der das Vieh beſaß und 
deshalb anzeige: und darum auffchlußpflichtig war, über die Stückzahl 
zu erkundigen. Unter Beſitz iſt ſelbſtverſtändlich der Beſitz im weiteſten 
Sinne des Wortes zu verſtehen, ſowohl der unmittelbare als auch 
der mittelbare Beſitz. 

Nach den Feſtſtellungen im angefochtenen Urteile kam der für 
die Ortſchaft M. aufgeſtellte Aufnahmekommiſſär W. in das dortige 
Armenhaus, wo die H ſchen Eheleute, die Schwiegereltern des An: 
gellagten, wohnten, wollte da zwei Ziegen aufnehmen, begab ſich aber 
auf die Erklärung der Frau H., daß die Ziegen dem Angeklagten 
gehören, in deſſen Wohnung und erhielt von ihm auf die Frage, 
wem die Ziegen gehören, die Antwort: „Die Ziegen habe ich den 
Schwiegereltern gekauft, damit fie Milch haben.“ W. war mit dieſer 
Antwort nicht zufrieden, verlangte wiederholt Aufſchluß darüber, wem 
die Ziegen gehören, erhielt aber die gleiche Antwort. 

Aus den Erklärungen des Angeklagten und ſeiner Schwieger⸗ 
mutter geht unzweideutig hervor, daß die zwei Ziegen im unmittels 
baren Beſitze der H.ſchen Eheleute als Nutznießer (SS 1036 und 868 
BGB.) ſtanden und in ihrem Haushalte vorhanden waren. Damit 
war den Vorſchriften genügt. Der Aufnahmekommiſſär hatte ſonach 
vollſtändigen und wahrheitsgetreuen Aufſchluß über die Anzahl der 
Stücke und die Vieh beſitzende Haushaltung erhalten und konnte die 
vorſchriftsmäßige Eintragung in die Liſte machen. Seine Fragen nach 
dem Eigentum an den Ziegen waren mindeſtens überflüſſig. 


Die Annahme des Berufungsgerichts, daß der Angeklagte den 
zur Aufnahme des Zählungsergebniſſes notwendigen Aufſchluß über 
die Beſitz⸗ und Einentumeverbältniffe an den Ziegen verweigert habe, 
iſt deshalb unbegründet. (Urt. v. 7. Sept. 1916, Rev. Reg. Nr. 283/1916.) 


L. Die Anordnung des ſtellv. Gene ralkommandos 
gegen den Vertragsbruch landwirtſchaftlicher Dienſtboten 
und Arbeiter betrifft nur ſolche Perſonen, die für längere 
Zeit in Beſchäftigung genommen ſind. Auch ein „Tag⸗ 
löhner“ kann unter dieſe Perſonengruppe fallen. 

Nach der auf Grund des Art. 4 Ziff. 2 Kriegs Zuſt Z. erläfſenen 
Anordnung dürfen landwirtſchaftliche Dienſtboten und Arbeiter ohne 
Einwilligung des Dienſtherrn oder ohne wichtigen Grund ihre Arbeits⸗ 
ſtelle vor Abſchluß der Erntearbeiten nicht verlaſſen. Das LG. ſprach 
den Angeklagten frei. Es bezieht das Verbot des Generalkommandos 
nur auf ſolche Dienſtverträge, die von vornherein auf ein Jahr oder 
bis über die Ernte hinaus abgeſchloſſen wurden oder mangels aus— 
drücklicher Vereinbarung vernünftigerweiſe ſo auszulegen ſind, ſo z. B. 
wenn ein landwirtiſchaftlicher Dienſtbote ſich an Lichtmeß oder zu 
Beginn der Feldbeſtellung oder Ernte gegen Wochen- oder Monats⸗ 
lohn verdingt (Art. 22 Abſ. 1 AGBEB.) Dagegen erachtet die 
Strafkammer das Verbot vorliegendenfalls für unanwendbar, weil 
der Dienſtoertrag des Angeklagten, auf den Art. 15 ff. Bay AG BGB. 
keine Anwendung finde, nach § 621 Abſ. 1 BGB. jederzeit, jeweils 
für den folgenden Tag, kündbar geweſen ſei; hieran habe auch die 
militärbehördliche Verfügung nichts ändern können. Beſtrafung des 
Angeklagten nach Art. 106 Abſ. 2 Pol StGB. ſei mangels eines Straf⸗ 
antrages ausgeſchloſſen. 

Die Reviſion der Staatsanwaltſchaſt tft begründet. Der Ber: 
tragsbruch landwirtſchaftlicher Dienſtboten und Taglöhner während 
der Saat-, Ausbau- und Erntezeit iſt ſchon im Frieden durch den 
Art. 106 Abſ. 2 Pol StGB. unter Strafe geſtellt; dieſe Vorſchrift 
ſetzt bei Taglöhnern voraus, daß ſie auf längere Zeit in Beſchäftigung 
genommen (nicht „gedungen“) find. Das Generalkommando hat bes 
züglich der landwirtſchaftlichen Arbeiter die bezeichnete Einſchränkung 
zwar nicht getroſſen, doch iſt bei ſinngemäßer Auslegung ſeiner Ver⸗ 
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fügung anzunehmen, daß fie ſich ebenfalls nur auf ſolche landwirt⸗ 
ſchaftliche Arbeiter bezieht, die ein Landwirt, ſei es durch ausdrück⸗ 
lichen Vertrag, ſei es ſtillſchweigend nach der Ortsübung, für längere 
Zeit in Beſchäftigung genommen hat. Aus der allgemeinen Bezeich: 
nung „Taglöhner“ und aus der nach Tagen bemeſſenen Entlohnung 
iſt nicht abzuleiten, daß eine Gebundenheit ſolcher Perſonen auf 
längere Zeit ausgeſchloſſen wäre. Im Gegenteil iſt es eine all⸗ 
bekannte Tatſache, daß auf größeren Gütern, gegendweiſe auch in 
anderen Betrieben, die ſogenannten Taglöhner, obwobl nicht auf 
länger gedungen, nach allgemeinem Brauch oder nach ſtillſchweigendem 
Übereinkommen ſtändig, ſei es das ganze Jahr hindurch, ſei es wäh⸗ 
rend der landwirtſchaftlichen Hauptarbeiten, ihre Beſchäftigung haben. ) 
(Urt. v. 2. Dez. 1915, Rev.⸗Reg. Nr. 305/1915.) 


3. Verbot der Einſtellung landwirtſchaftlicher Dienfts 
boten und Arbeiter ohne diſtriktspolizeiliche Beſcheinigung. 
Endigung des Dienſtvertrags durch Zeitablauf. 


Das ſtellv. Generalkommando traf folgende Anordnung: 

1. Landwirtſchaftliche Dienſtboten und landwirtſchaftliche Arbeiter 
dürfen für die Dauer der Verhängung des Kriegszuſtandes ohne 
Einwilligung des Dienſtherrn oder Arbeitgebers oder ohne wichtigen 
Grund im Sinne des Art. 25 AG BGB. ihre Arbeitsſtelle vor 
Abſchluß der Erntearbeiten nicht verlaſſen. 

2. Dienſtherren oder Arbeitgeber dürfen landwirtſchaftliche Dienſt⸗ 
boten und landwirtichaftliche Arbeiter während der Dauer der Vers 
hängung des Kriegszuſtandes nicht in Dienſt nehmen oder als 
Arbeiter annehmen, ohne daß durch eine Beſcheinigung der Diſtrikts⸗ 
polizeibehörde nachgewieſen iſt, daß dieſe ihr bisheriges Dienſt⸗ oder 
Arbeitsverhältnis mit Einwilligung ihres Dienſtherrn oder Arbeit⸗ 
gebers oder aus einem wichtigen Grunde im Sinne des Art. 25 
AG BGB. gelöft haben. 

Die Strafkammer geht davon aus, daß das vorgeſchriebene 
diſtriktspolizeiliche Zeugnis nur in zwei beſtimmten Fällen notwendig 
ſei, nämlich 

a) wenn der Dienſtbote das Dienſtverhältnis aus einem 
wichtigen Grunde gelöſt hat, 

b) wenn das Dienſtverhältnis mit ausdrücklicher Einwilligung 
des Dienſtherrn gelöſt worden iſt. 

Sie meint, die beiden Fälle bezögen ſich zweifellos auf ein 
Dienſtverhältnis, das den Dienſtboten an ſich noch zur Vornahme 
von Erntearbeiten bis zum Abſchluſſe der Ernte verpflichtete. Sei 
ein Dienſtverhältnis nur für eine beſtimmte kürzere Zeit geſchloſſen 
worden, und habe der Dienſtbote dieſe Zeit abgedient, dann ſei das 
Dienſtverhältnis mit dem Ablauf der Zeit erloſchen. Die Straf: 
kammer iſt der Anſchauung, daß die Ziff. 2 der Anordnung in 
untrennbarem Zuſammenhange mit der Ziff. 1 ſteht und keinen 
weiteren Rahmen als dieſe habe. 5 

Der Auffaſſung der Strafkammer kann nicht beigetreten werden. 

Ziff. 1 und 2 der Anordnung enthalten je ein beſonderes Verbot. 
Gemeinſam iſt beiden Verboten nur die Einſchränkung auf die Dauer 
der Verhängung des Kriegszuſtandes und die landwirtſchaftlichen 
Dienſtboten und Arbeiter. Im übrigen hat das Verbot in Ziff. 2 
einen von dem in Ziff. 1 abweichenden und hiervon unabhängigen 
Inhalt. Während das Verbot in Ziff. 1 an die „landwirtſchaſtlichen 
Dienſtboten und landwirtſchaftlichen Arbeiter“ gerichtet iſt, trifft das 
Verbot in Ziff. 2 die „Dienſiherren oder Arbeitgeber”. 

Durch das erſtere Verbot iſt das Verlaſſen der Arbeitsſtelle 
ohne Einwilligung des Dienſtherrn oder Arbeitgebers oder ohne 
wichtigen Grund im Sinne des Art. 25 AGBGB. „vor Abſchluß 
der Erntearbeiten“ unterſagt. Das Verbot in Ziff. 2 unterſagt, 
landwirtſchaftliche Dienſtboten und landwirtſchaftliche Arbeiter in 
Dienſt zu nehmen oder als Arbeiter anzunehmen, ohne die dort 
vorgeſehene Beſcheinigung der Diſtrikspolizeibehörde. Der Umſtand, 
daß der Inhalt des durch dieſe Beſcheinigung zu erbringenden Nach⸗ 


1) Vgl. JW. 1915, 1374 ff. 
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weiſes ſich zum Teil im Verbote der Ziff. 1 findet, benimmt dem 
Verbote der Ziff. 2 ſeine Selbſtändigkeit nicht und bringt es in 
keinerlei Abhängigkeit von dem Verbote in Ziff. 1. Das Verbot in 
Ziff. 2 verlangt ſchlechthin den dortſelbſt bezeichneten Nachweis durch 
eine Beſcheinigung der Diſtriktspolizeibehörde, und zwar ohne Ein⸗ 
ſchränkung auf die Zeit vor Abſchluß und Erntearbeiten. 

Der Wortlaut der Vorſchrift läßt ſohin die von der Straf⸗ 
kammer angenommene Unterſcheidung nicht zu. Eine ſolche Unter⸗ 
ſcheidung widerſpricht auch dem Sinn und Zweck der Vorſchrift. Dieſe 
ſoll verhüten, daß ein landwirtſchaftlicher Arbeitnehmer, der rechts⸗ 
widrig feine Arbeitsſtelle verlaſſen hat, eine neue findet. Die Ent⸗ 
ſcheidung der nicht immer einfachen Frage, ob der Dienfinehmer das 
bisherige Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältnis in rechtmäßiger Weiſe gelöft 
hat, ſoll in keinem Falle dem neuen Dienſtherrn oder Arbeitgeber 
überlaſſen werden, der weder die tatſächliche noch rechtliche Seite 
entſprechend nachzuprüfen in der Lage iſt. Die Notwendigkeit und 
Schwierigkeit der Prüfung jener Frage trifft nicht bloß zu auf den 
Fall, daß ein Dienſtverhältnis vorzeitig gelöſt wird, mag dies mit 
Einwilligung des Dienſtherrn oder Arbeitgebers oder aus einem 
wichtigen Grunde geſchehen, ſondern auch auf den Fall der Beendigung 
des Dienſtverhältniſſes durch Zeitablauf, mag dieſer ſich ergeben 
durch Eintritt des von vornherein beſtimmten Endpunktes oder als 
Folge vereinbarter Kündigungsfriſt in Verbindung mit geſchehener 
Kündigung und Friſtablauf. 

Übrigens iſt es auch nicht an dem, daß in Fällen, wie dem hier 
vorliegenden, eine Einwilligung überhaupt nicht in Frage flebe; der 
Dienſtherr hat vielmehr im vornhinein ſeine Zuſtimmung zur Löſung 
des Dienſtverhältniſſes in einem beſtimmten Zeitpunkte gegeben 
(f. Urt. des StS. v. 28. Sept. 1915, Beibl. z. IM Bl. 1915 Nr. XX 
S. 364 ff., 867). Hierzu mag nur noch bemerkt fein, daß in der 
Vorſchrift von einer „beſonderen“ Zuſtimmung oder Einwilligung, 
von der die Strafkammer ſpricht, nirgends die Rede iſt. (Urt. v. 
18. Nov. 1915, Rev. Reg. Nr. 300/1915.) 


Reichsverſicherungsamt. 
Berichtet von Regierungsrat Dr. Th. v. Olshauſen, Berlin. 
(Fortſetzung aus Nr. 19, 1916.) 


III. Invaliden⸗ und Hinterblichenenverficherung. 


§ 1226 RVO. Die auf Grund des Kriegsleiſtungs— 
geſetzes von den Gemeinden der Militärverwaltung zur 
Verfügung geſtellten Befeſtigungsarbeiter ſind nicht 

verſicherungspflichtig. 

Die Verſicherungspflicht auf den Gebiete der Invaliden⸗ und 
Hinterbliebenenverſicherung ſetzt nach § 1226 Abſ. 2 RVO., ebenſo 
wie regelmäßig in der Krankenverſicherung (§ 165 Abſ. 2), aber anders 
als in der Unfallverſicherung (zu vgl 8 544 Abſ. 1), eine Beſchäf⸗ 
tigung „geaen Entgelt“ voraus. Die Zuwendungen an den Beſchäf— 
tiaten müſſen alſo eine Gegenleiſtung für die Beſchäftigung bilden. 
Das trifft nicht zu, wenn durch Vermittlung des Landrais Arbeiter 
von ihren Wohnortgemeinden der Militärverwalfung zu Befeſtigunas⸗ 
arbeiten geſtellt werden. Nach 8 3 Nr. 3 des Kriegsleiſtungsgeſetzes 
ſind nach Eintritt einer Mobilmachung die Gemeinden dem deutſchen 
Reiche gegenüber unter anderem verpflichtet, Mannſckaften zu fotti⸗ 
fifatoriichen Arbeiten zu ſtellen. Gemäß § 6 dieſes Geſetzes können 
die Gemeinden hierzu die zur Teilnahme an den Gemeindelaſten Ver⸗ 
pflichteten und die ſonſt in der Gemeinde ſich au haltenden oder Eigen: 
tum in ihr beſitzenden Reichsangehörigen heranziehen Dieſe Perſonen 
find alſo verpflichtet, der Anordnung der Gemeinde zur Leiuung der 
Es handelt ſich demnach um eine öffentlid: 


Zu 1. Die im Kriege von der Militärverwaltung auf Grund 
freiwiuiger Meldung beſchäftigten Befeſtigungsarbeiter find bingegen 
verſicherungspflichtig. Vyl. R A. 12. Februar 1916, JW. S. 1208. 


45. Jahrgang. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


1489 


rechtliche Verpflichtung, die unmittelbar auf Grund des Geſetzes beſteht. 
Wenn auch den zur Dienſtleiſtung Herangezogenen nach näherer Vor⸗ 
ſchrift der SS 7, 13, 20 bis 23 eine Vergütung zu gewähren iſt, fo 
werden doch die Dienſte nicht um der Vergütung willen übernommen. 
Sie ſind auch in keiner Weiſe von der Gewährung der Vergütung 
abhängig. Würde dieſe aus irgendeinem Grunde nicht gezahlt, ſo 
wären die Beſchäſtiaten nicht befugt, die Dienſtleiſtung einzuſtellen. 
Sie haben vielmehr die Dienſte ohne Rückſicht darauf zu leiſten, ob 
und in welcher Höhe tatſächlich eine Vergütung gewährt wird. Dem 
Weſen derartiger offentlich⸗ rechtlicher Pflichten, zu denen auch die 
allgemeine Wehrpflicht geh irt, würde es nicht entſprechen, die Zus 
wendungen an den Verpflichteten als eine Gegenleiſtung für die 
Erfüllung der Pflicht anzuſeben, ſie bilden vielmehr nur eine Ent⸗ 
ſchädigung dafür, daß der Verpflicht⸗te während der Dienſtleiſtung 
ſeine Arbeitekraſt nicht anderweitig verwerten kann. — Beſchl.⸗Sen., 
17. Juni 1916, II 8833/16. 


2. 81226 Ro. Die ſeit Ausbruch des Krieges in Deutſch⸗ 

land zurückgehaltenen ruſſiſch⸗polniſchen gewerblichen 

Arbeiter find während des Krieges nicht verſicherungs⸗ 
pflichtig. 

Wie das RVA in der Entſcheidung vom 19. Februar 1916, 
Amtl. Nachr. des RBA. S. 489 (vgl. auch JW. 1916 S. 1209 Nr. 1) 
ausgeſprochen hat ſind ruſſiſch polniſche landwirtſchaftliche Zeitarbeiter, 
die ſich bei Beginn des Krieges in Deuiſchland aufoielten, infolge der 
wahrend des Krieges gegen ſie erlaſſenen Anordnungen für die weitere 
Dauer des Krieges als unfrei zu erachten und daher nicht verſicherungs⸗ 
pflichtig. Das gleiche muß für ruſſich⸗polniſche gewerbliche Arbeiter 
gelten, die ſich bei Kriegsaue bruch in Deutſchland befanden. Die 
wehrpflichtigen, alſo die über 17, aber unter 45 Jabre alten Arbeiter, 
die ſich körperlich für eine, wenn auch nur befchrä.tte militäriſche 
Verwendung eigneten, wurden bei Beginn des Krieued an ihrem Auf⸗ 
enthaltsoiten feſtaehalten und von der Heimreiſe aus eſchloſſen. 
Im übrigen wurde allen Angebörigen feindlicher Staaten durch 
Befehle der ſtellvertretenden Generalkommandos verboten, ohne Ge⸗ 
rebmiguna der Polizeibehörde die Grenze des Gemeindebezirks ihres 
Aufenthaltsories auch nur vorüber ehend zu überſchreiten. Allen 
ruſſiſchen Arbeitern männlichen und weiblichen Geichlech 8 iſt es bis 
auf weiteres verboten, das Inland zu verloſſen. Durch dieſe An⸗ 
orenungen iſt die perſönliche Freiheit der ruſſich⸗polniſchen gewerb⸗ 
lichen Arbeiter die ſich bereits bei Kriegsausbruch in Deuſſchland 
befanden, insbeſondere ihre Betätigung aui dem allgemeinen Arbeiis⸗ 
markie de art eingeſchränkt, daß fie verſicherun Srechilich als unfrei 
anzuſehen find. Beſchl.⸗Sen., 17. Juni 1916, II 3834/16. 


3. 8 1243 RVO. Vorausſetzungen für die freiwillige 
Selbſtverſicherung. 

Gemäß § 1243 Abſ. 1 Nr. 3 RO. find Perſonen, die nach 8 1227 
RVO. verſicherungsfrei find zum '»reiwilligen Eintritt in die Verſiche⸗ 
rung berechtiat. Der $ 1227 RVO. ſchreibt vor, daß eine Beſchaf⸗ 
tigung, für die nur freier Unterhalt gewah't wird, verſicherungsfrei 
iſt. Dies gilt aber auch für den Fall, daß neben dem Unterhalt ein 
geringes Entgelt in bar gewahrt wird. Der Barbeiran darf ſich 
allerdings nur als unſelbnändige Ermerterung des freien Unterhalts 
darſtellen. Der Umnand, daß das Kloſter die Nerſicherungsdeiträge 
zahlt, ſteht der Anwendung der §§ 1227, 1243 RO. nicht entgegen. 
Denn dieſe Barleiſtung geht nicht uber das oben erwähnte Maß hinaus. 
Vorausſetzung für die Selbftoerficherung iſt aber, daß ein Lohnarbe⸗sts⸗ 
verhältnis vorliegt. Denn 8 1227 RED. bevirgt das Beſtehen eines 


Zu 2. Hingegen hat man es für angezeigt gehalten, denjeni ien 
Arbeitern, die während des Krieoes aus dem von den deutich n 
Truppen beſes'en ru ſiſden Gebiere treimwillig und mit Genehmigung 
der zuſtändigen Vehorden nach Deutſchland gekommen mind, 
um bier zu arbeiten, de Xorreile der deu ſchen Arberterverficherung 
zuzuwenden. Man hofft bierdurch, viele ruſſiſch⸗polnoche Arretier in 
dem Entſchluſſe. in 2 eur land Arbei zu nebwen, weientlich zu be: 
ſtarken, und au dieſe Meise der inlandi chen Lanwiltſchaft und Induſtrie 
die erforderlichen Arbeitskräfte zuzufuhren. 


wirklichen Lohnarbeitsverhältniſſes, das nur deshalb die Verſicherungs⸗ 
pflicht nicht begründet, weil der Ausſchließungsgrund des 8 1227 RVO. 
— d. h Gewährung freien Unterhalts ſtatt des Lohnes — vorliegt. 
Ein ſolches Lohnarbeits derhältnis iſt gegeben, wenn eine regelmäßige 
Arbeitsleiſtung vorliegt, wenn alſo der Veſchäftigte eine auch anders 
wärts verwertbare Arbeitskraft darſtellt, er ſelbſt auf Broterwerb 
angewieſen iſt und der Dienſtherr einer derartigen Arbeitskraft wirklich 
bedarf; auch muß zwiſchen dem Beſchäft'gten und fein m Dienſth⸗rrn 
ein Über: und Unterordnungsverhäl'nis befteben, wie es in der Regel 
zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer beſteht, wobei jedoch nicht 
ausgeſchloſſen iſt, daß das Dienftverhälinis je nach den Umſtänden 
eine mildere Form annimmt. Alle dieſe Vorausetzungen find hier 
gegeben. Die mit häuslichen oder landwirtſchaftlichen Arbeiten be⸗ 
ſchäftigten Laienbrüder eines Kloſters, die das Ordens gelübde noch 
nicht abgelegt haben, find daher zur freiwilligen Selbftverfiderung 
gemäß § 1243 Abſ. 1 Nr. 8 RBO. berechtigt. Nev. Sen., 19. Juni 
1915, II 2478/16. 


4. Waiſenrentenanſpruch der Kinder in den Fällen ber 
88 1260, 1261 RBO. 

Der Umſtand, daß der Vater der Kläger als Strafgefangener 
feſtgehalten und damit an der Aufſuchung von Arbeitdgelegenheit ges 
hindert wird, macht ihn eben ſowenig erwerbsunfähig, wie beiſpiels⸗ 
weile der Heeresangehörige deshalb für erwerbsunfähig erachtet werden 
kann, weil ihm der militäriſche Dienſt die Aueübung einer ver 
fiherungapflichtisen Beſchäftigung nicht geſtattet. Die gegenteilige 
Auffaſſung des OVA. hätte zur Folae, daß dem Gtrafgefangenen 
unter Umſtänden nach Maßgabe des § 1260 Abſ. 1 ein Anſpruch auf 
Gewährung der Witwerrente zuſtehen würde, die zwar während ſeiner 
Freiheitsſtrafe auf Grund des 8 1312 ruhen, ihm aber nach feiner 
Haftentlaſſung erſt würde entzogen werden müſſen, ein ſicherlich un⸗ 
erwünſchtes, unbedingt zu vermeidendes Ergebnis. Danach hätte an 
ſich das angefochtene Urteil der Aufhebung wegen unrichtiger An⸗ 
wendung des beſtehenden Rechts unterlegen, wenn nicht das Reviſions⸗ 
gericht in der Sache ſelbſt aus einem anderen Rechtsgrunde zu dem 
aleichen fachlichen Ergebnis gelangt wäre. Nach Anſicht des Neviſions⸗ 
gerichts kann es ſich im vorliegenden Falle nur fragen, ob die Waiſen 
hier auf Grund des 8 1261 Abſ 2 Huterbliebenenanſprüche erheben 
können, da die Ehe zur Zeit des Todes ihrer Mutter nicht mehr 
beftand und der Ehemann ſich feiner väterlichen Unterhalte pflicht 
entzogen hat. Nach § 1603 Abi. 2 BGB. iſt der Vater an e ſter 
Stelle zum Unterhalt feiner Kinder verpflichtet. Die RVO. will nun 
in den 83 1260, 1261 die Ausnahmefälle treffen, wo an Stelle 
des Vaters die Mutter die Kinder tatſächlich unterhalten bat, und 
zwar ſoll den Kindern eine gewiſſe Entſchädigung gegeben werden 
für den wiriſchaftlichen Verluſt, den fie durch den Tod ibrer Er⸗ 
nährerin erleiden. Dieſe Abſicht des Geſetzaebers muß man ſich 
gegenwärtig balten, um die Traaweite des „ſich entzogen hat“ zu 
erfafien. Nach Anſicht des R A. iſt nicht zu fordern, daß auf ſeiten 
des Vaters eine nachweislich ſchuldbafte Verletzung feiner Unterhalts⸗ 
pflicht gegenüber den Kindern vorli-at, vielmehr genügt fon die 
Tatſache, daß er feiner Unterhaltspflicht in der entſcheidenden Zeit 
nicht nachgekommen iſt. Es ware nicht zu verſtehen, weshalb man 
diejenigen Kinder bevorzugen und ihnen die Waiſenrente nach ihrer 


Zu 4. Der 8 1260 beſtimmt, daß nach dem Tode der verſicherten 
Ehefrau eines erwerbsunfabigen Mannes, die den Lebensunterhalt 
ihrer Familie ganz oder überwiegend aus ibrem Arbeite oer dienſt 
unterhalten hat, den ehelichen Kindern unter jünfzebn Jabren Waiſen⸗ 
rente und dem Manne Witwerrente zuſtebt, ſolange fie beduritig 
find. Nacd § 1261 ſteht nach dem Tode einer verſicherten Ebefr au, 
deren Ebemann ſich obne geſetzlichen Grund von der häuslichen 
Gemeinſchaft ferngeba'ten und feiner väterlichen Unterhaite pfl-œt 
entzogen hat, den ehelichen Kindern unter füntzebn J hren Waiſen⸗ 
rente zu, folange fie bedürftig find. — Unter der „Familie“ find 
nur diejenigen Perſonen zu verſtehen die Anſpruch auf die Berüne 
der Hinterbliebenen nach der RVO. haben, alſo außer dem Ebemanne 
nur die Kinder unter fünfzehn Jahren. RV A. Rev. Sen., 13. Februar 
1915, Ua 1001/14. 
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Mutter auf Grund des § 1261 Abſ. 2 gewähren ſollte, deren Vater 
ſeine Unterhaltspflicht nicht erfüllt hat, obſchon er ihr genügen 
konnte, während andererſeits auf Grund des § 1260 Abſ. 2 den 
Kindern eines „erwerbsunfähigen“ Vaters die Waiſenrente gewährt 
wird, wenn die Mutter den Unterhalt überwiegend aus ihrem 
Arbeitsverdienſt beſtritten hat. Eine Unterſcheidung zwiſchen ſchuld⸗ 
hafter und unverſchuldeter Verletzung der Unterhaltspflicht iſt aber 
auch im Einzelfalle ſchwer zu treffen, denn ſelbſt durch umſtändliche 
Ermittlungen wird ſich nicht immer klarſtellen laſſen, ob der Vater 
im Hinblick auf ſeine Kräfte überhaupt in der Lage war, ſeiner 
Pflicht zu genügen, und bejahendenfalls, ob er bei ſeinem Verhalten 
das Bewußtſein hatte, ſeine Unterhaltspflicht gegenüber ſeinen Kindern 
zu vernachläſſigen. Dieſe Unterſcheidung würde, wie geſagt, zu einer 
verſchiedenen Behandlung gleichartiger Hinterbliebenenanſprüche führen, 
die jeder inneren Berechtigung entbehrte. Rev.⸗Sen. 9. Dezember 1915, 
IIa 185/15. 


5. §8 1264 RVO. Zum Anſpruch auf Waiſenausſteuer 


Nach § 1252 RVO. werden Witwengeld und Waiſenausſteuer — 
abgeſehen von den ſonſtigen Vorausſetzungen — gewährt, wenn die 
Witwe zur Zeit der Fäligkeit der Bezüge ſelbſt die Warteꝛeit für die 
Invalidenrente erfüllt und die Anwartſchaft aufrechterhalten hat. Nach 
8 1264 wird aber die Waiſenausſteuer bei Vollendung des 15. Lebens: 
jahres der Kinder fällig; in dieſem Zeitpunkt müſſen alſo die geſetz⸗ 
lichen Voraus ſetzungen in der Perſon der Witwe erfüllt fein Die 
Frage, ob vorligend die Erhaltung der Anwartſchaſt zur Zeit der 
Fälligkeit der Waiſenausſteuer nicht dadurch aus geſchloſſen wird, daß 
die Witwe damals bereits verſtorben war, war zu bejahen. Von der 
Erhaltung einer Anwartſchaft auf Invalidenrente kann füglich nicht 
die Rede ſein, wenn die Perſon, die ſie erworben hat, tot iſt, alſo 
die Rente weder bezieht noch jemals beziehen kann. Eine ſolche Aus⸗ 
legung würde mit dem Begriff der Anwartſchaft als eines werdenden 
Anſpruchs unvereinbar ſein. Hiernach muß angenommen werden, daß 
ein Anſpruch auf Warſenausſteuer nicht b’gründet iſt, wenn die Witwe 
vor Eintritt der Falligkeit dieſes Bezugs verſtirbt. Dieſes Ergebnis 
entſp icht auch dem Zwecke, den der G- ſetzgeber mit der Einführung 
der Waiſenausſteuer verfolgt hat. Denn wenn ſie auch rechtlich als 
ein ſelbſtändiger Anſpruch der Waiſen geſtaltet worden iſt, ſo ſtellt 
ſie doch ihrem Zwecke nach ebenſo wie das Witwengeld eine Ent⸗ 
ſchädigung dafür dar, daß ſie mit Rückſickt auf die Anwartſchaft aus 
ihrer eigenen Beitragsleiſtung Witwenrente regelmäßig nicht erhalten 
wird. Desbalb ſoll ihr in dem Augenblick. in dem ihr durch die 
Schulenlaſſung der Waiſen und deren Eintritt in eine Berufstät'gkeit 
erheblichere bare Auslagen zu entſtehen pflegen zu deren Deckung eine 
einmalige Zuwendung zur Verfügung geſtellt werden. Rev.⸗Sen., 
24. Juli 1916, IIa 572/16. 


6. 81300. Geltendmachung des Anſpruchs auf Witwengeld. 


Die im § 1300 RVO. feſtgeſetzte einjährige Friſt für die Geltend⸗ 
machung des Auſpruchs auf Witwengeld iſt eine Ausſchlußfriſt (zu 
vgl. Begründung zur RVO. S. 407). Die Wirkung dieſer Ausſchluß⸗ 
friſt iſt die, daß die Handlung nicht mehr nachgeholt werden kann, 
gleichviel, ob der zur Vornohme der Handlung Berechtigte oder Ner: 
pflichtete an der Wahrung der Friſt verhindert. insbeſondere ſchuldlos 
verhindert war. Ebenſo wie das Bürgerliche Recht hat bereits das 
Invalidenverſicherungsgeſetz ſtreng zwiſcken Ausſchlußfriſt und Ver⸗ 
jährung unterſchieden und ebenſo ſcharf findet ſich dieſe Unterſcheidung 
in der RVO. (zu vgl. z. B. 88 29, 223, 907 RVO. einerſeits und 
&8 1253, 1442, 1443, 1508, 1546, 1548, 1728 anderſeits). Die 
Vorſchriften über Hemmung und Unterbrechung der Verjährung ſind 
daher auf Ausſchlußfriſten nicht anwendbar und ſchon aus dieſem 
Grunde kann daher der Anſicht des OVA. nicht beigetreten werden. 
Rev.⸗Sen., 2. März 1916, IIa 1183/15. 


Zu 5. Diele Entſcheidung hat bereits zu einer Anfrage im 
Reichstage Anlaß gegeben, ob beabſichtigt werde, die hierin liegende 
Härte durch BRD. zu beſeitigen. 


7. 81393 RVO. Anrechnung einer Militärdienſtzeit auf 
die Wartezeit. 


Nach § 1893 Abſ. 2 RVO. werden die Erſatztatſachen, Militärdienſt 
und Krankheit, nur den Perſonen als Beitragswochen angerechnet, 
die vorher berufsmäßig nicht nur vorübergehend verſicherungspflichtig 
beſchäftigt geweſen ſind. Dazu genügt einerſeits nicht ſchon, daß der 
Dienſtpflichtige oder Kranke vorher zu irgendeiner Zeit einmal eine 
verſicherungspflichtige, durch Marken gedeckte Beſchäftigung nicht ledig⸗ 
lich vorübergehend aufg⸗nonmen hat. Andererſeits iſt nicht unbedingt 
erforderlich, daß ſich die Militärdienſtzeit oder die Krankheitszeit un⸗ 
mittelbar an eine mit Marken belegte Zeit verſicherunaspflichtiger 
Beſchäftigung anſchließt. Der Umftand, daß für die Zeit unmittelbar 
vor Beginn der Militärdienſtzeit die Beitragsleiſtung unterblieben iſt, 
ſteht der Anrechnung der Dienſtzeit vielmehr nicht notwendig entgegen. 
Es iſt nämlich zu prüfen, wie ſich der Verſicherte in der ganzen Zeit, 
während deren er zu den Verſicherten gehörte, hinſichtlich der Ver⸗ 
richtung verſicherungspflichtiger Arbeit und der Entrichtung von Bei⸗ 
trägen für dieſe verhalten hat, und danach die Frage zu entſcheiden, 
ob anzunehmen iſt, daß der Verſicherte, wenn er nicht zum Militär⸗ 
dienſt herangezogen wäre, verficherungapflichtig gearbeitet und dafür 
Beiträge entrichtet haben würde. Muß dieſe Frage bejaht werden, ſo 
iſt die Militärdienſtzeit auf die Wartezeit anzurechnen, auch wenn für 
die unmittelbar vorbergegangene Zeit Beiträge nicht entrichtet ſind. 
Rev.⸗Sen., 13. September 1916, IIa 323 16. 

(Fortſetzung folgt.) 


Hypothekeneinigungsamt Berlin. 


Berichtet von Rechtsanwalt und Privatdozent Dr. Arthur Nußbaum, 
Berlin. 


1. Sparkaſſen müſſen auch in der Bemeſſung des 
Zinsfußes gegenwärtig beſondere Rückſichten auf den 
Hypothekenſchuldner nehmen. Durch eine Wertverminde⸗ 
rung des Grundſtücks wird das Verlangen einer Zins⸗ 
erhöhung nicht ohne weiteres gerechtfertigt. 

Daß der zum Heeresdienſt eingezogene, durch ſchwere Miet⸗ 
ausfälle betroffene Schuldner zur Zeit nicht in der Lage iſt, eine 
Rückzahlung auf das Hypothekenkapital von 250 000 = zu leiſten, 
wird von der Gläubigerin nicht verkannt. Sie fordert nur eine 
Zinserhöhung von 4¼ Prozent auf 4 Prozent. Dieſes Verlangen 
erſcheint durchaus ungerechtfertigt. Die allgemeinen Aus führungen 
der Gläubigerin gehen fehl. Die deutſchen Hypothekenbanken haben 
ſich bereits im Februar 1916 bereit erklärt, den Schuldnern die 
Hypotheken bis 6 Monate nach Friedensſchluß zu einem Zinsſatze 
von höchſtens 4½ Prozent zu verlängern. Die dem Schutzverbande 
für deutſchen Grundbeſitz angeſchloſſenen Inſtitute haben gleichfalls 
an dem Zinsſatz von 4% Prozent nicht mehr feſtgehalten. Nehmen 
hiernach ſogar die privaten Erwerbsinſtitute auf die Not des groß⸗ 
ſtädtiſchen Grundbeſitzes weitergehende Rückſicht, fo muß dies in noch 


Zu 7. Kann die Militärdienſtzeit nicht angerechnet werden, ſo 
erliſcht die Anwartſchaft wahrend dieſer Zeit. Eine Hemmung oder 
Unterbrechung des Friſtablaufs durch die Militärdienſtzeit tritt nickt 
ein. War der Verſicherte länger als ein Jahr vor ſeinem Eintritt 
ins Heer nichtverſicherunaspflichtig beſchäftigt, jo kann die Militär⸗ 
dienſtzeit nicht auf die Wartezeit angerechnet werden. Für die Anſicht 
des ORA, daß die Militärdienſtzeit hier, wo fie nicht anrechenbar 
iſt, den Ablauf der Anwartſchaftsfriſt hindere, ihn alſo bemme oder 
unterbreche, fehlt jede rechtliche Unterlage. RBA. Rev.⸗Sen., 15. Juli 
1916, IIa 1185. 

Im übrigen ſei auf die Bekanntmachung des Bundesrats über 
die Anrechnung von Militärdienſtzeiten und die Erbaltung von Ans 
wartſchaften in der Invaliden- und Hinterbliebenenverſicherung vom 
23. Dezember 1915 (RG BI S. 845) verwieſen. Der § 1 dieſer VO. 
hat zur Folge, daß jetzt niemand mehr, der in das Heer eintritt, feine 
Anwartſchaft verliert und nicht mehr gezwungen iſt, zur Erhaltung 
ſeiner Rechte für die Zeit, wo er dem Vaterlaede dient, unter Um⸗ 
ſtänden auf Jahre zurück, freiwillige Beiträge nachzuentrichten. 


45. Jahrgang. 


höherem Maße von einer Sparkaſſe verlangt werden als einer 
öffentlich rechtlichen und gemeinnützigen Anſtalt. Dies iſt auch der 
Standpunkt der Aufſichtsbehörden. Die von der Gläubigerin eins 
genommene Haltung ſteht zugleich in Widerſpruch mit der ſonſtigen 
Praxis der deutſchen Sparkaſſen, und iſt doppelt ungerechtſertigt 
gegenüber einem Schuldner, deſſen Mieteinnahmen infolge des 
Krieges von 25000 „ auf 15000 „ herabgegangen find. Die 
Behauptung der Gläubigerin, daß eine Wertminderung des Grund⸗ 
ſtücks eingetreten ſei, kann der Forderung der Zinserhöhung nicht 
als Stütze dienen. Mit jener Behauptung ließe ſich nur das Ver⸗ 
langen einer Teilrückzahlung begründen. Eine ſolche würde auch vom 
Einigungsamt befürwortet werden, wenn ein Anhalt dafür beſtände, 
daß der Gläubiger die Teilrückzahlung leiſten könnte. (Gutachten 
vom 23. Oktober 1916, A. 363.) 


2. Ein Kreditinſtitut, das außer Berliner, auch 
ländliche Grundſtücke beleiht, muß in gegenwärtiger Zeit 
vorzugsweiſe darauf bedacht ſein, die etwa benötigten 
flüſſigen Mittel durch Einziehung der ländlichen Hypo⸗ 
theken zu beſchaffen. 

(Es wird zunächſt feſtgeſtellt, daß die Friſtgewährung durch die 
Lage der Schuldnerin gerechtfertigt wird) ... Der Standpunkt der 
Gläubigerin erſcheint auch ſonſt nicht berechtigt. Das Einigungsamt 
konnte dieſes Mal in eine eingehende Prüfung der Verhältniſſe der 
Gläubigerin eintreten. Dieſelbe legte eine Vermögensaufſtellung vor, 
die von dem Direktor der Gläubigerin mündlich erläutert wurde. 
Daraus ergab ſich, daß die Gläubigerin zur Zeit für etwa 750000 & 
Wertpapiere beſitzt, auf welche ſie bei der Darlehnskaſſe annähernd 
400000 A noch erhalten kann. Ihr Hypothekenbeſtand von 
14,5 Millionen Mark entfällt zum kleineren Teil auf Berliner Grund⸗ 
ſtücke, zum größeren auf Grundſtücke im Heimatsgebiet der Gläubigerin. 
Die Gläubigerin beruft ſich nun darauf, daß ſie zum Januar 1917 
862000 & flüiſig machen müſſe, die fie ihren Sparern auf Kriegs⸗ 
anleihezeichnungen zurückzuzahlen habe. Eben aus dieſem Grunde 
hat ſie zahlreiche Berliner Hypotheken gekündigt. Die Gläubigerin 
mußte jedoch zugeben, in ihrem eigenen Heimatsgebiet derartige 
Kündigungen nicht vorgenommen zu haben. Indeſſen iſt dem Einigungs⸗ 
amt bekannt und wurde auch von der Gläubigerin nicht beſtritten, 
daß gegenwärtig in ländlichen Verhältniſſen die Eigentümer in weit 
höherem Maße zur Leiſtung von Rückzahlungen imſtande ſind und 
die geſamten wirtſchaftlichen Verhältniſſe dort weſentlich beſſer liegen 
als auf dem Berliner Grundſtücksmarkt. Die Gläubigerin machte 
geltend, es handle ſich um zahlreiche kleine Hypotheken, deren Kündigung 
und Einziehung mit Umftänden verbunden ſei. Das tft kein durch⸗ 
ſchlagender Gegengrund, vielmehr liegt es auf der Hand, daß die 
Gläubigerin ſich durch Einziehung ihrer ländlichen — und klein⸗ 
ſtädtiſchen — Hypotheken Geld verſchaffen kann. Außerdem aber 
ergab ſich bei der Verhandlung vor dem Einigungdamt, daß die 
Gläubigerin noch manche zur Verfügung ſtehende Kredimmöglichkeiten 
ungenutzt gelaſſen hat. Bei dieſer ganzen Sachlage konnte die Gefahr 
eines unverhältnismäßigen Nachteils für die Gläubigerin in keiner 
Weiſe feftgeftellt werden. Auch zur Bewilligung einer Zinserhöhung 
lag keine Veranlaſſung vor. (Gutachten vom 23. Oktober 1916, 
A. 158.) 


Oberlandesgerichte. 


Kriegsrechtliche Entſcheidungen. 


1. Die Ermäßigung der Gerichtskoſten nach $ 6 der 
Zahlungsfriſtverordnung vom 7. Auguſt 1914 tritt auch 
dann ein, wenn die Parteien ſich nach Rechtskraft des 
Wechſelvorbehaltsurteiles vergleichen. 


Nach rechtskräftiger, unter Vorbehalt ergangener Verurteilung des 
Beklagten im Wechſelprozeß hat der Kläger unter Vorlegung eines 
schriftlichen Vergleichs Herabſetzung der Gerichtsgebühren gemäß 8 6 
BD. beantragt. Der Antrag iſt begründet. 
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Wenn auch im ordentlichen Verfahren weder verhandelt noch 
geladen iſt, fo war doch der Rechtsſtreit nach 88 689, 600 3D. 
noch in dieſem Verfahren anhängig, weil er im Wechſelprozeß nur 
unter Vorbehalt beendet war. Der Vergleich erledigt den ganzen 
Rechtsſtreit, auch den Wechſelprozeß und die darin ergangenen Ent⸗ 
ſcheidungen. Die Koſten des Wechſelprozeſſes gehören alſo zu den 
Koſten des Rechtsſtreits. Über welche der 8 6 BO beſtimmt 8 33 
Gag. enthält keine Vorſchrift, welche ein abweichendes Verfahren 
rechtfertigen könnte. Die Vorſchrift, daß das Nachverfahren für die 
Gebührenberechnung als beſonderer Rechtsſtreit zu bebandeln iſt, bes 
ſtätigt grade, daß ſonſt Wechſelproiſeß und Nachverfahren nur ver 
ſchiedene Abſchnitte desſelben Rechtsſtreits ſind. Insbeſondere kann 
aus 8 33 nicht die Folgerung gezogen werden, daß die Beſtimmungen 
einer fpäteren Norm über die Wirkung eines den Wechſelprozeß um: 
faſſenden Vergleichs für die Koſtenerhebung des Wechſelprozeſſes aus⸗ 
zuſchließen ſeien. Die Anwendung des § 33 wird durch den § 6 
überhaupt nicht berührt. Iſt im Wechſelprozeß und im ordentlichen 
Verfahren verhandelt und iſt dann der Rechtsſtreit durch Vergleich 
beigelegt worden, ſo ſind die Koſten für jeden Abſchnitt des Ver⸗ 
fahrens nach 8 33 GKG. zu berechnen und nach $ 6 VD. herabzu⸗ 
ſetzen. Daß im vorliegenden Falle bisher Koſten im Nachverſahren 
nicht entſtanden waren, iſt für die Entſcheidung unerheblich. (KG., 
13. 35., Beſchluß vom 30. Oktober 1916, 13 W 2913/16.) 


Mitgeteilt von Kammergerichts rat Dr. Redlich, Berlin. 


* * 
* 


2. a) Leiſtungsklagen ſind während der Geſchäfts⸗ 
aufſicht zuläſſig. t) d) Über den Ausſetzungsantrag kann 
auch durch Urteil entſchieden werden. 


Der Kläger hatte gegen ſeinen im Felde und unter Geſchäfts⸗ 
aufſicht ſtehenden Schuldner eine Forderung eingeklagt. Das Gericht 
ul dieſem einen Prozeßvertreter, der die Ausfegung des Verfahrens 

eantragte. 


Das Geſchäft des Beklagten wurde weitergefübrt, warf aber nur 
ſoviel ab, daß die laufenden Verbindlichkeiten gedeckt und gelegentlich 
Abzahlungen an alle Gläubiger gemacht werden konnten Kläger 
hatte auch bereits zweimal auf andere, jetzt nicht eingeklagte Forde⸗ 
rungen Zahlungen erhalten. Das OLG. Cöln, 7 36., hatte in 
einem von einer anderen Firma gegen denſelben Schuldner geführten 
Prozeſſe, in dem ebenfalls eine unbeſtrittene Forderung geltend 
gemacht worden war, das Verfahren gemäß 8 2 und 3 BRTD. vom 
4. Auguſt 1914 und 82 Bek. vom 14. Januar 1915 ausgeſetzt (val. 
Beſchl. des OL cg. Cöln, 7. ZS., vom 27. März 1915 in JW 1915, 
532). Das LG. Cöln lehnte die Ausſetzung ab und erließ Urteil 
nach dem Klageantrage. 

Mit der hiergegen eingelegten Berufung wurde verlangt: 1. Klage⸗ 
abweiſung, weil die Klage mit Rückſicht auf die beſtebende Geſchäfts⸗ 
aufſicht verfrüht ſei (Entſch. des OLG. Dresden vom 28. Oktober 1915, 
OLG. 31, 889, und vom 16. März 1916, JW. 1916, 866). 2. Aus⸗ 
fegung des Verfahrens unter Bezugnahme auf den oben erwähnten 
Beſchluß des OLG. Cöln. 

OLG. Cöln, 1. 3S., wies die Berufung unter Ablehnung beider 
Anträge zurück. 

Aus den Gründen: Der zeitigen Zuläſſiakeit der Klage ſteht 
die Anordnung der Geſchäftsau'ſicht nicht entgegen. Gemäß 8 5 
Bek. vom 8. Auguſt 1914 darf während der Dauer der Geſchäſts⸗ 
aufſicht das Konkursverfahren über das Vermögen des Schuldners 
nicht eröffnet werden und ſind Arreſte und Zwanagavollſtreckungen 
in das Vermögen des Schuldners nur zuaunſten der Gläubiger zuläſſig, 
die von dem Verfahren nicht betroffen werden. Die vorgedachte 
Beſtimmung verbietet lediglich die Zwangsvollſtreckung während der 
Dauer der Geſchäftsaufſicht, nicht die Klage. Sie enthält keine 
Beſtimmung, wonach dem Schuldner ein Recht auf Verweigerung der 
Zahlung gegeben oder der Erlaß eines Urteils gegen den Schuldner 
verboten wäre. Falls durch die Verordnung auch die Erhebung der 
Klage und nicht nur die Zwanasvollſtreckung hätte verboten werden 
ſollen, fo hätte der Geſetzgeber ſicherlich eine derartige in das Rechts⸗ 
leben tief einſchneidende Beſtimmung in die Verordnung aufgenommen. 
Aus allgemeinen Erwäaungen heraus aber eine ſolche Beſtimmung 
in die Verordnung hineinzuinterpretieren, wie dieſes in den Ent: 
ſcheidungen des OLG. Dresden vom 28. Oktober 1915 und 16. März 
1916 (SächſArch. Heft 23/24 1915 und 9/10 1916) geſchehen iſt, iſt 
nicht angängig. Die bier vertretene Auffaſſung iſt auch die in der 
Nechtſprechung herrſchende, wie fie namentlich in den Urteilen des 
Ogg. München vom 23 Auguſt 1916 (L. 484/16) und des Os. 
Frankfurt vom 14. Oktober 1915 zum Ausdruck gekommen iſt. 


1) Vgl. auch JW. 1916 S. 216, 866, 1212, 1223. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Nr. 20. 1916. 


Den Ausſetzungsantrag der Beklagten anlagend, fo ſtand zunächſt 
nichts im Wege, über denſelben, da er in der mündlichen Verhandlung 
geſtellt worden iſt, im Urteile mit zu entſcheiden. Eine Beſtimmung, 
daß über einen ſolchen nur durch Beſchluß entſchieden werden dürfe, 
beſteht nicht. Der Antrag iſt aber zu Recht von dem Vorderrichter 
abgelehnt worden. Da einmal die Beklagte die geltend gemachte 
Forderung anerkannt hat, ihr alſo nicht entgegengehalten werden 
kann, daß der Inhaber der Beklagten nicht in der Lage ſei, ſich gegen 
den geltend gemachten Anſpruch zu verteidigen, und ſodann unbe⸗ 
ſtritten das Geſchäft der Beklagten fortgeführt wird und die Waren, 
auf welche ſich die hier fragliche Forderung bezieht, in demſelben 
veräußert werden, ſo würde es eine grobe Unbilligkeit der Klägerin 
gegenüber bedeuten, wollte man ſie an der Durchführung ihres 
berechtigten Anſpruchs durch Ausſetzung des Verfahrens hindern. 
Dieſe Unbilligkeit gegenüber der Klägerin würde auch dadurch nicht 
ausgeräumt, daß die Beklagte die Einnahmen aus dem Geſchäft 
vorwiegend zur Entrichtung der Miete, Löhne uſw. verwendet. Auch 
die Koſten der I. wie der II. Inſtanz müſſen der Beklagten 
gemäß §8 91, 97 ZPO. zur Laſt fallen. Trotz ihres Anerkenntniſſes 
kann fie ſich auf § 93 ZPO. nicht berufen, da fie Zahlung geweigert 
hat, mit der Begründung. daß ſie auf Grund der beſtehenden 
Geſchäftsaufſicht zur Zahlungsverweigerung nicht nur berechtigt, ſondern 
auch verpflichtet ſei. Das iſt nicht richtig. Wie aus dem eingangs 
Geſagten hervorgeht, hat ſie trotz beſtehender Geſchäftsaufſicht ihre 
Zablungsunfähigkeit zu vertreten. cf. auch dazu das oben angeführte 
Urteil des OrG. Frankfurt. (OLG. Cöln, Urteil vom 11. Oktober 1916, 


I. U. 166/16.) 
Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Mendel, Cöln. 


* * 
* 


3. Beweiskraft der Mitteilungen 
nachweiſebureaus des Kriegs miniſteriums. 


Antragſtellerin hatte im Erbſcheinsverfabren zum Nachweis des 
Todes des Erblaſſers eine Mitteilung des Zentralnachweiſebureaus 
des Kriegsminiſteriums in Berlin vorgelegt, wonach Erblaſſer als 
Gefreiter „laut Verluſtliſte 518 im Bois de M. am 20. März 1916“ 
gefallen iſt. Vorinſtanzen halten den Nachweis dadurch nicht für 
erbracht. Die Ausführungen der weiteren Beſchwerde hiergegen ſind 
unbegründet: 


Nach SI 2354, 2356 BGB. iſt im Erbſcheins verfahren die Zeit 
des Todes des Erblaſſers „durch öffentliche Urkunden“ nachzuweiſen. 


des Zentral⸗ 


Danach iſt eine Urkunde, die das nicht mit formaler Beweiskraft, 


ſondern nur mittels freier Beweiswürdigung eriielt, nur im Falle 
des § 2356 Abſ. 1 Satz 2 ausreichend. Urkundsbeweis liefert aber 
die Benachrichtigung des Zentralnachweiſebureaus nicht. Es iſt nach 
Ziff. 321 der Krieasſanitätsordnung vim 27. Januar 1907 eine „zur 
Sammlung und Mitteilung von Nachrichten über Verwundete und 
Kranke“ errichtete ſelbſtändige Abteilung des preußiſchen Kriegs⸗ 
miniſterinms. Zu ſeinen Aufgaben gehört auch „Sammlung und 
Veröffentlichung der Verluſtliſten über gefallene, verwundete, vermißte 
und geſtorbene Angehörige des preußiſchen Heeres“. Daneben iſt es 
mit beſtimmten Maßgaben zur Vermittlung der Beurkundung der 
Sterbefälle der Militärperſonen durch Nachricht an den zuſtändigen 
Standesbeamten berufen. Dieſer hat die Anzeige nach Form und 
Inhalt auf ihre Geſetzmäßigkeit zu prüfen, gegebenenfalls Rückfrage 
beim Zentralnachweiſebureau zu halten (Erlaß des Miniſters des 
Innern vom 9 September 1914) und nach Behebung etwaiger Zweifel 
den Sterbefall auf Grund der Anzeige in das Sterberegiſter eins 
zutragen (8 13 kaiſ Verorbn. vom 20 Januar 1879, RG Bl. S. 5). 
Trotz feiner weitgehenden Vermittlung iſt alſo das Zentralnachweiſe⸗ 
bureau zur Beurkundung des Sterbefalls ſelbſt nicht berufen. Sie 
ſteht nur dem Standesamt zu. Obwohl auch Nachricht an die An⸗ 
gehörigen zu den amtlichen Aufgaben des Zentralnachweiſebureaus 
gehort, wird alſo der Nachweis aus 8 2356 Abſ. 1 Satz 1 BGB. 
durch die Nachricht nicht gerührt. Wohl aber kann fie im Fall des 
§ 2356 Abſ 1 Satz 2 als „anderes Beweismittel“ in Betracht 
kommen, wenn die Sterbeurkunde nicht oder unverhältnismäßig 
ſchwer zu beſchaffen iſt Dabei iſt das Gericht nicht gehindert, ihre 
Beweiskraft nach beſonderen Umſtänden des Falles zu bemängeln. 
Der Fall des 3 2356 Abſ. 1 Satz 2 liegt aber bier nach den Feſt⸗ 
ſtellungen des LG nicht vor. (KG., 1. ZS., Beſchluß vom 5. Oktober 
1916, 1 X. 210/16.) 


* 
* 


4. Verſicherung gegen Konfiskationsgefahr. 


Die Klägerin hat von der in Kiel anläriigen Firma D & Co., 
die in Oſtaſien Zweigniederlaſſungen beſitzt, 41 Fäſſer Eigelb und 


Zu 4. Das Intereſſe an dieſer Entſcheidung liegt darin, daß 
ſie ein Beiſpiel für die im gegenwärtigen Kriege praktiſch gewordenen 


32 Kiſten Eiweiß cik Hamburg gekauft. Die Waren ſind im Sommer 
1914 in Hankau mit dem engliſchen, in deutſcher Charter laufenden 
Dampfer „Feliciana“ verladen worden. Während der Reife iſt der 
Krieg ausgebrochen. Der Dampfer, der Port Said bereits paſſiert 
hatte, iſt nach London gefahren und hat die Waren gelöſcht. Sie 
find fpäter kondemniert worden. Das Priſengerichtsurteil, das Rechts⸗ 
kraft erlangt hat, datiert vom 26 April 1915. 


D. & Co. hatten die Ware vor Kriegsausbruch auf ihre laufende 
Police verſichert. Die ihr angefügten beſonderen Bedingungen ent⸗ 
halten in 8 10 eine Kriegsklauſel, nach der die Berficherung, ſolange 
ſich die Ware an Bord des Seedampfers befindet, folgende Gefahren 
deckt: die Riſiken der Konfiskation, Nehmung. Beſchädigung, Ber: 
nichtung und Plünderung durch kriegführende Mächte, Kriegsſchiffe 
und Kaper. Die Klägerin iſt im Beſitz der Konnoſſemente und Ber 
ſicherungszertifikate. Anfang März 1915 hat fie der Beklagten gegen⸗ 
über den Abandon erklärt. Mit der Klage fordert ſie Erſatz des 
Verſicherungswertes der Waren. 


Die Beklagte wendet ein, der Klaganſpruch ſei um beöwillen 
unbegründet, weil die Klägerin der Firma D. & Co. keinen Auftrog 
zur Deckung des Kriegsriſikos gegeben habe. Jedenfalls ſei das nicht 
vor dem Eintreffen präjudi zierlicher Nachrichten geſchehen. Nach den 
Bedingungen könne daher die Klägerin Rechte aus der Verſicherung 
nicht herleiten. In zweiter Linie beſtreitet die Beklagte, daß die 
Vorausſetzungen für den Abandon gegeben ſeien. LG. und Os. 
haben verurteilt. 


Aus den Gründen: Die Kriegsklauſel deckt, ſolange ſich die 
Ware an Bord des Seedampfers befindet, die Riſiken der Konfiska⸗ 
tion, Nehmung. Beſchädigung, Vernichtung und Plünderung durch 
kriegſührende Mächte, Kriegsſchiffe und Kaper. Unſtreitig find Schiff 
und Ladung in die Gewalt der Engländer gelangt. Die Ladung 
iſt ſpäter kondemniert worden. Die Beklagte wendet gegenüber dem 
Klaganſpruch ein, der Übergang der Waren in den Beſtitz der feind⸗ 
lichen Macht ſei erſt erfolgt, nachdem die Güter an Land gebracht 
ſeien, alſo nicht, ſolange ſich die Ware an Bord des Seedampfers 
befunden habe. Die Nehmung des Schiffes im Sinne der Klauſel 
ſei auch gar nicht erfolgt, da der engliſche Kapitän nach Kriegsauk⸗ 
bruch aus freien Stücken mit dem Schiſſe nach London gefahren ſei. 
Es mag davon ausgegangen werden, daß dieſe Bebauptung autrifft. 
Auch dann erachtet das Berufungsgericht die Vorausſetzungen der 
Kriegsklauſel für erfüllt. 


Der Gefahr der Nehmung im eigentlichen Sinne, d h. der Be 
ſchlagnahme durch die engliſche Macht war die „Feliciana“ als 
engliſches Schiff, das nur in deutſcher Charter lief, naturgemäß nicht 
ausgeſetzt. Es kann ſich daher nur fragen, ob die Ware, ſolange 
fie noch an Bord war, bereits das Nifito der Konfiskation lief. Nit 
Recht hat der Vorderrichter ausgeführt, daß hierfür der Umſtand, daß 


Eingriffe in Privateigentum zeigt, die abſeits des bisherigen Priſen⸗ 
rechts liegen 

Das Priſenrecht geht von dem Fall aus, daß ein Schiff und 
feine Ladung angehalten werden; es ſtellt dann Satze auf über die 
Behandlung feindlicher Ware auf neutralem und auf feindlichem 
Schiff. Der Weltkrieg hat dieſe Verhältniſſe verwickelt: es handelt 
ſich heute auch um Falle von feindlicher Ware auf eigenem Schiff 
des kriegführenden Landes; daneben find noch andere im bieherigen 
Priſenrecht nicht beruckſichtigte Fälle aufgetaucht z. B. der umgekehrte 
Fall, daß auf feindlichem oder überwiegend mit Bannware beladenem 
neutralen Schiff auch Guter des eigenen Landes ſind, die bei einer 
Verſenkung mit untergehen. 

Der zweite Fall kommt vorwiegend beim deutſchen U: Bontkrieg 
in Betracht, der erſte iſt in zahlreichen Fällen für deutſche Guter 
praktiich geworden, die beim Beginn des Krieges auf engliſchen 
Schiffen waren. 

Um einen Fall dieſer Art handelt es ſich hier, und zwar um 
feine verſicherungsrechtliche Seite. Es liegt eine Polize vor, die 
einen Teil der Kriegsgefahr mit einſchließt, alſo nicht rein „nur rür 
Seegefahr“ geſchloſſen iſt, gemäß 8 844 HG. (8 101 AS 8.), 
aber auch nicht mit Einichluß der ganzen Getahr der Reire im Sinne 
von 8 820 HGB. (§ 69 AS 8). Unter die Verſicherung fallen nämlich 
die erſten beiden der in § 849 aufgezählten Fälle, aber mit dem Zu: 
ſatz „ſolange ſich die Ware an Bord des Seedampfers b findet“. 

Das OLG. lehnt, im Einklang mit der Vorinſtanz, eine am 
Buchſtaben haftende Auslegung ab, die eine ſolche Verſicherung dei 
Fällen der hier beſprochenen Art wertlos machen würde, und ent— 
ſcheidet nach dem wirtſchaftlichen Weſen der Sache und — was auf 
dasſelbe hinauskommt — dem Willen der Vertranſchließenden. Dabei 
wird beachtenswerterweiſe die früher fo übliche Wendung vom „mut: 
maßlichen“ Willen vermieden. — Nicht mit abgedruckt find eine 
Ausführungen des Urteils über das Cif.-Geſchäft, die lediglich als 
auf dem vorliegenden Fall abgeſtellt zu erachten ſind. 


Rechtsanwalt Dr. M. Leo, Hamburg 


45. Jahrgang. 


der Rechtsakt der Konfiskation erſt erfolgt iſt, als die Güter bereits 
gelöſcht waren, allein nicht entſcheidend ſein kann. Gegen dieſe An⸗ 
nahme ſpricht ſchon die feſtſtehende Tatſache, daß die Ware im Wege 
des priſengerichtlichen Verfahrens kondemniert iſt, obwohl eine Neh— 
mung auf See überhaupt nicht ſtattgeſunden hat. Die Gefahr der 
Konfiekation entſtand vielmehr ſchon in dem Augenblick, als der 
Kapitän der „Feliciana“ ſich entſchloß, nach London zu fahren und 
damit die ſeinem Schiffe anvertraute Ladung der Gewalt der engliſchen 
Regierung zu überantworten. Er hat damit dasſelbe bezweckt und 
erreicht, was eine Nehmung herbeigeführt hätte: die Schaffung der 
Unterlage für die priſen gerichtliche Unterſuchung. Dieſe Konfisfations⸗ 
gefahr hat, ſeirdem der Kapitän die Fahrt nach London antrat, in 
keinem Augenblick aufgehört zu beſtehen. Aus ihr hat ſich dimn in 
einheitlichem und für den Verluſt der Güter kauſalem Zuſammen⸗ 
hange die Entlöſchung der Ware, die eigentliche Konfiskation im 
Londoner Zollhauſe und die nachfolgende priſengerichtliche Kondem⸗ 
nation entwickelt. Daß gerade dieſe dauernde, ſtetig ſortſchreitende 
und in dem endgültigen Verluſt der verſicherten Güter gipfelnde 
Gefahr nach dem in der Kriegsklauſel niedergelegten Willen der Ver⸗ 
tragſchließenden durch die Verſicherung gedeckt ſein ſollte, iſt um ſo 
mehr anzunehmen, als die Konfiskation der Waren ſelbſt regelmäßig 
nicht an Bord des Schiffes, ſondern immer erſt nach der Entlöſchung 
erfolat; demnach die Beſtimmung der Klauſel, daß das Riſiko der 
Konfiskation nur gedeckt ſein ſolle, ſolange ſich die Ware noch an 
Bord des Seedampfers befinde, bei Zugrundelegung der von der 
Beklagten vertretenen Rechtsanſchauung gegenſtandslos wäre. Tat⸗ 
ſächlich würden auch, da die von Oſtaſien nach deutſchen Häfen ver⸗ 
ladenen Güter in großem Umfang auf enaliſchen Schiffen befördert 
wurden, dieſe Güter — wollte man der Anſicht der Beklagten folgen 
— trotz der Verſicherung gegen Kriegsgefahr beim Ausdruch des 
Krieges zwiſchen Deutſchland und England genen das Kriessriſiko 
nicht gedeckt geweſen ſein. Das iſt aber ſicher nicht die Abſicht der 
Nertragſchließenden geweſen. (OL G. Hamburg, Urteil vom 5. Juli 
1916, V. Bf. V 80/16.) 
* * 
* 

5. Ein Anwalt und Notar muß das am Ort feiner 
Niederlaſſung vor 1900 in Geltung geweſene gemeine 
Recht kennen. 


Dem beklagten Rechtsanwalt und Notar lag außer der Beur⸗ 
kundung des Vertrages die Beratung der Vertragsparteien über Form 
und Inhalt des Vertrages ob. Daraus folgt, daß der Beklagte ber: 
pflichtet war, den Vertraasſchließenden alle Behelfe und Maßnahmen 
zur Kenntnis zu bringen, welche ſie beobachten mußten, um eine 
rechts verbindliche Sicherſtellung des Klägers fur feine Anſprüche gegen 
die Brüder D. durchzufuͤhren. Danach war die Amtspflicht des Bes 
klagten nicht mit der Beurkundung des Vertrages beendet; Beklaater 
mußte vielmehr die Vertraaſchließenden auch darüber unterrichten, 
welche weiteren Schritte erforderlich waren, um die beabſichtigte Sicher⸗ 
ſtellung des Klägers zu erreichen. 

Die Brüder D. waren Miterben des im Jahre 1877 verſtorbenen 
Hans Joachim D. Gemäß Art. 213 EG RGB. blieben für die erb— 
rechtlichen Ver ältniſſe hinſichtlich des Nach 'aſſes des verſtorbenen 
Hans Joachim D. die Vorſchriften des vor 1900 geltenden gemeinen 
Rechts mangebend. Nach dem gemeinen Recht hatte aber der Ver⸗ 
äußerer biw Verpfänder einer Erbſchaft oder eines Anteils an einem 
Nach aß dem Erwerber bzw. Pfandaläubiger die zum Nachlaſſe gehö igen 
Forderungen oder Forderungsanteile au übertragen bew. beſonders eu 
verpfänden. (Z. vgl. Derabura, Pandekten, 7. Aufl. Bd. III § 168. 1, 
S. 829; 1. 5 C. de hereditate vel actione vendita 4, 39; J. 2 8 8 
de hereditate vel actione vendita 18, 4.) 


Es war alſo wohl die zuſommenfaſſende Verfügung des Erben 
über feinen Erbfchaftsanteil in der Geſamtheit zuläſſia. Das gemeine 
Recht legte dieſer Verfügung im Gegenſatz zu dem R dr des BGB. 
(S 2033) aber keine dingliche Wirkung bei, erfo derte vielmebr zur 
Erlan ung der dinglichen Rechte an den Nach aßſachen und zum 
Erwerbe der Forderungen die Ubereianung bzw. Abtretung und im 
Verpfändungsſalle die Übertragung des Pfandrechts an den einzelnen 
Nachlaß gegenſtänden nach den fafür geltenden Rechtegrundſären. — 
Die für die Verpfändung einer Hypothekenforderung zu bcobachtende 
Form war aber unſtreitig die Eintrauung der Übertragung oder Ver— 
pfändung in das Erund buch. Auf die danach erſorderliche Eintraaung 
der Verpfändung in das Grundbuch mußte der Beklaate die Vertrags 
ſchließenden auſmerkſam machen, da ibm die Belehrung über Form 
und Inbalt des Vertrags oblag. Die Vornabme eines Rech'sgeſchäf' 8. 
welches mangels Beobachtung der Formvorſchriften nicht den gewwür ſchten 
Erfolg rechtsgültiger Sicherſtellung bot, war fur die B eteiliaten ehne 
j den Wert. Der Beklagte bat die Vertragechließenden auch tatſächlich 
über die Eintraaunasfrage belehrt, aber unrichtig dahin, daß die Ver⸗ 
pfändung der Eintragung nicht bedürfe. 

Beklagter kann nun nicht damit durchdringen, daß ibn deshalb 
kein Verschulden treſſe, weil er ſich erſt im Jahre 1902 als Rechts⸗ 
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anwalt und Notar in L. niedergelaſſen habe, alſo zu einer Zeit, als 
in L. das gemeine Necht nicht mehr in Geltung geweſen ſei, und 
deshalb nicht von ibm erwartet werden könne, daß er die entlegenen 
Rechtsſätze des früheren gemeinen Rechts immer im Kopfe und geaen⸗ 
wärtig habe. Dem tft zunäachſt entgegenzuhalten, daß das gemeine 
Recht bis zur Einführung des BGB. in L., dem Orte der Niederlaſſung 
des Beklagten, gegolten hat. Für einen rechtskundigen Anwalt und 
Notar darf aber das frühere Recht des Dries ſeiner Niederlaſſung 
kein fremdes fein. Hinzu kommt, daß die Übergangsbeſtemmungen 
des Einführungsgeſetzes ſaſt nur Berwerfungen auf das frühere Par: 
tilularrecht enthalten, fo daß nach einer fo verhältnismäßig kurzen Zeit 
nach Einfuhrung des BGB. jeder praktiſche Juriſt ſebr oft noch in 
die Laue kommt, Rechtsverhältniſſe beurteilen zu müſſen, die noch 
Beziebungen zum früheren Recht haben. Hiernach ift fur einen L. er 
Notar die Vertrautheit mit den Beſtimmungen des gemeinen Rechts 
unerlaßlich und die Nichtanwendung derſelben eine Fahiläſſigkeit, die 
zum Schadenserſatze gegebenenfalls verpflichtet. (Ox G. Hamburg, 
6. ZS., Urteil vom 1 Juli 1916, Bf. VI 15/16). 


Mitgeteilt von Senatspraſident Dr. Mittelſtein, Hamburg. 


% * 
* 


6. Aufforderung zur Anmeldung von Erbrechten. 


In den Fällen, in denen nach 8 2358 Abſ. 2 BGB. eine öffent⸗ 
liche Aufforderung zur Anmeldung von Erbrechten zuläſſig iſt, ſteht 
es doch im pflichtmäßigen Ermeſſen des Nachloßgerichts, ob es von 
dieſer Befugnis Gebrauch machen ſoll. Wäbrend des gegenwärtigen 
Krieges iſt aber eine ſolche öſſentliche Aufforderung unangemeſſen, 
wenn als erbberechtigt Deutſche in Betracht kommen, die ſich im 


feindlichen Ausland aufhalten. (KG., 1. 35. Beſchluß vom 
19. Oktober 1916, 1 X. 265/16.) 
* 5 4 


. Die Einſtellung des Konkursverſahrens mangels 
einer den Koſten des Verfahrens entſprechenden Maſſe 
iſt erſt zu verfügen, nachdem der Konkursverwalter die 
Maſſegläubiger befriedigt hat. (SS 204, 205 KO.) 

Bei einer Einſtellung des Konkursverfahrens mangels einer den 
Koſten des Verfahrens entiprechenden Maſſe ($ 204 KO.) finden nach 
8 205 Abſ. 2 KO. die Vorſchriften des § 191 entſprechende Ans 
wendung, fo daß der Verwalter aus der Konkursmaſſe, ſoweit dieſe 
reicht, die Maſſeanſprüche zu berichtigen hat. Mit Recht geht deshalb 
das LG. im Anſchluß an RZ 27, 113; 31. 140 und an die auch 
im Schriſttum herrſchende Meinung (vgl. Jaeger, Anm. 2 zu 88 204 
bis 206; Sarwey⸗Boſſert, Anm 2 zu § 190; Beterfen: Rleinfeller, 
Anm. 3 zu §§ 191, 192; a. M: Wilmowſky Kurlbaum Anm. 1 zu 
§ 191 KO.) davon aus, daß der Konkursverwalter noch als folder 
die ihm obliegende Befriediaung der Moſſealäubiger vorzunebmen hat, 
und daß daber das Konkursgericht die Einſtellung erſt verfugen darf, 
wenn der Verwalter ihm die Erfullung dieſer Aufaabe angezeigt hat. 
Dies ergibt ſich daraus, daß nach 8 206 Abſ. 1 KD der Gemein⸗ 
ſchuldner durch die Einſtellung das Recht zurüderhält. über die Kon⸗ 
kursmaſſe zu verfügen, und daß ſonach der Verwalter nach der Ein⸗ 
ſtellung nicht mebr in der Lage iſt, ſeinerſeits die Maſſe zur Bes 
friediaung der Maſſealäubiger zu verwenden. 

Wenn der Beſchwerdeführer geltend macht, daß dann in einem 
Falle wie dem jetzigen, wo die Maſſe nicht zur Befriediaung der 
Miſſeglaubiger binreicht, eine Einſtellung nach §S 204 KO gar nicht 
möglich ſein würde, ſo iſt überſehen, daß in einem ſolchen Falle, wie 
auch in dem land gerichtlichen Beſchluſſe beſonders hervorgehoben wird, 
eine verbälnnismaßige Befriedigung in der durch 8 80 RD. bezeich⸗ 
neten Reidemolde ftıttaufinden hat. (OLG. Treaden, 6. ZS., Be: 
ſchluß vom 30, September 1916 zu 6a Reg. 310/16.) 


Geh. IR., OL Rat Dr. Kretz ſchmar, Dresden. 


Landgerichte. 
Kriegsrechtliche Entſcheidungen. 


Zur Hypothekenſtundungs verordnung. 


A. Auf Antrag des Gläubigers hat das A. L. auf Grund des 
vollſtreckbaren Urteils des LG. H. durch Beſchluß vom 26. Juli 1916 


Zu A. Der Fall wird in der Praxis häufig vorkommen. Meines 
Erachtens verdient die Auffaſſung des AG den Vorzug vor der 
des LG. 

Es iſt davon auszugehen, daß die bier etwa in Frage kommende 
Vollſtreckungseinſtellung jedenfalls keine ſolche iſt, wie ſie durch die 
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die Zwangsverwaltung des dem Schuldner gehörigen Grundſtücks 
Blatt 101 angeordnet. Auf Antrag des Schuldners hat es ferner, 
da dieſer nachgewieſen hat, daß das OLG. Breslau durch Beſchluß 
vom 13. Juni 1916 eine Zahlungsfriſt von ſechs Monaten bewilligt 
hat, durch Beſchluß vom 31. Juli 1916 die Einſtellung des Zwangs⸗ 
verwaltungsverfahrens bis zum 28. Januar 1917 angeordnet. 


Den nunmehr geſtellten Antrag des Schuldners, die bereits 
erfolgten Vollſtreckungsmaßregeln auf Grund der 88 775 Nr. 1, 776 
ZERO. aufzuheben, hat das AG. L. durch Beſchluß vom 25. September 
1916 zurückgewieſen. 

Die gegen dieſem am 28. September 1916 zugeſtellten Beſchluß 
durch einen am 30. September 1916 bei Gericht eingegangenen 
Schriſtſatz vom Schuldner erhobene ſofortige Beſchwerde iſt zuläſſig 
und rechtzeitig; ſie iſt auch begründet. 

Gemäß 8 776 ZPO. ſind die bereits erfolgten Vollſtreckungs⸗ 
maßregeln aufzuheben, wenn ein Fall des § 775 Ziff. 1 vorliegt. 


Nach der Anſicht des AG. fol nicht ein Fall des § 775 Ziff. 1, 
ſondern des § 775 Ziff. 4 vorliegen. Dieſe Anſicht trifft indes 


Hypo. eingeführt iſt; die Friſt iſt nämlich durch das OLG. als 
Prozeßgericht auf Grund des 8 1 VO. geſetzt. Der 8 1 kennt 
aber keine Einſtellung, weil er den Normalfall der prozeßgerichtlichen 
Zahlungsfriſt behandelt, die zugleich mit der Schaffung des 
Vollſtreckungstitels bewilligt wird; eine vorausgehende Voll⸗ 
ſtreckung, die einzuſtelen wäre, kommt alſo nicht in Frage. Das 
Verhältnis ändert ſich aber, wenn vor der Bewilligung der Zahlungs⸗ 
friſt Verſäumnisurteil gegen den Schuldner ergangen war, oder 
wenn, wie vorliegend die Zahlungs friſt in erſter Inſtanz ab⸗ 
gelehnt (oder überhaupt nicht beantragt) und erſt in zweiter 
Inſtanz bewilligt war. Für ſolche Folle ſieht die HypVO. eine 
Einſtellung der Zwangsvollſtreckung nicht vor; es tft daher zu prüfen, 
wieweit fie nach der ZPO. begründet iſt. Zum Verſtändnis müſſen 
zwei Stadien unterſchieden werden: 


a) es wird die Einſtellung beantragt, bevor auf Einſpruch 
oder Berufung die Zahlungsfriſt bewilligt iſt, 

b) ſie wird gegen das Verſäumnisurteil oder das erſtinſtanz⸗ 
liche Urteil beantragt, nachdem auf Einſpruch oder in der 
Berufungsinſtanz die Zahlungs friſt bewilligt iſt. Ein 
ſolcher Fall liegt hier vor. 

Im Falle a kann die Einſtellung nur nach Maßgabe der 8$ 719, 
707 ZPO. erfolgen, die dem Schuldner nur ein beſchränktes Recht 
verleihen (val. Scholz, JW. 1916, 929 a. E. bei Note 30, Zweigert, 
Kommentar S. 31). Im Falle b, der vorliegend zur Entſcheidung 
ſtand, war die vor Bewilligung der Zahlungsfriſt vorgenommene 
Zwangsvollſtreckung zunächſt zuläſſig. Hier hat die Einſtellung nach 
§§ 775, 776 3PO. zu erfolgen; die bereits erfolgten Rolls 
ſtreckungsmaßregeln ſind nach 8 776 nur aufzuheben, 
wenn der Fall des 8 775 Nr. 1, nicht wenn der Fall 
8 775 Nr. 4 vorliegt (die anderen Fälle des 8 775 kommen hier 
nicht in Frage.) Nr 1 würde Anwendung finden, wenn das Urteil 
des OLG. das zu vollſtreckende Urteil oder deſſen vorläufige 
Vollſtreckbarkeit aufgeboben hätte Davon iſt aber, wie im 
Gegenſatz zu dem oben abgedruckten Beſchluß argenommen werden 
muß, keine Rede. Das zu vollſtreckende Urteil iſt das zur Leiſtung 
verurteilende erfter Inſtanz; dieſes iſt durch die Setzung der Zablungs— 
friſt in zweiter Inſtan; nicht berührt worden. Aber auch die 
vorläufige Vollſtreckbarkeit wird durch die Bewilligung 
der Zahlungsfriſt nicht aufgehoben. Das eine hat mit dem 
anderen nichts zu tun. Es würde ja ſonſt unzuläffig fein, ein nach 
81 Hypo. ergehendes, die Zahlungsfriſt bewilligendes oder überhaupt 
ein auf künftige Zahlung lauiendes (8 257 ZPO) Urteil für vor: 
läufig vollſtreckbar zu erklären. Die vorläufige Vollſtreckbarkeit bildet 
den Gegenſatz zur formellen Rechtskraft (8 704 ZPO.); da nach der 
Hype. die Zahlungsſriſt auch gegenüber rechtskräſtigen Urteilen 
neregt werden kann (§ 4). fo müßte man vom Standpunkt des obigen 
Beſchluſſes ſagen, daß die Zahlungsfriſt die vorläufige Vollſtreckbar⸗ 
keit des rechtskräftigen Urteils beſeitigt, was perplex iſt Der 
Beſchluß verwechſelt Aufhebung der vorläufigen Vollſtreckbarkeit mit 
Einſchränkung der Vollſtreckungszuläſſigkeit. — Es ergibt ſich bieraus, 
daß die Berufung auf § 775 Nr. 1 verfehlt iſt. Anwendbar iſt 
hingegen 8 775 Nr. 4, weil die Zablungsfriſt nach 8 6 Hyp Vd. 
die Wirkung einer vom Gläubiger bewilligten Stundung hat. Ebenſo 
Scholz, IW 1916, 928 a. E. Die Stundung gilt auch als eine 
„nach Erlaſſung des zu vollſtreckenden Urteils“ bewilligte, da das zu 
vollſtreckende Urteil das erſtinſtanzliche iſt. Hiernach war es gerecht⸗ 
fertigt, die Zwangsvollſtreckung einzuſtellen, ohne die bereits 
erfolgten Vollſtreckungsmaßregeln aufzuheben. Das 2G. 


hatte daher richtig entſchieden. Juſtizrat Stillſchweig, Berlin. 


nicht zu. Richtig iſt zwar, daß nach 8 6 BRD. vom 8. Juni 1916 
die Friſtbewilligung wie vom Gläubiger gewährte Stundung wirkt, 
aber das AG. überſieht dabei, daß es ſich in dem Falle des 8 775 
Ziff. 4 um eine nach Erlaſſung des zu vollſtreckenden Urteils 
bewilligte Stundung handelt. 

Im vorliegenden Fall iſt aber das zu vollſtreckende Urteil ſelbſt 
durch den Beſchluß des OLG. inſoweit, als es die Feſtſetzung einer 
Zahlungsfriſt abgelehnt hat, aufgehoben und es iſt dann 
die ſechsmonatige Zahlungsfriſt feſtgeſetzt worden, wodurch zum 
mindeſten die vorläufige Vollſtreckbarkeit des zu vollſtreckenden Urteils 
aufgehoben worden iſt. 


Da ſomit ein Fall des 8 775 Ziff. 1 ZPO. vorliegt, fo if 
gemäß 8 776 3 BO. dem Antrage des Schuldners ftattzugeben. Die 
Koſtenentſcheidung beruht auf 8 91 ZPO. (LG. Hirſchberg, Beſchluß 
vom 25. September 1916, 2 T. 184/15.) 


Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Pfeiffer, Hirſchberg, Schl. 


* * 
* 


B. Eine Zahlungsfriſt kann nur wegen fälliger Beträge 
bewilligt werden. Der Schuldner muß die Gläubiger der 
Reihe nach befriedigen. Darlegungspflicht des Schuldners. 


Aus den Gründen: Eine Zahlungsfriſt kann nach der Ver⸗ 
ordnung nur für fällige Anſprüche bewilligt werden. Das iſt zwar 
in der Verordnung nicht ausdrücklich ausgeſprochen, ergibt ſich aber 
aus ihrem ganzen Zweck und der Natur der Sache. Denn hinſichtlich 
eines erſt künftig fällig werdenden Anſpruchs iſt ein wirtſchaftliches 
Bedürfnis für eine Zahlungsfriſt noch nicht vorhanden. Daß der 
Anſpruch fällig ſein muß, ſolgt auch aus dem hier anwendbaren 
84 VD., wonach Vorausſetzung der Friſtbewilligung iſt, daß der 
Schuldner den Anſpruch anerkennt. Auch hier wird offenbar ein 
ſälliger Anſpruch vorausgeſetzt, denn das Anerkenntnis eines erſt 
künftig fällig werdenden Anſpruchs wäre ſinnlos. 

Demnach läßt ſich der angefochtene Beſchluß zunächſt inſoweit 
nicht aufrechterhalten, als er wegen des Kapitals (24000 AM) eine 
Zahlungsſriſt gewährt. Denn unſtreitig iſt der Kapitalrückzahlungs⸗ 
anſpruch noch gar nicht fällig. Er würde es erſt ſein, wenn die 
Gläubigerin das Darlehn mit dreimonatiger Friſt kündigte. Das 
hat ſie bisher nicht getan, beabſichtigt ſie ihrer Angabe nach auch in 
abſehbarer Zeit nicht zu tun. 

Auch die allgemein für die Zinſen (nicht bloß für die zur 
Zeit fälligen) gewährte Friſtbewilligung iſt nach dem Geſagten m 
weitgehend und daher aufzuheben. . 

Es fragt ſich daher nur noch, ob die Friſtbewilligung für die 
bereits fälligen Zinſen im Betrage von 265,76 K& gerechtfertigt iſt. 
In dieſer Beziehung kommt in Betracht, daß das mit der Hypothek 
der Gläubigerin belaſtete Grundſtück in den letzten beiden Jahren 
über 2000 & jäbrlich eingebracht hat, während die an die Gläubigerin 
(die erſte Hypothekarin) zu zahlenden Jahreszinſen nech nicht 1100 4 
ausmachen. Der Schuldner iſt alſo (auch nach Abzug der Ausaaben 
für Grund: und Gebändeſteuern, Verſicherung und Unterhaltung des 
Grundſtücks) mehr als in der Lage, die Gläubigerin aus den 
Einkünften des ihr verrfänteten Grundſtücks zu befriedigen. Er if 
aber auch dazu verpflichtet, ſoweit eben möglich. dieſe Einkünfte zur 
Befriedigung dieſer Gläubigerin an erſter Stelle zu benutzen Die 
Gläubigerin braucht nicht auf ihre Befriedigung wegen der Zinſen 
ungebübrlich lange zu warten, weil der Schuldner noch ſonſtige Ber: 
pflichtungen hat und die Einkünfte dieſes Hauſes zu deren Deckung 
mit verwendet. Das würde namentlich bei ſortlaufend ſich erneuernden 
Verpflichtungen, wie Zinſen, ſchließlich zu einem für den Schuldner 
ſelbſt gefährlichen Anſchwellen führen. Wenn ſich daher einerſeits 
im Hinblick auf die in dieſer Inſtanz!) durch Einreichung einer genauen 
Vermögens darſtellung eingehend dargelegte Lage des Schuldners 
(wonach er in den beiden letzten Jahre — vom 1. September 1914 
bis 1. September 1916 — anſtatt eines Überſchuſſes von 3832 AM, 
den er ſelbſt erzielt hatte, wegen der Kriegs verhältniſſe einen Ausfall 
von 10325 K gehabt hat) die Gewährung einer Zablungsfriſt füt 
die fälligen Zinſen an ſich wohl rechtfertigt, ſo kann andererſeits aus 
den erwähnten Gründen und weil es ſich um keinen hohen Betrag handelt, 
dieſe Friſt doch nur verhältnismäßig kurz (auf einen Monat) und 
in der Weiſe bemeſſen werden, daß dem Schuldner zu beſtimmten, 
angemeſſenen Terminen Teilzahlungen bewilligt werden, was nach 
82 Abſ. 1 Satz 2 der genannten Verordnung (und § 4 Abſ. 2 daſelbſt) 
zuläſſig iſt. (LG. Eſſen, 7. 3K., Beſchluß vom 1. September 1916, 
7 T. 459/16.) . 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. v. d. Trend, Berlin. 


1) Mit der Beſchwerde war gerügt, daß Schuldner in I. Inſtanz 
ſeine „Lage“ nicht ſubſtanziert dargelegt hatte. 


45. Jahrgang. 


Hülfskaſſe für dentſche Rechtsanwälte. 


In der am 29. Oktober 1916 zu Leipzig ſtattgehabten 
zweiunddreißigſten ordentlichen Generalverſammlung wurden der 
Geſchäftsbericht und die Jahresrechnung des Vorſtandes über 
das Verwaltungsjahr 1915/16 vorgetragen. Nach dem 
Bericht zählt die Kaſſe 6133 Mitglieder gegen 6098 im Vor⸗ 
jahre. Das Kapitalkonto beträgt 1319017 & 23 &. Bis 
zum 30. Juni 1916 find für das Geſchäftsjahr 1916/17 
bereits 134 070 & an Unterſtützungen bewilligt. Der Ge: 
ſchäftsbericht und die Jahresrechnung wurden genehmigt und 
wurde dem Vorſtande Entlaſtung erteilt. Die ſatzungsmäßig 
ausſcheidenden Vorſtandsmitglieder: Juſtizrat Kurlbaum, Ge— 
heimer Juſtizrat Max Jacobſohn, Geheimer Juſtizrat Elze 
und Juſtizrat Dr. Lemberg wurden wiedergewählt. Als Rech⸗ 
nungsprüfer für das nächſte Geſchäftsjahr wurden Juſtizrat 
Dr. Lengnick und Rechtsanwalt Dr. Böhme zu Leipzig und 
als Erſatzmann für jeden von beiden Juſtizrat Dr. Dietſch in 
Leipzig beſtellt. Als Ort für die nächſte ordentliche General⸗ 
verſammlung wurde Leipzig, im Falle der Abhaltung eines 
deutſchen Anwaltstages im Jahre 1917 der Ort dieſer Tagung 
beſtimmt. 

Außer den Anwaltskammern Augsburg, Frankfurt a. M., 
Naumburg a. S. und Zweibrücken haben auch die Anwalts— 
kammern beim Reichsgericht und zu Poſen den Beſchluß gefaßt, 
die Zahlung des Mitgliederbeitrages zur Hülfskaſſe für ihre 
ſämtlichen Kammermitglieder zu übernehmen. 

Zum Kriegsfonds ſind bis 29. Oktober 1916 von den 
Anwälten und deren Organiſationen insgeſamt 364 625 M 
30 & eingegangen. Die bis dahin bewilligten Kriegsunter— 
ſtützungen belaufen ſich auf 482 961 & 63 . Es wurde 
beſchloſſen, dem Kriegsfonds außer den bereits aus den ordent⸗ 
lichen Mitteln der Kaſſe zugeführten 40 000 l weitere 
200 000 & zu überweiſen. 


Der Vorſtand der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte 

beſteht aus folgenden Perſonen: 

1. Paul Syring, Geheimer Juſtizrat, Rechtsanwalt 
beim Reichsgericht zu Leipzig, Vorſitzender; 

2. Hans Barth, Ober-Juſtizrat, Rechtsanwalt beim 
Landgericht zu Leipzig, Stellvertreter des Vorſitzenden; 

3. Bruno Brücklmeier, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim 
Reichsgericht zu Leipzig, Schriftführer; 

4. Wilhelm Bodenſtein, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim 
Reichsgericht zu Leipzig, Stellvertreter des Schrift⸗ 
führers; 

5. Alfred Kurlbaum, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim 
Reichsgericht zu Leipzig, Schatzmeiſter; 

6. Dr. Reinhold Anſchütz, Juſtizrat, Rechtsanwalt 
beim Landgericht zu Leipzig, Stellvertreter des Schatz⸗ 
meiſters; 

7. Max Jacobſohn, Geheimer Juſtizrat, Rechtsanwalt 
beim Landgericht I zu Berlin; 

8. Dr. Franz Bitter, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim 
Reichsgericht zu Leipzig; 

9. Curt Elze, Geheimer Juſtizrat, Rechtsanwalt beim 
Landgericht zu Halle a. S.; 

10. Karl Eckert, Geheimer Juſtizrat, Rechtsanwalt beim 
Oberſten Landesgericht, Oberlandesgericht und den 
Landgerichten I und IL zu München; 

11. Felix Suckau, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Land⸗ 
gericht zu Danzig; 

12. Dr. Arthur Lemberg, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim 
Landgericht zu Breslau. 

Leipzig, den 6. November 1916. 


Bülfskaffe für deutſche Rechtsanwälte. 


Syring, Brücklmeier, Kurlbaum, 
Geh. Juſtizrat, Juſtizrat, Juſtizrat, 
Vorſitzender. Schriftführer. Schatzmeiſter. 
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Geſchäftsbericht und Jahresrechnung über das mit 
dem 30. Juni 1916 abgeſchloſſene zweinnddreißigſte 
Verwaltungsjahr der Hülfskaſſe für dentſche 
Rechtsanwälte. 


I 


Geſchäftsbericht. 


1. Die Mitgliederliſte des zweiunddreißigſten Verwaltungs— 
jahres ergibt für den 30. Juni 1916 eine Geſamtzahl von 6133 
gegen 6098 im Vorjahre. 

Dem Beiſpiele der Anwaltskammern Augsburg, Naumburg 
und Zweibrücken folgend, haben auch die Anwaltskammern 
Frankfurt a. M., Poſen und beim Reichsgericht den erfreulichen 
Beſchluß gefaßt, die Zahlung des Mitgliederbeitrages zur 
Hülfskaſſe für ihre ſämtlichen Kammermitglieder zu übernehmen. 


2. Ausweislich der nachfolgenden Darſtellung des Schatz 
meiſters beträgt das Kapitalkonto 1 319017 & 23 &. 


3. Vis zum 30. Juni 1916 ſind für das Geſchäſtsjahr 
1916/17 bereits 134070 & bewilligt. 


4. Es hat die ordentliche Generalverſammlung am 
28. November 1915 zu Leipzig ſtattgefunden. In dieſer wurden 
der Geſchäftsbericht und die Jahresrechnung genehmigt und 
wurde dem Vorſtande Entlaſtung erteilt. Die ſatzungsmäßig 
ausſcheidenden Vorſtandsmitglieder, Juſtizrat Barth, Juſtizrat 
Bodenſtein, Juſtizrat Dr. Anfbüg und Juſtizrat Suckau 
wurden wiedergewählt. Als Rechnungsprüfer wurden Juſtizrat 
Dr. Lengnick und Rechtsanwalt Dr. Ernſt Böhme zu Leipzig 
und als Erſatzmann für jeden von beiden Juſtizrat Dr. Dietſch 
daſelbſt beſtellt. Als Ort der nächſten Generalverſammlung 
wurde Leipzig, im Falle der Abhaltung eines Anwaltstages 
im Jahre 1916 der Ort dieſer Tagung beſtimmt. 

Vorſtandsſitzungen fanden am 3. Juli und 28. November 
1915 ſtatt. 

An Stelle des verſtorbenen Vorſtandsmitgliedes Juſtizrat 
Dr. Schall iſt der Juſtizrat Dr. Bitter in Leipzig in den Vor⸗ 
ſtand zugewählt worden. 

Die ſonſtigen Beſchlüſſe des Vorſtandes ſind durch Rund— 
ſchreiben gefaßt worden. 


5. Die Anwaltskammern haben an Kammerbeihilfen 
gewährt: 


Augsburg 300,— & Karlsruhe 2 000,.— 4 
Bamberg 1 500, — Kiel 2000, 
Breslau. 9 000. — = Königsberg . 1 500, — s 
Caſſel 1000,— = Marienwerder . 2 000, — s 
Celle. 2500,.— s München 4 000,.— =: 
Cöln. 2 500, — - Nürnberg 2 000,— s 
Colmar . 3000,— = ofen 2 500,— s 
Darmſtadt 1000,— = Potsdam 750,— s 
Dresden 5 000, — s Roſtock. 500,.— 5 
Düſſeldorf. . 1477,50 - Stettin 1000,— s 
Frankfurt a. M. 2000,— » Stuttgart 7 240, 
Hamm . 3 000,.ä— = Zbweibrucken. 500, — s 
Jena. 1000,— s Reichsgericht 200,.— * 

33 277,504 26 190,— 4 


59 467,50 &. 


Darunter befinden ſich von der Anwaltskammer in Poſen 
für 1916/17 2500 & und von der Anwaltskammer Stuttgart 
für 1914/15 2340 &, für 1915/16 2400 & und für 1916/17 
2500 &. 

An Schenkungen find eingegangen 28 100 &. 


6. Das Geſchäftsjahr 1915/16 hat 1 neuen im Er⸗ 
mittlungsverfahren begriffenen Unterſtützungsfall übernommen. 
Die Zahl der neu anhängig gewordenen Geſuche betrug 36. 
Von dieſen 37 Geſuchen ſind abgelehnt 7, im Prüfungs⸗ 
verfahren befindlich 5, bewilligt 25. 

Die Summe der erſtmaligen Bewilligungen beträgt 
21 900 AA. 
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Es ſind im Geſchäftsjahre 1915/16 bewilligt: Poſen . . 1 Roſtock . 1 
L Potsdam . 1 Zbveibrücken . 1 


an in der Liſte noch nicht ge⸗ 


löſchte Rechtsanwälte 


1. zum 1. Male 5 200 4 1. 
2. „ 3. 1800 ⸗ 2. 2. 
3. 4 = 7560 = 3. „ 3 3 
4. s 5 = 2500 = 4. 4. 
5. 8 = 250 s 5. 5 = 
6. 9 =: 800 = 6. 6. =: 
zuſammen 18 110 & 5 8 ö 
9. „ 9. 
10. = 10. = 
ll. s 11. = 
12. = 12. = 
13. = 13. = 
14. 14. 
15. = 15. = 
16. = 16. s 
17. = 17. 
18. = 18. = 
19. s 19. = 
20. = 20. = 
21. = 21. = 
22. =» 22. = 
23. = 23. 
24. 24. 
25. = 25. 
26. = 26. 
27. = 27. 
28. = 28. 
29. = 29. = 
30. = 30. = 
3l. = 31. 
32. 39%. = 
Summe zu I 18 1104 
3 5 . . 147 190 ⸗ 
Geſamtſumme 165 300 &. 


Hiervon entfallen auf das zweiunddreißigſte Geſchäftsjahr 
31 230 &, während für das dreiunddreißigſte Geſchäftsjahr 
134 070 & beſtimmt find. 


Es verteilen ſich am 1. Juli 1915 die ſeit Gründung der 


Kaſſe — 1885 — anhängig geweſenen Unterſtützungsfälle nach 
Oberlandesgerichtsbezirken wie folgt: 


Augsburg 
Bamberg. 


Berlin einſchließlich der 
Anwaltskammer Pots⸗ 


dam) 
Braunſchweig 
Breslau . 
Caſſel. 
Celle. 
Göln . 
Colmar. 
Darmſtadt 
Dresden. 
Düſſeldorf 
Frankfurt a. M. 
Hamburg. 


Für die im Geſchäftsjahre 1915/16 hinzugekommenen 
Unterſtützungsfälle iſt das 8 das . 


Augsburg 
Bamberg. 
Breslau . 
Caſſel. . 
Darmſtadt 
Dresden . 


30 Hamm 
Jena RE 
Karlsruhe 
Kiel 
96 Königsberg. 
7 Marienwerder. 
88 München. 
27 Naumburg 
78 Nürnberg 
36 Poſen. 
6 Roſtock 
17 Stettin 
95 Stuttgart 
12 Zweibrücken. 
15 Reichsgericht 
11 


6 — 0 —— 8 


II. 
an ausgeſchiedene Rechtsanwälte 
und an Hinterbliebene von Rechts⸗ 
anwälten 


zuſammen 147 190 & 


Jena.. 
Karlsruhe 
Königsberg . 


Marienwerder . 


München. 
Naumburg . 


7200 
10 920 
9 400 
9 100 
4 800 
8400 
8 500 
10 300 
6 050 
6 550 
4 000 
4 380 
7 600 
1 550 
1 000 
3 750 
2 800 
2 900 
5 050 
4 200 
800 

1 350 
1 620 
1 540 
1 800 
800 
900 
980 
700 
700 
850 


ID m 


zum 1. Male 16 700 m 


m W M M w W m M M un 


vv u mW M m m mu u n M M M M W M W M n 


Von den im Geſchäftsjahr 1915/16 gewährten Unter 
ſtützungen entfallen auf: 


Augsburg . 101504 Jena 4800 4 
Bamberg . 11700 = Karlsruhe 5200 s 
Berlin 8700 = Kiel. . 2800 
Braunſchweig 600 -» Königsberg. . 10570 : 
Breslau . 9900 = Marienwerder. 6 400 
Caſſel 5080 = München. 9 995 
Celle. 4000 = Naumburg. . 11 800 
Cöln. 3600 s Nürnberg 6850 > 
Colmar 3000 = Poſen 6600 s 
Darmſtadt . 5460 - Potsdam 7100 ⸗ 
Dresden . . 10675 D Noftod 2100 s 
Düſſeldorf 1200 - Stettin 4300 
Frankfurt a. M. 3 200 - Stuttgart 2200 s 
Hamburg 2700 -» Zweibrücken 2500 s 
Ham . 2120 ⸗ 


Der Jubiläumsfonds beläuft ſich nach Ausweis der Zu⸗ 
ſammenſtellung am Schluß des Geſchäftsberichts für 1910/11 
auf 41 559 #. 


7. Zum Kriegsfonds ſind im 5 Geſchäftsjahre 
an Beihilfen eingegangen 93 948 & 3 

Es gingen an 5 ein 223. Über: 
nommen waren aus dem Geſchäftsjahre 1914/15 3 im Er⸗ 
mittlungsverfahren begriffene Unterſtützungsfälle. Von dieſen 
226 Geſuchen ſind bewilligt 189, abgelehnt 16, zurückgenommen 5, 
im Prüfungsverfahren befindlich 16. 

An Kriegsunterſtützungen ſind bisher insgeſamt bewilligt 
368 076 4 63 &. 

Dieſe verteilen ſich wie folgt: 

42 150 # auf Witwen, Waiſen und fonftige Hinter: 
bliebene von auf dem Felde der Ehre gefallenen 
Kollegen. 

231396 . auf zum Heeresdienſt eingezogene Rechte: 
anwälte bzw. deren Familien, 

21 400 & auf oſtpreußiſche Rechtsanwälte, 

2 600 & auf elſäſſiſche Rechtsanwälte, 

53 980 l 63 M auf ſonſtige infolge des Krieges in wirt: 
ſchaftliche Bedrängnis geratene Rechtsanwälte oder 
Hinterbliebene von Rechtsanwälten, 

5 550 & auf großjährige Kinder von Rechtsanwälten, 

11000 & auf bereits von der Hülfskaſſe ordentlich 
Unterſtützte. 

In ſeiner Sitzung vom 3. Juli 1915 hat der Vorſtand 
in Abweichung von den Verwaltungsgrundſätzen beſchloſſen, 
aus dem Kriegsfonds auch Darlehen zu gewähren. Bieher 
find 47 150 & Darlehen gewährt worden. Dieſe find in dem 
obigen Geſamtunterſtützungsbetrage enthalten. 

Leipzig, den 8. Juli 1916. 


Brücklmeier, Juſtizrat, 
Schriftführer. 


II. 


XXXII. Jahresrechnung der hülfskaſſe für deutſche 
Rechtsanwälte auf die Zeit vom 1. Juli 1915 bis 
30. Juni 1916. 


A. Kaſſa⸗Konto. 
Einnahme: 
1. Barbeſtand am 1. Juli 1915 


2. Von der Allgemeinen Zu Kredit 
anſtalt erhoben 0 . 2868 146 35 


268 147.4 50 # 


14 154 


Seite 


45. Jahrgang. 


Übertrag 268 147 4 
3. Von der Deutſchen = Giliale 
Leipzig) erhoben 405 161 ⸗ 
4. Schenkungen 28100 = 
5. Beihilfen der Ynialtötammern 59 467 
6. Mitgliederbeiträge. 114 190 ⸗ 
7. Kriegsfondsbeiträge 93 948 
8. Zinſen 60 287 ⸗ 
9. Wegen Todesfalls uſw. zurückgekommene 
ordentliche Unterſtützungen 1115 ⸗ 
10. Zurückgekommene Kriegsunterſtützungen 650 
Summa . 1031 067 4 
Ausgabe: 
1. Unterſtützungen: 
a) ordentliche Unterſtützungen 156 882K 
b) Kriegsunterſtützungen . 247 744 ⸗ 
(unter b befinden ſich an Dar⸗ 
leben 47 150 &) 
2. An die Allgemeine Deutſche Kredit⸗ 
anſtalt gezahlt 144 113 s 
3. An die Deutſche Bank (Filiale Lerne 
ge hlt 360 915 
4. Ankauf von Wertpapieren ; 107 447 
5. Binfen . 3716 s 
6. Rückzablung von Mitgliederbiträgen 40 s 
7. Verwaltungskoſten. . . 10 207 = 
ER . 1031 067 & 
B. Kapital ⸗Konto. 
Beſtand am 30. Juni 1916 (einfchl. des 
Kriegsfonds und Martinyfonds). 1319 017 4 
1 Betrag ſetzt ſich zuſammen aus: 
1. Wertpapierkonto 5 1358090 = 
2. Guthaben auf das Giro⸗Konto bei der 
Deutſchen Bank (ſ. Erläuterung 1) 24 645 ⸗ 
3. Darlehns forderungen (ſ. Erläut. 2) 23 575 
1 406 310 & 
Davon ab: 
Guthaben der Allgemeinen 5 . 
anſtalt (ſ. Erläuterung 3) . 87 293 = 
Summa wie en . . 1319 017 4 
C. Wertpapier ⸗Konto. 
1. Beſtand am 1. Juli 1915 1437 1194 
2. Für angekaufte Wertpapiere . 107 447 
(darunter befinden ſich für 8647 * 
50 9% von mehreren Anwalts⸗ 
kammern als Kammerbeihilfen über⸗ 
wieſene Wertpapiere) 
8 1 544 567 4 
Die am 30. Suni 1916 vorhandenen Werts 
papiere haben einen Wert von . 1 358 090 4 


(ſ. Erläuterung 4.) 


An Wertpapieren ſind vorhanden: 
1. 650 000 & königl. ſächſ. 3 % Rente 
a 69 * 448 500 & 
Zinſen von 459 500 4 vom 1. April 


bis 30. Juni 1916 . 3446 = 
2. 196 300 & königl. preuß. 37 4 konſ 
Anleihe a 74,75 K 146 738 = 
Zinſen von 42 000.4 vom 1. pri 
bis 30. Juni 19166. 367 
3. 215 000 & königl. preuß. 4% Staats- 
anleihe a 87,25 ͤ K 187 587 = 
Zinſen von 100 000.# vom 1. Ari 
bis 30. Juni 1916 . 1000 = 
Seite 787 640 4 


50 9 
57 
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16. 


17. 


18. 


19. 
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Übertrag 


. 114 000 & 4 königl. preuß. Schatz⸗ 


anweiſungen, davon 110 000 & 
verlosbar 1917 à 99 &, 4000 & 
a 93,50 4 


. 32 600 & königl. preuß. 3% tonſ. An- 


leihe à 66,50 & 
Zinſen vom 1. April bis 30. di 
1916 Se 


. 280004 4% Samburger Staats- 


anleihe & 87,25 4 


25 000 & königl. preuß. 4 Staats⸗ 


anleihe (Staffelanleihe) a 76 
Zinſen vom 1. April bis 30. Juni 
19168 


15 000 & 4% Schuldverſchreibungen 


des Heſſiſchen Staates A 87,25 . 


100 000 & 5% Deutſche Krieg: 


anleihe von 1914 & 98 Xx 
Zinſen vom 1. April bis 30. Juni 
1918 8 
1000 & 5% Deutſche Kriegsanleihe 
von 1914 3 98 xk 
Zinſen vom 1. N bis 30. Juni 
1916 


150 000 # 5 1 Deutf ſche griegs⸗ 
anleihe von 1915 a 98 k 


100 000 # 5 % Deutſche Kriegs- 
anleihe von 1915 a 98 YM . 
Zinſen vom 1. April bis 30. Juni 
191668 %% 
1500 & 5% Deutſ ice Kriegsanleihe 
von 1915 4 98 Xx 
Zinſen vom 1. April bis 30. Imi 
1918 
2000 & 4% preuß. gonſols N 87, 25.4 


6000 & 3% Deutſche Reichsanleihe 
à 66,25 K 
Zinſen von 3000 & vom 1. April 
bis 30. Juni 1918 


2000 & 4% Deutſche Schubhebies 
anleihe a 84 4 


4000 # 4 bayeriſche Allgemeine 

Staatsanleihe à 87,25 K 
Zinſen vom 1. Mai bis 30. Juni 
1916 


5004 4% bayeriſche Eiſenbahn⸗ 
anleihe à 87,25 Kl 
Zinſen vom 1. Mai bis 30. Juni 1916 
3000 4 3½ “ Württembergiſche 
Staatsanleihe a 74,75 x 
Zinſen von 2000 vom 1. Mai 
bis 30. Juni 1916. 
Zinſen von 1000 & vom 1. Ari 
bis 30. Juni 1916 . . . 


. 3000 & 3 ½ % Stuttgarter Stadt⸗ 


obligationen a 78 k 
Zinſen vom 1. März bis 30. Juni 1916 


. 1500 & 4% Oſtpreuß. Landſchaftl. 


Pfandbriefe a 85 Kl 


. 10000 & 4 Breslauer Stadt⸗ 


anleihe von 1906 4 89 ⸗ . . 
Zinſen vom 1. April bis 30. Juni 
1916 


1000 4 4 3 Leerer Stabtanlehe 


von 1909 a 88 Xx! 
Zinſen vom 1. en bis 30. Jimi 
1916 


a 


1497 


787 640 K N 


112 640 ⸗ 


21679 = 
244 ⸗ 


24430 = 


19000 s 
250 s 


13 087 


98000 = 
1250 = 


980 = 

12 = 
147000 = 
98000 = 
1250 = 
1470 = 


18 s 
1745 = 


3975 = 
22 = 


10 : 


. 1358 090 & 


1498 Juriſtiſche Wochenſchrift. Nr. 20. 1916. 


4. Im Gegenſatz zu der Berechnung der Wertpapiere in der 


Erläuterung: XXXI. Jahresrechnung, in der für die Kriegsanleihen 
1. das Guthaben auf Giro-Konto lautete am der Ankaufspreis, für die übrigen Papiere der Kurswert 
30. Juni 1915 über 68 8914 09 & vom 30. Juni 1914 zugrunde gelegt war, iſt die vorliegende 
f lt den 360915 = 69 Berechnung an Hand einer uns von der Allgemeinen 
eingezahlt wurden 3505 69 = Deutſchen Kreditanſtalt zu Leipzig aufgeſtellten Tage des 
429 806 u 78 & ungefähren jetzigen Wertes erfolgt. 
abgehoben wurden 405 161 = 57 = Die unter Nr. 10, 13 bis 23 aufgeführten 5 
Beta d — 24 645 & 21 & befinden fi in Verwahrung bei der Allgemeinen Deutſchen Kr 
Anſtalt zu Leipzig, ebenſo die Preußiſchen Schatzanweiſ 1 
2. Die laut dem Schluſſe des Geſchäfts— Nr. 4 le übrigen Wertpapiere ſind in das königlich ſäch ſächſſche das 
berichts gewährten Darlehen ſind mit dai preußziſche Staatsſchuldbuch, in das Staatsſchuldbuch 
einem Schätzungswerte von 50 % in des Hamburgiſchen bzw. Heſſiſchen Staates ſowie in das Reichs— 
Anſatz gebracht. ſchuldbuch eingetragen. 
3. Infolge der letzten von uns gezeichneten Leipzig, den 30. Juni 1916. 
Kriegsanleihe verbleibt der Allgemeinen Kurlbaum, Juſtizrat 
Deutſchen ae ein Guthaben Schatzmeiſter. 


DDR. ur; .. 97 633 4 15 4 
Dem ſteht ein Gut: 


Hülf Die vorſtehende Rechnung iſt von uns auf Grund der uns 
N Ne vorgelegten Bücher, Akten und Belege geprüft und für richtig 
Konto gegenüber in befunden worden. 

Höhe von. . . . 10340 — =, Leipzig, den 25. Juli 1916. 

ſo daß die ee ar eine 
Forderung von . . §7 293 , 15 gez. Dr. Lengnick, Juſtizrat. 
hat. : Dr. Dietſch, Juſtizrat. 


Überſicht über die Jahresrechnungen der Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte in den erſten 
zweiunddreißig Geſchäftsfahren vom 25. März 1885 bis 30. Zuni 1916. 
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Beſtand 
Schen⸗ zer 
E Anwalts⸗ kungen Ber: Kapitals 
Mitglieder⸗ zum Zinſen⸗ Unter⸗ dio 
Bom bis kammer⸗ gapital⸗ waltungs⸗ grun 
beiträge * apita einnahme ſtützungen am Ende 
beiträge grund⸗ koſten * 
5 
* I feäftsjahres 
“a 1 “IM “a a | FE. 4 8. 2 
| | | 
1. 25. März 1885 30. Juni 1885 21210 | — — — 39 059 — 684 25 258 80 400 — 50 119 80 
2. 1. Juli 1885 : 1886 29 750 — 16 465 10 5951 | 70 3257 65 2402 | 73 9740 — 83032 76 
3. 1886 = = 1887 30210 | — 10 9383 40 3574 | 07 4359 95 2383 | 58 17718 20 108.099 44 
4. 1887 1888 3250 | — 16 600 — 2685 62 5 085 84 1711 | 97 23 355 | 50 140 707 02 
5. 1888 1889 33 570 — 14275 — 1987 94 6264 | 30 2592 | 42 27 636 50 173659 | 87 
6. 1889 1890 35 690 — 25 200 — 5 486 91 6819 | 73 3076 97 33 053 | 30 207 651 41 
7. 1890 P 1891 35 290 — 19 450 — 6208 | 80 8424 | 20 3631 | 58 31214 25 238 991 88 
8. s 1891 1892 38980 | — 28 200 — 15 284 96 10 547 70 3332 | 46 42 343 | 70 301 944 87 
9. . 1892 P 1893 4010 | — 23 300 — 8473 22 13 130 20 2957 79 43 875 80 344 567 45 
10. a 1893 1894 41880 | — 2260 | — 14 534 | 34 14140 | 45 8547 26 51407 | — 407908 | 87 
11. a 1894 1895 42 620 — 42100 | — 4232 11 15 343 | 95 3986 | 31 57690 | 55 487 652 86 
12. . 1895 1896 84440 — 24500 | — 9786 | 07 17088 | 75 12246 51 47374 | 55 538 119 74 
13. u „ 1 | 1897 84 050 — 22745 — 6860 36 19 305 55 3499 27 62 264 25 593 287 26 
14. a 1897 1898 88 780 23 000 — 4576 50 21300 33 8627 23 72 982 95 630518 | 88 
15. 13898 1899 84 400 — | 23 500 — 1641 | 20 | 22 889 45] 3562 89 77 388 85 644 687 905 
16. „ „13899 1900 87600 | — 82050 — 3 103 | 14 | 24704 35 4 078 | 22 86 142 25 680 397 70 
17. = „1900 1901 88 400 — 26 600 — 6 182 70 26935 | — 4110 50 91822 40 792 967 | 68 
18. „ = 191 . 1902 89 820 — 30 775 — 3939 19 28 955 20 4709 74 89 875 | 80 13 
19. = „1902 1903 95 220 — 27 700 — 1387 — | 30 527 | 02 5963 | 98 91818 | 9 927 755 91 
20. « 1903 1904 98 880 — 33100 — 4122 80 33 486 10 6103 97 96 528 | 1003642 11 
21. . 1904 1905 100 890 | — 3440 | — 14 115 | 07 36 371 50 5 644 40 103 061 45 1072700 | 8 
22. . 1905 1906 106 290 | — 34 500 — 2913 | 15 | 309 367 95 5 888 | 12 108 758 | 91 1135 105 44 
23. „ 1906 1907 107 800 — 28 300 — 3104 20 43424 25 7547 | 07 118908 | 91 1159894 | 48 
24. . 1907 : 1908 99 690 — 24175 — 365 20 44545 20 10070 | 28 122 689 | 72 1214073 | 9 
25. 1908 1909 117 670 — 35 250 — 14784 | SO | 47037 95 8246 | 72 130 814 | 20 1359 065 94 
26. 1909 1910 109480 | — 4810 | — 24813 | 40 | 33 395 50 8491 | 87 1318328 | 94 1080 790 | 13 
27. = = 1910 1911 10710 | — 15 100 — 6865 05 [ 37967 39 16496 | 44 130 094 | 08 1130225 | 65 
28. „ = 1391 1912 103500 | — 55875 — 12370 43] 40 381 | 06 13 528 | 138 907 | 17 1158974 | 12 
29. „ 1913 108 900 — 58 050 — 14480 | — 40 949 30 13328 9 141 767 | 47 1172479 | % 
30. „ „ 1913 1914 11140 | — 68 250 | — 7095 55 46585 | 63 13262 11 154 069 — 1261 662 01 
ur | | | EEE a) 154482 86 
31. . 1914 1915 105 860 | — 52 200 * 5626 | 10 52 255 52 11946 08 0 b) 83 282 50 1469 819 
92. E „ 10918 13916 114140 , — | 59467 50 [ 28 100 — [ 56 570 76] 10 207 | 22 { 8 — — 13 1319017 | 8 


Für die Abhandlungen und Aufſätze verantwortlich: Juſtizrat Julius Magnus, Berlin NW. 7, Dorotheenſtraße 41; 
für die Literaturbeſprechungen und die kleinen Mitteilungen: In Vertretung Rechtsanwalt Dr. Drucker, N Ritterſtraße 1. 
Druck: W. Moeſer de Berlin 8. 14. 
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Herausgegeben vom Deutſchen Anwaltverein. 
Schriftleiter: 


Juſtizrat Julius Magnus 
Rechtsanwalt beim Nammergericht, Berlin 


Dr. Heinrich Dittenberger 
Rechtsanwalt beim Landgericht, Leipzig 


unter Mitwirkung von 


Geh. Juſtizrat Dr. Eugen Fuchs 
Rechtsanwalt beim HKammergericht, Berlin 


und 


Dr. Mar Hachenburg 
Rechtsanwalt beim Landgeriht, Mannheim 


verlag und Geſchäftsſtelle: W. Moeſer Buchhandlung, Berlin S. 14, Stallſchreiber⸗Straße 34. 35 


Preis für den Jahrgang 20 Mark, bei Einzelnummern jeder Bogen 50 Pfg. Anzeigen die 2 geſpaltene Petitzeile 50 pfg. (Die ganze 
Seite enthält 160 Zeilen.) Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und Poſtanſtalt ſowie die Geſchäftsſtelle Berlin S. 14 


Im Kampfe für das vaterland find folgende Rechtsanwälte gefallen: 


(Fortſetzung der Liſte von Nr. 20, 1916.) 


Heribert Broicher aus Kirn. 
Dr. C. O. A. Hagemann aus Bremen. 
Adolf Kramer aus Forbach in Lothringen. 


Oſterreichs Rechtsanwaltſchaft unter 
Kaiſer Franz Joſeph J. 


Vom Geheimen Juſtizrat, k. k. Regierungsrat Dr. Adolf Edler 
von Bachrach, Hof- und Gerichtsadvokat, Wien. 


Als Kaiſer Franz Joſeph J. geboren wurde, zierte noch 
Goethe den Weimarer Fürſtenbof. Und welche Wandlung 
jedweden Menſchenwerks und -wirkens umfaßt des nunmehr 
heimgegangenen mit Fug zu legendärer Verehrung gelangten 
Monarchen Regierungszeit — 1848 bis 1916! 

Das Recht aber, dieſer Ordner aller unſerer Lebens⸗ 
beziehungen, und die Rechtsanwaltſchaft, die an der Wiege 
jeder Rechtsgeburt ſteht und jede Rechtsemwicklung geleitet, 
haben dieſe gewaltigſte Umwälzung, die die Weltgeſchichte kennt, 
treulich mitgemacht. 

So ſehen wir denn im Revolutionsjahre, kurz vor des 
Kaiſers Negierungsantrıtt, die öſterreichiſche Advokatur bemüht, 
die Freiheit wieder zu erlangen, die ihr im Joſephiniſchen Geiſt 
und Geſetz geboten geweſen und in der allgemeinen Gerichts⸗ 
ordnung vom Jahre 1781 verbürgt war. Der geniale Johann 
Nepomuk Berger, der ſpätere Miniſter, damals noch Advokaturs⸗ 
kandidat, hatte eine Petition um Freigabe der Advokatur an⸗ 
geregt. Der Juſtizminiſter (Sommaruga) und der Oberſte 
Gerichtshof, dieſer mit beachtenswerter Begründung,!) ſprachen 


1) Dr. Alexander Brix: Organiſation der Advokatur. Wien 1868. 
Wilhelm Braumüller. S. 51 ff. 


Dr. Karl Reiß aus München. 
Dr. Joſef Thoene aus Düſſeldorf. 


ſich für die Gewährung des Anſuchens aus. Tatſächlich hob 
die proviſoriſche Advokatenordnung vom 6. Juli 1849 den 
numerus «lausus auf. Aber die landesherrliche Ernennung 
nach Ermeſſen wurde beibehalten. So blieb denn auch „die 
goldene Zeit, in der die Advokaten wohlhabend wurden, die 
Konzipienten freilich jahrelang bei dem Hausknechtgehalt von 
25 bis 30 fl. monatlich in den Advokaturskanzleien ihre An⸗ 
ſtellung abwarten mußten.“) Hand in Hand mit dem Monopol 
der ernannten Advokaten ging die Verflachung des Anwalt⸗ 
betriebes, der ſich in der Erſtattung von unabſehbar weit⸗ 
ſchweifigen Satzſchriften und in Verwaltungstätigkeit erſchöpfte, 
ohne eine wiſſenſchaftliche Vertiefung auch nur anzuſtreben. 
Erſt nach manchem Zwiſchenfalle brachte in der Zeit des 
erſten Bürgerminiſteriums die Advokatenordnung vom 6. Juli 
1868 die volle Freigabe der Advokatur mit ihrer noch heute 
geltenden Verfaſſung. Die Vervollſtändigung ihrer Unabhängig⸗ 
keit ſtellt das Diſziplinarſtatut (Geſetz vom 1. April 1872) 
dar. Die geplante neue Standesverfaſſungs) kam infolge der 
politiſchen Ereigniſſe nicht zu Geſetzeskraft. Dem Weltkriege 
verdankten die Sperrverordnungen“) vom 11. Februar 1915 


ihre wohl nur für die Kriegszeit berechnete Wirkſamkeit. 


2) Adolf Weißler: Geſchichte der Nechtsanwaltſchaft. Leipzig 
1905 C. E. M. Pfeffer S. 284. 


5) Meine Ausführungen in der Feſtnummer der DIZ. zum 
31. Deuiſchen Juriſtentage in Wien vom 1. September 1912 S. 1010 ff. 


4) Meine „Ofterreichifche Anwaltſchaft während des Krieges“, 


JW. 1915, 488 f. 


189 


1500 


Dagegen ward die mit Recht gepriefene Kleinſche Zivil⸗ 
prozeßordnung, wiewohl ſie die Organiſation unſeres Standes 
unberührt läßt, zu einem Wendepunkt advokatoriſcher Tätigkeit. 
Dieſes 5 hob den Anwalt von der öden Schriftlichkeit zu 
einem wahrhaft mündlichen, konzentrierten ehe empor, 
durch das ihm Entfaltung von Wiſſen und Schlagkraft des 
Geiſtes, von Talent und Beredtſamkeit, aber auch volle Mit⸗ 
wirkung an Wahrheits⸗ und Rechtsfindung ermöglicht und zur 
Tatſache wurde. In gleicher Weiſe wirken Advokaten im 
mündlichen Zivilſtraſprozeß, aber auch in dem ſeit dem Jahre 
1914 ihrer Mitwirkung erſchloſſenen öffentlichen, unmittelbaren 
und mündlichen Militärſtrafverfahren. 

Alter Überlieferung folgend, bewährte ſich die öſterreichiſche 
Rechtsanwaltſchaft während der Regierung des Kaiſers Franz 
Joſeph I. auch im öffentlichen und Wirtſchaftsleben. Sie gab 
dem Staate Parlamentarier wie Mühlfeld, Rechbauer, 
Kopp, Jacques und ungezählte andere Abgeordnete, Miniſter 
wie Bach, Hein, Giskra, den bereits genannten Johann 
Nepomuk Berger, Prazäk, Hochenburger. Selbſt der 

länzendſte Name, Franz Klein, darf in dieſem Zuſammen⸗ 
ane wenigſtens inſofern en werden, als ſeine Laufbahn 
in einer Advokaturkanzlei begonnen hat. In ſchönen Worten 
anerkennt dieſer neuerlich wieder zum Amte des Juſtizminiſters 
berufene große Gelehrte die Bedeutung der Advokatur in ſeiner 
Antrittsrede“) wie folgt: 
„Schließlich möchte ich es nicht verſäumen, unſerer ge⸗ 
ſchätzten Mitarbeiter an der Rechtspflege, der Anwälte 
und Notare, grüßend zu gedenken. Als ſenſoriſche Nerven 
des Rechtslebens vermitteln ſie uns wichtige Kenntnis 
von den Wirkungen, welche die Geſetze auf Geſellſchaft 
und Verkehr üben, und ihre Anregungen und Mitteilungen 
N daher dem Juſtizminiſterium immer willkommen 
ein.“ 

Direktoren von Großbanken, Verwaltungs⸗ und Auſſichts⸗ 
räte, Sekretäre und ſtändige Berater induſtrieller Unternehmungen 
und Verbände, Verwalter und Kontrollorgane von Latiſundien⸗ 
beſitzen, aus dem Advokatenſtande hervorgegangen, zum Teile 
ihm auch weiter angehörend, beweiſen die Spannkraft, Begabung 
und Vielſeitigkeit unſerer öſterreichiſchen Berufsangehörigen. Daß 
fie ſich dem wirtſchaftlichen Leben und Bedürfniſſe anpaſſen und 
anſchließen, dürfte für die Entwicklung des Standes beſonders 
wertvoll ſein. Denn „die Zukunft der Advokatur wird 
abhängen von der Stellung, die fie im wirtſchaftlichen Leben 
einnehmen wird“.) 

Welchen hohen ethiſchen Zielen ſie zuſtrebt, lehrt am deut⸗ 
lichſten das klaſſiſch zu nennende Werk des Wiener Rechts⸗ 
anwalts Dr. Edmund Benedikt: „Die Advokatur unſerer 
Zeit“, das auch der wiſſenſchaftlichen Bedeutung der öſter⸗ 
reichiſchen Anwaltſchaft gerecht wird. 

Die hohe Stufe, die der Stand unleugbar erreichte, war 
nur zu erklimmen durch die Umwandlung des feudalen Polizei⸗ 
ſtaates in den Rechtsſtaat, die dem unvergeßlichen Kaiſer zu 
danken iſt. Ein Muſter an hingebungsvoller Pflichttreue kam 
Kaiſer Franz Joſeph dem Advokatenſtande in Wort und Tat 
huldvoll entgegen. In dieſer gewaltigen aufgewühlten Zeit 
mag ſein Wahlſpruch für die Einigkeit der Advokaten der ver⸗ 
bündeten Reiche, für die Rechtsannäherung und ein ewiges 
Bündnis Oſterreich⸗Ungarns und Deutſchlands maßgebend bleiben: 
Viribus unitis! ö 


Die Entwicklung der ungariſchen Rechtsauwaltſchaft 
unter König Franz Joſeph J. 
Von Hofrat Illés Pollak, Vorſitzender des ungariſchen 
Anwaltvereins, Budapeſt. 
Man kann auf die Entwicklung von Staat und Geſellſchaft 


unter König Franz Joſeph ohne weiteres das biogenetiſche 
Geſetz Haeckels anwenden, wonach jedes Lebeweſen die volle 


5) Vollſtändiger Abdruck unten S. 1510. 
6) Meine „Rechtsanwaltſchaft und Wirtſchaſt“ in „Recht und 
Wirtſchaft“, zweiter Jahrgang, S. 809 ff. 
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Entwicklungsgeſchichte ſeiner Gattung durchmmachen habe. 
Der große Monarch, gewiſſermaßen in der Steinzeit geboren, 
hat ſich durch alle Stufen der Entwicklung durchringen müſſen, 
welche zur Höhe von heute führten, und wer einmal feine 
Geſchichte ſchreiben wird, wird eine Art Embryologie der Kultur 
zu ſchreiben haben. Mitten in der ſchwärzeſten Reaktion der 
nachnapoleoniſchen Zeit geboren, haben ſich er und ſeine Zeit 
durch alle Ungewitter der Geſellſchaft durcharbeiten müſſen, um 
endlich an den Geſtaden des zwanzigſten Jahrhunderts zu landen, 
und was in dieſem Abſchnitte lag, iſt ſo ziemlich die Geſchichte 
aller Jahrtauſende der Menſchheit geweſen, welche, ſo ſcheint 
es, ſich immer in den gleichen Bahnen bewegen wird. 


Auch die Juſtiz und ſomit auch die Rechtsvertretung hatte 
unter dem verſtorbenen König alle Stadien zu durchlaufen, 
welche ſie in der Vergangenheit bereits zu begehen hatte. Es 
blieb uns nichts erſpart. Bewegungen zu einer höheren 
Menſchheit, welche als ſpäte Wellenſchläge der großen Revolution 
anhuben, wurden nach der Niederwerfung der ungariſchen 
Revolution zum Stillſtand gebracht, Anſätze eines ſchöneren 
Daſeins wurden geknickt und die Spirallinie begann wieder 
ihre Talfahrt. Die ungariſche Rechtsanwaltſchaft, welche ſich 
von jeher als Wahrerin der Geſellſchaft fühlte, hatte bereits 
in den dreißiger Jahren des neunzehnten Jahrhunderts Anläufe 
zu einer höheren Plattform genommen und eine ſtattliche Reihe 
von Arbeiten bereitete den Boden für eine neue Zeit vor, deren 
Frühlingsodem allgemein fühlbar heranſchwebte. Da kamen 
dann die ſchweren Jahre der Niederbeugung der Nation und 
alles, was in die Höhe wollte, wurde gebunden, was ſich nicht 
binden ließ, wurde gebrochen. Der ungariſchen Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft war ſchon durch die Oktroierung des Oſterreichiſchen 
Bürgerlichen Geſetzbuches und die Unterdrückung der nationalen 
Rechtsinſtitutionen die Möglichkeit benommen, ſich auf der 
Oberfläche zu erhalten. Die Oſterreichiſche Regierung war 
überdies beſtrebt, öſterreichiſche Rechtsanwälte ins Land zu 
rufen, welche ſich als geſetzkundig nach unten und als gut⸗ 
geſinnt nach oben großen Zuſpruches erfreuten. Der Advokat 
wurde hohen Ortes ernannt und die ganze Rechtsaffäre als 
zentraliſtiſche Staatsſache behandelt. Die ungariſche Anwalt⸗ 
ſchaft war mit der Nation in Ketten gelegt. 


Doch ſchon zu Beginn der ſechziger Jahre beginnt ein 
anderer Wind zu Ma Allen Reaknonären zum Trotz hatte 
der junge Monarch bald das Gefühl einer heranbrechenden neuen 
Zeit, welcher eine Zeit alter Rüſtungen und Inſtitutionen kaum 
werde gewachſen ſein und mit der großartigen Häutungsſähigkeit 
der Jugend und der ihm eigenen Vorurteilsloſigkeit, welche ſich 
mit einer erſtaunlichen Anpaſſungsfähigkeit an das unvermeid⸗ 
liche paarte, näherte er ſich aus freien Stücken den kommenden 
Ereigniſſen und daraufhin begann das alte Regiment ſofort 
an allen Ecken zu kniſtern, neues Leben erblühte in den Ruinen, 
welches ſich ſofort auch auf die Situation der Anwaltſchaft 
ausbreitete. Bereits das Jahr 1860 gab Ungarn ſeine alt⸗ 
ererbten Geſetze und der ungariſchen Rechtsanwaltſchaft ihre 
Freiheit lun „ regelte die Befugniſſe der Alten und ordnete 
die Advokatur der Neuen. Fortan war jedermann zur Aus⸗ 
übung der Advokatur berechtigt, der die rechts wiſſenſchaftlichen 
Kurſe erledigt, die vorgeſchriebenen theoretiſchen Prüfungen 
ablegt, eine zweijährige Praxis nachweiſt und endlich vor der 
königlichen Tafel die Advokatenprüfung abgelegt hat. Das alte 
Wahrwort, „die Advokatur ſei ein Gradmeſſer der Freiheit 
ihres Landes“, hat ſich in Ungarn vielfach bewährt. Die 
Freiheit der Rechtsverteidigung war nach 5 der 
Revolution in die Brüche gegangen, um mit der erſten Lerche 
des politiſchen Frühlings wieder hochzugehen. 

Kam es auch mit dem Beginn der ſechziger Jahre zu einer 
Renaiſſance der Rechtsordnung, ſo war darum der politiſche 
Ausgleich zwiſchen König und Nation noch lange nicht ge 
ſchloſſen. Dieſer kam erſt nach Königgrätz zuſtande, und damit 
begann für Ungarn eine neue Zeit des Aufſchwungs und der 
Vertiefung und gleichzeitig für König und Monarchie eine Zeit 
innerer Harmonie und Größe. Der Rechtsanwaltſchaft ſtanden 
nun keine verroſteten Hinderniſſe mehr im Wege. Im Jahre 
1874 wurden die Kammern organiſiert, welchen eine ſeltene 
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Autonomie zuteil wurde, wie fie weder Deutſchland noch Oſter⸗ 
reich kennt. König und Nation eiferten miteinander in den 
Beweiſen ihres Vertrauens dem Stande gegenüber, welcher ſeit 
jeher dem Lande ſeine größten Männer geliehen hatte. Die 
Organiſation vom Jahre 1874 iſt den Leſern dieſes Blattes 
aus meinem!) und dem Artikel des Dr. Fazekas ) bekannt, und 
es ſoll hier bloß darauf hingewieſen werden, daß die neue 
Ordnung das juridiſche Doktorat und zwei Jahre Praxis vor 
der Advokatenprüfung erforderte, nach welcher der junge Anwalt 
vor allen Gerichten des Landes vertretungsberechtigt war. Mit 
der Freizügigkeit ging auch das freie Wort Hand in Hand, 
wovon der ungariſche Anwalt vollen Gebrauch zu machen ver⸗ 
ſtand, war er's doch von jeher gewohnt! Die neue Anwalts⸗ 
ordnung regelte auch das Diſnplinarverfahren im modernen 
Sinne, indem es die erſtinſtanzliche Entſcheidung den Advokaten⸗ 
kammern überwies, an deren Seite der gewählte Kammer⸗ 
anwalt die Anklage vertritt. Als zweites Forum wirkte der 
Oberſte Gerichtsbof. Die Teilnahme des Anwaltſtandes an 
der Rechtſprechung dieſes Gerichisſtandes war damals noch nicht 
gewährt worden und ſollte erſt nach langen Kämpfen kommen. 
Immerhin war die neue Ordnung eine große Tat und hatte 
alle Eigenſchaften, der Advokatur eine lichtvolle Epoche zu er⸗ 
öffnen Es war auch alles darauf zugeſchnitten. Das junge 
Land ergab ſich trunken vor Freiheit allen Bewegungen des 
modernen Europa, Handel und Gewerbe ſetzten mit Feuereifer 
ein und es hob eine Zeit des volkswirtſchaftlichen Auſſchwungs 
an, wohl hin und wieder durch ein Menetekel des Schickſals 
unterbrochen, aber nach jedem Mahnwort zu neuem Tun 
ausholend. Die Advokaten natürlich mitten drinn und 
auf den Wellenkämmen, Rufer im Streit und in ihrem 
Elemente, als Lenker und Berater des Standes, welcher 
der Rechtsſicherheit am meiſten bedurfte, des Handels- und 
Gewerbeſtandes, obenauf. Eine geraume Zeit war ja alles 
eitel Gleichgewicht und Harmonie, bis mit einem Male eine 
Überfüllung des Anwaliſtandes fühlbar wurde, welcher auf 
der anderen Seite eine „Unterfüllung” des Handelsſtandes 
entſprach. Ungarn, das zur Zeit der Krönung Fran; Joſephs 
etwa 1000 Anwälte zählte, hatte zur Zeit der neuen Anwalts⸗ 
ordnung bereits deren 4800 und zählt heute 8500! Budapeſt 
allein 2500! Eine Anzahl, welche eine ungleich blühendere 
wirtſchaftliche Welt nicht imſtande wäre zu erhalten. Der 
Staat machte alle Anſtrengungen, Handel und Gewerbe zu 
fördern, von denen er ſich allem das Heil verſprach. Eine 
Periode ſetzte ein, in welcher Ungarn an den volkswirtſchaft⸗ 
lichen Strängen, mit welchen es an Oſterreich hing. und welche 
im Ausgleich in ihrer vollen Bedeutung lange nicht erkannt 
wurden, zerrte. Es nützte nichts, der öſterreichiſche Handel 
erwies ſich als der ſtärkere und der Proſperierung des 
ungariſchen ſcheinen ziemlich enge Grenzen gezogen zu ſein. 
In den weiten Kreiſen der Anwaltſchaft bekam man zu allererſt 
dieſe Zuſtände zu ſpüren, was ſich in immer ſtärker werdenden 
Bewegungen nach Anderung und Sonderung auszuſprechen 
ſuchte. Es war ein allgemeines Rufen nach einer neuen 
Anwaltsordnuna, nach dem Numerus clausus und anderen 
Palliativen. Miniſter Dr. Plöſz ließ durch Schreiber dieſes 
Aufſatzes den Entwurf einer neuen Anwaltsordnung anfertigen, 
früher ſchon hatte Miniſter Szilagyi einen Entwurf durch 
Kammerſekretär Dr. Nagy anfertigen laſſen. Es kam keiner 
ur Annabme. Die hungernde Mehrheit wollte es nicht Wort 

en, daß ſie unter der Freizügigkeit der Advokatur ver⸗ 
elendigen müſſe, falls Handel und Gewerbe nicht mächtig auf⸗ 
blühten, worauf keinerlei Ausſicht beſteht, und fo friſtet fie 
denn ihr Leben unter herben Entſagungen. wenngleich hoch⸗ 
erhobenen Hauptes, einer verarmten Yritofratenfamilie gleich, 
weiter, in der Anhoffnung beſſerer Zeiten, welche vielleicht 
kommen werden, vielleicht auch nicht. 

Von ſeiten der Regierung wurde manches getan, um dem 
Stande zu beſſeren Lebensbedingungen zu verhelfen. So wurde 
ein Penſionsverein für Witwen und Waiſen ermöglicht, welcher 
jetzt eine Erweiterung für Invalide erfuhr. Graf Tiſza und 


1) IM. 1915, 780. 
2) JW. 1913, 698. 
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Juſtizminiſter Balogh halten Herz und Hand offen, wo es eine 
Hilfe für des Standes Not gilt. Hunderttauſende von Kronen 
liefen als Subſidien ſchon während des Krieges ein Auch 
für die äußere Stellung des Standes wird ſeit langem geſorgt. 
So durch die Zuziehung von Anwälten zum Oberſten Diſziplinar⸗ 
gericht, durch Verleihung von Vorſitzen in der Advokaten— 
prüfungskommiſſion, durch die Entnahme zahlreicher Richter 
auch des Oberſten Gerichtshofes aus der Anwaltſchaft, und 
nicht zum letzten durch die Vereinheitlichung der 
Advokaten⸗ und Richteramtsprüfung, durch deren Teil⸗ 
nahme dem Stande neue Zufuhren an Ansehen und Würde 
zuteil wurden. 

Man kann daher an der Babre des großen Monarchen 
mit beſtem Wiſſen und Gewiſſen feſtſtellen, daß er der Rechts⸗ 
anwaltſchaft ſtets wohlwollend und fördernd gegenüberſtand. 


Das Geſetz über den vaterländiſchen Hilfsdienſt und 


die Anwaltſchaft. 


Von Juſtizrat Waldſtein, Altona, 
M. d. R. und M. d. A. 


Berlin, den 1. Dezember 1916. 


Geſtern um Mitternacht hat der Reichstag dieſes Geſetz 
in zweiter Leſung angenommen. Es iſt mit Sicherheit zu er⸗ 
warten, daß es in dritter Leſung weſentliche Anderungen nicht 
erfahren wird, insbeſondere nicht in den die Anwallſchaft bes 
rührenden Beſtimmungen.!) Das Geſetz verpflichtet alle männ⸗ 
lichen Deuiſchen vom vollendeten 17. bis zum vollendeten 
60 Lebensjahre, die nicht zur bewaffneten Macht einberufen 
find, während des Krieges zum vaterländiſchen Hiliedienſt. Nach 
§ 2 in der vom Reichstag beſchloſſenen, die Reaierungevorlage ab: 
ändernden Faſſung gelten als im vaterländiſchen Hüilfsdienſt tätig: 

alle Perſonen, die bei Behörden, behördlichen Ein— 
richtungen, in der Kriegsinduſtrie, in der Land- und 
Forſtwirtſchaft, in der Krankenpflege, in kriegswirtſchaft⸗ 
lichen Organiſationen jeder Art oder in ſonſtigen Be⸗ 
rufen oder Betrieben, die für Zwecke der Kriegführung 
oder der Volksverſorgung unmittelbar oder mittelbar 
Bedeutung haben, beſchaftigt find, ſoweit die Zahl dieſer 
Perſonen das Bedürfnis nicht überſteigt. 

Der Leiter des Kriegsamtes, Generalleutnant Gröner, hat 
ſich in den Verhandlungen des Reichstags dahin geäußert, daß 
zu den hiernach als im vaterländiſchen Hilfsdienſt 
tätigen Perſonen auch die Rechtsanwälte zu rechnen 
ſeien. Er hat ſich aber darüber nicht erklärt, ob ſie zu den⸗ 
jenigen Perſonen gehören, welche „bei einer Behörde“ beſchäftigt 
find. Das iſt aber im Hinblick auf die Beſtimmung des § 4 
des Geſetzes von Bedeutung. Nach 8 4 entſcheidet nämlich über 
die Frage, ob und in welchem Umfange die Zahl der ber einer 
Behörde beſchäftigten Perſonen das Bedürfn's überſteigt, die 
zuſtändige Reichs- oder Landeszentralbehörde im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Kriegsamte. Dagegen eniſcheiden über die 
Frage, in welchem Umfang die Zahl der in einem unter 5 2 
fallenden Berufe beſchäftigten Perſonen das Bedürfnis über: 
ſteigt, Ausſchüſſe, die für den Bezirk jedes ſtellvertretenden 
Generalkommandos oder für Teile des Bezirks zu bilden ſind, 
und die aus einem Offizier als Vorſitzendem, zwei höheren 
Staatsbeamten, darunter einem Gewerbeaufſichtsbeamten, ſowie 
aus je zwei Vertretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu⸗ 
ſammengeſetzt find. In Übereinſtimmung mit einer von maß⸗ 
gebender Stelle erteilten Auskunft erachte ich es aber als zweifellos, 
daß die Anwälte zu den Perſonen gehören, die im Sinne des 

2 bei einer Behorde, nämlich bei Gericht, beſchäftigt ſind. 
uf die Beſchäftigung, nicht auf die Anſtellung kommt es 
an: Die Anwälte ſind bei Gericht als geſetzlich notwendiger 
Beſtandteil der Gerichtsbarkrit beſchäftigt. Ohne ſie iſt die 
Zwiljuſtiz aller Kollegialgerichte ſowie ein erheblicher Teil der 


1) Dieſe Erwartung des Verfaſſers hat die am 2. Dezember L J. 
erfolgte Annahme des Geſetzes in 8. Leſung beſtätigt. D. S. 
189 * 
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Strafjuftiz geſetzlich unmöglich. Ihre Tät'gkeit iſt hiernach 
während des Krieges aus demſelben Grunde unentbehrlich, wie 
diejenige der Gerichte. Hiernach wird die Frage, ob und in- 
wieweit die Zahl der Anwälte bei den einzelnen Gerichten das 
Bedürfnis in gegenwärtiger Zeit überſteigt, für das Reichsgericht 
durch das Reiche juſtizamt, für die bundesſtaatlichen Gerichte durch 
die Landesjuſtizverwaltungen zu prüfen und nach Benehmen mit 
dem Kriegsamt zu entſcheiden fein. Ein Zwang gegen die hierdurch 
für einen anderen vaterländiſchen Hilfsdienſt frei werdenden Anwälte 
zu einer anderen Tätigkeit wird jedoch erſt dann geübt werden 
können, wenn der Bundesrat gemäß § 17 die zur Ausführung 
des Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen erlaſſen hat. Das 
Geſetz ſelbſt enthält auch in der vom Reichstag 1 
erweiterten Form nur die Grundgedanken; Leben und Form 
durch Anwendung auf die einzelnen Betriebe und Berufsarten 
wird das Geſetz erſt durch die Ausführungsverordnungen des 
Bundesrats gewinnen, die hiernach im materiellen Sinne des 
Wortes „Geſetze“ ſind, und zwar Geſetze von ganz ungewöhn⸗ 
licher Bedeutung, tief eingreifend in die perſönliche und wirt⸗ 
ſchaftliche Rechtsſphäre der einzelnen. Deswegen beſtimmt der 
durch den Reichstag eingefügte $ 17 des Geſetzes, daß dieſe 
Verordnungen der Zuſtimmung eines vom Reichstag aus ſeiner 
Mitte gewählten Ausſchuſſes bedürfen; auf dieſen Ausſchuß hat der 
Reichstag ſein Geſetzgebungsrecht übertragen, da die Mitwirkung 
des geſamten Reichstages und die Einhaltung der für die ordent⸗ 
liche Geſetzgebung vorgeſchriebenen Formen in dieſem Falle ohne 
Schädigung des Zweckes kaum durchführbar erſchien. Solange 
dieſe Verordnungen, die den Rahmen des Geſetzes ausfüllen 
ſollen, nicht vorliegen, wird der Gedanke und Zweck des Ge⸗ 
1 nur im Wege der Freiwilligkeit durchgeführt werden 
önnen. Durch Vereinbarungen mit den Unternehmern und den 
Arbeitern und ihren Verbänden, durch Stillegung und Zu⸗ 
ſammenlegung von Betrieben ſollen die erforderlichen Betriebs⸗ 

en und Arbeitskräfte freigemacht werden für den Hauptzweck 
es Geſetzes, die erforderliche Verſtärkung unſerer Ausrüſtung 
mit Munition und Geſchützen. Es wird alſo eine geraume 
Friſt, vermutlich von Monaten, dauern, bis der Zwangscharakter 
des Geſetzes zur Geltung kommt, falls dies überhaupt erforder⸗ 
lich werden ſollte. Sache der Ausführungsverordnung wird es 
auch ſein, die Grundſätze aufzuſtellen, nach denen im Anwaltſtande 
diejenigen Einzelperſönlichkeiten ausgewählt werden ſollen, die 
um Hilfsdienſt außerhalb ihres Berufs heranzuziehen ſind, 
15 der Bedarf nicht im Wege der Freiwilligkeit gedeckt ſein 
ollte. Bei dieſer ÜUberweiſung zur Beſchäftigung iſt auf das 
Lebensalter, die Familienverhältniſſe, den Wohnort und die 
Geſundheit ſowie auf die bisherige Tätigkeit des Hilfsdienſt⸗ 
pflichtigen nach Möglichkeit Rückſicht zu nehmen, und es iſt zu 
prüfen, ob der in Ausſicht geſtellte Arbeitslohn den Beſchäftigten 
und etwa zu verſorgenden Angehörigen ausreichenden Unterhalt 
ermöglicht ($ 8). Man wird hiernach in der Regel die Jüngeren 
vor den Alteren, die Ledigen vor den Verheirateten, die Kinder⸗ 
loſen vor den Familienvätern, die Einheimiſchen vor den Aus⸗ 
wärtigen heranziehen. Ein Anwalt, der ſich für ſeinen Beruf 
und die Aufrechterhaltung der Juſtiz als abkömmlich erachtet, 
wird hiernach richtig handeln, wenn er ſich möglidit bald 
paſſenden Orts zur Verfügung ſtellt. Ein Grund zur Über⸗ 
ſtürzung beſteht aber nicht. Man möge nicht vergeſſen, daß in 
der Regel bei jedem, der nicht im Waffendienſt ſteht, die Aus⸗ 
nutzung der Arbeitskraft innerhalb ſeines Berufs und an ſeinem 
Orte, innerhalb ſeiner Familie, auch die der Allgemeinheit zu⸗ 
träglichſte ſein wird, wenn es ſich eben, wie bei den Anwälten, 
um einen Beruf handelt, den der Krieg nicht oder doch nicht 
ganz überflüſſig gemacht hat. Wenn der General Gröner ge⸗ 
äußert hat, indem er die Anwälte als auch während des Krieges 
unentbehrlich bezeichne, wolle er nicht geſagt haben, man möge 
nur recht viel Prozeſſe führen, ſo kann man ihm hierin nur 
durchaus zuſtimmen. Noch mehr wie im Frieden hat die An⸗ 
waltſchaft während des Krieges die Pflicht, auf möglichſte Ver⸗ 
minderung der Rechtsſtreitigkeiten, auf die Erhaltung des 
Rechtsfriedens hinzuwirken, eine Tätigkeit, die gerade während 
des Krieges und wegen der gänzlichen Umgeſtaltung der wirt⸗ 
ſchaftlichen und Rechtsverhältniſſe durch den Krieg von beſonderer 
Bedeutung iſt. Dieſes durch den Krieg verſtärkte Bedürfnis 
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des Volkes nach zuverläſſiger Rechtsberatung hat ja dazu ge⸗ 
führt, daß der Reichstag in einem vor wenigen Wochen von ihm 
beſchloſſenen Geſetzentwurf die . aufſtellte, daß jedem 
Deutſchen auf Antrag von amtlicher Stelle über die Bedeutung 
der Kriegsverordnungen eine verantwortliche Auskunft zu erteilen 
ſei, die ihn insbeſondere gegen die Gefahr ſchützen ſollte, durch die 
in heutiger Zeit auch für den Klügſten und Vorſichtigſten kaum 
vermeidliche Rechtsunkenntnis in Strafe zu geraten. Der 
Bundesrat hat dieſen Geſetzentwurf nicht angenommen und die 
Rechtsberatung des Volkes den Anwälten überlaſſen; nicht im 
Intereſſe der Anwaliſchaft — das hinter dem Allgemeinintereſſe 
hätte zurückſtehen müſſen —, ſondern wohl aus der ſachlichen 
Erwägung, daß es nicht möglich iſt, zwiſchen das Geſetz und 
ſeine Anwendung noch eine weitere ſtaatliche Tätigkeit ein⸗ 
zuſchalten, durch welche die Verantwortlichkeit für die Ausführung 
des Geſetzes und die Freiheit in feiner Auslegung und An⸗ 
wendung den damit betrauten Gerichten und ſonſtigen Be⸗ 
hörden abgenommen wird. 

Die Anwaltſchaſt iſt ſich ihrer immer ſchwieriger werdenden 
Aufgabe, durch Rechtsberatung dem Rechtsfrieden zu dienen, in 
vollem Maße bewußt: das beweiſt insbeſondere die außer⸗ 
ordentlich ſtarke Betätigung der Anwälte in den während des 
Krieges geſchaffenen Einigungsämtern. Die Anwaltſchaft wird die 
Pflichten, die ihr der vaterländiſche Hilfsdienſt auferlegt, ſowohl 
innerhalb wie außerhalb ihres Berufs gern und freudig erfüllen. 


Techniſche Beiſtände und Rechtsanwälte. 


A 


Vertretung der Parteien vor den ordentlichen Gerichten in 
Rechtsſtreitigkeiten, die Patente und Gebrauchsmuſter betreffen. 


Von Kammergerichtsrat Dr. Gülland, Berlin. 


Die Eigenart und beſondere Schwierigkeit der Rechts— 
ſtreitigkeiten, welche techniſche Erfindungen, namentlich 
Patente betreffen, haben von jeher zu dem Verlangen nach 
einer beſonderen Geſtaltung der Gerichte, der Partei— 
vertretung und des Verfahrens geführt. 

Hängt in einem Rechtsſtreit die Entſcheidung von dem 
Inhalt und der Tragweite einer techniſchen Erfindung, vom 
Schutzbereich eines Patentes oder Gebrauchsmuſters, von der 
Frage nach dem Eingriff in den Schutzbereich durch ein tech— 
niſches Gebilde oder Verfahren ab, ſo iſt im Rahmen des 
Prozeſſes ein techniſcher Tatbeſtand zu würdigen, der in jeiner 
Geſamtheit und in ſeinen Einzelheiten nur mit ausreichenden 
naturwiſſenſchaftlichen oder techniſchen Vorkenntniſſen, vor allem 
nur vermittels der Fähigkeit zu anſchaulichem Denken begriſſen 
werden kann. Im Eingriffsſtreit, in dem es ſich um die durch 
Verletzung des ſubjektiven Patentrechts entſtehenden Anſprüche 
auf Unterlaſſung, Rechenſchaft und Schadenserſatz handelt, 
iſt zu entſcheiden, ob das als Verletzungsform angegrifſene 
techniſche Gebilde oder Verfahren weſentliche Merkmale der 
geſchützten Erfindung aufweiſt. Die beiden zu vergleichenden 
Größen, das der allgemeinen Rechtsregel zugehörige Patent 
und die dem konkreten Fall angehörige Verletzungsform, ) 
ſind meiſtens ſtreitig und ſelten für den techniſchen Laien ohne 
weiteres verſtändlich. Die Erfindungsdefinition der Patent: 
ſchrift und der Schutzbereich des Patentes bilden den Schwer: 
punkt des techniſchen Streitſtandes. Das mit den lage 
anſprüchen angegriffene techniſche Gebilde oder Verſahien 
kehrt beim erſten Beſchauen oft nur wenig Ähnlichkeit mit der 
in der Patentſchrift beſchriebenen Erſindung heraus; zuweilen 
gelingt es geſchickter Verkleidung, geradezu den Anſchein einer 
Vermeidung des Erſindungsgedankens zu erwecken. Wer die 
Patentſchrift verſtehen will, muß ſelbſtverſtändlich die in iht 
vorkommenden techniſchen Ausdrücke und Begriffe kennen, die 
Zeichnung begreifen und den Urſachenzuſammenhang zwiſchen 
den beſchriebenen mechaniſchen, phyſilaliſchen oder chemiſchen 
Arbeitsmitteln und dem beſchriebenen techniſchen Erfolg € 
faſſen können. Das genügt aber nicht zur Auslegung der 


1) Näheres Erfupatſachen 281 ff. § 116. 
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Patentſchrift. Denn da ſie ſich an den Fachmann des Einzel— 
gebietes wendet, dem die geſchützte Erfindung angehört, bedarf 
es nach der gegenwärtigen Rechtſprechung ?) zu ihrer Aus— 
legung der Heranziehung des geſamten einſchlägigen fach— 
männiſchen Wiſſens, insbeſondere der Kenntnis des Ent— 
wicklungsganges der Technik im vorliegenden Arbeitsgebiet bis 
zur Anmeldung der patentierten Erfindung. Da der An— 
melder nach der gegenwärtigen Rechtſprechung den vollen 
Schutz beanſpruchen kann, der ihm nach dem Stande der 
Technik zur Zeit der Anmeldung zukommt, ſo darf bei der 
Vergleichung zwiſchen Patent und Verletzungsſorm nicht bei 
der Auslegung der Patentſchrift haltgemacht werden. Zur 
Heilung unzulänglicher Erkenntnis der Tragweite des Er— 
findungsgedankens nicht minder wie zur Ergänzung unzu— 
länglichen Ausdrucks bei der Beſchreibung oder Begriffs— 
beſtimmung ſind vielmehr die weſentlichen Merkmale jenes 
allgemeinen Erfindungsgedankens aufzuſuchen, welcher nicht 
nur die in der Patentſchrift beſchriebene individuelle Löſung, 
ſondern die Geſamtheit der möglichen Löſungen umfaßt, ein— 
ſchließlich der Aquivalente und Übertragungen. Der Stand 
der Technik, der bei dieſer Fortſetzung des patentamtlichen 
Vorprüfungsverfahrens zu ermitteln iſt, offenbart ſich in Druck— 
ſchriften, vielfach in in- und ausländiſchen Patentjchriften, 
deren Verſtändnis wiederum gleichartige Denkoperationen er— 
fordert wie die Auslegung der der Klage zugrunde liegenden 
Patentſchrift. Im Intereſſe der wegen Patentverletzung in 
Anſpruch genommenen Partei wird es in der Regel liegen, 
möglichſt viele Vorveröffentlichungen heranzuſchaffen, um den 
techniſchen Fortſchritt der patentierten Erfindung möglichſt 
gering erſcheinen zu laſſen. 

Dem Juriſten, der an die Bearbeitung eines derartigen 
Prozeßſtoffes herantritt, ſei er Richter oder Rechtsanwalt, 
fehlen ſelbſtverſtändlich in der Regel ausreichende allgemeine 
Vorkenntniſſe und das beſondere ſachmänniſche Wiſſen des 
Einzelgebietes. Er bedarf der Hilfe des techniſchen Fach— 
mannes, der das Einzelgebiet beherrſcht, insbeſondere die 
Einzelheiten des Entwicklungsganges der abzuurteilenden 
Erfindung kennt. 

Iſt es nach dieſer Betrachtung gewiß, daß es des Zu— 
ſammenwirkens des Juriſten mit dem techniſchen Fachmann 
zur Bewältigung der entgegenſtehenden Schwierigkeiten in den 
in Rede ſtehenden Rechtsſtreitigkeiten bedarf, ſo taucht das 
Problem auf, wie das Zuſammenarbeiten juriſtiſchen und tech— 
niſchen Wiſſens und Könnens zum Nutzen der Parteien und 
zur Förderung der Induſtrie am zweckmäßigſten zu ge— 
ſtalten iſt.s) 

Mit der Löſung dieſes Problems müht man ſich in 
Deutſchland, ſeitdem durch die Gründung des Deutſchen 
Reiches die Grundlage für die ungeahnte Entwicklung der 
deutſchen Induſtrie geſchaffen und der Blick über die engen 
Grenzen der bis dahin geltenden einzelſtaatlichen Schutzgeſetze 
hinaus auf die Bedürfniſſe des Ganzen gerichtet wurde. Es 
galt, zur Förderung der jungen Induſtrie den Schöpfern tech— 
niſcher Güter Ruhe zum Ausbau ihrer Erfindungen und 
Schutz vor widerrechtlichen Ausbeutungen zu verſchaffen. 

Aus dieſem Beſtreben heraus forderte ſchon der 1874 von 
Werner Siemens gegründete Deutſche Paentſchutzverein die 
Errichtung eines dem Patentamt als Verwaltungsbehörde 
nebengeordneten Patenthofes zur Rechtſprechung über Er— 
teilung, Gültigkeit und Aufhebung der Patente, den Umſang 
widerſtreitender Schutzrechte, ſowie die Mitbenutzung der Er— 
findung und Schadenserſatz. Eine im Jahre 1886 veranſtaltete 
Patentumfrage führte zu dem Vorſchlag der Kommiſſion des 
Vereins deutſcher Ingenieure und des Vereins zur Wahrung 
der Intereſſen der chemiſchen Induſtrie, daß im Ver— 
letzungsſtreit in Zivil- und Strafſachen die Vorfrage nach der 
Patentverletzung auf Antrag oder von Amts wegen einem 
Patentgerichtshof überwieſen werden ſollte, der im übrigen ſür 


2) Vgl. RG. 2. 12. 14 (I 168/14) Vd Pat Anm. 1915, 10; 
3. 2. 15. E. 86, 203; 3. 11. 15 (1 99/15); 19. 1. 16 (I 135/15) 
LJ. 1916, 53711. 

3) Vgl. Markſchꝛw. 13, 413 ff. 
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die Zurücknahme, das Nichtigleitsverfahren, die Abhängig— 
keitserklärung und eine Oberbeſchwerde wegen Patent- 
verſagung zuſtändig ſein ſollte. Um 1900 begann der im 
Jahre 1891 gegründete „Deutſche Verein für den Schutz des 
geiſtigen Eigentums“ ſich mit der Frage nach der Heran— 
ziehung der techniſchen Fachleute zur Rechtspflege in Sachen 
des gewerblichen Rechtsſchutzes im Hinblick auf die künftige 
Reform des Patentgeſetzes zu beſchäftigen. Der Kongreß in 
London (1908) zeigte, daß auch im Auslande das Beſtreben 
nach Verbeſſerung der Rechtspflege in Patentſachen hervor— 
getreten war. Die Sondergerichtsfrage wurde dann auf den 
Kongreſſen in Cöln (1901), Hamburg (1902), Düſſeldorf 
(1907), Leipzig (1908), Stettin (1909) und Augsburg 
(1914) mit aller Gründlichkeit erörtert. Die Juſtiz— 
verwaltungen trugen dieſer Bewegung Rechnung durch 
Zentraliſierung der Rechtſprechung bei eingearbeiteten 
Gerichtsabteilungen, durch Hinwirken auf eine beſſere Aus— 
bildung der Juriſten in den einſchlägigen Rechtsgebieten, 
durch Veranſtaltung von Vorträgen über techniſche Fragen 
und Beſichtigung gewerblicher Anlagen, durch Auswahl ge— 
eigneter Perſönlichkeiten für die Rechtſprechung und ſonſtige 
organiſatoriſche Maßnahmen. Dem bahnbrechenden Erlaß des 
preußiſchen Juſtizminiſters vom 11. Oktober 1907 (I 1578) “) 
folgten gleichartige Anordnungen in Bayern, Sachſen, Ham— 
burg uſw. Eine grundlegende Erörterung aller einſchlägigen 
Geſichtspunkte brachte der 30. Deutſche Juriſtentag (Danzig 
1910), der ſich gegen die Einrichtung von techniſchen Sonder— 
gerichten ausſprach. 

Die gekennzeichneten Reformbeſtrebungen, die auch in 
den Reichstagsverhandlungen ihren Niederſchlag fanden, 
gipfelten in dem Verlangen, entweder nach der Errichtung 
eines ſelbſtändigen, aus Juriſten und Technikern zuſammen— 
geſetzten Patentgerichtshofes oder nach der Zuziehung tech— 
niſcher Richter zu den für die Rechtſprechung in Zivil- und 
Strafſachen zuſtändigen Gerichtsabteilungen. Der zweite Ge— 
danke wurde angeſichts des 8 49 PatG Entw. und $ 17 
GebrMuſtGᷣEntw., im Anſchluß an Vorſchläge von Springer 
und Lobe, ſchließlich in Augsburg) dahin gefaßt, daß auf 
Antrag der Parteien für die Hauptverhandlung ein oder zwei 
vom Gericht zu ernennende Sachverſtändige aus einer Liſte 
öffentlich angeſtellter Techniler als Beiräte in das Richter— 
kollegium zugezogen werden ſollen, die an der Beratung und 
Abſtimmung teilnehmen.?) Den auf der Liſte ſtehenden 
techniſchen Richtern ſoll die Abgabe von Privatgutachten ver— 
boten ſein. 

Jarallel mit dem Gedanken nach der Heranziehung von 
Technikern zur Rechtſprechung und aufs engſte mit ihm ver— 
knüpft geht die Frage nach ihrer Mitwirkung bei der Wahr— 
nehmung der Parteirechte in den Rechtsſtreitigkeiten des 
gewerblichen Rechtsſchutzes, vor allem in Patent- und Ge— 


brauchsmuſterſachen. 


) Ahgedruckt PM ZBl. 1907, 
Gewerbe 15, 116: Gewſch. 1907, 389. 

5) Denkſchriſt S. 17. 

s) Wegen der Bedenken gegen die Einführung von Sonder— 
gerichten in Sachen des gewerblichen Rechtsſchutzes und wegen 
der Verbeſſerungsvorſchläge zu 8 49 Pat GEntw. und 8 17 Gebr⸗ 
MuſtGEntw. verweiſe ich auf die Abhandlung in MarkſchW. 13. 
413 ff. Die Vorſchläge find größtenteils vom Augsburger Kongreß; 
(Denkſchrift S. 17. 18) angenommen. Auch der I. 32. des RG. 
lehnt in feinem Gutachten zum Entwurf eines PatG. (heraus— 
gegeben von Hagens, München uſw. 1914) S. 46 das Suyſtem 
der Sonderaerichtsbarkeit ab und äußert Bedenken gegen den Vor— 
ſchlag auf Zuziehung ſachverſtändiger Beiſttzer. 

Verhandlungen des 30. DIT. (Gutachten von v. Stahl, 
Rathenau und Cahn Bd. 1 S. 218, 302, 513; Literatur⸗ 
zuſammenſtellung dal. S. 328 A. 45; Verhandlungen Bd. 2 


228 ff; Handel und 


S. 200). Vgl. insbeſ. Rathenau, Das Sachverſtändigenweſen 


in Patentprozeſſen (1908) (dazu IW. 1908, 56); Magnus, 
Patentgerichte, JW. 1907 S. 665 bis 669; Iſay, Gerichts- 
barkeit in Patentſachen (1908): Heimann, Zur Frage der 
techniſchen Gerichtsböfe, Gewoiſch. 1910, 197: K ee 
IW. 1913, 1191; Kloeppel, Techniſche Beiſitzer in Patent: 
prozeſſen, Gewꝗſch. 1914, 125. 
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Zur Erörterung biefer Frage bedarf es zunächſt der Klar⸗ 
ſtellung des geltenden Rechtszuſtandes. Nach 8 78 Abſ. 1 
ZPO. müſſen die Parteien vor den Landgerichten und den 
ihnen übergeordneten Gerichten ſich durch einen bei dem 
Prozeßgericht zugelaſſenen Rechtsanwalt als Bevollmächtigten 
vertreten laſſen (Anwaltsprozeß). Dieſe Vorſchrift findet 
nach Abſ. 2 auf das Verfahren vor einem beauftragten oder 
erſuchten Richter, insbeſondere alſo auf die Vernehmung 
von Zeugen oder Sachverſtändigen durch ein Mitglied des 
Richterkollegiums oder durch ein auswärtiges Amtsgericht 
(85 375, 402 ZPO.) keine Anwendung. Soweit eine Ver: 
tretung durch Rechtsanwälte nicht geboten iſt, können die 
Parteien ſelbſt oder durch jede prozeßfähige Perſon als Bevoll⸗ 
mächtigten den Rechtsſtreit führen ($ 79 ZPO.); inſoweit 
kann die Partei mit jeder prozeßfähigen Perſon als Beiſtand 
erſcheinen, deren Vorbringen als von der Partei vorgetragen 
gilt, ſoweit es nicht von der Partei ſofort widerrufen oder 
berichtigt wird (S 90 ZPO.). In Anwaltsprozeſſen muß 
neben dem Anwalt auch der Partei (oder ihrem geſetzlichen 
Vertreter) das Wort geftattet werden ($ 137 Abſ. 4 ZPO.); 
das Gericht kann das perſönliche Erſcheinen der Partei zur 
Aufklärung des Sachverhältniſſes anordnen ($ 141 Abi. 1 
ZPO.). Das Gericht kann Parteien, Bevollmächtigten und 
Beiſtänden, denen die Fähigkeit zum geeigneten Vortrag 
mangelt, den weiteren Vortrag unterſagen, jedoch nicht Rechts⸗ 
anwälten (und deren rechtskundigen Vertretern — 8 25 
RAO.) ($ 157 Abſ. 2 Satz 1 und Abſ. 4 ZPO.). Das Gericht 
kann Bevollmächtigte und Beiſtände, die das Verhandeln vor 
Gericht geſchäftsmäßig, insbeſondere gewerbsmäßig betreiben, 
zurückweiſen ($ 157 Abſ. 1 und Begr. S. 136); aus⸗ 
genommen hiervon ſind nach Abſ. 4 die Rechtsanwälte (und 
ihre rechtskundigen Vertreter — $ 25 RAO .), ſowie die 
Perſonen, denen die Juſtizverwaltung das mündliche Ver— 
handeln vor Gericht geſtattet hat (vgl. preuß. Min.⸗Verf. vom 
25. 9. 1899, IM Bl. S. 272). Für Anwaltsprozeſſe ergibt ſich 
nach dem Wortlaut der ZPO. (SS 90, 137) für das Gericht weder 
das Recht noch die Pflicht, anderen Perſonen als den Parteien 
(oder ihren geſetzlichen Vertretern) und ihren Rechtsanwälten 
(oder deren rechtskundigen Vertretern) die Ausübung der 
Parteirechte zu geſtatten, ſeien es Beamte, Angeſtellte, von der 
Partei geſtellte Sachverſtändige oder Patentanwälte; denn alle 
dieſe Perſonen ſind „Beiſtände“, Beiſtände ſind aber nur im 
Parteiprozeß (8 90) zugelaſſen. Dies gilt in der Theorie.?) 
Die Praxis der eingearbeiteten Gerichte, jedenfalls die des 
10. ZS. des KG., ſetzt ſich indeſſen über dieſes Bedenken 
hinweg und geſtattet den Beiſtänden der Parteien (An— 
geſtellten, Sachverſtändigen, Patentanwälten) in demſelben 
Umfange das Wort wie den Parteien ſelbſt.s) 

In Strafſachen kommt der techniſche Fachmann in der 
Gerichtspraxis vorwiegend als Zeuge und Sachverſtändiger 
in Betracht; in den Strafſachen des gewerblichen Rechts— 
ſchutzes dürfte die Aufklärung durch Sachverſtändige im Vor— 
verfahren die Regel ſein. Als Verteidiger können andere 
Perſonen als Rechtsanwälte und Rechtslehrer an deutſchen 
Hochſchulen nach 8 138 Abſ. 2 StPO. nur mit Genehmigung 
des Gerichts und, wenn der Fall einer notwendigen Ver— 
teidigung vorliegt ($ 140), nur in Gemeinſchaft mit einem 
Rechtsanwalt oder Rechtslehrer zugelaſſen werden. 


7) Stein, ZPO. (10) 1, 392 58 137, III; Hellwig, 
Lehrbuch des deutſchen Zivilprozeßrechts II, 474 & 134, II. 
Literaturangaben bei Roſenberg, Stellvertretung im Prozeß 
(1908) 24 A. 1. 


s) MarkſchW. 13, 420 A. 55 a; val. auch Verh. des 31. DIT. 
(Wien) Bd. 3 S. 892. Vgl. Roſenberg a. a. O. und ZInd R. 1909, 
25 (das Gericht ſei im Anwaltsprozeß zur Zulaſſung von Beiſtänden 
berechtigt, aber nicht verpflichtet), zuſtimmend Hellwig, 33%Br. 39, 
567, vgl. Syſtem d. deutſch. Zivilprozeßrechts I, 218 $ 89, III (mit 
Hinweis auf die SS 137 Abſ. 4, 141 ZPO.). Förſter⸗Kann, 
3PO. I, 424 $ 137, Za hält die Zuziehung der techniſchen Bei⸗ 
ſtände für zuläſſig; ſie ſeien Sachverſtändige und ſtänden den 
Beiſtänden des § 90 ſehr nahe, ſeien aber mit ihnen nicht zu 
identifizieren; ihre Ausführungen bildeten nur eine Ergänzung 
des Parteivortrags und ſeien nur inſoweit zu benutzen, als ſie 
mit ihm vereinbar ſeien. 


Nr. 21. 19186. 


ür das Verfahren vor dem und den ordentlichen 
Gerichten en 9 12 Abſ. 1 „die Rechtsſchutzfähig⸗ 
keit der Perſonen, die im Ausland ihren Wohnſitz oder Sitz 
haben, und zwingt zur Beſtellung eines im Inlande 
wohnenden Vertreters; als Vertreter kann jede prozeßfähige 
Perſon beſtellt werden. Im übrigen üben außer den Patent⸗ 
anwälten insbeſondere auch die Rechtsanwälte das Ver⸗ 
tretungsgeſchäft vor dem Pat A. aus. Der Präſident des 
Pat A. iſt befugt, Perſonen, welche, ohne in die Liſte der 
Patentanwälte eingetragen zu ſein, die Vertretung vor dem 
Pat A. berufsmäßig betreiben, von dem Vertretungsgeſchäft 
auszuſchließen; auf Rechtsanwälte findet dieſe Vorſchrift keine 
Anwendung ($ 17 PatAnwG.). Die beruſsmäßige Ber: 
tretung anderer Perſonen vor dem Pat A. darf Patentanwälten 
auf Grund der Vorſchrift des § 35 Abſ. 3 GewO. nicht unter⸗ 
ſagt werden ($ 18 Pat AnwG.). Im Berufungsverfahren 
vor dem RG. in Patentnichtigkeitsſachen find nach § 14 Abſ. 1 
der Verordnung vom 6. Dezember 1891 (RGBl. S. 389) die 
bei dem RG. zugelaſſenen Rechtsanwälte zur Parteivertretung 
befugt; nach Abſ. 2 iſt es den Parteien geſtattet, mit einem 
techniſchen Beiſtand zu erſcheinen.“) Als Parteivertreter kann 
hier ein Patentanwalt alſo nur auftreten, wenn er nach § 12 
Abſ. 1 PatG. beſtellt iſt. 

Dieſer Rechtszuſtand, deſſen Einzelheiten vielfach un: 
bekannt geblieben oder mißverſtanden ſind, genügt nach einer 
weit verbreiteten Meinung dem praktiſchen Bedürfnis nicht. 
Über die Frage indeſſen, in welchem Umfange der techniſche 
Fachmann zur Unterſtützung der Partei heranzuziehen iſt, 
gehen die Meinungen außerordentlich weit auseinander. 

Die Kommiſſion des Deutſchen Vereins für den Ham⸗ 
burger Kongreß 1°) kam zu dem Ergebnis, daß durch die Er: 
richtung von Sondergerichtshöfen an den bisherigen Grund⸗ 
ſätzen über die Vertretung der Parteien nicht geändert werden 
ſollte. Dagegen würden in ſolchen Sachen ſich häufig für 
den Rechtsanwalt Schwierigkeiten ergeben, dem Gericht eine 
techniſche Frage verſtändlich zu machen. Es ſei daher in 
vielen Fällen notwendig, daß eine Partei ſelbſt oder ihr 
techniſcher Beiſtand das Wort zur techniſchen Aufklärung 
der Sache ergreife. Wenn dies auch tatſächlich oft zugelaſſen 
werde, fo ſcheine es doch wünſchenswert, es im Geſetz aus: 
drücklich auszuſprechen, daß auf Verlangen ſowohl der Partei 
als auch dem Beiſtande das Wort erteilt werden müſſe; 
§ 157 ZPO. und § 18 Pat Anw. ſollten hiervon unberührt 
bleiben. Der Kongreß nahm den entſprechenden Leitſatz an.) 

Die Kommiſſion für den Leipziger Kongreß be 
richtete: 2) Der Umſtand, daß in Patentſachen und auch in 
anderen Sachen des gewerblichen Rechtsſchutzes die Würdigung 
der techniſchen Fragen eine ausſchlaggebende Rolle ſpiele, habe 
den namentlich vom Senatspräſidenten a. D. Dr. Bolze 
angeregten Antrag veranlaßt, den Rechtsanwaltzwang für 
Streitſachen des gewerblichen Rechtsſchutzes aufzuheben und 
namentlich auch Patentanwälte zur ſelbſtändigen Vertretung 
der Parteien zuzulaſſen. Allgemein ſei anerkannt, daß 
es eine Notwendigkeit ſei, das Auftreten des Patentanwalts 
in allen Streitſachen des gewerblichen Rechtsſchutzes unein⸗ 
geſchränkt zuzulaſſen, und daß das Recht, zum Wort zu kommen, 
auch den Parteien ſelbſt und ihren techniſchen Angeſtellten 
gewährt werden müſſe. Dagegen habe ſich die Kommiſſion 
nicht entſchließen können, einer Aufhebung des Anwalt⸗ 
zwanges das Wort zu reden, da im letzten Grunde die Ver— 
handlung von Streitſachen des gewerblichen Rechtsſchubes 
eine Rechtsangelegenheit ſei, und da die durch den Rechts⸗ 
anwaltzwang gewährte Garantie einer ſachgemäßen Prozeß⸗ 
führung auch für dieſe Streitſachen erforderlich ſei. Die 
Kommiſſion ſchlug folgenden Leitſatz vor: „In den Streit⸗ 


ſachen, die bei den Sondergerichten für gewerblichen Rechts 


e) Dies ſcheinen Bovenſiepen und Lang in den unten er⸗ 
örterten Aufſätzen zu überſehen. Vgl. Meinhardt, Geweſch. 
1916, 171/2. 

10) Berichte S. 18. 

11) Verhandlungsberichte S. 30. 

12) Denkſchrift S. 19. 


45. Jahrgang. 


ſchutz anhängig find, haben die Parteien das Recht, neben dem 
Rechtsanwalt ſelbſt aufzutreten und durch techniſche Angeſtellte 
oder Patentanwälte zu Wort zu kommen. Eine Nicht⸗ 
beachtung dieſer Vorſchrift iſt ein erheblicher Mangel des Ver⸗ 
ſahrens.“ Der Kongreß) ſprach dann die Erwartung aus, 
daß auch die Parteien und ihre techniſchen Berater, ins— 
beſondere die Patentanwälte zum Vortrag gelangen, daß ins— 
beſondere den Patentanwälten auf Verlangen das Wort ge— 
ſtattet werde und daß eine generelle Verfügung ergehe, welche 
die Patentanwälte von der Vorſchrift des §S 157 Abſ. 2 ZPO. 
ausnähme. Beſonders eingehend wurde die Vertretung 
der Parteien und die Anhörung techniſcher 
Beiſtände auf dem Stettiner Kongreß erörtert.“) 
Die Kommiſſion 5) hielt den geltenden Rechtszuſtand (8 137 
Abſ. 4 ZPO., S 157 Abſ. 2 ZPO. und 8 138 Ab. 1 StPO.), 
der es ermöglicht, Patentanwälte zurückzuweiſen, auf Grund 
unliebſamer Erfahrungen für unzulänglich. Über die Ver: 
tretung der Parteien waren nicht weniger als fünf Meinungen 
aufgeſtellt. Zwiſchen den beiden äußerſten Standpunkten, ent— 
weder nur den Rechtsanwalt oder nur den Patentanwalt zuzu— 
laſſen, bewegten ſich drei Mittelmeinungen, nämlich a) den 
Parteien ſolle die Wahl zwiſchen Rechtsanwalt und Patent: 
anwalt überlaſſen werden, b) den Parteien ſolle ſreiſtehen, ſich 
neben dem Rechtsanwalt eines Patentanwalts oder eines 
ſonſtigen techniſchen Beiſtandes zu bedienen, e) den Parteien 
ſolle das Recht auf Gehör ihrer techniſchen Beiſtände, ins— 
beſondere der Patentanwälte zuſtehen. 


Der Kongreß kam zu folgendem Beſchluß:!“) 


„1. Es iſt zu erſtreben: 

a) daß in Sachen, die den gewerblichen Rechts— 
ſchutz betreffen, außer den Parteien auch deren 
techniſchen Angeſtellten und Patentanwälten in 
der mündlichen Verhandlung das Wort zu ge— 
ſtatten iſt, 

b) daß die techniſchen Augeſtellten industrieller Be— 
triebe und die Patentanwälte von der Vor— 
ſchrift des $ 157 Abſ. 2 ZPO. auszunehmen 
ſind. 

2. In Strafſachen, welche den gewerblichen Rechts— 
ſchutz betreffen, ſind neben den Rechtsanwälten 
und den dieſen gleichgeſtellten Perſonen auch Patent— 
anwälte zuzulaſſen.“ 


Dagegen konnte die Auffaſſung, daß dem Patentanwalt 
die Ausübung der Parteirechte zu übertragen ſei, nicht durch— 
dringen.“) Der Streit um die Parteivertretung in Sachen 
des gewerblichen Rechtsſchutzes iſt nicht zur Ruhe gekommen. 
Neuerdings wird in zwei Abhandlungen — von einem Richter 
und einem Patentanwalt — nach dem Patentanwalt anſtalt 
des Rechtsanwalts verlangt. 

Bovenſiepen (GewRſch. 1916, 143) führt aus: „Während 
das Nichtigkeitsverfahren in Patentſachen ſich vor dem Patel. 
und dem RG. abſpiele und die Parteien ſich hier der Patent— 
anwälte als ihrer Vertreter bedienen dürften, ſeien für Patent— 
prozeſſe im übrigen, alfo für alle Klagen wegen Verletzung des 
Patentrechts die ordentlichen Gerichte zuſtändig, und es beſtehe 
für die Patentſachen wegen der Höhe ihres Streitwertes im 
vollſten Umfange Anwaltzwang. Dieſer heutige Zuſtand 
aber ſei durchaus unbefriedigend. Der Rechtsanwalt, der nicht 
zuſällig ſelbſt Spezialiſt auf dem Gebiete des ſo ſchwierigen 
und äußerſt umfangreichen Patentrechts ſei (was nur in ganz 
wenigen Großſtädten zutreffe), jei einſach nicht in der Lage, 
die rechtlichen und noch weniger die techniſchen Unterlagen 
des meiſtens recht verwickelten Rechtsſtreiles zu überſehen und 
ſich aus eigener Sach- und Rechtskunde ein ſelbſtändiges Urteil 
zu bilden. Der einzige, der die gewaltig große Diſziplin 
wirklich beherrſche, ſei eben der Spezialiſt, der Patentanwalt. 


13) Verhandlungsbericht S. 126. . 

10) Verhandlungsbericht S. 114 ff., Berichterſtatter: Rechts— 
anwalt Magnus, Berlin. Vgl. Wertheimer, JW. 1909, 639. 

13) Denkſchrift S. 32/33. a 

10) Verhandlungsbericht S. 132, 112; Denkſchrift S. 33. 

17) Daſelbſt S. 131. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


1505 


Seine Zuziehung ſei unbedingte Notwendigkeit. In Wahr— 
heit führe er und nicht der bei dem Prozeßgericht zugelaſſene 
Rechtsanwalt den Patentprozeß. Er informiere den Rechts⸗ 
anwalt, fertige die Schriftſätze für ihn an, trete neben ihm in 
der mündlichen Verhandlung auf und ergreife das Wort. 
Weil ſeine Zuziehung nötig ſei, pflegten die Gerichte ſeine 
Koſten als erſtattungsfähig feſtzuſetzen. Durch dieſen Umweg 
von Rechtsanwalt zu Patentanwalt und von dieſem wieder zu 
jenem würden der Rechtsſtreit verzögert und die Koſten ver— 
teuert. Daher ſei in ſämtlichen patentrechtlichen Prozeſſen die 
Vertretung durch Patentanwälte zu geſtatten, weil dieſe 
nicht nur die zur Führung ſolcher Prozeſſe erforderliche tech— 
niſche Befähigung, ſondern auch die erforderlichen Rechts— 
lenntniſſe beſäßen, die fie durch Ablegung einer recht 
ſchwierigen ſchriftlichen und mündlichen Prüfung auszuweiſen 
hätten.“ 

Dieſe Anregung — der Meinhardt, Gewꝗſch. 1916, 171, 
entgegentritt — greift Lang, VdpPatelnw. 16, 77, zuſtimmend 
auf. Er weiſt auf den engen Zuſammenhang der Frage nach 
der Zulaſſung von Patentanwälten zur Vertretung bei den 
Gerichten mit dem Problem der Schaffung der techniſchen 
Gerichtsbarkeit hin, mißbilligt die Anordnungen der Juſtiz— 
verwaltungen aus dem Jahre 1907 und den § 49 PaiGEntw. 
als unbefriedigend und fordert eine Durchbrechung der be: 
ſtehenden Gerichtsorganiſation. Dieſelben Gründe, die für 
den techniſchen Richter ſprächen, verlangten — jo führt Lang 
aus — nach dem techniſchen Anwalt, und zwar in noch er— 
höhtem Maße, da der Richter das Material vorfinde, während 
der Anwalt den ganzen Prozeß vorzubereiten habe. Wenn 
die Ablehnung der von Bolze auf dem Leipziger Kongreß ver— 
tretenen Forderung nach Zulaſſung der Patentanwälte zur 
Vertretung vor den Gerichten damit begründet worden ſei, 
daß es ſich bei Streitſachen des gewerblichen Rechtsſchubes 
um eine Rechts angelegenheit handele, jo ſei dies eine Ver— 
legenheitsphraſe und treffe auch auf die Patentnichtigkeits— 
ſachen zu, in denen die Patentanwälte ſelbſtändig die Ver- 
tretung ausübten. Bisher habe aber niemand zu behaupten 
gewagt, daß ſich die Patentanwälte dort nicht bewährt hätten. 
Gegen Meinhardt, der nur die Spezialiſten in wenigen Groß— 
ſtädten im Auge habe, ſei auf die Zuſtände in der Provinz 
hinzuweiſen. Der junge Provinzrechtsanwalt ſei nur mit 
den Grundzügen aller Rechtsmaterien vertraut und verſtehe 
nichts vom gewerblichen Rechtsſchutz, vertrete aber doch auf 
dieſem Gebiete. Hier lebe der Patentanwalt in ſtändiger 
Sorge darüber, ob der Rechtsanwalt alles ſo wiederzugeben 
vermöge, wie es ihm beigebracht ſei. Man dürfe nicht Aus— 
nahmeerſcheinungen zur Regel machen und den Rechts— 
anwälten ſchlechtweg Eigenſchaften unterſtellen, die nur 
Spezialiſten in wenigen Großſtädten beſäßen. Gegenüber 
den Angriffen auf die techniſche Sondergerichtsbarkeit ſei auf 
die Erklärungen zu verweiſen, die der Präſident des öſter— 
reichiſchen Patel. Beck von Mannagetta auf dem Leipziger 
Kongreß über ſeine Erfahrungen mit den Technikern in der 
Rechtspflege in Oſterreich abgegeben habe. Da hiernach und 
nach den Feſtſtellungen des „Deutſchen Vereins zum Schutz 
des gewerblichen Eigentums“ die Fähigkeit des Technikers, 
ſich in Rechtsanſchauungen einzuleben und ſich die Methoden 
des juriſtiſchen Denkens anzueignen, nicht bezweifelt werde, 
ſo brauche die Frage der ſachlichen Befähigung der akademiſch 
gebildeten Techniker zur Vertretung bei den Gerichten nicht 
weiter erörtert zu werden. Die bisherige Konzeſſionspolitik 
ſeit dem Danziger Juriſtentag ſei aufzugeben. „Der große 
Schritt muß getan werden, und der Zeitpunkt hierfür iſt die 
Zeit der großen Neuorientierung, die zweifellos nach dem 
Kriege eintreten wird. Nicht der Ausbau der beſtehenden 
Gerichtsverſaſſung führt zum Ziele, ſondern der Erſatz der 
gegenwärtigen Gerichte durch ſolche, die teils aus rechts— 
gelehrten, teils aus techniſch vorgebildeten Mitgliedern zu— 
ſammengeſetzt find, und zwar in erſter und zweiter Inſtanz, 
während das RG. als oberſte Inſtanz beſtehen bleibt, jedoch 
lediglich als Reviſionsinſtanz. Die beiden erſten Inſtanzen 
find beim Pat A. zu zentraliſieren, weil nur dadurch eine jo 
ſortdauernde Veſchäftigung mit Patentſachen garantiert wird, 
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daß die Richter ſich eine ausreichende Spezialkenntnis auf 
dem Gebiete des Patentrechts und eine Übung in der Be⸗ 
handlung techniſcher Fragen aneignen können. Dieſe unver⸗ 
wäſſerte techniſche Sondergerichtsbarkeit, unbekümmert um das 
beſtehende Gerichtsverfaſſungsgeſetz, iſt dann in vollem Um⸗ 
fange nach rein ſachlichen Geſichtspunkten ausgeſtaltet, ins⸗ 
beſondere fallen die Grundſätze fort, die heute bezüglich der 
Zulaſſung der Parteivertreter vor den Gerichten Geltung 
aben, und die auch von den Rechtsanwälten als läſtig 
empfunden werden. Dann iſt der Boden gegeben für die Zu⸗ 
laſſung der Patentanwälte auch in Streitſachen!“ 

Begründung und Ergebnis beider Abhandlungen unter: 
liegen ſchweren Bedenken.“) 

Nach den Beobachtungen bei der richterlichen Tätigkeit in 
den Rechtsſtreitigkeiten des gewerblichen Rechtsſchutzes kann 
das Problem geeigneter Parteivertretung zum Beſten der 
Parteien und zur Förderung der Induſtrie nicht einſeitig, 
das heißt mit Verzicht auf die Mitwirkung eines der beiden 
gegebenen Faktoren — des Juriſten und des techniſchen Fach— 
mannes — gelöſt werden. N 

Eine Beweisführung, welche den einen dieſer Faktoren 
gegen den anderen ausſpielt, muß von vornherein zum Trug— 
ſchluß führen, weil ſie unvergleichbare Größen in Vergleich 
ſetzt. Patentanwalt und Rechtsanwalt find nach ihrer Vor: 
bildung auf ein verſchiedenes Betätigungsfeld hingewieſen. 
Sowenig wird der eine zum Juriſten und zur Prozeßführung 
vor den ordentlichen Gerichten befähigt dadurch, daß er in 
einer Prüfung die Fähigkeit zur praktiſchen Anwendung der 
auf dem Gebiete des gewerblichen Rechtsſchutzes geltenden 
Vorſchriften (8 A Pat Anw.) nachweiſt, wie den anderen 
eine auch vieljährige Führung techniſcher Prozeſſe zum tech— 
niſchen Fachmann ſtempeln kann. Hervorragende Perſönlich— 
keiten, welche ausnahmsweiſe beide Berufsbildungen oder doch 
das für die Praxis erforderliche Wiſſen und Können beider 
Berufe in ſich vereinen, gibt es auf beiden Seiten. Es iſt 
müßig, darüber zu ſtreiten, ob der Juriſt ſich leichter in tech- 
niſche Fragen oder ob der Techniker ſich leichter in Rechts- 
fragen einarbeiten kann. Denn die Erfahrung lehrt, daß 
alles auf die individuellen Verhältniſſe der Perſönlichkeit, die 
Veranlagung, den Fleiß und die Bildungsgelegenheit an— 
kommt. Daß es zahlreiche Juriſten gibt, die abſolut nichts von 
techniſchen Dingen wiſſen mögen und nicht einmal in der Lage 
ſind, einfache techniſche Zeichnungen zu verſtehen, beweiſt 
nichts; ihre Abneigung wird fie im Richter- wie im Anwalt⸗ 
beruf von der Betätigung in den Sachen des gewerblichen 
Rechtsſchutzes fernhalten, nachdem ſeit 1907 die Juſtiz⸗ 
verwaltungen für die Gerichte die Möglichkeit der Speziali— 
ſierung geſchafſen haben. Will man aber einen Vergleich 
ziehen, ſo darf man nicht, wie in den oben wiedergegebenen 
Aufſätzen, dem Rechtsanwalt der Provinz den Patentanwalt 
ſchlechthin gegenüberſtellen. Einem Patentanwalt, der in der 
Provinz, abſeits der in den gewerblichen Rechtsſchutz ein— 
gearbeiteten Gerichte, ſitzt, wird ebenſo ſelten Gelegenheit 
gegeben ſein, in Rechtsſtreitigkeiten des gewerblichen Rechts— 
ſchutzes vor Gericht aufzutreten und ſich dadurch die nötige 
Rechtskenntnis und Prozeßerfahrung anzueignen wie dem 
Provinzrechtsanwalt. 

Die unbefriedigenden Verhältniſſe bei den in das 
Sondergebiet des gewerblichen Rechtsſchutzes nicht einge— 
arbeiteten Gerichten und Rechtsanwälten können heute aber 
überhaupt nicht mehr den Ausgangspunkt bei der Erörterung 
unſerer Frage bilden. Dieſe Mängel ſind längſt erkannt, und 
man ſteht bereits im Begriff, ihnen abzuhelfen. Bei den zahl— 
reichen Erörterungen, welche die Fragen nach der Sonder— 
gerichtsbarkeit und der Parteivertretung im gewerblichen 
Rechtsſchutz gefunden haben, iſt immer zugegeben, daß einzelne 
Gerichte und die bei ihnen tätigen Rechtsanwälte zur Zu— 
friedenheit der beteiligten induſtriellen Kreiſe arbeiten. In 
den beiden in Rede ſtehenden Abhandlungen wird auch nicht 
beſtritten, daß ſich in einzelnen Großſtädten Rechtsanwälte 
finden, die in der Bearbeitung techniſcher Prozeſſe allen An— 


1%) Vgl. auch Meinhardt a. a. O. 
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forderungen genügen. Dieſer an einzelnen Gerichten bereits 
beſtehende Rechtszuſtand ſoll nun nach den im Reichsanzeiger 
vom 11. Juli 1913 veröffentlichten Entwürfen eines Patent⸗ 
und eines Gebrauchsmuſtergeſetzes “*) zum geltenden Recht er⸗ 
erhoben werden dadurch, daß die einſchlägige Rechtſprechung 
an beſtimmten einzelnen Gerichten zentraliſiert werden ſoll. 
Und zwar ſoll das Problem durch Zuſammenarbeiten von 
Juriſten und Technikern gelöſt werden; man beabſichtigt nicht, 
die Praxis der eingearbeiteten Gerichte in dieſer Beziehung zu 
ändern. 

Das Zuſammenarbeiten der beiden Faktoren wird bei 
dieſen Gerichten gegenwärtig in folgender Weiſe gehandhabt: 
Die Partei wird von einem oder mehreren Rechtsanwälten 
und von einem oder mehreren techniſchen Fachleuten (An— 
geſtellten, Patentanwälten, Privatſachverſtändigen, ins— 
beſondere von Lehrern an techniſchen Hochſchulen) beraten, 
von den Rechtsanwälten vor Gericht vertreten. In gemein⸗ 
ſchaftlichen Beratungen der Rechtsanwälte und Techniker 
kommen die vorbereitenden Schriftſätze zuſtande. Der Rechts⸗ 
anwalt ſammelt durch Beſprechung mit den techniſchen Fach— 
leuten die nötige Sachkunde für die Bearbeitung der Schrift— 
ſätze und ihre Erläuterung vor Gericht. Im Verfahren vor 
dem Gericht, in der Verhandlung, die zum Beweisbeſchluß 
ſührt, im Inſtruktionstermin, welcher der Erläuterung des 
Beweisbeſchluſſes dient, bei der Vernehmung der Zeugen 
und Sachverſtändigen durch den beauftragten Richter und bei 
der Vernehmung der Sachverſtändigen in der Schlußverhand— 
lung?) kommen nicht nur die Rechtsanwälte und die Parteien, 
ſondern auch alle von ihnen geſtellten techniſchen Fachleute 
reichlich zu Wort. 

Ein derartiges Zuſammenarbeiten von Juriſten und 
techniſchen Fachleuten bietet nach der bisherigen Erfahrung die 
beſte Gewähr für eine ſachgemäße und gründliche Bearbeitung 
des Prozeßſtoffes. n!) Selbſtverſtändlich wird vorausgeſetzt, 
daß auch hinter dem Richtertiſch eingearbeitete und für die 
Behandlung techniſcher Fragen befähigte Perſönlichkeiten 
tätig werden und daß Zeit zu ausgiebigem Verhandeln zur 
Verfügung ſteht. 2) N 

Wollte man aus dieſem Gefüge den einen Faktor, den 
Rechtsanwalt, herausnehmen, ſo würde das Funktionieren des 
ganzen Apparates gefährdet werden. 

Man würde damit von vornherein ſchon auf alle die Vor— 
teile verzichten, die ſich aus dem jahrelangen Zuſammen— 
arbeiten derſelben Perſönlichkeiten vor und hinter der Barre 
ergeben; denn es find nur verhältnismäßig wenige Rechts— 
anwälte, welche in die Sondergebiete ſo eingearbeitet ſind, daß 
lie zur Vertretung der Parteien im gewerblichen Rechtsſchutz 
ſtändig herangezogen werden. Dieſe geſchloſſene Zahl er— 
möglicht ein Hand-in⸗Hand⸗Arbeiten, aus dem für die 


Parteien mancherlei Nutzen erwächſt. ) 


5) 8 49 PatGEnkw.: „Die Landesjuſtizverwaltung kann 
für den Bezirk eines Oberlandesgerichts oder für die Bezirke 
mehrerer Oberlandesgerichte oder mehrerer Landgerichte ein Land— 
gericht als Gericht für erſinderrechtliche Streitigkeiten bezeichnen. 
Bei dieſem Gerichte können alle vor die Landgerichte des durch 
die Anordnung beſtimmten Bezirkes gehörenden Klagen erhoben 
werden, durch welche ein Anſpruch auf Grund dieſes Geſeßzes 
geltend gemacht wird.“ 5 

§ 17 GebrMuſtGGEntw.: „Klagen, durch die ein Einſpruch auf 
Grund dieſes Geſetzes geltend gemacht wird, können nach Maßgabe 
des $ 49 PatG. bei dem Gerichte für erfinderrechtliche Streitig— 
keiten erhoben werden.“ 

20) Magnus, 31. DIT. 3, 904: „Gerade vor dem Prozeß— 
gericht muß das Gutachten des Sachverſtändigen in alle Einzel— 
heiten offen dargelegt werden. Wohl weiß ich, daß dieſe Art der 
Beweisaufnahme bei unſeren beſten Gerichten — namentlich den 
Patentkammern und -Senaten — heute wirklich beobachtet wird, 
und daß dieſe Gerichte ſich auch auf dieſem Gebiete damit gleichſanm 
als Pioniere der Rechtsentwicklung betätigen.“ 

21) Vgl. Gutachten des RG. a. a. O. 46 

22) Val. Markſch W. 13, 424. 

>) Siehe auch die Verhandlungen des Augsburger Km: 
greſſes. 
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Die Erſahrung lehrt, daß deu in dem gewerblichen 
Rechtsſchutz eingearbeiteten und häufig mit techniſchen Dingen 
befaßten Rechtsanwälten durch eine ausführliche und anſchau— 
liche Darlegung von ſachkundiger Seite ausreichendes Ver— 
ſtändnis der weſentlichen techniſchen Begriffe, Mittel und 
Wirkungen übermittelt werden kann. Der in der Rechtspflege 
praktiſch tätige Juriſt iſt es in täglicher Übung gewöhnt, ſich 
mit den verſchiedenſten Gebieten unſerer Ziviliſation zu be— 
ſchäftigen und ſich in Tatſragen zu vertiefen, die mit der 
eigentlichen Juriſterei nichts zu tun haben. Sodann zeigt 
die Beobachtung, daß ein in der Behandlung techniſcher An— 
gelegenheiten gewandter Rechtsauwalt, weil er gezwungen iſt, 
ſich ſelbſt in die Anfänge und Grundzüge des abzuurteilenden 
techniſchen Tatbeſtandes hineinzufragen und daraus herauszu— 
arbeiten, aus dem techniſchen Fachmann einen größeren Vorrat 
an techniſchen Einzelheiten, die dem Juriſten wiſſenswert ſind, 
herausholt, als der langjährig in ſeinem Gebiet eingearbeitete 
Fachmann dem Gericht zu ſagen für nötig hält. Schließlich 
läuft doch alles darauf hinaus, jedem Mitglied des Richter— 
kollegiums, das an der Beratung teilnimmt und den Richter— 
ſpruch mit feiner Verantwortlichkeit deckt, die Einzelheiten 
des techniſchen Sachverhalts ſo gründlich und ſchnell wie 
möglich zu übermitteln. Und da iſt nun der in techniſchen 
Prozeſſen bewanderte Rechtsanwalt, der ſelbſt eben erſt der 
Schüler war, der beſte Lehrmeiſter. Er bat den Weg zum 
vollen Verſtändnis erprobt und iſt deshalb am beſten geeignet, 
ſeine Hörer zu führen. Die Beobachtung zeigt auch, daß — im 
Durchſchnitt — der Blick für das rechtlich Erhebliche bei dem 
Juriſten ſchärfer iſt als bei dem Techniker. Der techniſche 
Fachmann läuft dagegen leicht Gefahr, bei der Erörterung 
einer Einzelfrage zu viele Vorkenntniſſe vorauszuſetzen, 
zuweilen auch länger, als rechtlich erheblich iſt, an 
einem techniſchen Geſichtspunkt zu haften. Alles dies 
würde auch dann gelten, wenn zur Rechtſprechung tech— 
niſche Richter zugezogen würden, denn auch jedes juriſtiſche 
Mitglied des Richterkollegiums würde die volle Ver— 
antwortung für den Richterſpruch tragen und deshalb 
durch die mündliche Verhandlung zuverläſſig über den Tat— 
beſtand unterrichtet werden.“) 

Vor allem darf nicht vergeſſen werden, daß die vor den 
ordentlichen Gerichten auszutragenden Streitigkeiten des ge— 
werblichen Rechtsſchutzes ebenſowobl Rechts ſtreitigkeiten 
ſind wie alle übrigen Prozeſſe. Die Aufgabe des Partei— 
vertreters iſt hier wie dort dieſelbe, nämlich dem Verletzten 
mit den von der Rechtsordnung gegebenen Behelſen des 
materiellen bürgerlichen Rechts und des Strafrechts in den 
von den Prozeßordnungen vorgeſchriebenen Verfahren und mit 
den von ihnen gewährten Schutzmitteln zu ſeinem Recht zu 
verhelfen, in letzter Linie durch Zwanasvollſtreckung und 
Strafvollſtreckung. Das Erforſchen und Klarſtellen des tech— 
niſchen Sachverhalts iſt nur eins der vielen zur Herbeiführung 
dieſes Endzweckes dienenden Hilfsmittel; ihm muß zur Er— 
reichung des Zieles das geſanite Rüſtzeug des materiellen 
Rechts und des Prozeßrechts zur Seite treten. 

Nach einer bei dem Publikum und auch in Juriſtenkreiſen 
verbreiteten Meinung iſt der Patentverletzungsprozeß mit der 
Beantwortung der techniſchen Frage entſchieden. Von einer 
ähnlichen Auffaſſung ſcheinen auch die beiden in Rede ſtehen— 
den Aufſätze auszugehen. Sonſt könnten ſie nicht die Auf— 
ben des Rechtsanwalts in dieſen Rechtsſtreitigkeiten fo 
unterſchätzen, daß ſie eine Durchbrechung des Anwaltzwanges 
befürworten. Im Ginariffsitreit, den beide Verfaſſer allein 
berückſichtigen, handelt es ſich in der Regel um die Anſprüche 
auf Unterlaſſung. Rechenſchaft und Schadenserſatz. Für die 
Entſcheidung bildet die Frage nach Inhalt und Bereich des 
Patents und nach der Vergleichung des Patents mit der Ver— 
letzungsform nur einen unter mehreren Komplexen von 
Entſcheidungsgründen. Die geſetzlichen Tatbeſtandsmerkmale 
der Rechtsnorm werden gebildet von dem Patent und der Be— 
nutzungshandlung. Die Benutzungshandlung ſowie die Rechts— 
folge gehören dem rein rechtlichen Gebiete an. Abgeſehen von 
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der in der letzten Zeit mehrfach erörterten Zuſtändigleits— 
ſrage, ?“) die in das rein rechtliche Gebiet fällt, bietet ſchon der 
Unterlaſſungsanſpruch (Abwehranſpruch) im Hinblick auf die 
Anſpruchsbegründung und die Einwendungstatbeſtände eine 
Fülle von rechtlichen Zweifelsfragen, zu deren Beherrſchung 
die Kenntnis der entiprechenden Rechtsbegriffe aus der Lehre 
vom abſoluten Recht gehören. Die ſchuldrechtlichen Anſprüche 
auf Rechenſchaft (S 687 Abſ. 2 BB.) und Schadenserſatz 
(S 35 PatG.) ſetzen für den objektiven Tatbeſtand die Feſt— 
ſtellung des Pakenteingrifſes voraus; dazu find aber noch die 
Entſtehung eines Schadens, der urſächliche Zuſammenhang und 
der Erſatz des Schadens, und vor allem der in der Prozeß— 
praxis am meiſten umſtrittene ſubjektive Tatbeſtand zu cr: 
mitteln; alle dieſe Fragen ſind rein rechtlicher Natur. Hierzu 
kommt die unabſehbare Menge der Einwendungstat— 
beſtände, deren Kennzeichnung hier zu weit führen würde. 
Die Fälle find nicht ſelten, in denen die hierauf bezüglichen 
rechtlichen und tatſächlichen Geſichtspunkte an Wichtigkeit ſür 
die Entſcheidung des Rechtsſtreits die techniſchen Frogen 
überwiegen.“) 

Es muß auch bezweifelt werden, daß die Rechtsbegriſſe 
und Rechtsſätze des Immaterialgüterrechts ſich demjenigen 
in einem für die Prozeßführung vor den ordentlichen Gerichten 
zulänglichen Maße erſchließen können, der nicht das ganze 
Rechtsſyſtem überblickt und nicht mindeſtens die Lehre des 
Allgemeinen Teils. des Rechts der Schuldverhältniſſe und 
des Sachenrechts des BGB. beherrſcht. Denn das Rechts— 
gebiet des gewerblichen Rechtsſchutzes ſtellt nur einen kleinen 
Ausſchnitt aus der Rechtsordnung dar. Seine geſengeberiſche 
Regelung hat ſich auf einige wenige Einzelbeſtimmungen De: 
ſchränkt, während im übrigen Rechtsbegriff und Rechtsſatz 
durch Analogie zu ſchafſen find. Die Ausbildung dieſes noch 
jungen Rechtsgebietes, des Immaterialgüterrechts, iſt noch im 
Fluß. Wer mitſchreiten will, muß die Entwicklung der rechts— 
ähnlich anwendbaren oder für die Beariſfsbildung verwert— 
baren Rechtsgebiete des bürgerlichen Rechts ſtändig verfolgen. 

Daß eine Fülle ſchwieriger Rechts fragen in den 
Rechtsſtreitigleiten des gewerblichen Rechtsſchutzes, namentlich 
in Patentſachen täglich zur Entſcheidung kommt, lehrt ſchon 
der Umfang der einſchlägigen Spruchſammlungen und 
Kommentare, die ſich nur oder vorwiegend mit Rechtsfragen 
befaſſen. Hierzu kommen aber noch die zahlreichen ungeahnten 
und unvorherſehbaren rechtlichen Verwicklungen, die jeder 
Rechtsſtreit in ſich ſchließt. Sehr oft nehmen auch im Ein— 
grifſſtreit 3. B. die Erörterung der Aktiv- oder Paſſiv— 
legitimation, alſo die Fragen nach der Entftehung oder dem 
Übergang des Ausſchließungsrechts, insbeſondere erbrechtliche 
oder geſellſchaftsrechtliche Geſichtspunkte uſw. einen breiten 
Raum ein. Häuſig greifen prozeſſuale Streitfragen ein, ſo bei 
Rüge der Klageänderung, bei der Beteiligung Dritter am 
Rechtsſtreit uſw. Endlich tritt nicht ſelten die Erörterung des 
Koſtenpunktes in den Vordergrund. 

Es wäre verhängnisvoll, über der Wichtiakeit der tech— 
niſchen Seite der Rechtsſtreitigkeiten des gewerblichen Rechts— 
ſchutzes die Tragweite der wohl in allen Rechtsſtreitigkeiten 
mit einer gewiſſen Regelmäßigkeit wiederkehrenden Zwiſchen— 
ſälle materiellrechtlicher oder prozeſſualer Art zu überſehen. 
Sie liegen zwar abſeits des eigentlichen Prozeßthemas, geben 
aber ſehr oft dem Verfahren oder der Entſcheidung eine aus— 
ſchlaggebende Wendung. Auch die allgemeine prozeßvolitiſche 
Bedeutung der hier eingreifenden Rechtsſätze darf nicht unter— 
ſchätzt werden. Denn alle dieſe Vorſchriften ſollen den Par— 
teien Sicherheit für die Gerechtigkeit des Richterſpruches ge— 
währen. Die prozeſſualen Normen ſollen ein geregeltes Ver— 
handeln ermöglichen, das rechtliche Gehör und die Aufklärung 
des Streitſtandes ſicherſtellen, die Findung des Rechts ſowie 
die Kundgebung und Anfechtung des Richterſpruches in ge— 


ordnete Bahnen lenken und Sicherheit für die Verwirklichung 


25) Val. Gewqſch. 1915, 117; RG. 19. 6. 15 IW. 1915, 
1023 (Warneyer 1915. 375 20). 

26) Siehe auch Magnus: Reſormbeſtrebungen auf dem 
Cicbiet des gewerblichen Rechtsſchutzes (1900) 49. 10 
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der von der Rechtsordnung zugeſagten Rechtsfolge ſchaffen. 
Hierbei mitzuwirken, ſind nach ihrer Vorbildung die Rechts⸗ 
anwälte, nicht die Patentanwälte berufen. Denn zur Über⸗ 
windung der bei der Prozeßführung eintretenden tatſächlichen 
und rechtlichen Schwierigkeiten gehören die Kenntnis der ge⸗ 
ſamten Grundlage unſerer Rechtsordnung, der geltenden 
Rechtsſätze und der Rechtsbegriffe, nicht zum wenigſten ſodann 
gründliche Schulung in der ziviliſtiſchen Praxis und endlich 
ausreichende Prozeßerfahrung. Die Handhabung der 
juriſtiſchen Konſtruktion, die Zurückführung der Einzelheiten 
des Sachverhalts auf die Rechtsgrundſätze, das Aufſuchen der 
Rechtsbegriffe, die alle Merkmale des Tatbeſtandes aufweiſen 
und die Ableitung der richtigen Rechtsſätze aus ihnen, ſchließ⸗ 
lich auch die geſamte Prozeßtaktik können nur durch lang⸗ 
jährige juriſtiſche Abung erlernt werden. 


In einem gewiſſen Gegenſatz zu den vor den ordentlichen 
Gerichten auszutragenden Rechtsſtreitigkeiten aus dem Patent⸗ 
eingriff ſteht das Nichtigkeitsverfahren in Patentſachen. Die 
entſcheidenden Fragen des materiellen Rechts halten ſich hier 
in beſtimmten Grenzen; erhebliche prozeßrechtliche Schwierig: 
keiten find ſelten.“) Daher kann aus der Geſtaltung des 
Nichtigkeitsſtreits keine Schlußfolgerung auf die Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten vor den ordentlichen Gerichten gezogen werden. 
Abgeſehen hiervon, liegt auch im Nichtigkeitsſtreit vor dem 
RG., wie oben dargetan, die Vertretung in den Händen von 
Rechtsanwälten. 


Ein ſehr wichtiges Anwendungsgebiet laſſen ſodann die 
beiden in Rede ſtehenden Abhandlungen unberührt, das find 
alle die Rechtsſtreitigkeiten, in denen Patente und Gebrauchs⸗ 
muſter, ihre Auslegung, ihr Schutzbereich nicht als Prozeß⸗ 
thema, ſondern als Entſcheidungsgründe eine Rolle ſpielen. 
Sie beſchäftigen ſich nur mit dem Eingriffsſtreit. Aber auch 
in jenen anderen Rechtsſtreitigkeiten kann die Aufklärung der 
techniſchen Frage eine weſentliche Bedeutung haben. Das 
gilt namentlich von Rechtsſtreitigkeiten über Anſprüche aus 
Lizenzverträgen. Auch hier iſt ſehr häufig die Frage zu ent- 
ſcheiden, ob beſtimmte techniſche Gebilde oder Verfahren von 
dem Schutzrecht ergriffen werden. Ein nach der Zahl der 
einſchlägigen Prozeſſe und dem Betrage ihrer Streitwerte ſo 
erhebliches Gebiet darf aber bei der Löſung unſeres Problems 
nicht von vornherein ausgeſchaltet werden. In Betracht 
kommen hier folgende ſchon gegenwärtig von der Zuſtändig— 
keit der eingearbeiteten Gerichtsabteilungen umfaßten Ge- 
biete: 28) 20) 

Alle Rechtsſtreitigkeiten über techniſche Erfindungen, 
Patente, Gebrauchsmuſter (Warenbezeichnungen, ſowie die 
literariſchen, muſikaliſchen und künſtleriſchen Urheberrechte 
und das Verlagsrecht), ) insbeſondere betreffend: 

a) das Schutzrecht ſelbſt, insbeſondere ſeinen 
Umfang (Vorbenutzung), ſeine Rechtsbeſtändigkeit 
(Löſchungsklagen), ſeine Verletzung (Abwehr, 
Unterlaſſung, Schadenserſatz, Bereicherung, Rechen— 
ſchaft), ſein Verhältnis zu anderen Schutzrechten 
(Abhängigkeit), 

b) Rechte an Schutzrechten 
Nießbrauch, Lizenz), 

c) Anſprüche aus Rechtshandlungen (z. B. 
Zwangslizenz) und Rechtsgeſchäſten über 
Schutzrechte (z. B. Kauf-, Pacht-, Lizenz-, Auf⸗ 
führungs-, Verwertungsverträge), 

ohne Unterſchied zwiſchen Leiſtungs- und Feſtſtellungs— 
klagen, ſowie einſchließlich der Arreſte und einſtweiligen 
Verfügungen. 


(3. B. Pfandrecht, 


27) Wobei die Wichtigkeit der Stellung geeigneter Anträge 
für den Verlauf des Verfahrens und die Tragweite der Ent— 
ſcheidung nicht unterſchätzt werden ſoll. 

26) Vgl. Markſch W. 13, 423. Val. Denkſchrift zum Augs— 
burger Kongreß S. 17. 

) Zuſtändigkeitsbereich des 10. ZS. des KG. 

) Verf. d. preuß. Juſtizminiſters v. 25. November 1901, 
PM ZBl. 11, 42. 
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In der Gruppe c z. B. iſt die techniſche Frage in einen 
zahlreiche andere tatſächliche und rechtliche Geſichtspunkte um⸗ 
faſſenden Tatbeſtand eingekleidet. Der Klageanſpruch geht 
z. B. auf Erfüllung eines Vertrages, auf Schadenderſatz wegen 
Nichterfüllung, auf Herausgabe der Bereicherung nach An⸗ 
fechtung eines Vertrages, auf Feſtſtellung der Löſung eines 
Vertragsverhältniſſes wegen Beſtehens eines Löſungsgrundes 
(3. B. $ 723 BGB.) u. dgl. 

Den Patentanwälten wird nicht zugemutet werden 
können, ſich in alle verſchiedenartigen Rechtsgebiete und 
Einzelfragen einzuarbeiten, in welche die oben dargeſtellten 
Prozeßgruppen eingreifen. Ein Heraustrennen der reinen 
techniſchen Frage, insbeſondere der Frage nach dem Eingriff 
zur abgeſonderten Verhandlung und Entſcheidung durch eine 
beſondere Behörde iſt für die meiſten Fälle — jedenfalls der 
Gruppen d und e — praktiſch undurchführbar. Sodann 
würde eine derartige Teilung zu einer unerwünſchten Häufung 
der Inſtanzen führen, die Schwierigkeiten der Prozeßführung 
für das rechtſuchende Publikum vergrößern, die Dauer der 
ohnehin ſchon langwierigen Prozeſſe verlängern und die Koſten 
vermehren. Hieran ſcheitert der Vorſchlag, einen Patent: 
gerichtshof zur Entſcheidung über den Eingriff zu errichten. 

Hiernach erſcheint das Verlangen nach einer Durd- 
brechung des Anwaltzwanges für die Prozeſſe des gewerb⸗ 
lichen Rechtsſchutzes ungerechtfertigt. Die Partei wird ſchon 
bei der Prüfung der Vorfragen des Rechtsſtreits, namentlich 
bei der Erwägung, ob ſie es auf eine Klage ankommen laſſen 
ſoll, welcher Weg nach Lage des Einzelfalles am ſicherſten und 
ſchnellſten zum Ziele führt, welche Prozeßform zu wählen iſt, 
welche Anſprüche geltend zu machen ſind und wie die Dar⸗ 
ſtellung des Prozeßſtoffes im Hinblick auf die Erreichung des 
Prozeßzweckes und auf die vermutliche Verteidigung des 
Gegners zuzuſchneiden iſt, ſich doch immer an einen erfahrenen 
und eingearbeiteten Rechtsanwalt wenden und wenden müſſen. 
Und auch im Laufe des Rechtsſtreits, beim Vorgehen durch 
Arreſt und einſtweilige Verfügung und bei der Durch⸗ 
führung der Zwangsvollſtreckung wird der Rechtsanwalt das 
entſcheidende Wort zu ſprechen haben. Man mag die Partei⸗ 
vertretung geſetzgeberiſch geſtalten wie man will, die auch 
durch einen Rechtsanwalt beratene Partei wird immer im 
Vorteil ſein, ſo wie jetzt die auch durch einen techniſchen 
Fachmann beratene Partei. 

Nach den vorausgeſchickten Erwägungen beſteht das 
Problem nur in der Frage, wie das Zuſammenwirken des 
Rechtsanwalts und des techniſchen Fachmannes, insbejondere 
des Patentanwalts am zweckmäßigſten zu geſtalten iſt. 

In dem Verfahren vor den Landgerichten und den über: 


geordneten Gerichten beſteht auch in den Sachen des gewerb⸗ 


lichen Rechtsſchutzes, ebenſo wie in allen übrigen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten, das Bedürfnis nach der Vertretung durch 
einen Rechtsanwalt (SS 78, 81-85 ZPO.). Dagegen iſt ein 
Bedürfnis nach einer Vertretung durch eine Mehrheit von 
Perſonen nicht anzuerkennen; wegen der Gefahr von Wider⸗ 
ſprüchen kann die Vertretung durch mehrere Perſonen zuweilen 
ſogar nachteilig wirken. 

Auf der anderen Seite beſteht das oben nachgewieſene 
Bedürfnis nach der Zuziehung des techniſchen Fachmannes 
zur Unterſtützung des juriſtiſchen Vertreters. Das Tätigkeits- 
feld dieſes Beiſtandes umfaßt alles, was der Klarſtellung des 
techniſchen Stoffes dient, insbeſondere die Heranſchaffung der 
techniſchen Literatur, namentlich neuheitsſchädlicher Bor: 
veröffentlichungen, die Herſtellung und Vorführung von 
Modellen zur Veranſchaulichung wichtiger techniſcher Ge: 
danken. Ihm liegt es ob, den Rechtsanwalt bei der Be 
arbeitung der Schriftſätze und beim mündlichen Vortrag zu 
unterſtützen. Wie der rechtliche, ſo ſchließt auch der techniſche 
Stoff eine Fülle von unvorherſehbaren Zweifeln und Streit— 
punkten in ſich, auf deren Löſung ſich der Rechtsanwalt nicht 
vorbereiten kann. Ein gewiſſenhafter richterlicher Bericht: 
erſtatter, dem es darauf ankommt, in den techniſchen Sach⸗ 
verhalt einzudringen, findet bei der Bearbeitung der Alten 
vor der mündlichen Verhandlung oft vermeintliche oder wirk— 
liche Unvollſtändigkeiten, Unklarheiten oder Widerſprüche im 
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technischen Tatbeſtande. Es iſt nicht zu etwarten, daß bei 
Ausübung der richterlichen Fragepflicht die Partei oder ihr 
Rechtsanwalt auf ſolche Fragen eine zuverläſſige Antwort er« 
teilen kann. Hier muß der techniſche Beiſtand eingreifen. In 
der mündlichen Verhandlung hat er den Vortrag des Rechts— 
anwalts zu ergänzen und zu veranſchaulichen, ſowie das ted): 
niſche Vorbringen des Gegners zu überwachen. Werden ſo— 
dann im Anſchluß an den Beweisbeſchluß im Inſtruktions— 
termin dem Sachverſtändigen die Fragen unterbreitet, die das 
Gutachten in die richtigen Bahnen lenken ſollen, fo iſt der 
techniſche Beiſtand in der Lage, für Klarheit und Erfchöpfung 
der Frageſtellung zu ſorgen, den techniſchen Standpunkt der 
Partei dem Sachverſtändigen darzulegen, ſowie Gründe und 
Gegengründe des techniſchen Streitſtandes mit dem Sach— 
verſtändigen vor Erſtattung des Gutachtens unter richterlicher 
Aufſicht in Gegenwart des Prozeßgegners zu erörtern. Bei 
der nun eintretenden Aufklärung des techniſchen Sachverhalts 
durch Zeugen- und Sachverſtändigenvernehmung und bei der 
Vornahme von Verſuchen durch den Sachverſtändigen iſt der 
techniſche Fachmann in erſter Linie berufen, die Intereſſen 
ſeiner Partei durch Überwachung der Vorgänge und durch 
Stellung von Fragen wahrzunehmen. Hier tauchen jederzeit 
neue techniſche Geſichtspunkte auf, welche die Partei am beſten 
mit Hilfe des von ihr zugezogenen techniſchen Fachmannes 
klarſtellen laſſen kann. Neue techniſche Fragen treten in der 
Regel aber auch noch nach Erſtattung des Gutachtens in der 
Schlußverhandlung hervor, und nicht ſelten bewegen die gegen 
das ſchriftliche Gutachten gerichteten Angriffe den Sach— 
verſtändigen, ſeine ſchriftlich dargelegte Meinung einzuſchränken 
oder zu ändern. Läßt ſich der Gutachter verwirren, ſo kann 
gegen fein „Umſallen“ nur der techniſche Beiſtand helfen. 
Gewiſſenhafte, gutunterrichtete und klardenkende techniſche 
Beiſtände, denen an der Aufklärung der Wahrheit liegt, werden 
ſich bald das Vertrauen der Gerichte erwerben; ihre Zuziehung 
wird ſich für die Partei durch Beſchleunigung und Sicherung 
der Prozeßführung immer bezahlt machen. Ergiebige und 
klare Schriftſätze erleichtern dem Gericht die Arbeit und 
fördern die Aufklärung des Streitſtandes. 

Dieſe Betätigung des techniſchen Fachmannes, er ſei An— 
geſtellter der Partei, von ihr geſtellter Sachverſtändiger oder 
Patentanwalt, iſt in der der ZPO. bereits bekannten Form der 
Beiſtandſchaft !) durchzuführen, mit der Beſonderheit, 
daß die Beiſtandſchaft techniſcher Fachleute über die Grenzen 
des § 90 ZO. hinaus im Gebiete des gewerblichen Rechts— 
ſchutzes künftig auch für den Anwaltsprozeß anzuerkennen iſt 
(vgl. oben zu Anm. 7 und 8) und daß dem Beiſtand neben dem 
Rechtsanwalt auf Antrag das Wort geſtattet werden muß 
($ 137 Abſ. 4 ZPO.). 

Patentanwälte find im Sinne des S8 157 Abſ. 4 Satz 1 
ZPO. den Rechtsanwälten gleichzuſtellen. 

In Straſſachen empfiehlt ſich eine Abänderung des 
S 138 StPO. für die Sachen des gewerblichen Rechtsſchutzes 
dahin, daß Patentanwälte neben den Rechtsanwälten vom 
Geſetz zuzulaſſen find; es muß auch hier das Prinzip des 
Zuſammenwirkens des Juriſten und des techniſchen Fach— 
mannes gelten. ö 

Es empfiehlt ſich, die hiernach erforderlichen Beſtimmungen 
— mit Abänderung der SS 90, 137 Abſ. 4, 157 Abſ. 4 Satz 1 
ZPO. und des 8 138 StPO. — dem S 49 PatGEntw. 2) 
anzuſchließen, auf den $ 17 GebrMuſtGEntw. verweiſt. Denn 
es kommen nur Prozeſſe in Frage, welche Patente und Ge— 
brauchsmuſter betrefſen. Der Umſtand, daß es ſich um 


31) Hellwig, Lehrb. a. a. O. zu Anm. 18. 


2) In der vorgeſchlagenen erweiterten Faſſung, vgl. 
MarkſchW. 13, 425, 8 49 PatGEntw.: „Durch Kaiſerliche Ver: 
ordnung mit Zuſtimmung des Bundesrats können, nach Anhörung 
der Landes juſtizverwaltungen, für den Bezirk eines Oberlandes— 
gerichts oder mehrerer Oberlandesgerichte oder mehrerer Land⸗ 
gerichte beſtimmte Gerichte als Gerichte für erfinderrechtliche Zivil— 
und Strafſachen bezeichnet werden. 

Dieſe Gerichte ſind in Zivilſachen ausſchließlich zuſtändig für 
den Bezirk, für den ſie beſtellt ſind. In Zivilſachen umfaßt dieſe 
Juſtändigkeit alle Rechtsſtreitigleiten, welche das Schutzrecht ſelbſt, 
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prozeſſuale Geſichtspunkte handelt, nt ihrer Aufnahme in 
das künftige PatG. ebenſowenig im Wege, wie der in den 
88 49, 50 des Entwurfs enthaltenen Beſtimmungen. 
Schließlich dürfte noch ein für das Tätigwerden der 
Patentanwälte vor den ordentlichen Gerichten ſehr weſentlicher 
Geſichtspunkt zu erörtern fein, das iſt die Erſtattungsfähig— 
keit der Gebühren und Auslagen der Patentanwälte gemäß 
§§ 91, 103 ff. ZPO. Die Annahme, daß bisher von den Ge: 
richten die Gebühren und Auslagen der Patentanwälte ohne 
weiteres als erſtattungsfähig feſtgeſetzt ſeien, trifft nicht zu. 
Zu einer ablehnenden Haltung mögen die Gerichte zu— 
weilen durch ein Verkennen des Nutzens geführt ſein, den der 
Patentanwalt durch Heranſchaffung des Stoffes, durch Mit: 
wirkung bei der ſchriftſätzlichen Bearbeitung und durch das 
Auftreten bei der Beweisaufnahme und in der mündlichen 
Verhandlung ſtiftet. Unverkennbar ſpielt dabei aber auch das 
Fehlen einer amtlichen, für die gerichtliche Handhabung ge— 
eigneten Gebührenordnung nach Art der Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte eine Rolle. Soll die Tätigkeit der Patent⸗ 
anwälte vor den ordentlichen Gerichten gefördert werden, ſo 
müſſen die unverkennbaren Schwierigkeiten, die der Aufſtellung 
einer amtlichen Taxe für Patentanwälte entgegenſtehen, über— 
wunden werden. Dann wird es möglich ſein, auch eine dem 
§ 91 Abſ. 2 Satz 1 ZPO. entſprechende Beſtimmung dem 
§ 49 PatGEntw. anzugliedern. 


— — 


B. 
Rechtsanwälte und Patentanwälte.) 
Von Patentanwalt Dr. R. Wirth, Frankfurt a. M. 


Zwiſchen die 300 Patentanwälte und die 10000 Rechts⸗ 
anwälte find fünfviertel Spalten einer ſtark betonten Anregung 
des Landrichters Dr. jur. et phil. Bovenſiepen in der Zeitſchrift 
„Gewerblicher Rechtsſchutz und Urheberrecht“) hereingeſchneit. 
Der Patentanwalt führe heute in Wirklichkeit den Patent⸗ 
verletzungsprozeß faſt allein, der Rechtsanwalt vertrete nur 
ſormell, alſo könne man dem Patentanwalt neben dem Rechts⸗ 
anwalt die Vertretungsbefugnis geben mit dem erwarteten Er⸗ 
folg, daß die heute doppelten Koſten halbiert und der Rechts⸗ 
anwalt ausgeſchaltet würde. Den häufigen und ſymptomatiſchen 
Fall der Dreiheit: Rechtsanwaltſpezialiſt, Ortsrechtsanwalt, 
Patentanwalt erwähnt Bovenſiepen nicht. Zwiſchen den betei⸗ 
ligten Berufen hat eigentlich kein Streit geherrſcht. Auch hat der 
menſchliche Wunſch jeder Partei, die Koſten niedrig zu halten, 
keine Beſchwerden in die Offentlichkeit gebracht. Die Anwälte 
hatten ſich 1909 auf dem Kongreß für gewerblichen Rechtsſchutz 
in Stettin?) unter Beteiligung der Induſtrie kollegialiter und 
gegenſeitig anerkennend ausgeſprochen. Einſtimmig war der 
Antrag angenommen, welcher dem Patentanwalt das Recht, 
neben dem vertretenden Rechtsanwalt gehört zu werden, als die 
zur Zeit gebotene Entwicklungsſtufe zuſprach. Intereſſant iſt, 
daß weitergehende Anträge nicht vorlagen, außer für Straf— 


Rechte am Schutzrecht und Anſprüche aus Rechtshandlungen oder 
Rechtsgeſchäften über das Schutzrecht betreffen. 

Die in der Kaiſerlichen Verordnung enthaltenen Vorſchriften 
über die Beſetzung dieſer Gerichte und die Geſchäfts verteilung find 
bindend.“ 

1) Inzwiſchen iſt in den „Mitteilungen vom Verband Deutſcher 
Patentanwälte“ 1916 S. 77 ff. ein Vortrag von Patentanwalt 
Dr. Lang über „Die Zulaſſung von Patentanwälten zur Vertretung 
bei den Gerichten“ erſchienen, der vorbehaltlos die Ausführungen 
Bovenſiepens übernimmt. 

Demgegenüber darf feſtgeſtellt werden, daß in der nach⸗ 
folgenden Debatte in der Verbandsverſammlung allgemein 
der Auffaſſung Ausdruckgegeben wurde, daß beider heutigen 
Rechtslage ſchon der Mangel der dauernden gerichtlichen 
Praxis den Patentanwalt verhindern könne, ohne Rechts⸗ 
anwalt aufzutreten. 


9) Jahrg. 1916 S. 143 f. Bovenſiepen, „Vertretung ber 
Parteien in Patentprozeſſen durch Patentanwälte”. 


) Verhandlungs bericht S. 114 - 132, Carl Heymanns Verlag. 
190? 
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ſachen, und daß ſich da Stimmenmehrheit gegen 8 Stimmen 
für die Zulaſſung der Patentanwälte neben den Rechtsanwälten 
ergab. Die Literatur ſeitdem enthält einiges zur Erreichung 
dieſes Zieles, namentlich gegen das OLG. Braunſchweig, welches 
allein die Patentanwälte grundſätzlich nicht hören will, und 
andere Gerichte — ſolche, die es anſcheinend am wenigſten ent— 
behren konnten —, welche die Anhörung gelegentlich für über— 
flüſſig hielten. (Mitt. d. VDP. 1913 S. 129). 

Die Gründe der Beibehaltung des Rechtsanwaltszwangs 
waren nicht nur die hohen prozeſſualen Anforderungen — man 
denke z. B. an die Vollſtreckung —, ſondern auch die ſehr häufige 
Miſchung der ſogenannten patenttechniſchen Fragen der Erfindung 
und Nachahmung mit allgemeinen Patentfragen (Lizenzverträge, 
Anſtellungsverträge) und auch mit ganz allgemeinen Rechtsfragen 
(Beweisrecht, Schadensrecht, Kauf, Miete, unlauterer Wettbewerb). 

Im normalen Patentverletzungsſtreit überwiegt die Erfor— 
ſchung des Sachverhalts, das Techniſche; die Entwicklung iſt 
gerade hier auch die, daß Rechtsfragen mehr und mehr aus der 
Natur der Sache gelöſt werden, daß die Begriffsjurisprudenz 
zurücktritt, daß der Richter in den Patentkammern und Patent— 
ſenaten immer techniſcher, immer unabhänziger gegenüber dem 
Sachverſtändigen wird, wenigſtens bei den Gerichten mit 
einem regelmäßigen, Spezialiſierung der Richter herbeiführenden 
Patentpenſum. Der normale Betrieb iſt Zuſammenarbeit des 
Rechtsanwalts und Patentanwalts oft mit Überwiegen des 
Patentanwalts für den patenttechniſchen Teil der Schriftſätze, 
und Überwiegen des Rechtsanwalts in der Verhandlung. Das 
wechſelt mit den Perſönlichkeiten der zuſammen arbeitenden An— 
wälte und mit den Gerichten. Das alles hat ſich ſeit 1909 
nicht geändert, und mir iſt kein heute gerade zur Wiederaufnahme 
des Verfahrens drängendes Ereignis und kein Verſuch der Be— 
teiligten bekannt. 

So gibt es denn Patentprozeſſe rein patenttechniſcher Natur 
ohne prozeſſuale Schwierigkeiten, die ein Patentanwalt allein 
führen könnte; es gibt Prozeſſe von ſolch techniſcher Natur, daß 
ſie viele Rechtsanwälte allein führen können, und es gibt Prozeſſe 
mit vielen Komplikationen beider Art, und in den meiſten Fällen 
kann man dem Prozeß das nicht von vornherein anſehen. 

Dieſe Fragen der Vielgeſtaltigkeit des Patentprozeſſes ſind 
in einem anderen Zuſammenhange ſehr gründlich erörtet worden, 
in dem Streit um gemiſchte Gerichte, um die Einführung des 
Technikers hinter und vor der Barre. Hier ergab die Prüfung 
des Vorſchlages, die reinen Nachahmungsfragen auszuſcheiden 
und etwa dem Patentamt oder dem gemiſchten Gerichte zur 
Inzidententſcheidung vorzulegen, große Schwierigkeiten. 

Wer auf Grund dieſer Sachlage nur den Patentanwalt 
oder nur den Rechtsanwalt für ſachlich kompetent hält, verall— 
gemeinert offenbar die eine der beiden Streitklaſſen, ſo daß ſie 
praltiſch allein entſcheidend wird. Das könnte man nur auf 
Grund eigner autoritativer Erfahrung verſuchen. Die Ausfüh— 
rungen Bovenſiepens laſſen keine ſolche vermuten. 

Zu den Perſonen: Man weiß von einigen wenigen Nechts— 
anwälten, die Diplom- Ingenieure find, und von ebenſo wenigen 
Patentanwälten, die doctores juris find, wie auch in Frankreich 
der ancien eleve de l'école poly technique et licentié en droit 
in Perſonalunion vereinzelt zuſammentreffen. 

Die für Patentrecht im engſten und weiteſten Sinne ſpezia— 
liſierten Rechtsanwälte führen heute die große Mehrzahl der 
Patentprozeſſe, teilweiſe auch deshalb, weil ſie den Patent— 
anwälten als ſolche bekannt ſind und ſo das Mandat erhalten. 

Beiläufig zähle ich 126 Landgerichte, an deren Sitz kein 
Patentanwalt wohnt. 

Dieſe Spezialiſten haben ſich dem Gebiete nur bei Neigung 
und Begabung für techniſche Fragen zuwenden können und ſich 
oft durch Privatſtudien weitergebildet, ebenſo wie Patent— 
anwalt nur ein Techniker mit gleichzeitiger Eignung für die 
patentanwaltliche Rechtsprüfung wird. Dieſe iſt — nach dem 
Wortlaut des hier ganz lückenhaften Patentanwaltsgeſetzes — auf 
die Angelegenheiten vor dem Patentamt zugeſchnitten und 
erſtreckt ſich in Wirklichkeit auch auf ausländiſches Gewerbe— 
ſchutzrecht, auf Prozeßrecht, Zivilrecht und Strafrecht, ohne hier 
nur an die Referendarprüfung heranzureichen; juriſtiſche Semeſter 


ſind nicht vorgeſchrieben und heute noch die Ausnahme. Die 
allgemeine Rechtsbildung iſt mit der der Bergreferendare und 
Forſtaſſeſſoren verglichen worden. 

Bovenſiepen berichtet von dieſer Prüfung nur, daß fie 
recht ſchwierig ſei, was allerdings eine Anzahl von Kandidaten 
empfunden haben; die Anſorderungen haben ſich mit der Zeit 
erheblich geſteigert. 

Nur eine Minorität der Patentanwälte aber iſt regel⸗ 
mäßig bei den einigen Hundert Patentverletzungsprozeſſen beteiligt. 


Bovenſiepen kontraſtiert: 

„Der einzige, der die gewaltige große Diſjziplin wirklich 
beherrſcht, iſt eben der Spezialiſt, der Patentanwalt. Der 
Rechtsanwalt iſt, wenn er nicht zufällig etwa ſelber Spezialist 
auf dem Gebiete des ſo ſchwierigen und äußerſt umfangreichen 
Patentrechts iſt, was aber unſeres Wiſſens nur in ganz wenigen 
Großſtädten zutriſſt, einfach nicht in der Lage, die rechtlichen 
und noch weniger die techniſchen Unterlagen des meiſtens recht 
verwickelten Rechtsſtreits zu überſehen.“ Für mein Gefühl ſind 
das etwas ſtarke Extreme. 


Man ſollte nicht einen erſtklaſſigen Patentanwalt einem 
zweirklaſſigen Rechtsanwalt mit Gründen vorhalten, die den 
11 der „nicht zufällig etwa ſelber Spezialiſt“ iſt, geradeſo 
treffen. 

Man kann die Zulaſſungsfrage aus allgemeinen Geſichts— 
punkten entfcheiden. Man kann z. B. den Standpunkt ein 
nehmen, dem Rechtsanwalt und dem Patentanwalt das Ver: 
trauen zu ſchenken, daß ſie in jedem geeigneten Falle den Kollegen 
von der Nachbarfalultät zuziehen, und die Vertretung ablehnen, 
wo ſie nicht kompetent ſind. Das iſt eine Frage von großer 
ſubjektiver Empfindlichkeit. Man kann zu einer Stellung 
kommen als Anhänger von Laienrichtern und Gegner des 
Anwaltszwangs überhaupt. Darauf will ich nicht eingehen; 
das iſt eine Grundfrage der Reform des Zivilprozeſſes oder 
des Patentprozeſſes. Man kann auch den heutigen Patent⸗ 
prozeß für ſich unterſuchen. Hat nun Bovenſiepen neue ſpezielle 
Gründe hierzu beigebracht? Ja, einen; der iſt aber verkehrt. 

Er meint, die Patentanwälte könnten ja auch vor dem 
RG. in Nichtigkeitsklagen unbeſchränkt vertreten. Das können 
ſie nicht. Sie können allerdings als geſetzliche Vertreter ohne 
Rechtsanwalt erſcheinen, im beſonderen auch wenn ſie durch 
Eintragung in die Patentrolle als Vertreter eines Ausländer⸗ 
patentes beſtellt ſind,“) weil es in dieſem Verfahren vor dem 
RG. überhaupt keinen Anwaltszwang gibt. Sie tun es aber 
gerade fo ausnahmsweiſe, wie hier ausnahmsweiſe eine anwalts— 
loſe Partei auftritt, und dabei iſt gerade die Verſchiedenheit des 
rein patentrechtlichen, halbamtlichen Nichtigkeitsprozeſſes und des 
Verletzungsprozeſſes ein wichtiger Grund für die Aufrecht— 
erhaltung des Rechtsanwaltszwanges. 

Richtig iſt, daß durch die Beteiligung eines Rechtsanwalts 
und Patentanwalts zwei Blätter Koſtenrechnungen entſtehen. 
Das iſt bei jeder berechtigten Arbeitsteilung ſo. Im übrigen 
iſt der gebührenordnungsmäßige Anteil der Rechnungen in einem 
Prozeß, in welchem regelmäßige Honorarvereinbarung entſprechend 
der Arbeitslaſt das Sachentſprechende iſt, nicht entſcheidend. 

Der Einwand ſchießt weit übers Ziel, er gilt gegen jede 
Arbeitsteilung, im beſonderen gegen jeden Korreſpondenzanwalt. 

Unrichtig verallgemeinert iſt auch, daß die unbedingte Nots 
wendigkeit der ausnahmsloſen Zuziehung von Patentanwälten 
durch die ausnahmsloſe Zuerkennung ſeiner Koſten durch die 
Gerichte beſtätigt werde. Gerade für die Nichtigleitsbrrufungs: 
ſachen bei dem RG. erftreben die Patentanwälte ſeither ver: 
gebens eine Anerkennung ihrer Koſten über die Koſten der 
Informationsrciſe hinaus. 

Und auch im Patentverletzungsprozeß find die Veröffent— 
lichungen von Fällen der Nichtanerkennung noch nicht zu Ende. 
Wer hier zeit- und ſachgemäß hilft, wird den Dank der Partcien 
und Anwälte haben. 


— 
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Zur Eutſtehung des Auſpruchs auf den Anlieger— 
beitrag nach dem § 15 des Preußiſchen Flucht— 
liniengeſetzes vom 2. Juli 1875. 


Vom Senatspräſidenten des Preußiſchen Oberverwaltungsgerichts 
Wirllichen Geheimen Oberregierungsrate Dr. Schultzenſtein, 
Berlin. 

(Fortſetzung aus Nr. 20, 1916.) 


IX. 

Dem 8 15 FluchtlG. entſprechende Vorſchriften haben ſchon 
früher beſtanden (von Strauß und Tornev, Das Geſetz 
vom 2. Juli 1875, 5. Aufl., S. 288, 289). Nach dieſen Vor— 
ſchriften, vor allem nach dem für den $ 15 vorbildlich geweſenen 
Regulative für Berlin vom 31. Dezember 1838 (vol. über dieſes 
Regulativ OVG. 67, 154), war es zweifellos, daß der Anſpruch 
auf Erſtattung von Koſten durch die Anlieger ſofort entſtand, 
ſobald die Koſten verausgabt waren und auf die Anlieger ver— 
teilt werden konnten. Das letztere, die Verteilung und ihre 
Moglichkeit, bildete die ſelbſtverſtändliche Folge davon, daß es 
ſich zunächſt um eine ungeteilte Summe handelte, die auf eine 
Anzahl von einzelnen Anliegern erſt noch verteilt werden mußte, 
um zu ermitteln, was jeder von ihnen zu erſtatten hatte, und 
wegen welchen Bruchteils ihm gegenüber der Anſpruch geltend 
gemacht werden konnte. Solange die Summe noch ungeteilt 
war und noch nicht geteilt werden konnte, war ein Anſpruch 
auf einen noch nicht ſeſtſtehenden und noch nicht feſtſtellbaren 
Teil nicht gegeben. Mit der Möglichkeit der Auseinanderteilung 
entſtand dann der Anſpruch auf den Teil. Durch die Mitteilung 
(Kundgebung) des Teiles an den Verpflichteten wurde der An— 
ſpruch auf den Teil zahlbar (fällig). Derart'ges iſt überall 
notwendig und tritt ein, wo in gleicher Weiſe eine Unter: 
verteilung einer Summe vorzunehmen iſt. In Berlin namentlich 
war zur Entſtebung des Se der Gemeinde erforderlich, 
aber auch genügend, daß das Pflaſter hergeſtellt iſt — Gr- 
richtung eines Gebäudes war keine Vorausſetzung für die 
Pflicht —; hierdurch und mit der Möglichkeit der Verteilung 
der Koſten war der angrenzende Eigentümer zu ſeinem Teile 
pflichtig geworden. Etwas mit der jetzigen Heranziehungs— 
verfügung ſich Deckendes oder auch nur Ahnliches gab es nicht. 
Ebenſo fehlte jeder Grund, weshalb der Eigentümer von der 
für ihn einmal entſtandenen Pflicht außer durch Tilgung, Erlaß 
oder Verjährung noch wieder hätte frei werden können. Das 
Eigentum war eine Vorausſetzung für das Entſtehen der Pflicht, 
ſeine Jortdauer aber keine Vorausſetzung für das Fortbeſtehen 
der Pflicht. Der Zivilprozeßrichter entſchied inſoweit, wie auch 
ſonſt durchweg wegen des Anſpruchs, gemäß den Regeln des 
bürgerlichen Rechtes. 

An dieſem Rechtszuſtande hat der S 15 FluchtlG. bin: 
ſichtlich der Entſtehung des Anſpruchs und der Pflicht nichts 
geändert. Für ihn iſt deshalb mit vollſtem Rechte ſtets davon 
ausgegangen worden, Theorie und Praxis haben es beſtändig 
und oft ausgeſprochen, daß die Pflicht des angrenzenden Eigen— 
tümers entſtebt, ſobald die Fertigſtellung der Straße — nun 
nicht mehr bloß die Pflaſterung der Straße — mit der Mög— 
lichkeit, deren Koſten zu berechnen und auf die Anlieger zu 
verteilen, und die neue Vorausſe tzung der Errichtung eines 
Geböudes an der Straße zuſammentreffen, und zwar die Pflicht 
desjenigen, der zur Zeit dieſer Entſtehung der angrenzende 
Eigentümer iſt. Dafür, daß deſſen einmal ſo entſtandene Pflicht 
noch anders als durch Tilgung, Erlaß oder Verjährung fort— 
fallen könne, bietet auch der $ 15 nicht den geringſten Anhalt. 
Es blieb nach ihm die Eigenſchaft als Eigentümer des an— 
grenzenden Grundſtücks zwar eine Vorausſetzung für das Ent— 
ſtehen der Pflicht, aber nicht für das Fortbeſtehen der ent— 
ſtandenen Pflicht, ſo wenig, wie ſie letzteres bei den vielen 
ſonſtigen perſönlichen Pflichten iſt, die für den Eigentümer in 
Anlaß ſeines Eigentums an einer Sache entſtanden ſind, z. B. 
bei der Pflicht des Tierhalters zum Schadenserſatze, bei der 
Haftung wegen unterlaſſener Schneeräumung für einen dadurch 
herbeigeführten Unfall und — um einen Fall zu nennen, in 
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welchem ebenſo wie beim Anliegerbeitrage verausgabte Koſten 
zu erſtatten ſind — bei der Pflicht, die Koſten einer Wege— 
unterhaltung demjenigen zu erſetzen, der die Unterhaltungs— 
maßregel bewirkt bat. Nach dem Zeitpunkte jener Entſtehung 
iſt dann auch alles das, wofür die Entitebung der Pflicht maß— 
gebend iſt, Inhalt und Umſang der Pflicht, beurteilt und be— 
meſſen worden. Hierbei iſt es bis zum Kommunalabgaben— 
geſetze verblieben. An einen „jeweiligen Eigentümer“ hat 
niemand je gedacht. 

Dafür, daß das Kommunalabgabengeſetz außer in ſeinem 
§ 10 den S 15 FluchtlG. habe andern wollen, namentlich 
beabſichtigt habe, eine ſo tief einſchneidende ſachliche Anderung 
des § 15, wie es die teilweiſe Anderung der Wirkung, welche 
die Entſtebung des Anſpruchs und ihre Zeit haben, durch das 
Gebilde des „jeweiligen Eigentümers“ iſt, vorzunehmen, iſt 
weder dem Kommunalabgabengeſetze ſelbſt noch ſeinen Materialien 
irgend etwas zu entnehmen. Es hat ſich auch nicht ermitteln 
laſſen, daß dies ſeitdem jemals von irgendeiner Seite aufgeſtellt 
worden wäre. Vielmehr iſt, wie auch anderweit, ſo gerade in 
der Rechtſprechung des OW. ſtets ausdrücklich von der Hand 
gewieſen worden, daß ſeit dem Kommunalabgabengeſetz erſt die 
dadurch neu vorgeſchriebene Heranziebungsverfügung die Pflicht 
zur Entſtehung bringe; es bleibe nach wie vor bei dem bisher 
angenommenen Zeitpunkte dieſer Entſtehung; die Heranziehung 
mache den Anſpruch nur fällig, zahlbar, jo daß er von da an 
auch rückſtändig im Sinne der rückſtändige Anliegerbeiträge 
betreffenden Vorſchriften werden könne (3. B. OVG. 41 
S. 109, 110). In zahlreichen Urteilen aller Gerichte bis zur 
Gegenwart iſt immer wiederholt ausgeſprochen worden, daß 
der Anſpruch bereits mit dem Zuſammentreffen der in Rede 
ſtehenden Vorausſetzungen entſtanden ſei. daß dieſer Zeitpunkt 
für die Höhe des Beitrags maßgebend ſei und ſich nach ihm 
richte, wer der verpflichtete angrenzende Eigentümer ſei — 
a in einer Weiſe, die wohl keinen Zweifel darüber läßt, 
daß hiermit der zur Zeit der Entſtehung, nicht erſt der zur 
Zeit der „Kundgebung“ oder der „Heran; iehung“ angrenzende 
Eigentümer getroffen werden ſoll —, er dafür entſcheidend ſei, 
welche Fläche das Baugrundſtück bilde, welches von mehreren 
Ortsſtatuten Anwendung zu finden babe (Urteil des OVG. 
vom 25. November 1915 — IV C. 46,15 —), daß von ihm 
ab die Verjährung des Anſpruchs laufe uſw. uſw. 

Insbeſondere auch das RG. hat, wie früher, ſo wieder 
noch in ſeinem, ſoweit e iſt, letzten veröffentlichten Urteile 
vom 31. März 1915 (JW. 1915, 596 und RGZ. 86, 357) 
ausgeführt: „ſie — die Straßenbaulaſt — entſteht, wenn die 
im 8 15 des Geſetzes vom 2. Juli 1875 genannten beiden 
Vorausſetzungen gegeben ſind, nämlich wenn die Koſten, die 
erſtattet werden ſollen, zur Herſtellung der Straße aufgewendet 
worden ſind und feſtgeſtellt werden können, und ein Gebäude 
auf dem betreffenden Grundſtück an der Straße errichtet wird“, 
ſowie: „Dagegen wird die aus einer Straßenbaulaſt entſpringende 
Verpflichtung zu einer beſtimmten Beitragsleiſtung erſt fällig, 
wenn die Leiſtung durch beſondere Veranlagung im Sinne der 
ssol ff. PrKͤomabgGG. vom 14. Juli 1893 dem Grundſtücks— 
eigentümer gegenüber zur Hebung geſtellt worden iſt.“ Beides, 
woraus dann die Beantwortung der Frage entnommen wird, 
ob und inwieweit dem Erſteher eines an der hergeſtellten 
Ortsſtraße anliegenden Grundſtücks Anliegerbeiträge obliegen, 
iſt offenbar dahin zu verſtehen und dahin gemeint, daß die 
Zeit jener Entſtehung auch für die Perſon des Verpflichteten 
maßgebend und nicht mit einem „jeweiligen Eigentümer“ zu 
rechnen iſt. Von einer anderen Wirkung der Heranzichungs— 
verfügung als der, den Anſpruch fällig zu machen, namentlich 
davon, daß erſt die „Kundgebung“ oder die „Heranziehung“ 
den Anſpruch gegenüber dem Verpflichteten zur Entſtehung 
bringe, iſt nicht nur nicht die Rede, ſondern dies wird mittel— 
bar abgelehnt. 

Ohne einen weiteren Anhalt im Geſetze, lediglich wegen 
einer vermeintlichen Rechtsnatur der Heranziehungsverſügung 
dieſe ganz gleichmäßige und feſte, die Grundlage und den 
Ausgangspunkt für ſo viele Einzelbeiten bildende Rechtſprechung, 
welche auch von der Theorie übernommen worden iſt, zu ver— 
laſſen, erſcheint nicht angängig. Denn die Heranziehung (Ber: 
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anlagung) bringt nicht, zum mindeſten regelmäßig nicht einmal 
die Steuer⸗(Gebühren⸗) pflicht Re Entſtehung. Außerdem find 
die Abgaben etwas von den Steuern Verſchiedenes, und ſelbſt 
wenn und ſoweit bei Gemeindeabgaben teilweiſe die Heranziehung 
dieſe Bedeutung haben ſollte, könnte das doch nicht für den 
Anliegerbeitrag gelten, weil er die Beſonderheit hat, daß nicht 
durch eine Tatſache oder einen Zuſtand (Wohnort, Angehörigkeit, 
Aufenthalt uſw.), ſondern durch eine einmalige Handlung, 
das Errichten eines Gebäudes, nicht eine Abgabenpflicht im 
ewöhnlichen Sinne, ſondern eine ebenfalls einmalige Er⸗ 
ae ene t durch Zahlung eines Teiles einer ver⸗ 
ausgabten Summe begründet wird. Wenn die Heranziehungs⸗ 
verfügung erſt den Betrag dieſes Teiles bekanntmacht, ſo iſt 
das e Denn der Betrag ſteht ſchon vorher feſt und 
könnte gleich nach der Entſtehung des Anſpruchs ohne eine 
Heranziehungsverfügung berechnet und bezahlt werden. Dies 
geſchieht denn auch tatſächlich gar nicht ſo ſelten. Daß dem 
Anlieger der Betrag des von ihm zu zahlenden Beitrags in 
der Form einer Heranziehungsverfügung mitzuteilen iſt, ſtellt 
ſich als eine Maßregel des Einforderungsverfahrens dar, und 
die Heranziehung hat inſoweit, wie ſchon bemerkt (Nr. IV 4), 
ſachlich nur die Bedeutung, die eine beſondere Mitteilung des 
Betrags („Kundgebung“) hat, welche ſelbſtändig und vor ihm 
erfolgt iſt, nämlich die, daß der Anſpruch durch ſie fällig, 
zahlbar wird. Damit erſchöpft ſich aber die Wirkung. Die 
Heranziehungsverfügung hat nicht noch die weitergehende 
Wirkung, auszuſchließen, daß deswegen der Anſpruch nicht 
ſchon habe früher entſtehen können und nicht ſchon früher 
entſtanden ſei. * 


Das Hilfsmittel für eine Geſetzesauslegung: die Rechts⸗ 
vergleichung, das ſo oft von Wichtigkeit iſt, leiſtet auch für 
unſere Unterſuchung gute Dienſte, da der Anliegerbeitrag in 
verſchiedenen außerpreußiſchen Staaten mehrfach auf eine dem 
5 15 FluchtlG. ſehr ähnliche, mitunter ſogar, wie im Groß⸗ 
erzogtume Heſſen, ihm geradezu nachgebildete Art geordnet iſt. 
Für dieſe außerpreußiſchen Rechte, ſoweit fie mit dem § 15 ſich 
in Übereinſtimmung befinden, iſt ebenſalls noch nichts den 
Urteilen von 1916 Entſprechendes angenommen worden, nament⸗ 
lich iſt auch ihnen der „jeweilige Eigentümer“ unbekannt ge⸗ 
blieben, ſoweit zu ermitteln geweſen iſt. In den Urteilen von 
1916 wäre gewiß, wenn man glaubte auf irgendeinen außer⸗ 
preußiſchen Rechtszuſtand Bezug nehmen zu können, nicht unter⸗ 
laſſen worden, eine derartige wertvolle Unterſtützung zu ber: 
wenden. Jenes näher nachzuweiſen bleibt jedoch beſſer denen 
überlaſſen, welchen die Handhabung der außerpreußiſchen Rechte 


obliegt. 
(Schluß folgt.) 


Schrifttum. 


Dr. Haus Pürſchel, Rechtsanwalt, zur Zeit Kriegsgerichtsrat: 
Das Geſetz über den Belagerungszuſtand nebſt Abänderungs- 
geſetz uſw. J. Guttentag, Berlin 1916. 390 Seiten. 5 . 

Der Verſaſſer hat ſich die Aufgabe geſtellt, das aus alter Zeit 
ſtammende und den Berhältniffen der Gegenwart nur ſchwer fi ans 
paſſende preußiſche Geſetz, das durch Art. 68 RV. zum Keichsgeſetz 
erhoben worden iſt, „unter Berüdfichtigung des Bayeriſchen Geſetzes 
über den Kriegszuſtand für die Praxis an der Hand der Rechtſprechung 
und der Literatur“ zu erläutern. Eine Durchſicht des Buches ergibt, 
daß es dem geſteckten Ziele durchaus gerecht wird. Mit großem Fleiße 
hat ſich Pürſchel der Mühe unterzogen, die ſeit Ausbruch des Krieges 
bis zur Beendigung ſeiner Arbeit (Juni 1916) in faſt übergroßem 

Umfange veröffentlichten einſchlagenden Einzelabhandlungen und Ent⸗ 

ſcheidungen der oberen und oberſten Gerichte nicht nur zuſammen⸗ 

zutragen, ſondern auch unter eigener Stellungnahme kritiſch zu wür⸗ 
digen. Die Ergebniſſe, zu denen der Verſaſſer gelangt, find ſtets mit 
beachtlichen Gründen belegt und meiſtens als zutreffend anzuerkennen, 
wie denn z. B. die Frage, inwieweit § 10 BelYuftß. auf „Plünderung“ 
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Nr. 21. 1916. 


Anwendung finde, von dem RG. durch das inzwiſchen ) bekannt ge 


wordene Urteil IV 100/16 vom 11. April 1916 im Sinne Pürſchels 


S. 276 entſchieden worden iſt. Das Werk kann zur Benutzung emp⸗ 
ſohlen werden. Reichsgerichtsrat Conrad, Leipzig. 


Schrifttum zu den MWilitärverſorgungsgeſetzen und zur 
Kriegsfamilienunterſtützung. 


a) Otto Pfeiffenberger, Rechtsanwalt in Mannheim: Das 
Militärhinterbliebenengeſetz vom 17. Mai 1907. J Heß, 
Stuttgart, 1916. 4,50 &. 

Die Ausgabe Pfeiffenbergers verzichtet auf Anführung der geſetz 
geberiſchen Materialien, der Nechtſprechung ſowie im Schrifttum ver: 
tretener abweichender Meinungen. Verfaſſer hat dieſes wohlbewußt 
getan, weil ſein Hauptzweck der iſt, eine auch nichtjuriſtiſchen 
Kreiſen Nutzen bringende, die praktiſche Geſetzesanwendung er 
leichternde Handausgabe zu bieten. Dieſen Zweck hat der Verfaſſer 
erreicht. Dem Juriſten werden die vielen Wiederholungen ſowie an 
manchen Stellen eine gewiſſe Breite nicht gerade angenehm auffallen. 
Meiſt wird man den Ausführungen Pfeiffenbergers ſachlich beipflichten 
können. Nicht recht erſichtlich iſt mir hingegen, warum Scheidungs⸗ 
urteile anderer als deutſcher Gerichte nicht zu berückſichtigen fein follen. 
Die Grundſätze des 8 328 ZPO. darüber, unter welchen Voraus⸗ 
ſetzungen ein die Scheidung ausſprechendes Urteil des ausländiſchen 
Gerichts in Deutſchland als wirkſam anerkannt wird, dürften auch 
auf dieſem Rechtsgebiete anwendbar ſein. Auch darin kann ich dem 
Verfaſſer nicht beitreten, daß in entſprechender Anwendung des § 30 
Nr. 1 MHG. derjenige Elternteil, der nach dem Tode des Sohnes 
ſich wiederverheiratet, des Bezuges des Kriegselterngeldes aus $ 22 
des Geſetzes verluſtiggeht. Die Vorſchrift des 8 30 über den 
Fortfall der Hinterbliebenengebührniſſe ſetzt voraus, daß ein Recht 
auf die Kriegsverſorgung beſteht, die Bewilligung des Elterngeldes 
beruht aber auf einer Ermeſſensvorſchrift. Ferner iſt der geſez⸗ 
geberiſche Grund der Vorſchrift, daß das Recht auf den Bezug der 
Witwen⸗ und Waiſenverſorgung mit der Heirat des Bezugsberechtigten 
erliſcht, der, daß die Witwe und Waiſe mit der Eheſchließung einen 
neuen Unterhaltsverpflichteten gewinnt. Das Kriegselterngeld wird 
jedoch den Eltern auch dann gewährt, wenn ſie beide leben, und zwar 
häufig jedem Elternteil in voller Höhe. 


b) Zwei Handbücher zum Militärverſorgungsrecht, die Mit 
glieder des preußiſchen Kriegsminiſteriums zu Verfaſſern 
haben, ſind: Das Militärverſorgungsrecht im Heere, 
in der Marine und in den Schutztruppen. Von Rech⸗ 
nungsrat M. Adam. 

Dieſes Handbuch der Kriegs⸗ und Friedensverſorgung für Militär⸗ 
und Zivilbehörden, das für Offiziere, Beamte, Unteroffiziere, Mann 
ſchaften und deren Hinterbliebene beſtimmt iſt, ſtellt ſich als ein in 
ſeiner Art einzig daſtehendes Nachſchlagewerk dar. Es iſt bereits in 
vierter Auflage erſchienen. Das Behörden⸗Handbuch von Meier, 
Major, und Demmig, Rechnungsrat, das bei Mittler u. Sohn er: 
ſchienen iſt, befaßt ſich ausſchließlich mit dem Mannſchafts⸗ 
verſorgungsgeſetz vom 31. Mai 1906. 


c) Oberſtabsarzt Dr. Martineck vom preußiſchen Kriegs⸗ 
miniſterium beſpricht in einem bei Guſtav Fiſcher in Jena 
erſchienenen erweiterten Sonderabdruck aus der Zeitſchrift für 
ärztliche Fortbildung die ärztlichen Fragen, die das Kapital⸗ 
abfindungsgeſetz vom 3. Juli 1916 der ſozialen Medizin ſtellt. 

d) Richard Holz, Erſter Beigeordneter der Stadt Elberfeld 
Das Kriegshinterbliebenenverſorgungsrecht. Berlin 1916 
Carl Heymann (geb. 4 4). 

Verfaſſer gibt vorliegend die erſte ſyſtematiſche Darſtellung des 
militäriſchen Hinterbliebenenverſorgungsrechts auf Grund des Militär⸗ 


1) Vgl. RIES. 50, 22 f.; auch Conrad, Das Geſetz über ben 
Belagerungszuſtand S. 117 f. 
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hinterbliebenengeſetzes vom 17. Mai 1907. Anſchließend an die Dar⸗ 
ſtellung des Geſetzes werden die Fortbildung der Kriegsverſorgung 
während des Krieged und das Kapitalabfindungegeſetz behandelt. Die 
Beſchreitung des Rechtsweges, die für den Anwalt von beſonderem 
Intereſſe, iſt wenig erſchöpfend erörtert. Es wird im weſentlichen 
nur ausgeführt, inwieweit die Entſcheidungen der oberſten Militär: 
verwaltungsbehörde des Kontingents für die Gerichte maßgebend 
find ($ 86 MG.). 


e) G. Sackel: Kriegsbeſchädigtenfürſorge und Verſorgung 
der Hinterbliebenen von Kriegsteilnehmern. Alten⸗ 
burg (S.⸗A.) 1916. Stephan Geibel. 0,60 &. 

Eine kurze gemeinverſtändliche Darſtellung auf Grund der Militär: 
verſorgungsgeſetze und der ſozialpolitiſchen Verſicherungsgeſetze. 

) Heinrich Schneider, Rechnungsrat im Miniſterium für Elſaß⸗ 
Lothringen: Kriegsfamiliennuterſtützung nach den Reichs⸗ 
geſetzen vom 28. Februar 1888, 4. Auguft 1914 und 
30. September 1915 und der Bundesratsverordunng vom 
21. Jannar 1916. Straßburg 1916, Selbſtverlag. 2,10 l. 

Die Bearbeitung ſucht die heute gültigen Geſetzesbeſtimmungen 
als ein einheitliches Ganzes darzuſtellen, indem die Abänderungen den 
betreffenden Paragraphen eingefügt und, wo dies nicht angängig war, 
neue Paragraphen eingeſchoben ſind. Es ſind nur die amtlichen Er⸗ 
läuterungen wiedergegeben, eigene Ausführungen vermieden. 


g) Landesrat Seelmann, Voriſtandsmitglied der Landes⸗ 
verſicherungsanſtalt Oldenburg, hat in den Einzeldarſtellungen 
des Reichsverſicherungsrechts drei neue Hefte herausgegeben. 
Heft 3: Bekanntmachung des Reichskanzlers über die An⸗ 
rechnung von Militärdienſtzeiten und die Erhaltung von 
Anwartſchaften in der Invaliden⸗ und Hinterbliebenen⸗ 
verſicherung. Heft 4: Wer hat Anſpruch auf Altersrente? 
Heft 5: Die Kriegsgeſetze und Kriegsverordnungen im Bereiche 
des Reichsverſicherungsrechts. 

Regierungsrat Dr. Th. v. Olshauſen, Berlin. 


Dr. Heinrich Lehmann, o. ö. Proſeſſor der Rechte an der 
Univerſität Jena und akademiſcher Rat am Gemeinſchaftlichen 
Thüringiſchen Oberlandesgericht: Die Beſchlagnahme als 
Mittel der Orgauiſation der Rohſtoff⸗ und Lebensmittel. 
verſorgung. Jena, Verlag von Guſtav Fiſcher, 1916. 2,40 &. 

Nach einer faſt unüberſehbaren Zahl von Kriegsverordnungen 
find die mannigfachſten Gegenſtände zur Sicherung der Bedürfniſſe 
des Heeres, der Marine und der Zivilbevölkerung der Beſchlagnahme 
unterworfen. Die Formen der Beſchlagnahme ſind recht vielgeſtaltig, 
vielleicht vielgeſtaltiger als notwendig, weil in jedem einzelnen Falle 
meiſt mit größter Beſchleunigung je nach dem Umfange, in welchem 
die Beſchlagnahme erforderlich erſchien, und je nach der techniſchen 
Behandlung, die die zu beſchlagnahmende Ware erforderte, ohne 
Rückſicht auf Einheitlichkeit der Geſetzgebung, die Form der Beſchlag⸗ 
nahme feſtgeſetzt wurde. 

Lehmann hat als erſter die dankenswerte und ſchwierige Aufgabe 
übernommen, die unter dem Begriff „Kriegsbeſchlagnahme“ von ihm 
zuſammengefaßten Formen der Beſchlagnahme ſyſtematiſch zu behandeln. 

Das Buch zerfällt in 2 Kapitel, von denen das erſte umfang⸗ 
reichſte „Die Beſchlagnahme im Inland“, das zweite „Die Beſchlag⸗ 
nahme im beſetzten Feindesland“ behandelt. In den am Schluß 
des Buches zuſammengeſtellten ausführlichen Anmerkungen find die 
Materialien, auf Grund deren der Verfaſſer zu den im Text nieder⸗ 
gelegten Ergebniſſen gelangt iſt, mitgeteilt. . 

Im Anfang bemüht ſich Lehmann in fländiger Polemik gegen 
Walter Rathenau nachzuweiſen, daß der Begriff der Kriegsbeſchlag⸗ 
nahme keine Kriegserfindung, ſondern ein bereits vorhandenes Werk⸗ 
zeug des luriſtiſchen Begriffsarſenals geweſen ſei. Rathenau hat 
demgegenüber behauptet, daß die juriſtiſche Grundlage für die Um: 
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geſtaltung des Wirtſchaſtslebens gefehlt habe und daß der Begriff 
der Kriegsbeſchlagnahme neugeſchaffen werden mußte. Rathenau 
hat recht — wie meines Erachtens Lehmann ſelbſt trotz ſeiner 
Polemik durch den ganzen Inhalt ſeines Buches (beſonders auf 
S. 4—12) nachweiſt! 

Lehmann unterſcheidet folgende Fälle der Kriegsbeſchlagnahme 
im Inland: 

1. Berſügungsbeſchränkung hinſichtlich eines Gegenſtandes 
unter gleichzeitiger Begründung einer entſprechenden 
Rechtsgewalt einer behördlichen oder ſtaatliche Intereſſen 
wahrenden Stelle; 

2. Abſatzmonopol einer mit Wahrung ſtaatlicher Intereſſen 
betrauten Organiſation; 

3. Kontrahierungs⸗ und Lieferungszwang zugunſten einer mit 
Wahrung ſtaatlicher Intereſſen betrauten Organiſation; 

4. die Aufforderung zur käuflichen ÜUberlaſſung auf Grund 
des Höchſtpreisgeſetes und des Geſetzes über Preis: 
prüfungsſtellen. 

Mit Recht legt der Verſaſſer bei Aufſtellung ſeines Syſtems 
kein ausſchlaggebendes Gewicht darauf, ob die Beſchlagnahme in der 
geſetzlichen Anordnung ausdrücklich als ſolche bezeichnet iſt, oder ob 
ſich aus dem Inhalt der Verordnung ergibt, daß es ſich um eine 
Kriegsbeſchlagnahme handelt. Im übrigen aber ſcheint mir der 
Verſuch, die verſchiedenen Formen der Beſchlagnahme in der vor⸗ 
erwähnten Weiſe in ein Syſtem zu bringen, nicht gelungen. Es 
erregt Bedenken, wenn in der 1. Gruppe die Anordnung der Über⸗ 
wachung einer ausländiſchen Unternehmung nach den Verordnungen 
vom 4. 9. 14 und 22. 10. 14, ſowie die Einrichtung der ſtaatlichen 
Zwangsverwaltung nach der Verordnung vom 26. 11. 14 den Fällen 
der Getreidebeſchlagnahme und der Beſchlagnahme nach der Ver⸗ 
ordnung über die Sicherſtellung von Kriegsbedarf vom 24. 6. 15 an 
die Seite geſetzt werden. Iſt in dieſen Fällen der Begriff der 
Kriegsbeſchlagnahme ſchon fo weit gezogen, daß ich jedenfalls dem 
Verfaſſer nicht mehr folgen kann, fo muß weiterhin die Hineinziehung 
der Verordnung vom 22. 4. 15 über die Zwangsverwaltung von 
Grundſtücken direkt abgelehnt werden. In dieſer Verordnung handelt 
es ſich nicht um eine Kriegsbeſchlagnahme, ſondern nur um eine den 
Kriegsverhältniſſen angepaßte Ausgeſtaltung des Zwangs verwaltungs⸗ 
verfahrens. Die Zuſammenfaſſung aller dieſer Formen zu einer 
Gruppe macht das Begriffsbild der Kriegsbeſchlagnahme unklar. 
Die Fälle der Gruppe 2 und 8 nach dem Lehmannſchen Syſtem 
gehen vielfach ineinander über. Das Abſatzmonopol iſt meiſt mit 
dem Kontrahierungs⸗ und Lieferungszwang verbunden. 

Will man zu einer ſyſtematiſchen Zuſammenfaſſung der Fälle 
der Kriegsbeſchlagnahme gelangen, fo muß man mehr von wirtſchaft⸗ 
lichen als von juriſtiſchen Unter ſcheidungen ausgehen. Ich würde 
vorſchlagen, zunächſt in zwei großen Gruppen zwiſchen den Fällen 
der vollkommenen Beſchlagnahme, die meiſt in den Verordnungen 
auch als Beſchlagnahme bezeichnet wird (3. B. bei Brotgetreide, 
Gerſte, Hafer), und den Fällen der unvollkommenen Beſchlagnahme 
zu unterſcheiden. Zu der zweiten Gruppe gehören die Fälle der 
Beſchlagnahme durch Begründung eines Lieferungszwangs und durch 
Schaffung eines Abſatzmonopols, ferner alle Fälle, in denen die 
Beſchlagnahme von einer beſonderen Aufforderung abhängig iſt uſw. 
Bei Schaffung der in Frage kommenden Verordnungen hat man ſich 
ſtets zunächſt die Frage vorgelegt, ob eine allgemeine und voll⸗ 
kommene Beſchlagnahme erfolgen ſolle, oder ob man nur in ab⸗ 
geſchwächter Form und teilweiſe die Beſtände durch die Beſchlagnahme 
erfaſſen wolle. Dieſe Unterſcheidung iſt auch. für den Juriſten die 
weſentlichſte. Innerhalb der zweiten Gruppe wird man zunächſt 
zwiſchen den Fällen einer allgemeinen Beſchlagnahme und den Fällen 
der Einzelbeſchlagnahme zu unterſcheiden haben, je nachdem ob ohne 
weiteres alle Vorräte von dem Lieferungszwang uſw. betroffen ſind, 
oder ob es für jede zu beſchlagnahmende Menge einer beſonderen 
Mitteilung an den Betroffenen bedarf. Auf dieſe Weiſe fügen ſich 
die von Lehmann als beſondere vierte Gruppe aufgeführten Fälle 
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der Beſchlagnahme auf Grund des Höchſtpreisgeſetzes und des Geſetzes 
über Preisprüſungsſtellen zwanglos ein. Ich muß mich hier mit 
dieſen Andeutungen darüber begnügen, wie vielleicht ein überſicht⸗ 
licheres Syſtem aufgebaut werden könnte. Jedenfalls iſt das Ver⸗ 
langen Lehmanns (S. 77), daß das VBeſchlagnahmerecht vereinheitlicht 
werden ſollte, nach den reichlichen Erfahrungen, die ſeit Kriegsbeginn 
auf dieſem Gebiet gemacht worden ſind, durchaus berechtigt. Zunächſt 
mußte man, wollte man Praktiſches und Brauchbares ſchaſſen, von 
Fall zu Fall, je nach dem Bedürfnis, die Form der Bewirtſchaftung 
und damit auch die Form der Beſchlagnahme wählen. Heute wäre 
eine Zuſammenfaſſung zu beſtimmten Typen durchaus möglich. 

Recht intereſſant iſt die von Lehmann angeſtellte Unterſuchung 
über die Gültigkeit der Beſchlagnahmeanordnungen (S. 23 — 28), in 
der er u. a. berechtigte Bedenken gegen die aus der Blankettbeſtimmung 
§ 9b Bel 8G. hergeleitete Befugnis der Militärbeſehlshaber zu all⸗ 
gemeinen Beſchlagnahmen geltend macht. 

Zwiſchen den kurz und treffend behandelten Fragen nach dem 
Beginn und dem Ende der Verſtrickung erörtert der Verfaſſer auf 
33 Druckſeiten in erſchöpfender Weiſe die wichtigen Fragen der Wir⸗ 
kungen der Kriegsbeſchlagnahme. Es iſt anzuerkennen, daß Lehmann 
ſich dabei niemals an juriſtiſche Begriffe an klammert und Buchſtaben⸗ 
auslegung betreibt, vielmehr ſtets unter Berückſichtigung des Zwecks 
der Kriegsverordnungen und der Tatſache, daß die Verordnungen „ein 
Erzeugnis der drängenden Stunde“ ſind, von dem Grundſatz ausgeht, 
die Kriegsgeſetze im Sinne möglichſter Wirkſamkeit auszulegen. 

Verfügungsgeſchäfte, die mit dem Zweck der Beſchlagnahme⸗ 
verordnung im Widerſpruch ſtehen (z. B. Verpfändungen, Zwangs⸗ 
vollſtreckungen), ſind auch in den Fällen unterſagt, in denen dies 
nicht ausdrücklich betont iſt (S. 33). Die vielfach auffallenden 
Unterſchiede zwiſchen Beſitzer, Eigentümer, Verfügungsberechtigten uſw. 
dürfen — ſoweit die Verfügungsbeſchränkung in Frage ſteht — nicht 
ohne triftigen Grund als Ausdruck verſchiedener juriſtiſcher Abſicht 
behandelt werden. Die Verordnungen behandeln vielfach den Beſitzer 
gewiſſermaßen als Vertreter des Eigentümers, ſo Lehmann S. 34. 
Gleichwohl ſcheint dem Verfaſſer nach Anm. 63b (S. 108) die von 
Heinrici in feinen Kommentar zur Brotgetreideverordnung 1915 ges 
zogene und von mir in meinem Kommentar zur Brotgetreideverord⸗ 
nung 1916 (Berlin, Vahlen 1916) übernommene praktiſche Kon⸗ 
ſequenz, daß der Enteignungs preis für das Getreide an den un⸗ 
mittelbaren Beſitzer mit befreiender Wirkung bezahlt werden könne, 
zu weit zu gehen. 

In klarer und überzeugender Weiſe legt der Verfaſſer S. 36 
klar, daß die freiwillige käufliche Aberlaſſung beſchlagnahmter Vorräte 
an den Berechtigten kein Kauf im privatrechtlichen Sinne iſt, 
ſondern eine auf Grund öffentlichrechtlicher Zwangsvorſchriften vor⸗ 
genommene Überlaſſung, die nur in gewiſſer Beziehung als Kauf 
behandelt wird. Solche Verkäufe find nichts anderes als die Über⸗ 
gabe der beſchlagnahmten Waren an die Berechtigten zur Vermeidung 
der Enteignung. Die Grundregeln des Kaufes finden freilich An⸗ 
wendung. Wenn Lehmann S. 37 behauptet, daß die Vorſchriften 
des BGB. über die Sachmängelhaſtung bei dieſen Käufen keine An⸗ 
wendung finden, fo halte ich dies für unzutreffend. Kauft z. B. der 
berechtigte Kommunalverband von einem Beſitzer deſſen Vorrat an 
Brotgetreide als Durchſchnittsqualität zum Höchſtpreis, ſo iſt nicht 
einzuſehen, warum bei mangelhafter Beſchaffenheit die Preisminde⸗ 
rung nicht zuläſſig ſein ſollte. Wandlung kann der Käufer freilich 
nicht verlangen. Von dem Recht auf Preisminderung wird in der 
Praxis ſtändig Gebrauch gemacht. 

Mit überzeugenden Gründen vertritt der Verfaſſer den Stand⸗ 
punkt, daß der Käufer, falls die gekaufte Ware beim Verkäufer be⸗ 
ſchlagnahmt wird, nach $ 281 VGB. die Herausgabe des etwaigen 
Mehrerlöſes über den vereinbarten Kaufpreis nicht nur bei der Ent⸗ 
eignung, ſondern auch bei der „freiwilligen“ Überlaſſung zu verlangen 
habe. Getrennt zu behandeln ſind die Fälle, in denen beim Fabri⸗ 
kanten die Rohftoffe der noch gar nicht hergeſtellten verkauften Ware 
beſchlagnahmt werden (S. 44), ſowie die Fälle, in denen der Liefe⸗ 
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rungszwang nur durch einen freiwillig abgeſchloſſenen Heereslicferungs⸗ 
vertrag begründet wurde (S. 45). Im letzteren Falle entſteht ein 
Schadenderſotzanſpruch des Käufers nach § 325 BGB. Lehmann 
will gleichzeitig dem Käufer den Ülbergewirn aus dem Heeres⸗ 
lieferungsgeſchäſt gemäß $ 281 BGB. zuführen, indem er das com- 
modum ex negotiatione dem commodum ex re gleichſtellt. Ich 
kann ihm in dieſer Beziehung nicht folgen, glaube aber, das dasſelbe 
wirtſchafiliche Ergebnis fi) aus dem Geſichtspunkt des 8 825 BGB. 
gewinnen läßt. Der beim Verkauf an die Heeresverwaltung durch 
den Verkäufer erzielte Preis kann ohne weiteres der abſtrakten 
Schadensberechnung des Käufers zugrunde gelegt werden. Hat der 
Käufer einen größeren Schaden, ſo wird er ihn konkret berechnen 
und auf den Verkauf an die Heercdverwaltung gar nickt zurückgreiſen. 

Durchweg in den Ergebniſſen und der Begründung befriedigend 
iſt der Abſchnitt über die ſachenrechtlichen Wirkungen der Beſcklag⸗ 
nahme, insbeſondere über den Einfluß auf Pfandrechte. Ungetrennte 
Bodenfrüchte können nach den Vorſchriſten der ZPO. gepfändet und 
verſteigert werden, da die Beſchlagnahme erſt mit der Trennung vom 
Boden einſetzt. Erfolgt nach der Pfändung die Trennung — und 
damit die Beſchlagnahme —, ſo iſt die Verſteigerung nicht mehr ſu⸗ 
läſſig. Dagegen tritt nach dem Surrogationsprinzip (Art. 52 EG Bel 36.) 
die für die Pfändungsfache zu gewährende Entſchädigung an die 
Stelle des Pfandes. Dies gilt nicht nur für den Fall der Ent: 
eignung, ſondern auch für den Fall der freiwilligen käuflichen Über: 
laſſung. Ich habe in meinem Kommentar zur Brotgetreideverordnung 
vom 29. 6. 16 8 1 Anm. 6 einen abweichenden Standpunkt vertreten, 
den ich inzwiſchen aber aufgegeben habe. 

Der Gläubiger kann auch den zukünftigen Anſpruch aus der 
käuflichen Uberlaſſung oder der Enteignung pfänden (S. 59-61). 
Dagegen iſt die Pfändung und Wegſchaffung der von der Beſchlag⸗ 
nahme betroffenen Gegenſtände, auch wenn der Gläubiger ven der 
Verſteigerung abſehen will, unzuläſſig. Wirtſchaftlich beſteht hieran 
kein Intereſſe ſür den Eläubiger, da die vorerwähnten Wege zur 
Verfolgung ſeiner Intereſſen offenſtehen. In einer von Kretzſchmar 
zuſtimmend beſprochenen Entſcheidung vom 3. 6. 16 nimmt das 
OL G. Dresden (JW. 1916, 973) den Standpunkt ein, daß die 
Pfändung trotz der Beſchlagnahme zuläſſig ſei. Ich teile die Auf 
faſſung Lehmanns und halte den entgegengeſetzten Standpunkt für 
unvereinbar mit Wort und Willen des Geſetzgebers. 

Die Frage, ob die Verſtrickunge wirkungen im Falle der Ent 
eignung und bei freihändiger Übereignung mit dem Eigentumserwerb 
oder erſt mit Gewahrſamsübernahme durch den Erwerber enden, 
beantwortet Lehmann im Zweifel im Sinne der zweiten Alter natibe 
(S. 63). Er nimmt freilich Brotgetreide wegen der Vorſchrift dis 
8 35 der Verordnung vom 28. 6. 15 aus. Mir ſcheint, daß in allen 
Fällen mit dem Eigentumserwerb durch den Verechtigten die Wir: 
kungen der Verſtrickung enden. Der Zweck der Beſchlagnahme iſt 
erreicht, der Schutz des Eigentums tritt an die Stelle der Sicherung 
der Beſchlagnahmerechte, das ſchwächere Recht der Beſchlagnahme iſt 
durch das ſtärkere des Eigentums erſetzt. 

Wer Kriegswirtſchaftsgeſetze juriſtiſch erfaſſen will, muß vor 
allem die wirtſchaftlichen Verhältniſſe, aus denen die Verordnungen 
geboren find, und die wirtſchafilichen Zwecke der Verordnungen genau 
kennen. Mit Recht iſt vielfach der Vorwurf erhoben worden, daß 
die Kriegsverordnungen juriſtiſch wenig durchgearbeitet und miß⸗ 
verſtändlich ſeien. Um fo leichter wird der Nurjurift in der Aus 
legung der Verordnungen fehlgehen, weil er zu ſehr mit den ihm 
geläufigen juriſtiſchen Begriffen und Unterſcheidungen arbeitet. 
Lehmann beherrſcht das von ihm bearbeitete Gebiet auch wirtſchaſtlich 
im vollen Umfange. Dieſe Überzeugung gewinnt der Leſer ſchon 
beim Studium des juriſtiſchen Teils des Buches, das dadurch beſonders 
wertvoll geworden iſt. In dem Schlußabſchnitt des erſten Kapitels 
behandelt der Verfaſſer dann im Zuſammenhang die Kriegsbeſchlag⸗ 
nahme nach der wirtſchaſtlichen und rechtspolitiſchen Seite und gibt 
damit ſeinen Leſern Gelegenheit, die wirtſchaftlichen Unterlagen 
genauer kennen zu lernen. 


45. Jahrgang. 


Das zweite Kapitel behandelt die Beſchlagnabme im beſetzten 
Feindesland, ihre wirtſchaftliche und rechtliche Bedeutung, die Frage 
der Rechtmäßigkeit der Beſchlagnahme im Feindesland und die 
Behandlung der Erſatzanſprüche der von der Beſchlagnahme betroffenen 
Privatperſonen. Die Beſchlaanahme im beſetzten Feindesland iſt in 
jeder Beziehung von der Kriegsbeſchlagnahme im Inland verſchieden. 
Sie trägt den Rechtscharakter einer Zwangsenteignung durch ſtaat⸗ 
lichen Hoheitsakt. In der Streitfrage, ob die vor der Reichs⸗ 
entſchädigungskommiſſion auf Grund der Anordnung des Reichekanzlers 
vom 25. 4. 15 erhobenen Anſprüche ſchon vor dem Erlaß eines 
Entſchädigungsbeſchluſſes gepfändet werden können, ſtellt ſich Lehmann 
auf den von Beer vertretenen verneinenden Standpunkt, weil vor 
dem Entſchädigungsbeſchluß eine Forderung gegen das Reich 
nicht beſteht. 

Mit ſeiner zuſammenfaſſenden Darſtellung des Kriegsbeſchlag⸗ 
nahmerechts hat der Verfaſſer den deutſchen Juriſten eine Kriegs⸗ 
leiſtung zur Verfügung geſtellt, für die jeder, der mit der praktiſchen 
Handhabung der Kriegsverordnungen beſaßt iſt, ihm zu großem 
Dank verpflichtet iſt. Das Buch verſetzt den Leſer in die Lage, 
einen Überblick über das unw⸗gſame Geſtcüpp der Kriegsverordnunaen 
zu gewinnen und behandelt gleichzeitig in erſchöpfender und geiſtvoller 
Weiſe alle für die juriſtiſche Praxis wichtigen Einzelfragen. Hier 
und da kann man wohl anderer Anſicht ſein als der Verfaſſer. 
Jeder wird aber reiche Belehrung aus der Arbeit des als juriſtiſcher 
Pionier das Gebiet behandelnden Verfaſſers ſchöpfen. Ins beſondere 
wird auch die Anwendung der in Betracht kommenden Verordnungen 
in der gerichtlichen und anwaltlichen Praxis durch Lehmanns Buch 
bedeutend erleichtert. 

RA. Dr. Arthur Oppenheimer, Düſſeldorf, z. Zt. Berlin. 


Erich Zweigert, Landrichter, Hilfsarbeiter im Reichsjuſtizamt: 
Die Bundesratsverorduung über die Geltendmachung 
von Hypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden 
ae 8. Jani 1916 ufw. Verlag von Franz Vahlen, 

erlin. 


Die kommentierte VO. faßt die auf dem Gebiete des Realkredits 
geltenden Rechtserleichterungen zu einem einbeitlihen Ganzen zu⸗ 
ſammen; ſachlich ſchließt ſich die VO. an das bisherige Recht an, fie 
bringt aber weitgehende Veränderungen in formeller und materieller 
Beziehung. Die getroffene Regelung tft erſichtlich auf längere Dauer 
beſtimmt; die BD. gilt, bis fie vom Reichskanzler außer Kraft geſetzt 
wird ($ 20). Daß dies nicht ſofort nach Beendigung des Krieges 
geſchehen werde, kann mit Sicherheit angenommen werden, da das 
Bedürfnis, dem die VO. dient, den Krieg voraus ſichtlich noch geraume 
Zeit überdauern wird. Mit Rudficht hierauf iſt die Kommentierung 
der VO um ſo mehr zu begrüßen, als die getroffenen Vorſchriften 
zwar einige Zweifel, die bisher beſtanden beſeitigen, immerhin aber 
dem Verſtändniſſe noch mannigfache Schwierigkeiten bieten. Dem mit 
Erläuterungen verſehenen Text der VO. geht eine Einleitung voran, 
in der die bisherige Ertwicklung der einſchlagenden Krieasgeſetzgebung 
dargeſtellt iſt und ein Überblick über die durch die VO. eingeführte 
neue Regelung gegeben wird. Den Erläuterungen folgt ein Abdruck 
der im Keichsanzeiger veröffentlichten amtlichen Begründung der VO. 
Angefügt find die Verordnungen über die Einigungsämter, über die 
Zwangsverwaltung von Grundſtücken und über den dinglichen Rang 
öffentlicher Laſten. Auch dieſen Verordnungen ſind Erläuterungen 
und die in den Reichstagsdenkſchriften über wirtſchaftliche Maßnahmen 
veröffentlichten Begründungen beigegeben. So bringt die Ausgabe das 
amtliche Material und Erläuterungen zu allen auf dem Gebiete des 
Immobilienrechts ergangenen Kriegs verordnungen. 

Die ausführlichen Erläuterungen ſind mit großer Sorgfalt ab⸗ 
gefaßt und berückſichtigen Schrifttum und RNechiſprechung in er: 
ſchöpfender Weiſe. Die Ausgabe kann ſonach angelegentlich empfohlen 
werden, ſie wird dem Richter und dem Anwalt gute Dienſte leiſten. 


Oberlandesgerichtsrat Geh. Juſtizrat Dr. Kretzſchmar, Dresden. 
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Frachturkundenſtempel und Warennumſatzſtempel nach den 
Reichsgeſetzen vom 17. und 26. Juni 1916. Als Nach⸗ 
trag und Anhang zur zwölften Auflage des Reichsſtempel⸗ 
geſetzes von Geh. Regierungsrat P. Loeck, Reiche bevoll⸗ 
mächtigter. Verlag von J. Guttentag, Berlin. Kart. 1,50 &. 

Die Fertigung eines Anhangs war, wie die Vorbemerkung er⸗ 
wähnt, erforderlich, um die im Guttentaaſchen Verlage in der zwölften 
Auflage erſchienene Bearbeitung des Reichsſtempelgeſetzes vom 3 Juli 
1913 weiter gebrauchsfähig zu erhalten, nachdem das bieherige Reichs⸗ 
ſtempelgeſetz durch die Aufhebung des Scbeckſtempels vom 1. Otober 
1916 ab feinen Erſatz durch den Warenumſatzſtempel und die Ermeites 
rung des Frachturkundenſtempels abgeändert war. 

Das Reichsſtempelgeſetz Abſchnitt V und Tarifnummer 6 find in 
der Faſſung des Fracht irkundenſtempelgeſetzes vom 17 Juni 1916 
wiedergegeben Die Grundiäge zur Auslegung des Reiche ſtempel⸗ 
geſetzes, welche am 13 Juli 1916 die Zuſtimmung des Bundesrats 
erhalten haben (IV. Frachturkunden), und die Aus führungsbeſtimmungen 
nach dem Bundesratsbeſchluß vom 13 Juni 1916 find gleichfalls mit⸗ 
geteilt. Der Wortlaut und die Begründung des Frachdturkundenſtempel⸗ 
geſetzes vom 17 Jun 1916, ſowie die (geringfügigen) Anderungen der 
Muſter ſind nicht abgedruckt 

Das Geſetz über einen Warenumſatzſtempel vom 26 Juni 1918 
und die dazu gehö ige Tarifnummer 10 ſind mit Ausnahme des Art. IV 
dieſes Geſetzes wörtlich mitgeteilt. Der Abdruck des Art. IV iſt offen⸗ 
ſichtlich desbalb unterblieben, weil die durch Art. IV vorgeichriebenen 
Anderungen des Reichs ſtempelgeſetzes bereits an anderer Stelle (XVI. 
Allgemeine Beſtimmungen) durchweg berüdiichtiat find. 

Der Anhang bringt ferner Auszüge aus dem Kommiſſionabericht 
zu dem Geſetzentwurf und die Ausfübrungsbeſtimmungen des Bundes: 
rats vom 7. September 1916, ſowie die Vorſchriften des Bundesrats 
über den Erſatz des Steuerwerts der bei Inkrafttreten des Geſetzes 
in den Händen der Steuerpflichtigen vorhandenen ungebrauchten vers 
ſtempelten Scheckvordrucke und Scheckſtempelmarken. 

Die amtlichen Formulare zum Warenumfagfteuergeiek find nicht 
zum Abdruck gelangt. 

Die Grundſätze zur Ausleaung des Warenumſapsſtempelgeſetzes, 
welchen der Bundesrat am 19. Oktober 1916 ferne Zuſtimmung erteilt 
hat (zu vgl. Reiche anzeiger vom 24. Oktober 1916), konnten wohl bei 
der Drucklegung nicht mehr berückſichtigt werden. 

Von einer Erläuterung der neuen geſetzlichen Vorſchriften und 
von einer Stellungnahme zu Streitfragen hat der Verfaſſer abgeſehen. 
Die bisber erſchienenen Kommentare, Aufätze und Abhandlungen in 
Fachzeliſchriften find in dem A hang nicht erwähnt. 

Als Nachtrag zur 12. Auflage ſind unter 113 Nummern Ent⸗ 
ſcheidungen der Verwaltungsb hörden und des RS. zum Reiche ſtempel⸗ 
geſetz in der Faſſung des Geſetzes vom 3 Juli 1913 inhaltlich mit⸗ 
geteilt. Juſtizrat S. Wreſchner, Berlin. 


Konkursordnung und Anfechtungsgeſez. Mit Anmerkungen 
unter beſonderer Berückſichtigung der Entſcheidungen des RG. 
Begonnen von Dr. R. Sydow, fortgeführt von L. Buſch. 
Zwölfte vermehrte Auflage. Verlag von J. Guttentag, Berlin. 
Lwbd. 3,80 M. 

Die Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze hat dem 
praktiſchen Juriſten eine Fülle von Erläuterungswerken beſchert, die 
ihm bei Anwendung der Geſetze Stab und Stütze ſind. Zu den wert⸗ 
vollſten Gaben aus dieſer Sammlung gehören die Bearbeitungen von 
R. Sydow und L. Buſch, namentlich die der ZPO nebſt G86. und 
die der KO. nebſt dem AnfG. Von der KO. und dem AnfG. liegt 
jetzt die 12 vermehrte Auflage vor. Die Erläuterung eines Geſetzes 
kann entweder dergeſtalt geſchehen, daß die Geſetzesvorſchrift gewiſſer⸗ 
maßen als die ÜUberſchrift zu einer ſyſtematiſchen Abhandlung über 
den Geſamtinhalt der Vorſchrift erſcheint, oder ſo, daß die einzelnen 
erläuterungsbedürftigen Worte des Textes je in ihrer Sonderheit ver 


ſtändlich gemacht werden. Mit Recht iſt auch in dieſer neuen Auflage 
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die zweite Methode beibehalten worden, die für den praktiſchen Juriſten 
am zweckmäßigſten iſt, weil ihm zumeiſt daran gelegen iſt, die Bedeu⸗ 
tung eines ihm im vollen Umfange nicht verſtändlich gewordenen 
Wortes ohne längere Überlegung zu erlangen. Das Studium ſyſte⸗ 
matiſcher Darlegungen erfordert zumeiſt erheblich mehr Zeit, ohne für 
die praktische Geſetzesanwendung im Einzelfall erforderlich oder nützlich 
zu ſein. Wer in die Tiefe einzudringen hat, der wird eben zu den 
größeren ſyſtematiſchen Kommentaren und Handbüchern greifen. Die 
Bearbeitung der KO. und des AnfG. von Sydow⸗Buſch meiſtert die 
ſchwere Kunſt, mit Kürze und Klarheit den Sinn der Geſetzesworte 
Harzuftellen und die höchſtgerichtliche Nechtiprechung, vielfach auch 
die der Oberlandes gerichte in knappſter Form an die Hand zu geben. 
Vielleicht entschließen ſich die Herausgeber, in ſpäteren Auflagen auch 
noch kurze Hinweiſe auf Meinungen der Literatur einzuflechten. Über⸗ 
ſichtliche Druckanordnung gewährt die Möglichkeit einer beſonders 
ſchnellen Durchdringung des Stoffes. Die Titel ſind häufig mit einer 
kurzen aufklärenden Einführung eingeleitet und dem Geſetzes⸗ 
paragraphen die Gliederung des Geſetzes klarlegende Überſchriften 
vorangeſetzt. 

Es mag beiſpielshalber auf den 2. Titel des erſten Buches ver⸗ 
wieſen werden, der von der Erfüllung der Rechtögefchäfte im allgemeinen 
und im beſondern handelt. 

Sehr überſichtlich find die Abſonderungs⸗ und Ausſonderungs⸗ 
anſprüche behandelt. Klar tritt der Inhalt der Anfechtungsgründe 
und die Bedeutung des Zwangsvergleichs hervor. In knapper Kürze 
werden die Rechte und Pflichten des Verwalters bei § 81 zuſammen⸗ 
getragen. Es ſind dies nur Beiſpiele. Ebenmäßige Vorzüge zeigt 
die geſamte Bearbeitung. So wird das Werk wie in der Vergangen⸗ 
heit fo auch in der Zukunft bei Richtern wie Anwälten feine Beliebt⸗ 
heit bewahren. Juſtizrat Dr Wilhelm Bernſtein, Berlin. 


Die Reichsgerichtsentſcheidungen in Zivilſachen. 86. Band 
der amtlichen Sammlung nach dem Zuſammenhang mit der 
übrigen Rechiſprechund und in gekürzter Faſſung bearbeitet 
von Dr. B. Noeſt, Juſtizrat, Rechtsanwalt beim Amtsgericht in 
Solingen, und E. Plum, Rechtsanwalt beim OLG. in Cöln. 
Berlin, Karl Heymann, 1916. XXIV und 227 Seiten. Preis 
geh. 2 &, geb. 2,50 &. 

Von der Noeſt⸗ Plum ſchen Überarbeitung der Reichsgerichts⸗ 
entſcheidungen, auf die zuletzt in JW. 1916. 813 hingewieſen worden 
iſt, liegt die den 86. Band der amtlichen Sammlung der Reichsgerichts⸗ 
entſcheidungen betreffende Bearbeitung vor. Dieſer neue Band tritt 
ſeinen Vorgängern völlig ebenbürtig an die Seite. Wertvoll ſind auch 
dieſes Mal die kurzen Anmerkungen, welche dartun, wie ſich die 
einzelnen Entſcheidungen in die bisherige oberſtrichterliche Rechtſprechung 
einreihen. 

In gerechter Würdigung der Bedeutung und der weiten Ver⸗ 
breitung der „Juriſtiſchen Wochenſchrift“ iſt die mit Dank zu be⸗ 
grüßende Neuerung getroffen, daß nunmehr auch bei jeder Entſcheidung 
noch die Seite angeführt iſt, unter der ſie in der „Juriſtiſchen Wochen⸗ 
ſchriſt“ abgedruckt iſt Auch in die vergleichende Zuſammenſtellung 
der Seiten der amtlichen Sammlung und der Noeſt⸗Plum ſchen Samm⸗ 
lung haben die betreffenden Seiten der „Juriſtiſchen Wochenſchrift“ 


Aufnahme gefunden. 
Landgerichtsrat Alfons Hackenberger, Schweidnitz. 


Hofrat Dr. Guſtav Hananſek: Unfallverſicherung und Beweis⸗ 
laſt nach öſterreichiſchem Rechte. Zugleich ein Beitrag zur 
allgemeinen Rechtslehre. Wien 1916. Manzſche k. u. k. Hof⸗ 
buchhandlung. VII und 96 S. 

Ausgangspunkt und Anlaß der vorliegenden Schrift bildet folgender 
Rechts fall: Die Witwe des in einem Stadtbahntunnel zu Wien tot auf⸗ 
gefundenen X klagte die Verſicherungsgeſellſchaft, bei der ihr Gatte 
gegen Unfall verſichert war, auf Zahlung des für den Todesfall ver⸗ 
ſicherten Betrages. Die geklagte Geſellſchaft machte geltend, daß K. 


nicht durch Unfall den Tod gefunden habe, vielmehr Selbſtmord 


vorzuliegen ſcheine. Die Klage wurde in allen drei Inſtanzen abge 
wieſen, im weſentlichen mit der Begründung, daß Klägerin nicht, wie 
es ihr nach den Verſicherungs bedingungen obgelegen wäre, nachgewieſen 
hat, daß der Tod des X. durch Unfall erfolgt ſei, und daß die Tat⸗ 
ſachen, die ſie zum Nachweiſe geltend gemacht hat. daß Selbſtmord 
ausgeſchloſſen ſei, dies mit logiſch zwingender Notwendigkeit darzutun 
nicht vermögen. Verfaſſer legt nun dar, daß dieſer grundſätzliche 
Standpunkt des Oberſten Gerichtshofes, trotzdem ihn die — öfter 
reichiſche wie die deutſche — Praxis teilt, unzutreffend ſei und der 
irrigen Annahme einer ſubjektiven Beweislaſt entſpringe. 

Nach heutigem Zivilprozeßrechte treffe nämlich die Parteien zwar 
eine Anführungspflicht oder ⸗laſt. Aber dieſe bedeute nur, daß eine 
Tatſache, die eine Partei hätte anführen müſſen, die aber weder von 
ihr noch vom Gegner angeführt wurde, vom Richter als nicht vor: 
handen zu behandeln iſt, ſie beſage aber nicht, daß dieſe Partei 
vom Rechtsnachteil des Unbewieſenbleibens dieſer Tatſache getroſſen 
werden müſſe. Denn für die geltende Prozeßordnung ſei die Beweis⸗ 
laſt etwas anderes als für die alte Prozeßordnung, die noch eine 
ſubjektive Beweislaſt kannte. Gegenwärtig treffe ja beide Parteien 
eine Pflicht zur Mitwirkung bei der Feſtſtellung des Sachverhalts, 
und erſt wenn nach durchgeführtem Beweisverfahren der feſtgeſtellte 
Tatbeſtand noch eine Lücke aufweiſt, komme die Frage der Verteilung 
der Beweie laſt in Betracht und ſei nunmehr vom Richter zu löſen, 
der zu entſcheiden habe, wem es zur Laſt fällt, daß dieſe Taiſache 
unbewieſen geblieben. Grundſätzliche Vorſchriften, wen die Beweislaſt 
in dieſem Sinne trifft, enthalte weder die 8PO. noch das ABGB, 
und es ſei daher die Entſcheidung darüber, welche Partei im einzelnen 
Falle vom Nachteil des non liquet getroffen wird, dem Ermeſſen des 
Richters überlaſſen, der hierüber gemäß der Anweiſung des $ 7 488. 
nach den „natürlichen Rechtsgrundſätzen“, d. h. nach den Grundſätzen 
der Gerechtigkeit, Bılligreit und Zweckmäßigkeit zu entſcheiden hat. 
Eine Reihe von „alibewährten Beweislaſtregeln“ beweiſe die Richtig: 
keit dieſer Ausführungen. 

Die Anwendung dieſer Sätze auf den der Schrift zugrunde liegen⸗ 
den Streitfall ergebe nun folgendes: Auch wenn man den Selbſtmord 
nicht als eine von der geklagten Geſellſchaft geltend zu machende Ein⸗ 
redetatſache betrachtet, ſondern als ein Moment des rechtserzeugenden 
Tatbeſtandes auffaßt, ſei damit noch nicht gefant, daß den Kläger die 
Beweislaſt im Sinne ſeiner Belaſtung mit dem Nachteil des non liquet 
treffe. Gerecht, billig und zweckmäßig ſei es vielmehr, mit dieſem 
Nachteil die Verſicherungsgeſellſchaft zu belaſten. Denn der Unfall 
verſicherungsprozeß biete oft das typiſche Beiſpiel eines Beweis⸗ 
notſtandes, dem dieſe Beweisregel begegnen müſſe. Auch ſei das 
Abel, daß Kinder und Witwe eines Selbſtmörders einmal eine Ber 
ſicherungsſumme erhalten, geringer, als wenn ein berechtigter Anspruch 
wegen Unmöglichkeit des Nachweiſes, daß der Tod nicht durch Selbfb 
mord eingetreten iſt, abgewieſen wird. Ein entgegenſtehender Beweis⸗ 
laſtvertrag aber ſei ungültig, weil das Recht der Beweislaſt zwingendes 
Recht ſei und gegenüber der wirtſchaftlichen Mbermacht der Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaften zwingend ſein müſſe. 

Die Ausführungen des DVerfaffers, der auch auf manche Einzel 
frage des Unfallverſicherungsrechts eingeht, verdienen auch im Hinblick 
auf die aufgeworfenen grundſätzlichen Fragen Beachtung; in zwei 
Zuſätzen behandelt er insbeſondere die Bedeutung des § 7 ABB, 
der den Richter zur Ausfüllung von Lücken des Geſetzes auf die 
natürlichen Rechtsgrundſatze verweiſt, und erklärt die Arbeit der 
Rechtswiſſenſchaft und das Richteramt als eine im weiren Umfang recht: 
ſchaffende Die klare lebendige Art der Darſtellung macht das Studium 
der Schrift genußreich. 

Sektionsrat Prof. Dr. E. Adler, Wien. 


Höfegeſetz für die Provinz Hannover. Erläutert von Juſtiz⸗ 
rat Dr. Linckelmann in Hannover. (Hannover 1909 und 1914. 
Helwingſche Verlagsbuchhandlung.) 

Der Verfaſſer des im Jahre 1909 in erſter, im Jahre 1914 in 
zweiter Auflage erſchienenen Werkes hat bereits durch das in Ber 
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bindung mit Dr. Fleck herausgegebene Hannoverſche Privatrecht ſeine 
Vertrautheit mit dem beſonderen Rechtszuſtande feiner Heimatprovinz 
Hannover und ſeine Fähigkeit, in erſchöpfender und klarer Weiſe zu 
kommentieren, dargetan. Die Erwartungen, welche an das Erſcheinen 
des beſonderen Kommentars des Höfegeſetzes geknüpft werden konnten, 
find in vollem Maße erfüllt. Das Höfegeſetz regelt die erbrechtlichen 
Verhältniſſe des größten Teils des bäuerlichen Grundbeſitzes in der 
Provinz Hannover und damit des ländlichen Grundbeſitzes überhaupt, 
da die fiskaliſchen und ritterſchaftlichen Güter einen verhältnismäßig 
geringen Umfang haben. Das Werk Linckelmanns gehört deshalb zu 
dem unentbehrlichen Bücherſchatz der in der Provinz Hannover tätigen 
Juriſten und muß auch für die Gebiete derjenigen Landgüterordnungen 
willkommen fein, welche mit dem Hannoverſchen Hoͤferecht mehr oder 
weniger verwandt ſind (Weſtfalen, Brandenburg, Schleſien, Schleswig⸗ 
Holſte in, Heſſen Caſſel, Waldeck und die Grafſchaft Schaumburg). Der 
Verfaſſer hat die insbeſondere ſür die Novelle vom 28. Juli 1909 vor⸗ 
liegenden außergewöhnlich umfangreichen Materialien gründlich ver⸗ 
wertet, die Rechtſprechung des oberſten Gerichts der Provinz vollſtändig 
benutzt und durch ſeine Kenntnis und richtige Beurteilung der wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe des hannoverſchen Bauernſtandes ſeinen Kommentar 
zu einer vorzüglichen Arbeit ausgeſtattet: eine Beurteilung, die auch 
durch die nachſtehende Kritik einzelner Aus führungen keinen Abbruch 
erleiden ſoll. 

1. Nicht gelungen iſt meines Erachtens die Darſtellung, welche 
der Verfaſſer von den beſonderen Vorſchriften gibt, welche die Zu⸗ 
gehöriakeit eines Hofes zum Geſamtgut einer allgemeinen Gütergemein⸗ 
ſchaft des BG. betreffen. Die Vorſchriften find in der neuen Faſſung 
des Geſetzes vom 28. Juli 1909 aufgenommen. Die Vereinigung der 
Grundſätze des Höfereht3 — Anerbſchaft und Bevorzugung des Ans 
erben bei Berechnung des Hoſeswertes — mit denen der gewillkürten 
Gütergemeinſchaft ſtieß, wie die Geſchichte der Novelle ergibt, auf 
erhebliche Schwierigkeiten. Das in ſeiner urſprünglichen Faſſung 
gemeinverſtändliche Geſetz iſt in ſeinen neuen Beſtimmungen nicht 
glücklich redigiert. Das Verſtändnis wird außerdem erſchwert durch 
die vielen Verweiſungen auf andere Paragraphen. Der hannoverſche 
Landwirt wird beim Leſen der neuen Beſtimmungen einen Zuſtand 
verſpüren, als ginge ihm ein Mühlrod im Kopfe herum, und auch 
Juriſten aus Rechtsgebieten, in welchen Gütergemeinſchaft früher 
nicht galt und auch jetzt nur felten vereinbart wird, wird es ſchwer, 
ein klares Verſtändnis der §§ 26 bis 38 des Höfegeſetzes zu gewinnen. 
Mit Vorbemerkungen zu den einzelnen Paragraphen und Anmerkungen 
zu einzelnen Wörtern hat ein Kommentar ſeine Aufgabe, das Ver⸗ 
ſtändnis zu erleichtern, nicht erfüllt. Das hat auch der Linckelmann ſche 
Kommentar nicht verkannt, indem er auf S. 22 f. (2. Auflage) durch 
eine einleitende Überſicht in die neuen Beſtimmungen einzuführen 
beabſichtigt. Die Ausführungen werden aber der Aufgabe nicht gerecht. 
Der Fehler liegt in der Dispoſition: L. trifft eine Einteilung 
nach der Rechtslage der gütergemeinſchaftlichen Beſtimmungen des 
BGB und fügt die Einwirkung des Hoferechts in dieſelben ein. Die 
Einteilung iſt nicht glücklich gewählt und auch nicht folgerecht durch⸗ 
geführt, was in Einielheiten auszuführen hier nicht der Ort iſt. Das 
Verſtändnis der neuen Beſtimmungen kann in anderer Weiſe beſſer 
gefördert werden. Die Nov lle bezweckt, wenn möglich den Hof in der 
Familie desjenigen zu erhalten, von dem er herſtammt. Sie folgt 
damit dem Grundſatz, der auch das alte bäuerliche Recht und das 
ſeit 1874 beſtehende Höferecht beherrſchte und als leitender Gedanke 
jedem vorſchwebt der ſich mit dieſen Rechtsgebilden beſchäftigt hat. 
Mit dieſem Grundſatze die Einwirkung einer gewillkürten allgemeinen 
Gütergemeinſchaft zu vereinigen, war die Aufgabe der Novelle. Es 
iſt daher das nächſtliegende, nach dieſem Grundſatze auch die Dispo⸗ 
ſition bei Erläuterung der Novelle zu wählen, alſo die Haupteinteilung 
aus der Frage zu entnebmen, ob der Hof von dem erſtverſtorbenen 
oder von dem überlebenden Ehegatten herrührt, und als Unter⸗ 
abteilungen die verſchiedenen Fälle der Beerbung durch einſeitige und 
gemeinſchaftliche Abkömmlinge einzufügen. Das ſtimmt zwar nicht 
mit der Dispoſition des Geſetzes ſelbſt, ſteht aber doch inſofern damit 


im Einklang, als die Mehrzahl der Paragraphen (28 bis 34) ſich 
ausſchließlich mit den Schickjalen eines von dem erſtverſterbenden 
Ehegatten hinterlaſſenen Hofes beſchäftigt, und die übrigen ſich nur 
in knapper Faſſung anſchließen. Der Begriff der „anteilsberechtigten 
Abkömmlinge“, welcher dem nicht Eingeweihten beſondere Schwierig⸗ 
keiten bereitet, wird dabei in das richtige Licht gerückt werden lönnen. 

2. In der Streitfrage, ob die Sonderbeſtimmungen über die 
allgemeine Gütergemeinſchaft auf alle Ehen Anwendung finden, für 
welche allgemeine Gütergemeinſchaft gilt, oder nur auf ſolche Ehen, 
bei denen die Gütergemeinſchaft nach dem Inkrafttreten des Geſetzes 
vom 28. Juli 1909 vereinbart iſt, verbleibt L. (2. Auflage S. 30) 
bei ſeiner die beſchränkte Anwendung verfechtenden Anſicht. In 
Abereinſtimmung mit der herrſchenden Meinung hält er es anſcheinend 
grundſätzlich für zuläſſig, daß der Geſetzgeber auch konkludent einer 
Norm eine rückwirkende Kraft beilegen kann, aber die dafür ange führten 
Gründe erſcheinen ihm nicht als genügend. Mit Drechsler (Das Höfe⸗ 
recht in der Provinz Hannover, 2. Auflage, S. 40) bin auch ich durch 
die Verhandlungen des Preußiſchen Abgeordnetenhauſes von der Abſicht 
des Geſetzgebers überzeugt, die Beſtimmungen auch auf diejenigen 
Ehen zur Anwendung zu bringen, für die ſchon vor dem 1. Oktober 
1909 allgemeine Gütergemeinſchaft ausbedungen war. Der Zweck 
des Geſetzes, die betreffenden Beſtimmungen des BGB. mit dem Höfe⸗ 
recht in Einklang zu bringen, hat dem § 26 des Geſetzes eine Faſſung 
gegeben, welche eine allgemeine Bedeutung klar erkennen läßt und die 
erweiterte Anwendung rechtfertigt. Eine Entſcheidung der Streitfrage 
durch das OLG. Celle liegt noch nicht vor. 

3. Für die Bedeutung der ſogenannten successio antecipata 
will L. unter Bekämpfung einer vom OLG Celle, 4. 3 S., ausgeſprochenen 
Anſicht es rechtsgrundſätzlich ablehnen, daß in einem Übergabe⸗ 
vertrage eine Univerſalſukzeſſion liegen könne (2. Auflage S. 74). 
Weshalb „rechtsgrundſätzlich“? Weder das Verhältnis des Höfe 
rechts zu dem BGB. noch die Faſſung des Höfegeſetzes berechtigen zur 
Ausſchließung dieſes Geſichts punktes. Wenn das Recht „durch Ver⸗ 
trag das Vermögen ganz oder teilweiſe unter Lebenden mit Rückſicht 
auf eine künſtige Erbfolge abzutreten“, unverändert bleiben ſoll, 
ſo liegt darin nicht allein kein Verbot, ſondern ein Hinweis auf die 
Zuläſſigkeit, die Abtretung auch von dem Geſichtspunkte einer Uni⸗ 
verſalſukzeſſion zu betrachten. Das geſchah früher unter der Herrſchaft 
der alten bäuerlichen Rechte und muß, da das Kechtsinſtitut ſich an 
die beſtehende Gewohnheit angeſchloſſen hat und ſich mit dieſem An⸗ 
ſchluß weiter entwickeln fol, auch in Zukunſt fo bleiben. Die Rechts 
ſprechung wird noch manche Lücke ausfüllen müſſen und dabei des 
Geſichtspunktes der Univerſalſukzeſſion nicht völlig entbehren können. 

4. L. berührt auch in feinem Höferecht (Anm. 23 zu $ 6) die 
Rechtsverhältniſſe der Realgemeinde⸗ (Allmende⸗) Berechtigungen, für 
deren völlige Trennbarkeit von der Hofesſtätte er ſchon in dem in 
Gemeinſchaft mit Dr. Fleck herausgegebenen „Hannoverſchen Privat⸗ 
recht“ lebhaft eingetreten iſt. In dem Erkenntnis des OLG. Celle 
vom 8. Mai 1914 (in Sachen Kliemann w. Engelke) — Hann. Cour. 
vom 18. Juni 1914, Sonderbeilage zur 27. Wanderausſtellung der 
Deutſchen Landwiriſchaftsgeſellſchaft — find feine Anſichten im weſent⸗ 
licken zum Durchbruch gekommen. Da die Entſcheidung von dem 
5. 35. abgegeben iſt, an den damals ſämtliche Rechts falle aus dem 
Gebiete des Hannoverſchen Privatrechts verwieſen waren, ſo hat ſich 
in der Provinz Hannover vielfach die Anſicht verbreitet, daß damit 
die lanpjährige Streitfrage endgültig im Sinne der unbeſchränkten 
Trennbarkeit aller Arten der Allmendeberechtigungen entſchieden ſei. 
Das trifft aber nicht zu: Der während des Krieges eine Zeitlang zur 
Entſcheidung der hannoverſch⸗partikularrechtlichen Fälle berufene 2. 8 S. 
hat in einer noch nicht zur Entſcheidung gelangten Prozeß ſache Ans 
ſtand genommen, ſich dieſer Auffaſſung anzuſchließen Auch nach 
meiner Anſicht geht das Erkenntnis in Sachen Kliemann gegen 
Engelke zu weit. Die grundſätzlichen Erwägungen, welche zugunſten 
der Trennbarkeit aus dem 5 8 des Geſetzes vom 28 Mai 1873 (betr. 
das Grundbuchweſen in der Provinz Hannover) und $ 1 des Hökegeſetzes 
entnommen ſind, unterliegen erheblichen Bedenken. Die Streitfrage 
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kann überhaupt nicht einheitlich entſchieden werden. Es ſtehen bald 
reine Empfangsrechte in Frage, bald ſolche, die mit einer Gegen⸗ 
leiſtung, und zwar bald einer minderwertigen, bald einer überwiegenden 
Gegenleiſtung verbunden ſind. Bei beiden Arten ſind objektiv be⸗ 
ſtimmte oder wenigſtens beſtimmbare von ſolchen zu unterſcheiden, die 
von den jeweiligen wirtſchaftlichen Verhältniſſen der berechtigten Hofes⸗ 
ſtätte abhängig ſind. Nur bei den objektiv beſtimmten oder beſtimm⸗ 
baren und nicht mit einer Gegenleiſtung verbundenen Berechtigungen 
mag eine freie Veräußerung eingetreten ſein, da die Vorausſetzungen 
für die Untrennbarkeit fortgefallen find. Zu dieſer Gruppe gehören 
in der Regel die Berechtigungen in einer Gemeindeforſt. 


Bei allen anderen Berechtigungen iſt meines Erachtens an der 
Untrennbarkeit feſtzuhalten, es ſei denn, daß ſich lokales Gewohnheits⸗ 
recht im entgegengeſetzten Sinne entwickelt hat, oder ſtatutariſch andere 


Beſtimmungen getroffen ſind. 
Geh. Juſtizrat Dr. Meyer, Celle. 


Wachler⸗Hoffmann: Königl. Sächſiſches Einkommenſtenergeſetz. 
IV. Auflage, Leipzig 1916. Roßbergſche Verlagsbuchhandlung. 
7,80 &. 


Ein Kaufmann, der in Leipzig ſein Geſchäft betreibt, aber in 
Grunewald wohnt, hat Einkommenſteuer an den Sächſiſchen und den 
Preußiſchen Staat, die Stadt Leipzig und die Gemeinde Grunewald 
zu zahlen. Es wird ihm nicht leicht fallen, ſich über die Grundſätze 
zu unterrichten, nach denen die Beſteuerung erfolgt; ſie ſind für jeden 
der vier Steuerberechtigten verſchieden. Die Sachlage iſt noch ver⸗ 
wickelter, wenn der erwähnte Kaufmann etwa außerdem noch ein 
Grundſtück in Bayern beſitzt und Geſellſchafter einer G. m. b. H. in 
Mecklenburg iſt. Überall gelten für die Einkommenſteuer verſchiedene 
Grundſätze; innerhalb desſelben Staates gehen Staatseinkommenſteuer⸗ 
recht und Gemeindeſteuerrecht häufig in wichtigen Fragen verſchiedene 
Wege. Am ſchlimmſten iſt die Rechtsverſchiedenheit bei der G. m. b. H., 
obwohl gerade bei dieſem modernen Inſtitut die Möglichkeit einer ein⸗ 
heitlichen Regelung beſtanden hat. Bald wird nur die Geſellſchaft 
beſteuert, bald nur die Geſellſchaſter. Häufig unterliegen ſowohl 
Geſellſchaft wie Geſellſchafter der Steuer. Alsdann beſteht entweder 
die Doppelbeſteuerung ungemildert, oder fie erfährt Milderungen, für 
die wiederum die verſchiedenſten Syſteme gelten. 


Die Zeit nach dem Kriege wird eine Neuorientierung des Ein⸗ 
kommenſteuerrechts bringen. Der Grundſatz, wonach die Einkommen⸗ 
ſteuer dem Staat und der Gemeinde vorbehalten bleiben ſollen, wird 
vielleicht nicht aufrecht bleiben; als dritter Wettbewerber tritt das 
Reich auf, das bereits durch den Wehrbeitrag und im Grunde auch 
durch die Kriegsgewinnſteuer das Einkommen für ſich herangezogen 
bat. Bei dieſer Neuregelung wird es vielleicht möglich fein, die vers 
ſchiedenen territorialen Einkommenſteuerrechte miteinander in Einklang 
zu bringen. Nicht völlige Übereinſtimmung, wohl aber Beſeitigung 
der zufälligen und willkürlichen Verſchiedenheiten iſt anzuſtreben. 
Ahnlich wie jetzt das preußiſche Kommunalabgabengeſetz und das 
ſächſiſche Gemeindeſteuergeſetz die Grundlage bilden für die lokalen 
Steuerordnungen, könnte ein Reichsgeſetz die Grundlage für die Staats: 
einkommenſteuergeſetze bilden, oder es könnte durch Vereinbarung der 
Bundes ſtaaten eine Reform auf gemeinsamer Grundlage erfolgen. 


Das ſächſiſche Einkommenſteuergeſetz vom 24. Juli 1900 ſtimmt 
in ſeinen Grundlagen mit dem preußiſchen überein: Auch die ſächſiſche 
Einkommenſteuer iſt eine allgemeine Steuer, die jedes Einkommen 
über eine Mindeſtgrenze hinaus trifft; hier wie dort gilt die Quellen⸗ 
theorie, der Grundſatz der Degreſſion, Deklarationszwang und ein 
Rechtsmittelſyſtem, das bei dem OVG. endet. Aber in den Einzel— 
heiten beſtehen wichtige Abweichungen: Das Steuerjahr beginnt nicht 
am 1. April, ſondern am 1. Januar. Die Steuerpflicht beginnt nicht 
bei 900 AM, fondern bereits bei 400 & Einkommen. Die Veranlagung 
erfolgt nicht nach dem Stande des Beginns des Steuerjahres, ſondern 
nach dem Stand der „Einſchätzung“. Als Zeitpunkt der Einſchätzung 
hat die Zeit der Aufſtellung der Hausliſten, d. h. der 12. Oktober 


des dem Steuerjahr vorausgehenden Kalenderjahres zu gelten. Ein 
Privatmann verſteuert desbalb im Jahre 1917 nicht wie in Preußen 
das Einkommen des Jahres 1916, fondern im allgemeinen das des 
Jahres 1915. Auch Sachſen unterſcheidet zwiſchen vier verſchiedenen 
Quellen, jedoch beſtehen im einzelnen wichtige Abweichungen. So 
gilt das Einkommen eines Rechtsanwalts oder des Angehörigen eines 
anderen freien Berufes — anders als in Preußen — als Einkommen 
aus Gewerbe. Wichtig iſt die in Preußen unbekannte Beſteuerung 
nach dem Verbrauch; ſie kann bei ſolchen Perſonen angewendet werden, 
deren Einkommen geringer iſt als ihr Verbrauch, wenn ſie 
einen eigenen Hausſtand führen. Die Aktiengeſellſchaft verſteuert 
in Sachſen nur die verteilten Überſchüſſe; es findet keine Hinzu⸗ 
rechnung der zur Tilgung von Schulden oder des Grund⸗ 
kapitals verwendeten Beträge und der Reſerveſonds, auf der anderen 
Seite auch kein Abzug von 3½ Prozent des Aktienkapitals ſtatt. 
Maßgebend find bei der Aktiengeſellſchafſt die Überſchüſſe der letzten 
Kalenderjahre, nicht die der drei letzten Geſchäftsjahre. Dieſelben 
Grundſätze gelten auch für die G. m. b. H, während in Preußen be 
kanntlich die G. m. b. H. nach den Grunſätzen veranlagt wird, die für 
den Einzelkaufmann gelten unter Anwendung eines beſonderen Steuer⸗ 
tariſs. Die Doppelbeſteuerung wird in Sachſen nicht beſeitigt, aber 
gemildert durch die Vorſchrift, daß Dividenden von Geſchäftsanteilen 
einer G. m. b. H., die in Sachſen ihren Sitz hat, ſoweit ſie bei der 
Geſellſchaft zur Beſteuerung zu ziehen ſind, bei den Geſellſchaſtern nur 
zur Hälfte ihres Betrages in Anſchlag kommen. 

Ein vortrefflicher Führer durch die Steuerpraxis Sachſens iſt 
der vorliegende Kommentar. Er befindet ſich in feinen verſchiedenen 
Auflagen in den Händen eines jeden, der in Sachſen ſteuerrechtlich 
intereſſiert iſt. Geheimrat Wachler iſt während der Bearbeitung der 
vorliegenden Auflage geſtorben. Hoffmann, der Senatspräſident 
am OG. iſt, an dem Wachler in gleicher Stellung wirkte, hat die 
Erläuterungen fertiggeſtellt. Der Kommentar iſt weit beſcheideneren 
Umfanges als die preußiſchen, gewährt aber gerade deshalb auch dem 
Außenſtebenden einen guten Überblick über die ſächſiſche Steuerpraris, 
insbeſondere die Rechtſprechung des OVG. Dieſes hat in den 
15 Jahren ſeines Beſtehens auch auf ſteuerrechtlichem Gebiet Vor⸗ 
treffliches geleiſtet; es wandelt durchaus nicht immer auf den Spuren 
der preußiſchen Praxis. So hat es ſich neuerdings der modernen 
Auffaſſung der kaufmänniſchen Bilanz angeſchloſſen. Seit dem Urteil 
vom 12. Dezember 1912 geht es davon aus, daß es mit dem für die 
kaufmänniſche Buchführung maßgebenden Grundſatze der geſchäftlichen 
Vorſicht unvereinbar ſei, wenn der Kaufmann die Beſtandteile ſeines 
Anlage und Betriebskapitals regelmäßig mit dem objektiven Ber 
kaufswerte einſtellen wollte; die natürliche, im Laufe der Jahre ein 
tretende Wertſteigerung von Gegenſtänden des Anlagekapitals dürfe 
in der Bilanz überhaupt nicht zum Ausdruck kommen, und die Gegen⸗ 
ſtände des Betriebskapitals, namentlich die Waren, ſeien nicht höher 
als mit dem Selbſtkoſtenpreis zu bewerten (Wachler⸗Hoffmann S. 120). 
Bezüglich der Frage, ob bei der Beſteuerung einer G. m. b. H. die 
Gehälter abzugsfähig find, die die zu Geſchäfts führern beſtellten Geſell 
ſchaſter beziehen, ſteht Sachſen gleichfalls nicht auf dem Standpunkt 
der preußiſchen Praxis. Das OVG. erklärt das feſte Gehalt des 
Geſchäftsführers für abzugsfähig. Dabei macht es keinen Unterſchied, 
ob die Tätigkeit des Geſchäftsführers auf beſonderem Dienſtvertrag 
beruht oder als geſellſchaftliche Verpflichtung übernommen iſt. Da⸗ 
gegen wird dieſer Unterſchied von Bedeutung, wenn die den Geſchäfts⸗ 
führern — Geſellſchaftern zugeſicherte Vergütung aus Anteilen am Rein 
gewinn beſteht (Wachler⸗Hoffmann S. 23). 

Die vorliegende neue Auflage trägt die bis zum Dezember 1915 
erſchienenen Geſetze und Verordnungen ſowie die neuere Rechtſprechung 
des OVG. in ſorgfälliger Weiſe nach. Auch die aus Anlaß des Krieges 
ergangenen Geſetze und Verordnungen, ſoweit ſie das Gebiet der 
Steuer berühren, find aufgeführt, leider aber nicht erläutert. Nach 
dem Erſcheinen des Kommentars iſt eine nicht unwichtige Abänderung 
des Einkommenſteuergeſetzes durch das Geſetz vom 20. Oktober 1916 
(GVBl. S. 173) erfolgt. Danach wird für die Einkommenſtcucr 
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(das gleiche gilt ſür die Ergänzungsſteuer) das Einkommen der Ehe⸗ 
gattin ohne Rückſicht auf den ehelichen Güterſtand zuſammengerechnet. 
Das geſamte Einkommen gilt als Einkommen des Ehemannes; nur 
dieſer iſt Beitragspflichtiger hinſichtlich des zugerechneten Einkommens. 
Rechtsanwalt Dr. Kaufmann, Leipzig. 


Antrittsrede des öſterreichiſchen Juſtizminiſters 
Dr. Franz Klein. 


„Durch allergnädigſten Auftrag zur Leitung des Juſtizminiſteriums 
berufen, ſtehe ich wider mein Erwarten heute abermals vor Ihnen, 
geehtte Herren. Ich habe Ihnen vor allem für die freundlichen 
Begrüßungsworte zu danken, die Sie durch den Mund Sr. Exzellenz 
an mich richteten. Ich verſichere Sie, daß das Gefühl der Zugehörig⸗ 
keit zum Juſtizminiſterium in mir nicht erloſchen iſt und dies die 
unſeren Verkehr beſtimmende Note ſein wird. 

Der Beamtenkörper iſt nicht mehr ganz derſelbe wie zur Zeit 
meines Rücktritts und auch der Zuſammenhang mit den RNeſſort⸗ 
geſchäſten, mit denen ich damals durch mehr als ein Jahrzehnt aufs engſte 
verwachſen war, iſt inzwiſchen zerfallen. Ich werde daher als erſtes 
im Verkehr mit den einzelnen Herren wieder mit dem Amte Fühlung 
ſuchen müſſen, indem ich mich von ihnen über Stand und Gang der 
amtlichen Angelegenheiten unterrichten laſſe. Dabei wird es zugleich 
möglich fein, etwaige Anderungen in der Geſchäftsſührung zu erörtern, 
wobei Sie auf meiner Seite ebenſo einſichtiges Eingehen auf das 
der gegenwärtigen Lage nach Notwendige und Zweckmäßige erwarten 
können, als ich es von Ihnen erhoffen darf. 

Während ich ſomit im Aufſtellen von Richtlinien für den ad⸗ 
miniſtratiben Zweig unſerer gemeinſamen Arbeit zunächſt noch Zurück⸗ 
haltung bewahren muß, bis ich in dieſe mehr verhüllte Amtstätigkeit 
wieder Einblick gewonnen habe, kann ich mich über die in die 
Außenwelt greifende und daher für jedermann nachprüfbare 
verkehrsregelnde Wirkſamkeit des Juſtizminiſteriums beſtimmter äußern. 
Sie ſetzte ſchon vor dem Kriege ein, war ſeit dem Kriegsausbruch 
eine überaus rege und zeugt von einem großen Eifer, den ich gern 
anerkenne. Es will aber ſcheinen, als ob es kaum am Platze 
wäre, fie in ähnlicher Menge und in ähnlichem Zeitmaße 
fortzuſetzen. Eine ausgiebige Verdauungspauſe dürſte geboten ſein. 
Die Juſtizberufe ſtöhnen ſozuſagen unter der Überfülle des neuen 
Rechtsſtoſſes, den fie juft in einer Zeit verhältnismäßig raſch ſich 
aneignen ſollen, da die meiſten Richter, Anwälte und Notare aus 
verſchiedenen Urſachen unter ungünſtigeren Bedingungen arbeiten als 
ſonſt. Ferner wird Maßhalten deswegen nötig ſein, damit die aus 
dem Felde zurückkehrenden praktiſchen Juriſten nicht auf allzu weiten 
Gebieten ganz unbekannten Ordnungen oder doch einſchneidenden 
Neuerungen gegenüberſtehen, in die ſich ſofort hineinzufinden für viele 
keine leichte Sache ſein dürfte. Und auch für die Geſchäftswelt mag 
die äußerſte Grenze des Angängigen ſchon mehr als erreicht ſein. 

Es wird wahrſcheinlich auch weiterhin während des Krieges 
Fälle geben, wo ein unverzügliches Erlaſſen neuer Vorſchriften nicht 
zu umgehen iſt, und dazu hätte ich ſchon ſeit langem Vorſchriften 
gerechnet, die der zunehmenden Verwahrloſung der Jugend 
entgegenwirken könnten. Abgeſehen von ſolchen wahrhaftigen, 
dringenden Kriegsnotwendigkeiten wird aber das Nächſte auf legis⸗ 
lativem Gebiete die inneramtliche Vorbertitung der künftigen ver⸗ 
faſſungsmäßigen Geſetzgebung fein. Nach zwei Richtungen: Ein: 
mal, indem ältere Geſetzentwürfe, wie zum Beiſpiel die des Strafs 
und des Preßgeſetzes, für welche die Form der Notverordnung 
bisher nicht in Anſpruch genommen wurde, nochmals überprüft 
werden, um ſie ſeinerzeit in möglichſt vollkommener Geſtalt dem 
Reichsrate vorzulegen. Das Zweite aber wird eine Nacharbeit 
an denjenigen Notverordnungen ſein, die den Krieg überleben ſollen. 
Solche Verordnungen haben das Gute, daß fie nicht ſogleich einen 
endgültigen Zuſtand ſchaſſen. Da ſie vor ihrer Verkündung dem 


ſonſt üblichen öffentlichen Meinungsaustauſch nicht 
unterworfen wurden, kann dies ohne jeglichen Schaden nunmehr 
in der Weiſe nachgeholt werden, daß an die Gerichte, an die Ver⸗ 
tretungen der freien juriſtiſchen Berufe und an die offiziellen Ver⸗ 
tretungen der wirtſchaftlichen Intereſſen die Einladung ergeht, ſich 
darüber nachträglich zu äußern. Es könnte für das künftige 
Recht nur von Vorteil ſein, wenn auf Grundlage dieſer Gutachten 
an den Verordnungen die etwa noch wünſchenswerten Ergänzungen 
und Verbeſſerungen vorgenommen würden, bevor fie unbedingte 
Verbindlichkeit erlangen. Es iſt kein Zufall, wenn ſich in neuerer 
Zeit die Beiräte, Umfragen und Enqueten eingebürgert haben und 
ſtetig ausdehnen, wenn die Regierung zu den Verſammlungen der 
verſchiedenen Verbände und Körperſchaften Vertreter entſendet, die 
Preſſe als Dolmetſch der in der Bevölkerung verbreiteten 
Anſichten unentbehrlich iſt uſw. Die Wurzel dieſer und vieler 
ähnlicher Erſcheinungen iſt die Erkenntnis oder doch das Gefühl, daß 
ſich jetzt kaum jemand anmaßen kann, nur mit ſeinem eigenen Ver⸗ 
ſtande die Angemeſſenheit und alle Folgen wichtigerer allgemeiner 
Verfügungen verläßlich voraus zubeſtimmen. Man kann die heutige, 
ſo vielſältig zuſammengeſetzte und bewegte Geſellſchaft nicht ohne 
ſie regieren und ihre Angelegenheiten nicht ohne ſie ver⸗ 
walten, weder im Frieden noch im Kriege. Das iſt der innerſte 
unpolitiſche, ſoziale Grund der Notwendigkeit konſtitutioneller und 
leiſtungsfähiger parlamentariſcher Einrichtungen in der Gegenwart, 
und aus dem nämlichen Grunde ſoll auch kein Geſetz zuſtande kommen, 
ohne daß die Bevölkerung im weiteſten Umfange in die Lage verſetzt 
wird, ſich über die geplanten Regeln auszuſprechen. Von je mehr 
Seiten fie beurteilt werden, deſto beſſer und förderlicher können fie 
werden. 

Doch wir haben im Augenblick nicht bloß für die Zukunft zu 
ſorgen. Ringsum iſt noch Krieg, mannigfache Not und auf uns 
laſtende Ungewißheit. Auch die im Dienſte des Rechts ſtehenden 
Behörden können und dürſen ſich dem Einfluß der Zeit und dieſer 
Umgebung nicht verſchließen. Zu dem, was für die Bevölkerung 
nun das Wichtigſte iſt, den Ernährungs- und Verpflegsfragen, 
trägt das Recht, wie wir geſehen haben, wenig bei; ſelbſt gegen die 
gröbſten Ausſchreitungen der Ausbeutungsſucht hat es nicht viel ver⸗ 
mocht. Es iſt ſtreitig, ob wir es hier wirklich mit etwas Unver⸗ 
meidlichem zu tun haben, der Rechtsſchutz an wirtſchaſtlichen Geſetz⸗ 
mäßigkeiten ſcheitern muß, oder ob ſeine Ohnmacht irgendwie 
bebebbare Urſachen hat. Daß bei der ſtürmiſch anſteigenden Preis⸗ 
geſtaltung dermalen, zum Teil wenigſtens, verwerflichſter 
Eigennutz mitſpielt, iſt ebenſo unzweifelhaſt, als es wahr iſt, daß 
außerhalb der Schichten der Nutznießenden daz Nechtsgefühl ſich 
gegen die ungeahndeten Frevel der Kriegsſpekulanten 
empört auflehnt. Die allgemeinen Bedingungen einer Rechts⸗ 
ſühne wären alſo ſachlich wie perſönlich gegeben. Eben deshalb wird 
es wohl nicht zuläſſig ſein, den Kampf gegen die Machenſchaften 
des Kriezswuchers und für die von ihm bedrohten ſittlichen und 
politiſchen Geſellſchaftswerte deshalb einzuſtellen oder einzuſchränken, 
weil ſeine ſichtbaren Erfolge gering ſind. Bei aller Anerkennung, 
daß das Recht im Prozeſſe der Preisbildung in zweiter Linie ſteht, 
wird doch jetzt angeſichts der entfeſſelten Gewinngier aus Recht und 
Rechtseinrichtungen alles herausgeholt werden müſſen, was an nieder 
haltender, hemmender und eindämmender Kraft ſich darin birgt. Es 
wird zu dieſem Zwecke insbeſondere auch reiflich zu erwägen ſceia, 
inwiefern die Technik dieſes Kampfes zu verbeſſern wäre. 
Jedenfalls bildet dieſe Frage einen Hauptgegenſtand unſerer 
Krieg aufgaben. 

Wir müſſen ferner darüber wachen, daß Recht Recht bleibe, daß 
jedem auch im Kriege ſein Recht werde und daß dieſe ſtarke geſell⸗ 
ſchaftliche Klammer ſtark bleibe. Es darf aber auch daran nicht 
vergeſſen werden, wie ſehr die Menſchen in den Bedrängniſſen des 
Krieges ſich nach einem Strahl von Milde und Mitleid, nach einem 
verſöhnenden Klang ſehnen, und wie ſehr daher der Gedanke der 
Fürſorge, der Pflegſchaft, des Errettens, der in der modernen Auf: 
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faffung des Rechts und der Gerechtigkeit immer mehr hervortritt, 
gerade im Kriege das Walten der Juſtiz durchdringen ſollte. Sie 
muß mit anderen Worten im Kriege mehr als ſonſt neben dem 
Schwerte ihr Rotes Kreuz haben. Dann möchte ich Ihnen namentlich 
eines ans Herz legen. Ich ſtand während des Krieges mit der 
Bevölkerung und vor allem mit den erwerbenden Kreiſen vielfach in 
Verbindung und konnte beobachten, wie hart ſie es empfinden, wenn 
ihren anſcheinend begründeten Vorſchlägen, Wünſchen und Beſchwerden 
in den Zentralſtellen keine ſonderliche Beachtung geſchenkt wird. In 
den eigenartigen Verhältniſſen der Kriegszeit mit ihrer allſeitigen 
Hilfsbedürftigkeit iſt eine ſolche erhöhte Empfindlichkeit begreiflich. 
Wie alle anderen Behörden ſollten auch wir auf dieſe Tatſache achten. 
Unfere Bevölkerung, die in ihrer überwiegenden Mehrheit wirklich 
brav und wacker durchhält, verdient es, daß man für ihre Anliegen 
ein offenes Ohr hat und, wo es geht, darauf Rückſicht nimmt, um 
fo mehr als ſich zugleich durch die aus dem Verkehr ſelbſt heraus⸗ 
wachſenden Wünſche in natürlichſter Weiſe die Anpaſſung der 
öffentlichen Einrichtungen an die Erforderniſſe der Kriegszeit voll⸗ 
zieht. Darum möchte ich Sie bitten, wenn Ihnen einzelne derartige 
Bewerden oder Wünſche vorkommen, ſie auf das wohlwollendſte zu 
würdigen, falls etwas Richtiges daran iſt, auf Abhilfe zu ſinnen 
und anders zu helfen, als daß in einem fort neue „Amter“ geſchaffen 
werden. Sofern aber gegen einzelne Inſtitutionen im Bereiche der 
Rechtspflege oder gegen deren Handhabung in der Oſſentlichkeit 
im großen Stil Beſchwerde geführt wird, wird man um ſo weniger 
ſorglos daran vorbeigehen dürfen. Es wird vielmehr nach dem 
berechtigten Kern zu forſchen und ihm tunlichſt Rechnung zu tragen 
ſein, um, wo es verhütet werden kann, überflüſſige Unzufriedenheiten 
ſich nicht anſammeln zu laſſen. Das gilt zumal für die Klagen 
über die Behandlung der Preſſe. 

Unter den uns berührenden Problemen der Nachkriegszeit möchte 
ich nur mit einem Worte auf unſere Teilnahme an der Überleitung 
in die Friedens wirtſchaft hinweiſen, die nach einem groß ent⸗ 
worfenen einheitlichen Geſamtplane und nicht als Stück⸗ und 
Flickwerk wird erfolgen müſſen, und auf die nun lebhaft erörterte 
Frage einer Annäherung im Verkehrsrechte Oſterreichs, 
Ungarns und Deutſchlands. Letztere wird, vorläufig wenigſtens, 
ſorgfältig zu fludieren fein, denn, richtig ausgemeſſen, hätte ein 
derartiges gegenſeitiges Angleichen namentlich für die Volks wirtſchaft 
offenkundige Vorteile und würde im allgemeinen kaum erheblichen 
Schwierigkeiten begegnen. Es hat eben der Krieg nach allen Seiten 
unſeren Geſichtskreis erweitert. Früher übliche Abgrenzungen ſind 
aufgehoben und das Gemeinſame ſchlägt überall durch. Statt der 
bloß rechtlichen und juriſtiſchen Geſichtspunkte ſind mit einem Schlage 
auch für Rechtspflege und Rechtsordnung die geſamten ſtaatlichen, 
geſellſchaftlichen Intereſſen ebenſo maßgebend geworden wie für die 
Politik. Das muß im Verhalten zum Publikum, im Auffaſſen der 
Berufspflichten, in Sinn und Geiſt der Berufsübung, im Grundzuge 
der Nechtsbildung und in den Zielen, denen dieſe zuſtrebt, kurz in 
allem und jedem zum Ausdruck kommen. Wenn wir dieſen Kriegs⸗ 
gewinn in den Frieden hinüberzutragen vermöchten, ſo wäre es ein 
ſegensreicher, läuternder und erhöhender Fortſchritt, denn das Recht 
würde ſich damit zum Heile des Staates und des geſellſchaftlichen 
Friedens von einer kahlen Schutzmaßregel zu einem vollbürtigen 
Wohlfahrts⸗ und Kulturelement erheben. 

Neben der oberſten Juſtizverwaltung werden ſelbſtverſtändlich 
auch die Gerichte, die ſtaatsanwaltſchaftlichen Stellen und alle 
ſonſtigen Juſtizanſtalten Gegenſtand unſerer Aufmerkſamkeit ſein, und 
ich hoffe, daß ſie und ihre Angehörigen in allen dem Miniſterium 
zufallenden dienſtlichen und beruflichen Angelegenheiten ſich vertrauens⸗ 
voll an uns wenden werden. An Verſtändnis für ihre Bedürfniſſe 
und an gutem Willen, zu helfen, wird es ebenſowenig fehlen, als 
ihnen die Begrenzungen fremd ſein werden, die in unſeren gegen⸗ 
wärtigen Verhältniſſen von ſelbſt gegeben ſind. 

Schließlich möchte ich es nicht verſäumen, unſerer geſchätzten 
Mitarbeiter an der Rechtspflege, der Anwälte und Notare, 
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grüßend zu gedenken. Als ſenſoriſche Nerven des RNechtslebens vers 
mitteln ſie uns wichtige Kenntnis von den Wirkungen, welche die 
Geſetze auf Geſellſchaft und Verkehr üben, und ihre Anregungen und 
Mitteilungen werden daher dem Juſtizminiſterium immer will⸗ 
kommen fein. 

Wir werden tüchtig zu arbeiten haben. Das wiſſen Sie aus 
Ihrer Erfahrung beſſer als ich. Der Krieg verlangt auch von uns 
das Außerſte. Ich weiß aber inzwiſchen nach den Worten Sr. Exzellenz 
noch viel ſicherer, daß ich mich auf Sie und Ihr Pflchtgefühl 
verlaſſen kann, und ich ſchätze von meinem früheren Miniſterialdienſte 
her die gute Arbeit, die im Juſtizminiſterium geleiſtet wird. Ich 
komme unter Sie mit keinen anderen Abſichten als ſolchen, die rein 
ſachlich auf unſer beſtmögliches Mitwirken am Wohle des Gemein⸗ 
weſens im Kriege und auf dem Wege zu einer größeren Zukunft 
gerichtet find. Das will nicht Gleichgültigkeit für Ihre Perſon ans 
kündigen. Wo Gelegenheit dazu iſt, werde ich mich Ihrer Intereſſen 
warm annehmen. Wir werden, ſo viel an mir liegt, einträchtig 
zuſammen arbeiten. Das Gelingen, das Ergebnis der beſten Vorſäze 
ſteht aber nicht allein bei uns. Daß allem unſerem Wollen ſolcher 
Vorbehalt anhaftet, darf uns nicht abſchrecken, das zu verſuchen, 
was fein fol. Darin allein liegt der fittliche Maßſtab für uns nach 
dem Worte des öſterreichiſchen Dichters, daß, wer tut, was er ſoll, 
ſo viel tut als die Größten.“ 


Kleinere Aufſätze. 


Verwundete sum zeitweiſen Aushilfsdienſt bei den 
Gerichten! Durch die immer ſtärkere Einziehung von richterlichen 
Beamten und ſolchen der Gerichtsſchreiberei zum Heeres dienſt iſt bei 
den Gerichten ein ſtetig fühlbarerer Mangel an Arbeitskräften ent⸗ 
ſtanden, der auch nach der Einführung des ſog. Zivildienſtgeſetzes 
kaum behoben werden wird. Da ſcheint mir ein Hilfsmittel, um dem 
Übelftande zu ſteuern, in der zeitweiſen Verwendung von verwundeten 
Difisteren und Mannſchaften mit der entſprechenden Vorbildung zu 
liegen, die leichtverwundet oder geneſend ſich im Lazarett befinden, 
aber noch nicht ſo weit wieder hergeſtellt ſind, daß ſie zu ihrem Erſatz⸗ 
truppenteil entlaſſen werden können. Nach den bisherigen Beſtim⸗ 
mungen und Gepflogenheiten iſt das faſt durchweg nicht angängig, 
doch wäre das unſchwer zu ändern, und dem Heere würden eine große 
Anzahl ſog. Unabkömmlicher zugeführt. Viele Verwundete, die wohl 
etwas arbeitsfähig ſind, aber jetzt müßiggehen und ſich die Zeit ver⸗ 
treiben müſſen, würden eine ſolche Beſchäftigung mit Freuden an⸗ 
nehmen. Wenn man ihnen noch entgegenkommen will, könnte ſolchen, 
die im Vorbereitungsdienſte ſtehen, die verbrachte Zeit irgendwie an⸗ 
gerechnet werden. Am zweckmäßigſten dürften die Aushilfskräfte zur 
Erledigung zahlreicher Geſchäfte im Gebiete der freiwilligen Gerichts 
barkeit, der Strafrechtspflege und der Rechtshilfe herangezogen werden, 
wo auch im Frieden meiſt ein häufigerer Perſonalwechſel vorherrſcht. 
Die Verteilung der für dieſe Zwecke freiwerdenden Kräfte auf den 
richtigen Platz wird nur geringe Schwierigkeiten verurſachen. 

Abgeſehen von der bereits erwähnten Tatſache, daß Leute für die 
Front frei werden. hat der Vorſchlag für die Gerichte den Vorteil, 
daß ſie ſtets damit rechnen dürfen, genügend Perſonal für die dring⸗ 
lichen Angelegenheiten zu bekommen, für die Aushelfenden aber vor⸗ 
nehmlich den, daß ſie, die durch den Krieg aus ihrer gewohnten 
Tätigkeit herausgeriſſen, ab und zu in der Lage find, ſich auf dem 
laufenden zu erhalten und ſich mit der inzwiſchen ergangenen Geſegz⸗ 
gebung vertraut zu machen. 


Rechtsanwalt Dr. Berthold, Großenhain bei Dresden. 


Die Gebühren der Verteidiger vor den außer- 
ordentlichen Kriegsgerichten. Nach 8 10 Bel Zuſt&. kann 
während des Kriegszuſtandes zur Anordnung von Kriegsgerichten ges 
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ſchritten werden.!) In den Grenzbezirken tft von dieſer Befugnis 
Gebrauch gemacht worden. Auf welche ſtrafbaren Handlungen ſich die 
Zuſtändigkeit dieſer außerordentlichen Kriegsgerichte erſtreckt, beſtimmt 
derſelbe 8 10, indem er die Straftaten einzeln aufzählt. Eine 
Durchſicht dieſer Aufzählung zeigt, daß es ſich um Verbrechen und 
Vergehen handelt, die außerhalb des Kriegs zuſtandes in erſter Inſtanz 
teils vor die Strafkammern, teils vor die Schwurgerichte und zum 
Teil ſogar vor das RG. gehören.“) 


Bei dieſer Sachlage find Zweifel entſtanden, welche Gebühr einem 
Rechtsanwalt zuſtebt, der vor dem außerordentlichen Kriegsgericht 
einen, z. B wegen Mordverſuchs Angeklagten verteidigt. Es iſt in 
der Praxis die Anſicht vertreten worden, er könne ſtets nur die Straf⸗ 
kammerngebühr von 20 A fordern ($ 63 NAGED.). Diele Ents 
ſcheidung wird damit begründet, daß 8 17 Abſ 2 EG Mil StGᷣO. im 
Sinne des 8 63 GebO. den Strafkammern die Kriegsgerichte gleich⸗ 
ſtellt. Jedoch erſcheint der Schluß unbegründet, da die An⸗ 
wendung des 8 17 EG Mil Sto. auf den Fall nicht zuläſſig 
ſein dürfte. 

Das außerordentliche Kriegsgericht gehört nicht zu den in der 
Mil StGO. vom 1. 12. 1898 vorgeſehenen Kriegsgerichten. Es iſt 
vielmehr eingeſetzt auf Grund eines damit nicht in Zuſammenhang 
ſtehenden Geſetzes, eben des Bel ZuſtZ. vom 4. 6. 1851. Deshalb 
find die außerordentlichen Kriegsgerichte als Sondergerichte anzuſehen. 
Sie haben eine weſentlich andere Zuſtändigkeit als die ordentlichen 
Kriegsgerichte. Die Zuſtändigkeit der Militärgerichte und damit die⸗ 
jenige der ordentlichen Kriegsgerichte beſtimmt ſich im weſentlichen 
nicht nach der zur Aburteilung ſtehenden Tat, ſondern nach der Perſon 
des Täters, denn nach 8 1 Mil StGO. find der Militärgerichisbarkeit 
regelmäßig wegen aller ſtrafbaren Handlungen die dort näher be⸗ 
zeichneten Perſonen unterworfen. Dabei handelt es ſich ledialich um 
Perſonen, die auf Grund des öffentlichen Rechts oder auf Grund 
vertraglicher Abmachung im Dienſte des Heeres ſtehen. Im Gegenſatze 
dazu regelt § 10 Bel Zuſt. die Zuſtändigkeit der außerordentlichen 
Kriegsgerichte nach der Art der ſtrafbaren Handlung, fo daß ohne 
weiteres und wohl vornehmlich Zivilperſonen vor dieſen Gerichten 
Necht empfangen. Danach können die außerordentlichen Kriegsgerichte 
überbaupt nicht als Militärgerichte bezeichnet werden. Sie treten 
vielmehr in dem geſetzlich begrenzten Umfange als Sondergerichte 
an die Stelle der ordentlichen Zivilgerichte, weil durch die Erklärung 
des Kriegszuſtandes die vollziehende Gewalt auf die Militär⸗ 
befeble haber übergegangen iſt. Zu beachten iſt dabei auch § 15 Bel» 
ZuſtG., wonach bei Aufhebung des Belagerungszuſtandes die noch 
ſchwebenden Sachen nicht etwa an die Milirärgerichte ſchlechthin, 
ſondern an die ordentlichen Gerichte absugeben find, alſo zum 
mindeſten in den meiſten Fällen an die Zivilg richte. 


Für die Zuſammenſetzung und das Verfahren vor den Sonder 
gerichten enthält das Belg iſts N ſelbſt in 83 10 bis Ir Be 
flimmungen. Sicherlich weiſen dieſe manche Lücke auf und bedürfen 
der Ergänzung. Dieſe kann aber nicht ohne weiteres aus den in 
Geltung befindlichen Militargeſetzen entnommen werden.s) Zu einer 
un mitielbaren Anwendung der Mil Si GO. kön te man nur ges 
langen, wenn es ſich um ein den Gerichten der Mil StGdoO. gleiches 
Gericht handelte. Das iſt aber nach obigen Aus führungen nicht 
der Fall. 

Auch die Gebühren für die Verteidigung vor dem außer⸗ 
ordentlichen Krieasgericht find im BelZuſtS. nicht geregelt. Es 
bedarf deshalb der Ergänzung dieſer Lücke unter Heranziehung der 
für rechtsähnliche Fälle geltenden B ſtimmungen, ſofern ſolche ges 
funden werden können. Die Mil Sto. und ihr EG. ſcheiden dabei 


1) Vorherige Sudperfion des Art. 7 der preußiſchen Verfaſſung 
iſt wegen § 16 GBI. nich mehr nötig. Menner, ZW. 1916, 88. 

2) Ob 8 10 Bel ZaſtG. auch in die Zuſtändiakeit der ordentlichen 
Militärgerichte eingreift kann hier auf ſich deruhen. 

) Vgl. Trieb, Deutſche Strafrechtszeiiung 1914, 580; Löwe, 
StPO. Anm. 4a zu GG. § 16 mit Anm. dc zu § 3 EG StD. 
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aus. Das dürfte ſich ſchon daraus ergeben, daß 8 17 EG MilStcgO. 
auf 8 341 Ziff. 5 Mil SiO. verweiſt alſo mur die Gebühren der 
vor den Milttärgerichten zugelaſſenen Rechtsanwälte regeln will. Daß 
nur dieſe Anwälte als Verteidiger vor den außerordentlichen Kriegs⸗ 
gerichten auftreten dürften, iſt aber margel® einer Beſtimmung im 
Bel ZuſtG. nicht anzunehmen. Bei dieſer Sachlage wird 8 63 RU. 
GebO. ohne weiteres zur Anwendung gelangen müſſen, da er die 
allgemeinſte Beſtimmung über die Abgeltung der Tätigkeit des Nechts⸗ 
anwalts als Verteidigers in Strafſachen darſtellt. 

Mit der Unanwendbarkeit des 8 17 EG Mil Std. entfällt auch 
die geſetzlich angeordnete Gleichſtellung der (ordentlichen) Kriegs⸗ 
gerichte mit den Strafkammern für die Gebührenbemeſſung. Deshalb 
muß mang [8 geſetzlicher Regelung nach allgemeinen Geſichtspunkten 
feſtgeſtellt werden, ob bei einer Verhandlung wegen Mordverſuchs oder 
einer ſonſtigen über die Zuſtändigkeit der Strafkammer hinaus⸗ 
gehenden Tat vor dem außerordentlichen Kriegsgericht der Gebührenſatz 
für die Strafkammer, für das Schwurgericht oder für das NG. 
zuzubilligen iſt. Die Beurteilung der Frage wird davon abhängen, 
nach welchen Geſichtspunkten das Geſetz die Gebühr für Strafkammer, 
Schwurgericht und RE. verſchieden bemißt. Es drängt ſich die Über 
zeugung auf, daß ein verſchiedenes Maß der Arbeitslaſt dem Anwalt 
verſchieden vergütet werden ſoll. Damit iſt aber zunächſt noch nicht 
viel gewonnen, denn die Mühe des Anwalts kann nach der Schwere 
der Straftat oder nach den Vorſchriften über das Verfahren vor dem 
erkennenden Gericht bemeſſen werden. Wäre die Gebühr nur für 
die Verteidigung vor dem Schwurgericht eine höhere, ſo könnte dieſer 
Umſtand in dem größeren Zeitaufwande des Anwalts infolge des 
umſtändlichen Verfahrens vor dieſen Gerichten ſeinen Grund finden. 
Dem iſt aber nicht ſo. Vielmehr gilt die gleiche Gebühr auch für 
die erſtinſtanzlichen Verhandlungen vor dem G., obgleich in dieſen 
Fällen das Verfahren ſich nach den Vorſchriſten über die Haupt⸗ 
verhandlung vor den Strafkammern richtet. Sehr beachtlich iſt auch, 
daß die Gebühr für die Rechts mitielinſtanzen ſich ſtets nach der 
Ordnung des Gerichts erſter Inſtanz richtet (8 66 Geb O.). Ferner 
iſt die Gebühr für die ſchöffengerichtliche Verhandlung wiederum 
niedriger als für die Tätigkeit des Anwalts vor der Strafkammer, 
obgleich dieſelben Verfahrens oorſchriften gelten. Die nach 8 244 
StPO. den Schöffengerichten eingeräumte Befugnis zur Begrenzung 
der Beweis aufnahme erklart dieſen Gebührenunterſchied nicht. denn 
fie ſteht dem Berufungsgericht, vor dem der gleiche Gebührenſatz 
gilt (8 06 Gebo), für einen Teil der Sachen nicht zu (8 244 Abſ 2 
StTD.) Schließlich bleibt noch heranzuziehen, daß die Gebühr des 
Rechisanwalts für die Verteidigung im Vorverfahren (58 67 Gebo.) 
ſich danach richtet, welches Gericht für die Strafſache zuſtändig iſt, 
und nicht davon abhängt, vor welchem Gericht demnächſt die Haupt⸗ 
verhandlung erfolgt. 

Nach dieſen Ausführungen muß angenmmen werden, daß nur 
die Schwere der Straftat für die Höbe der Gebühr den Aue ſchlag 
gibt, und daß die Tat danach beurteilt wird. welches ordentliche 
Gericht für die Aburteilung in erſter Inſtanz zuſtändig iſt Dann 
aber iſt dem RNechisanwalt, der vor dem außerordentlichen Kriegs⸗ 
gericht verteicigt, diejenige Gebühr zuzudilligen, die ihm bei einer 
Verhandlung der Sache vor dem zuftändigen ordentlichen Gericht 
erwachſen ware 

Landrichter Dr. Hermann Gunther, Charlottenburg. 


Bann die Friſtbemimmung bei einer Supothek, 
Grundſchuld oder Rentenſchuld von der gedingung ab- 
hängig gemacht werden, daß der Fmuldner die Zahlung 
der Zinſen der vorhergehenden Pollen binnen siner 
beſtimmten Friſt nach ihrer Fälligheit nachweiſt? Nach 
8 2 der Bekanntmachung über die Geltendmachung von Hypotheken, 
Grundſchuld und Rentenſchuld vom 8. Juni 1916 kann die Bes 
ſtimmung der Friſt von der Erfüllung beſtimmter Bedingungen ab⸗ 
hängig gemacht werden. Vielfach wird ſie von der Bedingung 
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abhängig gemacht, daß der Schuldner die Zinſen der fraglichen Poſt 
binnen einer beſtimmten Friſt nach Fälligkeit zahlt. Kann ſie auch 
von einer Bedingung des Inhalts abhängig gemacht werden, daß die 
Zablung der Zinſen der vorhergehenden Poſten binnen einer be⸗ 
ſtimmten Friſt nach ihrer Fälligkeit erfolgt und, wie wohl hinzugeſügt 
werden muß. dem Gläubiger der ſpäteren Poſten nachgewieſen wird? 
Im Intereſſe des Gläubigers liegt eine ſolche Bedingung häufig. 
Denn dadurch, daß der Schuldner die Zinſen der vorhergehenden 
Poſten nicht zahlt, gehen diefe (wenigſtens in Gemäßheit des 8 10 
Abſ. 4 3G) der Poſt des Gläubigers vor und verſchlechtern deren 
Stellung. Es können jedoch gegen eine ſolche Bedingung Bedenken 
geltend gemacht werden. 

Man könnte einwenden, daß hierdurch in das Verhältnis des 
Schuldners zu den Gläubigern der vorhergehenden Poſten eingegriffen 
werde. Es müffe dem Schuldner unbenommen bleiben, ſich mit 
dieſen auseinanderzuſetzen, wie es ihm möglich ſei, entweder vertrags⸗ 
mäßig oder indem er auch hier gerichtliche Stundung heibeiführe. 1) 
Dieſer Einwand greift jedoch nicht durch. Eine ſolche Bedingung 
gilt ja nur in dem Verhältnis des Schuldners zum Gläubiger der 
fpäteren Poſt und hat keineswegs die eben erwähnten unannehmbaren 
Folgen. Vielmehr bleibt jede Vereinbarung des Schuldners mit den 
Gläubigern der vorhergehenden Poſten oder eine gerichtliche Stundung 
trotzdem nach Maßgabe der ihnen eigentümlichen Bedingungen wirkſam. 
Die Folge iſt lediglich die, daß dadurch, daß dem Gläubiger der 
ſpäteren Poſten nicht binnen der beſtimmten Friſt die Zahlung der 
vorhergehenden Zinſen nachgewieſen wird. nunmehr die Stundung 
der fraglichen fpäteren Poſt in Wegfall kommt. Es beſteht alſo für 
den Schuldner durch die Hin: ufügung jener Bedingung höchſtens ein 
mittelbarer Zwang zur Zahlung der Zinſen der vorhergehenden 
Poſten, gegen den aber nichts einzuwenden iſt. Dieſer Zwang wird 
übrigens um ſo größer ſein, je größer die ſpätere Poſt iſt und je 
kleiner die früheren Poſten ſind. 

Ein weiterer Einwand kann in folgender Weiſe gemacht werden: 
Die Nachteile. die dem Gläubiger der ſpäteren Poſten durch die nicht 
pünktliche Zahlung der Zinſen der vorhergehenden Poſten entſtünden, 
würden nicht durch die Friſtbeſtimmung verurſacht, ſondern ſeien eine 
Folge des Ranges der ſpäteren Poſten und könnten deshalb nicht den 
Anlaß zu einer die Friſtbeſtimmung beſchränkten Bedingung geben.) 
Der Gläubiger würde jetzt alſo gewiſſermaßen beſſer geſtellt werden, 
als er vertragsgemäß geſtanden hat. Aber auch dieſer Einwand iſt 
hinfällig. Der Gläubiger iſt doch gezwungen, wider ſeinen Willen 
mit der Beitreibung ſeiner Poſt zu warten; andernfalls hätte er doch 
durch ſchleunige Beitreibung das Auflaufen der Zinsrückſtände der 
vorhergehenden Poſten verhindern können. Es handelt ſich doch um 
eine ganz neue Lage, für die die früheren Bedingungen der Poſt 
nicht mehr ohne weiteres maßgebend ſein können, die vielmehr nach 
Maßgabe der jetzigen Verhältniſſe geregelt werden muß. Der 
Gläubiger hat die Gefahr, in der ſich ſeine Poſt befindet, nur für 
eine feſtbeſtimmte Zeit eingehen wollen. Wird er gezwungen, ſein 
Geld dem Schuldner länger zu belaſſen, ſo kann es durchaus billig 
fein, wenn ihm nunmehr nur noch eine geringere Gerahr zugemutet wird. 

Der Schuldner kann auch nicht einwenden, daß der Gläubiger 
ihm bei vertraglicher Stundung jene Bedingung nicht auferlegt hätte. 
Einmal iſt dieſer irreale Fall kaum nachprüfbar, da eben nicht 
unbedingt ſicher feſtzuſtellen iſt, wie der Gläubiger ſich verhalten 
hätte, wenn es zu einer vertraglichen Stundung gekommen wäre, 
andermal beiteh' auch keine Veranlaſſung, nachdem es einmal zum 
Verfahren gerichtlicher Friſtbeſtimmung gekommen iſt, dieſen Fall 
entſprechend zu behandeln. 

Der Schuldner kann endlich auch nicht einwenden, daß keine 
Veranlaſſung für jene Bedingung beſtände, weil er die Zinſen der 


I) So Beſchluß des LG. Brombera vom 1. September 1916, 
8 T. 101/16, uno Beſchluß des LG. Thorn vom 12. Auguſt 1916, 
4 T. 287/16. 


2) So der erwähnte Beſchluß des LG. Bromberg vom 11. Auguſt 
1916, 3 T. 101/16. 


vorhergehenden Poſten bisher immer pünktlich bezahlt habe. Trifft 
letzteres zu, dann tft eben die Bedingung für den Schuldner weniaer 
drückend, fie bleibt aber im Intereſſe des Gläubigers für alle Fälle 
in gleicher Meiſe geboten. Es wird ja auch bei derjenigen Poſt, 
deren Stundung begehrt wird, die Bedingung pünktlicher Zinszahlung 
regelmäßig ſelbſt in dem Falle beigefügt, daß die Zinſen bisher pünktlich 
bezahlt worden ſind. 

Formell ſei folgendes bemerkt: Wenn das AG. die Stundung 
lediglich unter der Bedingung gewährt, daß die Zinſen der fraglichen 
Poſt gezahlt werden, ſo liegt darin zugleich die Entſcheidung, daß 
hiermit eine genügende Bedingung der Friſtbeſtimmung aufgeſtellt 
ſei und daß weitere Bedingungen nicht aufgeſtellt würden, alſo auch 
nicht die Bedingung der pünktlichen Zahlung der Zinſen der vorher⸗ 
gehenden Poſten, mag von letzterer Bedingung auch weder ſeitens 
der Parteien noch des Gerichts noch etwas erwähnt worden ſein. 
Legt der Gläubiger Beſchwerde lediglich mit dem Antrage ein, daß 
auch die letztere Bedingung noch hinzugefügt werde, und weiſt das 
LG. die Beſchwerde zurück, ſo iſt in dem Beſchluß des LG. kein 
ſelbſtändiger Beſchwerdegrund im Sinne des 8 568 Abſ. 2 ZPO. 
vorhanden. Eine weitere Beſchwerde tft alſo unzuläſſig 9) 


Rechtsanwalt Dr. Leſſer, Poſen. 


Die Anwendung des Kriegsleiſtungsgeſetzes in Fällen 
der Geſetzeskonkurrenz mit anderen Seſtimmungen. Da 
es in der früheren Reichsgeſetzgebung Beſtimmungen über die Ver⸗ 
pflichtung zu Kriegsleiſtungen und ihre Vergütung kaum gab, hat 
§ 86 feine weſentliche Bedeutung in feinem Verhältniſſe zur Landes⸗ 
geſetzgebung. Das KLG. ſollte neben der wenn auch nur ganz 
allgemeinen Feſtlegung der Kriegsleiftungspflichten auch dem Zwecke 
der Verbütung unbegrenzter Anſpruchserhebungen aus Anlaß der 
infolge des Krieges gebrachten beſonderen Opfer dienen. Daraus 
ergibt ſich, daß die landesrechtlichen Beſtimmungen über die Ent⸗ 
ſchädigung bei der Auferlegung beſonderer Laſten dann keine An⸗ 
wenduna finden ſollen, wenn dieſe Laſten unmittelbar für kriegeriſche 
Zwecke jemandem auferlegt werden, ſondern daß die für die unmittel⸗ 
baren Zwecke des Krieges von Einzelnen verlangten Opfer nur unter 
der Vorausſetzung, daß es Kriegsleiſtungen im Sinne des Kriegs⸗ 
leiſtungageſetzes find, eine Entſchädigungspflicht des Militärfiskus 
begründen. 8 75 ALR und analoge Beſtimmungen anderer Bundes⸗ 
ftaaten find alſo durch das Kriegsleiſtungsgeſetz hinſichtlich der Ent⸗ 
ſchädigung für die im Kriege gebrachten Opfer aufgehoben. 

Von Wichtigkeit iſt auch das Verhältnis des KL. zu einigen 
ſpäter erlaſſenen Reichsgeſetzen, vor allem zu dem Geſetze vom 
22. Mai 1910 über die Haftung des Reiches für ſeine Beamten. 
Das KG. iſt, weil feine Anwendung an die Vorausſetzung der 
Mobilmächung geknüpft iſt. im Verhältniſſe zu anderen analogen 
Rechtsnormen (z. B. zu den landesrechtlichen Enteignungsgeſetzen) 
als lex specialis aufzufaſſen und ſchließt daher deren Anwendung 
für die Requiſitionsfälle aus. Andererſeits gibt es Rechtsnormen, 
die in anderer Beziehung wiederum im Verhältniffe zum KLG. als 
Spezialnormen erſcheinen und daher in Fallen der Geſetzeskonkurrenz 
mit dem KLG. Anwendung finden. Hierzu gehört das erwähnte 
Reichsgeſetz vom 22. Mai 1910. Soweit bei oder im Zuſammen⸗ 
hange mit einer Requtſition die öffentlich rechtlichen Befugniſſe durch 
den Requirierenden überſchritten werden, liegt eine Verletzung 
öffentlich rechtlicher Pflichten in Ausübung der öffentlichen Gewalt 
im Sinne dieſes Geſetzes vor. Handlungen von Militärperſonen 
in Wahrnehmung rein perſönlicher Intereſſen kommen hierbei 
nicht in Frage. Auf die aus ſolchen Aberſchreitungsakten ſich ers 
gebenden militärfiskaliſchen Entſchädigungspflichten findet alſo das 


genannte Sondergeſetz bzw. das BGB., auf welches es verweiſt, An⸗ 


) So Beſchluß des OLG. Poſen vom 4. Oktober 1918, 
10 W. IV 85,16 auf die weitere Beſch werde gegen den erwähnten 
Beſchluß des LG. Bromberg vom 11. Auguſt 1916, 8 T. 101/16. 


45. Jahrgang. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


1523 


wendung. Dabei iſt jedoch zu bemerken, daß eine Überſchreitung 
der öffentlichen Gewalt nicht ſchon dann anzunehmen iſt, wenn der 
Requirierende, wenn auch in fahrläſſigem Irrtum, ein unmittelbares 
kriegeriſches Intereſſe an einer beſtimmten Leiſtung als gegeben an⸗ 
nimmt, obwohl es tatſächlich nicht gegeben iſt. Gerade wenn die 
konkrete Amts handlung von pflichtgemäß anzuſtellenden Zweckmäßigkeits⸗ 
erwägungen des Staatsorgans abhängt, werden objektiv unzweckmäßige 
Amtshandlungen, die vom Handelnden, wenn auch in fahrläſſigem 
Irrtume, für zweckmäßig gehalten werden, mit den vollen oder 
weſentlichen Rechtswirkungen des ſehlerloſen Staatsaktes ausgeſtattet. 
Auf Requifttionen dieſer Art finden daher die Beſtimmungen des 
KG. ausſchließlich Anwendung. 
Rechtsanwalt Dr. Beyer, Pr. Eylau. 


Wer trägt den Warenumſatzſtempel nach bürgerlichem 
Recht? Zu Art Wdes Warenumſatzſtempelgeſetzes. Die 
Stempelſteuerpflicht liegt dem Inhaber eines ſtehenden Gewerbes oder 
eines dieſem gleichgeſtellten ſonſtigen Betriebes — Land, Forſtwirt⸗ 
ſchaft, Viehzucht, Fiſcherei, Gartenbau, Bergwertäbetrieb, Wanderlager⸗ 
betrieb, Gewerbebetrieb im Umherziehen — nach Art. III, IX 8 76 
des Geſetzes ob. 


Der Steuerſatz beträgt 1 vom Tauſend. Die Stempelabgabe 
wird vom Geſamtbetrag der am Schluſſe des Kalenderjahres erhal⸗ 
tenen Zahlungen in Abſtufungen von 0,10 & für je volle 100 4 
berechnet. Die Steuerpflicht beginnt bei Zahlungen über 3000 &. 
Am Schluſſe der öffentlich⸗ rechtlichen Steuerbeſtimmungen findet ſich 
im Art. V Abſ. 3 eine privatrechtliche Vorſchrift dahin: 

„Sind für Lieferungen aus Verträgen, die vor dem Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes abgeſchloſſen ſind, Zahlungen nach dieſem 
Zeitpunkt zu leiſten, ſo iſt der Abnehmer mangels abweichender 
Vereinbarung verpflichtet, dem Lieferer einen Zuſchlag zum 
Preiſe in Höhe der auf dieſe Zahlungen entfallenden Steuer 
zu leiſten. Dieſer Preiszuſchlag bildet keinen Grund zur Ver⸗ 
tragsaufhebung.“ 

Lieferer und Abnehmer ſind alſo nicht bezüglich der zu entrichtenden 
Steuer Geſamtſchuldner. Schuldner der Stempelſteuer iſt nach dem 
Geſetz (8 76) nach wie vor der Lieferer. Der Lieferer kann aber die 
Stempelſteuer auf den Abnehmer abwälzen, indem er befugt iſt, den 
Vertragspreis noch nachträglich um die Stempelabgabe zu erhöhen. 
Der Abnehmer muß ſich dieſen Preisaufſchlag gefallen laſſen, kann 
den Vertrag etwa wegen höherer Gewalt nicht in Aufhebung bringen. 
Aber dies gilt nur, ſoweit abweichende Vereinbarungen nicht vorliegen. 
Iſt im Einzelfalle vereinbart, daß Käufer oder Verkäufer den Stempel 
und die ſonſtigen Koſten übernimmt, ſo wird dieſe Vereinbarung dahin 
auszulegen ſein, daß auch der neue Umſatzſtempel dem Käufer oder 
dem Verkäufer zur Laſt fällt, auch wenn den Parteien bei Abſchluß 
des Vertrages das Warenumſatzſtempelgeſetz nicht bekannt war. 


Art. V Abſ. 3 hat nur ſolche Geſchäfte im Auge, die vor dem 
dem 1. Oktober 1916 abgeſchloſſen, aber erſt nach dem 1. Oktober 
1916 durch Zahlung erfüllt werden. 

Bezüglich der nach dem 1. Oktober 1916 abgeſchloſſenen 
Verträge enthält ſich der Geſetzgeber einer ausdrücklichen Regelung. 
Es gelten hier alſo die ſonſtigen Vorſchriften. Bei analoger An⸗ 
wendung des Art. VJ Abſ. 3 kommt man zu dem Schluß, daß auch 
bei Verträgen nach dem 1. Oktober 1916 der Abnehmer den Waren⸗ 
umſatzſtempel zu tragen hat. Analogie iſt meines Erachtens aber 
nicht zulaſſig. Art. V Abſ. 3 ſteht in einer öffentlich rechtlichen Rechts⸗ 
norm, iſt nur für die Übergangszeit gegeben und daher einer aus⸗ 
dehnenden Auslegung gar nicht fähig. Soweit nun ein Vertrag über 
die Tragung von Stempelkoſten nichts Beſonderes beſtimmt, kommen die 
betreffenden geſetzlichen Vorſchriften zur Anwendung. Die Vertragstypen 
des Warenumſatzſtempelgeſetzes ſind: Kauf (auch Handkauf, Barkauf), 
Tauſch, Werklieferungsvertrag. Nach § 448 BGB., der auch für den 
Tauſch, den Werklieferungsvertrag gilt, hat der Verkäufer die Koſten 


der Übergabe zu tragen. Unter dieſe Koſten fallen auch ſämtliche 
ſtaatlichen Gebühren, auch die Stempelabgaben. 

Dieſe Frage iſt zwar nicht unbeſtritten, ſoweit es ſich um die 
Umſatzſteuer bei Grundftüdstäufen handelt. Siehe über dieſe Streit⸗ 
frage RG. 75, 210 = JW. 1911, 363, insbeſondere Anm. 1, in welcher 
die Literatur zuſammengeſtellt iſt. Das NG. verneint in Tlbereins 
ſtimmung mit dem KG. in OLG. 9, 31; 18, 408 die Anwendung 
des 8 449 BGB. mit der Begründung daß Steuern weder ſprachlich 
noch rechtlich unter den Begriff der Koften fallen, daß Koſten nur die 
Gebühren und Auslagen find, die durch das obligatoriſche Rechts⸗ 
geſchäft ſelbſt veranlaßt werden, daß die Umſatzſteuer aber nicht auf 
dieſem kauſalen Rechtsgeſchäſt, ſondern auf der Tatſache der Eigen 
tumsveränderung beruht. Dieſe Entſcheidung des RG. iſt für den 
vorligenden Fall jedenfalls inſoweit nicht präjudiziell, als der Waren⸗ 
umſatzſtempel nicht auf der Eigentums übertragung, ſondern auf dem 
Warenumſatz des Lieferers beruht. 

Im Innenverhältnis zwiſchen den Parteien bat diesſeitiger An⸗ 
ſicht nach der Lieferer den Umſatzſtempel gemäß 88 242, 448 BGB. 
zu zahlen, wie gemäß Art. III, IX, 8 76 des Warenumſatzſtempel⸗ 
geſetzes im Verhältnis zum Reich. 

Einzelne Großfirmen haben nun verſucht, durch beſondere Rund⸗ 
ſchreiben an ihre Kunden den Umſatzſtempel auf den Abnehmer abzu⸗ 
wälzen. Die Abwälzung der Steuerabgabe auf den Abnehmer iſt 
auch möglich in Form des Preisauffchlaned. Soweit alſo der Ber: 
äußerer den Betrag der Stempelabgabe von vornherein in den Preis 
einbezieht, können ſich bezüglich der Verträge nach dem 1. Oktober 
1916 keine Schwierigkeiten ergeben. Hat der Veräußerer dagegen bei 
der Preis bildung die Abgabe nicht berückſichtigt, ſo muß er ſie ſelbſt 
ſowohl dem Reich wie mangels entgegenſtehender Abrede auch dem 
Erwerber gegenüber tragen. Der Preisaufſchlag darf natürlich die 
etwa beſtehenden Höchſtpreiſe nicht überſchreiten. 

Rechtsanwalt Dr. Hahn, Königsberg i. Pr. 


Wiederaufhebung erlaffener Strafbefehle durch den 
Richter ohne Hauptverhandlung. Wiederholt begegnet man in 
der Praxis der irrigen Anſchauung. daß der einmal erlaſſene Straf⸗ 
befehl nicht mehr aufgehoben werden könne, vielmehr nach Einlegung 
des Einſpruchs durch Hauptverhandlung und Urteil beſtätigt oder 
aufgehoben werden müſſe. Wie dieſe Anſicht ſich verbreiten konnte, 
iſt ſeltſam, da das Geſetz gerade die Aufhebung des Strafbefehls 
auch ohne Hauptverhandlung zuläßt. 

Der Antrag auf Erlaſſung des Strafbefehls iſt Erbebung der 
öffentlichen Klage. Nach dem in § 154 StRD. zum Ausdruck ge 
brachten Immutadilitäte grundſatz könnte alſo die Staatsanwaltſchaft 
den Antrag auf Erlaſſung des Straſbefehls nach Eröffnung der 
Unterſuchung nicht mehr zurückziehen, wenn nicht gerade für das 
Verfahren bei amtsrichterlichen Strafbefchlen eine Ausnahme im 
Geſetz hierſür ausdrücklich vorgeſehen wäre. Wie die Motive be⸗ 
tonen, kann „bei dieſem Verfahren die Vorbereitung der öffentlichen 
Klage nicht immer ausreichend geſchehen“. Weiter erſcheint es nach 
den Motiven nicht erforderlich, „offenbar unbegründete Unterſuchungen 
dem richterlichen Endurteil zu unterwerfen“. Deshalb ſoll die 
Staatsanwaltſchaft in die Lage geſetzt werden, den Antrag auf Er⸗ 
laſſung des Straſbefebls zurückzunehmen. § 451 Abſ. 1 Sid. 
lautet aus dieſem Grunde: 

„Bei rechtzeitigem Einſpruche wird zur Hauptverhandlung vor 
dem Schöffengerichte geſchritten, ſoſern nicht bis zum Beginn der⸗ 
ſelben die Staatsanwaltſchaft die Klage fallen läßt oder der 
Einſpruch zurückgenommen wird.“ 

Läßt alſo die Staatsanwaltſchaft die Klage fallen, bzw. zieht 
ſie ihren Antrag zurück, ſo bleibt dem Gericht nichts anderes übrig. 
als den Strafbefehl aufzuheben und das Verſahren einzuſtellen, 
Sonach iſt dem Richter nach dem Geſetz die Beſugnis gegeben, den 
erlaffenen Siraibefehl — allerdings mit Zuſtimmung der Anklage 
behörde — ohne Hauptverhandlung aufzuheben. 
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Die mit dieſer Möglichkeit des Verfahrens verbundenen Vorteile 
beſtehen für die Behörde in der Erſparnis von Arbeit, da die Auf⸗ 
wendung des mebr oder minder umfangreichen Apparats einer 
Hauptverhandlung nicht erforderlich wird. Für den Angeklagten 
iſt die Möglichkeit des Wegfalls der Hauptverhandlung deshalb er⸗ 
wünſcht, weil etwaige durch ſie entſtebende Schäden in ſeinem An⸗ 
ſehen oder ſeinen wirtſchaftlichen Beziehungen vermieden bleiben. 
Folgender Fall aus der Praxis diene zur Veranſchaulichung: 

Das AG. 2 hatte gegen die Angeklagte X. einen Strafbefehl 
erlaſſen, weil fie angeblich gegen Bezahlung gewahrſagt habe Die 
einige Belaſtungszeugin hatte zu Protokoll des Polizeiamts 
wiederholt ausgeſagt. fie habe keine Beiahlung gewährt. Tat: 
ſächlich war die Angeklagte unſchuldig. Sie wollte jedoch dennoch 
den Einſpruch zurückziehen und die Strafe bezahlen, einzig und 
allein aus dem Grunde, weil eine etwaige Hauptverhandlung, 
auch wenn Freiſprechung erfolgen würde, ihrem Ehemanne in 
deſſen Beruf und ſeiner Lebensſtellung nur Schaden bringen könnte. 

Der Einſpruch wurde nun eingehend nach dieſer Richtung hin 
begründet mit dem Erſuchen, der Staatsanwaltſchaft nochmalige 
Erörterung anheimzugeben. 

Der Erfolg der neuen Erörterungen war ein Beſchluß des 
AG. L, wonach das Verfahren unter Übernahme der Koſten auf 
die S'aatskaſſe eingeſtellt wurde, nachdem die Staatsanwaliſchaft 
die Anklage habe fallen laſſen. 


Der Nutzen, den dieſes Verfahren der Rechtspflege zu bringen 
vermag — Entlaſtung der Gerichte und Erſparung von unverſchuldeten 
Weiterungen für die beteiligten Perſonen — iſt offenſichtlich Auf⸗ 
fallenderweiſe wird es, wie bemerkt, erfahrunge gemäß nur höchſt 
ſelten angewendet. Für den Verteidiger empfiehlt ſich deshalb 
folgende Behandlungsweiſe: 

Läßt die Information von vornherein auf den einwandfreien 
Nachweis der Unſchuld des Angeklagten rechnen, ſo möge der Ein⸗ 
ſpruch eingehend begründet und mit den erforderlichen Beweis⸗ 
angeboten ausgeſtattet werden. Es mag weiter das Erſuchen 
hinzugefügt werden, der Staatsanwaltſchaft die entſprechenden 


Erörterungen anheimzugeben. 
Aſſeſſor Dr. Cerf, Leipzig. 


Perſönliche Haftung des Anwalts für die von feiner 
Partei geſchuldeten Gerichtskoſten. Zu dem von Koffka, 
IW. S. 1377, mit zutreffenden Grunden bekämpften Beſchluß des 
KG. iſt noch zu bemerken, daß derſelbe den Beſtrebungen widerſpricht, 
welche die Juſtizverwaltung und die Anwaltſchaft behufs Erleichterung 
der Koſteneinziehung verfolgen. 

Von der Hülfskaſſe für Deutſche Rechtsanwälte iſt angeregt 
worden, daß die preußiſchen Anwälte in weitgehendſtem Maße zur 
Begleichung der Gerichtskoſten herangezogen werden, ſoweit ſich der 
einzelne Anwalt hierzu bereit erklärt. Hierfür ſollte der Hülfskaſſe 
für Deutſche Rechtsanwälte ſeitens der preußiſchen Juſtizverwaltung 
eine Vergütung zugewendet werden. Der preußiſche Auftisminifter 
hat den Anregungen zugeſtimmt und ſich bereit erklärt, für jeden 
Koſtenpoſten, der durch Anwälte beglichen werde, 20 M der 
Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte zuzuwenden. In der Martens 
verordnung (vgl. IM Bl. vom 1. Dezember 1916 S. 320) heißt es 
in 8 4: 

„Die für eine Sache allgemein abgegebene Vereiterklärung (ges 
meint iſt ſeitens eines Anwalts) zur Verwendung von Koſtenmarken 
hat der Gerichisſchreiber auf dem Aktendeckel (Aktenumſchlag) oder 
der Hülle mit roter Tinte kurz zu vermerken. Das gleiche kann bei 
einer ein für allemal abgegebenen Bereiterklärung geſchehen, wenn 
es zur Geſchäftserleichterung zweckmäßig erſcheint. Die Bereiterklärung 
gilt nicht als eine Übernahme der Koſten im Sinne der Koſten⸗ 
beſtimmungen (§ 86 Abſ. 1 DGKG.), 8 4 PrGͤKG.“ 

Hiernach iſt ſicherlich die Erklärung des Anwalts auf einer 
Eingabe „Koſten zahle ich“ nicht als eine Übernahme einer Verpflich⸗ 


tung anzufeben. Noch viel weniger kann es gerechtfertigt erscheinen, 
wenn das RG. in der Einforderung der Rechnung ſchon die Übernahme 
einer Verpflichtung zur Koſtentragung erblickt. 


Juſtizrat Werner, Magdeburg. 


Entgeguungen. 


Zur Frage des richterlichen Prüfungerechts bei Ge- 
ſetzen. Die Aue führungen Breuer, JW. 1916, 1110, würden mir, 
da ſie im Ergebnis mit mir übereinſtimmen, keinen Anlaß zu Be 
merkungen geben, wenn nicht die abweichende Begründung abweichende 
und meines Erachtens unrichtige Ergebniſſe lieferte. Breuer ſtellt die 
Frage auf die Ausfertigung ab und meint, daß die Ausfertigung durch 
das Staatsoberhaupt die Prüfung verbiete. So hätte es gedacht ſein 
können. Tatſächlich iſt es aber anders gedacht. Als das Dekret vom 
16. Auguſt 1790 den Richtern verbot, die Ausführung von Dekreten 
und Geſetzen des geſetzgebenden Körpers zu verhindern oder zu ſuſpen⸗ 
dieren, wollte es nicht der Krone ein beſonderes Recht einräumen, 
ſondern nur feſtſtellen, daß die Geſetzgebung über dem Richter ſteht, 
und daß daher das Gericht die geſetzgebende Körperſchaft nicht zu 
kontrollieren habe. Man wollte, kurz geſagt, das Geſetz als einen 
Souveränetätsakt und das Gericht als eine dieſem untergeordnete 
Magiſtratur hinſtellen. Wenn die Reichsverfaſſung (Art. 17) dem 
Kaiſer die Ausfertigung und Verkündigung der Reichsgeſetze zuſprach, 
fo hat fie in Wirklichkeit ihm nur ein Ehrenrecht einräumen und feiner 
Stellung als Vertreter des Reichs nach außen Aus druck geben wollen. 
Aus dieſem Grunde find Redaktionsfehler und Druckfehler trotz der 
Aus fertigung nicht verbindlich. So ſpricht das RG (RGZ 41, 84) 
aus, daß zweifelloſe Redaktionsfehler ohne Rückſicht darauf, in welchem 
Stadium der Entſtehung des Geſetzes die Fehler entſtanden, durch 
eine einfache, im Keichsgeſetzblatt veröffentlichte Erklärung des Neichs⸗ 
kanzlers berichtigt werden dürfen. Es iſt dies allerdings nicht zweifels⸗ 
frei. Jedenfalls beſtimmt § 1 des GVG. und Art. 86 Prerf., daß 
der Richter in feiner richterlichen Tätigkeit nur dem Geſetze, alſo nicht 
dem es ausfertigenden Staatsoberhaupte unterworfen if. Wenn 
jemals ein Staatsoberhaupt etwas als Geſetz ausfertigen und ber 
kündigen würde, was der Geſetzgeber nicht beſchloſſen hat, ſo brauchte 
niemand, auch nicht der Richter, es zu befolgen. 

Geh. Bergrat Prof. Dr. Arndt, Berlin. 


Zur Berechnung der Briegefieuer bei einheitlich 
ſtenerpflichtigen Permögensmaſſen. Auch mir (dent die 
Berechnung von Hallbauer, JW. 1916, 1240 ff, den ſchwächeren 
Teil zu ſtark zu belaſten. Ich halte aber auch die Verteilung des 
Uberſchuſſes über die Einzelſteuerbeträge von Friedmann a. a. O. 1403 
noch nicht für gerecht. Dem güterrechtlichen Verhältnis der Ber 
mögensmaſſen von Ehegatten — um den Hauptfall heraus zugreifen 
— wird meines Erachtens nur eine verhältnismäßige Teilung gerecht. 
Daß bei dem Beiſpiel von Friedmann die verhälinigmäßige Teilung 
der Kriegsſtruer in 867 299.40 & und 7200,60 & ungerecht fein 
ſollte, weil A. zu gut davongekommen iſt, halte ich nicht für zu⸗ 
treffend. Im Gegenteil; betrachtet man die Einzelſteuerſätze: 70004 
und 849 500 & und die durch die einheitliche Verſteuerung ein 
tretende Mehrbelaſtung von 18 000 &, fo entſpricht eine Verteilung 
dieſer Mehrbelaſtung auf die beiden Vermögenszuwachsteile dem Sinn 
des Geſetzes nur dann, wenn fie im Verhältnis der beiden Einzel 
ſteuerſummen vorgenommen wird; denn nur dann kehrt bei beiden 
neugewonnenen Steuerteilen die geſetzliche Staffelung in um ein 
geringes vergrößertem Maßſtab wieder. Dieſe Vergrößerung ent 
ſpricht aber wieder dem Geſetz, weil eben die beiden Vermögen eine 
wiriſchafiliche Einheit bilden und dadurch mit verſtärkter wirtſchaft⸗ 
licher Kraft auftreten. Die von Friedmann aufgeſtellte Gleichung 
7000: 849 500 = R: 874 500 läßt jedoch für y (8.3 Anteil) die 
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gleiche Berechnung nicht zu. Es muß vielmehr, wie folgt, mit zwei 
Unbekannten gerechnet werden: 
: y = 7000: 849 500; 7000 y = 849 500 x 
x+ y= 18000; y = 18000 —x; 7000 y = 7000 (18000 — ) 
849500 x ＋ 7000 x = 18000. 7000; 8565 x = 18000 -70; 
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* 8565 
y = 18000 — 147,10 = 17 852,90 &. 
Mithin beträgt die Steuerſumme der Maſſe Ax. 7147,10 &, 
diejenige der Maſſe ............ 867 852,90 &. 


Die Berechnung von Hallbauer geht nur nach dem Zuwachs. 
Der Vorwurf, den Friedmann dagegen erhebt, daß ſie unter Ver⸗ 
nachläſſigung der Staffelung A. benachteilige, iſt auch gegen ſeine 
Berechnung zu erheben. Durch Verdoppelung der 50 000 & und 
Berechnung der Steuer von 100 000 & mit nachfolgender Halbierung 
der Steuer bringt er zu Unrecht A. in zu hohe Staffeln hinein. 
Keineswegs nimmt aber A. bei der von mir vorgenommenen Berech⸗ 
nung B die niederen Staffeln fort. Die Einzelſteuerſumme beider 
Vermögensmaſſen iſt ja von den niederen Staffeln auffteigend aufs 
geſtellt. Daß nun bei verhältnismäßiger Teilung des Überſchuſſes 
auf B. der Hauptteil entfällt, kann nicht wundernehmen. Genau 
ſo viel hält ihn ja auch das Geſetz für tragkräftiger. 

Rechtsanwalt Dr. Georg Schoeps, Swinemünde. 


Vereine. 


Berliner Anwaltverein. 
Sitzung vom 16 November 1918. 


Vortrag: Profeſſor Dr. Heinsheimer, Heidelberg: Kriegs: 
rechtliche Erfahrungen und ihre Nutzanwendung für das künftige 
Friedensrecht. 

Der Vortragende behandelte — unter Ausſchaltung der eigent⸗ 
lichen Spezialgebiete — ſolche Fragen privat» und prozeßrechtlicher 
Art, die zu grundſätzlich wichtigen und möglichſt ſicheren, zugleich für 
das Friedensrecht bedeutſamen kriegsrechtlichen Erfahrungen geführt 
haben. Dies trifft zunächſt zu für die Verordnung zur Entlaſtung 
der Gerichte, die auch gewiß als Experiment für die Friedenszeit 
gewertet werden darf. Die Wiederaufgebung eines ihrer wichtigſten 
Teile, des landgerichtlichen Mahnverfahrens, zeigt, daß dieſes Experi⸗ 
ment mißlungen iſt. Der Friedens wert dieſer Erfahrung liegt in der 
grundſätzlichen Erkenntnis, daß das Mahnverfahren nicht die regu⸗ 
läre Prozeßeinleitungs form fein darf, und daß es überhaupt umichtig 
iſt, wenigſtens für die landgerichtlichen Sachen, die Prozeßeinleitung 
fo anzulegen, als ob die unftreitige Erledigung der Sache das eigentlich 
Normale ſei. Da nie feſtſteht, ob die Sache wirklich ſich unftreit'g 
erledigt, und da, wenn ſie doch ſtreitig wird, die Umſchaltung auf 
das Gleis der Streitigkeit immer zu Hemmungen und Schwierigkeiten 
führen muß, verſtößt eine ſolche Regelung gegen die Rechtsſchutzpflicht 
des Staates, der ſeine Gerichte vor allem für Streitfälle zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen hat. Auch beweiſt der Verlauf des Experiments, 
daß bisher in der Prozeßreformbewegung die Trennung der unſtreitigen 
von den ſtreitigen Sachen in ihrer Wichtigkeit überhaupt überſchätzt 
wurde. Dies um ſo mehr, als ein richtigerweiſe auf ſtreitige Sachen 
angelegtes Verfahren mit einer leichten Anderung des geltenden Rechts 
ohne weiteres auch zu einer ſozuſagen automatiichen Erledigung nichts 
ſtreitiger Ver ſäumnisſachen ohne Termin befähigt werden kann: man 
mache die bei Streitfällen doch nötige ſchriftliche Klage beantwortung 
obligatoriſch und gebe, wie in der öſterreichiſchen Entlaſtungsnovelle 
von 1914, Verſäumnisurteil auf ſchriftlichen Antrag, wenn fie nicht 
rechtzeitig einkommt. Die Tendenz der Kriegsverordnung wird 
übrigens nach dem Kriege erhalten bleiben, wenn auch die Mittel, die 
ſie anwendete, ungeeignet oder ungenügend erſchienen; denn es wird 
auch dann, und dann erſt recht, vorausſichtlich auf eine Entlaſtung 
unſerer Zivilkammern hingearbeitet werden müſſen, wie überhaupt die 
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Signatur der Geſetzgebung der Friedenszeit die tunlichſte Erſparung 
von Arbeitskräften fein wird. Übrigens liegt die fachlich notwendige 
Verbeſſerung des Verfahrens in der gleichen Richtung, denn Ent⸗ 
laſtung wie Reform verlangen beide das gleiche Mittel: die Freilegung 
der einzelnen Richterkräfte im Kollegium, das teilweiſe Einzelrichter⸗ 
tum im Kollegialgericht, u a. derart, daß einem Kollegialmitglied 
die Vorbereitung der vor dem Kollegium abzuhaltenden Schluß⸗ 
verhandlung in aktivem Zuſammenwirken mit den Anwälten, zwecks 
gründlicher Aufhellung des Tatbeſtandes und unter möglichſter Bors 
wegnahme der Beweiserhebung Üdertragen wird (Vorverfahren). 

Von materiellen Kriegsverordnungen ſollten vor allem erhalten 
werden diejenigen über die gerichtliche Bewilligung von 
Zahlungsfriſten und über die richterliche Beſeitigung der Folgen 
nicht rechtzeitiger Zadlung. Bei Beibehaltung der Friſtbewilligung, 
aber keineswegs nur um ihretwillen, tft freilich erforderlich, daß der 
geſetzliche Zinsfuß nach Kriegsende erhöht wird; es iſt wider⸗ 
ſinnig, daß der ſäumige Schuldner ſeinem Gläubiger ein Prozent 
weniger zu vergüten hat, als das Reich für feine Anlehen zahlt; 
es wird ſich empfehlen, die Feſtſetzung des geſetzlichen Zinsfußes 
künftig dem Verordnungswege für etwa fünfjährige Perioden zu über⸗ 
laſſen. Die praktiſche Bedeutung des Friſtbewilligungsrechts darf 
zu normalen Zeiten nicht überſchätzt werden, iſt aber auch dann für 
beſondere Fälle ſicher. Viel wichtiger iſt die Beibehaltung der 
richterlichen in integrum restitutio gegen die Folgen einer 
Nichtzahlung, wie ſolche in friſtloſen Wohnungskündigungen, in 
Verfallklauſeln jeder Art, unter der Herrſchaft rückſichtsloſer Ver⸗ 
trags formulare eine oft fo verhängnisvolle Rolle ſpielen. Die Rechts 
ſprechung hat hier ja ſchon vielfach geholfen (Treu und Glauben, 
Erfordernis des Verſchuldens), aber ſie braucht feſteren Boden. 
Auch iſt es prinzipiell richtiger, die Gerichte, die ja nicht ſchlechihin 
ſllaviſche Vollſtrecker privater Willkür fein ſollen, mit derartigen 
prätoriſchen Beſfugniſſen von Gefeged wegen auszuſtatten, den Seiſt 
ſozialen und wirtſchaftlichen Ausgleichs in den Zivilprozeß eins 
zuführen. Solche prätoriſchen Befugniſſe können aber immer nur 
Nebenpunkte treffen (Zahlungszeit und ihre Folgen u dal). Über 
Exiſtenz oder Höhe der Anſprüche nach freiem Ermeſſen zu ent⸗ 
ſcheiden, find die Gerichte auch im Krieg mit Necht nicht für befugt 
erklärt worden. Da fie hiernach vor allem über Lieferungs⸗ 
verträge nach allgemeinen Grundſätzen zu entſcheiden hatten. bleibt 
dieſe Kriegsrechtſprechung von Wert für die Handhabung des 
Friedensrechts. Bei Verträgen ohne Kriegsklauſel hat das RG. 
(vgl. JW. 1916, 830) einen flrengen Standpunkt eingenommen. Es 
hat die Frage, ob der Sieferant trotz außerordentlicher Preisſteige⸗ 
rung zur Lieferung verpflichtet bleibt, bejaht. Die Art, wie hierbei 
begründet wird, warum ihm trotzdem die Lieferung noch zugemutet 
werden müſſe, von einer verkehrsmäßig gedeuteten Unmöglichkeit alſo 
nicht die Rede ſein könne, iſt ein deutlicher Beleg für die begreif⸗ 
liche, hier aber bedenkliche Angſt vor Präjudizialität. Denn wenn 
in den betreffenden Urteilen darauf hingewieſen wird, daß im Falle 
der Aufhebung ſolcher Lieferungsverträge gleiches auch ſonſt in auf⸗ 
geregten Zeiten, bei ſtarker Anderung der Marktlage und Konjunktur 
verlangt werden könne, ſo iſt doch zu fragen, ob nicht der Ausbruch 
des gegenwärtigen Krieges eine völlig einzigartige Sachlage ge⸗ 
ſchaffen hat, für die es tatſächliche Analogien in Friedenszeiten gar 
nicht geben kann. In manchen Fallen hätte dem Lieferanten auch 
durch die Feſtſtellung geholfen werden koͤnnen, daß die Kriegsklauſel 
in den Lieferungsverträgen ſeines Geſchäftszweiges durchaus typiſch 
immer wiederkehrt; ihr Fehlen in dem gerade vorliegenden Vertrag 
hätte dann, weit entfernt, auf eine beſondere individuelle Abſicht 
hinzuweiſen, nach der durch jenen allgemeinen Klauſelgebrauch be⸗ 
zeugten Verkehrsſitte im Wege ergänzender Auslegung unſchädlich 
gemacht werden können. 

Das einheitliche Ergebnis der dargeleaten Betrachtungen 
auf perſönlichem Gediet. Die Ausdildung des Juriſten 
ſtärker auch auf die Erkenntnis der Tat ſächlichkeiten 
das Verſtändnis wirtſchaftlicher Zuſammenhänge 
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wirken. Die freiere Stellung des Richters in jenem Bors 
verfahren und durch jene prätoriſchen Befugniſſe muß ihn beſähigen, 
eben dieſem Tatſächlichen immer beſſer gerecht zu werden. All dies 
zielt auch auf ein immer engeres Zuſammenwirken zwiſchen Richter 
und Anwälten hin. Hat doch gerade der Krieg gezeigt, wie ſehr die 
beiden juriſtiſchen Berufsſtände aufeinander angewieſen find. Wie 
denn auch das Arbeiten der Anwälte in Richterſtellungen (Kriegs⸗ 
gerichten, Richter in den beſetzten Gebieten, Hamburger Gerichte) ſich 
ganz vortrefflich bewährt und alle früher hiergegen erhobenen theo⸗ 
retiſchen Bedenken durch die Praxis widerlegt hat. Gerade ein 
Juriſt, der im Anwaltſtande den Bebürfniffen der Nechtſuchenden 
nahegeſtanden hat, iſt für die ſchwere Aufgabe der Recht⸗ 
ſprechung — wie ſie der Vortragende als wünſchenswert gekenn⸗ 
zeichnet habe —, beſonders geeignet. Alle kriegsrechtlichen Erfahrungen 
bezeugen auſs neue, daß auch auf dem Rechtsgebiete die Normen 
und die Inſtitutionen nicht alles ſind, ſondern daß es auf die Per⸗ 
ſönlichkeiten ankommt, die ſie handhaben ſollen. 


Der anregende, auch formvollendete Vortrag fand den lebhaften 
Beifall der Verſammlung, an welcher auch die Mitglieder des 
Berliner Richtervereins ſowie des Vereins Berliner Handelsrichter 
teilnahmen. In der Diskuſſion wies Rechtsanwalt und Privatdozent 
Dr. Nußbaum auf die Notwendigkeit hin, zwiſchen der Ubergangs⸗ 
wirtſchaft und der Friedenswirtſchaft zu unterſcheiden. Gerade 
auf die überaus ſchwierigen Fragen der Übergangswittſchaft träfen 
die Geſichtspunkte zu, über welche ſich der Vortragende geäußert habe. 


Reichsdeutſche Waffenbrüderliche Vereinigung. 
Berlin. 


Vortrags abend im Reichs tagsgebäude am 11. Nov. 1916. Neben dem 
Präſidenten der ungariſchen Akademie der Wiſſenſchaften, Ber eviczy, 
über den Kampf um die Wahrheit, hielt der bekannte ungariſche Politiker 
Graf Apponyi einen Vortrag über das Thema „Bilder aus der 
ungariſchen Verfaſſungsgeſchichte“. Dieſer Vortrag entbehrt nicht 
des juriſtiſchen Intereſſes. Mit großem Nachdruck hebt Apponyi die 
Verſchiedenheit in der Rechtsentwicklung des alten Deutſchen Reiches 
und des ungariſchen Staates hervor. Hier der vorwiegend privat⸗ 
rechtliche Charakter der germaniſchen Organiſation des Feudalſtaates, 
dort der ſtark ausgeprägte öffentlich rechtliche Charakter der Gewalten. 
Dieſe Eigenart weiſt der ungariſche Staat ſchon in der Heidenzeit 
auf. Er kommt dann namentlich in den Einrichtungen des erfien 
großen chriſtlichen Königs, des Heiligen Stephan, zum Ausdruck. 
Er entnimmt ſein Vorbild nicht dem zeitgenöſſiſchen Römiſchen Reich, 
ſondern dem Reiche Karls des Großen. Er erklärt denjenigen 
Grundbeſitz, der nicht an einzelne verteilt, ſondern Staatseigentum 
geblieben war, für Krongut und ſchaſſt damit die Glundlage des 
ſtaatlichen Finanzweſens. An Karolingiſche Inſtitutionen erinnert die 
militäriſche und gerichtliche Gauverfaſſung der Komitate, die urs 
ſprünglich ſtaatliche, nicht wie jetzt Selbſtverwaltungseinrichtung war. 
Ihren Gipſelpunkt findet die Entwicklung in der Goldenen Bulle 
Andreas II. vom Jahre 1222, die die alte Freiheit verbrieft. Der 
öffentlich rechtliche Charakter der ungariſchen Staatsverfaſſung findet 
ſeinen bedeutſamſten Ausdruck in der allmählich herausgebildeten 
Lehre von der heiligen ungariſchen Krone, die nicht etwa mit dem 
König identiſch iſt, ſondern eine begriffliche Zuſammenfaſſung des 
geſamten Staatsweſens, zu dem neben dem König auch der Reichstag, 
die Selbſtverwaltung, jeder Voll'reie, d. h. jeder Adlige und jede 
Stadtgemeinde gehören. Sie alle ſind in gleicher Weiſe Glieder der 
heiligen Krone. Mit Nachdruck und Wärme führte Apponyi aus, 
daß an dieſer heiligen Krone das ungariſche Volk mit ſeiner ganzen 
Begeiſterung hinge, nicht aus einer monarchiſtiſchen Theorie, ſondern 
auf Grund der jahrtauſendlangen hiſtoriſchen Entwicklung. Die 
Treue, mit welcher die ungariſche Nation für die Würde und Un⸗ 
abhängigkeit ihrer heiligen Krone eintritt, ſei die ſtärkſte Gewähr 
ihrer Bundestreue, ſowohl dem öſterreichiſchen Staat gegenüber, mit 
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welchem Ungarn als unabhängiges Königreich durch ein unlösliche 
dynaſtiſches und Verbin dungsamt verbunden ſei, als auch den anderen 
Verbündeten, insbeſondere dem Deutſchen Reich gegenüber. 


Reichsgericht.“ 
a) Zivil fachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 

Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Lehmann. 

[' Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. — ** Wird in der 
amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts ab⸗ 
gedruckt. — + Anmerkung.] 

Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 5 157 BGB. Der Krieg berechtigt nicht en weiteres 
zum Rücktritt von langfriſtigen Anzeigenverträgen.] 

In dem angenommenen Auftragsſcheine vom 14. De⸗ 
zember 1911 iſt zwiſchen der Rechtsvorgängerin der Klägerin 
und der Beklagten vereinbart, daß die Rechtsvorgängerin der 
Klägerin in den Wagen der Großen Berliner Straßenbahn 
800 Reklameplakate der Beklagten gegen Zahlung von monat⸗ 
lich 1450 AM zum Aushang zu bringen habe. Der Vertrag ift 
auf 7 Jahre geſchloſſen, die Zahlungen haben im voraus zu 
erfolgen, der Beginn des Aushanges iſt auf 1. Januar 1912 
vereinbart. Die vereinbarte Vergütung iſt bis einſchließlich 
Juli 1914 gezahlt. Am 16. Januar 1915 hat die Beklagte 
noch 3000 % gezahlt, die Zahlung weiterer Beträge ver— 
weigert ſie. Die Klägerin fordert unter Anrechnung der 
3000 / die in der Zeit vom Auguſt 1914 bis zum Mai 1915 
fällig gewordenen Beträge in Höhe von 11500 “/ nebit 
Zinſen ſeit den Fälligkeitstagen. Die Beklagte hat Ab⸗ 
weiſung der Klage beantragt. Sie erachtet ſich wegen der durch 
den Kriegsausbruch herbeigeführten Anderung der wirtſchaft— 
lichen Verhältniſſe an den Vertrag nicht mehr gebunden, und 
ſie wendet ferner ein, die Klägerin habe ihrer Vertragspflicht 
nicht genügt. Der Straßenbahnverkehr ſei erheblich ein⸗ 
geſchränkt und aus dieſem Grunde nur eine unter 800 weit 
zurückbleibende Anzahl von Wagen mit den Plakaten in Um— 
lauf geweſen. Eine große Anzahl der Plakate ſei überdies 
zerriſſen geweſen und die Plakate ſeien nicht beleuchtet worden. 
Das LG. hat nach dem Klageantrage erkannt. Die von der 
Beklagten eingelegte Berufung iſt zurückgewieſen. Das RG. 
hob auf und verwies zurück. Gründe: Seine ſchon in 
anderen Urteilen zum Ausdruck gebrachte Rechtsauffaſſung 
auch im vorliegenden Falle aufrechterhaltend, führt das BG. 
aus, daß durch den Kriegsausbruch und durch die dadurch ge— 
ſchaffenen wirtſchaftlichen Verhältniſſe an ſich und in der 
Regel ein Recht zum Rücktritt von einem geſchloſſenen Ver— 
trage nicht begründet werde. Namentlich gelte dies auch von 
langfriſtigen Anzeigenverträgen, insbeſondere auf dem Gebiete 
der Licht- und Straßenbahnreklame. Die Leiſtung des Unter: 
nehmens erſchöpft ſich bei ihnen mit der Darbietung des Licht— 
bildes oder des Aushangs. Die Vertragsleiſtung bedeute aller: 
dings für den Beſteller einen geringeren Wert als vor dem 
Ausbruche des Krieges. Aber einerſeits hätten ſich die wirt— 
ſchaftlichen Verhältniſſe in Deutſchland nicht ſo grundlegend 
geändert, daß eine Fortſetzung des Vertrages dem Beſteller 
nicht mehr zugemutet werden könne. Andererſeits ſei der Er— 
folg der Reklame, die Empfänglichkeit des Publikums und die 
wirtſchaftliche Konjunktur nicht derart Beſtandteil eines ſolchen 
Vertragsverhältniſſes, daß von ihrer unveränderten Fortdauer 
auch der Fortbeſtand des Vertrages abhängig ſei. Dieſe Aus— 
führungen werden von der Reviſion bekämpft, indem ſie unter 
Hinweis auf die Rechtſprechung des RG. geltend macht. daß 
ein Vertrag, wie der vorliegende, als unter dem ſtillſchwei— 
genden Vorbehalte gleichbleibender Verhältniſſe geſchloſſen an— 
geſehen werden müſſe. Treu und Glauben erforderten mit 
Rüchſicht auf die Verkehrsſitte, der durch den Ausbruch des 
Krieges eingetretenen Veränderung der Verhältniſſe die Be⸗ 
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deutung beizumeſſen, daß der Beklagten die weitere für ſie 
zur Zeit wertloſe Durchführung des Vertrages, ſolange der 
Krieg dauere, nicht zuzumuten ſei. In dieſer Beurteilung 
des Vertragsverhältniſſes iſt der Reviſion nicht zu folgen. Ein 
Vertrag, wie der vorliegende, iſt — das hat der erkennende 
Senat bereits im Urteile vom 3. Dezember 1912, VII 318/1912, 
ausgeſprochen, und das wird auch hier aufrechterhalten — ein 
Werkvertrag im Sinne des $ 631 Abſ. 2 BGB. Der herbei⸗ 
zuführende Ekfolg beſteht darin, daß der Unternehmer das 
Aushängen der Plakate in der vereinbarten Anzahl in den 
Wagen der Straßenbahn zu veranlaſſen und dafür Sorge zu 
tragen hat, daß die Plakate für die Dauer des Vertrages aus— 
gehängt bleiben. Dafür, daß der Beſteller durch die Reklame— 
plakate zu geſchäftlichen Vorteilen gelangt, daß fie ihm Kund— 
ſchaft zuführen, hat der Unternehmer nicht einzuſtehen. Das 
Erſtreben geſchäftlicher Vorteile iſt lediglich der Beweggrund, 
aus dem der Beſteller ſich zur Aufwendung der ihm durch das 
Aushängen der Plakate entſtehenden Koſten entſchließt. Das 
Vertragsverhältnis zwiſchen Beſteller und Unternehmer wird 
deshalb durch den Umſtand, daß die Reklame ſich nicht als 
wirkſam erweiſt, nicht berührt. Mangels einer dies aus— 
ſprechenden geſetzlichen Beſtimmung und mangels einer im 
Vertrage hierüber getroffenen Vereinbarung iſt es daher auf 
das Fortbeſtehen des Vertrages auch von keinem Einfluſſe, 
daß der ausgebrochene Krieg auf den Vertrieb der Waren, für 
welche durch die Plakate Reklame gemacht werden ſoll, un— 
günſtig einwirkt. Die Reviſion will nun zwar auch ohne eine 
ausdrücklich hierüber getroffene Vereinbarung das Vertrags— 
verhältnis dahin beurteilt haben, daß durch ein Ereignis von 
ſolcher Bedeutung, wie es der Kriegsausbruch für den Waren⸗ 
vertrieb der Beklagten ſei, der ſtillſchweigend unter dem Vor⸗— 
behalt gleicher Verhältniſſe geſchloſſene Vertrag wenigſtens 
für die Dauer des Krieges aufgehoben werde. Dem ſteht aber 
die vorſtehend wiedergegebene tatſächliche Beurteilung des 
BG. entgegen, welche die wirtſchaftliche Konjunktur nicht der⸗ 
art für einen Beſtandteil des Vertrages erachtet, daß von ihrer 
unveränderten Fortdauer das Beſtehen des Vertrages ab— 
hängig gemacht iſt. Damit ſpricht das BG. aus, daß es auch 
für den ſtillſchweigenden Vorbehalt gleichbleibender Verhält— 
niſſe in dem Vertrage keinen Anhalt findet. Einen Rechts— 
verſtoß läßt dieſe Beurteilung nicht erkennen, und die lediglich 
auf einer gegenteiligen Auffaſſung beruhenden Ausführungen 
der Reviſion ſind deshalb nicht geeignet, Bedenken gegen die 
Annahme des Fortbeſtehens des Vertrages zu rechtfertigen. 
Der weitere Angriff der Reviſion richtet ſich dagegen, daß vom 
Vorderrichter der Beklagten auch ein Anſpruch auf Minderung 
des für das Aushängen von 800 Plakaten vereinbarten 
Monatsbetrages verſagt iſt, obſchon in der für den vorliegenden 
Rechtsſtreit in Betracht kommenden Zeit eine erheblich ge— 
ringere Anzahl von Plakaten in Umlauf geweſen ſei. Der 
BerR. hält einen Minderungsanſpruch und auch das Recht 
auf Rücktritt für ausgeſchloſſen durch die im Vertrage über die 
Gewährleiſtung getroffene Vereinbarung. Nach dieſer vom 
BerR. wörtlich wiedergegebenen Vertragsbeſtimmung ſoll vom 
Unternehmer Gewähr nicht geleiſtet werden; denn aus betriebs- 
techniſchen oder Verkehrsgründen oder anderen von der Unter— 
nehmerin nicht verſchuldeten Urſachen könne eine Ausſetzung 
oder Umwechſlung der belegten Wagen eintreten. Das be— 
rechtige die Beſtellerin weder zum Rücktritte vom Vertrage, 
noch zu einem Abzuge von der vereinbarten Aushangsgebühr 
oder zur Zahlungsverweigerung. Die Reviſion erachtet die 
im BU. der Vertragsbeſtimmung gegebene Auslegung für eine 
zu weitgehende, fie betreſſe nur den Fall einer Ausſetzung 
oder Umwechſlung der betrejfenden Wagen, ändere aber nichts 
an der Verpflichtung der Klägerin, für das dauernde Vor: 
handenſein von 800 ordnungsmäßig angebrachten und unter— 
haltenen Plakaten zu ſorgen. Hier iſt der Reviſion zuzugeben, 
daß Bedenken gegen die Beurteilung des BG. nicht von der 
Hand zu weiſen ſind. Wenn durch Ausſetzung oder Um— 
wechſlung der mit den Plakaten belegten Wagen dieſe außer 
Verkehr gebracht werden, fo hat das allerdings auch eine Vers 
ringerung der Anzahl der umlaufenden Plakate zur Velde und 
es trifft zu, daß die Klägerin, wenn ihr dabei ein Verſchulden 
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nicht zur Laſt fällt, hierfür Gewähr nicht zu leiſten hat. Es 
bleibt aber gleichwohl die vom BG. noch nicht erörterte Frage 
oſſen, ob die Vertragsbeſtimmung nicht bloß einen durch vor— 
übergehende Hinderniſſe herbeigeſührten Zuſtand von kurzer 
Dauer und mit verhältnismäßig geringer Verminderung der 
Anzahl der umlaufenden Plakate regelt. Nach dem Ergeb— 
nis der erſtinſtanzlichen Beweisaufnahme ſind hier, ins— 
beſondere in der Zeit vom Auguſt bis Dezember 1914, aber 
Plakate in jo erheblicher Minderzahl in Umlauf geweſen, daß 
die Prüfung nicht unterbleiben darf, ob die erwähnte vertrag⸗ 
liche Vereinbarung die Vertretungspflicht der Klägerin auch 
bei einem ſo erheblichen Ausbleiben die Vertragsleiſtung aus— 
ſchließt. Denn wenn auch das der Klägerin übertragene Werk 
nicht in einer Mehrzahl einzelner, voneinander unabhängigen 
Leiſtungen zerfällt, der Art, daß die Anbringung jedes eins 
zelnen Plakats ein Werk für ſich darſtellt, ſondern es ſich um 
eine einheitliche Werkleiſtung handelt, kann doch gerade wegen 
Nichtumlaufs der großen Anzahl der Plakate der Erfolg des 
Werkvertrages mangelhaft herbeigeſührt ſein. Daraus können 
ſich, wenn auch mit dem BG. für den vorliegenden Rechtsſtreit 
Folgerungen auszuſchließen ſind, welche die Beklagte aus der 
Zeit nach dem 1. Mai 1915 herleitet, doch Einwendungen der 
Beklagten gegen die bis zum 1. Mai 1915 geforderte Ver— 
gütung, insbeſondere den Minderungseinwand rechtfertigen. 
Die auszulegende Vertragsbeſtimmung iſt hier enger gefaßt 
als in dem Auftragsſcheine, um den es ſich in dem Rechts— 
ſtreite der Klägerin mit der Firma R. S. u. Co. handelte. 
Dort heißt es allgemeiner, daß teilweiſe Veränderungen der 
Vertragserfüllung den Rücktritt oder Zahlungs- 
verweigerungen oder Verkürzungen der Aushangsgebühr nicht 
rechtfertigen ſollen, wenn dieſe Veränderungen aus von der 
Klägerin nicht verſchuldeten Urſachen eintreten. Es find des⸗ 
halb daraus, daß dort der Beſtellerin unter Billigung des Res 
viſionsgerichts — Urteil vom 27. Juni 1916, VII 163 / 1916 — 
Rücktritt und Minderung wegen der infolge des Kriegsaus— 
bruchs nicht zum Umlauf gebrachten Plakate verſagt ſind, für 
die hier zu treffende Entſcheidung Folgerungen nicht herzu— 
leiten. Ob bezüglich der angeblich zerriſſenen und nicht be= 
leuchteten Plakate Rücktritt oder Minderung erſt nach erſolgter 
Friſtſetzung geltend gemacht werden können, oder ob, wie die 
Reviſion ausführt, es mangels einer Kontrolle der Beklagten 
über die Vertragserfüllung der Friſtſetzung nicht bedurft habe, 
kann dahingeſtellt bleiben. Auf ſo unbeſtimmten Angaben, 
wie ſie die Beklagte in dieſer Beziehung gemacht hat, hatte das 
BG. keinen Anlaß einzugehen. Die Beklagte hat nur ganz all- 
gemein behauptet, daß ein großer Teil der Plakate zerriſſen 
und in vielen Wagen keine Beleuchtung erfolgt ſei. Eine aus— 
reichende Ergänzung ſo unbeſtimmter Angaben war auch bei 
Ausübung des Fragerechts nicht zu erwarten. Hiernach be— 
darf es nur noch einer erneuten Prüfung, ob der mehrfach er— 
wähnten Vertragsbeſtimmung, trotz der erörterten Bedenken, 
die ihr vom BG. jetzt beigelegte weitgehende Bedeutung 
beizumeſſen iſt, oder ob die Vertragsbeſtimmung nur für 
vorübergehende Hinderniſſe im Umlaufe der mit Plakaten be= 
legten Wagen Einwendungen der Beklagten ausſchließt und 
welche Folgerungen ſich hieraus gegebenenfalls bei der vor— 
liegenden Sachlage für die Entſcheidung des Rechtsſtreits er— 
geben. Nach dieſer Richtung hin ſind noch weitere tatſächliche 
Erörterungen erforderlich. L. u. Co. w. Gr. Berliner Straßen⸗ 
bahn und Verkehrs-Reklame⸗G. m. b. H., U. v. 6. Okt. 16, 
161/16 WII. — Berlin. [L.] 

** 2. 8172 BGB. Der Inhalt der Vollmachtsurkunde iſt 
dem Dritten gegenüber nur voll wirkſam, ſofern ihm die 
Urſchrift der Urkunde vorgelegt worden iſt.] 

Die Beklagte wird als Bürgin für ein Darlehen in An— 
ſpruch genommen, welches die Klägerin dem verſtorbenen Ehe— 
mann der Beklagten inhaltlich des Schuldſcheins vom 14. Juli 
1913 gewährt hat, und zwar auf Grund der darin enthaltenen 
Bürgſchaftserklärung, welche der Ehemann der Beklagten in 
deren Namen abgegeben hat. Die Beklagte hat Widerklage auf 
Feſtſtellung dahin erhoben, daß der Klägerin Anſprüche aus 
dem Schuldſchein vom 14. Juli 1913 gegen ſie nicht zuſtehen. 
Der erſte Richter hat unter Abweiſung der Widerklage und 
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eines klägeriſchen Zinsbegehrens nach dem Klagantrag er⸗ 
kannt. Das BG. dagegen hat die Klage abgewieſen und nach 
dem Antrag der Widerklage erkannt. Die Klägerin hat ohne 
Erfolg Reviſion eingelegt. Nach den Feſtſtellungen des BG. 
hat die Beklagte unter dem 17. Juni 1912 ihrem Ehemann 
eine Generalvollmacht ausgeſtellt. Wie das BG. weiter feſt⸗ 
ſtellt, hat die Beklagte dieſe Vollmacht ihres weitergehenden 
Wortlauts ungeachtet ihrem Ehemann mit der Beſchränkung 
erteilt, daß dieſelbe nur bei dem Gründungsvertrag der Kur: 
haus Schloß P. G. m. b. H. zwecks Regulierung von Hypo⸗ 
thekenangelegenheiten verwandt werden ſollte. Zutreffend 
nimmt das BG. hiernach an, daß der Ehemann der Beklagten 
die Bürgſchaftserklärung für dieſe ohne Vollmacht abgegeben 
habe und die Beklagte, die die Erklärung auch nicht genehmigt 
habe, hieraus nicht verpflichtet ſei. Die Klägerin hat dem⸗ 
gegenüber den Schutz des $ 172 BGB. in Anſpruch ge 
nommen: bei Abſchluß des Vertrags vom 14. Juli 1913 habe 
der Ehemannn der Beklagten die Vollmachtsurkunde vom 
17. Juni 1912, die er von der Beklagten unſtreitig aus⸗ 
gehändigt erhalten habe, vorgelegt. Der Einwand kann in⸗ 
deſſen nach den weiteren Feſtſtellungen des BG. das Klage— 
begehren nicht ſtützzen. Das BG. hält nämlich für erwieſen, 
daß die beim Vertragsabſchluß vorgelegte Urkunde nicht die 
Urſchrift der Vollmacht, ſondern eine — ſei es beglaubigte 
oder nicht beglaubigte — Abſchrift geweſen iſt. Damit iſt den 
Erforderniſſen des 8 172 BGB. in der Tat nicht genügt. 
Nach den Vorſchriften der 88 167, 170 — 172, über deren 
Zuſammenhang ſich bereits die Entſcheidung des erkennenden 
Senats RG. 56, 631) ausſpricht, iſt, wenn jemand durch be⸗ 
ſondere Mitteilung an einen Dritten oder durch öffentliche 
Bekannntmachung kundgegeben hat, daß er einen anderen 
bevollmächtigt habe, dieſer auf Grund der Kundgebung im 
erſten Falle dem Dritten, im anderen Falle jedem Dritten 
gegenüber zur Vertretung befugt. In $ 172 wird einer be⸗ 
ſonderen Mitteilung an den Dritten der Fall gleichgeſtellt, 
wenn der Vollmachtgeber dem Vertreter eine Vollmachts⸗ 
urkunde ausgehändigt hat und der Vertreter ſie dem Dritten 
vorlegt: die Aushändigung der Urkunde an den Vertreter gilt 
als eine auf Mitteilung der erteilten Vollmacht an den Dritten 
gehende Willenserklärung des Vollmachtgebers, und die Vor: 
legung der dem Vertreter ausgehändigten Urkunde an den 
Dritten ſoll dieſem die Gewähr bieten, daß eine Bevoll— 
mächtigung nach Maßgabe der vorgelegten Urkunde dem als 
Bevollmächtigter Auftretenden erteilt iſt. Es leuchtet ein, 
daß es hierzu der Urſchrift der Vollmachtsurkunde bedarf. 
Die Abſchrift einer ſolchen kann allenfalls beweiſen, daß der 
Bevollmächtigte einmal Vollmacht erhalten hat, — nicht 
aber, daß er die Vertretungsmacht noch beſitzt. — Der Inhalt 
der Urkunde iſt dem Dritten gegenüber voll wirkſam nur, ſofern 
ihm die Urkunde (Urſchrift) vorgelegt iſt; iſt dies nicht 
geſchehen, ſo bleibt das Beſtehen der Vertretungsmacht eine 
offene Frage, und der Dritte, der ſich ſolchenfalls auf das Bes 
ſtehen der Vertretungsmacht verläßt, handelt auf ſeine Gefahr. 
R. w. E., U. v. 5. Okt. 16, 165/16 VI. — Berlin. [B.)] 


3. 88 242, 326 BGB. Die Frage, ob die Leiſtung 
innerhalb einer gemäß 8 3256 geſetzten Friſt bewirkt iſt, iſt aus 
den Anforderungen von Treu und Glauben und aus der Ver— 
kehrsſitte unter Berückſichtigung des Zweckes der Friſt zu ent— 
ſcheiden.] 7) 

Durch zwei Abſchlüſſe vom 26. Oktober 1914 kaufte die 
Klägerin von dem Beklagten 20 000 Kilogramm Kokosöl und 
10 000 Kilogramm Palmkernöl. Vereinbarungsgemäß hatte 
lie umgehend 2500 „/ auf das Konto des Beklagten bei der 


1) Neumann, Ripr. I § 172. 


Zu 3. Das RG. macht hier von der Auslegung der Vertrags⸗ 
erfüllung Gebrauch Es gibt nicht dem Schuldner das Recht, auch 
nach Ablauf der Nackfriſt noch zu erfüllen. Es ſtellt feſt, ob inner⸗ 
balb der Friſt die geſchuldete Leiſtung bewirkt iſt. Dabei wird der 
Schwerpunkt auf die Tätiakeit des Schuldners und nicht auf die 
Perſon des empfangenden Gläubigers gelegt. Der Verkebr wird 
dieſe Ausleauna dankbar annehmen. Er wird den Gedanken über 
den konkreten Vorfall ausdehnen. Zur Zeit des bargeldloſen Verkehrs 
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Deutſchen Bank, Filiale Hamburg, als Sicherheit bis zur 
endgültigen Abwicklung der beiden Abſchlüſſe zu überweiſen; 
der Betrag ſollte bei der Bezahlung der letzten Rechnung ab⸗ 
gezogen werden. Da die Klägerin die Zahlung nicht leiſtete, 
telegraphierte und ſchrieb ihr der Beklagte am 4. November 
1914, daß er die Abſchlüſſe annulliere. Weiter telegraphierte 
er der Klägerin am 6. desſelben Monats, er gebe ihr nochmals 
Gelegenheit zur Zahlung des vereinbarten Depots; wenn der 
Betrag bis Montag, dem 9. November, nicht bei der Bank ein⸗ 
gegangen ſei, lehne er die Erfüllung der Verkäufe ab. Die 
Klägerin überwies darauf den Betrag an die Bank durch tele⸗ 
graphiſche Poſtanweiſung vom 9. November 1914. Das in 
Frankfurt a. M. aufgegebene Telegramm traf um 2 Uhr 53 
nachmittags in Hamburg ein. Die Poſt benachrichtigte die 
Bank noch am ſelben Nachmittag von dem Eingange, über⸗ 
wies aber auf Grund eines beſonderen Abkommens mit der 
Bank das Geld erſt am folgenden Tage durch Bankgiroüber⸗ 
tragung. Dementſprechend nahm auch die Bank erſt am 
10. November die Überweiſung auf das Konto des Beklagten 
vor, nachdem ſie ſchon am Nachmittag des 9. November durch 
den Fernſprecher dem Beklagten von dem Sachverhalte Mit⸗ 
teilung gemacht hatte. Der Beklagte behauptete, daß die 
Klägerin die für die Zahlung geſetzte Nachfriſt verſäumt habe 
und verweigerte die Vertragserfüllung. Die Klägerin klagte 
deshalb auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung. Das LG. 
wies die Klage ab. Das OLG. erklärte den Klaganſpruch 
dem Grunde nach für gerechtfertigt. Die Reviſion des Be⸗ 
klagten iſt zurückgewieſen. Aus den Gründen: Die 
Parteien ſtreiten darüber, ob die Klägerin die ihr durch das 
Telegramm des Beklagten vom 6. November 1914 beſtimmte 
Nachfriſt, wonach der geſchuldete Betrag ſpäteſtens am 9. No⸗ 
vember bei der Bank eingegangen ſein ſollte, eingehalten hat. 
Das BG. erkennt an, daß die Leiſtung der Klägerin inner⸗ 
halb der Friſt inſofern nicht vollſtändig bewirkt worden iſt, als 
der am 9. November telegraphiſch übermittelte Betrag, der der 
Bank zufolge eines mit der Poſtverwaltung getroffenen all⸗ 
gemeinen Abkommens nicht ausbezahlt, ſondern durch Bank⸗ 
giro gutgebracht wurde, erſt am 10. November überwieſen 
worden und damit erſt an dieſem Tage bei der Bank im Wort⸗ 
ſinne eingegangen iſt. Trotzdem iſt es der Meinung, daß die 
Friſt bei Berückſichtigung der Sachlage, insbeſondere des 
Zweckes der Einzahlung und der im Verkehr an die Beobach⸗ 
tung von Treu und Glauben zu ſtellenden Anforderungen als 
gewahrt erachtet werden müſſe. Die Reviſion wendet ein, das 
BG. verkenne die grundſätzliche Bedeutung der Nachfriſt⸗ 
beſtimmung, wenn es die Friſt als eingehalten betrachte, ob⸗ 
wohl das Geld verſpätet bei der Bank eingegangen ſei; die 
Vorſchrift des 8 326 BGB. ſolle dazu dienen, für den Fall 
des Friſtablaufs beſtimmte, klare und dauernde Verhältniſſe zu 
ſchaffen, auch erfordere die Sicherheit des Rechtsverkehrs, daß 
eine vom Gläubiger berechtigterweiſe geſetzte Friſt ſo ge⸗ 
nommen werde, wie ſie unmißverſtändlich beſtimmt ſei; wenn 
auch Fälle denkbar ſeien, in denen ganz geringfügige und un⸗ 
verſchuldete Friſtüberſchreitungen unſchädlich ſeien, ſo liege 
doch hier etwas Derartiges nicht vor, weil die Verſpätung 
durch die Säumigkeit der Klägerin verurſacht ſei. Dem An⸗ 
griffe ſteht entgegen, daß es ſich hier nicht ſowohl um die 


ſpielt die Uberweiſung von Bank zu Bank eine erhebliche Rolle. Es 


wird nicht genügen, daß der Schuldner ſeiner Bank den Auftrag zur 
Uberweiſung erteilt. Wobl aber wird die Weitergabe an die Reiche: 
bank zur Wabrung der Friſt genügen müſſen, auch wenn der Gläubiger 
ſelbſt die Gurſchrift nicht mehr innerhalb der Friſt erfahrt. In gleicher 
Weiſe wird dann auch die Erfüllung des Verkäufers zu beurteilen 
fein. Die Fälle, in denen er die Ware überbringt, find äußerſt 
ſelten. Bei jedem Diſtanzverkauf genügt es, daß er die Ware dem 
Spediteur oder Frachtführer ausliefert. Was dazu gebört, wird 
jeweils nach der Verkehrsauffaſſung feſtzuſtellen ſein. Auch hier wird 
man wieder es für genügend erachten, wenn ſich der Abſender des 
Beſitzes der Ware endgültig entäußert, auch wenn der Empfänger 
und der von ihm beau'traate Spediteur oder Frachtfübrer noch keine 
Kenntnis von der Ablieferung hat Erforderlich iſt auch hier ſtets, 
daß der Verkäufer ein Rückforderungsrecht nicht mehr beſitzt. 


Hachenburg. 
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Frage der Uberſchreitung der Friſt, als vielmehr 
darum handelt, ob das, was noch innerhalb der Friſt geſchehen 
iſt, als Bewirkung der geſchuldeten und unter Setzung der 
Friſt geforderten Leiſtung zu gelten hat. Dieſe Frage iſt, 
wie es auch das BG. — wenn auch nicht unter Anführung 
der geſetzlichen Beſtimmung, ſo doch der Sache nach — getan 
hat, auf Grund der die Erfüllungspflicht allgemein regelnden 
Vorſchrift des S 242 BGB. zu beantworten. Daß aber danach 
das BG. rechtlich gefehlt hätte, kann nicht angenommen 
werden. Zwar wurde erſt am 10. November das Geld der 
Bank förmlich überwieſen, aber ſchon am Nachmittag des 9. 
hatte die telegraphiſche Übermittlung ſtattgefunden und die 
Poſt die Bank durch Überſendung des Poſtabſchnitts von der 
unmittelbar bevorſtehenden Überweiſung verſtändigt. Damit 
war noch am 9. November derjenige Erfolg von der Klägerin 
herbeigeführt, auf den es der Sache nach ankam. Für den Be— 
klagten war die Gewißheit geſchaffen, daß die Klägerin die 
Zahlung geleiſtet hatte, und daß ihm das Geld bei der Bank 
zur Verfügung ſtehen werde. Bei dieſer Sachlage iſt die An— 
ſicht des BG. nicht zu beanſtanden, daß die Leiſtung der 
Klägerin innerhalb der Friſt in dem Umfange bewirkt worden 
ſei, der ſich bei Berückſichtigung des Zweckes der Friſt aus 
den Anforderungen von Treu und Glauben und aus der Ver— 
kehrsſitte ergab. Dabei hat auch das BG., was die der Klägerin 
nach der Einzahlung noch zuſtehende Rückforderungsbefugnis 
betrifft, einwandfrei kein Gewicht darauf gelegt, ob die in den 
Ausführungsbeſtimmungen zur Poſtordnung vom 20. März 
1900 enthaltene Vorſchrift, wonach bei telegraphiſchen Poſt— 
anweiſungen, die im Girowege ausgezahlt werden, das Rück— 
forderungsrecht des Abſenders mit dem Zeitpunkte der Aus— 
händigung des Poſtabſchnitts an den Empfänger aufhört, mit 
den Beſtimmungen der Poſtordnung ſelbſt im Einklange ſteht 
[oder ob der Klägerin die Rückforderungsbefugnis etwa noch 
bis zur Gutſchrift einzuräumen geweſen wäre]. Zutreffend iſt 
erwogen, daß es ſich hierbei nur um eine theoretiſche Frage 
handle, da die Beſtimmung der Poſtverwaltung beſtanden, 
niemand ihre Gültigkeit bisher in Zweifel gezogen und keiner 
der Beteiligten mit der Ungültigkeit gerechnet habe, und da es 
insbeſondere der Klägerin durchaus ferngelegen habe, unter 
Berufung auf die angebliche Ungültigkeit ihren Zahlungs— 
auftrag zurückzuziehen. L.-C. w. W., U. v. 6. Okt. 16, 
270/16 II. — Hamburg. [L.] 


4. Die Pflicht zur Erſatzherausgabe gemäß 8 281 
BGB. gilt nicht für gewöhnliche Gattungsſchulden.] +) 
Im Mai 1914 verkaufte der Beklagte dem Kläger 
600 Sack Superior⸗-Kartoffelſtärke zum Preiſe von 22 K für 
100 Kilogramm einſchließlich Sack, lieferbar je 100 Sack 
Oktober, Dezember 1914, Februar, April, Juni, Auguſt 1915. 
Die Lieferungen für Februar und April 1915 find ihm un: 
möglich geworden, da am 25. Februar 1915 ſämtliche in 


Zu 4. Der Krieg bat ungeahnte Umwälzungen in der 
Ver mögensverteilung nach ſich geiogen. Daran iſt zum Teil die 
nicht immer moraliſch einwandfreie Geſchicklichkeit der Unternehmer 
ſchuld geweſen. Zum Teil hat der Zufall gewaltet. Er bat 
manchem Gewinne in den Schoß geworfen, auf die er bei normaler 
Friedens zeit nie hätte rechnen können. Das Empfinden des Volkes 
hat gegen beide Vorgänge reagiert. Bei der Wiederübernahme des 
öſterreichiſchen Juſtiimimiſteriums bat Klein in einer Anſprache feine 
Gedanken über die Aufgabe des Rechts und der Rechte pflege in der 
Kriegszeit auageſprochen (ſ. o. S. 1519). Es fol aus den vor⸗ 
handenen Geſetzen alles berausgebolt werden, was der ungeſunden 
Preisbildung widerſtreben und widerſtehen kann Man kann dasſelbe 
auch für die zweite Gruppe verlangen. Nicht nur die gerechte 
Schadens verteilung iſt Aufgabe der Rechtͤ pflege Sie hat auch geaen 
die ungerechte und unbillige Gewinnverteilung ſich zu wehren. Unſer 
bürgerliches Recht iſt auf den Friedensſtand eingeſtellt. Die Recht⸗ 
ſprechung wird den veränderten VNerbältniſſen Rechnung tragen müſſen. 
Das geſchieht auch teilveiſe. Das wollten auch diejenigen, die bei 
der jetzt vom RG. mit dem vorſtehenden Urteil entichiedenen Frage 
verlangten, daß der Verfäufer, der dem Käufer die Ware infolge 
Beſchlagnahme nicht liefert, ibm doch den vom dritten Empfänger 
oder vom Staate gewährten Mehrpreis aue folge. 

Der Streit hierüber iſt jetzt eniſchieden. Das NG. hat den 
Anſpruch des Käufers verneint. Juriſtiſch iſt die Begründung 
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Deutſchland hergeſtellte Kartoffelſtärke durch Verordnung des 
Bundesrats zugunſten der Trockenkartoffel-Verwertungs-Ge⸗ 
ſellſchaft m. b. H. beſchlagnahmt wurde [RGBl. 1915, 118]. 
Mit der Behauptung, der Beklagte habe ſeine Beſtände — 
44 800 Kilogramm — mit mindeſtens 44 & für den Sack von 
der genannten Geſellſchaft bezahlt bekommen, der Überſchuß 
dieſes Preiſes über den Vertragspreis gebühre nach 8 281 
BGB. dem Kläger, erhob dieſer Klage auf Zahlung von 
200 . 22 = 4400 A nebſt Prozeßzinſen. Vom Beklagten 
wurde die Behauptung in tatſächlicher und rechtlicher Hinſicht 
beſtritten. Während das LG. die Klage abwies, erklärte das 
OLG. den Anſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt. Auf 
die Reviſion des Beklagten iſt das erſte Urteil wiederhergeſtellt 
worden. Gründe: Verkauft ein Fabrikant Ware, die er 
ſelbſt herſtellt, ſo werden, auch ohne daß es beſprochen wird, 
die Umſtände nicht ſelten die Annahme nahelegen, daß nur 
die Erzeugniſſe der eigenen Fabrik den Vertragsgegenſtand 
bilden ſollen. Wie ſich ein ſolcher Fall zu dem Surrogations— 
grundſatz [s 281 BGB.] verhält, braucht nicht geprüft zu 
werden, denn nach den Feſtſtellungen des OLG. hat der Bes 
klagte Kartoffelſtärke ſchlechthin, nicht lediglich eigenes as 
brikat verkauft. Es fragt ſich nur, ob die Pflicht zur Erſatz⸗ 
herausgabe auch für gewöhnliche Gattungsſchulden gilt. Im 
BU. wird die Frage abweichend von der Anſicht des erſten 
Richters bejaht. Das Ox G. hält den $ 281 BGB. auf 
Gattungsſchulden unmittelbar für anwendbar. Zum Beweiſe 
führt es aus, das Wort „Gegenſtand“ bezeichne nach dem 
Sprachgebrauche des Geſetzes einen weiteren Begriff als 
„Sache“, und auch bei Gattungsſchulden werde ein Gegenſtand 
„geſchuldet“. Beides iſt gewiß richtig, trifft aber nicht den 
entſcheidenden Punkt [„geſchuldeter Gegenſtand“ in § 281 
iſt nur ſprachliche Glättung des I. Entwurfs $ 238 „für den 
Gegenſtand der letztern“, nämlich der Leiſtung; praktiſch 
kommen nur Sachen in Betracht]. Entſcheidend iſt, daß der 
Schuldner denſelben Gegenſtand, für den er 
Erſatz erlangte, geſchuldet haben muß. Während 
der Erſatz immer für beſtimmte, konkrete Sachen gewährt wird, 
kann man bei einer noch nicht nach $ 243 Abſ. 2 BGB. indivi⸗ 
dualiſierten Gattungsſchuld nicht ſagen, jene ſpäter erſetzten 
Sachen ſeien geſchuldet geweſen. Die Identität iſt hier be— 
grifflich ausgeſchloſſen. Der Gläubiger war nicht berechtigt, 
die Leiſtung der erſetzten Sachen ganz oder teilweiſe zu 
fordern [vgl. $ 241 BGB.]; die vom Schuldner zu vertretende 
Unmöglichkeit, gerade fie zu leiſten, würde bei Fortdauer der 
Gattung die Verpflichtung in keine Schadenserſatzpflicht um— 
gewandelt haben [vgl. S 280 BGB.]; war die Unmöglichkeit 
von ihm nicht zu vertreten, ſo hätte der Fortbeſtand der 
Gattung feine Befreiung gehindert [ vgl. $ 275 BGB.]; eine 
auf jene Sachen beſchränkte Unmöglichkeit hätte dem $ 281 
keinen Raum verſchafft. Alles das folgt aus dem Weſen der 
Gattungsſchuld, die, ſolange nicht der Schuldner das zur 


einwandfrei ſoweit fie die Anwendung des 8 281 BGB. ablebnt. 
Es war vielleicht von vornherein kein glücklicher Gedanke, den Ans 
ſpruch hi⸗rauf zu ſtützen. Die Ausfübrungen des RG. über die 
Gattungsſchulden und die Konſequenzen hieraus für das in § 281 
Ben B. niedergelegte Surrogationsprinzip werden ſich nicht widerle en 
laſſen. Trotzdem wird das Urteil nicht alle befriedigen. Man 
halte gehofft, daß das RG. einen Weg finde, der veränderten Krieges 
wirtſchaft auch rechtlich Rechnung zu tragen. Es bätte hierzu nur 
einer Auslegung des Vertrages nach Treu und Glauben dedurft. 
Man hat ja auch mit dieſer Begründung Rücktrittsrechte in Verträge 
hineingelegt, an welche die Parteien beim Abſchluß der Kontrakte 
nicht dachten. Man hätte auch im vorliegenden Falle die Pflicht 
des Verkäufers in gleicher Weiſe aus dem ganzen Zuſammendang 
und der Verkehrsauffaſſung ableiten können. Nicht in Betracht kame 
dann, daß es ſich nicht um eine konkrete Sache handelt. Nicht 
erforderlich wäre auch, daß der Verkäufer bereits aus der Gattung 
eine Aue ſcheidung vorgenommen habe Es genügte, daß der Ber: 
käufer durch die Befrlaanabme auf Koſten des Käuſers, dem er 
nicht erfullt, einen Vorteil zieht 

Das RG hat dieſen Schritt nicht getan. Das wird nicht nur 
in den Freiſen der Käufer, die nun keine Entſchädiaung erhalten 
und den Nutzen endgültig in den Taſchen der Verkaufer laſſen muſſen, 
ein Gefühl der Enttäuſchung zutücklaſſen. Hachenburg. 
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Leiſtung ſeinerſeits Erforderliche getan hat, auf keine indivi⸗ 
duelle Sache gerichtet iſt. Unmittelbar greift ſonach die Vor⸗ 
ſchrift des 8 281 bei Gattungsſchulden nicht Platz. In 
juriſtiſchen Aufſätzen der jüngſten Zeit wird aber mehrfach 
einer entſprechenden Anwendung das Wort geredet, zum Teil 
mit der Begründung, der Krieg habe ein rechtliches Problem 
aufgeworfen, dem es gerecht zu werden gelte. Auch dem kann 
jedoch nicht beigetreten werden. Läßt man die Ausdehnung 
des 8 281 auf verſchuldete Unmöglichkeit als unweſentlich bei⸗ 
ſeite, ſo geht der Grundgedanke der Vorſchrift dahin, daß der 
Schuldner, der durch ein beſtimmtes Ereignis von ſeiner Ver⸗ 
pflichtung frei wird, dem Gläubiger ſämtliche Wirkungen des 
Ereigniſſes, einſchließlich der vorteilhaften, in Rechnung ſtellen 
muß. Von dieſem Gedanken aus nötigt eine Beſchlagnahme 
der geſchuldeten Gattung, verbunden mit einem dem Schuldner 
zugefloſſenen Erſatz, noch nicht zur Herausgabe des Erſatzes 
an den Gläubiger. Sicherlich ſpricht hierfür dann keine Billig⸗ 
keitsrückſicht, wenn der Gläubiger ohne die Beſchlagnahme 
diejenigen Stücke der Gattung, auf die ſich der Erſatz bezog, 
gar nicht erhalten haben würde. Verlangt werden müßte 
mindeſtens, daß der Schuldner ſie zur Erfüllung ſeiner Ver— 
pflichtung benutzt hätte. Der Vorausſetzung des § 281: Ge⸗ 
ſchuldetſein der erſetzten Spezies, müßte das Erfordernis ent⸗ 


ſprechen, daß die erſetzten Gattungsſtücke dem Gläubiger tat⸗ 


ſächlich geleiſtet worden wären. Allein eine Regel von ein⸗ 
leuchtender Billigkeit iſt damit nicht gewonnen. Bei einer in⸗ 
dividuell geſchuldeten Sache liegt es gewiſſermaßen in der 
Natur der Dinge, daß, falls ſie nicht geleiſtet werden kann, 
der Anſpruch auf die Sache ſelbſt in den Anſpruch auf das 
Surrogat übergeht. Daher tritt die Vorſchrift in den früheren 
Rechtsſyſtemen nicht beſonders hervor; der Zwang zur Heraus— 
gabe des Erſatzes erſcheint als ſelbſtverſtändliche Nachwirkung 
der erloſchenen Schuld; vgl. die Stellen bei Windſcheid, 
Band. $ 264 Anm. 6, code civil Art. 1302, 1303. Dagegen 
wird bei Gattungsſchulden durch den bloßen Entſchluß des 
Schuldners, eine beſtimmte Sache zu leiſten, noch keine recht⸗ 
lich erhebliche Beziehung des Gläubigers zu ihr geſchaffen. 
Wollte man dennoch, wenn es ſich um ein Surrogat handelt, 
dieſem Entſchluß oder der Gewißheit ſeiner Verwirklichung 
das gleiche Gewicht beilegen, wie dem Geſchuldetſein der 
Sache, ſo gelangte man folgerecht zu einer allgemeinen Aus— 
gleichungspflicht von unberechenbarer Tragweite. Abſichtlich 
und aus wohlerwogenen Gründen hat das Geſetz die Aus— 
gleichung auf genau umſchriebene Tatbeſtände, wie Bereiche— 
rung auf fremde Koſten ohne Rechtsgrund [SS 812, 816], 
Surrogation der geſchuldeten Sache [S 281], compensatio 
lucri cum damno oder den Fall des 8 255 beſchränkt. Zu 
der mangelnden inneren Rechtfertigung treten die Unzuträg— 
lichkeiten der Durchführung hinzu. Die Nachforſchung nach 
dem, was der Schuldner getan hätte, wenn die Zukunft anders 
ausgefallen wäre, bedeutet ein Eindringen in das Gebiet, das 
ſeiner freien Entſchließung vorbehalten bleiben muß; ſie ſührt 
auch überaus häufig nicht zum Ziele. Mag der Kaufmann 
in blanco verkauft und Deckungskäufe abgeſchloſſen haben 
oder mag er Vorräte beſitzen: der Beweis, daß er gerade die— 
jenigen Stücke, die beſchlagnahmt wurden, dieſem beſtimmten 
Gläubiger geleiſtet haben würde, wird oft nicht zu erbringen 
ſein. Iſt doch das Lager des Kaufmanns einem ſtändigen 
Wechſel unterworfen; ſehr möglich, daß er alle Beſtandteile, 
die es im Augenblick der Beſchlagnahme aufwies, vor der 
Fälligkeit der Schuld anderweit veräußert hätte. Selbſt Kund— 
gebungen im Innern des Betriebes, wie Weiſungen an das 
Perſonal, Einträge in ein Geſchäftsbuch könnten, da ſie jeder— 
zeit zurücknehmbar ſind, nicht ohne weiteres als ſchlüſſiger 
Gegenbeweis gelten. Erſt die Individualiſierung der Schuld 
ändert das Verhältnis. Wird nunmehr die als Schuldgegen— 
ſtand herausgeſtellte Sache, ſei es allein oder mit der ganzen 
Gattung, beſchlagnahmt und Erſatz dafür gewährt, ſo trifft den 
Schuldner die Pflicht, das Erlangte herauszugeben. Da hier— 
nach die vorgeſchlagene Analogie abzulehnen iſt, mußte das 
Urteil des LG. wiederhergeſtellt werden. S. w. K., U. v. 
30. Okt. 16, 263/16 II. — Celle. [B.)] 


5. 5 463 BGB. Wird bei einem Geſchäftsverkauf ein 
beſtimmter Umſatz angegeben, ſo darf in der Regel der Wert 
zum Eigenverbrauch entnommener Waren nicht mit zum Um⸗ 
fat gerechnet werden.] 

Der Kläger, der vom Beklagten durch Vertrag vom 
30. März 1910 deſſen Apothekengrundſtück in Hohenſalza für 
den Preis von 272 500 AM gekauft hat, nimmt den Beklagten 
wegen fälſchlicher Angabe des Umſatzes aus den Jahren 1908 
und 1909 aus dem Geſichtspunkte der Gewährleiſtung ſowie 
der Argliſt auf Zahlung eines Teilbetrages von 10 000 A 
nebſt 4 Prozent Zinſen vom 9. Mai 1910 in Anſpruch. Er 
wurde durch das LG. abgewieſen und auch ſeine Berufung 
blieb zunächſt erfolglos. Auf feine Reviſion hob das RG. 
das BU. auf und verwies zurück. Nunmehr hat das OLG. 
dem Kläger einen richterlichen Eid dahin aufgelegt, daß er 
bis zum Abſchluſſe des notariellen Vertrages vom 30. März 
1910 weder vom Beklagten noch ſonſt irgendwie Kenntnis da⸗ 
von erhalten gehabt habe, daß der Beklagte im Jahre 1909 in 
Ausführung des zwiſchen den drei Apotheken in Hohenſalza 
getroffenen Abkommens die Lieferung an die Anſiedlungs⸗ 
kommiſſion für Rechnung der polniſchen Apotheke gehabt habe. 
Für den Fall der Eidesverweigerung iſt der Kläger wiederum 
abgewieſen worden; für den Fall der Eidesleiſtung iſt der 
Klageanſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. 
Auf die Reviſion des Beklagten hob das RG. auch dieſes 
Urteil auf und verwies die Sache an das BG. zurück, das 
nunmehr die Berufung des Klägers von neuem zurückwies. 
Das RG. hob wiederum auf und verwies zurück. Gründe: 
Die Gewährleiſtung, für die nach dem Vertrage die Haftung 
ausgeſchloſſen war, iſt als Klagegrund in ſämtlichen bisherigen 
Urteilen abgelehnt worden. Eines nochmaligen Eingehens 
hierauf bedarf es nicht. Es kommt daher nur auf den weiteren 
Klagegrund der Vorſpiegelung einer Eigenſchaft, nämlich des 
Umſatzes in den Jahren 1908 und 1909, an, den der Beklagte 
auf durchſchnittlich 31500 M, nämlich für 1908 auf rund 
35 000 A, für 1909 auf rund 28000 . angegeben hat, und 
zwar auf Grund ſeines Umſatzbuches. Wie jetzt unftreitig iſt, 
beläuft ſich nach den Umſatzbüchern der Jahresumſatz für 1908 
auf 35 238,90 A, für 1909 auf 28 014,05 AH, zuſammen 
63 252,95 /, worin der Umſatz für den polniſchen Apotheker 


für 1909 mitenthalten iſt, deſſen Höhe das BG. auf Grund “ 


eingehender Beweiserhebung auf 600 AM feſtſtellt und als in 
den vom Beklagten zu vertretenden Jahresumſatz nicht ein⸗ 
rechenbar in Abzug bringt. Hiernach würde ſich als Durd- 
ſchniit für den ſich aus den Umſatzbüchern des Beklagten er: 
gebenden Umſatz für die beiden Jahre ein Betrag von 
nur 31 326,48 % ergeben. Wie das BG. in ſeinem vor⸗ 
letzten Urteil erklärt hatte, beſtand für den Beklagten die 
Verpflichtung, den Kläger darüber aufzuklären, daß in dem 
für 1909 angegebenen Umſatze der für den polniſchen 
Apotheker mitenthalten war. Der Beklagte hatte behauptet, 
dies mitgeteilt zu haben, und das BG. hatte auf einen richter⸗ 
lichen Eid für den Kläger dahin erkannt, daß ihm weder vom 
Beklagten noch ſonſtwie bis zum Vertragsſchluß bekannt ge 
geben worden ſei, daß der Beklagte im Jahre 1909 die Liefe: 
rungen an die Anſiedlungskommiſſion für Rechnung der pol⸗ 
niſchen Apotheke gehabt habe. Für den Fall der Eidesleiſtung 
nahm es wegen der oben erwähnten Mitteilungspflicht die 
Argliſt des Beklagten an. Dieſes Urteil wurde aufgehoben, 
weil es nicht darauf ankomme, wie ſich der Beklagte hätte ver⸗ 
halten müſſen, ſondern darauf, von welchen Vorſtellungen er 
tatſächlich ausgegangen ſei, wobei es erheblich ſei, ob ihm etwa 
mit Rückſicht auf die von ihm behauptete Geringfügigkeit des 
[zur Zeit des Reviſionsurteils noch nicht feſtgeſtellten] Be 
trags die argliſtige Abſicht gefehlt habe, und auch darauf, ob 
dieſe nicht ſür den Fall zu verneinen ſei, daß die Behauptung 
des Beklagten richtig ſei, er habe dem Kläger vergeblich an— 
geboten, ihm ſeine Notizen vorzulegen, aus denen der an den 
polniſchen Apotheker für 1909 herausgezahlte Betrag erſichtlich 
geweſen ſei. Dieſer letztere Punkt hat ſich inzwiſchen dadurch 
erledigt, daß der Kläger den ihm zugeſchobenen Eid dabin 
abgeleiſtet hat, daß ihm der Beklagte die Vorlegung dieſer 
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Notizen nicht angeboten hat. Auf den erſteren Punkt iſt das 
neue Bu. dagegen nicht eingegangen, weil es jetzt zu der Feſt— 
ſtellung gelangt, daß zu dem aus den Büchern ermittelten 
Umſatze von 63 252,95 A noch ein weiterer von 1095 «KH aus 
eigenem Verbrauche hinzutrete, ſo daß der Durchſchnitt nach 
Abzug jener 600 % des polniſchen Apothekers immer noch 
mehr betrage, als dem Kläger angegeben worden ſei, ſo daß 
jede Argliſt, aber auch jedwede Schädigung des §ilägers ohne 
weiteres entfalle. Hierzu gelangt das BG. auf folgende Weile. 
Der Beklagte hatte jetzt behauptet, daß er für ſeine Wirtſchaft 
eine Reihe von Warenmengen, wie Kakao, Tee, Rum, 
Weine u. a., entnommen habe, deren Verkaufswert mindeſtens 
500 AM jährlich betrage; dieſe Beträge, die im Umſatzbuch 
nicht enthalten ſeien, müßten mit zum Umſatze gerechnet 
werden. Das BG. hat ſich unter Feftſtellung, daß erſahrungs— 
gemäß von den Apothekenbeſitzern der Provinz Poſen der ge— 
ſamte Hausbedarf regelmäßig ohne Bezahlung und Buchung 
aus den Warenbeſtänden der Apotheke entnommen werde, dieſer 
Auffaſſung angeſchloſſen und auf Grund von Beweis— 
erhebungen dieſen Umſatz für die zwei Jahre auf zuſammen 
1095 cH geſchätzt. So iſt es für die zwei Jahre auf einen Um— 
ſatz von 64 347,95 % — 600 % = 63 747,95 , d. h. auf 
einen Überſchuß von 747,95 A über den für die beiden Jahre 
dem Kläger angegebenen Umſatz von zuſammen 63 000 / ge⸗ 
kommen. Es hat weiter berechnet, daß, wenn man für 1908 
den zu wenig angegebenen Umſatz mit 238,90 „AH für den Aus— 
ſall des Jahres 1909 nicht anrechnen und aus dem gleichen 
Grunde den ſür 1908 außer Anſatz gelaſſenen eigenen Haus— 
bedarf mit 517,50 % bei dem Ausfalle des Jahres 1909 nicht 
berückſichtigen wollte, was wohl ſchwerlich der Billigkeit ent— 
ſpräche, ſo würde ſich für 1909 einſchließlich des nicht ge— 
buchten eigenen Bedarfs, aber ausſchließlich der 600 A für 
den polniſchen Apotheker, immerhin ein Umſatz von 
27 961,55 AM, d. h. von nur 38,45 unter dem dem Kläger 
angegebenen ergeben. Mit Rüchſicht auf dieſe Geringfügigkeit 
und einige andere Umſtände verneint das BG. für dieſen Fall 
ein argliſtiges Bewußtſein des Beklagten. Dieſe Hinein— 
rechnung des eigenen Verbrauchs in den Umſatz bekämpft die 
die Reviſion mit Recht. Sie führt aus, daß, wenn der Umſatz 
für 1909 auf Grund des Umſatzbuches auf 
28 000 / angegeben worden ſei, der in der Provinz Poſen 
beſtehende Brauch zu der Annahme zwinge, daß die Parteien 
bei Berechnung des Wertes aus dem Umſatze den eigenen 
Hausbedarf des Verkäufers außer acht laſſen wollten. Dieſe 
Auffaſſung erſcheint unbedingt berechtigt. Das Urteil iſt aber 
ſchon, davon abgeſehen, nicht haltbar, weil es den Begriff des 
Umſatzes, mindeſtens ſoweit er hier in Frage kommt, verkennt. 
Wenn, wie dies bei dem Verkauf von Geſchäften allgemein 
üblich iſt, der Umſatz als die weſentliche Grundlage für die 
Preisbemeſſung von den Parteien verwendet wird, ſo geſchieht 
dies, weil erfahrungsgemäß aus dem Umſatz im großen und 
ganzen ein beſtimmter, nach den verſchiedenen Geſchäfts— 
zweigen verſchiedener, aber nach der Erfahrung ziemlich feſt— 
ſtehender Nutzen und damit der Reingewinn unter Berück— 
ſichtigung der Unkoſten ſich berechnen läßt. Es liegt auf der 
Hand, daß ein derartiger für die Berechnung des Reingewinns 
zu berückſichtigender Nutzen ſich erſt aus dem Verkaufe 
von Waren ergibt und von ihm nicht die Rede ſein kann bei 
dem Eigenverbrauch eingekauſter oder ſelbſt erzeugter 
Waren, da dieſer keinen Nutzen läßt und auch kein Bild geben 
kann von der Abſatzfähigkeit des zu verkaufenden Geſchäfts. 
Der Wert von für den Eigenbedarf verbrauchten Waren 
darf daher nicht zum Umſatze gerechnet werden, jedenfalls nicht 
zu dem Umfatze, der als Grundlage für die Preisbemeſſung 
des zu verkaufenden Geſchäfts dem Kaufluſtigen angegeben 
wird. Daß übrigens der Beklagte ſelbſt die Sache kaum anders 
angeſehen haben wird, dürfte wohl daraus entnommen werden 
können, daß er, der doch das Beſtreben haben mußte, einen 
möglichſt hohen Preis zu erzielen, den Wert des Eigen— 
verbrauchs, der ſich aus dem Umſatzbuch nicht ergab, als zu 
dem Umſatz gehörig, mindeſtens in ungefährer Höhe, dem 
Kläger angegeben hätte. Dies hat er nicht getan, wie er denn 
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auch mit dieſem Behelf erſt herausgetreten iſt, als die Sache 
zum dritten Male an das BG. gelangt war. Hiernach mußte 
das Urteil aufgehoben und die Sache an das BG. zurück- 
verwieſen werden, das nunmehr an der Hand des jetzt er— 
mittelten Betrags des in Abzug zu bringenden, den polniſchen 
Apotheker betreffenden Umſatzes zu prüfen haben wird, ob 
das vom $ 463 BGB. geſorderte argliſtige Bewußtſein dem 
Beklagten nachgewieſen werden kann. K. w. B., U. v. 
4. Okt. 16, 195/16 V. — Poſen. [L.] 

** 6. Zur Frage, ob die Verbürgung mehrerer Mitbürgen 
als ein einheitliches Rechtsgeſchäft im Sinne des 
§ 139 BGB. aufgefaßt werden kann.] 

Die Witwe Karoline F., über deren Vermögen das Kon⸗ 
kursverfahren eröffnet iſt, ſchuldet der Klägerin ein Reſtkauf— 
geld von 35 000 AH nebſt Zinſen. Für dieſe Schuld haben 
die jetzigen Beklagten und mehrere andere Perſonen, darunter 
die Tochter der jetzigen Beklagten und Reviſionsbeklagten, 
Frau Gabriele F., „die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft als Ge— 
ſamtſchuldner“ übernommen. Die jetzige Beklagte macht 
gegenüber der auf Zahlung von 35 000 / nebſt Zinſen 
lautenden Klage geltend, daß ihre Tochter, die Mitbürgin 
Frau Gabriele F., zur Zeit der Übernahme der Bürgſchaft 
noch minderjährig geweſen ſei, daß demnach die Bürgſchaft 
mangels vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung nichtig und 
deshalb auch ihre Bürgſchaftsübernahme unverbindlich ſei. 
Auf die von der jetzigen Beklagten eingelegte Berufung iſt 
unter Abänderung des landgerichtlichen Urteils die Klage ab— 
gewieſen worden. Die Reviſion der Klägerin hatte Erfolg. 
Aus den Gründen: Das BG. geht davon aus, daß, 
weil die Bürgſchaſtserklärung der Frau Gabriele F., die zur 
Zeit ihrer Bürgſchaftsübernahme minderjährig geweſen, gemäß 
$ 1822, 1643, 1686 BGB. mangels vormundſchaftsgericht⸗ 
icher Genehmigung der Rechtsgültigkeit entbehre, auch die 
von der Reviſionsbeklagten übernommene Bürgſchaft gemäß 
§ 139 BGB. als nichtig zu erachten ſei. Denn es handle ſich 
hier um ein einheitliches, aus mehreren Teilen zuſammen— 
geſetztes Rechtsgeſchäft, deſſen Zuſammenhang auf dem Willen 
der Beteiligten, und zwar auf dem zum Ausdruck gekommenen 
Willen der Vertragsparteien beruhe. In dieſer Hinſicht ſei 
erwieſen, daß die Beklagte in erklärter Übereinſtimmung mit 
ihrer Tochter, der Frau G. F., zugleich mit dieſer die Bürg— 
ſchaft übernommen habe. Dieſer Zuſammenhang ſei auch der 
Klägerin gegenüber erkennbar von der Beklagten zum Aus— 
druck gebracht, und zwar dadurch, daß die Klägerin die einheit— 
liche Bürgſchaftsurkunde erhalten, welche die Beklagte als letzte 
nach den hen Familienmitgliedern und der Tochter der 
Reviſionsbeklagten unterzeichnet habe. Dadurch ſei es für die 
stlägerin erkennbar geweſen, daß die Beklagte nur als Mit⸗ 
bürgin im Zuſammenhang mit den übrigen Bürgen die Bürg— 
ſchaftsverpflichtung übernehmen wollte. Dem habe die Klägerin 
durch Entgegennahme des Bürgſchaftsſcheins zugeſtimmt. 
Demnach könne die Beklagte ſich mit Recht der Klägerin gegen— 
über auf die Nichtigkeit auch ihrer Bürgſchaft berufen. Es 
kann hier dahingeſtelit bleiben, ob nicht in beſonders gearteten 
Fällen und insbeſondere auch im vorliegenden Falle auf 
Grund beſonderer Vereinbarung auch die Verbürgung mehrerer 
Mitbürgen als ein einheitliches Rechtsgeſchäft im 
Sinne des $ 139 BGB. aufgefaßt werden kann. Denn wenn 
man dies auch bejahen wollte, ſo ſind doch die Feſtſtellungen 
des BG. nicht ausreichend, um die Anwendbarkeit jener Vor— 
ſchrift im vorliegenden Falle zu rechtfertigen. Die Folgerung 
des BG., aus dem Umſtande allein, daß die Beklagte als letzte 
nach den Y.ihen Familienmitgliedern und der Tochter der 
Reviſionsbeklagten die Bürgſchaftsurkunde unterzeichnet, hätte 
die Klägerin entnehmen können, daß die Reviſionsbeklagte nur 
als Mitbürgin im Zuſammenhang mit den übrigen Bürgen 
ihre Bürgſchaſtsverpflichtung übernehmen wollte, entbehrt der 
Schlüſſigkeit. Denn der zufällige Umſtand, an welcher Stelle 
ſich die Unterſchrift der Reviſionsbeklagten befand, kann un— 
möglich daſür entſcheidend ſein, in welcher Abſicht und mit 
welchem Vorbehalt ſie die Bürgſchaftserklärung abgegeben hat 
und abgeben wollte. Die Annahme des BG. iſt aber um jo 
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bedenklicher, als die Bürgſchaftsurkunde lediglich in Abſchrift, 
nicht aber in der Urſchrift vorliegt, jo daß nicht einmal feſtſteht, 
an welcher Stelle der Urkunde ſich in Wirklichkeit die Unter⸗ 
ſchrift der Reviſionsbeklagten befindet. Hat alſo die Reviſions⸗ 
beklagte der Klägerin gegenüber nicht erkennbar zum Aus⸗ 
druck gebracht, daß ſie ſich nur unter der Vorausſetzung und 
unter dem Vorbehalt verbürgen wolle, daß zugleich ihre 
Tochter, Frau F., eine rechtsverbindliche Bürgſchaftserklärung 
abgebe, ſo kann ſie ſich auch auf dieſe ihre innere Abſicht 
nicht mit Erfolg berufen, um die Anwendbarkeit des 8 139 
BGB. ſür ſich in Anſpruch zu nehmen. Nach dem Wortlaut 
der Bürgſchaftsurkunde hat die Reviſionsbeklagte mit den 
anderen Bürgen und ihrer Tochter die ſelbſtſchuldneriſche 
Bürgſchaft für die hier ſragliche Schuld übernommen. Die 
Klägerin konnte aus dieſer Urkunde nicht entnehmen, daß 
die Reviſionsbeklagte aus ihrer Bürgſchaft nur in dem Falle 
haften wollte, daß auch ihre Tochter als Bürgin in Anfpruch 
genommen werden könne. Denn die Übernahme der ſelbſt— 
ſchuldneriſchen Bürgſchaft gibt gerade dem Gläubiger das 
Recht, jeden Bürgen beliebig als Selbſtſchuldner auf die ganze 
Schuldſumme in Anſpruch zu nehmen und ohne Rückſicht 
darauf, ob auch noch andere Bürgen haftbar ſind oder nicht. 
Es iſt freilich möglich, daß mehrere Perſonen gemeinſchaftlich 
eine Bürgſchaft mit der ausdrücklichen Vereinbarung über- 
nehmen, dieſe ſolle nur dann wirkſam ſein, wenn die mehreren 
Mitbürgen ſämtlich aus der Bürgſchaft in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden können. Eine derartige Vereinbarung muß 
aber ſelbſtverſtändlich, um dem Gläubiger gegenüber 
Wirkung zu haben, zwiſchen dieſem und den Bürgen getroffen 
werden. Sie iſt auch, wie im Gegenſatz zum BG. angenommen 
werden muß, ſelbſt dann ſtets erforderlich, wenn jemand für 
eine Schuld als ſelbſtſchuldneriſcher Bürge eintritt, für die 
bereits ein Bürge vorhanden war. Denn gerade die Tatſache, 
daß der Gläubiger neben einem bereits vorhandenen Bürgen 
doch die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft eines weiteren Bürgen 
fordert, läßt deutlich erkennen, daß er die Sicherheit, die ihm 
die Bürgſchaft des einen Bürgen gewährt, nicht für ausreichend 
erachtet und deshalb die ihm durch die erſte Bürgſchaft ver⸗ 
ſchaffte Sicherheit noch durch die Bürgſchaftsübernahme ſeitens 
eines zweiten Bürgen verſtärkt wiſſen will. Dieſem Zwecke 
einer Verſtärkung der Sicherheit durch die Bürgſchafts⸗ 
übernahme ſeitens mehrerer Perſonen würde es geradezu zu— 
widerlaufen, wenn eine zweite und ſpätere Verbürgung nur 
als mit dem Vorbehalt abgegeben zu behandeln wäre, daß auch 
der erſte Bürge hafte. Bei dem Vorliegen von mehreren ſelbſt— 
ſchuldneriſchen Bürgſchaften, die den Zweck haben, jeden der 
Mitbürgen für die ganze Schuld nach Belieben in Anſpruch 
nehmen zu können, iſt eine ſolche Annahme vom Standpunkte 
des Gläubigers aus geradezu ausgeſchloſſen. Eine derartige 
Auslegung eines Vertrages, durch welchen ſich mehrere Mit— 
bürgen verpflichtet haben, würde der Vorſchrift des § 157 
BGB. zuwiderlaufen. Denn wie das RG. gerade mit Bezug 
auf einen Fall des § 139 BGB. bereits in der RG. 79, 
S. 434, insbeſondere 438, hervorgehoben hat, „darf ein ab— 
geſchloſſener Vertrag nicht nach den einſeitigen Intereſſen und 
dem bloß inneren Willen der einen oder der anderen Partei 
ausgelegt werden, ſondern er iſt unter Berückſichtigung der 
Intereſſen beider Parteien und ihres erklärten Vertragswillens 
mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte gemäß $ 157 BGB. auszu⸗ 
legen“. Gegen dieſen Grundſatz verſtößt aber das BG., wenn 
es aus denjenigen Vorgängen, die ſich bei der in Abweſen— 
heit der Klägerin und ohne ihr Vorwiſſen vollzogenen Unter— 
ſchrift der Reviſionsbeklagten unter die Bürgſchaftsurkunde 
abgeſpielt haben und aus dem bloßen Umſtande, daß die 
Unterſchrift der Reviſionsbeklagten ſich an letzter Stelle der 
Urkunde beſindet, den Schluß herleitet, daß die Reviſions— 
beklagte in einer auch der Klägerin erkennbaren 
Weiſe ſich nur dann habe verbürgen wollen, wenn auch ihre 
minderjährige Tochter, Frau Gabriele F., aus der Bürgſchaft 
in Anſpruch genommen werden könne. Somit unterliegt das 
angefochtene Urteil wegen Verletzung der SS 139, 157 BGB. 
der Aufhebung. Iſt ſonach auch die Sache hinſichtlich des 


klageweiſe geltend gemachten Hauptanſpruchs ſchon jetzt ſpruch⸗ 
reif, jo doch nicht hinſichtlich der Zinsſorderung und der 
Widerklage. (Wird weiter ausgeführt.) Hiernach war die 
Sache in vollem Umfange zur anderweiten Verhandlung und 
Entſcheidung an das BG. zurückzuverweiſen. K. Kreditbank 
w. F. u. Gen., U. v. 28. Sept. 16, 175/16 VI. — Kiel. [B.] 
** 7. Zuſammentreffen der Haftung aus Vertrag und un: 
erlaubter Handlung. Die allgemeine Rechtspflicht, niemanden 
körperlich zu verletzen, beſteht immer und gegenüber jeder 
Perſon, gleichviel ob dieſe mittels Vertrages oder ohne Ver⸗ 
trag in den Handlungsbereich des Verletzers gekommen iſt.] 
Aus den Gründen: Der Kläger iſt am 21. April 
1913 beim Kegelſpiel auf der ihm und den Mitkeglern durch 
Mietvertrag zum Gebrauch eingeräumten, im Sommer offenen 
Kegelbahn des Beklagten über einer im Aufſatzbrett an dem 
üblichen Aufſatzpunkte befindlichen, wie der Beklagte wiſſen 
mußte und wußte, gefährlich glatten Aſtſtelle ausgeglitten und 
hat dadurch einen Bruch des Unterſchenkels erlitten. Die 
Klage fordert Schadenserſatz und Schmerzensgeld. Das LG. 
hat abgewieſen; der Ber R. hat den Anſpruch dem Grunde nach 
für berechtigt erklärt. Die Reviſion greift als rechtsirrig an 
die den Anſpruch auf Schmerzensgeld ſtützende Annahme einer 
unerlaubten Handlung des Beklagten und die Verneinung 
des bei richtiger Auffaſſung ſogar als überwiegend zu er⸗ 
achtenden Mitverſchuldens des Klägers. Der erſte Angriff der 
Reviſion kann für begründet nicht erachtet werden. Der Berg. 
begründet das Vorliegen auch einer unerlaubten Handlung 
im Sinne des $ 823 BGB. damit, daß die Kegelbahn als eine 
ofſene auch von anderen Perſonen als den Wirtſchaftsgäſten 
betreten und von den in Hof und Garten des Hauſes ſpielen⸗ 
den Kindern benutzt worden ſei. Ob dieſer Geſichtspunkt einer 
allgemeinen Verkehrseröffnung vorliegend zutreffen und aus⸗ 
reichen würde, bedarf keiner Erörterung. Denn auch ohne 
dieſen Geſichtspunkt iſt zu bejahen, daß der Beklagte dem 
Kläger nicht nur aus dem über die Kegelbahn geſchloſſenen 
Vertrage, ſondern auch wegen unerlaubter Handlung haftet. 
Die Rechtſprechung des RG. anerkennt grundſätzlich die Mög⸗ 
lichkeit eines Zuſammentreffens der Haftung aus Vertrag und 
aus unerlaubter Handlung. Während die Entſcheidung des 
VII. ZS. vom 28. April 1908 in JW. 1908, 432/433 ſich 
darauf beſchränkt, im allgemeinen auszuſprechen, es ſei nach 
der Sachlage des Einzelfalles zu bemeſſen, ob die Vertrags⸗ 
verletzung zugleich den Tatbeſtand einer unerlaubten Hand⸗ 
lung erfüllt, wird die Wirklichleit eines ſolchen Zuſammen⸗ 
treffens im beſonderen für Körperverletzung in mehrfacher Art 
begründet: mit der Eröffnung eines allgemeinen, nämlich auch 
dritten, mit dem Verletzer nicht in einem Vertragsverhältnis 
befindlichen Perſonen freigeſtellten Verkehrs, RG. 85, 1863“ 
IW. 1904, 141°; 1910, 112 12; 1911, 1827, wobei auch die 
Familienangehörigen, Dienſtboten und ſonſtigen Haus— 
genoſſen des Mieters als ſolche dritte Perſonen erachtet werden, 
IW. 1910, 1003 12; mit der allgemeinen Berufspflicht des 
Arztes, JW. 1911, 449 ; damit, daß die Abernahme der Ver⸗ 
tragspflicht den anderen Teil dazu beſtimmt hat, ſich in die 
Lage zu begeben, in der er zu Schaden gekommen iſt, JW. 
1912, 338 [VI. ZS.]. Alle dieſe Erwägungen bedürfen 
einer Ergänzung oder Berichtigung. Immer dann, wenn der 
Vertrag gerade nur oder gerade auch auf Fürſorge für die 
körperliche Geſundheit und Unverſehrtheit des Vertragsgegnets 
geht, ſei es auf Vornahme von dieſe Geſundheit ſördernden 
Handlungen, ſei es auf Unterlaſſung jedes die Geſundheit ge: 
fährdenden Verhaltens, kann es darauf nicht ankommen, ob 
die Fürſorgepflicht gegenüber dem Vertragsgegner gleich- 
zeitig auch daneben gegenüber Dritten beſteht [Ver 
kehrseröffnung auch für Dritte. Ebenſo muß unerheblich 
bleiben, ob dieſe Fürſorgepflicht beſteht auch Dritten acgen: 
über, welche ohne Vertragsband mit dem Verletzer ſtatt 
des Vertragsgegners in den Handlungsbereich des Verletzers 
kämen [Berufspflicht des Arztes, auch wenn der Arzt zu dem 
behandelten Kranken nicht in einem Vertragsverhältnis ſtebt, 


2) JW. 1914, 925. 
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IW. 1911, 450; Haftung des familienrechtlich ſeinem Kinde 
gegenüber fürſorgepflichtigen Vaters auch aus unerlaubter 
Handlung, weil er auch fremden unerwachſenen Kindern für 
die fahrläſſig ofſen gelaſſene Zugänglichkeit einer gefährlichen 
Maſchine haften würde, RG. 75, 254.9) Ebenſo kann nicht 
darauf abgeſtellt werden, ob gerade die Übernahme der Ver— 
tragspflicht den Vertragsgegner erſt bejtimmt hat, fi in 
die ihn alsdann ſchädigende Lage zu begeben, IW. 1912, 339. 
Die allgemeine Rechtspflicht, niemanden körperlich zu ver— 
letzen, beſteht immer und gegenüber jeder Perſon, gleichviel 
ob dieſe mittels Vertrages oder ohne Vertrag in den Hand— 
lungsbereich des Verletzers gekommen iſt. Dieſe allgemeine 
Rechtspflicht kann dadurch nicht beſeitigt werden, daß ein Ver: 
trag es war, durch den die Möglichkeit der Einwirkung auf 
den Körper des anderen gegeben wurde. Auch der Vertrags— 
gegner bleibt immer der durch S 823 BGB. Geſchützte; er 
wird es in noch ſtärkerem Grade, wenn der Vertrag den Ver— 
letzer ſogar noch beſonders, nämlich eben auch noch vertrags— 
mäßig, zur Fürſorge verpflichtet. Das allgemeine Verbot 
widerrechtlicher Körperverletzung wird dadurch nur indi— 
vidualiſiert und verſtärkt, daß der Vertrag dem 
andern ſogar noch ein vereinbartes Recht auf Fürſorge, alſo 
auf das Gegenteil jeder Körperverletzung gibt; andernfalls 
würde die Widerrechtlichkeit der Körperverletzung im Sinne 
des § 823 nur darum verneint, weil dem andern noch ein 
weiterer beſonderer Anſpruch auf Unterlaſſung jeder störper: 
verletzung zuſteht — ein Ergebnis, deſſen Ungereimtheit und 
Unerträglichkeit auf der Hand liegt. Aus dieſem Grunde 
und ſchon allein aus dieſem Grunde haftet auch wegen 
unerlaubter Handlung: der Arzt dem Kranken, den er ver— 
tragswidrig unter Nichtbeachtung mediziniſcher Regeln be— 
handelt [vgl. Urt. des RG. vom 4. Juli 1916, III 142/16, in 
Warn. 1916, 363 Nr. 226], der Dienſtherr dem Dienſt— 
verpflichteten, demgegenüber er die Pflichten des S 618 BGB. 
nicht erfüllt [Warn. 1912, 287 Nr. 250], der Wirt und der 
Vermieter dem Gaſte und Mieter, dem er vertragswidrig ge— 
fährliche Räume zur Benutzung überläßt, — der Verkäufer 
dem Käufer, dem er vertragswidrig ſtatt einer Seltersflaſche 
eine Flaſche mit ätzender Lauge übergibt [JW. 1908, 236 ˙, 
vol. IW. 1910, 749 10, der Beſteller dem Unternehmer, dem er 
eine gefährliche Arbeitsſtätte zuweiſt [JW. 1910, 148 6. 
Die Vertragswidrigkeit einer Körperverletzung hängt nicht 
davon ab, ob der Vertrag die Fürſorge für die körperliche Ge— 
ſundheit und Unverſehrtheit zum alleinigen oder 
hauptſächlichen Gegenſtande hat, oder ob er in der 
Hauptſache andere Ziele bezweckt und nur nebenbei und in 
einzelnen Richtungen eine Fürſorgepflicht auferlegt. Ebenſo— 
wenig kann für das Beſtehen einer unerlaubten Handlung 
neben der Vertragsverletzung entſcheidend ſein, ob die Über— 
nahme der Vertragspflicht für den andern gerade be— 
ſtimmend war, ſich in die ihn alsdann ſchädigende Lage 
zu begeben. Wie dort einfach die Geſamtheit des Ver⸗ 
tragsinhaltes maßgebend iſt, ſo iſt hier die Allgemein— 
heit des Verbots ausſchlaggebend, daß niemand einen andern 
körperlich verletzen darf — wie auch immer der andere in den 
Wirkungs- und Handlungsbereich des Verletzers gekommen 
ſein mag. Eine völlig andere Frage liegt dann vor, 
wenn die allgemeine Rechtspflicht, niemanden körperlich zu 
verletzen, durch Vertrag geändert, insbeſondere 
gemindert iſt. Der operative Eingriff des Arztes z. B. 
wird kraft des ihm durch den Rechtswillen des Kranken ein— 
geräumten Vertragsrechtes zu einem nicht rechtswidrigen. 
[Wird weiter ausgeführt.] Vorliegend kann von einer Ande— 
rung, insbeſondere Minderung der allgemeinen, aus 8 823 
folgenden Rechtspflicht des Beklagten durch den über die 
Kegelbahn geſchloſſenen Vertrag keine Rede fein. Die all: 
gemeine Rechtspflicht des Beklagten war durch ſeine Vertrags— 
pflicht, für einen ungefährlichen Bodenbelag zu ſorgen, ledig— 
lich den Keglern gegenüber 
verſtärkt. Begründet dagegen iſt der zweite Angriff der 
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Reviſion. [Wird weiter ausgeführt.] 
13. Okt. 16, 145/16 III. — Berlin. [B.] 
** 8. 3 826 BGB. Zum Begriff der Schadenzzufügung.] 
Aus den Gründen: Durch eine unentgellliche, 
nicht belaſtete Zuwendung wird an ſich das Vermögen des 
Schenkgebers verringert. $ 826 BGB. erfordert jedoch, daß 
der Erſatzpflichtige dem Erſatzberechtigten Schaden zu— 
fügt, d. h. die adäquate Urſache ſeines Schadens ſetzt. 
Wer aus eigenem freien Willen Vermögensſtücke ohne Ent— 
gelt hergibt, erleidet zwar eine Vermögenskürzung, aber keinen 
Schaden im Sinne des $ 826; ihm wird auch kein Schaden 
zugefügt. Sein Wille iſt jedoch nicht mehr frei, wenn er 
durch Irrtum beeinflußt und hervorgerufen iſt. Dann handelt 
er nicht, wie er in Wahrheit gewollt hat; ſein Vermögen wird, 
ſoweit er es aus Irrtum opfert, wider feinen wirklichen Willen 
vermindert. Von einem Schaden im Rechtsſinn wird man 
ferner dann nicht ſprechen können, wenn der Schenkgeber die 
unentgeltliche Zuwendung zu einem beſtimmten Zweck macht, 
und der Zweck erreicht wird, ſo, wie er ihn erſtrebt hat. Seiner 
Leiſtung entſpricht dann in gewiſſem Sinne die Gegenleiſtung, 
die er im Auge gehabt und gewollt hat. Er wird aber im 
Sinne des $ 826 geſchädigt, wenn er über den beabſichtigten 
Zweck getäuſcht wird, in der Täuſchung befangen zu der Frei— 
gebigkeit ſich beſtimmen läßt, die er ohne die Täuſchung nicht 
gemacht hätte, und wenn der von ihm mit der Freigebigkeit 
verfolgte Zweck nicht erreicht wird. F. w. K., U. v. 25. Sept. 16, 
130/16 VI. — Nürnberg. [L.] . 


Verſicherungsrecht. 

9. Feuerverſicherung. Zum Unterſchiede zwiſchen dem 
Gegenſtand eines Verſicherungsvertrages und dem Verſiche— 
rungsintereſſe.] 7) 

Die Klägerin betreibt eine Schiffswerft nebſt Maſchinen— 
fabrik. Sie hatte von der Firma L. & R. den derſelben ge— 
hörigen Schlepper „Correct“ in Reparatur gegeben erhalten. 
Am 19. September 1913 entſtand auf dem Schiff Feuer. Dec 
Brandſchaden wurde auf 7533 , feſtgeſtellt. Die Klägerin 
beſſerte die an dem Schiff entſtandenen Schäden aus und erhob 
gegen die Firma L. & R. auf Bezahlung der Ausbeſſerungs— 
arbeiten Klage, wurde aber mit ihrer Klage abgewieſen. Sie 
hatte in jenem Rechtsſtreit der Beklagten den Streit ver— 
kündet. Sie iſt nämlich bei der Beklagten laut Verſicherungs— 
ſcheins Nr. 3053 vom 16. November 1911 gegen Brandſchaden 
verſichert, die Verſicherung umfaßt insbeſondere auch fertige 
und unvollendete, alte und neue Fahrzeuge für eigene und / oder 
fremde Rechnung nebſt Materialien, Werkzeugen, Einrichtung 
und Utenſilien, und zwar gilt die Verſicherung derartiger 
Gegenſtände auch, wenn ſie fremdes Eigentum ſind, ſoweit 
nicht auf Grund einer anderweitigen Verſicherung Schadens— 
erſatz verlangt werden kann. Die Klägerin hat gegen die 
Beklagte auf Erſatz des Brandſchadens und der ihr in dem 
Rechtsſtreit gegen die Firma L. & R. entſtandenen Prozeß— 
koſten Klage erhoben und in I. Inſtanz eine dem Klag— 
antrag entſprechende Entſcheidung erlangt. Auf Berufung der 


H. w. L., U. v. 


Zu 9. Das Erkenntnis beſtätigt in einer praktiſch ſehr 
wichtigen Frage aufs neue den allgemeinen Satz, daß das Ver⸗ 
ſicherungsintereſſe ſich keineswegs auf das Eigentümerintereſſe be⸗ 
ſchränkt, ſondern daß alle überhaupt möglichen wirtſchaftlichen Inter⸗ 
eſſen verſicherbare ſind. Gegenüber der gelegentlich hervortretenden 
Neigung, wenigſtens präſumptiv die Verſicherung auf das Eigentümer⸗ 
intereſſe zu beſchränken, iſt der Satz des Erkenntniſſes von Bedeutung, 
daß es naheliege, an ſich jedes eigene Intereſſe des Klägers als 
verſichert anzunehmen — die wirklichen Lebensverhältniſſe werden 
damit gegenüber einer einſchränkenden Interpretation der Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaften durch eine praesumptio facti erfreulich zur Geltung 
gebracht. Zugleich iſt die Entſcheidung ein Beitrag au der von 
Ehrenberg begründeten Lehre von den koinidierenden Intereſſen (vgl. 
u. a. Lenné, Das Verſicherungsgeſchäft für fremde Rechnung S. 52 ff). 
In den prozeſſualen Fragen der Nachprüfung der Urkundenauslegung 
und der Ablehnung des Beweisantrags entſpricht der Inhalt des 
Erkenntniſſes dem bekannten Standpunkt des RG. 
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Beklagten iſt jedoch das erſtinſtanzliche Urteil aufgehoben und 
die Klage abgewieſen worden. In der Berufungsinſtanz hatte 
die Klägerin eventuell Verurteilung der Beklagten zur 
Zahlung an die Firma L. & R. beantragt. Das RG. hob auf 
und verwies zurück. Gründe: Der Bert. legt den Ver— 
ſicherungsvertrag der Parteien dahin aus, daß lediglich das 
Eigentümerintereſſe verſichert worden ſei, und zwar hinſichtlich 
der in fremdem Eigentum bejindlichen Sachen auch nur für 
den Fall, daß der Eigentümer derſelben gegen den von ihm 
erlittenen Feuerſchaden nicht anderweit verſichert war. Zur 
Begründung dieſer Auffaſſung macht er insbeſondere geltend, 
die Police ſei völlig klar, ſo daß es der Vernehmung des 
Zeugen R. oder gar Sachverſtändiger über die Auslegung der 
Police nicht bedürfe. Es handle ſich um eine reine Feuer— 
verſicherung, nicht zum Teil auch um eine Haftpflichtverſiche⸗ 
rung, eine ſolche könne die Verſicherung ſchon um deswillen 
nicht ſein, weil es an jeder verſtändigen Grundlage fehle, daß 
die Klägerin, wenn ſie ſich gegen Haftpflicht verſichern wollte, 
dieſe Verſicherung gerade auf Feuerſchäden beſchränkt haben 
würde. Dieſen Ausführungen tritt die Reviſion mit Recht 
entgegen. Das Verſicherungsintereſſe der Klägerin beſchränkte 
ſich nicht auf das Eigentümerintereſſe, ſondern umfaßte, ſoweit 
es ſich um fremde Sachen handelte, die ihr zur Aufbewahrung 
und Ausbeſſerung anvertraut worden waren, auch andere, 
eigene Intereſſen der Klägerin, vor allem ihr Intereſſe daran, 
für den Fall der Beſchädigung oder Vernichtung der fremden 
Sachen gegen die Gefahr der Haftpflicht geſchützt zu ſein, 
weiter aber auch das ſich aus SS 641, 644 BGB. ergebende 
Intereſſe an der Erhaltung ihres Vergütungsanſpruchs, mit 
deſſen Verluſt ſie nach dieſen Vorſchriften bedroht war, falls 
die Sachen vor der Abnahme des fertigen Werks durch Feuer 
untergingen; auch die Erhaltung ihres Pfandrechts an den 
fremden Gegenſtänden [BGB. 8 647] und ihres Zurüd- 
behaltungsrechts [HGB. 8 369] kam in Betracht. Die Be- 
rückſichtigung ſolcher Intereſſen im Rahmen des von den 
Parteien abgeſchloſſenen Verſicherungsvertrags war durchaus 
möglich, dadurch wurde derſelbe nicht, wie das BG. meint, 
ſoweit es ſich um die Haftpflicht der Klägerin handelt, zu 
einer verkappten Haftpflichtverſicherung; die Verſicherung war 
und blieb eine Feuerverſicherung, die Berückſichtigung der 
Haftpflicht der Klägerin betraf in dieſem Falle nicht ſowohl 
den Inhalt und Gegenſtand des Verſicherungvertrags als viel— 
mehr lediglich das zum wirkſamen Zuſtandekommen jeder Ver— 
ſicherung erforderliche Verſicherungsintereſſee der Klägerin. 
Weshalb die Klägerin beim Abſchluſſe des Vertrags nicht auch 
dieſes Intereſſe berückſichtigt haben könne, iſt nicht einzuſehen, 


an ſich liegt die Annahme nahe, daß fie jedes eigene Intereſſe _ 


dabei im Auge gehabt habe. Selbſt wenn dem BerR. darin 
beizuſtimmen wäre, daß die Klägerin, wenn ſie gegen Haft— 
pflicht verſichert ſein wollte, dieſe Verſicherung nicht auf Feuer— 
ſchäden beſchränkt haben würde, daß ſie alſo, wie hiernach als 
die Meinung des BerR. anzuſehen iſt, eine allgemeine Haft— 
pflichtverſicherung bei einer Haftpflichtverſicherungsgeſellſchaft 
genommen haben würde, ſo ſolgt daraus noch keineswegs, daß 
ſie nicht ſchon beim Abſchluß des mit der Beklagten ab— 
geſchloſſenen Feuerverſicherungsvertrags, ſich wenigſtens ſo— 
weit, als es im Rahmen des Feuerverſicherungsvertrags 
möglich war, auch gegen Haftpflicht habe verſichern wollen. 
Übrigens kann nach § 162 der Allgemeinen Verſicherungs— 
bedingungen von 1905, betreffend die Haftpflicht von Handel— 
und Gewerbetreibenden [abgedruckt bei Gerhard und Hagen 
S. 622] die — allgemeine — Haftpflichtverſicherung auf die 
durch Unfall erfolgte Beſchädigung fremder Sachen, wenn 
dieſe dem Verſicherungsnehmer zur Aufbewahrung, Be— 
arbeitung, Reparatur uſw. übergeben worden ſind, nicht er— 
ſtreckt werden, es iſt danach nicht einmal wahrſcheinlich, daß 
die Klägerin überhaupt in der Lage geweſen wäre, für Fälle 
der vorliegenden Art ſich wegen der ihr zur Ausbeſſerung 
übergebenen, in fremdem Eigentum befindlichen Sachen bei 
einer Haftpflichtverſicherungsgeſellſchaft gegen Haftpflicht zu 
verſichern; dies hat der BerR. unberückſichtigt gelaſſen. In 
Frage kann hiernach nur kommen, ob die Klägerin tatſächlich 
nur das Eigentümerintereſſe, oder ob ſie daneben noch ihre 


eigenen Intereſſen, insbeſondere ihr Intereſſe an einem Schutz 
gegen die ihr durch einen etwa entſtehenden Feuerſchaden er: 
wachſende Haftpflicht mitverſichert hat. Die J. Inſtanz hat 
dies angenommen, der Ber. verneint es, freilich ohne jedes 
nähere Eingehen auf die Beſtimmungen des Verſicherungs⸗ 
vertrags und auf die ſich aus ihnen ergebenden, von der 
J. Inſtanz geltend gemachten Gegengründe. Von einer Klar⸗ 
heit des Vertrags in dem Sinne, wie ihn der Ber. verſteht, 
kann aber keine Rede ſein. Nach dem nicht einmal ſprachlich 
richtigen Satz im Eingang des Verſicherungsſcheins verſichert 
Beklagte „die nachbezeichneten Sachen bis zur Summe von 
64 700 / auf nachbenannte, ſoweit nicht anders geſagt, der 
verſicherten Firma gehörige Objekte“, in keiner Weiſe wird 
hier kenntlich gemacht, daß bezüglich der nicht der Klägerin 
gehörigen Sachen lediglich das Eigentümerintereſſe habe 
geſchützt werden ſollen. Dasſelbe gilt auch von dem Satz, der 
die Beſtimmung trifft, daß die Verſicherung der unter 19 
und 22 aufgeführten Gegenſtände „auch für derartige Gegen: 
ſtände gilt, wenn ſie fremdes Eigentum ſind, ſoweit nicht auf 
Grund einer anderweitigen Verſicherung Schadenserſatz ver: 
langt werden kann“. Dieſer Satz, in dem übrigens die 
Stellung des Wortes „auch“ auffällt, wird vom BerR. dahin 
verſtanden, die Verſicherung der nicht im Eigentum der 
Klägerin befindlichen Sachen ſei mit der Einſchränkung er⸗ 
folgt, daß nicht auf Grund einer anderweitigen Verſicherung 
Schadenserſatz verlangt werden kann. Die I. Inſtanz hat 
den Satz in ganz anderem Sinne verſtanden, und es hätte für 
den Ber R. nahegelegen, ſich mit dieſer Auffaſſung auseinander⸗ 
zuſetzen. Dabei hätte es ferner nahegelegen, auch den Umſtand 
zu berückſichtigen, daß für die Verſicherung der unter 19 er⸗ 
wähnten fremden Sachen die gleiche Prämie vereinbart worden 
iſt, wie für die Verſicherung der eigenen Sachen der Klägerin; 
annehmbar bildet der Fall, daß die fremden, der Klägerin zur 
Ausbeſſerung anvertrauten Fahrzeuge bereits anderweit gegen 
Feuersgefahr verſichert ſind, durchaus die Regel, in allen 
ſolchen Fällen hätte die nochmalige Verſicherung derſelben, 
wenn der Vertrag in dem ihm vom BerR. beigelegten Sinn 
gemeint war, mithin keinen Erfolg gehabt und es iſt nicht 
ohne weiteres erſichtlich, warum hierauf bei der Bemeſſung der 
Höhe der Prämie keine Rückſicht genommen worden ſein ſollte. 
Wohl aber findet dies ſeine Erklärung, wenn neben dem 
Eigentümerintereſſe an dieſen Sachen zugleich das eigene 
Intereſſe der Klägerin an denſelben den Gegenſtand der Ver⸗ 
ſicherung bildet. Vor allem aber hätte fi) der Ber R. der Be: 
antwortung der Frage nicht entziehen dürfen, wie es gemeint 
iſt, wenn unter 19 des Verſicherungsſcheins als Gegenſtände 
der Verſicherung „fertige und unvollendete, alte und neue 
Fahrzeuge für eigene und / o der ſremde Rechnung —“ auf: 
geführt ſind. Es war insbeſondere zu prüfen, ob mit den 
Worten „und / oder“ die Verſicherung für Rechnung, wen es 
angeht, habe bezeichnet oder ſonſt unbeſtimmt habe gelaſſen 
werden ſollen, ob eigenes oder fremdes Intereſſe verſichert ſei 
[VVtG. $ 80], ſowie ob ſowohl das fremde als auch das 
eigene Intereſſe damit als Gegenſtand der Verſicherung habe be⸗ 
zeichnet werden ſollen. In jedem Fall hätte es eines Ein⸗ 
gebens hierauf in den Gründen des BU. bedurft. Daran 
aber fehlt es. Die Begründung des Bu. erweiſt ſich hiernach 
als derart unzulänglich, daß ſchon aus dieſem Grunde die Auf— 
hebung desſelben und die Zurückverweiſung der Sache an das 
BG. geboten erſcheint, da die Reviſion dieſen Mangel des 
Urteils mit prozeſſualer Beſchwerde gerügt hat. Ein weiterer, 
von der Reviſion gleichfalls zur Beſchwerde gezogener Prozeß— 
verſtoß liegt aber auch darin, daß der Antrag der Klägerin auf 
Vernehmung des Zeugen R. mit der nach vorſtehendem unzu— 
treffenden Begründung abgelehnt worden iſt, die Police ſei 
völlig klar und es könne nicht behauptet werden und werde 
nicht behauptet, daß etwas anderes abgemacht ſei, als was in 
der Police ſteht. Soweit es zur Auslegung des Verſiche— 
rungsvertrags dienen konnte, durfte auf die dem ſchriftlichen 
Vertragsabſchluß vorangegangenen, denſelben vorbereitenden 
mündlichen Verhandlungen zurückgegangen und für den Gang 
und Inhalt dieſer Verhandlungen das Zeugnis des Verſiche— 
rungsagenten R., mit dem die Verhandlungen ſtattgefunden 


45. Jahrgang. 


haben follen, angerufen werden. Durch die mit unzureichender 
Begründung erfolgte Ablehnung dieſes Beweisantrags fühlt 
ſich die Klägerin gleichfalls mit Recht verletzt. R. w. H., 
U. v. 22. Sept. 16, 190/16 VII. — Hamburg. [L.] 


Seerecht. 

** 10. Nach Handelsbrauch geht nicht erſt durch Ab— 
ſendung des Konnoſſements, ſondern ſchon durch die Ver— 
ladungsanzeige die Gefahr auf den Käufer über. Es iſt zu 
prüfen, ob der $ 130 BB. auf die Verladungsanzeige An— 
wendung erleidet.! 

Die Klägerin hat der Beklagten am 2. Juli 1914 
300 Tonnen Gerſte zum Preiſe von 116,25 AH einſchließlich 
Fracht und Verſicherung bis zur Weſer, zu verladen im Laufe 
des Juli a. St. von Häfen des Aſowſchen oder Schwarzen 
Meeres, Zahlung gegen Dokumente verkauft. Dem Abſchluſſe 
liegt das Formular des Deutſch-Niederländiſchen Vertrages 
für Teilladungen von Gerſte zugrunde. Klägerin hat in dem 
am Aſowſchen Meer belegenen Hafen Ghenitſchek bis zum 
25. Julien. St. 2500 Tonnen Gerſte in den engliſchen Dampfer 
Patagonia verladen; die Konnoſſemente datieren von dieſem 
Tage. Am 1. Auguſt hat ſie durch Telegramm der Beklagten 
die vorgeſchriebene Verladungsanzeige über 300 Tonnen aus 
der Partie von 2500 Tonnen erſtattet und zugleich provi— 
ſoriſche Rechnung zugeſandt. Das Telegramm iſt nach Be— 
hauptung der Klägerin am 1. Auguſt morgens abgeſandt, aber, 
wie das BG. feſtſtellt, der Beklagten früheſtens am 2. Auguſt, 
einem Sonntag, bald nach Mittag zugegangen. Die Beklagte 
behauptet, es erſt am Montag, den 3., gleichzeitig mit dem 
Briefe der Klägerin erhalten zu haben. Am ſelben Tage hat 
ſie die Andienung abgelehnt, da durch die inzwiſchen zwiſchen 
Rußland und Deutſchland eingetretenen Feindſeligkeiten die 
Patagonia gefährdet ſei. Hierbei iſt ſie auch geblieben, als 
ihr ſpäter die Konnoſſemente zur Einlöſung vorgelegt wurden. 
Die Patagonia iſt nicht abgefahren. Die Ware iſt ſpäter von 
Rußland beſchlagnahmt und ſomit verloren. Klägerin fordert 
mit der Klage, indem ſie die Konnoſſemente auch jetzt anbietet, 
Zahlung des Kaufpreiſes, eventuell Schadenserſatz in gleicher 
Höhe. Das LG. hat die Klage abgewieſen. Das OLG. hat 
die Berufung zurückgewieſen. Das Urteil führt aus: Die 
Gefahr des Transports gehe gemäß dem Vertrage mit dem 
Zeitpunkte des Eintreffens der Verladungsanzeige auf den 
Jäufer über. Die Anzeige ſei im Streitfalle am 2. oder am 
Morgen des 3. Auguſt bei der Beklagten eingetroffen. Der 
Unterſchied ſei gleichgültig. Beklagte ſei zur Ablehnung der 
Andienung berechtigt geweſen, wenn bei Eingang der Ver— 
ladungsanzeige die Patagonia durch die ausgebrochenen 
Feindſeligkeiten zwiſchen Deutſchland und Rußland gefährdet 
war. Denn die Klägerin ſei verpflichtet, ein geeignetes 
Transportmittel zu wählen. Nicht unerheblich für die Be— 
urteilung der Gefahrlage ſei der Umſtand, daß die Patagonia 
am 2. Auguſt noch nicht ſegelfertig war: entſcheidend ſei aber 
die politiſche Lage. Wegen des ausgebrochenen Krieges mit 
Rußland, des unausbleiblichen Krieges mit Frankreich und 
der drohenden Haltung Englands ſei die Beſorgnis der Be— 
klagten, daß die Patagonia nicht ankommen werde, wohl be— 
gründet geweſen. Deswegen ſei die Ablehnung der An— 
dienung gerechtfertigt. Hinzukomme, daß die Beklagte am 
2. Auguſt eine Kriegsverſicherung zu normalen Bedingungen 
nicht mehr habe nehmen können. Gegen dieſes Urteil hat die 
Klägerin mit Erfolg Reviſion eingelegt. Aus den 
Gründen: Mit Recht entnimmt das BG. aus den Be— 
ſtimmungen des Vertrages wie aus dem geſamten Inhalte des 
für den Abſchluß verwandten Deutſch-Niederländiſchen Ber: 
tragsformulars, daß der Verkäufer ſeine Lieferpflicht im Ab— 
ladehafen durch Verſchiffung der Ware zu erfüllen hatte, und 
daß mit der Verſchiffung die Geſahr der Ware auf den Käufer 
übergehen ſollte, ſoweit der Vertrag nicht Einſchränkungen 
dieſes Grundſatzes enthält. Die Abrede, daß der Preis nach 
ausgeliefertem Gewicht zu berechnen iſt, ſteht dieſer Auffaſſung 
nicht entgegen; vgl. RG. 87, 135.“) Die von der Beklagten 
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geltend gemachte Beſtinmung aber, daß Havarie für Rechnung 
des Verkäufers geht und den Käufer zum Anſpruch auf Er— 
ſatz des Minderwertes berechtigt, erſcheint nach dem Zu— 
ſammenhange des Vertrages deutlich als eine Ausnahme, alſo 
als eine Durchbrechung des allgemeinen Grundſatzes, daß der 
Verkäufer durch vertragsmäßige Verſchifſung feiner Liefer: 
pflicht genügt, und daß die Gefahr der Reiſe den Käufer trifft. 
Die Anwendung dieſes Grundſatzes iſt auch nicht deswegen 
ausgeſchloſſen, weil bei Gattungsſchulden der Übergang der 
Gefahr nicht ohne Beſchränkung der Schuld auf eine Spezies 
denkbar iſt, und weil die Klägerin die angedienten 300 Ton— 
nen nicht geſondert, ſondern als Bruchteil der größeren Menge 
von 2500 Tonnen verſchifſt hat. Zu dieſem Verfahren war 
die Klägerin nach dem Vertrage berechtigt. Der Vertrag trifft 
ausdrücklich die Beſtimmung, daß, wenn die verkaufte Ware 
mit anderen Partien ohne Trennung verladen iſt, Feaſel, Be: 
ſchädigung, Mehr- oder Mindergewicht unter die Empfänger 
nach Verhältnis zu verteilen ſind. Es iſt alſo vorgeſehen 
[was übrigens der Handelsgebrauch für Getreideverkäuſe 
längſt zugelaſſen hat], daß der Verkäufer zum Zwecke der Ver— 
tragserfüllung den Bruchteil einer größeren Menge anbieten 
darf, und daß der Käufer dann in eine Gemeinſchaft mit den 
übrigen beteiligten Empfängern eintreten muß. Bei ſolcher 
Erfüllung des Kaufes genügt der Verkäufer ſeiner Verbindlich— 
keit nicht durch Verſchaffung des Eigentums an der im Ver— 
trage beſtimmten Menge, ſondern durch Verſchaffung des Mit— 
eigentums zu entſprechendem Bruchteil an einer größeren 
Menge. Dieſe größere Menge iſt dann die Spezies, auf die 
ſich gemäß $ 243 BGB. das Schuldverhältnis beſchränkt, fo: 
bald der Verkäufer das zur Leiſtung ſeinerſeits Erforderliche 
getan hat. Ohne Zweifel kann aber die Einladung der Ware 
in das Schiff für ſich allein bei Geſchäften, wie dem ſtreitigen, 
nicht den Übergang der Gefahr auf den Käufer bewirken. Bei 
Verſchiffungen, wie der hier ſtreitigen, die gegen ein an Order 
des Verkäufers geſtelltes Konnoſſement geſchehen, würde, wenn 
nur die Regeln des Geſetzes Platz griffen, hinzukommen 
müſſen, daß der Verkäufer das Konnoſſement, gehörig in— 
doſſiert, an den Käufer abjendet; denn hiermit wäre ein Tat: 
beſtand geſchaffen, der nach S 243 BGB. die Beſchränkung der 
Verbindlichkeit auf die Spezies, und zugleich nach § 147 den 
Übergang der Gefahr auf den Käufer bewirkt. Die Über— 
ſendung des Konnoſſements kann aus leicht erſichtlichen 
Gründen nicht alsbald nach der Verladung und nicht ſo raſch, 
wie die Konzentration der Verbindlichkeit und der Übergang 
der Gefahr eintreten ſollen, erfolgen. Deswegen bedient ſich 
der Handel der Verladungsanzeige und mißt ihr Wirkungen 
bei, die nach dem Geſetz erſt der Abſendung des Konnoſſe— 
ments an den Käufer zukommen würden. Es iſt unſtreitig. 
daß nach der allgemeinen Rechtsüberzeugung der Kaufleute 
durch die Verladungsanzeige Beſchränkung der Verbindlich— 
keit auf die verladene Ware eintritt, und damit, wenn der Ab— 
ladeplatz Leiſtungsort für den Verkäufer iſt, auch die Gefahr 
der Sache auf den Käufer übergeht. Daß dieſe Anſchauung 
auch dem im Streitfalle verwandten Deutſch-Niederländiſchen 
Vertrag zugrunde liegt, wird vom BG. anerkannt. Es ſpricht 
aus, daß die Gefahr der „Verzögerung des Transportes“ 
durch die Verladungsanzeige auf den Käufer übergeht. 
Von Rechtsirrtum beeinflußt und unzureichend ſind aber die 
Gründe, aus denen das BG. annimmt, es komme auf den Zeit— 
punkt an, in dem die Erklärung dem Käufer zugeht. Das 
BG. ftützt dieſe Entſcheidung darauf, daß die Anzeige eine 
empfangsbedürftige Willenserklärung ſei, die gemäß S 130 
BGB. erſt mit dem Zugange wirkſam werde und widerrufen 
werden könne, bis ſie dem Käufer zugegangen iſt. Es unter— 
läßt, zu prüfen, ob der $ 130 auf die Verladungsanzeige an: 
zuwenden iſt. Daß Anzeigen, welche rechtsgeſchäftliche Be— 
deutung haben, keineswegs immer erſt mit dem Eintreffen beim 
Empfänger wirkſam werden, zeigen die Beiſpiele des 8 478 
BGB. und $ 377 HGB. Ob die Wirkung der Konzentration 
des Schuldverhältniſſes auf die Spezies und des Überganges 
der Gefahr auf den Käuſer von dem Handelsgebrauch und dem 
Deutſch-Niederländiſchen Vertrage der Abſendung der Ver— 
ladungsanzeige oder erſt ihrem Eintreffen beim Käufer bei⸗ 
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gelegt wird, das iſt nur durch Ermittlung des genaueren In⸗ 
halts des Handelsgebrauches und durch eine auch von tatſäch⸗ 
lichen Momenten abhängige Auslegung des Vertrages feſtzu⸗ 
ſtellen. Die Entſcheidung dieſer Frage muß daher dem Tat⸗ 
richter überlaſſen werden. Keineswegs kann ſie ohne weitere 
Gründe durch Hinweis auf den $ 130 BGB. entſchieden 
werden, weil gerade deſſen Anwendbarkeit in Frage ſteht. 
Für das Verſtändnis und die Tragweite der Verladungs— 
anzeige hatte die Klägerin ſich aber laut der vorgetragenen Be⸗ 
rufungsbegründung auf das Gutachten von Sachverſtändigen 
bezogen. Dieſes erhebliche Beweiserbieten iſt vom BG. über⸗ 
gangen. Die Begründung verſtößt alfo auch gegen § 286 
ZPO. N. u. Co. w. S. u. T., U. v. 19. Sept. 16, 255/16 II. 
— Hamburg. [B.] 


b) Strafſachen. 
Berichtet von Juſtizrat Dr. Kallir, Leipzig. 


1. [StGB. § 163. Fahrläſſige Verletzung der Eides⸗ 
pflicht beim Offenbarungseid.] Feſtgeſtelltermaßen hat der An⸗ 
eklagte in dem von ihm vorgelegten Vermögensverzeichniſſe 
eine Grundſtücke unerwähnt gelaſſen und gleichwohl den Offen⸗ 
barungseid gemäß 8 807 308. dahin geleiſtet: Daß er nach 
beſtem Wiſſen ſein Vermögen ſo vollſtändig angegeben habe, 
als er dazu imſtande ſei. Das Beſchworene war mithin inſofern 
tatſächlich falſch, als die Angabe die vom Geſetz geforderte 
Vollſtändigkeit vermiſſen ließ; denn die Grundſtücke bildeten 
Teile des Vermögens des Angeklagten ſelbſt dann, wenn ſie 
mit Hypotheken überlaſtet waren. Die Reviſion wendet ſich 
auch nicht ſowohl gegen die Annahme der objektwen Unrichtig⸗ 
keit der eidlichen Erklärung, als vielmehr gegen den Ausspruch, 
daß dem Angeklagten Fahrläſſigkeit bei der Eidesleiſtung zur 
Laſt falle. Hierzu führt der Erſtrichter folgendes aus: Trotz an⸗ 
geblicher Erſchöpfung des Werts der Grundſtücke durch die 
aufhaftenden Hypotheken und durch das für die Mutter des 
Angeklagten eingetragene lebenslängliche Nießbrauchs⸗ und Ver⸗ 
waltungsrecht habe der Angeklagte ſchwerlich glauben können, 
daß er nicht Eigentümer der Grundſtücke im Rechtsſinne und 
d auch nicht verpflichtet geweſen ſei, ſie in das Ver⸗ 
ögensverzeichnis miteinzuſtellen; aber auch wenn er an der 
Richtigkeit ſeiner Meinung nicht gezweifelt habe und gerade 
dann liege Fahrläſſigkeit um deswillen vor, weil er unbekümmert 
der Richtigkeit ſeiner haltloſen Rechtsauffaſſung vertraute, 
während er als vernünftig denkender Menſch mit Rückſicht auf 
die tatſächlichen Verhältniſſe, namentlich mit Rückſicht darauf, 
daß er für eine Gläubigerin am 28. Oktober 1910 4500 & 
als Sicherungs⸗ und noch am 19. Februar 1913 500 & als 
Darlebnshyvothek auf die Grundſtücke habe eintragen laſſen, 
ohne ſeine Mutter zuzuziehen, ſich hätte ſagen müſſen, daß ſeine 
Auffaſſung falſch ſein könne; bei Anwendung pflichtmäßiger 
Sorgfalt würde er zu Zweifeln an der Vollſtändigkeit des Ver⸗ 
mögensverzeichniſſes gekommen ſein, die Zweifel dem Richter 
vor der Eidesleiſtung mitgeteilt und ſo die ihm vorherſehbare 
Leiſtung eines filihen Eides vermieden haben. Dieſe Be: 
gründung iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Das Geſetz ver⸗ 
langt von dem Schuldner, der einen Offenbarungseid nach 
SS 807, 899 f. ZPO. zu leiſten hat, daß er mit aller ihm 
möglichen Aufmerkſamkeit dahin wirkt, ſeine Angaben über 
Umfang und Art ſeines Vermögens mit den tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſen wie mit dem Rechte in Einklang zu ſetzen. Fahr⸗ 
läſſig handelt er auch dann, wenn er zur Zeit der Eidesleiſtung 
zwar die Unwahrheit des Beſchworenen nicht kannte, ſie aber 
bei Anwendung der gebotenen und ihm möglichen Sorgfalt 
zu erkennen vermochte, ſich alſo ſagen konnte und mußte, daß 
er wegen unterbliebener oder mangelhafter Vorbereitung, Er⸗ 
kundigung und Überlegung ſo nicht ſchwören dürfe. Mit Recht 
betont das LG., die beſondere Geſtaltung der Sache im gegen⸗ 
wärtigen Falle habe dem Angeklagten hinreichenden Anhalt 
gewährt, die gegen die Zuverläſſigkeit ſeiner erwähnten Rechts⸗ 
überzeugung ſprechenden Gründe ernſtlich zu prüfen. Als ſolche 
Umſtände, deren Prufung feine Anſicht über das Eigentum an 


den Grundſtücken und die Offenbarungspflicht erſchüttert haben 
würden, bezeichnet das Urteil den Hergang bei dem Erwerb 
und der hypothekariſchen Belaſtung der Grundſtücke, vor allem 
die Tatſache, daß bei der letzten Hypothekenbeſtellung nur einige 
Monate vor der Eidesleiſtung ſowenig wie bei den früheren 
der Angeklagte ſeine Mutter um ihre Zuſtimmung befragt 
habe. Es verſchweigt alſo keineswegs, wie die Nebifion be; 
hauptet, die Mittel, deren Erwägung ihn zu Zweifeln an der 
Richtigkeit ferner Rechtsmeinung, zu deren Eröffnung an den 
Richter, zu ſeiner Aufklärung und zur Berichtigung des Ver⸗ 
mögensverzeichniſſes führen mußte. Der Fall lag nicht etwa 
ſo, daß der Angeklagte wegen der Stärke, Tiefe und Un⸗ 
behebbarkeit des Rechtsirrtums durch andere ſich ihm auf⸗ 
drängende Vorſtellungen verhindert geweſen wäre, ſich „mit 
feinem Gedächtniſſe zu beratſchlagen“ und es aufzufriſchen, noch 
auch fo, daß er zwar die feiner Überzeugung entgegenſtehenden 
Bedenken beachtet, jedoch auf Grund ihrer Prüfung falſche 
Schlüſſe gezogen hätte. Der Nachweis, daß er vielmehr, wäre 
er nicht leichtfertig und pflichtwidrig verfahren, aus den ihm 
erkennbaren obwaltenden Umſtänden folgern konnte und mußte, 
ſeine durch Eid bekräftigte tatſächlich unwahre Vermögensangabe 
ſei möglicherweiſe unrichtig, und daß er ſich demgemäß der 
fahrläſſigen Verletzung der Eidespflicht im Sinne des § 163 
StGB. ſchuldig gemacht habe, iſt nach alledem erbracht. (U. 
v. 17. 10. 16, V 382/16. — Hagen.) 


2. [StGB. 8 193. Wahrnehmung berechtigter Intereſſen 
eines Gemeindemitglieds gegenüber einem Gemeindebeamten.] ) 
Nach der Sachdarſtellung des LG. hat der Bürgermeiſter, der 
auch ſonſt im Rufe ſteht, Leuten, mit denen er amtlich zutun 
bes unangemeſſen und kränkend zu begegnen, bei einer Schul⸗ 

eſichtigung ſich der Lehrerin gegenüber 8 benommen, daß es 
auf die Unbeteiligten den Eindruck der Unhöflichkeit machen 
konnte, indem er bei der Begrüßung und ſpäter den Hut nicht 
abnahm und die Lehrerin bei dem Vortrag ihrer Wünſche kaum 
zu Worte kommen ließ Der bei dem Vorfall als Ortsſchul⸗ 
inſpektor anweſende jetzige Angeklagte hat unter dem Eindrucke 


Zu 2. Die Entſcheidung iſt lehrreich für die Stellung des 
RG. zu der Frage. ob Beleidigungen auch durch die Wahrnehmung 
fremder Intereſſen ſtrafrechtlich gedeckt werden. Das RG. hat 
die Frage bekanntlich in feſtſtehender Rechtſprechung verneint. 68 
kann daher zu einer Freisprechung des Ortsſchulinſpektors nur 
gelangen, wenn feſtgeſtellt wird, daß er in Wahrnehmung eines 
eigenen Intereſſes gehandelt hat. Daher der merkwürdige 
Gedankengang, daß ein Gemeindeangehöriger, der mit dem Bürger⸗ 
meiſter amtlich in Berührung kommen kann, im eigenen Intereſſe 
handelt, wenn er das unhöfliche Benehmen des Bürgermeiſters gegen 
einen anderen tadelt. Er kann ja, ſo iſt es wohl gemeint, 
nicht wiſſen, ob nicht bei nächſter Gelegenheit die Unhöflichkeit des 
Bürgermeiſters ſich gegen ihn richten wird. Damit wird der einfache 
Sachverbalt in unſerm Fall auf den Kopf geſtellt. Nichts ſpricht 
für die Annahme, daß der Ortsſchulinſpektor dieſe Beſorgnis gehegt 
und durch feine Außerung fein Intereſſe, von dem Bürsermei 
anſtändig behandelt zu werden, wahren wollte. Er wollte der 
Lehrerin zu ihrem Rechte verhelfen, indem er ſich ihr als Zeuge 
zur Verſügung ſtellte. Sein Zweck war die Wahrnehmung fremder 
Intereſſen. Es wäre endlich an der Zeit, daß das NG. ſeine 
grundſätzliche Auffaſſung, die den Bedürfniſſen des täglichen Lebens 
in keiner Weiſe gerecht wird, einer erneuten Prüfung unterzöge. 
Bei dieſer Gelegenheit wäre auch zu berückſichtigen, daß gerade die 
in dieſer Entſcheidung dem Vorderrichter nahegelegte Konſtruktion 
zu einer kaum überſehbaren Ausdehnung der Anwendung des 
8 193 führen muß Denn was dem Gemeindeangebörigen gegenüber 
ſeinem Bürgermeiſter recht iſt, das muß den Benutzern eines groß⸗ 
ſtädtiſchen Poſtamts gegenüber einem unhöflichen Schalterbeamten 
oder den ſamtlichen Einwohnern Groß⸗Berlins gegenüber einem 
groben Stadtbahnſchaffner billig ſein. 

Bedenklich iſt auch der Schlußſatz der Begründung. Das RG. 
will die Anwendung des $ 193 nur dann verſagen, wenn „die 
gewählte Form bewies, daß der Außernde die Abſicht der Be 
leidigung hatte”. In demſelben Sinne hat das RG. ſchon früher 
entſchieden (vgl. RG St. 20, 200; 23, 40). Von dieſem animus 
injuriandi weiß 8 193 nichts. Und daß er nicht zum Begriff der 
Beleidigung gebört, wird auch vom NG. nicht beſtritten. Wozu dann 
aber die archaiſtiſche Wendung? 
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deſſen alsbald nach dem Vorfalle zu der Lehrerin geäußert, er 
finde das Verhalten des Bürgermeiſters ungehörig und nach ſeinem 
Begriffe geradezu rüpelhaft, ſie könne von dieſer Außerung Ge⸗ 
brauch machen. Die Lehrerin hat gegen den Bürgermeiſter wegen 
feines Verhaltens zu ihr bei dem vorgeſetzten Landratsamt Be: 
ſchwerde erhoben und dabei auf die Außerung des Angeklagten 
hingewieſen. Das LG. ſpricht die Lehrerin frei, weil fie die 
Außerung nur zur Wahrung ihres berechtigten Intereſſes auf 
Erlangung angemeſſener Behandlung gebraucht habe und aus 
der Wiedergabe des Ausdruckes rüpelhaft als von einem Dritten 
ebraucht nicht deſſen Aneignung und die Abſicht der Beleidigung 
ſolge Dem Angeklagten aber verſagt das LG. den Schutz des 
§ 193 StGB., weil er feine Außerung nicht etwa in amtlicher 
Eigenſchaft als Ortsſchulinſpektor, ſondern nach den Umſtänden 
als Privater über einen Privaten gemacht habe und weil andrer— 
ſeits das Wort „rüpelhaft“ nach dem allgemeinen Sprach— 
gebrauch keineswegs eine objektive Schilderung, ſondern die 
verletzende en eines in hohem Grade unpaſſenden Ver— 
haltens in ſich ſchließe, die Außerung daher der Form nach 
beleidigend ſei. Der auf die Rüge der Verletzung des 8 193 
StGB. geſtützten Reviſion des Angeklagten kann der Erfolg 
nicht verſagt werden. Die Begründung des LG. gibt der An⸗ 
nahme Raum, daß der Erſtrichter die 1 des Schutzes des 
§ 193 nicht im vollen Umfange und rechtlich einwandirei ge: 
würdigt hat. Nicht unbedenklich iſt ſchon die Feſtſtellung, daß 
der Angeklagte ſeine Außerung nur als Privater über einen 
Privaten gemacht habe. Denn aus den übrigen Feſtſtellungen 
des LG. ergibt ſich, daß es ſich bei dem Vorgange, der zu der 
Außerung Anlaß gab, um eine Amtshandlung des Bürger— 
meiſters, nämlich um die Beſichtigung der Schulräume und die 
Beſcheidung der Wünſche der Lehrerin, handelte, daß dabei der 
Angeklagte, der Ortsſchulinſpektor iſt, anweſend war, Anſtand 
an dem amtlichen Verhalten des Bürgermeiſters gegen die 
Lehrerin nahm und dieſer anheimſtellte, an zuſtändiger Stelle 
Beſchwerde zu führen und ihn als Zeugen der unangemeſſenen 
Behandlung zu benennen. Bei dieſer aus dem Urteil hervor⸗ 
gehenden Geſamtlage iſt unklar, wie das LG. ohne Rechts⸗ 
irrtum zu der Annahme gelangen konnte, es handle ſich um die 
Beurteilung eines Privaten und um die Äußerung eines Pri⸗ 
vaten. Denn es müßte als rechtsirrig angeſehen werden, wenn 
das LG. angenommen hätte, die Vernachläſſigung des geſell⸗ 
ſchaftlichen Anſtandes und der Höflichkeit bei Vornahme einer 
Amtshandlung gegen die von der Amtshandlung betroffenen 
Perſonen ſei nur als Privatſache und nicht als Art der Vor⸗ 
nahme der Amtshandlung zu betrachten. Auch wäre es rechts⸗ 
irrig, anzunehmen, daß der Ortsſchulinſpektor, der eine bei der 
amtlichen Behandlung der Lehrperſonen vorgekommene Unbill 
nicht ſelbſt zur Anzeige bringen will, ſondern vorzieht, die Anzeige⸗ 
erſtattung der Nächſtbetroffenen zu überlaſſen, ſich aber als 
Zeugen benennen zu laſſen, notwendigerweiſe, indem er dies tut, 
aus dem Rahmen ſeiner Amtstätigkeit heraustrete. Aber auch 
abgejeben hiervon, iſt der 8 193 StGB. vom CG. nicht 
erſchöpft. Wer einer Gemeinde angehört und, wie der Ange⸗ 
klagte, nach ſeinen Verhältniſſen in der Lage iſt, mit deren Be⸗ 
amten in amtliche Berührung zu kommen, dem kann, auch wenn 
man ihn als Privaten zu betrachten hat, das Intereſſe daran 
nicht abgeſprochen werden, daß der Beamte die von ſeiner Amts⸗ 
tätigkeit Betroffenen höflich und angemeſſen behandelt. Geſchieht 
das Gegenteil in ſeiner Gegenwart einem anderen, ſo darf ihm 
ſchon wegen der Möglichkeit der Ausdehnung und der Rück⸗ 
wirkung ſolchen Verhaltens auf ihn ſelbſt nicht verſagt werden, 
zur ee des Verhältniſſes für die Zukunft dem Verletzten 
ſeine Here als Zeuge anzubieten und dabei ſeinen Eindruck von 
dem Vorfall zu offenbaren. Von dieſem Geſichtspunkte aus hat 
das LG. den Sachverhalt bisher nicht gewürdigt. Es iſt nicht 
ausgeſchloſſen, daß es bei Würdigung von dieſem Geſichtspunkt 
aus zu einem anderen Ergebniſſe gekommen wäre. Auch die 
Schlußerwägung des LG. über die Form der Außerung ſchließt 
dies nicht aus. Denn auch ſie iſt rechtlich nicht bedenkenfrei. 
Indem das LG. ausführt, das Wort „rüpelhaft“ „werde nach 
dem allgemeinen Sprachgebrauch nicht zur objektiven Schilderung 
verwendet, ſondern zur verletzenden Bezeichnung eines in hohem 
Maße unpaſſenden Verhaltens,“ hält es Form und Inhalt nicht 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


1537 
(RGSt) 
in gehöriger Weiſe auseinander. Die Behauptung eines in 
hohem Maße unpaſſenden Verhaltens iſt ſtets verletzend. Wenn 
es alſo dem Angeklagten nur darauf ankam, das Verhalten als 
in hohem Maße unpaſſend zu bezeichnen und er nur dieſes 
zum Ausdruck bringen wollte und brachte, ſo war ihm des ver⸗ 
letzenden Charakters der Außerung wegen der Schutz des § 193 
StGB. nicht zu verſagen. Die Wag mußte nur dann 
eintreten, wenn, abgeſehen von dieſem Inhalt der Äußerung, die 
gewählte Form bewies, daß der Außernde die Abſicht der 
Beleidigung hatte. (U. v. 3. 10. 16, V 348/16. — Trier.) 


3. [StGB. 88 242, 243; M StGB. $ 138. Unter: 
ſchied der Tatbeſtände.] Der § 138 M StGB. ſtellt ſowohl 
in ſeinem Abſ. 1 als auch Abſ. 2 einen Sondertatbeſtand 
gegen eine Perſon des Soldatenſtandes — und darunter fällt 
auch ein zu Kriegszeiten zur Dienſtleiſtung eingezogener Land⸗ 
ſturmmann — ſeſt, der inſoweit den Tatbeſtand der §8 242, 
243 StGB. ausſchließt, wenn auch beim Zuſammentreffen der 
Vorausſetzungen des § 138 mit den ſtraferhöhenden Umſtänden 
des § 243 StGB. auf die im § 243 StGB. angedrohten 
Strafen zu erkennen if. RYG. 5, 110; 12 S. 132, 134. 
Allein der Tatbeſtand des 8 138 PStGB. hat einen Dieb⸗ 
ſtahl oder eine Unterſchlagung zur Vorausſetzung, begangen in 
Ausübung des Dienſtes oder unter Verletzung eines militäriſchen 
Dienſtverhältniſſes an Sachen, die einer Perſon des Soldaten⸗ 
ſtandes vermöge des Dienſtes oder jenes Verhältniſſes zugänglich 
oder anvertraut ſind. Dieſe letztere Vorausſetzung iſt nach den 
tatſächlichen Feſtſtellungen des Urteils einwandfrei verneint. 
Es mag ſchon zweifelhaft ſein, ob der Angeklagte, welcher zur 
Zeit der Wegnahme der Fleiſch⸗ und Speckſtücke der Firma R. 
bei der Räucherung der der Heeresverwaltung gehörigen Fleiſch⸗ 
waren zur Hilfeleiſtung zugeteilt war, hierbei in oder bei Aus⸗ 
übung des Dienſtes handelte oder den Diebſtahl unter Ver⸗ 
letzung eines militäriſchen Dienſtverhältniſſes verübte, weil er 
von ſeiner vorgeſetzten Stelle zur Hilfeleiſtung abgeſtellt worden 
war und dieſer Anordnung Folge zu leiſten hatte, oder ob er 
nur ein der Firma R. von der Militärbehörde zugewieſener 
Gewerbsgehilfe war, ſicher ſind ihm die entwendeten Sachen 
nicht vermöge des Dienſtes oder jenes Verhältniſſes zugänglich 
oder anvertraut geweſen. Denn nach den Feſtſtellungen des 
Urteils hat der Beſchwerdeführer die geſtohlenen Fleiſchwaren 
meiſtens nach beendeter Arbeitszeit unter ſein Zeug verſteckt 
und mit nach Hauſe genommen. Zweimal iſt er auch nachts 
über die das Fabrikgrundſtück auf allen Seiten umgebende, 
etwa 2,80 m hohe Mauer geſtiegen und hat größere Mengen 
Fleiſchwaren entweder als Alleintäter oder Mittäter an ſich 
genommen. Der § 138 M StGB. iſt deshalb mit Recht nicht 
angewendet worden, wozu noch bemerkt wird, daß der An⸗ 
nahme einer fortgeſetzten, aus 5 243 Nr. 2 StGB. firafbaren 
Handlung der Umſtand nicht entgegenſteht, daß die Fleiſchwaren 
teils unter dem ſtraferhöhenden Grunde: aus einem Gebäude 
mittels Einſteigens, teils ohne das Vorhandenſein eines ſolchen 
geſtohlen wurden. (U. v. 16. 10. 16, III 416/16. — Altona.) 


4. [StGB. 8 260. Gewerbsmäßig kann Hehlerei wie 
durch eine einzige Tat, ſo auch durch eine Fortſetzungstat 
begangen werden.] Wie nach der Rechtſprechung des RG. 
unter Umſtänden durch eine einzige Hehlerei der Tat⸗ 
beſtand ihrer gewerbsmäßigen Begehung hergeſtellt werden 
kann, indem die Handlung nachweislich in der Abſicht, mit ihr 
eine gewerbsmäßige hehleriſche Tätigkeit zu beginnen, vor⸗ 
genommen wird, ſo iſt es auch bei der in fortgeſetzter Tat 
begangenen Hehlerei im weſentlichen Tatfrage, ob ſie nur ein 
fortgeſetztes Vergehen im eigentlichen Sinne (mit rechtlicher 
Unſelbſtändigkeit der einzelnen Begehungsakte) darſtellt oder 
zugleich den Charakter der Gewerbsmäßigkeit dadurch annimmt, 
daß der Täter die fortgeſetzte Hehlerei als ein Mittel benutzt, 
um ſich dadurch eine dauernde Erwerbs- und Einnahmequelle 
zu verſchaffen, ſ. das Urteil des III. StS. des RG. vom 
11. Oktober 1915 III D. 660/15. (U. v. 12. 10. 16, 1386/16. — 
Augsburg.) 

5. [BRVO. v. 23. 7. 15. Übermäßige Preisſteigerung. 
Beruht der niedrige Erwerbspreis auf Hehlerei, ſo kann er nicht 
als Grundlage für die Annahme eines übermäßigen Gewinns 
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genommen werden.] Die Angeklagte hat nach den getroffenen 
Feſtſtellungen von der Butter, die fie im Wege des behlerifchen 
Erwerbs zum Preiſe von 1 für das Pfund erworben hatte, 
einen Teil an dritte Perſonen bei ſich bietender Gelegenheit für 
2,50 & das Pfund verkauft. Der Marktpreis betrug damals 
in Oberhauſen 2,55 / Die Strafkammer meint, die An⸗ 
eflante habe ſich einen Preis gewähren laſſen, der unter Be⸗ 
rückſichtigung des billigen Erwerbs der Butter einen übermäßigen 
Gewinn enthielt. Gegen einen Aufſchlag von 50 % für das 
Pfund ſei nichts zu erinnern geweſen; darüber hinaus aber, 
alſo in Höhe von 1 & für das Pfund, habe fie einen über⸗ 
mäßigen Gewinn erzielt und ſich demgemäß gegen die genannte 
Bundesratsverordnung vergangen. Das berubt auf einer Ver⸗ 
kennung der Vorſchriften dieſes Geſetzes. Letzteres bezweckt zur 
Linderung der Kriegsnot möglichſte Niedrighaltung und Ver— 
billigung der Preiſe für Gegenſtände des täglichen Bedarfs 
herbeiführen; insbeſondere ſoll verhindert werden, daß geſchäft⸗ 
liche Unternebmer die Kriegsnot zum Nachteil der Verbraucher 
für ſich zur Erzielung eines Gewinnes ausnützen, den ſie ohne 
Krieg nicht gezogen hätten. Weshalb wird in 8 5 Nr. 1 mit 
Strafe bedroht, wer für Gegenſtände des täglichen Bedarfs 
Preiſe fordert, die unter Berückſichtigung der geſamten Ver⸗ 
hältniſſe, insbeſondere der Marktlage, einen übermäßigen Gewinn 
enthalten. Es iſt nicht zu verkennen, daß unter Umſtänden ein 
den Marktpreis nicht überſteigender Preis einen übermäßigen 
Gewinn im Sinne dieſes Geſetzes enthalten kann. (Vgl. 
RGSt. 49 S. 398 und 435.) Deshalb hinderte die Tatſache, 
daß die Angeklagte den Marktpreis nicht überſchritten hat, 
keineswegs die Verurteilung. Das entſcheidende Gewicht für 
die Gewinnberechnung iſt aber vorliegend einzig und allein auf 
den niedrigen Erwerbspreis gelegt, und dabei iſt nicht beachtet 
worden, daß dieſer vorliegend als Vergleichsmaßſtab ganz aus⸗ 
ſcheidet, weil er ſich nicht nach Geſichtspunkten allgemein⸗ 
wirtſchaftlicher Natur gebildet hat, nicht den Einkaufspreis eines 
geſchäftlichen Unternehmers darſtellt, ſondern auf Umſtände 
zurückzuführen iſt, die in keinem unmittelbaren Zuſammenhange 
mit der Kriegsnot ſteben, ſich auf die Perſon der Angeklagten 
und diejenigen beſchränkt, von denen fie die Butter hehleriſch 
erworben hatte und für die Preisbildung gegenüber der All⸗ 
gemeinheit und dem Verbraucher ohne jeden Einfluß iſt. Das 
RG. hat bereits in einem zum Abdruck beſtimmten Urteil vom 
31. Mai 1916 (ID. 213/16) ausgeſprochen, daß bei ſolcher 
Sachlage ein Teil eines ungewöhnlich hoben Gewinns für die 
Frage der Übermäßigkeit auszuſcheiden habe und danach ein 
übermäßiger Gewinn im Sinne des Geſetzes nicht anzuerkennen 
ſei. Es iſt in jener Entſcheidung darauf hingewieſen, daß ein 
ungewöhnlich billiger Erwerb durch Schenkung oder Betrug 
erzielt ſein könne, und dargelegt worden, daß der ſo erlangte 
Vorteil nicht zur Begründung einer Übermäßigkeit des durch 
den Verkauf verwirklichten Gewinns im Sinne des § 5 Nr. 1 
der Bekanntmachung berangeiogen werden könne. Im Anſchluß 
daran iſt geſagt, was für Schenkung und Betrug gilt, müſſe 
auch von allen derartigen Fällen gelten, in denen aus einem 
auf die Perſon des Käufers beſchränkten Grunde für ihn ſchon 
mit dem Einkauf ein Gewinn als erzielt anzuſeben ſei, ohne 
daß damit eine Verletzung der Zwecke der Bundesrats— 
bekanntmachung im Spiele ſtehe. Dabei handle es ſich zwar 
um Umſtände, die zu den nach §S 5 Nr. zu berückſichtigenden 
„geſamten Verhältniſſe“ gehören, die aber, da ſie eine nach den 
Zwecken des Geſetzes zu verhütende Verletzung der Verbraucher 
nicht erſehen laſſen, ohne das Vorhandenſein ſonſtiger im geſetz⸗ 
lichen Sinne die Annahme eines übermäßigen Gewinns recht⸗ 
fertigender Umſtände nur zur Verneinung, nicht zur Bejabung 
dieſes Tatbeſtandsmerkmals fübren können. Der erkennende 
Senat ſchließt ſich dieſen Ausführungen an. Da die Etraf: 
kammer nur wegen der Niedrigkeit des Einkaufpreiſes zur Anz 
nahme eines übermäßigen Gewinns gekommen iſt und andere 
Umſtände, die dieſe Annahme rechtfertigen könnten, nicht vor: 
handen find, war in Anwendung des 8 394 Abſ. 1 StPO. 
inſoweit auf Freiſprechung der Angeklagten zu erkennen. (U. v. 
17. 10. 16, V 385/16. — Duisburg.) 

6. [BRVO. v. 23. 7. 15. 8 52. Übermäßige Preis⸗ 
ſteigerung.] § 5? ſtellt das Unternehmen der Erlangung eines 
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übermäßigen Gewinns durch Zurückbaltung der zum Verkauf 
beſtimmten Nahrunasmittel unter Strafe. Nicht die Tatſache 
ift feſtzuſtellen, daß mit der ſpöteren Veräußerung ein über: 
mäßiger Gewinn erlangt wurde, ſondern nur, daß die Zurück⸗ 
baltuna in der Abficht deſſen Erlanaung geſchah. Für dieſe 
Feſtſtellung iſt der Einkaufs⸗ und Verkaufspreis ohne Be: 
deutung. (U. v. 26. 9. 16, V 445/16. — Cöln). 

7. [BRNO. v. 22. 10. 15 über die Vornabme einer 
Erhebung der Vorräte von Brotgetreide, Hafer und Mebl. 
Außerer und innerer Tatbeftand.] Die BRNO. über die 
Vornahme einer Erhebung der Vorräte von Brotgetreide, Hafer 
und Mehl vom 22. Oktober 1915 (RGBl. S. 691) machte 
den Unternehmern landwirtſchaftlicher Betriebe die genaue An⸗ 
gabe der in der Nacht vom 15. zum 16. November 1915 in 
ihrem Gewahrſam befindlich geweſenen Vorräte nach Zentnern 
und Pfunden zur Pflicht (Nr. 1 und 4 der Anweiſung zur 
Ausfüllung des nach 8 7 S. 5 u. 6 der VO. für den Inbalt 
der Anzeige maßgebenden Formulars). Bei ungedroſchbenem 
Getreide, bei dem eine Feſtſtellung der Körnermenge durch Nach⸗ 
wiegen nicht möglich war, hatte der Anzeigepflichtige (nach 
Nr. 5 der erwähnten Anweiſung) feiner Anaabe eine gewiſſen⸗ 
hafte Schätzung des Körnerertrags zugrunde zu legen. Selbſt⸗ 
verſtändlich muß aber auch beim ausgedroſchenen Getreide eine 
ſchätzungsweiſe Angabe für ausreichend erachtet werden, ſoweit 
ein Nachwiegen der Vorräte wegen ihrer Größe oder aus 
anderen Gründen praktiſch nicht ausführbar war. Hier wie 
dort durfte jedoch die Schätzung keine willkürliche Sein, fie 
mußte vielmehr unter gewiſſenhafter Benutzung aller vor⸗ 
handenen Schätzungsmittel ſo genau wie möglich erfolgen. 
Wiſſentliche Unrichtiakeit einer von der Wirklichkeit abweichenden 
Angabe liegt deshalb nicht nur dann vor, wenn dem Anzeige: 
pflichtigen die tatſächlich vorhandene Gewichtsmenge infolge 
Nachwiegens bekannt war, ſondern auch dann, wenn er 
dieſe nur durch Schätzung beſtimmt, aber bewußt unrichtig 
geſchätzt hatte. Letzteres iſt ſeitens des Beſchwerdeführers ge⸗ 
ſchehen. und damit iſt feine Verurteilung aus $ 11 Abſ. 1 
BR VO. vom 22. Oktober 1915 gerechtfertigt. Der innere 
Tatbeſtand einer Zuwiderhandlung gegen den hier in Betracht 
kommenden zweiten Teil dieſer Strafvorſchriſt erfordert lediglich 
das Bewußtſein der Unrichtigkeit oder Unvollſtändigkeit der 
Beſtandsangabe („Wiſſentlichkeit“), nicht noch außerdem den 
auf Herbeiführung eines beſtimmten Erfolgs gerichteten Willen 
des Täters. Auch der zum inneren Tatbeſtand des erſten 
Teiles der Strafvorſchrift gehörige „Vorſatz“ beſtebt lediglich 
in dem Wiſſen und Wollen ſämtlicher Tatbeſtands merkmale. 
(U. v. 13 10. 16, IV 499/16. — Rudolſtadt.) 

8. [BRWVO. v. 23. 3. 16. betr. Anderung des Höchſt⸗ 
preisgeſetzes und der Verordnung gegen übermäßige Preis⸗ 
ſteigerung. Rechtsgültiakeit derſelben.] Die Anſicht des Ver⸗ 
teidigers, daß die BRVO. vom 23. März 1916 über die 
Anderung des Geſetzes betr. Höchſtpreiſe und die Verordnung 
genen übermäßige Preisſteigerung (RGBl. S. 183) nicht rechts⸗ 
wirkſam ſei, it verfeblt. Wenn $ 6 BRNO. vom 23. Juli 1915 
gegen übermäßige Preisſteigerung (RGBl. S. 467) verordnet, 
daß der Reichskanzler den Zeitpunkt des Außerkrafſtretens 
dieſer Verordnung beſtimme, ſo ſchließt das ſelbſtverſtändlich 
nicht aus, daß der Bundesrat ſelbſt von ſich aus ohne Rückſicht 
auf dieſe Bevollmächtigung des Reichskanzlers dieſe Verordnung 
entweder abändert oder außer Kraft ſetzt. Denn nach der in 
§ 3 des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 ihm erteilten Er⸗ 
mächtigung übt er geſetzgeberiſche Befugniſſe aus und iſt inner⸗ 
halb dieſer unbeſchränkt. Vollends vermag ihn eine erſt von 
ihm abgeleitete Befugnis des Reichskanzlers nicht zu beſchränken; 
die Abertragung an dieſen bedeutet keinen ſtaatsrechtlichen Ver: 
zicht auf eigene Ausübung, vielmehr kann die Beſtimmung im 
Sinne von $ 6 durch den Reichskanzler naturgemäß nur fo weit 
in Frage kommen, als nicht der Bundesrat ſelbſt Verfügungen 
getroffen hat. Im übrigen bleibt die dem Reichskanzler gewährte 
Beſugnis aus 8 6 auch gegenüber der in BRVoOO. vom 23. März 
1916 getroffenen Abänderung der BRAND. vom 23. Juli 1915 
beſtehen. (U. v. 17. 10. 16, IV 503/16. — Ratibor.) 

* 9. [B3G. S Ic, StGB. $ 110.] Während die Straf: 
androhung in StGB. 8 110 ſich nicht gegen die Aufforderung 
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zur Begehung beſtimmter ſtrafbarer Handlungen richtet, iſt nach 
5 9c B3G. nur die Aufforderung oder Anreizung zu einem 
eſtimmten konkreten Verbrechen der darin bezeichneten Art 
ſtrafbar. (U. v. 10. 10. 16, IV 484/16. — Gera.) 

10. [Ne bis in idem. Einſtellungsverfügungen der außer: 
ordentlichen Kriegsgerichte bewirken, weil deren Gerichtsbarkeit 
nach BG. § 10 ſich nur auf die daſelbſt namhaft gemachten 
Verbrechens tatbeſtände erſtreckt und jene deshalb geſetzlich behindert 
ſind, die Taten in einer anderen rechtlichen Geſtaltung zum 
Gegenſtand einer maßgeblichen Beurteilung und Entſcheidung 
zu machen, keinen Verbrauch der Straſklage.] Im Laufe der 
gegen die Mitangeklagte, Arbeiterfrau O., wegen Kindesmordes 
aus § 207 StGB. geführten Vorunterſuchung ergab ſich gegen 
die Beſchwerdeführerin der Verdacht, daß ſie das Kind vorſätzlich 
und mit Überlegung getötet habe. Da für den Bezirk des 
Tatorts außerordentliche Kriegsgerichte beſtanden und gemäß 
8 10 B3GG. vom 4. Juni 1851 die Unterſuchung und Aburteilung 
des Verbrechens des Mordes zu deren Zuſtändigkeit gehört, 
wurden die Akten zwecks weiterer Entſchließung gegen die K. 
dem außerordentlichen Kriegsgericht zu Königsberg i. Pr. über: 
ſandt. Nach eingehenden Ermittlungen „stellte“ der Vorſitzende 
desſelben „das Verfahren gegen die K. wegen Mordes“ durch 
Verfügung vom 23. Januar 1916 „ein, weil deren Aberführung 
in dieſer Hinſicht mangels genügender Beweiſe ausgeſchloſſen 
ſei“, und leitete die Akten zur weiteren Veranlaſſung gegen die 
O. und K. an die Staatsanwaltſchaft zurück. Dieſe erhob 
gegen die Genannten nunmehr Anklage je wegen fahrläſſiger 
Tötung, die Strafkammer eröffnete das Hauptverfahren jedoch 
nach Führung einer Vorunterſuchung gegen die K. wegen An: 
ftiftung zum Totſchlag, gegen die O. wegen Kindes mordes und 
gegen die K. wegen Anſtiftung zum Verbrechen aus §S 212 StGB., 
worauf das Schwurgericht die Angeklagten dem Spruch der 
Geſchworenen gemäß je wegen fahrläſſiger Tötung verurteilte. 
Die Beſchwerdeführerin hält dies Verfahren für unzuläſſig, da 
nach der kriegsgerichtlichen Einſtellung eine weitere Straf: 
verfolgung gegen ſie nur auf Grund neuer Tatſachen oder 
Beweismittel, nicht aber, wie geſchehen, bloß aus einem anderen 
rechtlichen Geſichtspunkt ſtattfinden durfte; allein zu Unrecht. 
Denn die Wirkung, welche die Beſchwerdeführerin der von dem 
Borſitzenden des auferordentlichen Kriegsgerichts erlaſſenen 
„Einſtellungsverfügung“ beimißt, kommt ihr in keinem Falle zu, 
und zwar auch dann nicht, wenn ſie eine Entſcheidung im Sinne 
des § 210 StPO. enthält. Dies ergibt ſich aus folgenden 
Erwägungen. Jeder eine Strafklage endgültig ablehnende Beſchluß, 
dem die Wirkung innewohnt, deren Wiederaufnahme überhaupt 
oder unter gewiſſen Bedingungen auszuſchließen, ſtellt eine all— 
gemeine oder beſchränkte Anwendung des Rechtsgrundſatzes ne 
bis in idem dar, wie dies das RG. insbeſondere für § 210 
StPO. bereits aus geſprochen hat (vgl. RGSt. 32 S. 50, 51). 
Die Anwendung jenes 5 hat aber eine ſachliche 
Erledigung der Strafklage zur Vorausſetzung, bei der eine 
Umgeſtaltung der letzteren nach jedem möglichen rechtlichen 
Geſichtspunkt erfolgen konnte (vgl. RGSt. 4 S. 243, 245; 
9 S. 321, 323; 29 S. 156, 158 u. a.). Dies trifft jedoch 
für Einſtellungsverfügungen der außerordentlichen Kriegsgerichte 
nicht zu, weil deren Gerichtsbarkeit nach §S 10 BG. ſich nur 
auf die daſelbſt namhaft gemachten Verbrechenstatbeſtände erſtreckt 
und jene deshalb geſetzlich behindert find, die Taten in einer 
anderen rechtlichen Geſtaltung zum Gegenſtand einer maßgeblichen 
Beurteilung und Entſcheidung zu machen. Es wäre ein Wider⸗ 
ſpruch in ſich, wollte man der ausgeſprochenen Einſtellung des 
Verfahrens auch inſoweit ſachliche Bedeutung beilegen, als das 
Gericht zu einer ſachlichen Entſcheidung aus prozeßrechtlichen 
Gründen überhaupt nicht in der Lage war. Ahnliche Er— 
wägungen haben denn auch das RG. dazu geführt, den Verbrauch 
der Straiflage durch die rechtskräftigen Urteile der außerordent⸗ 
lichen Kriegsgerichte in bezug auf eine mit der abgeurteilten in 
Tateinheit zuſammentreffende Straftat zu verneinen, worauf 
wegen der inneren Gleichartigkeit der Fälle auch hier verwieſen 
werden kann (vgl. RGSt. 49 S. 272, 274;. Urteil des V. StS. 
vom 21. Dezember 1915 — 5 D. 497, 15).?) Ob der Vor: 
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ſitzende des außerordentlichen Kriegsgerichts das Verfahren gegen 
die Beſchwerdeführerin durch die Einſtellung für gänzlich erledigt 
angeſehen und die Akten lediglich zum weiteren Einſchreiten gegen 
die O. der Staats anwaltſchaft überſandt hat, iſt belanglos, die 
dahingehende Behauptung der Beſchwerdeführerin aber auch 
unrichtig, da die Einſtellungsverfügung in ihrem Wortlaut deutlich 
ergibt, daß ſie nur „wegen Mordes“ und die Rückgabe der 
Akten „zur gefälligen eventuellen Veranlaſſung gegen Frau O. 
und K.“ erfolgte. Nach alledem hat ſich das Schwurgericht 
mit Recht nicht gehindert gejeben, auf Grund des Geſchworenen— 
ſpruches gegen die Beſchwerdeführerin aus 8 222 StGB. auf 
Strafe zu erkennen. (U. v. 17. 10. 16, IV 538/16. — Königsberg.) 


11. [StpoO. SS 512, 572. Nichtbelehrung eines zur Ver: 
weigerung des Zeugniſſes berechtigten Zeugen über dieſes Recht 
iſt auch dann Reviſionsgrund, wenn er nach der Vernehmung 
die Beeidigung des Zeugniſſes verweigert und über dieſes Recht 
belehrt worden iſt.] Die im Haupverhandlungstermin als Zeugin 
vernommene Karoline D., über deren perſönliche Verhältniſſe im 
Sitzungsprotokoll nur bemerkt wird, daß die Zeugin mit dem 
Beſchuldigten nicht verwandt und nicht verſchwägert ſei, war, 
wie von der Reviſion geltend gemacht und durch den Mliten- 
inhalt beſtätigt wird, die Ehefrau des Angeklagten. Die Zeugin 
iſt unter Ausſetzung der Beeidigung vernommen worden; ſie hat 
ſich zur Sache ausgelaſſen, iſt aber ausweislich des für die 
Beobachtung der vorgeſchriebenen Förmlichkeiten in der Haupt— 
verhandlung gemäß 8 274 St) O. allein beweiskräftigen Sitzungs— 
protokolls über das ihr nach 8 51 Abſ. 1 Nr. 2 Erd. zu: 
ſtehende Recht der Zeugnisverweigerung vor ihrer Vernehmung 
nicht belehrt worden. Auch bei der nochmaligen Vernehmung 
der Zeugin nach Feſtſtellung der den Geſchworenen vorzulegen— 
den Fragen iſt eine ſolche Belehrung nicht erfolgt. Die Zeugin 
iſt nach dem Inhalt des Protokolls nach ihrer erſtmaligen Ver— 
nehmung in der Hauptverhandlung, als das Gericht ihre 
Beeidigung beſchloſſen hatte, lediglich darüber belehrt worden, 
daß ihr das Recht zuſtehe, die Beeidigung ihres Zeugniſſes 
zu verweigern, und ſie hat daraufhin die Beeidigung verweigert. 
In der unterlaſſenen Belehrung über das Zeugnisverweigerungs— 
recht liegt ein Verſtoß gegen die Vorſchrift des § 51 Abſ. 2 
StPO. Es iſt auch anzuerkennen, daß das Urteil auf dieſer 
Geſetzesverletzung beruht. Es ſteht nicht feſt, was die Zeugin 
ausgeſagt hat, und es iſt nicht zu überſehen, welche Wirkung 
ihre Ausſage auf die Geſchworenen gehabt hat. Eine ſolche 
Einwirkung auf den Spruch der Geſchworenen iſt hier auch nicht 
etwa deswegen ausgeſchloſſen, weil der Beſchwerdeführer nach 
den Urteilsgründen geſtändig war. Denn die Ausſage der Ehe— 
frau des Angeklagten kann auf die Würdigung feines Geſtänd—⸗ 
niſſes, insbeſondere aber auf die Beurteilung der Zurechnungs— 
fähigkeit des nach der Urteilsbegründung geiſtig minderwertigen 
Angeklagten von Einfluß geweſen ſein. Da die Möglichkeit 
beſteht, daß die Zeugin bei gehöriger Belehrung ihre Ausſage 
verweigert hätte und daß die Geſchworenen ohne ihre Ausſage 
einen anderen Spruch abgegeben hätten, mußte das angefochtene 
Urteil dem Beſchwerdeführer gegenüber aufgehoben und die Sache 
inſoweit an das Schwurgericht zurückverwieſen werden. (U. v. 
17. 10. 16, IV 573/16. — Oppeln.) 

12. [Stp d. S 2432. Unzuläſſige Ablehnung eines Bes 
weis antrags] Die Ablehnung des Beweisantrags, gegen die 
ſich die Reviſion richtet, gibt in ihrer aus dem Sitzungsprotokoll 
erſichtlichen Begründung zu durchgreifenden Bedenken Anlaß. 
Die Ehefrau des Angeklagten ſollte darüber vernommen werden, 
daß er in der Diebſtahlsnacht zu Haufe geweſen ſei und den 
am Tatort gefundenen Ruckſack bereits vorher einem Händler 
verkauft hatte, ferner ſein Sohn darüber, daß dieſer den Ruckſack 
als ſeinem Vater gehörig wiedererkenne, wobei offenbar das 
Wort „nicht“ aus Verſehen weggelaſſen worden iſt. Die Be— 
gründung des ablehnenden Beſchluſſes beſchränkt ſich auf die 
Bemerkung, es könne angenommen werden, daß die Zeugen 
das jenige ausſagen würden, was fie ausſagen ſollten. Dieſer 
Ablehnungsgrund war unzulänglich und nicht geeignet, den An— 
trag zu erledigen, der den Nachweis der behaupteten Tatſachen 
bezweckte und die abzugebenden Zeugenausſagen nur als Mittel 
zur Erreichung dieſes Zwecks verwerten wollte. Der verkündete 
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Beſchluß war unvollſtändig, weil er nichts darüber enthielt, ob 
die unterſtellten Bekundungen für wahr erachtet würden, oder 
aus welchem Grunde dies nicht geſchehen ſolle. In den Urteils⸗ 
gründen iſt allerdings dieſe Lücke ausgefüllt worden durch die 
Angabe der Gründe, aus denen die Bekundungen der Zeugen 
gegenüber dem ſonſtigen Beweisergebnis kein ausſchlaggebendes 
Gewicht beanſpruchen könnten. Hierdurch iſt jedoch das Recht 
des Antragſtellers, ſchon in der Hauptverhandlung auf einen 
hier unbedingt geſtellten Beweisantrag einen vollſtändigen Be⸗ 
ſcheid zu erhalten, nicht gewahrt worden. Der Angeklagte ſoll 
im Fall der Ablehnung eines ſolchen Antrags in die Lage ver⸗ 
ſetzt werden, zu der dadurch geſchaffenen Sachlage durch An⸗ 
bringung anderer Anträge oder durch ſonſtige zweckdienliche 
Anführungen Stellung zu nehmen. Eine Verkümmerung dieſes 
Rechts enthält eine unzuläſſige Beſchränkung ſeiner Verteidigung. 
(U. v. 12. 10. 16, III 389/16. — Greifswald.) 


13. I[StpO. 8 2641. Veränderung des rechtlichen Ge⸗ 
ſichtspunkts liegt nicht vor, wenn von mehreren in einer Ver⸗ 
ordnung als gleichwertig behandelten Verboten und Geboten 
das eine an die Stelle des anderen geſetzt, die Tat aber ſtraf⸗ 
rechtlich dieſelbe geblieben iſt.] J. Der Angeklagte iſt nicht 
wegen Zuwiderhandlung gegen die SS 6, 7, 9 VO. des Kreis⸗ 
ausſchuſſes Bonn vom 30. März 1916 und die 88 12, 15 BRVO. 
vom 25. September / 4. November 1915, wie ihm die Anklage 
zur Laſt legte, ſondern wegen Zuwiderhandlung gegen 8 8 der 
genannten Kreisausſchußverordnung in Un mit 88 12, 
15 der genannten BRBO. verurteilt worden. Allerdings iſt 
er auf dieſe Veränderung in der Beurteilung ſeiner Tat nicht 
beſonders hingewieſen worden. Die hieraus hergeleitete Rüge 
iſt aber verfehlt, weil durch dieſe Abweichung eine Veränderung 
des rechtlichen Geſichtspunkts im Sinne der Vorſchrift des 
8 264 Abſ. 1 StPO. überhaupt nicht eingetreten iſt. Nach 
dem in der Anklage dargeſtellten Sachverhalt handelt es ſich 
um eine Zuwiderhandlung gegen die Anordnung, die der Land» 
kreis Bonn auf Grund der 88 12, 15 BRBek. vom 25. Sep⸗ 
tember / 4. November 1915 zur Durchführung der Verſorgung 
der Bevölkerung mit beſtimmten Gegenſtänden des Lebens⸗ 
bedarfs zu angemeſſenen Preiſen erlaſſen hat. Die Straf⸗ 
beſtimmung für dieſe Zuwiderhandlung enthält der $ 17 Nr. 2 
BRV O, laut deſſen mit Gefängnis bis zu ſechs Monaten oder 
mit Geldſtrafe bis zu fünfzehnhundert M 
ſoll, wer den auf Grund des § 12 erlaſſenen Anordnungen 
zuwiderhandelt. Die Befugniſſe, die im 8 12 den Gemeinden 
eingeräumt find, ſtehen nach $ 15 auch den Kommunalverbänden 
zu. Mithin erſtreckt ſich die Strafandrohung des $ 17 auch 
auf Zuwiderhandlungen gegen Anordnungen eines Kommunal⸗ 
verbandes. Ein ſolcher iſt der Landkreis Bonn (Ausführungs— 
anweiſung des Handelsminiſters vom 6. Oktober 1915, Min Bl. 
der Handelsverwaltung 1915 S. 258). In der Anordnung dieſes 
Kommunalverbandes vom 30. März 1916 iſt im $ 9 die Straf⸗ 
androhung aus der BRVO. wiederholt worden; hiermit iſt 
nichts anderes ausgeſprochen, als daß der Kommunalverband 
ſeine Anordnung durch das beſtehende Geſetz geſchützt erachtet. 
Während in der Anklage dem Angeklagten zur Laſt gelegt iſt, 
die Hausſchlachtung eines Schweines ohne Erlaubnis des Landrats 
vorgenommen und dadurch die Vorſchriften der §§ 6, 7, 9 der 
Kreisausſchußanordnung verletzt zu haben, iſt die Strafkammer 
bei der Verurteilung von der Auffaſſung ausgegangen, daß die 
Behauptung des Angeklagten, es habe eine Notſchlachtung ſtatt— 
gefunden, nicht zu widerlegen und die Anwendung der 88 6, 7 
deshalb ausgeſchloſſen ſei, eine Verfehlung gegen § 8 aber 
vorliege, weil Angeklagter es verſäumt hat, die Notſchlachtung 
durch ein tierärztliches Atteſt zu belegen. Hiernach beſteht die 
Abweichung lediglich darin, daß von mehreren in der An— 
ordnung als gleichwertig behandelten Verboten und Geboten 
das eine an die Stelle des andern geſetzt, die Tat ſtrafrechtlich 
aber dieſelbe geblieben iſt, nämlich eine Zuwiderhandlung gegen 
die Strafbeitiinmung der BVO. Die Verweiſung auf eine 
Veränderung des rechtlichen Geſichtspunkts war alſo nicht er⸗ 
forderlich. (U. v. 17. 10. 16, V 383/16. — Bonn.) 

14. [StPO. 8 266, StGB. § 56. Die Feſtſtellung, 
daß der Täter die zur Erkenntnis der Strafbarkeit ſeiner Tat 
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erforderliche Einſicht beſaß, bedarf keiner näheren Begründun 
durch Angabe der Tatſachen, auf welche die Feſtſtellung 
tützt.] Für die Feſtſtellung, wonach die Beſchwerdeführer bei 

egehung der Tat die zur Erkenntnis ihrer Strafbarkeit 
erforderliche Einſicht beſaßen, bedurfte es keiner näheren Be⸗ 
gründung durch Angabe derjenigen Tatſachen, auf die jene 
Feſtſtellung ſich ſtützte. Die in RGSt. 29, 99 vertretene ent⸗ 
gegengeſetzte Auffaſſung iſt in dem ſpäteren Urteil NGSt. 31, 
161 aufgegeben worden. Vgl. auch RGSt. 36, 112. Über: 
dies iſt aber im vorliegenden Fall „die ganze Art und Weiſe 
des Vorgehens der Angeklagten“ ausreichend als dasjenige 
Moment bezeichnet, aus welchem das Vorhandenſein der 
erforderlichen Einſicht bei den Angeklagten gefolgert iſt. (U. v. 
20. 10. 16, IV 581/16. — Oſtrowo.) 


15. [StPO. $ 303. Erlaubter Verkehr der im Be⸗ 
ratungszimmer verſammelten Geſchworenen mit anderen Per⸗ 
ſonen.] Der Beſchwerdeführer ſtützt ſeine auf einen Verſtoß 
gegen die Vorſchriften des S 303 StPO. begründete Rüge auf 
die Behauptung, es ſei während der Beratung der Geſchworenen 
der dienſttuende Gerichtsdiener, ein Polizeibeamter, in das 
Beratunadzimmer gegangen, habe dort in der offenen Tür mit 
einem der Geſchworenen, wahrſcheinlich dem Obmann, mehrere 
Minuten geſprochen und ſich dann in das Richterzimmer be⸗ 
geben; nach einiger Zeit ſei er wieder erſchienen und dann 
wiederum in das Beratungszimmer der Geſchworenen gegangen, 
wo er ſich wiederum mit demſelben Geſchworenen einige Zeit 
in einem Geſpräch befunden habe; es handle ſich dem Anſchein 
nach über die Einholung einer Auskuuft über irgendwelche 
Bam, bei denen unter den Geſchworenen Zweifel herrſchten. 

ber dieſen Vorfall, über den das Sitzungsprotokoll nichts ent⸗ 
hält, aber auch nichts zu enthalten braucht, weil es ſich um 
eine Tatſache handelt, die außerhalb des Ganges der Haupt 
verhandlung lag, § 273 StPO., berichtet der Vorſitzende des 
Schwurgerichts: der fragliche zum Dienſt bei dem Schwur⸗ 
gericht abgeſtellte Schutzmann ſei mit der Bewachung des Be⸗ 
tatungszimmers, aber auch damit beauftragt geweſen, auf das 
Glockenzeichen der Geſchworenen bei ihnen zu erſcheinen und 
deren Aufträge entgegenzunehmen, er habe z. B. zu melden, 
wenn die Geſchworenen mit der Beratung fertig ſeien oder 
wenn ſie weiterer Belehrung bedürften. Im vorliegenden Falle 
ſei der Schutzmann in das Richterberatungszimmer eingetreten 
und habe gemeldet: „Die Geſchworenen ſeien fertig“, dem habe 
er hinzugefügt, die Geſchworenen möchten gern wiſſen, ob die 
vom Obmann am Schluß des Spruchs abgegebene einmalige 
Unterſchrift genüge oder ob neben jeder Frage eine Unterſchrift 
abzugeben ſei; der Schutzmann ſei dahin beſchieden worden, 
eine Belehrung auf dieſem Wege ſei unzuläſſig, würden die 
Geſchworenen glauben, einer weiteren Belehrung zu bedürfen, 
möchten ſie ſolche beantragen, dann würde ſie im Sitzungsſaale 
erteilt werden. Wo nicht, möchten ſie nur den Wieder⸗ 
zuſammentritt des Gerichts beantragen und den Spruch ſo, wie 
er vorliege, verkünden; wenn dann wirklich in bezug auf die 
Unterſchrift etwas fehlen ſollte, würde ſich das weitere ganz 
von ſelber finden. Hierauf ſei der Schutzmann weggegangen 
und habe bald nachher gemeldet: die Geſchworenen ſeien fertig. 
Dann ſei die öffentliche Verhandlung in geſetzlicher Form fort⸗ 
geſetzt worden Aus beiden Darſtellungen ergibt ſich, daß der 
Obmann der Geſchworenen über eine Toner wie oft er 
dem Spruche der Geſchworenen ſeine Unterſchrift beizufügen 
habe, im Zweifel war und ſich zur Löſung dieſes Zweifels 
durch den zur Beaufſichtigung des Beratungszimmers der Ge⸗ 
ſchworenen und zu Votendienſten amtlich beſtellten Schutzmann 
an den Vorſitzenden des Schwurgerichts wandte, von dieſem 
aber darauf hingewieſen wurde, daß die gewünſchte Belehrung 
nur in öffentlicher Sitzung erfolgen könne. Darin liegt kein 
unzuläſſiger Verkehr im Sinne des 8 303 StPO., denn darunter 
verſteht man nur eine ſolche Wechſelbeziehung zwiſchen einem 
Geſchworenen und einem Fremden, welche die Selbſtändigkeit 
und Unbefangenheit der Geſchworenen bei ihrer Beratung und 
Abſtimmung zu gefährden vermag. RGSt. 1, 207; 27, 4. 
Hier handelt es ſich aber um einen erſt nach der Beratung 
und Abſtimmung der Geſchworenen einſetzenden erlaubten Boten⸗ 
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dienſt eines ſtellvertretenden Gerichtsdieners. (U. v. 25. 9. 16, 
III 345/16.) 

16. [StPO. 58 309, 312. Das Berichtigungsverfahren 
im Schwurgerichtsprozeß erfordert keinen förmlichen Gerichts 
beſchluß. Form des berichtigten Spruchs. Auslegung.] Unrichtig 
iſt nach Ausweis des Sitzungsprotokolls die Reviſionsbehauptung, 
daß, als der Obmann der Geſchworenen bei der Verleſung des 
Spruchs bis zu der Frage 14 gekommen war, die weitere 
Verleſung behufs Einleitung des Berichtigungs verfahrens unter⸗ 
brochen worden ſei. Im Protokoll heißt es zunächſt, daß der 
Spruch von dem Obmann kundgegeben wurde. Erſt dann folgt 
der Vermerk: „bez. Frage 14 hatten die Geſchworenen die Frage, 
ob die Urkunden öffentliche oder private ſeien, nicht beantwortet. 
Das Gericht erachtete, daß der Spruch unvollſtändig ſei. Auf 
Anordnung des Vorſitzenden zogen ſich daher die Geſchworenen 
in das Beratungszimmer nach Belehrung durch den Vorſitzenden 
urück.“ Dieſem Protokollinhalt gegenüber iſt aber auch die 
Rüge nicht begründet, der § 309 Abſ. 1 StPO. ſei verletzt. 
Der erkennende Senat hat wiederholt, ſo z. B. in RGSt. 39, 
245 (247) und in 5 D. 1195/10, ausgeſprochen, daß die Ein⸗ 
leitung des Berichtigungsverfahrens keinen förmlichen, als ſolchen 
u verkündenden Gerichtsbeſchluß erfordert. Es genügt ſchon, 

aß der Vorſitzende als Vertreter des Gerichts, ohne Wider⸗ 
ſpruch der beiſitzenden Richter, zur Beſeitigung des von ihm 
bezeichneten Spruchmangels das Berichtigungs verfahren anordnet. 
Im vorliegenden Falle hat zudem — das erhellt aus dem Pro⸗ 
tokoll unzweideutig — der Vorſitzende, ehe er die Anordnung 
traf, einen Gerichtsbeſchluß herbeigeführt. Nicht weniger ver⸗ 
fehlt iſt die Beſchwerde über Verletzung des § 312 StPO. 
Neben der Frage 14, die dahin geht, ob die Angeklagte wiſſentlich 
von falſchen öffentlichen Urkunden oder von ſolchen Privat⸗ 
urkunden zum Zweck einer Täuſchung Gebrauch gemacht habe, 
befindet ſich auf dem Fragebogen die Antwort: „ja, eine öffent⸗ 
liche Urkunde mit mehr als 7 Stimmen“. Hieraus in Ver⸗ 
bindung mit dem Sitzungsprotokoll ergibt ſich, daß der frühere 
Spruch „ja, mit mehr als 7 Stimmen“ gelautet hat. Der Zweck 
des 8 312 iſt alſo erfüllt (Goltd Arch. 39, 56 [57]). Zugleich 
läßt der berichtigte Spruch, wenn auch die Reviſion das Gegenteil 
behauptet, erkennen, daß, ebenſo wie das „ja“, die Worte „mit 
mehr als 7 Stimmen“ ſich auf den Zuſatz: „eine öffentliche 
Urkunde“ beziehen. Endlich iſt der berichtigte Spruch nicht des⸗ 
halb zu beanſtanden, weil er noch beſonders vom Obmann, vom 
Vorſitzenden und vom Gerichtsſchreiber hätte unterzeichnet werden 
müſſen, dies jedoch nur vom Vorſitzenden geſchehen ſei. Die 
urſprüngliche Unterſchrift des Obmanns deckt auch den berich⸗ 
tigten Spruch; und die unter ihr ſtehenden Unterſchriften des 
Vorſitzenden und des Gerichtsſchreibers ſind, wie im Sitzungs⸗ 
protokoll ausdrücklich beurkundet iſt, überhaupt erſt nach Verleſung 
des berichtigten Spruchs gefertigt worden. Vgl. RGgRſpr. 7 
S. 26 (28). (U. v. 26. 9. 16, V 347/16.) 

17. [StPO. 55 341, 344. Ein Verzicht auf Rechts⸗ 
mittel iſt dem Gericht gegenüber zu erklären.] Die zu Protokoll 
des Gefängnisinſpektors abgegebene und unterſchriftlich voll⸗ 
zogene „Strafantrittserklärung“ des in der Sache verhafteten 
Angeklagten vom 23. August 1916 iſt, wie der Vordruck: 
„Staatsanwaltſchaft der freien Hanſeſtadt Bremen“, Aktenzeichen 
und Aktenregiſterangabe erkennen laſſen, vor der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft des LG. aufgenommen worden. Sie enthält den aus⸗ 
drücklichen Verzicht auf Einlegung eines Rechtsmittels gegen 
das Urteil der StK. des LG. vom 17. Auguſt 1916. Nach 
den Akten und Eingangsvermerken iſt dieſes Schriftſtück mit 
einem Verzicht des Staatsanwalts auf Einlegung eines 
Rechtsmütels vom 24. Auguſt 1916 ſpäter bei dem CG. 
eingelaufen als die mit einem Widerruf der unterſchriebenen 
Erklärung verbundene Reviſionseinlegung des Angeklagten vom 
24. Aupuſt 1916. Das Rechtsmittel iſt wirkſam angemeldet. 
Während § 381 StPO. vorſchreibt, daß die Reviſion bei dem 
Gericht, deſſen Urteil angeſochten wird, eingelegt werden muß, 
enthält 8 344 StPO., zu vgl. § 482 daſelbſt, keine Angabe 
über die Behörde, der gegenüber vor Ablauf der Reviſions⸗ 
friſt auf Rechtsmittel unwiderruflich verzichtet werden kann. 
Daraus iſt indeſſen nicht zu ſchließen, auch eine ernſtlich ge⸗ 
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meinte Verrichterflärung gegenüber der Staatsanwaltſchaft des 
Landgerichts könne nicht widerrufen werden, zumal ſie Straf⸗ 
vollſtreckungsbehörde ſei, oder weil der Angeklagte ſonſt leicht 
Gefahr laufe, benachteiligt zu werden Zunächſt ließ jene 
„Strafantritts erklärung“ nicht ohne weiteres erkennen, daß fie 
für das Gericht beſtimmt war. Rechtsmittel find, zu vgl. 
85 348, 355, 381 StpO., bei Gericht einzulegen. Die Bor: 
ſchriſt des S 341 Abſ. 1 StPO. umfaßt alle auf Rechtsmittel 
ſich beziehenden Erklärungen, alſo auch einen Verzicht. Aus 
der Aufgabe der Staatsanwalſchaft, die Vollſtreckung des rechts— 
kräſtigen Urteils herbeizuführen und zu überwachen, einer Auf: 
gabe, die ihr nicht immer obliegt, vgl. 8 483 Abſ. 3 StpO., 
folgt keineswegs, daß eine ihr als noch im Verfahren Beteiligte 
gegenüber abgegebene Verzichtserklärung eines anderen Beteiligten 
unmittelbare ſachliche Wirkung haben müſſe. Vielmehr ents 
ſpricht es dem aus dem Zuſammenbalt aller jener Be— 
ſtimmungen erſichtlichen Zwecke des Geſetzes, mit der Recht— 
ſprechung des RG. anzunehmen, daß ein Rechtsmittelverzicht 
dem Gericht gegenüber erklärt werden muß und erſt durch 
den Einlauf bei ihm wirkſam oder unwiderruflich wird. Zur 
Zeit dieſes Einlaufs war er aber bereits bei dem mit der 
Sache befaßten Gericht widerrufen. (U. v. 12. 10. 16, III 422/16. 
— Bremen.) 


— [| — — 


Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 


Strafſache n. 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Friedrich Goldſchmit Il, München. 
1. Verbot der Ausſtellung feldpoſtverſendungs⸗ 


fähiger Pakete mit alkoholiſchen Getränken uſw. in Schau: 
fenſtern und Läden und die allgemeine öffentliche 
Anpreiſung ſolcher Pakete mit dem Zuſatze „fürs Feld“ 
oder mit ähnlichen Wendungen. 

Das Berufungsgericht iſt zutreffend davon ausgegangen, daß die 
Verfügung vom 5. Dezember 1915 auch die allgemeine, öffentliche 
Anpreiſung alkoholiſcher Getränke mit dem Zuſatze „fürs Feld“ oder 
mit ähnlichen Wendungen unter Strafe ftelt, und hat mit Recht 
angenommen, daß das Tun des Angeklagten unter dieſe Beſtimmung 
fällt. Durch die Aufſtellung der gefüllten Fläſchchen im Laden hat 
der Angeklagte die darin enthaltenen alkoholiſchen Getränke allgemein 
öffentlich zum Kauf empfohlen; durch die Beifügung der Verpackung 
find die Beſucher des Ladens darauf bingewieſen worden, daß die 
Fläſchchen zur Verſendung an die Soldaten im Felde beſonders 
geeignet ſeien. Nicht zu beanſtanden iſt, daß die Stafkammer aus der 
Art der Ausſtellung von Ware und Verpackung gefolgert hat, daß 
die Anpreiſung der Getränke mit dem Zuſatze „fürs Feld“ geſchehen 
iſt; denn der Angklagte verfolgte erkennbar den Zweck, die bei ihm 
käuflichen alkoholiſchen Getränke als paſſend zur Verſendung in das 
Feld hinzuſtellen und die Kunden zum Kaufe der Ware für Angehörige 
im Felde zu beſtimmen. Der Umſtand, daß die in den Holzſchachteln 
enthaltenen Fläſchchen leer waren, kann an dem Weſen der Handlung 
nichts ändern; dieſe Veranſtaltung ſollte lediglich die Umgehung des 
Geſetzes ermöglichen. Wenn ſich ein Kaufliebhaber fand, konnte das 
leere Fläſchchen ſogleich aus der Verpackung entfernt, durch ein 
gefülltes erſetzt und damit dasſelbe Ergebnis erreicht werden, wie 
wenn von Anfang an ein gefülltes Fläſchchen eingeſetzt worden wäre. 
(Urt. v. 5. Okt. 1916, Rev.⸗Reg. Nr. 321/1916). 


2. BR VO. vom 28. Juni 1915 über den Verkehr mit 
Brotgetreide und Mehl. Unternebmer und Geſchäftsführer. 
Perſoneneinheit zwiſchen Selbſtverſorger und Müller. 
Zum Begriff der Fahrläſſigkeit. 

Nach der auf Grund der SS 47 ff., 57 BRVO. vom 28. Juni 1915 
und der bayeriſchen Ausführungsvorſchriſten hierzu vom 27. Juli 1915 
erlaſſenen Bekanntmachung des Bertıldamtd vom 31. Auguft 1915 
dürfen Unternehmer landwirtſchaftlicher Betriebe das ihnen für ſich, 
ihre Angehörigen und ihr Geſinde zukommende Brotaetreide nur mit 
ſchriftlicher behördlicher Erlaubnis („Mahlfreigabeſchein“) ausmahlen 
laſſen, ferner darf Brotgetreide zum Ausmahlen in Mühlen nur unter 
Übergabe des behördlichen Mahlſcheines angeliefert und vom Müller 
angenommen werden (SS 13, 14 Bek.). Die SS 15 und 16 Bek. regeln 
die Pflichten des Müllers in bezug auf das von ihm zu führende 
Mahlbuch und auf die zugebörigen Mahl: und Empfangsſcheine. 

Der Angellrate Fritz B. betreibt ſowohl Landwirtſchaft als auch 
eine Mahl- und Sägemühle und vermahlt in feiner Mühle das ſelbſt⸗ 
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erzeugte Getreide; ſein Hausſtand umſaßt ſechs Perſonen, darunter 
ſeine beiden gleich ihm ledigen Brüder Franz und Joſef, von denen 
der eine im weſentlichen den landwirtſchaftlichen und den Mühlenbetrieb 
leitet, der andere in letzterem als Gehilfe tätig iſt. Die drei Brüder 
wurden im März 1916 wegen Zuwiderhandlungen gegen die vor⸗ 
bezeichneten Vorſchriften angezeigt; Franz B. wurde durch das Urteil 
des Schöffengerichts verurteilt, Fritz B und Joſef B. freigeſprochen. 
Auf die Berufung des Amtsanwalts verurteilte die Strafkammer 
Fritz B. wegen eines Vergehens gegen die Vorſchriften über den Ver⸗ 
kehr mit Brotgetreide und Mehl. Sie ſtellt feſt: Fritz B. hat als 
Selbſtverſorger im Jahre 1915 noch nie um die behördliche Erlaubnis 
zur Ausmahlung ſeines Brotgetreides nachgeſucht oder ſich einen 
Mahlfreigabeſchein erteilen laſſen; Joſef B. hat zumeiſt das erforderliche 
Getreide nach Anweiſung des Franz oder auch des Fritz B. vom 
Getreideboden geholt, in die Mühle verbracht und dort vermahlen; 
Franz habe ledialich dreimal je einen Poſten Getreide als für Fritz 
gemahlen in das Mahlbuch eingetragen, das er ſpäter jeweils der 
Behörde vorgelegt hat. 

Fritz B. hat vorgebracht, er habe geglaubt, als Müller zur Er⸗ 
holung eines Mahlſcheines und zu deſſen Ablieferung an ſich ſelbſt 
oder an ſeine Beauftragten nicht verpflichtet zu ſein; in dieſer 
Meinung habe ihn der Umſtand beſtärkt, daß das Mahlbuch bei be⸗ 
hördlichen Kontrollen niemals beanſtandet wurde. Die Strafkammer 
nimmt an, daß der Angeklagte bei der klaren und deutlichen Faſſung 
der angeführten 8S 13 und 14 als vernünftiger Menſch zum mindeſten 
im Zweifel war, ob ſeine Auslegung der Vorſchriften richtig iſt, daß 
er deshalb verpflichtet war, ſich an maßgebender Stelle Aufſchluß zu 
erholen und daß ihm die Unterlaſſung einer Anfrage bei einer zu⸗ 
ſtändigen Behörde nach dem Sinne der Vorſchrift und nach ſeinen 
hieraus folgenden Pflichten als eine grobe Fahrläſſigkeit anzurechnen iſt. 


Die Reviſion konnte keinen Erfolg haben. Sie ſetzt in erſter 
Linie, um die ftrafrechtliche Verantwortlichkeit von Fritz B. auf deſſen 
Bruder Franz abzuwälzen, den Feſtſtellungen der Tatrichter neue Be⸗ 
hauptungen und willkürliche Folgerungen entgegen; ſo die Angabe, 
der geſamte Betrieb gehöre nur dem Namen nach dem Beſchwerde⸗ 
führer allein, dieſer kümmere ſich nicht um ihn, der Unternehmer ſei 
Franz B. uff. Hier genügt es, auf den Wortlaut der urteilsmäßigen 
Feſtſtellungen ſowie darauf zu verweiſen, daß die Ausdrücke „Unter: 
nehmer“ und „Geſchäftsführer“ zwei ganz verſchiedene Rechts ſtellungen 
bezeichnen. Unternehmer iſt derjenige, auf deſſen Rechnung und 
Gefahr ein Betrieb geht. Nach den Feſtſtellungen „betreibt“ Fritz B. 
die Landwirtſchaft und die Mühle, er iſt deren Beſitzer; Franz B. 
iſt nur Geſchäftsführer, er mag auch Betriebsleiter ſein und, wie die 
Reviſionsbegründung vorbringt, für Fritz B. deſſen Namen zeichnen. 
Dadurch wird er aber nicht zum Unternehmer; das Zeichnen mit dem 
Namen Fritz B. ſpricht geradezu gegen dieſe Annahme; Franz B. 
kann daher auch nicht Selbftverforger fein, vielmehr iſt dies nur der 
Beſchwerdeſührer, der die bezirksamtlichen Anordnungen nach eigenem 
Geſtändniſſe gekannt hat. Die Anordnungen ſehen zwar den hier 
gegebenen Fall der Perſoneneinheit zwiſchen Selbſtverſorger und Müller 
nicht ausdrücklich vor, allein ihr Sinn und Zweck — die allgemeine 
und ausnahmsloſe Durchführung der behördlichen Kontrolle über den 
Verkehr mit Brotgetreide und Mehl — weiſt unverkennbar darauf 
bee daß die Borfchriften auch auf den bezeichneten Sonderfall zus 
treffen. 

Die Behauptung des Angeklagten, er habe keinen Zweifel gehabt, 
daß er als Müller zur Erholung eines Mahlſcheines nicht verpflichtet 
geweſen ſei, hat das Berufungsgericht als unglaubhaft und unwahr 
zurückgewieſen; es führt aus, daß der Angeklagte als vernünftig 
denkender Menſch zu ſeiner angeblichen Meinung nicht ſo ohne weiterrs 
und ohne jeden Zweifel hätte gelangen können. Jeder erhebliche 
Zweifel legt aber dem Beteiligten, wenn er nicht fahrläſſig handeln 
will, die Pflicht auf, ſich an maßgebender Stelle über Inhalt, Be— 
deutung und Anwendbarkeit einer Kriegsvorſchrift zu erkundigen. 
Dieſe Pflicht entfällt auch nicht deshalb, weil etwa ein bereits be— 
gangener Verſtoß gegen die Vorſchriften einer behördlichen Entdeckung 
oder Nachkontrolle entgangen iſt. (Urt. v. 5. Okt. 1916, Rev.⸗Reg. 
Nr. 319, 1916). 


3. BR VD. vom 23. Juli 1915/23. März 1916 gegen 
die übermäßige Preisſteigerung. Gegenſtand des täglichen 
Bedarfs. Übermäßiger Gewinn, übermäßige Preisſteige⸗ 
rung. Irrtum über die Zuläſſigkeit des Preiſes. 

Nach den Feſtſtellungen des angefochtenen Urteils hat der An⸗ 
geklagte das fragliche Ol (Seſamöl) als Speiſeöl verkauft. Daß 
Speiſeöl ein Gegenſtand des täglichen Bedarfs iſt, iſt ohne weiteres 
klar und ſcheint auch von dem Beſchwerdeführer an und für ſich gar 


Zu 3. Was das Urteil intereſſant macht, iſt eigentlich weniger 
der passus concernens als die Stelle, die auf den Begriff der Gegen⸗ 


nicht beſtritten werden zu wollen. Iſt aber Speiſeöl im allgemeinen 
ein Gegenſtand des täglichen Bedarfs, dann fällt unter letzteren 
ſelbſtverſtändlich jedes Ol, das als Speiſeöl verwendet werden kann 
und tatſächlich verwendet wird, alſo auch ein Ol, das vielleicht früher 
nicht zu Speiſezwecken verwendet worden iſt, aber nunmehr unter dem 
Zwang der Verhältniſſe und wegen des Fehlens anderer Olſorten 
hierzu verwendet wird. Da nun nach den Feſtſtellungen des ange 
fochtenen Urteils das ſtrittige Ol tatſächlich als Speiſeöl verkauft 
und verwendet worden iſt, war es jedenfalls zu der in Betracht 
kommenden Zeit ein Gegenſtand des täglichen Bedarfs, wenn es auch 
vielleicht früher die Eigenſchaft als ſolchen nicht gehabt haben ſollte. 

Wenn der Beſchwerdeſührer ſich darauf beruft, daß Pilſener Bier 
von der Rechtſprechung nicht als Gegenſtand des täglichen Bedarfs 
anerkannt worden ſei, ſo geht das fehl, denn Pilſener Bier iſt ein 
Luxusgetränk, das nur von Liebhabern und den Angehörigen der be⸗ 
güterten Klaſſen genoſſen wird und als Gegenſtand des täglichen 
Bedarfs für die Allemeinheit nicht in Betracht kommt. 


Daß bei der Frage, ob ein übermäßiger Gewinn vorliegt, nicht 
nur die auf das in Frage ſtehende Geſchäft erwachſenen beſonderen 
Unkoſten, ſondern die geſamten Geſchäftsunkoſten zu berüdfichtigen 
ſind, iſt ſo ſelbſtverſtändlich, daß ohne weiteres angenommen werden 
könnte, daß ſich die Strafkammer dieſer Notwendigkeit bewußt geweſen 
iſt, auch wenn dies in dem Urteile nicht ausdrücklich geſagt wäre. 
Nun iſt aber in dem angefochtenen Urteil ausdrücklich dargelegt: 
„Bei der Berechnung des Gewinns an einer Ware ſind nicht nur 
Ankaufspreis und Auslagen, ſondern auch die ſämtlichen Betriebs⸗ 
koſten des Verkäufers zu berückſichtigen.“ Daran anſchließend erörtert 
das Urteil, daß weder die aufgewendete Mühe und die Gefahr, noch 
die Betriebskoſten derart geweſen ſind, daß ſie einen beſonders hohen 
Gewinn gerechtfertigt hätten. Hieraus geht zur Genüge hervor, daß 
ſich die Strafkammer der Notwendigkeit, die allgemeinen Geſchäfts⸗ 
unkoſten des Angeklagten in Berechnung zu ziehen, bewußt geweſen iſt 
und ſie auch in Berechnung gezogen hat. Weitere Ausführungen über 
dieſen Punkt, insbeſondere über die Höhe der allgemeinen Geſchäſts⸗ 
unkoſten waren nicht erforderlich. Wollte der Angeklagte geltend 
machen, daß dieſelben fo hoch waren, daß der von ihm geforderte 
Preis gerechtfertigt war, ſo war es ſeine Sache, in dieſer Beziehung 
Behauptungen aufzuſtellen. Letzteres gilt auch von der weiteren Rüge, 
die Strafkammer habe nicht die in der Möglichkeit der Beſchlagnahme 
des bis dahin beſchlagnahmefreien DIS liegende Gefahr berückſichtigt. 

Allerdings iſt das Gericht verpflichtet, bei der Prüfung der Zu⸗ 
läſſigkeit des Gewinns auch die mit einem Geſchäft verbundene Gefahr 
zu berückſichtigen, und der Gewinn wird um ſo größer ſein dürfen, 
je höher die Niſikoprämie zu veranſchlagen iſt. Allein das Gericht. 
dem in den meiſten Fällen die zur Beurteilung der Frage, welche 
Gefahren dem Unternehmen drohen, erforderliche Sachkenntnis fehlen 


ſtände des täglichen Bedarfs eingeht. Dieſer Begriff wird von der 
Praxis oft übermäßig weit gefaßt; ſo weit, daß geradezu jeder Ge⸗ 
brauchsgegenſtand darunter verſtanden wird. Das dürfte kaum im 
Sinne des Geſetzes liegen. Die Frage iſt nur, wo die Grenze m 
ziehen iſt. Das BayObLG. hat bereits in einem Urteil vom 13. April 
1916 (abgedruckt im Bay J MBl. vom 12. Mai 1916 S. 200) die 
Grenze in der Weiſe zu ziehen geſucht, daß es unterſcheidet zwiſchen 
den Lebensbedürfniſſen der einfachen Bevölkerung und denjenigen 
beſſer fituierter Kreiſe. So iſt es dazu gekommen, die Grenze einer 
ſeits zu weit, andererſeits zu eng zu ziehen. Die Gegenſtände, die 
vorzugsweiſe von der beſſer bemittelten Bevölkerung gekauft werden, 
müſſen — nämlich im Sinne der Angehörigen dieſer Kreiſe — im 
Gegenſatze zu der Auffaſſung des Baye G. als Gegenſtände des 
täglichen Bedarfs angeſehen werden, während umgekehrt ein billiger, 
aber durchaus entbehrlicher Gebrauchsgegenſtand, der ein beliebtes 
Kaufobjekt minder bemittelter Kreiſe iſt, nicht zu den Gegenſtänden 
des täglichen Bedarfs zu zählen if. Daß von der Frage der Un: 
entbehrlichkeit des betreffenden Gegenſtandes auszugehen iſt, habe ich 
eingehend in der (im Druck befindlichen) 2. Auflage meines „Kriegs⸗ 
wucherſtraſrecht“ zu entwickeln geſucht. Das RG. hat in der fo überaus 
wichtigen Frage eine grundlegende Entſcheidung noch nicht gefällt. Daß 
es aber nicht die Grenzziehung billigt, die das Bay Obe. für richtig 
hält, dürfte ſchon aus dem Urteil des Ferienſenats vom 10. Auguſt 
1915 (abgedruckt im Recht 1915 Nr. 986) hervorgehen. 

Wie das Urteil zeigt, verlangt das BayObLG. nicht von den 
Gerichten den detaillierten Nachweis, daß die allgemeinen Geſchä'ts⸗ 
unkoſten des Angeklagten bei Nachprüfung ſeiner Gewinnkalkulation 
berückſichtigt ſind. Nur wenn das Urteil in dieſer Beziehung genaue 
Nachweiſe enthält, kann aber von der Reviſionsinſtanz geprüft werden, 
ob nicht dem betreffenden Angeklagten ein zu geringer Gewinn u: 
gebilligt iſt, und ob nicht insbeſondere dabei von dem Anftanzgerigt 
wichtige Erfahrungsſätze des kaufmänniſchen Lebens außer acht ge 
laſſen ſind. Rechtsanwalt Dr. Max Alsberg, Berlin. 
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wird, iſt in dieſer Beziehung naturgemäß auf die Angaben des An⸗ 
geklagten angewieſen; es kann deshalb, abgeſehen von ganz oſſen⸗ 
kundigen, ohne weiteres auch dem Nicht fachmann erkenntlichen Ges 
fahren nicht ſolche Verhältniſſe in den Bereich ſeiner Erwägungen 
ziehen, die ihm nicht von den Beteiligten als gefahrbringend bezeichnet 
werden. Dies hat der Angeklagte hinſichtlich der Beſchlagnahme⸗ 
möglichkeit nicht getan, und es kann deshalb dem Gericht nicht zum 
Vorwurfe gemacht werden, wenn es dieſe nicht berückſichtigt hat. Von 
ſich aus an die Möglichkeit einer nachträglichen Beichlagnahme zu 
denken, kann von dem Gericht um ſo weniger verlangt werden, als 
der Angeklagte ofſenſichtlich ſelbſt nicht an fie gedacht hat. 

Daß der Angeklagte den Verkaufspreis des Ols nicht ſelbſt ſeſt⸗ 
geſetzt hat, iſt für die rechtliche Beurteiling der Sache ohne Be: 
deutung. Geſchäftsherr iſt der Angeklagte, und er war daher ver⸗ 
pflichtet, dafür zu ſorgen, daß den Käufern nicht ein übermäßiger 
Preis abgenommen wurde. Überließ er die Berechnung und Feſt⸗ 
ſetzung des Verkaufspreiſes feinem Perſonale, fo war er verpflichtet, 
dieſe nachzuprüfen, und es kann, wenn er dies unterlaſſen hat, nicht 
davon die Rede ſein, daß er ſich in einem entſchuldbaren Jertum 
über die Zuläſſigkeit des Preiſes befunden hat. Die auf die Feſt⸗ 
ſtellun , der Angeklagte habe von der Preisberechnung Kenntnis ges 
nommen, ohne ſie nachzuprüfen, geſtützte Annahme der Strafkammer, 
der Angeklagte habe das Bewußtſein gehabt, einen übermäßigen Preis 
zu fordern, tft ſohin rechtlich nicht zn beanſtanden. (Urt. v. 12. Sept. 
1916, Rev.⸗Reg. Nr. 294/1916.) 


Reichsverſicherungsamt. 
Berichtet von Regierungsrat Dr. Th. v. Olshauſen, Berlin. 


Kriegswochenhilfe.“) 
BRVBD. vom 3. Dezember 1914 (RGBl. S. 492). 


1. Vorausſetzungen für die Gewährung der 
wochenhilfe. 


a) Nach § 1 Nr. 1 BRVᷣO. wird Wöchnerinnen während der 
Dauer des gegenwärtigen Krieges aus Mitteln des Reichs eine Wochen— 
hilſe unter der Vorausſetzung, daß die ſonſtigen Erforderniſſe erfüllt 
ſind, dann gewährt, „wenn ibre Ehemänner in dieſem Kriege dem 
Reiche Kriegs-, Sanitätd: oder ähnliche Dienſte leiſten oder an deren 
Weiterleiſtung oder an der Wiederaufnahme einer Erwerbstätigkeit 
durch Tod, Verwundung, Erkrankung oder Gefangennahme verhindert 
find“. Aus dem erſten Satzteil, „wenn ihre Ehemänner in dieſem 
Kriege .. . leiſten“, könnte man entnehmen, ein Anſpruch auf 
Wochenhilfe ſolle ſchon dann beſtehen, wenn der Ehemann der 
Wöchnerin überhaupt im Laufe des Krieges, alſo auch vor der Nieder⸗ 
kunft oder nach der Wochenzeit, Kriegs-, Sanitäts⸗ oder ähnliche 
Dienſte geleiſtet hat. Aus den folgenden Worten geht aber hervor, 
daß jedenfalls dann keine Wochenhilfe zu gewähren iſt, wenn der 


Kriegs⸗ 


*) Die BRBD. über die Wochenhilfe während des Krieges, die 
an ähnliche Maßnahmen der RBO. anknüpft, ſichert den Familien 
der Kriegsteilnehmer im Falle der Entbindung der Ehefrau während 
des Krieges eine außerordentliche Wochenhilfe aus Mitteln des Reiches. 
Im Falle einer Entbindung während der Kriegsdauer treten an die 
Familien der Kriegsteilnehmer Ausgaben heran, die bei den wirt: 
ſchaftlich weniger günſtig geſtellten Schichten der Bevölkerung leicht 
zu einer Notlage führen können. Da der Ruf zu den Fahnen dem 
Kriegsteilnehmer die Möglichkeit genommen hat, ſelbſt mit der nötigen 
Hilſe einzutreten, erſcheint ein Eingreifen des Staates durchaus 
billig. Auch machen es die gewaltigen Opfer an Menſchenleben, die 
der Krieg fordert, zu einer beſonderen Pflicht des Staates, vorſorglich 
auf die Erhaltung und Kräftigung der kommenden Generation ſchon 
bei deren Eintritt in das Leben Bedacht zu nehmen. Um zu zeigen, 
von welcher Bedeutung dieſe Kriegswochenhilfe iſt, wird der Hinweis 
genügen, daß die Aufwendungen, die für die Wochenhilfe zu Laſten 
des Reiches gehen, auf über 2 Millionen Mark monatlich geſchätzt 
werden. 

Zu 1. Nach einer Rev.⸗Sen.⸗Entſcheidung des RVA. vom 
10. April 1916, IIa K. 54/16, hat auch die Ehefrau eines dem Reich 
zum Kriegsdienſt Verpflichteten, der bei Ausbruch des Krieges in 
Feindesland zurückgehalten iſt, Anſpruch auf Kriegswochenhilfe. Das 
NVA. hat geglaubt, dem Wortlaut der BRBD. kein entſcheidendes 
Gewicht beilegen zu ſollen, da es ſich nicht um ein hinſichtlich der 
Ausdrucksweiſe eingehend beratenes Geſetz, ſondern um eine aus 
Anlaß des Krieges im Hinblick auf die Dringlichkeit des Gegenſtandes 
vecſaßte Notverordnung handele. 
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Ehemann zwar vor der Niederkunſt Kriegs dienſte geleiftet, dann aber 
eine Erwerbstätigkeit wieder aufgenommen hat oder doch wenigſtens 
an der Weiterleiſtung der Kriegsdienſte oder an der Wiederaufnahme 
einer Erwerbstätigkeit nicht durch Tod, Verwundung. Erkrankung 
oder Gefangennahme verhindert worden iſt. Der Anſpruch auf 
Wochenhilſe hängt alſo davon ab, daß eine der Vorausſetzungen des 
S 1 Nr. 1 während der Wochenzeit erfüllt if. Wenn der Ebemann 
der Wöchnerin an der Wiederaufnahme einer Erwerbstätigkeit — 
unter gewiſſen ſelbſtverſtändlichen Einſchränkungen — nicht verbindert 
und von der Militärbehörde vorläufig entlaſſen war, kann nicht davon 
die Rede fein, daß er während dieſer Zeit Kriegsdienſte geleiſtet 
babe. In einem ſolchen Falle entfällt auch der Hauptgrund für die 
Gewäbrung einer Wochenhilfe aus Mitteln des Reichs, nämlich daß 
der Ehemann durch den Kriegsdienſt verhindert iſt, ſeiner Familie 
ſelbſt beizuſtehen. Rev.⸗Sen., 22. November 1915, Ila Kk. 227/15. 


b) Nach 8 1 BRBD. wird Wöchnerinnen während der Dauer 
des gegenwärtigen Krieges eine Wochenhilfe, insbeſondere nach 8 8 
Nr. 4 auch Stillgeld gewährt, wenn ihre Ehemänner vor Eintritt in 
den Kriegsdienſt auf Grund der RBO. während der in § 1 Nr. 2 
bezeichneten Zeiten gegen Krankheit verſichert waren. Dieſe Voraus: 
ſetzung trifft bei dem Ehemanne der Klägerin nicht zu. Auch auf 
Grund des § 8 kann die Klägerin das Stillgel? nicht beanſpruchen. 
Nach dieſer Vorſchrift ſind den gegen Krankheit verſicherten 
Wöchnerinnen, die Anſpruch auf Wochengeld nach § 195 RVO, nicht 
aber auf Wochenhilfe nach 8 1 Bek. haden, von ihrer Kaſſe, auch 
wenn die Satzung ſolche Mehrleiſtungen nicht vorſieht, während der 
Dauer des Krieges die im 8 3 Nr. 1, 3 und 4 bezeichneten Leiſtungen, 
gegebenenfalls alſo auch Stillgeld, zu gewähren. Die Anwendung 
des 8 8 ſetzt alſo voraus, daß ein Anſpruch auf Wochengeld nach 
9195 RBD. beſteht. Einen ſolchen Anſpruch baben aber nach 
§ 195 Abſ. 1 nur ſolche Wöchnerinnen, die während der dort be⸗ 
zeichneten Zeiten „auf Grund der Reichsverſicherung“ oder bei einer 
knappſchaftlichen Krankenkaſſe verſichert geweſen ſind. Zu den auf 
Grund der Reichsverſicherung verſicherten Perſonen gehören die Mit⸗ 
glieder der reichsgeſetzlichen Krankenkaſſen (3 225 RVO.), ohne 
Unterſchied, ob fie verſicherungspflichtia oder verſicherungsberechtigt 
ſind. Die Mitglieder von Erſatzkaſſen ſind als ſolche nicht auf Grund 
der Reich sverſicherung verſichert, ſondern nur dann, wenn fie ver: 
ſicherungspflichtig ſind, oder als Verſicherungsberechtigte zugleich 
freiwillig einer geſetzlichen Krankenkaſſe angehören. Wer, wie die 
Klägerin, lediglich freiwilliges Mitglied einer Erſatzkaſſe 
oder eines ſonſtigen Verſicherungsvereins auf Gegenſeitigkeit iſt, iſt 
nicht auf Grund der Reichsverſicherung verſichert und hat keinen 
Anſpruch auf Wochengeld nach 8 195 RVO. Durch § 8 Bel. werden 
alſo nicht alle gegen Krankheit verſicherten Wöchnerinnen der in 
8 1 Bek. bezeichneten Gruppe gleichgeſtellt, fordern nur diejenigen, 
die der Verſicherungspflicht nach der RBO. unterliegen oder von der 
Verſicherungsberechtigung bei einer geſetzlichen Krankenkaſſe Gebrauch 
gemacht haben. Rev.⸗Sen., 6. Juni 1916, Ila K. 108/16. 


e) Nach SL Nr. 1 BRVO. kommen für den Anſpruch auf 
Wochenbilfe diejenigen Wöchnerinnen in Betracht, deren Ehemänner 
in dieſem Kriege dem Reiche Kriegs-, Eanitätd: oder ähnliche Dienfte 
leiſten oder an deren Weiterleiſtung oder an der Wiederaufnahme 
einer Erwerbstätigkeit durch den Tod, Verwundung, Erkrankung oder 
Geſangennahme verhindert ſind. Der Senat hat angenommen, daß 
auch die Dienſtleiſtungen bei einer freiwilligen Sanitätskolonne zu 
den vorſtehend angeführten Dienſten gerechnet werden können. Aber 
damit allein find die Vorausſetzungen für den Anſpruch auf Wochen⸗ 
hilfe noch nicht gegeben. Das RWA. hat bereits in einer Ent⸗ 
ſcheidung vom 22. November 1915 (vgl. die Entſch. oben zu a) 
ausgeſührt, daß die Vorausſetzung des § 1 Nr. 1 ſo lange nicht 
erfüllt iſt, als der Ehemann der Wöchnerin von der Militärbehörde 
vorläufig entlaſſen und dadurch in die Lage verſetzt iſt, wieder 
einer Erwerbstätigkeit nachzugehen. Denn in einem ſolchen Falle 
iſt der Hauptgrund für die Gewährung der Mocenphilfe, nämlich daß 
der Ehemann durch den Kriegs dienſt verhindert iſt, feiner Familie 
ſelbſt beizuſtehen, entfallen. Auch hier kommt es, wie bei Auslegung 
des Begriffs „Rückkehr in die Heimat“ in § 3 des Geſetzes über 
Erhaltung von Anwartſchaften aus der Krankenverſicherung vom 
4. Auguſt 1914, darauf an, ob der Kriegsteilnehmer in der Lage 
war, fein bürgerliches Leben wieder aufzunehmen. Rev.⸗Sen., 14. Auguſt 
1916, IIa k. 53/16. 


2. Kein Anſpruch der Ehefrau eines Berufsſoldaten auf 
Kriegswochenhilfe. 

Der Anſpruch auf Wochenhilfe ſteht nur den Ehefrauen ſolcher 

Kriegsteilnehmer zu, die nach ihrem Berufe zu dem Kreiſe der kranken⸗ 


Zu 2. Keinen Anſpruch auf Kriegswochenhilfe hat die Wöchnerin, 
deren Ehemann nach ihrer Entbindung zum Hteeresdienſt eingezogen 
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verſicherungspflichtigen Perſonen gehören oder ſich bei einer Kaſſe 
freiwillig verſichert haben. Beides iſt bei dem Ehemann der Klägerin 
nicht der Fall. Er iſt als Berufsſoldat nicht verſicherungspflichtig, 
da Perſonen des Soldatenſtandes nicht zu den im 8 165 Abſ. 1 RVO. 
bezeichneten Perſonengruppen gehören. Ebenſowenig hat er von dem 
Recdte der freiwilligen Weiter ver ſicherung bet der Krankenkaſſe ($ 918 
RO.) Gedrauch gemacht. Seine Ehefrau kann daher Kriegswochen⸗ 
hilfe nicht verlangen. Das widerſpricht nicht der Entſcheidung vom 
12. Juli 1915, Amtl. Nachr. des RBA. 1915 S. 662.) Danach 
erhält die Ehefrau eines Kriegsteilnehmers Kriegswochenhilfe auch 
dann, wenn ihr Ehemann bei Beginn des Krieges zur Erfüllung der 
Wehrpflicht diente, ſofern er nur vor dem Eintritt in den Militär⸗ 
dienft in dem im § 1 Nr. 2 BR BO. bezeichneten Umfang verſichert 
war. Dieſer Fall unterſcheidet ſich weſentlich von dem vorliegenden. 
Wer lediglich zur Erfüllung der Wehrpflicht dient, gibt dadurch allein 
ſeinen bisherigen Beruf noch nicht auf. Sofern er in dieſem gegen 
Krankheit verſichert war, iſt er auch während des Militärdienſtes 
denjenigen Perſonen zuzurechnen, die nach ihrem Berufe kranken⸗ 
verſicherunge pflichtig find. Dagegen ſcheidet ein Berufsſoldat mit 
dem Eintritt in den berufsmäßigen Soldatendienſt regelmäßig end⸗ 
gültig aus ſeinem bisherigen Berufe aus. Da er als Soldat nicht 
verſicherungspflichtig iſt, kann er ſomit auch dann, wenn er in feinem 
früheren Beruf gegen Krankheit verſichert war, nicht mehr zu den 
nach ihrem Beruf krankenverſicherungspflichtigen Perſonen gezählt 
werden. Rep.⸗Sen., 81. Juli 1916, IIa K. 176/16. 


3. Gegen Krankheit verſicherte Wöchnerinnen. 


Der Beſtimmung des §8 8 BR VO. lag offenbar der Gedanke zus 
grunde, daß es als unbillig empfunden worden wäre, wenn Mit⸗ 
glieder der Krankenkaſſen, denen dis zum Kriegsausbruch ähnliche 
Leiſtungen wie diejenigen des §8 3 BRVO. auf Grund der Kaſſen⸗ 
ſatzung zuſtanden und die dieſes Anſpruchs infolge der durch das 
Geſetz vom 4. Auguſt 1914, betreffend Sicherung der Leiſtungsfähigkeit 
der Krankenkaſſen (R GBl. S. 337) erfolgten Beſchränkung der Kaſſen⸗ 
leiſtungen auf die Regelleiſtungen verluſtiggegangen waren, nunmehr 
nach Erlaß dieſer Bekanntmachung ſchlechter geſtellt ſein würden als 
der ihnen wirtſchaftlich gleichſtehende Perſonenkreis des 8 1 BRVO. 
Es wurde daher durch § 8 erneut ein Anſpruch auf die „Mehr⸗ 
leiſtungen“ der Wochenhilfe geſchaffen. Dagegen fehlt es an jedem 
Anhalt für die Annahme, daß durch dieſe Beſtimmung eine Erweite⸗ 
rung der Kaſſenleiſtungen auch für ſolche Perſonen beabſichtigt geweſen 
ſei, die vor Erlaß des Geſetzes vom 4. Auguſt 1914 nach ausdrück⸗ 
licher Vorſchrift der RVO. überhaupt nur einen Anſpruch auf die 
Regelleiſtungen hatten, wie dieſes hinſichtlich derjenigen Perſonen, bei 
denen die Vorausſetzungen des 8 214 vorliegen, der Fall iſt. Rev. Sen., 
14. Auguſt 1916, IIa K. 193/16. 


4. Verhinderung an der Wiederaufnahme einer Erwerbs⸗ 
tätigkeit. 


Der Zweck des § 1 BR VO. war der, denjenigen Ehefrauen ehe: 
maliger Kriegsteilnehmer durch die Wochenhilfe aus Mitteln des 
Reichs eine beſondere Fürſorge zuzuwenden, deren Ehemänner nicht 
wieder erwerbsfähig geworden und deshalb nicht in der Lage find, 
im Entbindungsfalle ſelbſt für Weib und Kind zu ſorgen. Der Anlaß 
zur Gewährung dieſer Beihilfe fällt alſo weg, wenn der Ehemann 
ſelbſt eine Erwerbstätigkeit wieder aufnehmen kann. Dies iſt dann 
der Fall, wenn die Folgen der Erkrankung oder Verwundung ſo weit 
beſeitigt find, daß eine Verwertung der wiedergewonnenen Arbeits⸗ 
kraft auf dem allgemeinen Arbeitsmarkte möglich iſt. Unerheblich iſt 
im allgemeinen alſo, ob der Kriegsbeſchädigte nach Wiederherſtellung 
ſeiner Geſundheit gerade ſeinen bisherigen Beruf weiter ausüben kann, 
oder ob er zu einer anderen Tätigkeit übergehen mußte, ſofern nur 
die tatſächliche Möglichkeit der Wiederaufnahme einer Erwerbstätigkeit 
gegeben iſt. Dieſe Auslegung entſpricht auch dem Wortlaut der Vor⸗ 
ſchrift. Die Wochenhilfe wird nach § 1 gewährt bei Verhinderung 
des Kriegsteilnehmers an der Wiederaufnahme „einer“ — nicht 
„ſeiner“ — Erwerbstätigkeit. Dieſe Faſſung würde wohl nicht ge: 
wählt worden ſein, wenn die Wochenhilfe grundſätzlich allen Ehe⸗ 


worden iſt. Wie das NVA. in der Entſch. vom 1. Mai 1916, IIa K. 
94/16, ausführt, genügt es nicht, wenn die Vorausſetzungen des 8 1 
Nr. 1 BRVO. zu der Zeit erfüllt find, wo eine Maßnahme vor⸗ 
genommen wird, deren Koften, wie die der Wochenbeſuche der Heb⸗ 
amme, durch den Entbindungskoſtenbeitrag gedeckt werden ſollen. 


*) Für dieſe Entſcheidung war beſtimmend geweſen, daß es 
ofſenbar die Abſicht des Geſetzgebers geweſen iſt, die Einrichtung der 
Kriegswochenhilfe möglichſt weiten Kreiſen zugute kommen zu laſſen, 
weshalb eine wohlwollende Auslegung der BRVO. geboten ſei. Auch 
würde die entgegengeſetzte Auffaſſung ein wenig erfreuliches und in 
Laienkreiſen kaum verſtändliches Ergebnis darſtellen. 


frauen von Kriegsteilnehmern hätte zugebilligt werden ſollen, deren 
Ehemänner zur Fortſetzung ihrer bisberigen Berufstätigkeit nicht in 
der Lage waren. Die gegenteilige Auffaſſung würde auch zu prakriſch 
nicht erwünſchten Ungleichheiten führen. Es könnten dann die Ege⸗ 
frauen von Kriegsteilnehmern, deren Ehemänner nach Wiederher⸗ 
ſtellung ihrer Geſundbeit in ihre frühere Ardeitstätigkeit wieder eins 
getreten find, bei Entbindung Wochenhilfe nicht beanſpruchen, während 
ſie den Ehefrauen der in der gleichen Arbeitsſtätte und gegen gleichen 
Lohn beſchäftigten Kriegsteilnehmer lediglich deshalb gewährt werden 
mußte, weil letztere infolge von Kriegs verwundungen und dergleichen 
zum Übergang in eine andere Berufstätigkeit genötigt geweſen find. 
Rev.⸗Sen., 6. Juni 1916, IIa K. 119/16. 


Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Prozeſgrundſätze des Verwaltungsſtreitverfahrens. 
Berichtet von Juſtizrat Dr. Görres, Berlin. 
(Fortſetzung aus Nr. 19, 1916.) 


1. Offenkundigkeit und Gerichtskunde. 


Für den erſteren Begriff enthält das Landesverwaltungsgeſetz 
keine Beſtimmungen; deshalb muß auf § 291 ZPO. zurückgegriffen 
werden. Danach iſt zwiſchen offenkundigen Tatſachen und gerichts⸗ 
kundigen Tatſachen im engeren Sinne zu unterſcheiden. Gerichts⸗ 
kundig iſt eine Tatſache, die in einer eigenen amtlichen Handlung 
des Richters beſteht oder den Gegenſtand einer amtlichen Wahr⸗ 
nehmung gebildet hat. Eine offentundige Tatſache iſt eine ſolche, die 
am Sitze des Gerichts einem weiteren Kreiſe von Perſonen aus 
häufiger Wahrnehmung oder auf andere allgemein zugängliche Weiſe 
zuverlaſſig bekannt geworden iſt. Dem Vorderrichter fallt ſerner ein 
weſentlicher Mangel des Verfahrens zur Laſt, wenn er angenommen 
hat, der Beklagte habe den in der Klage geſchilderten Vorgang nicht 
ernſtlich beſtritien. In dem Scriftiage vom 12. Juli 1913 ſagt 
der Beklagte wörtlich: „Daß Unſiitlichkeiten vorgekommen ſind, iſt 
nicht erwieſen. Wenn der Beklagte erklärt hat, er habe von den 
Vorgängen in feinem Lokale keine Kenntnis gehabt, fo liegt darin 
kein Zugeſtändnis der von der Klage behaupteten Vorgänge.“ Hierin 
muß zweifellos ein Beſtreiten gefunden werden. Es iſt nicht zulaffig, 
zwiſchen einem „Beſttreiten“ und einem „ernſtlichen Beſtreiten“ zu 
unterſcheiden. (Urt. III. Sen. 25. 5. 14, III C. 2/14; 67, 465.) 


2. Tatbeſtand und Gründe. 

Ein Tatbeſtand gehört nicht zu den weſentlichen Erforderniſſen 
eines im Verwaltungsſtreitverfahren ergangenen Urteils. § 318 
Ziff. 3 ZPO., wonach das Urieil eine gedrängte Darſtellung des 
Sach⸗ und Streitſtandes als Teil der Begründung zu enthalten hat, 
iſt nicht anwendbar. Auch beſtehen keine Vorſchriften über den not 
wendigen Inhalt und Umfang der Entſcheidungsgründe. In einem 
Urteil kann deshalb auf die Gründe eines anderen zwiſchen denſelben 
Parteien ergangenen Urteils Bezug genommen werden. (Urt. IV. Sen. 
15. 10. 14, IV C. 27/14; 69, 440.) 


3. Rechtsmittel. 

Eine unrichtige Rechtsmittelbelehrung vermag die geſetzliche Friſt 
für das gegen einen Beſcheid gegebene Rechtsmittel nicht in Lauf zu 
ſetzen. Hiernach kommt es nicht darauf an, wann die Berufungsrecht⸗ 
fertigungsſchrift bei dem Bezirksausichuſſe eingegangen iſt. Dem 
Beklagten kann die Verſaumung der Rechtsmittelfriſt nicht entgegen⸗ 
gehalten werden. (Urt. I. Sen. 19. 10. 14, 1 B. 49/14; 67, 200.) 


Hypothekeneinigungsämter 


a) Berlin. 


Berichtet von Rechtsanwalt und Privatdozent Dr. Arthur Nußbaum, 
Berlin. 


Zur Einſtellung der Zwangsverſteigerung eines 
Nachlaßgrundſtücks iſt kein Anlaß, wenn auch von einer 
freiwilligen Veräußerung des Grundſtücks ein Überſchuß 
für den Nachlaß nicht zu erwarten iſt. Gefährdung der 
Hypothekengläubiger durch Verwahrloſung des Grundſtucks. 


Es iſt zunächſt zu verneinen, daß die Einftellung der Zwangs⸗ 
verſteigerung durch die Lage des Schuldners, d. i. hier des Nach⸗ 


45. Jahrgang. 


laſſes, gerechtfertigt wäre. Die Annahme eines Grundſtückswerts 
von 163 000 & entſpricht nach der Auffaſſung des Einigungsamts 
wegen der feſtgeſtellten Verwahrloſung des Grundſtücks ſowie wegen 
des geſtiegenen Geldzinsfußes nicht mehr der Wirklichkeit. Keinesfalls 
kann davon die Rede fein, daß der Nachlaßpfleger von einem Verkauf 
des mit 147 000 & belaſteten Grundſtücks einen Bareingang für die 
Nach laßmaſſe zu erwarten hätte. Der Erwerber müßte nicht nur 
etwa 5000 & Koſten, über 4800 & von Sch. veraue lagte Zinſen 
der erſten Hypothek und 2500 & rückſtändige Zinſen der zweiten 
Hypothek zahlen, ſondern außerdem hohe Koſten für die Inſtand⸗ 
ſetzung des Grundſtücks aufwenden, und der an erſter Stelle einge⸗ 
tragenen Verſicherungsgeſellſchaft, deren Hypothek fällig geworden iſt, 
eine erhebliche Rückzahlung leiſten, da die Beleihungshöhe dieſer 
Hypothek nicht mehr den geſetzlichen Vorſchriften eniſpricht. Bei 
dieſer Sachlage wird ſich nach der Auffaſſung des Einigungsamts 
nicht einmal ein Käufer ſinden laſſen, der das Grundſtück für den 
Preis der erſten und zweiten Hypothek erwerben würde, geſchweige 
denn ein ſolcher, der noch an den Nachlaß eine Barzahlung leiſten 
würde. Dem Nachlaß entgeht alſo durch die Zwangsverſteigerung 
nichts. 

Dagegen droht den Gläubigern die Gefahr unverhältnismäßigen 
Nachteils, wenn die Zwangsverſteigerung nicht zur Durchführung 
gelangt. Bei der Verwahrloſung des Grundſtücks iſt es im Intereſſe 
der Gläubiger dringend geboten, daß das Grundſtück alsbald in 
kapitalkräftige Hände kommt. Das liegt zugleich im allgemeinen 
Intereſſe, da Entwertungen der Häuſer in gegenwärtiger Zeit tunlichſt 
entgegenzuwirken iſt. 

Der verhältnismäßig nicht ungünftige Mietertrag kann nach den 
beſonderen Umſtänden des vorliegenden Falles nicht ausſchlaggebend 
fein, weil die Verwahrloſung und Zinsbelaſtung des Grundſtücks 
ſchon zu weit vorgeſchritten iſt, als daß aus den Mieteingängen 
eine Geſundung herbeigeführt werden könnte. 


Auch die Intereſſen der an zweiter Stelle eingetragenen Gläubigerin 
werden durch den Fortgang der Zwangsverſteigerung nicht beein⸗ 
trächtigt. (Wird ausgeführt.) 

Sollte ſie das Grundſtück erſtehen wollen, ſo würde das Einigungs⸗ 
amt es für angemeſſen erachten, daß die an erſter Stelle eingetragene 
Geſellſchaft ſich mit einer Rückzahlung von 10 000 & begnügt und 
im übrigen der Erſteherin die Hypothek zum en Zieh von 
4 Prozent beläßt. (Gutachten vom 23. Oktober 1916, A. 272.) 


b) Charlottenburg. 
Berichtet von Stadtſyndikus Sembritzki. 


Bei der Kriegsſtundung eines Hypothekenkapitals 
iſt grundſätzlich von dem bisherigen eingetragenen 
Zins fuß auszugehen. 

Unter den obwaltenden Umſtänden erſcheint es angemeſſen, den 
Schuldnern die gewünſchte Zahlungsfriſt zu bewilligen, und zwar für 
die Dauer eines Jahres, da vor Ablauf dieſer Friſt auf eine 
weſentliche Veränderung der obwaltenden Verhältniſſe nicht zu rechnen 
iſt. Was insbeſondere die Feſtſetzung des Zinsfußes betrifft, ſo 
geht das Einigungsamt davon aus, daß die Kriegsſtundung des 
Hypothekenkapitals nach Maßgabe der Bundesratsverordnung vom 
8. Juni 1916 grundſätzlich zu dem bisherigen Zinsſuße zu erfolgen 
und eine Erhöhung des Zinsſußes nur einzutreten hat, wenn der 
bisherige Zinsfuß auffallend niedrig iſt und dem Gläubiger eine 
Stundung zu dieſem Zinsfuße nicht zugemutet werden kann. Dabei 
muß nach Anſicht des Einigungsamts von dem eingetragenen 
Zins fuß ausgegangen werden, da nur in Anſehung des ein⸗ 
getragenen Zinsfußes ein Anſpruch aus der Hypothek im Sinne der 
Bundesratsverordnung vom 8. Juni 1916 beſteht. Der eingetragene 
Zinsfuß von 5 Prozent bietet auch an ſich zu einer Erhöhung keine 
Veranlaſſung. Der Umſtand, daß die Schuldner inzwiſchen dem 
Gläubiger für die zugeſtandene Stundung des Kapitals einen höheren 
Zinsfuß bewilligt haben, muß außer Betracht bleiben, da dieſer 
höhere Zinsfuß offenbar nur als Gegenleiſtung für die freiwillig 
zugeſtandene Stundung gemacht und daher anzunehmen iſt, daß die 
Zinserhöhung auch nur für die Zeitdauer der vereinbarten Zahlungs⸗ 
friſt zugeſtanden iſt. Nachdem die vereinbarte Zahlungsfriſt ab⸗ 
gelaufen iſt, iſt damit auch die im Grundbuche nicht eingetragene 
Zinserhöhung hinfällig geworden und kann für die gerichtliche Friſt⸗ 
bewilligung nur der eingetragene Zinsfuß in Betracht kommen. (Gut⸗ 
achten vom 13. November 1916, Reg. G. Nr. 107.) 


— — — — 
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Oberlandesgerichte. 
KNriegsrechtliche Entſcheidungen. 
a) Zivilſachen. 


1. Beginn der Anwendbarkeit einer mit dem Tage 
der Verkündigung in Kraft tretenden Verordnung. 


Die Bundesratsverordnung vom 12. Februar 1915 beſtimmt 
in § 12, daß fie mit dem Tage der Verkündigung in Kraſt trete. 
Dieſe Ausdrucksweise weiſt unverkennbar darauf hin, daß hierbei 
der „Tag“ als einheitliches Ganzes gedacht iſt, die Stunde der 
Verkündigung innerhalb dieſes Tages alſo bedeutungslos iſt. Der 
Zeitpunkt der Verkündigung wird dann auch nicht amtlich feſt⸗ 
geſtellt und zur Kenntnis gebracht, ſondern nur der Tag, an dem 
das die Verordnung enthaltende Blatt ausgegeben iſt. Es iſt aber 
undenkbar, daß der Geltungsbeginn einer Verordnung von nach— 
träglichen, den Zeitpunkt der Ausgabe des Geſetzblatts betreffen: 
den Nachforſchungen abhängig fein ſollte. Derartige Unſicherheit des 
Rechtszuſtandes kann vonn dem Bundesrat nicht gewollt fein. Die 
Verordnung kann daher nur mit Beginn oder mit Ablauf des Tages 
in Kraft getreten fein. Man muß ſich für den Ablauf des Tages 
entſcheiden, weil die Verordnung, wenn ſie zur Zeit ihrer Bekannt⸗ 
machung ſich auf den alsdann bereits abgelaufenen Zeitteil des Tages 
beziehen würde, inſoweit rückwirkende Kraft haben würde, die Ver— 
ordnung aber eine Ausnahme von der Regel der Nichtruͤckwirkung 
der Geſetze ſicherlich ausdrücklich oder mindeſtens unzweideutig erklärt 
haben würde, wenn ſie die Ausnahme gewollt hatte, was nicht 
geſchehen iſt. (KG., 12. 3 S., Urteil vom 25. Oktoder 1916, 12 U 
674/16.) Mitgeteilt von Geh. IR. Dr. E. Fuchs, Berlin. 


* 0 
* 


2. Durch die Anordnung der Geſchäftsaufſicht, an 
die ſich demnächſt das Konkursverfahren unmittelbar 
anſchließt, wird der Lauf der Ausſchlußfriſt des 833 KO. 
nicht gehemmt. 

Bei der Firma A. find im April und Anfang Mai 1915 ver: 
ſchiedene Pfändungen von Waren ausgebracht worden. Am 14. Mai 
1915 iſt über die Firma die Geſchäftsaufſicht angeordnet worden, 
am 18. Dezember 1915 wurde die Geſchäftsaufſicht au'gehoben und 
am folgenden Tage das Konkursverfahren eröffnet. Dowohl zwiſchen 
der Ausbringung der Pfändungen und dem Tage der Konkurs⸗ 
eröffnung eine längere Friſt als ſechs Monate lag, ſocht der unter: 
zeichnete Konkursverwalter die Pfändungen an, da für die Dauer 
der Geſchäftsaufſicht der Lauf der Ausſchlußfriſt des § 33 KO. ge⸗ 
hemmt ſei. 


Er begründete ſeine Anſicht insbeſondere aus dem vom RG. 
(JW. 1916, 1021/1022) entwickelten Gedanken, daß das Auſſichts⸗ 
verfahren als Teil des Konkursverfahrens angeſehen werden müſſe, 
wenn letzteres ſich ihm unmittelbar anſchlöſſe. Das LG. Hannover 
hat die Streitfrage verneint. Die Berufung hatte keinen Erfolg. 


Aus den Gründen: Es iſt allerdings nicht zu verkennen, daß 
die Anfechtungsfriſten der KO. nicht mehr im Einklang ſtehen mit 
dem Rechtszuſtand, wie er durch die Bekanntmachung über die An⸗ 
ordnung einer Geſchäftsaufſicht geſchaffen worden iſt. 

Die Anfechtungsvorſchriften der KO. ſtehen im Zuſammenhange 
mit dem das Konkursverfahren beherrſchenden Grundſatz der gleich⸗ 
maßigen Anteilsbefriedigung der Gläubiger. Die par conditio ere— 
ditorum ſoll dadurch noch vor die Konkurseröffnung hinaus erſtreckt 
werden. Dabei iſt der Geſichtspunkt weſentlich, daß erfahrungs⸗ 
gemäß die meiſt ſchon geraume Zeit vor der Konkurseröffnung be⸗ 
ſtehende Bedrängnis des Schuldners zu unlauteren Machenſchaften 
und zu einer Begünſtigung einzelner Gläubiger benutzt wird, die den 
Konkursgläubigern gegenüber unbillig ſein würde. Im Intereſſe der 
Verkehrsſicherheit mußte jedoch der Möglichkeit, durch Anfechtung 
auch vor der Konkurseroffnung liegende Rechtshandlungen des 
Schuldners unwirkſam zu machen, eine zeitliche Grenze geſetzt 
werden, und das geſchieht durch die Ausſchlußfriſt des 8 33 KD..... 
Bei der Beſtimmung dieſer Friſt mußte das Geſetz davon ausgehen, 
daß vor der Konkurseröffnung einerſeits der Schuldner unbeſchränkt 
verfügungsfähig war und dieſe Fähigkeit mißbrauchen konnte, anderer⸗ 
ſeits auch deſſen Gläubiger an der Durchſetzung ihrer Rechte gegen 
den Schuldner nicht gehindert waren. Dieſe Sachlage wird aber 
geändert durch die Anordnung einer Geſchäftsaufſicht. Dem Schuldner 
wird dadurch fein Verfügungsrecht zwar nicht völlig genommen, wie 
bei der Konkurseröffnung (8 6 KO.), aber es wird doch durch § 8 
der Bekanntmachung erheblich eingeſchränkt. Vor allem werden aber 
auch — und das kommt bier beſonders in Betracht — den Gläudi⸗ 
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gern die wirkſamſten geſetzlichen Mittel genommen, mit denen ſie 
vorher ſelbſt für die Sicherung und Befriedigung ihrer Forderungen 
Sorge tragen konnten (8 5 a. a. O.). Auch eine Anfechtung auf 
Grund des Anfechtungsgeſetzes iſt ihnen regelmäßig nicht möglich 
(vgl. Waſſermann⸗Erlangen, Anm. IIIa zu § 5 Bek.). Das führt zu 
unbilligen Folgen hinſichtlich der Anfechtung, ſofern bei länger 
dauernder Geſchäftsaufſicht ihr Zweck, die Abwendung des Konkurs— 
verfahrens (§ 1), nicht erreicht wird und es zum Konkurſe kommt. 
Denn wahrend der Geſchaftsauſſicht waren den Gläubigern die 
Hände gebunden. Nach der Konkurseröffnung wird aber der Konkurs: 
verwalter, in deſſen Hand nunmehr die Wahrung der Gläubiger— 
rechte übergeht, durch die Ausſchlußſriſt des 5 33 KO. gehindert, 
Rechtshandlungen des Schuldners, die vor der Anordnung der Ge⸗ 
ſchäftsaufſicht liegen, anzufechten, falls die Geſchäftsaufſicht, wie hier, 
ſechs Monate gedauert hat. Dabei iſt zu beachten, daß während der 
Geſchäftsaufſicht die Rechte der Gläubiger durch den Aufſichtsführer 
geſchützt werden vor Schiebungen des Schuldners, wenn auch nicht 
ſo durchgreiſend wie beim Konkurs, daß aber die gefährliche Zeit, 
für welche die Anfechtung von weſentlichſter Bedeutung iſt, gerade 
vor der Anordnung der Geſchäftsaufſicht liegen wird und in dieſe 
eben die Anfechtungsbefugnis des Konkursverwalters nach 8 833 KO. 
nicht hineinreicht. Die Unbilligkeit dieſes Zuſtandes ſpringt be: 
ſonders in die Augen, wenn man ſich vergegenwärtigt, daß die An⸗ 
ordnung der Geſchaftsaufſicht nur auf Antrag des Schuldners erfolgen 
kann, zu deſſen Schutze fie ja auch in erſter Linie beftummt iſt, und 
daß die Gläubiger auf Beginn und Beendigung der Geſchäftisauſſicht 
keinen unmittelbaren Einfluß haben, insbesondere die Konkurs— 
eröffnung nicht beantragen können. 


Die Erkenntnis dieſer Unbilligkeit rechtfertigt es aber auch nicht 
ohne weiteres, auf dem Wege der Rechtſprechung den § 33 KO. fo 
einzuſchränken, wie der Beklagte es will, oder in die Bekanntmachung 
vom 8. Auguſt 1914 eine entſprechende ergänzende Beſtimmung ein⸗ 
zufügen. Allerdings wird man gebührend berückſichtigen müſſen, daß 
es ſich bei den Kriegsgeſetzen um Rechtsnormen handelt, die im Drange 
der Umſtände notgedrungen ohne die ſonſt gebräuchlichen geſetzgebe⸗ 
riſchen Vorarbeiten ſchleunigſt fertiggeſtellt werden mußten, um dem 
Gebot der Stunde gerecht zu werden. Solchen Rechtsnormen gegen⸗ 
über muß auch die Aufgabe der Rechtſprechung in ihrer Abgrenzung 
nach der Seite der Geſetzgebung hin weiter gezogen werden, als bei 
Friedengeſetzen. Die Ausfüllung einer Lücke im Geſetze durch die 
pofttive Bertimmung, daß der Friſtlauf, des 5 33 KO. durch die 
Anordnung der Geſchäftsaufſicht gehemmt werde, kann aber trotzdem 
durch die Rechtſprechung nur vorgenommen werden, wenn die in den 
Geſetzen zum Ausdruck gelangten Beſtimmungen in ihrem Zu— 
ſammenhange gerade dieſe Ergänzung zwingend fordern. Das Gericht 
würde in unzuläſſiger Weiſe neues objektives Recht ſchaffen, wenn 
gegen die von ihm vorgenommene Ergänzung ſich aus anderen Ceſetzes⸗ 
vorſchriften Bedenken herleiten laſſen und ſich ferner auch ſonſtige 
Möglichkeiten bieten, die Lucke im Geſetze auf anderem Wege aus⸗ 
zufüllen. Beides läßt ſich aber hier nicht von der Hand weiſen. 


Es liegt freilich der Gedanke beſonders nahe, die Anordnung der 
Geſchäſtsaufſicht als den Endpunkt der ſechsmonatigen Friſt feſtzu⸗ 
ſetzen. Die Geſchäftsaufſicht bildet eine Mittelſtufe zwiſchen der vorher: 
beſtehenden uneingeſchränkten Handlungsfreiheit bei Gläubigern und 
Schuldnern und deren Entziehung durch die Konkurseröffnung. Sie 
kann mit einem gewiſſen Recht als ein abgeſchwächtes Konkursverfahren 
bezeichnet und nach einzelnen Richtungen hin als ein Teil des ſich 
daran anſchließenden Konkurse verfahrens betrachtet werden (vgl. IW. 
1916, 1022). Eine Durchführung dieſes Gedankens würde dahin 
leiten können, ſie auch in Anſehung der Anfechtung nicht bloß als 
einen tatſächlichen Vorläufer, ſondern als Teil des Konkursverfahrens 
zu betrachten, und das würde folgerichtig zu der vom Beklagten ger 
wollten Berechnung der Friſt des 8 83 KO. führen. Dem ſteht aber 
entgegen, daß gerade nach dieſer Richtung ſich beide Verfahrensarten 
weſentlich voneinander unterſcheiden. Denn bei der Geſchäftsaufſicht 
tft eine gleichmäßige Anteilsbefriedigung nicht wie im 8 3 KO. vor⸗ 
geſchrieben, ſondern das billige Ermeſſen der Aufſichtsperſonen bes 
ſtimmt die Reihenfolge und den Umfang der den Glaubigern zu ge⸗ 
währenden Befriedigung. Auf den engen Zuſammenhang der An— 
fechtungsbeſtimmungen mit dem Grundſatze der gleichmaßigen Anteils: 
beſriedigung tft aber bereits oben hingewieſen. Eine Gleichſtellung 
beider Verfahrensarten für die Friſtberechnung aus 8 33 KO. würde 
wegen der eben erwähnten Verſchiedenheit in ihrer Ausſtaltung zur 
Folge haben, daß der Gläubiger, demgegenüber im Konkursverfahren 
angefochten wird, in Nachteil geriete gegenüber einem anderen, der 
während der vorhergehenden Geſchäftsauſſicht unanfechtbar durch 
Vermittlung des Aufſichtsfuhrers feine volle Befriedigung erlangt, 
odwohl auch gegen ihn ohne die Geſchäftsaufſicht bei einer ihm durch 
den Schuldner zuteil gewordenen Befriedigung die Anfechtungs— 
vorausſetung der Konkursordnung vorgelegen haben würde. Vas 


würde ebenfalls eine Unbilligkeit bedeuten, die abgeſchwächt, aber nicht 
beſeitigt wird durch die Erwägung, daß ein gewiſſenhafter Aufſichts⸗ 
ſührer ſich in der Regel zu einer ſolchen Befriedigung nicht bereit 
finden laſſen wird. 

Auf der andern Seite iſt aber auch die Möglichkeit nicht aus⸗ 
geſchloſſen, den Gläubigern auf anderem Wege als durch eine Ab⸗ 
änderung der Friſtbeſtimmung geſetzgeberiſch zu Hilfe zu kommen. Es 
wäre z. B. denkbar, ihnen in höherem Maße als bisher Einblick in 
die Geſchäftsführung des Schuldners zu verſchaffen und eine weiter⸗ 
gehende Befu,nid zu gewähren, auf eine Umwandelung der Geſchäſts⸗ 
aufſicht in einen Konkurs hinzuwirken, ſobald ſich das Vorhandenſein 
anfechtbarer Geſchäfte ergeben ſollte. Es erübrigt ſich, den ſich dar⸗ 
bietenden Möglichkeiten einer anderen Löſung weiter nachzugehen; es 
genügt vielmehr der Hinweis, daß überhaupt derartige Möglichkeiten 
gegeben ſind, um damit einen weiteren Grund gegen die Einſchränkung 
der Beſtimmung des 8 33 KO. zu gewinnen, wie fie der Beklagte 
vorgenommen haben will. (OLG. Celle, Urteil vom 22. Oktober 1916, 
2 U. 171/16.) 


Mitgeteilt vom Rechtsanwalt Dr. Siegel, Hannover. 


** * 
* 


3. Zur Frage der Zuläſſigkeit der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung wegen der Prozeßkoſten, die dem unter Geſchäfts⸗ 
aufſicht ſtehenden Schuldner auferlegt find; 8 9 Nr. 1, 2 
Geſch Aufſs O. vom 8. Auguſt 1914. 


Gegen die ſeit dem 23. Oktober 1914 unter Geſchäftsauſſicht 
ſtehende Schuldnerin hatte die Gläubigerin bei dem Gerichtevollzieher 
die Vollſtreckung des Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes vom 25. Juli 116 
beantragt. Der Gerichtevollzieher lehnte den Auftrag wegen des 
Beſtehens der Geſchaftsaufſicht ab. Das AG. beachtete die hiergegen 
erhobene Crinnerung der Gläuberin nach Höhe von ½ des feſt⸗ 
gesetzten Koſtenbetrags, weil die Klagforderung in Höhe von ½ auf 
eine Erſatzausſonderung nach 8 46 KO. gegangen und inſoweit nach 
§ 9 Nr. 2 AufſVo. vom 8. Auguſt 1914 vom Aufſichtsverfahren 
nicht betroſſen worden ſei. Auf ſofortige Beſchwerde der Glaubigerin 
gab das LG. deren Erinnerung auch wegen der reſtlichen ½ éſtatt, 
indem es dazu ausführte, daß der die Aufſicht führende Rechtsanwalt 
Dr. K. der Prozeßführung der Schuldnerin zugeſtimmt gehabt habe, 
alſo FINE 1 8D. einſchlage. Die auf Wiederherſtellung der amts⸗ 
gerichtlichen Entſcheidung gerichtete weitere ſofortige Beſchwerde der 
Schuldnerin wurde vom OrG. mit folgender Begründung beachtet. 


Ob dann, wenn die Hauptforderung, als ein Ausſfonderungs⸗ 
oder Erſatzaus ſonderungsanſpruch, nach 8 9 Nr. 2 AuſſsO. von dem 
Geſchaftsauſſichtsverfahren unberührt bleibt, die zugehörige Prozeß 
koſtenforderung dieſe Eigenſchaft teilt und der Haupiſache folgt, iſt 
gegenwärtig nicht zu entſcheiden, nachdem ſich die Schuldnerm bei 
der amtögerichtlichen Bejahung der Frage beruhigt hat, und nur 
wegen der dann noch ubriggebliebenen ½ der Koſten Beſchwerde 
führt. Demgemäß kommt jetzt nur die Beſtimmung des 8 9 Wr. 1 
in Betracht, nach der von dem Geſchaftsaufſichts verfahren diejenigen 
Gläubiger nicht betroffen und nicht eingeſchrantt werden, deren An⸗ 
ſprüche auf Rechtshandlungen des Schuldners beruhen, die dieſer 
nach der Anordnung der Geſchäſtsaufſicht entweder a) mit Bu 
ſtimmung der Auſſichtsperſon vorgenommen hat, oder b) ohne folge 
Zuſtimmung vornehmen durfte. Hierbei kann wiederum dahingeſtellt 
bleiben, eb, wenn die Hauptforderung von der in 8 9 Nr. 1 voraus⸗ 
geſetzten Alt iſt, auch die Prozeßtoſtenforderung dem § 9 Nr. 1 
unterfällt, denn die in Rede ſtehenden ⅛ der Hauptforderung rühren 
von Verfügungen der Schuldnerin aus der Zeit vor der Anordnung 
der Geſchaftsaufſicht her und zählen ſomit nicht zu den privilegieiten 
Anſprüchen des § 9 Nr. 1 (Beschluß des Ox. vom 29. Juli 1916 
zu 6a Reg. 250,16).1) Das LG. iſt denn auch zu der Annahme 
der Anwendbarkeit von § 9 Nr. 1 lediglich von der Rechtsanſicht aus 
gelangt, daß die Prozeßführung der Schuldnerin die Rechtshand⸗ 
lung im Sinne des § 9 Nr. 1 darſtelle. Taiſachlich würde eine 
ſolche Rechtshandlung in der Zeit nach der Anordnung der Geidänd: 
aufſicht gefallen fein. Indeſſen der Anſicht des TG. kann nicht ber 
getreten werden, wie das Ergebnis, zu dem fie fuhren würde, unan⸗ 
nehmbar erſcheimt. 


Beſonders leuchtet dies für Paſſivprozeſſe des Schuldners ein, 
und um die Koſten eines ſolchen handelt es ſich gerade hier. Wird 
mit der herrſchenden Anſicht die Möglichkeit der Klageerhebung gegen 
den Schuldner trotz der Anordnung der Geſchäftsaufſicht dejaht, ſo 
wird die Aufſichtsperſon kaum oder nur in den ſeltenſten Fallen in 
der Lage ſein, den Schuldner, der den Klaganſpruch für unbegründet 
bezeichnet und ſich deshalb auf die Klage einlaſſen will, daran zu 


1) JW. 1916, 13553 


45. Jahrgang. 


hindern; fie wird vielmehr, auch wegen der ihr drohenden Vertretungs⸗ 
pflicht, in der Regel nicht umhin können, der Prozeßführung zuzu⸗ 
ſtimmen. Die hohen Koſten derartiger Prozeſſe könnten dann — 
unter 8 9 Nr. 1 Aufſ BDO. eingereiht — leicht den Erfolg des Geſchäfis⸗ 
aufſichts verfahrens ſelbſt gefährden oder aufheben. Die in 88 Aufſ BO. 
vorgeſehene planmäßige Verwendung der flüſſigen Mittel zur Fort⸗ 
führung und Erhaltung des Geſchäfts, die nach der Zweckbeſtimmung 
der BO. (8 3) obenan ſteht, zu einer beſcheidenen Lebensführung des 
Schuldners und ſeiner Familie und zu einer ſolchen Befriedigung der 
Gläubiger, deren Umfang und Reihenfolge dem billigen Ermeſſen der 
Auffichtsperſon lediglich anheimgeſtellt fein ſoll, würde unmöglich ge: 
macht oder in Frage geſtellt. Dieſe aus der Koſtenpflicht erwachſende 
Gefahr lag ſo nahe, daß ſich nicht wohl annehmen läßt, ſie ſei bei 
der Abfaſſung der AuffBD. überſehen worden. Dementſprechend find 
die grundlegenden 588 5 und 9 der BD. aufzufaſſen. Sie laſſen die 
Regel, daß während der Dauer der Geſchäftsaufſicht Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungen in das Vermögen des Schuldners unterbleiben müſſen, 
und daneben im $ 9 die beſonders und einzeln aufgeführten, eng: 
begrenzten Ausnahmen von dieſem Satze, erkennen, inſofern beſtimmt 
wird, daß Zwangsvollſireckungen in das Vermögen des Schuldners 
nur zugunſten der Gläubiger ftatifinden, „die vom Verfahren nicht 
betroffen werden (§ 9)“. So werden z. B. bloß die Forderungen 
von Nr. 1 und Nr. 2, nicht die von Nr. 3 des § 61 KO. privilegiert. 
Ferner werden im $ 9 der BD. die Anſprüche aus Nechtshandlungen 
des Schuldners, die er während der Dauer der Geſchäftsaufſicht ohne 
Zuftimmung der Aufſichtsperſon vornehmen durfte, alſo nach 8 7 VO., 
Anſprüche aus der Eingehung ſolcher Verbindlichkeiten privilegiert, 
die zur Fortführung des Geſchäfis oder zu einer beſcheidenen Lebens⸗ 
führung des Schuldners und ſeiner Familie erforderlich ſind. Und 
dieſen Rechtshandlungen find endlich diejenigen an die Seite und 
gleichgeſtellt, die der Schuldner nach der Anordnung der Geſchäſts⸗ 
auſſicht mit Zuſtimmung der Aufſſichtsperſon vorgenommen hat. Im 
Sinne dieſes § 9 find unter Rechte handlungen des Schuldners ſolche 
Betätigungen zu verſtehen, die allein von ſich aus Anſprüche des 
Gläubigers zur Entſtehung bringen, nicht aber ſolche, die erſt wieder 
durch Handeln des Gläubigers notwendig geworden ſind, wie im 
vorliegenden Falle das Verhalten der Schuldnerin auf die Klag⸗ 
erhebung der Gläubigerin. Andernfalls könnten die Gläubiger durch 
eigene Tätigkeit willkürlich die Anwendung des § 5 Satz 2 und 89 
zu ihren Gunſten gegen den Willen des Schuldners und den der 
Aufſichtsperſon erzwingen. Ob aber ſodann hierher ein Verfügen 
und wiſſentliches Unterlaſſen des Schuldners im Rechtsſtreite, wie 
ein Anerkenntnis und ein Terminsverſäumnis, zählen, iſt nicht zu 
unterſuchen, da ein derartiges Verfügen im Wege des Progeſſes 
im vorliegenden Falle nicht behauptet worden iſt. 

Enthält danach ihre Prozeßführung keine Rechtshandlung der 
Schuldnerin im Sinne des 89 Nr. 1 der AufſV0O., fo iſt nicht noch 
zu erörtern, ob der Aufſichtführende der Einlaſſung auf die Klage 
zugeſtimmt hatte oder nicht. 

Es erweiſt ſich vielmehr die Zwangsvollſtreckung nach Höhe von 
7 des Koſtenerſtattungsanſpruchs als unzuläſſig (Aufſ VO. § 5 Satz 2). 

Nach alledem iſt, unter Auſhebung der angeſochtenen Entſchei⸗ 
dung, im Ergebniſſe der amtsgerichtliche Beſchluß vom 5. September 
1916 wiederherzuſtellen. (OL G. Dresden, 6. 8 S., Beſchluß vom 
4. November 1916, 6a Reg. 367/16.) 


Mitgeteilt von Geh. IR OL G.Rat Dr. Kretzſchmar, Dresden. 


* % 
* 


— — 


4. Zu Art. 4 des Geſetzes zur Einſchränkung der Ver— 
fügung über Miet⸗ und Pachtzinsforderungen. 

Da der einfache Wortſinn des Geſetzes es zweifelhaſt läßt, ob 
die Wirkſamkeit einer vor dem Inkrafttreten des Geſetzes geſchehenen 
Abtretung einer Mietforderung ſchon mit dem 30. September 1915 
oder erſt mit dem 31. Dezember 1915 den Beteiligten gegenüber 
endigen ſollte, muß für die Entſcheidung die Rückſicht auf den Zweck 


— — — 


Zu 4. Abermals eine Entſcheidung zum Art. 4 des Geſetzes 
vom 8. Juni 1915, der wegen ſeiner wenig glücklichen Faſſung ſchon 
zu fo vielen Prozeſſen Anlaß gegeben. Die Streitfrage iſt noch nicht 
geklärt, die Anſichten ſtehen ſich nach wie vor ſchroff gegenüber. Die 
Entſcheidung ſetzt ſich in bewußten Widerſpruch zu der in JW. 1916, 
1292 abgedruckten des gleichen OLG. und ſteht im Einklang mit der 
Entſcheidung des KG., ebenda S. 1037. Die Literatur iſt an beiden 
Stellen mitgeteilt. Neue Geſichtspunkte liefert auch die obige Ent⸗ 
ſcheidung nicht. Das RG. hat ſich zu der Frage noch nicht geäußert. 
Es iſt zu hoffen, daß die Überganf szeit nun bald überwunden fein 
und der Streit der wohlverdienten Vergeſſenheit anheimfallen wird. 


Juſtizrat Stillſchweig, Berlin. 
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des Geſetzes maßgebend ſein. Der Zweck des Geſetzes ergibt ſich 
aus dem Inhalt ſelbſt des Geſetzes und aus der Entſtehungsgeſchichte 
desſelben. Zweck des Geſetzes war die beabſichtigte Einſchränkung 
der Verfügungen über Miet- und Pachtzins forderungen. Im Zweifel 
tft daher derjenigen Auslegung des Art. 4 der Vorzug zu geben, die 
jenem Zwecke am beſten gerecht wird. Die Vorſchriſt des Art. 4 
ſollte der Überleitung aus dem früheren Rechtszuſtande in den neuen 
Rechtszuſtand dienen. In der Begründung des Entwurfs des Geſetzes 
iſt ausgeführt: „Der Art. 4 billigt alſo früheren Verfügungen über 
den Miet- und Pachtzins das Maß an Fortwirkung zu, mit dem die 
Beteiligten nach Lage der bisherigen Geſergebung unter allen Um: 
ſtänden als mit dem Mindeſtmaße rechnen konnten.“ Die Fortwirkung, 
mit der die Beteiligten nach Lage der früheren Geſetgebung als mit 
dem Mindeſtmaße rechnen konnten, reichte bis zum 30. September 1915. 
Ein geſetzgeberiſches Motiv, das Anlaß dazu hätte geben können, bei 
der Überleitung in den neuen Rechtszuſtand älteren Mieteabtretungen 
eine weitergehende Wirkung zu belaſſen, iſt nicht erfindlich. (OLG. 
Hamburg, Urteil vom 13. Oktober 1916, 114/16 IV.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Leo, Hamburg. 


* * 
* 


3 Erfüllungsunmöglichkeit bei einem Lieferungs- 
vertrage infolge des Krieges. 


Auf Grund eines Abſchluſſes vom 20. Juni 1914 hatte die 
Beklagte der Klägerin 10 000 kg Meſſingſtangen mit einer Abnahme⸗ 
friſt von 4 bis 6 Monaten zu liefern, und zwar auf Grund ihrer 
allgemeinen Lieferungsbedingungen, die u. a. beſtimmen, daß „Be⸗ 
triebsſtörungen, Krieg, Arbeiterausſtände und ſonſtige als force 
majeure zu charakteriſierende Hinderniſſe von der Lieferung für die 
Zeit ihrer Dauer entbinden“. Bei Ausbruch des Krieges waren erſt 
4345 kg Meſſingſtangen geliefert. Die Lieferung des Reſtes ſtellte 
die Beklagte ein. Sie teilte der Klägerin mit, daß ſie ſich von 
ihrem Abſchluſſe mit der Klägerin völlig losſage. 


Die Klägerin hat deshalb Klage erhoben auf Feſtſtellung, daß 
die Leiſtungspflicht der Beklagten inſolge des Krieges nicht weg⸗ 
gefallen ſei. Das LG. hat die Klage abgewieſen. Die Berufung 
iſt zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Der Streit der Parteien dreht ſich darum, 
ob die Lieferungs verpflichtung der Beklagten infolge des Krieges nicht 
nur für deſſen Dauer — und wie die Klägerin der Beklagten zu⸗ 
geſtehen will, für einen gewiſſen Zeitraum nach Kriegsbeendigung — 
aufgehoben, ſondern gänzlich erloſchen iſt, weil die der Beklagten 
obliegende Leiſtung nachträglich infolge eines Umſtandes unmöglich 
geworden iſt, den keine Partei zu vertreten hat (88 823, 275, 
279 BGB.). Das LG. hat die Frage bejaht, ſeinen Ausführungen 
iſt durchaus beizutreten. Wie zutreffend hervorgehoben wird, iſt 
davon auszugehen, daß eine dauernde Unmöglichkeit der Erfüllung 
nicht nur dann vorliegt, wenn feſtſteht, daß die geſchuldete Leiſtung 
in keinem Augenblick ſelbſt der entfernteſten Zukunft bewirkt werden 
kann, oder wenn es ungewiß iſt, ob das entgegenſtehende Hindernis 
jemals wieder beſeitigt ſein wird, vielmehr ſtellt ſich die Unmöglichkeit 
im Rechtsſinne auch dann als dauernde dar, wenn zufolge einer 
notwendigen Verzögerung der Lieferung der Leiſtungsinhalt ein 
anderer wird (vgl. RG. 42, 115). Die Frage, ob dieſe Vorausſetzung 
im vorliegenden Falle zutrifft, iſt unter Berückſichtigung der Grund⸗ 
ſätze von Treu und Glauben im Verkehr zu prüfen. Dabei iſt aller⸗ 
dings im Auge zu behalten, daß der Krieg mit ſeinen Folge— 
erſcheinungen allenthalben ſchwierige wirtſchaftliche Lagen ſchaſſt und 
die Notwendigkeit der Vertrags erfüllung häufig als eine Härte er: 
ſcheinen läßt, daß es aber nicht in der Machtbeſugnis des Richters 
liegt, zur Milderung folder Kriegs härten einen Ausgleich zwiſchen 
den Vertragsteilen zu ſchaſſen [vgl. RG. 86, 398; 1) 87, 350.1) Aber 
die zeitliche Verſchiebung der Lieferungs möglichkeit, die unbeſtritten 
durch den gegenwärtigen Krieg mit ſeiner Abſperrung in den Zu— 
fuhren und den behördlichen Beſchlagnahmen von Rohſtoſſen ein: 
getreten iſt, bringt für die Beklagte, wenn ſie den Vertrag künftig 
erfüllen müßte, nicht nur eine ſchwierige wirtſchaftliche Lage und eine 
große Härte mit ſich, ſie iſt ſo ſtark, daß die Vertragserfüllung nach 
dem Kriege bei deſſen langer und noch unabſehbarer Dauer etwas 
völlig anderes als die urſprünglich geſchuldete Leiſtung fein würde [vgl. 
Entfdeidung des RG. vom 23. Mai 1916 — II 108,165) — in „Recht 
und Wirtſchaft“ 1916, 165]. Einer (am angezogenen Orte bekämpften) 
Verallgemeinerung dieſes Rechts ſatzes braucht nicht das Wort geredet 
zu werden, aber für den zur Entſcheidung ſtehenden Fall beanſprucht 
der Satz ſeine Geltung. 


— 


1) JW. 1915, 700. 
2) JW. 1916, 1017. 
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In dem von den Parteien geſchloſſenen Vertrage vom 20. Juni 
1914 war die Abnahmefriſt auf 4 bis 6 Monate beſtimmt, es war 
alſo mit der Auslieferung innerhalb verhältnismäßig kurzer Friſt, 
ſpäteſtens bis zum Ende des Jahres 1914, gerechnet, und die Lieferung 
war auch ſo raſch von ſtatten gegangen, daß bis zum Kriegsausbruch 
innerhalb von etwa 6 Wochen faſt ſchon die Hälfte der abgeſchloſſenen 
Menge geliefert war. Inzwiſchen iſt faſt das Ende des Jahres 1916 
herangerückt und der Friedensſchluß liegt noch in ganz ungewiſſer 
Zukunft. Auch nach Kriegsbeendigung werden die durch den Krieg 
geſchaffenen gewaltigen Einwirkungen auf die geſamten wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe noch längere Zeit fortdauern, ſo daß mit einer Ver⸗ 
ſchiebung der Lieferung des noch ausſtehenden Neſtes um mindeſtens 
drei Jahre ſicher zu rechnen iſt. Für einen derart weitliegenden 
Zeitpunkt die Lieferungs- und Preisverhältniſſe zu überſehen, tft aus⸗ 
geſchloſſen. Dies iſt aber für beide Parteien ein ſo bedeutſamer 
Umſtand, daß, wenn ſie mit dem Eintritt derartiger Ereigniſſe ge⸗ 
rechnet hätten, ſie den Vertrag nicht geſchloſſen hätten. Dazu kommt, 
daß, abgeſehen von der außergewöhnlich hohen Steigerung der Preiſe, 
für die in Betracht kommenden Rohſtoffe — Kupfer, Zink und Zinn — 
infolge der ununterbrochen ſcharfen Kriegführung mit ihrem alle Er⸗ 
wartungen überſteigenden Munitionsverbrauch der Beſtand der ge: 
nannten Rohſtoffe, insbeſondere des Kupfers überhaupt ſtark zurück⸗ 
gegangen iſt. Die Beſchaffung des Rohmaterials wird deshalb auch 
nach dem Kriege, ſelbſt wenn der angedrohte Handelskrieg, wenigſtens 
in der beabſichtigten Schroffheit, nicht einſetzen ſollte, doch ernſte 
Schwierigkeiten bereiten, nicht nur für die erſte Zeit unmittelbar 
nach Kriegsbeendigung, wo es an dem nötigen Schiffsraum zur 
Heranſchafſung der aus dem Auslande zu beziehenden Rohſtoffe 
mangeln wird. Dieſe Schwierigkeiten werden namentlich in Deutſch⸗ 
land mit Rüdficht auf die Abſperrung von Zuſuhren während des 
Krieges in geſteigertem Maße empfunden werden. Schließlich ſei 
auch noch der nicht unerheblichen Veränderungen gedacht, welche der 
Krieg in der Geſchäftsführung der induſtriellen Betriebe, insbeſondere 
was die Arbeiterſchaft anlangt, im Gefolge hat. 


Haben ſich ſo die Verhältniſſe auf dem Metallmarkt durch den 
Krieg vollkommen verſchoben, ſo kann der Beklagten nicht zugemutet 
werden, nach dem Kriege den Vertrag noch zu erfüllen. Das, was 
ſie dann zu leiſten hätte, wäre etwas ganz anderes, als was Gegen⸗ 
ſtand des Vertrages war. Es iſt nicht bedeutungslos, daß die mit 
Handelsrichtern beſetzte erſte Inſtanz aus der Verkehrsauffaſſung 
heraus beſtätigt, daß der Handel die Vertragserfüllung bei derart 
geänderten Verhältniſſen nicht mehr als die urſprünglich vereinbarte 
Erfüllung, ſondern als eine Vertragserfüllung anderer Art anſieht. 


Nun darf allerdings nicht unbeachtet bleiben, daß nach den dem 
Vertrage zugrunde liegenden allgemeinen Lieferungsbedingungen der 
Beklagten der Krieg wie ſonſtige Ereigniſſe böherer Gewalt nur für 
die Zeit ihrer Dauer von der Lieferung entbinden ſollen. Das LG. 
hat aber bereits zutreffend dargelegt, daß die Beklagte, von der ja 
die Lieferungsbedingungen herrühren, durch jene Klauſel nicht die ihr 
ſonſt zuſtehenden Rechte hat beſchränken wollen, ſondern damit eine 
Erweiterung ihrer Rechte beabſichtigt hat. Sie ſollte alſo für die 
Zeit der Kriegsdauer unter allen Umſtänden von ihrer Lieferungs⸗ 
pflicht befreit ſein, ohne daß dadurch etwaige weitere Rechte für die 
Zeit nach Beendigung des Krieges ausgeſchloſſen wurden. Im übrigen 
hat vor Ausbruch des gegenwärtigen Krieges niemand mit einer 
ſolch langen Dauer eines ausbrechenden Krieges und derartig ſchweren 
Erſchütterungen der wirtſchaftlichen Verhältniſſe durch ihn gerechnet. 
Auch die Parteien haben es nicht getan, ſonſt hätten ſie nicht den 
Krieg mit Betriebsſtörungen und Arbeiterausſtänden, alſo mit Er⸗ 
eigniſſen auf gleiche Stufe geſtellt, die ſich nicht im entfernteſten mit 
dem gegenwärtigen Kriege und ſeinen Einwirkungen vergleichen laſſen. 
(OLG. Hamm, Urteil vom 9. Oktober 1916, 4/5 U. 56/16.) 


Mitgeteilt von OL GRat Riedel, Hamm i. W. 


* * 
d. 


6. Rücktritt von dem mit einer engliſchen Verſiche— 
rungsgeſellſchaft vor dem Kriege abgeſchloſſenen Rüd: 
verſicherungs vertrage. 


Der Rückoerſicherungsvertrap, über deſſen Beſtehen geſtritten wird, 
iſt von dem klägeriſchen Verbande mit der in England domizilierten 
beklagten Geſellſchaft vor dem Kriege geſchloſſen. Am 9. September 
1914 erging in England die order in council. Nach derſelben iſt es 
in England verboten, auf Grund eines mit Deutſchen vor dem Kriege 
geſchloſſenen Rückverſicherungsvertrages Riſiken zu übernehmen und 
ſonſtwie den Vertrag zu erfüllen. Ob durch die order in council in 
England neues Recht geſchaſſen iſt, oder ob durch jenen Erlaß nur 
Vorſchriſten des engliſchen öffentlichen Rechts, die ſchon früher für 
Kriegsfälle beſtanden, neu ausgeſprochen ſind, braucht hier nicht er⸗ 


örtert und entſchieden zu werden. Jedenfalls iſt in England ſür die 
Zeit vom Kriegsausbruch an ein öſſentlich⸗ rechtlicher Eingriff in die 
privatsechtlihen Beziehungen der Kläger und der Beklagten wirkſam 
geworden. Der Staat Großbritannien behandelt kraft ſeines Hoheits⸗ 
rechts für die Zeit vom 4. Auguſt 1914 ab den Vertrag der Parteien, 
von denen die eine in England domiziliert iſt, als aufgehoben. Damit 
iſt für die Kläger die gleiche Lage entſtanden, wie wenn die Beklagte 
ſich am 4. Auguſt 1914 willkürlich vom Vertrage losgeſagt hätte. Es 
würde auf eine unerträgliche Unbilligkeit hinauslaufen, wenn, während 
der engliſche Vertragsgegner in England obrigkeitlich von feiner Ver⸗ 
pflichtung gegen den deutſchen ledig erklärt iſt und obrigkeitlich ver⸗ 
hindert wird, zu leiſten, gleichwohl der deutſche Richter den deutſchen 
Vertragsteil anzuhalten hätte, aus dem Vertrage an den engliſcken 
Vertragsgegner zu leiſten. Im Verhältnis der Parteien zueinander 
muß, jo wie die Dinge tatſächlich liegen, der vollzogene Rechtsbruch 
dem britiſchen Vertragsteil zugerechnet werden. Der Rechtsbruch muß 
der Beklagten ebenſo zugerechnet werden, wie wenn ſie ſelbſt oder ein 
kraft öffentlichen Rechts an ihrer Stelle ſtehender Vertreter den Rechts⸗ 
bruch vollzogen hätte. 

Bei ſolcher Sachlage waren die Kläger frei, entweder, ſo gut ſie 
es tatſächlich vermochten, die Beklagte am Vertrage feſtzuhalten, oder 
die Stellungnahme des anderen Teils ſich gefallen zu laſſen und ſich 
zu eigen zu machen. Wie ſie die Beklagte am Vertrage feſthalten 
konnten, ſo konnten ſie ſtatt deſſen auch die Aufhebung des Vertrags⸗ 
verbältniſſes für die Zeit vom Kriegsausbruche gutheißen. Den Ic 
teren Weg haben die Kläger gewählt. 

Es kann nicht elwa eingewendet werden, die klägeriſche Erllärung 
vom 27. März 1915 ſei verſpätet geweſen. Es kann nur gebilligt 
werden, wenn unter den Verhältniſſen des Weltkrieges ſchwerwiegende 
Entſchließungen über wichtige merkantile Rechtsbeziehungen erſt nach 
ruhigem Ausreifen getroffen werden. Vor allem aber gibt es in 
Deutſchland keinen Rechtsſatz, nach welchem im Falle des Rechtsbruchs 
eines Vertragsteils der andtre Teil eine ihm infolge des Rechtsbruchs 
zuſtehende Beſugnis wieder verlöre, wenn er ſie nicht unverzüglich 
geltend mache. — (OLG. Hamburg, Urteil vom 18. Oktober 1916, 
138/14 IV.) 

Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Dr. Schaps, Hamburg. 


* * 
* 


7. Eine Deckelausſchmückung für Kalender, die die 
Bezeichnung „Kriegskalender“ und inmitten der deutſchen 
Reichsfarben das Bild des Kaiſers zeigt, genießt keinen 
Ausſtattungsſchutz gemäß 8 15 WbzG. 


Die Klägerin hat im Herbſt 1914 einen Kalender für das Jahr 
1915 heraus gegeben, der auf der Vorderſeite des Umſchlags die Be: 
zeichnung „Kriegskalender“ trägt und inmitten der deutſchen Reichs⸗ 
farben das Bild des Deutſchen Kaiſers zeigt. Einen gleichen 
Kalender für das Jahr 1916 hat fie im Herbſt 1915 herausgegeben. 
Im Herbſt 1915 hat auch die Beklagte einen Kalender für das Jahr 
1916 herausgegeben, deſſen Vorderſeite des Umſchlags gleichfalls die 
Bezeichnung „Kriegskalender“ trägt und unter Verwendung der 
Neichsſarben und des Kaiſerbildes in ähnlicher Weiſe ausgeſtattet ist 
wie der Kalender der Klägerin. 


Die Klägerin meint, daß ſie für die Aufmachung ihrer Kalender 
Ausſtattungsſchutz nach S 15 WbzG. erworben habe, und daß die 
Beklagte durch ihren Kalender in die hiernach für ſie beſtehenden 
Rechte eingreife. Das OLG. hat die Klage abgewieſen. 

Aus den Gründen: Sehr bald nach dem Beginn des gegen⸗ 
wärtigen Krieges hat ſich in weitem Umfang in der Geſchäſtswelt 
das Beſtreben gezeigt, durch Anknüpfen an die durch den Ktieg 
hervorgeruſenen Stimmungen und Empfindungen des Publikums den 
Abſatz der angebotenen Waren zu fördern. Hierher gehört die häufig 
zu beobachtende Erſcheinung, durch Zuſammenſetzungen einer Waren 
bezeichnung mit dem Worte Krieg den Waren eine Bezeichnung zu 
geben, die fie für das Publikum in Beziehung zu dem Krieg bringt. 
In der gleichen Richtung liegt es, wenn, wie es gleichfalls in weitem 
Maße geſchieht, ſür die Ware eine Ausſtattung gewählt wird, die 
durch die Anregung des patriotiſchen Empfindens das Intereſſe des 
Publikums erweckt. Hierbei ſteht die Verwendung der Farben des 
Deutſchen Reichs und der Bilder der deutſchen Fürſten und Gert: 
führer, vor allem naturgemäß des Bildes des Deutſchen Kaiſers, in 
erſter Linie. 


Man muß alfo davon ausgehen, daß von Beginn des Krieas 
an derartige Bezeichnungen und Ausſtattungen dem Publikum häufig 
und in mannigfachſter Verwendung entgegengetreten ſind. Demgemäß 
aber iſt es zu verneinen, daß die Bezeichnung als „Kriegskalender“ 
und die Ausſchmückung des Umſchlags mit den Reichs farben und 
dem Kaiſerbild ſchon an ſich geeignet wären, in den beteiligten 
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Verkehrskreiſen als Kennzeichen des Kalenders der Klägerin zu dienen. 
(OL S. Dresden, Urteil vom 5. Januar 1916, 8 O. 194/15. — 
Pat Muſt Zeich Bl. 1916, 181.) 


* \ 4 * 


8. Nicht beurkundeter Vertrag auf Übertragung von 
Parzellen eines verkauften Grundſtücks. Konkurs des 
Verkäufers. 


Gründe: Die Überlaſſung der auf den Namen des Kridars ein: 
getragenen Grundſtücke an die von den Klägern gebildete Geſellſchaft 
iſt erfolgt auf Grund eines — nicht ſchriftlichen — Kaufvertrags in 
Verbindung mit dem Geſellſchaftsvertrage. 

Der Zweck der Geſellſchaft war die gemeinſchaftliche Verwaltung 
und Verwertung der Grundſtücke, wobei eine Bebauung der Grund— 
ſtücke oder eines Teils derſelben für Rechnung der Geſellſchaft aus: 
geſchloſſen war. 

Eine landwirtſchaftliche Verwertung der Grundſtücke durch die 
Geſellſchaft kommt nicht in Frage. Poſi' iv beſchränkten ſich die Ge: 
ſellſchaftsſwecke daher auf den parzellenweiſen Verkauf der Grundſtücke 
zu Villenbauten, wie auch aus dem Namen der Geſellſchaft (Treu— 
handgeſellſchaft Villenkolonie) erhellt. 

Dieſer Zweck konnte, da eine Umſchreibung des Grundſtücks auf 
die Geſellſchafter nicht vorgeſehen, der Kridar vielmehr die Grund— 
ſtücke als „Treuhänder“ behalten ſollte, nur erreicht werden, indem 
der Treuhänder, den etwaigen Verkaufs beſchlüſſen der Geſellſchaft 
entſprechend, die Auflaſſung an die Käuſer vornahm. 

Eine dahingehende Verpflichtung des Treuhänders iſt im § 8 
des Geſellſchaftsvertrages aufgeſtellt, indem dort beſtimmt iſt, „daß 
der Treuhänder die von der Verſammlung beſchloſſenen Maßnahmen 
zur Ausführung zu bringen hat“. 

Die Gegenleiſtung der Geſellſchaft für die Leiſtung des Treu: 
händers beſtand in der, in dem Geſellſchaftsvertrage nicht berührten, 
durch den mündlichen Kaufvertrag geſchaſfenen Verpflichtung, eine 
Anzahlung von 150000 , zu leiſten, und die, im inneren Verhältnis 
die Beſchwerung, Zinſen und Unkoſten zu tragen. 

Es handelt ſich mithin bei dem Verhältnis zwiſchen Kridar und 
der Geſellſchaft um einen Vertrag, durch den ſich der Kridar, gegen 
die erwähnte Gegenleiſtung, verpflichtete, das Eigentum an dem 
Grundſtück, den Weiſungen der Geſellſchaſt entſprechend, an von dieſer 
zu beſtimmende dritte Perſonen zu übertragen. 

Ein folder Vertrag bedarf gemäß § 813 BGB. der gerichtlichen 
oder notariellen Beurkundung (vgl. RG. 50, 153; 68, 262. 

Dieſe Form iſt nicht gewahrt. 

Es mag dahingeſtellt bleiben, ob der Geſellſchaftsvertrag, welcher 
allein in Frage kommt, inhaltlich den Vorſchriften des 5 313 BGB. 
genügen würde. Obgleich er in der Form des bereits erwähnten 
8 8 nur die Pflicht des Kridars, das Grundſtück an die dritten 
Käufer zu übertragen, enthält, die der Geſellſchaſt obliegende Gegen: 
leiſtung aber überhaupt nicht erwähnt, vielmehr offenſichtlich als 
bereits vereinbart vorausſetzt. 

Denn auch wenn daraus Bedenken gegen die Gültigkeit nicht 
zu entnehmen wären, der Übertragungsvertrag alſo feinen weſent— 
lichen Inhalte nach als vollſtändig beurkundet angeſehen werden 
könnte, fo fehlt es dech an der durch das Geſetz vorgeſchriebenen 
Form der notariellen Beurkundung. 

Der Geſellſchaſtsverttag iſt am 28. Januar 1912 von dem 
Notar Y. beurkundet. An dieſem Akte war der Eigentümer und 
Kridar nicht beteiligt; er iſt vielmehr erſt am 29. Januar vor dem⸗ 
ſelben Notar erſchienen und hat erklärt: „Ich habe von dem Ber: 
trage über die Verwertung der Grundſtücke genau Kenntnis genommen 
und trete ihm allen Umfangs bei. Ich übernehme fünf Anteile der 
Geſellſchaſt ....“ 

Sodann folgt die Beurkundungsſormel: „Hierüber iſt dieſes in 
Urſchrift in meinem, des Notars, amtlichen Gewahrſam bleibende 
Protokoll aufgenommen und nach geſchehener Vorleſung und Ge— 
nehmigung von dem Erſchienenen und von mir unter Aufdrückung 
meines Amtsſiegels unterſchrieben worden. So geſchehen zu Ham: 
burg, wie vorgemeldet“, worauf die Unterſchriften folgen. 

Aus dieſer Beurkundung ergibt ſich unzweideutig, daß nur die 
im Kontext inhaltlich feſtgeſtellte Erklärung des Kridars, daß er von 
dem näherbezeichneten Vertrage Kenntnis genommen habe und ihm 
allen Umfangs beitrete, auch fünf Anteile der Geſellſchaft übernehme, 
vorgeleſen und genehmigt iſt. Der Vertrag ſelbſt, an dem, wie 
erwähnt, der Kridar nicht teilgenommen hatte, iſt dem Protokoll auch 
nicht etwa als Anlage beigefügt, To daß die Feſtſtellung, daß das 
„Protokoll“ verleſen und genehmigt ſei, auch auf die Anlage, als 
Teil des Protokolls, mitbezogen werden könnte, vgl. RG. 71, 818. 
Die in 8 8 des Geſellſchaftsvertrages ausgeſprochene, der notariellen 
Beurkundung bedürftige Verpflichtung des Gemeinſchuldners, das 


Grundſtück an die dritten Käufer zu Übertragen, iſt daher in dem 
Protokoll nicht mitenthalten. Es liegt vielmehr nur eine Verweiſung 
auf eine andere notarielle Urkunde vor, an deren Errichtung der Gemein⸗ 
ſchuldner nicht mitgewirkt hatte. 

Dieſe Verweiſung iſt nicht geeignet, die ſomit fehlende Be: 
urkundung zu erſetzen. Die Geſichtspunkte, unter denen das RG. 
unter Umſtänden eine ſolche Verweiſung als ausreichend angeſehen 
hat (vgl RS. 77, 415), treffen im vorliegenden Falle nicht zu, denn 
in dem vom RG. behandelten Falle lag eine ordnungsmäßiae, dem 
geſetzgeberiſchen Zweck des § 818 Rechnung tragende vollſtändige 
Beurkundung bereits vor, und es kam nur der neue Abſchluß des 
ſachlich unveränderten, durch Zeitablauf erledigten Vertrags in Frage, 
die die erneute Beurkundung des ganzen Vertrages als eine überflüſſige, 
vom Geſetz nicht gewollte Förmlichkeit erſcheinen ließ. 

Hier aber handelt es ſich um die allererſte Vertragserklärung, 
und ſie muß, nach dem zwingenden Inhalt des Geſetzes, zu notariellem 
Protokoll erfolgen. 

Mangels der vorgeſchriebenen Form iſt daher weder eine Ver⸗ 
pflichtung des Gemeinſchuldners, das Grundſtück zu übertragen, noch 
eine Verpflichtung der Geſellſchaft, den „Kaufpreis“ zu zahlen bzw. 
die Belaſtung zu übernehmen, entſtanden; gleicherweiſe iſt das in dem 
Geſellſchaſtsvertrage vorgeſehene, mit dem Grundſtücksübertragungs⸗ 
vertrag verbundene Treuhandverhältnis ungültig. 

Kläger haben ſomit gegenüber dem Gemeinſchuldner keinerlei 
Vertragsrechte erlangt, haben daher auch durch die Zwangsverſteigerung 
keinerlei Vermögensſchaden erlitten, indem durch den Vertrag rechtlich 
nichts in ihr Vermögen gelangt war, was fie durch die Zwangs⸗ 
verſteigerung und die dadurch für den Gemeinſchuldner begründete Un⸗ 
möglichkeit, das Grundſtück den Weiſungen der Geſellſchaft entſprechend 
an Dritte zu übertragen, hätten verlieren können. 

Die Möolichkeit, daß, wenn alles glatt gegangen wäre, wenn 
alſo weder die Grundſtücke in Zwangsverſteigerung noch der Gemein: 
ſchuldner in Konkurs geraten wäre, die Zwecke des ungültigen Vertrags 
ſich hätten realiſieren laſſen, iſt rein tatſächlicher Art; ihr Verluſt ſtellt, 
wie keiner weiteren Ausführung bedarf, einen Vermögensſchaden im 
Rech!sſinne nicht dar. 

Daraus folgt nun weiter, daß die Klaganſprüche, ſoweit ſie als 
Schadenserſatzanſprüche infolge der Zwangsverſteigerung, alſo als 
dadurch verlorengegangene Geſellſchaftsauſwendungen für Anzahlung, 
Zinſen und Unkoſten ſubſtantiiert ſind, der Begründung entbehren. 
Ob die Kläger aus anderen Gründen, insbeſondere aus dem Geficht8: 
punkte der ungerechtfertigten Bereicherung, Anſprüche gegen die Konkurs⸗ 
maſſe erheben können, kommt in dieſem Prozeß nicht in Betracht. 


Ferner folgt daraus, daß der Widerklageanſpruch unbegründet 
iſt, denn er gründet ſich darauf, daß die Geſellſchaft ihre Verpflichtung, 
die Vypotheken zu übernehmen, dem Gemeinſchuldner gegenüber nicht 
erfüllt habe. Solche Verpflichtung aber hat nicht beſtanden. 

Dagegen iſt der Klaganſpruch begründet, ſoweit er auf Erſatz 
der unterſchlagenen Beträge geht. Dieſe an ſich von der beklagten 
Maſſe gar nicht beſtrittene Erſatzpflicht ſolgt ſowohl aus dem beſonderen, 
auf Abführung der Gelder an die Hppothekarier gerichteten Auftrage, 
als aus dem Delikt. 

Inſoweit kann auch eine Vorteilsaufrechnung nicht in Frage 
kommen; Beklagte nimmt folche in Anſpruch, weil die Kläger, wenn 
auch nur in Geſtalt ihrer Beteiligung an der neugegründeten Ges 
ſellſchaft mit beſchränkter Haftung, den Beſitz des Grundſtücks, auf 
deſſen Verwertung ſie durch den Vertrag mit dem Gemeinſchuldner 
Anſpruch gehabt hätten, als Erxfteber in der Zwangsverſteigerung er: 
ſtanden, auf dieſe Weiſe auch die Immobilienabgabe geſpart hätten. 


Es kann nun dahingeſtellt bleiben, inwieweit der Geſichtspunkt 
der Vorteilsausgleichung gegenüber dem durch die Zwangsverfſteigerung 
verurſachten Schaden als gerechtfertigt erſcheinen müßte; gegenüber 
dem Anſpruch auf Erſatz der unterſchlagenen Gelder iſt er keinesfalls 
von Bedeutung, denn infofern beſteht der Schaden unmittelbar in der 
Aneignung des Geldes durch den Gemeinſchuldner, und mit dieſem 
Schaden ſteht der Gewinn, den die Kläger etwa infolge Ankauſs des 
Grundſtücks erzielt haben, in keinerlei adäquatem Zuſammenhang. 
Dabei mag die Frage ganz auf ſich beruhen bleiben, ob gegenüber 
dem Deliktsanſpruch überhaupt eine compensatio lucri cum damno 
zuläſſig iſt. 

Abgeſehen davon aber verſaat der Geſichtspunkt der Schadens⸗ 
aufrechnung auch deswegen, weil der Anſpruch auf Rückgabe des 
unterſchlagenen Geldes zualeich ein Vertragsanſpruch ex mandate 
iſt, dieſem Erſüllungs anſpruch gegenüber aber ein Schadensausgleich 
gar nicht in Frage kommt. 

Der Berufung war daher teilweiſe der Erfolg nicht zu ber: 
ſagen. (Ox G. Hamburg, 4. 35., Urteil vom 14. Juli 1916, 
Bf. IV 174/1915.) 

Mitgeteilt von Senatspräſident Dr. Mittelſtein, Hamburg. 


* a 
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9. Beſchwerde gegen den Beſchluß, der eine Vergütung 
für den Pfleger feſtſetzt, kann auch noch nach rechtskräftiger 
Verurteilung zur Zahlung des zugebilligten Betrags 
eingelegt werden. 

Trotz Beendigung der Pflegſchaft war, wie die Feſtſetzung einer 
Vergütung durch die Vormundſchaftsbehörde (KG., Z BIF G. 1, 801; 
3. 55; 6 S. 270, 285; BayobesG., Z Bl G. 8, 887; L. Hamburg, 
Entſch. in bei den Hamb. Amtsgerichten anhängig gewordenen 
Sachen der freiw. Gerichtsbarkeit 7, 447), ſo auch die Einlegung 
der Beſchwerde durch die nach FGG. 8 57 Nr. 7 legitimierte Gegen⸗ 
vormünderin und die Entſcheidung über dieſe Beſchwerde zuläſſig 
(KG., RIA. 6 S. 14 und 34; Ox G. Colmar, Ox. 24, 47). Daran 
ändert auch nichts die inzwiſchen im Zivilprozeß getroſſene rechts⸗ 
kräftige Entſcheidung. Für dieſe bildete die Entſcheidung der 
Vormundſchaftsbehörde die Grundlage; das Prozeßgericht war daran 
gebunden (Schlegelberger 176; Altmann, 32156. 6, 559; 
Joſef, Arch BürgR. 32, 367; und Buſchs Z. 40, 316). Andererſeits 
aber nicht das gegen die Entſcheidung der Vormundſchaftsbehörde 
angerufene Beſchwerdegericht an die Entſcheidung des Prozeßgerichts. 
Vielmehr kann das Beſchwerdegericht durch eine die Entſcheidung der 
Vormundſchaftsbehörde abändernde Entſcheidung dem Urteil des 
Prozeßgerichts den Boden entziehen und dem durch letzteres ver: 
urteilten Schuldner die Möglichkeit geben, durch eine Klage aus 
ZPO. 8 767 oder, falls er geleiſtet hat, durch eine Bereicherung die 
Rechtslage zu ſeinen Gunſten zu ändern (vgl. Joſef, a. a. O.). 

Ebenſowenig wie in den auf dieſen Punkt bezüglichen Aus: 
führungen des angefochtenen Beſchluſſes iſt ein Rechtsirrtum in der 
weiteren Darlegung des ſelben zu erkennen, daß ein Verzicht der 
Beſchwerdeführerin auf die Einlegung des Rechtsmittels nicht vor⸗ 
gelegen habe. 

Die Frage, ob von dem Grundſatz der Unentgeltlichkeit der 
Pflegſchaftführung abzuweichen ſei, iſt eine ſolche des richterlichen 
Ermeſſens (Staudinger, Note la zu BGB. § 1836), von dem das 
LG. ohne Verletzung des Geſetzes Gebrauch gemacht hat. (OLG. 
Hamburg, I. ZS., Beſchluß vom 3. Juli 1916, F. 36/16.) 

Mitgeteilt von Senatspräſident Dr. Mittelſtein, Hamburg. 


* * 
* 


10. Zuläſſigkeit der Bildung einer einheitlichen Firma 
aus den Firmen zweier zur Fortführung übernommenen 
Geſchäfte. 

Durch notariell beurkundeten Vertrag errichteten die Teilhaber 
der offenen Handelsgeſellſchaften Richard K. und D. & Co. in D. eine 
G. m. b. H., in die ſie ihre Anteile an dem Vermögen der beiden 
offenen Handelsgeſellſchaften einbrachten. Die Firma der neuen 
Geſellſchaft ſoll lauten: „Vereinigte Dresdner Porzellan⸗Malereien 
Richard K. und D. & Co. G. m. b. H.“, ſo daß alſo zugleich das Recht 
zur Fortführung der Firmen in der bezeichneten Art mitübertragen iſt. 


Das Regiſtergericht beanſtandete die gewählte Firma und lehnte 
deshalb den Antrag auf Eintragung der Firma in das Handels— 
regiſter unter Billigung des Landgerichts ab. Die weitere Beſchwerde 
der Beteiligten wurde vom OLG. Dresden mit folgender Begründung 
zurückgewieſen. 


Die Beſchwerdeſührer berufen ſich für die Zuläſſigkeit der Firma 
darauf, daß auch die G. m. b. H. die Firma eines von ihr erworbenen 
Handelsgeſchäfts gemäß § 22 HGB. fortführen kann (GmbHG. 8 4 
Abſ. 1 Satz 3). Erforderlich iſt die unveränderte Fortführung der 

irma des erworbenen Geſchäfts; Zuſätze ſind, abgeſehen von der in 
§ 4 Abſ. 2 GmbHG. zwingend vorgeſchriebenen Beifügung der Worte 
„mit beſchränkter Haftung“, nur inſoweit geſtattet, als ſie das Nach— 
folgeverhältnis andeuten. LG. und AG. find der Meinung, daß bei 
der beabſichtigten Verwendung der Firmen beider Geſchäfte zur Bildung 
der Firma der Geſellſchaft die eine der beiden Firmen lediglich ein 
nicht das Nachfolgeverhältnis andeutender und deshalb unzuläſſiger 
Zuſatz zu der anderen Firma fein würde. Dem läßt ſich nicht bei- 
pflichten. 

Wie die Veſchwerdeführer mit Recht geltend machen, ſoll nicht 
die eine Firma der anderen als Zuſatz hinzugefügt werden, ſondern 
es ſollen die beiden Firmen Richard K. und D. & Co. einen gleich 
wertigen Beſtandteil der Geſellſchaftsſirma und deren Kern bilden. 
Zweifel bieten ſich deshalb nur nach der Richtung, ob nicht anzu— 
nehmen iſt, daß bei der Verwendung beider Firmen zur Bildung der 
Geſellſchaftsfirma entgegen den geſetzlichen Vorſchriſten weder die eine 
noch die andere der beiden Firmen unverändert ſortgeführt wird. 
Indeſſen wird eine ſolche Betrachtungsweiſe nicht dem Umſtande ges 
recht, daß das Geſetz auf den regelmäßigen Fall abgeſtellt iſt, wo 
nur ein Geihäft übernommen und fortbetrieben wird. Hier find es 
zwei mit den Firmen erworbene Geſchäſte, die den Gegenſtand des 
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Fortbetriebs bilden. In einem derartigen Falle entſpricht es nach 
Anſicht des OLG. dem Sinne des Geſetzes, die Beibehaltung der Firmen 
beider Geſchäfte unter deren Vereinigung zu einer einheitlichen Firma 
zuzulaſſen. So auch Staub, Anm. II Abſ. 2 zu 822 HGB. 


Der Beſchluß des KG. vom 24. September 1908 (Ripr. 19, 297) 
ſteht dem nicht entgegen; denn dort ſollten die Firmen der erworbenen 
zwei Geſchäfte nicht unverändert zur Bildung der neuen Firma ver⸗ 
wendet werden. Ebenſo verhält es ſich hinſichtlich RZ. 50, 116 ff., 
inſofern auch dort die Firmen der beiden Geſchäfte nicht unverändert 
fortgeführt wurden; im übrigen läßt auch das RG. die jetzt allein 
in Betracht kommende Frage nach der Zuläſſigkeit der Firmen⸗ 
bildung in der hier beabſichtigten Weiſe unentſchieden. 


Nun enthält aber die für die Geſellſchaft beſtimmte Firma den 
Zuſatz: „Vereinigte Dresdner Porzellan⸗Malereien“. Vorausſetzung 
für die Zuläſſigkeit des Zuſatzes tft, daß er zur Andeutung des Nach⸗ 
folgeverhältniſſes beſtimmt iſt und daß dieſe ſeine Beſtimmung deutlich 
aus der Firma felbft hervorgeht. Hieran fehlt es bei der jetzigen 
Faſſung der Firma. Denn danach iſt die Annahme nicht ausgeſchloſſen, 
daß die Firma nicht ſowohl aus den beiden mit den Geſchäften er⸗ 
worbenen Firmen Richard K. und D. & Co. hervorgegangen, wie 
vielmehr aus den Namen von Geſellſchaftern neu gebildet ſei. Dieſe 
Annahme könnte vermieden werden, wenn die Firma etwa die Faſſung 
erhielte: „Vereinigte Dresdner Porzellan⸗Malereien Geſellſchaft m. b. H. 
vormals Richard K. und D. & Co.“ Gegen die ſo gefaßte Firma 
würde ein Bedenken nicht zu erheben ſein; in der jetzigen Faſſung 
dagegen iſt die Firma mit Recht beanſtandet worden. 

Hiernach war die weitere Beſchwerde als unbegründet zurück⸗ 
zuweiſen. Den Beſchwerdeführern muß es überlaſſen bleiben, darauf 
hinzuwirken, daß der Firma im Wege der Abänderung des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrags die bezeichnete Faſſung gegeben wird. (DLG. Dresden, 
6. 8 S., Beſchluß vom 14. Oktober 1916, 6 Reg. 114/16) 


Mitgeteilt von OL GRat Geh. Juſtizrat Dr. Kretzſchmar, Dresden. 


* * 
* 


11. Wahrung der Berufungsfriſt durch Einreichung 
der Berufungsſchrift nach Schluß der Dienſtſtunden bei 
a. anderen als dem zuſtändigen Gerichtsſchreiber⸗ 
eamten. 


Das angefochtene Urteil iſt dem Beklagten am 28. April 1916 
zugeſtellt worden. Die Berufungsſchrift iſt gemäß Stempelvermerk 
eiſt am 30. Mai 1916 bei der Briefabnahmeſtelle eingegangen, fie 
trägt aber folgenden Vermerk: „Abgegeben in meiner Dienſtwohnung 
am 29. Mai 1916, abends 9 Uhr. S, Oberſekretär.“ Der 
28. Mai 1916 war ein Sonntag. 


Aus den Gründen: Die Beruſungsfriſt lief am 29. Mai 1916 
ab. Die Friſt iſt gewahrt, wenn man davon ausgeht, daß die Be⸗ 
rufungsſchriſt auch noch nach Schluß der Dienſtſtunden und nicht nur 
bei der Briefannahmeſtelle, ſondern auch bei anderen Gerichts⸗ 
ſchreibereibeamten, alſo auch bei dem Oberſekretär des KG., rechts⸗ 
gültig eingereicht werden kann. Beide Fragen ſind von dem er⸗ 
kennenden Senat bejaht worden. Hinſichtlich des Ablaufs der Friſt 
geht die herrſchende Anſicht dahin, daß die Friſt ſür die Einreichung 
der Rechtsmittelſchrift bis zum Ablauf des letzten Tages der Friſt, 
alſo bis Mitternacht, und nicht nur bis zum Ablauf der Dienſtſtunden, 
ſich erſtreckt. Die nach dieſer Richtung ergangenen Entſcheidungen 
find in einem Beſchluß des 1. 8S. des KG. vom 23. April 1914 
angeführt. Dort iſt auch der Standpunkt der herrſchenden Meinung 
näher begründet. Abgeſehen von der genannten Entſcheidung des 
KG. ſei hier nur noch verwieſen auf das Urteil des 2. 3S. des 
RG. vom 26. Februar 1904 (JW. 1904, 2112), des 1. StS. des 
RI. vom 7. Februar 1898 (Bd. 31 S. 4) und das Urteil des 
17. 35. des KG. vom 2. April 1913 (17 U. 6300/12). Bedenken 
gegen dieſen Standpunkt ſind in anderen, in dem genannten Beſchluß 
des 1. Senats des KG. angeführten Entſcheidungen von der Er⸗ 
wägung aus erhoben worden, daß den Beamten der Gerichtsſchreiberei, 
weil ſie nicht die Pflicht hätten, außer in beſonderen Fällen — über 
ihre Dienſtſtunden hinaus — tätig zu ſein, auch nicht das Recht 
hierzu eingeräumt werden könnte, da anderenfalls die wichtige Ent⸗ 
ſcheidung, ob ein Rechtsmittel rechtzeitig eingelegt worden ſei, lediglich 
von ihrem freien Ermeſſen abhinge. Erwägungen ſolcher Art können 
aber gegenüber dem geltenden Recht nicht ausſchlaggebend in das 
Gewicht fallen. Ein Verbot für die Tätigkeit außerhalb der Dienſt⸗ 
ſtunden, das die Gültigkeit ſolcher Amtshandlungen in Frage ſtellen 
könnte, iſt weder durch das Geſetz (5 207 8PO.) gegeben, noch in 
einer der Ausführungsvorſchriften, insbeſondere in der hier in 
Betracht kommenden, die Dienſtſtunden der Briefannahmeftelle 
regelnden Verfügung des Präſidenten des KG. vom 27. Oktober 1908 


45. Jahrgang. 


enthalten. Bei dem Mangel eines ſolchen Verbots aber gilt die 
allgemeine Regel des 8 188 Abſ. 2 BGB. wonach eine nach Wochen 
oder Monaten beſtimmte Friſt erſt mit dem Arlauf des letzten Tages 
endet. Hinſichtlih der weiteren Frage, ob alle Beamten der Ge: 
richtsſchreiberei zur Feſtſtellung des Einganges eines Rechts mittels 
befugt ſind und nicht nur diejenigen Beamten, die nach den Dienſt⸗ 
vorſchriften hierzu beſtimmt find, bat der erkennende Senat ſich 
ebenfalls dem genannten Beſchluß des 1. 35. des KG. angeſchloſſen, 
der ſeinerſeits ſich mit Recht auf eine im gleichen Sinre ergangene 
Entſcheidung des RG. (JW. 1904, 21127) beruft, und damit iſt die 
Frage bejaht. Maßgebend hierfür war die Erwägung, daß dieſe 
Dienſtvorſchriften nur für die Ordnung des inneren Geſchäftsverkehrs 
Bedeutung haben, daß aber die allgemeine Zuſtändigkeit, die jeder 
Gerichtsſchreiber nach dem Geſetz, dem GG., der ZPO. und ber 
StPO. kraft ſeines Amts als Gerichtsſchreiber bat, dadurch nicht 
berührt werden ſollte. Geht man aber davon aus, daß die Dienſt⸗ 
ſtellung für die Zuſtändigkeit nach außen entſcheidet, fo kann ein 
Bedenken gegen die Zuſtändigkeit des Oberſekretärs auch nicht daraus 
hergeleitet werden, daß ſeine Dienſttätigkeit überwiegend oder aus⸗ 
ſchließlich ouf Geſchäfte der Juſtizverwaltung beſchränkt iſt (KG., 
7. 3S., Urteil vom 17. Oltober 1916, U. 8327/16). 


Mitgeteilt von Rechtsanwalt Alfons Loewe, Spandau. 
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12. Neue ſelbſtändige Beſchwerdegründe. 


Die weitere ſofortige Beſchwerde richtet ſich gegen einen Beſchluß 
des LG. Hamburg, der die fofortige Beſchwerde der Gläubigerin gegen 
den die Zwangsvollſtreckung gegen den Schuldner einſtellenden und 
die Folgen feiner Nichtzahlung aufhebenden Beſchluf des AG. Hamburg 
vom 27. Juli 1916 zurückweiſt. Sie ift nach BD. 8 568 Abſ. 2 
nur zuläſſig, ſoweit in der angefochtenen Entſcheidung ein neuer 
ſelbſtändiger Beſchwerdegrund enthalten iſt. 

Einen ſolchen ſieht die weitere Beſchwerde darin, daß eine 
Anzahl von Eingaben, die der Schuldner dem Beſchwerdegericht 
eingereicht hat, der Gläubigerin nicht mitgeteilt, der letzteren daher 
das rechtliche Gehör verweigert worden ſei. 

Die Tatſache der Nichtmitteilung mehrerer Schriftſätze des 
Schuldners an die Gläubigerin iſt richtig. Dieſe Schriftſätze und 
ihre Anlagen waren dazu beſtimmt, die Angaben über die wirtſchaftliche 
Lage des Schuldners und die Verhältniſſe ſeines Grundſtücks in die 
dem an das AG. gerichteten Antrage des Schuldners und ihm bei⸗ 
gelegter Erklärung des IR P. enthalten ſind, zu ſpezifizieren und 
glaubbaft zu machen Dieſe Schriftſätze der Gläubigerin zur Erklärung 
vorzulegen, war das Beſchwerdegericht nur verpflichtet, wenn es dies 
zur Aufklärung des Sachverhalts für erforderlich erachtete: das 
Befinden hierüber war Sache ſeines freien richterlichen Ermeſſens 
(vgl. DLS. Dresden, Seuff A. 57 Nr. 255). Von einer Verweigerung 
des rechtlichen Gehörs iſt alſo keine Rede. 

Der weiteren Beſchwerde iſt weiter zu entnehmen, daß ſie die 
Nichtbeachtung des Beſchwerdevorbringens rügt, das ſich gegen die 
amtsgerichtliche Anordnung der Beſeitigung von Rechtsfolgen der 
Nichtzahlung des Schuldners richtet. Dieſen Punkt hat das Beſchwerde⸗ 
gericht allerdings unerwähnt gelaſſen. und fein etwaiges völliges 
üAberſehen würde, wenn er erheblich wäre, allerdings die 
weitere Beſchwerde rechtfertigen (RG. 42, 352 ff.:; 60, 407; KG., 
23. 1915, 1402). Aber rs iſt nicht erheblich. Die Annahme der 
Gläubigerin, daß die fragliche Anordnung keine geſetzliche Grundlage 
habe, iſt irrig; fie widerlegt ſich durch 89 VO. vom 8. Juni 1916 
(RGB. 454 ff.) Weiter aber ſpricht nichts dafür, daß das LG. die 
Ausführungen der Gläubigerin über die Tragweite der amtsgericht⸗ 
lichen Anordnung überſehen hat; vielmehr iſt aus ſeinem Tenor zu 
entnehmen, daß es den Beſchluß des AG. auch inſoweit gebilligt hat. 
Die Nichterörterung des Vorbringens der Gläubigerin iſt unter dieſen 
Umſtänden kein neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund (vgl. RG. 30, 
339; JW. 1900, 71). (ORG. Hamburg, 1. ZS., Beichluß vom 
29. September 1916, Z. 1 86/16) 

Mitgeteilt von Oberlandesgerichtsrat Dr. Schaps, Hamburg. 


* * 
* 

13. PatG. 8 11. Im gerichtlichen Verfahren wegen 
Patentverletzung kann keine einſtweilige Verfügung auf 
Grund einer noch nicht rechtskräftig bewilligten 8Zwangs⸗ 
lizenz erlaſſen werden. 

In einem vor dem KG. ſchwebenden Patentverletzungsprozeß wurde 
auf Grund eines klägeriſchen Patents ein von der Beklagten benutzter 


Zu 13. Es läßt ſich nicht verkennen, daß für dieſe Entſcheidung 
nach Maßgabe des Wortlauts der beſtehenden Geſetze manches ſpricht, 
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Apparat (der foa. „Kupferrobrapparat“) angegriffen. Die Beklagte hat ins 
zwiſchen ein Patent auf eine Vorrichtung, die angeblich die im Verletzungs⸗ 
proieß angegriffene iſt, und auf Grund des 8 11 Pat. eine noch 
nicht rechtskräftige Entſcheidung des Pal A. erwirkt. daß ihr die Er: 
laubnis erteilt wird, aegen Zablung einer Vergütung das Ver⸗ 
fabren des Patents der Klägerin zu benutzen (Zwanaslizen n). Die 
Beklagte hat nunmehr bei dem KG. den Antrag aeftellt, im Weae der 
einſtweiligen Verfügung anzuordnen, daß ihr bis zur Entſcheidung 
des Zwangslifenwerfahrens die Erlaubnis erteilt werde, gegen Zah⸗ 
lung einer Vergütung das Verfahren des Patents der Klägerin zur 
Gewinnung von Sauerftoff mit Hilfe der ihr geſchützten Vortichtung 
zu benutzen. Dieſer Antrag wurde zurückgewieſen. 


Aus den Gründen: Bei dem Senat ſchwebt zur Entſcheidung 
die Frage, ob das Patent der Klägerin durch die Benutzung des 
Kupferrohrapparates verletzt wird, alſo nicht die Frage, ob das 
Patent durch die Venutzung der Vorrichtung nach dem Patente 
der Beklaaten verletzt wird. — Im Verletzungsprozeſſe kann eine einſt⸗ 
weilige Verfügung gegen den Verletzer nur erlaſſen werden, wenn 
eine Verletzung glaubhaft gemacht iſt. Im Intereſſe des Verletzers 
kann eine einſtweilige Verfügung dann überhaupt nichl in Frage 
kommen, wenn keine Patentverletzung vorliegt. Iſt aber eine ſolche 
dargetan, fo kann der Verletzunasrichter nicht eine rechtswidrige Hands 
lung durch Erlaß einer einſtweiligen Verfügung gutheißen. Hat der 
Patentberechtigte eine einſtweilige Verfügung zu ſeinen Gunſten nicht 
erwirkt, fo hat der Patentverletzer zwar mit einem Schadenderſatz⸗ 
anſpruche zu rechnen, iſt aber in ſeinen Entſchlüſſen frei. Iſt der 
Patentverletzer in der erſten Inſtanz zur Unterlaſſung verurteilt und 
hat er Berufung eingelegt, ſo hat er das Hilfsmittel aus den 88 719, 
707 ZPO. 


In Wabrheit handelt es ſich bei dem vorliegenden Antrage nicht 
um den Eclaß einer einſtweiligen Verfügung im Rahmen des beim 
Senate ſchwebenden Verletzungsprozeſſes, ſondern um den 
Erlaß einer ſolchen Verfügung im Rahmen des auf die Zu⸗ 
ſprechung einer Zwangslizenz gerichteten Verfahrens. 
Dies ergibt klar der Wortlaut des Antrages, der dem der Urteils⸗ 
formel im Zwangslizenzverfahren entſpricht, und feine Begründung. 
Der Verletzungsrichter hat die Frage zu entſcheiden, ob die Beklagte 
ihren Kupferrohrapparat nicht benutzen darf, weil die Benutzung 
das DRP. verletzt. oder poſitiv ausgedrückt, ob die Beklagte ihren 
Apparat benutzen darf, weil feine Benutzung in das DN. nicht 
eingreift Er hat aber nicht die Frage zu entſcheiden, ob die Beklagte 
die Erfindung des DRP. der Klägerin benutzen darf trotz der 
darin liegenden Benutzung eines fremden Rechts. Die Entſcheidung 
hierüber iſt dem Patentamt übertragen (SS 11, 28 Pat.; Art. II 
des Geſ. v. 6 6. 1911, RGBl. 243), alfo den ordentlichen Gerichten 
entzogen (8 13 GG.). Die einſtweilige Regelung dieſer Frage fordert 
der Antrag der Beklagten. Rechtskräflig iſt die Frage nach dem 
Vortrage der Beklaaten ſelbſt noch nicht entſchieden. Sie berührt daher 
den Verletzungsrichter zunächſt gar nicht, auch nicht, wenn fie einrebes 
weiſe aufgerollt wird: die Befuanis der Beklagten zur Benutzung des 
DRP. ſteht noch nicht feſt. Die Beklaate hat übrigens bisher im 
Verletzungsprozeß die Beſuagnis auch nicht geltend gemacht, ſondern 
iſt im Gegenteil dabei verblieben, die Patentverletzung zu beſtreiten. 
Sie will alſo ihren Apparat frei benutzen. Iſt aber die Entſcheidung 
der Hauptfrage den ordentlichen Gerichten entzogen, ſo iſt ihnen damit 
auch die Entſcheidung über eine einſtweilige Regelung entzogen, alſo 
auch die Ausfüllung einer angeblichen Lücke in den Rechtsbehelfen. 
Nur das Pat A. oder das NG. können darüber befinden, ob die Bor: 
ſchriften der ZPO. über die einſtweilige Verfügung im Zwangslitenz⸗ 
verfahren entſprechend anzuwenden ſind. — (KG., 10. ZS., Beſchluß 
vom 8. Juli 1916, 10 U. 59½15. — Markſch W. XVI. Ihrg. S. 45.) 


5) Strafſachen. 


Tatſachenirrtum und Fahrläſſigkeit bei Höchſtpreis⸗ 
überſchreitungen. Die Bekanntmachung des Reichs— 
kanzlers über die Feſtſetzung der Preiſe für Wild vom 


aber ebenſowenig, daß hier eine Lücke im Geſetz vorliegt, deren Be⸗ 
ſeitigung bei der kommenden Reform der Patentgeſetzgebung dringend 
erforderlich iſt. Gerade jetzt während des Krieges, da das Zwangs⸗ 
lizenzverfahren im vaterländiſchen Intereſſe von beſonderer Wichtigkeit 
iſt, macht es ſich ſtörend bemerkbar, daß die Wirkungen erft nach 
Rechtskraſt des Verfahrens eintreten, und daß weder eine vorläufige 
Vollſtreckbarkeit noch eine einſtweilige Verfügung in dieſem Verfahren 
vorgeſehen iſt, und daß auch der im vorſtehenden Verfahren gemachte 
Verſuch, durch Maßnahmen im Verletzungsverſahren zu helfen, ges 
ſcheitert iſt. 
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80. Dezember 1915, RGBl. S. 851, ift Verwaltungs: 
anordnung. 


Der Angeklaate, ein jagdberechtigter Bauer, hatte einen Rehbock 
mit Decke unter Überſchreitung der Höchſtpreiſe verkauft. Vor dem 
Verkauf hatte er ſich bei dem Amtsvorſteher ſeines Bezirks nach dem 
Beſtehen von Höckſtpreiſen für Wild erkundigt und die Auskunft er: 
balten, daß Höchſtpreiſe für Wild mit Decke nicht beſtänden und die 
Höchſtpreiſe nur für zerteiltes Wild gelten. Schöffengericht und Straf— 
kammer haben verurteilt, das OLG. ſreigeſprochen. 


Die Strafkammer hat angenommen, daß die Vefanntmachung 
vom 30. Dezember 1915 in Verbindung mit dem Geſetz, betreffend 
Höchſtvreiſe vom 4. Auauſt 1914/17. Dezember 1914, 23. Sep: 
tember 1915,23. März 1916, die Anwendung des § 59 Stu. 
zulaſſe, jedoch nur einen gemäß 8 59 &tGB. unentſchuldbaren Irrtum 
angenommen und aufgeführt: 


„In den jetzigen ſckweren Kriegszeiten muß ſich jeder Staals⸗ 
bürger hinſichtlich der Befolaung der auf den Krieg ſich beziehenden 
Anordnungen der ſtrengſten Pflichterfüllung befleißigen. und deshalb 
muß jedes noch fo cerinae Verſchulden als Fahrläſſigkeit erachtet 
werden. Als eirener Jaadinhaber, alſo als beruflich näher Beteiligter, 
müßte der Angeklagte feine Erkundungszpflicht ſorgſamer auffaſſen, 
ols er es getan hat. Er dürfte ſich nicht mit der gelegentlichen 
Auskunft des Zeugen begnügen, ſondern müßte ſich vom Wortlaut 
der Bekanntmachung von 30. Dezember 1915 Kenntnis verſchafſen; 
denn er müßte ſich ſagen, daß man der Kenntnis des Wortlauts 
bedürfte, um beurteilen zu könren, ob nur Rehſtückfleiſch oder auch 
Rebwild im ganzen unter ſie ſalle. Weil er das nicht getan hat, 
handelte er ſchuldhaſt.“ 


Aus den Gründen des DLG.: Die die Prneisfeſtſetzung für 
Wild entbaltende Bekanntmackung des Reichskanzlers vom 30 De— 
zember 1915 tft eine Verwaltungs anordnung. Ein Irrtum über ihren 
Inhalt iſt daher nach 8 59 StGB. zu beurteilen. Demgemäß war 
die Unkenntnis dem Angeklagten nur donn als Schuld anzurechnen, 
wenn ſie auf Fahrläſſigkeit berubte. Das LG. nimmt das auch an. 
Inſoweit iſt ihm der Senat jedoch nicht gefolgt, weil die Ans 
forderungen des LG. an die zu beachtende Aufmerkſamkeit zu weit 
gehen. Nach den Lebensverhältniſſen des Angeklagten kann es von 
ibm nicht verlangt werden, daß er ſich durch Einſichtnahme in die 
Geſetzblätter über den Inhalt obrigkeitlicher Anordnungen unterrichtet. 
Es muß genügen, wenn er ſich bei ſeiner Obrigkeit erkundigt. Mit 
der dort erhaltenen Auskunft konnte er ſich begnügen, falls nicht ohne 
weiteres ihre Unzuverläſſiakeit ſür ihn erkennbar war. Letzteres iſt 
nach den Feſiſtellungen nicht der Fall Insbeſondere brauchte der 
Angeklagte nicht ſchon deswegen an der Zuverläſſigkeit zu zweifeln, 
weil der Amtsvorſteher ſeiner Auskunft hinzufügte, „ſoweit er unter— 
richtet ſei“. (OLG. Breslau, Straſſenat, Urteil vom 17. Oktober 
1916, 7 §. 189/16.) 


Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Ewald Latacz, Loslau. 


Landgerichte. 
Kriegsrechtliche Entſcheidung. 


1. Während der Geſchäftsaufſicht iſt die Anſechtungs— 
klage unzuläſſig. 


Die Prüfung der Frage, ob das Beſtehen der Geſchäftsaufſicht 
über das Vermögen des Schuldners einer Anfechtungsklage wegen 
Gläubigerbenachteiligung im Wege ſteht, führte zur Bejahung aus 
folgenden Gründen. 

Die hier allein intereſſierende Einzelanfechſtung wegen Be: 
nachteiligung der Gläubiger iſt ein für den Fall der Frucktloſigkeit 
der Zwanassdollſtreckung gegen den Schuldner gegebener Behelf. Dies 
tritt im Anfechtungsgeſetz in der Weiſe in Erſcheinung, daß in 8 2 
zur Rechtsſchutzvorausſetzung des Anfechtungsanſpruchs gemacht iſt, 
daß der Gläubiger einen Vollſtreckungstitel erlangt hat, und ſeine 
Forderung fällig iſt, und daß eine Zwangsvollſtreckung in das Ver— 
mögen des Schuldners zu ſeiner vollſtändigen Befriedigung nicht 
gefuhrt hat, oder anzunehmen tft, daß fie dazu nicht führen würde. 
Die Zwangsvollſtreckung muß alſo rechtlich möglich und tatſächlich 
ohne oder doch ohne vollen Erfolg geweſen ſein, ehe eine Anfechtungs— 
klage zugeſprochen werden kann. Nun geſtattet die Geſchäftsaufſicht— 
verordnung für die Dauer der Geſchäftsauſfſicht die Zwangs vollſtreckung 
nur zugunſten ſolcher Gläubiger, die von dem Verfahren nicht be— 
troſſen werden. Die Verordnung verbietet alſo die Zwangsvollſtreckung 
zugunſten nicht privilegierter Gläubiger, ſie macht ſie für ſolche 
rechtlich unmöglich. Daraus folgt, daß ſolche Gläubiger während 


der Dauer der Geſchäſtsaufſicht auch nicht anfechten können. Die 
Erfüllung der Rechtsſchutzvoransſetzung jeder Einzelanfechtung, daß 
nämlich die rechtlich mögliche und tatſächblich verſuchte Zwangs⸗ 
vollſtreckung ohne vollen Erfolg geweſen iſt, kann nicht dargetan 
werden, ſoweit das Geſetz die Zwangsvollſtreckung verbietet. Daß 
82 AnfG. den tatſächlichen Verſuch der Zwanasvollſtreckung für den 
Fall nachläßt, daß anzunehmen iſt, ſie werde zu einer vollen Be⸗ 
friedigung doch nicht führen, ändert nichts; dieſe Beſtimmung iſt 
aegeben, um an ſich mögliche aber tatſächliche überflüſſige Voll⸗ 
ſtreckungsverſuche zu erſparen, fie darf aber nicht dazu dienen, eine 
Anfechtungsklage dann, wenn die Zwanasvollſtreckung verboten, alſo 
rechtlich unmöglich iſt, auch von der Vorausſetzung der rechtlichen 
Möglichkeit der Zwangsvollſtreckung gegen den Schuldner zu befreien. 
Abgeſehen von dem angeführten Aufſatz von Breit in der AM., 
welcher bemerkt, wenn der nichtprivilegierte Gläubiger mit Erfolg 
anfechte, ſo erhalte er allerdings mittelbar eine Befriedigung, die er 
unmittelbar nicht hätte erlangen können, desbalb werde aber die 
Vollſtreckung gegen den Anfechtung8oegner noch nicht Vollſtreckung 
aegen den Schuldner, wird denn auch in der Literatur, ſoweit er: 
ſichtlich, von allen Seiten die Zuläſſigkeit von Anfechtungsklagen 
während der Dauer der Geſchäſtsaufſicht verneint. So beſonders 
von Maher, Privatrecht des Krieges, Bem. 29 zu der Auſfſichts⸗ 
verordnung; ſerner Waſſermann⸗Erlanger. Die Kriegsgeſetze, 2. Aufl., 
Bent. IIa zu S 5 der Auſſichtsverordnung; endlich auch Levy, Die 
GeſchäftLauſſicht zur Abwendung des Konkursverfahrens, Bem. 3 zu 
§ 5 S 190,91. 

Mayer a. a. O. S. 160 Abſ. 4 meint, es werde anzunehmen ſein, 
daß das Verfahren über den Anfechtungsanſpruch während der Dauer 
der Geſchäftsaufſicht unterbrochen werde und nach Aufhebung der 
Geſchäftsaufſicht wieder aufgenommen werden könne. Jedenfalls 
wäre eine Anfechtungsklage, wenn zur Zeit der Entſcheidung die 
Geſchäftsauſſicht wieder aufgehoben wäre, nicht desbalb abzuweiſen, 
weil die Geſchäftsauſſicht zur Zeit der Erhebung der Klage oder 
ſpäter angeordnet war, wenn aber, wie im vorliegenden Falle, eine 
Anfechtungsklage nach Anordnung der Geſchäftsaufſicht erhoben iſt 
und der Entſcheidung ein anderer Grund nicht entgegenſteht. fo muß 
nach Anſicht des Gerichts dem Antrag des Beklagten auf Abweiſung 
ebenſo ſtattgegeben werden, wie wenn es an einem Vollſtreckungstitel 
oder an der Fruchtloſigkeit der Vollſtreckung fehlen würde, da ein 
geſetzlicher Grund für eine Unterbrechung oder Ausſetzung nicht 
vorliegt. 

Es iſt zuzugeben, daß es nicht befriedigt, daß durch die Abweiſung 
von Anfechtungasilagen wegen Unzuläſſigkeit während der Dauer ber 
Geſchäftsaufſicht die rechtzeitige Aufklärung von Tatbeſtänden hintan⸗ 
gehalten, der Untergang und die Verſchlechterung, der Verbrauch und 
ſogar die Beſeitigung von anſechthar Weggegebenem vor dem Zugriff 
des Gläubigers erleichtert, der Verluſt des Anfechtunasrechts durch 
Ablauf der Friſten des § 3 und eventuell des § 12 AnſG. herbei⸗ 
geführt werden kann; gegen dieſen Rechtsverluſt gewährt 8 4 Ani®. 
nur in beſchränktem Maße Schutz. Jäger, BankArch. 1915, 31, 
vertritt allerdings die Meinung, aus dem Zwecke der Geſchäftsaufſicht 
ſei zu folgern, daß ihre Dauer auf den Lauf der Anfechtungsfriſten 
nicht angerechnet werden dürfe. 


Die mißlichen Folgen der Abweiſung einer Anfecktungsklage 
wegen Unzuläſſigkeit während der Dauer der Geſchäſtsaufſicht können 
aber nicht dazu führen, die aus zwingenden Gründen ausgeſchloſſene 
Zuläſſigkeit einer ſolchen Klage während der Dauer der Geſchäfts⸗ 
aufſicht zu bejaben. Es ſei darauf hingewieſen, daß auch die 
Zuloſſung von Anfechtungsklagen während der Dauer der Ge: 
ſchäftsaufſicht zu unbefriedigenden Folgen wenigſtens dann führt, 
wenn nicht die Vollſtreckung obſiegender Urteile auf einem 
anderen Wege für die Dauer der Geſchäftsaufſicht verhindert 
werden kann. Denn wenn dies nicht möglich iſt, dann können die⸗ 
jenigen Gläubiger, die angefochten haben, die vom Schuldner an⸗ 
fechtbar weggegebenen Vermögensſtücke, welche vielleicht die einzigen 
Befriedigungsmittel find, für ſich nehmen, ohne daß, wie ſonſt, die 
anderen Gläubiger durch einen Konkursantrag dazwiſchentreten und 
ſo die Gleichheit der Lage aller herſtellen können, indem dann 
das Anfechtungsrecht auf den Konkursverwalter übergeht. In 
einem ſolchen Falle wäre freilich Grund vorhanden, die An: 
ordnung der Geſchäftsaufſicht wieder aufzuheben; allein bis dies 
erreicht iſt, kann die Vollſtreckung des Anſechtungsgläubigers längſt 
durchgeführt fein. 

Eine materiell befriedigende Entſcheidung iſt bei dem dermaligen 
Stande der Krieasgeſetzgebung nicht möglich. (LG. Freiburg, II 3K, 
Urteil vom 12. Juli 1916, 2 Z. H. 4/16.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt S. Straub, Freiburg i. Br. 


45. Jahrgang. 


2. 8 88 Gen. Geſchäftsbetrieb einer in Liquidation 
befindlichen Terraingenoſſenſchaft. 


Auf Grund der Klage hat das LG. Hamburg, 3K. XIII, den 
Beſchluß der Generalverſammlung der beklagten Genoſſenſchaft, das 
Grundſtuck der & : Terraingefellihatt m. b. H. im Zwangsverkaufs⸗ 
verfahren unter den bekanntgegebenen Bedingungen käuflich zu er⸗ 
werben, für nichtig erklärt. Der Sachverhalt ergibt ſich aus den 
Gründen: 


Die beiden Kläger gehören zu den Genoſſen der Beklagten, einer 
eingetragenen Genoſſenſchaft m. b. H., die ſich feit dem 8. Mai 1915 
in Liquidation defindet. Die Statuten der Beklagten bezeichnen als 
den Getzenſtand des Geſchäſtsbetriebes den Erwerb geeigneter Grund⸗ 
ſtucke am Bahnhof Peute und den Verkauf einzelner Teile dieſer 
Grundſtücke an Mitglieder und Nichtmitglieder. Dieſes Unternehmen 
hat die Beklagte, bis fie in Liquidation getreten iſt, nur mittelbar 
betrieben. Sie iſt nämlich die alleinige Inhaberin aller Geſchafts⸗ 
anteile einer Geſellſchaft m. b. H., die auf einem Terrain auf der 
Peute einen Geſchäftsbetrieb ausübt, wie er nach den Statuten der 
Beklagten für dieſe ſelbſt vorgeſehen war. Dieſe Geſellſchaſt m. b. H. 
iſt in ſchwierige Vermögensberhaltniſſe geraten, und wegen Nicht⸗ 
zahlung der Hypothekenzinſen ſteht die Zwangsverſteigerung über ihr 
Terram bevor. Nach dem Vorbringen der Beklagten wird dieſe das 
durch inſofern in Mileidenſchaft gezogen, als fie der Geſellſchaſt 
m. b. H. Darlehen gegeben hat, und als fie vertraglich für eine Ver⸗ 
pflichtung einzuſtehen hat, wonach die Geſellſchaft m. b. H. dem R. W. 
gegen eine im voraus vereinbarte Entſchaoigung von 3 & pro 
Quadratmeter Teile des Terrains zur Anlegung eines Stichkanals 
abtreten muß. Bei der Zwangsverſteigerung über ihr Terrain wird 
die Geſellſchaft m. b. H., wie die Betlagte behauptet, dieſer Verpflich⸗ 
tung gegen W. nicht gerecht werden konnen, und es wird die Bes 
klagte den Schadensanſprüchen des W. dann ausgeſetzt ſein. 


Zu 2. Ich halte obiges Urteil, welches leider durch die Zurück⸗ 
ziehung der Berufung rechtskräftig geworden iſt, für außerordentlich 
bedenklich. 

Eine Verletzung des Geſetzes (GenG. 5 51) enthält der 
angefochtene Beſchluß nicht. Es mag unterſtellt werden, daß die 
Schranken des § 88 auch für die Generalverſammlung gelten. Aber 
8 88 wird vom LG. zu eng gefaßt. Schon iG. 44, 83 wehrt ſich 
dagegen, daß aus den Worten „Zur Beendigung ſchwebender Ge— 
ſchafte können die Liquidatoren auch neue Geſchafte eingehen“ ge: 
folgert werde, es ſei die Eingehung neuer Geſchafte zu jedem anderen 
Zwecke unterſagt: die „Umſetzung des Vermögens der Genoſſenſchaft 
in Geld“ erfordere allemal neue Geſchäfte. Und RG. 72, 240 halt 
es im Anſchluß an Wimpfheimer (Die Geſellſchaften des Handels— 
rechts und des bürgerlichen Rechts im Stadium der Liquidation, 
S. 161) mit Rückſicht auf die dringenden Veduürſniſſe des praktiſchen 
Lebens für geboten, „den Begriff des neuen Geſchafts möglichſt eng 
und den des ſchwebenden Geſchäfts möglichſt weit zu faſſen“. 
Von dieſem Standpunkt erſcheint fur eine in Liquidation befindliche 
Terraingenoſſenſchaft nicht ungeſetzlich der Erwerb eines Grundſtucks, 
das einer Untergeſellſchaft gehort, von der die Genoſſenchaft alle 
Anteile beſitzt, ein Erwerb, der außerdem zu dem Zwecke erfolgen 
ſoll, die Genoſſenſchaft und ihre Mitglieder von Erſatzanſpruchen 
eines Dritten zu befreien. Ein „ſchwebendes“ Geſchaft iſt Jo: 
wohl die Verwertung der Untergeſellſchaftsanteile — die 
im Fall ihrer Nichtverkauflichkeit nur durch den Verkauf der Terrains 
der Untergeſellſchaft erfolgen kann, und dieſer iſt durch die Zwangs⸗ 
verſteigerung in Frage geſtellt — wie die Beſeitigung der 
W.ſchen Schadenserſatzanſprüche. „Die Aufgaben der Liqui⸗ 
dation dürfen nicht in einer Weiſe eingeengt werden, die für die 
Genoſſenſchaft mit einem Verluſt an vorhandenem Vermögen ver: 
bunden wäre” (RG. 44, 83; 72, 240). Nur uber die Geſetzlich⸗ 
keit des in dem beanſtandeten Beſchluſſe eingeſchlagenen Weges 
hatte das Gericht zu entscheiden; ob er in concreto praktiſch und 
empfehlenswert war, daruber zu befinden war Sache der General— 
verſammlung. Das LG. irrt übrigens, wenn es meint, daß durch den 
Ankauf des Terrains der Untergeſellſchaft die Liquidation verzögert 
wird. Normalerweiſe müßte der Liquidator viele Jahre warten, bis 
die Untergeſellſchaft ihre Terrains nach und nach abſtoßt. Die 
Liquidation verzögert ſich alſo nicht, wenn der Liquidator die Objekte 
ſelbſt in ſeine Hand bringt. 

Auch eine Verletzung des Statuts und damit des § 16 
Abſ. 2 GenG. kam nicht in Frage. Der im Anfang der Grunde 
genannte Gegenſtand des Unternehmens wäre durch den Erwerb des 
Grundſtücks nicht geändert worden, ſelbſt wenn dieſes den einzigen 
Vermögensgegenſtand der Untergeſellſchaft bildete. Nur das Grund⸗ 
ſtück ware in der Zwangsverſteigerung erworben worden, nicht der 
Geſchäftsbetrieb ſeiner Eigentümerin. 


Oberlandesgerichtsrat Dr. Schaps, Hamburg. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 
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Angeblich wegen dieſer Intereſſen hat die Beklagte, nachdem ſie 
in Liquidation getreten war, Maßregeln ergriſſen, um trotz ihrer 
beinahe völligen Mittelloſigkeit das Terrain in der Zwangasverſteige⸗ 
rung erſtehen und den Schadensanſprüchen des W. in einer nicht 
näher klargelegten Weiſe — wahrſcheinlich durch Erſullung des Ver⸗ 
trags — entgehen zu können. Zu dieſem Ende hat die Beklagte die 
nötige Kreditgewährung bei einem Kapitaliſten angebahnt, und am 
19. Juli 1915 hat eine außerordentliche Generalverſammlung der 
Beklagten gegen den Widerſpruch der beiden Klager den Beſchluß 
gefaßt, das Grundſtück der X Terraingeſellſchaft m. b. H. unter den 
bekanntgegebenen Bedingungen im Zwangaverſteigerungsverfahren 
käuflich zu erwerben. 


Das dieſer Beſchluß für nichtig erklärt werde, iſt das Ziel der 
gegenwärtigen Klage, und der Standpunkt der Kläger erſcheint auch 
berechtigt. 


Tritt eine Genoſſenſchaft in Liquidation, ſo wird ſie dadurch 
aufgeloſt. Sie beſteht nur inſoweit weiter, als es für die Zwecke 
der Geſchäftsabwicklung erforderlich iſt. Die Organe bleiben zu 
dieſem Zveck beſtehen, mit der Maßgabe, daß an Stelle des Vor⸗ 
ſtandes Liquidatoren mit ihrer durch 5 88 Gen. begrenzten Boll: 
macht treten. Es mag zugegeben werden, daß die Generalverſamm⸗ 
lung der Genoſſen als das oberſte Organ der Genoſſenſchaft nach 
außen in ihren Entſchließungen frei und befugt ſein mag, uber den 
den Liquidatoren durch § 88 gezogenen Rahmen hinaus zugehen. Im 
Innenverhalinis der Genoſſenſchaft muſſen andere Grundſfatze gelten. 
Wenn der Beſchluß, eine Genoſſenſchaft in Liquidation treten zu 
laſſen und fie dadurch aufzulöſen, uberhaupt Sinn haben ſoll, ſo 
muß ein ſolcher Beſchluß auch das Ziel des Geſchaftsbetrieds ers 
greifen. An die Stelle des durch das Statut beſtimmten Zwecks der 
Genoſſenſchaft tritt gewiſſermaßen das Gegenteil. Es wiro auf 
dieſen Zweck verzichtet, und an ſeiner Stelle bildet es das Ziel jeder 
Liquidauion, die Geſchafte abzuwickeln, und dieſe Abwicklung auf 
einem Wege zu erreichen, auf dem in vernunftiger Weiſe das Inter⸗ 
eſſe an ſchneller Abwicklung mit dem Intereſſe an einer möglichſt 
gunſtigen Abwicklung vereinigt wird, und auf dem tunlichſt die 
Eingehung neuer Verbindlichkeuen vermieden wird. Die Vorſchriſten, 
die in § 88 die Vollmacht der Liquidatoren begrenzen, find nichts 
anderes als ſelbſtverſtandliche Regeln, die ſich aus dem Weſen der 
Liquidation ergeben, und dieſe Regeln muſſen demnach auch fur die 
Befugniſſe der übrigen Genoſſenſchaftsorgane gegenuder den wider⸗ 
ſtrebenden Genoſſen gelten, mag auch der Geſeßgeber es nicht für 
nötig gehalten haben, dies ausdiucklich zu betonen. Nach 8 88 
haben die Liquidatoren die laufenden Geſchäſte zu beendigen, die 
Verpflichtungen der aufgeloſten Genoſſenſchaft zu erfüllen, die Forde⸗ 
rungen derſelben einzuziehen und das Vermögen der Genoſſenſchaft 
in Geld umzuſetzen. Zur Beendigung ſchwebender Geſchafte konnen 
auch neue Geſchaſte eingegangen werden. Nlverfihreitet die Genoſſen⸗ 
ſchaft dieſe Grenzen, ſo weicht ſie von ihrem durch die Liquidation 
gewieſenen Zweck der Abwicklung der Geſchafte ab. Wie eine durch 
Liquidattonsbeſchluß aufgeloſte Genoſſenſchaft ihren Geſchaftsbetrieb 
zu anderem Zwecke als dem der Liquidaiton nicht ohne weiteres 
wieder aufnehmen kann, es vielmehr dazu der Form der Neugründung 
bedarf, jo kann auch im einzelnen Falle der Genoſſe einer liqui— 
dierenden Genoſſenſchaft es als ſein von den übrigen Genoſſen zu 
reſpeklierendes Recht betrachten, daß dem Zwecke der Abwicklung 
allein die Beſchluſſe und Geſchafte der Genoſſenſchaft angepaßt werden. 
Es bedarf der Einſtimmigkeit ſaͤmtlicher Genoſſen, wenn von dem 
Zwecke der Liquidation abgewichen werden ſoll, gleichwie dei Beſtehen 
der Genoſſenſchaft § 50 Ziff. 1 und § 2 Ab]. 1 Stimmeneinheit fur 
die Abanderung des Zweckes erforderlich geweſen iſt. 


Betrachtet man den von den Klägern beanſtandeten Zeſchluß 
der Genoſſenſchaft unter dem Geſichtspunkt, ob er der Liquidation 
dient, ſo muß dieſe Frage ſchlechihin verneint werden. Z var iſt es 
moglich, daß auf dieſem Wege Schadensanſpruchen des W. aus dem 
Wehe gegangen werden kann. Doch iſt der. dajur in Ausſicht ges 
nommene Weg ſo unabjehbar, daß es wirtſchaftlich nicht mehr als 
Abwicklung angeſprochen werden kann, wenn nach dem Beſchluſſe der 
Genoſſenſchafter verfahren wird. Die Beklagte wird recht eigentlich 
anſtatt der Liquidation vielmehr ihren urſprunglichen ſtatutariſchen 
Zweck wieder aufnehmen, ſie wird mit einer umfangreichen, dei ihren 
unbedeutenden eigenen Mitteln als unſolide zu betrachtenden Terrain⸗ 
ſpekulation von vorn beginnen, und die Verhaliniſſe der Genoſſen— 
ſchaft zu ihren Genoſſen wurden, anſtatt eine Vereinfachung zu er» 
fahren, viel verwickelter werden. Es laßt ſich geradezu ſagen, daß 
der Genoſſenſchaftsbeſchluß nichts weiter iſt, als eine Neugrundung. 
Dieſe brauchten die Klager nicht hinzunehmen. Ihrer Klage iſt dem⸗ 
nach zu entſprechen. (LG. Hamburg, Urteil vom 17. Dezember 1915, 
4. XUl. 879/16.) 
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3. Eintragung der vertraglichen Anderung des Hüter: 
ſtandes in das Güterrechtsregiſter. 


Die Eheleute M. hatten durch Ehevertrag die bisherige all⸗ 
gemeine Gutergemeinſchaſt aufgehoben und Gütertrennung vereinbart. 
Sie beantragten, dies im Güterrechtsregifter einzutragen. Das AO. 
trug folgendes im Güterrechtsregiſter ein: 

Durch Vertrag vom .. .. iſt die allgemeine Gütergemeinſchaft 
aufgehoben. 


Die Kontrahenten beantragten, dieſe Eintragung noch durch die 
Worte, daß Gütertrennung vereinbart fet, zu ergänzen, da durch die 
Eintragung, fo wie ſie erfolgt jet, nicht erſichtlich gemacht ſei, 
2 Güterſtand an Stelle der allgemeinen Gütergemeinſchaft ge: 
treten ſei. 

Das AG. hat den Antrag abgelehnt, da aus § 1436 BGB. 
ohne weiteres folge, daß Gütertrennung eintritt, wenn die allgemeine 
Gütergemeinſchaft aufgehoben iſt; dieſe Folge brauche aber nicht ein⸗ 
getragen zu ſein, wenn die Aufhebung ſelbſt eingetragen ſei. 

Das LG. hat abgeändert. 


Aus den Gründen: Das Begehren der Beſchwerdeführer, die 
Eintragung dahin zu ergänzen, daß Gütertrennung vereinbart iſt, 
erſcheint nicht unbegründet. Es iſt zwar richtig, daß für das Regiſter⸗ 
gericht, welchem der Ehevertrag vorliegt, unzweifelhaft iſt, daß durch 
die vertragliche Aufhebung der allgemeinen Gutergemeinſchaſt Güter: 
trennung eingetreien iſt, da ſich nicht aus dem Vertrage ein anderes 
ergibt. Andererſeits iſt aber für die dritten Perſonen, zu deren 
Unterrichtung die Eintragung beſtimmt iſt, wenn ſie den Inhalt des 
Ehevertrages nicht kennen, ein Zweifel darüber möglich, ob tarfächlich 
Gutertrennung eingetreten iſt. Denn nach § 1436 8G. tritt Güter⸗ 
trennung, wenn durch Ehevertrag die allgemeine Gutergemeinſchaft 
aufgehoben wird, nur dann ein, ſofern ſich nicht aus dem Vertrage 
ein anderes ergibt. Der Dritte ſoll aber, wenn eine Anderung des 
Güterſtandes eingetragen wird, in dem Eintragungsvermerk den 
Güterſtand bezeichnet erhalten, ſo daß er es nicht nötig hat, 
ſich über den Güterſtand ſelbſt erſt durch Einſicht des Vertrages 
unterrichten zu muſſen. 

Dies folgt aus 8 1562 Abſ. 2 BGB. Auch bei Rausnitz, 
Kommentar der freiwilligen Gerichtsbarkeit, wird in Anm. 2 zu 
§ 161 KFG. in der Aufſtellung der Fälle, die einzutragen find, 
unter lit. d aufgeführt: Der Eintritt der Gütertrennung (88 1426, 
1431 863.), ſowoyl wenn er durch Vertrag, wie wenn er kraft 
Geſetzes erfolgt. (LG. Elbing, 3. Z., Beſchluß vom 18. Oktober 
1916, 8 T. 37/16.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Cohn, Stuhm (Weſtpr.). 


* * 
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4. 5102 Abf.5 der Geſchäftsanweiſung für Gerichts⸗ 
vollzieher in Preußen iſt unverbindlich. 

Dem Beklagten iſt in einem Prozeß durch einſtweilige Verfügung 
aufgegeben worden, an die Klägerin, ſeine Ehefrau, einen Koſten⸗ 
vorſchuß von 120 A zu zahlen. Der Gerichts vollzieher hatte dieſen 
Betrag auch zwangsweiſe eingezogen, aber die hierdurch entſtandenen 
Koſten von 3,83 % von dem Prozeß bevollmächtigten der Klägerin 
als ſeinem Auftraggeber per Nachnahme eingezogen. Die Erinnerung 
hatte keinen Erfolg. Auf die Beschwerde wurde der Gerichtsvollzicher 
angewieſen, die 3,83 *, ſowie die durch die Nachnahme entſtandenen 
Koſten von 0,25 K an den Progzeßbevollmächtigten zurückzuzahlen und 
3,25 M Auftragskoſten für den Vollziehungsauſtrag von dem Beklagten 
einzuziehen. Auerdings beſtimmt § 102 Abſ. 5 Geſch AnwſG V., daß wegen 
der durch Vollziehung eines Arreſtes oder einer einſtweiligen Verfugung 
eniſtehenten Gebühren und Auslagen der Gerichtsvollzieher ſich an 
ſeinen Auftraggeber zu halten habe. Dieſe Beſtimmung verſtößt aber 
gegen 88 788, 928 ZPO. wonach die notwendigen Koſten einer 
Zwangevollftredung dem Schuldner zur Laſt fallen und von ihm zu⸗ 
gleich mit den zur Zwangsvollſtreckung ſtehenden Anſprüchen beizutreiben 
find. Dieſe Beſtimmung gilt auch für die durch Vollziehung eines 
Arreſtes oder einer einttweiligen Verfügung entſtehenden Koſten. Dieſe 
find alſo, ohne daß es eines beſonderen Auftrages oder einer beſon⸗ 
deren Feſtſetzung bedarf, ohne weiteres mit keizutreiben. Daran kann 
auch die GeſchAnwfG., welche das Gegenteil beſtimmt, nichts ändern. 
Maßgebend iſt in erſter Linie das Geſetz. Die Geſchäftsanweiſung 
iſt weiter nichts als ein Leitfaden für den Gerichtsvollzieher bei Hand⸗ 
habung des Geſetzes. Soweit fie dabei gegen das Gere verſtößt, tft 
ſie wirkungslos. — (LG. Oppeln, Beſchluß vom 10. Oktober 1916, 


2 T. 88/16.) Mitgeteilt von Landrichter Dr. Hertel, Oppeln. 
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Nr. 21. 1918. 


Patentamt. 


Keine Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gemäß 
B RVO. vom 10. September 1914 bei Verſäumung der 
Einſpruchsfriſt! 


Nachdem das Patent erteilt war, hat die Beſchwerdeführerin Ein⸗ 
ſpruch eingelegt und gleichzeitig beantragt, ſie gegen die Verſäumung 
der Einſpruchsfriſt gemäß 8 2 der Bekanntmachung des BR. vom 
10. September 1914 in den vorigen Stand wieder einzuſetzen. Beide 
Inſtanzen des Pat A. haben abgewieſen. 


Aus den Gründen: Die BRTO. findet nicht auf alle Friſten, 
die überhaupt im PatG. vorkommen können (8 2 a. a. O.) Anwendung, 
deren Berſäumung nach geſetzlicher Vorſchriſt einen Rechts nachteil 
zur Folge hat. Von einem ſolchen „Rechtsnachteil“ kann aber im 
vorliegenden Fall nicht die Rede fein. Denn nicht um Rechte des 
Einſprechenden handelt es ſich im Patenterteilungd verfahren, ſondern 
einzig und allein um die Frage, ob das Patent zu erteilen iſt oder 
nicht. In dieſem Verfahren hat der Einſprechende nur die Stellung 
eines Beteiligten, der das Pat A. bei der Prüfung der Patentfähigkeit 
der angemeldeten Erfindung zu unterflügen, ſich ihm als Gehilfe ans 
zuſchließen hat. Abgeſehen von dem hier nicht in Betracht kommenden 
Fall des 8 3 JI PatG. kann jedermann Einſpruch einlegen. Wird 
alſo demjenigen, der Einſpruch einzulegen beabſichtigt, dies aus irgend⸗ 
welchen Gründen verſchränkt, ſo iſt er nicht in ſeinen Rechten ver⸗ 
letzt und erleidet keinen „Rechts nachteil“. Dies um fo weniger, als 
er rechtlich in der Lage iſt, feine Einſpruchsgründe im Nichtigkeits⸗ 
verfahren geltend zu machen; ob mit der Erhedung und Durchführung 
der Nichtigkeitsklage etwa Koſten verbunden find, tft nicht durch⸗ 
ſchlagend. Ebenſowenig iſt zutreffend, daß ihm durch die Verweiſung 
auf den Weg der Nichtigkeiteklage eine Inſtanz genommen werde. 
Denn nach dem Geſagten hat nicht jedermann ein geſetzlich beacht⸗ 
liches Recht auf Einſpruchseinlegung; erſt nach der Einlegung 
des Einſpruchs ſteht ihm ein wirtliches Recht auf Beteiligung zu, 
das vom Pat. berückſichtigt werden muß und beſtimmt Rechte nach 
Maßgabe der 55 24 bis 26 PatG. auslöſt. 


Es kommt aber noch folgendes hinzu: Wie die unterzeichnete 
Abteilung bereits mehrfach ausgeſprochen hat, iſt die Beſtimmung des 
5 2 BRDD. nur auf die Verſäumung ſolcher Friſten anwendbar, 
deren Ablauf unmittelbar eine Rechtsveränderung nach ſich zieht, 
wie z. B. die Vorbeſcheidsfriſt, die Beſchwerdefriſt, die Friſten zur 
Zahlung von Jahresgebühren. In allen dieſen Fällen tritt — einer lei 
ob es ſich um die im Geſetz ſelbſt beſtimmten oder um die vom Pat A. 
geſetzten Friſten handelt — im Falle ihrer Verſäumung unmittelbar 
kraft Geſetzes eine Rechtsveränderung, ein Rechts nachteil zuungunſten 
des Verſäumenden ein. Um eine ſolche Friſt aber hat es ſich hier 
nicht gehandelt; denn ſelbſt wenn die Beſchwerdeführerin Gelegenheit 
gehabt hätte, ihre Einſpruchsgründe geltend zu machen, ſo wäre die 
entſcheidende Abteilung in ihren Entſchließungen völlig frei geweſen 
und hätte je nach Ausfall der Prüfung zugunſten oder zuungunſten 
des Abmelders entſcheiden können; jedenſalls iſt durch Verſäumung 
der Einſpruchsfriſt nicht etwa, wie bei der Verſäumung der Beſchwerde 
— oder Vorbeſcheidsfriſt ein unmittelbarer Kechtsnachteil zum 
Schaden der Beſchwerdeführerin und gerade nur zu ihrem Schaden 
eingetreten. 


Verbietet ſich die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand ſonach 
ſchon aus Rechtsgründen, ſo kommt hinzu, daß ihre Anerkennung 
gegenüber der Verſäumung der Einſpruchsfriſt nach Erteilung des 
Patents zu einer unerträglichen Rechtsunſicherheit führen wüßte. 
Denn ſämtliche in der Kriegszeit erteilten Patente liefen Gefahr, 
innerhalb eines Jahres (ZPO. § 234 Abſ. 3), nach Ablauf der Ein: 
ſpruchsfriſt, noch nachträglich auf verſpäteten Einſpruch wieder auf: 
gehoben zu werden; und nicht nur das, vielmehr könnte jedes Patent 
auf die Anträge einer beliebigen Zahl von Perſonen, für die Voraus⸗ 
ſetzungen der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegeben wären, 
wieder in das Einſpruchsverfahren zurückverſetzt werden. Dies würde 
dem Sinn jeder Patenterteilung, ſelbſt mit Rückſicht auf die außer⸗ 
gewöhnlichen Umſtände des Kriegszuſtandes, ſowie den Bedürfniſſen 
der Induſtrie derart zuwiderlauſen, daß es ausgeſchloſſen iſt, anzu⸗ 
nehmen, die Bundesratsbekanntmachung könne ſolches beabſichtigt 
haben. Glaubt die beteiligte Induſtrie, daß ein Patent zu Unrecht 
erteilt ſei, ſo bleibt ihr eben nur mehr der ordentliche Weg der 
Nichtigkeitsklage offen. — (Beſchluß des Pat., BeſchwAbt. II vom 
16. Dezember 1915, . 5520 XII / 15g. — MarkſchW. XVI S. 47.) 
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Im Kampfe für das vaterland find folgende Rechtsanwälte gefallen: 


(Fortſetzung der Lifte von Nr. 21, 1916.) 


Dr. Offo Bruns aus Bremerhaven. Friedrich Niemann aus Gronau (Hannover). 
Dr. Hechenberger aus Heilbronn a. N. Dr. Faul Richter aus Berlin» Schöneberg. 


Am 20. November 1916 verſchied in München der Geheime Hofrat 


Dr. Hermann von Pemſel. 


Am 7. Dezember 1841 zu Naila geboren, begab er ſich nach glänzend beſtandenem Staatsexamen nach Paris und arbeitete 
dort in der Kanzlei des berühmten Advokaten und nachmaligen Staatsmannes Jules Favre. 

Nach feiner Rückkehr zum Staatsanwaltsſubſtituten in München ernannt, wendete er ſich bald dem anwaltſchaftlichen 
Berufe zu und übernahm im Jahre 1870 die angeſehene Kanzlei des Kgl. Advokaten Dr. Merck in Nürnberg, des ſpäteren Inhabers 
des Bankhauſes Merck, Finck & Co. in München. 

In Nürnberg zog der in der Vollkraft juriſtiſch praktiſchen Wiſſens, namentlich auf handelsrechtlichem Gebiet, ſtebende 
Anwalt die Aufmerlſamkeit des bekannten Induſtriellen Freiherrn von Cramer: Klett auf ſich, mit dem er im Jahre 1878 nach 
München überſiedelte. 

Mit Cramer⸗Klett und anderen hervorragenden Männern zuſammen gründete er im Jahre 1880 die Münchener Rück⸗ 
verſicherungsgeſellſchaft, die ſich inzwiſchen zur größten Rückverſicherung der Welt entwickelt hat. 

In der Folge trat Dr. Pemſel in den Verwaltungsrat der Bayeriſchen Vereinsbank und anderer Inſtitute ein, in denen 
er überall zufolge ſeiner überragenden geiſtigen Bedeutung und feines beſonderen Verſtändniſſes für wiriſchaftliche Fragen body 
geſchätzt wurde. 

Mehr als ein Jahrzehnt führte er auch die Beratung des Bayeriſchen Brauerbundes. 

War Dr. Pemſel ſchon in den 60er und 70er Jahren ein Vorkämpfer für die Freigabe der Advokatur geweſen, fo 
bewährte er fein Intereſſe an der Anwaliſchaft namentlich ſeit deren Neugeſtaltung durch die Geſetzgebung vom Ende der 70er Jahre. 

Zuſammen mit Adolf von Auer in den erſten Vorſtand der Münchener Anwaltskammer berufen, trat er nach ſeinem 
Ausſcheiden aus dem Kammervorſtand an die Spitze des Münchener Anwaltvereins, den er 12 Jabre als Obmann leitete. 

Jahrelang auch im Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins, der Hülfekaſſe für deutſche Rechtsanwälte und der Juriſtiſchen 
Geſellſchaft in Munchen tätig, erfreuten ſich ſeine Referate auf den deuiſchen Anwalistagen beſonderer Weitſchätzung. 

Als mit der Schaffung des Büraerlichen Geſetzbuchs auch die Anpaſſung des Handelsgeſetzbuchs an das neue Recht ſich 
als unabweisbar erwies, wurde Dr. Pemſel als beſonderer Kenner des Handels- und Akt en rechts in die aus Männern der 
Wiſſenſchaft und der Proxis zuſammengeſetzte Kommiſſion beruren, und der Bayeriſche Siaat zeichnete ihn fur ſeme verdienſt— 
und muͤhevollen Arbeiten durch Verleihung des perſönlichen Adels aus. 

Mit Dr. von Pemſel iſt eine unſerer feinften juriſtiſchen Intelligenzen und ein Mann von ausnehmender praktiſcher Klugheit 
dahingegangen. 
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Geſetz über den vaterländiſchen Hilfsdienſt. 
Vom 5. Dezember 1916 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, 
von Preußen uſw. 


König 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des 
Bundesrats und des Reichstags, was folgt: 


§ 1. Jeder männliche Deutſche vom vollendeten fiebzebnten 
bis zum vollendeten ſechzigſten Lebensjahre iſt, ſoweit er nicht 
zum Dienſte in der bewaffneten Macht einberufen iſt, zum vater: 
ländiſchen Hilfsdienſt während des Krieges verpflichtet. 


§ 2. Als im vaterländiſchen Hilfsdienſt tätig gelten alle 
Perſonen, die bei Behörden, behördlichen Einrichtungen, in der 
Kriegs induſtrie, in der Land- und Forſtwirtſchaſt, in der Kranken— 
pflege, in kriegswirtſchaſtlichen Organiſationen jeder Art oder in 
ſonſtigen Berufen oder Betrieben, die für Zwecke der Kriegführung 
oder der Volksverſorgung unmittelbar oder mittelbar Bedeutung 
haben, beſchäftigt ſind, ſoweit die Zahl dieſer Perſonen das Be— 
dürfnis nicht überſteigt. 

Hilfsdienſtpflichtige, die vor dem 1. Auguſt 1916 in einem 
fand: und forſtwirtſchaſtlichen Betriebe tätig waren, dürfen aus 
dieſem Berufe nicht zum Zwecke der Überweiſung in eine andere 
Beſchäftigung im vaterländiſchen Hilfsdienſt herausgezogen 
werden. . 


83. Die Leitung des vaterländiichen Hilfsdienſtes liegt dem 
beim Königlich Preußiſchen Kriegsminiſterium errichteten Kriegs— 
amt ob. 


§ 4. Liber die Frage, ob und in welchem Umfange die Jahl 
der bei einer Behörde beſchäftigten Perſonen das Bedürfnis über— 
ſteigt, entſcheidet die zuſtändige Reichs- oder Landeszentralbehörde 
im Einvernehmen mit dem Kriegsamt. Über die Frage, was als 
behördliche Einrichtung anzuſehen iſt, ſowie ob und in welchem 
Umfang die Zahl der bei einer ſolchen beſchäftigten Perſonen das 
Bedürfnis überſteigt, entſcheidet das Kriegsamt nach Benehmen 
mit der zuſtändigen Reichs- oder Landeszentralbehörde. 

Im übrigen entſcheiden über die Frage, ob ein Beruf oder 
Betrieb im Sinne des § 2 Bedeutung hat, ſowie ob und in 
welchem Umfang die Zahl der in einem Beruf, einer Organiſation 
oder einem Betriebe tätigen Perſonen das Bedürfnis überſteigt, 
Ausſchüſſe, die für den Bezirk jedes Stellvertretenden General— 
kommandos oder für Teile des Bezirks zu bilden ſind. 


§ 5. Jeder Ausſchuß ($ 4 Abſ. 2) beſteht aus einem Offizier 
als Vorſitzenden, zwei höheren Staatsbeamten, von denen einer 
der Gewerbeaufſicht angehören ſoll, ſowie aus je zwei Vertretern 
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer. Den Offizier ſowie die 
Vertreter der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer beſtellt das 
Kriegsamt, in Bayern, Sachſen und Württemberg das Kriegs— 
miniſterium, dem in dieſen Bundesſtaaten auch im übrigen der 
Vollzug des Geſetzes im Einvernehmen mit dem Kriegsamt zu— 
kommt. Die höheren Staatsbeamten beruft die Landeszentral— 
behörde oder die von ihr zu beſtimmende Behörde. Erſtreckt ſich 
der Bezirk eines Stellvertretenden Generalkommandos auf die Ge— 
biete mehrerer Bundesſtaaten, fo werden die Beamten von den 
zuſtändigen Behörden dieſer Bundesſtaaten beruſen; bei den Ent— 
ſcheidungen des Ausſchuſſes wirken die Beamten des Bundes— 
ſtaates mit, dem der Betrieb, die Organiſationen oder der Beruf— 
ausübende angehört. 


S 6. Gegen die Entſcheidung des Ausſchuſſes ($ 4 Abſ. 2) 
findet Beſchwerde an die beim Kriegsamt einzurichtende Zentral— 
ſtelle ftatt, die aus zwei Offizieren des Kriegsamts, von denen der 
eine den Vorſitz führt, zwei vom Reichskanzler ernannten Beamten 
und einem von der Zentralbehörde des Bundesſtaats zu er— 
neuneuden Beamten, dem der Betrieb, die Organifation oder der 
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Berufsausübende angehört, ſowie je einem Vertreter der Arbeit: 
geber und der Arbeitnehmer beſteht; für die Beſtellung dieſer Vet⸗ 
treter gilt S 5 Satz 2. Werden Marineintereſſen berührt, jo ist 
einer der Offiziere vom Reichs-Marineamte zu beſtellen. Bei Be: 
ſchwerden gegen Entſcheidungen bayeriſcher, ſächſiſcher oder 
württembergiſcher Ausſchüſſe iſt einer der Offiziere von dem 
Kriegsminiſterium des beteiligten Bundesſtaals zu beſtellen. 


§ 7. Die nicht im Sinne des § 2 beſchäftigten Hilfsdienſt— 
pflichtigen können jederzeit zum vaterländiſchen Hilfdienſt heran: 
gezogen werden. 

Die Heranziehung erfolgt in der Regel zunächſt durch cine 
Aufforderung zur freiwilligen Meldung, die das Kriegsamt oder 
eine durch Vermittlung der Landeszentralbehörde zu beſtimmende 
Stelle erläßt. Wird dieſer Aufforderung nicht in ausreichendem 
Maße entſprochen, jo wird der einzelne Hilfsdienſſpflichtige durch 
beſondere ſchriftliche Aufforderung eines Ausſchuſſes herangezogen, 
der in der Regel für jeden Bezirk einer Erſatzkommiſſton zu bilden 
iſt und aus einem Offizier als Vorſitzenden, einem höheren Be— 
anten und je zwei Vertretern der Arbeitgeber und der Arbeit: 
nehmer beſteht. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vor— 
ſitzenden den Ausſchlag. Für die Beſtellung des Offiziers ſowie 
der Vertreter der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer gilt $ 5 
Satz 2; den höheren Beamten beruft die nn 
oder die von ihr zu beſtimmende Behörde. 

Jeder, dem die 1 ſchriftliche Aufforderung zugegangen 
iſt, hat bei einer der nach S 2 in Frage kommenden Stellen Arbeit 
zu ſuchen. Soweit hierdurch eine Beſchäftigung binnen zwei 


„Wochen nach Zuſtellung der Aufforderung nicht herbeigeführt wird, 


findet die Überweiſung zu einer Beſchäftigung durch den Aus— 
ſchuß ſtatt. 

Über Beſchwerden gegen die Überweiſung entſcheidet der bei 
dem Stellvertretenden Generalkommando gebildete Ausſchuß ($ 4 
Abſ. 2). Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. 


S 8. Bei der Überweiſung zur Beſchüftigung iſt auf das 
Lebensalter, die Familienverhältniſſe, den Wohnort und die 
Geſundheit ſowie auf die bisherige Tätigkeit des Hilfsdienſt⸗— 
pflichtigen nach Möglichkeit Rückſicht zu nehmen; desgleichen iſt zu 
prüfen, ob der in Ausſicht geſtellte Arbeitslohn dem Beſchäftigten 
und etwa zu verſorgenden Angehörigen ausreichenden Unterhalt 
ermöglicht. 


§ 9. Niemand darf einen Hilfsdienſtpflichtigen in Beſchaſti— 
gung nehmen, der bei einer der im 8 2 bezeichneten Stellen 
beſchätfigt iſt oder in den letzten zwei Wochen beſchäftigt geweſen 
iſt, ſofern der Hilfsdienſtpflichtige nicht eine Beſcheinigung ſeines 
letzten Arbeitgebers darüber beibringt, daß er die Beſchäfligung 
mit deſſen Zuſtimmung aufgegeben hat. 

Weigert ſich der Arbeitgeber, die von dem Hilfsdienſt⸗ 
pflichtigen beantragte Beſcheinigung auszuſtellen, fo ſteht dieſem 
die Beſchwerde an einen Ausſchuß zu, der in der Regel für jeden 
Bezirk einer Erſatzkommiſſion zu bilden iſt und aus einem Beauf— 
tragten des Kriegsamts als Vorſitzenden ſowie aus je drei der 
tretern der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer beſteht. Je zwei 
dieſer Vertreter find ſtändig, die übrigen find aus der Berufs 
gruppe zu entnehmen, welcher der beteiligte Hilfsdienſtpflichtige 
angehört. Erkennt der Ausſchuß nach Unterſuchung des Jalles 
an, daß ein wichtiger Grund für das Ausſcheiden vorliegt, ſo itelt 
er eine Beſcheinigung aus, die in ihrer Wirkung die Beſcheinigung 
des Arbeitgebers erſetzt. 

Als wichtiger Grund ſoll insbeſondere eine angemeſſene Ver— 
beſſerung der Arbeitsbedingungen im vaterländiſchen Hilfs dienſt 
gelten. 


§ 10. Die Anweiſung für das Verfahren bei den in 94 
Abſ. 2, §S 7 Abſ. 2, 8 9 Abſ. 2 bezeichneten Ausſchüſſen erlößt des 
Kriegsamt. 
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Für die Berufung der Vertreter der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer in die Ausſchüſſe (SS 5, 6, § 7 Abſ. 2, 8 9 Abſ. 2) 
durch das Kriegsamt ſind Vorſchlagsliſten wirtſchaftlicher Organi— 
ſationen der Arbeiigeber und der Arbeitnehmer einzuholen. 

Soweit zur Wahrnehmung der Obliegenheiten der in $ 9 
Abſ. 2 bezeichneten Ausſchüſſe bereits ähnliche Ausſchüſſe (Kriegs- 
ausſchüſſe uſw.) beſtehen, können fie mit Zuſtimmung des Kriegs- 
anits an die Stelle jener Ausſchüſſe treten. 


§ 11. In allen für den vaterländiſchen Hilfsdienſt tätigen 
Betrieben, für die Titel VII der Gewerbeordnung gilt und in 
denen in der Regel mindeſtens fünfzig Arbeiter beſchäftigt werden, 
müſſen ſtändige Arbeiterausſchüſſe beſtehen. 

Soweit für ſolche Betriebe ſtändige Arbeiterausſchüſſe nach 
§ 134 h der Gewerbeordnung oder nach den Berggeſetzen nicht 
beſtehen ſind ſie zu errichten. Die Mitglieder dieſer Arbeiteraus— 
ſchüſſe werden von den volljährigen Arbeitern des Betriebs oder 
der Betriebsabteilung aus ihrer Mitte in unmittelbarer und ge— 
heimer Wahl nach den Grundſätzen der Verhältniswahl gewählt. 
Das Nähere beſtimmt die Landeszentralbehörde. 

Nach denſelben Grundſätzen und mit den gleichen Befugniſſen 
ſind in Betrieben der im Abſ. 1 bezeichneten Art mit mehr als 
fünfzig nach dem Verſicherungsgeſetze für Angeſtellte verſicherungs— 
pflichtigen Angeſtellten beſondere Ausſchüſſe (Angeſtelltenaus— 
ſchüſſe) für dieſe Angeſtellten zu errichten. 


§ 12. Dem Arbeiterausſchuſſe liegt ob, das gute Kine 
vernehmen innerhalb der Arbeiterſchaft des Betriebs und zwiſchen 
der Arbeiterſchaft und dem Arbeitgeber zu fördern. Er hat An— 
träge, Wünſche und Beſchwerden der Arbeiterſchaſt, die ſich auf die 
Betriebseinrichtungen, die Lohn⸗ und ſonſtigen Arbeitsverhältniſſe 
des Betriebs und feiner Wohlfahrtseinrichtungen beziehen, zur 
Kenntnis des Unternehmers zu bringen und ſich darüber zu 
äußern. 

Auf Verlangen von mindeſtens einem Viertel der Mitglieder 
des Arbeiterausſchuſſes muß eine Sitzung anberaumt und der be— 
antragte Beratungsgegenſtand auf die Tagesordnung geſetzt 
werden. 


8 13. Kommt in einem Betriebe der im 8 11 bezeichneten Llrt 
bei Streitigkeiten über die Lohn- oder ſonſtigen Arbeits— 
bedingungen eine Einigung zwiſchen dem Arbeitgeber und dem 
Arbeiterausſchuſſe nicht zuſtande, ſo kann, wenn nicht beide Teile 
ein Gewerbegericht, ein Berggewerbegericht, ein Einigungsamt 
einer Innung oder ein Kaufmannsgericht als Einigungsamt an— 
rufen, von jedem Teile der in § 9 Abſ. 2 bezeichnete Ausſchuß 
als Schlichtungsſtelle angerufen werden. In dieſem Falle finden 
die 88 66, 68 bis 73 des Gewerbegerichtsgeſetzes entſprechende 
Anwendung mit der Maßgabe, daß ein Schiedsſpruch auch dann 
abzugeben iſt, wenn einer der beiden Teile nicht erſcheint oder 
nicht verhandelt, ſowie daß Perſonen, die an der einzelnen Streit— 
ſache als Arbeitgeber oder als Mitglied des Arbeiterausſchuſſes 
beteiligt geweſen ſind, bei dem Schiedsſpruch nicht mitwirken 
dürfen. 

Beſteht in einem für den vaterländiſchen Hilſsdienſt tätigen 
Betriebe, für den Titel VII der Gewerbeordnung gilt, ein ſtändiger 
Arbeiterausſchuß weder nach der Gewerbeordnung oder den Berg— 
geſetzen noch nach § 11 Abſ. 2 oder Abſ. 3 dieſes Geſetzes, ſo kann 
bei Streitigkeiten zwiſchen der Arbeiterſchaft und dem Arbeitgeber 
über die Lohn⸗ oder ſonſtigen Arbeitsbedingungen der in 8 9 
Abſ. 2 bezeichnete Ausſchuß als Schlichtungsſtelle angerufen 
werden; das gleiche gilt für die landwirtſchaftlichen Betriebe. Die 
Beſtimmungen des Abſ. 1 Satz 2 gelten entſprechend. 

Unterwirft ſich der Arbeitgeber dem Schiedsſpruch nicht, ſo iſt 
den beteiligten Arbeitnehmern auf ihr Verlangen die zum Auf— 
geben der Arbeit berechtigende Beſcheinigung ($ 9) zu erteilen. 
Unterwerfen ſich die Arbeitnehmer dem Schiedsſpruch nicht, ſo 
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darf ihnen aus der dem Schiedsſpruch zugrunde liegenden Ver⸗ 
anlaſſung die Beſcheinigung nicht erteilt werden. 


§ 14. Den im vaterländiſchen Hilfsdienſt beſchäftigten 
Perſonen darf die Ausübung des ihnen geſetzlich zuſtehenden 
Vereins- und Verſammlungsrechts nicht beſchränkt werden. 


$ 15. Für die induſtriellen Betriebe der Heeres- und Marine: 
verwaltung ſind durch die zuſtändigen Dienſtbehörden Vorſchriften 
im Sinne der 85 11 bis 13 zu erlaſſen. 


§ 16. Die auf Grund dieſes Geſetzes der Land wirtſchaſt 
überwieſenen gewerblichen Arbeiter unterliegen nicht den landes— 
geſetzlichen Beſtimmungen über das Geſinde. 


s 17. Die durch öffentliche Bekanntmachung oder unmittel— 
bare Anfrage des Kriegsamts oder der Ausſchüſſe erforderten Aus— 
künfte über Beſchäftigungs- und Arbeitsfragen ſowie über Lohn— 
und Betriebsverhältniſſe ſind zu erteilen. 

Das Kriegsamt iſt befugt, den Betrieb durch einen Beauf: 
tragten einſehen zu laſſen. 


§ 18. Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtraſe 
bis zu zehntauſend Mark oder mit einer dieſer Strafen oder mit 
Haft wird beſtraft, 

1. wer der auf Grund des § 7 Abſ. 3 angeordneten liber: 
weiſung zu einer Beſchäftigung nicht nachkommt oder 
ſich ohne dringenden Grund beharrlich weigert, die ibm 
zugewieſene Arbeit zu verrichten; 

2. wer der Vorſchrift in S I Abſ. 1 zuwider einen Arbeiter 
beſchäftigt; 

3. wer die im $ 17 vorgeſehene Auskunft innerhalb der 
feſtgeſetzten Friſt nicht erteilt oder bei der Auskunft: 
erteilung wiſſentlich unwahre oder unvollſtändige An— 
gaben macht. 


$ 19. Der Bundesrat erläßt die zur Ausführung dieſes 
Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen; allgemeine Verordnungen 
bedürfen der Zuſtimmung eines vom Reichstag aus ſeiner Mitte 
gewählten Ausſchuſſes von fünfzehn Mitgliedern. 

Das Kriegsamt iſt verpflichtet, den Ausſchuß über alle 
wichtigen Vorgänge auf dem laufenden zu halten, ihm auf Ver— 
langen Auskunft zu geben, ſeine Vorſchläge entgegenzunehmen und 
vor Erlaß wichtiger Anordnungen allgemeiner Art ſeine 
Meinungsäußerung einzuholen. 

Der Ausſchuß iſt zum Zuſammentritt während der Unier— 
brechung der Verhandlungen des Reichstags berechtigt. 

Der Bundesrat kann Zuwiderhandlungen gegen die Aus— 
führungsbeſtinnnungen mit Gefängnis bis zu einem Jahre und 
mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend Mark oder mit einer dieſer 
Strafen oder mit Haft bedrohen. 


$ 20. Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in 
Kraft. Der Bundesrat beſtimmt den Zeitpunkt des Außerkraft— 
tretens; macht er von dieſer Befugnis binnen eines Monats nach 
Friedensſchluß mit den europäiſchen Großmächten keinen Gebrauch, 
jo tritt das Geſetz außer Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und 
beigedrucktem Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Großes Hauptquartier, den 5. Dezember 1916. 


Wilhelm. 
von Bethmann Hollweg. 


(Siegel) 
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Vaterländiſcher Hilfsdienſt und Arbeitsvertrag. 
Von Dr. Georg Baum, Rechtsanwalt am Kammergericht, Berlin. 


Obwohl die Ausführungsbeſtimmungen zum Hilfsdienſtgeſetz 
noch nicht vorliegen, läßt ſich ſchon jetzt erkennen, daß das neue 
Geſetz ſchwerwiegende Einwirkungen auf die Geſtaltung des 
Arbeitsvertragsrechts hat, die ſowohl für den Theoretiker wie 
für die tägliche Praxis ſofort Bedeutung erlangen. Sie ſollen 
im folgenden einer Betrachtung unterzogen werden, und zwar 
u das Recht des Arbeitsvertrags in den dem Hilfs— 

ienſtgeſetz unterſtehenden Betrieben und ſodann die 
Einwirkung des Geſetzes auf anderweitige Arbeitsverträge, 
die von hilfsdienſtpflichtigen Perſonen vor Eintritt der Hilfs⸗ 
dienſtpflicht abgeſchloſſen ſind. 

L In den dem Geſetz unterſtehenden Betrieben wird es 
drei Klaſſen von Arbeitnehmern geben: 

a) nicht hilfsdienſtpflichtige Perſonen, 

b) hilfsdienſtpflichtige Perſonen, die vor oder nach Ein⸗ 
tritt der Hilfsdienſtpflicht freiwillig eingetreten ſind, 

c) Ra die zur Beſchäftigung überwieſen 
ind. 


Zu a. Die nickhtdienſtpflichtigen Perſonen, alſo Ausländer, 
Frauen, Männer unter 17 und über 60 Jahre, ferner aber 
auch Perſonen, die noch zum Dienſt in der bewaffneten Macht 
einberufen ſind, d. h. alſo vom Militär zur Dienſtleiſtung Kom⸗ 
mandierte (nicht dagegen auf Reklamation aus dem Heeresdienſt 
Entlaſſene) unterliegen durch ihre Beſchäftigung in einem dem 
Hilfsdienſtgeſetz unterfallenden Betriebe keinerlei beſonderen Bes 
ſtimmungen. Ihr Arbeitsvertrag regelt ſich lediglich nach den 
bisher geltenden Geſetzen, nach freier Vereinbarung und den 
event. in Betracht kommenden Tarifverträgen. Kommandierte 
Militärperſonen unterliegen natürlich der militäriſchen Diſziplin 
und den Befehlen ihrer militärischen Vorgeſetzten auch hin⸗ 
ſichtlich ihres Arbeitsverhältniſſes. 

Zu b. Hilfsdienſtpflichtige, die bereits beim Eintritt der 
Hilfs dienſtpflicht im Berriebe beſchäftigt waren oder nachher dort 
eingetreten ſind, ohne vom Ausſchuß zur Beſchäftigung über⸗ 
wieſen zu fein, unterliegen nur den beſonderen Beſtimmungen 
über den Abkehrſchein. In dieſe Klaſſe fallen auch noch die⸗ 
jenigen Hilfsdienſtpflichtigen, die zwar bereits durch ſchriftliche 

ufforderung des Aue ſchuſſes zum Hilfsdienſt herangezogen find, 
ſich aber noch innerhalb der bei der Aufforderung zu ſtellenden 
zweiwöchigen Friſt ſelbſtändig Arbeit im Hilfsdienſt beſorgt haben. 

Auch dieſe Perſonen unterſtehen hinſichtlich des Arbeits— 
vertrags lediglich dem bisher geltenden Geſetz Auch ſie genießen 
volle Vertragsfreiheit und haben insbeſondere auch die Befugnis, 
den Arbeitsvertrag unter Beobachtung der vertraglichen und bis⸗ 
herigen geſetzlichen Kündigungsbeſtimmungen jederzeit frei zu 
löſen. Sie dürfen nur innerhalb zwei Wochen nach ihrem 
Ausſcheiden aus der Stellung von keinem anderen Arbeitgeber 
— gleichviel, ob fein Betrieb dem Hilfsdienſigeſetz unterliegt 
oder nicht — in Beſchäftigung genommen werden, wenn fie 
nicht den vom bisherigen Arbeitgeber bzw. an deſſen Stelle 
vom Aue ſchuß ausgeſtellten Abkehrſchein beibringen. Es iſt 
ihnen alſo nur die Möglichkeit genommen, während dieſer zwei 
Wochen auf Grund eines Arbeitsvertrags tätig zu ſein. Da⸗ 
gegen bleibt es ihnen unbenommen, ihren Lebensunterhalt während 
dieſer Zeit aus ſelbſtändiger Berufstätigkeit oder auch ohne 
Tatigkeu aus Kapitaleinkommen uſw. zu beſtreiten. Sie müſſen 
allerdings damit rechnen, daß ſie nach dem Verlaſſen ihrer bis— 
herigen Stellung die Aufforderung des Ausſchuſſes zum Hilfs— 
dienſt erhalten. Da aber ſowohl die Friſt zum Aufſuchen einer 
neuen Stelle nach Empfang der Aufforderung wie auch die 
Karenzfriſt für den Hilfsdienſtpflichtigen, der feine Stelle ohne 
Abkehrſchein verlaſſen hat, je zwei Wochen beträgt, fo wird auch 
der Hilfsdienſtpflichrige ohne Abkehrſchein ſtets in der Lage ſein, 
ſich noch eine neue Stelle in einem dem Geſetz unterfallenden 
Betriebe zu ſuchen, ehe ihn der Ausſchuß zum Eintritt in einen 
beſtimmten Betrieb zwingen kann. Durch die Beſtimmung über 
den Abkehrſchein iſt ſelbſtverſtändlich kein Arbeitgeber gehindert, 
ſchon während der zweiwöchigen Friſt mit einem Hilfsdienſt⸗ 
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pflichtigen einen Arbeitsvertrag abzuſchließen, wenn nur die 
Beſchäftigung und Bezahlung erſt nach Ablauf der Friſt beginnt. 

Zur Ausſtellung des Abkehrſcheins iſt der bisherige 
Arbeitgeber, wenn das Ausſcheiden nicht mit ſeinem Einver⸗ 
ſtändnis erfolgt, nur verpflichtet, wenn ein wichtiger Grund 
zum Ausſcheiden vorliegt. Die Verpflichtung wird alſo nicht 
etwa ſchon durch Ablauf der Vertragsdauer oder durch Ein⸗ 
haltung der geſetzlichen Kündigungsfriſt begründet. Vielmehr 
iſt nach objektiven Geſichtspunkten zu prüfen, ob tatſächlich für 
den Arbeitnehmer Grund zu einem Stellenwechſel vorliegt. 
Als folder wichtige Grund gilt namentlich nach poſitiver Be 
ſtimmung des Geſetzes die Möglichkeit, eine andere Stelle mit 
angemeſſener Verbeſſerung der Arbeitsbedingungen zu finden, 
dies aber nur, wenn es ſich um eine Stelle im Hilfsdienſt 
ſelbſt handelt. Andererſeits iſt in allen Fällen bei Prüfung 
der Wichtigkeit des Grundes in erſter Linie auf die Bedürfniſſe 
des vaterländiſchen Hilfsdienſtes Rückſicht zu nehmen. Erfordert 
das allgemeine Intereſſe, daß der Arbeitnebmer in ſeiner 
Stellung verbleibt, fo muß das Einzelintereſſe zurücktreten. 
Den Ausgleich zwiſchen Einzelintereſſe und Allgemeinintereſſe 
ergeben die beſonderen Beſtimmungen des § 13, mittels deren 
auf dem Wege des Einigungsverfahrens oder des Schiedsſpruchs 
angemeſſene Arbeitsbedingungen herbeigeführt werden können, 
bei deren Nichteinhaltung durch den Arbeitgeber der Abkehr⸗ 
ſchein erteilt werden muß. Die praktiſche Bedeutung der 
letzteren Beſtimmung wird wohl darin liegen, daß ein Betrieb, 
der einen ſolchen Schiedsſpruch nicht erfüllt und infolgedeſſen 
die Arbeiter verliert, durch die im § 4 des Geſetzes vorgeſehene 
Stelle aus der Zahl der dem Hilfsdienſtgeſetz unterliegenden 
Betriebe geſtrichen wird. Die Mllitärbehörde wird voraus⸗ 
ſichtlich dann von anderweitigen, außerhalb des Geſetzes ibr 
zuſtehenden Machtmitteln Gebrauch machen und den Betrieb in 
eigene Verwaltung übernehmen. 


Weigert ſich der Arbeitgeber, den Abkehrſchein auszuſtellen, 
obwohl ein wichtiger Grund vorliegt, fo erfolgt die Ausftellung 
durch den Aus ſchuß. Die Entſcheidung des Ausſchuſſes wird 
zwar ſo ſchnell wie irgend möglich eingeholt werden, immerhin 
können aber doch einige Tage vergehen, während deren dann 
der Arbeiter mit Rückſicht auf die Beſtimmungen des Geſetzes 
keine Arbeit findet. Für den entgangenen Verdienſt iſt der 
Arbeitgeber ſchadenserſatzpflichtig, wenn die Weigerung zur 
Ausſtellung des Abkehrſcheins auf ſeinem Verſchulden berubt. 
Denn auch die Ausſtellung des Abkehrſcheins in den geſetzlich 
vorgeſehenen Fällen iſt eine Verpflichtung auf Grund des 
Arbeite vertrags. Für die Frage der Schadenserſatzpflicht 
kommt aber wiederum der ſubjektive Geſichtepunkt in Frage. 
Es iſt zu prüfen, ob der Arbeitgeber im Zeitpunkt ſeiner 
Weigerung ohne Fahrläſſigkeit die vom Arbeiter vorgebrachten 
Gründe als nicht wichtig im Sinne des Geſetzes anſehen durfte. 

Lediglich der Streit über die Verpflichtung zur Ausſtellung 
des Abkehrſcheins unterliegt der Zuſtändigkeit des beſonderen 
Ausſchuſſes. Für alle übrigen Streitigkeiten, insbeſondere auch 
für den Schadenserſatzanſpruch wegen Verweigerung oder nicht 
rechtzeitiger Ausſtellung des Abkehrſcheins bleiben die bisher 
zuſtändigen Gerichte, alſo insbeſondere die Gewerbe- und Kauf⸗ 
mannsgerichte, zuſtändig (vgl. 8S 4 Nr. 2 und 4 GewGG., 8 5 
Nr. 2 und 4 KimGG.). 

Zu c. Stärker in den Arbeitsvertrag greift das neue 
Geſetz bei den Hilisdienftpflichtigen ein, die von dem zuſtändigen 
Ausſchuß einem beſtimmten Betriebe überwieſen find. Sie 
unterliegen nach 8 18 der Beſtrafung, wenn fie der Über⸗ 
weiſung nicht nachkommen oder ſich beharrlich weigern, die 
ihnen zugewieſene Arbeit zu verrichten. Sie können alſo ſo 
die ihnen zugewieſene Stelle bei Vermeidung der Strafe nicht 
freiwillig aufgeben. Sie find vielmehr darauf angewieſen, ſich 
den zu b erwähnten Abkehrſchein zu verſchaffen, um überhaupt 
ihre Freizügigkeit und Arbeitsfreiheit wiederzuerlangen. Sie 
ſind ferner hinſichtlich des Inhalts des Arbeitsvertrags inſofern 
unfrei, als allein der Arbeitgeber ihnen gegenüber Art und 
Maß der Arbeit beſtimmt, und ſie ſich bei Vermeidung der 
Strafe den Anordnungen zu fügen haben. Ihr Schutz gegen⸗ 
über der Zumutung unbilliger Arbeitsleiſtungen iſt auch bier 


45. Jahrgang. 
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wieder in erſter Linie nur die Geltendmachung eines wichtigen 
Grundes zur Erlangung des Abkehrſcheins, ferner aber auch 
die Anrufung des Arbeiter- oder Angeſtelltenausſchuſſes gemäß 
83 11 und 12 des Geſetzes, und zwar in dem Sinne, daß der 
Arbeiterausſchuß eine Vermittlung mit dem Arbeitgeber und 
evtl., wenn es ſich um Fragen der allgemeinen Arbeits- und 
Lohnbedingungen handelt, die Einleitung des in § 13 vor— 
geſehenen Schiedsverfahrens in die Hand nimmt. 


Von dieſen allerdings ſehr wichtigen Momenten abgeſehen, 
beſteht aber auch hinſichtlich der überwieſenen Arbeiter das bis: 
herige Vertragsrecht weiter. Dies gilt insbeſondere hinſicht— 
lich des Lohns. Hier iſt mangels Vereinbarung die übliche Ver⸗ 
gütung im Sinne des 8 612 BGB. zu zahlen, wobei hinſichtlich 
der Frage der ÜUblichkeit auch auf die beſtehenden Tarifverträge 
Nückſicht zu nehmen ſein wird, die ſich in den meiſten Branchen 
um Ortsgebrauch entwickelt haben und daher mangels entgegen⸗ 
ſiehender Vereinbarung auch für Arbeiter gelten, die den tarif⸗ 
ſchließenden Organiſationen nicht angehören. In Geltung bleiben 
aber auch die Beſtimmungen des bisherigen Rechts über Kün- 
digung und Kündigungsfriſten. Der Pflicht des Arbeiters, 
Dienſte in dem ihm zugewieſenen Betriebe zu leiſten, ennpricht 
nämlich keine Verpflichtung des Arbeitgebers, die Dienſte ents 
gegenzunehmen. Selbſtverſtändlich wird auch gegenüber dem 
Arbeitgeber, der grundlos die ihm zugewieſenen Kräfte nicht 
einſtellt, die Militärbehörde bald einſchreiten. Rein zivilrechtlich 
betrachtet kommt aber der Arbeitsvertrag nicht durch die bloße 
Zuweiſung, ſondern erſt durch die auf Grund der Zuweiſung 
erfolgte Vereinbarung zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
zuſtande. Hieraus ergibt ſich alſo, daß der Arbeitgeber jederzeit 
den Arbeitsvertrag mit aivilrechtliher Wirkung unter Inne⸗ 
haltung der geſetzlichen und vereinbarten Kundigungsfriſt oder 
auch ohne Kündigungsfriſt beim Vorliegen eines der in SS 123, 
124 a, 133 b, 1336 Gewd., 83 70, 72 HGB, 8 626 BGB. 
vorgeſehenen Gründe löſen kann. Selbſtverſtändlich muß er 
dann den Abkehrſchein ausſtellen. Aber auch der Arbeitnehmer 
muß, wenn nicht ein zivilrechtlicher Grund zum ſofortigen Aus⸗ 
trut vorliegt, die Kundigungsfriſten innebalten, auch wenn er 
einen wichtigen Grund zur Erlangung des Abkehrſcheins geltend 
macht. Er iſt von der Innehaltung der Kündigungsfriſt nur 
dann befreit, wenn der wichtige Grund zur Erlangung des 
Abkehrſcheins zugleich auch ein wichtiger Grund zur ſofortigen 
Vertragsauflöſung im Sinne des bisherigen Rechts iſt. Dies 
wird zwar weniger bei Arbeitern, wohl aber bei höheren Anz 
geſtellten der dem Hilfsdienſtgeſetz unterſtehenden Betriebe 
praktiſch werden, und iſt namentlich zu beachten, wenn die 
Stellung aufgegeben werden ſoll, um anderwärts verbeſſerte 
Arbeitsbedingungen zu erreichen. Das Hilfsdienſtgeſetz gilt ja 
bekanntlich für alle in den hilfsdienſtpflichtigen Betrieben beichäf: 
tigten Perſonen, alſo auch für die leitenden Perſönlichkeiten. 
Gerade unter den zu b bezeichneten Perſonen werden ſich viel— 
fach ſolche finden, die verſuchen werden, die Beſtimmungen über 
den Abkebrſchein dazu zu benutzen, um unter Aufhebung lang» 
friſtiger Verträge beſſer bezablte Stellungen in Konkurrenz— 
betrieben zu ſuchen. Es ſei daher beſonders darauf hingewieſen, 
daß der Beſitz des Abkehrſcheins zivilrechtliche Verpflichtungen 
nicht aufhebt. 


II. Beſonderer Beachtung wert iſt die zivilrechtliche Bedeutung 
der in den SS 11 bis 15 des Geſetzes vorgeſehenen Kollektiv⸗ 
vereinbarungen. Der in den größeren Hilfsdienſtbetrieben zu 
wählende Arbeits- und Angeſtelltenausſchuß hat nur die Aufgabe, 
Anträge und Beſchwerden der Arbeiterſchaft weiterzugeben und 
das gute Einvernehmen im Betriebe zu fördern. Zivilrechtlicher 
Vertreter der einzelnen Arbeiter iſt er nicht. Abreden, die der 
Arbeiterausſchuß mit dem Arbeitgeber trifft, ſind alſo zivilrechtlich 
für den einzelnen Arbeiter nicht verbindlich. Die zivilrechtlichen 
Verbindlichkeiten ſolcher in Betracht koinmenden Abreden laſſen 
ſich vielmehr nur durch Aufnahme in die Arbeitsordnung er⸗ 
reichen, die ja gemäß §8 133h, 134 a Gewd. fur alle Vetriebe 
beſtehen Muh. die einen Arbeiterausſchuß im Sinne des 8 11 
des Hilfsdienſtgeſetzes haben. Die in die Arbeitsordnung auf⸗ 
genommenen Beſtimmungen, ſoweit fie im Rahmen des § 134 b 
Gew. gehalten find, werden gemaß 55 134 a, 134 binnen 
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zwei Wochen nach dem Aushang für alle Arbeiter im Betriebe 
ohne weiteres verbindlich. Die Gültigkeit der Arbeitsordnung 
erſtreckt ſich allerdings nicht auf Betriebsbeamte, Werkmeiſter 
und Techniker im Sinne des S 133a und auf Handlungsgehilfen 
und Handlungslehrlinge (val 88 133g, 154 Abi. 1 Ziff. 2 GewO.). 
Für letztere find alſo Vereinbarungen des Arbeiterausſchuſſes 
aber auch des Angeſtelltenausſchuſſes nur dann wirkſam, wenn 
ſie ihnen ausdrücklich oder ſtillſchweigend zugeſtummt haben. 
Ein indirekter Zwang gegenüber demjenigen, der ſich den vom 
Arbeiterausſchuß getroffenen Abmachungen nicht unterwirft, bildet 
aber die Verweigerung des Abkehrſcheins, denn es iſt anzu⸗ 
nehmen, daß der Ausſchuß, der über die Erteilung dieſes Scheins 
zu befinden hat, bei etwaigen Differenzen, die der einzelne Ars 
beiter mit ſeinem Arbeitgeber hat, die Autorität des Arbeiter⸗ 
ausſchuſſes wahren und dem widerſpenſtigen Arbeitnehmer den 
Abkehrſchein verſagen wird Dieſelben Grundſätze wie für direkte 
Vereinbarungen des Arbeiterausſchuſſes mit dem Arbeitgeber 
gelten auch für Vereinbarungen, die dirſe Parteien durch Ver⸗ 
mittlung der in § 13 vorgeſehenen Schlichtungsſtellen getroffen 
haben. Sie gelten endlich auch für den in § 13 vorgeſehenen 
Schiedsſpruch. Auch dieſer hat keine direlte Wirkung und wird 
nicht ohne weiteres Teil des Einzelarbeitsvertrags, ſondern 
kann dem einzelnen Arbeitnehmer nur durch Aufnahme in die 
Arbeitsordnung oder durch das indirekte Druckmittel der Ver⸗ 
weigerung des Abkehrſcheins aufgezwungen werden. Nur iſt 
in letzterer Beziehung der Zwang bei den im Schiedsſpruch 
normierten Beſtimmungen inſofern ſtärker, als gemäß § 13 Abſ. 3 
der in 8 9 vorgefebene Ausſchuß für Erteilung des Abkehr⸗ 
ſcheins an die Entſcheidung des Schiedsausſchuſſes unbedingt 
gebunden iſt. 


III. Die Einwirkung des Hilisdienſtes auf anderweite 
Arbeitsverträge, die hilfsdienſtpflichtige Perſonen vor Eins 
tritt der Hilfsdienſtpflicht abgeſchloſſen haben, iſt im weſentlichen 
dieſelbe wie die der Einberufung zum Heeresdienſt. Ich ver⸗ 
weiſe auf meine Ausführungen IW. 1914, 815 ff. Die Ein⸗ 
berufung des Arbeitgebers zum Hilfsdienſt iſt demgemäß 
als wichtiger Grund zur Auflöſung des Arbeitsverhältniſſes 
erſt anzuſehen, wenn er eine geeignete Stellvertretung ſchlechter⸗ 
dings nicht erlangen kann und deswegen den Betrieb ſchließen 
muß. Dagegen wird, wenn etwa eine ganze Induſtrie durch 
den Hilfsdienſt lahmgelegt wird, indem ihr die Arbeiter ent⸗ 
zogen werden und Erſatz durch weibliche und nichthilfsdienſt⸗ 
fähige Kräfte nicht möglich iſt, eventuell auch hierin ein 
wichtiger Grund zur Entlaſſung einzelner nichthilfsdienſt⸗ 
pflichtiger Angeſtellter geſehen werden können, mit denen allein 
eine Fortführung des Betriebs nicht möglich iſt. Nach den 
bisherigen Entſcheidungen des RG. (Bd. 86 S. 397 = JW. 
1915, 700 und Bd. 87 S. 349) iſt allerdings anzunehmen, 
daß die Praxis nach wie vor auch nach Erlaß des Hilfsdienſt⸗ 
geſetzes in der Annahme der Kriegskonjunktur als Entlaſſungs⸗ 
grund ſehr vorſichtig ſein wird. 


Der zum Hilfsdienſt einberufene Angeſtellte hat, wenn 
ihn die Einberufung an der Dienſtleiſtung hindert, gemäß 
8 323 BGB. keinen Anſpruch auf Fortzahlung des Gehalts. 
Insbeſondere kann ein ſolcher Anſpruch auch nicht auf 8 63 
HGB. oder 8 133% Abi. 2 Gew. gegründet werden. Die 
Einberufung zum Kriegsdienſt iſt nach Aaſicht ſämtlicher Ober⸗ 
landes gerichte, die ſich bisber mit der Frage befaßt haben, 
nicht als „unverſchuldetes Unglück“ im Sinne dieſer Beſtun⸗ 
mungen anzuſehen. Das gleiche muß auch von der Einberufung 
zum Hilfsdienſt gelten. Beim Hilfsdienſt wird ſich allerdings 
vielleicht inſofern eine Beſonderheit ergeben, als er vielfach die 
Arbeitskraft des Dienſtpflichtigen nicht voll in Anſpruch 
nehmen wird, ſondern ihm auch noch geſtattet, an einzelnen Tagen 
oder Tageszeiten daneben in ſeinem Zivilberuf tätig zu ſein, 
was ja auch jetzt ſchon manchmal beim Garniſondienſt vor⸗ 
kommt. In ſolchen Fällen iſt die Rechtslage nach 8 323 Abſ. 1 
BGB. zu beurteilen. Es tritt eine entſprechende Minderung 
des Gehaltsanſpruchs ein. Dagegen kommt nicht etwa 8 616 
in Betracht. Selbſt wenn die Dienſtleiſtung nur wenige 
Stunden am Tage und deshalb einen verhältnismäßig nicht 


erheblichen Teil der Geſamtarbeitskraft in Anſpruch nimmt, jo 
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wird doch die Geſamtzeit der Hilfsdienſtleiſtung ſchon wegen 
der Unabſebbarkeit ihres Endes im ganzen genommen niemals 
als eine „verhältnismäßig nicht erhebliche Zeit“ im Sinne des 
8 616 angeſehen werden können. Wenn der Arbeitgeber in 
dem vorbezeichneten Fall die teilweiſe Dienſtleiſtung eines An⸗ 
geſtellten nicht verwerten kann, gibt ibm dies einen wichtigen 
Grund zur ſofortigen Auflöſung des Arbeitsverhältniſſes. Es 
mag aber darauf hingewieſen werden, daß gerade bei der vor— 
ausſichtlich infolge des Hilfsdienſtgeſztzes eintretenden Minder— 
beſchäfrigung einer großen Reihe von Betrieben in vielen Fällen 
das Betriebs intereſſe durch Entgegennahme einer ſolchen ge— 
minderten Arbeitsleiſtung, und zwar gerade bei Perſönlichkeiten 
in leitender Stellung, keineswegs geſchädigt wird, und dem 
Arbeitgeber daher ſehr wohl zugemutet werden kann, den An— 
geſtellten gegen gemindert3 Gehalt im Dienſt zu behalten. 
Vernünftige Intereſſenwägung und eine von richtigem ſozialen 
Gefühl getragene Rechtſprechung können hier viel zum Durch- 
halten der Arbeitsverhältniſſe gerade bei den durch die Hilfs: 
dienſipflicht beſonderer Schädigung ausgeſetzten Angeſtellten in 
reiferem Alter und in höheren Stellungen beitragen. 872 HGB. 
fügt bekanntlich bei Aufzählung der Entlaſſungsgründe aus— 
drücklich die Klauſel zu: „ſofern nicht beſondere Umſtände eine 
andere Beurteilung rechtfertigen“. Die Umwälzung unſerer 
eſamten Wutſchaftsordnung durch den Hilfsdienſt, der im 
Intereſſe der höchſten Anſpannung aller Kräfte für das Vater⸗ 
land eingeführt werden mußte, wird wohl als ſolcher „beſon⸗ 
derer Umſtand“ anzuſehen ſein. Wichtig iſt dieſer Geſichts⸗ 
punkt namentlich auch bei langjäbrigen Verträgen mit ſolchen 
Angeſtellten, die durch den Hilfsdienſt völlig an der Dienſt⸗ 
leiſtung verhindert ſind. Wenn auch natürlich für einen ſolchen 
Angeſtellten während der Hilfsdienſtleiſtung der Gehaltsanſpruch 
völlig wegſällt, fo wird man doch eine Berechtigung des 
Prinzipals zur Entlaſſung in ſolchen Fällen vernemen, wo 
gleichzeitig auch infolge der nötig werdenden Einſchränkuna des 
Betriebs die Notwendigkeit wegfällt, die Stelle anderweitig zu 
beſetzen, und dem Angeſtellten alſo ſeine Stelle bis zu dem 
hoffentlich nicht mehr allzu fernen Zeitpunkt offengehalten werden 
kann, in dem die Hilfsdienſtpflicht wieder aufgehoben wird. 
Hinzuweiſen iſt endlich auch noch auf die Folgen, die ſich 
infolge der Einberufung des Angeſtellten zum Hilisdienft für 
ein unter der Herrſchaft des Geſetzes vom 10. Juni 1914 ver⸗ 
einbartes vertrags mäßiges Wettbewerbsverbot ergeben. 
Hier würde, wenn infolge der Einberufung zum Hilfsdienſt das 
Vertragsverhältnis, ſei es vom Prinzipal, ſei es vom Handlungs— 
gehilfen, gekündigt wird, der Anſpruch auf die in Hohe des 
halben Gehalts für die Dauer des Beſtehens des Wettbewerbs— 
verbots zu zablende ſogenannte „Karenzentſchädigung“ mit dem 
Tage der Entlafiung beginnen. Der Prinzipal würde alſo die 
Eniſchädigung zahlen müſſen, obwohl doch praktiſch dem ein⸗ 
gezegenen Gehilfen in der Regel eine Konkurrenztätigkeit kaum 
möglich fein wird, und er in dem ſeltenen aber abſtrakt mög: 
lichen Falle, daß der Gehilfe vielleicht gerade einem Kon— 
kurrenzbetrieb zum Hilfsdienſt zugewieſen wird, Anſprüche aus 
dem Wettbewerbsverbot gemäß § 323 BGB. nicht geltend 
machen kann.!) Der Prinzipal hat auch keine Möglichkeit, etwa 
auf das Wettbewerbsverbot zu verzichten, da ein ſolcher Verzicht 
vor Beendigung des Dienſtverhältniſſes abgegeben werden muß 
und erſt mit dem Ablauf eines Jahres ſeit der Erklärung Be— 
freiung von der Karenzentſchädigung bewirkt. Der Prinzipal 
wird alſo jedes denkbare Intereſſe daran haben, in ſolchen 
Fällen ſeinem zum Hilfsdienſt einberufenen Gehilfen nicht zu 
kündigen, während der Gehilfe beſonders dann, wenn das 
Wettbewerbs verbot nur auf kurze Zeit vereinbart iſt, ſeinerſeiis 
gr ßes Intereſſe daran haben kann, durch Kündigung ſeinerſeits 
die Karenzfriſt in Lauf zu ſetzen und ſich die Karenzentſchädigung 
für eine Zeit zu ſichern, innerhalb deren er ohnehin wett⸗ 
bewerbsunfahig iſt, um ſo nach ſeiner Entlaſſung aus dem 
Hilfsdienſt von der Beſchränkung frei zu werden. Es wird 
deshalb auch gegenüber dem Gehilfen, der unter ſolchen Ver⸗ 
hältniſſen gemäß $ 71 Nr. 1 HGB. kündigt, weil er durch die 


1) Im Falle des freiwilligen Eintritts in einen ſelbſtgewählten 
Hilfsdienſtbeirieb muß der Angeſtellte das Wettbewerbe verbot beachten. 


Juriſtiſche Wochenſchrift. 


Nr. 22. 1916 


Hilfsdienſtpflicht zur Fortſetzung ſeiner Dienſte bei dem Prinzipal 
unfähig geworden ſei, zu prüfen ſein, ob hier nicht „beſondere 
Umſtände“ die Verneinung des Kündigungsgrundes rechtfertigen. 


IV. Zum Schluß ſei endlich noch ein Hinweis auf die 
beſondere Einwirkung des Hilfsdienſtgeſetzes auf die Rechts⸗ 
anwaltſchaft geſtattiet. Der Chef des Kriegsamts hat in etwas 
ſcherzharter Form bei der zweiten Leſung im Reichstag erklärt, 
daß die Rechtsanwälte unter den Begriff der „Volksverſorgung“ 
im Sinne des § 2 fallen. Iſt dies richtig und gelten fie nicht 
etwa als Perſonen, die bei Bebörden beſchäftigt ſind [die 
Tätigkeit des Anwalts bei dem Gericht, bei welchem er zu⸗ 
gelaſſen iſt, dürfte, wenn auch natürlich kein Dienſtverhältnis 
beſteht, doch als „Beſchäftigung“ im Sinne des § 2 anzufeben 
fein] ?) jo folgt daraus, daß auch die Angeſtellten der Rechts⸗ 
anwälte in einem „Betriebe tätig ſind, der für die Volks⸗ 
verſorgung Bedeutung hat“ und daher auch die Tätigkeit der 
Rechtsanwaltsbureauangeſtellten als Hilfsdienſt zu betrachten 
iſt. Freilich iſt in jedem Falle gemäß § 4 die Bedürfnisfrage 
zu prüfen, über die, wenn man die Rechtsanwaltſchaft unter 
den Begriff der Volksverſorgung ſtellt, der gemäß 8 6 zu 
bildende Ausſchuß zu entſcheiden bat. Es enthält alſo das 
Geſetz in gewiſſem Umfang einen Eingriff in die Freibeit der 
Advokatur, der aber als Kriegsnotwendigkeit für eine hoffentlich 
nicht allzu lange Zeit hingenommen werden muß. 


— — — 


Die Zulaſſuug zum Börſenbeſuch. 


Von Oscar Meyer, Syndikus der Handelskammer und des 
Börſenvorſtandes zu Berlin. 


Die kürzlich vorgenommene Anderung der Berliner Börſen⸗ 
ordnung, die ſich auf die Zulaſſung zum Börſenbeſuch erſtreckt, 
iſt von nicht unerheblichem wirtſchaftlichen und rechtlichen Be⸗ 
lang. Zu ihrem Verſtändniſſe ſind für den Außenſtehenden 
einige Vorbetrachtungen allgemeiner Art erforderlich. 


Es gibt in Deutſchland 27 ſtaatlich genehmigte Börſen, 
und ebenſo viele verſchiedene Börſenordnungen. Wohl hat das 
Vörſengeſetz von 1896 verſucht, die Verfaſſungen der Börſen 
einheitlich zu geſtalten; aber es hat in dieſer Beziehung eben⸗ 
ſowenig wie in vielen anderen ſein Ziel erreicht. 

Beſonders tiefgreifende Unterſchiede weiſen die Beſtimmungen 
der einzelnen Börſen über die Vorausſetzungen der Zulaſſung 
zum Börſenbeſuch auf. In der Vielgeſtaltigkeit der Regelung 
laſſen ſich zwei große Gruppen hervorheben: die einen Börſen, 
insbeſondere die hanſeatiſchen, welche dem Abſchluß von Ge— 
ſchäften jeder Art dienen, ſind jedermann ohne weiteres zu⸗ 
gänglich; an den anderen, ſogenannten geſchloſſenen Börſen — 
und zu dieſen gehören u. a. die Berliner und die Frankfurter 
— darf nur der am Börſenverkehre teilnehmen, der nach Erfüllung 
beſtimmter Vorbedingungen zum Börſenbeſuche zugelaſſen iſt. 

Inſoweit das letzterwähnte Syſtem gilt, bildet die Zulaſſung 
zum Börſenbeſuche — wobei hier immer nur die Zulaſſung mit 
der Befugnis zur ſelbſtändigen Teilnahme am Börſenhandel, 
nicht die von Angeſtellten, Preſſevertretern uſw. gemeint iſt — 
für die beteiligten Kreiſe einen beträchtlichen Vermögenswert. 
Der Kommiſſionär kann nur an der Börſe die Aufträge ſeiner 
Kundſchaft unmittelbar ausführen, der Börſenmakler überhaupt 
nur dort tätig ſein. Wird dieſen Perſonen die Zulaſſung ver⸗ 
ſagt, ſo werden ſie damit zugleich in der Ausübung ihres Ge⸗ 
werbes beſchränkt oder gehindert. 

Nun haben in früheren Zeiten auch die ſog. geſchloſſenen 
Börſen keinen Anlaß gehabt, die Zulaſſung ſtreng zu hand⸗ 
haben. Die Berliner Börſenordnung ging von dem Grundſatz 
aus, daß jeder unbeſcholtene eingetragene Kaufmann zur Börſe 
zuzulaſſen iſt, wenn drei Börſenbeſucher als Gewährsmänner 
ſeinen Antrag unterſtützen. Erſt als das Börſengeſetz von 1896 
erlaſſen wurde, trat — zunächſt nur in der Handhabung — 
ein Wandel ein, weil dieſes bekanntlich denjenigen, die ſich der 


2) Pgl. hierzu: Waldſtein, JW. 1916, 1501. 


45. Jahrgang. 


Erfüllung ihrer Börſengeſchäfte entziehen wollten, einen Frei⸗ 
brief gewährte, und es nun geboten erſchien, Perſonen, von 
denen derlei gewärtigt werden konnte, von der Börſe fern 
zuhalten. Die Börſe wurde dadurch auf die verſtärkte Pflege 
des Standesbewußtſeins hingewieſen. Dieſe Entwicklung wurde 
gefördert durch die Novelle zum Börſengeſetz von 1908, in 
welcher an die Zulaſſung zum Börſenbeſuche weittragende Folgen 
zivilrechtlicher Art — Wirkſamkeit der Unterwerfung unter 
Börſenſchiedsgerichte ($ 28 Börf®.), Börſentermingeſchäftsfähig⸗ 
keit (S 53 a. a. O.) — geknüpt find. Sie fand nun auch ihren 
Ausdruck in der neuen Berliner Börſenordnung von 1908, 
indem dort — in § 15 — beſtimmt wurde, daß die Zulaſſung 
eingetragener Kaufleute zur Börſe, auch wenn die formellen 
Vorausſetzungen erfüllt find und die im Börſengeſetze (S 7) be: 
ſonders vorgeſehenen Ausſchließungsgründe (Zahlungsunfähigkeit, 
Vorbeſtraftheit wegen Bankrotts u. dgl.) nicht in Frage 
kommen, abgelehnt werden darf, ſofern „dem Börſenvorſtand 
Umſtände bekannt find, welche die Befürchtung rechtfertigen, daß 
der Antragſteller den Anforderungen, die an einen am Börſen⸗ 
handel teilnehmenden Börſenbeſucher zu ſtellen ſind, nicht ent— 
ſprechen wird“. 

Die etwas kautſchukartige Faſſung dieſer Vorſchrift in 
Verbindung mit dem Zuſatz: „In dieſem Falle kann die Ab: 
lehnung ohne Angabe von Gründen erfolgen“ geſtattete dem 
Börſenvorſtand unzweifelhaft eine der gekennzeichneten Ent⸗ 
wicklung entſprechende Ubung. Das um ſo mehr, als nach einer 
ſehr wichtigen Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichts von 1901 
(OVG. 40, 323) gegen den Ausſchließungsbeſchluß des Vörſen⸗ 
vorſtandes nur die börſenordnungsmäßige Beſchwerde an das 
Börſenaufſichtsorgan — jetzt die Handelskammer zu Berlin —, 
gegen deſſen Beſcheid indeſſen weder der Rekurs noch ein 
ſonſtiger Rechtsbehelf gegeben iſt. Da dem dierin feſtgelegten 
Standpunkt von den Nerwaltungsgerichten ſtets beigetreten 
wurde, blieb allen Bemühungen einzelner Abgelehnter, ihre 
Zulaſſung zu erzwingen, der Erfolg verſagt. 

Trotzdem machte ſich das Bedürfnis geltend, die Ablehnungs— 
befugnis noch zu erweitern. In unverkennbarem Zuſammen⸗ 
hange mit den Kriegsverhältniſſen wurde mehr und mehr die 
Zulaſſung von Perſonen beantragt, die bis dahin nichts mit 
der Börſe zu tun hatten. An der Fondsbörſe entſtand, nach— 
dem die erſte Erſchütterung durch den Kriegsausbruch 
überwunden war, trotz der noch jetzt fortdauernden Einſtellung 
des amtlichen Verkehrs und trotz der anfänglichen Zurückhaltung 
der Banken, ein reges Geſchäft, das, angeſpornt durch das 
Vertrauen auf die deutſchen Waffen und durch die teilweiſe 
glänzenden Ergebniſſe der deutſchen Aktiengeſellſchaften, zu einer 
faſt ununterbrochenen Aufwärtsbewegung zahlreicher Kurſe 
führte: und an der Produktenbörſe entwickelte ſich, während die 
Beſchlagnahmen des Getreides und der dort im Frieden um— 
geſetzten Futtermittel den Handel in dieſen Erzeugniſſen ſtill⸗ 
legten, ein lebhafter Handel mit Erſatzprodukten zu Phantaſie⸗ 
preiſen, dem die alten Beſucher dieſer Börſe mit ſtarken 
Bedenken gegenüberſtanden. Kein Wunder, daß unter ſolchen 
Umſtänden manche Außenſeiter ihre Zeit gekommen glaubten, 
wobei ein beſonderer Anreiz noch dadurch gegeben war, daß 
nach der Verfaſſung der Berliner Börſe jeder zur Fondsbörſe 
Zugelaſſene auch an der Produktenbörſe Geſchäfte machen kann 
und umgekehrt. Kein Wunder aber auch, daß Regierung und 
Börſenbehörden es jetzt weniger denn je als erwünſcht anſahen, 
daß die Börſenſpekulation durch die Teilnahme Unberufener 

eſteigert wurde. Und ſo bildete ſich bei ihnen allmählich die 

uffaſſung, daß Perſonen, die in ihrer gewerbl chen Betätigung 
keinerlei Berührung mit dem eigentlichen Börſengeſchäfte haben, 
nicht zugelaſſen werden ſollen, auch wenn keine beſtimmten 
Anhaltspunkte gegen ihre perſönliche oder geſchäftliche Zuver⸗ 
läſſigkeit ſprechen. Für die Durchführung dieſer Auffaſſung 
bot der vorerwähnte § 15 Börfd. keine genügende Grund: 
lage, auf welche in ſolchen Fällen der Börſenvorſtand die Ab— 
lehnung einer Zulaſſung und die Handelskammer als Beſchwerde⸗ 
inſtanz die Zurückweiſung der Beſchwerde des Betroffenen hätte 
ſtützen können. Dabei iſt es unerheblich, daß die Ablehnung 
ohne Angabe von Gründen ſtatthaft iſt: denn das beſagt nur, 
daß Gründe eben dem Betroffenen nicht argegeben zu werden 
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brauchen, nicht, daß die Entſcheidung ohne geſetzliche oder 
börſenordnungsmäßige Gründe getroffen werden darf. 

Die ſomit vorhandene Lücke iſt jetzt durch Anderung des 
8 15 Börfd. beſeitigt. In der neuen Faſſung iſt nichts mehr 
davon enthalten, daß eingetragene Kaufleute regelmäßig zu⸗ 
gelaſſen werden müſſen; es iſt nur noch vorgeſchrieben, daß 
ſie aus beſtimmten Gründen nicht zugelaſſen werden dürfen, 
während im übrigen die Entſcheidung in das pflichtmäßige Er⸗ 
meſſen des Börſenvorſtandes — das natürlich nach wie vor 
der Nachprüfung durch die Handels kammer unterliegt — ge: 
ſtellt iſt. | 

Hierbei iſt nicht beabſichtigt, die Börſe zu einem klub— 
artigen Gebilde auszugeſtalten, wie es die Londoner Börſe iſt. 
Wohl aber wird in Zukunft niemand einen Anſpruch auf Zu⸗ 
laſſung daraus herleiten können, daß er eingetragener Kaufmann 
iſt, unbeſcholten iſt und drei Gewährsmänner hat, ſondern es 
wird nur der auf Zulaſſung zu rechnen haben, der nach Maß⸗ 
gabe ſeiner perſönlichen und geſchäftlichen Verhältniſſe wirklich 
zur dauernden Teilnahme am Börſenbandel befähigt iſt. Wer 
die wirtſchaftliche Bedeutung der Börſe würdigt, wird es 
billigen, daß von ihr nach Möglichkeit Ungeeignete ferngehalten 
werden, deren — abſichtliches oder fahrlaſſiges — Verſchulden 
nur zu leicht zu verallgemeinerten Angriffen gegen die Börſe 
führen kann. Jedenfalls entſpricht das auch der Abſicht des 
Geſetzgebers, der, indem er die Einrichtung des Börſen⸗ 
ehrengerichts ſchuf und der Börſenbeſuchereigenſchaft zivilrecht⸗ 
liche Folgen beilegte, offenbar davon ausging, daß die Börſe 
eine Verſammlung von Standes- und Berufsgenoſſen, nicht ein 
Tummelplatz von Außenſeitern ſein ſoll. 


— — — ſ— — — 


Der Einfluß der Reichsverſicherungsordnung auf 
das Preußiſche Geſinderecht. 


Von Wirklichem Geheimem Oberregierungsrat Dr. Hoffmann, 
Berlin Grunewald. 


J. Das Geſinderecht iſt in Preußen auch heute noch durch 
nicht weniger als zwanzig Geſindeordnungen geregelt. 
Das bat feinen Grund darin, daß die hauptſächlichſte Geſinde⸗ 
ordnung, diejenige vom 8. November 1810, für das Gebiet des 
Allgemeinen Landrechts erlaſſen wurde und die Geſindeordnungen 
in den ſpäter erworbenen Landesteilen in Geltung geblieben 
find. Neben der Geſindeordnung vom 8. November 1810 für 
das Gebiet des Allgemeinen Landrechts mit Ausnahme der 
Kreiſe Rees und Duisburg beſtehen noch: 

die Geſindeordnung für die Rheinprovinz und die Kreiſe 
Rees und Duisburg vom 19. Auguſt 1844, die nach der Ver⸗ 
ordnung vom 13. Mai 1867 auch für den Kreis Meiſen⸗ 
heim gilt; 

die Geſindeordnung für Neuvorpommern und Rügen 
vom 15. April 1815; 

das landesherrliche Edikt betr. die Dienſtboten für das 
Herzogtum Lauenburg vom 22. Dezember 1732; 

die Geſindeordnung für Schleswig Holſtein vom 25. Fe⸗ 
bruar 1840, abgeändert durch Geſetz vom 25. Mai 1858 und 
vom 8. Februar 1878; 

die Dienſtbotenordnung für Hobenzollern-Sigmaringen 
vom 31. Januar 1843; 

die Dienſtbotenordnung für Hohenzollern-Hechingen vom 
30. Dezember 1843; 

die Dienſtbotenordnung für den Landdroſteibezirk Osna⸗ 
brück vom 23. April 1838; 

die Dienſtbotenordnung für die Herzogtümer Bremen 
und Verden vom 12. April 1844; 

die Dienſtbotenordnung für das Land Hadeln vom 
12. Oktober 1853; 

die Dienſtbotenordnung für die Landdroſteibezirke Han: 
nover, Hildesheim, Lüneburg und den Harzbezirk vom 
15. Auguſt 1844; 
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die Dienſtbotenordnung für Oſtfriesland und das Har⸗ 
lingerland vom 10. Juli 1859; 

die Geſindeordnung für die Städte Caſſel, Marburg, 
Rinteln und Hanau vom 15. Mai 1797; ' 

die kurheſuſche Verordnung, das Geſindeweſen in den 
Landſtädten und auf dem Lande betr., vom 18 Mar 1801; 

die kurheſſiſche Verordnung das Geſindeweſen in dem 
Großberzogtum Fulda betr., vom 28. Dezember 1816; 


die naſſauiſche Verordnung, die Dienſtverhäliniſſe des 
Geſindes und der Handwerksgehiljen betr., vom 15. Mai 
1819; 

die landgräflich heſſen⸗homburgiſche Verordnung für das 
Amt Homburg vom 9. Oktober 1857, und 


die Geſindeordnung für die Stadt Frankfurt und deren 
Gebiet vom 5. März 1822. 


Dazu kommt noch die Dienſtbotenordnung der Königlich 
Bayeriſchen Regierung in Würzburg vom 3. Juli 1838, die 
im Kreiſe Gersfeld, Regierungsbezirk Caſſel, gilt, und für 
den Kreis Biedenkopf die Großherzoglich Heſſiſche Dienſtboten⸗ 
ordnung vom 7. April 1857. 

In faſt allen dieſen Geſindeordnungen war dem zwiſchen 
der Herrſchaft und Geſinde beſtehenden parriarchaliichen Ders 
hältnis entſprechend der Herrſchaft die Pflege ſür das erkrankte 
Geſinde in gewiſſem Umfang übertragen. Die Preußiſche 
Geſindeordnung vom 8. November 1810, die als die wichtigſte 
bei den nachſtebenden Ausfuhrungen ausſchließlich berückſichtigt 
werden ſoll, beſtimmte zunächſt im § 86, daß die Herrſchaft die 
Kur und Verpflegung bei Krankheiten zu übernehmen habe, die 
ſich ein Dienſtbote durch den Dienſt oder bei Gelegenheit des⸗ 
ſelben zuzieht In allen übrigen Fällen war nah 8 88 die 
Herrſchaft zur Vorſorge für kranke Dienſtboten nur dann ver⸗ 
pflichtet, wenn dieſe keine Verwandte in der Nähe hatten, die 
ſich ihrer anzunehmen vermögend oder nach dem Gelege ſchuldig 
waren. Weigerten ſich die Verwandten dieſer Pflicht, ſo mußte 
die Herrſchaft einſtweilen und bis zum Austrage der Sache mit 
Vorbehalt ihres Rechtes eintreten (8 89). In allen Fällen 
endete die Fürſorgepflicht der Herrſchaft mit der Beendigung 
der Dienſtzeit (8 92). Soweit die Krankheit durch den Dienſt 
oder bei Gelegenheit desſelben entſtanden war, durfte dem 
Geſinde vom Lohn nichts abgezogen werden, während in den 
übrigen Fällen der Abzug der Kurkoſten von dem auf die 
Krankheirszeit entiallenden Lohn zugelaſſen war (SS 87, 91). 

Dieſe ohnehin zu manchen Zweifelsfragen Anlaß bietende 
Rechtslage geſtaltete ſich infolge des Inkrafttretens des BGB. 
noch verwickelter. Durch Art. 95 EGBGB. wurde der 8 617 
BGB. auch auf das Geſindeverhältnis für anwendbar erklart. 
Danach hatte der Dienſtberechtigte dem zur Dienſtleiſtung Ber: 
pflichteten im Falle der Erkrankung die erforderliche Verpflegung 
und ärztliche Behandlung mit folgenden Maßgaben zu gewähren: 

a) die Fürſorgepflicht erſtreckte ſich nur auf ſechs Wochen 
keinenfalls aber über das Ende der Dienſtzeit hinaus; 

b) die Fürſorgepflicht fiel fort, wenn die Krankheit durch 
Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit zugezogen war; 

c) die Koſten der Fürſorge konnten auf die für die Zeit 
der Erkrankung geſchuldete Vergütung angerechnet 
werden; 

d) die Fürſorgepflicht konnte durch eine Verſicherung 
oder die Errichtung einer öffentlichen Krankenpflege 
erſetzt werden; ihr konnte durch Unterbringung des 
Erkrankten in einem Krankenhauſe genügt werden. 


Da die Vorſchriften des BGB. nach Art. 95 a. a. O. aber 
nur inſoweit Anwendung fanden, als nicht die Landesgeſetze 
dem Geſinde weitergehende Anſprüche gewährten, ſo mußte 
jedesmal geprüft werden, ob die Vorſchriften des BGB. für 
as Geſinde günſtiger waren oder die Vorſchriften der Geſinde— 
ordnung. Fur den Geltungsbereich der Preußiſchen Geſinde— 
ordnung vom 8. November 1810 kam namentlich in Betracht, 
daß nach dem Geſinderecht die Fürſorgepflicht der Dienſtherrſchaft 
nicht auf die Dauer von ſechs Wochen beſchränkt war und daß 
die Kurkoſten in den Fallen, in denen die Krankheit durch den 
Dienſt oder bei Gelegenheit des Dienſtes entſtanden war, nicht 


auf den Lohn angerechnet werden durften. Das BB. war 
inſofern günſtiger, als bei leichter Fahrläſſiakeit des Gefindes 
die Fürſorgepflicht der Herrſchaft nicht ausgeſchloſſen war. 

II. Durch die Reichsverſicherungsordnung iſt die geſetzliche 
Krankenverſicherungspflicht eingeführt. Nach dem Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetz war den Dienſtboten nur der Beitritt zur 
Gemeindekrankenverſicherung vorbehalten (8 4 a. a. O.). Dieſe 
mußte daher immer eingerichtet ſein, wenn nicht dem Geſinde 
mindeſtens zu einer Krankenkaſſe der Beitritt zugeſtanden war. 
Die Einführung des Verſicherungszwangs durch Ortsſtatut 
einer Gemeinde oder eines weiteren Kommunalverbandes 
($ 2 a a. O.) war nicht zugelaſſen. Durch Landesgeſetz war 
aber in einzelnen Bundesſtaaten eine obligatoriſche Kranken⸗ 
pflegeverſicherung ſür Dienſtboten ins Leben gerufen. Mit der 
Einführung der Verſicherungepflicht ſind die „landesrechtlichen 
Vorſchriften, die den Dienſtberechtigten zur Sorge für Kur und 
Pflege des erkravkten Geſindes verpflichten“, aufgehoben 
(Art. 42 Abſ 1 EGRBO.) Damit haben auch die angezogenen 
Vorſchriften der Preußiſchen Geſindeordnung und des BGB. 
ihre praktiſche Bedeutung verloren. 


Die Dienſtboten gehören in die Landkrankenkaſſe 
(8 235 RVO.), ſofern eine ſolche Kaſſe beſteht Iſt das nicht 
der Fall, ſo ſind ſie Mitglieder der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe 
(S 237 Abſ 2 RWO.) Werden die Dienſtboten auch in dem 
Betrieb oder in dem anderen Erwerbsgeſchäft des Dienits 
berechtigten beſchäftigt, ſo iſt dieſe Beſchäftigung auch für ihre 
Kaſſenzugehöriakeit maßgebend, ſofern fie nicht für ſich allein 
betrachtet verſicherungsfrei iſt. Das iſt der Fall, wenn die 
Beſchäftigung in dem Betrieb oder in dem anderen Erwerbs⸗ 
geſchäft des Dienſtberechtigten, abgeſehen von der Tätigkeit im 
Haushalte, nach Dauer und Entgelt ſo geringfügig iſt, daß 
ſie als eine vorübergehende Dienſtleiſtung im Sinne des 
§ 168 RWO. angeſprochen werden muß, die nach Ziff. I 3 der 
Bekanntmachung des Reichskanzlers, betreffend die Befreiung 
vorübergehender Dienſtleiſtungen von der Krankenverſicherungs⸗ 
pflicht, vom 17. November 1913 (RGBl. S. 756) der Ver: 
ſicherungspflicht nicht unterliegt; vgl. RVA. Entſch. vom 
6. Februar 1915 (Amtl. Nachr. S. 457). Da die Tätigkeit 
im Betrieb oder in dem anderen Erwerbsgeſchäft nicht beſonders 
entlohnt wird, ſo kann das auf dieſe Beſchäftigung entfallende 
Entgelt nur geſchätzt werden, und zwar nach dem Verhältnis 
der Dauer dieſer Tätigkeit zur häuslichen Tätigkeit. Bei dieſer 
Abſchätzung wird ſich in der Regel ergeben, daß die Tätigkeit 
des Dienſtboten im Betrieb oder in einem anderen Erwerb3: 
geſchäft des Dienſtberechtigten nur geringfügig entlohnt wird, 
weil der darauf entfallende Anteil am Entgelt weniger als ein 
Drittel des Ortslohns ausmacht; vgl. RVA. Entſch. vom 
19. September 1914 (Amtl. Nachr. S. 766). Die Folge 
davon iſt, daß faſt alle Dienſtboten der Landkrankenkaſſe an⸗ 
gehören müſſen, zumal die landwirtſchaftlichen Arbeiter auch Mit⸗ 
glieder der Landkrankenkaſſe ſind. Als Betriebe kommen nur 
gewerbliche oder landwirtſchaftliche Betriebe in Betracht; vgl. 
RVA. Entſch vom 23. Januar und 5. Juni 1915 (Amtl. 
dachr. S. 456, 594). Zu den anderen Erwerbsgeſchäften 
gehört z. B. die Ausübung der Krankenpflege gegen Entgelt 
durch eine Diakoniſſen⸗ oder Krankenanſtalt; vgl. RVA. Entſch. 
vom 18. Dezember 1915 (Amtl. Nachr. 1916 S. 379). 

Im übrigen richtet ſich der Begriff des Dienſtboten 
nach den landesrechtlichen Vorſchriften; vgl. RV A. Entſch. vom 
19. September 1914 (Amtl. Nachr. S. 770). Auch juriſtiſche 
Perſonen können Dienſtboten halten; vgl. RVA. Entſch. vom 
5. Juni und 18. Dezember 1915 (Amtl. Nachr. 1915 S. 594; 
1916 S. 379). 

Von den Regel vorſchriften der Krankenverſicherung, 
wie ſie namemlich für gewerbliche Arbeiter gelten, find im 
Hinblick auf die beſonderen Verhältniſſe des Geſindes einige 
Abweichungen vorgeſeben, die aber für die im Betrieb oder 
in einem anderen Crwerbsgeſchäft des Dienſtberechtigten nicht 
nur vorübergehend beſchäftigten Dienſtboten nicht Platz greifen. 
Dahin gehört: 

1. die Einführung der erweiterten Krankenpflege 
durch die Satzung einer Landkrankenkaſſe (55 428 ff., 435 RV O.). 


45. Jahrgang. 


Sie beſteht darin, daß ſtatt der Krankenpflege und des Kranken⸗ 
eldes grundſätzlich Kur und Verpflegung in einem Kranken- 
auſe oder in einer ähnlichen Heilanſtalt gewährt wird 

(8 429 Rd.). Der dadurch eingeräumte Rechtsanſpruch auf 

Krankenbauspflege hat zur Folge, daß die Landkrankenkaſſe in 

dieſem Umfange zur Gewährung der Krankenhauspflege im 
Spruchverfahren verurteilt werden kann, was ſonſt nicht zuläſſig 

iſt; vgl. RWA. Entſch. vom 16. November 1914 (Amtl. Nachr. 

S. 813). Der Anſpruch beſteht aber nicht, wenn nach ärzt⸗ 
lichem Gutachten die Unterbringung in einer Heilanſtalt die 

Heilung nicht fördern würde (8 430 Abi. 1 RV O.). Alsdann 

wird die Rrantenhilfe in gewöhnlicher Weiſe gewährt (§ 430 

Abſ. 2 RED) In Preußen haben nur zwei Landkranken⸗ 

kaſſen die erweiterte Krankenpflege eingeführt, vermutlich iſt ſie 
aber auch dort ſchon wieder abgeſchafft. 


Aber auch ohne daß die Landkrankenkaſſe eine ſolche Rege⸗ 
lung getroffen hat, ſteht dem Dienſtboten gegenüber ſeiner 
Krankenkaſſe ohne Rückſicht darauf, ob es ſich um eine all⸗ 
gemeine Ortskrankenkaſſe oder um eine Landkrankenkaſſe handelt, 
der Anſpruch auf Krankenhauspflege zu, wenn die Krankheit 
anſteckend iſt, oder wenn nach ihrer Art der Dienſtbote in der 
häuslichen Gemeinſchaft nicht oder nur unter erheblicher Be⸗ 
läſtigung des Dienſtberechtigten behandelt oder verpflegt werden 
kann (8 437 RVO.). Der Antrag auf Gewährung der Kranken⸗ 
hauspflege kann ſowohl vom Dienſtboten als auch von der 
Dienſtherrſchaft ausgehen. Soweit der Antrag vom Dienſt⸗ 
berechtigten ausgeht, entſcheidet bei Streit der Vorſitzende des 
Verſicherungsamts endgültig (§S 438 NND.) In den ſeltenen 
Fällen, in denen der Dienſtbote ſeine Unterbringung im 
Krankenhauſe beantragen wird, wird der Streit im Spruch— 
verfahren ($ 1636 RWO.) entſchieden. Dieſe abweichende Re⸗ 
gelung beruht auf einem bei der Faſſung des 8 438 RVO. 
vorgekommenen Verſehen. Der Vorſitzende des Verſicherungs— 
amts kann die Kaſſe auf ihren Antrag von der Gewährung 
der Krankenhauspflege entbinden; wenn ſich dieſe ohne Ver— 
ſchulden der Kaſſe nicht durchführen läßt ($ 438 Abſ 2 RV O.). 
Alſo auch hier iſt der Rechtsanſpruch auf Krankenhauspflege 
einer Einſchränkung unterworfen. Nach der Faſſung des 
8 437 RWO. beſteht die Verpflichtung zur Gewährung der 
Krankenhauspflege für alle Kaſſen nur dann, wenn der Dienſt— 
bote in die häusliche Gemeinſchaft des Dienſtberechtigten aufs 
genommen iſt. Da die Aufnahme in die häusliche Gemeinſchaft 
ein weſentliches Merkmal für den Begriff des Dienſtboten iſt, 
fo erſcheinen die Worte überflüſſig. Das ABU — Entſch. 
vom 19. September 1914 (AmtlNachr. S. 770) — folgert 
jedoch aus den Worten, daß die Wohnung oder der Schlaf— 
raum des Dienſtboten nicht unbedingt zum Hauſe oder zur 
Wobnung des Dienſtherrn gehören müſſe, ſo daß auch ſog. 
Tagesmädchen zu den Dienſtboten gehörten. In dieſer Aus— 
legung kann nicht mehr als ein Verſuch, den tatſächlich über: 
flüſſigen und irreführenden Worten eine annehmbare Bedeutung 
zu geben, gefunden werden. 


Dienſtboten, die nicht nur vorübergehend auch im Betriebe 
oder in einem andern Erwerbsgeſchäfte des Dienſtberechtigten 
beſchäftigt ſind, ſteht ein Anſpruch auf Krankenhauspflege nicht 
zu; ſoweit es ſich um eine Beſchäftigung in der Landwirtſchaft 
handelt, iſt die Einführung der erweiterten Krankenpflege durch 
die Satzung der Landkrankenkaſſe die Vorbedingung.“ — 44 


2. Die Dienſtherrſchaft kann die Dienſtboten durch den 
Kaſſenvorſtand von der Verſicherungspflicht befreien laſſen. 
Dazu bedarf es der Einräumung des Rechtsanſpruchs auf eine 
Unterſtützung bei Erkrankung, die den Leiſtungen der zuſtändigen 
Krankenkaſſe gleichwertig iſt, durch den Dienſtberrn (3 418 
Abſ. 1, 8 435 RWO.) Ferner wird vorausgeſetzt. daß der 
Dienſtherr die volle Unterſtützung aus eigenen Mitteln deckt, 
ſeine Leiſtungsſähigkeit ſicher iſt und der Antrag für alle 
Dienſtboten geſtellt wird (§S 418 Abſ. 2, 8 435 RVO.). Die 
Behandlung dieſer Befreiungsgeſuche durch die Kaſſenvorſtände 
hat zu manchen Anſtänden Anlaß gegeben, die durch die Recht⸗ 
ſprechung des Reichsverſicherungsamts noch nicht vollſtändig 
beſeitigt ſind. Zuerſt entſtanden Schwierigkeiten bei der Frage, 
in welcher Form der Rechtsanſpruch auf die gleichwertigen 
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Leiſtungen begründet werden müſſe und ob hierfür die u 
eines beſonderen Vertrages . ſei. Das RBA. — 
Entf. vom 6. Februar 1915 (Amtl. Nachr. S. 452) — hat 
die Zuſtimmung des Dienſtboten nicht für unbedingt erforderlich 
erklärt. Die feblende Zuſtimmung werde vielmehr dadurch ers 
ſetzt, daß die Kaſſe oder die Beſchwerdeinſtanz dem Antrage 
des Dienſtherrn auf Befreiung ſtattgebe. Die Dienſtboten ſeien 
in der Lage, im Beſchwerdeverfahren ihre Rechte wahr. unehmen. 
Zu dem Zweck müßte ihnen die Erklärung des Dienſtherrn 
über die Emräumung des Unterſtützungsanſpruchs mitgeteilt 
werden. Das könne mündlich, durch Aushang oder auf 
ſonſtigem Wege geſchehen. Hiernach genügt es, wenn dem 
Befreiungsantrage, in dem die Dienſtboten namentlich aufgeführt 
ſind, die Angabe beigefügt wird, daß die Dienſtboten von der 
Erklärung des Dienſtherrn Kenntnis erhalten haben. 

Zugeſichert werden müſſen nur gleichwertige Leiſtungen, 
nicht aber Leiſtungen, die denjenigen der zuſtändigen Kaſſe 
gleich find. Nach der Entſch. des RWA. vom 6. Februar 1915 
(Amtl. Nachr. S. 452) brauchen die Leiſtungen, die der Dienſt⸗ 
herr in Krankheitsfällen dem Geſinde gewähren will, nicht 
einzeln angegeben zu werden, vielmehr genügt es, daß der 
Dienſtherr erklärt, eine den Leiſtungen der Kaſſe gleichwertige 
Unterſtützung gewähren zu wollen. Eine Prüfung der Gleich— 
wertigkeit der Leitungen iſt danach allerdings dem Kaſſen⸗ 
vorſtande nicht möglich. Die Zuſicherung des vollen Entgelts 
während der Krankheit kann beim Geſinde als Zuſicherung 
einer gleichwertigen Leiſtung jedenfalls dann nicht gelten, wenn 
der Dienſtherr nach der Geſindeordnung zur Weiterzahlung der 
Vergütung in Krankheitsfällen verpflichtet iſt; denn ſonſt würde 
das Geſinde ſchlechter geſtellt ſein, als vor Einführung der 
Krankenverſicherungspflicht. 

Streitig iſt, ob nur der Anſpruch auf Krankenhilfe oder 
auch der Anſpruch auf Wochenhilfe und Sterbegeld zugeſichert 
werden muß. Wenngleich im $ 418 Alf. 1 RB O., der nach 
§ 435 RWO. auch für Dienſtboten gilt, nur von einem An⸗ 
ſpruch auf gleichwertige Leiſtungen der Krankenkaſſe „bei Er⸗ 
krankung“ die Rede iſt, fo iſt doch bei Beratung der ein: 
ſchlägigen Vorſchriften des Entwurfs von der Annahme aus: 
gegangen, daß der Dienſtherr alle Leiſtungen übernehmen müſſe, 
welche im Falle der Verſicherung die Kaſſe zu tragen habe; 
vgl. Komm B. zur RBO. 2. Teil S. 313, 391, 441. Allein 
dieſe Vorausſetzung iſt im Text des Geſetzes ſelbſt nicht ge— 
nügend zum Ausdruck gebracht worden. Die Reichsverſicherungs— 
ordnung unterſcheidet viel genauer als das Krankenverſicherungs— 
geſetz jetzt die drei Leiſtungsgründe der Krankenverſicherung: 
Krankheit, Niederkunft und Tod, ſo daß unter Leiſtungen bei 
Erkrankung nur die Gewährung der Krankenhilfe verſtanden 
werden kann. Dafür ſpricht auch, daß nach §S 436 RVO. nur 
das Krankengeld auf den Lohn angerechnet werden kann. 
Jedenfalls wäre es willkürlich, den Begriff verſchieden aus— 
zulegen, je nachdem die Krankenkaſſe oder der Arbeitgeber 
leiſtungsfähig iſt. 

» Wahrend des gegenwärtigen Krieges iſt allerdings durch die 
85 7, 8 der Bekanntmachung des Reichskanzlers über Kranken⸗ 
verſicherung und Wochenhilfe während des Krieges vom 
28. Januar 1915 (RGBl. S. 49) dem Dienſtherrn die Ver: 
pflichtung zur Zahlung der Leiſtungen der Wochenhilfe im Um— 
fange der Reichswochenhilfe ($ 3 der Bekanntmachung des 
Reichskanzlers, betr. Wochenhilfe während des Krieges vom 
3. Dezember 1914 — RGBl. S. 492) auferlegt worden. Der 
Dienſtherr muß zur Übernahme der Verpflichtung hinreichend 
leiſtungsfähig ſein; da er die volle Unterſtützung aus eigenen 
Mitteln decken muß, . iſt jede Heranziehung der Dienſtboten 
zu den Leiſtungen in der Form offener oder verſchleierter Bei— 
träge unbedingt ausgeſchloſſen. An die Leiſtungsfähigkeit des 
Dienſtherrn durfen aber nicht die höchſten Anforderungen ge: 
ſtellt werden, ſondern es find, wie in einem Erlaß des preußi: 
ſchen Mmiſters für Handel und Gewerbe vom 4. Februar 1914 
(Min Bl. der Handels⸗ und Gewerbeverwaltung S. 56) aus: 
geführt wird, zwar Unterſtützungsfälle ſchwerer Art, aber nur 
ſolche zu berückſichtigen, die öfter vorkommen. Eine vom Dienſt⸗ 
berrn eingegangene Rückverſicherung muß, weil dadurch feine 
Leiſtungsfahigteit zweifellos geſichert wird, berückſichtigt werden. 
197 
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Die Leiſtungsfähigkeit des Dienſtherrn kann auch durch den 
Nachweis eines ausreichenden Einkommens oder durch Hinter⸗ 
legung einer Sicherheit dargetan werden. Unzuläſſig iſt es 
aber, die Befreiung grundſätzlich und ein für allemal von der 
Sicherheitsleiſtung abhängig zu machen: die Hinterlegung einer 
Sicherheit kann nur dann gefordert werden, wenn ohne ſie die 
Verhältniſſe des Arbeitgebers keine unbedingt fichere Gewähr 
für die Erfüllung der Verpflichtungen bieten; vgl. RVA. Entſch. 
vom 6. Februar 1915 (Amtl. Nachr. S. 512). Die Befreiung 
erliſcht, wenn das Verſicherungsamt feſtſtellt, daß die Leiſtungs⸗ 
ſähiakeit des Dienſtherrn nicht mehr beſteht (8 419 Abſ. 1, 

435 RWO.); ſie wirkt im übrigen auch gegenüber anderen 

rankenkaſſen; vgl. RV A. Entſch. vom 17. Juni 1916 (Amtl. 
Nachr. S. 594). 

Der Antrag auf Befreiung iſt für alle Dienſtboten, ſoweit 
ſie befreit werden können, zu ſtellen, damit der Dienſtherr nicht 
unter den Dienſtboten eine Ausleſe hält und nur die ſchlechten 
Riſiken der Kaſſe überläßt. Das Geſetz ſchreibt nicht vor, daß 
ſpäter angenommene Dienſtboten auch zu befreien ſind. Das 
RVA. — Entſch. vom 6. Februar 1915 (Amtl. Nachr. S. 454) 
— hat aber ausgeſprochen, daß bei einem Wechſel für die 
neuen Dienſtboten die Befreiung nachgeſucht werden müſſe, da 
ſich auf dieſe die Befreiung nicht ohne weiteres erſtrecke. Die 
notwendige Folge dieſer Auffaſſung müßte ſein, daß die Be⸗ 
freiung der älteren Dienſtboten durch Heranziehung des Dienſt⸗ 
herrn mit Beiträgen für dieſe rückgängig gemacht werden kann, 
obwohl das Geſetz einen Widerruf der Befreiung nur für den 
Fall zuläßt, daß alle Dienſtboten zur Verſicherung angemeldet 
werden (8 419 Abſ. 2, 8 435 RWO.). Zu beachten iſt, daß 
Dienſtboten, die im Betriebe oder in einem andern Erwerbs⸗ 
geſchäfte als in der Landwirtſchaft des Dienſtherrn nicht nur 
vorübergehend beſchäftigt find, nicht vom Verſicherungszwange 
befreit werden können. 

Die Beſchwerde gegen die Entſcheidung des Vorſtandes 
einer Krankenkaſſe über den Antrag auf Befreiung eines Dienſt⸗ 
boten von der Krankenverſicherungspflicht geht an das Per- 
ſicherungsamt, gegen deſſen Entſcheidung die weitere Beſchwerde 
an das Oberverſicherungsamt ſtattfindet; val. RV A. Entſch. 
vom 18. April 1914 (Amtl. Nachr. S. 519). Der dem Dienſt⸗ 
boten zugeſicherte Rechtsanſpruch auf Unterſtützung iſt im Ver— 
fahren vor den ordentlichen Gerichten zu verfolgen; vgl. RWA. 
Entſch. vom 16. Auguſt 1915 (Amtl. Nachr. S. 667). 


3. Die Dienſtboten gehören zu den Beſchäftigten im 
Sinne der 88 169 bis 171 RVO.; vgl. RVA. Entſch. vom 
4. März 1916 (Amtl. Nachr. S. 519). Daraus folgt, daß 
Dienſtboten, die vom Reich, von einem Bundesſtaat, von einer 
Gemeinde, von einem Gemeindeverbande oder von einem Ver— 
ſicherungsträger beſchäftigt werden, wie dies z. B. bei Kranken⸗ 
häuſern vorkommt, kraft Geſetzes verſicherungsfrei ſind, wenn 
ihnen von ihrem Arbeitgeber der Anſpruch auf Krankenhilfe in 
Höhe und Dauer der Regelleiſtungen der Krankenkaſſe zu: 
geſichert iſt ($ 169 RVO.). Unter der gleichen Vorausſetzung 
muß die oberſte Verwaltungsbehörde Dienſtboten, die von 
anderen öffentlichen Koörperſchaften oder Verbänden oder von 
landesherrlichen Hof-, Dominial-, Kameral-, Fort: und 
ähnlichen Verwaltungen von der Herzoglich Braunſchweigiſchen 
Landſchaft oder der Fürſtlich Hohenzollernſchen Fideikommiß— 
verwaltung beſchäſtigt werden, gemäß 8 170 RVO. auf Antrag 
des Arbeitgebers von der Verſicherungspflicht befreien. Bei 
nicht öffentlichen Körperſchaften oder Verbänden kann die oberſte 
Verwaltungsbehörde nach §S 171 RVO die Befreiung aus: 
ſprechen. Der Anſpruch auf Wochenhilfe oder auf Sterbegeld 
braucht hier unter keinen Umſtänden zugeſichert zu werden; auch 
iſt eine Mitwirkung des Kaſſenvorſtandes nicht vorgeſehen. Der 
Zeitpunkt für die Befreiung darf aber nicht in die Vergangen— 
heit zurüdverlegt werden; vgl. RWA. Entſch. vom 11. Sep⸗ 
tember 1915 (Amtl. Nachr. S. 755) und vom 15. April 1916 
(Amtl. Nachr. S. 551.) 


III. Nach Art. 42 Abſ. 2 EGR WO. bleiben landesrecht⸗ 
liche Vorſchriften, welche die Fortzahlung des Lohns oder 
ähnlicher Bezüge in Krankheitsfällen betreffen, vorbehaltlich des 
§ 436 RVO. unberührt. Als landesrechtliche Vorſchrift, die 
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den Fortbezug des Lohns in Krankheitsfällen regelt, kommt für 
den ganzen Geltungsbereich des Preußiſchen Gefinderechts die 
Vorſchrift des 8 616 BGB. in Betracht, die nach Art. 14 
AGBGB. auf das Geſindeverhältnis Anwendung findet. Nach 
616 BGB. geht der zur Dienſtleiſtung Verpflichtete des 
nſpruchs auf die Vergütung nicht dadurch verluftig, daß er 
für eine verhältnismäßig nicht erhebliche Zeit durch einen in 
ſeiner Perſon liegenden Grund ohne ſein Verſchulden an der 
Dienſtleiſtung verhindert wird. Er muß ſich jedoch den Betrag 
anrechnen laſſen, welcher ihm für die Zeit der Verhinderung 
aus einer auf Grund geſetzlicher Verpflichtung beſtebenden 
Kranken⸗ oder Unfallverſicherung zukommt. Der Dienſtbote 
behält hiernach bei kürzeren Erkrankungen, die mit Arbeits⸗ 
unfähigkeit verbunden ſind, überall den Anſpruch auf Lohn. 
Ob eine verhältnismäßig nicht erheblich lange Behinderun 
durch Krankheit vorliegt, iſt eine reine Tatfrage. Als Maßſt 
wird das Verhältnis der Zeit der Unterbrechung zur Geſamt⸗ 
dauer des Mietverbältnifjes anzunehmen fein; vgl. KG. Entſch. 
vom 10. Februar 1904 in der Zeitſchrift „Das Recht“ 1904 
S. 251. Bei längeren Erkrankungen behält das Geſinde nur 
dann den Anſpruch auf ſeine Vergütung, wenn entweder das 
Vertragsverhältnis fortdauert oder wenn eine beſondere Vor⸗ 
ſchrift wegen Fortzahlung des Lohns während der Krankheit 
trotz Löſung des Dienſtvertrags in der Geſindeordnung ent⸗ 
halten iſt. Iſt weder das eine noch das andere der Fall, ſo 
greift die Vorſchrift des S 323 BGB., von dem die Vorſchrift 
des $ 616 BGB. eine Ausnahme bildet, Platz, ſo daß ein 
Anſpruch auf die Vergütung bei längerer Behinderung nicht 
beſteht. Darüber, daß nach der. Geſindeordnung vom 8. No⸗ 
vember 1810 Krankheit das Dienſtverhältnis nicht von ſelbſt 
löſt, kann in Ermanglung einer entſprechenden Vorſchrift kein 
Zweifel beſtehen. Eine andere Frage iſt aber, ob anhaltende 
Krankheit den Grund zu ſofortiger Entlaſſung ohne Einhaltung 
der Kündigungsfriſt gibt. Die Beantwortung dieſer Frage 
hängt lediglich davon ab, ob angenommen wird, daß in den 
§ 117 bis 142 a. a. O. die Fälle, in denen die Herrſchaft 
oder das Geſinde ohne Aufkündigung den Dienſtvertrag löſen 
kann, erſchöpfend aufgeführt ſind oder nicht, denn zu den Vor⸗ 
ſchriften, die nach Art. 95 Abſ. 2 EGBGB. auf das Geſinde⸗ 
verhältnis Anwendung finden, gehört der S 626 BGB., wonach 
das Dienſtverhältnis von jedem Teile ohne Einhaltung der 
Kündigungefriſt gekündigt werden kann, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt, nicht. Hier ſtehen ſich in der Literatur zwei 
Anſichten gegenüber. Von der einen Seite wird die Auf: 
faſſung vertreten, daß die in der Geſindeordnung enthaltenen 
Entlaſſungsgründe nur Beiſpiele zu dem allgemeinen Grundſatz 
ſeien, daß jeder Teil das Dienſtverhälinis vor Ablauf der 
Dienſtzeit einſeitig aufheben könne, wenn Umſtände eintreten, 
unter denen ihm vom Standpunkt der Billigkeit eine Fortſetzung 
des Dienſtverhältniſſes nicht zuzumuten ſei, und daß ſomit der 
im § 626 BGB. ausgeſprochene Grundſatz analog Anwendung 
finden müſſe. Auf dem gleichen Standpunkt ſtänden 8 70 HGB. 
und die 88 124 a und 1336 Gew., wo neben beſonders auf: 
geführten Entlaſſungsgründen die Entlaſſung aus einem wichtigen 
Grunde aufgeführt ſei. Die in der Geſindeordnung aufgeführten 
Entlaſſungsgründe könnten bei der Mannigfaltigkeit der möglicher⸗ 
weiſe eintretenden wichtigen Umſtände nicht erſchöpfend ſein. Es 
gäbe Verfehlungen des Geſindes, die an Schwere denen in der 
Geſindeordnung aufgeführten mindeſtens gleichſtänden, wenn 
nicht gar überträfen. Von der anderen Seite wird dem ent⸗ 
gegengehalten, daß die Vorſchriften des HGB. und der Gewd. 
nicht zur Analogie herangezogen werden könnten, weil dieſe 
Geſetze neueren Datums ſeien und Rechtsverhältniſſe von 
Perſonen ordneten, auf die die Beſonderheiten des Geſinde⸗ 
dienſtverhältniſſes, insbeſondere ſeine familienrechtliche Natur, 
keine Anwendung fänden. Erſchienen die Entlaſſungsgründe 
der Geſindeordnung im Hinblick auf die im Laufe der Zeit 
eingetretenen Anderungen in den Anſchauungen über das Ge⸗ 
ſindeverhältnis und in der tatſächlichen Geſtaltung der Dinge 
nicht ausreichend, ſo ſei es Aufgabe der Geſetzgebung, Wandel 
zu ſchaffen. Dieſer Auffaſſung kann nur rückhaltlos zugeſtimmt 
werden. Daraus ergibt ſich, daß auch bei dauernder ſchwerer 
Krankheit des Geſindes nur dieſes ſelbſt das Dienſtverhälmis 
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nach 8 142 der Geſindeordnung ſofort ohne vorhergehende 
Aufkündigung löſen kann. Iſt dies aber der Fall, dann muß 
auch bis zum Tag der Beendigung des Dienſtverhältniſſes der 
Lohn fortgezahlt werden. Zum Überfluß ergibt ſich das auch 
ous den ſonſt aufgehobenen Norichriiten der 88 87, 91 der 
Geſindeordnung, durch die die Anrechnung der von der Herrſchaft 
getragenen Kurkoſten auf den in der Zeit der Krankheit fallenden 
Lohn des Dienſtboten geregelt war. Der Vollſtändigkeit halber 
mag noch hervorgehoben werden, daß nach $ 128 a. a. O. das 
Dienſtverhältnis nur dann von der Herrſchaft ſofort geloſt 
werden kann, wenn ſich das Geſinde durch liederliche Auf— 
führung vor oder während des Dienſtverhältniſſes anſteckende 
oder ekelbafte Krankheiten zugeiogen hat. 

Nach § 436 RVO. kann der Dienſtberechtigte das Kranken⸗ 
geld auf den Lohn anrechnen, den er dem Dienſtboten während 
der Krankbeit weiterzuzahlen hat. Unter „Lohn“ werden hier 
zwar die ganzen Bezüge des Dienſtboten zu verſtehen ſein, 
obwohl die Reichsverſicherungsordnung ſonſt von Entgelt 
(8 160 RVO.) ſpricht. Allein es können nur Geldbeträge in 
Frage kommen, weil nach $ 387 BGB. nur gleichartige Dinge 
aufgerechnet werden können. Die Krankenhauspflege tritt an 
die Stelle von Krankenpflege und Krankengeld: da ſonach der 
im Krankenhauſe untergebrachte Dienſtbote Kankengeld nicht 
erhält, fo iſt auch eine Aufrechnung in ſolchen Fällen aus: 
geſchloſſen. Die Herrſchaſt muß alſo dem im Krankenhauſe 
untergebrachten Dienſtboten bis zur Beendigung des Dienſt— 
verhältniſſes den Lohn weiter zahlen, ſo daß dieſer während 
der Krankheit mehr erhält als in geſunden Tagen. 


IV. Wenngleich die Reiche verſicherungsordnung durch die 
Beſeitigung der Verpflichtung der Herrſchaft zur Pflege des er: 
krankten Geſindes manche Zweifel und Streitigkeiten aus der 
Welt geſchafft hat, ſo hat ſie doch durch die Einführung des 
Krankenverſicherungszwanges an den Grundlagen des patriarcha⸗ 
liſchen Verhältniſſes ne Herrſchaft und Geſinde gewaltig 
gerüttelt. Die Krankenverſicherung ſetzt zwei rechtlich ſich klar 
gegenüberſtehende Parteien voraus. die ſich beim Geſindeverhältnis 
nicht finden laſſen. Infolgedeſſen gelingt es auch nur in den 
ſeltenſten Fällen, die, da es ſich um eine Verſicherung des Ge— 
ſindes handelt, felbſtverſtändliche Grundregel des Geſetzes, daß 
das Geſinde zwei Drittel der Beiträge aus eignen Mitteln zu 
tragen habe, durchzuführen. Auf die Dauer wird aber dieſe 
Scheidung vorwärtsſchreiten, zumal auch in den Organen der 
Krankenkaſſen die Dienſtboten mit den Herrſchaften unwillkürlich 
in einen gewiſſen Gegenſatz geraten. Jedenfalls aber hat die 
Reichsverſicherungsordnung einen neuen Anſtoß zur Regelung 
des Geſinderechts gegeben, das infolge der zahlreichen Abande⸗ 
rungen auch durch das BGB. für den Laien kaum noch vers 
ſtändlich iſt, ganz abgeſeben davon, daß das Nebeneinander: 
beſtehen ſo zahlreicher Geſindeordnungen in einem Staatsgebiet 
als etwas ganz Ungewöhnliches bezeichnet werden muß. Dieſen 
Erwägungen hat auch das Abgeordnetenhaus neuerdinas Rech— 
nung getragen, indem es die Staatsregierung zum Vortrage 
des Entwurfs einer den neuen Anſchauungen über das Ge— 
ſinderecht angepaßte Geſindeordnung aufgefordert hat. 


Zur Entſtehung des Anſpruchs auf den Anlieger⸗ 
beitrag nach dem § 15 des Preußiſchen Flucht⸗ 
liniengeſetzes vom 2. Juli 1875. 

Vom Senatspräſidenten des Preußiſchen Oberverwaltungsgerichts 


Wirklichen Geheimen Oberregierungsrate Dr. Schultzenſtein, 
Berlin. 


(Fortſetzung und Schluß aus Nr. 21, 1916.) 


XI. 

Das Wort: „An ihren Be ſollt ihr fie erkennen“ 
bedeutet für die vorliegende Zweiſelsfrage: Wie geſtaltet ſich 
da, wo in den vielen Einzelheiten des Rechtes, in welchen 
der Anliegerbeitrag eine Rolle ſpielt, die Anwendung der in 
den ilen von 1916 vertretenen neuen Auffaſſung? 
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Die ſrübere Anſicht, alſo die in dem Urteile vom 1. Juli 
1912 zum Ausdrucke gelangte, daß der Zeitpunkt der Ent⸗ 
ſtebung des Anſpruchs auf den Anliegerbeinag und der Zeit: 
punkt der Entſtehung der Pflicht zu dem Anliegerbeitrage ſich, 
wie es bei einem perſönlichen Anſpruch und bei einer perſön⸗ 
lichen Pflicht gar nicht anders fen kann, decken, und daß 
infolgedeſſen über den Anſpruch und die Pflicht dieſer Zeitpunkt 
vollſtändig beſtimmt, wie es gleichfalls gar nicht anders ſein 
kann, alſo nicht nur hinſichtlich des Umfanges und des Inhalts 
der Pflicht, woran es die neuen Urteile belaſſen haben, ſondern 
auch hinſichtlich der Perſon des Verpflichteten, was das Urteil 
vom 1. Juli 1912, wie ſchon hervorgehoben worden iſt, nicht 
neu angenommen, ſondern bloß folgerichtig aus dem früher 
Angenommenen entwickelt hatte, die beiden jetzigen Urteile aber 
aufgegeben haben, alſo dieſe frühere Anſicht iſt, wenn auch hin 
und wieder nicht ganz leicht und ohne alle Zweifel, ſo doch 
ſonſt glatt durchführbar geweſen. Es handelte ſich dabei eben 
um die Anwendung klarer und einfacher Rechtsverhältmniſſe. 
Anders wird es mit der neuen Anſicht ſein. Es werden nicht 
oder doch nur ſehr ſchwer zu überwindende Anſtände bei ihr 
hervortreten, weil ſie ſich der Unſtimmigkeit ſchuldig macht, 
zwar an ſich noch weiter den Zeitpunkt der Entſtehung für 
Inhalt und Umfang des Rechtes und der Pflicht maßgebend 
ſein zu laſſen, dagegen nicht mehr für die Perſon des Ver⸗ 
pflichteten, hierfür vielmehr und allein hierfür einen anderen 
Zeitpunkt einſtellt, den der Heranziehung, bis wohm noch kein 
Verpflichteter vorhanden iſt. Denn, um es noch einmal zu be⸗ 
tonen, der vorher vorhandene, nur mögliche oder erwartete Ver⸗ 
pflichtete, der „jeweilige Eigentümer“, iſt doch kein Verpflichteter. 

Eine erſchöpfende Erörterung und ſelbſt nur Erwähnung 
aller Einzelfälle iſt nicht möglich. Große Zweifel treten 
namentlich faſt bei allen Fragen hervor, die auf dem eigent⸗ 
lichen, engeren Gebiete des 8 15 ſelbſt liegen, und machen 
das, was bisher als ſicher gegolten bat, wieder unſicher. Es 
ſeien hiervon nur folgende genannt. Wird nicht nach den neueren 
Urteilen die Ausſchließung des Anſpruchs auf den Anlieger— 
beitrag durch den Abbruch des Gebäudes bis dahin, wo in der 
bisherigen Weiſe der Anſpruch eniſtanden iſt, bis dahin aus⸗ 
gedehnt werden müſſen, wo die Heranziehung des Beſitznach— 
folgers ſtattgefunden bat? Muß nicht, wenn der bisherige 
Eigentümer nicht verpflichtet worden iſt, die Annahme, erſt 
der Beſitznachfolger habe ſelbſt das Gebäude errichtet, noch 
darauf, daß in ſeiner Beſitzzeit auch erſt die Straße fertiggeſtellt 
worden ſei, ausgedehnt und infolgedeſſen Inhalt und Umfang 
feiner Pflicht, d. i. der erſten und einzigen überhaupt ent: 
ſtandenen Pflicht, nach dieſer ſpäteren Zeit beſtimmt werden? 
Und welche Folgen hat das Rechnen mit dem „jeweiligen 
Eigentümer“ und dem Zeitpunkte der Heranziehung gegenüber 
dem, was bisher über die Grenze für Programmänderungen 
gegolten hat, und bei den fünfjährigen Unterhaltungsekoſten, 
letzteres namentlich dann, wenn dieſe Koſten nicht erſt mit einem 
Male (OVG. 68, 155), ſondern alljährlich umgelegt werden 
dürfen (Saran a. a. O. 344)? Aber auch auf den anderen 
Gebieten begegnet man vielfach den Zweifeln, ſo, um auch 
hiervon wenigſtens einen zu bezeichnen, dem, wie es ſich bei 
der Nichtpflicht „des jeweiligen Eigentümers“ mit der An⸗ 
rechnung von Anliegerbeiträgen bei der Wertzuwachsſteuer 
(vgl. das wohl neueſte Urteil des OVG. im PrVerwBl. Zy, 
777) verhält. 

Nur einige Fälle können näher befproden werden. 
Inſoweit ſoll vor allem da, wo es ſich um Rechtsgebiete 
außerhalb des 8 15 handelt, die ausſchlaggebende Stimme 
wieder denen vorbehalten bleiben, die dieſer Rechtsgebiete 
beſonders kundig find. Auch dem nachſtehend Erörterten iſt 
vorauszuſchicken, daß, wenn die Pflicht des „jeweiligen Eigen— 
tümers“ keine Nichtpflicht, ſondern eine auflöſend bedingte oder 
eine an einen Endtermin geknüpfte ſein ſollte (oben Nr. IV I), 
zwar einzelnes, aber auch nur einzelnes ſich ändern würde. 

1. Bei der ſog. Spaltung ſtößt man auf mancherlei 
Schwierigkeiten. Davon ſei wenigſtens eine, auf die ſchwerer 
zu kommen ſein möchte, beſprochen. 

Wenn in zuläſſiger Weiſe eine Spaltungsvorſchrift getroffen 
und von ihr Gebrauch gemacht worden iſt, ſo wurde nach 
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der bisherigen Anſicht Schuldner des abipaltbaren und ab: 
geſpaltenen Teiles der Straßenausbaukoſten der Eigentümer 
des angrenzenden Grundſtücks zur Zeit der Entſtehung des 
Anſpruchs auf den Teil in der gewöhnlichen Weiſe durch das 
Zuſammentreffen der Gebäudeerrichtung und der Fertigſtellung 
des betreffenden Straßenausbauteils mit der ſich aus dem Weſen 
der Spaltung ergebenden ſelbſtverſtändlichen weiteren Voraus⸗ 
ſetzung, daß von der Spaltungsvorſchrift Gebrauch gemacht 
worden iſt. Letzteres kann, muß aber nicht mittels einer den 
abgeſpaltenen Betrag fordernden Heranziehungsverfügung ge⸗ 
ſchehen. Es genügt jede die Abſicht, von der Spaltungsverſchriſt 
Gebrauch zu machen, unzweideutig zu erkennen gebende Erklärung 
in Geſtalt einer beſonderen Mitteilung an den einzelnen Eigen⸗ 
tümer oder einer allgemeinen Bekanntmachung an die Eigen⸗ 
tümer der ausgebauten Straße oder der ſämtlichen ausgebauten 
Straßen. 

Darüber, wie die neuen Urteile ſich gegenüber einer Spaltung 
ſtellen, wer hiernach für den abgeſpaltenen Teil nur ein „jeweili⸗ 
ger“ und deshalb nicht pflichtiger Eigentümer iſt oder dafür haftet, 
erhellt aus ihnen nicht. Soll es danach für den abgeſpaltenen 
Koſtenteil künftig noch bei der bisherigen Anſicht verbleiben, ſo 
beſtände ein Widerſpruch hinſichtlich der Entſtehung des Anſpruchs 
und ihrer Wirkung zwiſchen dem Schuldverhältniſſe wegen der 
abgeſpaltenen Koſten, für deren Schuldner nach wie vor die 
Zeit der Entſtehung maßgebend wäre, und dem wegen der Reſt⸗ 
koſten, über deren Schuldner erſt die Zeit der Heranziehung 
entſcheiden würde, ein Widerſpruch, der nicht verſtändlich wäre. 
Soll aber jene Anſicht auch für den abgeſpaltenen Koſtentcil 
aufgegeben werden, muß man alſo gleichmäßig für alle Koſten 
dahin gelangen, daß der Schuldner allein erſt derjenige Eigen⸗ 
tümer iſt, der dies zur Zeit der Heranziehungsverfügung iſt, ſo 
fiele die Möglichkeit weg, von einer Spaltungsvorſchrift anders 
als mittels einer Heranziehungsverfügung Gebrauch zu machen, 
1 a ſachlichen Berechtigung und jedes ſonſtigen Grundes 
entbehrt. 

2. Für eine perſönliche Forderung kann der Lauf der Ver⸗ 
jährung nicht beginnen, bevor die Forderung entſtanden iſt, d. h. 
der Natur der Sache nach: mit einem beſtimmten Schuldner 
entſtanden iſt, und nur zugunſten dieſes Schuldners. So iſt 
es auch, wie ſchon bemerkt worden (oben Nr. IV 1), nach den 
SS 87 und 88 KomAbgG. Hiermit tritt das Urteil vom 
22. Juni 1916 — IV C. 92/15 — in einen ld: indem e3 
nad) jener Begründung die Verjährung ſchon beginnen läßt, obwohl 
nur erſt ein möglicher oder erwarteter Schuldner vorhanden iſt, 
und auch zugunſten desjenigen, der erſt ſpäter der Schuldner einer 
vorher beim Beginn der Verjährung für ihn noch nicht vor⸗ 
handenen Schuld wird. Das erſcheint, wenn das Ergebnis ſich 
auf einem anderen, nämlich auf dem a. a. O. diesſeits von dem 
Boden des Urteils vom 1. Juli 1912 aus eingeſchlagenen Wege 
nicht halten läßt, mithin die Verjährung trotz des Wortlauts 
des Geſetzes: „in welchem die Forderung entſtanden iſt“, 
nicht von der Entſtehung der Forderung, ſondern erſt von der 
Entſtehung der Schuldnerſchaft durch die Heranziehung, welche 
letztere Entſtehung zu der erſteren Entſtehung nicht notwendig 
ſei, läuft, als eine ſo große und ſo ſachwidrige Härte für den 
Eigentümer, auf dem ſchließlich die Beitragspflicht hängen bleibt, 
daß bereits daran die neue Anſicht ſcheitern möchte. 

Umgekehrt beſteht aber auch für die Gemeinde eine Härte. 
Wodurch dieſe eine Unterbrechung der Verjährung herbeizuführen 
imſtande iſt, mag zweifelhaft ſein. Sicher iſt, daß die Verjäh⸗ 
rung von ihr muß irgendwie unterbrochen werden können; das 
Urteil vom 22. Juni 1916 — IV C. 92/15 — ſpricht denn 
auch ſelbſt von einer Unterbrechung der Verjährung. Ferner 
iſt ſicher, daß, wenn nicht alle, ſo doch die meiſten und am 
nächſten liegenden Mittel der Unterbrechung verſagen, weil ſie einen 
nicht bloß möglichen, ſondern ſchon gewiſſen Schuldner voraus— 
ſetzen, gegenüber welchem von ihnen Gebrauch gemacht werden 
kann und, um Erfolg zu haben, Gebrauch gemacht werden muß. 
Gewiſſer Schuldner ſoll aber erſt der Eigentümer ſein, der es zur 
Zeit der Heranziehung iſt. Dieſem gegenüber kann leicht eine 
jede Unterbrechung nicht mehr möglich fein, weil fie zu ſrät, 
nämlich erſt nach dem Ablaufe der kurzen Verjährungsfriſt ſeit 
der Entſtehung der Forderung, kommt. 
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3. Bei der Einkommenbeſteuerung kann nach der neuen 
Anſicht die Anliegerbeitragsſchuld beim Beginne des Steuerjahrs, 
für welches ſie nach der neuen ſowohl wie nach der früheren 
Anſicht entſtanden, alſo für den Steuerpflichtigen an ſich zu 
einer durch ihn zu entrichtenden, von ſeinem Einkommen in 
Abzug zu bringenden Schuld geworden iſt, doch nicht vom Ein⸗ 
komnien abgezogen werden. Denn es beſtand ja immer noch 
die Möglichkeit, daß er aufhörte, Eigentümer zu ſein, er deshalb 
nur ein „jeweiliger Eigentümer“ und nichts weiter als ein „je⸗ 
weiliger Eigentümer“ blieb, niemals zum wirklichen Schuldner 
wurde. Er hatte daher im Sinne des Steuerrechts noch keine 
Schuld, d. h. nicht eine Schuld, auf die ihm gegenüber die Gemeinde 
bereits ein Recht hatte (Fuiſting⸗Strutz, Einkommenſteuergeſetz, 
8. Aufl. 1. Hälfte, S. 278 Anm. 39), ſondern bloß eine möaliche 
Schuld, und eine ſolche iſt keine abziehbare Schuld. Stellt ſich 
demnächſt dieſe Möglichkeit als Wirklichkeit heraus und zahlt er, 
der Eigentümer geblieben iſt, darauf den durch eine Heranziehungs⸗ 
verfügung von ihm geforderten Beitrag, ſo iſt zweifelhaft, von 
dem Einkommen welchen Steuerjahrs er ihn abziehen kann, 
namentlich dann, wenn ein weit ſpäteres Wirtfhaitejahr fur 
ihn begonnen hat, es ſich alſo um eine Schuld handelt, die 
bereits in einem längſt erledigten Steuerjahr entſtanden war, 
dieſem als Schuld angehörte und nur tatſächlich ſpäter gezahlt 
worden iſt. 

Zum mindeſten kann es leicht geſchehen, daß ein Anlieger, 
der den Fortfall ſeines Eigentums erwarten zu ſollen glaubte, 
oder der ſich ſcheut, bei jeder Veranlagung zur Einkommenſteuer 
wieder die Anliegerbeitragsſchuld ohne die Gewißheit des Erfolges 
geltend zu machen, den richtigen Zeitpunkt dafür verpaßt und 
hierdurch der Abrechnung von ſeinem Einkommen verluſtiggeht. 

4. Nach der früheren Anſicht war ungeachtet des 8 436 
BGB. und entſprechender älterer Vorſchriften anzunehmen, daß, 
wenn der Eigentümer des angrenzenden Grundſtücks, der dies 
zur Zeit der Entſtehung des Anſpruchs auf den Anliegerbeitrag 
geweſen iſt, nachher das Grundſtück veräußerte und der Er⸗ 
werber, weil er demjenigen, welcher das Gebäude nach der 
Anlegung der Straße errichtet hat, im Sinne des § 15 FluchtlG. 
gleichſteht (vgl. JW. 1916, 242 Nr. 6) — eine Auffaſſung, welche 
die beiden neuen Entſcheidungen übereinſtimmend und ausdrück⸗ 
lich wiederholen —, zum Anliegerbeitrage herangezogen worden 
iſt, der letztere einen geſetzlichen Anſpruch gegen den erſteren 
unter Umſtänden darauf hatte, daß er ihm den Anliegerbeitrag 
erſtatte, den er bezahlt hat, den aber der Veräußerer ſchuldig 
geworden war und zu zahlen hatte, und den inſoſern der Er⸗ 
werber für den Veräußerer zahlte. Zum mindeſten beſtand der 
geſetzliche Ausgleichungsanſpruch bei einem Geſamtſchuldverhält⸗ 
niſſe gemäß dem §8 426 BGB. und deſſen Vorgängern. Es 
iſt dies auch ſachlich durchaus berechtigt. Denn regelmäßig 
wird der frühere Eigentümer ſein Grundſtück, nachdem es an 
eine ausgebaute Straße zu liegen gekommen iſt, zu einem 
weſentlich höheren Preiſe als dem früheren verkauft haben 
(vgl. in dem Urteile vom 22. Juni 1916 — IV C. 54/15 —: 
„aus deſſen — nämlich des angrenzenden Eigentümers — Be⸗ 
ziehungen zur Straße und den Vorteilen, welche ihm regel⸗ 
mäßig aus deren Anlegung und Ausbau erwachſen, iſt zum 
weſentlichen Teile die Rechtfertigung für die geſetzliche Ein⸗ 
führung ſeiner Beitragspflicht entnommen worden“). Nicht 
ſelten hat er auch noch einen Gewinn aus der entgeltlichen 
Abtretung von Land zur Straße eingeſtrichen. 

Nach der neuen Anſicht iſt nicht abzuſeben, wie ſich für 
den Erwerber ein derartiger geſetzlicher Anſpruch ſollte begründen 
laſſen. Solange der frühere Eigentümer dies geweſen iſt, war 
er nur ein „jeweiliger Eigentümer“. Als ſolcher iſt er nicht 
Schuldner des Anliegerbeitrags geworden. Wegen des Man⸗ 
gels eines Schuldners war überhaupt noch keine Schuld und 
jedenfalls nicht ihm gegenüber entſtanden. Somit iſt nichts 
vorhanden, wodurch er könnte verpflichtet worden ſein, etwas 
zu erſtatten. Das einzige, was er getan hat, iſt die Er⸗ 
richtung des Gebäudes, und das einzige, was ſich ſonſt bei 
ihm mit oder ohne ſeinen Willen ereignet hat, iſt das Aufhören 
55 Eigentums. Die Errichtung des Gebäudes hat indeſſen 
ür ihn keine rechtliche Wirkung gehabt. Wirkſam bzw. mit⸗ 
wirkſam fol fie erſi in der Perſon des neuen GCigentümers 
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geworden ſein. Sie gilt nunmehr als deſſen Handlung, deren 
Folgen er deshalb auch ſelbſt und allein er tragen muß. Das 
Aufhören des Eigentums auf ſeiten des früheren Eigentümers 
aber kann als bloßer Fortfall einer Eigenſchaft noch nicht eine 
geſetzliche Erſtattungspflicht begründen. Ebenſowenig kann von 
einem Ausgleichungsanſpruch auf Grund eines Geſamtſchuld⸗ 
verhältniſſes die Rede ſein, da der Veräußerer nicht Schuldner 
und ſomit auch niemals ein Geſamtſchuldner geweſen iſt. 

5. Eine nähere Unterſuchung, was bei einer Zwangs— 
verſteigerung mit dem Anſpruch auf den Anliegerbeitrag vom 
Standpunkte der Anſicht über den „jeweiligen Eigentümer“ aus 
einerſeits im Falle der Anmeldung zum Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren, andrerſeits in dem der Nichtanmeldung wird, zeigt 
überall bei den Einzelheiten große Hinderniſſe. Es kommt 
dabei beſonders in Betracht, daß, wenn auch die Einrichtung 
des geringſten Gebots für die öffentlichen Laſten nicht beſtimmt 
iſt, dies für die Pflicht zum Anliegerbeitrage nicht gilt, weil 
bei ihr die einmalige Leiſtung die ganze Laſt erſchöpft, und daß, 
ſobald der Anſpruch gegen den jeweiligen Eigentümer wenigſtens 
als ein bedingtes Recht im Sinne des §8 48 ZG. anzuſehen 
iſt (oben Nr. IV I), er bei der Feſtſtellung des geringiten 
Gebots wie ein unbedingtes Recht zu behandeln iſt. Auf jene 
Schwierigkeiten hingewieſen zu haben, muß hier genügen. Nur 
das folgende ſei noch ausgeführt. 

Nach § 10 Nr. 3 ZIG. und Art. 1 Nr. 2 PrAusfG. 
dazu können nur rückſtändige Anliegerbeiträge im Zwangsver⸗ 
ſteigerungsverfahren geltend gemacht werden. Anerkannt iſt, 
daß ein Anliegerbeitrag erſt mit dem Erlaß einer Heranziehungs⸗ 
verfügung an eine beſtimmte Perſon als den Schuldner rück— 
ſtändig wird. Bis dahin muß ſeit der Errichtung des Gebäudes 
und der Fertigſtellung des Ausbaues der Straße oft längere, 
unter Umſtänden ſogar lange Zeit vergehen, weil die Berechnung 
der Ausbaukoſten und ihre Verteilung unter die Anlieger nicht 
ſchneller möglich iſt. Es dürfen in dieſer Beziehung an die 
Gemeinden nicht zu große Anforderungen geſtellt werden (Urteil 
des OVG. vom 23. November 1911, PrVerwBl. Jahrg. 33 
S. 486). Oft wird ſomit die Geltendmachung der Anlieger: 
beitragsſchuld im Zwangsverſteigerungverfahren unausführbar 
fein. Dann greift der Satz 2 des Abſ. 1 von § 52 ZUBE. 
über das Erloöſchen der Rechte Platz. Dieſe Beſtimmung, die 
auch gegenüber öffentlich- rechtlichen Anſprüchen Anwendung 
findet, und von deren reichsrechtlichen und preußiſch-landes⸗ 
rechtlichen Ausnahmen keine in Frage kommt, geht als 
re ichsrechtliche dem 8 15 FluchtlG. vor (vgl. Lüttich im 
Arch BürgR. 37, 352, wo der Anliegerbeitrag genannt iſt, und 
Nußbaum a. a. O. 73 — 75). Sie iſt dahin zu verſtehen, daß 
der Erſteher mit dem erſtandenen Grundſtücke für nichts aus 
der früheren Zeit haftet. Infolgedeſſen kann er auch wegen des 
Anliegerbeitrags nicht mit dem Grundſtück in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden, und der Satz, daß der Erwerber des angrenzenden 
Grundſtücks demjenigen, der das Gebäude errichtet hat, gleich⸗ 
zuſtellen iſt und Schuldner des Anliegerbeitrags wird, findet 
eine Einſchränkung dahin, daß er mit dem Grundſtücke nicht 
haftet. Hat er kein weiteres Vermögen, ſo erlangt von ihm 
die Gemeinde daher nichts. Als Erwerber des Grundſtücks und 
dadurch zum Schuldner des Anliegerbeitrags geworden konnte 
er freilich zum Beitrage herangezogen werden. Aber die Voll⸗ 
3 bleibt ohne Erfolg, ſobald er außer dem der Voll: 

eckung entzogenen Grundſtücke kein Vermögen hat. Iſt nun 
nach der neuen Anſicht der frühere Eigentümer als bloß „je⸗ 
weiliger Eigentümer“ nicht Schuldner, ſo hat die Gemeinde 
ihren Beitrag verloren. Dies Ergebnis iſt höchſt unbefriedigend, 
da es ohne jedes Zutun der Gemeinde eintritt und von ihr 
nicht zu verhindern iſt, wohl aber der frühere Eigentümer es 
mit Leichtigkeit herbeiführen kann. Der letztere braucht nur zur 
rechten Zeit auf Grund einer zu dem Zwecke, die Gemeinde zu 
ſchädigen und ſich ſelbſt einen Vorteil zu verſchaffen, getroffenen 
Vereinbarung das Grundſtück an einen ſeiner Arbeiter oder einen 
ſonſtigen vermögensloſen Bekannten aufzulaſſen, der es zur 
Zwangsverſteigerung kommen läßt. Iſt darauf der Anſpruch 
der Gemeinde verjährt, alſo ſchon nach drei Jahren ſeit dem 
Zeitpunkte, wo die Fertigſtellung der Straße mit der Möglichkeit 
der Berechnung und Verteilung der Koſten und die Gebäude⸗ 
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errichtung zuſammengetroffen waren, welcher Zeitpunkt nach dem 
zweiten Urteile vom 22. Juni 1916 — IV C. 92/15 — als 
Zeitpunkt für den Beginn der Verjährung des Anſpruchs feſt⸗ 
gehalten worden iſt — eine Unterbrechung dieſer Verjährung 
wird nach den beſonderen Verhältniſſen während des Laufes 
ihrer Friſt rechtlich ſchwer zu ermöglichen ſein, jedenfalls aber 
tatſächlich meiſt nicht eintreten —, ſo erwirbt der frühere Eigen⸗ 
tümer nach der ebenfalls ſchon im voraus getroffenen Verein⸗ 
barung fein Grundſtück 5 Er wird damit wieder Eigen⸗ 
tümer, aber jetzt ein unbedingt anliegerbeitragsfreier. Dies iſt, 
ohne daß es hierbei großer Umſtände und vieler Geſchicklichleit 
bedarf, und mit Unkoſten, die im Verhältniſſe nicht nur zu einem 
hohen Anliegerbeitrage, ſondern ſchon ſelbſt zu einem niedrigen 
Beitrage gering bleiben, zu erreichen. 


Schrifttum. 


Julius Ofner: Zum 70. Geburtstage. Anzengruber Verlag. 
Brüder Suſchitzki. Wien, Leipzig, Dezember 1915. 263 S. 4°, 
mit 3 Lichtbildern. 

Dieſe vornehm ausgeſtattete Feſtſchrift hat auch während des 
Weltkrieges Anſpruch auf Beachtung. Nicht etwa bloß deshalb, 
weil fie einem Berufsgenoſſen, dem Hof- und Gerichts⸗ 
advokaten Dr. Julius Ofner in Wien zum 70. Geburtstage 
gewidmet iſt. Sie iſt ein menſchliches Denkmal von außergewöhn— 
lichem Intereſſe, ein Denkmal nicht nur einem einzelnen geſetzt, 
ſondern zugleich der Rechtsgeſchichte und der Geſchichte der ſozialen 
Entwicklung Oſterreichs in den letzten Dezennien. Es iſt ein 
Sammelwerk, beſtehend aus Abhandlungen, Auſſätzen und kürzeren 
Nußerungen verſchiedener Verfaſſer. Von akademiſchen Sammel— 
werken, die anläßlich eines Jubiläums entſtehen, unterſcheidet 
ſich das vorliegende Werk in einem weſentlichen Punkt. In jenen 
wird regelmäßig eine Mehrheit wiſſenſchaftlicher Arbeiten über 
verſchiedene Forſchungsgebiete in äußerer Zuſammenfaſſung dem 
Gefeierten überreicht. Das einigende Band beſteht in der Wid⸗ 
mung. Der Buchhandel hat ſich daher ſchon lange daran gewöhnt, 
ſolche Werke zum Zwecke des Vertriebes in ihre einzelnen Beſtand⸗ 
teile aufzulöſen und dieſe als Sonderabdrücke den verſchiedenen 
Intereſſenten zugänglich zu machen. Bei dem vorliegenden 
Jubiläumswerk iſt eine ſolche Behandlung ausgeſchloſſen. Denn 
alle darin vereinigten Darſtellungen haben einen einzigen Gegen⸗ 
ſtand: Inlius Ofner. Er allein, ſein Leben und ſeine Art, ſein 
Streben und ſeine Leiſtungen auf einer kaum überſehbaren Zahl 
von Gebieten bilden den Gegenſtand der Feſtſchrift; in dieſer 
vereinigen ſich Freunde und Verehrer aus den verſchiedenſten 
Lebens- und Intereſſentenkreiſen, Berufsgenoſſen, Hochſchullehrer, 
Männer der geſetzgeberiſchen Praxis, Beamten⸗ und Angeſtellten⸗ 
verbände, politiſche, ſozialpolitiſche und wiſſenſchaſtliche Vereine 
— neben der Wiener Juriſtiſchen und Pädagogiſchen Geſell— 
ſchaft —, Schulvereine, die Zentralvereine für Wohnungsreform, 
für Ehereform, für Mutterſchutz, für Arbeiterſchutz, die öſter⸗ 
reichiſche Arbeiterſchaft u. a., um dem Forſcher, dem Advokaten, 
dem Sozialpolitiker, dem Geſetzgeber, dem „Erzieher“ Ofner ihre 
Verehrung und ihren Dank auszuſprechen. Nicht zum erſtenmal iſt 
das mit dem vorliegenden Werk geſchehen. Denn, wie einer ſeiner 
Mitverfaſſer, der Reichstagsabgeordnete Freiherr von Hock be⸗ 
kundet (S. 117), war es ein Zeichen der Anerkennung, als das 
Abgeordnetenhaus ihn auf Anregung der Sozialdemokraten mit 
Erfolg zum Mitglied des Reichsgerichtes vorſchlug, „ein Amt, für 
das Ofner, der bedürfnisloſe, unzugängliche, unbeugſame, der unent⸗ 
wegte Kämpfer für Verfaſſungs⸗ und Staatsbürgerrechte, wie kein 
zweiter berufen iſt'. „Außerhalb der großen Parteien ſtehend,“ 
heißt es ebenda weiter, iſt Dr. Ofner fern den Stellen, „wo die 
Politik des Tages gemacht, über Miniſterportefeuilles verhandelt, 
die Verwaltung beeinflußt wird. Ihm erübrigt auch im Par⸗ 
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lamente die ernite, hingebungsvolle, unbelohnte Arbeit für die 
Ziele, die ihm nicht ſein Vorteil oder ſein Ehrgeiz, die ihm ſein 
Herz und das große Mitleid geſteckt haben. Ihn wahrlich hat 
auch die Politik nicht verdorben.“ 

Das Charakterbild dieſes ſeltenen Mannes ſei hier noch durch 
einige wenige Äußerungen der Feſtſchriſt gezeichnet. 

„Es gibt überhaupt keinen Stand und keine Klaſſe, für welche 
Ofner nicht eingetreten wäre, wenn der Staat die ihr nach ihrer 
ſozialen und wirtſchaftlichen Bedeutung zukommenden Rechte an: 
zuerkennen zögerte“, ſagt ein Aufſatz über „Ofner und die Rechts⸗ 
wiſſenſchaft“ (S. 91). „Nur unbeugſame Tatkraft,“ heißt es an 
anderer Stelle (Ofner, der Sozialpolitiker in der Volksvertretung, 
S. 131), „konnte das Haus der nationalen Parteien 
zwingen, ſich mit Fragen zu beſchäftigen, die vom Streit des 
Tages ſehr weit ablagen.“ 

Als Beiſpiel wird erwähnt das als lex Ofner bezeichnete 
Geſetz vom 9. April 1910, betreffend die Höhe der für die ftraf- 
rechtliche Beurteilung maßgebenden Beträge, worin die zur An— 
nahme eines Verbrechens gegen das Vermögen erforderlichen 
Minimalbeträge weſentlich erhöht find. „Um einen jolchen Vor: 
ſchlag, wie die lex Ofner, in beiden Häuſern durchzuſetzen, dazu 
gehört mehr Mühe und Beharrlichkeit, als in anderen Parlamenten 
etwa eine Abänderung der Staatsgrundgeſetze“ (S. 26). 

Ergreifend klingen die Worte eines Lehrers (in dem Aufſatz 
„Ofner und die Rechte der Lehrer“): „In den Induſtriemittel- 
punkten Böhmens und Mährens, wie in den Alpendörfern der 
Steiermark und Salzburgs gab es keinen Lehrer, der nicht mit 
Hochſchätzung und Verehrung den Namen des Mannes auf den 
Lippen getragen hätte, deſſen ſieghaftes Wirken ihm, dem Lehrer, 
das Bewußtſein gab, du ſtehſt nicht allein, biſt nicht ganz ver⸗ 
laſſen, den Namen Dr. Julius Ofner.“ 

„Die Geſchichte des ſozialen Wirkens Ofners wäre die Ge: 
ſchichte der Sozialpolitik in Oſterreich überhaupt“, ſagt der Aufſatz 
über Ofner als „Sozialpolitiker in der Volksvertretung“, der fein 
Wirken für „die Parias des Erwerbslebens, des Kunſtbetriebs 
und vor allem für die Parias der Wirtſchafts- und Geſellſchafts— 
ordnung“, „die Kinder, die für Geld arbeiten müſſen“, ſchildert: 

„Wenn wir erkannt haben, welche Sünde die Eriverbs: 


arbeit des Kindes ift, wie ſich ihre Duldung gegen die Menſchlich⸗ 


keit, den wahren Vorteil, den induſtriellen Fortſchritt und das 
Recht des Arbeitnehmers, gegen Staat und Familie, gegen die 
körperliche und ſittliche Sicherheit vergeht, wenn wir durch die 
Kenntnis der grauenhaften Tatſachen auf die nicht minder ſchreck— 
lichen Folgen auſmerkſam wurden, wenn beſcheidene Anſätze zur 
Beſſerung ſchon vorhanden ſind und wenn vor allem niemand 
mehr Kinder arbeiten ſieht und arbeiten läßt, ohne daß das 
Gewiſſen laut rügte, was Eigennutz oder Not ſtumm geſchehen 
laſſen, ſo iſt es das Verdienſt Ofners, der ſeit Jahren, ohne zu 
raſten und zu ruhen, für die arbeitenden Kinder ſorgt und kämpft“ 
(S. 130), auch in internationalen Kongreſſen (S. 226). Leider 
iſt, wie ein anderer Aufſatz bemerkt, der von Ofner ausgearbeitete 
Entwurf eines Kinderſchutzgeſetzes mit der Schließung des Reichs— 
rates in den Abgrund gefallen. 

Dieſes Kinderſchutzgeſetz, „das heute notwendiger und 
dringender iſt als jemals“, wird wieder hervorgeholt werden 
müſſen, und das Geſetz „wird mit Recht den Namen einer lex 
Ofner tragen“. 

Auf dem Gebiete der Arbeiterſchutzgeſetzgebung, hat Ofner 
ſeit vielen Jahren eine umfaſſende Tätigkeit entfaltet. 
Ebenſo auch auf dem Gebiete des Vereinsrechts, das eine Vor— 
ausſetzung aller Arbeiterſchutzgeſetzgebung und ihrer Durchführung 
bildet (S. 90, 108, 114). Denn in keinem Kulturland iſt dieſe 
Schutzgeſetzgebung ohne Mitwirkung der Arbeiter begründet 
worden und nirgends iſt ſie bisher ohne dieſe Mitwirkung durch⸗ 
führbar geweſen. Wenn aber von Ofners Wirkſamkeit in bezug 
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auf Arbeiterſchutz die Rede iſt, ſo kann nach der Feſtſchrift nicht 
unterſchieden werden zwiſchen gewerblichen und nichtgewerb⸗ 
lichen Arbeitern, zwiſchen Arbeitern privater Betriebe jeder Art 
und öffentlicher Anſtalten, denn für ſie alle hat Ofner in Rede und 
Schrift, im geſetzgebenden Körper, als Anwalt in zahlloſen Pro⸗ 
zeſſen, vor den höchſten Gerichten, weiter in ſtändiger Beratung 
Einzelner und ihrer Organiſationen das Recht vertreten und deſſen 
Fortbildung gefördert. So iſt Ofner nach der Feſtſchrift einer 
der Hauptbearbeiter des Handlungsgehilfengeſetzes, eines Reform⸗ 
geſetzes vom 16. Februar 1910 „über den Dienſtvertrag der Hand⸗ 
lungsgehilfen und anderer Dienſtnehmer in ähnlicher Stellung”. 
Dieſes Geſetz findet Anwendung z. B. auf Krankenkaſſen, 
regiſtrierte Hilfskaſſen und auf Anſtalten jeder Art, die dem 
Zwecke der öffentlich-rechtlichen Verſicherung dienen, auf die 
periodiſche Preſſe, auf die Kanzleien der Advokaten und Notare, 
der Patentanwälte, die pharmazeutiſchen Angeſtellten u. a. 


Hierher gehören nach der Feſtſchrift, abgeſehen von Anträgen 


und Ausführungen über den Schutz gewerblicher Arbeiter, über 
die Beſeitigung der Beſtrafung des Kontraktbruchs der Arbeiter, 
die Arbeitsloſenverſicherung, eine unabſehbare Reihe von anderen 
Reformgeſetzen, die von ihm vorgeſchlagen oder angeregt oder an 
denen er mitgearbeitet hat, z. B.: Die Dienſtpragmatik der Be⸗ 
amten, das Güterbeamtengeſetz, das Lehrerrecht, das Recht der 
Auskultanten und Praktikanten, das Apothekergeſetz (S. 229), 
die Regelung der Verhältniſſe der Frauen im Staats- und 
Landesdienſt, insbeſondere der weiblichen Hilfskräfte in Poſt⸗ und 
Telegraphenanſtalten, der Bezüge der Strafvollzugsbeamten, der 
Dienſtverhältniſſe der Theaterangeſtellten (Theatergeſetz und 
Geſetz über den Theatervertrag), die Sonntagsruhe in Bureaus 
und im Gewerbe, die Beaufſichtigung der Bergwerksbetriebe; 
dann die mittelbar dem Schutz der Maſſen dienenden Reformen 
des Mietrechts, die Wohnungsreform, Wohnungsaufſicht, die 
Enteignung zu Wohngebäuden, das Erbbaurecht u. a. 

Mit Rückſicht auf dieſes in der Feſtſchrift dargelegte, kaum 
überſehbare, durch keinerlei Fehlſchläge beirrbare Wirken Ofners 
ſind die Worte verſtändlich, die ihm ein politiſcher Gegner, der 
Reichstagsabgeordnete Dr. Viktor Adler widmet (S. 97): „Es 
dürfte nicht ſehr häuſig ſein, daß das Feſt eines politiſchen 
Mannes weit mehr Freunde und Verehrer um ihn verſammelt als 
Parteigenoſſen. Dr. Julius Ofner, den wir angeſichts des Bildes 
unverwüſtlicher Arbeitskraft und jugendlicher Kampfesfreudigkeit 
erſtaunt an der Schwelle des Greiſenalters begrüßen, iſt politiſch 
ein Eingänger, ſein öfſentliches Wirken konnte ſich nicht des 
Hebels einer großen Parteiorganiſation bedienen, und trotzdem, 
ja in gewiſſem Sinne eben deshalb, wird bei ſeiner Jubelfeier von 
den beſten Leuten aller Klaſſen, vielleicht ſogar aller Parteien 
ſeiner in Ehren und Hochſchätzung gedacht werden. Auch der 
politiſche Gegner muß der ungewöhnlichen Perſönlichkeit Ofners 
Achtung zollen, der Lauterkeit ſeines Strebens, der Unbeugſamkeit 
feiner Überzeugungen, der warmen Menſchenliebe und ſtets tat: 
bereiten Hilfsbereitſchaft, die ſein Leben und Wirken in der 
Offentlichkeit erfüllt... Wenn ſich heute um Dr. Ofner die 
Wortführer der zahlreichen Lebenskreiſe fammeln, in denen er 
ſegensreich gewirkt, denen er in unermüdlicher Arbeit gedient, ſür 
deren Recht er unbeugſam geſtritten und für deren Lebens: 
intereſſen er mit ſeinem warmen Herzen eingetreten iſt, ſchließt 
ſich ihnen die Arbeiterſchaft an voll aufrichtiger Anerkennung und 
voll herzlichen Dankes . ..“ 

Seine Prozeßſiege waren „ſozialpolitiſche Taten“. Wenn 
er für die Sache Einzelner eintrat, ſo reichte der Erfolg vielfach 
darüber hinaus und entſchied über das Schickſal ihrer Berufs- und 
Standesgenoſſen. 

Man gewinnt aus der Feſtſchrift den Eindruck, daß jede der 
vielen in ihr auftretenden Organiſationen der Überzeugung iſt, 
daß ein einzelner Mann überhaupt nicht mehr leiſten kann als 
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Ofner für jede einzelne von ihnen und das von ihr vertretene 
öffentliche Intereſſe geleiſtet hat, auch wenn ſeine Arbeit, wie oft, 
bisher zu keinem oder nur zu einem Teilerfolge geführt hat. 

Die praktiſche Tätigkeit Ofners hat aber nicht etwa lediglich 
der Fortbildung des Rechts oder dem Rechtsſchutz einzelner 
Klaſſen oder Berufe gegolten. Er iſt vielmehr von Anfang an, 
wenigſtens in bezug auf das Privatrecht, aufs Ganze ge— 
gangen, und einer ſeiner erſten Anträge als Abgeordneter war ein 
Initiativantrag auf Reviſion des Allgemeinen Bürgerlichen 
Geſetzbuchs, der ein völlig neues Geſetzbuch ſchaffen wollte. In: 
folge eines Gutachtens Ungers iſt allerdings nur eine Anderung 
einzelner, wenn auch vieler Beſtimmungen, „eine moſaikartige 
Reviſion“ beſchloſſen worden, deren erſter Teil, die „Teilnovelle !“ 
vom 12. Oktober 1914 am 13. Oktober 1914 durch kaiſerliche Ver— 
odnung auf Grund des 8 14 Geſetzeskraft erlangte. 

Wenn darin die Stellung der Frau gegenüber ihren Kindern, 
die Rechtsſtellung der ehelichen Kinder, der unehelichen Mutter 
und der unehelichen Kinder, ſowie das Vormundſchaftsrecht 
weſentlich verbeſſert worden ſind, jo iſt dies nach der Feſt⸗ 
ſchrift eine, wenn auch ſpäte Frucht der Arbeiten Ofners und 
ſeiner ſtändigen publiziſtiſchen Bemühungen (S. 89, 99, 222). 

Die Feſtſchrift feiert Ofner auch als „Erzieher“. Nicht bloß, 
weil feine Objektivität und fein Rechtsſinn auch von den Ber: 
tretern gegneriſcher Intereſſen anerkannt wird, ſo daß er z. B. 
von den Theaterdirektoren wie von den Bühnenangeſtellten zum 
Obmann des von ihnen 1912 vereinbarten dauernden Schieds⸗ 
gerichts beſtellt worden iſt; ſondern vor allem wegen der Art und 
Wirkung ſeines öffentlichen Auftretens, weil er, ſoviel an ſeinem 
muſtergültigen Beiſpiel lag, als Erzieher der öffentlichen 
Sitten des Wahlkampfes und der Debatte erſchien und 
erſcheint: „Auch der erbittertſte Gegner der Anſchauungen Ofners 
achtet den Mann. Die wildeſten Zwiſchenrufer hören zu, wenn 
Dr. Ofner ſpricht. Und nicht etwa, als ob der Milde ſeiner Ge— 
ſinnung nicht ſehr kräftige Töne zu Gebote ſtehen würden.“ 

Betrachtet man den in der Feſtſchrift von berufenen Zeugen 
dargelegten Reichtum praktiſcher, mühevoller, unausgeſetzter 
Arbeit Ofners, ſo begreift man ſchwer, wie ſie von einem Menſchen 
überhaupt geleiſtet werden konnte. Und doch iſt das Lebenswerk 
Ofners darin nur zur Hälfte beſchloſſen. Denn neben jener 
praktiſchen, überall im Dienſte ſeiner Ideale ſtehender Arbeit geht 
eine lange Reihe wiſſenſchaftlicher Publikalionen einher — nicht 
bloß auf juriſtiſchen, ſondern auch auf volkswirtſchaftlichen, ſozial— 
politiſchen, philoſophiſchen und anderen Gebieten. Eine ſich ſelbſt 
als unvollſtändig bezeichnende Liſte dieſer Veröffentlichungen füllt 
in der Feſtſchrift die Seiten 245 bis 263. Unter den juriſtiſchen 
Arbeiten iſt die Herausgabe des Urentwurfs des „Allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuchs“ mit den Beratungsprotokollen (2 Bände, 
1889, Wien, Hölden) zu nennen, dann zahlreiche Schriften zur 
Dogmatik des Privatrechts und deſſen Reform, zum Zivilprozeß, 
zum Konkursrecht, zum Verſicherungsrecht, Strafrecht, Straf— 
prozeß und Strafvollzug, zum Steuerrecht, zum Verfaſſungs- und 
Verwaltungsrecht, zur Gerichtsverfaſſung, zu zahlloſen rechtlichen 
Einzelfragen; weiter Schriften zur allgemeinen Rechtslehre, ins— 
beſondere zum Weſen des Rechts und zur Methode der Rechts— 
wiſſenſchaft, zur Reform der juriſtiſchen Studien und des 
Prüfungsweſens. Es iſt nicht beabſichtigt, hier auf dieſe gewaltige 
wiſſenſchaftliche Arbeit referierend oder kritiſch einzugehen. Auch 
ſie iſt teilweiſe durch die Erfahrungen der Praxis veranlaßt und 
will das Recht und ſeine Anwendung ſichern, fördern, fortbilden 
oder dafür modernere Grundlagen ſchaffen. Nur eines ſei hier 
hervorgehoben: Der große Praktiker, dem wie keinem Zweiten 
die Erfahrung das wirkliche Rechtsleben gezeigt hat, das 
ſich hie und da ſehr weſentlich von dem Rechtsleben der 
Sheorie unterſcheidet, iſt vermöge ſeiner weit und tief reichen⸗ 
den Kenntnis der Welt der Tatſachen auch ein großer 
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Theoretiker der Praxis geworden. Seine Theorie iſt 
vorerſt freilich noch weit von allgemeiner Anerkennung entfernt. 
Dafür an dieſer Stelle nur ein Exempel. 


Aus dem Satz, daß das Recht eine Ordnung der Berhält: 
niſſe und des Verhaltens der Menſchen untereinander ſei, folgert 
Ofner für die Juriſten als die Männer der Praxis, daß ſie die 
Fähigkeit zur Erkenntnis der Tatſachen des Lebens als der Grund— 
lagen und Gegenſtände des Nechts durch gründliche Umgeſtaltung 
des Unterrichts an den Hochſchulen, insbeſondere durch Ausbildung 
in pſychologiſcher, volkswirtſchaftlicher und ſozialer Hinſicht er— 
langen müſſen. Die glänzende Vertretung dieſer Forderungen 
durch Ofner als Berichterſtatter auf dem 31. Deutſchen Juriſtentag 
in Wien 1913 hat des tiefſten Eindruckes nicht verfehlt, aber nicht 
zu dem von Ofner erſtrebten Erſolg geführt. Aber Grund: 
anſchauungen war man einig; indeſſen wurden einerſeits ſeine 
Forderungen als Vorſchläge für die Ausbildung nicht von 
Studenten, ſondern von Hochſchullehrern erklärt, oder für 
diejenige hervorragender Geſetzgeber, wie er ſelbſt einer 
geworden ſei — alſo als viel zu weitgehend —; andererſeits aber 
wurde geſagt, dieſe Vorſchläge entſprächen im weſentlichen einer 
bereits vorhandenen Übung der Hochſchulen und ſie enthielten 
daher, als Poſtulate, eine unbegründete Anklage gegen dieſe 
Inſtitute. Eine Reihe von Beſchlüſſen dieſer Tagung verfolgte 
indeſſen, wenn auch in beſcheidenem Maß, die Richtung der 
Ofnerſchen Vorſchläge. 

Das die „ganze Rechtswelt umſpannende Wirken“ 
Ofners betont ein Schreiben der Juriſtiſchen Geſellſchaft in Wien, 
(Obmann Franz Klein, S. 234), woraus hier folgende Sätze 
wiedergegeben werden ſollen: 

„Ihr alle Gebiete des Rechts umfaſſendes enzyklopädiſches 
Wiſſen hat unſere Beſprechungen angeregt und befruchtet. Ihre 
ſozialphiloſophiſche Gedankenrichtung hat uns ſelbſtgenüg— 
ſame Beſchränkung im überlieferten Wiſſen⸗ 
ſchaftsbetrieb fernhalten geholfen und an die Notwendig— 
keit, das juriſtiſche Geſichtsfeld zu erweitern, gemahnt. Getreu 
Ihrem Bekenntnis zu der von Ihnen poſtulierten Jurisprudenz 
als ‚fozialer Technik“, um ein Wort Ihrer Prägung zu gebrauchen, 
haben Sie ein großes Stück Ihrer Lebensarbeit einem hin— 
gebungsvollen Mitwirken an der Fortbildung und Neugeſtaltung 
unſeres Rechts im Sinne des Ideals ſozialer Verſöhnung und 
Gerechtigkeit geweiht. Daß auch eine an den Bedürfniſſen der 
Gegenwart orientierte Rechtsbewertung des ſtetigen Zuſammen— 
hangs mit dem geſchichtlich Gewordenen nicht entraten kann, 
haben Sie uns durch die verdienſtvolle Herausgabe des Ur— 
entwurfs unſeres bürgerlichen Geſetzbuchs, ſeine Erſchließung für 
weitere Kreiſe bezeugt.“ 

Die Feſtſchrift zeigt aber, daß Ofner nicht bloß die Rechtswelt 
umfaßt, daß er weit entfernt ift, nur Juriſt zu ſein. 

„Wenige Anwälte“, ſagt die Feſtſchriſt (S. 41) bei 
Würdigung Ofners als Advokaten, „haben das An» 
ſehen des Standes ſo gehoben, wie dieſer unerſchrockene 
Vertreter der Enterbten, der Schwachen, der Unterdrückten, wie 
dieſer mutvolle Kämpfer gegen jedes Unrecht.“ 


Auch für die Freiheit der Advolatur iſt er jederzeit ein— 
getreten; ſein Wort gegen den numerus elausus iſt von ſchwerem 
Gewicht. 

Die Feftſchrift weiß nicht bloß von feiner „unerſchöpflichen 
Herzensgüte“, von ſeiner „nie verſagenden Hilfsbereitſchaft“, 
ſondern auch von ſeiner „ſtets offenen Hand“ zu erzählen. 

Aber das weſentliche Merkmal ſeiner Perſönlichkeit iſt 
Initiative und zähe Tatkraft im Kampf. Dies tritt auch da 
hervor, wo er einen der älteſten Ethiker, den chineſiſchen Philo⸗ 
ſophen Laotſe, und wo er einen modernen Ethiker, Tolſtoi, ber 
handelt. Von dem erſteren ſagt er: „Seine Lehre verſagt, wo 


Knechtſchaft iſt und die Freiheit auf friedlichem Weg nicht er: 
rungen werden kann.“ Von dem letzteren: „Der Befreiungskampf 
ſeines Volks fand ihn nicht als Helfer“ (S. W). 

Rechtsanwalt Geh. IR. Prof. Dr. Loewenfeld, München. 


Militärſtrafgeſetzbuch für das Deutſche Reich nebſt dem Ein⸗ 
führnngsgeſetz. Kommentar von Wirkl. Geh. Kriegsrat 
Dr. Romen und Kriegsgerichtsrat Dr. Riſſom. 2. Aufl. 
Berlin, Guttentag, 1916. Preis geb. 10 #. 


Das Buch entſpricht einem Bedürfnis der Praxis im Felde wie 
in der Heimat, und es erfüllt dieſen Zweck im vollen Maße. 

Das MSLGB. hat von jeher zahlreiche Erläuterungen gefunden, 
von denen namentlich die 1912 von denſelben Verfaſſern heraus⸗ 
gegebene erſte Auflage großen Anklang gefunden hatte. Der große 
Umgeſtalter Krieg hat aber auch auf dem Gebiete des Militärſtrafrechts 
ſo viele neue Zweifelsfragen auftauchen laſſen, daß die bisherigen, 
weſentlich auf den wiſſenſchaftlichen Ergebniſſen der Friedenszeit auf⸗ 
gebauten Kommentare nicht mehr ausreichen konnten. Gleichzeitig iſt 
die Bedeutung des Militärſtrafrechts für unſer geſamtes Volksleben 
weſentlich geſtiegen. Der größte Teil unſerer waffenfähigen Männer 
ſteht unter den Fahnen; zahlloſe Kriegsgefangene befinden ſich in 
Deutſchland; weite Teile feidlichen Gebietes ſind von unſeren Truppen 
beſetzt und unter deutſche Militär⸗ oder Zivilverwaltung geſtellt. 
Neue Dienſtgrade (Feldwebelleutnants, Offizier ftellvertreter, Beamten⸗ 
ſtellvertreter uſw.) traten ins praktiſche Leben; ihre ftrafrechtliche 
Stellung wie die der Kriegsſreiwilligen, des ausgebildeten und un⸗ 
ausgebildeten Landſturms, der Staatenloſen, der Angehörigen des 
freiwilligen Automobilkorps oder des freiwilligen Metorbootkorps, der 
freiwilligen Kranlenpfleger u. a. m. waren jklarzulegen; Begriffe wie 
„Beute“ (ich denke dabei auch an die nicht ſelten als ſog. „Kriegs⸗ 
andenken“ vom Kriegsſchauplatz mitgebrachten oder heimgeſandten 
Stücke oder ſonſt im Felde gefundene Gegenſtände) und „Plünderung“ 
(mit ihrer Abgrenzung gegen die erlaubte, oft ſogar notwendige 
Requifition) bedurften der Klärung, die vielfach erſt während des 
Feldzugs und durch neu ergangene Beſtimmungen erfolgte. Das 
Haager und das Genfer Abkommen fand zum erſten Male für uns 
umfangreiche praktiſche Anwendung, die häufig das Strafrecht berührte. 
Zahlreiche Gnadenerlaſſe verſchiedenartigen Inhalts ergingen während 
des Krieges. Kurzum, eine Fülle von neuen Fragen ergab ſich, bei 
denen die bisherigen Kommentare notwendig verſagen mußten. Es 
war daher ein dankenswertes Unternehmen, daß die beiden Verfaſſer 
trotz der Schwierigkeiten des in faſt ſtändigem Fluſſe befindlichen 
Stoffes ſich zur Herausgabe der neuen Auflage entſchloſſen, die ihres 
Erfolges bei den zahlreichen in der Militärrechtspflege tätigen Juriſten 
ſicher fein kann. Sie zeichnet ſich ebenſo durch ihre überfichtliche 
techniſche Anlage wie durch erſchöpfende inhaltliche Darſtellung aus. 
Die Rechtslehre iſt zu jedem Paragraph mit größter Vollſtändigkeit 
zufammengeftellt, die Rechtiprechung ſelbſtverſtändlich umfaſſend heran⸗ 
gezogen; von beſonderem Werte iſt die eingehende Aufführung der 
fonft zerſtreuten Verwaltungsvorſchtriften und die gerade den Verfaſſern 
mögliche wohl vollſtändige Benutzung amtlicher Quellen. Einzelne 
Teile, ſo die Beſprechung der Straftaten auf dem Kriegsſchauplatz 
wie im beſetzten Gebiete oder die des Kriegsrechts gegen Ausländer, 
haben den Charakter gründlicher Monographien. Auch der Ziviljuriſt 
wird vielfach, insbeſondere als Rechtsberater, das Buch mit Erfolg 
benutzen, ſo betreffs der Notwendigkeit der Heiratsgenehmigung für 
Militärperſonen, der Strafbarkeit von Perſonen des Beurlaubten⸗ 
ſtandes, der Niederſchlagung der ſtrafrechtlichen Verfolgung bei vor 
der Einſtellung in das Heer begangenen Straftaten (zu § 52) uſw. 

Ausſtellungen in Einzelheiten können den Wert des Buches nicht 
vermindern; fie wollen nur Wünſche für eine wohlverdiente fpätere 
Auflage äußern. So wäre wegen der vielfach in der Praxis hervor⸗ 
getretenen Zweifel eine nähere Erörterung der Rechtsſtellung der 
vertraglich angenommenen (landſturmpflichtigen oder älteren) Arzte 
bei § 89 oder § 155 angebracht, cder eine ſolche der Frage der 
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Beamteneigenſchaft von Feloweberleutnanls bei 3 145. Zu 5 50 
rermiſſe ich ein Eingehen auf die (vom Reichsmilitärgericht verneinte) 
Frage, ob gegen Jugendliche (fo die vielen 17 jährigen Kriegsfrei⸗ 
willigen) militäriſche Ehrenſtrafen, insbeſondere die Verſetzung in 
die zweite Klaſſe des Soldatenſtandes zuläſſig ſind. Wegen der 
Häufigkeit der intellektuellen Urkundenfalſchung durch falſche Angaben 
zur Kriegs ſtammrolle uſw. empfehle ich zu §S 37 einen Hinweis darauf, 
daß nach der Anſicht des Reichsmilitärgerichts (Urteil vom 6. Juni 
1916) ein Vergehen gegen $ 271 R StGB. nicht als Urkundenfälſchung 
im Sinne des § 37 gilt. Bei der Rückverſetzung in die erſte Klaſſe 
des Soldatenſtandes könnte zu § 39 vermerkt werden, daß nach dem 
Kaiſerlichen Gnadenerlaſſe vom 27. Januar 1915 die Innehaltung 
der in Anlage 5 zu § 36 der Heerordnung vorgeſchriebenen Termine 
und Friſten nicht nötig iſt, ſowie daß die Rehabilitierung beim krieg⸗ 
führenden Heere nach § 17 der Kaiſerlichen Verordnung I vom 
28. Dezember 1899 ſchon durch den Kommandierenden General erfolgen 
kann. Zweifelhaft iſt mir die Annahme zu § 39, daß zweitklaſſige 
Soldaten auch ohne Rehabilitierung wirkſam zu Unteroffizieren beför⸗ 
dert werden könnten; das Kriegsminiſterium vertritt meines Wiſſens 
die entgegengeſetzte Anſicht. Zu 8 9 iſt bei der Wiedergabe des 59 
des preußiſchen Geſetzes über den Belagerungszuſtand die Abänderung 
durch die lex Schiffer (Zuläſſigkeit von Haft und Geldſtrafe) nicht 
mitgeteilt. Die Ausführung S. 789, daß bei fahrläſſiger Körper⸗ 
verletzung durch Militärkraftfahrer ein Strafantrag erforderlich ſei, 
iſt wohl dahin zu vervollſtändigen, daß „im Felde“, alſo allgemein 
während des Kriegszuſtandes, nach § 127 dieſe Notwendigkeit entfallt. 
Endlich möchte bei der Beiprechung des Vegriſſs „Waffen“ zu 8 55 
oder § 148 ein Eingehen auf die neuen Schützengrabenkampfwerkzeuge 
(Handgranaten, Minenwerfer uſw.) ſich empfehlen. 
KGRat Lorenz, z. Z. Oberkriegsgerichtsrat, Berlin. 


Aus dem Schrifttum zum Kriegs fteuergeſetz vom 
21. Juni 1916. 

a) Profeſſor Dr. Stier⸗Somlo: Kriegsſteuergeſetz vom 21. Inni 
1916 und Beſitzſteuergeſez vom 3. Juli 1913. Berlin 
1916. Verlag Franz Vahlen. 381 S. Preis 6 &. 

b) Geh. Oberfinanzrat E. Zimmermann: Das Kriegsfteuer- 
geſetz vom 21. Juni 1916. Stuttgart 1916. Verlag J. Heß. 
Preis 4 A. 

c) Kriegsſteuergeſetze. Textausgabe mit Sachregiſter. Berlin. 
J. Gutientag Verlag G. m. b. H. Preis 1,50 &. 

d) Steuerſekretär A. Lachmund: Kriegsſtenergeſetz. Praktiſcher 
Ratgeber mit zahlreichen praktiſchen Beiſpielen. Breslau 1916. 
Selbſtverlag des Verfaſſers. 120 S. Preis 2 &. 

e) Rechtsanwalt G. Schuberth: Betrachtungen zur Be⸗ 
ftenerung der Kriegsgewinne durch das Reich. Verlag 
C. Hemrich, Dresden- N. 42 S. 

f) Dr. jur. E. Hirſchfeld: Leitfaden zum Kriegsſteuergeſetz 
(Kriegsgewinnſteuer). Berlin 1916. W. Moeſer Buch⸗ 
handlung. Preis 2,80 W. II. Aufl. mit Ausf.⸗Beſt. 3,80 . 

Die umfangreiche Literatur, welche die Frage der Kriegsgewinn⸗ 
beſteuerung berens vor dem Erſcheinen des Geſetzes hervorgerufen 
hatte (vgl. BankArch. XV Nr. 11 S. 216 ff.), ließ bereits das Intereſſe 
erkennen, das die weiteſten Kreiſe dieſem einſchneidenden Geſetz ent⸗ 
gegenbringen. Unter dieſen Umſtänden war zu erwarten, daß bald 
nach dem Erſcheinen des Geſetzes eine Reihe von Kommentaren ver⸗ 
öſſentlicht werden würde, welche dem Verlangen des Publikums, möglichſt 
bald eine handliche Ausgabe mit kurzen Anmerkungen zu beſitzen, ent⸗ 
gegenzukommen ſuchte. Unter dieſem Geſichtspunkt ſind z. B. die Er⸗ 
läuterungen von Rheinſtrom und Koppe⸗Varnhagen zu würdigen. 

Einer beſonderen Hervorhebung bedürfen die Kommentare von 

Stier⸗Somlo und Zimmermann. 

Die Erläuterungen von Stier⸗Somlo weiſen eine für die 

Scknelligkit, mit welcher der Kemmentar erſchienen if, erſtaunliche 


„45. Jahrgang. 
Reichhaltigkeit auf. Der Verfaſſer iſt — wie dies für die Kommen⸗ 
tierung des Kriegsſteuergeſetzes der Natur der Sache nach unbedingt 
erforderlich iſt — in gleicher Weiſe darauf bedacht, die Literatur und 
Judikatur zum preußiſchen Einkommenſteuergeſetz und Ergänzungs⸗ 
ſteuergeſetz, wie auch das Schrifttum zum Wehrbeitrags- und Beſttz⸗ 
ſteuergeſetz zu berückſichtigen, ſowie ferner auch die einſchlägigen all⸗ 
gemeinen ſteuerlichen Hauptprobleme (Gemeiner Wert, Bewertungs— 
einheit, Bilanz und Steuer uſw.) zu erörtern und klarzuſtellen. Auch 
die bisher in der Praxis bereits aufgetauchten Zweifelsfragen zum 
Kriegsſteuergeſetz ſelbſt werden nach Möglichkeit einer eingehenden 
Würdigung unterzogen. Infolge der gleichzeitigen Kommentierung des 
mit dem Kriegsſteuergeſetz eng verbundenen Beſitzſteuergeſetzes, ſoweit 
letzteres für die Kriegsgewinnbeſteuerung von Bedeutung ift, ftellt ſich 
der Kommentar als ein einheitliches, in ſich geſchloſſenes Ganzes dar. 

Das Kriegsſteuergeſetz iſt im einzelnen außerordentlich reich an 
Streitfragen, die der praltiſchen Löſung noch harren. Dies gilt vor 
allem von dem ſchwierigen Thema „Kriegsſteuern und Bilanzen,“ das 
im Übrigen in einer kleinen empfehlenswerten Schrift von Profeſſor 
Dr. Ernſt Walb (2. Aufl., Verlag Alexander Schmidt, Bonn 1916) 
eingehender behandelt wird. Über die elementarſten Fragen der Bes 
ſteuerungsgrundſätze bei den juriſtiſchen Perſonen (Realiſierung ſtiller 
Reſerven im Kriege, Verrechnung der Unterbilanz des letzten Friedens⸗ 
jahres auf den Kriegsgewinn, Verhältnis der Kriegsgewinnſteuer zur 
Tantiemeberechnung uſw.) herrſcht in der Praxis noch allgemeine Un⸗ 
ſicherheit; um ſo bedauerlicher iſt es, daß unter dieſen Umſtänden die 
Ausführungsbeſtimmungen, die ſicherem Vernehmen nach eine Reihe 
wichtiger Zweifelsfragen für die Praxis entſcheiden werden, noch 
immer nicht erſchienen ſind. Stier⸗Somlo bietet in Ergänzung 
ſeiner Erläuterungen zum Sicherungsgeſetz in eingehender Kom“ 
mentieruug der SS 13 ff. Kriegsgewinnſteuergeſetz Löſungen, denen 
man, ohne daß dies den Wert des Buches ſchmälert, nicht immer 
wird beitreten können. In der Charakteriſierung der Sonderrücklage, 
die Stier⸗Somlo unter Berufung auf Hachenburg (JW. 1916, 21ff.) 
für ein Paſſioum der Geſellſchaft halt, legt der Verfaſſer beiſpielsweiſe 
entſcheidendes Gewicht auf den Umſtand, daß die Rücklage nach den 
Ausführungsbeſtimmungen zum Sicherungsgeſetz nicht in der Bilanz 
erſichtlich gemacht zu werden braucht. In dieſer aus rein praktiſchen 
Gründen den Geſellſchaften zugeſtandenen buchtechniſchen Vergünſti⸗ 
gung dürfte kein entſcheidendes Merkmal zu erblicken ſein, das die 
für die Einkommenbeſteuerung der Rücklage, die rechtliche Kon⸗ 
ſtruktion der Vorauszahlung gemäß § 31 Abſ. 4 uſw. fo wichtige 
Grundfrage endgültig löſt. Die für den Reſervecharakter der Rück⸗ 
lage insbeſondere von Keil (PrVBl. 87, 392) geltend gemachten 
Gründe ſcheinen mir nach wie vor durchſchlagend. 

Im allgemeinen zeigen die Ausführungen des Verſaſſers eine 
objektive Würdigung und billige Berückſichtigung der kauſmänniſchen 
Intereſſen ohne Einſeitigkeit. Man dient im übrigen auch den 
wirklichen kaufmänniſchen Intereſſen nicht durch Anſichten, wie ſie 
mitunter, z. B. von Hirſchfeld in ſeinen gemeinverſtändlichen 
Publikationen zu der Kriegeſteuergeſetzgebung vertreten werden, die 
ſich allenfalls logiſch verteidigen, praktiſch aber nach dem wirklichen 
Sinn des Finanzgeſetzes nicht halten laſſen. 

Einige Unebenheiten, wie fie in den Erläuterungen Stier: 
Somlos bei der kurzen, dem Verfaſſer zur Verfügung ſtehenden 
Zeit unvermeidbar waren, werden ſich bei einer Neuauflage beheben 
laſſen. So wäre eine ſtrenger dogmatiſche Behandlung unter Zurück⸗ 
ſtellung der ſteuerpolitiſchen Erwägungen, welch letztere nicht zum 
geringen Teil aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes über⸗ 
nommen werden, ſowie eine Betonung der theoretiſchen Grundfragen 
wünſchenswert. Als Ganzes genommen bietet der Kommentar von 
Stier⸗Somlo die einzehendſte und reichhaltigſte der bisherigen 
Erörterungen zum Kriegsſteuergeſetz. 

Knapper, zugleich allerdings auch weniger reichhaltig ſind die 
Erläuterungen von Zimmermann, die einen für die praktiſche 
Handhabung brauchbaren, zu den weſentlichſten bisher aufgetauchten 
Streitfragen ſelbſtändig Stellung nehmenden Kommentar eines ers 
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fahrenen Steuerpraktikers darſtellen. Leider wird hier die bisherige 
ſteuerliche Judikatur der höchſten Verwaltungsgerichtshöfe keiner 
Unterſuchung nach der Richtung hin unterzogen, inwieweit dieſelbe 
für die Handhabung des Kriegsſteuergeſetzes von praktiſcher Bedeutung 
werden kann. Demjenigen, der ſich mit den feineren Zweifelsfragen 
des Geſetzes im einzelnen nicht befaſſen will, werden die Zimmer⸗ 
mannſchen Erläuterungen als brauchbarer Führer dienen. 

Als handliche Textausgabe ſei die Guttentagſche Ausgabe 
der Kriegsſteuergeſetze, die zugleich den Abdruck des Rücklagegeſetzes 
mit Ausführurgebeftimmungen, ſowie des Beſitzſteuer⸗-, Tabakabgabe⸗, 
Frachturkundenſtempel-, Poſt⸗ und Telegraphengebühren⸗ und Waren⸗ 
umſatzueuergeſetzes enthält, empfohlen. 

Sogenannte gemeinverſtändliche Behandlungen der einſchlägigen 
Fragen des Kriegsſteuergeſetzes, Leitfäden uſw., die bereits in nicht 
geringer Zahl erſchienen find, haben nur eine beſchränkte Daſeins⸗ 
berechtigung. 

In dieſen Zuſammenhang gehört der Praktiſche Ratgeber zum 
Kriegsſteuergeſetz des Steuerſekretärs Lachmund, der als Nach⸗ 
ſchlagebuch für Geſetzesunkundige gedacht iſt. Er bietet neben dem 
Geſetzestert und einigen, zum großen Teil den Geſetzes materialien 
entnommenen Exörterungen eine Reihe von anſchaulichen praktiſchen 
Beiſpielen. 

Endlich mögen noch die „Betrachtungen zur Beſteuerung der 
Kriegsgewinne durch das Reich“ von Rechtsanwalt Guſtavr Schuber ih 
hervorgehoben werden. Der Verfaſſer äußert ſich in populärer Form 
über einige Fragen zur Kriegsgewinnbeſteuerung unter Überſchriſten 
wie: „Die Familienväter und die Kriegsgewinnſteuer“, „Die Land⸗ 
wirte und die Kriegsgewinnſteuer“ uſw. In Abſchnitt 4: „Über die 
ſtillen Reſerven und die Kriegsgewinnſteuer“ gibt der Verfaſſer den 
Kaufleuten den guten Rat, zur Zeit ihre ſämtlichen ſtillen Reſerven 
in den Geſchäftsbüchern ans Licht zu ziehen und ein beſonderes Konto 
hierfür einzurichten. Abſchnitt 5: „Über die Buchung der Kriegs⸗ 
gewinnſteuer⸗Sonderrücklage“ ſchließt er mit der Erwägung, daß die 
Scheu vor der buchmäßigen Kenntlichmachung der Rücklagen verfehlt 
ſei; denn es werde ſich jeder vernünftige Menſch darüber freuen, daß 
trotz des Krieges gute Abſchlüſſe erzielt ſeien, weil auch er dann den 
Vorteil habe, daß der Kriegsgewinn des Reiches höher ſei und daher 
ſeine eigene Steuerkraft weniger in Anſpruch genommen werde. Es 
läge mir fern, dem Verfaſſer dieſe Freude, die er mit allen ver⸗ 
nünſtigen Menſchen zu teilen glaubt, wie überhaupt ſeine naive 
Freude an ſteuerlichen Betrachtungen trüben zu wollen, wenn nicht 
derartige Veröffentlichungen geeignet wären, dem Anſehen der ſich 
erfreulicherweiſe mehr und mehr bemerkbar machenden anwaltlichen Be⸗ 
tätigung auf dem Gebiete des Steuerrechts zum Schaden zu gereichen. — 

Die bisherige Ausbeute der Literatur zum Kriegsgewinnſteuer⸗ 
geſetz iſt nach alledem eine nicht ſehr erhebliche. Die Behandlung 
einer ſo neuartigen Erſcheinung wie des Kriegsſteuergeſetzes kann erſt 
allmählich in der praktiſchen Anwendung und der wiſſenſchaftlichen 
Durchdringung der Zuſammenhänge der Beſtimmungen außreifen. 
Die erſten auf den Markt geworfenen Publikationen gleichen vielfach 
zu ſchnell aufgeſchoſſenen ſaftloſen Halmen. Der Reife werden uns 
neben Stier⸗Somlos Erläuterungen nach dem Erſcheinen der 
Ausführungsbeſtimmungen die alsdann zu erwartenden Kommentare, 
insbeſondere diejenigen von Moes le und Strutz, näherbringen. 

Nechtsanwalt Dr. Fritz Haußmann, Berlin. 


Rechtsanwalt Dr. Bruno May, Berlin: Leitfaden zum Waren⸗ 
umſatzſteuergeſetz mit den Ausführuugsbeftimmmugen und 
Auslegungsgrundſätzen. Im Auftrage der Handelskammer 
zu Berlin herausgegeben. Berlin 1917. Carl Heymanns 
Verlag. 60 Je. 

Das Warenumſatzſteuergeſetz hat in den von ihm in erſter Linie 
betroffenen Geſchäftskreiſen eine lebhaſte Bewegung hervorgerufen. 
Als eine Abart der Gewerbeſteuer gedacht, ſollte die neue Steuer 
nach mehrfachen, bei ihrer Beratung im Reichstag abgegebenen Er: 
klärungen von den direkt als betroffen ins Auge gefaßten Perſonen und 
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Betrieben getragen werden. Das hat, wie klarblickende Menſchen 
von vornherein ſich und anderen geſagt haben, nicht gehindert, daß, 
ſoweit eine Abwalzung überhaupt möglich iſt — und das iſt in 
weitem Umfang der Fall —, fie auch vorgenommen iſt. Insbeſon⸗ 
dere waren es die Konventionen, welche alsbald Zirkulare erließen, 
durch welche fie ihren Abnehmern die Inrechnungſtellung der Sieuer 
in Ausſicht ſtellten. Für die Übergangszeit, d. h. für Lieferungen 
aus Verträgen, die vor dem 1. Oktober 1916 abgeſchloſſen, für 
welche die Zahlungen aber nach dieſem Termin zu leiſten find, ers 
Härt das Geſetz ſelbſt den Abnehmer für verpflichtet, dem Lieferanten 
einen Zuſchlag zum Preiſe in Höhe der auf dieſe Zahlungen ent⸗ 
fallenden Steuer zu bewilligen. Hier iſt der Geſichtspuntt maßgebend, 
daß die unvorhergeſchene Steuer nicht in den Kaufpreis einkaltuliert 
werden konnte. Der Streit, der über die Abwalzung für die 
künftigen Geſchafte entbrannte, zeigte eine große Untlarheit der Ans 
ſichten der Beteiligten, eine Vermiſchung von rechtlichen und morali⸗ 
ſchen Geſichtspunkten, wobei noch das Eigentümliche zutage trat, daß 
die Abnegmer, welche Zwiſchenglieder im Warenumſapprozeß dar⸗ 
ſtellen, die Abwalzung ſolange als moraliſch unzuläſſig anſehen zu 
ſollen meinten, als die Steuerbeträge nicht hoch genug find, um 
ihrer ſeus bei Veräußerung der kleineren Warenmengen im Klein⸗ 
handelsderkehr auf ihre Abnehmer weiter abgewälzt werden zu 
können. Würde das geloöbedürftige Reich erſt hohere abwalzbare 
Satze nehmen, ſo ließe ſich über die Abwalzung reden. 

Andere zahlreiche Streitfragen iauchten in der Diskuſſion und 
in Anfragen namentlich an die kaufmaänniſchen Vertretungskörper, 
welche ein großer Teil der Geſchäftswelt namentlich ſeit Kriegs⸗ 
ausbruch als unentgeltliche Rechtsberater mehr und mehr zu betrachten 
ſich gewohnt hat, auf. Die unbequeme Form des Geſetzes, welches 
äußerlich in das Reichsftempelgeſez vom 3. Juli 1918 und feinen 
Tarif hineingearbeitet iſt, der Mangel von ſogenannten Materialien, 
da das Geſez, aus der Initiative der Reichstagskommiſſion hervor⸗ 
gegangen, in ganz kurzer Beratung nach mundlichem Bericht erledigt 
iſt, die Duplizitat der Beſteuerungsart — Anmeldungspflicht einer⸗ 
ſeits, Quutungeſteuer andererſeits —, die Abgrenzung des Begriffs 
„Ware“, die Frage, welche Arten der Übertragung als Lieferung im 
Sinne des Geſetzes anzuſchen find, die Zweifel, welche bei gemiſchten 
Verträgen, beiſpielsweiſe bet Kombinationen von Kauf und Werk 
vertrag, ſich ergeben, die Zweifel, in welchen Fallen der Befreiungs⸗ 
grund der Lieferung im Inland bezogener Waren an das Ausland 
Play greift, — dieſe und andere Punkie brachten den ohnehin mit dem 
unabſehbaren Strom neuer Rechis⸗ und Verwaltungsvorſchriften 
singenden Geſchaftsmann nahezu zur Verzweiflung. 

Die Handelskammer zu Berlin, welche jeit Kriegsbeginn in fehr 
erheblich verſtärktem Umfang neden ihren ſonſtigen zahlloſen Neu⸗ 
aufgaben ihre Schuzbeſohlenen mit Rat unterſtützt, hat das hier ans 
gezeigte für 60 4 im Buchhandel erhältliche Schriſtchen durch den 
Ber faſſer anfertigen laſſen. Es enthalt in kurzen, klaren Darlegungen 
eine ausgezeichnete Wiedergabe der geſetzlichen Vorſchriſten und Ent⸗ 
ſcheidung der erwähnten ſowie ſonſtiger Streitfragen. Der Leitfaden 
ſtellt die einzelnen Fragen auf und beantwortet ſie an Hand des 
Geſetzes, der Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrats vom 
7./8. September 1916 und vor allem der Rechtslehre und der 
prattiſchen Anſchauung der wirtſchaftlichen Vorgänge des Geſchäfts⸗ 
verkehrs Überall zutreffend und überzeugend. Der Text des Geſetzes 
und der Ausführungsbeſtimmungen ſowie der Auslegungsgrundſätze 
des Bundesrats vom 19. Oktober 1916 iſt dieſen Erläuterungen ans 
geſchloſſen. Der Leitfaden kann der Geſchäftswelt als zuverläſſiger 
Ratgeber dringend empfohlen werden. 

Geh. Juſtizrat Heinrich Dove, Berlin. 


Dr. Haus Ewald: Die Kriegsklauſel, insbeſondere ihre Be⸗ 
dentung in Kaufverträgen. Erlangen 1916. K. B. Hof⸗ 
und Univerſitätsbuchdruckerei von Junge & Sohn. 106 ©, 

Die Schrift iſt als „Inaugural⸗Diſſertation der juriſtiſchen 

Fakultät der Friedrich⸗Alexanders Univerſität zu Grlangen vor⸗ 


gelegt“. Sie verdient Beachtung. Ihr Inhalt umfaßt mehr als 
der Titel erwarten läßt. Sie beſchäftigt ſich nicht nur mit der 
Kriegsklauſel, ſondern auch mit den geſetzlichen Befreiungsmöglich⸗ 
keiten des Lieferpflichtigen, der Unmöglichkeit und Unzumutbarkeit 
der Lieferung, der Bedeutung der Lehre von der Vorausſetzung 
und von der clausula rebus sic stantibus für Lieferverträge. 
In weitem Rahmen wird gründlich die Bedeutung des 8 281 
BGB. erörtert. In den Kreis der Betrachtung gezogen iſt nicht 
nur die Kriegsklauſel in Kaufverträgen, ſondern auch die Ver⸗ 
wertbarkeit von Kriegsklauſeln in Werkverträgen, Mietverträgen, 
Dienſtverträgen, Geſellſchaftsverträgen, Fracht⸗ und Speditions⸗ 
verträgen, Verſicherungsverträgen ſowie die „Klauſeln im See⸗ 
recht“. Faſt durchweg ſind auch erörtert praktiſch wichtige Einzel⸗ 
heiten, z. B. die Bedeutung der Kriegsklauſel für den Zwiſchen⸗ 
händler, die Pflicht des Verkäufers, anzuzeigen, daß er von der 
Kriegsklauſel Gebrauch machen wolle, die Einrede der allgemeinen 
Argliſt gegenüber der Geltendmachung der Kriegsklauſel. Das 
Verzeichnis der benutzten Schriften und die vielen Hinweiſe auf 
die Meinungen der Schriftſteller und die Rechtſprechung in den 
Anmerkungen ſind nicht nur ein Beweis für die Sorgfalt des 
Verfaſſers, ſondern auch für den Benutzer der Schrift gern 
geſehene Wegweiſer zu weiteren Quellen, aus denen er bei Be 
urteilung einer ihm vorgelegten Frage ſchöpfen kann. Freilich, 
aber unvermeidbar, hat der ſtarke Fluß der Rechtſprechung die 
anſcheinend Anfang Januar 1916 erſchienene Schrift ſtellenweiſe 
ſchon etwas überholt. In einem Anhange findet ſich eine Zus 
ſammenſtellung zahlreicher Kriegsklauſeln in ihrem Wortlaute, 
zum Teil dankenswerterweiſe mit Angaben von Urteilen, die ſich 
mit der Klauſel beſchäftigt haben. So ſehr auch der Verfaſſer ein 
Freund juriſtiſcher Begriffspflege zu fein ſcheint, iſt fein Blick 
doch durchweg auf praktiſch befriedigende Ergebniſſe gerichtet ge⸗ 
weſen. Ein eingehendes Wortverzeichnis hätte die Wiſſenſchaft⸗ 
lichkeit der Arbeit nicht beeinträchtigt, ihre praktiſche Brauchbarkeit 
aber erhöht. Rechtsanwalt Plum, Cöln. 


Rechtsanwalt Joſef Klein: Friedensjuſtiz und Preſſe. Bonn 
1916. 0,25 M. 

Der Verfaſſer unterſucht in einem kurzen Aufſatz, was die 
Preſſe tun kann, um den Rechtsfrieden zu fördern. Sie ſoll durch 
Belehrung des Publikums die Entſtehung von Rechtsſtreitigkeiten 
verhindern. Dieſer Aufgabe würde ſie nicht gerecht, wenn ſie 
den Bericht über Gerichtsverhandlungen ſenſationell auf 
mache. Solche Berichte bergen die Gefahr der Erzeugung 
mindeſtens rechtsunfriedlicher Geſinnung in ſich. Das Publikum 
ſehe, wie Perſonen und Vorgängen künſtlich eine Beachtung zuteil 
werde, die ihnen in dem Maße nicht zukomme; die geſunde Vor⸗ 
ſtellung, daß die Berührung mit dem Gericht nicht das Normale 
ſei, trete zum Schaden rechtzeitiger Verſtändigung in den Hinter⸗ 
grund. Neben einer ſachlichen Berichterſtattung über die wichtigen 
Entſcheidungen in Zivil- und Strafſachen, welche die Rechts⸗ 
kenntniſſe der Bevölkerung vermehre, ſollten die Zeitungen auch 
eine beſondere Rubrik einführen, die das Voll fortlaufend belehrt, 
was es zweckmäßig tut, um den Ausbruch von Rechtsſtreitigkeiten 
im voraus zu verhüten, und wie es die Gefahr dennoch entbrannter 
Streitigkeiten am ſchnellſten und beſten beſeitigt. K. warnt die 
Preſſe davor, durch eine Kritik, die bloß zum Schlagwort greiſt, 
das Vertrauen zur Rechtspflege zu erſchüttern. Sie ſolle weder 
dem Richter Weltfremdheit vorwerfen, noch den Anwalt als den 
geborenen Prozeßführer hinſtellen. Dieſe Ausführungen wird man 
zum größten Teil unterſchreiben können; nur wird man davor 
warnen müſſen, von der Preſſe allzuviel zu verlangen. Die 
Aufgaben, die ihr, insbeſondere heute, geſtellt find, laſſen eine Gre 
weiterung des Programms kaum noch zu. 

Rechtsanwalt Dr. Eyck, Berlin. 
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E. Wolff und F. Birkenbihl: Die Praxis der Finanzierung 
bei Errichtung, Erweiterung, Verbeſſerung, Faſſierung 
und Sanierung von Aktiengeſellſchaften, Kommandit⸗ 
geſellſchaften auf Aktien, Geſellſchaften mit beſchräukter 
Haftung, Bergwerken ſowie Kolonialgeſellſchaften. Berlin 
1914. 3. Aufl., 339 S. 6,75 . 


Die vorliegende Auflage iſt, wie das Vorwort mitteilt, ein 
unveränderter Abdruck der zweiten, 1908 erſchienenen Auflage. 
Es iſt zu bedauern, daß das Intereſſe an baldigem Erſcheinen 
dies Verfahren gebot. Namentlich die Juriſten werden es als 
einen Mangel oder richtiger den Mangel des Werkes empfinden, 
daß die ſo wichtige Rechtſprechung und das Schrifttum der neueren 
Jahre nicht berüdfichtigt werden konnte. Denn das Werk gibt trotz 
des umfangreichen Titels faſt noch mehr als derſelbe verheißt. 
Er zerfällt in drei Abſchnitte von allerdings ſehr ungleicher Größe. 
Nach einer etwa 20 Seiten großen Einleitung, die namentlich 
Geſchäftliches und Statiſtiſches enthält, folgt der Hauptteil: „Die 
Rechtsformen der Finanzierungen“ mit über 240 Seiten; der 
dritte Teil mit nahezu 50 Seiten handelt von dem Verkehr in 
Wertpapieren, namentlich Aktien. Auch von letzterem iſt be— 
ſonders der $ 21 über Publikum und Bankier wieder rechtlich ſehr 
bedeutungsvoll und ebenſo wie der Hauptteil juriſtiſch ſehr gut 
durchgearbeitet. Dieſer Hauptteil enthält einen kurzen Abriß über 
die Rechtsverhältniſſe der im Titel erwähnten Geſellſchaftsformen, 
namentlich der Aktiengeſellſchaften, ſoweit ſie irgend mit den 
„Finanzierungen“ zuſammenhängen, und zwar einerſeits den 
normalen Finanzierungen, d. h. Gründungen und Erweiterungen 
von Geſellſchaften, andererſeits den Finanzierungen zum Zwecke 
der Heilung der nicht recht gedeihenden Geſellſchaften, d. h. den 
Sanierungen. Eine Fülle von Stoff wird hierbei geboten unter 
Anführung der in Betracht kommenden Stellen des Schrifttums, 
bei Streitfragen allerdings meiſt unter Abſtandnahme von der 
Außerung eigener Anſicht. Es iſt zu hoffen, daß von dem ſo ſehr 
empfehlenswerten Buche bald eine Neuauflage entſtehen wird, 
welche mit der Zeit völlig Schritt hält. 


Rechtsanwalt Dr. Rudolf Fürſt, Heidelberg. 


Adolf Sauer, Syndikus zu Berlin: Gothaiſches Gewerkſchafts⸗ 
recht. Kommentar zum 4. Titel des Berggeſetzes für das 
Herzogtum Gotha. Freiburg (Baden). J. Bielefelds Verlag, 
1914. 

Die Gewerkſchaft gothaiſchen Rechts iſt vielfach dazu benutzt 
worden, um als Rechtsform für Unternehmungen, insbeſondere in 
der Kaliinduſtrie, zu dienen, die an ſich der Gewerkſchaft nicht bes 
durften und nicht (vgl. aber letzt RGZ 88, 53) in Koburg Gotha 
ihren Sitz hatten. Dem dadurch hervorgerufenen Bedurfnis kommt 
die Erläuterung Sauers zum 4. Titel des Berggeſetzes für Gotha 
entgegen. Eine Einleitung unterrichtet zweckentſprechend über die 
Gewe kſchaft insbeſondere gothaiſchen Rechts (S. 7 bis 16), immer 
in Gegenſatz geſtellt zur Aktiengeſellſchaft, über Kuxe und den Handel 
mit ihnen. Die Erläuterung des Geſetzes felbft tft klar und leicht 
verſtändlich. Die Stellung Preußens fett dem Geſetz vom 23. Junt 
1909 (ogl. darüber Muller Erzbach, Das Bergrecht Preußens 
und des weiteren Deutſchlands, Bd. I [1916] S. 220 und 236 f.), 
welches den Mißbräuchen entgegentrat, iſt berückſichtigt, ebenſo die 
gothaiſche Novelle vom 26. Januar 1909, welche die Nichrigkeitötlage 
gegen die Geſellſchaft regelt und einſchränkt. Am Ende folgen Form⸗ 
blätter, die Gebräuche der Eſſener und Düſſeldorfer Börſen, ſowie ein 
Sachregiſter. Trotz aller dieſer Behelfe iſt es für Laien nicht ratſam, 
ohne ſachverſtändige Hilfe das ſchwer zu überſehende Gebiet zu betreten. 

Oberlandesgerichtsrat Silberſchmidt, München. 


Kleinere Aufſätze. 


Wann wird die Befellung eines Generalſubllituten 
wirkſam ? Über dieſe Frage hat das KG. am 21. September 1916 
(DJ 3. 1916, 1083) eine bedeutſame Entſcheidung erlaſſen, die ich 
nicht für zutreffend erachte. Ein Anwalt, der mit einem Kollegen ein 
gemeinſames Bureau unterhielt, war zum Heere eingezogen und übertrug 
dem Sozius ſeine allgemeine Stellvertretung. Dem Landgerichts⸗ 
präſidenten teilte er zunächſt nur die Bureaugemeinſchaft, nicht aber 
das Vertretungsverhältnis mit. Nun erfolgte in einem landgericht⸗ 
lichen Prozeſſe, in welchem der eingezogene Anwalt Prozeßbevoll⸗ 
mächtigter war, die Urteilszuſtellung an den Sozius. Das KG. ers 
klärte ſie für ungültig und verwarf die eingelegte Beruſung als un⸗ 
zuläſſig. Zur Begründung wurde ausgeſprochen, daß die Beſtellung 
eines Generalſubſtituten erſt mit der Anzeige an den Präſidenten des 
Gerichts der Zulaſſung wirkſam werde, da 8 29 RAD. dieſe Anzeige 
zwingend vorſchreibe und das Geſetz im Intereſſe der Rechte ſicherheit 
die Offenkundigkeit der Stellvertretung herbeiführen wolle. Der ſpäter 
beim Landgerichte präſidenten eingelaufenen Mitteilung könne rück“ 
wirkende Kraft nicht beigelegt werden. Es unterliegt nach den ab» 
gedruckten Urteilsgründen keinem Zweifel, daß der erwähnte Grundſatz 
nicht nur für die durch den Rechtsanwalt ſelbſt erfolute Auffiellung 
eines Vertreters, ſondern auch für den Fall einer Beſtellung durch 
die Landes juſtizver waltung gelten ſoll. 


Man könnte — wie ich nur nebenbei andeuten möchte — die 
Frage aufwerfen, ob nicht in der an den Langerichtapräfidenten ges 
richteten Anzeige der Bureaugemeinſchaft nach den Umſtänden des 
Falles eine Mitteilung der Gen :ralfunftitution erblickt werden durfte. 
Der Pro eßbevoll mächtigte war ſchon lange zum Heeres dienſte eins 
gezogen, als er die Mitteilung machte, und es iſt allgemein üblich, 
daß Sozien ſich genenfeitig im Falle der Verhinderung zu Generals 
ſubſtituten beſtellen Die Mitteilung an den Landgerichtspräſidenten 
konnte alſo wobl nach Lage der Sache keinen anderen Zweck haben 
als den, die Beſtellung des Sozius zum Vertreter kundzugeben. 


Aber ſehen wir einmal von dieſer mehr das tatſächliche Gebiet 
berührenden Frage ab und betrachten wir nur den grundſätzlichen 
Teil der Kammergerichtsentſcheidung und ſeine Begründung. 


Der 8 29 RA., auf den ſich das KG. bezieht, hat folgenden 
Wortlaut: 
„Der Rechtsanwalt muß. wenn er ſich über eine Woche hinaus 
von feinem Wohnſitze entfernen will für feine Stellvertretung 
ſorgen. auch dem Vorſitzenden des Gerichts. bei welchem er 
zugelaſſen iſt, ſowie dem AG, in deſſen Bezirk er feinen Wohnſitz 
hat, Anzeige machen und den Stellvertreter benennen.“ 


Der Wortlaut dieſer Beftimmung, die ſich zunächſt nur auf den 
Fall der Entfernung vom Wohnfis bezieht, mit Recht aber vom KG. 
als allgemeiner Grundſatz auch auf die Fälle des 8 25 NAD. ans 
gewendet wird, ſpricht gewiß nicht für die vom KG. vertretene An⸗ 
ſchauung. Der Paragraph enthält allerdings eine Mußvorſchrift; er 
findet ſich in dem Abſchnitt „Rechte und Pflichten der Rechte anwälte“ 
und begründet eine Pflicht des verhinderten Rechtsanwalts, deren 
Verletzung eine Verfehlung gegen 8 28 RAD. bedeutet Daß aber 
die Wirkſamkeit der Stellvertretung von der Anzeige an den Vor⸗ 
ſitzenden des Gerichts abhängig ſei, iſt aus § 29 nicht zu ent⸗ 
nehmen Legt man auf den Wortlaut der Beſtimmung Gewicht. ſo 
könnte aus ihm nur das Gegenteil gefolgert werden. Denn § 29 
gebietet dem Rechtsanwalt, zunächſt für feine Vertretung zu ſorgen 
und außerdem („auch“) von der erfolgten Vertretung Anzeige zu 
machen, den Vertreter zu benennen. Der Gefetgeber ſcheint alſo das 
von ausgegangen zu fein, daß die (wirkſame) Beſtellung des Ders 
treters und ihre Bekanntmachung nicht zuſammenfallen müffen, 
ſondern voneinander verſchiedene Vorgänge ſeien oder doch ſein 
können. Man beachte, daß auch anderwäris die Erteilung der Boll⸗ 
macht von der Kundgebung der erteilten Vollmacht unterſchieden wird 
(85 167, 171 BGB.). 
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Daß die Kundgabe der Beſtellung eines Generalſubſtituten ſehr 
wünſchenswert und notwendig iſt, ſoll gewiß nicht beſtritten werden; 
aus dieſem Grunde wird ſie den Rechtsanwälten vom Geſetz zur un⸗ 
bedingten Standespflicht gemacht. Aber es gibt auch Fälle, in denen 
die „Rechtsficherbeit” ſehr darunter leiden würde, wenn die Aus: 
legung des KG. zutreffend wäre. Wenn z. B. der Gegner — viel⸗ 
leicht von dem verhinderten Rechtsanwalt ſelbſt oder durch Einſicht 
in die Vollmachtsurkunde — erfahren hat, daß dieſer ſeinen Sozius 
zum Vertreter beſtellt habe, und wenn er im Vertrauen hierauf das 
Urteil an den Generalſubſtituten zuſtellen läßt, ſo wird man es 
ſchwerlich als ein Gebot der Rechtsſicherheit erachten können, daß 
dieſe Zuſtellung ungültig ſei. Anderſeits iſt zu beachten, daß irgend⸗ 
welche Rechtshandlungen deshalb, weil fie dem Vertretenen ftatt dem 
Generalſubſtituten gegenüber erſolgen, niemals ungültig ſein können 
(RG 17. 6. 16 in IW. 1916, 1340). Die Möglichkeit der Beſtellung 
eines Vertreters ohne gleichzeitige Anzeige an das Gericht gefährdet 
alſo den Gegner nicht; ſie kann nur zur Folge haben, daß er von 
dem Beſtehen der Generalſubſtitution nichts erfährt; er iſt dann 
praktiſch in derſelben Lage, wie wenn ein Vertreter überhaupt nicht 
beſtellt wäre. 

Es muß endlich auffallen, daß das Kammergericht, wenn es 
ſchon feine Anſicht aus dem Wortlaut des 8 29 NAD. abzuleiten 
verſucht, nur einen Teil dieſes Wortlauts berückſichtigt und lediglich 
auf die Anzeige an den Präſidenten des Gerichts der Zulaſſung 
Gewicht legt, die weiter vorgeſchriebene Anzeige an das AG. des 
Wohnſitzes aber ganz außer acht läßt. Die Mußvorſchrift des 8 29 
erſtreckt ſich auf dieſe Anzeige ganz genau ſo wie auf jene. Man 
kann auch nicht fagen, es verſtehe ſich von ſelbſt, daß die Anzeige 
an das Gericht der Zulaſſung die allein maßgebende ſei; denn die 
Generalſubſtitution bezieht ſich ja nicht nur auf die prozeſſuale 
Wirkſamkeit des Anwalts, ſondern auf ſeine ganze Berufstätigkeit. 

Wenn nach dem Geſagten die Gründe des kammergerichtlichen 
Urteils nicht beſriedigen, ſo fragt es ſich nun, auf welchem Wege 
wir zu einer richtigen Löſung gelangen. 

Was bedeutet die Beſtellung eines Generalſubſtituten? Die 
Antwort lautet: Dieſe Beſtellung kennzeichnet ſich als die Erteilung 
einer Vollmacht mit dem geſetzlichen Inhalt, daß der General⸗ 
ſubſtitut für alle eigentlichen Berufsgeſchäfte des Anwalts Ver⸗ 
tretungsmacht erhält. Daß die Beſtellung des Gencralfubftituten, 
auch wenn fie durch die LIV. erfolgt, die Vollmachtserteilung ſelbſt 
iſt und nicht etwa nur die Auswahl einer Perſönlichkeit bedeutet, der 
der Anwalt ſeinerſeils erſt Vollmacht zu erteilen hat,!) ergibt ſich 
bereits aus 8 25 RADO. ſelbſt. Der Geſetzgeber hat — wie die 
Motive S. 50 bezeugen — abſichtlich das Wort „Anordnung“ ſtatt 
„Genehmigung“ gewählt, um zum Ausdruck zu bringen, daß die 
Beſtellung auch dann erfolgen kann, wenn etwa der Rechtsanwalt 
infolge von Krankheit oder Abweſenheit außerſtande iſt, ſelbſt für 
ſeine Vertretung zu ſorgen. Vgl. hierzu auch meine Ausführungen 
in IW. 1914, 1075. 

Handelt es ſich aber unzweifelhaft — und dem dürſte auch das 
KG. beipflichten — bei Beſtellung des Generalſubſtituten ſtets um 
die Begründung einer Tertretungsmacht, fo iſt ſchwerlich eins 
zuſehen, warum nicht auch die Grundſätze, welche ſonſt für die Voll⸗ 
machtserteilung gelten, ſoweit es möglich iſt, Anwendung finden 
ſollten. Die auf dem Willen des Vertretenen beruhende Vollmacht, 
d. h. die Beſtellung des Generalſubſtituten durch den Anwalt ſelbſt, 
hat am meiſten Ahnlichkeit mit der bürgerlich⸗ rechtlichen Vollmacht 
einerſeits, mit der Prozeßvollmacht anderſeits. Beide können auch 
durch Erklärung gegenüber dem Bevollmächtigten ſelbſt erſolgen, die 
zivilrechtliche Vollmacht außerdem durch Erklärung gegenüber dem 
Dritten, die Prozeßvollmacht auch durch Erklärung gegenüber dem 
Gegner oder dem Gerichte (Förſter⸗Kann, ZPO. [3] 1, 267). Die 


1) So lautet in nicht zutreffender Weiſe die „Beſtellung“, wie 
fie der Präſident des OLG. München kraft Delegation des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vornimmt: „Ich genehmige, daß Sie für die Zeit 
vom ... den . .. als Vertreter beſtellen.“ 


Erklärung gegenüber einem einzelnen Dritten, einem einzelnen Gegner 
kommt für unſern Fall nicht in Frage; das ergibt ſich aus dem 
Weſen der General ſubſtitution, die eben eine Vertretungsmacht für 
alle Berufsgeſchäfte darſtellt und daher nur allgemein begründet 
werden kann. An Stelle der Erklärung gegenüber dem einzelnen 
Prozeßgericht, wie ſie bei der Prozeßvollmacht in Betracht kommt, 
tritt bei der Beſtellung des Generalſubſtituten durch den vertretenen 
Anwalt ſelbſt die Anzeige nach 8 29 RAD., d. h. die Mitteilung an 
die Präſidenten aller Gerichte der Zulaſſung und an das AG. des 
Wohnortes. Da das Geſetz einmal dieſe Art der öffentlichen Kund⸗ 
machung, wenn auch nur als Standespflicht, geregelt hat, ſo dürfen 
wir annehmen, daß es zugleich einen Weg weiſen wollte, auf welchem 
die Kundmachung mit Rechtswirkſamkeit nach außen erfolgen kann. 
Der Generalſubſtitut ſelbſt braucht — theoretiſch — von dieſer Art 
der Vollmachtserteilung gar nichts zu wiſſen. Seine Vertretungsmacht 
iſt durch die Anzeige begründet. Jeder Dritte kann alſo, wenn ſie 
erfolgt iſt, an ihn mit Wirkung für den Vertretenen Zuſtellungen 
vornehmen, Erklärungen gelangen laſſen uſw. Dieſe Art der Voll⸗ 
machtserteilung iſt aber nur eine der möglichen Beſtellungs formen. 
Daneben kann die Vollmachtserteilung auch durch bloße Erklärung 
gegenüber dem Bevollmächtigten erfolgen, wie die Bevollmächtigung 
im bürgerlichen Recht und die Erteilung der Prozeßvollmacht (vgl. 
Förſter Kann, ZPO. [3] 1, 264). Als Standeepflicht iſt aber auch 
in dieſem Falle die Anzeige nach §S 29 RAD. vorgeſchrieben. 

Erfolgt die Beſtellung des Generalſubſtituten durch die LJ B., 
alſo durch einen Staatsakt, ſo muß man nach allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen und auch nach dem Inhalt des §S 25 NAD. annehmen, daß 
die Vollmacht mit der Erlaſſung der obrigkeitlichen Anordnung ent⸗ 
ſteht. Soviel mir bekannt iſt, wurde es auch in der Praxis ſtets 
als genügend angeſehen, wenn der Generalſubſtitut zu ſeiner 
Legitimation die Anordnung der LIV. vorlegte (fo auch: LG. Frank⸗ 
furt a. M. in FrankfRundſch. 1890, 192; LG. Berlin, KJ. 7, 53). 
Auch hier iſt die Anzeige nach 8 29 RAD. vorgeſchrieben, aber nicht 
um die Wirkſamkeit der ſtaatlich erteilten Vertretungsmacht erſt zu 
begründen, ſondern um die Drientierung über das Beſtehen der 
Vertretungsmacht allen, die es angeht, möglichſt zu erleichtern: die 
Unterlaſſung der Anzeige bedeutet eine Verletzung der anwaltſchaft⸗ 
lichen Standespflicht, nicht die Unwirkſamkeit der obrigkeitlichen An⸗ 
ordnung. Rechtsanwalt Dr. Friedländer, München. 


Die Beendigung der Inftang nach der Pauſchſatz⸗ 
änderungsuovelle vom 8. Hovember 1916. Das vom 
16. November 1916 ab geltende Geſetz betr. Anderungen des Gerichts⸗ 
koſtengeſetzes, der Gebührenordnung für Rechtsanwälte und der Gebühren⸗ 
ordnung für Gerichtsvollzieher umfaßt auch die vor ſeinem Inkraft⸗ 
treten bereits anhängig gewordenen Rechtsſachen. Dieſes gilt jedoch 
nach Art. 5 Satz 2 nicht, ſoweit die Inſtanz vor dem Tag 
des Inkrafttretens beendigt war. In JW. 1916, 1374 hat 
bereits Drucker empfohlen, dem letzten Satz des Art. 5 ſolgende 
Faſſung zu geben: „Dies gilt nicht, ſoweit der Rechtsſtreit vor dem 
Tag des Inkrafttretens durch rechtskräftiges Urteil beendigt und das 
Koſtenfeſtſetzungsverfahren durch rechtskräftigen Beſchluß abgefchlofien 
war.“ 

Da die Novelle nun ihre rückwirkende Kraft nicht in der präziſen 
Form, die Drucker vorſchlägt, umſchreibt, ſo taucht die Frage auf, 
wann die Inſtanz als beendigt anzuſehen iſt. Als Zeitpunkt der 
Beendigung der Inſtanz könnte in Frage kommen die letzte mündliche 
Verhandlung, die Verkündung der Schlußentſcheidung, deren Zuſtellung 
oder der Tag, an dem die Schlußentſcheidung rechtskräftig wird, oder 
ſchließlich noch der Tag der Rechtskraft des Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes. 

Allen dieſen Zweifeln begegnet meines Erachtens die Entſcheidung 
des RG. in Bd. 68 S. 247 ff.. Das NG. hatte in jenem Fall die 
Frage zu entſcheiden, an welchen Anwalt in dem Prozeßſtadium von 
der Zuſtellung des Urteils des Berufungsgerichts bis zur Einlegung 
der Revifion Zuſtellungen, die in dem anhängigen Rechtsſtreit erfolgen 


45. Jahrgang. 


ſollen, zu richten find. Das RG. hat gelegentlich der Erörterung 
dieſer Frage ſich dahin geäußert, daß zwiſchen der Zuſtellung des 
Urteils bis zur Einlegung der Reviſion ein Zwiſchenſtadium eintrete, 
das weder zur abgeſchloſſenen Inſtanz noch zu der neuen Inſtanz 
gehöre und bei dem allerdings Zuſtellungen an den Anwalt der ab: 
geſchloſſenen Inſtanz zu richten find. In dieſem Zuſammenhang ſtellt 
das RG. auf S. 251 im Anſchluß an ſeine Entſcheidung Bd. 41, 426 
implizite feſt, daß die Anhängigkeit in der Inſtan; mit der Zus 
ſtellung des Urteils beendigt werde. Demnach dürfte aber die 
Frage, wann nach Art. 5 Satz 2 der Novelle die Inſtanz als beendigt 
anzuſehen iſt, ſich dahin erledigen, daß immer die Zuſtellung der 
Schlußentſcheidung als der Endtermin der Inſtanz maßgebend iſt, 
daß alſo die beiden Fälle, die Drucker erwähnt, nämlich der Termin 
der Rechtskraft des Urteils oder der Rechtskraft des Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluſſes ebenſowenig in Frage kommen, wie andererſeits der Termin 
der letzten mündlichen Verhandlung oder der Verkündung der letzten 


Entſcheidung. “) 
Rechtsanwalt Dr. Brinkmann, Frankfurt a. M. 


Die Auslegungsbeſtimmungen zum Warenumſatz⸗ 
ſtempelgeſetz. Im nichtamtlichen Teil des Reichs anzeigers vom 
24. Oktober 1916 (Nr. 251) ſind Grundſätze zur Auslegung des 
Warenumſatzſtempelgeſetzes veröffentlicht worden, welche die Zuſtimmung 
des Bundesrats gefunden haben. Dieſe Grundſätze bilden lediglich 
eine Anweiſung an die Steuerbehörden und find für den Richter nicht 
bindend. Sie weichen in mehreren Punkten von den bisherigen Aus⸗ 
legungen des Geſetzes ab, auch von der des Geheimrats Lindemann, 
S. 1062 ff. dieſer Zeitſchriſt, und zwar vielfach zum Nachteil der 
Steuerpflichtigen. 

Es zeigt ſich zunächſt wieder die Schwierigkeit in der Auslegung 
des Zuſatz 3 der Tarifſtelle, „daß den Warenlieferungen Lieferungen 
aus Werkverträgen gleichſtehen, wenn der Unternehmer das Werk 
aus von ihm zu beſchaffenden Stoffen herzuſtellen verpflichtet iſt und 
es ſich hierbei nicht bloß um Zutaten oder Nebenſachen handelt“. 
Der Wortlaut dieſer Beſtimmung ſchließt ſich eng an den des § 651 
BGB. an. Im Konmmiſſionsbericht (S. 11) iſt auch bemerkt, daß 
hierdurch die Fälle des Werklieferungs vertrages getroffen werden 
ſollen, und daß wegen dieſes Begriffes auf das bürgerliche Recht zu 
verweiſen ſei. Demgemäß iſt allgemein die Anficht vertreten worden, 
daß Lieferungen aus reinen Werkoerträgen ſteuerfrei bleiben follten.?) 
Der Bundesrat will jedoch zum Teil auch dieſe der Steuerpflicht 
unterwerfen, ſo z. B. Lieferung von Photographien und Ver⸗ 
größerungen, die Lieferung des Zimmerwerks, der Türen, Fenſter, 
der Parkettfußböden für Neu: und Umbauten. Nach IV Abſ. 2 der 
Grundſätze bildet ſogar die Ausbeſſerung von Sachen eine ſteuer⸗ 
pflichtige Lieferung, wenn die Sachen vom Unternehmer mit von ihm 
zu beſchaffenden Stoffen auszubeſſern find, und es ſich nicht bloß um 
Zutaten oder Nebenſachen handelt. Als Zutaten gelten nur Näh⸗ 
zwirn, Futterſtoffe, Knöpfe, Farbſtofſe, Lacke uſw. Der Flickſchuſter, 
der das Leder für die Sohlen der ihm zum Ausbeſſern übergebenen 
Stiefel liefert, ſoll demnach ſcheinbar auch ſteuerpflichtig ſein. 

In einem anderen Punkte legt der Bundesrat das Geſetz zu⸗ 
gunſten des Steuerpflichtigen aus. Nach § 81 des Geſetzes iſt der 
Steuerpflichtige berechtigt, an Stelle der eingegangenen Zahlungen 
den Geſamtbetrag des Entgelts für die während des Steuerzeitraums 
erfolgten Lieferungen ohne Rückſicht auf die Bezahlung zu verſteuern. 
Falls bei der Zahlung ein zugebilligter Skonto abgezogen wird, ſo 


1) Meine Ausführungen S. 1374 befaſſen ſich nicht mit der 
Frage. wann im Sinne der ZO. die Inſtanz endigt. Dieſer Zeit⸗ 
punkt tritt bei Erledigung des Rechts ſteits durch Urteil mit 
deſſen Zuſtellung ein. Die Berechnung und die Feſtſetzung der Koſten 
erfolgt ſpäter. Deahalb balte ich die Beſtimmung in Art. 5 Satz 2 
der Novelle vom 8. 11. 1916 für nicht zweckmäßig. Drucker. 


2) Val. Lindemann, a. a. O S 1063. Koppe und Varnhagen, 
Warenumſatzſtempelgeſetz, Anm. 11 zur Tarifſtelle. 
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iſt im Gegenſatz zu der normalen Verſteuerung der eingehenden 
Zahlungen nach Tarifſtelle 10 bei dieſer Steuerart nach dem Wortlaut 
des Geſetzes der volle Preis ohne Abzug des Skonto als Entgelt 
der Lieferung aufzufaſſen und zu verſteuern, denn Skonto iſt im 
Regelfall eine Prämie für pünktliche Zablung. Hierzu beſtimmt der 
Bundesrat (XVII Abſ. 2), daß auch bei Verſteuerung der Lieferungen 
nach § 81 der Skonto vom vereinbarten Preis abzuſetzen iſt, wenn 
die Zahlung innerhalb desſelben Steuerzeitraums erfolgt. Es ent⸗ 
ſpricht dies der Billigkeit. Auch Abzüge vom Kaufpreis als Rabatt 
in Form der Gewährung von Rabattſparmarken und infolge von 
Minderungsanſprüchen wegen nicht ordnungs mäßiger Lieferung find 
bei beiden Steuerarten zu berückſichtigen. 

Unter VI der Grundſätze triſſt der Bundesrat darüber Bes 
ſtimmungen, was als Entgelt für die Warenlieferung zu gelten habe. 
Es ſollen die Koſten der Überſendung und Verſicherung nicht abs 
gezogen werden können, wenn die Ware frei von dieſen Koſten zu 
liefern war. Dies kann zu Unbilligkeiten führen. In manchen 
Geſchäftszweigen iſt es üblich, daß der Verkäufer die Ware in der 
Weiſe frachtfrei liefert, daß er dem Käufer den vollen Preis in 
Rechnung fetzt, und daß der Käufer zunächſt die Fracht verauslagen 
muß und berechtigt iſt, den verauslagten Betrag bei der Zahlung 
abzuziehen. Es erſcheint unbillig, daß der Lieferer die Zahlungen zu 
einem höheren Betrage verſteuern ſoll, als er ſie erhalten hat. Es 
handelt ſich hier um eine Modifikation des Kaufpreiſes. In dem 
Nechnungspreiſe find die Vergütung für die Ware und die Koſten der 
Überſendung enthalten. Letztere, die Frachtkoſten, können nicht als 
„Entgelt“ für die Lieferung der Ware aufgefaßt werden. Lediglich 
der Rechnungspreis nach Abzug der Fracht iſt als Entgelt für die 
Lieferung zu betrachten, und hat ſomit der Lieferer nur den Betrag 
zu verſteuern, den er tatſächlich erbält. 

Gerichtsaſſeſſor Dr. Gieſecke, Hannover. 


Entſpricht eine von einem engliſchen Notar be- 
glaubigte und von dem amerikaniſchen Bonful legaliferte 
Vollmacht der Vorſchrift des 8 80 Abf. 2 350.7 In 
einem Prozeß gegen eine engliſche Bank hatte der Kläger von der 
Beklagten auf Grund § 80 Abſ. 2 ZPO. Vorlage einer gerichtlich 
oder notariell beglaubigten Urkunde verlangt. Der Vertreter der 
Beklagten hatte dann eine Generalvollmacht vorgelegt, die durch einen 
engliſchen Notar beglaubigt war. Die Unterſchriſt dieſes Notars 
war durch den Vizekonſul der Vereinigten Staaten in London 
legaliſiert und deſſen Unterſchriſt durch den hieſigen amerikaniſchen 
Generalkonſul als richtig anerkannt. Schließlich war die Unterſchrift 
des letzteren durch die auswärtige Abteilung beſcheinigt. Klägerin 
war der Anſicht, die Vollmachtsurkunde ſei nicht in Ordnung, und ſie 
beantragte deshalb Verſäumnisurteil gegen die beklagte Bank. Sie 
begründete den Antrag etwa ſolgendermaßen: Nach völkerrechtlichem 
Grundſatz ſei der diplomatiſche Vertreter eines Staates mangels 
etwaiger Vereinbarungen mit anderen Staaten nur befugt, Bes 
glaubigungen und Legaliſierungen von Urkunden zum Zweck der 
Benutzung der Urkunden in dem Heimatsſtaat des Konſuls vors 
zunehmen. Dieſer Grundſatz gelte an ſich ſowohl im Frieden als 
auch in Kriegszeiten. Im Kriege ſei aber zu berückſichtigen, daß, 
wenn ein Staat den Schutz der Angehörigen einer Macht übernommen 
habe, der diplomatiſche Vertreter alle ihm zuſtehenden Befugniſſe 
auch zugunſten der zu beſchützenden Angehörigen des Vertraasſtaates 
ausüben dürfe. Daraus folge, daß die diplomatiſchen Vertreter der 
Vereinigten Staaten, die den Schutz der Deutſchen übernommen hätten, 
in London deutſche Unterſchriften zu bealaubigen vornehmen dürften. 
Dagegen erſcheine der amerikaniſche Konſul in London nicht befugt, 
engliſche Unterſchriften zu beglaubigen oder zu legaliſieren, es ſei 
denn, daß ſeine Tätigkeit im Intereſſe der ſeinem Schutze anvertrauten 
deutſchen Reichsangebörigen in Anſpruch genommen ſei. Eine Be: 
glaubigung oder Legaliſierung einer engliſchen Unterſchrift durch einen 
amerikaniſchen Konſul, die lediglich im engliſchen Intereſſe liege, 
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könne in Deutſchland nicht anerkannt werden. Das Gericht iſt jedoch 
dieſen Ausfübrungen nicht gefolgt und hat den Antrag auf Erlaß 
eines Verſäumnis urteils abnewieſen. Der 8 80 Abſ. 2 3 O., fo 
wird vom hanſeatiſchen Oberlandesgericht in der auf Beſchwerde 
erfolgten Entſcheidung vom 31. Mai 1916 ausgeführt, verlangt nichts 
weiter, als gerichtliche oder notarielle Beglaubigung der Vollmachts⸗ 
urkunde. Mird die Urkunde im Inlande ausgeſtellt, ſo bedarf ſie 
der Form des 8 183 F.; hat die Partei aber im Auslande ihr 
perſönliches oder geſchäftliches Domizil, fo richtet ſich die Form 
gemäß dem Rechts ſatze locus regit actum nach dem ausländiſchen 
Rechte, und nur inſoweit kommt der 8 80 Abſ. 2 S. 2 der Partei 
zugute, als der Gegner auch die im Auslande vollzogene Be⸗ 
glaubigung niemals um deswillen beanſtanden kann, weil keine 
Zeugen zugezogen ſind oder kein Protokoll errichtet iſt. Ob die Be⸗ 
glaubigung des engliſchen Notars gehörig erfolgt iſt, richtet ſich des⸗ 
halb, da Beklagte ihr geſchäftliches Domizil in England hat, nach 
enaliſchem Recht. Daß deſſen Erfordernifien nicht genügt ſei, bes 
hauptet auch Klägerin nicht. Vielmehr beſchränkt fie ihre Rüge 
lediglich darauf, daß die Unterſchrift des engliſchen Notars der Bes 
alaubigung (Legalifierung) ſeitens eines deutſchen Konſuls oder Ges 
ſandten entbehre. Daß aber eine ausländiſche gerichtliche oder 
notarielle Urkunde, damit fie dem Erfordernis des 8 80 Abſ. 2 330. 
genüge. ſolcher Leaaliſation bedürfe, iſt weder in der deutſchen Zivil⸗ 
proze ordnung noch in irgendeinem ſonſtigen deutſchen Geſetze aus⸗ 
geſprochen. Auch das Geſetz vom 1. Mai 1878 (RG Bl. S. 89) kann 
hierfür nicht berangezoaen werden. Es ſpricht vielmehr nur eine 
praesumtio juris et de jure für die Echtheit einer von einem 
deutſchen Konſul oder Geſandten legaliſierten ausländiſchen öffentlichen 
Urkunde aus; es ſchließt aber keineswegs aus, daß die etwa ans 
gezweifelte Echtheit der ausländiſchen öffentlichen Urkunde nicht auch 
in anderer Weiſe von dem Produzenten bewieſen werden könnte 
Dieſer Beweis war nach der Entſcheidung des Oberlandesgerichts im 
gegebenen Fall durch die verſchiedenen Legaliſationen erbracht. Die 
Entſcheidung iſt wieder ein glänzendes Zeichen der Unparteilichkeit 
deutſcher Gerichte! Ob die engliſchen Gerichte im umgekehrten Falle 
ebenſo erkannt haben würden, dürfte nach den Erfabrungen, die die 
Devtichen mit der engliſchen Rechtſprechung während des Krieges ges 
macht haben, zweifelhaft ſein. 
Oberregierungsrat v. Daſſel, Hamburg. 


Die Pergütung des RNachlaßverwalters. In 8 1987 
BGB tft beſtimmt: Der Nachlaßverwalter kann für die Führung 
ſeines Amtes eine angemeſſene Vergütung verlangen. Für die Be⸗ 
urteilung der „Angemeſſenheit“ ſind zu berückſichtigen die Art und 
der Umfang ſowie die Bedeutung der Verwaltungs aufgaben, die Dauer 
der Verwaltung, die Höhe der verwalteten Bruttoaktivmaſſe, die Trag⸗ 
weite und Schwierigkeit der beſorgten Geſchäfte, die Verantwortlichkeit 
und berufliche Stellung des Verwalters. ſchließlich der Erfolg ſeiner 
Tätigkeit. Da der Wert der einzelnen Arbeitsleiſtungen des Nachlaß ⸗ 
verwalters unter Berückſichtigung der Beſonderheiten des Einzelfalls 
von dem Nachlaßgericht, das die Höhe der Vergütung feſtzuſetzen hat, 
meiſt nicht feſtgeſtellt werden kann, erſcheint es wün'chenswert, für 
die Bemeſſung der Vergütung maßgebliche Anhaltspunkte zu befigen. 
Solche ſtehen auch zur Verfügung. 

Für die Feſtſetzung der dem Nachlaßverwalter zu bewilligenden 
Vergütung kann der Richter die im Dienſtaufſichtswege aufgeſtellten 
Grundſätze über die dem Konkursverwalter zu gewährende Vergütung 
zugrunde legen (OL Z. Colmar 6. November 1901; vgl. Staudinger 
Anm. 1 zu 5 1987; Recht 1902, 74 Nr. 294; 3BlF G. 2, 483). 
Der 8 85 Abſ. 2 KO. beſtimmt: Die Landes juſtiwerwaltung kann 
für die dem Verwalter zu gewährende Vergütung allgemeine Anord⸗ 
nungen treffen. Die preußiſche Juſtizverwaltung hat einen allgemein 
gültigen und abſoluten Maßſtab für die Feſtſetzung der Vergütung 
des Konkursverwalters nicht aufgeſtellt. Die preußiſche Konkurs⸗ 
ordnung vom 8. Mai 1855 kannte einen beſonderen Tarif zur Be⸗ 


ſtimmung der Belohnung des Verwalters der Konkursmaſſe, und zwar 
wurden gewährt bei einer Aktivmaſſe bis 1000 Reichstaler 2 bis 6%, 
über 1000 bis 5000 Reichstaler 1 bis 8 %, über 5000 Reichstaler ½ J. 

Als Anhaltspunkte finb heranzuziehen: 

1. Die Grundſätze, die entſprechend 8 85 Abſ. 2 KD. in den 
Reichslanden durch Verfügung des Oberlandesgerichtspräſidenten zu 
Colmar vom 4. Oktober 1887 über die Bemeſſung der Vergütung des 
Konkursverwalters eingeführt find (Samml. von Geſetzen 5, 269). 
Elſaß Lothringen hat einen nach der Höhe der Bruttoaktivmaſſe, d. h. 
alſo der Aktiven ohne Abzug der Nachlaßſchulden, abgeſtuften Tarif. 
Beträgt die Aktivmaſſe mehr als 1000 M, fo werden in gewöhnlichen 
Fällen, in denen die Verwaltung weder beſonders einfach noch be⸗ 
ſonders verwickelt oder anſtrengend iſt, bewilligt (8 8): 


bis 1 000 » Uw e 0 
über 1 000 „ bis 8 000 M q y/i7 4 
„ 5000 „ „ 10000 . 54% 
„ 10 000 „ „ẽ 20 000 . 8% 
„ 20 000 „ „ 50 000 encen. 2 25 
„ 50 000 „„. RE vorne 1% 


Bei einer Aktivmaſſe von z. B. 6000 beträgt alſo die Gebühr 
von 1000 A.... 10% = 100 & 


„ 4000 „ .. . 7 = 280 „ 
„ 1000 „ 51 = 50 „ 
430 &. 


2. Außer Elſaß⸗Lothringen hat auch Württemberg die dem 
Konkursberwalter zu gewährende Vergütung durch eine einheitliche, 
allgemeine Anordnung feſtgeſetzt Die Verfügung des Juſtizminiſteriumt 
vom 20. Oktober 1900 (Amtsbl. des Kal WürttJ M. 1900, 144) 
betreffend die dem Konkursverwalter zu gewährende Vergütung beſagt 
in 8 1, daß ſich die Vergütung nach der Höhe der Brutioaktivmaſſe 
und dem Umfang der Tätigkeit des Verwalters richtet Der 8 2 
beftimmt, daß, wenn die Aktivmaſſe nicht mehr als 1000 & beträgt, 
eine Pau chalaebühr von 100 & bis 150 & zu gewähren iſt. Beträgt 
die Aktivmaſſe mehr als 1000 &, fo find nach 8 3 zu bewilligen 
von dem Betrag der Aktivmaſſe: 

bis 1000 uũll Nn 6 bis 8% 


„ 5 000 „ „ 10000 „... . 4 „ 5 
„ 10 000 „ „ 20 000 „ ... . 2 „ 8% 
„ 20 000 „ „ 50 000 „ 1 „ 2% 
in: e Yan 1% 


Beifpiel: 
Bei einer Aktivmaſſe von 6000 & beträgt die Gebühr: 
von 1000 K. . . . 6 bis 8% = 60 & bis 80 MH 


„ 4000 „ . . . . 5 „ 6 200 „ „ 240 „ 
„ 1000 „ .. . . 4 „ 5% = 40 „ „ 50 „ 


800 & bis 870 &. 

3. Das badiſche Juflizminiſterium hat in 8 8 eines Erlaſſes 
vom 17. März 1905 (Bad Rpr. 1905, 126 f.) betreffend Allgemeine 
Grundſätze über die Feſtſetzung der Vergütung der Konkursverwalter 
die Anlehnung an den wülrttembergiſchen Tarif empfohlen. 


4. Das OLG. Braunſchweig hat durch Beſchluß vom 2. April 
1907 (28. 1908 S. 144 bis 148) die Gebühren der Konkursverwalter 
wie folgt ſeſtgeſetzt: 

bis 2000 » 10 


„ 10 000 „ 

22 20 000 23 

5. In Sachſen wird, ſofern mittlere Nachlaßmaflen (bis 
100 000 &) und nicht beſondere Schwierigkeiten bei Erledigung der 
Verwaltung in Betracht kommen, ein Honorar, das bis zu 2 J ſteigt, 
für die Bemeſſung der Vergütung des Nachlaßverwalters als an⸗ 
gemeſſen angeſehen. Bei geringfügigen Nachläſſen werden bewilligt: 
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bis 5 000 & etwa 10% 
„ 10 000 „ „ 87 
„ 20 000 „ „ 67 
" 50 000 IL " 8%. 


In umfangreichen, beſonders ſchwierigen und verwickelten Fällen 
kann ſelbſt bei größeren Nachläſſen auf einen Prozentſatz über 2 bis 
3 % hinaufgegangen werden (Nachrichten für die Mitglieder des 
Deutſchen Anwaltvereins III. 21). 

6. Das AG. Berlin Mitte hat durch gemeinſchaftlichen Beſchluß 
der verſchiedenen Konkursabteilungen vom 20 Dezember 1909 einen 
Tarif eingeführt, demzufolge die Gebühr nach beftimmien Prozent⸗ 
ſätzen der Bruttoaktwmaſſe berechnet wird. Hiernach werden, falls 
nicht ſchwierigere Verhäliniſſe in Betracht kommen, veraütet: 


von den erſten 5000 M 105 
„ „ folgenden 18000 ũ«kkᷓn „u... 6% 
nn „ 30 00 „„.. . 4% 
„ „ 1 50 000 2% 
vom RNeſtbetramg gg 1%. 


Iſt ein Rechtsanwalt oder Notar zum Nach'aßverwalter beſtellt, 
ſo iſt zu beachten, daß er für ſolche Dienſte, die er anläßlich der 
Nachlaßverwaltung in Ausubung und vermöge ſeines beſonderen 
Berufs als Rechtsanwalt (z. B. für Prozeßfübrung) eder Notar dem 
Nachlaß leiſtet, die tarifmäßigen Gebühren als Aufwendungen (vgl. 
8 1835 Abſ. 2 BGB.) — hierunter fallen alſo nicht nur bare Alis, 
lagen — neben dem ihm zukommenden angemeſſenen Honorar bean⸗ 
ſpruchen kann (ſiebe Planck, 3. Aufl, V, 601; Stauringer, 7./8. Aufl, 
V, 590) Iſt ein Rechtsanwalt oder Notar mit dem Amt des 
Nachlaßverwalters beaufiraat, fo wird desdalb die Angemeſſenheit 
der für die Vergütung des Konkursverwalteis aufgeſtellien Tarif: 
nebübren und ihre Anwendung kaum be.unftandet werden können, da 
der Anwalt für Muhewaltungen äbnlider Art oft viel höhere Se 
bühren, als in dieſen Vergütungsſtaffeln vorgeſehen, zu beanſpruchen 
hat (L Z. 1908, 145). 

f Rechtsanwalt Dr. Adolf Kraetzer, Berlin. 


Umfang der Arbitrageklauſel. Im Anſchluß an dle Aus: 
führungen von Witkowski S. 1327 der JW. vom 16. Oktober d. J. 
ſei folgendes bemerkt: 


Während die Berliner Handelskammer durch die Arbitrage⸗ 
Haufel alle Streitigkeiten aus dem betreffenden Geſchäft dem ſchieds⸗ 
gerichtlichen Verfahren für unterworfen erachtet, den Rechtsweg alſo 
ausſchaltet, 

efr. Gutachten Bd. I Nr. 611, Bd. II Nr. 1143 bis 1146, 
bedeutet nach Königsberger Handelsgebrauch Arbitrage im Getreide⸗ 
handel lediglich 

die Vereinbarung, daß bei der Behauptung von Warenmängeln 

Wandlung ardgeichloffen und der Minderwert durch Schieds⸗ 

richter entſchieden werden ſoll, 
ſchließt aber im übrigen den Rechtsweg nicht aus. 

Cfr. Nr. 230, 235, 236 der von Rechtsanwalt Dr. Kabane 

veröffentlichten Gutachten und Gebräuche im Königsberger 

Handel. 

Auch im Gegenſatz zu der von Witkowski angeführten Recht⸗ 
ſprechung anläßlich Stettiner Fälle, wonach die Klauſel „Jeder Streit 
aus dem Geſchäft entſcheidet Ker Arbitrage“ im Sinne eines Schieds⸗ 
vertrages zu verſtehen ſei, beſagt das Gutachten Nr. 236 der Königs⸗ 
berger Kaufmannſchaft vom 21. November 1907: 

Es tft nicht Handelsgebrauch, daß Schadenserſatzanſprüche 

wegen Nichtlieferung oder teilweiſer Nichtlieferung von Waren 
durch Arbitratoren feſtgeſetzt werden, auch wenn das Geſchäft 
mit der Klauſel „etwaige Differenzen oder ſämtliche 

Differenzen durch freundſchaftliche Arbitrage zu regulieren“, 

abgeſchloſſen worden iſt. 


Angeſichts dieſer abweichenden Meinungen wird man ber von 
Witkowski erwähnten Anſicht der Stettiner Kaufmannſchaft, daß in 
Intereſſentenkreiſen über die Bedeutung der Klauſel kein Zweifel mehr 
herrſche, ſchwerlich beipflichten, vielmehr im Intereſſe der Rechts⸗ 
ſicherheit die Herbeiführung einheitlicher Grundſätze über den Umfang 
der Arbitrageklauſel — etwa durch Vermittlung des Deutſchen 
Handelstaaes — für erwünſcht halten. Die Exiſtenz einbeitlicher 
Grundſätze iſt dann um ſo erforderlicher, wenn nur ſchlechthin 
„freundſchaftliche Arbitrage“ vereinbart iſt, ohne Hinzufügen: daß 
jeder Streit aus dem Geſchäft durch Arbitrage entſchi den werden 
ſoll In dieſen Fällen erſcheint die Königsberger Auffaffung der 
Weſensart des Rechtsinſtituts entſprechender, deſſen Ausgangspunkt 
doch die Entſcheidung von Warenmängeln durch ſachverſtän dige 
Schiedsrichter bildete, deren Inanſpruchnahme aber zur Verurteilung 
fäumiger Zahler oder zur Entſcheidung über die Erfüllung ſonſtiger 
Leiſtungen nicht geboten erſcheint. Juſtizrat Alfred Levy, Berlin. 


Zuläfigkeit des Porbehalturteils außer den im Gefch 
vorgeſehenen Fällen (vpl. Fuchs S. 1451 Ziff. 7) Jedermann 
wird mit Dicken. Fuchs und Heinsheimer darüber einig ſein, daß das 
Urteil des OLG. Düſſeldorf, JW 1916, 68%, dem Rechts empfinden 
nicht entſpricht. Fraat man nach dem Grunde, fo ergibt ſich, daß es 
ſich zunächſt durch Udergehung des Beweiserbietens mit dem geltenden 
Recht in Widerſpruch ſetzt Aber auch wenn es das nicht täte, wäre 
vielleicht bei ſtrenger Anwendung der geſetzlichen Be ſtimmun ien dem 
Beklagten nicht zu helfen. Das Gericht würde für die Beibringung 
des Zeugenbeweiſes nach 8 858 ZPO. eine Friſt ſetzen, nach deren 
fruchtloſem Ablauf das Beweismittel nicht mehr in Betracht käme. 
Da ferner der Pariſer Sequeſter, wenn überhaupt über ſeine Hand⸗ 
lungen eine Eideszuſchiebung an den Kläger zuläſſig iſt, nur als 
geſetzlicher Vertreter des Klägers in Betracht kommt, ſo wäre der zu⸗ 
geſchobene Eid vom Kläger nur in der Form des 8 459 Abſ 3 350 
zu leiſten. Da er aller Vorausſicht nach auch auf Anfrage über das 
neutrale Ausland vom Scqueſter keine Antwort erhielte, könnte er 
gut den Eid leiſten, und Beklagter wäre ſachfällig. 

Es fragt ſich weiter, ob dieſem auf dem von Fuchs und Heins⸗ 
heimer bezeichneten Wege der Zu lafſſung eines Vorbehalturteils zu 
helfen wäre Nach geltendem Rechte nicht. Nach 8 600 Abſ. 1 30. 
kann nämlich der Kläger ſofort nach Erlaſſung des Vorbebalturteils 
zur Erledigung des Vorbehalts laden. Der Beklagte iſt dann eben⸗ 
ſowenia imſtande über die weſentlichen Tatſachen etwas zu er 
fahren, wie vor dem Urteil. Wollte man ihm helfen ſo müßte ſchon 
dem Gericht die Befugnis eingeräumt werden, bis nach dem Frieden 
die Erledigung des Vorbehalts hinauszuſchieben. Wenn es in dieſer 
Richtung helfen will, kann es auch die Friſt des 8 356 BRD. fo bes 
meſſen, daß fie nach dem Frieden abläuft, oder fie vor Ablauf ver⸗ 
längern. 1) Eine diesbezügliche Anderung des Geſetzes wäre daher wohl 
unnütz. Dagegen könnte ſich im Düſſeldorfer Fall der Beklagte wahr⸗ 
ſcheinlich durch die Neſtitutionsklage helfen, wenn der Sequeſter bezahlt 
hat. 8 580 Ziff 7b ZPO. Mit Rüdfiht auf die Beweis regeln des 
franzöſiſchen Rechts iſt anzunehmen, daß der Sequeſter nur gegen 
Quittung zahlte. Dieſe Quittung kann erſt nach Friedenſchluß benutzt 
werden. Die fünfjährige Friſt des 8 586 Abſ 2 ZPO. müßte. wenn 
der Krieg ſich noch lange hinzieht. durch Verordnung verlängert werden. 
Nun iſt freilich nach Friedenſchluß nicht immer eine Urkunde zur Hand, 
und bei Anwendung von 8 856 ZPO. hängt die Partei, wie oben 
gezeigt, vom gerichtlichen Ermeſſen ab. Hier könnte aber wirkſamer 
geholfen werden durch Ausdehnung der Reſtitutionsklage auf andere 
Beweismittel als Urkunden. Warum ſoll, wenn die Urkunde, die die 
Zahlung beweiſen könnte, zugrunde gegangen, ihr Inhalt aber durch 
neuerdings aufgefundene Zeugen beweisbar iſt, die Wiedereinſetzung 
unzuläſſig fein? Wenn man fi nicht zur Formel des römiſchen 
Prätors „alia qua justa causa restitutionis“ aufſchwingen will, ſollte 


1) Dgl. Schloß in JW. 1915, 63. 
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man $ 580 Ziff. 7 auf alle Beweismittel ausdehnen. Mag man das 
Geſetz nicht ändern, ſo könnte durch Notverordnung für die Kriegszeit 
geholfen werden; denn auch abgeſehen vom Düſſeldorfer Fall, iſt die 
Beſchaffung von Information durch den Krieg ſehr erſchwert. Auch 
wer z. B. im Schützengraben für Briefe erreichbar iſt, weiß oft nicht 
mehr genug von ſeinen geſchäftlichen Beziehungen, um einer un⸗ 
begründeten Klage mit allen ihm zu Gebote ſtehenden Mitteln ent⸗ 
gegegenzutreten, und wenn er nachher infolge Verwundung entlaſſen 
wird und die Eigenſchaſt eines Kriegsteilnehmers verliert, iſt er doch 
noch nicht in der Lage, ſich zu verteidigen. Andrerſeits wäre es un⸗ 
billig, dem Gegner eine ſo lange Ausſetzung des Prozeſſes zuzumuten. 
Eine mehrmalige Vertagung wird wohl meiſt vom Gericht zu erlangen 
ſein. Hier gilt das oben über § 356 Geſagte. Aber weder gegen 
die Bemeſſung der Friſt noch gegen die Ablehnung der Vertagung 
gibt es Rechtsmittel Nur die Reſtitutionsklage kann Unbilligkeiten 
beſeitigen. A. v. Harder, Rechtsanwalt, Mannheim. 


Verfahren bei amtsrichterlichen gtrafbefehlen. Der 
Beſchuldigte X. war durch richterlichen Strafbefehl wegen Verſütterung 
von Brotgetreide zu 50 & Geldſtrafe verurteilt worden. Hiergegen 
hat er durch einen mit ſchriftlicher Vollmacht verſehenen Verteidiger 
Einſpruch einlegen und ſich in der Hauptverhandlung vertreten laſſen, 
auf Grund des § 451 Abſ. II StPD. Das Schöffengericht kam zu 
einer Verurteilung des Angeklagten. Gegen das Schöffengerichts⸗ 
urteil legte der Verteidiger Berufung ein und vertrat in der Haupt⸗ 
verhandlung in der Berufungskammer den nicht erſchienenen Ange⸗ 
klagten. Die Berufungskammer verwarf die Berufung des ausgebliebenen 
Angeklagten mit der Begründung, wie § 451 StPO. überhaupt, gelte 
insbeſondere 8 451 Abſ. II nur für die Hauptverhandlung vor dem 
Schöffengericht. Dieſe Entſcheidung erſcheint nicht unbedenklich: 

Das ſechſte Buch der StPO. bringt in feinem erſten Abſchnitt 
beſondere Beſtimmungen für das „Verfahren bei amtsrichterlichen 
Strafbefehlen“. Zu dieſen Verfahren gehört nicht nur das Verfahren 
im erſten Rechtszuge, ſondern das geſamte Verfahren. Dies gilt auch 
von 8 451. Zwar bezieht ſich Abſ. I aus § 451 in der Hauptſache 
auf die Hauptverhandlung vor dem Schöffengericht, wie ausdrücklich 
beſtimmt iſt. Aber ſchon Abſ. III gilt — entgegen dem ausdrücklichen 
Wortlaut — auch für das Verfahren in der Berufungsinſtanz; d. h. 
auch in der Berufungsinſtanz iſt das Gericht an den in dem Straf: 
beſehl enthaltenen Anſpruch nicht gebunden. § 451 Abſ. II ſpricht 
nicht einmal von der „Hauptverhandlung vor dem Schöffengericht“, 
ſondern vielmehr von der Hauptverhandlung im allgemeinen. 

Auch Sinn und Zweck der Vorſchrift ſpricht nicht für den Stand⸗ 
punkt des Gerichts. Da es ſich im Verfahren bei amtsrichterlichen 
Strafbefehlen meiſt um ſtrafbare Handlungen von untergeordneter 
Bedeutung handelt, ſo fehlt es gewöhnlich an dem Bedürfnis, den 
Angeklagten vor Gericht ſelbſt zu ſehen. Deshalb wollte man dem 
nicht freiwillig erſcheinenden Publikum den unnötigen Weg auf das 
Gericht erſparen. (Kommiſſions⸗Protokolle zur StPO. S. 431.) Das 
gilt von den Verfahren in II. Inſtanz im gleichen Grade wie von 
dem erſtinſtanzlichen Verfahren. Hält es das Gericht in II. Inſtanz 
dennoch für wichtig, den Beklagten ſelbſt zu ſehen und zu ſprechen, 
fo ſteht es ihm ja frei, gemäß § 235 SPD. fein perſönliches 
Erſcheinen anzuordnen. 

Die Verwerfung des Einſpruchs ohne Verhandlung zur Haupt: 
ſache im Falle des Nichterſcheinens des Angeklagten iſt durch 8 452 
SPO. deshalb angeordnet worden, weil das Nichterſcheinen die 
Annahme rechtſertigt, daß der Angeklagte mit dem Einſpruch nur die 
Strafvollſtreckung aufbalten wollte. (Motive zum Entwurf der StPO. 
S. 242.) Dieſe Erwägung greift jedoch nicht Platz, wenn der Ange⸗ 
klagte ſich von einem Verteidiger vertreten läßt. 


Rechtsanwalt Dr. Bruno Herrmann, Tilſit. 
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Das Preußiſche Oberverwaltungsgericht gegen das 
Reichsgericht. Der § 78 ALR. T. II Tit. 14 beſtimmt: „Über 
die Verbindlichkeiten zur Entrichtung allgemeiner Anlagen, denen 
ſämtliche Einwohner des Staates oder alle Mitglieder einer gewiſſen 
Klaſſe derſelben nach der beſtehenden Landesverfaſſung unterworfen 
find (§§ 2, 3), findet kein Prozeß ſtatt.“ 

Dieſe Unzuläſſigkeit des Rechtsweges iſt durch die Verordnung 
vom 26. Dezember 1808 (GS. 1817, 252) und das Geſetz vom 
24. Mai 1861 (G S. S. 24) mit der Einſchränkung aufrechterhalten, 
daß die Klage vor den ordentlichen Gerichten angeſtellt werden kann, 
wenn Tilgung oder Verjährung der Forderung behauptet wird. Im 
allgemeinen bietet ſich den ordentlichen Gerichten danach wenig 
Gelegenheit, die von den Verwaltungsbehörden erlaffenen Ver⸗ 
anlagungen zu öffentlichen Abgaben nachzuprüfen; eine ſolche Nach⸗ 
prüfung iſt vielmehr regelmäßig den Verwaltungsgerichten vorbehalten. 
Wenn dagegen dritte Perſonen vermögensrechtliche Anſprüche ver⸗ 
folgen, ſo ſind nicht ſelten auch die ordentlichen Gerichte gezwungen, 
die Veranlagungen zu öffentlichen Abgaben formell und ſachlich nach⸗ 
zuprüfen. Es iſt dabei ſelbſtverſtändlich unausbleiblich, daß die 
ordentlichen Gerichte nicht ſelten das Gegenteil für Recht erkennen, 
als die Verwaltungs gerichte. Handelt es ſich um Urteile der höchſten 
Gerichte, ſo können ſolche gegenſätzlichen Entſcheidungen ganz bedenkliche 
Folgen haben. 

In dieſer Beziehung ſei auf die Entſcheidungen des RG. vom 
11. Juni 1913 — RG. 83, 87 ff. — und des PrOVG. vom 
23. Januar 1914 — OLGgechtſpr. 30, 125 — verwieſen, die beide 
die Frage entſcheiden, wem die Veranlagung zu den dinglichen Ab⸗ 
gaben zuzuſtellen iſt, wenn das Grundſtück unter gerichtlicher Zwangs⸗ 
verwaltung ſteht. Das NG. hat die Frage dahin entſchieden, daß 
die Veranlagung rechtswirkſam nur dem Zwangsverwalter zugeſtellt 
werden könne, und dazu folgendes ausgeführt: 

„Ob eine rechtswirkſame Veranlagung vorliegt. iſt unbedenklich 
im Rechtswege nachzuprüfen. Dafür iſt aber weſentlich, ob die Be⸗ 
kanntmachung der Veranlagung der richtigen Perſon zugeſtellt iſt ...“ 
„. . . Gemäß 8 148 38G. wird durch die Beſchlagnahme dem 
Schuldner die Verwaltung und Benutzung des Grundſtücks entzogen. 
Da die Anliegerbeiträge, wie oben ausgeführt, dingliche Laſten ſind, 
ſo ergibt ſich ſchon daraus, daß dem Eigentümer, dem die Ver⸗ 
waltung des Grundſtücks entzogen tft, nicht mehr die Befugnis zu⸗ 
ſtehen kann, die Entſchließung darüber zu treffen, ob die Ver 
anlagung zu beanſtanden oder gutzuheißen iſt. Dieſe Entſchließung, 
die im letzteren Falle durch Nichtbenutzung der Einſpruchsfriſt un⸗ 
mittelbar zur dinglichen Belaſtung des Grundſtücks führt, iſt daher 
unbedenklich eine Verwaltungshandlung, die nur von demjenigen 
gültig vorgenommen werden kann, welcher zu der Verwaltung be⸗ 
rechtigt iſt. Dies kann aber bei beſtehender Zwangsverwaltung 
nur der Verwalter ſein.“ 

Das PrO VG. hält dagegen die Zuſtellung der Veranlagung an 
den Zwangsverwalter für rechts unwirkſam und führt für feinen gegen⸗ 
ſätzlichen Standpunkt folgendes aus: 

„Die Wirkung der Zwangsverwaltung erſchöpft ſich dem Grund⸗ 
ſtückseigentümer gegenüber in Beſchränkungen zugunſten der Bo 
rechtigten. ... Danach iſt der Zwangsverwalter zu Verfügungen 
über das Grundſtück, d. h. zu Veräußerungen und Belaſtungen nicht 
berechtigt; der Eigentümer iſt zu ſolchen Verfügungen trotz des 
durch Anordnung der Zwangsverwaltung zugunſten des Gläubigers 
wirkenden, alſo nur den Schutz einer beſtimmten Perſon bez weckenden 
Veräußerungsverbots (SS 20, 23 ZIG. 8 185 Satz 1 BGB.) 
und trotz der Entziehung der Verwaltung und Benutzung berechtigt 
geblieben. Er iſt es daher, der nach wie vor das Grundſtuck 
ſeiner Subſtanz nach vertritt, und er, nicht der Zwangsverwalter, 
iſt derjenige, an den die Heranziehung zur Grundſteuer zu richten iſt. 
Eine Vertretung des Eigentümers durch den Zwangsverwalter in dem 
Verfügungsrechte des erſten findet nach dem Geſetze nicht ſtatt.“ 

Durch dieſe Entſcheidungen werden die ſorderungsberechtigten 
Gemeinden in eine ſehr üble Lage gebracht, wenn das ſteuerpflichtige 
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Grundſtück unter gerichtliche Zwangsverwaltung geſtellt wird. Wird 
die Veranlagung, wie vom OVG. gefordert, dem Grundſtückseigentümer 
zugeſtellt, fo muß der Zwangsverwalter auf Grund der Reichsgerichts⸗ 
entſcheidung die Zahlung der öffentlichen Abgaben aus den Nutzungen 
des Grundſtücks verweigern. Zahlt er dennoch, fo ſteht den Bes 
teiligten ein Widerſpruch gegen den Teilungsplan oder die Klage 
gemäß $ 159 ZG. zu. Stellt die Gemeinde dagegen die Ver⸗ 
anlagung, wie vom RG. gefordert, dem gerichtlichen Zwangsverwalter 
zu, ſo muß fie dieſer auf Grund der Entſcheidung des OVG. im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren anfechten, und er wird dabei die Befreiung 
von der veranlagten Steuer erwirken. 

Den Gemeinden bleibt alſo nichts weiter übrig, als den Grund— 
ſtücks eigentümer zu veranlagen und den veranlagten Betrag von dieſem 
perſönlich einzuziehen. Dieſes Verfahren iſt im Hinblick auf § 24 
Kom AbgG., wonach den Steuern vom Grundbeſitz nicht die Eigentümer, 
ſondern die Grundſtücke unterworfen ſind, jedoch nicht unbedenklich; 
es wird bei der Mittelloſigkeit der Schuldner auch ſelten zum 
Ziele führen. 

Unter dieſen Umſtänden wird nickts anderes übrigbleiben, als die 
in Betracht kommenden Geſetze zu ändern, da ſonſt eine vermehrte 
Zwangsverwaltung zum Zwecke der Steuererſparnis erſolgen wird. 

Kreisausſchußſekretär Carl Hünecke, Berlin. 


Entgegnungen. 


Noch einmal: Rechtsanwälte und Richter. (Eine Erwide⸗ 
rung.) Auf die ausgezeichneten Ausführungen von Geh. Juſtizrat 
Dr. Eugen Fuchs zu meinem Aufſatz „Rechtsanwälte und Richter“ 
in Nr. 20/1916 der „JW.“ möchte ich noch einiges erwidern. 

Ich habe nicht geſagt, daß der Anwalt von dem erſten Rechts⸗ 
zuge ferngehalten werden ſoll. Ich will für dieſen, der einheitlich 
auszubauen ſein wird, durchweg nur den Zwang zur Annahme eines 
Anwalts beſeitigt wiſſen. Die Vertretung der Parteien durch Anwälte 
iſt zweifellos, beſonders in verwickelten Sachen aus mehrfachen Gründen 
von großem Wert, aber deshalb dürfen nach meinem Dafürhalten die 
Parteien noch nicht genötigt werden, ſich unbedingt und in allen 
Rechtsſtreitigkeiten, ſogar ſchon im erſten Nechtszuge, wie Fuchs will, 
einen Anwalt anzunehmen. Es muß ihnen in dieſem jedenfalls die 
Freiheit der Entſchließung unter eigener Verantwortung gewahrt 
bleiben. Es wird kein Kranker gezwungen, einen Arzt anzunehmen. 
Warum ſoll jeder in einen Rechtsſtreit Eintretende vor Gericht auch 
im erſten Rechtszuge einen Rechtsanwalt haben müſſen? Für den 
Nichter iſt zwar die Verhandlung mit einem Anwalt regelmäßig leichter 
und einfacher, aber dies darf nicht ausſchlaggebend ſein. 

Ich habe ferner nirgends geſagt oder auch nur angedeutet, daß 
ich „den Anwalt, der die Wahrheit verdunkelt“ vor Augen habe. Ich 
weiß es. auch ohne daß ich, abgeſehen von einigen Anwaltsvertretungen, 
ſelbſt Anwalt war, wie ſchwer es oft der Anwalt hat, ſeine Partei 
von Wahrheit verdunklungen zurückzuhalten. Mit meinem Wunſche, 
daß dem Richter die Wahrheitsermittlung aus den Erklärungen der 
Parteien ſelbſt eröffnet werden möge, habe ich nur die Parteien: 
vernehmung als Beweismittel gemeint. Soweit Anwaltzwang und 
nicht dieſe zugleich beſteht, darf und kann der Richter einen Beweis 
aus den Erklärungen der Sachwalter nicht entnebmen. Das perſön⸗ 
liche Erſcheinen der Parteien nach 8 141 ZPO. kann, wie ſchon bei 
Wilmowski und Levy in Anm. 4 zum alten § 132 ZPO. geſagt iſt, 
niemals zur Erforſchung materieller Wahrheit dienen. Maßgebend 
für den Streitſtoff bleibt im Anwaltsprozeß ſtets, was der Anwalt 
vor Gericht vorträat, falls es nicht von der anweſenden Partei aus⸗ 
drücklich als unrichtig bezeichnet wird. 

Daß die Parteien in dem Anwalt einen „Schutz gegenüber 
dem Gericht“ nötig haben, kann ich keinenfalls anerkennen. Auch 
meines Dafürhaltens iſt es richtig, daß der Richter „nur das auf: 
ſpürt und feſthält, was ihm von ſeinem Standpunkt aus erheblich 
erſcheint“. Der Richter iſt eben nur ein Menſch mit einer perſön⸗ 
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lichen Auffaſſung der Dinge (nicht bloß eine Rechtſprechmaſchine), 
die ſich in ihm alsbald bilden und als der Mittelpunkt feiner Urteils⸗ 
findung verbleiben wird. Deshalb muß gerade dem Richter das in 
den 85 139 ff. ZO. gegebene Recht des „Inquirierens“ voll erhalten 
bleiben. Irrt der Richter mit feiner perſönlichen Auffaſſung und 
läßt er ſich von dieſer auch durch die Vorträge der Parteien und 
deren Sachwalter ſowie die Beweiſe nicht abbringen, ſo bleibt der 
unzufriedenen Partei nur der weitere Rechtszug oder die Erkenntnis, 
daß auch die Rechtſprechung nur Menſchenwerk iſt. 

Auch der bürgerliche Rechtsſtreit muß, nachdem er einmal nach 
allen Vor⸗ und Güteverhandlungen bei dem Spruchgericht anhängig 
gemacht iſt, dem „Offizialbetrieb“ unterliegen. Wenn das ſtaat⸗ 
liche Gericht angerufen iſt, muß es unbedingt in fortlaufende 
Tätigkeit treten und darf nicht mehr wie das vertragliche Schieds⸗ 
gericht der freien Willensentſchließung der Parteien unterſtellt ſein. 
Allerdings wird in Zukunft die Stellung der Spruchgerichte, die 
von den Rechtspflege⸗ und Gütegerichten zu trennen ſein werden, 
weſentlich gehoben werden mögen; dann wird das Verlangen nach 
„Offizialbetrieb“ noch mehr gerechtfertigt erſcheinen. 

Es wird überhaupt — und darin ſtimme ich Fuchs vollſtändig 
zu — mehr auf die Männer als auf die Maßnahmen ankommen. 
Es wird noch viel mehr geſchehen müſſen, um gerade nur die beſten 
und tüchtigſten Männer in jedem Rechtszuge in die Stellung der in 
jeder Beziehung unabhängigen, von Beförderungen, Auszeichnungen 
und ſonſtigen Beamtenzugaben freien Spruchrichter zu ſetzen und deren 
Tätigkeit von jeder überflüſſigen oder kraftvergeudenden Arbeit zu 
befreien. Ich ſtehe — ziemlich einſam — auf dem Standpunkte: wie 
gleiches Recht für alle, ſo auch gleiche Richter für alle. 

Nun noch ein Wort über die meines Erachtens wünſchenswerten 
Gegenſtände einer hoffentlich in abſehbarer Zeit, irgendwie zuſtande 
kommenden „Friedensberatung“. 

Wir Richter werden mit den Rechtsanwälten einen do-ut-dess 
Vertrag dahin ſchließen mögen, daß dieſe uns das Recht auf Wahrheit 
und das Recht auf die Leitung des Rechtöftreite® zugeſtehen und wir 
ihnen dagegen unſere Gedankengänge bei der Bildung des Urteils vor 
deſſen Verkündung offenbaren, damit Überraſchungen der Parteien in 
tatſächlicher oder rechtlicher Beziehung ausgeſchloſſen ſeien, und zweitens 
im Gerichtsbetriebe jede nur irgendwie mögliche Nückſichtnahme auf 
die Eigenart und die Schwierigkeit des Anwaltberufs üben. Ich 
will der Kürze halber die aus dieſen beiden, meines Erachtens wohl 
möglichen Zuſicherungen und den beiden dagegen zu gewährenden 
Rechten ſich ergebenden Einzelheiten nicht aufführen; ſie werden ſich 
mit Leichtigkeit aus den Grundſätzen ablciten laſſen. 


Es wird noch manches Für und Wider — auch innerhalb der 
eignen Kreiſe der Rechtsanwälte und der Richter — geäußert und 
geklärt werden müſſen, ehe wir alle wiſſen, wohinaus uns der Weg 
führt. Aber gemeinſam muß und wird uns das Ziel ſein: die Kraft 
und Größe unſeres deutſchen Vaterlandes. 

Amtsgerichtsrat Geh. Juſtizrat Kade, Berlin. 


Zum Joeſtſchen Entwurf einer Bundegratsverordnung 
zwecks Entlaſtung der Gerichte (JW. 1916 S. 1059 ff., 1379 ff.). 

A. Die praktiſche Durchführung des Anwaltzwangs für jede 
Nechtsſtreitigkeit wird im allgemeinen da, wo mehrere Ar wälte am 
Ort ſind, kaum Schwierigkeiten begegnen oder das rechtſuchende 
Publikum irgendwie belaſten. Dagegen wird er nicht ohne Schwierig⸗ 
keiten und Härten ohne weiteres da durchführbar ſein, wo gar kein 
oder nur ein Rechtsanwalt am Drt und im Bezirk des AG. ans 
ſäſſig iſt. 

Wie jeder Anwalt, ſo wird ganz beſonders derjenige, der in 
kleinen Orten mit zugehörigem Landbezirk der einzige iſt, im Lauf 
der Zeit einen beſtimmten Kreis von Klienten haben, denen gegenüber 
er — aus den verfchieder ſten Gründen, ſei es geſellſchaftlichen, Anſtands⸗ 
oder ſonſtigen Nückſichten — niemals eine Sache annehmen, als 
deren Gegner er niemals in einem Rechtsſtreit auftreten würde. 
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Oder aber, er iſt aus irgendeinem ſpeziellen Brunde geſetzlich behindert, 
die eine oder andere Sache anzunehmen. 

In allen dieſen Fällen würde nun das rechtſuchende Vublikum, 
dem ein Rechtsanwalt in jeder Prozeßſache als erſte Inſtanz obligatoriſch 
vorgeſchrieben iſt, darauf angewieſen ſein, einen auswärtigen Anwalt 
zu beauftragen, was natürlich eine erhebliche Belaſtung des Publikums 
und eine kaum zuläſſige Beſchränkung des allgemeinen Rechtsſchutzes 
darſtellen würde. Für die „kleinen“ Leute in den Lanbflädten 
namentlich, die nicht ſchreibgewandt ſind, würde dies erhebliche Um⸗ 
fände — Reifen u. dgl. — bedeuten, oder aber es würde wieder 
das Winkelkonſulententum blühen, das die Anträge vom Publikum 
aufnehmen und an den betreffenden auswärtigen Anwalt abgeben 
würde. Dieſer wiederum würde genötigt ſein, die Sache nach 
erfolgtem Widerſpruch vor dem — für ihn auswärtigen — Prozeß⸗ 
gericht weiter zu vertreten, was erhebliche Koſten und Umſtände 
verurſacht. 

Um alle dieſe Mißſtände zu beheben, wird daher die Juſtiz⸗ 
verwaltung ſich genötigt ſehen, an ſolchen Orten ohne Anwälte oder 
mit Einzelanwälten dem dort gewöhnlich auch zugelaſſenen Prozeß⸗ 
agenten die Beſugnis zuzuſprechen, die Tätigkeit des Rechtsanwalts 
gemäß dem Mabnverſahrensgeſetz auszuüben. Und, fo bedauerlich es 
iſt, daß der Anwaltſtand wie kein anderer ſich das Hineinpfuſchen 
von Laien in ſeinen Beruf gefallen laſſen muß, ſo werden wir im 
Intereſſe des rechtſuchenden Publikums und ſeines gleichmäßigen 
Rechts ſchutzes uns auch in dieſem Falle mit der erwähnten Maßnahme 
der Juſtizverwaltung abfinden müſſen. Jedenfalls wird ſich dieſe 
Maßnahme nicht umgehen laſſen, wenn die Verordnung nicht nur 
ein Kriegsnotgeſetz bleiben, ſondern, was doch zweifellos beabſichtigt 
iſt, auch nach dem Kriege als dauerndes Verfahren Geltung 
behalten ſoll. 

Für dieſen Fall, daß alſo auch die Prozeßagenten die Tätigkeit 
gemäß dem Mahnverfahrensgeſetz ausüben dürfen, will es mir nun 
aber doch als äußerſt gewagt erſcheinen, die Beſtimmung des Noeſtſchen 
Entwurfs, daß der Widerſpruch beim Anwalt einzulegen iſt, beſtehen 
zu laſſen Ich will dem Stande der Prozeßagenten im ganzen hier 
gewiß nicht zu nahe treten; ich habe auch in ihm wie in jedem 
Stande gewiß ehrenhafte, zuverläſſige Männer kennen gelernt. Ich 
meine aber doch, man wird nicht durchweg dem Prozeßagenten die 
pflichtgemäße Verſicherung, daß Widerſpruch bei ihm nicht eingegangen 
ſei, anvertrauen dürfen. Der Rechtsanwalt, der — abgeſehen von 
ſeiner wiſſenſchaftlich⸗juriſtiſchen Bildung — als Referendar und 
Aſſeſſor früher ſelbſt Königlicher Beamter geweſen und als Notar es 
oft noch iſt, und der als ſolcher in abſoluter Korrektheit und Ge⸗ 
wiſſenhaftigkeit geſchult iſt, dürfte ſehr wohl dazu geeignet ſein, und 
inſofern kann ich den Noeſtſchen Ausführungen S. 1267 zu 5 nur 
durchaus zuſtimmen. Von dem Prozeßagenten dagegen, dem nicht 
nur dieſe Schulung fehlt, ſondern der auch ſonſt auf tieferer Bildungs⸗ 
und Geſellſchaftsſtufe ſteht, wird man eine ſolche Korrektheit und 
Objektivität, die gewiſſermaßen die amtliche Feſtſtellung einer Tat⸗ 
ſache erfordert, die der eigenen Partei prozeſſuale Nachteile bringt, 
nicht durchweg erwarten dürfen. Es kommt noch binzu, daß der 
Prozeßagent nur in den ſeltenſten Fällen ein ſo beamtenmäßig ge⸗ 
ſchultes und in gewiſſenhafter Berufsſührung geübtes Bureauperſonal 
ſich halten kann und halten wird wie der Rechtsanwalt. Endlich if 
— auch eine höchſt beklagenswerte Seite des Laien⸗Prozeßvertreter⸗ 
weſens — der Prozeßagent nicht in dem Maße diſziplinariſch kon⸗ 
trollierbar wie der Rechtsanwalt, und es werden, wenn auch in 
Einzelfällen Beſtrafungen wegen Verletzung der Anzeigepflicht erfolgen, 
ſich doch ſtändig Mißhelligkeiten ergeben, zumal wegen des gering⸗ 
wertigeren Perſonals die Grenze zwiſchen fahrläſſiger und bewußter 
Pflichtverletzung ſich um fo ſchwerer wird ſeſtſtellen laſſen. 

Würden nicht am Ende alle dieſe Erwägungen womöglich das 
ganze, ſonſt fo annehmbare Geſetz zum Scheitern bringen? Um das 
zu verhindern, möchte ich doch empfehlen, von der Erhebung des 
Widerſpruchs beim Anwalt Abſtand zu nehmen und es, wie Kauf⸗ 
mann (S. 1265) vorſchlägt, bei der Widerſpruchserhebung beim 


Amtsgericht zu belaſſen. Und weshalb auch nicht! Dem Boppel- 
zweck der Verordnung — Entlaſtung der Gerichte und wirtſchaftlicher 
Erhaltung des Anwaltſtandes — würde dies in keiner Weiſe Abbruch 
tun. Denn ob das Gericht den Widerſpruch ſelbſt oder die Anzeige 
des Rechtsanwalts, daß Widerſpruch eingelegt jet, entgegennimmt, 
bedeutet die gleiche Arbeitslaſt. Es muß in jedem Falle Termin 
anberaumen und beide Parteien benachrichtigen. Ebenſowenig er⸗ 
leidet der Anwalt eine Gebühreneinbuße, da er. wenn er den 
Gläubiger vertritt, für die Entgegennahme des Schuldnerwiderſpruchs 
an ſich keine Gebühr erhält. 

Freilich bleibt immer der Übelſtand, daß der Anwalt, wie bis⸗ 
her, beim Amtsgericht erſt nachfragen muß, ob Widerſpruch erhoben 
iſt, oder daß er den Vollſtreckungs befebl beantragt, auf die Gefahr 
hin, daß inzwiſchen Widerſpruch erhoben und ſein Antrag daher 
zwecklos iſt. Bei kleineren Gerichten wird ſich ſolche Nachfrage ja 
ohne Zeitverluſt ſtets ermöalichen laſſen, bei größeren natürlich nicht. 
Will man dieſen Übelſtand aber doch unter allen Umſtänden ver⸗ 
meiden, ſo würde ich vorſchlagen, dem Rechtsanwalt wenigſtens die 
Pflicht aufzuerlegen, den Eingang des Widerſpruchs, falls er direkt 
in feinem Bureau eingelegt wird. ſchriftlich zu beſtätigen, und 
ferner zu beſtimmen, daß, falls die Widerſpruchserbebung nicht im 
Anwaltsbureau direkt erfolgt, ſie mittels eingeſchriebener Poſt⸗ 
ſendung zu geſchehen habe. Dieſe Verpflichtung des Anwalts würde 
zweifellos leichter kontrollierbar ſein als die Anzeigepflicht. Dem 
Schuldner wäre ferner die Pflicht aufzuerlegen, die fchriftliche 
Empfange beſtätiaung zu verlangen, fo daß er bei einem Streit über 
die Erhebung des Wider ſpruchs deren Nachweis nur durch Vorleaung 
entweder der fchriftlichen Quittung des Anwalts oder des Poſtſcheins 
erbringen kann. Rechtsanwalt Quandt, Rummelsburg i. P. 


B. Die Mißſtände, über die Quandt Klaae führt, find alt. Die 
kleinen Amtsgerichte geben, wenn überhaupt, nur einem Rechts- 
anwalt wirtſchaftlich Daſeinsmögalichkeit, während doch für das Ver⸗ 
handeln ſtreitiger Sachen erwünſcht wäre, daß ſogar mehr als zwei 
Anwälte am Gerichtsſitze vorbanden wären. Die Juſtizverwaltung 
hat gegen dieſen Übelſtand Abhilfe in der denkbar unzweckmäßigſten 
Weiſe getroffen, indem ſie uns „Prozeßagenten“, juriſtiſche Laien, an 
die Seite fetzte, denen ſie die volle Stellung von Anwälten verlieh; 
es ſehlt nur, daß man ihnen auch den Namen von Anwälten bei⸗ 
legte! Beſſer wäre wohl dem Übelſtande dadurch abzuhelfen, daß 
man Simultanzulaſſungen an mehreren Amtsgerichten geſtattete und 
für ſolche Fälle die Anſetzung von Reiſekoſten beſonders regelte. 

Worauf es aber hier ankommt: ſchwerwiegender als bisher 
würde bei Ausführung meines Vorſchlages der Übelſtand nicht werden. 
Der Berliner, der eine Forderung in einer Kleinſtadt einzuklagen 
hat, wird ſchwerlich mit der Zahlungsaufforderung denjenigen be⸗ 
auftragen, der dort als einziger Anwalt ſitzt; er wird ſich an einen 
Berliner Anwalt wenden. Wird die Sache ſtreitig, ſo wird allerdings 
der Berliner Anwalt die Akten an ſeinen Kollegen in der Kleinſtadt 
ſenden, und wenn dieſer ſchon für den Beklagten beſtellt iſt oder aus 
ſonſtigen Gründen die Sache nicht übernehmen möchte, ſo wird ein 
auswärtiger Anwalt herangezogen werden müſſen. Das iſt genau 
derſelbe Mbelftand, der ſchon heute herrſcht, und der vielleicht durch 
die oben angedeutete Reform zu bebeben wäre. Dagegen wird es 
bei Ausführung meines Vorſchlages eher möglich ſein, daß auch bei 
kleinen Amtsgerichten ein oder mehrere Anwälte ihr Auskommen 
finden; fie werden ja mit Zahlungsbefehlen und Veraleichs⸗ 
verhandlungen auch in ſolchen Sachen befaßt werden, die die Zu⸗ 
ſtändigkeit ihres Amtsgerichts überſchreiten, und allerdings abgegeben 
werden müſſen, wenn die Sache zur ſtreitigen Verhandlung kommt. 

Den Proz» ßagenten kann natürlich aus den von Quandt richtig 
hervorgehobenen Gründen die Befugnis zum Erlaß von Zahlungs⸗ 
befehlen nicht erteilt werden. 

Den Widerſpruch beim Gericht anbringen zu laſſen, kann ich 
nicht empfehlen. Dadurch würde die angeſtrebte Entlaſtung der Gerichte 
völlig vereitelt. Das Gericht müßte ja dann von jeder Zahlungs⸗ 
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aufforderung eine Abſchrift bekommen, müßte dieſe regiſtrieren, müßte 
beim Einlaufen des Widerſpruchs ſein Negiſter nachſehen, den Wider⸗ 
ſpruch regiſtrieren und ihn dem Anwalt des Gläubigers mitteilen. 
Weiter müßte es ſich, bevor es einen Vollſtreckungsbefehl erläßt, ver⸗ 
gewiſſern, ob nicht vom Schuldner Widerſpruch erhoben iſt. Denn 
wohl in den meiſten Fällen wird der Anwalt des Gläubigers den 
Erlaß eines Vollſtreckungsbefehls beantragen, auch wenn Widerſpruch 
erhoben iſt; die Mitteilung hiervon wird ihm meiſtens erſt nach 
Ablauf der Friſt zugehen. Welche unnützen Weitläufigkeiten und 
Koſten! Gerade dieſe zu vermeiden iſt eines der Ziele, die mein 
Vorſchlag verfolgt. Juſtizrat Dr. Noeſt, Solingen. 


Vereine. 


Deutſcher Verein für gewerblichen Rechtsſchutz. Vereins⸗ 
verſammlung am 7. Dezember 1916. Vortrag des Rechtsanwalts beim 
RG. Dr. Mittelſtaedt über „Zwangslizenz“. Der Vortragende 
wies zunächſt darauf hin, daß die Zwangslizenz in der Praxis ziemlich 
ſelten ſei, und ſprach die Vermutung aus, daß dies auf mangelhafte 
Kenntnis der Judikatur über den Begriff des öffentlichen Intereſſes 
(8 11 PatG.) und auf prozeſſuale Schwierigkeiten zurückzufübren ſei. 
Der Vortragende erläuterte dann an der Hand der Entſcheidungen 
des NG. den Begriff des öffentlichen Intereſſes beſonders bei ab⸗ 
hängigen Patenten. Das Intereſſe der Allgemeinheit an der Förde⸗ 
rung der Technik gehe dahin, daß derjenige, welcher eine nützliche 
Erfindung gemacht und patentiert erhalten hat, dieſe Erfindung auch 
ausnutzen uud dem gewerblichen Leben zugänglich machen kann. Bei 
abhängigen Patenten gehe deshalb, wenn es ſich um nützliche Ver⸗ 
beſſerungen handelt, das öffentliche Intereſſe dahin, die Zwangs lizenz 
zur Benutzung des abhängigen Patents zu gewähren. Dieſer Gedanke 
ſei ſchon im Jahre 1903 in der Entſcheidung Bd. 54, 5 ausgeſprochen 
worden und ſei auch in der Begründung und in der Kommiſſions⸗ 
beratung zur Novelle vom 6. Juni 1911 akzeptiert worden, das RG. 
habe auch in neueren Entſcheidungen an dieſen Grundſätzen feftgchalten. 
Es habe dabei auch weiter ausgeführt, daß es nicht darauf ankomme, 
wer ſchließlich den überragenden Erfolg erreicht, der Lizenzinhaber oder 
der Inhaber des Urpatentes, weil die Allgemeinheit ein Intereſſe 
daran habe, daß möglichſt alle Wege zur Entwicklung wichtiger Patente 
offenſtehen. Hiernach ſei für abhängige Patente ein weites Feld zur 
Erlangung der Zwangslizenz gegeben. 

In prozeſſualer Beziehung beſtehen nach geltendem Recht große 
Schwierigkeiten. Der Inhaber des Urpatentes babe ein Intereſſe 
daran, den Prozeß hinauszuziehen. Die zwei Inſtanzen, welche für 
die Zwangslizenz vorgeſehen ſind, nehmen geraume Zeit in Anſpruch. 
Außerdem geht die herrſchende Anſchauung dabin, daß die Zwangs⸗ 
lizenz erſt dann erteilt werden kann, wenn die Abhängigkeit vom 
ordentlichen Gerichte feſtgeſtellt worden iſt. Das führe dazu, daß in 
der Praxis erſt durch drei Inſtanzen über die Abhängigkeit prozeſſiert 
wird, inzwiſchen auch noch zwei Inſtanzen Nichtigkeite klage gegen das 
Urpatent angerufen werden, und dann erſt die zwei Inſtanzen in der 
Zwangslizenz beginnen. Dieſe ſieben Inſtanzen, welchen ſchließlich 
noch unter Umſtänden zwei Inſtanzen Einſpruchsverfahren vorher⸗ 
gegangen ſind, ſeien ein umſtändlicher Apparat, der dem Lizenzſucher 
unerträgliche Schwierigkeiten bereite. Der Augsburger Kongreß des 
Deutſchen Vereins für gewerblichen Rechtsſch 8 (1914) habe die Eins 
führung einer einſtweiligen Verfügung vorgeſchlagen. Dieſe ſei ſicherlich 
förderlich, würde aber noch keinen allzu großen Nutzen bringen, weil 
der Lizenzſucher immer mit der Aufhebung der einſtweiligen Verfügung 
rechnen muß. Der Vortragende ſchlug vor, zur Beſchleunigung des 
Prozeſſes die Trennung der Entſcheidung nach Grund des Anſpruchs 
und Höhe der Lizenzgebühr vorzunehmen, wie es übrigens das RG. 
in einer neueren Entſcheidung (Bd. 83, 276) ſchon getan habe. Die 
Entſcheidung über den Grund des Anſpruchs gebe dem Lizenzſucher 
die Sicherheit, daß er die Lizenz auf jeden Fall erhält, und gewähre 
ihm daher die Möglichkeit, ſich mit ſeiner Fabrikation auf die Be⸗ 
nutzung des Patents einzurichten. Die Höhe der Lizenzgebühr ſtehe 
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allerdings noch nicht feſt, der Lizenzſucher könne ſich aber darauf 
verlaſſen, daß die Bebörden nur eine angemeſſene und keine prohibi⸗ 
tive Liſenzgebühr ihm auferlegen würden. Ferner ſchlug der Vor⸗ 
tragende vor, eine Eventuallizenz zuzulaſſen dergeſtalt, daß die Lizenz 
dem Grunde nach anerkannt wird für den Fall, daß die ordentlichen 
Gerichte ſpäter die Abhängigkeit ausſprechen ſollten. Eine Leiſtungs⸗ 
klage für einen ſolchen bedingten Anſpruch ſei zwar nach geltendem 
Recht nicht zuläſſig, es ſei aber nicht abzuſehen, warum man nicht 
in Anlehnung an 8 258 ZPO. eine Feſtſtellunasklage hier zulaſſen könne. 

In der Diskuſſion wurde die Anſicht ausgeſprochen, daß die Auf⸗ 
faſſung des RG. über den Begriff des öffentlichen Intereſſes viel zu 
weit gehe. Das Monopol des Patentinhabers werde in einer Weiſe 
durchbrochen, daß der Patentinhaber nicht mehr imſtande ſei, ſeine 
Erfindung wirklich nutzbringend auszuüben. Im weſentlichen handele 
es ſich bei abhängigen Erfindungen um private Intereſſen. In pro⸗ 
zeſſualer Beziehung wurde die Anſicht ausgeſprochen, daß eine einſt⸗ 
weilige Verfügung ſchon nach geltendem Recht zuläſſig fe. Im 
übrigen waren die Diskuſſionsredner der Anſicht, daß die Lizenzklage 
in eventum unbedingt eingeführt werden müſſe. Gegen die Zuläſſigkeit 
einer Feſtſtellungsklage nach geltendem Recht wurden rechtliche Be⸗ 
denken geäußert, weil die Zwangslizenz nach herrſchender Auffaſſung 
nur ex nunc wirkt und es ſich dabei um eine RNechtsgeſtaltung, nicht 
um eine Anerkennung eines bereits beſtehenden Rechts handelt. 
Gegen die Vorabentſcheidung dem Grunde nach wurde das Bedenken 
geltend gemacht, daß eine ſolche Entſcheidung den Lizenzſucher keines⸗ 
wegs berechtigt, nun das Patent etwa ſchon auszunutzen, da die 
Zwangelizenz erſt dann wirkſam wird, wenn fie definitiv, auch bes 
züglich der Höhe der Lizenzgebühr und Sicherheitsleiſtung, zugeſprochen ſei. 

Der Vortragende wies im Schlußwort darauf hin, daß die Judi⸗ 
katur des RG. keineswegs neuen Datums ſei, ſondern jedenfalls ſchon 
fett 1903 feſtſtehe, daß ſie auch ferner bei der Beratung der Novelle 
von 1911 anerkannt worden und daß bisher ein erheblicher Wider⸗ 
ſpruch gegen dieſe Auffaſſung nicht in Erſcheinung getreten ſei. In 
prozeſſualer Beziehung konnte er feſtſtellen, daß die Klage in eventum 
allgemein als nötig bezeichnet werde, während man früher die Anſicht 
ausgeſprochen habe, daß für dieſe Klage ein praktiſches Bedürfnis 
nicht beſtehe. Die Vorabentſcheidung über den Grund des Anſpruchs 
gebe nach herrſchender Auffaffung dem Lizenzſucher allerdings noch 
kein Recht, das Patent zu benutzen, ſie gebe ihm aber die Möglichkeit, 
ſich auf die Benutzung einzurichten; außerdem ſei nicht abzuſehen, 
warum nicht bei freier Auffaſſung des Patentrechts dem Lizenzſucher, 
wenn er entſprechende Sicherheit leiſte, ſchon nach der Vorabentſcheidung 
über den Grund des Anſpruchs die Benutzung erlaubt werden könne. 


Aus den Verhandlungen des Preußiſchen 
Abgeordnetenhauſes. 
Sitzung vom 7. Dezember 1916. 


Erſte Beratung des Geſetzentwurfs, betreffend die Abänderung 
des Preuß iſchen Gerichtskoſtengeſetzes, vom 25. Juli 1910 
(Geſetzſamml. S. 184), der Gebührenordnung für Notare 
vom 25. Juli 1910 (Geſetzſamml. S. 233) und des Geſetzes, 
enthaltend die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Ge⸗ 
bühren der Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher, vom 
21. März 1910 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 
6. September 1910 (Geſetzſamml. S. 261) — Prudiade 
Nr. 302. 


Delbrück, Abgeordneter: !) Meine politiſchen Freunde find 
der Meinung, daß der Geſetzentwurf notwendig und zweckmäßig 
iſt, und wir wünſchen, daß er baldmöglichft Geſetz wird. Er ent: 
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ſpricht ja im Sinne und in den Ausführungen dem Reichsgeſetz 
vom 8. November 1916. Das Geſetz iſt notwendig geworden, weil 
die Portoerhöhung des Geſetzes vom 21. Juli 1916 nach über⸗ 
einſtimmender Meinung nicht eigentlich eine Poſtgebühr im Sinne 
unſerer Koſtengeſetze, ſondern eine Reichsabgabe beſonderer Art 
iſt. Daraus haben ſich Unſtimmigkeiten ergeben, und dieſe Un⸗ 
ſtimmigkeiten ſind nun durch das Reichsgeſetz für die Reichskoſten⸗ 
geſetze dadurch beſeitigt, daß durch geſetzliche Vorſchrift ausdrücklich 
beſtimmt worden iſt, daß dieſe Reichsabgabe im Gerichtskoſtengeſetz 
ebenſo behandelt werden ſoll wie die Poſtgebühr. Dem entſpricht 
nun für die preußiſchen Koſtengefetze der uns vorliegende Entwurf, 
und er iſt um ſo notwendiger, als ja die Unſtimmigkeiten gerade 
jetzt durch Erlaß des Reichsgeſetzes noch um eine weitere vermehr! 
werden würden, wenn wir uns in Preußen nicht anſchlöſſen, 
inſofern ja dann der Anwalt als Notar die Gebühr nicht beſonders 
liquidieren könnte, während er fie als Anwalt im Prozeß 
beſonders berechnen kann. Das geht natürlich nicht; es muß alſo 
geändert werden. Mit alledem ſind wir einverſtanden. 


Ich wollte nur auf ein Bedenken hinweiſen, ohne auf das 
einzelne weiter einzugehen, das ja ſchon im Reichstage zur 
Sprache gekommen iſt und das allerdings auf den erſten Anblick 
hin etwas Beſtechendes hat. Das iſt nämlich der Zweifel, ob die 
Höhe des Zuſchlages zu der Pauſchſumme ohne weiteres be— 
gründet und berechtigt iſt. Die Begründung des Entwurfs ſagt 
dazu: 

Dieſe Regelung macht eine Erhöhung der Pauſchſätze not: 
wendig, die entſprechend der Höhe des Zuſchlags zu den 
bisherigen Poſtgebühren und im Anſchluß an das Vorbild 
des erwähnten Reichsgeſetzes durchweg auf 50 v. H. be⸗ 
meſſen iſt. 
Ja, dieſe Regelung macht eine Erhöhung der Pauſchſätze doch 
natürlich nur ſo weit notwendig, als es ſich um den Erſatz von 
wirklich entſtandenen Barauslagen handelt. Nun iſt aber im 
Reichstage nicht mit Unrecht geſagt worden, daß ein Zuſchlag von 
50 v. H. zur Höhe des Pauſchſatzes doch weit darüber hinaus: 
geht, und das läßt ſich ja nicht ganz verkennen. Nehmen wir 
gleich den alleräußerſien Fall, daß der Pauſchſatz von 20 auf 30 M 
erhöht wird, ſo kann wohl kein Zweifel ſein, daß eine Erhöhung 
der Auslagen beim Porto um 10 % durch die Erhöhung der Poſt— 
gebühren niemals eingetreten ſein wird. Wenn nun demgegenüber 
die Begründung ſagt, es wäre entſprechend der Höhe des Zu— 
ſchlages zu den Poſtgebühren gemacht, ſo iſt das eben in dieſem 
Sinne nicht ganz zutreffend; es entſpricht nicht der Höhe der 
Poſtgebühren. Und wenn weiter geſagt wird: im Anſchluß an 


das Vorbild des erwähnten Reichsgeſetzes, — ja, meine Herren, 


abgeſehen davon, daß wir uns nicht ſo ohne weiteres auf den 
Standpunkt ſtellen können, daß die Reichsgeſetze für uns immer 
vorbildlich ſind, ſo wird man doch ſagen müſſen: wenn dieſes 
Bedenken bei uns für begründet erachtet würde, fo würde des 
Reichsgeſetz in dieſem Punkte kein Vorbild ſein. Aber ich möchte 
gerade ausdrücklich betonen, daß wir dieſe Bedenken, die im 
Reichstage geäußert worden find, nicht teilen, ſondern fie für 
unbegründet halten. 

Meine Herren, es läßt ſich doch nicht verkennen, daß zunächſt 
einmal ſehr viele Anwälte durch den Krieg in eine unerfreuliche, 
ja viele ſogar in eine ſehr mißliche Lage gekommen ſind, und meine 
politiſchen Freunde ſind deshalb der Meinung, daß, wenn wirklich 
eine kleine Erhöhung der Einnahmen für die Anwälte einträte, 
das nicht unbillig wäre, weil wir für dieſe Nöte des Anwalt— 
ſtandes natürlich ein volles Verſtändnis haben. Dazu kommt ja 
dann aber noch — das iſt auch in der Begründung hervor— 
gehoben —, daß an der Hand von ausgiebigem Zahlen- und 
ſtatiſtiſchem Material ſeinerzeit feſtgeſtellt worden iſt, daß eine 
weſentliche Erhöhung der Einnahmen der Anwälte deshalb durch 
die Erhöhung des Pauſchſatzes gar nicht eintritt, weil zugleich in 
dem Pauſchſatz auch die Schreibgebühren enthalten ſind. Es liegt 
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ja auf der Hand, daß die Koſten für die Schreiblöhne und das 
Papier ſoviel teurer geworden ſind — das weiß jeder, der mit den 
Dingen zu tun hat —, daß mit der Erhöhung des Pauſchſatzes 
zugleich auch die Erhöhung der Schreibgebühren zum Ausdruck 
kommt, ſo daß dadurch eine weſentliche Erhöhung der Einnahme 
gar nicht eintritt. Wir haben es aber doch für richtig gehalten, 
weil im Reichstage von dieſen Bedenken die Rede war — was ja 
auch auf den erſten Anblick einen beſtechenden Eindruck macht —, 
ausdrücklich hervorzuheben, daß wir dieſe Bedenken aus den 
angegebenen Gründen nicht teilen und aus dieſen Gründen eine 
nähere Erörterung der Sache nicht für notwendig halten. Wir 
ſtimmen deshalb für Annahme des Geſetzes ohne Überweiſung an 
eine Kommiſſion. 

Geändert wird allerdings doch die Beſtimmung im Artikel IV 
über den Zeitpunkt des Inkraftretens des Geſetzes werden müſſen. 
Da heißt es: dieſes Geſetz tritt am 15. Dezember 1916 in Kraft. 
Es liegt auf der Hand, daß das nicht mehr zu machen iſt. Bis 
dahin kann das Geſetz nicht verabſchiedet werden. Der erſte 
Abſatz wird deshalb einfach geſtrichen werden müſſen. Es könnte 
ja zweifelhaft ſein, ob man etwa ſagen ſollte: das Geſetz tritt mit 
dem Tage der Verkündigung in Kraft; aber das empfiehlt ſich 
wohl nicht, weil es richtiger iſt, wenn die Gerichtsſchreiber erſt 
noch Kenntnis von dem Geſetze nehmen. Es iſt beſſer, wenn wir 
es bei der üblichen Friſt von 14 Tagen laſſen. Ferner müßte der 
Abſatz 2 des Artikels IV dahin geändert werden, daß an Stelle der 
Worte: „zu dieſem Zeitpunkt“ geſetzt wird: „zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens des Geſetzes“. Mit dieſer Abänderung ſtimmen wir für 
das Geſetz und ſind der Meinung, daß es einer Verweiſung an die 
Kommiſſion nicht bedarf. 


Dr. Mügel, Unterſtaatsſekretär: Meine Herren, Herr Ab⸗ 
geordneter Delbrück hat zur Sprache gebracht, daß der vorliegende 
Entwurf inſofern einer Abänderung bedürfe, als der Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Geſetzes, wie er im Entwurf vorgeſehen 
ſei, geändert werden müſſe. Seitens der Königlichen Staats- 
regierung ſind gegen dieſen Vorſchlag Bedenken nicht zu erheben. 
Es wird in der Tat nicht möglich ſein, den Geſetzentwurf ſo zeitig 
zu verabſchieden, daß er bereits am 15. Dezember dieſes Jahres, 
wie es in der Vorlage in Ausſicht genommen war, in Kraft treten 
könnte. Wir haben deshalb dagegen keine Bedenken zu erheben, 
daß, wie es in Anregung gebracht iſt, von der Feſtſetzung eines 
beſtimmten Zeitpunktes abgeſehen wird, ſo daß das Geſetz einfach 
an dem gewöhnlichen Tage, alſo 14 Tage nach der Veröffent⸗ 
lichung in der Geſetzſammlung, in Kraft tritt. 


v. Bülow, Abgeordneter: 2) Meine Herren, ich wollte auch 
namens meiner politiſchen Freunde erklären, daß wir einſtimmig 
für das Geſetz eintreten werden, und bitten, von einer Kom— 
miſſionsberatung abſehen zu wollen. In Artikel IV muß, wie 
der Herr Vorredner richtig geſagt hat, die Nummer 1 geftrichen 
werden, da nicht daran zu denken ſein wird, daß das Geſetz ſchon 
anı 15. Dezember dieſes Jahres wird in Kraft treten können. 
Ebenſo ſind in Abſatz 2 die angeführten Worte zu ändern. Ich 
bitte daher, das Geſetz ohne Kommiſſionsberatung in allen drei 
Leſungen annehmen zu wollen. 


Bartſcher, Abgeordneter: ?) Meine Herren, ein näheres Ein⸗ 
gehen auf die zur Beratung ſtehende einfache Materie erübrigt ſich 
auch nach der Meinung meiner politiſchen Freunde. Wir haben 
daher kein Bedenken, die Vorlage ohne Kommiſſionsberatung zu 
verabſchieden, zumal ſie ja gewiſſermaßen nur die Konſequenz 
eines kürzlich vom Reichstage verabſchiedeten Geſetzes iſt. Der 
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Anregung bezüglich des Inkrafttretens des Geſetzes ſtimmen auch 
meine politiſchen Freunde zu. 


Dr. Lewin (Nordhauſen), Abgeordneter:“) Meine Herren, 
namens meiner politiſchen Freunde habe ich Sie ebenfalls zu 
bitten, das Geſetz ohne Kommiſſionsberalung anzunehmen. Es 
iſt bereits von einem der Herren Vorredner hervorgehoben 
worden, in welchen Nöten ſich die Anwaltſchaft befindet. Sie 
ſehen aber, daß trotzdem von der Anwaltſchaft keine beſonderen 
Anträge geſtellt ſind, auch nicht ſeitens des Notariats, daß die 
Gebühren nach irgendeiner Richtung noch beſonders erhöht 
werden ſollen. Und doch möchte ich an dieſer Stelle gerade mit 
Rückſicht darauf, daß von einer Stelle im Reichstage alles be— 
zweifelt worden iſt, was die Herren Vorredner geltend gemacht 
haben, hervorheben, daß die Lage der Anwaltſchaft und der 
Notare nicht gerade günſtig iſt. 

Ich will Sie nicht lange aufhalten, möchte Ihnen doch aber 
einge Zahlen geben. Das Notariat iſt vom Jahre 1913/14 zurück⸗ 
gegangen im Jahre 1915 von ungefähr 2 Millionen Akte auf 
730 000; es bedeutet dies einen ſehr bedeutenden Rückgang der 
Notariatsgeſchäfte. Es mag dies vielleicht in einzelnen Fällen 
nicht ſo ſehr in Großſtädten in Erſcheinung treten; aber im 
allgemeinen und für die Notare in kleinen Städten bedeutet es 
eine ſehr große Einbuße und geſtaltet die Lage dieſer Herten ſehr 
ungünſtig. 

Was nun durch das jetzige Geſetz gewährt wird, iſt lediglich 
ein Ausgleich für Porto- und Schreibgebühren. Die Gebühren— 
ſätze, die erhoben werden, ſind wirklich nicht groß; Sie erſehen 
es beiſpielsweiſe daraus, daß, was das Notariat betrifft, der 
niedrigſte Satz 80 und der höchſte Satz 30 4, jetzt in erhöhtem 
Zuſtand beträgt. Ich glaube daber, daß Sie nur der Gerechtigkeit 
entſprechen, wenn Sie dem Geſetze ſo, wie es Ihnen vorliegt, 
Ihre Zuſtimmung erteilen. Ich bitte, es ebenfalls ohne Kom: 
miſſionsberatung anzunehmen. (Bravo!) 


Dr. Varenhorſt, Abgeordneter) Auch namens meiner 
politiſchen Freunde möchte ich erklären, daß wir dem Geſetz— 
entwurf gern unſere Zuſtimmung erteilen, und bitten, ihn ohne 
Kommiſſionsberatung anzunehmen. Den Ausführungen der 
Herren Vorredner bezüglich der ungünſtigen Lage des Anwalt— 
ſtandes kann ich nur voll beiſtimmen. Die Anwälte befinden ſich 
wie kaum ein anderer Stand infolge des Krieges in einer ſehr 
ſchwierigen Lage. Es ſind mir aus den Kreiſen der Anwälte von 
verſchiedenen Seiten Mitteilungen zugegangen, aus denen hervor— 
geht, daß ihre Tätigkeit auf mindeſtens ein Drittel zurückgegangen 
iſt, ſo daß ihre Tätigkeit ſich um zwei Drittel verringert hat. Be— 
ſonders mißlich iſt natürlich die Lage der im Felde befindlichen 
Anwälte, da dieſe ihre Bureaukoſten weiter zu tragen, ebenſo einen 
großen Teil ihres Perſonals weiter zu beſolden haben. Es wird 
daher die dringendſte Aufgabe dieſes Hauſes und vor allem der 
Königlichen Staatsregierung ſein, ſich des Anwaltſtandes anzu— 
nehmen und dafür Sorge zu tragen, ſobald Gelegenheit dazu 
gegeben iſt, den Wünſchen der Anwälte näherzutreten und einen 
Weg zu finden, auf dem wir ihnen gerecht werden. Die Erhaltung 
eines leiſtungsfähigen und arbeitsfreudigen Anwaltſtandes iſt im 
Intereſſe der Rechtspflege dringend geboten. 


Dr. Mügel, Unterſtaatsſekretär: Der Herr Vorredner hat 
einen Appell an die Königliche Staatsregierung gerichtet, daß 
ſie der Notlage der Anwaltſchaft gedenken möge. Es iſt der 
Staatsregierung ſehr wohl bekannt, daß ein großer Teil der 
Anwälte und Notare ſich in einer keineswegs beneidenswerten 
Lage befindet, und ſie hat auch, ſoweit es ihr möglich iſt, ſeit 
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langem ihr Augenmerk darauf gerichtet, dieſer Notlage tunlichtt 
abzuhelfen. Die Königliche Staatsregierung hat freilich davon 
abſehen müſſen, eine Erhöhung der Gebühren zu beantragen; dies 
erſcheint während des Krieges nicht angängig, da hierdurch eine 
ſchwere Belaſtung der Bevölkerung hervorgerufen werden würde. 
Die Königliche Staatsregierung hat aber, ſoweit das möglich 
war, Schritte getan, um den Anwälten Gelegenheit zu geben, in 
den beſetzten Gebieten beſchäftigt zu werden; ſie hat auch Schritte 
getan, um ihnen ein Unterkommen in Stadtverwaltungen zu ver— 
ſchaffen, und ſie hat neuerdings durch eine Verſügung auch die 
Möglichkeit geſchaffen, aus Staatsmitteln einen Fonds zur Unter— 
ſtützung notleidender Anwälte und Notare zu begründen; fie hat 
nämlich eine Anderung des Koſtenmarkenweſens vorgenommen, die 
dazu führen wird, daß der Hülfskaſſe der Anwaltſchaft und dem 
Rheiniſchen Notariatsverein nicht unerhebliche Beträge zufließen, 
die von dieſen Organen zur Abhilfe der Notlage von Rechts— 
anwälten und Notaren verwendet werden können. Dieſe Beträge 
werden allerdings zunächſt während des Krieges nicht groß 
werden, und deshalb hat die Königliche Staatsregierung der 
Hülfskaſſe der Anwälte und dem Rheiniſchen Notariats— 
verein in Ausſicht geſtellt, ſchon jetzt einen Vorſchuß auf die 
künftig fällig werdenden Beträge zu gewähren, wenn etwa ein 
Bedürfnis ſeitens der Anwälte und Notare hervortreten ſollte, daß 
in einzelnen dringlichen Fällen alsbald eingegriffen werde. Ich 
erwähne dies, um darzutun, daß die Königliche Staatsregierung 
keineswegs untätig der Notlage, in der ein Teil der Rechts— 
anwälte und Notare ſich befindet, gegenüberſteht. 


Reichsgericht.“ 
a) Zivilſachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter und Juſtizrat Dr. Lehmann. 


[Nachdruck ohne Angabe der Quelle verboten. — * Wird in 
der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts 
abgedruckt. — + Anmerkung.] 

Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. 8 203 BGB. Hemmung der Verjährung durch ver: 
zögerliche Behandlung des Armenrechtsgeſuchs.] 

In Ausübung ſeines Amts als Binnenlotſe hat der 
Kläger am 17. Mai 1912 an Bord des der Beklagten gehören— 
den Leichters „Nordſeezeitung“ infolge einer Exploſion von 
Kohlengaſen einen Unfall erlitten. Die Exploſion iſt dadurch 
verurſacht worden, daß auf Anraten des Matroſen V. der 
Matroſe L. ein Streichholz anzündete, um die in den mit 
Kohlen beladenen Schiffsraum hineingefallene Mütze des V. 
zu ſuchen, wobei ſich die Kohlengaſe entzündeten. Der Kläger 
nimmt die Beklagte wegen der Unſallsfolgen in Anſpruch 
gemäß $ 485 HGB., da fie für das Verſchulden ihrer 
Matroſen aufzukommen habe. Da die Penſionierung des 
Klägers vom 1. April 1914 an angeordnet iſt, beanſprucht er 
als Schaden unter anderem den Unterſchied zwiſchen ſeinen 
früheren Einnahmen und ſeinem jetzigen Ruhegehalt in 
Geſtalt einer jährlichen Rente von 2790 /, in vierteljähr— 
lichen Vorauszahlungen vom 1. April 1914 an. Das OLG. 
hat angenommen, daß der Rentenanſpruch des Klägers, ſoweit 
er auf §S 485 HGB. geſtützt wird, verjährt iſt, da mit der 
Tatſache der Penſionierung ſchon im Oktober 1912 gerechnet, 
dagegen die Klage erſt im Januar 1914 erhoben worden ſei. 
Gehemmt ſei die Verjährung nicht durch das beim Prozeß— 
gericht am 9. Dezember 1913 eingegangene Armenrechtsgeſuch 
des Klägers, da das Prozeßgericht die Erledigung des Armen— 
rechtsgeſuchs nicht verzögert habe. Das RG. hob auf. Aus 
den Gründen: Daß Kläger bereits im Oktober 1912 tat: 
ſächlich mit ſeiner Penſionierung als möglicher Folge der 
erhaltenen Verletzung gerechnet hat, wird vom Ber, durchaus 
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zutreffend aus bem Inhalt des Schreibens vom 4. Oktober 
1912 gefolgert. Hiernach iſt die in 8 903 Nr. 3 HGB. vor⸗ 
geſchriebene, einjährige Verjährungsfriſt am 31. De⸗ 
zember 1912 in Lauf geſetzt worden. Allein der Lauf dieſer 
Friſt ift, was das OLG. verkannt hat, durch die Behandlung, 
die das Armenrechtsgeſuch des Klägers vom angerufenen 
Gericht erfahren hat, gehemmt worden. Wenn auch nicht 
während der ganzen Zeit von der Einreichung des Armen— 
rechtsgeſuchs bis zu ſeiner Entſcheidung eine durch höhere 
Gewalt herbeigeführte Verhinderung der Rechtsverfolgung 
vorliegt, da eine ſorgſame Partei mit der Tatſache rechnet, 
daß von der Anbringung des Geſuchs bis zu feiner Ent: 
ae eine gewiſſe Zeit verſtreichen muß, jo kann doch eine 

artei ohne weiteres darauf vertrauen, daß auf das Geſuch 
innerhalb der üblichen Zeit eine Entſcheidung getroffen wird; 
tritt über das übliche Maß hinaus eine Verzögerung ein, ſo 
ſtellt ſich dies als ein von außen her wirkendes Exeignis dar, 
das unter den gegebenen Umſtänden durch die äußerſte, dieſen 
Umſtänden angemeſſene Sorgfalt und Umſicht nicht vermieden 
werden konnte. Das von Danzig, den 4. Dezember 1913 
datierte, beim Gericht am 9. Dezember 1913 eingegangene 
Armenrechtsgeſuch des Klägers enthält eine genaue Be— 
ſchreibung des Sachverhalts, verweiſt hinſichtlich des Unfalls 
und der Fahrläſſigkeit der beiden Matroſen auf die vor dem 
Seeamt in Danzig am 13. Juni 1912 ſtattgehabten Ver⸗ 
handlungen und bezieht ſich auf das Zeugnis des den Kläger 
behandelnden Arztes Dr. D. für deſſen völlige Erwerbs— 
unfähigkeit und vorausſichtliche Penſionierung. Wenn es nun 
auch dem pflichtmäßigen Ermeſſen des angerufenen Gerichts 
überlaſſen bleiben mußte, welche Schritte es zur Prüfung der 
Frage der Mutwilligkeit oder Ausſichtsloſigkeit der Rechts— 
verfolgung für erforderlich hielt, ſo ſoll doch dieſe Vorprüfung 
eine nur ſummariſche ſein und ſetzt keine vollſtändige Klärung 
des Sachverhalts in tatſächlicher und rechtlicher Beziehung 
voraus. Bei dem korrekten und vollſtändigen Inhalt ſeines 
Geſuchs konnte der Kläger erwarten, daß ſich das Gericht auf 
die Einforderung und Einſicht der Seeamtsakten beſchränken 
und ihn demgemäß ſpäteſtens in 10 Tagen beſcheiden würde. 
Der ſeitens des Klägers unterlaſſene Hinweis auf die be— 
ſondere Dringlichkeit wegen bevorſtehender Verjährung ent— 
hält kein Außerachtlaſſen großmöglichſter Sorgfalt, da eine 
derartige Geſetzeskenntnis beim Kläger nicht zu erwarten war 
und es dem rechtskundigen Richter nicht wohl entgehen konnte, 
daß der mitgeteilte Sachverhalt, trotzdem nur die 88 823, 831 
und 618 BGB. herangezogen waren, eine Beurteilung nach 
§ 485 HGB. zuließ und daß unter ſolchen Umſtänden die der 
Beklagten nach Beantwortung des Armenrechtsgeſuchs ge— 
währte weitere Friſt bis zum 31. Dezember 1913 die denkbar⸗ 
zweckloſeſte Maßregel war, welche unter den gegebenen Um— 
ſtänden überhaupt getroffen werden konnte. Erſt am 
17. Januar 1914 ift dem Kläger der Beſchluß der Bewilligung 
des Armenrechts zugeſtellt worden. Die Verjährung iſt alſo 
vom 19. Dezember 1913 bis zum 17. Januar 1914 gehemmt 
geweſen und lief mithin erſt am 29. Januar 1914 ab. Da die 
Klage bereits am 21. Januar 1914 beim Prozeßgericht ein⸗ 
gegangen iſt, erſcheint die Einrede der Verjährung nicht be— 
gründet. E. w. Ver. Bugſier- u. Frachtſch.⸗Geſ., U. v. 
14. Okt. 16, 77/16 I. — Hamburg. [L.] 


2. SS 459, 463 BGB. Zum Begriffe der „Eigenſchaft“ 
einer Kaufſache.] 

Laut Schlußnote vom 22. November 1915 hat der Kläger 
von der Beklagten 50 Kiſten Speck gekauft „Lieferung aus 
D. Rudenberg, in Lübeck angekommen, cif. Lübeck“, netto 
Kaſſe zahlbar in Hamburg gegen Dokumente. Er hat den 
Kaufpreis von 52 366,46 A gegen Herausgabe der Dokumente 
am 23. November 1915 bezahlt. Demnächſt ergab ſich, daß 
die Ware nicht in Lübeck angekommen war, vielmehr in 
Schweden infolge eines Ausfuhrverbots zurückgehalten wurde. 
Der Kläger verlangte darauf, nachdem er der Beklagten noch 
eine Nachfriſt zur Lieferung gemäß 8 226 BGB. geſetzt hatte, 
mit der gegenwärtigen Klage von der Beklagten die Zahlung 
von 56 768,95 A Schadenserſatz wegen Nichterfüllung. Die 
Eumme jet ſich zuſammen aus dem vom Kläger als Kaufpreis 
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gezahlten Betrag und einem ihm ſeiner Behauptung nach ent⸗ 


gangenen Gewinn von 4402,49 &. Zur Zahlung des Be 


trages des Kaufpreiſes (von 52 366,46 A) iſt die Beklagte 
von den Vorinſtanzen rechtskräftig verurteilt worden. Der 
Streit der Parteien dreht ſich noch um den entgangenen Ge⸗ 
winn. In dieſer Beziehung iſt durch das Urteil des LG. der 
Anſpruch des Klägers dem Grunde nach für berechtigt erklärt 
und die Berufung dagegen zurückgewieſen. Die Reviſion des 
Beklagten hatte keinen Erfolg. Gründe: Der BerR. hat 
den Anſpruch des Klägers auf entgangenen Gewinn mit der 
Annahme für begründet erachtet, daß die Ware als eine in 
Lübeck angekommene verkauft ſei und die Beklagte 
damit eine Eigenſchaft der Ware zugeſichert habe, für die ſie 
gemäß § 459 Abſ. 2, $ 463 BGB. einzuſtehen habe. Der 
BerR. geht dabei davon aus, daß zu den Zuſicherungen im 
Sinne dieſer Beſtimmungen nicht nur ſolche über phyſiſche 
Eigenſchaften der Kaufſache gehörten, ſondern auch Zuſiche⸗ 
rungen über ſonſtige ſie betreffende Verhältniſſe, die für ihre 
Wertbemeſſung im Verkehr von beſtimmendem Einfluß ſeien, 
daß aber der Umſtand: die Ware ſei in Lübeck angekommen, in 
der gegenwärtigen Kriegszeit ihren Wert für den in Deutſch⸗ 
land wohnenden Käufer weſentlich erhöhe. — Die Reviſion 
rügt demgegenüber Verletzung der 88 459, 463 BGB. mit der 
Ausführung: Es ſeien unter Eigenſchaften einer Kaufſache nach 
der Rechtſprechung allerdings nicht nur die natürlichen, der 
Sache an ſich zukommenden Beſchaffenheitsmerkmale zu begreifen, 
ſondern auch gewiſſe tatſächliche oder rechtliche Verhältniſſe, 
welche nach den Verkehrsanſchauungen einen Einfluß auf die 
Wertſchätzung der Sache auszuüben pflegten; immer aber ſei 
daran feſtzuhalten, daß es ſich um Verhältniſſe einer gewiſſen 
Dauer handeln müſſe; nur unter dieſer Vorausſetzung laſſe 
ſich der für den Begriff einer Eigenſchaft, alſo eines Zuſtandes 
der Ware maßgebende Vergleichungsgeſichtspunkt gewinnen. 
Das Moment der Dauer ſehle bei der Angabe, daß der 
Dampfer, aus dem die Lieferung erfolgen ſolle, in Lübeck an⸗ 
gekommen ſei. Die Rüge der Reviſion iſt nicht begründet. 
Es handelt ſich nicht ſowohl um die bloße Angabe, daß der 
Dampfer aus dem die Lieferung erfolgen ſolle, in Lübeck an⸗ 
gekommen ſei, als vielmehr um die Zuſicherung des Verkäufers, 
die verkaufte Ware ſei in Lübeck angekommen. Dieſe Er⸗ 
klärung betraf ein tatſächliches Verhältnis der Ware von einer 
gewiſſen vorausgeſetzten Dauer und einem Zuſtand der Ware. 
Es war in den gegenwärtigen Zeitläufen für den Verkehrswert 
der vom Auslande ſtammenden Ware von weſentlicher und 
dauernder Bedeutung, ob ſie ſich bereits in Lübeck befand und 
damit einem feindlichen Zugriff oder einem ausländiſchen 
Ausfuhrverbot entzogen war oder nicht. Ihre tatſächl ichen 
Verhältniſſe waren ganz andere in dem einen wie in dem 
anderen Falle. Wie ſehr das zutrifft, erhellt auch aus der 
eigenen Ausführung der Beklagten, mit der ſie in den In⸗ 
ſtanzen darzutun verſuchte, daß aus dem zwiſchen Parteien 
vereinbarten Kaufpreis der Ware erhelle, daß der Gegenſtand 
des Kaufes ſchwimmende Ware geweſen ſei, denn eine 
bereits in Deutſchland angekommene Ware würde einen weit 
höheren Preis erzielt haben. D. w. J., U. v. 20. Okt. 16, 
287/16 II. — Hamburg. [L.] 


3. 5 554 BGB. Ein für den Fall der Nichtzahlung 
einer Mietsrate vereinbartes Kündigungsrecht iſt im Zweifel 
nur gegeben, wenn der Mieter mit der Zahlung in Verzug 
gekommen iſt.!] 

Die Beklagten hatten in einem Hauſe des B.ſchen Nach⸗ 
laſſes ein Geſchäftslokal um vierteljährlich 5875 „/ gemietet. 
Nach dem Mietvertrage war der Mietzins ſpäteſtens am 
dritten Tage des Vierteljahres im voraus zu entrichten, und 
der Vermieter zur friſtloſen Kündigung und zum Verlangen 
ſofortiger Räumung berechtigt, wenn auch nur einmal nicht 
pünktlich bezahlt wurde. Die Beklagte hinterlegte am 1. Juli 
1915 den auf das dritte Vierteljahr treffenden Mietzins zu⸗ 
gunſten mehrerer Gläubiger unter Verzicht auf Rücknahme. 
Der Kläger ( Teſtamentsvollſtrecker des B.ſchen Nachlaſſes] 
beſtritt die Rechtmäßigkeit der Hinterlegung und verlangte die 
ſofortige Räumung. Die Beklagten beriefen ſich noch auf eine 
im Mai 1915 bezüglich der am 1. Juli und ſpäter fälligen 
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Mietzinſen erklärte Aufrechnung. Die Klage wurde ab« 
gewieſen, die Berufung des Klägers zurückgewieſen. Seine 
Reviſion blieb erfolglos. Gründe: Das BG. ſtellt nicht 
feſt, daß die am 1. Juli 1915 fällig gewordene Mietzinsforde⸗ 
rung durch Aufrechnung getilgt worden ſei, bejaht auch nicht 
die für eine befreiende Wirkung erforderliche Rechtmäßigkeit 
der Hinterlegung, inſoweit fie zugunſten der in der Hinter⸗ 
legungserklärung angegebenen Gläubiger erfolgt war, erklärt 
aber die Hinterlegung aus dem Grunde für gerechtfertigt, weil 
die Beklagten damit hätten rechnen dürfen, daß die zur Auf— 
rechnung geſtellte Forderung begründet, die Aufrechnung wirk- 
ſam ſei. Der Reviſion iſt zuzugeben, daß dieſe Rechtfertigung 
der Hinterlegung dem Sachverhalt nicht entſpricht. Sie iſt 
prozeßrechtlich zu beanſtanden, da die Beklagte niemals be— 
hauptet hatte, mit Rückſicht auf die Aufrechnung hinterlegt 
zu haben, und iſt auch ſachlich unzutreffend, weil der hinter⸗ 
legte Betrag nach dem Inhalte der Hinterlegungerklärung aus— 
ſchließlich als Streitmaſſe für die dort genannten Gläubiger 
dienen follte. Die Entſcheidung des BG. iſt im Ergebniſſe 
gleichwohl zu billigen, da die der Aufrechnung zugrunde 
liegenden Verhältniſſe die Klage auch dann als unbegründet 
erſcheinen laſſen, wenn man von der Hinterlegung ganz adjieyt. 
Der Kläger ſtützt ſich auf die Vertragsbeſtimmung, wonach 
ſchon die einmalige Unpunktlichkeit in der Zahlung des Miet⸗ 
zinſes die friſtloſe Kündigung und das Verlangen ſofortiger 
Raumung rechtfertigen ſoll. Mangels gegenteiliger Anyalts⸗ 
punkte ſind auf dieſes vertragsmaßige Kündigungsrecht im 
übrigen die Vorſchriftlen anzuwenden, die im §S 954 BGB. für 
die geſetzliche Kundigung wegen Nichtzahlung des Mietzinſes 
aujgejteut find. Die Kundigung ſetzt alſo auch hier voraus, 
daß der Mieter mit der Entrichtung des Mietzinſes im Ver— 
zuge iſt. Verzug liegt aber nicht vor, ſolange die Entrichtung 
infolge eines Umſtandes unterbleibt, den der Mieter nicht zu 
vertreten hat [BGB. § 285]. Da aber grundſätzlich nur 
Vorſatz und Fahrläſſigkeit zu vertreten jind [BGB. S 276], 
jo jteyt dem Vermieter die Kündigungsbejugnig auch dann 
nicht zu, wenn der Mieter, ohne die im Vertehr erforderliche 
Sorgfalt zu verletzen, zur Verweigerung der Zahlung be— 
rechtigt zu ſein glauben darf, mag auch feine Aufſaſſung, 3. B. 
daß er zur Aufrechnung berechtigt ſei, objektiv nicht zutreffen. 
Inſoweit dem Urteil des erkennenden Senates vom 18. Of: 
tober 1907 III 93/07 |vgl. Rr Kom. zum BGB. 8 285 
Anm. 1] eine abweichende Meinung zugrunde liegt, wird ſie 
nicht aufrechterhalten. Der Kläger war daher zur Kündigung 
nicht befugt, wenn die Beklagten ohne Verſtoß gegen die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt davon ausgehen durften, daß 
der Kläger bezüglich des Mietzinſes vom 1. Juli 1915 fich die 
Forderung enigegenhalten laſſen müſſe, die der Aufrechnungs— 
erklärung der Beklagten zugrunde lag. Dies iſt aber nach dem 
vom Ba. feſtgeſtellten Sachverhalt der Fall. Die Beklagten 
hatten, ſei es aus Verſehen, ſei es in der Erwartung der Ab— 
lieferung an den Maurermeiſter H., die Mietzinſen für das 
letzte Vierteljahr 1914 und für das erſte Vierteljahr 1915, 
die der Kläger an H. abgetreten hatte, an den Kläger 
bezahlt, und dieſer hatte einen Betrag von 7125 AM nicht 
an H. abgeliefert, ſondern anderweit verwendet. Die 
Beklagten mußten befürchten, dieſen Betrag nochmals an 
H. bezahlen zu müſſen. H. hatte auch Klage auf Zahlung 
erhoben. Eine Entſcheidung über dieſe Klage war im Juli 
1915 noch nicht ergangen. Unter dieſen Umſtänden durften 
die Beklagten damit rechnen, daß der Kläger den Betrag, um 
den er auf Koſten der Beklagten ohne rechtlichen Grund be— 
reichert war, an ſie zurückzahlen und, ſoweit er aus der Nicht⸗ 
zahlung von Mietzinſen Rechte ableiten wollte, jenen Rück⸗ 
forderungsanſpruch ſich entgegenhalten laſſen müſſe. Wenn 
auch der Kläger mit Rückſicht auf die vorausgegangene Ab⸗ 
tretung der Mietzinſen an den Kommerzienrat B. nicht be⸗ 
rechtigt war, Zahlung an ſich zu verlangen, ſo durfte er ſich 
doch den Beklagten gegenüber auch nicht auf die Nichtzahlung 
von Mietzinſen berufen, auf die er ſich, wenn er noch ſelbſt 
Mietzinsgläubiger geweſen wäre, die an die Beklagten zurück— 
zuzahlenden Beträge hätte anrechnen laſſen müſſen. Ein 
ſolches Vorgehen würde gegen Treu und Glauben verſtoßen 
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und die Einrede der Argliſt begründet haben. Da die Be 


klagten mit dem Beſtande ihres Rückforderungsrechtes rechnen 
durften, liegt eine ſchuldhafte Nichtzahlung des Mietzinſes, 
ſoweit das Verhältnis zum Kläger in Betracht kommt, nicht 
vor. Das Räumungsverlangen des Klägers iſt unbegründet. 
Ob die von den Beklagten erklärte Aufrechnung wirkſam, die 
ihr zugrunde liegende Forderung wirklich begründet war, iſt 
unerheblich. Es bedarf deshalb auch nicht eines Eingehens 
auf die von der Reviſion in dieſem Punkt erhobenen Angriffe. 
B. Nachl. w. E., U. v. 13. Okt. 16, 211/16 III. — 
Berlin. [L.] 


4. 8 652 BGB. Die Abrede, daß der Mäklerlohn erſt 
bei Ausführung des vermittelten Geſchäfts verdient fein ſoll, 
verpflichtet den Geſchäftsherrn nicht zur Ausführung. 

Die Klägerin verlangte auf Grund von zwei Proviſions⸗ 
ſcheinen Vergütung für die Vermittlung des Verkaufs von 
Pelzen an die Kriegsbekleidungsämter in Magdeburg und 
Stettin. Der Beklagte erfüllte die Kaufverträge nur zum 
Teil und wurde inſoweit rechtskräftig zur Bezahlung der 
vereinbarten Vergütung verurteilt. Streitig blieb die Pros 
viſionspflicht inſoweit, als es nicht zur Ausführung der Kauf⸗ 
verträge gekommen war. Die I. Inſtanz verurteilte den Be: 
klagten. Das BG. wies die Klage ab. Die Reviſion der 
Klägerin iſt zurückgewieſen. Gründe: Die Klägerin hatte 
unter Widerſpruch des Beklagten geltend gemacht, die Pro⸗ 
vifion ſei mit dem Abſchluſſe der vermittelten Verträge, nicht 
erſt mit ihrer Ausführung verdient geweſen, der Beklagte habe 
die Verträge nur aus Gewinnſucht nicht erfüllt, weil er ander⸗ 
weit Pelze zu höheren Preiſen habe verkaufen können, und 
fei deshalb nach 8 88 Abſ. 2 HGB. zur Bezahlung der 
Proviſion verpflichtet. Das BG. lehnt aus zutreffenden Er⸗ 
wägungen die Anwendung des $ 88 HGB deshalb ab, weil 
die Klägerin nicht Agent, ſondern Mäkler ſei. Es legt ferner 
die Proviſionsabrede dahin aus, daß die Proviſion erſt mit der 
Ausführung der vermittelten Verträge verdient ſein ſollte, 
und erklärt das weitere Vorbringen der Klägerin für uner⸗ 
heblich, weil der Beklagte der Klägerin gegenüber zur Aus⸗ 
führung nicht verpflichtet geweſen ſei, und ein argliſtiges Ver⸗ 
halten nicht vorliege. Die Vertragsauslegung iſt rechtlich nicht 
zu beanſtanden. Sie entſpricht der Faſſung des erſten 
Proviſionsſcheins und wird durch den Inhalt des zweiten 
nicht ausgeſchloſſen, da dieſer auf das erſte Abkommen Bezug 
nimmt, und beide im gleichen Sinne ausgelegt werden müſſen. 
Das Weſen des Mäklervertrages nach S 652 BGB. ſteht der 
Auslegung nicht im Wege. Wie dem Mäkler eine Vergütung 
für den Fall verſprochen werden kann, daß trotz ſeiner Tätig⸗ 
keit der zu vermittelnde Vertrag nicht zuſtande kommt, ſo kann 
auch vereinbart werden, daß der Anſpruch auf den Mäklerlohn 
noch von anderen Vorausſetzungen, insbeſondere der Aus— 
führung des vermittelten Vertrages, abhängig ſein ſoll. Iſt 
aber der Vertrag im Sinne des BU. auszulegen, dann konnte 
ein Proviſionsanſpruch der Klägerin nur inſoweit entſtehen, 
als der vermittelte Vertrag zur Ausführung gelangte. Ob 
aber der Beklagte den Vertrag ausführen wollte, ſtand, ſoweit 
das Verhältnis zur Klägerin in Frage kommt, im Ermeſſen des 
Beklagten. Wie der Geſchäftsherr einen ihm angebotenen 
Vertragsabſchluß frei ablehnen darf und den Mäklerlohn ſelbſt 
dann nicht ſchuldet, wenn die Ablehnung grundlos und ge⸗ 
ſchäftlich nicht zu rechtfertigen iſt, ſo hat er gegenüber dem 
Mäkler auch freie Hand bezüglich der Ausführung des ver⸗ 
mittelten Vertrages, wenn ausnahmsweiſe, wie hier, der An⸗ 
ſpruch auf die Proviſion von der Ausführung abhängig ge⸗ 
macht worden iſt. In dieſem Sinn hat das RG. [vgl. Bolze, 
Praxis Bd. 6 Nr. 491] für das frühere Recht ausgeſprochen, 
daß die Proviſion nicht gefordert werden konne, wenn fie von 
der Ausſührung des vermittelten Geſchäfts abhängig gemacht 
worden, die Ausführung aber, gleichgültig aus welchem 
Grunde, unterblieben ſei, und ferner, daß der Mäkler weder 
die Ausführung verlangen noch das Geſchäft als ausgeführt 
behandeln dürfe, wenn der Auftraggeber es hätte ausführen 
können. Die Entſcheidung trifft auch für das heutige Recht 
zu. Hatte aber der Beklagte bezüglich der Ausführung des 
vermittelten Vertrages freie Hand, dann kann auch von einer 
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Argliſt gegenüber der Klägerin nicht geſprochen werden, wenn 
er von ſeiner Befugnis dahin Gebrauch machte, daß er die 
Ausführung unterließ. Das Bewuftſein, daß die Klägerin 
keine Proviſion erhalten werde, machte ſein Verhalten nicht 
argliſtig, und wenn die Reviſion geltend macht, der Beklagte 
habe nicht nur durch den höheren Preis verdienen, ſondern 
auch die Proviſion erſparen wollen, ſo wäre das für Anſprüche 
der Klägerin nur dann von Belang, wenn die ſpäter abge— 
ſchloſſenen Geſchäfte mit den von der Klägerin vermittelten 
zuſammenhingen, der Beklagte alſo die von der Klägerin auf— 
gewendete Mühe für ſich verwertet hätte. Dafür liegt aber 
kein Anhaltspunkt vor. Der Beklagte hatte übrigens, auch 
wenn man die Behauptungen der Klägerin als richtig unter— 
ſtellt, von ſeinem Vorgehen keineswegs nur Vorteile zu er— 
warten. Er ſetzte ſich den Schadenserſatzanſprüchen derjenigen 
aus, mit denen er die von der Klägerin vermittelten Verträge 
abgeſchloſſen hatte. Ob er auf dieſe Gefahr hin die Aus— 
führung verweigern und andere Verträge abſchließen wollte, 
war ausſchließlich Sache ſeiner eigenen Prüfung und Ent— 
ſchließung. Damit entfällt auch der aus $ 826 BGB. ent⸗ 
nommene Klagegrund. H. w. N., U. v. 13. Okt. 16, 
186/16 III. — Berlin. [L.] 


5. 5 2204 BGB. Die Feſtſtellung des Auseinander— 
ſetzungsplanes durch den Teſtamentsvoliſtrecker hat nur ver: 
pflichtende, nicht dingliche Wirkung.] 

Aus den Gründen: Nach 8 2204 Abſ. 1 BGB. 
hat der Teſtamentsvollſtrecker, wenn mehrere Erben vorhanden 
ſind, die Auseinanderſetzung unter ihnen nach Maßgabe der 
SS 2042 bis 2056 daſ. zu bewirken, und nach § 2204 Abſ. 2 
hat er die Erben über den Auseinanderſetzungsplan vor der 
Ausführung zu hören. Der Sinn dieſer Vorſchriften iſt der, 
daß der Teſtamentsvollſtrecker, in Ermangelung anderweiter 
Beſtimmungen des Erblaſſers [SS 2208, 2209 BGB.], die 
Auseinanderſetzung kraft eigener Machtvollkommenheit vorzu— 
nehmen hat; er iſt zwar verpflichtet, die Erben vor Ausführung 
der Auseinanderſetzung zu hören, von deren 1 Zuſtimmung aber 
völlig unabhängig [gl. RG. 61, 146.1) Die vorgeſchriebene 
Anhörung der Erben hat nur den Iweck, ihn zu einer wieder— 
holten Prüfung und gecignetenfalls zu einer Abänderung des 
von ihm angefertigten Planes unter Berückſichtigung der von 
den Erben erhobenen Ausſtellungen zu veranlaſſen. Nach dem 
Geſetze bindet alſo der entworfene und den Erben zur Nuße— 
rung mitgeteilte Plan ſowohl den Teſtamentsvollſtrecker wie 
die Erben erſt dann, wenn der Teſtamentsvollſtrecker, ſei es 
mit ausdrücklichen Worten, ſei es in anderer Weiſe, endgültig 


erklärt hat, daß die Auseinanderſetzung ſchlechthin nach Maß- 


gabe des Planes erfolgen ſolle. Weiter ergibt das Geſetz, daß 
mit der endgültigen Feſtſtellung des Auseinanderſetzungs— 
planes die Auseinanderſetzung noch nicht zur Ausführung ge— 
langt iſt. Die Planfeſtſtellung hat richtiger Anſicht nach nur 
verpflichtende, nicht dingliche Wirkung. Sie verpflichtet die 
Erben, einander die ihnen zugeteilten Nachlaßgegenſtände zu 
übertragen. Der Teſtamentsvollſtrecker iſt kraft ſeines Amtes 
berechtigt, dieſe Verpflichtung trotz eines etwaigen Wider— 
ſpruches der Verpflichteten zu erfüllen vgl. §S 2205 BGB. ], 
er vermag aber die Übertragung auf den berechtigten Miterben 
ohne deſſen Mitwirkung nicht zu bewerkſtelligen [gl. sireh, 
Erbengemeinſchaft, S. 254 ff.; Planck zu S 2204 BGB. 
Anm. 6, 3. Aufl., S. 573; Staudinger zu $ 2204 Anm. 4, 
7./8. Aufl., S. 5621. T. w. J., U. v. 6. Okt. 16, 244/16 II. 
— Berlin. [L.] 


Geſetz, betr. die Geſellſchaften mit be- 
ſchränkter Haftung. f 

* 6. SS 30, 31 GmbHG. Das zur Erhaltung des 

Stammkapitals erforderliche Vermögen bemißt ſich nach dem 


1) JW. 1905, 489; Neumann, Nipr. 1 § 2203. 


Zu 6. Der Grundgedanke iſt zweifellos zutreffend. Die Er: 
haltung des Stammkapitals der G. m. b. H. tft eine der wichtigſten 
Aufgaben des Geſetzes. Rückzahlungen an Geſellſchafter find unftatts 
baft. Bei der Berechnung des Vermögens der Geſellſchaft muß von 
den Vorſchriften des Geſetzes über die Bewertung der Aktiven 
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Betrage, zu dem die einzelnen Vermögensgegenſtände in die 
Bilanz einzuſtellen jind.] 7) 

Aus den Gründen: Das BG. ſtellt in Überein⸗ 
ſtimung mit dem LG. feſt, daß in dem von der klagenden 
G. m. b. H. in Liq. mit dem Beklagten abgeſchloſſenen nota— 
riellen Grundſtückskaufvertrage vom 1. Dezember 1910 der 
Kaufpreis zum Schein auf 225 000 / angegeben worden 
ſei, während nach der wirklichen Verein barung 
der Vertragſchließenden der Kaufpreis nur 175000 AM be: 
tragen habe. Der Mehrbetrag von 50 000 / ſei dem 
Beklagten in Wahrheit nicht als Kaufpreis, ſondern als Teil 
einer Gründervergütung von 100 000 / zugewandt worden, 
die in dem Geſellſchaftsvertrage vom 30. September 1910 nicht 
vorgeſehen geweſen ſei. Geht aber die Feſtſtellung des BG. 
zweifelsfrei dahin, daß die Geſellſchaft das Grundſtück in 
Wirklichkeit für 175 000 «% J gekauft habe, jo kann für die Frage, 
welcher Vermögenswert ihr durch deſſen Erwerb zugefloſſen 
iſt, nur dieſer Kaufpreis, nicht ein etwaiger höherer Wert in 
Betracht kommen. Denn vom Standpunkte des Geſetzes aus 
bemißt ſich das zur Erhaltung des Stammkapitals erforderliche 
Vermögen der Geſellſchaft m. b. H. [vgl. $ 30 Abſ. 1 des 
Geſetzes vom 20. Mai 1898] ausſchließlich nach dem Betrage, 
zu dem die einzelnen Vermögensgegenſtände in die Bilanz 
einzuſtellen find, und nach der zwingenden Vorſchrift des S 42 
Nr. 1 des Geſetzes dürfen Vermögensgegenſtände, die, wie hier 
das angekauſte Fabrilgrundſtück, nicht zur Weiterveräußerung, 
ſondern dauernd zum Betriebe des Unternehmens beſtimmt 
ſind, höchſtens zu dem Anſchaſſungs- oder Herſtellungspreiſe 
in der Bilanz angeſetzt werden. Selbſt wenn alſo, wie der Be— 
klagte behauptet, das Grundſtück einen Wert von mindeſtens 
225 000 % gehabt haben ſollte, würde die Geſellſchaft da— 
durch, daß ſie es für 175000 % angekauft hat, einen vom 
Geſetze als ſolchen anerkannten Gewinn nicht erzielt haben. 
Von einer anderweiten Vermehrung des Geſellſchaftsvermögens 
iſt nirgends die Rede. Es ergibt ſich daher ohne weiteres, 
daß die Geſellſchaft die dem Beklagten ſcheinbar als Kaufpreis, 
in Wirklichkeit jedoch als Gründervergütung ausgezahlten 
50 000 % nur aus ihrem zur Erhaltung des Stammkapitals 
erforderlichen Vermögen entnommen haben kann, und daß der 
Beklagte die Zahlung, die er in ſeiner Eigenſchaft als Geſell— 
ſchafter und, wie das BG. ferner bedenkenfrei feſtſtellt, in 
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ausgegangen werden. Es wird dies freilich nicht immer ſo einfach 
fen wie bei Grundſtücken, für welche nur der Erwerbepreis zuläſſig 
iſt. Man wird bei den letzteren aber auch wieder zuaunſten des Geſell⸗ 
ſchafters die Beſtimmung des 8 42 Nr. 1 GmbHG. anzuwenden 
haben. Die Geſtehungskoſten dürfen ohne Rückſicht auf einen ges 
ringeren Wert an geſetzt werden. Es kann alſo auch nicht die Geſell⸗ 
ſchaft zu einer Rückforderung berechtigt ſein, weil ihre Immobilien 
weniger wert find als fie gekoſtet haben und zur Zeit des Rechts⸗ 
geſchäfts mit dem Geſellſchafter zu Buche ſtehen. 

Iſt die Geſellſchaft in Liquidation, dann findet die Vorſchrift 
des § 42 Nr. 1 GmbHG. keine Anwendung mehr (RG. 80, 104 
= JW. 1913, 43). Dann iſt der Verkehrswert der Anlage in die 
Liquidationsbilanz aufzunehmen. Dann tritt aber auch die Beſtim— 
mung des § 30 Abſ. 1 zurück hinter der weitergehenden Vorſchriſt, 
daß überhaupt keine Zahlungen an die Geſellſchafter gemacht werden 
dürfen, ehe die Schulden getilgt oder ſichergeſtellt wurden und nicht das 
Sperrjahr umlaufen iſt (8 73 Gmb G.). 

Im vorliegenden Falle iſt ein Betrag von 50000 & als Teil 
einer Gründervergütung, die nicht „im Geſellſchaftsvertrage vorgeſehen“ 
geweſen iſt, an einen Geſellſchafter ausgeſchuttet worden. Man darf 
aus der dieſes Moment erwahnenden Stelle des Urteils nicht ſchließen, 
daß die Aufnahme in den Geſellſchaſtsvertrag die Auszahlung gultig 
gemacht hatte. Die Beftimmurg wäre ungültig geweſen, foweit Sie 
die Geſellſchaft unbedingt zur Zahlung verpflichtet. Sie hätte damit 
die Austeilung eines zur Erhaltung des Stammkapitals erorder⸗ 
lichen Vermögensbetrages zugeſagt. Nur ſoweit die Geſellſchaft aus 
dem Gewinn oder aus Reſerven eine ſolche Verpflichtung tilgt, wird 
die Zahlung zulaſſig fein. Es iſt möglich, daß eine ſelche Be 
ſchränkung der Zahlungsquelle den Beteiligten, wenn ſie den Fall übers 
legten, auch genehm geweſen wäre. Man darf aber trozdem nicht 
deshalb ohne beſonderen Anhalt eine im Geſellſchaftsvertrag in der 
rechten Faſſung getroffene Abrede in der beſchränkten Weiſe aufrecht 
erhalten. Sie iſt ungültig, weil ſie in ihrer Ausdehnung gegen das 
Geſetz verſtößt. Hachenburg. 


45. Jahrgang. 


Kenntnis ihrer Geſetzwidrigkeit empfangen hat, der an 


erstatten muß [vgl. $ 31 GmbHG.]. R. w. R. G., G. m. b. H. 
in Liq., U. v. 3. Okt. 16, 238/16 II. — Kiel. [L.] 
Reichsſtempelgeſetz. 


7. Zur Befreiungsvorſchrift gemäß Nr. 3 Tarif-Nr. 12 
RStempG. vom 3. Juli 1913.1] 

Eine Anzahl Firmen hat bei der Klägerin eine Lebens— 
verſicherung ſür ihre Angeſtellten genommen. Auf Grund der 
Tarif⸗Nr. 12 D RStempG. vom 3. Juli 1913 find die Be— 
urkundungen über die Zahlung der Prämien für die Über— 
nahme der Verſicherung mit % v. H. zur Verſteuerung heran- 
gezogen worden. Die Klägerin nimmt die Befreiungsvorſchrift 
Nr. 3 der genannten Tariſnummer für die Prämien in An— 
ſpruch. Der Beklagte erkannte die Befreiung nur inſoweit an, 
als der Arbeitgeber den auf ihn entfallenden Beitrags— 
teil an die Reichsverſicherungsanſtalt zahlt, nicht aber hin— 
ſichtlich der Beiträge der Angeſtellten. Die Klägerin zahlte 
ſür eine ihrer Verſicherungsnehmerinnen den Stempel für die 
auf die Angeſtellten für den Oktober 1914 entfallenden 
Prämien im Betrage von 164,80 % und verlangt mit der 
Klage die Rückzahlung nebſt 4 v. H. Prozeßzinſen. Das LG. 
wies die Klage ab. Die Berufung des Klägers wurde zurück— 
gewieſen. Auch die Reviſion hatte keinen Erfolg. Aus 
den Gründen: Nach der von der Klägerin in Anſpruch 
genommenen Befreiungsvorſchriſt Nr. 3 der Tarif-Nr. 12 
RStempG. vom 3. Juli 1913 find vom Reichsſtempel befreit 
Verſicherungen „nach Maßgabe“ des Verſicherungsgeſetzes für 
Angeſtellte. Trotz der von der Klägerin erhobenen Bedenken 
liegt kein Anlaß vor, den Worten „nach Maßgabe“ eine andere 
Bedeutung beizulegen, als dem ſonſt aus ähnlichem Anlaß in 
Geſetzen gebrauchten Ausdruck: „auf Grund“ des Geſetzes. 
Unter den befreiten Verſicherungen ſind daher hier ſolche zu 
verſtehen, bei denen die aus ihnen erwachſenen Rechte und 
Pflichten ihren Rechtsgrund in dem Angeſtellten-Verſiche⸗ 
rungsgeſetz [AVG.] haben. Zu dieſen gehören an ſich die im 
jetzigen Rechtsſtreit in Betracht kommenden Verſicherungen 
nicht, denn fie find nicht auf Grund des AV G., ſondern auf 
Grund freiwilliger privater Vereinbarung zuſtande gekommen 
und durch dieſe ſind öffentlich-rechtliche Verpflichtungen der 
Reichsverſicherungsanſtalt, des Trägers der Verſicherung der 
Angeſtellten aus dem Geſetz [SS 96, 97 AG.), nicht er⸗ 
wachſen. Im AVG. find zwar außer den „öffentlich- rechtlichen 
Penſionskaſſen“ der SS 387 bis 389 auch die ſogenannten Zu⸗ 
ſchußkaſſen und Erſatzkaſſen der SS 365 bis 386 in gewiſſen 
Beziehungen der Reichsverſicherungsanſtalt gleichgeſtellt, und 
es kann deshalb die Frage auſgeworfen werden, ob und in- 
wieweit aus dieſem Grunde die bezeichneten Kaſſen Anſpruch 
auf Stempelbefreiung aus der Befreiungsvorſchrift Nr. 3 er: 
heben dürfen. Die Klägerin gehört aber unſtreitig nicht zu 
dieſen Kaſſen. Es bleibt hiernach nur noch zu erörtern, ob 
der Befreiungsanſpruch auf § 390 AVG. geſtützt werden 
kann. Dort iſt beſtimmt, daß Angeſtellte, für die vor dem 
5. Dezember 1911 bei öffentlichen oder privaten Kebens- 
verſicherungsunternehmungen [S 1 PrivvVerſunt. vom 
12. Mai 1901] ein Verſicherungsvertrag geſchloſſen iſt, von der 
Beitragsleiſtung befreit werden, wenn der Jahresbetrag der 
Beiträge für dieſe Verſicherungen beim Inkrafttreten des Ge— 
ſetzes mindeſtens den ihren Gehaltverhältniſſen zur Zeit des 
Antrags entſprechenden Beiträgen gleichkommt, die ſie nach 
dem Geſetz zu tragen hätten. Die tatſächlichen Vorausſetzungen 
für die Anwendung dieſer Vorſchrift liegen unſtreitig im vor⸗ 
liegenden Fall vor, ſo daß davon auszugehen iſt, daß hier die 
Angeſtellten auf ihren Antrag von der öffentlich- rechtlichen 
Beitragsleiſtung befreit find. Es fragt ſich, ob aus dieſer Be— 
freiung auch die Befreiung vom Reichsſtempel für die Be— 
urkundungen über die Zahlung des Entgelts für die Über— 
nahme der privaten Verſicherung durch die Klägerin [Tarij- 
Nr. 12 Abſ. 1 RStempG.!] zu folgern iſt. Die Frage iſt — 
wie des näheren ausgeführt wird — zu verneinen. N.⸗Lebens⸗ 
verſicherungs⸗A.⸗G. w. Preuß. Fiskus, U. v. 17. Okt. 16, 
151/16 VII. — Berlin. [(B.] 
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Zivilprozeßordnung. 

8. 8 404 ZPO. Inwieweit darf ein gerichtlich beſtellter 
Sachverſtändiger Hilfskräfte zur Vorbereitung und Aus⸗ 
arbeitung des Gutachtens heranziehen?! 

Der Kläger hat wegen eines Automobilunſalls auf Erſatz 
ſeines perſönlichen Schadens geklagt. Der Klageanſpruch ſteht 
dem Grunde nach rechtskräftig feſt. Im Verfahren über die 
Höhe des Schadens wurde den Anträgen des Klägers 
in den Vorinſtanzen teilweiſe ſtattgegeben. Die Reviſion 
des Beklagten iſt zurückgewieſen. Aus den Gründen: 
Die Reviſion rügt, daß der Vorderrichter feiner Ent— 
ſcheidung das Gutachten des Profeſſors Dr. W. zugrunde 
lege, ohne auf die gegen dieſes Gutachten erhobenen 
Bedenken einzugehen. Gegen das Gutachten wird geltend ge— 
macht, daß es nicht von Profeſſor W., ſondern von dem 
Aſſiſtenzarzt Dr. St. herrühre, der es auch mitunterzeichnet 
habe. Aus der in dem Gutachten enthaltenen Bemerkung, der 
Kläger ſei bei ſeinem zweimaligen Aufenthalte in der Klinik 
durch W. „und mich“ des öfteren unterſucht und beobachtet 
worden, ergebe ſich die Ubfafjung durch St., es müſſe aber ver: 
langt werden, daß der vom Gericht beſtellte Sachverſtändige 
die volle Verantwortung für ſeine Tätigkeit übernehme. Es 
gehe nicht an, daß an Stelle des geforderten Gutachtens ein 
anderes geſetzt werde, das nur ſcheinbar ein ſolches des er⸗ 
nannten Sachverſtändigen ſei. Gegen die letztere Ausführung 
beſtehen keine Bedenken, es kann aber nicht zugegeben werden, 
daß das vorliegende Gutachten nicht von Profeſſor W. ſelbſt 
erſtattet ſei. Aus der von der Reviſion angezogenen Stelle 
ergibt ſich nur, daß Profeſſor W. bei ſeiner Tätigkeit als Gut⸗ 
achter ſeinen Aſſiſtenten zugezogen hat, und daß von dieſem 
die ſchriftliche Ausarbeitung herzuſtammen ſcheint, weiter aber 
auch, daß er ſelbſt bei den Unterſuchungen und der Beobach⸗ 
tung des Klägers mitgewirkt hat und daher in der Lage war, 
ſich über deſſen Zuſtand ein eigenes Urteil zu bilden. Daß 
ein Sachverſtändiger bei der Vorbereitung oder Ausarbeitung 
ſeines Gutachtens Hilfskräfte zuzieht, iſt an ſich nicht zu bean⸗ 
ſtanden und wird bei der Beobachtung eines Kranken in einer 
Klinik ſchon deshalb häufig nötig werden, weil deſſen an⸗ 
dauernde Beobachtung durch den ernannten Sachverſtändigen 
überhaupt unmöglich wäre. Gefordert muß freilich werden, 
daß ſich der Sachverſtändige nicht ohne Nachprüfung auf die 
Hilfskraft verläßt und deren Anſicht ohne weiteres mit ſeinem 
Namen deckt. Für eine ſolche Annahme liegen hier keine An⸗ 
haltspunkte vor, insbeſondere kann aus der Unterzeichnung 
des Gutachtens durch den Sachverſtändigen und ſeinen Aſſi⸗ 
ſtenten nur gefchloffen werden, daß zwar die Beteiligung des 
letzteren erſichtlich gemacht werden follte, daß aber der Sach⸗ 
verſtändige ſelbſt die vorliegende ſchriftliche Ausarbeitung auf 
Grund ſeiner im Text des Gutachtens bekundeten Beobach⸗ 
tungen und Unterſuchungen billigt. In dieſer Hinſicht unter⸗ 
ſcheidet ſich der zur Entſcheidung ſtehende Fall von dem in 
dem Urteile RG. 65, 822) behandelten, denn damals hatte der 
bei demRG. zugelaſſene und daher zur Unterzeichnung der Re⸗ 
viſionsbegründung berechtigte Rechtsanwalt ſeiner Unterſchrift 
einen Zuſatz beigefügt, durch den er die Verantwortlichkeit für 
den Inhalt des Schriftſatzes ablehnte. Hiernach iſt die er⸗ 
hobene Rüge unbegründet, und es kann dahingeſtellt bleiben, 
ob ihr nicht auch 8295 ZPO. entgegenſtehen würde. B. w. K., 
U. v. 28. Sept. 16, 336/14 VI. — Colmar. [L.] 


b) Strafſachen. 
Berichtet von Juſtizrat Dr. Kallir, Leipzig. 

1. [StGB. 8 61.] Zur Stellung eines Strafantrags 
kann das Vormundſchaftsgericht einen beſonderen Pfleger 
beſtellen. Ob die tatſächlichen Vorausſetzungen dafür vor— 
liegen, hat der Strafrichter nicht nachzuprüſen. (U. v. 
3. 11. 16, V 405/16. — Bochum.) 

2) JW. 1907, 147. 
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2. [StGB. 58 246, 259. Unterſchlagung oder Hehlerei?! 
Dagegen fehlt es an einer hinreichenden Feſtſtellung der Tat⸗ 
beſtandsmerkmale der Unterſchlagung nach StGB. $ 246 im 
übrigen. Denn die Gans war, wie der Angeklagte wußte, 
von der Mitangeklagten K. geſtohlen worden, und der An⸗ 
geklagte G. hatte in dieſe gedrängt, ſie ihm herauszugeben. 
Die K. „verlor demgegenüber ſchließlich die Geduld und legte 
die Gans, die ſich in einer der Mitangeklagten J. gehörigen 
Taſche befand, mit den Worten ‚Macht mit der Taſche, was 
Ihr wollt!“ hinter der Bedürfnisanſtalt nieder, wo ſie der 
Angeklagte G. nach dem Verſchwinden der K. aufnahm“. 
Dieſer Sachverhalt nötigte zur tatſächlichen und rechtlichen 
Würdigung nach der Richtung, ob nicht das Anſichbringen der 
Gans mit dem Willen der K. geſchah, der Übergang der 
Verfügungsgewalt über ſie von der K. auf den Angeklagten G., 
alſo im beiderſeitigen Einverſtändnis, durch Vertrag erfolgte, 
ſonach der Beſitz ein von ihr abgeleiteter war. Es 
mußte die Außerung der K. „Macht mit der Taſche, 
was Ihr wollt“, dahin geprüft werden, ob ſie damit die Taſche 
mit der Gans dem Angeklagten habe übergeben wollen. 
Solchenfalls würde dann in Frage kommen, ob nicht ein An⸗ 
ſichbringen im Sinne von StGB. § 259 anzunehmen ſei, 
RGSt. 35 S. 278, 281. Lediglich wenn die K. die Abſicht 
hatte, mit der Niederlegung der Gans nur ihren Beſitz 
aufzugeben, ohne zugleich die Überleitung auf den 
Angeklagten damit zu bewirken, würde die Aufnahme der Gans 
durch den Angeklagten ohne den Willen der K. als an einer 
unbeſeſſenen, in niemandes Gewahrſam mehr befindlichen 
Sache erfolgt ſein können und die Möglichkeit einer Unter⸗ 
ſchlagung dann vorliegen. (U. v. 10. 10. 16, IV 454/16. — 
Breslau.) 


3. [StGB. 8 259. Die Vorſchrift, daß derjenige ſich 
der Hehlerei ſchuldig macht, der den ſtrafbaren Erwerb der 
Sache den Umſtänden nach annehmen muß, enthält eine geſetz⸗ 
liche Beweisregel, normiert aber kein Fahrläſſigkeitsvergehen.] 
Die StR. ſpricht bei der Strafzumeſſung ausdrücklich aus, daß 
der Beſchwerdeführerin „nur Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt“. 
Eine ſolche genügt aber zur Beſtrafung wegen Hehlerei nicht. 
Die Beſtimmung des $ 259 StGB., daß auch derjenige ſich der 
Hehlerei ſchuldig macht, der den ſtrafbaren Erwerb der Sache 
„den Umſtänden nach annehmen muß“ — nicht: hätte an⸗ 
nehmen müſſen —, ſtellt nicht die bloße Fahrläſſigkeit unter 
Strafe, ſondern gibt eine geſetzliche Beweisregel. Kannte 
der Täter Umſtände, aus denen ſich der Schluß auf den ſtraf⸗ 
baren Erwerb mit Notwendigkeit ergab, die ihm alſo die 
Überzeugung von dem ſtrafbaren Erwerb aufdrängen mußten, 
ſo ſoll angenommen werden, daß er um dieſen Erwerb 
gewußt hat. (U. v. 3. 11. 16, IV 651/16. — Thorn.) 


4. I StGB. 88 354, 359. Feſtſtellung der Beamten⸗ 
eigenſchaft. 7) Zutreffend geht das Urteil davon aus, daß durch 
die Annahme als Poſtaushelfer im Reichspoſtdienſt die Be⸗ 
amteneigenſchaft noch nicht begründet wird, ſondern der Poſt⸗ 
aushelfer nur dann Beamter im Sinne der SS 354, 359 


— — —ä 


Zu 4. Es handelt ſich um die Frage, ob der Täter Poſt⸗ 
beamter im Sinne der 88 854, 859 a. Faſſ. StGB. bzw. des Reichs⸗ 
beamtengeſetzes vom 31. März 1873 (RGGBl. 1907 S. 245) iſt. Voraus⸗ 
zuſetzen iſt, daß der Täter keine Anſtellungsurkunde hatte; denn ſonſt 
wäre dies bemerkt und die Beamteneigenſchaft unzweifelhaft. Das 
RG. verbleibt im Gegenſatz zum Kaiſerlichen Diſziplinarhof und zum 
OVG. Entſch. Bd. 69 S. 250, ſowie der weitaus überwiegenden 
Anſicht der Literatur (Bitter, Wörterbuch I S. 86; v. Rönne⸗Zorn, 
Preuß. Staatsrecht 1 8 53; Brand, Pieper, v. Zedlitz, Kannen⸗ 
gießer u. a. zu 8 4 RBG. in Übereinſtimmung mit Perels und 
Spilling. RBG. S. 12; Arndt, RBG. S. 11 und feinen Entſcheidungen 
Bd. 8 S. 107; Bd. 28 S. 83; Bd. 53 S. 424; Bd. 84 S. 220 bei 
der Anſicht, daß die Anſtellungsurkunde nicht das Reichsbeamten⸗ 
verhältnis bedinge. Das RG. hält auch in dieſer Entſcheidung an 
ſeiner Anſicht feſt, daß die Beamteneigenſchaft vorliege, wenn dem 
Angeſtellten auch ohne Anſtellungsurkunde dienſtliche Verrichtungen 
übertragen werden, die nur unter der Vorausſetzung der Vornahme 
durch einen öffentlichen Beamten rechtlich wirkſam find (RGSt. 40, 
411). Das NG. ſieht ſolche Verrichtungen z. B. in der Beurkundung 
von Zuſtellungen, nicht aber darin, daß der Angeſtellte bei einem 
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StGB. iſt, wenn ihm dienſtliche Verrichtungen übertragen 
werden, die nur von einem Beamten vorgenommen werden 
können, d. h. die nur unter der Vorausſetzung der Vornahme 
durch einen öffentlichen Beamten rechtlich wirkſam ſind 
RGSt. 49 S. 111 (113). Urteil des erkennenden Senats vom 
3. Juli 1916 g. P. 1 D. 301/16. Das Urteil läßt aber den 
Nachweis vermiſſen, daß dem Angeklagten die Ausübung von 
Staatshoheitsrechten übertragen worden iſt, wie ſie z. B. in dem 
Auftrage zur Beurkundung von Zuſtellungen gefunden 
worden iſt. Es iſt nur feſtgeſtellt, daß er bei der Poſtſammel⸗ 


ſtelle eines Poſtamts die zur Beförderung an die Landſturm⸗ 


truppen eingelieferten Brief- und Paketſendungen durchzu— 
ſehen, zu ſichten und zu ordnen und ihrem im militäriſchen 
Intereſſe beſonders geheimzuhaltenden Beſtimmungsort im 
Dienſtwege zuzuleiten hatte. Es iſt indes nicht einzuſehen, wie 
ihm damit, wie das Urteil ſagt, dem Staatszweck dienende 
öffentliche Verrichtungen anvertraut ſein ſollten, die nur durch 
einen Beamten wahrgenommen werden könnten. Die Ord⸗ 
nung und Weiterleitunng eingehender Poſtſendungen iſt eine 
Angelegenheit des inneren Dienſtes, von „dem Staats⸗ 
zweck dienenden öffentlichen Verrichtungen“ iſt dabei nicht die 
Rede, und ſie kann mit Erfolg von jedem vorgenommen werden, 
der die dazu erforderlichen Kenntniſſe beſitzt. Auf die 
Wichtigkeit ſolcher Verrichtungen, auf die Notwendigkeit der 
Geheimhaltung der dabei erlangten Kenntniſſe und darauf, 
daß ſie regelmäßig nur ſolchen Perſonen übertragen werden, 
die als Beamte angeſtellt ſind, kommt ſür die hier zu ent⸗ 
ſcheidende Frage, ob dem Angeklagten durch die Übertragung 
dieſer Verrichtungen nach außen hin amtliche Eigenſchaft ver⸗ 
liehen worden iſt, nichts an. Im übrigen iſt nur noch feſt⸗ 
geſtellt, daß dem Angeklagten der geſamte Wirkungskreis eines 
Poſtunterbeamten, den er habe erſetzen ſollen, anvertraut 
worden iſt. Daraus iſt jedoch auch nichts für die Beamten⸗ 
eigenſchaft des Angeklagten zu entnehmen, weil nicht erſichtlich 
iſt, welchen Wirkungskreis der von ihm erſetzte Unterbeamte 
gehabt hat, und zahlreiche Geſchäfte im unteren Poſtdienſt, 
wie der vorliegende Fall zeigt, auch von Nichtbeamten vor⸗ 
genommen werden können. Der Nachweis, daß der Angeklagte 
zur Zeit der Tat Beamter war, iſt alfo nicht geführt, und des⸗ 
halb muß das Urteil aufgehoben werden. (U. v. 2. 11. 16, 
I 505/16. — Frankfurt a. M.) 


Poſtamt die zur Beförderung an die Landſturmtruppen eingelieſerten 


Briefe und Pakete durchzuſehen, zu ſichten, zu ordnen und ihren im 
militäriſchen Intereſſe beſonders geheim zu haltenden Beſtimmungs⸗ 
orten im Dienſtwege zuzuleiten hatte. Letzterer Anſicht vermag ich 
nicht beizutreten. Der Poſtbetrieb iſt in allen ſeinen Zweigen, vor 
allem in der Beförderung von Poftfendungen an Truppenteile im 
Poſtdienſtwege service public. Es mag dahingeſtellt bleiben, ob die 
Poſt überhaupt Verträge mit dem Publikum auf Beförderung abſchließt 
(RGSt. 17, 141; 20, 436; RG3. 73, 197; Dambach⸗Grimm, Poſt⸗ 
geſetz S. 4; Laband 8 73; G. Meyer 8 173; Dernburg, Preuß. 
Privatrecht II, 95, und dagegen O. Mayer, Verwaltungsrecht S. 826; 
Arndt, Reichsverfaſſung S. 284 und dortige Zitate). Jedenfalls iſt 
die Poſt „nach ihrem prävalierenden Charakter“ keine Erwerbs⸗, 
ſondern im Unterſchiede von den Eiſenbahnen eine dem gemeinen 
Beſten dienende öffentliche Verkehrsanſtalt, OVG. 4, 11; 15, 497; 
20, 403; 25, 151; 39, 98; 62, 248; RG. 88, 25, ſiehe auch 
Arndt 1. c. und die dortigen Zitate. Die Annahme, Durchſicht, 
Sichtung, Ordnung und Abfertigung der an die Landſturmtruppen 
gerichteten, im militäriſchen Intereſſe beſonders geheim zu haltenden 
Poſtſendungen ſtellen mithin ebenſo Amtshandlungen und im poſtaliſchen 
wie militäriſchen Intereſſe nur von einem Beamten zuverläſſig vor 
zunehmende Handlungen mindeſtens in dem Sinne dar, wie die Aus: 
händigung eingeſchriebener Briefe. Folglich nahm der Angeklagte 
Handlungen vor, die nur ein Beamter hätte machen dürfen. Zudem 
war ihm der geſamte Wirkungskreis eines Poſtunterbeamten, den er 
erſetzen ſollte, anvertraut worden. Wenn alſo der Angeklagte die 
der Poſt anvertrauten Sendungen an Landſturmtruppen dienſtgemäß 
zu ordnen, ſichten, durchzuſehen und zu expedieren hatte, und er dieſe 
rechtswidrig beſeitigte, ſo hat er meines Erachtens als Poſtbeamter 
gehandelt und iſt aus 8 854 StGB. zu beſtraſen. Die Annabme 
des Gegenteils würde zu unerwünſchten Folgerungen führen, dem 
öffentlichen Rechtsbewußtſein ſchwer verſtändlich fein und beruht am 
letzten Ende auf einem Rückfall in veraltete (mancheſterliche) 
Theorien über das Weſen der Poſt. 


Geh. Bergrat Prof. Dr. Arndt, Berlin. 
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5. I[GewO. § 153, StGB. SS 253, 43. Subſidiarität 
von GewO. S 153 gegenüber den allgemeinen Strafgeſetzen.] 
Rechtlich zu beanſtanden iſt, wie dem Beſchwerdeführer zu— 
gegeben werden muß, daß die Stͤ. den § 153 GewO. in ein⸗ 
heitlichem Zuſammentreffen mit den 88 253, 43 StGB. an⸗ 
gewendet hat. Die Vorſchrift des S 153 GewdO. greift nur 
Platz, wenn nach dem allgemeinen Strafgeſetz nicht eine härtere 
Strafe eintritt, wenn alſo nicht bereits anderweit ein vom 
§ 153 a. a. O. umfaßter Tatbeſtand mit einer Strafe bedroht 
iſt, die in ihrem Höchſtmaße eine härtere Strafe ermöglicht als 
der $ 153 und wenn überdies nicht auf Grund ſolcher ander⸗ 
weiten Beſtimmung eine Beſtrafung eintritt. Es genügt 
hierzu auf die Darlegungen des erkennenden Senats in 
RGSt. 44, 1 zu verweiſen. Bei der nur aushilſsweiſen 
Geltung des $ 153 GewO. war ein ſogenanntes einheitliches 
Zufanımentreffen mit den 88 253, 13 StGB. ausgeſchloſſen. 
Die Verurteilung des Beſchwerdeführers aus §S 153 GewO. 
mußte daher wegfallen. Fraglich konnte dabei nur ſein, ob die 
Unrichtigkeit im Schuldſpruche nicht die Aufhebung des Urteils 
auch im Strafausſpruche erfordere. Das wäre zu bejahen, 
wenn nur die Möglichkeit anzuerkennen ſein würde, daß der 
erſte Richter eine geringere Straſe ausgeſprochen hätte, falls er 
rechtlich nicht geirrt und eine Verurteilung aus dem Geſichts— 
punkt des $ 153 GewO. unterlaſſen hätte. Allein eine ſolche 
Möglichkeit muß hier nach Lage der Sache verneint werden. 
Es handelt ſich nur um eine Unrichtigkeit in der Faſſung des 
Schuldſpruchs. Die von der St. getroffenen tatſächlichen 
Feſtſtellungen werden dadurch in keiner Weiſe berührt. Unzu⸗ 
läſſig war lediglich die rechtliche Folgerung, die aus dem für 
erwieſen angeſehenen Sachverhalt gezogen worden iſt. Der 
Schuldſpruch hätte nicht auf den §S 153 GewO. ausgedehnt 
werden dürfen, ſondern auf die im übrigen angewendeten 
Strafgefege beſchränkt werden ſollen. Daraus folgt aber 
keineswegs, daß die Tatſachen, die nach Anſicht des Gerichts 
den Tatbeſtand des $ 153 GewO. verwirklichten, völlig un⸗ 
berückſichtigt zu bleiben hätten. Vielmehr war das Gericht 
berechtigt und verpflichtet, auch ſie bei Strafzumeſſung aus dem 
lediglich Gefängnisſtrafe androhenden §S 253 StGB. in den 
Kreis feiner Prüſung zu ziehen. (U. v. 12. 10. 16, 
III 321/14. — Inſterburg.) 

6. IV 3G. 5 158, StGB. S 74. Bedeutung des 
Grundſatzes der Strafenhäufung in 8 158.] 8 74 StGB. 
findet bei Zuwiderhandlungen gegen das Vereinszollgeſetz nur 
inſoweit Anwendung, als dieſes Geſetz nicht beſondere Vor— 
ſchriften enthält. 8 2 Abſ. 2 EGStGB., RGsSt. 16, 58. 
Eine ſolche Vorſchrift iſt S 158 V3G., der an Stelle des 
Grundſatzes der Geſamtſtrafe den Grundſatz der Strafen— 
häufung aufſtellt. Nach dieſem Grundſatz ſind die angedrohten 
Strafen nebeneinander anzuwenden, wenn Konterbande mit 
einer anderen ſtrafbaren Handlung in Ideal- oder Neal: 
konkurrenz zuſammentrifft. RGSt. 9, 331; 13, 70; 16, 59. 
Als eine „andere“ ſtrafbare Handlung im Sinne des 
§ 158 iſt eine gleichartige Handlung nicht anzuſehen 
Goltd Arch. 50, 131. Hiernach hat das angefochtene Urteil 
mit Recht es abgelehnt, die gegen den Angeklagten wegen Mit— 
führens von Waffen erkannte Strafe in die ausgeſprochene 
Geſamtſtrafe einzubeziehen. (U. v. 19. 10. 16, I 374/16. — 
Paſſau.) 

7. I[VO. des Oberbefehlshabers in den Marken vom 
1. 8. 14. Verbot von Veröffentlichungen und Mitteilungen 
militäriſcher Angelegenheiten.] Nach der Feſtſtellung der 
StR. hat der Angeklagte als Prokuriſt der Aktiengeſellſchaft an 
etwa 28 Militärbauämter des Deutſchen Reiches Kataloge der 
Geſellſchaft mit einem Nachtrag verſandt, der auch vier von 
der Geſellſchaft hergeſtellte Armierungsarbeiten aufführte. In 
einem beſonderen Anſchreiben bat er zugleich um Berückſichti— 
gung der Geſellſchaft bei vorkommenden Ausſchreibungen. Der 
Angeklagte iſt daher wegen Übertretung der Verordnung des 
Oberbefehlshabers in den Marken vom 1. Auguſt 1914 (Abt. 
Potsdam S. 414) auf Grund des § Ih des Geſetzes über den 
Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1351 verurteilt worden. 
Die Reviſion des Angeklagten, welche unrichtige Auslegung 
dieſer Verordnung rügt, mußte Erfolg haben. Die erwähnte 
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Verordnung beſtimmt: „Ich verbiete hiermit Veröffent— 
lichungen und Mitteilungen militäriſcher Angelegenheiten. 
Übertretungen dieſes Verbots werden ſireng beſtraft. Gegen 
unbefugte Verbreiter von derartigen Nachrichten wird gemäß 
8 9b des Geſetzes vom 4. Juni 1851 eingeſchritten.“ Wie der 
erkennende Senat bereits in dem Urteil vom 9. Juli 1915 
— 2 D. 378/15 — (übereinftimmend Urteil vom 8. Februar 
1916 — 2 D. 782/15 — und vom 20. Juni 1916 — 
2 D. 203/16 —) ausgeführt hat, iſt der Sinn dieſes Verbots 
aus ſeinem Grunde und Zwecke zu entnehmen. Danach muß 
es ſich zunächſt um militäriſche Angelegenheiten handeln, die 
mit dem gegenwärtigen Kriege zuſammenhängen. Überdies 
muß die Mitteilung aber auch geeignet ſein, das Intereſſe der 
öffentlichen Sicherheit zu verletzen oder zu gefährden. Nur 
zum Schutze dieſes Intereſſes iſt das Verbot erlaſſen. Ein 
Verbot von Mitteilungen, die dem bezeichneten Intereſſe nicht 
zuwiderlaufen, würde nicht zur Zuſtändigkeit des Militär⸗ 
befehlshabers gehört haben und iſt daher nicht als gewollt an— 
zuſehen. In dieſer Hinſicht läßt das angegriffene Urteil eine 
nähere Erörterung vermiſſen. Die Et. erachtet die Stelle, der 
die Mitteilung gemacht iſt, als bedeutungslos. Es ſei auch 
gleichgültig, ob die betreffende militäriſche Angelegenheit 
geheim zu halten war. In Wirklichkeit ſei dies die vorliegende 
Mitteilung geweſen. Erläutert wird dieſe Anſicht durch den 
Ausſpruch: Ein Militärbauamt „brauchte“ von den bei einem 
andern ausgeführten Arbeiten nichts zu wiſſen. Damit iſt 
jedoch nicht klargeſtellt, ob und inwiefern die Mitteilung auch 
geeignet war, die öffentliche Sicherheit in Gefahr zu bringen. 
Zum Zwecke anderweiter Prüfung des Sachverhalts nach 
dieſer Richtung war wie geſchehen zu erkennen. (U. v. 
24. 10. 16, II 198/16. — Berlin I.) 


8. Bek. v. 22. 12. 14. Höchſtpreiſe für Wolle und Woll⸗ 
waren. Die Bek. bezieht ſich nicht auf Waren, die aus einem 
Gemiſch von Waren und anderen Stoffen hergeſtellt ſind.] 
Die StͤK. erachtet den 8 3 Bek. über die Höchſtpreiſe 
für Wolle und Wollwaren vom 22. Dezember 191-1 
(RGBl. S. 545) auf den feſtgeſtellten Sachverhalt nicht für 
anwendbar, weil die von dem Angeklagten H. gelieſerten Tuche 
aus nur 70 Prozent Wolle und 30 Prozent Baumwolle be— 
ſtanden und daher als Militärtuch im Sinne dieſer Verord— 
nung nicht anzuſehen ſeien. Dieſer Auffaſſung muß bei- 
getreten werden. $ 3 der genannten, am 24. Dezember 1914 
in Kraft getretenen Verordnung beſtimmt: „Der Preis für 
ein Meter Militärtuch darf 10,75 K, für ein Meter Marine⸗ 
tuch 11,75 , für ein Meter Militärkammgarnſtoff 12,25% 
nicht überſteigen; die Preiſe gelten für Mannſchaftstuche.“ 
Wie ſich aus der Überſchrift der Verordnung ergibt, betrifft 
ſie nur die Höchſtpreiſe für „Wolle“ und „Wollwaren“. Sie 
erſtreckt ſich daher nicht auch auf Waren, die aus einem Ge— 
miſch von Wolle und anderen Stoffen beſtehen. Als „Woll: 
ware“ behandelt $ 3 das „Militärtuch“, das zur Zeit des Er- 
laſſes der Verordnung nach der damals maßgebenden Be— 
kleidungsordnung nur aus reiner Wolle hergeſtellt wurde. 
Daß auch Halbwollgewebe, die erſt nach Erlaß der Verord⸗ 
nung von der Heeresverwaltung als Uniformbekleidungsſtücke 
zugelaſſen worden find, als Militärtuch im Sinne dieſer Ver— 
ordnung anzuſehen ſeien und demgemäß der Höchſtpreisſeſt— 
ſetzung unterliegen, iſt in der Bek. nicht zum Ausdruck 
gelangt, und kann daher nicht angenommen werden. Die 
Anſicht der Stͤ., daß das hier in Frage ſtehende Gemiſch von 
Stoffen als eine neue Ware ſich darſtellt und daher nicht unter 
den Begriff des Militärtuches im Sinne der vorliegenden Ver— 


ordnung fällt, iſt hiernach nicht rechtsirrtümlich. (U. v. 
21. 10. 16, II 326/16. — Berlin I.) 
[StPO. 8 243°. Ablehnung von Beweis— 


anträgen.] T) Auch die Ablehnung des vom Angeklagten in 
der Hauptverhandlung hilfsweiſe geſtellten Antrags, den in 


Zu 9. In ter Wiſſenſchaſt herrſcht die Anſicht vor, daß die 
Weſentlichkeit der Verteidigungsbeſchränkung nur im Rechtspunkte 
ſeitens des Reviſtonsgerichts nachgeprüft werden dürfe. Die Recht: 
ſprechung des RG. arbeitet nicht ſelten mit tarfächlicden Erwägungen. 
In dem vorſtehenden Urteile wird hinſichtlich des zweiſellos zu Uns 
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dem Schreiben vom 25. Juli 1916 enthaltenen Beweis⸗ 
anträgen ſtattzugeben, enthält keinen Prozeßverſtoß, ins⸗ 
beſondere keine unzuläſſige Beſchränkung der Verteidigung. 
Jene Anträge gingen dahin, einen Kreisphyſikus Dr. B. als 
Zeugen zu vernehmen, ferner die über den Angeklagten ſeiner⸗ 
zeit geführten Militärkrankenakten ſowie endlich eine größere 
Anzahl früherer, über ſeinen (des Angeklagten) Geiſteszuſtand 
erſtatteter ärztlicher Gutachten heranzuziehen, das alles zum 
Beweiſe dafür, daß er früher wiederholt für geiſteskrank erklärt 
und aus dieſem Grunde in den damals wider ihn anhängig 
geweſenen Unterſuchungen mehrfach entweder außer Wer: 
folgung geſetzt oder — wenngleich erſt im Wiederaufnahme— 
verfahren (ſo im Jahre 1910 und auf Grund eines Gutachtens 
des Dr. B. auch ſchon im Jahre 1904) — freigeſprochen worden 
ſei. Die Stͤ., die im Eingange ihres Urteils ſelbſt die Tat— 
ſache erwähnt, daß ein im Jahre 1909 gegen den Angeklagten 
ergangenes Strafurteil im Wiederaufnahmeverfahren wegen 
Geiſteskrankheit des Angeklagten aufgehoben worden iſt, hat 
die Anträge des Angeklagten — und zwar bei deren Bedingt: 
heit zuläſſigerweiſe in den Gründen ihres Urteils — um des— 
willen abgelehnt, weil ſie alle ſich durch das Gutachten des in 
der Hauptverhandlung über den Geiſteszuſtand des An— 
geklagten vernommenen Sachverſtändigen, der überdies die 
meiſten der in den Anträgen angezogenen früheren Gutachten 
bei ſeiner eigenen Beurteilung des Angeklagten berückſichtigt 
habe, erledigten und weil es deshalb „auf die Anträge“, 
d. h. auf die beantragten Beweiserhebungen ſelbſt, nicht mehr 
ankomme. Die StͤK. hat damit erkennbar zum Ausdruck ge⸗ 
bracht, daß nach ihrer Anſicht die vom Angeklagten mit ſeinen 
Anträgen unter Beweis geſtellten Tatſachen — gleichviel, ob 
bewieſen oder nicht — für das tatſächliche Ergebnis der Be⸗ 
weiswürdigung ohne Bedeutung, die Beweistatſachen ſelbſt 
alſo unerheblich ſeien. Mit dieſer Begründung konnten aber 
die Anträge ohne Verſtoß abgelehnt werden, weil die Er⸗ 
hebung eines Beweiſes, den das Gericht wegen Unerheblich⸗ 
keit der Beweistatſachen auch für den Fall des Gelingens von 
vornherein für tatſächlich einflußlos erachtet, keinen Sinn hat. 
Ob aber eine unter Beweis geſtellte Tatſache geeignet erſcheint, 
das bereits vorliegende Beweisergebnis zu erſchüttern, iſt 
lediglich Sache der Beweiswürdigung, bezüglich deren dem 
Reviſionsgericht keine Nachprüfung zuſteht. An ſich berechtigt 
iſt die Beſchwerde über die Art der Behandlung eines anderen 
Beweisantrags. Wie das Sitzungsprotokoll beweiſt, hat der 
Verteidiger am Schluſſe der Hauptverhandlung nicht hilfs— 
weiſe, ſondern in erſter Linie die Vernehmung eines zweiten 
Gutachters zum Beweiſe dafür beantragt, daß der Angeklagte 
die Tat in einem Dämmerzuſtande begangen habe und deshalb 
für ſie nicht verantwortlich gemacht werden könne. Obgleich 
die StR. dieſen Antrag ohne weiteres hätte ablehnen können, 
wenn fie ſich auf Grund eigener Sachkunde für befähigt 
erachtete, ſelbſtändig eine Entſcheidung über die geiſtige Ver— 
faſſung des Angeklagten bei Begehung der Tat zu treffen, ſo 
bedurfte es doch, wie die Reviſion mit Recht geltend macht, zur 
Ablehnung des unbedingten Beweisantrags unter allen Um— 
ſtänden eines noch vor dem Schluſſe der Hauptverhandlung 
zu verkündenden Gerichtsbeſchluſſes, damit dem Angeklagten 
die Möglichkeit gegeben war, zu der Auffaſſung des Gerichts 
Stellung zu nehmen. An einem ſolchen Beſchluſſe hat es in— 
deſſen die Stck., wie das Protokoll ergibt, fehlen laſſen. Hier— 
durch hat ſie Rechtsnormen des Verfahrens, insbeſondere den 
§ 243 Abſ. 2 Stq O., verletzt. Die Nachholung einer Be— 
gründung für ihre Ablehnung des Antrags bei der Urteils— 
verkündung oder in dem ſpäteren ſchriftlichen Urteile heilt den 
Prozeßverſtoß nicht; die im Urteile nachgeholten Ablehnungs— 
gründe, die dem Angeklagten in der Hauptverhandlung nicht 
bekannt geworden ſind, können daher ſeiner Rüge nicht ent— 
gegengehalten werden, ſo daß unerörtert bleiben kann, ob ſie 


recht abgelehnten unbedingten Beweisantrags über eine ſchuld⸗ 
ausſchließende Tatſache die Beweiswürdigung, die das Inſtanz⸗ 
gericht, wenn es den Antrag durch Beſchluß in der Haupt⸗ 
verhandlung abgelehnt hätte, vorausſichtlich angeſtellt haben 
würde, aus dem angefochtenen Urteile durch das RG. ergänzt. 


RA. Dr. Drucker, Leipzig. 
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an ſich ausgereicht hätten, die Ablehnung des Antrags zu 
rechtfertigen (vgl. Urteile des RG. vom 5. Januar 1903 in 
3 D. 5013/02 und vom 7. April 1902 in 3 D. 1015/02). Der 
feſtgeſtellte Prozeßverſtoß würde ohne weiteres auch die Auf— 
hebung des angefochtenen Urteils zur Folge haben müſſen, 
wenn die Möglichkeit beſtände, daß auf der gerügten Geſetzes— 
verletzung das Urteil auch beruhe, daß alſo die Vermeidung 
des Verſtoßes zu einer anderen Entſcheidung geführt haben 
würde. Eine ſolche Möglichkeit muß aber als ausgeſchloſſen 
gelten. Angeſichts der Art, wie die StK. in ihrem Urteile 
gegenüber dem hier fraglichen Antrage Stellung genommen 
hat, kann es keinem Zweifel unterliegen, daß auch ein noch in 
der Hauptverhandlung verkündeter Beſchluß auf den Antrag 
nur in ablehnendem Sinne ergangen wäre; auch gegenüber 
dieſem Beſchluſſe aber hätte, da es ſich um eine lediglich von 
einem ärztlichen Sachverſtändigen zu beantwortende Frage 
handelte, die ganze Stellungnahme des Angeklagten wiederum 
nur in einer bloßen Wiederholung ſeines Antrages auf Ver— 
nehmung eines weiteren Gutachters, nicht auch in einer Er— 
gänzung oder ſonſtigen Anderung ſeines früheren Antrags, 
beſtehen können. Das kann um fo weniger zweifelhaft fein, 
als der Angeklagte ſelbſt in ſeiner Reviſion auch nicht einmal 
verſucht hat, anzugeben, welche weiteren Anträge er im Falle 
eines prozeßordnungsmäßigen Verfahrens der Steck. in der 
Hauptverhandlung noch geſtellt haben würde. Die Geſetzes⸗ 
verletzung, die der StK. zur Laſt ſällt, hat ſomit auf die Ent⸗ 
ſcheidung der Sache keinen Einfluß gehabt, das Urteil beruht 
nicht auf ihr, und der Reviſion kann ſie daher nicht zur Stütze 
dienen (§ 376 StPO.). (U. v. 9. 10. 16, III 406/16. — 
Hamburg). 


Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 
Strafſachen. 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Friedrich Goldſchmit IL, München. 


Begriff der öffentlichen Sicherheit im Sinne des 
Art. 4 Ziff. 2 Bah Kriegs Zuſt G. Umfang der Anordnungs⸗ 
befugnis des oberſten Militärbefehlshabers. Grenze des 
richterlichen Prüfungs rechts. 

Das ſtellv. Generalkommando hat auf Grund des Art. 4 Ziff. 2 
BayKriegs ZuſtG. das Pflücken und Sammeln von Preiſelbeeren vor 
Beginn der Preiſelbeerernte verboten. Die Strafkammer verurteilte 
lediglich nach Art. 75 Bay pol StGB. und der hierzu erlaſſenen 
oberpolizeilichen Vorſchrift. 

Aus den Gründen: Art. 4 Ziff. 2 Kriegs ZuſtG. verleiht 
ebenſo wie §8 9 b Bel Zufi G. dem zuſtändigen Militärbeſehlshaber 
die Befugnis, zur Erhaltung oder im Intereſſe der öffentlichen 
Sicherheit Vorſchriften zu erlaſſen. Da deren Übertretung mit 
Strafe bedrobt iſt, kommen für den Strafrichter nur ſolche Vor⸗ 
ſchriften in Betracht, die das Publikum angehen [ Beſchl. d. StS. 
vom 5. und 20. Oktober 1915, Beſchw.⸗Reg. Nr. 429 und 479/1915]. ) 
Unter der letzteren Einſchränkung kann der Militärbefehlshaber auf 
Grund des Art. 4 Ziff. 2 Kriegs Zuſt G. zur Erhaltung der öffentlichen 
Sicherheit Anordnungen jeder Art, ſonach nicht bloß ſolche erlaſſen, 
die ſich auf die militäriſche und politiſche Sicherheit beziehen 
(RGSt. 49, 89 fl.). 

Neben dieſer Geſetzgebungsgewalt nach dem Art. 4 Ziff. 2 
Kriegs Zuſtch. find in Bayern den Militärbefehlshabern durch die 
AV. vom 31. Juli 1914 — den Übergang der vollziehenden Gewalt 
auf die Militärbehörden betr. im übrigen Reichsgebiete durch den 
§ 4 BelZuſt. vom 4. Juni 1851 — anderweite Befugniſſe ein: 
geräumt. Durch die AB. wurde für die Dauer des Kriegszuſtandes 
die Ausübung der Befugniſſe der den Zivilſtaatsminiſterien unter: 
geordneten Staatsbehörden mit Ausnahme der richterlichen und ver⸗ 
waltungsrichterlichen Tätigkeit auf die Kommandierenden Generale uſw. 
mit dem Abmaße übertragen, daß die bezeichneten Staatsbehörden 
ebenſo wie die Gemeindebehörden den von den militäriſchen Beſehls⸗ 
habern unter ihrer perſönlichen Verantwortung erlaſſenen Anordnungen 
und Aufträgen in gleicher Weiſe Folge zu leiſten haben, wie wenn 
ſie von den ſonſt zuſtändigen Behörden ausgegangen wären. 

Danach können die Militärbefehlshaber Anordnungen treffen 
entweder an Stelle der in der AV. bezeichneten Zivilbehörden, aber 
nur innerhalb der dieſen eingeräumten Befugniſſe oder auf Grund 
eigener Machtvollkommenheit nach dem Art. 4 Ziff. 2 Ktiegs ZuſtG. 


1) SW. 1915, 1449 ff. 


45. Jahrgang. 
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außer der bereits erörterten Einſchränkung mit der weiteren Ein⸗ 
ſchränkung, daß die Anordnungen zur Erhaltung der öffentlichen 
Sicherheit erlaſſen werden. Der Strafrichter hat daher zu prüfen. 
ob die Anordnung der Militärbefeblshaber auf der AV. vom 
31. Juli 1914 oder auf dem Art. 4 Ziff. 2 Kriegs Zuſt G. berubt. 

Iſt ſchon äußerlich erkennbar, daß die — unter den bezeichneten 
Einſchränkungen ergangene — Anordnung auf Grund des Art. 4 
Ziff. 2 Kriegs ZuſtJ. erlaſſen tft, z. B. durch Hinweis auf dieſe 
Geſetzesſtelle oder Anfügung der Strafſatzung oder den Gebrauch des 
Ausdruckes „zur Erbaltung“ oder „im Intereſſe der öffentlichen 
Sicherheit“ uſw., fo hat der Strafrichter grundſätzlich als feſtſtebende 
Tatſache anzuſeben, daß die Anordnung zur Erbaltung der öffentlichen 
Sicherheit erlaſſen iſt. Iſt mangels ſolcher oder ähnlicher Hinweiſe 
äußerlich die Anordnung als auf dem Art. 4 Ziff. 2 Kriegs ZuſtG. 
beruhend nicht erkennbar, ſo hat der Strafrichter den Zweck der An⸗ 
ordnung zu erforſchen und ſich darüber ſchlüſſig zu machen. ob die 
Anordnung von dem Militärbefehlshaber zur Erhaltung der öffentlichen 
Sicherheit erlaſſen iſt oder auf der Verordnung vom 31. Juli 1914 
beruht (val. RG St. 49, 89; ferner Urteil des RG. vom 7. Mai 1915 
in DAZ. 1915, 924). 

Aus dem Wortlaute des Art. 4 Ziff. 2, aus der Natur der 
Sache und dem Zwecke des Geſetzes geht von ſelbſt hervor, daß der 
Militärbefehlshaber allein unter Ausſchluß der Gerichte oder Be: 
börden von dem Geſetze zur Entſcheidung berufen iſt, ob und welche 
Anordnungen die Erhaltung der öffentlichen Sicherheit erfordert. 

Durch den Art. 4 Ziff. 2 iſt die Erhaltung der öffentlichen 
Sicherheit in die Hand des Militärbefehlsbabers gelegt; ob eine An⸗ 
ordnung zur Erhaltung der öffentlichen Sicherheit zu erlaſſen iſt, iſt 
in der Hauptſache eine Ermeſſensfrage; die Meinungen bierüber 
können geteilt fein, maßgebend kann aber nur die Meinunp des⸗ 
jenigen fein, der berufen iſt. ſolche Anordnungen zu erlaſſen. d. i. des 
Militärbefehlshabers. Darum kann und muß er allein entſcheiden, 
welche Maßnabmen zur Erreichung dieſes Zweckes erforderlich find. 
Das Gericht iſt regelmäßig gar nicht in der Lage, nachmuprüfen, von 
welchen Erwägungen der Militärbefeblsbaber bei Erlaſſung feiner 
Anordnung ausgegangen iſt. Der Militärbefehlshaber iſt ebenſo⸗ 
wenig wie jeder andere Geſetzaeber verpflichtet, neben dem Texte des 
Geſetzes die Gründe zu deſſen Erlaſſung bekanntzugeben. Die 
Anſchauung der Strafkammer würde zu unbaltbaren Zuſtänden 
führen: die Anordnungen der Militärbefehlshaber nach dem Art. 4 
Ziff. 2 Kriegs Zuſts. wären ſtändig der Gefahr der Nichtiakeits⸗ 
erklärung durch den Strafrichter ausgeſetzt. Daß hierdurch die Ge⸗ 
ſetzgebungsgewalt des Militärbefehlshabers in ihren Grundfeſten er⸗ 
ſchüttert, feine Autorität mindeſtens herabaedrückt, der Vollzug feiner 
Anordnungen in Frage geſtellt, eine die öffentliche Sicherheit gefähr⸗ 
dende Rechtsunſicherheit geſchaffen und gerade das Gegenteil von 
dem herbeigeführt würde, was von ihm zur Erhaltung der öſſent⸗ 
lichen Sicherheit für erſorderlich erachtet wurde, liegt auf der Hand. 

Die Anordnung des ſtellv. Generalkommandos entbält den aus⸗ 
drücklichen Hinweis auf den Art. 4 Ziff. 2 Kriegs Zuſt Z. und deſſen 
Strafbeſtimmung, läßt mithin ſchon äußerlich erkennen, daß ſie auf 
Grund des Art. 4 Ziff. 2 zur Erhaltung der öffentlichen Sicherbeit 
etlaſſen iſt. Die Anordnung iſt deshalb rechtsgültig und für den 
Strafrichter verbindlich (Urteil des RGSt. vom 7. Mai 1915, DI. 
1915 S. 924/25). Die Anordnungen nach dem Art. 4 Ziff. 2 Kriegs⸗ 
ZuſtG. find nach den Entſcheidungen des RG. und des Strafſenats 
(deſſen Beſchluß vom 20. Oktober 1915, Beſchw. Reg. Nr. 475/1915) 
ſelbſtändige, von anderen die gleiche Angelegenheit regelnden Geſetzen 
oder Verordnungen unabhängige und fie nicht berührende RNechts⸗ 
gebilde, zwiſchen denen ein rechtlicher Zuſammenhang nicht beſteht. 
(Urt. v. 28. Okt. 1915, Rev.:Neg. Nr. 248 1915). 
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Hypothekeneinigungsamt Breslau. 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Steinitz. 


Der Gläubiger iſt nicht berechtigt, durch den Krieg 
. Bermögensnachteile auf den Schuldner abzu⸗ 
wälzen. 


Die Zinſen zu erhöhen, lag kein Grund vor. Das Grundſtück 
bringt keinen Ertrag. Die Zinſen müſſen alſo anderswober genommen 
werden. Da die Beklagten zwar noch andere Grundſtücke beſitzen, 
aber aus dieſen ausreichende Einnahmen nicht haben und ſonſt ver⸗ 
mögenslos ſind, würde eine Erhöhung der Zinſen nur andere Gläubiger 
ſchädigen. Eine Erhöhung auf 8 Prozent müßte ſowieſo als eine 
ganz unangemeſſene bezeichnet werden. 

Daran würde ſich nichts dadurch ändern, daß der Gläubiger 
ſelbſt einen ſo hohen Lombardzinsfuß zahlt — was übrigens den 
beſtehenden Lombardſätzen nicht entſpricht. Der Umſtand, daß ein 
Gläubiger an ſeinem Vermögen durch den Krieg Nachteile erleidet, 


kann als ausreichender Anlaß, dieſe Nachteile auf den Schuldner 
abzuwälzen, nicht anerkannt werden. Der entgegengeſette Grundſatz 
würde meiſt dazu fübren, daß der Stärkere die Krieaslaſten auf die 
Schultern des Schwächeren abwälzt. Er würde infolae des dann 
möalichen Verſuches der Weiterabwälzung auf Schuldner dieſes 
Schuldners ferner zu einer weitgehenden Beunruhigung des Wirtſchafts— 
lebens führen. 

Insbeſondere muß eine ſolche Abwälzung aber für den Grund⸗ 
ſtücksmarkt geſäbrlich werden. Wenn es auch weifellos iſt, daß der 
bypotbekariſche Zinsfuß von der allgemeinen Lage des Geldmarktes 
beeinflußt wird und werden muß, ſo doch keineswegs in der Weiſe, 
daß jede Schwankung des letzteren ſich ſofort auf den erſteren über: 
tragen muß: der langfriſtige bypothekariſche Zinsfuß fol und wird 
vielmehr nach ſeinen wirtſchaftlichen Zwecken eine gleichmäßigere 
Haltung zeigen als der des mobilen Kapitals, und er muß ſich wegen 
ſeiner dinglichen Sicherung und der Natur der Hypothek als dauernder 
Vermögensanlage auch unter den Zinsſätzen für jenen halten. Deshalb 
iſt eine Übertragung des Lombardzinsfußes auf den der Hypothek 
tunlichſt zu vermeiden. In Zeiten. wie den jetzigen, müßte fie zu 
einer unerträglichen Belaſtung des Hausbeſites fübren, der nicht nur 
nicht an den Vorteilen, welche dem mobilen Kapital die Krieas⸗ 
konjunktur vielfach brinat, teilnimmt. ſondern umgekehrt infolge des 
Krieges ſebr erhebliche Einbuße an Mieteinnabmen erleidet. 

Endlich legt eine ſolche Abwälzung auch noch Mißbräuche im 
Einzelfalle außerordentlich nabe, da die Nachprüfung, ob gerade der 
Nichteingang der in Rede ſtehenden Hppothekenſchuld mit der Lombar⸗ 
dierung anderer Werte zuſammenbänat, kaum möalich ift. ebenfowenia 
eine Veraleichung der angeblich entftebenden Mehraufwendungen des 
Gläubigers mit den von ihm den Schuldnern anaefonnenen Mebr⸗ 
aufwendungen; ſo kann das, was äußerlich als Nachteil des Gläubigers 
erſcheint, in Wabrheit ihm erhebliche Vorteile verſchaſſen, wenn 
nämlich das von ihm auf Lombard aufgenommene Geld zu gewinn⸗ 
bringenden geſchäftlichen Unternebmungen verwandt worden iſt. Alle 
dieſe Umſtände beſtimmen das Hypothekeneinigunasamt dazu, grund⸗ 
ſätzlich eine ſolche Abwälzung abzulehnen — vorbebaltlich der Möglich⸗ 
keit. daß die Verbältniſſe in einem Einzelfalle anders liegen können. 
(Gutachten vom 25. X. 1916. X II 370.) 


Oberlandesgerichte. 


1. Anſpruch der Mieterin einer Wohnuna auf Frei⸗ 
baltung gegen den Auftraggeber, ihren Liebhaber. Un⸗ 
ſittliches Rechtsgeſchäft. 

Die Klägerin lebte mit dem Erblaſſer in Beziehungen, die fie 
ſelbſt in der Klage als „Verhältnis“ bezeichnet. Dieſe Beziehungen 
haben ſchon im Jahre 1905, als die Kl. im 17. Lebens jahre ſtand, 
begonnen und haben ſich ununterbrochen bis zum Tode des Erblaſſers 
fortgeſetzt. Am 5. Juni 1913 bat der Erblaſſer ein Teſtament er⸗ 
richtet, in dem er erklärt, große Verpflichtungen gegen die Kl. zu 
fühlen, und als den einzigen Grund der Teſtamentserrichtung bes 
zeichnet, daß er ihre Zukunft ſo ſicher ſtellen wolle, wie es ihm möalich 
ſei. Als der Erblaſſer ins Feld zog, hat er ſich mit der Kl. verlobt 
und fie feinen Eltern zugeführt: unter feiner Todesanzeige ſtebt der 
Name der Kl. als „Braut“ neben denen der Eltern und neben den 
Geſchwiſtern. Seit Jahren bat der Erblaſſer den Unterhalt der Kl. 
einſchließlich der Wohnung beſtritten; ſie hat zwar das Gewerbe einer 
Stellenvermittlerin betrieben, aber damit keinen nennenswerten Verdienſt 
erzielt. Und zwar hat der Erblaſſer früher in eigenem Namen für 
die Kl. eine Wohnung gemietet. Unter dem 25. Juli 1914 iſt über 
die jetzige Wohnung der Kl. der bis zum 1. Oktober 1917 laufende 
Mietvertrag geſchloſſen. laut deſſen die Kl. als Mieterin auftritt und 
der Erblaſſer fiir ihre Verpflichtungen die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft 
übernimmt. Bis zu ſeinem Tode hat der Erblaſſer der Kl. ſoviel 
Mittel zukommen laſſen, daß fie die Miete davon bezablt bat. Für 
die Zeit ſeit dem 1. Juli 1915 hat die Kl. die Miete aus eigenen 
Mitteln, wie ſie angibt, aus ihren Erſparniſſen, bezahlt. Sie begebrt 
von dem beklagten Teſtamentsvollſtrecker Erſtattung dieſer Beträge 
und Freibaltung von der Miete bis zum 1. Oktober 1917 (dem erſten 
Kündiaungstermin). 

Das LG. hat die Klage abagewieſen. Es geht von der Be: 
hauptung der Kl. aus. daß im Nerbältnis der Kl. zu dem Erblaſſer 
vereinbarungsgemäß dieſer die Miete habe zablen bzw. der Kl. habe 
erſtatten ſollen; eine ſolche Vereinbarung ſei nichtig, da nach der von 
der Kl. geſchilderten Sachlage die von dem Erblaſſer angeblich über: 
nommene Verpflichtung zur Mietezahlung ein Aquivalent für die 
geſchlechtliche Hingabe der Kl. darſtellte, die Kl. ſelbſt behaupte, 
„lange Jahre Verhältnis und ſchließlich Braut“ des Erblaſſers 
geweſen zu ſein, ſie, die mittellos ſei, habe die relativ teure Wohnung 
lediglich im Intereſſe des Erblaſſers gemietet, der ihr einen Haus ſtand 
gekauft, den größten Teil ſeiner freien Zeit bei ihr zugebracht und 
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die Kl. überhaupt unterhalten babe; jene angebliche Vereinbarung 
verſtoße daher gegen die guten Sitten. 

In dieſer Begründung werden die Umſtände des Einzelfalls nicht 
genügend gewürdiat. 

Es iſt unbedenklich feſtzuſtellen, daß der Erblaſſer die Kl. zur 
Mietung der Wobnung veranlaßt, ſie damit beauftragt hat. Wäbrend 
er bis dabin ſelbſt eine Wobnung für die Kl. gemietet hatte, iſt es 
bei dem Mieten dieſer Wohnung äußerlich To gewendet, daß die Kl. 


die Mieterin war; im Verhältnis zwiſchen der Kl. und dem Erblaſſer 


aber war er der Mietende. der die Wobnuna für ſich und die Kl. 
haben wollte, und für deſſen Rechnung die Kl., jedoch in eigenem 
Namen, die Wohnung mietete. Aus dieſem Auftrags verhältnis, mit 
dem die Büraſchaftsübernahme durchaus im Einklang ſteht, ergibt 
ſich ohne weiteres, ſofern nicht der Auftrag und deſſen Annabme 
gegen die guten Sitten verſtoßen. die Verpflichtung des Erblaſſers, 
die Kl. von der Miete freimbalten oder ihr ausgelegte Beträge 
zu erſtatten; ob dies noch ausdrücklich vereinbart iſt, iſt unerheblich. 


Es iſt richtia, daß die Erteilung und Annahme eines ſolchen 
Auftrags unſittlich ſein kann. Zwar können, wie ſelbſtverſtändlich 
iſt. Perſonen, die in einem ſogenannten „Verhältnis“ miteinander 
leben, gültige Nechtsgeſchäfte miteinander eingehen, und dieſe haben 
auch dann rechtlichen Beſtand, wenn fie, ohne daß das ſogenannte 
„Nerhältnis“ beſtände, nicht eingegangen fein würden. Aber zwiſchen 
Verſonen, die in ſolchen von der Rechtsordnung mißbilligten Be 
ziebungen leben, iſt es häufia, daß ihre Rechtsgeſchäfte derart von 
unſtttlichen Bewegaründen und Zwecken beherrſcht werden, daß das 
Rechtsgeſchäft als gegen die auten Sitten verſtoßend angeſeben werden 
muß; ſo z. B. wenn ein Darlehn gegeben wird, um ein Mädchen 
zum Geſchlechtsverkebr geſügia zu machen oder zu erhalten. In 
aleicher Weile kann auch der Auftrag eines Mannes an ein Mädchen 
oder eine Frau, in eigenem Namen eine Mobnung zu mieten, unſtttlich 
ſein, wenn nämlich gerade dadurch ein unſittlicher Verkehr ermöglicht 
werden, oder wenn der weibliche Teil gefüaig gemacht oder erhalten 
werden fol oder dergleichen (Hanſcßg. 1906 Beibl. 195), und ins⸗ 
beſondere auch dann, wenn es ſo liegt. wie das LG. annimmt. daß 
in dem Auftrage zugleich eine Zuwendung liegt, die als Entgelt für 
unſittlichen Verkehr zu betrachten iſt. Ein Entgelt, oder wie das LG. 
es nennt, ein Aquivalent, ſetzt ein Abhängigkeitsverhältnis von 
Leiſtung und Gegenleiſtung voraus, fo daß die eine ohne die andere 
nicht gewährt werden würde. 

Im vorliegenden Falle liegen die tatlächlichen Verhältniſſe jedoch 
durchaus anders. Es iſt zu berückſichtigen, daß die Beziehungen der 
Kl. beim Abſchluß des Mietvertrages ſchon neun Jahre lang beſtanden 
und ſich zu einem ſo feſten Bunde geſtaltet hatten, daß beiden die 
Löſung ihrer Bertebunaen fern laa, fie vielmebr beabſichtiaten, zeit⸗ 
lebens daran feſtzuhalten. Tatſächlich haben ſich ja auch beide nach 
Abſchluſ des Mietvertrages bei Ausbruch des Krieges. und zwar noch 
vor Bertehen der Wobnuna durch die Kl., verlobt. Seit einer Reihe 
von Jabren beſtritt der Erblaſſer den Unterbalt der Kl. einſchließlich 
der Wohnung, die er früber in eigenem Namen für fie gemietet 
hatte. Wenn dies bei Abſchluß dieſes Mietvertrages geändert wurde, 
ſo trat dadurch in den Beziehungen zwiſchen dem Erblaſſer und der 
Kl. keinerlei Anderung ein. Es erſcheint ausgeſchloſſen. daß die 
Mietung dieſer Wobnung um jene Zeit iraendwelchen Einfluß auf 
dos Verhältnis zwiſchen der Kl. und dem Erblaſſer ausgeübt baben 
ſollte in der Richtung, daß etwa ohne die Mietung der Wobnung 
ihre Beziehungen ſich gelockert hätten oder abgebrochen wären und daß 
durch die Gewäbrung der Wohnung die Kl. an den Erblaſſer mehr 
gefeſſelt wäre, als ohne dies. Bei dem Verhältnis der beiden Perſonen 
zueinander, das ſich zu einem dauernden geſtaltet hatte, verſtand ſich 
aanz von ſelbſt, daß der Erblafier für eine Wohnung der Kl. forgte; 
Bewegarund und Zweck dieſes Tuns war ſeine in ſeinem Teſtamente 
bezeugte Dankbarkeit und Zuneigung zu der Kl. und die ſeit Jahren 
beſtehende tatſächliche Geftaltuna. daß er den Unterbalt der Kl. be: 
ftritt, dies wurde durch die Mietung der Wohnung ledialich fort⸗ 
geſetzt. In einem ſolchen Falle kann nicht wohl davon die Rede ſein, 
daß Bewegarund oder Zweck des Handelns. oder beides, gegen bie 
auten Sitten verſtoßen, und zwar auch dann nicht, wenn die Woh⸗ 
nung zugleich auch dazu dienen ſollte, den aeichlechtlichen Verkehr der 
Kl. mit dem Erblaſſer fortzuſeten. In Fällen, wie bier, tritt dies 
zu ſebr in den Hintergrund, als daß es noch als die Handlungsweiſe 
beherrſchend angeſehen werden kann. Anders iſt es, wenn die zu be: 
ſchaffende Wobnung weſentlich und überwiegend dem außerehelichen 
Geſchlechtsverkebr dienen Sol und gerade zu dieſem Zweck gemietet 
wird. Es kommt bei dieſer Art von Beziehungen ſtets auf die Ver⸗ 
hältniſſe des Einzelfalls an. 

Dem allgemeinen Empfinden über das, was den guten Sitten 
entſpricht, mag es zuwiderlaufen, eine ſolche Verbindung, wie zwiſchen 
der Kl. und dem Erblaſſer beſtand, zu haben und zu pflegen; wenn 
aber einmal eine ſolche mit dem Gepräge der Dauerhaftigkeit vor⸗ 
handen iſt, ſo kann es nicht als unſittlich gelten, die daraus ſich er⸗ 
sobenden wirtſchaftlichen Folgen auf ſich zu nehmen. Es iſt zu unter: 
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ſcheiden zwiſchen den Rechtsgeſchäften, deren Inhalt nach Beweg⸗ 
gründen, Zweck und Ziel unſittlicher Natur iſt, und ſolchen, die lediglich 
durch ein beſtehendes unſittliches Nerbältnis veranlaßt find. Die 
letzteren find nicht obne weiteres unſittlich, können es aber fein. Im 
vorliegenden Falle iſt der Beweis dafür nicht erbracht. Wenn die 
Beziebungen der Kl. zu dem Erblaſſer ſich aus irgendwelchen Gründen 
bei deſſen Lebzeiten während der Dauer des Mietverhältniſſes gelöſt 
bätten, fo würde der Erblaſſer aus dem Auftrage gebaftet baben und 
ſich auf Unſittlichkeit nicht haben berufen können. (OLG. Hamburg, 
5. 3S., Urteil vom 1. November 1916, Bf. V 388/16.) f 


Mitgeteilt vom Senatspräſident Dr. Mit telſtein, Hamburg. 


. * 
1 
2. Entſchädiaungspflicht für Eingriffe, die durch 
Polizeiverfügungen in wohlerworbene Privatrechte 


erfolgen. 


Der Kläger hatte als Eigentümer eines Grundſtücks ein Recht 
auf Ausnutzung der Kraft einer Waſſerleitung, welche mitten durch 
dichtbevölkerte Teile von Caſſel führte. Der Eigentümer (Fiskus) 
dieſer Leitung war wegen der aus Verunreinigung drohenden öffent: 
lichen Gefahr zur tunlichen Hintanhaltuna ſolcher Verunreinigung 
verpflichtet; er vernachläſſigte dieſe Verpflichtung. Es erging eine 
polizeiliche Verfügung, durch welche die Schließung der Waſſerleitung 
wegen Geſundheitsgefährlichkeit angeordnet wurde. Der hierdurch 
geſchädigte Kläger klagte zunächſt gegen den Eigentümer der Waſſer⸗ 
leitung einen Teilbetrag ſeines Schadens ein und obſiegte aus § 823 
BB. Im Laufe dieſes Rechtsſtreits war der nichteingeklagte 
Schaden gemäß $ 852 BGB. verjährt. Nunmehr ftrengte der Kläger 
eine neue Klage an, in der er von der Stadt Caſſel Erſatz des 
geſamten Schadens verlangte, weil die polizeiliche Verfügung im 
Intereſſe der Bevölkerung dieſer Stadt erfolgt war. Die Stadt⸗ 
gemeinde wendete insbeſondere ein, daß die Haftung aus der oben 
anaeführten gewobnheitsrechtlichen Norm nur dann in Frage kommen 
könne, wenn ein Übeltäter nicht vorbanden fe. Das Os. verwarf 
dieſen Einwand. Aus den Gründen: „Die Beklagte kann ſich 
nicht darauf berufen, daß ſie nur hilfsweiſe hafte. In dem Urteil 
des RG. vom 28. Februar 1911 iſt für eine derartige Haftung der 
Beklagten ebenſowenig ein Anhalt gegeben, wie fie aus allgemeinen 
Rechtsgedanken abgeleitet werden kann. Eine nur hilfsweiſe Haftung 
findet nur da ſtatt, wo ſie das Geſetz oder das Gewohnheitsrecht 
beſtimmt. Die Haftung des Fiskus für den Schaden des Klägers iſt 
ausgeſprochen worden, weil der Fiskus es ſchuldhaft unterlaſſen bat, 
ſeine Reinigungspflicht zu erfüllen und dadurch die Schließung der 
Waſſerleilung und die Behinderung des Klägers in der Ausübung 
ſeines Rechts verurſacht bat. Die Beklagte muß dem Kläger dagegen 
Schadenserſatz leiſten, weil in ihrem Intereſſe die Schließung des 
Grabens angeordnet iſt. Der Kläger hat mithin wegen der gleichen 
Forderung zwei verfchiedene Schuldner. Ob fein Anſpruch gegen den 
Domänenfiskus auf Schadenserſatz wegen Verletzung der Reinigungs- 
pflicht bearündet iſt, ob überhaupt das Verſchulden irgendeines 
Dritten die Schließung der Waſſerleitung notwendig gemacht bat, 
iſt für den bier ſtreitigen Anſpruch gegen die Stadt bedeutungslos, 
während in dem Hauptfall bilfsweiſer Haftung — dem der Bürg⸗ 
ſchaft — der Beſtand der Bürgſchaftsſchuld von dem Beſtand der 
Schuld des Hauptſchuldners abbängig iſt. Die Anordnung des 
Polizeipräſidenten, die die Schadenserſatzpflicht der Beklagten be 
gründete, ſteht in der Reibe des urſächlichen Zuſammenbangs dem 
Schaden des Klägers näher als die Verletzung der Reinigunaspflicht 
durch den Domänenfiskus. Nach alledem iſt der Kläger nicht ver⸗ 
pflichtet, ſich in erſter Linie an den Fiskus zu halten. Er kann 
vielmehr, wie jeder Gläubiger, der mebrere Geſamtſchuldner hat, 
ſo lange von jedem Schuldner die Leiſtung verlangen, bis er von 


Zu 2. Nach der ſtändigen Rechiſprechung des NG. und ber 
herrſchenden Meinung der Rechtslehre gilt im gemeinrechtlichen Rechts: 
gebiet der Rechtsſatz, daß für Eingriffe, die durch Polizeiverfügungen 
in wohlerworbene Privatrechte erfolgen, „entweder der Staat oder 
Dritte, in deren Intereſſe die Polizeiverfügung erlaſſen wurde, Ent⸗ 
ſchädigung zu leiſten habe“ (RG. 72 S. 85—92 = JW. 1909, 743 und 
die dort S. 89 angef. älteren Urteile, ſowie die nicht veröffentlichten 
Urteile vom 28. April 1909, V 367/08, und vom 28. Februar 1911, 
VII 424/10). 

Die bislang kaum erörterte Frage, wie ſich der Anſpruch des 
Geſchädigten gegen den Staat oder den Dritten zu dem Anſpruch 
verhält, der dem Geſchädigten gegen den Übeltäter zuſteht, welcher 
durch unerlaubte Handlung den polizeilichen Eingriff veranlaßt und 
dadurch den Schaden mitverurſacht hat, iſt in der vorliegenden Ent⸗ 
ſcheidung mit Recht dahin entſchieden, daß die Haftung des Staates 
oder des Dritten aus der angegebenen gewohnheitsrechtlichen Norm 
keine ſubſidiäre iſt, ſondern geſamtſchuldneriſch neben der Haftung 
des Abeltäters beſteht. Rechtsanwalt Dr. Mangold, Caſſel. 
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einem befriedigt iſt. Dadurch, daß er einen Anſpruch gegen den 
zahlungsfähigen Fiskus hat, iſt ſein Schaden noch nicht beſeitigt“ 
(OLG. Caſſel, Urteil vom 6. Juni 1916, 2 U. 128/15). 


* * 
* 


3. Zuläſſiger Inhalt des einem Vorerben erteilten 
Erbſcheins, BGB. § 2863. 

Der Erbſchein entſpricht nicht den Vorſchriften in § 2363 Abſ. 1 
BGB. über den Inhalt des einem Vorerben zu erteilenden Erbſcheins. 
Denn danach gehört eine Angabe darüber, ob und inwieweit der 
Vorerbe von den ihn nach dem Geſetz treffenden Verpflichtungen 
befreit iſt oder nicht, in einen ſolchen Eroſchein überhaupt nicht, da 
der Erbſchein zum Ausweiſe des Erben im Rechtsverkehr mit Druten 
und Behörden beſtimmt iſt, hierfür aber deim Vorerben nur die 
geſetzlichen Beſchränkungen ſeines Verfügungsrechts, und nicht auch die 
ihm — lediglich — gegenüber dem Nacherben obliegenden Verpflich⸗ 
tungen von Bedeutung ſind. Soviel aber die Beſchränkungen ſeines 
Verſügungsrechts anlangt, fo tft nach 8 2368 UAdſ. 1 Satz 2 BOB. 
in dem Erbſchein nur die von dem Erblaſſer beſtimmte Abweichung 
von der geſetzlichen Regelung, d. i. eine Befreiung des Vor⸗ 
erben von den Beſchränkungen, anzugeben. Jede ſonſtige Angabe 
iſt nicht nur überfluſſig, ſondern auch geeignet, Mißverſtändniſſe 
hervorzurufen, und muß daher vermieden werden (vgl. KGJ. 29, 65). 
(OLG. Dresden, 6. ZS., Beſchluß vom 11. November 1916, 
6 Reg. 121/16.) 

Mitgeteilt von Geh. IR. OL GRat Dr. Kretzſchmar, Dresden. 


. % 
[ 


4. Freiheitsſtrafe des Geſchäftsführers ift kein Grund 
zur Ablehnung der Eintragung. 


AG. und LG. Bremerhaven haben die beantragte Eintragung von 
S. als Geſchäftsführer abgelehnt, weil der Antragſteller eine langere 
Freiheitsſtraſe verbüßt. Die weitere Beſchwerde (§ 27 586.) iſt 
begründet. 

Über die Qualifikation eines Geſchäftsführers einer G. m. b. H. 
enthält das Geſeß nur die in 8 6 Aoſ. 2 und 3 enthaltenen Bes 
ſtimmungen. ber weitere Qualifikationen enthält das Geſetz keine 
Vorſchriſten. Es beſtehen daher von Geſetzes wegen keine anderen 
Qualifitationserforderniſſe, als die ſich aus allgemeinen Rechtsgrund: 
jagen ergebenden. Es müſſen alſo die Geſchäftsfuhrer pyyſiſche 
Perſonen und geſchäftsfähig fein; ſie brauchen aber keine beſonderen 
Eigenſchaften zu haben, und es iſt rechtsirrig, wenn die Vorinſtanzen 
verlangen, daß der erwählte Geſchäftsführer ſich auf freiem Fuß 
befinden müſſe, cf. Staub⸗ Hachenburg, Komm. zu $ 835 Anm. 56 f. 
(OLG. Hamburg, 1. 3 S., Beſchluß vom 3. November 1916, F. 58/16). 


** % 
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5. Zur Frage der nachträglichen genügenden Ent⸗ 
ſchuldigung des Ausbleibens eines Zeugen in einem Be⸗ 
weistermin (85 381, 576 ZBO.). 


Zu einem am 1. Mai 1916 vor einem erſuchten Richter ans 
geſtandenen Beweistermin war ein Zeuge trog ordnungsmaßiger 
Ladung nicht erſchienen. Er wurde daher von dem erſuchien Richter 
gemäß § 380 PO. zu einer Ordnungsſtrafe und zur Tragung der 
durch fein Ausbleiben entſtandenen Koſten verurteilt. Nachträglich 
erſchien der Zeuge uno machte geltend, daß er infolge eines Irriums 
über die an dieſem Tage neueingefuhrte Sommerzeit den Termin 
verpaßt habe, worauf der erſuchte Richter Beſchluß dahin erließ, daß 


Zu 3. Die Entſcheidung betont noch viel entſchiedener als die⸗ 
jenige des KG. in KGZ. 29, 65 den Grundjag, daß in den Erbſchein 
nichts weiter aufgenommen werden darf, als das Geſetz erfordert 
und zuläßt. Der Inhalt des Erbſcheins iſt durch das Gejeg umgrenzt 
und darf ebenſowenig eingeengt wie ausgedehnt werden. Dem Richter 
ſteht keinerlei arburare Befugnts zu, aus Vorſicht zum Schutze der 
Schwachen ſonſtige Klaufeln dem Erbſchein zuzufügen, da dierdurch 
oft keine größere Klarheit geſchaffen, wohl aber Verwirrung und 
Schaden angerichtet werden kann. 

Geh. Juſtizrat Rausnig, Berlin. 


Zu 4. Das rechtliche Prinzip iſt zweifellos zutreffend. Das 
Regiſtergericht hat nicht über die Eigenſchaften des Geſchaftsführers 
zu wachen. Es wird ſich nur in beſonderen Fällen fragen, ob die 
Ernennung gültig iſt. Der Beſchluß der Beſtellung kann nichtig 
fein, wenn er gegen die guten Sitten verftößt. Das muß nach den 
Umſtänden des Falles beurteilt werden. Es kann dann die Wahl 
eines zu einer längeren Freiheitsſtrafe verurteilten Mannes, namentlich 
im Hinblick auf die Urſache derſelben, durch die Mehrheit der 
Geſollſchafler eine Verletzung der guten Sitten enthalten. 


Hachenburg. 


„der Strafbeſchluß vom heutigen Tage“ aufgehoben werde. In dem 
zu ſeiner Vernehmung erneut anberaumten Termin war der Zeuge 
wiederum nicht erſchienen und wurde erneut zu einer Geldſtrafe und 
zur Tragung der durch ſein Ausbleiben entſtandenen Koſten ver⸗ 
urtetit. Nach Zuſtellung dieſes Beſchluſſes machte er geltend, daß 


die Ladung zu dem zweiten Termin, die einer bei ihm bedienſteten 


Perſon zugeſtellt war, nicht in feinen Beſitz gelangt jet. Der erjuchte 
Richter ertlarte fein Ausbleiben wiederum für entschuldigt und hob 
auch den zweiten „Strafveſchluß“ auf. In der Folge beantragte die 
Betlagte, die beide Termine durch ihren Inhaver und durch ihren 
Prozeßbevollmächtigten hatte wahrnehmen laſſen, Feſiſetzung der ent⸗ 
ſtandenen Reiſekoſten gegen den Zeugen. Der Gerichtsſchrerber des 
Prozeßgerichts lehnte dieſe Feſtſetzung mit der Begrundung ab, daz 
die Beſchluſſe, wodurch dem Zeugen die Koſten auferlegt wurden, 
wieder aufgehoben worden ferien. In ihrer Erinnerung hiergegen 
machte die Beklagte geltend, aus dem Wortlaut der Veſchluſſe des 
erſuchten Nichters gehe hervor, daß dieſer nur die Verurteilung zu 
einer „Strafe“, nicht jedoch diejenige zur Tragung der Koſten wieder 
aufgeyoben habe. Für den Fall, daß das Gericht jedoch bezuglich der 
Auslegung der Beſchluüſſe des erſuchten Richters die Auffaſſung des 
Gerichtsſchreibers teilen ſollte, beantragte die Beklagte gemäß 
§ 576 330. vorſorglich Aufhebung dieſer Beſchluſſe ſelbſt. Sie 
rügte, daß der erſuchie Richter, ohne eine nähere Glaubhaftmachung 
zu verlangen, die Entſchuldigungen des Zeugen als wahr unterſtellt 
habe, und machte weiter geltend, daß die von dem Zeugen angeführten 
Gründe, ſelbſ wenn fie wahr wären, das Ausbleiben nicht zu ent: 
ſchuldigen geeignet ſeien. Das LG. hat ſowohl Erinnerung wie den 
vorsorglich gestellten Antrag zurückgewieſen. Auf Beſchwerde der 
Beklagten bob das OLG. den angefochtenen Beſchluß auf und erklärte 
das gegen den Zeugen angebrachte Koſtenfeſtſetzungsgeſuch für ſtatthaft. 

Aus den Gründen: Dem LG. iſt darin beizuſtimmen, daß der 
erſuchte Richter ſeine in den beiden Terminen erlaſſenen Anordnungen 
nicht lediglich inſoweit aufgehoben hat, als gegen den Zeugen Ordnungs⸗ 
ſtrafen ertannt waren. Die gebrauchte Ausdrucksweiſe, daß der „Straf: 
beſchluß“ aufgehoben werde; laßt ſich für die von der Beklagten ber» 
tretene gegenteilige Auffaſſung nicht verwerten. Da das erſuchte Gericht 
angenommen hat, daß der Zeuge ſein Ausbleiben nachträglich genügend 
entſchuldigt habe, konnte es nur dazu kommen, die getroffenen Anord⸗ 
nungen im Ganzen wieder aufzuheben. Eine andere Auffaſſung hatte 
ausdrücklich zum Ausdruck gebracht werden müſſen. Dagegen hätte 
die Nachprufung der Beſchluſſe des erſuchten Richters ſeldſt ſeitent 
des Prozeßgerichts zur Wiederherſtellung der Beſchlüſſe, wodurch der 
Zeuge in die durch fein Ausbleiben verurſachten Koſten verurteilt 
wurde, führen muſſen, da der Zeuge ſein Ausbleiben in beiden Fallen 
nicht nachtraglich genügend entschuldigt hat. Seine Angabe, er habe 
den Termin vom 1. Mai zufolge eines Irrtums mit Bezug auf die 
neue Sommerzeit verſäumt, iſt weder ohne weiteres glaubhaft, noch 
von dem Zeugen irgendwie glaubhaft gemacht. Der angebliche Irrtum 
wurde den Zeugen aber auch nicht entſchuldigen können, da die Ein⸗ 
fuyrung der Sommerzeit jo oft bekanntgemacht und in der Tages 
piejje ſo eingehend darauf hingewieſen war, daß dem Zeugen ein 
etwaiger Irrtum darüber als Verſchulden angerechnet werden müßte. 
Auch die Entſchuldizung des Zeugen bezüglich der zweiten Verſaumnis 
entbehrt jeder Glaubhaftmachung. Die Vermutung ſpricht dafür, daß 
die dem Dienſtboten behandigte Ladung alsbald an den Zeugen ab: 
gegeben worden iſt; das Gegenteil hätte ausdrücklich glaubhaft gemacht 
werden muſſen. Die etwaige Verſaumnis des Dienſtdoten wäre aber 
auch nicht geeignet, den Zeugen zu entschuldigen; denn dem Zeugen 
wurde als eigenes Verſchulden zur Laſt bleiben, daß er es an den 
erforderiigen Anweiſungen an die Dienſtboten und den eniſprechenden 
Nachfragen hatte fehlen laſſen, woder bejonders in Beiracht kommt, 
dag er nach dem Ausfall des erſten Termins wußte, daß er eine 
neue Ladung zu erwarten hatte. Da mit der Wiederherſtellung der 
fruheren Beſchluſſe des erſuchten Richters der von dem Gerichisſchreiber 
vermißte vollſtreckbare Schuldtitel gegen den Beugen gegeben war, 
war das Koſtenfeſtſetzungsgeſuch für ſtatthaft zu erklären. — (O G. 
Darmſtadt, IL. 38. Beſchluß vom 26. Ottoder 1916, W. 180/16.) 

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Hans Horch, Mainz. 


* * 
* 


6. Eröffnung von Ausländerteſtamenten. 

Die in Alaska verſtorbene Erblaſſerin hatte in H. (Provinz 
Hannover) Grunddeſitz. Sie hinterließ ein in Handen des Beſchwerde⸗ 
fuhrers in H. befindliches Teſtament, das dieſer dem AG. H. mit 


Zu 6. Die Entſcheidung iſt von höchſt praktiſcher Wichtigkeit; 
fie wird namentlich auch fur die Teſtamente der in Deutſchland 
befindlichen Kriegsgefangenen von Bedeutung ſein. 

Das KG. hat in älteren Beſchlüſſen (vgl. KGJ. 86 A 85; 
41 A 6 ff.) das deutſche Nachlaßgericht zur Vornahme allet Maß⸗ 
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Antrag auf Eröffnung überreichte. Wegen der amcrikaniſchen Staats⸗ 
angehörigkeit der Erblaſſerin hielten Vorinſtanzen den Antrag für 
unbegründet. KG. hat aufgehoben und zur Eröffnung angewieſen. 

Über die Zuſtändigkeit deutſcher Gerichte zur Eröffnung von 
Ausländerteſtamenten herrſcht in der Rechtslehre keine Mbereinftimmung. 
Joſef bejaht die Zuſtändigkeit allgemein aus Zweckmäßigkeitsgründen 
(JW. 1912, 1025); Planck (3) Anm. 3 zu Art. 25 EGBGB. und 
Habicht⸗Greiff, Internationales Privatrecht 201 befürworten ſie für 
den Fall, daß das deutſche Gericht das Ausländerteſtament in amtlicher 
Verwahrung hat (§ 2261 BGB.). Demgegenüber legt Schlegelberger, 
FGG. (2) 8 84 Anm. 4 ſowie Gruchots Beitr. 59, 251, entſcheidendes 
Gewicht darauf, daß die Normen über Teſtamentseröffnung erbrechtliche 
Vorſchriften find, jo daß die Eröffnung durch ein deutſches Gericht 
dann nicht in Frage komme, wenn bereits feſtſtehe, daß der Nachlaß 
ſachlich allein dem ausländiſchen Recht unterſtehe. Zu abſchließender 
Entſcheidung der Streitfrage iſt hier kein Anlaß. Nach dem Recht 
der Vereinigten Staaten von Nordamerika richtet ſich die Vererbung 
von Grundeigentum eines Amerikaners nach dem Recht des Staates, 
in dem das Grundſtück liegt (Vocke, Handbuch der Rechtspflege in 
den Vereinigten Staaten; v. Bar, Theorie und Praxis des inter⸗ 
nationalen Privatrechts (2) Bd. 2, 309 Anm. 30; Böhm, Handbuch 
der internationalen Nachlaßbehandlung (2) 31; Habicht⸗Greiff a. a. O. 
194; Story, Commentaries on the Conflict of Laws foreign and 
domestic (2) Ch. IX 8 474 S. 677, RG. in IW. 1912, 22; 
BadXRpr. 1910, 89). Für den Grundbefttz der Erblaſſerin greift alſo 
das deutſche Recht Platz. In einem ſolchen Fall darf ſich das AG., 
deſſen örtliche Zuſtändigkeit nach §8 73 Abſ. 3 FGG. gegeben iſt, der 
Eroffnung nicht entziehen, denn die deutſchen Rechtsvorſchriften ſind 
ſtets anzuwenden, wenn auch nur für einen Teil des Nachlaſſes ein 
Erbgang nach deutſchem Recht ſtattfindet. (KG., 1. 3S., Beſchluß 
vom 7. Dezember 1916, 1 X. 305/16.) 


Landgerichte. 


1. Unzuläſſigkeit einer Feſtſtellungsklage auf An: 
erkennung der Vaterſchaft gegen die geſetzlichen Erben 
des Kindsvaters, der kein Vermögen hinterlaſſen hat. 


Das AG. hatte, nachdem der Nachweis erbracht war, daß aus⸗ 
ſchließlich der Gefallene während der Empfängniszeit der Kinds⸗ 
mutter beigewohnt habe, den Beklagten dem Klageantrag gemäß 
verurteilt. Auf Berufung des Beklagten wies das LG. die Klage 
mit folgender Begründung ab: 


Die Vorausſetzungen zu einer diesbezüglichen Feſtſtellung in der 


nahmen, die auf Sicherung des Nachlaſſes abzielen, alſo auch zur 
Sorge für die Ablieferung und vorläufige Aufbewahrung von Teſta⸗ 
menten in denjenigen Fällen für zuſtändig erklärt, in denen die Be⸗ 
erbung des auslandiſchen Erblaſſers ſich materiell nach fremdem 
Rechte vollzieht. — Auch das LG. München I (Bay Rpfl. Z. 12, 405 
= 3356. 13, 367) hält die Abgabe uneröffneter Ausländerteſta⸗ 
mente an die ausländiſche Nachlaßbebörde für unzuläſſig und verlangt 
die Eröffnung durch das deutſche Gericht, in deſſen Bezirk ſich die 
Verfügung von Todes wegen befindet. 

Dieſe Grundſätze gelten nur inſoweit, als nicht Staatsverträge 
etwas anderes beſtimmen, insbeſondere die Fürſorge für die Hinter⸗ 
laſſenſchaft ausſchließlich der Konſularbehörde des Heimatſtaates des 
Erblaſſers vorbehalten. Vgl. z. B. Art. 4 der deutſch⸗ ruſſiſchen 
Nachlaßkonvention vom 12. 11. (31. 10.) 1874, die allerdings nach 
der herrſchenden Anſicht (vgl. SächſJ M., SächſRpflA. 15, 194; 
Weißler, DNot Z. 15, 624; Schlegelverger, Gruchots Beitr. 59, 227) 
für die Zeit des Kriegs außer Kraft getreten iſt. D. S. 


Zu 1. Wenn auch gegen das Urteil vom formal juriſtiſchen 
Standpunkte aus wohl nichts eingewendet werden kann, ſo iſt doch 
das Reſultat ein nicht zufriedenſtellendes. 

Wie ſoll auf andere Weiſe feſtgeſtellt werden, wer als Vater 
des unehelichen Kindes zu gelten hat, wenn die für die unehelichen 
Kinder von Gefallenen in Ausſicht geſtellte Waiſenrente, die kommt 
und kommen muß, beanſprucht wird. 

Soll in dieſem Falle etwa die Feſtſtellungsklage gegen den 
Fiskus erhoben werden? 


Rechtsanwalt Dr. Schwarzmann, Aſchaffenburg. 


Richtung gegen die Eltern des Kindsbaters liegen nicht vor. 
Vermögen hat der Kindsvater nicht hinterlaſſen. ö 

Wenn Klagepartei ihr Intereſſe an der Erhebung der ſelb⸗ 
ſtändigen Feſtſtellungsklage darauf ſtützt, daß nach der Bundesrats⸗ 
verordnung vom 21. Januar 1916 auch das uneheliche Kind Anſpruch 
auf Kriegeunterftügung habe, wenn der Vater im Felde ſteht, ſowie 
darauf, daß eine Erweiterung der Geſetzgebung dahingehend in Aus: 
ſicht ſteht, daß die unehelichen Kinder gefallener Soldaten eine 
Waiſenrente erhalten, fo tft dem entgegenzuhalten, daß die Bes 
ſtimmung des 52 Ziff. 3 a. a. O. nicht in Frage kommt, da dieſer 
Anſpruch mit dem Tode des Kindsvaters erloſchen iſt und ſonach 
auch von einem ÜUbergange auf die Erben nicht die Rede fein kann; 
zukünftige Anſprüche ſind aber im Sinne des 8 256 BGB. überhaupt 
nicht feſtſtellbar (Freudenthal Anm. 3 zu $ 256). 


Die Feſtſtellungsklage hätte nur dann Ausſicht auf Erfolg, wenn 
das klagende Kind ein Intereſſe daran hätte, daß die Vaterſchaſt, 
wenn auch nicht gegen alle, ſo doch gegen die geſetzlichen Erben des 
Kindsvaters feſtgeſtellt würde (Rechtſpr. d. OLG. Bd. 21 S. 244). 
Da ein ſolches Intereſſe nicht nachgewieſen ſei, ſei die Klage auf 
Feſtſtellung abzuweiſen. Die Feſtſtellung der Vaterſchaft iſt nur 
wichtig für den Unterhaltsanſpruch des unehelichen Kindes; ſie hat 
nur vermögensrechtliche Bedeutung, RGRRom. zu 8 1717. (28. 
Aſchaffenburg, Urteil vom 14. November 1916, F. 15/16.) 


* * 
* 


‚2. Aufhebung eines Schiedsſpruchs wegen Inhalt⸗ 
loſigteit des Urteils des Berufungsſchiedsgerichts; da⸗ 
durch herbeigeführte Unwirkſamkeit des Schiedsvertrags. 


Auf Grund eines Schiedsvertrags der Parteien iſt zwiſchen ihnen 
vor dem Schiedesgericht der Produktenbörſe zu Chemnig am 26. Januar 
1916 ein des Naheren begründetes Urteil und von ihrem Berufungs⸗ 
ſchiedsgerichte am 19. April 1916 ein Urteil des Inhalts ergangen: 

Die von XN. eingelegte Berufung wird zurückgewieſen, und das 
Urteil der 1. Inſtanz vom 16. Januar 1916 wird beſtätigt. Dasſelbe 
erlangt damit Rechtskraft. Die Koſten des Berufungsſchiedsgerichts 
betragen 155 „ und find dieſe vom Berufungskläger X. zu tragen. 

Dieſe Urteile ſind nach ihrer Zuſtellung beim Amtsgerichte zu 
Waldenburg niedergelegt worden. Der Kläger klagt auf deren Auf⸗ 
hebung, weil das zweite Urteil keine Gründe habe. Das AG. hat 
die Klage abgewieſen. Die Beruſung hatte Erfolg. 


. Gründe: Sind auch an die Gründe eines Schiedsgerichtsurteils 
nicht die ſtrengen Anforderungen wie an die Entſcheidungsgründe 
eines ſtaatlichen Gerichts zu ſtellen, ſo muß doch auch von einem 
Schtedsgerichtsurteile verlangt werden, daß deſſen Begründung nicht 
bloß eine inpaltlofe Formel iſt. Eine ſolche iſt der Satz: das Urteil 
der I. Inſtanz vom 26. Januar 1916 werde beſtätigt. Sie läßt dem 
Zweifel Raum, ob damit nicht bloß der verfügende Teil des angefoch⸗ 
tenen Urteils, ſondern auch die Begründung hat betroffen werden 
ſollen, ob nach der Anſicht des Beruſungsſchiedsgerichts ſich das Urteil 
bloß im Ergebnis oder auch in den einzelnen Erwägungen als richtig 
herausſtellt; fie gibt keinerlei Aufſchluß darüber, ob in II. Inſtanz 
neue Behauptungen aufgeſtellt worden ſind und, wenn das der Fall 
war, welche Bedeutung ihnen zugemeſſen worden iſt. Deshalb kann 
in ihr eine Begründung nicht erblickt werden; das Schiedsgerichtsurteil 
vom 19. April 1916 tft demnach mit dem Mangel des § 1041 Ziff. 5 
ZPO. behaftet und unterliegt der Aufhebung. Mit dem Urteile vom 
19. April war zugleich auch das vom 26. Januar 1916 aufzuheben, 
obwohl dieſes hinreichend begründet iſt. Mit der Aufhebung des 
Urteils vom 19. April iſt der Schiedsvertrag nicht nur bezüglich des 
Berufungsverfahrens — RG., Warneyer 4, 153 —, fondern im 
ganzen unwirkſam geworden. Weil die Schiedsgerichtsordnung der 
Chemnitzer Produktenbörſe, der ſich die Parteien für ihre Streitigkei 
unterſtellten, in $ 16 eine II. Inſtanz vorſieht, fo iſt im Zweifel nicht 
anzunehmen, daß die Parteien ſich auch dann der Schiedsgerichts⸗ 
ordnung unterſtellt hätten, wenn ſich hinterher ergeben follte, daß 
infolge einer Aufhebung des zweitinſtanzlichen Schiedsgerichtsurteils 
eine nochmalige Nachprüfung des erſtinſtanzlichen durch das Berufungs⸗ 
gericht nicht mehr erfolgen könne und ſie ſich nunmehr mit einer 
Inſtanz begnügen müßten. Mit dem Unwirkſamwerden des geſamten 
Schiedsvertrags iſt auch das Verfahren vor dem erſtinſtanzlichen 
Schiedsgericht unzuläſſig geworden ($ 1041 Ziff. 1 30.) und bes: 
halb erſtrebt der Kläger mit Recht auch die Aufhebung des Urteils 
vom 26. Januar 1916. — (LG. Chemnitz, Urteil vom 21. Oktober 
1916, 2 De. 44/16.) 

Mitgeteilt von Aſſeſſor Dr. Cerf, Leipzig. 


Für die Abhandlungen und Aufſätze verantwortlich: Juſtizrat Julius Magnus, Berlin NW. 7, Dorotheenſtraße 41; 


ſür die Literaturbeſprechungen und die kleinen Mitteilungen: In Vertretung Rechtsanwalt Dr. Drucker, Leipzig, 
Druck: W. Moeſer Buchdruckerei, Berlin 8. 14. 
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